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Cabet,  Etienne, 

geb.  in  Dijon  am  1.  I.  1788^  gest  am  8.  XI. 
1856  in  St.  Louis  (Ter.  Staaten).  Anfänglich 
Advokat,  dann  während  der  Aera  des  weissen 
Schreckens  nnter  Lndwiff  XVIII.  Parteigänger 
der  Republikaner  und  Mitglied  des  Carbonari- 
bundes.  Nach  der  Julirevolution  wurde  er  zum 
Generalprokurator  in  Corsica  ernannt,  aber 
schon  em  Jahr  später,  seiner  Opposition  gegen 
die  neue  Verfassung  wegen,  wi^er  abgesetzt. 
1^2  gründete  Gäbet  das  Journal  „Le  Populaire'', 
worin  er  Ludwig  Philipp  in  beleidigender 
Weise  angriff  und  einer  ihm  deswegen  zuer- 
kannten zweijährigen  Gefängnisstrafe  sich  durch 
die  Flucht  nach  lägland  entzog.  Hier  erfolgte 
seine  Umwandlun«^  zum  Kommunisten  und, 
eingeschlossen  in  die  Amnestie  von  1839,  kehrte 
er  nach  Frankreich  zurttck,  wo  unter  dem  Ein- 
flüsse der  Lektüre  der  „Ütopia**  des  Thomas 
Morus  sein  Staatsroman  .Ikarien'',  worin  er 
sein  kommunistisches  Creao  niedergelegt,  er- 
schien. Der  Roman  als  solcher  hat  nichts  vor 
ähnlichen  phantastischen  Gemälden  sozialistisch- 
kommunistischer  Glückseligkeitschimären  voraus, 
aber  er  machte  seinen  Autor  in  Arbeiterkreisen 
als  denjenigen  eines  Mannes  bekannt,  auf 
welchen  das  Volk  in  kritischen  Zeiten  zählen 
konnte,  eine  Meinung,  zu  der  auch  Cabets  Zeit- 
schrift „Le  Populaire",  die  er  1841  wieder 
hatte  aujQeben  lassen,  das  ihrige  beitrug.  Für 
uns  hat  der  Cabetsche  Roman  nur  das  Inte- 
resse, das  weiter  unten  besprochene  Programm 
der  kommunistischen  Yerfassung  seines  Zu- 
kunftsstaates kennen  zu  lernen.  Im  Februar 
1848  sandte  Gäbet  seine  ersten  Pioniere,  be- 
stehend in  einem  Trupp  von  69  Ikariern  nach 
den  Vereinigten  Staaten,  um  im  Staate  Texas 
von  dem  Land  der  Verheissunff  am  Red  River 
Besitz  zu  nehmen.  Aus  der  Smen  zugewiese- 
nen unkultivierbaren  Wüstenei  er^b  sich,  dass 
Gäbet  das  Opfer  eines  betrügerischen  Land- 
spekulanten geworden  war.  Nach  dem  Miss- 
Lücken  dieser  ersten  veranstaltete  der  Apostel 
der  Ikarier  Ende  Oktober  1848  eine  zweite  Ex- 
pedition, welche  nahe  an  400  Köpfe  zählte  und 
der  er  selbst  im  Dezember  nachfolgte.  Die 
ehemalige  Mormonenstadt  Nauvoo  am  Mississippi 
im  Staate  Illinois  wurde  zur  ersten  Ansiedelung 
der  Ikarier  ausersehen,  deren  Entwickelung 
seit  dem    Jahre    1850    in    zufriedenstellender 

Haadwörterbach  der  Staatswisaenschaftea.    Zweite 


Weise  vor  sich  ging.  Eine  seitens  der  Mit- 
glieder der  verunglückten  ersten  Expedition 
gegen  Gäbet  auf  Grund  angeblich  betrügeri- 
scher Vorspiegelungen  erzielte  Verurteilung 
wefifen  escroquerie  wurde  1861,  infolge  der  per- 
sdmichen  Intervention  des  Verurteilten,  im 
Wege  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens 
annulliert.  Nach  seiner  Freisprechung  kehrte 
Gäbet  nach  Nauvoo  zurück,  aber  die  Macht  des 
Diktators  über  die  Kolonisten  war  gebrochen, 
es  entstanden  Spaltungen  unter  ihnen,  und  der 
Vater  der  Ikarier  wurde  mit  seinen  Anhängern, 
die  in  der  Minderheit  gegen  die  G^ner  des 
Diktators  waren,  aus  der  Gemeinschaf t  ausge- 
stossen,  welche  Schmach  Gäbet  nicht  überlebte. 
Am  1.  XI.  1856  zog  er  mit  seinen  Getreuen 
nach  St  Louis  und  schon  am  9.  XI.  hatte  er 
aufgehört  zu  leben.  Die  weiteren  Zwisti^- 
keiten  der  Ikarier  zu  verfolgen,  würde  zu  weit 
führen.  Nur  so  viel  soll  noch  bemerkt  sein, 
dass  die  Fraktion  Jung-Ikaria,  nachdem  sie  in 
Jova  850  Morgen  Landes  erworben  und  sich 
dort  1884  unter  dem  Namen  Ikaria-Speranza 
konstituiert  hatte,  einer,  allem  Anscheine  nach, 
sehr  günstigen  Entwickelung  entgegensieht. 

Gäbet  war  kein  unbedingter  Kommunist, 
sondern  nur  ein  radikaler  Schwärmer  für  die 
Verwirklichung  der  Utopie  der  Verbrüderung 
von  Kapital  und  Arbeit.  Erst  in  der  Verfas- 
sung des  ikarischen  Staatswesens  wird  das 
System  der  Gütergemeinschaft  vom  ihm  prokla- 
miert; doch  soll  dasselbe  zunächst  nicht  unver- 
mittelt, sondern  mit  Schonung  erworbener  Be- 
sitzrechte in  Kraft  treten  und  nur  bei  Todes- 
fällen von  Ikariern  der  Staat  Besitz  von  der 
Erbschaftssubstanz  ergreifen.  Auch  Gäbet  hält 
das  Banner  der  Unveräusserlichkeit  der  Men- 
schenrechte hoch,  aber  das  Triumvirat  von 
Freiheit,  Gleichheit  und  Brüderlichkeit  zeigt  in 
Gabets  Idealstaate  eine  andere  Physiognomie 
als  in  der  gössen  fi'anzösischen  Revolution,  wo 
es  die  politische  und  soziale  Emancipation  des 
dritten  Standes  glorifizierte.  Allerdmgs  sieht 
auch  Gäbet  in  der  Errungenschaft  der  Freiheit 
die  erkämpfte  Machtvollkommenheit  eines  Vol- 
kes, sein  eigener  Gesetzgeber  zu  sein,  die  so- 
ziale Gleichheit  jedoch  des  Apostels  der  Ika- 
rier ähnelt  derjenigen  in  einem  grossen  staat- 
lichen Arbeitsnause,  worin  jedes  männliche 
Wesen  vom  18.  bis  zum  65.  Lebensjahre,  jedes 
weibliche  vom  17.  bis  zum  50.  Jahre,  täglich  je 
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nach  der  Jahreszeit  sechs  his  sieben  Stunden 
hindurch,  nur  mit  Unterbrechung  einer  halb- 
stündigen Mittagspause,  seine  Arbeit  verrichtet, 
die  übrigens  jeder  nach  seiner  Befähigung  sich 
auswählen  darf.  Die  gewerblichen  etc.  Erzeug- 
nisse dieser  Produktivassociation,  welche  im 
Princip  die  individualistische  Wirtschaftsord- 
nung bekämpft,  kommen  der  Gesamtheit  zu  gute 
und  werden  gleichmässig  unter  die  Genossen 
beiderlei  Geschlechts  verteilt.  Wohnungs-  und 
Eleidungsuniformität  ist  ebenfalls  vorgeschrie- 
ben und  für  sämtliche  Mitj^lieder  der  Ikarier- 
kolonie besteht  eine  gemeinsame  Zeit,  wo  sie 
(abends  um  10  ühr)  sich  zur  Nachtruhe  nieder- 
zulegen haben.  Diese  ebenso  pedantische  als 
tyrannische  Beschränkung  der  Willensfreiheit 
des  Individuums  gleichmütig  zu  ertragen,  ist 
nur  Fanatikern  des  Kommunismus  gegeben. 
Einen  äusseren  Arbeitszwang^,  da  jeder  sich 
selbst  beaufsichtigt,  giebt  es  nicht,  und  in  dem 
Bewusstsein  des  genossenschaftlichen  Opfertums 
für  eine  grosse  Idee  liegt  ja,  wie  die  zahl- 
reichen Anhänger  Owens  bewiesen  haben,  eine 
nicht  zu  unterschätzende  mächtige  Anregung. 
Nun  weiss  man  nicht,  war  es  em  politischer 
Schachzug  oder  ein  ethisches  Bedürfnis  Cabets, 
dass  er  die  Frauengemeinschaft  für  ausge- 
schlossen erklärt,  dass  er  Ehe,  Familienleben 
und  öffentliche  Moral  in  Schutz  nimmt,  dass  er 
Duldung  der  verschiedensten  Eeligionen  und 
Sekten  vorschreibt,  deren  erstere  sämtlich  den 
Theismus  anerkennen  müssen,  während  im  übri- 
gen die  Bibel  als  Menschenwerk  verworfen,  die 
Göttlichkeit  Christi  geleugnet,  Christus  selbst 
nur  gefeiert  wird  als  Verkündiger  des  Evan- 

geliums  der  Freiheit,  Gleichheit  und  Brüder- 
chkeit.  Man  konnte  daran  zweifeln,  dass  es 
Cabet  gelingen  werde,  an  der  Stätte,  wo  früher 
die  Mormonen  dem  Kultus  der  Vielweiberei  ge- 
huldigt., die  Monogamie  für  Ikarien  aufrecht 
zu  erhalten,  da  man  sich  nicht  verhehlen  durfte, 
dass  Gütergemeinschaft  die  Franengemeinschaft 
einschliesst,  und  sobald  die  Gleichheit  des  mate- 
riellen Gebrauchs-  und  Genussgüterbesitzes  her- 
gestellt, auch  diejenige  der  sexuellen  Gemein- 
schaft der  kommunistischen  Begehrlichkeit  zuge- 
standen werden  müsse,  aber  die  Thatsachen  haben 
derartige  Annahmen  widerlegt,  und  sowohl  die 
1879  auf  ihrer  ursprünglichen  Niederlassung 
sesshaft  gebliebenen  alten  ikarischen  Kolonisten, 
die  sich  aber  gleichwohl  jetzt  „Neuikarier" 
nennen,  als  diejenigen  Elemente,  welche  die 
Verfassung  der  „ikarischen  Gemeinde"  ange- 
nommen und  an  Steile  der  alten  Cabetschen 
Satzungen  ein  neuzeitliches  sozialistisches 
Staatswesen  gegründet  und  u.  a.  auch  das 
Frauenwahlrecht  proklamiert  haben,  sind  der 
Monogamie  und  damit  der  Achtung  vor  der 
sozialen  und  politischen  Gleichstellung  der 
Weiber  treu  geblieben. 

Von  Cabets  Schriften  seien  hier  erwähnt: 
Voyage  en  Icarie,  1.  Aufl.  u.  d.  T. :  Voyage 
et  aventures  de  Lord  W.  Carrisdale  en  Icarie. 
Trad.  de  TAnglais  de  Francis  Adams  par  Th. 
Dufruit,  2  Bde.,  Paris  1840;  dasselbe,  2.  Aufl. 
u.  d.  T. :  Voyage  en  Icarie,  ebd.  1843 ;  dasselbe, 
3.  Aufl.,  ebd.  1845;  dasselbe,  4.  Aufl.,  ebd. 
1846;  dasselbe,  ö.  Aufl.,  ebd.  1848;  dasselbe  in 
deutscher  üebers.  von  Wendel-Hippler  (Pseudo- 
nym für  G.  AUhusen),  ebd.  1847.  —  Comment 
je  suis  communiste  et  mon  cr^do  communiste, 


Paris  1840;  dasselbe,  deutsch  von  Wendel-Hippler 
(Pseud.  für  G.  Allhusen).  —  Douze  lettres  d'un 
communiste  k  un  r^formiste  sur  la  communaute, 
Paris  1841;  dasselbe,  deutsch  u.  d.  T.:  Die 
neue  Sittenverbesserung  durch  die  ikarische 
Gemeinschaft  (von  G.  AUhusen),  Kiel  1860.  — 
Almanach  Icarien  für  die  Jahre  1843— 1848  und 
1852.  —  Le  vrai  christianisme  suivant  Jesus- 
Christ,  Paris  1846;  dasselbe,  2.  Aufl.  1847; 
dasselbe,  3.  Aufl.  1848.  —  Bealisation  de  la 
communaute  (Uvraison  1  ä  8),  Paris  1847.  — 
E^alisation  d'Icarie,  correspondance  de  Nauvoo 
(livr.  1  k  6),  Paris  1849.  —  Notre  proc^s  en 
escroquerie,  Paris  1849.  —  Lettre  a  Parche- 
v§que  de  Paris  en  reponse  ä  son  mandement 
du  8  juin  1851,  Paris  1851.  —  R6forme  ica- 
rienne,  Paris  lö53.  —  Reponse  du  citoyen 
Cabet  ä  quelques  objections  sur  la  reforme 
(icarienne  du  21  nov.  1853),  Paris  1854.  — 
Colonie  ou  r^publique  icarienne  dans  les  Etats- 
Unis  d'Amerique,  son  histoire,  Paris  1855  (eine 
Cabet  fälschlich  untergeschobene  Schrift). 

Vgl.  über  Cabet  und  die  Ikarier:  L.  Stein, 
Der  Sozialismus  und  Kommunismus  des  heuti- 
gen Frankreichs,  2.  Aufl.,  Leipzig  1848,  S.  528  ff. 
—  Sudr6,  Histoire  du  communisme,  6.  6d., 
Paris  1856.  —  Engländer,  Geschichte  der 
französ.  Arbeiterassoziationen,  Bd.  II,  Hamburg 
1848,  S.  101—174.  —  Shaw,  Ikaria,  New-York 
und  London,  1884;  dasselbe,  deutsch  von  Ja- 
cobi,  Stuttgart  1886.  —  Lexis,  Cabet  im  H.  d. 
St.  1.  Aufl.,  Bd.  n,  S.  801  ff.  —  Stammhammer, 
Bibliographie  des  Sozialismus,  Jena  1893.  — 
H.  Lux,  Etienne  Cabet  und  der  ikarische  Kom- 
munismus, Stuttgart  1894.  —  Katscher,  Was 
in  der  Luft  liegt,  Leipzig  1899,  S.  4  ff. 

Lippert, 


Cairnes^  John  Elliot, 

geb.  zu  Castle  Bellingham  am  26.  XII.  1823,  gest. 
am  8.  VII.  1875.  Seine  1856  übernommene 
Professur  der  politischen  Oekonomie  in  Dublin 
vertauschte  er  1859  mit  der  Professur  der  Na- 
tionalökonomie und  Jurisprudenz  an  dem  iri^ 
sehen  Qaeen's  College  in  Galway.  1866  siedelte 
er  nach  London  Über,  wo  er  am  Üniversity 
College  Vorlesungen  hielt.  Caimes  war  der 
begabteste  Schüler  St.  Mills  und  wurde  später 
der  schärfste  Kritiker  seines  Lehrers.  Er  ist 
ein  Anhänger  und  scharfeinniger  Interpret  der 
orthodoxen  Schule  und  hat  u.  a.  die  Smith- 
Eicardo-Millsche  Wertlehre  vertieft  und  erwei- 
tert. In  seinen  „Leading  principles  of  polit. 
economy"  (s.  u.)  ^iebt  er  u.  a.  einen  kritischen 
Kommentar  zu  liills  „Principles  of  poliücal 
economy"  unter  hauptsächlichster  Berücksichti- 

fung  der  Lehren  von  Angebot  und  Nachfrage, 
er  Produktionskosten  und  der  Lohnfonds- 
theorie. Hinsichtlich  letzterer  erklärt  er  das 
Ricardosche  Theorem  als  das  einzig  richtige, 
wonach  diejenigen  Gesetze,  welche  die  Lohnbe- 
wegung bestimmen,  auf  die  Kapitalvermehrung 
nach  Wert  und  Quantität  zurückführen.  Sein 
bekannter  Satz,  dass  den  steigenden  Goldbedarf 
eine  Steigerung  der  Warenpreise  und  der 
Löhne  für  persönliche  Dienstleistungen  begleite, 
hat  für  die  Gegenwart  längst  seine  Geltung 
verloren. 


Caimes — Campanella 


Von  seinen  Schriften  in  ßnchform  nen- 
nen wir: 

Tbe  character  and  lofical  method  of  poli- 
tical  economy,  London  1857;  dass.,  2.  ed.  1875. 

—  The  slaTe  power,  Dnblin  1862;  dass.,  2.  ed. 
1863.  —  University  edncation  in  Ireland,  a 
lettre  to  J.  S.  Mill,  London  1866.  —  Essays  in 

Solitical  economy  theoretical  and  applied,  Lon- 
on  1873.  —  Woman  snffrage ,  a  reply  to  Gold- 
win  Smith,  London  1874.  —  Some  leadinff  prin- 
ciples  of  political  economy  newly  explained, 
London  1874 ;  dass.,  2.  ed.  1884. 

Er  veröffentlichte  in  Zeitschriften:  1.  Edin- 
burgh Beview,  1860:  Papers  on  the  effect  of 
the  Anstralian  and  Califomian  gold  discoveries. 

—  2.  Fortnightly  Review :  eine  Anzahl  Artikel, 
in  seinem  Todesjahre  noch  die  interessante 
Kritik :  Mr.  Herbert  Spencer  on  social  evolntion. 

—  3.  Journal  of  the  Statistical  and  Social  In- 
qniry  Society  of  Ireland  (Dnblin),  yol.  1, 18&6,'ö6 : 
Effect  of  war  on  prices.  —  Vol.  II,  1867/60: 
Laws  according  to  which  a  depreciation  of  the 
precions  metals,  etc. 

Vgl.  über  Caimes:  L.  H.  Conrtney,  Caimes 
fnecrology):  Times,  No.  9.  VII.  1875.  —  H. 
fawcett,  Caimes  (necrology):  Fortnightly  Rev., 
Angnst  1875.  —  Cliffe  Leslie,  Essays  in  politi- 
cal and  moral  philosophy,  2  nd  ed.,  Dublin  1888. 

—  Palgrave,  Dictionary  of  political  economy, 
ToL  I,  London  1894.  LtpperU 


CalTin,  Johann, 

geb.  zu  Noyon  in  der  Picardie  am  10.  VII.  1509, 
gest.  zu  Genf  am  24.  V.  1564. 

Das  Leben  des  grossen  Reformators,  des 
kirchlichen  und  weltlichen  Diktators  zu  Genf, 
der,  1538  erst  daraus  verbannt,  seit  1541  wieder 
an  der  Spitze  der  dortigen  Verwaltung  stand,  ist 
bekannt  Seine  staatspolitische  Raison  bevorzugt 
von  den  verschiedenen  Regierungsformen  die 
aristokratische  Oligarchie.  Er  eifert  gegen  das 
,^von  Gottes-Gnadentum"  der  Monarchen,  denen 
er  Verachtung  der  Religion  und  des  Rechtes  vor- 
wirft, welche  schwere  Anklage  sich  selbstredend 
nur  gegen  die  mehr  oder  weniger  erblich  be- 
lastesen  französischen  und  italienischen  Fürsten 
im  16.  Jahrhundert  richtet.  Seine  volkswirt- 
schaftlichen Anschauungen  berühren  sich  in  vie- 
len Punkten  mit  seiner  gesetzgeberischen  Thä- 
tigkeit,  der  es  Genf  verdankte,  dass  es  unter 
den  reformierten  schweizerischen  Kantonen 
hinsichtlich  des  Gewerbflelsses ,  Handels  und 
Verkehrs,  des  National-  und  Privatwohl- 
standes den  ersten  Rang  einnahm.  Vagabunden 
und  Arbeitsscheue  wurden  in  Genf  nicht  gedul- 
det, die  unverschuldet  in  Armut  geratenen  Ar- 
beiter aber  unterstützt.  Als  Feind  jedes  unnüt- 
zen Aufwandes  bestrebte  sich  Calvin  durch 
seine  Lnxusfifesetzgebung  die  alte  schweizerische 
Sittenreinheit  wi^er  herzustellen  und  nament- 
lich dnich  seine  Eleiderordnung  die  gute  Sitte 
zn  schützen  und  den  Sinn  für  Sparsamkeit  zu 
kräftigen.  Auch  mehr  ans  ethischen  als  aus 
hygienischen  Gründen  verbot  Calvin  in  seiner 
äiegesetzgebnng  die  Heiraten  zwischen  Bluts- 
Terwandten.  Als  Zinstheoretiker  verteidigt 
er  die  Rechtmässigkeit  der  Kapitalzinsen  und 
verwirft  das  kanonische  Zinsverbot 


Seine  gesammelten  Werke  (Joannis  Calvin! 
Noviodunensis  opera  omnia)  erschienen  in  9  Teilen, 
Amsterdam  1667.  Eine  neue  Ausgabe,  wovon 
Bd.  I — LV  im  C^orpus  Reformatorum ,  voL 
XXIX-LXXXV  (Braunschweig  1863—1897)  er- 
schienen, nähert  sich  ihrem  Ende. 

Vgl.  über  Calvin:  Weber,  Geschichtliche 
Darstellung  des  Calvinismus  im  Verhältnis  zum 
Staat,  Heidelberg  1836.  —  Wiskemann,  Dar- 
stellung der  in  Deutschland  zur  Zeit  der  Re- 
formation herrschenden  nationalökonomischen 
Ansichten,  Leipzig  1861.  —  Ludwig  Elster, 
Johann  Calvin  als  Staatsmann,  Gesetzgeber  und 
Nationalökonom,  i.  d.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat, 
Bd.  XXXI,  Jena  1878  (S.  163—223). 

lApperL 


Campanella^  Tommaso, 

wurde  am  5.  IX.  1668  in  Stilo  fCalabrien)  ge- 
boren. Seine  von  den  Hemmschunen  der  Aristo- 
telischen Philosophie  befreiten  naturwissenschi^ 
lich-kosmolo^chen  Forschungen,  die  er  in  dem 
Werke  „Pmlosophia  sensibus  demonstrata'' 
niedergelegt,  erhob  diesen,  dem  Dominikaner- 
orden angehörigen  jugendlichen  Mönch,  der  sich 
bei  öffenuichen  Disputationen  als  kenntnisreicher 
eklektischer  Dogmatiker  hervorthat,  weit  über 
das  metaphysische  Durchschnittswissen  seiner 
Zeit,  welche  von  der  Erkenntnis  der  physischen 
Phänomene  durch  Sinneswahmehmung  keine 
Ahnung  hatte.  Sein  feuriger  Geist,  der  auch 
astrologischen  und  kabbalistischen  Studien  mit 
Leidenschaft  sich  hingab,  seine  mit  dem  Unter- 
gang der  politischen  Staaten-  und  der  telluri- 
schen  Weltordnung  sich  beschäftigende  ruhelose 
Einbildungskraft  schöpfte  aus  den  Geheimnissen 
der  Kabbtüa  stets  neuen  Stoff  zu  prophetischen 
Verkündigungen  des  bevorstehenden  Anbruchs 
einer  grossen  Zeit,  als  deren  Messias  er  sich 
träumte,  hervorgegane^n  aus  dem  Sie^e  des 
Wissens  über  das  Nichtwissen,  der  Gewissheit 
über  den  Zweifel.  Es  konnte  nicht  ausbleiben, 
dass  Campanellas  geistliche  Vorgesetzte  Aerger- 
nis  an  dem  anstössigen  Treiben  des  Mönches 
nahmen  und  ihm  (1598)  ein  kleines  Kloster  in 
seiner  Vaterstadt  als  Aufenthaltsort  anwiesen. 
Dort  wurden  von  seinen  meist  aus  Klosterbrü- 
dern bestehenden  Anhängern  Konventikel  abge- 
halten, auf  denen  dann  Campanella  an  die 
schwärmerischen  Mönche  eine  mit  mystischem 
Beiwerk  verbrämte  begeisterte  Ansprache  hielt 
des  Inhaltes,  dass  von  Kalabrien  aus  die  Auf- 
richtung des  Universalreiches  der  befreiten 
Geister  auf  den  Trümmern  der  alten  Gesell- 
schaftsordnung sich  vollziehen  werde.  Eine  an- 
geblich von  ihm  und  seinen  Anhängern  bei 
diesen  Zusammenkünften  gegen  Spanien  ange- 
zettelte Verschwörung  hatte  Campanella,  aer 
hartnäckig  diese  Anklage  als  grundlos  zurück- 
wies, auch  nach  mehiSach  wiederholten,  alle 
Glieder  auseinander  reckenden  Folterungen, 
beim  Leugnen  verharrte,  mit  langjähriger  Ein- 
kerkerung in  Neapel  zu  büssen;  mehrere  aufs 
Geratewohl  als  Rädelsführer  herausgegriffene 
Mitgefangene  wurden  hingerichtet  und  von  der 
angeblichen  Verschwörung  verlautete  nur,  dass 
eine  solche  allerdings  in  Catanzaro  in  Calabrien 
entdeckt  worden  sei,  ein  Ort,  den  aber  weder 
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Campanella 


Gampanella  noch  einer  seiner  Mitgefangenen 
jemals  betreten  hatte.  Der  Intervention  des 
Papstes  Urban  VIII.  verdankte  der  im  Jahre 
lÖ^  zu  lebenslänglichem  Gefängnis  verurteilte 
Campanella  1626  seine  Freilassung.  Er  wurde  in 
Born  interniert;  blieb  dort  zwar  auf  freiem  Fusse, 
wurde  aber  von  der  heiligen  Inquisition,  die 
noch  mit  ihm  we£;en  einer  kabbalistisch -theo- 
sophischen,  ihn  der  Ketzerei  verdächtigenden 
Scnrift  abzurechnen  hatte,  nicht  aus  dem  Auge 

Belassen.  Erst  16B4  s^elang  es  ihm,  unter  dem 
chutze  des  Grafen  de  Noailles  Frankreich  zu 
erreichen,  wo  er  am  21.  XI.  1639  in  einem 
Pariser  Kloster  sein  weniger  thaten-  als  hoch- 
strebender Gedanken  überreiches  Leben  be- 
schloss. 

Während  Campanellas  Gefangenschaft  entstand 
1611,  zu  der  Zeit,  wo  der  calabrische  Mönch 
bereits  etwas  menschenwürdiger  behandelt  und 
mit  Schreibmaterial  versehen  wurde,  sein  Staiats- 
roman  „Civitas  solis"  (s.  u.],  der  in  der  Dispo- 
sition mehr  an  Piatos  „Staaf,  in  der  Ausfüh- 
rung mehr  an  „Utopia^  des  Thomas  Morus  sich 
anlennt,  aber  zahlreiche  Stellen  aufweist,  wo 
die  Phantasie  des  Dominikanermönches  in  ihrer 
ganzen  südlichen  Glut  aufloht.  Der  Sonnen- 
Btaat  bildet  eine  kommunistische  Hierarchie, 
an  deren  Spitze  der  Oberpriester  (der  Meta- 
physiker)  gestellt  ist,  der  zu  seiner  Seite  die 
drei  Unterpriester  hat:  Macht  (Potestas),  Weis- 
heit (Sapientia)  und  Liebe  (Amor).  Die  Civitas 
solis  Desteht  aus  einer  Stadt  mit  sieben  koncen- 
trischen  Kreisen,  deren  jeder  aus  palastähnlichen 
Gebäuden  sich  zusammensetzt;  jedes  dieser  Ge- 
bäude gleicht  nach  der  äusseren  Seite  einer  mit 
Fortifikationen  und  einer  Gallerie  für  die  Ver- 
teidiger versehenen  Citadelle,  während  eine 
tleiche  gedeckte  Gallerie  auch  an  der  inneren 
eite  sich  entlang  zieht  Die  Wände  dieser 
GaUerieen  tragen  bildnerischen,  aus  Fresken  nach 
aussen,  aus  Gemälden  nach  innen  bestehenden 
Schmuck,  der  in  pädagogischer  Hinsicht  eine 
reiche  Auswahl  von  Gegenständen  des  Anschau- 
ungsunterrichts für  die  Jugend  der  Sounenbür- 
ger  bildet.  Im  Innern  der  Paläste  leben  die 
Bewohner  des  Sonnenstaates  nicht  auf  einzelne 
Haushaltungen  verteilt,  sondern  eine  grosse 
Kommunistengemeinde  bildend,  in  der  das  ein- 
zelne Individuum  vollständig^  verschwindet,  in 
der  nur  der  Gattungsbegriff  erhalten  bleibt, 
wie  bei  Eigentum  und  Familie  nur  der  KoUek- 
tivb^riflF. 

Die  Campanellasche  Einsetzung  des  vier- 
stündigen Arbeitstages  der  Solarier  enthält  in 
ihrer  Segründungbereits  Keime  der  Smithschen 
Arbeitsteilung^.  Diese  vier  Stunden  angestreng- 
ter Thätigkeit  genügen  nämlich  nur  zur  Her- 
stellung des  Gleichgewichts  zwischen  Produktion 
und  Konsum,  wenn  die  Arbeiter  beiderlei  Ge- 
schlechts nicht  allein  geschickt  und  arbeits- 
freudi^,  sondern  auch  vielseitig  in  der  Produk- 
tion, d.  h.  in  verschiedenen  Gewerbszweigen 
ausgebildet  sind,  woraus  sich  das  gegenseitige 
Indiehandarbeiten  oder  die  Teilung  der  Arbeit 
von  selbst  ergiebt.  Uebrigens  ist  auch  dadurch 
für  raterteilende  Werkmeister  gesorgt,  dass 
Aufseher  in  den  einzelnen  Arbeitssälen  ihres 
Amtes  walten.  Die  Hausinspektoren  sind  nicht 
absichtslos  in  den  inneren  Organisationsplan 
des  Sonnenstaates  aufgenommen ;  sie  bestimmen 
die  Wohnungen  in  den  Häusern  und  die  Schlaf- 


plätze in  den  gemeinsamen  Schlaf sälen  für  jedes 
einzelne  menschliche  Lebewesen  auf  die  Maxi- 
maldauer von  sechs  Monaten,  da  ein  längerer 
Aufenthalt     an    einer    und    derselben    Stätte 
einer  antikommunistischen  Sesshaftigkeitsgefühl- 
schwärmerei  Nahrung  verleihen  könnte.     Die 
.Liebe''   ist  das  vielbeschäftigste  Ministerium 
des  Sonnenstaates,   ihr  unterstehen  nicht   nur 
die  Einrichtungen  zur  Ermunterung:  und  Ueber- 
wachung  der  menschlichen  Fruchtbarkeit,  son- 
dern auch  diejenigen  der  Felder,  Obstplantagen 
und  Viehzüchtereien ;  auch  gehört  es  zu  H^n 
Obliegenheiten,   alle   für  des  Lebens  Notdurft 
und  Nahrung  erforderlichen  Produkte  (Speisen, 
Kleider  etc.),    wenn  sie   verlangt  werden,   in 
jeder  Qualität  und  Quantität  in  Bereitschaft  zu 
nalten.    Ihre  schwierigste  Aufgabe  aber  ist  es, 
das  Problem  zu  lösen,  ohne  bindende  Ehe,  aber 
auch  ohne  freie  Liebe  den  geschlechtlichen  Ver- 
kehr der  Sonnepbürger  dergestalt  zu  regeln,  dass 
keine  wesentliche  Yerrückung  der  numerischen 
Stärke  beider  Geschlechter  nach  oben  oder  nach 
unten  hin  stattfindet.    Die  Einzelheiten  der  amt- 
lichen Zusammenführung  der  zur  sexuellen  Ver- 
mischung nach  einer  Art  Zuchtwahl  auserkorenen 
Personen  ist  mit  einem  Cynismus  behandelt, 
der  den  üppigen  Schilderungen  eines  Meursius 
und  Aretino  wenig  nachgiebt.    Erst  mit  dem 
21.  Lebensjahre  bei  Jünglingen,  mit  dem  19. 
bei  Jungfrauen  beginnt  die  von  der  Regierung 
festgesetzte  Begattun^zeit;    da  aber  die  ein- 
zelnen Paarungen  nadi  einer  bestimmten  Zeit 
wieder  getrennt  werden,  würde  die  Bezeichnung 
Ehe  für  solche  Vereinigungen  eine  Blasphemie 
sein.    Das  Ministerium  „Potestas*'  hat  die  krie- 
gerische Ausbildung  der  jugendlichen  Solarier 
beiderlei  Geschlechts,   welche  schon  mit   dem 
12.    Jahre    zum    Waffendienst     herangezogen 
werden,  zu  leiten.     Die  Religion  des  Sonnen- 
staates  ist  ein  dem  Pantheismus  sich  nähernder 
und  in  der  Gestalt  der  Sonne,  die  demgemäss 
verehrt  wird,  sich  verkörpernder  Theismus,  der 
von  der  katholischen  Kirche  das  Institut  der 
Beichte  entlehnt  hat,  welch  letztere  Campanella 
von   den  Beamten  seines  Phantasiestaates  ab- 
nehmen lässt,  eine,  abgesehen  von  ihrer  ritu- 
ellen  Anstössigkeit,    der   Staatsklugheit    eines 
Macchiavelli  würdige  Einrichtung. 

Von  Campanellas  Schriften  sind  zu  nennen : 
Civitas  solis  vel  de  reipublicae  idea  dlalogus 
poeticus  (a.  u.  d.  T.:  Realis  philosophiae  epi- 
logisticae,  pars  III:  Politica,  appendix,  Frank- 
furt, Tob.  Adami,  1620:  dasselbe,  Neudruck, 
ebenda  1623;  dasselbe,  als  vol.  II  der  unvoll- 
endet gebliebenen  Gesamtausgabe  der  Werke 
Campauellas,  Paris  1637;  dasselbe,  Neudruck, 
ültrejecti  1643;  dasselbe,  italienische  Ueber- 
setzung:  La  cittä  del  Sole,  Lui^ano  1836;  das- 
selbe, französ.  üebers.  von  Villegardelle :  La 
cit6  du  Soleil,  Paris  1841 ;  dasselbe,  französ. 
Uebers.  in  Campanella,  oeuvres  choisies,  avec 
une  pr6face  de  Mme.  L.  Colet,  Paris  1844.  — 
Monarchia  dl  Spagna,  (Rom  ?)  1620 ;  dasselbe  in 
deutscher  Uebersetzung  u.  d.  T.:  Von  der  spa- 
nischen Monarchy,  aussführliche  Bedencken,  wel- 
cher massen  von  dem  König  in  Hispanien,  der 
gantzen  Weltbeherrschuuff  etc.  o.  0.   1623.  — 

Vgl.  über  CampanelTa:  Villegardelle, 
Einleitung  zu  der  oben  angeführten  Ueber- 
setzung des  Sonnenstaates.  —  Sudre,  Histoire 
du  communisme,  4  6d.,  p.  197 — 204.   —  R.  v^ 
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Mohl,  Gesch.  etc.  der  Staatswissengchaften,  Bd. 
I,  S.  184ff.  —  E.  S.  Cyprianms,  Vita  Th. 
Campanellae,  2.  ed.,  Amstelod.  1721.  —  Bal- 
dacnini,  Vita  di  Campanella,  Napoli  1847.  ~ 
Berti,  Öampanella,  in  der  Nnova  Antolo^a 
1878,  und  Nnoyi  Docnmenti  su  T.  CampaneUa, 
Roma  1881.  —  L.  Amabile,  Fra  T.  Campa- 
nella^  la  sna  congiora,  i  snoi  processi  e  ia  sua 
pazzia,  3  vol.,  Nap.  1882.  —  Derselbe,  Fra 
T.  Campanella  ne  castelli  di  Napoli,  in  Roma 
ed  in  Parigi.  Con  10  opnscoli  del  C.  ine- 
diti,  2  vols.,  Nap.  1886.  —  F.  KleinwÄchter, 
Die  Staatsromane,  Wien  1891,  S.  öOflf.  — 
Schlaraffia  politica,  Leipzig  1892,  S.  71  ff.  — 
Lexis,  Tommaso  Campandla:  H.  d.  St.  1.  Aafl. 
Bd.  II,  Jena  1891,  S.  803 ff.  —  Georg  Adler, 
Idealstaaten  der  Renaissance  (More-Rabelais- 
Oampanella):  Annalen  d.  D.  Reichs,  Jahrg. 
XXXII,  Nr.  6,  München  1899. 

Lippert. 


cnrso  sobre  la  edncaciön  popnlar  de  los 
artesafios  j  sn  fomento  (1775);  Apendice  a  la 
educacion  populär  (1777?);  die  erste  dieser 
Einzelausgaben  ist  von  Göriz  u.  d.  T. :  Abhand- 
lung Yon  der  Unterstützung  der  gemeinen  In- 
dustrie in  Spanien,  Stuttgart  1778,  übersetzt 
worden. 

Vgl.  über  Campomanes :  Biographie  univer- 
selle, Bd.  VI,  Paris  1812,  S.  649/652.  —  Ersch 
und  Gruber,  Encyklopädie,  Teil  XV,  Leipzig 
1826,  S.  63ff.  —  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd.  II,  Jena 
1891,  S.  806  f. 

lAppert 


Campomanes,  Don  Pedro  Bodrignez, 

Graf  Ton, 

geb.  am  1.  VII.  1723  zu  Santa  Enlalia  de  Sor- 
riba  in  Asturien.  Vom  Sachwalter  (1746)  in 
Madrid  wurde  er,  nach  Bekleidung  mehrerer 
hoher  Aemter  (1789),  Präsident  der  kgl.  Kammer. 
Er  starb  als  Staatsrat,  wozu  ihn  Karl  IV.  von 
Spanien  (1791)  erhoben,  am  3.  U.  1802. 

Campomanes  hat  seine  bevorzugte  Stellung 
als  hoher  Staatsbeamter  zum  Besten  seines  Vater- 
landes durch  wesentliche  wirtschaftliche  Einrich- 
tungen und  Verbesserungen  ausgenutzt.  Genannt 
seien  nur  die  Errichtung  einer  National- 
bank, die  Aufhebung  der  Getreidezölle,  die  Ein- 
führung des  freien  Getreidehandels  durch  die 
Pragmatica  vom  11.  VU.  1765  und  die  Hebung 
der  Landwirtschaft,  wovon  besonders  Estrema- 
dura  (die  heutigen  Provinzen  Cazerea  und  Ba- 
dajoz)  profitierte.  Auch  ist  es  ihm  zu  verdanken, 
dass  der  sterile  und  gebirgige  Boden  der  Sierra 
Morena  anbaufähig  gemacht  wurde.  In  „Tratado 
de  la  regalia  de  la  amortizaciön"  etc.  (s.  u.) 
bekämpfte  er  die  wirtschaftlichen  Nachteile  der 
Anhäufung  der  Güter  in  toter  Hand  und  vindi- 
zierte der  spanischen  Regierung  das  Recht,  die 
Besitzübertnkgnngen  zu  Gunsten  der  toten  Hand 
zu  beschränken.  Auch  die  durch  seine  schrift- 
stellerische Thätigkeit  für  Hebung  der  Industrie 
und  des  Volksunterrichts  gegebenen  Anregungen 
Bind  in  ihren  Wirkungen  nicht  zu  unterschätzen. 

Von  seinen  SchrSten  mögen  nur  die  zwei 
bedeutendsten  Werke  hier  genannt  werden :  Tra- 
tado  de  la  regalia  de  la  amortizaci6n,  en  el  quäl 
se  demuestra  por  la  serie  de  las  varias  edsides 
desde  el  nacimiento  de  la  iglesia  en  todos  los 
siglos  y  paises  catolicos  el  uso  constante  de  la 
antoridad  civil  nara  imj^edir  las  ilimitadas 
ena^enaciones  de  bienes  raices  en  iglesias,  com- 
munidades  j  otras  manos  muertas,  etc.  Madrid 
1766.^iervon  erschienen  zwei  italienische  Ueber- 
setzungen,  zu  Venedig  eine  2  bändige  und  zu 
Ifaüana  (1777)  eine  3  nändige.)  —  ^cnrso  so- 
bre el  fornento  de  la  industria  populär  y  su 
educacion,  6  vols.,  Madrid  1774—1777.  (Dieses 
Sammelwerk  enthält  folgende  auch  in  Einzel- 
aoffifaben  erschienene  Schriften:  Discurso  sobre 
ellomento  de  la  industria  populär  (1774) ;  Dis- 


Canard,  Nicolas  Fran^ois, 

geboren  gegen  1755  zu  Moulins,  seit  1795  Pro- 
fessor der  Mathematik  an  der  Ecole  centrale  in 
Paris,  gest.  in  seiner  Vaterstadt  1833. 

Er  war  der  erste,  der  sich  zu  volkswirt- 
schaftlichen Untersuchungen  algebraischer  For- 
meln bediente.  Das  Gesetz  der  Arbeit,  das  er 
in  seiner  preisgekrönten  Schrift  (s.  u.)  darlegt, 
beruht  nach  ihm  wie  die  Statik  auf  dem  Prin- 
cip  des  Gleichgewichts  des  Hebels,  auf  dem 
Selbstinteresse  zwischen  Käufer  und  Verkäufer 
von  Arbeit.  Hierauf  begründet  er  folgende 
Notpreistheorie:  Der  notwendige  von  dem 
Existenzerfordemis  des  Arbeiters  bedingte  Ar- 
beitslohn bildet  nach  unten  zu  die  Preisgrenze ; 
gelingt  es  dem  Arbeitskäufer,  den  Lohn  unter 
das  Existenzminimum  des  Verkäufers  herabzu- 
drücken, so  wird  letzterer  fortfahren,  seine  Ar- 
beit notgedrungen  aber  nur  solange  dafür  los- 
zuschlagen, als  seine  durch  mangelhafte  Nah- 
rung abnehmende  Kraft  es  gestattet.  Erst  wenn 
dann  für  diesen  Hungerlohn  keine  Arbeit  mehr 
zu  haben,  wird  der  notwendige  Arbeitslohn 
wieder  in  Kraft  treten.  Canard  ist  ferner  der 
Vater  der  Marxschen  Lehre  von  der  soge- 
nannten Surplusarbeit.  C'anard  beantwortete 
die  vom  Preisgericht  gestellte  Frage,  ob  es  zu- 
treffe, dass  in  einem  vorwiegenden  Agrarstaate 
jede  Gattung  von  Steuern  das  Grundeigentum 
belaste,  als  Smithianer.  Die  preisgekrönte 
Schrift  führt  den  Titel:  Principes  d'economie 
politique,  ouvrage  couronnee  par  Tlnstitut  na- 
tional etc.  Paris  1801;  dasselbe  in  2  deutschen 
Uebersetzungen  Ulm  1806  und  Augsburg  1824 
(die  letztere  von  J.  Volk). 

Vgl.  über  Canard:  Strelin,  Geschichte  der 
Staats  Wissenschaften,  Erlangen  1827,  S.  171.  — 
Steiulein,  Volkswirtschaftslehre,  München  1831, 
S.  124.  —  Bertrand,  Canard  (Jonmal  des  Savants), 
Paris  1883,  S.  499.  —  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd.  II, 
S.  807  u.  Bd.  VI,  S.  118. 

Lippert 


Cancrin  (Kankrin) ,  Georg  Graf  TOn, 

geb.  am  8.  XII.  1774  zu  Hanau,  studierte  und 
emigrierte,  gelangte  auf  Grund  seines  Buches 
über  Truppenverpflegung  (s.  u.)  von  1811  ab 
zu  hohen  militärischen  Würden,  zuletzt  zum 
Amt  eines  Generalintendanten  sämtlicher  russi- 
scher Armeeen,  stand  1823 — 1844  an  der  Spitze 
des  russischen  Finanzministeriums  und  starb  zu 
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Fawlowsk,  unweit  St.  Petersburg,  am  21.  IX. 
1845. 

Der  „Colbert  Busslands*',  wie  Graf  Cancrin 
in  seiner  Eigenschaft  als  Finanzminister  ge- 
nannt zu  werden  verdient,  verschmähte  kein 
noch  so  extremes  merkantilistisches  Mittel,  das 
^anze  wirtschaftliche  Leben  Busslands  unter 
Sie  finanzielle  Botmässigkeit  der  Krone  zu 
bringen.  Er  erreichte  dies  durch  Anlage  gross- 
artiger, durch  hohe  Zölle  geschützter  Staats- 
manufakturen, welche  der  einheimischen  Privat- 
industrie nur  einen  sehr  beschränkten  Absatz- 
markt gönnten,  durch  ein  ökonomisches  Ab- 
sperrungssystem Busslands  von  dem  Auslande, 
durch  Erschwerung  des  inneren  Verkehrs,  durch 
Einschüchterung  des  Privatkredits.  In  seiner 
Schrift  „Weltreichtum,  Nationalreichtum**  etc. 
(s.  u.],  deren  Spitze  sich  gegen  das  seine  In- 
teressensphäre immer  weiter  ausdehnende  Eng- 
land richtet,  unternimmt  er  den  etwas  aben- 
teuerlichen Versuch,  denjenigen  materiellen  An- 
teil, welchen  die  einzelnen  Nationen  am  Welt- 
reichtum haben,  durch  ihren  auf  dem  Wege  der 
Participation  zu  ermittelnden  Anspruch  an  die 
immateriellen  Güter  des  Universums  zu  ergänzen 
bezw.  die  durch  Länderranb  und  andere  eigen- 
nützige Aneignungen  erlangten  Vorteile  den 
?:eschädigten  Nationen  wieder  zuzusprechen, 
n  seinem  Buche  „Oekonomie  der  menschlichen 
Gesellschaft''  (s.  u.)  gelangt  er  an  der  Hand 
einer  die  Produktion  und  Konsumtion  der  Güter 
und  die  Besteuerung  derselben  behandelnden 
Untersuchung  zu  dem  wieder  auf  England  ge- 
münzten Besultat,  dass  das  soziale  Wohlbenn- 
den  einer  staatlichen  Gemeinschaft  Über  dem 
Buhme  der  bedeutendsten  Produktion  stehe. 

Von  seinen  Schriften  gehören  nur  die  drei 
oben  erwähnten  hierher: 

Ueber  die  Verpflegung  der  Truppen,  St. 
Petersburg  1809.  —  Weltreichtum,  National- 
reichtum und  Staatswirtschaft  oder  Versuch 
neuer  Ansichten  der  politischen  Oekonomie,  St. 
Petersburg  1821  (erschien  anonym).  —  Oeko- 
nomie der  menschlichen  Gesellschaft  und  das 
Finanzwesen,  St.  Petersburg  1845. 

Vgl.  über  Cancrin:  Kautz,  Geschichtliche 
Entwickelung  der  Nationalökonomik,  Wien 
1860,  S.  657.  —  Besobrasoff,  De  Pinfluence  de 
la  science  6conomique  sur  la  vie  de  TEurope  mo- 
derne, St.  Petersbourg  1867.  —  Boscher,  Ge- 
schichte der  Nationalökonomik,  München  1874, 
S.  813  f.  —  Ad.  Schmidt,  Ueber  Cancrins  Finanz- 
verwaltung in  Buss.  Bevue,  Bd.  Vn.,  St.  Peters- 
burg 1875.  —  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  III.,  Leipzig  1876,  S.  742  f. 

Lippert 


Cantillon,  Bieliard, 

von  irischer  Abkunft  und  von  unbekanntem  Ge- 
burtsjahr, besetzte  sich  als  Kaufmann  in  Lon- 
don und  errichtete  später  ein  Bankgeschäft  in 
Paris.    Er  starb  am  15.  V.  1734  in  London. 

Dieser  Vorgänger  Quesnays  hat  in  seinem 
unten  aufgeführten  Buche  die  Quintessenz  der 
physiokratischen  Lehre  gegeben,  indem  er  schon 
zu  Beginn  der  Schrift,  von  englischen  Agrar- 
verhältnissen ausgehend,  Grund  und  Boden  als 
Quelle  alles  Beichtums  erklärt  und  später  auf 
S.  159  folgendes  entwickelt:  In   England  hat 


der  Pächter  nach  der  gewöhnlichen  Sachlage 
drei  Beuten  zu  berechnen:  1)  die  eigentliche 
oder  Hauptrente,  welche  er  von  dem  Er- 
trage der  Pachtung  an  den  Grundeigen- 
tümer zahlt,  2)  diejenige  Beute,  welche 
dem  Pächter  seinen  Unterhalt  und  den- 
jenigen der  Leute  und  Pferde,  die  er  in  der 
Ackerwirtschaft  beschäftigt,  einbringt,  3)  dann 
die  Beute,  welche  seinen  Untemehmergewinn 
ausmacht.  Wenn  Cantillon  ausser  den  direkt 
von  der  Landwirtschaft  Lebenden  als  Mitglieder 
der  menschlichen  Gemeinschaft  noch  Handwer- 
ker, Künstler  und  Kaufleute  anführt,  so  sind 
damit  die  unproduktiven  Stände  der  Physio- 
kraten  gemeint,  denn  er  sagt  von  diesen  drei 
Klassen,  dass  sie  in  letzter  Linie  (d.  h.  nicht 
unmittelbar]  ihren  Unterhalt  von  dem  Grund- 
besitzer bezögen.  Es  mag  noch  bemerkt  wer- 
den ,  dass  zu  den  wenigen  Autoren ,  die  von 
Adam  Smith  ciüert  werden,  auch  Cantillon 
gehört. 

Dfits  betreffende  Buch  betitelt  sich:  Essai 
sur  la  nature  du  commerce  en  g^n^ral. 
Traduit  de  TAnglois,  Londres  1755.  Der 
Verfasser  ist  auf  dem  Titel  nicht  genannt, 
und  das  englische  Original  dieser  Uebersetzung 
ist  unbekannt.  (Für  Londres  ist  Paris  zu  lesen, 
welche  typographische  Täuschung  nur  den 
Zweck  hatte,  die  Aufmerksamkeit  auf  ein  der- 
artiges unter  falscher  Verlagsortflagge  segeln- 
des Buch  zu  lenken ;  auch  Amsterdam  wurde 
häufig  in  analoger  Weise  als  falsche  Druck- 
firma für  Schriften  gebraucht,  die  man  als  Gen- 
surflüchtlin^e  gelten  lassen  wollte.)  Dasselbe, 
Neudruck,  in  Bd.  III  der  frzs.  Uebersetzung 
von  Humes  PoUtical  discourses,  hrsg.  von  Mau- 
villon  (1761);  dasselbe,  facsimilierter  Neudruck 
(veranstaltet  von  Ch.  F.  Dunbar)  Boston  18i^. 

—  Eine  englische  Uebersetzung  des  französi- 
schen Textes,  in  der  aber  besonders  wichtige 
Stellen  der  Ausgabe  von  1755  weggelassen 
sind,  erschien  u.  d.  T.:  The  analysis  of  trade, 
commerce^  coin,  bullion,  banks,  and  foreign  ex- 
changes,  where  in  the  true  principles  of  this 
usefui  knowledge  are  fully  out  briefljr  laid 
down  and  explained ,  to  give  a  dear  idea  of 
their  happy  consequences  to  society,  when  well 
regulated,  taken  chiefly  from  the  ms.  of  a  very 
ingenious  gentelemen  deceas'd,  and  adapted  to 
the  present  Situation  of  our  trade  and  commerce, 
by  Philip  Cantillon,  late  of  the  city  of  London, 
merchant.  (London  1759.)  —  Eine  italienische 
Uebersetzung  von  Fr.  Scottoni  erschien  in  Ve- 
nedig 1767. 

Vgl.  über  Cantillon :  Arthur  Young,  Politi- 
cal  arithmetick,  2.  Teil,     London  1779,  S.  29. 

—  V.  Sievers,  Turgots  Stellung  in  der  Geschichte 
der  Nationalökonomie  (Jahrb.  f.  Nat.,  Bd.  XXII, 
Jena  1874,  S.  158  ff).--W.  St.  Jevons,  Bichard 
Cantillon  and  the  nationality  of  political  economy 
(Contemporary  Beview),  London  1881,   Januar. 

—  National  biography  ed.  by  Leslie  Stephen, 
Bd.  Vm,  London  1886,  S.  455  f.  —  St  Bauer, 
Zur  Entstehung  der  Physiokratie  (Jahrb.  f.  Nat 
u.  Stat,  N.  F.  Bd.  XXI,  Jena  1890,  S.  113  ff.,  bes. 
S.  144 ff).  —  Marshall,  Principles  of  economics, 
Bd.  I,  London  1890,  S.  53  n.  —  H.  d.  St.  1. 
Aufl.  Bd.  n,  Jena  1891,  S.  808.  —  Palgrave, 
Dictionary  of  Political  economy,  Bd.  I,  London 
1894,  S.  214  ff.  lAppert. 
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Carey,  Henry  Charles, 

geb.  am  15.  XII.  1793  zu  Philadelphia,  gest. 
ebendaselbst  am  13.  X.  1879;  dem  publizisti- 
schen Bernf  seit  1835  angehörend,  war  er  vor- 
her im  Geschäft  seines  Vaters,  des  Besitzers 
einer  der  bedeutendsten  Verlagsbuchhandhmgen 
Amerikas,  thäti^. 

Careys  Gesdlschaftsdoktrin  will  als  Wissen- 
schaft .deijenigen  Gesetze  betrachtet  sein,  denen 
der  Mensch  bei  seinen  Anstrengungen  unter- 
worfen ist,  seine  Individualität  und  seine  Asso- 
ciationskraft  mit  anderen  Menschen^  nach  Mass- 
gahe  der  fortschreitenden  Population,  bis  zur 
grösstmögstlichen  Vollkommenheit  zu  steigern. 
In  der  C^ejschen  Gesellschaft  sollen,  im  Gegen- 
satze zu  dem  einseitigen  Smithschen  Reichtums- 
ziel fOr  die  menschlicne  Arbeit,  neben  den  pro- 
duktiven auch  die  unproduktiven  Dienste  im 
^u^alte  der  grossen  Völkerfamilie  in  Betracht 
kommen.  Seine  Yerteilun^lehre  schliesst  sich 
insofern  an  seine  Associaüonsidee  an,  als  die 
von  ihm  bei  fortschreitender  Volkswirtschaft 
behauptete  absolute  und  relative  Zunahme  des 
Ajiteils  der  Arbeiter  am  Arbeitsprodukte  that- 
sächlich  seit  dem  mächtigen  Aufschwünge  der 
arbeiterfreundlichen  Genossenschaftsbewegunjg 
eingetreten  ist,  eine  Bewegung,  welche  die 
Beute  der  einzelnen  Kapitalsten  relativ  ge- 
schmälert, die  Gesamtrente  des  aufgesammelten 
Kapitals  dagegen  erhöht  hat  Es  widerspricht 
dies  den  be^lgÜchen  Ausführungen  von  Malthus 
und  Bicardo,  ohne  dieselben  aber  zu  entkräften, 
indem  der  gegenwärtige  Zustand  der  geringeren 
Verzinsung  des  EinzeUiapitals  z.  B.  durch  Auf- 
hebung der  Koalitionsrechte  der  Arbeiter  sich 
wesentlich  zu  Gunsten  der  Kapitalrente  des 
Staats-  und  Privateigentums  an  den  Produk- 
tionsmitteln verschieben  würde.  Nach  Carey 
lumn  nun  die  eigentliche  produktive  Associa- 
tionskraft  der  Menschen  erst  durch  Schutzzölle 
erreicht  werden.  In  seinen  vor  1848  erschienenen 
Schriften  bekennt  er  sich  noch  zum  Freihandels- 
system, in  „the  past,  the  present  and  the  fnture'^ 
(s.  u.)  giebt  er  dasselbe  auf,  und  in  seinen 
„letters  to  the  President  on  the  foreign  etc. 
policy*'  befürwortet  er  die  Einführung  einer 
strengen  Schutzzollpolitik  für  die  Vereinigten 
Staaten,  die  denn  auch  in  dem  Tarif  vom  14. 
Vn.  1862  inauguriert  wurde.  Dieser  Careysche 
Systemwechsel  stützt  sich  auf  interne  amerika- 
nische Verhältnisse  und  schien  zunächst  nichts 
Weiteres  zu  bezwecken  als  den  Fernhandel  zu 
unterdrücken  und  nur  den  Nah-  oder  Binnen- 
handel zu  protefi^ieren,  zu  welchem  Zwecke  eine 
grössere  Anzam  landwirtschaftlicher  Kultur- 
centren sich  vornehmlich  über  die  West-  und 
•Südstaaten  erstrecken  ^  industrielle  Anlagen 
neben  der  Bohproduktion  von  Baumwolle  und 
anderen  Nutzpflanzen,  Erzen,  Brotfrüchten  etc. 
entstehen  und  ein  unmittelbarer  Austausch 
«wischen  Bodenpioduktion  und  Manufakten  bei 
einer  Decentralisation  der  Bevölkerung  statt- 
&iden  sollte.  Alsdann  wurde  das  Protektions- 
^stem  von  Carey  mit  günstiger  Handelsbilanz 
identifiziert  oder  als  Erziehungszoll  für  die  in- 
dustriellen Nordstaaten  in  Betracht  genommen, 
dabei  aber  nicht  vergessen,  das  den  Amerikanern 
«□geborene  JCisstrauen  ffegen  das  Centralisa- 
tioDssystem  des  freihänmerischen  England  zu 
ichfiren.    Bei   dem  Bestreben,  die  lo£de  Ent- 


fernung zwischen  Produzenten  und  Konsumenten 
zu  beseitigen,  um  dem  auf  die  Ausfuhr  wich- 
üßer  Rohprodukte  angewiesenen  Exportlande 
die  Transportkosten  zu  ersparen.  Übersieht  je- 
doch Carey,  dass  eine  generelle  Formulierung 
dieser  Massre^el  ihm  den  Vorwurf  eintragen 
muss,  dass  der  als  Bemedium  proponierte 
Schutzzoll  den  TransiK)rt  nicht  aufhebt,  sondern 
verteuert,  es  sei  denn,  dass  die  Bohprodnkten- 
abnehmer  nicht  in  Geld,  sondern  in  Fabrikaten 
zahlen. 

Die  Careysche  Wertlehre  unterscheidet  sich 
von  der  Ricardoschen,  die  den  Bestimmungs- 
grund für  den  Wert  aller  für  den  Menschen 
erreichbaren  Dinge  in  der  zu  ihrer  Produktion 
erforderlichen  Arbeit  erblickt,  einfach  darin, 
dass  Carey  nicht  den  wirtschaftlich  ruhenden, 
sondern  den  fortschreitenden,  also  reproduktiven 
Znstand  ins  Auge  fasst  und  dass  er  den  zur 
Erlangung  eines  Dinges  zu  bewältigenden  Wider- 
stand für  dessen  Wertschätzung  abhängig 
macht.  Da  nun  aber  für  die  Ricardosche  Sup- 
position  der  Produktionskosten  zweifellos  die 
tlnveränderlichkeit  der  Produktionsbedingungen 
angenommen  werden  muss,  geht  die  Careysche 
voUständig  in  der  Ricardoschen  Lehre  auf.  In 
seiner  Geldlehre  nennt  Carey  das  Geld  eine 
Ursache  des  Verkehrs,  während  es  doch  nur 
ein  Erleichterungsmittel  desselben  ist.  Nach 
seiner  merkantilistische  Anschauungen  streifen- 
den Ausführung  über  die  Edelmetalle  könne 
ein  Land  nie  zu  viel  davon  besitzen,  und  beim 
Abflüsse  derselben  suchten  sie  sich  diejenigen 
Länder  auf,  wo  der  ^rösste  Verkehr  herrsche 
und  sie  daher  am  billigsten  wären.  Carey  de- 
duziert femer,  je  grösser  die  Geldzunahme  sei, 
desto  mehr  falle  der  Zinsfuss,  und  je  weniger  Geld 
eingehe,  desto  höher  verzinse  sich  das  vorhandene, 
was  im  allgemeinen  für  normale  wirtschaftliche 
Zeiten  eintreffen  mag.  Wenn  Carey  aber  be- 
hauptet, die  Annähernngstendenz  der  Preise  der 
Rohprodukte  und  der  Ifanufakte  sei  von  der 
GteliLsunahme  abhän^g,  so  befindet  er  sich  in 
einem  Irrtum.  Seme  Banktheorie  steht  im 
wesentlichen  auf  dem  Boden  der  amerikanischen 
Finanzpolitik  nach  dem  Secessionskriege ;  er 
nimmt  das  uneinlösliche  bezw.  unausführbare 
Papiergeld  der  Union  als  Hebel  des  Gewerb- 
fleisses  in  Schutz,  widersetzt  sich  einer  durch 
den  Secretary  of  the  Treasury  bewirkten  teil- 
weisen Einziehung  der  umlaufenden  Greenbacks 
und  billigt  die  Opposition  sowohl  gegen  die 
Wiederaufnahme  der  Barzahlung  als  gegen  die 
Demonetisierung  des  Silbers.  Als  Beschützer 
der  unkontrollierten  Emission  verteidigt  er 
ferner  die  freie  Entwickelung  der  Notenbanken 
und  dies  kaum  zehn  Jahre  nach  dem  amerika- 
nischen Bankenkrach  von  1857.  Die  Carejrsche 
Behandlung  der  Bevölkerungslehre  hängt  inso- 
fern mit  seiner  Grundrententheorie  zusammen, 
als  er  ^egen  die  Malthussche  Regel  von  der 
geometrischen  Progression  des  Anwachsens  der 
Bevölkerung,  im  Gegensatz  zu  der  arithmeti- 
schen der  Vermehrung  des  Getreides,  die  Be- 
hauptung aufstellt,  die  vegetabilischen  Nah- 
rungsmittel vermehrten  sich  progressionsmässig 
stärker  als  die  HenscheU;  auf  Grund  des  Zu- 
sammenwirkens von  Arbeitsteilung  und  Kapital, 
auf  einer  gegebenen  Bodenfläche  innerhalb  einer 
dichtbevölkerten  Gemeinschaft.  Carey  musste 
den  Beweis  für  dieses  Postulat  selbst  nach  der 
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Bichtung  hin  schuldig  bleiben,  dass  er  für  den 
gedachten  Erdstrich  eine  der  stetig  fortschrei- 
tenden Kultur  entsprechende  Steigerung  der  land- 
wirtschaftlichen Produktivität  angenommen 
hatte,  da  letztere  nur  bis  zur  Aussaugung  des 
Bodens  anhält.  Hypothetisch  hat  man  beiden 
Theoremen  dadurch  gerecht  zu  werden  ver- 
sucht, dass  für  die  Malthussche  Behauptung 
eine  staatlich  und  geographisch  begrenzte 
Fläche,  für  die  Careysche  die  Oberfläche  der 
Erde  substituiert  wurde.  Wenn  Carey  sonst 
noch  gegen  Malthus  anführt,  dass  mit  der  Stei- 
gerung der  Kultur  die  Zeugungskraft  abnehme, 
80  ma^  dies  unter  gewissen  Einschränkungen 
auf  die  Länder  mit  romanischer  Bevölkerung 
zutreffen;  dagegen  ist  das  Careysche  Gesetz, 
wonach  eine  die  physischen  unter  der  Pflege 
der  geistigen  Potenzen  vemachlässifi^ende  "^ 
schäftigung  den  Verlust  der  Zeugungskraft  her- 
beiführe, schwer  beweis-  und  noch  schwerer 
diskutierbar. 

Carey  war  ein  selbständiger,  origineller 
Denker,  der  aber  für  seinen  Nachruhm  besser 
besorgt  gewesen,  wenn  er  statt  mehrbändige 
nationalökonomische  Lehrbücher  zu  schreiben, 
wozu  sein  unruhiger  Geist  der  notwendigen 
Sammlung  entbehrte,  lediglich  als  Publizist, 
als  Essayist,  seine  genialen  Gedankenblitze  der 
Oeffentlichkeit  offenbart  hätte;  die  zahlreiche 
Broschürenlitteratur,  welche  er  hinterlassen, 
giebt  z.  B.  nur  ganz  vereinzelt  Veranlassung, 
ihm  Systemlosigkeit,  Widersprüche  und  man- 
gelnde Gelehrsamkeit  vorzuwerfen.  Er  hat  den 
richtigen  Ansatz  zu  einer  ganzen  Anzahl  wirt- 
schafüicher  Gesetze  gemacht,  aber  die  beweis- 
kräftige Formel  zu  ihrer  Verteidigung  fast  nie 
gefanden,  weil  die  Flüchtigkeit  und  Zerfahren- 
heit seines  litterarischen  Schaffens  es  verhinderte. 

Von  seinen  Schriften  verzeichnen  wir  hier 
nur  die  hauptsächlichsten  als :  Essay  on  the  rate 
of  wages  with  an  examination  of  the  difference 
of  the  condition  of  the  labouring  popnlation 
throughout  the  world,  Philadelphia  1835.  — 
Principles  of  political  economy,  3  vols.  Philad. 
und  London  1837—40.  —  The  past,  the  pre- 
sent  and  the  future,  Philad.  1848.  —  The 
harmony  of  interests,  agricultural,  manufactn- 
ring  and  commercial,  l^ilad.  1851.  —  Letters 
to  the  President,  on  the  foreign  and  domestic 
*f  olicy  of  the  Union  and  its  effects,  as  exhibited 
m  the  condition  of  the  people  and  the  State, 
Philad.  1868.  —  Principles  of  social  science. 
3  vols ,  Phil.  18Ö8— 69 ;  dasselbe  deutsch  u.  d. 
T.:  Grundlagen  der  Sozialwissenschaft,  übers, 
von  K.  Adler,  München  1863—64.  —  The 
unity  of  law,  Philad.  1872;  dasselbe,  deutsch 
u.  d.  T.:  Die  Einheit  des  Gesetzes,  übers,  von 
F.  Stöpel,  Berlin  1878. 

Vgl.  über  Carey:  F.  A.  Lange,  J.  S.  Mills 
Ansichten  über  die  soziale  Fra^e  und  die  an- 

febliche  Umwälzung  der  Sozialwissenschaft 
urch  Carey,  Duisburg  1866.  —  Held,  Careys 
Sozialwissenschaft  und  das  Merkantilsystem, 
Würzburg  1866.  —  Dühring,  Die  Verkleinerer 
Careys  und  die  Krisis  der  Nationalökonomie, 
Breslau  1867.  —  Jenks,  H.  C.  Carey  als  Natio- 
nalökonom, Jena  1885.  —  Schmoller,  Henry  C. 
«Carey  (in  -Zur  Litteraturgeschichte  der  Staats- 
und Sozialwissenschaften) ,  Leipzig  1888.  — 
Lexis,  Henry  Charles  Carey,  im  H.  d.  St., 
1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  808  ff.  —  Palgrave,  Dictio- 


nary  of  political  economy,  vol.  I,  London  1894, 
pag.  225  f.  LipperU 
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s.  Gemeinsinn. 


Carli^  OiOTanni  Binaldo,  Graf  Ton^ 

geb.  am  11.  IV.  1720  zu  Capo  d'Istria,  gest. 
am  22.  III.  1795,  war  1742—1749  Professor  der 
Astronomie  und  Nautik  in  Padua  und  wurde 
1765  Präsident  des  Kommerzkollegiums  und  des 
Oberstudienrats  in  Mailand.  1771  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  Präsidenten  des  Finanzkolle- 
giums, der  damaligen  obersten  Finanzbehörde 
der  Lombardei. 

Carli  ist  der  Verfasser  eines  umfangreichen 
Werkes  über  Münz-  und  Währungsgeschichte- 
und  -politik  Italiens  „delle  monete'^  etc.  (s.  u.), 
dessen  wirtschaftliches  Element  vor  dem  ge- 
schichtlichen, welches  mit  grosser  Umständlich- 
keit behandelt  ist,  weit  zurücktritt.  Das  ver- 
hältnismässig Wenige,  was  jedoch  über  Geld 
als  Metall  und  Münze,  Über  Geldwert^  Geldum- 
lauf, Kaufkraft  und  Preis  des  Geldes  im  Gegen- 
satz zu  den  Preisen  der  Bodenerzeugnisse  und 
anderer  Produkte,  über  die  Parität  zwischen 
Gold  und  Silber  etc.  etc.  gesagt  ist,  rechtfertigt 
die  grosse  Achtung,  welche  seine  Zeitgenossen 
diesem  Werke  zollten.  In  seiner  wenig  be- 
kannten Schrift  „L'ttomo  libero"  etc.  (s.  u.)  ^iebt 
er  eine  geschichtliche  und  verwaltungsreditliche, 
von  streng  konservativer  Gesinnung  getragene 
Studie  über  Staat  und  Gesellschaft.  Der 
schwächste  Teil  der  Schrift  ist  die  von  Carli 
versuchte,  aber  misslun^ene  Bekämpfung  von 
Eousseaus  „Contrat  social'^  Sein  wirtschaft- 
liches Glaubensbekenntnis  war  ein  vorgeschrit- 
tenes, denn  er  verwarf  die  merkantilistische 
Handelsbilanz  und  näherte  sich  gleichwohl 
nicht,  wie  seine  Getreidehandelspolitik  zeigt, 
dem  Liberalismus  der  Physiokraten. 

Carlis  volkswirtschaftliche  Schriften  sind 
wieder  abgedruckt  in  Band  13  und  14  der 
„Scrittori  classici  Italiani  di  economia  politica. 
Parte  moderna^^  (Milano  1804)  und  zwar  in 
Band  XIII:  Dell'  origine  e  delcommercio  della 
moneta  (S.  13  ff.)  —  Digressione  en  la  propor- 
zione  media  fra  i  metalli  monetati  estratta 
della  dissertazione  VI  sulle  monete  (S.  229  ff.). 

—  Del  valore  e  della  proporzione  dei  metalli 
monetati  con  i  ^eneri  in  Italia  prima  delle 
scoperte  delF  Indie,  col  confronto  del  valore  e 
della  proporzione  de'  tempi  nostri(S.  297  ff.). — 
Bd.  XIV:  Osservazioni  preventive  al  piano  in- 
tomo  alle  monete  di  Milano  (S.  5  ff.).  —  Nuove 
osservazioni  sulla  riforma  delle  monete  (S.  101  ff.). 

—  Bapporto  del  principe  Kannitz-Bietberg  fatto 
a.  S.  M.  I  gli  11  ottobre  1776  sulla  riforma  delle  mo- 
nete nello  stato  di  Milano  (S.  183  ff.).  —  Relazione 
del  censimento  dello  stato  di  Milano  (S.  181  ff.).  — 
Breve  ra^onamento  sopra  i  bilanci  economici 
delle  nazioni  (S.  319  ff.).  —  Biflessi  sul  libero 
commercio  dei  grani,  lettera  al  presidente 
Pompeo  Neri  (S.  2»1  ff.).  —  Vgl.  ausserdem  sein 
Werk:  Della  moneta,  e  dell'  istituzione  delle 
zecche  d'Italia  (Venedig  1754—1760),  3  Bde.  und 
öfter  neu  aufgelegt,  femer  die  Schrift:  L'nomo 
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libero  ossia  regionamento  snlla  libertä  naturale 
e  ciTÜe  dell^  uomo,  Mailand  1779.  —  Eine  Ton 
Carli  selbst  besorgte  Gesamtaasgabe  seiner 
Werke  erschien  zu  MaUand  1784—1794  in  18 
Bänden. 

Ygl.  über  Carli:  Notizie  di  Gian-Binaldo 
Carli  in  den  „Scrittori  classic!  Italiani"  XIII, 
S.  5  ff.  —  Pecchio,  Storiadell'  economia  politica 
in  Italia,  Ln^no  1829.  —  Land  an,  Geschichte 
der  italieniscnen  Litteratnr  im  18.  Jahrhundert, 
Berlin  1899.  LipperU 


Carlyle,  Thomas, 

geb.  am  4.  XII.  1795  in  dem  kleinen  Flecken 
cclefechan  in  der  schottischen  Grafschaft 
Dnmfries,  lebte  seit  Mai  1834  in  London,  Vor- 
stadt Chelsea,  wo  er  am  5.  II.  1881  starb. 

Sein  auf  ethischer  Grundlage  errichtetes 
sozialreformatorisches  System  verfolgte  in  Bezug 
auf  Emancipation  der  arbeitenden  Klassen  an- 
nähernd die  nämlichen  Ziele  wie  der  (Chartis- 
mus. Als  Ersatz  für  die  ihrer  früheren  domi- 
nierenden SteUung  verlustig  gegangenen  eng- 
lischen Geburtsaristokratie  erstrebte  Carlyle 
noch  im  Jahr  1839  die  Errichtung  einer  indus- 
triellen Aristokratie,  und  im  Zeitalter  des 
Dampfes  und  der  Maschinen  hat  sich  dieser 
Wunsch,  wenn  auch  in  anderem  Sinne  als 
Carlyle  geträumt  hatte,  auf  plutokratischer 
Basis  in  England  verwirklicht  Auch  ein  an- 
deres sozialethisches  Ideal  Carlyles,  der  sich 
die  wahren  „captains  of  industry"  als  Inhaber 
staatlicher  Arbeitsministerien  dachte,  ist  auf 
friedlichem  Wege  in  England  ins  Leben  ge- 
treten und  zwar  als  Board  of  Labor,  einer  be- 
sonderen Abteilung  des  Londoner  Handelsamts. 
Die  Enqueten  dieser  Behörde,  der  ersten  ihrer 
Art  in  ganz  Europa,  haben,  namentlich  unter- 
stfitzt von  einer  vorzüglichen  Lohnstatistik, 
auf  die  Bewegung  der  Löhne  in  England  in 
arbeiterfreundlichem  Sinne  eingewirkt.  Carlyle 
war  einer  der  talentiertesten  und  eifrigsten 
Agitatoren  für  die  Lehren  des  christlichen  So- 
zialismus, der  seine  antirevolutionären  Tendenzen 
insbesondere  im  Sturm  jahr  1848  in  England  be- 
währt hat.  Er  war  femer  ein  Gegner  der  ab- 
strakten englischen  Nationalökonomie,  welche 
die  Herrschaft  des  plutokratischen  Selbstinte- 
resses proklamiert  hatte.  Diesen  egoistischen 
Individualismus  bekämpfte  er  zu  Gunsten  des 
antiindividualistischen  Sozialprincips. 

Von  seinen  Schriften  vorwiegend  staats- 
wissenschaftlichen Charakters  —  Carlyles  übrige 
hochbedeutsame  litterarische  Leistungen  auf 
dem  Gebiete  der  Philosophie,  Litterärgeschichte 
und  Geschichte  gehören  nicht  hierher  —  seien 
die  folgenden  genannt :  Sartor  Resartus,  Boston 
(1835) ;  dasselbe,  2.  AniL,  London  1838  (erschien 
ursprfinglich  in  Fräsers  Magazine,  1833/34).  — 
Critical  and  miscellaneons  essays,  London  1839. 
—  Chartism,  London  1839.  —  Past  and  pre- 
sent,  London  1843.  —  Latter-day  pamphlets, 
London  1850.  —  Nach  seinem  Tode  erschien: 
Last  words  (of  Thomas  Carlyle)  on  trades- 
^ons,  promotcrism,  and  the  signs  of  the  times, 
London  1882,  46pp.  [with  preface  by  I(ane) 
^vlyle)  Afitken)].   Eine  Gesamtausgabe  seiner 


Werke  erschien  1857/58  in  16  Bdn.,  eine  auf 
6  Bde.  beschränkte  Auswahl  (Leipzig  1855/56) 
besorgte  Kretzschmar.  Gegenwärtig  (1896)  er- 
scheinen in  Göttingen  seine  ,,sozialpolitischen 
Schriften",  übs.  von  Pfannkuche,  hrsg.  von  P. 
Hensel. 

Vgl.  über  Carlyle:  R.  H.  Shepherd,  Me- 
moirs  of  the  life  and  writings  of  Th.  Carlyle, 
London  1881.  —  W.  H.  W^^lie,  Th.  Cariyle, 
the  man  and  bis  books,  London  1881.  —  J.  A. 
Fronde,  Thomas  Carlyle,  a  history  of  the  first 
forty  years  of  his  life,  1795—1853,  2  Bde., 
London  1882.  —  Derselbe,  Carlyle,  a  history 
of  his  life  in  London,  1834—81,  London  1884. 
—  Desselben  vorstehende  beiden  Werke  in  Ueber- 
setzung  von  Th.  A.  Fischer  u.  d.  T. :  Das  Leben 
Carlyles,  3  Bde.,  Gotha  1887.  —  Th.  A.  Fischer, 
Sartor  Eesartus  und  das  Leben  Thomas  Carlyles, 
Leipzig  1883.  —  Massen,  (-arlyle  personally 
and  in  his  writings,  London  1885.  —  Dictionary 
of  national  biography,  Bd.  IX,  London  1887,  S. 
111  jBF.  —  E.  Jenks,  Th.  Carlyle  and  John  Stuart 
Mill,  Orpington  1888.  —  Flügel,  Cariyles  reli- 
giöse und  sittliche  Entwickelung  und  Weltan- 
schauung, Leipzig  1889.  —  G.  v.  Schulze- 
Gaevemitz,  Zum  sozialen  Frieden,  2  Bde., 
Leipzig  1890.  —  Derselbe,  Th.  Carlyles  Welt- 
und  Gesellschaftsanschauung,  Dresden  1893.  — 
H.  Rose,  The  social  teaching  of  Th.  Carlyle,  J. 
Ruskin  and  H.  George,  London  1891.  —  J.  M. 
Robertson,  Modem  humanists:  Sociological 
studies  of  Carlvle,  Mill,  Emerson,  etc.,  London 
1891.  —  H.  d.'St.  1.  Aufl.,  Bd.  II,  Jena  1891, 
S.  812  f.  —  C.  Gavan  Duffy,  Conversations  and 
correspondence  with  Thomas  Carlyle:  Contem- 
por.  Review,  1892,  January,  February,  March, 
April  (London). 

lApperU 


CentralgenossenschaftskaBse,  Prens- 

Bische 

(vgl.  die  ausführlichere  Abhandlung  im  Supp- 

lementbaiid   2   S.    280  ff.   zur    ersten    Airf- 

lage  dieses  Handwörterbuchs). 

Am  1.  Oktober  1895  eröffnete  die  Preus- 
sische  Centralgenossenschaftskasse  in  Berlin 
ihre  Qeschäftsthätigkeit. 

Ins  Leben  getreten  auf  Grund  des  preus- 
sischen  Gesetzes  vom  31.  Juli  1895,  ist  ihr 
die  Aufgabe  zugewiesen,  den  Personalkredit 
der  Mittelklassen,  also  derjenigen  Bevölke- 
nmgsschichten ,  die  auf  eigenes  Risico  mit 
massigem  Kapital  und  eigener  Arbeit  an 
der  wirtschaftlichen  Produktion  beteiligt 
sind,  zu  fördern  tind  zu  kräftigen. 

Dem  kleineren,  teilweise  selbst  den 
mittleren  Gewerbetreibenden  in  Dorf  und 
Stadt,  besonders  aber  dem  Landmanne, 
waren  bis  vor  kurzer  Zeit  die  Wohlthaten 
eines  vollständig  organisierten  leis- 
tungsfähigen Personalkredits  bis 
zur  Eiiichtung  der  Preussischen  Central- 
genossenschaftskasse mehr  oder  weniger 
verschlossen.    Die  Befriedigung  des  Kredit- 
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bedürfnisses  derselben  stiess,  da  die  be- 
stehenden Kreditgewohnheiten  und  Kredit- 
formen für  die  Zwecke  der  mittleren 
Schichten  der  pi-odiiktiv  thätigen  Bevölkenmg 
nicht  geeignet  und  in  umfangreicherem 
Masse  filr  sie  nicht  benutzbar  sind,  auf 
Schwierigkeiten.  Der  Zugang  ziun  Geld- 
märkte mit  seinen  Organen:  Centiulbank, 
Grossbanken,  Börse,  und  zu  den  billigen 
Kapitalien  derselben  war  somit  diesen  Kreisen 
in  der  Hauptsache  verspeni;. 

Eine  Ki-editbefriedigung  der  mittleren 
tmd  unteren  Klassen  in  zweckmässiger 
Weise,  unter  strenger  Berücksichtigimg  der 
Kreditfähigkeit  und  Ki-editwilrdigkeit  kann 
nur  im  Wege  genossenscliaftlicher  Organi- 
sation erfolgen.  Nm*  durch  Vermittehmg 
von  Genossenschaften  können  diese  Kreise 
Anschluss  an  den  Geldmarkt  erlangen.  Aber 
auch  den  Genossenschaften  blieb,  von  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen,  der  Zugang  zum 
Geldmarkte  verschlossen.  Ein  ordnungs- 
mässiger  Ausgleich  der  Geldnachfrage 
und  des  Geldangebots  ihrer  Genossen  mit 
dem  Angebote  mid  der  Nachfrage  der  anderen 
produktiven  Klassen  war  damit  unmöglich, 
wesw^egen  auch  der  Preis  des  genossen- 
schaftlichen Ki-edits  ein  im  allgemeinen  hoher 
bleiben  musste.  Dass  gut  geleitete  Kredit- 
vereine, die  sich  bereits  ein  grösseres  Ver- 
mögen angesammelt  haben,  auf  Grundlage 
desselben  bei  Grossbanken  einen  gewissen 
Kredit  erhalten  können,  ändert  hieran 
nichts,  denn  in  der  glücklichen  Lage,  ein 
genügend  grosses  Vermögen  zu  besitzen,  um 
in  Hinblick  auf  dasselbe  den  erforderlichen 
Bankkredit  erhalten  zu  können,  sind  nur 
eine  verhältnismässig  sehr  geringe  Anzahl 
von  Genossenschaften. 

Von  den  grossen  bestehenden  Bankinsti- 
tuten könnte  ftlr  eine  Kreditbefriedigimg  der 
Genossenschaften  zunächst  die  Reichsbank  in 
Betracht  kommen.  Die  Reichsbank  kann  ge- 
mäss den  gesetzlichen  Bestimmungen  Kredit 
nur  im  Wege  des  Wechsel-  oder  Lombardver- 
kehrs gewähren.  Allen  Genossenschaften,  die 
keine  bankfähigen  Wechsel  zum  Dis- 
kontieren noch  genügende  Wertgegenstände 
zur  Lombardienmg  haben,  was  diuxjhaus 
kein  seltener  Fall  ist,  bleibt  infolgedessen 
der  Kredit  der  Reichsbank  überhaupt  ver- 
schlossen. Um  zum  Di8kont\'erkehr  der 
Reichsbajik  zugelassen  zu  werden,  muss 
die  Genossenschaft  ein  eigenes  Vermögen 
(Guthaben  und  Reserven)  von  mindestens 
15000  Mark  besitzen.  Danach  sind  also 
auch  alle  Genossenschaften  mit  geringerem 
eigenen  Vermögen  gleichfalls  von  dieser 
Kreditquelle  ausgesclüossen.  Nim  ist  aber 
die  Pflege  des  Kontokorrentverkehrs  eine 
derjenigen  Geschäftsfonnen,  die  für  die  Be- 
düiinisse  der  mittleren  und  unteren  Ge- 
werbetreibenden in  sehr  vielen  Fällen  die 


angemessenste  und  zweckmässigste  ist.  Will 
also  eine  Genossenschaft  die  Interessen  ihrer 
Mitglieder  wirklich  wahrnehmen  imd  führt 
sie  demgemäss  den  Verkehr  in  »Laufender 
Reclmung«  als  Ki^editform  bei  sich  ein,  so 
muss  sie,  da  ihr  damit  das  Wechselmaterial 
verloren  geht,  in  entsprechendem  Umfange  auf 
die  Befriedigung  eines  eventuellen  Kredit- 
bedürfnisses durch  die  Reichsbank  ver- 
zichten. Da  G^nossenscliaften ,  die  sonst 
»reichsbankfähig«  wären,  hierzu  meistens 
nicht  gut  im  stände  sind,  so  muss  unter 
Umständen  von  zwei  Uebeln  das  kleinste 
gewählt  und  davon  abgesehen  werden,  im 
verkehr  mit  den  Mitgliedern  dort,  wo  es 
zweckmässig  wäre,  diejenigen  Einrich- 
timgen  zur  Anwendimg  zu  bringen,  die 
deren  Bedürfnissen  am  besten  entsprechen 
würden.  Auch  die  Erlangung  von  Kredit 
bei  der  Reiehsbank  im  Wege  des  Lombard- 
verkehrs ist  für  die  Genossenschaft  be- 
schränkt. Hypotheken,  Schuldscheine,  eine 
grosse  Zahl  von  Inhaberpapieren,  die  Be- 
standteile des  Vermögens  vieler  Genossen- 
schaften büden,  können  überhaupt  nicht  be- 
liehen werden.  Ist  die  Zahl  der  Genossen- 
schaften und  die  Gelegenheit,  das  Kredit- 
bedüi-fnis  bei  der  Reichsbank  zu  befriedigen, 
somit  an  sich  schon  gering,  so  kommt  noch 
femer  hinzu,  dass  die  Reichsbank  den 
Kreditansprüchen  der  mit  ihr  im  Geschäfts- 
verkehr stehenden  Genossenschaften,  ver- 
glichen mit  deren  Bedürfnissen,  quanti- 
tativ nur  in  geringem  Umfange  entgegen- 
kommt. Dass  die  Reichsbank  dem  Kredit- 
bediuinis  der  bei  ihr  diskontierenden  Ge- 
nossenschaften nicht  genügt,  muss,  ausser 
aus  einer  Erklärung  des  Reichsbankpräsi- 
denten im  Herrenhause  am  6.  Juli  1895, 
auch  noch  daraus  entnommen  werden,  dass 
der  Anwalt  des  Allgemeinen  Verbandes, 
Dr.  Crüger,  einen  Antrag  auf  Erweiterung 
des  Diskontkredits  der  Genossenschaften  beim 
Reichsbankdirektorium  gestellt  hat. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  der 
Befriedigimg  des  Kreditbedürfnisses  von 
Genossenschaften  durch  die  anderen  Gross- 
banken.  Wohl  gewähren  diese  unter  Um- 
ständen den  Genossenschaften  gegen  ge- 
nügende Unterlage  Kredit  in  »Laufender 
Rechnung«.  Woher  aber  sollen  die  Unter- 
lagen für  einen  einigermassen  zureichenden 
Kontokorrentkredit  genommen  werden,  wenn 
die  Vermögensbildung  der  Genossenschaft 
noch  in  ihrem  Anfangsstadium  begriffen  ist 
und  die  »Mildthätigkeit«  wohlhabender  Mit- 
glieder nicht  in  Anspruch  genommen  werden 
soll  oder  kann?  Die  Geneigtheit  der  grossen 
Banken,  sich  mit  den  Meinen  umständlichen 
Geschäften  der  Genossenschaften  zu  be- 
£a8sen,  ist  überhaupt  nicht  gross.  Schon 
1864  macht  Schulze-Delitzsch  auf  diesen 
Missstand    des    Verkehrs     der    Geacesen- 
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Bchaften  mit  privaten  Grossbanken  aufmerk- 
sam. 

Muss  somit  trotz  gegenteiliger  Behaup- 
tungen selbst  für  die  mehr  bankmässig 
eingerichteten  Oenossenschaften  Schulze- 
Delitzscher  Organisation  das  Bedikfnis  nach 
einem  entsprechend  organisierten  centralen 
Bankinstitute  anerkannt  werden,  so  ist  das- 
selbe für  die  ländlichen  genossenschaftlichen 
Vereinigungen,  die  viel  weniger  als  die 
stSdtisd^en  Genossenschaften  einen  kauf- 
miännischen  Charakter  haben,  ernstlich  über- 
haupt nicht  zu  betreiben.  Wechsel,  die 
man  bei  der  Beichsbank  imd  anderen  Gross- 
baoken  diskontieren  könnte,  kommen  im 
re^^ularen  Verkehr  dieser  Genossenschaften 
m.it  ihren  Mitgliedern  nicht  oder  nur 
in  ganz  geringem  Umfange  vor.  Die  Kredit- 
gewährung bei  den  ländlichen  Genossen-, 
schs^en  erfolgt  vorwiegend  g^en  Bürg- 
fichein  oder  im  Kontokorrentverkehr.  Lom- 
bardierungen landwirtschaftlicher  Erzeug- 
nisse, die  schon  bei  Grossgrundbesitzem  mit 
technischen  Schwierigkeiten  verknüpft  sind, 
iLönnen  für  die  landwirtschaftlichen  Mittel- 
/klassen,  da  es  sich  bei  ihnen  meist  um 
relativ  geringe  Quantitäten  handelt,  und 
w^en  der  Entfernung  der  ReichsbanksteUen 
und  der  Grossbanken  überhaupt  nicht  statt- 
finden. 

Da  somit  sämtliche  bisher  bestehenden 
Organisationen  des  Bankwesens  den  eigen- 
tümlichen Grundlagen  imd  umständen  für  die 
Krediterlangung  der  mittleren  und  unteren  an 
der  Produktion  beteiligten  Klassen,  auch  wenn 
sich  diese  zuGenossenschaften  vereinigt  haben, 
nicht  gerecht  geworden  sind  und  auch  wohl 
nicht  gerecht  werden  konnten,  so  bedurfte  es 
der  Enichtimg  einer  besonderen  Anstalt.  Bei 
der  Ehrichtung  eines  besonderen  Kredit- 
instituts für  die  Mittelklassen  in  Stadt  und 
Land  kommt  es  vor  allem  darauf  an,  den 
auf  eigenem  Risico  mit  geringen  Mitteln 
thätigen  Leuten  Gelegenheit  zu  bieten,  den 
für  ihre  Betriebszwecke  unentbehrlichen 
Kredit  zu  angemessenen,  d.  h.  dem  all- 
gemeinen Geldmarkte  und  ihrem  Gewerbe 
entsprechenden  Bedingungen  erhalten  zu 
können.  Bei  einer  diesen  Zwecken  gewid- 
meten Anstalt  müssen  deshalb  Erwerbs-  und 
Gewinninteressen  in  den  Hintergrund  treten. 
Die  Errichümg  eines  derartigen  Ansprüchen 
genügenden  Instituts  erscheint  aber  zur  Zeit 
nur  möglicli,  wenn  der  Staat  die  Angelegen- 
heit selbst  in  die  Hand  nimmt.  Die  könig- 
lich preussische  Staatsregierung  hat  sich 
dißBen  Erwägungen  nicht  verschlossen.  Am 
Ä  Juni  1895  wurde  der  »Entwurf  eines  Ge- 
setzes, betreffend  Errichtung  einer  Central- 
aostalt  zur  Eörderung  des  genossenschaft- 
ücben  Personal  kredits«  dem  Abgeordneten- 
tuume  vorgelegt.  Am  31.  Juli  1896  wurde 
der  Entwurf  Gesetz.    Durch  ein  Ergänzungs- 


gesetz vom  8.  Juni  1896  wurde  das  Kapital 
der  Anstalt,  das  sich  inzwischen  als  zu 
gering  herausgestellt  hatte,  von  5  auf  20 
Millionen  Marx  erhöht.  Eine  weitere  Er- 
höhung des  Grundkapitals  auf  50  Millionen 
Mark  erfolgte  durcli  Ergänzungsgesetz  vom 
20.  April  1898. 

Die  Bedeutung  des  Gesetzes  vom  31. 
Juli  1895  besteht  im  wesentlichen  darin, 
dass  durch  dasselbe  für  einen  grossen  Teil 
der  an  der  Produktion  beteiligten  Kreise 
der  Kredit  überhaupt  zum  ersten  Male 
zweckentsprechend,  mit  einer  centralen 
Spitze  organisiert  und  ihnen  der  Zugang 
ziun  Geldnaarkte  erschlossen  wurde.  Damit 
werden  das  Geldangebot  und  die  Geldnach- 
frage dieser  Kreise  mit  dem  bereits  auf  dem 
Geldmarkte  vorhandenen  Angebot  und  Nach- 
frage von  Handel  \md  Grossindustrie  in 
Verbindung  gebracht.  Ein  Kapitalausgleich 
aller  an  der  Produktion  und  dem  Handel 
beteiligten  Bevölkerungsschichten  in  zweck- 
mässigster  Weise  ist  nunmehr  ermöglicht. 
Da  die  Zeit  des  Bedarfs  in  der  Landwirt- 
schaft einerseits  und  im  Handel  und  der 
Industrie  andererseits  meistens  verschieden 
ist,  wird  der  Ausgleich  der  Kapitalien 
zwischen  ihnen,  der  heute  noch  nicnt  vor- 
handen ist,  mit  der  Zeit  jedenfalls  sehr 
umfangreich  werden,  was  vielleicht  dann 
mit  dazu  beitragen  wird,  die  Schwankimgen 
des  allgemeinen  Zinsfusses  im  eigenen  Lande 
zu  verringern. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse  ist,  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nach, 
zur  Förderung  des  Personalkredits,  insbe- 
sondere des  genossenschaftlichen  Personal- 
kredits errichtet  worden.  Ihre  Aufgabe  soll 
darin  bestehen,  alle  Bestrebungen,  die  auf 
eine  solide  und  angemessene  Befriedigung 
des  Bedflrfnisses  nach  Betriebskapi- 
talien der  produktiven  Mittelklassen  in 
Stadt  und  Land  gerichtet  sind,  nach  Kräften 
zu  unterstützen,  um  diese  dadiu*ch  zu  er- 
halten und  zu  kräftigen,  was  als  eine  hoch- 
wichtige soziale  Aufgabe  des  Staates  an- 
gesehen werden  muss.  Wie  die  Reichsbank 
als  Regulator  des  Geldverkehrs  berufen  ist, 
»den  Geldumlauf  im  gesamten  Reichsgebiete 
zu  regeln,  die  Zahlungsausgleichungen  zu 
erleichtem  und  für  die  Nutzbarmachung 
verfügbaren  Kapitals  zu  sorgen«  (§  12  des 
Bankgesetzes),  so  soll  die  Preussische  Central- 
genossenschaftskasse  dieselben  Funktionen 
nir  den  Geld-  und  Kapitalverkehr  der  preus- 
sischen  Genossenschaften  im  Anschluss 
an  die  Reichsbank  und  den  allge- 
meinen Geldmarkt  übernehmen.  Be- 
sonders soll  sie  den  auch  für  diese  Klassen 
erforderlichen  Geldausgleich  herbeiführen. 
Sie  ist  berufen,  dazu  beizutragen,  Kapital- 
mangel an  einer  Stelle  durch  Zuführung 
von  Mitteln,  die  entweder  bei  einzelnen  Ge- 
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nossenschaften  selbst  zeitweise  nicht  ge- 
braucht werden  oder  die,  wenn  solche  dort 
nicht  vorhanden  sind,  den  Beständen  des 
allgemeinen  Geldmarktes  zu  entnehmen  sind, 
in  leichter  und  ftlr  diese  Klassen  bequemer 
Weise  auszugleichen.  Umgekehrt  sollen 
diu:ch  sie  zeitweise  von  den  Genossen- 
Bchaften  nicht  benötigte,  aus  diesen  Kreisen 
stammende  Kapitalien,  die  übrigens  nicht 
unbedeutend  sind,  auf  dem  allgemeinen  Geld- 
märkte nutzbringend  untergebracht  werden. 
Die  Aufgabe  der  Pretissischen  Central- 
genossenschaftskasse  beschränkt  sich  dem- 
gemäss,  wie  man  wolü  vereinzelt  ange- 
nommen zti  haben  scheint,  nicht  allein 
darauf,  den  Geldausgleich  unter  den  Ver- 
bandskassen herbeizuführen,  sondern  die 
Thätigkeit  der  Preussischen  CentraJgenossen- 
schaftskasse  soll  weiter  mit  dazu  beitragen, 
dass  der  Kapitalausgleich  imter  allen  an 
der  Produktion  beteiligten  Klassen  mit  der 
Zeit  zm:  Diuxjhfühnmg  gelangt.  Muss  hierin 
.die  allgemeine  Aufgabe  der  Preussischen 
CentralgenoBsenschaftskasse  gefunden  wer- 
den, so  hat  sie  im  besonderen  dafür  zu 
sorgen,  dass  den  Mittelklassen  der  nötige 
Kredit  in  ihren  Bedürfnissen  angemesse- 
nen Formen  zur  Verfügung  gestellt  wird. 
Dort,  wo  der  im  Handel  gebrauchte,  nütz- 
liche und  bewährte  Wediselverkehr  mit 
Gefahren  für  die  Darlehensnehmer  ver- 
bunden ist,  hat  sie  dahin  zu  streben,  dass 
diese  Gefahren  der  Kreditgewährung  ein- 
geschränkt und  beseitigt  werden  oder,  wo 
das  nicht  möglich  ist,  die  Kreditgewährung 
gegen  Wechsel  durch  andere  Kreditformen 
ersetzt  wird.  Weiter  ist  die  Preussische 
Centralgenossenschaftskasse  dazu  berufen, 
allen  ihr  angeschlossenen  Kreisen  einen 
den  Verhältnissen  angemessenen 
Kredit  in  genügendem  Umfange  zur 
Verfügimg  zu  stellen,  der  bisher  wohl 
einzelnen  Genossenschaften,  aber  nicht 
allen  offen  stand.  Endlich  soll  sie  dahin 
streben,  dass  der  Kredit  den  im  Konkurrenz- 
kampfe schwer  um  ihre  Existenz  ringenden, 
mit  geringem  Kapital  arbeitenden  Klassen 
so  billig  als  möglich  zu  gute  kommt. 
Zu  einer  durchgreifenden  allgemeinen 
Organisation  des  Personalkredits  ist  so  durch 
die  Errichtung  der  Preussischen  Central- 
genossenschaftskasse ein  entscheidender 
Schritt  gethan.  Der  Anstalt  fällt  damit 
aber  auch  die  soziale  Aufgabe  zu,  bei  der 
Zurückdrängung  des  unsoliden,  unwirtschaft- 
lichen Realkredits  mitzuwirken  und  ihn 
durch  einen  angemessenen  Personalkredit 
zu  ersetzen.  Auf  dem  Gebiete  des  Personal- 
kredits selbst  hat  sodann  die  Centralkasse 
durch  ihren  Einfluss  und  ihre  Thätigkeit 
weiterhin  eine  »befreiende  Aufgabe«  zu  er- 
füllen. Dadurch,  dass  den  Mittelklassen 
Kredit  in  angemessener  Form,  in  ge- 


nügendem Umfange  und  zu  einem 
dem  Geldmarkte  angemessenen 
Zinssatze  zur  Verfügung  gestellt  wird, 
soll  bewirkt  werden,  dass  ^e  diejenigen 
Personen,  die  in  Geschäftsverbindungen  und 
Verhältnissen  stehen,  die  für  sie  zu  teuer 
und  existenzgefährdend  sind,  aus  diesen  los- 
gelöst werden.  Ein  wie  grosser  Segen  ge- 
gestiftet und  wie  grosse  Vorteile  gewährt 
werden  können,  wenn  die  wirtschaftliche 
Abhängigkeit  der  Landwirte  und  besonders 
auch  der  Handwerker  von  ihren  Lieferanten 
und  den  Abnehmern  ihrer  Produkte  be- 
seitigt wird,  bedarf  keiner  näheren  Erörte- 
rung. Ganz  abgesehen  von  oft  unverhältnis- 
mässig teueren  Rohmaterialien  in  schlechter 
Qualität  sind  für  den  Borgenden  auch  die 
Verluste  sehr  bedeutend,  die  das  Borgsystem 
im  Gefolge  hat  und  wegen  des  Risicos,  das 
der  Darleiher  trägt,  notwendig  haben  muss. 

Die  Preussisdie  Centralgenossenschafts- 
kasse ist  als  selbständiges  Institut  mit  ei- 
gener juristischer  Persönlichkeit,  unter  Auf- 
sicht uQd  Leitung  des  Staates  errichtet. 
Für  ihre  Organisation  war  bis  zu  einem 
ge>\assen  Grade  die  Reichsbank  vorbildlich. 
Sie  ist  somit  zwar  ein  Institut,  das  in 
engster  Verbindung  mit  dem  preussichen 
Staate  steht,  aber  immerhin  kein  eigenüich 
staatliches  Institut.  Sie  besitzt  eine 
eigene  juristische  Persönlichkeit,  die  ver- 
mögensrechtlich vom  preussischen  Staats- 
fiskus vollständig  geschieden  ist.  In  den 
preussischen  GG.  v.  31.  Juli  1895,  v.  8. 
Jum  1896  und  v.  20.  April  1898  besitzt  sie 
ein  ihre  Organisation  bestimmendes  eigenes 
Sonderrecht.  Ausser  diesem  Sonderrechte 
untersteht  sie  als  gewerbsmässig  Kreditge- 
schäfte treibende  Anstalt  gemäss  Art.  5 
Abs.  2  des  H.G.B.  den  von  Kaufleuten  han- 
delnden Bestimmungen  desselben.  Die  An- 
stalt ist  mit  dem  Sitze  in  Berlin,  im  Mittel- 
§  unkte  des  deutschen  Geldverkehrs  gegrün- 
et worden.  Aus  Zweckwidrigkeitsgründen 
wurde  von  der  Schaffung  eigener  Zweigan- 
stalten abgesehen.  Die  Genossenschaftsver- 
bände und  die  Genossenschaften,  die  hier- 
für auch  geeignetere  Träger  sind,  als  es  ent- 
sprechend der  Organisation  der  Reichsbank 
eingerichtete  Zweiganstalten  überhaupt  je- 
mals sein  könnten,  haben  deren  Funktionen 
d.  h.  die  Kreditkontrolle  und  Geldvermitte- 
lung übernommen. 

Den  genossenschaftlichen  Vereinigungen 
ist  das  Recht,  sich  mit  Kapitalseinlagen  zu 
beteiligen,  vorbehalten  worden. 

Die  Kasse  ist  der  Aufsicht  des  Finanz- 
ministers unterstellt,  der  sich  bei  Fragen, 
die  das  Ministerium  für  Landwirtschaft 
oder  das  für  Handel  und  Gewerbe  betreffen, 
mit  diesen  Ressorts  zu  verständigen  hat. 
Im  Interesse  der  ordnungsmässigen  Ge- 
schäftsführung  sind   die   Rechnungen    der 
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Anstalt  der  Revisioii  durch  die  Oberrech- 
Dungskammer  unterworfen,  und  ausserdem 
ist  dem  Landtage  durch  jährliche  Vorlage 
des  Etats  der  persönlichen  und  sächlichen 
Verwaltungsausgaben  ein  Einblick  in  die 
Höhe  und  die  Art  derselben  imd  in  die 
Geschäftsthätigkeit  sowie  ein  Mitbestim- 
mungsrecht über  die  äusseren  Verhältnisse 
der  Anstalt  gewährt  worden.  Die  Beamten 
der  Freussischen  Centralgenossenschafts- 
kasse  haben  die  Rechte  und  Pflichten  der 
unmittelbaren  Staatsbeamten.  Die  Leitung 
der  Anstalt  ist  einem  kollegialisch  einge- 
richteten Direktorium  übertragen  worden. 
Dem  Direktorium  ist  ein  beirätlicher  Aus- 
schuss  von  im  Oenossenschaftsleben  stehen- 
den Männern  zur  Seite  gestellt  worden, 
dessen  Funktionen  durch  die  §§  12 — 14  des 
O.  V.  31.  Juli  1895  geregelt  sind. 

Kreis  und  Umfang  der  der  Freussischen 
CentraJgenossenschaftskasse  gestatteten  Ge- 


.schäfte  sind  diux3h  den  §  2  des  G.  v.  31. 
Juli  1895  genau  bestimmt  worden.  Der 
Anstalt  ist  nur  die  Gewährung  von  Be- 
triebskredit zur  Befriedigung  vorübergehen- 
der Wirtschaftsbedürfnisse  gestattet:  der 
Betrieb  offener  wie  auch  versteckter  Immo- 
bUiarkreditgeschäfte  ist  ihr  dagegen  unter- 
sagt Femer  ist  mit  Bücksicht  auf  die 
Scnwierigkeiten  einer  Früfung  der  an  sie 
herantretenden  Kreditansprttche  vorgeschrie- 
ben worden,  dass  zinsbare  Darlehen  nur  an 
Vereinigimgen  und  Verbandskassen  einge- 
tragener Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften  gewährt  werden  dürfen.  (Ueber 
die  Organisation  des  Geschäftsbetriebes  vgl. 
den  genannten  Aufsatz  im  Supplementbande 
2  des  Handwörterbuches.) 

Die  fortschreitende  Entwickelung  der 
Anstalt  ist  aus  den  nachstehenden  Zahlen, 
besonders  aus  den  Ziffern  für  den  Verkehr 
mit  Verbandskassen  u.  s.  w.  ersichtlich. 


Umsätze  der  Freussischen  Oentralgenossenschaftskasse  in  1000  Mark. 


1.  X. 

1.1. 

l.IV. 

l.VII. 

1.  X. 

1.  L 

1.  IV. 

1.  vn. 

1.  X. 

1.  I. 

b.31. 

b.31. 

bis  30. 

bis  30. 

bis  31. 

bis  31. 

bis  30. 

bis  30. 

bis  31. 

bis  31. 

MM. 

iU. 

VI. 

IX. 

XTT. 

in. 

VI. 

IX. 

xn. 

1 1  r. 

1895 

1896 

1896 

1890 

1896 

1897 

1897 

1897 

1897 

1898 

Gesamter  Geschäfts- 

verk.einachHesslich 

der  Umsätze  bei  der 

Generalstaatskasse, 

Beichsbank  u.  s.  w. 

60710 

80835 

120502 

198484 

371  414 

477  937 

639  126 

422341 

458600 

467  786 

1.x.  1895  bis 

31.  m.  1896 

Davon : 

I.Verkehr  m.Ver- 

bandskassen, 

landschaftli- 

^ 

chenDarlebns- 

* 

kassen  n.  pro- 

vinziellen In- 

stituten .    .    > 

37946 

20195 

52  980 

62530 

64003 

69  343 

75  740 

77720 

95171 

2.  Depositen  verkehr 

I  112 

5489 

16297 

17914 

22847 

33893 

37567 

41873 

41458 

3.  Wechselverkehr  . 

3882 

5701 

7  355 

14053 

18946 

20743 

28366 

27  712 

32  349 

4.  Lombard  verkehr . 

492 

3253 

6  152 

6632 

8812 

8958 

8015 

5628 

2933 

ö.  Effektenverkehr  . 

3 

797 

2432 

11618 

12702 

36597 

12346 

14062 

16985 

14770 

C,  HelUgenstadt, 


Cernuschi,  Enrico, 

geb.  zn  Mailand  1821,  nahm  als  Garibaldianer 
an  den  Bewecpingen  von  1848  und  1849  teil, 
floh  1850  nach  Paris,  wo  er,  nachdem  er  zu- 
nächst eine  Stelle  am  Credit  mobilier  bekleidet, 
später  einer  der  Direktoren  der  Pariser  Bank 
wurde.  Von  1871 — 1873  bereiste  er  Aegypten, 
China  und  Japan;  seit  1876  lebte  er  wieder  in 
Paris  und  starb  am  12.  V.  1896  in  Mentone. 

Die    Hauptarbeiten    Cemuschis,    die   sich 
durch  prägnante  Form,  durch  Schärfe  der  Be- 


weisführung auszeichnen,  bewegen  sich  vor- 
wiegend auf  dem  Gebiete  des  Bank-  und  Münz- 
wesens ;  er  gehört  zu  den  eifrigsten  Verfechtern 
des  internationalen  Bimetallismus. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

Reponse  ä  une  accusation  portee  par  M.  de 
Cavour,  Paris  1861.  —  M^canique  de  1  echanjre, 
Paris  1865  (ins  Ital.  übers,  u.  d.  T. :  Meccamca 
degli  scambi,  Milano  1871).  —  Contre  le  biUet 
de  banque.  Döposition  et  notes,  Paris  1866.  — 
Illusions  des  societes  coop^ratives,  Paris  1866. 
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—  Or  et  argent,  Paris  1874.  —  La  qnestion 
mon^taire  en  AUemagne,  Paris  1875.  —  Silver 
vindicated,  note  lue  an  congr^s  de  TAssociation 
ponr  ravancement  de  la  science  sociale,  tenu 
a  Liverpool  en  octobre  1876,  Paris  1876.  —  M. 
Michel  Chevalier  et  le  bim^tallisme ,  Paris 
1876.  —  La  monnaie  bim^talliqne,  Paris  1876 

SIS  Deutsche  übertragen  n.  d.  T. :  BimetaUische 
Unze,  Berlin  1876).  —  Nomisma,  or  legal 
tender.  New-York  1877.  —  Le  Bland  BiU, 
Paris  1878.  —  La  diplomatie  mon^taire  en  1878, 
Paris  1878.  —  Le  maniement  de  la  dette  pub- 
lique et  le  3  pour  100  amortisable,  Paris  1878. 

—  Les  projets  mon^taires  de  M.  Say,  Paris 
1878.  —  Le  bim^tallisme  k  quinze  et  demi 
necessaire  pour  le  Continent,  pour  les  Ätat-Unis, 
pour  l'Angleterre,  Paris  1881  (ins  Deutsche 
übertra^n  von  Otto  Arendt  u.  d.  T. :  Die 
Eestitution  des  Silbers  eine  Notwendigkeit  f.  d. 
gesamte  Kulturwelt,  Berlin  1881).  —  Le  bim6- 
tallisme  en  Angleterre,  reponse  i  une  lettre  de 
M.  Henri  Hucks  Gibbs,  ancien  gouverneur  de 
la   Banque  d^Anffleterre ,   Paris    1879.    —   Le 

frand  proc6s  de  l'union  latine,  Paris  1884.  — 
les  grandes  puissances  metalliques,  Paris  1885 ; 
dass.  ins  Englische  übers,  u.  d.  T.:  The  great 
metallic  powers,  London  1885.  —  Les  assignats 
m^talliques,  faisant .  suite  au  grand  procls  de 
l'union  latine,  Paris  1885.  —  La  danse  des 
assignats  metalliques,  faisant  suite  au  mono- 
m6tallisme  bossu,  Paris  1885.  —  Anatomie  de 
la  monnaie,  Paris  1886.  —  Le  pair  bimetalliqne 
(Notes  soumises  k  la  Gold  and  Silver  Com- 
mission),  Paris  1888.  — 

Cemuschi  war  ein  eifriger  Mitarbeiter  am 
„Si^cle";  viele  der  vorher  genannten  Abhand- 
lungen sind  zuerst  dort  zum  Abdruck  gebracht. 
Ygl.  über  Cemuschi :  Aug.  Bertolini,  Enrico 
Cemuschi  (Nekrolog):  Giornale  d.  Economisti, 
Serie  IIa,  anno  VII,  Koma  1896,  p.  609—616. 

Red, 


Chalmers,  Thomas, 

geb.  zu  East-Anstruther  in  Fifeshire  (Schott- 
land) am  17.  III.  1780,  gest.  zu  Edinburg  am 
31.  V.  1847.  Er  wurde  1823  Professor  der 
Moralphilosophie  zu  St.  Andrews,  1828  Professor 
der  Theologie  zu  Edinburg.  Im  Jahre  1843 
trat  er  mit  200  der  angesehensten  Mitglieder 
der  General  Assembly  aus  der  Staatskirche  aus 
und  bildete  die  freie  Kirche  Schottlands. 

Als  individualistischer  Lobredner  des  prak- 
tischen Christentums  und  Gegner  der  gesetzlichen 
Armenpflege  erliess  Chalmers  einen  Appell  an  das 
christliche  England,  rechtzeitige  Vorkehm'ngen 
zur  freiwilligen  Beschaffung  des  Unterhalts  der 
Armen  zu  treffen,  um  der  Auferle^irung  von 
Armensteuem  im  Wege  der  Gesetzgeoung  vor- 
zubeugen. Dieser  Appell  (vgl.  sein  Werk 
„Christian  and  civic  economy",  s.  u.)  bezieht 
sich  auf  die  Zustände  des  englischen  Pauperis- 
mus vor  Annahme  der  Armenbill  von  1834. 
Als  Malthusianer  wendet  er  sich  in  demselben 
Sinne  an  die  Arbeitgeber  mit  der  Mahnung^  den 
Arbeitem  die  Vorteile  derjenigen  christlichen 
Enthaltsamkeit  einzuprägen,  welcher  sie  durch 
Vorsicht  bei  Eheschliessungen  ohne  Subsistenz- 
mittel,  als  Mittel  gegen  Uebervölkemng,  nach- 


zukommen haben.  Als  Steuertheoretiker  nähert 
sich  Chalmers  den  Physiokraten  nur  in  dem 
einen  Punkte,  dass  er  der  Einführung  einer 
einzigen  Steuer,  der  Grandsteuer,  das  Wort 
redet.  Chalmers  veröffentlichte  von  staatswis- 
senschaftlichen Schriften  in  Buchform: 

The  Christian  and  civic  economy  of  large 
towns,  3  Bde.,  Glasgow  1821 — 26  (Deutsch  von 
0.  V.  Gerlach,  Berlin  1847).  —  Treatise  on 
political  economy  in  connection  with  the  moral 
State  and  moral  prospects  of  society,  Edinb. 
1832;  dass.  2.  ed.,  Glasgow  1832.  —  The  su- 
preme  importance  of  a  right  moral  to  a  ri^ht 
economical  State  of  the  Community,  Edmb. 
1840.  — 

Vgl.  über  Chalmers:  Hanna,  Memoirs  of 
the  life  and  writings  of  Thomas  Chalmers,  2. 
ed.,  2  Bde ,  Edinb.  1878.  —  Watson,  Life  of 
Thomas  Chalmers,  Edinb.  1881.  —  Dictionarv 
of  national  biography  IX  (London  1887),  S.  449  ff. 
—  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte 
Englands,  Leipzig  1881,  S.  233  ff.  —  Edinburgh 
Review,  jol.  LVl,  pag.  52—72.  —  H.  d.  St, 


1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  813. 


IAppet*t 


Chartismns. 


1.  Einleitung.    2.  Von  1836—1839.    3.  Von 
1840—1848. 

1.  Einleitong.  Die  englische  Chartisten- 
bewegimg  war  die  erste  sozialdemokratische 
Bewegung  des  19.  Jalirhunderts ,  d.  h.  die 
erste  Bewegimg,  welche  von  dem  Ghriindge- 
danken  getragen  war,  die  Arbeiter  müssten 
die  politische  Herrschaft  erobern,  um  im 
Gegensatz  zu  dem  von  den  Besitzenden  ver- 
tretenen Princip  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
die  Volkswirtschaft  mittelst  der  Staatsgewalt 
im  Interesse  der  Arbeiter  zu  organisieren. 

Entsprechend  diesem  Grundgedanken  hat 
die  Chai'tistenbewegimg  einen  doppelten  Ur- 
sprung, einen  politischen  und  einen  sozia- 
listischen. 

Die  politischen  Vorläufer,  an  die  sie  an- 
knüpfte, sind  die  radikalen  Bestrebungen 
zur  Herbeiführung  einer  Parlamentsreform. 
Bereits  1776  trat  Major  Cartwright  ein  für 
allgemeines  Wahlrecht,  gleiche  Vei-tretimg, 
geheime  Abstimmimg,  jähi'liche  Parlamente. 
Von  da  ab  bildeten  diese  Postidatc  die 
Hauptfonlerung  aller  radikalen  Reformer. 
Wir  begegnen  ihnen  wieder  bei  Wilkes,  im 
politischen  Reformprogramm  der  Wähler  von 
Westminster,  welches  der  Herzog  von  Rich- 
mond  1780  im  Oberhause  einbrachte,  bei 
Paine,  Priestley,  Godwin,  bei  der  vom  Schuh- 
macher Hardy  begründeten  London  Cori-e- 
sponding  Society,  ferner  in  den  radikalen 
Bewegimgen  von  Manchester,  Birmingham 
und  London,  in  denen  Hunt,  Bamford,  Att- 
wood,  Cobbett,  Sii'  Francis  Burdett  imd  vor 
allem  Francis  Place  eine  hervorragende  Rolle 
spielten.  Alle  diese  Bewegungen  hatten  indes 
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einen  rein  politischen  Charakter  gehabt. 
Yon  Sozialismus  war  dabei  nir^nds  die  Rede 
gewesen.  Francis  Place,  der  mtime  Freund 
von  Bentham  imd  James  Mill,  war  sogar 
einer  der  orthodoxesten  Anhänger  von  Ricai-do 
und  Malthus.  Wenn  er  das  allgemeine 
Stinunrecht  der  Wirtschaftspolitik  dienstbar 
machen  wollte,  so  war  es  höchstens,  imi  den 
Widerstand  der  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
widersprechenden  Privilegierten  zu  brechen. 
Immerhin  waren  diese  Bewegungen  die  Vor- 
gänger des  politischen  Programms  der 
späteren  Chartisten. 

Anders  der  Urspnmg  ihrer  sozialen  Ge- 
dankenwelt Er  ist  bei  Robert  Owen  und 
Thomas  Hodgskin  zu  suchen.  Owen  hatte 
1813  das  Manuskript  seiner  Schrift  »New 
View  of  Society«  nach  London  gebracht. 
Seit  1817  begann  er  seine  Propaganda.  Um 
ihn  scharte  sich  eine  Zahl  ergebener  Schüler, 
die  gleich  ihm  lehrten,  dass  der  Mensch  das 
sei,  wozu  ihn  die  Verhältnisse  machten,  und 
dass  die  bestehende  Wirtschaftsorganisation 
die  Entstehung  günstiger  Verhältnisse  un- 
möglich mache.  Owen  war  indes  ein  Kom- 
munist, der  zu  jener  Zeit  an  eine  Reform 
durch  eine  aristokratische  Regierung  glaubte. 
Anders  war  es  mit  Hodgskin,  einem  früheren 
Marineoffizier.  Das  Studium  von  Ricardo 
hatte  ihn  bereits  1820  zur  Entwicklung  der 
Lehre  vom  Mehr\v*ert  geführt,  jenes  unver- 
meidlichen Korrelats  von  Ricardos  Arbeits- 
werttheorie ,  welches  später  den  Marxschen 
Sozialismus  erzeugt  hat,  der,  wie  James 
Bonar  treffend  gesagt  hat,  als  Gespenst  der 
verstorbenen  Ricardoschen  Orthodoxie  tri- 
umphierend auf  deren  Grab  sitzt.  Hodgskin 
schrieb  1825  eine  Broschüre  »Labour  defended 
against  the  Claims  of  capital  by  a  labourer«, 
worin  er  die  bestehende  Wirtschafteorgani- 
sation angri^  imd  das  Gesamtprodukt  für 
die  Arbeit  in  Anspruch  nahm.  In  William 
Thompsons  »Labour  rewarded«,  1827,  wiu-de 
Hodgskins  Lehre  weiter  ausgeführt  imd 
rhetorisch  popularisiert.  In  demselben  Jahre 
wurde  Hodgskin  Lehrer  der  politischen 
Oekonomie  am  Mechanics'  Institute  in  Lon- 
don; den  Inhalt  seiner  Lehren  können  wir 
nach  seinem  Buche  Popidar  Political  Eco- 
nomy,  London  1827,  beurteilen.  Von  da  ab 
begebet  man  dem  Gedankengang  Hodgskins 
in  den  Schriften  imd  Reden  der  populären 
Agitatoren.  So  findet  sich  bereits  in  der 
ersten  Nummer  des  Poor  Man's  Guardian 
(1831)  folgender  Vers: 
»Der  Lohn  soll  sein  der  Preis  des  Guts, 

Ja  der  ganze  Preis  sei  der  Lohn; 
D&nn  erhielten  wir,  die  wir  schaffen  das  Gut, 

Aach  Gerechtigkeit  alles  als  Lohn. 
Doch  wenn  der  Preis  in  Rente  zerfällt, 

In  Steuer,  Gewinn  und  Zehent, 
Dann  erhalten  die,    die  geschaffen  das  Gut, 
Jdc^is  gerade  gar  nichts  am  End.« 


Im  Gegensatz  zu  Owen  war  Hodgskin  poli- 
tisch ein  Revohitionär. 

Um  1831  begannen  die  bis  dahin  Owen 
anhängenden  Arbeiter,  die  neue  Kritik  der 
Gesellschaft  zur  Grundlage  demokratischer 
Besti-ebimgen  zu  machen.  Während  Owen 
das  radikale  Programm  verdammte,  fingen 
seine  Anhänger  an,  an  Stelle  seines  Vohm- 
tarismus  die  politischen  Postulate  der  Radi- 
kalen in  den  Dienst  seiner  ökonomischen 
Lehren  zu  stellen.  Die  Wandlung  trat  so- 
gar in  den  verschiedenen  Namen  hen^or, 
welche  die  von  den  Arbeiten!  bem'lndeten 
Vereine  sich  beilegten;  aus  der  »Londoner 
Genossenschaft  zu  Handelszwecken«  wurde 
in  allmählicher  Verändenmg  ein  »National- 
verein der  Arbeiterklasse«.  Dieselbe  Wand- 
lung ging  unter  den  Arbeitern  Lancashires 
vor  sich.  Aus  der  Verbindung  der  Baum- 
woUspinner  begann  sich  der  sozialistische 
»Grosse  nationale  Gewerkverein«  von 
1833—34  zu  entwickeln.  Sem  Führer  Do- 
herty  machte  bereits  1831  geltend,  dass  das 
Volk  nicht  mit  einer  Parhunentsreform  ab- 
g-espeist  werden  dürfe,  welche  ihm  nichts 
nütze,  sondern  die  Angelegenheit  selbst  in 
die  Hand  nehmen  müsse,  um  die  Regierung 
zu  zwingen,  das,  was  gerecht  sei,  zu 
thun. 

Der  »National verein  der  Arbeiterklasse« 
hielt  allwöchentlich  öffentliche  Versanun- 
lungen  in  der  Rotunda  in  Blackfriars  Bridge 
Road.  Hier  wurden  die  Lehren  Hodgskins 
gepredigt.  Place  berichtet:  »Es  war  eine 
grosse  Zahl  von  Männern,  welche  die  Ver- 
sammlungen in  der  Rotimda  leiteten.  Einige 
von  ihnen  waren  von  bemerkensweiier  Un- 
wissenheit, aber  von  fliessender  Rede;  sie 
waren  voll  Hass  und  Bitterkeit  gegen  jeder- 
mann, der  nicht  ihi*er  abgeschmackten  An- 
schauimg  huldigte,  dass  alles,  was  produ- 
ziert werde,  denen  gehöre,  die  es  durch 
ihre  Ai'beit  schüfen,  und  unter  diese  ver- 
teilt werden  solle;  dass  keine  Anhäufimg 
von  Kapital  in  der  Hand  eines  einzelnen 
stattfinden  dürfe,  die  diesem  gestatte,  an- 
dere als  Arbeiter  zu  beschäftigen,  und  die 
ihm,  indem  er  so  zu  einem  Herrn  werde, 
ermögliche,  andere  unter  dem  Namen  von 
Arbeitern  zu  Sklaven  zu  machen,  ihnen  den 
Ertrag  ihrer  Ai'beit  zu  nehmen  und  selbst 
in  Trägheit  und  Luxus  zu  leben,  während 
ihre  Sklaven  zu  Boden  gedrückt  oder  dem 
Hungei-tode  überlassen  würden.  Sie  denun- 
zierten jedermann,  der  diese  Anschauungen 
uic|it  teilte,  als  einen  »Nationalökonomen«, 
worunter  sie  einen  erbitterten  Feind  der 
Arbeiterklasse  verstanden  —  einen  Feind, 
der  keinerlei  Schonung  von  ihrer  Seite  ver- 
diene. Die  meisten  dieser  Leute  waren 
laute  Schreier,  langwierig  Schwätzer,  hef- 
tige, energische,  rücksichtslose  Schufte. 
Einige  unter  ihnen  waren  geradezu  furch- 
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terlich;    ihr  Zweck   war  Kevolte  als   Gre- 
legenheit,  um  zu  plündern.« 

Jene  politisch -radikalen  Bestrebungen, 
jene  Vorläufer  des  Marxismus  und  diese 
anarchistischen  Elemente  muss  man  vor 
Augen  haben,  um  die  Chartistenbewegung 
zu  verstehen.  Sie  ist  aus  ihrer  Verbindung 
hervorgegangen. 

Die  äussere  Geschichte  der  Chaitisten- 
bewegung  zerfällt  iii  zwei  Hauptabschnitte: 
von  1836—1839  und  1840—1848. 

2.  Von  1836—1839.  Der  Versuch  der 
Tones,  alle,  welche  etwas  zu  verlieren 
hätten,  zur  Verhinderung  der  lange  ersehn- 
ten Wahlreform  zu  sammeln,  war  im  De- 
zember 1831  missglückt.  Hätte  er  Erfolg 
gehabt,  so  wäre  die  Chartistenbewegung 
statt  1837  bereits  1832  ins  Leben  getreten, 
imd  die  sozialpolitische  Entwickelung  Eng- 
lands w^äre,  wie  WaUas  treffend  bemerkt, 
der  deutschen  nach  1871  ähnlich  geworden. 
Allein  die  Whigs  hatten  sich  nicht  ein- 
schüchtern lassen.  Die  Furcht  vor  einem 
bewaffneten  Aufstand  und  vor  allem  das 
organisierte  Zurückziehen  aller  Guthaben 
bei  den  Banken  seitens  der  Mittelklassen 
brachen  den  Widerstand  Wilhelms  IV.  gegen 
die  Ernennung  neuer  Peers  zur  Majorisie- 
rung  des  Oberhauses:  die  Eeformbill  Lord 
Greys,  welche  das  Wahlrecht  auf  die  In- 
haber eines  Hauses  im  Werte  von  min- 
destens 10  £  beschränkte,  wurde  1832  Ge- 
setz. Die  Agitation  für  diese  Reform  war 
durchweg  von  der  Unterstützung  der  Ar- 
beiterklasse getragen  gewesen.  Der  Natio- 
nalverein der  arbeitenden  Klassen,  die  so- 
genannten Rotundisten,  waren  zwar  prin- 
cipieU  für  allgemeines  Stimmrecht  Allein 
wenn  auch  die  ReformbiU.  Lord  Greys  kei- 
nem einzigen  Arbeiter  das  Wahlrecht  ver- 
lieh, so  g^t  es  doch  den  Arbeitern  als  aus- 
gemacht, dass  das  neue  Parlament  das 
Stimmrecht  alsbald  auch  auf  sie  ausdehnen 
und  eine  Reihe  von  Gesetzen,  nach  denen 
sie  in  ilirem  Interesse  verlangten,  erlassen 
werde.  Nur  diesem  vereinten  Wirken  der 
unteren  Klassen  und  der  Liberalen  war  die 
erzielte  Reform  zu  verdanken  gewesen. 

Die  Arbeiter  sahen  sich  indes  in  den 
Erwartungen,  die  sie  an  die  Parlaments- 
reform geknüpft  hatten,  alsbald  getäuscht. 
Einerseits  wurden  gewisse  Gesetzentwürfe, 
vde  die  zur  Regelung  der  Fabrikarbeit,  nicht 
in  ihrem  Sinne  erledigt,  und  die  Greuel, 
welche  die  erste  Einführung  des  Fabrik- 
systems  in  England  begleiteten,  standen  da- 
mals in  vollster  Blüte.  Andererseits  wurde 
das  Armengesetz  der  Königin  Elisabeth  im 
Jahre  1834  beseitigt,  und  so  notwendig  dies 
gerade  im  Interesse  der  dauernden  Hebung 
der  englischen  Arbeiterklasse  gewesen,  so 
wurden  dadurch  doch  die  untersten  Schich- 
ten der  Bevölkerung  vor  die  Wahl  zwischen 


Verhungern  und  den  Schrecken  einer  ab- 
sichtlich barbai'ischen  Ordnung  der  Work- 
houses  (Armenhäuser)  gestellt.  Diesen  Not- 
ständen wai*en  die  Bewegungen  für  Erlass 
eines  Zehnstundengesetzes  und  für  Wieder- 
einfühi*ung  des  Elisabethischen  Armenge- 
setzes entsprungen ;  sie  hatten,  nicht  selten 
unter  der  Führung  von  Tories,  die  Masse 
gerade  der  Aermsten  und  Ungebildetsten 
erfasst  und  zur  Teilnahme  an  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten  herangezogen.  Da- 
zu kamen  gleichzeitig  das  Scheitern  be- 
deutender Arbeitseinstellungen,  ein  Steigen 
der  Preise  und  die  wachsende  Aus- 
breitung der  kommunistischen  Ideeen  von 
Owen  und  Hodgskin  sowie  der  Zorn  über 
die  Aufrechthaltung  eines  hohen  Zeitungs- 
stempels und  über  die  gerichtlichen  Verfol- 
gungen der  Herausgeber  der  ungestempel- 
ten Presse.  Diesen  ganzen  Gärungsstoff  in 
eine  einzige  Bewegung  zu  koncentrieren, 
war  die  Leistung  Lord  John  RusseUs. 

Bei  Eröffnung  der  ersten  Session  nach 
dem  Regierungsantritte  der  Königin  Vikto- 
ria beantragte  nämlich  die  kleine  Anzahl 
Radikaler  im  ünterhause,  wie  Roebuck,  Jo- 
seph Hume,  O'Connell  u.  a.,  eine  Reform 
des  Wahlrechts.  Lord  John  Russell  er- 
widerte mit  jener  berühmten  Finalitätser- 
klärung,  in  der  er  die  Parlamentsreform  als 
mit  dem  Reformgesetze  von  1832  definitiv 
abgeschlossen  bezeichnete.  Der  Antrag  er- 
hielt niu:  22  Stimmen  gegen  501.  Diese 
Finalitätserklärung  machte  das  kleine  Häuf- 
lein Radikaler  ausserhalb  des  Parlaments 
sehr  populär.  Sie  wurden  nun  von  der 
1837  begründeten  »Londoner  Arbeitergesell- 
schaft«, welche  das  alte  Programm  des 
Majoi^  Cartwright  von  1776  zu  dem  ihren 
gemacht  hatte,  zu  einer  Zusanmienkunft 
eingeladen,  und  daraus  ging  die  Volkschai'te 
hervor,  in  deren  sechs  berühmt  gewordenen 
Forderimgen  alles  formuliert  war,  w^as  der 
englischen  Arbeiterbevölkerung  für  die  näch- 
sten 12  Jahre  vor  allem  erstrebenswert  er- 
schien, nämlich  Stimmrecht  und  Wählbar- 
keit aller  erwachsenen  Männer,  geheime 
Abstimmung,  jährliche  Parlamente,  Diäten 
der  Abgeoraneten  und  ^leichmässige  Wahl- 
bezirke. Mit  unermüdhchem  Eifer  durch- 
zogen alsbald  die  Sendboten  der  Londoner 
Arbeitergesellschaft  die  Previnzen,  um  die 
sechs  Punkte  den  Arbeitern  als  das  Evan- 
gelium ihres  Heus  zu  verkünden. 

Es  hatten  sich  in  den  Provinzen  noch 
aus  der  Zeit  der  Reformagitation  viele  radi- 
kale Vereine  erhalten,  welche  die  Charte 
sofort  nach  ihrem  Erscheinen  zum  Feldge- 
schrei machten.  Allein  weit  wichtiger  für 
den  Chartismus  war,  dass  die  Anhänger  der 
vorgenannten  sozialen  Bewegungen,  an  der 
Besserung  ihrer  Lage  unter  der  bestehen- 
den   Ordnung   verzweifelnd,    denen    Gehör 
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gaben,  die  alles  Heil  von  der  Beforiu  des 
Wahlrechts  versprachen.  Freilich  verlor 
die  Bewegung  d!adurch  die  Unterstützung 
der  radikalen  Bourgeoisie,  die  bei  ihrer 
Taufe  Gevatter  gestanden;  Thatsache  ist, 
dass  in  dem  Masse,  als  die  Anhängerschaft 
der  Charte  infolge  des  Beitritts  der  An- 
hänger jener  Bewegimgen  wuchs,  die  radi- 
kale Bourgeoisie  sich  zurückzog.  Es  war 
dies  einerseits  begreiflich:  denn  die  Hef- 
tigkeit, mit  der  neben  einander  gleich 
blödsinnige  reaktionäre  und  revolutionäre 
Ideeen  gepredigt  wtutien,  musste  jeden,  der 
an  geordnetes  Denken  gewöhnt  war,  ab- 
schrecken; andererseits  war  es  für  die  Be- 
wegung verhängnisvoll:  denn  erhielt  die 
Chaurtistenbewegung  durch  jenen  Beitritt 
auch  die  wuchtige  Unterstützung  der  Mas- 
sen, die  von  ihrem  (Gelingen  aie  sichere 
Bettung  aus  den  Drangsalen  erwarteten,  in 
denen  sie  sich  befanden,  so  sollte  doch  die 
ErfaJining  zeigen,  dass  die  unteren  Klassen 
ohne  Unterstützung  der  höheren  keinerlei 
Fortschritt  zu  erreichen  vermögen. 

üeber  die  Mittel,  wie  das  allgemeine 
Stimmrecht  zu  erlangen  sei,  waren  die 
Meinungen  geteilt.  Efe  standen  sich  eine 
Partei  der  moralischen  Macht  mid  eine  Par- 
tei der  physischen  Gewalt  gegenüber.  An 
der  Spitze  der  ersteren  stand  Lovett,  der 
Sekretär  der  »Londoner  Arbeitergesellschaft«; 
die  ihr  zugehörigen  Arbeiter  waren  ziuneist 
Oweniten  und  suchten  durch  Gewinnung 
der  öffentlichen  Meinung  und  durch  Massen- 
petitionen ans  Parlament  das  Ersehnte  zu 
erlangen.  Allein  nachdem  das  Parlament 
über  diese  Petitionen  zur  Tagesordnung 
übei^^angen  war,  erhielten  die  Anhänger 
der  physischen  Gewalt  in  der  Bewegimg 
das  Üebergewioht.  An  ihi'er  Spitze  stand 
der  Ire  Feargus  O'Connor,  ein  politischer 
Charlatan. 

Solange  die  Bewegung  die  Grenzen  der 
Gresetzlichkeit  einhielt,  widerstand  die  Regie- 
rung dem  Drängen  der  geängstigten  Besitzen- 
den nach  polizeilichem  Einschreiten,  mochten 
die  Redner  in  den  Volksversammlungen 
auch  auf  die  Fabriken  verweisen,  deren 
Ziegelsteine  verkittet  seien  mit  dem  Blute 
von  Weibern  mid  Kindern,  oder  den  Char- 
tismus nicht  als  politische,  sondern  als  eine 
Messer-  imd  Gabelfrage  bezeichnen.  Hätten 
sie  keine  Beschwerden,  erwideite  Lord  John 
Russell  auf  das  Verlangen  nach  Verkümme- 
rung der  Versammlungs-  und  Redefreiheit, 
so  würden  diese  kolossalen  Versammlungen 
bald  ein  Ende  nehmen.  Erst  als  die  Agi- 
tatoren das  Gesetz  verletzten,  indem  sie 
zur  Erobening  des  Stimmrechts  mit  den 
Waffen  aufforderten,  schritt  die  Regierung 
ein.  Alle  Versammlungen  bei  Fackelschein 
wurden  nun  für  ungesetzHch  erklärt,  und  alle 
Personen,  die  sich  daran  beteiligen  würden, 
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mit  Strafe  bedix)ht  Bald  hatten  die  Assisen 
reichlich  mit  der  Abiuleilung  derjenigen  zu 
thun,  die  von  Versammlungen  bei  Fackel- 
schein nicht  lassen  wollten. 

Um  dieselbe  Zeit,  da  diese  Pi-ozesse  be- 
gannen, trat  am  4.  U.  1839  in  London  der 
nationale  Konvent  zusammen,  —  das  Volks- 
parlament, das  die  Ai'beiter  gewählt  hatten, 
um  gegenüber  dem  Pai'lamente,  das  der 
gesetzliche  Ausdruck  der  Aristokratie  war, 
zu  tagen.  ALsbald  trennten  sich  die  Ge- 
mässigten unter  den  Anhängern  der  mora- 
lischen Älacht.  Die  Ziufickbleibenden  da- 
gegen beschlossen,  das  Volk  zu  befragen, 
ob  es  bereit  sei,  auf  Anordnimg  des  Kon- 
vents an  einem  bestimmten  Tage  alle  Gelder 
aus  den  Sparkassen  zm-ückzuziehen ,  alle 
Banknoten,  deren  man  habhaft  werden  könne, 
der  Bank  von  England  zm-  Mnlösung  zu 
präsentieren,  ferner  gleichzeitig  an  allen 
Orten  und  in  allen  Gewerben  die  Arbeit 
einzustellen  imd  endlich  sich  Waffen  zu 
verschaffen,  lun  die  bedrohten  Volksfreiheiten 
zu  verteidigen.  Bald  sollten  diese  Beschlüsse 
eine  praktische  Bedeutung  erlangen. 

Die  Petition  um  die  Charte,  die  von 
1280000  Personen  unterzeichnet  war,  war 
am  12.  Juli  1839  vom  Parlamente  verworfen 
worden.  Darauf  kam  es  am  15.  Juli  in 
Birmingham  zu  einem  Konflikt  zwischen 
der  Menge,  die  eine  öffentliche  Versammlung 
abhalten  wollte,  und  der  Polizei,  infolge- 
dessen 30  Häuser  in  Flammen  aufgingen. 
»Oft  war  ich  Augenzeuge  der  Sclu'ecken 
einer  im  Sturm  genommenen  Stadt«,  rief 
der  Herzog  von  Wellington  im  Oberhause, 
»doch  habe  ich  niemals  ähnliche  Ausschrei- 
tungen gesehen  wie  die,  welche  in  einer 
Nacht  in  Birmingham  begangen  wurden.« 
Eine  andere  Folge  des  Parlamentsbeschlusses 
war,  dass  im  nationalen  Konvent  nunmehr 
die  Partei  der  physischen  Gewalt  die  Ober- 
hand erlangte  und  dem  Volke  vom  5.  August 
ab  einen  Monat  zu  feiern  empfahl.  Die 
Gewerkvereine  wollten  indes  von  diesem 
Gedanken  nichts  wissen,  und  so  sah  sich 
der  Konvent  genötigt,  seinen  Beschluss 
zunickzunehmen  und  die  Idee  des  heiligen 
Monats  aufzugeben. 

Der  unglückliche  Ausgang  dieser  Idee 
wurde  verhängnisvoll  für  den  Konvent.  Er 
fiel  in  Missachtung  und  löste  sich  auf. 

Unterdessen  aber  hatte  die  Regierung 
alle,  welche  wegen  aufrührerischer  Reden 
prozessiert  werden  konnten,  vor  die  Assisen 
gestellt  und  die  Venu-teüten  ins  Gefängnis 
gesteckt.  Die  Nachricht,  dass  die  Gefangenen 
schlecht  behandelt  würden,  führte  am  3.  No- 
vember 1839  zu  einem  gewaltsamen  Befrei- 
ungsversuche in  Wales,  an  dem  10000  Berg- 
leute teilgenommen  haben  soUen.  Der  Auf- 
stand wurde  kurzer  Hand  niedergeschlagen. 
Ende  1839  waren  ungefähr  380  Chartisten, 
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darunter  sämtiiche  Führer,  zu  Gefängnis- 
strafen von  1  Monat  bis  2  Jahren  verur- 
teilt. Dadurch  wimie  die  Ä^gitation  gehemmt; 
die  Yersammhmgen  wurden  seltener  und 
weniger  drohend,  die  Sprache  der  Kedner  ge- 
mässigter, und  eine  grosse  Anzahl  chartis- 
tischer Zeitschriften,  die  grosse  Verbreitung 
gehabt  hatten,  hörten  auf  oder  ftlhrten  ein 
elendes  Dasein.  Schon  jubelte  die  Presse  über 
das  Ende  des  Chartismus,  und  die  Whigs 
rühmten  sich  desselben  als  ihres  Verdienstes. 
Dies  gab  Thomas  Carlyle  Veranlassung,  in 
einer  bitteren  Schrift  (Chartism  1839)  die 
wirklichen  Ursachen  des  Chartismus  und 
die  Unmöglichkeit,  ihn  zu  vertügen, 
ehe  diese  Ursachen  vertilgt  seien,  zu  ent- 
wickeln 

3.  Von  1840—1848.  Die  Redner  und 
Redakteure  der  Chartisten  sassen  mm  im  Ge- 
fängnis. Aber  die  Massen,  zu  denen  sie  ge- 
sprochen, litten  noch  unter  den  Verhältnissen, 
gegen  die  sie  gekämpft  hatten,  und  waren 
noch  von  denselben  Gefühlen  beseelt.  Unter 
diesen  Umständen  musste  die  Bewegung 
bald  wieder  aufleben.  Der  Prozess  des 
letzten  Chartistenführers  hatte  noch  nicht 
begonnen,  als  bereits  Anstrengungen  zur 
Reorganisation  der  Bewegung  gemacht  wur- 
den. Bis  dahin  waren  alle  Chartistenvereine 
lokal  gewesen.  Am  20.  Juli  1840  trat  in 
Manchester  eine  Versammlung  von  Dele- 
gierten derselben  zusammen  und  beschloss 
die  Verschmelzung  aller  lokalen  Vereine 
zur  »Nationalen  Chartistenassociation  von 
Grossbritannien«.  Die  Basis  derselben  war 
selbstverständlich  die  Charte;  bemerkens- 
wert ist  der  ausdrückliche  Beschluss,  nur 
friedliche  und  konstitutionelle  Mittel  anzu- 
wenden, um  die  Charte  zum  Ljandesgesetze 
zu  machen.  Bald  darauf  erhielt  die  Be- 
wegung diu^ch  die  Freilassung  der  Fülirer, 
die  ihre  Strafzeit  abgebüsst  hatten,  durch 
die  SjTnpathie,  die  ihre  Leiden  während 
derselben  erregten,  und  ihre  Erbitterung 
gegen  die  Whigregierung  neuen  Impuls. 

In  dieser  zweiten  Phase  der  Chartisten- 
bewegung ist  es  Bronterre  O'Brien,  der 
unter  den  Führern  durch  klarere  sozialistische 
Ziele  hervortritt.  Er  unterschied  sich  dadurch 
von  vielen  der  Anhänger,  dass  er  trotz  der 
Unreife  seiner  wirtschaftlichen  Pläne  sich 
doch  bewusst  war,  dass  es  sich  bei  der 
sozialen  Bewegung  nicht  um  ein  Zurück- 
lenken in  die  Geleise  veralteter  Wirt- 
schaftspoütik,  sondern  um  eine  neue  gesell- 
schaftliche Organisation  handle.  Daher  war 
er  auch  trotz  aller  Unbilden,  die  ihm  per- 
sönlich von  den  Whigs  widerfahren,  gegen 
jedes  Bündnis  mit  den  Konservativen.  Den 
Gegensatz  zu  ihm  büdete  O'Connor.  Er  war 
für  Unterstützung  der  Tories,  und  die  Pix)- 
torypolitik  O'Connors  erwarb  den  BeifaU  der 
Menge.  Daher  der  Name  »Tory-Chartisten«. 


Bei  der  Parlamentswahl  von  1841  verhalfen 
sie  den  Tories  zur  Mehrheit.  Insbesondere 
eifei-te  O'Connor  ^egen  alle  Bestrebungen, 
die  Arbeiterklasse  innerhalb  der  bestehenden 
Ordnung  wirtschaftlich,  sittlich  und  geistig 
zu  heben,  weil  dies  das  revolutionäre  Un- 
gestüm der  Arbeiter  hemmen  könne,  imd 
seine  Abgesandten  erschienen  häufig  auf  den 
Versammlungen  der  Antikornzollliga,  um 
gegen  diese  zu  protestieren.  Ueberhaupt 
bestand  eine  wesentliche  Thätigkeit  seiner 
Anhänger  darin,  öffentliche  Versammlungen 
zu  sprengen. 

Am  2.  April  1842  trat  ein  neuer  Konvent 
in  London  zusammen,  um  eine  neue  Peti- 
tion um  die  Charte,  die  diesmal  3300000 
Unterschriften  erhalten  haben  soll,  zu  über^ 
reichen.  Am  2.  Mai  wurde  die  Petition 
überreicht.  Sechzehn  Männer  trugen  die 
Petition  durch  die  Strassen.  Da  sie  zu 
gross  war,  um  durch  das  Thor  des  Unter- 
hauses zu  gehen,  wurde  sie  in  Stücke  zer- 
teüt  auf  dem  Fussboden  des  Hauses  nieder- 
gelegt. Allein  das  Parlament  weigerte  sich, 
die  Bittsteller  an  den  Schranken  des  Hau- 
ses zu  hören.  Darauf  erhielt  die  Partei  der 
physischen  Gewalt  bei  den  Chartisten  aufs 
neue  die  Oberhand.  Am  5.  August  stellten 
die  Arbeiter  von  Ashton  die  Arbeit  ein  und 
beschlossen,  die  Arbeit  nicht  eher  wieder 
aufzunehmen,  bis  die  Charte  Gesetz  sei. 
Andere  Orte  Lancashires  folgten  dem  Bei- 
spiele. Grosse  Abteilungen  Arbeiter  zogen 
nach  Manchester  und  den  übrigen  Fabrik- 
orten, riefen  die  Arbeitenden  von  der  Arbeit 
und  entfernten  die  Pfropfen  (plugs,  daher 
der  Name  plug-plot  für  die  Bewegung)  von 
den  Kesseln  der  Dampfmaschinen.  In  kür- 
zester Zeit  hörte  in  Manchester  und  50 
Meilen  im  Umkreise  alle  Arbeit  auf,  ausser 
in  den  Kornmühlen  und  in  den  Fabriken, 
deren  Produkte  ohne  sofortige  Bearbeitung 
verdorben  wären.  Indes  enthielten  sich 
nach  den  übereinstimmenden  Aussagen  aller 
Berichte,  namentlich  nach  dem  Zeugnisse 
Disraelis,  der  in  seiner  Sybil  diese  Bewe- 
gung höchst  ergreifend  geschildert  hat,  die 
Arbeiter,  mit  ganz  vereinzelten  Ausnahmen, 
aller  Excesse.  Dies  hinderte  nicht,  dass  die 
Bewegung  am  22.  August  bereits  zusammen- 
brach, indem  der  Strike  in  den  übrigen 
Grafschaften  nicht  die  erwartete  Teilnahme 
fand.  Der  Strike  führte  zu  einem  Monster- 
prozess  vor  den  Assisen  zu  Lancaster,  bei 
dem  31  von  den  59  Angeklagten  verurteilt 
wurden.  Aber  wegen  eines  Formfehlers 
wurde  das  Urteil  kassiert  und  die  Verfol- 
gung aufgegeben,  und  dieser  Formfehler 
war  so  gross,  dass  vielfach  die  Auffassung 
herrschte,  die  Regierung  habe  ihn  mit  Ab- 
sicht begangen.  Nur  Thomas  Cooper^  das 
hervorragendste  Talent  das  die  Chartisten- 
bewegung hervorgebracnt  hat,  wurde  2  JahrQ 
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ins    Geföngnis    gesetzt  UQd   dichtete   darin 
sein  »Fegefeuer  der  Selbstmörder«. 

Nach  dem  Fehlschlagen  des  heiligen 
Monats  erfolgten  neue  Versuche,  die  radi- 
kale Bourgeoisie  und  die  Chartisten  zu  ver- 
einigen. Sie  scheiterten  an  Etikettefragen. 
Nacj^dem  bald  darauf  auch  Lovett  und  sein 
Anhang  ausgeschieden  war,  trat  O'Connor 
mit  einer  Milchtopfrechnung  hervor,  nach 
der  die  Arbeiter  durch  Aktieneinzahlimg  ein 
Landgut  zu  4000  £'  kaufen,  dieses  verpfän- 
den und  mit  der  geborgten  Simime  ein 
neues  erwerben  imd  so  fortfahren  sollten, 
bis  sie  alle  Landgüter  Englands  in  ihrem 
Besitze  hätten.  Trotz  des  Widerspruches 
der  übrigen  Chartistenführer  wurde  mit  der 
Ausführung  begonnen,  und  der  Landplan 
beschäftigte  nun  vornehmlich  die  Bewegung, 
bis  die  französische  Februarrevolution  von 
1848  sie  aufs  neue  in  revolutionäre  Bahnen 
lenkte. 

Ein  neuer  Konvent  wurde  gewählt  und 
trat  in  London  zusammen.  Eine  neue  Peti- 
tion wiirde  —  angeblich  von  5700000  Per- 
sonen —  unterschrieben,  und  O'Connor 
machte  sich  anheischig,  dieselbe  an  der 
Spitze  eines  Zuges  von  150000  Mann  dem 
ünterhause  zu  überreichen.  Auch  fand  am 
10.  April  1848  auf  der  Gemeindevriese  von 
Xennington  eine  Versammlung  —  allerdings 
nur  von  30000  Mann  —  statt,  um  den  Zug 
zu  organisieren.  Angesichts  der  kolossalen 
Massnahmen  der  Begienmg,  ihrem  Verbote 
des  Zuges  N^achdruck  zu  verleihen,  unter- 
liesß  aber  O'Connor  den  Zug,  fuhr  die  Pe- 
tition in  einer  Droschke  zum  Parlament, 
wo  sie  geprüft  und  dargethan  wurde,  dass 
sie  nur  1975469'  Unterschriften  enthielt, 
von  denen  noch  dazu  die  meisten  gefälscht 
waren. 

Von  da  an  wurde  der  Chartismus  aus 
einem  Gegenstande  des  Schreckens  ein 
Gegenstand  des  Gelächters.  Feargus  O'Con- 
nor,  der  die  Anwendung  physischer  Kraft 
gepredigt,  ohne  selbst  den  Mut  zu  haben, 
sie  anzuwenden,  und  der  seine  Anhänger  in 
Verschwörungen  und  Aufstände  verwickelte, 
für  die  sie  allein  büssen  mussten,  hatte  mit 
dem  10.  April  allen  Einfluss  verloren.  Nach- 
dem auch  sein  Landplan  zusammengebrochen 
war,  wurde  er  verrückt  und  endete  im 
Irrenhause.  Versuche  seitens  der  übrigen 
Führer,  namentlich  seitens  Ernest  Jones', 
d^  Sohnes  eines  Adjutanten  von  Ernst  Au- 
gust von  Hannover,  die  Bewegimg  wieder 
zu  beleben,  waren  umsonst. 

Die  Chartistenbewegimg  hat  die  grosse 

Wiricüflg  gehabt,  die  englische  Arbeiterklasse 

bis  in  Jen  entlegensten  Winkel  des  Landes 

ans  den   überkommenen  Anschauungen  der 

Dhterwirfig'fceit   aufzurütteln  und  ziun  Be- 

wusstsein  ihrer  besonderen  Elasseniateressen 

lu  bringen.     I>ies  war  ihr  einziges  bleiben- 


des Resiütat,  und  sie  konnte  kein  anderes 
haben,  weil  sie  über  der  Verfolgung  der  po- 
litischen Interessen  die  Hebung  des  wii-t- 
schaftlichen,  sittlichen  rmd  geistigen  Men- 
schen vernachlässigte,  ohne  welche  selbst 
ein  Sieg  der  Arbeiter  nicht  von  Dauer  sein 
konnte.  Diu'ch  die  Chartistenbewegimg  aitf- 
gerüttelt,  schuf  die  englische  Arbeiterklasse 
dann  die  Gnmdlage  für  ihi'e  si)ätere  poli- 
tische Emancipation.  indem  sie,  unterstützt 
diuxjh  die  höheren  Gesellschaftsklassen,  mit 
unvergleichlicher  Energie  dahin  strebte,  vor- 
erst die  wirtschaftlichen,  sittUchen  und 
geistigen  Grimdlagen  derselben  zu  schaffen. 
Die  Hauptmittel  dazu  waren  die  Ai'beiter- 
schutzgesetzgebung,  die  Genossensclu^n 
und  die  Gewerkvereine.  (Das  Zehnstunden- 
gesetz datiert  von  1847,  der  Aufschwimg  der 
Genossenschaftsbewegung  von  1844  und  be- 
sonders nach  dem  Eingreifen  der  christlichen 
Sozialisten  von  1848,  die  bessere  Organisa- 
tion der  Gewerkvereine  von  1851.)  Trotz- 
dem ist  es  eine  bemerkenswerte  und  clia- 
rakteristische  Thatsache,  dass  von  den  sechs 
Punkten  der  Volkscharte  fünf :  allgemeines 
Stimmrecht,  geheime  Abstimmung,  gleich- 
massige  Waldbezirke ,  Diäten  für  die  Parla- 
mentsmitglieder und  Beseitigung  des  Erfor* 
dernisses  eines  gewissen  Besitzes  auf  selten 
der  ünterhausmitglieder  entweder  bereits 
verwirklicht  oder  doch  der  Verwirklichung 
nahe  sind.  Als  aber  die  Parlamentsreformen 
von  1867  und  1884,  welche  die  Annähe- 
rungen an  dieses  Programm  der  Chartisten 
brachten,  durchgesetzt  wurden,  wurden  sie 
nicht  mehr  als  das  Mittel  verlangt,  das  un- 
entbehrlich sei,  um  ziu*  Hebung  der  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Lage  der  Arbeiter 
zu  führen,  sondern  als  eine  nicht  zu  um- 
gehende Folge  der  stattgefundenen  Hebung 
dieser  Lage.  Wenn  die  Arbeiterklasse  in 
England  heute  auch  politisch  ein  Ausschlag 
gebender  Faktor  im  Staatsleben  geworden 
ist,  so  ist  dies  nm*  dem  zu  verdanken,  dass 
sie  und  ihre  Freunde  unter  den  höheren 
Klassen  nach  dem  Scheitern  jener  revolutio- 
nären Bewegungen  ihr  Augenmerk  aus- 
schliesslich darauf  gerichtet  haben,  inner- 
halb der  bestehenden  Ordnung  vor  allem 
den  wirtschaftlichen  imd  sittlichen  Menschen 
zu  schaffen,  ohne  den  an  ein  Aufsteigen 
der  Arbeiterklasse  gar  nicht  zu  denken  ist. 

Litteratnr :  Die  Geschichte  der  CharHstenbewegttng 
ist  noch  zu  schreiben.  Einstweilen  ist  Haupt- 
queüe  Oamntage,  History  of  the  Chartist  ifo- 
vementf  London  1854-  Darauf  hauptsächlich  be- 
ruhen die  beiden  Aufsätze  von  Brentano,  Die 
englische  Chartistenbewegung,  Preuss.  Jahrb. 
XXXIIJ,  1874.  —  Vgl.  auch  Bamfiyrd,  Pas- 
sages  in  the  life  of  a  radiccd,  2  vols.,  1841'  — 
William  LaveU,  Life  and  Struggles  in  pursuü 
of  bread,  knowledge  and  freedom,  1876.  — 
Brentano,  Die  christl.-soziale  Bewegung  in 
JEhigland,  188S.    —  Hisiorical  Eeviev  1889.  — 
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Oraham  WtMas,  Art.  Chartüm  im  Dictionary 
of  polüical  economy  von  PcUgrave.  —  Mrs, 
Sldney  Webb  (Beatrice  PoUer),  Die  britische 
Genossenschaftshewegung,  herausg.  von  Brentano, 
Leipzig  189S.  —  Orahatn  WalUis,  The  Life 
of  Francis  Place,  London  1898.  —  Tildsley, 
Die  Entstehung  und  die  ökonomischen  Grund- 
sätze der  Chartistenbewegung,  Jena  2898. 

JLujo  Brentano, 


Check. 

1.  Be£[riffsbestiinmiing.  2.  Checks  und  Schein- 
checks.  o.  Checkvertrag.  4.  Arten  des  Checks. 
ö.   Nutzen    und  Gefahren    des   Checksystems. 

6.  Verhältnis  des  Checks  zum  gezogenen  Wech- 
sel,   zur  Banknote    und   zur   Giroanweisung. 

7.  Aeltere  Vorläufer  des  Checks.  8.  Geschicht- 
liche Entwickelung  des  Checks  in  der  neueren 
Zeit,  a)  Italien,  b]  Niederlande,  c)  England. 
d)  Englische  Kolonieen.  e)  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  f)  Portugal,  g)  Frankreich,  h) 
Belgien,  i)  Schweiz,  k)  Rumänien.  1)  Spanien. 
m)  Deutschland,  n)  Oesterreich.  o]  Skandina- 
vien, p)  Peru,  q)  Argentina.  r)  Japan,  s) 
Andere  Länder,  y.  Das  geltende  Checkrecht 
Grossbritanniens.  10.  Das  Checkrecht  der  Ver- 
einigten Staaten.  11.  Das  Checkrecht  Frank- 
reichs. 12.  Das  Checkrecht  Oesterreichs.  13. 
Das  Checkrecht  Deutschlands,  a)  Reichshan- 
delsgesetzgebung, b)  Handelsgewohnheitsrecht. 
Gerichtspraxis.  Sogen.  Bedingungen,  c)  Par- 
tikulargesetzgebung, d)  Die  kaufmännische  An- 
weisung in  Bayern,  Königreich  Sachsen,  Weimar, 
Reuss,  Frankfurt  a.  M.  und  Altenburg,  e)  Die 
bürgerliche  Anweisung  im  Preussischen  und 
Badischen  Landrecht,  im  Sächsischen  B.G.B. 
und  im  gemeinen  Rechte,  f)  Das  neue  Handels- 
gesetzbuch und  das  B.G.B.  für  das  Deutsche 
Reich,  g)  Der  Kampf  um  ein  deutsches  Reich- 
checkgesetz. 14.  Der  Entwurf  eines  Weltcheck- 
rechts. 

1.  Begriff sbestimiuimg.  Ueber  den  Be- 
griff des  Checks  herrscht  Streit;  auch  die 
Definitionen  der  verschiedenen  Laudesge- 
setze weichen  sehr  erheblich  von  einander 
ab.  Nur  darüber  herrscht  üebereinstim- 
mung,  dass  der  Check  eine  besondere  Art 
der  schriftlichen  Anweisung  ist.  In 
der  Regel  erteilt  im  Check  der  Aussteller 
einem  Bankier  oder  einem  Bankinstitute 
den  Auftrag,  gegen  Aushändigung  der 
Urkunde  die  darin  verzeichnete  Summe  je- 
mandem auszuzahlen;  gewöhnlich  hat  der 
Aussteller  bei  diesem  Bankier  Geld  depo- 
niert; in  den  meisten  Fällen  soll  der 
Check  bei  Sicht  (Vorzeigung)  gezahlt  wer- 
den; üblicherweise  endlich  wird  der  Check 
hergestellt  durch  Ausfüllung  von  Formu- 
laren (Blanketten),  welche  von  dem  Ban- 
kier dem  Aussteller  zur  Benutzung  heft- 
weise übergeben  worden  sind.  In  der 
Regel  ist  sonach  der  Check  eine  formu- 


larmässige   Bankdepotsichtanwei- 
sung. 

Diese  Regel  ist  aber  keineswegs 
ausnahmslos.  Wohl  nur  die  Gesetzgebung 
Perus  fordert  wirklich,  dass  der  Check  so- 
wohl auf  eine  Bank  als  auch  auf  ein 
Gelddepot  gezogen  werden  müsse.  Im 
übrigen  lassen  sich  zwei  Hauptgruppen 
von  Checkgesetzen  unterscheiden.  Die  erste 
Gruppe  abstrahiert  von  dem  Erfordernis  des 
Depots,  begnügt  sich  \ielmehr  mit  der 
Bankiers  eigenschaft  desBezogenen ;  Haupt- 
vertreter dieser  Gruppe  ist  England;  das 
Recht  der  Vereinigten  Staaten  und  Nieder- 
canadas  sowie  Japans  schliessensich  dem  eng- 
lischen Rechte  an ;  früher  gehörte  zu  dieser 
Gruppe  auch  Portugal.  Die  zweite  Gruppe 
sieht  gerade  umgekehrt  von  einer  besonderen 
Standeseigenschaft  des  Bezogenen  ab  und  ver- 
langt dagegen,  dass  der  Check  auf  Grund  eines 
Depots  oder  doch  einer  sonstigen  voraus- 
gehenden Deckung  (provision  prealable) 
gezogen  wei-de :  Hauptvertreter  dieser  Griippe 
ist  Frankreich,  dessen  Gesetz  für  Bel- 
gien, die  Schweiz,  Spanien  und  Rumänien 
wesentlich  als  Vorbild  gedient  hat.  Eine 
Mittelstellung  nehmen  in  dieser  Frage, 
obschon  sie  sonst  der  französischen  Gruppe 
sehr  nahe  stehen,  Italien  und  nunmehr  auch 
Portugal  ein.  Beide  verlangen  nämlich, 
dass  der  Bezogene  ein  Kaufmann  ist.  In 
Holland  muss  der  Bezogene  ein  Kassierer, 
in  Malta  ein  Bankier  oder  Kassierer 
sein.  Neben  diese  beiden  Hauptgruppon 
ist  nunmehr  noch  eine  kleine  dritte  Gruppe 
geü-eten,  die  weder  eine  Standeseigen- 
schaft des  Bezogenen  noch  irgend  eine 
Deckung  erfordert,  vielmehr  jede  in  be- 
stimmter Form  ausgestellte  Sich  tan  Wei- 
sung, die  sich  selbst  im  Kontext  der  Ur- 
kunde als  Check  ausdrücklich  bezeichnet, 
auch  als  Check  betrachtet  >^^[ssen  will. 
Dieser  Nebengruppe  gehöi-en  nur  Dänemark 
und  Norwegen  an,  doch  steht  der  Hinzu- 
tritt Schwedens  vermutlich  nahe  bevor. 

Die  Sicht  Stellung  ist  zwar  sowohl  in 
England  als  auch  in  Frankreich.  Belgien, 
der  Schweiz,  Skandinavien,  Peru  und  Japan 
Erfordernis;  andererseits  sind  aber  Nicht- 
sichtchecks  in  Italien,  Portugal,  Rumänien 
gesetzlich  anerkannt;  in  den  Vereinigten 
Staaten  werden  sie  wenigstens  von  hervor- 
ragenden Autoritäten  als  statthaft  bezeichnet. 

Die  Benutzung  eines  Blanketts  endlich 
ist,  vom  österreichischen  Stempelgesetz  ab- 
gesehen, nur  in  Argentinien  essentiell. 

Hiemach  ergiebt  sich  für  eine  allge- 
meine Begriffsbestimmung  des  Checks  die 
Alternative:  entweder  sich  einer  der 
drei  Gruppen  anzuschliessen  oder  ein  den 
beiden  Hauptsystemen  zu  Grunde  liegen- 
des gemeinsames  Moment  aufzusuchen. 
Für  die  erste  Alternative  haben  sich  in  der 
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That  sehr  viele  Schriftsteller  entBchieden ; 
ihnen  ist  der  englisch-amerikanische  Check 
der  reine  Typus  des  Checks,  der  kontinen- 
tale Check  eine  Entartung ;  ihnen  ist  Check 
und  Bankanweisung  identisch.  Diese  Ent- 
scheidung ist  aber  doch  willkürlich;  die 
zweite  Alternative  verdient  den  Vorzug. 
Als  das  beiden  Hauptsystemen  gemein- 
schaftliche Kriterium,  welches  den  Check 
von  jeder  anderen  Anweisung  trennt,  er- 
scheint, obwohl  dies  bestritten  wird,  die 
Ermächtigung  des  Bezogenen.  Der 
Bezogene  muss  die  Ausstellung  von  Checks 
gestattet,  muss  die  Zahlung  der  —  nach 
Massgabe  besonderer  Abrede  auszustellen- 
den —  schriftlichen  Anweisungen  des  Aus- 
stellers im  voraus  zugesagt  haben.  Die 
Zahlungszusage  kann  bis  zu  einer  gewissen 
Höhe,  in  seltenen  Fällen  aber  auch  unbe- 
schränkt erfolgt  sein.  Immer  jedoch  bedarf 
es  der  Einlösungszusage,  mit  anderen  Wor- 
ten eines  Vertrages  zwischen  Aussteller 
und  Bezogenem.  Kein  Check  ohne 
Check  vertrag.  Dies  Erfordernis  des 
Checkvertrages  (Convention  prealable)  liegt 
dem  französischen  Gesetze  —  nach  der  ur- 
prünglichen  Absicht  des  Gesetzgebers  we- 
nigstens —  zu  Grunde  (vgl.  unten  sub  11); 
dies  Erfordernis  dürfte  auch  im  englisch- 
amerikanischen Hechte  nicht  fehlen;  denn 
der  Aussteller  zieht  nicht  auf  einen  beliebi- 
gen Bankier,  sondern  auf  seinen  Bankier. 
(Nur  eine  scheinbare  Ausn^me  bildet  der 
englische  Check  für  fremde  Rechnung:  der 
Aussteller  zieht  hier  als  Kommissionär  auf 
den  Bankier  des  Kommittenten.) 

DerCheckist  sonach  die  schrift- 
liche, auf  Grund  einer  Ermächti- 
gung des  Bezogenen  ausgestellte 
Anweisung. 

Die  skandinavische  Gesetzgebimg  nimmt 
allerdings  von  jedem  voigängigen  Cneckver- 
trage  Abstand.  Auch  in  der  für  essentiell  er- 
klärten Checkklausel  ist  kein  Hinweis  auf  den- 
selben zu  finden.  »Der  in  den  skandinavischen 
Gesetzen  zum  Ausdruck  gekommene  gesetz- 
liche Begriff  des  Checks  ded^  sich  aber 
durchaus  nicht  mit  der  ökonomischen  oder 
kaufmännischen  Auf&ssung«   (Holdheim). 

2.  CheekB  lud  Sehelneheeks.  Zuweilen 
werden  auch  Urkunden  auf  checkmässigen  For- 
mularen ohne  die  Ermftchtigung  des  Bezogenen 
oder  in  vertragswidriger  Weise  ausgestellt; 
zuweilen  nennen  sich  sogar  jene  Urkunden  selbst 
Checks.  Diese  Urkunden,  die  wir  als  Schein- 
checks  bezeichnen,  ziehen  allerdings  Bechtsfolgen 
nach  sich,  die  den  Rechtsfolgen  der  Vertrags- 
miasig  ausgestellten  Checks  gleich  oder  d^ 
sehr  nahe  kommen.^  Wahre  Checks  sind  jene 
Urkunden  aber  bleich  wohl  nicht;  sie  sind  es 
so  wenig,  als  verix)tswidrig  ausgegebene  Bank- 
noten, Aktien,  Främienscheine  juristisch  das 
sind,  wofür  sie  sich  ausgeben,  obschon  auch 
jene    verbotswidrig    ausgestellten    Banknoten 


unter  Umständen  gegen  den  Aussteller  in  gleicher 
Weise  wie  wirklicne  Banknoten  geltend  gemacht 
werden  können.  Die  Rechtsfolfifen  jener  Schein- 
checks  entspringen  nicht  sowohl  dem  Checkrecht, 
als  vielmehr  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen 
(Haftung  aus  der  Arglist,  Schadensersatz,  Ga- 
rantie, Bereicherung). 

Bestände  in  der  That  —  was  aber  zu  ver- 
neinen —  ein  Bedürfnis,  eine  Beeriffsbestimmang 
aufzustellen,  welche  Checks  und  auchSchein« 
checks  zugleich  umfasste,  so  könnte  man  sie 
(in  etwas  modifiziertem  Anschluss  an  Siemens 
und  Simonson)  definieren  als  Anweisungen, 
die  mit  der  Behauptung  des  Ausstellers 
auftreten,  auf  Grund  einer  Ermächti- 
gung des  Bezogenen  ausgestellt  zu 
sein. 

Zahlreiche  andere  Definitionen  des  Checks 
finden  sich  bei  Kapp  zusammengestellt.  Sehr 
beliebt  ist  insbesondere  die  Begriffsbestimmung 
des  Checks  als  einer  Anweisung  auf  das 
Guthaben  des  Anweisenden  bei  dem  Bezo« 

fenen ;  diese  Definition  verbietet  sich  aber  wegen 
er  „Elasticität"  des  Wortes  „Guthaben"  (vgl. 
Koch  1,  S.  31).  Der  richtigen  Definition  nähert 
sich  noch  am  meisten  die  Bestimmung  des 
Checks  als  einer  Anweisung  auf  eine  zur 
Verfügung  des  Ausstellers  stehende 
(disponible)  Geldsumme;  allein  es  gelanet 
hierbei  doch  nicht  genügend  zum  AusdrucK, 
dass  der  Aussteller  über  die  Summe  auch  teil- 
weise verfügen  kann;  es  fehlt  in  dieser  De- 
finition insbesondere  auch  der  Hinweis  darauf, 
dass  die  Verfügung  über  die  Summe  mittelst 
schriftlicher  yertragsgemässer  Anweisung  ge- 
schehen soll,  der  Hinweis  auf  die  Ermächtigung, 
über  die  disponible  Summe  c^erade  mittelst 
C  h  e  c  k  s  zu  verfügen ;  Disponibilität  und  Check- 
vertra^  sind  an  sich  noch  keineswegs  identisch. 
Em  hervorragender  amerikanischer  Jurist 
(Daniel)  sieht  in  dem  Check  eine  Anweisung 
über  ein  vorhandenes  oder  als  vorhanden 
fingiertes  Depositum  (vgl.  unten  sub  10,  b). 
3.  Cheekvertrag.  Der  Checkvertrag 
wird  gewöhnlich  schriftlich  und  unter  Aus- 
händigung der  Formulare  (Checkbuch, 
chequier,  carnet  de  cheque,  livre  de  souches, 
check-book)  abgeschlossen;  doch  gentigt 
mündlicher,  formloser  Abschluss;  auch  aus 
konkludenten  Thatsachen  (z.  B.  aus  der 
früheren  Einlösung  unermächtigt  gezogener 
Checks  seitens  des  Depositars)  kann  unter 
Umständen  der  Vertragsabschluss  gefolgert 
werden.  Der  Checkvertrag  schliesst  sich 
meist  als  Nebenabrede  einem  anderen  Ver- 
trage, insbesondere  einem  Hinterlegungsver- 
traffe  oder  einem  Krediteroffnungsvertrage 
und  oft,  aber  keineswegs  stets,  einem  Konto- 
korrentvertrage an;  er  kann  aber  auch 
ganz  selbständig  auftreten.  Ein  Mandats- 
oder Generalmandatsvertrag  kann  darin  nicht 
gefunden  werden,  i) 


^)  A.  M.  das  Züricher  H.6.  in  d.  Entsch. 
V.  13.  Februar  1898  (Handelsrecht!.  Blätter  Bd. 
XVII  S.  116)  und  Vogt,  auch  Hammer- 
schi ag^     dstgegen     Schweiz.     Bundesgericht, 
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Durch  den  Checkvertrag  verpflichtet  sich 
der  eine  Kontrahent,  die  von  dem  anderen 
Kontrahenten  nach  Massgabe  besonderer  In- 
struktion ausgestellten  Anweisungen  unbe- 
schränkt oder  bis  zu  einem  bestimmten  Be- 
trage einzulösen.  Als  Maximimi  kann  die 
Höhe  des  jeweiligen  Depots  oder  die  Höhe 
einer  sonstigen  Forderung  des  Ausstellers 
an  den  Bezogenen  oder  die  Höhe  eines  zu- 
gesagten Kredits  verabredet  sein;  es  kann 
aber  auch  dem  Aussteller  zur  PQicht  gOr 
macht  werden,  diese  Summe  nicht  ganz  zu 
erschöpfen,  vielmehr  eine  unangreifbare  Re- 
serve (a  good  balance)  zu  halten,  wie  an- 
dererseits ihm  die  Befugnis  erteilt  sein 
kann,  sein  G-uthaben  um  einen  bestimmten 
oder  unbestimmten  Betrag  zu  überschreiten, 
sein  Conto  zu  »überziehen«.  Innerhalb  der 
vertragsmässigen  Grenzen  darf  der  Aus- 
steller im  Zweifel  in  beliebigen  Raten 
ziehen;  die  Zerstückelungsbefugnis  gilt  als 
präsumtiv  erteilt, 

4.  Arten  des  Checks«   Man  nnterscheidet: 

a)  Nach  der  Form  des  Auftrags:  Anwei- 
flungschecks  und  Quittungschecks;  in 
ersteren  ist  der  Auftrag  direkt  erteilt;  in  letz- 
teren verbirgt  er  sich  unter  einer  in  Erwartung 
der  Leistung  ausgestellten  Quittung. 

b)  Nach  dem  Gegenstande,  den  der  Beauf- 
tragte leisten  soll:  Geldchecks  oderEffek- 
tenchecks;  letztere  kommen  wohl  nur  in 
Oesterreich  vor. 

c)  Nach  der  Person  des  Beauftragten: 
Bankchecks  und  Nichtbankchecks;  die 
letzteren  führen  auch,  wenn  sie  auf  Waren- 
häuser ausgestellt  werden,  den  Namen  Waren- 
checks  (Hoppenstedt). 

d)  Nach  dem  Vorhandensein  der  Deckung: 
Depotchecks  oder Kreditchecks.  Checks, 
die  über  die  vertragsmässige  Grenze  hinaus  ge- 
zogen sind,  heissen  in  Amerika  „overchecks*^ ; 
solche  „Ueberziehungen"  gehören  zu  den  Schein- 
checks. 

e)  Nach  der  Uebereinstimmung  oder  Ver- 
schiedenheit des  Ausstellungs-  und  Zahlungs- 
ortes: Platzchecks   und  Distanzchecks. 

f)  Nach  der  Bezeichnung  des  Empfangsbe- 
rechtigten: Kectachecks  LZahlen  Sie  an 
Herrn  A."),  Ordrechecks  L, Zahlen  Sie  an  die 
Ordre  des  Herrn  A.^)  und  Inhaberchecks. 
Der  Inhabercheck  kann  die  reine  oder  alter- 
native Inhaberklausel  enthalten;  in  ersterem 
Falle  lautet  er:  „Zahlen  Sie  an  den  Inhaber", 
in  letzterem  Falle:  ,, Zahlen  Sie  an  Herrn  A. 
oder  den  Inhaber*'.  Fehlt  jede  Angabe  des 
Berechtigten,   so  liegt  ein  Blancocheck  vor. 

g)  Nach  der  Zahlungszeit :  1)  S  i  c  h  t  c  h  e  c  k  s , 
die  bei  Vorzei^puig,  2}  zeitsichtchecks  oder 
Nachsichtchecks,  auch  befristete  Sicht- 
checks  genannt,  die  eine  bestimmte  Zeit  nach 
der  Vorzeigung,  3)  Datochecks,  die  eine 
bestimmte  Zeit  nach  der  Ausstellung,  und  4) 
T  a  g  c  h  e  c  k  8 ,  die  an  einem  im  Check  bestimmt 
angegebenen  Kalendertage  zu  zahlen  sind.  Die 
drei  letzten  Arten,  die  man  als  Nichtsicht- 

Entsch.    V.   23.   September    1898  (Z.  f.  H.  R. 
XLVIII  S.  314). 


checks  bezeichnen  kann,  bilden  die  verschwin- 
dend kleine  Minorität  aller  Checks;  der  Sicht- 
check ist  nahezu  der  reguläre  Check. 

h)Irreführendiate8,  eigentliche(weisse) 
und  nn eigentliche  (rote)  Checks  nach  dem  In- 
halte des  erteilten  Auftrages  zu  unterscheiden. 
Der  unei^entliche  Check  ist  fi:ar  kein  Check, 
sondern  eme  Giroanweisung.  Vgl.  unten  sub  6. 

i)  lieber  crossied,  certified  und  Memoran- 
dumchecks  vgl.  unten  sub  9  q,  10  d  und  g. 

5.  Nntzen  nnd  Gefahren  des  Check- 
systems. Der  Check  fungiert  thatsächlich 
als  Zahlungsmittel  im  ^ssten  Massstabe, 
obschon  niemand  rechtlich  verpflielitet  ist, 
ihn  ohne  besondere  Abrede  in  Zahlung  zu 
nehmen. 

Zahlung  mittelst  Check  gewährt  dem 
Zahlenden  wie  dem  Bezahlten  alle  Vorteile 
der  geldlosen  Zahlung.  Dem  Aussteller 
erspart  er  die  Zeit,  Mühe  und  Kosten  der 
eigenen  Kassehaltung  \md  sichert  ihn  damit 
vor  den  Gefeihren  des  Diebstahls,  des  Ver- 
lierens  und  Verzählens.  Durch  die  sehr 
übliche  Verbindung  des  Checks  mit  dem 
Bankdepositengeschäft  einerseits  und  der 
Sooutration  in  den  Clearinghäusern  anderer- 
seits dient  der  Check  auch  der  Allgemein- 
heit; er  hemmt  die  unproduktive  Ansamm- 
lung von  Wertmitteln,  führt  dem  Handel 
und  der  Industrie  neue  Kapitalien  zu,  re^ 
zur  Sparsamkeit  an,  verringert  den  Preis 
des  Metallgeldes,  beschränkt  die  übermässige 
Emission  von  Papiergeld  und  ermässigt  hier- 
mit die  Gefahr  einer  Geldkrisis.  Clearing- 
house  und  Checkverkehr  unterstützen  sich 
gegenseitig,  bedingen  sich  übrigens  aber  nicht. 

Andererseits  fehlt  es  keineswegs  an  Ge- 
fahren und  Nachteilen,  zu  denen  eine  miss- 
bräuchliche  Verwendung  des  Checks  führen 
kann.  Die  G^stattung  der  Ziehung  von 
Checks  auf  reinen  Kredit  sowie  die  Ge- 
wohnheit der  Banken,  einen  grossen  Teil 
der  baren  Deckung  weiter  auszuleihen,  kann 
bei  wirtschaftlichen  Krisen  sehr  bedrohlich 
werden,  üeberdies  haben  auch  Fälschung 
und  Betrug  sich  dieses  Papiers  in  hohem 
Grade  bemächtigt.  Gegen  Fälschung  der 
Checksumme  gewährt  erheblichen  Schutz 
eine  Kolonne  runder  Zahlen  am  Eande  des 
Checks:  von  dieser  Kolonne  schneidet  der 
Aussteller  vor  Ausgabe  des  Checks  alle 
Zahlen  ab,  welche  die  Checksumme  über- 
steigen. Gefährlich  ist  ferner  das  nament- 
lich in  Holland  übliche,  aber  auch  in  Eng- 
land nicht  unbekannte  kiting  des  Checks, 
d.  h.  jenes  der  Wechseh'eiterei  verwandte 
Manöver  verbündeter  Kunden  verschiedener 
Bankiers,  die  wechselseitig  Checks  zu 
Gunsten  des  Verbündeten  ausstellen,  welche 
von  letzterem  zur  Vergrösserung  des  eigenen 
Bankguthabens  durch  Einzahlung  des  frem- 
den Checks  auf  das  eigene  Cheäconto  ver- 
wendet werden.  Um  der  vielen  Missbräuche 
willen,  die  in  der  Praxis  mit  dem  Papier 


Check 


23 


getrieben  wurden,  hat  das  H.G.B.  von  Guate- 
mala vom  Jahre  1877  in  sehr  verfehl- 
ter Weise  den  Checks,  die  dort  den  Namen 
Qu^dane  tragen,  die  Gültigkeit  abgesprochen. 

6.  Yerhaltiiis  des  Checks  zum  ge- 
zogenen Wechsel,  zur  Banknote  nnd 
zur  Giroanweisnng.  a)  Verhältnis 
zum  Wechsel.  Check  und  gezogener 
Wechsel  sind  nahe  verwandt  Beide  ent- 
halten einen  Zahlungsauftrag;  im  Wechsel 
und  wohl  auch  im  Check  verspricht  der 
Aussteller,  durch  einen  Dritten  zahlen  zu 
lassen.  Nur  nach  en^lisch-amerikauischem 
Rechte  ist  der  Check  eme  Art  des  Wechsels; 
nach  den  Rechten  des  Kontinents  ist  er 
es  nicht,  und  zwar  in  Deutschland,  Oester- 
reich,  Ungarn,  Skandinavien,  Italien,  Ru- 
mänien und  der  Schweiz  aus  dem  formalen 
Grunde,  weü  die  Selbstbezeichnung  der  Ur- 
kunde als  Wechsel  dem  Check  fehlt,  üeber 
Frankreich  vgl.  unten  sub  11,  n.  Der  Check 
kann  überall  Inhaberpapier  sein,  der  Wechsel 
wenigstens  auf  dem  Kontinent  nicht.  Uebri- 
gens  ist  dem  Check  vielfech  wechselrecht- 
Hche  Wirkung  beigelegt;  nirgends  aber  ga- 
rantiert der  Aussteller  das  Accept  des 
Checks,  während  der  Trassant  Zatilung 
nnd  Accept  des  Wechsels  gewährleistet. 

Wirtschaftlich  ist  der  Check  wesentlich 
Zahlmittel,  der  Wechsel  wesentlich  Kredit- 
und  Cirkulationsmittel.  Der  Check  wül  in 
der  Regel  sofortige,  der  Wechsel  zukünftige 
Zahlung  vermitteln.  Der  Check  ist  zumeist 
Sichtpapier,  der  Wechsel  nur  ausnahms- 
weise; der  Check  strebt  daher  nach  Präsen- 
tation, der  Wechsel  nach  Umlauf.  Der  Check 
soll  durch  möglichst  wenige  Hände,  der 
Wechsel  diwch  möglichst  viele  Hände  kur- 
sieren. Der  Check  bezweckt  in  der  Reeel 
nur  eine  Verschiebung  in  der  Person  des 
Zahlungsleisters  (Koch),  also  die  Aufhe- 
bung einer  räumlichen  Differenz  — 
die  Zahlungsstelle  wird  in  den  Geschäfts- 
raum des  Bezogenen  verlegt  — ;  der  Wechsel 
bezweckt,  wenigstens  in  der  Regel,  die 
Aufhebung  sowohl  einer  räumlichen  als 
auch  einer  zeitlichen  Differenz  (Birn- 
baum). 

Ueber  die  Umwandlung  des  Checks  in 
einen  eigenen  Wechsel  vgl.  unten  sub  10,  g 
über  Memorandum-Checks. 

b)  Verhältnis  zur  Banknote.  »Vor 
den  Banknoten  haben  die  Checks  voraus, 
dass  sie  auf  beliebige  Beträge  gestellt  wer- 
den können,  auch  auf  nicht  runde  Summen, 
nnd  dass  sie  nicht  leidit  ohne  Guthaben 
bei  der  Bank  ausgestellt  werden;  dagegen 
den  Nachteil,  dass  »der  Inhaber  dem  Aus- 
steller und  der  Bank  kreditieren  muss,  dem 
Aussteller,  dass  er  ein  Guthaben  hat«  (resp. 
dass  dem  Checkvertrage  gemäss  von  ihm 
gezc^n  ist),  »der  Bank,  dass  sie  zahlen 
kann«.      (Ooldschmidts    Handbuch    S. 


1223).  Ueber  die  Umwandlung  des  Checks 
in  eine  Banknote  durch  das  amerikanische 
certifying  vgl.  unten  sub  11,  d. 

Die  Sanknote  ist  ein  von  der  Bank  aus- 
gestelltes absti'äktes.  unbedingtes  Zah- 
lungsversprechen. Der  Check  enthält  wohl 
auch  —  unter  der  Form  des  Zahlungsauf- 
trags oder  der  Quittung  —  ein  Zahlun«h 
versprechen,  aber  niur  ein  bedingtes,  das 
Versprechen  des  Ausstellers  nämlich,  im 
FaUe  der  Nichthonorierung  durch  den  Be- 
zogenen den  Check  selbst  einzulösen. 

Bei  der  Banknote  haftet  nur  der  Aus- 
steller, nämlich  die  Emissionsbank ;  bei  dem 
Check  haften  in  der  Regel  der  Aussteller, 
die  etwaigen  Giranten  und  überdies  noch 
nach  mehreren,  obschou  keineswegs  nach 
allen  Rechten  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen auch  der  Bezogene. 

Die  Banknote  lautet  ausnahmslos  auf 
den  Inhaber,  der  Check  lautet  auch  auf  den 
Namen  oder  auf  Ordre  (vgl.  oben  sub  4,  f). 

Die  Note  als  Cii-kiuationsmittel  strebt 
nach  Umlauf ;  der  Check  als  Zahlungsmittel 
nach  Einlösung. 

Der  Banknote  ganz  nahe  kommen  die 
Checks  der  Londoner  Checkbank  einerseits 
und  die  auf  Antrag  des  Inhabers  von  der 
bezogenen  Bank  »certifizierten«  Checks 
Amerikas  andererseits. 

c)  Verhältnis  zur  Giroanwei- 
sung. Der  Check  enthält  einen  Auftrag 
zur  Barzahlung  resp.  in  dem  vereinzelten 
Ausnahmsfall  des  österreichischen  Effekten- 
checks  zur  Herausgabe  von  fimgiblen  Wert- 
papieren. Die  Giroanweisung  (mandat  de 
virement)  enthält  dagegen  den  Auftrag,  dem 
Aussteller  von  seinem  Conto  abzusehreiben 
und  dem  Conto  einer  anderen  Person  zuzu- 
schreiben. Die  Giroanweisung  ist  also  ein 
Umsclireibungsauftrag,  eine  Buchungsanwei- 
sung (Koch).  Der  Beauftragte  soll  weder 
zahlen  noch  herausgeben,  sondern  sich 
einem  Dritten  verpflichten,  soU  einen  Dritten 
in  seine  Bücher  als  Gläubiger  eintragen. 

Im  deutschen  Reichsbankverkelir  heisst 
die  Giroanweisung  aUei-dings  »roter  Check« 
(wohl  nach  dem  Vorbilde  des  »mandat  rouge« 
der  Banque  de  France) ;  ähnlich  wird  sie  im 
Wiener  Giro-  und  Kassen  vereine  »Ueber- 
t  rag  Scheck«  genannt;  doch  ist  diese  Be- 
zeichnung keine  glückliche ;  der  rote  Check 
ist  juristisch  kein  Check,  wenigstens  fällt 
er  nicht  unter  den  Be^;riff,  den  die  Heünats- 
länder  des  Checks  mit  diesem  Namen  ver- 
binden. —  Uebrigens  hat  das  Wort  Giro- 
anweisimg  ausser  seiner  regulären  noch  eine 
zweite  und  dritte  Bedeutung ;  es  wird  auch 
noch  für  Bankdepositenscheine  und  für  accep- 
tierte  Checks  gebraucht. 

7«  Aeltere  Yorlänfer  des  Checks.     Der 

Baum  s^estattet  nicht,  auf  die  Frage  einzng^en, 
wie  weit  etwas  dem  Check  ähnliches  im  Alter- 
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turne  yorg:ekoinnien  ist.  Einig[e  litterarisclie 
Hinweise  sind  im  Litteratnrverzeichnis  gegeben. 
Das  Hittelalter  zeiget  zahlreiche  schriftliche 
Anweisungen  auf  Schmd.  Namentlich  pflegten 
im  13.,  14.  und  15.  Jahrh.  die  Kaiser  (Eudolph  I., 
Ludwig  der  Bayer,  Karl  IV.)  sowie  die  Könige 
von  Polen  und  Dänemark,  die  Herzöge  Ton 
Sachsen,  von  Braunschweig  und  Lüneburg  und 
8on8ti&:e  Machthaber  ihrer  Geldnot  dadurdi  ab- 
zuhelßn,  dass  sie  ihren  Gläubigem  statt  der 
Barzahlung  Anweisungen  auf  die  fälligen  oder 
fällig  werdenden  Abgaben  ihrer  Städte  (z.  B. 
Lübeck,  Danzig,  Lüneburg,  Nordheim,  Göttingen, 
Helmstedt)  oder  ihrer  Schlossinhaber  erteilten; 
da  sie  den  Städten  gegenüber  in  diesen  An- 
weisungsurkunden gleichzeitig  zu  quittieren 
Sflegten,  so  Messen  dieselben  onQuittantien. 
[icnt  selten  lauteten  sie  auf  den  Inhaber,  zu- 
weilen begegnet  die  Ordreklausel ;  üebertragun- 
gen  an  Dritte  kommen  vor,  auch  Ueberziehun- 

fen.  Der  Bat  der  Stadt  Lüneburg  war  im  14. 
ahrhundert  den  Herzögen  von  Braunschweig, 
der  Danziger  Bat  am  Ende  des  15.  Jahrh.  den 
Königen  von  Polen  ständige  Anweisungsstelle; 
selbst  die  kleinsten  Ausgaben  der  polnischen 
Königin  wurden  statt  per  Kasse  durch  Anwei- 
sung auf  die  Stadt  Danzig  berichtigt  Auch 
Städte,  wie  Lüneburg,  wiesen  ihrerseits  auf  ihre 
Schuldner  und  Abgabepflichtigen  (Sulzmeister, 
Zöllner)  an  (v.  Kostanecki). 

In  England  pflegten  die  Könige  im  13. 
und  14.  Jahrh.  ihren  Gläubigem  statt  baren 
Geldes  Anweisungen  auf  die  Lords  des  Exche- 
quer,  der  kgl.  Schatzkammer,  zu  geben;  die- 
selben scheinen  den  Namen  bills  de  scaccario^) 
geführt  zu  haben.  Auch  gab  der  Exchequer 
im  Mittelalter  seinerseits  oft  sog.  tallys  of 
pro  (eine  Abart  der  Kerbhölzer)  in  Zahlung^ 
„dieselben  enthielten",  wie  von  Kostanecki 
mitteilt,  ^das  einer  bestimmten  Person   abge- 

§  ebene  Versprechen,  sie  würde  aus  den  in  aer 
!and  eines  namentlich  genannten  öffentlichen 
Beamten  befindlichen  Einnahmen  befriedigt 
werden'^.  Diese  tallies  waren  also  Kerbholzan- 
weisungen der  Centralkasse  auf  Untereinnehmer; 
im  Mittelalter  waren  sie  unübertragbar. 

In  Genua  wies  der  Staat  schon  im  13. 
Jahrh.  auf  die  Kasse  der  Consuln  des  Meeres  an. 
Diese   Anweisungen   der   öffentlichen   Ge- 
walten sind  nicht  Checks,  sondem  nur  für  Vor- 
läufer der  Checks  zu  erachten. 

8.  Gescliichtliclie  Entwickelnn^  des 
Checks  in  der  neneren  Zeit  ä)  Die  Hei- 
mat der  Bankdepotanweisung  des  regulären 
Checks  ist  Italien,  die  ältesten  uns  er- 
haltenen Checks  stammen  aus  Sicilien; 
in  Palermo  sind  seit  1416  sogenannte  polizze 
nachweisbar,  welche  von  Staatsbehörden  auf 
öffentliche,  bei  Bankiers  deponierte  respek- 
tive eingezahlte  Gelder  ausgestellt  wurden. 
Checks,  die  von  Privatleuten  auf  ihr  Bank- 
guthaben gezogen  und  bei  Vorzeigung  fällig 
waren,  b^egnen  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  vielfach,  so  in  M  e  s  s  i  n  a 

^)  Von  diesem  Worte  ^  von  dem  das  eng- 
lische exchequer  (franz.  ^chiquier)  herstammt,  ist 
das  Wort  Check  abgeleitet,  dessen  historisch 
richtigere  Schreibart  also  Cheque  ist. 


(1543),  Neapel  (1573),  Mailand  (so^- 
nannte  cedole  per  cartulario,  zum  Beispiel 
1593),  mit  Inhaberklausel  in  Bologna  (G. 
V.  1606).    Ob  Venedigs  contadi  di  banoo 

il421)  Checks,  Depositenscheine  oder  blosse 
]Jopieen  der  Bucheinträge  (partidae)  gewesen, 
ist  zweifelhaft;  doch  müssen  bei  der 
zecca,  welche  auch  Depositenbank  des 
Staats  war,  Zahlungen  auf  Checks  (mandati) 
geschehen  sein  (Gold Schmidt,  ünivers.- 
Geschichte  des  Handelsrechts  I  S.  325).  Die 
Eiinnerungen  an  die  Bankanweisungen  der 
früheren  Jahrhunderte  waren  in  ItaSen  an- 
scheinend geschwunden,  als  der  englische 
Check  in  der  Gegenwart  Eingang  und  Nach- 
ahmung fand.  Na!äidem  1867  der  Kongress  der 
Handelskammern  den  Wunsch  nach  einem 
Checkgesetze  ausgesprochen  hatte,  reprodu- 
zierte der  PraJiminarentwurf  des  Handels- 
gesetzbuchs 1877  die  Bestimmungen  des 
französischen  Checkgesetzes.  Da  die  Ent- 
wurfsberatung sich  lange  hinzog,  ergingen 
1881  ein  Gesetz  und  2  Verordnungen  über 
einzelne  Punkte  des  Checkrechts,  nament- 
lich, obschon  keineswegs  ausschliesslich, 
über  die  Stempelpflicht.  Diese  Erlasse  sind 
nunmehr  sämtlich  beseitigt  durch  das  nach 
13  jähriger  Arbeit  zu  stände  gebrachte  neue 
Handelsgesetzbuch  vom  31.  Oktober  1882, 
dessen  10.  Titel  Kap.  2  den  Check  in  6 
Artikek  (Art.  339—344)  regelt.  Diese  Rege- 
lung steht  dem  französischen  Muster  weit 
freier  gegenüber  als  der  erste  Entwurf  und 
als  das  beigische  Eecht. 

b)  Sehr  verbreitet  war  der  Gebrauch 
der  Anweisungen  als  Zahlmittel  in  den 
Niederlanden,  besonders  seit  dem  An- 
fange des  17.  Jahrhunderts,  in  Antwerpen 
und  Amsterdam.  In  Antwerpen  sollte 
nach  den  Satzungen  von  1608  zwar  nie- 
mand zur  Annahme  der  sogenannten  bewijs- 
inge  oder  bewijs  verpflichtet  sein,  ilire  An- 
nsdime  aber  als  Zahlung  gelten,  faJls  sie 
nicht  binnen  gewisser  Zeit  (3  Monaten)  nach 
Empfang  zur  Zahlung  vorgelegt  worden; 
ein  besonderes  Verhältnis  zwischen  Aus- 
steller und  Bezogenem  scheint  nicht  erfor- 
dert gewesen  zu  sein.  In  Amsterdam 
entwickelte  sich  mit  dem  Berufsstande  ge- 
werbsmässiger Kasseverwalter,  sogenannter 
Kassiers,  wohl  noch  vor  1608  eine  be- 
sondere Urkunde,  das  Kassiersbriefje. 
Es  war  das  der  Form  nach  selten  eine  An- 
weisung, vielmehr  meist  eine  in  Erwartung 
der  Zahlung  ausgestellte  und  als  Zahlmittel 
benutzte  Quittung,  in  welcher  der  Aus- 
stellende, ein  Kaufniann,  im  voraus  bekannte, 
eine  Summe  Geldes  von  seinem  Kassier  er- 
halten zu  haben.  Die  wichtigsten  Rechts- 
fragen bezüglich  dieser  Papiere  wurden  erst 
am  30.  Januar  1776  durch  eine  Amsterdamer 
Keure  gesetzlich  geregelt  Der  in  Holland 
1811  zur  Einführung  gelangte  französische 


Check 


25 


Code  de  commerce  schwieg  sowohl  von  den 
Kassierern  wie  von  den  Eassiersbriefen ;  da- 
gegen hat  das  nationale  Handelsgesetzbuch 
von  1838  trotz  lebhafter  Opposition  Kassierer 
und  Kassierspapier  (Art.  221 — 229)  wiederum 
geregelt  und  zwar  wesentlich  auf  der  Grund- 
lage jener  Amsterdamer  Keure  von  1776. 
Diese  Eegelung  ist  nicht  gerade  glücklich, 
und  eine  Reform  ist  vorbereitet.  Im  Jahre 
1886  ist  ein  von  der  Kommission  zur  Revision 
des  niederländischen  Handelsgesetzbuchs 
herriXhrender  Entwiui  eines  Gesetzes  tiber 
die  Handelspapiere  veröffentlicht  worden, 
dessen  Titel  IQ  und  IV  den  Anweisungen 
bezw.  den  Checks  gewidmet  sind  und  dem 
Schw^eizer  Checkrecht  sich  teilweise  an- 
Bchliessen, 

c)  Dem  Beispiele  Hollands  folgten  die 
Kaufleute  in  England,  obgleich  schon 
1557  Sir  Thomas  Gresham  sie  darauf 
hingewiesen  haben  soll,  erst  am  Ende  des 
17.  Jahrhunderts.  Sie  deponierten  nämhch, 
nachdem  Karl  I.  ihre  in  der  Münze  nieder- 
gelegten Geldvorräte  in  Form  einer  Zwangs- 
anleihe (1640)  an  sich  genommen,  ihr  Me- 
tallgeld bei  den  Goldschmieden,  die 
zu^eich  Geldwechsler  und  Geldhäudler 
waren.  Ueber  die  deponierten  Beträge  ga- 
ben entweder  die  Goldschmiede  dem  Depo- 
nenten Empfangsscheine  auf  den  Inhaber 
(Goldsmith^s  oder  Banker's  Notes],  oder  der 
Deponent  erteüte  seinerseits  aem  Gold- 
schmiede den  schriftlichen  Auftrag,  an  seine 
Gläubiger  eine  bestimmte  Summe  zu  zahlen - 
letztere  Aufträge  hiessen  —  nach  Macleoa 
und  Birnbaum  —  cash  notes  oder  notes 
schlechthin.  Bei  Abbruch  des  alten  Lon- 
doner Citythores  sind  unlängst  solche  An- 
weisimgen  vom  Jahre  1683  und  1689  auf- 
gefunden worden.  Es  sind  die  ältesten  uns 
überlieferten  englischen  Checks;  der  Name 
(chequer,  dann  cheque  oder  check)  lässt  sich 
dagegen  nur  bis  ins  vorige  Jahrhundert  zu- 
rückverfolgen. Der  Zusammenhang  von 
Qoldschmiedekunst  und  Bankiergewerbe 
löste  sich  aUmählich.  Die  Goldschmiedsan- 
weisung  wird  zur  Anweisung  auf  den  Ban- 
kier und  zwar  zunächst  auf  den  Privat- 
bankier. Den  grösseren  Handelsgesellschaften, 
insbesondere  den  Aktienbanken  wird  erst 
1828  von  den  Kronjimsten  die  Befugnis  zu- 
gesprochen, das  Depositengeschäft  in  Yer- 
oindung  mit  Checkeinlösung  zu  betreiben; 
voriier  schien  dies  als  Eingriff  in  das  Noten- 
privileg der  Bank  von  England  ihnen  ver- 
wehrt Seit  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts 
hat  der  englische  Checkverkehr  ungeahnte 
Idmensionen  angenommen.  Durch  das  Lon- 
doner Ciearing-House  allein  gelangen  jähr- 
licb.  Checks  in  ungefährem  Gesamtbetrage 
von  2^12 — 5  Milliarden  £  zur  Zahlung,  \i^- 
Uch  etwa  60 — 80000  Stück;  die  Checkliste 
eines    einzigen    Bankiers    soU   bereits    die 


Länge  von  400'  betragen  haben.  Nach  einer 
oft  citierten  Anekdote  Alphonse  Esquiros 
charakterisierte  um  die  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts die  Zahlung  mittelst  Checks  den 
Öentleman;  heutzutage  erstreckt  sich  der 
Gebrauch,  bei  einer  Bank  Kasse  zu  halten 
und  bei  Zahlungen  anstatt  des  baren  Geldes 
Checks  auf  die  Bank  zu  geben  —  nach 
Koch  —  auch  noch  auf  viel  tiefere  Gesell- 
schaftsschichten. 

Die  rechtliche  Regelung  der  Checks  blieb 
in  England  lange  Zeit  im  allgemeinen  dem 
Gewohnheitsrechte  überlassen,  abgesehen 
von  der  gesetzlichen  Entscheidung  einzelner 
Specialfragen  und  der  Regelung  der  Stempel- 
pflicht. Erst  bei  Kodifikation  des  Wechsel- 
rechts für  das  ganze  vereinigte  Königreich 
wurde  auch  der  Check  in  10  Artikeln  gere- 
gelt (s.  73—82  der  Bills  of  Exchange  Act. 
1882.  45  &  46  Vict.  eh.  61).  Die  Dtlrftig- 
keit  dieser  Bestimmungen  erklärt  sich  da- 
durch, dass  der  Gesetzgeber  in  dem  Check 
nur  eine  besondere  Wechselart  sieht  und 
ihn  daher  in  allen  nicht  ausdrücklich  gere- 
gelten Punkten  dem  Wechselrechte  unter- 
stellt. Für  Schottland  bestehen  nur  zwei 
Abweichungen  vom  englischen  Checkrecht, 
vgl.  unten  sub  9,  f  u.  i. 

d)Von  den  engÜBChenKolonieen  besitzen 
Malta  (in  der  Ordonnanz  Nr.  13  vom  2. 
Oktober  1857,  Tit.  YHI,  Kap.  2,  Art.  245, 
246,  u.  313),  das  ganze  Dominium  Ca  na  da 
dn  der  Act.  v.  16.  Mai  1890,  Art.  72—81), 
Ostindien  (in  The  Negotiable  Instruments 
Act.  XXYI  of  1881)  und  die  Insel  Mauri- 
tius in  der  Ordonnanz  über  die  Präsenta- 
tion der  Checks  zum  Inkasso  v.  24.  Dezem- 
ber 1886  (sog.  Cheques-Ordinance)  Special- 
vorschriften über  den  Check. 

e)  In  den  Vereimgten  Staaten  von 
Amerika  haben  die  Checks  eine  Verbreitung 
gefunden,  die  über  die  englische  noch  hin- 
ausgeht. In  den  meisten  Staaten  der 
Union  werden  selbst  die  Löhne  in  Checks 
gezahlt.  Eine  Kodifikation  fehlt  bisher; 
nur  bezüglich  der  Abschaffung  der  Respekt- 
tage ergingen  in  einzelnen  Staaten  der  Union 
Gesetzgebungsakte. 

f)  In  Portugal  scheinen  die  Checks  am 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  unter  dem 
Namen  notas  de  banco  Eingang  gefunden 
zu  haben,  wohl  unter  Einfluss  des  englischen 
Verkehrs.  Das  H.G.B.  von  1833  hat  unter 
der  Doppelbezeichnung  cheque  oder  mandato 
sobre  banqueiro  das  Institut  geregelt,  frei- 
lich in  höchst  lückenhafter  Weise  (Art.  430 
bis  434).  Man  konnte  sogar  darüber  streiten, 
ob  der  Gesetzgeber  den  Check  als  wechsel- 
ähnliches Papier  oder  als  Auftrag  des  bür- 
gerlichen Rechts  betrachtet  wissen  wollte. 
Diese  und  andere  Zweifel  sind  durch  das 
neue  port.  fl.G.B.  vom  28.  VI.  1888  (Buch  II, 
Tit.  6,  Hauptst.2,  Satz  341— 343)  entschieden. 
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Diese  Neuregelung  entfernt  sich  sehr  er- 
heblich von  dem  bisher  geltenden  Rechte 
und  schliesst  sich  aufs  engste  dem  Vorbilde 
Italiens  an. 

g)  Während  in  Holland,  England  und 
wohl  auch  in  Portugal  die  gesetzliche  Re- 
gelung der  Handelssitte  erst  verspätet  folgte, 
suchten  eine  Reihe  anderer  Staaten  im 
letzten  Vierteljahrhundert  durch  le^sla- 
torische  Akte  den  Checkverkehr  in  ihren 
Ländern  ins  Leben  zu  rufen  oder  doch  zu 
fördern,  sei  es  durch  besondere  Checkgesetze 
(Frankreich,  Belgien),  sei  es  durch  Aufnahme 
von  Specialvorschriften  bei  der  Gesamtkodi- 
fikation ihres  Handelsrechts  (Schweiz,  Ita- 
lien, Spanien,  Portugal,  Rumänien).  In 
Frankreich  gab  es  schon  frühzeitig  sog. 
bons  de  caisse,  welche  die  französischen 
Juristen  als  »ch^ues  ä  Tötat  embryonnaire« 
bezeichnen ;  femer  existierten  neben  den  man- 
dats  rouges  (d.  h.  Giroanweisungen)  auch 
die  mandats  blancs  (Zahlungsanweisungen) 
im  zinslichen  Depositalverkehr  der  Banque 
de  France;  endlich  bediente  man  sich  zur 
Stempelersparung  vielfach  der  »forme  men- 
teuse«  des  Quittungschecks  (cheque-r6cepiss6, 
cheque-re^u) ,  dessen  Gebrauch  zu  \'ielen 
Rechtsstreitigkeiten  führte.  Seit  1861  erging 
(zuerst  wohl  von  Mich.  Chevalier  [s.  d. 
unten  S.  42/43])  der  Ruf  nach  Einführung  des 
englischen  Deposital-  und  Checksystems ;  der- 
selbe führte  zum  Vorschlage  einer  Ermässi- 
gung des  Anweisungsstempels  und  im  weite- 
ren Verlaufe  zum  Erlass  des  G.  v.  14.  Juni 
1865,  das  dem  Check  nicht  nur  volle  Stempel- 
freiheit sicherte,  sondern  auch  eine  ziemlich 
eingehende  Regelung  des  Instituts  brachte; 
leider  entsprang  dabei  eine  Reihe  von 
engherzigen  Bestimmungen  der  fiskalischen 
Befürchtung,  dass  der  steuerfreie  Check 
als  Surrogat  des  hochbesteuerten  Wech- 
sels benutzt  werden  könnte.  Die  Steuer- 
freiheit wurde  schon  1871  wieder  beseitigt. 
Aml9JFebruarl874  erging  sodann  eineNoveUe, 
die  ausser  einer  Stempelerhöhung  verschie- 
dene Specialbestimmungen  enthält,  die  gleich- 
falls jener  Furcht  vor  Missbrauch  des  Checks 
zu  Steuerhinterziehungen  entsprungen  sind; 
hierher  gehören  insbesondere  höchst  illibe- 
rale Normen  über  die  Datierung.  Eine  1878 
von  der  Regierung  zugesagte  Reform  des 
Checkgesetzes  ist  noch  immer  nicht  erfolgt. 

h)  Dem  Beispiele  Frankreichs  folgte 
Belgien,  wo  insbesondere  unter  den  Kauf- 
leuten Antwerpens  ein  ziemlich  lebhafter 
Checkverkehr  bereits  bestand,  mit  dem  G. 
vom  20.  Juni  1873  »sur  les  cheques  et  autres 
mandats  de  payement  et  offres  reelles«.  Es 
schliesst  sich  wesentlich  deiü  französischen 
Vorbilde  an,  gewährt  aber  dem  Check  volle 
Stempelfreiheit. 

i)  In  der  Schweiz  hatte  der  Check  in 
Basel,  Bern  und  Zürich  bereits  Eingang  ge- 


funden, so  dass  schon  der  Entwurf  eines 
schweizerischen  H.G.B.  vom  Jahre  1864 
einige  Normen  über  ihn  enthielt  (Art.  443 
u.  444) ;  dagegen  wurden  in  die  ersten  Ent- 
würfe eines  Obligationenrechts  keine  Be- 
stimmungen über  unser  Papier  aufgenommen. 
Erst  auf  Verlangen  der  Bundesversammlung 
wurde  diese  Lücke  ausgeffUlt  und  dem 
Check  ein  besonderer  Titel  von  8  Artikeln 
j  gewidmet  (Tit.  30,  Art.  830—837).  Derselbe 
!  trat  mit  dem  Bundesgesetze  vom  14.  Brach- 
I  monat  1881  am  11.  Januar  1883  in  Kraft. 
Er  schliesst  sich  im  allgemeinen  dem  franzö- 
sischen Rechte  an,  ist  aber  weit  weniger 
engherzig  und  enthält  auch  in  dem  von  ihm 
aufgestellten  Erfordernis  der  Selbstbezeich- 
nung der  Urkunde  als  Check  (sog.  Check- 
klausel) eine  verdienstvolle  Neuerung. 
I  k)  Bumänien.  Der  neue  rumänische 
Codicele  de  commerciu  vom  6./ 18.  April 
1877  bietet  in  seinen  6  Artikeln  (Art.  364 
bis  369)  mit  einer  einzigen  Abweichung  eine 
wortgetreue  Uebersetzung  des  italienischen 
Checkrechts.  Diese  Abweichung  besteht  in 
der  Anerkennimg  der  allgemeinen  Check- 
fähigkeit und  erk^  sich  daraus,  dass  Rumä- 
nien sich  nicht  der  definitiven,  sondern  der 
vorletzten  FormuHenmg  des  italienischen 
Gesetzbuchs  angeschlossen  hat. 

1)  Nach  Spanien  gelangten  die  Checks 
gegen  das  Jahr  1847;  aber  ihre  gesetzliche  Re- 
gelung erfolgte  erst  im  Jahre  1885,  indem 
bei  der  Revision  des  Handelsgesetzbuchs 
ein  besonderer  Abschnitt  dem  »mandato  de 
pago  genannt  Check«  gewidmet  wurde 
(Ai-t.  534—543).  Der  Einfluss  des  franzö- 
sischen Rechts  ist  unverkennbar;  dem  eng- 
lischen Rechte  entiehnt  ist  nur  eine  Be- 
stimmung über  die   durchquerten    Checks. 

m)  Was  Deutschland  anbelangt,  so 
fehlte  es  schon  im  17.  Jahrhundert  keines- 
wegs an  An-  und  Ueberweisungen  zum 
Zwecke  der  Zahlung,  namentiich  in  den 
Messplätzen  und  in  Hamburg,  woselbst  es, 
wie  in  Amsterdam,  gemeinschaftliche  Kas- 
sierer gab.  Die  Gesetzgebung  staud  diesen 
An-  imd  Ueberweisungen  nicht  wohlwollend 
gegenüber,  teils  weil  man  in  ihnen  eine 
gefährliche  Konkurrenz  der  Girobanken  er- 
blickte, teils  weil  man  die  »Irrungen«,  die 
bei  Fallissements  einzutreten  pflegten,  fürch- 
tete. Im  18.  Jahrhundert  begegnet  in  ein- 
zelnen Orten  eine  an  den  Check  erinnernde 
kaufmännische  Kassenanweisung,  ja  einzelne 
Wechselordnungen  jener  Zeit  (Brauoschweig, 
Frankfmi:,  Km^pfalz)  verpflichten,  im  Gegen- 
satze zu  den  Yerboten  anderer  Wechsel- 
gesetze, den  Wechselinhaber  sogar  zur 
Annahme  von  Verweisungen  auf  Dritte,  bei 
denen  das  Geld  »per  Cassa  zu  zahlen  parat 
liegt« ;  nach  Marperger  obligiert  wenigstens 
die  Complaisance,  welche  Kaufleute,  die  in 
einer  Stadt  wohnen,  sich  unter  einander  zu 
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erweisen  schuldig  sind,  die  Mühe  der  As- 
Bignationseinziehung  zu  übernehmen.  —  In 
diesem  Jahrhundert  war  es  in  Hamburg 
kaufmännische  Sitte,  keine  Xasse  zu  halten 
imd  atlle  diejenigen  Zahhmgen,  die  nicht 
durch  Ab-  und  Zuschreibungen  bei  der 
Hambui^r  Bank  geschehen  konnten,  auf 
einen  Geldwechsler  anzuweisen.  Aehnliche 
Gebräuche  bestanden  —  nach  Koch  —  mit 
Hufe  der  sog.  Geldmakler  in  B  r  e  m  e  n  und 
an  mehreren  Seeplätzen.  In  anderen  deat- 
sdien  Staaten  hingegen  stand  der  Ausbildung 
der  Kassenanweisung  das  partikularrechtlich 
für  Privatbanken  bestehende  Yerbot  der 
Annahme  verzinsbarer  Depositen  und  insbe- 
sondere die  verhängnisvolle  Stempelsteuer 
entgegen.  Der  Verkehr  wusste  freilich  das 
Stempelgesetz  durch  allerlei  Quittungen, 
Accreditive ,  Stellzettel  und  Dispositions- 
scheine zu  umgehen. 

Gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts  wand- 
ten einzelne  Bankinstitute  (besonders  der 
Berliner  Kassenverein,  die  Frankfurter  Bank, 
die  Danziger  Privatbank  und  die  städtische 
Bank  in  Breslau)  sich  der  Pflege  des  Depo- 
siten- und  Checkverkehrs  nach  englischem 
Vorbild  zu ;  aber  erst  in  den  letzten  25  Jah- 
ren hat  das  Checkwesen  auch  seitens  der 
Privatbankiers,  Sparkassen  und  Yorschuss- 
vereine  Pflege  gefunden  und  bei  den  grossen 
Bankinstituten  bedeutende  Dimensionen 
angenommen.  In  erster  Linie  steht  die 
Keichsbank,  deren  Giro-  und  Checkverkehr 
in  wahrhaft  grossartiger  Weise  sich  ent- 
faltet hat;  im  Jahre  1896  sind  auf  Giro- 
Conto  verausgabt  durch  Barzahlungen,  wel- 
che wesentlich  durch  (weisse)  Checks  er- 
folgen, fast  12  ]yiilliarden  Mark  (11974 
Millionen);  auch  die  deutschen  Eisenbahn-, 
Post-  und  Steuerverwaltungen  und  sogar 
die  Ministerien  machen  sich  seit  einigen 
Jahren  den  Check  für  ihr  Zahlungs-  und 
Abreehnungswesen  in  immer  steigendem 
Umfange  dienstbar.  (Riesser.)  Auch  der 
neuen  Preussischen  Centralgenossenschafts- 
kasse  ist  durch  G.  v.  31.  Januar  1895  §  2 
Z.  3  die  Annahme  von  Geldern  im  Check- 
verkehr eingeräiunt.  üeber  den  heutigen 
deutschen  Bechtszustand  vgl.  unten  sub  13. 

n)  In  Oesterreioh  fehlte  es  bereits 
im  vorigen  Jahrhundert  nicht  an  Anwei- 
sungen auf  das  bei  einem  »Tertio  parate 
Geld«.  Der  Name  Check  begegnet  zum 
ersten  Mal  in  der  Kundmachung  der  Oester- 
jeichischen  Kreditanstalt  vom  9.  Aprü  1858 
(Hammerschlag).  Einen  -  bedeutenden 
Aufschwung  hat  auch  in  Oesterreich  der 
Checkverkehr  erst  in  neuester  Zeit  ge- 
nommen, namentlich  bei  dem  Wiener  Giro- 
und  Kassen  vereine  (es  wurden  im  Jahre  1897 
auf  ihn  42791  Geldchecks  im  Betrage  von 
über  1634  Millionen  Gulden  gezogen),  bei  der 
iiiederösterreichischen   EskomptegeseUschaft 


und  bei  der  Österreichisch-ungarischen 
Bank  mit  ihren  47  Zweiganstalten,  deren 
neueste  Giroverkehrsbestimmungen  sich 
denen  der  Deutschen  Reichsbank  im  wesent- 
lichen anschUessen ;  endlich  auch  bei  dem 
k.  k.  Postsparkassenamte.^)  Eine  ganz  eigen- 
tümliche Ausdehnung  hat  in  Oesterreich  der 
Checkverkehr  noch  dadurch  gefunden,  dass 
nicht  nur  auf  Geldzahlung,  sondern  (bei  dem 
Wiener  Giro-  und  Kassenvereine)  auch  auf 
Ausantwortung  fungibler  Wertpapiere  Checks 
ausgestellt  werden  können.  Letztere  Checks 
heissen  Effektenchecks  (vgl.  oben  sub 
4  b) ;  sie  haben  die  Deponiei-ung  eines  Quan- 
tums der  i'esp.  Wert[)apiere  bei  der  be- 
zogenen Bank  zur  Voraussetzung,  üeber  die 
Gesetzgebung  vgl.  unten  sub  12. 

o)  In  Skandinavien  wurde  ein  von 
Lassen  und  Thomsenl  895  ausgearbeiteter 
dänischer  Entwurf  von  Delegierten  aller 
3  nordischen  Reiche  1896  beraten.  Diese 
Beratung  führte  zu  dem  dänischen  Ge- 
setz über  Checks  und  andere  Sichtanweisun- 
gen vom  23.  April  1897  in  18  Paragraphen. 
Materiell  stimmt  mit  diesem  Gesetz  überein 
das  norwegische  »Lov  om  visse  Anvisninger 
(Checks)  <r,  das  gleichzeitig  mit  dem  dänischen 
am  1.  Januar  1898  in  Kraft  getreten  ist  und 
nur  die  dänischen  Paragraphen  16  und  17  (über 
Stempel  und  formwidrige  Anweisung)  ge- 
strichen hat.  Der  skandinavische  Check  ist 
nur  eine  Sichtanweisung  mit  hinzutretender 
Regressverbindlichkeit  des  Ausstellers  und 
essentieDer  Checkklausel.  Vgl.  auch  oben 
sub  1. 

p)  In  Peru  erging  am  9.  Oktober  1888  ein 
Specialgesetz  Über  die  Checks.  Es  ist  nach 
französischem  Muster  gearbeitet,  aber  noch 
engherziger  als  sein  Vorbild. 

q)  In  Argentinien  kam  nach  langen 
Vorarbeiten  (Entwürfe  von  1876  und  1889, 
letzterer  von  Segovia)  am  9.  Oktober  1889 
ein  Handelsgesetzbuch  zu  stände,  dessen 
Art.  798—843  den  Check  sehr  weitläufig 
und  dabei  äusserst  engherzig  regeln;  hier- 
nach kann  der  Check,  der  auch  Metallan- 
weisung (libranzo  por  metaUico),  Sichtzah- 
lungs-Ordre  oder  Talon  genannt  wird,  nur 
auf  inländische  Banken  und  nur  unter  Ver- 
wendung eines  Formulars  gezogen  werden, 
auch  setzt  derselbe  ein  Kontokorrentverhält^ 
nis  oder  offenen  Kredit  oder  Disponibilität 
der  Fonds  voraus.  Die  Redaktion  ist  sclüecht, 
das  englische  Recht,  das  dem  Abschnitt  über 
die  gequerten  Checks  (che^iues  crusados)  zu 
Grunde  liegt,  zuweilen  missverstanden. 

r)  In  Japan  waren  die  Checks  bereits 
in  der  1.  HlÜfte  des  17.  Jahrhunderts  (nach 

^)  Gesamtbetrag  der  Einlagen  im  Check- 
verkehr der  Post  im  Jahre  1894  über  1366  MU- 
lionen,  der  Rückzahlungen  über  1363  Millionen, 
davon  Kassacbecks  über  433  MUlionen  Gulden 
(Uammerschlag). 
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Wigmore)  wohlbekannt.  Das  Handelsgesetz- 
buch vom  26.  April  1890  enthält  einen  am 
1.  JnH  1893  in  Kraft  getretenen  Abschnitt 
über  die  Checks  (Artt.  811—818).  Die  Be- 
stimmungen schliessen  sich  teilweis  dem 
englischen  Recht  an,  zeigen  jedoch  auch  eng- 
herzige Beschränkungen  und  harte  Strafbe- 
stimmungen, die  dem  Vorbilde  ganz  fremd 
sind. 

s)  Andere  Länder.  Obwohl  der  Check 
auch  nach  Ungarn^),  Russland  und 
China  gelangt  ist,  so  fehlt  es  doch  in  diesen 
Ländern  noch  an  Checkgesetzen.  Für  Finn- 
land erschien  1895  ein  Entwiuf  mit  Mo- 
tiven (Lassen).  —  üeber  Guatemala  vgl. 
oben  sub  5  a.  E. 

9«  Das  geltende  Checkrecht  Großbri- 
tanniens, a)  Definition.  Der  englische 
Check  ist  nach  der  gesetzlichen  Definition  (s. 
73  der  Bills  of  Exchange  Act,  vgl.  oben  sub 
8  c^  ein  auf  einen  banker  gezogener,  auf  An- 
foraem  zahlbarer  Wechsel.  (A  cheque  is  a  bill 
of  exchange  drawn  on  a  banker  payable  on 
demand.) 

b)  Eigenschaft  des  Bezogenen.  Der 
Bezogene  muss  ein  banker  sein;  ob  übrigens 
Einzelkaufmann  oder  Gesellschaft  oder  Korpo- 
ration,  ist  gleichgültig.  Der  Begriff  des  banker 
deckt  sich  nicht  mit  dem  des  kontinentalen 
Bankiers ;  der  Efifektenkommissionär,  der  blosse 
Wechseldiskonteur  ist  kein  banker;  vielmehr 
ist  es  deiienige,  der  Gelddepositen  annimmt  in 
der  Absicht,  dies  Geld  auf  Zinsen  auszuleihen 
oder  es  sonst  mit  Nutzen  zu  placieren.  —  Der 
Bezogene  braucht  sich  nicht  als  banker  zu  be- 
zeichnen ;  auch  auf  der  Urkunde  bedarf  es  dieser 
Bezeichnung  nicht. 

c)  Depot.  Es  bedarf  weder  eines  baren 
Depots  noch  irgend  einer  vorangehenden  Deck- 
ung. Auch  auf  zugesagten  ungedeckten  Kredit 
können  Checks  gezogen  werden.  Kommissions- 
checks (für  Kechnung  eines  Dritten,  s.  74  Z.  1) 
sind  statthaft 

d)SichtstelTun^.  Nur  der  Sichtcheck  ist 
Check ;  jede  andere  Fälli^keitsbestimmung  würde 
der  Urkunde  den  CharsJcter  des  Checks  rauben. 

e)  Inhaber  Stellung.  Der  Check  kann, 
braucht  aber  nicht  auf  den  Inhaber  zu  lauten; 
er  kann  auch  auf  den  Namen  oder  an  Ordre, 
auch  auf  den  Namen  des  Ausstellers  oder  des 
Bezogenen  gestellt  sein. 

Der  Inhabercheck  wird  durch  Tradition,  der 
Ordrecheck  durch  Indossament,  auch  Blancoin- 
dossament,  übertrafl^en. 

f)  Formelle  Erfordernisse  sind: 

1)  ein  schriftlicher  unbedin^r  Zahlungs- 
auftrag. Das  enfi^lische  Kecht  erkennt 
keine  Quittungschecks  an. 

2)  Angabe  der  bestimmten  Checksumme; 
dieselbe  kann  auch  auf  Zinsen  lauten ; 

^)  Ueber  einen  interessanten  ungarischen 
Checkfalschungsprozess  vgl.  Frank  in  den 
Wiener  Jurist.  Blättern  1897  Nr.  13  und  1898 
und  Holdheims  Monatsschrift  VI  S.  167  und 
VII  S.  88.  Im  Jahre  1889  wurde  durch  den 
G.  A.  XXXIV  bei  dem  Ung.  Postsparkassenamt 
der  Checkverkehr  eingeführt.  (Hammer- 
schlag.) 


bei    Abweichungen    der  Angabe    in 
Zahlen  und  Buchstaben  entscheidet  die 
An^be  in  Buchstaben.    Die  Summe 
ist  jetzt  unbeschränkt,  nur  in  Schott- 
land darf  kein  Check  auf  weni^r  als 
20  sh.  lauten  (s.  Mittermaier  in 
Z.  f.  H.R.  31   S.  342). 
3)  Unterschrift  des  Ausstellers. 
4S  Angabe  des  Bezogenen. 
6)  Anfifabe    des   Foäemngsberechtigten 
(vgl.  oben  sub  e). 
Nicht  essentiell  ist:  die  Angabe  der  Ver- 
fallzeit (nur  darf  die  Fälligkeit  bei  Sicht  nicht 
ausgeschlossen  sein ;  ein  Check  ohne  Angabe  der 
Veifallzeit  ffilt  als  Sichtcheck  [s.  70]),  ferner 
das  Orts-  und  Zeitdatum  (post-  und  antedatierte 
Checks  sind  gültig!)  sowie  der  Zahlun^ort. 

Ortsverschiedenneit  und  Valutabekenntnis 
sind  weder  erfordert  noch  ausgeschlossen. 

g)  Accept  ist  ungewöhnlich  und  kann 
nicht  gefordert  werden;  falls  erteilt,  wirkt  es 
wechselmässiff ,  es  sei  denn  ungesetzlich  (von 
einer  Aktienbank  unter  Verletzung  der  Bank 
Charter  Act  auf  Inhaberchecks)  erteilt. 

Die  am  Londoner  Clearing-House  beteiligten 
Bankiers  pflegen  auf  sie  gezogene  Checks,  die 
für  die  Abrechnung  des  nämlichen  Tages  zu 
spät  eingeliefert  sind,  aber  für  die  Abrechnung 
des  näcmsten  Tages  als  geeignet  anerkannt 
werden,  mit  ihren  Anfangsbuchstaben  zn  zeichnen 
(mark.).  Ueber  die  Wirkung  dieses  marking 
herrscht  Streit.  Ch almers  meint  (S.  229):  ,jA8 
between  banker  and  banker  marking 
a  cheque  probably  amounts  to  a  binding  re- 
presentation ,  that  it  will  be  paid;  but  it  is 
clearly  not  an  acceptance,  that  the  holder 
can  take  adventage  of." 

Der  Brauch  derselben  Bankiers,  ein6n 
roten  Ring  durch  die  Unterschrift  des  Aus- 
stellers hindurch  in  den  Text  des  Checks  hin- 
einzuziehen oder  auch  die  Namen  des  Aus- 
stellers zu  umgittern  (cancelling),  wirkt 
nicht  wie  ein  Accept;  es  giebt  dem  Inhaber 
jedenfalls  kein  besonderes  Becht  siegen  die  Bank. 
Die  im  Jahre  1877  gegründete  Checkbank 

S'ebt  ihren  Kunden  Blanketts,  auf  denen  ein 
aximaibetrajg  der  statthaften  Checksumme  ver- 
merkt ist;  dieselben  nähern  sich  aufs  höchste 
den  Banknoten;  Jevons  meint  sogar,  dass  sie 
nicht  sowohl  beglaubigte  Checks  als  vielmehr 
VerSchreibungen  der  Bank  seien. 

Ehrenannahme  scheint  nicht  ausgeschlossen. 

h)  Pflichten  des  Bankiers.  Der  Ban- 
kier ist  bei  genügender  Deckung  zur  Einlösung 
der  Checks  seiner  Kunden  verpflichtet;  anderen- 
falls haftet  er  dem  Aussteller  nach  der  Praxis 
wegen  Vertragsbruchs  und  ist  überdies  auch 
verpflichtet,  den  aus  der  Kreditgeföhrdung  er- 
wachsenen Schaden  zu  ersetzen. 

i)  Pflichten  des  Bankiers  gegen 
den  Inhaber.  Dishonorierungsgründe. 
Widerruf,  Tod,  Konkurs  des  Ausstel- 
lers. In  Schottland  wird  der  Inhaber  des 
Wechsels  und  daher  wohl  auch  des  Checks,  wie 
in  Holland,  Eigentümer  der  Deckung  (s.  53,  2) ; 
ein  -  Klagerecht  gegen-  die  Bank  wegen  unbe- 
fugter Dishonoriemng  ist  ihm  daher  nicht  zu 
versagen. 

In  England  versagt  die  überwiegende  Mehr- 
heit der  Schriftsteller —  bis  auf  Macleod  und 
Barclay  —   dem  Inhaber   dies   Klagerecht; 
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eine  Ausnahme  ist  aber  jetzt  auch  dort  durch' 
8.  74  (3)  zugelassen;  wird  nämlich  ein  Check 
mit  genügender  Deckung  gezogen ,  aber  ver- 
spätet präsentiert  und  von  dem  inzwischen  in- 
soWent  gewordenen  Bankier  nicht  eingelöst, 
wird  der  Aussteller  mithin  regressfrei,  so  wird 
der  Inhaber  an  SteUe  des  Ausstellers  zum 
Gläubiger  des  Bankiers  und  kann  diese  Forde- 
rung im  Konkurse  des  letzteren  geltend  machen. 

Der  Bankier  darf  und  muss  die  Zahlung 
trotz  vorhandener  Deckung  weigern  auf  den 
Widerruf  des  Ausstellers  und  auf  die  Nach- 
richt vom  Tode  oder  vom  Eonkurse  seines 
Kunden,  d.  i.  des  AussteUers  resp.  (bei  dem 
Kommissionscheck)  des  Kommittenten  des  Aus- 
stellers. 

Hat  eine  Bank  mehrere  Niederlassungen,  so 
ist  der  Kunde  im  Zweifel  nicht  befugt,  auf  eine 
andere  Niederlassung  zu  ziehen  als  diejenige, 
bei  welcher  sein  Conto  geführt  wird. 

Mangels  besonderer  Abrede  hat  der  Bankier 
die  Inha^r  verschiedener  Checks  in  der  Keihen- 
folge  der  Präsentation  zu  befriedigen.  Die  ge- 
zahlten Checks  sind  dem  Aussteller  nach  eng- 
lischer Praxis  im  Zweifel  zurückzugeben. 

k)  Präsentation.  Der  Check  soll  inner- 
halb einer  angemessenen  Zeit  (a  reaso- 
nable  time  of  its  issue)  zur  Zahlung  präsen- 
tiert werden.  Bei  Beurteilung  der  Angemessen- 
heit soll  der  Kichter  (nach  s.  74,  2)  auf  die  Art 
der  Urkunde,  die  Handels-  und  Bankiersgebräuche 
sowie  auf  die  Verhältnisse  des  EinzelfaQes  Bück- 
sicht nehmen.  In  der  Praxis  gilt  die  Präsen- 
tation des  Platzchecks  in  der  Kegel  nur  dann 
als  rechtzeitig  bewirkt,  wenn  derselbe  am  näch- 
sten Tage  nach  Empfang  vom  Checknehmer 
selbst  oder  von  dessen  mit  der  Einkassierung 
b€auftra£^m  Bankier  präsentiert  wird.  Bei 
Distanzcmecks  musd  der  Checknehmer  mit  der 
Post  des  auf  den  Empfang  des  Checks  folgen- 
den Tages  den  Check  zur  in-äsentation  absenden 
und  der  mit  der  Präsentation  Beauftragt«  am 
nächsten  Tage  nach  Empfang  des  Briefes  die 
Präsentation  bewirken  (Birnbaum).  Höhere 
Gewalt  entschuldigt  die  Verzögerung.  —  Die 
Echtheit  der  Indossamente  braucht  der  zahlende 
Bankier  nicht  zu  prüfen. 

1)  Protest  und  Notifikation.  Protest 
mangels  Zahlung  ist  bei  Inlandchecks  nicht 
nötig;  dagegen  sind  die  Indossanten  und  der 
Aussteller  von  der  Dishonorierung  mit  „reaso- 
nable  diligence''  mündlich  oder  schriftlich  zu 
benachrichtigen.  Die  Benachrichtigung  kann 
erlassen  sein.  Sie  darf  dem  Aussteller  gegen- 
über unterbleiben,  falls  der  Bezogene  keine  Ver- 
pflichtung zur  Auszahlung  des  Checks  gegen- 
über dem  Aussteller  hatte. 

m)  Die  angemessene  Frist  steht  jedem 
Inhaber  (Remittenten,  Indossatar)  zu,  jedoch 
nur  im  Verhältnis  zu  seinem  unmittelbaren  Vor- 
mann, so  dass  die  Haftbarkeit  eines  früheren 
Vormannes  resp.  des  Ausstellers  dadurch,  dass 
der  Check  durch  mehrere  Hände  geht,  keines- 
wegs verlängert  wird. 

n)  Regress.  Bei  rechtzeitiger  Präsen- 
tation und  Benachrichtigung  hat  der  Inhaber 
wechselmässigen  Regress  aus  der  Urkunde  gegen 
Aussteller  und  Indossanten;  anstatt  desselben 
kann  er  auch  aus  dem  zu  Grunde  liegenden 
Verhältnis  gegen  seinen  unmittelbaren  Vormann 
klagen,    also,     falls   er   den  Check   zahlungs- 


halber erhalten,  auf  die  alte  Forderung  zurück- 
greifen. 

Bei  nicht  rechtzeitiger  Präsentation  oder 
Benachrichtigung  werden  die  Vormänner  der 
Regel  nach  von  allem  und  jedem  Anspruch  frei; 
nur  der  Aussteller  bleibt  selbst  dann  bis  zum 
Ablauf  der  sechsjährigen  Veijährungszeic  noch 
verhaftet  und  wird  nur  insoweit  entlastet,  als 
er  durch  die  Verzögerung  geschädigt  ist;  dies 
ist  namentlich  dann  der  FaU,  wenn  der  Bankier 
vom  Aussteller  Deckung  besass  und  nach  Ab- 
lauf der  angemessenen  Präsentationszeit  in  Kon- 
kurs geriet.  Dass  an  Stelle  des  hiemach  re- 
gressfrei gewordenen  Ausstellers  der  Inhaber 
Gläubiger  des  Bezogenen  wird,  ist  bereits  oben 
sub  i  erwähnt. 

o)  Stempel.  Der  Check  unterliegt  einem 
Fixstempel  von  einem  Pennj.  Ungestempelte 
Checks  sind  ungültig. 

p)  Gefälschte  Checks.  Aus  Checks, 
deren  Unterschrift  nicht  echt  ist,  haftet  der 
angebliche  Aussteller  anscheinend  niemals  ^);  der 
Bezogene  muss  die  Unterschrift  des  Ausstellers 
kennen.  Der  Schaden  trifft  also  den  Bankier 
stets,  vorbehaltlich  seines  Anspruchs  gegen  den 
Fälscher  und  unter  Umständen  auch  gegen  den  be- 
reicherten Empfänger.  Ebenso  trifft  in  der  Regel 
der  Schaden  bei  Fälschungen  des  Check  In- 
halts, besonders  der  Checksumme,  den  Ban- 
kier ;  ausnahmsweise  haftet  aber  der  Aussteller, 
sofern  er  nämlich  durch  sein  Verhalten  die  In- 
haltsfälschung ermöglicht  oder  erleichtert  hat. 
Dies  wird  z.  B.  angenommen,  wenn  bei  Aus- 
füllung des  Formulars  ein  leerer  Raum  vor  der 
Checksumme  gelassen  ist.  Auch  muss  derjenige, 
der  unterzeichnete  Checkformulare  einem  anderen 
zur  Ausfüllung  übergeben  hat,  die  auftragswidrige 
Ausfüllung  gegen  sich  gelten  lassen  (Birn- 
baum). 

Ueber  gefälschte  Indossamente  vgl.  oben 
sub  k  am  Ende. 

q)  Crossing.  Sehr  üblich  ist  das  cros- 
sin g  (Kreuzen,  Sperren  oder  korrekter  das 
Durchqueren)  des  Checks.  Es  besteht  in 
der  Ziehung  zweier  paralleler  Querlinien  durch 
die  Vorderseite  des  Checks. 

Gewöhnlich  wird  zwischen  diese  beiden 
Linien  noch  ein  Znsatz  geschrieben,  nämlich 

^)  In  den  Verhandlungen  der  österreichischen 
Expertenkommission  vom  19.  Mai  1894  wurde 
jedoch  der  Meinung  widersprochen,  dass  die 
englischen  Gerichte  die  gefälschten  Checks 
zu  Lasten  der  Aussteller,  die  falschen  zu  Lasten 
der  „Bezogenen'^  stellen.  Gerade  das  Gegenteil 
sei  der  Fan.  Unter  Berufung  auf  Byles  führte 
der  Bankdirektor  Herz  wörtlich  aus:  „Hat  der 
Besitzer  eines  Checkbuchs  oder  der  Aussteller 
des  Checks  die  Gelegenheit  zu  dem  Betrüge  ge- 
geben, durch  Unwissenheit  oder  Leichtsinn,  oder 
hat  er  den  Betrug  durch  Unvorsichtigkeit  oder 
Leichtsinn  erleichtert,  so  hat  er  für  den  Schaden 
aufzukommen.  Die  Verurteilung  des  Bezogenen 
erfolgte  nur  dann,  wenn  er  es  in  gröblicher 
Weise  an  der  nötigen  Sorgfalt  fehlen  liess." 
Der  Experte  Blum  hatte  eine  andere  englische 
Praxis  bekundet  (Beilagen  zu  den  stenogra- 
phischen Protokollen  des  Österreichischen  Abge- 
ordnetenhauses 1895  Nr.  1333  S.  100).  Vgl. 
auch  Meili,  Cohn,  sowie  Vogt  in  den  unter 
Schweizer  Litteratur  citierten  Gutachten. 
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entweder  1.  die  Worte  „and  Company"  oder 
2.  der  Name  eines  Bankiers  oder  3.  die 
Klausel  ^not  nejg^otiable".  Jeder  dieser  3 
Zusätze  kann  allem  erscheinen;  die  3.  Klausel 
kann  aber  auch,  was  sehr  üblich  geworden,  zu 
der  ersten  oder  zweiten  hinzutreten.  Ist  der 
Name  eines  Bankiers  genannt  (sei  es  mit  der 
dritten  Klausel  oder  ohne  dieselbe),  so  heisst  das 
Queren  ein  specielles;  jedes  andere  Queren 
ist  ein  generelles. 

Die  Specialquerun^  ist  die  ältere.  Der  Aus- 
steller des  Checks  pflegte  vor  der  Begebung  den 
Namen  des  vermutlichen  Präsentanten,  nämlich 
des  Bankiers  des  Checknehmers,  quer  durch  den 
Kontext  des  Checks  zu  schreiben,  um  den  be- 
zogenen Bankier  vor  Auszahlung  an  einen  Un- 
befugten zu  schützen.  Später  liess  der  Aus- 
steller die  Nennung  jenes  Namens  weg  und  be- 
schränkte sich,  da  die  englischen  !^nkflrmen 
auf  „&  Co."  zu  enden  pflegen,  auf  die  Worte 
„and  Company".  Der  ganze  Gebrauch  soll  im 
Verkehr  der  Clearinghousebankiers  entstanden 
sein ;  er  hat  aber  sich  bald  auch  auf  die  Kreise  der 
anderen  Bankiers  ausgedehnt.  Die  Qesetzgebung 
hat  sich  wiederholt  (1856, 1868  und  1876)  mit  dem 
Crossing  befasst ;  die  Bestimmungen  der  sogenann- 
ten Crossed  Cheques  Act  von  18^6  sind  mit  zwei 
unwesentlichen  Zusätzen  in  das  neue  Wechsel- 
gesetz (s.  76—82)  herübergenommen  worden. 

Zweck  des  Crossing  ist  die  Verhütung  der 
Auszahlung  des  Checks  an  eine  andere  Person 
als  an  einen  Bankier;  da  nun  die  bankers  nur 
Ton  ihnen  bekannten  Personen  Checks  zu  neh- 
men pflegen,  so  wird  der  Nachteil  des  Abhan- 
denkommens oder  des  Diebstahls  der  Urkunde 
vermindert,  die  Ermittelung  des  illegitimen  Er- 
werbers erleichtert. 

Der  Bezogene  darf  den  generell  gequerten 
Check  nur  an  einen  Bankier,  den  speciell  ge- 
querten Check  nur  an  den  mit  Namen  im  cros- 
sing  genannten  Bankier  gültig  bezahlen.  Zah- 
lung an  einen  anderen  verpflichtet  den  Bezoge- 
nen zum  Schadensersatz;  doch  bl^bt  ihm,  so- 
fern der  Präsentant  gutgläubig  war,  gegen 
den  Aussteller  noch  der  Einwand,  dass  dem 
Aussteller  der  Schaden  auch  dann  erwachsen 
wäre,  wenn  er,  der  Bezogene,  den  Check  nicht 
gezahlt  hätte,  da  Aussteller  ja  dem  gutgläubi- 

gen  Checkinhaber  regresspflichtig  gewesen  wäre, 
ieser  Einwand  kann  nur  durch  die  Klausel 
„not  negotiable"  wirklich  beseitigt  werden; 
diese  Klausel  giebt  nämlich  jedem  Checknehmer, 
auch  dem  gutgläubigen,  nur  die  Rechte  seines 
Vordermannes;  auch  der  gutgläubige  Check- 
nehmer besitzt  bei  dieser  Klausel  also  keinen 
selbständigen  Anspruch  gegen  den  Aus- 
steller ;  die  crossingwidrig  zaUende  Bank  kann 
bei  dieser  Klausel  sonach  nicht  mehr  auf  die 
Schadensersatzklage  des  Ausstellers  einwenden, 
dass  dem  Aussteller  ein  Schaden  auch  dann  er- 
wachsen wäre,  wenn  sie  den  Check  nicht  ge- 
zahlt hätte. 

Zu  jeder  Durchquerung  ist  der  Aussteller 
sowie  jeder  Inhaber  des  ungequerten  Checks 
befugt.  Das  Crossing  ist  bei  jedem  Check 
statuiaft,  selbst  beim  Beetacheck;  am  häufig- 
sten begegnet  es  bei  dem  Inhabercheck.  Der 
generell  gequerte  Check  kann  von  jedem  In- 
haber in  einen  speciell  gequerten  verwandelt 
werden;  auch  kann  jeder  Inhaber  die  Klausel 
not  negotiable  beifügen. 


10«  Dag  Checkreoht  der  Yereinlgten 
Staaten*  a)  Die  amerikanische  Praxis  weicht 
nur  sehr  wenig  vom  englischen  Rechte  ab.  Be- 
zogener ist  fast  ausnahmslos  eine  Bank,  selten 
ein  Privatbankier. 

b)  Depot.  Ein  wirkliches  D  e  p  o  t  ist  zwar 
auch  in  Amerika  nicht  nötig;  die  amerikanische 
Doktrin  lehrt  aber:  a  check  purports  to  be 
drawn  upon  a  deposit;  it  is  upon  its  face 
a  draft  upon  a  deposit  (Daniel  S.  586);  der 
Check  trete  mit  der  Behauptung  auf,  eine  De- 
positalanweisung zu  sein ;  der  Check  sei  mithin 
eine  Anweisung  auf  ein  wirkliches  oder  fin- 
giertes D6pot. 

c)  Während  in  England  nur  der  Sicht- 
check zulässig  ist,  sind  m  Amerika  Datochecks 
und  befristete  Sichtchecks  (von  Story  und 
Richter  Sharswood;  a.  M.  ist  Daniel)  als 
Checks  anerkannt  worden.  —  Duplikate  sind 
nicht  ausgeschlossen. 

d)  Specifisch  amerikanisch  ist  das  Certi- 
fying,  die  Beglaubigung  des  Checks,  ein  dem 
Accept  verwandtes  Institut.  Der  Gebrauch 
desselben  ist  erst  seit  den  60  er  Jahren  dieses 
Jahrhunderts  aufgekommen,  seither  aber  zu 
riesenhaften  Dimensionen  angewachsen.  Gegen 
das  Certifizieren  der  Nationalbanken  wendet 
sich  (nach  Koch)  ein  Gesetz  von  1882;  doch 
beläuft  sich  nach  Daniel  (3.  Auflage  1884, 
S.  615)  gleichwohl  der  tägliche  Betrag  der 
certifizierten  Checks  in  New- York  allein  auf 
100  Millionen  Dollars.  Das  Certifying  besteht 
darin,  dass  ein  Beamter  der  bezogenen  Bank 
auf  Wunsch  des  Inhabers  oder  Ausstellers  das 
Wort  „good"  quer  über  die  Vorderseite  des 
Checks  schreibt;  zuweilen  fügt  er  noch  seinen 
Namen  oder  seine  Anfangsbuchstaben  und  einen 
Zahlungstag  bei.  Zu  solcher  Beglaubigung  ist 
die  Bank  nicht  verpflichtet.  Das  Certifying 
auf  Antrag  des  Inhabers  macht  die  Bank 
zum  alleinigen  Schuldner  des  Inhabers;  Indos«* 
sauten  und  Aussteller  werden  durch  dasselbe 
regressfrei,  der  Check  verwandelt  sich  in 
eine  Banknote;  das  Widerrufsrecht  des  Aus- 
stellers fällt  fort;  die  Bank  darf  sich  nicht 
mehr  auf  die  Unechtheit  der  Ausstellerunter- 
schrift berufen.  Revokation  der  Beglaubigung 
wegen  Irrtums  ist  nur  demjenigen  Inhaber 
gegenüber  statthaft,  dem  das  Cerufikat  erteilt 
worden. 

Das  Certifying  kann  auch  vor  Ausgabe  des 
Checks  auf  Antrag  des  Ausstellers  erfolgen ; 
in  diesem  Falle  tritt  nur  die  acceptmässige 
Haftung  des  Bezogenen  zu  der  aufrecht  erhal- 
tenen Haftung  des  Ausstellers  und  der  etwaigen 
späteren  Giranten  hinzu;  der  Check  wird  nicht 
Banknote,  sondern  bleibt  Check. 

Dem  Certifying  steht  keineswegs  die 
mündliche  Erklärung,  dass  der  Check  gut 
sei,  gleich.  Solche  Erklärung  bindet  die  Bank 
nur  in  betreff  der  Echtheit  der  Unterschrift  und 
bezüglich  der  Höhe  des  Guthabens  des  Aus- 
stellers, schützt  aber  nicht  gegen  Widerruf 
und  hebt  die  Haftung  der  Aussteller  und  Gi- 
ranten nicht  auf. 

e)  Die  Bank  haftet  auch  ohne  Accept  — 
wenigstens  nach  der  Ansicht. von  Morse  und 
Daniel  —  dem  Inhaber  „fof  money  had  and 
received*';  es  entspricht  dies  also  dem  schotti- 
schen, nicht  dem  englischen  Rechte.  Die  Bank 
ist  zur  Befriedigung  nach  der  Reihenfolge 
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der  Präsentation  yerpflichtet ;  es  gilt  hier, 
wie  in  England,  der  Grundsatz  „first  come,  first 
servcd*'.  Bei  gleichzeitiger  Präsentation  meh- 
rerer ungenügend  gedeckter  Checks  kann  die 
Bank,  was  in  England  nicht  festgestellt  zn 
sein  scheint,  die  Zahlung  aller  weigern  oder 
sie  nach  dem  Datum  der  Ausstellung  be- 
friedigen. 

f)  Der  Tod  des  Ausstellers  ist,  im  Gegen- 
satz sum  englischen  Bechte,  kein  Dishono- 
riemngs^und,  wenigstens  nach  D  a  n  i  e  1  (S.  631). 

f)  Memorandnm-Checks  sind  Checks, 
en  Vermerk  „Mem.""  oder  „Memorandum" 
(in  der  rechten  Ecke)  tragen  und  in  der  Kegel 
als  Kaution  vom  Aussteuer  seinem  Darlehns- 
geber  überleben  werden;  zuweilen  ist  in  ihnen 
auch  der  i^ame  der  beisogenen  Bank  ausge- 
strichen. Sie  stehen  eigenen  Wechseln  des 
Ausstellers  gleich;  er  haftet  auch  ohne  vor- 
ausgegangene Präsentation  des  Checks  bei  dem 
Bezogenen.  Ist  dem  Bezogenen  frucbtlos  prä- 
sentiert worden,  so  bedarf  es  keiner  Notifikation 
an  den  Aussteller.  Die  Bank  darf  bei  Präsen- 
tation den  Memorandum-Check  ganz,  wie  jeden 
anderen  Check,  honorieren. 

h)  Gequerte  Checks  sind  in  Amerika 
nicht  üblich. 

i)  Stempel.  Seit  dem  1.  Juli  1883  ist 
der  Chedc  stempelfrei. 

11«  Das  Cheekrecht  Frankreichs«  a) 
Definition.  Das  Gesetz  von  1865  (vgl.  oben 
snb  8  g.)  definiert  den  Check  als  „l'^crit  qui, 
sous  la  forme  d'un  mandat  de  payement,  sert 
au  tireur  k  effectuer  le  retrait,  ä  son  profit  ou 
au  profit  d'un  tiers,  de  tont  ou  partie  de  fonds 
portes  au  credit  de  son  compte  chez  le  tire,  et 
disponibles''. 

b)  Eigenschaft  des  Bezogenen.  Das 
Gesetz  enthält  keine  Bestimmung  füglich  des 
Standes  des  Bezogenen;  die  Beschränkung  auf 
den  Bankcheck  wurde  abgelehnt.  Aussteller 
und  Bezogener  können  Nichtkaufleute  sein.  Der 
Check  ist  je  nach  dem  Charakter  der  zu  Grunde 
Uzenden  Obligation  bald  CiTÜsache,  bald  Han- 
delssache. 

c)  Depot.  Trotz  der  Definition  sub  a, 
und  obwohl  das  Gresetz  ausdrücklich  vorschreibt, 
dass  der  Aussteller  bei  dem  Bezogenen  zur  Zeit 
der  Ausstellung  „Provision  preaTable'*  besitze, 
ist  ein  wirkliches  Depot  nicht  erforderlich ;  es  . 
genügt  vielmehr  eine  Wliße  Forderung  bei 
Consens  des  Bezogenen,  ja  auch  K  red  it- 
check s  gelten  unbedingt  als  statthaft.  „On 
peut  admettre,  qu'il  y  a  Provision  quand  le  tire 
a  ouvert  un  credit  au  tireur  et  averti  ä  ce 
qu'il  usät  de  ce  credit  au  moyen  de  ch^ques'* 
(Lyon-Caen);  „soit  mdme  que  le  tir6  ait  pris 
Fengagement  d'en  faire  l'avance"  (Alau- 
zet).  Was  der  Gesetzgeber  eigentlich  will 
und  was  in  den  Worten  ^pi^ovision  pr^alable  et 
disponible"  einen  keineswegs  unzweideutigen 
Ausdruck  gefunden  bat,  ist  —  der  Check- 
vertrag  (vgl.  oben  1  und  3).  „L'6ndssion  du 
ch^ne  snppose  donc  une  Convention  prea- 
lable  entre  Je  tir6  et  le  tireur"  (Lyon-Caen 
No.  1347).  Dies  hatte  auch  der  Kegierungs- 
konuDisBar  de  Lavenay  in  der  Sitzung  v.  6.  Mai 
1865  ausdrücklich  anerkannt. 

d)  Sichtstellung.  Nur  Sichtchecks  sind 
statthaft.  Bei  fehlender  Angabe  der  Verfall- 
«it  ist  der  Check  bei  Sicht  fällig.     Abreden, 


die  eine  Aenderung  der  Fälligkeit  bei  Sicht  be- 
zwecken, sind  ungültig. 

e)  Inhaber  Stellung.  Der  Check  kann 
Recta-,  Ordre-  oder  Inhaberpapier  sein.  Giebt 
die  Urkunde  keinen  Remittenten  an,  so  ist  das 
Papier  wohl  Inhabercheck.  Der  Check  ist  in- 
dossabel,  selbst  mittelst  Blancogiros. 

f)  Formelle  Erfordernisse  sind  1. 
schrirtlicher  Zahlungsauftrag.  Quittungs- 
checks sind  gesetzlich  keine  Checks.  2.  Die 
Unterschrift  des  Ausstellers.  3.  Die  Ausstel- 
lungszeit  in  Buchstaben,  und  zwar  (nach  der 
Novelle)  von  der  Hand  desjenigen  ausgeschrie- 
ben, der  den  Check  geschrieben  (nicht  unter- 
schrieben) hat.  (Der  Schreiber  braucht  nicht 
der  Aussteller  zu  sein.)  Jene  engherzige  Vor- 
schrift ist  der  Furcht  vor  Stempelkontraventio- 
nen  entsprungen. 

Nicht  vom  Gesetz  specieU  gefordert,  aber 
an  sich  unentbehrlich  ist  4)  die  Angabe  der 
Checksumme. 

Ueber  Verfallzeit  und  Bemittent  vgl.  oben 
sub  d  und  e.  Valutaklausel  ist  nicht  nötig. 
Ortsdistanz  ist  weder  erfordert  noch  ausge- 
schlossen. Notadressen  und  Avale  sind  wohl 
statthaft,  ebenso  Duplikate  (mit  num^ro  d'ordre) 
(Clunets  Journal  1887,  S.  667,  Note). 

g)  Accept  ist  ganz  ungebräuchlich  und 
kann  nicht  gefordert  werden,  gleichwohl  ist  es 
aber,  wenn  vom  Bezogenen  (oder  einer  Not- 
adresse) erteilt,  wirksam.  Blosse  Visierung 
verpflichtet  den  Bezogenen  nicht. 

h)  Pflicht  des  Bezogenen.  Der  Be- 
zogene haftet  bei  unbegründeter  Dishonorierung 
dem  Aussteller  (für  den  erwachsenen  Schaden). 
Auch  dem  Inhaber  ist  er  (nach  der  fast  ein- 
stimmigen Annahme  der  Juristen,  a.  M.  wohl 
nur  Alauzet)  in  Höhe  der  Deckung  zur  Ein- 
lösung verpflichtet.  Dies  Klagerecut  des  In- 
habers wird  in  Frankreich  entweder  durch  eine 
stillschweigende  Cession  der  Rechte  des  Aus- 
stellers oder  —  was  die  herrschende  Ansicht, 
aber  für  uns  unannehmbar  —  durch  die  An- 
nahme erklärt,  dass  das  Eigentum  der  Deck- 
ung —  wie  beim  Wechsel  —  mit  der  Ueber- 
tragun^  der  Urkunde  übergehe. 

Bei  unzureichender  Deckung  hat  der  Be- 
zogene die  Checks  nach  der  Reihenfolge  der 
Ftäsentation  einzulösen,  bei  gleichzeitiger  Prä- 
sentation proratarisch  zu  befriedigen. 

Widerruf  sowie  Tod  oder  Konkurs  des  Aus- 
stellers heben  —  nach  der  herrschenden  An- 
sicht —  die  Pflicht  zur  Einlösung  nicht  auf. 
Im  Konkurse  des  Ausstellers  haben  die  Check- 
inhaber ein  Separationsrecht  au  der  Deckung. 

Auf  die  Nachricht  von  Diebstahl  oder  Ver- 
lust scheint  der  Bezogene  die  Einlösung  ver- 
weigern zu  dürfen,  ja  zu  müssen. 

i)  Präsentation  und  Zahlung.  Der 
Platzcheck  ist  in  5,  der  Distanzcheck  in  8  Ta- 
gen zur  Zahlung  zu  präsentieren.  Der  Aus- 
stellungstag wird  in  die  Frist  nicht  mit  einge- 
rechnet. 

Die  Zahlung  erfolgt  gegen  Aushändigung 
des  quittierten  Checks.  Der  Quittungsvermerk 
muss  —  aus  fiskalischen  Grründen  —  bei 
Strafe  datiert  sein.  Ehrenzahlung  scheint 
statthaft. 

Ob  der  Bezogene,  statt  zu  zahlen,  mit 
einer  Gegenforderung  an  den  Inhaber  kom- 
pensieren kann,  ist  bestritten;  der  Appellhof 
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von  Drjon  hat  1887  die  Frage  hejaht,  Professor 
Mönch  et  yerneint  sie. 

k)  Protest.  Notifikation.  Regress. 
Nichtzahlung  ist  durch  Protest,  wie  beim 
Wechsel,  am  Tage  nach  der  Präsentation  fest- 
zustellen. Eonkurs  des  Bezogenen  während  der 
Präsentationsfrist  enthebt  wohl  der  Protest- 
pflicht; ebenso  force  majeure. 

Der  Inhaber  muss  den  Protest,  wie  beim 
Wechsel,  innerhalb  der  für  die  Regressklage 
bestimmten  Frist  dem  Regressschuldner,  den  er 
in  Anspruch  nimmt,  zustellen  lassen.  Diese 
Frist  beträgt  mindestens  14  Tage  und  wächst 
mit  der  geographischen  Entfernung.  Diese 
Zustellung  pflegt  mit  der  Vorladung  verbunden 
zu  werden. 

Die  Regressklage  kann  gegen  alle  Ver- 
pflichteten gemeinsam  anfi^esteUt  werden.  Re- 
gresspflicht^  sind  Aussteller  und  Indossanten 
sowie  Avalisten;  sie  haften  aus  der  Urkunde 
selbst,  wechselmässig  und  solidarisch.  Wer  den 
Check  ohne  Giro  weiter  gegeben,  haftet  nicht 
aus  der  Urkunde  selbst,  sondern  nur  aus  dem 
zu  Grunde  liegenden  Verhältnis  und  nur 
seinem  unmittelbaren  Nachmanne;  aus  dem  zu 
Grunde  liegenden  Verhältnis  kann  auch  —  an- 
statt der  Kegressklage  aus  der  Urkunde  — 
gegen  einen  unmittelbaren  Vorgiranten  geklagt 
werden.  Auch  dieser  Klage  steht  aber  die  Ein- 
rede der  verzögerten  Präsentation  entgegen. 

Der  Aussteller  haftet  auch  bei  verspäteter 
Präsentation,  es  sei  denn,  dass  die  Deckung 
innerhalb  der  Präsentationsfrist  bei  dem  Be- 
zogenen untergegangen  ist;  die  Beweislast, 
dass  für  Deckung  zur  richtigen  Präsentations- 
zeit bei  dem  Bezogenen  gesorgt  war,  liegt  dem 
Aussteller  ob.  In  diesem  Falle  kann  der  Be- 
zogene die  Rechte  des  regressfrei  gewordenen 
Ausstellers  ^egen  den  Bezogenen  ausüben. 

1)  Verjährung.  Alle  Klagen  aus  dem 
Ordrecheck  verjähren  wohl  in  5  Jahren,  sofern 
er  Handelssache;  in  allen  anderen  Fällen  dürfte 
die  30jährige  Verjährung  Platz  greifen.  (Lyon- 
Caen  1358.) 

m)  Gequerte  Checks  (ch^que  barre  ou 
crois6)  sind  wenig  gebräuchlich  und  gesetzlich 
gar  nicht  geregelt. 

n)  Stempel.  Der  Distanzcheck  unterliegt 
jetzt  einem  Fixstempel  von  20  Centimes,  der 
Platzcheck  von  10  Centimes.  Die  Quittung  des 
Checks  ist  nicht  stempelpflichtig  (Lyon-Caen 
1330).  Checks  vom  Ausland  auf  das  Ausland 
sind  in  Händen  französischer  Inhaber  nicht 
stempelpflichtig.  Im  Fall  der  Protestierung 
oder  Einklagung  unterliegt  der  Check  noch 
einer  prozentualen  Einregistrierungsgebühr :  der 
Rectacheck  von  ^'g^/o,  jeder  andere  von  l^o- 

Die  Verwendung  des  Fixstempels  dient  der 
Jurisprudenz  als  Unterscheidungsmerkmal  zwi- 
schen dem  Sichtwechsel  und  dem  Distanzsicht- 
check  an  Ordre,  da  man  davon  ausgeht,  dass 
die  Parteien  das  Papier  nach  seiner  wahren 
Rechtsnatur  gestempelt  haben. 

o)  Fälschung.  Hat  der  Aussteller  einen 
Fehler  begangen  (z.  B.  durch  ungenügende 
Verwahrung  des  Checkbuchs),  so  kann  der 
schuldlose  Bankier  den  Betrag  des  Checks  dem 
Kunden  zur  Last  stellen.  Ist  umgekehrt  der 
Aussteller  schuldlos,  während  der  Bankier  bei 
der  Auszahlung  „une  faute  professionelle"  be- 
ging (z.  B.  bei  Prüfung  der  Unterschrift  oder 


durch  Zahlung  eines  „ch^que  important  sans 
exiger  de  pröavis"),  so  trägt  der  Bankier  den 
Schaden.  Bei  beiderseitigem  Verschulden  würde 
anscheinend  Teilung  des  Schadens  eintreten. 
Vgl.  Annales  de  dr.  commercial  XIII  (1899) 
S.  39.    Cass.  26.  Oktober  1898. 

p)  Strafen.  Eine  Geldbusse  von  6%  der 
Checksumme  bedroht  a)  die  Ausj?abe  eines  un- 
datierten oder  nicht  in  vollen  Buchstaben  da- 
tierten Distanzchecks ;  b)  die  Ausgabe  eines 
mit  falschem  Orts-  oder  Zeitdatum  versehenen 
Checks;  c)  die  Ausgabe  eines  Checks  ohne  vor- 
ausgehende verfügbare  Deckung,  vorbehaltlich 
der  eventuell  anwendbaren  Strafe  des  Betrugs ; 
d)  die  Verwendung  oder  Zahlung  eines  vom 
Auslande  auf  Frankreich  gezogenen  ungestem- 
pelten Checks  in  Frankreich. 

12.  Das  Checkrecht  Oesterreichs.  Das 
Oesterreichische  Allgemeine  Bürgerliche  Gesetz- 
buch kennt  den  Check  nicht.  Es  behandelt  in 
den  §^  1400 — 1410  nur  die  Assignation,  übri- 
gens im  Zusammenhange  mit  der  Delegation. 
Hasenöhrl  meint  (II,  S.  233  n.  14),  dass  die 
Assignation  des  österreichischen  Rechts  nicht 
mit  jenem  Rechtsinstitnte  zu  verwechseln  sei, 
welches  das  gemeine  Recht  als  Anweisung  oder 
Assignation  bezeichnet ;  anderer  Ansicht  ^eüich 
Unffer,  Fragmente.  Nach  Hammerschlag 
ist  der  Check  als  eine  „unvollständige  Assig- 
nation*^ anzusehen.  Jedenfalls  ist  aber  die 
Regelung  eine  so  dürftige  und  teilweis  dunkele, 
dass  sie  für  die  wichtigsten  Materien  des 
Checkrechts  ganz  im  Stich  lässt.  —  Insoweit 
der  Check  unter  die  Anweisungen  der  Artt. 
300  und  301  des  Handelsgesetzbuchs  fällt, 
liegen  freilich  etwelche  Normen  vor,  auch  kom- 
men die  ungeschriebenen  Sätze  des  Handelsge- 
wohnheitsrechts zur  Anwendung;  dies  Gewohn- 
heitsrecht ist  aber  kaum  noch  ausgebildet ;  jene 
Normen  aber  versagen  bezüglich  der  beiden 
brennendsten  Fragen,  bezüglich  der  Präsenta- 
tionsfrist und  des  skripturmässigen  Regresses, 
und  überdies  sind  sie  auf  die  wichtigste  Art 
der  Checks,  die  Inhaberchecks ,  wohl  unan- 
wendbar (cf.  auch  unten  sub  13  ad  1  und  2). 

Nur  vom  stempelfiskalischen  Standpunkte 
hat  der  Check  in  der  Gesetzgebung  Berück- 
sichtigung gefunden.  Nachdem  nämlich  das 
G.  V.  13.  Februar  1862  einen  Fixstempel  von 
10  Kreuzer  eingeführt  hatte,  ist  derselbe  durch 
G.  V.  29.  Februar  1864  auf  2  Kreuzer  pro 
Stück  herabgesetzt  worden.  In  letzterem  Ge- 
setze werden  die  „Cheques"  definiert  als 
,, Anweisungen  auf  die  zur  Uebemahme  von 
Geld  für  fremde  Rechnung  statutenmässig  be- 
rechtigten Anstalten*'.  Diese  an  sich 
schon  engherzige  Begriffsbestimmung  ist  später 
(durch  Finanzminis terialerlass  vom  10.  Mai 
1876)  noch  mehr  eingeschränkt  worden,  indem 
die  Begünstigung  des  2  Kreuzer-Fixstempels 
nur  jenen  Anweisungen  eingeräumt  ist,  „welche 
im  Grunde  des  an  eine  zur  Uebemahme  frem- 
der Gelder  in  laufender  Rechnung  berech- 
tigte Gesellschaft  geleisteten  Depots 
von  dem  Erleger  auf  den  von  dieser  Gesell- 
schaft ihm  zu  diesem  Zwecke  eingehändigten 
Blanquetten  gezogen  sind",  memach  ist 
der  Österreichische  Check  —  wenigstens  im 
steuerrechtlichen  Sinne  —  nur  der  formular- 
mässige  Depotcheck  auf  privilegierte  Banken. 

Das  Bedürfnis  einer  umfassenden  Regelung 
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des  Checks  wurde  auch  in  Oesterreich  empfun- 
den und  zuerst  1875  von  y.  Ender  und  Hell, 
im  Jahre  1878  vom  Bankdirektor  Dr.  Funk 
ausgesprochen.  Zwei  Jahre  später  reröffent- 
lichte  derselbe  einen  im  amtlichen  Auftrage 
gefertigten  Gesetzentwurf  nebst  Motiven. 
Dieser  Entwurf  führte  zu  einer  sachverständi- 
gen  Konferenz  im  Handelsministerium  und  zu 
einer  Reihe  iitterarischer  Bearbeitungen  der 
Frage.  Gegen  die  Kodifikation  erklärte  sich 
Grünhut  und  Links,  im  Grunde  wohl  auch 
Leonhard  und  Bunzl;  für  dieselbe  — 
au^erFunk  auch  Czelechowsky  undKer- 
pal;  —  Links  undKerpal  auf  dem  Deutschen 
Juristentage.  Die  G.G.  t.  28.  Mai  1882  und 
19.  November  1887  brachten  nur  Normen  für 
den  Checkverkehr  des  Postsparkassenamts.  Auf 
die  Initiative  des  Abgeordneten  Peez  (1892) 
wurde  ein  amtlicher  Entwurf  eines  Checkge- 
setzes ausgearbeitet,  der  zwar  eine  nahe  Yer- 
wandtschan  mit  dem  deutschen  Entwurf  von 
1892  zeigt,  in  einzelnen  Punkten  aber  doch  er- 
heblich abweicht.  Dieser  Entwurf  wurde  im 
Mai  1894  einer  Expertenkommission  von  13 
Vertretern  des  Bankwesens  unterbreitet.  Auf 
Grund  dieser  Enquete  wurde  ein  mehrfach  ab- 
weichender neuer  Entwurf  verfasst  und  dem 
Abgeordnetenhanse  im  Dezember  1895  und  so- 
dajui  im  April  1897  dem  neuen  Abgeordneten- 
hause  abermals  zur  „gesetzmässigen  Behand- 
lung** vorgelegt.  Derselbe  ist  aber  noch  nicht 
durchberaten. 

13«  Das  Checkreeht  Dentsctalands«  a) 
Beicbshandelsgesetsgebuiig.  Die  einzige 
Erwähnung  des  Checks  in  der  deutschen 
Beichsgesetzgebung  findet  sich  im  Wechsel- 
stempelgesetz V.  10.  Juni  1869  §  24  Abs.  2  und 
im  lUichseinführungsgesetz  zum  neuen  H.G.6. 
V.  10.  Mai  1897  Art.  17.  Jenes  gewährt  volle 
Steuerft^iheit  den  „statt  der  Barzahlung  die- 
nenden, auf  Sicht  zahlbaren  Platzanwei- 
sungen und  Checks,  d.  i.  Anweisungen 
auf  das  Guthaben  des  Ausstellers  bei 
dem  die  Zahlungen  desselben  besorgenden 
Bankhause  oder  Geldinstitute,  wenn 
sie  ohne  Accept  bleiben";  dieses  erklärt, 
dass  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über 
Checks  unberührt  bleiben. 

Jene  Definition  dürfte  aber  sich  wohl  nur 
auf  den  steuerfreien  Check  beziehen.  Der 
(steuerfreie!  Check  wäre  sonach  begrifflich 
BankchecK  und  Sicht  check,  nicht  aber  not- 
wendig Depot  check,  da  bei  der  „Elasticität'^ 
des  Wortes  „Guthaben"  auch  der  auf  einen  er- 
Sfbeten  Kredit  gezogene  Check  sich  wohl  als 
Anweisung  auf  das  Guthaben  auffassen  lässt. 

Der  steuerfreie  Check  kann  B.ectapapier, 
aber  auch  Inhaberpapier  (mit  der  reinen  oder 
alternativen  Inhaberklausel)  sein;  er  kann  end- 
lich auch,  wie  das  Reichsoberhandelsgericht 
am  24.  Oktober  1875  anerkannt  hat,  an  Ordre 
gestellt  werden. 

Das  alte  Beichshandelsgesetzbuch  besitzt 
keine  Special  normen  über  die  Wirkungen  des 
Checks;  es  sagt  nicht  nur  nichts  über  die  Ffllich- 
ten  des  Bezogenen  und  die  Dishonorierungs- 
nünde,  insb^ondere  über  den  Einfluss  von  Tod, 
Konkurs  und  Widerruf  des  Ausstellers;  es  ent- 
behrt vielmehr  auch  der  so  dringend  nötigen 
Begelung  der  Präsentationszeit,  des  Regresses 
und  der  Verjährung. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.   Zweite 


Allerdings  finden  sich  im  Reichshandelsge- 
setzbuche  (Artt.  301 — 305)  etliche  vereinzelte 
Bestimmungen  über  zwei  besondere  Arten  der 
Anweisung,  zu  denen  unter  Umständen  der 
Check  gehören  kann;  nämlich: 

a)  formen  über  die  von  einem  Kaufmann 
ausgestellte  Ordreanweisung ;  aber  diese  Nor- 
men übergehen  gerade  die  wichtigen  Fragen 
des  Regresses  und  der  Präsentationsfrist  und 
lassen  überdies  sowohl  die  Ordreanweisung 
des  Nichtkaufmanns  wie  die  in  der  Praxis 
üblichste  Form,  die  Inhaberanweisung  (des 
Kaufmanns  und  des  Nichtkaufmanns)  unge- 
regelt. 

/3)  Normen  über  die  auf  einen  Kaufmann 
ausgestellte  Anweisung.  Unter  diese  Kategorie 
weraen  faktisch  wohl  nahezu  alle  Checks  fulen. 
Aber  gerade  bezüglich  dieser  Kategorie  be- 
schränkt sich  das  Handelsgesetzbuch  ledifl^ich 
auf  eine  einzige  Norm,  nämlich  über  die  Wir- 
kung des  Accepts,  während  doch  eben  das 
Accept  —  nach  jenem  Stempelgesetz  wenig- 
stens —  dem  Check  fehlen  soll;  überdies  ist 
die  Anwendbarkeit  der  Normen  über  das  In- 
dossament für  diese  Kategorie  nicht  einmal 
ausgesprochen.  Auf  den  Quittungscheck  lassen 
sich  übrigens  die  Artt.  300— 305  überhaupt 
nicht  beziehen. 

Die  Reichs  wechsel  Ordnung  ist  aus  dem 
formellen  Grunde,  dass  der  Check  nicht  die 
Selbstbezeichnung  Wechsel  enthält,  unanwend- 
bar, allerdings  mit  einer  Ausnahme,  die  jedoch 
nur  für  wenige  deutsche  Einzelstaaten  ^t. 
(Vgl.  unten  sub  d.) 

Bei  dieser  Lückenhaftigkeit  der  Reichshan- 
delsgesetzgebung ist,  falls  der  Check,  wie  fast 
ausnahmslos,  unter  die  Handelssachen  fällt, 
nach  Art.  1  des  alten  H.G.B.  auf  das  Handelsge- 
wohnheitsrecht und  in  dessen  Ermangelung  auf 
das  bürgerliche  Recht  der  Einzelstaaten  zurück- 
zugreifen. 

b)  HandelsgewohnlieitBreoht.  Qeriohts- 
praxlB.  Sogen.  Bedingungan.  Ein  Gewohn- 
heitsrecht hat  in  grösserem  Umfange  sich  in 
Deutschland  bisher  noch  nicht  entwickelt  resp. 
feststellen  lassen;  die  Zahl  der  Prozesse,  in 
welchen  es  am  ehesten  ermittelt  werden  und 
zum  Ausdruck  gelangen  könnte,  ist  relativ 
gering. 

Immerhin  ist  vom  O.L.G.  Köln  durch  Urteil 
V.  21.  Februar  1883  konstatiert  worden,  „dass 
auch  in  Deutschland  für  die  Präsentation 
kaufmännischer  Anweisungen'^  —  es  handelte 
sich  gerade  um  einen  Check  —  „zur  Einlösung 
eine  kurze  Frist  im  Handelsverkehr  ge- 
bräuchlich ist,  welche  jedenfalls  8  Tage 
nach  der  Ausstellung  nicht  übersteigt".  Das- 
selbe Gericht  hat  in  dem  nämlichen  Urteile 
ausgesprochen,  dass  bei  dem  Check  eine  for- 
melle Regressverbiudlichkeit  des  Ausstellers 
resp.  Indossanten  als  Gewohnheitsrecht 
aus  dem  Handel  nicht  herzuleiten  sei.    Da- 

fegen  hat  das  Ober  Bericht  Hamburg  es  am 
.  August  1877  als  Hamburger  Rechtsauffas- 
sung bezeichnet,  dass  die  kaufmännische  An- 
weisung —  es  handelte  sich  um  einen  Check 
—  „als  ein  hinsichtlich  der  Verhaftung  des 
Ausstellers  resp.  des  Indossanten  gleich 
einem  Wechsel  zu  behandelndes  Dokument 
angesehen  wird  und  daher  der  Indossant  eines 
solchen  Papiers  dem  Regress  aus  seinem  In- 
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dossaineut  gleichwie  bei  einem  Wechselindossa- 
ment  unterworfen  ist".  — 

Ueber  die  Fälschung  der  Unterschrift 
des  Checks  sind  zwei  sich  widersprechende  Ur- 
teile von  Oberlandesgerichten  ergangen :  Das 
O.L.G.  Hamburg  verneint  am»20.  Oktober 
1887  die  Haftung  des  Checkbuchinhabers  ans 
den  mit  seiner  gefälschten  Unterschrift  versehe- 
nen Checks  im  Princip,  es  sei  denn,  dass  er  im 
Checkvertrage  die  Ersatzpflicht  übernommen 
habe.  Dagegen  bejaht  das  O.L.G.  Celle  am 
18.  November  1886  jene  Haftung  des  Check- 
buchinhabers im  Princip  (auch  ohne  jene  Ver- 
tragspflicht?), wenn  der  Check  infolge  nach- 
lässiger Aufoewahrung  gestohlen  worden,  es 
sei  denn,  dass  die  Beschaffenheit  der  gefälsch- 
ten Unterschrift  Zweifel  an  ihrer  Echtheit  er- 
wecken musste  (Z.  f.  Handelsrecht,  3d,  S.  262 
und  263).  Eine  allgemeine  Pflicht  des  Bezoge- 
nen, vor  der  Zahlung  des  Checks  die  äusserlich 
unverdächtige  Unterschrift  des  Ausstellers  mit 
einer  echten  Unterschrift  des  Checkbuchinhabers 
zu  vergleichen,  nimmt  das  letztgenannte  Ge- 
richt nicht  an.  ^) 

Ein  werdendes  Gewohnheitsrecht  ist  in 
den  „Bedingungen"  zu  finden,  unter  wel- 
chen die  gössen  Bankinstitute  in  den  Check- 
verkehr mit  ihren  Kunden  einzutreten  pflegen; 
doch  beziehen  sich  diese  Bedingungen  (Instruk- 
tionen) in  der  Eegel  nur  auf  die  äussere  Form 
der  Urkunde  und  ähnliches,  niemals  aber  auf 
die  Frage  des  Regresses. 

Sehr  bedeutsam  wirkt  in  jener  Bichtung 
(für  die  Entwickelung  eines  formellen  Check- 
rechts) das  Abkommen  der  Eeichsbank  mit 
sämtlichen  an  der  gemeinschaftlichen  Abrech- 
nungsstelle beteiligten  Bankhäusern  v.  14.  Fe- 
bruar 1883,  um  so  mehr,  als  dies  Abkommen  auch 
für  die  übrigen  9  Abrechnungsstellen  Deutschlands 
typisch  geworden  ist  (vgl.  oben  Bd.  I  S.  7ff.  den 
Art.  Abrechnungsstellen  von  R.Koch).  In 
diesem  Abkommen  einigte  man  sich  rücksicht- 
lich des  Checkverkehrs  über  ein  einheitliches 
Checkformular.  Dieses  Checkformular,  welches 
vertragsmässig  von  der  Reichsbank  und  den 
112  grössten  deutschen  Bankhäusern  als  das 
einzig  statthafte  erklärt  worden  ist,  lautet: 

Die  p.  p.  bezw.  Herr  p.  p.  (Name  des  zah- 
lenden Hauses)  in  . . .  wolle  zahlen  gegen  diesen 

^^  meinem     ^    ,   , 

Check  aus  • Guthaben  an 

unserem    ^"'^"«»'^" 

oder  Ueberbringer 

....  d.  .  .  ten  ....  189 
Zur  Linken  des  Formulars  befindet  sich  ein 
schmaler  Abschnitt,  Stamm  (souche),  mit  der 
Nummer  des  Checks  und  den  Worten:  Ausge- 
händigt an  . . .  M. . . .  Datum.  Dieser  Ab- 
schnitt wird  vom  Aussteller  zurückbehalten. 
Zur  Rechten  des  Formulars  befindet  sich  ein 
anderer  Abschnitt  mit  einer  Reihe  von  20  Zah- 
len, die  von  500,  1000  bis  zu  500  000  auf- 
steigen; von  dieser  Reihe  werden  alle  Zahlen, 

^)  Dies  Erkenntnis  ist  von  Kuhlenbeck 
(der  Check,  Leipzig  1890,  S.  210  ff.)  im  Wort- 
laut mitgeteilt  und  eingehend  (S.  128 — 139)  er- 
örtert worden.  Neuestens  hat  das  O.L.G.  zu 
Kolmar  in  der  Entsch.  v.  23.  Dezember  1898 
(in  Holdheims  Monatsschrift  VIII  S.  86  ff.)  bei 
beiderseitigem  Verschulden  den  Schaden  geteilt. 


j  die  höher  sind  als  die  Checksumme,  zur  Ver- 
I  hütung  von  Fälschungen  vor  der  Ausgabe  des 
Checks  abgetrennt. 

Hierdurch  ist  der  Quittungscheck,  der 
Rectacheck,  der  Ordrecheck  ^) ,  der  reine  In- 
habercheck und  der  Nichtsichtcheck  ganz  aus- 
i  geschlossen ;  nur  der  Anweisungscheck  mit  der 
I  alternativen  Inhaberklausel  ist  anerkannt.  Nach 
;  ausdrücklicher  Festsetzung:  dürfen  nicht  bezahlt 
werden:  Checks,  in  welchen  der  Zusatz  „oder 
Ueberbringer"  durchstrichen  ist  oder  eine  Zah- 
lungsfrist angegeben  ist.  Diese  letzteren  bei- 
den Festsetzungen  sind  auf  jedem  Checkblankett 
abzudrucken;  auch  soll  jeder  Check  links  oben 
die  laufende  Nummer,  rechts  oben  den  Betrag 
in  Zahlen  enthalten.  Der  Vermerk  »nur  zur 
Verrechnung"  darf  quer  durch  den  Text 
geschrieben  oder  gedruckt  werden;  dieser  Ver- 
merk ist  unwiderruflich :  der  Bezogene,  der  mit 
solchem  Vermerk  versehene  Checks  bar  aus- 
zahlt, haftet  für  den  durch  die  Nichtbeachtung 
erwachsenden  Schaden.  Dieser  Verrechnungs- 
vermerk ist  trotz  der  Aehnlichkeit  der  äusseren 
Qnerung  kein  wirkliches  crossing;  denn  er  be- 
schränkt den  Bezogenen  nicht  bloss  in  der 
;  Person  des  Zahlungsempfängers,  sondern  er 
i  verbietet  ihm  vielmehr  die  Barzahlung  über- 
haupt, giebt  einem  solchen  Check  vielmehr  den 
Charakter  einer  Buchungsanweisung  (Koch). 
Kein  Check  darf  acceptiert  werden.  Endlich 
verpflichten  sich  die  Mitglieder,  darauf  zu  hal- 
ten, dass  Checks  auf  sie  von  ihren  Kunden  (bei 
Vermeidung  des  Verkehrsabbruchs)  „nur  auf 
Grund  eines  mittelst  Checks  verfüg- 
baren Guthabens  gezogen  werden".  Hier- 
durch dürfte  das  Erfordernis  des  Checkver- 
trages als  materielle  Voraussetzung  des  Checks 
anerkannt  sein.  Kreditchecks  scheinen  dadurch 
nicht  ausgeschlossen,  vielmehr  unter  der  Vor- 
aussetzung eines  dahin  gehenden  Checkver- 
trages zugelassen  zu  sein. 

Die  so  wichtige  Präsentations-,  Widerrufs- 
und Regressfrage  ist  freilich  auch  durch  dies  Ab- 
kommen nicht  geregelt. 

c)  PartikulargesetzgebuDg.  Von  den 
Gliedern  des  Deutschen  Reichs  besitzt  nur 
Elsass-Lothringen  ein  Specialgesetz  über 
die  Checks;  es  ist  dies  das  französische  Gesetz 
von  1865,  welches  mit  seinen  Vorzügen  und 
Mängeln  dem  Reichslande  belassen  worden  ist 
und  auch  nach  dem  Einführuugsgesetze  zum 
neuen  H.G.B.  v.  10.  Mai  1897  Art.  17  auch 
weiter  in  Kraft  bleiben  wird;  die  französische 
Novelle  von  1874  gilt  dagegen  im  Reichslande 
nicht. 

Das  Fürstentum  Lippe  hat  zwar  kein  all- 

femeines  Checkgesetz,  aber  die  Verordnung  vom 
.  Dezember  lfi82,  die  Einführung  des  Check- 
verkehrs bei  der  Landes  Sparkasse  betreffend, 
enthält  ausser  den  Verwaltungsgrundsätzen  doch 
auch  eine  Zahl  von  Normen  des  Checkrechts.') 

d)  Die   kaufinännlBche   AnvtreiBimg  in 

^)  Doch  sind  Ordrechecks  nach  Hoppen- 
stedt,  Zur  Revision  8.  6  auch  jetzt  noch 
häufig. 

*)  Die  Einführung  des  Checkverkehrs  bei 
den  preussischen  öffentlichen  Sparkassen 
wurde  dagegen  abgelehnt  durch  den  Aunisterial- 
erlass  vom  5.  Februar  1886  (vgl.  Heydens 
Sparkassengesetzgebung  1889,  S.  69  ff.). 


Check 


35 


Bayern,  Königreich  Sachsen,  Weimar, 
ReoBS,  Frankfurt  a.  M.  und  Altenburg. 
Bald  nach  der  Abfassung  der  deutschen  Wech- 
selordnung haben  in  den  Jahren  1849 — 18ö2 
sechs  deutsche  Staaten  (Bayern,  Königreich 
Sachsen,  Weimar,  beide  Kenss  nnd  Frankfurt 
a.  M.)  ein  besonderes  Bechtsinstitut  der  kauf- 
männischen Anweisung  geregelt  und  zwar 
unter  wesentlicher  Gleichstellimg  mit  den  Wech- 
seln. Diese  6  Partikulargesetze  über  die  kauf- 
männischen Anweisungen  sind  auch  nach  An- 
nahme des  deutschen  Handelsgesetzbuchs  in 
Kraft  geblieben,  ja  es  hat  noch  ein  7.  Staat 
(Altenburg)  dieselben  im  Jahre  1864  kopiert. 
ünt«r  diese  partikularrechtlich  kaufmännischen 
Anweisungen  kann  allerdings  der  Check  fallen; 
er  wird  es  aber  sehr  selten ;  denn  alle  jene  Ge- 
setze —  mit  alleiniger  Ausnahme  Frankfurts 
—  fordern  die  bei  dem  Check  kaum  be- 
gegnende Selbstbezeichnung  der  Urkunde  als 
„^Weisung'',  Bayern  überdies  noch  die  (dem 
Inhaber-  und  Beetacheck  wenigstens  fremde) 
Ordreklausel. 

Insofern  der  Check  aber  die  Voraussetzungen 
jener  partikularrechtlichen  kaufmännischen  An- 
weisungen erfüllt,  unterliegt  er  fast  durchaus 
den  Normen  der  deutschen  Wechselordnung, 
vom  Begress  mangels  Annahme  abgesehen. 
Diese  Normen  der  D.W.O.  sind  aber  für  den 
Sichtcheck,  der  doch  der  reguläre  Check  ist, 
höchst  unzweckmässig;  denn  Art.  31  gewährt 
in  Ermangelung  einer  etwaigen  besonderen  in 
der  Urkunde  enthaltenen  Bestimmung  (die  ganz 

fegen  den  Gebrauch  des  Checkverkehrs),  dem 
ichtwechsel  eine  2jährige  Präsentatiousfrist, 
die  jedenfalls  den  Indossanten  gegenüber  viel 
zu  lan^  ist,  aber  auch  dem  Aussteller  eine  viel 
zu  weitgehende  Haftung  für  die  Solvenz  des 
Bezogenen  zumutet! 

Diese  6  Partikulargesetze  werden  durch  das 
Einführungsgesetz  zum  neuen  H.G.B.  Art.  21 
beseitigt. 

e)  Soweit  die  Bestimmungen  des  Handelsge- 
setzbuchs Art.  301 — 305  und  die  Normen  jener 
7  Partikularstaaten  unanwendbar  sind  und  so- 
weit auch  das  dürftig  entwickelte  Handelsge- 
wohnheitsrecht nicht  ausreicht,  ist  in  Deutsch- 
land auf  das  bürgerliche  Becht  der  gewöhn- 
lichen Anweisung  zurückzugreifen.  Nur  3  der 
heut  noch  geltenden  deutschen  Kodifikationen 
regeln  dieselbe,  nämlich  das  Preussische  Land- 
recht, das  Badische  Landrecht  und  das  Sächsi- 
sche B.G.B. 

1.  Im  Preuaaischen  liandrechte  sind 
zwar  49  Paragraphen  (I,  16  §  251—299)  der 
bürgerlichen  Anweisung  gewidmet.  Diese  Nor- 
men entsprechen  aber  vielfach  nicht  dem  Be- 
dürfnisse des  Checkverkehrs :  so  ist  die  Präsen- 
tationsfrist (14  Tage  für  Platzanweisungen  — 
Distanzanweisungen  haben  noch  entsprechende 
FristverJängemng  — )  viel  zu  lang;  so  fehlt 
jeder  Begress  aus  der  Urkunde  selbst;  so  scheint 
der  beliebige  Widerruf  des  Ausstellers  vor  Accept 
oder  Zahlung  wenig  empfehlenswert.  Femer 
igt  die  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Präsen- 
tations- und  Kotifikationspflicht  nicht  mit  Ver- 
lust des  Rückgnf^s  bedroht,  giebt  vielnaehr  nur 
Schadensersatzanspruch.  Endlich  entzieht  das 
Accept  der  bürgerlichen  Anweisung  dem  Accep- 
tenten  nicht  schlechthin  die  Einwendungen  aus 
dem  urBprung'liclien  Schuldverhältnisse. 


2.  Der  Code  civil  selbst  enthält  gar  keine 
specielle  Bestimmung  über  die  Anweisung  als 
solche;  dagegen  hat  das  auf  ihm  beruhende 
Badische  Ijandrecht  ein  besonderes  Kapitel 
„von  Anweisungen"  in  11  Sätzen  2010  a~l  dem 
Kapitel  über  den  Auftrag  angereiht.  Der  badi- 
sche Gesetzgeber  unterscheidet  Anweisungen  an 
Lieferungs-,  an  Zahlungs-  und  an  Einzugsstatt. 
Ein  Begress  gegen  den  Aussteller  aus  der  An- 
weisung besteht  auch  in  Baden  nicht  (O.L.G. 
Karlsruhe,  Entscheidung  vom  29.  Januar  1883). 
Der  Assignatar  ist  bei  der  an  Zahlungsstatt  ge- 
gebenen Anweisung  „ohne  Aufenthalt"  um 
Einlösung  anzugehen ;  wieviel  Tage  als  „Aufent- 
halt" anzusehen,  bestimmt  Art.  2010  g  leider 
nicht;  das  Amtsgericht  Heidelberg  hat  am  23. 
Dezember  1880  gewiss  zutreffend  erklärt,  dass 
Säumnis  von  8  Tagen  ein  unberechtigter  Auf- 
enthalt sei ;  aber  sollten  nicht  6,  ö,  4  Tage  auch 
schon  zu  lang  sein  ?  Fristgewährung  des  Assig- 
natars  au  den  Assignaten,  Vergleich  oder  Kom- 
pensation zwischen  beiden  bewirkt  den  Verlust 
jeden  Anspruchs  gegen  den  Aussteller.  Die 
Anweisung-  an  Zahlungsstatt  ist,  selbst  ehe  sie 
acceptiert  ist,  mit  einer  Ausnahme  unwiderruflich ; 
die  Anweisung  an  Leistungsstatt  ist  dagegen  bis 
zum  Accept  widerruflich ;  auch  die  Anweisung  an 
Einzugsstatt  erlischt,  wie  der  schlichte  Auftrag, 
durch  Widerruf,  ausserdem  auch  durch  den 
Konkurs  des  Assignanten  und  Assignaten.  — 

3.  Das  Sächsische  Bürgerliche  Oe- 
setzbuch  §§  1328—1338  gewährt  dem  Aus- 
steller das  Widerrufsrecht  bis  zum  Accept;  die 
Anweisung  erlischt,  sofern  der  Anweisende  vor 
der  Annahme  stirbt.  Ein  Begress  aus  der  An- 
weisung ist  nicht  anerkannt;  der  Anspruch  aus 
dem  zu  Grunde  liegenden  Bechtsverhältnisse 
erlischt,  wenn  dem  Assi^atar  bei  Geltend- 
machung der  Anweisung  eine  Verschuldung 
zur  Last  fällt;  eine  bestimmte  Frist  ist  nicht 
normiert. 

4.  In  den  Ländern,  die  eine  Kodifikation 
nicht  besitzen,  also  im  Gebiete  des  gemeinen 
Bechts»  ist  das  Becht  der  Anweisung,  —  für 
welche  die  Bömer  nicht  einmal  einen  bestimmten 
Namen  besassen  — ,  aufs  höchste  bestritten. 
Insbesondere  ist  es  streitig,  ob  die  (acceptierte) 
Anweisung  unwiderruflich  ist,  ob  sie  durch 
den  Tod  des  Ausstellers  erlischt,  auch  ob  in  der 
Erteilung  der  Anweisung  eine  Garantie  für  den 
Eingang  liegt.  Eine  Präsentationsfrist  ist  nicht 
festgesetzt. 

f)  Das  neue  Handelsgesetzbuch  und 
das  B.G.B.  für  das  Deutsche  Beich.  Das 
am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  neue 
Handelsgesetzbuch  hat  die  oben  er- 
wähnten Vorschriften  über  die  von  einem 
Kaufmann  ausgestellten  Anweisungen  ganz  be- 
seitigt, dagegen  den  auf  einen  Kaufmann 
ausgestellten  0|r  d  r  e  an  Weisungen  in  §§363  bis 
365  die  Indossierbarkeit  mit  einem  Teil  der 
wechselrechtlichen  Indossamentswirkung  (aber 
ohne  Begressverbindlichkeit)  sowie  die  Amorti- 
sierbarkeit  verliehen,  sofern  die  Leistung  nicht 
von  einer  Gegenleistung  abhängig  gemacht  ist. 
Diese  Normen  sind  für  die  Mehrzahl  der 
Ordrechecks,  die  gewöhnlich  doch  auf  Kauf- 
leute gezogen  werden,  anwendbar;  in  die 
vielen  Lücken,  die  noch  offen  bleiben,  treten 
nach  §  346  „unter  Kaufleuten"  „die  im  Han- 
delsverkehr geltenden   Gewohnheiten  und   Ge- 
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brauche";  eventuell  sind  für  diese  kaufmänni- 
schen Ordrechecks  die  Bestimmungen  des 
neuen  Bürgerlichen  Gesetzbuchs, 
das  gleichfalls  mit  der  Wende  des  Jahrhun- 
derts in  Kraft  tritt,  über  die  (civilrechtliche) 
Anweisung  {§§  783—792)  anwendbar.  Diese 
letztgenannten  Bestimmungen  kommen  auch  und 
zwar  in  erster  Linie  zur  Anwendung  für  alle 
Eectachecks  und  für  diejenigen  Ordre- 
checks, die  nicht  auf  Kaufleute  gezogen 
werden.  Hiemach  gelten  für  alle  Recta-  und 
Ordrechecks  folgende  Normen: 

1.  Formelle  Erfordernisse  sind  nur 
Angabe  des  Ausstellers,  des  Bezogenen,  des 
Destinatars  und  der  Checksumme.  Nicht 
essentiell  sind  dagegen  Orts-  und  Zeitdatum, 
Zahlungsort,  Zahlungszeit,  Standeseigenschaft 
des  Bezogenen,  Sichtstellung,  Guthaben  und 
Checkklausel. 

2.  A c c ep  t  ist  statthaft,  unwiderruflich,  hat 
selbständige  Verpilichtungskraft  und  bedarf  eines 
schriftlichen  Vermerkes  auf  dem  Check  (§  784). 

3.  Zahlung  braucht  nur  gegen  Aushän- 
digung des  Checks  geleistet  zu  werden  (§  785). 
Zuüungspflicht  ohne  Accept  besteht  auch  für 
den  Schuldner  des  Ausstellers  nicht. 

4.  Tod  und  Geschäftsunfähigkeit 
eines  der  Beteiligten  ist  auf  den  Check  ein- 
flusslos, §  791,  dagegen  ist  der  Aussteller  bis 
zur  Zahlung  oder  bis  zum  Accept  zum 
Widerruf  und  zwar  selbst  dann  berechtigt, 
wenn  er  durch  diesen  Widerruf  dem  Check- 
empfänger gegenüber  pflichtwidrig  handelt 
(§  790),  eine  Bestimmung,  die  den  Checkver- 
kehr aufs  schwerste  zu  schädigen  geeignet  ist 
(vgl.  besonders  Hoppenstedt,  Zur  Revision 
S.  8 — 16).  lieber  die  Einwirkung:  des  Kon- 
kurses eines  der  Beteiligten  fehlt  eine  allge- 
meine Bestimmung. 

5.  Es  besteht  unverzügliche  Notifika- 
tionspflicht  im  Fall  der  Dishonorierung  sowie 
im  Fall  der  Nichtgeltendmachung  des  Checks 
(§  789).  Diese  Pflicht  besteht  an  sich  nur  für 
den  ersten  Empfänger;  Verletzung  hat  Ver- 
bindlichkeit zum  Schadensersatz  zur  Folge 
(Cosack  S.  323). 

6.  Der  Check  ist  übertragbar,  soweit  der 
Aussteller  die  Uebertragbarkeit  nicht  in  der 
Urkunde  oder  durch  Mitteilung^  an  den  Bezoge- 
nen wirksam  ausgeschlossen  hat.  Die  Ueber- 
tragung  erfolgt  bei  Ordrechecks  auf  Kaufleute 
mittelst  Indossaments,  bei  sonstigen  Ordre-  und 
bei  Rectachecks  durch  Aushändigung  des 
Checks  nebst  einer  schriftlichen  Uebertrafifungs- 
erklärung.  Die  üebertrayung  wirkt  im  letzte- 
ren Falle  wie  Cession,  im  ersteren  Falle  wie 
ein  wechselrechtliches  Indossament  ohne  Obligo 
(§  792  B.G.B.  in  Verbindung  mit  §  363  H.G.B.). 

7.  Die  Verjährungsfrist  beträgt  gegenüber 
dem  Acceptanten  3  Jahre,  gegenüber  Aus- 
steller, Indossanten  und  sonsti^n  Uebertragen- 
den  dagegen  30  Jahre  (§§  786  und  195,  vgl. 
übrigens  auch  §  801). 

8.  Auch  für  den  Check,  selbst  den  accep- 
tierten,  gilt  der  Satz:  Anweisung  ist  keine 
Zahlung  (§  788).  Bei  Checkziehunff  auf  Schuld 
wird  der  Bezogene  erst  durch  die  Zahlung  be- 
freit (§  787). 

Ob  diese  Anweisungsnormen  für  die  In- 
haber checks  anzuwenden  sind,  ist  zweifelhaft, 
da  die  Möglichkeit  einer  Inhaberanweisung  im 


B.G.B.  wenigstens  nicht  ausdrücklich  anerkannt 
ist.  Vgl.  Wen  dt  S.  141.  Noch  zweifelhafter 
ist,  ob  die  Checks  mit  der  reinen  Inhaber- 
klausel den  Vorschriften  des  B.G.B.  über 
Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber 
(§§  793—806,  z.  B.  betreffs  Erneuerung  und 
Kraftloserklärung)  unterliegen.  Zwar  scheint 
die  amtliche  Denkschrift  zum  H.G.B.  S.  219 
dies  anzunehmen;  es  ist  jedoch  zu  erwägen, 
dass  der  nicht  acceptierte  Check  gar  kein  aus- 
drückliches (unmittelbares)Leistungsversprechen, 
sondern  nur  ein  stillschweigendes  (subsidiäres) 
Regressversprechen  enthält,  dessen  Rechtswirk- 
samkeit der  Gesetzgeber  leider  eben  noch 
immer  nicht  ausgesprochen  hat,  während  er 
doch  durch  die  Wechselordnung  Art.  6  das 
analoge  Regressversprechen  des  Trassanten 
auch  formell  anerkennt. M  Auch  Cosack 
8.  321  verneint  (freilich  mittelst  einer  anderen 
und  nicht  einwandsfreien  Begründung),  dass 
der  Check  mit  Ueberbringerklausel  ein  echtes 
Inhaberpapier  sei ;  er  ist  der  Meinung,  dass  ein 
solcher  Check  dem  Inhaber  kein  eigenes  Recht 
auf  die  im  Papier  versprochene  Zahlung,  son- 
dern nur  eine  Vollmacht  auf  den  Empfang  die- 
ser Zahlung  gewähre.  Ein  wirkliches  Schuld- 
versprechen auf  den  Inhaber  ist  nicht  der 
Inhaoercheck  selbst,  wohl  aber  sein  Accept, 
das  durch  die  in  §  793  zur  Emission  von  In- 
haberschuldverschreibun^en  erforderte  staatliche 
Genehmigung  thatsächlich  aber  so  gut  wie 
ausgeschlossen  ist.  Der  Check  mit  der  alter- 
nativen Inhaberklausel  wird  von  der  amt- 
lichen Denkschrift  zum  H.G.B.  sowie  von 
Hoppenstedt  und  Neumann  den  qualifi- 
zierten Legitimationspapieren  des  §  808  B.G.B. 
zugerechnet;  doch  fehlt  es  vor  dem  Accept 
auch  hier  an  einer  „in  der  Urkunde  verspro- 
chenen Leistunff**. 

Dem  H.G.S.  sowie  dem  B.G.B.  fehlen 
jedenfalls  alle  Bestimmungen  über  Präsen- 
tationsfrist, Protest  und  R^gress  sowohl  be- 
züglich der  Anweisung  als  bezüg:lich  der  In- 
haberschuldverschreibung. Der  Quittungscheck 
ist  ganz  rechtlos.  Die  langen  Veriährungs- 
fristen  sowie  das  Widerrufsrecht  sind  für  den 
Checkverkehr  höchst  unzweckmässig.  Die  landes- 
gesetzlichen Checkvorschriften  in  Elsass-Loth- 
ringen  sind  vom  neuen  H.G.B.  unberührt  ge- 
blieben.   (Vgl.  oben  sub  13  c.) 

g)  Der  Kampf  lun  ein  deutsches  Beiohs- 
cheokgesetz.  Bei  der  Zersplitterung,  Unsicher- 
heit und  Unzweckmässigkeit  des  herrschenden 
Rechtszustandes  hat  sidi  das  Bedürfnis  eines 
deutschen  Checkgesetzes  schon  lange  als  unab- 
weislich  herausstellt.  Dies  Bedürfnis  veran- 
lasste im  September  1879  die  B  r  a  u  n  s  c  h  w  e  i  g  e  r 
Handelskammer  zur  Au&tellung  eines  Entwurfs 
der  Grundzüge  für  ein  deutsches  Checkgesetz, 
dem  die  Mannheimer  Handelskammer  einen 
Gegenentwurf  aus  der  Feder  des  Dr.  Land- 
graf ge^nüberstellte.  Ans  den  Beratungen 
der  Delegierten  von  11  deutschen  Handelskam- 
mern ging  in  Braunschweig  am  18.  November 
1879  ein  (dritter)  abgeänderter  Entwurf  hervor.  Im 

^)  Vgl.  auch  Schanz  und  die  Stenograph. 
Berichte  über  die  Verhandlungen  der  bayeri- 
schen Kammer  der  Abgeordneten  v.  13.  Januar 
1896  betreffs  des  Gesetzentwurfe  über  Inhaber- 
papiere. 
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Dezember  1882  gelanciie  endlich  ein  4.  Gesetz- 
entwurf zur  VerÖffenuichung ;  derselbe  ist  von 
dem  Keichsbankdirektorinm  aufsestellt  und  ver- 
mntlich  Ton  Herrn  Präsidenten  Vr.  Koch,  dem 
erfahrensten  Meister  des  Checkrechts  nnd  dem 
Vorkämpfer  für  ein  deutsches  Checkgesetz,  ver- 
fasst  worden. 

Die  Bedürfnisfrage  war  auf  die  oben- 
erwähnte erste  Braunschweiger  InitiatiTe  von 
etwa  50  deutschen  Handelskammern  bejaht 
worden;  dagegen  wurde  die  Dringlichkeit 
auf  der  Braunschweiger  Del^iertenkonferenz 
Tom  November  1879  verneint.  Zu  der  nämlichen 
Verneinung  gelangte  in  demselben  Monate  der 
bleibende  Ausschuss  des  Deutschen  Handelstages. 
Schon  im  Jahre  1882  erklärten  sich  jedoch  für 
die  gesetzliche  Kegelnnfi^  des  Checkverkehrs  das 
Plenum  des  Deutschen  llandelstages  sowie  die 
Bankkommissarien  und  die  Bezirksausschüsse  bei 
den  Reichsbankhauptstellen.  Zur  nämlichen  An- 
sicht bekannte  sich  1884  der  17.  deutsche  Juristen- 
tag, allerdings  nur  mit  einer  Stimme  Majorität. 

Als  Gegner  des  Checkgesetzes  bekannten 
sichBehrend,Dreyer,Erythropel,Fick, 
Heinsen.  Keyssner,  Links  und  Voigt; 
für  dasselbe  erklärten  sieh  Bayerdörffer, 
Beckh,  Brentano,  v.  Canstein,  Cohn, 
Freund,  Gareis,  Gierke,  Hartmann, 
Härtung,  Heinsheimer.  Herz,Hoppen- 
stedt,  Kerpal.  Euhlenbeck,  Laband, 
Röhricht.  Schraut,  Simonson,  v.  Wil- 
mowski,  wohl  auch  Birnbaum  und  Kapp, 
am  eindringlichsten  aber  Koch  und  Biesser. 
Letzterer  giebt  auch  eine  treffliche  kritische 
Analyse  der  vorerwähnten  4  Entwürfe. 

Die  Notwendigkeit  eines  deutschen  Check- 
gesetzes ist  auch  von  dem  deutschen  Reichs- 
gericht. 3.  Senat  für  Strafsachen,  am  11.  Oktober 
1888  (XVIII.  S.  160)  scharf  konstatiert  worden. 

Im  Januar  1892  wurde  ein  amtlicher  Ent- 
wurf dem  deutschen  Bundesrat  vorgelegt,  der 
ihn  unter  Berücksichtigung  mancher  zumal  von 
Hoppenstedt  erhobener  und  in  einem  Gegen- 
entwurf niedergelegter  Bedenken  modifizierte. 
Dieser  Bundesratsentwurf  wurde  am  11.  März 
1892  mit  einer  vortrefflichen  JB^gTÜndung*'  dem 
Reichstage  vorgelegt,  ist  jedoch  leider  dort  nicht 
zur  Beratung  gelangt.  Auch  der  Wunsch,  dass 
das  B.G.B.  oder  die  Revision  des  H.G.B.  die 
^gesetzliche  Regelung  des  Checks  bringen  werde, 
ist  so  gut  wie  gänzlich  unerfüllt  geblieben. 
Vgl.  oben  sub  13  f.  Die  amtliche  Denkschrift  S. 
219  bemerkt:  „Die  Regelung  des  Checkrechts 
wird  nötigenfaJls  im  Wege  eines  besonderen 
Gesetzes  ihre  Erledigung  finden  müssen.''  Dieser 
„nötige  Fall"  liegt  vor,  wie  neuerdings  (1897) 
auch  die  Handelskammern  von  München  und 
Leipzig  anerkannt  haben  (Holdheims  Monat- 
gchrift  VI  S.  66). 

14.  Der  Entwarf  eines  Weltcheckrechts« 
Der  Gedanke  eines  Weltwechselrechts,  dessen 
Ausfahrung  seit  einigen  Jahrzehnten  von  so 
vielen  Seiten  erstrebt  wird,  hat  auch  den  Ge- 
danken eines  Weltcheckrechts  wachfferufen. 
Allerdings  ist  es  weder  die  ursprüngliche  noch 
gerade  die  hauptsächliche  Bestimmung  der 
('hecks,  Ober  die  Grenzen  eines  Staates  hinaus 
als  Zahlungsmittel  zu  dienen.  Indes  hat,  wie 
ein  Bück  in  die  Kurstelegramme  lehrt,  der 
Check  ais  Sichtpapier  vielfach  die  Rolle  des 
i^Qrzsicht^en    Auslands  wechseis    übernommen ; 


auch  führt  der  grossartige  Reiseverkehr  der 
Gegenwart  den  Check  oft  durch  die  Hände  ver- 
schiedener Staatsangehöriger  nnd  damit  viel- 
fach durch  verschiedene  Rechtsgebiete.  Prozesse 
haben  stattgefunden,  in  denen  die  Verschieden- 
heit der  nationalen  Checkrechte  sich  fUhlbar 
machte,  in  denen  daher  zunächst  die  oft  schwie- 
rige Vorfrage  zu  entscheiden  war,  nach  dem 
Checkrecht  welchen  Landes  die  Streitfrage  zu 
beurteilen  sei  (vgl.  z.  B.  die  Palermitanische 
Entscheidung  v.  13.  Dezember  1886  in  Clunet*s 
Journal  de  dr.  intern,  priv^  1889,  p.  333  und 
auch  das  oben  schon  citierte  Urteil  des  Kölner 
O.L.G.  V.  21.  Februar  1883).  Die  Einheitlich- 
keit des  Checkrechts  ist  daher,  wenn  auch  nicht 
so  unentbehrlich  wie  die  des  Wechselrechts,  so 
doch  gewiss  in  hohem  Grade  wünschenswert. 

Der  Erreichung  dieses  Zieles  suchte  man  in 
den  Jahren  1885  und  1888  näher  zu  kommen. 
Die  belgische  Regierung  berief  anlässlich  der 
Antwerpener  Ausstellung  1885  einen  Congr^s 
international  de  droit  commercial  in  die  ge- 
nannte Stadt ;  16  europäi.sche  und  4  aussereuro- 
päische  Staaten  Hessen  sich  offiziell  ver- 
treten: das  Deutsche  Reich  leider  nicht;  die 
Gesamtzahl  der  Teilnehmer  betrug  189,  zumeist 
Vertreter  von  Universitäten,  Handelskammern, 
Anwaltskammem ,  juristischen  Gesellschaften 
und  Zeitschriften,  sowie  von  Bank-,  Transport- 
;  und  Versicherungsinstituten.  Der  Kongress 
I  hatte  eine  wechselrechtliche  und  eine  seerecht- 
liche Sektion.  Der  ersteren  lag  ein  von  der 
königlichen  Organisationskommission  des  Kon- 
gresses ausgearbeiteter  nnd  dem  belgischen 
Rechte  nachgebildeter  Wechselrechtsentwurf 
vor,  dessen  letzter  Artikel  57  die  Checks  und 
verwandte  Zahlungspapiere  sehr  summarisch 
dem  Wechselrechte  unterstellte  und  nur  eine 
besondere  Präsentationsfrist  normierte,  die  bei 
Platzchecks  5 ,  bei  Distanzchecks  8  Tage  (mit 
Zuwachs  von  je  1  Tage  für  je  ÖOO  Kilometer) 
betragen,  bei  Seetransport  des  Checks  aber  sich 
verdoppeln  sollte.  Dieser  Artikel  wurde,  da  die 
Kardinalfragen  des  Wechselrechts  den  Antwer- 
pener Kongress  vollauf  beschäftigten,  anscheinend 
ohne  weitere  Diskussion  angenommen. 

Zur  Fortsetzung  der  Beratungen  wurde  ein 
zweiter  Konirress  nach  Brüssel  auf  den  Anfang 
Oktober  1888  einberufen  nnd  nahezu  von  den- 
selben Staaten  und  Korporationen  beschickt. 
Gegenvorschläge  für  die  Ke^elun^  des  Checks 
waren  hauptsächlich  vom  offiziellen  Luxemburger 
Delegierten  Würth  und  von  dem  englischen 
Advokaten  Barclay  eingegangen;  jener  hatte 
sich  dem  französischen,  dieser  dem  englischen 
Rechte  angeschlossen.  Nur  Professor  Guyot 
aus  Paris  hatte  sich  gegen  die  uniforme  Elege- 
lung  der  C-hecks  erklärt.  Auf  dem  Brüsseler 
Kongresse  wurde  lebhaft  über  den  Begriff  des 
Checks,  insbesondere  seinen  Unterschied  vom 
Sichtwechsel  disputiert.  Man  kam  zu  dem  be- 
fremdlichen Resultate,  dass  jedes  Sichtpapier, 
das  nicht  die  Selbstbezeichnung  als  Wechsel 
(Wechselklausel)  trägt,  als  Check  zu  gelten 
habe,  eine  Bestimmung,  die  um  so  mehr  be- 
fremdet, als  jener  Kongress  die  Notwendigkeit 
der  Wechselklausel  im  übrigen  leider  abgelehnt 
hat;  diese  Bestimmung  beseitigt  übrigens  auch 
jeden  äusseren  Unterschied  zwischen  dem  Check 
und  der  einfachen  Sichtan Weisung.  Es  wäre 
wohl  besser  gewesen,  die  Selbstbezeichnung  als 
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Check,  wie  in  der  Schweiz  und  im  holländi- 
schen Entwurf,  für  den  Check  zu  fordern !   Als 
Präsentationszeit  hat  der  Koneresa  für  Platz- 
checks  5  Tage  empfohlen ;  für  den  Distanzcheck 
ist  die  Bestimmung  der  Frist  der  Gesetzgebung 
der    verschiedenen    Staaten    überlassen.      Der 
Quittungscheck  ist  verworfen,  das  Queren  derj 
Checks  im  wesentlichen  nach  englisch-spanischem 
Muster  sanktioniert  worden. 
Litteratur :    L    Deutsche:     Bayet*dörffer, 
Das  Checksystem,  Jena  1881.  —  Behvend,  Em- 
pfiehlt  sich    eine   gesetzgeberische   Regelung    des 
Checkverkehrs  f  Gutachten  für  den  17.  deutschen 
Juristentag,    1884,    Verhandl.   I,    S.    SS — 48.  — 
Bericht  der  Handelskammer  Braun  schweig 
über   die   Verhandlungen   der   am   18.  November 
1870   in    Braunschweig    abgehaltenen   Konfei^em 
von  Delegierten  deutscher  Handelskammern  betr. 
die    gesetzliche    Regelung    des    Checkwesens.    — 
Birnbaum,    Ueber  Checks  in  Ztschr.f.  Handels- 
recht  SO,    S.    1 — 29,    1886.    —    Derselbe f  Der 
Check,    Vortrag,    Köln    1885.    —    Chegues-    und 
Clearinghäuser    in    England    und   in   den    Ver- 
einigten Staaten  (in  der  Deutschen    Vicrteljahrs- 
schriß  1864,    ^^ß   •*.   *'•   188—131).   —    Georg 
Cohn,  Zur  Geschichte  der  Checks  und  zur  Lehre 
der  Checks    in    Ztschr.  f.   vergleichende   Rechts- 
wissenschaft I,  S.  117— -160,  424—489,  II,  S.  131 
bis  ISS,  III,  69— 14s,  XI,  S.  S65-412,  XII,  S. 
96—128  (1878—1895J.  —  Derselbe,  Der  Entw. 
der  Grundzüge  für  ein  deutsches  ( 'heckgesetz,  1880 
(in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  XXXIII,  S.' 471—495). 

—  Derselbe,  Anweis.  u.  Check  in  Endemamis 
HaTidb.  d.  Handelsr.   III,   ^^   452—454    (1885). 

—  Derselbe,  Japan.  Checkrecht  in  Holdheims 
MoncUsschrift  V,  S.  Iff.  u.  im  Handelsmuseum 
XI,  S9  u.  SO  u.    XI  Nr.  8  (Oesterr.   Entwurf). 

—  Cohn,  Gustav,  Syst.  d.  Xational-Oek., 
Bd.  III,  S.  606 ff.  —  Cosack,  Lehrb.  d. 
HandeUr.,  4.  Aufl.,  1898,  S.  818 ff:,  SSO  ff.,  610. 
Denkschrift  zu  dem  Entwurf  eines  B.G.B.  1897 
S.  219.  —  Endentann,  Das  deutsche  HandeU- 
recht,  4.  Aufl.  1887 ,  S.  547,  57 S— 575.  — 
P.  D,  Fischer  im  Art.  Postsparkassen  (sub  6) 
dieses  Handwörterbuchs  I.  Aufl.,  Bd.  V,  S. 
224.  —  Fritz,  Der  Check  'nach  dem  Entwurf 
des  Bundesrats,  Erlanger  Dissertation ^  Erlangen 
1894.  —  Gareis,  Das  deutsche  Handelsrecht, 
5.  Aufl.,  1896,  S.  689  m.  64S.  —  Gierke  in 
Zeitschr.  f.  HR.,  Bd.  45,  S.  516.  —  Glauert, 
Die  Bedeutung  des  Checkverkehrs  für  Deutsch- 
land, im  Jahrb.  f.  Aat.  u.  JStat.,  S.  Folge,  II,  S.  259  ff\ 

—  GoMschtnldt,  Handb.  d.  Handelst:  I,  S. 
1219,  12^1,  U2S.  —  Derselbe,  in  seiner  Zeitschr. 
f.  Handelsr.  SS,  S.  200—208;  SS,  S.  467 ;  S6, 
S.  1S8.  —  Hachetibut*g,  Das  badische  Land- 
recht, 1887,  S.  6,  400  u.  401.  —  Härtung, 
Der  Check-  und  Giroverkehr  der  deutschen 
Reichsbank,  1880  (in  Holtzendorffs  deutsche  Zeit- 
und  Streitfragen  IX,  ISSJS4).  —  Hergenhahn, 
Die  Entwickelung  des  Checkverkehrs  in  der 
Holdheimschcn  Wochenschrift  S.  I4S — 146.  — 
von  Hey  den  f  Die  Sparkassengesetzgebung 
Deutschlands,  1889,  S.  69ff.  —  Derselbe,  Das 
(lieckgesetz,  in  Zeitschr,  nDie  Sparkassea,  iVr. 
206—208  und  885,  1890,  1895  Xr.  S18,  S19,  1896 
Hr.  SS9.  —  Hildebrand,  Das  Cheguesyst^m 
und  das  Clearinghouse  in  London  (in  Jahrb.  f. 
Xai.  u.  Stal.  VI II,  S.  127—162).  —  Holdheim  i. 
s.  Monatsschr.  VI,  S.  66,  210 ff.,  274,  '*^'«^»  VI^,  \ 
S.  88  und  99  ff.  —  Hoppenstedt,   Zum  Check- 1 


gesetz  und  ein  zweites  Wort  zum  Checkgesetz, 
1892.  —  Derselbe,    Zur   Revision    des  H.G.B., 

1896.  —  J'acoby  in  den  Annalen  des  detUschen 
Reichs,  1891,  S.  29.  —  Jahresbericht  der  Handels- 
kammer von  Frankfurt  a.  M.  von  1892,  S.   79 ff. 

—  Kaemnierer,    Reichsbank  und  Geldumlauf, 

1897.  —  Kapp,  Der  Check,  in  Zeitschr. f.  Handelsr. 
SO,  S.  825—401, 1885.  —  Keyssner,  in  ZeiUchr.f. 
Handelsr.  XXXI,  S.  509  u.XL  VIII,  S.  299  u.  S20. 

—  Knittel,  Beitrage  zur  Geschichte  des  deutschen 
Genossenschaftswesens,  1895,  S.  SS.  —  Knies, 
Geld  und  Kredit,  I,  S.  156 ff.,  284  /  H,  S.  272 
bis  28S.  —  Ä.  Koch,  Ueber  Giroverkehr  und 
den  Gebrauch  ron  Checks  als  Zahlungsmittel, 
1876  (auch  in  Buschs  Archiv  f.  Handelsrecht 
87,  S.  85 — 120).  —  Derselbe,  in  v.  Holtzen- 
dorffs Rechtslexikon,  1880,  s.  r.  Check  und  Giro- 
verkehr. —  Derselbe,  Ueber  Bedürfnis  und 
Inhalt  eines  Checkgesetzes  für  das  Deutsche 
Reich,  188S  (auch  in  Buschs  Archiv  f.  Handelsr. 
48,  S.  128—168).  —  Derselbe,  Abrechnungs- 
stellen (Clearinghäuser)  in  Deutschland  und  deren 
Vorgänger  (auch  Zeitschr.  f.  Handelsr.  29,  S. 
59 — 109).  —  Derselbe,  Empfiehlt  sich  eine  ge- 
setzgeberische Regelung  des  Checkverkehrs  f  (hU- 
achten  für  den  17.  deutschen  Juristentag,  Ver- 
handl. 1884,  S.  1 — 81.  —  Derselbe,  Abrechnungs- 
stellen in  diesem  Handwtirterbuch  oben  Bd.  I,  S.  7  ff. 

—  Det*selbe,  Vorträge  und  Aufsätze,  1892,  S.  I40 
bis  299.  —  Derselbe,  im  Juristischen  Liiteratur- 
blatt  III,  S.  8ß.  und  XI,  S.  282  f.  —  Der- 
selbe,  Reichsges.  über  Münz-  und  Notenbank- 
wesen,  S.  Aufl.,  1898,  Einleit.  p.  XLII  u.  S. 
229  f.  —  Kohler,  Kbnkursrecht,  S.  54,  74,  641. 

—  Derselbe,  i.  s.  Archiv  ßlr  bürgerl.  Recht, 
XIII,  S.  282.  —  Kuhlenbeck,  Der  Check, 
Leipzig  1890.  —  Landgraf,  Gutachten  Über 
die  gesetzliche  Regelung  des  Checkwesens  in 
Deutschland  nebst  Gesetzentwurf,  1879  (auch  im 
Jahresbericht  der  Mannheimer  Handelskammer, 
pro  1877 — 1879)  und  Eingabe  derselben  Handsls- 
kammer an  das  badische  Ministerium,  den  Ent- 
wurf eines  Checkgesetzes  betr.  v.  27.  9.  1892.  — 
Laves  in  Schmollers  Jahrb.  1886,    X,  S.  278 ff. 

—  Lengner,  Der  Wechsel  in  seiner  unrtschafl- 
lichen  Bedeutung,  S.  19,  46 ff.,  58.  —  Levin- 
stein.  Der  Entwurf  eines  Checkgesetzes  in 
Brauns  Vierteljahrsschr.,  1892,  Bd.  105,  S.  158 ff. 

—  Lönholnif  Japanisches  Handelsrecht,  Toki^y 
1895.  —  Michael,  Sparkassen  und  Checkver- 
kehr, Berlin  1892.  —  Mitterntaier,  K.  J,  A,, 
Grundsätze  des  Pr.  R.,  I847,  II,  S.  270.  — 
Franz  Mittermaler,  Die  Bankanweisung 
(Check)  und  das  franz.  G.  v.  1865  in  Zeitschr. 
f.  Handelsr.  X  (1866)  S.  1—89.  —  Derselbe, 
Englischs  Handelsgesetzgebung,  a.  a.  0.,  XVII, 
S.  124 ;  XXIII,  Beilageheft,  S.  I42—I46  und 
161 ;  XXIX,  S.  494—497.  —  Derselbe,  Fran- 
zösische Handelsgesetzgebung  a.  a.  O.  XXI,  S. 
148—152  ;  XXVI,  S.  88.  —  Derselbe,  Belgische 
Handehgesetzgebung  a.  a.   O.,    XX,  S.  112 — 117. 

—  Derselbe,  Italienische  Handelsgesetzgebung 
a-  a.  O.,  XXVIII,  S.  160—174;  XXIX,  S.  160 
bis  162.  —  Derselbe,  Das  neue  spanische  Han- 
delsgesetzbuch von  1885  a.  a.  O.,  XXXIII,  S. 
8 14  u.  815.  —  Derselbe,  Das  portugiesische 
Handelsgesetzbuch  ron  1888  a.  a.  O.,  XXXVI, 
S.  8 14 — 816.  —  Neutnann,  Handausgabe  des 
B.G.B.  1898,  S.  868  n.  4  u.  875  n.  5.  —  Obst, 
Deposit-, Kontokorrent-  und  Checkverkehr,  Stuttgart 
1898.  —  Derselbe,  Theor.  u.  Prax.  d.  Checkver- 
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kehrs,  1899,  —  Pappenheim^f  «.  Zeitschr.f.  H.R. 
SS,  S.  611,  —  Rehme,  i.  ZeiUchr.f.  H.R,  4^,  S,  394, 
45,  S.  SS9,  47 j  S.  ItS,  —  BieMeVf  Zur  SevUion 
des  HandeUgeseUbuchs,  1889,  §  S2  (Beüageh.  zu 
Bd.  S5  der  ZeiUckr.  f.  HaiuieUr.)  II,  S.  2S.i 
big  288.  —  l^erselbef  Besprechung  des  niederl. 
EhUiw.  eines  Gesetzes  Ober  die  Handelspapiere 
(in  Zeitschr,  f.  d,  vergleich,  Rechtsw.,  1887,  VII, 
S.  41jffi,  60,  61.  —  Derselbe,  Schweiz,  Bundes- 
ges.  über  das  Obligationenr,  (in  Zeitsehr,  f. 
Handelsr.  29,  S,  120,  ISO,  131,  Bd,  40,  S.  316  ff., 
Bd.  41,  S,  591  ff.)  —  Derselbe,  Grundgedanken, 
S.  354.  —  Köhricht,  Check  und  Wechsel  in 
dem  Kniwurf  eines  CheckgeseUes,  1893,  Görlitzer 
Handelslehranstaltsprogramm,  —  Röscher, 
System  III,  §  74-  —  Bundschreiben  der 
Braunschw,  Handelsk.  v,  12.  Sept.  1879  nebtt 
Gesetzentwurf,  —  Salings  Böraenpapiere,  7. 
Auß.,  S.  513.  —  Sattler,  1.  Holdheims  Woehensehr. 
J,  S.  81,  —  Schatlf  in  Schönberg.  —  Schanz,  Art. 
Check  in  Elster»  Worterb,  d.  Volksw.,  1898, 1,  S.  6U 
bis  518.  —  Siemens,  Die  Lage  des  Checkiresens 
in  Deutschland,  1883.  —  Simanson,  Ueber 
Giro-  u.  Checkverkehr  in  Deutschland,  im  Jahrb. 
/.  Ges.  u.  Venr.  N.  F.  8,  S.  135—156,  I884.  — 
Derselbe,  Beür.  zur  Lehre  vom  Check  in  Buschs 
Arch.  47,  S.  0—43  (1887),  —  Derselbe,  in 
Schmoüers  Jahrb.  XIII,  4,  S.  43.  —  Derselbe, 
im  Archiv  f,  bürgerl.  Becht  VI,  S.  340,  — 
Derselbe,  in  Holdheims  WocheTuchr.  I,  S.  112 ff. 

—  V,  Stieglitz,  Wesen  u.  Vorzüge  des  Depositen- 
u.  Checkverkehrs,  I884.  —  Struck,  Skizze  des 
englischen  Geldmarktes  in  Schmoüers  Jahrb.  JV. 
F.  X,  S.  Iff,  u.  47 ff.  —  Verhandlungen 
des  11.  deutschen  Handelttages  in  Berlin 
am  15,  und  16.  Dez,  1882,    St,  Ber.,  S.  18—29, 

—  Verhandlungen  des  17.  deutschen 
Juristentaget  1885,  II,  S,  139 — 157  und 
272 — 284,  —  O.  Wächter,  JEncyd.  d.  Wechselr., 

1880,  S.  171—177,  —  Wagner,  in  Rentzsch 
Handieorterb,  der  Volkswirtsch,^  1866,  sub  voce 
Check.  —  Wagner  in  Schönberg  I.  —  O, 
Wendt,  Das  allgemeine  Anweisungsrecht,  Jena 
1895.  —  Wirth,  Grundzüge  der  Nationalöko- 
nomie, 4,  Aufl.,  1882,  S.  257 ff, 

2.  Oesterreichisehe  Litterat  ur: 
Anonym,  Einige  Bemerkungen  Ober  das  Wesen 
des  Checks  nach  der  gegenwärtigen  englischen 
Gesetzgebung  in  den  Jurist.  Bl,  1882,  Nr,  21.  — 
Bübenilc,  Die  Technik  des  Giroverkehrs  bei  der 
osterr.-ungar.  Bank,  1888.  —  Bunzl,  Material 
zu  einem  Checkgesetzentvmrf,  Wien  1880,  —  v, 
Canstein,  Check,  Wechsel  und  Deckung,  Berlin 
1890.  —  Derselbe,  in  Holdheims  Woehensehr. 
I,  S.  63,  81,  268  ff.  u,  III,  S,  197  ff,  —  Der- 
selbe, in  der  Gerichtshalle  SS,  Nr.  23.  — 
Derselbe,  Das  Handelsrecht,  1896,  I,  S,  37, 
54,  101,  238  u.  II,  S.  65.  —  CgeleehowsM, 
Ein  österr.  Checkgesetz  in  den  Jurist.  Bl.,   Wien 

1881,  Nr,  19  und  20.    —    Denis,    vgl,  Belgien. 

—  1?.  Ender,  Der  österr.  Wechselstempel,  1875, 
S,  175 ff.  —  Fufik,  Ueber  die  rechtliche  Natur 
des  Cheque,  Vortrag,  Wien  1878,  —  Derselbe, 
Das  Questionnaire  über  ein  österreichisches 
Checkgesetz,  Wien  1880,  —  Grihthut,  in  seiner 
Zeitsehr.  VIII,  S.  4O8.  —  Derselbe,  W.R.  I, 
S.  10,  19  u.  a.  m.  —  Derselbe,  Neue  Freie 
Presse  v.  IL  Mai  1894.  —  HanvaiersehUig , 
im  österr.  J^aatstpörterb.  I,  S.  263  ff.  —  Der- 
selbe.  Der  Cheekgesetzentwurf  i,  Jur,  Bl.,  1896, 
Nr.  6-^9,  —  Hananseh,  Der  Check  im  Giro- 


verkehr der  österr.  Bank,  Jurist,  BL,  Wien  1889, 
Nr.  20  H.  21.  —  Hell,  Vorschlag  zur  Belebung 
des  Verkehrs  mit  Checks  auf  neuer  Grundlage, 
1875.  —  Kanitz^  Die  Bedeutung  des  Girover- 
kehrs,  1394,  —  Derselbe f  in  Bankers  Magazin, 
1888,  Nor,  —  Korn,in  HoldheimsWochenschr.  III, 
S.  3,)6.  —  IJeanhard,  Die  gesetzliche  Begründung 
des  Checksystems  in  Oesterreich,  1881.  —  Edm, 
Meyer,  Das  Checkwesen  in  Oesterreich  (Wiener 
GerichtshaUe  30,  Nr.  1  u.  2,  1889),  —  GoUhelf 
Meyer,  in  Grünhuts  Zeitsehr.  III,  S.  210.  — 
Neurath,  Grundzüge  der  Volkswirtschaflslehre, 
1885,  S.  200  f,  —  Pavliceh,  Der  Check,  eine 
vergleichende  Studie,  1889,  —  Derselbe^  Der 
Checkgeselzentwikrf  in  Oesterreich  und  dem 
deutschen    Reich,   Jurist.    Bl.  1898,    Nr.  16 — 18. 

—  Pogatschigg,  in  Gellers  Centralblatt  XIV, 
2,  1896.  —  Polliiclc,  Das  Questionnaire  über 
ein  österr,  Checkgesetz  1880,  —  Rauchberg, 
Der  Clearing-  und  Giroverkehr,  Wien,  auch  in 
der  österr.  Statist,  Monatsschrift,  XII,  1886,  S. 
252 ff\,  XIII,  S,  308 ff:  —  Derselbe,  Der  Clea- 
ring' und  Giroverkehr  in  Oesterreich  und  im 
Atislande,  1897,  —  Riemer,  Zum  Checkgesetz- 
entwurf in  der  Allg.  östeiT.  GerichtszeUung  J^7, 
Nr.  37.  —  Roztocilf  Ein  Beitrag  zur  Check- 
lehre i,  Jurist.  Bl,  1881,  Nr.  32  u,  in  der  Ge- 
richtshalle 1889,  Nr,  1  u.  2.  —  Schwiedlund, 
Das  Checkrecht  im  Giroverkehr,  in  der  Gerichts- 
halle 1889,  Nr,  36.  —  i.  V.  Stein,  Kassen- 
scheine, Checks  und  ihr  Rechtsverhältnis  flösse 
vom  12.  Okt,  1880).  —  SpUxer,  Ein  Amende- 
ment zum  Checkgesetzeniwurfe  i.  Jurist,  Bl.  25, 
1898.  —  Strauss,  Die  gesetzliche  Regelung  des 
Checkverkehrs  in  Zeitsehr,  f.  Staats-  und  Volks- 
wirUchaß  JV,  Nr.  11,  26,  3^. ff.,  V,  Nr.  4  und 
19,  VII,  Nr.  2  ff,  —  Derselbe,  Der  Checkge- 
setzentwurf in  Jurist.  Bl.  1894,  Bd.  23,  Nr,  19, 

—  Tharwart,  Ein  österr,  Checkgesetz,  Neue 
Freie  Presse,  25.  Nov.  80.  —  Tobischf  Der 
Check  und  Clearingverkehr  des  österr,  Postspar- 
kassenamts in  Conrads  Jahrbüchern,  3.  F.  IV, 
1,  1892.  —  Ungef*,  Handeln  auf  fremde  Gefahr, 
1894j  S.  54 ff.  —  Verhandlungen  über  den 
Entwurf  eines  Checkgesetzes  nach  stenogr.  Auf- 
nahmen  herausg.  vom  k.  k.  Justizminister  (Beil, 
zu  den  stenogr.  Protokollen  des  österr.  Abgeord- 
netenhauses, 1895,  Nr.  1333,  S.  100, 

3.  Schweizerische  Litter  atur : 
Fleh,  F,,  Die  Frage  der  Checkgesetzgebung  auf 
dem  europäischen  Continente,  Zürich  1897.  — 
Haberstich,  Handb.  d.  Schweiz.  ObligaUonen- 
rechts,  1887,  II,  S,  748,  754.  —  Hafner, 
Schweiz.  Obligationenrecht,  1883,  S,  288 ff,  — 
JaeoUetf  Manuel  du  droit  federal  des  obligalions, 
Neuchätel  I884,  p,  473 ßl  —  Kayser,  Der 
Güterumlauf  und  seine  Bedeutung,  1888,  8,  57 L 

—  Klhiig,  im  Centraibl.  f.  Rechtsw,  X,  S.  98  ff. 

—  Meili,  Ueber  gefälschte  Checks  in  Holdheims 
Monatsschr.  VII,  S.  202 ff,  u.  VIII,  8, 85 ff,  —  MHU 
u.  Cohn,  Entgegnung  auf  die  Vogtschen  kritischen 
Erörterungen,  1898.  —  Meyer  v.  Schauensee, 
Zeitsehr.  f.  Handelsr.  32,  S.  200—208,  —  Mun^ 
zinger,  Motive  zum  Entw.  eines  Schweiz.  Han- 
delsrechts, 1865,  S.  397—421,  —  Nessi,  im 
Journal  des  tribuneaux,  Lausanne  1882,  Bd.  30, 
S.  598 ff,  u.  in  Thallers  Ajinales  de  droit  comm, 
XII,  —  AoAsel,  Manuel  du  droit  federal  des 
obligations,  ZausanTie  1892,  p.  887 ff,  —  Schnei- 
der (Fick),  Dis  Schweiz.  Obligationenrecht, 
Commentar   IV.  Aufl.    1898,    —    Speiser,    Die 
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Kongresse  für  intern»  Wechselr.  in  Antwerpen, 
1885  u.  in  Brüssel  1888,  in  Zeitschr.  J.  Schweiz. 
Hecht,  N.  F,  8,  S,  46  ff.  —  Derselbe,  Verhand- 
lungen u.  Beschl.  des  Brüsseler  Kongresses  für 
intern.  Handelsr.,  1888,  in  Zeitschr.  f.  Handelsr., 
Bd.  XXXVI,  S.  168-— 17t.  —  Emil  Vogt,  Leicht- 
fassliche  Anleitung  zur  Anwendung  des  Schweiz. 
Obligationenr.,  1883,  S.  Sit.  —  Gust,  Vogt,  Kril. 
Erörterungen  zu  dem  Urteil  des  Züricher  Han- 
delsgerichts V.  18.  Febr.  1898  und  den  über  diesen 
Rechtsfall  erstatteten  Gutachten  von  3feili  und 
Cohn,  Zürich  1898.  —  Wolf,  fTuUvs,  Zur 
Beform  des  Schweiz.  Notenbankwesens,  1888,  S. 
65 ff.,  154ff.  —  Zoller,  Der  Check  des  Schweiz. 
Oblig.  Rechts,  1885  u.  in  Zeitschr.  f.  Schweizer 
Recht,  Bd.  89,  S.  136. 

4'  Französisch-Belgische    Litte - 

r  atur :  Alauzet,  Commentaire  de  C.  d.  c.  III 

appendix,  p.  601 — 67t.   —   Amaufi4,  in  Says 

lyict.    des  finnnces   s.   v.    Cheque.    —    Audrier, 

Titre  au  porteur  1885,  Nr.  161.  —  Barclay  et 

Dainville,  Les  effets  de  cammerce  dans  le  droit 

anglais,  Ut  lettre  de  change   etc.,   eomparSs  avec 

les  principales   Ugislaiions   etrangeres,   1884*  — 

Barclay,    Assimilations  des  lois  concemant  la 

lettre  de  change,    le   billet   d   ordre  et  le  chegue 

sur    la    base    du   proJet    du    eongrhs   intern,    de 

droit  commercial,  Bruxelles  1888,  p.  37 — 40»  — 

BM^Mrride,   Commentaire  de  la  loi  du  I4.   VL 

65  sur  les  cheques  1876.  — Boistel,  Precis  de  droit 

commercial,  3  ed.,  I884,   p.  592 — 606.  —  Bra- 

vard"  Veyri^^8''I}entangeat,  Traiti  de  droit 

commercial,  2  ed.,  1888,  III.  —  Actes  du  Co  n  - 

gri'S  international  de  droit  commercial  d'Anvers 

1886.  —  Cauv^,   Cours  d'icon.  pol.  8  6d.,  II, 

Nr.  597  ff.   —  Chastenet,    Etudes  sur  les  ban- 

quiers  romains.     Des    cheques,    These,    1882.  — 

Co ngres  international  de  droit  commercial, 

Bruxelles   1888,   p.    38 — 4O'   —   Programme  des 

travaujc    etc.,    Supplement,  p.  28 — 30.   —   Actes 

du  Congres  etc.,  1889,  p.  435 ff.,  453 ff.  48O,  496, 

498,  525,  548.  —  Ifainville,    im  Annuaire  de 

legisl.  Strang.  XII,  S.  253.  —  Denis,   Check  und 

Clearingverkehr  beim   österr,    Postsparkassenamt 

?i.  Gesetzesvorschlag  ßlr  Belgien.     Auszug    aus 

d.     Annales    de    V Institut    des    Sciences     soc, 

Brüssel     1897    (deutsch).    —     Ewald,     Etüde 

sur    le    cheque    1891.     —    O,     JFran^ois,    Le 

cheque    en  France   et    en  Angleterre  in    Revtie 

pol.  et  pari.   1890,   I,   Nr.   8.  —  CfrilUni,  La 

question  sociale  le  cheque  barre,  1890,  —  tfaC" 

qeron,  im  Ann.  de  leg.  etrang.  XX,  S.  951  ff., 

954.  —   Le  Mercier,    Etüde  sur  les   cheques. 

G,  de  Leval,  Le  cheque,  Bruxelles.  —  L/yon- 

Caen  et  Renaulti   Traiti  de  droit  commercial, 

2.  ed.  1893,  IV,  p.  364 — 4^^-  —  Mouchet,  De  la 

compensation  dans  les  cheques,    in  den  Annales 

de  dr.  commerc.  1889,  III,  p.  39 — 4^'  —  Nou- 

guier  et  Espinas,    Des   cheques,  comm.  theor. 

et  praU  des  lois   de   1865  et  1874.     ^  ^d.,  1874- 

—  Panhard,  De  Vaction  institoria  du  chtique, 
These  1898.  ^  Pasinomie  beige  1873,  p.  182 ff. 

—  Pandectes  beiges  (Pirard  et  d*Hoff- 
Schmidt),  Bd.  18,  s.  v.  cheque.  —  PradieT" 
Fod4r4,  Precis  de  dr.  comm.,  2.  ed.  1866,  p. 
289 — 299.  —  Mataud,  in  der  Revue  critique 
24,  p.  202.  —  Vict,  et  Eng.  RevUUnit,  Sur 
le  droit  de  la  Chaldee  (Appendix  zu  Eug.  Re- 
villouts,  Les  obligations  en  droit  egyptien,  1886) 
p.  472.  —  SaleiUes  im  Bulletin  de  la  Societe 
de  Legislation  comparee  1889,  p.  634,  637 n.  und 


659  n.  —  Teseier,  Tratte  thior.  ei  prat.  des 
Chambres  de  Compensation,  189 4-  —  TtnUler, 
in  seinen  Annales  de  droit  commercial,  1889, 
III,  p.  86  f.,  175 ff.,  951,  IV,  p.  171  n.,  V,  p.  I84 
u.  203,  VI,  p.  138  u.  254 ff.,  VII,  p.  241,  VIII, 
p.  172,  XIII,  p.  39.  —  Derselbe,  in  der  Re- 
vue critique  XV,  p.  286 — 289.  —  Derselbe, 
Traiti  el^entaire  de  dr&it  comm.,  1898,  p.  755 
bis  769.  —  Tomaud,  Des  effets  de  commerce,  p. 
147 — 203.  —  Vautier,  Resume  du  cours  de 
droit  commercial  professe  de  Bruxelles,  1885, 
p.  105 — 108.  —  W€iM,,  Des  titres  au  porteur, 
1891,  Nr.  67,  466ff. 

5.  Englisch-amerikanischeLitte- 
ratur:  Bagefiot,  Lombardstreet ;  deutsch  von 
Beta,  187 4.  —  Bigelow,  The  latp  of  bills,  notes 
and  checks,  2  Ed.,  p.  115 ff.,  Boston  1880.  — 
Edward  A.  Bond,  in  Archaeologia,  Vol.  28, 
London  I840,  p.  207 ff.  —  A»  Bytes,  Treatise 
on  the  Law  of  Bills  of  Exchange  (etc.)  and 
Checks,  15.  ed. ,  Landon.  —  Chalmers, 
A  digest  on  the  law  of  Bills  of  Exchange  etc., 
4.  ed.,  London  1891.  —  Derselbe,  The  Bills 
of  Exchange  Act,  with  explanalory  notes,  4-  <J^'v 
London  1882.  —  Daniel,  A  Treatise  on  the 
Law  of  Negotiable  Instruments  etc.,  New-York, 
4.  ed.  —  CHlbart,  The  Principles  and 
Practise  of  Banking,  London  1873.  —  JTe- 
vons,  Money  and  the  Mechanism  of  Exchange, 
6.  ed.,  London  1876,  deutsch  übersetzt  uGeld  u. 
Geldverkehra ,  Leipzig  1876.  —  Macleod,  A 
Di4:tionary  of  Political  Economy,  London  1863 
s.  V.  Bank,  Cheque  und  Clearinghouse.  — 
Derselbe,  The  Theory  and  Practise  of  Banking, 
4.  ed.,  London  1883,  I,  p.  281  ff.  —  Derselbe, 
The  Elements  of  Banking,  London  1876.  — 
Derselbe,  Principles  on  Economical  Philosophy 

1.  p.  563 ff,  594ff.  —  A»  Morse,  Ti-eatise  on 
the  Law  relating  to  Banks  and  Banking,  Boston 
1870.  —  Neujman,  A  Summary  of  the  Law 
relating  to  Clieques   on  Bankers,   London  1870. 

—  Newmarlc,  The  law  relating  to  bank  depo- 
sits  checks  etc.,  St.  Louis.  —  Norton,  Handbook 
of  the  law  of  bills  and  notes.  —  Parsons,  A 
Treatise   on   the  Law   of  Promissory   Notes  etc., 

2.  ed.,  Philadelphia  1875.  —  Randolph,  A 
Treatise  on  the  Law  of  Commercial  Papers,  Jersey 
I—III,  1886  und  1888.  —  E.  Seyd,  The  Lon- 
don Banking  and  Bankers  Clearing-House-System, 

3.  ed.,  London;  deutsch  von  SJöström,  Leipzig 
187 4.  —  van  Shaack,  Law  of  Bank  Checks 
in  the  United  States,  1892.  —  Shaw,  A  prac- 
tical  Treatise  on  the  Law  of  Bankers  Cheques, 
2.  ed.,  London  1871.  —  Smith,  A  Compendium 
of  Mercantile  Law,  10.  ed.,  1890,  I,  S.  ^79 ff.  — 
eJ".   W,  Smith,    Law   of  Bills   Checks,  London. 

—  Stat*y,  Commentaries  on  the  Law  of  Pro- 
missory Notes  etc.,  6.  ed.,  Boston  1868.  — 
Thomson,  A  Treatise  on  the  Law  of  Bills  of 
Exchange  etc.,  Edinburgh  1865.  —  Thombum, 
Commentaries  on  the  Bills  of  Exchange  Act., 
EditUmrgh  188Z.  —  Walker,  A  Treatise  on 
Banking  Law,  London  1877.  —  Wigmore, 
Materials  for  the  study  of  private  law  in  Old 
Japan,  Tokio  1892,  I,  S.  173. 

6.  Ho  lländis  che  Litter  atur:  Diep- 
hnis,  Ha^dboek  van  het  Nederlandsch  handels- 
regt,  i?.  ed.,  1874,  h  P-  141—144,  294—808.  — 
QeUnceit  van  der  Netten,  Dissert.  über  die 
Checks.  —  Holtius,  Handels'  en  zeeregt,  U' 
trecht  1861,  I,  S.  464^474.   —   Hulshoff,  De 


Check 


41 


cheque  uit  e^n  eam,  en  ßirid.  oogpunt  besckofitcd, 
Amgterd,  1870,  —  J^eraelbe,  De  cheque  volgens 
hei  EngeUehe  regt  in  der  Themis,  XXXIl,  p. 
4SÜ — 472.  —  Kistj  Begifuelen  van  handeUregt, 
S.  ed.,  Amgterd.  1874,  I,p.  146—ISI,  II,  />.  S07ff,, 
S9a — 4O6,  auch  Themü  XXXII,  p.  £lSff, 

7.  Italienische  Litterat ur:  Cav- 
tiazza,  VoMegno  haneario  (Check),  Cutania  1896. 
F&wn%arij  leheeks  e  la  Clearinghcnue,  Napoli  1874' 

—  FTanehi,  Z^atsegno  haneario  (Check),  Mi- 
Utno  189i.     £ftr.    daü  Eney.  Ital.  I,  parte  IV. 

—  Ißerselbet  im  Filangeri  1890,  p.  585  u.  im 
Forr.  iialiano  1897,  XXII,  fatc.  n.  —  GaUa- 
vremi,  L^assegno  haneario  (check).  Studio  irorico- 
prati^t,  MHano  1883.  —  Marghierif  Stndii  di 
diriito  commerciale,  Napoli  1878,  p.  179  ff'.  — 
IPeraelhe,    II   dir.    comm.  italiano  III,  p.  265. 

—  SoT»a  in  der  Hasaegna  di  dir.  commerc. 
IV,  p.  94—98.  —  Papa  d'AmieOf  I  tU<di  dei 
credito  1886,  p.  821  f.  —  Pedraglio,  II 
eambiaJe,  Vitssegno  haneario  e  il  conto  corrente, 
189S.  Mikino.  —  JPipin  11»  Ar  eh.  giur.  Bd.  50, 
189.S,  p.  '281  ff.  —  Muggeri,  Vassegno  haneario, 
MefJtina  1885.  —  Serafini  im  Arch.  giurid. 
XIV,  p.  284  ff.  —  Supino  im  Arch.  giurid. 
XXI,  p.  541,  XXII,  p.  90  f.  und  im  Diriito 
erimmerciale  IV,  2.  —  Derselbe j  La  camhiale 
e  Vaseegno  haneario.  Commento  al  til.  10,  libro 
1  del  Codice  di  commercio  di  1882.  —  Vidariy 
Studii  ful  progetio  per  la  riforma  del  Cod.  d.  c. 
187 4.  —  Derselbe,  Corso  di  dir.  commerc.  II, 
Xr.  2854/. — »•  —  Derselbe,  La  camhiale,  gli 
ordini  in  derrate  e  Va*$egno,  Milano  1885.  — 
Vinajf  La  camhiale,  Vfirdine  in  derrate  e  lo 
check,  ToHno  1890.  —  rivante('Triaca),  Ele- 
mtnti  di  diritto  commerci<ile  1891,  p.  278. 

8.  mp  aniech-Portugicsigche  Li  t- 
te  ratur :  Mora ,  del  cheque,  Madrid.  — 
Fof^faz  de  Satnpajo  Pimentelf  annota^oes 
Mi  nynthene  annotodo  do  codigo  do  commercio, 
Nova  edi^o,  Coimbra  1875,  I,  p.  352 — 855;  II, 
p.  I.'f9.  —  t/o8^  da  Silva  Lisboa,  principios 
di  direito  mercantil  IV,  p.  18  (1811).  —  Sego- 
vittf  Lyeandre,  Projet  de  c.  de  comm.  de  la 
Republ.  Argentine,  traduit  de  VEspagnol,  p. 
SOO — 8O4  (mit  rcchOtr ergleichenden  Noten).  — 
Derselbe,  Explication  y  critica  del  nuoto  Co- 
digo di  commercio  de  la  Repttbl.  Argent  con  el 
tejio  etc.,  Buenot-Ayres  1892,  II,  S.  303  und 
329.  —  Torres^Campos  in  Thalien  Annales 
de  droit  comm.   VI,  S.  138. 

9.  Skandinavische  Litterat  ur: 
AMbert;  Spec.  Deel.  I,  §  75,  S.  347,  552 ff.  — 
Bieiehwiann  A  Brun,  Vdkast  til  Lov  om 
Checks,  1896.  —  Hage  A  Thomsen,  Udkast 
til  Lor  om  Check*,  1896.  -^  HeekscheTf  Om 
anvitningen  in  der  Tidskrift  for  retsicidenskap, 
1890,  II,  S.  320 ff.,  590  u.  IV,  S.  368.  — 
Julius  Lassen,  Ilandhoog  i.  Obligation-Bette, 
Spec.  Deel  1897,  S.  370,  381  ff.,  6I4,  9(6  f.  — 
Verhandlungen  des  18.  norwegischen  Juristen- 
tage*  tu  Stockholm,  1896.  Vgl.  auch  Hold"  ; 
kehiif  oben  *ub  1. 

10.  Slari  sc  he  Litterat  ur:  PavHc^k, 
Wechsel  und  Check  in  der  eurctpäischen  Gesetz- 
gebung   (böhmisch),     —     SehwarZf     Chechra, 

—  Statfir,  im  Jonmal  ßlr  ntss.  Pr.  u.  Str.  R. 
1888,  Hefi  1  (russisch). 

11.  Japanische  Litter  atur  :  Vgl.  oben 
Lönholm  sub  1  und  Wigmore  sub  5. 

12.  Checkgeschich  tliche   Littera- 


tur :  (ausser  den  oben  Genannten)  Becher, 
Suttliche  Bemerhingen  u.  s.  w.,  Hamburg 
1820.  —  V.  BeUnCf  in  Sybels  histor.  Zeit- 
sehr.  LIX,  S.  197  u»  in  Maurejibrechers  histor, 
Taschenbuch,  1887,  S.  308.  —  Büchsen^ 
sehüts,  Besitz  und  Erwerb  im  griechischen 
Altertum,  1869,  S.  60f,  504»  —  Hreyer, 
Sebenstunden,  S.  357 ff.  —  FriedrUhs,  Uni- 
versales Obligati<menrecht,  S.  121.  —  Gold" 
schtnidt,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts, 
1891,  S.  51,  318 ff.,  3£4'-^3£7.  —  Ißerselbe,  in 
Zeitsehr.  der  Savigny- Stiftung,  Romanistische  Ab- 
teilung X,  S.  378,  383 ff.  —  GotUob,  Aus  der 
Camera    apostolica   des  15.   Jahrhunderts,    1891. 

—  Hermann  Blümner,  Griechische  Privat- 
altertämer,  3  Bde.,  S.  454,  Freiburg  i.  B.  1882. 

—  HUteig,  in  Zeitsehr.  der  Sarigng-Stißung, 
Romanistische  Abteilung  XVIII,  S.191.  —  HiUh- 
nMtnnf  Handelsgeschichte  der  Griechen,  1839, 
S.  187.  —  Jdger^    Die  ältesten  Banken,  8.  20. 

—  A,  V.  Kostanechif  Der  öffentliche  Kredit 
im  MiUelalter,   1889,    S.   35  u.  36,   82^85,   117. 

—  KoMer  und  Peiser,  Babylonisches  Rechts- 
Üben  I,  S.  19,  26,  28.  —  Krelttner,  Im  fernen 
Osten,  S.  131.  —  Laiies,  II  diritto  comm.  nella 
legislazione  Statut,  delle  citlä  ital.,  I884,  S.  205  ff. 
• —  Lenormantf  La  monnaie  dans  l'antiquitS. 
1878,  I,  S.  113,  116.  —  Leuchs,  Vollständiges 
Handelsrecht,  Xümberg  18 £-2,  S.  168.  —  Merkel, 
Art.  Banken  im  Altertum,  in  diesem  Hand- 
Wörterbuch  oben  Bd.  II,  S.  163 ff.  —  Meyss^ 
ner,  Allgem.  Europ.  Wechselpraktik,  I846,  Ä 
280.  —  Nasse,  Bankanweisung  und  Bank- 
noten in  Zeitsehr.  f.  Staatsw.,  1872,  S.  322 ff.  — 
Neumannj  Zur  Geschichte  des  Wechsels  im 
Hansagebiet,  Beiiagehe/t  z.  Zeitsehr.  f.  Handels- 
recht, VII,  S.  140 ff.  —  Oppert,  in  Zeitsehr. 
f.  Keilschrift,  Forsch.  I,  S.  16.  —  Pauly,  Re- 
alencyclopädie  I,  S.  716,  III,  S.  27.  —  Sachs, 
Abschaffung  der  Hamburger  Bankvalula  in  Zeit- 
sehr. f.  H.R.,  XVIII,  8.  542.  —  Schaube,  in 
Zeitsehr.  /.  H.R.,  32,  S.  503  u.  508.  —  Voigt, 
Ueber  die  Bankiers,  die  Buchführung  der  Römer 
u.  s.  w.,  1887,  S.  25 ff.,  32.  —  AJello,  I  depo- 
siti,  le  fedi  di  deposito  e  le  polizze  dei  banchi 
(im  Füangieri  VII,  1382,  S.  64I,  703 ff.  — 
Buanamielt  SuUe  literarum  obligationes  nell* 
antico  dir.  rom.,  Arch.  giurid.  XVI,  1878,  S.  3 
bis  72.  —  OusunMino,  Storia  dei  banchi  della 
Sirilia,  I,  1887,  S.  243 ff.  —  Mola,  Storia  delle 
banche,  1875.  —  Serafini,  im  Arch.  giurid., 
XIV,  S.  284  ff. 

13.  Gesetzgebung.  Dos  belgische, 
französische,  portugiesische,  argen- 
tinische  und  spanische  Gesetz  findet  sieh 
übersetzt  i.  O. Borchardt.Die  geltenden Han- 
delsg.  d. Erdballs,  Bd.  1(2.  Ed.), s' 448,  resp.  Bd. 
II,  S.  554,  555,  Bd.  V,  S.  88  und  89,  Nachtrag  I, 
1393,  S.  98,  II,  1895,  S.  166;  der  belgische 
und  französische  Originaltext  bei 
B,  Koch,  Giroverkehr,  1878,  S.  38—43.  — 
Die  Checknonnen  Englands,  Italiens 
und  Guatemalas  »finden  sich  in  Origi' 
n  a  l  und  U  ebersetz  ung  in  O.  Biyrchardrto 
Sammlung  der  seit  1871  erschienenen  Wechsel- 
gesetze,  1883,  nebst  Nachtrag  zu  dieser  Samm- 
lung;  die  englischen  Bestimmungen  a\ich  bei 
Heinshein^er  in  Zeitsehr.  f.  Handelst.,  28, 
Beilageheft  S.  88 — 95,  —  Das  japanische 
('heckrecht  findet  sich  übersetzt  bei  Borehardt, 
Nachtrag  III,  S.  24  ff.  u.  bei  Lönholm;   deutsch 
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u.  englisch  in  Holdheims  MonaUschr.  V,  S. 
Iff.  —  IHe  Bestimmungen  der  Schweiz  sind 
abgedruckt  bei  Koch,  CheckgeseU,  188S,  S.  161, 
16S,  und  in  den  Kommentaren  des  schwelt.  Ob- 
ligationenrechts  (Hafner;  Schneider  u.  Fiele), 

—  Die  Lippesche  Verordnung  von  1883  ist 
abgedruckt  in  Zeitschr.  f.  Handelsr.  Sl,  S.  259 ff. 

—  Das  rumänische  H.G.B.  ist  ins  deutsche 
übers,  von  C,  v,  Bo^*09chney,  Bukarest  1887 
(S.  137 — 139),  ins  französische  v.  Blunventhalf 
1889.  —  Die  Normen  Hollands  und  seiner 
Kolon  ieen,  Ni  e  d  er  •  Canad  as  und 
Ma  Itas  in  Original  und  Ueberset2ung  bei  S, 
Borchardtf  Vollständige  Sammlung  der  gelten- 
den Wechselgesetze  aller  Länder  (1871),  Bd.  I, 
S.  293 ff.,  £98,  302,  306,  i42,  259;  II,  209 ff., 
g23,  230,  252,  161  und  173.  —  Die  Ordonnanz 
für  Mauritius  ist  teütreis  übersetzt  dvrch 
Or^tnazy   in  Ann.  de  legisl,  etr.  XVI,  p.  979. 

—  Das  d  ä  n  i  s  c  h  '  n  0  r  w  e  g.  Gesetz  ßndet 
sich  übersetzt  in  Holdheinis  Monaisschr.  VI, 
S.  211  f.  resp.  S.  274,  anch  Z.  /.  H.  R.  47, 
S.  492.  —  Die  7  deutschen  Partikulargesetze 
über  die  kaufmännische  Anweisung  in  Kletkes 
Eneyclop.  des  Wechselr.,  I,  S.  374  ff-  — 
Die  4  ersten  deutschen  Checkgesetzenttcürfe  und 
der  Funksche  Entwurf  finden  sich  synaptisch 
bei  JtiesseVf  Zur  Revision  des  H.G.B»  II,  S. 
250 — 267.  —  Der  deutsche  Bundesrats-  und 
Reichstagsentwurf  sind  synoptisch  bei  Sitnonsoti 
in  Schmollers  Jahrb.  XVI,  S.  59 ff.  abgedruckt; 
der  Hoppenstedtsche  Gegenentwutf  in  dessen 
Schrift  zum  Checkge^etz;  der  österr.  amtliche 
Entwurf  r.  J.  1895  nebst  einem  Teil  der  Jiötive 
in  Holdheitns  Wochenschr.  V,  S.  32ff.;  der 
holländische  Entwurf  übersetzt  von  Hiesser  in 
der  Zeitschr.  f.  vergleich.  R.W.   VII,  S.  23—24. 

—  Der  finnische  Entwurf  mit  Motiven  ist  in 
schwedischer  Sprache  in  Ilel&ingfors  1895  er- 
schienen. —  Der  Brüsseler  Entwurf  des  Welt- 
checkrechts findet  sich  bei  Mecke,  Der  interna- 
tionale Kongiess  fUr  Handelsrecht,  Berlin  1890, 
S.  21*  —  Die  Acte  du  Congrhs  intern,  de  dr. 
comm.,  Bruxelles  und  Paris  1888,  beschäftigen 
sich  p.  435—444»  44^j  -^.5^—^59,  496,  498,  525, 
548  mit  dem  Check.  Vgl.  über  den  Gedanken 
des  Weltcheckrechts  auch  Annuaire  de  l'Instit. 
de  droit  intern.  VII,  S.  59,  78 ff.,  88 ff.,  VIII, 
S.  92 ff.  —  Die  Bestimmungen  über  den  Ge- 
schäftsverkehr mit  der  Reichsbank  (in  Bez.  auf 
Checks)  finden  si^h  in  Kochs  Münz-  u.  Noten- 
bankwesen, 3.  Aufl.,  S.  229  ff.,  242  ff.  abgedruckt. 

—  Eine  französische  Uebersetzung  des  Checkge- 
setzes fär  Peru  g-iebt  M,  Fravaton  im  An- 
nuaire de  legislation  Stranghe  XVIII  (1889) 
p.  982 ff.  Georg  Cohn. 


Cherbuliez,  Antoine  Elysde, 

geb.  zu  Genf  am  29.  VIT.  1797,  gest.  am  7. 
[ärz  1869.  in  Zürich.  Er  bekleidete  1833  bis 
1846  die  Professur  der  Rechte  und  der  Natio- 
nalökonomie in  Genf  und  nach  18d3  die  Pro- 
fessur der  politischen  Oekonomie  am  Polytech- 
nikum in  Zürich. 

In  seinem  Werke  „Riebe  ou  pauvre"  (s.  u.) 
tritt  er  u.  a.  für  Aufhebung  des  privaten 
Grundeigentums  und  die  Notwendigkeit  der 
Bodenverstaatlichung  ein,  eine  Massregel,  die, 


zur  Durchführung  gelangt,  nach  ihm  folgende 
Wirkung  haben  würde:  eine  dem  allumfassen- 
den fiskalischen  Landerwerb  entsprechende,  die 
Yerschmerzung  des  Ausfalls  der  Grundsteuer 
und  die  Abschaffung  aller  direkten  und  indi- 
rekten Steuern  gestattende  imposante  Pacht- 
rente. Dieses  utopistisch  angehauchte  Zukunfts- 
bild wird  nur  dadurch  getrübt,  dass  sich  die 
Möglichkeit  eines  derartigen  Rentenertrages 
auf  die  Voraussetzung  gründet,  dass  der  Fiskus 
durch  die  in  seiner  ItGicht  liegende  Monopoli- 
sierung aller  landwirtschaftlichen  und  industri- 
ellen Betriebe  jeden  Wettbewerb  lahm  le&:te. 
Die  unausbleibliche  Folge  dieses  fiskalischen 
Terrorismus  würde  aber  sein:  Auswanderung 
des  Kapitals,  Entvölkerung  des  Staates,  Ruin 
der  Pächter,  Staatsbankerott. 

Er  veröffentlicht«  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform  u.  a. :  Theorie  des 
garanties  constitutionnelles,  2  vols.,  1838.  — 
Riebe  ou  pauvre.  Exposition  succincte  des 
conditions  actuelles  de  la  distribution  des  ri- 
chesses  sociales,  1840.  —  Richesse  ou  pauvrete, 
1841.  —  De  la  democratie  en  Suisse,  2  vols., 
1843.  —  Simples  notions  de  Tordre  social,  1848, 
2  ed.,  1884.  —  Le  socialisme,  c'est  la  barbarie. 
Examen  des  questions  sociales  qu'a  soulevees 
la  r6volution  du  24.  IL  1848,  1848.  —  Lettre 
ä  M.  Proudhon  sur  le  droit  de  propriete,  1849. 
—  Le  potage  k  la  tortue.  Entretiens  popu- 
laires  sur  les  questions  sociales,  1849.  —  Etudes 
sur  les  causes  de  la  mis^re,  1853.  —  Precis  de 
la  science  economique,  2  vols.,  1862.  (Der  Er- 
scheinungsort der  angeführten  Schriften  ist 
Paris). 

Vgl.  über  Cherbuliez:  E.  Rambert,  A.  E. 
Oherbuliez  (Bibliotheque  universelle  no»  38/39), 
Paris  1870.  —  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  831. 

LipperL 


Cheyalier,  Michel, 

geb.  zu  Limoges  am  13.  1. 1806,  s^est.  zu  Mont- 
pellier als  Mitglied  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften (seit  1851)  am  28.  XL  1879.  Er  war 
bis  Ende  1833  Anhänfi^er  des  Saint-Simonismus 
und  al»  solcher  Mitarbeiter  am  „Organisateur^' 
und  „Globe*'.  1834  wurde  er  als  früherer  In- 
pfenienr  von  der  Regierung  mit  dem  Mandat 
betraut,  das  Kanal-  und  Strassenwesen  des  da- 
maligen Nordamerika  zu  studieren.  1838  zum 
Staatsrat  im  ausserordentlichen  Dienst  ernannt, 
avancierte  er  darauf  1840  zum  Professor  der 
politischen  Oekonomie  am  College  de  France, 
1841  zum  Oberingenieur  des  Bergbaus,  1851 
zum  Staatsrat  im  ord.  Dienst,  1860  zum  Senator. 
Er  war  Vorkämpfer  und  eifrifiper  Förderer 
der  Eisenbahnanlagen  in  Frankreich  [vgl.  seine 
Schrift:  „Des  interets  mat^riels"  (s.ujj,  gründete 
mit  Blanqui,  L6on  Faucher  und  (xarnier  der 
französischen  Freihandelsliga,  war  geistiger  Vater 
des  französisch-englischen  Handefivertrags  von 
1860,  Anhänger  der  Sayschen  Lehre  von  der 
Ueberproduktion.  Als  Geldtheoretiker  ist  Che- 
valier Monometallist,  indem  er  als  Zahlungs- 
mittel nur  das  Silber  zulasst,  das  Gold  aber 
als  Ware  behandelt  wissen  will. 


Chevalier— Cliüd 
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Von  seinen  in  Bachform  veröffentlichten 
staat&wissenschaft Liehen  Schriften  seien  ge- 
nannt: 

Lettres  sur  TAmerique  du  Nord,  2  vols., 
1836;  4.  ed.  1842  (deutsch,  Leipzig  1837,  4 
Bde.).  —  [Chevalier  schrieb  diese  „lettres"  als 
Anhänger  der  Cam^schen  demokratischen 
Theorie  von  der  alle  Völker  politisch,  moralisch, 
sprachlich  und  industriell  verbindenden  Herr- 
schaft der  Mittelklassen.]  —  Des  interets  ma- 
teriels  en  France,  travaux  publics,  routes,  ca- 
naox,  chemins  de  fer  1837 ;  7.  6d.  1843  fdeutsch 
von  Lindner,  Stuttgart  und  Tbgn.  1838).  — 
Histoire  et  ,description  des  voies  de  communi- 
cation  aax  Etats-Unis  et  des  travaux  d'art  qui 
en  dependent,  2  vols.,  1840—1842.  —  De  lln- 
dnstrie  manufacturiere  en  France;  suivi  d'une 
not«  de  M.  A.  P.  de  Cantolle,  sur  la  tablean 
de  l'etat  physique  et  moral  des  ouvriers  em- 
ployes  dans  les  manufactures  de  coton,  de  laine 
et  de  soie,  1841.  —  Les  fortifications  de  Paris. 
Lettre  ä  M.  le  comte  Mole,  1841.  —  Lettres 
sur  rinanguration  du  chemin  de  fer  de  Stras- 
bourg a  B&le,  1841.  —  De  la  c^uestion  de 
rintervention  dans  les  travaux  publics  du  gou- 
vemement  federal  et  des  gouvernements  parti- 
cnliers  d'Etats  dans  FAmerique  du  Nord,  1842. 

—  Essais  de  politique  industrielle;  Souvenirs 
de  voyage:  France,  republique  d^Andorre,  Bel- 

fiqne,  Allemafi^ie,  1843.  —  Comparaison  des 
udgets  de  1830  et  de  1843.  Budget  des  re- 
cettes,  1843.  —  Cours  d'economie  politique  fait 
an  College  de  France,  3  vols.,  1^2—1850;  2. 
M.  1855—1866  (deutsch  von  J.  E.  Hörn, 
Leipzig  1856).  [Der  3.  Band  dieses  Werkes 
erschien  unter  dem  besonderen  Titel  „La  mon- 
naie**  1850  u.  öfter.]  —  L'isthme  de  Panama, 
suivi  d'nn  aper<;u  sur  Tisthme  de  Suez,  1844.  — 
Lettres  sur  l'orffanisation  du  travail,  ou  etudes 
sur  les  principales  causes  de  la  mis^re  et  sur 
les  moyens  proposes  pour  y  rem^dier,  1848.  — 
Question  de  travailleurs.  L^amelioration  du 
sort  des  ouvriers.  Les  salaires.  L'organisation 
du  travail,  1848  (deutsch  von  Qauser,  Aachen 
1848).  —  La  liberte  aux  Etats-Unis,  1849 
(deutsch,  Grimma  1850).  —  L^^conomie  politique 
et  le  socialisme.  Discours  prononc^  au  College 
de  France,  le  28.  IL  1849,  1849.  —  Examen 
du  Systeme  commercial,  connu  sous  le  nom  de 
Systeme  protecteur,  1852.  —  Chemins  de  fer, 
1852.  —  Examen  des  principaux  arguments 
des  prohibitionnistes ,  1857.  —  De  la  baisse 
probable  de  Tor,  des  couseqnences  commerciales 
et  sociales  qn^elle  peut  avoir  et  des  mesures 
qu'elle  provoque;  avec  pieces  justificatives, 
1859.  —  Enquete  sur  Texploitation  et  la  con- 
struction  des  chemins  de  fer,  publiee  par  ordre 
de  S.  Exe.  le  ministre  de  Ta^cultnre,  du  com- 
merce et  des  travaux  pubhcs.  1863.  —  L'in- 
dnstrie  et  l'octroi  de  Paris,  18o7.  —  Le  mono- 
pole  et  la  liberte.    Lettre  a  M.  Wolowski,  1867. 

—  La  richesse  consideree  au  point  de  vue  mo- 
ral et  politique,  1868.  —  La  Constitution  de 
l^Ajij^Ieterre,  1869.  —  Comment  une  nation  re- 
tablit  sa  prosperite;  erreurs  qu'elle  doit  eviter, 
1871.  —  Turgot  et  la  liberte  du  travail,  1873. 

—  iltade  sur  Adam  Smith  et  sur  la  fondation 
de  la  Science  äconomique,  1874.  —  Des  moyens 
pour  un  Etat  de  refaire  ses  finances.  La  li- 
berte du  travail,  1875.  —  Les  brevets  d'in- 
vention  examines  dans  leurs  rapports  avec  le 


principe  de  la  liberte  du   travail  et  avec  le 
principe  de  Tegalite  des  citoyens,  1878. 

Von  seinen  der  Saint-Simonistischen  Rich- 
tung angehörigen  Schriften  sind  zu  nennen: 
La  presse,  Paris  1831.  —  Religion  St.-Simonienne 
politique  industrielle.  Systeme  de  la  mediter- 
ran^e,  Paris  1832. 

Aufsätze  staatswissenschaftlichen  Inhalts 
lieferte  Chevalier  fttr  die  Zeitschriften  Econo- 
miste  fran^s,  Journal  des  D^bats,  Journal  des 
Economistes,  Revue  des  Deux  Mondes. 

Vgl.  über  Chevalier:  Proc^s  en  la  Cour 
d'assisses  de  la  Seine  le  27  et  28  aofit  1832, 
Paris  1832.  (Avec  portraits  du  p^re  Enfantin, 
Barrault,  Chevalier  et  Ch.  Duveyrier.).  —  Paul 
Leroy-Beaulieu,  Chevalier:  Xouveau  dict.  d'6co- 
nomie  polit.,  par  Say  et  Chailley,  vol.  I  Paris 
1891,  p.  410—16.  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II, 
S.  831  f. 

Lippert, 


Child,  Sir  Josiah, 

geb.  1630  zu  London,  erwarb  sich  als  Kauf- 
mann durch  Spekulation  in  Aktien  der  Ostin- 
dischen Kompagnie  ein  grosses  Vermögen  und 
starb  am  22.  \1.  1699. 

Seine  Schriften  kennzeichnen  ihn  als  ge- 
mässigten Merkantilisten,  der  im  Geld  sowohl 
ein  Produktionsmittel  als  einen  Verkehrshebel 
sieht,  welcher  durch  einen  niedrigen  Zinsfuss 
staatlich  zu  schützen  sei.  Child  ist  ein  Anhänger 
der  Handelsbilanztheorie,  aber  gleichwohl  ein 
Feind  aller  äusseren  und  inneren  gegen  den 
freien  Verkehr  ergriffenen  Absperrungsmass- 
regeln. Die  Vorteile  der  Navi^ationsakte  er- 
kennt er  nur  vom  handelspolitischen  Stand- 
punkte an.  Holland  schätzt  er  als  Musterstaat 
wegen  seiner  damaligen  wirtschaftlichen  Be- 
deutung zu  Wasser  und  zu  Land.  Als  Vor- 
fänger  von  Malthus  stellt  Child  in  seiner 
chrift  „A  new  discourse  of  trade"  (s.  u.)  den 
merkantüistischen  Satz  auf,  dass  in  der  starken 
Bevölkerung  eines  Landes  der  Reichtum  desselben 
sich  auspräg«.  Dieser  Satz  hat  aber  bei  ihm  zur 
Voraussetzunfi[  erstens,  dass  unter  dem  bezüg- 
lichen Lande  England  zu  verstehen  ist;  zweitens, 
dass  die  erwerbende  Bevölkerung  reichlich  be- 
schäftigt und  der  Lohn  ihrer  Arbeit  ein  ange- 
messener und  auskömmlicher  sei ;  drittens,  dass 
die  Arbeitslosen,  in  deren  Anhäufung  eine 
Uebervölkerungsgefahr  liege,  durch  die  Aus- 
wanderung nach  den  KoTonieen  abgeschoben 
werden. 

Child  ist  der  Verfasser  folgender  Schriften : 
Brief  observations  concerning  trade,  and  the 
interest  of  money,  with  the  appendix:  A  tract 
against  the  high  rate  of  usurie,  (by  Sir  Thomas 
Culpeper).  London  (1668);  dasselbe,  2.  Aufl. 
u.  d.  T. :  A  new  discourse  of  trade,  London 
1694;  dasselbe,  3.  Aufl.  London  1698;  dasselbe, 
5.  Aufl.  Glasgow  1751;  dasselbe,  in  französ. 
Uebersetzung  u.  d.  T.:  Traite  sur  le  commerce 
et  sur  les  avantages  qui  resultent  de  la  re- 
duction  de  l'interest  de  l'argent;  avec  un  petit 
traite  contre  Tusure,  par  Th.  Culpeper.  Tra- 
duits  par  V.  de  Goumay  et  Butel-Dumont, 
Amsterdam  et  Berlin  1754.  —  A  treatise 
wherein  it  is  demonstrated  that  the  East  India 
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Child — Chinesenfrage 


trade  is  the  most  national  of  all  foreifi^n  trades, 
etc.  by  ^iXondr^ig,  London  1681  [Nach  „the 
British  Merchant,  vol.  I,  S.  182,  und  nach  Mc 
Giilloch  (s.  u.)  ist  Child  der  Autor  dieser  Schrift.] 
Vffl.  über  Child :  R.  Grant,  Sketch  of  the  his- 
tory  Ol  the  East  Indian  Company,  London  1813. 
—  vSteinlein,Volkswirtschaftslehre,  München  1831, 
S.  469.  —  Mc  Gulloch,  Literature  of  political 
economy,  London  1846,  S.  41/42,  99  u.  249.  — 
Röscher,  Zur  Geschichte  der  englischen  Volks- 
wirtschaftslehre, Leipzig  1861.  —  Dictionary 
of  national  biographv,  ed.  by  Leslie  Stephen, 
vol.  X.,  London  1887,  S.  244.  —  Palgrave, 
Dictionarv  of  political  economy,  vol.  I.  London 
1894,  S.'^277.  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II, 
S.  832  f. 

Lippert 


Chinesenfrage. 

1.  Begriff.  2.  Uebersicht  über  die  Aus- 
wanderung aus  China.  3.  Der  Kulihandel.  4. 
Die  chinesischen  Auswanderer  in  den  Tropen. 

5.  Die   Chinesen  in   den  Vereinigten  Staaten. 

6.  Die  Chinesen  in  Australien. 

1.  Begriff.  Unter  Chinesenfrage  ver- 
steht man  die  im  öffentlichen  Leben  solcher 
Länder,  die  eine  starke  Chineseneiuwan- 
derung  haben,  aufgeworfene  Fra^e,  vde  sich 
Staat  und  Gesellscnaft  gegen  die  Gefahren 
verhalten  sollen,  welche  sich  für  die  ein- 
heimische Bevölkenmg  aus  dieser  Zuwande- 
rung ergeben  oder  auch  erst  in  Zukunft  er- 
geben werden.  Das  zu  lösende  Problem 
greift  tief  in  die  Volkswirtschaft  ein,  er- 
schöpft sich  damit  aber  nicht,  sondern  hat 
auch  eine  national-politische  und  eine  sozial- 
ethische Bedeutung  und  baut  sich  auf  einem 
Gegensatz  der  Menschenrassen  auf,  der  zwar 
nicht  immer  sichtbar  ist,  aber  darum  nicht 
mindere  Wichtigkeit  beansprucht. 

2.  Uebersicht  über  die  Auswanderung 
aas  China.  In  Asien  hat  von  China  aus 
nach  allen  Seiten  hin  eine  Auswanderung 
stattgefunden,  im  Norden  nach  der  Mongolei, 
der  Mandschurei,  nach  dem  russischen  Amur- 
land und  Transbaikalien,  im  Westen  nach 
Tibet  und  Euglisch-Indien,  im  Süden  nach 
Burma,  Siam,  Anam,  Tong-King,  Kambodja, 
Malakka  und  dem  indischen  Archipel,  im 
Osten  nach  Korea,  Japan,  Formosa,  den  Liu- 
Kiu-lnseln  und  den  rhilippinen.  In  Au- 
stralien leben  Chinesen  in  sämtlichen  fest- 
ländischen Kolonieen,  ausserdem  in  Tas- 
manien, Neu -Seeland  und  Neu -Guinea; 
in  Polynesien  besonders  zahlreich  auf 
den  Sandwichinseln,  in  geringer  Zahl  auf 
den  Gesellschaftsinseln  und  vereinzelt  auf 
vielen  Inseln  des  Stillen  Oceans.  Nord- 
amerika hat  eine  chinesische  Einwande- 
rung erhalten  in  Britisch-Columbia,  in  den 
Vereinigten  Staaten,  besonders  in  Californien, 
und  neuerdings  in   Mexico;    von  Mittel- 


ame r  i  k  a  ist  die  Insel  Cuba  hervorzuheben  : 
von  Südamerika  Britisch-Guvana  una 
Peru ;  von  Afrika  Kimberly  und  der  Kongo- 
staat. Im  Jahre  1890  schätzte  man  die 
Zahl  der  chinesischen  Auswanderer  in  asia^ 
tischen  Ländern  auf  2300000,  in  Amerika 
auf  295000,  in  Australien  auf  23000. 

Es  ist  an  dieser  Uebersicht  zu  ersehen, 
dass  die  Chinesen  sich  sowohl  in  den  Tropen 
niederlassen  als  auch  sich  weit  über  die 
Wendekreise  hinauswagen.  Als  Handarbeiter 
und  Unternehmer  verdienen  sie  sowohl  in 
Singapur  am  Aequator  wie  auf  der  Yan- 
couverinsel  unter  dem  50.^  n.  B.,  sie  haben 
ihre  Plantagen  in  Hawaii  an  der  Küste  des 
Oceans,  sie  haben  aber  auch  10  000  m  über 
dem  Meere  durch  die  Sierra  Nevada  und 
die  Rocky  Mountains  Eisenbahnen  gebaut. 
Ihre  ausserordentliche  Fähigkeit,  in  jedem 
Klima  zu  leben,  liat  ihren  wirtschaftlichen 
Erfolg  bedingt,  der  ihnen  nirgends  abzu- 
streiten ist,  w"0  sie  sich  nur  in  grösseren 
Scharen  niedergelassen  haben.  Das  An- 
passungstalent der  Chinesen  tritt  in  noch 
deutlicherer  Weise  hervor,  wenn  wir  die 
Verschiedenartigkeit  der  Produktionstechnik 
ansehen,  der  sie  sich  zugewendet  haben. 
Sie  sind  gleichmässig  zu  brauchen  bei  der 
Gartenkultur  und  dem  landwirtschaftlichen 
Kleinbetrieb  wie  auf  den  Zucker-  und  Baum- 
wollplantagen und  den  Weizenbau-Latifun- 
dien,femer  ebenso  im  Handwerke  vde  in  der 
Fabrikindustrie,  ebenso  im  Bergbau  und  bei 
jeder  Art  der  Erdarbeit  wie  bei  der  Schiff- 
fahrt. Für  alle  Arten  des  Handels  endlich 
haben  sie  eine  besondere  Hinneigung.  Ob- 
gleich sie  es  verstehen,  ihi^  Kräfte  jeder 
Art  von  Tecknik  anzubequemen,  so  bleiben 
sie  national  und  sozial  betrachtet  immer 
Chinesen.  Sie  verlieren  nie  ihre  Beziehimgen 
zum  Heimatlande,  in  welches  viele  zuriiek- 
kehi*en,  nachdem  sie  im  Auslande  verdient 
haben,  und  halten  fest  an  ihrer  Sprache, 
ihrer  Religion,  ihren  Sitten,  ihrer  Konsiun- 
tionsart.  So  sehen  wir  bei  den  chinesischen 
Auswanderern  zwei  an  sich  disparate  Dinge, 
Anpassungsfähigkeit  imd  Absonderung  mit 
einander  vereinigt.  Darin  liegt  ihre  Stärke 
und  ilire  Gefahr  filr  andere,  dass  sie  einer- 
seits in  dem  Einwanderungsland  die  wirt- 
schaftliche Abgeschlossenheit  vemieiden, 
also  an  allen  Vorteilen,  die  eine  Volkswirt- 
schaft bietet,  teilnelmien,  andererseits  niemals 
ihrer  gescliichtlich  gewordenen  Eigenart  imd 
Zusammengehörigkeit  entfallen. 

3.  Der  Kulihandel.  Es  ist  nun  fi-eilich 
neben  dem  Gesagten  durchaus  festzulialten, 
dass  die  Chinesen  keineswegs  überall  sofort 
von  dem  Wirtschaftsleben  fremder  Völker 
Nutzen  haben  ziehen  können,  nachdem  sie 
eingewandert  waren.  Bisweilen  sind  sie 
die  schmälüich  Geprellten  gewesen,  und  un- 
gezählte Tausende  von  ihnen  haben  Leben 
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und   Freiheit   der    Habgier   kapitalistischer 
Grossuntemehmer  hingeben  müssen.     Peru 
und  Cuba  sind  vor  allem   die  Länder,  auf 
die  zum  Beweis  solcher  Vorkommnisse  hin- 
zuweisen ist.     Es  ist  ferner  auch  nicht  zu 
vergessen,  dass  oft  genug  ein  kleiner  Teil  der 
chinesischen  Einwanderer  den  grösseren  in 
sozialer  Abhängigkeit  gehalten  und  sich  da- 
diutih   bereichert   hat.     Beide   Formen  der 
Ausbeutung  hängen  mit  der  Auswanderung 
auf  Grund  in  China  geschlossener  Arbeits- 
kontrakte zusammen.     Man  neimt  dieselbe 
meist  Kuliauswandenmg  (vgl.  den  Art.  Kuli). 
Als  Kulis  bezeichnet  man  gewöhnlich  die- 
jenigen Arbeiter,  welche  in  das  Ausland  auf 
Grund  eines  in  der  Heimat  auf  längere  Zeit 
abgevSchlossenen Arbeitskontraktes  gehen,  mag 
derselbe  mm  för  den  Arbeiter  ein  freiwilliger 
oder  nur  die  Forai  für  eine  ihm  auferlegte 
Zwangsai'beit   sein.     Von  Macao  aus    sind 
diinesische  Kulis  oft  miter  Anwendung  von 
List  und  Gewalt  nach  Westindien  und  Süd- 
amerika   gebracht    woitlen.      Agenten    von 
Schiffsrhedern   imd   Plantagenbesitzern   be- 
reisten die  dem  Hafen  nahe  gelegenen  Dis- 
trikte  des   chinesischen  Reiches  und  boten 
verlockende  Arbeitsverträge  aus.    Dieselben 
wurden   in  Macao   abgeschlossen,    aber   zu 
Ungunsten   des  Kiüis  abgeändeii;,  nachdem 
derselbe  der  Freiheit  beraubt  worden  war.  Da- 
neben wurde  auch  der  Menschenraub  ganz 
offenkimdig  betrieben,  den  die  chinesischen 
Behörden  nicht  bemerken  woUten,  weil  sie 
zu  schwach  waren,  ihn  zu  hindern.    Da  die 
meisten     freiwilligen    Auswanderer     keine 
Mittel  haben,  die  Reise  in  das  Ausland  zu 
bezahlen,  so  lassen  sie  sich  dieselben  dmxjh 
Agenten    ihrer  künftigen   Arbeitgeber   vor- 
schiessen   und    müssen  den  Betrag   später 
abarbeiten.       Vielfach    kommt    zu    dieser 
Schuldsumme  eine  zweite  hinzu,  indem  die 
Fortziehenden   sich  Geld  geben  lassen,  um 
Spielschiüden    zu   bezahlen    oder  um    ihre 
Familie  für  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit  zu 
unteretützen.     Wie  viel  Arbeit  nun  für  die 
vorgeschossene  Summe  geleistet  werden  soll 
—  das   steht  im  Arbeitskontrakte,  und  die 
Möglichkeit  der  üebervorteilung   desuner- 
:l^renen  Auswanderers  ist  damit   gegeben. 
Die  Imi)orteuTe   der  Kontraktarbeiter   sind 
die  Plantagenbesitzer  oder  sonstige  Gross- 
untemehmer im  Auslande,  aber  auch   die 
dort    wohnenden     chinesischen    Kaufleute, 
welche  die  KuHs  weiterverdingen  und  reich 
dabei  werden. 

4.  Die  chinesischen  Auswanderer  in 
den  Tropen.  Vom  Standpunkt  der  euro- 
päisch-nordamerikanischen Kulturwelt  er- 
scheint die  Einwanderung  der  Chinesen 
wesentlich  anders  in  den  Trojjen  als  in  der 
gemässiglen  Zone.  Denn  in  jenen  können, 
abgesehen  von  hochgelegenen  Gebieten,  die 
Geissen  aicht  dauernd  körperlich  angestrengt 


arbeiten,  ohne  ihre  Gesundheit  einzubüssen. 
Es  kann  daher  hier  von  einer  bedeutsamen 
Handarbeiterkonkun*euz  zwischen  Chinesen 
und  Weissen  nicht  die  Rede  sein.  Der 
chinesische  Kuli  gehört  neben  den  Negern, 
Ostindien!,  Singalesen,  I^Ialayen,  Papuas, 
Polynesien!,  Indianern  etc.  zu  den  Arbeitern, 
ohne  welche  der  tropische  Plantagenbau 
nicht  nutzbar  zu  machen  ist.  Die  Frage 
der  europäischen  ünternehmeiinteressen  wii-d 
daher  die  sein,  ob  die  cliinesischen  Arbeiter 
anderen  Farbigen  voi*zuziehen  seien.  Die 
Antwoi-t  darauf  wird  zunächst  nach  der 
Produktionstechnik  der  einzelnen  Länder  ver- 
schieden ausfallen,  insofern  dieselbe  sehr 
verscliiedene  körperliche  Anstrengungen  vor- 
aussetzt, wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die 
üeberlegenheit  des  Cliinesen  um  so  mehr 
her\'ortritt,  je  schwerer  die  Arbeit  ist  und 
je  nachhaltiger  sie  ausgeübt  sein  will.  Hin- 
gegen ist  der  Chinese  falsch,  zu  Ver- 
brechen genei^,  mancherlei  Lastern  ergeben, 
schmutzig,  geizig,  anspruchsvoll  und  nicht 
leicht  zu  disciphnieren,  so  dass  dem  Arbeit- 
geber wieder  der  Vorteil  verloren  gehen 
kann,  den  der  Fleiss  des  Arbeiters  ihm  ge- 
bracht hat.  Dem  emancipierten  Negei-sklaveti 
gilt  er  unbe<lingt  für  überlegen.  Hinsicht- 
lich der  Geschicklichkeit  der  in  den  Tropen 
verwendbaren  Bässen  gehen  die  Urteile  stark 
aas  einander,  bezüglich  des  Chinesen  wird 
jedoch  allgemein  anerkannt,  dass  er  über 
ein  grosses  Nachahmun^talent  verfügt, 
genau  so  arbeitet,  wie  es  ihm  gezeigt  wor- 
den ist,  sorgfältig,  schablonenhaft,  Neuerungen 
und  Erfindungen  aber  nicht  zu  Wege  bringt. 

In  mehreren  tropischen  Gebieten  haben 
die  Chinesen  die  emgeborenen  Arbeiter  in 
vei-schiedenen  Geschäftszweigen  verdrängt, 
so  dass  es  auch  hier  nicht  bloss  eine  latente 
Chinesenfrage  geben  würde,  wenn  jene  ein- 
geborenen Arbeiter  in  der  Oeffentliclikeit,  in 
der  Politik  ein  Wort  mitsprechen  könnten. 
Beispiele  hierfür  bieten  die  Sandwichinseln 
und  die  Philippinen.  In  Südamerika  sind  die 
Indianer  nördlich  des  Wendekreises  auf  den 
Plantagen  nur  ausnahmsweise  zu  verwenden. 
Sie  sind  bisher  überwiegend  Wald-  und  Fi- 
schernomaden geblieben,  so  dass  die  Kiüiein- 
fuhr,  da  es  auch  seit  1854  keine  Negersklaven 
mehr  gab,  für  die  Zucker-  und  Guanoexpor- 
teure die  einzige  Möglichkeit  blieb,  über 
Arbeitskräfte  zu  verfügen.  In  Cuba  ist  die 
Zahl  der  Chinesen  gering  gegenüber  der- 
jenigen der  Neger  und  bedeutet  nur  im  be- 
schi-änkten  Sinne  einen  Wettbewerb  für  die 
letzteren,  da  dieselben  nach  ihrer  Emanci- 
pation  zum  grossen  Teil  nicht  regelmässig 
arbeiten  wollen  und  sich  daher  nicht  über 
etwaige  Konkurrenten  beklagen  können. 

In  den  tropischen  Wirtscliaftsgebieten 
treten  aber  die  Chinesen  keineswegs  nur 
als  Lohnarbeiter  auf  —  im  indischen  Archipel 


46 


Chinesenfrage 


ist  sogar  wegen  der  starken  eingeborenen 
raalayischeu  Arbeiterbevölkerung  ihre  Stel- 
hing  als  solche  nicht  ausschlaggebend  — 
sondern  auch  als  selbständige  Handwerker, 
als  Grossfabrikanten,  als  Landwirte  und  vor 
allem  als  Kaufleule.  Als  letztere  sind  sie 
anerkannt  geschickt  im  Grosshandel  sowohl 
als  im  Kleinhandel,  im  Warengeschäft  so 
gut  wie  im  Geldgeschäft.  In  vielen  Städten 
mnterindiens  imd  der  indischen  Inseln 
monojwlisieren  sie  den  Handel,  an  anderen 
Orten  sind  sie  ebenso  reich  und  haben 
ebenso  \iele  auswärtige  Beziehungen  ange- 
knüpft wie  ihre  holländischen  und  englischen 
Konkiurenten.  Dieser  kaufmännische  und 
unternehmende  Teil  der  chinesischen  Aus- 
wanderer hat  überall,  wo  er  sich  niederge- 
lassen hat,  wenn  auch  meist  keinen  pohti- 
schen,  so  doch  einen  grossen  sozialen  Ein- 
fluss,  der  für  jede  eiu-opäische  Kolonial- 
politik in  den  Tropen,  diö  mit  der  Chinesen- 
einw^andenmg  rechnet,  nicht  hoch  genug 
veranschlagt  werden  kann.  In  den  deutschen 
Kolonieen  wird  man  die  Chinesen  nicht  ent- 
behren können,  sobald  grössere  Kapitalien 
sich  dorthin  wagen,  und  dann  wird  es  eine 
Aufgabe  der  Gesetzgebung  sein,  solche  Vor- 
schriften zu  erlassen,  welche  die  üeber- 
flutung  der  Kolonieen  mit  chinesischen  Ge- 
schäftsleuten verhindern.  Das  Verbot  für 
alle  Chinesen,  als  selbständige  Gewerbe-  und 
Handeltreibende  sich  zu  etablieren,  femer 
Grundbesitz  zu  erwerben,  würde  sich  unbe- 
dingt durchführen  lassen. 

5.  Die  Chinesen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Die  Einwanderung 
aus  China  beginnt  im  Jahre  1848,  als  die 
ersten  californischen  Goldfunde  bekannt 
wurden.  Sie  vollzieht  sich  sehr  ungleich- 
massig  je  nach  dem  Bedarf  an  Arbeitern 
für  Bergwerke,  Landwirtschaft  imd  Eisen- 
bahnbau und  je  nach  der  Behandlung,  die 
ihr  von  Seiten  der  Amerikaner  zu  teil  wurde. 
Der  Census  der  Vereinigten  Staaten  von 
1870  zählte  63254,  von  1880  105448,  von 
1890  107  475  Chinesen.  Die  meisten  von 
ümon  lebten  in  Califomien  (1880  75132, 
1890  71691). 

Um  die  dortige  Bedeutung  der  chinesi- 
schen Einwandenmg  zu  verstehen,  wird 
niemand  den  Nutzen  verkennen  können, 
den  sie  der  wirtschaftlichen  Pi*od\iktions- 
fähigkeit  des  Landes  gebracht  haben.  An 
der  durch  ihre  Konkun'enz  hervorgebrachten 
sozialen  Wirkung  lässt  sich  aber  eine  fort- 
schreitende Entwickelung  verfolgen,  so  dass 
sich  hier  die  Beurteilung  nicht  so  einfach 
gestaltet.  Zuei'st  traten  die  Clünesen  über- 
wiegend als  Goldsucher  auf,  teils  als  selb- 
ständige Unternehmer,  teils  als  Lohnarbeiter, 
daher  die  Chinesenfrage  nm*  in  den  Gold- 
lagern aufgeworfen  wiu-de.  Als  aber  hier 
der  Verdienst  nachliess,  äusserte  sich  die 


Konkurrenz  bei  der  Fabrikarbeit,  dem  Hand- 
>verk,    der  Fischerei,   der  Landwirtschaft. 
Ein  anderer  Entwickelungsgang  ist  in  Fabrik 
und  Handwerk  in  der  Weise  zu  verfolgen 
gewesen,  dass  der  Wettbewerb  zuei'st  nur 
die  Lohnarbeit  traf.    Dieselbe  ist  eme  Schule 
für  die  Chinesen  gewesen,  welche  dann  auch 
bald   als   Hausindustrielie   und   Kleinunter- 
nehmer auftreten  konnten.    Schliesslich  kam 
der  chinesische  Grossunternehmer,  der  die 
Arbeit  seiner  Landsleute  geschickt  im  eigenen 
Betriebe  vereinigte.    Daneben  war  stets  der 
Kaufmann  vorhanden,  der  die  Produkte  seiner 
Gewerbszweige    absetzte.     Am    Ende    der 
70  er  Jahre  treffen  war  Chinesen,  wenn  auch 
in    sehr    verschiedenen    Mengen    und    un- 
gleicher   Beileutung    an    bei    der    Tabak-, 
Cigarren-,    Ci^ettenfabrikation ,     bei     der 
Schuhmacherei,  der  Hemdenfabrikation,  der 
Wollspinnerei,  Seilerei,  Seifensiederei,  Jute- 
verarbeitung, Streichholzfabrikation,  Wäsche- 
rei, Schneiderei,  Weberei,  Cigarrenkasten- 
fabrikation.    Wurden  durch  solche  Betriebe 
amerikanische    Arbeiter    oder    selbständige 
Gewerbetreibende   veixlrängt,    so   bedeutete 
dies    auch    zeitweise    ein    starkes  Angebot 
von   Arbeitskräften   in    anderen    Geschäfts- 
zweigen, deren  Inhaber  sich  also  indirekt 
durch    die    Chinesenkonkurrenz     betroffen 
fühlten.     In    der   californischen   Landwirt- 
scliaft     hatte     dieselbe    weniger    Einflnss, 
es  beklagten  sich  nur  die  Obst-  und   Ge- 
müsebauer.    Als   landwirtschaftliche   Tage- 
löhner auf  den  grossen  Weizenfai*men,   als 
Erdarbeiter    bei    Bewässerungs-    und    Ent- 
wässerungsarbeiten   werden    die    Chinesen 
immer  noch  sehr  gesucht,  gerade  so  wie 
sie  bei  dem  Bahn  bau  unentbehrlich  gewesen 
waren.     Die   Zerteilung   der   californischen 
Latifundien,    die   zum   Teü   noch  aus  der 
mexicanischen  Zeit  stammen,  ist  eine  agrar- 
politische  Fordening   der  70er  Jahre,   die 
heute  noch  nicht  eiiüllt  worden  ist.     Die 
kleinen  Farmer  sahen   nun   in  der  billigen 
Chinesenarbeit  eine  Verstärkung  der  Position 
der  (xrossgrundbesitzer  und  waren  also  mit 
der  Agitation  gegen  jene  auch  einverstanden. 
Der  amerikanische  Kaufmannstand   endlich 
hatte  auch  seine  Beschw- erden ,  da  er  sich 
im  Kleinhandel  bedrängt  sah,   die  Chinesen 
schlechte  Konsumenten  seiner  Waren  waren, 
sowohl    das    Verdiente    zum    grossen    Teü 
ersparten  und  in  Geldform  in  die  Heimat 
sandten   als  auch  den  von  dorther  impor- 
tierten Waren  gern  den  Vorzug  gaben.    So 
sehen  wir,  wie  die  meisten  wirtschaftlichen 
Interessen    dm*ch    die    Einwanderung    aus 
China  berührt  waren,    und  eine  volkswirt- 
schaftliche historisch  und  relativ  ab- 
wägende Beurteilung  dieser  Verhält- 
nisse wird  nicht  umhin  können,  zu  konsta- 
tieren,  dass  der  extensive  koloniale  Wirt- 
schaftszustand  CaJiforniens,  der  noch  1850 


Chinesenfrage 


47 


bis  1860  bestand  und  in  dem  jeder  Zusatz 
von  Arbeitskraft  unbedingt  ei-wttnscht  er- 
scheinen musste,  um  1880  einer  auf  manchen 
Gebieten  schon  intensiven  Volkswirtschaft 
mit  einer  ausgesprochenen  sozialen  Diffe- 
renzierung Platz  gemacht  hatte.  Dort,  wo 
alles  Land  okkupiert  ist,  wo  eine  gewerb- 
liche Arbeiterfrage  besteht,  wo  Absatz- 
stockungen und  üeberproduktion  bekannt 
sind,  wo  jede  produktionstechnische  An- 
gelegenheit auch  eine  besondere  soziale 
Wirkung  hat,  kommt  es  sehr  auf  die  Quali- 
tät der  Einwanderung  an. 

Dass  die  Chinesenkonkurrenz  so  scharf 
von  den  amerikanischen  Arbeitern  und  Ge- 
schäftsleuten empfunden  wurde,  erklärt 
sich  sowohl  aus  der  Anpassungsfähigkeit 
der  Asiaten  an  die  üblichen  Produktions- 
methoden als  auch  aus  der  billigen  Lebens- 
weise, welche  geringere  Ansprüche  an  Lohn 
und  Gewinn  stellen  liess,  als  dies  den  Ame- 
rikanern und  eingewanderten  Europäern 
möglich  war. 

Es  sei  noch  erwähnt,  dass  in  Nord- 
amerika ausser  diesen  Argumenten  au(*h 
mancherlei  andere  gegen  die  Chinesen  vor- 
gebracht worden  sind:  die  Schwierigkeiten, 
die  aus  der  instinktiven  Rassenabneigimg 
imd  dem  Rassenhass  sich  ergeben,  die  mo- 
ralische Verworfenheit  der  Einwanderer, 
die  diurch  sie  verbreiteten  Laster  des  Spie- 
les, des  Opiumgenusses,  der  Prostitution, 
endlich  die  politischen,  —  dass  nämlich 
«iie  grossen  Geheimbünde  ein  imperium  in 
imperio  wäi-en  und  dass  deren  Leiter  Civil- 
und  Kriminaljurisdiktion  über  ihre  Landsleute 
ausübten. 

Li  Californien  sind  im  Verlaufe  der 
Jahre  zahlreiche  Gesetze,  Staats-  imd  Stadt- 
verordnimgen  gegen  die  verhassten  Mongo- 
len erlassen.  DsJiin  gehören  die  Vorschrif- 
ten über  die  Wohnungen,  die  Behandlung 
der  chinesischen  Verbrecher,  die  gericlit- 
lichen  Zeugenaussagen,  die  Ausübung  der 
Fischerei,  die  Benutzung  von  Hospitälern  etc. 
Um  solche  Dinge  hatte  sich  (he  Union  nicht 
zu  kümmern,  und  sie  blieben  meist  zu 
Recht  bestehen.  Hingegen  erkannte  sie 
Einwanderertaxen ,  Einwanderungsverbote 
direkter  oder  indirekter  Art,  an  denen  es 
auch  nicht  gefehlt  hat,  niemals  an,  da  der- 
gleichen der  einzelslaatlichen  Kompetenz 
entrückt  ist  und  die  mit  China  abge- 
schlossenen völkerrechtlichen  Verträge  re- 
spektiert wurden.  Dieselben  sind  aus  den 
Jahren  1844,  1858  und  1868.  Der  letztere, 
der  sogenannte  Burlingame- Vertrag,  er- 
kannte insbesondere  für  beide  Völker  an, 
»das  dem  3Ienschen  angeborene  und  unver- 
äusserliche Recht,  den  Wohnsitz  und  die 
Staatsangehörigkeit  zu  ändern,  imd  ebenso 
die  wecLselseitigen  Vorteile  der  freien  Aus- 
wanderung  ilirer    Unterthanen   von    einem 


Lande  zu  dem  anderen  zum  Zwecke  der 
Wissbegier,  der  Handelsinteressen  oder  der 
festen  Ansiedelung«.  Sollte  also  in  Ame- 
rika die  Zuwandening  aus  China  verboten 
oder  besdiränkt  werden,  so  musste  zunächst 
dieser  Vertrag  geändert  wenlen.  Das  ist 
dann  auch  1880  dui-ch  das  Abkommen  von 
Peking  geschehen,  nach  dem  die  Eegierung 
von  China  sich  damit  einverstanden  erklärte, 
»dass  die  Regierung  der  Vereinigten  Staa- 
ten die  Einwanderung  und  den  Aufenthalt 
chinesischer  Arbeiter  regulieren,  be- 
schränken o<ler  suspendieren,  jedoch  nicht 
gänzlich  verbieten  dürfe*.  Kaufleute,  selb- 
ständige Gewerbeti-eibende,  Reisende  aller 
Ai't  werden  also  damit  nicht  berührt;  auch 
soUte  sich  die  Bestimmung  nicht  auf  die 
Arbeiter  beziehen,  die  bereits  in  den  Ver- 
einigten Staaten  lebten,  denen  es  \ielmehr 
fi'eigestellt  wurde,  nach  ihrem  Belieben  zu 
gehen  und  wiederzukommen. 

Infolge  dieses  Vertrages  erliess  der 
Kongress  ein  Gesetz,  welches  die  Einwan- 
derung chinesischer  Ai-beiter  füi*  10  Jahi*e 
verbot.  (Gültig  v.  4.  August  1882,  mit  ver- 
schärften KontroUmassregeln  v.  5.  Juli  1884 
versehen.)  Es  ist  sicher,  dass  hierdurch 
eine  starke  Beschränkung  der  Einwande- 
nmg  ausgeübt  worden  ist.  Da  aber  die 
Kontrolle  nicht  immer  entschieden  genug 
geübt  wurde,  liess  die  Antichinesenagitation 
auch  in  den  80  er  Jahren  nicht  ganz  nach, 
so  dass,  als  1892  das  frühere  Gesetz  wie- 
derum auf  10  Jahre  erlassen  wui-de,  sehr 
schai'fe  Bestimmungen  hinzugefügt  wurden, 
damit  nicht  an  Stelle  aus  Amerika  fort- 
gehender, zur  Rückkehr  dorthin  berechtig-  \ 
ter  chinesischer  Arbeiter,  andere  treten 
könnten. 

6.  Die  Chinesen  in  Australien.  In 
Australien  sind  die  Chinesen  ähnlich  be- 
handelt worden  wie  in  Nordamerika.  Auch 
hier  war  die  wirtschaftliche  Konkurrenz  der 
Mittelpunkt,  von  dem  alle  Ansprüche  aus- 
strahlten, und  Lohnarbeiter  und  Lnternehmer 
nahmen  ihre  Stellung  zu  der  Frage,  je  nach- 
dem sie  sich  betroffen  fühlten.  So  zeigen 
in  Agitation,  Gesetzgebung,  öffentlichem 
Urteil  beide  Länder  Parallelen,  die  sich  oft 
bis  in  Kleinigkeiten  hin  gleichen.  Immerhin 
sind  auch  Abweichungen  unverkennbar.  Zu- 
nächst, formell  betrachtet,  ist  in  Australien 
keine  Bundesgesetzgebung,  sondern  bis  in 
die  neuere  Zeit  eine  vielgestaltige  einzel- 
staatliche Gesetzgebung  vorhanden  gewesen, 
femer  was  die  materielle  Seite  angeht,  ist 
die  Chinesenkonkun'enz  hier  auf  wenigeren 
Gebieten  zu  Tage  getreten,  so  dass  der 
Ausschluss  der  Asiaten  mehr  den  Charakter 
der  einseitigen  Interessenvertretung  als  den 
des  volkswirtschaftlichen  Bedürfnisses  trägt. 

Litteratar:    Tr»    Ratzelf    Die   chinesische  Aus- 
tcanderung,  Breslau  187 G,    —   Berselhe,  Eine 
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Serie  von  Aufsätzen  im  Globus  1881.  —  K» 
Andree,  Geographie  des  Welthandels,  Bd.  II, 
Stuttgart  1872.  —  George  JF.  Seward,  Chinese 
Immigration,  New-York  1881.  —  Sartot^us  r. 
Walterahauaen,  Die  Chinesen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  TUbing.  Zeitschr. 
1888  mit  Quellenangabe  über  Nordamerika  S. 
889.  —  Derselbe,  Chine^enfmge ,  im  H.  d. 
St.,  Suppl.  Bd.  I.  S.  265  ff.  —  O.  Ruhland, 
Der  achtstündige  Arbeitstag  und  die  Arbeiter- 
Schutzgesetzgebung  der  australischen  Kolonieen, 
Tiibing.  Zeitschr.  1891.  —  St.  Bauer,  ArbeiUr- 
f ragen  und  Lohnpolitik  in  Austraia*ien,  Jahrb. 
f.  Nat,  u.  Stat.  1891.  —  The  Statestnan^s 
Tear  Book  1865 — 1895.  —  E,  Tappenbeck 
in  der  deutschen  Kolonialzeitung,  1894j  15.  Sept. 
und  8.  Dez.  —  Fr.  Christmann,  Australien 
1870.  —  H,  Gabriel,  Die  rechtliche  und 
wirtschaftliche  Lage  der  Kiilis  auf  tropischen 
Pflanzungen  etc.,  im  Jahrbuch  der  internatio- 
nalen Vereinigung  für  vergl.  Eechtstcissenschaß 
und  Volkstpirtschaßslehre,  1897.  —  O.  Frhr, 
V,  Boenigkf  Die  Anti4:hinesenbewegung  in 
Amerika,  Festgabe  für  Karl  Knies.  : —  C 
Plehn,  Labor  in  California  in  The  Yale 
Üeview,  1896.  —  Globus  1862—96,  Ausland 
1855 — 96,  No  r  th  American  Review  Bd. 
148  u.  154,  Export  1896—97. 

A,  Sartorius  von  Waltershausen. 


Circnlationssteuer, 

s.  Transportsteiier,  Verbrauchs- 
steuern. 


Christlich-soziale  Bestrebangen, 

s.  Soziale  Reforrabestrebungen. 


Cibrario,  Gioyanni  Antonio 
Lui^,  Graf, 

geb.  zu  Turin  am  23.  II.  18C2,  gest.  zu  Salo 
am  Gardasee  am  1.  X.  1870.  Seit  1824  ge- 
hörte er  dem  sardinischen  Staatsdienste  an  und 
stand  in  den  Jahren  18ö0 — 1856  an  der  Spitze 
des  Generalzollamts  und  der  Ministerien  der 
Finanzen,  des  Unterrichts  und  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  des  Königreichs  Sardinien ;  das 
letzte  Portefeuille  gab  er  1856  an  Cayour  ab. 

Yon  seinen  in  Buchform  erschienenen  staats- 
wissenschaftlichen Schriften  seien  genannt: 
Deir  economia  politica  del  medio  evo  hbri  tres, 
3  vols.  Turin  1839;  dass.  5.  Aufl.  2  vols.,  1861; 
dass.,  ins  Franz.  übs.  von  A.  Bameaud  u.  Wo- 
lowski,  2  Bde.,  Paris  1859.  (Eine  auf  That- 
Sachen-  und  Zustandsschilderungen  beschränkte 
Wirtschaftsgeschichte  des  Mittelalters,  in  wel- 
cher Yon  jeder  Bezugnahme  auf  einschlägifi^e 
Theorieen  Abstand  genommen  ist.)  —  Delle 
finanze  della  monarcMa  diSavoja,  discorsi  tres, 
Turin  1841. 

Vjfl.  über  Cibrario:  Odorici,  II  conte  Luigi 
Cibrano  e  i  sui  tempi,  Florenz  187S.  —  H.  d. 
St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  833. 

Lippert, 


Cichoriensteuer, 

s.  Verbrauchssteuern. 


CiTilliBte. 

1.  Einleitung.  2.  Die  Formen  der  C.  3. 
Staatsrechtliche  und  finanzrechtliche  Verhältnisse. 
4.  Die  Höhe  der  C.  5.  Faktische  Zustände  in 
den  einzelnen  Staaten.    6.  Die  Bepubliken. 

1.  Einleitung,  unter  Civilliste  im  wei- 
testen Sinne  versteht  man  jenen  ausgesonder- 
ten Teil  des  Staatsbudgets,  welcher  für  die 
Bedilrfnisse  des  Staatsoberhaupts  als  solchen 
und  der  Dynastie  bestimmt  ist.  In  republi- 
kanischen Staaten  tritt  an  die  Stelle  der 
Civilliste  der  Gehalt  des  Präsidenten,  Re- 
gieningskollegiums  etc.  Die  Civilliste  ge- 
hört somit  zu  den  Verfassungsausgaben  und 
bildet  nicht  nur  in  allen  konstitutionellen, 
sondern  auch  in  einigen  absolut  regierten 
Staaten  seit  Ende  des  18.  Jahrhunderts  einen 
überall  anzutreffenden  Bestandteil  des 
Staatshaushalts.  Der  Name  »Civilliste«, 
welchen  unter  den  deutschen  Ländern  zu- 
erst (1818)  Baden  aufgriff,  entstammt  den 
englischen  Einrichtungen  und  ist  für  die  zu 
Grande  liegende  Sache  vollkommen  unzu- 
treffend ;  es  würde  sich  vielmehr  empfehlen, 
in  der  Wissenschaft,  so  wie  es  in  der  Praxis 
der  Staatsbudgets  schon  ziemlich  allgemein 
der  Fall  ist,  einen  konkludenten  Ausdruck 
zu  wählen,  z.  B.  »Hofstaatsausgabenc 

In  England  wurden  unter  Wilhelm  III.  die 
bis  dahin  ganz  durch  den  König  bestimmten 
Ausgaben  getrennt,  so  dass  die  Ausgaben  für 
Heer  und  Kriegsflotte  (Army  Navy)  der  jähr- 
lichen Parlamentsbewilligung  unterstellt  wur- 
den, während  die  übrigen  Ausgaben  das  Civil 
Government,  den  Bedarf  des  Hofes  und  der  Civil- 
verwaltung  umfassten  und  ausschliesslich  der 
königlichen  Verfügung  unterstanden.  Dieser  Teil 
des  Budgets  hiess  Civil  list,  umfasste  aber 
nicht  nur  die  Hofauslagen,  sondern  die  ganze 
damalige  Civilverwaltung.  Da  jedoch  die  so- 
genannte erbliche  Revenue  des  Königs,  her- 
stammend aus  den  Zeiten  der  normannischen 
Eroberung,  im  Laufe  der  Zeit  stark  geschwunden 
war,  konnte  er  mit  derselben  das  Auslangen  fUr 
den  Hof  und  die  sich  entwickelnde  Verwaltung 
nicht  finden,  so  dass  unter  Geor^  II.  800000  £ 
jährlich  als  Einnahme  aus  dieser  erblichen 
Kevenne  garantiert  wurden.  Q«org  III.  Uberliess 
die  schlecht  verwaltete  königliche  Kevenue  für 
die  Zeit  seines  Lebens  dem  Parlamente  gegen 
einen  Jahresbetrag  von  800000  £,  wobei  im 
Verlaufe  der  Zeit  mannigfache  Staatsausgaben 
aus  dieser  Civüliste  ausgeschieden  wurden; 
übrigens  behielt  er  die  erbliche  Revenue  von 
Schottland  und  Irland.  Geor^  IV.  uberliess  die 
ganze  Revenue  aus  England  und  Irland  für 
seine  Renerungszeit  gegen  1057000  £.  Unter 
Wilhelm  IV.  erfolgte  die  Ausscheidung  beträcht- 
licher Staatsausgaben,  namentlich  von  Gehalten 
und  Pensionen,  weshalb  diese  nur  mit  510000  £ 
festgesetzt  wurde.     Königin   Viktoria  endlich 

fab,   nach  Ausscheidung  aller  Staatsauslagen 
em  Parlamente  die  ganze  erbliche  Kronrevenue, 
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mit  Yorbebalt  des  Rechtes  der  Erblichkeit 
ge^n  eine  feste  Civilliste  fden  Betrag*  s.  unten 
8Q0  5),  unter  Beibehaltung  besonderer  Einkünfte 
aus  den  Herzogtümern  Comwall  und  Lancaster. 
I^ach  Berechnungen  des  Parlaments  bezogen 
die  Könige  aus  der  Civilliste  nicht  mehr,  als 
die  ^erbliche  Revenue"  abwirft.  Gegenwärtig 
dient  also  die  Civilliste  in  England  nur  den 
Bedürfnissen  des  Hofes. 

Von  einer  Civilliste  kann  geschichtlich  erst 
gesprochen  werden,  sobald  die  Ausscheidung 
bestimmter  Teile  der  Staatseinnahmen  für  den 
Bedarf  des  Landesherm  nach  einer  feststehenden 
Norm  und  nicht  nach  dem  Belieben  des  Re- 
nnten selbst  erfolgt.  Dies  ist  unbedingt  nur 
in  reprä^ntativen  Staaten  der  Fall,  und  es 
büdete  sich  deshalb  diese  Institution  dort  zuerst 
heraus,  wo  der  Parlamentarismus  am  weitesten 
zurückreicht,  in  England,  wo  der  Name  im  17. 
Jahrhundert  aufkommt  Dabei  aber  bedurfte 
es  einer  beinahe  zweihundertiährigen  Entwicke- 
lung",  ehe  sich  der  Kern  der  Civilliste  rein 
loslöste  und  alle  ursprünglich  verquickt  ge- 
wesenen fremdartifi^en  Bestandteile,  nämlich 
eigentlicher  Verwaltungsbedarf,  in  die  zuge- 
hörigen Teile  des  Staatsbudgets  überwiesen 
wurden.  Eine  kräftige  Förderung  in  den 
meisten  kontinentalen  Staaten  erhielt  dann  die 
Herausbildung  des  Begriffes  zur  Zeit  des  auf- 

Seklarten  Absolutismus,  wobei  die  Feststellung 
er  konkreten  Verhältnisse  zumeist  einseitig^ 
durch  die  Landesherren  erfolgte.  Von  da  ab 
ist  das  Auftreten  der  Civilliste  an  den  Eintritt 
der  Yerfassungszustände  geknüpft;  wir  be- 
gegnen ihr  zunächst  in  Frankreich  und  dann 
in  den  übrigen  Staaten,  sobald  sie  in  diese  Re- 
gierungsform übergehen,  und  sie  bildet  natur- 
femäss  auch  bei  der  Schöpfung  der  neuen 
taaten  des  19.  Jahrhunderts  ein  wesentliches 
konstituierendes  Moment  der  Verfassungsur- 
kunden.  Dabei  ist  jedoch  die  Entwickelung 
der  Civilliste  in  den  deutschen  Ländern  eine 
ganz  besondere;  sie  hängt  hier  mit  der  Ge- 
schichte des  Domaniums  [s.  d.  Art.  „Domänen" 
sub  11)  zusammen,  und  es  kann  von  ihr  erst 
gesprochen  werden,  sobald  sich  Fürst  und  Staat 
über  ihre  Ansprüche  an  dasselbe  auseinander- 
setzen. Diese  Auseinandersetzungen  beginnen 
mit  dem  18.  Jahrhundert,  werden  durch  die 
Yor^^änge  des  Jahres  1848  häufiger  und  reichen 
bis  in  £e  jetzige  Zeit  hinein;  zum  Teil  sind 
sie  überhaupt  noch  gar  nicht  erfolgt.  Aus 
dieser  geschichtlichen  Entwickelung  ergeben 
sich  nun  die  Formen,  in  welcher  die  Civilliste 
in  die  Erscheinung  tritt 

Die  ganze  Eünriehtung  der  Civilliste  steht 
heute  noch,  weit  mehr  als  die  meisten 
übrigen  Budgetbestandteile,  unter  dem  Banne 
der  historischen  fintwickelung ;  die  positive 
Gestaltung  besonders  in  den  deutschen 
Ländern,  wo  sich  die  Civilliste  aus  dem 
Eammergute  imd  den  Domänen  heraus- 
bildete, hat  die  Basis  für  die  Entwickelung 
der  finanzwissenschaftlichen  Doktrin  von 
der  Civilliste  abgegeben  ^  welche  infolge- 
dessen von  Einseitigkeit  nicht  freizu- 
sprechen ist 

Bie  Civilliste  umfasst  die  Summen  für 
die  Bestreitung  der  Bedürfnisse  sowohl  des 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften«    Zweite 


Staatsoberhauptes  als  auch  der  regierenden 
Familie,  imd  zwar  sind  mit  Rüc&icht  auf 
das  erstere  speciell  folgende  Bedarfsgnippen 
zu  erwähnen  1.  der  Lebensunterhalt  und 
zwar  a)  die  personlichen  Auslagen  der  Pri- 
vatschatulle (allerdings  versteht  man  unter 
Privatschatulle  hie  und  da  auch  die  j)rivaten 
Einkünfte  des  Monarchen  ausserhalb  der 
Civilliste),  b)  die  Auslagen  der  Hoflialtung, 
d.  i.  der  Hofämter  oder  Hofstäbe,  Ordens- 
kanzleien und  dergleichen.  Davon  zweigt 
sich  häufig  der  Bedarf  der  sogenannten 
»Kabinettsfeanzlei«  durch  besondere  Budge- 
tierung  ab,  2.  die  Pflege  der  Kunst;  da 
gegenwärtig  im  allgemeinen  staatlicherseits 
für  die  Fördenmg  der  Kunst  imverhältnis- 
mässig  wenig  geschieht,  so  haben  diese 
Ausla^n  der  Civilliste  unleugbar  staatliche 
Funktion  (Theater,  Gemälde^erieen  etc.), 
3.  die  Pflege  der  AVoblthätigkeit ;  auch  hier 
vermögen  die  Ausgaben  der  Civilliste  viel- 
fach ausgleichend  zu  wirken.  —  Diese  Aus- 
gaben geholfen  zmneist  zum  ordentlichen 
Aufwände;  zu  den  ausserordentlichen  Aus- 
gaben der  CiAdUiste  gehören  Heiratsaus- 
stattungen ,  Veranstaltungen  kostspieliger 
Reisen,  ausserordentliche  Gesandtschafteu, 
Ehrengeschenke,  Begräbnisse,  Feste,  Aus- 
steUungen  und  dergleichen.  In  diesen 
Fällen  erfolgen  liäufig  auch  entsx)rechende 
ausserordentliche  Budgetmassnahmen. 

Bei  der  Anlage  der  Civilliste  handelt  es 
sich  um  Form,  Höhe  und  die  staats- 
sowie  finanz rechtlichen  Verhältnisse, 
und  die  Grundsätze,  nach  welchen  sie  er- 
folgen soll,  sind  einerseits  staatsrechtlicher 
bezw.  staatspolitischer  und  anderer- 
seits finanzwirtschaftlicherNatur.  In 
erstgenannter  Beziehung  handelt  es  sich  um 
die  Anlage  der  Civilliste  mit  Rücksicht  auf  die 
verfassungsrechtliche  Entwickelung  und  auf 
die  Wahrung  der  Attribute  des  Staatsober- 
hauptes in  einem  monarchischen  Staate,  in 
zweitgenannter  Richtimg  um  Erzielung  des 
ökonomisch  besten  Effektes  für  den  Mo- 
narchen, für  das  Staatsbudget  und  die  ge- 
samte VoLkswirtscliaft  in  einem  Staate. 

2,  Die  Formen  der  C.  Es  giebt 
zwei  Hauptformen  der  Civilliste,  nämüch 
die  geldwirtschaftliche  und  die  do- 
manialeForm.  I)  Die  geldwirtschaft- 
liche (historisch  die  weitaus  spätere)  Form, 
die  Civilliste  im  engeren  Sinne,  besteht  in 
der  Aussetzung  einer  bestimmten  Geld- 
summe f ilr  die  Bestreitung  der  Ausgaben 
des  Monarchen  und  seines  Hauses,  welche 
einfach  einen  Posten  des  Staatsbudgets 
bildet.  Diese  geldwirtschaftliche  Form  der 
Civilliste  ist,  mit  Ausnahme  der  deutschen 
Staaten,  geradezu  allgemein  üblich,  insbe- 
sondere z.  B.  in  Oesterreich-Ungam,  Italien, 
Spanien,  Norwegen  -  Schweden,  Dänemark, 
Griechenland,     Rumänien,     Serbien     etc. 

Auflage.    III.  4 
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II.  Die  domaniale  Form,  die  wenigstens 
dem  Principe  nach  natiiralwirtschaftliche, 
findet  ihre  Begründung  in  dem  Kammergiite 
oder  tiberhaujjt  im  fiirsüichen  Liegenschafts- 
besitze früherer  Zeiten  und  besteht  in  der 
Fundierung  der  Ausgaben  des  Monarchen 
und  der  Dynastie  auf  einen  bestimmten 
Komplex  von  Liegenschaften.  Diese 
Form,  welche  sich  am  ausgesprochensten 
in  den  deutschen  Ländern  vorfindet,  erhält 
wieder  verschiedene  Gestaltimgen  je  nach 
den  Phasen,  welche  das  Domanium  durch- 
gemacht hat  Diese  Formen  sind:  1.  die 
englische  Form  besteht  in  der  zeitlichen 
Hingabe  der  erblichen  aus  dem  alten  Liegen- 
schaftsbesitze der  Könige  stammenden  Ee- 
venuen  an  den  Staat  gegen  Auszahlung  einer 
bestimmten  Jahressumme  seitens  desselben 
imter  Vorbehalt  des  Erbrechtes  an  den 
Grütem.  2.  Die  französische  Form  be- 
stand in  dem  üebergange  des  gesamten 
Liegenschaftsbesitzes  des  Monarchen  bei 
seinem  Eegierungsantritte  in  das  Staats- 
eigentum, unter  Festsetzung  einer  Civilliste, 
welche  aber  mit  den  Erträgnissen  der 
Liegenschaften  in  keinem  Zusammenhange 
steht.  3.  Die  deutschen  Formen  und 
zwar  a)  die  ursprüngliche  domaniale 
Form  besteht  darin,  dass  die  Erträgnisse 
der  fürstlichen  Stammgüter  sowohl  für  den 
Haushalt  des  Regenten  als  auch  für  den 
Staatsbedarf  bestimmt  sind,  ohne  dass  es 
zu  einer  grundsätzlichen  Scheidung  der 
beiden  Bestandteile  gekommen  wäre.  Dieser 
lu^prüngliche  Zustand  des  Domaniums  be- 
steht nur  noch  sehr  vereinzelt  (Mecklenburg, 
beide  Reuss,  Waldeck),  b)  Die  Ausein- 
andersetzungen zwischen  Fürst  und 
Staat  führten  dann  unter  Beseitigimg  dieses 
unklaren  und  von  vielen  ünzukömmHch- 
keiten  bereiteten  Systems  zu  mehreren 
typischen  Formen :  a)  entweder  wurde  eine 
faktische  Realteilung  der  Stammgüter 
vorgenommen,  wodurch  der  Landesherr  un- 
beschränktes Eigentum  über  den  einen 
Gutskomplex  erhielt,  welcher  ziu*  Bestrei- 
tung seines  Haushaltes  ausschliesslich  dienen 
sollte  (Anhalt,  beide  Lippe,  Sachsen-Alten- 
burg, Sachsen  -  Coburg  -  Gotha)  oder  ß)  es 
wnirden  dem  Fürsten  nur  die  Erträg- 
nisse gewisser  ehemaliger  Domanialgüter 
als  Civilliste  zugewiesen  und  zu  diesem 
Zwecke  die  letzteren  aus  der  Gesamtmasse 
ausgeschieden  (ehemals  Hannover,  dann 
ähnhch  die  Niederlande),  oder  endlich  y)  es 
wurde  von  dem  Ertrage  des  ehemaligen 
Domaniums  ein  bestimmter  Geldbetrag 
als  Civilliste  ausgeworfen,  diese  letzte  Form 
wuinle  am  häufigsten  gewählt  und  findet 
sich  in  Preussen  sowie  in  den  meisten 
übrigen  deutschen  Staaten.  In  der  Regel 
werden  nur  die  hier  als  deutsche  Formen 
benannten  Arten  der  Civilliste  als  domaniale 


Formen  bezeichnet,  wobei  man  dann  die 
unter  ß)  und  y)  erwähnten  Formen  auch  als 
»halbdomaniale«  bezeichnet  —  Die  näheren 
Modalitäten  der  verschiedenartigen  Domanial- 
abkommen  kommen  hier  nicht  in  Betracht; 
nur  sei  bemerkt,  dass  in  manchen  dieser 
Recesse  dem  Landesherrn  das  Eigentum  der 
ehemaligen  Domanialgüter  vorbehalten  ist, 
wenngleich  deren  Erträgnisse  teilweise  zu 
Staatszwecken  dienen,  oder  dass  eine  Haf- 
tung desselben  für  die  stipulierte  Geldsumme 
vereinbart  wurde. 

Neben  diesen  zur  Ci\illiste  dienenden 
Wertmengen  sind  meist  noch  bestimmte 
Schlösser,  Parkanlagen  und  dergleichen, 
dann  aber  auch  Kunstgegenstände  u.  s.  f. 
dem  Landesherm  zum  Niessbrauch  über- 
wiesen. In  Frankreich  war  hiefür  der 
Ausdruck  »Dotation  de  la  couronne«  im 
Gegensatze  zu   »Liste  dvüe«   gebräuchlich. 

Die  Anordnung  desjenigen  Bestandteiles 
der  Civüliste  im  weiteren  Sinne,  welcher 
sich  auf  die  übrigen  Mitglieder  der  Dynastie 
bezieht,  erfolgt  naturgemäss  zunächst  im 
Rahmen  der  eben  dargestellten  Formen  und 
begreift  Apanagen  der  volljährigen  Mit- 
glieder, Wittume,  Aussteuern  und  unliebes 
in  sich.  Die  hiefür  erforderlichen  Beträge 
sind  a)  entweder  in  der  CiviUiste  bereits 
inbegriffen  und  werden  vom  Staatsober- 
haupt festgesetzt  (Oesterreich-Üngarn,  Preus- 
sen, Baden,  Hessen,  Russland,  Italien  etc.),  b) 
oder  sie  werden  neben  den  für  den  Landes- 
herm festgesetzten  Wertmengen  geson- 
dert ausgeworfen,  und  zwar  a)  individuell 
für  jedes  Mitglied  unter  eventueller  Berück- 
sichtigung des  Yerwandtschaftsgrades  und 
Civilstandes  (England,  Spanien,  Niederlande, 
Dänemark,  Schweden -Norwegen)  oder  ß) 
unter  Vererbung  nach  Linien  (Württemberg, 
Königreich  Sachsen,  Bayern). 

Von  Seiten  der  finanzwissenschaftlichen 
Doktrin  sind  verschiedene  Anhaltspunkte 
überliefert,  nach  welchen  die  Formen  der 
Civilliste  und  Apanagen  zu  beurteilen  sein 
sollen.  Vornehmlich  wird  vom  staatspoliü- 
schen  Gesichtspunkte  aus  darauf  hinge- 
wiesen, dass  bei  der  domanialen  Form  und 
den  ähnlichen  Gestaltungen,  dann  bei  Ein- 
beziehung der  Apanagen  in  der  Civilliste 
der  Effekt  erzielt  werde,  dass  die  wieder- 
holte Diskussion  über  diesen  Gegenstand 
überflüssig  werde,  was  zum  Vorteile  der 
Wahrung  des  monarchischen  Ansehens  aus- 
schlagen solle ;  vom  finanzpolitischen  Stand- 
punkte aus  wird  bemerkt,  dass  bei  den  do- 
manialen und  ähnlichen  Formen  eine  Be- 
lastung der  Staatsbürger  für  den  landes- 
herrhchen  Haushalt  entMle.  Derartige  Rai- 
sonnements  lagen  zur  Zeit  der  Domanial- 
abkommen  nahe,  haben  aber  weniger  Be- 
deutung, da  das  deutsche  System  eine  ganz 
konkrete   historische  Entwickelung   enöiält 
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und  sonst  aDgemein  die  Geldcivilliste  Ein- 
gang gefunden  bat ;  übrigens  finden  sich  die 
domanialen  Systeme  doch  mefst  nur  in 
kleineren  Staaten.  Bei  jetzt  vorzunehmen- 
den Regehmgen  der  CiviUiste  wird  das  all- 
gemein ziun  Diirchbnich  gelangte  geldwirt- 
schaftliche Princip  auch  hier  sein  Recht 
behaupten.  Eine  parlamentarische  Diskus- 
sion über  die  Givüliste  aber  kann  in  mo- 
narchisch gesinnten  Staaten,  wenn  diese 
|)olitisch  reif  sind,  nie  das  Ansehen  der 
Dynastie  schädigen,  wenn  diese  nicht  durch 
Verschwendung  u.  s.  f.  selbst  Anlass  giebt. 
Ist  aber  das  Ansehen  der  Dynastie  er- 
schüttert, dann  wird  es  auch  durch  völlige 
Verschleierung  der  Verhältnisse  der  Civil- 
liste  nicht  gestützt  werden.  Die  Beratungen 
über  dieselbe  würden  sich  noch  würdiger 
gestalten,  wenn  die  bedeutenden  Siunmen 
mehr  bekannt  wären,  welche  für  Förderung 
der  Kirnst  und  für  Wohlthätigkeit  aus  ihr 
bestritten  werden. 

3.  Staatsrechtliche  und  iiiianzrecht- 
liche  YerhältDisse.  1.  Die  Regelung 
der  CiviUiste  ist  entweder  schon  in  der 
Verfassungsurkunde  gegeben  oder  sie  er- 
folgt durch  besondere  Finanzgesetze,  oder 
endlich  sie  ergiebt  sich  implicite  durch  das 
Zustandekommen  des  aUgemeinen  Finanz- 
gesetzes. Die  Verfassunpsurkunden  ent- 
halten meist,  aber  nicht  immer,  auch  Be- 
stimmungen über  die  CivilHste,  entweder 
in  dem  Sinne  einer  vollständigen  Feststel- 
lung, wie  dies  etwa  bei  den  Ländern  des 
Domanialabkommens  öfters  der  Fall  ist, 
oder  durch  Bestimmung  allgemeiner  Mo- 
dalitäten ,  z.  B.  dass  die  Bemessung 
stets  bei  der  Thronbesteigung  stattfinden 
soUe,  dass  die  Apanagen  nicht  in  Liegen- 
schaften bestehen  dürfen  etc.;  in  dem  letz- 
teren Falle  sind  dann  gegebenen  Falls  ein- 
fache Gesetze  erforderhch.  üeberhaupt  nur 
solche  einfache  Gesetze  bestehen  dann  in 
mehreren  Ländern,  auch  in  solchen  mit 
Domanialabkommen,  welch  letztere  überdies 
früher  auch  durch  Manifeste  etc.  zu  stände 
kamen.  Die  Fixierung  der  Civüliste  diu-ch 
das  allgemeine  Finanzgesetz  ist  sehr  ver- 
einzelt. —  Femer  kommen  hier  noch  jene 
hausgesetzlichen  Bestimmungen  in  Betracht, 
welche  auf  die  Anordnung  der  Apanagen, 
das  Zusammenhalten  der  Güter  etc.  abzielen. 
2.  Die  Regelung  der  CiviUiste  kann  erfolgen 
a)  ein  für  allemal,  vorbehaltlich  einverständ- 
licher Abänderungen  durch  Fürst  .und  Ver- 
tretung, wie  dies  dort  der  Fall  ist,  wo  eine 
erschöpfende,  meist  grundgesetzliche  Aus- 
einandersetzung Platz  fand,  b)  was  ein  sehr 
häufiger  FaU  ist,  auf  Lebensdauer,  bemessen 
l:«€i  der  Thronbesteigung  (England,  Spanien, 
Niederlande,  Dänemark,  Schweden,  Sachsen 
etc.),  c)  auf  eine  ohne  bestimmten  End- 
termin, also  bis  auf  weiteres  fixierte  Dauer 


;  (Preussen),  endlich  d)  jälirlich.  respektive 
mit  den  jeweiligen  allgemeinen  oder  sonst 
zeitlich  genau  begrenzten  Budgetperioden 
(Oesterreich-Ungarn  seit  Einführung  des 
Dualismus  für  je  10  Jahre).  3.  Gewisse 
finanzrechtUche  Bestimmungen  bezüglich  der 
CiviUiste  ergeben  sich  aus  der  bevorrechte- 
ten Stellung  des  Landesherm,  wie  z.  B. 
die  Steuerireiheit  desselben  von  Staats- 
steuern.  Andere  wie  die  Unverschuldbar- 
keit  Überhaupt  oder  über  die  Lebenszeit 
hinaus,  die  Unpfändbarkeit  oder  die  Behand- 
lung der  Erilbrigimgen ,  sind  eine  Folge 
des  dauernden  Charakters  der  monarchi- 
schen Institution.  Der  budgetäre  Grundsatz 
der  Speciaütät  hat  auf  die  CiviUiste  keine 
Anwendimg. 

Auch  bezüglich  der  Staats-  und  finanz- 
rechtlichen Verhältnisse  hat  die  finanzwissen- 
schaftUche  Lehre  gewisse  Grundsätze  auf- 
gesteUt,  welche  auf  die  Wahnmg  der  mo- 
narchischen Stellung  abzielen:  dass  z.  B. 
grössere  Perioden  angezeigt  seien,  weü 
sie  die  Diskussion  seltener  machen; 
dass  der  Zeitpunkt  der  Thronbesteigung  von 
einer  aUgemeinen  Bereitwüligkeit  bereitet 
sei  (wodurch  nur  die  Unbefangenheit  des 
UrteUes  verhindert  wäre)  etc.  Auf  solche 
Bedenken  dürften  die  schon  oben  ad  2  ge- 
machten Erwiderungen  gleichfalls  Anwen- 
dung finden.  Dagegen  ist  es  aUerdings 
finanzpolitisch  richtig,  grosse  Perioden  zu 
Grunde  zu  legen,  da  die  Ausgabe  stabü  ist 
und  eine  dauernde  Gestaltimg  des  umfassen- 
den landesherrüchen  Haushaltes  ermögUcht. 
Dabei  empfiehlt  sich  als  passendster,  weil 
allgemein  eintretender,  äusserer  Anlass,  die 
Thi'onbesteigung,  dann  der  Eintritt  von  Ge- 
bietsänderungen ,  Standesänderungen ,  der 
Verlauf  eines  grösseren  Zeitraumes  bei 
lange  regierenden  Monarchen  etc.  —  Vom 
staatsreehtUchen  Gesichtspunkte  muss  die 
Feststellung  der  allgemeinen  ModaUtäten  der 
CiviUiste  in  den  Verfassungsgesetzen  als  er- 
forderlich bezeichnet  werden,  während  die 
konkrete  Regelung  durch  einfache  oder  be- 
sondere Finanzgesetze  erfolgen  sollte;  die 
erforderlichen  Summen  sollten  ganz  im 
Staatsbudget  erscheinen,  sind  aber  natürlich 
eventuell  innerhalb  der  grösseren  Periode 
nicht  diskutabel,  ausser  wenn  einverständ- 
liche Abänderungen  beabsichtigt  werden. 
Die  ganz  speciellen  Verhältnisse  des  Doma- 
nialabkommens bedingen  dann  natürUch 
auch  eine  besondere  gesetzliche  und  Budget- 
behandlung. Der  Ijandesherr  i'espektive 
Apanagierte  hat  das  vollkommen  freie  Ver- 
fügungsrecht über  die  CivUUste  und  Apa- 
nage, ohne  irgendwelche  verfassungsmässige 
Rechnung  legen  zu  müssen.  Dennoch  wären 
gewisse  Anhaltsjnmkte  bezüglich  der  Aus- 
lagen für  Kunst  und  Wohlthätigkeit  im  In- 
teresse der  Bemessung  allgemein  erwünscht. 
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üeberhaupt  lässt  sich  hinsichtlich  vieler 
Raißonnements  über  die  Civilliste  sagen, 
dass  sich  deren  Formen  und  Höhenbeträge 
sehr  häufig  historisch  herausgebildet  haben 
und  durch  Verträge  oder  ähnliche  Staatsakte 
festgelegt  sind,  so  dass  es  zumeist  müssig 
ist,  darüber  nachzudenken,  welche  Formen 
den  Vorzug  verdienen,  weil  die  verschiede- 
nen Formen  eben  nicht  zur  Wahl  stehen. 

4.  Die  Höhe  der  C.  Für  die  Höhe 
der  Civilliste  wird  der  Satz  überliefert, 
dass  sie  einen  Haushalt  ermöglichen  solle, 
welcher  von  keinem  Privatmanne  im  Lande 
in  demselben  Masse  geführt  werden  könne. 
Dieser  Satz  war  wolü  in  den  seltensten 
Zeiten  zutreffend  und  hat  auch  heute  weder 
faktisch  noch  als  Fordermig  eine  allgemei- 
nere Bedeutung.  Dem  fürstlichen  Hofhalte 
stehen  ganz  specifische  Qualitäten  zu, 
welche  seine  Sonderstellung  auch  unter  un- 
günstigen finanziellen  Verhältnissen  zu 
wahren  veimögen.  Die  Bemessung  der 
Civilliste  muss  vielmehr  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  konkreten  Verhältnisse  jedes  Landes 
und  Hofhaltes  selbst  erfolgen,  und  zwar  ist 
zu  beachten  1.  dass  der  Landesherr  i.  R. 
noch  andere  Einnahmen  besitzt  als  Krön-, 
Familien  -  Fideikommisse  ,  Frivatvermögen 
etc.;  2.  dass  die  Hofhaltungen  durch  ein 
gewisses  europäisches  Niveau  der  Anforde- 
rungen geregelt  werden,  denen  sich  ein 
einzelner  Hof  nicht  leicht  entziehen  kann; 
3.  dass  die  Ausgaben  der  Privatschatulle 
eine  thatsächlich  vornehme  Lebensführung 
ermöglichen  müssen  und  4.  die  Ausgaben 
für  Kunst  und  Wohlthätigkeit  ohne  jede 
kleinliche  Rücksicht  erfolgen  können;  5. 
endlich,  dass  die  Ausgaben  für  die  Civilliste 
das  Staatsbudget  nicht  allzusehr  belasten 
dürfen,  was  insbesondere  in  kleinen  und 
armen  Staaten  leicht  der  Fall  sein  kann. 
Üeberhaupt  steht  der  Prozentsatz  der  Civil- 
liste zum  Budget  in  kleineren  Staaten  höher 
als  in  den  grossen,  hat  im  allgemeinen  eine 
nur  geringe  Höhe  und  ist  in  den  letzten 
Jahrzehnten  weit  langsamer  angestiegen  als 
die  übrigen  Posten  der  Staatsbudgets. 

Ln  folgenden  werden  für  die  Gegenwart 
die  Höheziffern  der  Civülisten  mehrerer 
Staaten,  reduziert  auf  Beträge  in  Millionen 
Mark  nebst  der  Berechnung  per  Einwohner, 
angeführt  und  ihnen  die  Zahlen  beigesetzt, 
welche  sich  bei  Pfeiffer  »Staatsausgaben« 
hierüber  vorfinden  und  auf  den  Anfang 
der  achtziger  Jahre  beziehen. 

Die  Angaben  sind  nic^t  streng  vergleich- 
bar, weü  die  Apanagen  und  Wittume  in 
einigen  Civillisten  einbezogen  sind,  in  ande- 
ren nicht;  inwieweit  dies  der  Fall,  ist  in 
der  folgenden  Darstellung  der  >fakti8chen 
Zuständec  genau  angegeben.  Auch  hat  die 
Quote  per  Einwohner  ein  anderes  Gewicht, 
je  nachdem  die  Civilliste  den  Steuergeldem 


Gegenwärtig      Nach  Pfeiffer 
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0,39 
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0,34 

0,8 

12,190  0,39 
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Preussen 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

Oesterreich-  1 

Ungarn         / 

Eussland 

Grossbritann.l 

und  Irland    / 

Italien 

entnommen  wird  oder  einen  Teil  der  Do- 
mäneneinkünfte  darstellt. 

5«  Faktische  Zustände  In  den  einzelnen 
Staaten«  Deutsches  Beich.  Eine  Civil- 
liste besteht  nicht,  sondern  nur  ein  Disposi- 
tionsfonds. Preussen.  Durch  den  Eid  vom 
13.  Augrust  1713  übergab  Friedrich  Wilhelm  I. 
den  Familienbesitz  dem  Staate,  nnd  die  abso- 
luten Monarchen  bestimmten  sodann  einen  ent- 
sprechenden Betrag  des  Ertrages  dieser  Domänen 
als  Civilliste.  Durch  das  G.  v.  17.  Januar  1820 
wurde  die  ,,Kronfideikommissrente''  mit  2  Vs  Mil- 
lionen Thaler,  wovon  548240  Thaler  in  Gold, 
bemessen  und  durch  die  V.  U.  v.  31.  Januar 
1850  in  dieser  Höhe  bestätigt;  sie  stellt  sich 
als  ein  nicht  im  Budget  erscheinendes  Kron- 
reservat dieser  Erträgnisse  dar.  Nach  Antritt 
der  Regentschaft  des  Prinzen  Wilhelm  stieg 
die  Civilliste  um  \«  Million  Thaler  (G.  v.  30. 
April  1859)  und  nach  den  Ereignissen  von  1866 
um  eine  weitere  Million  Thaler  (G.  v.  27.  Ja- 
nuar 1868) ;  endlich,  zufolge  Anforderungen  der 
Kaiserwürde,  neuerliche  Erhöhung  um  oV«  Mil- 
lionen Mark  durch  das  G.  v.  20.  Februar  1889. 
Sonach  betragen  die  Erhöhungen  zu  dem  ur- 
^rünglichen  Krom-eservat  von  2^! 2  Millionen 
Thaler  Gold  zusammen  8  Millionen  Mark,  welch 
letztere  aus  Staatsmitteln  zu  zahlen  sind.  Die 
Apanagen  sind  inbegriffen.  —  Bayern.  Die 
Vereinigung  der  Kabmettsgüter  mit  dem  Kammer- 
gut erfolgte  1799,  die  Festsetzung  einer  Civil- 
liste jedoch  erst  durch  das  G.  v.  1.  Juli  1834 
und  zwar  mit  der  durch  das  Finanzgesetz  vom 
25.  Dezember  1831  normierten  Summe  von 
2350580  fl.,  welche  durch  das  Fiuanzgesetz 
vom  29.  Juli  1876  in  bleibender  Weise  auf 
4231044  Mark  erhöht  wurde;  für  diese  Summe 
haften  die  Staatsdomänen,  dazu  Nutzniessungs- 
Objekte.  Die  Apanagen  werden  (Familienstatut 
Tit.  VI)  besonders  bemessen  und  soweit  nötig 
budgetmässig  bewilligt;  sie  betragen  derzeit 
0,73  Millionen  Mark.  Für  die  Reichsverwesung 
dazu  0,44  Millionen  Mark.  —  Württemberg. 
Die  Civilliste  wird,  indem  das  Krongnt  als 
unzertrennliches  Staatsgut  erklärt  wurde,  nach 
der  Verfassung  auf  die  Regieruugszeit  verab- 
schiedet und  umfasste  anfangs  nodi  Naturalien 
in  grossem  Umfange,  derzeit  eine  auf  den 
Staatsguterträgnissen  lastende  Geldsumme  von 
1993^^7  Mark  und  Naturalien  (die  sogenannte 
Krondotation,  Kunstgegenstände  etc.) ;  hierzu  die 
Apanagen,  derzeit  142  (Sl  Mark,  G.G.  v.  1.  August 
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1864  und  7.  Febraar  1874.  —  Sachsen.  Ge- 
mäss Yerfassnng  von  1831  ist  dem  König  eine 
auf  den  Staats^terträgn^issen  lastende  auf  Be- 
^ernnffszeit  bemessene  Civilliste  von  mindestens 
500000  Thalem  zugesichert;  derzeitiger  Betrag 
2,8  Millionen  Mark.  Die  Einrichtung  der  kgl. 
Schlösser,  Sammlungen  etc.  wurde  als  Fidei- 
kommisseigentum  des  königlichen  Hauses  bestä- 
tigt. Apanagen  und  Wittume  besonders,  derzeit 
865515  Mark.  —  Baden.  Durch  V.U.  v.1818 
wurde  der  Domanialbesitz  zwar  als  Patrimonial- 
eigentum  des  regierenden  Hauses  erklärt,  die 
Einkünfte  daraus  jedoch,  vorbehaltlich  einer 
gesetzlich  festgestellten,  auf  den  Ertrag  dieser 
Güter  radizierten  Civilliste  dem  Lande  über- 
wiesen. Derzeitiger  Betrag  der  Civilliste  inkl. 
Apana^  897698  Mark.  Aehnliche  Entwicke- 
Inng  in  Hessen,  Civilliste  1,23  Millionen 
Mark  inkl.  Apanagen.  —  Bezüglich  der  in  den 
übrigen  deutschen  Ländern  bestehenden  Systeme 
kann  auf  die  obige  Darstellung  verwiesen  wer- 
den, die  Höhenbeträge  beweisen  sich  zumeist  in 
den  Grenzen  von  "/, — 1  Millionen  Mark,  z.  B. 
Braunschweig  ca.  1,1  Millionen  Mark,  Sachsen- 
Weimar  rund  0.93  Millionen  Mark,  Sachsen- 
Meiningen  394286  Mark,  Sachsen-Coburg-Gotha 
ca.  0,6  Millionen  Mark,  Schwarzburg  -  Sonders- 
hausen ca.  ^'«  Millionen  Mark,  Schwarzburg- 
Rudolstadt  0,3  Millionen  Mark  etc.  —  Ehem. 
Hannover.  Durch  Grundgesetz  von  1833 
§  125  ff.  wurde  ein  Grundkomplex  von  0,5, 
später  0,6  Millionen  Thaler  Reinertrag  für  den 
König  ausgeschieden,  was  zu  grossen  Schwierig- 
keiten führte (s.  Litteratur).  — Oesterreich- 
U  n  g  a  r  n.  Die  Civilliste  (Hof Staatsdotation) 
wird  in  10  jährigen  Perioden  in  Oest erreich  und 
in  Ungarn  beschlossen  und  jährlich  in  die 
Budgets  eingesetzt  (ung.  G.  A.  XII.  aus  1867 
§  7).  Sie  l^trug  nach  dem  Österr.  G.  v.  10. 
März  1870  bis  Ende  1879  3650000  fl.  für  jeden 
der  beiden  Staaten;  mit  G.  v.  28.  Jimi  1870 
erfolgte  eine  Erhöhung  um  je  1  Million  Gulden 
mit  Giltigkeit  bis  Ende  1879,  so  dass  sie  sich 
nunmehr  auf  zweimal  4650000  fl.,  zusammen 
9300000  fl.  beläuft  In  dieser  Höhe  vnirde  sie 
durch  die  österr.  G.G.  v.  6.  November  1879  und 
20.  Dezember  1889,  letzteres  mit  Giltigkeit  bis 
Ende  1839,  belassen.  Die  ungar.  Gesetze  sind 
inhaltlich  gleichlautend.  Die  Apanagen  sind 
inbegriffen.  Ein  Betrag  von  zweimal  rund 
150 WO  fl.  wird  für  die  Kabinettskanzlei  be- 
sonders ausgeworfen.  Die  Hofetaatsausgaben 
sind  nicht  auf  Domänen  fundiert,  sondern 
fliessen  aus  den  allgemeinen  Staatseinkünften.  — 
England.  Eine  Civilliste  im  eigentlichen 
Sinne  besteht  erst  seit  dem  Begierungsantritte 
der  Königin  Viktoria,  und  zwar  zunächst  mit 
385000  £  und  Zusatzrente  von  10000  £,  gegen- 
wärtig mit  407  774  £;  die  vom  Parlamente  be- 
sonders bewilligten  Apanagen  belaufen  sich 
gegenwärtig  auf  173000  £.  Für  den  Bezug 
der  Civilliste  stellte  die  Königin  dem  Parla- 
mente die  ganze  Kronrevenue,  vorbehaltlich  des 
erblichen  Rechtes,  zur  Verfügung.  —  [Das  mon- 
archische Frankreich.  Die  Civilliste  betrug 
seit  1790  in  den  letzten  Jahren  des  Königtums, 
dann  unter  Napoleon  I.  und)  den  Bourbonen 
25  Millionen  Francs;  für  Louis  Philipp  und 
Napoleon  HI.  nur  12  Millionen  Francs ;  daneben 
die  in  weitg^ehender  Nutzniessung  beweglicher 
und    unbeweglicher    Sachen   bestehende   Kron- 


dotation. Dabei  ging  das  Privatgrundei^entum 
jedes  Monarchen  beim  Regierungsantritte  in 
das  Staatseigentum  über.]  —  Russland.  Der 
Unterhalt  des  kaiserlichen  und  kronprinzlichen 
Hauses  wird  aus  dem  Reichsbudget  bezahlt  und 
vom  Zaren  festgesetzt ;  der  Schatulle  des  Kaisers 
gehören  auch  die  altaischen  Bergwerke  etc. 
Für  die  Apanagen  besteht  ein  eigener  von  Kaiser 
Paul  ans  den  ehemaligen  Hofländereien  ge- 
gründeter Fond,  welcher  der  kaiserlichen  Fa- 
milie gehört,  über  welchen  aber  der  Zar  dis- 
gmiert.  Betrag  des  im  Budget  eingesetzten 
edarfes  für  das  kaiserliche  Haus:  11769264 
Rubel.  —  Schweden  und  Norwegen. 
Die  Civilliste  beruht  im  ersteren  Lande  auf 
Reichstagsbeschluss  und  im  letzteren  auf  einem 
gewöhnlichen  Storthingbeschluss.  —  Däne- 
mark. Nach  §  9  Grundgesetz  werden  die 
Civilliste  sowie  die  Nutzniessungsobjekte  für 
die  Zeit  der  Regierung  durch  ein  Gesetz 
bestimmt ;  die  Civilliste  ist  unverschuldbar.  Sie 
beträgt  jetzt  1  Million  Kronen  jährlich,  die 
Apanagen  besonders;  letztere  dürfen  ohne  Ein- 
willigung des  Reichstages  nicht  im  Auslande 
genossen  werden.  —  Italien.  Civilliste  und 
Apanagen  15 050 000 Lire.  —  Spanien.  Nach 
Art.  57  der  Verfassung  wird  die  Civilliste  bei 
Regierungsbeginn  von  den  Corte«  festgesetzt; 
das  G.  V.  2.  August  1886  bestimmte  für 
den  König  Alfonso  XIII.  7  Millionen  Pesetas 
zur  Nutzniessung  der  Königin  während  der 
Minderjährigkeit  des  ersteren;  Apanagen  2'/« 
Millionen  Pesetas.  Die  G.G.  v.  12.  Mai  1865 
und  26.  Juni  1876  bezeichnen  die  Nutzniessungs- 
gtiter.  —  Niederlande.  Die  Civilliste  be- 
steht nach  Art.  27  der  Verfassung  und  dem  G. 
V.  1.  Mai  1863  im  Niessbrauch  von  Krondomänen 
(Ertrag  ca.  ^/e  Million  Francs)  und  einer  Geld- 
summe und  wird  bei  Regierungsbeginu  fest- 
gestellt.   Apanagen  besonders. 

6.  Die  Republiken.  In  den  Republiken 
treten  die  Besddungen  der  Staatsoberhäupter 
an  Stelle  der  Civilliste.  Diese  Gehalte  sind 
nicht  selten  ziemlich  niedrig,  insbesondere 
in  der  Schweiz.  In  anderen  Fällen  (z. 
B.  Frankreicli)  sind  sie,  als  Staatsbe- 
amtengehalte betrachtet,  sehr  hoch  und 
treten  nur  den  CiviUisten  in  monarchischen 
Staaten  gegenüber  sehr  zurück;  selbstver- 
ständlich ergebt  sich  aus  diesem  einfachen 
umstand  kern  weitergehender  Schluss  etwa 
auf  die  Institution  der  Civilliste  oder  der- 
gleichen. 

Der  Präsident  in  Frankreich  bezieht 
nach  G.  v.  16.  September  1871  einen  Gehalt  von 
600000  Francs,  dazu  300000  Francs  R^präsen- 
tationsgelder  und  dieselbe  Summe  für  Reise- 
auslagen; daneben  Nutzniessungsobjekte.  Die 
BetrI&e  werden  jährlich  bewilligt.  Der  Präsi- 
dent der  Nordamerikanischen  Union 
bezieht  seit  dem  G.  v.  3  März  1873  60000  DoUars. 
Die  Summe  darf  während  des  Amtstermins 
nicht  abgeändert  werden  (Verf.  Art.  II,  Sect.  1 
§6).  In  der  Schweiz  erhält  der  jährlich  wech- 
selnde Bandesratspräsident  nur  einige  Tausend 
Francs.  Vgl.  die  Artt.  Apanagen,  Bud- 
get, Domänen. 

Litteratur:    Die  Lehre    von    der   Civülüte  wird 
am    eingehendsten    von    der  finantwissenschaß' 
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liehen  Doctrin  behandelt;  besonders  ausführlich 
bei  Rau,  Röscher,  A.  W eigner ;  vgl,  auch 
den  ÄrL  nOivülistev.  von  M,  v,  Hechel  im 
Wörterb.  der  Volksw.  Bd.  I  S.  526 ff.  —  In 
stacUsrechÜicher  Beziehung  sind  die  einschlägigen 
Lehrbücher,  Systeme  und  Wörterbücher  der  Ver- 
fassung und  Verwaltung  der  verschiedene^i  Staaten, 
so  jetzt  insbesondere  das  Handbuch  des  Öffentl, 
Rechts  von  Marquardsen  und  Stengeis 
Wörterbuch  (Art.  YtCivülisten  von  Gnetst)  zu 
nennen.  —  JHT.  JBlorIc«  Dictionnaire  de  V Ad- 
ministration fran^aise,  2  Bde.  Art.  Dotation 
de  la  couronne.  Liste  civile.  —  Zachariae, 
Die  Staats-  und  Bundesrechte,  S.  Aufl.,  II.  Bd. 
—  G,  Meyer,  Das  Staat^echt.  —  Bezüglich 
Deutschlands  kommt  dann  noch  die  gesamte 
LiUeratur  über  das  Domanium  in  Betracht.  In 
statistischer  Hinsicht  ist  auf  Pfeiffer,  Staats- 
ausgaben, V,  Kaufmann  f  Die  öffentlichen 
Ausgaben,  ferner  r.  Hechel,  Die  Budgets  von 
Frankreich,  Grossbritannien,  Bussland,  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.,  189S  und  den  Goth,  Almanach, 
aUg.  Teil,  zu  verweisen. 

Eine  specielle  Litteralur  über  Civilliste  besteht 
nur  vereinzelt  bezüglich  besonderer  Staaten  resp. 
Vorgänge  und  zwar:  Höfler,  Geschichte  der 
englischen  Civilliste  (18S4)-  —  In  Verbinduug 
mit  der  Domänenfrage:  Miquel,  Die  Axis- 
Scheidung  des  Kammerdomanialgutes  (1862)  und 
dagegen  v,  Bar,  Die  Ausscheidung  von  Do- 
mänen für  den  König  von  Hannover  (1862).  — 
Rey scher,  Die  Rechte  des  Staates  an  den  Do- 
mänen (1868).  —  Zachariae,  Rechtliches  Ver- 
hältnis des  fürstl.  Kammergutes  (1864)- 

E.  Mischler, 


Clanverfassung, 

s.  Ansiedelung  oben  Bd.  I,  besonders 

S.  367. 


Clearing-Hoase. 

1.  Wesen  und  yolkswirtschaftliche  Aufgabe 
des  Cl.-H.  im  allgemeinen.  2.  Die  Cl.-H.  in 
Grossbritannien.  3.  Die  Cl.-H.  in  Amerika  und 
in  Australien.  4.  Die  Chambre  de  Compensation 
des  Banquiers  zu  Paris.  6.  Die  Stanze  di 
Compensazione  in  Italien.  6.  Die  Saldierungs- 
Tereine  in  der  üsterreicbisch-ungarischen  Mo- 
narchie. 7.  Der  Clearingverkehr  der  öster- 
reichischen und  der  ungarischen  Postsparkasse. 
8.  Vergleichende  Zusammenstellung  der  Clearing- 
umsätze. 9.  Die  Bedeutung  des  Clearingver- 
kehrs für  den  volkswirtschaftlichen  Zahlungs- 
prozess. 

1.  Wesen   und   yolkswirtschaftliche 
Aufgabe  des  C1.-H.  im  allgemeinen.   Der 

Uebergang  von  der  Geldwirtschaft  zur  Kredit- 
wirtschaft bringt  es  mit  sich,  dass  das  bare 
Geld  im  wirtschaftlichen  Verkehr  zwar 
nicht  in  seiner  Funktion  als  "Wertmass  und 
Preismass,  wohl  aber  als  Tauschmittel  durch 
ein  von  dem  Vei-pflichtungsgrunde  losgelöstes 
Zahlungsversprechen  ersetzt  wird,  dessen 
Erfüllung  durch  das  an  seine  Form  ge- 
knüpfte strenge  Exekutionsrecht  gesichert 
ist.     Durch   die   bankmässige   Organisation 


des  volksv^drtschaftlichen  Zahlungsprozesses 
wird  den  in  der  Form  von  Wertpapieren 
umschlossenen  Geldforderungen  Gelegenheit 
zur  Bethätigimg  der  ihnen  innewohnenden 
Ausgleichselemente  gegeben.  Während  Forde- 
rungen zwischen  Personen,  welche  dem 
Kundenkreise  einer  und  derselben  Bank 
angehören,  in  dem  Giroverkehr  (s.  d. 
Art.)  dieser  letzteren  ausgeglichen  werden, 
ist  es  die  Aufgabe  der  Clearing-Houses 
(Abrechnungsstelleu),  für  Forderungen  und 
Anweisimgen  (letztere  zumeist  nur  in  Form 
von  Checks),  bei  welchen  Gläubiger  und 
Schuldner,  Assignant  und  Assiguatar,  ihre 
Conten  bei  verschiedeneu  Banken  haben, 
die  wechselseitige  Kompensation  (oder 
Skontriening)  zu  ermöglichen.  Voraus- 
setzung hierfür  ist  in  der  Regel,  dass  die 
hierbei  beteiligten  Banken  an  ein  und 
demselben  Handelsplatze  ihren  Sitz  haben; 
doch  besteht  immerhin  die  Möglich- 
keit, auch  auswärtige  Banken  mit  ihrer 
Klientel  im  Korrespondenzwege  zur  Abrech- 
nung mit  heranzuziehen.  Dieselbe  wird 
technisch  in  der  Weise  bewirkt,  dass  die 
Vertreter  der  an  der  Abrechnung  teilneh- 
menden, der  Clearing-Banken  regelmässig 
in  dem  Clearing-House ,  dem  zur  Abrech- 
nung bestimmten  Baume,  sich  versammeln 
und  die  bei  ihnen  eingelaufenen  und  auf 
die  andercn  Clearing-Banken  lautenden  Ver- 
pflichtungsscheine, Anweisungen  und  sons- 
tigen zur  Abrechnung  zugelassenen  Papiere 
wechselseitig  austauschen.  Zunächst  handelt 
es  sich  darum,  dass  jede  Bank  die  ihr  zu- 
stehenden Forderungen  mit  den  Gegen- 
fordeiningen  aller  übrigen  Clearing-Banken 
kompensiere.  Zum  Zwecke  dieser  indi- 
viduellen Kompensation  wird  für  jede 
Bank  von  ihrem  Vertreter  ein  Skontroblatt 
ausgefüllt,  welches  in  der  Mitte  die  Firmen 
sämtlicher  Clearing-Bauken,  links  (im  Debet) 
die  Beträge,  welche  die  Bank  an  jede  der 
anderen  zu  bezahlen,  rechts  (im  Credit)  die 
Beträge,  w^elche  sie  bei  ihnen  einzukassieren 
hat,  enthält.  Nach  erfolgter  Summierung 
wird  durch  Skontriening  ermittelt,  wieviel 
jede  Bank  im  ganzen  zu  bezahlen  oder  zu 
empfangen  hat.  Um  nun  auch  diese  Saldi 
in  gemeinsamer  Abrechnung  zu  be- 
gleichen, wird  ein  fingiertes  Subjekt,  das 
Clearing-House  selbst,  aufgesteUt,  welches 
als  Schuldner  sämtlicher  Passivsaldi  und 
als  Empfänger  sämtlicher  Aktivsaldi  ge- 
dacht wird.  In  dem  Büanzconto,  welches  für 
das  solchermassen  mit  Persönlichkeit  be- 
kleidete Clearing-House  aufgestellt  wird, 
müssen  die  Summen  der  Debet-  und  der 
Credit-Seite  natürlich  mit  einander  überein- 
stimmen. Die  aus  der  individuellen  Kompen- 
sation resultierenden  Differenzen  werden  ent- 
weder von  den  aus  der  Abrechnung  passiv 
hervorgehennde  Banken  dem  Cleaiing-House 
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übermittelt  und  von  diesem  an  die  aktiv 
abschliessenden  Banken  abgeführt  oder  auf 
das  Giroconto  einer  der  an  der  Abrechnung 
teilnehmenden  Banken  übernommen,  bei 
welcher  alle  anderen  ein  Conto  haben  und 
welche  demnach  als  Centraibank  auftritt. 
Dies  sind  die  Grundzüge  der  technischen 
Einrichtung  des  Clearing-Prozesses,  welche 
in  den  verschiedenen  Clearing-Houses  mehr 
oder  weniger  fein  ausgestaltet  worden  sind. 
Hierauf  des  näheren  einzugehen,  würde  zu 
weit  führen.  Es  genügt,  auf  den  Artikel 
Abrechnungsstellen  (oben  Bd.  I  S.  7ff.) 
zu  verweisen,  woselbst  die  Technik  der  bei 
der  deutschen  Reichsbank  bestehenden  Clea- 
ring-Anstalten genauer  dargestellt  ist,  die  hier 
demnach  nicht  zu  besprechen  sein  werden.  — 

2.  Die  CL-H.  in  Grossbritannien.  Das 
älteste  aller  bestehenden  Clearing-Houses  ist 
das  Londoner.  Dasselbe  dürfte  beiläufig  im 
Jahre  1775  gegründet  worden  sein.  Es 
nahmen  daran  zunächst  nur  wenige,  aber 
die  bedeutendsten  Banken  teil.  Im  Jahre 
1854  wurden  die  grossen  Joint-Stock-Banken 
in  die  Clearing-House-Assodation  aufge- 
nommen, und  1864  trat  ihr  auch  die  Bank 
von  England  bei  und  übernahm  die  Aus- 
gleichung der  aus  dem  Clearing  resultieren- 
den Differenzen  durch  ihr  Giroconto,  wes- 
halb sie  nicht  unpassend  »the  bankers' 
bank«,  die  Bank  der  Banken,  genannt  wird. 
Seit  dem  Jalu*e  1865  werden  auch  die 
Effekten  der  Banken,  welche  nicht  in  der 
City  von  London  ihren  Sitz  haben,  aber 
Korrespondenten  einer  der  Clearing-Banken 
sind,  durch  das  sogenannte  Country- 
Clearing  in  den  Kompensationsprozess 
einbezogen,  welches  in  den  Pausen  zwischen 
der  vor-  und  der  nachmittägigen  Abrech- 
nung der  Citybanken  vorcenommen  wird. 
Die  Umsätze  des  Country-ulearin»  sind  je- 
doch in  den  Ausweisen  über  das  Bevirement 
des  Clearing-House  nicht  mit  inbegriffen. 
Xach  Kiddys  Country  Bankers  Handbook, 
London  1894,  nehmen  25  Firmen  an  der 
Abrechnung  im  Londoner  Clearing-House 
teil,  welche  teils  direkt,  teils  durch  ein  viel- 
fach gegliedertes  Netz  von  Korrespondenten 
den  gesamten  Zahlungsprozess  des  Landes 
umfassen.  Die  Entwickelung  desselben  ge- 
langt daher  in  den  Ausweisen  des  Clearing- 
House  zu  prägnantem  Ausdruck.  Ihre  regel- 
mässige Veröffentlichung  beginnt  erst  mit 
dem  Jahre  1867.  Eine  Uebersicht  über  die 
Entwickelung  und  Gliederunj^  der  Umsätze 
während  der  letzten  beiden  «Jahrzehnte  wird 
in  Tabelle  I  gegeben,  in  welcher  alle  Posten 
nur  einmal,  nämlich  auf  der  Debet-Seite, 
in  Anschlag  gebracht  sind. 

Zum  Verständnis  dieser  Ziffemreihen 
ist  folgendes  zu  bemerken:  1.  Am  4.  eines 
jeden  MonatB  werden  die  Umsätze  dadurch 
verstärkt,  dass  die  am  1.  fällig  gewordenen 


Tabelle  I. 

Umsätze  im  Bankers'  Clearing-House  zu  London 

am  4.  eines  an  den  Börse-  an  Konsols-  Ge- 

im  Jed.  Monats       AiTanß;e-  Arrange-  samt- 

Jah-     MiU.  mentstagen  mentstagen  amsatz 

re        Pfd.  ft,         Mm.        „,  Mlll.      ^,  MUl. 

Sterl.       i'o  Pf. St       7o  Pf- St.     "o  Pfd.St. 

1878  217,8  4,4  795,4  15,9  227,2  4,5  4992,4 

1879  213,3  4,4  842,9  17,2  225,3  4,6  4885,9 

1880  236,8  4,0  1151,9  19,8  255,2  4,4  5794,2 

1881  253,1  4,0  1383,4  21,8  278,9  4,3  6357,1 

1882  238,2  3,8  1228,9  19,7  278,4  4,5  6221,2 

1883  239,1  4,0  1058,7  17,8  254,6  4,3  5929,4 

1884  242,7  4,1  960,6  16,6  268,4  4,6  5798,6 

1885  221,9  4,2  935,1  16,9  249,3  4,9  SS",! 

1886  215,5  3,7  1198,6  20,9  263,5  4,4  590i,9 

1887  256,3  4,2  1147,8  18,8  297,2  4,8  6077,1 

1888  272,1  3,9  1252,2  i8,9  332,5  4,8  6916,1 

1889  290,1  3,8  1338,8  17,5  351,7  4,6  7618,8 

1890  289,1  3,7  1416,5  18,1  358,6  4,6  7801,1 

1891  264,5  3,8  1067,4  15,5  314,8  4,6  6847,5 

1892  260,4  4,0  1022,8  15,7  299,4  4,6  6481,6 

1893  268,1  4,1  1002,7  15,4  300,5  4,6  6478,0 

1894  261,6  4,1  964,5  15,2  301,5  4,7  6337,2 

1895  283,6  3,7  1304,7  17,2  345,5  4,5  7592,9 

1896  290,7  3,8  1162,9  15,3  380,4  5,0  7574,9 

1897  302,1  3,9  1113,6  14,9  362,6  4,8  7491,3 

Wechsel,  welchen  die  3  »days  of  grace«  zu 
gute  kommen,  zur  Abrechnung  gebracht  wer- 
den, und  dass  an  diesem  Tage  die  kauf- 
männische Abrechnung  erfolgt  2.  Die  Um- 
sätze an  den  Bi^rse-An-angementstagen,  deren 
zufolge  der  an  der  Londoner  Börse  einge- 
führten 14tägigen  Terminsliquidation  je  2 
auf  einen  Monat  fallen,  werden  durch  die 
aus  den  Börsedifferenzen  resultierenden 
Checks  bedeutend  gesteigert  Aus  den  Aus- 
weisen für  diese  Tage  lässt  sich  auch  ein 
Rückschluss  auf  den  Umfang  der  Börse- 
geschäfte ziehen.  Für  die  Regelung  der  bei 
der  Börseliquidation  sich  ergebenden  Liefe- 
rungsansprüche besteht  in  London  seit  1875 
ein  eigenes  Effekten-Clearing-House  (Stock 
Exchange  Clearing-House),  dessen  gegen- 
wärtige Einrichtung  aus  dem  Jahre  1880 
datiert.  3.  An  den  Konsols-Arrangements- 
tagen  werden  die  Geschäfte  in  Staatsschuld- 
verschreibungen  und  einigen  anderen  Effek- 
tenkategorieen.  welche  wegen  ihrer  beson- 
deren Wichtigkeit  von  der  Abrechnung  an 
den  allgemeinen  Arrangementstagen  ausge- 
nommen sind,  abgewickelt,  was  natürhch 
nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Höhe  der  Ein- 
reichungen im  Clearing-House  ist 

Ausser  dem  Loodoner  Clearing-House  be- 
stehen in  England  Abrechnungsstellen  in 
Manchester  (gegründet  1872),  New- 
castle  upon  Tyne  (gegründet  1872), 
Birmingham  (gegründet  1879),  Liver- 
pool (gegründet  1886),  Leicester  (ge- 
gründet 1879)  und  Lee ds  (gegründet  1893). 
Im  Gegensatze  zu  dem  Clearing-House  der 
Londoner  City-Banken  werden  dieselben 
Country-,  auch  Provincial  Clearing-Houses 
genannt.  Die  Umsätze  derselben  während 
des  letzten  Jahrzehnts  zeigt  die  nachfolgende 
Uebersicht. 
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Tabelle  H. 
EinlieferuDgen  im  Clearing-House  zu 
Newcastle  t>. . 


MancheBter 

upon 
Tyne 

136276 

25  226 

150291 

19788 

162850 

21  178 

160  164 

25421 

154246 

24588 

153  116 

25  823 

161  199 

28353 

169  720 

42270 

191  747 

54619 

192945 

59664 

im 
Jahre 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


In  Schottland  bestehen,  von  einigen 
kleineren  Bankplätzen  abgesehen,  Clearing- 
Houses  in  Edinburgh  und  in  Grlasgow. 
In  ersterem  findet  ausser  dem  Clearing  für 
Checks  auch  ein  eigenes  Clearing  filr  die 
Noten  der  schottischen  Zettelbanken  statt, 
das  letztere  dient  zur  Abrechnung  der  von 
englischen  Banken  in  Schottland  einzu- 
ziehenden Forderungen  gegen  die  eventuellen 
Gegenforderungen  der  schottischen  Banken 
und  stellt  sich  demnach  ge\\'issermassen  als 
eine  Ausdehnung  des  Country  Clearing  auf 
Schottland  dar.  Was  endlich  Irland  anbe- 
langt, so  besteht  in  Dublin  seit  1845  ein 
Clearing-House  für  die  4  irischen  Zettel- 
banken, an  welchem  die  übrigen  Banken 
nur  durch  die  Vermittelung  der  Bank  von 
Irland  teilnehmen.  Die  Umsätze  der  schotti- 
schen und  irischen  Clearing-Houses  werden 
nicht  veröffentlicht. 

3.  Die  CL-H.  in  Amerika  nnd  in 
Australien.  Im  Jahre  1853  ^'lu'de  das 
erste  Clearing-House  in  New- York  ge- 
gründet. Seither  sind  in  mehr  als  100 
anderen  Städten  der  Vereinigten  Staaten 
Clearing-Houses  errichtet  worden.  Durch 
die  obligatorischen  statistischen  Ausweise 
und  durch  den  tiefen  Einblick,  welchen  die 
jeweilige  Position  einer  Bank  im  Clearing- 
House  in  ihre  Geschäftslage  gestattet,  sind 
die  »Clearing-House-Associations«  der  Mittel- 

Sunkt  der  korporativen  Organisation  und 
er  autoritativen  Kontrolle  des  gesamten 
amerikanischen  Banicwesens  geworden.  Für 
das  mit  dem  1.  Oktober  1897  endende 
Rechnungsjahr  lagen  dem  Comptroller  of 
the  Ciurency  der  Vereinigten  Staaten  die 
Ausweise  von  77  Clearing-Houses  vor.  In 
denselben  wurden  die  in  Tabelle  EI  nach- 
gewiesenen Beträge  abgerechnet. 

Tabelle  III. 

Einlieferungen  in  den  Clearing-Honses  der  Ver- 
einigten Staaten:  Millionen  Dollars 

1888  49542       1893  54223 

1889  56175       1894  4«^  545 

1890  60624       1895  53272 

1891  56736       1896  51334 

1892  62  0II       1897  57403 


LI  lUlJl^  * 

ham 

Liverpool 

Leicester 

Leeds 

lenden  Pfand  Sterling 

29546 

88827 

• 

35856 

106  722 

■ 

45319 

1 12  480 

• 

45706 

110214 

■ 

46098 

107  660 

8777 

41494 

104  741 

8721 

9  131 

42138 

loi  705 

9016 

9746 

40999 

112514 

9  353 

9972 

47569 

121  124 

9729 

II  666 

58  151 

123457 

10968 

13894 

Den  ersten  Bang  imter  den  Clearing- 
Houses  der  Vereinigten  Staaten  nimmt  das 
zu  New- York  ein,  dessen  Thätigkeit  wäh- 
rend des  letzten  Jahrzehnts  in  Tabelle  IV 
dargestellt  wird. 


Sx 


ÄS 


•O  es 


«5 


1888  64 

1889  64 

1890  65 

1891  64 

1892  65 

1893  66 

1894  66 

1895  67 

1896  66 

1897  66 


flS'C 


60,8 
60,8 
60,8 
60,8 
60,4 

60,9 
61,6 
62,6 
60,6 
59,0 


TabeUe  IV. 

Durchschnittl. 
tägliches 


CD 


^  s 


Millionen  Dollars 


30864 

34  797 
37661 

34054 
36280 

34421 
24230 
28264 

29351 
31338 


570 

758 

753 

585 
862 

696 

585 

897 

843 
909 


101,2 
114,8 

123,1 
111,7 
118,6 
114,0 
79,7 

92,7 
96,2 

103,4 


5.2 
5,8 

5,7 

5,2 

6,1 
5,6 
5,2 
6,2 
6,0 
6,3* 


ei 

O 


.s 

5,1 
5,0 
4,7 
4,6 

5,1 

4,9 

6,5 

6,7 

6,3 
6.0 


AVenn  die  Umsätze  im  Clearing-House 
zu  New- York  in  den  letzten  Jahren 
hinter  den  friüier  erreichten  Summen  zurück- 
bleiben, so  ist  dies,  abgesehen  von  dem  that- 
sächlichen  Rückgang  der  Geschäfte,  auch 
darauf  zurückzuführen,  dass  seit  1892  in 
New- York  ein  eigenes  Börse-Arrangeraent- 
bureau  besteht,  welches  die  Transaktionen 
in  den  wichtigsten  Effektenkategorieen  be- 
sorgt, während  bis  dahin  die  Abwickelung 
des  Börseverkehrs  direkt  durch  die  Bankeji 
bewirkt  worden  war  und  dieselbe  daher  im 
Clearing-House  gipfelte.  Im  Jahre  1897 
wurden  in  dem  Borse-Clearing-House  zu 
New- York  265  Millionen  Stücke  (Shares)  im 
Betrage  von  18,655  Millionen  Dollars  (Debet 
und  Credit  zusanmien^  abgerechnet.  Per 
Saldo  wurden  31  Millionen  Stücke  im  Be- 
trage von  1,943  Millionen,  bar  überdies  21,7 
Millionen  beglichen.  Ausserdem  besteht  seit 
1896  eine  eigene  Abrechnungsstelle  für  die 
Baumwollbörse,  wodurch  die  Einlieferungen 
in  das  Clearing-House,  die  aus  dem  Waren- 
geschäft erwachsen,  gleichfalls  verringert 
werden. 
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In  C an  ad  a  bestehen  Abrechnungsstellen 
zü  Halifax,  Montreal,  Toronto, 
Winnipeg  und  Hamilton.  Die  Umsätze 
sämtlicher  canadiseher  Clearing-Houses  be- 
trugen ! 

im  Jahre  1891*)        580  647  Dollars 

1892  1 014  785   « 

1893  977  070   n 

1894  969  561   „ 
18ao    1 043  037   „ 

1896  1 029  027   „ 

1897  I  153942   „ 

In  Australien  besteht  ein  einziges 
Clearing -House,  nämlich  jenes  zu  Mel- 
lon rne,  welches  1867  eröffnet  wurde. 
Seine  Umsätze  während  des  letzten  Jahr- 
zehnts werden   in  Tabelle  V   ausgewiesen. 


Tabelle  V. 


c 


OB 


1886  127 

1887  202 
1^  327 

1889  288 

1890  315 

1891  245 

1892  187 

1893  139 

1894  125 

1895  130 

1896  142 

1897  143 


c 

IS 


Von  dem  Um- 
satz wurden 

beglichen 
d.  Com-     . 
pen-         ^^ 
satlon      bar 
Prozente 

Tansende  Pfund  Sterling 


-So 


839 
20S 
119 
416 
190 
460 
876 
312 
982 
788 

393 
843 


17431  20842 

19  086  25  508 

28293  37128 

26  564  30  672 

26  568  33  389 


21 831 
15284 
12599 
II 423 

10334 
10749 

10828 


28469 
23492 
19 107 
16350 
18147 


87,94 

87,39 
88,65 

89,37 

89,41 
89,40 

87,50 
86,28 

87,02 

86,12 


12,06 
12,61 

11,35 
10,63 

10,59 
11,60 

12,50 

13,72 
12.98 

i3;88 


4.  Die  Chambre  de  Compensatio!!  des 
ßanquiers  zu  Paiis.  Dieselbe  wurde  im 
Jahre  1872  von  12  der  grössten  Pariser 
Banken  zur  Milderung  der  Schwierigkeiten 
ins  Leben  gerufen,  welche  aus  der  Rückzah- 
lung des  Darlehens  von  1,485  Mill.  Frs., 
<lah  die  Banque  de  France  während  des 
Krieges  von  1870  und  1871  dem  Staate  ge- 
leistet hatte,  für  den  Verkehr  erwuchsen. 
Nachträglich  ist  auch  die  Banque  de  France 
tlem  Pariser  Clearing-House  insofern  beige- 
treten, als  sie  die  Durchführung  der  aus  der 
Abrechnung  resultierenden  Differenzen  in 
ihrem  Giro<x)nto  übernommen  hat.  Gegen- 
wärtig nehmen  niu-  11  Banken  an  der  Ab- 
rechnung Teil.  Die  Umsätze  während  des 
letzten  Jahrzehnts  waren  die  folgenden. 

(S.  Tab.  VI.) 

Nur  ein  geringer  Teil  des  Zahlungs- 
prozesses der  französischen  Volkswirtschaft 
geht  durch  das  Pariser  Clearing-House. 
Böer  grösseren  Ausdehnung  seiner  Umsätze 
steht  teils  die  Gewohnheit  der  französischen 
Kaufleute,  ihre  We  Kasse  selbst  zu  halten, 

^]  für  1891  nur  Halifax  und  Montreal. 


lS 'Öl— I 

1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


Tabelle  VI. 

g^  beglichen  durch 
Ab       Ueber- 

2k|     rech-  ^^?^"?8^ 
X"^     ««Xw»  ^^^  Giro- 

Millionen  Francs 


66  B  a 


5418 
5140 

6003 

4869 
4715 

5  379 
6144 

7  35« 

7550 
8«;46 


4  379 
4136 
4722 

3890 

3824 
4360 

5427 

4917 
4874 

5571 


1039 
I  005 
I  282 

979 
891 

I  019 

717 

2135 
2676 

2975 


Von  den  Einliefe- 
rangen  wurden 
beglichen  durch 
. .  _  .       Ueber- 
Abrech-  trag.  a.  01- 
nan«       roconto 
Prozente 

80,83 


80,46 

78,65 
79,89 
81,09 
81,05 

88,33 
66,88 

64,56 

65,20 


19,17 

19,54 

21,35 
20,11 

i8,9i 

18,95 
11,67 

33,12 

35,44 
34,80 


teils  die  starke  Stellung  der  Bank  von 
Frankreich  entgegen,  welche  für  das  Wechsel- 
Incasso  weitgehende  Vorteile  bietet,  die  Ab- 
rechnungen der  aus  dem  B<)rsenverkehr 
resultierenden  Verbindlichkeiten  der  Sensale 
besorgt  und  den  interlokalen  Zahlungsver- 
kehr durch  ihre  ausgebildeten  Giro-Einrich- 
tungen vermittelt. 

5.  Die  Stanze  di  Conipensazione  in 
Italien.  Durch  den  Art.  22  des  G.  v.  7. 
April  1881,  die  Abschaffung  des  Zwangs- 
kurses  betreffend,  wurde  unter  den  hierauf 
abzielenden  Massregeln  auch  die  Errichtung 
von  Abrechnungsstellen,  Stanze  di  Compen- 
sazione,  in  den  im  Verordnungswege  näher 
zu  bezeichnenden  Städten  angeordnet.  Mit 
der  Emchtung  derselben  wurden  die  Han- 
delskammern betraut.  Auch  die  National- 
bank des  K()nigreichs  Itahen  wurde  im 
administrativen  AVege  ziu*  Beteiligung  heran- 
gezogen und  hat  hierbei  eine  präponde- 
rierende  Stellung  gew^onnen.  Von  den  diuxjh 
die  kgl.  V.  V.  19.  Mai  1881  hierfür  in  Aus- 
sicht genommenen  Städten  haben  Rom, 
Mailand,  Genua,  Bologna,  Catania 
und  Florenz  Clearing-Houses  erhalten. 
Ausserdem  bestand  schon  seit  langer  Zeit 
eine  Abi*echnungsanstalt  in  Livorno.  Die 
AbrechnungssteUen  in  Catania  und  Li- 
vorno haben  jedoch  ihre  Thätigkeit  gänz- 
lich eingestellt.  Das  Clearing-House  in 
Rom  beschränkt  sich  seit  1894  auf  die 
Durchführung  der  monathchen  Börsenliqui- 
dation. In  der  Organisation  der  Stanze  di 
Compensazione  herrscht,  der  Verschieden- 
heit der  Verhältnisse  entsprechend,  grosse 
Mannigfaltigkeit.  Im  allgemeinen  bestand 
die  Tendenz,  die  ganze  Institution  auf  eine 
möglichst  breite  Basis  zu  stellen,  daher  ist 
auch  die  Anzahl  der  Teilnehmer  eine  grössere 
als  bei  den  Clearing-Houses  der  anderen 
Staaten.  Die  aus  der  Abrechnung  sich  er- 
gebenden Saldi,  welche  das  Barmittelerforder- 
nis darstellen,  werden  bei  manchen  An- 
stalten im  Giroverkehr  einer  Centralbank, 
bei  manchen  aber  in  Banknoten  oder  in 
klingender    Münze    ausgeglichen.     In    der 
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nachstehenden  statistischen  üebersicht  sind 
in  dem  Umsatz  sowohl  die  Aktivposten  als 


auch   die   Passivposten   enthalten,   so   dass 
jede  Post  doppelt  ausgewiesen  wird. 


Tabelle  VII. 


im 
Jahre 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Anzahl  der 


Ausgleich 


Ab- 

rech- 

nnngs- 

stellen 

7 

7 
6 

6 

6 

6 

5 

5 
5 
5 


Teil- 
neh- 
mer 

546 

549 

539 

539 

519 
524 

491 

503 
384 
394 


Gesamt- 
umsatz 


14776 
16914 
14772 

13423 
14  061 

17  971 
15650 

15379 
17317 
14566 


Kompen- 

durch 

sierte 

Bar- 

Beträge 

geld 

Millionen  Lire 

10614 

1853 

II  846 

1964 

10542 

I  721 

9  545 

1772 

10382 

1794 

13323 

1924 

12011 

1531 

10959 

I  898 

12577 

1907 

9659 

1844 

über 
Giro- 
conto 

2309 

3  104 
2509 
2  106 

1885 
2724 
2  108 
2  522 
2833 
2483 


Von  dem  Umsatz 
wurden  beglichen 

durch         auf 
Kompen-     andere 
saüon       Weise 


Prozente 


71,7 
70,1 

71,2 

71,1 
73,8 
73,6 
76,8 
74,6 
72,5 
63,4 


28,3 

29,9 
28,8 

28,9 
26,2 

26,4 

23,2 

25,4 

27,5 
36,6 


Bei  den  einzelnen  derzeit  noch  bestehenden  Abrechnungsstellen  war  die  Entwicke- 
lung  des  Umsatzes  während  des  letzten  Jahrzehnts  die  folgende: 

Tabelle  VIII. 
im  Jahre 

1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Kom 

Florenz 

Livomo 
Tausende  Lire 

Genua 

Mailand 

6,834 

• 

778,511 

10.995 

874,624 

2,748 

• 

I  038,981 

13,282 

2  564,764 

3,295 

442,808 

I  029,401 

281,527 

4013,736 

914,574 

720,418 

995,917 

907,606 

4987,716 

I  579,147 

2  056,608 

1013,137 

I  410,421 

7  206,501 

I  428,999 

2649,241 

I  028,412 

I  529,220 

8  026,326 

989,021 

3  068,583 

920,426 

2  780,945 

9  105,316 

I  011,778 

2  479,846 

959,336 

2714,651 

7  569,893 

899,858 

2432,681 

422,858 

3  226,679 

6  393,587 

I  002,973 

I  683,130 

231,917 

4  365,858 

6  728,794 

1  363,783 

2  155,965 

180,627 

5815,958 

8412,614 

977,176 

I  535,950 

159,059 

6  347,707 

6  629,770 

967,633 

I  744,864 

142,493 

4  588,826 

7  935,377 

I  321,943 

I  997,605 

149,671 

4  578,984 

9  269,000 

I  199,288 

I  177,491 

118,326 

5  247,325 

6223,194 

Etwa  der  vierte  Teil  der  abgerechneten 
Beträge  rührt  aus  der  Börseliquidation  her. 

6.  Die  Saldienmgs vereine  in  der  öster- 
reichisch-ungarischen   Monarchie.     Die 

Verringerung  an  Cirkulationsmitteln,  welche 
in  Oesterreich  zu  Anfang  der  sechziger  Jahre 
zufolge  einer  auf  die  Wiederaufnahme  der 
suspendierten  Barzahlungen  gerichteten  Bank- 
politik  eintrat,  veranlasste  schon  im  Jahre 
1864  die  österreichische  Notenbank,  mit  den 
3  grössten  Wiener  Banken  ein  üeberein- 
kommen  behufs  Errichtung  einer  gemein- 
samen Abrechnungsstelle  abzuschliessen, 
welchem  zufolge  am  1.  Dezember  1864 
»der  Saldosaal  der  privilegierten  öster- 
reichischen Nationalbank«  zu  Wien  er- 
öffnet wurde.  Als  im  Jahre  1872  teils  in- 
folge der  legitimen  Bedürfnisse  des  Ver- 
kehrs ,  teüs  infolge  übermässiger  Börsen-  i 
Spekulationen  neuerlich  empfindliche  Geld- 
knappheit eintrat,  wurde  der  Saldosaal  unter  \ 
bedeutender  Erweitenmg  des  Kreises  der 
an  der  Abrechnung  teilnehmenden  Banken 
in  den   »Wiener  Saldierungsverein«   umge- 


wandelt. Anlässlich  der  Reform  des  Giro- 
verkehrs der  österreichisch-ungarischen  Bank 
wurden  1888  die  Statuten  des  Wiener  Sal- 
dieningsvereins  einer  Reform  unterzogen 
und  gleichzeitig  auch  zwischen  seinen  Mit- 
gliedern Gnmdsätze  für  den  Checkverkehr 
mit  ihren  Kunden  in  bindender  Form  ver- 
einbart. Im  gleichen  Jahre  erfolgte  die 
Gründung  des  Budapester  Saldie- 
rung s  Vereins.  1895  wurden  endlich  in 
Prag  und  Brunn  Saldienmgsvereine  er- 
richtet. Das  geschäftsführende  Mitglied  ist 
bei  sämtlichen  Saldienmgsvereinen  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank.  Die  nach  der 
Abrechnung  erübrigenden  Differenzen  werden 
auf  ihr  Giroconto  übertragen.  Im  Laufe 
des  Jahres  1898  ist  auch  die  österreichische 
Postsparkasse  dem  Wiener  Saldienmgsver- 
eine beigetreten,  wodurch  die  Thätigkeit 
desselben  sehr  erhöht  werden  dürfte.  Die 
Umsätze  und  der  Erfolg  der  Abrechnung 
im  Wiener  Saldierungsverein  werden  in 
Tabelle  IX  ausgewiesen. 
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Tabelle  IX. 
Einliefenmg 


Jabr  Stück- 
zahl 


1888 
1889 
1890 
1^1 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


57  622 

57158 
59976 
57176 

53846 
50882 
52491 
56792 

55569 
52953 


Betrag!. 
Tausen- 
den 
Gulden 

264  667 
262  884 

297  748 
300  655 
277.991 

277  383 
281  150 

351  297 
387702 

449  122 


Durch- 
schnittsbe- 
traK  eines 
Stückes  in 

Gniden 

4  593 
4  599 
4964 
5258 
5163 

5451 
5356 
6186 

6977 
8485 


Darchsclinittl. 
Ausgleicliang 

dnrch     .,, 
Com-     SV*'^ 

sation     conto 

in  Prozenten 

25,85      74,15 


25,33 
22,25 

21,49 

22,35 
25,40 

21,73 
18,78 

18,30 
19,93 


74,67 
77,75 
78,51 

77,65 
74,60 

78,27 

81,22 

81,70 
80,07 


In  noch  engeren  Grenzen  bewegen  sich 
die  Umsätze  des  Budapester  Saldierungs- 
Yereins.  (Tabelle  X.) 


Tabelle  X. 
Einlieferang 

Jahr   Stück-    T^S^end"    »chnittsbe- 
Tausend,      trag  eines 

y^^S^'^       Stückes  in 
^'  ^-      Gulden  ö.W. 


zahl 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


18  421 
33*65 
35807 

37  758 
37470 
62071 
59  160 
56027 

53857 
63  262 


48261 

91  157 
99488 
107  218 
iio  183 
156808 
170538 

173  740 
161  282 
255  022 


2620 

2749 
2778 
2839 
2941 

2  526 
2883 

3  loi 

2995 
4031 


Durchschnittl. 
Ausg:leichan^ 

durcli     ... 
Kom-     "J>e«' 

sation  conto 
in  Prozenten 
10,77  89,23 
il,8i 

9,95 

8,94 
17,34 
19,59 
16,44 
13,42 
12,28 
23,88 


88,19 
90,05 
91,06 
82,66 
80,41 
83,56 
86,58 
82,72 
76,12 


Stückzahl 

22864 
29981 

32577 


Prag 

Einlieferang    Kompensierte 

in  .Tausenden  Quote 
Gulden  »/o 

143630  45,21 

1 78  425  48,05 

221 628  48,83 


Was  endlich  die  Saldieningsvei'eine  in 
Prag  und  Brunn  anbelangt,  so  weisen  die 
Geschäftsberichte  folgende  Ergebnisse  aus: 

Brunn 


im 

T      1 

Einlieferang 

Kompensierte 

Jahre 

Stückzahl 

in  Tausenden 

Quote 

Gulden 

0' 

/o 

1895 

4154 

8  191 

16,52 

1896 

8391 

25337 

17,29 

1897 

7  735 

26228 

15,22 

Die  Saldiemngsvereine  haben  die  in  sie 
gesetzten  Erwartungen  nicht  in  vollem 
Masse  gerechtfertigt.  Die  Umsätze  halten 
sich  in  verhältnisniässig  engen  Schranken, 
und  bei  der  Abrechnung  wird  nur  ein  kleiner 
Teil  der  Einliefenmgen  durch  Abrechnung 
geordnet.  Die  Ursachen  sind  in  der  noch 
immer  geringen  Ausbildung  des  Checkver- 
kehrs in  der  ungleichmässigen ,  entweder 
einseitig  aktiven  oder  einseitig  passiven  Be- 
teiligung der  einzelnen  Banken  sowie  darin 
gelegen,  dass  durch  die  umfassenden  Giro- 
organisationen der  österreichisch-ungarischen 
Bank,  der  österreichischen  und  der  unga- 
risdien  Postsparkasse,  endlich  des  Wiener 
und  des  Budapester  Giro-  und  Kassenvereins 
die  Zufuhr  zu  den  Saldierungsvereinen  ge- 
wissermassen  abgeschnitten  worden  ist 

7.  Der  dearingverkehr  der  öster- 
reichischen und  der  ungarischen  Post- 
sparkasse. Bei  der  österreichischen  Post- 
sparkasse hat  das  Bestreben,  das  Guthaben 
der  grösseren  Einleger  in  den  Bahmen  ihres 
regelmässigen  Wirtschaftsbetriebes  hineinzu- 
stellen und  ihm  die  Funktion  der  bank- 
mäsfflg  verwalteten  »Kasse«  zu  verleihen, 
zur  !mnrichtung  eines  umfassenden  Check- 
und  (xiroverkehrs  geführt,  welcher  jedoch 
offiziell  mit  dem  Namen  Clearing- 
verkehr bezeichnet  wurde  und  unter 
dieser  Bezeichnung,  insbesondere  durch  Be- 
nutzung der  postalischen  Formen  der  Geld- 
veraendong  für  die  durch  die  Postsparkasse 
vermittelten  bankmässigen  Zahlungsaus- 
gleichnng^n  sehr  populär  geworden  ist.   Die 


gesetzlichen  Grundlagen  für  den  Check-  und 
Clearingverkehr  der  österreichischen  Post- 
sparkasse wurden  durch  das  G.  v.  19.  No- 
vember 1887  RG.B1.  Nr.  133  geschaffen.  Auf 
Gnmd  des  Gesetzartikels  XXXlV  vom  Jahre 
1889  wurde  der  Check-  und  Clearingverkehr 
auch  bei  der  königlich  ungarischen  Post- 
sparkasse eingeführt,  welche  schon  im  Jahre 
1885  gegründet  worden  war.  Die  Ent- 
wickelung  des  Check-  und  Clearingverkehrs 
der  österreichischen  Postsparkasse 
wird  in  Tabelle  XI  dargestellt. 

Zwischen  der  österreichischen  Postspar- 
kasse und  den  anderen  Girobanken  besteht 
eine  regelmässige  Verbindung  zunächst  da- 
durch, dass  die  Postsparkasse,  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank  und  der  Wiener 
Giro-  und  Eassenverein  gegenseitig  bei  ein- 
ander Giroconten  besitzen.  Eine  weitere, 
die  Abrechnung  sehr  begünstigende  Mass- 
regel ist  der  im  Laufe  des  Jahres  1898  er- 
folgte Eintritt  des  k.  k.  Postsparkassenamts 
in  den  Wiener  Saldierungs verein.  Was 
speciell  den  direkten  Ueberweisungsverkehr 
mit  der  österreichisch-ungarischen  Bank  an- 
belangt, so  wurden  im  Jahre  1898  an  Conto- 
inhaber der  Postsparkasse  45  und  an  Giro- 
kunden der  österreichisch-ungarischen  Bank 
69,4  Millionen  Gulden  überwiesen.  Wie 
schon  aus  der  vorstehenden  üebersicht  zu 
entnehmen,  ist  auch  ein  direkter  Ueber- 
weisungsdienst  zwischen  den  Checkconten 
der  österreichischen  und  der  ungarischen 
Postsparkasse  eingerichtet  und  wurden  1898 
an  die  ersteren  &,9,  an  die  letzteren  16,5 
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Anzahl  der  Teilnehmer  am 
im 

Jahre  Checkverkehr         ^erS" 

1888  14296  9836 

1889  1 6  046  II 025 

1890  17808  12200 

1891  19  391  13  354 

1892  21365  14643 

1893  23471  16 197 

1894  25834  18250 

1895  28363  20750 
1'896  30837  22918 
1897  34  209  25  636 


Tahelle  XI. 

Betrag  der  Einlagen  im 

Checkverkehr  C^äf" 

Millionen  Gulden  ö. 

660,1  644,1 

773,6  755,0 

902,3  880,7 

I  025,2  I  001,9 

I  147,9  I  121,5 

I  285,7  I  256,2 

I  399,8  I  367,2 

1  523,1  1  485,9 

I  699,7  1  659,8 

I  939,8  I  899,6 


Stand  der  Gut- 
haben am 
Jahresschlüsse 


W. 


28,0 

31,7 
34,0 

37,5 

42,7 

49,4 

52,9 

54,5 
64,2 

88,9 


Die  Gliederung  des  Umsatzes  der  österreichischen  Postspai^kasse  nach 

Schäften,  welche  sie  für  die  Inhaber  der  Checkconten  besorgt,  war  im  Jahre 
folgende 

a)  Einlagen  durch  Tausende  Gulden 

Empfang:(Erlag-)scheine i  172205 

Einkassierung  von  Postanweisungen  etc 28637 

Gutschrift  eingelöster  Coupons 316 

Gutschrift  der  Beträge  von  beim  Postsparkassen- Amte  zahlbar  ge- 
stellten Urkunden 5  855 

Gutschriften  im  Clearing- Verkehr 659418 

Ueberweisungen  von  der  königlich  ungarischen  Postsparkasse  .    .    .  30  367 

Summe  i  896  798 
b)  Rückzahlungen  durch 

Inhaber-Checks 505  009 

Zahlungsanweisungen  des  Postsparkassenamtes 608975 

Ausgestellte  Postanweisungen 3  993 

Einziehung  von  Urkunden 12  344 

Ankauf  von  Staatspapieren i  997 

Lastschriften  im  Clearing- Verkehr 659418 

Ueberweisungen  an  die  könifi:lich  ungarische  Postsparkasse      ...  n  778 

Ueberweisungen  an  Girokunden  der  österreichisch-ungarischen  Bank  69359 

Summe  i  872  873 


den  Ge- 
1897  die 

Prozente 

61,80 

1,51 
0,02 

0,31 

34,76 

1,60 


100,00 


26,96 

32,52 
0,21 
0,66 
0,11 

35,21 
0,63 
3,70 


100,00 


Millionen  Gulden  überwiesen.  Von  der 
grössten  Wichtigkeit  ist,  dass  seit  1897  die 
Steuern  und  Gebühren  im  Wege  des  Check- 
verkehrs der  k.  k.  Postsparkasse  eingezahlt 
werden  können,  nachdem  diese  Einrichtung 
probeweise  schon  1896  im  Lande  Nieder- 
österreich getroffen  worden  war.  Demzu- 
folge sind  sämtliche  Steuerämter,  die  Landes- 
kassen  und   die   Staatscentralkasse ,   ferner 


infolge  der  Durchführung  der  neuen  Civil- 
prozessgesetze  auch  zahlreiche  Gerichte  dem 
Checkverkehr  der  Postsparkasse  beigetreten. 
Die  Postsparkasse  wurde  damit  in  den  Dienst 
der  staatlichen  Kassenverwaltung  gestellt, 
ein  wichtiger  Schritt  für  die  üeberleitung 
derselben  zur  modernen  bankmässigen  Ge- 
banmg. 


Der  Check  und  Clearingverkehr  der  königlich  ungarischen  Postsparkasse 
hat  sich  folgendermassen  entwickelt: 


Tabelle  Xn. 

Anzahl  der  Teilnehmer  am 

Betrag 

der  Einlagen  im 

Stand  der  Gut- 

im 
Jahre 

Checkverkehr 

Clearing- 
verkehr 

Checkverkehr         ^J^^^^^" 

haben  am 
JahresschluRse 

Millionen  Gulden  ö. 

W. 

1890 

910 

656 

51,7 

11,3 

1,89 

1891 

1417 

1005 

IIO.I 

26,7 

3,32 

1892 

1938 

1367 

158,0 

39,3 

4,91 

1893 

2568 

1751 

196,3 

51,1 

5,59 

1894 

3  181 

2145 

244,4 

57,3 

6,80 

1895 

3767 

2527 

257,2 

69,0 

7,27 

1896 

4517 

3215 

293,7 

85,5 

9,43 

1897 

5244 

3  745 

340,9 

116,9 

[ 
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Die  Gliederung  der  Umsätze  im  Jahi-e 
1897  war  die  folgende: 

Betrag  in 
Einzahlungen  Anzahl    Tausend. 

Guld.ö.W. 

durch  Einzahlungskarten  .  2  595  641  335  804 

durch  domicilierte  Anwei- 
sungen    213  881  5053 

im  Clearingrerkehr  .    .    .  1 10  852  116  903 

durch  den  Verkauf  von  Wert- 
papieren       3  5 

aus  dem  Erlös  von  Coupons  75 14 

zusammen    2  920  452    457  779 


Rückzahlungen 

durch  Checks 

durch  Cassa-Anweiaungeu  . 

durch  Postanweisungen .    . 

im  Clearingverkehr    .    .    . 

durch  Ueberweiäungen  an 
die  österr.-ung.  Bank.     . 

durch  den  Ankauf  von  Wert- 
papieren          

zusammen 


Betrag  in 
Anzahl    Tausend. 
Guld.().W. 
75217     181925 

145  958 
15086 

142858 


75  137 

2579 

116903 


20  878      79  901 


40 


75 


400037    456520 


8.  Vergleichende  Zusammenstellung  der  Clearin^umsätze.  In  der  naohfolgtMi- 
den  Uebersicht,  Tabelle  XIII,  werden  die  Umsätze  der  wichtigsten  Clearing -Houses 
während  des  letzten  Jahrzehnts,  auf  Reichsmark  umereehnet,  mit  einander  verglichen. 

Tabelle  XIII. 
Umsätze  der  Abrechnungsstellen 


• 

• 

in  den 

in 

im  Deut- 

• 

• 

• 

un 

m 

Ter- 

Mel- 

schen 

m 

in 

in 

Jahre 

London 

einigten 
Staaten 

bourne 

Reich 

Paris 

Italien 

Wien 

Mi 

1 1  i  on  e  n 

Beichsmark 

1888 

141  191 

204  506 

6078 

15  515 

1903 

4280 

448 

1889 

155  536 

224  434 

5888 

18049 

2  194 

6850 

447 

1^0 

159257 

251  102 

6435 

17991 

2081 

5991 

506 

1891 

139790 

239871 

4  995 

17663 

2430 

5436 

511 

1892 

132320 

255  402 

3835 

16763 

1971 

5695 

473 

1893 

131  943 

247000 

2844 

18273 

1908 

7278 

472 

1894 

129373 

188847 

2569 

18398 

2177 

6338 

478 

1895 

155007 

214494 

2670 

21285 

2326 

6229 

597 

1896 

154639 

218043 

2909 

22905 

2975 

7011 

659 

1897 

153056 

241  092 

2939 

24199 

3461 

5900 

764 

9.  Die  BedeutnDg  des  Clearing^^er- 
kehrs  für  den  volkswirtschaftlieheii  Zah- 
Inngsprozess.  Die  Clearing-Houses  sind  der 
Mittelpunkt  der  kreditiÄ-irtschaftlichen  Form 
des  Zahlungsprozesses.  Während  der  geld- 
-wirtschaftlichen  Warencirknlation  eine  gleich 
starke  Geldcirkulation  gleichsam  als  Conx)lai* 
gegenübersteht,  hat  die  Kreditwirtschaft 
durch  ihr  Checksystem  die  Warencirknlation 
von  der  Geldcirkulation  losgelöst  und  ihr  den 
Terselbständigten  Zahlungsprozess  ge^n- 
übergestellt,  welcher  im  Clearing  koncentnert, 
sich  zumeist  in  der  Form  der  Kompensation 
vollzieht.  Dieses  System  fusst  zwar  durch- 
aus auf  dem  geldwirtschaftlichen  und  hat 
auch  die  Existenz  von  Geld  überhaupt  zur 
Toraussetzung,  aber  es  löst  sowohl  die  Um- 
sätze als  auch  die  Ausgleichung  der  daraus 
resultierenden  Forderungen  von  dem  körper- 
lichen Gebrauche  des  Geldes  los  imd  macht 
dieselben  von  dessen  verfügbarer  konkreter 
Menge  unabhängig,  wodurch  dem  Verkehre 
eine  ungleich  gn3ssere  Expansionsfähigkeit 
verliehen  wird.  So  wurden  denn  auch  die 
Ansprüche  an  die  Cirkulation,  welche  aus 
dem  ungeheueren  Aufschwünge  des  ge- 
samten wirtschaftlichen  Lebens  während  der 
zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  hervor- 
gegangen  sind,    nicht  so   sehr  durch  die 


Yenuehrung  der  Cirkulationsmittel  er- 
schwungen als  vielmehr  durch  die  inten- 
sive Steigerung  ihrer  Lei.stimgsfähigkeit  ver- 
möge der  im  Clearing  zusammengefassten 
bankmässigen  Organisation  des  Volkswirte 
schaftlichen  Zahlungsprozesses. 

Quellen  :  Für  die  a  m  erikan  lachen  Clearing- 
Houses  die  Annual  JRejxjrtt  of  ihe  comptroller 
of  the  currency f  Washington  und  The  Commercial 
and  Financiel  Chronicle,  Kew-Yo7'k,  —  Für  die 
englischen  Clearing-Houses  periodische  T  er- 
öffentlichungen  im  Londoner  Bankers'  Magazine, 
Economist  and  Statist,  —  Für  die  italieni' 
sehen  Clearing-Houses  das  Annuario  Statistico 
Italiano.  —  Für  den  Wiener  und  Buda  - 
p  es  t  er ,  Fr  a  g  er  und  Brünner  Saldie- 
rungsverein  die  Jahresberichte  der  betreffenden 
Verwaltungen.  Für  die  anderen  Clearing-Houses 
direkte  Mitteilungen  der  betreffenden  Verwaltun- 
gen an  den   VerfoMer. 

Litteratar:  IHUlley  P.  Bailey,  The  Clearing- 
House-System,  New- York  1890.  —  G,  Frangois, 
Les  Chambres  de  compensaiion  et  les  caisses  de 
liquidation.  Bulletin  de  V Institut  international 
de  Statütique,  X.  Bd.,  S.  76  ff.  —  James  Ä 
Oibbons,  The  Banks  of  New-York,  their  Dea- 
lers, the  Clearing-House  and  the  Panic  of  1807. 
New-York  187 S.  —  Miehard  Hildebrand, 
Das  Checksystem  und  das  Clearing-House  in 
London,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  1857,  S.  l£7ff. 
—  W»    Hawarth,    Our    Clearing   System  and 
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Clearing-Houscs.  London  I884.  —  Jevons^ 
M<yney  and  thc  Mechanism   of  Exchange,   XXI. 

—  JB.  Koch,  Abrechnungsstellen  in  Deutsch- 
land  und   deren   Vorgänger,    Stuttgart   188S.  — 

—  Knies,  Das  Geld,  2.  Aufl.,  Berlin  1885,  S. 
^19  ff.,  ^88  ff.  —  B,  Patten f  Methods  and  Mo- 
chinery  of  Practical  Banking,  6.  Aufl.,  Xew- 
York  1895.  Ch.  XXIII.  — *  H,  Hauchberg, 
Der  Clearing-  und  Giroverkehr  in  Oesterreich- 
Ungarn  ujid  im  Auslande,  Wien  1897.  —  Ad» 
Wagner  in  Schönbergs  Jlandb.  d.  pol.  Oekon., 
4.  Aufl.,  I,  §  56  u.  \'i7.  —  Albert  Tessier, 
Traue  theorique  et  pratique  des  Chambers  de 
Compensation,  Paris  1894.  —  Tabellen  zur 
Währungs-Statistik.  Verfasst  im  k.  k. 
Finanzministerium,  2.  Ausgabe,  7.  Heft,  Wien 
2S98.  —  tTuHuR  Wolf,  Zur  Beform  des  schwei- 
zerischen Xotenbankwesens.     Zürich  1888. 

Heinrich  Rauchberg. 


Clement,  Ambroise, 

geb.  zu  Annoney  am  21.  III.  1805,  gest.  zu 
Paris  am  19.  XI.  1886.  Er  war  beteUigt  mit 
mehreren  Artikeln  am  „Journal  des  Economistes" 
und  am  „Dictionnaire  d'economie  politique". 
1872  wurde  er  korrespondierendes  Mitglied  der 
Academie  des  sciences  morales  et  politiques. 

Von  seinen  staatswissenschaftlicnen  Schriften 
nennen  wir:  Recherches  sur  les  causes  de 
l'indigence,  Paris  1846.  —  Des  nouvelles  id^es 
de  reforme  industrielle  et  en  particulier  du 
projet  d'organisation  du  travail  de  Louis  Blanc, 
Paris  1848.  —  Essai  sur  la  science  sociale,  2 
Bde.,  Paris  1867.  —  La  crise  6conomique  et  so- 
ciale en  France  et  en  Europe,  Paris  1886. 

Bed. 


Clement,  Jean  Pierre, 

geb.  zu  Draguignan  am  2.  VI.  1809,  gest.  als 
Mitglied  der  „Academie  des  sciences  morales  et 
politiques  (seit  1855)  am  8.  XL  1870  zu  Paris. 
In  dem  französischen  Finanzministerium  und 
in  der  Münzwesenverwaltung  war  er  mit  Er- 
folg einerseits  für  den  Staat,  andererseits  für 
Bereicherung  der  Materialiensammlung  zu  seinen 
finanz^-issenschaftlichen  Schriften  thätig.  Sein 
wirtschaftspolitisches  Glaubensbekenntnis  war 
das  freihändlerische. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

Histoire  de  la  vie  et  de  l'administration 
de  Colbert,  avec  notice  bist,  sur  Nicolas  Fou- 
quet,  Paris   1846;   dass.,  2.  Aufl.   1874.  —  Le 

fouvemement  de  Louis  XIV.,  Paris  1848.  — 
acques  Coeur  et  Charles  VII.,  ou  la  France 
au  15e  siecle,  2  Bde.,  Paris  1853 ;  dass.,  4.  Aufl. 
1874.  —  Histoire  du  Systeme  protecteur  en  France 
depuis  Colbert  iusqii'ä  la  H^volution  de  1848, 
Paris  1854.  —  Portraits  historiques,  Paris  1854 
(eine  zuerst  im  „Moniteur"  veröft*entlichte  Ar- 
tikelreihe). —  Etudes  financieres  et  d'economie 
politique,  Paris  1859.  —  Lettres,  instructions 
et  memoires  de  Colbert,  7  Bde.,  Paris  1863—73 
(dieses  Sammelwerk  ist  aus  archivalischen 
Quellen  zusammengestellt).  —  La  police  sous 
Louis  XIV.,  Paris  1866. 


Vgl.  über  Clement:  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  I, 
S.  843. 

Lippert 


Cliffe  Leslie, 

s.  Leslie. 


Cobden,  Richard, 

geb.  zu  Dunford  bei  Midhurst  (Sussex)  am  3.  VL 
1804,  besetzte  sich  1831  als  Kattundruckereibe- 
sitzer in  Manchester  und  starb  am  2.  IV.  1865 
in  London. 

Cobdens  politisch-agitatorische  Thätigkeit 
für  den  Freihandel  begann  1835,  also  schon  vier 
Jahre  vor  Gründung  der  Anti-Com-Law-League, 
die  sich  1839  konstituierte.  Die  League  war 
das  Werk  der  unermüdlichsten  Propaganda 
Cobdens,  erst  später  trat  Bright  (s.  d.)  an  Cob- 
dens Seite.  Die  League  hatte  nicht  nur  einen 
handelspolitischen  Charakter,  sondern  sie  war  im 
gewissen  Sinne  auch  revolutionär,  da  sie  sich 
gegen  die  Uebermacht  der  Tories  im  Parlamente 
richtete,  welche  als  Grossgrundbesitzer  die  Ge- 
treidezölle verteidigten.  Das  fest  ins  Auge  ge- 
fasste  Ziel  Cobdens  und  seiner  Anhänger  warb 
für  die  League  besonders  unter  den  Kapitalisten 
und  Grossindustriellen  Englands  mit  vollen 
Händen  Beiträge  spendende  Gönner ;  vier  Jahre 
nach  seiner  Gründung  konnte  der  grosse  Frei- 
handelsbund bereits  250000  £  für  Agitations- 
zwecke ausgeben.  Peel  widerstand  dem  An- 
dränge Cobdens  und  der  Liguisten  bis  zum 
Jahre  1846,  wo  sich  Missemte  und  Hunger  mit 
der  Freihandelspartei  verbündeten.  Als  der 
Getreidehandel  dann  endgültig  freigegeben  war, 
beschenkte  eine  von  den  Liguisten  veranstaltete 
Nationalsubskription  Cobden,  der  nun  mit  einem 
Schlage  der  gefeiertste  Mann  Englands  war,  mit 
80000  £.  Das  ihm  von  Lord  Palmerston  1849 
angetragene  Ministerportefeuille  schlug  Cobden 
aus.  An  den  Kommissionsverhandlungen,  die 
dem  Abschluss  des  englisch-französischen  Han- 
delsvertrags vom  23.  I.  1860  vorhergingen, 
nahm  er  lebhaften  Anteil.  Nur  einmal,  im  Jahre 
1843,  hielt  Cobden  als  Parlamentsabgeordneter 
eine  arbeiterfreundliche  Rede,  die  aber  wohl  nur 
bezweckte,  seine  Popularität  auch  in  diesen 
Kreisen  zu  befestigen,  denn  später  wurde  er  der 
erklärte  Manchestermann  und  stimmte  u.  a. 
auch  gegen  die  Zehnstundenbill. 

Sammlungen  seiner  politischen  Schriften 
und  Reden  erschienen  u.  d.  T. :  The  political 
writings  of  Richard  Cobden,  2  Bde.,  London 
1867.  —  The  political  writings  of  R.  Cobden, 
with  an  introduction  by  L.  Mallet,  London 
1881  —  Cobden's  speeches  ori  questions  of  public 

Eolicy,  ed.  by  J.  Bright  and  Th.  Rogers.  2  Bde. 
fondon  1870. 

Vgl.  über  Cobden:  Bastiat,  Cobden  et  la 
ligue  au  l'agitation  angiaise  pour  la  liberte  des 
ecnanges,  Paris  1845.  —  J.  C.  Glaser,  Cobden 
(St.  \V.  B.  von  Bluntschli  u.  Brater,  Bd.  II) 
Stuttgart  1857,  S.  577  ff.  —  Gilchrist,  R.  Cobden, 
the  apostle  of  free  trade,  3.  ed.,  London  1867. 
—  K.  A.  Roth,  Richard  Cobden,  ein  Meister 
der  Staatswissenschaft  etc.,  Coburg  1867.  — 
Rogers,  Cobden  and  modern  political  opinion, 
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London  1873.  —  Salis-Schwabe ,  R.  Cobden, 
notes  sur  ses  voyages,  correspondances,  etc., 
Paris  1879.  —  Moriey,  Life  of  R.  Cobden,  2  Bde. 
London  1881.  —  Walcker,  R.  Cobdens  volks- 
wirtschaftliche tmd  politische  Ansichten,  Ham- 
bnrg  1885.  —  National  biography  ed.  bv  Leslie 
Stephen,  Bd.  XI.,  London  1887,  S.  148  ff.  — 
H.  d.  St.,  1.  Anfl.,  Bd.  H,  Jena  1881,  S. 
843  ff.  —  L,  Say,  Cobden  in  Say  et  Chailley, 
Dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  I,  Paris  1891, 
S.  423  ff.  —  Palgrave,  Dictionary  of  polit. 
economy,  Bd.  I,  London  1894,  S.  316  f.  — 
Schwabe  (Mrs.  Salis),  Reminiscences  of  R.  Cob- 
den, London  1895.  LipperU 


Cognetti  de  Martiis,  Salyatore, 

geb.  am  19.  I.  1844  zu  Bari,  an  dessen  tech- 
nischem Listitnt  er  1868  eine  Professur  über- 
nahm nnd  dieselbe  1869  mit  einer  solchen  an 
der  technischen  Hochschule  in  Mantua  ver- 
tauschte. Seit  1876  bekleidet  er  das  Amt  eines 
ordentlichen  Professors  der  politischen  Oekono- 
mie  an  der  Universität  Turin. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Della  attinenza 
tra  Teconomia  sociale  e  la  storia,  Florenz  1866. 

—  L'economia  sociale  e  la  famiglia,  Mailand 
1869.  —  Abramo  Lincoln,  Mantua  1873.  —  Una 
teoria  economica  della  espropriazione  forzata, 
Mantua  1874.  —  La  circolazione  della  ricchezza 
negli  Stati  Uniti  d' America,  Turin  1875.  —  Gli 
Stati  Uniti  d'America  nel  1876,  Mailand  1877. 

—  Forme  e  leggi  delle  perturbazioni  economiche, 
Turin  1878.  —  II  nuovo  patto  dell'  unione  mo- 
netaria  latina,  Turin  1879.  —  Le  forme  primi- 
tive nell'  evoluzione  economica,  Turin  1881.  — 
Cenno  storico  suU'  Indus tria  italiana,  Turin 
1883.  —  L'economia  come  scienza  autonoma, 
Turin  1886.  —  II  socialismo  ne^li  Stati  Uniti 
d^America,  Turin  1887.  —  Socialismo  antico, 
Turin  1889.  —  LTstituto  Pitagorico,  Turin  1889. 

—  Le  pin  r^enti  indagini  statistiche,  memoria, 
Turin  1893.  —  Storia  del  comunismo  e  socialis- 
mo nell'  antichita,  Turin  1893.  —  Er  giebt 
heraus  seit  Januar  1894 :  Biblioteca  deir  econo- 
mista:  scelta  coUezione  delle  piü  importanti 
produzioni  di  economia  politica  antiche  e  mo- 
derne, italiane  e  straniere.  Quarta  serie,  Turin, 
wovon  bis  Mai  1899  101  Lieferungen  ausge- 
eeben  wurden.  Die  vorhergehende  III.  Serie 
besorgte  Professor  Girolamo  Boccardo.  —  Zu 
erwämien  ist  femer  seine  Vorrede  zu  der  Schrift : 
L.  Cibrario,  II  sentimento  della  vita  economica 
nella  „divina  commedia",  Turin  1898,  welche 
letztere  in  die  Abteilungen:  La  realtä  econo- 
mica und  la  dottrina  economica  ai  tempi  di 
Dante  zerföllt.  Er  veröffentlichte  staatswirt- 
schaftliche Artikel  in  der  Zeitschrift:  Giomale 
d^li  Economisti  serie  Ilda^  vol.  3  e  5  (Rom) 
1^1,92:  Bauche,  banchieri  e  usurai  nelle  com- 
medie  di  Plauto.  —  Serie  Hda,  vol.  7, 1873 :  Fran- 
cesco Ferrara  aUa  Universita  di  Torino  1849  bis 
1859.  —  Serie  Ilda,  vol.  8,  1894:  Cognetti  ver- 
sus Pöhlmann  (wegen  dessen  Besprechung  des 
Cognettischen  Werkes:  „Storia  del  comunismo 
e  sodalismo  etc.").  lAppert. 


Cohn,  Gustay, 

geb.  am  12.  XII.  1840  zu  Marienwerder  in 
Westpreussen,  studierte  in  Berlin  und  Jena, 
war  Mitglied  des  kgl.  Statist.  Seminars  zu 
Berlin  1867—1868,  habilitierte  sich  in  Heidel- 
berg im  März  1869,  folgte  einem  Rufe  an  das 
baltische  Polytechnikum  zu  Riga  im  September 
1869,  wo  er  3  Jahre  wirkte.  Zu  Anfang  1873 
begab  er  sich  auf  eine  Studienreise  nach  Eng- 
land, deren  Ergebnisse  er  in  den  „Untersuchun- 
gen über  die  englische  Eisenbahnpolitik"  (1874 
bis  75)  verarbeitete.  Zu  Ostern  1875  folgte  er 
einem  Rufe  an  das  Eidgenössische  Polytechni- 
kum in  Zürich,  von  wo  er  nach  9  jähriger 
Wirksamkeit  zu  Ostern  1884  als  ord.  Professor 
an  die  Universität  Göttingen  übersiedelte. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform :  Ueber  die  Be- 
deutung der  Nationalökonomie  und  ihre  Stellung 
im  Kreise  der  Wissenschaften.  Heidelberger 
Antrittsvorlesung,  1869.  —  Untersuchungen 
über  die  englische  Eisenbahnpolitik,  Leipzig 
1874 — 75.  I.  Band:  Die  Entwickelung  der 
Eisenbahngesetzgebung  in  England,  1874.  IL 
Band:  Zur  Beurteilung  der  englischen  Eisen- 
bahnpolitik, 1875.  (Vom  Verein  der  deutschen 
Eisenbahnverwaltungen  mit  dem  ersten  Preise 

fekrönt.)  —  Die  Finanzlage  der  Schweiz,  Zürich 
877.  —  Volkswirtschaftliche  Aufsätze,  Stuttgart 
1882.  —Die  englischeEisenbahnpolitik  der  letzten 
10  Jahre,  Leipzig  1883.  —  System  der  National- 
ökonomie. Ein  Lesebuch  für  Studierende.  I. 
Bd. :  Grundlegung  der  Nationalökonomie,  Stuttg. 
1885 ;  II.  Bd. :  Finanzwissenschaft,  ebd. 
1889.  —  National  ökonomische  Studien,  Stuttg. 
1886.  —  Beiträge  zur  deutschen  Börsenreform, 
Leipzig  1895.  —  Georg  Haussen,  Gedächtnis- 
rede, Leipzig  1895.  —  Die  deutsche  Frauenbe- 
wegung. Eine  Betrachtung  über  deren  Ent- 
wickelung  und  Ziele,  Berlin  1896.  —  System 
der  Nationalökonomie,  III.  Bd. :  Nationalökonomie 
des  Handels  und  des  Verkehrswesens,  Stuttgart 
1898. 

b)  in  Sammelwerken :1. DeutscheZeit- 
und  Streitfragen  (Berlin) :  Streitfragen 
der  Eisenbahnpolitik,  1874.  —  Ueber  die  Ver- 
teuerung des  Lebensunterhaltes  in  der  Gegen- 
wart, 1876.  —  Was  ist  Sozialismus?  1878.  —  2. 
Sammlung  gemeinverständlicher 
Vorträge  (Berlin):  Die  Börse  und  die  Spe- 
kulation, 1868.  2.  Auflage,  1874.  —  3.  Sehr, 
d.  V  e  r.  f.  S  0  z  i  a  1  p.  (Leipzig)  Bd.  XIII :  Ueber 
die  Untersuchung  von  Thatsachen  auf  sozialem 
Gebiete,  1877.  —  Bd.  XXI.:  Internationale 
Fabrikgesetzgebung.  Referat,  1882.  —  Bd. 
XXXIV:  Ueber  die  akademische  Vorbildung 
zum  höheren  Verwaltungsdienste  in  Prenssen, 
1887. 

c)  in  Zeitschriften:  1.  Allgemeine 
Zeitung:  Karl  Marx,  1875.  —  Schweizerische 
Steuerpolitik.  5  Artikel,  1878.  —  Lassalle  und 
das  eherne  Lohngesetz.  2  Artikel,  1878.  — 
Die  preussische  Staatseisenbahnpolitik,  Nov. 
1879.  —  Die  Fremdenindustrie  der  Schweiz, 
Okt.  1881.  —  2.  Archiv  für  Eisenbahn- 
wesen, Jahrg.  VI  und  VII:  Die  englische 
Eisenbahnpolitik  der  letzten  10  Jahre,  1883, 
1884.  (7  Aufsätze.)  —  Jahrg:.  VIII :  Ueber  das 
staatswissenschaftliche  Studium  im  Hinblicke 
auf   die    Staatseisenbahnverwaltung,    1885.    — 
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Jahrg.  IX:  Die  englische  Eisenbahnpolitik  in 
Ostindien,  1886.  —  Jahrg.  XV,  XVI  u.  XIX: 
Die  Arbeitszeit  der  englischen  Eisenbahnbe- 
diensteten,  I.,  IL  u.  III.  Abschnitt,  1892,  1893 
n.  1896.  —  Jahrg.  XXI :  Erörterungen  über  die 
Oekonomik  der  Verkehrsmittel  (S.  177,220).  — 
Aussichten  eines  Staats bahnsystems  in  England 
(S.  1123/1164),  1898.  —  3.  Baltische  Mo- 
natsschrift: Die  Frauenbewegung  in 
Deutschland,  1870.  —  4.  Deutsche  Rund- 
schau: Politik  und  Staats  Wissenschaft  (Göt- 
tin^er  Antrittsrede),  1885.  —  Lord  Shaftesbury, 
18fe.  —  Georg  Haussen  (zum  80.  Geburtstage 
31.  V.  1889),  1889.  —  Die  Beamten-Konsum- 
vereine in  England,  1890.  —  Zur  Börsenreform, 
1891.  —  Ueber  den  Haushalt  des  Deutschen 
Reiches,  1892.  —  5.  Finanzarchiv:  Die 
Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der  Bundes- 
haushalt der  Schweiz,  1884.  —  6.  Fortnightly 
Review  (London) :  On  the  history  and  present 
State  of  political  economy  in  Germany,  1873. 

—  7.  HistorischeZeitschrift:  Colbert 
und  Mazarin,  1869.  —  Ludwig  XIV.  als  Be- 
schützer der  Gelehrten,  1869.  —  8.  Jahrb.  f. 
Ges.  u.  Verw. :  Arbeit  und  Armut,  1881.  — 
Ideen  und  Thatsachen  im  Genossenschafts- 
wesen, 1883.  —  Erörterungen  über  die  finan- 
zielle Behandlung  der  Verkehrsanstalten,  1886. 

—  Die  heutige  Nationalökonomie  in  England 
und  Amerika.  Zwei  Artikel,  1889.  —  Die  Fort- 
führung der  preussischen  Steuerreform,  1892.  — 
Ueber  das  Börsenspiel.  —  Eisenbahnen,  Wasser- 
strassen und  der  preussische  Staatshaushalt,  1894. 

—  Neuere  Litteratur  über  die  deutschen 
Wasserstrassen,  1895.  —  9.  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
Stat. :  Zeitgeschäfte  und  Differenzgeschäfte, 
1866.  —  Nachwort  zu  dem  obigen  Aufsätze,  1867. 

—  Ein  weiterer  Beitrag  zur  Statistik  der  Speku- 
lation, 1871.  —  Ueber  parlamentarische  Unter- 
suchungen in  England,  1875.  —  Der  Staat  und 
die  Eisenbahnen,  1879.  —  Die  Bundesgesetz- 
gebung der  Schweiz  unter  der  neuen  Verfassung 
(SuppL),  1879.  —  Die  Einkommensteuer  im 
Kanton  Zürich,  1880.  —  Ueber  internationale 
Fabrikgesetzgebung,  1881.  —  Die  gesetzliche 
Regelung  der  Arbeitszeit  im  Deutschen  Reiche, 
1883.  —  Ein  Wort  zur  Börsensteuer,  1885.  — 
Zur  Finanzstatistik  der  engl.  Universitäten, 
1890.  —  Die  internationale  Konferenz  zur  Be- 
sprechung der  Arbeiterschutzgesetzgebung,  1890. 

—  Die  preussische  Steuerreform,  189 L  —  10. 
Neues  Reich:  Die  Eisenbahngesellschaften 
und  der  englische  Staat,  1874.  —  Ueber  Han- 
delsakademien,  1879.  —  11.  Political 
Sei  ence  Quart  er  ly  (New- York):  Income 
and  Property  Taxes  in  Switzerland,  1889.  — 
12.  Preussische  Jahrbücher:  Der  so- 
genannte Normalarbeitstag,  1884, 1885.  —  Ueber 
internationale  Arbeiterschutzgesetzgebung,  1890. 

—  13.  Unsere  Zeit:  Karl  Heinrich  Rau 
(Nekrolog),  1870.  — 14.  Zeitschr.  f.  Staats  w.: 
lieber  Wesen  und  Wirkung  der  Kreditgeschäfte, 
1868.  —  Boisguillebert,  ein  Beitrag  zur  Ge- 
schichte der  Volkswirtschaftslehre,  1869.  — 
Colbert,  vornehmlich  in  staatswirtschaftlicher 
Hinsicht,  1869,  1870.  —  Die  auswärtigen  An- 
leihen an  der  Londoner  Börse  (ein  Beitrag  zur 
Lehre  vom  Untemehmergewinn),  1876.  —  Die 
wirtschaftliche  Freiheit  und  die  ältere  englische 
Gesetzgebung,  1877.  —  Die  Militärsteuer.  Zwei 
Artikel,  1879.  —  Ehre  und  Last  in  der  Volks- 


wirtschaft, 1881.  —  Gemeinbedürfnis  und  Ge- 
meinwirtschaft. Ein  Wort  zur  Terminologie 
der  Volkswirtschaftslehre,  1881.  —  Art.  31  der 
schweizerischen  Bundesverfassung  betreffend  die 
Freiheit  des  Handels  und  der  Gewerbe.  Zwei 
Artikel,  1883—1884.  —  Ueber  die  Vorbildung 
zum  höheren  Verwaltungsdienste  in  den  deut- 
schen Staaten,  1887.  —  Die  Anfänge  des  deut- 
;  sehen  Eisenbahnwesens,  1891.  —  15.  Zeit- 
schrift des  kgl.  preuss.  stat.  Bu- 
reaus: Statistische  Untersuchung  über  die 
Wirksamkeit  der  Spekulation  im  Berliner 
Roggenhandel,  1868.  —  16.  (Züricher) 
Eisenbahn:  Ueber  eine  akademische  Vor- 
bildung zum  höheren  Eisenbahnverwaltungs- 
dienste. Drei  Artikel,  1876.  —  17.  Archivfür 
soziale  Gesetzgebung  u.  Stat.:  Ein  Bei- 
trag z.  Gesch.  d.  wirtsch.  Kartelle,  1895.  Die 
Entwickelung  der  Bestrebungen  für  internatio- 
nalen Arbeiterschutz,  1899.  —  18.  Verwal- 
tungsarchiv: Ueber  Strassenbeiträge,  1899. 
—  Die  erste  Auflage  dieses  Handwörterbuchs 
verdankt  ihm  den  Artikel  in  Bd.  III.  S.  147  ff. : 
Geschichte  und  Bedeutung  der  Eisenbahnen. 

Red. 


Colbert,  Jean  Baptiste. 

1.  Das  Merkantilsystem  und  Adam  Smith. 
'<  2.  Colbert  und  die  französische  Volkswirtschaft. 

1.  Das  Merkantilsystem  und  Adam  Smith. 

Der  Fortschritt  des  Wohlstandes  in  verschie- 
denen Zeitaltern  und  Nationen  hat  Gelegenheit 
zu  zwei  verschiedenen  Sj'stemen  der  politischen 
Oekonomie  im  Hinblick  auf  die  Bereicherung 
des  Volkes  gegeben,  sagt  Adam  Smith  (Wealth 
of  Nations  book  IV).  Das  eine  derselben,  föhrt 
er  fort,  kann  das  Handelssystem  (system  of 
commerce)  genannt  werden,  das  andere  das 
Ackerbausystem;  das  erstere  ist  das  moderne 
System  und  am  bekanntesten  in  unserer  eigenen 
Zeit  und  unserem  eigenen  Lande.  Das  Princip 
dieses  Systems  fthe  commercial  or  mercantile 
System)  ist  das  lolgende.  Es  ist  eine  verbrei- 
tete Vorstellung,  dass  der  Reichtum  in  Geld 
d.  h.  in  Gold  und  Silber  besteht.  Nun  nimmt 
man  an,  dass  ein  reiches  Land,  in  derselben 
Weise  wie  ein  reicher  Mann,  dasjenige  sei,  wel- 
ches Ueberfluss  an  Greld  hat;  und  Gold  aufzu- 
häufen gilt  für  jedes  Land  als  der  sicherste 
Weg  zu  seiner  Bereicherung. 

Daher  haben  sich  alle  Völker  Europas  be- 
strebt,  obwohl  mit  geringem  Erfolge,  durch 
i'edes  denkbare  Mittel  Grold  und  Silber  in  ihren 
jändem  anzuhäufen. 

Es  würde  zu  lächerlich  sein,  bemerkt  Adam 
Smith,  ernsthaft  beweisen  zu  wollen,  dass  der 
Reichtum  nicht  im  Gelde  besteht  oder  in  Gold 
und  Silber,  sondern  in  den  Dingen,  die  man  mit 
Geld  erkauft.  Das  Geld  macht  unzweifelhaft 
immer  einen  Teil  des  Nationalkapitals  aus,  aber 
meistens  einen  kleinen  Teil  und  stets  den  am 
wenigsten  profitablen. 

Nachdem  aber  einmal   der  Grundsatz  fest- 

festellt  worden  war,  dass  der  Reichtum  eines 
olkes  in  Gold  und  Silber  besteht  und  diese 
Metalle  in  ein  Land  ohne  Minen  nur  durch  die 
Handelsbilanz  gebracht  werden  können  d.  h. 
durch  den  Ueberschuss  der  Ausfuhr  über  die 


Colhert 


65 


Emfuhr,  wurde  es  das  grosse  Ziel  der  Staats- 
wirtschalt,  die  £infahr  fremder  Güter  so  viel 
wie  möglich  zn  vermindern  und  die  Ausfahr 
heimischer  Erzeugnisse  so  viel  wie  möglich  zu . 
vermehren.  Daraus  folgten  nun  Massregeln, 
welche  die  Einfuhr  hemmten  und  die  Ausfuhr 
hefCrderteii. 

Mr.  Colhert,  sagt  dann  Smith  an  einer; 
anderen  Stelle  (hook  Iv  chap.  9),  der  herühmte : 
Minister   Ludwigs  XIV.,   war   ein  Mann  von 
Rechtlichkeit,  grossem  Fleiss  und  vieler  Detail- 
kenntnis, von  grosser  Erfahrung  und  Einsicht 
in  das  Finanzwesen,  kurz  von  f^ähigkeiten,  die 
auf  jede  Weise  geeignet  waren,  l^thode  und 
Ordnung  in    den   Staatshaushalt   zu   bringen. 
Aber  unglückseligerweise  hatte  dieser  Minister 
aUe  Vorurteile  des  Merkantilsystems  eins^esogen, 
einem  System  der  Beschränkungen  und  Regu- 
lative, weldies  sympathisch  sein  musste  einem 
pedantischen  Verwaltnngsmanne,  der  gewohnt 
war,   alle  Zweige  der  öffentlichen  Thätigkeit 
zu  regieren  und  jedem  seine  Grenzen  vorzu- 
schreiben.   Gewerbe  und  Handel  eines  grossen 
Landes  bemühte  er  sich   zu  regulieren   nach 
dem   Muster  der  Staatsverwaltung,   und  statt 
jedermann    sein    eigenes   Interesse    auf    seine 
eigene   Weise  verfolgen  zu  lassen   nach   dem 
Uberiden  Grundsatze  von   Gleichheit,  Freiheit 
und  Gerechtigkeit,  verlieh  er  gewissen  Zweiten 
des    Gewerbes    ausserordentliche     Privilegien, 
während  er  andere  Zweige  unter  ebenso  ausser- 
ordentUche  Schranken  setzte.   Er  war  nicht  nur, 
wie  andere  Minister  Europas,  geneigt  die  städti- 
sche Produktion  mehr  zu  befördern  als  die  land- 
wirtschaftliche;  er  trieb  dieses  so  weit,  dass  er 
sogar  die  letztere  herabdrückte,  um  die  erstere 
zu   heben.     Um    die   Nahrungsmittel   wohlfeil 
für  die  Bewohner  der  Städte  zu  machen  und 
dadurch    die  Industrie  und    den   auswärtigen 
Handel  zu  unterstützen,   verbot  er  die  Kom- 
ausfuhr ganz  und  gar  und  schloss  dadurch  die 
ländlichen    Produzenten    von    iedem    fremden 
Markte  aus.    Dieses  Verbot,  verbunden  mit  den 
Hindernissen   der    alten   provinziellen    Gesetze 
über  die  Beförderung  des  Korns  aus  einer  Provinz 
in  die  andere  und  mit  den  willkürlichen  Steuern 
die  auf  den  Bauern  lasteten,  hielten  den  Acker- 
bau nieder  trotz  fruchtbaren  Bodens  und  glück- 
lichen Klimas. 

Nach  dem  Sprichwort  muss  man  den  Stab, 
der  nach  der  einen  Seite  zu  weit  gebogen  ist, 
eben  so  weit  nach  der  anderen  Seite  biegen, 
um  ihn  grade  zu  machen.  So  kam  es,  meint 
Adam  Smith^  dass  als  Reaktion  auf  das  Mer- 
kantilsystem in  Frankreich  das  „  Ackerbausystem ^ 
der  Physiokraten  folgte. 

2.  Colbert  und  die  franzdaisohe  Yolks- 
wirtschaft.  Adam  Smith  hat  mit  seiner  Dar- 
stellung der  beiden  Systeme  der  politischen 
Oekonomie,  des  Merkantiisystems  und  des  Acker- 
bansystems,  in  einer  unerlaubten  Abkürzung 
das  Bild  der  wirklichen  Geschichte  der  Wissen- 
schaft und  der  Praxis  der  Volkswirtschaft  gegeben. 
Die  Parallele  allein  zwischen  den  beiden  „Sys- 
temen" ist  schief;  das  „Ackerbausystem^  der 
Physiokraten  war  wissenschaftlich  viel  mehr  und 
praktisch  viel  weni^fer  als  das  Merkantilsystem. 
Dieses  letztere  selber  ist  weit  davon  entfernt, 
ein  wissenschaftliches  System  zu  sein;  es  ist 
i^ber  auch   keine    zutretende  Darstellung  des 
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Gedankeninhalts  der  Praxis,  welche  dadurch  ge- 
kennzeichnet werden  soll. 

Was  hier  im  allgemeinen  gilt,  das  gilt  im 
besonderen  von  der  WürdigTing  Colberts. 

Der  sogenannte  Merkantilismus  —  eine  von 
Smith  und  seinen  Nachfolgern  beliebte  Bezeich- 
nung, die  wohl  endlich  einmal  verdiente,  durch 
einen  richtigeren  Namen  ersetzt  zu  werden  — 
der  Merkantilismus  ist  in  Wahrheit  das  Streben 
der  europäischen  Staaten,  vom  Mittelalter  her- 
über zum  neunzehnten  Jahrhundert,  ihre  Volks- 
wirtschaft durch  Entwickelung  der  produktiven 
Kräfte  emporzuheben.  Dieses  ist  ein  Werk  der 
Erziehung  und  planmässiger  Erziehungsmittel, 
welches  eben  so  sehr  der  „Kunst^  des  Staats- 
mannes bedurfte  wie  die  Schafi'uug  des  modernen 
Staates  ganz  und  gar.  Es  ist  das  Merkmal 
einer  gewissen  Höhe  dieser  Entwickelung  dass 
die  Doktrin  des  18.  Jahrhunderts  die  „Kunst" 
der  staatlichen  Regulative  verachtet  und  zur 
„Natur"  zurück  will.  Es  ist  die  Ueberhebung 
des  Aufklärungszeitalters,  welche  (wie  es  Adam 
Smith  in  den  oben  wieder^egebenen  Worten 
thut)  es  für  zu  lächerlich  nält,  beweisen  zu 
wollen,  dass  der  Reichtum  eines  Volkes  nicht 
im  Gelde  besteht ,  und  gleichwohl  die  jcnrossen 
Staatsmänner  und  Staatswirte  des  17. — 18.  Jahr- 
hunderts mit  einem  so  lächerlichen  Irrtum  be- 
haftet. 

Colbert  ist  zu  Reims  1619  geboren,  wohl 
aus  einfachen  bürgerlichen  Verhältnissen;  doch 
haben  er  und  seine  Nachkommen  (Marquis  de 
Seignelay)  auf  adlige  Ahnen,  die  aus  Schottland 
im  13.  Jahrhundert  herübergekommen  sein 
sollten,  mit  Vorliebe  hingewiesen.  Im  Jahre 
1643  ist  er  in  die  Bureaus  des  Staatssekretärs 
Le  Tellier  eingetreten.  Im  Februar  des  Jahres 
1651,  als  Mazarin  aus  Paris  geflohen  war, 
trat  er  zn  diesem  in  ein  näheres  Verhältnis 
als  Verwalter  seiner  privaten  Angelegenheiten. 
Zwei  Jahre  später,  nach  Mazarins  Rückkehr, 
wächst  seine  Stellung  aus  der  privaten  Sphäre 
in  die  staatliche  allmählich  hinüber.  Sein  Ein- 
fluss  auch  in  der  Zeit,  da  er  noch  im  persönlichen 
Dienste  Mazarins  stand  (165Ö  wird  er  förmlich 
zu  dessen  Intendanten  ernannt]  zeigt  sich  in  der 

f rossen  Zahl  naher  Verwandter,  w^elche  er 
urch  den  Kardinal  im  Staadsdienste  unter- 
bringt. Der  Einfluss  greift  deutlich  in  die 
grossen  Staatsgeschäfte  über  im  Jahre  1659, 
da  bei  der  Erkrankung  des  jungen  Königs 
Ludwigs  XIV.  Unruhen  im  Lande  entstehen 
und  Colbert  für  die  Sicherheit  der  Monarchie 
einschreitet,  mehrere  Edelleute  verhaften  und 
aburteilen  lässt,  Verschwörungen  verfolgt,  die 
sich  angeblich  über  das  ^anze  Land  ausbreiten. 
Bald  darauf  bewerben  sich  die  grossen  Edel- 
leute, voran  der  Prinz  Conde,  um  seine  Gunst. 
Um  dieselbe  Zelt  wendet  sich  Colberts 
Thätigkeit  gegen  den  (seit  1655)  an  der  Spitze 
der  Finanzen  stehenden  Fouquet,  j^egen  dessen 
Verschwendung  seine  Nüchternheit  und  Spar- 
samkeit sich  kehrt.  Colbert  spricht  gegen  Ma- 
zarin die  Notwendigkeit  eines  Finanzgerichts- 
hofes aus  behufs  strenger  Kontrolle  der  Steuer- 
pachtungen. Ja,  im  Jahre  1660  erscheint  er 
auch,  immer  im  Namen  des  Kardinals,  als 
diplomatischer  Leiter  von  Gesandten,  so  seines 
Bruders,  den  er  an  die  auswärtigen  Höfe  schickt. 
Zugleich  sorgt  er  in  diesen  Tagen  für  den  Ein- 
zug des  jungen  Königspaares,  löst   die  Kron- 
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inwelen,  welche  der  Finanzminister  bei  den 
Bankiers  versetzt  hat,  ein,  sorgt  für  die  Ein- 
richtung der  königlichen  Gemächer,  für  kost- 
bare Gewänder  und  Karossen.  Zugleich  betreibt 
er  die  Wahl  Mazarins  zum  Provisor  der  Sor- 
bonne. Zugleich  ordnet  er  die  Angelegenheiten 
des  Herzogtums  Nivemais,  welches  Mazarin 
vom  Herzog  von  Mantua  für  eine  Schuld  von 
1300000  Livres  erworben  hat. 

Am  9.  März  1661  starb  Mazarin.  Bereits 
zu  Anfang  dieses  Jahres  war  Colbert  zum 
Conseiller  du  Roi  en  tous  ses  Conseils  und  zum 
Oberintendanten  des  königlichen  Haushalts  er- 
nannt worden.  Als  am  Tage  nach  Mazarins 
Tode  der  Erzbischof  von  Kouen  den  König 
fragte,  mit  wem  er,  als  Vorsitzender  der  Ver- 
sammlung des  französischen  Klerus,  jetzt  zu 
verhandeln  habe,  soll  ihm  der  Köni^  geantwortet 
haben:  Mit  Mir.  Colbert  trat,  wie  von  selber, 
als  rechte  Hand  Ludwigs  XIV.  in  die  Geschäfte 
ein.  In  dem  Wüste,  den  Mazarin  hinter- 
lassen, war  die  erste  reinigende  Arbeit  der 
beiden  der  Sturz  des  bisheri^n  Finanzministers 
Fouquet.  Die  Chambre  de  justice,  welche  Fou- 
quet  richtete,  war  von  Colbert  bereits  16ö9 
dem  Kardinal  Mazarin  empfohlen  worden.  Die 
Wirksamkeit  dieses  Gerichtshofes  erstreckte 
sich  weiter  auf  eine  Untersuchung  über  die 
Finanzvergehen  des  letzten  Menschenalters  über- 
haupt. Das  Ergebnis  war  die  Verurteilung  von 
mehr  als  500  Personen  zu  einer  Summe  von 
110  Mill.  Livres  an  Strafen  und  fiestitutionen. 

Gegen  die  übertriebenen  militärischen 
Neigungen  des  jungen  Königs  und  gegen  seine 
Verschwendungssucht  tritt  Colbert  rückhaltlos 
auf.  Er  stellt  Bim  vor,  wie  die  ewigen  Truppen- 
durchmärsche und  Eevuen  in  den  Provinzen 
den  UnwiUen  der  Bevölkerung  erregen.  Sein 
vornehmster  Gedanke  ist  es  dagegen  „dem 
Elende  des  Volkes  abzuhelfen".  Hier  durch- 
zugreifen unterzieht  er  die  gesamte  Verwaltung 
des  Reiches  einer  gründlichen  Revision.  Im 
September  1663  werden  königliche  Kommissarien 
in  die  Provinzen  entsendet,  um  sich  über  die 
Zustände  zu  unterrichten  und  an  Colbert  zu 
berichten.  Das  Institut  der  Intendanten,  von 
Bichelieu  p:egen  die  Selbstverwaltung  und  Selbst- 
herrlichkeit  des  Adels  in  den  Provinzen  ge- 
schaffen, dann  in  den  Stürmen  des  letzten 
Menschenalters  unterdrückt,  entwickelt  Colbert 
zu  grösserer  Wirksamkeit  —  als  ein  centralis- 
tisches  Organ  behufs  Durchführung  der  Inten- 
tionen des  absoluten  Staats  im  Kampfe  mit 
den  ständischen  Rechten.  Die  Intendanten 
waren  das  Werkzeug,  dem  Staatswillen  gegen- 
über unbedingten  Gehorsam  in  der  Verwaltung 
des  Reiches  durchzusetzen.  Mit  Vorliebe  wählte 
Colbert  seine  nächsten  Verwandten  dazu,  die 
ihm  desto  folgsamer  dienen  mussten  und  desto 
härteren  Tadel  von  ihm  empfingen. 

Die  materiellen  Aufgaben  der  Verwaltung 
Colberts  lagen  in  der  Reform  der  Besteuerung 
(der  taille),  welche  auf  der  Masse  des  kleinen 
Volkes,  zumal  des  Landvolks  schwer  lastete. 
Er  verbesserte  die  Art  der  Verpachtung  der 
indirekten  Steuern.  Die  am  tiefsten  eingreifende 
Verbrauchssteuer,  die  Salzsteuer  (gabelle)  mil- 
derte er. 

Die  Aufgabe  lag  namentlich  in  der  Förde- 
rung der  Volkswirtschaft  in  den  verschiedenen 
Seiten  der  Produktion.    Die  Massregeln  erstreck- 


ten sich  auf  die  Landwirtschaft,  die  Forsten, 
den  Bergbau,  die  Industrie,  den  Handel,  den 
inneren  und  den  äusseren,  die  Verbesserune;  der 
Strassen,  Ströme,  Kanäle,  Häfen,  auf  die  Masse 
und  Münzen,  auf  die  Schiffahrt  und  die  Kolonieen. 

Es  ist  nicht  richtig,  wie  die  spätere  Tra- 
dition es  Colbert  vorwirft,  dass  Colbert  einseitig 
das  städtische  Gewerbe  bevorzugt  und  die  Land- 
wirtschaft geopfert  habe.  Gerade  für  die  Masse 
der  Bauern  trat  er  ein  gegen  die  Bedrückungen 
des  Adels,  gegen  Pfändung  des  Viehes,  gegen 
ungerechte  Steuern.  Die  vielfaltigen  Regula- 
tive über  die  Kornausfuhr  sind  gerade  deshalb 
so  schwankend,  weil  sie  Rücksicht  auf  die  länd- 
lichen Produzenten  nehmen  wollen. 

Für  Handel  und  Industrie  wurde  ein  be- 
sonderer Rat  gebildet,  in  welchem  alle  14  Tage 
die  dafür  erwünschten  Massregeln  erörtert  wer- 
den sollten.  Jeder  Kaufmann  und  Gewerbe- 
treibende sollte  zu  Hofe  kommen  und  seine 
Wünsche  äussern.  Eine  Summe  von  1  Million 
jährlich  wurde  zur  Beförderung  von  Manufak- 
turen und  Handel  bestimmt,  die  Indische  Han- 
delskompagnie wurde  errichtet. 

Der  Geist  in  diesen  Massregeln  ist  ein  er- 
leuchteter. Die  Steuern  sollen  nach  der  Stener- 
fähigkeit  verteilt  werden.  Die  Eintreibun^s- 
kosten  sollen  vermindert,  harte  Massregeln  da- 
bei vermieden  werden.  Die  Arbeit  des  Volkes 
soll  geschont  werden.  Denn,  wie  Colbert  schreibt, 
die  Arbeit  des  Menschen  ist  das  Kostbarste, 
was  der  Staat  besitzt.  Die  Salzsteuer,  weil  sie 
ein  notwendiges  Lebensmittel  belastet,  ist  zu 
vermindern.  Den  Wein,  zumal  den  Tabak  be- 
steuert er  reichlich,  weil  sie  kein  notwendiges 
Lebensmittel  sind;  es  stehe  jedermann  frei,  da- 
von zu  verbrauchen  oder  nicht. 

Für  die  Produktivität  der  Volkswirtschaft 
war  es  sein  Ideal,  in  Frankreich  alle  die  Manu- 
fakturen einzurichten,  deren  Erzeugnisse  aus 
fremden  Ländern  hereinkamen.  Dieses  wäre 
eine  überspannte  Idee  gewesen,  wenn  es  darauf 
abgesehen  gewesen  wäre,  neben  einer  Anzahl 
bereits  blühender  Manufakturzweige  auch  noch 
alle  übrigen  einzuführen.  In  Wahrheit  stand 
es  kläglich  mit  dem  Zustande  der  meisten 
Manufakturen. 

Was  er  dafür  that,  waren  positive  Beihilfen, 
dann  aber  ein  System  von  Zöllen,  zuerst  massige 
in  dem  Tarife  von  1664.  dann  höhere  in  dem 
Tarife  von  1667.  Den  Wust  der  alten  Zölle, 
der  inneren  und  der  äusseren,  vereinfachte  er 
und  setzte  er  herab.  Die  Störungen  des  Ver- 
kehrs von  Provinz  zu  Provinz,  ein  Erbstück  des 
feudalen  Frankreich,  suchte  er  überhaupt  zu 
beseitigen  und  ein  einheitliches  französisches 
Wirtschaftsgebiet  zu  schaffen. 

Die  Schutzzölle  waren  nach  seiner  Auf- 
fassung, wie  er  an  die  Schöffen  von  Lyon  schreibt, 
Krücken,  mit  deren  Hilfe  die  Fabrikanten  so 
bald  als  möglich  das  selbständige  Gehen  er- 
lernen sollten,  damit  die  Regierung  sie  ihnen 
dann  wegnehmen  könnte.  Er  widerstand  den 
Zumutungen  der  Industriellen  auf  Schutz,  so 
sehr  als  er  konnte.  Er  betont  ihnen  gegenüber 
fortwährend  die  Notwendigkeit,  auf  eigenen 
Füssen  zu  stehen. 

In  den  Jahren  1666—1683  sind  44  Regle- 
ments für  die  Manufakturen  erlassen  worden  — 
gewiss  sehr  umständliche  Erziehungsmittel  für 
die  Industrie;  aber  Erziehungsmittel.    Die  G^ 
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setzgebnng  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts 
ist  anf  manches,  was  ihren  Gedankeng^an^  aus- 
macht, wieder  zurückgekommen.  Es  ist  im 
Grunde  der  alte  Gedanke  der  mittelalterlichen 
Zunft,  welcher  jetzt  auf  das  Gewerbe  des  grossen 
Staates  übertragen  wird  und  so  viel  mehr  in 
die  Einzelheiten  und  in  die  grossen  Verhältnisse 
Keht.  Es  ist  das  gleiche,  was  der  englische 
Staat,  was  zuTor  die  italienischen  Republiken 
für  ihre  Industrie  gethan. 

Oft  bricht  durch  die  helfende,  reglemen- 
tierende, priyilegierende  Thätigkeit  Colberts  die 
Sehnsucht  nach  der  Initiative  der  Privaten 
durch,  die  aber  eben  nicht  vorhanden  ist. 

Die  Unmöglichkeit  eines  Festhaltens  der 
Edelmetalle  im  Lande  (nach  der  Politik  der 
Spanier)  übersah  Colbert  vollkommen.  In  einer 
Instruktion  an  den  Gesandten  in  Madrid  1679 
sagt  er,  die  Spanier  haben  durch  das  Verbot 
der  Edelmetallausfnhr  die  Reichtümer  der  Neuen 
Welt  in  Spanien  festhalten  wollen;  aber  da 
sie  sich  mit  der  Produktion  von  keiner  der 
Waren  beschäftigten,  welche  für  die  Bedürfnisse 
eines  grossen  Landes  erforderlich  sind,  so  hat 
die  absolute  Notwendigkeit,  diese  Waren  aus 
fremden  Ländern  zu  zienen,  dahin  geführt,  dass 
die  Verbote  teils  durch  Nachsicht,  teils  durch 
List  völlig  nichtig  und  nutzlos  geworden  sind. 
Den  auswärtigen  Handel  stellt  er  nicht 
höher  als  den  inneren  Handel.  Beide  tragen 
gleicher  Weise  zum  Gesamtwohl  des  Volkes  bei, 
wie  er  in  einer  Instruktion  an  den  Intendanten 
von  Bordeaux  schreibt. 

Litteratar:  Francis  de  ForbonnaiSf  Re- 
cherchet  et  conttiderations  sur  les  finances  de 
Franee.  f  vol.  JBale  17 5S.  —  Lenumtey^  So- 
tiee  tur  Jean  Baptitte  Colbert  (Revue  eruryclo- 
pediqne  tom.  XIV,  ISfSJ.  —  Pierre  Clement, 
HiMoire  de  la  He  et  de  Vctdminitiratwn  de  Col- 
bert, precede  d'une  etude  historigue  sur  Nicolas 
Fouquet,  suivie  de  pieces  justificatives  lettres  et 
documents  inedits.  Paris  1846.  —  Deraelbe, 
Histoire  de  Colbert  et  de  son  administration  2. 
Idüion.  2  tomes,  Paris  187 4.  —  Felix  Joub-^ 
leau,    Etudts   sur   Colbert,   Paris   3866.     2  vol. 

—  Besonders  hervorzuheben  ist  die  Quellen- 
pitblikation  über  die  Verwaltung  Colberts: 
Lettres,  instructions,  et  memoires  de  Colbert, 
publies  d'aprks  les  ordres  de  l'Empereur  etc. 
par  Pierre   Clement.     Paris  1861—1873.     7  vol. 

—  Cr.  Cohfif  Colbert,  vornehmlich  in  staats- 
wirtschaftlicher Hinsicht,  nach  den  neuerdings 
veroß'enäiehten  Quellen.  Zeitschrift  f.  Staatsw., 
1869,  1870.  —  Demelhe,  BoisguUlebert,  Ztschr. 
f.  Staatsw.,  1869.  —  Derselbe,  Colbert  und 
Maxarin,  Historische  Zeitschrift,  1869.  —  DeV" 
selbe,  Ludwig  XIV.,  als  Beschützer  der  Ge- 
lehrten. Historische  Zeitschrift,  1870.  —  Henry 
W.  Faman,  Die  innere  französ.  Gewerbepolitik 
von  Colbert  bis  Turgot  (SchmoUers  Forschungen, 
Bd.  I,  1879).  —  A,  Araskhaniantz,  Die 
franzosische  Getreidehandelspolitik  bis  zum  Jahre 
1789.  Ein  Beitrag  zur  j'rawtösischen  Wirtschafts- 
geschichte  (Forschungen  Bd.  IV,  1882).  — 
Gugt,  Hecht,  Colberts  polit.  und  volksw.  An- 
schauungen (rolksw.  Abhandlungen  der  badisehen 
Hocksckulen  I,  2.  Freib.  1898).  —  A,  J.  Sar- 
gent,  The  economic  policy  of  Colbert  (Studies 
in  ectmomics  and  political  Science),  London  1899. 

O'ustav  Cohn, 


Colportage. 

1.  Begriff.  2.  Geschichtliche  Entwickelung 
der  deutschen  Gesetzcrebung.  3.  Geltendes  Recht 
in  Deutschland.  4.  Oesterreichisches  Recht.  5. 
Französisches  Recht. 

1.  Begriff.  Colportage  heisst  der 
Vertrieb  von  Pi'esserzeugnissen,  welcher 
durch  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  statt- 
findet. In  diesem  Sinne  wird  das  Wort 
namentlich  in  der  deutschen  Litteratur  ge- 
braucht. Doch  kommt  dasselbe  auch  noch 
in  einer  weiteren  Bedeutung  vor,  so  dass 
der  Colportage  aller  Vertiieb  von  Druck- 
schriften an  (")ffentlichen  Orten  zugerechnet 
wird,  auch  wenn  derselbe  sich  nicht  als 
Gewerbebetrieb  im  Tniherziehen  charakteri- 
siert, sondern  Ausfluss  eines  stehenden  Ge- 
werbebetriebes ist.  In  dieser  weiteren  Be- 
deutung begegnet  uns  der  Ausdruck  nament- 
lich in  der  französischen  Gesetzgebung, 
welche  denselben  zueret  ausgebildet  hat. 

In  einzelnen  Staaten  bestehen  keine  be- 
sonderen Bestimmungen  über  Colportage. 
Für  die  Colportage  sind  diejenigen  Vor- 
schriften massgebend,  welche  überhaupt  füi- 
den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  gelten. 
So  ist  es  z.  B.  in  England  und  so  wai*  es 
zeitweilig  in  Deut'^chland  und  Frankreich. 
In  anderen  Ländern  dagegen  unterliegt* die 
Colportage  besonderen  gesetzlichen  Bestim- 
mungefi,  so  jetzt  in  Deutschland,  Oester- 
reich  und  Frankreich. 

2.  Geschichtliche  Entwickelimg:  der 
deutschen  Gesetzgehnng.  Vor  dem  Erlass 
der  norddeutschen  Gewerbeordnung  waren  die 
Verhältnisse  der  Colportage  in  den  verschie- 
denen Lkändem  verschieden  genagelt.  In  Preus- 
sen  beispielsweise  gehr)rten  Druckschriften 
nicht  zu  denjenigen  Gegenständen,  welche  im 
l^mherzielien  vertriebt^  werden  durften,  die 
Colj)ortage  war  daher  ausgeschlossen.  Im 
Königreich  Sachsen  wurde  für  den  Betrieb 
der  ColjKDrtage  eine  polizeiliche  Erlaubnis 
gefordert,  welche  auch  auf  gewisse  Press- 
erzeugnisse eingeschränkt  und  jederzeit  zu- 
rückgenommen werden  konnte.  In  noch 
anderen  Staaten,  z.  B.  in  Sachsen-Coburg, 
war  der  Hausierhandel  mit  Druckschriften 
vöUig  fi-eigegeben. 

Die  Gewerbeordnung  für  den  nord- 
deutschen Bund  vom  21.  Juni  1869  enthielt 
keinerlei  besondere  Bestimmungen  über 
Hausierhandel  mit  Dnickscluiften.  Dieser 
unterlag  also  denselben  Bedingimgen  und 
Kontrollen  wie  der  sonstige  Hausierliandel. 
Die  Motive  zu  dem  Gesetzentwurfe  sprachen 
sich  dahin  aus,  dass  die  allgemeinen  Kon- 
trollen des  Hausierhandels  genügen  würden, 
um  die  Verbreitung  unsittlicher  Schriften 
im  Wege  der  Colj)ortage  zu  verliindern. 
Für  die  Entwickelung  des  Buclihandels  und 
für  die  Verbreitimg  der  Litteratur  liiess  es 
weiter,  sei  die  Colportage  von  gi'osser  Wich- 
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tigkeit.  Eine  gesunde  Entwickelimg  der 
legitimen  Colportage  werde  dahin  führen, 
dass  der  Vertrieb  von  Druckschriften  im 
Umherziehen  in  verlässlichere  Hände  komme 
(Sten.  Ber.  des  Reichstages.  Session  1869, 
Bd.  m,  S.  111). 

Unter  der  Herrschaft  der  norddeutschen, 
späteren  deutschen  Grewerbeordnung  hatte 
die  Colportage  einen  bedeutenden  Auf- 
schwung genommen.  Eine  Menge  nützlicher 
und  belehrender  Bücher  waren  im  Wege 
derselben  verbreitet  worden.  Daneben  wm*- 
den  allerdings  auch  wertlose  und  selbst  be- 
denkliche Schriften,  insbesondere  einzelne 
Yolkspomane  mit  verlockenden  Titeln  und 
unsittlicher  Tendenz,  durch  Colporteiu«  ab- 
gesetzt. Ausserdem  hatte  sich  in  Yerbin- 
dung  mit  dem  Colportagehandel  eine  eigen- 
tümüche  Art  von  Gaunerei  entwickelt.  Den 
Abnehmern  von  Liefeningswerken  wurden 
\delfach  Prämien,  z.  B.  ein  neues  lüeid,  ein 
Kaffeeservice  oder  dergleichen  mit  dem  Ver- 
sprechen zugesicheii;,  dass  diese  Dinge  mit 
der  letzten  Lieferung  zur  Aushändigung 
kommen  sollten.  Aber  diese  letzte  Liefe- 
rung erschien  entweder  gar  nicht  oder 
erst  dann,  wenn  der  Subskribent  durch 
die  Preise  der  vorausgegangenen  Liefe- 
rungen den  Wert  der  Prämie  doppelt 
oder  dreifach  mitbezahlt  hatte.  Diese  Um- 
stände und  die  Besorgnis,  dass  die  Col- 
portage zur  Verbreitung  staatsgefährlicher 
Schriften  benutzt  werden  könne,  veranlassten 
die  verbündeten  Regierungen,  in  der  dem 
Reichstage  im  Jahi-e  1882  vorgelegten  Ge- 
werbeordnungsnovelle sehr  bedeutende  Ein- 
schränkungen der  Colpoiiage  in  Vorselilag 
zu  bringen.  Nach  3Iassgabe  dieser  Vor- 
schläge sollten  Druckschriften,  andei-e 
Schriften  und  Bildwerke  vom  Feilbieten  im 
Umherziehen  grundsätzlich  ausgeschlossen 
sein;  eine  Ausnalime  wurde  nur  gemacht 
für  Bibeln,  Bibelteile,  Schriften  und  Bild- 
werke patriotischen,  religiösen  oder  erbau- 
lichen Inhaltes,  Schulbücher,  Landkai-ten 
und  landesübliche  Kalender.  Um  dieses 
Verbot  durchführbar  zu  machen,  sollte  der 
Colporteur,  welcher  von  den  Ausnahmen 
Gebrauch  machen  wollte,  verpflichtet  sein, 
der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  seines 
Wohnortes  ein  Verzeichnis  der  Schriften 
und  Bildwerke,  welche  er  zu  verbreiten  be- 
absichtigte, zur  Genehmigung  vorzulegen, 
dasselbe  während  des  Gewerbebetriebes  bei 
sich  zu  führen  und  auf  Erfordern  dem  zu- 
ständigen Beamten  oder  der  zuständigen 
Behörde  vorzulegen  (Sten.  Ber.  des  Reichs- 
tages, Session  1882  83,  Bd.  V,  S.  3,  21). 

Diese  Vorschläge  gaben  im  Reichstage 
sowohl  in  der  Kommission  als  auch  im  Ple- 
num zu  sehr  eingehenden  Erörterungen  Ver- 
anlassung. Während  eine  Bestimmung  ^egen 
den  Vertrieb    von    Druckschriften    nuttelst 


Zusicherung  von  Pnimien  und  Gewinnen 
ziemlich  allgemein  als  notwendig  anerkannt 
wurde,  erhoben  sich  grosse  Bedenken  gegen 
die  anderweiten  Beschi'änkungen  des  Colpor- 
tagehandels,  insbesondere  auch  gegen  das 
vorgesclilagene  Druckschriftenverzeichnis. 
Man  si)rach  die  Befürchtung  aus,  dass  diese 
Bestijnmungen  zu  grossen  polizeilichen  Will- 
kürlichkeiten fühi-en  würden.  Auf  der 
anderen  Seite  wurden  die  Vorschrifteji  des 
Entwurfs  mit  dem  Argument  verteidigt,  dass 
dem  schädlichen  Einflüsse,  welchen  die 
Colportage  in  sittlicher  Hinsicht  ausgeübt 
habe,  unter  allen  Umständen  wirksam  be- 
gegnet werden  müsse.  In  der  Kommission 
des  Reichstages  wurde  die  Fassung  des 
Regierungsent>\airfes  dahin  modifiziert,  dass 
vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  aus- 
geschlossen sein  sollten:  »Druckschriften, 
andere  Schriften  und  Bildwerke,  insofern 
sie  die  Grundlage  des  Staates  und  der  Ge- 
sellschaft zu  untergraben  oder  in  sittlicher 
oder  religiöser  Beziehung  Aergernis  zu  geben 
geeignet  sind,  oder  welche  mittelst  Zusiche- 
rung von  Prämien  oder  Gewinnen  betrieben 
werden. <:  Die  Genehmigung  des  Druck- 
schriftenverzeichnisses wuixle  beibehalten 
(Sten.  Ber.  a.  a.  0.  Bd.  VI,  S.  731  ff.).  Bei 
der  Plenai'beratung  gelangte  in  zweiter 
Lesung  ein  Antrag  zur  Aunalime,  welcher 
das  Verbot  auf  solche  Schriften  und  Bild- 
werke beschränkte,  die  mittelst  Zusicherung 
von  nicht  dem  Buchhandel  angehörenden 
Gewinnen  oder  Prämien  vertiieben  wurden. 
Das  Druckschriftenverzeichnis  wurde  ge- 
strichen. Auch  ein  Antrag,  den  Colporteur 
zu  verpflichten,  der  Behörde  ein  Verzeichnis 
der  von  ihm  gefülirten  Druckschriften  zur 
blossen  Kenntnisnahme  zu  unterbi'eiten,  fand 
nicht  die  erforderliche  Majorität  (Sten.  Ber. 
a.  a.  0.  Bd.  HI,  S.  1775 ff.).  In  der  dritten 
Lesung  wurden  dagegen  die  Kommissions- 
beschlüsse im  wesentlichen  "wieder  herge- 
stellt, nur  das  Verbot  der  Schriften,  welche 
»die  Grundlagen  des  Staates  oder  der  Ge- 
sellscliaft  zu  untergraben  geeignet  sind«, 
fallen  gelassen  (Sten.  Ber.  a.  a.  0.  Bd.  IV, 
S.  2661  ff.). 

An  diesen  Bestimmungen  hat  das  Reidis- 
gesetz  vom  6.  August  1896  Art.  11  zwei 
weitere  Aendeningen  vorgenommen.  Zu- 
näclist  ist  das  Verbot  auch  auf  solche  "Werke 
ausgedehnt,  welche  in  Lieferungen  er- 
scheinen, wenn  nicht  der  Gesamtpreis 
auf  jeder  einzelnen  Liefeining  an  einer  in 
die  Augen  faUenden  Stelle  bestimmt  ange- 
geben wird.  Zu  der  beti-effenden  Voi^schnft 
hat  der  Umstand  Veranlassung  gegeben,  dass 
das  Publikum  bei  dem  Absatz  solcher  Werke 
durch  die  Colporteui*e  vielfach  getäuscht 
worden  ist.  Die  Abnehmer  haben  sich  über- 
reden lassen,  die  ersten  Hefte  zu  einem  ver- 
liältnismässig  geringen  Preise  zu  erwerben 
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und  auf  das  ganze  Werk  zu  abonnieren, 
ohne  die  Tragweile  der  übernommenen  Ver- 
pflichtung vollständig  zu  übersehen.  Sie 
vnrden  über  die  Zahl  der  Liefeningen  und 
Gesamtpreis  entweder  in  Unkenntnis  er- 
halten, oder  die  Zahl  der  Liefeningen  wunle 
unbfötimmt  gelassen  und  bei  gutem  Absatz 
immer  mehr  ausgedehnt.  Derartigen  Täu- 
schungen sollte  durch  die  neue  Bestimmung 
vorgebeugt  werden. 

Ausserdem  finden  die  Verbote  der  Ge- 
werbeordnung nach  Massgabe  der  allge- 
gemeinen  Vorschriften  des  Reichsgesetzes 
vom  6.  August  1896  jetzt  nicht  bloss  auf 
das  Feilhalten  von  Druckerzeugnissen, 
Kindern  auch  auf  das  Aufsuchen  von 
Bestellungen  Anwendung.  Aber  auf  letz- 
tere Art  des  Gewerbebetriebes  sind  nur  die 
Verbote  ausgedehnt  worden,  nicht  auch  die 
Pflicht  zur  Einreichung  des  Druckschriften- 
Verzeichnisses.  In  dieser  Hinsicht  unter- 
schied sich  die  Regierungsvorlage,  welche 
der  Gewerbeonlnungs-Novelle  vom  6.  Augtist 
1S96  zu  Gnmde  liegt,  von  den  Beschlüssen 
der  friilaeren  Reichstagskommission,  aus 
deren  Beratungen  die  gedachte  Novelle  her- 
vorgegangen ist.  Iklit  Recht  wird  in  den 
Motiven  zu  der  Reg^enmgsvorlage  hervor- 
gehoben, dass  das  Aufsuchen  von  Bestellungen 
oft  auf  Gnmd  umfangi^icher  Kataloge  er- 
folge und  dass  man,  wenn  man  die  genaue 
IWfung  derselben  durch  die  Behörden  vor- 
schreibe, letzteren  eine  unmögliche  Aufgabe 
zumute.  (Sten.  Ber.  Session  1895  97  Art. 
Bd.  I,  S.  432.)  Der  Reichstag  hat  diese 
Motivierung  als  zutreffend  anerkannt  und 
den  Vorschlägen  des  Regienmgsentwurfes 
zugestimmt. 

$.  Geltendes  Recht  in  Dentschland. 
Nach  den  jetzt  massgebenden  Vorschriften, 
welche  teils  in  der  Redaktion  der  deutschen 
(lewerbeordnmig  vom  1.  Juli  1883,  teils  in 
der  Gewerbeorflnungs-Novelle  vom  6.  August 
1896  enthalten  sind,  bestehen  für  die  Col- 
portage in  Deutschland  folgende  Bestim- 
irnmgen. 

Der  Colportagehandel,  d.  h.  das 
Feilhalten  von  Druckschriften  oder  das  Auf- 
suchen von  Bestellungen  auf  dieselben  im 
Umherziehen,  ist  zimächst  den  allgemeinen 
Vorschriften  über  den  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  unterworfen.  DerCol- 
porteur  bedarf  also  zur  Austibung  seines 
Gewerbebetriebes  einer  polizeihchen  Kon- 
zession, welche  in  Form  eines  Wander^e- 
werbescheines  für  ein  Jahr  erteilt  wird 
(Gew.-O.  §§  55,  60).  Verboten  ist  der  Ver- 
trieb von  Dnickschriften,  anderen  Schriften 
oder  Bildwerken,  welche  in  sittlicher  oder 
religiöser  Beziehung  Aergernis  zu  geben  ge- 
eignet sind,  welche  mittelst  Zusicherung  von 
Prämien  oder  Gewinnen  betrieben  werden, 
oder  welche  in  Lieferungen  erscheinen,  wenn 


nicht  der  Gesamtpreis  auf  jeder  einzelnen 
Liefenmg  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  bestimmt  verzeichnet  ist  (Gew.-O.  §  56 
R.G.  vom  6.  August  1896  Art.  11).  Ausser- 
dem ist  der  Colporteiu%  wenn  er  Druck- 
schriften oder  andei*e  ^Verke  feilhalten 
wiH,  verpflichtet,  ein  Verzeichnis  der- 
selben der  zuständigen  Behörde  seines  Wohn- 
ortes zur  Genehmigimg  vorzulegen.  Die 
Genehmigimg  muss  versagt  werden,  darf 
aber  auch  nur  dann  versagt  werden,  wenn 
(las  Verzeichnis  Druckschnften  oder  andere 
Gegenstände  enthält,  welche  dem  Verbote 
unterliegen  (Gew.-O.  §  56).  In  Bezug  auf 
die  Erteilung  der  Genehmigimg  sind  die  für 
das  Verfahren  in  Konzessionsangelegenheiten 
geltenden  Vorschriften  massgebend  (Gew.-O. 
§  63).  Der  Colj)orteur  darf  nur  die  in  dorn 
genehmigten  Verzeichnis  enthaltenenSchriften 
!ind  Bildwerke  vertreil)en ;  er  muss  das  Ver- 
zeichnis während  der  Ausübung  des  Ge- 
werbebetriebes bei  sich  führen,  auf  Erfor- 
dern den  zuständigen  Behörden  oder  Beamten 
vorzeigen  und,  sofern  er  hierzu  nicht  im 
Stande  ist,  auf  deren  Geheiss  den  Betrieb 
bis  zur  Herbeischaffung  des  Verzeichnisses 
einstellen  (Gew.-O.  §  56).  Zuwiderhand- 
lungen gegen  diese  Vorschriften  werden  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15()  M.,  im  Unvermögens- 
falle mit  Haft  bis  zu  4  Wochen  bestraft 
(Gew.-O.  §  148  Nr.  7  a,  Ges.  v.  6.  Augtist 
1896,  Art.  21). 

Aehnliche  Vorschriften  wie  für  die  ('ol- 
portage  gelten  für  die  gewerbsmässige 
Verbreitung  von  Druckschriften,  anderen 
Schriften  und  Bildwerken  auf  öffent- 
lichen Wegen,  Strassen,  Plätzen 
oder  an  anderen  öffentlichen  Or- 
ten auch  dann,  wenn  sie  Ausfluss  eines 
stehenden  Gewerbebetriebes  ist.  Es  wird 
dazu  eine  Erlaubnis  der  Ortspolizeibehörde 
erfordert;  der  betreffende  Gewerbetreibende 
hat  den  über  diese  Erlaubnis  auszustellen- 
den, auf  seinen  Namen  lautenden  Ijegitima- 
tionsschein  bei  sich  zu  führen  (Gew.-O.  §  43), 
Die  Verbreitung  von  Schriften  und  Bild- 
werken, welche  in  sittlicher  und  n^igiövser 
Beziehung  Aergerrfis  zu  geben  geeignet  sind, 
welche  mittelst  Zusicherung  von  Prämien 
oder  Gewinnen  vertrieben  wenlen,  oder 
welche  in  Liefenmgen  erscheinen,  ohne  dass 
der  Gesamtpreis  auf  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  bestimmt  verzeichnet  ist, 
ist  verboten  (Gew.-O.  §  42  a).  Für  die 
nichtgewerbsmässige  Verbreitung  von 
Druckschriften  an  öffentlichen  Orten  ist 
eine  polizeiliche  Erlatd)nis  nicht  erforderlich. 
Doch  kann  dieselbe  denjenigen  Personen 
diurch  die  Ortspolizeibehörde  verboten  wer- 
den, welchen  die  Erlaubnis  zur  gewerbs- 
mässigen Verbreitung  versagt  werden  darf 
(Reic-hspressgesetz  vom  7.  Mai  1874,  §  5). 
Die  Verteilung  von  Stimmzetteln  und  Druck- 
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seliriften  zu  Walilzwecken  bei  der  "Wahl  zu 
gesetzgebenden  Körperschaften  in  der  Zeit 
von  der  amtlichen  Bekanntmachung  des 
Wahltages  bis  zur  Beendigung  des  Wahl- 
aktes unterliegt  diesen  Beschränkimgen  nicht 
imd   ist  völlig  fi-eigegoben  (Gew.-O.  §  43). 

4.  Oesterreichisches  Recht  Das  öster- 
reiclüsche  Recht  untersagt  die  Colpoi'tage 
völlig,  unterwiriEt  aber  auch  die  sonstige 
Verbreitung  von  Druckschriften  sehr  weit- 
gehenden Bescliränkungen.  Das  Pressgesetz 
vom  17.  Dezember  1862  §  23  verbietet  das 
Hausieren  mit  Druckschriften,  das  Ausrufen, 
Verteilen,  Feilbieten  derselben  ausserhalb 
der  hierzu  ordnungsmässig  bestimmten  Loka- 
litäten ;  es  gestattet  sogar  das  Sammeln  von 
Präniuneranten  und  Subskribenten  nur  auf 
Grund  einer  polizeilichen  Erlaubnis.  Zu- 
widerhandlungen werden  mit  Geldstrafe  von 
5  bis  200  Giüden  und  Einziehung  der  be- 
treffenden Druckschriften  bestraft. 

5.  Französisches  Recht  Die  franzö- 
sische Gesetzgebung  über  Colpoi'tage  hat 
verschiedene  Entwickelungsstufen  durch- 
laufen. Vor  dem  Jalire  1849  bestanden  für 
die  Colportage  keinerlei  besondere  Bestim- 
mungen. Durch  Art.  6  des  Pressgesetzes 
vom  27.  Jidi  1849  wunle  dagegen  für  Ver- 
breiterund Colporteure  vonBüchern,Schriften, 
Broschflren,  Stichen  und  Lithographieen  eine 
polizeiliche  Konzession  vorgeschrieben,welche 
jederzeit  widemifJich  sein  sollte.  Das  G. 
V.  9.  März  1878  beseitigte  die  Konzessions- 
pflicht ftir  die  Verbreitung  und  Colpor- 
tiening  von  Zeitungen;  an  Stelle  derselben 
trat  die  Verpflichtung  ziu*  Anzeige  des  Ge- 
werbebetriebes bei  der  Souspräfektur  oder 
der  Munizipalverwaltung.  Diwch  das  G.  v. 
17.  Juni  1880  ist  eine  völlige  Aufhebung 
der  Konzessionspflicht  ei-folgt.  Nach  Mass- 
gabe seiner  Bestimmungen  haben  alle  ge- 
werbsmässigen Verbreiter  und  Colportem-e 
von  Büchern,  Seliriften,  Broschtlren,  Zei- 
tungen, Zeichnungen,  Stichen,  Lithograplüeen 
und  Photographieen  eine  Anzeige  ihi'es  Ge- 
werbebetriebes auf  der  Präfektur  des  Depar- 
tements, in  welchem  ihr  Wohnsitz  ist,  zu 
erstatten.  Dabei  müssen 'sie  den  Nachweis 
erbringen,  dass  sie  Franzosen  sind  und  sich 
im  Besitz  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  befinden.  Erstreckt  sich  der  Ge- 
werbebetrieb nur  auf  Zeitungen  und  andere 
periodische  Blätter,  so  genügt  auch  eine 
Anzeige  auf  der  Maine  des  Ortes,  wo  die 
Verbreitung  stattfinden  soll,  oder  auf  der 
Souspräfektur.  üeber  die  Anzeige  ist  eine 
Beseneinigung  zu  erteilen.  Die  Colporteure 
und  Verbreiter  müssen  mit  einem  Verzeich- 
nisse der  von  ihnen  geführten  Gegenstände 
versehen  sein,  welches  vom  Präfekten  oder 
Souspräfekten  zu  bescheinigen  ist,  bei  Zei- 
tungen auch  vom  Maire  bescheinigt  werden 
kaim,    Sie  sind  verpflichtet,  das  Verzeichnis 


den  zuständigen  Beamten  auf  Verlangen 
vorzulegen,  und  dilrfen  nur  diejenigen  Press- 
erzeugnisse verteilen,  welche  in  dem  Ver- 
zeichnisse stehen.  Die  nicht  gewerbsmässige 
Verbreitung  ist  keinerlei  Beschränkimgen 
unterworfen.  Uebertretungen  des  Gesetzes 
werden  mit  Geldstrafe  von  5  bis  15  Franken 
oder  mit  Gefängnis  von  1  bis  5  Tagen  be- 
straft. 

Litteratur:  O»  Meyei*,  Deutsche  Verw.-R,  Bd. 
I,  S.  180,  419,  —  E.  Loening,  Deutsche  Verw.-R. 
S.  28S,  514.  —  V,  lAsztf  Das  deiUsche  Reichs- 
pressrecht  S.  64  ff'  —  Derselbe ,  Lehrbuch  des 
österreichischen  Pressrechtes  S.  105  ff.  —  V.  K. 
Baumbachf  Der  Colporia^ehuchhandel  und 
die  Gewerbenovelle  (Heft  SS  der  volksvnrtschaft- 
liehen  Zeit/ragen),  Berlin  188S. 

Georg  Meyer, 


Commane. 

(Paris.) 

1.  Die  Arbeiteragitation  unter  dem  Kaiser- 
reich. Die  Idee  der  „Commune".  2.  Die  Na- 
tionalgarde und  ihr  Centralkomitee.  Der  18. 
März.    Das  Centralkomitee  ist  Herr  in  Paris. 

3.  Konstituierung  der  Pariser  Commune.  Cha- 
rakteristik derselben.  Beginn  des  Bürgerkrieges. 
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1.  Die  Arbeiteragitation  unter   dem 
Kaiserreich.    Die  Idee  der  „Cominune^^ 

Aus  dem  ersten  Jahrzehnt  des  zweiten 
Kaiserreichs  ist  von  politischen  Regungen 
des  Arbeiterstandes  nichts  zu  berichten: 
die  unruhigen  Elemente  im  Proletariat  waren 
diuxjh  die  Junischlacht  und  die  ihr  folgen- 
den Deportationen  beseitigt;  die  Führer  des 
Radikalismus  waren  ins  Exil  getrieben; 
die  Presse  war  geknebelt,  das  Vereins- 
und Versammlungsrecht  fast  illusorisch  ge- 
macht. Als  sich  aber  seit  1860  die  Fronde 
der  bürgerlichen  Parteien  bemerklich  zu 
machen  begann,  wurde  auch  dem  Proletariat 
wieder  grössere  Freiheit  zugestanden,  ver- 
mutlich —  wie  der  HistoiÄer  dieser  Be- 
wegung, Lexis,  annimmt  —  in  der  Ab- 
sicht, die  Arbeiter  für  das  imperialistische 
System  zu  gewinnen,  um  damit  der  unzu- 
Medenen  Bourgeoisie  gegenüber  einen  Trumpf 
in  Händen  zu  haben.  So  entstanden  jetzt 
viele  Gewerkvereine,  welche  vornehmlich 
die  Vei-tretung  der  rein  wirtschaftlichen 
Arbeiterinteressen,  die  Erzielung  höherer 
Löhne,  kürzerer  Arbeitszeit  etc.  bezweckten 
und  daher  auch  mit  der  Inscenierunj  von 
Strikes  sich  befassten.  Daneben  organisierte 
sich  in  Frankreich  die  »Internationale  Ar- 
beiter-Association«,  welche  sich  aber  hier 
zunächst  unabliängig  vom  Londoner  General- 
rate entwickelte.  Ihre  Stifter  und  lu^prüng- 
lichen  Leiter  waren  Männer,  die   für  eine 
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Iriedliche  imd  massvolle  Soziali'eform  im 
Simie  des  Proud ho q sehen  »Miituaüsmus« 
eiutraten.  Man  hielt  sich  hier  daran,  dass 
der  grosse  Meister  den  Privatbesitz  auch  an 
Pioduktionsmittebi  nicht  angetastet  und  die 
Durchführung  seiner  Vorscnl^e  auf  dem 
Boden  der  bestehenden  Gesellschafts- 
ordnung in  aller  Ruhe  —  einfach  auf  dem 
Wege  gegenseitiger,  unentgeltlicher  Kredit- 
gewährung —  für  möglich  gehalten  hatte 
(s.  die  Darstellung  seines  > Tauschbank« -Pro- 
jektes im  Art.  Anarchismus  oben  Bd.  I 
S.  296 ff.),  Proudhon  hatte  in  seiner  eitlen 
Vorliebe  für  geistreiche  Paradoxieen  dieses 
System  ursprünglich  auf  den  Namen  »An- 
archie« getauft,  in  seinen  späteren  Schriften 
dagegen  gewöhnlich  die  Bezeichnung  »Mutua- 
hsmus«  angewandt.  Man  begreift,  dass  ge- 
rade dieser  Ideeenkomplex  för  den  vierten 
Stand  unter  dem  Empire  etwas  Bestechendes 
haben  musste :  einmal  gestattete  er  den  Ar- 
beitern eine  praktische  soziale  Aktion,  weil  er 
als  nicht  revolutionär  der  Regierung  ungefähr- 
lich dünken  musste,  und  dann  war  er  doch 
wieder  im  stände,  den  weitgehendsten  Hoff- 
nungen des  Proletariats  zu  genügen,  da  ja 
die  Abschaffung  aller  Zinsen  und  Renten 
und  die  DispNosition  des  Arbeiters  über  das 
zur  Produktion  erforderliche  Kapital  als 
schliessliche  Ziele  in  Aussicht  genommen 
waren.  Immerhin  waren  diese  proudhonis- 
tischen  Arbeiterfülirer  aus  aufrichtigster 
Ueberzeugung  gemässi^,  und  mit  Recht 
konnten  die  mutuahstischen  Gründer  der 
Internationale  jede  Verantwortlichkeit  für 
das  Verhalten  der  später  in  ihr  so  mäch- 
tigen oommunistisch-revolutionären  Partei 
und  für  die  Thaten  der  »Commune«  mit 
den  "Worten  zurückweisen:  »Nous  avons  le 
droit  de  nous  ecrier  en  rappelant  un  mot 
de  Proudhon :  nous  sommes  purs  de  toutes 
ces  lupercales  populaciei*e8«  ^). 

Daneben  begannen  freilich  —  im  Ge- 
heimen —  die  ^  ühlereien  der  (nach  Blanqui, 
ihrem  Haupte)  sogenannten  »blanquistischen« 
Umsturzpartei,  welche  dem  rohen  Commu- 


^)  Die  Prondhonsche  Theorie  hat  somit 
den  praktischen  Effekt  gehabt,  dass  sich  an  sie 
zwei  grandverschiedene  Bewegungen  anschlös- 
sen, nämlich  die  im  Texte  geschilderte,  specifisch 
französische,  sozialreformatorische  Arbeiterbe- 
wegung und  femer  die  intemational-anarchis- 
lasche.  Jene  Partei  deutete  seine  Lehre  in 
einseitig  friedlichem  Sinne,  die  andere  —  die  theo- 
retisch wie  taktisch  rücksichtsloseste  der  Welt- 
geschichte —  konstituierte  sich  viel  später  auf 
das  von  ihm  ausgegebene  Schlagwort  der  „Anar- 
chie**,  ohne  damit  den  Geist  seines  Systems  zu 
treffen^  da  er  ausdrücklich  die  Agitation  zur 
BebeUion  gemissbilligt  hatte  und  da  ihm  die 
„Propagandisten  der  That'^  und  die  Baubatten- 
tftter  vermntlich  nur  als  „crapule  en  d^lire" 
gegolten  hätten. 


nismus  eines  Babeuf  und  der  radikalsten  — 
Emeuten  und  Attentate  empfehlenden  — 
Taktik  huldigte. 

Bis  1867  hatte  die  Pariser  Internationale 
nicht  unmittelbar  in  den  Gang  der  Politik  ein- 
gegriffen und  war  clanim  aucYi  von  der  Regie- 
rung unbehelligt  geblieben.  Als  sie  jetzt  ihr 
Verhalten  änderte  und  Opposition  zu  machen 
begann,  wurde  sie  von  der  Regierung  ohne 
weiteres  aufgelöst  (1868).  Sie  konnte  daher 
erat  Anfang  1870  rekonstituiert  werden. 
Was  aber  nichtig  ist:  seit  der  Schliessung 
der  Internationalen  verloren  die  massvoll 
gesinnten  »Mutualisten«  —  Männer  wie 
Tolain,  Heligon,  Fribourg,  Limousin  — 
immer  mehr  ihren  früheren  Einfluss  auf  die 
sozialistischen  Arbeitermassen,  während  eine 
mehr  zu  gewaltsamem  Umstürze  neigende 
Fraktion  von  Sozialisten,  wie  Varlin, 
Chalain,  Pindy,  zu  Ansehen  kamen. 
Das  war  der  Erfolg  der  unzeitgemässen 
Strenge  der  Regienmg! 

EndUch  gewann  seit  Ende  der  60er  Jahre, 
als  Press-  und  Versammlungsfreiheit  ge- 
währt worden  war,  der  revolutionäre  Radi- 
kalismus, welcher  für  Robespieire  und  seine 
Ideale    schwärmte,    sehr    viel  Anhang,    — 

fmz  besonders  in  kleinbürgerlichen  Kreisen, 
in  irgendwie  klar  bestimmtes  Programm 
lag  liier  nicht  vor:  jeder  Redakteur  und 
Klubredner  vertrat  vielmehr  die  Principien 
der  »justice  ^ternelle*  und  der  »fraternitö 
etemelle«  s  o ,  wie  e  r  sie  gerade  auszulegen 
beliebte. 

Einig  war  diese  irre  und  wirre  Masse 
einer  radikalen,  sozialistischen  und  revolutio- 
nären Opposition,  die  weder  im  Ziel  noch 
in  den  vorgeschlagenen  Mitteln  überein- 
stimmte und  hauptlos  in  mindestens  ein 
Dutzend  Fraktionen  auseinanderging,  in  ihrem 
glühenden  Hasse  gegen  das  Kaiserreich,  das 
mit  allen  Waffen  der  Kritik,  der  Satire  und 
der  Verleumdung  angegriffen,  verhöhnt  und 
verächtlich  gemacht  wurde. 

Trotz  verschiedener  arbeiterfreundlicher 
Institutionen  war  es  nämlich  Napoleon  nicht 
gelungen,  sich  den  Dank  des  Pariser  Prole- 
tariats zu  gewinnen,  weil  die  Wohl  tliaten  immer 
wieder  durch  andere  Massnahmen,  welche 
die  Leidenschaften  und  bösen  Instinkte  der' 
Massen  wecken  mussten,  {yaralysiert  wurden 
und  weil  die  grenzenlose  Verschwendung 
und  Prunksucht  und  die  schamlose  Sitten- 
verderbnis des  zweiten  Empire,  welche  selbst 
die  des  Julikönigtums  weit  übertraf,  alles, 
was  im  Volke  noch  irgendwie  Sinn  für  Ehre, 
Zucht  und  Sitte  besass,  in  seinen  heiligsten 
Gefühlen  tief  verletzen  und  empören  mussten. 

Das  Jahr  1870  brachte  den  Sturz  des 
Empire.  Die  Republik  wurde  proklamiert; 
und  zwar  wurde  die  neue  »R^erung  der 
nationalen  Verteidigung«,  welche  die  Repu- 
blik  im  Innern   festigen   und  zugleich  den 
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Kampf  gegen  die  >Prussiens«  leiten  sollte, 
ausschliesslich  von  der  Pariser  Bevölkerung 
eingesetzt  In  dieser  Zeit  war  es,  wo  die 
Forderung  nach  der  »Commune«  überall  laut 
wurde,  gleichsam  als  eine  Art  Panacee  für 
all  die  schweren  Gebresten  Frankreichs. 
Dies  Postulat  hatte  mehrfache  Wiurzeln  im 
Volksbewusstsein . 

Bei  den  einen  hatte  der  Ruf  nach  der 
Commune  einfach  den  Sinn  eines  Protestes 
gegen  die  —  seit  dem  ersten  Napoleon  — 
immer  drückender  gewordene,  masslose  C  e  n  - 
tralisation  der  gesamten  Verwaltung, 
gegen  die  brutale  Erdrosselung  jeder  selb- 
ständigen Regung  der  Gemeinden  und  gegen 
die  heillose,  sprichwörtlich  gewordene  Prä- 
fektenwirtschart  des  zweiten  Kaiserreichs, 
unter  diesem  Svstem  waren  alle  Gemeinde- 
beamten  vom  Maire  bis  herab  zimi  letzten 
Kanzleidiener  von  der  Staats  regierung  er- 
nannt worden,  in  Paris  und  Lyon  sogar 
auch  alle  Mitglieder  des  Gemeinderates,  so 
dass  der  hauptstädtischen  Bevölkenmg  selbst 
der  spärlichste  Scliatten  von  Selbstregierung 
versagt  geblieben  war.  Ist  es  da  zu  ver- 
wundem, dass  von  selten  derer,  welche  die 
Notwendigkeit  einer  Reform  des  alten  Staats- 
wesens erkannten,  in  erster  Linie  die  Ver- 
leihung communaler  Freiheiten  gefordert 
wurde?  In  diesem  Zusammenhange  wird 
der  Ausspruch  verständlich,  der  einst  vom 
Fürsten  Bismarck  im  Reichstage  gethan 
wurde:  »In  der  Pariser  Commune  war  ein 
Kern  von  Vernunft,  nämlich  das  Verlangen 
nach  einer  Gemeindeordnung,  wie  solche  in 
Deutschland  existiert«,  —  ein  Ausspruch, 
der  doch  etwas  mehr  bedeutete  als  eine 
»plaisanterie  teutonne«,  die  ein  französischer 
Geschichtschreiber  der  Commune  darin  hat 
erblicken  wollen. 

Einen  anderen  Sinn  und  eine  viel  weiter- 
gehende Bedeutung  hatte  die  Idee  der 
Commune  bei  der  nach  ^delen  Tausen- 
den zählenden  Anhängerschaft  der  revo- 
lutionär -  jakobinischen  Principien. 
Hier  waren  es  die  Ueberlieferungen  der 
grande  revolution,  die  auch  in  der  Gegen- 
wart die  einzig  wahren  Ginindsätze  für  die 
Regenerierung  des  Vaterlandes  und  seine 
Befreiung  aus  den  Krallen  des  verhassten 
Feindes  abgeben  sollten.  Die  Commune  von 
Paris  hatte  1792  durch  den  Konvent  die 
Republik  geschaffen,  die  Geschicke  Frank- 
reichs bestimmt  und  den  siegreichen  Kampf 
gegen  die  Koalition  geleitet.  Was  Wunder, 
dass  gerade  jetzt  —  wo  es  wiedenim  galt, 
die  junge  Republik  zu  sichern  und  den  über- 
mächtigen Feind  aus  dem  Lande  zu  jagen 
—  den  geistigen  Ejngonen  Robespierres  und 
der  Männer  des  Konvents,  einem  Ledru- 
Rollin,  einem  Delescluze  das  Losungs- 
wort der  »Commune«  gleichsam  wie  mit 
einer  magischen  Zauberkraft  begabt  schien, 


um  als  einziges  Rettungsmittel  das  Reich 
aus  ^einer  schweren  Bedrängnis  zu  befreien? 

Und  wieder  in  einem  anderen  und  aber- 
mals umfassenderen  Sinne  wiurde  das  Schlag- 
wort der  Commune  von  selten  des  sozia- 
listischen Proletariats  ausgegeben. 
Wir  haben  gesehen,  wie  die  proudhonis- 
tischen  Ideeen  in  demselben  nach  und  nach 
Wurzel  gefasst  und  Verbreitung  gefunden 
hatten.  Nun,  das  politische  System  des 
Meisters,  wie  er  es  in  seinen  späteren 
Schriften  klargelegt  hatte,  der  von  ihm  so- 
genannte »Föderalismus«  gipfelte  in  dem 
kühnen  Vorschlage,  Frankreich  —  das  klas- 
sische Land  einheitlich  centralisierter  Ad- 
ministration —  in  ein  loses  Geröll  möglichst 
autonomer  Gemeinwesen  aufzulösen,  deren 
jedes  dann  in  seiner  Weise  alle  wiifechaft- 
lichen  Probleme  lösen  und  seine  Mitglieder 
in  das  gelobte  Land  des  sozialen  »MutuaHs- 
mus«  führen  sollte.  Hier  hatte  also  die 
Forderung  der  Commime  die  begrifflich  um- 
fassendste Bedeutimg:  die  Bedeutung,  ganz 
Frankreich,  ja  schliesslich  die  ganze  Mensch- 
heit an  Haupt  und  Gliedern  wirtschaftlich 
wie  ix)liti8ch  zu  reformieren. 

Natürlich  hoben  sich  in  Wirklichkeit 
diese  drei  Strömungen,  welche  die  Idee  der 
Commime  trugen,  nicht  so  scharf  von  einan- 
der ab,  liefen  vielmehr  mannigfach  durch 
einander.  So  riet  Bakuninin  den  »Lettres 
ä  un  Francais«  seinen  anarchistischen  Myr- 
midonen,  den  französischen  Staat  kurzweg 
in  so  und  soviel  tausend  kleine  Communen 
zerschlagen  zu  helfen:  dieselben  mochten 
dann  zunächst  jede  beliebige,  der  indivi- 
duellen Freiheit  und  der  sozialen  Gleichheit 
vielleicht  nur  unvollkommen  genügende  Form 
annehmen,  schliesslich  würden  doch  die 
»unverfälschten  Instinkte«  der  freien  Volks- 
massen die  passende  und  wünschenswerte 
Gesellschaftsorganisation  zu  finden  wissen; 
vor  allem  aber  wäre  schon  im  Augenblick 
der  Effekt  erzielt,  dass  Arbeiter  und  Bauern 
für  ihr  Heim,  ihr  Glück  und  ihre  Freiheit 
bis  zum  letzten  Blutstropfen  kämpfen  und, 
was  an  Energie  in  ihren  Herzen  und  an 
Kraft  in  ihren  Armen  vorhanden  sei,  gegen 
den  auswärtigen  Feind  kehren  würden,  so 
dass  schliesslich  diese  gewaltige  Erhebung 
der  revolutionären  Communen  inmitten  eines 
Wettersturms  der  Volksbegeistenmg  den 
Sieg  Frankreichs  über  »Bismarck  und  seine 
pommerschenLeutnants«  herbeiführen  müsste. 

Endlich  musste  der  Gedanke  der  Com- 
mune auch  bei  den  zahlreichen  revolutio- 
nären Communisten  —  deren  Haupt,  Blan- 
qui,  jetzt  in  Paris  selber  weilen  durfte  — 
Anklang  finden,  weil  dieser  Umsturzpartei 
i  principiell  jedes  Mittel  recht  war,  das  die 
herrschende  Verwirrung  vergrössern,  die 
Massen  revoltieren  und  Gelegenheit  zu  so- 
zialen Emeuten  bieten  konnte. 


Commune 


TS 


Indes :  die  Verkündigimg  einer  Idee, '  sehen  Staatsmanne  dnn-h  dreitägiges  Bitten 
mag  sie  aneh  noch  so  sehr  allem  Bestehen- .  durchzusetzen,  dass  nur  der  grösste  Teil  der 
•leo  zuwiderlaufen,  bedeutet  doch  nicht  regulären  Trupi)en  seine  Waffen  abgeben 
jcleich  einen  Aufruhr,  geschweige  einen  '  sollte,  während  die  Nationalgarde  laut  Art.  7 
Bürgerkrieg.  Wie  kam  es  nun,  dass  gerade  ,  des  Vertrages  über  den  Waffenstillstand 
'ier  Gedanke  der  Commune  ziu*  Revolution  j  ausdrücklich  davon  ausgenommen  worden 
führte?    Die  Hauptursache  lie^  darin,  dass  j  war,  »um  die  Ruhe  in  der  Stadt  zu  sicheni«, 

die  Masse  der  wehrfähigen  Pariser  Bevölke wie  Bismarck,  der  seine  Pappenheimer 

rung,  welche  mit  Zähigkeit  an  ihm  hing, '  kannte  und  das  Ende  mit  Schrecken  voraus- 
im  Laufe  des  Krieges  in  ein  organisiertes '  sah,  ziun  grossen  Aerger  der  fi*anzßsischen 
Heer  umgeschaffen  worden  war,  das  —  ■  Unterhändler  hinzusetzte,  die  darin  nur  eine 
fhin-h  verschiedene  Missgriffe  der  Regierung '  »bizarre  ironie«  des  iSiegei-s  zu  erblicken 
und  der  Kammer  zudem  noch  gei-eizt  —  vermochten.  — 
üe  Erfüllung  der  populären  Forderung  mit'       j^  g.  Februar  1871  fanden  die  Wahlen 


Waffengew^alt  durchzusetzen  hoffte. 

2.  Die  Xationalgarde  und  ihr  Central- 
komitee.  Der  18.  März.  Das  Central- 
komitee  ist  Herr  in  Paris.  W^ährend  des 
«lentsch-französischen  Krieges  war  die  Pa- 
riser   -Nationalgarde«    organisiert    worden. 


füi*  die  neue  National vei-sammlung  statt.  In 
Paris  wurde  vornehmlich  im  Sinne  der  radi- 
kalen Demokratie  gewälilt,  deren  Führer  — 
Victor  Hugo,  Ledru-Rollin,  SchOlcher,  Flot^uet, 
Lockroy  u.  a.,  die  sämtlich  für  grössei-e  Ge- 
meindefreiheit einzuti-eten  vei-sprochen  hatten 


(1.  h.  alle  Bürger,  die  es  gewünscht  liatten,  _  iniiK)8ante  Stimm^Mizahlen  erhielten ;  von 
waren   bewaffnet   und  uniformiert  _  worden,  ^^^  reinen  Sozialisten  —  dei-en  vei-schiedene 


um    dann     unter    freigewählten    Offizieren 


Fraktionen  diesmal  eine  gemeinsame  Kandi- 


to     Ife  ist  bekannt  dass  der  inüitänsche ;  dagegen   hatte   meist   Leute   deputiert,  die 
>utzen  dieser  Insütiitwn  em  höchst  dub^^^^  monarchistischen  Staatswesen   in   der 

fiev^n  ist;  ihr  Emfluss  auf  die  politisch-  ^i^^^^  ^^^er  anderen  Fonn  zugethan  waren: 
^-.ziale  Entivickelung  des  Landes  sollte  em  jaecmes  bonhomme  war  offenbai-  wenig  zu- 
imheilvoUer  sondergleichen  sein.  Der  Sold 
in  der  Nationalgarde  betrug  für  die  Ledigen 
anderthalb  Francs  pro  Tag ;  den  Verheirateten 
wurde  ein  Zuschuss  von  75  Centimes  für 
<iie  Frau  und  von  25  für  jedesjKind  be- 
willigt. Der  Dienst  in  der  Nanonalgarde 
war  somit  eine  Versorgung  für  alle,  die 
mangels  Beschäftigung  verdienstlos  waren, 
alleidings  zugleich  auch  für  diejenigen,  die 
'lern  Mlitär-Spielen  in  der  Nationalgarde 
flen  Vorzug  vor  der  wirklichen  Arbeit  gaben. 
Der  Gedsmke,  den  »kleinen  Leuten«  zu 
helfen,  da  Handel  und  Gewerbe  infolge  der 
'eraierung  von  Paris  darniederlagen,  mag 
wohl  als  Motiv  zur  bereitwilligen  Schaffung 


fiieden  gewesen  mit  dem,  was  ihm  die  junge 
Republik  bisher  beschert  liatte. 

Am  12.  Febiniar  eröffnete  die  »assemblce 
de  ruraux«  (Krautjunker)  —  wie  die  neue 
Kammer  von  den  Badikalen  genannt  wurde 
—  in  Bordeaux  ihre  Sitzungen;  und  die 
»Regienmg  der  nationalen  Verteidigung« 
musste  abdanken.  Thiers  wurde  zum 
Präsidenten  der  Republik  erwählt ;  er  bildete 
sein  Ministerium  teils  aus  Mitgliedern  der 
bisherigen  Regierung  (z.  B.  Favre,  Simon 
und  Picard),  teils  aus  Orleanisten  (z.  B.  Du- 
faiu-e).  Eines  der  ei*sten  Dekrete  unter  der 
neuen  Regierung  war   gegen   die  National- 


•1er  Nationalgarde  mitgewirkt  haben.  Aus  !  ^^  S^"^;^*^^  •  ^^rtan  sollten  nur  diejenigen 
•lemselben  Gmnde  mussten  natürlich  dann  ilirer  Mitghe(ler  besoldet  werden,  die  ak  en- 
norh  specielle  wirtschafüiche  Massregeln  I  «^^ssi?  den  Nachweis  der  Arbeitslosigkeit 
erfolgen :  so  wurden  in  den  Leihhäusern  die 


Pfänder  im  Werte  von  weniger  als  15  Francs 
aof  Staatskosten  eingelöst;  so  wurde  ferner 


und  der  Armut  erbringen  konnten. 

Die  Nachrichten  aus  Bordeaux  wirkten 
auf  Paris  wie  Donnerschläge:  und  so  kam 


—  und  damit  sollte  allen  Ständen  zugleich  I  man  Mitte  Februar  auf  den  Gedanken,  die 
Erleichterung  gewährt  werden  —  die  Zah- 1  Bataillone  der  Nationalgarde,  die  ja  das 
hing  von  Mieten  und  Wechseln  auf  unbe-  \  ganze  männliche  Paris  umschloss,  zu  ver- 


stimmte Zeit  vertagt.  — 

Als  nun  Paris  nicht  mehr  zu  halten  war 
und  die  Regierung  mit  dem  Sieger  über  den 
Waffenstillstand  verhandelte,  stellte  Bismarck 
;lie  Forderung,  dass  alle  in  Paris  befind- 
lichen Truppen   entwaffnet  werden  sollten. 


einigen  und  unter  die  Leitung  eines  von 
ihnen  gewählten  Centralkomitees  zu  stellen, 
um  die  Rei)ublik  vor  etwaigen  Attentaten 
der  »Ruraux*  der  Kammer  sicherzustellen. 
I'eberdies  waren  die  Bataillone  um  so  mehr 
von  gleicher  Abneigung  gegen  die  neue  Re- 


Die  Erfüllung  derselben  hätte  unfehlbar  i  gierung  beseelt,  als  gerade  jetzt  mehr  als 
'len  Ausbruch  des  Bürgerkrieges  verhütet: ;  100 fM)0  Nationalgardisten  —  meist  wold- 
aber  Jules  Favre  wusste  es  bei  dem  deut-  i  habende  und  daher  politisch-gemässigte  Bür- 
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ger  —  den  Dienst  quittiert  und  Paris  ver- 
lassen hatten. 

Zunächst  wurde  eine  Kommission  von 
18  Männern  —  meist  gänzlich  unbekannten 
Leuten  —  eingesetzt,  welche  die  Statuten 
für  das  geplante  Komitee  entwerfen  und 
einer  Versammlung  von  Delegierten  aller 
Kompagnieen  vorlegen  sollte.  Am  3.  März 
wurde  dann  in  der  That  der  »Republika- 
nische Bund  (federation)  der  Nationalgarde« 
gestiftet  (nach  dem  später  die  Commune- 
kämpfer  den  Namen  der  »Föderierten«  er- 
halten haben).  Als  oberster  Gnmdsatz  ward 
statutarisch  anerkannt,  dass  die  Eepublik  als 
einzig  mögliche  Regierung  über  jede  Dis- 
kussion erhaben  sei.  Der  Nationalgarde 
wurde  das  unbeschränkte  Recht  zugesprochen, 
alle  ihre  Chefs  zu  ernennen  und,  sobald 
diese  das  Zutrauen  ihrer  Wähler  verloren 
hätten,  abzusetzen. 

Als  Zweck  der  Bundesorganisation  wurde 
bezeichnet :  die  Interessen  der  NationaJgai-de 
zu  verteidigen  und  jedem  Versuche  zum 
Umstürze  der  Republik  entgegenzutreten.  Es 
gab  —  laut  diesen  Statuten  —  eine  General- 
versammlung, aus  den  Delegierten  der  ein- 
zelnen Kompagnieen  und  BataiUone  be- 
stehend ;  ferner  hatte  jedes  Bataillon  und  jede 
»Legion«  (d.  h.  die  Gesamtheit  der  Bataillone 
je  emes  Pariser  Arrondissements)  seinen  be- 
sonderen Aufiftchuss.  An  der  Spitze  des 
Ganzen  stand  das  Centralkomitee ;  es  sollte 
gebildet  werden :  aus  je  2  Delegierten  eines 
jeden  Arrondissements,  die  ohne  Rücksicht 
auf  ilu^n  Rang  vom  Legionsausschuss  zu 
ernennen  waren,  und  aus  je  einem  Bataillons- 
kommandanten pro  Arrondißsement,  der  von 
seinen  Kollegen  zu  wählen  war.  Da  Paris 
in  20  Arrondissements  eingeteilt  war,  sollte 
mithin  das  Centralkomitee  60  Mitglieder 
zählen. 

Bis  dieses  Centralkomitee  gewählt  war, 
wurden  seine  Funktionen  von  einem  provi- 
sorischen Komitee  ausgeilbt,  das  aus 
der  erwähnten  Kommission  und  einer  An- 
zahl kooptierter  Mitglieder  —  zum  Teil 
Internationalisten  wie  Varlin  und  Pindy 
— ,  im  ganzen  aus  31  Personen,  bestand.  Die 
Internationalisten  hatten  sich  auf  die  Teil- 
nahme an  dem  Centralkomitee  vorläufig  niu* 
sehr  ungern  eingelassen.  In  dem  Pariser 
dirigierenden  Komitee  der  Internationalen 
hatte  Varlin  erst  nach  heftiger  Opposition 
durchsetzen  können,  dass  sich  4  Mitglieder 
am  provisorischen  Centralkomitee  beteiligen 
sollten,  jedoch  »non  pas  comme  Internatio- 
naux,  mais  comme  gardes-nationaux«,  wie 
sich  der  Antragsteller  selber  ausdrückte. 
Gerade  derjenige,  der  am  reinsten  den 
marxistisch-sozialdemokratischen  Standpunkt 
vertrat,  der  deutsch-ungarische  Goldarbeiter 
Leo  Frankel,  warnte  vor  jeder  Teilnahme 
der  Sozialisten  am  Centralkomitee,  weil  das 


ein  Kompromiss  mit  der  Bourgeoisie  dar- 
stelle; »notre  chemin  —  betonte  er  —  est 
international«.  Bezeichnend  ist  übrigens  für 
diesen  einzigen  Deutschen  unter  den  Häuptern 
der  Sozialisten  und  nachher  der  Commune, 
dass  er,  während  lun  ihn  die  Sturmglocken 
der  sozialen  Revolution  heulten,  sich  dem 
Studium  der  Frage  der  —  Bäckerarbeit  im 
Mittelalter  widmete!  — 

Inzwischen  begann  man,  von  Bordeaux 
aus  die  Saiten  immer  stärker  anzuspannen. 
Zum  Oberkommandanten  der  Nationalgai*de 
wurde  der  General  d'AureHe  de  Paladines 
ernannt,  ein  feiler  Prätorianer  des  letzten 
Cäsaren   Frankreichs,   wie   die   kurz   zuvor 

Eublizierten  Tuilerienpapiere  er^desen  hatten, 
la  der  Oberbefehlshaber  der  regulären 
Tnippen,  General  Vinoy,  ebenfalls  notorisch 
Bonapaiüst  war,  so  glaubte  jetzt  ganz  Paris 
an  eine  Contrerevolution ;  überall  hörte  man 
sagen:  warum  man  denn  einen  Mann  von 
solcher  Energie  an  die  Spitze  der  National- 
earde  stelle,  wenn  es  sich  nicht  um  einen 
Staatsstreich  handele? 

Die  Nationalgarde  wuchs  inzwischen  im- 
mer mehr  an,  da  sich  ihr  Tausende  von  den 
nach  Beendigung  des  Krieges  verabschie- 
deten Soldaten  anschlössen,  mangels  jeder 
Möglichkeit,  sich  anderweitig  ihren  Lebens- 
unterhalt zu  verdienen.  Der  Dienst  in  der 
Nationalgarde  war  für  viele  Leute  in  der 
Tliat  eine  soziale  Frage  im  engsten  Sinne 
des  Wortes  geworden :  da  die  Gewerbe  noch 
immer  nicht  im  stände  waren,  auch  nur  ent- 
fernt alleii,  die  da  waren,  Beschäftigung  zu 
gewähreir,  war  der  militärische  Sold  für 
Tausende  und  aber  Tausende  die  einzige 
planohe  de  salut,  die  sie  vor  dem  Versinken 
m  Not  und  Elend,  ja  vor  dem  Verhungern 
bewahrte.  Da  es  nun  offenbar  in  der  Ab- 
sicht der  Regierung  lag,  die  Nationalgarde 
aufzulösen,  so  bedurfte  es  unter  den  ge- 
schilderten Verhältnissen  nur  eines  Funkens, 
um  den  angehäuften  Brennstoff  in  Flammen 
zu  setzen  und  das  bewaffnete  Pariser  Prole- 
tariat in  eine  Insurrektionsarmee  zu  ver- 
wandeln. Und  nur  zu  bald  musste  sich  die 
Veranlassung  dazu  finden,  da  die  französische 
Kammer  schnell  hinter  einander  mehrere 
Massregeln  beschloss,  welche  die  Pariser 
Bevölkerung  tödlich  verwunden  und  die  bis 
dahin  noch  zur  Mässigung  geneigten  Ele- 
mente dem  Aufruhr  in  die  Arme  treiben 
mussten.  >In  der  Haltung  der  Volksver- 
tretung vor  und  nach  der  Katastrophe  des 
18.  März«  —  schreibt  ein  Historiker  der 
Commune,  der  sie  sonst  aufs  denkbar  schärfste 
vei'dammt  —  »giebt  sich  ein  glühender  Hass 
gegen  die  Hauptstadt  kund,  ein  so  glühen- 
der und  tiefer  Hass,  dass  er  nicht  einmal 
die  einfachsten  Rücksichten  der  Klugheit, 
geschweige  denn  der  Billigkeit  beobachtet. 
Hiesse  es  nicht  eine  Versclüagenheit  unter- 


Commune 


75 


stellen,  deren  die  derbe  Einfalt  der  »Ruraux« 
schwerlich  fähig  -war,  so  mochte  man  fast  an- 
nehmen, dass  Paris  gewaltsam  habe  zur  Em- 
pörung  getrieben  werden   sollen,  damit   es 
vollends  zerbrochen  werden  könnte.« 

Augenscheinlich  wollte  die  Kammer  Paris 
»decapiter  et  d^capitaliser«  (»enthaupten  und 
enthauptstadten«),  -wie  die  Formel  lautete, 
welche  die  Reaktionäre  der  Provinz  freude- 
tronken  machte  und  die  Revolutionäre  in 
Paris  vor  rasender  Wut  schäumen  liess.  Am 
10.  März  fasste  die  Nationalversammlung 
zwei  Beschlüsse,  die  zwei  Stiche  in  das 
Herz  von  Paris  bedeuteten.  Der  erste  ver- 
legte den  Sitz  der  Regiening  und  der  Kam- 
mer nach  Versailles,  was  unzweifelhaft  den 
wirtschaftlichen  Aufschwung  der  vom  Kriege 
schwer  heimgesuchten  Stadt  hemmen  und 
überdies  die  masslose  Eitelkeit  einer  Bevöl- 
kerung, die  ihre  Stadt  als  »lumit^re  du  monde« 
zu  bezeichnen  pflegte,  tief  verletzen  musste. 
Der  zweite  Beschluss  betraf  die  Frage  der 
Wechsel.  In  Paris  war,  wie  schon  er- 
wähnt, am  13.  August  1870  die  Zahlung 
der  Wechsel  auf  3  Monate  und  nachher  am 
13.  November  auf  unbestimmte  Zeit  vertag 
worden.  Jetzt  wurde  dekretiert,  dass  die 
am  13.  November  1870  verfallenen  Wechsel 
am  13.  März,  d.  h.  in  zwei  Tagen  einge- 
trieben werden  dürften.  Damit  war  das 
ganze  Kleinbürgertum,  das  bisher  noch  et- 
was zu  verlieren  geliabt  und  daher  das  re- 
lativ versöhnhchste  Element  in  dem  stür- 
misch erregten  Oi^nismus  der  Hauptstadt 
gebüdet  hatte,  in  seinem  Lebensner\'  ge- 
troffen und  zum  Ruin  verurteilt.  Vom  13. 
bis  zum  17.  März  wurden  nicht  weniger  als 
150000  Wechsel  protestiert. —  Und  mussten 
schon  diese  beiden  Antworten  der  National- 
versammlung die  Pariser  Bevölkerung  sehr 
er-  und  verbittern,  so  musste  es  nicht  min- 
der die  Verweigerung  einer  Antwort  auf 
eine  dritte  Frage  thun,  nämlich  diejenige 
der  Mietzinse.  Obgleich  einer  der  Pariser 
Deputierten,  Mi  liiere,  die  Versammlung 
dringend  mahnte,  eine  weitere  Stundung  der 
seit  6  Monaten  unbezahlten  Mietzinse  mög- 
lich zu  machen,  enthielt  die  Versammlung 
sich  jedes  Votums.  2 — 300000  Arbeiter  und 
Kleinbürger,  die  ihr  Geld  ausgegeben  hatten 
imd  wegen  der  andauernden  Oeschäfts- 
stockung  wenig  oder  nichts  verdienten,  wa- 
ren damit  der  Gnade  der  Hauseigentümer 
aasgeliefert.  —  Und  nun  denke  man,  wie 
diese  tiefeinschneidenden,  harten  und  un- 
gerechten Massregeln  auf  das  hochgradig 
nervöse  :>peuple  femme«  (wie  die  Pariser 
sich  zuweilen  selbst  nennen)  wirken  mussten, 
—  auf  ein  Volk,  das  noch  dazu  alle  Schre- 
cken einer  langwierigen  Belagerung  durch- 
gemacht hatte  und,  aus  seineu  bisherigen 
Lebensgewohnheiten  und  Beschäftigungs- 
weisen herausgerissen,  in  den  Zustand  höch- 


ster Aufgeregtheit  versetzt  worden  war.  — 
Zimächst  wurde  das  Centralkomitee  defi- 
nitiv konstituiert  (15.  März),  obschon  erst 
ungefähr  30  Mitglieder  gewählt  worden 
waren,  da  mehrere  Arrondissements  noch 
nicht  abgestimmt  hatten^).  Es  waren  meist 
unbekannte  Leute,  von  Internationalisten  nur 
Varlin:  der  sicherste  Beweis  —  wenn  an- 
ders es  nicht  schon  die  Protokolle  der  Pa- 
riser Internationale  klarlegten  — ,  dass 
diese  bisher  ihre  Hände  gar  nicht  im 
Spiele  hatte.  Am  selben  Tage  kam  Thiers 
nach  Paris,  um  sich  aus  eigener  Anschau- 
ung über  die  Insurrektion  zu  orientieren 
und  danach  die  Massregeln  der  Regie- 
nmg  zu  bestimmen.  Zunächst  wusste  er 
sich  offenbar  gar  nicht  ziuechtzufinden, 
so  dass  Girardin  spöttisch  bemerkte :  Thiers 
wisse  zwar  nicht,  was  er  wolle,  aber  er 
wolle  es  energisch.  —  Am  17.  März  gab 
Thiers  dem  General  Vinoy  den  Befehl,  am 
Morgen  des  folgenden  Tages  durch  eineri 
Handstreich  die  lässig  bewachten  Kanonen 
der  Nationalgarde,  da  sie  Staatseigentum 
wären,  in  seinen  Besitz  zu  bringen.  In  den 
ersten  Moigenstunden  des  18.  März  wird  der 
I  Ueberfall  ausgeführt :  anfangs  scheint  der 
Erfolg  schon  gesichert,  als  —  die  Bespannung 
zur  Fort  Schaffung  der  gewonnenen  Kanonen 
ausbleibt.  Während  die  Regierungstruppen 
n(x;h  darauf  warten,  sammelt  sich  die  Natio- 
nalgarde vor  ihnen  an  und  überredet  einen 
Teil  der  Regulären,  mit  ihr  zu  fiBteruisiereu. 
Die  meuterischen  Soldaten  setzten  ihre  hö- 
heren Offiziere  gefangen,  und  ilu*  Chef,  Ge- 
neral Lecomte,  wird  sogar  füsilliert;  das 
gleiche  Schicksal  teilt  der  General  Thomas, 
der  frühere  Oberkommandant  der  National- 
garde, der  —  obwohl  Veteran  der  De- 
mokratie und  Exilierter  des  Kaiserreichs  — 
sich  bei  der  Nationalgarde  äusserst  miss- 
hebig  gemacht  hatte:  Unthaten,  mit  denen 
übrigens  weder  ihr  Centralkomitee  noch 
auch  nur  ihre  Offiziere  das  geringste  gemein 
liatten. 

Jetzt  gab  Thiers.  an  Jeglichem  Ei-folge 
verzweifelnd,  Vinoy  den  Befehl,  Paris  und 
die  Forts  zu  räumen  und  alle  treu  gebliebe- 
nen Mannschaften  nach  Vei-sailles  zu  kon- 
centrieren.  Thiers  selber  sowie  fast  alle 
höheren  Beamten  verliessen  ebenes  sofort 
die  Stadt.  Diese  war  nunmehr  ganz  in 
den  Händen  der  Nationalgai-de,  deren  Cen- 
tralkomitee sich  auch  am  18.  März  noch  im 
Stadthause  installierte.  So  sah  sioh  das 
Centralkomitee   thatsächlich   als  Herrn   von 


')  Faktisch  hat  das  Centralkomitee  zu  kei- 
nem Zeitpunkte  auch  nur  40  MitgUeder  gezählt. 
Ueberhaupt  ist  die  „Föderation  der  National- 
garde*' so,  wie  es  statutarisch  bestimmt  war, 
niemals  ins  Leben  getreten,  weü  nur  ein  klei- 
ner Teil  der  Bataillons-  und  Legionsausschüsse 
gebildet  wurde. 
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Paris.  Indes  hätte  es  nicht  vergessen  sollen, 
dass  es  ganz  Frankreich  —  vielleicht  mit 
Ausnahme  einiger  weniger  Städte  —  gegen 
sich  hatte :  womit  ja  unter  den  obwaltenden 
Yerhältnissen  das  endgültige  Geschick  des 
Aufstandes  von  voniherein  besiegelt  wai\ 
Eine  Aussicht  auf  dauernden  Sieg  war  nicht 
da ;  nur  das  feu  sacre  der  gallischen  Rasse, 
der  Rausch  des  augenblicklichen  Erfolges, 
die  nervös  überreizte  Phantasie  der  Insur- 
genten und  die  feige  Trägheit,  die  in  Frank- 
reich noch  jederzeit  das  verhalten  der  ge- 
mässigten Elemente  einer  ungestümen  Mas- 
senbewegung gegenüber  charakterisierte, 
vermögen  das  tollKühne,  revolutionäre  Un- 
ternehmen zu  erklären. 

3.  Konstitnierniig  der  Pariser  Com- 
miine.  Charakteristik  derselben.  Be- 
icinn  des  Bürgerkrieges.  Paris  hatte 
seine  bisherige  Regierung  verjagt.  Aber 
bald  musste  es  zur  Erkenntnis  seiner  ver- 
hängnisvollen Isoliertheit  von  dem  übrigen 
Frankreich  kommen.  Darum  wurde  der  Be- 
Bchluss,  den  die  Delegierten  der  National^rde 
schon  Anfang  März  gefasst  hatten :  im  FaDe 
der  Dekapitalisierung  von  Paris  das  Dei)ar- 
tement  der  Seine  als  autonome  Republik  zu 
konstituieren,  ohne  Sang  und  Klang  begraben. 
Um  aber  nun  einen  Rechtstitel  für  die  neue 
Ordnung  der  Dinge  zu  gewinnen,  und  vor 
allem  um  die  durchaus  erforderliche  Unter- 
stützung ausserhalb  Paris'  zu  erlangen, 
pflanzte  man  das  Banner  der  Commune  auf, 
das  Frankreich  verkündete,  dass  jeder 
I^ndbezirk  und  jede  grössere  Commune 
von  nun  an  das  Recht  haben  sollten,  ihre 
politischen  und  sozialen  Angelegenheiten 
ganz  nach  eigenem  Ermessen  zu  oi-d- 
nen,  während  die  nationalen  Interessen 
durch  einen  Kongress  von  Delegierten  dieser 
einzelnen  Communeu  gewahrt  werden  sollten. 
Das  war  der  einzige  Rettungsanker,  den  Pa- 
ris in  seiner  Notlage  noch  auszuwerfen 
hatte ;  denn  wollte  man  sich  andei-s  auf  den 
Standpiuikt  der  NationaJ-Souveränität  stellen, 
wie  es  die  Demokratie  alten  Schlages  ge- 
wollt hatte,  so  hiess  das,  sich  der  Regierung 
und  den  »Krautjunkern«  auf  Gnade  und 
Ungnade  ei-geben,  die  doch  auf  Grund  des 
allgemeinen  Stimmrechts  erwählt  worden 
waren.  War  mithin  diese  Verkündigimg  der 
Commune  für  Paris  eine  Notwendigkeit  ge- 
worden, so  hatten  sich  andererseits  manche 
der  massgebenden  Persönlichkeiten  daselbst 
und  vor  allem  die  breite  Masse  in  der  That 
mit  Leib  und  Seele  der  Idee  der  Commune 
(Tgeben.  Durch  sie,  —  hiess  es  —  solle 
in  Franki-eich  die  Einheit  des  Bienenstocks 
statt  der  der  Kaserne  hergestellt  werden. 
Niu-  eine  >communalistische«  Verfassung  — 
wie  man  sie  nannte  —  könne  Frankreich  in 
dieser  Stunde  der  jammervollsten  nationalen 
Schwäche  wieder  Ki-aft  verleihen  und,  gleich- 


wie ein  aus  dem  Schiffbruch  geretteter  Kom- 
pass,  den  We^  zum  Heile  zeigen. 

Da  aber  die  Ideeen  und  Ideale  des  da- 
maligen Paris  diu'chaus  nicht  die  von  ganz 
Frankreich  waren,  so  blieb  die  erhoffte  und 
erfonlerliche    allseitige    Anerkennung     des 
communalistischen    Princips  aus,   und   nur 
mit  den  Waffen  in  der  Hand  konnte  daher 
Paris    seine     communalistische   Verfassung 
retten.   So  war  der  Bürgerkrieg  unvermeid- 
lich,  da  weder  die  Hauptstadt  nachgeben 
wollte  noch  das  Land.  Musste  die  Ungleich- 
heit   der    Kampfmittel    den    schliesslichen 
Sieg    der    nationalen    Regierung    erwarten 
lassen,  so  war  ihr  dieser  um  so  eher  ge- 
sichert, als  es  in  Paris  an  jeder  einsichts- 
vollen    und      zweckmässigen     Oberleitimg 
mangelte.      Denn    das    Central  komitee,    in 
dessen  Händen    jetzt   die   erste   Stadt   der 
civilisierton  Welt  war,  bestand  fast  duivli- 
wog  aus  jungen,  ebenso  unbekannten  \s'ie 
thatsäclilich  unbedeutenden  Leuten,  die  den 
furchtbaren  Ernst  der  Situation  gar  nicht 
begriffen,  geschweige  denn  der  so  ülx^raus 
verantwortungsvollen  und  schwierigen  Auf- 
gabe gewachsen  waren.    Es  hatte  den  Kampf 
bis  aufs  Messer  gegen  die  Regierung  bereit- 
willig  angenommen,    traf   aber    überliaupt 
keine  oder  meist  nur  verkehrte  Massregeln, 
um  ihn  erfolgreich  durchzuführen.    Anstatt 
den  einzigen  Weg  zu  beschreiten,  auf  dem 
ein  Sieg  bei  der  Lage  der  Dinge  überhani)t 
noch    hätte    möglich    ei-scheinen    können: 
nämlich    die    augenblicklich    völlig    imzu- 
reichenden    feindlichen    Streitkräfte     unter 
Vinov  über  den  Haufen  zu  werfen  und  in 
kühnem   und  thatkräftigem  Verstösse  über 
Versailles    eine   Verbindung    mit    den    In- 
dustriecentren der  südlichen  Previnzen  her- 
zustellen,   wo    Gesinnungsgenossen    bereits 
vorhanden  waren  oder  durch  einen  solchen 
Erfolg  sofort  in   Masse   gewonnen   worden 
wären,  —  anstatt  also  irgendwie   planvoll 
und   energisch   vorzugehen,    '^^•u^den   nicht 
einmal  die  einfachsten  strategischen  Mass- 
nalimen  getroffen.    Schon  die  Besetzung  der 
höchsten  militärischen  Stellen  kennzeichnete 
den   Geist  imd    die  Einsicht   des  Central- 
komitees  genügend.    Zum  Oberp:eneral  der 
Nationalgai'de  ernannte  es  Lu liier,  einen 
ehemaligen   —   Marineleutnant,   der  am 
Säufen\'ahnsinn  litt.    »Er  war«  —  sagt  selbst 
der  Communanl  Lissagaray  —  »ein  gnmd- 
verrückter  Mensch,   mit   einem  Anstrich 
von  militärischer  Bildung,  der  freilich,  wenn 
ihm  gerade  der  Alkohol  nicht  das  Hirn  ver- 
sengte, lichte  Momente  hatte,  in  denen  er 
wirklich  entzücken  konnte«^.    Kommandant 
von    Paiis    wurde    Bergeret,    ein    früherer 
Schriftsetzer,  der  wie  ein  Oi)erettengeneral 
all    seine   Thatkraft    in    bramarbasierenden 
]>omphaften  Tagesbefehlen  erschöpfte. 

Bei  dieser  Art  militärischer  »Führung* 
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ist  es  nicht  verwunderlich,  wenn  von  den 
>Fodenerten«  nicht  einmal  das  eingeheimst 
vnrde,  wobei  man  nur  zuzugreifen  brauchte. 
4S0  vergass  man  einfach,  das  wichtigste 
aller  Pariser  Forts,  den  uneinnehmbaren 
MoDt  Yalerien,  den  Tlders  in  der  ersten 
Bestürzmig  ganz  unverantwortlicher  und 
handgreiflich  widersinniger  Weise  hatte 
räumen  lassen,  zu  besetzen;  und  als  man 
sich  endlich  dessen  in  Paris  erinnerte,  war 
es  zu  spät,  da  inz^ÄTSchen  Yinoys  Trupi)eu 
dort  schon  wieder  eingeiniokt  waren.  So 
war  jeder  offensive  militärische  Erfolg  der 
Conmmne  von  vornherein  unmöglich  ge- 
macht. 

Auf  politischem  Gebiete  konnte  das 
Centralkomitee,    das    zur    Zeit    auch    die 
höchste  bürgerliche   Gewalt   repräsentierte, 
eine    ähnlich     verhängnisvolle     Thätigkeit 
nicht   entfalten.     Bei    der   Besetzung    der 
wichtigsten    Aemter    mussten    neben    den 
Eomiteemitgliedem  auch  die  anerkannten  und 
einflussreiehen  revolutionären  und  sozialis- 
tischen Agitatoren  Berücksichtigung  finden. 
Da  naan  die  zur  Verwaltung  und  Sold- 
zahlnng  nötigen  Gelder  zunächst  noch  nicht 
durch  Beschufagnahme  der  Regienmgskassen 
zu  beschaffen  wagte,  so  wandte  man  sich 
um  ein  Darlehen  von  1   Million  Francs  an 
die  Ban<|ne  de  France.    R  o  u  1  a  n  d ,  ihr  bo- 
Dapartistisch  gesinnter  Gouverneur,  —  der 
bei  dem  wirren  revolutionären  Hexentanze 
eine  gewisse  diabolische  Freude  empfinden 
mochte  —  gewälirte  die  Million  ohne  Zau- 
dern, indem  er  dabei  freundlich  bemerkte: 
die  Bank  habe  noch  jederzeit  nach  einem 
Regierungswechsel   der    neuen    Macht    zu 
Hilfe  kommen  m'üssen  und  daher  auch  die 
Anforderung  des  Centi-alkomitees  erwartet  I 
Das  Centralkomitee  war  nur  ein  Provi- 
sorium.   Um  der  neuen  Staatsform  die  er- 
forderliche  legale  Vertretung   zu   schaffen, 
mussten  Wahlen  für  den  Gemeinderat  aus- 
gesehrieben werden,  die  am  26.  März  statt- 
fanden.   Das  Resultat  war:   160000  Stim- 
men für   die  Commune,   60000   dagegen; 
es  wurden  damit  71   »Conununalisten'   und 
21  G^ner   aDer  Schattierungen   deputiert. 
Da   letztere    ihr    ^landat    von    vornherein 
nicht  antraten  oder  bald  niederlegten   und 
da  auch  einige  Doppelwahlen  stattgefimden 
hatten,    so    erfolgten   Nachwahlen   (am   24. 
April).     Bei  diesen  wurden  ausschliesslich 
Cummunalisten  in  das  Stadthaus  entsandt, 
soweit    bei    der    geringen    Wahlbeteiligung 
überhaupt   die  vorschriftsmässige  Stimmen- 
zahi    zusammengebracht     werden     konnte. 
Von  den  78  Mitgliedern,  die  schliesslich  im 
Rate  der  Commune  sassen,  waren:  19  Mit- 
glieder  der    »Internationalen    Arbeiterasso- 
ciation«^),  die  übrigen  waren  teils  jakobi- 


nisch-revolutionär gesinnt,  teils  Sozialisten 
der  verschiedenen  Sekten,  besonders  Blau- 
nuisten.  Blan(|ui  selber  hatte  zwar  eben- 
uills  ein  Mandat  bekommen,  war  aber  be- 
nnts  am  17.  März  in  der  Provinz  wegen 
eines  fi'üheren  Putschversuches  in  Haft  ge- 
nommen worden. 

In  den  Händen  dieser  neuen  Vertretung 
lag  von  nun  an  die  Regierung  von  Paris ; 
doch  fühlte  sich  das  frühere  Centralkomitee, 
nachdem  es  einmal  den  Reiz  der  Macht  ge- 
kostet hatte,  nicht  zum  Verzicht  auf  jeden 
Einfluss,  d.  h.  zur  Auflösung,  wie  es  sie 
frilher  ausdrücklich  ver8i>rochen  hatte,  ver- 
anlasst, sondern  etablierte  eine  Art  Neben - 
regierung.  >Da«  Centralkomitee ^  —  so  for- 
mulierte sein  Sprecher  die  An-  und  Absicht 
dessell)en  vor  dem  Rate  —  >  bleibt  das 
Bindeglied  zwischen  dem  Rate  imd  der 
Nationalgarde,  dem  Arme  der  Revolution. 
Wir  werden  wieder,  was  ^vir  gewesen,  der 
grosse  Familienrat  der  Nationsdgarde.  Die 
Commune  ist  unsere  Tochter,  wir  müssen 
sie  vor  Felütritten  bewahren, <- 

Der  Rat  der  Commune  stand  an  Intelli- 
genz unzweifelhaft  hoch  über  dem  Central- 
komitee: aber  auch  er  zeigte  sich  dem 
Ernste  der  allerdings  recht  schwierigen  Si- 
tuation bei  weitem  nicht  gewachsen.  Fast 
alle  diese  Leute  hatten  eben  —  abgesohen 
von  ihrem  bürgerlichen  Gewerbe  —  bislier 
nur  als  Agitatoren  gewirkt  und  sonst  keine 
Gelegenheit  geliabt,  sich  staatsmäunisch  zu 
bethätigen. 

Von  namliafteu  revolutionären  VoU^ranen, 
die  ihrer  Vergangenheit  gemäss  auch  gros- 
sen Einfluss  hatten,  sassen  im  Rate:  De- 
lescluze  und  Felix  Pyat.  Deleseluze, 
streng  jakobinisch  gesinnt,  schon  seit  den 
40  er  Jahren  im  Interesse  der  radikalen 
Sache  thätig,  düster  und  verschlossen  — 
eine  Art  »Verrina^ -Charakter  —  hätte  das 
Haupt  des  communalen  Organismus  sein 
können,  wenn  er  nicht,  durch  langwierige 
Haft  und  nachfolgende  Depoi-tation  unter 
dem  Kaiserreiche  körperlich  gänzlich  ge- 
brochen, damals  bereits  ziun  Schatten  seines 
früheren  Ich  zusammengeschrumpft  gewesen 
wäre.  Der  andere,  Pyat  —  ebenfalls  von 
den  40  er  Jahren  her  schon  bekannt,  —  als 
Litterat  von  grossen  Fälligkeiten,  sonst  aber 
ein  ganz  konfuser  sozialrevolutionärer  Theo- 
retiker, fülu-te  sich  jetzt,  zur  |)olitischen 
Praxis  berufen,  wie  ein  ^larktschreior  mit 
der  Schellenkappe  auf.  Er  schmähte  bnite, 
was  er  tags  zuvor  laut  angepriesen  liatte. 


tion  ursprünglich  in  keiner  Weise  begünstigt 
hatte,  schloss  sich  ihr  nunmehr  grösstenteils 
an  und  lieferte  mehrere  ihrer  eiusichtiffsten 
Führer.  Per  Rest  —  darunter  ihre  Begründer  — 

machte  dagegen    die  revolutionäre   Bewegung 

')  Die  Internationale,  welche  die  Insurrek- 1  nicht  mit. 
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nnd  war  dabei  von  einer  Eitelkeit  ohne 
Grenzen:  nach  Schilderung  seiner  eigenen 
Genossen  ein  galliger  Skei)tiker  und  zu- 
gleich bereit,  das  Meer  zu  j)eitschen,  nur 
damit  von  ihm  gesprochen  würde.  So  ist 
die  grosse  Rolle,  die  dieser  Mensch  spielte, 
der  noch  dazu  bei  jeder  Gelegenheit  die 
niedrigste  Feigheit  an  den  Tag  legte,  nur 
durch  seine  eminenten  publizistischen  und 
deklamatorischen  Talente  erklärlich. 

Die  19  > Internationalen«  —  deren  be- 
deutendste Varlin,  Frankel,  Vaillant 
und  Malon  gewesen  sind  —  machen  von 
allen  im  Rate  vertretenen  Fraktionen  den 
weitaus  günstigsten  Eindnick.  Sie  ver- 
standen am  meisten  von  der  sozialen  Fi-age, 
benahmen  sich  am  massvollsten,  waren  — 
mit  ein  i)aar  Ausnahmen  —  allen  Roheiten 
und  Grausamkeiten  abhold  und  lieferten 
mehrere  der  tüchtigsten  Verwaltungsbeam- 
ten der  Commime.  —  Die  r>Blanquisten^<  — 
damals  die  extremste  Sozialrevolutionäre 
Sekte  —  hatten  ebenfalls  gegen  20  der  Ihren 
in  das  Stadthaus  gebracht :  sie  lieferten,  ge- 
treu ihrer  Lehre,  das  brutalste  Element, 
das  vor  keiner  Gewaltthat  zurückschreckte. 
Namhaft  zu  machen  aus  dieser  Gruppe 
wäre  nur  Endes.  —  Daneben  aber  hatten 
noch  die  Pariser  Klubs,  welche  revolutio- 
näre Politik  auf  eigene  Faust  trieben,  die 
demonstrativsten  ilurer  Redner  durch  Man- 
date ausgezeichnet.  Manche  von  diesen 
waren  geistreiche  Köpfe  und  wahrhaft 
ideal  gesinnt,  wenn  auch  in  verfehlter 
Schwärmerei;  so  Courbet,  der  geniale 
Maler,  Flourens  und  Yermorel,  zwei 
tüchtige  Gelehrte,  selbst  Vallos,  der 
espritvolle  Clironiqueur  der  Boidevard- 
presse.  Meist  aber  wai*en  dies  •■ —  wie 
selbst  Communai-ds  zugeben,  die  heute  noch 
ihren  alten  Idealen  ti'eu  geblieben  sind  — 
Männer  mit  unverschämtester  Strassenbered- 
samkeit,  ohne  Verständnis  der  Menschen, 
der  Din^e  und  der  Geschichte.  Die  Masse 
dieser  Xlubredner,  deren  namhafteste  Per- 
sönlichkeiten Raoul  Rigault  und  Ferr6 
waren,  bestand  eben  hauptsächlich  aus 
fruits  secs  des  cpiartier  latin,  aus  bourgeois 
dödasses  und  catilinarischen  Existenzen 
und  stellte  in  manchen  Stücken  eine  Art 
politischer  Boheme  dar,  wenn  au(;h  inmier- 
hin  die  meisten  von  ihnen  nicht  von  nie- 
drig eigennützigen  Motiven  geleitet  waren. 
Daneben  aber  gab  es  auch  thatsächlich  im 
Rate  der  Commune  ganz  und  gar  verwor- 
fene Gesellen,  die  —  ohne  Uebertreibung 
—  vom  Zuchthause  und  vom  Bordell  aus- 
ges[)ieen  worden  waren.  —  Bestand  dem- 
nach der  Gemeinderat  —  yrie  schon  diese 
kurze  Cliarakteristik  zeigt  —  aus  bunt  zu- 
sammengewüi-felten  Elementen,  so  ist  es 
durchaus  nicht  verwunderlich,  wenn  das 
Verhalten  desselben  in  Regierung,   Verwal- 


timg und  Verteidigimg  von  Paris  —  selbst 
nach  dem  Urteile  von  Communards  —  von 
ebenso  unverzeililicher  wie  unglaublicher 
Zerfahrenheit  zeugte,  wenn  der  Rat  heute 
Vollmachten  erteilte,  um  sie  morgen  -w-ieder 
zuriickzuziehen,  sich  bald  in  die  kleinsten 
dienstlichen  Einzelheiten  mischte,  bald  die 
Hau|)tsachen  liegen  liess.  Zudem  machte 
sich  im  Rate  selbst  —  wie  die  von  com- 
munalistischer  Seite  selbst  gegebenen  Dai*- 
stellungen  zugestehen  —  noch  ein  uner- 
trägliches Kliuuenwesen  geltend.  Es  gab 
eine  Anzalil  Coterieen,  die  niu*  nach  rein 
pereönlichen  Symi^athieen  und  Antipathieeii 
sich  gebildet  hatten.  Wer  zu  einer  be- 
stimmten Gruppe  gehörte,  wurde  unter  allen 
Umständen,  auch  trotz  seiner  Fehler,  ge- 
stützt. Um  einen  höheren  Posten  in  der 
Commune  zu  erlangen,  musste  man  zu  die- 
ser oder  jener  Kli(|ue  gehören.  Die  tüch- 
tigsten, fähi^ten  und  selbst  eq^robtesten 
Leute,  die  ihre  Dienste  anboten,  wunlen 
von  vielen  Ratsmitgliedem,  auch  solchen, 
die  sonst  mit  Hingebung  der  Sache  dien- 
ten, von  oben  herab  behandelt  und  abge- 
wiesen. So  waren  die  Männer,  welclie  die 
auf  ihnen  lastende  ungeheure  Verantwoi-t- 
lichkeit  zu  begreifen  schienen,  gar  dünn 
gesäet,  und  man  sali  im  Rate  wenig  von 
jenem  Ernst  und  Eifer,  wie  er  Kämpfern 
zukommt,  die  nur  die  Wahl  haben,  zu  sie- 
gen oder  zu  sterben.  Die  natürliche  Folge 
davon  war,  dass,  da  die  einen  nicht  zu  be- 
fehlen und  die  anderen  nicht  zu  gehorchen 
voi*standen,  die  Unzulänglichkeit  des  Perso- 
nals und  der  Geister  von  Tag  zu  Tag  sich 
deutlicher  offenbarte. 

Ganz  besondei*s  litt  unter  der  allgemei- 
nen Verwirrung  das  im  Augenblicke  wich- 
tigste Fach,  das  Kriegs  departement,  dessen 
Leitung  nur  durch  die  Woi-te:  Ordre,  con- 
treordre,  d^sordre  charakterisiert  werden 
kann.  ^>Es  glich <s  —  wehklagte  ein  Coni- 
munard  —  »einem  Konzert  ohne  Kapell- 
meister, wo  jeder  Musikant  spielte,  was  iliiu 
einfiel,  indem  er  seine  Paiütur  mit  der  des 
Nachbars  vermengte.«  Eine  wirkliche  Ober- 
leitung war  nicht  da.  Wer  gegen  den 
Feind  Verstösse  machen  w^oUte,  machte  sie ; 
wer  Kanonen  oder  Verstärkungen  brauchte, 
holte  sie,  wo  er  sie  fand,  auf  dem  oder 
jenem  Platze,  auf  dem  Rathause,  beim  Cen- 
tralkomitee  oder  beim  Generalissimus.  Als 
solcher  hatte,  wie  erwähnt,  in  den  ersten 
Tagen  der  Commune  Lu liier  fungiert; 
nachdem  man  aber  seine  gänzliche  Un- 
brauchbarkeit  erkannt  hatte,  wuixle,  nach 
kurzem  Inten*egnum,  Cluseret  sein  Nach- 
folger, —  ein  moderner  Condottiere,  ur- 
sprünglich französischer  Offizier,  dann  im 
Gefolge  Garibaldis  während  seines  sicili- 
schen  Feldzuges,  später  —  im  Secessions- 
kriege    —    amerikanischer    Brigadegeneral, 
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seitdem  Abenteurer  in  aller  Herren  Län- 
dern. Er  kümmerte  sich  während  seines 
Kommandos  —  nach  der  Angabe  der  Com- 
munards  —  wenig  um  den  eigentlichen 
Gang  der  Dinge :  er  la^  auf  seinem  Kana- 
pee, brütete  Befehle  und  Cirkulare  aus,  die 
bald  melancholisch,  bald  docierend  lauteten, 
und  hob  keinen  Finger  auf,  um  ihre  Aus- 
führmig  zu  überwachen.  Kommandant  von 
Paris  wurde  D  o  m  b  r  o  w  s  k  v ,  ein  Pole, 
der  miter  Garibaldi  während  des  Vogesen- 
krieges  als  GeneiaLstabsoffizier  gedient 
hatte,  —  allem  Anscheine  nach  der  fähigste 
unter  den  leitenden  Müitärs  der  Commune. 
Inzwischen  hatte  der  blutige  Tanz 
zwischen  Paris  und  Versailles  bereits  seinen 
Anfang  genommen,  nachdem  einige  Ver- 
mittelungsversuche  ergebnislos  verlaufen 
waren.  Am  2.  April  war  es  ein  kleines 
Gefecht ;  aber  es  zeigte,  mit  welch  fürchter- 
licher und  erbarmungsloser  Strenge  die  Re- 
giemngstruppen  gegen  die  Commxmards 
vorzugehen  entschlossen  waren ;  denn  5  >  Fö- 
derierte-, die  dabei  in  die  Hände  der  Yer- 
sailler  fielen,  wurden  sofort  von  den  Soldaten 
erschossen:  ein  grässliches  Omen  füi*  das 
Schicksal  der  Communards. 

Am  nächsten  Tage  machten  die  Föde- 
rierten unter  den  »Generalen«  Endes, 
Flourens  und  Duval  einen  Ausfall,  der 
aber  —  planlos  wie  er  unternommen  wurde 
—  unglücklich  enden  musste.  Und  wieder 
nahmen  die  Soldaten  unter  den  gefcmgenen 
Föderierten  FüsiUaden  vor.  Die  Erbitterung 
über  diese  feige  Grausamkeit  musste  in 
Paris  durch  die  erhttene  Niederlage  gestei- 
gert werden:  wenn  die  Yersailler  —  hiess 
es  hier  —  den  Krieg  als  Wilde  führten,  so 
wollte  man  Auge  um  Auge,  Zahn  um  Zahn 
fordern.  Es  wurde  daher  vom  Rate  das 
Dekret  über  die  »Geiseln«  erlassen :  jeder, 
der  des  Einverständnisses  mit  Versailles  be- 
zichtigt wurde,  sollte  binnen  48  Stunden  ge- 
richtet und,  wenn  schuldig  befunden,  als 
Geisel  zurückbehalten  werden.  Die  Hin- 
richtung eines  Föderierten  durch  die  Ver- 
saiUer  sollte  von  Paris  durch  die  Hinrichtung 
von  Geiseln  beantwortet  werden. 

Die  Yersailler  sammelten  inzwischen 
immer  mehr  Truppen  —  da  Deutschland 
ihnen  auf  Verlangen  die  Kriegsgefangenen 
schnell  zuschickte  — ,  gingen  dann  ener- 
gischer vor  und  begannen  die  Belagerung 
der  in  den  Händen  der  Föderierten  be- 
findlichen Forts ;  —  die  Nord-  und  Ostforts 
waren  nämlich^  weil  in  deutschen  Händen, 
oeotral.  —  Die  Föderierten,  die  im  Feuer 
waren,  schlugen  sich  meist  ausgezeichnet. 
Die  Idee  der  Commune,  zu  einem  unerschüt- 
terlichen Glaubensbekenntnis  geworden,  hatte 
gewisse  Kreise  des  Volks  geradezu  fanati- 
{^ert:  man  war  hier  der  festen  üeberzeugimg, 
dass  die  Commune,  wenn  sie  niu*  erst  frei 


fimktionieren  könnte,  die  einzig  wahre  poli- 
tische und  soziale  Organisation  sei,  die  alle 
Leiden  der  unteren  Klassen  beseitige,  alle 
Verheissungon  erfülle,  die  kühnsten  Hoff- 
nungen in  Wirklichkeit  verwandle  und 
ewiges  Glück  über  alle  ausgiesse.  Und  so 
glaubten  viele,  jetzt  für  alle  ihre  Ideale,  ffu* 
ihr  und  der  Sienschheit  ganzes  Glück  zu 
kämpfen,  und  sie  fochten  danim  mit  walm»m 
I/)wenmute.  Aber  trotz  all  dieser  Hinge- 
bung musste  die  Commune  —  zumal  unter 
so  unfälliger  Leitimg  —  der  ungeheiu^n 
Uebermacht  bald  erliegen. 

4.  Die  VerwaltuB^  der  Commane. 
Ihre  sozialpolitischen  Massrej^eln.  Der 
Rat  der  Commune  funktionierte  zugleich  als 
deren  gesetzgebende  Körperschaft  und  als 
ihre  Regierung.  Für  die  Zwecke  der  letz- 
teren teilte  er  sich  in  10  Kommissionen: 
die  Exekutivkommission,  welche  die  Ober- 
leitung hatte  und  aus  sieben  Mitgliedern, 
danmter  Pyat,  Endes  und  Vaillant, 
bestand;  ferner  die  Kommissionen  für  Mili- 
tär-, Finanz-,  Justiz-,  öffentliches  Sicherheits- 
wesen, für  Beschaffung  von  Lebensmitteln, 
für  öffentliche  Dienstzweige,  Vnterricht,  aus- 
wäi-tige  Beziehungen  und  endlich  für  Arbeit 
und  Austausch  (»6change«).  Die  Mitglieder 
der  zidetzt  genannten  Kommission  waren: 
Frankel,  Malon,  Theiss,  Avrial  und^ 
Gerard  in  —  sämtlich  Arbeiter  und  Inter-* 
nationale.  —  Die  specifisch  städtische 
Verwaltung  sollte  in  jedem  Arrondissement 
von  den  hier  gewählten  Mitglieilern  des 
Rates  geführt  werden.  —  Das  Gehalt,  das 
alle  diese  Beamten  der  Commune  bezogen, 
durfte  6000  Francs  nicht  übersteigen,  war 
aber  thatsächlich  meist  viel  geringer.  Ueber- 
haupt  verdient  bemerkt  zu  w^erden,  dass  die 
über  jeden  Zweifel  erhabene  Ehrenhaftigkeit 
der  Commune-Regienmg  in  allem,  was  den 
Geldpunkt  anlangt,  sich  geradezu  glänzend 
von  der  ungeheueren  Komiption  abhebt,  die 
das  charakteristische  3Ierkmal  der  letzten 
Regierungen  Frankreichs  gewesen  war. 

In  sozialer  Beziehung  konnte  es  während 
der  geringen  Dauer  dieser  Regienmg,  die 
noch  dazu  gleichzeitig  den  Kam})!  auf  Tod 
und  Leben  unter  den  ungünstigsten  Chancen 
zu  bestehen  hatte,  natürlich  nicht  zu  tief 
eingreifenden  soziaLreformatorischen  Ge- 
setzen kommen.  Es  konnte  nur  von  einigen 
Ansätzen  die  Rede  sein.  Zvmächst  mussten 
die  beiden  Fragen  der  Mieten  und  der  Ver- 
fallzeit der  Wechsel  in  einem  den  haupt- 
städtischen Kleinbtirgern  und  Arbeitern  ge- 
nehmen Sinne  geregelt  werden.  Hier  wunle 
der  allgemeine  Nachlass  der  Mieten  vom 
Oktober  1870  bis  Juh  1871  sowie  die  Ver- 
schiebung der  Verfalltermino  der  Wechsel 
dekretiert;  ferner  wmxle  die  Suspension  des 
Verkaufes  der  beim  Leihhause  verpfändeten 
Gegenstände  vei-ff^gt.    Si>äter  kamen    dann 
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noch,  hauptsäclilich  auf  Betreiben  Fraakels, 
eine  Anzahl  specieller  Arbeitsgesetze  hinzu, 
so  das  Verbot  der  Lohnabzüge,  das  Verbot 
der  Nachtarbeit  der  Bäckergesellen,  die 
principielle  Bevorzugimg  der  Arbeiterassocia- 
tionen  vor  privaten  Unternehmern  bei  allen 
gewerblichen  Lieferungen  filr  die  Stadt  und 
die  Bestimmung  eines  Minimallohnes  bei 
aUen  Submissionen.  Von  principieller  Be- 
deutung war  ein  Deki-et  vom  16.  April,  dem 
zufolge  die  von  ihren  Besitzern  verlassenen 
Etablissements  gegen  Entschädigung  an 
Produktivgenossenschaften  der  Arbeiter  ab- 
getreten werden  sollten:  doch  konnte  man 
natürlich  während  des  Bombardements  dmxjh 
die  Versailler  nicht  an  die  thatkräftige 
Durchführung  dieses  Beschlusses  gehen.  — 
Noch  ein  anderes  Dekret  der  Commune 
hätte  —  w^enn  realisiert  —  von  w^eittragen- 
der  Bedeutung  sein  müssen,  nämlich  jenes, 
das  die  Rechte  der  unehelichen  Kinder  denen 
der  ehelichen  gleichstellte.  Eine  Massregel, 
die  schon  die  Principien  einer  neuen  Gre- 
seUschaft  signalisierte. 

AVas  für  Absichten  der  Bat  hinsicht- 
lich der  zukünftigen  sozialen  Organisation 
der  Commune  hatte,  lässt  sich  nicht  fest- 
stellen; die  einzige  Kundgebung,  die  hier 
in  Beüticht  kommen  kann,  die  »Erklärung 
ans  französische  Volk«  vom  19.  April  (das 
sog.  Testament  der  Commune)  enthält  niu* 
allgemeine  Redewendungen,  die  an  die 
Schlagworte  Proudhons  anklingen.  Und  es 
war  auch  ganz  unmöglich,  jetzt  ein  soziales 
Programm  aufzustellen,  da  im  Rate  drei 
grundverschiedene  sozialpolitische  Strömun- 
gen —  der  Proudhonismus,  der  (blanquis- 
tische)  Communismus  und  der  Jakobinismus 

—  sich  gleichmässig  begegneten,  da  ferner 
auch  die  Kleinbürger,  die  Schulter  an  Schul- 
ter mit  den  Proletariern  als  »Föderierte« 
kämpften,  nicht  voi*  den  Kopf  gestossen 
werden  durften.  — 

Den  Verwundeten  sowie  den  Witwen, 
Eltern  und  Kindern  der  im  Kampfe  gefalle- 
nen »Föderierten«  wurde  eine  jährliche 
Rente  ausgesetzt.  Eine  Massregel,  die  den 
Kämpfern  das  Herz  leicht  machen  sollte, 
aber  eine  siegreiche  Commune  voraus- 
setzte. In  der  That  erhielten  die  ziun  Be- 
züge von  Renten  Berechtigten  nicht  mehr 
als  je  50  Francs.  —  Zugleich  sorgte  die 
Commune  für  die  in  der  Stadt  befindlichen, 
zur  Gegenpartei  gehörigen  Opfer  des  Krie- 
ges. »Die  Commune«  —  sagte  eine  ihrer 
Kommissionen   mit   echt  französischer  Pose 

—  »hat  92  Frauen  unserer  Mörder  mit  Brot 
versehen.  Für  die  AVitwen  giebt  es  keine 
feindlichen  Fahnen.  Die  Republik  hat  Brot 
für  alles  Elend  und  Küsse  für  alle  Waisen.« — 

Wie  OS  beim  Kriegsdepartement  her- 
ging, wissen  wir  bereits.  Soweit  der  Rat 
dasselbe  zu  untei-stützen  hatte,  wui-de  herz- 


lich wenig  geleistet.  Er  dekretierte  den 
obligatorischen  Dienst  und  die  Entwaffnung 
der  Widersetzlichen,  aber  die  ohne  Polizei 
rein  ins  Blaue  hinein  angestellten  Unter- 
suchungen ergaben  weder  einen  Mann  noch 
hundert  Grewehre  mehr.  Das  Sicherheitsdepar- 
tement —  wir  folgen  bei  der  Charakteristik 
der  Verwaltung  der  Commune  den  sicher- 
lich nicht  schwarzfärberischen  communa- 
listischen  Berichten  —  funktionierte  eben- 
falls von  Anfang  an  so  schlecht  wie  niu* 
irgend  möglich.  Anstatt  jeden  Winkel  zu 
beleuchten,  gab  es  nur  einen  Lrlichtschein 
von  sich.  Die  Polizei  —  dei-en  Leitung  in 
den  Händen  Raoul  Rigaults  lag  —  ent- 
deckte niemals  etwas;  bald  sah  man  förm- 
lich die  Mäuse  um  die  Polizeipräfektur 
tanzen :  die  anticommunalistischen  Zeitungen, 
welche  man  am  Morgen  aufgehoben  hatte, 
wurden  abends  in  den  Strassen  ausgerufen, 
Verschwörer  unterwühlten  alle  Einrichtun- 
gen, ohne  dass  Rigault  und  die  Seinen 
das  geringste  merkten.  — 

Interessant  ist  die  Gesclüchte  der  Rin- 
que  de  France  unter  der  Commune.  Die 
Bank  wuixle,  da  ihr  Gouverneur  am  23.  März 
entflohen  wai*,  von  dem  Üntergouvenieur 
de  Ploeuc  geleitet.  In  den  Kellern  der 
Bank  lagen  in  bar,  Staatspapieren,  Effekten, 
Depositen  etc.  gegen  3  Milliarden  Francs. 
Der  Rat,  der  durch  Besclüagnahme  dieser 
Sunune  seinen  Gegnern  einen  gei-adezu  un- 
geheueren Schaden  hätte  zufügen  können, 
liatte  keine  Ahnung  von.  den  Unsummen, 
die  hier  lagerten ;  er  schickte  atls  Delegierten 
zur  Wahrnehmung  seiner  Interessen  Bes- 
lay  hin,  einen  alten  gutmütigen  Ingenieur, 
der  sich  auf  sein  Verständnis  des  Geld- 
wesens viel  zu  gute  that.  Ploeuc,  der 
seinen  Mann  bald  durclischaute,  legte  üim 
falsche  Etatsberichte  vor,  die  der  Brave 
gierig  versclüang.  Aber  selbst  die  Bestände, 
die  Beslay  hier  untergebracht  wusste, 
wagte  er  nur  vorsichtig  anzugreifen,  weit 
ihn  Ploeuc  pathetisch  beschworen  liatte, 
das  Vermögen  der  Bank  möglichst  wenig 
zu  schmälern,  da  sonst  ganz  Frankreich 
dem  Elend  verfallen  müsste.  Und  Beslay, 
ganz  ergriffen  davon,  wiederholte  vor  der 
Regierung  der  Commune:  »Die  Bank  ist 
das  Vermögen  des  Landes,  —  ohne  sie 
giebt  es  keinen  Handel,  keinen  Wohlstand 
mehr,  —  Sie  dürfen  dieselbe  nicht  verge- 
waltigen.« Und  der  ganze  Rat  miterstützte 
Vater  Beslay.  »Die  Festung  des  Kapi- 
tals« —  bemerkt  der  Communard  Lissa- 
garay,  noch  bei  der  Eiinnerung  daran 
zähneknirschend,  mit  grimmem  Hohne  — 
»zählte  in  Versailles  keine  eifrigeren  Ver- 
teidiger als  im  Stadthaus«.  — 

Manche  andere  Regierungsdepartements 
ersclieinen  immerhin  leidlich  geordnet,  zu- 
mal wenn  man  bedenkt,  unter  welch  enorm 
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schwierigen  Verhältnissen  die  neue  Verw'al- 
timg  funktionieren  musste.  So  z.  B.  das 
Rflanzvesen  der  Commune,  das  von  dem 
Internationalen  Jon r de,  einem  früheren 
Haokbuchhalter,  geleitet  wiurde.  Ihm  hat 
selbeit  einer  der  schärfsten  Gegner  der  Com- 
mune unter  deren  Geschichtschrei bem  nicht 
das  Zeugnis  versagen  können,  dass  er  der 
ehrlichste  und  sauberste  Finanzminister  ge- 
wesen sei,  den  das  Land  seit  den  Tagen 
der  Restauration  gehabt  habe.  Während  er 
in  Millionen  wtlhlte,  begnügte  er  sich  mit 
einem  Gehalte  in  dex  Höhe  desjenigen  eines 
8cfalechtgelohnten  Commis,  seine  Frau  diente 
nach  wie  vor  als  Wäscherin,  sein  Kind  ging 
in  die  Armenschule. 

5.  Das  Ende  der  Commune.  Manche 
Communards  hatten  in  wunderlicher  Ver- 
blendung geglaubt,  dass  die  Provinzen  sich 
ZQ  Gunsten  von  Paiis  erheben  würden  — 
dieselben  Provinzen,  welche  die  glühendsten 
Feinde  der  Hauptstadt  in  die  Kämmer  ge- 
schickt hatten.  Sofern  aber  jene  Hoffnung 
der  Communards  wirklich  noch  begründet  sein 
mochte,  musste  sie  nach  dem  unpolitischen 
Verhalten  des  JRates  gänzlich  zu  Grabe  ge- 
tragen werden.  Er  versäumte  nämlich,  sich 
zur  rechten  Zeit  der  Provinz  anzukündigen. 
22  Tage  lang  zog  sich  die  Beratung  des 
Programms  der  Commune  in  den  Kommis- 
sioaen  des  Bates  hin,  und  als  es  endlich 
erschien,  kam  es  zu  spät  und  bot  überdies 
keine  bestimmten  greifbaren  Forderungen. 
Es  war  zxi  spät:  denn  in  einer  Reihe  von 
Industriestädten  wie  Lyon,  St.  Etienne, 
Marseille,  Toulouse  hatten  thatsächlich  com- 
munalistische  Insiurektionen  stattgefunden ; 
aber  planlos  unternommen,  gar  nicht  unter- 
stützt von  Paris  aus  und  offenbar  auch  von 
der  Bevölkerung  nicht  mit  der  genügenden 
Begeisterung  aufgenommen,  mussten  sie 
rasch  hinsterben.  Danach  konnte  es  niu: 
eine  Frage  der  Zeit  sein,  wann  die  Haupt- 
stadt fallen  musste.  Vor  derselben  stand 
jetzt  ein  Heer  von  130000  Mann  unter  dem 
Oberkommando  'SLac  Mahons.  Die  Belage- 
rung musste  um  so  schnellere  Fortschritte 
machen,  als  gerade  im  Kriegsdepartement 
der  Stadt,  wie  wir  gesehen,  die  grösste 
Verwirrung  herrschte.  An  diesem  Zustande 
^urde  nichts  geändert,  als  Cluseret  des 
Oberbefehls  enthoben  und  durch  seinen 
Generalstabschef  Rössel  ersetzt  wurde. 
Dieser,  ein  früherer  Artillerieoffizier,  hatte 

—  laut  den   communalistischen   Berichten 

—  die  massgebenden  Konmüssionen  des 
Rates  und  des  Centralkomitees  durch  seine 
Kälte,  seine  technische  Redeform,  die  Kürze 
und  Schärfe  seiner  Ausdnicksweise  und 
seine  Grossmannsmiene  entzückt:  und  so 
konnte  jetzt  die  Wahl  nur  auf  den  Mann 
Men,  der  durch  seine  consularische  Hal- 
tung allseitig  imponiert  hatte  und  in  Mode 
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gekommen  war.  Aber  Rössel  rechtfertigte 
während  seiner  Amtsführung  durch  nichts 
dieses  günstige  Vonirteil.  Das  Kriegswesen 
war  unter  ihm  in  keiner  Weise  besser  be- 
stellt als  früher.  Die  Versailler  gewannen 
immer  mehr  Terrain,  so  dass  die  Notwen- 
digkeit eines  unglücklichen  Ausganges  des 
Krieges  den  Föderierten  von  Tag  zu  Tag 
offenbarer  wurde.  Da  mochte  es  wenig 
frommen,  dass  man  an  Stelle  der  ersten 
Exekutivkommission  eine  andere  einrichtete, 
dass  mau  dann  —  in  Erinnerung  an  die 
Traditionen  der  grossen  Revolution  —  einen 
»Wohlfahrtsausschuss«  einsetzte  und,  als 
auch  dieser  sich  anscheinend  nicht  genügend 
bewährte,  ebenfalls  einen  zweiten  schuf, 
dass  man  schliesslich  Rössel,  dessen  Un- 
fähigkeit man  endlich  erkannt  hatte,  ent- 
liess.  Bald  haben  die  Versailler  die  wich- 
tigsten Forts  genommen,  und  am  21.  Mai, 
am  hellen  lichten  Tage,  können  sie  —  von 
einem  Einwohner  der  Stadt  benachrichtigt 
—  eine  gänzlich  unbewachte  Bastei  der 
Pariser  Festung  ersteigen  und  ihren  Ein- 
marsch in  die  Hauptstadt  halten.  Nunmehr 
gilt  es,  die  —  von  den  Föderierten  ver- 
barrikadierten —  Strassen  zu  erobern.  Eine 
furchtbare  Strassenschlacht  entbrennt.  Die 
Föderierten  kämpfen  gegen  die  ungeheuere 
Uebermacht  einen  heldenmütigen  Yerzweif- 
lungskanipf;  sie  fechten  ingrimmig  wie 
Männer,  die  an  Rettung  wie  an  Begnadi- 
gung verzweifeln;  mitunter  auch  geben  sie 
mit  lachendem  Gleichmut  ihr  Lel>en  dahin, 
jenen  nordischen  Recken  gleich,  von  denen 
uns  in  alten  Sagen  erzälilt  wird.  Dieser 
Strassenkrieg  wird  von  beiden  Seiten  mit 
unerhörter  Grausamkeit  geführt.  Die  Ver- 
sailler füsülieren  auf  der  Stelle  alle,  die  sie 
mit  Waffen  in  der  Hand  antreffen :  Männer, 
FiBuen  und  Kinder;  denn  auch  diese 
beiden  Kategorieen  sind  unter  den  Föde- 
rierten veitreten  und  von  manch  einer 
Amazone  der  Commune  werden  Wunder 
der  Tapferkeit  berichtet.  Andererseits  gel)en 
auch  die  Föderierten  keinen  Pardon.  Sie 
haben  den  Befehl,  jedes  Haus,  dass  sie  auf- 

Eiben  müssen,  zu  verbrennen  oder  in  die 
uft  zu  sprengen,  angeblich  um  das  Vor- 
rücken der  Vei-sailler  zu  hindern.  Indes 
ganz  lassen  sich  die  Brände  der  Commu- 
nards aus  Rücksichten  der  Verteidigimg 
nicht  erklären,  sondern  es  war  sicherlich 
daneben  auch  der  glühende  Durst  nach 
Rache,  der  jene  Männer,  in  Voraussicht  des 
eigenen  Unterganges,  antrieb,  den  Feuer- 
brand in  die  Häuser  der  Feinde  zu  selileu- 
dem.  Wenn  diese  Absicht  nicht  voll  er- 
reicht wonlen  ist,  sondern  nur  eine  Reihe 
von  Häusern  und  öffentliclien  Gebäuden  den 
Flammen  hat  überliefert  werden  kein  neu,  so 
liegt  der  Grund  dafür  vornehmlich  in  dem 
schnellen  Vorrücken   der  Versailler;   dann 
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aber  haben  auch  thatsächlich  manche  Föde- 
rierte —  und  ganz  besonders  viele  der  an 
der  Commune  teilnehmenden  Internationa- 
len —  vor  dieser  letzten  Konseq^uenz  zu- 
lückgescheut.  Jetzt  vergreifen  sich  auch 
die  Föderierten,  durch  die  Grausamkeit 
ihrer  Gtegner  bis  zur  Käserei  erhitzt,  an  den 
Geiseln,  die  auf  Grund  des  oben  erwähnten 
Dekrets  in  Haft  genommen  worden  waren: 
ihrer  63,  darunter  der  Erzbischof  von  Paris, 
werden  erschossen  —  ein  ruchloser  Akt, 
wenn  man  bedenkt,  dass  sehr  viele  davon 
friedfertige  Bürger  waren ,  die  der  Com- 
mune in  keiner  Weise  Schwierigkeiten  be- 
reitet hatten.  Der  Rat  der  Commune  darf 
für  diese  ünthat  nicht  verantwortlich  ge- 
macht werden;  er  war  längst  nicht  mehr 
beisammen,  wie  überhaupt  in  diesem  Augen- 
blick jegliche  Leitung  fehlte.  —  Endlich  am 
28.  Mai  war  der  Kampf  zu  Ende:  ganz 
Paris  war  in  den  Händen  der  Regierung  i). 
Die  Ordnung  war  wieder  hergestellt,  wde 
der  Tagesbefehl  Mac  Mahons  verkündete. 
Und  so  konnten  jetzt  die  Kriegsgerichte  ihre 
harte  Thätigkeit  beginnen.  Hier  wurden 
über  13000  Communards  venirteilt,  darun- 
ter 7500  zur  Deportation, 

Und  so  mag  man  nach  diesen  entsetz- 
lichen Massakren  die  »Föderierten«  trotz 
der  schweren  und  blutigen  Verschuldungen, 
die  sie  auf  ihr  Haupt  geladen  und  die  sie 
so  furchtbar  gebüsst  haben ,  dennoch  be- 
dauern, da  sie,  ihrer  subjektiven  üeberzeu- 
gung  nach,  für  das  Wohl  des  Vaterlandes 
zu  streiten  und  zu  leiden  geglaubt  haben. 
Indes  die  Märtyrerglorie,  welche  die  sozial- 
demokratische Legende  um  die  Häupter  der 
Communekämpfer  gewoben  hat,  kann  ihnen 
nicht  zuerkannt  werden;  die  besten  ihrer 
Zeit  haben  anders  geiu"teilt  und  treffender. 
Es  war  Louis  Blanc,  der  aufrichtige, 
kühne  Denker  und  edle  Menschenfreund 
und  dazu  ein  Sozialist  pur  sang,  der  ange- 
sichts der  Pai'iser  Commune  in  die  Worte 


^)  Nach  den  amtlichen  Ermittelungen 
über  die  Begräbnisse  und  die  Ausgrabungen 
der  provisorisch  Eingescharrten  betrug  die  Zahl 
der  Leichen  ungefähr  6ö00.  Nach  den  Angaben 
von  communalistischer  Seite  sind  dagegen 
20000  „Föderierte"  während  der  Strassenkämpfe 
oder  nach  denselben  getötet  worden.  —  Von 
hervorragenden  Communards  fielen  im  Kampfe: 
Flourens,  Vermorel,  Delesciuze  und  Dombrowsky. 
Unter  den  nach  beendetem  Kampfe  von  den 
Truppen  Filsillierten  befanden  sich:  Varlin, 
Milhlre,  Higault  und  früher  schon  Duval.  Zu 
den  standrechtlich  Erschossenen  gehörten: 
Rössel  und  Perre.  Zu  den  Depotierten :  Kochefort 
und  Jourde,  denen  es  jedoch  später  gelang,  aus 
Neu-Caledonien  zu  entweichen.  Beslay,  Malon 
und  Theiss  —  die  ebenfalls  gefangen  genommen 
worden  --  wurden  von  der  Regierung  heimlich 
freigelassen,  weü  sie  während  ihrer  Amtsführung 
ganze  Stadtteile  vor  Zerstörung  bewahrt  hatten. 


ausbrach:  »Was  die  Urheber  des  Aufstan- 
des betrifft,  so  sagen  wir  ihnen,  dass  sie 
hätten  schaudern  sollen  bei  dem  Gedanken, 
die  Geissei  der  fremden  Okkupation  zu  er- 
schweren und  zu  verlängern,  indem  sie  ihr 
noch  die  Geissei  des  Bürgerkrieges  beige- 
sellten.« 

Einsichtige  Führer  der  deutschen  Sozial- 
demokratie urteilen  übrigens  schon  heute  über 
die  Pariser  Commime  objektiver  als  früher. 
Das  beweist  die  folgende  Antwort  Georg 
V.  Vollmars  auf  die  Verherrlichung 
jenes  angeblich  »heroischen  Kampfes«  durch 
Rosa  Luxemburg:  »Es  hat  ja  wenig  Wert, 
bei  historischen  Geschehnissen  hintennach 
zu  klügeln,  was  hätte  gethan  werden  sollen, 
weil  sie  gewöhnlich  mit  elementarer  Ge- 
walt kommen,  —  aber  sclüechter  würden 
die  französischen  Arbeiter  ihrer  Sache  doch 
auch  kaum  gedient  haben,  wenn  sie  damals 
geschlafen  hätten«  (Protokoll  des  sozial- 
demokratischen Parteitages  vom  Jahre  1898). 
Danach  steht  zu  hoffen,  dass  in  nicht  zu 
femer  Zeit  nirgendwo  mehr  die  Apotheose 
der  Communards  gefeiert  werden  wird,  von 
deren  Besten  gesa^  werden  muss,  dass  sie 
sich  kopflos  in  ein  tollkühnes  Unternehmen 
gestürzt  haben.  — 

Litteratur:  L  Das  Hauptwerk  Über  die  sozialen 
Ideeen  und  Bewegungen  unterm  zweiten  Kaiser- 
reich, ohne  deren  genaueste  Berücksichtigung  die 
Parisei'  Commune  nicht  verstanden  werden  kann, 
ist:  Leocis,  Ge^cerkvereine  und  Unternehmer- 
verhfinde  in  Frankreich,  Leipzig  1879.  —  Für 
Verschiedenes  vgl.  auch  Mehring,  Die  Pariser 
Commune  in  den  nPreussischen  Jahrbüchernv. , 
Bd.  4^—45,  Berlin  1879—80.  (Ueber  MehHng 
als  angeblichen  n Historiker n  vgl.  freilich  die  beiden 
kritischen  Aufsätze  Georg  Adlers,  nZur 
Gesch.  der  deutschen  Sozwldemokratien,  in  der 
nZeitschriß  für  Sozialwissenschajtu,  Jahrgang  I, 
August-  u.  Oktoberheft,  Berlin  1898.) 

JI.  Aus  der  fast  unabsehbaren  Litleratur  über 
die  Commune  selber  sind  die  wichtigeren  Schrif- 
ten :  JBecTcerf  Gesch.  der  Pariser  revolutionären 
Commune,  Leipzig  1879.  —  Seslay,  La  veritc 
sur  la  Commune.  —  JBoech,  Kämpfe  der  franzö- 
sischen Armee  gegen  die  Pariser  Commune,  im  4' 
Beiheft  zum  nMililärwochenblatiu,  Berlin  1879.  — 
du  Canvp,  Les  convulsions  de  Paris,  4  vol., 
Paris  1878 — 79.  —  DaubaUf  Le  fand  de  La 
societesous  la  Commune,  Paris  187 S.  —  Der  Bürger- 
krieg in  Frankreich,  Adresse  des  Generalrals  etc. 
(  Verfasser  Karl  Marx),  S.  Aufl.,  Leipzig  1876. 

—  Dikhring,  Kritische  Geschichte  der  National- 
ökonomie, Leipzig  1879.  —  Enquete  parlemen- 
taire  sur  V insurrection  du  18.  mars,  Paris  1S72. 

—  Orünherg^  Art.  nCommunen  im  n  Wörterbuch 
der  Volks7cirtschaft,  Bd.  I,  S.  öSlff.,  Jena  1898.  — 
Journal  officiel  (Redakteur:  Longuet),  Paris  187h 

—  Journal  des  joumaux  de  la  Commune,  i?  t>ol., 
Paris  1871.  —  Lanvfvsou,  La  place  Vendome  et  la 
Jioquette,  12*  idit.,  Paris  187 S.  —  Lieocis  a.  a. 
O.  —  Lissagaray,  Histoire  de  la  Commune, 
BruxeUes  1876.  —  Mehring  a.  a.  O.  -- 
Meet*heimb,  Die  Pariser  Commune,  Berlin  1880. 

—  Mend^s,  Les  7S  journecs  de  la  Commune,  Paris. 
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1871.  —  Mirhachf  In  St.-Denis  1871,  Berlin 
1876.  —  V^sinier,  Hütoire  de  la  Commune, 
London  1871.  —  WiUig,  Die  Commune  ron  Paris, 
ShtiUfart  1872.  Georg  Adler, 


Comte,  Isldore  Marie  Auguste 
Fran^ois  Xavier, 

der  Begnlnder  des  Positivismus,  wurde  am  19. 
I.  1798  rn  Montpellier  g^eboren.  1820—22  ver- 
kehrte er  mit  St.  Simon  und  lieferte  auch  Bei- 
ti^ge  für  den  „Orpanisateur",  1832 — 41  dozierte 
er  an  der  polytechnischen  Schule.  Später  lebte 
Comte  von  einer  ihm  von  seinen  Freunden  und 
Anhängern  ausgesetzten  Rente  und  starb  zu 
Paris  am  5.  IX.  1857. 

Comte  zerlegt  die  Entwickelungsgeschichte 
des  Menschengeschlechts  in  drei  rhasen,  in 
die  theologische,  die  metaphysische  und  posi- 
tive, welche  die  Fortschritte  der  menschlichen 
Vervollkommnungsfähigkeit  und  der  kulturellen 
Selbsterziehung  charakterisieren.  In  der  posi- 
tiven spie^lt  sich  unser  gegenwärtiges  indus- 
trielles Zeitalter,  was  auf  Grund  der  exakten 
Wissenschaften  empirisch  durch  Beobachtung 
und  Experiment  den  Zusammenhang  der  Phä- 
nomene darlegt.  Identifiziert  man  nun  aber 
dieses  industrielle  Zeitalter  mit  derjenigen  so- 
ziologischen Wissenschaftshöhe,  die  zur  natur- 
wissenschaftlichen Erkenntnis  auch  über  das 
Wesen  der  Dinge  der  Vergangenheit  gelangt 
ist,  so  setzt  diese  Erkenntnis  doch  auch  eine 
Bekanntschaft  mit  den  naturwissenschaftlichen 
C4esetzen  der  Geschichte  voraus,  die  indes  weder 
(/omte  bekannt  waren  noch  von  einem  seiner 
Nachfolger  entdeckt  wurden  noch  überhaupt 
entdeckt  werden  können,  da  selbst  die  Begrün- 
dung der  „Gesetzmässigkeit  des  historischen 
Geschehens"  noch  aussteht. 

Der  verdienstvolle  Comtesche  Entwurf  einer 
ansteigenden  Klassifikation  für  die  Hierarchie 
der  W'issenschaften  stellt  die  Soziologie  an 
deren  Spitze,  von  welcher  Biologie,  Chemie, 
Physik  und  Astronomie  zur  Mathematik,  als 
der  am  wenigsten  komplizierten  Wissenschaft, 
hinabführen.  Aus  den  drei  ersten  Teilen  der 
Comteschen  Philosophie  positive  geht  in  ge- 
netischer Folge  der  vierte  Teil,  die  Sozial- 
physik hervor,  während  die  zwei  letzten  Teile 
dazu  bestimmt  sind,  die  weltgeschichtlichen 
Dokumente  zu  dem  positivistischen  Entwicke- 
Inngsgesetze  der  Menschheit  zu  liefern.  Ob 
und  wie  Comte  dies  beim  Mangel  eines  histori- 
schen Gesetzes  gelungen,  mag  aus  dem  oben 
Bemerkten  hervorgehen.  Die  soziologische  Me- 
thode, welche  er  eingehend  im  vierten  Bande 
entwickelt,  wodurch  er  sich  zum  Begründer  der 
neueren  Soziologie  gemacht  hat,  giebt  ihm  u.  a. 
auch  Veranlassung,  die  abstrakte  Behandlung 
wirtschaftlicher  Grnndprincipien  und  die  abso- 
lute Fassung  von  Postulaten  und  Theoremen 
seitens  der  Nationalökonomen  zu  tadein. 

Von  Comtes  Schriften  seien  folgende  hier 
aufgeführt : 

Plan  des  travanx  scientifiques  necessaires 
pour  r^organiser  la  societe,  Paris  (1822);  das- 
selbe, 2.  Aufl.  u.  d.  T. :  Systeme  de  philosophie 
positive,  Paris  1824.  —  Cours  de  philosophie 
positive,  6  Bde..  Paris  (1830—1842) ;  dasselbe, 
4.  Aufl.  Paris  1881.    (Einen  2  bändigen  Auszug 


aus  vorstehendem  Cours  veranstaltete  J.  Rig 
(Paris  1880}  und  eine  2  band.  Verdeutschung 
dieses  Auszugs  v.  Kirchmann,  Heidelberg  18^^.) 
—  Sur  l'esprit  positif,  Paris  1844.  —  Sur  Ten- 
semble  du  positivisme,  Paris  1848.  —  Systeme 
de  politique  positive  ou  traite  de  sociologie  in- 
srituant  la  religion  de  Thumanit^,  4  Bde., 
Paris  1851 — 54;  dasselbe,  neue  Ausgabe,  Paris 
1880 — 83;  dasselbe,  neueste  Ausgabe,  Paris 
1892—95.  —  Comtes  Briefwechsel  mit  J.  Stuart 
Mill  wurde  1877  in  Paris  veröffentlicht. 


Vgl.  über  Comte:  Robinet,  Notice  sur 
Foeuvre  et  sur  la  vie  de  Comte,  Paris  1860. 
—  Littre,  Comte  et  la  philosophie  positive, 
Paris  1863.  —  Derselbe,  Comte  et  Stuart  Mill, 
Paris  1866.  —  J.  Stuart  Mill,  Comte  and  posi- 
tivism,  2.  Aufl.  London  1866;  dasselbe,  deutsch 
von  E.  Gomperz,  Leipzig  1874.  —  Caimes, 
Comte  and  political  economy  (Fortnightly  Re- 
view), London  1870.  —  Mai-Krohn,  Beiträge  zur 
Kenntnis  und  W^ürdigung  der  Soziologie  (Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat,  N.  F.  Bd.  I.  S.  407  ff.  u.  N.  F.  Bd.  III. 
S.  1  ff.  Jena  1880  u.  1881.  —  Gumplowicz,  Grundriss 
der  Soziologie,  Wien  1885.  —  Bishop  of  Car- 
lisle,  Comtes  atheism,  (Nineteenth  Century,  Nr. 
124)  London  1887.  —  Say  et  Chailley,  Diction- 
naire  d'economie  polit.,  Bd.  I,  Paris  1891,  S. 
527.  —  H.  d,  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II.  Jena  1891,  S.  874. 
Gruber,  Auguste  Comte,  sa  vie,  sa  doctrine. 
Traduit  de  Tallemand,  Montdidier  1892.  — 
Watson,  Comte,  Mill,  and  Spencer:  an  outline 
of  philosophy,  Glasgow  1894.  —  Palgrave, 
Dictionarv  of  polit.  economv.  Bd.  I,  London 
1894,  S.  381  ff.  —  W.  H.  Schoff,  A  neglected 
chapter  of  the  life  of  Comte  (Annais  of  the 
American  Academy  of  polit.  and  social  science) 
vol.  VIII.    Nr.  3.    Philadelphia  1896. 

lAppert, 


Comte,  Fran^ois  Louis  Charles, 

geb.  zu  Sainte-Enimie,  Dep.  Lozere,  am  25.  VIII. 
1782,  gest.  zu  Paris  am  13.  IV.  1837.  Nach 
Aufgabe  seiner  juristischen  Laufbahn  wurde  er 

1814  mit  Dunoyer  (s.  d.)  Gründer  der  radikalen 
Zeitung  „Le  Censeur",  welche  insbesondere 
ihrer  antibonrbonistischen  Tendenz  wegen  Ende 

1815  bis  1817  inhibiert  wurde,  wo  sie  als  „Cen- 
seur  Europeen"  wieder  auflebte,  bis  sie  Anfang 
1820  das  Schicksal  aller  anderen  bei  der  Re- 
gierung missliebigen  Blätter  teilte,  welche  in- 
folge des  Attentats  auf  den  Herzog  von  Berry 
unterdrückt  wurden.  Der  Verbüssung  einer  ihm 
wegen  Pressvergehen  zudiktierten  Gefängnis- 
strafe entzog  sich  Comte  durch  die  Flucht  nach 
der  Schweiz,  wo  er  zwischen  1822  und  1823 
Professor  des  Naturrechta  an  der  Akademie 
Lausanne  war,  dann  in  England  lebte  und  nach 
der  Julirevolution  nach  Frankreich  zurückkehrte. 
Hier  wurde  er  1832  Mitglied  der  Academie  des 
Sciences  morales  et  politiques,  und  die  an  der- 
selben neu  geschaffene  Stelle  eines  ständigen 
Sekretärs  ward  zuerst  ihm  1834  übertragen. 

Comte  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Traite  de 
legislation,  ou  exposition  des  lois  gen^rales  sui- 
vant  lesquelles  les  peuples  prosp^rent,  döperissent 
ou   restent   stationnaires ,   4  vols.,   Paris  1827, 
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2e  6d.  1835.  (Diesem  Werke  wurde  der  Montyon- 
Preis  zuerkannt.)  —  Traite  de  la  propriet6,  2 
vols.,  Paris  1834. 

Der  „Censeur"  und  der  „Censeur  Europeen" 
(Paris  1814—1819)  bilden  eine  Reihe  von  19  Bdn. 


Vgl.  über  Comte :  Älignet  (als  II.  ständiger 
Sekretär  der  Academie  des  sciences  etc.  der 
Nachfolger  Comtes),  Notice  historique  sur  la  vie 
et  les  trayaux  de  M.Charles  Comt«,  etc.  (Jour- 
nal des  Economistes,  no  de  Juin  1846J.  H.  d. 
St.,  1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  87Ö. 

Lippevt, 


Coudlllac,  Etienne  Bonnot  de, 
A1t>l>6  Tou  Mureaux, 

geb.  zu  Grenoble  am  30.  VIII.  1715,  bekannt 
als  bedeutendster  Vertreter  der  sensualistischen 
Philosophie,  starb  als  Mitglied  der  französischen 
Akademie  (seit  1768)  am  3.  VIII.  1780  auf 
seinem  Gute  Flux  bei  Beaugency. 

In  seiner  18  Jahre  nach  Quesnays  „Tableau 
economique"  erschienenen  Schrift  ,,Le  commerce 
et  le  gouvemement  consider^s  relativement  Tun 
a  Tautre'*,  Amsterdam  1776,  teilt  Condillac  keines- 
wegs in  allen  Stücken  die  Anschauungen  der 
Physiokraten ,  steht  dieser  Lehre  aber  doch  so 
n£Üie,  dass  ihn  Kellner  (s.  u.)  denjenigen  fran- 
zösischen Nationalökonomen,  welche  zwischen 
der  physiokratischen  Gruppe  der  Oekonomisten 
und  den  Handelsphysiokraten  stehen,  beigezählt 
hat.  Der  Boden  ist  ihm  ebenso  me  den  Phy- 
siokraten die  vornehmste  Eeichtumsquelle,  aber 
—  und  hier  trennt  er  sich  von  den  Anschau- 
ungen der  Quesnayschen  Schule  —  nur  in  Ver- 
bindung mit  der  Arbeit.  Er  unterscheidet 
zwischen  Reichtümern  erster  Ordnung,  den 
Bodenerzeugnissen,  und  zweiter  Ordnung,  den 
Manufakten,  weil  diese  erst  aus  ersteren  geformt 
werden.  In  vollständiger  Uebereinstimmung 
befindet  er  sich  mit  den  Physiokraten  hinsicht- 
lich der  inneren  und  äusseren  wirtschaftlichen 
Freiheit,  die  er  für  Ackerbau,  Handel  und  In- 
dustrie fordert.  In  seiner  freihändlerischen 
Finanzpolitik  verwirft  er  Zölle,  Verbrauchs- 
steuern, Monopole  und  Staatsanleihen  etc.  Als 
Steuertheoretiker  unterscheidet  er  zw^ischen  Agrar- 
und  Industriestaaten  hinsichtlich  der  hauptsäch- 
lichst«n  Nahrungszweige  ihrer  Bevölkerung; 
für  erstere  schlägt  er  nur  eine  Steuer  und  zwar 
die  auf  den  Boden  zu  legende  vor,  in  Industrie- 
staaten dagegen  sollen  ausser  den  Grundeigen- 
tümern auch  die  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
besteuert  werden.  In  seiner  Wert-  und  Preis- 
theorie zeigt  sich  Condillac  als  ganz  selbstän- 
diger Denker,  indem  er  die  Preisbildung  im 
Freihandel  als  das  natürliche  Preismass  hinstellt, 
indem  er  femer  den  Wert  eines  Gegenstandes 
von  dem  Grade  seiner  Brauchbarkeit  abhängig 
macht,  indem  er  schliesslich  im  Gegensatze  zu 
dem  fiktiven  nur  den  absoluten  Wert  eines 
Gegenstandes  als  Ursache  bezeichnet,  dass  für 
diesen  Arbeit  aufgewendet  oder  Geld  bezahlt 
wird. 

Die  vorstehend  aufgeführte  Schrift  ist  ab- 
gedruckt im  XIV.  Bde.  der  CoUection  des  prin- 
cipaux  economistes  (Paris  1847),  S.  243 — 448. 
(Die  S.  243/45  nimmt  eine  „  Notice "  Über  Con- 
dillac von  £  .Daire  ein.)  Zwei  Ausgaben  seiner 


gesammelten  Werke  «•schienen  in  23  und  in  16 
Bdn.,  Paris  1798  und  1821.  Die  neuere  Ausgabe 
besorgte  Thery. 

Vgl.  über  Condillac:  J.  B.  Say,  Traite 
d'economie  politique,  discours  preliminair.  -^ 
Kellner,  Geschichte  des  Physiokratismus.  Göt- 
tingen 1847,  S.  9.  —  Julian  Schmidt,  Geschichte 
der  französ.  Litteratur,  Bd.  I  u.  11.  Leipzig 
1858.  —  Lexis,  Condillac  im  H.  d.  St., 
1.  Aufl.  Bd.  IL  Jena  1891  S.  875.  —  Say  et 
Ohailley,  Dictionnaire  d'economie  polit.  Bd,  L, 
Paris  1891,  S.  536.  —  Palgrave,  Dictionary  of 
polit.  economy  Bd.  I.  London  1894,  S.  358. 

LtpperL 


Coudoreet,  Marie  Jeau  Antoiue  Nico- 
las Caritat, 

Marquis  de,  geb.  am  17.  VIII.  1743  zu  Ribe- 
mont  bei  St.  Quentin,  wurde  1770  Mitglied  der 
Academie  des  sciences  mor.  etc.  und  1782  der 
Academie  fran^aise,  1776  Münzdirektor  und  1791 
Finanzkommissar.  1791  trat  er  als  Abgeord- 
neter der  Stadt  Paris  in  die  der  Konstituante 
folgende  Legislative  und  1792  in  den  Konvent 
ein,  wo  er  bei  i^nchtigen  Abstimmungen  mit 
den  Girondisten  stimmte.  Der  Sturz  die.ser 
Partei  liess  ihn,  der  drohenden  Verhaftung  zu 
entgehen,  ein  Asyl  bei  einer  Freundin,  Frau 
Vernet,  aufsuchen,  was  er,  nachdem  er  dort  sein 
„Esquisse  d'un  tableau  historique"  (s.  u.)  ge- 
schrieben, im  März  1794  wieder  verliess.  Unter- 
wegs auf  der  Flucht  aus  Paris  als  verdächtig 
aufgegriifen  und  in  Bourg-la-Reine  interniert, 
vergiftete  er  sich  am  27.  III.  1794  in  dem 
dortigen  Gefängnis. 

Condorcets  volkswirtschaftliche  Doktrin  ist 
stark  beeinflusst  von  der  seines  Freundes  Turgot. 
Durchaus  phy  siokratisch  sind  seine  Anschauungen 
über  Erwerbs-  und  Verkehrsfreiheit  sowie  über 
Aufhebung  des  Privilegien-  und  Monopolwesens, 
ebenso  hatte  die  Freigabe  des  Getreidehandels 
(vgl.  „lettre  d'un  laboreur"  etc.)  [s.  u.J,  in  wel- 
chem Schreiben  er  diese  von  Neclcer  erbat,  an 
(/Ondorcet  einen  warmen  Verfechter.  In  dem 
nämlichen  Briefe  tritt  er  mit  dem  Projekt  einer 
grossarti^en  Unterstützungsanstalt  für  die  Armen 
und  Arbeiter  an  den  Minister  heran.  Als  Steuer- 
theoretiker geht  Condorcet  seinen  eigenen  Weg : 
der  Grund-  wünscht  er  eine  Einkommensteuer 
beigesellt  zu  haben,  um  die  Censiten,  ihrer 
Leistungsfähigkeit  entsprechend,  zu  den  Abgaben 
heranzuziehen;  auch  der  Einführung  einer 
massigen  Progressivsteuer  ist  er  nicht  abge- 
neigt. Seiner  menschenfreundlichen  Natur  ge- 
mäss sympathisiert  er  auch  mit  der  Sklaven- 
emancipation. 

Das  vorerwähnte  „Tableau  historique"  ist 
eine  auf  die  Geschichte  des  Menschengeschlechts 
sich  stützende,  während  der  blutigsten  Periode  der 
Schreckensherrschaft  entstandene  Gesellschafts- 
dynamik. Der  Verfasser  unternimmt  es  in  dieser 
Schrift,  die  Geschichte  als  soziologische  Erzieherin 
der  menschlichen  Familie  zu  beleuchten  und  ent- 
wirft am  Schlüsse  das  Zukunftspro^ramm  einer 
sozialen  Glückseligkeit  der  menschhchen  Gesell- 
schaft. Dieses  Programm  hat  alles,  nur  kein 
Rückgrat,  indem  für  das,  was  in  politischer, 
wirtschaftlicher    und    sozialer   Beziehung   der 
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üjateren  Generation  zngredacht  ^ird.  z.  B.  Be- 
i^itigini^  der  Ungleichheit  in  Besitz,  Erwerh, 
BUdnng,  Eheschliessunjs^  etc.,  die  Anweisung: 
fehlt  und  fehlen  mnsste,  seine  mehr  oder  weniger 
nmnö^liche  Ansfnhmng  zn  hewerkstelli^en.  Auch 
die  morpholo^che  Regeneration  und  die  hio- 
^utische  Tervollkommnong  des  Mensohenge- 
>chlecht8  ist  in  das  Zukunftsprogramm  einge- 
schlossen und  im  Gegensätze  dazu  die  realis- 
lische  Hoffnung  ausgedrückt,  dass  der  Pflege 
des  A.«soziationsweseus  und  der  Einrichtungen 
der  sozialen  Selbäthilte  zum  Besten  der  Arbeiter 
ond  Notleidenden  die  neue  Generation  sich  be- 
fieissifren  werde.  Auch  das  Bevölkerungsproblem 
vird  im  .Tableau  historiqne"^  nicht  übergangeii, 
und  Condorcet  zeigt  sich  hier  als  einer  der  be- 
lieatendsfen  Vorganger  von  Malthns.  Um  die 
Harmonie  zwischen  Lebensmittel-  und  Kinder- 
erzengung  nicht  aus  dem  Gleichgewicht  zn 
brinsren,  wird  der  neuen  Generation  u.  a.  von 
I  ondorcet  zugemutet,  beim  sexuellen  Umgänge 
der  Geschlechter  auf  der  Basis  einer  freieren 
Morai  stets  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  es 
»ich  nicht  um  die  blosse  Volks  Vermehrung, 
sondern  um  Uebemahme  von  Garantieen  seitens 
der  Eltern  für  das  dereinstige  Glück  der  jungen 
Erdenbürger  handele. 

Condorcet,  den  d'Alembert  „un  volcan  cou- 
vert  de  neige"*  nennt,  nähert  sich  in  zahlreichen 
J>iellen  seines  „Tableau  historique"  den  Forde- 
ningen  der  Sozialisten,  auch  deckt  sich  das 
Programm  des  Gründers  des  St.  Simonismns  in 
der  Fürsorge  für  die  Armut  mit  dem  seinigen. 
Nach  dem  Eintritte  geordneter  Zustände  in 
Frankreich  (1795)  liess  der  Konvent  das  „tableau 
historique'^  pietätvoll  auf  Staatskosten  drucken. 

Hatte  (*ondorcet  seinen  kühn  angelegten 
Plan  der  Darstellung  einer  genetischen  biolo- 
d.'^ch-sozialen  Menschen  ver  vollkommnungsge- 
^hichte  im  tableau  historique  bis  zu  Ende  ge- 
führt, so  würde  er  wohl  annähernd  zu  demselben 
Besume  gelangt  sein,  was  sich  in  Comtes  sozio- 
lAjErischen  Gesetzen  der  Entw^ickelung  der  Mensch- 
heit ausspricht:  Letztere  fussen  auf  der  Ge- 
<<fhichte  insofern,  als  das  Begreifen  der  Gegen- 
wart die  Kenntnis  der  Vergangenheit  voraus- 
üetzt.  Ans  diesem  Grunde  imponierte  Uomte 
auch  das  ,,tableau  historique",  und  er  hält  nicht 
damit  zurück,  dass  er  in  Uondorcet  seinen  Vor- 
gänger erblicke,  dessen  Namen  er  in  dieser  Be- 
ziehimg neben  denjenigen  eines  Aristoteles  und 
Xontesquien  aufgezeichnet. 

Von  Condorcets  Schriften  seien  als  die  wich- 
tigsten nur  die  folgenden  genannt :  Lettre  d'un 
iabourenr  de  Picardie  a  M.  N***  {Necker) 
Paris  1775.  —  Lettre  sur  le  commerce  des  grains 
par  M***,  Paris  1775.  —  Reflexions  sur  le 
cijmmerce  des  bl^s,  Londres  (recte  Paris)  1776. 
—  Essai  sur  TappUcation  de  Tanalyse  k  la  pro- 
lMbiliti§  des  decisions,  rendues  a  la  pluralite  des 
Toix,  Paris  1785;  dasselbe,  2.  Aufl.  u.  d.  T. : 
Elements  dn  calcul  des  probabilit^s  etc.,  avec 
HU  disconrs  sur  les  avantages  des  mathematiques 
sociales,  Paria  1804.  fBehandelt  die  Lehre  der 
Gtiietzmässlgkeit  der  scneinbar  freiwilligen  Hand- 


bleau  gen^ral  de  la  science  qui  a  pour  objet 
d'application  du  calcul  aux  sciences  politiques 
et  morales,  Paris  1795.  (Eine  Methodologie 
der  Sozial  Wissenschaften,  die  durch  Anwendung 
mathematischer  Gesetze  auf  die  wichtigsten 
Grundbegriffe  des  Wirtschaftslebens  dieselben 
einer  algebraischen  Kritik  unterwirft.)  —  Es- 
i^uiflse  d'un  tableau  historique  du  progr^s  dd 
lesprit  hnmain,  Paris  1795;  daHnelbe  deutsch 
von  E.  C.  Posselt  (17%);  dasselbe,  2.  Aufl.  (suivie 
de  r^flexions  sur  Tesclavage  des  n^gres,  Paris 
1823.  —  Gesamtausgaben  seiner  Schriften  er- 
schienen (Paris  1804)  in  21  Bänden  und  (Paris 
1847 — 49)  in  12  Bänden.  Letztere  von  Arago 
und  General  OX'onnor  besorgte  ist  die  voll- 
ständigste. Einige  seuier  kleineren  Schriften 
finden  sich  auch  abgedruckt  im  XIV.  Bde.  der 
Collection  des  principaux  economistes  u.  d.  T. : 
Melanges  d'economie  polit.  tome  1  (Paris  1847). 
Condorcets  Briefwechsel  mit  Turgot  gab  Ch.  Henr}' 
heraus. 

Vgl.  über  Condorcet:  Arago,  Notice  sur 
Condorcet  (in  Bd.  I  der  Oeuvres  compl^tes.) 
Paris  1847.  —  E.  Daire,  Notice  sur  Condorcet 
(in  Collection  des  princip,  economistes  Bd.  XIV.) 
Paris  1847,  S.  451-458.  —  Julian  Schmidt,  Ge- 
schichte der  französ.  Litteratur,  Bd.  I,  Leipzig 
1858,  S.  44  ff.  u.  ö.  —  Math.  Gillet,  L'utopie 
de  Condorcet?  These,  Clermont  1883  (bezieht 
sich  auf  sein  j, tableau  historique").  —  Bonar, 
Malthns  and  his  work,  London  1885  (besonders 
Buch  I,  Kap.  1  u.  2.  -  Lexis,  Condorcet,  in 
H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II.  Jena  1891,  S.  875  ff. 
—  Baudrillart,  Condorcet,  in  Say  et  Chailley, 
Dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  I.  Paris  1891, 
S.  537.  —  Palgrave,  Dictionary  of  polit.  economy, 


Bd.  I.    London  1894,  S.  386  ff 


Llppert, 


Xemoires  sur  les  monnaies,  Paris  1790  (bezieht 
sieh  auf  die  der  Konstituante  vorzulegende  Mttnz- 
refonni.   —   Nach  seinem  Tode  erschienen:  Ta- 


Conring,  Uennann, 

geb.  am  9.  X.  1606  zu  Norden  in  Ostfriesland, 
wurde  1636  Professor  der  Medizin  an  der  Uni- 
versität Helmstedt,  1649  bezw.  1650  ernannten 
ihn  die  Fürstin  Juliane  von  Ostfriesland  und 
die  Königin  Christine  von  Schweden  zu  ihrem 
Leibarzte,  1660  ward  er  Inhaber  des  Helm- 
stedter Lehrstuhls  für  Politik  und  Naturrecht. 
Er  starb  im  Besitze  der  Würden  eines  herz, 
braunschweigischen  Geheimrats  und  eines  kgl. 
dänischen  Staatsrats  am  12.  X.  1681  in  Helmstedt. 
Conring,  ein  Polyhistor  im  besten  Sinne  des 
Wortes,  ist  nach  Stobbe  (s.  u.)  als  Begründer  der 
deutschen  Rechtsgeschichte  wegen  seiner  diplo- 
matischen Kritik  bei  Prüfung  der  deutschen 
Rechtsquellen  anzusehen.  In  seinen  staatswirt- 
Hchaftlichen  Arbeiten  nähert  er  sich  nur  als 
Bevölkerungstheoretiker  den  Anschauungen  der 
Merkantilisten,  während  er  im  übrigen  Han- 
delsbeschränkungen und  Monopole  verwirft.  Als 
Steuertheoretiker,  vgl.  seine  Schriften  „de  vecti- 
galibus"  (1653)  und  „de  contributionibus"  (1669), 
steht  er  auf  dem  Standpunkt  der  gleichen  Ver- 
teilung der  Lasten.  Das  Gebiet  seiner  akade- 
mischen Lehrthätigkeit  in  Helmstedt  erweiterte 
Conring  [vgl.  seine  Schrift:  „Examen  reruni 
publicarum  totius  urbis"j  abgedruckt  in  Bd.  IV 
seiner  gesammelten  Schriften  (s.  u.)]  durch  eine 
Art  statistischer,  d.  h.  staatazustandsschildemder 
Vorlesungen,  die   sich  über  Bevölkerung,  Pro- 
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daktionskräfte ,  öffentliche  Wohlf ahrtszwecke 
und  ihre  Mittel,  Hilfskräfte  und  Hilfsmittel  der 
staatsrechtlichen  Verwaltung  der  Länder  er- 
streckten. Conring  ist  daher  als  der  eigentliche 
Begründer  der  deutschen  Universitätsstatistik 
anzusehen,  die  ihre  stoffliche  Erweiterung  und 
wissenschaftliche  Vertiefung  später  durch  Achen- 
wall  (s.  d.,  ohen  Bd.  I,  S.  26/27)  erfuhr. 

Von  hierher  gehörigen  Schriften  sind  ausser 
den  ohen  genannten  nur  noch  aufzuführen:  De 
aerario,  l&dS,  —  De  re  nununaria,  1663.  —  De 
importandiSj  1665.  —  De  commerciis.  1666.  — 
De  maritimis.  1680.  —  Die  von  J.  W.  Goehel  be- 
sorgte Ausübe  seiner  Schriften  (ausschliesslich 
der  theologischen  und  medizinischen)  erschien 
in  7  Foliobänden,  Braunschweig  1730. 


Vgl.  über  Conring:  Wachler,  Geschichte 
der  Litteratur,  3.  Aufl.,  Leipzig  1833,  S.  187, 
197,  237,  321,  349,  352.  —  0.  Stobbe,  Hermann 
Conrinff,  der  Begründer  der  deutschen  Rechts- 
ffeschidite,  Berlin  1870.  —  Röscher,  Gesch.  d. 
Kat.  1874,  S.  253  ff.  —  Allgemeine  deutsche 
Biographie,  Bd.  IV,  Leipzig  1876,  S.  446  ff.  — 
Goldschlag,  Beiträge  zur  politischen  und  publi- 
zistischen Thätigkeit  Hermann  Conrin^s,  Berlin 
1884.  —  John,  Geschichte  der  Statistik,  Bd.  I, 
Stuttgart  1884,  S.  52  ff.  —  Meitzen,  Geschichte, 
Theone  und  Technik  der  Statistik^  Berlin  1886, 
S.  8,  —  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  IL  1891,  S.  878. 

Lippet't, 


Conseils  de  prad'hommes 

s.  Gewerbegerichte. 


Consularrecht. 

1.  Das  Gonsularamt.  2.  Rechtsverhältnisse 
der  Consuln.  3.  Die  Amtsthätigkeit  der  Con- 
suln  im  einzelnen,  a)  Grundsätze,  Berichter- 
stattung, b)  Polizeiliche  und  richterliche  Be- 
fugnisse, c)  Befugnisse  als  Urkundspersonen. 
d)  Standesamtliche  Befugnisse,  e)  Verschiedene 
administrative  Aufgaben. 

1.  Das  Gonsularamt  Gniiidsätzlich 
können  nur  souveräne  Staaten  Consuln  an- 
stellen. Städtische  Korporationen,  Handels- 
gesellschaften haben  ein  solches  Recht  nicht. 
Was  Deutschland  betrifft,  so  ist  verfassungs- 
mässig allein  der  Kaiser  zur  Anstellung  von 
Reichsconsuln  ira  Auslande  berechtigt.  Die 
Consuln  der  Vereinigten  Stauten  von  Ame- 
rika werden  von  dem  Präsidenten  ernannt, 
die  schweizerischen  Consuln  von  dem  Bun- 
desrate, unter  dessen  Firma  der  Pi-äsident 
die  Bestallungsurkmiden  vollzieht  Zuweilen 
steht  einzelnen  staatlichen  Organen  ein  Vor- 
schlags- oder  Zustimmungsi-echt  zu,  in 
Deutschland  dem  Ausschiiss  des  Bundes- 
rates für  Handel  und  Verkehr,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  dem  Senate. 
Im  britischen  Consiüardienste  werden  zwei 
Klassen  von  Consuln  unterechieden :  die- 
jenigen, welche  von  dem  Staatsoberhaupte 
augestellt  ^^'erden  (her  Majestys  consuls  oder 


vice-consuls),  und  solche,  welche  von  könig- 
lichen Consuln  Anstellung  erhalten  (British 
consuls,  vice-consiüs).  Letztere  werden  in 
anderen  Staaten  als  Consularagenten  be- 
zeichnet und  nicht  zum  Consmarcorps  in 
engerem  Sinne  gerechnet.  Früher  wesent- 
lich als  Vertreter  einzelner  Berufsklassen  — 
des  Handels-  und  Schifferstandes  —  ange- 
sehen, sind  die  Consuln  gegenwärtig  nicht 
mehr  ausschliesslich  Berater  und  Helfer  ge- 
wisser Staatsangehöriger,  sondern  sie  haben 
die  Aufgabe,  im  Auslande  das  Interesse  des 
Anstellungsstaates  und  aller  seiner  Angehö- 
rigen wahrzunehmen.  Bei  den  mnfassenden 
Aufgaben,  welche  gegenwärtig  den  Consuln 
gestellt  sind,  ist  es  erforderlich  geworden, 
einerseits  ihnen  ausgedehnte  obrigkeitliche 
Rechte  beizulegen,  andererseits  dafür  zu 
sorgen,  dass  nur  Persönlichkeiten  zu  dem 
Cousulai'amte  berufen  werden,  welche  den 
consularamtlichen  Obliegenheiten  gewachsen 
sind.  In  letzterer  Beziehung  hat  man  die 
Zulassung  zu  dem  Posten  als  Consul  von 
einer  voraufgegangenen  besonderen  Vorbe- 
reitung abhängig  gemacht,  auch  den  Consuln 
eine  auskömmliche  Besoldung  bewilligt.  Die 
Vorbereitung  erfolgt  entweder  in  eigenen 
Anstalten,  z.  B.  in  Oesten-eich  auf  der  orien- 
talischen Akademie,  oder  diu-ch  pi-aktische 
Beschäftigung  bei  Consulaten  (Consulareleven) 
bezw.  bei  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehör- 
den des  Inlandes,  auch  muss  wohl  vor  der 
Anstellung  eine  besondere  Prüfung  abgelegt 
werden.  Die  Gehaltsverhältnisse  sind  in 
den  Haushaltsetats  der  einzelnen  Staaten 
sehr  verschieden  geregelt,  in  Deutschland 
ist  man  bemülit  gewesen,  sie  den  Lebens- 
verhältnissen der  betreffenden  Oertlichkeiten 
angemessen  zu  gestalten.  Die  Besoldung 
der  deutschen  Consuln  variiert  von  10  000  M. 
(Viceconsul  in  Jaffa)  bis  48000  M.  (General- 
consul  in  New- York).  Die  in  solcher  Weise 
angestellten  Consuln  üben  ihre  amtliche 
Thätigkeit  als  ausschliesslichen  Benif  (dalier 
Beruf sconsuln).  Sie  heissen  Consules  missi, 
"weil  sie  von  dem  Anstellungsstaate  in  das  Aus- 
land abgesendet  oder  doch  als  von  demselben 
gesendet  angesehen  wenlen.  Finanzielle  und 
andere  Gründe  haben  die  allgemeine  Durch- 
führung des  Princips  der  Berufsconsulate 
gehindert ;  abgesehen  von  Frankreich  stellen 
die  Regierungen  nur  an  den  für  ilire  Inte- 
rcssen  \Wchtigeren  Orten  des  Auslandes  Be- 
lnif sconsuln  an.  Ausser  den  Consules  misvsi 
giebt  es  daher  auch  jetzt  noch  zahlreiche 
Consuln,  welche  das  Amt  nicht  als  aus- 
schliesslichen Beruf  üben,  sondern  unter  den 
am  Orte  ansässigen  Kaufleuten  oder  sonstigen 
geeigneten  Pei-sönlichkeiten  ausgewählt  wer- 
den und  nicht  besoldet,  sondern  als  Ent- 
schädigung für  ihre  Thätigkeit  auf  die  füi- 
einzelne  Amtshandlungen  zu  erhebenden  Ge- 
bühi-en    angewiesen    sind.      Dies    sind    die 
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Wahlconsoln  (consules  electi),  auch  Honorar- 
ooDSoln  genannt  Ihre  syntlichen  Befugnisse 
und  Pflichten  sind  dieselben  wie  die  der 
BenifsconsuLi,  soweit  nicht  beschränkende 
Bestimfflungen  seitens  des  Anstellungsstaates 
€i]gaDgen  sind.  Den  besoldeten  Consuln 
mancher  Staaten  —  Frankreiclis,  der  Yer- 
eioigten  Staaten  von  Amerika  etc.  —  ist  es 
nnteis^t,  das  Consulat  eines  anderen  Staates 
zu  übernehmen.  Die  Consuln  erhalten  ein 
Patent  (Bestallungsbrief,  lettre  de  provision ; 
Commission)  seitens  des  Oberhauptes  des- 
jenigen Staates,  dessen  Interessen  sie  zu  ver- 
treten berufen  sind.  Sie  werden  auf  die 
treue  Erfüllung  ihrer  Amtspflichten  vereidigt 
und  müssen  zuweilen,  wie  die  Consuln  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Büi^chaft 
dafür  beibringen,  dass  sie  nicht  Handel 
treiben,  dass  sie  alle  vereinnahmten  Gebühren 
abliefern  etc.  Die  nicht  von  dem  Staats- 
obeiiiaupte,  sondern  von  Consuln  ernannten 
Gf^osularagenten  —  zuweilen  auch  Vicecon- 
i=iiln  genannt  —  erhalten  kein  Patent  des 
Staatsoberhauptes,  sondern  eine  Bestallungs- 
uikunde  (Brevet)  seitens  des  auftraggeben- 
den Consnls. 

Da  die  Consuln  Amtshandlungen  in  einem 
fremden  Staate  ausüben  und  dadurch  die 
Hoheitssphäre  des  Empfangsstaates  berührt 
vird,  so  bedarf  es  zur  Ausübung  des  Con- 
suJaramtes  der  Zustimmung  des  letzteren. 
Kein  Staat  ist  an  sich  verpflichtet,  fremde 
Consuln  in  seinem  Gebiete  zuzulassen.  Die 
Zulassung  gewähren  zu  wollen,  wird  oft  in 
Staatsverträgen  —  unbeschränkt  oder  unter 
Ausschliessiuig  einzelner  Orte  —  zugesichert. 
Solche  Staatsverträge  sind  in  neuerer  Zeit 
zahkeich  abgeschlossen  worden,  entweder 
als  besondere  Consularkonventionen  oder  als 
Teile  von  Handels-  und  Schiffahrtsverträjgen. 
Grossbritannien  ist  durch  seine  Munizipal- 
gesetzgebnng  verhindert  worden,  dem  Bei- 
spiele Deutschlands,  Frankreichs,  ItaUens, 
der  Vereinigten  Staaten  etc.  zu  folgen.  In 
jedem  einzelnen  Jalle  der  Ernennung  eines 
Consuls  bedarf  es  aber  noch  einer  von  dem 
Oberhaupte  oder  einer  Behörde  eines  Em- 
phngsstaates  ausgehenden  Genehmigung  zur 
Ausübung  des  Consularamtes  für  die  betref- 
fende Person.  Die  Urkunde,  in  welcher  die 
Zulassung  ausgesprochen  wird,  heisst  Exe- 
quatur (Placet,  Berat).  Solange  das  Exe- 
quatur noch  nicht  erteilt  ist,  darf  der  Be- 
treffende oonsularamtliche  Verrichtungen 
flicht  vornehmen.  Das  Exequatur  bedarf 
bei  einem  Regierungswechsel  keiner  Emeue- 
f^;  es  kann  aus  allgemeinen  Gründen 
(z.  B.  im  Kriegsfalle)  oder  wenn  das  Yer- 
balten  des  Consuls  den  Regeln  des  inter- 
Bationalen  Rechts  zuwiderläuft,  zurückge- 
2ög«a  werden.  Solange  eine  solche  Zurück- 
nahme nicht  erfolgt  ist  bezw.  solange  nicht 
<ler  Consul  seitens   des  Emennungsstaates 


seines  Postens  enthoben  ist,  hat  er  die 
Rechte  und  Pflichten  seines  Amtes.  Eigen- 
mächtig darf  er  sich  den  letzteren  nicht  ent- 
ziehen, auf  erstere  nicht  verzichten. 

2.  ReehtHverhältnisse  der  Consaln. 
Die  Stellung  der  Consuln  hat  eine  staats- 
rechtliche und  eine  völkerrechtliche  Seite. 
Die  Consuln  —  auch  die  Wahlconsuln  — 
sind  Beamte  des  ernennenden  Staates.  Es 
ist  Sache  der  Gesetzgebung  imd  der  Ver- 
waltung des  Anstellungsstaates,  die  Voraus- 
setzungen festzustellen,  von  welchen  die 
Ernennung  zum  Consul  abhängt,  die  Titel- 
und  Rang\*erhältnisse  im  Inlande  vorzu- 
schreiben, über  die  amtlichen  Zuständig- 
keiten seiner  Consuln  sowie  über  den  Be- 
zirk zu  bestimmen,  innerhalb  dessen  die- 
selben ihr  Amt  ausüben  sollen.  Dagegen 
entscheidet  das  Recht  des  Empfangsstaats 
sowohl  über  die  persönliche  Rechtsstellung 
der  fremden  Consuln  innerhalb  seines  Ge- 
bietes als  auch  über  den  Umfang,  in  wel- 
chem der  fremde  Consul  die  ihm  vom  er- 
nennenden Staate  übertragenen  Amtshand- 
lungen ausüben  darf.  Das  deutsche  Consu- 
largesetz  vom  8.  November  1867  bringt 
dieses  doppelte  Verhältnis  zum  Ausdruck, 
indem  es  auf  die  Aufzählung  der  Aufgaben 
der  deutschen  Consuln  und  der  bei  Aus- 
übung des  Amtes  zu  beobachtenden  Vor- 
schriften die  Bestimmung  folgen  lässt,  dass 
die  Consuln  die  durch  die  Gesetze  und  Ge- 
wohnheiten ihres  Amtsbezirks  gebotenen 
Schranken  innehalten  müssen.  Es  sind  also 
zwei  Arten  von  Bestimmungen,  welche  sich 
der  Consul  stets  gegenwärtig  halten  muss; 
die  von  der  deutschen  Reichsgewalt  er- 
lassenen positiven  Vorschriften,  auf  Gnmd 
deren  er  überhaupt  erst  eine  amtliche  Thä- 
tigkeit  ausüben  kann,  und  die  einschränken- 
den Bestimmungeu,  welche  von  der  Staats- 
gewalt desjenigen  Landes  ausgehen,  in  dem 
er  residiert.  Beide  Arten  von  Bestimmungeu 
ergänzen  oder  beschränken  sich  gegenseitig. 
Die  deutschen  Consuln  können  die  aus  dem 
Consulargesetz  u.  s.  w.  hervorgehenden  Amts- 
befugnisse nur  ausüben,  wenn  und  soweit  die 
Regierung  des  Landes  ihrer  Residenz  es  ge- 
stattet. Und  umgekehrt,  die  von  der  Lan- 
desregierung zugelassenen  Amtshandlungen 
können  die  deutschen  Consuln  nur  vor- 
nehmen, wenn  und  soweit  ihre  Zuständig- 
keit durch  das  Consulargesetz  und  sonstige 
Reichs-  oder  Landesgesetze  begründet  ist. 
In  letzterer  Beziehung  mag  z.  B.  hervor- 
gehoben werden,  dass  die  deutschen  Consiün 
m  Italien  ungeachtet  der  Bestimmung  im 
Art.  II,  Ziff.  7  des  deutsch-italienischen 
Consularvertrages  Vormundschaften  über 
preussische  Staatsangehörige  nicht  einleiten 
dürfen,  weil  so  wenig  die  Reichs-  als  die 
preussische  Gesetzgebung  ihnen  das  Recht 
am*  Einleitung  von  Vormundschaften  giebt. 
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Diese  Beschränkung  ergiebt  sich  aus  den 
Worten  des  Verti-ags  »den  Gesetzen  ihres 
Landes  entsprechend«.  Sollte  die  Gesetz- 
gebung eines  Bundesstaats  dem  Consul  dieses 
Recht  zur  Vormundschaftsführung  gewähren, 
so  würden  auch  die  deutschen  Consuln  in 
Italien  bezüglich  der  Angehörigen  dieses 
Bimdesstaats  -Vormundschaften  einleiten 
können.  Andererseits  ist  es  nicht  ausge- 
schlossen, dass  durch  einen  Consularverti-ag 
den  deutschen  Consuln  weitergehende  Be- 
fugnisse eingeräumt  werden,  als  ilinen  nach 
dem  Consulargesetz  vom  8.  November  1867 
imd  den  sonstigen  allgemein  getroffenen  Be- 
stimmungen zustellen.  So  können  nach 
Art.  IX,  Abs.  2  des  deutsch-griechischen 
Consularvertrages  vom  26.  November  1881 
die  deutschen  Considn  auch  Rechtsgeschäfte 
aufnehmen,  bei  denen  nur  griechische  Staats- 
angehörige beteiligt  sind,  sofern  diese  Rechts- 
geschäfte sich  ausschliesslich  auf  Vermögens- 
stücke, welche  in  Deutschland  belegen,  oder 
auf  Geschäfte,  welche  dort  zu  verhandeln 
sind,  beziehen. 

Was  die  Stellung  der  Consuln  nach  der 
Gesetzgebung  des  ernennenden  Staats  be- 
trifft, so  ist  dieselbe  bei  aUer  grundsätz- 
lichen Uebereinstimmung  im  einzelnen  nicht 
ohne  Verschiedenheit.  Meist  gehören  die 
Consulate  dem  Ressort  des  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  an,  doch  unter- 
stehen sie  zuweilen  auch  einem  anderen 
Ministerium.  Allgemein  ist  die  Einteilung 
der  Consuln  in  verschiedene  Klassen :  Gene- 
ndconsuln,  Consuln  (1.  u.  2.  Klasse),  Vice- 
consuln.  Die  amtliche  Thätigkeit  aller  drei 
ist  im  allgemeinen  dieselbe,  der  Unterschied 
besteht  in  dem  Range,  welchen  sie  in  der 
Beamtenhierarchie  einnehmen.  Doch  haben 
Generalconsidn  oder  Considn  zuweilen  die 
Aufsicht  über  nachgeordnete  Constün  nied- 
rigeren Ranges,  unter  einem  Consulareta- 
blissemont  (6tablissement  consulaire)  versteht 
man  die  Gesamtheit  der  Consuln,  welche 
ein  Staat  in  einem  fremden  Staate  unter- 
hält. Dasselbe  ist  entweder  dem  diploma- 
tischen Agenten  des  erstgedachten  Staates 
odel*  einem  Generalconsul  bezw.  Consul  unter- 
geordnet. Bei  der  Ausübung  der  einzelnen 
consularischen  Amtshandlungen  ist  auch  der 
untergeordnete  Consul  völlig  unabhängig, 
der  Chef  des  Etablissements  hat  lediglich 
ein  Aufsichtsrecht.  Blosse  Titularviceconsuln 
sind  nicht  als  selbständige  Consuln  anzu- 
sehen. Ebensowenig  die  Considaragenten, 
welche  von  Consuln  ausserhalb  ihres  Wohn- 
sitzes zur  Verrichtung  von  Hüfsdiensten  be- 
stellt  werden  und  die  im  britischen  Consu- 
lardienste  vorkommenden  Pro-Consuls,  wel- 
chen der  Consul  bei  zeitweiser  Behinderung 
einzelne  Amtsgeschäfte  (Abnahme  von  Eiden, 
notarielle  Akte)  auftragen  darf.  Die  Handels- 
agenten (Commercial-Agents)  der  Vereinigten 


Staaten  von  Amerika  sind  wirkliche  Consu- 
larbeamte  (füll  Consular  Officers)  und  haben 
alle  Rechte  der  Consuln.  Die  nordamerika- 
nischen Vice  Consuls-general  und  Vice  Con- 
suls  sind  Beamte,  welche  einen  General- 
consid  bezw.  Consul  in  Fällen  zeitweiser 
Abwesenheit  oder  Behinderung  mit  voUer 
Verantwortlichkeit  vertreten,  während  die 
Deputy  Consuls-general  und  Deputj^  Consuls 
ihre  Funktionen  ausüben,  mag  ihr  Oberer 
auf  seinem  Posten  oder  abwesend  sein; 
letzteren  Falls  haben  sie  nicht  die  Verant- 
w^ortlichkeit  des  Postens.  Die  Stellvertreter 
abwesender  Consuln  (Gerants,  Acting  con- 
suls) liaben,  wenn  sie  ordnungsmässig  be- 
stellt sind,  in  der  Regel  die  Rechte  und 
Pflichten  wirklicher  Consuln.  Zuweilen  er- 
halten Considn  diplomatische  Titel  (politischer 
Agent,  Ministerresident,  Geschäftsträger),  wo- 
mit indessen  nicht  immer  die  Zugehörigkeit 
zum  diplomatischen  Corps  verbunden  ist. 
In  manchen  Staaten  ist  das  Rangverhältnis 
zwischen  den  Consiün  und  den  Offizieren 
der  Land-  und  Seemacht  ihres  Staates  aus- 
drücklich geregelt.  So  in  England,  wo  die 
Generalconsuln  mit  den  Brigadekoraman- 
deuren  und  Kommodoren,  die  Consuln  mit 
den  Obersten  und  den  Kapitänen  der  könig- 
lichen Marine  of  three  years'  standing, 
die  Viceconsuln  mit  den  Majors  und  älteren 
Marineleutnants  rangieren.  Für  die  deut- 
schen Consuln  besteht  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  über  ihre  Rangbeziehungen  zu 
den  deutschen  Land-  und  Seeoffizieren  nicht, 
nur  die  Priorität  der  amtlichen  Besuche 
zwischen  den  Considn  und  den  Komman- 
danten kaiserlicher  Kriegsschiffe  ist  durch 
Instruktionen  geregelt. 

Die  Rechtsstellung  der  Consuln  im  Em- 
pfangsstaate ist  soweit  nicht  Staatsverträge 
darüber  bestimmen,  nach  dem  dortigen  ge- 
schriebenen und  Gewohnheitsrechte  zu  be- 
luleilen.  Will  ein  Staat  einem  fremden 
Consid  nicht  diejenige  Stellung  gewähren, 
welche  dessen  Vorgänger  gehabt  hat  oder 
welche  gewohnheitsmässig  fremden  Consiün 
überhaupt  eingeräumt  wird,  so  wird  er  dies 
vorher  kundgeben  und  begründen  müssen. 
Die  Consuln  werden  thatsächlich  nicht  als 
diplomatische  Personen  angesehen,  wenn- 
gleich Theoretiker  für  sie  diplomatische  Vor- 
rechte vindiciert  haben.  Exterritorialität 
steht  den  Consuln  in  den  Kiüturstaaten  nicht 
zu.  Die  ihnen  allgemein  gewährte  Berech- 
tigung, Hoheitszeichen  ihres  Staats  (Wappen- 
schild und  Flagge)  an  oder  in  ihrem  Wohn- 
gebäude, auf  ihren  Booten  etc.  anzubringen, 
schliesst  ein  Asylrecht  nicht  in  sich,  auch 
sind  die  Lokal behörden,  w^enn  nicht  ver- 
tragsmässig  Abreden  entgegenstehen,  nicht 
behindert,  das  Gebäude  behufe  Vornahme 
amtlicher  Recherchen  zu  betreten.  Von  der 
bürgerlichen    und    Strafgerichtsbarkeit    des 
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Aulenthaltsstaates  sind  die  Consiün  grund- 
sätzlich nicht  befreit.  Staatsverlräge  und 
Gewohnheit  haben  zu  Gunsten  derjenigen 
Consuln,  besonders  Berufsconsuln,  welche 
nicht  Angehörige  des  Empfan^staates  sind, 
in  letzterem  Grundstücke  nicht  besitzen, 
auch  nicht  Handel  oder  Gewerbe  betreiben, 
Ausnahmen  namentlich  in  Bezug  auf  die 
Zulässigkeit  der  Verhaftimg  eintreten  lassen, 
übereinstimmende  Praxis  besteht  in  dieser 
Beziehung  nicht.  Die  Archive  und  amt- 
lichen Papiere  der  Consuln  gelten  allgemein 
als  unverletzlich,  ausgenommen  in  England, 
wo  noch  in  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahr- 
hunderts ein  französisches  \md  ein  ameri- 
kanisches Consulatsarchiv  beschlagnahmt 
wortlen  sind.  Ueberhaupt  werden  in  Eng- 
land die  fremden  Consuhi  gnuidsätzlich  wie 
andere  Fremde  bezw.  wie  britische  Unter- 
thanen  behandelt,  nur  in  einzelnen  Fällen 
haben  die  Behörden  vergünstigimgsweise 
diesen  Standpmikt  verlassen.  Befreiung  von 
öffentlichen  Dienstleistungen  sowie  von  Staats- 
und Gemeindelasten  steht  im  allgemeinen 
den  Consuln  nicht  zu  und  kann  nur  auf 
Grund  von  vertragsmässigen  Abreden  oder 
Lokalrecht  in  Anspruch  genommen  werden. 
Auf  besondere  Ehrenrechte  (Ceremonial 
diplomatique)  haben  die  Consiün  im  Em- 
pfangsstaate keinen  Anspruch.  Es  ist  nicht 
Gebrauch,  dass  sie  dem  Oberhaupte  des 
Staates,  in  -welchem  sie  residieren,  amtlich 
vorgesteUt  w^erden.  Kriegs-  und  Handels- 
schiffe pflegen  den  Consuln  an  Bord  gewisse 
Ehrenbezeugungen  zu  erweisen.  Ueber  den 
Vortritt  bei  amtlichen  Zusammentreffen  der 
Consuln  verschiedener  Mächte  am  Orte  ihrer 
Residenz  entscheidet  zufolge  der  vom  Wiener 
Kongress  im  Jahre  1815  für  diplomatische 
Agenten  angenommenen,  in  der  Praxis  auf 
die  Consuln  ausgedehnten  Regel  zunächst 
die  Klasse,  in  jeder  Klasse  das  Datum  der 
offiziellen  Anzeige  des  Amtsantritts  bezw.  des 
Exequatiu-.  In  nichtchristlichen  und  halbcivili- 
sierten  Staaten  werden  den  Censuln  Vorrechte 
und  Befreiungen  zugestanden,  weichein  christ- 
lichenStaaten  den  diplomatischenPersonen  vor- 
behalten sind.  Die  Befreiung  von  der  Lokalge- 
richtsbarkeit  teilen  sie  dort  mit  allen  Fremden. 

Die  amtlichen  Aufgaben  der  Consuln 
sind  durch  die  Gesetze  und  Instruktionen 
der  einzelnen  Staaten  nicht  völlig  überein- 
stimmend geregelt,  wenngleich  die  Grund- 
lagen der  consiüarischen  Einrichtungen  tlber- 
aU  gleich  sind.  Ebenso  herrscht  Verschie- 
denheit in  Bezug  auf  den  Umfang,  in  wel- 
chem der  Empfangsstaat  den  fremden  Con- 
suln die  Ausübung  amtlicher  Funktionen  ge- 
stattet. Soweit  nicht  Consular-  bezw.  Han- 
dels- und  Schiffahrtsvertrage  nähere  Bestim- 
mungen in  letzterer  Beziehung  enthalten,  ist 
das  Recht  des  Empfangsstaates  entscheidend. 

3.  Die   Amtsthätigkeit   der   Consuln 


im  einzelnen,  a)  Grundsätze,  Be- 
richterstattung. Der  Beistand,  welchen 
die  Consuln  den  Angehörigen  des  ernennen- 
den Staates  zu  gewähren  haben,  lässt  sich 
selbstverständlich  nicht  nach  allen  Rich- 
timgen  hin  specifizieren.  Voraussetzung  ist 
immer,  dass  die  Staatsangehörigkeit  des  Bei- 
stand Suchenden  feststeht,  dass  dieser  sich 
nicht  eines  Verstosses  gegen  die  Gesetze 
des  Aufenthaltsstaates  schuldig  gemacht  hat, 
dass  ihm  ein  klar  liegendes  Recht  zur  Seite 
steht  und  dass  der  Consul  die  Mittel  hat, 
diesem  Rechte  direkt  oder  durc*h  Vermitte- 
lung  der  voi-gesetzten  diplomatischen  Ver- 
tretimg Geltung  zu  verschaffen.  Einzelne 
Fälle  pflegen  in  den  Consularinstruktionen 
I  besonders  hervorgehoben  zu  werden.  So  die 
!  Fürsorge  für  die  Kriegsschiffe  ihres  Landes, 
die  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Landsleute 
durch  Geld,  Krankenpflege  etc.,  wobei  die 
Angehörigen  der  Handelsmarine  besondere 
Berücksichtigung  erfahren.  Bezüglich  der 
hilfsbedürftigen  Schiffsleute  sind  in  neuerer 
Zeit  mehrfach  Staatsverträge  abgeschlossen, 
wonach  in  erster  Linie  die  Consuln  des- 
jenigen Staates,  unter  dessen  Flagge  der 
Hilfsbedürftige  zuletzt  gedient  hat,  zur  Unter- 
stützung verpflichtet  sind.  Solche  Verträge 
liat  das  Deutsche  Reich  mit  England  (1879), 
Frankreich  (1880),  Schweden  und  Norwegen 
(1881),  Dänemark  (1885),  Oesterreich-Ungarn 
(1889)  abgeschlossen.  Was  die  von  den 
Consuln  erwartete  Förderung  der  allgemeinen 
Interessen  des  Anstellungsstaates  betrifft,  so 
liegt  den  Consuln  namentlich  ob,  die  Han- 
dels- und  Verkehrsbeziehungen  zwischen 
dem  Ernennungs-  und  dem  Aufenthaltsstaate 
zum  Gegenstande  eingehender  Studien  und 
darauf  gestützter  Berichterstattung  zu  machen. 
Dieser  Zweig  der  consularischen  Thätigkeit 
pflegt  durch  umfassende,  je  nach  dem  fort- 
schreitenden Bedürfnis  ergänzte  Vorschriften 
geregelt  zu  werden.  Besonders  ausführlich 
sind  in  dieser  Beziehung  die  amerikanischen 
Regulations.  Auch  die  deutschen  Instnik- 
tionen  sind  sehr  eingehend.  Die  Berichte 
der  Consiün  über  solche  aUgemeinen  Gegen- 
stände gehen  in  der  Regel  an  das  vorge- 
setzte Ministerium.  Die  deutschen  Consuln 
berichten  an  den  Reichskanzler,  in  dring- 
lichen oder  die  Interessen  eines  einzelnen 
Bundesstaates  betreffenden  Fällen  an  die 
Regierung  des  letzteren.  Insoweit  Consuln 
einem  Gesandten  ihres  Landes  untergeordnet 
sind,  haben  sie  instruktionsmässig  oft  ihre 
Berichte  durch  dessen  Hand  gehen  zu  lassen. 
Im  allgemeinen  sind  Consuln  nicht  politische 
Agenten,  und  selbst  diejenigen  Regieiningen, 
welche  ihre  Consuln  zur  Berichterstattung 
über  politische  Vorkommnisse  verpflichten, 
wie  die  britische  u.  a.,  untersagen  ihnen, 
sich  in  die  politischen  Verhältnisse  des  Auf 
enthaltsstaates  einzumischen. 
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b)  Folizeiljiche  und  richterliche 
Befugnisse.  Bei  den  Ooneulaten  wird  ein 
Verzeichnis  (Matrikel)  der  in  ihrem  Bezirke 
sich  aufhaltenden  oder  wohnenden  Schutzge- 
nossen geführt.  Zwang  zur  Anmeldung 
findet  mcht  immer  statt,  auch  ist  in  der 
Regel  Eintragung  in  die  Matrikel  nicht  not- 
wendige Voraussetzung  des  Consulai'schutzes. 
Der  Consul  übt  in  Bezug  auf  seine  Natio- 
nalen eine  Art  Aufsicht  aus,  doch  ist  dieses 
Eecht,  soweit  es  nicht  näher  bestimmt  ist, 
ohne  erhebliche  praktische  Bedeutung.  Die 
französischen  Consuln  in  der  Levante,  Per- 
sien und  einigen  anderen  nichtchristlichen 
Ländern  liaben  das  Recht,  französische 
Staatsangehörige,  welche  diu*ch  ihre  Auf- 
führung zu  Klagen  AnJass  geben  und  die 
politischen  oder  Handelsintei-essen  Frank- 
reichs gefährden  können,  im  polizeilichen 
Wege  nach  Frankreich  ziu-ückzusenden, 
Aehnliche'  Befugnisse  stehen  den  öster- 
reichisch-ungarischen ,  russischen ,  italieni- 
schen, britischen  und  anderen  Consuln  zu, 
den  deutschen  Consuln  ist  ein  solches  Recht 
nicht  beigelegt.  Besondere  Aufsicht  üben 
die  Consuln  nach  Massgabe  der  ihnen  bei- 
gelegten Instruktionen  über  diejenigen  ihrer 
Nationalen,  welche  der  heimischen  Müitär- 
pflicht  unterworfen  sind.  Pässe  dürfen  die 
Consuln  an  die  in  ihrem  Amtsbezirke  woh- 
nenden Angehörigen  ihres  Staates  erteilen; 
Pässe  anderer  Beliörden  für  Personen,  welche 
sich  nach  dem  Anstellungsstaat  begeben 
wollen,  werden  von  dem  Consul  mit  seinem 
Visa  versehen.  Den  nationalen  Schiffen  und 
deren  Besatzungen  gegenüber  stehen  den 
Considn  aus^edelmte  Befugnisse  polizeilicher 
und  richterhcher  Natur  —  zuweilen  unter 
Zuziehung  von  Beisitzern  (Naval  court)  — 
zu.  Die  Führer  solcher  Schiffe  müssen  sich 
bei  Vermeidung  von  Strafen  bei  dem  Consul 
melden  bezw.  ihre  Papiere  deponieren;  die 
Consuln  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die 
Flagge  ihi-es  Landes  nicht  von  unbefugten 
Schiffen  gefühlt  wird,  die  Consuln  fungieren 
als  Mustenmgsbehörden  —  die  deutschen 
Consiün  sind  Seemannsämter  — ,  sie  haben 
die  —  oft  durch  vertragsmässige  Bestim- 
mungen ausdrücklich  anerkannte  oder  ge- 
regelte —  Befugnis,  Schiffsleute,  welche  sich 
nach  der  Anmusterung  dem  Dienste  ent- 
ziehen, dem  Schiffer  mit  dem  Beistande  der 
Lokaibehörden  zuführen  zu  lassen,  sie  haben 
über  Beschwerden  der  Schiffsmannscliaft  be- 
züglich der  Seetüchtigkeit  des  Schiffes  oder 
der  Beschaffenheit  des  Proviants  zu  befin- 
den, sie  haben  bei  bürgerlichen  Streitig- 
keiten zwisclien  Schiffsführer  und  Mann- 
schaft vorläufige  Entscheidung  zu  treffen, 
auch  sind  sie  zuständig,  imter  ge\nssen 
Voraussetzungen  bei  Straffällen  an  Boixi 
nationaler  Schiffe  einzuschreiten  oder  Strafen 
festzusetzen. 


Im  allgemeinen  gestattet  kein  Kultur- 
staat innerhalb  seiner  Grenzen  die  Ausübung 
einer  fremden  Gerichtsbarkeit.  Doch  hat 
man  zu  Gunsten  der  fremden  Consuln  Ab- 
weichungen von  dieser  Regel  insofern  ein- 
treten lassen,  als  man  selbst  in  christlichen 
Staaten  den  Consuln  einzelne  Amtshand- 
lungen gestattet,  welche  sonst  von  richter- 
lichen Personen  ausgeübt  werden.  Auch 
ohne  besondere  verti'agsmässige  Zusicherung 
erlauben  viele  Staaten  den  fremden  Consuln, 
auf  Ersuchen  der  Gerichte  ihres  Staates  Zu- 
stellungen zu  bewirken,  Zeugen  eidlich  zu 
vernehmen  (in  Deutschland  ist  letzteres  den 
fremden  Considn  nicht  gestattet),  bei  Strei- 
tigkeiten z^\ischen  Schiffsführer  und  Schiff?>- 
leuten  Entscheidung  zu  treffen,  Verklarungen 
aufzimehmen  etc.  Was  die  Vernehmung 
von  Zeugen  betrifft,  so  wollen  manche  Schrift- 
steller und  amtliche  Kundgebungen  die 
Consuln  hierbei  lediglich  als  Privatpereonen 
angesehen  wissen.  Nach  der  deutschen 
Reehtsauffassung  handeln  die  deutschen 
Consuln  in  solchen  Fällen  in  amtlicher  Eigen- 
schaft. In  nichtehristlichen  Ländern  ist 
den  fremden  Consuln  meist  volle  Gerichts- 
barkeit in  bürgerlichen  und  Strafsachen  ein- 
geräumt. Sind  Landesangehörige  beteiligt, 
so  sind  entweder  die  Landestribunale  zu- 
ständig oder  die  Entscheidung  fällt  ge- 
mischten Gerichten  zu.  Die  EinzeUieiton 
ergeben  sich  aus  den  Verträgen  mit  den 
Kultui*staaten  und  den  in  Betracht  kommen- 
den Ländern  (Türkei,  Egypten,  Persien, 
Tripolis,  Tunis,  Mascat,  Marocco,  China, 
Korea,  Slam,  Samoa,  Sansibar  u.  a.).  Der 
erste  derartige  Vertrag  ward  1535  dun*h 
Franz  I.  von  Frankreich  mit  der  Türkei  ab- 
geschlossen. Das  Verfahren  vor  den  Con- 
sulargerichten  in  nichtehristlichen  Ländern 
beruhte  fi'üher  mehr  auf  einer  sehr  ver- 
schieden gestalteten  Praxis  als  auf  gesetz- 
licher Grundlage.  Erst  in  neuerer  Zeit  ist 
es  nach  dem  Vorgange  Frankreichs  Gegen- 
stand umfassender  Bestimmungen  ge weisen, 
für  die  preussischen  Consiüate  seit  1865, 
für  die  Consuln  des  Deutlichen  Reiches  seit 
1879.  Für  die  deutschen  Richterconsuln 
und  Considargerichte  ist  das  inländische 
Gerichtsverfahivn  zum  Ausgangspunkte  ge- 
nommen. Die  Berufung  g-eht  an  das  Reichs- 
gericht in  Leipzig.  Das  von  den  Richter- 
consuln in  Anwendung  zu  bringende  Recht 
ist  in  der  Regel  dasjenige  des  den  Consul 
ernennenden  Staates,  doch  wird  den  Consuln 
gestattet,  die  Gewolmheiten  ihres  Amtssitzes 
zu  berücksichtigen,  auch  wohnt  ihnen  oder 
den  ihnen  vorgesetzten  Behörden  in  grosserem 
oder  geringerem  Umfange  die  Befugnis  bei, 
Vorschriften  mit  Gesetzeskraft  zu  erlassen. 
Am  weitesten  gehen  wohl  in  letzterer  Be- 
ziehung die  Befugnisse  der  Vereinigten 
Staaten-Gesandten,  welche  auf   Grund   der 
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Eev.  Stal.  sec.  4086  Yorschriften  mit  Ge- 
setzesbaft  in  allen  denjenigen  Fällen  zu  er- 
lassen befugt  sind,  wo  das  Common  law, 
das  law  of  ei'iuity  or  admiralty  oder  die 
Statutes  nicht  ausreichen.  In  den  deutschen 
Consoiargerichtsbezirken  sind  in  betreff  des 
bürgerlichen  Rechtes  die  Reichsgesetze,  das 
preussische  Allgemeine  Landrecht  und  die 
m  den  landrechtlichen  Teilen  Preussens 
geltenden  Gesetze  massgebend,  in  Handels- 
saclien  kommt  zunächst  das  in  dem  Consu- 
laigerichtsbezirke  geltende  Handelsgewohn- 
heitsrecht zur  Anwendung.  In  betreff  des 
Strafrechts  gelten  das  Strafgesetzbuch  für 
das  Deutsche  Reich  und  die  sonstigen  Straf- 
bestimmungen der  Reichsgesetze.  Dt»r  Consul 
kann  polizeiliche  Vorscluiften  erlassen  und 
die  Xiehtbefolgung  derselben  mit  Geldstrafen 
biß  zu  150  M.  bedrohen. 

c)  Befugnisse  als  Urkundsper- 
sonen. Die  den  Consul  n  zugewiesene  Aus- 
stellung von  2ieugnissen  hat  mit  der  Ausdeh- 
nung de?!  TVeltverkeiu-s  an  Bedeutung  gewon- 
nen. Es  bandelt  sich  nicht  mehr  bloss  um  Beiu*- 
kundung  der  Echtlieit  von  behördlichen  Unter- 
schriften (Legalisationen),  um  Bt^glaubigung 
von  Abschriften  und  Ueberselzuugen,  um 
Lebensatteste  etc.,  sondern  um  Zeugnisse 
von  oft  sehr  weitgehender  Bedeutung  (Ur- 
sprungszeugnisse, Gresnndheits|)ässe  u.  dgl.), 
deren  pfliehtmässige  Ausstellung  umfassende 
Kenntnisse  voraussetzt.  KeinenfaUs  dürfen 
Consuln  Zeugnisse  über  Thatsachen  aus- 
stellen, von  deren  Richtigkeit  sie  sich  nicht 
voll  überzeugt  haben.  Den  Consuln  vieler 
Staaten  steht  ein  weitgehendes  Notariats- 
recht in  dem  Sinne  zu,  dass  die  von  ihnen 
über  Rechtsgeschäfte  aufgenommenen  Ur- 
kunden dieselbe  Kraft  haben  wie  die  von 
Notaren,  Friedensrichtern  oder  anderen  Ur- 
kundspersonen ihres  Staates  im  In  lande  auf- 
genommenen Akte.  Dieses  Notariatsrecht 
haben  die  deutschen,  britischen  —  selbst 
die  nicht  von  der  Krone  ernannten  Yice- 
consuln  — ,  nord amerikanischen,  italienischen, 
franzosis<:hea  und  andere  Consuln.  Das 
Notariatsrecht  der  Österreichisch-ungarischen 
Consuln  beschränkt  sich  auf  Legalisienmg 
und  Certiorienmg  derjenigen  Urkunden,  von 
welchen  in  Oesterreich- Ungarn  Gebrauch 
gemacht  werden  soll,  und  auf  Verfassung 
solcher  Urkunden  füi*  österreich-ungaiische 
Unterthanen  mit  der  Wirkung  der  Authen- 
tizität In  denjenigen  nichtchristlichen  Län- 
dern, in  welchen  den  Consuln  Gerichtsbarkeit 
zusteht,  haben  sie  auch  in  Bezug  auf  die 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  die  Zuständigkeit 
von  Gerichtspersonen. 

d)  Standesamtliche  Befugnisse. 
Der  französische  Code  civil  hat  den  ü-anzösi- 
schen  Consuln  die  Befugnis  zur  Aufnahme  von 
Civilstandsakten  beigelegt.  Andere  Staaten 
haben  sich  dagegen  gesträubt,  ihren  Consuln 


solche  Befugnisse  zu  übertragen.  Ander- 
wärts hat  das  praktische  Bedürfnis  sich 
stärker  gezeigt  als  theoretische  Bedenken. 
Gegenwärtig  fungieren  deutsche  (seit  1867 
bezw.  1870),  britische  (seit  1849),  ameri- 
kanische (diese  nur  in  beschränktem  Masse), 
italienische  und  andere  Consuln  als  Standes- 
beamte. Zuweilen  bedarf  es  noch  einer  be- 
i  sonderen  Ermächtigung  seitens  der  vorge- 
setzten Behörde,  so  für  die  deutschen  Con- 
suln seitens  des  Reichskanzlers,  für  die 
britischen  Consuln  seitens  des  Staatssekre- 
tärs. Die  Consuln  sind  grundsätzlich  zur 
Eheschliessung  und  zur  Beurkundung  von 
Gebiurten  und  Sterbefällen  nur  ennächtigt, 
wenn  es  sich  um  Angehörige  ihres  Landes 
handelt.  Doch  können  manche  Consuln, 
z.  B.  die  deutschen  und  britischen,  Ehen 
auch  dann  scldiessen,  wenn  nur  ein  Teil 
dem  Ernennungsstaate  angehört.  Nach  der 
französischen  Gesetzgebung  ist  dies  unzu- 
lässig. Wie  bei  allen  ihren  Amtshandlungen 
sind  die  Consuln  auch  bei  Ausübung  stan- 
desamtlicher Befugnisse  an  die  Genehmigung 
des  Aufenthaltsstaates  gebtuiden.  Gestattet 
das  doi-tige  Recht  den  fremden  Consuln 
solche  Handlungen  nicht  oder  nur  mit  Be- 
schränkungen, so  müssen  sich  die  Consuln 
insoweit  standesamtlicher  Funktionen  ent- 
halten. In  Deutschland  kann  eine  Elie  n\u* 
vom  Standesbeaniten  geschlossen  werden. 
Sofern  daher  nicht  vertragsmässig  eine  Aus- 
nahme gemacht  ist,  können  fremde  Consuhi 
in  Deutschland  Eheschliessiuigen  mit  Rechts- 
gültigkeit für  Deutschland  nicht  vornehmen. 
Die  Österreich-ungarische  Regierung  legt  in 
neuerer  Zeit  der  Vornahme  von  Eheschliess- 
ungen seitens  fremder  Consuln  ein  Hindernis 
nicht  in  den  Weg,  erkennt  aber  dadurch  die 
Rechtsgültigkeit  der  in  solcher  Weise  ge- 
schlossenen Ehen  nicht  ohne  weiteres  an. 
Im  allgemeinen  gilt  aucli  in  Beziehung  auf 
Ehesclüiessungen  das  »locus  regit  actum* 
imd  eine  Ehe,  welche  im  Auslande  unter 
Beobachtung  der  dortigen  Fonnen  geschlossen 
wortlen  ist,  wird  auch  im  Inlande  als  rechts- 
gültig anzusehen  sein.  Ob  bezüglich  der 
persönlichen  Fähigkeit  ziu-  Eheschliessung 
das  Recht  desjenigen  Landes,  welchem  die 
Verlobten  angehörcn,  oder  das  Recht  des 
Landes  entscheidet  wo  die  Ehe  geschlossen 
wird,  ist  streitig.  Die  englische  Regienmg 
erkennt  zwar  an,  dass  die  »lex  loci«  im  all- 
gemeinen massgebend  ist,  hat  aber  ilu-eu 
Consuln  ausdrücklich  ^untersagt,  Ehen  zu 
schliessen,  welche,  wenn  in  England  ge- 
schlossen, ungültig  sein  würden,  z.  B.  die 
Ehe  eines  britisclien  Unterthanen  mit  der 
Schwester  seiner  verstorbenen  Frau,  wenn- 
gleich das  Recht  des  Aufentlialtsstaates 
solche  Ehen  gestatten  sollte.  Den  deutscheu 
Consiün  haben  die  Verlobten  nachzuweisen, 
dass  die   nach    den  Gesetzen  ihrer  Heimat 
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ziir  Eingehung  einer  Ehe  notwendigen  Er- 
fordernisse vorhanden  sind.  Die  Consuln 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sollen 
zwar  den  v  erlobten  raten,  sich  in  allen 
Stücken  nach  der  lex  loci  zu  richten,  aber 
es  ist  den  Consuln  untersagt,  die  Gültigkeit 
einer  demgeinäss  geschlossenen  Ehe  zu  be- 
zeugen. Bei  Eheschhessungen  diu*ch  die 
französischen  Consuln  ist  nach  der  franzö- 
sischen Praxis  bezüglich  der  persönlichen 
Fähigkeit  der  Eheschliessenden  das  franzö- 
sische Recht  massgebend. 

e)  Verschiedene  administrative 
Aufgaben.  Die  Consuln  sind  dazu  berufen, 
in  gewissen  Fällen,  wo  Angehörige  ihres 
Staates  nicht  selbst  in  der  Lage  sind  (wegen 
Abwesenheit,  Handlungsunfähigkeit  etc.),  ihre 
Interessen  wahraunehmen,  von  Amts  wegen 
die  Fürsorge  für  deren  Angelegenheiten  zu 
übernehmen.  Dies  ist  namentlich  in  Nach- 
lassangelegenheiten sowie  bei  UnfäUen  und 
beim  Verkauf  nationaler  Seliiffe  der  Fall. 
Voraussetzung  des  consularischen  Eintretens 
ist,  dass  nicht  die  Lokalbehörden  einschreiten, 
wie  dies  denselben  oft  vertragsmässig  zur 
Pflicht  gemacht  ist.  In  Bezug  auf  den 
Nachlass  von  Schiffsleuten  sind  in  neuerer 
Zeit  die  Obliegenheiten  der  Consuln  in  Staats- 
verträgen näher  bestimmt  So  in  Verträgen 
Deutschlands  mit  Grossbritannien  (1870), 
Frankreich  (1885),  Inhalts  deren  der  Nach- 
lass  deutscher  Seeleute,  welche  auf  britischen 
bezw.  französischen  Schiffen  gestorben  sind, 
dem  deutschen  Consid  ausgehändigt  wird 
und  umgekehrt.  Bei  Unglücksfällen  der 
Schiffe  ihres  Landes  haben  die  Consuln  die 
nötigen  Rettungs-  und  Bergimgsmassregeln 
einzuleiten,  doch  ist  diese  Pfhcht  nur  eine 
subsidiarische,  da  Staatsverträge  vielfach  den 
Lokal behörden  des  einen  kontrahierenden 
Teils  die  Pflicht  auflegen,  den  Schiffen  des 
anderen  Teils  in  Notfällen  Hilfe  imd  Bei- 
stand zu  leisten.  Den  Consuln  ist  dabei 
eine  Mitwirkung  insofern  eingeräumt,  als 
ihnen  gestattet  ist,  die  auf  Ausbessenmg, 
Neuverproviantierung  imd  den  Verkauf  be- 
züglichen Mjissregeln  zu  überwachen.  Bei 
dergleichen  Gelegenheiten  und  in  Nachlass- 
sachen können  die  Consuln  in  die  Lage 
kommen,  sich  der  Aufbewahnmg  von  Effekten, 
Geldern  und  Wertsachen  zu  unterziehen. 
Sie  sind  dann  im  aUgemeinea  verpflichtet, 
auf  die  Verwahrung  des  in  ihrer  Obhut  be- 
findlichen Gutes  dieselbe  Sorgfalt  wie  für 
ihre  eigenen  Sachen  zu  verwenden  und 
eventuell  für  ein  grobes  Versehen  zu  haften. 
Ohne  gesetzlichen  Anlass  die  Aufbewahrung 
von  Privateigentum  zu  übernehmen,  sind  die 
Consuln  im  allgemeinen  nicht  benifen ;  imter- 
ziehen  sie  sicn  derselben  auf  Wimsch  der 
Beteiligten,  so  ist  das  wesentlich  als  eine 
privatrechtliche  Abmachung  anzusehen,  auf 
welche   das   bürgerliche  Recht  Anwendung 


findet.  Fernere  Aufgaben  der  Consuln  be- 
züglich der  nationalen  Sclüffahrt  —  zum 
Teil  notarieller  Natur  —  können  sein:  die 
Aufnalime  von  Protesten,  Verklarungen, 
Dispensen,  Einsetzung  eines  Schiffsführers, 
Mitwirkung  beim  Verkaufe  und  bei  der  Ver- 
bodmung eines  Schiffes  etc.  Auch  bei  Aus- 
führung des  Seeunfall versichenmgsgesetzes 
und  des  R.G.  betreffend  die  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  sind  die  Consuln  zu 
einer  Mitwirkung  berufen.  Die  Consuln 
können  auch  in  die  Lage  kommen,  als  Ver- 
mittler von  Vergleichen  oder  Schiedsrichter 
zu  fungieren.  Nach  dem  deutschen  Consu- 
largesetze  können  die  Consuln  des  Reiches 
es  im  allgemeinen  imd  von  besonderen  Be- 
denken im  einzelnen  Falle  abgesehen  nicht 
ablehnen,  bei  Rechtsstreitigkeiten  von  Deut- 
schen unter  sich  und  mit  Fremden  auf  An- 
trag der  Parteien  den  Abschluss  von  Ver- 
gleichen zu  vermitteln  oder  das  Schieds- 
richteramt zu  übernehmen,  wenn  sie  in  der 
durch  die  Ortsgesetze  vorgeschriebenen  Form 
von  den  Parteien  zu  Schiedsrichteni  ernannt 
werden. 

Quellen  und  Litteratur:  Da  die  staatsrecht- 
liche und  völkerrechtliche  SeiU  des  Gegenstandes 
ineinandergreijen,  so  behandeln  sowohl  die  Hand- 
bücher des  Staatsrecht*  als  die  des  Völkerrechts 
das  Consularrechtt  erstere  mehr  vom  Stundpmikie 
des  Emennungsstaates  aus,  letzters,  indem  sie 
mehr  darauf  Gewicht  legen,  was  der  Empfangs- 
Staat  zulässt.  Von  einer  Aufzählung  dieser 
Handbücher  kann  hier  füglich  abgesehen  werden, 
ebenso  von  der  Benennung  derjenigen  Zeitschriften 
und  lexikalischen  Werke,  welche  Artikel  über  das 
Consularwesen  enthalten.  Die  nachstehende  Zu- 
sammenstellung beschränkt  sich  auf  die  Gesetz- 
gebung und  Litteratur  betreffend  das  Consular- 
Wesen  der  einzelnen  JUinder.  —  Deutsch- 
land. Gesetz,  betreffend  die  Organisation  der 
Bundesconsulate  s<^wie  die  Amtsrechte  und 
Pflichten  der  Bundesconsuln  v,  8.  Sov.  1867 
(B.  G.  Bl.  S.  hi4).  Allgemeine  Dienstinstnikiion 
V.  6.  Juni  1871  mit  Nachtrag  v.  22,  Febr,  187S 
(Berlin,  v,  Deckerscher  Verlag).  —  Gesetz,  be- 
treffend die  Consulargerichtsbarkeit  v,  10.  Juli 
1879  (R,  G.  Bl.  S.  197),  —  Instniktion  des 
Reichskanzlers  v,  10.  Sept.  1879  (Centr.  Bl,  S. 
575),  V.  4,  Febr,  1882  (Centr,  Bl,  S.  111)  und 
V,  27,  Nov.  1891  (Centr,  Bl.  S,  319).  —  GeseU, 
betreffend  die  Gebühren  und  Kosten  bei  den 
Consulatcn  des  Deutschen  Reiches  r,  1.  Juli  1872 
(R.  G.  Bl.  S.  245).  —  Gesetz,  betreffend  die 
Eheschliessung  und  Beurkundung  des  Personen- 
standes von  BundesangehöHgen  im  Auslande  r. 
4.  Mai  1870  (B.  G.  Bl.  S.  599).  —  Instruktion 
des  Reichskanzlers  v.  1.  Mai  1971  und  11,  De- 
zember 1885.  Seemannsordnung  vom  27,  De- 
zember 1872  (R.  G.  Bl.  S.  409).  —  v.  Köni^, 
Handbuch  des  deutschen  Consiäarwesens,  5,  Ausg., 
Berlin  1896.  —  Frankreichs  Consularorgani- 
sation  datiert  von  1669  u,  1681,  ist  in  den  Jahren 
1781  und  I8I4  weiter  entwickelt  und  hat  im 
Jahre  18.i8  ihren  Abschluss  gefunden.  —  Der 
Guide  pratique  des  (^ofisulais  von  de  Clereq 
und  de  Vallat   (4,  Ausg.   1880)   stellt  die  gel 
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tenden  Besitmmungen  »ystematUch  zusammen 
und  kommentiert  dieselben.  —  de  Clet*cq  et 
de  Vallatt  Formulaire  des  Chancellen'es  dt- 
phmatiques  et  consulaires,  suivi  du  tarif  dejt 
ChaneeÜeries  et  du  texte  des  pHncipales  lois, 
ordonnances,  circulaires  et  Instructions  ministe- 
rielU-s  relatives  aux  cons%d<Us.  6.  Ausg.,  Paris, 
Perdone-Laurül,  1890  nebst  Supplement  v.  1894' 

—  Bom^  Grundziige  des  französischen  Con- 
tularreehts,  freiburg  1888.  —  Grossbri- 
tan  nie  n.  Consvüir  Act  6  Geo.  IV,  Cap.  87 
r.  5.  Juli  1825,  mit  späteren  Gesetzen,  Instruk- 
tionen etc.,  abgedruckt  als  Anhang  zu  den  Ge- 
neral Instructions  for  II.  M.  Consular  Ofßcers, 
revised  january  7**-  189S,  London,  ITarrison  & 
Sons.  —  JToelf  A  ConsuVs  Manual  and  Shi- 
powner's  and  Shipmaster's  practical  gnide  in 
their  transactions  abroad,  London  1879.  — 
Inglis^  Consular  Formulary,  being  a  collection 
of  forms  and  precedents  for  the  use  of  ff.  M. 
consular  officers  in  the  discharge  of  their  duties, 
London  1879.  —  Italien.  Legge  28.  gennajo 
1866  suW  ordinamento  del  servizio  consolare 
italiano.  Regolamento  per  Vesecuzione  della 
legge  28.  gennajo  1866,  beide  auch  französich,  — 
Esperaon,  Diritto  diplomaiico  (Mailand  1874) 
vol.  2,  parte  1.  De*  Consolati.  Der  Gebühren- 
tarif ist  durch  kgl.  V.  r.  10.  August  1890  fest- 
gestellt. —  Niederlande.  Nederlandsche 
Consulaire   Vorschrißen  etc.,  s'Gravenhage  1889. 

—  Oesterreich-  Un  g  am.     Die    Organi- 
sation des  österr. 'Ungar.  Consulardienstes  ist  seit 
1850  ländenceise  durch  verschiedene  Allerh.  Ent- 
schliessnngen  erfolgt.  —  IkbS  Handbuch  des  Con- 
sularwesens  von  Neutnann  (Wien  1854)  enthält 
eine   grosse  Zahl    der  für  die   österr.    Constdn 
massgebenden     Verordnungen.     —     Ebenso    das 
Handbuch  des  österr.'Ungar.  Consularwesens  vo^i 
RiUer  v.  Malfatti   di  Monte   Tretto   (Wien 
1879,    Supplementband  1888)   und   das  Jahrbuch 
des  k.  Jb.  Ausw.  Dienstes,  Wien  1898.  —  Ru  ss  - 
lan  d.     Reglement  pour   les   consuUs   de  Russie 
en  Europe  et  en  AmSri^ue  v.  SS.  Dez.  1858.  — 
Annuaire   diplomatique   de   V Empire   de  Russie 
pour  1887.  —  Die  (Jonsulatsgebühren  sind  durch 
einen     Tarif    v.    8.   Juni   189S    vielfach   erhöht 
worden.     Eine  Sammlung  der  Instruktionen  für 
die  Consuln  in  den  nicht  orientalischen  Ländern, 
umfassend  die  Zeit  von  I84O — 1888,  ist  im  Jahre 
1888   in  Petersburg  in  russischer  Sprache  heraus- 
gegeben,  ein  Ergänzungsband   hierzu  im   Jahre 
1895.     Für  die   Wahlconsuln  ist  ein  Auszug  aus 
dieser  Sammlung  in  französischer  Sprache  ver- 
fasst    worden.    —     V  er  einig  te     Staaten 
von    Amerika.     ReguUuions   prescribed  for 
the     use     of     the      Consular    Service     of    the 
United  Sudes,    Washington,    Government    Prin- 
ting     Office    1896.    —    Belgien.      Reglements 
Consulaires  S.  ed.,   Bruxeües  1887   (enth/ilt  eine 
Zusammenstellung  aller  auf  das  Consulurwesen 
sieh    beziehenden    Gesetze,     Verordnungen    und 
Ministertalanweisungen).   —  AmtZy  Preeis  me- 
thodique  des  Reglements  Consulaires  de  Beigigue, 
Bruxeües  1876.  —  Brasilien.     Regulamento 
Consular  v.  S4'  Mai  1872.     Englisch  unter  dem 
Titel:    Consular   Regulations   of  the   Empire  of 
Brazil,    London    1872.      Die    ConsukUsgebühren 
sind   durch   Dekret  v.   I4.  u.  21.  März  1898  er- 
höht. —    Dänemark.     Instruction   pour  les 
Consuls   de   Danmark  a  Vetranger,    Copenhague 
1894-   — *    Griechenland.      Loi    consulaire 


V.  iL  Dez.  1877,  in  Kraft  getreten  am  1.  Okt. 
188 J.  —  Athhies,  Imp.  Andri  Coromilas,  1888. 
—  Das  Gesetz  hat  Aenderungen  und  Ergänzungen 
erfahren  durch  GG.  v.  15.  Dez.  1878,  20.  März 
1881,  4.  Juni  1882,  19.  Juli  1885,  28.  Mai  und 
24.  Dez.  1887,  23.  März  1889,  21.  März  und  8. 
Mai  1891.  Eine  Sammlung  aller  Bestimmungen 
ist  im  Jahre  1894  »"t^«»*  dem  Titel:  Guide  de« 
fonctionnaires  diplomatiques  et  consulaires  de  la 
Grece  erschienen.  —  Portugal.  Reglement 
consulaire  portugais  traduit  en  fran^ais  par 
Ouillon  ed.  ofßcielle^  Lisbonne  1875.  —  For- 
mulario  dao  Chancellarias  Consulares  por  Pedro 
Affonso  de  Eigueiredo,  Baräo  de  Wildik  lAsboa 
Impresa  Aacional  1878.  —  Gebährentarif  v.  SJ. 
Okt.  1885.  —  Tabeüa  dos  Emolumentos  Consu- 
lares que  se  devem  cobrar.  Nos  Consulados  de 
Portugal  e  suas  Respectiras  Dependeiicias  Ap- 
provada  por  Carla  de  Lei  de  5  de  Maio  de  1898, 
lAsbon,  Impresa  Xacional  1898.  —  Schweden 
und  Norwegen.  V.  v.  4-  Nov.  1886,  in 
Kraft  getreten  am  1.  Jan.  1887.  Englisch  unier 
denh  Titel:  Royal  ordinance  conceming  the  con- 
sular Service  of  Sweden  and  Norway  1886.  Nur 
in  Bezug  auf  einzelne  Tarifpositionen  hat  diese 
Instruktion  in  neuerer  Zeit  einige  Aenderungen 
erfahren.  —  Spanien.  Ley  organica  de  Uis 
carreras  diplomcUica,  consular  y  de  interpretes 
de  14  de  Marzo  de  1888,  Madrid  1888.  —  M. 
A,  de  CastTo  la  Saleix,  Gui  practica  del 
diplomdtico  espanol,  1886.  —  Derecho  Consular 
de  Espana  por  D,  JSd,  Toda  y  Giiel  (auf 
amtl.  VerayU.),  Madrid  1889.  —  Tarif  v.  22.  Juli 
1889  (Gaceta  de  Madrid  v.  2.  August  1889).  — 
Türke  i.  Reglement  organique  pour  les  Con- 
sulats  Ottomans,  Constantinople  1898. 

V.  König, 


Coquelin,  Charles, 

feb.  zu  Dunkerque  am  27.  XI.  1803,  gest.  zu 
aris  am  12.  VIII.  1853.  Nachdem  er  einige 
Jahre  als  Advokat  in  seiner  Vaterstadt  gewirkt 
hatte,  Hess   er  sich  1832  in  Paris  nieder,  hier 

—  unter  Verzicht  auf  die  advokatorische  Praxis 

—  hauptsächlich  schriftstellerisch  thätig.  Er 
war  Mitarbeiter  der  angesehensten  Zeitungen 
und  Zeitschriften,  Sekretär  der  Association  für 
den  Freihandel  und  im  Verein  mit  Guillaumin 
Herausgeber  des  „Dictionnaire  d'economie  poli- 
tique",  2.  vols.,  2.  6d.,  Paris  1854,  4,  6d.,  1873. 

Die  in  Buchform  von  ihm  erschienenen 
Schriften  sind  folgende: 

Essai  sur  la  filature  mecanique  du  lin  et 
du  chanvre,  Paris  1840.  —  Nouveau  traite 
complet  de  la  filature  mecanique  du  lin  et  du 
chanvre,  Paris  1846.  —  Le  credit  et  les  banques, 
Paris  1848,  3.  ed.,  revue,  annotee,  augmentee 
d'une  introduction  par  Courcelle-Seneuil  et  d'une 
notice  bio^raphique  ^ar  G.  de  Molinari,  Paris  1875. 

Cf.  Nouvelle  Biographie  g6n6rale,  vol.  XI 
(Paris  1855)  S.  754.  Kecf. 


Cossa,  Luigi, 


geb.  am  27.  V.  1831  zu  Mailand,  gest.  daselbst 
am  12.  V.  1896,  wurde  1858  ausserordentlicher 
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1860  ordentlicher  Professor  der  politischen  Oeko- 
nomie  an  der  Universität  zn  Pavia  nnd  lehrte 
später  zugleich  anch  am  Polytechnikum  in 
Mailand. 

Cossa,  ein  genauer  Kenner  auch  der  fremd- 
ländischen Litteratur,  hat  sich  besondere  Ver- 
dienste um  diese  erworben,  indem  es  seiner  An- 
regung zu  verdanken,  dass  die  aus  seiner  Schule 
hervorgegangenen  jüngeren  Nationalökonomen 
(Ferraris,  Kicca-Salerno,  Cusumano,  Nicolini, 
Loria  u.  a.)  dem  Studium  der  deutschen  und 
englischen  nationälökonomischen  Schriftsteller 
ihr  lebhaftes  Interesse  zugewandt  haben.  Schrift- 
stellerisch hat  sich  Cossa  vor  allem  durch  Ab- 
fassung kurzer,  aber  sehr  brauchbarer  Lehr- 
bücher und  durch  bibliographische  Leistungen 
(ö.  u.)  ausgezeichnet,  die  auf  wichtigen  litterar- 
historischen  Studien  beruhen.  Cossa  war  Ehren- 
mitglied des  internationalen  statistischen  Insti- 
tuts und  Mitglied  des  Consiglio  superiore  für 
das  öffentliche  Unterrichtswesen  des  Königreichs 
Italien. 

Von  seinen  staatswLssenschaftlichen  Ver- 
öffentlichungen in  Buchform  seien  genannt: 

Guida  allo  studio  dell'  economia  poHtica, 
Mailand  1876;  3.  Aufl.  u.  d.  T. :  Introduzione 
allo  studio  etc.  1890.  (Uebersetzt  ins  Spanische, 
Englische;  ins  Französische  u.  d.  T.:  Histoire 
des  doctrines  economiques.  Av.  une  preface  de 
A.  Deschamps,  Paris  1899 ;  ins  Deutsche  u.  d.  T. : 
Einleitung  in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre, 
von  Ed.  Moormeister,  Freiburg  i.  B.  1880.)  — 
Primi  elementi  di  economia  politica,  Mailand 
1876;  8.  Aufl.  1888.  (Ins  Englische,  Russische, 
Polnische,  Spanische,  Portugiesische,  Franzö- 
sische (von  L.  Paoli  u.  Ch.  Gide  1889)  übersetzt ; 
ins  Deutsche  übertragen  u.  d.  T. :  Die  ersten 
Elemente  der  Wirtschaftslehre,  von  Ed.  Moor- 
raeister,  Freiburg  i.  B.  1879.)  —  Die  8.  Aufl. 
dieses  Werkes  zerfällt  in  2  Teile,  in  die  ,Eco- 
nomia  Sociale'  und  in  die  , Politica  Economica'. 

—  Primi  elementi  di  scienza  delle  finanze,  Mai- 
land 1876,  4.  Aufl.  1887:  5.  Aufl.  1890;  6.  Aufl. 
1893.  (Uebersetzt  ins  Spanische,  Schwedische, 
Russische,  Polnische,  Englische  (1888);  Japa- 
nische von  Chiuji  Machida  (1889,  2.  Aufl.  1892); 
Französische  1891;  ins  Deutsche  u.  d.  T. :  Grund- 
riss  der  Finanzwissenschaft,  frei  bearbeitet  von 
K.  Th.  Eheberg,  Erlangen  1882,  2.  Aufl.  1887; 
3.  Aufl.  1891 ;  4.  Aufl.  u.  d.  T. :  Eheberg,  Finanz- 
wissenschaft, 1895.)  —  Saggi  di  economia  poli- 
tica, Mailand  1878.  —  Ausserdem  übersetzte 
Cossa  W.  Stanley  Jevons  (s.  d.)  „The  theory 
of  political  economy"  ins  Italienische. 

Im  Giornale  degli  Economisti,  Jahrg.  1892 
veröffentlichte  Cossa:  L'economia  politica  negli 
Stati  Uniti  nell'  America  settentrionale.  Als 
Supplemente  zu  den  Jahrgängen  1892  bis  1896 
dieser  Zeitschrift  veröffentlichte  er  an  Biblio- 
graphieen  u.  a.:  Elenco  di  tutti  i  trattati  e 
compendii  pubblicate  da  italiane  dal  1765  fino  al 
1891.  —  Elenco  di  tutte  le  opere  italiane  pubbli- 
cate sulla  moneta  dal  secola  XV  sino  al  1848. 

—  Elenco  di  tutte  le  opere  pubblicate  sulla  storia 
dalla  scienza  economica  in  Italia.  —  La  parte- 
cipazione  degli  operai  al  profitto.  —  La  distri- 
buzione  delle  ricchezze.  —  La  teoria  del  valore. 

—  I  trattati  e  compendii  d'economia  politica 
nelle  nazionalita  minori.  —  Trattati  e  compen- 
dii inglesi  d'economia  politica.  —  Trattati  e 
compendii    tedeschi    di    economia    politica.    — 


Teoria  generale  delle  finanze.  —  Teoria  del 
credito  pubblico.  —  Trattati  e  compendii  tedeschi 
di  economia  politica. 


Vgl.  über  Cossa:  ü.  Mazzola,  in  morte  di 
Lui^  Cossa  f  12.  V.  1896  in  Giornale  degli  Econo- 
misti, Giugno  1896.  —  Luigi  Cossa  (necrologfie) 
in  Bulletin  de  Tlnstitut  Internat,  de  statist., 
tome  Vni,  1896.  —  Eouxel,  Luigi  Cossa  (n^cro- 
logie)  in  Journal  des  Econom.,  Juillet  1896.  — 
Louis  Cossa  (n^crologie)  in  Revue  d'economie 
politique  annee  X,  1896.  —  Blenck,  Lui^ 
Cossa  (Nekrolog)  in  Zeitschr.  d.  kgl.  preuss. 
Statist.   Bureaus,  Jahrg.  XXXVI,  BerHn  1896. 

LtpperL 


Council-bills 

s.  Silber. 


Conponstener. 

1.  Begriff   der   C.      2.   Begründung   und 
Zweckmässigkeit  der  C.    3.  Gesetzgebung. 

1.  Begriff  der  C.  Die  Coiiponsteuer  ist 
eine  Form,  in  der  ein  Teil  der  Kapitalren- 
ten- imd  Einkommensteuer  (s.  d.)  zur  Er- 
hebung gelangt.  Sie  besteht  darin,  dass  die 
Steuer  auf  die  Rente  bezw.  das  Einkommen 
aus  Zinsen  und  Dividenden  der  Obligationen 
und  Aktien  nicht  bei  dem  Steuerpflichtigen 
selbst  erhoben  wird,  sondern  bei  dem  Emit- 
tenten. Der  letztei-e  hat  also  den  auf  die 
Zinsen  und  Dividenden  entfallenden  Steuer- 
betrag  direkt  an  die  Staatskasse  abzuführen, 
wogegen  er  seinerseits  bei  der  Einlösimg 
der  Zins-  und  Dividendenscheine  (Coupons) 
die  auszuzahlende  Summe  um  den  Betrag 
der  verauslagten  Steuer  kürzt. 

2.  Begründnng  und  Zweckmässigkeit 
der  C.  Da  die  Couponsteuer  nur  ein  Teil 
entweder  der  Kapitalrentensteuer  oder  der 
Einkommensteuer  ist,  so  hat  sie  ilii*e  Be- 
gründung zugleich  mit  diesen  beiden  Steuer- 
arten zu  erhalten.  Dass  sie  eine  zweck- 
mässige Form  der  Erhebung  eines  Teiles 
der  Kapitalrenteiisteuer  darstellt,  kann  nicht 
bestritten  werden.  Die  betreffenden  Zinsen 
werden  durch  eine  Deklarationspflicht  der 
einzelnen  Empfänger  bei  diesen  nicht  so 
leicht  zu  ermitteln  sein  als  bei  dem  Emit- 
tenten. Die  Erhebung  der  Couponsteuer 
ist  mühelos  und  w^enig  kostsi)ielig.  Da  die 
Kapitali*entensteuer  als  Ertragsteuer  gegen- 
überetehende  Schuldverj^flichtungen  piinci- 
piell  nicht  berücksichtigt,  liegt  in  der  Vor- 
wegnähme der  Steuer  keine  Härte  für  die- 
jenigen ,  welche  aus  ilu*er  Kapitalrente 
Schuldzinsen  zu  zahlen  haben.  Grossei-en 
Bedenken  unterliegt  die  Couponsteuer,  so- 
fern sie  als  partielle  Einkommensteuer  An- 
wendung findet.  Bei  der  Ei*mittelung  des 
Einkommens  sind  von  den  Aktivzinsen  die 
Passivzinsen  der  Steuerzaliler  in  Abzug  zu 
bringen.    Dies  würde  also  bei  vorhei'gehen- 
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der  Couponsteuer  eine  Restitution  des  zuviel 
gezahlten  Steuerbetrages  bedingen,  die 
äusserst  lästig  wäre  und  die  Vorzüge  der 
Couponsteuer  illusorisch  machen  wtlrde. 
Dieselbe  Schwierigkeit  ist  gegenüber  den 
kleinen  Einkommen  vorhanden,  die  von  der 
Besteuerung  befreit  sind.  Um  ihnen  die 
gesetzlich  zustehende  Steuerfreiheit  zu 
sichern,  müsste  liier  gleichfalls  eine  Rück- 
erstattung der  Couponsteuer  stattfinden. 
Zudem  wird  die  Couponsteuer  niemals  sich 
gleich  massig  auf  inländische  und  ausländi- 
sche Wertpapiere  anwenden  lassen.  Die 
letzteren  wären  durch  eine  Couponsteuer 
nur  dann  zu  treffen,  wenn  sie  im  Inlande 
eine  Zahlstelle  besitzen.  Ist  dies  nicht  der 
Fall,  so  wird  man  doch  wieder  zm»  Dekla- 
rationspflicht der  Empfänger  auswärtiger 
Zinsen  und  Dividenden  genötigt  sein,  l  m- 
gekehrt  werden  durch  eine  Couponsteuer 
auf  inländische  Wertpapiere  auch  die  aus- 
wärtigen Besitzer  derselben  zur  Steuer 
herangezogen.  Dies  kann  vorteilhaft,  aber 
auch  im  hr)chsten  Grade  nachteilig  sein. 
Ein  Vorteil  wird  darin  liegen,  wenn  man 
bei  der  Kontrahierung  von  Anleihen  und 
bei  der  Begründung  von  Aktienunterneh- 
mimgen  das  auswärtige  Kapital  entbehren 
kann.  Will  dieses  trotzdem  an  den  inlän- 
dischen Zinsen  und  Untemehmergewinnen 
Anteil  haben,  so  muss  es  sich  und  wird  es 
sich  auch  ohne  Widerstreben  der  inländi- 
schen Besteuerung  unterwerfen.  Nachteilig 
wird  dagegen  die  C'oui>onsteuer  wirken,  wenn 
das  Inland  zu  kapitalarni  ist,  um  auf  die' 
Heranziehung  auswärtigen  Kai)itals  bei  der 
Aufnahme  von  Anleihen  und  bei  der  Be- 
gründung grosser  kapitalistischer  Unternoh- 
mimgen  verzichten  zu  können.  Hier  muss 
man  dann,  um  der  Mitwirkung  des  aus- 
wärtigen Kapitals  nicht  verlustig  zu  gohen, 
au.sdrücklich  die  Steuerfreiheit  der  betreffen- 
den Werti)aj>iere  statuieren.  So  haben  na- 
mentlich manche  Staaten,  welche  bei  der 
Ünterbringimg  ihrer  Anleihen  auf  die  aus- 
wärtigen Kapitalmärkte  angewiesen  sind, 
sich  genötigt  gesehen,  ihren  Staatsrenten- 
titeln dauernde  Befreiung  von  jeder  Coui)on- 
steuer  zu  garantieren.  Dass  dadurch  eine 
bedenkliche  Ungleichheit  in  die  inländische 
Besteuenmg  gebracht  wird,  liegt  auf  der 
Hand.  Denn  mit  den  auswärtigen  geniessen 
nunmehr  auch  die  inländischen  Staatsrenten- 
b*'<itzer  das  Privileg  der  Steuerfreiheit, 
während  das  Renteneinkommen  aus  Obliga- 
tionen anderer  Art  und  aus  Aktien  nach 
wie  vor  der  Besteuenmg  unterworfen  bleibt. 
Trotz  aller  dieser  Bedenken  hat  die  Coupon- 
steuer als  eine  bciiueme  und  einträgliche 
Form  der  Kapitalrenten-  und  Einkommen- 
steuer in  vielen  Staaten  Eingang  gefunden. 
3.  Gesetzgebung.  In  Oest erreich 
wird  die  Coui)onsteuer  zur  Erhebung  eines 


Teües  der  Einkommensteuer  benutzt.  Das 
Einkommensteuerpatent  vom  29.  Oktober  1849 
besteuert  das  Einkommen  in  drei  Klassen, 
deien  letzte  die  Zinsen  von  Darlehen  oder 
anderen  stehenden  Schuldfordenmgen ,  die 
Leibrenten  und  andere  den  Zinsgenuss  von 
einem  Kapitale  vertretenden  Renten  zum 
Gegenstände  hat.  Als  Erhebungsform  für 
die  aus  Obligationen  fliessenden  Zinsen 
greift  die  Coui)onsteuer  Platz,  jedoch  nicht 
ausschliesslich.  Vielmehr  sind  in  dieser 
Beziehung  drei  Grupi)en  von  Wertpapieren 
zu  unterscheiden.  Eine  erste  ist  tlberhaupt 
von  jeder  Steuer  befreit.  Dahin  gehören 
die  ausländischen  Wertpapiere,  diejenigen 
Staatsanleihen,  denen  ausdrücklich  Steuer- 
freiheit garantiert  ist,  wie  z.  B.  der  Gold- 
rente, ferner  einige  Kommunalanleihen  sowie 
Prioritätsobligationen,  die  das  gleiche  Privi- 
leg geniessen.  Eine  zweite  Gruppe  ist  der 
Coui)onsteuer  unten^'orfen.  Besonders  her- 
vorzuheben sind  dabei  die  unifizierte  Staats- 
schuld sowie  die  Lotterieanleihen  vom  Jahre 
1854  und  1860.  Die  Höhe  des  Steuerab- 
zuges ist  verschieden.  Ursprünglich  war 
derZinsfuss  der  Einkommensteuer  5  ®/o,  durch 
G.G.  von  1859  und  1863  wurde  er  aUge- 
mein  auf  7  "  o  erhöht.  Doch  wurde  für  die 
Einkommen  der  dritten  Klasse  durch  G.  v. 
20.  Juni  1808,  welches  die  Unifizieining  der 
Staatsschuld  zum  Gegen  stände  hat,  sowie 
durch  G.  v.  26.  Juni  1868  noch  über  dieses 
Mass  hinausgegangen.  Der  Steuerfuss  be- 
trägt danach  für  die  allgemeine  fundierte 
Schuld  16^.0,  für  die  Gewinne  und  Zinsen 
I  der  Lotterieanlehen  von  1854  und  1860  so- 
wie des  Steueranlehens  von  1S64  und  die 
Entschädigungsrenten  für  aufgehobene  Ge- 
fälle 20^0.  Die  übrigen  Zinsen  imd  Divi- 
denden unterliegen  einem  Steuerabzüge  von 
10®/o.  Es  kann  nicht  überraschen,  dass 
der  enorm  hohe  Steuerfuss  gerade  der 
Staatsrente  mehr  als  eine  Zwangskonversion 
denn  als  eine  Zinssteuer  erscheint,  und  so 
werden  dann  auch  that sächlich  die  öster- 
reichische unifizierte  Papier-  und  Silber- 
rente auf  den  meisten  Courszetteln  nicht  als 
fünfprozentige  steuerbare,  sondern  als 
4Mö prozentige  steuerfreie  Renten  notiert. 
Die  Zinsen  einer  dritten  und  letzten  Gruppe 
endlich  unterliegen  der  Besteuenmg  bei  den 
Enii)fängern.  Letztere  werden  durch  die 
für  die  sonstige  Einkommensteuer  vorge- 
schriebene Fassion  ermittelt.  Hier  sind  u.  a. 
zu  nennen  die  Zinsen  der  Pfandbriefe  von 
Spai'kasseii,  der  k.  k.  privilegierten  allgemei- 
nen (Ksterreichischen  feodenkreditanstalt,  die 
Zinsen  der  Kommunalanleihen,  denen  keine 
Steuerbefi'ciung  verliehen  ist,  die  Zinsen 
von  Spai'einlagen  von  Genossenschaften  und 
Yoi-schusskassen.  Die  Zinsen  der  Einlagen 
von  S])ai'kassen  und  Postsparkassen  sind 
von    der    Steuer    befreit.      Nicht    zu    ver- 
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wechseln  mit  der  Couponsteuer  ist  die 
CoujK)nstempelgebühr,  welche  in  Höhe  von 
wenigen  Ki'euzern  bei  einer  Anzahl  von 
Wertjjapieren  erhoben  wird.  Dieselbe  be- 
ruht auf  der  Stempel-  und  Gebührenord- 
nung und  hat  lediglich  den  Charakter  einer 
Quittungssteuer.  Durch  das  neue  G.  v. 
25.  Oktober  1896  betreffend  die  direkten 
Personalsteuern  ist  an  diesen  Bestimmungen 
nicht  viel  geändert  woixien.  Hervorzulieben 
wäre ,  dass  nunmehr  auch  die  Eiiräge  aus- 
ländischer Wertpapiere  einer  Steuer  von 
2®/o  unterliegen,  die  jedoch  nicht  als  Cou- 

Jx)nsteuer,  sondern  auf  dem  Wege  der 
Passion  bei  dem  Rentenem[)fänger  selbst 
zur  Erhebung  gelangt.  Ferner  sind  fortan 
auch  die  Zinsen  von  Spareinlagen  bei  Spar- 
kassen und  bei  den  Erwerbs-  und  Wirt- 
ßchaftsgenossenschaften  und  Vorschusskassen 
sowie  die  Zinsen  von  Pfandbriefen  der 
Landeshypothekenanstalten,  der  nicht  auf 
Gewinn  berechneten,  auf  dem  Principe  der 
Wechselseitigkeit  beruhenden  Hypotheken- 
instituten und  Sjiarkassen  sowie  von  den 
durch  andere  Landeskreditinstitute  auf 
Ghnind  von  gewährten  Darlehen  emittiertenOb- 
ligat Ionen  einer  Rentensteuer  von  1^.2®/o 
unterworfen.  Alle  diese  Rentensteuern  wer- 
den auf  dem  Wege  des  »Abzugs«,  also 
eventuell  auf  dem  der  Coui)onsteuer  zur 
Erhebung  gebracht.  Die  Besteuenmg  der 
Zinsen  von  Prioritätsobligationen  wiiä  da- 
durch bewerkstelligt,  dass  dieselben  als  ein 
Teil  des  Gewinnes  der  betreffenden  Unter- 
nehmungen betrachtet  und  damit  der  zehu- 
prozentigen  Erwerbsteuer  der  letzteren  mit 
unterliegen.  Dadurch  dass  die  En\'erbsteuer 
direkt  von  den  Gesellschaften  erhoben  wird, 
entfällt  die  Notwendigkeit,  die  Gesellschafter 
selbst  für  die  Steuer  in  Ansi>ruch  zu  neh- 
men und  somit  liegt  auch  kein  Aulass  zur 
Erhebung  einer  Couponsteuer  bei  Dividenden- 
auszahlungen vor.  In  Frankreich  ist 
dm-ch  G.  V.  29.  Juni  1872  eine  partielle 
Kapitalrentensteuer  eingeführt  worden, 
welche  die  Zinsen  imd  Dividenden  von  in- 
ländischen und  ausländischen  Obligationen 
und  Aktien  mit  einem  Steuersatze  von  3^'o 
trifft.  Durch  das  Finanzgesetz  v.  26.  De- 
zember 1890  ist  dieser  Steuersatz  auf  4®o 
erhöht  worden.  Doch  sind  die  Anleihen 
Frankreichs  sowohl  wie  der  auswärtigen 
Staaten  dieser  Steuer  nicht  unterworfen. 
Die  Form  der  Steuererhebung  ist  gleichfalls 
die  Couponsteuer.  Die  Gesellschaften  und 
sonstigen  Emittenten  sind  zur  Deklaration 
und  Steuerzalilung  verpflichtet,  wofür  sie 
sich  durch  entsprechende  Abzüge  bei  Aus- 
zahlung der  Zinsen  und  Dividenden  schad- 
ios  halten.  Die  Besteuerung  der  auswäiü- 
gen  Wertjyapiere  ist  dadurch  gesichert,  dass 
nur  solche  Effekten  an  den  französischen 
Börsen  notieii:  luid  gehandelt  werden  dürfen. 


deren  Emittenten  einen  in  Frankreich  wohn- 
haften Vertreter  bestellen ,  der  für  die 
Steuerzahlung  verantwortlich  ist.  Uebrigens 
braucht  nicht  die  Gesamtheit  der  auswärti- 
gen Zinsen  imd  Dividenden  versteuert  zu 
werden,  sondern  nur  der  zu  den  in  Fraok- 
reich  umlaufenden  Titres  gehörige  Teil  der- 
selben. Für  die  Höhe  des  letzteren  ist  man 
natürlich  nur  auf  Mutmassungen  angewiesen. 
Sie  wird  für  drei  Jahre  vom  Finanzministor 
nach  Anhöruiig  einer  beratenden  Rommission 
festgesetzt.  Das  Missliche  dieser  Steuer  ist 
jedoch,  dass  die  Besitzer  solcher  ausländi- 
scher Wertpapiere,  die  in  Frankreich  nicht 
notiert  und  gehandelt  werden ,  von  der 
Steuer  verschont  bleiben.  In  Italien 
wurde  durch  G.  v.  14.  Juli  1864  eine  Steuer 
auf  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Ver- 
mögen eingeführt.  Dieses  Gesetz  wurde 
einsetzt  durch  das  jetzt  noch  in  Geltung  be- 
findliche vom  24.  August  1877.  Die  Cou- 
I)onsteuer  findet  in  demselben  insofern  An- 
wendung, als  zimächst  die  Zinsen  der 
Staatsschuld  bei  ihrer  Auszalüung  lun  den 
Betrag  der  Steuer  gekürzt  wenien.  In 
ähnliclier  Weise  sind  die  Provinzen,  Ge- 
meinden, juristischen  Personen,  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  und  Aktiengesell- 
schaften verpflichtet,  die  auf  die  Zinsen  der 
von  ihnen  ausg-egebenen  Obligationen  ent- 
fallende Steuer  direkt  an  den  Staat  abzu- 
führen imd  sich  dafür  an  ihren  Gläubigern 
schadlos  zu  halten.  Ausser  den  Zinsen 
unterliegen  auch  die  Prämien  der  Besteue- 
rung, d.  h.  derjenige  Betrag,  um  welchen 
die  Einlösungssumme  des  Papieres  seinen 
Nennwert  übersteigt.  Auswärtige  Wert- 
papiere unterliegen  der  Steuer  nicht,  da 
sich  das  italienische  Vermögenssteuei-gesetz 
in  seinen  Artikeln  2  und  3  auf  den  Stand- 
pimkt  stellt,  nur  das  in  Italien  erworbene 
oder  geschuldete  Einkommen  als  steuer- 
pflichtig zu  betrachten.  Der  Steuerfuss  be- 
trägt für  die  Einkommensklasse  a,  d.  ii. 
dauernde  Einkünfte  und  Renten  von  ausge- 
liehenen oder  sonstwie  rückzahlbaren  Kapi- 
talien, seit  dem  G.  v.  11.  August  187G  volle 
13,2  Prozent.  Unter  dem  Druck  einer 
schwierigen  Finanzlage  war  man  indessen 
genötigt,  noch  über  diesen  hohen  Satz  hin- 
auszugehen. Das  G.  V.  22.  Juli  1894  er- 
höhte den  Steuersatz  der  Einkommensteuer 
auf  20^.0.  Doch  unterliegt  diesem  vollen 
Satze  nur  das  durch  direkten  »Abzüge  be- 
steuerte Einkommen,  darunter  besonders  die 
Zinsen  der  Staatsschuld.  Dazu  kommt  noch 
bei  allen  nicht  vom  Staate  ausgegebenen 
Obligationen  ein  weiterer  kleiner  Abzug  als 
Erhebungsgebülu*  sowie  bei  den  von  Ge- 
sellschaften emittierten  Schuld  vei*schrei- 
buugen  die  ümlaufssteuer  (s.  Art.  Börsen- 
steuer oben  Bd.  IL  S.  1017).  In  Eng- 
land wird   ein  Teil  der  durch  G.  v.  lSi42 
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eingeführten  Einkommensteuer  durch  Cou- 
ponbesteuerung erhoben.  Die  Schedula  C. 
aer  Einkommensteuer  umfasst  die  Zinsen 
und  Renten,  welche  aus  der  britischen  und 
indischen  Staatskasse,  ferner  die,  welche 
durch  Yeimittelung  britischer  üeschäfte 
aus  Kolonial'  und  fremden  Staats-  und  Ge- 
sellschaftskassen gezahlt  werden.  Die 
Steuererhebung  geschieht  in  der  Weise, 
dass  für  inländische  Werte  die  betreffenden 
Kassen,  für  ausländische  die  betreffenden 
Zahlstellen  die  Steuer  für  den  Staat  abzu- 
ziehen und  an  ihn  einzuliefern  haben.  Zin- 
sen solcher  ausländischen  Papiere,  für 
welche  es  in  England  überhaupt  keine 
Zahlstellen  giebt  oder  welche  auch  ausser- 
englische  Zahlstellen  besitzen,  können  sich 
also  leicht  der  Besteuerung  entziehen,  da 
sie  höchstens  auf  dem  Wege  der  Deklara- 
tion erfassbar  sind.  Auch  in  der  Schedula 
D.  kommt  die  Couponsteuer  insofern  in 
Anwendung,  als  hier  xl  a.  auch  das  Ein- 
kommen der  Erwerbsgesellschaften  besteuert 
wird,  wofür  das  entsprechende  Einkonunen 
der  Aktionäre  u.  s.  w.  steuerfrei  bleibt. 
Das  englische  Einkommensteuergesetz  dehnt 
die  Steuerpflicht  subjektiv  auf  alle  Inländer 
und  in  England  lebenden  Ausländer,  objek- 
tiv auf  alles  aus  dem  Inlande  stammende 
Einkommen,  gleichviel  wem  dasselbe  zu- 
fUesst,  aus.  Daraus  ergiebt  sich  die  wich- 
tige Folgerung,  dass  im  Auslande  erworbe- 
nes, Ausländem  gehöriges  Einkommen  nicht 
zu  besteuern  ist,  auch  wenn  dasselbe  in 
England  zur  Auszahlung  gelangt.  Ein  nicht 
in  England  wohnhafter  Deutscher  z.  B., 
der  Titres  von  russischen  Anleihen  besitzt, 
die  in  England  ihre  Zahlstellen  haben, 
müsste  folgerichtig  von  dem  Steuerabzug 
befreit  bleiben.  Um  ihm  diese  Steuerfrei- 
heit zu  wahren,  ist  ihm  gestattet,  mit  den 
Coupons  bei  der  betreffenden  Zahlstelle  ein 
sogenanntes  affidavit  einzureichen,  d.  h.  eine 
vor  einem  englischen  Consul  abgegebene 
eidesstattliche  Versicheining,  dass  die  von 
der  Steuer  freizulassenden  Coui)ons  und 
Titres  ihm  gehören  und  dass  weder  ein 
englischer  ünterthan  noch  ein  in  England 
wohnhafter  Ausländer  irgend  welchen  An- 
teil daran  hat.  Die  Höhe  des  Steuerabzuges 
hangt  naturgemäss  ab  von  der  Höhe  des 
Steuerfusses  der  Einkommensteuer,  der  für 
jedes  Jahr  entsprechend  den  Bedtirfnissen 
des  Staatshaushaltes  von  dem  Parlament 
festgesetzt  wird.  In  den  Jahren  1885 — 87 
betrug  er  8  d,  1887—88  7  d,  1888—93  6  d, 
1893—95  8  d  auf  das  Lstr. 

Litterator:  A,  Wagner,  in  Schönberg  III, 
S.  968 ff,  —  Stei'n,  Fin.  II,  S.  lS7ff.  —  G. 
Freyherger f  Handbuch  der  österreichischen 
direkten  Steuern,  Wien  1887,  S.  860 ff.  —  Sieg- 
harty  Die  SteueTre/orm  in  Oesterreieh,  in 
Scham'    Finanzarchiv    XIV,    S.    Iff     —    W, 

Handwörterbuch  der  StaatswiasenBchaften.    Zweite 


Tro^M^tsehf  Art,  Einkommensteuer  im  Supplement- 
band II,  S.  808 ff.  d.  Handw.  d.  Staatsw.  —  Wag^ 
ner,  Fin.  III,  S.  828  ff.  u.  S.  493  ff.  und  Er- 
gänzungsheß  (1896).  —  C.  BuTkaf%  Die  Ita- 
lienische Steuer  auf  die  Einkünfte  vom  bewege 
liehen  Vermögen,  in  Schanz*  Finanzarchiv  VI, 
S.  Iff.  —  Jjudwig  Sachs,  Das  Finanzwesen 
Italiens  im  Jahre  1894,  ^n  Schanz'  FiTMnzarchi» 
XII,  S.  387  ff.  —  ^linga  Börsenpapiere,  Teil 
I  (bearbeitet  von  A.  Sandheim),  Berlin  1897. 

R,  Friedberg. 


Courcelle-Seneuil,  Jean  Oustaye, 

geb.  im  Dorfe  Nauxais  bei  Seneuil  (Dordogne), 
gest.  am  29.  VI.  1892  in  Paris,  als  Mitglied  der 
Acad^mie  des  sciences  morales  et  poUt.  (seit 
1882).  Anfänglich  Kaufmann,  1848  auf  2  Monate 
Domänendirektor  im  französischen  Finanzminis- 
terium, 1853—1863  Professor  der  Nationalöko- 
nomie an  der  Universität  zu  Santiago  in  Chile, 
wurde  er,  nach  1870  nach  Frankreich  zurück- 
gekehrt, 1879  Staatsrat. 

Er  yeröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform :  Lettres  ä  Edouard 
sur  les  r^volutions,  s.  1.  e.  d.  (Paris  18^).  — 
Le  credit  et  la  banqne.  Etndes  sur  les  reformes 
ä  introduire  dans  Porganisation  de  la  banqne 
de  France  et  des  banques  d^partementales,  Paris 
1840.  —  Traite  theorique  et  pratique  des 
Operations  de  banque,  1853,  6.  Id.  1876.  — 
Manuel  des  affaires,  ou  trait6  theorique  et  pra- 
tique des  entreprises  industrielles,  commerciales 
et  agricoles,  1856;  dass.  4  ed.,  1883;  dass., 
deutsch  von  Eberbach,  mit  Vorwort  von  F.  v. 
Steinbeis.,  Stuttg.  1883.  —  Traite  theorique  et 
pratique  d'economie  politique,  2  vols.,  1858/59, 
2  ed.  1867,  3  ^d.  1891 ;  dass.  ins  Spanische  übs., 
2  vols.,  1860.  —  Etudes  sur  la  science  sociale, 
1862.  —  LeQons  ^l^mentaires  d'economie  poli- 
tique, 1864.  —  Traite  sommaire  d'economie  poli- 
tique, 1865.  —  La  banque  libre,  expose  des 
fonctions  du  commerce  de  banqne  et  de  son 
application  a  Tagriculture ;  snivi  de  divers  erits 
de  controverse  sur  la  liberte  des  banques,  1867. 
—  Cours  de  comptabilite ,  4  vols.,  1867.  — 
L'interet  et  usure,  1867.  —  Liberte  et  socialisme, 
ou  discussion  des  principes  de  Torganisation  du 
travail  industriel,  1868.  —  L^höritage  de  la 
rövolution.  Questions  constitutionnelles,  1871.  — 
Precis  de  morale  rationnelle,  1875.  —  Protection 
et  libre  6change,  1879.  —  Preparation  ä  l'etude 
du  droit.  Etüde  des  principes,  1887.  —  Adam 
Smith,  1888.  —  La  societe  moderne;  etude 
morale  et  politique,  1892. 

Als  Mitarbeiter  an  Sammelwerken  ver- 
öffentlichte er  zahlreiche  Artikel  in  Pagnerres 
Dictionnaire  politique,  femer  den  Artikel  Charles 
Fourier  im  Dictionnaire  de  l'^conomie  polit.  par 
Guillaumin  et  Coquelin,  vol.  I.  Paris  1854. 

Er  besorgte  die  2.  Antl  des  Coquelinschen 
Buches:  „Les  credit«  et  les  banques"  und  über- 
setzte das  W.  G.  Sumnersche  Werk :  „  What  social 
classes  owe  to  each  other",  1884  und  in  Ge- 
meinschaft mit  H.  Dussart  Mills  „Principles  of 
political  economy"  ins  Französische. 

Courcelle-Seneuil  war  Mitarbeiter  an  folgen- 
den Zeitungen  und  Zeitschriften:  Bon  Sens; 
Droit;  Reforme:   National,  Republique,  Revue 

Auflage.    III.  '^ 
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r^pnblicaine.  Journal  des  doctrines  et  des  interßts 
dömocratiques ,  10.  IV.  1834  k  juin  1835  (tout 
qne  parait^  —  Journal  des  Economistes.  Aus 
letzterer  Zeitschrift  sei  nur  der  interessante 
Artikel  vom  Augfust  1879  genannt :  Les  socia- 
listes  cl6ricaux:  Le  p^re  F^lix  et  M.  de  Mnn. 
Courcelle-Seneuil  schätzt  als  die  beiden  ein- 
zigen Güterquellen  die  menschliche  Arbeit  und 
den  Boden;  unter  „art  industriell  versteht  er 
diejenige  Produktivität,  die  eine  höhere  tech- 
nische oder  intellektuelle  Voraussetzung  hat. 
Er  ist  der  Vater  des  Theorems  der  Ersparungs- 
arbeit,  welche  in  der  ununterbrochenen  Werter- 
sparungs-  und  der  individuellen  Genussent- 
haltungsthätigkeit,  zwecks  proportionaler  Be- 
reicherungeines bereits  angesammelten  Kapitals, 
besteht.  Da  aber  der  Lonn  dieser  Arbeit  der 
Selbstbezwingung  oder  des  Entsagens  in  den 
Eapitalzinsen  i)esteht,  lässt  sich  gegen  das 
Theorem,  welches  auf  dem  Seniorschen  Ent- 
haltungsopfer zu  fassen  scheint,  einwenden,  dass 
dieser  behauptete  Ersparungsar beitsprofit  mit  dem 
mühelosen  Einkommen,  bestehend  in  der  passiven 
Bildung  der  Besitzrente,  zusammenfällt.  Er 
versteht  unter  Wert  Kaufkraft,  nach  der  Art 
ihrer  Veränderung  sich  darstellend  als  valeur 
courante  oder  vweur  habituelle,  mit  welcher 
letzteren  die  Wissenschaft  hauptsächlich  zu  ope- 
riren  habe.  Als  Bevölkerungstheoretiker  be- 
mängelt er  bei  Malthus,  dass  dieser  das  physio- 
logische Moment  der  Reproduktion  bezw.  deren 
Hemmung  viel  umständlicher  als  das  wirtschaft- 
liche behandelt  habe.  Als  entschiedener  An- 
hänger der  individualistischen  Richtung  wurde 
er  auch  von  Molinari,  dem  Chefredakteur  des 
Journal  des  Econ.  bei  Abhaltung  der  Exequien 
am  1.  VII.  1892  gefeiert.  Es  heisst  da  von 
Courcelle-Seneuil :  „Er  war  einer  der  Meister  der 
nationalökonomischen  Wissenschaft  und  ein 
würdiger  Nachfolger  von  Turgot,  J.  B.  Say, 
Dunoyer  und  Bastiat". 


Vgl.  über  ihn  Vapereau,  Dictionnaire  des 
contemporains ,  öe  4d.,  Paris  1880.  —  Journal 
des  Economistes,  LI«  ann6e,  1892.  pag.  73—81. 
—  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  809. 

Lippert 


Cournot,  Anton  Angnstin, 

feb.  in  Gray  (Dep.  Haute-Saone)  am  28.  VIII. 
801,  gest.  am  31.  III.  1877  in  Paris.   Er  wurde 

1834  Professor  der  Mathematik  an  der  natur- 
wissensch.- mathematischen  Fakultät  in   Lyon, 

1835  Rektor  der  Akademie  in  Grenoble,  1838 
Generalinspektor  des  Unterrichts  und  1854  Rektor 
der  Akademie  in  Dijon.  1862  trat  er  in  den 
Ruhestand. 

Coumot,  der  Verfasser  des  zweiunddreissig 
Jahre  unbeachtet  gebliebenen  Werkes  „Recherches 
sur  les  principes  math^matiques'^  etc.  (s.  u.), 
sHt  als  Begründer  der  mathematischen  Behand- 
lung der  volkswirtschaftlichen  Doktrin,  da  der 
gleichartige,  aber  sachlich  und  wissenschaftlich 
unzulängliche  Versuch  Canards  in  dessen  „Prin- 
cipes d'economie  polit."  Paris  1801  nicht  in 
Betracht  kommt.  Coumot  geht  in  seinen  Be- 
rechnungen in  den  „Recherches",  wozu  er  sich 
in  der  Regel  der  höheren  Analysis  bedient,  vom 
Monopol  aus  und  endigt  in  unbegrenzter  Kon- 


kurrenz. Er  stellt  eine  Nachfragenkurve  mit 
Abscissen  als  Preise  und  mit  Ordinaten  als 
Warenmengen  auf  und  gelangt  mittelst  seiner 
Methode  u.  a.  zu  folgendem  Resultat:  Aus  der 
Bestimmung  des  Preises,  bei  dem  der  Umsatz 
im  Falle  des  Monopols  ein  Maximum  erreicht, 
ergebt  es  sich,  dass  die  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion ^'ene  Grenze  der  Warenmenge  nicht 
überschreiten  wird,  von  der  an  das  Plus  der 
Produktionskosten  mit  dem  Plus  am  Erlöse 
balanciert.  Von  Objekten  seiner  ferneren  mathe- 
matischen Untersuchungen  in  den  „Recherches'' 
seien  noch  erwähnt:  Das  Nationalvermögen  unter 
dem  Einflüsse  der  internationalen  Schwankungen 
der  Tendenz  der  Märkte;  und  Das  National- 
einkommen, so  weit  es  die  Löhne  der  soge- 
nannten unproduktiven  Arbeiter  umfasst,  zu 
welcher  letzteren  Untersuchung  Formeln  beige- 
bracht sind  vom  Nettogewinn  und  Nettoverlust 
an  Löhnen. 

Coumot  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen und  philosophischen  Schriften  in 
Buchform:  Recherches  sur  les  principes  mathe- 
matiques  de  la  th^orie  des  richesses,  Paris  1838. 
—  Exj^osition  de  la  theorie  des  chances  et  des 
probabilites ,  Paris  1843;  deutsch  von  Schnuse, 
Braunschweig  1849.  (Geistreicher  Beitrag  zu 
der  statistiscnen  Theorie,  welche  einerseits  be- 
zweckt, einzelne  und  vergleichende  Thatsacheu 
zur  Gewinnung  zahlenmässiger  Verhältnisse  zu 
gruppieren,  die  eine  Unabhängigkeit  von  zu- 
fälligen Ausnahmen  bekunden  und  welche 
andererseits  bestrebt  ist,  die  Existenz  einer 
regelmässigen  Kausalität  aufzudecken,  deren 
Wirkung  mit  jener  der  zufälligen  Ursachen  zu- 
sammenfällt.) —  Trait^  de  Tenchainement  des 
id6es  fondamentales  dans  les  sciences  et  dans 
l'histoire,  2  vols  .  Paris  1861.  —  Principes  de 
la  theorie  des  ricnesses,  Paris  1863 ;  dasselbe  in 
vollständig  neuer  Bearbeitung  u.  d.  T.:  Revue 
sommaire  des  doctrines  economiques,  ebd.  1877. 
(Eine  des  mathematischen  Apparates  ent- 
behrende, mit  philosophischen  Reflexionen  durch- 
zogene Darstellung  seiner  volkswirtsch^tlichen 
Anschauungen.  In  der  Bearbeitung  kritisiert 
Cournot  u.  a.  die  Millsche  Theorie  des  inter- 
nationalen Warenaustausches  bezw.  dessen 
„Gleichuni^  der  internationalen  Nachfrage".)  — 
Considerations  sur  la  marche  des  id^es  et  des 
evenements  dans  les  temps  modernes,  2  vols., 
Paris  1872.  (PhilosophiscJie ,  im  akademischen 
Stile  eines  utilitarischen  Forschers  vorgetragene 
Geschichte  der  geistigen  Entwickelun^  des 
Menschengeschlechts,  die  sicher  von  englischen 
Vorbildern  dieser  Materie  nichts  entlehnt  hat. 
Das  erste  Manuskript  dieses  Werkes  ging  teils 
durch  die  Granaten  der  deutschen  Cemierungs- 
armee  von  Paris,  teils  durch  die  Petroleusen 
der  Commune  zu  Grunde,  wie  der  Verfasser  in 
einer  vom  März  1872  datierten  Nachschrift  zu 
seiner  vom  Januar  1868  datierten  Vorrede  er- 
zählt. Die  vierjährige  Zwischenzeit  hat  Coumot 
auf  Reisen  und  in  der  Schweiz  zugebracht.) 

Vgl.  über  Coumot :  Nouv.  biographie  gene- 
rale, vol.  XII,  Paris  1855,  pag.  209.  —  Liard, 
Un  g^ometre  philosophe  (Revue  des  Deux  Mondes, 
1877,  Juli.  —  Vapereau,  Dictionnaire  des  con- 
temporains,  5.  6d.,  Paris  1880.  —  Walras, 
Theorie  mathematique  de  la  richesse  sociale, 
Lausanne  1883,  pag.  29  f.  —  Auspitz  und  Lieben, 
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Untersuchungen  üner  die  Theorie  des  Preises, 
Ldpzig  1889.  —  Lexis,  Anton  Aurnstin  Coumot 
in  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  ^f. 

Lippert, 


Court,  de  la  (Delacourt),  Pieter, 

geh.  1618  in  Leiden,  gest.  am  28.  IV.  1685  in 
Amsterdam.  Im  Besitz  einer  juristischen  Vor- 
hildnn^,  erst  WoUwarenfahrikant,  dann  Kauf- 
mann in  seiner  Vaterstadt.  Als  Anhänger  des 
berühmten  Staatsmannes,  Patrioten  und  Gross- 
pensionärs von  Holland,  Johan  (Jan)  de  Witt, 
welcher  1672  zu  Haag  aer  Volkswut  zum  Opfer 
gefallen  war,  flüchtete  er  1672  nach  Antwerpen 
und  nahm  1673  seinen  dauernden  Wohnsitz  in 
Amsterdam. 

Als  Freihändler,  aber  nicht  vom  allgemeinen 
handelspolitischen,  sondern  vom  kaufmännischen 
Standpunkte  ans,  bekämpfte  Delacourt  Zünfte, 
Gilden  und  Monopole  und  von  letzteren  insbe- 
äondere  die  Privilegien  der  ostindischen  Handels- 
kompagnie. Er  war  ein  Feind  jeder  obrigkeit- 
lich^ Bevormundung  der  Entwickelung  der 
Industrie  durch  Fabrikreglements  etc.  und 
behauptete  z.  B.,  der  einzige  Segen  der  Gewerbe- 
polizei bestehe  im  Schutz  gegen  Verfälschung 
der  Nahrungsmittel,  wogegen  sich  die  Konsu- 
menten selber  schützen  könnten.  Seiner  Oppo- 
sition gegen  das  staatliche  Reglementierungs- 
wesen und  die  polizeilichen  Uebergriffe  schloss 
sich  in  Wort  und  Schrift  sein  jüngerer  Bruder 
Jan  Delacourt  (geb.  am  27.  X.  1622,  gest.  1660) 
an,  und  mit  "SiScht  bezeichnet  Laspeyres  (s.  u.) 
die  beiden  Brüder  „als  vorzüglichste  Verfechter 
der  Gewerbefreiheit  vor  Adam  Smith". 

Die  von  Pieter  de  la  Court  in  Buchform 
anonym  unter  den  Initialen  D.  C,  V.  H.,  V.  D.  H. 
veröffentlichten  staatswissenschaftlichen  Schrif- 
ten sind  bis  auf  eine  unbekannt  geblieben,  und 
diese  führt  den  Titel:  Interest  van  Holland  of 
de  gronden  van  Hollands  welvaren,  aangewesen 
door  V.  d.  H.,  Amsterdam  1662;  dasselbe,  deutsch 
1665  u.  1668 ;  dasselbe,  in  neuer  erweiterter  Be- 
arbeitung u.  d.  T.:  Aanwijzing  der  heilsame 
politike  gronden  en  maxlmen  van  de  Republike 
van  Holland  en  West-Vriesland,  Rotterdam 
(recte  Amsterdam)  1669;  dasselbe,  deutsch  1670; 
dasselbe,  ins  Französische  übers,  u.  d.  T. :  M^- 
moires  de  Jean  de  Witt  (1709);  dasselbe,  ins 
Englische  übers,  u.  d.  T. :  Political  maxims  of 
the  State  of  Holland,  by  John  de  Witt,  Pensio- 
nary  of  Holland  (London  1743).  [Die  Jan  de 
Witt  falschlich  zugeschriebene  Autorschaft  be- 
ruht auf  dem  Umstände,  dass  die  Kapitel  29  u. 
30  der  ersten,  bezw.  ö  u.  6  des  III.  Teils  der 
zweiten  Ausgabe  von  dem  Genannten  verfasst 
sind.] 

Die  ausserdem  nachweislich  von  Pieter  de 
la  Court  herrührende  und  1659  entstandene 
Schrift:  Het  welvaren  der  stad  Leyden  wurde 
zuerst  1845  (auszugsweise)  gedruckt,  herausge- 
geben von  üittewar(Wttewal)  u.  d.  T. :  Proeve 
uit  een  onuitgegeven  staathuishondkundig  ge- 
schrift  (s.  1.  e.  a.).  —  Die  Schriften  Jan  de  la 
Courts,  welche  irrtümlich  dem  älteren  Bruder 
zugeschrieben  sind,  betiteln  sich :  ,,Naauwkeurige 
consideratie  van  Staat,  etc."  (l658?);  Politike 
disconrse  (1663). 


Vgl.  über  Delacourt :  Laspeyres,  Geschichte 
der  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  der 
Niederländer,  Leipzig  1863.  —  Derselbe,  Mit- 
teilungen aus  Pieter  de  la  Courts  Schriften, 
in  der  Ztschr.  f.  Staatsw.,  Tübingen  1862,  S. 
330—374.  —  van  Harderwijk,  Bioffraphisch 
woorderboek  der  Nederlanden.  -—  Lexis,  Pieter 
de  la  Court  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II. 
S.  890.  —  Palgrave,  Dictionary  of  political. 
economy,  vol.  I,  London  1894.  LipperU 


Credit  mobilier 

s.  Finanzgesellsehaften. 


Cnlpeper,  Sir  Thomas, 

der  ältere,  geb.  1578,  ^est.  1662  (in  London). 

Gemässi^er  Merkantilist;  insbesondere  durch 
seine  Agitation  gegen  den  hohen  Zinsfuss  in 
England  bekannt  geworden,  der  1623,  wo  Cul- 
peper  seine  Streitschrift:  „Tract  against  the 
high  rate  of  usury"  (s.  u.)  dem  englischen  Parla- 
ment einreichte,  noch  10*/^  betrug.  Der  „High 
Court  of  Parliament"  hatte  ein  Einsehen,  und 
bereits  ein  Jahr  später,  1624,  wurde  der  Zins- 
fuss auf  8^0  ermässigt.  Dies  war  der  erste 
Triumph  Sir  Culpepers,  der  darauf  1641  eine 
neue  erweiterte  Ausgabe  vorstehender  Schrift 
veröffentlichte,  welche  den  Erfolg  hatte,  dass 
am  8.  VIII.  1651  (bestätigt  durch  12  Car.  II, 
c.  13)  eine  abermalige  Reduktion  des  Zinsfnsses 
von  8  auf  6%  eintrat. 

Die  editio  princeps  vorstehender  Schrift 
erschien  London  1623,  der  1.  Neudruck  1641, 
the  4th  ed.  „with  preface  by  Sir  Thomas  Cul- 
peper  junior"  1668;  dieselbe  Ausgabe  als  An- 
hang zum  „Discourse  of  trade**  des  Sir  Josiah 
Child  (s.  d.  oben  Bd.  III,  S.  33 f.);  dasselbe, 
Neudruck  u.  d.  T. :  Tracts  conceming  usury 
reprinted;  shewing  its  biting  quality  on  the 
private  and  publick.  With  some  animadversions 
on  the  writings  of  Dr.  Lock  on  that  sub- 
iect,  London  1708;  dasselbe,  französische 
Uebersetzung  (von  Goumay  u.  Butel  -  Dumont) 
u.  d.  T. :  Petit  traite  contre  Tusure,  Amsterdam 
1754.  —  Culpeper  soll  ferner  der  Verfasser  der 
anonym  erschienenen  Schrift :  Usef ul  remarks  on 
the  high  interest,  London  1641,  sein. 


Vgl.  über  Culpeper :  McCulloch ,  Literature 
of  political  economy,  London  184Ö.  —  Röscher, 
Zur  Geschichte  der  englischen  Volkswirtschafts- 
lehre, Leipzig  1851,  S.  57  f.  —  Dictionary  of 
national  biography,  ed.  by  Leslie  Stephen,  vol. 
XIII,  London  1888.  Lippert, 


Currencytheorie 

s.  Banken  oben  Bd.  11,  S.  143  ff. 


Custodl,  Pletro, 

geb.  1771,  gestorben  zu  Galbiate  1842. 

Nachdem  Napoleon  zum  König  von  Italien 
gekrönt  worden  war,  wurde  Custodi  General- 
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Custodi — C  zornig 


Sekretär  im  Ministerium  der  Finanzen,  später 
Staatsrat. 

Im  Jahre  1801  unternahm  er  unter  den 
Auspicien  des  Vicepräsidenten  Melzi  die  Heraus- 
sähe des  gxossen  Sammelwerkes  ^Scrittori  classici 
italiani  Si  economia  politica'.  Parte  antica 
(Milano  1803-1804),  7  Bde.;  parte  modema 
(Milano  1803  -1816),  öO  Bde.  Den  Werken  eines 
jeden  in  dieser  Sammlung  aufgenommenen 
nationalökonomischen  Schriftstellers  geht  sein 
Lebensahriss  voran;  zumeist  Ton  Custodi  ge- 
schrieben. 

Von  seinen  übrigen  Arbeiten  seien  hier  noch 
genannt : 

Notizie  della  vita  del  conte  Pietro  Verri 
(Milano  1843).  —  Er  besorgte  die  Herausgabe 
der  jStoria  di  Milano*  von  Verri  (4  Bde.),  Milano 
1824.  —  In  ,Vite  e  ritratti  d'illustri  Italiani' 
(Padua  1817)  veröffentlichte  er  die  Biographie 
Beccarias.  Red, 


Cusumano,  Tito, 

geh.  zu  Partanna,  in  der  Provinz  Trapaui  auf 
icilien,  am  24.  XI.  1843.  Nachdem  er  an  der 
Universität  zu  Palermo  studiert  und  promoviert 
hatte,  begab  er  sich  1869  zur  Fortsetzung  seiner 
Studien  nach  Pavia  und  1871  nach  Berlin,  wo 
er  im  Studienjahr  1871/72  Mitglied  des  von 
Engel  gegründeten  statistischen  öeminars  war. 
Im  Jahre  1872  nach  Italien  zurückgekehrt, 
wurde  er  Professor  der  politischen  Oekonomie 
und  Statistik  am  technischen  Institut  zu  Palermo ; 
seit  1883  wirkt  er  als  Professor  an  der  Uni- 
versität daselbst,  gleichzeitig  die  Stelle  eines 
Professors  der  Jurisprudenz  an  der  Königl.  In- 
genieurschule bekleidend. 

Von  seinen  in  Buchform  erschienenen 
Schriften  seien  die  folgenden  genannt: 

L'antica  scuoia  italiana  in  economia  politica^ 
Palermo  1869.  —  Sulla  condizione  attuale  degli 
studi  economic!  in  Germania,  1873.  (Ins  Deut- 
sche übersetzt  u.  d.  T. :  Ueber  die  gegenwärti^^e 
Lage  der  volkswirtschaftlichen  Studien  m 
Deutschland.  Aus  dem  Ital.  mit  Vorwort  und 
Anhang  von  S.  Emele,  Sigmaringen  1881.)  — 
Le  scuole  economiche  della  Germania  in  rap- 
porto  alla  questione  sociale,  Neapel  1876.  — 
Deir  economia  politica  nel  Medio  Evo,  Bologna 
1876.  —  La  teoria  del  commercio  di  gram  in 
Italia,  Bologna  1877.  —  La  scienza  deUe  finance, 
Palermo  1879.  —  La  polizze  dei  banchieri  nel 
secolo  XV  e  XVI,   1886.  —  Saggi  di  economia 

Eolitica,  1887.  --  Storia  dei  banchi  della  Sicilia, 
Lom  1887.  —  Delle  casse  d'amortizzazione  in 
Sicilia  nella  prima  meta  del  secolo  XVII.  Studii, 
Palermo  1889.  —  I  banchi  della  Sicilia,  Rom 
1892.  —  H  catasto  e  la  perequazione  fondiaria, 
Palermo  1896.  Bed, 


Gzörnig,  Karl,  Freiherr  von 
Gzernhausen, 

geb.  am  5.  V.  1804  zu  Czernhausen  in  Böhmen, 
gest.  am  5.  X.  1889  in  Görz.  1841  folgte  er 
einem  Rufe  nach  Wien  als   Direktor  der  ad- 


ministrativen Statistik ;  1850  wurde  er  Sektions- 
chef am  Handelsministerium ;  1852  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  Freiherm,  1859  zum  Wirklichen 
Geheimrat,  1863  zum  Präsidenten  der  von  ihm 
organisierten  k.  k.  statistischen  Centralkommis- 
sion,  1865  trat  er  in  den  Ruhestand. 

Die  Verdienste  Czörnigs  um  die  Entwicke- 
lune:  <i6i*  amtlichen  österreichischen  Statistik 
sind  nicht  genug  zu  würdigen,  denn  Schritt 
für  Schritt  musste  das  Terrain  erobert  werden, 
das  die  bureaukratische  Halsstarrigkeit,  welche 
gegen  die  Veröffentlichung  der  statistischen 
Aufnahmen  war,  verschanzt  hielt.  Endlich  ge- 
lang es  1846,  die  Tafeln  zur  Statistik  der  öster- 
reicliischen  Monarchie  für  1842  zu  publizieren, 
und  in  den  Jahren  1843—51  folgten  dann  in 
7  Bdn.  die  Tafeln  für  die  Jahre  1847-.56. 

Für  den  gegenwärtigen  Sprachenstreit  in 
Cisleithanien  gewährt  das  grosse  ethnographische 
Werk  Czörnigs  (s.  u.)  eine  wichtige  historische 
und  administrative  Unterlage;  auch  sein  Werk 
über  das  österreichische  Budget  ist  für  Arbeiten 
auf  dem  Gebiete  der  vergleichenden  Statistik 
kaum  zu  entbehren. 

Czörnig  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlich-ethnographischen Schriften  in  Buch- 
form: Ethnographie  der  Österreichischen  Monar- 
chie, herausgegeben  von  der  Direktion  der  ad- 
ministr.  Statistik,  3  Bände,  Wien  1865—1857; 
dazu  eine  grosse  ethnographische  Karte  in  4 
Blatt.  —  Oesterreichs  Neugestaltung  1848 — 1858, 
Stuttg.  1858.  —  Statistisches  Handbüchlein  für 
die  österr.  Monarchie,  Wien,  1861.  —  Das  öster- 
reichische Budget  für  1862  in  Vergleichung  mit 
jenen  der  vorzüglicheren  anderen  Staaten,  Wien 
1862.  —  Darstellung  der  Einrichtungen  Über 
Budget,  Staatsrechnung  und  Kontrolle  in  Oestef- 
reich,  Preussen,  Sachsen,  Bayern,  Württemberg, 
Baden,  Frankreich  und  Belgien,  Wien  1866.  — 
Die  Besteuerung  der  Wechsel  etc.  in  den  euro- 
päischen Staaten,  Triest  1870.  —  Die  Abgaben 
von  den  üebertragungen  des  unbeweglichen 
Eigentums  in  der  österr.-ungar.  Monarchie, 
Frankreich,  Preussen  etc.,  Triest  1870.  —  Ge- 
schichte der  Triester  Staats-,  Kirchen-  und  Ge- 
meindesteuern, Triest  1872.  —  Das  Land  Görz 
und  Gradiska,  geographisch-statistisch-historisch 
dargestellt,  2  Bde.,  Wien  1873—74.  —  Die 
deutsche  Sprachinsel  Sauris  in  Friaul,  München 
1881  (aus  der  Zeitschr.  des  deutsch -österr. 
Alpen  Vereins).  Die  ethnologischen  Verhält- 
nisse des  österreichischen  Küstenlandes  nach 
den  richtiggestellten  Ergebnissen  der  Volks- 
zählung vom  31.  XII.  18fiB,  Triest  1885.  —  Die 
alt^n  Völker  Oberitaliens,  Italiker,  Umbrer  etc. 
Eine  ethnologische  Skizze,  Wien  1885. 

Aufsätze  statistischen  und  ethnographischen 
Inhalts  finden  sich  von  ihm  in  den  amtlichen 
„Mitteilungen  aus  dem  Gebiete  der  Statistik" 
und  den  Sitzungsberichten  der  Wiener  Akademie 
der  Wissenschaften. 


Vgl.  über  v.  Czörnig:  K.  v.  Scherzer,  v. 
Czörnig,  Nekrolog,  im  „BuUetin  de  Flnstitut 
international  de  Statistique"  T.  IV,  2.  livr.,  p. 
281  -  286.  —  Lexis,  Czörnig  v.  Czernhausen  im 
H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  II,  S.  891. 

Lippert 
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D. 

Daire,  Louis  Fran^ols  Eugt^ne,       '  gehoben,  dass  die  Handelsmarine  die  Pflanz- 

geb.  zu  Paris  am  8.  IL  1778^e8t.  ebendaselbst  ,  f!?*^f.  "^^^^  ^^^"jf  ,/^^''.  Auebüdung  einer 
als  Privatgelehrter  am  14.  VI.  1847.  ,  tüchtigen  Mannschaft  sei.    In  natioual-poli- 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft-  lischer  Beziehung  wird  betont,  dass  es  der 
liehen  Schriften  in  Buchform :  Lettres  a  un  Selbständigkeit  eines  starken  Gemeinwesens 
habitant  de  Toulouse  sur  le  but  et  Till^galite  nicht  entspräche,  in  Postbefördening,  in  der 
du  recensement  prescrit  par  M.  Humann,  Paris   durch  Consulate,  Gesandtschaften,  Wechsel 

1^1-  .       3     „  .      j     «         ,   '  ^®r  Mannschaft  stationierter  Kiegsschiffe  etc. 

Er  war  einer  der  Herausgeber  des  Sammel-   notwendigen  Verbindung  mit  überseeischen 

Ä?p«  «Ä?.nt'p«  ?i;iSSlSS?.^irtrtTtw^^ '  Häfen  di^chweg  von  ausländischer  Schiff- 
(üeuvres,  avec  des  notes,  commentaires  et  notices    ,  i l     ui.«     •  •        -n        •  j    j- 

biographiques.)  15  vols.!  Paris  1843-1848.  Be-  ^^  abhängig  zu  sein.  Es  wird  ferner 
sonders  bearbeitet  wurden  von  ihm  die  Bände  I  darauf  verwiesen,  dass,  namentlich  bei  den 
[Economistes  financiers  du  XVIUe  sifecle)  1848  >  mit  europäischen  Verhältnissen  nicht  ver- 
II(Phy8iocrates)  1846;  III  u.  IV  (Turgot)  1847;  trauten  Völkern,  das  Schwergewicht  der 
XIV  (Melanies  d'^conomie  politique :  Hume,  ]  Macht  eines  Landes  ein  bedeutender  Faktor 
Forbonnais,  Condülac,  Condorcet,  etc.)  1847.  An  für  die  Ausdehnung  der  Handelsbeziehungen 
den  Bdn.  1II,IV  beteüigte  sich  als  Mitarbeiter  ,  sei,  die  Art  des  Auftretens  im  nationalen 

T^t  Z^%.^Z3'  atLÄoIianh-ff  i  «chiffsverkehr«  aber  in  tlberseeischen  Län- 
Er  war  als   Verfasser   staatswissenschaft-    j^  „    ^i„    -»r-.^^,*-!.    a       \r    n  i. 

Hcher  Artikel  beteüigt  an  den  Zeitschriften:  ^^^  als  Massstab  der  Macht  angesehen 
^National",  „Journal  du  peuple"  und  seit  1842  werde.  Dieser  letzteren  Begründung  wird 
am  „Journal  des  Economistes" ,  worin  er  fast  einiges  Gewicht  nicht  abzusprechen  sein, 
ausschliesslich  als  Beferent  über  neu  erschienene  i  Namentlich  wenn  es  sich  um  die  Verbin- 
Bücher  auftritt.  Nur  die  in  seinem  Todesjahre '  dimg  mit  eigenenj  Kolonieen  handelt,  für 
veröffentlichten  Teile  17  und  18  der  I.  Serie !  deren  Entwickelung  die  politische  Macht 
bringen  im  Juli  bis  August  1847  seine  grössere, ,  des  Mutteriandes  ausschlaggebend  ist  wäre 
Jon  der  Academie  des  sciences  morales  et  poh-   Abhängigkeit    von    fremden    Schiffsverbin- 

ffine^Ä^^S^-^^^^^^  "   "'   ^^dungen^^^^ 

^  der  Kolonie  selbst.   Ausschlaggebend  können 

Vgl.  über  Daire :  Jos.  Garnier,  Eng.  üaire, ;  aber  nur  die  volkswirtschaftlichen  Bedürf- 
notice n^crologique  in  Journ.  des  Econ. ,  tome '  nisse  sein.  Voraussetzung  für  solche  ist 
XVII,  Paris  1847,  pag.  430.  Lippert      das  Vorhandensein   einer  auf  den   Export 

j  und  den  Bezug  überseeischer  Rohstoffe  an- 

gewiesenen  Industrie.    Für  diese  und  den 

mit  ihr  verbundenen  Handel  hat  der  Mangel 

DAnipf6r81lbT6ntion.  >  direkter      Schiffsverbindungen      zahlreiche 

1.  Allgemeines.    2.  Die  D.  in  den  einzelnen  Nachteile  im  Gefolge,  welche  alle  auf  der 

Staaten,    a)  Deutschland,     b)  Grossbritannien,  Notwendigkeit  benihen,  sich  fremd-nationaler 

c)  Frankreich,     d)  Italien,     e)  Oesterreich.    f)  Vermittelung    für   Absatz   und   Bezug    der 

Ungarn,     g)  Andere  europäische  Staaten,     h) ,  Waren  und  Rohstoffe  zu  bedienen.    Durch 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika,    i)  Japan.       |  gie  wird  das  eiffene  Land  von  der  politischen 

1-  AU^emeiiies.    Die  für  eigene  über-  \  und   wirtschafSichen   Entwickelung  dritter 

seeisefae  Dampferverbindungen  vorgebrachten  !  Staaten  in  erhöhtem  Masse  abhängig.    Sie 

Gründe  bewegen  sich  in  drei  Richtungen,  bestimmen  die  Frachtraten ;  sie  machen  den 


Sie  stützen  sich  auf  Interessen  der  Kriegs- 
marine, auf  national-politische  Forderungen, 
auf    unmittelbare    volkswirtschaftliche    Be- 


Durchgang der  Ware  durch  die  Hände 
fremder  Kommissionäre,  Spediteure  und 
Agenten  am  Abgangs-  wie  Bestimmungsorte 


dürfnisse.   In  ersterer  Hinsicht  wird  hervor-  notwendig ;  daran  schliesst  sich  die  fremde 
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Seevereicherung  und  die  Zaliluiigsvermitte- 
lung  durch  fremde  Banken.  Trotz  der  be- 
deutenden für  diese  fremde  Vermittelung 
zu  zahlenden  Kosten  kommen  dem  eigenen 
Lande  ihre  Vorteile  nicht  in  dem  Masse 
zu  gute  wie  dem  Lande,  dessen  Vermittelung 
in  Anspruch  genommen  wird.  Fremde  Ver- 
mittelung befördert  zunächst  den  Verkauf 
guter  eigener  Produkte  imter  fremder  Marke. 
Der  indirekte  Versand  erschwert  pünktliche 
Lieferung  der  Ware.  Bei  fremder  Rhederei 
werden  nicht  die  einheimischen,  sondern 
die  schon  ihrer  geringen  Quantität  wegen 
weniger  ins  Gewicht  fallenden  fremden 
Waren  zurückgestellt.  Dadurch  entsteht 
erhöhter  Zeit-  und  Kostenaufwand.  Die 
notwendige  Umladung  in  fremden  Häfen, 
eventuell  zollamtliche  Untersuchungen, 
bringen  die  Gefahr  der  Beschädigung  von 
Verpackung  und  Ware.  Von  besonderer 
Bedeutung  ist  ferner  der  Umstand,  dass 
nur  direkte  Dampferverbindungen  die  Mög- 
lichkeit der  Entwickelung  eigener  Rohstofi- 
märkte  bieten.  Das  Land,  welches  solche 
besitzt,  hat  die  Auswahl  und  kann  sich  die 
besten  Rohstoffe  zur  Verwertung  aussuchen. 
Es  bestimmt  ihren  Marktpreis  und  bezieht 
sie  selbst  am  billigsten.  Niir  eigene,  direkte 
Dampferverbindungen  gewähren  endlich 
jenen  raschen  und  sidieren  Postverkehr, 
welchen  der  Handel  des  eigenen  Landes 
benötigt,  um  mit  dem  fremden  konkurrieren 
zu  können,  und  nur  im  Anschluss  daran 
vermögen  überseeische  Banken  zu  entstehen, 
welche  dem  Handel  ihres  Ursprungslandes 
zur  kräftigen  Stütze  werden. 

Die  Forderung  einer  Subvention  für 
Dampferlinien,  welche  diesen  Zwecken  die- 
nen sollen,  gründet  sich  auf  die  Erfahrungs- 
thatsache,  dass  die  schnellfahrenden,  dem 
Postdienst  und  Eilgutsverkehr  dienenden 
Dampfer  nach  weit  entfernten  überseeischen 
Gebieten  ohne  solche  heute  selbst  dort  nicht 
rentieren,  w^o,  wie  in  England,  der  Handeis- 
verkehr die  intensivste  Entwickelung  er- 
fahren hat.  Der  Grund  dafür  liegt  darin, 
dass  die  zu  durchfahrende  tote  Fläche, 
welche  für  den  Frachtverkehr  nicht  in  Be- 
tracht kommt,  zu  gross  ist.  Sodann  sind 
bei  der  Eröffnung  neuer  Linien,  deren 
Handelsverkehr  sich  erst  entwickeln  wird, 
anfängliche  Verluste  unvermeidlich,  so  dass 
hier  Privatimtemehmungen  nicht  rechtzeitig 
eintreten  können.  Endlich  zwingt  die  von 
den  grössten  Handel  treibenden  Staaten 
thatsächlich  bereits  gewährte  Unterstützung 
der  Schiffahrt  die  in  den  Wettbewerb  ein- 
tretenden Nationen,  der  eigenen  Schiffahrt 
gleiche  Vorteile  zu  sichern. 

Die  volkswirtschaftiiche  Begründung  der 
Dampfersubventionen  ruht  im  wesentlichen 
auf  der  Anschauung,  dass  organisatorische 
Verkehrs  einrichtungen  einen  Verkehr 


selbst  zu  schaffen  oder  zu  steigern  ver- 
mögen. Die  Gegner  bestreiten  diesen  Grund- 
satz und  die  daraus  gezogene  Folgerung, 
dass  nur  der  Besitz  eigener  Verkehrsein- 
richtimgen  einem  Volke  die  Entwickelungs- 
möglichkeit  seines  Handels  und  seiner  In- 
dustrie sicher  stelle.  Ihre  Gegnerschaft 
wiurzelt  in  der  üeberzeugung,  dass  da,  wo 
ein  Bedürfnis  vorhanden  sei,  seine  Befriedi- 
gung schon  durch  das  Privatinteresse  er- 
folgen werde.  (Vgl.  die  Auseinandersetzung 
mit  diesem  Gedanken  im  Art.  Subven- 
tion.) Ein  exakter  ziffermässiger  Beweis 
für  die  volkswirtschaftliche  Renta- 
bilität von  Dampfersubventionen  kann 
allerdings  nicht  geführt  werden.  Ihre 
Wirkung  tritt  in  der  Handelsbewegung,  in 
der  Steigerung  des  Post-,  Geld-  und  per- 
sönlichen Verkehrs  hervor,  welche  That- 
sachen  zahlenmässig  nur  schwer  erfassbar 
und  nur  selten  mit  Sicherheit  auf  eine  ein- 
zelne Ui'sache  zurückzuführen  sind. 

Als  Bedingung  der  Subvention  werden 
regelmässig  bestimmte  Anforderungen  in 
Bezug  auf  Zahl,  Grösse,  Art  und  Schnellig- 
keit der  Schiffe  gestellt  welche  den  Zweck 
rascher,  sicherer  und  konkurrenzföhieer 
Verbindung  sichern  sollen.  Daneben  werden 
der  Regierung  gewisse  Begünstigungen 
(kostenlose  Beförderung  von  Regierungs- 
personen, von  Postsäcken  etc.)  gewährt  In 
den  Verträgen  des  letzten  Jahrzehntes  sind 
meist  auch  Bedingungen  eingefügt  in  Bezug 
auf  Schiffsbau,  Leitung  der  Schiffe,  der 
unternehmenden  Gesellschaft  etc.,  welche 
den  nationalen  Charakter  der  Dampferver- 
bindung zu  wahren  bestimmt  sind. 

Im  ganzen  erscheint  die  Dampfersubven- 
tion nur  als  ein  SpecialfaU  der  Unterstützung 
der  heimischen  Schiffahi-t  überhauijt,  die  von 
fast  allen  Seestaaten  geübt  wird,  sei  es  durch 
Schiffs  bau  Prämien  oder  Fahrprämien  für 
nationale  Handelsschiffe  nach  der  Länge  des 
von  ihnen  jährlich  zurückgelegten  Seeweges, 
sei  es  durch  Monopolisierung  grosser  Fahr- 
ten zu  Gunsten  der  heimischen  Schiffe  (zu 
B.  bei  der  Küstenschiffahrt,  durch  Bevor- 
zugung bei  Hafenabgaben  u.  a.  m.  (Vgl. 
auch  Art.  Schiffahrt  (Poütik).) 

2.  Die  D.  in  den  einzelnen  Staaten. 
a)  Deutsollland.  Die  Bestrebungen  der 
Reichsregierung,  den  deutschen  übersee- 
ischen Handel  durch  die  Errichtung  von 
subventionierten  Dampfschiffsverbindungen 
zu  unterstützen,  treten  bereits  in  zwei  im 
Jahre  1881  dem  Reichstage  vorgelegten 
Denkschriften  des  Reichskanzlers  hervor. 
Die  eine  schliesst  sich  an  das  französische 
Schiffsprämiengesetz  von  1881  an  und  be- 
leuchtet die  dadurch  dem  französischen 
Handel  gewährten  Vorteile,  die  zweite  weist 
auf  die  Bedeutung  Ostasiens  und  Australiens 
als  Absatzgebiet  deutschen  Handels  hin  imd 
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betont  den  gelingen  Fortschritt,  den  dieser 
gemacht  hat  Dieser  Mangel  beinihe  vor 
allem  darauf,  dass  dem  fremden  Handel 
gewisse  gnmdlegende,  als  Stützpunkte  die- 
nende organisatorische  Einrichtungen  zu 
Gebote  stehen,  yde  überseeische  Banken, 
r^elmässige  und  schnelle  Dampfschiffsver- 
bindungen etc.,  deren  der  deutsche  Handel 
entbehre.  Ohne  fortgesetzte,  daiiernde 
direkte  Yerbindungen  könnten  jene  festen 
Gewohnheiten  des  Bezugs  gewisser  Wa- 
ren aus  deutschen  Quellen  nicnt  entstehen, 
auf  denen  seinem  Wesen  nach  der  heutige 
Handelsverkehr  der  Nationen  beruhe.  Private 
Unternehmungen  seien  nicht  im  stände,  sol- 
che Verbindimgen  herzustellen,  da  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  der  Zukunft  und  der  Ge- 
samtheit Opfer  auf  Kosten  der  Gegenwart 
zu  bringen.  Der  historische  Vorgang  aller 
Kultumationen  zeige,  dass  überall  die  Re- 
gierungen die  Bekundung  und  Festigimg 
des  üterseeischen  Handels  und  inbes6ndere 
der  Dampfschifffahrt  geleitet  und  unter- 
stützt haben,  bis  er  nach  langen  Jahren  auf 
eigene  Füsse  gestellt  werden  konnte.  Im 
y^  1884,  nachdem  sich  bei  Einleitung  der 
Eolonialbewegung  eine  günstige  Stimmimg 
für  überseeische  Politik  in  Deutschland  be- 
merkbar gemacht  hatte,  erfolgte  im  Reichstage 
die  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  betr.  die 
Verwendung  von  Geldmitteln  aus  Reichs- 
fonds zur  Einrichtung  und  Unterhaltung  von 
Post-Dampfschiffsverbindungen  mit  übersee- 
ischen lAndem.  Durch  15  Jahre  sollten 
jährlich  bis  zu  4  Millionen  Mark  an  Unter- 
stützungen für  regelmässige  Dampferver- 
bindungen nach  Ostasien  und  Australien 
gewährt  werden.  Die  Begründung  der  Vor- 
lage wiederholt  den  Gedankengang  der 
Denkschrift  von  1881.  Die  vorhandenen 
deutschen  Linien  dienten  nur  dem  Fracht- 
geschl^e,  hätten  dabei  keine  grosse  Fahr- 
geschwindigkeit und  legten  keinen  Wert  auf 
pünktliche  regelmässige  Beförderung.  Sie 
könnten  daher  zur  Befreiung  Deutsdüands 
von  fremder  Vermittelung  nur  wenig  bei- 
tragen. Es  entspreche  femer  dem  posta- 
lisdien  und  dem  Interesse  der  Kriegsmarine, 
wenn  eine  eigene,  nationale  Dampferver- 
bindnng  mit  jenen  Gebieten  stattfinde.  Die 
Vorlage  wurde  vom  Reichstage  nicht  mehr 
erledigt  Schon  im  Oktober  desselben  Jahres 
wurde  eine  neue  erweiterte  Vorlage  von 
der  Be^ening  vorgelegt.  Sie  iaa&ie  einen 
Subventionsbetrag  von  5,4  Millionen  Mark 
und  ausser  der  ostasiatischen  und  austra- 
lischen Linie  eine  solche  nach  Britisch-In- 
dien  sowie  Ost-  und  Westafrika  ins  Auge. 
In  der  Kommission  abgelehnt,  wurden  so- 
dann März  1885  im  Reichstage  die  ostasia- 
tische und  australische  Linie,  die  erstere  fast 
einstimmig,  angenommen,  die  afrikanische 
aber  verwoifbu.    Es    wurden   4,4  Millionen 


Mark  jährlich  auf  15  Jahre  bewilligt  zur 
Unterstützung  zweier  monatlicher  Haupt- 
linien nach  Ostasien  und  Australien  und  der 
Zweiglinie  Triest-Brindisi-Alexandrien.  1887 
wurde  die  Hauptlinie  Triest-Brindisi  wegen 
mangelnden  Verkehres  eingestellt,  dafür  eine 
solche  Brindisi-Port  Said  eingerichtet  und 
für  die  Hauptlinien  Genua  als  Anlegehafen 
bestimmt.  1890  wurde,  nachdem  durch  das 
kolonialpolitische  Vorgehen  in  Ostafrika  da- 
selbst deutsche  Interessen  in  grösserem 
Masse  beteiligt  waren,  eine  neue  Dampfer- 
linie subventioniei-t  Für  10  Jahre  werden 
900000  Mark  jährlich  zur  Unterstützung 
einer  monatlichen  Linie  Deutschland-Sansi* 
bar-Delagoabay  gewährt.  1893  fiel  die  An- 
schlusslinie im  Mittelländischen  Meer  weg. 
1898  wurde  der  Vertrag  mit  dem  Nord- 
deutschen Lloyd  auf  15  Jahre  erneuert.  Es 
sind  fünf  Linien  vereinbart:  1.  eine  Haupt- 
linie von  Bremerhaven  oder  Hamburg  nach 
Schanghai;  2.  eine  Hauptlinie  von  ebenda 
nach  Yokohama;  3.  eine  Anschlusslinie  an 
die  vorhergehende  Linie  von  Hongkong  nach 
Schanghai;  4.  eine  Anschlusslinie  von  Sin- 
gapore  nach  Deutsch-Neu-Guinea ;  5.  eine 
Hauptlinie  von  Bremerhaven  nach  dem  Fest- 
land von  Australien  und  zwar  über  einen 
niederländischen  oder  belgischen  Hafen  bis 
Sydney  und  zurück.  Die  Unternehmer  sind 
verpflichtet,  die  Schiffe  auf  den  Linien  1 
und  2  abwechselnd  von  Bremerhaven  oder 
Hamburg  abgehen  zu  lassen,  auf  Verlangen 
einen  niederländischen  und  belgischen  Hafen 
anzulaufen.  Die  Fahrten  auf  den  Linien  1, 
2,  3  und  5  gehen  in  Abständen  von  je  4 
Wochen  in  jeder  Richtung  vor  sich,  auf 
Linie  4  alle  8  Wochen.  Die  Fahrten  auf 
den  Linien  1,  2  und  3  sind  so  zu  legen, 
dass  durch  sie  eine  regelmässige  Verbindung 
mit  China  in  14  tägigen  Zwischenräumen 
hergestellt  wird. 

Die  Fahrgeschwindigkeiten  sind  für  die 
Strecke  vom  europäischen  Abgangshafen 
und  europäischen  Posthafen  mit  12,  vom 
europäischen  Posthafen  und  ostasiatischen 
bezw.  australischen  Hafen  mit  14,  auf  der 
Neu-Guinea-Linie  mit  9  Knoten  festgesetzt. 
Neugebaute  Schiffe  müssen  bei  voller  La- 
dung eine  Geschwindigkeit  von  15  Knoten 
leisten  können.  Ftlr  jede  Verspätung  ist 
pro  Stunde  eine  Strafe  von  50  Mark  zu 
leisten.  Die  Tarife  werden  im  Einvernehmen 
mit  dem  Reichskanzler  festgesetzt  Dieser 
ist  befugt,  landwii*tschaftliche  Erzeugnisse, 
die  mit  denen  der  deutschen  Landwirtschaft 
konkurrieren,  von  der  Einfuhr  durch  die 
Reichspostdampfer  nach  deutschen,  nieder- 
ländiscnen  oder  belgischen  Häfen  auszu* 
schliessen . 

Die  Subvention  beträgt  jährlich  5590000 
Mark  Ueber  die  Schiffe,  welche  auf  den 
subventionierten  Linien  verkehren,  ist  eine 
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abgesonderte,  in  ihren  Grundsätzen  festge- 
legte Rechnung  zu  führen,  üebersteigt  der 
Gewinn,  nach  Deckung  etwaiger  Verluste 
oder  Abgänge  auf  eine  5  prozentige  Ver- 
zinsung in  den  letzten  3  Jahren,  5^/o  des 
Bruttowertes  der  Schiffe,  so  nimmt  das 
Eeich  zur  Hälfte  an  dem  Ueberschuss  teil. 
Bis  ziu:  Höhe  des  dem  Reiche  im  Durch- 
schnitt der  letzten  3  Jahre  zugeflossenen  Ge- 
winnanteiles kann  der  Reich^ianzler  für  die 
Zukunft  weitere  oder  erhöhte  Leistungen 
von  der  Gesellschaft  verlangen. 

Die  Begründung  zu  dem  Gesetzentwurf, 
der  die  Eraaächtigung  ziun  Abschlüsse  obi- 
gen Vertrages  einholte,  hebt  unter  anderem 
hervor,  dass,  abgesehen  von  der  Steigenmg 
des  Handelsverkehres  mit  Ostasien  und  Austra- 
lien überhaupt,  vor  allem  der  direkte 
Warenverkehr  mit  der  Einstellung  der 
Reichspostdampfer  zugenommen  habe.  Von 
1889—1896  ist  z.  B.  die  direkte  Einfuhr 
von  chinesischem  Thee  von  1202000  Mark 
auf  2733000  Mark  gestiegen,  gleichzeitig 
die  Theeeinfuhr  aus  England  von  1076000 
Mark  auf  508000  Mark  gesunken.  Ebenso 
hat  sich  der  deutsche  Handel  in  der  Ein- 
fuhr von  Galläpfeln  von  der  fremden 
Vermittelung  völlig  frei  gemacht,  und  auf 
vielen  anderen  Gebieten  ist  eine  gleiche 
Tendenz  zu  bemerken.  Es  wird  weiter 
auf  den  Aufschwung  hingewiesen,  den  der 
deutsche  Schiffsbau  genommen  hat.  Von 
den  Bauaufträgen  des  Norddeutschen  Lloyd 
seit  1885  im  Betrage  von  137  Millionen 
Mark  fielen  95  Millionen  deutschen,  nur 
42  Millionen  englischen  Werften  zu,  und 
zwar  war  das  Verhältnis  in  der  ersten 
Hälfte  des  Zeitraumes  1885—1898  noch 
31  Millionen  :  36  Millionen,  in  der  zweiten 
bereits  64  Millionen  :  6  Millionen. 

b)  GroBBbritamiien.  Die  Dampfer- 
subventionen Grossbritanniens  beginnen  Ende 
der  dreissiger  Jahi-e  mit  der  Unterstützung 
der  »Peninsular  Steam  Navigation  Com- 
pany«. Diese  Gesellschaft  vermittelte  den 
Verkehr  zwischen  England,  Portugal  tmd 
den  südspanischen  Häfen.  In  dieser  Rich- 
tung bewegte  sich  auch  der  Postverkehr 
mit  deftn  Oriente,  Egj^pten  und  Indien,  der 
zwischen  England  und  Lissabon  eigenen 
Postpaketschiffen  anvertraut  war,  die  aber 
nur  fuhren,  »wenn  Wind  und  Wetter  es  er- 
laubten«. 1837  wurde  mit  der  vorerwähn- 
ten Gesellschaft  zur  Einrichtung  eines 
schnelleren  und  pünktiicheren  Verkehres 
der  erste  Postverte^  geschlossen  und  ihr 
für  eine  regelmässige  vierwöchentliche 
Fahrt  zwischen  England  und  Gibraltar  eine 
Unterstützung  von  29600  £  alljährlich  ge- 
zahlt. 1840  übernahm  die  Gesellschaft 
gegen  Erhöhung  der  Unterstützung  die  Be- 
förderung der  Post  bis  und  von  Alexandrien 
und  erhielt  seither  den  Namen:   »P.  and 


Oriental  St.  N.  C«.  1843  errichtete  sie 
eine  monatliche  Postdampferlinie  zwischen 
Suez,  Ceylon,  Madras  und  Kalkutta  und  er- 
hielt dafür  eine  Unterstützung  von  115  000  £ 
jährlich.  Von  Ceylon  dehnte  sie  die  Ver- 
bindung sodann  nach  Penang,  Singapore 
und  Hongkong  aus  gegen  eine  Unterstützung 
von  45000  £  jährhch.  1853  übernahm  sie 
die  bisher  der  »Ostindischen  Kompagnie« 
zugefallene  Verbindung  zwischen  Suez  und 
Bombay  für  16000  £  jährUch,  1859  eine 
monatliche  Verbindung  zwischen  Point  de 
Galle  und  Sydney,  wofür  ihr  134672  £ 
jährlich  gezahlt  wurden.  Damit  hatten  die 
Unterstützungen  ilu^n  Höhepunkt  erreicht. 
Die  Fahrgeschwindigkeit  der  Dampfer  die- 
ser Linie  war  Ende  der  sechziger  Jahre 
etwas  über  9  Knoten  in  der  Stunde,  gegen- 
wärtig ist  ihr  eine  Fahrgeschwindigkeit  von 
13,3  Knoten  vorgeschrieben.  Ihre  Ijinien 
führen  alle  8  Ta^e  nach  Bombay,  alle  14 
Tage  '  über  Brindisi  nach  Schanghai  und 
Yokohama  und  ebenso  nach  Adelaide  und 
Sydney.  Der  reine  Betrag  der  staatiichen 
Subvention  war  1898  330403  £.  Der  Ge- 
winn der  Gesellschaft  betrug  im  gleichen 
Jahre  180604  £  bei  einem  eingezahlten 
Kapital  von  2,32  Millionen  £,  so  dass  die 
Gesellschaft  ohne  Subvention  mit  einem 
Defidt  arbeitete. 

Die  zweite  staatiich  iinterstützte  Dam- 
pferlinie ist  die  der  ^ Royal  Mail  Steam 
Company«.  Sie  erhielt  1839  für  die  Ver- 
bindung mit  Westindien  und  Mexiko  bei 
zweim^iger  Ausfahrt  im  Monat  eine  jähr- 
liche Unterstützung  von  240000  £.  Trotz 
dieser  bedeutenden  Höhe  waren  die  ersten 
Jahre  verlustbringend.  1850  wurde  die 
Unterstützung  auf  270000  £  erhöht,  dafür 
aber  zu  der  westindischen  eine  neue  monat- 
liche Linie  nach  Brasilien  und  den  La 
Plata-Ländem  sowie  Beschleunigimg  der 
Fahrt  nach  Westindien,  statt  8  nunmehr  10 
Knoten  in  der  Stimde,  bedungen.  Heute  ist 
die  Gesellschaft  nur  noch  für  die  14tägige 
Fahrt  nach  Westindien  mit  90000  £  jähr- 
lich unterstützt. 

Die  grösste  englische  Dampfschiffgesell- 
schaft, die  British  India  Steam  Navigation 
Company,  welche  mit  dem  Ende  der  fünf- 
ziger Jahre  sich  zu  der  grössten  Verkehrs- 
vermitüerin  in  den  asiatischen  Gewässern 
emporgeschwungen  hatte,  unterhält  zur  Ver- 
bindung von  Britisch-Indien  untereinander 
und  mit  den  Plätzen  am  persischen  Meer- 
busen sowie  mit  Aden  9  Linien,  für  welche 
sie  von  der  indischen  Regienmg  eine  Unter- 
stützung von  412000  Rupien  erhält  Die 
britische  Regierung  unterstützte  bisher  nur 
die  Linie  Aden-Sansibar  mit  7950  £  jähr- 
lich, doch  ist  seit  1890  an  SteUe  dieser 
Zweiglinie  eine  direkte  Linie  London-Sansi- 
bar-Mozambique  getreten.     Ausser  den  er- 
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'wähnten  erhalten  noch  folgende  grössere 
Gesellschaften  eine  Unterstützung  seitens 
Orossbritanniens :  die  Orient  Steam  Naviga- 
tion Company  für  14tägige  Verbindung  von 
Neapel-Adelaide,  Fahrzeit  32  Tage,  Unter- 
stützung 85000  £;  die  Union  Steam  Ship 
Company  und  die  Castle  Mail  Packets  Com- 
pany für  wöchentliche  Verbindung  Plymouth- 
Kap,  Fahrzeit  21  */2  Tage,  Unterstützung  je 
25000  £. 

Insgesamt  wendet  England  mit  seinen 
Kdonieen  16582840  Mark  jährlich  für  Sub- 
ventierung  von  Postdampferlinien  auf. 

c)  Frankreich.  Während  Deutsch- 
land und  Grossbritannien  nur  besondere 
Subventionierungsverträge  mit  einzelnen  Ge- 
sellschaften, die  zugleich  den  Postdienst  be- 
sorgen, abschliessen,  hat  Frankreich,  gleich 
den  meisten  anderen  Staaten,  ausserdem 
ein  Subventionssystem  für  die  Handels- 
maiine  eingeftlhrt,  das  in  der  Gewähnmg 
von  Schiffsbau-  imd  Schiffahrt sprflmien 
beruht.  Gegenwärtig  gilt  das  G.  v.  30.  Ja- 
nuar 1893.  Danach  werden  gewährt  für 
den  Schiffsbau:  für  eiserne  oder  stählerne 
Schiffe  65  Francs,  für  hölzerne  von  150 
Tonnen  und  darüber  40  Francs,  für  solche 
unter  150  Tonnen  30  Francs  pro  Tonne 
Bruttogehalt.  Femer  für  die  im  neuen  Zu- 
stand an  Bord  der  Dampf-  oder  Segelschiffe 
gebrachten  motorischen  Maschinen  oder 
Hilfsapparate  15  Francs  für  je  100  Kilo- 
gramm. Die  Fahrprämie  wird  Segel- 
schiffen von  mehr  als  80  Tonnen,  Dampf- 
schiffen von  mehr  als  100  Tonnen  gewährt, 
die  in  Frankreich  erbaut  oder  unter  ge- 
wissen Bedingungen  nationalisiert  werden. 
Sie  beträgt  pro  Tonne  und  1000  zurückge- 
legte Seemeilen  für  Dampfschiffe  1,10  Francs, 
welcher  Betrag  sich  um  jährlich  6  Centimes  für 
hölzerne,  4  Centimes  für  eiserne  oder  stäh- 
lerne Schiffe  vermindert;  für  Segelschiffe 
1,70  Francs  mit  einer  jährlichen  Reduktion 
von  8  bezw.  6  Centimes.  Die  Prämie  für 
Dampfschiffe,  die  nach  von  vornherein  vom 
Marinedepartement  genehmigten  Plänen  er- 
baut wenlen,  wird  um  25%  erhöht.  Zur 
Zeit  (Sommer  1899)  schwebt  eine  Abände- 
rung des  Gesetzes  zur  Erleichterung  der 
Einstellung  von  Schiffen,  die  im  Auslande 
erbaut  sind,  imd  Gleichstellung  der  Prämie 
für  Dampfschiffe  mit  jener  für  Segelschiffe. 

An  Specialsubventionen  für  Postdampfer- 
linien wendet  Frankreich  jährlich  2056(5500 
Mark  ffir  folgende  Linien  aui.  Mit  G.  v. 
8.  Juli  1898  ist  der  Vertrag  der  Regienmg 
mit  der  Compagnie  Generale  Transatiantique 
für  den  Postdienst  zwischen  Havre-New- 
York  genehmigt  worden.  Der  Subventions- 
betrag ist  mit  5480000  Francs  jährlich  be- 
stimmt, wozu  noch  Prämien  für  üeber- 
schreitung  der  vorgeschriebenen  Fahrge- 
schwindigkeit (gegenwärtig  15  Knoten,  1900 


17  Knoten,  1903  18  Knoten,  eventuell  1905 
19  Knoten)  treten,  die  aber  1200000  Francs 
nicht  übersteigen  dürfen.  Wenn  1905  die 
diu-chschnitthche  Fahrgeschwindigkeit  um 
5^/o  weniger  als  die  der  konkurrierenden 
fremden  Linien  beträgt,  kann  die  Regierung 
die  GeseUschaft  zum  Bau  eines  neuen,  der 
nach  dem  Stande  der  Technik  erreichbaren 
Fahrgeschwindigkeit  angepassten  Schiffes 
zwingen.  Von  1901 — 1911,  in  welchem 
Jahre  der  Vertrag  abläuft,  wird  die  Sub- 
vention um  480000  Francs  herab-,  die  zu- 
lässige Prämienunterstützung  um  ebenso 
viel  ninaufgesetzt. 

Für  die  Postverbindung  mit  Algier,  Tunis, 
Tripolis  und  Marokko  sind  20  linien  dreier 
Gesellschaften,  daninter  die  Compagnie  Ge- 
nerale Transatiantique,  mit  1600000  Francs 
jährlich  an  fester  Subvention  und  mit 
Schnelligkeitsprämien  bis  zu  400000  Francs 
unterstützt.  Die  vorgeschriebene  Fahrge- 
schwindigkeit schwankt  zwischen  10 — 15 
Knoten.    Der  Vertrag  läuft  bis  1907. 

Die  ausgedehntesten  Linien  und  die 
grösste  Subvention  in  der  Höhe  von  ca.  13 
Millionen  Mark  besitzt  die  Compagnie  des 
Messageries  Maritimes,  Nach  dem  Ueber- 
einkommen  mit  der  Regierung  v.  5.  Novem- 
ber 1894  leistet  sie  1.  im  Mittelmeer  a) 
zwei  wöchentliche  Rundlinien  von  Marseille 
nach  Alexandrien,  an  der  syrischen  Küste 
entlang  über  Konstantinopel  und  den 
Pyräus  nach  Marseille  zurflck  sowie  in  um- 
gekehrter Richtung;  b)  die  14tägige  Linie 
Marseille- Alexandrien  bis  Jaffa  und  Beyruth ; 
c)  eine  wöchentliche  Linie  nach  Konstanti- 
nopel und  ins  sdiwarze  Meer  an  die  russi- 
sche Küste,  n.  Im  indo-chinesischen  Ver- 
kehr a)  eine  14tägige  Hauptlinie  nach 
China  und  Japan;  b)  eine  Nebenlinie  Co- 
lombo-Kalkutta ;  c)  sowie  eine  Nebenlinie 
Singapore-Batavia.  Dazu  tritt  eine  atlanti- 
sche Linie  nach  La  Plata,  eine  australische 
Linie  nach  Sydney,  eine  solche  nach  Mauritius 
und  eine  über  Sansibar-Madagaskar  nach 
Reunion  je  einmal  im  Monat.  Ln  ganzen 
leistet  die  Gesellschaft  jähriich  606  517  See- 
meilen und  erhält  dafür  eine  Subvention 
von  rund  17  Millionen  Franken.  Die  Fahr- 
geschwindigkeit ist  ftir  die  australischen 
Linien  mit  14  Knoten,  für  die  übrigen 
Haiiptlinien  mit  13  (für  neue  Schiffe  mit 
13,5),  für  die  Nebenlinien  mit  12  Knoten 
festgesetzt. 

d)  Italien.  Italien  hat  sein  Schiffs- 
bau- und  Schiffahrtssubventionsgesetz  vom 
Jahre  1885  durch  ein  neues  G.  v.  23.  Juli 
1896  ersetzt.  Bauprämien  werden  durch 
10  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
gewährt  in  der  Höhe  von  77  Lire  pro 
Mess-Bruttotonne  bei  Schiffsrümpfen  aus 
Eisen  oder  Stahl,  von  17,5  Lire  bei  Holz- 
schiffen.   Bei  einer  über  ein  gewisses  Mass 
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hinausgehenden  Verwendung  ausländischen 
Materiäes  wird  die  Subvention  gekürzt. 
Für  den  Bau  von  Schiffsmaschineu  und 
Kesseln  in  Italien  werden  gewährt  12,5  Lire 
für  jede  indizierte  Pferdekraft,  9,5  Lire  für 
je  100  Küo  Kessel  und  11  Lire  für  je  100 
Kilo  Hilfsapparate.  Die  Fahrprämie  wird 
Segel-  und  Dampfschiffen  gewährt  für 
Fahrten  a)  über  den  Suezkanal  oder  die 
Meerenge  von  Gibraltar  oder  b)  für  Fahrten 
zwischen  Mittelmeerhäfen  ausserhalb  Italiens 
oder  c)  für  Dampfschiffe  auch  bei  Fahrten 
zwischen  den  Häfen  des  Staates.  Sie  be- 
trägt pro  Mess-Bruttotonne  und  1000  zu- 
rückgelegte Seemeilen  für  Fahrten  unter 
a)  80  Centesimi  in  den  ersten  3  Jahren 
nach  der  Erbauung  unter  Herabsetzung  um 
10  Centesimi  bei  Dampfschiffen  und  15 
Centesimi  bei  Segelschiften  für  einen  wei- 
teren Zeitraum  von  je  3  Jahren.  Beträgt 
sie  nur  unter  20  Centesimi,  so  bleibt  sie 
konstant.  Für  Fahrten  unter  b)  und  c) 
macht  die  Subvention  2/3  der  vorhergehen- 
den aus.  Bei  erhöhter  Geschwindigkeit 
(16  Seemeilen  in  der  Stunde  bei  voller  La- 
dung und  für  eine  Fahrzeit  von  12  Stunden) 
kann  die  Prämie  um  50®/o  erhöht  werden, 
für  im  Ausland  erbaute  und  in  die  auslän- 
dischen Schiffsregister  eingetragene  Schiffe 
beträgt  sie  nur  die  Hälfte  der  normalen 
Sätze.  Im  Jahre  1897  wurden  124973 
Lire  an  Bauprämien,  2  044339  Lire  an 
Fahrprämien  verausgabt 

An  Specialsubventionen  für  Postdampfer- 
fahrten wendet  Italien  jährüch  5308871 
Mark  auf,  darunter  1 110  219  Mark  für  den 
Verkehr  mit  Ostasien,  sodann  für  den 
Dienst  im  Mittelmeer  und  nach  Afrika. 
Die  betreffenden  Verträge  sind  mit  der  Ge- 
sellschaft Navigazione  Generale  Italiana  ab- 
geschlossen. Zur  Zeit  (Sommer  1899)  schwebt 
ein  Gesetzentwurf,  wonach  der  Gesellschaft 
Puglia  für  Fahrten  im  adriatischen  Meer 
eine  jährliche  feste  Subvention  gewährt  wer- 
den soUe. 

e)  Oesterreioh.  Ein  G.  v.  27.  De- 
zember 1893  betrifft  die  Unterstützung  der 
Handelsmarine.  Es  trat  am  1.  Januar  1894 
in  Wirksamkeit  und  gilt  von  da  ab  durch 
10  Jahre.  Dampfer  und  Segelschiffe,  welche 
während  der  Geltimgsdauer  des  Gesetzes  im 
österreichischen  Schiffsregister  für  die  weite 
Fahrt  oder  die  grosse  Küstenfahrt  einge- 
tragen sind,  haben  Anspruch  auf:  a)  einen 
Betriebszuschuss,  b)  einen  Beisezuschuss 
seitens  des  Staates.  Der  Betriebszuschuss 
wird  gewöhnlich,  wenn  das  Schiff  1.  wenig- 
stens zu  zwei  Drittteilen  Eigentimi  öster- 
reichischer Staatsangehöriger  ist,  2.  seit  der 
Zeit  seines  Stapellaufes  nicht  mehr  als  15 
Jahre  verflossen  sind,  3.  dasselbe  die  Klasse 
A,  I.  oder  11.  Kategorie  des  österreichisch- 
ungarischen   »Veritas«    oder  einer  anderen 


heimischen  Anstalt  von  gleichem  Werte  be- 
sitzt. 

Der  Betriebszuschuss  wird  bis  zum  Ab- 
laufe des  15.  Jahres,  vom  Tage  des  Stapel- 
laufes gerechnet,  gewähi^t  und  beträgt  im 
ersten  Jahre  nach  dem  letzteren  für  jede 
Tonne 'des  Netto-Raumgehaltes :  1.  6  Gulden 
für  Dampfer  aus  Eisen  und  Stahl,  2.  4  Gul- 
den 50  Kreuzer  für  Segelschiffe  aus  Eisen 
und  Stahl,  3.  3  Gidden  für  Segelschiffe  aus 
Holz  oder  gemischter  Konstruktion.  Diese 
Beträge  werden  mit  Beginn  des  zweiten 
Jahres  um  fünf  Prozent  jährlich  vermindert. 

Für  Schiffe  aus  Eisen  oder  Stahl,  welche 
nach  dem  1.  Januar  1894  auf  inländischen 
Werften  erbaut  werden,  wird  der  Betriebs- 
zuschuss um  zehn  Prozent  und,  wenn  sie 
wenigstens  zur  Hälfte  aus  inländischem 
Materiale  hergestellt  sind,  um  25  Prozent 
erhöht. 

Der  Reisezuschuss  wird  für  Fahrten 
ausserhalb  der  kleinen  Küstenfahrt  von  oder 
nach  österreichischen  Häfen  gewährt,  wenn 
sie  im  Interesse  des  einheimischen  Handels 
und  Verkehres  sind  und  nicht  neben  beson- 
dei-s  subventionierten  Linien  erfolgen.  Er 
beträgt  für  je  100  Seemeilen  Fahrt  pro 
Nettotonne  Rauminhalt  5  Kreuzer.  Alle 
Seehandelsschiffe  sind  vom  1.  Januar  1894 
ab  auf  5  Jahre  von  der  Erwerbs-  und  Ein- 
kommensteuer befreit,  eine  solche  Befreiung 
kommt  auch  allen  neuerbauten  Schiffen  zu 
gute.  Den  Betrag,  den  die  Staatskasse  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  zu  zahlen  hat,  be- 
läuft sich  1899  auf  rund  700000  Gulden. 

Eine  Specialsubvention  gewährt  der  Staat 
auf  Grund  des  G.  v.  25.  Juni  1891  dem  öster- 
reichischen Lloyd  für  19  Linien.  Von  diesen 
entfallen  6  auf  das  adriatische,  7  auf  das 
Mittelmeer,  2  auf  das  schwarze  Meer,  je 
eine  auf  Triest-Bombay ,  Triest-Shanghai, 
Colombo-Calcutta  und  Triest-Santos.  Die 
Fahrten  nach  Ostasien  gehen  in  vierwöchent- 
lichen, nach  Südamerika  in  achtwöchent- 
lichen Zwischenräumen  vor  sich.  Die  dem 
Lloyd  gewährte  Subvention  besteht  zunächst 
in  Meilengeldem,  welche  je  nach  der 
Schnelligkeit  der  Fahrt  bei  den  Linien  im 
adriatischen  und  Mittelmeer  mit  1,45  Gulden 
bis  3,55  Gulden  per  Seemeile,  im  überseei- 
sdien  Dienst  mit  1,70  bis  2,80  berechnet 
worden.  Ausserdem  werden  der  (Jesell- 
schaft  die  Gebühren  für  die  Fahrt  durch 
den  Suezkanal  für  die  auf  den  subventio- 
nierten Linien  verkehrenden  Dampfer  ver- 
gütet und  wurden  ihr  zum  Schiffsbau 
im  unverzinslichen  Darlehen  1^/3  Millionen 
GxQden  bis  1906  gewährt  Die  Gesamt- 
summe der  Meilengelder  darf  2910000  Gul- 
den nicht  übersteigen.  Die  Vei^tung  der 
Suezkanalgebühren  beansprucht  jährlich  un- 
gefähr Vs  Million  Gulden. 

f)   indLgam.     Auf  Grund   des  G.  v.  4. 
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Juli  1893  habeu  Schiffe  für  die  freie  See- 
schiffahrt, die  mindestens  zu  ^/s  Eigentum 
ungarischer  Staatsbürger  sind,  Anspruch  auf 
eine  Anschaffungsprämie  und  eine  Special- 

Srämie,  welche  für  Fahi-ten  gewährt  wird, 
ie  im  Interesse  des  ungarischen  Handels 
stattfinden.  Die  Auschaffimgsprämie  wird 
nach  der  Anzahl  der  Nettoregistertonnen  be- 
willigt und  zwar  fflr  einen  Zeitraum  von 
15  Jahren.  Sie  beträgt  6  Kronen  pro  Netto- 
registertönne  für  Segelschiffe  langer  Fahrt, 
9  Kronen  für  Dampfschiffe  grosser  Küsten- 
fahrt,  12  Kronen  für  Dampfschiffe  langer 
Fahrt.  Nach  dem  ersten  Jahr  nimmt  sie 
jährlich  um  7^/o  ab.  Die  Specialprämie  ist 
eine  Fahrprämie  und  beträgt  5  Heller  für 
100  Seemeilen  und  Tonne.  Aehnlich  dem 
österreichischen  Gesetz  wird  eine  Steuer- 
freiheit und  zwar  auf  10  Jahre  für  alle 
Schiffe  ausgesprochen,  die  in  einem  Kon- 
traktverhältnis zur  ungarischen  Regierung 
stehen.     Das  Gesetz  hat  10  Jahre  Geltung. 

Ausserdem  sind  bis  zum  Jahre  1911  jähr- 
lich mit  fester  Subvention  bedacht  die  Ge- 
sellschaft Adria  und  die  ungarische  Le- 
vante-Gesellschaft. Die  erstere  erhält 
570000  Gulden  jährlich  für  11  Linien  (5 
nach  England,  3  nach  Frankreich,  1  nach 
Süditalien,  1  nach  Holland  und  Belgien,  1 
nach  Brasilien  und  jeweils  ziuiick),  die 
letztere  90000  Gulden  für  Fahrten  nach 
Kleinasien  und  Alexandrien. 

g)  Andere  europäische  Staaten.  Der 
Seepostverkehr  wiiS  ausser  von  den 
schon  erwähnten  Staaten  in  Europa  noch 
subventioniert  von  den  Niederlanden 
mit  1278400  Mark  (für  den  Dienst  nach 
Ostasien  und  zwischen  den  niederländischen 
Besitzungen  in  Ostasien),  von  Spanien 
mit  7  872068  Mark  (für  den  Dienst  nach 
Westindien,  Südamerika,  Nord-  und  West- 
afrika, Ostasien),  von  Portugal  mit  ca. 
700000  Mark  (für  den  Dienst  nach  West-, 
Süd-  und  Ostafrika),  von  Russland  mit 
5354982  Mark  (für  den  Dienst  im  Schwarzen 
Meer,  nach  Aegypten,  Indien,  Ostasien,  ins 
Weisse  Meer  u.  a.). 

h)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Auf  Grund  eines  G.  v.  3.  März  1891  sind  Ver- 
träge geschlossen  mit  drei  Gesellschaften  zur 
Postbeförderung  von  New- York  nach  Cura<;'ao, 
von  New-York  nach  Havana  und  Turpan 
und  von  New-York  nach  Southhampton. 
Auf  den  beiden  ersten  Linien  beträgt  die 
Subvention,  welche  die  Union  gewährt,  einen 
DoUar,  auf  der  dritten  Linie  aber  4  Dollars 
per  Fahrt  und  Seemeile.  Der  gesamte  an 
Subventionen  aufgewendete  Betrag  beläuft 
sich  auf  4629223  Mark. 

Im  Frühjahr  1899  lag  dem  Kon^ss  eine 
Bill  vor,  welche  allgemeine  Schiff fahrt- 
prämien  für  Segelschiffe  und  Dampfschiffe 
hr  amerikanische  Schiffe  mit  amerikanischer 


Besatzung  vorsah.  Es  sollten  1^2  Cents  für 
die  Bruttotonne  und  100  Seemeilen  bis  zu 
1500  Seemeilen,  1  Cent  für  je  100  Seemeilen 
darüber  hinaus,  ausserdem  für  Dampfer  von 
bestimmter     Leistungsfähigkeit    Zusehlags- 

t)rämien  gewählt  weixlen.  Die  jährliche  Bo- 
astung  ist  zunächst  auf  2,1  Millionen  Dollai-s 
und  nach  und  nach  aufsteigend  bis  auf  5,75 
Millionen  Dollars  geschätzt.  Das  Ziel  der 
Bill  ist,  die  Veivinigton  Staaten  in  ihrem 
Seeverkehr  nach  fremden  Hafenplätzen  voll- 
ständig von  fremder  Yermittelung  zu  be- 
freien. 

i)  Japan.  Nach  dem  G.  v.  23.  Mäi'z 
1896  soll  jedes  Stahl-  oder  Eisenschiff  von 
1000  Tons  und  darüber,  welches  die  Japa- 
nische Flagge  führt  und  zwischen  Japan 
und  einem  fremden  Lande  oder  zwischen 
verschiedenen  fremden  Häfen  fährt,  zum 
Bezüge  einer  Unterstützung  berechtigt  sein. 
Bedingung  ist,  dass  das  betreffende  Fahr- 
zeug im  Eigentum  eines  Japaners  oder  einer 
Gesellschaft  sich  befindet,  deren  Teilhaber 
ausschliesslich  Japaner  sind.  Die  Subvention 
erfolgt  in  der  Form  einer  Fahrprämie  und 
betrat  25  Sen  für  1000  Seemeilen  und 
Tonne  für  Schiffe  von  wenigstens  10  Knoten 
Fahrgeschwindigkeit.  lO^/o  Zuschlag  für  je 
500  Tonnen  mehr  Baumgehalt  des  Schiffes, 
20®/o  Zuschlag  für  jeden  Knoten  über  10 
Knoten  Fahrgeschwindigkeit.  Die  subventio- 
nierten Schiffe  können  unter  gewissen  Be- 
dingungen für  öffentliche  Zwe(ie  verwendet 
werden,  müssen  junge  Schiffcihrtsbeflissene 
in  bestimmter  Zanl  an  Bord  nehmen,  kein 
Fremder  darf  ohne  Ministerialerlaubnis  auf 
dem  Schiffe  beschäftigt  werden.  Post  und  Post- 
beamte müssen  frei  befördert  werden  u.  s.  w. 
Zur  Unterstützung  des  Schiffs  bau  es  er- 
halten Schiffe  aus  Stahl  oder  Eisen  zwischen 
700  und  1000  Tonnen,  die  unter  Aufsicht 
des  Verkehrsministers  in  Japan  oder  von 
einer  ausscliliesslich  aus  Japanern  bestehen- 
den Gesellschaft  gebaut  werden,  12  Yen  pro 
Tonne;  jedes  Schiff  mit  melir  als  1000 
Tonnen,  20  Yen  pro  Tonne  und  5  Yen  mehr 
für  je  eine  Pferdekraft,  wenn  auch  die  Ma- 
schine nach  den  angegebenen  Bedingungen 
gebaut  wird. 

Zur  Zeit  (Sommer  1899)  ist  eine  Abände- 
rung des  Gesetzes  im  Zuge  und  es  soll  das 
Jahr  1914  als  Endtermin  für  die  Gewährung 
von  allgemeinen  Schiffahrtsprämien  fixiert 
werden.  Für  bestimmte  Dampferlinien  sind 
für  die  nächsten  10  Jahre  folgende  Subven- 
tionen ausgesetzt:  2673894  Yen  für  die 
europäische  Linie,  654000  Yen  für  die  Japan- 
Seattle-Linie  und  1 013  880  Yen  für  die  Japan- 
San  Franzisco-Linie.  Die  jährlichen  Prämien 
auf  Grund  des  allgemeinen  Schiffsprämien- 
gesetzes machen  etwa  auch  4^/s  Millionen 
Yen  aus,  dazu  treten  1^/«  Millionen  Yen 
Schiffs  bau  Unterstützungen,   so   dass  Japan 
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jährlich   etwa   10^/2  Millionen  Yen ,  für  die 
£h*haltung  der  nationalen  Schiffahrt  ansgiebt. 

Quellen  und  LItteratnr:   W,  Annecke,  Die 

staatlich  subventionierten  Dampferlinien  in 
Deutschland  (in  Schmollera  Jahrb.  X.  Jahrg. 
1866)  ;  Englands  Gewinn  am  Zwischenhandel 
mit  Deutschland  (ebenda  IX.  Jahrg.  1885).  — 
K,  JRathgen,  Der  deutsche  Handel  in  Ostasien 
(ebenda  JX.  Jahrg.  1885).  —  Zahlreiche  Auf- 
Sätze  im  Export,  Organ  des  Ceniralvereins 
für  Handelsgeographic  1879ff.,  insbesondere  die 
von  Dr.  Moriz  Lindemann  gegebenen  Ueber- 
sichten  über  die  ozeanische  Dampfschiffahrt  und 
Auszüge  aus  den  jährlichen  Geschäftsberichten 
der  einzelnen  Gesellschaften.  —  Deutsches 
Handelsarchiv  (Abdruck  der  wichtigsten 
in-  und  ausländischen  Subventionsgesetze  und 
-vertrage).  —  Hansa,  Deutsche  Nautische  Zeit- 
Schrift.  —  Sülle  Condizioni  della  Marina 
Mer  cantile  Italiana  al  31  Dicembre 
1897,  Borna  1898  (offtcieller  Bericht).  —  Druck- 
sachen des  Beichstages,  4-  Leg.-Per.  IV.  Sess. 
1884  ^^'  111  /  ^-  Leg.'Per.  I.  Sess.  1884185  iVV. 
16;  7.  Leg.-Per.  Sess.  1889190,  Nr.  164;  9.  Leg.- 
Per.  Sess.  1897(98  Xr.  103.  —  Stenogr.  Berichte 
über  die  Verhandl.  de^  Beichstages  in  den  an- 
gegebenen Sessionen.  v.  PhlUppovich. 


Dampikesselpolizei. 

I.  Allgemeines.  1.  Umfang,  Begriff 
und  Kefselgattungen.  2.  Systeme  der  üeber- 
wachung  und  leitende  Grundsätze.  3.  Kessel- 
revißionsverbände.  4.  Explosionen.  5.  Ueber- 
wachnng  des  Dampf fässerbetriebes.  II.  Die 
I) a m p fkesselpolizei  in  den  einzel- 
nen Staaten.  6.  Deutsches  Reich.  7.  Oes- 
terreich.  8.  Schweiz.  9.  Frankreich.  10.  Gross- 
britannien. 11.  Italien.  12.  Belgien.  13.  Nieder- 
lande. 14.  Kussland.  15.  Dänemark.  16.  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika.  17.  Südafrikani- 
sche Republik. 

I.  Allgemeines. 

1.  Umfang,  ßegriff  nnd  Kesselgat- 
tnngen.  Die  Dampfkesselpolizei  umfasst 
alle  Massnahmen  zur  Verhütung  von  Un- 
fällen beim  Betriebe  von  Dampfkesseln. 
Unter  Dampfkessel  werden  alle  ge- 
schlossenen Geffisse  verstanden,  in  welchen 
aus  "Wasser  gespannte  Dämpfe  erzeugt 
werden.  Dabei  macht  es  keinen  Unterschied, 
ob  sie  zum  Maschinenbetriebe  bestimmt 
sind  oder  nicht. 

Die  Landdampfkessel  werden  von  den 
Schiffsdampfkesseln  bei  der  polizeilichen 
Behandlung  meist  getrennt  gehalten.  Schiffs- 
kessel sind  alle  mit  einem  Schiffe  dauernd 
verbundenen  Kessel,  mögen  sie  eine  Fort- 
bewegungsmaschine  treiben  oder  anderen 
Zwecken  dienen  (z.  B.  Bagger).  Bisweilen 
gehen  filr  die  Kessel  der  Seeschiffahrt 
andere  Vorschriften  als  für  die  der  Binnen- 
schiffahrt. Unter  den  Landkesseln  werden 
die  feststehenden  Kessel  von  den  be- 


weglichen, den  zum  Betriebe  an  wech- 
selnden Betriebsstätten  benutzten  Kesseln 
(Lokomobilen),  und  von  den  Kesseln  der 
Lokomotivmaschinen  gesondert.  Bei 
den  Lokomobilen  bilden  Maschinen  und 
Kessel  meist  ein  Ganzes.  Zu  den  Lokomo- 
tiven gehören  diejenigen  Dampfmaschinen, 
welche  sich  vermöge  der  selbst  hervorge- 
brachten Kraft  auf  dem  Erdboden  fortbewegen 
und  dadurch  oder  gleichzeitig  damit  eine 
Arbeit  leisten  (Eisenbahn-  und  Strassenbskhn- 
lokomotiveu,  Strassendampfwagen,  Dampf- 
walzen). 

2.  Systeme  der  Ueberwachung  und 
leitende  Grundsätze.  Die  mit  dem  Dampf- 
kesselbetriebe verbundenen  Explosionsge- 
fahren haben  in  fast  allen  Industriestaaten 
die  Regelung  einer  polizeilichen  Aufsicht 
über  die  Dampfkesselanlagen  notwendig  ge- 
macht. Die  zu  diesem  Zwecke  erlassenen 
gesetzlichen  und  administrativen  Bestim- 
mungen gehen  entweder  in  präventiver 
Weise  vor  und  lassen  die  Kessel  Verwendung 
nur  zu,  nachdem  die  Anlage  und  der  Betrieb 
eine  förmhche  Genehmigung  erhalten  hat 
(Konzessionsverfahren)  oder  sie  ver- 
pflichten den  Unternehmer  lediglich  zur 
Anzeige  und  zm*  Befolgung  von  5formativ- 
vorschriften  in  Bezug  auf  Errichtung  und 
Ausstattung,  anderenfalls  er  nachträgliche 
Betriebseinstellung  zu  gewärtigen  hat  (De- 
klarationsverfahren). Bei  beiden  Sys- 
temen pflegen  sich  die  Sicnerheitsvorschriften 
im  einzelnen  zu  erstrecken:  auf  den  Bau, 
auf  die  Ausrüstung  und  Aufstellung,  ferner 
stets  auf  eine  ständige  Betriebskontrolle, 
welche  gewöhnhch  in  periodischen  Unter- 
suchungen (Revisionen)  durch  sachkun- 
dige Organe  zur  Prüfung  der  anhaltenden 
Betriebstüchtigkeit  besteht.  Vielfach  reiht 
sich  diesen  Massnahmen  auch  eine  polizei- 
liche Ueberwachung  des  Bedienungsper- 
sonales an  (Oesterreich,  Dänemark). 

Bewegliche  Kessel  unterliegen  regel- 
mässig, weil  sie  nicht  in  unausgesetztem 
Betriebe  zu  stehen  pflegen  und  daher  bei 
weniger  sorgfältiger  Haltung  grössere  Ge- 
fahren bieten,  einer  schärferen  Aufsicht  als 
feststehende  Kessel ;  Schiffs-  und  Lokomotiv- 
kessel wiederum  einer  noch  strengeren 
als  Lokomotiven.  Andrerseits  kommt  dem 
Gebrauche  beweglicher  Kessel  gewöhnlich 
eine  Vereinfachung  in  den  Förmlichkeiten 
des  K(jnzessions-  und  Deklarationsverfahrens 
zu  statten.  Bei  den  feststehenden  Kesseln 
werden  vielfach  die  Grosskessel  anders 
als  die  Klein-  und  Zwerg-Kessel  be- 
handelt, indem  diesen  entw^eder  völlige  Ge- 
brauchsfi*eiheit  oder  bestimmte  Erleich- 
tenmgen  in  Bezug  auf  Aufstellung,  Aus- 
rüstmig  und  Revision   eingeräumt   sind. 

3.  Kesselrevisionsverbände.  In  vielen 
Staaten  haben  sich  die  kesselV^esitzenden  Per- 
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soaea  zu  örtlichen  lateressentenverbäa- 
den  zusammeagesclüossea,  welche  teils  im 
Interesse  ihrer  Mitglieder,  teils  weil  sie 
Versidierongspflichten  übernommen  liaben, 
eine  private  Beaufsichtigung  der  angehören- 
den Setriebe  ausüben.  Der  Selbstschutz 
nötigte  hierzu  besonders  in  Staaten,  in 
welchen  keine  staatspolizeiliche  Eontrolle 
statt&tnd.  So  in  Engbnd  schon  im  Jahre 
1855  (sog.  System  der  freien  Kesselrevision). 
Wo  die  Organisation  dieser  genossenschaft- 
lichen Schutzvereine  füi-  die  Diuxjhführung 
der  Üeberwachung  hinreichende  Gewähr 
versprach,  bot  sich  den  Staaten,  die  obrig- 
keithche  Aufsicht  ausübten  oder  einführen 
wollten,  die  Möglichkeit,  die  unmittelbare 
Aufsidit  über  Kessel  von  Verbandsmitgliedern 
in  die  Hände  der  Verbände  im  Wege 
staaÜicher  Ueberlassung  zur  Selbstverwal- 
tung zu  legen  und  die  Verantwortung  für 
(He  Betriebssicherheit  solchergestalt  an  diese 
abzugeben.  Das  geschali  im  Jahre  1872  in 
Preussen  dadurch,  dass  den  Untersuchungen 
einzelner  Vereine  staatliche  Anerkennung 
unbedingt  zugesichert  wurde.  Ein  weiterer 
Schritt  ist  dann,  den  Vereinsingenieuren 
auch  die  üeberwachung  der  Kessel  von 
Nichtmitgliedem  anzuvertrauen  (in  Preussen 
seit  1897  in  gewissem  Umfange,  Schweiz). 
4.  Explosionen.  Da  die  Kesselpolizei 
die  Verhütung  von  Unfällen  bezweckt,  so  ist 
die  genaue  Aufklärung  über  Ursachen  und 
Umstände  des  schwersten  der  zu  verhüten- 
den Unfälle,  der  Explosion,  für  die  stete 
Prüfimg  und  Ergänzung  der  Gesichtspunkte, 
welche  für  das  obrigkeitliclie  Eingreifen  bei 
Konzession  und  Revision  massgebend  sein 
sollen,  von  hoher  Bedeutung.  Alle  Kessel- 
iwlizei  ausübenden  Staaten  haben  daher  die 
Untersuchungen  der  vorgekommenen  Exi)lo- 
sionen  und  die  Veröffentlichung  der  dabei 
gemachten  Beobachtungen  angeordnet,  einige 
haben  sogar  besondere  Verfahren  dafür 
vorgeschrieben.  Die  sorgsame  Diux;hführung 
der  vorbeugenden  Massregeln  in  den  ange- 
gebenen Richtungen  hat  in  Verbindung  mit 
der  Vervollkommnung  der  Tecluiik  und  der 
fortschreitenden  Verbesserung  des  Kessel- 
materials es  bewirkt,  dass  trotz  der  von 
Jahr  zu  Jahr  beträchtlich  sich  steigernden 
Anzahl  im  Betriebe  befindlicher  Kessel  die 
Statistik  der  Explosionen  keine  bedeutende 
Zunahme  im  ganzen  aufzuweisen  hat  Im 
Deutschen  Reiche  haben  die  Zahlen  der 
jährlich  erfolgten  Explosionen  in  den  Jah- 
ren 1877  bis  1897  stets  zwischen  10  und 
21  mit  2  Ausnahmen  (1894 :  35  u.  1895 :  23) 
geschwankt,  obwohl  gegen  das  Jahr  1879, 
m  welchem  Preussen  32411,  Bayern  3279, 
Sachsen(Königreich)  4974  feststehende  Kessel 
besass,  sich  die  Anzahl  der  betriebenen 
Kessel  inzwischen  fast  verdoppelt  hat: 
Preussen  wies  Anfang  1897  60849,  Bayern 


Ende  1897  7601 ,  Sachsen  Anfeng  1896  9032 
feststehende  Kessel  auf. 

Haben  Staaten  Handhabung  der  Kessel- 
polizei nicht  vorgesehen,  (wie  England  bis 
1900  für  Landkessel),  so  bildet  das  besondere 
Verfahren  zm:  Untersuchung  von  Explosio- 
nen ein  indirektes  Sichenmgsmittel.  Indem 
sich  nämlich  an  die  Ermittelung  schuldhaf- 
ter Unterlassungen  die  Verpflichtung  des 
Kesselbesitzers  zum  Ersätze  sdlen  durch  den 
Unfall  au  Leib  und  Gut  entstandenen  Scha- 
dens sowie  die  Bestrafung  gesetzlich  knüpfte, 
wurde  der  Kesselbesitzer  von  vornherein 
zur  Vornahme  sichernder  Revisionen  ver- 
anlasst und  das  Gefühl  der  Verantwortlich- 
keit für  die  Sicherheit  des  unterhaltenen 
Betriebes  in  ihm  geweckt. 

5.  Üeberwachung  des  Dampffässer- 
betriebes. An  die  Handhabung  der 
Dampfkesselpolizei  schliesst  sich  in  man- 
chen Staaten  die  polizeiliche  Üeberwachung 
der  Anlegung  und  des  Betriebes  derjenigen 
Dampfgefässe  (Dampffässer,  Kochgefässe) 
an,  in  welchen  mittelst  hochgespannter 
Dämpfe  Kochoperationen,  chemische  Prozesse 
und  dergleichen  ausgefühi*t  werden.  Sie 
sind  der  Deklarationspflicht ,  vereinzelt  auch 
der  Konzessionspflicnt  (Bayern,  Schweiz, 
Niederlande)  unterworfen,  müssen  mit  ein- 
zelnen Sicherheitsvorrichtungen  versehen 
sein  und  erfahren  eine  laufende  staatliche 
oder  privattechnische  Kontrolle.  —  Von  den 
Dampffässern  sind  zu  sondern:  die  Dampf - 
Überhitzer,  das  sind  Behälter,  in  welchen 
Dampf,  der  einem  anderweitigen  Dampf- 
entwickler entnommen  ist,  durch  Einwir- 
kung von  Feuer  besondere  erhitzt  wird. 

IL  Die  DampflieHselpolizei  in  den  ein- 
zelnen Staaten. 

6.  Deutsches  Reich.  Massgebend  sind 
die  Gewerbeordnung  (und  zwar  ohne  An- 
sehung, ob  die  Kessel  gewerblichen  Zwecken 
dienen)  luid  die  laut  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  v.  5.  August  1890  (R.G.BL 
S.  163)  vom  Bundesrat  erlassenen  Bestim- 
mimgen,  welche  im  einzelnen  auf  den  Bau, 
die  Ausnistung,  die  Wasserdruckprüfimg 
imd  die  Aufstellung  des  Kessels  sowie  auf 
Besonderheiten  für  Lokomobilen  und  Dampf- 
schi ff  skessel  sich  beziehen.  Im  Anschlüsse 
an  diese  liaben  die  verbündeten  Regierungen 
in  der  Bundesratssitzung  v.  3.  Juli  1890 
einige  Sätze  vereinbart  (veroff.  pr.  Min.Bl.  f. 
inn.  V.S.  231),  welche  nicht  unmittelbar 
verbindliche  Normen  sind,  sondern  erst 
durch  die  Wiedergabe  in  den  einzelstaat- 
lichen Anoi-dnungen  Gesetzeskraft  erlialten 
haben.  Sie  gewährleisten  insbesondere  die 
»Freizügigkeit«  der  beweglichen  und  Schiffs- 
kessel innerhalb  des  Reiches,  weil  sie  den 
von  den  zuständigen  Orgauen  eines  Bundes- 
staates ausgegangenen  Genehmigungen,  Prü- 
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fungen  und  Revisionen  in  den  anderen  Bun- 
desstaaten Anerkennung  sichern.  Sodann 
verpflichten  sie  die  Staaten,  im  Wege 
der  Landesgesetzgebung  eine  Ueber- 
wachung  des  Kessel betriebes  einzufiihren. 

a)  Zur  Anlegung  von  Dampfkesseln  ist 
die  Genehmigung  der  nach  den  Landes- 
gesetzen zuständigen  Behörde  erforderlich. 
Dem  Gesuche  sind  die  zur  Erläutenmg 
nötigen  Zeichnungen  und  Beschreibungen 
beizufügen  (§  24  G.O.).  Im  Gegensatze  zu 
den  übrigen  konzessionspflichtigen  Gewerbe- 
anlagen (§  16  G.O.)  findet  keine  Veröffent^ 
lichung  uad  kein  kontradiktorisches  Ver- 
fahren statt.  Die  Behörde  hat  die  Zulässig- 
keit  der  Anlage  nach  den  bestehenden  bau-, 
feuer-  und  gesundheitspolizeilichen  Vor- 
schriften sowie  nach  den  allgemeinen  poli- 
zeilichen Bestimmungen  und  den  besonderen 
landesgesetzlichen  Anweisungen  zu  prüfen. 
Die  Genehmigung  einer  Kesselanlage  kann 
entweder  unbedingt  erteilt  oder  von  Be- 
dingimgen  abhängig  gemacht  oder  gänzlich 
versagt  werden.  Gegen  den  Bescheid  ist 
der  ßekurs  nach  den  Formen  des  Be- 
schwerdeverfahrens in  Gewerbepolizeisachen 
zulässig  (§g  20,  21,  24  G.O.).  Wie  bei 
anderen  konzessionspflichtigen  Gewerbean- 
lagen erlischt  die  Genehmigung,  wenn  die 
Inbetriebnahme  über  eine  Frist  hinaus  ver- 
zögert wird  (§  49  G.O.).  Auch  nach  er- 
teilter Genehmigung  kann  wegen  überwie- 
gender Nachteile  und  Gefahren  für  das  Ge- 
meinwohl gegen  Entschädigung  und  unter 
Offenhaltung  des  Rekiu^es  der  Betrieb  noch 
untersagt  werden  (§  51  G.O.).  Vgl.  den 
Art.  Gewerbliche  Anlagen. 

Als  Grosskessel  sind  nach  §  14  der 
Bekanntmachung  die  für  mehr  als  6  Atmo- 
sphären Ueberdnick  bestimmten  Kessel  imd 
solche,  bei  welchen  das  Produkt  aus  der 
feuerberührten  Fläche  in  qm  und  der 
Dampfspaimung  in  Atmosphären  Ueberdnick 
mehr  als  30  beträgt,  anzusehen.  Sie  dürfen 
unter  Räumen,  welche  Menschen  zum  Aufent- 
halte dienen,  nicht  aufgestellt  werden.  Auch 
innerhalb  solcher  Räume  ist  ihre  Aufstellung 
unziriässig,  wenn  diese  überwölbt  oder  mit 
fester  Balkendecke  versehen  sind.  Ausge- 
nommen hiervon  sind  Dampfentwickler, 
welche  aus  Siederöhren  von  weniger  als  10 
Centimeter  Weite  bestehen,  und  die  in  Berg- 
werken unterirdisch  oder  in  Schiffen  auf- 
gestellten Kessel.  —  Bewegliche  Dampf- 
kessel (Lokomobilen)  werden  zum  Betriebe 
an  wechselnden  Betriebsstätten  konzessioniert, 
sofern  zur  Aufstellung  und  Inbetriebnahme 
die  Herstellung  von  ^Mauerwerk,  welches 
den  Kessel  umgiebt,  nicht  erforderlich  ist 
(§§  16,  17  Bek.).  Die  Genehmigung  kann  für 
mehrere  Lokomobilen  von  gleicher  Bauai*t, 
Ausrüstung  und  Grösse,  welche  in  einer 
Fabrik  im  Laufe  eines  Kalenderjahres  her- 


gestellt werden,  in  einem  gemeinsamen  An- 
trage nachgesucht  und  durch  eine  Urkunde 
erteilt  werden.  So  kann  jede  einzelne  Loko- 
mobile mit  einer  ihre  Fabriknummer  tiagen- 
den  beglaubigten  Abschrift  der  Genehmi- 
gungsurkunde, dem  Prüfungszeugnisse  und 
dem  Betriebserlaubnisscheine  vom  Fabri- 
kanten in  den  Handel  gebracht  und  darf 
dann  innerhalb  Jahresfrist  in  allen  deutschen 
Bundesstaaten  ohne  nochmalige  Genehmi- 
gung in  Betrieb  gesetzt  werden.  —  Bei  der 
örtlichen  Aufstellung  und  Inbetrieb- 
nahme sind  ausserdem  die  besonderen  Poli- 
zeivorschriften •  zu  beachten,  auch  ist  der 
Ortspolizeibehörde  Anzeige  zu  erstatten. 
Wird  die  Lokomobile  jedoch  an  einem  Be- 
triebsorte zu  dauernder  Benutzung  aufge- 
steUtj  so  bedingt  dies  als  »Aenderung  in 
der  Lage  und  Beschaffenheit  der  Betriebs- 
stätte« die  Einholung  neuer  Genehmigung 
(§  25  G.O.). 

b)  Jeder  neu  aufzustellende  Dampfkessel 
muss  femer  vor  der  Einmauerung  oder  Um- 
mantelung  einer  amtlichen  Wasserdruck- 
probe unterworfen  werden  (§11  Bek.).  Der 
damit  betraute  Beamte  erteilt  darüber  ein 
Prüfungszeugnis  und  versieht  die  Niete  des 
Fabrikschildes  mit  einem  Stempel,  wonach 
der  Kessel  in  allen  deutschen  Bundesstaaten 
als  geprüft  gilt.  Die  Druckprobe  muss  bei 
jedem  Kessel,  der  eine  grössere  Ausbesse- 
rung  erfahren   hat,  von   neuem  geschehen. 

c)  Bevor  der  Kessel  in  Betrieb  genommen 
wird,  ist  weiter  zu  untersuchen,  ob  die  Aus- 
führung den  Bestimmungen  der  erteilten 
Genehmigung  entspricht  (Abnahme  Unter- 
suchung) (§  24  Abs.  3  G.O.).  Durch  vor- 
zeitigen Beginn  des  Betriebes  wird  die  in 
§  147  G.O.  angedrohte  Strafe  verwirkt. 

d)  Während  des  Betriebes  sind  regel- 
mässig wiederkehrende  amtliche  Unter- 
suchungen äusserer  und  innerer  Ari^,  letztere 
bisweilen  in  Verbindung  mit  einer  Wasser- 
druckprobe auszuführen.  Hierfür  sind  Ge- 
bühren zu  erstatten.  Die  Revisionsfristen 
wechseln  in  den  verschiedenen  Staaten,  doch 
unterliegen  bewegliche  und  Dampfschiffs- 
kessel im  ganzen  Reiche  mindestens  einer 
alljährlichen  äusseren  und  diese  mindestens 
alle  2,  jene  alle  3  Jahre  einer  inneren  Revi- 
sion. Das  an  der  Betriebsstätte  eines  jeden 
Kessels  aufzubewahrende  Revisionsbuch  hat 
über  die  Ausführung  Aufschluss  zu  geben. 

In  Bezug  auf  die  Kessel  der  Eisen- 
bahnlokomotiven  gelten  die  Bestimmungen 
der  Betriebsordnung  für  die  Haupteisen- 
bahnen Deutschlands  v.  5.  Juli  1892 
(R.G.B1.  S.  691)  §§  8,  9,  sowie  der  Bahn- 
ordnung für  die  Nebeneisenbahnen  v.  5. 
Jiüi  1892  (R.G.B1.  S.  764)  §§  10,  11.  Da- 
nach hat  vor  Inbetriebsetzung  des  Lokomo- 
tivkessels  eine  technisch-polizeiliche  Ab- 
nalimeprüfung  und  mindestens  alle  3  Jahre 
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eine  Wiederholung  der  Dnickprobe  stattzu- 
finden. 

ZursiclierheitspolizeilichenUeberwadmng 
der  Kessel  und  I&inpffässer  im  Dienste  der 
Kaiserlichen  Marine  sind  im  Regulativ 
V.  7.  Mai  1898  (Beilage  171  zu  §  1U7 
Weiftdienstordng.)  ausser  der  laufenden  »Be- 
triebskontrolle« »allgemeine  Besichtigungen« 
und  »specielle  Untersuchungen«  mit  Dnick- 
probe voi^sehen.  Bei  Schiff skesseln  haben 
jene  halbjährlich,  diese  einmal  im  Jahre 
durch  die  Marinetechniker  zu  erfolgen. 

Laude  srechtlicheBestimmungen: 
1.  In  Preussen  gilt  das  G.  v.  3.  Mai  1872 
(GJS.  S.  515),  welches  den  Kesselbesitzem, 
Betriebsleitem  und  Wärtern  für  die  Nicht- 
befolgung  der  Sicherheitsvorschriften  Strafen 
androht  und  sie  zur  Zulassung  amtlicher 
Revisionen  verpflichtet;  es  gilt  ferner  die 
ausführliehe  Abweisung  des  Ministers  für 
Handel  imd  Gewerbe  v.  15.  März  1897 
nebst  Gebührenordnung  (Min.Bl.  f.  d.  g.  i. 
V.  S.  55)  und  mehreren  Zusatzerlassen.  Für 
das  Genehmigungsverfahren  bildet  die  erste 
Instanz  der  Kreis-(Stadt-)Aus8chuss,  in  den 
einem  Landkreise  angehörenden  Städten  mit 
mehr  als  10000  Einwohnern  der  Magistrat 
(kolleg.  Gemeindevorstand)  (§  9  Anw.);  die 
zweite  Instanz  bildet  der  Minister  f.  H.  u.  G. 
(§  109,  113  Zuständ.G.  v.  1.  August  1883 
G.S.  S.  237).  Vor  der  Wasserdnicknrobe 
und  der  Abnahmeprüfung  wird  der  Aessel 
noch  einer  besonderen  Prüfung  der  Bauart 
unterworfen  (§  20  f.  Anw.).  Die  regelmäs- 
sigen technischen  Untersuchungen  werden 
bei  feststehenden  Kesseln  als  äussere  alle  2, 
als  innere  alle  4  und  als  Wasserdruckproben 
alle  8  Jahre  vorgenommen.  Die  Prühingen, 
Druckproben  und  Untersuchungen  erfolgen 
bei  MitgMedem  anerkannter  Ueberwachungs- 
vereine  durch  die  A'ereinsingenieiu^,  in  staat- 
lichen Betrieben  durch  besondere  technische 
Beamte,  bei  privaten  Schiffskesseln  imd  in 
landwirtschafthchen  Betrieben  und  den  nicht 
unter  die  Gewerbeordnung  fallenden  landwirt- 
schaftlichenNebenbetrieben  durch  staatlich  be- 
auftragte Vereinsingenieure,  im  übrigen  durch 
die  Köaiglichen  Gewerbeinspektoren.  Die 
24  anerkannten  Ueberwachimgsvereine,  von 
denen  21  in  Preussen  ansässig  sind,  haben 
örtlich  abgegrenzte  Zuständigkeit  und  sind 
zu  einem  Centralverbande  vereinigt,  welchem 
Ende  1898  in  Preussen  39 108  Kessel  unter- 
standen. —  Die  Genehmigung  für  Dampf- 
kessel zum  Betriebe  auf  Bergwerken,  zuge- 
hörigen Aiifbereitungsanstalten  und  Salinen 
erteüen  die  Oberbergämter  (§§  59,  196 
A.B.G.  V.  24.  Juni  1865,  G.S.  S.  705),  für 
flie  Lokomotiven  der  Staatseisenbahnen  die 
Könighchen  Eisenbahndirektionen,  gewisser 
dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Privat- 
bahnen der  Eisenbahndirektionspräsident 
l§  1  Anw.,   Bek.  v.  2.  März    1895,   Min.Bl. 


S.  104).  —  Hinsichtlich  der  Dampffässer 
sind  in  sämtlichen  Provinzen  gleichlautende 
Polizeiverordnungen,  gültig  vom  1.  April  1899 
ab,  ergangen,  welche  ein  Deklarationsver- 
fahren mit  regelmässigen  Untersuchungen 
durch  Sachveretändige,  deren  Auswahl  unter 
den  behördlich  anerkannten  Personen  dem 
Besitzer  überlassen  ist,  einführen. 

2.  In  Bayern  beruht  die  erste  Instanz 
bei  der  Distriktspolizeibehörde  (in  Mtlnchen 
Lokalbaukommission),  die  zweite  bei  der 
Kreisregierung,  unter  Umständen  beim  Ver- 
waltungsgerichtshof. Die  Ueberwachung 
liegt  den  für  Bezirke  bestellten  amtlichen 
Prüfungskommissaren  ob,  die  Techniker  der 
Revisionsvereine  München  und  Kaiserslautern 
sind  zugelassen.  Eigentümlich  ist  der  baye- 
rischen Praxis  die  Gleichstellung  der  Appa- 
rate, in  denen  gespannter  Dampt  verwendet 
wird,  mit  den  Dampf  erzeugenden  Kesseln. 
Vgl.  V.  V.  28.  Juni  1892  (G.  u.  V.Bl.  Nr. 
36  S.  439) ,  VoUz.V.  d.  Min.  d.  Inn.  v.  17. 
Jidi  1892  (G.  u.  V.B.  Nr.  40  S.  559)  u.  Min.- 
Entschl.  nebst  Instruktion  v.  31.  Januar  1894 
(M.Amtsb.  S.  47).  —  Im  Königreich  Sachsen 
genehmigt  in  erster  Instanz  die  Polizei- 
behörde (Amtshauptmannschaft  oder  Stadt- 
rat), in  zweiter  uie  Ki'eishauptmannschaft 
(V.  V.  28.  März  1892,  G.  u.  V.B.  S.  28  §  1 
u.  21,  V.  V.  5.  September  1890  G.  u.  V.B. 
S.  121),  in  Württemberg  erstinstanzlich 
die  Kreisregierung,  zweitinstanzlich  das 
Ministerium  des  Innern  (V.  v.  14.  Dezember 
1871  R.B.  S.  357,  Min.V.  v.  28.  Juli  1887 
RB.  S.  316,  Min.V.  v.  23.  Dezember  1895 
R.B.  S.  349),  in  Baden  Bezirksamt  und 
Bezirksrat  (G.  v.  22.  Januar  1874  G.  u.  V.B. 
S.  123,  V.  V.  24.  Oktober  1891  G.  u.  V.B. 
8.  181),  in  Hessen  der  Kreisausschuss 
(V.  V.  30.  Dezember  1891,  R.B.  v.  1892  S.  1), 
in  Hamburg  die  Baupolizeibehörde  (G.  v. 
27.  Februar  1880  u.  7.  Juli  1882,  G.S.  S.  35 
u.  92).  Es  sind  in  diesen  Staaten  die  Ver- 
eine Chemnitz,  Stuttgart,  Mannheim  und 
Hambiug  thätig. 

3.  Elsass-Lothringen.  Die  Bestim- 
mungen über  die  Anlegung  von  Dampf- 
kesseln sind  nach  Einführung  der  Reichs- 
gewerbeordnung in  Elsass-Lothringen  der 
landesgesetzlichen  Regelung  überlassen  ge- 
bUeben  (§  6  Reichsges.  v.  27.  Februar  1888, 
RG.B.  S.  57).  Zur  Zeit  gilt  sowohl  hin- 
sichtlich der  Anlegung  als  auch  liinsichtlich 
des  Betriebs  der  feststehendenj  der  beweg- 
lichen und  der  Schiffskessel  die  kaiserl.  V. 
V.  3.  November  1884  (G.Bl.  f.  Els.-L.  S.  113), 
die  auf  dem  Deklarationsverfahren  und  der 
für  feststehende  Kessel  eingeführten  Drei- 
klasseneinteüung  der  französischen  Dampf- 
kesselgesetzgebung (s.  u.)  beruht,  zugleich 
aber  auf  einzelne  Bestimmungen  des  Bundes- 
rats Rücksicht  nimmt.  Der  Unternehmer 
ist  danach  nur  verpflichtet,  vor  Aufstellung 
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seiaes  Kessels  eine  formulierte  Anzeige  bei 
der  Aufsichtsbehörde  einzureichen,  und  hat 
bei  Herstellung  seiner  Anlage  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  gesetzlichen  Au&tellungs- 
bedingungeu  und  Sicherheitsmassregeln  be- 
obachtet werden.  Durch  die  spätere  amt- 
liche Revision  ist  dies  festzustellen.  Nur 
die  Aufstellung  von  Dampfkesseln  in  Berg- 
werken und  auf  Schiffen  bedarf  besonderer 
Genehmigung  des  Ministeriums.  —  Die 
Kesselpolizei  wird,  insoweit  sie  nicht  in  den 
Händen  des  anerkannten  Mülhausener  Kessel- 
besitzervereins liegt,  von  den  kaiserlichen 
Bergmeistern  ausgeübt,  deren  Aufsichts- 
behörden die  Bezirkspi-äsidenten  sind.  — 
Gegen  Zuwiderhandlungen  kommt  das  fran- 
zösische Specialstrafgeselz  v.  21.  Juli  1856 
(Bull.  d.  L.  XI  Nr.  3849)   zur  Anwendung. 

7.  In  Oesterreich  gehören  die  Dampf- 
kessel zu  den  Betriebsanlagen,  welche  einer 
Genehmigung  der  Baupolizeibehörde  be- 
dürfen (§  25  ff.  G.  V.  15.  März  1883  E.G.B. 
Nr.  39  und  die  in  den  einzelnen  Kronländern 
erlassenen  Bauordnungen  von  1883  §§  66  bis 
69);  vgl.  Art.  Gewerbegesetzgebung  in 
Oesterreich.  Ausgenommen  hiervon  sind 
nur  die  Zwergkessel,  d.  h.  solche,  deren 
Durchmesser  0,8,  deren  "Wasseriuhalt  bei 
Füllung  bis  zur  gesetzlichen  Wasserstands- 
marke 500  Liter  und  deren  Wasserdruck 
4  Atmosphären  nicht  übersteigt.  Sie  unter- 
liegen lünsiditlich  ihrer  Aufstellung  ledig- 
lich den  für  die  Anlage  von  Feuerstellen 
geltenden  Yorschviften ;  vor  ihrer  Inbetrieb- 
nahme ist  eine  formulierte  Anzeige  mit  Vor- 
legung des  Druckprobenzeugnisses  zu  er- 
statten. —  Grosse  Kessel  müssen  von 
Wohnräumen  entfernt  bleiben,  von  Arbeits- 
räumen durch  eine  Mauer  geti*ennt  sein  und 
dürfen  in  keinem  Falle  überwölbt  werden. 
Die  hiervon  noch  unterechiedeneu  kon- 
zessionspf  lichtigen  Kleinkessel,  d.  h. 
solche,  deren  Durchmesser  1,2  m,  deien 
Rauminhalt  bis  zur  Wasserstandsmarke 
1,0  cbm  und  deren  Dampfdruck  6  Atmo- 
sphären nicht  übersteigt,  dürfen  bedingt  in 
bewohnten  Häusern  und  frei  in  Werkstätten 
aufgestellt  werden  (§§  67,  68  Bauordn.). 

Erprobung  und  periodische  Untersuchung 
der  Dampfkessel  wird  durch  das  G.  v.  7. 
Juli  1871  (R.G.B.  Nr.  112)  angeordnet.  Die 
Ausführungsbestimmungen  hierzu  sind  in 
der  Y.  des  Handelsmin.  v.  1.  Oktober  1875 
(R.G.B.  Nr.  130)  betreffend  die  Sicherheits- 
vorkehrungen gegen  Dampfkesselex^osionen 
und  in  dem  Erlasse  vom  selbigen  Tage  so- 
wie in  zahlreichen  Zusatzverordnungen  ent- 
halten. Die  Yorschriften  über  die  Anbringung 
von  Sicherheitsvorrichtungen  und  über  die 
Prüfimg  mittelst  Wasserdruckes,  der  jeder 
Kessel  von  mehr  als  80  Liter  Inhalt  vor 
der  Inbetriebnahme  unterworfen  werden 
muss,    entsprechen    im    wesentlichen    den 


deutschen.  Die  regelmässigen  Revisionen 
geschehen  alljährlich  und  sind  auf  der  »Be- 
stätigung«, dem  Zeugnisse  über  die  erste 
Probe,  zu  vermerken;  die  sogenannten  ver- 
schärften Revisionen  mit  Druckprobe  haben 
in  jedem  fünften  Betriebsjahre  von  der  ersten 
Erprobung  an  gerechnet  zu  erfolgen.  Diese 
Prüfungen  und  Revisionen  können  Mitglieder 
der  beiden  autorisierten  üeberwachungs- 
geseUschaften  zu  Wien  und  Prag  anstatt 
durch  den  zuständigen  k.  k.  Dampfkessel- 
prüfimgskommissär  durch  die  ermächtigten 
Vereinsorgane  mit  gleicher  Wirksamkeit  vor- 
nelimen  lassen.  —  Eigenartig  ist  die  Fest- 
stellung der  Kesaelgebühren  nach  Massgabe 
der  Heizfläche,  die  Pflicht  der  amtlichen 
Kommissäre,  bei  Explosionsfällen  unverzüg- 
lich den  Thatbestand  festzustellen,  endlich 
die  Forderung  des  obligatorischen  Befähi- 
gungsnachweises für  das  Kesselwartepersonal 
und  dessen  Beaufsichtigimg  durch  die  üeber- 
wachungsbeamten  (Y.  d.  H.Min.  v.  15.  Juli 
1891  R.G.B.  Nr.  108). 

Die  Sicherheitspolizei  über  Lokomotiv- 
kessel handhabt  die  k.  k.  Generalinspektion 
der  österreichischen  Eisenbahnen.  —  Eine 
allgemeine  gesetzliche  Regelung  des  Betriebs 
von  Dampf  apparaten,  für  die  bisher  die 
Y.  V.  17.  Dezember  1860  (R.G.B.  Nr.  273) 
galt,  wurde  im  Jahre  1899  vorbereitet. 

8.  In  der  Schweiz  ist  seit  dem  1.  Januar 
1898  die  Aufstellung  und  der  Beüieb  von 
Dampfkesseln  und  Dampfgefässen  durch  die 
Bundesratsverordnung  v.  16.  Oktober  1897 
(Eidgen.  amtl.  Samml.  N.  F.  XYI  S.  290) 
einheitlich  geregelt.  Jeder  Kessel  und  jedes 
Dampfgefäss  bedarf  zur  Aufstellung  der 
Bewilligung  der  zuständigen  Kantonal- 
behörde, zu  deren  Erlangung  die  den  deut- 
schen ähnelnden  Ausrüstimgsvorschriften 
beobaclitet  sein  müssen.  Die  Auswahl  des 
j\iaterials  ist  dem  Fabrikanten  aber  aus- 
drücklich freigestellt.  Dampfkessel,  bei  denen 
das  Produkt  aus  Kubikinhalt  in  cbm  imd 
Arbeitsdruck  in  atmosphärischem  üeberdruck 
die  Zahl  5  übersteigt,  diirfen  nicht  in  oder 
unter  Räumen  stehen,  wo  Menschen  häufig 
verkehren.  Ebenso  dürfen  Dampfgefässe,  in 
denen  mit  überhitzter  Flüssigkeit  gearbeitet 
wird,  sowie  solche,  bei  denen  das  Produkt 
aus  Kubikinhalt  und  Arbeitsdruck  die  Zahl  15 
übersteigt,  nicht  in  Räimilichkeiten  aufge- 
stellt werden,  in  welchen  sich  ausser  ihrer 
Bedienung  Menschen  aufzulialten  pflegen. 
Zur  Inbetriebnahme  wird  vor  der  Ein- 
mauerung  oder  Ummantelung  von  jedem 
Kessel  und  Dampfgefässe  eine  amtliche 
Prüf  mig  der  Bauart  und  das  Bestehen  einer 
Wasserdruckprobe  erfordert,  welche  bei  jeder 
erheblichen  Aendeining  oder  Ausbesserung 
zu  wiederholen  ist.  Endlich  findet  sogleich 
nach  Inbetriebsetzung  eine  Abnahme  der 
Anlage   durch   den  Prüfungsbeamten   statt. 
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unter  Umständen  werden  auch  ausländische 
amtliche  Prüfungen  anerkannt  (Art.  15).  Die 
forüaufende  üeberwachung  geschieht  durch 
eine  äussere  und  eine  innere  Untersuchung 
in  jedem  Jahre,  über  welche  ein  Revisions- 
buch Aufschlug  giebt  In  der  Hand  der 
Prüfungsbeamten  liegt  auch  die  Untersuchung 
von  Ihqjlosionen  und  Unfällen. 

Die  Handhabung  der  Kesselpolizei  steht 
bei  den  Kantonen  und  wird  in  jedem  durch 
Ausführungsbestimmungen  geregelt  Jedoch 
steht  gegen  deren  Massnahmen  der  Rekurs 
an  den  Bundesrat  offen.  Die  meisten,  ins- 
besondere die  industriellen  Kantone  haben 
die  Üeberwachung,  wie  es  die  Verordnimg 
vorsieht  imd  wie  dies  auch  dem  früheren 
Rechtszustande  entspricht,  dem  schweize- 
rischen Verein  von  Kesselbesitzern  zu 
Hottingen-Zürich  anvertraut. 

9.  In  Frankreich  gilt  für  Landkessel  das 
Dekret  v.  30.  April  1880  (Joum.  off.  Nr.  121, 
BuU.  d.  1.  Nr.  531),  für  die  Schiffskessel 
der  Binnenschiffahrt  das  Dekret  v.  9.  April 
1883  (J.  off.  Nr.  113,  Bull.  d.  1.  Nr.  772), 
der  Seeschiffahrt  das  Dekret  v.  1.  Februar 
1893  (J.  (rff.  Nr.  36,  Bull.  d.  1.  Nr.  1541). 

Die  Landkessel  —  Bergwerkskessel 
und  Lokomobilen  eingeschlossen  —  sind 
vor  der  Inbetriebnahme  lediglich  bei  der 
Präfektiu-  zu  »deklarieren«  (a.  12,  25),  un- 
terliegen jedoch  steter  polizeilicher  Ueber- 
wachimg,  die  zur  Repression  führen  kann. 
Lokomotiven  bedürfen  nach  Art.  29  d.  D. 
und  der  ordonn.  v.  15.  November  1846  der 
Genehmigung  (autorisation)   des  Präfekten. 

Als  einzige  amtliche  Präventivmassregel 
gilt  die  auf  Ansuchen  bereits  in  der  Fabrik 
vorzimehmende  Wasserdruckprobe ,  nach 
deren  Ausfall  die  Kessel  gestempelt  werden 
(a.  2,  5).  Die  Wiederholung  der  Druckprobe 
muss  längstens  nach  10  Jahren  stattfinden. 
Im  übrigen  steht  es  im  Ermessen  des  Kessel- 
besitzers, ob  er  wiederkehrende  Unter- 
SQchungen  durch  private  Sachverständige, 
welche  insbesondere  die  Kesselbesitzerver- 
eine zur  Verfügung  stellen,  vornehmen 
lassen  will.  Unterlässt  er  dies  aber  gänz- 
lich oder  erkennt  der  staatliche  Aufsichts- 
beamte die  angestellte  Untersuchung  nicht 
als  ordnuDgsmässig  an,  was  auch  bei  Revi- 
sion durch  Vereinsingenieure  der  Fall  sein 
kann,  so  hat  der  Beamte  zwangsweise  ein- 
zugreifen. Mit  dieser  Üeberwachung  sind 
die  Bergingenieure,  ausnahmsweise  die  Bau- 
ingenieure betraut,  als  deren  Aufsichtsbe- 
hörde die  Präfekten  fungieren. 

Die  feststehenden  Dampfkessel  sind  nach 
den  Bedingungen  für  ihre  Aufstellung  in 
drei  Klassen  eingeteilt  (a,  14 — 18).  Be- 
stimmend hierfür  ist  die  im  Kessel  aufge- 
speicherte Wärme,  nämlich  das  Produkt 
aus  dem  G^amtfeissungsraum  des  Kessels 
in  Kubikmeter  und  aus  der  Zahl,  welche  in 
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Centesimalgraden  die  Wassertemperatur  über 
100  ö  angiebt.  Ist  das  Produkt  200  und 
mehr,  so  dürfen  die  Kessel,  erste  Klasse, 
in  keinem  bewohnten  Hause  und  in  keiner 
Werkstätte  mit  Stockwerken  aufgestellt  wer- 
den, müssen  mindestens  3  Meter  von  ersterem 
entfernt  bleiben  und  bei  einer  Entfernung 
von  weniger  als  10  Metern  noch  mit  einer 
Schutzmauer  versehen  sein.  Ist  das  Pro- 
dukt 50  bis  200,  zweite  Klasse,  so  ist  die 
Aufstellung  in  jeder  Werkstätte  erlaubt,  so- 
fern diese  nicht  einen  Teil  eines  bewohnten 
Hauses  ausmacht  und  die  Entfernung  der 
Feuerung  von  den  Nachbarhäusern  min- 
destens 1  Meter  beträgt.  Bleibt  das  Pro- 
dukt unter  50,  dritte  Klasse,  so  sind  die 
Kessel  bei  mindestens  V2  Meter  Abstand 
von  der  Nachbarschaft  von  AufsteUimgsbe- 
schränkungen  frei. 

Für  Schiffskessel  sind  in  den  bei- 
den jilngeren  Dekreten  durch  Einführung 
eines  Konzessionsverfahrens  stärkere  Sicher- 
heitsmassregeln vorgesehen.  Zunächst  wird 
jeder  Kessel  in  der  Fabrik  einer  Prüfung 
durch  den  Aufsichtsbeamten  des  Departe- 
ments mittelst  Wasserdruckprobe  unterwor- 
fen. Vor  Inbetriebsetzung  ist  eine  zweite 
Prüfung  an  Bord  nach  fertiger  Montierung 
von  der  zuständigen  Commission  de  sur- 
veillance  vorzimehmen.  Diese  Kommissionen 
setzen  sich  an  Binnenplätzen  aus  Ingenieu- 
ren, in  Häfen  aus  Ingenieuren  und  Marine- 
offizieren zusammen.  Da  jeder  Flussdarapfer 
und  jedes  in  Frankreich  beheimatete  See- 
schiff eines  vom  Präfekten  ausgestellten 
permis  de  navigation  bedarf,  dessen  Ertei- 
lung und  Erneuerung  nach  einer  Unter- 
suchung des  Schiffes  durch  diese  Kommis- 
sionen geschieht,  so  bildet  die  Kesselprü- 
fung, bestehend  aus  Druckprobe  und  innerer 
Untersuchung,  einen  Teil  dieser  allgemeinen 
schiffspolizeilichen  Abnahme.  Dasselbe  gilt 
von  den  wiederkehrenden  Revisionen,  die 
bei  Seeschiffen  jährlich,  bei  Passagierfluss- 
(lampfern  alle  zwei  Jahre  zu  erfolgen  haben. 

Für  sämtliche  Arten  von  Dampfkesseln 
bestehen  hinsichtlich  der  Ausrüstung 
ungefähr  dieselben  Vorschriften  wie  in 
Deutschland  (Ventile,  Manometer,  Wasser- 
standsgläser). 

Die  Dampfgefässe  (röcipients, 
von  mehr  als  100  Liter  Fassungsraum) 
welche  mit  gespanntem  Dampf  betrieben 
werden,  sind  vor  dem  Gebrauche  einer 
amtlichen  Wasserdruckprobe  zu  unterziehen 
und  mit  einem  Ventile  zu  versehen.  Die 
an  Land  betriebenen  sind  zu  deklarieren  (a. 
30—34  d.  D.  V.  1880),  die  an  Bord  befind- 
lichen unterliegen  der  schiffspolizeüichen 
Abnahme  (a.  23  D.  1883,  a.  24  D.    1893). 

Für  Explosionsfälle  ist  ein  beson- 
deres Untersuchungsverfahren  durch  die 
AuJfaichtsorgane    vorgesehen.    —   Zuwider- 
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haadlungen  gQgQ^  die  Eesselverordnungen 
werden  nach  dem  G.  v.  21.  Juli  1856  (B. 
d.  L.  Nr.  3849)  sowie  nach  cod.  p6n.  a.  319, 
320  bestraft. 

10.  In  Grossbritajmieii  ist  die  Beauf- 
sichtigung der  Anlage  und  des  Betriebes 
von  Landdampfkesseln  den  privaten  Inspek- 
tions-  und  Versicherungsgesellschaften  bisher 
völlig  frei  überiassen  geblieben.  Dem  mehr- 
fach zu  Tage  getretenen  und  oft  gerügten 
Missstande,  dass  viele  Eesselbenutzer  aus 
Sorglosigkeit  oder  aus  Scheu  vor  Kontrolle 
keinem  Vereine  beitraten,  soUen  die  Boiler 
Eiqplosions  Acts  1882  and  1890  (45  a.  46 
Vict.  eh.  22;  53  a.  54  Vict.  eh.  35)  in  re- 
pressiv-polizeilicher Form  begegnen.  Jeder 
Besitzer  eines  Kessels  und  eines  Dampf- 
^ksses  ist  danach  verpflichtet,  im  Explosions- 
falle binnen  24  Stunden  Anzeige  an  das 
Board  of  trade  zu  erstatten,  welches  ermäch- 
tigt ist,  nach  Ermessen  Ursachen  und  Um- 
stände des  Unfalles  durch  eine  gerichtliche 
Kommission  untersuchen  zu  lassen  und  die  Er- 
gebnisse zu  veröffentlichen.  Daran  schliessen 
sich  weitgehende  civil-  und  strafrechtliche 
Haftpflichten  des  Kesselbesitzers. 

Im  Gegensatze  hierzu  sind  die  Schiffs- 
kessel der  allgemeinen  schiffspolizeilichen 
Kontrolle  in  Gemässheit  des  Merchant 
Shipping  Act,  früher  von  1854,  später  von 
1894  (57  a.  58  Vict  eh.  60)  unterworfen 
worden.  Die  Ueberwachung  der  Betriebs- 
sicherheit liegt  den  dem  Handelsamt  unter- 
stellten Shipwrights  und  Engineer  surveyors 
des  Registerhafens  ob,  ausserordentliche  Re- 
visionen nehmen  die  Board  of  trade  Inspec- 
tors  vor  (§  724^  728). 

In  der  Session  1899  ist  nun  in  Anleh- 
nung an  einen  im  Jahre  1896  im  Unter- 
hause gescheiterten  Versuch  (bül  139,  1896) 
zur  Einführung  staatspolizeilicher 
Beaufsichtigung  der  Kesselbetriebe  eine  bill 
(Nr.  40)  £Js  Boiler  Registration  and 
Inspection  Act  von  angesehenen  Parlamen- 
tariern eingebracht  worden,  welche  unter 
Beibehaltung  des  Systems  der  ibcplosions- 
verfolgung  staathche  Kontrolle  emführen 
wilL  Jeder  Kesselbenutzer  soll  danach  zur 
Vermeidung  der  Bestrafung  seinen  Kessel 
unter  Angabe  des  Namens  des  Fabrikanten 
zur  Eintragung  in  ein  vom  Handelsamt  ge- 
führtes Kesselregister  anzumelden  haben. 
Die  Registernummer  dieser  Eintragung  und 
der  Name  des  Fabrikanten  sind  auf  dem 
Kessel  selbst  an  sichtbarer  Stelle  anzubrin- 
gen und  weisen  die  erfolgte  Anmeldung 
nach.  Das  Handelsamt  veranlasst  demnächst, 
dass  der  eingetragene  Kessel  in  jedem  Jahre 
zweimal  auss»  Dampf  geprüft  und  drei- 
mal während  des  Betriebes  besichtigt  wird 
(3,  5).  Wie  diese  Veranlassung  geschehen 
soll,  wird  die  Vollzugsanweisung  ergeben. 
(Die  Bill  von  1896  legte  jeder  Eintragung 


nur  Gültigkeit  für  ein  Jahr  bei  und  ver- 

Sflichtete  das  Handelsamt,  bei  Jahresablauf 
en  Besitzer  zur  Beibringung  eines  neuen 
Prüfungszeugnisses  unter  der  Verwarnung 
aufzufordern,  dass  bei  Unterlassung  dessen 
der  Kessel  im  Register  gelöscht  werde.) 
Wird  der  Kessel  bei  der  Revision  unsicher 
oder  unvorschriftsmässig  befunden,  so  wird 
der  Betrieb  zwangsweise  eingestellt.  Für 
jede  Aufsichtshandlung  ist  die  Entrichtung 
von  Gebühren  vorgesehen.  Zur  Handhabung 
der  Ueberwachung  stellt  das  Handelsamt 
boiler  inspectors  an,  welche  ihre  Befähigimg 
durch  fünfjährige  praktische  Thätigkeit  und 
Bestehen  einer  Prüfung  dargelegt  haben. 
Sie  sind  verpflichtet,  das  Ei^^bnis  jeder 
Prüfung  und  Besichtigung  sowie  die  vorge- 
kommenen Explosionen  dem  Handelsamt  be- 
hufs Eintragung  in  das  Kesselregister  dienst- 
lich zu  melden.   Das  Register  ist  öffentlich. 

Die  Schiffskessel  sollen  zwar  nicht  dem 
Registerzwange,  wohl  aber  den  Prüfungen 
und  Besichtigungen  dieses  Gesetzes  unter- 
liegen. Ganz  be&eit  bleiben  die  fiskalischen 
und  die  lediglich  häuslichen  Zwecken  dienen- 
den Kessel,  für  Lokomotiven  soUen  die 
früheren  Vorschriften  fortgelten. 

Einzelbestimmun^n  über  Konstniktion, 
Ausstattung  und  Anlegung  der  Landkessel 
trifft  die  Bill  nicht. 

IL  In  Itaüen  hat  das  auf  (jhrund  des 
G.  V.  23.  Dezember  1888  (Nr.  5888)  erlassene 
imd  durch  die  Kgl.  V.  v.  3.  April  1890 
(Nr.  6793,  Gaz.  uff.  v.  29.  April  1890  num. 
101,  Raccolta  vol.  96  p.  913)  genehmigte 
Reglement  des  Handeismmisters  (das.)  Sicher- 
heitsvorschriften gebracht.  Jeder  feststehende 
und  bewegliche  Kessel,  die  der  Eisenbahnen 
und  der  Marine  ausgenommen,  muss  bei  der 
Präfektur  zur  Eintragung  in  ein  Register 
angemeldet  werden.  Die  Inbetriebnahme 
daai  erst  erfolgen,  nachdem  der  Kessel  durch 
einen  vom  Präfekten  beauftragten  Sachver- 
ständigen für  sicher  erklärt  worden  ist. 
Hierzu  muss  er  den  genau  bestimmten  Bau- 
und     Ausrüstungsvorschriften     entsprechen 

iArtt.  9 — 20),  eine  hydraulische  Druckprobe 
)e8tanden  haben  und  äusserlich  untersucht 
sein.  Alle  2  Jahre  hat  der  Präfekt  eine 
neue  äussere  Untersuchung,  alle  4  Jal^  eine 
innere  und  mindestens  alle  8  Jahre  eine 
Wiederholung  der  Druckprobe  anzuordnen. 
Stempelung  des  Kessels  sowie  die  Ein- 
tragungen in  das  bei  jedem  Kessel  zu  führende 
Prüfungsbuch  bringen  geschehene  Kontrollen 
zum  Ausdruck  (Artt.  23 — 25).  Die  Ueber- 
wachung bei  Mitgliedern  der  Kesselbesitzer- 
vereine kann  vom  Minister  deren  technischen 
Agenten  anvertraut  werden.  Für  das  Be- 
dienungspersonal wird  besondere  Befähigimg 
erfordert  (Artt.  3&--41  u.  Kgl.  V.  v.  12.  Juni 
1892,  Nr.  292,  Gaz.  uff.  v.  2.  Juli  1892  n.  154). 
12.  In  Be^en  ist  nach  der  kgl.  Ent- 
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schliessuBg  v.  28.  Mai  1884  (Monit.  Beige 
Nr.  159  —  erg&nzt  unt.  d.  31.  Januar  1889 
Mon.  Nr.  69  u.  18.  Juli  1894  Mon.  Nr.  221  — ) 
und  nadi  den  dazu  erlassenen  Ministerial- 
instruktionen  für  die  Aufstellung  von  Dampf- 
kesseln obrigkeitliehe  Genehmigung  (autori- 
sation)  erforderlich.  Diese  wird  für  fest- 
stehende Kessel  von  den  Ghemeindebehörden, 
nachdem  das  Gesuch  behufs  Entgegennahme 
von  binnen  14  Tagen  anzubringenden  Ein- 
sprüchen veröffentlicht  worden  ist,  erteilt 
Auf  Beschwerde  entscheidet  der  Minister. 
Für  Genehmigung  von  Lokomobüen  und 
Lokomotiven  ist  der  Gouverneur  zuständig. 
Tor  Inbetriebnahme  hat  eine  Wasserdruck- 
probe zu  geschehen,  nach  welcher  der  Kessel 
einen  Stempel  erhält  Hinsichtlich  Auf- 
stellung, Bauart  und  sonstiger  Schutz-  imd 
Sicherheitsvorkehrungen  enthalten  die  Ver- 
ordnungen die  umständlichsten  Yorschnften. 
Diese  erstrecken  sich  sogar  bis  auf  die 
Matenalsbeschaffenheit:  die  Kesselbleche 
müssen  sichtbar  die  Marke  des  Blechfabri- 
kanten sowie  eine  gestempelte  Angabe  ihrer 
Zerreis6-{Bruch-)Festigkeit  tragen;  hiernach 
bemisst  sich  der  zulässige  Betriebsdruck 
(Artt  33—35,  12—22).  iSe  üeberwachung 
wird  von  Staatsbeamten  durch  jährliche 
Untersuchungen  ausgeübt  Für  bewegliche 
Kessel  ist  jährliche  Eb^ieuerung  der  Druck- 
probe vorgeschrieben.  —  Dampffässer  von 
mehr  als  300  Liter  Fassung  unterliegen  der 
Deklarationspflicht  und  haben  vor  dem  Ge- 
brauche eine  Wasserpi'essung  zu  besteheu(  Artt. 
45 — 47).  Uebertretungen  der  Vorschriften 
von  Seiten  der  Kesselbesitzer  und  der  Auf- 
sichtsorgane werden  nach  den  G.G.  v.  6. 
März  1818  und  5.  Mai  1888  (Mon.  Nr.  134) 
sowie  den  V.V.  v.  1889  und  1894  (s.  o.) 
bestraft 

13.  In  den  Niederlanden  ist  das  Dampf- 
kesselwesen in  dem  G.  v.  15.  April  1896 
(Staatsblad  Nr.  69)  imd  in  dem  Ausiührungs- 
beschlusse  des  ^ndelsministers  v.  19.  Ok- 
tober 1896  (Staatsbl.  Nr.  163)  eingehend  ge- 
regelt. Sämtliche  Dampfapparate  (Kessel 
und  Fässer)  sind  konzessionspfüchtig.  Der 
zur  Inbetriebnahme  erforderliche  Erlaubnis- 
schein wird  nach  vorheriger  Untersuchung 
imd  Druckprobe  vom  Minister  oder  namens  des 
Ministers  erteilt.  Diese  Prüfungen  und  die 
ständige  Betriebsau&icht  werden  von  eigens 
dazu  staatlich  angestellten  Ingenieuren  be- 
sorgt. Als  Beschwerdeinstanz  über  diesen 
waltet  eine  Specialkommission  von  5  auf 
5  Jahre  ernannten  Mitgliedern.  Kesselüber- 
wachungsvereine giebt  es  nicht.  Der  Mi- 
nisterialbeschluss  enthält  über  Ausrüstung 
und  Zubehör  (Artt.  17 — 45)  sowie  über  den 
Betrieb  (Artt.  46 — 47)  genaue  Regeln;  an 
bew^liche  Kessel  und  Dampffässer  sind 
geringere  Anforderungen  gestellt  (Artt.  61 
bis  69).   Für  Lokomotiven  gelten  die  Special- 


gesetze V.  9.  April  1875  (St  Nr.  67)  und 
V.  28.  Oktober  1889  (St  Nr.  146  Art.  1). 

14.  In  Rnssland  werden  nach  der  durch 
Reichsratsgutachten  v.  8.  Juni  1889  (SammL 
d.  dirig.  Senats  Nr.  90,  1889,  S.  750)  er- 
folgten Abänderung  des  Gewerbegesetzes 
(Swod  Sakönow  XI.  H.  Ausg.  v.  1893)  die 
Sicherheitsvorschriften  für  den  Dampfkessel- 
betriebj  ausgenommen  auf  Kriegsschiffen,  von 
dem  Finanzminister  nach  Uebereinkunft  mit 
den  anderen  beteiligten  Ministem  erlassen 
und  vom  dirigierenden  Senat  veröffentlicht. 
Die  (in  Nr.  87  der  Sammlung  d.  dirig.  Sen. 
veröff.)  V.  V.  30.  Juli  1890  erfordert  zur 
Kesselaufstellung  die  Konzession  der  Auf- 
sichtsbehörde und  giebt  eingehende  Vor- 
schriften über  Bau,  Ausrüstung,  Aufstellung, 
Prüfungen  und  Revisionen  (alle  2  Jahre)  der 
Kessel,  die  den  deutschen  ähnlich  sind. 
Lokomobilen  sind  nicht  konzessionspfüchtig. 
Die  Aufsicht  führen  die  Gouverneure  und 
Stadthauptleute,  die  unmittelbare  Üeber- 
wachung üben  nach  der  Min.V.  v.  14.  Apiil 
1894  die  Fabrikinspektoren  aus.  Die  sämt- 
lichen Kessel  im  Eisenbahnbetriebe  und  auf 
Binnendanipfschiffen  unterstehen  der  Auf- 
sicht des  Verkehrsministeriums,  die  Berg- 
werks- und  Hüttenbetriebskessel  der  des 
Domänenministeriums. 

15.  In  D&nemark  ist  die  Beaufsichtigung 
der  Landdampfkessel  und  der  Schiffskessel 
durch  die  G.G.  v.  24.  März  1875  (Lovtidenden 
Nr.  22  u.  23)  nebst  Ergänzungsgesetz  v.  12. 
April  1889  (Lovt.  Nr.  56)  und  durch  die 
Mm.VV.  V.  29.  Juni  1875  (L.  Nr.  18)  und  v. 
28.  Februar  1891  (L.  Nr.  27)  eingehend  ge- 
regelt Jeder  neue  oder  ausgebesserte  Land- 
kessel muss  von  staatlich  ermächtigten  Sach- 
verständigen mittelst  Wasserdrucks  geprüft 
werden,  was  alle  3  Jahre  zu  wiederholen  ist. 
Zur  Inbetriebnahme  ist  Anmeldung  bei  der 
Polizeibehörde  erfoi-derlich,  die  die  Befolgung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  überwacht  und 
jährliche  äussere  Untersuchungen  veranlasst. 
Ueber  die  Befähigung  des  Wartepersonals  von 
Landkesseln  giebt  Sas  G.  v.  1.  April  1896 
(L.  Nr.  39)  nebst  Min.V.  v.  14.  September 
1896  (L.  Nr.  110)  genaue  Vorschriften. 

16.  Vereinig  Staaten  von  Amerika. 
Die  Union  hat  in  den  Kreis  ihrer  Gesetz- 
gebimg nur  die  Beaufeichtigung  der  dem 
Weltverkehre  dienenden  Schiffskessel  ge- 
zogen, die  Polizei  über  die  Landkessel  und 
die  Schiffskessel  des  Lokal  Verkehres  dagegen 
den  Einzelstaaten  belassen.  Zur  Durch- 
führung ihrer  überaus  strengen  üeber- 
wachung hat  sie  eine  besondere  dem  Schatz- 
s^retär  unterstellte  Behördenorganisation 
mit  einem  Inspektor-General  an  der  Spitze, 
bestehend  aus  10  Distriktsinspektoraten  mit 
42  Stationen,  geschaffen  und  durch  Act  v. 
7.  August  1882  dieser  Kontrolle  sogar  die 
ausländischen,  in  amerikanischen  Häfen  ver- 
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kehrenden  Schiffe  unterworfen  (Revided 
Staüites  sect.  4399—4462;  Suppl.  1891  eh. 
441  p.  383 ;  Suppl.  1895  eh.  146  p.  399,  eh. 
186  p.  426;  GF.  v.  3.  März  1897,  Public 
Nr.  131).  Für  die  Ausführung  dieser 
Gesetze  sind  die  General  Rules  and  Regu- 
lations  massgebend,  welche  gemäss  sect. 
4405  R.S.  in  den  ordentlichen  Versamm- 
lungen der  üeberwachungsinspektoren  in 
Washington  beraten  und  vom  Board  of  super- 
vising  inspectors  als  Form  2101  veröffent- 
licht werden.  —  Die  Anlegung  und  der 
Betrieb  eines  jeden  Schiffskessels  erfordert 
danach  amtliche  Genehmigung  und  Prüfung 
mittelst  Wasserdruckes  (s.  4418)  sowie  die 
Zulassung  alljährlicher  Revisionen  und  ausser- 
ordentlicher Besichtigungen.  Die  Beschaffen- 
heit des  zu  verwendenden  Materials,  die  an- 
zubringenden Ausrüstungsstücke  und  die 
Konstruktion  ist  auf  das  genaueste  vorge- 
schrieben. So  muss  auf  jeder  Kesselplatte 
der  Name  des  Fabrikanten  sowie  die  Zer- 
reissfestigkeit  und  Dehnung  des  Materials  an- 
gegeben sein  (s.  4428  u.  Rules).  Auf  Grund 
der  Festigkeitszahlen  bestimmt  dann  die  Be- 
hörde die  zulässige  höchste  Dampfspannung. 
Zur  Bedienung  dürfen  nur  geprüfte  Maschi- 
nisten und  Heizer  verwendet  werden. 

In  der  von  der  Union  nicht  geregelten 
Kesselpolizei  bestehen,  sofern  die  Staaten  oder 
einzelne  Städte  sie  überhaupt  handhaben,  die 
grössten  Verschiedenheiten.  Neben  oder  an 
Stelle  staatlicher  Aufsicht  sind  zahlreiche  ün- 
fallversicherungsgeseilschaften ,  jedoch  nur 
ein  eigentlicher  Üeberwachungsverein  zu 
Hartford-Connecticut  thätig,  dessen  Wirksam- 
keit sich  über  die  östlichen  Staaten  erstreckt. 

Im  Staate  New-York  gilt  für  die 
Schiffskessel  des  Lokalverkehra  das  G.  v. 
19.  Mai  1897  (eh.  592),  welches  in  Anleh- 
nung an  die  ünionsgesetze  Prüfung  und 
Genehnugung  der  Kessel  durch  die  staat- 
lichen Fabrikinspektoren  sowie  jährliche 
Revisionen  vorschreibt  —  Zur  Beaufsichti- 
gung von  Landkesseln  im  Stadtbezirk  New- 
York  hat  das  Polizeiamt  ein  steam  boiler 
inspection  bureau  eingerichtet  Nach  den 
G.G.  V.  1882  (eh.  410),  1886  (eh.  643)  und 
vom  22.  Mai  1897  (eh.  635)  haben  die  Be- 
sitzer die  Kessel  doi-t  anzumelden  und  jähr- 
liche Untersuchungen  durch  Inspektoren 
nachzusuchen.  Diese  erfolgen  kostenlos  und 
werden  in  ein  amtliches  Verzeichnis  einge- 
tragen. In  den  Landbezirken  des  Staates 
New-York  wird  das  amtliche  Revisionen 
anordnende  G.  v.  22.  Juni  1867  nicht  durch- 
geführt.—  InMassachusets  besteht  nach 
dem  G.  v.  10.  Januar  1895  (House  43)  die 
Pflicht  der  Besitzer,  die  Kessel  beim  Polizei- 
chef zu  deklarieren,  regelmässige  Prüfungen 
durch  Inspektoren  zuzulassen  und  dafür  Ge- 
bühren zu  entrichten.  —  Im  Staate  Con- 
necticut sind  durch  G.  v.  12.  April  1893  jähr- 


hohe Revisionen  durch  staatliche  oder  Vereins- 
inspektoren vorgeschrieben  und  Strafen  für 
nachlässige  Besitzer  angedroht.  —  Die  Staaten 
Illinois,Missouri,Pennsylvaniaund 
Ohio  entbehren  gesetzlicher  Regelung.  Da- 
für haben  die  Städte  Chicago,  St.  Louis  und 
Philadelphia  eigene  Verordnungen  einge- 
führt. In  letzterer  Stadt  liegt  die  Ueber- 
wachung  in  Händen  des  Hartforder  Vereins. 
17.  Die  Südafrikanische  Republik  be- 
sitzt seit  1896  ein  Dampfkesselgesetz  (Nr.  3, 
1896,  Locale  Wetten  p.  64),  welches  auf 
dem  Konzessionsverfahren  beruht.  Die  Er- 
teilung der  Genehmigung,  die  Vornahme  der 
ersten  Wasserdruckprobe  und  der  periodischen 
Revisionen  liegt  m  der  Hand  besonderer 
Kesselinspektoren,  von  denen  je  einer  in 
jedem  der  5  Mineninspektionsdistrikte  am- 
tiert, üeber  Bau-  und  Kesselausstattimg 
sind  genaue  Vorschriften  gegeben.  Bei  der 
örtlichen  Aufstellung  von  Lokomobilen  findet 
noch  eine  besondere  Kontrolle  durch  den 
Miynkommissar  oder  den  Landdrosten  statt. 

Qnellen:  Die  im  Text  angeßihrten  Rechtsquellen. 

Litter atur  :  Preuss.  StaHstik  LIII ISSO.  —  Kom- 
mentare: Für  Preuesen:  J'fMger,  Berlin  1897 ; 
für  Bayern:  Brettreich,  3Iünchen  189^;  für 
Sachsen:  Morgenstern,  Leipzig  1891;  für 
Oesterreich :  von  Tticut,  Wien  1897  w.  Mayr^ 
hofer,  Handbuch  f.  d.  pol.  Venc.-Dienst,  Bd.  3, 
Wien  1897;  für  Frankreich:  Maur,  Block, 
Vadminisi.  fran^.  Paria  1897. 

C,  Mosler  f, 
bearbeitet  von  E»  Mosler, 


Darjes,  Joachim  Georg, 

geb.  am  23.  VI.  1714  zu  Güstrow,  gest.  am  17. 
VlI.  1791  als  kgl.  preussischer  Geheimrat  in 
Frankfurt  a.  Oder.  Seine  akademische  Lehr- 
thätigkeit  begann  Darjes  1735  als  Privatdozent 
in  Jena,  wurde  an  der  nänüichen  Hoch  schale 
1744  ord.  Professor  der  Moral  und  Politik  mit 
dem  Titel  eines  Hofrats  und  folgte  1763  einer 
von  Friedrich  d.  Grossen  veranlassten  Berufung 
als  ord.  Professor  der  Rechte  an  die  Universität 
Frankfurt  a/0. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform :  Erste  Gründe  der 
Kameral Wissenschaften,  Jena  17ö6;  dasselbe,  2. 
Aufl.  1768.  —  Discours  über  Natur-  und  Völker- 
recht, Jena  1762. 

Als  Vertreter  des  absoluten  Herrschertums 
weiss  Darjes  jeder  autokratischen  Neigung  des 
Bürgertums  durch  Polizeimassre^eln,  die  nur 
in  Handelssachen  das  Selbstbestimmungsrecht 
der  Interessenten  anerkennen,  zu  begegnen.  Für 
Systematisierung  der  kameralistischen  Finanz- 
Wissenschaft  hat  er  verschiedene  finanzpolitische 
Anschauungen  kundgegeben,  die  ihn  über  den 
Friedericianischen  Standpunkt  erheben.  Als  Be- 
völkerungstheoretiker teilt  er  die  Ansicht  seines 
Monarchen  vom  staatswirtschaftlichen  Wert 
jeder  Menschenkraft,  die  der  grosse  König  seinen 
inneren  Kolonisationsbestrebungen,  der  Ver- 
drängung des  polnischen  Elements  in  Neusüd- 
ostpreussen  etc.  dienstbar  machte. 
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Vgl.  über  Darjes :  E.  K.  Haasen,  Daiies  als 
akademischer  Lehrer,  1791.  —  Ersch  und  Grä- 
ber, I.  Sektion,  Teil  XXIII,  Leipzig  1832.  — 
AU^meine  deutsche  Biofinraphie,  Bd.  VII,  Leipzig 
187%.  —  Koscher,  Volkswirtsch.  Ansichten 
Friedrich  d.  Gr.  in  Verhandl^.  d.  k.  sächs. 
GeseUsch.  d.  Wissensch.  zu  Leipzig,  phil.-hi8t. 
Klasse,  Bd.  XYIU,  Leipzig  1866.     lAppert. 


DarleluuikasseD. 

1.  Zweck  derD.  2.  Anwendung  der  Mass- 
regel 1848,  1866  und  1870.  3.  Schlüsse  für  die 
Zukunft. 

L  Zweck  der  D.  Man  hat  dem  dro- 
henden Kreditmangel  und  Pieisstiirz  in 
solchen  politischen  und  -wirtschaftlichen 
Krisen,  die  rasch  vorüberzugehen  verspra- 
chen, mehrfach  mit  Erfolg  entgegenzutreten 
gesucht.  Hierfür  boten  sich  drei  Wege :  ent- 
weder die  Selbsthilfe,  indem  die  ange- 
sehensten Firmen  sich  zu  Kredit-Garantie- 
verbänden zusammensclüossen,  oder  zwei- 
tens Eingreifen  einer  Centralnoten- 
bank,  wo  eine  solche  vorhanden  und  mit 
der  nötigen  Beweguugsfreüieit  ausgestattet 
war,  oder  endlich  Begründung  ausser- 
ordentlicher Kredit  ei  nrichtungen, 
die  von  öffentlichen  Köri^em  mit  besonderen 
Mitteln  ausgestattet  wurden.  Schöpfungen 
der  letztgenannten  Art,  durch  welche  in 
Krisen  der  Kredit  erleichtert  und  ein  jäher 
Preissturz  der  Wertpapiere  verhindert  wer- 
den sollte,  sind  die  :» Dariehnskassen.« 
Wichtig  sind  dieselben  in  Deutschland  vor 
iülem  1848,  1866  und  1870  geworden.  In- 
des beschränkt  sich  das  Vorkommen  der  Dar- 
iehnskassen nicht  auf  Deutschland.  Die  Kredit- 
massregeln, welche  1830  und  1848  in  Prank- 
reidi^)  getroffenwurden,sind  in  manchen  Punk- 
ten ähiilicher  Natur.  Es  ist  nicht  beabsichtigt, 
im  folgenden  alle  Darlehns-  und  Hilfskassen 
zu  schiildem,  welche  irgendwo  in  Deutsch- 
land für  einzelne  Provinzen,  Kreise  und 
Städte  errichtet  worden  sind.  Soweit  solche 
Kassen  mit  barem  Yermögen  oder  mit  Geld, 
welches  durch  verzinsliche  Schuldverschrei- 
bungen beschafft  wurde,  Vorschüsse  gewälirt 
haben,  bleiben  sie  hier  ausser  Betracht. 
Hier  beschäftigen  uns  bloss  die  in  Preussen 
1848  und  1866  und  nach  Preussens  Vorbild 
1870  auch  in  anderen  Teilen  Deutschlands 
errichteten  Dariehnskassen,  welche  mit  ei- 
gens zu  diesem  Zwecke  geschaffenen  unver- 

])  Die  1830  und  1848  in  Frankreich  ge- 
{ichaffenen  ausserordentlichen  Krediteinrich- 
tungen (comptoirs  d'escompte)  sollten  zunächst 
dem  Diskontverkehr  und  zwar  der  Vermittelung 
zwischen  dem  Publikum  und  der  Bank  von 
Frankreich  dienen.  Hierzu  wurden  1848  An- 
stalten für  Warenlombard  hinzugefügt.  Im 
Gegensatz  zu  Preussen  scheint  man  in  Frank- 
reich die  Beschaffung  der  Mittel  für  Darlehens- 
kassen durch  eigeneKassenscheine  in  den  Jahren 
1890  und   1848  durchaus  vermieden  zu  haben. 


zinslichen  Kassenscheinen  eigenartiger  Natur 
ausgestattet  wurden.  Die  Geschichte  dieser 
Dariehnskassen  zeigt,  dass  dieselbe  formale 
Einrichtung  unter  vei*schiedenen  politischen 
Verhältnissen  eine  ganz  verschiedenartige 
Beurteilung  erfahren  hat. 

2.  Anwendnni^  der  Hassregel  1848, 
1866  und  1870.  Am  15.  April  1848 
verordnete  der  preussische  König  »infolge  des 
vom  2.  Vereinigten  Landtage  wegen  Er- 
mächtigung der  Regierung  zur  Gewährung 
von  Staatsgarantieen  gefassten  Beschlusses«, 
dass  für  10  Millionen  Rthlr.  Darlehnskassen- 
scheine  in  Abschnitten  zu  1  und  5  Rthlm.  aus- 
gegeben werden  sollten.  Dass  der  Staat 
Schuldner  dieser  Kassenscheine  sei,  konnte 
an  sich  nicht  angenommen  werden,  da  die 
Dariehnskassen,  welche  die  Scheine  ver- 
ausgabten, besondere  jimstische  Personen 
bilden  sollten;  jedoch  wurde  »Gewährleis- 
tung« des  Staates  ausdrücklich  versprochen. 
In  wesentlichen  Punkten  lehnt  sich  die 
Verwaltung  dieser  Dariehnskassen  an  die 
Verwaltung  des  Staates  und  der  mit  einem 
Staatseinscnuss  ausgestatteten  preussischen 
Bank  an:  Die  Verwaltung  der  Dariehns- 
kassen übernimmt  nämlich  unter  der  oberen 
Leitung  des  Finanzministers  die  preussische 
Bank.  Doch  wird  dieser  Betrieb  von  einer 
besonderen  Abteilung  der  Bankleitung  in 
Berlin,  »der  Hauptverwaltung  der  Dariehns- 
kassen«, geleitet  und  strenge  Sonderung  der 
Darlehnskassengeschäfte  vom  sonstigen  Be- 
triebe der  preussischen  Bank  in  Aussicht  ge- 
nommen. Der  Zweck  der  Dariehnskassen 
soll  sein,  Darlehen  nicht  unter  100  Kthlrn. 
gegen  Vei-pfändimg  von  Waren  oder  Schuld- 
verschreibungen an  den  Handels-  und  Ge- 
werbestand zu  gewähren.  Die  Dariehns- 
kassen können  nach  Bedürfnis  an  den 
Plätzen,  wo  Niederlassungen  der  Preussischen 
Bank  bestehen,  errichtet  werden ;  wo  Nieder- 
lassungen der  preussischen  Bank  fehlen, 
können  Agenturen  der  Dariehnskassen  be- 
gründet werden.  Die  Dariehnskassen  sind 
also  ein  mit  eigenaiügen  Mitteln  ausgestatte- 
ter Anbau  an  die  Lombardkontore  der 
Preussischen  Bank.  Notwendig  drängen  sich 
hier  zwei  Fragen  auf:  Weshalb  hat  nicht 
die  Preussische  Bank  durch  Ausdehnung 
ihres  Geschäfts  selbst  den  Kreditbedarf  be- 
friedigt? Femer:  worin  besteht  die  Eigen- 
art der  Papierwertzeichen,  mit  welchen  die 
Dariehnskassen  ausgestattet  wmxien? 

Die  erste  Frage  lässt  sich  auf  Grund  des 
bisher  publizierten  Materials  nicht  völlig 
abschliessend  beantworten.  Jedenfalls  hätte 
es  einer  erheblichen  Umgestaltimg  des  da- 
maligen Statuts  der  Preussichen  Bank  be- 
dm-ft,  um  dieselbe  instandzusetzen,  die  Auf- 
gaben der  Dariehnskassen  aus  eigenen 
Mitteln  zu  lösen.  Ihr  Banknoteniunlauf 
liätte  über  das  statutarisch  zulässige  Maxi- 


118 


Darlehnskasseii 


mum  von  21  Millionen  Rthlrn.  hinaus  ge- 
steigert werden  müssen.  Hinderlich  wäre 
übrigens  gewesen,  dass  nur  Ve  des  Noten- 
umlaufs der  Preussischen  Bank  in  Lombar- 
dienmgen  angelegt  werden  durfte  und  dass 
Lombarddarlehen  unter  500  Rthlm.  von  der 
Bank  nicht  gewährt  werden  durften.  Zudem 
durfte  damals  der  Lorabardzins  der  Preus- 
sischen Bank  nicht  über  6®/o  erhöht  werden, 
wälirend  den  Darlehnskassen  nach  oben 
freie  Hand  gelassen  wurde.  Endlich  war 
die  Zahl  der  Waren  und  Schuldverschrei- 
bungen, welche  die  preussische  Bank  be- 
leihen durfte,  beschränkt.  Hieraus  folgt 
allerdings  nicht  unbedingt,  dass  es  unmög- 
lich gewesen  wäre,  die  Organisation  der 
Pi-eussischen  Bank  zweckentsprechend  zu 
ändern,  statt  in  den  Darlehnskassen  einen 
Notbau  anzugliedern.  \ 

Die  zweite  Frage  ist:  Worin  besteht  die 
Eigenart  der  unverzinslichen  Kassenscheine, 
welche  den  Betriebsfonds  der  Darlehns- 
kassen bildeten?  Es  heisst,  die  Scheine 
sollen  in  Zahlungen  die  Stelle  des  baren 
Geldes  vertreten,  sie  werden  bei  allen  öffent- 
lichen Kassen  nach  ihrem  voUen  Nennwerte 
angenommen,  im  Privatverkehr  tritt  kein 
Zwang  zur  Annahme  derselben  ein.  Dass 
die  Scheine  jederzeit  gegen  bar  einlöslich 
seien,  wird  nicht  versprochen.  Die  Anzahl 
der  umlaufenden  Scheine  soll  monatlich  ver- 
öffentlicht werden. 

Die  ganze  Einrichtung  war  als  eine  pro- 
visorische gedacht.  lÄngstens  innerhalb  3 
Jahren  sollten  die  Darlehnskassen  wieder 
eingezogen,  aus  den  heimgezahlten  Geldern 
die  Kassenscheine  eingelöst  werden.  Da 
beantragte  der  Minister  v.  Rabe  im  Januar 
1851,  als  in  kurzem  der  Ablauf  der  Frist 
bevorstand,  erstens  die  Liquidation  der 
Darlehnskassen  zu  verlangsamen,  zweitens 
die  Kassenscheine  nicht  aus  dem  Umlaufe 
zu  ziehen,  sondern  um  deren  Betrag  die  un- 
verzinsliche Staatsschuld,  welche  bereits 
auf  20842347  Rthlr.  gebracht  worden  war, 
dauernd  zu  vergrössem.  Nicht  ohne  leb- 
haften Widerstand  ging  im  Abgeordneten- 
hause der  letztgenannte  Vorschlag  des  Mi- 
nisters durch ;  dafür  wurde  eine  schleunigere 
Abwickelung  des  Leihgeschäfts  der  Dar- 
lehnskassen gefordert,  für  welche  das  regel- 
mässige Bankgeschäft  den  Ersatz  übernehmen 
soUte.  Die  durch  v.  Rabes  Politik  bewirkte 
Steigerung  des  preussischen  Staatspapier- 
geldumlaufs auf  30842347  RtWr.  ist  eine 
Massregel,  welche  schon  1856  rückgängig 
gemacht  wurde.  In  diesem  Jahre  wuinde 
ungefähr  die  Hälfte  des  Staatspapiergeldes 
aus  dem  Umlaufe  gezogen,  während  man 
gleichzeitig  der  Preussischen  Bank  das  Recht 
der  unbeschi-änkten  Notenausgabe  erteilte. 
Die  Politik  von  1851  ist  offenbar  durch 
finanzielle  Bedrängnis    zu  erkläi'en,  obwohl 


diese  nicht  zugestanden  wurde.  Geht  doch 
aus  dem  Kommissionsberichte  des  Abge- 
ordnetenhauses hervor,  dass  —  ganz  entgegen 
der  Bestimmung  der  Darlehnskassen  —  von 
den  Ende  1850  ausstehenden  Summen  von 
insgesamt  8813985  Rthlrn.  mehr  als  die 
Hälfte  nicht  dem  Handels-  \md  Gewerbe- 
stande zu  gute  kamen.  Man  hatte  4  Millionen 
RtMr.  der  Generalstaatskasse,  941 090  Rthk. 
den  Kreisverbänden,  dem  Berliner  Magistrate 
etc.  dargeliehen.  Im  Durchschnitt  hat  1848 
bis  1851  der  Umlauf  der  Darlehnskassen- 
scheine  6867142  Rthlr.  betragen.  In  der 
ersten  Zeit  der  Aufregung  von  1848  haben 
übrigens  die  gewährten  Kredite  nach  übei*- 
einstimmendem  Urteile  segensreich  gewirkt. 
Man  hatte  im  ganzen  13  Darlehnskassen  und 
11  Agenturen,  darunter  auch  eine  in  Leip- 
zig errichtet.  Die  davon  noch  Ende  1851 
bestehen  gebliebenen  Kassen  verteilten  ,sich 
vorwiegend  auf  die  östlichen  Provinzen. 

Eine  viel  weniger  sympathische  Aufnahme 
als  die  Schaffung  der  Darlehnskassen  von  1848 
fand  die  Wiederholung  derselben  Massregel 
im  Jahi'e  1866.  Diu-ch  Y.  v.  9.  Mai  war 
das  Abgeordnetenhaus  aufgelöst  worden. 
Eine  königliche  V.  v.  12.  Mai  1866  suspen- 
dierte die  noch  bestehenden  Zinsbeschrän- 
kungen mit  einer  hier  nicht  in  Betracht 
kommenden  Ausnahme.  Die  Preussische 
Bank  war  nicht  mehr  wie  1848  dim;h  ein 
Maximum  ihrer  Notenemission  beengt. 
Dennoch  zögerte  man,  ihr  allein  die  Für- 
sorge für  Aufrechterhaltung  des  Kredits  zu 
überlassen,  vielmehr  begründete  eine  auf 
Grund  des  Art.  63  der  preuss.  Verfassung 
erlassene  königliche  Verordnung  wiederum 
Darlehnskassen,  die  an  die  Zweignieder- 
lassungen der  Preussischen  Bank  auch  dies- 
mal angegliedert  werden  sollten.  Statt  10 
Millionen  waren  25  Millionen  Rthlr.  Dar- 
lehnskassenscheine  in  Aussicht  genommen, 
welche  auf  1,  auf  5  und  auf  10  Rthlr.  lauten 
sollten.  Darlehen  sollten  bis  zum  Mindest- 
betrage von  50  Rthlrn.  gewährt  werden.  Eine 
staatliche  Gewährleistung  wiirde  nicht  wie 
1848  förmlich  versprochen.  Im  übrigen  lehnt 
sich  die  Verordnung  durchaus  an  das  Bei- 
spiel von  1848  an. 

Nach  dem  siegreichen  Ausgange  des 
Krieges  beantragte  der  inzwischen  zum 
Finanzminister  ernannte  Frhr.  v.  d.  Heydt 
nachträgliche  Genehmigung  der  königlichen 
Verordnung.  Das  Abgeordnetenhaus  bereitete 
diesem  Antrage  jedoch  einen  sehr  wenig 
freundlichen  Emjjfang.  Man  beabsichtigte, 
der  Regienmg  »einen  nationalökonomischen 
Verweis  zu  geben«.  Der  Abgeordnete 
Schulze-Delitzsch  entwickelte  unter  dem  Bei- 
fall des  Hauses  feiendes  Urteil  über  die 
Darlehnskassen:  »Die  Regierung  stand  an 
der  Schwelle  eines  europäischen  Krieges 
von  den  allergrössten  Dimensionen  und  sagte 
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selbst,  sie  könne  seine  Daner  nicht  übersehen. 
Snn,  meine  Herren,  in  solcher  Lage,  wo 
jeder  im  Privatleben  seine  Geschäfte  ein- 
schränkt, sich  wohl  hütet,  auf  neue  Engage- 
ments einzugehen,  die  ihn  namentlich  finan- 
ziell Terpfliditen,  unternimmt  die  Begiening 
ein  Bankgeschäft,  denn  etwas  anderes  ist 
diese  Barlehnskassenoperation  nicht.«  Das 
Abgeordnetenhaus  versagte  die  nachträgliche 
Genehmigung  der  auf  die  Darlehnskassen 
bezüglichen  Yerordnung,  welche  demgemäss 
aufgehoben  wurde.  Man  erteilte  aber  der 
Regierung  Indemnität,  und  so  folgt  unmittel- 
bar in  der  preussischen  Gesetzsammlung 
auf  die  Aufhebung  der  Y.  v.  18.  Mai  1866 
ein  vom  selben  Tage  datiertes  Gesetz,  wel- 
ches bestimmt,  dass  die  Rechtshandlungen 
der  Ihu^lehnskassen  keiner  Anfechtung  aus 
der  Nichtgenehmigung  der  V.  v.  18.  Mai 
1866  unterli^n.  Im  übrigen  findet  sich 
in  diesem  Gesetze  im  wesentlichen  der 
Wortlaut  der  Verordnung  wiederholt,  mit 
dem  Zusätze,  dass  vom  80.  September  1866 
neue  Darlehen  nicht  mehr  gewährt  werden 
sollen.  Es  war  ein  übles  Präjudiz  durch 
die  Politik  des  Ministers  v.  Rabe  im  Jahre 
1851  au^estellt  worden.  Die  Linke  drän^, 
dass  diesmal  die  Darlehnskassenscheine 
schleunigst  eingezogen  werden  sollten,  damit 
nicht  wieder  aus  denselben  ein  dauernder 
Zuwachs  der  preussischen  Staatsschuld  werde. 
Im  grossen  Ganzen  ist  nach  1866  dieses  Be- 
streben erfolgreich  gewesen.  Doch  wxwien 
durch  G.  v.  23.  Dezember  1867  zur  Abhilfe 
des  Notstandes  in  dem  Regierungsbezirke 
Gumbinnen  von  den  noch  nicht  vernichteten 
Darlehnskassenscheinen  für  1228000  Rthlr. 
wieder  in  Umlauf  gesetzt  und  ausserdem 
1  MilL  Rthlr.  neue  Darlehnskassenscheine 
ansg^eben.  Um  diese  Summe  blieb  die 
preussische  unverzinsliche  Staatsschuld  bis 
1874  vermehrt. 

Die  Verordnung,  welche  1866  die  Dar- 
lehnskassen inmitten  der  politisch  erregtesten 
Spannung  begründete,  war  im  preussischen 
Abgeordnetenhause  politisch  und  national- 
ökonomisch verurteilt  worden.  Dennoch 
wurde  bei  Ausbruch  des  deutsch-französi- 
schen Krieges  aus  der  Initiative  des  nord- 
deutschen Reichstages  wiederum  dieselbe 
Massregel  als  heilsam  gefordert.  Freilich 
hatte  sich  die  politische  Konstellation  von 
Grund  aus  geändert  Derselbe  Abgeordnete 
Schulze-Delitzsch,  der  1866  die  Darlehns- 
kassen piindpiell  bekämpft  hatte,  beteiligte 
sidi  nunmehr  an  den  Details  der  Beratung 
mit  einem  positiven  Vorschlage.  Die  Dar- 
lehnskassen des  norddeutschen  Bundes  wur- 
den mit  30  MiU.  Rthlm.  Darlehnskassen- 
scheinen zu  5,  10  und  25  Rthlm.  ausge- 
stattet, wovon  29651000  Rthk.  wirküch 
ausgegeben  wurden.  Diese  Scheine  sind 
nach  dem  Kriege  ordnimgsmässig  eingezogen 


und  vernichtet  worden.  Das  Grossherzog- 
tum Baden  folgte  dem  Beispiele  des  nord- 
deutschen Bimdes  und  stattete  die  »allge- 
meine Versor^mgsanstalt«  mit  3  Millionen 
Gulden  unverzmshcherDarlehnskassenscheine 
zu  5  und  10  Gulden  aus,  die  eben^ls  der 
Lombardierung  gewidmet,  an  Staatskassen 
angenommen  imd  nach  Schluss  des  Krieges 
eingelöst  werden  sollten. 

8.  Schlfisse  für  die  Znkimft  Wird 
sich  die  Errichtung  von  Darlehuskaßsen  auch 
bei  einem  künftigen  Kriege  empfehlen,  oder 
wird  es  zweckmässiger  sein,  die  Fürsorge 
für  das  Kreditbedürfuis  während  der  ersten 
Aufregung  der  Reichsbank  und  den  übrigen 
Notenbanken  allein  zu  Überlassen^  eventuell 
deren  Machtvollkommenheiten  zeitweilig  zu 
erweitem?  Ein  Beispiel  einer  politischen 
Krisis,  in  welcher  die  deutschen  Notenbanken 
dem  Kreditbedürfnis  allein  Genüge  geleistet 
hätten,  liegt  noch  nicht  vor.  Aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  wird  insbesondere  das 
Bedürfnis,  auf  Staats-  und  Kommunalpapiere, 
sowie  Pfandbriefe,  Vorschüsse  zu  erhalten, 
bei  Kriegsausbruch  sich  künftig  in  gewaltigem 
Masse  äussern.  Gerade  während  das  Reich 
und  die  Einzelstaaten  Anleihen  aufnehmen 
und  den  Kurs  der  Wertpapiere  durch  ihr 
dringliches  Angebot  drücken,  werden  so- 
wohl Private  wie  auch  öffentliche  Spar- 
kassen und  genossenschaftliche  Kreditvereine 
für  ihre  Bestände  an  fest  verzinslichen  erst- 
klassigen inländischen  Wertpapieren  bares 
Geld  zu  erlangen  streben,  um  ihren  Ver- 

ß flichtungen  nachkommen  zu  können.  Es 
egt  im  Interesse  der  finanzieUen  Mobil- 
machung Deutschlands,  dass  nicht  aU  diese 
Wertpapierbestände  plötzlich  zur  Zeit  der 
ersten  Kriegsanleihen  zum  Verkaufe  kommen. 
Eine  Gelegenheit  zur  Lombardienmg  dieser 
Werte  muss  geschaffen  werden.  Die  Reichs- 
bank imd  diejenigen  Privatnotenbanken,welche 
sich  dem  §  44  des  Bankgesetzes  unterworfen 
haben,  dürfen  jedoch  Lombardforderungen 
nicht  zur  Deckung  der  Banknoten  verwen- 
den. Die  Ausdehnung  ihres  Banknotenum- 
laufs zum  Zwecke  der  Lombardierung  ist 
—  wenn  nicht  in  ausserordentlicher  Zeit 
die  Bestimmungen  des  Bankgesetzes  geän- 
dert werden  —  durchaus  unmöglich.  In 
Friedenszeiten  ist  es,  da  Lombardforderungen 
für  die  stetige  Einlösbarkeit  der  Banknoten 
nicht  so  brauchbar  wie  kurzfristige  gute  Wech- 
sel sind,  vöüig  zweckmässig,  die  Lombardie- 
rung nur  soweit  zu  gestatten,  als  Grund- 
kapital, Reservefonds  und  allenfalls  ein  kleiner 
Ted  der  Girogelder  hierzu  ausreichen.  In 
Kriegszeiten  ist  die  Frage  viel  verwickelter. 
Man  könnte  —  unter  Verteidigung  der 
Praxis  von  1848,  1866,  1870  —  es  wiederum 
empfehlen,  die  Lombardierung  in  politischen 
Krisen  besonderen  Darlehnskassen  zu  über- 
weisen, welche  sofortige  Einlösbarkeit  ihres 
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Papiers  überhaupt  nicht  verspreöhen.  Be- 
denken, die  demgegenüber  ins  Gewicht 
faJlen,  sind  vor  allem  folgende :  1)  Die  Viel- 
artigkeit des  Papierumlanfs,  welche  durch 
besondere  Darlehnskassenscheine  neben  Bank- 
noten und  Reichskassenscheinen  herbeige- 
führt ist,  wird  gegenwärtig  weniger  leicht 
ertrajgen  werden  als  1848,  1866,  1870. 
Faktisch  wird  das  Reich  als  Schuldner  der 
Scheine  eintreten  müssen.  2)  Eine  Garantie, 
dass  wirklich  der  Lombardkredit  den  Er- 
werbsständen zu  gute  kommt  und  nicht  in 
kurzsichtiger  Finanzpolitik  vom  Staate,  der 
diesen  Weg  nicht  beschreiten  sollte,  insge- 
heim wie  1850  ausgenützt  wird,  ist  nur  dann 
gegeben,  wenn  die  Reichsbank  die  Lombar- 
dierung in  ihrem  Geschäftsbetriebe  für  ihre 
Rechnung  und  für  ihr  eigenes  Risico  vor- 
nimmt. Nach  §  35  und  §  32  würde  min- 
destens eine  heimliche  Inanspruchnahme 
der  Reichsbank  durch  fiskalische  Anforde- 
rungen ausgeschlossen  sein,  während  die 
besonderen  Darlehnskassen,  auch  wenn  sie 
von  Reichsbankbeamten  verwaltet  werden, 
diese  Sicherheit  nicht  böten.  Nach  dem 
Gesagten  würde  manches  dafür  sprechen, 
künftig  Darlehnskassenscheine  nicht  aus- 
zugeben, sondern  lieber  einige  beengende 
Bestimmungen  des  Bankgesetzes  für  Kriegs- 
zeiten ausser  Kraft  zu  setzen.  Eine  Haupt- 
sorge muss  es  aber  daneben  bleiben,  dass 
in  Friedenszeiten  die  Sparkassenanlagen  und 
die  Geschäfte  der  Kreditgenossenschaften 
<laraufhin  geregelt  werden,  dass  diese  In- 
stitute in  Kriegszeiten  nicht  alles  Geld  fest- 
gelegt haben  und  übermässige  Lombard- 
kredite nicht  benötigen.  Lässt  sich  im 
übrigen  eine  beträchtliche  Ausdehnung  des 
Pai)ierumlaufs  zwecks  Befriedigung  der  ver- 
schiedenartigen berechtigten  Ki^itansprüche 
neben  der  "VVechseldiskontierung  bei  Kriegs- 
ausbruch nicht  vermeiden,  so  ist  am  ersten 
bei  Einheitlichkeit  des  Umlaufs  von  Noten 
einer  gut  kaufmännisch  geleiteten  Central- 
bank  die  Entwertung  der  Kreditzahlungs- 
mittel hintanzuhalten,  wie  das  Beispiel  Frank- 
reichs im  Jahre  1870  gezeigt  hat. 

Litteratar:  v,  Poschinger,  Bankwesen  und 
Bankpolüik  in  Pretuaen,  Berlin  1879,  Bd.  JI, 
S,  270,  Bd.  III,  S.  UO,  —  W.  LotZy  Geschichte 
und  Kritik  des  deutschen  Bcmkgesetzes  v.  I4.  März 
1875,  Leipzig  1888,  S.  50,  58,  116,  116,  S.  ISO, 
ISl.  —  Vgl,  femer  JL.  v.  Stein,  Lehrbuch  der 
Fi^umzwissenschaft,  5,  Aufl.,  Wien  1886,  Bd. 
JV,  S.  16.  Die  Ziffemangaben  daselhst  nnd  je- 
doch ungenau.  —  Für  Baden  vgl.  Provis. -Gesetz 
V.  29.  Juli  1870.  —  Für  Frankreich  vgl.  A. 
Courtois,  Hisi.  de  la  Banque  de  F)rance  et  des 
prfncipales  institutions  frangaises  de  credit  depuis 
1716,  Baris  1875,  S.  IS4,  172;  ferner  JL,  Say, 
Dictionnaire  des  finances,  Artikel  nComptoir  d'es- 
completi  sowie  »BanguesH. 

W.  Lotz. 


DarleliBskasseBYereiiie. 

(Raiffeisen.) 

1.  Zweck  und  Einrichtung  der  D.  2.  Ver- 
bindung der  D.  untereinander.  3.  Vergleich 
zwischen  den  Eaiffeisenschen  D.  und  den  Vor- 
schuBsvereinen  nach  Schulze-Delitzsch  sowie 
den  schottischen  Dahrlehnsvereinen.  4  Ge- 
schichte und  Statistik  der  D.  innerhalb  Deutsch* 
lands.  5.  Die  D.  ausserhalb  Deutschlands,  a) 
Oesterreich-Ungam.    b)  Sonstiges  Ausland. 

1.    Zweck   und   Einrichtung   der  D. 

Diese  Gfenossenschaften  haben  den  Zweck: 
»die  Verhältnisse  ihrer  Mitglieder  in  sitt- 
licher tmd  materieller  Beziehung  zu 
verbessern«.  Der  letztere  Zweck  wird  er* 
reicht  durch  Darlehnsgewährung  an  die 
Mitglieder,  Annahme  von  Spareinlagen,  ünter^ 
Stützung  von  Untergenossenschaften  (Ein* 
und  Verkauf-,  Maschinen-  tmd  Pi-oduktiv- 
genossenschaften,  Winzervei'eine,  Ankauf  von 
Konsumgegenständen,  Saatgut,  Vieh,  Düngor 
etc.),  Konvertierung  von  hochverzinslichen 
Hypothekarschtüden ,  Ankauf  von  Grund- 
stücken bei  Feilbietimgen ,  um  deren  Ver- 
schleudening  oder  Parzellienmg  zu  ver- 
hindern, endlich  durch  Ansammlimg  eines 
unteilbaren  Vereinskapitals  (Resen-efonds). 
—  Die  sittliche  Hebung  vmA  dadurch  an- 
gestrebt, dass  neben  der  finanziellen  Sicher- 
heit des  Darlehnswerbers  auch  seine  Kredit- 
würdigkeit und  die  Notwendigkeit  der  Dar- 
lehnsaufnahme  geprüft  wirtl  und  dass  niu* 
jener  ein  Darlehen  erhält,  dessen  Gesuch 
in  allen  diesen  Richtungen  den  Anforde- 
rungen voU  entspricht  Die  beabsichtigte 
Verw'endimg  des  Darlehens  ist  möglichst 
festzustellen  und  wird  thunlichst  konti-olliert. 
Wenn  sich  ein  Mitglied  mit  Wuchei-ern  ein- 
lässt,  kann  es  ausgeschlossen  werden ;  macht 
es  sich  einer  Handlungsweise  schiddig, 
»welche  den  Grundsätzen  und  Interessen  des 
Vereins  widei-spricht«  oder  lässt  es  ein 
Mitglied  »wegen  Rückzalüung  von  Darlehen 
öfter  zu  gerichtlichen  Klagen  kommen«,  so 
muss  es  ausgeschlossen  werden;  überhaupt 
hat  jedes  Mitglied  »das  Interesse  des  Ver- 
eins in  jeder  Beziehimg  zu  wahren«. 

Als  den  »ersten  und  wichtigsten  Gnmd- 
satz,  welchen  die  Vereine  zu  beobachten  ha- 
ben«, bezeichnet  Raiffeisen,  »dass  der  Ver- 
einsbezirk, imbeschadet  der  Lebensfähig- 
keit, möglichst  klein  abgegrenzt  werden; 
er  giebt  als  Dmxjhschnittsbevölkening  eines 
Vereinsbezirkes  1500  Seelen  an-  Die  Mit- 
glieder sollen  unter  gleichaiügeu  Verhält- 
nissen leben  imd  miteinander  in  lebhaften 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Beziehungen 
stehen.  Diese  territoriale  Abgrenzimg  ist 
eine  der  beiden  Grundvesten  der  Raiffeiseu- 
schen  Organisation;  die  zweite  ist  die  Be- 
schränkimg der  Geschäftsanteilsverzinsimg. 
Infolge  der  ereteren  ist  die  wirtschaftliche 
und  sittliche  "Würdigkeit  der  Mitglieder  im 
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Augenblicke  des  Eintrittes  imd  der  Darlehns- 
gewährung  sowie  während  der  Dauer  der- 
selben leicht  zu  erkennen  und  zu  kontrolliei*en ; 
ausserdem  wii-d  dadurch  die  Einfachheit  der 
Yerwaltung  ermöglicht,  überhaupt  der  ge- 
wissermassen  patriarchalische,  eclit  genossen- 
schaftliche Charakter  der  Darlehnskassen- 
vereine  verbürgt 

Die  Beti-iebsmittel  beschaffen  die  Dar- 
lehuskassenvereine dwrch  Spareinlagen, 
auch  von  Nichtmitgliedem,  gegen  fixe  Ver- 
zinsimg, femer  diux^h  Anlehen  und  end- 
lich durch  Geschäftsanteile.  Die  Mit- 
glieder haften  für  alle  Passiva  solidarisch, 
imtereinander  zu  gleichen  Teilen ;  diese  Haf- 
timg winl  gestärkt  dadm'ch,  dass  niemand 
Mitglied  mehrerer  Darlehuskassenvereine 
oder  anderer  auf  Solidarhaft  benihender 
Korporationen  sein  darf.  Die  Geschäftsan- 
teile hatte  Ralffeisen  anfangs  gänzlich  ver- 
worfen, wiutle  aber  dmx3h  die  gerichtliche 
Inteq)retation  des  Genossenschaftsgesetzes 
imd  die  bei  der  Kegistrierung  der  Darlehus- 
kassenvereine erhobenen  Schwierigkeiten  zur 
Einfühnmg  dei^selben  bestimmt,  allerdings 
jiur  in  sehr  besc^hränktem  Masse.  Jedes 
Mitglied  muss  einen  Geschäftsanteil  (etwa 
von  25  Mark)  einzahlen,  auch  in  Eaten,  darf 
aber  nicht  mehr  als  einen  besitzen  oder 
wenigstens  nicht  mehr  als  eine  Stimme  in 
der  Generalversammlung  führen;  die  Ver- 
zinsung derselben  darf  den  von  den  Schuld- 
nern geforderten  Dai'lehnszinsfuss  nicht  f\ber- 
steigjen.  Dadurch  wird  vermieden,  dass 
tlurch  die  Geschäftsanteile  und  deren  Be- 
sitzer die  Darlehnskassenvereine  zu  gewagten 
Geschäften  und  hoher  Verzinsung  der  Ge- 
schäftsanteile bestimmt  werden;  es  wird 
(ladiireh  aber  neben  der  Femhaltimg  des 
Gewinnmomentes,  was  besonders  bei  land- 
wirtschaftlichen Kreditvereinen  von  höchster 
Bedeutung  ist  auch  der  Kredit  möglichst  billig 
nud  eine  wirklich  einfache  Verwaltung  ermög- 
licht, weil  die  in  dem  kleinen  Vereinsbe- 
zirke vorkommenden  Geschäfte  auch  von 
lianfinännisch  nicht  geschulten  Personen 
leicht  überblickt  und  besorgt  werden  können. 
Der  erzielte  Reingewimi,  der  niemals  Selbst- 
zweck werden  ksum,  ist  zu  einem  »Vereins- 
kapital« anzusammeln,  an  welchem  die  Mit- 
pheder  keinen  Anteü  haben.  Dasselbe  soll 
<üe  Herabsetzung  der  Provision,  einstmals 
sogar  die  Unabhängigkeit  der  Dai'lehnskassen- 
vereine  vom  Kapitalmarkte  ermöglichen  so- 
wie zur  Förderung  von  gemeinnützigen 
Zwecken  dienen;  in  erster  Linie  hat  das- 
selbe, wie  jeder  Reservefonds,  etwaige  Ver- 
luste zu  decken.  Die  geplante  Unabhängig- 
keit der  Darlehnskassenvereine  vom  Kapitals- 
markte  durch  ihre  eigenen  Reser\'efonds 
dürfte  mit  Rücksicht  auf  die  steigenden  An- 
sprüche, welche  an  die  Darlehnskassen- 
vereine gestellt  werden,   sowie   mit   Rück- 


sicht auf  den  Bestand  der  Centralkassen  und 
sonstigen  Geldquellen,  welche  sich  in  unge- 
ahnter Raschheit  und  Gressartigkeit  ent- 
wickeln und  denselben  ziu*  Verfügimg  stehen, 
in  Ziüninft  kaum  ernstlich  in  Fitige  kommen. 

Die  Darlehen  werden  auf  1 — 2 — 4  Jahre, 
aiiBsertlem  aber  auch  bis  zu  10  Jahren 
gewährt,  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf 
den  Kreditbedarf  des  Landwirtes.  »Für 
den  Fall  einer  plötzlichen,  massen weisen 
Kündigimg  der  vom  Vereine  angeliehenen 
Kapitalien  und  wenn  der  Vereinsschiddner 
oder  deren  Bürgen  in  Verhältnisse  geraten, 
welche  die  Sicherheit  der  Ausstände  gefähr- 
den«, kann  auf  vier  Wochen  gekündigt 
wenlen.  Dieses  Kündigungsrecht  unter  den 
hier  angefühlten  Einschränkungen  ist  bank- 
mässig  notwendig  und  gerechtfeitigt  imd 
bildet  keinen  Widereiunich  mit  der  in  Aus- 
sicht gestellten  Unkündbai'keit  und  längeren 
Befristung  der  Darlehen.  Die  Erfahnmg  hat 
gelehrt,  dass  die  Darlehnskassenvereine  auch 
in  finanziell  kritischen  Zeiten,  wie  z.  B.  auch 
während  der  letzten  landwirtschaftlichen 
Felüjalire  —  von  dem  Kündigimgsrechte 
soliden  Schiüdnern  gegenüber  niemals  Ge- 
brauch gemacht  und  \erluste  in  irgend  be 
merkenswertemAusmasse  nicht  erlitten  haben. 

Die  Verwaltung  der  Darlehnskassen- 
vereine ist  sehr  einfach.  Das  eigentliche 
Exekutivorgan  ist  der  Vorstand,  über  dem- 
selben steht  der  kontrollierende  Aufsichts- 
rat; die  Leitim^  der  Vereinsgeschäfte  im 
grossen  steht  bei  der  Generalversanunlung, 
welche  z.  B.  die  Maximalhöhe  des  einem 
Mitgliede  überhaupt  zu  ^währenden  Kredits 
oder  der  von  demselben  emzulegenden  oderan- 
zunelimenden  Spareinlagen  bestimmt,  die 
Höhe  der  aufzunelimenden  Anlehen  sowie 
den  Zinsfuss  für  die  Geschäftsanteile,  Spar- 
einlagen imd  Darlehen  festsetzt,  Vorstand 
und  Aufsichtsi-at  entlastet,  die  Jahresrech- 
nung imd  Vermögensaufstellimg  des  Vor- 
jahi'es  genehmigt,  Vereuisstreitigkeiten  ent- 
scheidet etc.  Die  Kassa-  imd  Buchführung 
Hegt  dem  (gewöhnlich  auf  4  Jahre 
mit  dreimonatlicher  Kündigung)  angestell- 
ten Zahlmeister  (Rechner)  ob,  welcher  weder 
Mitglied  des  Vorstandes  noch  des  Aufsichts- 
rates sein  darf  und  Kaution  stellen  muss. 
Er  kann  ein  von  der  Generalversammlung 
zu  bestimmendes  Honorar  erhalten;  aUe 
übrigen  Personen  fungieren  unentgelt- 
lich, und  es  ist  auch  die  Entlohnimg  des 
Zahlmeistei-s  nicht  allgemein  durchgeführt. 
In  manchen  Vereinen  erhalten  auch  die  Vor- 
standsmitglieder neben  Ersatz  ihrer  Baraiis- 
lagen  eine  im  Verhältnisse  ihrer  Mühe- 
waltung vom  Aufsichtsrate  zu  bestimmende 
Vergütung  (Offenbacher  Verband).  Das  Hono- 
rar des  Reclmers  »tlarf  nicht  nach  Gewinn- 
anteilen (Tantieme)  oder  in  Prozentsätzen  der 
Einnahme  bezw.  der  Ausgaben  bemessen  wer- 
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den,  sondern  muss  in  einem  Fixum  bestehen«, 
damit  das  Streben  nach  grossem  Geschäfts- 
umfange  nicht  künstlich  gesteigert  werde. 

Die  Mittel  der  Darlehnskassenvereine 
sollen  auch  znr  Fördening  von  wirtschaft- 
lichen UntergenossenschaftentmdBe- 
schaffmig  von  Konsumgegenständen  benutzt 
wei-den  und  zwar  dadurch,  dass  der  Dar- 
lehnskassenverein  zu  solchen  Zwecken  das 
nötige  Bargeld  vorschiesst,  im  übrigen  aber 
weder  eine  Haftimg  noch  die  Verwaltung 
der  üntergenossenschaft  übernimmt.  Ki^eie- 
nmg  selbständiger  Konsimivereine  wird  im 
allgemeinen  nicht  angestrebt.  Bezüglich 
der  Stellung  der  Darlehnskassenvereine  in 
betreff  von  An-  \md  Verkauf  landwirtschaft- 
licher Produkte  gilt  im  allgemeinen  die 
Auffassimg,  dass  in  kleineren  Verhältnissen 
die  Darlehnskassenvereine  für  ihre  Mitglie- 
der den  An-  und  Verkauf  der  landwirtschaft- 
lichen Produkte  besorgen  können  und  sollen ; 
wo  hingegen  Ein-  und  Verkauf  solcher  Pro- 
dukte in  grösserem  Massstabe  notwendig 
und  möglich  ist,  sollen  eigene  An-  und  Ver- 
kaufsgenossenschaften, gestützt  auf  die  Dar- 
lehnskassenvereine, ins  Leben  gerufen  weixien. 

Aenderungen  der  wichtigsten  Statutenbe- 
stimmungen  z.  B.  über  die  Unentgeltlichkeit 
der  Verwaltung,  die  Verzinsimg  der  Ge- 
schäftsanteile und  Bildung  eines  imteilbaren 
Vereinskapitalö  sowie  die  Einfühning  neuer 
Statuten  und  Auflösung  des  Vei-eins  sind 
nur  mit  grosser  Majorität  (z.  B.  ^/s  aller 
Mitglieder)  oder  gar  nur  über  Beschhiss 
aller  Vereinsmitglieder  in  vorschriftsmässiger 
Sitzimg  möglich. 

2.  Verbinduiig  der  D.  nntereinander. 
In  dieser  Richtung  ist  in  den  letzten  Jahren 
eine  grosse  Wandlung  gegen  früher*  zu  ver- 
zeichnen. Am  1.  Jim  1899  bestanden  drei 
Gruppen  von  landwirtschaftlichen  Genossen- 
sch^sverbänden  in  Deutschland.  1.  Der 
von  F.  W.  Raiffeisen  1877  gegründete 
»Generalverband  ländlicher  Genossenschaf- 
ten« in  Neuwied,  wirksam  für  ganz  Deutsch- 
land, mit  25  Verbandsbezirken  und  152 
ünterverbänden ;  umfasste  im  Juni  1898 
3053  Genossenschaften.  2.  Der  vom  Ge- 
heimen Regienmgsrat  Haas  in  Offenbach 
am  Main  1883  begründete  »Allgemeine  Ver- 
band der  deutschen  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften« ;  umfasste  am  1.  Juli  1899 
27  Verbände  und  6705  Genossenscliaften. 
3.  Die  selbständigen  provinziellen 
Verbände,  7  an  der  Zahl,  welche  fast  aus- 
schliesslich aus  Darlehnskassenvereinen  be- 
stehen (von  1715  Genossenschaften  sind  1581 
Darlehnskassenvereine). 

Der  Zweck  der  Verbindung  der  Darlehns- 
kassenvereine untereinander  ist  ein  mehr- 
fecher :  Zunächst  die  gemeinsame  Förderung 
und  Vertretung  der  Interessen  der  Darlehns- 
kassenvereine nach  aussen,  Revision  der  Ge- 


schäftsgebarung derselben,  häufig  auch  ge- 
meinsamer An-  und  Verkauf  von  landwirt- 
schaftlichen Produkten.  Daneben  geht  das 
Streben  nach  Ausgleich  von  Geldüberüuss  und 
Mangel  der  Darlehnskassenvereine  unterein- 
ander. Dieser  Zweck  wird  entweder  innerhalb 
der  »Verbände«  oder  durch  die  Schaffung  von 
speciellen  »Gentralkassen«  erreicht,  welche 
sich  liäufig  auf  einzelne  Provinzen  erstrecken 
und  ziuneist  die  Form  von  eingetragenen 
Genossenschaften  haben,  deren  Mitglieder 
die  einzelnen  Darlehnskassenvereine  sind. 
Raiffeisen  hat  zuerst  für  den  letztgenannten 
Zweck  eine  Organisation  geschaffen,  es  sei 
diese  darum  hier  auch  zuerst  erörtert. 

Um  Geldüberfluss  imd  Mangel  der 
einzelnen  Darlehnskassenvereine  auszuglei- 
chen und  dieselben  finanziell  zu  stützen, 
wurden  1872  drei  auf  genossenschaftlichen 
Grundsätzen  aufgebaute  Institute  begründet : 
für  Rheinpreussen,  Previnz  Westfalen  und 
Grossherzogtum  Hessen;  dieselben  wurden 
1874  in  die  »Deutsche  landwirtschaftliche 
Generalbank«  zusammengefesst  und  1876 
ersetzt  durch  die  »landwirtschaftliche 
Centraldarlehnskasse«  mit  dem  Sitze 
zu  Neuwied.  Dieselbe  wurde  als  Aktienbank 
gegründet,  weil  gegen  die  Zusammenfügimg 
vonGenossenschaften  zu  einer  neuenGenossen- 
scliaft  Bedenken  mit  Bezug  auf  den  Wert  der 
Haftimg  dieser  letzteren   erhoben  wurden. 

Aktionäre  der  Centraldarlehnskasse  sind, 
abgesehen  von  den  Aufsichtsrats-  und  Vor- 
standsmitgüedem  der  Bank,  nur  Darlehns- 
kassenvereine ;  die  Aktien  lauten  auf  1000  Mk. 
üebertragung  von  Aktien  ist  nur  mit  Zustim- 
mung des  Vorstandes  der  Centralkasse  zu- 
lässig; sie  sind  auf  Namen  gestellt.  Jeder  Dar- 
lehnskassenverein,  welcher  der  Gesellschaft 
beitrat,  musste  5  Aktien  zeichnen,  konnte 
aber  nicht  mehr  besitzen ;  seit  1889  kann  ein 
Darlehnskassen verein  auch  nur  eine  Aktie 
zeichnen.  Vom  Reingewinne  der  Central- 
kasse müssen  jährlich  20®/o  an  den  imteil- 
baren Reservefonds  (Vereinskapital)  abge- 
führt werden,  vom  Ueberschusse  wird  die 
Dividende  an  die  Aktionäre  bezahlt,  doch 
darf  der  Prozentsatz  derselben  jenen  Zins- 
fuss  nicht  tiberschreiten,  welcher  von  den 
Darlehnskassenvereinen  (Aktionären)  für  Dar- 
lehen aus  der  Centralkasse  bezahlt  wird; 
bis  das  Reservekapital  eine  namhafte  Höhe 
erreicht  haben  wird,  wurde  der  Dividenden- 
satz auf  höchstens  4%  bemessen;  zidetzt 
mit  3®/o.  Die  Centraldarlehnskasse  erhielt 
im  Jahre  1882  von  Kaiser  Wilhelm  I.  ein 
Geschenk  von  30000  Mark,  1892  neuerlich 
ein  solches  von  20  000  Mark  und  hat  bei  der 
rheinischen  Hilfskasse  einen  Kredit  in  lau- 
fender Rechnung  zu  4^/2^/0  vei-zinslich,  von 
welchem  anfangs  ziemlich  bedeutender  Ge- 
brauch gemacht  werden  musste. 

Im  Jahre  1898  war  das  Aktieukapital  von 
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ö  Millionen  Mark  yoU  gezeichnet,  und  es  wird  eine 
£rii0hnn^  des  Grundkapitals  anmittelbar  nach 
der  Volleinziehanfi'  der  Aktien  geplant.  Als  Aktio- 
näre warenEnde  lo98  2872  Darlehnskasseny  ereine 
beteiligt.  Der  Umschlag  der  Centraldarlehnskasse 
belief  sich  1896  auf  134  Millionen  Mark,  1898  auf 
379  Millionen  Mark.  Einen  Bankyerkehr  unterhielt 
die  Centraldarlehnskasse  mit  der  neugegründeten 
preussischen  Centralgenossenschaftskasse  (s.  d. 
oben  Bd.  III,  S.  9lf)  (1898  4  Mülionen  Mark 
Outhaben  hei  derselben)  und  mit  der  Deutschen 
Beichsbank.  Seit  1895  geniesst  die  landwirt- 
schaftliche Centraldarlemiskasse  seitens  der 
Beichsbank  den  sogenannten  Priyatdiskont  und 
steht  ihr  Geld  zu  2%  zur  Verfügung  (1898  Giro- 
conto  per  15,9  Millionen  Mark).  Infolge  dessen 
kann  die  Centraldarlehnskasse  den  Darlehns- 
kassenyereinen  Darlehn  zu  massigem  Zinsfusse 
gewähren  (3%%).  Diese  Begünstigung  wurde 
seitens  der  Beichsbank  bisher  keinem  landwirt- 
schaftlichen CtenossenschaftsTerbande  zuteil.  Die 
Yerwaitnngskosten  der  Kasse  betrugen  1898 
^9^'co  des  Umsatzes.  Durch  die  Noyelle  des 
Genossenschaftsgesetzes  vom  12.  August  1896 
ist  die  Ansammlung  yon  unteilbarem  vermögen 
(Beservefonds)  wieder  möglich  geworden,  während 
nach  dem  G.  ▼.  1.  Mai  lo89  eine  solche  Gewinn- 
ansammlung  nur  bis  zu  10  Jahren  gestattet  war. 

Der  »  General  verband  ländlicher  Ge- 
nosseDBchaften  ftlr  Deutschland«,  wie  der 
Titel  seit  1899  lautet,  hat  »die  Darlehnskassen- 
vereine  zu  verbreiten,  sie  in  ihrer  Wirksamkeit 
zu  unterstützen,  denselben  mit  Rat  und  That 
beizustehen,  ihre  Interessen  in  jeder  Be- 
ziehung nach  Kräften  zu  fördern,  besonders 
auch  gemeinschaftliche  Bezüge  der  not- 
wendigsten Wirtscliaftsbedflrfnisse  mit  dem 
gemeinsamen  Verkaufe  der  selbstgewonnenen 
Proflukte  etc.  herbeizuführen  sowie  endlich 
auch  die  Vereine  nach  aussen,  namentlich 
der  Gesetzgebung  und  den  Behörden  gegen- 
über zu  vertreten.«  Zu  den  wichtigsten 
Aufgaben  des  Generalverbandes  gehört  die 
Kontrolle  der  Gebanmg  der  Darlehnskassen- 
vereine  durch  Verbandsrevisoren;  die  Dar- 
lehnskassenvereine  können  ausserordentliche 
Revisionen  auf  ihre  Kosten  verlangen,  müssen 
aber  der  Revision,  welche  im  ordentlichen 
Tiunus  vorgenommen  wird,  sich  unterwer- 
fen. Durch  das  Genossenschaftsgesetz  vom 
1.  Mai  1889  wurden  die  von  den  Darlehns- 
kassenvereinen  seit  jeher  für  nötig  erachteten 
Revisionen  bei  allen  Genossenschaften  obli- 
gatorisch gemacht. 

An  der  Spitze  der  Anwaltschaft  (jetzt 
General  verband)  stand  Raiffeisen  selbst; 
nach  dem  am  11.  März  1888  erfolgten  Tode 
dieses  hochherzigen  Menschenfreundes  fun- 
gierte dessen  Sohn  Adolf  Raiffeisen  als 
Generalanwalt.  Dermalen  bekleidet  diese 
Stelle  Dr.  Cremer,  welcher  zugleich  Di- 
rektor der  landwirtschaftlichen  Centraldar- 
lehnskasse ist. 

Die  Ent Wickelung  des  »General ver- 
bau des«  ist  aus  folgender  Zusammenstel- 
hmg  ersichtlich. 


Jahr 


Vereine 


Jahr 


Vereine 


1877 

30 

1889 

610 

1878 

40 

1890 

727 

1879 

53 

1891 

927 

1880 

113 

1892 

1086 

1881 

130 

1893 

1232 

1882 

178 

1894 

1414 

1883 

212 

1895 

1914 

1884 

255 

1896 

2445 

1886 

288 

1897 

2828 

1886 

312 

1887 

359 

(am  10.  Juni) 

1888 

423 

1898 

3053 

Das  weitaus  grösste  Kontingent  dieser 
Vereine  stellen  die  Darlehnskassenvereine ; 
1896  waren  2564  Darlehnskassenvereine  im 
Verbände.  Aussenlem  31  Molkereigenossen- 
schaften, 18  Winze^^'ereine,  13  Konsumge- 
nossenschaften, 12  Brennereigenossensclmf- 
ten,  5  Komhausgenossenschaften,  femer  Ge- 
nossenschaften für  Obstverwertung,  Fett- 
\4ehverwertung  u.  s.  w. 

Zur  Decktmg  der  Verbandskosten  wurde 
die  Firma  »Raiffeisen  &  Cons.«  be- 
gründet, da  die  Beitrage  von  15  M.  von 
jedem  Darlehnskassenvereine,  der  in  dem 
Anwaltschaftsverbande  sich  befindet,  zur 
Deckung  der  Auslagen  des  Verbandes  so- 
wie für  Fördenmg  der  Verbreitung  der  Raiff- 
eisenschen  Ideeen  nicht  hinreichten.  Das 
preussische  landwirtschaftliche  Ministerium 
hat  durch  eine  Reihe  von  Jahren  3000  Mark, 
die  Provinzialverwaltung  zu  Düsseldorf  eben- 
falls 5000  Mark  gewährt  Da  diese  Beitrag 
jedoch  unsicher  sind  und  deren  Wegfall  im 
Interesse  der  vollen  Unabhängigkeit  der 
Vereine  wünschenswert  war,  so  mussten 
die  Einnahmen  des  Verbandes  gehoben  wer- 
den. Die  Firma  »Raiffeisen  &  Cons.«  be- 
trieb eine  Vereinsdruckerei,  edierte  das 
»Landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftsblatt« (bei  Abnahme  grösserer 
Partieen  per  Jahr  50  Pf.  pro  Exemplar  mit 
Frankozustellung)  und  besorgte  die  General- 
agentur der  Lebensversicherungs-  und  Er- 
spamisbank  in  Stuttgart,  um  die  Idee  der 
Lebensversicherung  in  die  Darlehnskassen- 
vereine zu  tragen.  Das  »landwirtschaftliche 
Genossenschaftsblatt«  erscheint  in  einer  Auf- 
lage von  45000  Exemplaren.  Ausserdem 
erscheint  seit  einigen  Jahren  ein  gehaltvoll 
redigierter  »Neuwieder  Raiffeisen- 
Kalender«.  Im  April  1899  wurde  die 
Auflösung  der  Firma  Raiffeisen  &  Comp, 
beschlossen  und  der  durch  dieselbe  bisher 
besorgte  Ein-  und  Verkauf  von  Waren  der 
ins  Leben  zu  rufenden  Warenabteilung 
der  landwirtschaftlichen  Centraldarlehnskasse 
übertragen.  Diese  wird  sonach  eine  Ab- 
teilung für  den  Geldverkehr  und  eine  Ab- 
teilung für  den  Warenverkehr  besitzen.  Das 
Vermögen  der  Firma  Raiffeisen  und  Co.  samt 
Druckerei  wurde  der  zu  bildenden  »Raiff- 
eisenstiftung«  ilberwiesen.    Diese  Stif- 
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tung  liat  Zuschüsse  zu  liefern  zur  Pensions- 
kasse  der  Beamten  der  Raiffeisenorganisation, 
ziur  Pflege  und  Organisation  ländlicher  Genos- 
senschaften, zur  Linderung  der  Not  in  ausser- 
ordentlichen Unglücksfällen  und  zur  Erfüllung 
der  Aufgaben   ländlicher   Wohlfahrtspflege. 

Die  landwirtschajftliche  Centraldarlehns- 
kasse  hat  in  Zukunft  sonach  neben  der 
Aufgabe,  die  Geldausgleichs-  imd  Geldbe- 
schaffungssteUe  der  Darlehnskassenvereine 
zu  sein,  auch  den  gemeinsamen  Ein- 
kauf von  Waren  für  die  Mitglieder  der 
Darlehnskassenvereine  zu  besorgen. 

Eingekauft  wurden  (durch  die  Firma  Raiff- 
eisen  &  Comp.)  1895:  469261  Centner  Dünge- 
mittel, 195110  Centner  Futtermittel,  5400  Cent- 
ner Sämereien,  3303  Doppelwaggons  Kohlen, 
ausserdem  landwirtschaftliche  Maschinen  und 
Geräte  im  Gesamtwerte  von  2  844  971,85  Mark ;  im 
Jahre  1896:  1074  005  Centner  Düngemittel, 
515091  Centner  Futtermittel,  11865  Centner 
Sämereien,  6024  Doppel waggons  Kohlen  und 
landwirtsdiaftliche  Geräte  und  Maschinen  (für 
228  915,92  Mark)  im  Gesamtwerte  von  6  312  009,42 
Mark ;  im  Jahre  1897  wurden  Waren  für  13  859  936 
Mark  vermittelt.  —  Bis  Ende  1896  waren  bezogen 
worden:  Dünge-,  Futtermittel  und  Sämereien 
5  269  883  Centner,  24199  Doppel  waggons  Kohle ; 
einschliesslich  der  landwirtschaftlichen  Maschinen 
und  Geräte  für  23  513  636,27  Mark.  Zur  Er- 
leichterung des  Bezuges  von  landwirtschaft- 
lichen Maschinen  wurde  eine  „Centralan- 
kaufstelle  für  landwirtschaftliche 
Maschinen  und  Geräte"  in  Frankfurt  am 
Main  gegründet ;  ausserdem  wurde  die  Dünger- 
heschaffung  gefördert  durch  die  Gründung  der 
gemeinschaftlichen  Dünger fabrik„Unitas", 
welche  nicht  die  Düngerindustrie  vernichten, 
sondern  als  Preisregulator  fungieren  soll. 

Im  Jahre  1883  entstand  neben  den  Neu- 
wieder  Organisationen  ein  »Allgemeiner 
Verband  der  deutschen  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften«  zu 
Offenbach  am  Main,  begründet  und  geleitet 
durch  den  Geheimen  Regierungsrat  Haas, 
grossherzogl.  Kreisrat  des  Kreises  Offenbach 
und  Präsident  der  zweiten  Kammer  des 
hessischen  Landtages.  Ein  Hauptunterschied 
zwischen  dem  Oifenbacher  Verbände  und 
den  Neuwieder  Organisationen  liegt  zunächst 
darin,  dass  letztere  ihre  Thätigkeit  grund- 
sätzlich auf  ganz  Deutschland  eratreckt. 
Der  Offenbacher  Verband  schloss  sich  von 
vorneherein  an  die  bestehenden  landschaft- 
lichen Abgrenzungen  an ;  die  Revisionsver- 
bände dieses  Verbandes  sind  für  die  Pro- 
vinzen und  kleineren  Länder  oder  sonstige 
durch  Natiu"  oder  Geschichte  abgegrenzte 
Bezirke  gebildet,  in  möglichster  Anpassung 
an  die  Bezirke  der  staatlichen  Verwaltung 
und  namentlich  der  landwirtschaftlichen 
Vereinsthätigkeit ,  der  Landwirtschafts- 
kammern ,  Centralvereine ,  Bauernvereine 
u.  s.  w.  Die  Genossenschaften  dieser  Be- 
zirke bilden  selbständige  Verbände  mit 
Selbstverwaltung  ihrer  provinziellen  Ange- 


legenheiten, ebenso  innerhalb  dieser  Ver- 
bände selbständige  Centralgenossenschaften 
für  Geldausgleich,  Ein-  und  Verkauf  der 
landwirtscha&ichen  Produkte.  Als  Gesamt- 
organ für  die  allen  Verbänden  und  Ge- 
nossenschaften gemeinsamen  Angelegen- 
heiten  besteht  der   »Allgemeine  Verband«. 

Die  Centralisieining  der  Neuwieder  Or- 
ganisationen wird  übrigens  wesentlich  ge- 
mildert durch  die  Begründung  von  Füialen, 
auf  welche  schon  Raiffeisen  von  jeher  be- 
dacht war;  in  den  Jahren  1895  \uid  1896 
wurden  lU  Filialen  und  9  Geschäftsstellen 
ins  Leben  gerufen.  Diesen  Filialen  (Verbands- 
dii'ektionen)  ist  der  besseren  Arbeitsteilung 
und  üebersicht  halber  die  Erledigung  der  ver- 
waltungsmässigen  bezw.  geschäftlichen  An- 
gelegenheiten übertragen.  Doch  ist  die  Ein- 
heit des  Centralverbandes  dadurch  voll  ge- 
wahrt, dass  die  entscheidenden  Vei'^i'altungs- 
angelegenheiten  durch  den  Vorstand  des  Cen- 
ti'alverbandes  event.  mit  einem  Aufsichtsrate 
geordnet  >verden.  Zufolge  Beschlusses  der 
Generalversammlung  der  landwii^tscliaft- 
lichen  Centralkasse  für  Deutschland  vom 
18.  April  1899  werden  die  Direktoren  der 
Füialbezirke  (Verbandsdirektoren)  gemein- 
schaftlich mit  dem  Generaldirektor  als  dem 
Vertreter  des  Gesamtverbandes  den  Vorstand 
der  landwirtschaftlichen  Centralkasse  bilden. 
Die  Füialen  der  landwirtschaftlichen  Central- 
kasse werden  dann  nicht  niu*  den  Geld-  und 
Warenverkehr,  sondern  auch  die  Revision 
und  Pflege  der  Genossenschaften  zu  be- 
sorgen haben,  weil  niur  innerhalb  der  Filial- 
bezirke ausreichende  Kontrolle  und  An- 
passung an  die  landwirtschaftlichen  Bedürf- 
nisse zu  erzielen  ist.  Somit  ist,  unter  Fest- 
haltung der  Centralisation,  dem  Bedürfnisse 
nach  arbeitsteiliger  und  doch  einheitlicher 
Verwaltung  vollauf  Rechnung  getragen. 
Ein  weiterer  Unterschied  der  beiden  Organi- 
sationen liegt  darin,  dass  im  Neuwieder 
Generalverbande  hauptsächlich  Darlehns- 
kassenvereine vereinigt  sind,  während  der 
Offenbacher  Verband  sich  aus  den  verschie- 
densten landwirtschaftlichen  Genossenschaf- 
ten zusammensetzt. 

Von  den  am  1.  Juli  1899  in  Deutschland 
bestehenden  dem  Genossenschaftsgesetze  unter- 
stellten 12736  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften sind  9208  Darlehnskassenvereine,  1040 
Bezugs-  und  Absatz-,  1764  Molkerei-  und  724 
sonstige  Genossenschaften,  gegen  11839  Ge- 
nossenschaften am  1.  Juli  1898.  Davon  gehören 
zum  Offenbacher  Verbände  4131  Darlehnskassen- 
vereine, einschl.  einiger  Bezugsgenossenschaften, 
1333  Bezugs-  und  Absatz-,  981  Molkerei-,  dann 
231  Müller-,  Bäckerei-,  Gretreide Verkaufs-,  Bren- 
nerei-, Obstverwertungs-,  Dampf  drescherei-, 
Pferdezucht-  und  sonstige  Genossenschaften,  zu- 
sammen 6705  Genossenschaften. 

Der  zwischen  dem  Offenbacher  Verbände 
und  den  Neuwieder  Organisationen  auf^tre- 
tene  Gegensatz  ist  ersichtlich  im  Schwmden 
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begriffen,  es  entfalten  sich  diese  beiden  Ver- 
bände in  geradezu  imponierender  Weise.  Der 
Wunsch  nach  ruhigem  thatkräftigem  Neben- 
einandergehen derselben  ist  allgemein  vor- 
handen, zur  Freude  aller  Anhänger  der  ste- 
tigen Ehitwickelung  des  landwirtschaftliehen 
Genossenschaftswesens. 

Nachdem  der  Offenbacher  Verband,  wie 
erwähnt,  sich  nicht  nur  auf  Darlehnskassen- 
vereine  erstreckt,  sondern  sehr  viele  land- 
wirtschaftliche Genossenschaften  überhaupt 
umfasst,  die  Darstellung  der  statistischen  Ent- 
wickelung  des  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftswesens jedoch  über  denRahmen unserer 
Aufgabe  hinausgeht,  so  müssen  wir  auch  da- 
rauf verzichten,  die  statistische  Darstellung 
der  21  Centralkassen  dieses  Verbandes  vorzu- 
führen. Einzelne  Daten  seien  als  Anhalts- 
punkte für  diese  Centralkassen  hier  angeführt. 

Die  Höhe  eines  Geschäftsanteiles  beläuft  sich 
auf  20  oder  100  Mark;  eine  Centralkasse  hat 
Gesohäftaanteile  zu  200  und  eine  solche  zu  500 
Mark.  Die  Höchstzahl  der  zulässigen  Ge- 
schäftsanteile beläuft  sich  dnrchschnittlich  anf 
10,  20,  50  oder  100;  in  je  einer  Kasse  anf  300 
bezw.  500.  Die  Haftsamme  pro  Geschäftsanteil 
schwankt  zwischen  1000  und  2000  Mark ;  in  drei 
Centralkassen  4000  Mark,  in  zweien  6000  Mark, 
in  einer  15  000*  Mark  (nur  ein  Geschäftsanteil 
zulässig).  Ende  1898  waren  an  den  Central- 
kassen beteiligt  3998  Darlehnskassenvereine,  im 
ganzen  4941  Genossenschaften.  —  Von  20Central- 
nnd  Geldausgleichskassen,  welche  3998  Darlehns- 
kassenvereine umfassen,  nebstbei  aber  auch  noch 
andere  landwirtschaftliche  Genossenschaften, 
liegen  folgende  Daten  pro  1898  vor :  Unter  den 
Aktiven  per  Mark  51,7  Millionen  ragen  hervor 
Guthaben  bei  Genossenschaften  in  laufender 
Bechnnng  Mark  37,4  Millionen  und  in  Kündi- 
gongsgeldem  Mark  3,2  Millionen,  bei  Banken 
Mark  1,1  Millionen,  bei  Privaten  Mark  284000. 
Unter  den  Passiven  per  Mark  51.6  Millionen 
sind  zu  nennen:  Geschäftsanteile  (eingezahltes 
Aktienkapital)  per  Mark  1,65  Millionen  neben 
einem  Reservefonds  von  Mark  96000  (5,9%  der 
Geschäftsanteile),  das  eigene  Betriebskapital  per 
Mark  1 ,8  Millionen ;  die  Einlagen  der  Genossen 
belaufen  sich  auf  Mark  25,5  MÜhonen,  die 
Schulden  bei  Banken  Mark  15,8  Millionen,  bei 
Privaten  Mark  2,4  Millionen.  Das  gesamte 
fremde  Betriebskapital  Mark  49.8  Millionen  (so- 
nach das  eigene  Kapital  etwa  3,b%  des  fremden). 
Im  Jahre  1^8  hatten  diese  Centralkassen  einen 
Umsatz  von  Mark  600  Millionen,  davon  Mark 
220,3  Millionen  mit  den  Genossen;  die  gesamte 
Haftsumme  pro  1898  belief  sich  auf  Mark  55,2 
Mülionen.  Die  Verwaltungskosten  machten 
0,024  ®/o  des  Umsatzes  aus,  der  Zinssatz  für  Ein- 
lagen bewegte  sich  zwischen  2  und  3*/«%  und 
f&r  Darlehen  zwischen  3  und  4%,  die  Provision 

zwischen  Vio  '^^  Vs^o- 

Von  den  im  Offenbacher  Verbände  stehen- 
den Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften  (1333) 
li^n  für   1897  Daten  von  901  Genossen- 
sc^ften   vor,  welche   in   13  Verbände  ge- 
federt sind.     Ueber  deren  Gebaren  giebt 
die  nebenstehende  Tabelle  Aufschluss. 

Ende  1898  waren  im  Allgemeinen  Verbände 
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vereinigt  22  Centralgenosaen  Schäften  bezw.  Ge- 
schäftsverbände mit  5013  Mitgliedern;  darunter 
2277  Darlehnskassen vereine,  1188  Bezugsge- 
nossenschaften, 137  Molkereigenossenschaften,  38 
sonstige  Genossenschaften  und  1373  Einzelmit- 
glieder. 19  dieser  Verbände  hatten  Ende  1898 
5,13  Millionen  Mark  Aktiva,  4,75  Millionen  Mark 
Passiva,  525  000  Mark  Eeservefonds  undBetriebs- 
rückla^en,  an  Geschäftsguthaben  der  Genossen 
517  467  Mark.  Der  Verkaufswert  der  Waren- 
bezüge belief  sich  auf  22^4  Millionen  Mark. 
Düngemittel  wurden  4,9  Millionen  Centner  be- 
zogen (im  Verkaufswerte  von  9,4  Millionen  Mark), 
Futtermittel  1,6  Millionen  Centner  (7,3  Millionen 
Mark),  Sämereien  48000  Centner  (619000  Mark); 
Verwaltungskosten  274605  Mark  =  1,22%  des 
Warenbezuges.  —  Diese  Ziffern  bezeugen  einen 
grossartigen  Fortschritt. 

Von  den  ausserhalb  des  Offenbacher 
Verbandes  stehenden  selbständigen  pro- 
vinziellen Verbänden  greifen  wir  jene  7  Ver 
bände  heraus,  welche  ausschliesslich  oder 
fast  ausschliesslich  aus  Darlehnskassenver- 
einen  bestehen;  von  1715  Genossenschaften 
sind  1581  Darlehnskassenvereine.  Es  sind 
dies  folgende  Verbände  (in  Klammer  das 
Gründungsjahr):  Ländliche  Centralkasse  in 
Münster  in  Westf.  (1884),  Verband  schle- 
sischer  ländlicher  Genossenschaften  in  Neisse 
(1890),  Rheinischer  Bauemkreditverein  (1893), 
Landwirtschaftliche  Genossenschafts-Gentral- 
kassein  Stuttgai-t  (1893),  TrierischerGenossen- 
schaitsverband  in  Trier  (1895),  Westpreus- 
sische  Provlnzialgenossenschaftsbank  in  Dan- 
zig  (1897),  Pfälzischer  (jenossenschaftsver- 
band  in  Wachenheim  (1897) ;  die  bayerischen 
Kassen  haben  sich  neuestens  dem  Allgemei- 
nen Verbände  eingegliedert.  Mit  Ausnahme 
der  Münsterer  Centralkasse,  welche  noch  als 
Aktiengesellschaft  gegründet  werden  musste, 
sind  die  übrigen  Centralkassen  e.  G.  m.  b.  H. 

Die  Höhe  eines  Geschäftsanteiles  ist  durch- 
schnittlich mit  Mark  100  bestimmt,  in  Münster 
mit  Mark  500,  Kempen  1000,  Neisse  Mark  10000; 
die  Höchstzahl  der  zulässigen  Geschäftsanteile  ist 
in  der  Regel  10,  der  Betrag  der  Haftsumme  per 
Geschäftsanteil  bewegt  sich  zwischen  1000  und 
6000  Mark,  nur  in  Neisse  10000  Mark.  Die 
Aktiva  dieser  7  Verbände  setzen  sich  in  ihren 
Hauptposten  folgendermassen  zusammen:  über 
3,77  Millionen  Mark  Wertpapiere,  11,88  Millionen 
Mark  an  Guthaben  bei  Genossenschaften  (in 
laufender  Rechnung  und  in  Kündigun^sgeldem), 
0,86  Millionen  Mark  Guthaben  bei  Banken  —  zu- 
sammen 16,7  Millionen  Mark  Aktiva.  Die  Pas- 
siva bestehen  aus  folgenden  Posten:  0,49  Mil- 
lionen Mark  eingezahlte  Geschäftsanteile  (Aktien- 
kapital) der  Genossenschaften,  Reservefonds  0,16 
Millionen  Mark  {^0%  der  Geschäftsanteile); 
eigenes  Betriebskapital  0,70  Millionen  Mark, 
fi^esamtes  fremdes  Betriebskapital  15,9  Millionen 
Mark  (das  eigene  Kapital  etwa  4,37  %  des  frem- 
den Betriebskapitales) ;  von  letzterem  sind  12,32 
Millionen  Mark  in  laufender  Rechnung,  3  Mil- 
lionen Mark  Schulden  bei  Banken,  50000  Mark 
Wechselschulden,  559000  Millionen  Mark  Schul- 
den bei  Privaten.  Der  Gesamtumsatz  dieser 
7  Verbände  betrug   im  Jahre   1898   136  Mü- 


lionen  Mark,  davon  65,4  Millionen  Mark  mit 
den  Genossen,  54,7  Millionen  Mark  mit  Banken, 
der  Rest  mit  Privaten.  Verwaltungskosten 
0,044 ®/o  des  Umsatzes;  Zinssätze  für  Einlagen 
schwankten  zwischen  3  und  4%,  für  Dar- 
lehen zwischen  3*/«%  und  479%,  Provision 
durchschnittlich  Vio%- 

Neben  der  Neuwieder  Centraldarlehnskasse 
besteht  seit  1896  die  ebenfalls  für  ^anz  Deutsch- 
land arbeitende  „Genossenschaftliche  Central- 
kasse des  Bundes  der  Landwirte",  e.  G.  m.  b.  H. 

Dieser  Centralkasse  gehörten  Ende  1898  131 
Genossenschaften  (darunter  23  Darlehnskassen- 
vereine) und  6  Einzelgenossen  als  Mitglieder 
an.  Gesamtumsatz  war   1898   Mark   6326789. 

Sämtliche  hier  genannten  Verbände  be- 
sitzen zum  Zwecke  der  Geldausgleichung 
ihre  eigenen  Centralkassen;  nur  der  Ver- 
band der  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
schaften im  Grossherzogtum  Baden  und  die 
pfälzischen  Spar-  und  Darlehnskassen  haben 
m  der  Rheinischen  Hypothekenbank  zu  Mann- 
heim und  der  bayerischen  Notenbank  fremde 
Institute  als  Geldausgleichsstellen. 

3.  Vergleich  zwischen  den  Raiff- 
eisenschen  D.  und  den  Vorschnssver- 
einen  nach  Schulze -Delitzsch  sowie 
den  schottischen  Darlehnsvereinen.  — 
Die  Darlehnskassenvereine  sij^d  eine  origi- 
nelle Schöpfung  ihres  Begiiinders.  Dies 
beweist  nicht  nur  die  unten  folgende  statis- 
tische Skizze  derselben,  sondern  auch  ein 
kritischer  Vergleich  der  Grundsätze,  auf 
welchen  die  Darlehnskassenvereine  beruhen 
mit  jenen,  auf  denen  die  Schulzeschen  Vor- 
schussvereine aufgebaut  sind. 

Die  letzteren  gewähren  in  rein  geschäfts- 
mässiger  Weise  Kredit  und  sehen  ab  von 
den  ethischen  Bestrebungen  der  Darlehns- 
kassenvereine. Diese  wollen  nicht  bloss 
Geldvermittelungsinstitute  sein,  sondern  auch, 
und  zwar  nicht  bloss  mittelbar,  an  der  Lö- 
sung der  sozialen  Frage  durch  Erweckung 
und  Benutzung  des  Gemeinsinnes  —  der 
christlichen  Nächstenliebe,  sagt  Raiffeisen  — 
mitwirken.  Sie  verlangen  von  den  Mitar- 
beitern nicht  Geld,  sondern  kostenlose,  ge- 
n^einsinnige  Arbeit  und  haben  gerade  durch 
di^se  Einsenkung  in  die  sittliche  Seite  der 
Menschennatur  ihre  wertvollsten  Hilfskräfte 
erlangt  und  besten  Erfolg  erzielt.  Unter 
diesem  Gesichtswinkel  betrachtet,  gewinnt 
auch  die  SoUdarhaft  der  Darlehnskassenver- 
eine einen  etwas  anderen  Charakter ;  sie  dient 
nicht  bloss  zur  Kapitalsbeschaffung  für  die  Ge- 
nossenschaft, sondern  bildet  das  Band,  welches 
die  Mitglieder  der  Genossenschaft  gewisser- 
massen  zu  einer  grossen  Familie  vereinigt. 

Die  Schulzeschen  Vereine  kennen  die 
principielle  Begrenzung  des  Vereinsbezirkes 
nicht  und  fragen  nicht  nach  der  Verwendung 
des  Darlehens,  sondern  nrnr  nach  der  finau- 
ziellen  Sicherheit  des  Darlehnsnehmers.  Bei 
der  oft  fluktuierenden  Mitgliedschaft  dieser 
Vereine  in  grösseren  Orten  wäre  eine  solche 
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Kontrolle  auch  kaum  möglich,  und  man  kann 
aus  dem  Fehlen  derselben  den  Schulze- 
schen Vereinen  bei  ihrer  Organisation  keinen 
Vorwurf  madien;  dennoch  muss  das  Vor- 
handensein und  die  Ausnutzung  dieser  Mög- 
lichkeit bei  den  Darlehnskassenvereinen  als 
ein  erwünschter  imd  bedeutender  Vorzug 
derselben  angesehen  werden,  welcher  mit 
dem  idealen  Zuge,  der  diese  Vereine  durch- 
weht, im  innigsten  Zusammenhange  steht. 
—  In  den  VorschussTereinen  erhält  der 
Darlehnswerber  so  viel  Kapital,  als  er  ver- 
langt, wenn  er  genügende  Sicherheit  leistet ; 
m  den  Darlehnskassenvereinen  nur  dann, 
wenn  er  auch  den  Anforderungen,  welche 
dieselben  an  die  Solidität  und  die  wirt- 
schaftliche imd  persönliche  Gebarung  des 
Schuldners  stellen,  entspricht  und  zwar  so- 
wohl bcd  Eontiahienmg  als  während  der 
Dauer  des  Darlehens. 

Schulze  räumt  den  Oeschäftsanteilen  eine 
viel  bedeutsamere  Stellung  ein  als  Haiff- 
eisen,  mit  Eecht.  Die  Kreise,  für  welche 
Schulze  seine  Organisation  geschaffen  hat, 
sind  vollständig  von  der  Geld^drtschaft  be- 
herrscht, im  Gegensatze  zu  jenen  Raiffeisens, 
in  welchen  die  Naturalwirtschaft  umfassend 
besteht  und  bestehen  wird.  Das  Band,  an 
welchem  Schulze  seine  Mitglieder  hält,  ist 
demnach  die  Geldeinzahlun^,  der  Geschäfts- 
anteil, um  so  mehr  als  die  nahen  persön- 
lichen Beziehun^n  und  die  ^naue  Bekannt- 
schaft der  Mit^heder  unteremander,  wie  sie 
der  kleine  Bezirk  der  Darlehnskassenvereine 
mit  sich  bringt  in  den  Vorschussvereinen 
häufig  fehlen.  —  Hiermit  in  Verbindimg  steht 
<lie  Frage  nach  der  Verzinsung  der  Gut- 
haben. BDden  diese  einen  bedeutenderen 
Ten  des  genossenschaftlichen  Betriebsfonds, 
so  müssen  die  Besitzer  derselben  in  der 
Genossenschaft  erhalten  bezw.  neue  geworben 
werden:  dies  geschieht  am  sichersten  durch 
hohe  Verzinsung  der  Einlagen.  Das  führt 
wieder  zum  Streben  nach  hohem  Ertrage, 
grösserem  Geschäftsumtoge  event.  mit  ns- 
kierteren  GeschMten,  teurerem  Kredit  und 
kostspieligerer  Verwaltung  wegen  der  ^sse- 
ren  Kompliziertheit  und  Schwierigkeit  der- 
selben, Schaffung  eines  inneren  Gegensatzes 
zwischen  den  Schuldnern  der  Genossen- 
schaft und  den  Geldgebern  derselben  sowie 
zu  einer  gewissen  Zurückstellung  des  sitt- 
lichen Momentes,  welches  in  der  Genossen- 
sdiaftsidee  liegt.  —  Darum  können  in  den 
Darlehnskassenvereinen,  welche  auf  den 
Grundsätzen  Raiffeisens  aufgebaut  sind,  nur 
Mitglieder  ein  Darlehen  erhalten,  während 
die  Sdiulzeschen  Vereine  nnindsätzlich  und 
statutarisch  diese  Einschränkung  nicht  kennen. 
Erst  durch  das  deutsche  Genossenschafts- 
gesetz vom  Jahie  1889  wurde  das  Gewähren 
von  Darlehen  seitens  der  Kreditgenossen- 
schaften an  Nichtmitglieder  unteraagt  und 


stehen  dermalen  die  beiden  Arten  von  Kre- 
ditvereinen in  dieser  Richtung  einander  gleich, 
—  eine  eklatante  Anerkennung  eines  naupt- 
grundsatzes  Raiffeisens,  wodurch  gewiss  viel 
zur  Purifizierung  des  Genossenschaftswesens 
beigetragen  wird,  vorausgesetzt,  dass  die 
hier  bestehende  gesetzliche  Klausel  (Dar- 
lehen an  Nichtmitglieder  sind  gestattet,  wenn 
sie  nur  Anlegung  von  Geldbeständen  be- 
zwecken) nicht  zu  Umgehungen  Anlass  giebt, 
was  allenlings  nicht  ausgeschlossen  ist. 

Die  Schulzescheu  Vereine  verleihen  in 
der  Regel  auf  3  Monate,  eventuell  mit  Pro- 
longation, die  Darlehnskassenvereine  grund- 
sätzlich auch  auf  längere  Fristen.  Es  wurde 
tadelnd  auf  das  Missverhältnis  hingewiesen 
zwischen  den  Fristen,  auf  welche  die  Dar- 
lehnskassenvereine Kapital  verleihen,  und 
jenen,  für  welche  sie  selbst  solches  besitzen, 
und  letztere  wurden  als  »unbankmässig«  be- 
zeichnet —  Das  Kündigungsrecht  kann  zwar 
nur  als  formelle  Beseitigung  dieses  Wider- 
spruches gelten,  doch  i$t  zu  bemerken,  dass 
diese  »Unbankmässigkeit«  bei  jeder  Kredit- 
genossenschaft besteht,  welche  das  Kredit- 
bedürfnis der  Landwirte,  wenn  auch  nur 
das  Bedürfnis  nach  Personalkredit,  befrie- 
digen will  imd  nicht  irgend  eine  ständige 
Geldquelle  besitzt,  sei  es  in  der  Ausgabe 
von  unkündbaren  Obligationen,  gestützt  auf 
die  Zusammenfassung  der  Genossenschaften, 
sei  es  in  der  Anlehnung  an  ein  fremdes  Geld- 
institut Die  Unbankmässigkeit  liegt  nicht 
im  »System«,  sondern  in  der  Isolieiiheit 
der  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
schaften und  drängt  unerbittlich  zur  Schaf- 
fung ständiger  Geldquellen.  Alle  Dar- 
lehnskassenvereine, welche  einer  Central- 
kasse  angehören,  sind  bankmässig,  alle 
Schulzeschen  Vereine,  welche  den  Land- 
wirten wirklich  entsprechenden  Kredit  ge- 
währen wollen,  sind  ohne  Anlehnung  an 
ein  Centralinstitut  »unbankmässig«. 

Durch  die  oben  sub  2  dargestellte  Zu- 
sammenfassung der  Darlehnskassenvereine 
zu  Geldausgleichs-  imd  Geldbeschaffungs- 
kassen und  durch  die  Thatsache,  dass  die 
weitaus  ^sste  Zahl  der  Darlehnskassen- 
vereine einem  solchen  Institute  angehört, 
ist  das  wegen  der  »Unbankmässigkeit«  der 
Darlehnskassenvereine  erhobene  Bedenken 
gegen  dieselben  vollkommen  in  den  Hinter- 
grimd  getreten.  Die  Kündigungsklausel  ist 
nun  nichts  anderes  als  ein  Schutzmittel  gegen 
Schuldner,  deren  Zahlungsfähigkeit  imd 
Zahlungs\v'illigkeit  man  bei  Gewährung  des 
Darlehns  überschätzt  oder  unrichtig  geschätzt 
hat,  oder  gegen  solche  Schuldner,  welche 
während  der  Darlehnsdauer  aus  guten  Schuld- 
nern zu  schlechten  Schuldnern  geworden 
sind.  Als  ein  solches  Schutzmittel  war  die 
Kündigungsklausel  von  jeher  gedacht  und 
immer    berechtigt.     Jetzt,    wo    durch    die 
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Schaffung  der  Centralkassen  den  Darlehns- 
iassen vereinen  der  nötige  Betriebsfonds  im- 
mer zur  Verfügung  steht,  entfällt  auch  der 
Verdacht,  dass  ein  Darlehnskassenverein 
einmal  in  Geldverlegenheit  kommen  und  aus 
diesem  Grunde  auch  gegenüber  guten 
Schuldnern  das  Kündigimgsrecht  anwenden 
könnte.  Das  Bedenken  der  *Unbankmässig- 
keit«  hat  heute  jedes  Gewicht  verloren. 

Endlich  ist  hervorzuheben,  dass  die  Dar- 
lehnskassenvereine  direkt  die  FöKlerung  von 
üntergenossenschaften  in  verschiedenen  For- 
men anstreben,  während  die  Yorschussver- 
eine  sich  ausschliesslich  mit  der  Darlehns- 
vermittehuig  abgeben ;  allerdings  vermischen 
auch  die  Darlehnskassenvereine  die  Zwecke, 
welche  durch  üntergenossenschaften  erreicht 
werden  können,  niemals  mit  ihrem  unmittel- 
baren Zwecke,  der  Darlehnsvermittelung.  — 

Eine  gewisse  Analogie  besteht  auch 
zwischen  den  durch  die  schottischen 
Banken  errichteten  Zweigetablissements  imd 
den  Darlehnskassenvereinen,  indem  die  ers- 
teren  die  einzige  Geldquelle  für  kurzfristige 
Ansprüche  der  schottischen  Pächter  bilden 
und  ebenfalls  lokal  eng  begrenzte  Wirksam- 
keit entfalten.  Die  Hauptkraft  der  schotti- 
schen Institute  liegt  in  den  Depositen, 
und  diese  wirken  daher  auch  anregend 
zur  Sparsamkeit,  was  sie  ebenfalls  den  Dar- 
lehnskassenvereinen  nahebringt.  Allerdings 
sind  die  inneren  Unterschiede  zwischen  den 
schottischen  Instituten  und  den  Darlehns- 
kassenvereinen  gegenüber  den  Analogieen 
weit  überwiegend.  Die  ersteren  sind  und  blei- 
ben eigentliche  Bankinstitute  und  nähern  sich 
also  ihrem  Wesen  nach  eher  den  Schulze- 
schen Vorschussvereinen  als  den  Darlehns- 
kassenverein en ;  sie  bezwecken  Verzinsung 
ihres  Betriebskapitals  (ihre  Dividende 
schwankt  zwischen  6  und  11%),  sie  benutzen, 
wenn  auch  ei-st  in  zweiter  Linie,  ihr  Recht 
zur  Notenemission,  gewähren,  was  allerdings 
für  die  hochentwickelte  schottische  Pacht- 
wirtschaft auch  weniger  hinderlich  ist,  nur 
ganz  kurzfristige  Darlehen  gegen  Wechsel 
und  sind,  was  sie  von  den  Darlehnskassen- 
vereinen  wesentlich  unterscheidet,  ,durch 
den  Drang  nach  Verzinsung  ihres  Betriebs- 
kapitals und  die  starke  Konkurrenz  der  (die 
Zahl  von  700  tibersteigenden)  Zweigetablisse- 
ments der  Banken  gezwungen,  möglichst 
leicht  Kredit  zu  gewähren.  Die  Prüfung  der 
materiellen  Sicherheit  ihrer  Schuldner  ist  eine 
laxe,  und  die  Verwendung  des  Darlehens  wird 
nicht  beurteilt,  der  ethische  Grundgedanke 
der  Darlehnskassenvei*eine  felüt  naturge- 
mäss.  Die  leichte  Kreditgewährimg  steht  in 
schroffem  Gegensatze  zur  Solidarhaft  dieser 
Banken,  ein  Gegensatz,  welcher  sich  durch 
BankbrOche  auch  ftlhlbar  gemacht  hat. 

4.  Geschichte  und  Statistik   der  D. 
innerhalb  Dentsclüands.     Auch  die  Ent- 


stehungsgeschichte der  Darlehnskassenvei^ 
eine  beweist  die  Oidginalität  dieser  Schöpf  img. 
Infolge  der  dm-ch  die  Missernte  des  Jahres 
1847  im  Westerwalde  (Rheinprovinz)  her- 
vorgerufenen Not  wmde  durch  ßaiffeisen 
im  Jahre  1849  der  »Flammerefelder  Hilfs- 
vereiii  zur  Unterstützung  imbemittelter  Land- 
wirte« begründet,  dessen  Hauptstreben  Be- 
kämpfung des  Viehwuchers  wai',  doch  wurde 
bald  nach  Begründung  desselben  auch  die 
Gewährung  von  Darlehen  in  den  Krcis  der 
Vei-einsthätigkeit  aufgenommen.  1854  wurde 
der  »Heddesdorfer  WohlthÄtigkeitsverein« 
ins  Leben  gerufen,  welcher  1864  zum 
»Heddesdorfer  Darlehnskassenverein«  lunge- 
staltet  wimie  mit  dem  alleinigen  Zwecke 
der  Darlehnsvermittelmig ;  eret  nach  8  Jali- 
i-en  gelang  die  Gründung  eines  neuen  Dai-- 
lehnskassenvereins,  und  seitdem  entwickelte 
sich  die  Bewegung  stetig. 

Mitte  Juni  1898  befanden  sich  im  General- 
verbaude ländlicher  Genossenschaften  f&r  Deutsch- 
land in  Neuwied  30ö3  Darlehnskassenvereine. 
Mitte  1899  liegt  die  Statistik  von  2017  Dar- 
lehnskassenvereinen  (Neuwieder  Verband)  pro 
1898  vor.  Dieselben  erhielten  1898  von  der 
Centraldarlehnskasse  für  Deutschland  (Neuwied) 
rund  30  Millionen  Mark  an  Darlehn.  Aus  der 
1897er  Statistik,  welche  sich  aber  nur  auf  978 
Vereine  bezieht,  sind  noch  folgende  Daten  her- 
vorzuheben. Dieselben  hatten  in  laufender 
Bechnung  7,9  Millionen  Mark  von  der  Central- 
darlehnskasse erhalten,  von  Mitgliedern  in  lau- 
fender Rechnung  6,1  Millionen  Mark ;  an  Sparein- 
lagen und  An]  eben  über  17  Millionen  Mark,  an 
Geschäfsanteilen  der  Mitglieder  129000  Mark 
(gegen  0,8%  der  Spareimagen  und  Anlehen). 
Unter  den  Ausgaben  sind  zu  nennen:  laufende 
Eechnung  mit  der  landwirtschaftlichen  Central- 
darlehnskasse 7,2  Millionen  Mark  (1898  16,9  Mil- 
lionen Mark),  mit  den  Mitgliedern  6,8  Millionen 
Mark,  zurückgezahlte  Anlehen  und  Spareinlagen 
über  10  Millionen  Mark,  Darlehen  an  Mitglieder 
über  14,2  Millionen  Mark.  Der  Gesamtsumme  der 
Einnahmen  per  43,8  Millionen  Mark  stehen  gegen- 
über Ausgaben  per  40,7  Millionen  Mark.  —  Aus 
dem  1897  er  Jahrbuche  des  Oflfenbacher  Verbandes 
ist  zu  entnehmen,  dass  im  Jahre  1896  bei  1865 
Darlehnskassenvereinen  mit  173043  Mitgliedern 
des  Neuwieder  Verbandes  die  Summe  der  Ak- 
tiva 90970521  Mark  ausmachte,  der  Passiva 
89929217  Mark,  der  Reservefonds  3 152  980  Mark; 
der  Gesamtumsatz  202875091  Mark.  —  Die  Zah- 
len über  die  Neuwieder  Centralkasse  s.  oben  sub  2. 
Bekanntlich  wurde  zwischen  den  An- 
hängern Schulze-Dehtzschs  und  Raiffeisens 
ein  Sti-eit  um  die  Priorität  gefuhi-t.  Nach 
obigem  muss  wohl  zugegeben  werden,  dass 
die  damaligen  Zeitverhmtnisse  auf  Zusammen- 
fassung der  isoliei'ten  Kräfte  der  arbeitenden 
Kreise  hingedrängt  haben,  dass  zwei  Männer 
fast  zu  gleicher  Zeit,  jedenfalls  aber  unab- 
hängig von  einander,  ähnliche  Gedanken 
fassten,  aus  welchen  sich  bedeutsame  Or- 
ganisationen entfalteten,  welche  für  die  da- 
mit beschenkten  Kreise  von  höchstem  Segen 
wurden.  Schulze-Delitzsch  wollte  das  Hand- 
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werk  im  Kampfe  gegen  die  Industrie  stützen, 
Eaiffeisen  die  bäuerlielie  Bevölkerung  vor 
der  Ausbeutimg  durch  den  Wucher  schützen. 
Die  Bedeutimg  solcher  SchÖ])fungen  von  ge- 
sc*hichllicher  Tragweite  kann  durch  Prio- 
ritätskämpfe nur  geschädigt  werden.  Jetzt 
ist  die  Zeit  i)ersoiilicher  Erregtheit  vorüber 
und  gegenseitige  Anerkennung  eingetreten. 
Das  wai'en  die  Anhänger  Schulzes  und  Raiff- 
eisens  den  Manen  ihi^er  grossen  Toten  schiüdig ! 

Ton  Bedeutung  hierfür  ist  die  1897  zu 
Köln  a.  Rh.  abgehaltene  Generalversammlung 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  welche  sich 
auch  auf  die  Frage  des  ländlichen  Pei-sonal- 
kredites  bezogen.  Der  Gnmdton  der  Refe- 
rate sow'ie  der  Debatte  war,  dass  die  Be- 
friedigung des  Kreditbedürfnisses  nicht  im- 
bedingt an  eine  bestimmte  Form  gebunden 
sei.  Auf  den  Geist  der  Organisation  und  auf 
die  Personen,  welche  sie  leiten,  komme  es  an. 
AUenlings  wird,  wenn  man  die  Berichte, 
Referate  und  Verhandlungen  eindringlich 
prüft,  nicht  verkannt  wenlen  können,  dass 
in  denselben  eine,  manchmal  sogar  ein  wenig 
unbe^^isste,  Huldigung  für  die  Hauptgnind- 
sätze  Raiffeisens  enthadten  ist :  Kleinheit  des 
YereinsbezLrkes ,  hingebungsvolle,  von  ge- 
nossenschaftlicher BegeLstenmg  geti-agene 
Verw^altimg  und  Beschränkung  in  der  Ver- 
zinsung der  Geschäftsoinlagen.  Da  mag 
dann  diese  oder  jene  Abweichung  von  der 
iirspi-ünglichen  Form  der  Organisation,  wenn 
sie  durch  örtliche  Verliältnisse  notwendig 
gemacht  wird,  hingenommen  werden.  Man 
darf  mit  Recht  sagen,  dass  durch  die  Raiff- 
eisenschen  Gnindgedanken  das  Genossen- 
schaftswesen überhaupt  gefönlert  und  ge- 
hoben wurde,  und  darüber  unbedeutende 
Modifikationen  vergessen.  Raiffeisens  Ge- 
<lankeD  stehen  nur  um  so  grossartiger  und 
reiner  da! 

Ueber  den  Stand  der  Dai-lehnskassen- 
vereine  in  Deutschland  s.  Tabelle  auf  SS. 
130  und  131,  welche  dem  Jalirbuche  des 
Offenbacher  Verbandes  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  entnommen  ist. 

5.  Die  B.  aasserhalb  Dentschlands 
a)  Oesterreich-Ungam.  An  der  Spitze 
jener  Länder,  in  welchen  ausserhalb  Deutsch- 
lands den  Darlehnskassenvereinen  Aufmerk- 
samkeit zugewendet  wurde,  steht  0 ester- 
reich, wo  diese  Frage  Anfang  1873  litte- 
rarisch zuerst  durch  den  gefertigten  Refe- 
renten behandelt  wiurde.  Dieses  Uebergreifen 
der  Idee  Raiffeisens  nach  Oesterreich  gab  An- 
lass  zu  jener  litterarischen  Fehde,  welche  Re- 
gierungsrat Nöll  eröffnete,  an  welcher  sich 
auch  Schidze-Delitzsch  beteiligte,  welche  die 
deutsche  Regierung  veranlasste,  die  Darlehns- 
kassenvereine sachverständig  prüfen  zu  lassen 
und  welche  endlich  zum  Siege  derselben 
führte. 

Nachdem  in  Oesterreich  der  Boden  hin- 


reichend vorbereitet  war,  bedurfte  es  zur 
wirklichen  Einfülinmg  der  Darlehnskassen- 
vereine eines  äusseren  Anstosses.  Dieses 
Verdienst  gebührt  dem  im  niederösterreichi- 
schen Landtage  am  26.  November  1885 
durch  den  Abg.  v.  Mitscha  gestellten  An- 
trage, in  welchem  zufolge  der  mangelhaften 
Organisierung  des  landwirtschaftlichen  Per- 
sonalkredites in  Niederösterreich  auf  die 
Darlehnskassenvereine  hingewiesen  wurde. 
Der  ständige  Ausschuss  des  niederöster- 
reichischen Landtages  ergriff  die  gegebene 
Anregung  mit  grosser  Energie  und  Umsicht, 
und  nach  eingehender  Vorberatung  wurde 
am  21.  Januar  1887  die  Förderung  der 
Darlehnskassenvereine  durch  den  Landtag 
beschlossen.  Seither  sind  bis  Ende  1898  in 
Niederösterreich  438  Darlehnskassenvereine 
entstanden  mit  fast  38  000  Mitgliedern ;  Mitte 
September  1899  bestehen  455  Vereine.  Die 
niederösterreichischen  Darlehnskassenvereine 
weichen  in  einigen,  aUerdings  nicht  wirk- 
lich entscheidenden  Punkten  von  den  Raiff- 
eisenschen  Statuten  ab:  die  Bildung  von 
25  Geschäftsanteilen  (zu  10  fl.)  ist  zulässig, 
doch  kann  deren  Verzinsung  den  Zinsfuss 
der  Darlehen  nicht  überschreiten  und  ge- 
währen auch  25  Geschäftsanteile  nur  eine 
Stimme ;  daher  sind  Befürchtungen  an  diese 
Kumulierung  der  Geschäftsanteile  nicht  zu 
knüpfen  und  ist  dieselbe  nur  eingeführt  wor- 
den, um  Föixierern  der  Institution  Gelegen- 
heit zu  bieten,  einem  Darlehnskassenvereine 
Kapital  nicht  niur  in  Form  von  Anlehen  und 
Spareinlagen,  sondern  in  der  innigeren  Form 
der  Geschäftsanteile  zur  Verfügung  zu  stel- 
len. —  Die  Darlehnskassenvereine  in  Nieder- 
österreich geben  nur  reinen  Personalkrecüt 
auf  1  bis  2  Jahre,  bei  Elementarunfällen 
kann  Prolongation  im  Maximum  auf  4  Jahre 
erfolgen,  längerer  Kredit  ist  ausgeschlossen. 
Endlich  darf  das  »Vereinskapital«  nicht  ziun 
Geschäftsbetriebe  verwendet  werden,  sondern 
muss,  als  wahrhafter  Reservefonds,  in  pu- 
pillarsicheren  Wertpapieren  angelegt  imd 
selbständig  verwaltet  werden. 

Femer  wird  jedem  neu  entstehenden 
Darlehnskassenvereine  zur  Beschaffung  der 
ersten  Einrichtung,  wie  einer  feuerfesten 
Kasse,  Geschäftsbücher,  Protokollierungsaus- 
lagen  etc.,  eine  einmalige  Subvention  von 
150  fl.  (anfangs  250  fl.,  später  200  fl.)  aus 
Landesmitteln  zugewiesen;  von  1887 — 97 
wurden  hiei-für  89610  fl.  verausgabt  und 
waren  pro  1898  abermals  8000  fl.  bewilligt, 
ausserdem  7000  fl.  für  die  mit  den  Agenden 
und  Revisionen  der  Darlehnskassenvereine 
betrauten  niederösterreichischen  Landesbe- 
amten sowie  500  fl.  für  Druckkosten.  Zur 
Subventionierung  von  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  wurden  6000  fl.  und  zur 
Gewährung  langfristiger  unverzinslicher  Dar- 
lehen an  solche  Genossenschaften  10000  ü. 
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Znsammenstellnng  der  Statistik  der  Spar-  und 


1 

2 

3         4      1         5 

6 

7                 8                  9               10 

Aussen- 

Aussen- 

Geschäft- 

Zahl der 

Summe 

Summe 

stände  bei 

stände  bei 

liche 

Spar- 

Laufende 

Verbands- 

Mit- 

der 
Aktiva 

der 
Passiva 

Genossen 

in 
laufender 

Genossen, 
auf  feste 
Zeit  ge- 

Einlagen 

der 
Genossen 

einlafifen 

bei  der 

Genossen- 

Nummer 

bezirk 

glieder 

Ende 

Ende 

Rechnung 

gebene 

in  laufen- 

schaft 

W  > 

1897 

1897 

Ende 

Darlehen 

der 

Ende 

1897 

Ende 

Rechnung 
Ende  1897 

1897 

Ende  1897 

1897 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1-57 

Ermland 

57     8  263 

10  305  413 

10  251  928 

306905 

8  930  333 

20744 

8  988  j>o8 

58—186 

Brandenburg 

129    4  141 

3  205  770 

3  191  656 

2  594  678 

130  719 

377  692 

I  297  887 

187    294 

Pommern 

108    2838 

I  228  235 

I  225  660 

384817 

707  348 

61  514 

409  164 

295    442 

Posen 

148    6060 

3  523  750 

3  503  248 

3  233  377 

— 

I  164 

508  367 

443    808 

Schlesien 

366 

15  919 

7  714801 

7  674  025 

6310394 

— 

I  811  699 

2  779  496 

809—869 

Schleswig-Holst. 

61 

2  184 

I  721  721 

1718077 

803  453 

646  539 

409470 

382  2S9 

870—1073 

Hannover 

204 

15555 

20075137 

20011  898 

4  788  520 

10  900  293 

2  289  042 

16  021  868 

1074-1102 

Eurhessen 

29 

2049 

2  108  404 

2  095  040 

413  177 

I  478  376 

34133 

I  670  863 

1103—1152 

Nassau 

50 

5276 

2  895  481 

2  878  148 

737  628 

I  176619 

99257 

I  047  578 

1153    1202 

Rheinpreussen 

50 

7514 

9715217 

9  645  792 

859  135 

6  804  1 19 

676  148 

7830717 

Zus.  LEgr-Preossen 

1202  69  799 

62  493  929 

62  195  472 

20  432  084 

30  774  346 

5  780  863  40  936  737 

1203    1385  Oberbayem 

183  12711 

9  841  780 

9  779  079 

7  291  018 

*) 

2  695  791 

4021  137 

1386    1535  Niederbayem 
1536—1800  Rheinpfalz 
1801    1931,  Oberpfalz 
1932    2009  Oberfranken 

150  10  317 

5  828  556 

5800531 

4  757  693 

*) 

2  540  423 

I  059  895 

265 

16244 

9  003  792 

8  937  Ol  I 

5  887  955 

:! 

4495803I  2684899 

131 

8674 

3  243  757 

3  226  823 

2  401  547 

I  031  129 

752287 

78,   4987 

3307  141 

3291354 

I  361  565 

:{ 

I  347  585 

864598 

2010-2210  Mittelfranken 

201;  12359 

14  118  147 

14042  446 

1 1  432  757 

7  620  953 

2  632  022 

2211—2430  Unterfranken 

220 

14214 

9  218  851 

9117314 

7  842  989 

*) 

2  533  268 

550793 

2431-2549 

Schwaben 

119    9221 

5  704  879 

5  666  724 

4  625  708 

*) 

2  373  333 

I  310695 

■ 

Zns.  i.  Kgr.  Bayern 

1347 

88727 

60  266  903 

59  861  282 

45  601  232 

*) 

24638285I13876326 

2550-2615  Königr.  Sachsen 

66 

3446 

2  754  987 

2  705  203 

312330 

I  572087 

151385    2050438 

2616—2777  Baden 

162 

23038 

19667  121 

19483  171 

I  051  869 

16078755 

135847  12  069  410 

2778 -3109  Hessen 

332 

33514 

44  893  375 

44651762 

12857  150 

25  268  217 

10033  415  30  124  375 

3110—3145  Mecklenburg 

36 

813 

280619 

280  173 

76641 

130  014 

70640 

115  144 

3146—3149 

Oldenburg 

4 

258 

95  660  '         95  647 

48233 

41535 

68220 

66  935 

Zns.  i.  d.  5  Staaten 

600 

61  069 

67  691  762 

67215956 

14346223 

43  090  608 

10459507J44426302 

HauptsQinme  16  Verbände 

3149 

219595 

190  452  594 

189272  710 

34  778  307 

73  864  954 

40  878  655  99  239  365 

456c 

II  232 

*)    Nur    sämtliche  Aussenstande  bei  Genossen,    sämtliche    Geschäftseinlagen  der  Genossen 

Anhang:  ZnsammensteUnng  der  Statistik  von  nicht  dem  ,, Allgemeinen 

soweit  diese  bekannt 


Schlesien  (Neisse) 

Rheinpreussen  (Kempen) 
Rheinpreussen  (Trier) 
Württemberg  (Tübingen) 


Zusammen  4  Verbände 


121 

210 

76 
716 


1123 


11886 

12260 

4155 
65691 


93992 


8718852 

9  296  686 

2069813 

29615  910 


8  681  902 

9159630 
2052  193 

29  449  275 


7332519 


6  769  732 


7980244I) 


6  772  411 


1452558'') 


49701  261  I  49  343  000 1 


(14  102  25 1|  79802448244969 


^)  Einschliesslich  der  Geschäftsguthaben  (Kempen). 

*)  Nur  Einlagen  bis  zu  100  Mark  werden  als  Spareinlagen  angesehen  (Württemberg). 


aus  Liandesmittelii  bewilligt.  —  Jeder  ueu 
entstehende  Darlehnskassenverein  kann  aus 
einem  vom  Lande  für  derartige  Zwecke  ge- 
gründeten Fonds  ein  Darlehen  von  höchstens 
2000  fl.  auf  2  Jahre  zu  3^/0  erhalten;  aus 
den  zu  diesem  Zwecke  verfügbaren  Mitteln 
wurden  in  den  Jahren  1895  bis  Mitte  Au- 
gust 1898  587  Darlehen  im  Betrage  von 
774012  fl.  gewährt  und  davon  606297  fl. 
wieder  zurückgezahlt.    Im  Jahre  1898  wur- 


den an  neu  entstandene  Darlehnskassenver- 
eine  5400  fl.  Subventionen  neu  gewährt,  an 
andere  Genossenschaften  13550  fl.  (davon 
beanspruchten  Lagerhausbauten  einen  bedeu- 
tenden Bruchteil).  —  An  langfristigen  unver- 
zinslichen Darlehen  wurde  pro  1898  12  600  fl. 
gewährt. — Pro  1899  werden  an  Subventionen 
für  neu  entstehende  Darlehnskassenvereine 
6000  fl.,  für  Subventionierung  landwirtschaft- 
licher Genossenschaften  15  000  fl.  und  für  lang- 
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Darlehnskassen  für  1897  (im  Allgemeinen  Verbände). 


I 


11 


12 


I 


13 


I 


14 


15 


Reser- 

Ge- 

Tefonds 

schäfts- 

und  Be- 

A     ■    % 

gnthaben 

tnebs- 

der  Ge- 

rück- 

nossen 

lagen 

Ende 

Ende 

1897 

1897 

Mark 

Mark 

318  197 

80928 

8293 

79  106 

1540 

59756 

11  596 

130  662 

54365 

214533 

I  543 

27237 

196459 

170330 

30597 

51592 

55384 

172  511 

580777 

310  319 

Gesamt- 
umsatz 
(Ein- 
nahme 
und 
Ausgabe 

zu- 
sammen) 

Mark 


a  SJaO 
o  a>  fl 

0 

CO 


16 


17 


18 


I  1» 


od 


S 


-^Ä  ÖD 

S  S  s 

Mark 


Oi) 


ei 
d 


-.3^1 


a> 


Mark 


S  ä  2 

ö  5  ü 

•f-i  o  s 

0 


a 


c»  >^ 


Mark 


O 

08 
N 

.3 

0) 


»HO 

O  SSW 

g«5 


So 


OQ 


4) 

k!   0)   5 
►  'M  «M 

Mark 


Summe 
der  in 
1897  ein- 
gezahlten 
Sparein- 
lagen 

Mark 


I 

00 

o 

§^ 

^  0 
c8"^ 

u 

Mark 


145H956 
10  546  300 

7203008 

8  027  396 
26  345  882 

9  805  226 
47536481 

3  336  643 

4  832  675 
26  503  237 


242  144 
2  659  241 

984  832 
2  528809 

7  361  124 
2  620  245 
8296  182 
350003 
612484 
I  578  668 


2  103  170 

HO  429 

I  003  199 


668809 

3  825  035 

541  481 

272  723 

I  580  044 


184018 

I  896632 

769  882 

794  230 

5  222  843 

2280616 

7731502 

188006 

480421 

1385515 


I  200761 

58405 
388  296 


266891 
I  439  267 
321  809 
342  899 
920  146 


3504312 

1  107  911 
786289 
331446 

2  390  390 

371  365 
7  420  107 

910767 

444  345 
2  176858 


30928 
12203 
25  229 
13431 

■ 

10882 

63941 
12405 

17765 

44092 


1258  751 

182243 
38821 

41493 
24078 

33247 
169937 

289411 

128605 


I  296  974 

112435 
77926 

425921 

77  157 
43228 

64939 
116203 

65  227 


158651804 

20911547 
14801  520 

30393613 

8  313  719 
7563809 

21  817  122 

14857  136 

13715635 


27  133  732 

3  114123 

2994151 
8163703 

1  438  456 

1  118  750 

4  455  166 
3  460  685 

2  082  026 


10  104  890  20  933  665 


4  938  474 


19  443  790 

1358415 
624  649 

864  47 1 

404  607 

419589 
1  007  521 

213  71S 
588088 


230  876 


907835 

112597 

780337 

987216 

266 

55 


983  036 

1 55  404 

I  568  363 

I  685  801 

7880 

1810 


132374  101 
12  982  592 

32787174 

79  989  341 
I  706  704 

576  553 


26  827  060 

1  032  559 

1213557 

13293537 
346982 

2 1 7  022 


*) 

1  775  950 
6  870  795 

7151559 

174172 

43561 


910500 
I  195  320 

13844397 
331  300 
189  290 


528431 
4  820  487 

4362851 

53458 
21  366 


5481055 

1  226  802 

4  474  982 

9831345 
118421 

75762 


22920 

107  631 

196  087 

2673 

582 


I  880471  I  3419258 
4  047  057  5  699  268 


128042364 
419  068  269 


16  103  657 
43  237  389 


16016037 
26  120  927 


26  827  060 


16570807 
(37504472) 


9786593  15  727  312 


(14725067) 


40652157 


329  893 
(560769) 


und  sämtliche  Darlehnsgewährungen  an  Genossen  angegeben  (Bayern). 

Verband''  angeschlossenen  Darlehnskassen- Verbänden, 

^worden  sind,  für  1897. 


133202 


4  533 
800393 


929867 


17786593 

25297  178 

5  520  029 

70025  291 


938  128 


929  867) 


1 18629091 

fristige  unverzinsliche  Darlehen  für  dieselben 
ebenMls  15  000  fl.  in  Aussicht  genommen ;  die 
Höhe  dieser  Ziffer  wird  wesentlich  durch  die 
geplante  Errichtung  von  Lagerhäusern  be- 
stimmt. 

Aus  der  folgenden  Zusammenstellimg 
der  wichtigsten  Gebarungsergebnisse  der 
niederösterreichischen  Darlehnskassenvereine 
in  den  Jahi'en  1888 — 1897  lässt  sich  die  er- 
freuliche Entwickelung  der  Raiffeisenbe- 
w^nng  in  Niederösterreich  erkennen. 

Viele  Darlehnskassenvereine  können  Dar- 
leh^  aus  den  ihnen  sehr  reichlich  zufliessenden 


Spareinlagen  geben  (die  Geschäftsanteile  be- 
tragen 3,48%  der  Spareinlagen)  und  haben  im 
allgemeinen  eher  Geldüberfluss.  Der  Zinsfuss, 
weichen  die  Darlehnskassenvereine  für  Sparein- 
lagen geben,  schwankt  zumeist  zwischen  3Vs 
und  47o;  fttr  Darlehen  werden  4V9  bis  ö^/o 
verlangt.  Fast  die  Hälfte  der  Darlehnskassen- 
vereine (im  Jahre  1897  171  von  400)  gewährt 
eine  Verzinsung  der  Geschäftsanteile  überhaupt 
nicht;  23  verzinsten  die  Geschäftsanteile  mit 
30/^,  67  mit  3V„  115  mit  4«/o,  darüber  hinaus 
fingen  zwei  Vereine.  Der  Gesamtumsatz  der  400 
Vereine,  welche  1897  bestanden,  belief  sich  auf 
17  Millionen  Gulden.  Der  auf  ein  Mitglied 
von  1890  bis  incl.  1897  entfallende  Haftbetrag, 
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Jahr 

Anzahl 

der 
Vereine 

Anzahl 
der 

Mitglie- 
der 

Stand  der 
Geschäfts- 
anteile 

Stand  der 

Spar- 
einlagen 

Stand  der 
Darlehen 

Gesamt- 
umsatz 

Rein- 
gewinn 

Stand 
der 
Reserve- 
fonds 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 

i6 
:6 

55 

78 
ii8 

171 

244 

291 

352 
400 

438O 

678 
2006 

3463 
5  474 
8174 

12347 
17040 

21  642 

27724 

32967 

7159 
21  070 

35402 

56791 
82226 

117  133 
156905 
192  786 

231  343 
265  628 

26030 

169  815 

370  248 

738  784 
I  214474 

I  983  299 

3  067  264 

4490  161 

6005  712 

7  628  483 

31896 
155006 

307  572 
546  045 
904  587 

1  465  945 

2  203  146 

3304909 

4  663  446 

5  875  334 

144553 
621  921 

1  071  714 

2  188330 
3214216 
5  126822 
7  486  825 

10932482 

13  992  914 
17  054  614 

1355 
3486 
4190 
6269 
12362 

14345 
29124 

24497 
35369 
41  615 

1355 
4841 

8317 
13521 

23381 

35012 

57067 

76996 

106  935 

141  948 

1888    1897 

61  764391 

incl. 

^)  Im  September  1899  waren  455  Darlehnskassenvereine  in  Wirksamkeit. 


abgesehen  von    den  eingezahlten   Geschäftsan- ' 
teilen,  betrag  68,  78,  93,  96,  106,  131,  147  und 
157   fl.;   die   Steigerung  erklärt   sich  aus  der 
Zunahme  des  Geschäftsumsatzes  und  beweist  die 
günstige  Entwickelung  der  Vereine.  j 

Die  Bewegung  ist  hier  in  vollom  Flusse  i 
und  in  guten  Bahnen ;  sie  ist,  als  die  erste  j 
in  Oesterreich,  typisen  geworden  für  andere 
Länder.  Die  Fordenmg  der  Bewegung  ist  eine 
sehr  energische,  aber  nicht  über  das  Mass 
des  Zulässigen  hinausgehend ;  \4elleicht  kann 
man  den  Zinsfuss  der  Laudesanlehen  zu  nie- 
drig finden.  Die  Hoffnung,  dass  die  in  Oester- 
reich blühenden  Sparkassen  den  Darlehns- 
kassenvereinen  sich  als  Kreditquelle  zur  Ver- 
fügung stellen  werden,  hat  sich  leider  nicht  im 
wünschenswerten  Ausmasse  erfüllt,  obw^ohl 
die  Verbindung  zwischen  Sparkat^son  und  Dar- 
lehnskassenveroinen  eine  naturgemässe  und  für 
beide  Teüe  segensreiche  genannt  werden  muss. 

Die  nieden)sterreichischen  Darlehns- 
kassenvereine sind  insgesamt  unter  Inter- 
vention von  Landesbeamten  begi'ündet;  im 
Jahre  1898  wurde  ein  Landesbureau  für  Ge- 
nossenschaften begründet,  dessen  Mitglieder 
infolge  der  mächtigen  Entwickelung  des  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftswesens  in 
Niederosterreich  trotz  voller  Hingabe  an  ihre 
Aufgabe  den  an  sie  gestellten  Anforderungen 
nicht  genügen  können.  Die  Revisionen  wer- 
den ebenfalls  dm-ch  (5)  Landesbeamte  voll- 
zogen; das  Land  hat  pro  1898  zu  diesem 
Zwecke  abermals  7000  fl.  bewilligt,  doch 
wird  ein  Beitrag  zu  den  gewaltig  anwachsen- 
den Revisionskosten  seitens  des  Vereins  (5^/o 
vom  Reingewimie)  gewünscht  und  wohl  auch 
erreicht  werden. 

AlsGeldausgleichs-  und  Geldbeschaf  fungs- 
ßtelle  hat  bisher  das  niederösterreichische 
Landesoberoinnehmeramt  gedient.  Doch 
zeigte  sich  bald  die  Begründung  einer  Cen- 
tralkasse   als   imerlässlich    und   wmxie  die 


Aktiviening  einer  »niederösterreichisohen 
Genossenschafts-Centralkasse«,  e.  G.m.b.H., 
im  August  1 898  thatsächlich  vollzogen ;  diese 
hatte  Mitte  September  1899  über  5  Millionen 
Gulden  Einlagen  und  700000  fl.  Kredite. 
Ausserdem  wm-de  ein  allgemeiner  Verband 
ländlicher  Genossenschaften  in  Niederoster- 
reich »e.  G.  m.  b.  H.«  begründet  tmd  traten 
demselben  1898  als  Mitglieder  bei  die  Dar- 
lehnskassen-Landesverbände  von  Nieder-  und 
Oberösterreich,  Deutsch-Tirol  und  Vorarlberg. 
Böhmen,  Mähren  und  Sclilesien.  Der  Beitrag 
der  Mitglieder  (Landesverbände)  wurde  mit  1 
fl.  jährlich  für  jede  dem  Landesverbände  ange- 
schlossene Genossenschaft  festgesetzt.  Das 
vorläufig  aufgestellte  Verbandsbudget  weist 
Ausgaben  per  fl.  4000  auf ;  nach  Abzug  der 
Beiträge  der  Landesverbände  per  fl.  12(K^ 
verbleibt  ein  Rest  von  fi.  2800,  zu  dessen 
Deckung  der  Staat  einen  entsprechenden 
Beitrag  zu  leisten  sich  bereit  erklärt  hat. 
Der  allgemeine  Verband  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften  in  Oesterreich  hat  neben 
der  Fordenmg  der  Darlehnskassenvereine 
und  der  Fimktion  als  Geldausgleichs-  und 
Geldbeschaffungsstelle  die  weitere  Aufgabe 
übernommen,  die  Entwickelung  des  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftswesens  über- 
haupt zu  fördern  und  als  CentralsteUe  für 
dieselben  zu  fungieren,  den  Ein-  und  Ver- 
kauf der  landwirtschaftlichen  Produkte  dieser 
Genossenschaften  für  dieselben  vorzunehmen. 
Mehrere  Getreideverkaufs-  und  eine  Obst- 
verwertungsgenossenschaft sind  bereits  be- 
gründet mit  dem  k.  k.  Kriegsministeriuni 
haben  die  Verhandlungen  wegen  Getreide- 
verkaufes an  die  Kriegsverwaltung  durch  die 
Genossenschaften  bereits  ein  günstiges  Resul- 
tat zu  Tage  gefördert;  als  CentralsteUe  für  die 
lokalen  Winzergenossenschaften  besteht  das 
»niederösterreichische  Winzerhaus«.  Femer 
bestehen  12    landw^ii-tschaftliche   Genossen- 
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Schäften  mit  Lagerhausbetrieb  und  20  andere 
landwirtschaftliche  Genossenschaften. 

Seit  1898  erscheint  das  „Landwirtschaftliche 
Genossenschaftsblatt  für  Niederösterreich",  als  Or- 
gan der  Dabrlehnskassenvereine  nach  SysteraRaiff- 
eisen,  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften! 
der  niederosterreichischen  Genossenschafts-C'en- 
tmlkasse,  des  allgemeinen  Verbandes  ländlicher 
Genossenschaften  in  Niederösterreich  und  der 
Genossenschaften  „niederösterreichisches  Winzer- 
hans" und  ,. niederösterreichische  Molkerei". 

In  Oberösterreich  wurden  durch  den 
Landesausschuss  seit  18S9  bis  Ende  Dezember 
1898  152  sti-eng  nach  Raiffeisenschen  Onind- 
sälzen  eingerichtete  Darlehnskassenvereine 
mit   14047   Mitgliedern  ins  Leben   gerufen. 

Dieselben  weisen  fl.  171 636  Geschäftsanteile 
auf,  fl.  179800  Anlehen,  fl.  4  82S435  Sparein- 
lagen (die  Geschäftsanteile  machen  etwa  3,5  °/o 
der  Spareinlagen  aus);  sie  haben  Darlehen  i?e- 
ereben  per  fl.  3  699  670,  Umsatz  im  Jahr  1«)7 
fl.  8266879,  Reservefonds  fl.  96  627.  Die 
Verzinsung  der  Einlagen  bei  den  Darlehns- 
kassenvereinen  erfolgt  zu  3 — 4°/o,  Darlehnszins- 
fußs  zwischen  3V«  und  4'/i— 6**.«.  Sämtliche 
Darlehnskassenvereine  werden  durch  Beamte  des 
Landesausschusses  revidiert.  Bisher  bildete  die 
oberösterreichische  Landeshypothekenanstalt  die 
Oeldausgleichsstelle ;  seit  dem  Beitritte  des  ober- 
österreichischen Verbandes  zum  allgemeinen  Ver- 
bände landwirtschaftlicher  Genossenschaften  in 
Oesterreich  wird  diese  Funktion  durch  die  Cen- 
tralgenossenschaftskasse  dieses  Verbandes  besorgt 
weiden. 

In  Salzburg  bestenden  1897  21  Dar- 
lehnskassenvereine   mit    1840    Mitgliedern. 

Gewährte  Kredite  fl.  174  669,  Geschäftsanteile 
fl.  84Ö0,  Spar-  und  Kontokorrenteinlagen  fl. 
186  893,  Beservefonds  fl.  506,  unverteilter  Rein- 
gewinn fl.  1329.  Der  Landtag  fördert  und  über- 
wacht die  Darlehnskassenvereine.  Zinsfuss  für 
Spareinlagen  3,68 »/o,  für  Darlehen  4,5«/o. 

In  Steiermark  begann  die  Bewegung 
für  die  Raiffeisen sehen  Darlehnskassenvei-eine 
bereits  1888,  nahm  aber  erst  seit  1894  wirk- 
lichen Aufschwung. 

Ende  1897  bestanden  112  Darlehnskassen- 
vereine mit  7  391  Mitgliedern;  pro  1896  haben 
47  Vereine  ihre  Jahresabschlüsse  vorgelegt,  20 
davon  haben  Ende  1896  das  erste,  18  das  zweite 
und  9  das  dritte  Geschäftsjahr  abgeschlossen. 
Sie  weisen  4  201  Mitglieder  auf,  Spareinlagen 
per  fl.  381 503,  Geschäftsanteile  fl.  19  141  (5  "/o 
der  Spareinlagen),  gegebene  Darlehen  (einschl. 
in  laufender  Rechnung)  fl.  348853.  Die  von 
den  Mitgliedern  eingezahlten  Geschäftsanteile 
und  Spareinlagen  per  fl.  47Ö000  überschreiten 
die  Summe  der  von  den  Mitgliedern  schuldigen 
Darlehen  um  fl.  20000,  ein  Beweis  für  das  Ver- 
trauen der  Bevölkerunj»:  zu  den  Darlehnskassen- 
Tereinen ;  die  durch  Mmorenne  und  Dienstboten 
gemachten  Einlagen  nehmen  stetig  zu.  Anlehen 
aus  dem  Landesfonds  erhielten  bereits  101  Ver- 
eine im  Betrage  von  fl.  160776;  die  verzins- 
lichen Anlehen  per  fl.  140100  in  Beträgen  von 
1000—2000  fl.,  die  unverzinslichen  per  fl.  20  675 
in  Beträgen  von  durchschnittlich  fl.  2üO  per 
Verein. 

In  Kärnten  begann  die  Bewegung  1889 ; 


Ende  1896  bestanden  42  Darlehnskassenver- 
eine; im  Jahre  1897  wurden  12  Vereine 
neu  begi'ündet.  üeber  die  letzteren  liegen 
dermalen  noch  keine  Daten  vor. 

Die  erwähnten  42  Vereine  haben  3275  Mit- 
glieder, Spareinlagen  fl.  408  906,  Geschäftsan- 
teile fl.  42  764  (über  10<>'o  der  Spareialacren), 
gegebene  Darlehen  fl.  383  712,  Reservefonds  fl. 
11246,  Rückgezahlte  Darlehen  fl.  175152,  Ge- 
samtumsatz fl.  1436  345.  Im  Durchschnitte 
werden  für  Einlagen  4^/^^  gegeben  und  für  Dar- 
lehen 5%  genommen. 

25  von  den  bestehenden  54  Vereinen  ge- 
hören zu  dem  »Verbände  der  kärntnerischen 
Spar-  und  Darlehnskassenvereine  nach  Sys- 
tem Raiffeisen  in  Klagenfurt«.  Eine  selbst- 
ständige Centralkasse  b(»st(^ht  nicht,  bisher 
hat  der  Kärntener  Ijandesausschuss  tlber 
Beschluss  des  Landtages  diese  Funktion  teil- 
weise übernommen.  Teber  den  Beitritt  des 
Verbandes  zum  allgemeinen  Verbände  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  in  Oester- 
reich ist  noch  kein  Beschluss  gefasst. 

Fürden  deutschen  TeU  Krains  stehen 
nur  wenig  Daten  zur  Verfügung. 

1894  bestanden  6  Darlehnskassenvereine  mit 
864  Mitgliedern.  Spar-  und  Kontokorrentein- 
lagen fl.  135  742,  Geschäftsanteile  fl.  5  443,  Re- 
servefonds fl.  1 711 ,  unverteilter  Reingewinn 
fl.  521,  gewährte  Kredite  fl.  88  843. 

Im  slovenischen  Teile  von  Krain  be- 
standen 1898  35  Üarl(*hnskassenvereine,  für 
30  derselben  liegen  Rechnungsabschlüsse  vor. 

Dieselben  umfassen  5  612  Mitglieder,  Spar- 
einlagen fl.  1006  531,  Geschäftsanteile  fl.  8978 
(nicht  ganz  1^/,,  der  Spareinlagen),  Anlehen  fl. 
189047,  gewährte  Darlehen  fl.  1019656,  Re- 
servefonds fl.  10672. 

Im  italienischen  Teüe  des  Küsten- 
land e  s  ist  die  Bewegung  für  die  Darlehns- 
kassenvereine allemeuesten  Datums  (1896); 
es  bestehen  8  Darlehnskassenvereine. 

Spareinlagen  fl.  28  562,  aufgenommene  An- 
lehen 14  784,  gewährte  Darlehen  36862.  Ge- 
schäftsanteUe  smd  keine  ausgewiesen.    Zinsfuss 


jährlich,  der  Zahlmeister,  der  zugleich  Mitglied 
des  Vorstandes  ist,  bekommt  kein  Honorar.  Ein 
Verband  oder  eine  Centralkasse  bestehen  nicht. 

Im  slovenischen  Teile  des  Küsten- 
landes bestehen  zumeist  Schulze-Delitzsch- 
Vereine  mit  bescliränkter  Haft,  Raiffeisen- 
kassen  bestehen  5,  davon  3  in  Wirksamkeit 

Diese  gewährten  1896.97  über  fl.  30000 
an  Darlehen,  hatten  beiläuflg  ebensoviel  Spar- 
einlagen und  nahmen  etwa  12000  fl.  Anlehen 
auf.  Geschäftsanteile  sind  nicht  ausgewiesen. 
In  Görz  besteht  seit  1898  eine  Kooperativ-Ge- 
nossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftung;  Nä- 
heres ist  nicht  bekannt  geworden. 

In  Deutschtirol  sind  der  Landes- 
kulturrat und  der  Landtag  eifrig  bemüht, 
die  Raif feisenbewegung  zu  fönlern,  und  dies 
geschieht    auch  mit  gi-ossem  Erfolge.    Die 
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Eaiffeisenvereme  wurden  1888  in  Deutsch- 
tirol eingeführt,  und  es  bestanden  Mitte  1898 
170  Darlehnskassenvereine  mit  etwa  11  310 
Mitgliedern.  1891  wurde  der  sämtliche 
Darlehnskassenvereine  Deutschtiix)ls  um- 
fassende Anwaltschaftsverband  gegründet, 
1894  eine  Centralkasse  der  Raiffeisenvereine 
ins  Leben  gerufen,  welcher  anfangs  1898 
103  Darlehnskassenvereine  angehörten. 

Die  Centralkasse  der  deutschtirolischen  Dar- 
lehnskassenvereine hatte  1897  einen  Gesamtum- 
satz von  fl.  2  672  777 ;  Einlagen  der  Mitglieder 
fl.  561180,  Geschäftsanteile  fl.  20400,  Wert- 
papiere fl.  311 100,  gewährte  Darlehen  fl.  63790. 
Die  Einlagen  werden  in  der  Centralkasse  mit 
3*/4%  verzinst,  für  die  Darlehen  werden  4^4% 
verlangt.  Im  Jahre  1896  hatten  die  deutsch- 
tirolischen  Darlehnskassenvereine  fl.  2  501 274 
EinWen  und  4  574069  fl.  Spareinlagen;  an 
Darlehen  gewährten  sie  fl.  14Ö8  250;  der  Ge- 
samtgeld Umsatz  bezifferte  sich  auf  10  296  424  fl., 
die  Reservefonds  incl.  der  Reingewinne  beliefen 
sich  auf  52  410  fl.  Die  Zinsspannung  zwischen 
Einladen-  und  Darlehnszinsfuss  betrug  im  all- 
gemeinen 0,4—1%,  bei  48  Vereinen  *;9%.  Trotz 
der  Begründung  des  Anwaltschaftsverbandes  hat 
das  Land  Tirol  in  Form  von  Subventionen  noch 
immer  einen  Teil  der  Revisionskosten  getragen ; 
dieselben  betrugen  bis  zum  Jahre  1894  jährlich 
fl.  1500,  1895  und  1896  je  fl.  1200  und  1897 
fl.  2000,  für  1898  sind  ebenfalls  fl.  2000  bewilligt. 
Nebstdem  sind  im  tirolischen  Landesbudget  bis 
zum  Jahre  1897  alljährlich  fl.  3000,  für  1897 
und  1898  noch  fl.  2200  zu  Gründungsbeiträgen 
für  die  in  Deutschtirol  sich  bildenden  Darlehns- 
kassenvereine ausgeworfen,  welche  Gründungs- 
beiträge zuerst  im  Maximum  fl.  250  betrugen, 
seither  aber  auf  fl.  150  reduziert  wurden.  Durch 
diese  bedeutende  materielle  Unterstützung  seitens 
des  Landes  Tirol  wurde  die  Einbürgerung  der 
Darlehnskassenvereine  in  Tirol  wesentlich  ge- 
fördert und  beschleunigt. 

In  Italien isch-Tirol  bestanden  Mitte 
1898  70  Raiffeisensche  Darlehnskassenver- 
eine, ausserdem  108  Konsumgenossenschaften 
(Ein-  und  Verkauf).  Es  besteht  als  Ver- 
band via  federazione  delle  casse  nirali  e 
dei  sodaHzi  cooperativi«  für  Italienisch-Tirol. 

In  Vorarlberg  bestanden  Ende  1896 
über  50  Darlehnskassenvereine,  49  davon  leg- 
ten Bericht  über  ihre  Geschäf tsgeharung  vor. 

Diese  49  Darlehnskassenvereine  hatten  Ende 
18%  5242  Mitglieder  und  hatten  einen  Gesamt- 
umsatz von  fl.  4 152  832.  Die  Spareinlagen  be- 
zifferten sich  auf  fl.  1 081 691,  die  gewährten 
Darlehen  auf  fl.  1299141,  für  landwirtschaft- 
liche Bedarfsartikel  wurden  ausgegeben  fl.  26 184, 
der  Reservefonds  betrug  fl.  10464.  Die  Summe 
der  Geschäftsanteile  war  1895  6559  fl.;  der 
Einlagezinsfuss  zwischen  3  und  4%?  für  Dar- 
lehen zwischen  474  und  4'''4^'o»  i**  seltenen  Aus- 
nahmsfällen 5°/o.  Seit  1895  besteht  ein  Ver- 
band der  Vorarlberger  Raiffeisenkassen.  Dem- 
selben gehörten  1896  24  Darlehnskassenvereine 
an;  er  gewährt  für  Einlagen  374^0  und  giebt 
den  Vereinen  Darlehen  zu  ^^U^ji*.  Derselbe 
hatte  Ende  1897  fl.  3310  Geschäftsanteile,  fl. 
595876  in  laufender  Rechnung;  Wertpapiere 
besass  derselbe  für  fl.  49  840,  Ausstände  an  Mit- 


glieder in  laufender  Rechnung  fl.  61  750 ,  bei 
Banken  fl.  35  344,  Einlagen  der  Mitglieder  in 
laufender  Rechnung  fl.  158  603.  Auch  der  Vorarl- 
ber^erverband  ist  Mitte  1898  dem  allgemeinen 
Verbände  der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften in  Oesterreich  und  damit  auch  der 
Centralkasse  dieses  Verbandes  beigetreten. 

In  Böhmen  bestanden  gegen  Ende  1897 
316  Darlehnskassenvereine,  davon  173  in 
deutschen  und  143  im  czechischen  Teile 
des  Landes.  Die  Propagierung  der  Vereine 
begann  von  deutscher  Seite  durch  den  »deut- 
schen landwirtschaftlichen  Centralverband 
in  Prag«(,  Ende  1887  und  1888.  Von  1888 
bis  1892  wurden  in  Deutschböhmen  12  Dar- 
lehnskassenvereine begründet;  von  diesem 
Zeitpunkte  an  nahm  die  Aktion  ein  leb- 
hafteres Tempo  an  infolge  der  Unterstützung 
durch  den  Landtag.  Im  czechischen  Teile 
des  Landes  kam  die  Begründung  der  Ver- 
eine erst  seit  etwa  1895  in  Fluss.  Der 
Landtag  bewilligte  den  neubegründeten  Dar- 
lehnskassenvereinen  zur  Deckung  der  ersten 
Einrichtungskosten,  nach  dem  Muster  von 
Mederösterreich ,  den  Betrag  von  je  250 
fl.  als  unverzinsliches  Darlehen;  wenn  der 
Reservefonds  eine  gewisse  Höhe  eireicht 
hat  oder  der  Verein  sich  auflöst,  ist  das 
Darlehen  zurückzuzahlen.  Von  1898  an 
wurde  das  unverzinsliche  Darlehen  per  Ver- 
ein auf  200  fl.  herabgesetzt.  Infolge  dieser 
Unterstützungen  hob  sich  die  Zalü  der  Dar- 
lehnskassenvereine von  12  im  Jahre  1892 
auf  316  Ende  1897;  im  ersten  Halbjahi^e 
1897  wurden  nicht  weniger  als  52  Darlehns- 
kassenvereine begründet.  Bis  1898  wurden 
zu  diesem  Zwecke  aus  Landesmitteln  60000 
fl.  bewilligt.  Anfang  1895  wurde  der  »Cen- 
ti-alverband  der  deutschen  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  Böhmens«  begründet 
zum  Zwecke  der  Revision  und  des  Geld- 
ausgleiches; letztere  Funktion  wurde  von 
der  Landesbank  des  Königreiches  Böhmen 
übernommen.  Diesem  Verbände  gehörten 
Ende  Oktober  1897  152  Darlehnskassenver- 
eine an;  ausserhalb  desselben  verblieben  21 
deutsche  Darlehnskassenvereine^  126  Ver- 
eine standen  mit  der  GeldausgleichssteUe  in 
Verbindung.  Nach  dem  Muster  dieses  Ver- 
bandes bildete  sich  ein  Verband  der  czeclii- 
schen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften, 
welcher  Ende  1897  90  Darlehnskassenvereine 
umfasste;  53  meistens  neubegründete  cze- 
cliische  Vereine  hatten  sich  damals  dem 
Verbände  noch  nicht  angeschlossen.  Diese 
Verbände  sind  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht.  Seit  1896  erhält 
jeder  dieser  Verbände  per  Jahr,  insbesondere 
zur  Durchfühi-ung  der  Verbandsrevisionen 
und  zimi  Zwecke  der  Belehnmg  über  Ge- 
nossenschaftswesen je  fl.  1000,  so  dass  seit 
1894  bis  1898  der  Raiffeisenbewegung  aus 
Landesnütteln  der  Betrag  von  fl.  66  000  zu- 
gewendet wurde 
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Bei  den  98 deutschen  Darlehnskassenvereinen, 
welche  Ende  1896  wirklich  in  Thätigkeit  waren, 
betru^n  die  Spareinlagen  fl.  1429488,  die  Ge- 
schäftsanteile fl.  77670  (etwa  5V«**/o  der  Spar- 


Darlehnskassenvereine  gegeben  fl.  193071,  von 
ihnen    zurückgezahlt    n.    89023,    somit    Ende 


Oktober  1897  ein  Darlehnsstand  bei  der  Landes- 
,,  _  ,         bank  von  fl.  104047.    Der  czechische  Verband 

einlagen),  Reservefonds  d.  11347.  die  gewährten  j  fungiert  erst  seit  Juli  1897  und  hatte  Ende 
Darlehen  fl.  1226732,  an  äugen olicklich  unver-  November  97  nur  einen  Einlagenstand  von  fl. 
wendeten  Beträfen,  welche  bei  Kreditanstalten  ■  87  695  und  einen  Darlehnsstand  von  fl.  20713. 
oder  in  Wertpapieren  angele^  waren  fl.  192  920,  —  Der  deutsche  Central  verband  ist  bemüht^  die 
die  Anlehen  fl.  22099.  Die  Geschäftsanteile  Frage  der  Konvertierung  hoch  verzinslicher 
wurden  bei  fast  einem  Drittteile  dieser  Vereine  Uypothekarforderungen  in  Fluss  zu  bringen, 
gar  nicht  verzinst,  bei  45  mit  4%,  bei  den  niid  lehnt  sich  in  dieser  Richtung  an  die  Aktion 
äbrigen  zwischen  3  und  3'/4%;  der  Sparein-  an,  welche  diesbezüglich  der  Centralverband  der 
lagexudnsfnss  betrug  zumeist  zwischen  3  ^j^  und  deutschen  landwirtschaftlichen  Kreditgenossen- 
4%,  der  Darlehnszinsfuss  zwischen  4Vo%  und  Schäften  Mährens  und  Schlesiens  begonnen  hat. 
^Z^  1?^  Spannung  zwischen  V«  ^^}%'  -  ^^ür  .  Die  Kaif fcnsonaktion  in  M ä h r e n  ist  fast 
1896  hegen  Abschlüsse  von  141  Darlehnskassen- ;  ausschliesslich  im  .Centralverband  der  deut- 
veremenf  deutsch  und  czechisch)  vor.  Den  Stand  der       i        i«,i„-^    u„**ru-,r«  ur* 

Spareinligen  und  Einlagen  in  laufender  Rech-   ^^*^^"  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 

nang  1 
1  100^ 
12  M9, 

Seit  November  1896  bis  Ende  Oktober  1897  dem,  Mitte  1«99  bestanden  184.  Die  Be- 
wnrdeo  durch  Vermittelung  des  deutechen  Cen-  wcgiing  ist  seit  1H02  lebhafter  geworden, 
tralverbandes  der  landwirtechaftUchen  Genossen-  bis  dahin  waren  seit  1886  7  Vereine  be- 
schaften  bei  der  Landesbank  für  Böhmen  als   gründet  worden.     Der   mährische    Landtag 


GeldaasgleichsteUe    bei    Darlehen    seitens    der 
Darlehnskassen  vereine  eingezahlt  fl.  291958,  zu 


gewährt  erst  seit  aJlerneuester  Zeit  eine  Sub- 


rückgezogen  fl.  164007,  und  der  Einlagenstand  vention  von  KHK)  fl.;  die  \ ereine  erhalten 
betrug  Ende  Oktober  1897  fl.  127951;  an  zur  Bestreitung  der  ersten  Einnchtungskosten 
Darieben  wurden  seitens  der  Landesbank  an  die  .  unverzinsliche  Darlehen  von  150  fl. 

Die  164  Darlehnskassenvereine  hatten  1898  einen  Gesamtumsatz  von  10936866  fl.,  gegen 
das  Jahr  1897  eine  Steigerung  um  20,3  *^/q.  Die  wichtigsten  Betriebsergebnisse  dieser  164  Darlehns- 
ka-ssenvereine  in  den  letzten  ö  Jahren  zeigt  folgende  Zusammenstellung : 

1893         1895  1896  1897  1898 

fl.  fl.  fl.  fl.  fl. 

Spareinlagen 547  726  1282860  i  724  159  19154662247669 

Räckgezahlte  Spareinlagen 162  914     538339     747662  1010728  1254026 

Gewährte  Darlehen 568457  1  169599  1646983  1622754  1618997 

Röckgezablte  Darlehen 212790     449697     701754     726954  1032340 

Einlagenstand  mit  Jahresschluss 661853  2001  151  3093126  3948814  5042575 

Darunter  Einlagen  von  Arbeitern  und  Dienstboten       84965     243041      344480     472770     604989 
Darlehensstand  mit  Jahresschluss 614228  1801331  292055537325644422974 

Die  als  Geldausgleichs-  und  Geldbeschaffungsstelle  wirkende  Centralkasse  wies  folgende 
UmsStze  auf: 

Es  betrugen  bei  der  Centralkasse:  1893 

fl. 

Die  Spareinlagen  der  Verbandskassen  ....  87  280 

fiück^ezahlte  Spareinlagen  an  dieVerbandskassen  1 6  950 

Darlehen  an  die  Verbandskassen 72  350 

Räckgezahlte  Darlehen  an  die  Verbandskassen      7  855 
Xonvertiernngsvorschüsse  an  Mitglieder  ...       — 
Räckgezahlte  Konvertierungsvorschüsse    ...       — 
Mit  Jahresschluss  betrugen : 

Die  Spareinlagen 70  330 

Die  Darlehen       64494 

Die  Konvertierungsvorschüsse — 

Die  Mehrzahl  der  Kassen  gewährte  für  Spareinlagen  4**,\,,  verlangte  für  Hypothekar- 
darlehen 4'^%  und  für  Personalaarlehen  ö",,;  die  Centralkasse  verzinst  die  Einlagen  der  Ver- 
bandsvereine mit  i^io  und  gewährt  denselben  Darlehen  zu  4'/2*.o- 

Durch  Vermittelung  des  Centralverbandes  wurden  auch  für  den  Landwirt  wichtige 
Produkte  bezogen.  Die  folgenden  Ziffern  geben  über  den  Umfang  dieser  Bezüge  Aufschluss 


in 

den  Jahren: 

1895 

1896 

1897 

1898 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

502  896 

797  276 

823  838 

1  123  154 

343  478 

567  467 

676981 

771446 

324  220 

501  400 

689  495 

660879 

221  491 

310638 

521  209 

585  144 

26041 

145  918 

102  548 

83755 

— 

70632 

66155 

168  661 

359  926 

589  735 

736  593 

1088300 

251  792 

442553 

610840 

686  574 

26041 

loi  327 

137719 

52813 

Diese  Aktion  ist  gewiss  eine  der  wichtig- 
sten für  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung ; 
es  ist  zu  hoffen,  dass  dieselbe  nidit  nur  in 
Böhmen,  sondein  auch  in  andei'en  Ländern 
^'achahm1Ulg  finden  werde.  Die  Kosten  der 
Konvertierung  faMen  nicht  in  die  Wagscliale, 


da  die  Zinsenersparnis  eines  einzigen  Jahres 
die   gesamten    Konvertierungskosten   deckt. 

Ueber  die  Entwickelung  der  slavischen 
Darlehnskassenvereine  in  Mähren  sind  Daten 
bisher  nicht  veröffentlicht  worden. 

In   Schlesien    waren   Ende    189G   53 
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Bezeichnung  der  Ware 


Herbst  1896 


Meter- 
Centn. 


Wert 


fl. 


kr. 


1897 


Meter- 
Centn. 


Wert 


fl. 


kr. 


Kunstdünger  .  .  . 
(Chilisalpeter ,  Super- 
phosphat,  Thomasphos- 
phatmehl, Kainit  etc.) 

Kupfervitriol     .    .    . 

Kohle 

Kraftfuttermittel  .  . 
(Sesam-  u.  Eapskuchen, 
Kleie,  Malzkeime  und 
Mais) 

Viehsalz 

Saatgut 

(Getreide,  Wicke,  Klee-, 
Gras-  und  Leinsamen) 

Landwirtschaftl.  Maschi- 
nen und  Geräte      .    . 

Leinenwaren ,      Decken, 
Säcke 

Seifen ,    Schmiermateria- 
lien,  Petroleum  u.  a.  . 


4403 


II  483 
200 


9875 


7876 
I  076 


135 


I  109 


16 


51 
56 


40 


9178 


549I73 


15042 


195 
26247 

1616 


1380 
356 


37878 


4971 
20901 

7914 


7  554 
6  762 


5918 

968 

2243 


17 


1898 


Meter- 
Centn. 


Wert 


fl. 


Ikr. 


I.  Semester  1899 


Meter- 
Centn. 


31 
6i 

05 


10 
05 


32 
07 

67 


29632 


108 
36808 

3317 


84  124 


2545 
36497 
21  467 


I  420     !     8 127  55 


10 


26 

73 
48 


II2Vs 


5661  21 


9  224J92 

59195 


3520 


54 


26  190 


158 

155 
2015 


810 
95 


Wert 


fl.       kr 


Zusammen 


Meter- 
Centn. 


Wert 


fl. 


kr. 


56695 


74 


241924 
15  221  61 


u  707 


03 


4  289  80 
3  070' 16 


877728 

29 
1347 


63 
69 


75267 


461 

54693 
7148 


3610 
698  V 


191  554 


9  935 
80497 

42115 


57 


81 

46 

12 


19  971  45 
16  602  82 


24  002  30 


1589 


65 


7661:63 


Zusammen  |  16221I  20561I14I  44836I  95  iii|35|  7i  397 V«U 72  720.1 6|  29 423I 108  5361931 161  877^2  396929  58 

Die  Bestrebungen  des  Verbandes,  die  Konvertierung  hochverzinslicher  Hypo- 
theken zu  fördern,  haben  bereits  erfreuliche  Resultate  zu  Tage  gefördert.  Dieselben  er- 
geben sich  aus  folgender  Zusammenstellung: 


1 
IE 

Dar- 
lehnsbe- 
trag  in 

Hiervon  ent- 
fallen auf 
Konvertie- 
rungen 

Davon  waren 

Zinsfuss 

Hierdurch 
bedinßt«8 
Ersparnis 
der  Zinsen 
pro  Jahr 

Kosten 

Jahr 

Anstalts-        Privat- 

vor 

nach 

der  Kon- 
vertie- 

Forderungen 

der  Konver- 
tierung in  ^Iq 

rung 

Gulden  österreichischer  Währung 

Gulden  Ost.  Währ. 

1895 
1896 
1897 
1898 

43 
41 
36 

25 

238500 

141  600 

132450 

97  100 

192  509,70 

94  404,09 
68  141,52 

67  870,56 

92277,41 
51085 
58  936,68 
43046,10 

100232,29 

43319,09 

9  204,84 

24  824,46 

4V2-6 

4V2-8 

4-6 

4—7 

4 
4 

4 
4 

2681,76 

I  149,17 
756,44 
797,82 

2  135,50 
1444 

862 

958,50 

Summa 

145 

609650 

422  925,87 

244445,19 

177580,68 

5385,19 

5400,00 

Darlehnskassenvereine  in  einen  Verband 
(e.  G.  m.  b.  H.)  vereinigt;  sie  umfassten 
3385  Mitglieder. 

lin  Jahre  1896  hatten  dieselben  Spareinlagen 
von  861164,30  fl.,  Geschäftsanteile  31604  41  fl. 
(3,6  ®/o  der  Spareinlagen),  Anlehen  von  70480  fl., 

fegebene  Darlehen  804  892  fl.,  Reservefond 
321,54  fl.,  Gesamtumsatz  1 936 193,26  fl.  Die 
bestehende  Centralkasse,  welche  sich  auf  die 
österr.-ungar.  Bank  stützt,  hat  im  Jahre  1896 
an  Darlehen  gewährt  108670  fl.,  erhielt  2  250  fl. 
Geschäftsanteile  und  128  147  fl.  Einlagen  ihrer 
Mitglieder;  im  ganzen  besass  sie  5015  fl.  Ge- 
schäftsanteile und  hatte  77  608  fl.  Darlehen  aus- 
stehen. Der  schlesische  Landtag  gewährte  den 
Darlehnskassen vereinen  3%  Kremt  bis  zum 
Höchstbetrage  von  1000  fl.  pro  Verein  und 
unterstützte  insbesondere  den  Centralverband 
einerseits  durch  Subventionen  bis  zu  1000  fl. 
pro  Jahr  für  Erhaltungskosten  sowie  durch 
Eröffnung  eines  Kredites  bis  zu  12000  fl., 
damit  der  Verband  aus  diesem  Fonds  den  Dar- 
lehnskassenvereinen  Darlehen  gewähren  konnte. 
Durch  die  Anlehnung  an  die  österr.-ungar. 
Bank  und  seit  Mitte  1898  durch  den  Beitritt 


des  Verbandes  zum  allgemeinen  Verband  der 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften  in  Oester- 
reich  und  dessen  Centralkasse  dürfte  die  Be- 
schaffung der  Fonds  für  die  Darlehnskassen- 
vereine keine  Schwierigkeiten  mehr  bereiten. 

In  G  a  1  i  z  i  e  n  ist  die  Raif f eisenbewegung 
noch  in  den  Anfängen  und  sind  Daten  hie- 
rüber schwer  erhältlich.  Von  1891 — 94  sind 
9  Darlehnskassenvereine  begründet  worden. 
In  der  Bukowina  bestehen  IVIitte  1898 
4  Darlehnskassenvereine,  2  sind  in  Errich- 
tung begriffen. 

Die  REuff  eisenschen  Darlehnskassenvereine 
sind  in  Oesterreich  neuestens  durch  die 
Steuer-undGebührengesetzgebung 
begünstigt  worden.  Durch  G.  v.  25.  Ok- 
tober 1896  Nr.  220  und  Erlässe  des  k.  k. 
Finanzministeriums  sind  die  Darlehnskassen- 
vereine für  erwerb-  und  rentensteuerfrei 
erklärt  und  haben  dieselben  lediglich 
die  IV2  prozentige  Rentensteuer  zu  be- 
zahlen von  den  Zinsen  der  Spareinlagen; 
Zinsen  der  Einlagen  in  laufender  Rechnung, 
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der  in  laufender  Rechnung  geführten  An- 
lehen  und  die  Zinsen  der  GeBchäftsanteile 
sind  rentensteuerfrei.  Beziiglich  der  letz- 
teren wurde  erklärt,  dass  auch  die  Empfänger 
derselben  die  Rentensteuer  hiefür  nicht  zu 
bezahlen  haben.  Die  von  den  Zinsen  der 
Spareinlagen  zu  lotende  Rentensteuer  wäi*e 
nach  dem  Gesetze  dem  Empfänger  derselben 
bei  Auszahlung  derselben  abzuziehen.  Da 
die  Sparkassen  diese  Rentensteuer  aus  Eige- 
nem tragen,  werden  auch  die  Darlehnskassen- 
vereine  den  gleichen  Vorgang  einhalten.  Sie 
komien  dies  umso  leichter,  als  durch  G.  v. 
11.  Februar  1897  Nr.  57  die  bisher  von 
diesen  Spareinlagen  zu  entrichtende  2pro- 
zentige  Gebühr  aufgehoben  wiurde. 

Zufolge  Erl.  Fin.-Min.  v.  22.  April  1899 
Z.  50047  ex  98  wurde  anerkannt,  dass  die 
Empfangsbestätigungen  über  Spareinlagen 
und  Zinsen  von  Spareinlagen  jener  Darlehns- 
kassen vereine ,  welche  nach  dem  nieder- 
österreichischen  Musterstatute  konstituiert 
sind,  gebührenfrei  sind. 

Durch  das  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1889 
Nr.  91  wurde  bestimmt,  dass  die  Schuld- 
scheine bei  den  Darlehnskassenvereinen  nur 
den  Wechselstempel  zu  tragen  brauchen. 
Der  niedrige  Stempelsatz  tritt  aber  auch  bei 
Wechseln  nur  ein,  wenn  die  Laufzeit  sechs 
Monate  nicht  übersteigt,  daher  sind  auch 
Schuldscheine,  welche  auf  länger  als  sechs 
Monate  lauten,  mit  dem  normalen  Stempel 
nach  Skala  II  zu  versehen.  Urkunden  über 
Hypothekardarlehen  sind  nicht  begünstigt. 
Die  Empfangsbestätigungen  dieser  Vereine 
über  von  ihien  Mi^liedem   gezahlte  Dar- 


lehnszinsen  oder  riiekgezahlte  Darlehns- 
summen  in  den  Mitgliederbüchern  sind  eben- 
falls für  gebührenfrei  erklärt  worden ;  ebenso 
sind  die  Bestätigungen  von  Spareinlagen  in 
den  Einlagebüchern  stempelfrei.  Korre- 
spondenzen der  Darlehnskassenvereine  mit 
den  öffentlichen  Behörden,  ausser  dem  ge- 
richtlichen Yerfahi-en,  sind  portofrei,  was 
insbesondere  wegen  des  lebliaften  Verkehres 
dieser  Genossenschaften  mit  den  Landes- 
ausschüssen  von  Wichtigkeit  ist. 

Auch  in  der  ungarischen  Reichs- 
häifte  haben  die  Darlehnskassenvereine 
festen  Fuss  gefasst.  Die  ungarischen  Dar- 
lehnskassenvereine unterscheiden  sich  von 
den  Raiffeisenschen  Vereinen  strenger  Ob- 
servanz dadurch,  dass  die  Zahl  der  Mitglieder 
eine  ziemlich  beträchtliche  ist,  häufig  über 
300  pro  Verein;  im  Jahre  1898  ist  die  auf 
den  Verein  entfallende  Mitgliederzahl  im 
Durchschnitt  gesunken,  weil  die  Zahl  der 
Dai'lehnskassenvei-eine  in  den  Komitaten,  aus- 
serhalb des  Komitates  Budapest,  gestiegen 
ist;  weiter  gewähren  die  Vereine  Darlehen 
gegen  Wechsel.  Sie  legen  grösseren  Wert  auf 
die  Geschäftsanteile,  haben  keine  so  bedeu- 
tenden Summen  aus  Spareinlagen  zur  Verfü- 
gung wie  die  österreichischen  oder  die  deut- 
schen Darlehnskassenvereine ;  da  sie  in  einem 
Central  verbände  stehen,  so  beziehen  sie  neben 
Gescliäf  tsanteilen  und  Spareinlagen  bedeuten- 
de Summen  für  ihren  Betrieb  von  dem  Cen- 
tralverbande.  Im  Jahre  1898  bestanden  465 
dem  »Central verbände  vaterländischer  Ge- 
nossenschaften« angehörende  Darlehnskassen- 
vereine ;  dieselben  weisen  folgende  Ziffern  auf : 
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Mit- 
glieder 


Darlehen  gegen 
Wechsel 


Schuid- 
Bcheine 


Spar- 
einlagen 


Geschäftsanteile 
gezeich- 


net 


einge- 
zahlt 


Gulden 


Darlehen 
vom  Cen- 
tralver- 
bande 


Re- 
serve- 
fonds 


Ge- 
winn 


Im  Koiuitat  Pest 
Ausserhalb  Pest 


92 
373 


32528 
69587 


2  947  138 
4  687  096 


2  867  611 
2729517 


I  704  623 
I  010  591 


I  985  880 
3473157 


I  361  539  2676  161 
1  672614I4386  159 


149  204 
148  468 


125  014 
121  650 


Zusammen 


465J102  115  7634234 


5  597  128  2  715  214,5  459  037  3  034  153I7  062  320.297  672 


246  664 


Ausserdem  bestehen  in  Siebenbürgen 
seit  1886  Mitte  1899  77  Darlehnskassen- 
vereine mit  mehr  als  5000  Mitgliedern;  in 
Verbindung  mit  diesen  Vereinen  stehen  5 
Kellereigenossenschaften  und  eine  Genossen- 
schaft ziur  Anschaffung  landwirtschaftlicher 
Maschinen  und  Geräte.  Die  Vereine  beruhen 
im  ganzen  und  grossen  auf  Haiffeisenschen 
Grundsätzen,  doch  arbeiten  sie  zumeist  mit 
Wechseln,  gewähren  auch  Nichtmitgliedern 
Darlehen,  wenn  von  Mitgliedern  keine  Ge- 
suche vorliegen;  sie  erheben  von  den  Nicht- 
mitgliedern 1^/0  Provision  extra.  Ihre  finan- 
zielle Stütze  haben  sie  in  der  Hermannstädter 
Sparkasse. 

Die  Darlehnskassenvereine  sind  zusammen- 
geschlossen in  den  ^Verband  Baiffeisenscher 
Genossenschaften     als    Genossenschaft*'.       Der 


Rechnnngsabschluss  von  67  Darlehnskassenver- 
einen weist  Ende  1898  folgende  Ziffern  auf: 
4752  Mitglieder  (71  per  Verein),  Darlehen  gegen 
Wechsel  fl.  783  265,  gegen  Schuldschem  fl. 
522  478 ;  Spareinlagen  fl.  649  993,  Geschäftsan- 
teile fl.  67  507  (über  10<>/o  der  Spareinlagen), 
Anlehen  bei  der  Hermannstädter  SparkassiB  fl. 
575  339,  Reservefonds  fl.  47  26ö. 

Durch  G.A.  XXDI  v.  11.  JuH  1898  wurde 
ein  Genossenschaftsgesetz  für  Ungarn  samt 
Nebenländern  erlassen.  Unter  dasselbe  fallen 
alle  jene  Genossenschaften,  welche  aus  der 
gleichzeitig  errichteten  Jjandes-Centralkredit- 
genossenschaf  t  in  Budapest  Darlehen  beziehen 
woUen.  Genossenschaften,  welche  von  dieser 
Möglichkeit  keinen  Gebrauch  machen  woUen, 
können  nach  wie  vor  auf  Ginind  des  Handels- 
gesetzes vom  Jahre  1875  ins  Leben  gerufen 
werden. 
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Nach  dem  1898  er  Genossenschaftsgesetzo 
dürfen  Genossenschaften  ihre  Thätigkeit  nicht 
über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  ausdehnen, 
ebensowenig  über  ihren  territorialen  Bezirk. 
Dieser  darf  nur  mehrere  Gemeinden,  die  aber 
jedenfalls  aneinander  grenzen  müssen,  um- 
fassen, wenn  diese  zu  demselben  oder  einem 
benachbarten  Kreisnotariat  gehören.  Mit- 
glieder können  Personen  werden,  welche  im 
Genossenschaftsbezirke  wohnen;  Geschäfts- 
anteile lauten  auf  Namen,  Maximalbetrag 
100  Kronen,  Maximalverzinsung  5^/o,  der 
5  ^/o  übersteigende  Gewinn  fällt  dem  Reserve- 
fonds zu.  Haftung  der  Genossenschaften  ist 
nicht  unbeschränkt,  sondern  geht  gewöhnlich 
bis  zum  fünffachen  Nennwerte  der  gezeich- 
neten Geschäftsanteile,  doch  kann  statutarisch 
auch  Haftung  bis  zum  zehnfachen  festg^esetzt 
werden. 

Ordentliche  Mitglieder  der  neuen  Landes- 
Centralkreditgenossenschaft  sind  Genossen- 
schaften, welche  dem  neuen  Gesetze  entspre- 
chend gebildet  wurden.  Geschäftsanteile  min- 
destens lOOOKronen ;  Eintragung  in  dasFirmen- 
register  erst  dann  zulässig,  wenn  Geschäfts- 
anteile von  mindestens  einer  Million  Kronen 
eingezahlt  sind.  Haftung  für  den  fünffachen 
Betrag  der  Geschäftsanteile;  Dividende  im 
Maximum  4®/o.  Die  Centralkasse  hat  das 
Recht,  verzinsliche  und  tilgbare  Obligationen 
zu  emittieren  unter  Kontrolle  der  Regierung. 
Der  Staat  übernahm  Geschäftsanteile  per 
eine  Million  Kronen.  —  Das  Vorbild  dieser 
Centralkasse  hat  offenbar  die  preussische 
Central-Genossenschaftskasse  abgegeben.  Die 
Siebenbürgischen  Genossenschaften  bleiben 
auf  dem  73  er  Handelsgesetze  begründet  und 
schliessen  sich  der  ungarischen  Centralkasse 
nicht  an.  —  Abgesehen  von  der  in  diesen 
Normen  vorgesehenen  staatlichen  Beihilfe 
und  der  beschränkten  Haftpflicht  legen  diese 
gesetzHclien  Vorschriften  melirere  Raiffeisen- 
sche  Grundsätze  legislativ  fest,  so  insbe- 
sondere die  Kleinheit  des  Bezirkes  und  Be- 
gi*enzung  der  Verzinsung  der  Geschäftsan- 
teile, und  schützen  die  Genossenschaften 
auch  durch  Beschränkung  ihrer  Thätigkeit 
auf  die  Mitglieder  vor  Ausschreitungen. 

b)  Sonstiges  Ausland.  In  Italien 
bestehen  dermalen  über  900  Darlehnskassen- 
vereiüe. Der  ersteDarlehnskassen verein  wurde 
im  Jahre  1883  in  Loreggia  gegründet ;  Ende 
Mai  1890  bestanden  125  Darlehnskassenver- 
eiüe, welche  auf  Initiative  des  Abgeordneten 
Dr.  W  0 1 1  e  m  b  0  r  g  ins  Leben  gerufen  wm*- 
den;  in  Padua  kommt  ein  Genossenschafts- 
organ für  die  Darlehnskassenvereiüe  heraus, 
»La  cooperazione  nirale«.  Die  Vereine  ar- 
beiten mit  Wechseln  und  gewäliren  die 
Darlehen  bis  auf  2  Jahre,  manchmal  auf  5 
Jahre  und  sogar  darüber,  doch  sind  die 
längerfristigen  Darlehen  seltene  Ausnahmen. 
Spareinlagen  werden  verzinst  mit  3— 4V2®/o, 


fflr  Anlehen  müssen  sie  4 — bV^^lo  bezahlen, 
für  Darlehen  verlangen  sie  6^/o;  Verwal- 
tungskosten äusserst  gering,  Verband  un- 
mittelbar bevorstehend.  Ausserdem  sind  seit 
1892  bis  Mitte  1898  über  800  katholische 
Darlehnskassenvereiüe  gegründet  worden 
(Don  Luigi  Cenitti  in  Parma);  Gebarungs- 
abschlüsse liegen  nicht  vor.  Dem  An- 
scheine nach  will  die  italienische  Regie- 
rung gegen  die  politische  Agitation  dieser 
Genossenschaften  Mittel  ergreifen  und  soll 
mit  Auflosungen  vorgegangen  werden. 

In  Frankreich  wird  die  Propaganda 
für  die  Darlehnskassenvereiüe  durch  die 
(1893  begründete,  katholische)  »Union  des 
caisses  rurales  et  ouvrieres  fraui^aises'?,  eine 
Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftung, 
an  deren  Spitze  M.  D.  Louis  Durand  (Lyon) 
steht,  betrieben.  Mitte  1898  waren  '704 
Kreditgenossenschaften  ins  Leben  gerufen, 
fast  ausschUesslich  nach  System  Raiffeisen 
für  die  bäuerliche  Bevölkerung.  Ende  1897 
wurden  dieselben  zur  Zahlung  der  Paten- 
steuer verhalten,  was  einen  Abfall  auf  etwa 
460  Genossenschaften  zur  Folge  hatte.  Nach- 
dem die  Genossenschaften  ihre  Statuten 
entsprechend  geändert  hatten  und  jetzt  von 
der  Patensteuer  frei  sind,  dürfte  die  Bewe- 
gung sich  weiterhin  günstig  entwickeln.  — 
Neben  der  »Union«  propagiert  das  »Centre 
F6d6ratif  du  credit  populaire<'  das  Genossen- 
schaftswesen, doch  beschränkt  sich  das 
»Centre«  nicht  auf  Raiffeisen  vereine,  sondern 
fördert  Genossenschaften  verschiedener  S^^s- 
teme.  Die  Angaben  über  die  von  dieser 
Assoziation  begründeten .  Genossenschaften 
schwanken  sehr  bedeutend ;  es  dürften  etwa 
60—80  Raiffeisenvereine  ins  Leben  gerufen 
worden  sein. 

Von  den  durch  die  „Union"  aktivierten 
Darlehnskassenvereinen  haben  Mitte  1897  317 
Kassen  Thätigkeitsberichte  pro  1896  veröfient- 
licht.  Sie  zählen  8648  Mitglieder  (etwa  28 
Mitglieder  pro  Kasse),  sind  also  sehr  klein: 
der  Totalumsatz  beziffert  sich  mit  2,3  Millionen 
Francs,  Darlehen  an  die  Mitglieder  920  591 
Francs,  Dep6t.s  über  1  Million  Francs ;  Zinsf uss 
fUr  die  Einlagen  zumeist  3%,  für  Darlehen  zu- 
meist 4"/o,  Totalertrag  7443  Francs,  Verlust 
405  Francs. 

In  der  Schweiz,  wo  einzelne  Versuche 
gemaclit  wurden,  die  Raiffeisenschen  Dar- 
lehnskassenvereiüe einzubürgern,  ist  dies 
nicht  gelungen  imd  dürfte  zunächst  kaum 
gelingen,  weil  in  der  Schweiz  ziemlich 
viele  Spar-  und  Leihkassen  bestehen,  welche 
dem  ländlichen  Kreditbedürfnisse  zu  ent- 
sprechen bemüht  sind.  Im  »Verband  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  von  Bern 
und  benachbarter  Kantone«  bestehen  2  Dar- 
lehnskassenvereiüe. 

Auch  in  England  haben  die  Darlehns- 
kassenvereiüe bisher  wenig  Anklang  gefun- 
den ;  die  wenigen  Darlehnskassenvereine  be- 
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stehen  eigentli(;h  nur  auf  dem  Papier.     We- 
>eRtlich  günstiger    liegen    die  VerhältniSvSe 
in  Irland,    vo  auch    der  Volkscharakter 
dieser  Mnrichtung    mehr    entgegenkommt. 
Als  Forderer  der  Raiffeisenschen  Ideeen  sind 
zu  bezeichnen  Mr.  Henry  W.  Wolff,  Vor- 
sitzender des  Centralausschusses  der  Inter- 
nationalen  genossenschaftlichen    ADianz    in 
London,   und    das    Parlamentsmitglied   Mr. 
H.  C.  Plunkett,  Gnlnder  und  Vorsitzen- 
der   der     Irish     Agricultural    Oi'ganisation 
Society.    In  Irland  entstehen  viele  ßarlehns- 
kassenvereine,  und  die  massgebenden   Per- 
sonen befürchten  fast  zu  rasches  Vorgehen. 
Es  galt  legislative  Schwierigkeiten  zu  über- 
^rinden,  um  den  Reservefonds  streng  unteil- 
bar zu  machen  und  den  Darlehnskassen ver- 
einen die  Mittel  der  Friendly  societies  zu- 
gänglich zu  machen.    Ein  Gesetz,   welches 
jIt.  iPlunkett  beantragt  hatte,  machte  beides 
möglich.    In  British-Columbia  hat  die 
Regierung  ein  Gesetz  zur  Annahme  gebracht, 
um  eine  Art  von  Raiffeisenvereinen  zu  stände 
zu  bringen.    Die  Regierung  will  die  ersten 
Fonds  vorschiessen,  die  Haft  der  Mitglieder 
^i\l  sich  auf  loCK)  Dollars  erstrecken,  doch 
dürfen  nicht  mehr  als  1(H)0  Dollars  geliehen 
werden  mid  bestehen  keine  Geschäftsiinteile. 
Man  kann   hier  nicht  mein*  von  Raiffeisen- 
vereinen  sprechen.     In   Westindien  ar- 
beitet Dr.  Le  Reece  energisch  unter  den 
Kegem   auf   Barbados    für    die    Genossen- 
scthkftsidee ;  wie  es  scheint,  sind  die  dortigen 
Bewohner  nicht  ohne  Verständnis.  —  Der 
gegenwärtige  Minister    für  Indien,   Lord 
George  Hamilton,  ist  der  Idee  der  Raiff- 
eisenkassen  geneigt  und  hat  dem  Sr.  Wm. 
Wedderbimi,    welcher    im   Parlament    für 
diese  Sache   eifrig   thätig   ist,    die    Unter- 
stützung   der  Regieining   zugesagt,   sobald 
der  geeignete    Zeitpunkt    gekommen    sein 
wird.   Mau  erhofft  Erfolge  in  Indien.    Auch 
in  Swlaustralien  wird  an  der  Propagierung 
genossenschaftlicher  Ideeen  eifrig  gearbeitet. 
Ueberbhckt  man  die  Grundsätze  und  Er- 
folge der  Darlehnskassenvereine,   so  ergiebt 
äf'h,  dass  dieselben   für  die  Befriedigung 
des  ßetlürfnisses  der  Landwirte  nach  Per- 
Bonalkredit  die  geeignetsten  genossenschaft- 
li«:hen  Organisationen    sind,    dass    sie    auf 
sozialpolitisch  äusserst  beachtenswerten  Ge- 
danken beruhen  und   man  dieselben  daher 
el«nsosehr  vom  ökonomischen  als  vom  so- 
zialen Gesichtspunkte  aus  als  eine  höchst 
wertvolle  und   der  Förderung  würdige  Er- 
rungenschaft bezeichnen  muss.    In  neuester 
Zeit  haben   sich    die  Gegensätze   auf  dem 
^Tebiete  der  Kreditorganisation  für  die  mitt- 
leren und  kleinen  Landwirte  einigermassen 
abgeschliffen;    bei  dieser  für  die  Genossen- 
s<.haftssache    erfreulichen    Thatsache    darf 
aber  gerade  hier  festgestellt  werden ,  dass 
zwar  an  manchen  Orten  Darlehnskassenver- 


eine ins  Leben  gerufen  werden,  welche  von 
dem  Urbilde  (lerselben  einigonnassen  ab- 
weichen, dass  aber  gerade  die  entscheiden- 
den Gnmdideeen  der  Raiffeisenschen  Organi- 
sation durchgedrungen  sind  und  andere  Or- 
ganisationen bestiuunend  beeinflusst  haben. 

Litteratnr;  Dieselbe  üt  so  reichhaltig,  dass  wir 
nur  einige  wichtigere  PuHikationen  herausheben 
wollen :  F,  W,  RaiffeUen,  Die  Darlehnskassen- 
vereine, in  Verbindung  mit  Konsum-,  Verkaufs-, 
Wimer-,  Molkerei-,  Viehrersicherungs-  etc.  Ge- 
nossenschaften, als  Mittel  zur  Abhilfe  der  Not 
der  ländlichen  Bevölkerung,  4,.  Aufl.,  188S,  — 
Jßerselbe,  Kurze  AiUeUnng  zur  Gründung  von 
Darlehnskassenvereinen,  zugleich  Uebersicht  über 
deren  Einrichtung  und  Organisation,  2.  Aufl., 
188 4.  —  Seit  1879  ^erscheint  in  Xeuwied  das 
nlandw.  GenossenschaftsblattH  als  Organ  der 
DarlehnskoMenvereine,  in  den  letzten  Jahren  der 
nNeuwieder  Raiffeisen- Kalendern  von  Dr.  Martin 
Fassbender.  —  Kraus,  Die  Raiffeisenschen 
Darlehnskassenvereine  in  der  Rheinprov^inz,  1876 
(in  4S  000  Exemplaren  verbreitet).  —  Löll,  Die 
Darlehnskassenvereine  Raiffeisens,  2.  Aufl.  — 
Sech,  Die  ländliche  Kreditnot  u.  die  Darlehns- 
kassenvereine im  Regierungsbezirke  Trier,  1875. 
—  Marchetf  Zur  Organisation  des  landwirt- 
schaftlichen Kredites  in  Oesterreich,  1876.  — 
Derselbe,  Der  Kredit  des  Landwirtes,  1878.  — 
Liiingsdorff,  Ländl.  Kredit-  u.  Konsumvereine, 
1871.  —  Märklin,  IHe  ländlichen  Darlehns- 
kassenvereine, ein  Heilmittel  zur  Bekämpfung 
des  Wuchertums,  1880.  —  WuUig,  Ad,,  Friedrich 
t  Wilhelm  Raiffeisen  und  die  nach  ihm  benannten 
ländlichen  Ikirlehnskassenvereine ,  ein  Weck-  u. 
Mahnruf  an  alle,  die  unser  Volk  lieb  haben, 
8.  Aufl.  —  Jß,  H.  Thiel,  Zur  Genossenschafts- 
bewegung. —  A,  von  György,  Die  Mängel 
der  Kreditorganisation  des  Kleingrundbesitzes 
(Referat  zu  dem  im  Jahre  1885  in  Budapest  ab- 
gehaltenen landwirtsch.  Kongresse).  —  M,  Fass^ 
bender  u.  Kirchem,  Die  ländlichen  Spar-  u. 
Darlehnskassenvereine  nach  Raiffeisen,  2.  Aufl., 
1890.  —  F.  Schtnidf  Die  Genossensehaftssysteme 
von  Sehulze-Delitzsch  und  Raiffeisen,  1888.  — 
Stefan  Richter,  Der  landwirtschaftliche  Kredit 
und  die  Spar-  und  Darlehnskassenvereine  nach 
F.  W.  Raiffeisen  im  Vergleiche  zu  den  Vorschuss- 
und  Kreditvereinen  nach  Sehulze-Delitzsch,  1888 
(für  Böhmen).  —  Derselbe,  Böhmens  Kredit- 
organisationen, mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  ländlichen  Spar-  und  Darlehnskassenvereine 
nach  F.  W.  Raiffeisens  System,  1897.  —  Wol" 
lembarg,  La  prima  cassa  cooperativa  di  pres- 
tito  secondo  la  sistema  Raiffeisen,  1888.  —  Jßer~ 
selbe.  Statuta  modello,  proposito  a  guida  delle 
banche  popolari  nuove,  188-i.  —  Derselbe,  Les 
caisses  rurales  italieniies  (anlässlich  der  Pariser 
Ausstellung  1889).  —  E.  Le  Barbier,  Le  credit 
ctgricole  en  Allemagne,  stiivi  de  l'etude  des 
comptabilites  les  plus  precises  et  les  plus  claires, 
usitees  dans  les  associations  rurales  de  credit 
mutuel  de  l' Allemagne  et  d' Autriche,  1889.  — 
P.  K,  Boon,  Bijdrage  tot  de  kennis  van 
Duitsch  Landbouwcrediet,  1890.  — Jahrbuch  des 
allgem.  Verbandes  der  deutschen  landw.  Genossen- 
schaften, Offenbach  a.  Main  (jährlich).  —  Art. 
)ü Darlehnskassenvereine a  von  Frhr,  v»  d,  Goltz 
im    yiWörterbuch  der   Volkswirtschaft^  herg.    von 
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/>r.  L.  Elster,  Bd.  7,  8,  5S9ff.  —  Schriften  des 
Ver.  f.  Sozialpolitik,  Bd.  73  bis  incl.  76  mit  Be- 
richten über  den  Personalkredit  d.  ländlichen  Klein- 
grundbesitzes  in  Deutschland  und  Oesterreich 
und  Verhandlungen  der  im  September  1897  zu 
Köln  a.  Rh.  abgehaltenen  Generalversammlung 
des  Ver.  f.  Sozialpol.  (über  ländlichen  Personal- 
kredü,  Bd.  76,  S.  187—248).  —  Terd.  Schmid, 
Die  Fortschritte  der  Iiaiffeise7ikassen  und  die 
bisherigen  Ergebnisse  ihrer  Gebarung  (Statistik 
für  Oesterreich  in  n  Statist.  MoncUsschriflu,  Wien 
1897,  4.  u.  5.  Heft).  —  Derselbe^  Materiali^m 
zur  Kenntnis  des  Personalkredites  der  Klein- 
grundbesitzer und  Kleingewerbetreibenden  (Son- 
derabdruck a.  d.  Statist.  Monatsschrift,  Wien 
1898).  —  Henry  W»  Wolff,  People*s  Banks, 
and  record  of  social  and  economic  success, 
London  2.  Aufi.  1896  (sehr  verbreitet).  —  J}er~ 
selhey  VilUtge  Banks  (auch  ins  Wallisische  über- 
setzt). —  Ertt^IAcht'f  Das  landw.  Genossen- 
schaftswesen in  Deutschland,  Wien  1899.  —  Zu 
erwähnen  ist  schliesslich  die  Streitlitteratur  über 
die  Darlehnskassen  vereine,  wenn  dieselbe  heute 
auch  nur  litterarhistorisches  Interesse  besitzt.  — 
Nöllf  Die  ländlichen  Darlehnskassenvereine  in 
der  Rheinprovinz  (sog,  System  Raiffeisen),  1878. 

—  Ad,  Held,  Die  Darlehnskassenvereine  in 
der  Rheinprovinz  (Arbeiterfreund  1873),  —  Die 
Gegenschriflen  gegen  Nöü  von  Capaun^Kar-' 
Iowa  (teils  selbständig  erschienen,  teils  in  der 
rheinischen  Wochenschrift  für  Land-  und  Forst- 
wirtschaft und  in  der  Neuwieder  Zeitung,  187 S). 

—  Schulze-Delitaachf  Die  rheinischen  Dar- 
lehnskassenvereine (Vortrag  auf  dem  deutschen 
Genossenschaftstage  in  Bremen  1874)-  —  Dagegen 
Capaun-Karlawa  in  der  Neuwieder  Zeitung, 
187 4.  —  Schulze-Jßelitzsch,  Den  Raiffeisen- 
schen  Darlehnskassenvereinen  zur  Verständigung, 
1877,  —  Von  besonderer  Bedeutung  ist  der  nBe- 
ricM  der  Enquetekpmmission  über  die  Raiffeisen- 
sehen  Darlehnskassenvereinen,  1875  (erstattet  von 
Prof.  Nasse),  dazu  nBemerkungena  von  NoU,1876. 
Dr,  Theodor  Kraus,  Geschichte,  Statistik  und 
Beschreibung  der  ländlichen  Genossenschaften 
Raiffeisenscher  Organisation.  Im  Auftrage  der 
Generaianwaltschaft  ländlicher  Genossenschaften 

für  Deutschland  zu  Neuwied  herausgegeben,  1899. 

O,  Marchet, 


Dayanzati,  Bernardo, 

geb.  am  30.  VII.  1529  in  Florenz,  gest.  am 
29.  III.  1606.  Zuerst  lebte  er,  nachdem  er  sich 
selbständig  gemacht,  als  Kaufmann  in  Lyon 
und  siedelte  später  in  gleicher  Eigenschaft 
nach  Florenz  über,  wo  er  sich  nebenbei  mit 
philologischen  und  historischen  Studien  (er  über- 
setzte den  Tacitus  in  das  Italienische  und 
schrieb  „Scisma  dlnffhilterra")  sowie  mit  Wein- 
und  Banmzucht  (v^.  seine  Schrift:  „Coltiva- 
zione  toscana",  s.  u.)  beschäftigte. 

DaTanzati  (oder  richtiger  Davanzati-Bosti- 
chi,  wie  er  sich  auf  dem  Titel  zweier  seiner 
Schriften  nennt)  hinterliess  1)  eine  Schrift 
Staats  wissenschaftlichen  Inhalts:  Lezione  delle 
monete  (Florenz)  1588;  dasselbe,  2»  ed.,  Padua 
1750;  dasselbe,.  Neudruck  u.  d.  T.:  „Scrittori 
classici  italiani  di  economia  politica,  parte  an- 
tica,  tom.  II,  Mailand  1804;  hinterliess   2)  eine 


Schrift  juristischen  Inhalts:  Notizia  de'  cambi, 
Florenz  1638,  welche  sich  an  den  Doktor  der 
Rechte  M.  Qiulio  del  Caccia  wendet  und  Be- 
lehrungen über  Wechselrecht  und  Wechselver- 
kehrsusancen  enthält.  Davanzati  veröffentlichte 
femer  die  historische  Schrift:  Scisma  dlnghil- 
terra,  Rom  1602;  dasselbe,  Neudruck  u.  d.  T. 
Scisma  d'Inghilterra  con  altre  Operette,  Florenz 
1638;  dasselbe,  Neudrucke  Padua  1727  und 
Mailand  1807.  Er  ist  4)  der  Verfasser  einer 
Abhandlung  landwirtschaftlichen  Charakters : 
La  coltivazione  toscana  delle  viti  e  d^alcuni 
arbori,  welche  mit  zwei  Schriftchen  ähnlichen 
Inhalts  aus  der  Feder  der  Sign.  Soderini  und 
Giachini  in  Florenz  1600  ^druckt  wurde. 

In  erstgenannter  Schrift,  mit  der  wir  es 
hier  nur  zu  thun  haben,  „Lezione  delle  (nicht 
sulle)  monete"  (vgl.  editio  princeps)  stellt  er  das 
gemünzte  Grold  und  Silber  als  Instrumente  dar, 
mittelst  deren  die  Menschen  Preis  und  Umsatz 
aller  käuflichen  Dinge  regeln  und  will  er  den 
ihnen  beigelegten  Wert  als  einen  konventio- 
nellen und  keineswegs  natürlichen  anerkannt 
haben.  Wörtlich  lautet  diese  Definition;  „oro, 
ariento,  0  rame  coniato  dall  pubblico  a  piaci- 
mento,  fatto  dalle  genti  prezio  e  misura  delle 
cose  per  contrattarle  agevolmente"  (Gold,  Silber 
und  Kupfer,  geprägt  von  dem  Publikum  nach 
Gefallen  (Konvenienz),  hergestellt  von  den  Völ- 
kern zum  Kennzeichen  des  Preises  und  Masses 
der  Gebrauchsgüter,  um  diese  leicht  zu  verhan- 
deln). Später  folgt  sein  berühmter  Satz :  „Ogni 
Stato  ha  bisogno  di  una  certa  quantitä  di  mo- 
neta  che  rigiri,  come  ogni  corpo  di  sangue,  etc.", 
worin  er  den  Geldumlauf  innerhalb  eines  Staats- 
wesens mit  der  Biutcirkulatiou  im  menschlichen 
Körper  vergleicht  —  und  zwar  32  Jahre  früher, 
als  Harvey  mit  seinem  Blutkreislaufgesetze  an 
die  Oeffentlichkeit  trat.  Hieran  reiht  Davan- 
zati, ausgehend  von  den  einzelnen  Phasen  des 
Geldumlaufs,  seine  Ausführungen  über  die  Geld- 
verschlechterung, welche  sich  nach  ihm  nicht 
nur  durch  Verteuerung  der  wichtigsten  Ge- 
brauchsartikel fühlbar  macht,  welche  infolge 
des  erschütterten  Vertrauens  des  Publikums  zu 
dem  minderwertig  gewordenen  Zahlun^mittel 
auch  auf  Handel  und  Wandel  lähmend  einwirkt, 
mit  dem  unausbleiblichen  Rückschlage  auf  die 
sich  vermindernden  Staatseinnahmen. 

Gegen  die  irrtümliche  Rubrizierung  Davan- 
zatis  unter  die  Merkantilisten  legt  Hildebrand 
auf  S.  9  seiner  „Nationalökonomie  der  Gegenwart 
und  Zukunft",  Frankfurt  a.  M.  1848,  Protest  ein. 

Vgl.  über  Davanzati:  Custodi  als  Heraus- 
geber des  betreffenden  Bandes  der  Scrittori 
classici  italiani  di  economia  politica,  Mailand 
1804.  —  U.  Gobbi,  Economia  politica  negli  scrit- 
tori del  secolo  XVI -XVII,  Mailand  1889,  S.  50, 
159/60,  242/44.  —  Lexis,  Bernardo  Davanzati,  in 
H.  d.  St.  1  Aufl.,  Bd.  II,  S.  916.  Lippert. 


Davenant,  Gliarles, 

geb.  in  London  1656,  gest.  am  6.  XI.  1714  als 
Generalinspektor  der  Einfuhr  und  Ausfuhr, 
wozu  er  1705  von  der  Königin  Anna  ernannt 
wurde. 

Er  veröffentlichte   von   staatswissenschaft- 
lichen   Schriften    in    Buchform:    An    essay    on 
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ways  and  means  of  supplying  the  war,  London 
1G95.  —  An  essay  on  the  East  India  trade  in 
a  ietter  to  the  Marquis  of  Normanbj,  London 
1697.  —  An  essay  on  the  probable  methods  of 
making  the  people  gainers  in  the  balance  of 
trade,  London  1699.  —  Reflections  npon  the 
Constitution  and  the  management  of  the  trade 
to  Africa,  London  1709,  (Vorstehende  Schriften 
erschienen  anonym.)  Die  Auscpabe  seiner  Ge- 
samtwerke führt  den  Titel:  The  political  and 
commercial  works  of  Charles  Davenant.  Col- 
lected  and  revised  by  Sir  Ch.  Whitworth,  6  vols., 
London  1771. 

An  eine  günstige  Handelsbilanz  (vgl.  seine 
vorstehende  l^hrift  von  1699)  stellt  Davenant 
die  Anforderung,  dass  der  üeberschuss  der  Bi- 
lanz der  Höhe  der  Staatsausgaben  entsprechen 
mnss,  welche  der  Stand  des  jeweilifi^en  Natio- 
nalvermögens zulässt.  Soviel  Gewicht  er  übri- 
gens auf  eine  ^nstige  Bilanz  legt,  so  sehr 
schätzt  er  die  Freiheit  des  Verkehrs,  die  er 
selbst  auf  die  Gefahr  hin  nicht  eingeschränkt 
sehen  m(>chte,  dass  die  Bilanz  einmal  etwas 
weniger  befriedigend  ausfällt  als  gewöhnlich. 
In  dem  Konkurrenzkampfe  der  ostindischen 
Handelskompagnie  (vgl.  seine  vorstehende  Schrift 
von  1697)  mit  den  Seiden-  und  BanmwoUfabri- 
kanten  Englands  verteidigt  Davenant,  im  Inte- 
resse des  englischen  Zwischenhandels,  die  Ein- 
fuhr der  indischen  Calicos.  Obwohl  ein 
Anhänger  des  Merkantilsvstems,  legt  er  der  an- 
haltenden Einfuhr  von  Edelmetallen  in  an  und 
für  sich  reiche  Länder  keinen  Wert  bei.  Er 
charakterisiert  das  Geld  als  „servant  of  trade", 
dann  aber  auch  als  eine  Macht  im  Staatsleben, 
indem  die  Leute,  welche  das  meiste  Geld  haben, 
durch  dasselbe  in  das  Parlament  eindringen  una 
die  Gesetzgeber  spielen. 

Ygl.  über  Davenant :  Dictionary  of  national 
blofi^phy.  —  Röscher,  Geschichte  der  englischen 
Voftswirtschaftslehre,  Leipzig  1851.  —  Lexis, 
Charles  Davenant,  in  H.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd. 
n,  S.  917.  lAppert, 


Degression,  degressive  Steuer, 

8.  Steuer. 


Deicliwesen. 


1.  Einleitung.  2.  Rechtsgeschichte  des 
Deichwesens,  insoesondere  der  Deichverbände. 
3.  Preussen.  A.  Gesetzgebung.  B.  Das  Geltungs- 
gebiet des  G.  V.  28.  Januar  1848.  C.  Die  schles- 
wig-holsteinischen und  hannoverschen  Marsch- 
di^rikte.  D.  Hessen-Nassau.  4.  Königreich 
Sachsen.  5.  Bayern.  6.  Baden  und  Hessen.  7. 
Elsass-Lothringen.   8.  Oesterreich  und  Ungarn. 

1.  Einleitung.  Deichwesen  ist  der  Inbe- 
griff aller  Yerwaltungsthätigkeiten ,  welche 
die  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Dei- 
chen (franz.  digiies,  in  lat.  Quellen  ag- 
geres),  d.  h.voD  künstlichen  Schutzdämmen 
gegen  die  Hochfluten  des  Meeres  und  der 
Ströme ,  zum  Zweck  und  Inhalt  haben.  Das 
Deichwesen  und  seine  rechtliche  Ordnung 
erscheint  sonach  als  Teil  oder  Zweig  der 
Wasserverwaltung  (Wasserwirtschaft)  bezw. 


des  Wasserrechts  (s.  d.  Art.  Bewässerung 
und  Bewässerungsrecht  oben  Bd.  Ü 
S.  773  ff.).  Und  zwar  gehört,  wenn  man 
die  Übliche  Zweiteilung  der  auf  das  Wasser 
bezüglichen  öffentlichen  und  privaten  Ge- 
samtthätigkeit  in  »Wasserschutz  «  und  »Was- 
sernutzung «  (s.  d.  cit.  Art.)  acceptiert,  das 
Deichwesen  zum  Wasserschutz ;  es  ist  sogai* 
im  ausgesprochensten  und  eminentesten 
Sinne  Wasserschutz,  denn  es  handelt  sich 
ja  dabei  um  die  Verhütung  von  üeber- 
schwemmungen,  also  um  die  Abwendung 
von  Gemeingefahren,  welche  die  Bewohner 
ganzer  Landstriche  —  Küsten  und  Fluss- 
niederungen —  mit  der  Vernichtung  von 
Leben,  Hab  und  Gut  bedrohen.  Es  liegt 
in  der  Natur  der  Saclie,  dass  in  der  Kultur- 
entwickelung derjenigen  Länder,  welche 
vermöge  ihrer  geringen  Durchschnittserhe- 
bung über  dem  Spiegel  benachbarter  Meeres- 
teile oder  Ströme  der  Ueberflutungsgefahr 
weite  Angriffsflächen  bieten,  das  Deichwesen 
schon  frühzeitig  und  im  regelmässigen  Ver- 
laufe der  Dinge  jedenfalls  frülier  auftritt 
als  die  anderen  Zweige  des  Wassei'schutzes 
—  Flussregulienmg ,  Entwässerung  (s.  d. 
Art.)  —  oder  gar  der  Wasserbenutzung  (s. 
d.  Art.  Bewässerung  und  Bewässerungsrecht), 
welche  letzteren  insgesamt  schon  eine 
kulturellen  Frühzeiten  unbekannte,  erwei- 
terte Auffassung  des  Berufes  der  öffentlichen 
Gewalt,  nämlich  eine  Ausdehnung  ihrer 
Thätigkeit  über  die  Grenzlinie  der  reinen 
Sicherheitspflege  hinaus  auf  das  Gebiet  der 
Wohlfahrts-  und  Kulturpflege   voraussetzen. 

Die  Technik  des  Deichwesens  ist  hier  nicht 
zu  erörtern ;  vgl.  darüber  die  einschlägige  Fach- 
litteratur,  z.  B.  Perels,  Handbuch  des  land- 
wirtschaftlichen Wasserbaus,  ferner  das  amt- 
liche Werk  „Preussens  landwirtschaftliche  Ver- 
waltung in  den  Jahren  1875-77"  (S.  90  ff.). 
Von  den  gangbaren  technischen  Ausdrücken 
des  Deichbaus  sind  die  wichtigsten  folgende: 
Die  durch  eine  zusammenhängende  Deichlinie 
gegen  die  Flut  gedeckten  Ländereien  bUden 
aas  Binnenland,  das  zwischen  Deich  und 
Ufer  liegende,  also  der  Ueberschwemmung  und 
dem  Abbruch  durch  den  Strom  bezw.  die  See 
ausgesetzte  Terrain  heisst  Aussendeichs- 
oder  Vorland  (niederdeutsch  Butenland).  Die 
schleswig-holsteinischen  und  ostfriesischen  Pro- 
vinzialismen „Koog"  und  „Polder**  bezeichnen 
dasselbe  wie  „Binnenland";  der  Ausdruck  Pol- 
der hat  sich  aber  auch  in  Mitteldeutschland, 
z.  B.  in  der  Provinz  Sachsen  (Elb-  und  Saale- 
deiche), eingebürgert.  Unter  den  Deichanlagen 
selbst  unterscheidet  man  folgende  Kategorieen: 
Winter-  oder  Hauptdeiche  (auch  „Hoch- 
wasserdeiche"), welche  gegen  die  höchsten  und 
fefährlichsten  Fluten  im  Herbst,  Winter  und 
ruh  jähr  Schutz  gewähren  sollen,  und  Som- 
merdeiche, welche  lediglich  auf  das  gewöhn- 
liche Uehertreten  der  Flüsse  infolge  sommer- 
lichen Hochwassers  berechnet  sind.  Die  Längs- 
achse des  Deiches  liegt  naturgemäss  der  Ufer- 
linie  parallel;   doch   kommen    ausnahmsweise, 
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z.  B.  zur  Verbindung  absetzender  Deichlinien, 
auch  Deichbauten  vor,  welche  zum  Zuge  der 
Uferlinie  rechtwinklig  oder  nahezu  recht- 
winklig geneigt  sind:  Flügel-  oder  Quer- 
deiche. —  „Binnen-  oder  Durchstauwasser" 
ist  das  dem  Binnenlande  von  innen  oder  von 
weiter  zurück  gelegenen  Flächen  her  im  Ueber- 
mass  zuströmende  und  deshalb  kulturschädliche 
Wasser,  welches  nicht  anders  als  durch  Ent- 
wässerungsgräben, „Siele"  —  und  Schleusen- 
werke durch  den  Deichkörper  hindurch  nach 
aussen  abgeführt  werden  kann. 

2.  Rechtsgeschichte  des  Deichwesens, 
insbesondere  der  Deich  verbände,  a)  Mit- 
telalter. Das  Deich wesen  war  der  antiken 
Kultur,  insbesondere  denEömem,  nicht  unbe- 
kannt ;  von  den  —  spärlichen  —  Nachrichten 
über  Deichbauten  aus  römischer  Zeit,  welche 
auf  uns  gekommen  sind,  mögen  hier  Erwäh- 
nung finden  etwa  die  Notiz  bei  C  i  c  e  r  o  de  offic. 
n,  4  (»moles  oppositas  fluctibus«),  der  Rhein- 
damm des  Drnsus  (Tacit.  Ann.  XIII,  53; 
histor.  V,  19),  —  endlich  die  Strafdrohun- 
gen des  Corpus  iuris  gegen  Beschädigungen 
der  Nil  deiche:  1.  10  D.  de  extr.  crim.,  47, 
11 ;  1.  un.  C.  de  Nili  agger.,  9,  38.  Aber  zu 
einer  technisch  nennenswerten  Ausbildung  des 
Deichwesens  und  vor  allem  zur  Entwickelung 
eines  besonderen  Deich  rechts  kam  es  doch 
erst  im  Mittelalter,  vor  allem  in  der  norddeut- 
schen Tiefebene  mit  ihren  weiten,  oft  kaum 
fusshoch  über  den  mittleren  Wasserstand  sich 
erhebenden  Flnssniederungen  sowie  an  den 
ebenso  flach  profilierten  und  dementsprechend 
flutgefährdeten  Nordseeküsten  Deutschlands, 
Hollands,  auch  Frankreichs.  Die  Zusammen- 
ziehung der  Deichbauten  am  Niederrhein,  an 
der  Weser,  Elbe  und  Oder  zu  fast  ununterbro- 
chenen, die  Ströme  auf  ihrer  gesamten  Tief- 
landsstrecke begleitenden,  Deichlinien  fällt 
grösstenteils  in  das  12.  Jahrhundert,  Mindes- 
tens ebenso  alt  sind  die  Nordseedeiche  der 
schleswig-holsteinischen,  friesischen,  holländi- 
schen und  französischen  Küste  (vgl.  v.  H  a  1  e  m, 
Geschichte  des  Herzogtums  Oldenburg,  I,  41 ; 
Wilda  b.  Weiske,  Rechtslex.  s.  v.  Deich- 
und  Sielrecht,  III,  282;  Dämmert,  Deich- 
und  Strombaurecht,  I,  §  5;  Block,  dict.de 
Tadm.  francaise  s.  v.  Syndicats  de  travaux 
n.  3).  Die  Eindeichung  der  Weichselniede- 
rungen und  Meeresküsten  Preussens  ist 
eine  Kulturaufgabe,  welche,  wie  so  manche 
andere,  das  erste  gennanische  Staatswesen 
in  diesen  Landen,  der  deutsche  Orden, 
im  13.  und  14.  Jahrhundei-t  gelöst  hat.^) 
und  auch  die  Ufer  französischer  Ströme, 
z.  B.  der  Rhone  und  Durance,  sahen  um- 
fassende Deichbauten  schon  im  Mittelalter 
(sicher  schon  im  12.  Jahrhundert),  lange  ehe 
man  dort  und  in  Deutschland  an  eine  plan- 
mässige  Thätigkeit  auf  anderen  Gebieten 
der   Wasserwirtschaft,   Ent-   oder   gar  Be- 

*)  V.  Treitschke,  histor.   u.  politische 
Aufsätze  II  (5.  Aufl.)  S.  41.      . 


Wässerung,  dachte  (Block  a.  a.  0.  Nr.  4). 
Wer  war  es  nun,  der  diese  ältesten  Deiche 
erbaut  und  unterhalten  hat?  Sind  sie  freier 
Privatthätigkeit  der  einzelnen  zu  verdanken, 
die,  jeder  für  sich,  darauf  bedacht  wai-en, 
durch  Aufschüttung  des  Dammes  ihr  Erb 
und  Eigen  vor  der  Hut  zu  schirmen?  Ge- 
wiss nur  selten  und  ausnahmsweise,  —  ob- 
wohl, nach  gemeinem  deutschen  Recht  zu- 
mindest, der  private  Deichbau  einem  jeden 
unverwehrt  war  (Dämmert  a.  a.  0.  §  5 
Nr.  16;  Runde,  D.  Priv.R.  §  114a  N.  c). 
Der  Regelfall  ist  vielmehr  der  Deichbau 
durch  vereinte  Kraft  und  Thätigkeit,  durch 
das  planmässige  Zusammenwirken  aller,  die 
in  einer  und  derselben  Niederung  ansässig 
waren,  also  gemeinsam  den  Schutz  des 
Deiches  genossen.  Der  das  deutsche  Rechts- 
und Wirtschaftsleben  des  Mittelalters  überall 
durchdringende  und  beherrschende  Trieb  zur 
Genossenschaftsbildung  fand  gerade 
im  Deichwesen,  wo  es,  wenn  irgendwo, 
heisst:  »Alle  für  einen,  einer  für  alle«,  ein 
fruchtbares  Feld  seiner  Bethätigimg.  Weit- 
aus die  meisten  imd  jedenfalls  alle  bedeu- 
tenderen Deichbauten  des  Mittelalter  sind 
Genossenschaftsanlagen.  DieseDeich- 
genossen  Schäften  od  er  Deichverbände 
(Deichbände,  Deichachten)  sind  nach  heuti- 
gen Rechtsbegriffen  autonome  Zwangs- 
genossenschaften des  öffentlichen 
Rechts  auf  territorialer  Grund- 
lage; —  eine  rechtliche  Natur,  die  voll- 
konunen  geteilt  wird  von  den  den  Deich- 
verbänden vielfach  eingegliederten  und  un- 
tergeordneten Specialgenossenschaften,  den 
Sielverbänden  (Sielachten),  deren  Zweck 
und  Aufgabe  die  Entwässerung  des  Binnen- 
landes (s.  oben)  war.  Die  territoriale 
Grundlage  des  Deich  Verbandes  ist  das 
Binnen-  und  Vorland  der  gemeinschaftlich 
erbauten  und  unterhaltenen  Deichlinie.  Die 
Deichverbände  sind  Zwangs  genossenschaf- 
ten,  denn  keinem,  der  binnen  dem  Deiche 
angesessen  ist,  steht  frei,  mit  seinem  Grund 
und  Boden  aus  dem  Verbände  auszutreten 
und  sich  so  der  Deichlast  zu  entledigen, 
die,  nach  Art  einer  Reallast  des  Privat- 
rechts, dem  Grundstück  anliaftet.  Sie  sind 
Genossenschaften  des  öffentlichen 
Rechts,  Korporationen,  welche  ausser  und 
abgesehen  von  ihrer  Privatrechtsfähigkeit 
(Eigentum  an  dem  Deichkörper!)  ein  nicht 
geringes  Mass  öffentlicher  Gewalt,  insbe- 
sondere Satzungs-,  Organisations-,  Zwangs-, 
Straf-  und  Finanzgewalt  als  ihr  Recht 
innehaben  und  gegen  ihre  Mitglieder,  unter 
Umständen  selbst  gegen  Dritte  (Zwang  auch 
gegen  den  Ungenossen  ziu*  Leistung  von 
Nothilfe  bei  Üeberschwemmungsgefahr),  aus- 
üben. Die  mittelalterlichen  Deichverbände 
sind  schliesslich  autonome  Körperschaf- 
ten in  dem  eminenten,  mit  den  unfertigen 
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StaatsanschauuDgen  des  Mittelalters  aller- 
dings verträglichen  Sinne,  dass  die  Herr- 
schaftsbehignisse  des  Verbandes  von  keiner 
Staatsgewalt  abgeleitet  erschienen,  dass  der 
Yerband  in  seinem  Wirkungskreise  zu  eige- 
nem Recht  schaltete  und  waltete  und  liier- 
für keiner  Staatsgewalt,  sondern  nur  sich 
selbst  verantwortlich  war.  (Hierzu  und  für 
das  folgende  vgl.  im  allg.  Gierke, 
Genoss.R.  I,  613  ff.,  770  ff.;  Heusler, 
Instit  d.  D.  Privatr.  I,  297.)  In  alledem 
sind  diese  Deich  verbände  ganz  nach  dem 
Bilde  der  mittelalterlichen  (Stadt-  und 
Land-  bezw.  Mark-)  Gemeinde  geschaffen : 
sie  sind  Specialgemeinden,  Kommunai- 
verbände  für  den  besonderen  Zweck  des 
Deichwesens.  Hier  und  da  fallen  sie  wohl 
auch  mit  den  politischen  Gemeinden  und 
ihren  Gemarkungen  zusammen,  so  dass 
dann  das  Deichwesen  einen  Teil  des  kom- 
munalen Wirkungskreises  bildet.  Doch  ist 
dies  nicht  die  Hegel.  Die  normale  Gestalt 
des  mittelalterlichen  Deichverbandes  ist  ^-iel- 
mehr  die  Vereinigung  der  Grundbesitzer 
einer  und  derselben  Niederung  ohne  Rück- 
sicht auf  Gemeindezugehörigkeit  und  Ge- 
meindegrenzen und  ohne  Zuaammenliang 
mit  der  GemeindevenÄ^altung.  Dabei  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  eine  (politische) 
Gemeinde  als  solche  Mitghed  eines  Deich- 
verbandes ißt ;  soll  doch  nach  dem  Sachsen- 
spiegel (U,  56)  »iewelk  dorp  sinen  deil 
des  dammes  vestenen  vor  der  vlut«,  während 
der  Genossenschaftsverband  alle  (einzelne 
und  Gesamtpersönlichkeiten)  umfasst,  »die 
binnen  deme  dämme  geseten   sien«.  ^) 

Der  Hei-gaug  bei  der  Entstehuog  der 
ältesten  Deichverbände  ist  noch  vielfach 
unaufgeklärt  Während  Wilda  (a.  a.  0. 
S.  283)  annimmt,  dass  zuerst  überall  frei- 
willige Einungen  der  Interessenten  das 
Deichwesen  in  die  Hand  genommen  haben, 
Einungen,  die  dann  unter  dem  Drucke  der 
Notwendigkeit  zu  territorialen  Zwangsge- 
nossenschaften geworden  seien  —  wobei 
hie  und  da  eine  Absorption  des  Deichver- 
bandes durch  den  politischen  Gemeindever- 
band stattfand  —  vermutet  Gierke  (a.  a.  0. 
S.  614,  770),  dass,  von  Ausnahmsfällen  ab- 
gesehen, die  Deichverbände  nicht  durch 
freie  Vereinigung,  sondern  durch  A  b  z  w  e  i  - 


^)  Die  Anlegung  von  Deichen  durch  den 
Staat,  —  oder,  um  den  allzn  „modernen" 
Ansdmck  mit  einem  richtigeren  zu  vertauschen, 
—  durch  den  Träger  der  Landesherr- 
schaft, vermittelst  Auferlegung  und  Einfor- 
derung bäuerlicher  Frondienste,  ohne  ZuhUfe- 
nahme  genossenschaftlicher  Organisationen, 
kommt  im  Mittelalter  nur  ganz  ausnahmsweise 
vor.  Ein  Beispiel  bietet  die  oben  erwähnte 
Eindeichung  der  Weichsel  und  des  frischen 
Haffs  durch  den  deutschen  Orden  ;v.Treitschke 
a.  a.  0.  S.  41. 


gung  von  den  lokalen  (oder  weiteren)  Ge- 
meinde verbänden  entstanden  seien,  welche 
letzteren  anfänglich  für  alle  gemeinsamen 
Bedürfnisse  ihrer  Mitglieder,  also  auch,  wo 
es  not  that,  für  den  Schutz  vor  Wassers- 
gefahr gleichmässig  sorgten.  Die  Streit- 
frage muss  hier  unentschieden  bleiben  und 
darf  dies  umsomehr,  als  ja  auch  Gierke 
nicht  behauptet,  dass  die  Abspaltung  von 
der  Gemeinde  den  allein  urkundlich  nach- 
weisbaren Entstehungsgrund  der  Deichge- 
nossenschaften bilde  (vgl.  auch  Heusler 
a.  a.  0.  S.  297),  und  überdies  die  Modalität 
der  Entstehung  ohne  Einfluss  ist  auf  die 
rechtliche  Natur  des  fertig  entwickelten 
Deichverbandes,  wie  er  seit  dem  13.  Jalir- 
hundert  überall  in  den  deutschen  Tieflanden 
dem  Forscher  entgegentritt.  Dieser  Deich- 
verband ist,  wie  bereits  oben  gesagt,  eine 
autonome,  mit  öffentlicher  Gewalt  ausge- 
stattete Zwangsgenossenschaft.  Die  Auto- 
nomie dos  Verbandes  prägt  sich  nament- 
lich darin  aus,  dass  er  seine  Satzungs-,  Ge- 
richts- und  Zwangsgewalt  frei,  d.  h.  ohne 
Zuthun  und  Konti-olle  seitens  höherer 
öffentlicher  Gewalten  bethätigt  und  dass 
insbesondere  auch  die  Organe  des  Ver- 
bandes —  regelmässig  ein  Vorsteher 
(Deichgraf,  Deichrichter),  das  aus- 
führende und  mit  Handhabung  der  Exe- 
kutivgewalt betraute  Organ,  ihm  zur  Seite, 
namentlich  zur  Beaufsichtigung  der  Deich- 
arbeiten, Deichschöffen,  —  durch  Wahl 
der  Genossen  aus  ihrer  Mitte  bestellt  wer- 
den.  —  Was  die  Art  und  Weise  der  Ver- 
teilung der  Verbandlasten  anbetrifft, 
so  war  zwar  der  geldwirtschaftliche  Modus, 
d.  h.  die  Bestreitung  der  Deichbau-  und 
anderen  VerwaltungsKosten  aus  einer  ge- 
nossenschaftliclien  Kasse  und  Auffüllung 
derselben  durch  laufende,  von  der  Ge- 
nossenschaft auf  die  einzelnen  Mitglieder 
umzulegende  Beiträge  oder  Abgaben,  schon 
dem  Mittelalter  nicht  ganz  unbekannt  (vgl. 
die  von  Gierke  a.  a.  0.  S.  614  Anm.  98 
gegebenen  Nachweise  aus  friesischen  Deich- 
statuten von  1317  und  1382),  er  kommt  je- 
doch nur  ausnahmsweise  vor  und  tritt  ganz 
zurück  gegen  das  naturalwirtschaftliche 
System  der  Deichlastverteilung  durch  Hand- 
imd  Spanndienste  der  Deichgenossen.  Lretz- 
teres  System  war  überall  ausgestaltet  als 
sogenannte  Pfanddeichung  oder  Pfand- 
wirtschaft: jedem  Genossen,  richtiger  jedem 
der  zum  Deichverbande  gehörigen  Grund- 
stücke war  ein  Abschnitt  (Pfand,  Kavel, 
Los)  des  Verbandsdeiches  zur  Instandhal- 
tung nach  Massgabe  der  Satzungen  und  Be- 
schlüsse des  Verbandes  zugewiesen,  der 
Art,  dass  diese  Verpflichtung  —  die  Deich- 
pflicht oder  Deichlast  —  auf  das  Grund- 
stück dinglich  radiziert  war.  »Kein  Land 
ohne  Deich«,   d.  h.  jedes  »Land«  hatte  nur 
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seine  Deichsti-ecke  zu  unterlialten,  für  die 
Unterhaltung  der  übrigen  Strecken  aber 
nichts  beizutragen.  Für  die  Leistung  der 
Deichpflicht  haftet  das  damit  belastete 
Grundstück,  es  wird  dem  Besitzer  von  der 
Genossenschaft  exekutionsweise  weggenom- 
men, wenn  er  in  der  Erfüllung  der  Pflicht 
säumig  ist:  »wer  nicht  will  deichen,  muss 
weichen«.  Andererseits  darf  —  eine  Aus- 
nahme von  dem  Princip  der  persönlichen 
Zwangsgenossenschaft  —  derjenige  Grund- 
besitzer »weichen«,  welcher  zur  Leistung 
der  Deichpflicht  völlig  unvermögend  ist :  er 
darf  sein  Grundstück  einschliesslich  der 
darauf  haftenden  Deiclilast  aufgeben,  dere- 
linquieren. Für  beides,  den  Exekutions- 
wie  den  Dereliktionsakt,  war  eine  symbo- 
lische Vollzugshandlung  —  Einstecken  eines 
Spatens  in  die  Deichstrecke  —  üblich,  die 
sich  in  manchen  Gegenden  bis  in  neuere 
Zeit  erhalten  und  jenen  Rechtsinstituten, 
dem  Weichenmüssen  wie  auch  dem 
Weichen  dürfen,  den  gemeinsamen  Namen 
»Spatenrecht«^  gegeben  hat  (vgl.  hierfür 
Wilda  a.  a.  0.  S.  288;  Beseler,  D.Priv.R. 
S.  918).  Wie  in  diesen,  so  kann  auch  in 
allen  anderen  Fällen  das  Gnmdsttick  immer 
nur  mit  der  daraufliegenden  Deichpflicht 
veräussert  werden ;  eine  selbständige  Ueber- 
tragung  der  letzteren  ist  unstatthaft  (dies 
ist  wohl  der  Sinn  der  Umkehrung  jenes 
Rechtssprichworts :  »Kein  Deich  ohne  Land « ). 
—  Das  System  der  Pfanddeichung  galt 
übrigens  nur  für  die  ordentliche  Deich- 
last, d.  h.  die  laufenden  und  regelmässig 
wiederkehi'enden  Instandhaltungsarbeiten ; 
für  die  Fälle  der  ausserordentlichen 
Deichlast  —  Nothilfe  bei  dringender  Ge- 
fahr des  Deichbruchs,  Wiederherstellung 
des  von  der  Flut  zerstörten  Deiches  —  trat 
dagegen  eine  gleichmässige  Zwangsdienst- 
pflicht aller  Verbandsgenossen  für  Ver- 
teidigung bezw.  Wiederheratellung  des 
ganzen  Verbandsdeiches  ein.  Die  im  vor- 
stehenden angegebenen  Rechtsgi^undsätze 
über  die  Deichlast  und  ihre  Träger  erscheinen 
bereits  vollkommen  deutlich  ausgeprägt  im 
Sachsenspiegel,  wo  es  —  an  der  oben 
citierten  Stelle,  II,  56  —  heisst:  »svelke 
dorp  bi  watere  lieget  unde  enen  dam  hebbet, 
die  sie  vor  der  vlut  bewaret,  iewelk  dorp 
sal  sinen  deil  des  dammes  vestenen  vor  der 
vlut  (ordentliche  Deichlast).  Kumt  aver  die 
vlut  unde  briet  sie  den  dam,  unde  ladet 
man  mit  deme  gerüchte  darto,  die  binnen 
deme  dämme  geseten  sien,  svelk  ir  nicht 
ne  hilpt  büten  den  dam  (ausserordentliche 
Deichlast),  die  hevet  verworcht  sogedan 
erve  als  he  binnen  deme  dämme  hevet«. 
Auf  diesen  Grundlagen  beruhte  in  ganz 
Norddeutschland  Deichwesen  und  Deich- 
pflicht bis  in  die  neuere,  ja  neueste  Zeit 
hinein.     In  anderen  Beziehimgen  dagegen 


liat  das  Deichrecht  seit  Ausgang  des  Mittel- 
alters tiefgehende  Umgestaltungen  und 
Wandlungen  erfalu-en.  Die  allgemeine  ver- 
fassungsgeschichtliche Entwickelung  näm- 
lich, welche  die  eng  begrenzte  Landes- 
hoheit mittelalterlichen  Stils  zm*  absoluten 
Staatsgewalt  steigerte,  —  die  seit  dem  16. 
Jahrhundert  überall  sich  offenbarende  Ten- 
denz der  Landeshoheit,  das  freie  Einungs- 
und autonome  Genossenschaftswesen  des 
Mittelalters  sich  ein-  und  unterzuordnen, 
konnte  auch  an  den  Deich  verbänden,  die  ja 
in  manchem  Betracht  geradezu  als  Prototyp 
einer  freien  Genossenschaft  im  mittelalter- 
lichen Sinne  gelten  diirfen,  nicht  vorüber- 
gehen und  ist  nicht  an  ihnen  vorüberge- 
fmgen.  Noch  die  Quellen  des  15.,  ziun 
eil  auch  noch  des  beginnenden  16.  Jahr- 
hunderts zeigen,  wie  die  früheren,  die 
Deichgenossenschaft  in  voller  Freiheit,  das 
Deichrecht  als  Erzeugnis  korporativer  Auto- 
nomie, die  Deichgrafen  und  anderen  Deich- 
beamten als  Genossenschaftsorgane,  welche 
von  den  Genossen  aus  ihrer  Mitte  gewählt 
werden.  Belege  hierfür  bieten:  das  Deich- 
recht der  Stadt  Bremen  von  1449  (abge- 
druckt bei  Pufendorf,  Observ.  iiu*.  app. 
IV,  56  ff.),  das  imten  S.  146  noch  zu  er- 
wähnende ostfriesische  Deich-  und  Sieh^echt, 
ferner  die  »articuli  spadelandici«,  eine  nord- 
schleswigsche  Deichsatzung,  die,  wie  ein 
alter  Kommentator  (vgl.  den  Abdruck  der 
artic.  spad.  »cum  notis  practicis  Heimrichii« 
bei  Hackmann,  de  iur.  agg.,  Anhang 
unter  11)  bezeugt,  in  ihren  ältesten  Bestand- 
teilen »bey  Herzog  Adolfs  des  letzten  aus 
dem  Schauenburger  Stamm  Zeiten«  —  also 
um  1450  —  entstanden  ist  dmxih  freie  Be- 
liebung und  »Vergleichung«  der  Angesesse- 
nen »aus  dem  Strande  und  Eiderstädt«  ;  — 
endlich  die  Angaben  P  u  f  e  n  d  o  r  f  s  (a.  a.  0. 
IV,  73)  über  J3estellung  der  Deichgrafen 
durch  freie  Wahl  der  Verbandsgenossen. 
Seit  dem  16.  Jahrhundert  aber  ändert  sich 
dieses  Bild.  Die  Deichverbände  geraten 
imter  die  Aufsichts-  und  Polizeigewalt  der 
Landesherren  und  ihrer  Behörden;  in  dem- 
selben Masse,  wie  dies  geschieht,  verlieren 
sie  ihreAutonomie  und  eigenberechtigte  öffent- 
liche Gewalt.  Endlich  werden  sie,  wie  der 
durchschnittliche  Inhalt  der  Deichordnungen 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  beweist,  ganz  und 
gar  zu  Staatsanstalten,  die  höchstens  Rudi- 
mente korporativer  Rechte  noch  aufweisen, 
b)  Seit  dem  16.  Jahrhundert.  Diese 
Umwandlung  des  Deichwesens  aus  einer 
Genossenschaftsangelegenheit  in  eine  Staats- 
angelegenheit hat  sich,  wie  andere  gleich- 
zeitige und  analoge  JEntwickelungen  (vgl. 
Gierke  a.  a.  0. 1,  638ff.;  IH,  684ff.,  746  ff.) 
nicht  überall  gleichmässig  vollzogen.  Meist 
setzt  die  Einmischung  der  Landeshoheit  in 
die  korporative  Selbstverwaltung  des  Deich- 
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Wesens  im  16.  Jahrhundert  (nur  ausnahms- 
weise schon  früher)  ein  mit  dem  Erlasse 
landesherrlicher  De  ich  ord  n  u  n  ge  n  für  ein- 
zelne Deichverbandsbezirke  des  Territoriiuns. 
(Vgl.  die  hier  im  Text  aufgeführten  Quellen.) 
Diese  Produkte  der  landesherrlichen  Yerord- 
nungsgewalt,  namentlich  die  ältestenDeichord- 
nungen,  sind  der  Regel  na(;h  nichts  anderes 
als  Bestätigungen  der  alten  auf  korporativer 
Autonomie  oder  auf  dem  Uerkonmien  be- 
ruhenden Deichrechte,  Reproduktionen  und 
Republikationen  der  letzteren  unter  landes- 
herrlicher Autorität.  Mit  zunehmender  Macht 
und  Aktivität  der  landesherrlichen  Gesetz- 
gebungs-  und  Verwaltungsthätigkeit  kommen 
aber  auch  materielle  Aendenmgen  des  mittel- 
alterlichen Rechts,  z.  B.  der  Normen  über 
die  Deichlast,  immer  häufiger  vor.  Anderer- 
seits gesellt  sich  zu  dem  Yerordnungsrecht 
in  Deichsachen  das  Oberaufsichtsrecht, 
aus  welchem  in  erster  Linie  die  Befugnis  der 
Landeshoheit  zur  bestätigenden  Mitwirkung 
bei  der  Besetzung  der  genossenschaftlichen 
Aemter  (Deichgraf,  Deichschöffen,  Deichbau- 
meister, Deicl^ntmeister)  hergeleitet  wird, 
—  ein  Mitwirkungsrecht,  welches  sich  dann 
in  den  Deichordnungen  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts zum  unbesc^hränkten  landesherr- 
lichen Ernennungsrecht  steigert.  ^lit 
der  Erreichimg  dieser  Entwickehmgsstufe 
liegt  die  Sorge  ftlr  das  Deich wesen  ledig- 
lich landesherrlichen  Behörden  und  Be- 
amten ob:  das  Deichwesen  wird  zum  un- 
mittelbaren Verwaltungsobjekt  der  Staats- 1 
gewalt.  Und  mit  der  zu  eigenem  Rechte 
innegehabten  öffentlichen  Gewalt  —  Auto- 
nomie imd  Selbstverwaltung  —  geht  den 
Deichverbänden  auch  ihre  Privatrechts- 
fähigkeit verloren :  das  Eigentum  an  dem 
Deichkörper  wird  seit  Ende  des  17.  Jalu*- 
hunderts  von  Theorie  und  Praxis  (vg],  z.  B. 
Hackmann,  de  iur.  agg.  c.  XI  nr.  22,  23; 
Pufendorf,  obs.  iur.  I,  obs.  216,  §  2; 
Bremische  Deichordn.  v.  1743,  c.  3  §  1) 
nicht  mehr  dem  Verbände,,  sondern  dem 
Staate  zugeschrieben.  Aus  dem  Komplex 
publizistischer  und  privatrechtlicher  Befug- 
nisse, welcher  solchergestalt  von  den  Deich- 
verbänden auf  den  Staat  übergegangen  war, 
wurde  dann  wohl  auch,  nach  den  dogmatischen 
Bedürfnissen  der  Zeit  und  ihrer  Wissen- 
schaft, ein  Staatshoheitsrecht  eigener  Ai-t, 
das  Deichregal,  formiert  (Hackmann 
a.  a.  0.).  Die  Deichbaupflicht,  die  ordent- 
liche wie  die  ausserordentliche,  wird  nicht 
mehr  dem  Verbände,  sondern  dem  Staate 
gegenüber  erfüllt:  sie  verwandelt  sich  in 
eine  »gemeine  öffentJiche  Last«,  welche  in 
der  Gestalt  von  Naturaldiensten  sich  den 
sonstigen  Zwangsdienstpflichten,  z.  B.  der 
Wegebaulast,  nUiert,  in  der  Form  von  Geld- 
beiträgen zu  den  Deichbauten  dagegen  einen 
steuerartigen  Charakter  annimmt. 


Unter  dem  Drucke  dieser  Entwickelung 
eiiahren  die  dem  Mittelalter  entstammenden 
Deichverbände,  ohne  formell  aufgehoben  oder 
beseitigt  zu  werden,  eine  vollkommene  Um- 
wandlung ihres  Wesens.  DerSelbstver- 
waltungskörper  wird  zur  Lasten- 
verteilungssocietät  Die  Idee  der 
korporativen,  mit  öffentlicher  Gewalt  wie 
mit  privater  Rechtsfähigkeit  ausgestatteten 
Gesamtpersönlichkeit  verschwindet:  die  Ge- 
nossenschaft von  ehedem  erscheint  nun  als 
lokaler  Verband  von  Grundbesitzern,  welche 
nur  no(;h  den  Zweck  hat,  die  Grundlage 
abzugeben  für  die  Ropartition  der  Deichbau- 
und  -Unterhaltungskosten.  Die  Mitglieder 
des  Verbandes  sind  Interessenten  eines 
staatlichen  Unternehmens,  der  sie  alle  ge- 
meinsam schützenden  Eindeichung,  und 
Contribuenten  einer  vom  Staate  auf- 
erlegten Last,  der  Deichlast,  —  aber  sie 
sind  in  ihrer  Gesamtheit  nicht  Träger  der 
Deichverwaltung,  das  ist  allein  der  Staat. 

Solches  ist  das  Wesen  der  Deichverbände 
nach  den  weitaus  meisten  Deichordnungen 
des  17.  und  namentlich  des  18.  Jahrhunderts.^) 
Kein  anderes  Bild  ergiebt  sich  aus  der 
gleichzeitigen  i-echtswissenscliaftlichen  Litte- 
ratiu".  Der  angesehenste  ältere  Schiiftsteller 
über  Deich  wesen,  Jod.  Hackmann  (tract. 
unid.  de  iure  aggerum,  1690),  stellt  sich  den 
Deich  verband,  »coloniav.districtus  aggeralis«, 
(vgl.  z.  B.  a.  a.  0.  cap.  VII  nr.  76  ff.)  als 
lokale  Abteilung  der  Deichverwaltung  eines 
Territoriums  vor.  Diese  Deichverwaltung 
ist  nicht  korporative  Selbstverwaltung,  son- 
dern reine  Staatsverwaltung ;  an  ihrer  Spitze 
steht  der  Landesherr,  der  princeps,  dem 
nicht  nur  die  Einsetzung  und  I^setzung 
der  Deichbehörden  (etwaige  aus  alter  Zeit 
noch  erlialten  gebliebene  rräsentationsrechte 
der  im  Deich  verbände  Angesessenen  werden 
nur  v|)erniis8u  et  tacita  delegatione  principis« 
ausgeübt-  a.  a.  0.  c.  XII  nr.  74),  sondern 
auch  das  Eigentum  an  den  Deichen  zukommt. 
Auch  bei  F.  E.  Pufendorf  (observ.  iur. 
universi,  1787),  dessen  deichrechtliche  Aus- 
führungen (z.  B.  t.  II  obs.  104,  t.  IV  obe. 
216)  wie  diejenigen  Hackmanns  vorwiegend 
auf  nordwestdeutschen  —  friesischen,  han- 
növerachen,  schleswig-holsteinischen  u.  s.  w, 
—  Quellen  beruhen,  erscheint  der  Deichver- 
band lediglich  als  »quaedam  communitas 
inter  adiacentium  agrorum  possessores,  hunc 
in  modum,  ut  refectiones  principales  .  .  . 
communi  omnium  sumptu  fiant«,  —  als 
eine  societätsartige  Interessentengemeinschaft, 
welche  die  Deichlast  trägt,  aber  die  Deiche 
weder   besitzt    noch   verwaltet.     Aehnliche 


^)  Vgl.  die  speciellen  Angaben  unten  S.  146 ff. 
über  die  ostfriesischen  und  preuasischen  Deich- 
ordnongen. 
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Vorstellungen  treten  in  der  polizeirechüichen 
litteratnr  des  18.  Jahrhunderts  (Fr.  Ch.  J. 
Fischer;  G.  H.  v.  Berg)  hervor,  wirken 
aber  auch  in  der  Wissenschaft  des  19.  Jahr- 
hunderts noch  lange  fort.  So  bei  Dämmert, 
Deich-  und  Strombaiu^cht  (1816),  Bd.  I, 
45  ff. :  Der  Deichverband  trägt  und  repartiert 
die  Deichlasten  (Kosten  der  staatlichen  Deich- 
verwaltung) nach  den  Grundsätzen  des  »all- 
gemeinen Gesellschaftsrechts«;  Spangen- 
berg in  Ersch  und  Qrubers  Encycl.  s.  v. 
Deichrecht,  Bd.  23,  338  ff.  (1832):  Der  Deich 
gehört  dem  Staate,  nicht  dem  Deichverbande, 
auf  welchen  letzteren  die  Grundsätze  von 
der  universitas  (d.  h.  der  korporativen  Ge- 
samtpersönlichkeit) nicht  angewandt  werden 
können ;  —  ebenso  im  ganzen  auch  Runde, 
Deutsches  Priv.R.  (8.  Aufl.,  1824),  §§  113  ff., 
der  insbesondere  aie  Deichlast  als  Staats- 
laßt  bezeichnet,  hierbei  jedoch  (§  113)  be- 
merkt, dass  man  diese  Last  »in  neueren 
Zeiten«  als  dasjenige  ansehe,  »was  sie  eigent- 
lich ist«,  nämlich  als  eine  nach  den  Grund- 
sätzen des  Gesellschaftsrechts  (sollte 
heissen:  Genossenschaftsrechts)  zu  beur- 
teilende Kommunal  last.  In  diesen  Wor- 
ten Rundes  erscheint  die  Regeneration 
des  Genossenschaftsgedankens  auf 
dem  Gebiete  des  Deichwesens  bereits  an- 
gedeutet, eine  Regeneration,  welche  dann 
durch  die  deutsche  Gesetzgebung  des  19. 
Jahrhunderts,  vor  allem  diu-ch  die  preussi- 
schen  Deichgesetze  von  1848  und  1872 
(s.  unten  S.  148  ff.)  und  die  auf  ihnen  be- 
ruhende Um-  und  Neubildung  der  Deich- 
verbände vollzogen  und  von  der  Rechts- 
wissenschaft (B  e  s  e  1  e  r ,  D.  Priv.R.  S.  913  ff. ; 
Gierke  a.  a.  0.  I,  771;  0.  Mayer,  Deut- 
sches VerwaltR.  II,  294)alsWiedererweckung 
der  korporativen  Autonomie  und  des  Selbst- 
verwaltungsgedankens voll  erkannt  und  ge- 
würdigt wii3. 

Zur  ninstration  und  näheren  urkundlichen 
Belegung  des  oben  geschilderten  Verstaat- 
lichungsprozesses,  der  sich  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert an  dem  Deichwesen  vollzog,  mögen 
einige  Angaben  über  den  Verlauf  dieses  rro- 
zesses  in  einzelnen  deutschen  Territorien  und 
Staaten  ihren  Platz  finden. 

Ein  lehrreiches  Beispiel  für  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Landeshoheit  nach  Schluss  des 
Hittelalters  das  Deichwesen  aufgriff  und  die 
autonome  Genossenscbaftsverwaltung  sich  unter- 
ordnete, bietet  in  seiner  stufenweisen  Fort-  und 
Umbildung  das  ostfriesische  Deich-  und 
Sielrecht.  Der  Text  dieser  Quelle  besteht 
in  seiner  letzten  —  von  v.  Wi  ch  t,  Ostfriesisches 
Landrecht  (1746),  S.  871  ff.  publizierten  —  Ge- 
stalt aus  emer  Reihe  von  „Kapiteln'^,  die  aus 
sehr  verschiedenen  Zeiten  stammen  und  in  ihrer 
Aufeinanderfolge  die  charakteristischen  Wand- 
lungen, von  denen  hier  die  Rede  ist,  gut  er- 
sichtlich machen.  Kapitel  1  enthält  das  alte 
Deichrecht,  „wie  es  bei  vorigen  Zeiten  (spätes- 
tens   im    15.  Jahrhundert,   wie  sich    aus  dem 


Text  ergiebt)  durch  Prälaten,  Häuptlinge  und 
die  Stände  der  Lande  mit  Be will ic^ung  der 
ganzen  Gemeinde  errichtet  und  gemachet 
worden".  Von  irgendwelchen,  auch  nur  auf- 
sichtlichen, Befugnissen  der  Landesherrschaft 
ist  noch  nichts  zu  bemerken.  Als  Deichver- 
bände ii&nirieren  die  .Earspel"  (Kirchspiele), 
mit  Deicnrichtem  an  der  Spitze,  die  sie  aus 
ihrer  Mitte  wählen  und  deren  Amt  es  ist,  die 
Deiche  zu  beaufsichtigen,  säumige  Deichbau- 
pflichtige zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  anzuhalten 
und  Streitigkeiten  über  die  Deichlast  in  Gegen- 
wart der  „ganzen  Gemeinde"  (d.  h.  aller  Ver- 
bandsgenossen) zu  entscheiden.  Diese  autono- 
mischen  Satzungen  werden  im  2.  Kapitel  von 
dem  Grafen  Uinch  („nachdem  er  zum  regieren- 
den Herrn  erwählet  war")  zunächst  einfach  be- 
stätigt, hierbei  aber  zugleich  ein  landesherr- 
liches Oberaufsichtsrecht  über  das  Deichwesen 
statuiert,  mit  dessen  Handhabung  die  gräflichen 
Lokalbeamten  (Amtleute)  betraut  werden:  sie 
sollen  darauf  sehen  und  halten  (Pfändung  von 
Vieh  als  Zwangsmittel  gegen  Ungehorsame!),  dass 
die  Verbände  ihren  Eicntem  s^horsam  sind  und 
dass  den  Vorschriften  des  Deichrechts  nicht 
zuwidergehandelt  wird.  —  In  jrleicher  Weise 
haben  dann,  wie  sich  aus  Kap.  lU,  IV,  V  u.  ff. 
ergiebt,  die  späteren  Bedeuten  des  Landes  das 
alte  Becht  im  all&^emeinen  „confirmiert",  im 
einzelnen  aber  vielfach  abgeändert  und  er- 
gänzt. Die  Einflussnahme  der  Landeshoheit  ist 
m  stetem  Steigen.  Schon  Edzard  I.  setzt  zur 
obrig^keitlichen  und  technischen  Verwaltung  des 
Deidiwe8en8Deichgrafen,Deichbaumeister,Deich- 
rentmeister  ein,  deren  Eigenschaft  als  Repräsen- 
tanten des  Landesherm  die  Deichordnung 
V.  1539  (Kap.  V  des  Ganzen)  dadurch  zu  ver- 
stärktem Ausdruck  bringt,  dass  sie  Beleidigungen 
der  ^nannten  Funktionäre  mit  der  Strafe 
des  crimen  laesae  maiestatis  bedroht.  Durch  die 
Deichordnung  v.  1541  (Kap.  VI)  wird  den  ehe- 
dem von  den  Deichgenossen  gewählten,  nun- 
mehr vom  Landesherm  ernannten  Deichrichter 
„alle  Gewalt  über  die  Deiche"  von  Landesho- 
neits wegen  „anvertraut",  womit  dann  der  Ge- 
danke der  autonomen  Administration  iure  pro- 
prio des  Verbandes  schon  völlig  durch  das 
Prinzip  des  Staatsauftrags,  die  Selbstverwaltung 
durch  das  Verwaltetwerden  verdrängt  erscheint. 
Wiewohl  sich  nun  in  einzelnen  ostfriesischen 
Deichverbänden  (z.  B.  in  der  „Teichacht"  des 
Emsiger  Landes,  D.O.  v.  1608,  Kap.  VIII 
des  Deichrechts,  Art.  I)  ein  Rest  korporativer 
Selbständigkeit  in  Gestalt  des  Vorschlags 
oder  Präsentationsrechts  für  die  Besetzung 
der  Deichämter  noch  im  17.  Jahrhundert 
erhält,  so  ist  diese  —  an  sich  nur  formelle  — 
Beschränkung  des  landesherrlichen  Ernen- 
nungsrechts doch  nicht  die  Regel;  namentlich 
die  späteren  ostfriesischen  Deichordnungen, 
wie  z.  B.  die  für  die  Herrschaft  Esens  von 
1670  (bei  Hackmann  a.  a.  0.  Anh.  Nr.  X), 
kennen  ein  solches  Vorschlagsrecht  der  Deich- 
verbände nicht  mehr.  Die  Deichrichter  werden 
als  unmittelbare  landesherrliche  Beamte  ange- 
stellt und  vereidigt;  sie  sind  den  höheren 
Landesbehörden  und  Beamten  untergeordnet 
(D.O.  f.  Esens  Art.  36,  37,  70).  —  Ganz  ähn- 
liche Bestimmungen  wie  die  letzterwähnte  ost- 
friesische  DO.  v.  1670  enthalten  die  gleich- 
zeitigen  und   späteren  Gesetze   anderer  nord- 
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westdeutscher  Territorien:  oldenburgische  D.O. 
V.  1658  (Hackmann  a.  a.  0.  Isr.  VIII); 
brannschwei^sch-lünebur^ische  D.O.  v.  1664 
(das.  Nr.  IX;  nenredi^iert  und  republiziert 
im  Jahre  1748).  Wie  in  diesen  Deichordnungen, 
so  tritt  auch  in  der  (von  den  Zeitgenossen, 
vgl.  z.  B.  V.  Berg,  Polizeirecht  III  S.  100, 
für  eine  legislatorische  Musterleistung  er- 
klärten) D.O.  für  Bremen-Verden  v.  29. 
Juli  1743  der  Gedanke  genossenschaftlicher 
SelbstTerwaltung  ganz  in  den  Hintergrund. 
Das  Wort  Deichverband  („Teichband",  „Teich- 
acht") wird  zwar  im  Gesetzestext  gebraucht, 
aber  was  damit  bezeichnet  wird,  ist  nur  noch 
eine  territoriale  Zwangsvereinigung  für  Auf- 
brin^ng  der  Kosten  und  Lasten  des  Deich wesens 
in  einem  bestimmten  Bezirk;  die  Deichverwal- 
tung selbst  ist  in  obrigkeitlicher  wie  in  tech- 
nischer Hinsicht  ein  Zweig  der  unmittelbaren 
Staatsverwaltung.  — 

Auch  im  Gebiete  desbrandenbur^isch- 
preussischen  Staates  beginnt  die  Einfluss- 
nahme  der  Landesobrigkeit  auf  das  Deichwesen 
damit,  dass  der  Landesherr  alte,  auf  korpora- 
tiver Autonomie  und  Herkommen  beruhende 
Deichrechte  und  Yerbandeorganisationen  unver- 
ändert oder  mit  geringen  Modifikationen  durch 
Deichordnungen  „connrmiert",  die  Befolgung 
dieser  Deichordnungen  durch  seine  Behörden 
und  Beamten  überwacht  und  in  Fällen  des 
Ungehorsams  gegen  die  Anordnungen  der  Deich- 
bel^rden  mit  den  herkömmlichen  Zwangsmitteln 
der  obrigkeitlichen  Gewalt  ^),  z.  B.  durch  Pfän- 
dung von  Vieh  und  anderen  Vermögensstücken 
sowie  durch  exekutivische  Geldstrafen,  äussersten 
Falls  durch  Subhastation  des  deichpflichtigen 
Grundstücks*)  einseift.  So  erscheinen  die  ersten 
altmärkischen  Deichordnungen  Albrecht  Achills 
von  1476  (v.  Baum  er,  Cod.  brandenb.  contin., 
II  S.  20)  und  Joachims  L  von  1506  (das.  S.  234) 
sowie  die  clevischen  Ordnungen  des  16.  und  17. 
Jahrhunderts  (vgl.  Gierke  a.  a.  0.  III,  799 
Anm.),  im  wesentlichen  als  landesherrliche 
Konfirmationen  alter  Yerbandssatzungen  und  Ge- 
wohnheiten. Während  nun  in  den  niederrhei- 
nischen Landesteilen  Autonomie  und  Selbstver- 
w^altung  der  Deichgenossenschaften  sich  verhält- 
nismässig lange  erhalten  und  sogar  —  in  jeder 
Hinsicht  eine  Ausnahmeerscheinnng !  —  die 
D.O.  von  1767  (vgl.  Gierke  a.  a.  0.) 
die  korporative  Selbstverwaltung  des  Deich- 
wesens in  mehreren  wichtigen  Punkten  noch 
unangetastet  lässt,  tritt  in  den  östlichen  Terri- 
torien eine  sehr  viel  schnellere  und  gründlichere 
Verstaatlichung  ein.  Was  die  altmärkischen 
Eibdeiche  betrifft,  so  gerät  ihre  Verwaltung 
wie  so  manche  andere  öffentliche  Angelegenheit 
zwar  zunächst  unter  ständische  Herrschaft: 


ein  dem  Namen  nach  landesherrlicher,  in  W^ahr- 
heit  aber  ständischer  Würdenträg^er,  der  Landes- 
hauptmann (v^l.  Schmoller  m  Acta  boruss. 
Behördenorganisation  I,  Einleit.  S.  48,  98),  steht 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  an  der  Spitze  des 
dortigen  Deichwesens.  Indessen  hatte  diese 
ständische  Kompetenz  doch  nur  eine  episodische 
Bedeutung,  und  wenn  auch  die  altmärkische 
D.O.  von  169Ö  (C.  C.  Marchic.  t.  IV,  Abt. 
II  cap.  4  nr.  VIII)  unter  formeller  Bei- 
behaltung des  Landeshauptmanns  den  ihm  an 
die  Seite  gestellten  Deichaufsichts-  und  Polizei- 
beamten, den  Deichhauptmann,  vom  König 
auf  Vorschlag  der  Ritterschaft  ernennen  lässt,  so 
ist  doch  dieses  Amt  des  Deichhauptmanns  in  der 
Folge  unzweifelhaft  als  reines  Staatsamt  an- 
gesehen und  behandelt  worden  (wie  ja  auch  der 
staatliche  Charakter  des  Landratsamtes 
durch  das  kreisständische  Präsentationsrecht 
nicht  irritiert  wurde).  Nachdem  dann  —  seit 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  —  das  ständische 
Amt  des  Landeshauptmanns  nicht  mehr  besetzt 
wurde,  treten  die  Deichhauptleute  als  staatliche 
Lokalbeamte  des  Deichwesens  in  direkte  dienst- 
liche Unterordnung  unter  die  höheren  Verwal- 
tungsbehörden, dieKriegs-  und  Domänenkammern 
(vgl.  altmärk.  D.O.  v.  1776,  Nov.  Corp.  const.  t. 
VI,  nr.  öO,  S.  266) ;  unter  Oberleitung  der  letzteren 
wird  das  Deichwesen  verwaltet  ohne  irgend«- 
welche  aktive  Mitwirkung  der  Deichverbands- 
genossen, d.  h.  der  in  einer  „Deichschau" 
(Deich Verbandsbezirk)  Angesessenen. 

Das  gleiche  gilt  von  den  anderen  provin- 
ziellen und  lokalen  Deichordnungen  des  18. 
Jahrhunderts  —  z.  B.  D.O.  für  das  Amt  Lebus 
und  den  Oderbruch  von  1716  und  1717  *),  f.  d. 
Niederbruch  von  1769*),  f.  d.  Marienwerdersche 
Niederung  von  1765'),  f.  d.  Netzebruch  von 
1779*),  f.  Ostpreussen  und  Litthauen  von  1787*). 
Alle  diese  königlichen  Verordnungen  kennen 
die  im  Schutze  eines  Deiches  Angesessenen  nur 
in  der  rein  passiven  Eigenschaft  als  Träger 
der  Deichpflicht,  nicht  aber  als  Mitglieder 
einer  selbstverwaltenden  Deichgenossenschaft"). 
Höchstens  wird  in  der  einen  oder  anderen 
Deichordnung  (z.  B.  in  der  für  den  Oderbruch 
von  1716/17)  die  Zuziehung  von  „Interessenten", 
d.  h.  von  deichpflichtigen  Grundbesitzern  bei 
den  Deichrevisionen  („Deichschauen")  vorge- 
schrieben, jedoch  nach  Gutbefinden  und  Aus- 
wahl der  Behörde  und  ohne  formelles  Votum 


')  Vgl.  meine  Untersuchungen  über  das 
R«cht  des  Verwaltungszwanges  im  Verwaltungs- 
archiv I  S.  392  ff. 

*)  Vgl.  hierzu  Hack  mann  a.  a.  0.  c.  XII 
nr.  174  ff.  (Drei  Exekutionsgrade:  mulcta, 
Pfändung,  privatio  dominii  sub  benefi- 
cio  subhastationis).  Für  das  märkische 
Eecbt  der  älteren  Zeit  vgl.  die  oben  im  Text 
bezeichneten  Deichordnungen  v.  1476  u.  1506 
(Eiekutivstrafe,  Pfändung). 


*)  Corp.  const.  March.  (C.C.M.),  t.  IV  Abt. 
II  cap.  4  nr.  17,  18. 

•)  Nov.  corp.  const.  (N.C.C.),  t.  IV,  Sp. 
5121  ff. 

»)  N.C.C.  I,  787  ff. 

*)  N.C.C.  VI,  1631  ff. 

»)  N.C.C.  VIII,  907  ff 

•)  So  insbesondere  die  in  der  vorigen  An- 
merkung citierten  Deichordnungen  für  W^est- 
und  Ostpreussen  bezw.  Litthauen  von  1755  und 
1787,  welche  allerdings  beide  den  Boden  alt- 
historischer  Entwickelung  nicht  verlassen,  in- 
sofern für  ihre  Geltungsgebiete  schon  das 
Deichrecht  der  Deutschordensherrschaft  —  in 
diesem  Sinne  eine  singulare  und  interessante 
Anticipation !  —  ähnliche  Principien  wie  die  im 
Texte  bezeichneten  zur  Durchführung  gebracht 
hatte;  vgl.  oben  S.  143,  Anm.  1. 
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der  Zugezogenen:  unter  passiver  Assistenz  der 
letzteren  werden  die  periodischen  und  ausser- 
ordentlichen Deichschauen  von  der  Staatsbehörde 
(besondere  Deichhauptlente  in  der  Mark, 
Kommission  der  Kriegs-  und  Domänenkammern 
in  West-  und  Ostpreussen)  vorgenommen, 
etwaige  Mängel  des  Deiches  festgestellt  und 
die  Abstellung  derselben  durch  die  Deichpflich- 
ti^en  angeordnet.  Dieser  völligen  Negation 
jeder  korporativen  Selbstverwaltung  gegenüber, 
wie  sie  namentlich  in  der  Marienwerderschen 
D.O.  V.  1755  und  der  ostpreussischen  D.O.  v. 
1787  (s.  oben)  hervortritt,  bedeutet  es  doch 
schon  wieder  einen  erheblichen  Fortschritt  im 
Sinne  der  Reaktivierung  einer  solchen  Selbst- 
verwaltung, wenn  die  Uferordnung  für  Ost- 
preussen und  Litthauen  vom  14.  April  1806 
(G.S.  1806/10,  S.  Iflf.)  ihr  Geltungsgebiet  in 
„Deichsocietäten"  oder  „Deich verbände"  einteilt 
(§  36)  und  einzelne  Funktionen  der  Deichver- 
waltung im  Societäts bezirk,  wie  namentlich  die 
Bestimmung  der  in  jedem  Jahre  zur  Sicherung 
der  Ufer  und  für  Erhaltung  der  Deiche  erfor- 
derlichen Arbeiten,  einer  Deputation  über- 
träfii;,  welche  aus  einem  Kommissar  der  Kriegs- 
una  Domänenkammer  als  Vorsitzenden  und  ge- 
wählten Repräsentanten  der  „Einsassen"  be- 
stehen (§§  öS  ff.).  Dabei  war  freilich  das  ein- 
schneidende Korrektiv  getroffen,  dass  die  Mehr- 
heitsbeschlüsse dieser  Deputationen  von  der 
vorgesetzten  Kriegs-  und  Domänenkammer  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Interesses  nach  Er- 
messen abgeändert  werden  konnten.  — 

Was  den  Modus  der  Deichlastverteilung 
innerhalb  der  einzelnen  Verbände  betrifft,  so 
beruhen  die  Deichordnungen  des  17.  u.  18.  Jahr- 
hunderts in  ihrer  ganz  überwiegenden  Mehrzahl 
auf  dem  altherkömmlichen  System  der  Pfand- 
deichung  (oben  S.  143).  Nur  langsam  brach  sich 
die  Erkenntnis  der  technischen  und  ökonomi- 
schen Vorzüge  der  Kommuniondeichung, 
d.  h.  der  Uebernahme  der  Deichpflicht  durch 
den  gesamten  Deichverband  mit  Repartition 
der  Kosten  auf  die  einzelnen  Genossen,  Bahn 
(vgl.  Wilda  a.  a.  0.  S.  292ff.,  Dämmert  a. 
a.  0.  S.  290  ff.).  Bereits  die  (oben  S.  146  er- 
wähnt) Ostfriesische  Deichordnung  f.  Esens  von 
1670  recipiert  das  Kommunionsjstem  wenigstens 
für  solche  Deichstrecken,  deren  Unterhaltung 
besonders  schwierig  und  kostspielig  ist:  solche 
Strecken  „soll  man  nicht,  den  guten  Deichen 
gleich,  ^fandesweise  ausmessen,  sondern  zur 
Communion  verweisen"  (Art.  II  der  angezog. 
D.O.).  Principiell  bricht  mit  dem  Pfand- 
system zuerst,  soviel  ich  sehe,  die  D.O.  für 
Cleve  vom  24.  Februar  1767  (N.C.C.  IV,  699 ff.), 
durch  die  Bestimmung,  dass  (§  53)  die  Deiche 
fürderhin  „you  denen  sämtlichen  Beerbten** 
(d.  h.  den  im  Verbände  Angesessenen)  „ange- 
lehnt, reparieret  und  unterhalten  werden  sollen." 
Die  Unüegung  der  Deichunterhaltungskosten 
geschieht  durch  den  „allfi^emeinen  Erbentag", 
d.  h.  die  Versammlung  aller  Verbandsgenossen 
(§S  88  ff.)  Doch  blieb  dieser  Fortschritt  vom 
Ptand-  zum  Kommunionsystem  zunächst  ver- 
einzelt; insbesondere  sind  die  Deichverbände 
der  alten  preussischen  Provinzen  der  clevischen 
D.O.  von  1767  erst  unter  der  Herrschaft  des 
Deichgesetzes  vom  28.  Januar  1848  (s.  unt«n) 
nachgefolgt,  und  einzelne  Verbandsstatuten  (z.  B. 
die  altmärkischen,  vgl.  V.  v.  1.  Juli  1859,  G.S. 


S.  367)  halten  auch  gegenwärtig  noch  an  der 
Pfandwirtschaft  fest. 

S.Preussen.  A)  G^setsgebung.  Bis  zum 

Jahre  1848  beruhte  die  rechtliche  Ordnung  des 
Deichwesens  in  Preussen  ausschliesslich  auf 
den  provinziellen  und  lokalen  Deichordnungen 
des  16. — 18.  Jahrhunderts,  von  denen  die 
wichtigsten  oben  Erwähnung  gefunden  haben 
und  deren  Geltungskraft  durch  die  dürftigen 
und  praktisch  bedeutungslosen  deichrecht- 
lichen Nonnen  des  Allgemeinen  Land- 
rechts (II,  15  §§  63—66;  vgl.  dazu  Nie- 
berding-Frank,  Wasserrecht  S.  15)  in 
keiner  Weise  beeinträchtigt  wurde.  Dem- 
nächst ist  dann  —  eine  der  letzten  legisla- 
torischen Thaten  des  absoluten  Staates!  — 
eine  einheitliche  Regelung  der  Materie  für 
das  ganze  damalige  Staatsgebiet  erfolgt 
dmxjh  das  Gesetz  über  das  Deich- 
wesen V.  28.  Januar  1848.  Dieses 
Gesetz  (D.G.)  ist  durch  G.  v.  11. 
April  1872  mit  einigen  nicht  unwichtigen 
Abänderungen  (s.  unten)  auf  die  Provinzen 
Hannover  und  Schleswig-Holstein  ausgedehnt 
worden,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Marech- 
distrikte  und  einiger  anderen  Landstriclie 
(s.  unten  sub  C),  wo  die  älteren,  auf  der  han- 
noverschen imd  schleswig-holsteinischen  Ge- 
setzgebung beruhenden  Deich-  und  Sielord- 
nungen in  Kraft  geblieben  sind.  Auf  die 
übrigen  1866  erworbenen  Landesteile,  d.  h. 
auf  die  Provinz  Hessen-Nassau,  sowie  ferner 
auf  die  holienzoUemschen  Lande  ist  das 
D.G.  von  1848  gleichfcills  nicht  ausgedehnt 
worden,  so  dass  Preussen  in  Bezug  auf  die 
Ordnung  des  Deichwesens  gegenwärtig  in 
drei  Rechtsgebiete  zerfällt :  1.  das  Geltungsge- 
biet des  G.  V.  28.  Januar  1848  in  seiner  ur- 
sprünglichen und  der  durch  das  G.  v.  11. 
April  1872  modifizierten  Gestalt  (unten 
sub  B);  2.  die  Nordseeküsten  von  Schles- 
wig-Holstein und  Hannover,  wo  die  ei-wähn- 
ten  Pai'tikulaigesetze  aus  vorpreussischer  Zeit 
nach  wie  vor  in  Geltung  stehen  (C) ;  3.  Hessen- 
Nassau  und  HohenzoUern  (D).  In  diesen 
letzteren  Landesteilen  bestem,  zum  Unter- 
schied von  dem  übrigen  Staatsgebiet,  eine  be- 
sondere Deichgesetzgebung  überhaupt  nicht ; 
das  Deichwesen  wird  hier  wie  nach  den  süd- 
deutschen Gesetzgebmigen  als  Zweig  des 
allgemeinen  üferschutzes  behandelt. 

B)  Bas  Geltungsgebiet  des  G.  v. 
28.  Januar  1848.  L  Deiche,  die  kei- 
nem Deichverbande  angehören.  — 
Das  D.G.  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass 
die  Herstellung  und  Veränderung  von 
Schutzwällen  gegen  die  Hochwassergefalir 
nicht  dem  fi'eien,  von  rein  egoistischen  Ge- 
sichtspunkten geleiteten  Belieben  des  ein- 
zelnen überlassen  werden  darf,  weil  die 
Eindeichung  eines  Grundstücks  und  die  da- 
her zu  gewärtigende  Veränderung  der 
Abflussverhältnisse  im  allgemeinen  imd  des 
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Hochwasseiprofils  im  besonderen  der  Regel 
nadi  nicht  ohne  schädliche  Rückwirkungen 
auf  andere  Grundstücke  bleibt  und  somit 
bei  der  Errichtung  privater  Deiche  das 
öffentliche  Interesse  stets  als  mitbeteiligt 
gelten  muss.  In  Verfolg  dieser  Grundan- 
schauung ist  angeordnet  (§  1  D.G.),  dass 
>Deiche  oder  ähnliche  Erhöhungen  der  Erd- 
oberfläche, welche  die  Ausbreitung  der  zeit- 
weise aus  ihren  Ufern  tretenden  Gewässer 
beschränken «r,  in  der  ganzen  Breite,  welche 
das  Wasser  bei  der  höchsten  Ueberschwem- 
mimg  einnimmt  (Inundationsgebiet)  nur  mit 
Genehmigung  der  Verwaltungsbehörde 
neu  angelegt,  verlegt,  erhöht  sowie  ganz 
oder  teilweise  zerstört  werden  dürfen.  Zu- 
widerhandlungen gegen  dieses  Verbot  sind 
unter  Strafe  gestellt^);  ausserdem  kann  die 
Behörde  erforderlichen  Falls  die  Wiederbe- 
seitigung des  verbotswidrigen  Zustandes  an- 
ordnen mid  diese  Anordnung  eventuell  im 
Wege  der  Verwaltungsexekution  vollstrecken. 
Erlaubt  sind  jedoch  (D.G.  §  1  Abs,  3) 
^Schutzmassi-egeln,  welche  in  Notfällen  für 
die  Dauer  der  Gefahr  getroffen  werden.* 
Ausser  dieser  öffentlichrechtlichen  Beschrän- 
kung der  Deichbaufreiheit  bestehen  privat- 
re entliehe  Schranken  derselben  tiberall 
nicht,  —  d.  h.  der  durch  die  Deichbauten 
seines  Nachbars  oder  eines  andei-en  Grund- 
eigentümers Benachteiligte  hat  kein  Wider- 
spruchsrecht sui  generis  gegen  diese 
Bauten,  wobei  natürlich  die  Frage,  inwie- 
weit ein  Widerspruch  in  dieser  Richtung 
unter  anderweiten  rechtlichen  Gesichtspunk- 
ten (Nachbarrecht,  actio  aquae  i)luviae  ac- 
cendae,  vgl.  d.  Art.  Vorflut)  gerecht- 
fertigt erscheinen  mag,  unberührt  bleibt.  — 
Zuständig  für  Erteilimg  der  nach  §  1  D.G. 
erforderlichen  Genehmigimg  ist  der  Be- 
zirksausschuss.  Die  Genehmigung  ist 
(§  3  D.G.)  stets  zu  versagen,  wenn  nach  dem 
Urteile  der  Behörde  das  notwendige  Ab- 
flussprofil des  Hochwassers  durch  die 
projektierte  Eindeichung  beschränkt  werden 
würde;  im  übrigen  ist  die  Erteilung  der 
Genehmigung  Gegenstand  freien  Ennessens. 
Betreffs  des  Genehmigimgsverfahreus  ist 
lediglich  vorge8chrieben,da8s  in»erheblicheren 
Fällen«  die  Beteiligten  (Vorladung  bezw. 
Ediktalcitation  mit  Warnung  vor  Präklusion, 
S  2)  zu  hören  sind.  Der  die  Genehmigimg 
aussprechende  oder  versagende  Beschluss 
des  Bezirksausschusses  kann  mittelst  Be- 
schwerde  bei   dem  Minister   für  Landwirt- 


')  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark.  Die  vor- 
läufige Festsetzimg  derselben  von  Polizeiwegen 
(§§  453  ff.  Str.P.O.,  Preuss.  G.  v.  23.  April  1883) 
gehört  zur  Zuständigkeit  des  Regierungspräsi- 
denten, im  Bereiche  des  D.G.  v.  11.  April  1872 
jedoch  zu  der  des  Landrats.  Vgl.  O.V.ü.Entsch. 
12,  321  j  16,  331. 


Schaft  angefochten   werden   (Zuständ.-G.  v. 
1.  August  1883,  §  96). 

Ausgesprochene  Absicht  des  Gesetzes  ist, 
Aenderungen  des  bestehenden  Zu- 
standes, d.  h.  des  Bestandes  an  verbands- 
freien Deichen  zur  Zeit  des  Inkraftti-etens 
des  D.G.  an  die  jedesmalige  obrigkeitliche 
Erlaubnis  zu  knüpfen,  und  durchaus  im 
Rahmen  dieses  Grundgedankens  bleibt  die 
Bestimmung  des  §  4  D.G.,  wonach  bei  sol- 
chen Deichen,  welche  zum  Schutz  der  Län- 
dereien mehrerer  Besitzer  dienen,  die  zm: 
Wiederherstellung  und  Erhaltung  des  Status 
([uo  erfoitlerlichen  Arbeiten  und  Leistungen 
von  dem  Bezirksausschusse  angeordnet  wer- 
den können  (vgl.,  inbesondere  über  die  Tra- 
gimg der  Kosten,  D.G.  §§  6—10).  Darüber 
liinaus  sind  aber  den  einzelnen  Grundbe- 
sitzern öffentlichnxihtliche  Vei'pflichtungen 
zur  Vornahme  oder  Bezahlung  von  Deich- 
bauarbeiten nicht  auferlegt.  Das  D.G.  kennt 
weder  eine  Pflicht  des  (inmdbt*sitzers,  be- 
stehende (d.  h.  bei  Inkrafttreten  des  D.G. 
vorhanden  gewesene)  Deichbauten  abzuändern 
oder  zu  beseitigen,  noch  eine  Pflicht,  neue 
Deiche  herzustellen :  eine  allgemeine,  indivi- 
duelle Deichbaulast  in  dem  Sinne,  dass  der 
einzelne  als  solcher  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen von  Staatswegen  gez^nmgen  wer- 
den könnte,  sein  Grundstück  einzudeichen 
oder  sich  an  den  Kosten  weiten*eichender 
Deichbauteu  zu  beteiligen,  existiert  nicht. 
Vielmehr  muss,  wenn  die  Veränderung  des 
;  vorhandenen  Bestandes  an  Deichbauten  im 
'  Plane  liegt,  wenn  insbesondere  die  Anlegung 
'  neuer  Deichlinien  beabsichtigt  ist,  die  Bü- 
Idung  eines  mit  der  Dmchführung  dieser 
Verwaltung-saufgabe  betrauten  Si)ecial-Selbst- 
verwaltungskörpers,  eines  Deichverban- 
des, erfolgen. 

n.  Deichverbände.    »Ist  es  zur  Ab- 
wendung gemeiner  Gefahr  oder  zur  erheb- 
liclien  Förderung  der  Landeskultiu'  erforder- 
lich, Deiche  und  dazu  gehörige  Sicherungs- 
und  Meliorationswerke    anzulegen,    zu    er- 
weitern oder  zu  erhalten,  so  soUen  die  Be- 
sitzer   sämtlicher    der    Uel)er8chweramung 
ausgesetzten  Grundstücke  zm*  gemeinsamen 
Anlegung  und  Unterhaltung  der  Werke  \mter 
landesherrlicher   Genehmigung   zu 
Deich  verbänden  vereinigt  werden«  :  D.G.  §  11 
Satz  1.    Im  weiteren  ist  dm-ch  das  Gesetz 
1  vorgeschrieben ,    dass   vor  der  Begründimg 
,  des    Verbandes    die   Beteiligten    mit    ihi-en 
I  Anträgen    zu    hörcn    sind    und    dass  (§    13 
la,  a.   0.)   Grundbesitzer,   welche   derselben 
I  Niederung    angehöi-en    und    mit    Rücksicht 
\  auf  die  Lage  ihrer  Gnmdstücke  ein  gemein- 
scliaftliches  Interesse  haben,  in  der  Regel 
!  zu  einem  Deichverbande  vereinigt  werden 
sollen.    Es  ist  sodann  (§  14)  zugelassen,  dass 
diu'cli  landesherrlichen  Akt  melirere  Deich- 
verbände, welche  ein  gemeinschaftliches  In- 
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teresse  rücksiclitlich  der  Erhaltung  ihrer 
Deiche  haben,  zu  einem  Deichverbande  ver- 
einigt oder  doch  unter  eine  gemeinsame 
Verwaltung  gestellt  und  zu  gegenseitiger 
Unterstützung  bei  Durchbrtichen  und  anderen 
ausserordentlichenBeschädigungenderDeiche 
verpflichtet  werden  können.  —  Dieses  Princij3 
der  absoluten  Zwangsgenossenschaft,  wonach 
ein  Deichverband  durch  einseitigen  Staats- 
hoheitsakt selbst  wider  den  Wülen  sämt- 
licher Beteiligten  begründet  werden  kann, 
ist  jedoch  durch  das  G.  v.  11.  April  1872 
für  dessen  Geltungsbereich  nur  für  die  Fälle 
adoptiert,  in  denen  es  sich  um  die  Ab- 
wendung gemeiner  Gefahr  handelt ;  in  allen 
anderen  Fällen,  also  bei  Eindeichungspro- 
jekten, welche  lediglich  der  Förderung  der 
Landeskultur  zu  dienen  bestimmt  sind,  ist 
die  Verbandsbildung  nur  zulässig,  wenn  die 
Arealmehrheit,  d.  h.  diejenigen,  welche  zu- 
sammen mehr  als  die  Hälfte  der  beteiligten 
Gnmdfläche  besitzen,  der  Anlage  bezw.  dem 
Verbandsstatute  zustimmt  (G.  v.  11.  April 
1872  Art.  I  Nr.  4). 

Den  zur  Zeit  seines  Inkrafttretens  be- 
stehenden Deichverbänden  und  ihren  Statuten 
sowie  den  sonstigen  lokalen  Deichordnungen 
(s.  oben  S.  146  ff.)  gegenüber  verhält  sich  das 
D.G.  zunächst  voUkommen  konservativ:  es 
lässt  die  älteren  Verbände  nicht  nur  als 
solche  bestehen,  sondern  lässt  auch  ihre 
Verfassung  unberührt  (§  23  D.G.).  Doch  ist 
(vgl.  ebenda)  der  Königlichen  Verordnungs- 
gewalt die  einschneidende  Befugnis  bei- 
gelegt, jene  älteren  Organisationen  und 
Normen  einer  Revision  zu  unterwerfen,  so- 
weit es  »erforderlich  erscheint«.  Der  Sinn 
ist  der,  dass  die  Verfassung  und  rechtliche 
Stellung  der  Deichverbände,  wie  sie  im 
Laufe  der  oben  geschilderten  historischen 
Ent Wickelung,  zuletzt  durch  die  Gesetz- 
gebung des  absoluten  Staates  im  18.  Jahr- 
hundei-t  gestaltet  worden  war,  möglichst  in 
Einklang  gesetzt  werden  soll  mit  den  Grund- 
sätzen des  geltenden  Rechts.  Von  dieser 
Ennächtigung  hat  man  ausgiebigen  Gebrauch 
gemacht:  die  überwiegende  Mehrzahl  der 
älteren  Deichverbände  und  Deichstatuten 
(Deichordnungen)  ist  seit  Inkrafttreten  des 
D.G.,  um  es  so  auszudrücken,  moderni- 
siert worden  (vgl.  beispielsweise  die  Re- 
organisation des  altmärkischen  Deichwesens 
[oben  S.  147J  durch  K.  Verordu.  v.  1.  Juli 
1859,  G.S.  S.  3(57,  die  des  Deichwesens  im 
Oderbruch,  K.  V.  v.  27.  Dezember  1858, 
G.S.  1859  S.  13),  so  dass  heute,  von  Aus- 
nahmen abgesehen,  ein  wesentlicher  Unter- 
schied zwischen  Deichverbänden  alten  und 
neuen  Rechts  nicht  mehr  besteht. 

Die  leitenden  Grundsätze  für  die  Organi- 
sation der  neuen  und  die  Reorganisation  der 
alten  Verbände  sind  nun  im  Text  des  D.G. 
mehr  ange<leutet  als  klar  bezeichnet.  Bessere 


Auskunft  über  dasjenige,  um  was  es  sich 
handelt,  giebt  das  G.  v.  11.  April  1872,  Art. 
rV  Abs.  2;  es  heisst  dort:  »wo  eine  solche 
neue  Regelung  (d.  h.  eine  Reorganisation 
älterer  Deichverbände)  eintritt,  soll  die  Mit- 
wirkung der  Staatsbehörden  in  Angelegen- 
heiten der  Verbände  auf  die  Befugnisse 
der  Oberaufsicht  beschränkt  und  die 
unmittelbare  Beaufsichtigung  und  Leitung 
der  Verbandsangelegenheiten  eigenen  Be- 
amten oder  Vertretern  der  Ver- 
bände übertragen  werden.«  Etwas  Neues 
ist  hiermit  im  Verhältnis  zu  dem  D.G.  nicht 
gesagt,  sondern  nur  der  dem  letzteren  (vgl. 
namentlich  §  15  litt  d  und  f  des  D.G.)  zu 
Grunde  liegende  Gedanke  unzweideutig  zum 
Ausdruck  gebracht :  Regeneration  der  korpo- 
rativen, nach  den  Gesetzen  und  unter  der 
Aufsicht  des  Staates  zu  führenden  Selbst- 
verwaltimg auf  dem  Gebiete  des  Deich- 
wesens (vgl.  oben  S.  149).  Seine  positive 
Verwirklichung  und  Ausgestaltung  im  ein- 
zelnen empfängt  dieser  Gedanke  nicht  in 
dem  D.G.  bezw.  dem  G.  v.  11.  April  1872 
selbst,  sondern  in  den  einzelnen  Deichver- 
bandsstatuten. Die  Gesetze  enthalten  näm- 
lich tlber  die  Rechtsverhältnisse  der  Deich- 
verbände nur  einige  wenige  Vorschriften, 
die  sich  auf  die  Deichpflicht  (s.  unten),  das 
Enteignungsrecht  der  Verbände  und  die 
Dritten  im  Interesse  des  Verbandes  auf- 
erlegten Eigentumsbeschränkungen  beziehen 
(D.G.  §§  16—22) ;  alles  übrige,  insbesondere 
die  Organisation  des  Verbandes,  ist  (§  15 
a.  a.  0.)  dem  Statut  überlassen,  welches 
für  jeden  Verband  abzufassen  und  »landes- 
herrlich zu  vollziehen«  ist.  Eine  w^eit- 
reichende  Gleichmässigkeit  und  Einheitlich- 
keit des  Verbandsrechts  ist  dadurch  herbei- 
gefülirt,  dass  für  jeden  Deichverband  grund- 
sätzlich Geltung  haben  die  durch  allerh. 
Erlass  vom  14.  November  1853  festgesetzten, 
in  der  Gesetzsammlung  (G.S.  1853  S.  935) 
publizierten  »Allgemeinen  Bestimmungen  für 
künftig  zu  erlassende  Deichstatute«,  welche 
die  Organisation  sowie  die  sonstigen  äusseren 
und  inneren  Rechtsverhältnisse  des  Deich- 
verbandes eingehend  regeln,  so  dass  der 
Normierung  durch  das  einzelne  Deichstatut 
nur  Übrig  bleibt  »die  lokalen  Bestimmungen 
über  die  auszuführenden  Anlagen,  das  Deich- 
kataster, die  Wahl  der  Repräsentanten«  u.  s.  w., 
sowie  die  etwa  erforderlichen  Abänderungen 
der  »Allgemeinen  Bestimmungen«  (Einleitung 
des  Erlasses  v.  14.  November  1853). 

Aus  dem  Inhalte  der  Allgemeinen  Bestim- 
mungen V.  14.  November  1to3  ist  hervorzu- 
heben: Der  Deichverband  bildet  eine  Korpora- 
tion, welcher  das  Eigentum  an  den  von  ihr  er- 
bauten oder  unterhaltenen  Deichen  zusteht. 
Mitglieder  der  Korporation  —  Deich^e- 
noRsen  —  sind  die  Besitzer  der  im  Verbands- 
gebiete belegenen  Grundstücke;  die  Mitglied- 
schaft ist  mit  dem  Grundbesitz  „binnen  dem 
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Deiche"  nntrennbar  verbanden,  sie  beginnt  mit 
dem  Erwerbe   und   erlischt  mit  dem  Verluste 
des  betreffenden   Grundstücks.     Organe   des 
Deichverbandes  sind:  1.  Das  Deichamt.   Ein 
Kollegium,  bestehend  aus  dem  Deichhanptmann 
(s.  u.  2]  als  Vorsitzenden,  dem  Deichinspektor 
(s.  u.  3]  und  den  Bepräsentanten  der  Deichge- 
nossen, welche  in  der  vom  Statut  bestimmten 
Anzahl  und  in  dem  dort  yora;eschriebenen  Ver- 
fahren   zu    wählen    sind.     Das   Deichamt    hat 
über     alle     Verbandsaugelegenheiten     zn    be- 
schliessen,    welche    nicht    anderen    Verbands- 
organen,   insbesondere   dem    Deichhauptmann, 
üwrtragen  sind,  es  kontrolliert  femer  die  ge- 
samte 'Verwaltung  der  Verbandsangelegenheiten. 
Das  Deichamt  ist  sonach  als  das  oberste  Organ 
des  Verbandes,  als  der  primäre   „Träger"  des 
Korporationswillens  anzusehen,    es    entspricht, 
wenn  man  den  speciellen  mit  dem  allgemei- 
nen Selbstverwaltungskörper,  den  Deichverband 
mit  der  Gemeinde  in  Parallele  stellt,  nach  Forma- 
tion und  Kechtsstellung  vollkommen   der  Ge- 
meinde Vertretung    (Stadtverordnetenver- 
sammlung u.  8.  w.),   während   2.   der  Deich- 
hauptmann   die    Analogie    bietet    zu    dem 
bureaumässig  organisierten  Amte  des  Gemeinde- 
vorstandes     (Bürgermeister ,    Gemeindevor- 
steher).   Der  —  von  den  im  Deichamte  sitzen- 
den   Bepräsentanten    der    Deichgenossen    auf 
sechs   Jahre   zu    wählende,    vom    Begiemngs- 
präsidenten  zu  bestätigende  —  Deichhanptmann 
ist,  wie  die  Allgemeinen  Bestimmungen  (§  20) 
sich  ausdrücken,  die  Verwaltungsbehörde 
des  Deich  Verbandes ;  er  handhabt  ferner  (§  29) 
kraft  besonderen  Staatsauftra^  die  örtliche 
Deichpolizei   (wiederum    in    Analogie    mit 
dem  die  allgemeine  Ortspolizei  als  übertragene 
Staatsfunktion     verwaltenden     Bürgermeister). 
Der    Deichhauptmann    vertritt    den    Verband 
Dritten  gegenüber,  er  hat  die  Beschlüsse  des 
Deichamts  vorzubereiten  und  auszuführen  (mit 
Beaastandungsrecht  gegenüber  gesetzwidrigen 
oder  gemeinschädlichen  Beschlüssen,  v&rl.  AU^. 
Best.  §  90  zu  b,   wie  überhaupt  ihm  allein  die 
Exekutive,   die  vollziehende  Gewalt  innerhalb 
des  sachlichen  und  örtlichen   Wirkungskreises 
des  Verbandes  zusteht.    Zur  wirksamen   Aus- 
übung  seiner  Amtsbefugnisse  ist  dem  Deich- 
hanptmann beigelegt :  administrative 
Zwangrsgewalt  über  die  Deichgenossen  (an- 
wendbar z.  B.  zur  Beitreibung  von  Deichkassen- 
beiträgen,  a.  a.  0.  §  7,  zur  Erzwingung  von 
Naturalfailfsleistungen,  §  14)  und  Disciplinar- 
|ewalt  über  die  Beamten  des  Verbandes  (vgl. 
I  33);  dazu  gesellt  sich  dann  drittens  die  be- 
reits erwähnte  —  ihrem  Wesen  nach  nicht  als 
Ausfluss  der  Verbandsgewalt,  sondern  als  be- 
sonders übertragene  unmittelbare  Staatsfunktion 
aufzufassende    —    Polizeigewalt.      Zweck 
und  Aufgabe  der  letzteren  ist  Schutz  der  Ver- 
bandsdeiche vor  Beschädigungen  und  überhaupt 
Verhütung  von  Handlungen   und  Ereignissen, 
welche   den   ^rdneten   Gang   der  Verbands- 
funktionen  nut  Störungen  bedrohen.    Zur  Er- 
füllung  dieser   Auf^b«    stehen    dem    Deich- 
hauptmann die  administrativen  sowie  (a.  a.  0. 
§  34)     die    strafrichterlichen   Befugnisse    der 
Ortspolizeibehördeu    zu;   dagegen   ist  mangels 
ausdrücklicher  Delegation  nicht  anzunehmen, 
dass    er    auch    Polizeiverordnungen    in 
gleicher  Weise  wie  eine  Ortspolizeibehörde  zu 


erlassen  ermächtigt  sei  (so  Bosin,  Polizei  ver- 
ordnungsrecht S.  220  Anm.  1,  anderer  Ansicht 
L  0  e  n  i  n  g ,  Verwaltun^srecht  S.  692,  Hermes 
in   Stengels   Wörterb.    d.    D.  Verwalt.R.   I 
S.  261),   vielmehr  ist  das  Polizeiverordnun^* 
recht   in   Deichan^elegenheiten    ausschliesslich 
Sache    des     Begierungspräsidenten    als 
Landespolizeibehörde  (a.  a.  0.  §  2ö).  —  3.  Wei- 
tere Organe  des  Deichverbandes  sii^d:  der   die 
technische   Verwaltung    leitende,    m    gleicher 
Weise    wie  der  Deichhauptmann  zu  wählende 
und  zu  bestätigende  Deichinspektor  (a.a.O. 
§§  36  ff.),  der  mit  der  Führung  der  Kassenge* 
Schäfte   betraute,    vom    Deichamte    im    Wege 
kündbaren   Vertrages    anzunehmende   Deich- 
rentmeister  (§§  41  ff.),  femer  Unterbeamte, 
Damm-     oder     Wallmeister    (§    43),     welche 
vom  Deichhauptmann  anzustellen  sind,   endlich 
(§  45)  die  Deichschöppen:  vom  Deichamt 
unter  hinzutretender  Bestätigung   des    Deich- 
hauptmanns ausgewählte  Deichgenossen,  deren 
Amt  es  ist,  in  den  örtlichen  Au&ichtsbezirken  des 
Verbandsgebietes  alsOrganedes  Deichhauptmanns 
thätig  zu  sein  (Kommunalrechtliche  Analogie :  die 
Bezirksvorsteher  der  preuss.  Städteordnungen). 
Deichpflicht.     Das  Wesen  der  Deich- 
pflicht oder  Deichlast  wurde  bereits  obenS.  143  ff., 
i4ö  erörtert.     Der  korporativen   Struktur  der 
heutigen  Deich  verbände  entsprechend    ist   die 
den  einzelnen  Genossen  obliegende  Deichpflicht 
durchaus  Verbandslast,    Ausfluss  der   Mit- 
gliedschaft am  Verbände,  nicht,  wie  nach  den 
meisten  Deichordnungen  des  18.  Jahrhunderts 
(s.   oben  S.  145)^),  gemeine  öffentliche   (d.   h. 
Staats-)  Last.     Als  Regel  für  die   Verteilung 
der  Deichpflicht  gilt,  zum  Unterschiede  von  der 
„Pf and  Wirtschaft"  älterer  Deichordnungen  (oben 
S.    148),     das    System     der     Kommunion- 
deichung:  Die  Deiche  werden  von  dem  Ver- 
bände angelegt  und   unterhalten,   der  hierfür 
erforderliche  Finanzbedarf  wird  auf  die  einzel- 
nen Deich^enossen  repartiert,  wobei  als  norma- 
ler  Verteilungsmassstab   „das   Verhältnis    des 
abzuwendenden  Schadens  und  herbeizuführenden 
Vorteils"  zu  gelten  hat  (D.G.  §  16,  AUg.  Best. 
^§  3  ff.).     Doch  sind   Ausnahmen  von  diesem 
Lastenverteilnngsmodus  zulässig,  wie  denn  auch 
durch    statutarische   Bestimmung   das    Pfand- 
system schlechtweg  oder  doch  für  die  ordent- 
liche Deichiast  (s.  oben  S.  144)  beibehalten  wer- 
den kann  (so  z.  B.  nach  den  geltenden  Deich- 
ordnungen für  die  Altmark,  V.  v.  1.  Juli  1859, 
G.S.  S.  367  (s.  oben  S.  148),  und  für  das  Herzogtum 
Magdeburg,  V.  v.  1.  Oktober  1866^  G.S.  S.  635). 
Abgesehen    von    diesen   Konservierungen    der 
Pfanddeichung  kommt  die  naturalwirtschaftliche 
Ableistung  der  Deichpflicht,  die  Beteiligung  an 
der  Untenialtung  und  Verteidigung  der  Deiche 
durch  persönliche  Dienste,  heute  nur  in  Fällen 
dringender  Gefahr  vor  (Allg.  Best.  §§  13  ff.). 
Die  Deichpflicht  ruht  als  Reallast  des  öffent* 
liehen  Rechts  unablöslich  auf  den  Grundstücken 
des  Verbandsbezirks ;  sie  hat  in  Kollisionsfällen 

^^^^^  ■■■■■  , 

^)  Von  anderer  rechtlicher  Natur  ist  die 
sogenannte  Nothilfe  (D.G.  §  25,  vgl.  auch 
Str.G.B.  §  360  Nr.  10),  welche  zutreffendenfalls, 
d.  h.  bei  unmittelbar  drohender  Ueberschwem- 
mungsgefahr  auf  Erfordern  der  Polizeibehörde 
von  jedermann,  Genossen  wie  Ungenossen,  zu 
leisten  ist. 
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den  Vorzug  yor  allen  anderen  öfTentlichen 
Lasten  nnd  Abgaben.  Streitigkeiten  über  die 
Deichpflicht  sind,  da  der  ordentliche  Rechtsweg 
darch  D.G.  §  22  ansgeschlossen,  eine  Zustän- 
digkeit der  VerwaltnngSjB^erichte  aber  durch  die 
neuere  Gesetzgebung  nicht  begründet  ist,  von 
den  Verwaltungsbehörden  (in  erster  Instanz 
vom  Kegierungspräsidenten,  in  zweiter  vom 
Minister  für  Landwirtschaft)  zu  entscheiden. 
—  Einer  lErwähnung  bedarf  noch  das  den 
Deichverbänden  durch  Gesetz  (D.G.  §  20)  und 
Statut  (Allg.  Best.  §§21—23)  verliehene  Ent- 
eignungsrecht, demzufolge  die  Eigentümer 
der  eingedeichten  Grundstücke  und  Vorländer 
verpflichtet  sind,  die  zu  den  Verbandsanlagen 
nach  Ermessen  des  Deichhauptmanns  erforder- 
lichen Grundflächen  sowie  Baumaterialien  (Sand, 
Lehm,  Ea^en)  ge^en  Entschädi^ng  abzu- 
treten; —  ferner  die  sehr  allgemein  gehaltene 
Vorschrift  des  D.G.,  §  21,  wonach  diejenigen 
Ei^entum&beschränkungen ,  welche  die  dem 
Deich  verbände  nicht  angehörigen  Grundbe- 
sitzer im  Interesse  der  Veroandsthätigkeit  sich 
gefallen  lassen  müssen,  im  Statut  festzusetzen 
sind. 

Die  Staatsaufsicht  über  die  Verwal- 
tung der  Deichverbände  führt  im  ursprüng- 
lichen Geltungsbereich  des  D.G.  der  Regierungs- 
Sräsident,  im  Bereich  des  G.  v.  11.  April  1872 
er  Landrat  (Magistrat).  Ueberall  kann  aber 
durch  statutarische  Anordnung  die  Aufsichts- 

fewalt  den  koUegialischen  Beschlussbehörden 
er  allgemeinen  Lrandesverwaltung  —  Kreis- 
ausschuss,  Bezirksausschuss,  Frovinzialrat  — 
übertragen  werden  (Zuständ.-G.  v.  1.  August 
1883,  §  97).  Umfang,  Inhalt  und  Mittel  der 
Aufsichtsgewalt  sind  dieselben,  welche  dem 
Staate  gegenüber  den  Gemeinden  zustehen 
(Allg.  Best.  §  24). 

C.  Die  Bchleswig-holsteinischen  und 
hannoverschen  Marschdistrikte.  Das  Deich- 
recht der  die  Westküste  von  Schleswig- 
Holstein  einnehmenden  Marschen  beruht 
kraft  des  Vorbehalts  in  Art.  II  Nr.  1  des 
G.  V.  11.  April  1872  noch  gegenwärtig  auf  dem 
Patent  v.  29.  Januar  1800  und  dem  Allgemei- 
nen Deichreglement  v.  6.  April  1803  (vgl.  das 
Quellenverzeichnis  amSchluss  des  Art.untenS.160). 
Die  geschichtliche  Entwickelung  bis  zum  Erlass 
dieser  Gesetze  ist  eingehend  geschildert  von 
Nieberding-Frank,  Wasserrecht  S.  416 ff. 
(in  abgekürzter  Form  reproduziert  von  Frank 
in  der  1.  Aufl.  dieses  Handwörterbuchs  s.  v.  Deich- 
wesen, Bd.  II  S.  921),  dessen  Ausführungen  zu 
entnehmen  ist,  wie  sich  auch  in  Schleswig- 
Holstein  schon  zu  alter  Zeit  eine  reiche  und 
energische,  die  gesamte  Nordseeküste  des  Lan- 
des umfassende  Thätigkeit  der  Bewohner  auf 
dem  Gebiete  des  Deichwesens  vorfindet,  eine 
Thätiffkeit,  deren  korporativ  organisierte  Trä- 
ger, die  Deichverbände,  sich,  wie  es  scheint, 
durchschnittlich  etwas  länger,  als  dies  ander- 
wärts der  Fall  war  (oben  S.  1440".),  im  Besitze 
ihrer  genossenschafthchen  Autonomie  zu  erhal- 
ten wussten,  —  die  aber  doch  schliesslich  dem 
allgemeinen  Schicksale  der  Verstaatlichung 
nicht  entging.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  be- 
ginnen (was  hei  Nieberding-Frank  a.  a.  0.  un- 
erwähnt bleibt)  die  landesherrlichen  Behörden 
in  die  Deichverwaltung  einzugreifen  (vgl.  z.  B. 
die    stapelholmische    Deichordnung    von    1625, 


abgedruckt  bei  Hackmann,  deiureagg.,  An- 
hang Nr.  VI);  den  Abschluss  der  hiermit  ein- 
geleiteten Entwickelung  bezeichnet  die  oben 
angegebene  Gesetzgebung  von  1800  und  1803, 
welche  aber  zugleich  eine  durchgreifende  und 
umfassende  Reronn  des  Deichwesens  herbei- 
führt. Das  Patent  v.  29.  Januar  1800  unter- 
stellt das  Deichwesen  der  Marschen  der  Auf- 
sicht und  Leitung  dreier  staatlicher  Deichin- 
spektoren, demnächst  bringt  denn  das  Allge- 
meine  Deichreglement  v.  6.  April  1803  eine 
Neuordnung  der  Rechtsverhältnisse  der  Deich- 
verbände und  der  Deichpflicht.  Als  allgemeiner 
Grundsatz  wird  aufgestellt,  dass  alle  Lände- 
reien, welche  von  einem  und  demselben  Haupt- 
deiche geschützt  werden,  unter  sich  einen  „na- 
türlichen Deichband''  ausmachen.  Es  soll  je- 
doch eine  Erweiterung  oder  Einschränkung 
dieser  natürlichen  Deich  verbände  unter  beson- 
deren Verhältnissen  zulässig  sein  (All^.  Deich- 
regl-  §§  1—3).  Hiemach  sind  die  Marschen 
durch  Verordnungen  des  damaligen  Staatsober- 
haupts (des  Königs  von  Dänemark)  in  Deich- 
verwaltungsbezirke ,  „besondere  Deichbände", 
eingeteilt  worden;  jeder  dieser  Deichbände  hat 
als  Organisations-  und  Verwaltuugsnorm  ein 
Statut  (Regulativ)  erhalten,  welches  nach  An- 
hörung der  Organe  der  älteren  Deichgenossen- 
schaften,  der  Oberdeichgrafen  sowie  der  durch 
das  Patent  von  1800  eingesetzten  Deichinspek- 
toren von  der  Staatsbehörde  festgestellt  wurde. 
Nach  diesen  noch  heute  gleitenden  Gesetzen 
und  Regulativen  erscheint  der  korporative  Cha- 
rakter der  Deichverbände,  wenn  überhaupt  vor- 
handen, jedenfalls  stark  verkümmert:  die  Deich- 
verbände der  schleswig-holsteinischen  Marschen 
haben  mehr  die  Natur  von  territorial  begrenz- 
ten Lastenverteilungssocietäten  (s.  oben  S.  145) 
als  von  selbstverw5tenden  Körperschaften.  — 
Einer  Erwähnung  bedarf  hier  lediglich  die  Re- 
gelung der  Deichpflicht.  Das  Allgemeine 
Deichreglement  unterscheidet,  durchaus  im  her- 
kömmlichen Sinne  des  deutschen  Rechts,  zwi- 
schen ausserordentlicher  und  ordentlicher  Deich- 
pflicht. Zur  ausserordentlichen  Deichpflicht  ge- 
hören :  die  zur  Verteidigung  und  Unterhaltung 
des  Vorufers  und  des  Walles  erforderlichen 
Einrichtungen,  soweit  sie  die  Sicherheit  des 
Deiches  bezwecken,  die  Anlegung  neuer  und 
die  Erhöhung  und  Verstärkung  vorhandener 
Deiche ,  die  Wiederherstellung  beschädigter 
oder  weggerissener  Deiche,  endlich  alle  Not- 
arbeiten an  den  Deichen,  welche  bei  wirklich 
erfolgten  Deichbrüchen  zum  Schutz  gegen 
Ueberschwemmungen  sofort  geleistet  werden 
müssen.  Die  Kosten  aller  dieser  Arbeiten  sind 
auf  den  ganzen  Deichverband  zu  verteilen 
und  zwar  auf  die  einzelnen  Grundstücke,  falls 
das  Regulativ  nicht  aus  besonderen  Gründen 
einen  anderen  Verteilungsmassstab  festsetzt, 
nach  Verhältnis  der  Fläche.  Ordentliche 
Deichpflicht  ist  der  Inbegriff  aller  Arbeiten, 
welche  erforderlich  sind  für  Instandhaltung  des 
Deichkörpers  in  seinem  bisherip^en  Umfange, 
soweit  nur  Beschädigungen,  nicht  förmliche 
Deichbrüche  vorlieg^en:  Diese  Verrichtungen 
liegen  den  im  Deichverbande  belegenen  Ge- 
meinden, jeder  Gemeinde  für  ihren  Bezirk, 
ob;  so  zwar,  dass  die  Gemeinde  befugt  ist,  die 
Unterhaltungsarbeiten  streckenweise,  also  nach 
dem  Pfandsystem,  an  die  einzelnen  Gemeinde- 
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mitglieder  za  verteilen.  Betreffs  der  Nothilfe, 
der  ZwangsyoUstreoknng ,  des  Entei^nngs- 
rechts  gelten  die  gleichen  Gmndsätze  wie  nach 
dem  D.G.  v.  28.  Januar  1848. 

Betreffs  des  in  den  hannoverschen 
Marschen  geltenden  Deichrechts  muss  hier  auf 
die  nnten  S.  160  bezeichneten  Qnellen  dessel- 
ben, die  Deichordnnng  für  Bremen  nnd  Verden 
V.  29.  Juli  1743,  die  Deich-  nnd  Sielordnun&^en 
für  Ostfriesland  nnd  Lüneburg  v.  12.  Jnni  1863 
bezw.  14.  April  1862,  die  Deich-  nnd  Abwässe- 
mngsordnung  für  Hoja  und  Diepholz  v.  22. 
Janaar  1864,  verwiesen  werden.  Als  gemein- 
same Eigentümlichkeit  dieser  Deichordnnneen 
sei  lediglich  hervorgehoben  die  eingehende  Be- 
rücksichtignng  nnd Ke^elnng  des  Sielwesens. 
Die  Deichverbandsbezirke  sind  zom  Zwecke 
der  Ent-  nnd  Bewässerung  in  engere  Verbände 
-—  Sielachten  —  eineeteut,  das  Ent-  und  Be- 
wässerungswesen in  dem  eingedeichten  Gebiete 
erscheint  als  Zubehör  und  jsebenaufgabe  der 
Deich  Verwaltung.  Die  drei  letzterwähnten 
Deichordnungen  verleihen  —  in  üebereinstim- 
mun^  mit  dem  Recht  der  alten  preussischen 
Provinzen  und  zum  Unterschied  von  dem 
schleswig-holsteinschen  Deichreglement  von  1803 
—  den  Deichverbänden  die  Eigenschaft  als 
Korporationen  des  öffentlichen  und  Privat- 
rechts. 

D.  Hessen-Naasau.  Aus  der  geographischen 
Gestaltung  dieser,  zum  überwiegenden  Teile 
dem  mitteldeutschen  Hügellande  angehörenden, 
Provinz  erklärt  es  sich  leicht,  dass  Deichwesen 
nnd  Deichrecht  hier  nicht  entfernt  die  Bedeutung 
haben  noch  haben  können  wie  in  dem  klassi- 
schen Lande  der  Deiche,  der  norddeutschen 
Tiefebene,  wo  flache  Stromufer  und  niedrige 
Meeresküsten  den  Schutz  der  dahinter  liegenden 
weiten  Inundationsflächen  durch  Deichbauten 
gebieterisch  fordern.  In  der  That  fehlt  es  denn 
auch  in  der  einen  —  ehemals  nassauischen  — 
Hälfte  der  Provinz  an  einer  Deichgesetzgebung 
gänzlich,  während  das  in  der  anderen,  dem 
Keg.-Bez.  Cassel,  gegenwärtig  noch  geltende 
kuniessische  Recht  zwar  auch  kein  dem  Gegen- 
stande ausschliesslich  gewidmetes  Special- 
gesetz  kennt,  aber  doch  —  in  legislativem  Zu- 
sammenhange mit  Uferschutz-  und  Strombau- 
wesen —  einige  hier  zu  erwähnende  Normen 
deichrechtlichen  Inhalts  aufweist.  Nach  der 
kurhessischen  Verordnung,  den  Wasserbau  be- 
treffend, vom  31.  Dezember  1824,  §  2  ist  die 
Uferunterhaltungslast  und  damit  der  Schutz 
des  Hinterlandes  gegen  Ueberschwemmungen 
principiell  Sache  der  Gemeinden,  deren  Ge- 
markungen an  das  Stromufer  angrenzen.  Den 
einzelnen  Gemeinden  ist  es  gestattet,  sich  unter 
einander  sowie  mit  solchen  Gemeinden,  deren 
Gebiet  ganz  oder  teilweise  im  Innndationsbe- 
reich  liegt,  mit  Zustimmung  der  vorgesetzten 
Staatsautsichtsbehörde  zu  Uferbau  verbän- 
den zu  vereinigen.  Diese  Verbände  können 
unter  Umständen,  nach  Massgabe  der  getroffenen 
Vereinbarungen,  eine  ähnliche  Wirksamkeit 
entfalten  wie  die  Deich  verbände  des  preussischen, 
schleswig-holsteinischen,  hannoverschen  Rechts, 
aber  rechtlich  betrachtet  sind  sie  von  letzterem 
sehr  verschieden,  einmal  im  Hinblick  auf  die 
ihnen  mangelnde  Eigenschaft  als  Zwangs- 
vereinigung,  weiter  auch  darin,  dass  sie  nicht  ein- 
zelne Personen    bezw.    Grundbesitzer,  sondern 


Gemeinden  zu  Mitgliedern  haben,  also  nicht 
Personenvereinigungen  auf  territorialer  Grund- 
lage, sondern  communale  „Zweckverbände''  (im 
Sinne  der  preussischen  Gemeindegesetzgebung) 
darstellen.  Ausser  und  abgesehen  von  dieser 
gesetzlichen  Uferbaupflicht  der  Gemeinden  ist 
es  dem  einzelnen  Uferanlieger  freigestellt,  zum 
Schutze  seiner  Grundstücke  gegen  Ueberschwem- 
mung  noch  besondere  Deiche  (äer  deichähnliche 
Bauten  zu  errichten;  jedoch  bedarf  es  hierzu, 
wie  nach  altländischem  Recht  (D.G.  §  1,  s.  oben 
S.  149\  stets  der  vorgän^igen  Genehmigung 
der  Staatsbehörde  (des  Bezirksausschusses,  Zu- 
ständ.-G.  V.  1.  Aug.  1883,  §  96  Nr.  1).  Selbst- 
verständlich können  sich  auch  für  Errichtung 
und  Unterhaltung  solcher  Privatdeiche  mehrere 
Interessenten  zusammenthun ;  es  entstehen  dann 
Vertrags-  und  Gemeinschaftsverhältnisse,  die 
indessen  —  mangels  hierauf  bezüglicher  spe- 
cialgesetzlicher Vorschriften  —  irgendwelche 
öffentlichrechtliche  Bedeutung  oder  Qua- 
lifikation nicht  beanspruchen  können,  vielmehr 
ausschliesslich  den  Regeln  des  Privatrechts 
(über  Gesellschaften,  Gemeinschaften,  Miteigen^ 
tum  u.  s.  w.)  unterliegen. 

4.  KSni^eich  Sachsen.  Die  sedes 
materiae  des  sächsischen  Deichrechts,  das 
Mandat,  die  Elbstrom-Ufer-  und 
Dammordnung  enthaltend,  vom  7. 
August  1819  bezieht  sich,  wie  aus  der 
rebersclirift  ersichtlich,  zunächst  nur  auf 
den  Hauptstrom  des  Landes  und  seine  Ein- 
deichung, im  §  14  des  Mandats  ist  jedoch 
bestimmt,  dass  diese  für  die  Eibdeiche  ge- 
gebenen Vorschriften  »unter  Beinicksichti- 
gung  der  örtlichen  Yerhältoisse«  auch  auf 
die  kleineren  Flüsse  Anwendung  finden 
sollen.  —  Das  Mandat  von  1819  steht,  was 
die  allgemeine  legislative  Beliandlung  des 
Deichwesens  betrifft,  im  grossen  und  ganzen 
noch  auf  dem  Standpunkte  der  älteren 
preussischen  Deichordnungen,  deren  gemein- 
same Gnindzüge  oben  S,  147  geschildert 
wurden.  Das  Deichwesen  -wird  vollkommen 
als  Staats  Sache  und  zwar  als  Zweig  der 
staatlichen  Wasserbauverwaltung  aufgefasst, 
es  untersteht  mit  der  letzteren  in  oberster 
Instanz  dem  Finanzministerium ,  unter 
dessen  Oberaufsicht  und  Leitung  es  in 
technischer  Beziehung  von  dem  Wasserbau- 
direktor, im  übiigen  von  den  zuständigen 
Behörden  der  allgemeinen  Verwaltung,  den 
Amtshauptmannschaften',  ressortiert  Die 
Deichlast,  d.  h.  die  Pflicht,  zu  den  Kosten 
des  Ufer-  und  Dammbauwesens  Zuzutragen, 
ist  Staatslast,  nicht  Korporationslast,  sie  ist 
auf  diejenigen  umgelc^gt,  deren  Eigentum 
durch  den  Deich  geschützt  wird  (§  2  des 
Mandats).  Der  Repartitionsniassstab  bezw. 
die  Höhe  der  einzelnen  Beitragsloistung 
wird  —  unter  Yorborftcksichtigung  beson- 
derer Rechtstitel  —  zunächst  durch  Ein- 
verständnis der  Kontribuenten  untereinander, 
im  Nichteinigungsfalle  durch  die  Staatsbt»- 
hörden  festgesetzt  (vgl.  dit»  ausführlichen 
Vorscliriften  in   §  2  a,  a.  0.).    Die  Anlage 
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Ton  Privatdeichen  ist — mit  vorgäDgiger 
Genehmigung  der  Wasserbaubehörde  —  ge- 
stattet. 

Zur  Durchführung  der  Deichlastverteilung 
ist  (§  6  a.  a.  0.)  bestimmt:  „Alle  Gemeinden 
und  einzelnen  Grundbesitzer,  welche  von  einem 
und  demselben  Damme  Vorteil  haben,  werden 
in  Dammkommunen  vereinigt,  und  jedes 
Mitglied  einer  solchen  Dammkommune  ist  ge- 
halten, nach  Verhältnis  der  Grösse,  Güte  und 
Benutzung  seiner  durch  den  Damm  gegen 
Ueberschwemmung  geschützten  Besitzungen  zum 
Bau  und  zur  Unterhaltung  des  Dammes  beizu- 
tragen.'^  Die  an  dem  Damme  zu  errichtenden 
Arbeiten  „dürfeu  nicht  in  kleinen  Abteilungen 
von  einzelnen  Interessenten  unternommen", 
sondern  müssen  von  der  Dammkommune  e:e- 
meinschat'tlich  bewerkstelligt  werden.  (Also 
Kommunion-,  nicht  Ffanddeichung.)  Jede  Damm- 
kommune hat  eine  Kasse,  in  welche  die  Mit- 
flieder  jährlich  einen  massigen,  von  der  Staats- 
ehörde  zu  bestimmenden  Beitrag  zahlen  müssen, 
ohne  Unterschied,  ob  Damm  bauten  oder  Repa- 
raturen vorkommen  oder  nicht.  Die  Kassen- 
verwaltung ist  ,.einem  aus  der  Mitte  der  Damm- 
interessenten ^,  in  Ermangelung  einer  hierzu 
geeigneten  Person  aber  der  Staatsbehörde  zu 
übertragen  (§  6  a.  a.  0.).  Der  Kommune  steht 
ein  Dammrichter  vor,  welchen  die  Staats- 
(Wasserbau-)behörde  aus  der  Mitte  der  Inte- 
ressenten ernennten?);  er  ist  im  allgemeinen 
nicht  mehr  als  ein  Organ  der  Staatsbehörden, 
darf  jedoch  bei  Gefahr  im  Verzuge  die  zur 
Deichverteidigung  erforderlichen  Anordnungen 
selbständig  treffen.  —  In  regelmässigen  (halb- 
jährlichen) Zwischenräumen  finden  „Damm- 
schauen^  statt  (§  8) ,  die  von  den  zuständigen 
Staatsbehörden,  Wasserbaudirektor  und  Amts- 
hauptmanschaft,  abgehalten  werden,  während  es 
den  Dammkommunen  lediglich  ,,nachge]assen" 
ist,  der  Schau  durch  Deputierte  beizuwohnen. 
Die  Feststellung  der  bei  der  Schau  vorgefundenen 
Mängel  sowie  die  Entscheidung  über  die  Art 
und  Weise  ihrer  Abhilfe,  über  die  Kostenver- 
teilung u.  B.  w.  liegt  dem  „Dammgericht" 
(§  9)  ob,  welches  nach  Beendigung  der  Schau 
ad  hoc  zusammentritt.  Die  Organisation  des 
Dammgerichts  ist  durch  das  Gesetz  nicht  näher  ge- 
regelt ;  es  ist  nur  gesagt,  dass  das  Gerich tdurch  die 
Staatsbehörden,  unter  deren  Leitung  die  Schau 
stattgefunden  hat,  unter  Zuziehung  des  Damm- 
richters und  freier  „aus  den  Interessenten  zu  er- 
, wählender"  Beisitzer  „bestellt"  werden  soll.  -— 
5.  Bayern.  Die  bayerische  Gesetzgebung 
behandelt,  ähnlich  wie  das  Recht  der  anderen 
süddeutschen  Staaten  (unten  snb  6, 7),  Oester- 
reichs  (sub  8)  und  der  ehemals  kurhessischen 
Landesteile  Preussens  (oben  S.  153),  das 
Deichwesen  als  Zweig  des  Uferschutzes 
im  weiteren  Sinne.  Die  im  folgenden  dar- 
gestellten Rechtssätze  sind  kodifikatorisch 
zusammengefasst  in  dem  dritten  der  drei 
bayerischen  Wassergesetze  v.  28.  Mai  1852 
(vgl.  d.  Art.  ^Bewässerung  und  Bewässerungs- 
recht« sub7  oben  Bd.  11.  S.784),  betitelt  »Gesetz 
über  den  Üferschutz  und  den  Schutz  gegen 
Ueborschwemmungen«  ^).   Dies  Gesetz  weist, 

^)  Im  folgenden  abgekürzt:  U.G. 


was  die  Grundsätze  über  Errichtung  und 
Unterhaltung  von  Schutzbauten  gegen  die 
Zerstörung  und  Ueberflutung  der  Ufer  an- 
langt, eine  Zweiteilung  auf,  welche  ihre 
Unterscheidungen  trifft  einerseits  nach  der 
Bedeutung  der  zu  schützenden  Objekte, 
andererseits  und  vor  allem  nach  der  Grösse 
der  abzuwehrenden  Gefahr.  (Hierzu :  v.  Pözl, 
Komment,  z.  d.  G.G.  v.  28.  Mai  1852,  S.  370, 
408).  Es  wird  nämlich  dem  Uferschutz  im 
engeren  Sinne,  d.  h.  der  Abwendung  von 
Gefahren,  welche  durch  fliessende  Gewässer 
in  ihrem  regelmässigen  Zustande  venirsacht 
werden  (z.  B.  Befestigimg  des  Ufers  gegen 
Unterspiilung  und  Abbruch),  gegenüberge- 
stellt der  »Schutz  gegen  ausserordent- 
liche Wassergefahr  und  Ueberschwem- 
mungen«,  mit  anderen  Worten  die  Be- 
kämpfung der  eigentlichen  Hochwasser- 
gefahr durch  Deichbauten  und  Nothilfe- 
leistungen. Diese  Zweiteilung  ist  in  dem 
U.G.  auch  äusserlich  durchgeführt  als  »erste« 
und  »zweite«  Abteilung  des  Gesetzestextes 
(in  folgendem  unter  I.  und  IL  gesondert). 

—  Es  ist  deutlich,  dass  nur  die  zw^eite  Ab- 
teilung des  U.G.  deichrechtliche  Normen 
in  dem  engeren  (namentlich  der  norddeut- 
schen Gesetzgebung  geläufigen)  Sinne  des 
Wortes  entliält;  dennoch  dürfen  die  Ufer- 
schutzbestimmungen der  ersten  Abteilung 
des  Gesetzes,  schon  des  inneren  Zusammen- 
hangs wegen,  hier  nicht  unerw^ähnt  bleiben. 

I.  Der  Uferschutz  1.  an  Privatflüssen 
und  stehenden  Gewässern  ist  grund- 
sätzlich Sache  des  Eigentümers  (Art.  1, 
13U.G.).  »Sache«,  —  d.  h.  nicht  Pflicht 
im  wasserrechtlichen  Sinne,  es  sei  denn, 
dass  sich  aus  Vertrag,  Gesetz  oder  Her- 
kommen etwas  anderes  ergiebt.  »Der  Ufer- 
schutz durch  die  beteiligten  Ufereigentümer 
tritt  erst  unter  die  Herrschaft  des  öffentlichen 
Rechts,  wenn  dieselben  eine  Schutzgenossen- 
schaft bilden«  (S  e  y  d  e  1 ,  bayer.  Staatsr.  HI, 
278).  Eine  solche  Schutzgenossenschaft  ent- 
steht, wenn  sich  mehr  als  drei  Eigentümer 
zu  gemeinschaftlicher  Ausführung  des  Ufer- 
schutzes vereinigen.  Korporationen  des 
Privat-  oder  öffentlichen  Rechts  sind  diese 
Schutzgenossenschaften  nicht,  auch  findet 
Aveder  eine  zwangsweise  Bildung  von  Ge- 
nossenschaften noch  ein  Beitrittszwang  statt, 

—  man  müsste  denn  eine  indirekte  Nöti- 
gimg zum  Beitritt  in  der  Bestimmung  des 
Art.  14  erblicken,  wonach  die  zwischen  den 
Grundstücken  der  Genossenschaftsmitglieder 
angesessenen  Ufereigentümer,  falls  sie  sich 
der  Genossenschaft  nicht  anschliessen, 
dennoch  gehalten  sind,  sich  auf  ihrem  Ufer- 
eigentum diejenigen  Vorrichtungen  gefallen 
zu  lassen,  welche  zur  Erreichung  des 
Zweckes  des  gemeinschaftlichen  Uferschutzes 
notwendig  sind.  Die  Schutzgenossenschaft 
muss  Satzungen  haben,   welche  der  zustäu- 
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digen  YerwaltimgsbehÖrde  (d.  h.  der  Dislrikts- 
verwaltiingsbehöi-de,  falls  aber  der  Genossen- 
schaftsbereicli  die  Distriktsgreuzen  über- 
schreitet, der  Kreisregierung)  zur  Genehmi- 
gung vorzulegen  sind.  Zur  Vertretung  der 
Genossenschaft  ist,  wenn  die  Mitgliederzahl 
sich  auf  sechs  oder  weniger  beläuft,  ein 
»Bevollmächtigter*,  bei  höherer  Mitglieder- 
zahl ein  »Ausschuss«  zu  bestellen  (Ali.  15 
U.G.).  Die  im  Interesse  der  —  sogleich  zu 
erörternden  —  kreisgemeindlichen 
Uferschutzbauten  eingeführten  Zwangs-  und 
Expropriationsrechte  (Art.  8—10  U.G.)  fin- 
den auch  auf  Genossenschaftsanlagen  An- 
wendung (Art.  16  a.  a.  0.).  Ueber  die  er^ 
forderliclie  Genehmigung  von  Privat- 
und  Genossenschaftsanlagen  durch  die  Po- 
lizeibehörde s.  unten  II  a.  E. 

2.  Der  Uferschutz  an  öffentlichen 
(d.  h.  schiff-  oder  flossbaren) ^)  Flüssen  ist 
Kreislast,  es  sei  denn,  dass  die  Schutz- 
massregel den  integrierenden  Teil  einer  — 
stets  aus  allgemeinem  Staatsfonds  zu  be- 
streitenden —  Flusskorrektion  bildet 
(Art.  2  und  11  a.  a.  0.).  Damit  ist  eine 
öffentlichrechtliche  Uferbaupflicht  der 
Kreisgemeinden  statuiert,  auf  deren 
Erfüllung  indessen  nur  der  Staat  (vgl. 
hierzu  insbesondere  Art.  4,  12  U.G.),  nicht 
aber  der  einzelne  Interessent  ein  Anrecht 
hat.  Genügen  dem  letzteren,  also  dem 
Eigentümer  eines  Ufergrundstücks ,  die  von 
der  Kreisgemeinde  errichteten  Uferschutz- 
bauten nicht,  so  bleibt  ihm  (Art.  5  a.  a.  0.) 
überlassen ,  »die  nötige  Versicherung  auf 
seine  Kosten  vornehmen  zu  lassen«.  Zu 
Gunsten  der  Kreisunternehmungen  verleiht 
das  Gesetz  (Art.  8 — 10)  Zwangsservituten 
sowie  das  Recht  der  Enteignung  von  Grund- 
stücken und  Baumaterialien. 

II.  Die  Bestimmimgen  des  U.G.  (Art.  17  ff.) 
über  den  »Schutz  gegen,  ausserordentliche 
Wassergefahr  und  Ueberschwemmungen« 
lassen  den  im  norddeutschen  Deichrecht 
(vgl.  oben  S.  144,  152)  entwickelten  Unter- 
schied zwischen  »ordentlicher«  und  »ausser- 
ordentlicher« Deichlast  deutlich  hervortreten. 
Träger  der  ordentlichen  Deichlast  sind,  so- 
fern nicht  durch  Gesetz  anders  bestimmt 
ist 2),  die  Ortsgemeinden.  Sie  sind  ver- 
möge des  Art.  18  U.G.  verpflichtet  zur  Er- 
richtimg  und  Unterhaltimg  von  »Damm- 
imd  Deichbauten  zum  Schutze  von  Orts- 
fluren oder  Ortschaften  gegen  Ueberschwem- 
mungen«, eine  Pflicht,  deren  Erfüllung  im 
Säumnis-  und  BedürfnisfsJle  von  der  Ver- 

')  Vgl.  den  Art.  „Bewässerung  und  Be- 
wässerungarecht"  oben  Bd.  II,  besonders  S.  777  ff., 
781  ff. 

*)  Wie  denn  z.  B.  die  Deichlast  hinsichtlich 
der  Rheiudammbanten  in  der  Pfalz  nicht  den 
Ortsgemeinden,  sondern  der  Kreis  gemeinde 
obüegt:  G.  v.  23.  Mai  1846,  Art.  II,  Ziff.  9. 


waltungsbehönle  zu .  erzwingen  ist.  Auch 
sie  ist,  so  wenig  wie  bei  kreisgemeindlichen 
Unternehmungen  (oben  I,  2),  durch  die 
öffentlichrechtliche  Ufer-  bezw.  Deiclibau- 
pflicht  der  Gemeinde  das  gnindsätzlich  an- 
erkannte Recht  des  einzehien  Eigentümers, 
durch  private  Uferschutzbauten  seine  Län- 
dereien noch  besondere  zu  sichern  (oben  1, 1), 
nicht  ausgesclilossen  (Art.  19  U.G.).  —  Dies 
der  Fall  der  ordentlichen  Deichlast,  deren 
Gegenstand  es  ist,  das  Eintreten  von  Ueber- 
schwemmungen durch  dauernde,  deich- 
raässige  Einrichtungen  zu  verhüten.  Der 
onientlichen  steht  nun  eine  ausserordentliche 
Deichpflicht  gegenüber,  statuiert  zum  Zwe(^ke 
der  notwendigen  Hilfe  gegen  momentane 
und  akute  Wassei-snot:  Art.  17  U.G.  Dort 
ist  bestimmt:  «Sind  zur  Abwendung  drohen- 
der oder  bereits  eingetretener  Wassergefahr 
augenblickliche  Vorkehrungen  notwendig,  so 
sind  alle  benachbarten  Besitzer  und 
Gemeinden  zu  Hand-  und  Spanndiensten 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
innerhalb  des  vom  Wasser  bedroh- 
ten Gebietes  liegen  oder  nicht, 
verbunden.  Jede  (Distrikts-  und  Orts-)  Po- 
lizeibehörde hat  in  solchem  Falle  die  augen- 
blicklich nötigen  Yorkelirungen  zu  treffen 
und  vollziehen  zu  lassen,  wogegen  keine 
Einsprache,  sondern  nur  nachträgliehe  Be- 
schwerde zulässig  ist.  Die  Gemeindel)ehör- 
den  sind  verpflichtet,  den  Polizei-  und  Bau- 
behörden die  nötige  Beihilfe  zu  leisten,  \md 
für  die  schnellste  Stellung  von  Mannscliaften 
und  Lieferung  von  Materialien  zu  sorgen.« 
—  Diese  Bestimmungen  sind  von  Frank 
iin  der  1.  Auflage  dieses  Handwörterbuches, 
Bd.  II,  S.  923)  zuti-effend  dahin  gedeutet,  dass 
Überali  im  (jeltungsbereiche  des  U.G. ,  wo 
eine  Niederung  der  Ueberschwemmungsge- 
fahr  ausgesetzt  ist,  eine  durch  das  Gesetz 
begründete  Schutzgemein schaft  bestehe,  also 
»ein  Deich  verband  ohne  besondere 
Satzungen  (und,  so  ist  hinzuzufügen :  ohne 
Organisation  und  ohne  eigene  Rechtspersön- 
lichkeit), dem  alle  Einwohner  der  Gegend 
angehören,  dergestalt,  dass  sie  im  Notfalle 
Hilfe  leisten  müssen*;. 

Zum  Schluss  ist  zu  bemerken,  dass  nach 
Art.  20  U.G.  alle  Uferschutz-,  Damm-  oder 
Deichbauten  (also  sowohl  die  vorstehend 
unter  II  wie  die  oben  zu  I  erörterten 
Schutzbauten)  der  vorgängigen,  durch  die 
Distriktsverwaltungsbehörde  zu  erteilenden 
Genehmigung  dann  bedürfen,  wenn  als 
Unternehmer  ein  Privatmann,  eine  Schutz- 
genossenschaft (oben  I,  1)  oder  eine  (Orts-) 
Gemeinde  (oben  II)  auftreten,  nicht  aber 
dann,  wenn  eine  Ki*eisgemeinde  (oben  I,  2) 
oder  der  Staat  (s.  ebenda,  Art.  11  U.G.)  Un- 
ternehmer ist 

6.  Baden  und  Hessen.  Auch  in  diesen 
beiden  Staaten  ist  das  Deichwesen  von  jeher 
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legislatorisch  wie  administrativ  als  Teil  des 
Wasserschutzes  (Uferschutzes,  Flussbaues)  be- 
handelt und  unter  dem  gleichen  Gesichts- 
punkte neu  geregelt  worden  in  Baden  durch 
das  Gesetz  über  die  Benützung  und  Instand- 
haltung der  Gewässer  v.  25.August  1876,  in 
Hessen  durch  die  beiden  Wassergesetze  des 
Jahres  1887  (Gesetz  betr.  das  Dammbauwesen 
und  das  Wasserrecht  in  den  Gebieten  des 
Rhein,  Main,  Neckar  und  des  schiffbaren  Teils 
der  Lahn,  v.  14.  Juni  1887,  und  Gesetz  betr. 
die  Bäche  und  nicht  ständig  fliessenden 
Gewässer,  v.  30.  Jiüi  1887) i).  Die  auf 
I'ferschutz  und  Deichwesen  bezüglichen 
Teile  des  bad.  G.  und  der  beiden  hessi- 
schen Gesetze  stimmen  in  allen  wesentlichen 
Punkten  sachlich,  \ielfach  auch  wörtlich 
überein.  Gemeinsam,  wiewohl  weder  dem 
badischen  noch  dem  hessischen  Recht  allein 
eigentümüch  (cf.  oben  S.  152/53,  154) 
ist  die  unterschiedliche  Behandlung  der 
FäUe,  welche  in  der  Theorie  und  in  man- 
chen (norddeutschen)  Gesetzen  als  »ordent- 
liche« und  »ausserordentliche«  Deich-  bezw. 
rfersehutzpflicht  bezeichnet  werden;  ge- 
meinsam femer  die  Ilebertragimg  der  ordent- 
lichen Uferschutzpflicht  bei  fliessenden  Ge- 
Avässern  im  allgemeinen  an  die  Gemein- 
den, bei  gewissen,  namentlich  aufgezählten, 
grösseren  Strömen  an  den  Staat  (mit  Kosten- 
beiti^spflicht  der  Gemeinden);  gemeinsam 
endlich  die  Ei*streckung  des  gesetzhchen 
Wirkungskreises  der  Wassergenossenschaften 
auf  Uferschutz  und  Deichbau.  — 

I.  Träger  der  ordentlichen  Ufei^schutz-, 
insbesondere  Deichbaupflicht  an  allen  (öffent- 
lichen und  nichtöffentlichen  2) )  fliessenden 
Gewässern  ist  in  der  Regel  die  Gemeinde. 
Die  Pflicht  entsteht,  sobald  imd  soweit  — 
nach  dem  Urteil  der  vorgesetzten  Staatsbe- 
hörde —  die  Ergreifimg  von  üferschutz- 
massregeln  im  öffentlichen  Interesse 
geboten  ist;  sie  begiilndet  einen  Rechts- 
anspruch einzelner  an  die  Gemeinde  nicht 

^)  üeber  die  wasserreehtlichen  Grundprin- 
cipien  dieser  badisch-hessischen  Gesetzgebung  von 
1876  bezw.  1887  vgl.  d.  Art.  „Bewässerung  und 
Bewässerungsrecht"  sub  9  mid  10,  oben  Bd.  II,  S. 
785 ff.  —  Das  badische  Wassergesetz  vom  25. 
Angust  1876  ist  im  folgenden  mit  „Bad.  G.",  das 
hessische  G.  betr.  das  Dammbanwesen  u.  s.  w. 
vom  14.  Juni  1887  mit  „Hess.  D.  G."  und  das 
hessische  Gesetz  betr.  die  Bäche  u.  s.  w.  vom 
30.  Juli  1887  mit  „hess.  B.  G."  abgekürzt. 

«)  Wie  in  dem  cit.  Art.  oben  Bd.  II,  S.  787/68 
hervorgehoben,  kennt  das  hess.  B.  G.  und  D.  G. 
den  Unterschied  zwischen  öffentlichen  und  nicht- 
öffentlichen Flüssen  nicht,  behandelt  vielmehr 
alle  Wasserläufe  als  „öffentliche  Flüsse"  im! 
herkömmlichen  Sinne.  In  allen  wesent- 
lichen Punkten  und  Beziehungfen  ist  dies 
aber  auch  der  Standpunkt  des  Bad.  G.,  welches 
jenen  Unterschied  mithin  mehr  dem  Worte  wie 
der  Sache  nach  beibehält. 


(bad.  G.  Art.  61,  hess.  B.G.  Art.  93).  Nach 
hessischem,  nicht  aber  nach  badischem 
Recht,  können  mehrere  benachbarte  Gemein- 
den behufs  gemeinsamer  Tragiing  der  Ufer- 
baulast zu  einem  Zweckverbande  vereinigt 
werden  (hess.  B.G.  Art.  96). 

Wo  ein  öffentliches  Interesse  nicht  vor- 
liegt, ist  die  Errichtung  und  Unterhaltung 
von  Uferschutzanlagen  jedem  Eigentümer 
eines  bedrohten  Grundstücks  überlassen,  je- 
doch bedürfen  dergleichen  Anlagen,  insbe- 
sondere Deiche  und  deichähnliche  Erhöhun- 
gen der  Erdoberfläche  im  Inundationsgebiet 
vorgängiger  behördhcher  Genehmigimg  (wie 
nach  bayerischem  Recht,  vgl.  oben  »Bayern«, 
a.  E,),  und  zwar  nach  dem  hess.  B.G. 
(Art.  112)  ganz  allgemein,  nach  dem  bad, 
(G.  Art.  86)  an  öffentlichen  (schiff-  oder 
flossbaren)  Flüssen  stets,  an  nichtöffent- 
lichen nach  Massgabe  der  dieserhalb  zu 
erlassenden  Polizeivei-ordnungen. 

Wollen  sich  die  Eigentümer  mehrerer 
wassergefährdeter  Gnmdstücke  dm'ch  eine 
gemeinsame  Ajilage  schützen,  so  können  sie 
sich  zu  einer  Uferschutzgenossenschaft  ver- 
einigen. Ein  Zwang  zur  Genossenschafts- 
bildung findet  nicht  statt,  wohl  aber,  nach 
Massgabe  der  gesetzlichen  Yorschriften 
(bad.  G.  Art.  66,  heös.  B.G.  Art.  104,  32,  52) 
ein  Beitrittszwan^  gegen  Interes- 
senten, welche  sich  weigern,  an  der  Genos- 
senschaft teilzunehmen.  (Vgl.  das  Nähere 
indem  Art.  Wassergenossenschaften.) 

IL  Besonders  —  und  zwar  in  Hessen 
durch  das  hess.  D.G.  Art.  1 — 47,  in 
Baden  durch  das  bad.  G.  Art.  68  ff.  — 
geregelt  ist  die  Uferschutz-  und  Deichbau- 
pflicht  an  einer  Reihe  von  (schiffbaren  und 
nicht  scliiffbaren)  Flüssen,  bei  denen  der 
Abfluss  des  Hochwassers  erfaluimgsgemäss 
mit  erhebliche^  Gefalir  verbunden  ist.  Diese 
Fltlsse  sind  in  den  Gesetzen  namentlich  be- 
zeichnet^); den  Schutz  ihrer  Ufer  gegen 
Abbruch  und  Ueberflutung  hat  in  Baden 
wie  in  Hessen,  unter  Heranziehung  der  be- 
teiligten Ortsgemeinden  zu  einer  Quote  des 
Kostenaufwandes,  der  Staat  übernommen. 
Was  die  Höhe  des  von  den  Gemeinden  zu 
zahlenden  Kostenbeitrags  anlaugt,  so  unter- 
scheidet das  bad.  G.  Ai-t.  70 — 74  und 
75  z>^^schen  »Flussbau«  imd  »Dammbau <ä^, 
der  Art,  dass  die  beteiligten  Gemeinden  von 
dem  GesamterfordeiTiis  der  Flussbaukosten 
am  Rhein,  Main  und  Keckai*  zusammen  ein 

*)  Bad.  G.,  Anlage,  enthaltend  das  Ver- 
zeichnis der  im  StaatsUnssbauverbande  befind- 
lichen Flüsse  (Rhein,  Neckar,  Main  und  noch 
10  weitere  Flüsse).  In  Hessen  gehören  hier- 
her die  in  der  Uebesschrift  genannten  Flüsse: 
Rhein,  Main,  Neckar  und  der  schiffbare  Teil 
der  Lahn.  —  Vgl.  hierher :  Schenkel,  Recht 
und  Verwaltung  des  Wasserwesens  im  deutschen 
Rheingebict  (1889). 
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Fünftel,  an  den    anderen  im  Staatsflussbau- 
verbände  stehenden  Gewässern  ein  Drittel, 
von  den  Kosten  sämtlicher  Da  mm  bauten 
aber    die    Hälfte    zu    tragen    haben    (vel. 
Schenkel,   bad.   Wasserrecht   S.   96   ff.). 
Das  hess.   D.G.  Art.   5  ff.    legt   die   Bau-, 
Verstärkungs-    und    Abtragungskosten    der 
Hochwasserdeiche  (s.  oben  S.  141)  den 
Gemeinden  zur  Last ;  die  Staatskasse  schiesst 
jedoch  dreiviertel  dieser  Kosten,  ausschliess- 
lidi  des  Auf\s'andes  f ilr  den  Erwerb  des  er- 
forderlichen üferbaugeländes,  zu   und  trägt 
ausserdem  die  Unterhaltungs-  und  Wieder- 
herstellungskosten allein  ^Art.  16  a.  a.  0.). 
Zu  erwähnen .  sind  noch  die  dem  badischen 
Eecht    fremden,   Bestimmungen   des   hess. 
D.G.    über   Deichverbände   (Art.  18  ff.) 
und   Sommerdämme  (Art.  44  ff.).      Der 
Deichverband  des  hessischen  Rechts  ist  die 
Zwangsvereinigimg  mehrerer  an  einem  und 
demselben   Deichsystem   interessierten   Ge- 
meinden zu  einem  Zweckverbande,  der  je- 
doch mit  den  Deichverbänden  des   p  r  e  u  s  - 1 
si sehen    D.G.    v,    28.  Januar  1848    (oben 
S.    149  ff.)   im  wesentlichen    mir   den  Na- 
men gemeinsam  hat.  Die  hessischen  Deich- 
verbände sind  zwar,  wie   die  preussischen, 
organisierte  und  korporativeGenossenschaften, 
nicht   aber  wie   diese  wahre  Selbstverwal- 
tungskörper des  Deichwesens,  sondern  ledig- 
lich Lastenverteilungssocietäten  m 
dem  oben  mehrfach  (S.  145,  152)  erörterten 
Sinne,     indem      nach      dem     hess.    D.G., 
einerlei  ob  der  kommunale  Beitrag  zu  den 
Deichbaukosten  von  Gemeinden  oder  »Deich- 
verbänden« getragen  wird,  Erbauer,  Eigen- 
tümer imd  Yerwalter  der  Deichanlagen  doch 
stets    der   Staat    bleibt   (vgl.  iiisbes.  hess. 
D.G.  Art.  6,  29,  33).  — 

»Sommerdämme«  (vgl.  oben  S.  141) 
können,  nach  vorgängiger  Genehmigung  der 
Verwaltungsbehörde,  von  den  einzelnen  In- 
teressenten errichtet  werden.  Einer  zum 
Zweck  der  Herstellung  und  Unterhaltung 
solcher  Deichanlagen  sich  bildenden  Ver- 
einigung »können  die  Rechte  einer  Korpora- 
tion verliehen  werden«  (Art.  44  a.  a.  0.). 
ni.  Die  ausserordentliche  Wasser- 
schutzpflicht —  »Nothilfe«  —  liegt  nach 
badischem  wie  nach  hessischem  Recht  (bad. 
G.  Art  83,  hess.  B.G.  Art.  110,  D.G.  Art. 
17)  »den  benachbarten  Gemeinden«  ob,  eine 
B^timmun^,  die  jedoch  von  der  Praxis 
fjedenfalls  m  Baden  ^))  nicht  sowohl  auf  die 
Gemeinden  als  solche  bezw.  ihre  Organe, 
sondern  zugleich  auf  aUe  zur  Hilfsleistung 
fähigen  Einwohner  der  Nachbarschaft 
bezogen  wird.  Betreffe  des  Näheren  muss 
hier  auf  die  citierten  Gesetzesvorschrilten 
und  die  dazu  erlassenen  Vollzugsverordnun- 
gen   (z.    B.    bad.    Wasserwehrordnung     v. 


»)  Schenkel,  Bad.  Wasserr.  S.  107. 


24.   Dezember  1876,  bei  Schenkel,  Bad. 
Wasserr.  S.  172  ff.)  verwiesen  wei-den. 

7.   EUass-Lothriniiren«      Vor    dem     In- 
krafttreten  des    elsass- lothringischen  G.  v.  2. 
Mai  1891  betr.  Wasserbenntzung  und  Wasser- 
schutz galt  im  Reichslande  folgender,  durchweg 
auf  der  französischen  Gesetzgebung  beruhender, 
Rechtszustand:   Das  französische   Gesetz   über 
die  Austrocknung  der  Sümpfe  vom  16.  Septem- 
ber  1807  hatte  bestimmt,  dass  die  Notwendig- 
keit der  Anlage  von  Deichen  an  Meeres-  und 
Flussufem  entstehendenfalls  von  der  Staatsbe- 
hörde festzustellen  ist,   worauf  die  zur  Her- 
stellung der   Anlagen  erforderlichen   Arbeiten 
von  der  Behörde  in   Augriff  zu  nehmen  und 
durchzuführen,   die  Kosten   aber   auf  die  Ge- 
samtheit  der    an    dem    Deiche    interessierten 
Grundbesitzer  (die  also  insoweit  einen  „Deich- 
verband"   vom   Typus   der   reinen    Lastenver- 
teilungssocietät  bilden,  vgl.  oben  S.  145;  der 
technische  Ausdruck  des  franz.  Rechts  fUr  diese 
Art  Verlande  ist   „s^ndicaf*)  nach  dem  Ver- 
hältnis des  Vorteils  umzulegen  sind,  —  vorbe- 
haltlich  der   Gewährung    einer    Beihilfe    aus 
Staatsfonds,  in  den  Fällen,  in  denen  die  Staats- 
regierung eine  solche  für  angezeigt  und  billig 
erachtet  (vgl.  Artt.  33.  34,  27  des  cit.  G.  von 
1807).    Die  hieraus  sich  ergebenden,  ausseror- 
dentlich weiten  und  nahezu  willkürlichen  Be- 
fugnisse der  Verwaltung  wurden  eingeschränkt 
durch    das    Wassergenossenschaftsgesetz    CLoi 
sur  les  associations  syndicales)   vom  21.  Juni 
1865,  welches  die  Bildung  von  Interessenten- 
Genossenschaften  zum  Zwecke  der  gemeinsamen 
Herstellung   und    Unterhaltung    von    Wasser- 
schutzbau^n,  insbesondere  Deichbauten  zulässt, 
ohne  jedoch  einen  Zwang  zur  Genossenschafts- 
bildung vorzusehen    (vgl.   d.    Art     „Wasserge- 
nossenschaften"* sowie  Huber,  Wassergesetze 
Elsass-Lothringens,  2.  Aufl.  S.  278 ft'.,  354 ff.). 
Wo  und  insoweit  sich  eine  Genossenschaft  nicht 
bildete,   bewendete    es  gemäss  Art.  26  des  G. 
vom   21.   Juni  1865   bei   den   oben   erwähnten 
diskretionären  Vollmachten  des  G.  v.  16.  Sep- 
tember 1807,   denen   zufolge    die   Verwaltung 
jederzeit  im  öffentlichen  Interesse  Deichbauten 
errichten,  die  Interessenten  zu  einem  „Syndikat" 
vereinigen  und   die  Bau-  und  Unterhaltungs- 
kosten der  Anlage  auf  die  einzelnen  repartieren 
kann. 

Dieser  —  in  Frankreich  noch  ceffenwärtig 
bestehende  (vgl.  Block,  dict.  de  Fadministra- 
tion  fran^aise,  v®  Syndicats  de  travaux,  nr. 
17,  65—67)  —  Rechtszustand  hat  nun  wesentliche 
Aenderungen  erfahren  durch  das  reichsländische 
Wasser gesetz  v.  2.  Juli  1891.  Dieses  Gesetz 
lässt  zwar  (§  51  Nr.  4)  das  französische  Wasser- 

fenossenschaftsgesetz  v.  21.  Juni  1865  un- 
erührt  und  überlässt  es  daher  nach  wie  vor 
den  Interessenten,  sich  zum  Zweck  gemeinsamer 
Herstellung  von  Wasserbauten  zu  (freien  oder 
autorisierten,  vgl.  denArtWassergenossen- 
schaften)  Genossenschaften  zu  vereinigen.  In 
Ermangelung  von  solchen  Genossenschaften 
sollen  nun  aber  nicht  mehr  die  Vorschriften 
des  G.  V.  1807,  sondern  die  des  neuen  Wasser- 
gesetzes V.  2.  Juli  1891,  §§  30 ff.,  über  „Fluss- 
bauverbände'*  zur  Anwendung  kommen. 
Flusabauverbände  sind  Öffentl  ichrechtliche 
korporative  Zwangsvereinignngen 
von  Uferschutzinteressenten,  welche  im 
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Verwaltun^wege  (durch  Verordnung  des  Statt- 
halters) gebildet  werden  können :  1.  bei  „grösseren" 
nicht  schiffbaren  Wasserläufen  oder  Teilen 
von  solchen,  sofern  eine  den  Erfordernissen  des 
üifentlichen  Interesses  entsprechende  Instand- 
haltung ohne  ständige  Mitwirkung  einer  Ver- 
tretung der  Beteiligten  nicht  möglich  ist  und 
Genossenschaften  im  Sinne  des  G.  v.  21.  Juni 
1865  nicht  bestehen.  Zweck  der  Verbandsbildung : 
Eindämmung  und  Regulierung  des  Flussbetts, 
Herstellung  von  Bauten  behufs  Verbesserung 
der  Hochwassernutzung  und  des  Hochwasserab- 
zu^s  im  Ueberschwemmungsgebiete.  2.  Bei 
sohiif-  oder  flössbaren  Wasserläufen  mit  Aus- 
schluss des  Rheins  (§  38)  zum  Zwecke 
der  Herstellung  und  Unterhaltung  von 
Hochwasserdämmen,  Kunstbauten  und 
Flutgräben.  —  Durch  diese  Bestimmungen 
ist  das  unentbehrliche  Recht  der  Verwaltung, 
im  Gemeininteresse  notwendige  Uferschutz-  und 
insbesondere  Deichbauten  unter  finanzieller  Her- 
anziehung der  Interessenten  anzuordnen  und 
durchzuführen,  gewahrt,  jedoch  so,  dass  denen, 
„die  binnen  dem  Deiche  angesessen  sind",  nicht 
(wie  dies  nach  dem  G.  v.  1807  der  Fall  war) 
lediglich  die  Kosten  aufgebürdet  werden,  son- 
dern ihnen  auch,  wie  recht  und  billig,  ein  ge- 
setzlicher Anspruch  darauf  eingeräumt  wird, 
bei  der  Ausführung  und  Verwaltung  des  Unter- 
nehmens, welches  als  Verbands angelegenheit, 
nicht  mehr  wie  nach  dem  G.  v.  ISÜl  als  eine 
Staatsveranstaltung  erscheint,  mitzuwirken  (vgl. 
das  Nähere  bei  Huber  a.  a.  0.  S.  278  flf.).  So 
hat  denn  die  allgemeine  Entwickelungstendenz, 
welche  dahin  ging  und  geht,  den  Deichverband 
aus  einer  rein  passiven  Staatslastenverteilungs- 
gesellschaft  emporzusteigem  zu  einem  aktiv 
wirksamen,  korporativ  organisierten  Selbstver- 
w^altungskörper,  welcher  den  Deich  nicht  bloss 
hezahlt,  sondern  auch  verwaltet,  sich  auch 
in  diesem  Teile  Deutschlands  geltend  gemacht 
und  durchgesetzt. 

Von  den  besonderen  Gestaltungen  der  Fluss- 
bauverbände und  Wassergenossenschaften  abge- 
sehen, liegt  die  Uferbau-  und  Deichlast  nach 
dem  elsass-lothringischen  G.  v.  2.  Juli  1891  bei 
nichtöffentlichen  (weder  schiff-  noch  flossbaren) 
Gewässern  einem  von  Fall  zu  Fall  administra- 
tiv zu  be^enzenden  Kreise  von  Uferadjazenten 
und  sonstigen  Interessenten  (vgl.  §§  22  ff.  des 
Gesetzes  und  dazu  Hub  er  a.  a.  0.  S.  265 ff.), 
bei  öffentlichen  Flüssen  aber  (§  27  a  a.  0.)  dem 
Staate  ob,  —  wobei  dann  wieder  der  Rhein 
eine  von  den  übrigen  öffentlichen  Flüssen  ab- 
gesonderte Stellung  einnimmt,  sofern  die  Kosten 
der  Rheinstrom-  und  Rheindammbauverwaltung 
vom  Staate  allein  bestritten  werden  (§  38  a.  a. 
0.),  während  zu  den  analogen  Kosten  bei  den 
anderen  Flüssen  die  Interessenten  bis  zu  90  7o 
des  Gesamtaufwandes  herangezogen  werden 
können  (g  27).  Gleichfalls  —  seltsamerweise 
—  auf  den  Rhein  beschränkt  sind  die  Vor- 
schriften über  Nothilfe  (§  40),  welche  mit 
den  analogen  Normen  des  hadischen  und  hessi- 
schen Rechts  (oben  S.  157,  zu  III)  übereinstimmen. 
Die  Nichtanwendbarkeit  der  Bestimmungen  über 
Flussbauverbände  auf  den  Rhein  wurde  bereits 
erwähnt.  —  Die  politische  Gemeinde  ist, 
zum  Unterschiede  von  dem  baj'erischen ,  badi- 
schen und  hessischen  Recht  (oben  S.  155,  156  57), 
Träger   von    wasser-,  insbesondere    deichrecht- 


lichen Pflichten,  ausser  dem  Falle  der  Nothilfe, 
nicht. 

Zur  Errichtung  von  Uferbauten  aller  Art 
an  öffentlichen  und  nichtöffentlichen  Gewässern 
sowie  von  Bauten  im  Inundationsgebiete  des 
Rheins,  welche  geeignet  sind,  auf  den  natür- 
lichen Abfluss  des  Wassers  einzuwirken,  bedarf 
es,  wie  nach  den  anderen  süddeutschen  Wasser- 
gesetzen (oben  S.  155, 156),  der  vorgängigen  Ge- 
nehmigung der  Verwaltungsbehörde :  §§  37,  39. 

8.  Oesterreich  und  Ungarn.  I.  Oes- 
terreich.  In  Oesterreich  wird,  wie  in 
den  siiddeutschen  Staaten,  das  Deichwesen 
als  integrierender  Teil  des  Wasserschutzes 
behandelt;  es  ist  mit  diesem  rechtlich 
geordnet  in  dem  Reichswassergesetz  v.  30. 
Mai  1869  und  den  dazu  gehörigen  Wasser- 
gesetzen der  einzelnen  Kronländer  (vgl.  den 
Alt.  Bewässerung  und  Bewässe- 
rungsrecht oben  Bd.  II,  S.  790). 

Auffallend  und  charakteristisch  für  das 
österreichische  Recht  ist,  dass  es  allgemeine 
gesetzliche  Verpflichtungen  zur  Her- 
stellung und  Unterhaltung  von  Uferschutz- 
(insbesondere  Deich-)bauten,  dass  es  mit  an- 
deren Worten  das  Rechtsinstitut  der  Ufer- 
(Deich-)baulast  nicht  kennt.  Weder  die  ein- 
zelnen Ufereigentümer  noch  Verbände  von 
solchen  (wie  nach  elsass-lothringischem 
Recht)  noch  die  Ortsgemeinde  (vgl.  Bayern, 
Baden,  Hessen)  noch  höhere  Kommunal- 
verbände (wie  die  bayerischen  Kreisgemein- 
den, oben  S.  155)  noch  endlich  (wie  mehr- 
fach in  den  süddeutschen  Wassergesetzen 
bestimmt)  der  Staat  erscheinen  als  Träger 
von  öffentlichrechtlichen,  unmittelbar  auf 
dem  Gesetz  berufenden  Pflichten  und  Ijasten 
dieser  Art.  ^)  Die  österreichische  Gesetz- 
gebung beruht  mithin,  was  Uferschutz  und 
Deich wesen  betrifft,  in  weitestem  Masse 
auf  dem  Princip  der  Freiwilligkeit;  sie 
setzt  voraus  und  erwartet,  dass  die  einzel- 
nen Interessenten,  ferner  Wassergenossen- 
schaften, Gemeinden,  Land  imd  Staat  von 
selbst,  ohne  damit  einer  gesetzlichen  Ver- 
pflichtung zu  folgen,  nach  dem  Masse  ihrer 
Einsicht  imd  finanziellen  Leistungsfähigkeit 
sich  auf  diesen  Gebieten  der  Wasserwirt- 
schaft bethätigen  werden.  Ein  zwangs- 
weises Eingreifen  der  Staatsgewalt  findet 
nur  ausnahmsweise  statt,  —  so  in  Gestalt 
des  Zwanges  ziun  Eintritt  in  eine  Wasser- 
genossenschaft (s.  diesen  Art.),  so  vor  allem 
in  FäUen  dringender  Gemeingefahr:  die 
Nothilfe  bei  drohender  UeberscliAvem- 
mung  ist  durch  die  Landesgesetze  (vgl. 
z.  B.  böhmisches  Wassergesetz  v.  28. 
August  1S70,  §  51)  ähnlich  geordnet  wie  in 


^)  Vgl.  hierher  Kanda,  Oesterr.  Wasser- 
recht, 3.  Aufl.  S.  93  ff.,  mit  zutreffenden  Aus- 
führungen (insbes.  S.  93  Anna.  12)  gegen  die 
abweichende  Meinung  P  e  y  r  e  r  s  (Oesterr.  Wasser- 
recht, 2.  Aufl.  S.  433  ff.). 
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den  süddeutschen  Gesetzen  (vgl.  oben 
S.  155,  157),  d.  h.  wie  dort  als  gesetzliche 
Solidarverpfiichtung  der  »benac^hbarten  Oe- 
meinden«^  konstituiert^).  —  Inwieweit  die- 
ser wasserrechtliche  Voluntarismus  zu  prak- 
tisch zufriedenstellenden  Ergebnissen  ge- 
führt hat,  darüber  scheinen  die  Ansichten 
geteilt  zu  sein;  zweifelnd  äussert  sich 
Ran  da,  Oesterreichisches  Wasserrecht  S.  92. 
Berechtigt  zur  Herstellung  und  Un- 
terhaltung von  Deichen  und  anderen  Ufer- 
schutzbauten sind  vornehmlich:  die  einzel- 
nen Gnmdeigentümer,  Wassergenossenschaf- 
ten, die  Länder  und  der  Staat. 

1.  Die  Herstellung  von  Vorrichtungen 
zum  Schutz  des  Ufers  gegen  Abbruch  \md 
Ueberschwemmung  ist  zunächst  Sache  (d.  h., 
wie  gesagt  im  wasserrechtlichen  Sinne 
nicht  Pflicht)  des  beteiligten  Grund- 
eigentümers. Der  Inhalt  der  einschlägigen 
Gesetzesvorschriften  (A.B.G.B.  §  413,  dazu 
die  Landeswassergesetze,  vgl.  Ran  da  a.  a.  0. 
S.  93 ff.)  stimmt  mit  dem  bayerischen 
Recht  (üferschutzgesetz  v.  28.  Mai  1852, 
Art.  1,  vgl.  oben  S.  154)  überein.  Die 
Herstellung  von  Uferschutzbauten  jeder  Art 
bedarf  der  vorherigen  Genehmigung  der 
Verwaltungs-  (»politischen«^)  Behörde  bei  öf- 
fentlichen Gewässern  stets,  bei  Privatge- 
wässem  dann,  wenn  durch  die  projektierte 
Anlage  auf  fremde  Rechte  oder  auf  die  Be- 
schaffenheit,  den  Lauf  oder  die  Höhe 
öffentlicher  Gewässer  eine  Einwirkung  ent- 
steht. 

2.  "Wasserbauten,  welche  den  Schutz  von 
Grundeigentum  bezwecken  —  also  inslx?- 
Bondere  Deichanlagen  —  gehören  zu  den- 
jenigen Unternehmungen,  zu  deren  Herstel- 
lung und  Unterhaltung  das  österreichische 
Recht  (Landeswassergesetze,  z.  B.  böhmi- 
sches Gesetz  von  1870,  §S  53  ff.)  die  Bil- 
dung von  Wassergenossenschaften 
zulässt.  Vgl.  hierüber  den  Art.  Wasser- 
genossenschaften sowie  die  Abhand- 
lung Ran  das  über  Wassergenossenschaften 
nach  österreichischem  Recht  (1898). 

3.  Wasserbauten  jeder  Art,  insbesondere 
wiederum  auch  Eindeichungen ,  können, 
nach  Massgabe  der  in  den  Etats  hiei-für 
ausgeworfenen  Fonds,  auf  Staats-  oder  Lan- 
desKosten  ausgeführt  werden.  Geschieht 
dies  und  gereichen  die  Anlagen  den  Be- 
sitzern der  angrenzenden  Liegenschaften  in 
erheblichem  Grade  zum  Nutzen,  so  können 
diese  im  Ven^'altungBwege  angehalten  wor- 
den, einen  angemessenen  Beitrag  zu  den 
Baukosten    zu    leisten.      Sowohl    über   die 


^)  Eine  weitere  Modifikation  erleidet  das 
Princip  der  Freiwilligkeit  des  Wasserschutzes 
durch  die  unten  zu  erörternden  Specialvor- 
schriften für  Gebirgswässer  (G.  v.  30.  Juni 
1884). 


Voraussetzungen  der  Heranziehung  wie  über 
die  Höhe  des  von  der  Verwaltungsl>ehörde 
geforderten  Beitrags  ist  im  Streitfalle  der 
ordentliche  Rechtsweg  zulässig  (Reichs- 
wassergesetz V.  30.  Mai  1869,  SS  20,  26). 
Besonders  —  und  zwar  durch  das  Reichs- 
gesetz, betr.  Vorkehrungen  zur  unschädlichen 
Ableitung  von  Gebirgswässeni ,  vom  30.  Juni 
1884  —  geregelt  ist  der  Wasserschutz  in  den 
Gebirgsländern.  Unter  ausdrücklicher  Aufrecht- 
erhaltung der  Vorschriften  der  Wassergesetze 
wird  zusätzlich  bestimmt,  dass  innerhalb  des 
Gebietes,  auf  welchem  Vorkehrungen  zur  thun- 
lichst  unschädlichen  Ableitung  emes  Gebirgs- 
wassers  möglich  sind,  alle  jene  Bauten  und 
sonstigen  Vorrichtungen  angeordnet  werden 
können,  welche  nach  den  obwaltenden  Verhält- 
i  nissen  zweckmässig  erscheinen,  wie  insbesondere: 
im  Gerinne  die  Herstellung  von  Ausschalungen, 
Grundsehwellen,  Wehren  und  Thalsperren,  Be- 
festigunsf  des  Bodens  durch  Entwässerungsan- 
lagen, Hegelegung,  Berasung,  Flechtzäune  oder 
Aufforstung  und  die  Ausschliessung  oder  An- 
ordnung bestimmter  Arten  der  Benutzung  der 
Wälder,  Weiden  und  anderer  Grundstücke.  Als 
Unternehmer  solcher  Werke  können  die  Staats- 
verwaltung, Bezirke,  Gemeinden  und  andere 
Interessenten,  einzeln  oder  in  Gemeinschaft, 
auftreten.  Der  Unternehmer  hat  ein  General- 
projekt für  die  auszuführenden  Arbeiten  vorzn- 
.  legen,  worauf  im  Verordnun^wege  das  Nähere 
,  hierüber  bestimmt  wird.  \  or  Erlass  der  die 
Ausführung  genehmigenden  Verordnung  ist  ein 
;  ^enau  vors^eschriebenes  Verfahren  durchzuführen. 
.  ist  das  Projekt  genehmigt ,  dann  steht  dem 
Unternehmer  ein  weitgehendes  Enteignun^srecht 
an  Grund  und  Boden  und  an  Materialien  zu. 
Die  Kosten  der  Ausführung  hat  der  Unter- 
nehmer zu  traß^en,  doch  werden  die  Bestim- 
mungen der  Wassergesetze  über  die  etwaige 
Heranziehung  anderer  zu  Beiträgen  hierdurch 
nicht  berührt.  Solche  Unternehmungen  stehen 
unter  der  Aufsicht  des  Staates. 

IL  Ungarn.  Das  ungarische  Wasser- 
gesetz V.  14.  Juni  iSSf)  (s.  den  Art.  Be- 
'<  Wässerung  und  Bewässerungsrecht 
:  oben  Bd.  II,  S.  791)  erklärt  Bett  und  Ufer  der 
.  Gewässer  zu  untrennbaren  Bestandteilen  des 
Ufergnuidstücks  und  macht  die  Instandhaltung 
I  dieser  Pertinenzen  —  wozu  auch  der  Schutz 
des  Ufei-s  gegen  Abbruch  und  Ueberflutung 
gehört  —  dem  Ufereigt^utümer  zur  Pflicht 
(Abweichung  vom  österreichischen  Recht !). 
Doch  haben  zu  den  Kosten  des  Uferschutzes 
alle,  die  hieraus  Nutzem  ziehen,  im  Verhält- 
nis des  Nutzens  beizutragen.  Jeder  Ufer- 
hositzer  darf  die  Sicherstellnng  und  den 
Schutz  seiner  Ufer  ohne  behördliche  Ge- 
nehmigung bewerkstelligen ,  vorbehaltlich 
der  Befugnis  der  Behörde,  aus  Gründen 
des  öffentlichen  IntereSvSes  die  Wiederbe- 
seitigung der  Schutzanlagen  anzuordnen. 
Alle  Wasserschutzhautcn  bedürfen  jedoch 
der  vorgängigen  behönllichen  Genehmigung 
dann,  wenn  sie  den  natürlichen  Wasser- 
ablauf hindern  oder  ändern,  werm  sie  auf 
fremdem   (trund  und  Boden   eirichtet  wei- 
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den,  endlich  dann,  wenn  sie  fremde  Inte- 
ressen berühren.  —  Dem  Staate  bleibt 
vorbehalten,  den  Uferschutz  schiff-  bezw. 
flossbarer  Flüsse  und  solcher  Flüsse,  welche 
die  Landesgrenze  bilden,  jederzeit  selbst  in 
die  Hand  zu  nehmen ;  soweit  dies  nicht  ge- 
schieht, kann  der  Staat  denjenigen  Privaten, 
weldie  Uferschutzanlagen  herstellen,  hierzu 
Beihilfen  gewähren.  Bei  eingedeichten 
Flüssen  kann  für  das  Vorland  sowie  für 
das  zum  Schutze  gegen  sickernde  und 
quellende  Gewässer  nötige  Land  vom  Äii- 
nister  der  öffentlichen  Arbeiten  die  Art  der 
Benutzung  durch  Verordnung  eingeschränkt 
werden.  Deichverbände  imterliegen  den 
allgemeinen  Bestimmungen  über  Wasser- 
genossenschaften (s.  diesen  Art.),  insbeson- 
dere über  »Wassergenossenschaften  für 
Wasserregulierung«.  Danach  können  Deich- 
verbände entweder  sich  freiwillig  bilden 
oder,  auf  Grund  von  Majoritätsbeschlüssen 
der  Beteiligten  durch  Verfügung  der  Staats- 
behörde begi'ündet  werden.  Ausnahmsweise 
kann  endlich  der  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  auch  ohne  Rücksichtnahme  auf 
den  Willen  der  beteiligten  Grundbesitzer 
Deichverbände  »von  Amtswegen«,  d.  h.  als 
reine  Zwangsgenossenschaften  bilden  (§  82 
des  ungarischen  Wassergesetzes  von  1885, 
dazu  R  a  n  d  a ,  Wassergenossenschaften  S.  39). 

<{aelleiL  und  Litteratur :  A.  Quellen  de« 

historischen  Deichrech  ts,  insbeson- 
dere ßir  die  Zeit  vom  IS.  bis  zum  18.  Jahr- 
hundert. Dieselben  »ind  im  Texte  S.  I4S  bis 
14s  citi-ert. 

B.  Quell  en  des  geltenden  Deich- 
rechts.  —  Preuss.  G.  über  d.  Deichwesen  v. 
28.  Jan.  18^8  (G.  S.  S.  54).  —  Königl.  Erlass 
beireff.  d.  allg,  BeM.  ßir  künftig  zu  erlassende 
Deichstatute  v.  I4.  Nov.  1858  (G.  S.  S.  907).  — 
G.  betreff,  die  Ausdehnung  d.  G.  v.  28.  Jan. 
I848  auf  die  Pro^vinzen  Schleswig-Holstein  tmd 
Hannover  v.  11,  Aprü  1872  (G.  S.  S.  877).  — 
Baten  t,  betreff,  die  einzuführende  Aufsicht  über 
die  Deiche  der  sämtlichen  Marschcommunen  etc. 
in  den  Herzogtümern  Schleswig- Holstein  v.  29. 
Jan.  1800  (Ch.  S.  1801  S.  4)  —  Allgemeines 
Deichreglement  für  dieselben  v.  6.  April  1803 
(Ch.  S.  I8O4  S.  17).  —  Geändei'te  und  ver- 
besserte Teichordnung  für  das  Herzogtum  Bremen 
und  Verden  v.  29.  Juli  1743  (Ebhardts  Samml. 
III,  S.  257).  —  Deich-  und  Sielordnungen  a) 
für  Lüneburg  und  die  vormals  lauenhurgischen 
Gebietsteile  v.  15.  Aprü  1862;  b)  für  Oslfriesland 
V.  12.  Juli  1853,  nebst  G.  v.  5.  Jan.  1864!  c) 
für  Hoya  und  Diepholz  v.  22.  Jan.  I864  (Hannov. 
G.  S.  S.  33;  49;  3,  11).  —  Kurhessüche  Ver- 
ordn.  betr.  den  Wasserbau  v.  31.  Dez.  1824 
(Kurf.  G.  S.  S.  99).  —  Bayerisches  G.  a)  über  den 
Uferschutz  etc. ,  b)  über  die  Benutzung  des 
Wassers  v.  28.  Mai  1852  (bayr.  G.  B.  S.  577, 
.  4^0)'  —  Sächsisches  Mandat,  die  Eibstrom- Ufer- 
und  Dammordnung  v.  7.  Aug.  1819  (Sachs.  G.S. 
S.  197).  —  Bad.  G.  die  Benutzung  und  Unter- 
haltung der  (^oässer  betr.  v.  25.  August  1876 
(G.  Bl.  S.  233).   —   Hess.  G.   v.   30.  Juli  1887 


(Reg.  Bl.  S.  149).  —  franz.  G.  über  Austrock- 
nung der  Sümpfe  v.  16.  September  1807  (Bor- 
mann und  V.  Daniels  V,  S.  288).  —  G.  über 
die  Syndikal^Associat'ionen  v.  21.  Juni  1865  (B. 
des  l.  XI.  S.  No.  13388).  —  G.  v.  11.  Mai 
1877  (G.  Bl.  für  Elsass- Lothringen  S.  12).  — 
Elsass.-lothr.  G.  betr.  WasserbentUzung  und 
Wasserschulz  v.  2.  Juli  1891  (G.  Bl.  f.  Elsass- 
Lothr.  S.  82).  —  Oesterre ichisches  Reichs- 
Wassergesetz  v.  SO.  Mai  1869  (R.  G.  Bl.  Z.  93), 
dazu  die  ergänzenden  Wassergesetze  für  die 
einzelnen  Kronländer  (vgl.  d.  Art.  nBewässeru/ng 
und  Bewässerungsrechta  oben  Bd.  II,  S.  789 
Anm.  2).  —  Oesterr,  (resetz  v.  30.  Juni  I884 
(R.  G.  Bl.  Z.  117).  —  Ungarisches  Wassergesetz: 
XXIII.  Ge^.  Art.  v.  I4.  Juni  1885. 

C.  Litteratur.  1.  Aeltere  (vgl.  auch  die 
im  Text  S.  142— 148  gegebenen  Oiiate).  — 
Haclcmann,  de  iure  aggerum,  Stadae  1690.  — 
F,  E.  Pufendorff  observationes  iuris  universi. 
Edit.  altera,  Hannov.  17 87 ff.  —  E.  A,  Ifam- 
mertf  Das  Deich-  und  StrombatirechA,  Hannover 
1816.  —  tT.  Metlmann,  Einleitung  in  das  ge- 
meine und  schleswig-holsteinische  Damm-,  Deich- 
u.  s.  w.  Recht,  Altona  und  Leipzig  1795.  — 
Spangenherg  in  Ersch  u.  Grubers  Encyclop. 
8.  V.  Deichrecht  (1832).  —  Wilda  in  Weiskes 
Rechtslexikon  s.  v.  Deichrecht.  —  Munde f 
Deutsches  Privatrecht,  8.  Aufl.,  1824' 

2.  Neuere.  Das  Deichrecht  vnrd  mit  grös- 
serer oder  geringerer  AuJiführlichIceit  in  deth 
systematischen  Werken  über  deutsches  Privat- 
recht, z.  B.  von  Beseler,  Stobbe,  Heusler  und 
über  Verwaltungsrecht,  z.  B.  Loening,  Lehr- 
buch des  deutschen  Verwalt.  R.  S.  689 ff.,  Georg 
Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  VerwcUt.R.  (2.Aufl.l893j, 
Bd.  I,  S.  329 ff.  behandelt.  —  Vgl.  femer  ins- 
besondere Gierke,  Genossenschaßsrecht  Bd.  I 
und  III  (Citate  im  Text,  S.  143—147)  und  bei 
HoUzendorff,  Rechtslexikon  s.  v.  Deichverbände, 
Bd.  I,  S.  504.  — Sodann:  Lette u.  v,  Roenne, 
Landeskulturgesetzgebung,  III,  S.  670 ff.  — 
Hermes  in  v.  Stengels  Wörterb.  d.  deutschen 
Verwaltungsrechts  s.  v.  Deichwesen  (Bd.  I,  S. 
258 ff. J.  —  Frank  in  der  1.  Auß.  diesem  Hand- 
wörterbuchs 8.  V.  Deichwesen  (Bd.  II,  S.  917 ff.). 
—  Mosifif  offen  tl.  Genossenschaft,  S.  8 4 ff.  — 
Blockf  dictionnaire  de  l'administraiion  fran^ise 
(4.  Aufl.  1898)  s.  V.  endignement.  —  Seydel, 
Bayerisches  StaatsreclU  (2.  Aufl.)  Bd.  III,  S. 
277  ff.  —  Vgl.  endlich  die  im  Litteraturver- 
zeichnis  des  Art.  n Bewässerung  und  Bewässe- 
rungsrechtu  oben  Bd.  II,  S.  792  angegebenen 
Werke  von  Nieber ding -Frank,  v,  Pözl, 
Schenkel,  ZeUer,  Huber,  J^dkob  «e.  Fecht, 
Ra/nda,  Peyrer. 

Tubingen.  G,  Ansehütz, 


Delcredere, 

s.  Buchführung  oben  Bd.  II,  S,  1105 ff. 


D^parcieux,  Antoine, 

geb.  am  18.  X.  1703  in  Cesson  bei  Uz^s,  be- 
suchte das  Collegium  in  Lyon,  widmete  sich 
dem  Studium  der  Mathematik  und  Mechanik 
und  starb  als  Mit^ed  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften am  2.  IX.  1768. 
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In  der  ersten  der  anten  angegebenen  zwei 
Schriften  veröffentlichte  D^parcieux  seine  erste 
Sterblichkeitstabeile,  deren  Material  er  den  Auf- 
zeichnungen der  Tontinen  entnahm,  die  durch 
das  Edikt  Ludwigs  XIV.  seit  1689  in  Frankreich 
eingeführt  waren.  Seine  Methode  der  Aufstel- 
lung dieser  Tabelle  besteht  darin,  dass  er  eine 
gegebene  Gesamtheit  von  10000  Leben  vom 
0—1.  Lebensjahre  an  stufenweise,  nach  Abzug 
der  von  Jahr  zu  Jahr  sich  ergebenden  Sterblich- 
keit bis  zu  den  höchsten  Altersklassen  hinauf 
verfolgt  Sein  Berechnungsverfahren  ist  als 
selbständig  anerkannt ,  denn  wenn  auch  der 
Holländer  Kersseboom  seine  nach  ähnlichen  Prin- 
cipien  aufgestellte  Mortalitätstabelle,  die  er  aus 
den  Begistem  der  holländischen  Rentenanstalten 
berechnet  hatte,  bereits  1738  veröffentlichte,  so 
ist  doch  bewiesen,  dass  sie  D^parcieux  nicht 
benutzt  hat  Letzterer  publizierte  später  in 
dem  Supplement  zu  seinem  „Essai"'  noch  fünf 
weitere  aus  verschiedenen  Quellen  bearbeitete 
Sterbetafeln.  Nach  seiner  Berechnung  beträgt 
für  ein  Alter  von  90  Jahren  die  mittlere  Lebens- 
dauer in  Frankreich  1,78  und  die  wahrschein- 
liche Lebensdauer  1,50  Jahre.  Als  Theoretiker 
der  Lebenserwartung  war  er  mit  dem  Begriff 
der  stationären  Bevölkerung  durchaus  vertraut, 
und  gleichwohl  findet  sich  bei  ihm  der  Vor- 
schlag, bei  Vornahme  ähnlicher  Arbeiten  sich 
des  arithmetischen  Mittels  zwischen  Geborenen 
und  Gestorbenen  zur  Findung  des  gewünschten 
Quotienten  zu  bedienen;  da  nun  aber  der 
Quotient  der  mittleren  Lebensdauer  nur  bei 
einer  stationären  Bevölkerung  aus  dem  Geburts- 
und Mortalitätskoefficienten  zu  ^^ewinnen  ist, 
beruht  dieser  D^pardeuxsche  Vorschlag  auf 
einem  Lrtnm. 

Von  seinen  Schriften  können  hier  nur  fol- 
gende zwei  in  Betracht  kommen:  Essai  sur  la 
probabilite  de  la  duree  de  la  vie  humaine,  Paris 
1746;  dazu  ein  Supplement,  ebd.  1760.  — 
Reponse  aux  objections  contre  l'essai  sur  la 
probabilite,  Paris  1746. 

Vgl.  über  Deparcieux:  Rieh.  Price,  Obser- 
vations  on  reversionary  payments,  4.  Aufl.  London 
1783.  —  C.  Walford,  Insurance  cyclopaedia, 
Bd,  m,  London  1874,  S.  177  ff.  —  Knapp, 
Theorie  des  Bevölkerungswechsels,  Braunschweig 
1874,  S.  72  u.  135.  —  Farr,  Vital  statistics, 
London  1885,  S.  439.  —  Lexis,  Deparcieux,  in 
H.  d.  St,  1.  Aufl.,  n,  S.  926.  —  J.  Körösi,  Mor- 
talitätskoefficient  und  Mortalitätsindex  (Bulletin 
de  rinstitut  intemat  de  statistique,  Bd.  VI, 
Heft  2),  Rom  1892,  S.  305  ff. 

Lippert, 

Depositen, 

s.    Banken,    besonders    Art.    Bankge- 
schäfte oben  Bd.  U  S.  136ff. 


Detailhandel,  Detailpreise, 

s.  Handel,  Preise. 


Devalvation, 

s.   Papiergeld. 


Handwörterbuch  der  Staatswisseoscbafteii.    Zweite 


Devisen, 

s.  Wechsel. 

DiebstahlTersiclienuig. 

1.  Begriff.  2.  Stellung  im  System.  3.  Ge- 
schichtliches. 4.  Statistische  Grundlagen.  5. 
Wirtschaftliche  Bedeutung.  6.  Heutiger  Stand 
der  D.  in  den  yerschiedenen  Ländern. 

L  Begrifl  Unter  den  Begriff  Dieb- 
stahlversicherung  kano  man  zwei  in 
der  Praxis  meist  getrennte  Versicherungs- 
zweige zusammenfassen,  die  Fahrrad- 
diebstahlversicherung und  die  Ein- 
bruchsdiebstahlversicherung. Bei- 
de weisen  neben  vielfacher  Üebereinsümmung 
wesentliche  Verschiedenheiten  auf,  vor  aUem 
in  dem,  was  bei  ihnen  unter  Diebstahl  zu 
verstehen  ist 

a)  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  unter- 
scheidet, wie  in  der  Kriminalgesetzgebung 
allgemein  üblich  ist,  den  eijiiachen  Diel? 
stahl  und  den  qualifizierten,  schweren 
Diebstahl.  Der  einfache  Diebstahl 
stellt  sich  dar  als  eine  Eigentumsverletzung, 
begangen  durch  rechtswidrige  Aneignung 
einer  fremden  beweglichen  Sache,  welche 
zu  diesem  Zwecke  durch  Wegnahme 
in  den  Gewahrsam  des  Thäters  gebracht 
wird  (§  293  Str.G.B.).  Der  schwere 
Diebstahl  umfasst  als  eine  Qualifikation 
des  einfachen  dieselben  Begriffsmerkmale, 
vermehrt  um  weitere  umstände,  die  das 
deutsche  Strafgesetzbuch  (§  244)  im  einzelnen 
anführt,  indem  es  sieben  Spielarten  unter- 
scheidet Von  diesen  kommen  jedoch  für 
die  Diebstahlversicherung  nur  drei  in  Be- 
tracht, nämlich  1.  der  Einbruchsdiebstahl, 
vorliegend,  wenn  aus  einem  Gebäude  oder 
umschlossenen  Räume  mittelst  Einbrechens, 
Einsteigens  oder  Erbrechens  von  Behält- 
nissen gestohlen  w^ird ;  2.  der  Diebstahl  mit 
falschen  Schlüsseln,  vorliegend,  wenn  zur 
Eröffnung  eines  Gebäudes  oder  der  Zugänge 
eines  umschlossenen  Raumes  oder  zur  Er- 
öffnung der  im  Innern  befindlichen  Thüren 
oder  Behältnisse  falsche  Schlüssel  oder  andere 
zur  ordnungsmässigen  Eröffnung  nicht  be- 
stimmte Werkzeuge  angewendet  w- erden; 
3.  der  nächtliche  Diebstahl,  vorliegend,  wenn 
der  Diebstahl  zur  Nachtzeit  in  einem  be- 
wohnten Gebäude,  in  welches  sich  der 
Thäter  in  diebischer  Weise  eingeschlichen 
oder  in  welchem  er  sich  zu  diesem  Zwecke 
verborgen  hatte,  begangen  wird,  auch  wenn 
Bewohner  in  dem  Hause  nicht  anwesend 
sind  •  einem  bewohnten  Räume  gleicherachtet 
werden  .hierbei  der  zu  einem  solchen  ge- 
hörige umschlossene  Raum,  die  in  einem 
solchen  befindlichen  Gebäude  jeder  Art  so- 
wie bewohnte  Schiffe.  Diese  drei  Spielarten 
des  qualifizierten  Diebstahls  werden  in  der 
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Praxis  der  Versicherungsgesellschaften  unter 
der  Bezeichnung  Einbruchsdiebstahl 
zusammengefasst. 

b)  Versicherung  gegen  Schäden 
aus  einfachem  Diebstahl  wird  niu- 
gewährt,  sofern  das  versicherte  Objekt  ein 
Fahrrad  ist.  Versicherung  gegen  Schäden 
aus  Einbmchsdiebstahl  wird  gewährt  ohne 
Rücksicht  auf  das  versicherte  Objekt.  Die 
Fahrraddieb stahl Versicherung  ist 
somit  die  Versicherung  von  Fahr- 
rädern gegen  Schäden  aus  ein- 
fachem Diebstahl,  die  Einbruchs- 
diebstahlversicherung hingegen 
ist  die  Versicherung  beliebiger 
Objekte  gegen  Schäden  aus  ge- 
wissen Spielarten  des  schweren 
Diebstahls.  Neuerdings  macht  sich  je- 
doch die  Tendenz  geltend,  auch  gewisse 
Fälle  des  einfachen  Diebstahls  in  die  letztere 
Versicherungsart  einzubeziehen. 

2.  Stellung  im  System.  Die  Diebstahl- 
versicherung ist  eine  der  zahlreichen  Güter- 
versicherungen. Das  Ereignis,  gegen 
welches  sie  versicliert,  ist  eine  strafbare 
Handlung  eines  Dritten,  ein  Delikt.  Es 
dürfte  sich  daher  empfehlen,  aus  der  Dieb- 
stahlversicherung zusammen  mit  der  ver- 
wandten Garantie-  und  Kautionsversicherung 
eine  Gruppe  der  Deliktversicherungen 
zu  bilden. 

8.  Geschichtliclies.  Die  Diebstahlver- 
sicherung hat  ihren  üraprung  in  England, 
wo  sie  in  den  sechziger  Jahren  zuerst  von 
den  Llovd-Assekuradeuren  betrieben  wurde, 
wohl  im  Anschluss  an  die  Transport-  und 
Seeversicherung,  bei  der  ja  auch  die  durch 
Diebstahl,  Raub  und  Plünderung  entstehen- 
den Schäden  miteinbegriffen  sind.  (Vgl. 
Handelsgesetzbuch  §  820,  4.)  Allgemeine 
Verbreitung  fand  die  neue  Branche  erst 
Ende  der  achtziger  Jahre  in  England,  Anfang 
der  neunziger  Jahre  in  Amerika,  Dänemark, 
Schweden,  Holland,  noch  später  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich-Ungam.  Den  meisten 
anderen  Ländern  ist  die  Diebstahlversiche- 
rung bislang  noch  unbekannt. 

4.  Statistische  Grandlagen.  Die  sta- 
tistischen Grundlagen,  auf  denen  die  Dieb- 
stahlversichemng aufgebaut  ist,  sind,  we- 
nigstens füi*  die  Einbruclisdiebötahlversiche- 
rung,  äusserst  mangelhaft.  Denn  wenn 
auch  die  Kriminalstatistik  ein  ganz  genaues 
Bild  giebt  von  der  Zahl  der  Diebstähle,  der 
örtlichen  und  zeitlichen  Verteilung  und  der- 
gleichen mehr,  so  sagt  sie  nichts  über  die 
Höhe  der  Schäden.  Auch  die  Erfahrung 
der  Gesellschaften  kann  hier  kein  positives, 
praktisch  verwertbares  Resultat  liefern,  da 
jede  Regelmässigkeit,  selbst  bei  der  aus- 
gedehntesten Massenbeol>achtung,  fehlt.  Be- 
quemer haben  es  die  Fahrraddiebstahlver- 
sicherungen, da  die  hier  versicherten  Ob- 


jekte gleichartig  und  ungefälu-  gleichwertig 
sind. 

5.  Wirtschaftliche  Bedentnng.  Einen 
hohen  volkswirtschaftÜchen  Weil;  hat  die 
Diebstahlversicherung  nicht,  der  Schaden, 
den  sie  einsetzt,  ist  rein  privatwirtschaftlich. 
Das  Gut,  dessen  Wert  sie  vergütet,  geht 
nicht  unter,  wechselt  vielmehr  nm*  den  Be- 
sitzer. Ihr  fehlt  jede  tiefere,  ethische  Idee. 
Läuft  ihr  Gnmdgedanke  auch  darauf  liinaus, 
das  in  redlicher  Arbeit  gewonnene  Vermögen 
zu  erhalten,  so  fördert  sie  doch  weder  den 
Spartrieb  noch  Vorsicht  und  Fürsorge,  kann 
vielmehr  recht  leicht  zu  Sorglosigkeit  und 
Fahrlässigkeit  verleiten,  ja  eher  als  alle 
anderen  Versicherungszweige  zu  Betrug,  da 
ein  Beweis  der  Fiktion  oder  der  absicht- 
lichen Veranlassung  einer  Entwendimg  meist 
nm*  sehr  schwer  zu  Hefem  sein  wird.  In 
vielen  Fällen  stellt  sich  jedoch  die  Dieb- 
stahlvei*sicherung  naturgemäss  als  grosse 
Wohlthat  dar.  J^ur  dort,  wo  das  Eigentum 
schon  staatlich  einen  hohen  Schutz  geniesst, 
sind  Gesellschaften  für  die  Diebstahlvei-siche- 
nmg  thätig.  Die  Vorteile  kommen  in  der 
Regel  niu»  den  bestsituierten  Klassen  der 
Gesellschaft  zu  gute.  Ein  Überaus  aner- 
kennenswertes Ergebnis  hat  die  Diebstahl- 
Versicherung  in  den  Vereinigten  Staaten 
und  anderen  Orten  gezeitigt,  indem  mit  ihr 
Präventivmassregeln  gegen  Diebstalil  ver- 
bunden wurden. 

6.  Heutiger  Stand  der  D.  in  den  ver- 
schiedenen Ländern,  a)  Einbruchs- 
diebstahlversicherung. In  Deutsch- 
land ist  die  Zahl  der  Gesellschaften  in 
stetigem  Wachsen  begiiffen.  Mitte  1899 
betrieben  die  Branche:  Fides  in  Berlin, 
Frankfiuter  Transport-rnfall-  und  Glasver- 
sicherungsgesellschaft in  tVankfiu't  a,  M., 
Hanseatische  Seeversichenmgsgesellschaft, 
Transatlantische  Feuers-ersicherungsgesell- 
schaft  in  Hamburg,  Oberrheinische  Vei-siche- 
rungsgesellschaft  in  Mannheim,  Aachener 
und  Münchener  Feuervei-sichennigsgesell- 
schaft,  Thuringia  in  Erfm-t,  Kosmos  in  Ham- 
biu'g,  Allianz  in  Berlin. 

Die  Organisation  der  Vereichenmg 
gegen  Einbnichsdiebstalil  ist  naturgemäss 
viel  verwickelter  als  die  gegen  Fahrrad - 
diebstalil.  Denn  hier  handelt  es  sich  um 
die  verschiedenartigsten  Objekte  von  äusserst 
verschiedenem  Wert.  Dement^^pi-echend  muss 
der  Prämientarif  specialisiert  sein  nach 
Gefalu-skliissen.  Massgebend  ist  die  Trans- 
poi-tabilität  der  Objekte,  der  Standort,  die 
Art  der  Aufbewahnmg  u.  s.  w. 

Allgemein  werden  besondere  Tarife  unter- 
schied(Mi  für  Privathäuser,  Warenlager,  Ju- 
welierläden ,  Bankgeschäfte ,  Fahn-adlager, 
Kirchen,  Hotels.  Die  Prämienhöhe  schwankt 
zwischen  ^,'2^/00  und  6^/00.  l^/oo  beträgt 
beispielsweise  im  Diu-chschnitt  die  Prämio 
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für  alle  Gegenstände  des  Privathaihshalts  in 
festbenachbaiten  Gebäuden  bei  Gesamtwert- 
versichening ;  fiir  längere  Zeit  unbewohnte 
Gebäude  winl  eine  Zuschlaffprämie  erhoben 
meist  von  1  ®/oo  bis  2  ®/oo.  Objekte  in  gänz- 
lich unbewohnten  und  unkontrollierten  Woh- 
niuigen  sind  nicht  versicherbar.  Banken  zahlen 
gewöhnlich  Vs^/oo  bis  lV2®/oo.  Gewisse  Schä- 
den sind  aber  vom  Ersatz  ausgeschlossen, 
namentlich  solche,  die  der  Versicherte  ver- 
schuldet hat  oder  ein  Mitglied  des  Haushalts 
l^iezw.  des  Greschäfts  der  Versicherten. 

Die  bei  der  Feuerversicherung  vorge- 
sehenen Kautelen  betreffend  Anzeigepflicht 
im  Fall  der  Gefahrsändenmg ,  Schadens- 
liquidation imd  dergleichen  mehr  gelten  ent- 
sprechend auch  hier. 

Was  die  E  r  g  e  b  n  i  s  s  e  anbetrifft,  so  äus- 
sern sich  Gesellschaften  in  durchaus  wider- 
sprechender Weise.  Nur  ein  positives  Resul- 
tat lässt  sich  festlegen,  das  nämlich,  dass 
die  beiden  Diebstahlversicherungsbranchon 
weit  vorteilhafter  von  den  Aktiengesell- 
schaften betrieben  werden  können  als  von 
Gegenseitigkeitsanstalten.  Uel>er  die  Aus- 
V^reitting  in  Deutschland  lässt  sich  zur  Zeit 
Zahlenmaterial  nicht  beschaffen. 

England  hat  etwa  zwanzig  Gesell- 
schaften, welche  die  Einbruchsdiebstahl- 
branche betreiben.  Die  Organisation,  na- 
mentlich die  Prämienhühe,  ist  im  wesent- 
lichen der  deutschen  analog. 

Oesterreich-Ungarn  hat  seit  1897 
zwei  Gesellschaften. 

In  Holland,  Dänemark  und  Schwe- 
den wird  der  neue  Versichenmgszweig 
ebenfalls  von  einigen  Anstalten  betrieben. 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist  nm* 
noch  eine  Gesellschaft  in  der  Diehstahlvor- 
sicherimg  thätig,  die  anderen  haben  neuer- 
dings die  Branche  aufgegel)en. 

Eigentümlich  ist  es,  dciss  kein  romanisclier 
Staat  die  Diebstahlversicherung  kennt,  wäh- 
rend sie  in  den  geiinanischen  eifrig  kulti- 
viert wird  und  in  stetem  Aufschwung  V»e- 
griffen  ist. 

b)  Fahrraddieb  stahl  Versiche- 
rung. Deutschland  hat  drei  Gesell- 
schaften gehabt,  die  sämtlich  eingegangen 
sind  zufolge  der  zu  geringen  Prämien  und 
der  mangelhaften  Statistik.  Heute  botreibt 
nur  die  Allianz  in  Berlin  und  der  Allge- 
meine Deutsche  Versichenmgsvei-ein  in 
Stuttgart  die  spedelle  Fahrraddiebstalilver- 
sicherimg,  jedoch  nur  in  Kombination  mit 
Haftpflicht-  oder  ünfaUversichcnmg.  Die 
Prämie  beträgt  bei  der  Allianz  3*^;o,  min- 
destens aber  6  Mark ;  bei  Schäden  werden 
imr  80®/o  der  Versichenmgssumme  ausbe- 
zahlt; dazu  kommen  feste  jährliche  Al»- 
nutzungsquoten  von  20  ^/o.  Die  Mininial- 
prämie  für  Gnfall-  oder  Haiti)flichtversiche- 
rung  beträgt  5  Mark. 


England  hat  eine  Anzahl  Gesellschaften, 
die  zum  Teil  ein  anderes  Prämiensystem 
befolgen.  Die  Security  Company  z.  B.  ver- 
langt 5  s.  für  jedes  versicherte  Rad,  ohne 
Rücksicht  auf  den  W(»rt.  Einige  versichern 
n\ir  gegen  Diebstahl,  wenn  noch  eine  andere 
Vei'sicherung,  z.  B.  Feuerversicherung,  da- 
mit verbunden  wird.  Das  gleiche  gilt  für 
die  Vereinigten  Staaten. 

Von  den  ülirigen  Ländern  ist  nur  noch 
Dänemark  anzuführen,  das  mehrere  blü- 
hende Gesellschaften  besitzt,  deren  Einrich- 
timg den  früheren  deutschen  Vei'sichenmgen 
zum  Muster  gedient  hatte. 

Litteratnr:  Alfred  Manes,  »Die  Versicherung 
gegen  Diebstahltchädenn  in  der  ZeiUchriJt  für 
Versicherungsreeht  und  -Wintenfchaft,  Strassburg 
i.  E.  1S98,  Heft  IJJIIV.  —  Iferselbe,  IHe  Dieb- 
Stahlversicherung,  Berlin  1S9U. 

Alfred  Manes* 


Dienstbotensteuer, 

6.  Luxussteuer. 


Dienste,  Hand-  und  Spann-, 

s.  Bauernbefreiung  oben  Bd.  H  S.  343 ff. 


Dienstleistangeii ,  persönliche. 

Nach  dem  gewöhnlichen  Wortverstande 
würden  i)ers^)nliche  Dienstleistungen  im 
engem  Sinne  solche  Vemchtuugen  zu  Gunsten 
einer  bestimmten  Person  sein,  die  dem  Haus- 
haltungs-  und  Hofhaltungspersonal  zukom- 
men; im  weitern  Sinne  solche,  die  sich  als 
Sorge  für  die  Korpei-pflege  oder  als  persön- 
liche Handreichungen  charakterisieren,  aber 
öffentlich  angeboten  werden,  z.  B.  die  von 
Barbieren,  (lepäckträgern.  Als  volkswirt- 
schaftliche Kategorie  haben  die  persönlichen 
Dienstleistungen  aljer  einen  noch  weitern 
Umfang.  Schönberg  in  seinem  Handbuch 
(Volkswirtschaftslehre  Abh.  XXVI)  nennt 
als  zu  den  persönlichen  Dienstleistimgen 
gehörige  Berufs-  und  Erwerbsklassen  die- 
jenigen, zieren  specifische  Erwerbsthätigkeit 
in  der  Verrichtung  von  Arl)eitsleistimgen 
besteht,  w-elche  als  solche  die  direkte  Be- 
friedigung persr)n]ic}ier  Bedürfnisse  anderer 
bezwecken  und,  sofern  sie  dazu  geeignet 
sind,  mithin  für  andere  Gebrauchswert  ha- 
ben, von  diesen  begehrt  und  im  Tauschver- 
kehr bezalilt  wenlen«..  Er  rechnet  dahin, 
in  Uebereinstimmung  mit  der  auch  sonst 
in  der  Volkswirtschaftslehre  gebräuchlichen 
Einteilung,  aber  nic^ht  mit  der  ol)en  ge- 
gebenen Begriffsbestimmiuig,  dass  es  sich 
nur  um  Dienste  ziu-  »direkten  Befriedigung 
persönlicher  Bedürfnisse  anderer«  handle, 
folgende  12  Klassen  der  erwerbsthätigen 
Bevölkening:  1)  die  Beamten  der  öffent- 
lichen Venvaltung  und  Kechtspflege,  2)  die 
für  den  öffentlichen  Unterricht  thätigen  Per- 
sonen, 3)  die  Geistlichkeit  und  deren  Hilfs- 

11* 


164 


Dienstleistungen,  persönliche — ^Dieterici 


personal,  4)  Armee  und  Flotte.  Damit  wäre 
also  die  Gesamtheit  derjenigen  Erwerbsthä- 
tigen  gemeint,  welche  Organe  für  die  Er- 
fiülung  der  Kiütm-aufgaben  des  Staats  und 
verwandter  Verbände  sind.  5)  Pereonen, 
die  gewerbsmässig  den  Verkehr  mit  Behör- 
den vermitteln  (Rechtsanwälte,  Patentagen- 
ten etc.)  und  die  Vermittler  füi'  private 
Dienste  und  Geschäfte  (z.  B.  Gesindever- 
mieter ,    Anzeigen-    und  Auskunftsbureaus), 

6)  die  für  Körperpflege  und  Krankenheilung, 

7)  für  Unterricht  aller  Art  thätigen  Personen, 

8)  die  in  der  Ausübung  der  Künste  undi 
bei  Schaustellungen  Thäti^n,  9)  Anbieten 
von  gelegentlichen  Hilfsleistungen  (Dienst- 
männer etc.),  10)  Hausgesinde  und  verwandte 
Dienste  in  festem  Arbeitsverhältnis,  11) 
häusliche  Dienstleistungen  in  vorübergehen- 
dem Arbeitsverhältnis  (Wäscherinnen,  Lohn- 
diener etc.),  12)  öffentliche  Mädchen  und  zu 
diesem  Gewerbebetriebe  gehörige  Personen. 

Die  Summe  dieser  Erwerbsthätigen  würde, 
nach  den  Verhältnissen  im  Deutsehen  Reich, 
etwa  14®/o  aller  Erwerbsthätigen  (nach  der 
Berufsstatistik  für  1895:  3,2  von  22,1  Mü- 
lionen)  ausmachen;  die  anderen  86®/o  wür- 
den auf  Erwerbsthätige  der  Landwirtschaft, 
der  Industrie,  des  Handels  und  Verkehrs 
kommen.  Die  Arbeit  dieses  grösseren  Bruch- 
teils verkörpert  sich  in  Waren,  die  des 
anderen  in  Diensten.  Bei  genauerem  Zu- 
sehen freilich  verwischt  sich  diese  Grenze 
voUkonunen.  Man  vergegenwärtige  sich  z.  B. 
die  folgende  Reihe  von  Arbeitsleistungen: 
Kammerjungfer,  Hauslehrei^,  Barbier,  Notar, 
Geometer,  Stubenmaler,  Glaser,  Maurer.  Es 
sind  durchweg  Dienste,  von  unzweifelhaft 
persönlichen  angefangen  bis  zu  unzweifelhaft 
unpersönhchen ,  aber  sie  gleichen  sich  doch 
darin,  dass  ein  Maiu^r  ebensowenig  Waren 
herstellt  wie  ein  Dienstmädchen. 

Bei  der  Betrachtimg  des  Einkommens 
aus  persönlicher  Dienstleistung  im  Gegensatz 
zu  ciem  aus  dem  Warenverkäufe  stösst  man 
auf  entsprechende  Schwierigkeiten  der  Be- 
grenzung. Dasselbe  besteht  teils  in  öffentlich 
festgesetzen  Beträgen,  die  entweder  nach 
der  Zeit  (Gehalt  der  Beamten)  oder  nach 
der  Einzelleistimg  bemessen  sind  (Notar, 
Hebamme),  teils  in  vertragsmässigen  Ver- 
gütungen: diese  können  entweder  ohne 
Berücksicntigung  der  Einzelleistung  nach  der 
Zeit  (Gesindelohn)  oder  für  die  Einzel- 
leistungen sei  es  als  Zeitlolm  (Lehretimde 
eines  Privatlehi^ers) ,  sei  es  als  Stücklohn 
(Bezahlimg  pro  Stück  an  die  Wäscherin) 
gegeben  werden.  Gehalt,  Lohn,  Zeitlöhnung, 
Stücklöhnung  kommen  in  Landwirtschaft, 
Industrie  und  Handel  gleichfalls  vor:  das 
Aufsichts-  imd  Bureaupersonal  in  diesen 
Waren  schaffenden  Gewerben  bezieht  G^lialt, 
die  landwirtschaftlichen  imd  sonstigen  ge- 
werblichen   Dienstboten    bekommen    Lolm; 


die  Arbeiter  auf  Zeit-  oder  Stücklöhnimg, 
welche  zur  Herstellimg  der  Waren  verwendet 
werden,  beziehen  ihr  Einkommen  nicht  aus 
dem  Verkauf  der  Waren,  sondern  ilu'er  Dienst- 
leistungen. Ein  Unterschied  zwischen  dem 
Einkommen  aus  Warenverkauf  und  Dienst- 
verkauf bestellt  selbstverständlich;  aber  es 
lässt  sich  keine  generelle  üntei-scheidung  fin- 
den zN\ischen  dem  Einkommen  der  Personen- 
kategorieen  (Berufsklassen),  welche  für  die 
Warenverfertigung,  und  derer,  welche  in  so- 
genannten pei*sönlichen  Diensten  thätig  sind. 

Die  Bildung  der  Kategorie  Dienstleistimgen 
oder  peisönlieher  Dienstleistungen  in  der 
Wissenscliaft  der  politischen  Oekonomie  er- 
klärt sich  zwar  aus  ihrer  Geschichte :  Gegen- 
satz der  stoffgewinnenden  Arbeit  zu  aller 
andei-en  bei  den  Physiokraten,  dann  bei  den 
Späteren  Gegensatz  der  materielle  Güter  schaf- 
fenden Arbeit  zur  übrigen  Arbeit ;  aber  ihrc^ 
deutliche  Umgi*enzung  ist  weder  vom  Gesichts- 
piuikt  der  Art  der  Arbeit  noch  des  Werts  der- 
selben (ob  pixxluktiv  oder  nicht)  noch  des 
Effekts  derselben  (materielles  oder  im- 
materielles Gut)  möglich. 

Am  besten  wäre  es,  den  Begriff  pei'sön- 
licher  Dienstleistung  nur  in  dem  ein- 
geschränkten Sinne  zu  gebrauchen,  dass  er 
die  Dienstboten  für  häusliche  Dienste  — 
nach  unseren  Verhältnissen  etwa  l^lo  der 
Erwerbsthätigen  (IV2  von  22,1  Millionen  nacli 
der  letzten  Benifszählung)  —  umfasst.  In 
der  Praxis  ergiebt  sich  dabei  die  in  der  Be- 
rufsstatistik hervortretende  Schwierigkeit  der 
Abgi-enzung  zwischen  den  für  die  Person  imd 
Familie  des  Arbeitgebers  und  den  für  den  Ge- 
werbebetiieb  desselben  geleisteten  Diensten. 

Litteratur:  Handbuch  der  politischen  Oekomt- 
mie,  4.  Auß.  (1898)  Bd.  IL  2.  S.  459  ff. 
(die  oben  dt.  Abh.  Scliönbergs,)  —  J,  Stuart 
MiJlf  Grundsätze  der  PoliL  Oek,,  Buch  I,  Kap. 
III.  —  Adolph  Wagner,  (Grundlegung ,  2. 
Ausg.  (1879)  i<.  S2ff.  —  P.  Cauiv^^,  Precis 
du  cours  d'Ec.  pol.'  t.  I.  (1881)  S.  153 ff.  —  O. 
Colin,  Grundlegung  der  Nat.-Oek.  (1885)  S.  204 ff. 

%\  Scheel, 

Dieterici,  Karl  Friedrich  WUhelm, 

feb.  am  23.  VIH.  1790  zu  Berlin,  gest.  eben- 
aselbst  am  29.  VII.  1859,  als  Mitglied  der 
Berliner  Akademie  der  Wissenschaften  (seit 
1847).  Als  Geh.  Oberregieron^rat  im  Kultusmi- 
nisterinm  übernahm  er  1834  im  Nebenamt  eine 
ord.  Professur  der  Staatswissenschaften  an  der 
Berliner  Universität  und  wurde  1844,  als  Nach- 
folger Hoffmanns  (s.  d.),  Direktor  des  kgl.  preuss. 
statistischen  Bureaus. 

In  dem  Bestreben,  der  ihm  von  Hoffmann 
übertragfenen  Mission  nachzukommen,  die  bisher 
innerhalb  des  Geschäftskreises  der  prenssischen 
amtlichen  Statistik  bearbeiteten  Materien  zu  er- 
weitem, fand  Dieterici  ans  Kompetenz-  und  ande- 
renGründen  kein  grosses  Entgegenkommen  seitens 
der  in  Frage  kommenden  Behörden ;  um  so  mehr 
ist  es  anzuerkennen,  dass  er  als  Verwaltung»- 
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Statistiker  eine  yorzttfi^liche  Grundlage  zu  den 
Arbeiten  seines  Nach&lgers  in  den  „Tabellen 
und  Nachrichten  über  den  prenssischen  Staat '^, 
10  Bde.,  hinterlassen  hat. 

Anch  ist  nicht  za  verkennen,  dass  die  inter- 
nationalen statistischen  Kongresse  zu  Paris  und 
Wien  (1855  und  1857),  welche  Dieterici  besuchte, 
nicht  wirkungslos  an  der  Ausbildung  der  amtlichen 
prenssischen  Statistik  vorübergegangen  sind. 

Von  seinen  in  Buchform  veröffentlichten 
naatswissenschaftlichen  Schriften  seien  folgende 
genannt : 

Die  Waldenser  und  ihre  VerhältuisRe  im 
brandenb.-preuss.  Staate,  Berlin  1831.  —  De  via 
et  ratione  oeconomiam  politicam  docendi,  Berlin 
1835.  —  Geschichtliche  und  statistische  Ueber- 
sicht  der  Universitäten  im  prenssischen  Staate, 
Berlin  1836.  —  Statistische  Uebersicht  der 
wichtigsten  Gegenstände  des  Verkehrs  und  Ver- 
brauchs im  prenssischen  Staate  und  im  deut- 
schen Zollverbande,  Berlin  1838  (Fortsetz.  1 — 5, 
1841 — 57).  —  Statistische  Uebersicht  der  Stadt 
Berlin  i Vortrag),  Berlin  1844.  —  Der  Volks- 
wohlstand im  prenssischen  Staate,  Berlin  1846. 
'Auch  ins  Französische  von  Moreau  de  Jonnt^s 
übersetzt  1848.)  —  Ueber  Auswanderungen  und 
Einwanderungen,  Berlin  1847.  —  Ueber  preus- 
sische  Zustände,  über  Arbeit  und  Kapital,  ein 
politisches  Selbstgespräch,  Berlin  1848.  —  Hand- 
buch der  Statistik  des  preuss.  Staates,  Berlin  1858 
I  fortgesetzt  von  seinem  Sohne  Karl  [-1-187611861). 

Als  Direktor  des  statistischen  Bureaus  ver- 
öffentlichte Dieterici  von  1851  an  das  oben  fje- 
nannte  10  bändige  Tabellen  werk  und  seit  1848 
die  ^Mitteilungen  des  statistischen  Bureaus  in 
Berlin",  welche  er  bis  Mitte  des  XII.  Bandes 
(Berlin  1859/60)  fortgeführt  hat. 

Auch  in  den  Schriften  der  Berliner  Akade- 
mie finden  sich  von  ihm  mehrere  (im  ganzen 
11)  Abhandlungen  über  Bevölkerungszunahme, 
Uebervölkerung ,  Altersverhältnisse  etc.,  u.  a. 
f^eine  auch  separat  erschienene  Schrift:  Ueber 
den  Begriff  der  mittleren  Lebensdauer  und  deren 
Berechnung  für  den  preussischenStaatjBerlin  1859. 

Vgl.  über  Dieterici:  Rieh.  Boeckh,  Diete- 
rici in  Allgemeine  Deutsche  Biographie.  V.  Bd. 
(Leipzig  1877)  S.  159 ff.  (Ein  mit  pietätvoller 
Hingebung  an  die  Manen  des  Verstorbenen 
geschriebener  umfangreicher  Nekrolog.)  — 
Mitteilungen  des  Statist.  Bureaus  in  Berlin, 
Jahrg.  Xll,  S.  215 ff.:  Ein  Nachruf  ohne  Tnter- 
schrift,  woraus  foljg^endes  hervorgehoben  zu 
werden  verdient:  „Dieterici  teilt  mit  Hoffmann 
das  grosse  Verdienst,  das  grundlegenden  Arbeiten 
znm  Gewinn  nachfolgender  Zeiten  unzertrenn- 
lich eigen  ist,  das  Verdienst  der  Resignation; 
—  wenn  nicht  der  wissenschaftliche  Glaube  an 
die  Zukunft  eines  Erfolges,  welchen  die  Gegen- 
wart nicht  sieht,  der  reinste  Gewinn  ist.  Die 
Geographie  ist  erst  in  diesem  Jahrhundert  eine 
Wissenschaft  geworden,  die  Statistik  ist  es  noch 
nicht."*  Lipper  t, 

Dietzel,  Heinrich, 

geb.  am  19. 1.  1857  zu  Leipzig,  studierte  1876 —  : 
1879  in  Heidelberg  und  Berlin  Jurisprudenz  und 
Staatswissenschaften.     Von   Oktober    1879    bis 
Ende  1880  war   er  als  Referendar  am  Amtsge- , 
rieht  Naumburg  beschäftigt,  kehrte  darauf  aber 
nach  Berlin  zurück,  um  ausschliesslich  sich  dem  • 


Studium  der  Staatswissenschaften  zu  widmen 
Vom  Sommer  1882  bis  Frülgahr  1883  bereiste 
er  agrarpolitischer  Studien  halber  Italien.  Im 
Sommer  1885  wurde  Dietzel  als  ausserordent- 
licher Professor  für  politische  Oekonomie  an  die 
Universität  Dorpat  berufen,  im  Winter  1886 
zum  Ordinarius  ernannt.  Im  Frühjahr  1890 
folgte  er  einem  Rufe  als  Professor  der  Staats- 
wissenschaften an  die  Universität  Bonn. 

Er  veröffentlichte: 

Ueber  das  Verhältnis  der  Volkswirtschafts- 
lehre zur  Sozial  Wirtschaftslehre,  Berlin  1882.  — 
Der  Ausgangspunkt  der  Sozial wirtachaftslehre 
und  ihr  Grundbegriff  iZtschr.  f.  Staatsw.  1883). 
—  Ueber  Meng  er  s  3Iethode  der  Sozialwissen- 
schaften. Ein  Beitrag  zur  Methodologie.  (Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat,  N.  F.  Bd.  VIII}.  —  Beiträge  zur  Me- 
thodik (ebendas.  Bd.  IX).  —  Das  Problem  des 
litterarischen  Nachlasses  von  Rodbertus  (eben- 
das. Bd.  XIII).  —  Ueber  Wesen  und  Bedeutung 
des  Teilbaus  in  Italien.  (Zeitschr.  f.  Staatsw. 
1884,  1885).  —  Kari  Rodbertus.  Darstellung 
seines  Lebens  und  seiner  Lehre  I.  Bd.  1886,  IL 
Bd.  1888,  Jena.  —  Die  Sozialpolitik  des  Fürsten 
Bismarck.  (Russische  Revue  1888.)  —  Papier- 
rubel oder  Silbermbel?  (Balti.sche  Monatsschr. 
1889).  —  Ueber  Schmollers  „Zur  Litteratur- 
geschicbte  der  Staats-  und  Sozial  Wissenschaften*' 
(Götting.  Gel.  Anz.  1889).  —  Die  klassische 
Werttheorie  und  die  Theorie  vom  Grenznntzen. 
( Jahrb.  f.  Nat.  u.Stat.,  N.F.  Bd.XX. )—  Beiträge  zur 
Geschichte  des  Sozialismus  und  des  Kommunis- 
mus, Art.  I— III  in  Vierteljahrschr.  f.  Staats- 
u.  Volksw.,  Bd.  I  u.  Bd.  V,  Leipzig  1893-1897. 
(Der  1897  veröffentlichte  III.  Art.  betitelt: 
Morus'  Utopien  und  Campanellas  Sonnenstaat 
hat  infolge  Eingehens  der  Zeitschrift  nur  Morus, 
Utopien  gebracht.  Sozial  Ökonomik,  I.  Band, 
Einleitung,  Allgemeiner  Teil,  Buch  1,  Leipzig 
1895.  (Ä.  u.  d.  T.:  Lehr-  u.  Handbuch  der 
politischen  Oekonomie.  In  Verbindung  mit  ge- 
nannten Autoren  hrsg.  von  Ad.  Wagner,  IL 
Hauptabteilung  Bd.  I,  1.)  —  Stud.  jur.  et  cam. 
(Jahrb. f.  Nat. u.  Stat.,  III.  F.,  Bd.  XIV,  1897).  Red. 


Dietzel,  Karl  August, 

geb.  am  7.  I.  1829  zu  Hanau,  gest.  am  3.  III. 
1884  in  Marburg.  Nach  kurzer  kaufmännischer 
Thätigkeit  widmete  er  sich  1850  dem  Studium 
der  Staatswissenschaften,  wurde  1856  Privat- 
dozent in  Heidelberg,  ging  in  gleicher  Eigen- 
schaft 1859  nach  Bonn,  kehrte  indes  1861  nach 
Heidelberg  zurück,  wo  er  1863  zum  ausser- 
ordentlichen Professor  ernannt  wurde.  Im  Herbst 
1867  folgte  er  einem  Rufe  als  ordentlicher  Pro- 
fessor nach  Marburg. 

Er  veröffentlichte: 

Das  System  der  Staatsanleihen  im  Zusam- 
menhang  der  Volkswirtschaft  betrachtet,  Heidel- 
berg 1855.  —  Die  Besteuerung  der  Aktienge- 
sellschaften in  Verbindung  mit  der  Gemeinae- 
besteuerung,  Köln  1859.  —  Die  Volkswirtschaft 
und  ihr  Verhältnis  zu  Gesellschaft  und  Staat, 
Frankfurt  1864.  —  Strassburg  als  deutsche 
ReichsuniversitKt  und  die  Neugestaltung  des 
juristischen  und  staatswissenschaftlichen  Stu- 
diums, Frankfurt  a.  M.  1871,  —  Von  Beiträgen  in 
Zeitschriften  ist  zu  nennen  die  Abhandlung  „Die 
Volkswirtschaftslehre  als  Wissenschaft"  in  der 
Zeitschr.  f.  Staatsw.,  Jahrg.  1866  u.  1868.    Red. 
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Differentialzölle 


Differentialtarife  im  Eisenbahnwesen, 

s.  Eisenbahnen  (Tarif wesen). 


Differentialzölle. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Die  D.  in  Frank- 
reich. 3.  Die  D.  in  Deutschland  und  anderen 
Ländern,    4.  Bedeutung  und  Wirkung  der  D. 

1.  Begriff  nnd  Arten.  Differentialzölle 
heissen  solche  Zölle,  die  gegen  die  sonst 
geltenden  Tarifsätze  entweder  erhöht  oder 
erniedrigt  sind,  wobei  die  Bedingung  für 
die  Unterscheidung  durch  den  Ursprung 
oder  die  Art  der  Einfuhr  oder  auch  der 
Ausfuhr  der  Waren  gegeben  wird.  Auch 
die  von  den  Schiffen  unter  dem  Namen 
Tonnengelder,  Hafengebühren  etc.  erhobenen 
Abgaben  sind  häufig  differentiell  behandelt 
worden.  Im  ^üttelalter  waren  die  Differential- 
zölle allgemein  verbreitet,  da  einesteils  der 
Fremde  sich  in  jedem  Lande  das  Recht  des 
Handels  gewissermassen  erkaufen  musste 
und  andemteils  die  den  internationalen  Han- 
del vorzugsweise  betreibenden  Völker  und 
Körperschaften  sich  diux^h  Vertntge  und 
Privilegien  besondere  Begünstigungen  zu 
verschäfen  suchten.  So  bestanden  in  Eng- 
land von  altereher  Zuschlagstaxen,  welche 
die  fremden  Kaufieute  bei  der  Einfuhr  oder 
Ausfuhr  zollpflichtiger  Waren  zu  entrichten 
hatten,  und  durch  die  von  Eduard  I.  1303 
erlassene  Charta  mercatoria,  die  den  Fremden 
das  Recht  des  freien  Handels  in  England 
gewährte,  wurden  diese  Zuschlagszölle  keines- 
wegs aufgehoben,  sondern  neu  festgestellt. 
Die  verschiedenen  Nationen  wurden  aber  in 
der  Folgezeit  in  dieser  Beziehung  keines- 
wegs gleichmässig  behandelt.  Eine  beson- 
ders bevorzugte  Stellung  beliaupteten  zwei 
Jahrhunderte  hindurch  die  Hanseaten,  die 
unter  Heinrich  VII.  und  Till,  nicht  nur 
bedeutend  niedrigere  Zölle  als  die  übrigen 
Fremden,  sondern  sogar  weniger  als  die 
Engländer  selbst  zu  bezahlen  hatten.  Im 
Jahre  1539  wurde  auf  7  Jahre  den  fremden 
Kaufleuten  die  Gleichstellung  mit  den  ein- 
heimischen hinsichtlich  der  ZöUe  gewährt, 
aber  daran  scMoss  sich  die  Beschränkung, 
dass  dies  nur  für  diejenigen  Fi^emden  gelten 
solle,  welche  ihi-e  Waren  auf  englischen 
Schiffen  ausführten.  Solche  Differential- 
zölle zu  Grünsten  der  einheimischen  Schiff- 
fahrt sind  bis  zu  der  Reform  der  engüschen 
Handelspolitik  in  unserem  Jahrhundert  neben 
den  noch  weitergehenden  Prohibitivbestim- 
mungen  der  Navigation sakten  beibehalten 
worden.  Ein  besonders  bemerkenswertes 
älteres  Beispiel  eines  verti-agsmässigen 
Differentialwai-enzolles  liefert  der  Methuen- 
sche  Vertrag  von  1703  zwischen  England 
und  Portugal,  nach  welchem  England  als 


Entschädigung  für  die  Zulassung  der  eng- 
lischen Woll  waren  in  Portugal  sich  ver- 
pflichtete, die  Zölle  auf  }X)rtugiesische  Weine 
immer  um  ^.'s  niedriger  zu  stellen  als  füi* 
Weine  anderen  Urspinuigs.  Auch  der  Han- 
delsvertrag zwischen  England  und  Frank- 
reich von  1786  fülirte  beidereeits  zu  g^nsten 
des  anderen  Teils  einen  DifferentialzoUtarif 
ein.  Auch  das  Kolonialsystem  hatte  Diffe- 
rentialzölle im  Gefolge,  indem  einerseits  die 
Erzeugnisse  der  eigenen  Kolonieen  bei  der 
Einfuhr  in  das  Mutterland  weniger  belastet 
wurden  als  die  fi^emden  Kolonialwaren  und 
anderei*seits  auch  noch  längere  Zeit,  nach- 
dem die  Einfuhrverbote  für  die  Kolonieen 
aufgehoben  waren,  von  den  ausländischen 
Waren  oder  Schiffen  höhere  Abgaben  er- 
hoben wurden  als  von  denen  des  Mutter- 
landes. Auch  in  der  neuesten  Zeit  sind  die 
kolonialen  Differentialzölle  noch  nicht  ver- 
schwunden, imd  in  den  englischen  Kolonieen 
sind  Ansätze  zu  ihrer  Wiederhei^stellung  ge- 
macht worden. 

2.  Die  D.  in  Frankreich.  Die  voll- 
ständigste systematische  Ausbildung  haben 
die  Differentialzölle  in  Frankreich  und  zwar 
hauptsächlich  dmvh  das  G.  v.  28.  April  181ö 
gefunden.  Man  erhält  überhaupt  am  ein- 
fachsten eine  Uebersicht  über  die  vei*schie- 
denen  möglichen  Arten  derselben,  wenn 
man  in  den  französischen  Tarifen  aus  der 
Hochschutzzollperiode  die  wichtigeren  exo- 
tischen Artikel,  wie  Baumwolle  oder  Rolii*- 
zucker,  nachschlägt.  Diux'hgreifend  wird  zu- 
nächst unterschieden  zwischen  der  Einfulu' 
auf  französischen  Schiffen,  auf  fi-emden 
Schiffen  und  zu  Lande.  Bei  der  Einfulir 
unter  fi^anzösischer  Flagge  aber  macht  es 
einen  Unterscliied ,  ob  die  Wai*en  direkt 
aus  dem  Erzeugimgslande  oder  wenigstens 
aus  aussereuropäischen  Ländern  oder  ob  sie 
indirekt  eingeführt  werden,  nämlich  aus 
den  sogenannten  Entrepöts,  d.  li.  aus  den 
Häfen  Eiu'opas,  zu  denen  bis  1863  auch 
Madeira,  die  Canarischen  Inseln  und  die 
Mittelmeerhäfen  gerechnet  wurden.  Der 
Zollzuschlag,  der  im  letzteren  Falle  zu  zahlen 
ist,  heisst  Surtaxe  d'entrepöt.  Bei  direkter 
Einfuhr  unter  französischer  Flagge  wurden 
aber  wieder  mehrfache  Unterscheidungen 
nach  dem  Herkunftslaude  gemacht.  Die 
Erzeugnisse  der  fi*anzösischen  Kolonieen 
hatten  die  niedrigsten  Zölle  zu  entricliten, 
aber  die  verschiedenen  Kolonieen  wai-en 
wieder  nicht  gleichgestellt.  So  wTu*deu  z.  B. 
lange  Zeit  von  Rohi*zucker  verschiedene 
Zölle  erhoben,  je  nachdem  derselbe  von  der 
Insel  Bourbon,  aus  den  französischen  Kolo- 
nieen in  Amerika  oder  aus  den  indischen 
Besitzungen  herrührte.  Auch  für  den  fremden 
Rohrzucker  machte  es  einen  Unterschied, 
ob  er  aus  Indien  oder  aus  anderen  ausser- 
europäischen Ländern  stammte.    Bei  Baum- 
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wolle  wurde  auch  noch  eine  Unterscheidung 
zu  Gunsten  der  Türkei  gemacht. 

Der  Zuschlag  bei  der  Einfuhr  unter 
fremder  Flagge  (surtaxe  de  pavillon)  war 
vor  der  Reform])eriode  erheblich  grösser 
als  die  Surtaxe  a  entrepOt,  es  wuixle  dann 
aber  nicht  weiter  berücksichtigt ,  ob  die  1 
Einfuhr  direkt  oder  indirekt  erfolgte.  Auch 
das  Herkunftsland  kam  dabei  in  der  Regel 
nicht  mehr  in  Betracht.  Der  Zuschlag  bei 
der  Ijandeinfuhr,  die  übrigens  lange  Zeit 
für  \-iele  exotische  Waren  gänzlich  verboten 
war,  stand  in  der  Regel  dem  Flaggen  Zu- 
schlag gleich.  Als  Beispiel  für  die  Grösse 
der  Verschiedenheit  der  Belastung  seien 
hier  die  Zollsätze  für  nicht  weissen  Rohi-- 
zucker  nach  dem  G.  v.  5.  Juli  1840  ange- 
führt: auf  französischen  Schiffen  eingeführt 
aus  Bourbon  38,50  Fi-ancs  für  100  kg,  aus 
den  französischen  Kolonieen  in  Amerika 
45  FiTuics,  aus  Indien  60  Francs,  aus  ande- 
ren aussereuropäischen  LÄndern  65  Francs, 
aus  den  Eutrepots  (also  indirekt)  75  Francs, 
auf  fremden  Schiffen  85  Francs.  So  enorme  i 
Entrepöt-  und  Fla^enzuschläge  mussten  fast 
prohibitiv  wirken,  und  die  Einfuhr  aus  euro- 
päischen Häfen  oder  auf  fremden  Schiffen 
wurde  überhaupt  nur  dadurch  in  beschi'änk- 
tem  Masse  möglich,  dass  man  Zollquittungen 
über  direkt  auf  französischen  Schiffen  ein- 
geführten Zucker  kaufen  konnte,  gegen 
welche  man  auch  für  ausgeführten  raffi- 
nierten Zucker,  der  aus  anderweitig  be- 
zogenem Matenale  dargestellt  war,  eine 
allerdings  nicht  vollständige  Rückvergütung 
des  Zolles  erhielt.  Der  Flaggenzusclilag 
sowie  die  von  den  Schiffen  nach  ihrer 
Tonnenzahl  erhobenen  Gebühren  bildeten 
einen  Hauptgegenstand  der  Vereinbarung 
in  den  älteren  Handelsverträgen,  indem 
meistens  festgesetzt  wurde,  dass  die  Ein- 
fuhr von  Landeserzeugnissen  auf  den  Schiffen 
eines  jeden  Teiles  von  dem  anderen  so  be- 
handelt werden  solle,  als  wenn  sie  imter 
seiner  eigenen  Flagge  erfolge.  Vertrags- 
mässige  Zollbegünstigungen  für  bestimmte 
Prodiikte  einzelner  Länder  hatte  Frankreich 
bis  1860  nur  in  verhältnismässig  geringer 
Zahl  gewährt,  hauptsächlich  an  Belgien  auf 
Grund  von  Konventionen  aus  den  Jahren 
1849,  1853  und  1854.  In  der  1860  be- 
ginnenden Periode  der  Napoleonischen  Han- 
delsverträge aber  bildete  sich  neben  dem 
Generaltanfe  ein  vollständiger  Konventions- 
tarif aus,  und  da  nach  und  nach  die  meisten 
europäischen  Staaten  dem  System  der  Han- 
delsverträge beitraten,  so  konnte  man  schliess- 
lich die  KonventionszöUe  für  die  Industrie- 
erzeugnisse als  die  normalen  und  die  Sätze 
des  Generaltarifs  als  Differentialzölle  be- 
trachten. Durch  das  G.  v.  11.  Januar  1892 
wurde  ein  Maximal-  und  Minimaltarif  fest- 
gestellt, von  denen  der  letztere  den  Ländern 


zugestanden  werden  kann,  die  den  franzö- 
sischen Erzeugnissen  entsprechende  Vorteile 
oder  die  niedrigsten  Zollsätze  bewilligen.  Der 
Maximaltarif  aber  soll  für  die  Erzeugnisse 
solcher  Länder,  die  Frankreich  ungünstiger 
behandeln  als  irgend  ein  anderes  Land,  nach 
dem  Ermessen  der  Regierung  noch  gesteigert 
weixlen  können.  Im  übrigen  ist  der  Entrepöt- 
zuschlag  für  eine  Anzahl  aussereiux>päischer 
Produkte  sowie  auch  ein  Zuschlag  für  eine 
Reihe  europäischer  Waren,  falls  sie  nicht 
din^kt  aus  dem  Eraeugmigslande  eingeführt 
werden,  auch  in  dem  Gesetz  von  1892  bei- 
behalten woixlen,  während  der  1869  abge- 
schaffte ilaggenzuschlag  gegen  den  Wunsch 
Thiers'  nicht  wiederhergestellt  wonlen  ist. 
3.  Die  D.  in  DeutHchland  und  anderen 
Ländern.  Im  deutschen  Zollverein  haben 
die  Differentialzölle  im  ganzen  keine  be- 
deutende Rolle  gespielt.  Eine  preussische 
Kabinettsordre  v.  20.  Juni  1822  über  die 
Begünstigung  der  inländischen  Rhederei  be- 
stimmte u.  a.,  dass  von  den  Schiffen  der- 
jenigen Länder,  welche  die  preussischen 
Schiffe  nicht  wie  die  inländischen  oder  nicht 
vei-ti-agsmässig  wie  die  der  meistbegünstigten 
Nation  behandelten,  eine  um  2  Thaler  für 
die  Last  (von  2  Tonnen)  beim  Eingange  und 
um  1  Thaler  beim  Ausgange  erhöhte  Hafen- 
abgabe erhoben  wenlen  solle.  Diese  [Mass- 
regel war  die  Veranlassung,  dass  Engkind 
noch  in  demselben  Jahre  die  speciell  gegen 
die  Einfuhr  aus  Holland  und  Deutschland 
gerichteten  Bestimmungen  der  Schiffalirts- 
akte  von  1662  abschaffte  und  verschiedene 
andere  Zugeständnisse  machte.  Ausgedehnte 
Anwendung  eines  Differentialsystems  von 
Seiten  des  Zollvereins  finden  wir  in  dem 
Handelsvertrage  mit  Oesterreich  v.  19.  Februar 
1853,  der  nach  der  Absicht  OesteiTeichs  den 
Uebergang  zu  einer  völligen  Zolleinigung 
mit  dem  von  Preussen  gescliaffenen  Zoll- 
vereine büden  sollte.  Er  betraf  den  Zwischen- 
verkelu*  mit  unmittelbarem  Uebergange  von 
einem  Zollgebiete  in  das  andere,  und  neben 
vielen  Zollbefreiungen  wurden  von  beiden 
Seiten  Zollermässigungen  von  meistens  25, 
in  einigen  Fällen  sogar  von  50  ^/o  des  nor- 
malen Tarifsatzes  bewüligt.  Der  Erneue- 
rung dieses  Vertrags  stellte  sich  später  die 
Meistbegünstigungsklausel  in  dem  deutsch- 
französischen Handelsvertrage  entgegen.  Im 
Vereinstarife  erschien  zuerst  im  Jahre  1868 
ein  Differentialzoll  auf  Wein  aus  solchen 
Ländern,  die  den  Zollverein  nicht  auf  dem 
Fusse  der  meistbegünstigten  Nation  behan- 
delten (gegen  Portugal  gerichtet).  Das  Zoll- 
gesetz V.  15.  Juli  1879  enthält  die  allge- 
meine Bestimmung,  dass  Waren  aus  solchen 
Staaten,  welche  deutsche  Schiffe  oder  Waren 
ungünstiger  behandeln  als  die  anderer 
Staaten,  mit  einem  Zuschlage  bis  zu  50 ^/o 
des    tai'ifmässigen    Zolles    belegt    werden 
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können,  eine  Befugnis,  von  der  der  Bundes- 
rat 1893  in  dem  Zollkriege  mit  Russland 
auch  Gebrauch  machte,  was  dann  wieder 
mit  weiteren  russischen  Zollzuschlägen  be- 
antwortet wnrde.  Später  wurde  durch  das 
G.  V.  18.  Mai  1895  bestimmt,  dass  die  Zoll- 
zuschläge bei  handelspolitischen  Konflikten 
bis  auf  100  ®/o  gesteigert  und  dass  auch  zoll- 
freie Waren  unter  solchen  Umständen  mit 
Kampfzöllen  bis  zu  20®/o  des  Wertes  be- 
lastet w^erden  können. 

Durch  die  in  den  achtziger  Jahren 
mit  Spanien,  Italien  und  der  Schweiz  ge- 
schlossenen Handelsverträge  wurden  einige 
Zollsätze  gebunden  und  dadurch  der  Anfang 
gemacht  mit  einem  Konventionstarif,  auf 
dessen  Anwendung  zunächst  nur  die  ver- 
tragsmässig  meistbegünstigten  Staaten  An- 
spruch hatten.  Jedoch  konnten  nach  dem 
G.  v.  10.  Oktober  1883  die  Spanien  und 
Italien  gewährten  Zollermässigimgen  im 
Yerordnungswege  auch  nicht  vertragsmässig 
berechtigten  Staaten  zuerkannt  werden.  In 
bedeutendem  Umfang  wurden  daim  vertrags- 
mäßsige  Zölle  neben  den  allgemeiiien  durch 
die  Handelsverträge  vom  6.  Dezember  1891 
mit  Belgien,  Italien  und  Oesterreich-Üngam, 
vom  10.  Dezeml)er  1891  mit  der  Schweiz 
und  vom  10.  Februar  1894  mit  Russland 
eingeführt.  Frankreich  kann  diese  niedrigen 
Zollsätze  unmittelbar  nur  so  weit  bean- 
spruchen, als  sie  einem  der  im  Fi'ankfurter 
ineden  ^nannten  Staaten,  mit  welchen  es 
stets  gleichbegünstigt  sein  muss  (England, 
Niederlande,  Belgien,  Schweiz,  Oestorreich- 
üngarn  j  Russland)  gewälirt  werden.  Wenn  aber 
einer  dieser  Staaten  auf  Grund  seines  Meist- 
begünstigungsvertrags die  Vorteile  erhält,  die 
Deutschland  z.  B.  Italien  zugesteht,  so  fallen 
diese  indirekt  auch  Frankreich  zu.  An  die 
Stelle  des  deutsch-englischen  Handelsver- 
trags ist  1898  ein  provisorisches  Abkommen 
getreten,  da  England  den  Vertrag  gekündigt 
hatte,  um  die  den  deutschen  (und  belgischen) 
Wai'eu  zustehende  Gleichberechtigung  mit 
den  enghschen  bei  der  Einfuhr  in  die 
britischen  Kolonieen  zu  beseitigen.  Die 
Veranlassung  dazu  gab  der  von  Canada  zu 
Gunsten  der  englischen  Erzeugnisse  aufge- 
stellte Präferentialtarif,  der  im  August  1898 
in  Kraft  getreten  ist  und  die  Folge  geliabt 
hat,  dass  auf  die  canadischen  Produkte, 
namentlich  Getreide,  die  deutschen  Genei-al- 
tarifsätze  angewendet  wnirden. 

Italien  belegte,  als  Frankreich  nach  Ab- 
lauf des  Handelsvertrags  ihm  gegenüber 
seinen  Generaltarif  zur  Anwendung  braclite, 
vom  1.  Januar  1888  ab  die  französischen 
Waren  mit  Differentialzuschlägen  von  50% 
des  tarifmässigen  Zolles,  gab  jedoch  am 
Ende  des  Jahres  1889  diese  Kampfmassregel 
wieder  auf,  obwohl  Frankreich  seine  Haltung 
nicht  änderte.    Im  Jalire  1896  wurden  auf 


Gnind  einer  Verständigung  die  von  beiden 
Parteien  erhobenen  differentiellen  Schiff- 
fahrtsabgaben aufgehoben,  aber  erst  1898 
kam  eine  Vereinbarung  zu  stände,  nach 
welcher  das  französische  G.  v.  2.  Februar 
1899  den  italienischen  Produkten  mit  Aus- 
nahme der  Seide  und  der  Seidenzeuge  die 
Zollsätze  des  Minimaltarifs  bewilligte.  — 
Ein  1891  ausgebrochener  Zollkrieg  zwischen 
Frankreich  und  der  Schweiz  wurde  1895 
durch  beiderseitige  Bewilligung  der  nied- 
rigsten Tarifsätze  beendigt 

In  den  Vereinigten  Staaten  wird  auch 
in  den  neueren  Tarifgesetzen  der  schon 
früher  bestehende  Zuschlag  von  10  ^/o  des 
normalen  Zolles  bei  der  Einfuhr  auf  fi-emden 
Schiffen  beibehalten,  soweit  diese  Schiffe 
nicht  durch  Handelsverti-äge  oder  besondere 
Gesetze  denen  der  Vereinigten  Staaten  gleich- 
gestellt sind. 

Nach  dem  sogenannten  Dingley-Tarif  v. 
24.  Juni  1897  kann  der  Präsident  auf  einige 
sonst  fi*eie  Konsumtionswaren,  namentlich 
auch  auf  Kaffee,  Zölle  bis  zu  einer  gewissen 
Höhe  legen,  wenn  die  betreffenden  Produk- 
tionsstaaten die  Erzeugnisse  der  Vereinigten 
Staaten  mit  unbilligen  und  »unvernünftigen« 
Zöllen  belasten  sollten.  Die  Zölle  auf  Brannt- 
wein, Wein  und  einige  andere  Artikel  kann 
er  für  die  Staaten  ermässigen,  die  Aequi- 
V  a  1  e  n  t  e  gewähren ;  auch  im  übrigen  können 
durch  Gegenseitigkeitsverträge  auf  5  Jahi-e 
Zollermässigungen  bis  zur  Höhe  von  20  ^/o 
des  Wertes  zugestanden  werden.  Solche 
Ermässigungen  hat  nun  Frankreich  in  der 
That  für  einige  Artikel  erlangt,  wofür  anderer- 
seits durch  das  französische  Dekret  v.  28. 
Mai  1898  mehreren  amerikanischen  Pro- 
dukten die  Minimaltarifsätze  ^währt  wurden. 
Die  Vei-einigten  Staaten  w^eigem  sich  aber, 
anderen  Ländern  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigungsklausel, die  auch  für  Deutsch- 
land nach  dem  pi-eussisch-amerikanischen 
Vertrag  von  1828  Geltung  hat,  dieselben 
Zugeständnisse  zu  machen,  indem  sie  diese 
Klausel  dahin  interpretieren,  dass  sie  nur 
für  Konzessionen  gelte,  die  einem  dritten 
Lande  ohne  Gegenleistung  gemacht  seien, 
während  diejenigen,  für  die  Komi)ensationen 
gewälirt  wurden,  durch  besondere  Zuge- 
ständnisse erkauft  weixlen  mussten.  Eine 
ähnliche  Streitfrage  ist  durch  die  schon  in 
dem  früheren  (Wilson-)Tarif  festgesetzten 
Zuschläge  auf  Zucker  aus  Ausfuhi-prämien 
gewährenden  Ländern  entstanden,  die  auch 
gegenwärtig  noch  erhoben  werden,  obw^olil 
die  Reichsregierung  erklärt  hat,  dass  sie 
darin  eine  Verletzung  des  Princips  der 
Meistbegünstigung  erbbcke.  In  dem  deutsch- 
französischen Handelsvertrag  von  1862  war 
ausdnlcklich  festgesetzt,  dass  keine  eigent- 
lichen Ausfulu'prämien,  sondern  nur  Ersatz 
I  der  eine  Ausfuhrware  wirklich  belastenden 
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inneren  Steuer  gewährt  werden  dilrfe.  In 
den  neueren  Verträgen  ist  jedoch  von  einer 
solchen  Beschränkung  der  Ausfuhrvergütung 
nicht  mehr  die  Rede.  Im  Jahre  1876  aber 
legte  die  Reichsregienmg  dem  Reichstage 
einen  Gesetzentwurf  vor,  nach  welchem  der 
Bimdesrat  befugt  sein  sollte,  Eisen, 
Stahl,  Eisenwaren,  Maschinen  und  Zucker, 
sofern  die  Ausfuhr  dieser  Waren  in  einem 
anderen  Lande  thatsächlich  durch  Prämien 
begünstigt  würde,  mit  einer  dieser  Prämie 
gleichkommenden  Ausgleichungsabgabe  zu 
belegen.  Der  Entwurf  wurde  abgelehnt, 
immerhin  aber  lässt  er  erkennen,  dass  unter 
I'mständen  die  Berechtigung  solcher  Aus- 
gleichungsabgaben auch  von  deutscher  Seite 
anerkannt  werden  kann.  Vor  kurzem  hat 
auch  die  britisch-indische  Regienmg  einen 
Zuschlag  auf  Zucker,  der  eine  Ausfuhr- 
prämie erhält,  eingeführt,  gegen  den  zu- 
nächst von  Seiten  Oesterreichs  Einspnich 
erhoben  worden  ist. 

4.  Bedentnng  und  Wirkung  der  D. 
Betrachten  wir  die  Bedeutung  der  Differential- 
zölle im  allgemeinen,  so  ergiebt  sich,  dass 
diejielben  teils  eine  Ergänzung  des  Schutz- 
zollsystems bilden,  indem  sie  der  inländischen 
Schiffahrt  oder  den  Kolonieen  des  betreffen- 
den Landes  eine  besondere  Förderung  zu 
verschaffen  suchen;  teils  stellen  sie  als  Er- 
mässigungen der  gewöhnlichen  Zollsätze 
Aei^uivalente  dar  für  handelspolitische  Zu- 
geständnisse von  Seiten  anderer  Staaten; 
teils  endlich  sollen  sie  in  Gestalt  von  Zoll- 
zuschlägen als  Kampfmittel  oder  Verg:eltungs- 
raassregeln  gegen  andere  Staaten  dienen. 
Was  die  Differentialabgaben  zum  Schutze 
der  Schiffahrt  betrifft,  so  ist  sowohl  der 
Flaggenzuschlag  wie  der  Entrepötzuschlag 
nur  ein  schwacher  Rest  der  Massregeln  der 
älteren  prohibitiven  Schiffahrtspolitik,  und 
die  Thatsache,  dass  diese  Zuschläge  trotz 
des  Wiederauflebens  der  Schutzzollpolitik 
nur  noch  in  einzelnen  Ländern  und  in 
massigem  Betrage  vorkommen,  lässt  schon 
erkennen,  dass  sie  bei  den  heutigen  Verkehrs- 
verhältnissen durchaus  un zweckmässig  sind, 
weil  sie  dem  Handel  und  somit  auch  den 
Seehafenplätzen  durch  Erschwening  des 
Transportes  und  des  Warenbezugs  mehr 
Schaden  als  der  einheimischen  Rhederei 
Vorteil  bringen.  In  Deutschland  schlug  188U 
Mosle  (vermutlich  nicht  ausschliesslich  aus 
eigener  Initiative)  eine  »SiuHaxe  d  entrepöt« 
unter  dem  Namen  »ünterscheidungszoU« 
vor,  aber  er  fand  auch  bei  denjenigen,  deren 
Interesse  er  angeblich  im  Auge  hatte,  nicht 
mu"  keine  Unterstützung,  sondern  energischen 
Widerspruch.  Die  kleineren  Schiffe,  die 
jetzt  den  Verkehr  mit  den  europäischen 
Niederlagen  vermitteln,  würden  den  besten 
Teü  ihres  Arbeitsfeldes  verloren,  die  grosse 
Rhederei  aber  nichts  gewonnen  haben,  weil 


Mosle  selbst  einen  Flaggenzuschlag  zur  Be- 
schränkung des  Mitbewerbs  der  fremden 
Schiffe  nicht  zu  empfehlen  wagte.  Haupt- 
sächlich sollte  die  Massregel  den  deutschen 
Grosshandel  veranlassen,  mehr  direkte  Be- 
ziehungen mit  den  überseeischen  Ländern 
anzuknüpfen.  Als  wenn  die  Hamburger  oder 
Bremer  Kaufleute  aus  blossem  Schlendrian 
ihre  Kolonialwaren  lieber  in  London  oder 
Rotterdam  statt  in  den  Produktionsländern 
kauften  und  nicht  immer  einfach  den  Markt 
aufsuchten,  auf  dem  sie  momentan  die 
gilnstigsten  Bedingimgen  vorfinden.  Um 
aber  die  jeweiligen  Konjunkturen  stets  aus- 
nutzen zu  können,  ist  die  Fi-eiheit  des  inter- 
nationalen Zwischenhandels  nötig.  Es  kann 
sehr  leicht  vorkommen,  dass  z.  B.  dieselbe 
Kaffeesorte  in  Havre  billiger  ist  als  in 
Brasilien,  so  dass  dann  trotz  des  dem 
Zwischenhändler  zu  gewährenden  Ge\^nnn8 
doch  die  indirekte  Einfuhr  auch  volkswirt- 
!  schaftlich  vorteilhafter  ist  als  die   direkte. 

Was  den  Einfluss  der  Differentialzölle 
auf  die  inländischen  Warenpreise  betrifft, 
so  kommt  es  darauf  an,  wie  weit  das  be- 
treffende Land  auf  die  mit  dem  höheren 
Zolle  belastete  Einfuhr  zur  Deckung  seines 
notwendigen  Bedarfs  ange'wiesen  ist.  Macht 
die  letztere  den  grösseren  Teil  der  Gesamt- 
einfuhr aus,  so  nähert  sich  die  Preisbildung 
derjenigen,  die  eintreten  würde,  wenn  aus- 
schliesslich der  höhere  Zollsatz  erhoben 
wüi'de,  und  es  kann  dann  auch  vorkommen, 
dass  der  inländische  Preis  der  Ware  um  den 
vollen  Betrag  dieses  Zolles  erhölit  wird.  So 
wird  der  nissische  Weizen  zu  mehr  als 
neun  Zehnteln  auf  fremden  (namentlich 
griechischen)  Schiffen  nach  Frankreich  ein- 
gefühlt, und  so  lange  der  französische 
Flaggenzuschlag  bestand,  war  daher  der 
höhere  Zollsatz  für  die  Verteuerung  des 
Weizens  massgebend.  Uragekelirt  al)er  würde 
eine  diffei^entielle  Herabsetzung  des  Zolles 
auf  österreichischen  Roggen  bei  der  Einfuhr 
nach  Deutschland  keinen  erheblichen  Ein- 
fluss auf  den  deutschen  Marktpreis  desselben 
ausüben,  da  Oesterreich  im  Vergleich  mit 
Russland  immer  nur  einen  geringen  Anteil 
an  der  Versorgung  Deutschlands  mit  diesem 
Getreide  wird  nehmen  können. 

Was  die  Begünstigimg  der  Kolonieen 
diu-ch  Zollermässigung  für  ihre  Erzeugnisse 
betrifft,  so  kann  diese  nur  empfohlen  wer- 
!  den,  vorausgesetzt,  dass  man  nicht  anderer- 
seits, wie  es  früher  durchweg  der  Fall  war, 
'  den  Verkehr  der  Kolonieen  mit  anderen 
Ländern  durch  Verbote  oder  Zölle  erschwert. 
Denn  die  Entwickelung  einer  Kolonie  wird 
durch  solche  Hemmungen  üirer  wirtschaft- 
lichen Bewegungen  in  der  Regel  mehr  ge- 
schädigt als  durch  die  Zollbegünstigung  im 
Mutterlande  befördert. 

Im    allgemeinen    tritt    in   der   neuesten 
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Zeit  bei  den  meisten  Staaten  wieder  eine 
gewisse  Hinneigung  zu  Differentialzöllen 
hervor,  insofern  man  sich  nämlich  nicht 
mehr  vertragsmässig  durch  die  allgemeine 
Klausel  der  Meistbegünstigimg  binden  möclite, 
sondern  eher  geneigt  ist,  mit  einzelnen 
Staaten  in  engere  handelspolitische  Be- 
ziehungen zu  ti'eten,  die  dann  zu  Differential- 
zöllen den  anderen  gegenüber  führen  würden. 
Andererseits  aber  sind  die  praktischen 
Schwierigkeiten  nicht  zu  übereehen,  auf 
welche  die  Durchfühnmg  einer  solchen 
Politik  stossen  würde,  da  die  benachteiligten 
Staaten  in  der  Kegel  Gegenmassregeln  treffen 
würden  und  somit  ernstliche  Zollkämpfe  zu 
erwarten  wären,  bei  denen  wahrscheinlich 
alle  Beteiligten   Schaden   erleiden  würden. 

Litteratur:  Ausser  den  am  Schlüsse  des  Artikels 
nBaumicollindustriea  oben  Bd.  II  S.  515  ange- 
führten zollgeschichtlichen  Werken  vgl.  SchanZf 
Englische  Handelspolitik  gegen  Ende  des  Mittel- 
alters, Leipzig  1881.  —  Mosle^  Der  Unterschei- 
dnngszoll,  Berlin  1880.  —  Barth j  Die  Besteue- 
rung der  indirekten  Einfuhr;  nebst  einem  An- 
hang über  die  Schiffahrtsbegünstigungen  in  Frank- 
reich, Berlin  1880.  —  Landgraf^  Gegen  den 
Vnterscheidungszoll,  Würzburg  1880.  —  Lexis, 
Die  neueste  Litteratur  über  den  Unterscheidungs- 
zolL  Jahrb. für  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  II,  S.  282  bis  293. 

Learls, 

Differenzgeschäfte. 

s.  Börsenwesen,  oben  Bd.  II,  besondei's 

S.  1036  ff. 
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I.  Definition  des  Begriffs  „Dis- 
konto". IL  Der  Diskontierunjfs- 
V erkehr.  1.  Diskontierung  und  Devisen- 
handel. 2.  Klassifikation  der  Diskontopapiere. 
3.  Der  Diskontomarkt.  III.  Die  Bestim- 
mnngsgründe  des  Diskontosatzes 
imBörsenverkehr.  4.  Die  Gesichtspunkte 
der  Parteien.  5.  Der  Einfluss  des  Geldmarktes 
auf  den  Diskontosatz;  IV.D  iskontopolitik. 
6.  Allgemeines.  7.  Die  Entwickelung  der  heu- 
tijQ^en  Diskontopolitik.  8.  Vergleich  der  heutigen 
Diskontopolitik  in  Deutschland,  Eng^land  und 
Frankreich.  Kiitik  der  sogenannten  GoTdprämien- 
politik.  9.  Versuche  einer  automatischen  Re- 
gelung der  Diskontopolitik. 

I.  Definition    des    Begriffs  „Diskonto". 

Der  Ausdruck  Diskonto  oder  Diskont 
(französisch:  escompte,  englisch:  discount, 
italienisch :  sconto)  bedeutet  im  allgemeinen : 
Abzug  vom  Nominalbetrage  einer  Geldsumme, 
und  zwar  regelmässig  einen  in  Prozenten 
des  Nennwerts  berechneten  Abzug. 

Während  Diskonto  im  Englischen,  ent- 
sprechend dieser  allgemeinen  Bedeutung, 
auch  im  Sinne  von  Disagio  gebraucht  ^'ii'd, 
beschränkt  sich  der  Gebrauch  des  Wortes 
im  Deutschen  regelmässig  auf  zwei  Fälle: 


a)  Diskonto  bedeutet  den  Abzug,  den 
derjenige  einbehält,  welcher  eine  erat  nach 
einer  Frist  fällige  Zalüung  bereits  vor  Ab- 
lauf dieser  Frist  leistet.  Diskont  in  diesem 
Sinne  ist  gleichbedeutend  mit  Rabatt.  Es 
liegt  hier  ein  Gebrauch  vor,  der  hauptsäch- 
lich dem  Warenhandel  angehört.  Ob  über- 
haupt und  in  welcher  Höhe  bei  Barzahlung 
ein  derartiger  Abzug  gestattet  wird,  hängt 
von  Sondervereinbarungen  oder  vom  Her- 
kommen ab. 

b)  Diskonto  bedeutet  ferner  den  Abzug 
vom  Nominalbetrage  einer  innerhalb  einer 
gewissen  Frist  fälligen  Forderung,  den  der- 
jenige einbehält,  welcher  die  Fordenmg  vor 
Verfall  ankauft  oder  in  Zahlung  nimmt.  Es 
ist  hierbei  möglich,  dass  als  Gegenleistung 
dem  Yeräusserer  der  noch  nicht  fäUigeu 
Forderung  umgehend  entweder  ein  Barbe- 
trag ausgezahlt  oder  Gutschrift  oder  endlich 
Befreiung  von  einer  Schiüd  erteilt  wird. 
Der  Diskonto  in  diesem  Sinne,  der  uns  im 
folgenden  allein  beschäftigt,  ist  eine  Er- 
scheinung des  kaufmännischen,  besondere 
des  Bankverkelirs.  Es  handelt  sich  regel- 
mässig um  fonnell  unverzinsliche  Zahlungs- 
versprechen, in  erster  Linie  um  Wechsel. 
In  Prozenten  von  der  schliesshch  zu  zahlen- 
den, noch  nicht  fälligen  Schuldsumme  wird 
der  Diskont  ausgodrü(;kt ,  und  zwar  i)er 
annum,  d.  h.  mit  dem  Satze,  der  zu  erheben 
wäre,  wenn  die  Schuldsiunme  erst  in  einem 
Jahi'e  fällig  wäre.  Ein  Diskont  von  5®/o 
p.  a.  von  einer  in  90  Tagen  fälligen  Wechsel- 
sunime  von  1000  Mark  bedeutet  also  nicht, 
dass  50  Mark,  sondern  der  auf  90  Tage  ent- 
fallende Teil  von  50  Mark  Jahresdiskont, 
also  12,50  Mai'k  abgezogen  werden.  Es  ist 
in  Deutschland  üblich,  hierbei  das  Jahi*  zu 
360  Tagen,  den  Monat  zu  30  Tagen  zu 
rechnen. 

Es  ist  ^sdederholt  betont  worden,  dass 
5^/0  Diskonto  etwas  melu*  als  eine  fünfpit)- 
zentige  vom  Hundert  bereclmete  Verzinsung 
aufs  Jahr  ergeben.  Wenn  B  zu  5^/o  p.  a. 
einen  in  90  Tagen  fälligen  Wechsel,  auf 
1000  ]VIark  lautend,  dem  A  diskontiert,  so 
ist  zimächst  möglich,  dass  er  ihm  sofort 
997,50  Mark  gutschreibt.  B  wendet  dann 
997,50  Mark  auf,  um  nach  90  Tagen  997,50 
Mark  ausgelegtes  Kapital  und  12,50  Mark 
Zinsen,  also  aufs  Jahi'  gerechnet  etwas  mehr 
als  5^/0  p.  a.  zu  vereinnalimen.  Schreibt 
hingegen  B  dem  A  —  unter  gleichzeitiger 
Belastung  mit  12,50  Mark  Diskont,  —  1000 
Mark  gut,  so  kann  man  den  Vorgang  fol- 
gendermassen  konstruieren :  B  legt  1000 
Mark  Kapital  aus,  behält  aber  die  Zinsen 
sofort  ein,  statt  sie  erst  in  90  Tagen  zu  ver- 
einnahmen; B  vei*dient  also,  wenn  er  die 
12,50  Mark  sofort  wieder  zinsbar  anlegt, 
dui'ch  Zinseszins  etwas  mehr  als  5%  p.  a. 
von  1000  Mark  Kapital.    Vgl.  den  Versuch 
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einer  Berechnung  des  Verliältnisses  zwischen 
Zins  und  Diskont  vom  letztgenannten  Stand- 
piuikt  aus  in  R.  H.  Inglis  Palgrave's  Dictio- 
nary  of  pol.  economy,  Bd.  I,  S.  590. 

II.  Diskontierunf^sverkehr. 

1.  Diskontienmi^  lind  Devisenhandel. 

Unter  den  befristeten  Fordennigen,  welche 
von  Banken  und  Bankiers  mit  Abzug  von 
Diskonto  gekauft  (diskontiei-t)  werden,  spielen 
die  ^Vechsel,  und  zwar  die  gezogenen  Wechsel 
oder  Tratten,  nächst  diesen  die  kaufmän- 
nischen Anweisungen  die  Hauptrolle.  Doch 
eignen  sich  auch  SchatzanweisungtMi,  noch 
nicht  fällige  Zinsscheine  u.  dgl.  zur  Diskon- 
tierung. Bei  der  Bank  von  Frankieich,  — 
nicht  hingegen  bei  der  deutschen  Reichs- 
bank —  sind  auch  Warrants  in  gewissen 
Fällen  zur  Diskontierung  zugelassen.  Unter 
»Diskonten«  schlechthin  versteht  man  meist 
diskontierte  Wechsel.  Dabei  sind  aber  Unter- 
scheidungen üblich.  So  z.  B.  unterscheidet 
die  deutsche  Reichsbank  zwischen  Platz- 
wechseln, d.  h.  solchen^  die  am  Sitze  der 
ankaufenden  oder  einer  ihr  untergeordneten 
Reichsbankniederlassung  zalilbar  sind,  und 
Yersandwechseln,  die  auswäi-ts  zalilbar  und 
deshalli  zur  Einkassierung  fortzusenden  sind. 
Statt  > Platzwechsel«  ist  auch  der  Ausdruck 
>^ eigentliche  Diskontowechsel«,  statt  »Yer- 
sandtAvechselA  der  Ausdruck  > Rimesse«  ge- 
bräuchlich. Wichtiger  als  diese  üntei-schei- 
dung.  die  bei  den  heutigen  Yerkelu^verhält- 
nissen  keine  erhebliche  praktische  Bedeutung 
liat,ist  diejenige  zwischen  »Devisen«,  d.  h. aus- 
ländischen Wechseln,  und  andererseits  den 
im  Inlande  in  iiüändischer  Währung  zahl- 
baren Wechseln.  Nur  die  letzteren,  bei 
deren  Ankauf  es  le<liglich  auf  eine  Zins- 
nutzung abgesehen  ist,  kommen  für  das 
eigentliclie  Diskontierimgsgeschäft  in  Be- 
tracht, während  die  Devisen,  bei  welchen 
ausser  der  Zinsnutzung  stets  die  Kurs- 
schwankungen der  fremden  Wälirungen 
massgebend  sind,  melir  als  ein  Handelsartikel 
angesehen  werden  und  in  den  grösseren 
Bankliäusem  besonderen  Departements  zu- 
gewiesen sind.  Der  Unterschied  zwischen 
Devisen  und  inländischen  Wechseln  ist  auch 
insofern  wichtig,  als  es  nach  kaufmännischer 
Uebung  nicht  als  ungehörig  angesehen  wird, 
wenn  solche  Geldinstitute,  die  regelmässig 
Wechsel  aus  ilirem  Portefeuille  nicht  weiter- 
begeben, z.  B.  die  Centralnotenbanken,  durch 
Verkauf  von  Devisen  ihre  Bannittel  ver- 
stärken. 

2.  Klassifikation  der  Diskontopapiere. 
Bei  einem  Bankhause,  welches  den  Ankauf 
von  Diskontopapieren  berufsmässig  betreibt, 
sammeln  sich  Wechsel  von  den  verschie- 
densten YerfaUfristen.  In  kleineren  Häusern 
ist  es  vielfach  Sitte  —  um  die  diskontierten 
Fordenmgen   hinsichtlich   der  YerfaUfristen 


stets  kontrollieren  zu  können  —  diesell>en 
in  einem  Portefeuille  nach  den  Fälligkeits- 
terminen zu  ordnen.  Nach  dieser  Art  der 
Aufbewahrung  nennt  man  den  Bestand  eines 
Bankhauses  an  Diskontopapieren  dessen  Porte- 
feuille. Die  Wechsel,  weJche  sich  in  den 
Portefeuilles  der  Bankfinnen  ansammeln, 
lassen  sich  in  verscliiedene  Klassen  einteilen, 
für  welche  vei*schiedene  Diskontienmgsbe- 
dingungen  üblich  sind. 

In  Deutscliland ,  England,  Frankreich, 
Oesteri'eich.  überhaupt  in  Ländern  mit  einer 
einflussreiclien  Central  notenbank,  bilden  zu- 
nächst die  bankfähigen  Wechsel  die 
Normalkategorie.  In  Deutschland  sind  als 
bankfähig  diejenigen  Wechsel  zu  betrachten, 
welche  eretens  hinsichtlich  ihres  Ursprungs 
und  der  Zalilungsfäliigkeit  der  Yerbundeneu 
keinen  Anstoss  erregen  und  zweitens  sämt- 
lichen fonnellen  Erfordernissen  genügen, 
welche  die  Rcichsbank  an  Wechsel  zu 
stellen  nach  dem  Bankgesetze  verpflichtet  ist. 

U^nter  diesen  bankfähigen  nelimen  nun 
insbesondere  in  dem  Diskontierungsverkelire 
der  Börsen  diejenigen  Wechsel  eine  bevor- 
zugte Stellung  ein,  welche  das  Accept  eines 
weithin  geachteten  Bankliauses  tragen.  Es 
ist  üblich,  diese  gesuchteste  Gattung  Wechsel 
zum  V Privatdiskontosatze*,  d.  h.  mit  dem 
relativ  geringsten  Abzüge  vom  Nennwerte, 
am  Markte  zu  handeln. 

Wird  schon  im  Inlands  verkehre  gewissen 
für  besonders  sicher  erachteten  und  allge- 
mein bekannten  Bankac^cepten  ein  günstigerer 
Diskoutosatz  zugebilligt,  so  zeigt  es  sich 
insbesondere  im  internationalen  Yerkehre 
von  Weltteil  zu  Weltteil  als  eine  Annelun- 
lichkeit  von  erheblicher  Bedeutung,  wenn 
ein  Kaufmann  mit  dem  Accepte  eines  be- 
kannten Londoner  Bankhauses  zu  zahlen 
vermag  statt  direkt  auf  sich  trassieren  zu 
lassen. 

Wälu^nd  nun  einereeits  die  von  bekannten 
Bankfirmen  eui'opäischer  Hauptplätze  accep- 
tierten  oder  girierten  We<;hsel  günstigere 
Diskontbedingungen  zu  erzielen  pflegen  als 
die  diu^chschnittlichen  bankfähigen  Wechsel, 
giebt  es  andererseits  Kategorieen  von  Wech- 
seln, welche  dun'h  Berechnung  einer  Pro- 
vision oder  eines  relativ  hohen  Diskonts 
oder  sonstwie  ungünstiger  als  der  Durch- 
schnitt behandelt  werden.  Zu  diesen  nicht 
bankfähigen  Wechseln  gehören  nicht  allein 
diejenigen  Wechsel,  aus  deren  Entstehungs- 
form und  Unterschiiften  zu  schliessen  ist, 
dass  hier  ein  prolongierter  Wechselkredit 
nur  ein  heimliches  Alittel  einer  langfris- 
tigen Geldbeschaffung  ist,  sondern  auch  oft 
kaufmännische  Diskontopapiere  von  ganz 
legitimem  Ursprünge,  die  nur  den  einen 
oder  anderen  kleinen  Mangel  haben,  insbe- 
sondere nicht  allen  formellen  Anforderungen 
der  Centralbauk  genügen. 
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So  z.  B.  werden  in  der  Diskontierung 
diejenigen  Wechsel,  welche  grössere  Kosten 
der  Einkassierung  verursachen  —  "Wechsel 
auf  Nebenplätze  —  ungünstiger  behandelt. 
Je  mehr  das  Eilialennetz  der  Heichsbank 
und  der  wichtigsten  Landesbanken  (Pari- 
plätze der  sächsischen  Bank  etc.)  sich  aus- 
dehnt, um  so  mehr  werden  auch  die  kleineren 
Plätze  Deutschlands  von  dieser  Benachteili- 
gung frei. 

Wiederum  zeigt  sich  übrigens  hier  eine 
Analogie  im  internationalen  Geschäfte.  Gleich- 
wie nämlich  die  Wechsel  auf  Reichsbank- 
plätze in  Deutschland  bereits  günstiger  be- 
handelt werden,  so  pflegt  man  im  Devisen- 
verkehre die  Wechsel  auf  Hauptstädte  vor 
den  auf  Provinzplätze  lautenden  zu  bevor- 
zugen. Das  bereits  erwähnte  Acceptgeschäft  ^) 
der  grossen  bekannten  Londoner,  Pariser, 
Berliner  Bankfirmen  gewinnt  hierdurch  vor 
dem  Provinzbankgeschäft   einen  Vorsprung. 

Neben  der  Unterscheidung  der  erstklas- 
sigen Bankacce2)te,  der  bankfähigen  und  der 
nicht  bankfähigen  Wechsel  und  im  Zusam- 
menhange mit  denselben  spielt  noch  die 
Verschiedenheit  der  Verfallfristen  eine  er- 
hebliche Rolle  bei  der  Abstufung  der  Dis- 
kontsätze. Die  Centralnotenbanken  lehnen 
regelmässig  —  mit  gutem  Grunde  —  auch 
absolut  sicheres  Diskontpapier  von  längerer 
als  dreimonatlicher  Laufzeit  ab.  .  Diejenigen 
Geldgeber  nun,  auf  welche  man  beim  Veräus- 
sem  langfristiger  Wechsel  —  die  insbesondere 
im  transatlantischen  Handel  vielfach  vorkom- 
men —  angewiesen  ist,  machen  regelmässig 
geltend,  dass  der  Ankauf  solcher  Papiere 
ein  Hindernis  sei,  die  disponiblen  Kassen- 
bestände einer  künftigen  gewinnbringenderen 
Verwendung  zuzuführen,  und  motivieren 
hiermit  ihre  höhere  Diskontforderung. 

Die  Wirkung  der  bisher  geschilderten 
verschiedenen  Klassifikation  der  Diskonto- 
papiere zeigt  sich  in  folgender,  dem  Lon- 
doner »Ecx)nomist«  entnommenen  Tabelle 
der  am  4  Oktober  1898  in  London  bewil- 
ligten Diskontsätze: 

OffiziellerBauksatz 3^/0 

Privatdiskont  für  Bank  wech  sei 

bis  zu  3  Monat 2*8% 

bis  zu  4  Monat 2^Ib—2*U\ 

bis  zu  6  Monat 2^u\ 

Privatdiskont  für  Warenwechsel 

bis  zu  3  Monat 3% 

bis  zu  4  Monat 3— SV*  ®/o 

bis  zu  6  Monat 3— 3V4% 

Ausnalimsweise  kommt  es  übrigens  vor, 

M  Die  an  der  Börse  gern  zum  Privatdis- 
kontosatze genommenen  Bankaecepte  sind  durch- 
aus nicht  identisch  mit  sogenannten  „Finanz- 
wechseln", d.  h.  mit  Wechseln,  die  Bankiers  auf 
einander  ziehen.  Solchen  Finanzwechseln  gegen- 
über sind  die  Diskonteure  unter  Umständen 
recht  zurückhaltend. 


z.  B.  wenn  eine  Diskontoermässigung  in 
Aussicht  steht,  dass  gerade  die  länger  als 
drei  Monate  laufenden  Wechsel  besonders 
gesucht  sind  und  zu  ebenso  Rüstigen  oder 
günstigeren  Bedingimgen  wie  kiu'zfristige 
Wechsel  diskontiert  werden.  Die  lang- 
fristigen Wechsel  werden  in  solchen  Augen- 
blicken als  besonders  lohnende  Kapitalanlage 
betrachtet.  So  ^iirde  in  London  Ende 
Dezember  1898  zweimonatliches  Bankpapier 
mit  3^/8  ®/o,  sechsmonatliches  dagegen  mit 
21-8^/0  diskontiert. 

3.  Der  Diskontomarkt.  Unter  den 
Personen,  die  sich  berufsmässig  dem  An- 
kaufe von  Diskontopapieren  widmen,  den 
»Diskonteuren« ,  kann  man  verschiedene 
Typen  unterscheiden.  Wie  bei  anderen  Ge- 
schäftszweigen, so  gewahren  wir  auch  liier 
Kleinhändler  und  Grosshändler,  Zwischen- 
händler und  Agenten.  Wesentlich  ist  aber 
vor  allem  die  Unterscheidung  zwischen  den 
Bankiers  und  den  diskontierenden  Privat- 
banken einerseits,  den  Wechselmaklern  an- 
derereeits  und  endlich  den  nationalen  Zettel- 
banken. 

Die  Wechselmakler,  wenn  sie  wirklich 
—  ihrem  Namen  entsprechend  —  keine 
Geschäfte  auf  eigene  Eechnung  abschliessen, 
bieten  am  wenigsten  Eigenartiges.  Ilire 
Funktion  bestellt  darin,  denjenigen  Banken 
und  Bankiers,  welche  augenblicklich  mehr 
Diskontopapiere  zur  vorübergehenden  Geld- 
anlage bedürfen,  als  ihnen  im  regelmässigen 
Verkehre  mit  ihren  Kunden  zugehen,  ge- 
eignetes »Diskontmaterial«  zu  schaffen.  (Die 
»Bill  brokers«  in  London  waren  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  ebenfalls  im  geschilderten 
Sinne  Wechselmakler,  d.  h.  Vermittler  ohne 
eigenes  Risico.  Heute  diskontieren  sie  für 
eigene  Rechnung,  und  zwar  im  wesentlichen 
mit  Geldern,  die  sie  auf  kürzeste  Fristen 
gegen  sehr  niedrige  Verzinsung  von  Banken 
u.  s.  w.  entliehen  haben.  Trotz  des  irre- 
führenden Namens  sind  diese  Bill  brokers 
also  gegenwärtig  Diskontobanken.) 

AVenden  wii*  uns  nunmehr  denjenigen 
zu,  die  ausgesprochenermassen  als  Eigen- 
händler Wechsel  diskontieren,  so  verdient 
vor  allem  der  Verkehr  der  Diskontobanken 
und  Bankiers  mit  den  Zettelbanken  ein- 
gehendere Betrachtung,  vor  allem  der  Ver- 
kehr mit  der  Hauptzettelbank  des  Landes, 
sofern  Notenbankc^entralisation  herrscht. 

Die  Privatbanken  und  Bankiers,  ebenso 
die  Sparkassen,  Kreditgenossenschaften  etc. 
lassen  die  Wechsel,  welche  ihnen  von  ihren 
Kunden  im  regelmässigen  Geschäftsverkelire 
zugehen  oder  welche  durch  Makler  am 
offenen  Markte  angeschafft  worden  sind,  um* 
in  den  Zeiten  geringen  Geldbedarfs  in  ihrem 
Portefeuille  bis  zum  Verfall  ablaufen:  gilt 
es  dagegen,  Kasse  zu  beschaffen,  so  suchen 
sie  dieselben  weiter  zu  begeben.   Die  grossen 
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Märkte,  auf  welchen  sich  der  Ausgleich 
zwischen  den  Bankhäusern,  welche  Diskonto- 
anlagen suchen,  luid  denjenigen,  welche 
solche  veräussem,  abzuspielen  pflegt,  sind 
die  Wechselbörsen  der  grossen  Handelsplätze. 
Wie  Gegenstand  des  Börsenverkehres  über- 
haupt (ße  gleichartigen  Massenartikel  sind, 
so  kommen  für  diesen  Diskontomarkt  auch 
nur  die  Wechsel  in  Betracht,  bei  welchen 
nicht  irgend  ein  formeller  oder  materieller 
Mangel  vorliegt,  und  diese  nur,  soweit  sie 
von  einer  vertrauensw  ürdigen  Firma  angeboten 
werden.  Als  Stütze  des  in  den  Wechsel- 
börsen sich  koncentrierenden  Verkehrs,  ge^ 
Wissermassen  als  letzte  abschliessende  In- 
stanz, treten  die  in  allen  grösseren  euro- 
päischen Staaten  vorhandenen  Centralzettel- 
banken  zu  der  bisher  geschilderten  Gliede- 
rung hinzu. 

Welche  Funktionen  ei-füUt  sj)ecieU  gegen- 
über dem  deutschen  Diskontomarkt  die 
Reichsbank?    Dieselben  sind  dreierlei  Art: 

a)  Soweit  die  Reichbank  die  Wechsel 
ihrer  regelmässigen  Kunden  nach  den  Grund- 
sätzen ihres  Statuts  und  individueller  Vor- 
sicht zum  Banksatze  diskontiert  und  dabei 
beachtet,  dass  die  Kunden  nicht  das  in  den 
Kreditlisten  zugebilligte  Mass  überschreiten, 
unterscheidet  sie  sich  zunächst  noch  nicht 
von  den  Privatbanken  und  Bankiers.  Indes 
sobald  eine  Bank  ein  so  grosses  Filialen  netz 
wie  die  Reichsbank  begi'ündet,  zeigt  sich 
folgende  Eigentümlichkeit.  Die  Central- 
zettelbank  setzt  üblicherweise  für  alle  Zweig- 
anstalten den  Zinsfuss  gleichmässig  fest,  da 
sie  sich  nicht  mit  jedem  Kunden  auf  ein 
Feilschen  einlassen  will.  Da  nun  auch 
innerhalb  eines  Landes  der  marktübliche 
Diskontosatz  von  Ort  zu  Ort  nicht  ganz  der 
gleiche  ist,  so  kann  die  Reichsbank  mit 
ihrem  offiziellen  Satze  meist  nur  in  den 
kapitalärmeren  Teilen  dem  üblichen  Markt- 
satze folgen,  während  in  den  reicheren 
Gegenden,  besonders  in  Berlin,  Frankfiu^t 
und  Hamburg,  wo  der  Wettbewerb  der  Dis- 
konteure ein  selir  lebhafter  ist,  regelmässig 
ihr  Banksatz  etwas  über  dem  Marktdiskont, 
insbesondere  dem  an  der  Börse  für  beste 
Sicherheiten  üblichen  »Privatdiskont«,  zu 
stehen  pflegt.  Die  Folge  ist,  dass  an  solchen 
Plätzen,  wo  der  offizielle  Diskonto  der  Reichs- 
bank als  verhältnismässig  teuer  erscheint, 
viele  Kaufleute  und  Banken  es  vorziehen, 
nicht  ihren  Gesamtbestand  an  Diskonten  der 
Reichsbank  einzureichen,  und  zwar  weil  der 
Banksatz  ihnen  zu  hoch  ist.  Jedoch  wird 
dann  periodisch  in  Zeiten  der  Geldknappheit 
gerade  von  solchen  Firmen,  die  re^lmässig 
einen  Teil  ihrer  Wechsel  anderweitig  billiger 
als  bei  der  Reichsbank  diskontieren,  diese 
mit  massenhaften  Wechseleinreichungen  in 
Anspruch  genommen,  und  es  ist  nicht  das 
schlechteste  Material,  welches  beim  Quartals- 


wechsel, insbesondere  aber  vor  Jahresschluss 
der  Reichsbank  aus  diesen  Kreisen  zusti-ömt. 
Die  Erfahrung  lelirt,  dass  eine  Notenbank 
einem  solchen  gesteigerten  Diskontierungs- 
bedürfnis, wenn  dasselbe  als  ein  vorüber- 
gehendes zu  beurteilen  ist,  olme  Scliaden 
diuxih  eine  zeitweilige  Ausdehnung  ilu-es 
metallisch  ungedeckten  Notenmnlaufs  ent- 
gegenkommen darf. 

Die  Möglichkeit,  welche  hienluix-h  ge- 
geben ist,  einen  Teil  des  Portefeuilles  — 
wenn  auch  mit  DLskontoabzug  —  in  gold- 
knapi)er  Zeit  bei  der  Centralnotenbank  in 
Barsummen  zu  verwandeln,  giebt  den 
Wechseln  in  den  Augen  des  Bankiers  den 
Charakter  einer  Anlage,  welche  nahezu  so 
betniem  zur  Verfügimg  steht  wie  bai"e  Kasse 
und  doch  eine  bescheidene  Nutzung  abwii-ft. 
Die  bankfähigen  Wechsel  verhalten  sich  zu 
den  baren  Kassenl)eständen  der  Bankiers  wie 
die  Dispositionsurlauber  zu  den  unter  der 
Fahne  stehenden  Mannschaften. 

b)  Kurz  vor  Veiiall  empfängt  die  Reichs- 
bank einen  hohen  Prozentsatz  aller,  sowohl 
der  zum  Banksatze  als  der  zum  Privat- 
diskonto geliandelten  Wechsel,  um  mittelst 
ihres  Filialennetzes  die  Einkassierung  der- 
selben zu  besorgen. 

Dieser  sogenannte  Incassoverkehr  kann, 
aber  muss  sich  nicht  in  der  Form  der  Dis- 
kontierung vollziehen.  Geschieht  letztere.s, 
so  bringt  die  Reichsbank  stets  den  vollen 
Banksatz  in  Abzug,  und  zwar  berechnet  sie, 
um  sich  für  die  Mühewaltung  zu  entschädigen, 
nacli  dem  1898  geltenden  Regiüativ  an 
Zinsen  mindestens 

4  Tage  auf  Wechsel,  welche  am  Ankaufs- 
orte zahlbar  sind; 

5  Tage  auf  solche  nicht  am  Ankaufsorte 
zahlbare  Wechsel,  welche  in  Stücken  von 
10  0(KJ  Mark  und  melir  oder  bei  Posten  von 
mindestens  2U000  Mai-k  in  Stücken  von 
nicht  unter  5000  Mark  eingereicht  werden; 

10  Tage  für  alle  übrigen  Wechsel. 

Für  jeden  einzelnen  Wechsel  im  Betrage 
von  100  Mark  und  weniger  werden  jedoch 
mindestens  30  Pf.,  fiir  jeden  Wechsel  über 
mehr  als  100  Mark  mindestens  50  Pf. 
erhoben. 

Wie  schon  aus  dieser  Tarifieining  er- 
sichtlich, kommt  hier  die  Reichsbank  als 
Centnd-Incassoinstitut  nach  Möglichkeit  den 
Bedürfnissen  insbesondere  der  grossen  Dis- 
konteure entgegen,  über  deren  Geschäfts- 
gang sie  dadurch  eine  gewisse  Uebersicht 
erlangt,  auch  soweit  sie  nicht  deren  regel- 
mässige Kreditgeberin  ist.  Der  Diskonto, 
den  sie  von  diesen  nahezu  fäUigen  Wechseln 
beansprucht,  ist  viel  weniger  eine  Gegen- 
leistung für  Kreditgewährung  als  eine  ver- 
hüllte Provision. 

c)  Teüs  um  noch  innigere  Fühlung  mit 
dem  Diskontomarkte,  der  sie  für  gewöhnlich 
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unterbietet,  zu  bewahren,  teils  auch  um  in 
Zeiten  der  Geldfülle  Diskontomaterial  von 
bester  Qualität  sich  zu  sichern,  ohne  deslialb 
den  offiziellen  Satz  zu  selir  herabsetzen  zu 
müssen,  pflegen  sowohl  die  Bank  von. Eng- 
land wie  die  deutsche  Reichsbank  und  die 
österreicliisch  -  ungarische  Bank  "Wechsel 
auch  unter  dem  Banksatze  anzukaufen. 
Sow^ohl  im  eigenen  Interesse  der  Noten- 
banken als  mit  Rücksicht  auf  die  Privat- 
diskonteure,  thun  die  Centralnotenbanken 
gut,  sich  im  Ankauf  unter  dem  Banksatze 
einer  gewissen  Zurückhaltung  zu  befleissi- 
gen.  Im  einzelnen  giebt  es  hier  einige 
Verschiedenheiten  der  Politik.  Während 
die  eine  Centralnotenbank  im  regelmässigen 
Diskontoverkehre  mit  ihren  besten  Kunaen 
den  Privatsatz  eintreten  lässt,  geht  die  andere 
hierauf  nicht  ein,  sondern  bringt  gegenüber 
Kreditgesuchen,  die  an  sie  herantreten,  stets 
den  Banksatz  in  Anwendung,  während  sie 
sich  ziun  Privatsatze  bequemt,  da  wo  sie 
selbst  auf  der  Börse  Material  sucht.  Die 
deutsche  Reichsbank  übte  bisher  schon  in 
zweierlei  Hinsicht  erhebliche  Zurückhaltung, 
indem  sie  erstens  auf  dem  grössten  Wechsel- 
markte Deutschlands,  in  Berlin,  regelmässig 
nicht  zum  Privatsatze  einkaufte  und  indem 
sie  zweitens,  sobald  ihre  Mittel  anderweitig 
vollauf  in  Anspruch  genommen  waren  (bei 
En*eichen  der  steuerpflichtigen  Grenze  des 
Notenumlaufs,  überhaupt  bei  üeberschreitung 
des  Banksatzes  von  5%),  sich  vom  Privat- 
diskonto zurückzuziehen  pflegte.  Nach  Mit- 
teilung des  Reichsbankpräsidenten  vom 
8.  Februar  1899  hat  vom  Apnl  1896  an  bis 
zu  diesem  Termin  die  Reichsbank  nicht 
mehr  zum  Privatsatz  diskontiert. 

Durch  die  Bankgesetznovelle  von  1899 
ist  der  deutschen  Reichsbank  sowie  den 
deutschen  Privatzettelbanken  jedes  Diskon- 
tieren unter  dem  offiziellen  Banksatze 
verboten  worden,  solange  der  offizielle  Reichs- 
bankdiskonto 4®/o  oder  mehr  beträgt. 

III.   Die   Bestiminniigsgrüiide   des  Dis- 
kontosatzes  im  Börsenverkehr. 

4.  Die  Gesichtspunkte  der  Parteien. 

Niu*  bei  freier  Konkurrenz  im  gesunden  kauf- 
männischen Diskontierungs verkehre,  nicht 
aber  da,  wo  der  Geldgeber  gegenüber  un- 
erfahrenen Leuten  oder  ^nrtschaftlich 
schwachen  Existenzen  eine  Uebermacht 
geltend  zu  machen  vermag,  kommen  in  der 
Festsetzung  der  Diskontierungsbedingungen 
diejenigen  rein  wiilschaftlichen  Preisbe- 
stimmungsgründe zur  ungeliindertenWu'kung, 
welche  die  nationalökonomische  Theorie  aus 
dem  verständigen  Eigen  nutze  der  einander 
gegenüberstehenden  Pfirteien  ableitet.  Die 
liistorisch  notw^endige  Yoraussetzung  für  die 
hierzu  erforderliche  marktmässige  Ent- 
wickelung    des    Diskontienmgsverkehrs    ist 


eine  gewisse  Sättigimg  mit  beweglichem 
Kapital,  straffer  Rechtsschutz  und  eine  ge- 
sicherte Währung.  Es  kommt  dann  hier 
zwischen  Parteien,  die  alle  Momente  der 
Konjunktur  berücksichtigen,  zu  einem  hart- 
näckigen Feilschen  um  den  der  Marktlage 
entsprechenden  Diskontosatz. 

Der  Gesichtspunkt  des  Verkäufers  von 
Diskontowechseln  geht  dahin,  statt  einer  be- 
fristeten Forderung  bar  Geld  oder  ein  sofort 
verfügbares  Guthaben  zu  erlangen  —  sei 
es  nun,  weil  er  fälligen  Verbindlichkeiten 
gegenüber  sich  mit  barem  Gelde  decken 
muss  oder  weil  er  zum  Fortbetriebe  seines 
Geschäftes  bare  Kasse  benötigt  und  sich 
von  dem  Umsätze  dieser  Summe  in  seinem 
Betriebe*  mehr  Gewinn  verspricht,  als  die 
Diskontonutzimg  beträgt.  Letztgenannter 
Gesichtspunkt  der  Geldbeschaffung  tritt  beim 
inländischen  Diskontierungsverkehre  weit 
mehr  in  den  Vordergnmd  als  beim  Devisen- 
verkauf, zu  dem  sich  der  exportierende 
Müller,  Fabrikant,  Händler  oft  schon  mit 
Rücksicht  auf  den  jeweiligen  Km^stand  der 
betreffenden  Devise  oder  um  überhaupt  dem 
Risico  der  Kursschwankungen  zu  entgehen, 
entschliesst. 

Dem  Standpunkte  des  AVechselverkäufers 
gegenüber  kommt  andererseits  f\\r  den  Geld- 
geber als  Motiv  zum  Ankauf  von  Wechseln 
in  Betracht,  dass  er  eine  Nutzung  bringende 
Anlage  für  Geld  findet,  die  unter  allen  An- 
lagen dasselbe  am  wenigsten  festlegt. 

Verfolgen  wir  nun,  wie  von  diesen  Ge- 
sichtspunkten geleitet  die  Paii:eien  handels- 
einig w^erden,  so  gilt  es  zimächst  festzu- 
stellen, bis  zu  welchen  Grenzen  eine  jede 
der  Parteien  der  anderen  im  Preiskampfe 
Konzessionen  machen  kann.  Hier  ist  zu- 
nächst eine  sehr  naheliegende  und  unend- 
lich oft  ausgesprochene  Wahrheit,  dass  der 
Kreditnehmer  —  sofern  er  sich  nicht  rui- 
nieren wiU  —  nicht  mehr  an  Diskonto- 
nutzung zahlen  kann,  als  sein  Kapitalerti^ag 
Gewinn  beträgt.  Für  das  Verständnis  der 
si)äter  zu  erörternden  Politik  der  Diskonto- 
erhöhungen ist  jedoch  liier  bereits  berichti- 
gend hervorzuheben,  dass  in  gewissen  Mo- 
menten der  Händler  oder  der  Gewerbtrei- 
bende  es  sehr  wohl  ertragen  muss  und  er- 
tragen kann,  vorübergehend  für  die  Geld- 
beschaffung mehr  zu  zahlen,  als  ihm  gemde 
die  Verwendung  der  einzelnen  so  erhaltenen 
Geldsumme  in  seinem  Betriebe  einbringt. 
Denn  es  kommt  ihm  lediglich  darauf  an, 
dass  im  Durchschnitte  längerer  Perioden  die 
Kosten  der  Kreditbeschaffung  geringer  als 
sein  Ertrag  bleiben. 

Wenden  wir  uns  nun  zur  Gegenpartei, 
um  festzustellen,  ^vie  weit  der  Diskonto 
durch  den  Wettbewerb  der  Geldgeber  herab- 
gedrückt wei-den  kann,  ohne  deren  Existenz 
zu  vernichten.    Hier  scheint  es  fast,  als  ob 


Diskonto  und  Diskontopolitik 


175 


eine  untere  Grenze  des  Diskontosatzes  nicht 
festzustellen  ist.  Wir  haben  schon  erlebt, 
<\ass  der  Privatdiskontosatz  in  London  auf 
^  2  ^'o  p.  a.  gefallen  ist.  (Juli  1895).  Die 
Fähigkeit  der  Geldgeber,  mit  dem  Diskonto- 
satze soweit  herunterzugehen,  wird  sehr 
dadurch  gesteigert,  dass  es  ihnen  in  diesen 
Fällen  möglich  ist,  den  Zinsentgang  wieder 
auf  andere  überzu>välzen.  Soweit  sie  die 
Mittel  der  Diskontierung  nicht  aus  ihrem 
eigenen  Vermögen,  sondern  wiederum  diu-ch 
Kr^tnehmen  aufbringen,  kommt  es  ihnen 
nicht  auf  die  absolute  Höhe  der  erzielten 
Difikontonutzimg,  sondern  nur  darauf  an, 
dass  sie  eine  Differenz  z^^ischen  dem 
Satze,  zu  welchem  sie  Kredit  nehmen 
und  geben,  gewännen.  Es  ist  gerade  das 
Zeichen  eines  fein  entwickelten  Diskonto- 
marktes, dass  die  Diskonteure,  soweit  sie 
iSberhaupt  Zins  für  die  ihnen  kreditierten 
Gelder  zahlen,  diesen  Zins  mit  dem  Schwanken 
des  Diskontosatzes  variieren  lassen.  Schon 
lange  ist  es  in  England  Sitte  geworden,  den 
Depositenzins  mit  dem  Wechsel  des  Bank- 
diskonto zu  ändern,  undYertr%e  über  eine 
wechselnde  Zinsskaia  bürgern  sich  auch  bei 
uns  immer  mehr  ein.  Bäd  wird  ii;i  Konto- 
korrentverträgen vereinbart,  dass  Passivsaldi 
des  Contoinhabers  ein  Prozent  tlber,  Aktiv- 
saldi ein  Prozent  unter  dem  Bankdiskonto 
zu  verzinsen  sind,  bald  werden  die  Schwan- 
kimgen  etwas  gemildert,  indem  z.  B.  der 
Bankier  zunächst  einen  festen  Satz  für  Ein- 
lagen vergütet,  jedoch  Herabsetzung  dieses 
Satzes  sich  vorbehält,  sobald  der  Bankdiskonto 
unter  4  Prozent  faUen  sollte. 

Ist  gemäss  diesen  Einrichtungen  die 
Möglichkeit  vorhanden,  dass  die  Diskonteure 
zeitweilig  eine  sehr  weitgehende  Herab- 
drücknng  des  Diskontosatzes  ertragen  können, 
so  steht  doch  erfahnmgsmässig  nicht  der 
Durchschiiittsdiskontosatz  des  Jahres  auf  so 
niedrigem  Niveau,  sondern  der  Diskontosatz 
folgt ,  besonders  im  Durchschnitt  längerer 
Perioden,  dem  für  beste  andere  Sicherheiten 
jeweilig  landesüblichen  Zinssatze.  Denn 
notwendig  wird  die  Rücksicht  auf  die  ander- 
weite  nutzbare  Verwendungsmöglichkeit  bei 
Festsetzung  der  Diskontierungsbedingiuigen 
stets  einen  Einfiuss  auf  die  Erwägimgen  des 
Geldgebers  üben. 

Dies  führt  zwingend  denjenigen,  der  sich 
nicht  begnügen  will,  aus  der  Natur  des 
Menschen  heraus  den  grösseren  Wert  einer 
gegenwärtigen  als  einer  zukünftig  zahlbaren 
Geldsumme  zu  moti\ieren,  zu  der  Grund- 
frage zurück:  Wie  kommt  es  überhaupt, 
dass  unsere  gegenwärtige  Wirtschaftsver- 
fassung dem  Besitzer  einer  Geldsumme  ver- 
schiedene nutzbare  Yeranlagungsarten  seines 
Geldes  zur  Wahl  stellt?  Die  Frage  nach 
dem  Daseinsgrunde  des  Diskonto  ist  somit 
nicht  selbständig,  sondern  nur  im  Zusammen- 


hange mit  dem  Problem  des  Zinses  über- 
haupt zu  beantworten.    (S.  d.  Art.  Zins.) 

So  stellt  sich  denn  der  Diskonto  seiner 
heutigen  Existenzberechtigimg  nach  als  nichts 
anderes  wie  eine  ünterail  des  Zinses  dar, 
die  lediglich  in  der  Bei-echnungsweise  von 
der  sonst  üblichen  etwas  abweicht;  diese 
Berechnungsweise  und  die  Vorauserhebung 
ist  heute,  wo  die  mittelalterliche  Zinsgesetz- 
gebung abgeschafft  ist,  die  einzige  Besonder- 
heit des  Diskonto  als  einer  Unterart  des 
Zinses. 

5.  Der  Einfiuss  des  Geldmarktes  auf 
den  Diskontosatz.  Unter  den  anderweitigen 
Veranlagungsmöglichkeiten  dis|)oniblen  Gel- 
des, die,  wie  oben  erwähnt,  neben  der  Dis- 
kontierung zur  Wahl  stehen,  kommen  vor 
allem  die  Anlage  in  Wertpapieren,  die  Be- 
leihung von  Wertpapieren  imd  Waren  imd 
die  Kmlitgewährung  an  die  Effektenspeku- 
lation, insbesondere  die  Rt»portiermig,  in  Be- 
tracht. Wie  sehr  z.  B.  das  Be|)ortgeschäft  ein 
Rivale  des  Diskontomarktes  werden  kann, 
zeigte  sich  lehrreich  an  der  Wiener  Börse,  wo 
vor  Wiedereinführung  des  Tenuinhandels  die 
Effektenabschlüsse  von  Tag  zu  Tag,  sjiäter 
zw^eimal  wödientlich  verlängert  werden 
raussten  und  der  Geldgeber  thatsächlich  oft 
je  nach  der  Höhe  der  zu  erwartenden  Zins- 
nutzung die  Wahl  zwischen  der  Anlage  im 
Diskont-  o<ler  Reportgeschäfte  traf.  Und 
nicht  allein  in  Wien,  sondern  an  jeder 
grösseren  europäischen  Börse  ist  es  eine 
für  den  Zusammenhang  zwischen  Report- 
zins imd  Diskonto  charakteristische  Er- 
scheinung, dass  die  Banken,  sobald  bei  einer 
Regulierung  die  Reportsätze  auffallend 
steigen,  mittelst  der  Erleichterung  ihi-es 
Wet^hselportefeuilles,  d.  h.  durch  Inanspruch- 
nahme des  Diskontomarktes,  die  Mittel 
schaffen,  welche  sie  dann  in  der  lohnenderen 
Reportienmg  anlegen.  Dass  entsprechend 
auch  Lombardzins  und  Diskonto  sich  beein- 
flussen, ist  vollends  zur  Genüge  oft  dar- 
gelegt. 

Wenn  autih  wegen  der  Abhängigkeit  von 
der  jeweiligen  Ijage  der  Spekulation  der  Re- 
ix)rtzinssatz  viel  grösseren  Schwankungen  als 
der  Diskonto  imterworfen  ist,  so  stellt  sich 
(loch  auch  der  Diskontosatz  überall  als  eine 
indirekt  auch  vom  Si>ekulationsmarkte  be- 
einflusste  und  diesen  wieder  l»ecinf  hissen  de 
Grösse  dai*.  Die  Folge  ist,  dass  wegen  der 
dargelegten  Zusammen liänge  die  Verände- 
rungen des  Diskontosatzes  vor  allem  durch 
drei  Faktoren  bestimmt  werden:  durch 
die  Menge  des  Angebots  an  Wech- 
seln, welche  nach  der  Belebtheit  der  Pro- 
duktion in  längeren  Perioden  sich  vermehrt 
imd  verringert  —  ferner  durch  den 
Stand  des  Geldmarktes,  je  nachdem 
Handel  und  Spekulation  wenig  oder  viel 
zur   Diskontoanlage   verwendbaren    Kassen- 
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kredit  oder  bares  Geld  ausscheiden;  hier- 
durch werden  die  Schwankungen  von  Tag 
zu  Tag  erzeugt  —  endlich  durch  den 
Preisstand  sonstiger  Nutzung^en 
ähnlicher  Art;  hierdurch  wird  bewirkt, 
dass  in  Zeiten  des  sinkenden  oder  steigen- 
den Zinsfusses  auch  der  durchschnittliche 
Diskontosatz  in  gleichem  Sinne  sich  init- 
ändert. 

Durch  den  Einfluss  des  zweiten  genannten 
Faktors,  des  Standes  des  Geldmarktes,  auf 
die  Diskontobewegung  wird  auch  begreiflich, 
welche  Wichtigkeit  die  Zufuhr  oder  Aus- 
fuhr von  Edelmetall,  als  der  Grundlage  des 
Kassenkredits,  \uid  deren  Bestimmungsginind, 
der  Stand  der  auswärtigen  Wechselkurse, 
auf  den  Diskontomarkt  ausüben  muss. 

IV.  Diskontopolitik. 

6.  Alli^emeines.  Das  bewusste  Vor- 
gehen nach  bestimmten  Gnmdsätzen  gegen- 
über Diskontieningsgesuchen  heisst  Diskonto- 
politik. ^)  Die  Handliabung  der  Diskonto- 
politik liegt  in  Europa  bei  den  Centralnoten- 
banken.  Dass  die  letzteren  sich  bereit  fanden, 
ihre  Diskontopolitik  nach  bestimmten  volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten  zu  regeln, 
erklärt  sich  historisch.  Die  Sorge  nämlich, 
ihre  Banknoten  allezeit  einlöslich  gegen  Bai*- 
geld  zu  bewahren,  fühn  sie  mit  Notwendig- 
keit zur  Beachtung  zweier  für  die  gesamte 
nationale  Wirtschaft  höchst  wichtiger  Ge- 
sichtspunkte :  erstens  ziu*  En^'äglmg,  ob  und 
wie  weit  und  in  welchen  Stadien  bei  einer 
Geldknappheit  die  Notenbank  zunehmenden 
Diskontansprüchen  mit  Hilfe  ihi'es  Noten- 
kredits bereitwillig  entgegenkommen  darf; 
zweitens  zum  Nachdenken  darüber,  wie  sich 
die  Centralbank  —  deren  wahi'es  eigenes 
Interesse,  solange  sie  Barzahlimg  leistet, 
hier  mit  dem  nationalen  vollkommen  zu- 
sammenfällt —  gegenüber  der  Edelmetall- 
arbitrage zu  verhalten  liat,  wenn  diese  den 
von  der  Notenbank  verwahrten  Teil  des  na- 
tionalen Barschatzes  zur  Ausfuhr  in  An- 
spruch nimmt. 

Es  ist  zwar  nicht  ausgeschlossen,  dass 
die  Durchführung  dieser  Zielpunkte  statt 
von  den  Centralnotenbanken  von  anderen 
Faktoren  übernommen  wird:  doch  bleibt 
dies  immerhin  Ausnahme,  da  eine  Central- 
notenbank  infolge  ihrer  einflussreichen 
Stellung  inmitten  des  Diskontomarktes  stets 
die  geeignetste  Instanz  hierfüi-  ist.  Sämt- 
liche Grundsätze,  die  überhaupt  eine  mäch- 
tige Notenbank  gegenüber  Diskontogesuchen 
in  Anwendung  bringt  —  auch  die  Art  des 
regelmässigen  Geschäftsbetriebs  —  üben 
Einfluss  auf  den  Diskontomarkt  aus.  Hier 
sollen  jedoch   bloss    diejenigen   Massregeln 

^)  A.  Wagner  rechnet  zur  Diskontopolitik 
auch  das  Verhalten  bei  der  Lombardierung. 


der  Diskontopolitik  einer  besonderen  Be- 
trachtung unterzogen  werden,  welche  ent- 
weder in  inneren  Krisen  oder  gegenüber 
den  internationalen  Edelmetallströmungen 
in  Anwendung  gebracht  worden  sind.  A. 
Wagner  teilt  die  Mittel,  welche  einer  Cen- 
tralnotenbank  in  solch  ausserordentlichen 
Momenten  zur  Verfügung  stehen,  in  folgende 
vier  Kategorieen: 

a)  die  Ausschliessung  von  Wechseln 
spekulativen  Ursprungs  von  der  Diskontie- 
rung (gegenüber  den  »Griinderwechseln« 
von  der  preussischen  Bank  Herbst  1872  in 
Anwendung  gebracht); 

b)  die  allgemeine  Beschränkung  der  Ki-e- 
dite  gegenüber  sämtlichen  einlaufenden  Dis- 
kontierungsgesuchen ; 

c)  die  Kürzung  der  Ausleihefristen,  Zu- 
rückweisung aller  Weclisel  mit  längeren 
Verfallfristen  (zeitweilig  von  der  Bank  von 
Frankreich  in  Anwendung  gebracht); 

d)  die  Regulierung  des  Diskontosatzes. 
Das    letztgenannte    Mittel    ist    das    bei 

weitem  wichtigste  und  am  häufigsten  an- 
gewendete in  der  Diskontopolitik  und  ver- 
dient deslialb  vorwiegend  Berücksichtigung. 
Ergänzend  wird  jedoch  in  der  Gegenwart 
von  der  Bank  von  England  in  der  Gegen- 
wart noch  ein  fünftes  3Dttel  angewendet: 
sie  nimmt  zuweilen  unter  Zinsopfeni  Geld 
am  offenen  Markt  auf,  um  einem  unzeitigen 
Herabgehen  des  Marktdiskonts  vorzubeugen. 

7.  Die  EntwickeluDg  der  hentigen 
Diskontopolitik.  Die  Erkenntnis  der  Grund- 
sätze, nach  welchen  eine  Notenbank  ihre 
Diskontopolitik,  insbesondere  die  Diskonto- 
regulierung einzurichten  hat,  ist  noch  nicht 
alt.  Sie  ist  gereift  durch  die  Erfalirungeu, 
welche  die  Bank  von  England  in  den  ersten 
zwei  Dritteln  dieses  Jahrhunderts:  in  der 
Zeit  der  Barzahlungssuspension,  später  wäh- 
rend der  Krisen  1825,  1837,  1839,  1847, 
1857,  1866  gesanmielt  hat. 

Die  Hauptverlegenheit  bereitete  folgender 
Cirkel  von  Thatsachen,  der  typisch  wurde: 
In  Zeiten  ungünstiger  Wechselkurse  tritt 
die  Neigimg  ein,  Edelmetall  aus  England 
auszuführen.  Dies  auszuführende  Edelmetall 
wird  durch  Notenpräsentation  oder  Kündi- 
gung von  Depositen  grossenteils  der  Centnd- 
notenbank  entnommen.  Während  deren  Bar- 
schatz scliwindet,  stellt  sich  ein  gesteigerter 
Kreditbedarf  ein,  die  Bank  kann  diesen  nur 
mit  Noten  befriedigen.  Letztere  werden 
so  lange  wieder  zur  Entnahme  von  Edel- 
metall vei-wendet,  als  die  Wechselkurse  un- 
günstig bleiben. 

Wie  ist  der  Gefahi*  zu  begegnen,  dass 
beim  Zusammentreffen  ungünstiger  Weclisel- 
kurse  und  gesteigerter  Diskontoansprüche 
der  Barschatz  der  Centralnotenbank  erschöpft 
wird? 

Das  nächstliegende,  der  mittelalterlichen 
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Münzpolitik  entsprechende  Mittel  würde  sein, 
mit  Münzausfulirverboten  vorzugehen,  ein 
Yerfs^ren,  dessen  "Wirkungslosigkeit  schon 
Loc'ke  nachwies  und  das  bei  den  immer 
erleichterten  Yerkehrsbedingungen  in  Eng- 
land schon  in  den  ersten  Jaüm:*zehnten  dieses 
Jahrhimderts  nicht  mehr  aufrechtzuerhalten 
war. 

Bereits  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
wm-de  die  Ansicht  vertreten,  dass  der  Edel- 
metallausfuhr durch  sogenannte  »Kontrak- 
tion« des  Notenumlaufs  zu  begegnen  sei. 
Der  Onmdgedanke  ist,  die  ungünstigen 
"Wechselkurse,  welche  die  Vorbedingung  der 
Edelmetallausfuhr  sind,  in  solche  zu  ver- 
wandeln, welche  nicht  die  Edelmetallausfuhr, 
sondern  das  Einströmen  des  Goldes  ermuti- 
gen. Gelingt  dies,  so  ist  in  der  Folge  die 
Centralnotenbank,  sofern  die  Notenpräsenta- 
tionen nicht  aus  Misstrauen  gesehenen,  von 
den  Anforderungen  an  ihren  Barschatz  befreit 
und  die  gesteigerten  Diskontogesuche  finden 
nicht  bloss  bei  ihr,  sondern  bei  dem  durch  ein- 
strömendes Edelmetall  verstärkten  offenen 
Markte  Befriedigimg:  also  eine  Entlastung 
der  Centralnotenbank   in  beiderlei  Hinsicht. 

Der  Instinkt  sagte  den  Bank-  und  Börsen- 
praktikem  Englands,  welche  sich  Jahrzehnte 
hindurch  mit  diesen  Fragen  beschäftigten, 
dass  diese  Besserung  der  Wechselkiu-se,  auf 
welche  alles  ankommt,  regelmässig  eintrat, 
wenn  der  Geldmarkt,  wie  man  technisch  zu 
sagen  pflegt,  »sieh  versteift«  hatte. 

Ehe  aber  dieser  Instinkt  seinen  theoretisch 
und  praktisch  richtigen  Ausdruck  fand, 
machte  man  mehrere  Stadien  durch. 

Die  an  Ricardo  anknüpfende  Schule  und 
noch  die  Schöpfer  des  britischen  Bank- 
gesetzes von  1844  (vgl.  Art.  Banken  oben 
Bd.  n,  S.  143  ff.,  ferner  S.  180)  gingen  von 
der  an  der  Effektenbörse  alltäglichen  Erfah- 
rung aus,  dass  ein  knapper  Geldstand  die 
Aufwärtsbewegung  der  rreise  hindert,  ein 
wüliger  Geldstand  sie  fördert;  sie  verallge- 
meinerten dies  zu  einer  Theorie  der  Waren- 
preise. Es  war  das  naheliegendste  anzu- 
nehmen, jede  Ungunst  der  Wechselkurse  sei 
verschuldet  dadurch,  dass  England  mehr 
Waren  eingeführt  als  ausgeführt,  folglich 
einen  Ueberschuss  in  bar  ans  Ausland  zu 
zahlen  habe.  Die  ungünstigen  Wechselkiu'se 
werden  schwinden,  wenn  England  seine 
Warenausfuhr  vergrössert.  Dazu  gehören 
aber  niedrige  Warenpreise.  Da  knappes 
Geld  niedrige  Preise  bedeutet,  so  braucht 
bloss  eine  »Versteifung«  des  Geldmarktes 
herbeigeführt  zu  werden,  um  die  Waren- 
preise so  herabzudrücken,  dass  die  Ausfuhr 
Englands  zuninunt,  und  die  Verschuldung 
ans  Ausland,  welche  in  den  ungünstigen 
Wechselkursen  hervortritt,  wird  nunmehr  in 
Waren  statt  in  Geld  getilgt. 

Das   zweckmässigste,    um    eine    solche 

Handwörterbnch  der  SUiatawiwenschaften.    Zweite 


»Versteifung  des  Geldmarktes«  herbeizu- 
führen, welche  den  Warenexport  ermuntere, 
sei  aber  eine  Beschränkung  des  Umlaufs 
künstlich  erzeugbarer  Zahlungsmittel,  d.  L 
metaUisch  ungedeckter  Noten.  Daher  die 
Forderung,  der  Notenumlauf  solle  mit  der 
Grösse  des  nationalen  Barvorrates  schwanken, 
bei  Goldabfluss  vermindert,  bei  Goldeinfuhr 
vermehrt  werden. 

Die  Erfahrung  hat  gegenüber  dieser 
Theorie  gezeigt,  dass  keinesfalls  in  den 
kurzen  Zeiträumen^  in  welchen  es  gilt,  der 
Ungunst  der  Wechselkurse  entgegenzutreten, 
sich  künstlich  ein  Warenexport  auf  solche 
Weise  stimulieren  lässt.  Leberhaupt  hat 
sich  der  Zusammenhang  zinischen  Preisen 
und  Geldmenge,  welcher  zwar  an  den 
Börsen  für  gewisse  Effekten,  ferner  für  ge- 
wisse Spekulationsobjekte,  wie  Glasgow- 
Warrants,  keineswegs  aber  für  den  gesamten 
ernsthaften  Warenhandel  in  der  vorausge- 
setzten Art  nachweisbar  ist,  als  ein  viel 
verwickeltei-es  Problem  herausgestellt,  als 
ursprünglich  angenommen  wurde. 

Uebertreibungen  begegnete  man  auf  bei- 
den Seiten  bei  den  Schriftstellern,  welclie 
an  diese  Frage  Theorieen  anknüpften. 

Die  Praxis  seit  dem  Bankgesetze  von 
1844  aber  lernte  das  jetzt  übliche  Mittel 
der  Diskontoerhöhung  ergreifen,  dessen 
vorzüglichste  sachliche  Begründung  der  eng- 
lische Minister  Goschen  geliefert  hat. 

Der  Grundgedanke  klingt  wieder  durch, 
dass  eine  *  Versteifung  des  Geldmarktes« 
herbeigeführt  werden  muss,  um  die  un- 
günstigen Wechselkurse  zu  beseitigen  und 
eine  Edelmetalleinfuhr  zu  ermöglichen.^) 
Aber  der  Glaube  ist  woggefallen,  dass  dies 
sofort  auf  die  Preise  wirken  und  die  Til- 
gung der  Verechiüdung  durch  Warenaus- 
fuhr herbeiführen  müsse. 

Vielmehr  vollzieht  sich  mit  Hilfe  der 
Arbitrage  bei  steigendem  Diskontsatze  folgen- 
des: die  Geldmäi-kte,  welche  die  gleiche 
Währung  wie  England,  aber  niedrigere  Dis- 
kontsätze besitzen,  ziehen  vor,  ihr  Geld  in 
England  auszuleihen.    Die  St<)rung  der  inter- 


^)  Der  Gedanke  des  geistigen  Urhebers  des 
britischen  Bankgesetzes  drückt  sich  in  dessen 
eigenen  Worten  folgendennassen  aus:  „The 
mode  by  which  tbe  Bank  shonld  decrease  the 
currency,  is  by  cancelling  a  sufficient  ^ortion 
of  notes,  what  ever  be  the  means  by  which  she 
gets  them  into  her  possession."  —  —  n^o^- 
traction  of  circulation  acts  —  first  upon  the 
rate  of  interest  —  then  upon  the  price  of  se- 
curities  —  then  upon  the  market  for  shares  etc. 
—  then  upon  the  negotiation  of  foreign  secu- 
rities  —  at  a  later  period  upon  the  tendency 
to  enter  into  speculation  in  coramodities  —  and 
lastly  upon  prices  generally".  Vgl.  näheres  bei 
W.  Lotz.  Geschichte  und  Kritik  des  deutschen 
Bankgesetzes  v.  14.  März  1875,  S.  344,  345. 
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nationalen  Zahlungsbilanz,  welche  in  der 
Ungunst  der  Wechselkurse  zum  Ausdruck 
kam,  wird  also  nicht  durch  sofortige  Mehr- 
verkäufe, sondern  durch  Kreditoperationen 
gedeckt,  folglich  in  ungleich  kürzerer  Frist 
eine  Erleichterung  gescnaffen. 

Die  notwendige  geschichtliche  Voraus- 
setzung für  ein  derartiges  Entwickelungs- 
stadium  ist,  dass  ein  Greldmarkt,  der  durch 
Diskontoerhöhungen  Edelmetall  heranzieht, 
über  genügende  mobile  Vermögensl)estände 
vei'fü^,  mit  denen  nötigenfalls  der  in  den  un- 
günstigen Wechselkursen  sich  ausdrückende 
augenblickliche  Fehlbetrag  an  Wechselforde- 
rungen aufs  Ausland  sich  ausgleichen  Hesse. 

Dass  es  unter  diesen  Verhältnissen  un- 
nötig ist,  jeder  ungünstigen  Gestaltung  der 
Wechselkurse  durch  vermehrte  Wai'enaus- 
f  uhr  entgegenzutreten,  ergiebt  sich  auf  dieser 
Entwickelungsstufe  um  so  deutlicher,  da 
eine  Untersuchung  der  Schwankungen  der 
Wechselkurse  gegenwärtig  zeigt,  dass  die- 
selben keineswegs  allein  von  der  Waren- 
einfuhr und  -ausfuhr  beeinflusst  werden. 
Der  Begriff  »Zahlungsbilanz«  (von  Soetbeer 
eingehend  entwickelt)  deckt  sich  nicht  mit 
dem  der  Handelsbilanz.  Besonders  die 
Länder  mit  grossem  Besitz  an  ausländischen 
Wertpapieren,  wie  typisch  Holland,  haben 
immer  Gegenforderungen  zur  Verftigung, 
um  eine  Mehreinfulir  von  Waren  decken  zu 
können.  Analog  kann  durch  Anleiheojiera- 
tionen  zeitweihg  die  Zahlungsbilanz  sich 
äusserst  günstig  für  Länder  stellen,  deren 
Warenhandel  hierzu  keinen  Anlass  bietet. 

Kehren  wir  zur  theoretischen  Konstruk- 
tion der  Diskontopolitik  zurück,  so  lie^,  die 
Wirkung  der  Diskontoerhöhung  in  zweierlei : 

Erstens  werden  durch  die  Verteuerimg 
des  Kredits,  die  in  der  Diskontoerhöhung 
liegt,  diejenigen  Kreditnehmer  zur  Zurück- 
haltung veranlasst,  die  nicht  unbedingt  zu 
dem  kritischen  Zeitpunkte  bereits  Kasse  be- 
dürfen, also  der  inländische  Diskontienings- 
andrang  verringert.  Die  Wirkung,  welche 
eine  rechtzeitige  Diskontoerhöhung  weiter  in 
Zeiten  einer  gesteigerten  Spekulation  und 
vor  Krisen  ausüben  soll,  aber  nicht  immer 
ausgeübt  hat,  ist  Ernüchterung  derjenigen, 
welche  vorwiegend  mit  Kredit  spekulieren. 
Erheblich  einschränkend  wirkt  übrigens  eine 
Diskontoerhöhung  unter  Umständen  auf  das 
inländische  Emissionsgeschäft. 

Zweitens  werden  sowold  zurückgehaltene 
Kassenbestände  des  Inlandes  (die  von  Wagner 
mit  besonderer  Vorliebe  behandelten  »Horte«, 
deren  Bedeutung  Hildebrand  auf  ihi*  wirk- 
liches Mass  reduziert)  als  auch  verfügbare 
Bestände  des  Auslandes  durch  die  in  Aus- 
sicht gestellte  höhere  Verzinsung  heran- 
gelockt und  erleichtern  hierdurch  einereeits 
den  Geldmarkt,  während  andererseits  die 
Wechselkurse  sieh  bessern.    Die  Diskonto- 


erhöhung dient  also  dazu,  die  inländischen 
und  ausländischen  Reserven  des  betroffenen 
Geldmarktes  mobil  zu  machen. 

Die  Praxis,  den  Diskonto  rechtzeitig  zu 
erhöhen,  zu  diesem  Satze  aber  auch  alle 
giiten  Wechsel  weiter  zu  diskontieren,  hat 
sich  als  ein  weit  schonenderes  und  bei 
Krisen  zweckmässigeres  Mittel  erwiesen  als 
die  zuerst  in  mechanischer  Ausführung  der 
Peelsakte  angewandte  Praxis,  solange  zu 
wohlfeilem  Satze  Kredit  zu  geben,  bis  die 
gesetzlich  zulässigen  Mittel  erschöpft  waren, 
und  dann  alle  Welt  abzuweisen. 

Damit  aber  die  Diskontoerhöhung  in  der 
beabsichtigten  Weise  wirke,  ist  notwendig, 
dass  der  Geldmarkt  wirklich  von  der  Central- 
notenbank  beherrscht  ^vird.  Neuerdings 
sind  jedoch  Fälle  vorgekommen,  in  denen 
die  Bank  von  England  sich  diese  Macht 
nicht  zutrauen  mochte  und  fürchten  musste, 
dass,  wenn  sie  zu  der  für  richtig  erkannten 
Zeit  den  Diskonto  erhöhen  würde,  sie  ver- 
einzelt bleiben  könnte  und  der  Markt  nicht 
nachfolgte.  Um  nun  doch  die  notwendig 
erachtete  »Versteifung  des  Geldmarktes« 
herbeizuführen,  hat  dann  die  Bank  von 
England  künstlich  einen  Geldmangel  am 
offenen  Markte  erzeugt,  indem  sie,  obwohl 
voll  mit  Kasse  ausgerüstet,  Geld  borgte 
und  dadurch  dem  Markte  disponible  Mittel 
entzog. 

Es  kommt  demnach  noch  mehr  auf 
diese  Wirkung  der  Beeinflussung  des  Geld- 
marktes als  gerade  darauf  an,  dass  das 
Mittel  der  Diskontoerhöhung  ergriffen  wird. 

Nicht  in  allen  Lagern  übngens  findet 
die  bisher  geschilderte  Politik  der  Bank  von 
England,  einem  Edelmetallabfluss  durch 
Diskontoerhöhungen  entgegenzutreten ,  un- 
geteilte Zustimmung.  Man  weist  darauf  hin^ 
dass  die  Schwankungen  im  Diskontosatze 
der  Bank  von  England  besonders  zahlreich 
und  jäh  gewesen  seien.  Dies  bedeute  eine 
schwere  Unbequemlichkeit  fi\r  Handel  imd 
Gewerbe.  Die  einen  erklären  die  häufigen 
Diskontoschwankungen  der  Bank  von  Eng- 
land für  eine  schädliche  Folge  der  durch 
das  G.  V.  1844  geschaffenen  Verfassung  der- 
selben, die  anderen  behaupten,  dieser  Uebel- 
stand  rühre  daher,  dass  England  nicht  die 
Doppelwährung  besitze.  Denn  während  die 
Bank  von  England  bei  jeder  grösseren  In- 
anspruchnahme ihres  Barschatzes  unter  der 
HeiTschaft.  der  reinen  Goldwährung  den 
Diskonto  erhöhen  müsse,  um  gerade  das 
Gold,  das  zeitweilig  begehrtere  Metall,  anzu- 
ziehen, sei  bei  der  Doppelwährung  im  Falle 
des  Goldbegehrs  ein  automatisches  Ein- 
strömen des  Sübers  zu  ei^warten,  und  des- 
halb brauche  der  Diskonto  nicht  erhöht  zu 
werden,  da  ja  der  Barschatz  nicht  schwindet. 

Die  thatsächliche  Lage  seit  Mitte  der 
siebziger  Jahre   war   die,   dass   dem   Gold 
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allein  die  Münzstätten  der  wichtigsten  Kultur- 
länder geöffnet  waren  und  dass  die  Central- 
l»anken  von  England,  Deutschland,  Frank- 
reich mit  Sorgfalt  darüber  wachten,  den 
nationalen  Geldumlauf  nicht  von  Gold  zu 
entblössen.  Dabei  kamen  bisweilen  recht 
unbequeme  Stönmgen  vor.  Niclit  allein  bei 
schlechtem  Ausfall  der  westeim)päisehen 
Ernten,  sondern  auch  z.  B.  wenn  der  Stand 
des  argentinischen  Goldagios  oder  eineKredit- 
f)pejation  eines  auswärtigen  Finanzministers 
dem  Londoner  Markte  plötzlich  Geld  entzog, 
sah  die  Bank  von  England  sich  schnell  genö- 
tigt, ihren  Diskontosatz  zu  erhöhen,  um  vom 
Kontinent  Gold  zur  Verstärkung  ihi-es  Edel- 
metallvorrats heranzuziehen.  Dem  gegen- 
über setzten  sich  dann  die  Bank  von  Frank- 
reich und  die  deutsche  Reichsbank  mit  ähn- 
lichen Massregeln  zur  Wehr,  und  da  in 
England  allgemein  und  in  Deutsclüand  viel- 
fach der  Zins  der  Lombarddarlehen,  der 
Rechnungsguthaben  und  Schulden  analog 
dem  Bankzinssatze  geändert  wird,  so  brachte 
solch  eine  Massregel  von  Argentinien  oder 
Russiand  indirekt  Folgen  im  gesamten  eiux)- 
päischen  Bankverkehr  hervor. 

Im  ganzen  ist  in  den  letzten  Jahren, 
nachdem  die  zunehmende  Goldproduktion 
den  wichtigsten  Centralnotenbanken  ermög- 
licht hatte,  ihre  Goldvorräte  beträchtlich  zu 
steigern,  der  Kampf  ums  Gold,  das  »Zerren 
an  der  zu  kurzen  Golddecke«  als  Motiv  der 
Diskontoerhöhung  gegenüber  andei-en  Mo- 
menten in  den  Hintergrund  getreten.  In 
der  Reichstagssitzung  vom  10.  Februar  1899 
teilte  der  Präsident  der  deutschen  Reichs- 
bank mit,  dass  von  den  38  seit  1876  ver- 
fügten Diskontoerhöhungen  niur  11  Fälle,  und 
hiervon  10  vor  1894,  durch  Rücksicht  auf 
Goldabfluss  ins  Ausland  zu  erklären  sind; 
in  13  weiteren  Fällen  habe  die  Besorgnis, 
dass  bei  ungünstigen  Wechselkursen  Gold 
hinausgehen  könne,  ebenfalls,  aber  nicht  ent- 
scheidend mitgewirkt.  In  14  Fällen  endlich 
sei  ausschliesslich  die  Rücksicht  auf  den 
inneren  Geldmarkt  massgebend  gewesen. 

8.  Vergleich  der  heutigen  Diskonto- 
politik  in  Deutschland,  England  und 
Frankreich.  Kritik  der  sogenannten 
Goldprämienpolitik.  Zur  Statistik  des 
Bankdiskontos  in  verschiedenen  Ländern  vgl. 
man  zunächst  den  Artikel  Banken,  und  zwar 
für  die  Bank  von  England  Bd.  D,  S.  187,  188, 
für  die  Preussische  Bank  und  die  Deutsche 
Reichsbank,  S.  207—214  u.  s.  w.  Die 
höchsten  imd  niedrigsten  Diskontosätze  der 
Bank  von  Frankreich  1851  bis  1890  fügen 
wir  durch  die  rechts  oben  folgende  Tabelle  bei. 

Sehr  bemerkenswert  ist,  dass  der  Dis- 
kontosatz der  Bank  von  Frankreich  vom 
Februar  1889  bis  Ende  1890  auf  3  ^:o  stehen 
blieb,  während  die  Bank  von  England  im 
Janiiar  1890  ihre  Rate  auf  6  ®/o  erhöhen  und 


Jahr^^^^"^*^- 

höchster 

Jahr'^ 

iedrigst. 

höchster 

V  am 

Satz 

Satz 

Sat?: 

Satz 

1851 

4 

4 

1871 

5 

6 

1852 

3 

4 

1872 

5 

6 

1853 

5 

4 

1873 

5 

7 

1854 

4 

5 

1874 

4 

4% 

1855 

4 

6 

1875 

4 

4 

1856 

5 

6 

1876 

3 

4 

1857 

5 

9 

1877 

2 

3 

1858 

3 

5 

1878 

2 

3 

1859 

3 

4 

1879 

2 

3 

1860 

3\'. 

4% 

1880 

2^ 

3V. 

1861 

V2 

7 

1881 

3^« 

5 

1862 

3  .8 

5 

1882 

S\^ 

5 

1863 

3^ 

7 

1883 

3 

3  19 

1864 

4*2 

8 

1884 

3 

3 

1865 

3 

5 

1885 

3 

3 

1866 

3 

5 

1886 

3 

3 

1867 

2^a 

3 

1887 

3 

3 

1868 

2V» 

aV« 

1888 

2V. 

47. 

1869 

2V« 

2V. 

1889 

3 

4\'2 

1870 

^V. 

6 

1890 

3 

3 

im  November  desselben  Jahres,  nachdem  sie 
im  April  wieder  bis  auf  3  ®/o  zurückgegangen 
war,  abermals  zu  jenem  ungewöhnhch  hohen 
Satz  greifen  musste. 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1890  in  Eng- 
land haben  übrigens  gezeigt,  dass  auch 
heute  noch  in  gewissen  ausserordenthchen. 
Notlagen  die  Politik  der  Diskontoerhöhung 
nicht  ausreicht,  um  schnell  genug  Gold 
heranzuschaffen.  So  schritt  die  Bank  von 
England  1890  •—  wie  bereits  1839  —  zur 
leihweisen  Aufnahme  von  Gold  aus  dem 
Auslande  für  ihre  Rechnung.  Dies  bedeutet : 
Die  Centralnotenbank  fand  es  angezeigt, 
ihrerseits  durch  Kreditaufnalime  dem  heimi- 
schen Geldmarkt  Edelmetall  zuzuftlhren, 
während  gleichzeitig  die  Diskontoerhöhung 
die  Privaten  zum  gleichen  Vorgehen  für  ihr 
Teil  ermuntern  soll.  Beide  Massregeln  er- 
gänzen somit  einander. 

Für  die  Zeit  von  1891  ab  möge  folgende, 
von  Helfferich  bis  1897  berechnete  und  aus 
anderen  Quellen  für  1898  ergänzte  Tabelle 
auf  folgender  Seite  ein  Bild  der  Verschieden- 
heit nicht  nur  des  Bankdiskontsatzes,  son- 
dern auch  des  Marktdiskonts  an  verschie- 
denen europäischen  Plätzen  geben. 

Die  dort  gegebenen  Ziffern  des 
Marktdiskonts  sind  tliatsächlich  vergleich- 
bar. Bezüglich  des  Bankdiskonts  dürfen 
Vergleiche  dagegen  nur  mit  Vorsicht  ange- 
stellt werden.  Der  englische  offizielle  Bank- 
satz ist  nicht  bindend  für  die  Bank  von 
England;  sie  diskontiert  häufig  unter,  ge- 
legentlich aber  auch  über  dem  offiziellen 
Satz.  So  z.  B.  hat  sie  zeitweilig  im  Sommer 
1890  nur  ihren  ständigen  Kunden  zum  offi- 
ziellen Satze  von  4  ^/o,  anderen  Firmen  aber 
zu  4^.2^/o  diskontiert.  Der  Satz  der  Bank 
von  Frankreich  ist  dagegen  für  deren  Dis- 
kontiermig  unbedingt  massgebend.  Er  be- 
deutet aber  nicht,  dass  das  Publikum  in 
Frankreich  eo  billig  Ki*edit  bekommt.    Die 
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Berlin 


Bank- 
dis- 
kont 

0, 
IQ 


Markt 
dis- 
kont 

% 


London 


Bank- 
dis- 
kont 

0/ 


Markt- 
dis- 
kont 

10 


durch- 
schnitt- 
lich 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
höchst. 
Satz 
1898 
niedrig. 
Satz 
1898 


3,78 
3,20 

4,07 
3,12 
3,14 
3,66 

3,87 
4,267 


6.— 


3,- 


3,01 
1,81 

3,17 
1,74 
2,01 

3,04 
3,08 

3,548 


5,625 


2,375 


3,30 

2,45 

3,05 
2,00 

2,00 

2,98 

2,62 

3,248 


4,— 


3,— 


^50 
1,33 
1,67 
1,70 
0,81 
1,52 

1,87 
2,646 


4,012 


0,875 


Paris 


Bank- 
dis- 
kont 


3,00 
2,70 
2,50 

2,50 
2,10 

2,00 

2,00 

2,197 


3,- 


2. — 


Markt- 
dis- 
kont 


2,62 

1,75 
2,25 
1,62 

1,91 
1,67 

1,87 
2,124 


3,- 


1,75 


Bank  von  Frankreich  hÄlt  streng  am  Erfor- 
dernis der  drei  Unterschriften  fest.  Das 
Bankhaus,  welches  der  Bank  von  Frankreich 
Diskontomaterial  zuführt,  berechnet  dem 
Publikum  unter  Umständen  einen  etwas 
höheren  Diskontosatz  als  den,  zu  dem  es 
selbst  die  Wechsel  bei  der  Notenbank  weiter- 
begiebt.  In  Deutscliland  bedeutet  der  Reichs- 
bankdiskontsatz in  Zeiten,  in  welchen  die 
Reichsbank  auch  am  offenen  Markt  Diskonto- 

Sapiere  erwirbt,  deren  Maximaldiskontosatz, 
agegen  in  Zeiten  ihres  Fembleibens  vom 
offenen  Markt  —  wie  Frühjahr  1896  bis 
1899  —  den  einzigen  Diskontosatz  der  Bank, 
welcher  für  Berlin  und  alle  Filialen,  unter 
Umständen  auch  für  Wechsel  mit  zwei 
Unterschriften  zur  Anwendung  kommt. 

Trotz  dieser  Einschränkungen  ist  doch 
klar,  dass  1898  in  Frankreich  billiger  als  in 
Deutschland  diskontiert  worden  ist  und  dass 
der  französische  Banksatz,  der  vom  14.  März 
1895  bis  20.  Oktober  1898  unverändert  2^/0 
betrug,  stabiler  erhalten  wird  als  der  Bank- 
satz in  London  und  Berlin.  Hierzu  ist  zu 
bemerken : 

a)  Für  längere  Perioden  berechnet  ist 
der  Bruttoertrag  der  durchsclmittlichen 
Wechselanlage  (ein  korrekterer  Massstab  für 
Vergleichung  als  der  Bankdiskonto)  in 
Deut8(*hland  und  Frankreich  nicht  sehr  er- 
heblich verschieden.  Von  1881  bis  1897 
betrug  nach  Helfferichs  Berechnung  der 
Binittoertrag  der  durchschnittlichen  Wechsel- 
anlage bei  der  Bank  von  Frankreich  2,8%, 
bei  aer  deutschen  Reichsbank  3,4®/o.  bei  der 
Reichsbank  also  niu*  0,6%  mehr  als  in 
Franki'eich. 

b)  Im  Gegensatz  zu  England  und  Deutsch- 
land hat  sich  in  Frankreich  von  jeher  bei 
der  Geschäftswelt  eine  lebhafte  Abneigimg 
gegen  häufige  Diskontoänderungen,  besonders 
gegen  Diskontoerhöhungen,  geltend  gemacht. 


Dies  trat  bereits  1865  bei  der  bekannten 
Bankenquete  hervor,  bei  welcher  Pereire 
kiu^weg  forderte,  der  Bankdiskonte  dürfe 
nicht  über  4%  erhöht  werden-  Auch  in 
der  Gegenwart  hat  die  Bank  von  Frankreich 
dieser  Abneigung  gegen  Diskontoänderungen 
sich  vielfach  gefügt.  Man  hat  in  Frankreich 
die  sogenannte  Goldprämienpolitik  ent- 
wickelt, die  in  der  Theorie  anderwärts  miss- 
billigt wurde,  bis  Landesberger  1891  sich 
für  dieselbe  begeisterte  und  im  Winter 
1898/99  auch  deutsche  Bimetallisten  dies 
französische  System  warm  zu  empfehlen  be- 
gannen. 

Um  \vss  handelt  es  sich  bei  der  soge- 
nannten Goldprämienpolitik?  Die  Bank  von 
Frankreich  benutzt  das  ihr  zustehende  Recht, 
nach  ihrer  Wahl  in  sübernen  Fünffranken- 
stücken statt  in  Napoleonsd'or  zu  zahlen,  um 
Schwierigkeiten  bei  der  Herausgabe  von  Gold 
für  Ausfulirzwecke  in  gewissen  Fällen  zu 
machen.  Nach  den  Mitteilungen  des  Reiclis- 
bankpräsidenten  im  deutschen  Reichstage  vom 
10.  Februbr  1899,  die  auch  durch  andere 
Quellen  durchaus  bestätigt  werden,  befolgte  die 
Bank  von  Frankreich  im  Herbste  1898  folgende 
Praxis :  Sie  gab  französische  Goldmünzen  in 
grösseren  Mengen  überhaupt  nicht  heraus, 
ausser  wenn  nachgewiesen  wui-de,  dass  das 
Gold  zur  Bezalüung  eingeführten  ausländi- 
schen Getreides  oder  von  Baumwolle  ver-r 
wendet  werde.  Sie  gab  im  übrigen  aus- 
ländische Goldmünzen  und  Goldbarren  nur 
gegen  eine  wechselnde  Prämie,  die  stellen- 
weise 7 — 8^.00  betrug,  den  Arbitrageuren 
heraus.  Anderei*seits  hielt  sie  an  niedrigeren 
Diskontosätzen  als  Berlin  und  London  fest. 
Bei  einem  für  Frankreich  ungünstigen  Stand 
der  Wechselkurse  fanden  sehr  beträchtliche 
Goldexporte  statt.  Die  Prämienpolitik  der 
Bank  be\s'irkt,  dass  dieses  für  den  Export 
verwendete  Gold  nur  zum  Teil  den  Bestän- 
den der  Bank  entnommen  werden  konnte. 
Der  Rest  des  Exportbedarfs  wuixle  diuxjh  In- 
anspruclinalmie  des  französischen  Geldumlaufs 
gedeckt.  Es  wui-den  von  den  Bankiers  zeit- 
weise Yergütungen  bezalilt,  damit  aus  den 
Kassen  der  Grossmagazine  ihnen  französische 
Gt)ldmÜnzen,  wenn  solche  bei  der  Bank  ver- 
weigert waren,  überlassen  würden.  Der 
Goldbestand  der  Bank  von  Frankreich  hat 
sich  trotz  der  Prämienpolitik  vom  29.  De- 
zember 1897  bis  21.  Dezember  1898  von 
1952,8  auf  1826,4  Millionen  Franken  ver- 
mindert, die  nachweisbai'e  Ausfuhr  von  Gold 
aus  Frankreicli  überstieg  die  Einfuhi-  1898 
um  114,1  ]^Iillionen  Franken.  In  Deutsch- 
land lüngegen  und  ebenso  in  England  bei 
einer  der  Diskontoerhöhung  weniger  feind- 
lichen Politik  wui'de  1898  eine  Mehreinfuhr 
von  Gold  erzielt,  die  Lexis  folgendermassen 
beziffert:  Mehreinfuhr  Englands  an  Gold: 
7,1315  Millionen  £,   Mehreinfuhi*  Deutsch- 
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lands  103  bis  118  Millionen  Mark.  Der  Be- 
stand der  Reichsbank  an  deutschen  und  aus- 
ländischen Goldmünzen  sowie  an  imgemünz- 
tem  Gold  hat  sich  von  ultimo  1897  bis 
lütimo  1898  von  568  auf  504,67  Millionen 
Mark  verringert.  Wenn  die  Zahlen  der 
Goldausfuhr  imd  Goldeinfuhr  richtig  sind, 
wäre  also  die  Bedeutung  der  deutschen 
gegenüber  der  französischen  Diskontopolitik : 
Die  deutsche  Reichsbank  befriedigte  den 
Ausfuhrbedarf  an  Gold  und  gab  Gold  an  die 
innere  Cirkulation  ab,  insgesamt  aber  ver- 
grösserte  sich  Deutschlands  Goldvorrat,  wenn 
auch  der  Bestand  der  Centralnotenbank  sich 
etwas  verringerte:  Frankreich  dagegen  er- 
lebte  eine  Verringerung  sowohl  des  Gold- 
umlaufs wie  der  Bankbestände  an  Gold. 

Gegenüber  diesem  in  erster  Linie  münz- 
politischen Standpunkt  ist  zweierlei  geltend 
gemacht  worden :  erstens  die  deutsche  Gold- 
valuta wirke  nachteilig,  indem  sie  Deutsch- 
land höhere  Diskontosätze  als  Frankreich 
aufzwinge,  zweitens  es  sei  besser,  dass  die 
Masse  der  Produzenten  einen  niedrigen  sta- 
bilen Diskont  geniesse  und  die  Arbitrageure 
Prämie  zahlen  müssten,  als  dass  der  Arbi- 
trage freie  Bahn  gelassen  werde,  die  Volks- 
wirtschaft aber  teuem  Kredit  erhalte. 

Hierauf  ist  zu  erwidern,  dass  die  wäh- 
rungspolitischen Verschiedenheiten  Deutsch- 
lands und  Frankreichs  zimächst  gar  keine 
Rolle  hier  spielen.  Wenn  die  Prämienpolitik 
etwas  für  Deutschland  Günstiges  wäre,  so 
könnte  die  Reichsbank,  so  lange  die  hin- 
kende Goldwähnmg  in  Deutschland  besteht, 
diese  Politik  jeden  Tag  gerade  so  einführen, 
wie  es  die  Bank  von  Frankreich  unter  dem 
dort  geltenden  Währungssystem  gethan  hat. 
Die  deutsche  Reichsbank  hat  aber  von  der 
Möglichkeit,  in  Thalem  zu  zahlen  nicht  Ge- 
brauch gemacht,  weil  sie  —  und  zwar  un- 
ter Billigung  der  deutschen  Industrie-  und 
Handelswelt  —  eine  Politik  der  Diskonto- 
erhöhung unter  voller  Aufrechterhaltung  der 
Goldzahlung  für  das  geringere  üebel  gegen- 
über einer  Erschüttenmg  der  Wechselkurse 
hielt.  Ausser  dieser  Rücksicht  kam  vor 
aUem  im  Herbste  1898  in  Betracht,  dass 
gegenüber  der  Lage  des  inneren  Marktes, 
angesichts  des  grossen  industriellen  Auf- 
schwungs und  des  damit  zusammenhängen- 
den Kreditbegehrs  Diskontoerhöhungen  ganz 
abgesehen  vom  Stande  der  Wechselkurse  als 
geboten  erachtet  wurden.  Sollte  in  Zukunft 
eine  Wiederkehr  ähnlicher  Ereignisse  in 
der  Diskontopolitik  Deutschlands  wie  im 
Herbste  1898  unangenehm  von  den  Produ- 
zenten verspürt  werden,  so  liesse  sich,  so- 
fern nicht  die  Rücksicht  der  Warnung 
der  Spekulation  zu  Diskontoerhöhungen 
jedenMLs  zwingt,  meines  Erachtens  durch 
zweierlei  3iassregeln  etwas  vorbeugen,  ohne 
dass  man  irgendw^ie  der  Goldprämienpolitik 


sich  zu  ergeben  hätte:  erstens  indem  in 
höherem  Masse  die  staatliche  und  städtische 
Kassenführung  der  Reichsbank  übertragen 
und  dadurch  deren  Metallbestaud  verstärkt 
würde  ^),  zweitens  dadurch,  dass  die  Reichs- 
bank sich  entschlösse,  in  Zeiten  willigen 
Geldstandes  eine  beträchtlich  grössere  Re- 
serve an  Devisen  auf  London,  Paris  und 
New-York  sich  anzuschaffen.  Letzteres 
wird  ihr  durch  Erhöhung  des  steuerfreien 
Kontingents  wesentlich  erleichtert. 

Die  wesenthche  Frage  für  Deutschland, 
wenn  man  das  englische  bisher  nachgeahmte 
Vorbild  der  Diskontopolitik  und  das  von 
manchen  empfohlene  französische  Goldprä- 
miensystem vergleicht,  ist  folgende:  wird 
eine  in  den  Welthandel  stark  verflochtene 
Nation  sichtbarer  durch  Schwankimgen  im 
Diskontosatz  oder  durch  empfindliche 
Schwankungen  der  Wechselkurse,  die  beim 
französischen  System  nicht  ausbleiben,  ge- 
schädigt? 

Ein  ausländischer  Handel  von  der  Aus- 
dehnung des  englischen  würde  das  letztere 
üebel  als  das  grössere  empfinden.  Auch  in 
Deutschland  erscheint  es  aus  dem  gleichen 
Grunde  nicht  als  wünschenswert,  dass  die 
Reichsbank  unter  Ausnutzung  imserer  Wäh- 
rungsverhältnisse die  Maxime  der  Bank  von 
Frankreich  nachahme.  Bei  dem  engen  Zu- 
sammenhange, der  übrigens  zwischen  dem 
Kurse  der  Staalspapiere  und  der  Lage  des 
Geldmarkts  besteht,  ist  es  nicht  unwahr- 
scheinlich, dass  in  Frankreich  die  Gold- 
prämienpolitik, mit  anderen  Worten  das 
Streben,  soweit  irgend  möglich  Diskontoer- 
höhun^n  zu  vermeiden,  in  letzter  Linie  von 
Rücksichten  beeinflusst  wird,  die  mit  Bank- 
politik eigentlidi  nichts  zu  thun  haben  soll- 
ten, nämlich  von  Rücksichten  auf  Hochhal- 
tung der  Rentenkiu«e.  Ein  Fallen  des 
Kurses  der  französischen  Rente,  welches  bei 
Versteifung  des  Geldmarkts  diu'ch  beträcht- 
liche Diskontoerhöhunp  wohl  eintreten  könnte, 
ist  etwas,  was  man  in  Frankreich  aus  ver- 
schiedenen sehr  einleuchtenden  Gründen  in 
der  That  viel  mehr  als  in  jedem  anderen 
Lande  zu  verhindern  strebt,  sei  es  selbst 
durch  Abweichen  von  den  an  sich  emp- 
fehlenswertesten Grundsätzen  der  Diskonto- 
politik. Die  Rücksicht  auf  die  Interessen 
des  auswärtigen  Handels  erscheint  dort 
weniger  wichtig  als  die  Rücksicht  auf  die 
an  dauernd  niedrigem  Diskonto  interessierten 
Schichten. 

In  England,  wo  der  Kaufmann  und  Fa- 
brikant gewohnt  sind,  die  wichtigsten  Ele- 
mente ihrer  Kosten:  die  Löhne,  die  Frach- 


')  Im  Interesse  der  parlamentarischen  Kon- 
trolle wie  des  Geldmarkts  wären  aber  dann  mo- 
natliehe Ausweise  des  Standes  der  mit  der  Bank 
arbeitenden  öffentlichen  Kassen  zn  publizieren. 
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ten ,  die  Eohstoffpreise  fortwährenden 
Schwankungen  unterworfen  zu  sehen,  und 
doch  die  Konjunktru-  auszunützen  verstehen, 
gewöhnt  man  sich,  auch  die  Kosten  der 
Kreditbeschaffung,  den  Diskonto,  in  gleiten- 
der Skala  nach  den  Vorräten  des  Edel- 
metallmarktes  schwanken  zu  sehen.  Eng- 
land hat  dafür,  dem  Principe  der  Wirtschaft- 
lichkeit entsprechend,  den  Vorteil,  mit  einem 
weit  geringeren  Vorräte  an  Edelmetall  aus- 
zukommen als  Frankreich.  Um  so  mehr  ist 
die  Bank  von  England,  an  welche  sich  der 
Begehr  nach  Edelmetall  in  letzter  Linie 
wendet,  verpflichtet,  für  diesen  grossen 
Kreditorganismus  stets  wenigstens  die  un- 
entbehrlich nötige  Kassenunterlage  in  Ee- 
serve  zu  halten.  Walter  Baeehot  hat  den 
Satz  aufgestellt,  dass  ein  nacn  der  Gesetz- 
gebung in  Noten  und  Geldsorten  verfügbarer 
eiserner  Kassenbestand  des  Bankdeparte- 
ments von  mindestens  10  Millionen  £  stets 
gewahrt  werden  bezw.  dass  der  Banksatz 
stets  rechtzeitig  erhöht  werden  müsse,  ehe 
die  Reserve  bis  zu  diesem  »Apprehension 
minimum«  sinke.  Nach  den  Erfahrungen 
des  Jahres  1890  hat  man  sich  in  England 
entschlossen,  eine  weit  grössere  Reserve  als 
10  Millionen  £  regelmässig  zu  lialten. 

üebrigens  hat  die  Macht  der  Thatsachen, 
selbst  ehe  wir  in  Deutschland  die  Goldwäh- 
nmg  hatten,  auch  bei  uns  bereits  in  den 
fünfziger  und  sechziger  Jahren  die  preussi- 
sche  Bank  genötigt,  in  ähnlichem  Sinne, 
wie  dies  vorbildlich  die  englische  Entwicke- 
lung  lehrte,  zu  Diskontoänderungen  zur  Ab- 
wehr gegen  Metallexporte  zu  greifen,  ob- 
w^ohl  §  1  der  Bankordnung  von  1846  noch 
der  alten  Anschauung  gemäss  es  als  Auf- 
gabe der  preussischen  Bank  bezeichnet 
hatte,  einer  übermässigen  Steigerung  des 
I  Zinsfusses  vorzubeugen,  und  sogar  für  ge- 
!  wisse  Geschäfte  einen  Maximalzinssatz  sta- 
tuiert hatte,  der  später  doch  überschritten 
werden  musste. 

Auch  sei  zum  Schlüsse  erwähnt,  dass 
nach  den  deutschen  Erfahrungen  von  1898 
ein  vorübergehender  Diskontosatz  von  6®/o 
nicht  bedeutet,  dass  alle  Wechsel  in  Deutsch- 
land wirklich  so  teuer  begeben  werden, 
so  dass  also  Berechnungen  über  die  dem 
gesamten  Wechselverkehr  zugemutete  Ver- 
teuerung mit  Zugrundelegung  des  Bank- 
satzes von  6®/o  irre  führen  können.  Der 
Privatdiskont  war  an  manchen  Tagen  wäh- 
rend der  Herrschaft  des  6  ^/o  igen  Reichs- 
bankdiskonts erheblich  niedriger.  Aber  auch 
die  Kreise,  welche  vom  Privatdiskonto  kei- 
nen Vorteil  ziehen,  wurden  in  manchen 
Fällen  während  des  Diskontosatzes  von  ß% 
erheblich  billiger  bedient.  So  berechnete 
z.  B.  die  Oldenburgische  Spar-  und  Leihbank, 
eine  reine  Depositenbank  ohne  Notenprivileg, 
ihren  regelmässigen  Kunden,  auch  wälu:end 
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der  Reichsbankdiskonto  6%  betrug,  im  No- 
vember und  Dezember  1898  nur  5^/o. 

9.  Versuche  einer  antomatischen 
Regelung  der  Diskontopolitik.  Nachdem 
bisher  die  Stadien  der  praktischen  Ent- 
wickelung  der  Diskontopolitik  und  deren 
heutiges  Resultat  betrachtet  wurden,  sei 
zum  Schluss  noch  einiger  Systeme  einer 
automatischen  Regelung  der  Diskontopolitik 
gedacht,  wie  sie  trotz  des  mit  der  Peelsakte 
erzielten  Misserfolges  versucht  oder  wenigs- 
tens angeregt  worden  sind. 

a)  Der  in  den  dreissiger  Jahren  von  den 
Direktoren  der  Bank  von  England  zu  Pro- 
tokoll gegebene  Qnmdsatz  derDiskontienings- 
politik,  an  welchen  vermutlich  die  Be- 
stimmung der  sogenannten  Dritteldeckung 
anknüpft,  die  sich  in  zahlreichen  Bankstatuten 
aus  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts  wieder- 
findet, lautet: 

Es  sei  »so  viel  an  Bargeld  und  Barren 
in  den  Kassen  der  Bank  zu  halten,  dass, 
wenn  der  Wechselkurs  pari  steht,  der  dritte 
Teil  aller  Verbindlichkeiten  der  Bank,  De- 
positen sowohl  als  Notenausgabe  ein- 
geschlossen, damit  gedeckt  werde.« 

Thatsächlich  legen  die  bestgeleiteten 
Centralnotenbanken  viel  Wert  darauf,  dass 
nicht  nur  die  Deckung  der  metallisch  nicht 
gedeckten  Noten  und  sonstigen  stets  fälligen 
Verbindlichkeiten  möglichst  üquid  sei,  sondern 
dass  auch  das  Verhältnis  des  Barvorrats  zu 
allen  stets  fälligen  Verbindlichkeiten  unter 
einen  bestimmten  Prozentsatz  nicht  sinke. 
33^/3  Prozent  wird  [schon  als  eine  recht 
wenig  günstige  Quote  der  Bardeckung  an- 
gesehen. Die  Bestimmungen  des  deutschen 
Sankgesetzes  sind  viel  gelinder.  Als  Deckung 
sind  auch  Thaler  und  gewisse  papierne  Geld- 
surrogate zugelassen,  während  nur  der  Gold- 
bestand unbedingt  brauchbare  Notendeckung 
unter  heutigen  Verhältnissen  bietet.  Die 
sogenannte  Dritteldeckung  bezieht  sich  ferner 
dem  Gesetze  nach  nur  auf  Banknoten,  was 
willkürlich  ist,  da  der  Metallbestand  auch 
zur  Deckung  eines  Teils  der  Giroverbindlich- 
keiten erfordert  wird.  Die  erwähnten  Be- 
stimmungen würden,  wenn  nicht  die  sonstige 
Anlage  stets  flüssig  wäre,  für  die  Noten- 
deckun^  nicht  genügen,  noch  weniger  kann 
darin  eme  stets  gültige  Regel  für  die  Dis- 
kontopolitik gefunden  werden. 

b)  Das  deutsche  Bankgesetz  und  in  An- 
knüpfung an  dasselbe  das  neueste  Statut 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  suchen 
einen  leise  von  selbst  wirkenden  Zwang  zu 
rechtzeitiger  Diskontoerhöhun^,  dadurch  zu 
schaffen,  dass  der  —  eine  bestimmte  Summe 
überschreitende  —  metallisch  ungedeckte 
Notenumlauf  versteuert  werden  miiss.  Die 
Grundlage  für  thatsächliche  Festsetzung  des 
Bankdiskontos  wird  aber  anerkanntermassen 
auch  hierdurch  nicht  allein  bestimmt. 
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Die  deutsche  Reichsbank  hat  bis  Anfang 
1899  mehrmals  bei  Kontingentsüberschrei- 
tmgen  —  unter  allgemeiner  Billigung  —  es 
für  zweckmässig  erachtet,  den  Diskontsatz 
s(^ar  unter  b^lo  aufredit  zu  erhalten,  wähi-end 
sie  bei  der  Kontingentsüberschreitung  5®/o 
Steuer  zahlen  musste;  sie  hat  also  Opfer 
gebracht,  um  nicht  im  ursprünglichen  Sinne 
des  Bankgesetzes  die  Dis&ontopolitik  auto- 
matisch reguHeren  zu  müssen.  Die  Richtig- 
keit dieser  Politik  wurde  1899  bei  Ver- 
längerung des  Bankprivilegs  durch  Erhöhung 
des  Kontingents  der  Reichsbank  von  293,4 
auf  450  Millionen  Mark  dui'ch  die  Gesetz- 
gebung anerkannt. 

c)  Ein  Vorschlag  von  E.  Seyd ,  der  ge- 
legentlich auch  in  Deutschland  vertreten 
wurde,  ging  dahin,  eine  Skala  des  Diskontos 
anzuordnen,  der  gemäss  der  Banksatz  bei 
zunehmendem  Barvorrate  der  Gentralbank 
fallen,  bei  abnehmendem  Barvorrate  steigen 
solle.  Dieser  Vorschlag  verkennt  indes 
auffällig  den  Grund,  weshalb  überhaupt  Dis- 
kontoerhöhungen einen  Edelmetallzufluss  zu 
bewirken  pflegen.  Dies  liegt  nicht  darin 
begmndet,  dass  der  Diskontosatz  überhaupt 
hoch  steht,  sondern  dass  er  relativ  hoch 
steht  gegenüber  den  Diskontosätzen  anderer 
Märkte  mit  gleicher  Währung.  Wenn  die 
Bank  von  Eingland  ihren  Diskonto  von  3 
auf  4^/o  erhöht  und  Paris  und  Berlin  fortlern 
aus  irgendwelchem  Anlass  6  ^/o,  so  wird  die 
Londoner  Diskontoerhöhung  wirkungslos  sein, 
andererseits  wird  schon  ein  3®/oiger  Dis- 
kontosatz in  London  genügen,  Gold  an- 
zuziehen, wenn  andere  Märkte  IV2  oder  2  **/o 
notieren.  ^) 

AUen  Vorschlägen  einer  automatischen 
Regelung  der  DisKontopolitik  ist  überdies 
ein  Missverst&idnis  gemeinsam,  dass  nämlich 
eine  Diskontoerhöhung  nur  dann  in  Betracht 
komme,  wenn  es  gilt,  bei  ungünstigem  Stande 
der  Wechselkiu-se  die  Edelmetalleinfuhr  zu 
ermutigen.  Dies  ist  zwar  ein  sehr  wich- 
tiger, aber  nicht  der  einzige  Fall. 

Unabhängig  hiervon  kann  sehr  wohl  eine 
Diskontoerhöhung  einen  volkswirtschaftlich 
präventiven  Charakter  haben,  es  kann  eine 
Erschwenmg  der  Kreditbedingungen  geboten 
sein,  lun  Ausschreitungen  auf  dem  heimischen 
IVlarkte  zu  hemmen,  ohne  dass  währungs- 
politische Erwägungen  mitspielen ;  weiterhin 
xann  das  Festhalten  an  hohem  Diskontosatze 
und  Ermutigen  der  Goldeinfuhr,  wenn  z,  B. 
Deutschland  einmal  vor  einem  Kriege  stehen 

^)  Bei  anaserordentlichen  Verhältnissen  am 
internationalen  Geldmarkt,  z.  B.  im  Dezember 
1898  sind  allerdings  grosse  Verschiedenheiten 
des  Diskonto  mö^hch  gewesen,  die  man  früher 
kanm  erwartet  hätte.  Der  durchschnittliche 
Marktdiflkont  betrug  im  Dezember  1898  in  Berlin 
5,26  «/o,  in  London  3,401  o/p,  in  Paris  SVo,  in 
Amsterdam  2,288%. 


sollte,  als  eine  finanzpolitisch  zur  Ansamm- 
lung von  Barmitteln  sehr  nützliche  Mass- 
regel in  Betracht  kommen,  ohne  dass  die 
Zahlungsbilanz  bei  solch  einem  zur  Mobil- 
machung mitzugehörigen  Schritte  allein 
ausschlaggebend  wäre. 

Endlich  ist  noch  ein  Punkt  nicht  zu 
vernachlässigen.  Die  Art,  wie  eine  Diskonto- 
erhöhung auf  Verbesserung  der  Wechsel- 
kurse hinwirkt,  ist  verschieden,  je  nachdem 
die  Diskontopolitik  durch  andere  ergänzende 
Massregein  der  Centralnotenbank  gestützt 
wird  oder  nicht. 

Es  trägt  erfahrungsgemäss  ganz  wesent- 
lich zur  Festigung  des  Marktes  bei,  wenn 
die  Centralnotenbank,  ehe  der  Andrang  der 
Edelmetallexporteure  beginnt,  ihren  Bestand 
an  ausländischen  Wechseln  zum  Verkauf 
bringt  und  dadurch  die  Nachfrage  be-* 
schwichtigt,  femer  wenn  sie  z.  B.  bei  einem 
die  Goldausfuhr  nach  England  ermutigenden 
Kursstande  zunächst  ihr  Lager  an  fremden 
Goldmünzen,  insbesondere  an  Sovereigns, 
näehstdem  an  Ban*engold  bereitwillig  zur 
Verfügung  stellt,  ehe  die  Einschmelzung 
und  Ausfuhr  einheimischen  gemünzten  Goldes 
beginnt.  Kann  hierdurch  das  Bedürfnis, 
deutsche  Münze  zu  exportieren,  verringert 
werden,  so  gewährt  es  andererseits  bei 
günstigem  Stande  der  Wechselkurse  einen 
Ansporn  zur  Edelmetalleinfuhr,  wenn  dann 
den  Edelmetallhändlern  auf  eingeführtes  Gold 
zinsfreie  Vorschüsse  geleistet  werden,  wie 
dies  seitens  der  Beichsbank  mehHach  ge- 
schehen ist.  Endlich  dient  es  ziu*  wesent- 
lichen Begünstigung  der  Goldeinfuhr,  wenn 
für  Barrengold  und  fremde  Goldmünzen  ein 
günstiger  Ankaufspreis  seitens  der  Central- 
notenbank gezahlt  wird.  Die  Reichsbank 
ist  demgemäss  gesetzlich  verpflichtet,  den 
Preis  von  1392  Mark  zu  zahlen,  und  soll 
auch  —  wenn  die  Umstände  dies  forderten 
—  bisweüen  mehr  bewilligt  haben.  (S.  auch 
die  Artt.  Banken  (oben  Bd.  II,  S.  132 ff.), 
Arbitrage(obenBd.I,S.1039ff.)undZins.) 

d)  Versuche  einer  automatischen  Regelung 
des  Diskontosatzes  können  endlich  von  der 
Gesetzgebung  in  Ländern,  in  welchen  kleinere 
Privatnotenbanken  neben  einer  Centralnoten- 
bank bestehen,  dadurch  unternommen  werden, 
dass  man  die  Privatnotenbanken  gesetzlich 
zwingt,  der  Centralnotenbank  in  Diskonto- 
erhöhungen nachzufolgen,  bezw.  verhindert, 
dass  sie  die  Centralnotenbank  durch  billigere 
Diskontierung  unterbietet.  Bis  1899  bestand 
etwas  länger  als  ein  Jahrzehnt  hindurch  ein 
Abkommen  der  Reichsbank  mit  den  deutschen 
Privatnotenbanken,  durch  welches  letztere 
verpfUchtet  waren,  sobald  ihnen  die  Reichs- 
bank einen  drohenden  Goldabfluss  signalisiert, 
nicht  unter  dem  Diskontosatz  der  Reichs- 
bank zu  diskontieren.  Abgesehen  davon, 
dass  hier  der  Fall  einer  durch  die  Lage  des 
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inneren  Marktes  erforderten  Diskontoer- 
höhung nicht  berücksichtigt  war,  fehlte  es 
an  wirKsamen  Rütteln  zur  Kontrolle  der  Durch- 
führung. Mit  Rücksicht  hierauf  ist  in  der 
Bankgesetznovelle  von  1899  (Reichsgesetzbl. 
1899,  S.  311  ff.)  folgendes  bestimmt  worden: 

Solange  der  Beichsbankdiskontosatz  4^/o 
oder  mehr  beträgt,  ist  sowohl  der  Reichs- 
bank wie  den  Mvatnotenbanken  jegliches 
Diskontieren  unter  dem  Reichsbanksatz  ver- 
boten. Der  Reichsbanksatz  ist  also  in  diesen 
Fällen  auch  für  die  Privatnotenbanken  un- 
bedingt, mindestens  aber  als  Minimum, 
massgebend.  —  Sinkt  hingegen  der  offizielle 
Diskontosatz  der  Reichsbank  unter  4®/o,  so 
dürfen  die  Privatnotenbanken  den  offiziellen 
Reichsbankdiskonto  höchstens  xun  V4  %,  den 
.eventuellen  Privatdiskontosatz  der  Reichs- 
bank höchstens  um  ^/«^/o  unterbieten.  Ver- 
letzung der  auf  die  Diskontierung  bezüg- 
lichen Bestimmungen  durch  die  Leiter  von 
Privatnotenbanken  macht  diese  strafbar  und 
zieht  auch  Verlust  des  Notenrechts  für  die 
betreffende  Bank  nach  sich. 

Für  das  Verständnis  der  hier  in  Beti-acht 
kommenden  Frage  sind  zwei  Erwägimgen 
wichtig: 

«)  Die  durchschnittliche  Rentabilität  der 
Wechselanlage  betnig 

1894   1895  1896  1897 

0/  0/  0/  0/ 

/O  /o  /O  10 

bei  der  Heicbsbank  2,86    2,67    3,43    3,71 

bei  6  Privatnotenbanken  2,47    2,32    3,23    3,42 

Die  erwähnten  6  Privatnotenbanken 
scheinen  also  thatsächlich  etw'as  billiger  als 
die  Reichsbank  diskontiert  zu  haben. 

ß)  Für  den  gesamten  Diskontomarkt 
Deutschlands  darf  die  Bedeutung  der  Noten- 
banken überhaupt  nicht  überschätzt  werden. 
So  wichtig  sie  in  Zeitpunkten  der  Geld- 
knappheit infolge  der  Elasticität  des  Noten- 
umlaufs sind,  so  wenig  überwiegen  sie  doch 
im  regelmässigen  Diskontieiningsgeschäft. 
Die  durchschnittliche  Wechselanlage  belief 
sich  1897  bei  der  Reichsbank  auf  644,76 
Millionen  Mark,  bei  6  Privatnotenbanken  auf 
214,95  Millionen  Mark. 

Auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Wechsel- 
stempelsteuer ist  —  unter  Annahme  einer 
Durcnschnittsverfallzeit  der  Wechsel  von  zwei 
Monaten  —  der  Wechselumlauf  etwa  3000 
bis  3300  Millionen  Mark  durchschnittlich  zu 
schätzen.  Mehr  als  zwei  Drittel  dieses 
Wechselbestandes  werden  nicht  bei  den 
Notenbanken,  sondern  bei  anderen  Bank- 
instituten, an  der  Börse  und  im  Warenhandel 
begeben. 

v)  So  nützlich  es  ist,  dass  die  Reichs- 
bank eine  Einheitlichkeit  des  Diskontosatzes 
in  ganz  Deutschland  für  normale  Wechsel 
anstrebt,  und  so  sehr  man  sich  beim  bis- 
herigen Fehlen  einer  Centralnotenbarik  mit 
Filialennetz  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten 


nach  einer  solchen  Ausgleichimg  des  Dis- 
kontosatzes, der  dort  örtlich  gewaltig  diffe- 
riert, sehnt^),  so  wenig  lassen  sich  doch 
aDe  auf  Verschiedenheit  des  Kapitalreich- 
tums und  auch  der  Zahlungsfähigkeit  be- 
ruhenden kleinen  lokalenDiskontounterschiede 
innerhalb  Deutschlands  völlig  beseitigen. 
Ein  uniformer  Diskontosatz  «dler  Notenbank- 
niederlassungen in  ganz  Deutschland  \silrde 
leicht  die  Gefahr  bringen,  dass  in  inihigen 
Zeiten  im  Westen  und  Süden  den  Zettel- 
banken die  besten  Wechsel  völlig  entgingen, 
weil  die  Privatdiskonteure  diese  billiger  als 
zum  uniformen  Bankdiskonto  nehmen  Avürden. 

Aus  den  geschilderten  Gründen  erklärt 
es  sich,  dass  1899  gegenüber  der  ur- 
sprünglich von  den  verbündeten  Regierungen 
gewollten  völligen  Gleichmässigkeit  der  Dis- 
Kontosätze  aller  Zettelbanken  gewichtige  Be- 
denken geltend  gemacht  wurden,  Bedenken, 
die  auch  in  der  schliesslichen  Fassung  des 
Gesetzes  Berücksichtigung  fanden. 

6)  Auch  wenn  Sie  Privatnotenbanken 
völlig  treu  der  Diskontopolitik  der  Reichs- 
bank folgen,  ist  es  denkbar,  dass  andere 
den  Geldmarkt  betreffende  Massregeln  den 
Absichten  der  Reichsbank  entgegenwirken, 
so  z,  B.  wenn  die  Seehandlung  oder  ein 
mit  Geldern  einer  ausländischen  Regierung 
ausgestattetes  Emissionshaus  kurz  nach  einer 
Diskontoerhöhung  dem  Geldmarkt  wohlfeil 
grosse  Summen  ziu*  Verfügung  stellen  und 
damit  einer  Versteifung  des  Geldmarktes 
entgegenwirken  würden. 

Litteratnr :  Vgl.  den  AHikü  »Diskonto  vnd  Dis- 
kontobanken«  von  A.  Wagner  in  BenUschs 
Handwörterbuch : 

Für  die  Diskontopolitik  der  Rci^hshank  vgl, 
sitb  S  der  »Allgemeinen  Bestimmungen  über  den 
Geschäftsverkehr  mit  der  Beichsbanka. 

Eine  vortreffliche  deutsche  Darstellung  der 
Principien  des  Diskontomarktes  giebt  IL  Hilde^ 
brand,  Die  Theorie  des  Geldes.  Kritische 
Untersucfiungen,  Jena  188S,  Hierzu  reiche  Be- 
lege aus  der  Prajris  in  den  Axrfsätxen  von  E. 
Struch,  Ueber  den  »internationalen  Geldmarkts, 
bei   Schmoller,   Jahrbuch,  N.  F.  Jahrgang  X  ff. 

Die  Stadien  der  englischen  Diskontopolitik 
charakterisieren  sich  durch  folgende  epoche- 
machende Schriften :  J^ohn  Locke,  Several  pa- 
pers  and  tracts  on  interest  and  moTiep,  London 
1695196.  —  D.  Ricardo,  The  high  price  of 
buliion  a  proof  of  the  depreciation  of  bank 
notes,  London  1809,  —  Lord  Overstone  (S. 
J.  Loyd),  Tracts  and  other  publications  on  me- 
taUic  and  paper  currency,  London  1858,  — 
Toolce,  A  history  of  prices  and  of  the  State  of 
circulation,  1792 — 1856,  6  Bde.,  London  1888  bis 


^)  Amerikanische  Fachmänner  erklären  es  ans 
dem  Mangel  einer  Centralnotenbank  mit  Filialen, 
dass  z.  B.  1893 — 97  der  Diskont  durchschnittlich 
in  Seattle  9,96-11,96  gegen  4,66—6,16%  in 
Baltimore  betrug  und  verweisen  auf  die  ab- 
weichenden Zustände  Canadas  znm  Vergleich. 
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2857.  —  Cfoschen,  Theory  of  forei^  fxchangei, 
zuerst  London  1861.  ^  W.  Bagehot,  Lombard- 
»treeif  a  description  of  the  money  market,  xuersl 
Lofidon  1878,  —  Die  englischen  Enqueten  über 
JHskontopolitik  sind  aufgezählt  im  Art,  Bank- 
geschäfte j  Litteraiur  oben  Bd.  JJ,  S.  147.  — 
Die  Hauptquelle  über  französische  Diskonto- 
politik, aus  welcher  zahlreiche  Schriftsteller 
geschöpft  haben:  Enquete  sur  les  principes  et 
les  faits  generaux,  qui  r^gissent  la  ciratlation 
monetaire  et  ßduciaire,  6  Bde.,  Paris  1867 — 69. 
—  Die  ausführlichste  deutsche  Verarbeitung 
der  bis  187 £  gesammelten  Erfahrungen  bei  A. 
Wagner,  System  der  Zettelbankpolitik  mit 
besonderer  Bücksicht  auf  das  geltende  Becht  und 
auf  deutsche  Verhältnisse.  Ein  Handbuch  des 
Zettelbankwesens,  S.  Ausg.,  Freiburg  t.  B.  1878, 
S.  524  ff-y  S.  '270  ff.;  daselbst  8.  17  A,  Anm. 
15  eine  Vebersicht  der  früheren  Schriften  A. 
Wagners  über  den  gleichen  Gegenstand.  —  Vgl. 
auch  A.  Wagners  Abhandlung  »Der  Kredit 
und  das  Bankwesen«,  bei  Schönberg  I,  4-  Auß., 
189<>  und  die  daselbst  enthaltenen  Litteratumach- 
tceise.  —  Veber  den  Zusammenhang  zwischen 
deutscher  Diskontopolitik  und  Münzwesen  han- 
deln fast  sämtliche  bankpolitischen  Schriften 
X.  BamhergerSf  die  oben  Bd.  II,  S.  181 
citiert  s^ind.  —  Eine  kurze  Vebersicht  der  eng- 
lischen und  ausführlichere  Betrachtung  der  deut- 
schen Diskontopolitik  bei  W.  Lots,  Geschichte 
und  Kritik  des  deutschen  Bankgesetzes  vom  14- 
III.  1875,  Leipzig  1888,  S.  8S1  ff. ;  S.  379—28.1, 
S.  291  ff,  S.  137^162.  —  K.  Helfferich,  Die 
Reform  des  deutschen  Geldwesens  nach  der 
Gründung  des  Reiches,  2  Bde.,  1898,  Leipzig, 
vor  aüem  Bd.  II,  S.  495  ff. 

Einzelstudien  über  die  Zusammenhänge 
zwischen  Diskontopolitik  und  EdelmetaUbewegung: 
A.  Fellmethf  Zur  Lehre  von  der  intertuUiona- 
len  Zahlungsbilanz  etc.,  namentlich  über  die 
Wirkungen  der  5  Milliarden,  Heidelberg  1877. — 
O.  Arendt,  Die  internationale  Zahlungsbilanz 
Deutschlands  in  den  letzten  Jahrzehnten  der 
Silberwährung.  Berlin  1878.  Vgl.  auch  Arendts 
spdtere  wähmngspolüische  Schriften.  —  M, 
Sehrautf  Die  Lehre  von  den  auswärtigen 
Wechselkursen  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  deutschen  Verhältnisse,  Leipzig  1881.  —  Die 
bankpolitischen  Schriften  E.  Nasaes  (vgl.  das 
Verzeichnis  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  JV.  F.  XX,  S. 
291  ff.);  die  Untersuchungen  von  A,  Soetbeer, 
deren  wesentlichste  Resultate  zusammen gefasst 
sind  in  seinen  rt Materialien  zur  Erläuterung 
und  Beurteilung  der  wirtschaftliehen  Edelmetall- 
rcrhältnisse  und  der  Währungsfragen,  2,  Ausg., 
Berlin  1886;  femer  die  währungspolitischen 
i>chriflen  von  W.  Lexis,  —  Vgl.  femer  G, 
Cläre,  A.  B.  C.  des  changes  Hrangers,  über- 
setzt von  G.  Jfaurel,  1894  Baris.  —  Carl 
Heiligenstadt,  Beiträge  zur  Lehre  von  den 
auswärtigen  Wechselkursen,  Jahrb.  f.  Xat.  u. 
Stat.  S.  F.,  Bd.  5,  S.  198  ff.  —  Jos.  Grunzet, 
Der  internationale  Wirtschaftsverkehr  und  seine 
Bilanz,  Leipzig  1895.  —  Erw.  Hoenncher, 
Theorie  der  fremden  Wechselkurse,  1898  Leipzig, 
sowie  die  LütercUurangaben  im  Handwörterbuch 
zum  Art.  Handelsbilanz. 

Ausserdem  vgl.  die  Artikel  nDiskonto,  Dis- 
kontopolitika  und  nyotenbankenu  in  Eist  er  s 
Wörterbitch  der  Volkswirtschaft  sofcie  Artikel 
»Discounta,  nBill  Brokingn,  »Minimum  (Rate  of 


Discount)«,  n Currency  doctrine  or  principlen  in 
Palgrave* s   Dictionary   of  political   eeonomy, 

SUitistisehes  in  d.  Jahrb.  f.  XcU.  u.  Stat. 
sowie  seit  1898  in  deren  Beilage  n  Volkswirt' 
schaftliche  Chroniken,  femer  in  dem  jährlich 
erscheinenden  Werke  nLe  marche  ßnancieru  von 
A.  Haffalovieh;  femer  im  Londoner  »Econo' 
mist«  und  in  dem  oben  citierten  Werke  von  K. 
Hetfferieh, 

lieber  »Goldprämienpolitiku  vgl.  «7.  iMn^ 
desberger,  Währungssystem  und  Relation. 
Beiträge  tur  Währungsreform  in  Oesterreich" 
Ungarn,  Wien  1891.  —  J".  LMndesberger, 
Veber  die  Goldprämienpolitik  der  Zettelbanken, 
Wien  1893f.  —  Vgl.  ferner  die  anonyme  Flug- 
schrift: ftWarttm  zahlt  der  Deutsche  S^Jq,  der 
Franzose  ^%  Bankdiskont  fa  Berlin  1898.  — 
K.  Helfferich,  Zur  Erneuerung  des  deutschen 
Bankgesetzes,  Leipzig  1899. 

Veber  Diskontpolitik  in  den  Ver.  Staaten 
von  Amerika  vgl.  die  vom  Sound  Currency 
Committee  herausgegebene  Broschüre  Branch 
banking  and  discount  rates  von  R,  M.  Brechen» 
ridge. 

Für  Canada  vgl.  R,  M,  Breckenridge, 
The  eanadian  banking  System  1817 — 1880,  NeW' 
York  1895. 

Für  IVankreieh  vgl.  ausser  den  bisher  aw- 
geführten  französischen  Qttellen  die  einschlägi' 
gen  Artikel  des  von  Yves  Guyot  u.A,  Raffalo^ 
Vieh  henittsgegebenen  Dictionnaire  du  com- 
merce, de  l'industrie  et  de  la  banque. 

W,  LoU. 


Dismeiiibration, 

s.  Bodeuzersplitteriing    oben  Bd.  IT, 

S.  965  ff. 


Dithmar,  Justus  Christoph, 

geb.  am  13.  III.  1677  zu  Bothenbnrg  in  Hessen- 
Dannstadt,  gest.,  als  Mitglied  der  Gesellschaft 
der  Wissenschaften  zu  Berlin,  am  13.  III.  1737 
in  Frankfurt  a.  0.  £r  war  Inhaber  des  von 
König  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preussen  ge- 
stifteten Lehrstuhls  für  Kameralwissenschaft  an 
der  UniTcrsität  Frankfurt  a.  0.,  seit  dessen  Er- 
richtung (1727)  bis  zu  seinem  Tode. 

Das  yon  Dithmar  in  seinem  kameralisti- 
schen  Kompendium  „Einleitung  etc."  (s.  u.)  an- 
gewandte System,  auf  so  wenig  wissenschaft- 
licher Unterlage  es  sich  auch  aufbaut,  besitzt 
den  unleugbaren  Vorzug,  instruktiv  und  an- 
regend zugleich  zu  sein.  Es  behandelt  nämlich 
eine  Anzahl  Staats  wirtschaftlicher,  einzeln  und 
summarisch  aufgeführter  Materien  erst  vom 
ökonomischen,  dann  vom  polizeilichen  und  zu- 
letzt vom  kameralistischen  Standpunkte.  Neben- 
bei sind  die  einzelnen  Abteilungen,  besonders 
die  polizeiwissenschaftliche,  durch  nur  entfernt 
mit  der  Kameralistik  verwandte  Materien  be- 
reichert, z.  B.:  „Vom  tugendhaften  Leben  und 
Wandel  der  Unterthanen",  oder  einzelne  Ma- 
terien sind  nur  auf  die  ökonomische  und  poli- 
zeiwissenschaftliche Behandlung  angewiesen,  z. 
B.  die  Rubrik :  -Von  Juden,  Tagelöhnern,  Scharf- 
richtern und  AMeckem." 

Dithmar  veröifentlicht«  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Einleitung 
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in  die  ökonomischen,  Polizei-  and  Kameral- 
wissenschaften,  Frankfurt  a.  0.  1729;  dasselbe, 
2.,  3.,  4.,  5.  u.  6.  Anfl.,  ebd.  1740,  1745,  1748, 
1765  u.  1768  (die  5.  u.  6.  Aufl.  sind  von  D.  G. 
Schreber  herausgegeben).  —  Oekonomische  Fama 
von  allerhand  zu  den  ökonomischen  Polizey- 
und  Kameral- Wissenschaften  gehörigen  Büchern, 
auserlesenen  Materien,  nützlichen  Erfindungen 
etc.,  10  Hefte,  Frankfurt  und  Leipzig  1729  ff. 

Vgl.  über  Dithmar :  Strelin,  Geschichte  und 
Litteratur  der  Staatswissenschaft,  Erlangen  1827. 
—  Röscher,  Gesch.  d.  Nat.  Allgem.  deutsche 
Biographie,  Bd.  V,  Leipzig  1877.  —  H.  d.  St.. 
1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  943. 

Lippert, 


Dohm,  Christian  Conrad  Wilhelm  Ton, 


^ 


eb.  am  11.  XII.  1751  zu  Lem^o,  gest.  am  29. 
.  1820  auf  seinem  Gute  PustleDen  bei  Nord- 
hausen.  Dem  preussischen  Staatsdienst  gehörte 
er  seit  1779  an,  1886  wurde  er  geadelt.  Bis 
1806  bekleidete  er  eine  Reihe  hoher  Aemter, 
darunter  mehrere  Gesandtscbaftsposten.  Nach 
dem  Tilsiter  Frieden  ging  er,  als  Gesandter 
des  Königs  Jerome  von  Westfalen,  nach  Dres- 
den.   1810  trat  er  in  den  Ruhestand. 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  Schrif- 
ten in  Buchform  seien  genannt: 

Materialien  zur  Statistik  und  neuesten 
Staatengeschichte,  6  Hefte  incl.  Anhang,  Lemgo 
1777— 178Ö.  —  Nachricht  von  der  neuesten 
Verfassung  der  Zünfte  in  Frankreich,  Kassel 
1778.  —  Entwurf  einer  verbesserten  Konstitu- 
tion der  Reichsstadt  Aachen,  Frankfurt  a.  M. 
1780.  —  Ueber  die  bürgerliche  Verbesserung 
der  Juden,  2  Teile,  Berlin  1781—83;  dasselbe, 
2.  Aufl.  mit  Anmerkungen  von  Kahle,  ebd.  1789. 
(Die  Schrift  erregte  Aufsehen,  bei  den  Juden 
selbst  aber  ein  ärgerliches ;  vergl. :  Freimütige 
Gedanken  über  die  vorgeschlagene  Verbesserung 
der  Juden,  von  einem  Juden,  Halle  1792.)  — 
Zu  der  Myliusschen  üebersetzung  von  Neckers 
^ompte  rendu  au  roi",  Berlin  1781  verfasste 
Dohm  die  Vorrede  und  die  erläuternden  An- 
merkungen. 

Er  (veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche Schrift  in  der  Zeitschrift  „Teutsches 
Museum^,  was  Dohm  in  Gemeinschaft  mit  Boje 
seit  1776  herausgab :  „Ueber  das  physiokratische 
System"  (vergl.  Teutsches  Museum,  Bd.  II, 
Stück  10,  Leipzig  1778,  S.  289— 324  ■  dasselbe, 
Neudruck,  mit  Anmerkungen  von  Sonnenfels, 
Wien  1782.)  (Dohm  bekämpft  darin  die  Lehre 
Quesnays,  insbesondere  wendet  er  sich  gegen 
das  Steuersystem  und  die  Klasse  der  unproduk- 
tiven Arbeiter  des  Physiokratismus.) 

Vergl.  über  Dohm:  J.  Mauvillon,  Physio- 
kratische Briefe  an  Herrn  Professor  Dohm, 
Braunschweig  1781.  —  W.  Gronau,  Dohm  nach 
seinem  Wollen  und  Handeln,  Lemgo  1824.  — 
Allgemeine  Litteraturzeitnng,  Jahrg.  1828,  Er- 
gänzungsblatt Nr.  40,  Jena.  —  Ersch  u.  Gruber, 
I.  Sektion,  Teil  XXVI,  Leipzig  1835,  S.  295  ff. 
—  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  943  f. 

Lippert, 


Domänen. 

A.  Rechtsverhältnisse  der  Domänen  (S.  186). 
B.  Domänen  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  (S.  194). 

A.  Bechtsyerhältnisse  der 
Domänen. 

1.  Geschichte.  1.  Fränkisches  Reich.  2. 
Deutsches  Reich.  3.  Landesherrliche  Territorien. 
4.  Üebergang  in  den  heutigen  Zustand.  II.  H  e  u  t  i  - 
ges  Recht  der  deutschen  Staaten.  5. 
Preussen.  6.  Bayern.  7.  Württemberg.  8.  König- 
reich Sachsen.  9.  Baden.  10.  Grossherzogtum 
Hessen.  11.  Grossherzogtum  Sachsen.  12.  Säch- 
sische Herzogtümer.  13.  Mecklenburg.  14. 
Andere  deutsche  Staaten. 

I.  Geschichte. 
L  Fränkisches  Reich.  Auf  den  ersten 
Stiifea  der  Entwickelung  des  sesshaften 
Staates  ist  ein  eigener  Grundbesitz  die 
wesentlichste,  wenn  nicht  die  einzige  regel- 
mässige Finanzquelle.  Steuern  und  Abga- 
ben, bei  unentwickeltem  Geldwesen  nur  als 
Natundleistungen  möglich,  treten  erst  später 
hinzu.  So  beruhte  auch  die  Kraft  der  frän- 
kischen Monarchie,  obwohl  sie  aus  den 
Trümmern  des  Römerreichs  auch  einzelne 
steuerliche  Einrichtungen  gerettet  hatte, 
auf  einem  ausgedehnten,  wesentlich  der  Er- 
oberung entstammenden  Königsgute.  Zwi- 
schen Keichsgut  und  königlichem  Privatgut 
wurde  für  gewöhnlich  nicht  unterschieden, 
aber  die  Untrennbarkeit  des  Gutes  vom 
Reiche  zeigte  sich  darin,  dass  eine  Teilung 
des  Reiches  auch  stets  eine  Teilung  des 
Gutes  nach  sich  zog.  Alle  Einnahmen  dar- 
aus, teils  durch  unmittelbare  Bewirtschaf- 
tung für  den  Hof,  teils  durch  Verleihung 
gegen  Ab^ben  und  Dienste,  waren  Einnah- 
men des  Königs,  der  damit  die  Bedürfnisse 
der  königlichen  Familie  und  des  Hoflagers 
deckte,  während  die  sonstigen  öffentlichen 
Bedürfnisse,  namentlich  für  das  Heer,  durch 
Naturalleistung  der  Unterthanen  aufgebracht 
wurden.  Berühmt  ist  die  von  dem  Graf- 
schaffcsverbande  völUg  gelöste  Organisation 
der  Domänenverwaltung  durch  Karls  des 
Grossen  Capitulare  de  viUis,  Domänenämter 
(fisci)  mit  iudices  (villici,  actores)  an  der 
Spitze,  unter  welchen  Meier  (maiores),  fore- 
starii,  oellerarii  die  örtliche  Yerwaltung  hatten 
Die  Erträge  wurden  auf  Haupthöfen  gesam- 
melt und,  soweit  sie  nicht  in  Natur  für  Ver- 
waltung und  Hofhalt  verwendet  wurden, 
verkauft.  Oberaufsicht  durch  die  Königsboten. 

2.  Deutsches  Reich.  Bei  der  Teilung 
des  Reiches  unter  Karls  Nachfolgern  fiel 
auch  dem  Deutschen  Reiche  ein  reicher  Be- 
stand an  Domänen  zu,  der  besonders  noch 
durch  die  Eroberung  slavischer  Gebiete  er- 
weitert wurde.  Auch  in  Deutschland  stand 
die  Verfügung  über  das  Reichsgut  dem 
Könige  ausschliesslich  zu,  doch  war  durch 
die  Eigenschaft  des  Reiches  als  Wahlreich 
die   Trennung   des   königlichen   Hausgutes 
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Ton  dem  Reiclisgute  geboten.  Durchgeführt 
wurde  sie,  nachdem  noch  das  Hausgut  der 
Karolinger  und  Ottonen  bei  Erlöschen  ihres 
Stammes  Reichsgut  gewonlen  war,  unter 
den  salischen  und  staufischen  Königen.  Der 
Schwabenspiegel  (c.  104)  hebt  den  Unter- 
schied klar  hen^or :  ist  daz  ein  kivnig  eigen 
hat,  so  er  erweit  wirt,  daz  git  er  mit  rechte 
an  daz  riche,  ob  er  wil,  lat  aber  er  kint 
hinder  im,  div  erbent  des  riches  gut  nüt, 
unde  stirbet  der  kivnig  one  kint,  unde  hat 
er  daz  eigen  nüt  gegeben  an  daz  riche,  so 
erben  ez  die  nehsten  erben.  Ygl.  c.  19  am 
Ende.  Von  vornherein  erforderte  indessen 
die  Ausstattung  der  weltlichen  Beamten 
(Herzoge  und  Grafen)  wie  die  Dotation  der 
Bistümer  und  Kirchen  eine  umfassende 
Verwendung  von  Reichsgut;  auch  das  zu 
ersterem  Zwecke  verwendete  blieb  bei  der 
Ei-blichkeit  der  Aemter  nur  scheinbar  in 
den  Formen  des  Lehnrechts  ein  Eigentum 
des  Reiches,  und  alle  die  centrifugalen 
Mächte,  welche  die  Kraft  und  Einheit  des! 
Reiches  mehr  und  mehr  zerstörten,  die  An- 
massungen  der  Grossen,  ihnen  gegenüber 
das  Streben  der  Kaiser  nach  Begründung 
einer  eigenen  Hausmacht,  die  häiifige  Not- 
wendigkeit, die  Gunst  mächtiger  Geschlech- 
ter zu  erkaufen,  führten  aucli,  und  mit 
nicht  geringer  Rückwirkung  auf  den  Be- 
stand des  Reiches  selbst,  zur  allmählichen 
Auflösung  des  Reichs^tes.  Die  Versuche 
einzelner  kräftiger  Kömge,  den  Usurpationen 
mit  Gewalt  entgegenzutreten  (Konrads  IL 
in  Bayern,  Heinrichs  IV.  in  Sachsen,  Ru- 
dolfe I.  u.  a.)  vermochten  den  Verfall  nicht 
hintanzuhalten.  Ueber  die  Einbusse  des 
Reiches  an  Grundbesitz  unter  den  letzten 
Staufern  vgl.  Frey,  Geschichte  des  könig- 
lichen Guts  in  Deutschland  unter  den  letz- 
ten Staufern,  1881.  Eine  Selbstbewirtschaf- 
tung von  Domänen  fand  seit  dem  Inten^eg- 
num  nicht  mehr  statt.  Die  Wahlkapitulation 
Karls  V.  und  der  westfälische  Friede  (J.  P. 
0.  c.  Y  §  26)  untersagten  sogar  die  Wieder- 
einlösung der  Reichspfandschaften ;  das  Ver- 
sprechen der  Kaiser,  heimfallende  Lehen 
mcht  wieder  auszugeben,  wurde  nicht  ge- 
halten, und  bei  seiner  Auflösung  im  Jahre 
1806  hatte  das  Deutsche  Reich  keine  Do- 
mänen mehr. 

3.  Landesherrliche  Territorien.  Im 
G^ensatz  zum  Reiche  erstarkte  der  Domä- 
nenbesitz in  den  einzelnen  Territorien.  Er 
setzte  sich  zusammen  aus  den  ursprüng- 
lichen Amtslehen  der  Herzöge  und  Grafen, 
andern  gegen  Lehnsdienste  erworbenen 
Reichslehen,  angefollenen  Reichspfandschaf- 
ten; aber  auch  das  allodiale  Vermögen  der 
fürstlichen  Familien  floss  hiermit  zu  einer 
Masse  zusanmien,  ebenso  wie  die  Landesherr- 
lichkeit aus  dem  erblich  gewordenen  Amte 
und  der  Gutsherrlichkeit  zugleich  hervorging. 


Einen  Zuwaclis  erhielt  dieses  Vermögen  in- 
folge der  Reformation  in  den  protestantisch 
gewonlenen  Territorien  durch  die  Säkulari- 
sation des  katholischen  Kirchenguts,  das 
nur  in  wenigen  dieser  Länder  grundsätzlich 
(aber  auch  dort  eben  nur  grundsätzlich) 
seiner  Bestimmung,  nunmehr  für  protestan- 
tische Kirchen-  und  Schulzwecke,  als  ge- 
sonderte Masse  erhalten  blieb  (Württemberg, 
die  Braunschweig- Lüneburgischen  Lande), 
meistens  aber  mit  dem  Kammergute  ver- 
schmolzen wurde.  Der  Zuwachs  hätte 
grösser  sein  können,  denn  nicht  bloss  in 
England  wurde  die  Henne  geschlachtet, 
welche  die  goldenen  Eier  gelegt  hatte. 
Eigentümer  des  Kammerguts  Avar  nach  der 
dem  patrimonialen  Staate  allein  möglichen 
Auffassung  der  Landesherr  oder  die  Tandes- 
herrliche Familie.  Aber  dieses  fürstliche 
Eigentum  hatte  eine  wesentlich  öffentlich- 
rechtliche Seite.  Schon  die  goldne  Bulle 
(c.  20  §  1)  sieht  die  Domänen  als  Pertinenz 
der  Landeshoheit  an;  bei  einem  Weclisel 
der  Dj'nastie  fielen  die  Domänen  i-egel- 
mässig  nicht  an  die  Nachkommen  des  ver- 
drängten Fürsten,  sondern  an  den  neuen 
Landesherrn.  Das  17.  Jahrhundert  brachte 
aus  Frankreich  den  dort  schon  im  14.  Jahr- 
hundert anerkannten,  im  Jahre  1539  gesetz- 
lich ausgesprochenen  Gnmdsatz  von  der 
Unveräusserlichkeit  der  Domänen  nach 
Deutschland  und  im  Anschluss  daran  viel- 
fach die  Erhebung  der  Kammergüter  zu 
fürstlichen  Familienfideikommissen.  Fest- 
stehend aber  blieb,  dass  aus  dem  Ertrage 
der  Domänen  der  Landesherr  ausser  den 
Kosten  seiner  Hofhaltung  und  dem  Bedarf 
seiner  Familie  die  Kosten  der  Landesver- 
waltung in  erster  Reihe  zu  tragen  hatte. 
Ein  Besteuerungsrecht  der  Landesherren 
gegen  ihre  Unterthanen  wurde  reichsgesetz- 
lich erst  in  den  Reichstagsabschieden  von 
1530' und  1542  anerkannt  zur  Deckung  der 
Reichs-  und  Kreisbeiträge.  Durch  R.A,  von 
1654  MTude  es  auf  Steuern  zu  Zwecken 
der  Landesverteidigung  und  dei^leichen 
ausgedehnt,  herkömmlich  trat  die  Prin- 
zessinnensteuer hinzu.  Uebrigens  hatten 
die  Laudstände  das  Recht  der  Steuer be- 
willigung-  Strube  (Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts) lehrt,  dass  in  Deutschland  ge- 
meiniglich die  landesherrlichen  Kammer- 
güter alle  Regierungsbeschwerden  tragen, 
die  Landstände  hingegen  nur  dann  bei- 
tragen müssen,  1)  wenn  sie  aus  den  Do- 
manialgefäUen  nicht  bestritten  werden  kön- 
nen, 2)  die  Reichsgesetze  solche  den  Unter- 
thanen auflegen,  3)  oder  selbige  sich  zu 
deren  Abführung  verbindlich  gemacht  haben. 
Das  Recht  der  Landstände,  auch  an  der 
Erhebung  und  Verwaltung  der  von  ihnen 
bewilligten  Steuern  sich  in  weitgehendem 
Masse  zu  beteiligen,  führte  zu  einer  doppel- 
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ten  Finanzverwaltung :  der  herrschaftlichen 
Kammerkasse  und  der  landschaftlichen 
Steuerkasse,  auch  als  fürstlicher  und  Landes- 
fiskus, als  Fiskus  und  Aerar  oder  ähnlich 
unterschieden. 

Gegenüber  dem  Streben  der  Landstände, 
als  Bedingung  von  Steuerbewilligungen  eine 
Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  des  Kam- 
mergutes zu  erlangen,  suchten  die  Fürsten 
ihre  Selbständigkeit  zu  wahren,  insbesondere 
einen  für  ihren  persönlichen  Gebrauch  be- 
stimmten Teil  der  Kammergüter  T Scha- 
tullgüter) der  ständischen  Kontrolle  ganz 
zu  entziehen.  Immer  aber  blieb  die  emp- 
findliche und  für  die  Domänenvei-waltung 
selbst  nachteilige  Lücke  im  Finanzwesen, 
dass  eine  Verpflichtung  der  Landstände 
zur  Deckung  eines  Deficits  der  Domänen- 
verwaltung nicht  bestand.  Nur  kräftigen 
absoluten  Eegenten,  vde  denen  des  branden- 
bm^sch-preussischen  Fürstenhauses,  konnte 
es  gehngen,  den  Landständen  die  Bewilli- 
gung einzelner  permanenter  Steuern  abzu- 
gewinnen und  mit  deren  Hilfe  und  durch 
weite  Ausdehnung  der  oft  den  Domänen- 
gütern selbst  zugerechneten  Regalien  einen 
einheitlichen,  von  den  Ständen  unabhängigen 
Staatshaushalt  herzustellen. 

4.  Uebergang  in  den  heutigen  Zu- 
stand. Die  moderne  Entwickelung  des 
Staatsbegriffs  als  einer  Regierende  und  Re- 
gierte zusammenfassenden  Einheit  und  die 
damit  verbundene  schärfere  Scheidung  des 
öffentlichen  und  Privatrechts,  'wde  noch 
mehr  die  der  Auflösung  des  Reichs  folgende 
veränderte  Staatenbildung,  und  demnächst 
die  Schaffung  von  Verfassun^staaten  im 
heutigen  Sinne,  machte  auch  eme  Ueberlei- 
tung  der  dem  Patrimonialstaate  eigenen 
schwankenden  Rechtszustände  der  Domänen 
in  die  neue  Staatsordnung  notwendig.  Nur 
in  Preussen  und  Oesterreich,  die  sich,  mit- 
gestützt auf  ihre  nicht  zum  Deutschen 
Reiche  gehörigen  Bestandteile,  schon  vor 
der  förmlichen  Auflösung  des  Reichs  zu 
einer  wesentlich  selbständigen  staatlichen 
Stellung  emporgearbeitet  hatten ,  war  es 
auch  schon  damals  möglich,  gesetzgeberisch 
(Pr.  Allg.  L.  R.  II,  14  §  11,  Oesterr.  Bürg. 
G.  B.  Art.  287)  auszusprechen,  dass  die  Do- 
mänen Staatseigentum  seien,  mit  wel- 
chem Worte  allein  über  die  Zweckbestim- 
mimg der  Erträge  für  die  Monarchen  einer- 
seits und  die  Staatsverwaltung  andererseits 
freilich  noch  nichts  entschieden  war.  Das 
entgegengesetzte  Extrem  rein  fürstlichen 
Privateigentums  an  den  Domänen  fand 
Anerkennung  gegenüber  den  durch  die 
Rheinbundakte  v.  12./ 17.  Juli  1806  der  Sou- 
veränität der  Rheinbundstaaten  unterworfe- 
nen Fürsten,  Grafen  und  Herren.  Nach 
Art.  27  der  Rh.  B.  A.  sollen  die  Mediati- 
ßierten   behalten   (conserveront) :    chacun 


comme  propri^tö  patrimoniale  et  privee  tous 
les  domaines  sans  exception.  Der  Billigkeit 
gegen  die  Mediatisierten,  welchen  dadurch 
ein  pekuniär  recht  reidilicher  Ersatz  für 
die  verlorene  Landesherrlichkeit  -«Tirde,  wie 
der  historischen  Entstehung  des  Domänen- 
guts in  diesen  kleinen ,  wesentlich  aus 
Gnmdherrschaften  hervorge^ngenen  Staats- 
gebüden  mochte  das  an  sich  gewiss  ent- 
sprechen. Ob  es  sich,  was  oft  erörtert 
worden  ist,  auch  juristisch  rechtfertigte, 
zum  Nachteile  der  Territorien  und  der  sie 
übernehmenden  Staaten  die  gleichfalls  his- 
torisch begründete  Zweckbestimmung  des 
Domänenguts  zur  Bestreitung  von  Staats- 
lasten ^nz  in  Wegfall  zu  bringen,  scheint, 
da  es  sich  immer  um  einen  Gewaltakt  han- 
delte, eine  ziemlich  müssige  Frage. 

In  den  aus  den  Umwälzungen  zu  An- 
fang dieses  J^^hunderts  hervorgegangenen 
mittleren  und  kleinen  deutschen  Staaten  ist 
die  Neuregelung  des  Domänenrechts  viel- 
fach Gegenstand  heisser  Kämpfe  zwischen 
den  Fürsten  und  den  Landesvertretungen 
geworden,  die  teils  in  den  Verfassungs- 
urkunden ihren  Abschluss  gefunden,  teils 
darüber  hinaus  bis  in  die  neueste  Zeit  fort- 
gedauert haben.  Ein  die  Entscheidung  ohue 
weiteres  an  die  Hand  gebender  gemeingil- 
tiger  Rechtssatz  läßst  sich  weder  aus  der 
geschichtlichen  Entwickehmg,  die  beim 
Zurückgehen  auf  die  oft  dunkle,  aus  privat- 
rechtlichen und  staatsrechtlichen  Titeln  ge- 
mischte Erwerbsart  der  einzelnen  Domänen- 
bestandteile stets  zu  neuen  Zweifeln  führen 
müsste,  noch  aus  dem  Begriffe  und  den 
Bedürfnissen  des  Verfassungsstaates  ablei- 
ten. Neben  den  unter  Voraussetzung  der 
Stabilität  der  neu  zu  ordnenden  Staatswesen 
zunächst  praktischen  Gesichtspunkten,  unter 
denen  die  Sorge  für  eine  ihrer  Stellung 
entsprechende  pekuniäre  Ausstattung  der 
Regenten  und  deren  Familien  in  den  klei- 
neren Staaten  naturgemäss  am  stärksten 
überwiegen  musste,  hat  der  Streit  oft  mehr 
als  nötig  sich  um  die  mehr  formale  Frage 
gedreht,  ob  das  Eigentum  der  Domänen 
dem  regierenden  Hause  oder  dem  Staate 
zustehe,  teils  aus  doktrinären  Gründen,  teils 
infolge  des  Strebens  der  um  die  Fortdauer 
der  Souveränität  ihrer  Häuser  besorgten 
Rennten  kleinerer  Staaten,  den  Domänen- 
besitz ihren  Häusern  für  aUe  Fälle  mög- 
lichst zu  sichern.  Zumeist  dürfen  die  Streit- 
fragen jetzt  als  geordnet  angesehen  werden. 
An  Stelle  der  s&engen  Unveräusserlichkeit 
ist  durchweg  eine  Mitwirkung  der  Stände 
bei  den  Veräusserungsgeschäften  zur  Wah- 
rung des  Gesichtspunktes  getreten,  dass  das 
Staatsvermögen  im  ganzen  nicht  vermin- 
dert werden  darf.  Soweit  die  Domänen  als 
fürstliches  Fideikommissvermö^en  anerkannt 
sind,  bestimmt  sich  die  Notwendigkeit  der  Mit- 


Domänen  (Rechtsverhältnisse) 


189 


Wirkung  der  Agnaten  zu  Yeräusserungen  nach 
den  Hans-  und  allgemeinen  Landesgesetzen. 

Das  Bestehen  eines  reinen  Privatvermö- 
gens der  Regenten  neben  dem  Domänenver- 
mögen ist  unstreitig  überall  zulässig. 

üeber  die  Gestaltung  im  einzelnen  ist 
für  die  Bundesstaaten  des  neuen  Deutschen 
Reiches  folgendes  zu  bemerken: 

II.  Heutig^es  Recht  der  deutschen 

Staaten. 

5.  Prenssen.  Nachdem  unter  Fried- 
rich L  Lubens  (1700—1711)  Versuche,  die 
Domänen  in  Bauerngüter  zu  zerschlagen 
und  zu  vererbpachten,  mit  gleicher  Härte 
gegen  die  Besitzer,  wie  sie  begonnen,  rück- 
gängig gemacht  waren,  vereinigte  das  Edikt 
Friedrich  Wühelms  I.  v.  13.  August  1713 
die  SchatuU-  und  gewöhnlichen  Kammer- 
güter zu  einem  der  Krone  und  Kur  inkor- 
porierten Doraänengute,  stellte  die  »Inalie- 
nabilität«  aller  Domänengüter  fest  und  be- 
stimmte zugleich  aus  den  Erti-ägen  eine 
feste  Summe  von  270000  Thlr.  für  die 
königliche  Schatulle  und  von  230  000  Thlr.  für 
den  Hofstaat  (von  Friedrich  II.  im  ganzen 
auf  220<X)0  Thlr.  herabgesetzt).  Die  Vor- 
Schrift  des  A.L.R  (11,  14,  §  16),  dass  Do- 
mänengüter  nur  »gegen  Schadloshaltung  des 
Staates<  an  Privatbesitzer  gelangen  können, 
bildet  den  Uebergan^  zu  dem  Princip  der 
Veräusserlichkeit.  Die  Not  der  Zeiten  führte 
zu  dem  mit  Zustimmung  der  Agnaten  und 
der  Provinzialstände  erlassenen  Hausgesetze 
V.  17.  Dezember  1808,  welches  bestimmt, 
dass  über  Veräusserung  von  Domänen  jeder- 
zeit nur  die  Bedürfnisse  des  Staates  und 
die  Anwendung  einer  verständigen  Staats- 
wirtschaft  entscheiden  sollen,  dass  aber,  ab- 
gesehen von  der  augenblicklichen  dringen- 
den ]Not  (Deckung  von  45  Millionen  Tldr. 
damaliger  Schulden  und  der  Kontributionen 
an  Frankreich),  die  Veräusserungsurkunden 
ausser  dem  Souverän  auch  von  dem  Thron- 
folger und  von  dem  ältesten  Prinzen  des 
von  Friedrich  Wühelm  I.  abstammenden 
Hauses  zu  vollziehen  seien,  eine  Vorschrift, 
die  für  die  Veräusserung  der  zur  Zeit  ihres 
Erlasses  vorhanden  gewesenen  Domänen 
noch  in  Kraft  steht.  Nach  der  Säkularisa- 
tion der  geistlichen  Güter  (Edikt  v.  30.  Ok- 
tober 1810)  und  nachdem  infolge  der  Frie- 
densschlüsse von  1814  und  1815  die  Do- 
mänen in  den  neu-  und  wiedererworbenen 
Landesteilen  hinzugetreten  waren,  erging 
die  V.  V.  17.  Januar  1820  »wegen  künftiger 
Behandlung  des  gesamten  Staatsschulden- 
wesens«. Danach  soll  aus  dem  Ertrage  der 
sämtlichen  damals  vorhandenen  Domänen, 
Forsten  und  säkularisierten  Güter  eine  Jah- 
resrente von  2^2  Millionen  Thlr.  (der 
Kronfideikommissfond)  vorweg  ent- 
nommen werden,  aus  dem  alle  Bedürfnisse 


des  königlichen  Hauses,  die  Ai)anagen,  der 
Unterhalt  der  königlichen  Schlösser  und 
Gärten  u.  s.  w.  zu  bestreiten  sind,  was  Art. 
59  der  Verf.  Crk.  bestätigt  (im  Staatshaus- 
haltsetat erscheint  deshalb  die  Domänenein- 
nahme unter  Abrechnung  jener  7  ^.2  Millionen 
Mark).  Im  übrigen  wurden  die  Domänen 
für  die  gesamte  damalige  verzinsliche  Staats- 
schuld von  nmd  180  Millionen  Thlrn.  der- 
art verpfändet,  dass  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  dieser  Schuld  die  Einkünfte  der 
Domänen  wie  der  Erlös  aus  Domänenver- 
käufen, Ablösung  von  Domänenrenten  u.  s. 
w.  unter  besonderer  Kontrolle  der  »Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden«  vei'wenaet 
werden  sollten.  Das  Nähere  interessiert 
kaum  mehr,  da  der  Rest  der  alten  Staats- 
schuldscheine am  1.  April  1898  nur  noch 
12  V2  Millionen  Mark  betrug  und  bis  dahin 
1900  ganz  getilgt  sein  wird.  —  Die  ferner 
in  der  Bulle  De  salute  animarum  v.  16.  Juni 
1821  in  Aussicht  genommene  Sicherstellung 
der  staatlich  zugesagten  Dotation  der  Bis- 
tümer durch  Belastung  der  Staatsforsten 
mit  Gnindzinsen  ist  nicht  in  Ausführung 
gekommen.  —  Das  geordnete  Finanzwesen 
eines  Grossstaates  macht  die  Bestellung  be- 
sonderer Sicherheiten  für  Civilliste  und 
Staatsschulden  entbehrlich.  Es  hat  daher 
eine  Verpfändung  von  Domänen  weder 
für  die  Erhöhung  der  Civilliste  in  den  Jah- 
ren 1859,  1868  und  1889  noch  für  später 
kontrahierte  Schulden  stattgefunden.  Die 
Veräusserung  von  Domänen,  soweit 
nicht  noch,  für  die  vor  1808  erworbenen  das 
Hausgesetz  von  1808  Anwendung  leidet 
noch  auch  bis  zur  vollen  Tilgung  der  älteren 
Schuld  eine  Mitwirkung  der  Staatsschulden- 
Verwaltimg  geboten  ist,  also  namentlich 
auch  die  Veräusserung  der  durch  die  Ge- 
bietserweiterungen von  1866  neu  erworbe- 
nen, durch  die  V.  v.  5.  Juli  1867  in  ihren 
Rechtsverhältnissen  denen  in  den  älteren 
Provinzen  gleichgestellten  Domänen  erfolgt 
giltig  unter  Genehmigung  des  Ressortmi- 
nisters. Dieser  hat  die  königliche  Genehmi- 
gung einzuholen,  Dritten  aber  nicht  nach- 
zuweisen. Die  verfassungsmässige  Mitwir- 
kung des  Landtages  erfolgt  durch  die  Ge- 
nehmigung des  den  Erlös  aus  Domänenver- 
äusserungen  als  Einnahmeposition  enthal- 
tenden Staatsliaushaltsetats  und  durch  Prü- 
fung der  Staatshaushaltsrechnungen.  (Staats- 
haushaltsges.  v.  11.  Mai  1898  §§  2,  47).  Die 
Besteuerung  der  Domänen  und  des 
Staatseinkommens  daraus  zu  Gunsten  der  Ge- 
meinden ist  geordnet  in  den  §§  24,  33,  44  des 
Kommunalabgabengesetzes  v.  14.  Juli  1893, 
wegen  der  Besteuerung  zu  Gunsten  der  Kreise 
und  Provinzen  vgl.  §  91  dieses  Gesetzes  in 
Verbindung  mit  §  41  der  Kreisordnung  (Fas- 
sung V,  19.  März  1881)  und  §  107  der  Pre- 
vinzialordnung  (Fassung  v.  22.  März   1881) 
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D  i  e  Y  e  r  w  a  1 1  n  n  g  der  Domänen  ressor- 
tierte  seit  dem  Patent  v.  26.  Dezember  1808 
über  die  veränderte  Verfassung  der  oberaten 
Staatsbehörden  vom  Finanzmimsterium,  war 
vorübergehend  1835 — 1848  dem  Ministerium 
des  königlichen  Hauses  zugeteilt  imd  ist 
durch  ErJass  v.  7.  August  1878  dem  Mi- 
nisterium für  landwirtschaftliche  Angelegen- 
heiten, seitdem  Ministerium  für  Landwirt- 
schaft, Domänen  und  Forsten,  übertragen 
worden,  bei  welchem  wegen  der  verschie- 
denartigen Wirtschaftsweise  besondere  Ab- 
teilungen für  die  Domänen  und  für  die 
Forsten  bestehen. 

Das  aus  säkularisiei-tem  Kirchengute  ge- 
bildete hannövei-sche  Klosterkammergut  ist 
auch  nach  der  Neuordnung  Hannovers  sei- 
nem bisherigen  Zwecke  als  selbständige, 
zum  Ressort  des  Kultusministeriums  gehörige 
Vermögensmasse  erhalten  geblieben. 

Nicht  zu  den  Staatsdomänen  gehören 
das  königliche  Hausfideikommiss  und  das 
königliche  prmzliche  Familienfideikommiss. 
Die  darin  enthaltenen  Güter  sind  Privat- 
eigentum des  königlichen  Hauses  und  wer- 
den unter  dem  Ministerium  des  königlichen 
Hauses  von  der  königlichen  Hofkammer  der 
königlichen  Familiengüter  verwaltet.  Völlig 
freies  Privateigentum  des  Königs  für  seine 
Person  ist,  was  der  König  vor  der  Thron- 
besteigung besessen  hat  oder  nach  derselben 
aus  Ersparnissen  der  Civilliste  oder  sonst 
privatrechtlichen  Titeln  erwirbt. 

6.  Bayern.  Der  öffentlichrechtliche  Cha- 
rakter der  Domänen  i^nirde  seit  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  ziu: 
Geltung  gebracht.  Ki-eittmayr  bezeichnet 
die  Kammergüter  als  solche,  die  der 
Landesherr  nicht  titulo  vel  iiu^  mere  pri- 
vate, sondern  iure  publice  und  als  Landes- 
herr zu  seinem  und  seines  Hof  Unter- 
halt geniesst.  Die  Berechtigimg  zu  dieser 
Aiiffassung  wuchs  dm-ch  die  Erwerbung 
grosser  Teüe  des  Kammergutes  aus  Landes- 
mitteln, aus  welchen  z.  B.  die  Abfindung 
der  Kurfürstin  Maria  Antonie  von  Sachsen 
für  Verzicht  auf  ihre  Erbansprüche  an  das 
altbayerische  Familiengut  gezahlt  wui-de 
(Teschener  Konvention  v.  13.  3Iai  1779). 
Die  förmliche  Umwandlung  des  Kammergutes 
in  Staatsgut  erfolgte,  wenn  auch  noch  unter 
der  privatrechtüchen  Formel  des  Fidei- 
kommissos,  diu"ch  dieDomaniaJ-Fideikommiss- 
Pragmatik  des  Kurhauses  Pfalz-Bayern  vom 
20.  Oktober  1804,  welche  zugleich  die  Ver- 
äusserung  verbot  und  die  Vindikation  un- 
gültig geschehener  Veräusserungen  ordnete. 
In  einem  bei  dem  veränderten  Staatsrecht 
fast  gedankenlos  erscheinenden  AVortan- 
schluss  an  die  Pragmatik  bestimmt  die  Ver- 
fassungsurkunde vom  26.  Mai  1818,  Tit.  III, 
S  1 :  »Der  ganze  Umfang  des  Königreichs 
Bayern  bildet  eine  einzige,  unteilWe,  un- 


veräusserliche Gesamtmasse  aus  sämt- 
lichen Bestandteilen  an  Landen,  Leuten  (!), 
Herrschaften,  Gütern,  Regalien  und  Renten 
mit  allem  Zubehör.  Auch  alle  neuen  Er- 
werbungen (des  kgl.  Hauses)  aus  Privattiteln, 
an  unbeweglichen  Gütern,  .  .  .  wenn  der 
erste  Erwerber  während  seines  Lebens  nicht 
darüber  verfügt  hat,  kommen  in  den  Erb- 
gang des  Mannesstammes  und  werden  als 
der  Gesamtmasse  einverleibt  angesehen.« 
Auch  die  weiteren  Bestimmungen  lassen  an 
Unklarheit  nichts  zu  wünschen.  Zu  dem 
»auf  e\\ig  unveräusserlichen«  Staatsgut 
werden  wörtlich  sogar  die  vorhandenen 
Vorräte  an  barem  Gelde  in  der  Staatskasse 
oder  an  Naturalien  bei  den  Aemtern  ge- 
rechnet. Als  Veräusserungen  sind  aber 
nicht  anzusehen  (§  6)  alle  Staatshandlungen 
des  Monarchen,  welche  innerhalb  des  ihm 
zustehenden  Regierungsrechts  (?)  nach  dem 
Zwecke  und  ziu*  Wohlfahrt  des  Landes  über 
Stamm-  und  Staatsgüter  vorgenommen  wer- 
den, sowie  alle  einzelnen  Veräusserungen 
und  Veränderungen,  welche  bei  den  Staats- 
gütern, dem  Staatszwecke  gemäss  und  nach 
richtigen  Grundsätzen  der  fortschreitenden 
Staatswij  tschaft  »für  gut  befunden  werden«(!). 
Auch  die  älteren  Vorschriften  über  Anfech- 
tung verbotener  Veräussenmgen  sind  nicht 
aufgenommen  worden.  Der  Sinn  der  Vor- 
schriften ist,  dass  werbendes  Staatsvermögen 
nicht  ohne  Ersatz  veräussert  werden  soll, 
damit  (§  7)  »die  Staatseinkünfte  nicht  ge- 
schmälert werden«. 

Die  schon  im  Jahre  1799  »mit  aller  Ver- 
schwiegenheit« »zur  Rettimg  des  Staates« 
»von  äusserster  Staatsgewalt  wegen«  be- 
gonnene imd  auf  Grund  des  Reiclisdeputa- 
tions-Hauptrezesses  vollständig  durchge- 
führte Einziehung  des  Klosten'crmögens  liat 
wegen  schlechter  Geschäftsfühnmg  der  da- 
mit beauftragten  Kommission  niclit  die 
vollen  erhofften  Früchte  getragen.  Einen 
weiteren  Zuwachs  füi-  das  Staatsgut  bildete 
das  Vermögen  des  im  Jahre  1808  endgültig 
aufgehobenen  Johanniterordens. 

Auf  die  Staatsdomänen  radiziert  ist 
nach  dem  Gesetz  vom  Juli  1834  die  Civil- 
liste; zu  dieser  gehört  ausser  der  festen 
Jaliresrente  auch  ein  festes  Inventar  an  Ge- 
bäuden und  Gnmdstücken,  welches  Eigen- 
tum des  Staates  verblieben  ist. 

Die  Verwaltung  der  Domänen,  unter 
denen  nur  die  Staatsforsten  noch  erhebliche 
Bedeutung  haben,  erfolgt  durch  die  zu- 
ständige Abteilung  des  Ministeriums  der 
Finanzen. 

7.  Württemberg.  Neben  dem  von  al- 
ters nächst  der  Deckung  der  Privatbedürf- 
nisse der  herzoglichen  Familie  auch  zur 
Bestreitung  wirklicher  Staatsausgaben  die- 
nenden Kammergute  gründete  Herzog 
Eberhard    IIL     aus     seinen    Erwerbungen 
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(1664,  1674)  ein  durch  die  »Kammerschrei- 
berei*  besonders  verwaltetes  engeres  Fidei- 
kommiss,  dessen  Einkünfte  als  ausschliess- 
liches Familienvermögen  an  dem  eigentlichen 
Staatsaufwande  nicht  teilnahmen.  Das  nach 
der  Reformation  eingezogene  katholische 
Kirchengut  sollte  nach  der  Kirchenordnung 
von  1559  und  dem  Landtagsabschiede  von 
1565  für  evangelische  Kirchen-  und  Schul- 
zwecke besonders  erhalten  bleiben,  niu*  ein 
etwaiger  Ueberschuss  sollte  zu  anderen 
Liandesausgaben  verwendet  werden  dürfen. 
Mit  der  gewaltsamen  Aufhebung  der  alten 
württembergischen  Verfassung  im  Jahre 
1805  verloi-en  die  3  Komplexe  des  Kammer-, 
Kammerschreiberei-  und  Kirchengutes  ihre 
Selbständigkeit  und  wurden  der  freien  Ver- 
waltung und  Verfügung  des  nunmehr  abso- 
luten Königs  unterstellt.  In  den  Kämpfen 
um  Wiederherstellung  der  württembergi- 
schen Verfassung  seit  1815  war  die  Frage 
der  Neuordnimg  dieser  Verhältnisse  eine 
der  wesentlichsten.  Sie  ist  geregelt  durch 
§§  102—110  der  Verf.-ürk.  v.  25.  September 
1819.  Die  ebendort  §  77  zugesagte  geson- 
derte Verwaltung  des  evangelischen  Kirchen- 
gutes ist  indessen  nicht  ins  Leben  getreten, 
und  es  werden  jetzt  unterschieden:  1)  Das 
Kammergut:  sämtliche  zu  dem  vormaligen 
Familienfideikommiss  gehörigen  und  vom 
König  neu  erworbenen  Grundstücke,  Gefälle 
und  nutzbaren  Rechte  mit  Ausnahme  des 
Hofdomänenkammergutes.  Es  bildet  ein 
vom  Königreiche  unzertrennliches  Staatsgut; 
es  haftet  darauf  die  Verpflichtung,  neben 
den  persönlichen  Bedürfnissen  des  Königs 
als  Staatsoberhaupt  und  der  Mitglieder  des 
königlichen  Hauses  (Civilliste  und  Apanage) 
auch  den  Aufwand  der  Staatsverwaltung 
zu  bestreiten.  Die  Deckung  dieses  Auf- 
wandes durch  Steuern  ist  nach  formalem 
Rechte  (§  109)  nur  subsidiär.  Die  Verwal- 
tung geschieht  durch  die  dem  Finanzminis- 
teriiun  unterstehende  Oberfinanzkammer,  der 
Grundstock  ist  in  seinem  wesentKchen  Be- 
stände zu  erhalten  und  dai-f  ohne  Einwilli- 
gung der  Stände  nicht  durch  Veräusserung 
oder  Belastung  vermindert  werden.  Ueber 
geringfügigere,  im  Verwaltungswege  zulässige 
Veräusserungen  imd  die  Wiederverwendung 
des  Erlöses  ist  den  Ständen  jährlich  Rech- 
nimg zu  legen.  2)  Das  Hofdomänen- 
kammergut,  entsprechend  dem-  ehemali- 
gen Kammerschreibereigute,  als  das  von  der 
Hof  domänenkammer  verwaltete  Privateigen- 
tum der  königlichen  Familie.  Der  König 
hat  in  Bezug  auf  Nutzung  und  Substanz 
wesentlich  die  Stellung  eines  jeden  Inhabers 
eines  Familienfideikommisses.  Dasselbe 
steuert  zu  den  Landeslasten  und  seit  dem 
G.  V.  18.  Juni  1849  auch  zu  den  Gemeinde- 
und  ähnlichen  Lasten  wie  jedes  Privatgut. 
3)  Aus  dem  Kammergut  zu  1)  sind  zur  Eta- 


blierung einer  der  königlichen  Würde  an- 
gemessenen Hofhaltung  gewisse  Immobilien 
(Schlösser  u.  dergl.)  und  Mobilien  als 
Kron  dotation  ausgeschieden  worden,  aber 
Staatseigentum  geblieben.  Dem  regierenden 
Könige  steht  die  Nutzung  neben  dem  Be- 
züge der  Civilliste  zu. 

8.  Königreich  Sachsen.  Die  Verf.-Urk. 
V.  14.  Dezember  1H31  rechnet  das  »könig- 
liche Domänengut«  zum  Staatsgute, 
dessen  Träger  der  König  als  Staatsoberlmupt 
ist,  das  durch  die  Staatßfinanzbehörden  ver- 
waltet wird  und  in  seinem  wesentlichen 
Bestände  erhalten  werden  soll.  Ueber 
wirtschaftliche  Veränderungen  im  einzelnen 
ist  dem  Landtage  alljährlich  Rechnung  zu 
legen.  Den  Hauptbestandteil  des  Domänen 
gutes  bilden  die  Forsten,  auf  deren  Ver- 
mehrung Bedacht  genommen  wird,  \vogegen 
aiif  allmähliche  Veräusserung  der  volks- 
wirtschaftlich für  Sachsen  wenig  bedeuten- 
den Oekonomiegüter  hingestrebt  wird.  Die 
Nutzung  der  Domänen  ist  dem  Staate  jedoch 
nur  als  Aequivalent  für  die  beim  jedesma- 
ligen Thronwechsel  zu  verabschiedende 
Ci%'illiste  und  nur  auf  so  lange  überwiesen, 
als  eine  Ci\'illiste  von  mindestens  ^/s  Mil- 
lion Thalern  jährlich  bewilligt  wird.  In 
Anrechnung  auf  die  Ci\'illiste  kann  der 
König  einzelne  Domänen  in  eigene  Benutzupg 
nehmen;  bestimmte  Schlösser,  Paläste  etc. 
sind  seiner  Benutzung  neben  der  Ci\illi8te 
resendert.  Das  neben  den  Domänen  und 
zwar  als  Eigentiun  des  königlichen  Hauses 
bestehende,  aber  vom  Lande  untrennbai' 
auf  jeden  rechtmässigen  Regenten  überge- 
hende und  nur  wie  das  Staatsgut  veräusser- 
liehe  Hausfideikommiss  enthält  keinen 
Gmndliesitz,  sondern  wesentlich  das  Pracht- 
mobiliar der  Schlösser  und  die  Kunstsamm- 
lungen. Ueber  sein  Privatvermögen  kann 
der  König  unter  Lebenden  frei  verfügen, 
auf  den  Todesfall  jedoch  nur  über  das,  was 
er  vor  dem  Regierungsantritt  besass  und 
über  dessen  Erträgnisse.  Soweit  über  das 
Privatvermögen  auf  den  Todesfall  nicht  ver- 
fügt ist  oder  nicht  verfügt  wei-den  darf, 
fäUt  es  beim  Todesfall  des  Königs  zum 
Hausfideikommiss. 

9.  Baden.  Die  Verfassung  v.  22.  Sep- 
tember 1818,  §  59,  bestätigt,  dass  die  Do- 
mänen »nach  anerkannten  Grundsätzen  des 
Staats-  und  Füi-stenrechts«  unstreitig  Eigen- 
tum des  Regenten  und  seiner  Fa- 
milie seien  und  bleiben,  dass  aber  der  Er- 
trag ausser  der  darauf  radizierten  Ci\'illiste 
und  anderen  aufhaftenden  Lasten,  so  lange 
nicht  die  Unterthanen  diu'ch  Herstellung 
der  Finanzen  erleichtert  werden  können, 
der  Bestreitung  der  StaatsListen  ferner  be- 
lassen werden  soll.  Dementsiirechend  wer- 
den die  sämtlichen  »Kameraldomänenc 
durch  die  staatliche  Domänendii-ektion  ver- 


192 


Domänen  (Rechtsverhältnisse) 


waltet  und  die  Einkünfte  zur  Staatskasse 
gezogen.  Erhebliche,  über  blosse  Verwaltungs- 
massregeln hinausgehende  Veräusserungen 
sind  nur  unter  Zustimmung  des  Landtages 
gegen  Wiederverwendung  des  Erlöses  zu- 
lässig. Geschieden  von  den  Domänen  sind 
einerseits  das  Fideikommissvermögen  der 
grossherzoglichen  Familie  und  das  freie 
Privat  vermögen  des  Grossherzogs,  andrer- 
seits das  Staatsverwaltungs- Vermögen,  der 
»Staatsgrmidstock«.  Ob,  weil  die  Verfassung 
vom  Grossherzog  Karl  einseitig  verliehen 
ist,  noch  auf  die  älteren  Rechtsverhältnisse 
zurückgegriffen  und  nach  diesen  eine  Teüung 
der  Domänen  zwischen  dem  Landesherm 
und  dem  Lande  angestrebt  werden  kann, 
ist  eine  bisher  nur  theoretisch  aufgeworfene 
Streitfrage. 

10.  Grossherzogtam  Hessen.  Schon 
vor  der  Verfassung  von  1820  galt  der 
Grundsatz,  dass  der  Ertrag  der  Domänen 
nicht  bloss  zu  dem  persönlichen  Aufwände 
des  Regenten,  sondern  auch  zu  den  Landes- 
bedürfnissen zu  verwenden  sei.  Die  Landes- 
schulden waren  auf  die  Domänen  radiziert. 
Der  Art.  6  der  Verf.-Ürk.  v.  17.  Dezember 
1820  vollzog  eine  Teilung  der  Domänen 
dahin,  dass  ein  Drittel  sämtlicher  Domänen 
(nach  dem  Ertrage)  an  den  Staat,  zum  Zwecke 
der  Schuldentilgung  durch  allmählichen  Ver- 
kauf, abgegeben  wurde.  Die  Ausscheidung 
dieses  Drittels  war  im  Jahre  1841  im 
wesentlichen  vollendet.  Die  beiden  übrigen 
Drittel  bilden  das  »schuldenfreie,  unver- 
äusserliche« Famüieneigentum  des  gross- 
herzoglichen Hauses,  dessen  Einkünfte  zu 
Staatsausgaben  unter  der  Bedingung  zu  ver- 
wenden, dass  die  Bedürfnisse  des  grossher- 
zoglichen Hauses  und  Hofes  (Oivilliste, 
Apanagen)  auf  sie  vorzugsweise  radiziert 
sind.  In  den  Grundbüchern  und  Steuerka- 
tastern werden  diese  Teile  als  »Grossher- 
zogtum, Landeseigentum«  und  »grossherzog- 
liches Haus,  Familieneigentum«  geschieden. 
Zu  Belastungen  und  Veräusserungen  auch 
des  letzteren  bedarf  es,  soweit  solche  nicht 
als  blosse  Verwaltungsmassregeln  anzusehen, 
der  Einwilligung  der  Landstände. 

11.  Grossherzogtam  Sachsen.  Die  im 
Jahre  1848  proklamierte  Vereinigung  des 
Kammervermögens  mit  dem  landschaft- 
lichen Vermögen  ist  durch  Verabschiedung 
mit  dem  Landtage  des  Jahres  1854  rück- 
gängig gemacht ;  das  Kammergut  ist  danach 
auch  jetzt  »grossherzogliches  Kammerver- 
mögen« ohne  Scheidimg  der  Eigenschaft 
des  Grossherzogs  als  Chef  des  Fürstenhauses 
und  als  Staatsoberhaupt;  die  Verwaltung 
geschieht  aber  nach  V.  v.  4.  3Iai  1854  durch 
die  Staatsbehörden,  die  Einkünfte  fliessen 
nach  Vorabzug  einer  Civilliste  in  die 
Staatskasse. 

12.  Sächsische  Herzogtümer.    In  den 


aus  den  Teilungen  im  Sachsen-Gothaisohen 
Gesamthause  schliesslich  hervorgegangenen 
drei  sächsischen  Herzogtümern  ist  der  Do- 
mänenstreit zwischen  den  Landständen  und 
den  Regenten  nebst  den  Agnaten  des  Ge- 
samthauses am  lebhaftesten  und  längsten 
geführt  worden ;  für  Sachsen-Meiningen  ins- 
besondere hat  er  eine  eigene  juristische 
Litteratur hervorgerufen.  InSachsen-Co- 
burg  und  Gotha  sind  nunmehr  die  Do- 
mänen als  fideikommissariaches  Eigentum 
des  herzoglichen  Gesamthauses  anerkannt, 
deren  Besitz  sich  in  jedem  Specialhause 
zusammen  mit  der  Thronfolge  vererbt;  die 
Landtage  wirken  bei  der  Verwaltung,  ins- 
besondere bei  Veräusserungen  einzelner 
Teile,  mit;  von  den  Erträgen  sind  bestimmte 
Teile  oder  Summen  für  die  Bedürfnisse  des 
Herzogs  und  seines  Hauses  vorweg  ausge- 
wiesen, der  Rest  wird  zu  Staatsausgaben 
verwendet.  In  Coburg  gebührt  (G.  v. 
19.  Dezember  1846)  dem  Herzog  die  Hälfte, 
die  andere  Hälfte  der  Staatskasse;  die  Do- 
mänen sind  von  Grundsteuer  befreit,  solange 
der  Staat  einen  Anteil  an  den  Einkünften 
hat;  in  Gotha  nach  dem  G.  v.  1.  März 
1885  (mit  Zuziehung  der  Agnaten  zustande 
gekommen,  nachdem  diese  gegen  das  Staats- 
grundgesetz V.  26.  März  1849  protestiert 
hatten,  welches  das  beträchtliche  Kammer- 
und  Domänenvermögen  für  Staatsgut  erklärte) 
gebühren  dem  Herzog  vorweg  100  000  Thaler, 
demnächst  30  000  Thaler  zu  den  Staatsverw^al- 
tungskosten,  der  üeberschuss  wird  zwischen 
Herzog  und  Staatskasse  gleich  geteilt.  Als 
ein  füi*  Coburg  und  Gotha  gemeinseliaft- 
licher  Domäneubcsitz  ist  nach  dem  Kriege 
von  1866  der  Schmalkaldener  Wald 
hinzugetreten.  Durch  Staatsvertrag  vom 
14.  September  1866  übertrug,  bevor  das 
Kurfürstentum  Hessen  dem  preussischeu 
Staate  durch  das  hierzu  verfassune-smässig 
erforderliche  Gesetz  einverleibt  worden  war, 
der  König  von  Preussen,  »geleitet  von  dem 
Wunsche,  seiner  Hoheit  dem  Herzog 
von  Sachsen-Coburg  und  Gotha  für  die  im 
Laufe  der  letzten  kriegerischen  Ereignisse 
gebrachten  Opfer  eine  Entschädigung  zu 
gewähren  und  zugleich  einen  Beweis  des 
Anerkenntnisses  der  getreuen  Bundesge- 
nossenschaft zu  geben«,  die  Forsten  des 
vormals  kurhessischen  Kreises  Schmalkalden 
an  den  Herzog  »in  der  Eigenschaft  eines  inte- 
grierenden Bestandteiles  des  Domänengutes  in 
den  Herzogtümern  Coburg  und  Gotha,  mit- 
hin als  fideikommissarisches  Privateigentum 
des  herzoglich  Sachsen-Gothaischen  Gesamt- 
hauses«. Der  Herzog  übernahm  damit  die 
Verbindlichkeit,  seüien  Staatsangehörigen 
die  Schäden  und  Kosten  des  Kneges  zu 
vergüten.  Durch  herzogliche  V.  v.  6.  Sep- 
tember 1866  ist,  insolange  das  herzogliche 
Haus  regiert,   die  Hälfte   des   Reinerti-ages 
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den  Staatskassen  von  Coburg  und  Gotha  zu 
gleichen  Teilen   überwiesen;   im  Falle   der 
Mediatisierung  sollen  die  Erträge  ganz  dem 
jeweiligen  Herzoge  gehören.    Dem  Landtage 
ii^t  eine  Mitwirkung  wie  bei  den  alten  Do- 
mänen nicht  eingeräiunt  worden  .In  Sachsen- 
Meiningen  hatte  die  Yerf.-Urk.  v.  28.  Au- 
gust 1829  die  Domänen  fflr  Eigentum  des 
herzoglichen  Hauses  erklärt,  ein  Gesetz  von 
1831  die  Eigentumsfrage  offen  gelassen,  das 
G.  V.  23.  Mai  1849,  nachdem  eine  Fixierung 
des  Anteils  des  Landes  an  den  Einnahmen 
nur    vorübergehende    Dauer    gehabt    hatte, 
die  Domänen  fi'u-  Staatseigentum  erklärt  und 
dem  Herzog  eine  Civilhsto  ausgesetzt.    Da- 
gegen  protestierten    die  Agnaten.     Das   G. 
V.  3.  Jimi  1854  behielt,  übrigens  das  Eigen- 
tum des  herzoglichen  Hauses  anerkennend, 
dem  Schiedsspruch  eines  obei-sten  deutschen 
Gerichtes   die  Aussclieidung   einzelner   Be- 
standteile   als    Landeseigentum    vor.    Der 
Yergleichsvorsclilag     des     dieserhalb     um 
schiedsrichterliche  Entscheidung  angerufenen 
Oberappellationsgerichts  zu  Dresden   fülu'te 
zu    dem  den  Frieden    herstellenden  G.  v. 
20.  Juli  1871.      Dasselbe    geht,    den    prak- 1 
tischen  Gesichtspunkt  in  den  Vordergnmd ' 
stellend,  davon  aus,   dass   das  gesamte  Do-  i 
mänen vermögen    ohne    Unterschied     seiner  1 
Enlstehimg  und  seines  Er^'erbes   und   un-! 
beschadet  seiner  staatsrechtlichen! 
Eigenschaft  alsEigentum  d(»s  her-j 
zoglichen  Hauses  oder  alsLandes-| 
e  i  g  e  n  t  u  m ,    bestimmt    sei,    den   Aufwand  , 
für  den  herzoglichen  Hof,   die  Familie   und 
den  gesamten  herzoglichen  Haushalt  zu  be- 
streiten  und   einen  Teil   des  Betrages   zur 
Deckung  der  Staatsbedürfnisse  zu  gewähren. 
Kach  Yorabzug  von  230  000  Gulden  für  den 
jährlichen  Gesamtaufwand  des  heraoglichen 
Hauses     wird     der    Reinertrag     zwischen 
Herzog  und  Staatskasse  gleich  geteilt.    Zu 
freiwilligen   Yeräusserungen,    zu    grösseren 
Erwerbungen,  zu  Belastungen  und  zur  Fest- 
stellung des  Domänenetats  hat  der  I^andtag 
zuzustimmen.    Alles   dieses   gilt,  so   lange 
das    meiningensche    Specialhaus    oder    das 
gothaische    Gesamthaus    an   der  Regierung 
bleibt.    Für   den    Fall    der   Mediatisierung 
erhält    das    meiningensche  Specialhaus    als 
fideikommissarisches  Privateigentum  3/5,  das 
Herzogtum    als   Landeseigentum    ^;5.      Die 
Auscheidung    dieser   Anteile,    für    welche 
leitende   Yorschriften    gegeben    sind,    kann 
jederzeit  beantragt  werden,  ist  aber  bisher 
von   keinem  Teile   in  Anspruch  genommen 
worden.  In  Sachsen-Altenburg  hat  mit 
agnatischer  Zustimmung  eine  definitive  Tei- 
lung durch  G.  y.  29.  April  1874  schon  statt- 
gefunden:  dem  Lande   ist  ^/s,  dem   Hause 
sind   2,3   zugefallen,   an   w^elchen   dem  Re- 
genten die  Rechte  des  fideikommissarischen 
Besitzers   zustehen,   solange   ein  Glied   des 


gothaischen  Gesamthauses  über  AltenbiU'g 
regiert.  Zu  Substanzverminderungen  auch 
des  Fideikommisses  ist  die  Zustimmung  der 
Landschaft  des  Herzogtums  erforderlidi. 

13.  Mecklenburg.  Die  in  beiden  Mecklen- 
burg noch  heute  geltende  landständische 
Yei-fassung  beniht  auf  der  Gnmdlage  des 
»echten«  (mit  grundherrlichen  Befugnissen 
ausgestatteten)  Eigentums  in  seiner  Dreitei- 
lung als  Domanium,  rittei-schaftlicher  und 
landschaftlicher  (d.  i.  städtischer)  Grund- 
besitz. Das  *^'o  des  Landes  umfassende 
Domanium  ist  in  beiden  Grossherzogtümem 
Eigentum  des  füretlichen  Hauses,  das  nicht 
gemindert  noch  veräussert  werden  darf 
und  auf  dem  die  Last  der  fürstlichen  Haus- 
und Hofhaltung  wie  der  Kosten bestreitung  des 
Landesregiments  ruht.  Der  I^andesheiT  ver- 
einigt in  Domanium  die  landesherrlichen 
und  grundherrlichen  Befugnisse  als  absoluter 
Regent  und  übt  die  obrigkeitüchen  Befug- 
nisse durch  die  Domanialämter  unter  Lei- 
tung der  Kammer-  und  Forstkollegien  zu 
Schwerin  und  Neustrelitz.  Die  in  Mecklenbiu^- 
Schwerin  bestehende  Scheidung  der  Domänen 
in  engei*em  Sinne  von  den  Domänen  des  gross- 
herzoglichen Haushalts  ist  rein  administra- 
tiver Natur.  Die  Darlegung  der  verwickel- 
ten finanziellen  Stellung  des  Domaniums 
gegenüber  den  in  der  land ständischen 
Verfassung  vereinigten  beiden  Faktoren  der 
Ritterschaft  und  der  Landschaft  würde  ein 
tieferes  Eingehen  auf  das  ganze  mecklen- 
burgische Yerfassungsrecht  erfordern. 

Ei*st  die  neuere  Zeit  hat  den  bäuerlichen 
Gemeinden  des  Domaniums  eine  beschränkte 
vermögensrechtliche  Selbständigkeit  gegeben 
und  zunächst  in  Mecklenburg-Schwerin  seit 
18G9  durch  Yerwandlung  der  seitherigen 
kündbaren  Besitzverhältnisse  in  Erbpacht 
die  Bildung  eines  selbständigen  domanialen 
Bauernstandes  angebahnt.  Diese  nicht  olme 
lebhaften  Widei-spruch  und  nicht  ohne 
Zwang  (Androhung  völliger  Einziehung  der 
nicht  zu  Erbpacht  unter  bestimmten  Bedin- 
gungen angenommenen  Stellen)  gegenüber 
fast  4000  bäuerlichen  Stellen  durchgeführte 
Massregel  scheint  im  ganzen  günstigen  Ei- 
folg  gehabt  zu  haben.  Aus  den  von  den 
Erbpächtern  zu  leistenden  Anzalilungen  und 
Renten-Amortisationsbeträgen,  die  dem  Do- 
mänen-Stammvei-mögen  wieder  zugeführt 
werden  musstea,  ist  der  besondere  verwal- 
tete »Domanial-Kapital-Fonds«  gebildet  wor- 
den (Statut  v.  27.  März  75,  revid.  12.  Ok- 
tober 92),  der  durch  Beleihung  von  doma- 
nialen bäuerlichen  Besitzungen  und  Dorf- 
gemeinden,' rittei*schaftlichen  Gütern,  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  u.  s.  w. 
zugleich  als  Landes-Kreditkasse  wirkt. 

14.  Andere  dentsche  Staaten.  In 
(Jldenburg  liat  durch  Yereinbarung  mit 
den   Ständen    im   Jahi-e    1849,   in  Anhalt 
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durch  Gesetz  von  1868  eine  Teilung  der 
Domänen  stattgefunden ;  in  Oldenburg  bleibt 
neben  dem  für  die  regierende  Familie  ausge- 
schiedenen Krongute  das  Staatsgut  mit 
einer  festen  Civilliste  belastet,  in  Anhalt 
trägt  das  Hausfideikommiss vermögen  die 
Kosten  des  Hofhalts  allein,  und  nur  ein  Teil 
desselben,  das  sogenannte  engere  Fideikom- 
miss,  kann  nicht  ohne  Zustimmung  des 
Landtags  veräussert  werden.  In  Braun- 
schweig  lassen  die  Neue  Landesverordnung 
V.  12.  Oktober  1832  und  der  Finanzneben- 
vertrag vom  selben  Tage  die  Eigentumsfrage 
offen.  Aus  dem  Ertrage  des  Kammergutes  be- 
zieht der  Herzog  eine  fixierte  Civilliste,  der 
Rest  dient  den  Landesbedtirfnissen.  In  Wal- 
de c  k  ist  nach  Auf  hebung  des  die  Domänen  filr 
Staatsgut  erklärenden  Staatsgrundgesetzes 
von  1849  die  Teilung  der  Domäneninb'aden 
durch  Vereinbarung  zwischen  dem  Fürsten 
und  den  Ständen  im  Jahi-e  1853  geordnet. 
Die  Accessionsverträge  mit  Preussen  vom 
18.  Juli  1867  (auf  10  Jahre)  und  vom 
2.  März  1887  (kündbar  von  1898  ab)  über- 
lassen aber  dem  Fürsten  die  gesamten  Do- 
mänenerträge, aus  welchen  er  von  Landes- 
ausgaben nur  die  Kosten  des  Konsistoriums 
bestreitet.  (Der  Accessionsvertrag  von  1877 
hatte  für  die  10  jährige  Periode  von  1878 
bis  1887  die  Vereinbarungen  von  1853  v^-ie- 
der  in  Kraft  gesetzt.)  In  beiden  Schwarz- 
burg, beiden  Lippe  und  beiden  Reuss 
bildet  das  Kammer-  oder  Domänengut  ein 
nach  den  Gnmdsätzen  der  Staatserbfolge 
sich  vererbendes  fideikommissarisches  Eigen- 
tum der  fürstlichen  Häuser;  während  aber 
in  beiden  Schwarzbm*g  gewisse  Teile  der 
Erträge  zu  Staatsverwaltungszwecken  be- 
stimmt sind  und  demgemäss  die  Domänen 
diu*ch  die  Landesbehörden  verwaltet  werden 
und  den  Landtagen  eine  Mitwirkung  bei 
Substanzveränderungen  zusteht,  ist  in  den 
lippischen  und  reussischen  Fürstentümern 
der  Staat  auch  an  der  Verwaltimg  und  den 
Erträgen  nicht  beteiligt,  wogegen  auch  die 
Fürstenhäuser  weitere  Einnahmen  vom 
Lande  nicht  beziehen.  (Fürstentum Lippe :  G. 
V.  24.  Juni  1868;  Schaumburg-Lippe:  Verf. 
G.  V.  17.  November  1868 ;  Reuss  a.  L. :  Verf.  G. 
V.  28.  März  1867 ;  Reuss  j.  L. :  G.  v.  23.  Novem- 
ber 1880,  nach  welchem  die  Ansprüche  des 
Staates  an  die  Domänen  diu'ch  Zahlung  von 
1  Million  Mark  abgefimden  worden  sind.) 

lieber  die  Verwaltung:  der  Domänen  ist  der 
folgende  Artikel  (S.  205  tf)  zu  vergleichen,  mit 
dessen  Ausführungen  der  Unterzeichnete  sich  je- 
doch nicht  durchwe^r  einverstanden  erklären 
kann.  Mintelen. 

B.  Domänen  in  wirtschaft- 
licher Hinsicht. 

I.  Allgemeines.  Geschichte  der  Domänen 
(S.  194).  II.  Die  heutige  Verwaltung  (S.  205). 
in.  Statistik  (S.  223). 


I.  Allgemeines.    Geschichte  der 

Domänen. 

Einleitung.  Etymologie  und  Begriffsbe- 
stimmung. I.  Geschichtliches"  aus  dem 
Altertum.  1.  Aegypter,  Juden,  Griechen. 
2.  Rom.  IL  Geschichtliche  Entwicke- 
ung  der  Domanialverhältnisse  in  mo- 
dernen Staaten.  3.  Besondere  (deutsche) 
und  allgemeine  Entwickelungsvergänge.  4. 
Erste  Entstehung.  5.  Veräusserungen ,  Ver- 
schenkungen  u.  s.  w.  6.  Usurpationen,  Seunionen. 
7.  Domänenvermehrungen  durch  Säkularisati- 
onen; durch  Ankäufe,  Eroberungen.  8.  Das 
Ergebnis  dieser  Veränderungen.  9.  Besondere 
Stellung  der  Vereinigten  Staaten.  III.  Formen 
der  Domänenbenutzung  und  Verwal- 
tung. A.  Bewirtschaftungsweise  in  früherer 
Zeit.  10.  Regie ;  Gründe  ihres  langen  Bestehens. 
11.  Pacht;  Zeitpunkt  und  Ursachen  ihrer  Ein- 
führung. B.  Verwaltungseinrichtungen.  12. 
Bis  etwa  Mitte  des  16.  Jahrhunderts.  13.  Ein- 
führung kollegialischer  Verwaltung.  C.  Neuere 
Massregehi  (Zerschlagung  und  Vererbpachtung). 
14.  Gründe  derselben.  15.  Beginn  der  Mass- 
regeln in  Kursachsen.  16.  Brandenburg-Preussen. 
17.  Andere  Staaten. 

Einleitiing.  Etymologie  und  Begriffs- 
bestimmnDg.  Die  gegenwärtig  gebräuch- 
liche Bezeichnung  Domäne  lautet  im  Latein 
des  Mittelalters  domanium  (domaeuium,  do- 
ma^Tiium),  auch  demaniura.  Letztere  Ge- 
stalt des  Wortes  ist  die  in  Deutschland, 
Frankreich,  Italien  und  Sicilien  in  den  frühe- 
ren Jahrhunderten,  in  England  sogar  bis 
jetzt  übliche,  während  später  domanium  die 
allgemeinere  Form  wird,  welche  sich  im 
Verwaltungssprachgebrauche  Mecklenburgs 
noch  heute  erhalten  hat. 

Ueber  die  Etymologie  des  Wortes  existie- 
ren eine  Reihe  von  Konjekturen.  So  will 
man  dasselbe  teüs  von  de  manu  (in  dem 
Besitze  des  Fürsten  befindlich),  teils,  wie 
Röscher  sich  ausdrückt,  »nach  dem  nicht 
seltenen  ]yiischmasch  der  Volksetymologie« 
einerseits  von  dominium,  andrerseits  von 
doma  =  ager,  praedium,  possessio  (du  Gange) 
herleiten.  Als  die  einfachste,  wenigst  ge- 
künstelte und  der  Bedeutung  des  Wortes 
in  den  früheren  Jahrhunderten  am  meisten 
entsprechende  Annalime  dürfte  indessen  die 
einer  Korruption  aus  dem  altlateinischen 
»dominium«  erscheinen,  denn  in  der  Tliat 
wurde  anfangs  im  allgemeinen  schlechthin 
jedes  heri'schaftliche  Grundeigentum  im 
Gegensatz  zu  dem  Besitze  der  Hintersassen, 
also  auch  das  ])rivate,  nicht  nur  das  in  den 
Händen  von  Staat  und  Landesherren  be- 
findliche, als  »Dominium«  bezeichnet.  Ja 
in  einigen  Gegenden,  wie  im  preussischen 
Schlesien,  ist  die  Bezeichnung  Dominium 
in  der  Bedeutung  des  herrschaftlichen,  des 
Rittergutes  im  Gegensatze  zu  dem  Rustikal- 
besitze bis  ziun  heutigen  Tage  im  Gebrauch, 
imd  in  der  (isten^eichisch-ungarischen  Mo- 
narclüe  gilt  »Domäne«   ganz  allgemein  als 
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die  Bezeichnung:  für  Grossfn'nnilbesitz ,  so 
<lass  zwischen  Privat-  inul  Staats« lomünon  I 
unterschiede Q  wird.  Ei-st  später  wird  es 
Sitte,  unter  dominium  l)ezw.  den  vorerwälm- 
ten  anderen  Fonnen  des  Wortes  die  ünmd- 
heiTiichkeit  specieU  des  Staates  oder  des 
I^ndesherm  zu  verstehen. 

In    den    pregenwärtigen    Bestimmungen 
des  Begi'iffs  :» Domäne  <  herrscht  keineswegs 
Uebereinstimmimg.   Zunächst  muss  man  die 
in  der  Finanzwissenschaft  übüchen  Defini- 
tionen   und   die  in  der  Yerwaltungspraxis 
geübte  Klassifizierung  vollkommen  ausein- 
ander halten.    Teils  nämlich  aus  historischen 
Gründen,   teils  aus   Gründen   der  Yerwal- 
tungszweckmassigkeit  werden  von  letztei-er 
oft  Yermögensstücke    des   Staates    zu   den 
Domänen    gerechnet    oder    wenigstens    der 
Domänenverwaltung  unterstellt,  die  wissen- 
schaftlich   nicht    als    Domänen    angesehen 
werden,  und  andererseits  führt  auch  staat- 
liches Grundeigentum,  das  man  als  Domäne 
ansprechen  kann,  offiziell  diese  Bezeichnung 
nicht.   Letzteres  ist  z.  ß.  in  den  Vereinigten 
Staaten  der  Fall,  wo  den  ungeheueren  Staats- 
ländereien    des   Westens   jene    Benennung 
nicht    beigelegt   \\4rd,    w^rend    doch   die 
ausgedehnten,  zufci  Teil  noch   nicht  einmal 
nach    ihrem    vollen    Umfange    ermittelten 
Landstriche  des  südlichen,  südiistlichen,  öst- 
lichen und  namentlich  des  asiatischen  Russ- 
lands zu  dem  Domänenbesitze  gezählt  wer- 
den;   für   eretere    Eigentümlichkeit    geben 
Prcussen,    Frankreich    und    u.    a.    Italien 
eklatante   Beispiele   ab.     In   Preussen    ge- 
hören   ausser    den    Staatsfeldgütern,     den 
Forsten,  grundherrlichen  Gefällen  und  Do- 
mänenamortisationsrenten einzelne  Gebäude, 
Schlösser,    fiskalische    Fischereien    in    den 
Haffen,  den  grossen  masurischen  Seeen  und 
anderen  Gewässeni,  Austernbänke,  Badean- 
stalten, Mineralbrunnen,  Weinberge  imd  die 
Nutzung  des  Benisteinregals  in  das  Bereich 
der    Domänenverwaltung.      In    Franki*eich 
unterscheidet  man  das  domaine  public,  unter 
dem  man  die  Sti-assen,  Chausseeen,  Flüsse 
und    Brücken ,     die    Meeresufer ,    Häfen , 
Festungswälle  etc.  versteht  ^),  und  die  eigent- 
lichen Domänen,  domaine  proprement    dit 
ou  piive   de  TEtat    (ou    de    la     propri{»te 
privee),  zu  denen  die  Staatsgebäude,  Grund- 
stücke  sowie  die  Gesamtheit  der  » werben- 
den c.  Yermögensbestandteile  des  Staates  ge- 
rechnet werden;  mit  Bezug  auf  erstere  übt 
der  Staat  gewissennassen  nur  sein  Souve- 
ränitätsrecht,  über  letztere  aber  bestimmte 
Eigentumsrechte  aus.    (Kaufmann,  Koquet.) 

^)  „Ce  domaine  embrasae  toutes  les  choses 
qui  ont  ete  exclu^es  de  Tappropriation  privee, 
pour  etre  consacr^es  au  service  de  la  »ociete 
tont  enti^re."  (Perignon  in  Blocks  Dictionnaire 
de  Tadministr.  franc.) 


Ein  Teil  der  letzteren,  domaine  oder  dotation 
de  la  couronne,  diente  der  Nutzniessung 
der  Krene.  In  Italien  vollends  ist  der  Be- 
griff »Domäne«  ein  noch  viel  umfassenderer. 

Al8  historisch  erwähnenswert  sind  noch  die 
1810  von  Napoleon  geschaffenen  doraaines  cxtra- 
ordinaires  zu  nennen,  welche  hauptsächlich  ans 
in  Deutschland  und  Italien  liegenden  Land- 
gütern bestanden,  die  von  einer  gesonderten 
Behörde  verwaltet  wurden  und  deren  Einkünfte 
dem  Unterhalte  der  Armee,  der  Besoldung  der 
kaiserlichen  Soldaten  sowie  der  Belohnung  ver- 
dienter Civil-  und  Militärpersonen,  der  Errich- 
tung von  öffentlichen  Bauten,  Monumenten,  der 
Unterstützung  der  Kunst  und  überhaupt  der 
Glanzerhöhung  des  Kaisertums  dienen  sollten. 

Im  allgemeinen  versteht  man  zur  Zeit 
unter  Domänen  teils  das  gesamte  auf  privat- 
rechtlicher Basis  Edi-ag  bringende  (bezw. 
ertragsfähige)  oder  »w erbende 'V  unbeweg- 
liche Staats  vermögen,  teils  die  Gesamt- 
heit dos  für  Urproduktion  —  niclit  niu* 
für  liandwirtschaft  —  bestimmten  Vermö- 
gens des  Staates,  teils  endlich  im  engsten 
Sinne  die  Staatslandgüter.  Und  mit  den 
Domänen  in  diesem  letzteren,  gebräuchlich- 
sten Sinne  werden  sich  die  nachstehenden 
Untersuchungen  vorzugsweise  zu  beschäfti- 
gen haben. 

I.  Geschichtliches  ans  dein  Altertum. 

Die  landwirtscliaftlichen  Domänen  bilden, 
dem  Entwickelungsgang  der  Volkswirtschaft 
und  des  Finanzwesens  entsj>rechend,  natur- 
gemäjis  die  früheste  —  weil  naturalwirt- 
schaftliche —  Basis  des  Staatshaushalts 
aller  Kidtiu-völker,  und  man  findet  bei 
den  meisten  derselben  eine  bis  an  vor- 
historische Zeit  zurückreichende  Geschichte 
der  Domänen. 

1.  Aegypter.  Juden,  Griechen.  Bei  dem 
ältesten  geschichtlichen  Volke,  den  Aegyptern, 
galt  im  Einklang  mit  dem  fast  durch  das  ge- 
samte Altertum  sich  hindurchziehenden  Grund- 
gedanken, dass  der  einzelne  Staatsangehörige 
nur  als  Glied  des  Ganzen  Bedeutnng,  ja  vielfach 
auch  nur  als  solches  Eigentum  besitze,  der 
Staat  als  Obereigenttimer  des  Grundes  und 
Bodens,  der  nur  durch  Verleihung  in  Privat- 
eigentum resp.  -besitz  gelangen  konnte. 

Gleichwie  in  Aegypten  der  Staat,  wurde 
bei  den  Juden  Jehovah  als  Herr  alles  Landes 
angesehen,  zu  dessen  Anerkennung  auch  die  alle 
fünfzig  Jahre  wiederkehrende  Feier  des  Hall- 
jahres begangen  wurde.  Damit  aber  die  Fürsten 
., seinem  Volke  nicht  mehr  das  ihre  nehmen", 
bettehlt  der  Herr  (Hesekiel  45)  ausdrücklich, 
dass  ihnen  Land  zugewiesen  werde,  aus  dessen 
Einkünften  sie  ihren  Unterhalt  bestreiten.  Von 
einer  fortschreitenden  steten  Ent Wickelung  in- 
dessen der  hier  sich  zeigenden  Anfänge  des 
Domänen  Wesens  kann  bei  der  an  Wandelungen 
so  reichen  Geschichte  des  jüdischen  Volkes 
natürlich  nicht  wohl  die  Rede  sein. 

Ein  bei  weitem  ausgebildeteres  Domänen- 
wesen weist  schon  das  antike  Griechenland  auf: 
Die  Könige  Homers  besitzen  ausser  dem  Kron- 
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gut  {refievoi;)j  wie  es  scheint  (Odyssee  XXIV. 
V .  205),  wohl  noch  durch  Ersparnis  auf  privat- 
rechtlichem  Wege  erworbene  Güter  {ayoöi.  Rö- 
scher). Im  lacedämonischen  Staate  ferner  stand 
zunächst  der  Grundsatz  obenan,  dass  das  Ver- 
fügungsrecht über  den  Grund  und  Boden  vor- 
zugsweise dem  Staate  und  nur  verschwindend 
wenig  dem  einzelnen  gebühre.  Das  gesamte 
Grundeigentum  zerfiel  in  die  Ländereien  des 
Staates,  des  Königs,  der  Spartiaten  und  das 
Feriökenland.  Es  gab  einen  Staatsgrundbesitz 
an  Ackerland,  an  Weiden  mit  den  entsprechen- 
den Herden  und  an  Wäldern.  Die  Ländereien 
des  Staates  wie  die  des  Königs  wurden  wahr- 
scheinlich von  den  Periöken  gegen  bestimmte 
Abgaben,  von  einer  Art  Zinsbauem  also  gegen 
einen  Domänenzins,  bebaut.  In  Athen  wie 
überhaupt  in  den  griechischen  Freistaaten  bil- 
deten, entsprechend  der  herrschenden  Auffassung, 
dass  nur  für  Sklaven  und  Fremde  sich  Steuer- 
zahlung gebühre,  die  Erträge  von  Staatsgütern 
bis  in  spätere  Zeit  den  wesentlichsten  Teil  der 
Staatseinnahmen . 

2«  Rom«  Die  Geschichte  des  römischen 
Domänenbesitzes  endlich  ist  eine  überaus  lange, 
mit  ziemlicher  Sicherheit  bis  in  frühe  Zeit  zu- 
rückzuverfolgende und  zeigt  überdies  einen 
deutlichen  Einfluss  der  römischen  Domänenent- 
wickelung  auf  die  Entstehungsweiae  und  an- 
fängliche Gestaltung  des  alten  französischen  und 
deutschen  Domänenwesens. 

Den  bedeutendsten  und  einträglichsten  Teil 
des  römischen  Staatseigentums  machte  der  ager 
publicus  aus;  derselbe  bestand  seit  den  Zeiten 
der  Könige,  zu  denen  nach  Dionys  von  Hali- 
karnass  von  dem  gesamten  Ackerlande  ein  Teil 
für  den  König  und  den  religiösen  Kultus  aus- 
geschieden, ein  fernerer  Teil  als  Gemeinde  triften 
un verteilt  gelassen  und  das  übrige  nach 
„jugera"  an  die  Staatsbürger  verteilt  wurde. 
Späterhin,  als  das  römische  Gebiet  sich  durch 
Erwerbungen  erweiterte,  wurde  in  Italien  jedes- 
mal ein  Teil  des  eroberten  Gebietes  dem  ager 
publicus,  der  Domäne,  zugeschlagen.  Einen 
Teil  dieser  Erwerbungen  liess  der  Staat  in  Pri- 
vatbesitz übergehen,  einen  anderen  verpachtete 
er  durch  die  Censoren,  und  diese  Pachtgelder 
bildeten  „sechs  Jahrhunderte  lang  den  Haupt- 
fonds für  die  Verwaltung",  bis  „die  Häupter 
der  Volkspartei,  seitdem  die  reichen  Mittel  der 
Provinzen  in  die  Staatskasse  flössen,  ohne  Scha- 
den für  den  Staat  das  ganze  domaniale  Acker- 
land dem  Privatbesitze  überlassen  zu  können" 
meinten  (Marquardt),  so  dass  im  letzten  Jahr- 
hundert der  Eepublik  das  kultivierte  Ackerland 
des  domanium  völlig  zusammenschmolz.  Es 
blieben  hiernach  in  der  Hauptsache  im  Doma- 
nialbesitze  nur  noch  ausgedehnte  Wiesen  und 
W'aldweiden  (silva  pascua,  saltus),  deren  Nut- 
zung ein  Hutgeld  einbrachte.  Forsten,  Flüsse, 
Seeen,  deren  Fischerei  verpachtet  wurde,  sowie 
Bergwerke  und  Salinen,  deren  Betrieb  zum  Teil 
bis  m  die  spätere  Kaiserzeit  ein  Staatsmonopol 
bildete ;  ferner  die  dem  Staate  durch  Eroberung 
zugefallenen  unkultivierten  Ländereien,  die  be- 
hufs Urbarmachung  zwar  zu  beliebiger  Occu- 
pation,  jedoch  nicht  als  volles  Eigentum,  sondern 
nur  als  possessio  freigegeben  wurden,  welche 
zwar  zum  Fruchtgenuss ,  zum  Vererben,  Ver- 
schenken, Verkaufen  und  Cedieren  berechtigte, 
die  aber  für  den  Staat  einen  Ertragsanteil,  den 


Zehnten  oder  Fünften,  und  ausserdem  das  Recht 
in  sich  schloss,  das  Land  jederzeit  wieder  an 
sich  zu  nehmen  und  anders  zu  verwerten,  ohne 
dass  eine  usucapio  dagegen  geltend  gemacht 
werden  konnte.  Allein  auch  diese  Ländereien 
verlieren  bald  mehr  und  mehr  ihren  domanialen 
Charakter,  bis  der  letzte  Rest  des  italischen 
ager  publicus  unter  Vespasian  und  seinen  Söhnen 
verloren  ging. 

Die  Entstehung  des  ager  publicus  in  den 
Provinzen  unterscheidet  sich  nach  den  neueren 
Untersuchungen  namentlich  Marquardts  vornehm- 
lich dadurch  von  der  in  Italien,  dass  erstens 
da,  wo  königliche  Güter  vorhanden  gewesen 
waren,  diese  vom  Staate  sämtlich  übernommen 
wurden  und  dass  ganz  allgemein  in  allen  mit 
Waffengewalt  erworbenen  Gebieten  die  gesamte 
landwirtschaftliche  Fläche,  nicht  nur,  wie  in 
Italien,  ein  Teil  derselben  dem  ager  publicus 
zugeschlagen  wurde.  Bemerkenswert  ist  noch, 
dass,  wie  späterhin  eine  Teilung  der  Provinzen 
zwischen  Senat  und  Kaiser,  auch  eine  solche 
der  Domänen  stattgefunden  zu  haben  scheint 
und  dass  überdies  auch  eine  getrennte  Ver- 
waltung der  Staats-  und  der  zum  Teil  auf 
mancherlei  nicht  einwandsfreie  Weise  erworbenen 
kaiserlichen  Güter  stattgefunden  hat,  —  eine 
Trennung,  wie  sie  ähnlich  in  den  modenien 
Staaten  erst  spät  sieh  vollzogen  hat. 

IT.  Geschichtliche  Entwickelimg  der 
DomanialverhältDisse  in  modernen 

Staaten. 

3«  Besondere  (deutsche)  und  allge- 
meine Ent Wickel ungs Vorgänge.  Unmittelbar 
an  die  römische  Domänengeschichte  lehnt  sich 
die  deut.sche  an.  Die  Berührung  germanischer 
Stämme  mit  den  Römern  brachte  zuvörderst  bei 
den  ersteren  vielfach  neue  Anschauungen  über 
das  Grundeigentum,  eine  andere  Würdigung 
desselben  mit  sich  und  liess  die  Praxis  des 
römischen  Eroberungsrechts  mehr  und  mehr 
Eingang  finden.  Begreiflicherweise  eigneten  sich 
die  Könige  und  Führer  bezw.  Fürsten  dieser 
Stämme  die  umfangreichsten  Komplexe  von  den 
eroberten  Landstrichen  an,  behielten  dieselben 
im  erblichen  Familienbesitze  und  erhoben  auf 
Grund  wiederum  dieses  Besitzes  sich  wie  ihre 
Familien  zu  immer  grösserem  Ansehen  und 
grösserer  Macht.  Die  königlichen  Güter  nun 
und  die  Erbgüter  der  zu  Königsgeschlechtem 
gewordenen  Familien  bilden  einen  l&uptbestand- 
teil  des  sogenannten  Reichsgutes,  der  Reichs- 
domänen, zu  dem  ferner  noch  die  Güter  der 
zahlreichen  unterworfenen  oder  vernichteten 
Stammesfürsten  traten.  Diese  Reichsdomänen 
aber  gingen  im  Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr, 
schliesslich  ganz  verloren,  und  zwar  erklärt  sich 
dies  wesentlich  auch  aus  der  Geschichte  der 
Domänenbenutzung  und  -Verwaltung  in  Deutsch- 
land, die  darum  teilweise  gleich  an  dieser 
Stelle  in  Kürze  skizziert  sein  möge. 

Wie  weiter  unten  (sub  II,  9  S.  212  213)  dar- 

felegt,  war  zunächst  und  eine  lange  Reihe  von 
ahrnunderten  hindurch  die  Regie  (Selbstverwal- 
tung, Selbstbetrieb,  Administration  etc.),  die  na- 
türlichste bezw.  auch  die  allein  mögliche  Form  der 
Domänenbenutzung.  Dieselbe  machte  einen  für 
damalige  Zeit  ziemlich  erheblichen  Verwaltung« - 
apparat  erforderlich,  der  bis  etwa  zu  Karl  dem 
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Grossen  folgende  Gestaltung  hatte:  Die  Ver- 
waltung«- nnd  Kontrollgeschäfte  waren  verteilt 
anf  Unter-,  Mittel-  nnd  Oberbehörden.  Erstere 
bilden  die  Amtsverwalter  (villicus,  actor,  domes- 
ticns  etc.),  welche  die  Leitung  der  gesamten 
Wirtschaft,  die  Aufsicht  über  das  Gesinde,  die 
Ministerialen  und  dienstpflichtigen  Hintersassen, 
die  Führung  der  Register  und  Rechnungen,  die 
Sorge  für  das  königliche  Hoflager,  wenn  das- 
selbe auf  der  Domäne  sich  befand,  eine  gewisse 
Forstaufsicht  und  ausserdem  die  Polizeigerichts- 
barkeit auf  den  Domänendörfern  zur  Aufgabe 
hatten.  Unmittelbar  subordiniert  waren  sie  als 
der  Mittelbehörde  den  Gaugrafen,  welche  inner- 
halb ihres  Verwaltungsbezirks,  abgesehen  von 
ihren  übrigen  Funktionen,  in  allen  den  genann- 
ten Beziehungen  die  Oberaufsicht  über  Domänen 
und  Amtsverwalter  fährten.  Als  Oberbehörde 
waren  übergeordnet  den  Grafen  zuerst  die 
königlichen  Missi  (Sendgrafen,  Königsboten), 
die,  wie  Hüllmann  es  bezeichnet,  als  ausser- 
ordentliche königliche  Generalkommissarien  an- 
zusehen sind,  welche  auf  Inspektionsreisen  u.  a. 
Grafen  wie  Amtsverwalter  zu  kontrollieren 
hatten.  Eine  wesentliche  Aenderung  hierin  lässt 
Karl  der  Grosse  eintreten,  indem  er  die  Domä- 
nenverwaltung aus  dem  Geschäftsbereiche  der 
Grafen  ausscheidet  und  direkt  den  Missi  unter- 
jätellt.  Eine  weitere  Umgestaltung  vollzieht 
sich  unter  seinen  Nachfolgern  insofern,  als  an 
.Stelle  der  3Iissi  teils  eine  Art  Civilgouverneure 
Kammemuntien  etc.),  teils  die  Herzöge  und 
Markgrafen  treten  und  zwar  die  ersteren,  die 
sich  von  den  Missi  nur  dadurch  unterscheiden, 
dass  sie  ordentliche  und  ständige  könig- 
liche Kommissarien  sind,  in  den  rrovinzen 
Franken  und  Schwaben,  welche,  weil  feindlichen 
Einfallen  ihrer  Lage  nach  weniger  ausgesetzt, 
nicht,  wie  die  anderen  Landesteile,  eine  militäri- 
sche, sondern  eine  Civilverfassung  hatten ;  in  den 
Marken  dagegen,  d.  h.  den  ursprünglich  nicht 
zum  Reiche  gehörigen,  Nachbarvölkern  abge- 
wonnenen Grenzgebieten  werden  die  gleichen 
Funktionen  den  Mark-  oder  Grenzgrafen  über- 
tragen, deren  militärisches  Amt  auch  Karl  der 
Grosse  mit  Rücksicht  auf  die  bessere  Grenzver- 
teidigung hatte  bestehen  lassen,  während  er 
daiijenige  der  Herzöge  auf  seine  ursprüngliche 
Bestimmung,  nach  welcher  eine  Landeseinteilung 
in  Herzogtümer  nur  mit  Bezug  auf  den  Heer- 
bann bestand,  zurückführte  und  daher,  sobald 
Feldherm  erforderlich  wurden,  solche  besonders 
ernannte;  in  den  übrigen  Provinzen  werden 
nunmehr  die  Herzöge  zu  ebenfalls  ständigen 
(Teneralstatthaltem.  Unter  den  Sachsenkaisem 
endlich  wurden  nach  Hüllmann  die  Domänen- 
verwaltungsgeschäfte den  Herzögen  und  Mark- 
grafen abgenommen  und  den  Pfalzgrafen  über- 
tragen, deren  sonstige,  noch  wenig  aufgehellte 
Amtsthätigkeit  nicht  hierher  gehört.  Besoldet 
wurden  unter  der  Naturalwirtschaft  des  Mittel- 
;dters  die  höheren  Reichsämter  bekanntlich 
durch  Dotierung  mit  Domänen  als  Reichslehn- 
gutem, und  diese  Lehngütcr  begannen  mit  der 
Erblichkeit  jener  Aemter  sich  ebenfalls  zu  ver- 
erben. Dazu  kam,  dass  die  Mehrzahl  der  Grafen 
nnd  Herzöge  im  Laufe  der  Zeit  mit  grosser 
Eigenmächtigkeit  zu  schalten  anfingen,  unter 
schwachen  (äer  mit  kirchlichen,  mit  inneren 
und  äus-seren  Kämpfen  beschäftigten  Herrschern 
die  Grenzen  der  Reichslehen  verwischten,  diese 


mit  ihren  Erbgütern  vereinigten  und  oftmals 
auch  die  unmittelbaren  Reichsdomänen  gänzlich 
an  sich  rissen,  bis  sie  endlich  in  ihren  ursprüng- 
lichen Verwaltungsbezirken  zu  wirklichen  Lan- 
desherren, unter  Oberhoheit  des  Kaisers,  sich 
emporschwangen.  In  diesen  Fällen  wurden  die 
usurpierten  Reichsdomänen  zu  Landesdomänen. 

Indem  mit  Bezug  auf  eine  Reihe  weiterer 
excoptioneller  Entwickelungsphasen  auf  den 
Art.  Domänen  (Hechtsverhältnisse, 
oben  S.  186  ff.)  verwiesen  sei,  nn'jge  hier  vor 
allem  einigi^s  in  gewissem  Grade  Typische  in 
der  Domänengeschichte  der  meisten  Länder 
herausgehoben  und  besprochen  werden :  d.  h. 
die  in  der  Hau])tsache  zumeist  gleiche  oder 
doch  ähnliche  Entstehuugs weise  der  Domänen, 
die  Verringerung  des  Domänenbestandes 
durch  Veräusserungen ,  Verschenkuugen  an 
die  Kirche,  an  Verwandte,  Günstlinge  etc., 
durch  UsuqMitionen  und  die  zeitweilige 
Wiedervermehnmg  durch  Reunionen,  Säku- 
larisationen, Ankäufe  und  Erobenmgen. 

4.  Erste  Entstehung.  Dass  zunächst  der 
Entstehungsart  der  ersten  Domänen  in  der 
Hauptsache  ein  fast  überall  gemeinsamer  Cha- 
rakter eigen  ist,  dürfte  unbestritten  sein ;  scheut 
doch  auch  Röscher  in  diesem  Punkte  eine  Ver- 
allgemeinerung so  wenig,  dass  er  der  Annahme 
G.  L.  Maurers,  die  uralten  Domänen  seien  aus 
der  Mark-  und  Feldgenossenschaft  entstanden, 
nicht  nur  für  Russland,  sondern  allgemein 
„viel  Ansprechendes"  zuerkennt.  Um  auf  weni- 
ger uach  dieser  Richtung  bekannte  Länder  zu 
exemplifizieren,  sei  erwähnt,  dass  auch  für  China 
und  Japan  sich  die  Vermutung  einer  ziemlich 
analogen  Entstehungsweise  begründen  lässt. 
Hier  herrschte  zunächst  die  Anschauung,  alles 
Land  gehöre  dem  Volke  in  seiner  Gesamtheit. 
Aus  dieser  Anschauung  heraus  ist  in  China  das 
„Tsching-Ten"-,  in  Japan  das  „Akatsi-ta" -System 
entstanden.  Ersteres  bestand  darin,  dass  eine 
Fläche  Landes  —  nach  Inazo  Ota-Nitobe  unter 
derC'how-Dynastie  ein  Quadrat-Li  (ca.  19  ha) 
—  in  9  gleiche  Parzellen  geteilt  wurde,  deren 
mittelste  (=  2,10  ha)  von  den  8  Familien,  welche 
die  übrigen  Stücke  zugewiesen  erhielten,  bestellt 
werden  musste  und  deren  Ertrag  dem  Staate 
gehörte.  Von  der  Öffentlichen  Ackerfläche  wur- 
den den  8  Familien  noch  kleinere  Teile  behufs 
Errichtung  ihrer  Wächterhütte  und  zur  Anlage 
von  Maulbeer-  und  Gemüsegärten  verliehen. 

Nach  dem  japanischen  Akatsi-ta  wurde  ein 
grösserer  Landkomplex  in  Quadrate  geteilt  und 
je  nach  der  Güte  des  Landes  in  Stücken  von 
0,2  ha  guten  oder  einer  entsprechend  grösseren 
Fläche  geringeren  Landes  unter  die  gesamte 
Bevölkerung  ausgeteilt,  wobei  jede  Person  von 
vollendetem  fünften  Jahre  anteilsberechtigt  war. 
Ursprünglich  sollte  eine  solche  Verteilung,  die 
bei  einer  Bevölkerung  von  damals  erst  5—6  Mill. 
noch  möglich  war,  fule  6  Jahre  von  neuem  er- 
folgen. Jener  vorerwähnten  Anschauung  aber 
des  Eigentums  an  Grund  und  Boden  trat  die 
andere  allgemein  „asiatische",  bei  den  Juden, 
in  China  und  den  nuihamedanischen  Staaten 
herrschende  Auffassung  gegenüber,  dass  der 
Boden  ,,dem  Schöpfer,  Gott,  und  demgemäss 
seinem  Repräsentanten,  dem  Fürsten,  gehöre'* 
(Samten.     Beide   Grundsätze   sind,   wie   Inazo 
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Ota-Nitobe  bemerkt,  zu  gemeinsamer  Geltung 
in  der  Anschauung  gelangt,  dass  der  Souverän 
die  Personifikation  des  Staates  ist,  eine  An- 
schauung, durch  welche  das  kaiserliche  Ober- 
eigentumsrecht an  Grund  und  Boden  begründet 
wird.  Dieses  Obereigentumsrecht  trat  denn  auch 
verhältnismässig  rasch  an  die  Stelle  des  Akatsi-ta, 
dessen  erneute  Austeilungen  bald  seltener  erfolgen 
sollten  und  schliesslich  um  die  Mitte  des  zehnten 
Jahrhunderts,  als  einer  politisch  bewegten  Zeit, 

fänzlich  aufhörten.  In  Japan  hat  ausserdem 
ie  Weiterentwickelung  des  gesamten  Domänen- 
wesens zufolge  des  daselbst  in  grosser  Blüte 
stehenden,  erst  im  Jahre  1871  abgeschafiften 
Lehns Wesens  in  vielen  Punkten  mit  den  bezüg- 
lichen europäischen,  namentlich  deutschen,  fran- 
zösischen und  englischen  Verhältnissen  eine 
grosse  Aehnlichkeit. 

Einzelne  Besonderheiten  aber,  welche  sich 
in  der  Domänengeschichte  eines  jeden  Volkes, 
ia  fast  jedes  Volksstammes  finden,  wie  sich 
beispielsweise  deren  eine  in  der  von  Paul.  Diak. 
berichteten,  in  der  deutschen  Geschichte  ganz 
vereinzelten  Erscheinung  darstellt,  dass  die 
(longobardischen)  Grossen  bei  der  Wahl  des 
Königs  (Autarith  im  Jahre  584)  demselben  die 
Hälfte  ihrer  Besitzungen  abg:etreten  —  thun 
jener  Gemeinsamkeit  noch  keinen  Abbruch. 

5.  Yeräusserungen  9  Yerschenknngren  u. 
8.  w.  Schon  in  Rom  wurden  bei  finanzieller 
Not,  z.  B.  zur  Zeit  des  macedonischen  Krieges, 
zur  Deckung  des  Staatsgläubiger  Domänen  ver- 
äussert. Im  alten  Frankreich  ferner,  als  dem 
westfränkischen  Reiche  Karls  des  Kahlen,  be- 
wirkten nach  der  Teilung  des  Reiches  zunächst 
die  auch  in  Deutschland  herrschenden  Ansichten 
über  die  königliche  Tugend  der  Freigebigkeit 
gleichwie  in  Deutschland  eine  Verringerung  der 
Domänen.  Später,  und  zwar  schon  mit  dem  Jahre 
1318,  gelangte  der  nachmals  unter  Franz  I.  im 
Jahre  1589  und  weiterhin  unter  Karl  IX.  durch 
das  Edikt  von  Moulins  gesetzlich  anerkannte 
Grundsatz  der  Unveräusserlichkeit  der  Domänen 
zur  Geltung.  Trotzdem  aber  waren  Verkäufe 
und  Verschenkungen  derart  an  der  Tagesord- 
nung, dass  z.  B.  Heinrich  IV.  bei  seinem  Re- 
gierungsantritt fast  keine  Domäneueinkünfte 
vorfand.  Der  Verkauf  geschah,  wenn  das  Ge- 
setz umgangen  werden  sollte,  zumeist  in  der 
Form  der  Verpfändung  oder  des  Vertauschens 
(engagement  ou  echangement) ,  und  wenn  auch 
diese  Rechtsgeschäfte  später  vielfach  rückgängig 
gemacht  wurden,  so  haben  sie  doch  ebenfalls  eine 
gewisse  Verringerung  zuwege  gebracht.  Weiter- 
hin sind  in  dem  Revolutiouszeitalter  Domänen- 
verschleuderungen und  massenhafte  Verkäufe 
der  1789  säkularisierten  Güter  —  von  1790  bis 
1830  für  4631  Millionen  Francs  —  vorgenom- 
men worden.  (Vgl.  im  übrigen  unten  III,  „Sta- 
tistik".) In  England  gingen  bereits  unter  Ste- 
Shan  von  Blois  und  Richard  I.,  dann  während 
er  Rosenkriege,  unter  den  Tudors  und  Stu- 
arts, namentlich  unter  Elisabeth,  Jakob  I.  und 
Karl  IL,  alles  in  allem  in  solchem  Masse 
Domänenverkäufe,  -verschenkungen  und  -Ver- 
schleuderungen vor  sich,  dass  schon  nnter  dem 
letztgenannten  Könige  nur  ein  verseil  windend 
kleiner  Rest  noch  vorhanden  war.  Oesterreich 
hat  schon  früh,  systematisch  seit  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts,  namentlich  aber  seit  den 
Verordnungen  bezw.  G.G.  v.  7.  Oktober  1810, 


V.  20.  Februar  1811,  v.  22.  Januar  1817  und 
vom  Jahre  1868  Domänenverkäufe,  und  zwar, 
wie  Rau  sehr  richtig  bemerkt,  zumeist  ohne 
rationelles  Finanzprincip,  vorgenommen;  nach 
dem  unglücklichen  Vertrage  vom  18.  Oktober 
1855  sind  der  Nationalbank  zur  Deckung  und 
Tilgung  der  ihr  vom  Staate  geschuldeten 
155000  Gulden  150  Quadratmeilen  Domänen  be- 
hufs allmählicher  Veräusserung  überlassen  wor- 
den; von  1800—1870  sind  883472  ha  Staats- 
güter für  54796911  Gulden,  von  den  „Religions- 
fondsgütern" von  1800—1877  300371  ha  für 
28  244  504  Gulden  (vgl.  unten  III,  „Statistik")  und 
von  1868—1880  nach  Konopasek  für  15000000 
Gulden  Domänen  (und  Forsten)  verkauft  wor- 
den. In  Böhmen  sind  1776  die  Domänengüter 
aus  populationspolitischen  Gründen  zerschlagen, 
in  Bauerngüter  verwandelt  und  in  Erbpacht 
ausgethan  worden.  Auch  in  Italien,  das  in 
neuerer  Zeit  —  ebenfalls  aus  finanziellen  Zwangs- 
gründen —  mit  seinen  Domänen  energisch  auf- 
räumt, haben  schon  zeitig  Veräusserungen  statt- 
gefunden. Unter  anderem  haben  nach  Rauke 
der  letzte  Visconti  19,  der  erste  Sforza  60  und 
Ludwig  Moro  74  Domänen  verkauft.  In  Spanien, 
das  mit  Oesterreich  und  Italien  zu  den  Ländern 
des  zur  Zeit  radikalsten  Vorgehens  in  Bezug 
auf  Domänenveräusserungen  gehört,  sind  bis 
1811  für  926  Millionen  Realen  Domänen  ver- 
kauft worden,  Kirchendomänen  bis  1855  für 
17851000  Realen.  lu  Russland  ist  ebenfalls 
schon  in  früher  Zeit  mit  Domänenveräusserungen 
begonnen  worden,  namentlich  haben  solche  in 
ausgedehntem  Masse  unter  Elisabeth  und  Ka- 
tharina IL  stattgefunden.  In  Schweden  wurden 
besonders  während  der  ^  Minderjährigkeit  der 
Königin  Christine  zahlreiche  Domänen  an  den 
Adel  veräussert,  und  Christine  selbst  hat  nach 
erlangter  Volljährigkeit  deren  viele  leichtsinnig 
verschenkt.  In  Dänemark  sind  die  Domänen 
allmählich  bis  auf  zwei  kleine  Besitzungen  mit 
einem  jährlichen  Pachtertrage  von  zusammen  40 
bis  50000  Kronen  verkauft  worden,  allerdings 
zumeist  in  der  Weise,  dass  jährlich  feste  Ab- 
gaben in  Geld  oder  Korn  entrichtet  werden 
sollen,  deren  nach  den  Kaufpreisen  wechselnder 
Gesamtbetrag  jährlich  rund  600000  bis  750000 
Kronen  ausmacht.  In  Japan  sind  seit  dem  Ver- 
fall des  Akatsi-ta,  d.  h.  seit  der  Zeit  der  Kai- 
serin Dsitö  (690  n.  Chr.),  Schenkungen  sehr 
üblich  geworden. 

Die  starken  Veräusserungen  von  Domanial- 
land  in  den  englischen  Kolonieen  und  nament- 
lich diejenigen  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
hören, wie  noch  weiter  unten  zu  begründen, 
1  unter  einen  anderen  Gesichtspunkt.  In  den 
deutschen  Territorien  haben  überall  von  jeher 
Veräusserungen  der  Domänen  in  irgend  welchen 
Formen  stattgefunden.  Aehnliche  Massregeln 
wie  in  Böhmen,  wenngleich  in  weniger  ausge- 
dehntem Masse,  sind  nach  teils  sicheren,  teils 
nicht  ganz  zuverlässigen  Berichten  mehrfach, 
hauptsächlich  in  Kursachsen  und  Brande nburg- 
Preussen  vom  16.  Jahrhundert  an  getroffen 
worden  und  haben,  obwohl  sie  verschiedentlich 
wieder  rückgängig  gemacht  wurden,  doch  im 
ganzen  in  nicht  unerheblichem  Masse  die  Do- 
mäuenbestände  verringert.  In  Preussen  hat 
sich  das  Domanium  bis  jetzt  um  etwa  die  Hälfte 
seines  Umfanges  vom  vorigen  Jahrhundert  ver- 
mindert.   In  diesem  Jahrhundert  sind  bis  1820 
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für  20  Millionen  Thaler,  von  1820—1866  für 
rund  211  MiUionen  Mark,  von  1867— 1889  90  für 
rund  53  Millionen  Mark  Domänen besitznng  (im 
weiteren  Sinne),  fast  regelraäsw^  jährlich  seit 
1851  im  Durchschnitt  für  1  Million  Thaler  ver- 
kauft worden.  (Vgl.  unten  III,  „Statistik".)  Zu 
erwähnen  sind  hier  besonders  noch  die  Koloni- 
sationen des  grossen  Kurfürsten  sowie  Friedrichs 
des  Grossen  und  ihrer  Nachfolger,  die  Ver- 
schleuderungen und  Verschenkungen  Friedrich 
Wilhelms  n.,  die  westfälischen  Domänenver- 
käufe und  die  hauptsächlich  zur  Verhütung 
übermässiger  Auswanderung  sowie  zum  Zwecke 
der  Grundeigentumsregulierung  in  den  dreiHsiger, 
den  vierziger,  den  siebziger  und  den  neunziger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  vorgenommenen 
Domänenparzellierungen.  Ausserdem  sind  noch 
zu  nennen  die  Dotationen  und  Belohnungen  für 
Generale  etc.;  so  die  Dotation  von  587 (XX) 
Thalern  an  Blücher,  von  464000  Thalern  an 
Hardenberg  und  diejenigen  an  Bülow,  York, 
Tauen tzien,  Gneisenau  von  je  200000  Thalem, 
welche,  ebenso  wie  die  standesherrlichen  Ent- 
schädigungen von  1200000  Thalem  an  Thum 
und  Taxis  und  von  je  1000000  an  Pappenheim 
und  den  König  der  Niederlande  aus  den  Do- 
mänen genommen  wurden.  (Allg.  Ztg.  1818 
Nr.  304,  citiert  nach  Röscher.) 

0.  Usurpationen,  Be Unionen.  Usurpa- 
tionen von  Domänen  bezw.  von  Domänenlände- 
reien  sind  noch  im  gegenwärtigen  Jahrhundert 
besonders  in  Böhmen,  Russland  und  den  Ver- 
einigten Staaten  vorgekommen. 

Vermehrungen  resp.  Rückerwerbungen  haben 
zunächst  schon  im  Mittelalter  durch  Konfiska- 
tionen, durch  Waffengewalt,  wie  auf  friedlichem 
Wege  und  namentlich  auch  im  13.  Jahrhundert 
durch  das  häufige  Aussterben  adeliger  Ge- 
schlechter stattgefunden. 

Sodann  sind  fast  überall  ausgedehnte,  zum 
Teil  gewaltsame  Reunionen  vorgenommen  wor- 
den :  In  Böhmen  unter  Ottokar  II. ;  in  Dänemark 
seit  Waldemar  IV. ;  in  Schweden  unter  Karl  IX. 
und  Karl  XL;  in  England  namentlich  unter  Eduard 
dem  Bekenner,  Heinrich  IL,  Richard  I.  und 
Eduard  IV.;  in  Schottland  1424;  in  Spanien 
unter  Ferdinand  und  Isabella ;  in  Portugal  durch 
Pombal ;  in  Frankreich  zu  verschiedenen  Malen, 
unter  Colbert  (1667)  und  später;  in  Japan,  wo 
auch  eine  Art  Mediatisierung  von  „Lehnsfürsten" 
(Daimiös)  stattfand,  in  den  Jahren  888,  902, 
1044,  1071  und  später ;  in  Brandenburg  vollends 
wird  bekanntlich  die  Regierungszeit  der  ersten 
Hohenzollern  durch  eine  Reihe  von  Gewalts- 
und finanziellen  Massregeln  bezeichnet,  welche 
erforderlich  waren,  um  dem  Adel  die  usurpierten 
und  gewaltsam  an  sich  genommenen  Domänen- 
ländereien  zu  entreissen  und  überhaupt  den  Do- 
mänenbesitz des  Landes,  welcher  ausser  durch 
die  Usurpation  durch  Veräusserung  und  Ver- 
pfändung fast  völlig  reduziert  worden  war, 
einigermassen  wiederherzustellen. 

7.  Domänen  Vermehrungen  dureh  Säkn- 
larlsationen ;  dnroh  Ankäufe,  Eroberungen. 
Säkularisationen  sind  schon  im  Altertum,  so 
namentlich  unter  Konstantin  dem  Grossen  vor- 
genommen worden,  der  die  heidnischen  Terapel- 
güter  einzog  und  teils  den  christlichen  Kirchen 
überwies,  teils  verschenkte,  teils  auch  zum  Aus- 
bau der  neuen  Hauptstadt  ven^-endete.  Die 
meisten    und    bedeutendsten    Säkularisationen 


fallen  naturgemäss  in  das  Reformationszeitalter. 
In  Deutschland  säkularisierten  die  Refonuations- 
fürsten  zwar  in  erheblichem  Umfange,  verwen- 
deten die  Kirchen^rüter  jedoch  zumei.st  zu  Unter- 
richts- und  ähnlichen  Zwecken.  In  England 
dagegen  bereicherte  sich  die  Krone.  Heinrich  V. 
zog  bereits  110  Klöster  ein,  Heinrich  VIII.  im 
Jahre  1536  sämtliche  kleineren,  1538  auch  die 
grösseren.  In  Frankreich  wurden  die  Domänen 
während  der  Revolutionszeit  durch  Säkularisa- 
tionen ungeheuer  vermehrt,  freilich  aber  fanden 
bald  die  umfassendsten  Schleuderverkäufe,  durch- 
schnittlich zu  dem  vierten  Teile  des  wahren 
Wertes  der  Güter,  statt.  In  Portugal  wurde 
durch  Pombal,  in  Spanien  wiederholt,  1835  und 
nach  Rückgängigmachung  der  Massregel  von 
neuem,  säkularisiert.  Ebenso  haben  in  Russ- 
land, in  Italien,  in  welchem  Lande  alsdann  um- 
fangreiche Veräusserungen  vorgenommen  wur- 
den, und  auch  noch  in  der  Zeit  politischer  Be- 
wegung im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  in  den 
deutschen  Staaten  Säkularisationen  stattgefun- 
den: 1806  in  Württemberg  (i.  W.  v.  ca.  10000000 
Gulden),  dann  in  der  Markgrafschaft  Baden- 
Durlach  und  1810  in  Preussen,  wo  übrigens  schon 
im  vorigen  Jahrhundert  Einziehungen,  Verschen- 
kungen und  Verschleuderungen  von  (südpreussi- 
schen)  Kirchengütern  vor  sich  gegangen  sind. 

Auch  durch  Ankäufe  haben  zeitweilige  Do- 
mänenvermehrungen stattgefunden;  so  z.  B.  in 
Sachsen  unter  Georg  L,  der  für  mehr  als  eine 
^lillion  Domänen  käuflich  erwarb;  Friedrich 
Wilhelm  I.  kaufte  im  ganzen,  ausser  für  2 
Millionen  Güter  zur  Apanage  der  jüngeren  Söhne, 
für  5  Millionen  Domänen,  im  Magdeburgischen 
jährlich  für  100000—150000  Thaler;  der  alte 
Dessauer  brachte  fast  alles  Grundeigentum  in 
seinem  Lande  an  sich ;  Ende  der  dreissiger  Jahre 
dieses  Jahrhunderts  sind  ferner  5  Rittergüter 
und  für  518000  Gulden  Waldungen  zu  dem 
Gesamtpreise  von  2696666  Gulden  in  Württem- 
berg, und  in  Baden  die  Herrschaft  Salm-Kraut- 
heim für  1163912  Gulden  erworben  worden:  in 
Preussen  sind  von  1867— S9;90  durch  Kauf  575,3 
ha  für  1 207  279  Mark  und  durch  Tausch  857,9 
ha  erworben  worden  (vgl.  unten  III,  „Statistik"). 

Schliesslich  haben  kriegerische  Unterneh- 
mungen, Eroberungen  bezw.  die  Besitznahme 
neuer  Länder  und  Landesteile  in  mehreren 
Staaten  noch  in  neuerer  Zeit  die  Domänen  ver- 
mehrt. Abgesehen  von  den  afrikanischen  Besitz- 
ergreifungen, die  grösstenteils  nicht  wohl  in  den 
Rahmen  einer  Domänenbesprechung  gehören,  ist 
hierbei  namentlich  Griechenlands  und  Preussens 
zu  erwähnen.  In  Neu-Griechenland  wurden 
nach  Urquhart  ca.  13359000  Stremmata  (=  ca. 
1 047  000  ha)  Weide,  Acker,  Wald  und  Wein- 
berge, ohne  das  mit  etwa  250000  Oelbäumen 
bepflanzte  Land,  alles  zusammen  im  Werte  von 
887 '/ä  Millionen  Piastern  (=  82  Millionen  Thaler) 
durch  die  Vertreibung  der  Türken  gewonnen. 
Preussen  vergrösserte  durch  die  Besitznahme 
Schlesiens  und  Westpreussens,  neuerdings  Han- 
novers, Kurhessens  und  Nassaus  seinen  Doniänen- 
besitz  erheblich. 

8.  Das  Erg:ebni8  dieser  Verändernii- 
gen.  Alles  in  allem  genommen  aber 
liaben  die  zeitweiligen  oder  i*egelmässi- 
gereii  Domänenvermehrungen  das  Schwin- 
den des  Domaniums  nicht  aiifziüialteu  ver- 
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mocht;  vielmehr  ist  dasselbe  fast  allent- 
halben mehi"  oder  minder  rapide,  überall 
aber  imaufhaltsam  bis  jetzt  fortgeschritten. 
Erwägt  man,  dass  die  Finanzgeschichte 
aller  Völker  von  den  Domänenerträgen  als  der 
ursprünglich  alleinigen,  später  lange  Zeit  we- 
nigstens hauptsächlichsten  Einnahme  des  Staa- 
t€!3  ausgegangen  ist.  so  erkennt  man  das  neu- 
zeitliche Stadium  des  Schwundprozesses  aus 
folgenden  Zahlen: 

Domänen-     In  Prozenten  d. 
(Nach  Umpfenhach)  Bruttoerträge  ^^SfkSn^S^ 

England        1881 '82      545000   £  3% 

Frankreich        188Ö  56  000  000  Frs.  1,5  geg.  10  ^L 

i.  J.  1781 
Russland  1884  29  250  000  Rbl.         3,6 

Oesterreich        1884  4  706  000  Ü. 
Ungarn  1884  26  647  000  fl. 

zus.  31  353000  fl,  3,9 

Preussen       1884/85  186  637  000  M.        16,4 

Eine  Anzahl  anderer  Staaten  weisen  zu  unge- 
fähr derselben  Zeit  nach  den  auch  bei  A.Wagner 
angeführten  Angaben  nachstehende  Daten  auf: 

Von  der  Xetto- 
ausgabe  betr. 
der  Nettoertrag 
der  Domänen  % 

3,6 

3,4 
3,0 

1,7 

1,8 

0,5 
0,6 

1,4 
^)o,6 


Sachsen 
Württemberg 
Bayern  .  . 
Baden  .  . 
Dänemark  . 
Schweiz  .  . 
Belgien  .  . 
Niederlande 
Norwegen    . 


Von  der  Netto- 
ausgabe betr. 
der  Nettoertrag 
der  Domänen  <»'o 

.     9,7 


Griechenland 

13.2  Russland 

17.3  Italien  .  . 
7,1  I  Chile  .  .  . 
2,9  ,  Serbien  .  . 
4, 1  Oesterreich  . 
1,0 '.  Portugal 


1,9 

i,2 


Frankreich  . 
Grossbritannien 


Für  die  Vereinigten  Staaten  muss,  wie 
schon  angedeutet,  eine  gesonderte  Betmch- 
tung  Platz  greifen. 

0*  Besondere  Stellang  der  Yereinlgten 
Staaten«  Die  Kolonieen,  aus  welchen  die 
Union  entstanden,  haben  die  ihnen  durch  ihre 
Freibriefe  zugewiesenen  ungeheueren  Länder- 
gebiete teils  erobert,  teils  von  den  Ureinwohnern 
durch  freiwillige  oder  aufgedrungene  Käufe  er- 
worben, und  zwar  gingen  meist  diese  Erwer- 
bungsart«n  Hand  in  Hand;  der  Kaufpreis  war 
in  der  Regel  ein  ausserordentlich  geringer,  wie 
denn  nach  Franklin  z.  B.  fthode-Island  für  ein 
paar  Brillen  jjekauft  worden  sein  soll.  Je  mehr 
die  Erkenntnis  der  überlegenen  und  wachsen- 
den Macht  der  Weissen  zunahm,  um  so  mehr 
traten  die  Käufe  in  den  Vordergrund,  zu  denen 
überdies  oftmals  auch  noch  die  zunehmende 
Trunksucht  der  nach  dem  Feuerwasser  der 
Weissen  begehrenden  Indianer  sowie  Hungers- 
nöte den  Anlass  gaben,  von  denen  naturgemäss 
die   Indianerstämme  bei   der  infolge  des  Vor- 

^)  Vgl.  über  das  Fehlen  detaillierter  Anga- 
ben (für  ausserdeutsche  Länder),  welche  eine  Klar- 
legung der  Reinerträge  speciell  der  landwirt- 
schaftlichen Güter  gestatteten,  wie  über  das 
gegenwärtige  Resultat  des  Schwundprozesses  in 
Deutschland  unten  III,  „Statistik"  (Conrad).  In 
Preussen  dürfte  nach  Conrad  der  Reinertrag  der 
Domänenvorwerke  sich  nur  noch  auf  rund  10,1 
Millionen  Mark  (0,31  Mark  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung) beziffern  lassen. 


dringens  der  Europäer  mit  ihren  femtragenden 
Waffen  sich  einstellenden  Verminderung  des 
Wildes  oft  genug  heimgesucht  wurden.  Dem- 
nächst wurden  von  der  Union  im  Besitze  an- 
derer Staaten  befindliche  Landgebiete  meist 
durch  Kauf,  zum  Teil  aber,  wie  bei  Florida, 
erst  nachdem  sie  mit  den  Waffen  bereits  vor- 
her faktisch  genommen  worden  waren,  erworben ; 
so  1803  das  930928  Quadratmeilen  umfassende 
Louisiana  durch  Kaufvertrag  mit  Frankreich, 
1819  durch  Vertrag  mit  Spanien  vom  22.  Fe- 
bruar, wie  bereits  erwähnt,  Florida  (59  268 
Quadratmeilen) ;  1845  das  1835  als  unabhängiger 
Staat  anerkannte  237  504  Quadratmeilen  grosse 
Texas;  Califomien  und  Neu-Mexico  (677  262 
Quadratmeilen)  durch  den  Friedensschluss  vom 
2.  Februar  1848  und  den  Gasden-Vertrag  von 
1854 ;  durch  den  Grenzberichtigungsvertrag  mit 
England  wurde  auch  noch  1846  das  Oregon- 
gebiet von  280425  Quadratmeilen  Umfang 
Eigentum  der  Union.  Ebenso  aber  wie  hier- 
nach die  Entstehung,  ist  auch  der  Prozess  der 
Abnahme  des  Domaniums  in  der  Hauptsache 
ein  durchaus  anderer  und  unter  einen  anderen 
Gesichtspunkt  zu  stellen  als  in  Europa.  Das 
Zusammenschmelzen  der  noch  1865  2265625 
englische  Quadratmeilen  umfassenden  Domänen- 
ländereien  bis  auf  14  866  Quadratkilometer 
(Kolb,  V.  Brachelli,  c.  n.  Walcker)  beruht  auf 
Verwendungsart^n,  bei  denen  von  Anbeginn 
bis  heute  das  unmittelbare  finanzielle  Interesse 
im  Hintergrunde,  das  volkswirtschaftliche,  so- 
zial- und  allgemeinpolitische  der  Besiedelung, 
Bevölkerung  und  Grundeigentumsverteilung 
voranstand.  So  haben  Soldaten  und  Matrosen 
der  Vereinigten  Staaten,  überhaupt  Leute,  die 
für  die  Republik  ihr  Leben  eingesetzt,  nach 
dem  Unabhängigkeitskriege,  nach  dem  Kriege 
mit  England  1812,  nach  demjenigen  mit  Mexico 
1846  47,  nach  den  Indianerkriegen  von  1856/57 
und  nach  dem  Bürgerkriege  als  Belohnung 
Anweisungen  auf  Landbesitz  erhalten,  die  je 
nach  dem  Range,  der  Dienstzeit,  dem  Grade 
der  etwanigen  Verwundung  des  Berechtigten 
bemessen  warÄn  und  von  denen  allein  die  auf 
Grund  der  GG.  v.  1847,  1850,  1852  und  1857 
ausgegebenen  61  Millionen  acres  ausmachten 
(Sering).  Femer  wurde  häufig  Öffentliches 
Land,  manchmal,  wie  v.  Hock  es  ausdrückt, 
aus  „politischen  Sympathieen" ,  z.  B.  Flücht- 
lingen aus  Canada,  Neu-Schottland,  aus  Frank- 
reich, Ungarn,  mährischen  Brüdern,  den  An- 
hängern des  württembergischen  Georg  Rapp  etc., 
sodann  an  Eisenbahngesellschafteu  (nach  Sering 
von  1850—71  187  Millionen  acres),  für  Schul- 
fonds (je  2  Sektionen  in  jed.  township  a.  d. 
Einzelst.),  für  landwirtschaftl.  und  techn.  Schulen 
(d.  östl.  je  1500000,  d.  westl.  St.  je  5280000 
acres),  für  öffentliche  Strassen  (1,3  Millionen 
acres j,  Kanalbauten  (4424000),  für  Regierungs- 
sitze, öffentliche  Gebäude  (jed.  einz.  St.  u.  Territ. 
500000)  etc.  unentgeltlich  verliehen.  Donationen, 
z.  B.  diejenige  an  Lafayette,  kamen  ebenfalls 
vor.  Ebenso  ist  behufs  der  Besiedelung  man- 
cher Gegenden,  wie  des  Oregon gebietes,  von 
Neu-Mexico,  Kansas,  Nebraska,  Einwanderern 
unentgeltlich  Land  gegeben  worden.  Auch 
wurden  aus  Urkunden  der  früheren  Regierungen, 
namentlich  in  den  ehemaligen  spanischen  Be- 
sitzungen, hergeleitete  Ansprüche  auf  öffent- 
liches Land  vielfach  anerkannt  etc.  (v.  Hock, 
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Sering:  u.  a.)-  Zieht  man  dazu  die  niedrigen 
Preise  für  das  entgeltlich  abgegebene  Land 
nnd  endlich  die  ^nze  Heimstättengesetzgebung 
in  Betracht,  so  ist  es  klar,  dass,  wenn  auch  in 
der  Geschichte  der  öffentlichen  Ländereien 
einzelnes  an  Vorgänge  und  Verhältnisse  in  der 
europäischen,  namenüich  auch  der  altrömischen 
Domänengeschichte  erinnert,  dennoch,  wie  oben 
betont,  den  Vereinigten  Staaten  eine  Sonder- 
betrachtung zukommt.  (Vgl.  über  „Die  heutige 
Verwaltung"  unten  sub  II,  23.) 

IIL  Formen  der  Domänenbenntznng  nnd 

Verwaltung. 

A.  Bewirtschaftungsweise  in  früherer 

Zeit. 

10.  Regie;  Grunde  ihres  langen  Be- 
sitehens.  Die  Benutzungsart  der  Domänen 
ist,  entsprechend  dem  gesamten  volks-  und 
finanz  wirtschaftlichen  Ent  wickeluugsgange, 
im  wesentlichen  fast  in  allen  Staaten  des  Mit- 
telalters imd  der  Neuzeit  überaus  lange  die 
iirsprfingliche  geblieben,  d.  h.  der  staatliche 
Selbstbetrieb,  die  unmittelbare  Verwaltung 
durch  Staatsbeamte,  ist  bis  über  das  Mittel- 
alter hinaiis  die  Kegel ,  nachdem  allerdings 
die  Verpachtung  bereits  im  Altertume,  so 
namentlich  in  Rom  und  Athen,  Jahrhunderte 
lang  verbreitet  gewesen  war.  In  Anbe- 
tracht dieser  fast  überall  sich  zeigenden 
Gleichheit  aber  dürfte  wiederum  ein  Ver- 
weilen bei  den  deutschen  Verhältnissen,  als 
in  vielen  Punkten  allgemein  typischen,  ge- 
rechtfertigt erscheinen.  Die  Benutzungs- 
und Verwaltungsarten  der  deutschen  Domä- 
nen bis  zur  Entstehung  des  Landeshoheit 
etwa  ist  bereits  in  der  Hauptsache  bei  Dai-- 
legung  der  Ursachen  des  Schwindens  der 
Reichsdomänen  geschildert  worden.  Hinzu- 
zufügen ist,  dass  häufig  auch  eine  gewisse 
unentwickeltere  Form  der  weiter  unten  zu 
schildernden  Gewährsverwaltung  stattgefim- 
den  hat,  die  indessen  namentlich  wegen  des 
mit  ihr  verbundenen  üebelstandes  einer  Be- 
drückung der  Gutsunteithanen  durch  die 
VenÄ^alter  mehrfach  früher  oder  später  wie- 
der aufgegeben  wurde.  Mit  ungefähr  jenem 
Zeitpunkt  beginnt  in  den  Städten  die  Eiit- 
Wickelung  der  Gewerbe  mehr  und  mehr 
sich  zu  regen,  damit  wandte  sich  —  zum 
Teil  auch  aus  einer  Reihe  nicht  hierher  ge- 
höriger Ursachen  —  mehr  und  mehr  das 
Interesse  der  Landesherren  den  Städten  zu 
und  wurde  von  der  Landwirtscliaft  abgelenkt. 
Dazu  kam,  dass  die  gewerbliche  und  die 
Verkehrsentwickelung  zunächst  noch  einen 
äusserst  langsamen  und  jedenfalls  keinen 
solchen  Fortgang  nahmen,  dass  ihre  Ein- 
wirkung auf  die  Landwirtscliaft  alsbald  sich 
hätte  zeigen,  d.  h.  eine  erheblich  venu  ehrte, 
über  den  lokalen  Bedarf  liinausgehende 
Produktion  von  Rohstoffen  veranlassen  und 
somit  den  Ansporn  zu  höherer  Produktions- 
technik und  Wirtschaftsweise   hätte   geben 


können,  die  ihrerseits  naturgemäss  wiederum 
den  Gedanken  an  eine  andere  Bewirtschaf- 
tungs-  und  Verwaltungsmethode  hätte  zei- 
tigen und  spekulative,  fachkundige  sowie  ka- 
pitalkräftige Privatpersonen  zu  raclitbewer- 
bungen  hätte  veranlassen  können.  Ueberdies 
w^ar  der  Geldbedarf  noch  lange  ein  geringer, 
die  Beamten  wurden  noch  Jahrhunderte  hin- 
durch ganz  oder  vorwiegend  naturaliter  be- 
soldet, und  auch  die  Territorial-Fürsten 
blieben  noch  geraume  Zeit  bei  der  alten, 
von  der  wilden  Sitte  der  ältesten  deutschen 
Stammesfürsten,  unstät  mit  ihrem  bewaff- 
neten Gefolge  umherzuziehen,  sich  herlei- 
tenden Gewohnheit  des  öfteren  ümhen-eisens 
von  Domäne  zu  Domäne,  deren  Erträge  dann 
von  ihnen,  ihrem  Gefolge,  wie  fürstlichen 
Gästen  an  Ort  und  Stelle  aufgezehrt  wurden ; 
dadurch  aber  wurtle  die  Verpachtung  natur- 
gemäss ausgeschlossen  und  zudem  auch  ein 
ordnungsmässiges  Rechnimgswesen ,  auf 
Grund  dessen  Erwägungen  über  die  finan- 
zielle Zweckmässigkeit  des  Verpachtungs- 
systems hätten  angestellt  werden  kömien, 
erschwert.  Ausserdem  war  ein  solches 
Rechnungswesen  erst  spät  diu*ch  das  Bei- 
spiel der  Bürgerschaften  der  Hansestädte  in 
Deutschland  zur  Kenntnis  und  Schätzung 
gelangt. 

11.  Pacht;  Ursachen  und  Zeitpunkt 
ihrer  Einführung.  Erst  nach  dem  Zu- 
sammen- und  Aufeinandertreffen  der  grossen 
Wirkungen,  welche  sich  in  der  Einbüi-- 
gerung  des  römischen  Rechts,  der  Erfindiuig 
der  Buchdruckerkmist,  der  Entdeckung  Ame- 
rikas mit  ihren  wirtschaftlichen  Folgen,  in  der 
Reformation,  dem  Eingange  des  hanseatischen 
Rechnungswesens  etc.  darstellen,  zeigen  sich 
die  Anfänge  eigentlicher  finanz  wissenschaft- 
licher Betrachtungen,  und  diese  nehmen 
natiu-gemäss  vorwiegend  von  dem  damals  in 
der  Regel  »als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
wesens« geltenden  Domänenwesen  ihren 
Ausgang.  Als  praktische  Folgen  dessen  er- 
scheinen die  Aenderungen  in  dem  Domänen- 
ben utzimgssystem  zumeist  nicht  vor  dem 
17.  Jahrhundert.  In  Kursachsen  dürfte  nach 
den  zuverlässigen  historischen.  Nachrichten 
von  Wabst  sogar  bis  in  den  Anfang  des  18. 
Jahi'hunderts  hinein  der  Selbstbetrieb  bestan- 
den haben ;  in  Brandenburg  w^urde,  nachdem 
der  grosse  Kurftirst  bei-eits  1660  zu  dem 
noch  zu  bespi-echenden  Systeme  der  Ge- 
währsverwaltung übergegangen,  1676  jedoch 
um  des  aus  demselben  sich  ergebenden 
schwankenden  Einkommens  willen  zur  Ad- 
ministration oder  Regie  zurückgekehrt  war, 
1684  die  Verpachtung  eingeführt.  In  Böh- 
men ist  nach  der  Zeit  derDomänenverp fändung 
die  Regie  bis  1776,  als  dem  Jahre  der  Do- 
mänenzerschlagungen, beibehalten  worden. 
In  Oesterreich  hat  die  Administration  bis 
zum   Ende   des    17.  Jalu-himdei-ts   gewährt, 


202 


Domänen  (Allgemeines  mid  Geschichte) 


von  welchem  Zeitpunkte  an  nach  und  nach 
eine  Anzalil,  keineswegs  aber  schon  sämt- 
liche Domänen  in  Zeitpacht  gegeben  wurden. 
Ebenfalls  nachweislich  bis  in  d^is  letzte 
Drittel  des  17.  Jahrhunderts  hat  die  Admi- 
nistration in  Bayern  und  der  Pfalz  gedauert ; 
in  Württemberg  bis  zum  Ende  des  16.,  in 
Anspach  und  Bayreuth  aber  bis  zum  Anfang 
des  18.  Jahrhunderts ;  in  Nassau  wui'den  im 
17.  Jahrhundert  die  Domänen  administiiert 
und  ebenso  in  Mecklenbiu'g  sowie  im  Her- 
zogtum Brauuschweig-Lüneburg. 

B.  Verwaltungseinrichtungen. 

12.  Bi»  etwa  Mitte  des  16.  Jahrhun- 
derts. Die  Verwaltungsbehörden  zur  Zeit 
der  Kegie  gliedern  sich  wiederum  in  Unter-, 
^Mittel-  und  Oberbehörden.  Erstere  führen 
die  Bezeichnung  Amtmann,  Amtsschaff  er, 
Amtsvoigt,  Amtsrentmeister,  Schosser,  Keller 
oder  Kellner  etc.  imd  haben  die  Aufsicht 
über  die  gesamte  Wirtschaft  sowie  die  i 
Rechnungen  und  die  Kasse  zu  führen,  die 
Gefälle,  Gnmdzinsen  etc.  zu  erheben,  das 
Hoflager  mit  Lebensmitteln  zu  versehen  imd 
die  auf  die  Domänen  angewiesenen  Natm^al- 
gehälter  auszuzahlen,  in  einzelnen  Provinzen 
auch  die  Forstaufsicht  zu  führen.  Den 
gleichen  Geschäftskreis  haben  die  Vorwerks- 
verwalter mit  Bezug  auf  die  Vorwerke. 
Aussenlem  gab  es  noch  eine  Reihe  von  nie- 
deren Beamten  wie  Forstschreiber,  Hof- 
meister oder  Vögte. 

Die  Mittelbehörde  bildet  der  Amtmann, 
Oberamtmann,  Amtshauptmann,  Dix)st,  Burg- 
graf. Derselbe  hat  die  Funktionen  des  frü- 
her genannten  Ki*eisgrafen,  nur  dass  diesel- 
ben, entsprechend  dem  entwickelteren 
Finanzwesen,  nunmehr  komplizierter  und 
umfangreicher  sind;  zu  seinen  wesentlich- 
sten Geschäften  gehören  die  Civil-,  Krimi- 
nal- wie  Polizeigerichtsbarkeit  und  die 
Patronatssachen. 

Die  Geschäfte  der  obersten  Behörde  ver- 
sahen die  ersten,  aus  Finanzbeamten  zu 
Landesherren  gewordenen  Territorialfüi*sten 
vermöge  ihrer  während  der  früheren  Amts- 
fühnmg  erworbenen  Sachkenntnis  selbst,  und 
solange  der  Geschäftsgang  ein  einfacher 
blieb,  folgten  ihre  Nachkommen  diesem  Bei- 
spiele, ilit  dem  16.  Jahrhundert  jedoch 
hören  mit  Ausnahme  einiger  besonders  eif- 
riger und  nach  dieser  Richtung  veranlagter 
Füi-sten,  wie  der  Kurfürsten  von  Sachsen, 
Friedrich  der  Weise,  Moritz  und  August, 
der  Herzöge  Ernst  von  Gotha,  Philipp  von 
Hessen,  ^ximilian  von  Bayern,  des  Grafen 
Anton  Günther  von  Oldenburg  imd  Karl  V., 
die  Landeshen^en  auf,  diese  Geschäfte  selbst , 
zu  leiten.  Zu  ihrer  Hilfe  hatten  auch  die- 
jenigen, welche  persönlich  sich  dieser  Ge- 
schäftsleitung unterzogen,  den  Viztum  oder. 
Vizdom,  einen  Beamten,  dessen  Stelle,  wie , 


Hüllmann  es  bezeichnet,  als  eine  modifizierte 
Fortsetzung  der  Pfalzgrafen  würde  beti^achtet 
werden  kann,  überdies  aber  diejenige  eines 
vortragenden  Rates  wai*;  untei*stellt  war 
dem  Viztum,  dessen  Amtstitel  von  der  Stell- 
vertretung des  Landesherrn  sich  herleitet, 
wiedenun  ein  Cnterbeamter,  der  Rent-  und 
Kammermeister  oder  Landschreiber. 

13.  Einführung  kollegialiseher  Ver- 
waltung. Nachdem  indessen  die  Verwal- 
t\mgsges(  hafte  verwickelter,  umfangreicher 
und  dementsprechend  eine  gewisse  Arbeits- 
teilung innerhalb  der  Behörde  notwendig 
geworden,  wurden  in  den  deutschen  Staaten, 
nach  dem  Vorbilde  der  städtischen  kollegia- 
lischen  Kämmereiverwaltung  und  dem  \or- 
gange  Maximilians  des  Ersten,  Kammer- 
kollegien, meist  unter  der  Bezeichnung  Hof- 
oder Amtskammern  etc.,  gebildet,  denen 
ausser  der  Domänenverwaltung  die  gesamten 
Finanzangelegenheiten  unterstellt  waren.  Der 
erste  Staat,  der  dem  Beispiele  Maximilians 
naclikam,  war  Brandenbin^g ,  dann  folgten 
Sachsen  und  Bayern  in  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  und  danach  alle  grösseren 
und  mittleren  deutschen  Staaten.  In  Branden- 
burg, wo  bald  auch  weitere  Arbeitsteilungen 
in  den  Ver waltun gs-  und  Regierungsge- 
schäften stattgefunden  hatten  und  eine  be- 
sondere Beh(")rde  für  die  Regalien  und  Militär- 
sachen sowie  auch  eine  den  Amtskammern 
superoi-dinierte  Aufsichtsbehörde,  die  geheime 
Hofkammer  oder  General- Domänenverwal- 
tung zu  Berlin,  eingerichtet  worden  wai% 
wurde  im  Jahre  1713  die  Verwaltung  aUer 
Einkünfte  mit  Ausnahme  der  in  die  Militär- 
kassen fliessenden  Steuern  mit  der  geheimen 
Hofkammer  zu  einer  neuen  KoUegisdbehörde, 
dem  General-Finanzdii'ektoriimi,  vereinigt. 
Im  Jahre  1728  wiederum  wurde  ein  ein- 
heitliches General-Kriegs-Ober-Finauz-  imd 
Domänendirektorium  geschaffen,  unter  dem 
die  1723  gegründeten  Kriegs-  imd  Domänen- 
kammern der  einzelnen  Provinzen  standen. 
Die  spätere  behördliche  Entwickelung  wdrd 
in  dem  die  heutige  Verwaltung  behandeln- 
den Aufsatze  Erwähnung  finden. 

C.  Neuere  Massregeln  (Zerschlagung 
und  Vererbpaohtung). 

14.  Gründe  derselben.  Noch  sind  einige 
andere  Domänenbenutzungsarten  zu  nennen, 
welche  mit  dem  Aufhören  des  staatlichen 
Selbstbetriebes  oder  auch  bereits  nach  Ein- 
fühnmg  der  Zeitpacht  eingetreten  sind.  Es 
sind  dies  die  Zerschlagimg  und  Vererbpach- 
tung von  Domänen.  Die  Motive  für  die  Er- 
greifung dieser  Massregeln  bilden  in  erster 
Reihe  populationspolitische  Erwägungen, 
welche  sich  den  Fürsten  namentlich  seit 
Einführung  der  stehenden,  mehr  oder  minder 
schlagfertigen  Heere  aufdrängten;  mit  dem 
Zeitpunkt  nämlich  dieser  Aenderung  in  der 
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Heeresverfasi?ung  wurden  bei  den  Verhand- 
lungen der  Staaten  nicht  mehr,  ^vie  früher, 
diux'h  die  Geistliehen  im  römisch-kanonischen 
Geiste,  nicht  mehr,  wie  demnächst,  von 
nimischen  Jiu-isten  auf  Grund  von  archiva- 
lischen  Untersuchungen,  Rechtstiteln  etc., 
sondern  nunmehr  im  Hinblick  auf  die  durch 
die  Heeresstärke  und  Kriegsbereitschaft  ge- 
gebenen Machtverhältnisse  die  schwebenden 
Fragen  vorwiegend  erledigt ;  demzufolge  galt 
es,  die  Bevölkerungsvermehnuig  zum  Zwecke 
ausgiebiger  Rekrutienmg  zu  fördern.  Aus- 
gehend also  in  der  Regel  zuvörderst  von 
diesen  Ei-wägungen,  zum  Teil  sodann  aucli 
in  der  Absicht,  die  Landeskultur  zu  fördern, 
eine  mittelbare  oder  unmittelbare  Vermeh- 
rung der  Staatseinkünfte  zu  scliaffen.  billigere 
Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte 
herbeizuführen,  die  Vaterlandsliebe  zu  stär- 
ken etc.,  schritten  eine  Reihe  deutscher 
Fürsten  zur  Parzellienmg  von  Domänen  und 
Besiedelung  derselben  mit  teils  ausländischen, 
teils  auch  einheimischen  Kolonisten.  l)ei  denen 
durch  die  Gewährung  von  Gnuidcigentum 
un<l  Freiheit  auf  vermehrte  Eheschliessiuig 
liingewirkt  wunle. 

15.  Bes^inn  der  Massregr^ln  In  Knrsachsen. 

Als  eine  der  ersten  Massregeln  nach  dieser 
Richtung  wird  die  vielgenannte,  von  verschie- 
denen Gewährsmännern  allerdings  angezweifelte, 
Zert eilung  nnd  Vererbpachtung  von  3(X)  I)o- 
mänenvorwerken  unter  Kurfürst  August  I.  von 
Sachsen  berichtet;  nach  Hüllmanns  Unter- 
suchnngen  dürfte,  wenn  eine  solche  Kolonisation 
in  Sachsen  stattgefunden  hat,  dieselbe  nicht 
sowohl  in  der  Zerschlagung  schon  kultivierter, 
einheitlicher  Domänen,  sondern  in  der  An- 
setzung  von  Kolonisten  auf  wüsten,  zu  dem 
Gebiete  der  Domänen  gehörigen  Gegenden,  in 
denen  sich  keine  Vorwerke  befanden,  bestanden 
haben. 

Itt.  BrAndenbnrs^-PrensAeii*  Aus  Prenssen 
ist  zunächst  bekannt  die  auf  Veranlassung  des 
Kammerrates  Luben  zu  Anfang  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  begonnene,  später  aber  wieder 
unter  starken  Härten  und  Rechtsverletzungen 
von  Friedrich  I.  wie  von  Friedrich  Wilhelm  I. 
rückgängig  gemachte  Domänenzergliederung 
und  Vererbpachtung,  deren  Plan  bereits  unter 
Joachim  I.  von  dem  Kammerdirektor  Bernd  von 
Arnim  entworfen  worden  war,  dessen  Sohn 
Franz  von  Arnim  wiederum  in  Sachsen  den 
Kurfürsten  Aug^ist  zu  der  vorerwähnten  Mass- 
regel bewogen  haben  soll.  Im  Gegensatze  zu 
den  eben  genannten  Herrschern  vermied  Friedrich 
der  Grosse  im  allgemeinen,  ganze  Domänen  zu 
zerstückeln,  vielmehr  verwendete  er  zu  Par- 
zellierungfen  in  der  Regel  nur  einzelne  Vor- 
werke, die  er  übrigens  auch  zuweilen  im  Ganzen 
an  Privatpersonen  in  Erbpacht  gab.  Alles  in 
allem  genommen  hat  er  parzelliert  und  unge- 
teilt in  Erbpacht  gegen  400  Vorwerke  gegeben, 
parzelliert  m  der  Kurmark  21  an  179  Familien, 
im  Magdeburglflchen  10,  in  der  Neumark  17, 
in  Pommeni  38  an  125,  134,  273  neuangesetzte 
Familien ;  seine  Urbarmachungen  gehören  nicht 
hierher.    Friedrich  Wilhelm  11.  zerschlug  und 


vererbpachtete  1793  und  1794  drei  Vorwerke 
im  Oderbruch,  eigentümlicherweise  in  einer 
Gegend,  welche  dicht  bevölkert  war,  und  zwar 
in  der  Art,  dass  neben  107  bäuerlichen  und  39 
Büdnerstellen  i3  Morsren)  einem  Generalerb- 
pächter, welchem  die  Büdner  in  der  Erntezeit 
gewisse  Diensttage  zu  leisten  hatten,  578 
Morgen  gegeben  wurden;  erzielt  wurde  durch 
diese  Maj^sregel  eine  Vermehrung  der  Jahres- 
erträge um  1098  Thlr.  Unter  Frie<lrich  Wil- 
helm III.  wurden  in  den  Jahren  1803—1806  in 
derselben  Gebend  2174  Morgen  parzelliert  und 
auf  den  entstandenen  Teilf^fütem  von  4(X),  200. 
150,  100,  65,  5,  4  und  3  Morgen  12  Familien 
angesetzt,  welche  zusammen  6400  Thlr.  Erb- 
bestandsgelder  zahlten,  so  dass  sich  alles  in 
allem  genommen  die  Nutzung  nach  der  Zer- 
schlatfuntf  auf  fast  das  Doppelte  des  Betrat^es 
vor  derselben  belief.  Nächstdem  sind  noch  in 
dem  Amte  WoUup  sowie  später  in  der  Neu- 
mark einige  wenige  Parzellierungen  vorge- 
nommen worden. 

Unter  einen  wesentlich  anderen  (Tcsichts- 
punkt  fallen  die  Parzellieruugsmassretrehi 
seit  dem  Ladenbergschen  Regime,  die  in  drei 
Perioden  verlaufen.  In  der  ersten  dieser  Pe- 
rioden gab  die  Veranlassung  der  Hinblick  auf 
die  traurigen  Zustände  Neu-Vorpommerns.  wo 
der  Bauernstand  fast  gänzlich  geschwunden 
war.  Hier  wurden  zur  Vermehrung  desselben 
in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  dieses 
Jahrhunderts  o  grössere  Domänen  zerschlagen 
und  zum  vollen  Eigentum,  allerdings  in  den 
meisten  Fällen  unter  Veräusserungsbeschrän- 
kungen,  bei  erleichterten  Kaufbedingungen  ver- 
äussert. Eine  neue  Periode  wurde  mit  den 
Jahren  1845  und  1846  einifeleitet,  einer  Zeit, 
in  welcher  man  infolge  überhandnehmender 
Auswanderung  aus  den  westlichen  Provinzen 
in  andere  Weltteile  zu  dem  Versuche  griff, 
durch  Ermöglichung  der  Ansiedelung  im  In- 
lande  der  Auswanderungslust  entgegenzuwirken. 
Zwei  Kabinettsordres  v.  14.  Nov.  1845  und  v. 
29.  September  1846  bestimmten,  dass  die  in 
den  nächsten  Jahren  in  Preussen,  Posen,  Pom- 
mern pachtlos  werdenden  Domänen  zur  Grün- 
dung bäuerlicher  Stellen  parzelliert  und  an 
geeijj^nete  Leute  aus  den  westlichen  Provinzen 
unter  günstigen  Bedingungen  freihändig  ver- 
äussert werden  sollten.  Allein  es  hat  sich, 
zum  Teil  wohl  infolge  ungeeigneten  Verfahrens 
bei  der  Bekanntmachung,  der  Ausbietung  etc., 
wegeu  Mangels  an  annehmbaren  Bewerbern  das 
Kolonisationswerk  nicht  ausführen  lassen,  und 
so  wurde  denn  das  Projekt  in  seiner  bisherigen 
Gestalt  aufgegeben  und  nur  die  Veräusserung 
der  frei  werdenden  Domänen  im  Wege  des 
Meistgebotes  „so  viel  als  möglich  in  Parzellen" 
verfügt ;  das  Verlangen  nach  Grundbesitz  aber, 
insbesondere  nach  bäuerlichen  Nahrungen,  wollte 
sich  nicht  zeigen,  und  daher  wurde  die  Parzel- 
lierung mit  dem  Jahre  1853  eingestellt  oder 
wenigstens  auf  einzelne  besondere  Fälle  be- 
schränkt. In  den  Jahren  1875  und  1876  end- 
lich wurde  abermals  in  vier  Fällen  parzelliert, 
und  zwar  war  diese  dritte  Parzellieruugsepoche 
durch  eine  Bewegung  hervorgerufen,  die  im 
wesentlichen  drei  Ausgangspunkte  zeigt:  ,.ein- 
mal  die  in  den  hohen  städtischen  Löhnen  der 
Jahre  1872  und  1873  begründete  starke  Aus- 
wanderung der  ländlichen  Arbeiter  in  die  Städte, 
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welche  eine  Reform  der  Arbeiterverhältnisse 
dringend  notwendig  erscheinen  Hess  und  daher 
die  Blicke  wiederum  auf  die  innere  Kolonisation 
lenkte,  zweitens  die  vom  Oberbürgermeister 
Miquel  betonte  Notwendigkeit,  auch  im  Osten 
einen  lebenskräftigen  Bauernstand,  dessen  Wert 
jener  in  seiner  niedersächsischen  Heimat 
schätzen  gelernt  hatte,  zu  vermehren,  und 
drittens  die  allgemein  demokratische  Ten- 
denz, an  Stelle  des  ausgedehnten  ,verhassten 
Grossgrundbesitzes'  möglichst  mittlere  und 
kleinere  Güter  zu  setzen"  (von  Miaskowski). 
Als  ziemlich  aus  denselben  volkswirtschafts-  wie 
sozialpolitischen  Erwägungen  hervorgegangen 
und  daher  als  Fortsetzungserscheinungen  dieser 
Periode  anzusehen  sind  die  neuerdings  (bis  in 
die  alleriüngste  Zeit)  vorgenommenen  und  an- 
scheinend noch  nicht  als  letzte  Massnahmen  sol- 
cher Domänenverwendung  sich  darstellenden 
Parzellierungen  in  Ostpreussen  und  Pommern. 
Leider  ist  festzustellen,  dass  auch  hier  man 
mehrfach  Fehler  nicht  vermieden  hat,  welche 
seiner  Zeit  oftmals  (namentlich  von  Sombart, 
Rimpler  und  Sering)  gekennzeichnet  worden 
sind  und  deren  wesentlichste  in  ungenügender 
Prüfung  oder  Berücksichtigung  des  Vermögens 
der  Ansiedler,  in  irrationeller  Grössen bemessung 
bezw.  Ausstattung  und  mangelhafter  Preisbe- 
stimnmng  der  gebildeten  Wirtschaften  bestehen 
(cf.  unten  sub  III,  19).  Nicht  unerwähnt  aber  darf 
die  an  sich  erfreuliche  Erscheinung  bleiben,  dass 
iranz.  wie  Sombart  es  Vorjahren  vorausgesagt, 
der  Vorgang  des  Staates  die  Anregung  gegeben 
haben  dürfte  zu  verschiedenen  privaten  Unter- 
nehmungen dieser  Art,  die  freilich  keineswegs 
immer  in  einwandsfreier  und  erfolgversprechen- 
der Weise  zur  Ausführung  gelangt  sind.  Die- 
selben Fehler  nämlich,  welche  den  staatlicherseits 
vorgenommenen  Parzellierungen  anhaften,  sind 
zum  Teil  und  zwar  in  sehr  verstärktem  Masse 
bei  den  privaten  Güterparzellierungen  zu  kon- 
statieren. Vielfach  haben  gewerbsmässige  bezw. 
trelegentliche  Güterausschlächter  die  Sache  ohne 
erkennbare  Rücksichtnahme  auf  die  Lebens- 
fähigkeit der  zu  schaffenden  Stellen  in  die  Hand 
genommen,  oder  auch  den  bisherigen  Eigen- 
tümern ist  aus  der  Zerteilung  ein  in  dem 
wahren  Ertragswerte  der  bäuerlichen  und 
kleineren  Anwesen  nicht  begründeter  Gewinn 
erwachsen.  Dementsprechend  ist  denn  auch  der 
Erfolg  gewesen ;  wo  sachgemässer  und  weniger 
eigennützig  verfahren  wurde,  bietet  die  Kolonie 
ein  mehr  oder  minder  günstiges,  wo  in  der  be- 
zeichneten Weise  besonders  gefehlt  wurde,  zeigt 
sie  ein  überaus  trübes  Bild.  Von  Beispielen, 
deren  sich  viele  anführen  Hessen^),  mögen  nur 
zwei  eklatante,  nach  beiden  Richtungen  lehr- 
reiche beigebracht  sein , '  die  Verfasser  erst  vor 
ganz  kurzem  wieder  vor  Augen  gehabt  hat: 
Das  eine  stellt  die  Kolonie  Elmenhorst  (Re- 
gierungsbezirk Stralsund)  dar,   welche  ein  dem 


^)  Vergl.  Serings  Darstellung  und  Kritik 
der  neueren,  in  den  Kreisen  Bublitz,  Colberg- 
Cörlin  und  in  Westpreussen  vorgenommenen 
Parzellierungen  (Die  innere  Kolonisation  im 
östlichen  Deutschland,  Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik,  Bd.  56,  Leipzig  1895).  Im  übri- 
gen hat  nach  einer  Mitteilung  des  Abgeordne- 
ten Freiherrn  von  Wangeuheim  Sering  mittler- 


beobachteten Verfahren  entsprechendes,  bis  jetzt 
wenigstens  leidliches  Resultat  der  Parzellierung 
aufweist.  Als  zweites  sei  die  Zerschlagung 
eines  der  besten  Güter  des  Kreises  Grimmen 
genannt;  hier  ist  von  demselben  geübten 
Güter-Dismembrator  die  Aufteilung  derart  vor- 
genommen worden,  dass  sie  dem  Unternehmer 
einen  nachweislich  sehr  bedeutenden  Gewinn 
eingebracht,  die  Mehrzahl  der  Käufer  aber  un- 

femein  rasch  ins  Unglück  gestürzt  hat;  zum 
eil  waren  die  Leute  schon  nach  kurzer  Zeit 
des  Wirtschaf tens  ruiniert,  zu  einem  anderen, 
nicht  unwesentlichen  Teile  stehen  sie  gegen- 
wärtig vor  dem  Ruin,  und  fast  alle  vermögen 
so  wenig  zu  prosperieren,  dass  sie  den  Erwerb 
ihrer  Besitzungen  bitter  beklaffen.  Von  Einzel- 
heiten möffen  folgende  hier  Platz  finden:  Die 
Mehrzahl  der  Stellen  ist  überzahlt  worden:  die 
Ermöglichung  der  Niederlassung  irgend  eines 
Handwerkers  in  den  von  Städten  oder  grösseren 
Dörfern  ziemlich  entfernt  liegenden  Orten  ist 
gänzlich  unberücksichtigt  geblieben,  und  die 
als  „Arbeiterstellen"  in  Aussicht  genom- 
menen Besitzungen  sind  mit  ca.  15  Morgen 
dotiert  worden.  Die  Folge  des  letzteren  Miss- 
g^iffs  war,  dass,  wie  immer  und  immer  wieder 
j  m  solchen  Fällen  sich  zeigt,  die  Erwerber  zwar 
I  von  den  Erträgen  ihrer  Stellen  nicht  leben 
konnten,  andererseits  aber  teilweise  die  Zeit  für 
einigermassen  regelmässige  Lohnbeschäftigung 
schwer  erübrigen  konnten  und  ausserdem  durch- 
weg zu  träge  und  stolz  waren,  um  auf  Arbeit 
zu  gehen ;  dass  ferner  sie  in  sozialer  Selbstüber- 
schätzung und  ungenügendem  wirtschaftlichen 
Beurt«ilungsvermögen  sich  mehrfach  nicht  nur 
ein  Pferd,  sondern  deren  zwei  —  ohne  genü- 
gende Gelegenheit  zu  Lohnfuhren  —  anschafften, 
dass  also  —  alles  in  allem  —  sie  selbst  dem 
Untergange  entgegen  trieben  und  dass  über- 
dies es  den  fremder  Arbeitskräfte  bedürfti- 
gen Eigentümern  der  g-rösseren  Bauernhöfe  bei 
dem  besonderen  Arbeitermangel  der  dortigen 
Gegend  an  den  notwendigsten  Arbeitern  ^e- 
bricht.  In  diesem,  wie  in  anderen  Fällen,  wird 
man  der  Generalkommission  den  Vorwurf  nicht 
ersparen  können,  dass  sie  ihrer  Aufgabe  nicht 
g^erecht  geworden  ist,  d.  h.  dass  sie  von  der 
ihr  gegebenen  Befui^nis,  unter  Umständen,  wie 
den  vorliegenden,  die  Rentenbeleihung  und  da- 
mit überhaupt  eine  solche  für  die  Ansiedler 
verhängnisvolle  Begründung  unmöglich  zu 
machen,  nicht  Gebrauch  gemacht  hat.  Ganz 
offenbar  ist  dies  auf  ungenügende  Ausbildung, 
Sachkenntnis  und  Erfahrung  eines  Teiles  der 
leitenden  Beamten  zurückzuführen,  und  eine 
ausreichende  Besserung  hierin  wird  in  Preussen 
solange  nicht  eintreten,  als  man  an  der  An- 
nahme festhält,  dass  die  blosse  juristische  Bil- 
dung, wie  sie  einer  grossen  Zahl  unserer  Juristen 
eigen  ist,  zur  Ausfüllung  verantwortlicher  Stel- 
lungen auf  allen  Gebieten  massgebender  Staats- 
thätigkeit  schlechthin  und  unmittelbar  geschickt 
mache.*)     Es   ist   dies   eine   Betrachtung,  die, 


weile  ein  anderes  Urteil  über  einen  Teil  der 
damaligen  Parzellierungen  sich  gebildet.  (Ver- 
handlungen des  preussischen  Abgeordnetenhau- 
ses vom  23.  August  1899.) 

^)  Es   liegt    dem  Verfasser  durchaus   fem, 
der  juristischen  Bildung  einen  über  die  Bedeu- 
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obwohl  sie  auf  den  ersten  Blick  nicht  in  eine 
Abhandlung  über  Domänenwesen  gehörig  er- 
scheinen mag,  dennoch  vom  Verfasser  hier  an 
dieser  Stelle  für  unerlässlich  deswej^en  erachtet 
wird,  weil  der  gerügte  Uebelstand  sich  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Domänenverwaltung  bemerkbar 
macht  und  weil  der  Allgemeinheit  es  naheliegt, 
die  Domänenzerteilungen  als  vorbildlich  für 
private  Kolonisationsnntemehmungen  anzusehen. 
Die  aus  diesem  Jahrhundert  erwähnten  Parzel- 
lierungen nun  und  namentlich  die  der  siebziger 
Jahre  sind  deswegen  von  einer  besonderen  Be- 
deutung, weil  ihre  Resultate  von  den  derzeitigen 
Gegnern  innerer  Kolonisation  mit  Vorliebe 
gegen  dieselbe  angeführt  werden.  Wer  in- 
dessen das  bei  den  Parzellierungen  geübte  Ver- 
fahren und  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  auf 
den  parzellierten  Domänen  genauer  kennen  ge- 
lernt, muss  zu  dem  Schlüsse  gelangen,  dass 
das  zum  Teil  allerdings  scheinbar  ungünstige 

tung  der  fachlichen  Vorbereitung  hinausgehen- 
den Wert  absprechen  zu  wollen.  Vielmehr  stellt 
seines  Erachtens  für  den  Durchschnittsmenschen 
schon  die  grundlegende  theoretische  Bildung 
mit  der  durch  sie  bedingten  fortgesetzten  inten- 
siven Beschäftigung  des  Geistes  mit  abstractis 
eine  ausserordentliche,  ganz  specifische  Schu- 
lung des  Denkens,  der  Auffassungsweise  dar, 
wie  sie  durch  das  Studium  anderer  Disciplinen 
nur  von  besonders  befähigten,  besonders  nach 
dieser  Kichtung  veranlagten  Köpfen  erreicht 
wird,  und  die  den  Juristen  allerdings  im  allge- 
meinen fähig  macht,  sich  auf  den  verschiedensten 
Gebieten  verhältnismässig  leicht  einzuar- 
beiten. Allein  diesen  Erfolg  dürfte  in  der 
Begel  keineswegs  die  Aneignung  des  notwen- 
digsten Examen  wissen  8  auf  dem  Wege  des 
Bücherstudiums  oder  des  bekanntlich  wenig  in 
die  Tiefe  gehenden  Repetit-oriums  erzielen.  Es 
gilt  also  das  ausgesprochene  Anerkenntnis  nur 
för  den  Juristen,  der  eine  Bildung  sieh  zu 
ei^en  gemacht  hat,  wie  sie  sein  soll,  nicht 
wie  sie  bei  dem  sattsam  bekannten  Prozentsatze 
der  nur  auf  die  erwähnte  Art  Vorgebildeten  in 
zahlreichen  Fällen  thatsächlich  ist,  und 
ausserdem  kann  eben  nur  die  Fähigkeit  des 
Juristen,  verhältnismässig  schnell  sich  einzu- 
arbeiten, zugegeben  werden,  nicht  aber  eine 
mit  seinem  Eintritt  in  ein  mehr  oder  minder 
fremdes  Gebiet  alsbald  ans  der  Grundlage  seines 
Wissens  herauswachsende  Sachkenntnis 
auf  diesem  Gebiete.  Welches  Gewicht  im 
übrigen  der  praktischen  Ausbildung  des  im 
Justizdienste  befindlichen  Juristen  beizulegen 
ist,  hängt  natürlich  von  mancherlei  Umständen, 
so  von  den  Orten  seiner  Beschäftigung  ab.  Was 
jedoch  die  dem  Verfasser  sehr  wohl  bekannte 
Ausbildung  der  Regierungsreferendarien  und  den 
neuerdings  üblichen  Aufenthalt  der  Regierungs- 
assessoren auf  Gütern  und  Domänen  anlaugt,  so 
genü^  beides  keineswegs,  ihnen  ein  sachver- 
ständiges Urteil  in  landwirtschaftlichen  Dingen 
zu  verschaffen,  und  dies  wird  auch  nicht  durch 
die  Thatsache  \iiderlegt,  dass  solche,  die  aus 
ländlichen  Kreisen  stammen  und  mit  denselben 
in  steter  Fühlung  stehen,  oder  einzelne  be- 
sonders Befähigte  ein  ausreichendes  Sachver- 
ständnis mitbrinp^en  bezw.  schnell  sich  erwerben 
und  dass  langjährige  Regierungsdecernenteu 
dieses  Verständnis  oft  mit  der  Zeit  sich  aneignen. 


'  Restdtat  auf  mehrfach  ungünstige  Boden-.  Ver- 
kehrs-, lokale  und  persönliche  Verhältnisse,  auf 
die  lange  Zeit  hindurch  niedrigen  Cerealien- 
preise  und  die  Gesamtlage  der  Landwirtschaft 
überhaupt  sowie  auf  die  sehr  wohl  vermeid- 
lichen  Mängel  der  Ausführung  zurückzuführen 
ist  —  und  dass  die  wirtschaftlichen  Zustände, 
wie  sie  sich  unter  so  erschwerenden  Umständen 
auf  den  parzellierten  Domänen  bis  heute  ge- 
staltet haben,  im  allgemeinen  durchaus  kein 
entmutigendes  Bild  gewähren,  sondern  vielmehr 
die  Zuversicht  erwecken,  die  künftige  innere 
Kolonisation  könne,  wenn  man  die  Fehler,  die 
den  früheren  Versuchen  anhaften,  zu  vermeiden 
weiss,  eine  glückliche  und  segensreiche  werden. 
17*  Andere  Staaten.  In  einigen  weitereu 
deutschen  Staaten  ist  fast  durchgängig  in  der 
zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  mit 
Parzellierungen  begonnen  worden;  so  in  Ans- 
pach  seit  1757,  etwas  später  in  Bayreuth,  wo 
1769  die  Mehrzahl  der  Domänen  von  dieser 
Massregel  betroffen  und  die  neu  entstandenen 
Besitzungen  als  Erbzinsgüter  veräussert  worden 
sind;  1755  in  Waldeck,  allerdings  wohl  nur  in 
einem  Falle  oder  doch  nur  mit  sehr  geringer 
Ausdehnung;  in  Hessen-Darm  stadt  dagegen 
wurden  13  Domänen  zergliedert,  deren  Erlöse 
wiederum  zum  Ankaufe  anderer  Güter,  die  dem- 
selben Zwecke  zu  dienen  hatten,  verwendet 
worden  sind;  in  den  Herzogtümern  Schlesmg 
und  Holstein  sind  in  dem  kurzen  Zeiträume 
von  1768—1787  52  Domänengüter  und  -Vor- 
werke in  derselben  Weise  verwendet  worden 
und  zwar  hier  unter  Besiedelung  mit  den  bis- 
herigen Dienstpflichtigen  und  den  Leibeii^enen, 
wo  solche  vorhanden  (Holstein),  denen  volle 
Freiheit  und  ein  Teil  des  Landes  als  Eigentum 
verliehen  wurde.  Im  Gegensatze  zu  dem  Ver- 
fahren in  Schleswig  und  Holstein  steht  das- 
jenige in  Dänemark  selbst,  wo  seit  1764  in 
allen  Aemtern,  mit  Ausnahme  von  Kopenhagen. 
Friedrichsburg  und  Kronenburg,  Domänen  un- 
geteilt und  zwar  einschliesslich  der  Forsten 
unter  erleichterten  Zahlungsbedingungen  un<l 
unter  Auferlegiuig  eines  unablöslichen  vierpro- 
zentigen  Zinses  veräussert  wurden,  während  in 
Schleswig  und  Holstein  die  besten  Forsten  aus- 
geschlossen und  ausserdem  auch  die  Grund- 
stücke gegen  einen  iährlichen,  anfänglich  lici- 
tando,  dann  aber  auf  Grund  sorgfältiger  Boni- 
tierung  festgesetzten  Kanon  verkauft  worden 
sind.  In  Mecklenburg  vollends  ist  nicht  nur  früh 
mit  solchen  Massregeln  begonnen,  sondern  auch 
noch  in  diesem  Jahrhundert,  namentlich  in  den 
Jahren  1846  und  1868,  mit  einem,  wie  der 
Vergleich  zwischen  den  bäuerlichen,  den  länd- 
lichen Arbeiter-  und  den  Auswanderungsver- 
hältnissen im  domanialen  und  im  ritterschaft- 
lichen Gebiete  lehrt,  nicht  gering  zu  veran- 
schlagenden Erfolge  fortgefahren  worden.  Die 
Zerschlagung  der  böhmischen  Domänen  im 
Jahre  1776  hat  bereits  Erwähnung  gefunden. 

Litteratar  s.  unten  S.  229  ff. 

Bimpter. 

II.  Die  heutige  Verwaltung. 

A.  Veräusserungsfrage.  I.Vorbemer- 
kung. 2.  Politische  Erwägungen.  3.  Finanzielle 
Erwägungen.  4.  Das  landwirtschaftliche  Pro- 
duktions- und  das  sozialpolitische  Interesse.    5. 
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Die  Domänen  als  Mittel  zu  gemeinnützigen 
landwirtschaftlichen  Unternehmungen  des  Staates 
und  als  Musterwirtschaften.  6.  Landwirtschaft- 
liche Versuchst  hat  igkeit  auf  den  Domänen.  7. 
Grundeigentumsregulierungen  und  Produktions- 
förderung durch  Parzellierungen.  8.  Das  Vor- 
gehen des  Staates  als  Vorbild  für  Privatgrund- 
hesitzer  u.  s.  w.  B.  Domänenbenutzungs- 
systeme. 9.  Regie.  10.  Gewährsverwaltung. 
11.  Zeitpacht:  Vorteile,  Nachteile;  Notwendig- 
keit von  Reformen.  12.  Pachtbedin^ungen,  Schutz 
gegen  Raubbau  etc.  13.  Meliorationswesen.  14. 
Obligatorische  Bucliführung.  lö.Licitationswesen. 
16.  Reform  der  Domänenverwaltung.  17.  General- 
pacht, Specialpacht.  18.  Erb  Verpachtung  im  gan- 
zen. 19.  Erbpacht  bei  Parzellierungen.  20.  Renten- 
erut.  21,  Teilbau,  regelmässige  Veräusserungen,  C. 
Einrichtungen  der  Verw alt ungsbehör- 
den.  22.  Oberste  Domänenbehörden.  23.  Be- 
sonderheiten der  Domänen  Verwaltungen  der  eng- 
lischen Kolonieen,  Russlands,  der  Vereinigten 
Staaten.  24.  Ueberweisung  des  Domänenwesens 
an  andere  3Iinisterien  u.  s.  w. 

A.  Veräasseran^sfra^e. 

1,  Vorbemerkung.  Wer  die  moderne 
Verwaltung  der  Domänen  und  die  Grund- 
sätze, welche  in  der  Gegenwart  für  die 
Leitung  derselben  massgebend  sind  bezw. 
massgebend  sein  sollten,  einer  Betrachtung 
unterziehen  will,  wird  nicht  wohl  umhin 
können,  sich  zuvördei-st  mit  der  funda- 
mentalen Frage  auseinander  zu  setzen,  ob 
überhaupt  die  Beibehaltuug  oder  Veräusse- 
rung  der  Domänen  zu  befürworten  ist. 
Allerdings  beansprucht  die  Enirterung  dieser 
Frage,  wenn  sie  einigermassen  erschö])fend 
sein  will,  fast  eine  Monogi'aphie  für  sich, 
und  es  können  daher  im  nachstehenden  nur 
in  möglichster  Kürze  die  hauptsächlichst 
dafür  und  dawider  anzuführenden  Argu- 
mente sowie  das  Resultat  berührt  werden, 
welches  sich  nach  des  Verfassers  an  anderem 
Orte  eingehender  begründeter  Auffassung 
aus  denselben  ergiebt. 

AVas  zunächst  die  sehr  weit  zuriick- 
reichende  Litteratur  der  Frage  betrifft,  so 
herrscht  in  dei-selben  auch  neuerdings  noch 
keineswegs  solche  Einigkeit,  'wie  dies  zu- 
weilen, z.  B.  von  Leo,  behauptet  wird. 

Naturgemäss    ist    die    inai^'idualistische 
Schule  gemäss  ihrer   > überwiegend  privat- 
wirtschaitlichen    Anschauimg«     und    ihrem 
Princip  der  absoluten  freien  Konkurrenz  im 
allgemeinen  eine   ausgesprochene  Gegnerin 
des  Domänenbesitzes,   während  im  strikten 
Gegensatz  zu  ihr  die  Anhänger  sowohl  der 
extremen  sozialistischen  wie  der  gemässig- 
teren      »bodenreformatorischon^c      Richtung 
stehen:  immerhin  stimmen  aber  die  einen 
wie  die  anderen  durchaus  nicht  völlig  unter- 
einander  ül)ei-ein.     Die   historische   Schule  ^ 
der  Volkswirtschaft  ferner  will  entsprechend  j 
ihi-er  Abneigung  gegen   den   ^Absolutismus  i 
der  Lösungen  <    die  Domänen   ebensowenig 


unbedingt  verwerfen  als  beibelialten,  im  all- 
gemeinen aber  doch  wohl  lieber  konservativ 
als  zu  freigebig  und  radikal  zu  Werke  ge- 
gangen wis.'^en.  Die  aus  ihr  her\'orgegangene 
sozialpolitische  Richtung  endlich  stellt  die 
Beurteilung  der  Domänenfrage  mehr  noch 
als  unter  den  finanziellen  Gesichtspunkt 
und  den  des  wirtschaftlichen  Produktions- 
interesses unter  den  sozialpolitischen  der 
Grundeigentumsverteilung  und  des  Gnuid- 
rentenbezuges  in  ihren  Einwirkungen  auf  die 
Verteilung  des  Volkseinkommens  und  die 
soziale  Lage  aller  Volksschichten.  Die  An- 
sichten der  einzelnen  divergieren  dabei 
wiedenim  erklärlicherweise  in  mancher  Hin- 
sicht. 

2.  Politische  Erwägnngen.  Da  die  recht- 
liche Seite  der  Frage  zu  beleuchten,  nicht  Auf- 
gabe dieses  Artikels  M  ist,  wäre  zuerst  eine  Reihe 
politischer  Argumente  und  unter  diesen  vor 
allem  das  Interesse  der  Erbmonarchieen  an  der 
Beibehaltung  der  Domänen,  als  einer  Stütze 
der  Dynastieen,  zu  nennen.  Mit  Recht 
wird  darauf  hingewiesen,  dass  in  einer  Zeit 
und  in  einem  Staate,  wo  die  Erinnerung  an  den 
patrionalen  Charakter  des  Fürstentums  aus  dem 
Volksbewusstsein  bereits  geschwunden  ist,  eine 
Dynastie,  welche  so  wenig  tief  im  Volke  wurzelt, 
dass  sie  der  Domänen  als  Stütze  nicht  entbehren 
zu  können  glaubt,  an  einen  überaus  schwachen 
Halt  sich  klammert.  Allein  man  kann  auch 
ohne  den  naiven  Glauben,  durch  die  Erhaltung 
der  Domänen  schwankenden  Dynastieen  eine 
unmittelbare  und  ausreichende  Stütze  zu  be- 
wahren und  eine  Nachrechnung  der  Einkünfte 
des  Fürsten  verhindern  zu  können,  einen  Zu- 
sammenhang zwischen  dem  Interesse  der  Erb- 
monarchie und  der  Erhaltung  eines  gewissen 
Domänenbestandes  gleichwohl  erblicken,  denn 
in  der  That  wird  man  Röscher  beipflichten 
müssen,  wenn  er  meint,  dass  die  wirtschaftliche 
Stellung  des  auf  eine  besoldungsähnliche  Civil- 
liste  angewiesenen  Herrschers  minder  würdevoll 
erscheine  und  dass  es  nicht  im  Interesse  des 
Staates  liegen  könne,  wenn  beim  Sinken  des 
Geldwertes  die  Krone  in  eine  demütigende  Privat- 
abhängigkeit von  der  Volksvertretung   gerate. 

Die  Scheu  femer  vor  zu  grosser  finanzieller 
Unabhängigkeit  der  Staatsregierung  bei  dem 
Bestehen  von  Domäneneinkünften  und  vor  den 
Nachteilen  des  politischen  Einflusses,  welchen 
dieselbe  mittelst  der  Personen  der  Domänen- 
pächter auszuüben  vermöchte,  ist  als  bedeutungs- 
los leicht  durch  die  Statistik  des  heutigen  Ver- 
hältnisses der  Domäneneinkünfte  zu  den  übrigen 
Staat-seinnahmen  und  den  Staatsausgaben  ^)  der 
meisten  Staaten  sowie  durch  den  Einwurf  zu 
erweisen,  dass  der  Prozentsatz  der  nicht  unbe- 
dingt der  Regierung  ergebenen  Männer  ein 
grösserer  unt^r  den  Domänenpächtern  als  unter 
den  Grossgrundeigentümern  sein  dürfte,  welche 
im  Falle  der  Domänenveräusserung  an  die 
Stelle  jener  treten  würden. 

Schwerwiegender  ist  das  viel  betonte  Be- 
denken, der  Domänenbesitz  werde  leicht  eine 
nachteili;^e  Verwickelung  der  Staatsverwaltung 

*j  cf.  unten  III,  „Rechtsverhältnisse". 
«)  Cf.  oben  A,  „Statistik". 
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als  Domänenfiskns  in  Privatinteressen  zur  Folge 
haben.  In  der  Tliat  liegt,  wie  sich  an  einer 
Keihe  von  Beispielen  darthun  lässt,  diese  Ge- 
fahr oft  nahe  genug,  und  schon  der  blosse  Um- 
stand, dass  die  Doppelstellung:  des  Staates, 
welcher  eine  gewisse  Leitung  der  Privatwirt- 
schaften bezw.  eine  Fürsorge  für  dieselben  über- 
nehmen will  und  soll,  sich  selbst  an  der  Privat- 
wirtschaft beteiligt  und  daher  sowohl  Mass- 
regeln im  allgemeinen  Interesse  des  Landbanes 
etc.  als  auch  solche  im  speciellen  Interesse 
seiner  eigenen  Landgüter  etc.  ergreifen  soll,  — 
dass  diese  Doppel  Stellung  des  Staates  zur  Quelle 
eines  gewissen  Misstrauens  gegen  denselben  in 
einem  Teile  des  Volkes  werden  kann,  ist  immer- 
hin nicht  ganz  belanglos.  Dagegen  zu  halten 
ist  wiederum,  dass  der  Staat,  welcher  überdies 
in  seiner  Eigenschaft  als  der  grösste  Gross- 
grundbesitzer besser  als  alle  Privaten  mit  volks- 
wirtschaftlichen wie  sozialpolitischen  Reformen 
und  Versuchen  vorzugehen  vermag,  durch  eine 
schöpferische,  noch  unten  näher  anzudeutende 
Domänenpolitik  den  Beweis  liefern  kann,  dass 
er  die  Domänen  nicht  nur  als  eine  ihm  in  ge- 
wisser Hinsicht  bequeme  Einnahmequelle,  son- 
dern vornehmlich  auch  als  ein  wichtiges  Mittel 
uneigennütziger  Yolkswirtschafts-  und  Sozial- 
politik ansieht. 

Völlig  bedeutungslos  muss  die  gegenwärtige 
politische  Gefahr  erscheinen,  welche  nach  der 
Auffassung  einiger  in  dem  Domänenbesitz  als 
einem  Anreiz  zu  Annexionen  liegen  soll,  und 
es  bedarf  zur  Begründung  dessen  wohl  nur 
eines  Hinweises  auf  die  heutige  rechtliche  Natur 
der  Domänen,  ihr  Verhältnis  zur  Dynastie,  ihre 
sonstige  politische,  ihre  volkswirtschaftliche, 
sozialpolitische  Bedeutung  und  schliesrilich  auf 
die  Statistik  des  heutigen  Domänenbestandes, 
wie  dies  zum  Teil  hier  dargelegt,  zum  Teil 
noch  zu  besprechen  ist. 

Ebenso  wird  die  Wertschätzung  der  Do- 
mänen als  Reservefonds  für  Zeiten  der  Not 
häufig  durchaus  übertrieben,  denn  wenn  es  auch, 
wie  in  Preussen  1806,  Zeiten  der  Not  gegeben 
hat,  in  denen  Anleihen  nicht  zu  erlangen  waren 
und  daher  selbst  Schleuderpreise  eine  Hilfe 
brachten,  so  ist  der  Kriegskostenaufwand,  der 
schon  1870  in  Preussen  die  Bewilligung  von 
120000000  Thalem  erforderlich  machte,  gegen- 
wärtig ein  so  ungeheuerer,  dass  seiner  Höhe 
gegenüber  in  den  meisten  Staaten  der  derzeitige 
omänenbesitz,  namentlich  bei  den  wahrschein- 
lichen Verlusten  einer  durch  die  Not  hervor- 
gerufenen Massenveräusserung,  kaum  erheblich 
ins  Gewicht  fallen  dürfte ;  übrigens  hängen  jene 
Verluste  natürlich  ab  von  dem  Stande  der 
Grundrente,  der  Grösse  der  Gefahr,  welche  der 
Käufer  in  Kriegszeiten  auf  sich  nimmt,  von  der 
vorhandenen  Menge  anlagebedürftigerKapitalien, 
von  dem  Umfange  des  Domaniums,  der  Höhe 
der  Bedürfnisse  des  Staates  u.  a.  m. 

3.  Finanzielle  Erwa^ngen.  Gänzlich 
haltlos  ist  die  Behauptung,  »die  Sicherheit 
des  Domänenbesitzes  und  der  Einkünfte  aus 
demselben,  namentlich  in  unruhigen  Zeiten < 
sei  ein  Vorzug  jenes  Besitzes.  Selbst  in 
ruhigen  Zeiten  kommen  Pachtremissionen 
vor  und  werden,  wie  unschwer  nachzu- 
weisen, solange  wenigstens  das  Licitations- 


verfahrcn  bei  den  Pacht  Vergebungen  fort- 
l)esteht,  immer  vorkommen  müssen.  In 
Kriogszeiten  aber  —  eines  unglücklichen, 
mit  feindlicher  Invasion  verbundenen  Krieges 
gai'  nicht  zu  gedenken  —  wenlen  selbst- 
vei-standlich  noch  vermehrte  Ausfälle  zu  er- 
warten s<4n,  so  dass  gerade  in  den  schwei-steu 
Zeiten  die  Steuern  erhöht  wenlen  müssen 
und  demnach  gcn-ade  auf  diese  Fälle,  in 
denen  ja  zu  den  Steuern  als  zu  dem 
zweiten  Mittel  gegriffen  wird,  der  Ein- 
wand, dass  Steuer-  und  besonders  Grund- 
steuei-ausfälle  elx?nfalls.  ja  noch  leichter  vor- 
kämen, nicht  anwendbar  ist,  selbst  wenn  die>e 
Hehauptung  für  Friedenszeiteu  zuträfe. 

Bei  zwei  weiteren  für  die  Domänenbei- 
behaltung angeführten  Gnlnden  lässt  sich 
zunächst  die  Richtigkeit  der  in  ihnen  ent- 
haltenen Behauptungen  nicht  wegleugnen, 
der  Behauptungen,  dass  durch  die  Domänen- 
einkünfte die  rnzufriedenheit  sowie  das 
Druckgefühl,  welches  die  reine  Steuenvirt- 
schaft  verursache,  vemngert  werde  und 
dass  die  Verkauf  sc^rlöse  aus  Domänen  Ver- 
käufern leicht  iiTationt»]!  und  leichtfertig  vei- 
wirtschaftet  weithin.  Letztere  Befürchtung 
begründen  namentlich  zahlreiche,  an  ehedem 
begüterten,  jetzt  aber  in  den  misslichsten 
Verhältnissen  b^^'findlichen  Gemeinden  ge- 
machte Erfahrungen ;  ei-steres  Bedenken  aber 
wird  keineswegs  durch  das  tlu^oretische,  vor 
Beseitigung  d(»r  praktischen  Beste »uerungs- 
mängel  und  -härten  i)sychologisch  unver- 
ständige imd  zudem  für  maneOie  Gegenden 
und  Bev(*)lkenmgsse'hichten  durchaus  ana- 
chronistische Postulat  widerlegt,  der  Staats 
bürger  solle  die  notwendigen  Lasten,  welche 
ihm  das  Staatswesen  auferlegt,  >mit  vollem 
Bewusstsein  des  eigenen  Verluste^s«  tragen. 
Immerhin  ist  diesen  IxMden  Argiune^nte^n  im 
Vergleiche  zu  einer  Reihe  andei-er  nur  ein 
ziemlich  geringes  Ge^wicht  beizume^ssen. 

Von  grosseT  Wichtigkeit  dagegen  ist  die 
Frage,  ob,  wie  dies  immer  und  immer  wieder 
noch  ausgesprochen  wird,  der  ^Einfluss  des 
DomäneMibesitzes  auf  den  Staat skreMÜt  mittelst 
Fundienmg  von  Aiüeihen  auf  diesen  Besitz ^ 
in  der  That  sich  behaupten  lässt.  Es  ist 
eliese  Frage  in  neuen-er  Zeit  von  Koscher, 
L.  v.  Stein,  A.  Wagner,  Ludloff,  v.  Scheel, 
Boldt  und  anderen  mit  Recht  dahin  e^nt- 
schieden  worden,  dass  für  kleinere,  luient- 
wickeltere  Staaten  und  namentlich  für  solche, 
in  denen  die  Domänen  auch  noch  finanziell 
eine  Rolle  spielen  oder  gar  die  Hauptepie^llo 
des  Staatseinkommens  bilden,  die'ser  Einfluss 
mehr  oder  minder  bedemtend  sei;  dass  er 
aber  in  einem  Staate  wie  Preussen  kaum 
in  Betracht  kommen  könne ;  ganz  abgesehen 
noch  davon,  dass,  wie  Stein,  Bergius  u.  a. 
sehr  richtig  zu  benlenken  geben,  die  Sicher- 
heit, welche  elie  Domänen  für  Staatsschulden! 
gewälu'en,  schon  um  deswüleu  sehr  gering- 
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wertig  ist,  weil,  falls  der  Staat  seine  Ver- 
pflichtungen unerfüllt  lässt,  der  einzelne 
Obhgationenbesitzer ,  wenn  er  nicht  selbst 
ein  kriegsmächtiger  Staat  ist,  sein  Pfandrecht 
faktisch  geltend  zu  machen  ausser  stände  ist. 

Schwieriger  und  auch  keineswegs  über- 
einstimmend gefällt  ist  die  Entscheidung, 
ob  die  Beibehaltung  oder  die  Yeräusserung 
der  Domänen  bezw.  die  Verwendung  ihres 
Erlöses  zur  Staatsschuldentilgung  im  un- 
mittelbaren finanziellen  Interesse  liege. 
Massgebend  für  diese  Entscheidung  ist  zu- 
nächst, ob  und  wie  lange  ein  Steigen  der 
Gmndrente,  ein  Sinken  des  Geldwertes  sich 
annehmen  lässt.  Alles  in  allem  genommen 
glaubt  Verfasser  für  Preussen  wenigstens 
auf  Gnmd  einer  Eeihe  in  seiner  Schrift 
über  Domänenpolitik  dargelegter  Erwägun- 
gen zu  dem  Resultate  gelangen  zu  sollen, 
dass  gegenwärtig  und  vielleicht  auch  wäh- 
rend der  nächsten  Menschenalter  eine  all- 
mähliche, unter  steter  Berücksichtigung  der 
Konjunkturen  vor  sich  gehende  Domänen-' 
veräusserung  und  eine  Verwendung  des  Er- 
löses zur  Tilgimg  höher  verzinslicher  Staats- 
schulden ein  erhebliches  Plus  für  den  Staats- 
haushalt ergeben  dürfte. 

4.  Das  landwirtschaftliche  Prodnk- 
tions-  und  das  sozialpolitische  Interesse. 
Drei  ferner  gegen  den  Domäuenbesitz  ge- 
lichtete Behauptungen :  das  volkswirtschaft- 
liche Produktionsinteresse  werde  durch  die- 
sen Besitz  mit  seiner  Pächterbewii-tschaf- 
tung  geschädigt,  der  Domänenpächter  lasse 
sich  im  allgemeinen  die  dauernde  Verbesse- 
rung der  Arbeiterlage  nicht  genugsam  und 
jedenfalls  bei  weitem  weniger  angelegen 
sein  als  der  Gnmdeigentümer,  welcher  die  in 
Privateigentum  übergegangene  Domäne  inne- 
haben würde,  und  werde  drittens  den  j)oli- 
tischen  Fimktionen  des  Grossgrundeigentü- 
mers nicht  gerecht,  in  deren  üebernahme 
er  eine  Gegenleistung  dafür  zu  bieten  hätte, 
dass  ihm  bei  der  Pachtübernahme  der 
^>Nutzgenuss«  nicht  nur  des  Bodens  und 
der  Bauten  an  sich,  »sondern  auch  der  be- 
stehenden Kulturentwickelung  und  der  be- 
stehenden, die  Frucht  eines  Jahrtausende 
währenden  Kulturprozesses  darstellenden, 
gesellschaftlichen  Verhältnisses«  (I^ohl)  zu- 
fällt —  diese  drei  Behauptungen  werden 
erstlich  gemeinsam  zum  Teil  durch  die 
Entgegnung  entkräftet,  dass  mit  dem  üeber- 
gange  der  Domänen  in  Privateigentum  ja 
keinerlei  Garantie  dafür  geboten  >\ird,  dass 
dieselben  in  Zukunft  von  den  Eigentümern 
selbst  und  nicht  von  Privatpächtern  bewirt- 
schaftet wiinlen ;  denn  falls  auch  etwa  in 
den  Kaufkontrakten  diesbezügliche  Beschrän- 
kungen zur  Festsetzung  gelangen  könnten, 
so  würde  hierdm*ch  die  Zalü  der  Kaufenden 
erheblich  veningert  oder  der  Kaufpreis  bis 
auf    eine    veraiutlich    unannehmbai'e   Höhe 


herabgedinickt  werden.  Wenn  man  dem- 
nächst behaupten  will,  dass,  ceteris  paribus, 
der  Eigentümer  besser  wirtschafte  als  der 
Pächter,  so  ist  zwar  zuzugeben,  dass  bei 
dem  heutigen  Pachtsystem  die  Produktion 
daiimter  zu  leiden  hat,  dass  auf  den  Pacht- 
gütern eine  Reihe  von  Meliorationen,  deren 
Kosten  sich  erst  nach  längeren  Zeiti'äumen 
verzinsen  und  amortisieren ,  unterbleiben. 
Allein  dem  gegenüber  ist  die  Summe  von 
Betriebskapital  und  von  Intelligenzen,  wel- 
che der  Landwirtschaft  durch  die  Pacht 
zugeführt  wird,  sonst  aber  ihren  geeigneten 
Platz  nicht  gefunden  hätte,  sowie  der  Um- 
stand hervorzuheben,  dass  faktisch  gegen- 
wärtig noch  eine  ganz  wesentliche  Ungleich- 
heit der  materiellen  und  intellektuellen 
Mittel  besteht,  welche  Eigentümer  und 
Pächter  bei  der  Bewirtschaftung  ilirer  Güter 
durchschnittlich  aufzuwenden  haben,  d.  h. 
dass  nun  einmal  bei  überaus  \ielen  Gi-oss- 
gnmdbesitzern  ein  notorischer  Mangel  an 
landwirtschaftlicher  Bildung  und  an  einem 
zu  rationeller  Bewirtschaftung  ausreichen- 
dem Betriebskapitale  zu  konstatieren  ist, 
während  bei  der  Pacht,  wie  Blomever  sehr 
mit  Recht  betont,  in  den  eülenneisten  Fäl- 
len der  am  Gutsertrage  zunächst  inte- 
ressierte, der  Pächter,  ein  Fachmann  ist, 
das  Gut  selbst  bewirtschaftet  und  zudem 
vielleicht  in  noch  höherem  Grade  als  der 
Eigentümer  einen  hohen  Reinertrag,  also 
vermelu^e  Produktion,  erstreben  wird,  weil 
er  erst  dann  prosperiert,  »wenn  er  die  Er- 
zeugung von.  Werten  so  steigert,  dass  ihm 
über  die  Pacht  hinaus  ein  Reinertrag  ver- 
bleibt«. Ausserdem  würde  auch  durch  ei- 
nige noch  später  zu  nennende  Reformen 
des  Domänenpachtwesens  der  Missstand, 
welcher  in  der  Unterlassung  von  notwendi- 
gen oder  auch  nui*  nützlichen,  aber  ei*st 
si)ät  sich  bezahlt  machenden  Meliorationen 
beruht,  ganz  wesentlich  beseitigt  wenlen. 
Endlich  ist  zu  bemerken,  dass  zweifellos 
die  Domänenpächter  nicht  schlechter,  viel- 
leicht sogar  bei  den  längeren  Pachtperiodeu 
und  den  Kautelen,  welche  mau  bei  Zulas- 
sung der  Bewerber  beobachtet,  im  Durch- 
schnitt besser  und  rationeller  wirtschaften 
als  die  Privatpächter. 

Noch  aus  zwei  weiteren  Griinden  nicht 
ganz  so  hoch  anzuschlagen,  wie  es  den  An- 
schein liat,  sind  die  genannten,  allerdings 
nicht  völlig  in  Abrede  zu  stellenden  Schat- 
tenseiten, welche  in  dem  mangelnden  Inte- 
resse des  Pächtera  an  der  Verbesserung  der 
Arbeiterlage,  überhaupt  in  der  Nichterfül- 
lung der  sozialen  und  politischen  Funktio- 
nen des  Grossgnmdeigentümers  liegen, 
d.  h.  der  Fürsorge  für  die  das  Ergt^bnis 
des  ^>  Jahrtau  sende  währenden  Kulturpro- 
zessesc.  bildenden  gesellschaftlichen  Verhält- 
nisse, deren  Nutzgenusses  er  mit  dem  Er- 
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werbe  des  Grundbesitzes  teilhaftig  wird, 
einer  >  Vertretung«  der  ländlichen  Bevölke- 
rung, zu  welcher  er  vermöge  grösserer 
Geistesbildung  und  vermöge  seiner  nahen 
Berührung  einerseits  »mit  der  engen  Lebens- 
anschauimg  seiner  Umgebung«,  andererseits 
mit  den  Wellen  der  geistigen  Bewegung 
seiner  Zeit  (Pohl)  berufen  ist.  Nach  den 
von  Rodbertus  gebrachten  statistischen  An- 
gaben sind  in  den  preussischen  Provinzen 
von  1835  bis  1864  derartige  Besitzverände- 
rungen vor  sich  gegangen,  dass  sich  mit 
Ausnahme  der  Provinz  Westfalen  überall 
eine  nicht  über  die  normalen  Zeitpacht- 
perioden hinausgehende  durchschnittliche 
Besitzdauer  ergiebt,  und  im  cisleithanischen 
Oesten-eich  wai'  nach  Röscher  bis  1869  der 
Besitzwechsel  dei-aii:,  dass  bei  gleicher  Fort- 
setzung desselben  in  15^/2  Jahren  alle  Im- 
mobilien in  andere  Hände  Übergegangen 
sein  würden.  Die  neuerdings  vollends  vor 
sich  gegangenen  Besitzveränderungen  sind 
bekanntlich  überaus  zahlreich.  Hiernach 
aber  dürfte  ein  namhafter  Teil  der  Gross- 
grundeigentümer kaum  ein  sonderlich  grös- 
seres Interesse,  eine  erheblich  segensi^ichere 
Thätigkeit  entfalten,  als  der  Pächterstand. 
Dann  aber  endlich  ist  zu  betonen,  dass  bei 
Durchftihrung  der  noch  zu  besprechenden 
Reform  des  Domänenpachtwesens,  welche 
auch  darauf  zu  richten  wäre,  den  Pächter 
sich  mehr  als  Eigentümer  fühlen  und  wie 
einen  solchen  handeln  zu  lassen,  diese  Miss- 
ßtände  wesentlich  verringert,  wenn  nicht 
gänzlich  aufgehoben  werden  wüi-den  (cf. 
unten  sub  13  ff.). 

Aehnliches  gut  von  den  ferneren  »schwe- 
ren« Bedenken  Pohls  gegen  die  Pachtin- 
stitution :  dem  Rechtsgefühl  der  Mitmenschen 
werde  dadurch  eine  Verletzung  zugefügt, 
dass  der  Eigentümer  sich  damit  bescheidet, 
von  dem  durch  die  Gesellschaft  dem  ein- 
zelnen zuerkannten  Rechte  des  Privateigen- 
txmis  an  Grund  und  Boden  Gebrauch  zu 
machen,  ohne  die  diesem  Rechte  ent- 
sprechenden Pflichten  zu  übernehmen;  die- 
sen Pflichten  aber  wird  nach  Pohls  Auf- 
fassung der  Grundbesitzer  nicht  gerecht, 
wenn  er  sein  Gut  verpachtet  und  dadurch 
die  Fäden  zerschneidet,  durch  die  er  mit 
dem  Lande  imd  seiner  Bevölkerung  ver- 
bunden wird;  seine  Arbeitskraft  entbehrt 
»in  Zukunft  des  Objektes  oder  wenigstens 
des  gleichen  Objektes,  mit  dem  es  der  aus- 
übende Landwirt  zu  thun  hat«,  er  hört  da- 
her auf,  zu  der  gleichen  wirtschaftlichen 
Kategorie  zu  gehören,  wird  ein  blosser 
Nutzniesser  einer  arbeitslosen  Rente  und 
damit  als  ein  noch  ausgeprägterer  Vertreter 
des  Kapitals  erscheinen,  als  der  industrielle 
und  handeltreibende  Kapitalist,  welche  ihren 
(werbenden)  Besitz  zumeist  nicht  »ver- 
lassen«,  sondern  in  Händen   behalten  und 
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ihre  Arbeitskraft  auf  eine  in  der  Regel  noch 
deutlich  erkennbare  Weise  mit  dem  Kapi- 
tale verbinden.  Rechnet  man  dazu,  dass 
auch  der  Pächter  im  Gegensatze  zu  seiner 
Umgebimg,  welche  im  wesentlichen  die  Ar- 
beit vertritt  —  wenn  auch  zufolge  der  sich 
bei  ihm  vollziehenden  Verbindung  von  Ka- 
pital und  Arbeitskraft  in  einem  weniger 
verletzenden  Grade  —  Vertreter  des  Kapi- 
talismus ist,  so  wird  man  in  Ansehung  der 
sozialistischen  Gefahren  unserer  Zeit  in  dem 
Pachtsysteme  einen  nicht  ganz  zu  unter- 
schätzenden sozialen  üebelstand  erblicken 
müssen.  Indessen  kommen  einmal  diese 
Bedenken  für  die  Domänenpachten  zum 
Teil  nur  in  beschränktem  Mavsse,  zum  Teil 
überhaupt  nicht  in  Betracht,  luid  sodann 
würden  sie  durch  Durchfühnmg  der  er- 
wähnten Domänenpachtreform  beseitigt  oder 
doch  erheblich  gemildert  (cf.  imten  sub  13  ff.). 

Ohne  jegliche  Berechtigung  wiederum 
ist  der  dem  Domänenbesitze  gemachte  Vor- 
wurf, dass  durch  ihn  die  Thätigkeit  und 
der  Erwerb  vieler  Staatsbürger  beeinträch- 
ticht  werde,  denn  wenn  man  nicht  gerade 
die  Zerschlagung  imd  Vergebung  der  Do- 
mänen an  kleine  und  mittlere  Besitzer  im 
Auge  hat,  so  lässt  sich  mit  v.  Scheel  u.  a, 
entgegnen,  dass  auf  den  verpachteten  Do- 
mänen nicht  weniger  und  nicht  schlechter 
bezahlte  Menschen  bescliäftigt  werden,  und 
dass  überdies  in  der  Domänenverwaltung 
w^ie  auf  den  Domänen  mit  staatlichem 
Selbstbetriebe  eine  Anzahl  Personen  in 
Stellen  Verwendung  finden,  welche  kaimi 
chlechter  dotiert,  jedenfalls  aber  imgleich 
sicherer  sein  dürften,  als  die  ihrer  Fähig- 
keit entsj)rechenden  Stellungen,  welche  die 
Betreffenden  etwa  im  Privatdienste  finden 
würden.  Hat  man  jedoch  die  Domänenpar- 
zellierung und  -verteilimg  an  kleine  Be- 
sitzer im  Auge,  so  macht  man  den  Domä- 
nen einen  Vorwui^f,  den  man  ebensowohl 
gegen  den  privaten  Grossgrundbesitz  rich- 
ten müsste. 

5.  Die  Domänen  als  Mittel  zn  ge- 
meinnützigen landwirtschafüichen  Ün- 
temehmungen  des  Staates  und  ids 
Mnsterwirtechaften.  Gerechtfertigt  da- 
gegen und  wohl  auch  allgemein  anerkannt 
ist  die  Forderung,  dass  in  mehreren  Fällen 
der  Staat  selbst  als  landwirtschaftlicher  Un- 
ternehmer auftreten  und  darum  den  ent- 
sprechenden Domänenbestand  zur  Verfügung 
haben  müsse,  d.  h.  wo  es  sich  um  gemein- 
nützige Aufgaben,  welche  pekuniäre,  Privat- 
eigentümern nicht  zuzumutende  Opfer  er- 
fordern, also  um  die  Einführung  oder  die 
Förderung  von  Kidturzweigen ,  ferner  um 
Unterrichts-,  Gestüts-  und  ähnliche  Zwecke 
handelt.  Ob  übrigens  Domänen  als  Muster- 
betriebe wünschenswert  oder  entbehrlich 
sind,   ist  keineswegs   so   leichthin  zu  ent- 
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scheiden,  wie  es  gewöhnlich  geschieht.  Es 
ist  eine  viel  gehörte,  aber  keineswegs  rich- 
tige Behauptung,  dass  der  Grossgrundbesitz 
der  Muster^di-tschaften  nicht  bedtirfe,  der 
kleine  und  mittlere  aber  sich  an  Gross* 
gütern,  wie  die  Domänen  seien,  ein  Muster 
nicht  nehmen  könne.  Erstens  bedürfen, 
wie  jeder,  der  mit  den  diesbezüglichen  Ver- 
hältnissen allgemeiner,  nicht  nur  vielleicht 
in  Gegenden  intensivsten  Landbaues,  ver- 
traut ist,  bezeugen  kann,  sehr  viele  Gross- 
ginindbesitzer  denn  doch  der  Muster,  weU 
sie  oftmals  zu  schwerfällig,  zu  wenig  be- 
rufswissenschaftlich gebildet ,  zu  miss- 
trauisch  sind  und  zu  wenig  Selbstvertrauen 
besitzen,  um  sich  von  selbst  Fortschritten 
und  Neuerungen  des  Landbaues  anzu- 
schliessen.  Dann  aber  kann  der  mittlere 
und  kleine  Grundbesitz  sehr  wohl  von 
dem  Beispiele  des  Grossbetriebes  Nutzen 
ziehen,  denn  keineswegs  sind  alle  Verbesse- 
rungen, die  der  kleine  Landwirt  von  dem- 
selben lernen  kann,  zu  kostspielig  und  un- 
übertragbar auf  seinen  Betrieb.  Wer  je- 
doch dies  zugiebt,  kann  auch  eine  gewisse 
Bedeutung  der  Domänen  als  »Musterbe- 
triebe« nicht  schlechthin  negieren.  »Die 
preussischen  Domänenpächter«,  sagt  Schmol- 
ler, »haben  stets  zu  den  besten  Landwirten 
gehört,  sie  können  sich  nicht  in  falscher 
Weise  verschulden,  sie  strengen  sich  sehr 
an,  verwenden  jeden  Gewinn  als  Betriebs- 
kapital«. Zweifellos  ist  dies  zutreffend,  und 
hinzufügen  wird  man  dürfen,  dass  von  die- 
sen Pächtern,  deren  Qualifikation  geprüft 
wird,  denen  auch  namentlich  mit  Bezug 
auf  die  etwanige  Vornahme  von  Melioratio- 
nen günstige  Pachtbedingungen  gewährt 
werden  und  die  überdies,  wie  die  Mehr- 
zahl der  Pächter,  mehr  Betriebskapital  zur 
Verfügung  haben  als  der  Durchschnitt  der 
selbstwirtschaftenden  Besitzer,  im  allgemei- 
nen ein  besseres  Beispiel  zu  erwarten  ist 
als  von  vielen  Grossgrundbesitzern  —  na- 
mentlich gilt  dies  bei  einer  noch  zu  ver- 
vollkommnenden Auswahl  der  Pächter,  wie 
sie  sogleich  zu  besprechen  s(?in  wird. 

6.  Landwirtsehaftliche  Yersuchsthätig- 
keit  auf  den  Domänen.  Im  Anschluss  hieran  ist 
eines  noch  verhältnismässig  wenig  bekannten, 
zuerst  von  W.  v.  Funke  betonten  Momentes  zu 
gedenken,  welches  sehr  zu  Gimsten  eines  ge- 
wissen Domänenbestandes  anzuführen  ist.  v.Fnnke 
empfiehlt  die  Nutzbarmachung  eines  Teiles  der 
Domänen  zur  Förderung  einer  wissenschaftlichen 
Versuchsthätigkeit  auf  grösseren  Gütern ,  durch 
welche  die  Lösung  einer  Reihe  für  den  Weiter- 
bau der  Landwirtschaftslehre  hochwichtiger 
Fragen  in  die  Hand  genommen  werden  könnte. 
Erforderlich  dazu  ist  allerdings,  wie  er  weiter- 
hin ausführt,  eine  entsprechende  Wahl  der 
Domänenpächter,  bei  der  nicht  vorwiegend  der 
in  der  Höhe  der  Pachtsumme  liegende  unmittel- 
bare Finanzpunkt  ins  Auge  zu  fassen  wäre, 
sondern    die    sich    innerhalb    möglichst    weiter 


Grenzen  auf  die  Garantie  stützen  müsste,  welche 
die  Persönlichkeit  des  Pächters  auch  für  die 
Förderung  allgemeiuer  landwirtschaftlicher  In- 
teressen darbietet.  Personen  aber,  welche  diese 
Garantieen  bieten,  d.  h.  welche  durch  ihren 
Bildungsgang  und  ihre  aufzuweisenden  Leistun- 
gen Intelligenz,  berufswissenschaftliche  Bildung 
und  vor  allem  die  Liebe  zur  Sache,  das  innere 
Bedürfnis,  neben  ihren  eigenen  privatwirtschaft- 
lichen Interessen  auch  die  weiteren  ihres  Be- 
rufes zu  fördern,  voraussetzen  lassen  —  solche 
Personen  würden  sich  finden,  wenn  die  Re- 
gierungen sich  entschlössen,  für  die  zu  er- 
wartenden höheren  persönlichen  Leistungen  ein 
Opfer  an  Pachtzins  oder  vielleicht  ein  Opfer  an 
Sicherheit  in  Darlehen  von  beweglichem  Kapital 
(in  Form  eisernen  mitzupachtenden  Inventars) 
zu  bringen,  wie  sie  ja  in  völlig  gleichem  Sinne 
Opfer  bringen  in  Form  von  Geldunterstützungen 
für  landwirtschaftliche  Vereinszwecke,  für  Aus- 
stellungen, für  grosse  privatwirtschaftliche 
Bodenmeliorationen  und  dergleichen  mehr.  Auch 
würden,  wie  Funke  meint,  Männer  der  ge- 
schilderten Art,  abgesehen  von  den  erwähnten 
ihnen  innewohnenden  Impulsen,  den  moralischen 
Zwang[  empfinden,  der  darin  läge,  dass  der 
Staat  ihnen,  denen  andernfalls  die  materiellen 
Mittel  zur  Erringun^  einer  einflussreichen  land- 
wirtschaftlichen Wirksamkeit  gefehlt  hätten, 
besonders  günstige  Pachtbedingungen  in  der 
Hoffnung  gewährte,  in  ihnen  Vorkämpfer  des 
landwirtschaftlichen  Fortschrittes,  kräftige  per- 
sönliche Stützen  der  Landeskultur  auch  inmitten 
privatwirtschaftlichen  Lebens  zu  gewinnen. 

7.  GmndeigentTimsre^nilieningen  nnd 
Produktionsfördening  durch  Parzellie- 
mngen.  Zu  welch'  immer  einem  End- 
residtat  der  Beurteiler  nach  den  bisher  ange- 
fühi-ten  Gründen  auch  gelangen  möge,  ein 
weiteres  Ai'gument  dürfte  nach  des  Ver- 
fassers Auffassung  als  das  allein  fast  aus- 
schlaggebende erscheinen :  die  Beschi-änkung 
bezw.  die  Reguliening,  weiche  die  Ausdeh- 
nung des  privaten  Grundeigen tirnis  und  da- 
mit die  Verteilung  der  nationalen  Gnmd- 
rente  diu'ch  den  Bestand  eines  gewissen 
Domaniums  erfährt  resp.  vermöge  geeigneter 
Verwendung  des  Domänenbesitzes  bei  einer 
entsprechendenDomänenpolitik  erfahren  kann. 
Offenbar  muss  ein  zeitentspmchendes  Ein- 
givifen  des  Staates  in  die  Grundeigentums- 
verteilung zu  den  vornehmsten  Aufgaben 
desselben  gezählt  wei\len.  Hieraus  aber 
dürfte  sich  als  unmittelbai*e  Folgennig  er- 
geben, dass  der  Staat  Sorge  tragen  muss, 
als  das  Mittel  hierzu  stets  einen  gewissen 
Bestand  an  Domänen  zur  Verfügimg  zu 
halben,  die  eben  zum  grossen  Teile  ihre 
Funktion  dadurch  zu  erfüllen  haben,  dass 
sie,  wenn  eine  Gnmdeigentumsregulierung 
not  thut,  in  entsprechender  Weise  in  das 
Privateigentmn  ül>ergefülirt  werden.  AVo 
also  die  Grundeigontumsverteilung  als  eme 
offenbar  ungesunde  sich  erweist,  wüixlen  die 
Staatsregierungen  das  ihnen  zu  (jeboto 
stehende    ^Mittel    in    Anwendung    bringen 
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müssen,  d.  h.  sie  würden,  wo  ein  ausge- 
sprochenes Beilürfnis   nach   mittlerem  und 
kleinerem  Besitz  vorhanden  ist,  mitDomänen- 
fiarzellienmgen  vorgehen,  dann  aber  auch, 
wo  2ierstückehmg  und  offenbarer  Mangel  an 
Grossgütem  herrecht,  falls  diese  in  die  ört- 
lichen Verhältnisse  hineinpassen,  auch  auf 
die  Begründung  oder  Erhaltung  solcher  Be- 
dacht  nehmen  müssen.^)    Die  Erlöse  ver- 
äusserter  Domänen  würden  wieder  in  neuem 
Gnmdl)esitz,  teils  dort,  wo  ein  Parzcllienmgs- 
l»edürfnis  sich  geltend  macht,  behufs  bald- 
möglichster, obwohl  nicht   übereilter  Yer- 
äiL^sening   in   kleineren   Abschnitten,   teils 
dort,  wo  Bodenzersplitterung  herrscht,  zum 
Zwecke    der    Begrttndimg    und    Erhaltung 
^össerer    Güter   anzulegen    sein.     Ob    im 
letzteren  Falle  domaniale  oder  private  Gross- 
güter sich  empfehlen,  wird  einerseits  nach 
Maßsgabe  der  im  Vorangehenden  (S.  208  ff.) 
genannten    Gesichtspimkte    zu    entscheiden 
sein,   andererseits  davon  abhängen,  ob  die 
Gefahr  einer    baldigen  Diu^chki-euzung  des 
Regulienmgsplanes,  d.  h.  einer  baldigen  Zer- 
s[)littenmg,  zu  befürchten  ist,  ob  und  wie 
weit  man  für  diesen  Fall  das  Gut  beim  Ver- 
kaufe konti-aktlich  mit  Veräussenmgs-  bezw. 
Parzellienmgsbeschränkungen      beschweren 
wül    (bezw.   nach  der  Laudesgesetzgebuug 
darf)    und  ob  bei   Auferlegung  solcher  Be- 
sehränkimgen    sich   zu  nicht  unannehmbar 
niedrigen  Preisen  Käufer  finden.     Freilich 
ist  gleich  hen'orzuheben,  dass  der  finanzielle 
Gesichtspunkt   hier    überhaupt    gegen    den 
volkswirtscliaftlichen  w4e    den    sozialpoliti- 
schen zurückti-eten   muss  und  —  bei  dem 
gelingen  Prozentsatze  der  gesamten  Staats- 
einnahmen,   welche    die   Nettoeiiräge    der 
Domänen  in  den  meisten  Ländern  heutzu- 
tage ausmachen  2)  —  auch  unbedingt  zurück- 
treten   kann,    obgleich    es    nicht    ausge- 
sciüossen    erscheint,    dass    selbst    bei    vor- 
wiegender Berücksichtigung  dieser  letzteren 
l»eiden  Gesichtspunkte  nocli  imter  Umstän- 
df*n  auch  das  finanzielle  Interesse  gefördert 
wenlen   kann,  denn  es  werden  sich  häufig 
liei  den  Parzellenverkäufen  an  kleinere  iukI 
mittlei*e  Landwirte   ohne   eine  Benachteili- 
gimg  derselben  Preise  erzielen  lassen,  deren 


')  Diesen  Gedanken  dürfte  auch  der  Vor- 
schlag SchnioUers  entsprechen,  der  Staat  solle 
diejenigen  Güter,  deren  Eigentümer  in  ihrer 
Existenz  bedroht  sind,  erwerben,  um  sie  der 
Mehrzahl  nach  in  volkswirtschaftlich  und  sozial- 
politisch rationeller  Weise  wieder  in  Privathände 
übergehen  zu  lassen.  Dass  eine  hierbei  ein- 
tretende massige  Vermehrung  der  staatlichen 
Pächter  kein  Unglück  wäre,  betont  Schmoller 
ansdrücklich.  —  Auf  den  Nutzen  einzugehen, 
welchen  die  Ausführung  dieses  Vorschlages  für 
die  Verringerung  des  landwirtschaftlichen  Not- 
standes mit  sich  brächte,  ist  hier  nicht  der  Ort. 

*)  Vergl.  unten  sub  IV  (Statistik). 


Summe  gegenüber  den  kaj)italisierten  Er- 
trägen der  Gesaratdomänen  ein  nicht  uner- 
hebliches Plus  ergiebt.  Dass  das  Prodiüc- 
tionsinteresse  durch  Zerteilung  und  Ver- 
gebung der  Domänen  an  eine  grössere  Zahl 
kleinerer  Wirte  ganz  anders  wahrgenommen 
wird  wie  durch  den  nach  den  obigen  Dar- 
legungen im  allgemeinen  keineswegs  pro- 
duktionsfönlernden  ^)  Verkauf  der  Domänen 
im  ganzen,  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  wie  sehr  sich 
namentlich  der  arbeitsintensive  Kleinbetrieb 
fflr  manche  Kiüturzweige ,  den  Bau  ver- 
schiedener Handelsgewäciise  etc.,  eignet. 

8.  Das  Vorgehen  des  Staates  als 
Vorbild  für  Privatfcriuidbesitzer  n.  s.  w. 
Noch  ist  darauf  hinzuweisen,  dass,  wenn 
und  wo  das  Voi-gehen  des  Staates  einmal 
den  Beweis  der  auch  ohne  materiellen 
Schaden  des  Verkäufers  möglichen  Durch- 
führbarkeit der  Massregeln  geliefert  hat, 
sich  auch  private  Grossgrmidbesitzer  finden, 
die  dem  Beispiele  des  Staates  folgen.  Hat 
dies  schon  die  oben  (sub  I,  C,  16)  berührte 
Geschichte  der  neueren  Parzellierungen  be- 
wiesen, so  ist  bei  sorgfältig  durchdachter 
und  ausgeführter  Fortsetzung  der  staat- 
lichen Kolonisation  eine  noch  weitere  Aus- 
dehnung auch  guter,  gemeinnütziger  Privat- 
parzellieiningen  zu  er^^arten;  für  solche 
\lassnahmen  dürften  namentlich  viele  Fidei- 
kommisse,  deren  Besitzern  es  bekanntlich 
häufig  an  dem  erforderlichen  mobilen  Ka- 
pitale gebricht,  um  ihren  Grimdbesitz  mit 
einer  dem  Stande  des  modernen  Landbaues 
und  demnach  der  Landeskultur  entsprechen- 
den Intensität  zu  bewirtschaften,  sehr  ge- 
eignete Objekte  bilden,  denn  es  könnte  die- 
sem üobelstande  durc^h  Abtrennung  von 
Teilstücken,  die  mit  mittleren  und  kleine- 
ren WiHen  besiedelt  würden,  wesentlich  ab- 
geholfen werden.  Natürlich  ist  liierzu  in 
manchen  Ländern  eine  gewisse  Aendening 
der  bezüglichen  Gesetzgebung  erforderlich. 
Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  die  seiner 
Zeit  besonders  von  Walcker  sowie  mehi-fach 
in  der  Tagespresse  empfohlenen  Landlian- 
delsgesellschaften  aucli  in  Preusson  schon 
ins  Leben  zu  treten  begonnen  haben  imd 
voraussichtlich  in  Zukmift  sich  noch  ver- 
mehren bezw.  ausbreiten  diü-ften.  Ein 
immerhin  hierhergehöriges  absclüiessendes 
Urteil  über  die  Thätigkeit  und  die  Erfolge 
der  schon  bestehenden  Unternehmungen 
solcher  Art  ist  wenigstens  dem  Verfasser 


')  Als  produktionsf ordernd  sich  darstellen 
würde  allerdings  der  im  Sinne  Schmollers  durch 
die  Vermittelung  des  Staates  sich  vollziehende 
Ueberganfi:  der  von  schlecht  situierten  Eigen- 
tümern gekauften  (nur  zu  interimistischem  Staats- 
eigeutume  bestimmten)  Güter  an  fachtüchtige 
und  kapitalkräftige  Landwirte. 

14* 
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ziu'  Zeit  noch  nicht  möglich.  *)  Generell  sei 
bemerkt,  dass  natm^emäss  auch  diese  Ge- 
sellschaften viel  Gutes  stiften  können,  dass 
aber  anderei^eits  gegen  die  Wahrscheinlich- 
keit eines  einigermassen  imeigennützigen 
Yerfalu'ens  dereelben  und  somit  einer  Förde- 
rung des  volkswirtschaftlichen  und  sozialpoli- 
tischen Interesses  sich  manches  sagen  lässt. 
Es  ist  dies  besonders  bedenklich  deswegen, 
weil  die  kapitalistisch  gut  fundierten  Gesell- 
schaften der  Rentenbanken  nicht  bedürfen 
und  daher  ihre  Zei-teilimgen  nicht  jener 
oben  ei-^'älmten  Kontrolle  der  Genei'alkom- 
mission  zu  imtei-stellen  brauchen.  Wird 
jedoch  ein  aus  den  angeführten  Gesichts- 
punkten zu  verurteilendes  Pai'zelHerungsver- 
lahren  geübt,  so  kann  dasselbe  eben  nur 
die  gesamte  innere  Kolonisation  diskreditiei-en, 
in  Zukunft  Ansiedelungslustige  abschrecken, 
eine  schäcUiclie  Bodenbewegung  vermehi-en, 
zalüreiche  Existenzen  vernichten  und  die 
möglichst  rationelle  Ausnützmig  erhebhcher 
Flächen  verhindern. 

Das  in  erster  Reihe  nach  den  Privat- 
rechtsbestimmungen  der  einzelnen  Staaten 
sich  regelnde  Ausf üluningsverfahren  erfordert 
eine  besondere  Abliaudlung. 

B.  DomänenbenutzuBgssysteme. 

9.  Regie.  Ist  die  Frage  erledigt,  ob  eine 
allgemeine  Veräusserung  der  Domänen  statt- 
finden düife,  so  \sird  es  sich  nmmiehr  darum 
handeln,  welches  Domänenbenutzungssystem 
sich  in  gegenwärtiger  Zeit  empfehle. 

Die  Regie  (Administration,  Selbst-  oder 
Eigenbetrieb,  -Verwaltung),  die  in  der  eige- 
nen Bewirtscliaftung  der  Domänen  durch 
Verwalter  auf  Rechnung  des  Staates  besteht, 
ist  nur  in  einzelnen  besonderen  Fällen  noch 
anwendbar  oder  gai*  unentbehrhch.  In  erster 
Reihe  gilt  dies  für  niedrig  kultivierte  Länder, 
in  w^elchen  nach  dem  Stande  der  landwirt- 
schaftlichen Technik  und  Betriebsweise  in 
der  landmrtschaftlichen  Prodidction  die  Wirk- 
samkeit des  Natiu:feiktore  gegen  diejenige 
des  Arbeits-  imd  des  Kapitalfaktors  wesent- 
lich vorheiTScht.    Nächstdem  \slrd  in  den 


*)  Ueber  die  Berliner  „Landbank"  speciell 
ist  nach  des  Verfassers  Kenntnis  zu  sagen,  dass 
sie  im  grossen  und  ganzen  vorwiegend  gute 
Böden  zu  Parzellierungszwecken  verwendet, 
womit  natürlich  eine  der  wesentlichsten  Grund- 
bedingungen für  die  Existenzfähigkeit  der  An- 
siedelungsstellen erfüllt  wird.  Ueber  die  ge- 
schäftlichen Grundsätze  indessen  dieser  Ge- 
sellschaft zu  urteilen,  ist  Verfasser  weder  in  der 
Lage  noch  seines  Erachtens  an  dieser  Stelle 
berechtigt;  es  sei  daher  nur  auf  die  in  jüngster 
Zeit  Tarn  23.  August  d.  J.)  fipepflogenen  dies- 
bezüglichen Erörterungen  und  namentlich  auf 
die  Ausführungen  des  Freiherm  von  Wan^en- 
heim  im  preussischen  Abgeordnetenhause  nin- 
ge  wiesen. 


oben  (^sub  5)  genamiten  besonderen  Fällen 
die  Selbstbe>\4i'tschaftung  erforderlich  sein. 
Als  Musterwirtscliaften  aber  im  eigentlichen 
Sinne  werden  administrierte  Domänen 
schon  deswegen  nicht  sich  empfelilen,  weil 
dieselben,  weim  auch  Muster  für  die  Technik 
an  sich,  doch  nicht  gleichzeitig  Muster  für 
die  wirtsduiftlich  rationellste  Anwendung 
derselben  sein  können.  Es  werden  also 
solche  Domänen  immer  nur  Musterwut- 
schaften  in  der  Bedeutung  von  Versuchs- 
stationen sein  dürfen.  Ebenso  ist  bei  einigem 
Landbesitz ,  dessen  Selbstbewirtscliaftung, 
wie  bei  Wiesen,  von  einfacher  üebersicht- 
liclikeit  oder,  wie  bei  Weinbergen,  der  Eigen- 
tümliclikeit  seiner  Betriebs-  und  Nutzungs- 
weise nach  schwer  diu'ch  andere  Nutzmigs- 
formen  zu  ersetzen  ist,  der  Selbstbetiieb  zu- 
lässig oder  zweckmässig  und  zmn  Teil  auch 
wohl  der  empfehlenswerteste.  Auch  ist  der- 
selbe in«  den  FäUen  notwendig  werdender 
Exmission  des  Päc^hters,  seines  Konkurses 
etc.,  sowie  dann  unentbelu*lich,  wenn,  wie 
z.  B.  gegenwärtig  bei  den  Gütern  der 
preussischen  Ansiedelungskommission  oder 
wie  bei  denjenigen,  welche  nach  Massgabe 
der  oben  bezeichneten  Domänenpolitik  zur 
Veräusserung  mid  Zerschlagmig  bestimmt 
oder  ei*st  angekauft  werden,  Verkaufs-  bezw. 
Pai'zeUierimgsvorbereitungen  zu  treffen,  Me- 
liorationen vorzunelunen  sind  etc.  Endlich 
kann  der  Selbstbetrieb  da  geeignet  erschei- 
nen, wo  speciell  den  Domänenbeamten  nicht 
allgemem  zugängliche  Bildmigsmittel  zur 
Verfügimg  stehen  (ümpfenbach). 

Abgesehen  von  soldien  Fällen  ist  gegen 
die  Administration  hauptsächlich  folgendes 
geltend  zu  machen:  Dem  Verwalter  fehlt 
der  für  den  Wirtschaftserfolg  so  wichtige 
Sporn  des  Eigennutzes,  des  genügenden  per- 
sönlichen Interesses  an  der  Ertragshöhe. 
Seine  Thätigkeit  wird  ferner  durch  Instruk- 
tionen in  allen  den  FäUen  zum  Nachteil  der 
Wirtschaft  gefesselt,  in  denen  rasch  zu  be- 
nutzende augenblickliche  Konjunkturen  ein 
baldiges  Handeln  erfordern,  vde  es  nur 
auf  eigener,  aUe  Verhältnisse  berücksich- 
tigender ebenso  sorgfältiger  wie  schneller 
Kombination  beinihen  kann.  Seine  Instruk- 
tionen können  selbstverständlich  nicht  alle 
hier  in  Betracht  kommenden  besonderen 
Fälle  berücksichtigen,  ein  grosser  Spielraum 
aber  kann  ihm  nicht  gewähi-t  werden,  weil 
die  Zahl  der  Personen,  welche  denselben 
nicht  wissentlich  oder  selbst  in  bester  Ab- 
sicht missbrauchen  würden,  gering  ist ;  muss 
der  Verwalter  sich  jedoch  für  jene  Sonder- 
fälle jedesmalige  besondere  Weismigen  und 
Vollmachten  einholen,  so  wird  in  der  Regel 
bei  der  ümständüchkeit  des  erforderlichen 
Weges  zu  viel  Zeit  verloren,  oft  aber  auch 
mit  der  Entscheidung  durch  solche  Pereonen, 
die,  ohne   die  örtlichen  Verhältnisse   genü- 
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gend  zu  kennen,  aus  der  Ferne  tuieilen 
und  denen  vor  allem  auch  bei  der  noch  zu 
kritisierenden  Zusammensetzung  der  meisten 
Domänenbehorden  der  erforderliche  Grad 
technischen  imd  wirtschaftlichen  Verständ- 
nisses ab^ht,  nicht  das  Rechte  getroffen. 
Andererseits  aber  kann  sich  der  Verwalter 
nicht  veranlasst  fühlen,  seine  Instruktionen 
zu  überschreiten,  weil  ihm  der  Fall  des 
Misslingens  mehr  Schaden  als  ein  günstiger 
Erfolg  \  orteil  bringt.  Sodann  ist  die  Kost- 
spieligkeit der  erforderlichen  Kontrolle,  die 
unbequeme  Notwendigkeit  eines  der  derzei- 
tigen Landbau-Intensitat  entsprechenden  ste- 
henden und  umlaufenden  Betriebskapitals, 
die  mangelnde  Stetigkeit  der  naturgemäss 
stets  wechselnden  Jahreseinkünfte  aus  den 
Domänen,  die  Gefahr  geringer  Sparsamkeit, 
die  bei  jeder  Bewirtschaftung  auf  Rechnung 
des  Staates  nahe  liegt,  und  endlich  der 
Umstand  zu  betonen,  dass  die  Zalü  der 
Leute,  welche  die  fachliche  und  persönliche 
Qualifikation  wie  den  guten  Willen  besitzen, 
alle  diese  Mängel  soviel  als  möglich  auszu- 
gleichen, dabei  aber  nicht  an  der  geringen 
Selbständigkeit  und  der  mit  ihr  zusammen- 
hängenden gesellschaftlichen  Stellung  eines 
Ven^-alters  Anstoss  nehmen,  nur  eine  be- 
s<.-hränkte  sein  düiite. 

10.  Gewährsverwaltnng.  Etwas  ge- 
ringere Schattenseiten  hat  die  mit  Unrecht 
von  einigen  als  Pachtform  aufgefasste  Ge- 
währsverwaltimg  aufzuweisen,  bei  welcher 
der  Administrator  für  Ablieferung  einer 
jährliehen  Minimalsumme  verbindlich  ge- 
macht wird  und  von  den  dieselbe  über- 
steigenden Jahreserträgen  einen  entsj)rechen- 
den  Anteil  erhält.  Diurch  dieses  Ven^'al- 
timgsystem  wird  viel  Kontrolle  erspart,  das 
materielle  Interesse  des  Vervi^alters  an  die 
Erzielung  hoher  Erträge  gefesselt,  und  end- 
hch  der  Vorteil  bestimmter  mittlerer  Jahres- 
erträge erreicht.  Demgegenüber  stehen  in- 
dessen zuvörderst  die  Erwägimgen,  dass 
wegen  der  Haftbarkeit  für  den  Mmimaler- 
trag  die  Verwalter  ein  gewisses  Vermögen 
besitzen  müssen,  dass  aber  solche  im  allge- 
meinen kaum  geneigt  sein  dürften,  in  allen 
Fällen  für  die  ^linimalsumme  zu  haften, 
d.  h.  im  ungünstigen  Falle  den  Verlust 
allein  zu  tragen,  im  günstigen  dagegen  stets 
nur  auf  einen  Teil  des  Gewinnes  Anspruch 
machen  zu  dürfen,  es  müsste  denn  sein, 
dass  die  Minimalerträge  so  tief  unter  dem 
wahren  Durchschnitte  festgesetzt  würden, 
wie  es  lun  des  diu'chaus  sich  ergebenden 
finanziellen  Schadens  willen  sich  von  vorn- 
herein verböte.  Auch  m\iss  schon  der  eigen- 
tümliche Gegensatz,  in  welchem  das  von 
dem  Gewährsverwalter  kaum  weniger  als 
von  dem  Pächter  zu  tragende  Risico  zu 
der  luivoUkommenen  Selbständigkeit  seiner 
Stellung  steht,  fachtüchtige  Männer  mit  dem 


Vermögen,  welches,  wie  gesagt,  sie  aufzu- 
weisen haben  müssten,  diu*ch  das  aber 
andererseits  zumeist  eine  unabhängige  wirt- 
schaftliche Thätigkeit  ihnen  ersclilossen  ist 
—  im  allgemeinen  von  der  Bewerbimg  um 
derartige  Stellen  abhalten.  Daher  gilt  von 
geeigneten  Bewerbern  dieser  Art  bei  weitem 
mehr  noch  als  von  denen  um  Verwalter- 
stellen unter  der  reinen  Regie,  dass  sie 
nur  in  sehr  geringer  Zahl  sich  findln  dürf- 
ten. So  stellt  sich  denn  auch  die  Gewährs- 
verwallung als  eine  im  allgemeinen  heute 
unzeitgemässe  Form  der  Domänenbenut- 
zung dar. 

11.  Zeitpacht:  Vorteile,  Nachteile :  Not- 
wendigkeit von  Reformen.  Die  Zeitpacht 
hat  vor  den  beiden  letztgenanntenlnstitutionen 
zunächst  das  rege  persönliche  Interesse  des 
Pächters  an  möglichst  hohen  Reinerträgen 
voraus,  seine  grössere  Freiheit  in  der  Be- 
wirtschaftimg,  die  aus  diesen  beiden  Grün- 
den sich  ergebende  Wahrscheinlichkeit  besse- 
rer Einnahmen  aus  den  Domänen  sowie 
erhöhter  landwirtschaftlicher  Produktion, 
geringere  Kostspieligkeit  und  Umständlich- 
keit der  KontroUe,  die  Entbehrlichkeit  eines 
vom  Staate  zu  stellenden  Betriebskapitals 
und  endlich  die  Ermöglichung  einer  wenn 
auch  beschränkten  Teilnahme  des  Staates 
an  Grundrentensteigenmgen.  Eine  Reihe 
weiterer  Vorzüge  sowie  eine  Anzahl  von 
Nachteilen  der  Zeitpacht  gegenüber  der 
Eigentüinerwirtschaft  haben  zum  Teil  schon 
ihre  Besprechung  gefunden,  zum  Teil  gehören 
dieselben  nicht  in  eine  Behandlung  speciell 
des  Domänenpachtwesens. 

12.  Pachtbedingnngen,  Schutz  gegen 
Raubbau  etc.  Dagegen  ei-scheint  es  ge- 
boten, auf  die  bei  Domänenverpachtungen 
geltenden  resp.  u.  E.  aufzustellenden  Bedin- 
gungen einzugehen. 

Selbstverständlich  kann  es  nicht  Aufgabe 
dieses  Artikels  sein,  alle  gebräuchlichen 
oder  eventuell  zweckmässigen  Pachtbedin- 
gimgen  zu  besprechen.  Vielmehr  sei  niu* 
auf  einige  derselben  hingewiesen,  welche 
entweder  thatsächlich  diskutierbar  sind  oder, 
obwohJ  sie  in  Wahrheit  bei*eits  ausser  aller 
Diskussion  stehen  sollten,  gleichwohl  noch 
vielfach  erörtert  werden  oder  aber  welche 
einer  Abänderung  dringend  bedürfen. 

Ueber  die  Dauer  zunächst  der  Pacht- 
periode darf  offenbar  heutzutage  nur  eine 
Meinung  herrschen.  Sowolü  das  Interesse 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  als  das- 
jenige beider  vertragschliessenden  Teile  er- 
heischt eine  lange  Pachtdauer.  Ist  auch 
die  Annahme  Biomeyers,  der  Pächter  ge- 
winne durch  eine  längere  Verbindung  mit 
dem  Gute  dasselbe  so  liel),  dass  er  aus  Sen- 
timentalität gewissermassen  oder  Pietät  es 
nicht  über  sich  gewinnen  könne,  in  dem 
Augenblicke   wo  er  den  Rücken  ihm  kelire. 
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an  seiner  Substanz  sich  zu  bereichern  — 
sicherlich  ein  wenig  optimistisch,  so  ist  doch 
zunächst   zweierlei   unbedingt   zu   betonen: 
Erstens  ist  es  eine  oft  zu  beobachtende  Er- 
scheinung, dass  bei  langer  Pachtperiode  der 
Pächter  seine  Wirtschaft  in  der  That  lieb 
gewinnt  und  zwar  so  lieb,  dass  er  trotz  ge- 
nauer Kenntnis  ihrer  Ertragsfähigkeit,   nur 
um  die  ihm  teuer  gewordene  Scholle  nicht 
verlasseh  zu  müssen,  ein  Mehrgebot  abzu- 
geben bereit  ist,  welches  die  rationell  ver- 
anschlagte Höhe  des  Pachtzinses  übersteigt. 
Hieraus  folgt,  dass  in  solchem  Falle  er,  in 
der  Absicht  und  Hoffnung,  die  Pachtung  zu 
behalten,  während  des  weitaus  grössten  Zeit- 
raumes der  Pachtdauer,   ja  bisweilen  sogar 
bis  zum  letzten  Jahre  derselben,  nicht  daran 
denken  wird,   anders  zu  wirtschaften,  w^ie 
wenn  er  das  (jut  nach  Ablauf  des  bislierigen 
Vertrages  behielte.  Sodann  aber  unterliegt  es 
auch  keinem  Zweifel,  dass  überhaupt  an  den 
Pächter,  der  sein  eigenes  Interesse  zu  wahren 
versteht,  während  des  grössten  Teiles  einer 
langen  Pachtzeit  die  Versuchung  zur  Raub- 
wirtschaft im  allgemeinen  nicht  herantreten 
kaim.    Ist  die  Pachtdauer  kiu^,  so  rauss  der 
Pächter  mehr  oder  minder  von  Aufwendun- 
gen absehen,  die  sich  erst  nach  und  nach 
beztahlt    machen,    und  er  wird  verhältnis- 
mässig  früh   darauf  bedacht  sein  müssen, 
sein   auf   den  Betrieb   verwendetes  Kapital 
herauszuziehen.    Je  kürzer  aber  die  Penode, 
einen  desto  grosseren  Teil  derselben  wird 
das    Gut    einer    rationellen,    auch    spätere 
Jahre    berücksichtigenden    Bewirtschaftung 
entbehren  müssen.  Andrerseits  kann  die  — 
im  übrigen   bekanntlich  nicht  in  allen  Län- 
deni  rechtlicli  zulässige  —  Pachtdauer  auf 
Lebenszeit  oder  auch  nur  auf  einen  wesent- 
lich längeren  als  den  bisher  üblichen  Zeit- 
raum nicht  empfohlen  werden.   Denn  wenn 
auch  bei  den  Domänenverpachtungen  manche 
für  Privatpacht  geltende  Be<lenken  fortfallen, 
so  können  sich  doch  die  das  Pachtgeld  be- 
stimmenden Umstände   wie   auch   sonstige, 
mit  Bezug  auf  Volks^^irtschaft,  Sozialpolitik 
imd  die  Privatinteressen  des  Pächters  ins  Ge- 
wicht fallende  Verhältnisse  erheblich  ändern. 
Diejenige  Dauer  aber,  welche  sich  bei  uns 
als  die  im  allgemeinen  beste  kennzeichnet, 
ist  die  etwa  achtzehnjährige.    Ereilich 
kommt  aucli  schon  für  diesen  Zeitmum  die 
Veränderlichkeit  jener  Umstände  in  Frage; 
allein  sie  düi-fte  doch  im  grossen  und  gan- 
zen nicht  in  einem  Masse  zu  erwarten  sein, 
welches  gegenüber  dem  Gewichte  der  vor- 
genannten Momente  in  Betracht  fallen  kann. 
Ausserdem  ei'scheint  die  Festsetzung  von  ca. 
18  Jaliren  auch  deswegen  ratsam,   weil  die 
Mögliclikeit  eines  Preisausgleiches  der  land- 
wii-tscliaftlichen  Produkte    in   Berücksichti- 
gung gezogen  werden  muss. 

Allei-dings    lässt   sich   nicht   in  Abrede 


stellen,  dass  einen  ausreichenden  Schutz  des 
Verpächters    gegen    Raubbau    auch    derait 
lange  Pachtperioden  nicht  gewälu^n.   Einen 
solchen  Schutz  aber  kann   überliaupt  kein 
Pachtvertrag  in  vollkommenem  Masse  bieten, 
und  imwiderlegt  geblieben  ist  der  Ausspruch 
Thaers,  dass  kein  Kollegium  von  Rechtsge- 
lehi-ten  einen  Kontrakt  zu  stände  bringen 
könne,  »der  das  Gut  gegen  Deteriorationen 
einem  pfiffigen  Pächter  gegenüber  schützte, 
ohne  diu^haus  für  einen  rechtlichen  Pächter 
verwerflich  zu  sein«.    Der  beste  Schutz  also 
beruht  in  der  Person  des  Pächters,  und  da- 
her ist  nicht  nur  die  Prüfimg  der  persön- 
lichen imd  landwirtschaftlichen  Qualifikation 
des  Bewerbers,  welche  die  Domänenverwal- 
tung sich  augelegen  sein  lassen  soll,  durch- 
aus gei-echtfeitigt,  sondern  es  ist,  wie  weiter 
unten  (cf.  sub  15)  darzulegen,  vielleicht  noch 
ein  Mehr  nach  dieser  Richtung  zu  fordern. 
Immerhin   kann   natürlich   auch    die    sorg- 
fältigste Prüfung  eine  absolut  sichere  Ge- 
währ für  die  Richtigkeit  des  Prüfungsergeb- 
nisses nicht  bieten,  und  demzufolge  müssen 
noch  sonstige  Kautelen   geschaffen  werden, 
xon  deinen  strenger  Handhabung  man  ab- 
sehen kann,  sobald  der  Pächter  durch  jalire- 
lange  Thätigkeit  den  Beweis  seiner  völligen 
Vertrauenswüixligkeit    in    persönlicher    wie 
wirtschaftlicher  Hinsicht  erbracht  hat.  Diese 
Kautelen  indessen  dürfen  vor  allem  keines- 
falls in  eine  weitgehende  Beschränkung  der 
wirtschaftlichen  Freiheit  des  Pächters  aus- 
arten, deim  ehie    die  Erhaltimg  oder  Be- 
i-eichening  der  Bodenkraft  berücksichtigende 
und  mit  der  Erzielung  grösstmöglicher  Er- 
träge verbindende  Wirtschaftsweise   ist   in 
heutiger  Zeit  nur  dann  möglich",  wenn  den 
Wirtschaftenden     thunlichst     wenig     enge 
Schranken    einzwängen,     deren    man    bei 
18  jähriger  Periode  im  allgemeinen  eben  sehr 
wohl  deswegen  enti-aten  kann,  weil  während 
ziemlich  ^'e  ihrer  Dauer  die  waliren   Inte- 
ressen  von  Pächter  und  Verpächter  nicht 
aus  einander  gehen.-  Darum  ist  zunächst  z.  B. 
die  Vorsclu-ift,  eine  bestimmte  Fruchtfolge 
einzuhalten,   durcliaus   zu   verwerfen.     Bei 
jeder  Frachtfolge  können  Abweichimgen  er- 
forderlich  wenlen,    über   deren    Zeitpunkt 
Zwecikmässigkeit    und     nachher    eventuell 
wieder   eintretende  Korrektiu-notwendigkeit 
nur  der  selbstwiilschaftende  Pächter  bestim- 
men kann.^)  —  Dass  vollends  Vorscluüften 
über  die  Tiefe  des  Pflügens   und  die  Zahl 
der  Fmx^hen,  mit  denen  der  Acker  bestellt 
weitlen  soll,  über  die  Sclüäge,  welche  mit 
Stallmist  und  die  Quantität  desselben,   mit 
der  sie  gedüngt  werden  sollen,  über  ganze 
oder  lialbe  Bi'ache,  in  welcher  ein  Teil  des 
Ackers  liegen  zu  bleiben  habe,  und  dass  ein 
Verbot  des  Kaikens  oder  Mergeins,  gegen 


^)  Vgl,  Blomeyer  a.  a.  0.  S.  177  ff. 
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deren  Nachteile  gesfenwärtig  jeder  dim?hge- 
bilclete  Landwirt  die   erforderlichen   Mittel 
anzuwenden  weiss   und   bei  langer   Paeht- 
periode  auch  anwenden  wird  —  aass  solche 
Bestimmungen  als   gänzli(*h  veraltet  anzu- 
sehen sind,  bedarf  w^ohl  keiner  besonderen 
Begründimg  mehr.    Auch  gegen  die  Unver- 
rückbarkeit der  Schlageinteilung  wird  man, 
wenn  dem  Pächter    nicht    die  Fruchtfolge 
vorgeschrieben  werden    soll,   konsequenter- 
massen  sich  erklären   müssen.     Unzweifel- 
haft lässt  sich  hiergegen  manches  nicht  un- 
wesentliche  Bedenken   und   vor  allem   die 
Erwägimg  geltend  machen,  dass  die  Schläge 
nicht   niu:  in    geometrischer,    sondern    vor 
allem    in  qualitativer  Hinsicht,   mit  Bezug 
also  auf  natürliche  Bodenbeschaffenheit  und 
Kiütiirzustand   einheitliche   »Ganze«    bilden 
sollen,  die  durch  einander  zu  bringen  nicht 
in  ein  Belieben  des  Pächters  gestellt  wei-den 
darf,   welches   —  abgesehen   von   anderen 
Uebelständen   —   die    Feldkarte   illusorisch 
machen  und  ein  namhaftes  Erschwernis  bei 
der  Rückgew^älir  an  Saaten  und  Bestellungs- 
inventar   zur    Folge    haben    kann.      Allein, 
wie  ein  verständiger  Landwirt  die  Frucht- 
folge nicht  willkürlich,   sondern  mit  Rück- 
sicht auf  die  massgebenden  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  wählen  wird,  so  wird  er  auch 
nicht  Willkür  bei   einer  Verändenmg   der 
Schlageinteilung  walten  lassen,  sondern  eine 
solche  mu*  vornehmen,    wo,  wie  dies  bei 
fortschreitender  Kultur  sehr  wohl  eintreten 
kann,  andere  Gesichtspimkte  für  die  Begriffs- 
bestimmung    des     »einheitlichen     Ganzen« 
geltend    werden.      Sehr    richtig     bemerkt 
Blomeyer,  dass  in  einer  Zeit,  wo  man  durch 
die  verschiedenartigsten  künstlichen  Dünger 
die  schwächeren  Teile  eines  Schlages  kräf- 
tigen imd  in  Reihe  bringen  kann,  auch  die 
Gefährdung   des  Verpächters  viel  geringer 
sei  als  früher  und  dass,   alles  in  allem  ge- 
nommen, sein  Interesse  an  dem  Verbote  bei 
weitem   nicht  gleichkomme  dem  Interesse 
des  Pächters  an  der  voUen  Freiheit.  ^)   Dass 
diese  Freiheit  sich  auch  auf  die  Berechtigung 
erstrecken  soll,  Umwandlungen  von  Kiütur- 
arten  (von  Wiesen  oder  'V^^iden   in  Acker 
und  umgekehrt)  vorzunehmen,  ist  eine  aus 
dem  Vorhergesagten  zu  folgernde  Fordenmg, 
die  ebenfaUs  dem  heutigen  Stande  unserer 
Landwirtschaftswissenschaft  nur  entspricht, 
allerdings  aber  nicht  ohne  die  Beschränkung 
erfüllt  werden  darf,  dass  Pächter,  sofern  ihn 
Verpächter  davon  nicht  entbindet,  verpflichtet 

')  Hierzu  bemerkt  Blomeyer  (a.  a.  0.,  S.  199) 
beiläufig,  dass  wenn  z.  B.  die  Dampfkultur 
mehr  und  mehr  Anwendmig  fände  und  der 
Pächter  von  ihr  Gebrauch  machen  wollte,  die 
kontraktliche  Bedingung,  dass  die  Schlaggren- 
zen  nicht  verrückt  werden  dürfen,  geradezu 
ein  Hindernis  für  den  Gebrauch  des  Dampf- 
pfluges  sein  kann.  ■ 


ist,  im  dritt-  oder  allenfalls  spätestens  im 
vorletzten  Pachtjahre  eine  ordnungs- 
mässige  WiederhersteDung  der  Flächen  in 
den  vorigen  Stand  auszuführen. 

Dagegen  legen  wir  Gewicht  darauf,  dass 
an  der  in  den  allgemeinen  Pachtbedingungen 
für  Domänen  (§  8)  enthaltenen  Voi'schrift, 
nach  welcher  zum  Anbau  von  Zuckerrüben 
ein  und  dasselbe  Gnmdstück  ohne  ausdrück- 
liche Genehmigung  der  Königlichen  Regie- 
rung nicht  öfter  als  zwei  Mal  in  je  6  Pacht- 
jahren benutzt  werden  darf  und  niemals 
zwei  Rübenernten  aiif  einander  folgen  dürfen, 
unbedingt  festgehalten  wird.  Ebenso  will 
dem  Verfasser  trotz  mancher  in  neuerer  Zeit 
geltend  gemachten  entgegengesetzten  An- 
sicht das  Verbot  begründet  erscheinen,  ohne 
Genehmigung  der  Regienmg  nicht  öfter  als 
alle  5  Jahre  auf  demselben  Grundstück 
Flachs  zu  bauen  Diese  Beschränkungen 
dürften  auch  dem  fachwissenschaftlich  ge- 
bildeten, den  Fortschritten  der  Wissenschaft 
folgenden  Landwirt  und  gerade  diesem 
gegenüber  mit  Rücksicht  darauf  geboten 
I  sein,  dass  es  dem  Pächter  nicht  freistehen 
soll,  an  Domänen,  welche  nicht  ganz  oder 
teilweise  zu  diesem  Zwecke  ausdrücklich 
bestimmt  sind,  zum  Schaden  der  Bodensub- 
stanz in  ausgedehntei*em  Masse  gewisser- 
massen  zu  experimentieren.  Die  Ge- 
fahr aber  eines  solchen  Experimentierens 
muss  zweifellos  nicht  femliegend  erscheinen, 
weim  man  sich  die  —  zum  teil  rückläufigen 
—  Wandelungen  vergegenwärtigt,  welche 
neuerdings  manche  bisher  als  Glaubenssätze 
angesehene  Anschauungen  der  Wissenschaft 
(z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Stallmistkonser- 
vierung und  der  Fütterungslehre)  erfahren 
haben,  und  wenn  man  ferner  bedenken  wiU, 
dass  die  wichtigste  Frage  der  Statik  noch 
heute  ihrer  Lösung  han-t.  Nicht  minder 
gerechtfertigt  ist  im  allgemeinen  die  für  die 
preussische  Domänenverwaltung  (durch  Re- 
skript vom  17.  April  1840  und  vom  9. 
Januar  1871)  getroffene  Bestimmung,  dass 
rationell  wirtschaftenden  Pächtern  der  Ver- 
kauf von  Kartoffeln  und  Rüben  gestattet 
sein  solle,  wenn  davon  ein  Nachteil  für  die 
Pachtstücke  nicht  zu  besorgen  ist,  was 
namentlich  der  Fall  sein  werde,  wenn  Pächter 
die  Verwendung  anderweitiger  (künstlicher) 
Düngimgsmittel  in  genügendem  Masse  nach- 
zuweisen vermöge.  Nur  wiixi  man  einige 
Bedenken  gegen  eine  zu  liberale  Gewährung 
von  Verkaufsfreiheit  des  Pächters  in  den 
letzten  2  bis  3  Jahren  deswegen  hegen 
müssen,  weil  eben  in  dieser  Zeit  die 
Interessen  von  Pächter  und  Verpächter  völlig 
divergieren  1)  und  weil  die  Düngung  von 


*)  Wie  sehr  diese  Interessen  divergieren, 
möge  folgendes  Beispiel  illustrieren:  Ein  alter, 
bewährter,     durchaus      ehrenwerter     Pächter 
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Kartoffeln  und  Rüben  auf  Kosten  des  übrigen 
Areals  geschehen  kann.  Daher  ist  eine 
rigorosere  Handhabung  der  Ermächtigungs- 
befugnis  dringend  erforderiich.  —  Noch  un- 
eriässlicher  fast  ist  das  Verbot  des  ohne 
besondere  Genehmigung  erfolgenden  Stroh-, 
Heu-  und  Düngerverkaufes.  Bekanntlich  ist 
es  nicht  sowohl  die  immerhin  nicht  unbe- 
deutende Ausfuhr  von  Mineralbestandteilen 
als  Rücksichtnahme  auf  die  physikalische 
Beschaffenheit  des  Bodens,  w^elche  dieses 
Verbot  rechtfertigt.  AVälirend  einerseits 
ja  die  auf  alleiniger  Stallmistdüngung 
basierende  Wirtschaftsweise  sehr  wohl  einen 
Raubbau  darstellen  kann,  andererseits  auch 
eine  reichliche  Ausfuhr  von  Mineralstoffen 
durch  Rüben-,  Kartoffeln-,  Heu-  imd  ^troh- 
verkauf  leicht  und  verhältnismässig  wohlfeil 
durch  den  Ankauf  von  Kraftfuttermitteln  und 
kilnstlichen  Düngerarten  zu  ersetzen  ist,  hat 
offenbar  auch  ftir  die  Gegenwart  noch  volle 
Geltung  die  Mahnung  Drechslers,  dass  die 
Mehrzahl  der  Wirtschaften  Deutschlands  des 
Stallmistes  ziu*  Verbessenmg  oder  Erhaltung 
der  erforderlichen  physikalischen  Boden- 
eigenschaften auf  die  Dauer  nicht  entbehren 
kann  und  zwar  aus  den  über  die  chemische 
und  physikalische  Bodenbeschaffenheit  ange- 
ftihrten  Erwägungen  natürlich  auch  dann 
nicht,  wenn  die  zur  Zeit  nichts  weniger  als 
spruchreife  Frage  der  Niti-agin-  und  Alinit- 
impfimg  im  Sinne  ihrer  optimistischen  Be- 
urteiler entschieden  werden  sollte.  —  Um 
Heu  und  Stroh  zu  verwerten,  muss  der  Wirt- 
schaftende einen  rationellen  Viehstand  halten, 
und  daraus  ergiebt  sich  erstens  die  Ueber- 
flüssigkeit  der  Festsetzimg  eines  solchen 
Viehstandes  in  dem  Vertrage,  zw^eitens  aber 
die  Verwendung  einer  normalen  Menge  Stall- 
mistes auf  den  Acker.  Dass  der  Stallmist 
selbst  nicht  dem  Gute  entfremdet  werden 
darf,  ist  hieniach  eine  weitere  Folgerung, 
mit  Bezug  auf  welche  noch  bemerkt  sein 
möge,  dass  ein  Verkauf  des  Düngers 
kaimi  oft  vorkommen  dürfte,  wohl  aber  die 
Verblendung  desselben  auf  anderen  Feld- 
marken als  denen  des  gepachteten  Gutes. 
Die  Ausnahmefälle,  in  denen  die  Aufrecht- 
erhaltung des  Verbotes  sich  nicht  oder  nur 
zum  Teile  rechtfertigt,  sind  da  vorliegend, 
wo  der  Boden  von  Natiu:  eine  die  Stallmist- 
düngimg überflüssig  machende  Beschaffen- 
heit hat,  wo  ein  übergiT)sses  Wiesenverhältnis 
herrscht  und  wo   die  betreffenden,   in  der 


äusserte  dem  Verf.  gegenüber  unverblümt,  dass 
er  ja  in  der  letzten  Zeit  unmöglich  so  wirt- 
schaften könne  wie  bisher,  weil  er  durch  einen 
hervorragend  guten  Stand  seiner  Feldfrüchte 
nur  sich  selbst  Konkurrenten  heranziehe.  Der 
Betreffende  war  darauf  angewiesen,  noch  eine 
weitere  Periode  zu  wirtschaften.  —  Ganz  offen- 
bar muss  derartiges  auf  die  Notwendigkeit  der 
unten  zu  besprechenden  Reformen  hinweisen. 


Nähe  grösserer  Städte  befindlichen  Wirt- 
scliaften  Gelegenheit  haben,  Heu  imd  Stroh 
zu  besonders  günstigen  Preisen  zu  verwerfen 
und  dagegen  aus  diesen  Städten  Stallmist, 
Latrinen-  und  AbfaDdünger  billig  zu  er- 
werben (Handelswirfschaften).  Allein  auch 
in  solchen  Fällen  dürfte  die  generelle 
Aufhebimg  des  Verbotes  nicht  zu  befürworten 
sein.  Der  Boden  kann  sich  infolge  fortge- 
setzten Mangels  an  Stallmist,  der  bekannt- 
lich durch  Latrinendünger  nicht  zu  ersetzen 
ist,  auch  bei  ursprünglich  besten  physika- 
lischen Eigenschaften  verschlechtern,  die 
Verhältnisse  können  sich  ändern,  die  Mög- 
lichkeit des  Eintausches  gewisserma»ssen  von 
Dünger  kann  aus  mancherlei  Ursachen  für 
das  eine  oder  andere  Gut  aufhören  bezw. 
sich  verteuern ;  der  Pächter  kami  aus  irgend 
w^elchen  Gründen  diesen  Düngerbezug  nicht 
mehr  für  erforderlich  halten  resp.  fortsetzen 
wollen;  man  kann  sich  in  der  Person  des 
Pächters  getäuscht  haben,  er  kaim  sich 
ändern,  seine  ursprüngliche  Gewissenhaftig- 
keit kann  ein  Ende  nehmen,  und  schliess- 
lieh  ist  auch  der  eventuelle  Eintritt  seines 
Todes  zu  berücksiclitigen,  durch  den  das 
Gut  in  die  Hände  von  Erben  übergeht, 
w^elche,  obwohl  sie  zunächst  vertrauenswürdig 
schienen,  dennoch  sich  nicht  bewähren. 
Darum  meinen  wir,  dass  auch  in  den  ge- 
nannten Ausnahmefällen  bei  Abfassung  der 
Pachtverträge  eine  Abweichung  von  dem 
bisherigen  Gnmdsatze  der  preussischen 
Domänenverwaltung,  den  Heu-  und  Stroh- 
verkauf von  einer  seitens  der  Regierung  zu 
erteilenden  Genehmigimg  abhängig  zu  machen, 
nicht  ratsam  ist,  ferner  aber  ausser  bei 
Handels  wirtschaften  die  Erlaubnis  für 
die  letzten  3  Jahre  der  Regel  nach  über- 
haupt zu  versagen  sein  wird.  Xatürüch 
ist  andererseits  eine  sachgemässe,  nicht 
chikanöse  Handhabung  der  Ermächtigungs- 
mid  der  Verweigenmgsbefugnis  unbedingtes 
Erfordernis.  Dass  überdies  die  Festsetzung 
ausreichend  empfindlicherKonventionalsti-afen 
für  Uebertretungen  der  Verbote  notwendig 
ist,  wenn  nicht  die  gesamten  Schutzmittel 
illusorisch  werden  sollen,  ist  zwar  selbstver- 
ständlich, möge  aber  doch  hier  kurz  erwähnt 
sein.  Endlich  sei  der  Vollständigkeit  halber 
gleich  in  diesem  Zusammenhange  die  eben- 
laDs  ziemlich  selbstverständliche  Fordenmg 
erwähnt,  dass  für  den  Fall  einer  —  nach 
Massgabi?  der  zeitgemässen  rechtlichen  und 
ökonomischen  Grundsätze  zu  beurteilenden 
(aber  aUei-dings  vielfach  recht  schwer  nach- 
zuweisenden) —  deteriorierenden  Wirtschafts- 
weise die  Pachtentsetzung  vorgesehen,  jedoch 
freüich  von  gerichtlicher  Entscheidung 
abhängig  gemacht  werden  muss. 

Eine  Anzalü  weiterer  Pachtbedingungen 
soll,  wie  bereits  angedeutet,  niu-  kura  be- 
nUirt  werden  oder   gänzlich   unbespi-ochen 
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bleiben:  teils  bilden  sie  im  wesentlichen 
keine  Streitfragen  mehr,  teils  stiinde  die  Be- 
deutung ihrer  eingehenden  Erörterung  hier 
nicht  im  Verhältnis  zu  dem  Räume,  den  sie 
beanspruchen  müssten.  So  würde  allein  die 
Behandlung  der  Fragen  nach  dem  zweck- 
mässigsten  Termine  des  Pachtbeginnes  und 
danach,  ob  die  Gegenleistung  fürUeborlassimg 
desPaditobjektes  zum  Gebrauche  undFrucht- 
genusse  in  einem  Geldpachtzinse  oder  in 
(*inem  bestimmten  Quantima  von  Frttcrhten 
zu  gewähren  ist,  zu  überaus  lunständlichen 
Ai^umentationen  führen.  Daher  sei  denn 
niu:  in  Kürze  die  bezügUche  Ansicht  des 
Verfassers  dahin  präzisiert,  dass  seines  Er- 
aehtens  die  Gutsübergabe  am  passendsten 
um  die  Zeit  des  Johannistages  zu  ei-folgen 
hal»e  und  dass  füi*  Zeitpachten  sich  unbe- 
dingt die  Entrichtung  des  Pachtzinses  in 
Geld  empfehlen  dürfte. 

Dagegen  erheischen  einige  andere  sehr 
wichtige  Punkte  noch  eingehende  Ausftih- 
rungen. 

13.  MeliorationsweseD.  Durch  ent- 
51>rechende  Bestimmungen  müsste  der  Päch- 
ter in  den  Stand  gesetzt  werden,  auf  eigene 
Kosten  Meliorationen  vorzunehmen,  die  erst 
verhältnismässig  sjiät  sich  bezahlt  machen. 
Bemerkenswert  ist  in  dieser  Beziehung  der 
von  Berghoff-Ising  rühmend  hervorgehobene 
Vorschlag  des  Lord  Kames,  dass  im  Falle 
vom  Pächter  vorgenommener  Meliorationen 
nach  Ablauf  der  Pachtperiode  ein  entprechen- 
des  Mehrgebot  zu  machen  sei,  und  dass  danach 
der  Verpächter  (also  hier  die  Domänenver- 
waltung) die  Wahl  haben  solle,  mit  jenem 
den  Pachtvertrag  zu  erneuern  oder  aber 
ihm  als  Meliorationsentschädigung  das  Zehn- 
fache der  Summe  des  von  ihm  abgegebenen 
Mehrgebots  auszuzahlen ;  bei  Nichterfolgimg 
eines  Mehrgebots  würde  natürlich  zu  er- 
wägen sein,  ob  ausser  dem  Verschulden 
des  Pächters  liegende  Ursachen  dies  be- 
gründen, und  demgemäss  die  Entscheidung 
zu  treffen  sein,  ob  ein  erneuter  Pächtver- 
tragsabschluss  sich  empfehle.  Eine  Reihe 
anderer  Modi,  die  Vornahme  notwendiger 
oder  nützlicher  kostspieliger  Meliorationen 
auf  Kosten  des  Staates  imter  Beitrags- 
leistung des  Pächters,  die  Gewähnmg  von 
Vorschüssen  an  den  Pächter  zum  Zwecke 
des  Meliorierens  oder  eine  ungefähre  Ver- 
gütimg auf  eigene  Kosten  unternommener 
Verbesserungen  nachAblauf  der  Pachtj)eiiode 
—  letztere  wegen  der  schwierig  zu  veran- 
schlagenden angemessenen  Höhe  der 
Vei^tung  —  sind  nur  als  unvollkommene 
Massregeln  anzusehen.  Gewiss  hat  dieser 
Vorschlag  bei  Privatpachten  das  von  Blo- 
meyer  hervorgehobene  Bedenken  gegen  sich, 
dass  imter  leicht  eintretenden  Umständen 
es  dem  Eigentümer  völlig  unmöglich  werden 
kann,  sein  Gut  wieder  in  Selbstbewirtschaf- 


tung zu  übernehmen.  Für  Domänenpachten 
indessen  kann  diese  Gefahr  in  doppelter 
Hinsicht  natürlich  gar  nicht  in  Betracht 
kommen.  Hinzuzufügen  ist,  dass  überhaupt 
möglichste  Berücksichtigung  der  alten  Päch- 
ter bei  Neuverpachtungen  der  Domänen  zu 
befürworten  ist,  weil  alsdann  der  Pächter 
immer  mehr  wie  ein  Eigentümer  nicht  nur 
im  Interesse  des  Domänenfiskus  und  der 
volkswirtschaftlichen  Produktion  wirtschaf- 
ten, sondern  auch,  worauf  schon  oben  liin- 
gedeutet,  in  sozialer  und  politischer  Hinsicht 
handeln  wird.  Freüich  würde  der  Staat 
bei  alledem  noch  nicht  in  genügendem 
Masse  aus  dem  Steigen  der  Gnmdrente 
Vorteil  ziehen  können. 

14.  Obligatorische  Bnchfühmng.  Da- 
mit aber  trotz  der  Berücksichtigung  alter  be- 
währter Pächter  bei  Neuverpachtungen  ein 
möglichst  gerechtes  Participieren  des  Staates 
an  dem  Steigen  der  Grundrente  ermöglicht 
würde,  wäre  die  namentlich  von  Sombart- 
Ermsleben  vorgeschlagene  Einfühnmg  einer 
exakten  obligatorischen  Buchfühnmg  mit 
alljährlicher  Inventur  und  Bilanz  für  den 
Grossgnmdbesitz ,  die  überdies  auch  aus 
einer  Reihe  anderer  Gesichtspunkte  zeitge- 
mäss  ei-sclieint,  sehr  zu  empfehlen.  Es 
wüKle  sich  durch  dieselbe  eine  ziemlich  ge- 
naue Scheidung  der  Konjunkturen-  von  der 
Meliorationssteigerung  der  Grundrente  vor- 
nehmen lassen,  wie  sie  auf  Grund  der  ein- 
zelnen wenigen  Register,  welche  wenigstens 
in  Preussen  die  Domänenj^ächter  bis  jetzt 
zu  führen  haben,  unmöglich  ist;  dass  als- 
dann auch  die  Höhe  eventueller  Meliora- 
tionsentschädigmigen  besser  zu  bestimmen 
wäre,  liegt  auf  der  Hand.  Ueberdies  hätte 
eine  zu  solchemZ  wecke  vorgeschriebene 
subtile  Buchfühnmg  und  Kontrolle  den 
weiteren  Vorteil^  dass  die  soziale  Stellung 
des  Pächters  eme  wesentliche  Bessenmg 
erfülire,  während  dieser  durch  die  Art  seiner 
bislang  bestehenden  Verpflichtung,  die 
Wirtschaftsbücher  vorzulegen,  aus  der  allein 
ihm  zukommenden  Position  eines  dem  Ver- 
pächter gleichstehenden,  gleichberechtigten 
Vertragschliessenden  ganz  unzulässiger- 
weise in  diejenige  eines  der  Domänenver- 
waltung untergebenen  Beamten  gewisser- 
massen  herabgedrückt  wird. 

15.  LicitatioBSwesen.  Die  vorstehenden 
Erörtenmgen  beschäftigen  sich  mit  denjenigen 
Pachtbedingungen  imd  sonstigen  Mass- 
nahmen, welche  unter  der  Herrschaft  des 
in  Preussen  bestehenden  Principes  der 
Licitationsverpachtung  bräuchlich ,  zweck- 
mässig oder  notwendig  bezw.  möglich  sind. 
Ganz  wesentlich  mehr  aber  noch  als  dm*ch 
ihre  Beobachtung  allein  würde  das  volks- 
wirtschaftliche wie  das  sozialpolitische,  ja 
zum  Teil  auch  das  fiskalische  Interesse  ge- 
wahrt und  gefördert  werden,  wenn  endlich 
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die  licitationsweise  erfolgende  Verpachtung 
ein  Ende  nähme.  Es  würde  hier  zu  weit 
führen,  in  eine  erschöpfende  Besprechung 
des  Licitationswesens  einzutreten,  und  daher 
möge  nur  in  thunlichster  Kürze  folgendes 
bemerkt  sein:  Die  Behauptung,  dass  der 
verständige ,  fachkundige  Pachtbewerber, 
gleichviel  ob  die  Paditvergebung  im  Lici- 
tationswege  oder  freihändig  geschehe,  kein 
übermässiges  Pachtgebot  machen  werde,  ist 
durchaus  unrichtig  und  auf  falscher  psycho- 
logischer Grundlage  fussend,  denn  auch  der 
Verständigste  lässt  sich  oft  genug  durch 
ein  starkes  Mitbieten  zur  Leidenschaftlichkeit 
hinreissen,  und  gerade  bei  dem  Tüchtigsten, 
der  ein  berechtigtes  Selbstvertrauen  besitzt, 
macht  sich  angesichts  der  Thatsache,  dass 
eine  beträchtliche  Anzahl  anderer  einen 
höheren  Ertrag  zu  erzielen  hofft,  im  Eifer 
des  Bietens  häufig  ein  gewisser  Optimismus 
geltend,  der  ihn  veranlasst,  höhere  Gebote 
abzugeben.  Zahlreiche  Erfahrungen  be- 
stätigen dies,  wie  im  übrigen  auch  der  Be- 
richt eines  preussischen  Landwirtschafts- 
ministers an  den  König  im  w^esentlichen 
anerkennt.  Dazu  kommt,  dass,  wie  Berghoff- 
Ising  sich  ausdi'ückt,  unter  »dem  Schilde 
des  Meistgebots«  sich  in  den  Pächterstand 
»unberufene,  unfähige  und  danim  zu  den 
leichtsinnigsten  Anerbietungen  um  so  be- 
reitereElemente  einzuschmuggeln  verstehen« ; 
wenn  aber  dieser  letztere  üebelstand  bei 
der  mehr  oder  minder  sorgfältigen  Prüfung 
der  Person  des  Pachtbewerbers,  welche 
gegenwärtig  bei  den  meisten  Domänenver- 
wdtungen,  namentlich  der  preussischen,  Vor- 
schrift ist,  auch  für  den  Domänenpächter- 
stand in  sehr  viel  geringerem  Masse  gili^ 
so  ist  er  doch  auch  für  diesen  noch  nicht 
gänzlich  aus  der  Welt  geschafft,  und  alles 
in  allem  sind,  wie  wiederum  hinlängliche 
Erfeihrungen  lehren,  schlechte,  aussaugende 
Bewirtschaftung,  Vermögensverfall  der  Päch- 
ter, Pachtremissionen,  Pachtentsetzungen  mit 
Verlusten  bei  der  Wiederverpachtung  etc. 
die  Gefahren  des  heutigen  Licitationsver- 
fahrens.  Es  müsste  daher  die  Höhe  der 
Domänenpachtgelder  den  wahren,  bei  durch- 
schnittlicher InteDigenz,  Kapitalkraft  und 
Tüchtigkeit  des  Pächters  herauszu  wirt- 
schaftenden Erträgen  entsprechen  und  somit 
auf  Grund  eines  sorgfältigen  Ertragsan- 
schlages bemessen  werden,  welcher  der 
Domänenverwaltung  nicht  zu  umständlich 
erscheinen  darf,  wenn  sie  bei  dem  Privat- 
manne die  Fähigkeit  voraussetzt,  den  Ertrag 
des  zu  pachtenden  Gutes  vor  der  Abgabe 
des  Pachtgebots  einigermassen  treffend  zu 
veranschlagen;  ohne  eine  solche  Voraus- 
setzung aber  müsste  jede  Verteidigung  der 
Licitation  geradezu  sinnlos  erscheinen.  Sehr 
beachtenswert  ist  der  von  Berghoff-Ising 
gemachte  Vorschlag,   an  Stelle   oder  auch 


neben  der  bisher  gebräuchlichen  Minimal- 
taxe eine  Maximaltaxe  einzuführen,  welche 
die  Grenze  nach  oben  für  die  Berücksichtigung 
der  Angebote  bilden  müsste.  Nach  einem 
für  die  Abgabe  der  Gebote  festzusetzenden 
Schlusstermine  wäre  die  Qualifikation  der- 
jenigen Bewerber,  deren  Gebote  die  Maxi  mal  - 
grenze  erreichen  oder  aber  ihr  am  nächsten 
kommen,  eingehend  von  der  verpachtenden 
Behörde  zu  prüfen,  worauf  sämtliche  be- 
züglichen Akten,  Belege  imd  Vorschläge 
behufs  Erteilung  des  Zuschlages  an  die  be- 
treffende Abteilung  des  zuständigen  Mi- 
nisteriums einzusenden  imd  von  demselben 
wiederum  einer  sorgfältigen  Prüfung  und 
Revision  zu  unterwerfen  bezw.  auch  auf 
Grund  weiterer  Informationen  etc.  zu  er- 
gänzen sein  würden.  Allerdings  ist  damit 
wie  auch  Berghoff-Ising  sich  bewusst  ist, 
eine  sehr  erhebliche  behördliche  Arbeitslast 
verbunden,  doch  dürfte  diese  Methode  an- 
dererseits am  besten  geeignet  sein,  dem 
Misstrauen  gegen  die  bei  freihändiger  Ver- 
pachtung vermehrte  diskretionäre  Gewalt 
der  Regierung  einigermassen  den  Boden  zu 
entziehen.  Wieweit  überhaupt  Bedenken 
gegen  eine  solche  Gewaltsvermehrung  be- 
gründet sind,  ist  natui^emäss  je  nach  der 
Vollkommenheit  und  Integiität  der  Ver- 
waltungsbehörden in  den  einzelnen  Ländern 
sehr  verschieden  zu  beurteilen.  Bei  den 
strengen  Verwaltungsgrundsätzen  Preussens 
speciell  dürften  solche  Bedenken  gegenüber 
der  dargelegten  Wichtigkeit  der  Massregel 
für  den  nicht  parteibefangenen  Beurteiler 
kaum  ins  Gewicht  fallen.  Noch  ist  hierbei 
zu  bemerken,  dass  die  Maximaltaxe  nicht 
an  Stelle,  sondern  unbedingt  neben  der 
freüich  sorgfältiger  als  bisher  zu  ermittelnden 
Minimaltaxe  einzuführen  wäre,  dass  ferner 
zweckentsprechende  Prüfungen  und  Ent- 
scheidungen von  Seiten  der  Behörden  nur 
dann  sich  erwarten  lassen,  wenn  eine  ver- 
ändeii«  Zusammensetzung  der  Domänen- 
verwaltungsbehörden zur  Durchführung  ge- 
langt, und  endhcli,  dass  es  wünschenswert 
erscheinen  möchte,  die  landwirtschaftliche 
Befähigung  der  Bewerber  nach  anderen 
Grundsätzen  als  bisher  zu  prüfen,  d.  h.  dass 
man  heutzutage  von  dem  Pächter  im  allge- 
meinen sehr  wohl  den  erfolgreichen  Besuch 
einer  Universität  oder  landwirtschaftlichen 
Hochschule  bezw.  die  Ablegung  eines  Exa- 
mens daselbst  verlangen  kann,  üeberhaupt 
ist  es  seltsam  genug,  dass  bei  dem  heutigen 
Stande  der  Landwirtschaft  und  der  Land- 
wirtschaftswissenschaft das  erfolgreiche 
akademische  landwirtschaftliche  Studium 
ausser  in  Oesterreich  wohl  nirgends  auch 
nur  die  Berechtigung  eines  —  ceteris  pari- 
bus  —  bei  den  Domänenpachtmigen  zu  er- 
langenden Vorzuges  gewährt,  obwohl  es 
auf  der  Hand  liegt,  wie  durch  solche  Be- 
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günstigung  der  Ernst  und  die  Grilndlich- 
keit  des  akademischen  Studiums  der  Land- 
wirtschaft imd  damit  diese  selbst  geföniert 
wtinle:  nicht  nur,  dass  so  mancher  Stu- 
dierende im  Hinblick  auf  eine  etwanige  Do- 
mänenpacht ein  solches  Examen  absolviei-en 
und  zum  Behufe  dessen  in  anderer  Weise, 
als  es  in  der  Regel  jetzt  geschieht,  seine 
Studien  betreiben  würde,  sondern  man  wird 
auch,  wenn  man  beobachtet  hat,  wie  in 
dieser  Beziehung  das  Beispiel  wirkt,  nicht 
daran  zweifeln  können,  dass  hierdurch  bei 
zahlreichen  andei-en,  die  keine  Domäne  zu 
pachten  beabsichtigen,  der  Anstoss  zu 
ernsterem  Studium  gegeben  würde;  damit 
aber  wünle  die  Wissenschaftlichkeit  auch 
immer  mehr  in  die  von  ihr  zur  Zeit  noch 
mehr  oder  minder  unberührten  Kreise  der 
Landwirtschaftspraxis  Eingang  finden.  Das 
Bedenken,  dass  sich  alsdann  vorwiegend 
Pachtbewerber  ohne  ausreichende  praktische 
Schulung  finden  würden,  fiele  fort,  wenn 
man  eine  praktische  Prüfimg,  etwa  wie  sie 
Birnbaum  ganz  allgemein  für  den  Land- 
wirtschaftslehrling vorschreibt ,  festsetzen 
wollte.  Die  Befürchtung  aber,  dass  durch 
solche  erschwerenden  Bedingungen  sich  der 
Kreis  der  Pachtbewerber  verkleinern  würde, 
wäre  sicherlich  unbegründet,  w^enn  die  vor- 
enR'ähnten  anderen  Pachtreformen  zur  Aus- 
führung gelangten,  durch  welche  günstigere 
und  vor  allen  Dingen  sicherere  Verhält- 
nisse für  den  Pächter  geschaffen  würden; 
überdies  wären  die  älteren  bereits  bewährten 
Domänenpächter  natürlich  von  diesen  Prü- 
fungen zu  entbinden.  Rationeller  freilich 
noch  wie  die  nur  als  Mindestfordening  zu 
bezeichnende  Durchfühnmg  des  Berghoff- 
Isingschen  Vorschlages  muss  die  radikale 
Beseitigung  des  Licitationsverfalirens  und 
die  Ersetzung  desselben  durch  freihändige 
Verpachtung  erscheinen. 

16.  Reform  der  Domänenverwaltong. 
Was  noch  die  erwähnte  Aenderung  in  der 
Zusammensetzung  der  Domänenverwaltiuig 
anlangt,  so  müsste  mit  der  in  mehreren 
liändern,  namentlich  auch  in  Preussen, 
herrschenden  Auffassung,  dass  die  blosse 
jmrislische  Bildimg  zu  allem  befähige,  ge- 
brochen imd  bei  Zusammensetzung  der  Do- 
mänenverwaltung mehr  die  fachliche  Büdung 
berücksichtigt  werden.  Sehr  mit  Recht 
wiesen  schon  vor  Jahren  der  frühere  Land- 
rat Boldt,  der  preussische  Abgeordnete  von 
Meyer- Araswalde  und  andere  mit  den  ein- 
schlägigen Verhältnissen  wohl  veiiraute 
Männer  darauf  hin,  dass  bei  allen  übrigen 
Decernaten  »technischen»  Charakters  (im 
Forst-,  Schul-,  Kirchenwesen  u.s.w.)  auch  fach- 
lich gebildete  Beamte  vertreten  sind,  nur 
in  der  Domänenverwaltung  im  allgemeinen 
nicht,  dass  vielmehr  die  sehr  überwiegende 
Mehrzahl   der  Domänenverwaltungsbeamten 


bei  ihrem  durchschnittlichen  Mangel  an  aus- 
reichender bezüglicher  Ausbildung  in  überaus 
vielen  wichtigen  Fragen  ein  wirklich  zu- 
treffendes selbständiges  Urteil  kraft  eigener 
Kenntnisse  sich  nicht  zu  bilden  vermögen,  i) 
17.  Generalpacht,  Specialpacht  lieber 
die  Generalpacht,  d.  h.  die  Verpachtung 
grösserer  Domänenkomplexe  mit  allen  zuge- 
hörigen gewerblichen  Anlagen,  wie  Ziege- 
leien, Kalköfen,  Brennereien,  Brauereien, 
Mühlen,  sowie  mit  den  Vorwerken  und  Ge- 
fällen ist  zu  sagen,  dass  die  Mehrzahl  ihrer 
früher  angeführten  Vorzüge  für  die  heutige 
Zeit  in  den  meisten  Kulturländern  keine 
Geltung  mehr  haben.  Die  gKxssere  Bequem- 
lichkeit und  Kostenersparnis  für  die  Finanz- 
verwaltung, welche  Generalpachten  im  all- 
gemeinen, namentlich  mit  Bezug  auf  die 
Erhebimg  der  Domänengnindgefälle,  mit 
sich  brachten,  die  Verwendbarkeit  der  Ge- 
neralpächter zur  Ausübung  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit etc.  kommt  fast  durchgängig 
bei  der  zur  Zeit  ziemlich  allgemeinen  Auf- 
hebung der  bezügliclien  Verhältnisse  nicht 
melir  in  Betracht;  dagegen  wird  erstens 
infolge  der  grösseren  Ka])italanforderungeu, 
welche  bei  der  gegenwärtigen  durchschnitt- 
lichen Landbau-Intensität  grosse  Komplexe 
an  den  Pächter  stellen,  die  Zahl  geeigneter 
Pachtl>ewerl)er  zu  stark  veningert,  zweitens 
lässt  die  derzeitige  Gnmdeigentumsverteilung 
vielfach  die  Begründung  ganz  gi-osser  Pach- 
tungen nicht  wünschenswert  erscheinen,  imd 
schliesslich  fällt  auch,  wie  A.  Wagner  mit 
Kecht  hervorhebt,  niclit  unerheblich  ins  Ge- 
wicht, dass  dem  Generalpächter  das  Recht 
zur  Separat-Afterverpachtung  nicht  ganz 
vei-sagt  werden  kaim,  dass  aber  damit  die 
Gefahr  der  Bodenaussaugung  und  der  Uebel- 
stand  eines  Zwischengew  in  nbezuges  durch 
den  Gesamtpächter  verbimden  ist,  der  weder 
dem  Staate  nm'h  den  Afterpächtern  und  so- 
mit auch  nicht  genügend  dem  Lande  zu- 
kommt. Im  allgemeinen  werden  also  Ge- 
neral- wie  überhaupt  gix)sse  Pachtungen 
heutzutage  nur  für  Gegenden  mit  dünner 
Bevölkerimg,  extensiver  Landwirtschaft 
bezw.  mit  einer  Gressgüterbetriebe  wtln- 
schenswert  ei*scheinen  lassenden  Gnmdei- 
gentumsverteilung sich  empfelüen.  Dass 
fi-eilich  in  vielen  Fällen  die  Zugehörigkeit 
einzelner,  der  Anlage  des  Wii-tschaftsbetriebes 
ihre  Entstehung  vei-dankender  und  wiederum 
dessen  Fortbestehen  bedingender  gewerb- 
licher Etablissements,  wie  mancher  Brenne- 
reien, Zuckerfabriken  etc.,  zu  den  beti-effen- 
den  Gütern  nicht  aufzugeben  ist,  liegt  auf  der 
Hand.  Wann  mid  wo  Si)ecialpacht  —  unter 
der  A.Wagner  die  »Verpachtung  jedes  ein- 
zelnen Objekts«  (»Guts«,  Domänenhofs, 
Vorwerks)  wie  auch  der  einzelnen  »i)arzel- 


*)  cf.  oben  sub  B,  I,  16.  .  .  . 
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Herten«  Grundstücke  versteht,  während  an- 
dere, wie  Berghof f-Ising,  der  gescliichtlichen 
Begründung  nach  wohl  richtiger,  Parzellen 
(oder  gar  Parzelüenmg)  nicht  darunter  be- 
gi'iffen  "«Hssen  wollen  —  am  Platze  ist, 
ergiebt  sich  aus  den  bisherigen  Ausführungen. 
18.  Erbverpachtnng  im  ganzen.  Die 
dritte  Benutzungsform  der  Domänen,  die 
Vergebung  derselben  in  Erbpacht,  imterHegt 
naturgemäss  nur  zum  Teil  der  Gesamtbe- 
urteilung, welche  die  Erbpachtsinstitution 
zu  erfaliren  hat.  Man  braucht  keineswegs 
die  ti^otz  vieler  neuer  Beweisführungen  noch 
Solu*  verbreitete  Abneigimg  gegen  die  Erb- 
j)acht  oder  ihr  verwandte  Institutionen, 
welche,  wie  v.  Schönberg  sagt,  »gereinigt 
sind  von  den  früheren  schädlichen  Aus- 
wüchsen« und  lediglich  ihre  alten  Vorzüge 
behalten  haben,  zu  teilen,  wird  aber  dessen- 
ungeachtet der  Erbpacht  nur  eine  beschränkte 
Anwendbarkeit  auf  die  Domänen  zuerkennen 
müssen.  Kommt  die  Erbpacht  ganz  allge- 
mein an  Stelle  der  Zeitverpachtung  einheit- 
licher Domänen  in  Fi'age,  so  wird  man  alle 
übrigen  Erwägungen  unberücksichtigt  lassen 
dürfen  und  aus  dem  oben  angeführten  Ge- 
sichtspunkte der  Gnuideigentumsverteilung 
und  ihrer  eventuellen  Regulierung  sich  im 
allgemeinen  entschieden  gegen  eine  solche 
Vei-erbjjachtung  erklären  müssen,  weil  durch 
dieselbe  der  Staat  der  Möglichkeit  beraubt 
wird,  ohne  Rechtsverletzung  der  Erbpächter 
regulierend  in  die  Gnmdeigentumsverteilung 
einzugreifen.  Handelt  es  sich  sodann  spe- 
ciell  darum,  ob  diejenigen  Domänen,  welche, 
wie  oben  dargelegt,  in  Gegenden,  wo  eine 
Vemiehnmg  bezw.  Erhaltung  des  Gross- 
grundbesitzes erforderlich  ist,  zu  diesem 
Zwecke  vom  Staate  zu  erwerben  oder  zu 
erhalten  sind,  am  besten  vererbpachtet  wer- 
den sollen,  so  steht  man  zunächst  vor  den 
Fragen,  ob  diese  Güter  als  Domänen  im 
Eigentum  des  Staates  verbleiben  oder  ver- 
äusseii:  werden  sollen  und  ob,  falls  man 
sich  für  das  zweite  zu  entscheiden  habe, 
eine  erbpachtartige  Form  der  Veräusse- 
r  u  n  g  zu  wählen  sei.  Erstere  Frage  beant- 
wortet sich  aus  den  bezüglichen  oben  (sub  7) 
gebrachten  Erörterungen,  und  für  letz- 
teres liesse  sich  namentlich  die  Ei-wägung 
anführen,  dass  bei  dieser  Veräussenmgsform 

—  dui-ch  Bescliränkungen  der  Teilbai'keit 
etc.  —  der  Erfolg  der  Massregel  einiger- 
massen  sichergestellt  wth-de,  abgesehen  von 
einigen  anderen  Vorteilen  dei*selben,  wie 
der  Fördenmg  des  Produktion sintei-esses 
durch  den  Betriebskapitalaufwand,  den  bei 
gleichem  Vermögen  der  Erbpächter  in  höhe- 
rem Masse  machen  kann  als  der  Xäufer, 
und  dem  Mitgenuss  von  Grundrenten  Steige- 
rungen, welchen  der  Staat  bei  zweckmässiger 

—  allerdijigs  schwieriger  —  Festsetzimg  des 
Kanons  in  Früchten   bezw.   sonstigen   Pro- 


dukten (nach  mehrjährigen  Diu'chschnitts- 
preisen  derselben)  haben  kann. 

19.    Erbpacht    bei    Parzellierungen. 

Ausgedehntere  Anwendmig  aber  dürfte  erb- 
I)achtähnlichen  Veräusserungen  bei  den  be- 
sprochenen Domänenparzellierungen  zu  ge- 
ben sein.  Bei  diesen  Parzellierungen  wird, 
sollen  dieselben  Erfolg  haben,  folgendes  zu 
beachten  sein.  In  erster  Reihe  müssen 
aussergewöhnlich  günstige  Anzahhmgs-  und 
AbZahlungsbedingungen  gewährt  werden, 
damit  einer  hinlänglichen  Zahl  von  Leuten, 
die  zwar  tüchtig  erscheinen,  aber  weniger 
vermögend  sind,  der  Erwerb  von  Grund- 
stücken ermöglicht  weixie.  Demnächst 
muss  die  Spekulation  mit  den  neu  begrün- 
deten Wirtschaften,  ihre  Zerstückelung  so- 
wie ihre  Aufsaugung  durch  den  Gross- 
gnmdbesitz  resp.  ihre  Zusammenlegung  mit 
anderen  Wirtschaften  ihrer  Gi-össenkategorie 
verhindert  werden,  denn  all  diese  Vorgänge 
sind  bei  frülieren  Parzellierungen  zumeist 
sehr  rasch  in  einem  blasse  eingetreten, 
dass  die  Regierungen  ilire  diesen  Mass- 
regeln zu  Gnmde  liegenden  Volkswirtschaft^ 
liehen,  sozial-  und  zum  Teil  allgemeinpoli- 
tischen Absichten  fast  völlig  durchkreuzt 
sahen ;  gewisse  Mobilitätsbeschiänkungen 
thun  also  bei  den  neugegründeten  Besitzun- 
gen dringend  not,  und  wenn  aucli  solche 
Beschränkimgen  nicht  wegzuleugnende 
Cebelstände  im  Gefolge  haben,  so  lassen 
sich  dieselben,  wie  hier  wiederum  nur  an- 
zudeuten, doch  einigermassen  paralysiei-en, 
indem  man  die  Fesselung  der  Güter,  damit 
sie  nicht  jedes  Streben  ihrer  Besitzer 
hemme  und  nicht  von  vornherein  Verklei- 
nerungen und  Vergrösserungen  von  Grund- 
stücken, die  ui-sprünglich  imzweckmässig 
erschienen  waren,  später  aber  durch  den 
Wandel  von  Zeit  und  Verhältnissen  sich 
als  notwendig  erweisen  können,  unmöglich 
mache  —  nicht  zu  eng  und  unlöslich  ge- 
staltet. 

Natürlich  muss  behufs  möglichster  Siche- 
nmg  des  Erfolges  die  persönliche  Qualifi- 
kation des  Ansiedelungslustigen  gepriift 
wei'den  und  ebenso  die  Grösse  seines  Ver- 
mögens, denn  es  darf  keine  Begünstigimg 
gänzlich  vermögensloser  Bewerber 
stattfinden,  sondern  nur  die  Anzahlung 
thunlichst  gering  bemessen  werden,  damit 
der  Erwerber  einen  ausreichenden  Teil  sei- 
nes nachgewiesenen  VeimÖgens  zum  Be- 
triebe, Bau  etc.  verwenden  kann.  Ferner 
muss  auf  die  Ausstattung  der  Stellen  mit 
Areal  eine  ausserordenthche  Sorgfalt  ver- 
wendet werden.  In  erster  Reihe  ist  fest 
im  Auge  zu  halten ,  dass  nur  drei  sich 
scharf  von  einander  unterschei- 
dende Wirtschaftskategorieen  geschaffen 
werden  dürfen :  solche,  deren  Betrieb  neben 
der  persönlichen  Aufsicht  und  Mitarbeit  des 
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Eigentümers  wie  seiner  Familie  noch  die 
Anwendung  von  Lohnarbeit  erfordert  (Gross- 
banern),  andere,  die  im  allgemeinen  keine 
Lohnarbeit,  jedoch  die  volle  Arbeitskraft 
des  Wirtes  bezw.  seiner  Familie  bean- 
spruchen, dabei  aber  denselben  ausreichen- 
den Lebensunterhalt  gewähren  (Kleinbauern, 
Kossäten  etc.),  imd  endlich  Wirtschaften, 
die  weder  des  Eigentümers  ganzer  Arbeits- 
kraft und  -zeit  bedürfen  noch  ihn  in  die 
Lage  setzen,  von  den  Erträgen  des  Besitz- 
tums allein  sein  und  der  Familie  Leben  auch 
nur  notdürftig  zu  erhalten.  Gerade  in  letz- 
terer Hinsicht  ist  auch  bei  den  neuesten 
privaten  wie  staatlichen  Parzellienmgen 
mehrfach  arg  gefeldt  worden.  Die  Erfah- 
rung lehrt,  wie  auch  an  dieser  Stelle 
nochmals  zu  betonen  (cf,  oben  sub  B,  I), 
immer  und  immer  w^ieder,  dass,  wenn  der 
kleine  Grundeigentümer  nur  annähernd  die 
Möglichkeit  vor  Augen  sieht,  von  dem  Er- 
trage seiner  Stelle  dias  Leben  zu  fristen,  er 
zu  hochmütig  und  arbeitsmüustig  wird,  um 
noch  »auf  Arbeit«  zu  gehen.  Die  Folge 
aber  ist  u.  a.,  dass  er  sich  mehr  und  mehr 
verschiddet  und  verhältnismässig  rasch  rui- 
niert ist  sowie  dass  da,  wo  man  gerade 
diurch  die  Besiedelimg  dem  Arbeitermangel 
abhelfen  wollte,  dieser  gleichwohl  bestehen 
bleibt  und  überdies  die  Zahl  der  Unzufrie- 
denen vermehrt  wird,  welche  dann  die  ge- 
eignetsten Objekte  für  die  Propaganda  der 
sozialen  Demokratie  auch  auf  dem  j)latten 
Lande  natiu^mäßs  darstellen.  —  Wie  gross 
die  Wirtschaften  sein  sollen,  lässt  sich  der 
Morgen  zahl  nach  nicht  in  Kürze  be- 
stimmen ,  denn  einen  allgemein  giUtigen 
geometrischen  Massstab  festzustellen,  ist  be- 
kanntlich durchaus  fehlerhaft,  i)  Ausserdem 
kann  hier  nicht  der  Oii;  sein  für  eine,  er- 
heblichen Raum  erheischende  Behandlung 
der  Ausführungsdetails.  Es  sei  daher  auf 
die  bezüglichen  Darlegimgen  Serings  und 
des  Verfassers  verwiesen  i)  und  ein  Klagen 

^)  Sering  a.  a.  0.  Bimpler,  Domänenpolitik 
und  Grandeigentumsverteilung,  Leipzig  1888 
S.  185  flf.  u.  S.  210  ff.  —  Immerhin  sieht  sich 
Verfasser  durch  vielfache,  in  dem  Landesteile 
der  hauptsächlichsten  prenssischen  Domänen- 
parzelliemng  neuerdings  gehörte  Meinungs- 
äossemngen  veranlasst,  einige  Anhaltspunkte 
bestimmter  zu  präcisieren:  Die  Arbeiterstellen 
sollen  im  allgemeinen  nur  so  gross  sein,  dass 
sie  mittelst  ^tndarbeit  bestellt  werden  können 
(ca.  zwei  Morgen  mittleren  Bodens).  Mehr 
Areal  därfen  diese  Stellen  nur  da  erhalten,  wo 
leicht  ein  Verhältnis  zwischen  Arbeiter  und 
Grossbauem  oder  Grossgrundbesitzer  sich  kon- 
struieren lässt,  auf  Grund  dessen  ihnen  ihr  Land 
bestellt  wird  —  keinesfalls  aber  mehr  als  ca. 
vier  Morgen.  Die  kleinbäuerlichen  Wirtschaf- 
ten müssen  gerade  ein  Gespann  Pferde  beschäf- 
tigen, also  Mi  mittlerem  ik>den  40 — ÖO  Morgen 
gross  sein  u.  s.  w. 


hier  nur  kurz  angedeutet,  dass  bei  Parzel- 
lierungen, welche  den  nielu-fach  bezeichne- 
ten Zweck  erfüllen  sollen,  vor  allem  noch 
auf  folgendes  Bedacht  genommen  werden 
muss:  Im  allgemeinen  dürfen  nur  Güter 
mit  leidlichen  Verkehrs-  bezw.  Absatz- 
verhältnissen, mit  Ix^sseren  aber  nicht  zu 
schweren  Böden  und  womöglich  mit  einem 
günstigen  Wiesen-  sowie  unter  Umständen 
auch  einem  entsprechenden  Weideverliältnis 
zur  Verteilung  gelangen,  und  die  Kreise  der 
Stellen  müssen  deren  wahrem  Werte  für 
den  kleinen  Mann  angemessen,  d.  h.  auf 
Grund  eines  unter  subtiler  Berücksichtigung 
der  Qualität  und  des  Kulturzustandes  der 
Böden  sorgfältig  berechneten  Ertragsan- 
schlages festgesetzt  sein.  —  Endlich  wäre 
jeder  in  Anwendung  kommenden  erbpacht- 
ähnlichen Veräussenmg  eine  Form  zu  geben, 
welche  von  vomherein  die  Vorstellung  über- 
haupt nicht  aufkommen  lässt,  dass  man  es 
mit  einer  Rückkehr  zu  veralteten  Feudal- 
institutionen, zu  dem  odiösen  geteilten  Ei- 
gentum zu  thun  habe  und  bei  der  gleich- 
zeitig die  Benachteiligung  des  Vererbpäch- 
tei-s,  hier  also  des  Domänenfiskus,  zu  Gun- 
sten des  Erbpachten  möglichst  vermieden 
würde. 

20.  Rentengat.  Diesen  Anfordemngen  an 
Inhalt  und  Form  dürfte,  wie  Verfasser,  im 
Gegensatz  allerdings  zu  Paasche  u.  a.,  zum  Teü 
auch  zu  Berghoff-Ising ,  in  dem  dritten  und 
vierten  Teile  seiner  erwähnten  Schrift  zu  be- 
gründen versucht  hat,  am  besten  eine  reformierte 
Erbpachtsform  gerecht  werden,  wie  in  der  Haupt- 
sache die  in  der  vom  preussischen  Landwirt- 
schaftsministerium  im  ^ovember  1885  heraus- 
gegebenen Denkschrift  entworfene  Rentenguts- 
institution. Man  mag  mit  Paasche  einverstanden 
sein,  dass  besser  die  unkündbare  Kentenver- 
schuldnng  durch  eine  dieselben  Vorteile  bietende 
Kapitalverschuldung  ersetzt  werde,  und  mau 
wird  überhaupt  die  Mangelhaftigkeit  der  Erb- 
pacht in  vielen  Beziehungen  ohne  weiteres  zu- 
geben, gleichwohl  aber  behaupten  dürfen,  dass 
nur  schwer  eine  andere  Einrichtung  gefunden 
werden  kann,  welche,  ohne  die  so  viel  betonten 
Schattenseiten  (selbst)  der  (reformierten)  Erb- 
pacht zu  besitzen ,  in  gleicher  Weise  wie  diese 
allen  den  vorhergenannten  Anforderungen  ent- 
spricht, d.  h.  in  gleicher  Weise  den  Parzellierungb- 
zwecken zu  dienen  vermöchte.  Ueberdies  fallen 
einzelne  Bedenken  gegen  dieselbe,  wie  Paasche 
zufi;iebt,  in  den  Fällen  fort,  wo  der  Staat  par- 
zelliert etc.,  und  schliesslich  legt  auch  Verfasser 
keinen  Wert  auf  das  Fortbestehen  des  erbpacht- 
artigen Verhältnisses,  wenn  dasselbe  seinen  er- 
ziehlichen Zweck  erftÜlt  hat.  Auf  die  Möglich- 
keit seiner  Beseitigunpf  wird  also  bei  Begrün- 
dung desselben  Rücksicht  zu  nehmen  sein,  wie 
dies  ja  auch  in  der  oben  ausgesprochenen  For- 
deruuj?,  man  dürfe  die  Fesselung  der  neuen 
Grundoesitzungen  nicht  unlöslich  machen,  schon 
enthalten  ist;  nur  muss  allerdings  betont  werden, 
dass  bei  der  im  grossen  und  ganzen  bestehenden 
Langlebigkeit  der  bäuerlichen  Generationen  im 
allgemeinen  keineswegs  schon  nach  30  Jahren 
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der  Zweck  erfüllt  sein  dürfte,  weil  wohl  erst 
dann  ungefähr  die  Gefahr,  welche  in  dem  Erb- 
gange für  die  Erhaltung  des  Besitzstandes  liegt, 
eintreten  wird. 

21.  Teilban,  regelmässige  Veränsse- 
mngen.  Dass  endlich  der  zur  Zeit  nur  noch 
in  Italien  und  Südfrankreich  verbreitete  Teil- 
bau oder  die  Teilpacht  (mezzeria,  metayage), 
bei  welches  zumeist  der  Pächter  nur  Eigen- 
tümer der  Handgeräte  ist  und  im  übrigen 
lediglich  einer  Arbeitskraft  gegen  einen 
Anteil  an  dem  Rohertrage  ver>\^ertet,  für 
die  Domänenverwaltungen  aller  Kulturlän- 
der in  der  Gegenwart  am  allerwenigsten  in  Be- 
tracht kommen  kann,  geht  aus  allem  über  die 
für  die  Domänenbenutzung  massgebenden 
Grundsätze  Angeführten  ohne  weitei  es  hervor. 

Dass  fast  in  allen  Domänenverwaltungen 
die  Praxis  mehr  oder  minder  regelmässiger 
Domänenverkäufe  herrscht,  welche  natür- 
lich je  nach  den  einschlägigen  Rechtsbe- 
stimmungen, Finanzgrundsätzen  \md  nach 
der  verschiedenen  Finanzlage  der  einzelnen 
Staaten  in  verscliiedenem  Umfange  und  un- 
ter Beobachtung  verschiedener  Formen  er- 
folgen, ist  bereits  erwähnt. 

C.  Einrichtungen  der  Verwaltungs- 
behörden. 

22.  Oberste  Domänenbehörden.    Von 

nicht  zu  unterschätzender  Wichtigkeit  ist 
es  nach  aDedem ,  welchen  Behörden  die 
Verwaltung  der  Domänen  unterstellt  ist. 
In  Oesterreich  mid  Preussen  gehört  das 
Domänenwesen  seit  den  Jahren  1872  und 
1878  zum  Ressort  des  Landwirtschaftsmi- 
uisteriums.  In  den  meisten  anderen  euro- 
päiscJien  und  speciell  den  deutschen  Staa- 
ten ist  dasselbe  dem  Finanzministerium  und 
zwar  zum  Teil  Abteilungen  desselben  unter- 
stellt, welchen  ausserdem  Aufgaben  zufallen, 
die  mit  denen  des  Domänenwesens  nicht 
einmal  verwandt  sind.  In  einzelnen  Fällen 
ist  dies  wolil  in  gewissem  Grade  mit  der 
nur  noch  geringen  Grösse  des  Domänenbe- 
sitzes zu  entschuldigen,  so  in  Frankreich, 
wo  die  zusammengeschmolzenen  Domänen 
unter  der  Generaldirektion  der  Einregistrie- 
rung  und  des  Stempels,  d.  h.  derjenigen 
der  sechs  Finanzregieen  stehen,  welcher  zu- 
gleich die  Verwaltung  des  gesamten  Staats- 
vermögens, mit  Ausnalime  der  Forsten  und 
der  für  eine  Staatsbehörde  bestimmten 
Ginindstücke,  die  Ueberwachung  des  Ein- 
gangs der  Einregistrienmgs-  und  Stempel- 
steuern, der  Gerichts-  und  Hj-pothekenge- 
bühren  und  der  direkten  Kapitalsteuern  ob- 
liegt ;  gleichwohl  sind  auch  liier  die  Gn'uide 
formeller  Verwaltungszweckmässigkeit  zu 
tadeln,  welche  diese  Art  der  Zusammen- 
legung veranlasst  haben. 

23.  Besonderheiten  der  Domänenver- 
waltungen    der   englischen    Kolonieen, 


Russlands,    der    Vereinigten    Staaten. 

Als  hervorzuhebende  Besonderheit  des  eng- 
lischen Domänen-wesens  ist,  wenn  man 
analog  der  nissischen  Terminologie  die  Ko- 
lonialländereien  als  Domänenbesitz  bezeich- 
nen will,  die  unter  dem  Ministerium  der 
Kolonieen  stehende  Colonial-Land  and  Emi- 
gration -  Commission  zu  nennen,  welcher 
unter  anderen  Funktionen  auch  diejenige 
der  Verwaltung  und  des  Verkaufes  der  der 
Krone  gehörigen  Kolonialländereien  zuge- 
wiesen ist,  die,  wie  nur  in  Kürze  zu  er- 
wähnen, von  Zeit  zu  Zeit  in  Lose  geteilt, 
zu  festen  Preisen  oder  auch  licitando  aus- 
geboten werden  und  deren  Erlöse  zum  Teil 
zu  Gunsten  der  Auswanderungen,  zum  Teil 
zum  Nutzen  der  Kolonieen  verwendet  wer- 
den; in  einigen  Kolonieen  weixlen  auch 
Offizieren  der  Armee  und  Marine  Privile- 

f'en  beim  Erwerbe  von  DomaniaJland,  d.  h. 
aufpreiserlässe  von  100  bis  300  £,  ge- 
währt. Im  übrigen  hat  England  ein  unter 
einer  der  (3)  Abteilungen  der  obersten  Fi- 
nanzverwaltung stehendes  eigenes  Amt  für 
»Forsten  und  Ländereien  der  Krone«. 

Eine  völlig  exceptionelle  Stellung  in  un- 
seren Domänenverwaltungen  nimmt  in  vie- 
ler Beziehung  diejenige  Russlands  ein,  wie 
denn  ja  die  ßomänengeschichte  in  Russland 
bei  dem  Fehlen  des  Lehnswesens  und  sei- 
nes Einflusses  auf  die  Domänenentwicke- 
lung  einen  wesentlich  anderen  Verlauf  als 
in  den  meisten  übrigen  europäischen  Staa- 
ten, namentlich  DeutsehlancI,  Frankreich 
und  England,  genommen  hat.  Hier  stehen 
die  Domänen,  entsprechend  ihrem  umfange, 
unter  einem  »Ministerium  der  Reichsdomä- 
nen«, w^elches  die  obei-ste  Behörde  für  die 
Verwaltung  der  Domänen,  Forsten,  gewisser 
Bergwerke  und  Fabriken  sowie  fih'  die 
niederen,  mittleren  und  höheren  Garten-, 
Weinbau-,  Land-,  Forstwirtschafts-  imd  Berg- 
bauleluanstalten  ist  und  ausserdem  ganz 
allgemein  die  Föi-denmg  von  Land-  und 
Forstwirtschaft,  Bergbau  zur  Aufgabe  — 
alles  in  allem  also  volkswirtdcliaftliche  Ziele 
nebst  den  nächstverwandten  finanziellen  zu 
verfolgen  hat.  Als  Unterbehörden  sind  die 
Domänenhöfe  in  den  Gouvernements,  von 
denen  vielfach  (von  50  Gouvernements  30) 
zwei  eine  gemeinsame  Verwaltung  liaben, 
errichtet.  Wie  schon  oben  erwähnt,  findet 
die  Bezeichnung  Domänen  eine  selu*  ausge- 
dehnte, zum  Teil  in  der  geschichtlichen 
Entwickelung  nach  Analogie  der  anderen 
Ijänder  nicht  begründete  Anwendung,  denn 
man  belegt  mit  derselben,  abgesehen  von 
den  Forsten,  sowolil  Güter  in  den  westlichen 
und  Ostseo])roWnzen  als  auch  Ländereien 
in  Grossrussland,  Kaukasien,  Sibirien,  Mittel- 
asien und  Turkestan,  von  denen  teilweise 
der  Umfang  noch  gar  nicht  festgestellt  ist, 
ferner  Mühlen,  Fischereien,  Kalköfen,  Ziege- 
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leien  u.  s.  w.  Die  Domänen  im  engeren 
Sinne  werden  durch  Yerpachtung  genützt, 
und  zwar  werden  diejenigen  in  den  west- 
lichen, ehedem  ix)lnischen  Provinzen,  Polen 
und  den  Ostseeprovinzen,  welche  sämtlich 
grössere  oder  kleinere  einheitliche  Güter 
sind,  als  solche  mit  allen  zugehörigen  Wirt- 
schaftsgebäuden etc.  unter  Verpflichtung 
des  Pächters  zu  einem  bestimmten  Wirt- 
schaftsbetriebe verpachtet,  die  in  Polen  ge- 
legenen, zu  denen  noch  die  geistlichen  und 
konfiszierten  Güter  hinzutreten,  meist  an 
Stadt-  oder  Landgemeinden;  auch  werden 
sie  an  Personen  russischer  Abstammung 
verkauft.  In  Grossrussland  dagegen,  wo 
jene  Güter  fehlen,  werden  niu  eine  Anzahl 
Dessätinen  Landes  unter  Ueberlassung  der 
Betriebsweise,  der  Gebäudeerrichtung  etc. 
verpachtet;  die  Pachtperioden  währen  in 
der  Regel  12  bis  höchstens  24  Jahre,  und 
nur  ausnahmsw^eise  kommen  längere  Fristen 
bis  96  Jahre  oder  Vererbpachtungen  vor. 
Auch  sonst  noch  bietet  das  russische  Do- 
mänenwesen mancherlei  Eigentümhches,  wie 
in  Turkestan  das  Eecht  der  unbefristeten 
Nutzung,  welches  die  Nomaden  an  den 
Ländereien,  auf  denen  sie  umherziehen, 
haben,  die  Unterscheidung  von  Winter-  und 
Sommerplätzen  auf  denselben  (Engelmann) 
imd  vieles  andere  mehr,  was  hier  anzufüh- 
ren der  Raum  verbietet. 

Die  Sonderstellung  der  Vereinigten  Staa- 
ten ist  bereits  hervorgehoben.  Hinzuzufügen 
ist  mit  Bezug  auf  die  Verwaltung  der 
öffentlichen  Ländereien,  dass  für  dieselbe 
diu*ch  G.  V.  25.  April  1812  das  General 
Land  Office  begründet  wurde,  welches  nach 
V.  Holst  die  Centralstelle  für  etwa  1()0 
Landämter  ist,  und  an  dessen  Spitze  ein 
unter  Zustimmung  des  Senats  ernannter 
Commissioner  steht.  Erwälmt  sei  noch 
kurz  das  allerdings  wohl  schon  ziemlich 
allgemein  bekannte  Verfahren  dieser  Be- 
höKle  bei  der  Vermessung  und  Einteilung 
der  öffentlichen  Ländereien,  welches  darin 
besteht,  dass  von  Osten  nach  Westen  und 
von  Süden  nach  Norden  in  Abständen  von 
je  sechs  Meilen  parallele  Linien  gezogen 
werden,  welche  townships  genannte  Quad- 
rate bilden,  die  von  Norden  nach  Süden 
mit  arabischen,  von  Osten  nach  Westen  mit 
römischen  Ziffern  bezeichnet  und  wiederum 
auf  dieselbe  Weise  in  36  Sections  geteilt 
werden,  die  ihrerseits  in  je  16,  40  acres 
umfassende,  Quadrate  zerfallen.  Gegen- 
wärtig ist  das  früher  zu  dem  Finanzdepar- 
tement gehörige  General  Land  Office,  "wie 
es  auch  zweckentsprechender  ist,  dem  De- 
partement des  Inneren  zugeteilt. 

24.  Ueberweisnng  des  Domänenwe- 
sens an  andere  Ministerien  n.  s.  w.  Im 
Anschluss  hieran  aber  möge  auf  die  neuer- 
dings   mehrfach    sehr    mit    Kecht    ausge- 


sprochene Forderung  hingewiesen  sein,  da 
Domänen wesen  den  Landwirtschaft sministe- 
rien,  wo  solche  bestehen,  oder  doch  zum 
mindesten  Ministerien  mit  vorwiegend  volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben  und  dementspre- 
chender  Zusammensetzung  zu  unterstellen, 
wie  dies  z.  B.  in  Rumänien  stattgefunden 
hat,  wo  ein  Ministerium  für  Ackerbau, 
Handel,  Industrie  und  Domänen  besteht. 
Die  Notwendigkeit  solcher  Massnahme  er- 
giebt  sich  unabweisbar  aus  den,  wie  oben 
dargelegt,  die  zeitgemässe  Gestaltung  der 
Domänenpolitik  heutzutage  bestimmenden 
Grundsätzen.  Ob  der  Geschäftskreis  der 
obersten  Leitung  des  Domänenwesens  eine 
selbständige  Centralbehörde  oder  auch  eine 
besondere  Domänenabteilung  innerhalb  der 
betreffenden  Ministerien  etc.  erforderlich 
bezw.  möglich  macht,  hängt  natürlich  von 
dem  Umfange  des  Domaniums,  dem  Systeme 
seiner  Benutzung,  der  sich  aus  demselben 
ergebenden  Geschäftslast,  der  Organisation 
der  gesamten  Verwaltung  und  anderen  be- 
züglichen Verhältnissen  der  einzelnen  Län- 
der ab.  Nochmals  zu  betonen  ist,  dass  bei 
der  Zusammensetzung  der  Ober-  wie  auch 
der  Mittel-Domänenbehörden  (Finanzabteilun- 
gen bezw.  -kammern  der  Bezirks-  bezw. 
Kreisregieiningen  in  Preussen  mid  Bayern, 
Kameralämter  Württemberg.  Domänendirek- 
tioiien  Baden  etc.)  auf  die  Heranziehung  von 
landwirtschaftlich  imd  allgemein  volkswirt- 
schaftlich gebildeten  Beamten  in  ungleich 
höherem  Grade  Bedacht  zu  nehmen  sein 
wird,  als  es  bisher  im  grossen  und  ganzen 
geschehen  ist. 

Lltteratnr:  Siehe  nuten  S.  229  ff. 


'Rinx'pler, 


III.  Statistik. 


Die  statistischen  Angaben  über  den  Do- 
manialbesitz  und  seinen  Ertrag  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  sind  leider  sehr  unzu- 
reichend und  namentlich  ziu*  Vergleichung 
nicht  zu  gebrauchen.  Nur  selten  sind  die 
landwirtschaftlichen  Güter  in  der  Landes- 
statistüc  von  den  Wäldern  und  sonstigem 
fiskalischen  Besitze  geschieden,  vielfach 
fehlt  es  sogar  noch  an  jeder  genauen  Ver- 
messung, so  dass  die  Ministerien  selbst  im 
Unklaren  über  die  Flächen  Verhältnisse  sind. 
Detailliertere  Angaben,  welche  eine  Klai*- 
legung  der  Reinerträge  der  ländlichen 
Grundstücke  gestatten,  liegen  uns  niur  für 
deutsche  Ijänder  vor,  und  eine  weitere  Zu- 
i-ückverfolgung,  um  die  Ertragssteigerung 
zu  verfolgen,  ist  uns  nur  für  Preussen 
möglicli. 

Preussen.  Der  Staat  in  seiner  gegen- 
Avärtigen  Zusammenstellung  (1899)  besitzt 
1054  Domänenvorwerke  mit  336542  ha 
nutzbarer   Fläche,   welche    einen    Pachter- 
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trag  von  13378484  M.  liefern,  das  sind 
39,75  M.  pro  lia.  Ausserdem  nimmt  der 
Domänenfiskus  noch  aus  Mühlen,  Fische- 
reien und  ähnlichen  mit  der  Landwirtschaft 
in  naher  Berührung  stehenden  Unterneh- 
mimgen  4471293  M.,  aus  Mineralbrunnen 
und  Badeanstalten  1775477  M.,  Domänen- 
amortisationsrenten 5415753  M.,  an  grund- 
herrlichen Hebungen  und  Hebungen  von 
veräusserten  Domänenobjekten  965976  M. 
ein.  Im  ganzen  sind  die  etatsmässigen  Ein- 
nahmen bei  der  Domänenverwaltung  auf  26,4 
Millionen  M.  angesetzt.  Bei  den  persön- 
lichen Ausgaben  sind  die  für  die  Dbmänen- 
grundstücke  nicht  genau  auszuscheiden,  sie 
belaufen  sich  auf  ca.  536494  M.  Die 
sachlichen  Ausgaben  betragen  im  ganzen 
5803506  M.,  danmter  faUen  den  Vor- 
werken hauptsächlich  3118827  M.  zu, 
welche  von  der  Bruttoeinnahme  der  Güter 
in  Abzug  zu  bringen  sind.  Die  Gresamtaus- 
gaben  der  Domänenverwaltung  stellen  sich 
auf  6340000  M.,  wonach  ein  üeberschuss 
von  20  Millionen  Mark  verbleibt.  Der  Eeiner- 
trag  der  Domänenvorwerke  dürfte  sich  auf 
rund  10,1  Millionen  beziffern  lassen,  das  sind 
0,31  M.  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  aus 
dem  ganzen  Domänenetat  0,62  M. 

Bei  weitem  der  bedeutendste  Domauial- 
besitz  befindet  sich  in  den  7  östlichen  Pro- 
vinzen des  Staates:  767  Vorwerke  mit 
287188  ha,  85,3  «/o,  nüt  einem  Ertrage 
von  10475756  M.,  das  sind  78,3^/0  der 
bezw.  Einnahme  des  ganzen  Staates. 

Gar  keine  Domanialvorwerke  haben  die 
Regierungsbezirke  Osnabrück,  Münster,  Arns- 
berg, Coblenz,  Düsseldorf,  Köln,  Trier  und 
Aachen ;  ganz  unbedeutend  ist  der  Domanial- 
besitz  in  Schleswig-Holstein  und  im  Regie- 
rungsbezirk ^Minden. 

Für  die  sieben  östlichen  Provinzen  führen 
wir  in  nebenstehender  Tabelle  die  Grössen- 
verhältnisse  und  die  Entwickelung  der 
Pacht  übersichtlich  seit  1849  auf;  während 
wir  die  neueren  und  westlichen  Provinzen 
nur  bis  1869  zurückverfolgen  können.  Es 
ergiebt  sich  daraus,  dass  in  den  letzten  40 
Jahren  fast  eine  Verdreifachimg  des  Ertrages 
stattgefunden  hat.  Auch  noch  in  den  letzten 
10  Jahren  ist  eine  w^eitere  Zunahme  der 
Pacht  zu  registrieren,  jedoch  nur  im  grossen 
Durchschnitte,  wälirend  in  mehreren  Pro- 
vinzen bereits  ein  erheblicher  Rückgang  zu 
beobachten  ist. 

Der  Domanialbesitz  Preussens  hat  sich  im 
Laufe  des  Jahrhunderts  bedeutend  vermindert. 
Von  1820—1866  inkl.  sind  für  210987  312  M. 
Grundstücke  aller  Art  veräussert. 

Von  1867—1889/90  kamen  hinzu 

durch  Kauf  575,3  ha  für  1207  279  M.  Kaufgeld. 

„  Tausch  857,9  „ 
{mit  Priv.) 

1433,2  ha, 


wovon  dem  Domänenvorwerksareal  1251.2  ha 
hinzugefügt  wurden. 

DerFlächenabgang  war  hiervon  11 270,8  ha, 
so  dass  das  Domänenvorwerksareal  sich 
von  1867—1889/90  um  10019,6  ha  ver- 
mindert hat.  Durch  Verkauf  überhaupt 
w^urden  abgetreten  41 454,6  ha  für 
53342757  M.  Durch  Tausch  1223,3  ha, 
infolge  Ablösungen  43738  ha.  Der 
Verlust  betraf  hauptsächlich  anderes 
Areal  als  das  der  Vorwerke.  (Nr.  39  der 
Vorlagen  an  das  Haus  der  Abgeordneten, 
Session  1890/91.)  Bei  weitem  der  grösste 
Teil  des  veräusserten  Landes  fällt  auf  die 
neuen  Provinzen,  wo  besonders  kleinere, 
isoliert  liegende  Stücke  verkauft  wurden. 
Von  1878/79—1889/90  sind  von  dem  Vor- 
werksareal an  den  Forstfiskus  12999  ha 
zur  Anforstung  abgetreten,  dagegen 
6723  ha  umgekehrt  von  diesem  jenem 
zugeteilt,  so  dass  hierdurch  das  erstere  um 
6,276  ha  reduziert  wurde. 

In  dem  zweitgrössten  Lande  Deutsch- 
lands, im  Königreich  Bayern,  ist  der 
Domanialbesitz  ohne  finanzielle  Bedeutung. 
Die  im  fiskalischen  Besitz  befindlichen  Lie- 
genschaften mit  landwirtschaftlichen  Lehr- 
zwecken (z.  B.  Weihenstephan,  Triesdorf), 
teils  zu  Zwecken  der  Gestütsverwaltung 
verwendet.  Die  Gesamtfläche  dieses  fiska- 
lischen Besitzes  beträgt  nur  1179,9  ha. 
(Priv.  Mitteü.) 

Im  Königreich  Württemberg  um- 
fassen die  Staatsgüter  10264  ha,  wovon 
208  ha  Wege  und  Hofräume,  9324  ha 
gebaute  Fläche  sind  Von  den  10056  ha, 
welche  nach  Abzug  der  Wege  und  Hofräume 
verbleiben,  entfallen  4483  ha  auf  geschlos- 
sene Domänengüter  (Meiereien)  und  5573  ha 
auf  kleinere  Grundstücke.  In  dem  Etats- 
jahre 1889/90  wurde  von  der  ersteren 
175786  M.  Ertrag  gewonnen,  von  den 
übrigen  Grundstücken  496707  M.,  in  Summa 
also  aus  dem  landwirtschaftlichen  Domanial- 
besitz 672  493  M.,  das  sind  1,27  %  der  ge- 
samten Einnahmen.    (Priv.  Mtteü.) 

In  dem  Königreich  Sachsen  umfassen 
die  sogenannten  Kammergüter  ein  Areal 
von  3035  ha,  welche  im  Jahre  1896 
nach  Abzug  sämtlicher  Baukosten,  Abgaben 
und  des  sonstigen  Aufwandes  einen  Rein- 
ertrag von  172622  M.,  das  sind  56,87  M. 
gegen  63,81  M.  im  Jahre  1888  pro  Hektar 
üeierten;  dazu  kommen  Landesschulgüter 
mit  625  ha,  eine  Teichwirtschaft  von  195  ha 
Umfang  und  51  ha  Weinberge,  deren  Ertrag 
ausserordentlich  schwankt  und  im  Jahre  1886 
noch  eher  Zuschuss  beansprucliten.  (Kalen- 
der u.  stat.  Jahrb.  f.  d.  Königr.  Sachsen, 
Dresden  1899,  S.  68.) 

Das  Gix)ssherzogtum  Baden  besitzt 
111807  ha  in  Grundstücken  aller  Art,  wo- 
von  92661  ha   Wald,   1725  ha  Gedungen, 
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Wasser,  Wege  etc.,  81  ha  Reben,  so  dass  als  pro  Hektar  von  88  M.  erzielt  wurde,  5708  ha 
landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  17  338  ha  Wiesen  wurden  selbst  bewirtschaftet.  Der 
verbleiben.  Hiervon  sind  im  Jahre  1896  Ertrag  aus  landwirtschaftlichen  Grundstücken 
neu  verpachtet   1637  ha,  wofür  eine  Pacht  war  m   den  Jahren   1887  96    1715426  M., 


üebersicht  der  Domänenvorwerke  und  der  erzielten  Pachterträge 

in  Preussen, 

1849  ! 

1869  ' 

1879 

1890/1 
envorwer 

1899 
ke 

1849 

Begiemngsbezirk 

Zahl  der  Domän< 

Nutzbare 
Fläche 

Pacht 

Pacht 
pro 

ha 

Mark 

ha 

1.  Könij^sberg  i.  Pr.  .    . 

50 

42 

42 

42 

49 

18736,98 

160  641 

8,57 

2.  Gnmbinnen  .    .    . 

62 

70 

70 

69 

69 

30  141,99 

207  282 

6,88 

3.  Danzig     .    .    . 

13 

12 

12 

12 

12 

3  886,18 

46479 

11,96 

4.  Marienwerder    . 

45 

36 

33 

32 

32 

19561,34 

144366 

7,38 

5.  Posen  .... 

66 

58 

52 

55 

53 

22  757,95 

180534 

7,93 

6.  Bromberg     .    . 

2g 

26 

26 

29 

29 

9  222,46 

74250 

8,05 

7.  Stettin      .    .    . 

70 

64 

60 

60 

60 

30710,55 

385  965 

12,57 

8.  Cöslin  .... 

19 

16 

16 

19 

19 

7  686,32 

75381 

9,81 

9.  Stralsund      .    . 

82 

79 

74 

74 

73 

35  933,22 

401  571 

11,18 

10.  Breslau     .    .    . 

71 

59 

57 

57 

56 

19898,85 

277  725 

13,96 

11.  Liegnitz  .    . 

15 

IG 

9 

9 

8 

2  494,54 

34155 

13,69 

12.  Oppeln     .    . 

38 

33 

33 

33 

31 

8  542,85 

85956 

10,06 

13.  Potsdam  .    . 

• 

60 

60 

59 

56 

52 

25  743,94 

325  368 

10,26 

14.  Frankfurt  a.  0 

B 

85 

83 

81 

80 

79 

33  773,89 

501  357 

14,84 

15.  Magdeburg  . 

■ 

S8 

79 

77 

77 

77 

35  596,73 

965271 

27,12 

16.  Merseburg    . 

B 

66 

62 

60 

57 

57 

18551,12 

589  227 

31,76 

17.  Erfurt      .    . 

■ 

16 

17 

15 

15 

15 

3515,48 

85890 

24,43 

Ueberhaupl 

t      874 

806 

776 

786 

767 

426  754,39 

4  541  418 

13,90 

18.  Pr.  Schleswig-Holsteii 

i 

3 

5 

3 

4 

19.  „    Hannover     .    . 

m 

198 

196 

189 

180 

20.  „    Westfalen    .    . 

m 

5 

2 

2 

3 

21.  „    Cassel- Wiesbaden 

136 

118 

100 

100 

Uebei 

rha 

upl 

b 

1148 

1092 

1080 

1054 

i 

(Fortsetzung.) 


Begierungsbezirk 


1869 


Nutzbare 

Fläche 

ha 


Pacht 
Mark 


Pacht 
pro 
ha 


1879 


Nutzbare 

Fläche 

ha 


Pacht 
Mark 


Pacht 

>ro 

la 


l 


1.  Königsberg 

2.  Gumbinnen 

3.  Danzig 

4.  Marienwerder 

5.  Posen  .    . 

6.  Bromberg 

7.  Stettin     . 

8.  Cöslin  .    . 

9.  Stralsund 

10.  Breslau    . 

11.  Liegnitz  . 

12.  Oppeln 
18.  Potsdam  . 

14.  Frankfurt  a 

15.  Magdeburg 

16.  Merseburg 

17.  Erfurt      . 


Pr. 


0 


1 5  863,68 

29  067,72 

3  655,37 
15743,01 
18619,66 

9  782,95 
28  183,40 

6  245,88 

30  237,00 

19  134,54 
2  080,37 

8  030,02 

24  492,62 

30413,16 

33  340,64 
18642,98 

3719,38 


283  842,73 
371  000,68 
102  824,53 

278  392,79 
318831,27 
186  275,03 
680  602,30 
125  266,32 

905  384,67 
400  763,33 
49565,16 
140  358,69 
589411,43 
868  894,77 
588  947,90 

757  795,57 
123  110,98 


17,89 
14,14 
28,13 
17,68 
17,12 
19,04 

24,15 
20,06 

29,94 
24,84 

23,83 
17,48 
24,06 

28,57 
47,66 

40,65 

33,10 


15  762,56 

29  139,42 
3  680,43 

15249,31 
17422,82 

9  863,77 

26687,19 

6  003,83 

28  695,53 

15798,74 

1  899,24 

7  529,39 
24287,28 

30  322,40 
32  873,42 
18346,01 

3  299,09 


370  034,23 

463  734,84 
122246,35 

387  695,24 
353  181,29 
208551,95 
725  656,22 
165  672,37 
903721,69 

547  834,50 
79  222,92 

205671,12 

739  132,76 

1  125  207,75 

2  576  449,00 
I  103  749,05 

144426,66 


Ueberhaupt 

18.  Pr.  Schleswig-Holstein 

19.  „    Hannover     .    .    . 

20.  „    Westfalen     .    .    . 

21.  -    Cassel-Wiesbaden . 


249  252,37 

302,68 
35  547,07 

I  958,44 
16039,00 


7  771  268,14 

6  540,00 
I  299661,92 

57  677,58 
675  966,34 


31,18 

21,65 
36,56 
29,45 
42,15 


286  860,43 

718,23 

37  167,40 
I  040,21 

15  114,49 


10222  187,94 

45  803,44 
I  938  129,27 

23  784,65 
690089,21 


23,48 
15,92 

33,22 

25,42 

20,27 

21,14 
27,19 
27,59 
31,49 

34,68 

41,71 
27,32 
30,43 
37,11 
78,37 
60,16 

43,78 


35,63 

63,79 

52,15 
22,87 

45,66 


Ueberhaupt 


303099,16  I  8033048,98   I  26,51  I  340900,86 


Handwörterbuch  der  StaatBwlseeiiBcliafteii.    Zweite  Anflagre.    III. 


12919994,51 
15 


37,87 
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(Schluss.) 


1890    91 

1899 

Steigerung  der  Pacht 
1849  — 100 

Regierungsbezirk 

Nutzb. 

Fläche 

ha 

Pacht 
Mark 

Pacht 
pro 

ha 

Nutzb. 

Fläche 

ha 

Pacht 
'     Mark 

Pacht 
pro 

ha 

1849  *1869 

1 

1879 

1890 
-91 

1899 

1.  Königsberg  iPr. 

16086 

393  768,57 

24,48 

17403 

1 
392  338  22,54 

100,0 

208,8 

274,0  285,6 

263,0 

2.  Gumbinnen  .    . 

28874 

511028,47 

17,70 

28889 

494  459 

17,12 

100,0 

205,5 

231,4257,1 

248,8 

3.  Danzig     .    .    . 

3787 

114  178,22 

30,15 

3  775 

105  976 

28,07 

100,0 

235,2 

277,8 

252,1 

235,5 

4.  Marienwerder    . 

14982 

413  520,12 

27,60 

15  080 

348  760 

23,13 

100,0 

240,0 

344,4374,0 

313,4 

5.  Posen  .    .    .    . 

18776 

387  142,97 

20,62 

17434 

346  728 

19,89 

100,0 

215,9 

255,6  260,0 

250,6 

6.  Bromberg     .    . 

II  102 

224  989,36 

20,26 

II  000 

236  Ol  I  21,46 

100,0 

236,5 

262,6 

251,7 

266,6 

7.  Stettin      .    .    . 

26736 

756  799,70 

28,31 

26567 

669  630 

25,21 

100,0 

192,2 

216,3225,2 

200,6 

8.  Cöslin  .    .    .    . 

7  191 

165  890,92 

23,07 

7028 

160335 

22,81 

100,0 

204,5 

281,2,235,2 

232,5 

9.  Stralsund      .    . 

28662 

853481,86 

29,78 

28395 

789  452 

27,80 

100,0 

267,8 

281,7 

266,4 

248,6 

10.  Breslau    .    .    . 

15792 

713758,56 

45,19 

15  182 

634354,41,78 

100,0 

177,9 

248,4*323,7  299,3 

11.  Liegnitz  .    .    . 

I  912 

81  393,64 

42,50 

1776 

56038 

31,55 

100,0 

174,1 

304,7310,5230,5 

12.  Oppeln     .    .    . 

7540 

268  773,58 

35,65 

7369 

246291 

33,42 

100,0 

173,8 

271,6354,4333,5 

13.  Potsdam  .    .    . 

23657 

723  774,74 

30,59 

23285 

592  147  25,43 

100,0 

234,5 

296,61298,1 

247,8 

14.  Frankfurt  a.  0. 

29908 

I  127  108,69 

37,69 

29663 

967  787132,63 

100,0 

192,5 

250,1  260,7,219,8 

15.  Magdeburg  .    . 

33122 

3040419,73 

91,80 

32963 

298739190,63 

100,0 

175,7 

289,0  338;5l334,2 

16.  Merseburg    .    . 

18078 

1367214,05 

75,63 

18  164 

133371873,43 

100,0 

128.0 

189,4238,1 

231,2 

17.  Erfurt      .    .    . 

3239 

129332,57 

39,82 

3215 

"4341135,56 

100,0 

135,4 

179,2163,01145,5 

Ueberhaupt 

289444 

11272575,75 

38,95 

287  188 

10475756 

36,48 

100,0  224,3 

256,3  280,2  262,5 

Provinzen 

18.Schlesw.-Hol8tein 

571 

41  500,00 

72,68 

800 

68549 

85,69 

19.  Hannover      .    . 

35221 

1993438,15 

56,59 

33207 

2  124286 

63,97 

20.  Westfalen     .    . 

I  006 

19  165,36 

19,05 

I  072 

21378 

19,94 

21.  Cassel- Wiesbad. 

14314 

695061,19 

48,56 

14275 

688515 

48,23 

Ueberhaupt 

340  556 

14021740,45 

41,14 

336  542 

13378484 

39,75 

das  sind  5®/o  der  gesamten  ordentlichen 
Staatseinnahmen.  (Statist.  Jahrbuch  für  das 
Grossherz.  Baden,  Karlsruhe  1898,   S.  480.) 

Die  Domanialgüter  des  Grossherzogtums 
Hessen  umfassen  17800  ha,  deren  Ertrag 
1475500  M.  für  die  Jahre  1891—94  im 
Staatsbudget  angesetzt  sind.  Die  Verwal- 
tungskosten betragen  213  215  M.,  es  kommen 
hinzu  Baukosten  122580  M.,  Steuern  und 
Lasten  273  665  M.,  in  Summa  609  460  M.,  so 
dass  der  Remertrag  866  040  M.  beträgt.  Das 
ergiebt  einen  Reinertrag  pro  Hektar  von 
49,21  M.    (Priv.  Mitt.) 

In  Mecklenburg-Schwerin  versteht 
man  staatsrechtlich  unter  Domänen  den  gan- 
zen nicht  städtischen  und  nicht  ritterschaft- 
lichen Besitz,  imd  diese  betragen  559261  ha 
von  1316162  ha  Gesamtfläche  des  Gross- 
herzogtums, mithin  42,50  ®/o.  Die  Domänen 
zerfallen  in  eigentliche  Domänen  und  Do- 
mänen des  grossherzoglichen  Haushaltes,  je- 
doch seit  Aufhebung  des  Staatsgrundgesetzes 
V.  10.  Oktober  1848  nicht  mehr  staatsrecht- 
lich, sondern  nur  noch  administrativ  ge- 
schieden. 

Von  der  Gesamtfläche  der  Domänen  ent- 
fallen im  eigentlichen  Domanium  106  095  ha, 
im  Haushalt  8031  ha  auf  Forstfläche.  An 
Pachthöfen  w^eist  das  eigentliche  Domanium 
135  Güter  mit  55  747  ha  Fläche,  der  Haus- 
halt 94  mit  42842  ha  Fläche  auf. 

Ausser  den  Pachthöfen,  Forstflächen  etc. 
umfasst  das  Domanium  noch  grössere  Seeen- 


flächen  und  Erbpachthöfe  etc.,  in  denen  .dem 
Landesherrn  das  Obereigentum  an  Grund 
und  Boden  zusteht.  Die  Erträge  des  Do- 
maniums  unterliegen  nicht  der  Kontrolle  des 
Landtages  und  sind  nicht  öffentlich  bekannt. 
(Priv.  Mitt.) 

Das  Herzogtum  Anhalt  verfügt  über 
verhältnismässig  grossen  Domanialbesitz,  wel- 
cher in  landesfiskalischen  Besitz,  mit  dem 
w^ir  es  hier  zu  thun  haben,  und  in  den  Be- 
sitz des  herzoglichen  Hauses  zerfällt.  Zu  den 
ersteren  gehören  42  Güter  mit  17  799  lia 
und  876163  M.  Katastralertrag  und  einer 
faktischen  Einnahme  im  Jahre  1888' 89  von 
1861512  M.,  wovon  an  Abgaben  und 
Lasten  60  360  M.  in  Abzug  zu  bringen 
sind,  es  bleiben  Reinertrag  1 801 152  M.  und 
pro  Hektar  101,19  M.,  gleich  10,29  »/o  der 
Staatseinnahmen.  Es  treten  hinzu  einzeln 
verpachtete  Grundstücke,  sowie  die  Landes- 
'  baumschule  mit  3760  ha  und  einem  Kata- 
stralertrag von  511139  M.  Die  Pachtein- 
nahme belief  sich  1888/89  auf  325463  M., 
das  ist  pro  Hektar  86,56  M.  Aus  der  Baum- 
schule, Fischereien,  Steinbrüchen,  Gebäuden, 
Mühlen  und  Jagd  treten  noch  hinzu  Ein- 
nahmen von  88130  M.,  hiervon  kommen 
;in  Abzug  Ausgaben  18200  M.  Der  Rein- 
!  ertrag  aus  den  erwähnten  Liegenschaften 
betr%t  mithin  69  939  Mark.  (Stat.  Jahrb.  f. 
d.  Herzogtum  Anhalt,  H.  .2,  S.  117.) 

In  Oldenburg  ist  der  gesamte  Besitz 
des  Staates  auf  606  Besitzungen  und  48723  ha 
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mit  einem  katastrierten  Reinertrag  von 
083 114  M.  angegeben.  (P.  Kollmann,  Statist. 
Gemeindebeschreibung  des  Hzgt.  Old. 
S.  142.)    Im  Herzogtum  allein  exkl.  Lübeck 


18(57  wurden  bis  1896  zusammengenommen 
2H47r)H  ha  Staatsdomänen  veräussert,  für 
dieselben  sind  an  Kapital  ()(>  416  79(5  Gulden, 
an  Zinsen    8720926  Gulden,   zusammenge- 


imd  Birkenfeld ,  fiir  welche  uns  Angaben  j  nommen  daher  70  IM  722  Giüden  eingenom- 
nicht  vorliegen,  betragen  die  ländlichen  men.  Die  Gesamtausdehnung  der  Staats- 
Grundstücke  nach  besondei-er  Ermittelung  doraänen  betrug  im  Jahre  1896  (neuere  An- 
im  Jalu^  1896  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  3.  F.  gaben  stehen  nicht  zur  Yerfügimg)  1558962 
Bd.  13  S.  63)  Staatsgut:  6997  ha  mit  ha,  das  hoisst  5,52 ^»'o  der  I^ndesfläche. 
einemWerte  von  13227  637  M. und  72 649 M.j Dieses  Gebiet  kann  hinsichtlich  der  Ver- 
Pachtertrag.  Krongut  3541  ha  (unter-  -  waltung  und  der  Bestimmung  in  6  Gruppen 
>taatl.  Verw-altiuig)  mit  einem  Werte  von  1  geteilt  werden :  1.  die  zum  Verkauf  be- 
S999162  ^lark  und  (1898)  40387  Mark  1  stimmten  Staatsdomänen  unter  Verwaltung 
Pachtertrag  (Priv.  Mitt.)  des  Finanzministeriums,  welche,  insofern  die- 


(3 esterreich.    Der  Domänenbesitz  in 


selben  nicht  mit  einem  staatlichen  Gebäude 


der  westlichen  Reichshälfte  wird  offiziell  ge-  in  Verbindimg  stehen,  in  Pacht  gegeben  sind, 
schieden  in  veigentlichen  Staatsbesitz ä,  wel- '  Ein  Teil  derselben  dient  zu  Ansiedelungen ; 
1  na  in  der  westlichen  Reichs-  2.    die    mit    Staatsforsten    in   Verbindung: 


eher  1021311 
hälfte  umfasst,  und  den  »Religionsfonds«  mit 
325299  ha,  241  ^/o  des  Gesamtbesitzes,  wel- 
cher in  Verwaltung  des  Staates  ist.  62,02% 
desselben  bestehen  aus  Forsten,  30,09  ^'o  sind 
unproduktiver  Boden,  2,66  ^:o  sind  Gewässer, 
Sf)  dass  nur  5,23  ^!o  für  landw.  nutzbares  Land 


'bindung 

stehenden  und  mit  denselben  gemeinsam  ver- 
walteten landwirtschaftlichen  Domänen  mit 
einer  Fläche  von  70307  ha;  3.  die  \ier  Ge- 
stütslandwirtschaften und  das  ärarische  Gut 
in  Torda  in  der  Ausdehnung  von  33041  ha. 
Die  Bestimmung  dieser  Güter  ist   in  erster 


verbleiben.  77s8  ha  Aecker,  Wiesen,  Gärten  |  Reihe  die  Förderung  der  Pferdezucht,  die- 
und  45572  ha  Alpen  und  Weiden  bilden  die  selben  sind  aber  auch  berufen,  hinsichtlich 
für  mis  in  Betracht  kommende  Fläche  des  der  intensiven  Bewirtschaftung  als  Muster- 
eigentlichen  fißkalischen  Besitzes  an  land- 1  wirtschaften  zu  dienen ;  4.  die  Anlagen  von 
wirtschaftlich  nutzbarer  Fläche ,  er  ist  mit- 1  4426  ha,    zu  Zwecken  des  wirtscliaftlichen 


hin  verschwindend.  Von  dem  vReligions- 
fondsbesitz«  können  aber  noch  hinzugefügt 
weitlen  29  084  ha  Aecker,  Wiesen  und  Gärten 
und  24729  ha  Alpen  und  Weiden. 


Fachunterrichtes  reserviert;  5.  die  6104  ha 
betragende  Krondomäne  in  Gödöllö,  welche 
in  Anl)etracht  dessen,  dass  dieselbe  mit  der 
könighchen  Hofhaltung  im  Zusammenhange 


In  den  Jahren  von  1800  bis  1870  wurden  ;  ist,   in  der  eigenen  Verwaltung  des  Staates 

in  Oesterreich  833472  ha  Staatsgüter    für  steht;  6.  die  übrigen  Staatsdomänen,  welche 

54796911  tl.  verkauft;  ebenso  von  den  vRo-  auf  eine  kurze  Zeit  (3  bis  5  Jahre)  in  Pacht 

ligionsfondsgüteni«  von  1800 — 1877  3<J0371  gegeben  werden. 

ha  für   28244504  fl.     Seit    1872,    wo  die  Nach  Kulturarten  verteüt  sich  dieses  Ge- 
Domänen aus  dem  Ressort  des  Finanzminis-  biet  folgeudermassen : 
teriums  in   jenes  des  Ackerbauministeriums  Ackerland  122  03S,  Gärten  2147,  Wiesen 


wiffden  bedeutende  Flächen  dieses  Besitzes 
zur  Ablösung  und  Regulienuig  von  Forst- 
servituten  verwendet.  Nach  dem  Staats- 
gnuidgesetze  vom  26.  Dezember  1867  ist 
die  Veräusserung,  ümwandelung  und  Be- 
lastung des  unbeweglichen  Staatsvermögens 
nur  mit  Zustimnmng  des  Reichsrates  mög- 
lich und  finden  eigentliche  Verkäufe  so  gut 
wie  nicht  statt,  vielmehr  treten  nur  Gnmd- 
tausche  ein.    (Priv.  Mitt.) 

Die  Staatsdomänen  umfassen  in  Ungarn 
auch  gegenwärtig  noch  ein  grosses  Gebiet, 
(»bwolü  der  Bestand  derselben  seit  einigen 
Jahrzehnten  infolge  permanenter  Verüusse- 
mngen  von  Jahr  zu  Jahr  abnimmt,  welche 
nicht  auf  Gnmd  eines  Gesetzes,  sondern  in 
der  Weise  erfolgen,  dass  die  zum  Verkauf 
in  Vorschlag  gebrachten  Grundstücke  jähr- 
lich mit  dem  erreichbaren  Verkaufspreis  in 


unfnichtbai-e  Fläche  von  57  482  ha. 

Der  Wert  der  ärai'ischen  Güter  beträgt 
nach  dem  Inventar  der  Staatsschlussrechnung 
vom  Jahi-e  1897:  Staatsdomänen  9485576 
Gulden,  Sta^itsforsten  103562474  Gulden, 
Kronendoraäne  in  Gödöllö  und  die  staat- 
lichen Gostütslandwirtschaften  15  865  296 
Gulden,  ärarische  Güter  7  897  910  Gulden, 
das  heisst  zusammengenommen  136811256 
Gulden. 

Die  Einnahmen,  die  Ausgaben  \md  das 
Verwalüuigsergebnis  der  Staatsdomänen  in 
den  3  letzten  Jahren  sind  in  Gulden  im 
nachstehenden  Ausweise  mitgeteilt. 

Atisser  den  Staatsdomänen  ist  noch  zu 
erwähnen  der  imter  Verwaltung  des  K\dtus- 
ministeriums  stehende  Religiös-  und  Studien- 
fond, das  Vermögen  dieses  Fonds  entstand 
aus  don  Gütern  der   durch  Kaiser  Josef  IL 


das  Staatsbudget  eingestellt  werden.    Von  aufgehisten  Mönchsorden.    Der  St<ind  dieser 
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Staatsdomänen 

Staatsforsten 

Gestüts  wir  tschaften  und 
Kronendomäne  in  Gödöllo 

Jahr 

Ein- 
nahmen 

Aus- 
gaben 

üeber- 
schuss 

Ein- 
nahmen 

Aus- 
gaben 

üeber- 

SChUBS 

Ein- 
nahmen 

Aus- 
gaben 

Ueber- 

schusw 

bezw. 

Abgan« 

1897 

435916 

263  582 

172334 

9  404  523 

6  045  394 

3  359  129 

3642892  3  07«;  661 

567231 

Aerarische  Güter 

Zusammen 

Jahr 

Einnahmen 

Ausgaben 

üeberschuss 

bezw. 

Abgang 

Einnahmen 

Ausgaben 

üeberschuss 

1897 

323  954 

191  559 

132395 

13  807  285 

9576196 

4231089 

Güter  betrug  1895  127  570  ha  oder  0,45  ^/o 
der  Landesfläche,  hierzu  kommt  noch  der 
Besitz  der  königlich  ungarischen  Universität 
in  Budapest  und  des  Theresianiuns  in  Wien 
von  24833  ha.    (Priv.  MitteQ.) 

Russland.  Da  der  sehr  ausgedehnte 
Domanialbesitz  noch  nicht  vollständig  ver- 
messen ist,  so  schwanken  noch  die  Ziffern: 
sowohl  über  die  allgemeine  Ausdehnung,  ob 
und  wieviel  von  Unland  in  Berechnung  ge- 
zogen ist,  als  auch  in  betreff  der  Kartierung 
des  Landes  (Wald,  Unland  etc.). 

Die  Gesamtausdehnung  der  Domänen 
wird  für  das  Jahr  1877/78  für  das  euro- 
päische Russland  (ohne  Finnland  und  Po- 
len) offiziell  auf  150,4  Millionen  Dessätinen 
angegeben,  im  Jahre  1881  auf  152,2  Millionen 
Dessätinen.  (In  diesen  wie  auch  in  den 
nachfolgenden  Ziffern  ist  das  damals  in 
Nutzung,  jetzt  im  Eigentume  der  Domänen- 
bauern befindliche  Land  nicht  eingeschlos- 
sen; siehe  Art.  Bauernbefreiung  in 
Russland,  oben  Bd.  11.) 

Die  letzte  Zusammenstellung  stammt  aus 
dem  Jahre  1886  87 :  sie  umfasst  das  in  irgend 
einer  Weise  genutzte  resp.  nutzbare  Land 
mit  Einschluss  der  anliegenden  oder  von  ihm 
umgebenen  Unlande  und  ergiebt  folgende 
Ziffern : 

1)  Das  landwirtschaftlich  ge- 
nutzte resp.  nutzbare  Land  (mit  Ein- 
schluss von  Waldparzellen  und  Unland- 
ßtücken) : 

a)  in  13  »landreichen»  (dünn- 
bevölkerten) Gouverne- 
ments   3  686  599  Dess. 

b)  in  22  »landarmen«  (dicht- 
bevölkerten inneren)  Gou- 
vernements           75330 

c)  in  den  baltischen  und  sog. 
westl.  Gouvernements     . 


ti 


165 156     „ 
zusammen :  3  927  085  Dess. 

Nicht   zu   den   Domänen   gehören   die 
Apanagegüter   (Scliatullegüter)    des    kaiser- 
lichen Hauses;  sie  stehen  unter  gesonderter  j 
Yerwaltimg  (Ministerium    des    kaiserhchen 
Hofes,  Departement  der  Apanagen),  die  Ein- 1 


nahmen  fliessen  direkt  diesem  Ministerium 
zu  imd  w^erden  nicht  veröffentlicht. 

Nach  Ausscheidimg  des  zu  den  Apanagen 
gehörenden  Bauernlandes  durch  Ablösung 
(s.  Art.  B  a  u  e  r  n  b  e  f  r  e  i  u  n  g)  beträgt  dasAreal 
der  Apanagengüter  im  europäiscYien  Russ- 
land 7  528300  Dessätinen,  wovon  als  Wald 
5589311  Dessätinen  angegeben  sind.  Dieser 
Grundbesitz  verteilt  sich  auf  30  Gouverne- 
ments. Das  Königreich  Polen,  die  bal- 
tischenund  die  sogenannten  westlichen 
Gouvernements  besitzen  keine  Apanagegüter. 

Selir  ausgedehnt  ist  das  Ai*eal  dieser 
Güter  (auch  Bergwerke)  in  Sibirien  (nicht 
vermessen),  neuerdings  auch  inTurkestan 
ein  Gebiet  (Oase).    (Priv.  Mitt.) 

Schweden.  In  Schweden  konunen 
zwei  Arten  der  Besitzungen  in  Frage.  Krono, 
das  sind  die  Landgüter,  welche  dem  Staate  ge- 
hören, also  der  eigentliche  landwirtscliaftliche 
Domanialbesitz,  dieser  zerfäDt  in  die  beiden 
Abteilungen : 

a)  »Krono  und  er  allman  disposition« , 
das  sind  die  Domänen,  über  w^elche  die 
Regierung  frei  verfügen  kann  und  welche 
veri^achtet  sind; 

b)  »Krono  under  enskild  disposition«,  das 
sind  fiskalische  Güter, welche  fiir  unbestimmte 
Zeit,  z.  B.  für  Wohlthätigkeitszwecke  be- 
sonderer Nutzung  überwiesen  sind  oder 
welche  privaten  Personen  in  Erbpacht  über- 
lassen 'Äiirden. 

Statistische  Angaben  über  das  Areal  der 
Güter  existieren  überhaupt  nicht.  Den  ein- 
zigen Anhalt  gewährt  die  Gnmdsteuerver- 
anlagung,  bei  w^elcher  Taxen  über  den  Wei-t 
dos  Grund  und  Bodens  in  sogenannten 
»Mantal«  vorliegen,  welche  die  fest^stellte 
Steuereinheit  repräsentiert,  in  äluüicher 
Weise,  wie  es  bei  der  Mecklenburgischen 
Tonne  der  FaU.  Niu-  die  gi'össeren  Güter 
sind  aber  in  dieser  Weise  taxiert,  so 
dass  man  keine  Vollständigkeit  der  An- 
gaben zu  erzielen  vermag.  Da  ausserdem 
die  Durchschnittsgrösse  eines  »Mantal« 
aussei-ordentlich  vei-schieden  ist,  so  kann  die 
Fläche  nicht  mit  ausreichender  Sicherheit 
berechnet  werden.    In  Upsala  umfasst  ein 
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^Mantal«  290  »Tunnland«  (1  Tunnland  = 
0,39365  ha);  in  AVesternnorrlandslaö 
2710,  in  "VVestmanlandslaü  452  »Tunn- 
land«. Wir  verzichten  hiernach  darauf,  eine 
Flächenberechnimg  vorzimehmen,  und  be- 
gnügen \ins  mit  der  Angabe,  dass  die  ver- 
pachteten Domänen  5149  »Mantal«  re- 
präsentieren. Die  zweite  Kategorie  des 
Domänenlandes  beträgt  371  »Mantal«, während 
(las  Privatland  61331  »Mantal«  umfasst. 
In  Summa  also  66851  »Mantal«,  mithin 
7,73 ^/o  verpachtete  Domänen,  0,55 ®/o  der 
zweiten  Kategorie  und  91,74  ^/o  Privatland. 

Dem  Taxwerte  nach  ist  die  erste  Kategorie 
auf  142  ^rlillionen  Kronen  (1  Krone  — 
1,25  Mark),  6,42 ^/o,  angegeben;  die  zweite 
auf  8,7  Millionen  Kronen,  0,93  ^/o,  das  Privat- 
Jand  auf  2060  Milüonen  Kronen,  93,18 ^/o. 
Der  Taxwert  der  nicht  in  »Mantal«  ein- 
freschätzten  Gnuid stücke  ist  bei  der  ersten 
Kategorie  des  Domanialbesitzes  18,8  Millionen 
Kronen,  34.12  ®o,  der  zweiten  9,3  Millionen 
Kronen,  16,79*^/0,  des  Privateigentums  auf 
:^7,3  Millicmen  Ki-onen,  49,29  «/o. 

Die  verpachteten  Domänen  brachten  im 
Jaluf*  lö97  3150000  Kronen,  das  ist  von 
der  gesamten  Einnahme  3,71  ®/o.  (Priv.-Mitteil.) 

Dänemark.  An  Einnahmen  ans  Do- 
mänen werden  im  Budget  für  1896  97 
55<j885  Kronen  angeführt.  Danmter  be- 
findet sich  aber  der  Ertrag  der  Austern- 
bänke, von  Gebäuden  etc.  Nur  ca.  35000 
Kronen  werden  an  Pacht  von  zwei  gT()sseren 
Staatsgütern  erzielt,  von  einigen  Fischteichen 
und  Feldstücken  noch  20000  Kronen.  Also 
im  ganzen  ist  die  hier  in  Rede  stehende 
Einnahmetjuelle  von  geringer  Bedeutung. 
(Priv.  Mitteil.) 

Belgien.  Der  gesaiute  Domanialbesitz 
lieUef  sich  im  Jahre  1897  auf  39  289  ha, 
wovon  ca.  26000  ha  Wald  zu  rechnen  sind. 
Von  dem  Reste  von  rund  13000  ha  wird 
der  bedeutendere  Teil  von  Dünen,  Weiden, 
Bauplätzen,  königlichen  und  Verwaltimgs- 
gebäuden  absorbiert,  so  dass  an  ländlich 
nutzbarer  Fläche  nicht  viel  übrig  bleibt. 
Dieselbe  ist  nicht  genau  ausgeschieden, 
ebensowenig  ihr  Ertrag.    (Priv.  Mitteil.) 

Frankreich.  Durch  die  Erklänmg  der 
Güter  der  königlichen  Familie  zu  National- 
domänen und  die  Einziehung  der  Güter  der 
Kirche  und  später  der  Emigrierten  gelangten 
diux^h  die  Revolution  gewaltige  Landflächen 
in  die  Hand  des  Staates,  aber  sehr  schnell 
wurde  auch  damit  wieder  aufgeräumt.  Von 
1790—1830  sind  Grundstücke  für  4631 
MilHonen  Francs  von  der  Regierung  ver- 
äussert. Nach  Ausscheidung  der  Forsten 
war  der  Ertrag  der  Domänen  guter  1857 
(nach  Hock)  nur  noch  450000  Fmncs,  1874 
ist  er  von  Leroy-Beaulieu  auf  938377  Francs 
angegeben.  fiei  späteren  Autoren  sowie 
bei  offiziellen  Publikationen  ist  diese  Rubiik 


noch  weniger  ausgeschieden,  und  nach 
Herausgabe  der  Güter  des  Herzogs  von 
Orleans  ist  sie  sicher  auch  gänzlich  be- 
deutimgslos. 

England.  Von  dem  sehr  bedeutenden 
königlichen  und  fiskalischen  Gnindbesitze, 
welchen  sich  Heinrich  der  Eroberer  re- 
serviert hatte  und  der  nach  dem  damaligen 
Gelde  den  enormen  Ertrag  von  387  000  £ 
lieferte,  ist  namentlich  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert ein  übergrosser  Teil  verschleudert 
und  der  Ertrag  durch  schlechte  Wirtschaft 
in  extremster  Weise  reduziert.  Unter 
Heinrich  IV.  war  er  auf  48000  £  (nach 
Vocke,  Einkommensteuer  im  britischen 
Reiche,  Leipzig  1866),  unter  Elisabeth  auf 
32000  £,  bis  1707  auf  2906  £  reduziert. 
Obgleich  1793  die  Domanialgüter  (aber  nicht 
die  Forsten,  welche  übrigens  bis  zur  Gegen- 
wart einen  Reinertrag  nicht  abliefern)  für 
Staatseigenttim  erklärt  und  darüber  regel- 
mässige Rechenschaftsberichte  verlangt  wur- 
den, um  eine  bessere  Bewirtschaftung  zu 
erreichen,  sank  der  Ertrag  bis  1797  auf 
966  £;  dann  gelang  es  allmählich,  den  Ei- 
trag  wieder  zu  heben,  1804  auf  31812  £, 
1830  auf  130000  £,  imd  zwar  wurde  da- 
mals in  einem  Berichte  konstatiert,  dass  noch 
130  Güter  und  Regahen  existierten  mit  etwa 
520<J0  acres  Acker,  Wiesen  und  Weideland, 
18f  )0  war  der  Ertrag  37  5  000  £,  1880  390  000  £, 
1890  430  OUO.  £ 

«/■.  Conrad, 


Litte ratur:  Für  das  Altertum  —  abgesehen  von 
den  Quellen  —  bes.:  X.  Heynler,  De  l* econo- 
mic polit.  et  rar.  des  Perses  et  Phtniciens,  1819. 

—  Jßer selbe,  Des  Arabes  et  des  Juifs,  1820.  — 
Derselbe,  Des  Egyptiens  et  CartJut^inois,  18 2S. 

—  Derselbe,  Des  Grecs,  1825.  —  Oanilh, 
Essai  polit.  sur  le  revenu  public  des  peuples  de 
l'antifjuiie,  du  moyen  age  et  des  siecles  moder' 
nes,  2.  Aufl.,  1828.  —  Ewald,  (rrjtch.  d.  Volkes 
Israel  bis  Christus,  1851 — 54,  bes.  III.  —  Der- 
selbe,  Anhang  zu  Bd.  II  und  III  a.  n.  d.  T. 
Altertümer  des  Volkes  Israel,  1854*  —  ^'  C.  W, 
Manso,  Sparta,  ein  Vers,  zur  Aufklärung  d. 
Gesch.  u.  Verf.  dieses  Staates,  1800 — 1805,  bes. 
T.  II.  —  KorUim,  Zur  Gesch.  hell.  Stuatsver- 

fassungen,  namenü.  während  des  peloponnesischen 
Krieges,  1821.  —  Böckh,  Die  Staatshaushaltung 
der  Athener,  S.  Aufl.,  hrsg.  von  M,  Fränkel,  I, 
1886.  —  Burntann,  De  vectigalibus  poptdi 
Jiomani,  17 S4,  passitn.  —  Hegewiseh,  HisU 
Vers,  über  die  röm.  Finanz,,  Altona  I8O4.  — 
Bosse,  Grundz.  d.  Finanzw.  i.  rüm.  Staate, 
1806,  IL  —  r.  Gosen,  Rom.  Fisk.,  Tübinger 
Zeitschr.  23,  1867,  S.  ' 541  ff.  —  Rodbertus, 
Unters,  a.  d.  Geb.  d.  Nationalökon,  d.  klass. 
Altert,  (zur  Gesch.  der  röm.  Tributst.  seit  Au^ 
gustus),  Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.  4,  5,  8,  1865  u.  67 
passim.  —  X.  Lange,  Rihn.  Altert.,  186.1—71.  — 
yiommsen  (Handb.  d.  röm.  Altertum.),  Röm. 
Staatsrecht  II  1,  1874,  II  2,  1876.  —  Mar- 
quardt,  (Ilandb.  d.  rÖm.  Altertümer),  Röm. 
Staatsverwaltung  II,   1876.  —  O.  Hirschfeld, 
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Unters,  a.  d.  Gfh.  d.  vom.  Veriraltung^gesch., 
1877.  —  L,  Botiehard,  Etüde  aur  Fadmiui^ttra- 
tion  des  finances  de  Vempire  Romain  etc.,  Paris, 
ohne  Jahreszahl. 

Für  die  modernen  Staaten:  S.  zunächst  die 
Nachiceisungen    bei:    Christoph   Vriese,    Jus 
domaniale   ex   celeberrimorum  juris  consultorum 
praesertim  germanor.um  tractatihus   etc.,  Franco- 
furti  JfDCCI;   Hülimann^    Deutsche   Finanz- 
gesch.    de^   Mittelalters,    Berlin  1805;     W.    Ch, 
SchüZf    Ueber  d.  Emß.  d.  Vert.   d.    Grundeigen- 
tums auf  das  Staatsleben,  1836,   S,  Soff.;    Cen- 
tralbl.   /.   preuss,    Juristen,    1838,    S.    1072  ff.; 
OaupPf    In  den  kHt.  Jahrb.    von    Richter  und 
Schneider,  I84O,  S.  450  ff. ;  v.  Rönne,    Verf.  d. 
preuss.  Staates  XI  1,  S.  89  ff.,  41ff.,  87 ;  dem^ 
selben f    Staatsrecht   der  preuss.   Monarchie,   S. 
Aufl.,   II,    S,    S.    587  ff.;    Hau,    Grunds,    der 
FiJianzwissensch.  S  (1843),  L  Abteil.,  S.  106  ff.; 
V,  Tveitschkef  Art.  nDomänena  in  Bluntschlis 
Staatsivörterbuch ;  Pfeiffer ,    Die   Staatseinnah- 
men,  1866,    S.  106  ff.;    Litteratur   über   die   Fi- 
nanzw.  d.  preuss.  Staates  in    dem  Beiblatt   zum 
preuss.  Siaatsanzeiger,  1867,   S.  5;   Zachariäf 
Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  3.  Auß.,  II, 
S.  410  u.  f.  d.  Einzelstaat.,   S.  417 ;   Moscher f 
Gesch.  der  3a/.,  passim;   demselhenf  Finanz- 
wissenschaft, 1886,  S.  18  und  ^  6  ff.;  iMdloff, 
Ueber    Domänen  veixiusserungen ,    1879;    Ernst 
Meier,  Art.  vtDomänena  in  Fr.  r.  Holtzendorßs 
Encykl.  des  Rechts  II,  1  (Rechtslexikon),  3.  Aufl., 
1880;  Wdlcker,  Grundr.  der  Statistik  etc.,  1889, 
^^  36,  61,  69,  89,  93,  131;    und   namentlich   die 
Bibliogr.  bei  A,   Wagnet^  Finanzwissensch.,  3. 
Auß.  I,  ^  30  und  ^  212  ff. 

Ausserdem  sind  —  von  den  hauptsächlich- 
sten historischen,  rechtsgeschichtlichen,  staats- 
u  nd  verwaltungsrechtlichen,  nationalökonom  ischen, 
finanzwissenschaftlichen  und  statistischen  Lehr- 
bezw.    Handbüchern    im    allgemeinen    abgesehen 

—  7ioch  zu  neyinen  oder  besonders  hervorzuheben  : 

Hauptquelle  für  älteres  Recht  ist  der  viel 
citierte  J,  F,  Moser,  Ferner:  Hüllniannj 
Geschichte  der  Domänenbenutzung  in  Deutsch- 
land, Frankfurt  a.  O.  1807.  —  H,  Schulze, 
Finanzrecht  der  Reichs-  und  Landtage  nach 
älterem  und  neuerem  AStaatsrecht  (in  d.  Zeitschr. 
f.  d.  Privat-  u.  ö^entl.  Recht  d.  Gegenwart,  3, 
S.  161).  —  Nicolai,  Oekonomisch  -  juristische 
Grundsätze  von  der  Verwaltung  des  Domänen- 
wesens in  den  jyreussischen  Staaten,  1802.  — 
Flotow,  Fertigung  der  Ertragsanschläge  über 
Domänen,  1820  22.  — Rofll,  De  domanüj,  Am- 
sterdam 1831.  —  t*.  Bosse,  In  Ersch  und  Gru- 
bers Encykl.,  Art.  nDomänenu.  —  Baufnstark, 
Kameralencykl.,  1835,  ^i}  11,  16,  22,  478,  508.  — 
Koch,  Das  Recht  und  Hypothekenwesen  der 
preuss.  Domänen  mit  Berücksichtigung  der  Dog- 
men-   und   Domänenvencaltungsgeschichte,    1838. 

—  V.  Rönne,  Das  Domänen-,  Forst-  it.  Jagd- 
wesen des  j??-«»!/**.  Staates,  18ö4-  —  1'.  Rönne 
u.  Lette,  Die  iMude^kulturgesetzgebung  des 
preuss.  AStaates,  1853,  I,  S.   731  ff.,  II,  S.  519  ff. 

—  Kletke,  Litteratur  über  d.  Finanzwesen  d. 
preuss.  Staates,  3.  Auß.,  1876,  S.  30,  74.  — 
Schlieckmann,  handb.  der  Staatsforstverwal- 
tung in  Preussen,  1883 — 86.  —  Riedel,  Der 
hrandenb.-preuss.  Staatshaushalt  in  den  beiden 
letzten  Jahrhunderten,  1860.  Art.  y^Domünenti 
in  H.  Wageners  StaaUi-  und  Gesellschaftslerikon 
(VI,  1860J.    —    Lette   in  Rotteck   und'  Welckers 


Staatslemkon,  Art.  nDomänena.  —  Czömig, 
Oesterr.  Budget  für  1862  im  Vergl.  mit  j.  d. 
vorzügl.  anderen  europäischen  Staaten,  II.  — 
Meitzen,  Der  Boden  u,  d.  landwirtsch,  Verh. 
d.  preuss.  Staates,  Bd.  1  (1868),  S.  521,  Bd.  3 
(1871),  S.  419.  —  Ad,  Trantz,  Preuss.  Staats- 
doviänengüter  nach  Umfang,  Art  und  Ertrag,  2. 
Ausg.,  1868.  —  Sombart^Ermsteben,  Die 
Fehler  im  Parzellierungsverfahren  der  preuss. 
Staatsdomänen,  1876.  —  Schneller ,  Die  Epo- 
chen der  preuss.  Finanzpolitik  in  Jahrb.  f.  Ges. 
u.  Verw.  1,  1877,  S.  64  ff,  —  v,  Hagen-Bon- 
ner,  Die  forstlichen  Verh,  Preussens ,  1883. 
Preusseyis  landwirtsch.  Verw.-Bericht  d.  Min.  f. 
Landw.  etc.  an  S.  Maj.  d.  Konig,  1884,  ^  Bde. 
und  1888,  3  Bde.  (darunter  Teil  II,  die  Dt»- 
mänen-  und  Forstverw.).  —  Schnnoller,  H. 
Thiel,  Sombart'Ertnsleben  in  Bd.  XXXII 
d.  Sehr,  d.  V.  f.  Sozialp.,  1886.  —  Baasehe, 
Erbjxichtu.  Renteng.  etc,  Jahrb.f.Ndt.v.Stal.,  1887. 

—  Oelrichtt,  Domänenverw.  d.  preuss.  Staates, 
2.  Auß.,  1888,  —  Rimplet^,  Domänenpolitik  u. 
(wrundeigentumsverieilung  vomehml.  i.  Preussen, 

1888.  —  Bergen*,  Die  Verpachtung  der  preuss. 
Staatsdomänen  nebst  Vorschlägen  zttr  Beform. 
Mit  Berücksichtigung  der  Dom. -Pachtkontrakte 
in  Mecklenburg- Schwerin,  Kgr.  Sachsen,  Braun- 
schweig, AnhcUt  und  Oldenburg,  Stuttgart  v.  J. 
(Separatabdruck  aus  Finanzarchiv,  Jahrg.  1892 
bis  1893).  Art.  nStaatsrermögenu  in  v.  Stengels 
Wörterb.  des  deutschen   Verwaltungsr.,    II,  1889. 

—  V,  Huene  im  Staatslexikon,  hrsg.  i.  A.  d. 
Görres-Gesellschaft  v.  Ad,  Bruder,  Art.  nDo- 
mänenu.  —  Stockar  v,  Xeuforn,  Handb.  d^r 
Finanzvenc.  im  Ax>nigr.  Bayern,  3.  Auß., 
V.  Hock,  1883—1887.  Die  Domänenverw.  des 
württemb.  Staates,  I842.  —  Blecke,  Veif.,  Vene, 
und  Staatshaush.  des  Königr.  Württemberg,  1882. 

—  V.  Xostiz  in  der  sächs.  stat.  Zeitschr.,  1876. 

—  JLÖbe,    Staatshaush,    des    Konigr.    Sac/isen, 

1889.  —  Wehrer,  Kamm.  Dom.  Administrat.  in 
Baden,  183S.  —  Regenauer,  Der  Staatshaush. 
Grossherzogt.  Baden,  1863.  —  Phllfppovieh, 
Der  badische  Staatshaush.,  1889.  —  lltbelohde. 
Die  Finanz,  des  Konigr.  Hannover,  1834,  — 
Lehzen,  Hannov.  Staatshaush.,  1853 ß\  Handb. 
f.  d.  Forst-  und  Kameralverw.  im  Grossherzogt. 
Hessen,  hrsg.  v,  grossherzogl.  Min.  der  Finanz., 
1883.  —  Henrich,  Die  ßnanzielle  Verwaltung 
des  ößentl.  Vermögens  im  Grossherzogt.  Hessen, 
Giessen  1896.  —  Endemann,  Rechtsgu lachten 
zur  Domänenfrage  im  Fürstentum  lieuss  j.  L., 
ohne  Ort  1876.  —  Wiggers,  Die  Finanzver- 
hältnisse des  Grossherzogtums  v.  Mecklenburg- 
Schwerin,  1866.  —  Böhlau,  Fiskus,  landes- 
herrliches und  Landesvermögen  im  Grossherzogt. 
Mecklenburg-Schwerin,  1877.  —  Balck,  Zur 
Geschichte  und  Vererbpachtung  der  Domänen- 
bquern  in  Mecklenburg- Schwerin,  1869.  —  Der- 
selbe, Domanialverhältnisse  in  Mecklenburg- 
Schwerin,  2  Bde.,  1864166.  —  Derselbe,  Finanz- 
verhältnisse   in    Mecklenburg- Schwerin,    1877(78. 

—  Derselbe,  Dit  Vererbpachtung  d.  Domanial- 
Bauern  in  Mecklenburg-Schwerin,  1894.  — 
Schntoller,  Einige  Worte  zum  Antrage  Kanitz, 
Jahrb.  N.F.  Bd.  19,  1895.  —  Zu  den  von 
Zachariac  a.  a.  O.,  S.  4^^  verzeichneten 
Schriften  über  den  Meininger  Domänenstreit 
noch :  Die  Exceptions-,  Duplik-  und  Quadruplik- 
schrift  (seitens  des  Herzogs)  in  der  Kompromiss- 
sache   des    Landtags    des    Herzogtums    Siichsen- 
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Meiningen  gegen  »eine  Hoheit  den  Herzog,  1862 
bis  1865.  Für  die  kleineren  deutschen  Staaten, 
/iär  itelehe  bisher  besondere  Bearbeitungen  des 
Staatsrechts  fehlten,  liegen  solche  jetzt  vor  in 
Marqtiardsen,  Handb.  des  liffentl,  Rechts  der 
Gegenvart,  Bd,  S,  Freilntrg  1888.  —  Wygod^ 
zinsM^  Artikel  n Domänen u  in  Elsters  Wörterbuch 
der  Volkswirtschaft. 

O  esterreich :  A,  Beet;  Oesterr.  Fi- 
nanzen im  19.  Jahrh.,  1877.  —  Konapdsek  n. 
%\  Mor,  Finanzgesetzk.  des  österr.  Kaiserataats, 
2.  Auß.,  betirb.  v.  Blonski,  1880.  Jahrb.  der 
Staats-  und  Fondsgiltercenoaltvng,  hrsgeg.  vom 
k.  k.  Ackerbau ministerium,  1.  Jahrg.  189S.  — 
Frankreich:  Meriitif  Repertoire  de  juris- 
prudence,  Art.  ndomaijieti  und  nliste  cirilcH.  — 
Ijegoytf  in  Guillaumin-Cocquelin,  Dictionnaire 
d*ec<momie  politique,  Art.  ndomaine«.  —  Block, 
Dictivnnaire  de  Vadministration  franq.,  Art. 
ndoniainen.  —  Berseibe,  Budget,  rercnus  et 
dcpenses  de  la  France,  1882.  —  Fustel  de 
CofUanges,  L'alleu  et  le  domaine  rural  (T.  4 
de  Vhistoire  des  institutions  politiques  de 
Vancienne  France),  Paris  1889.  —  GlnsaaUt 
Les  communaux  ei  le  Domaine  rural  d  Vepogue 
Franque.     Reponse   <\  Fustel    de  C,  Paris  1890. 

—  Biquet,  Repertoire  dt  dr&it  administratif, 
T.  11,  12,  Paris  1892.  —  r.  Hock,  Die  Finanzw. 
Frankreichs,  1852.  —  v.  Kaufmanflf  Die  Fi- 
nanzen Frankreichs,  1882.  —  Sagot  ChaiUey, 
Koureau  dictionnaire  d* economic  politique  1891. 
Grossbrita  nnien  :  Sinciair,  History  of 
the  public  revenues  of  the  British  empire,  3, 
180S.  —  Hofier,  Gesch.  der  engl.  CiviUiste,  18,^. 

—  Vocke,  Gesch.  der  Stettem  des  brit.  Reiches, 
II,  1867.  —  V,  Gneist,  Das  engl.  Verwaltungs- 
recht, 3.  Auß.,  I88SI84.  —  Russland:  B^- 
sobra^off,  Rerenus  publics  de  la  Russie,  1872. 

—  Vesft^owskif  Annuaire  de^  ßnances  Russes 
seit  187'i.  —  Walcker  a.  a.  O.  ^  93.  ^   Ver- 

'S 

einigte  ^Staaten  von  Amerika: 
V.  Hock,  Finanzen  und  Finanzgesch.  der  Ver. 
Staaten  von  Nord-Amerika,  1867.  —  Semler, 
Die  Bedeutung  der  nordamerik.  Konkurrenz  in 
der  landw.  Produktion,  1881.  —  Thomas  Do- 
nald^oft,  The  public  Domain.  Its  history  etc., 
Washington  I884.  —  Sering,  Die  landw.  Kon- 
kurrenz Nordamerikas,  1887.  —  Bogart,  Fi- 
nanzrerhiiltnisse  d.  Einzelstaaten  d.  nordamerik. 
Union  (Sammlung  nationaWkonom.  Abhandl., 
hrsg.  r.  Conrad,  Bd.  I4),  Jena  1897.  —  Sodann 
noch  ausser  der  bei  A,  Wagner  a.  a.  O.  nach- 
getriesenen  ausländ.  Litteratur  die  Behandlungen 
des  Staatsrechts  von  Oeslerreich- Ungarn  (Ulbrich), 
der  Ver.  Staaten,  (v.  Holst),  der  Niederlande 
(de  Hartog),  Luxemburg  (Eyschen),  Frankreich 
(Lebon),  Italien  (Brusa),  Spanien  (Torres-Cam- 
pos),  Russland  (Engelmann),  Finnland  (Hechel in), 
Schweden  und  Norwegen  (Aschehoug),  Dänemark. 
(Goos  und  H.  Hansen)  in  Marquardsen  Handb. 
des  öffenü.  Rechts,  Bd.  IV,  1  und  2,  welche  die 
DomänenrerhäUnisse  z.  T.  berühren,  z.  T.  ein- 
gehender berücksichtigen;  die  angek.  Bearb.  f. 
d.  Türkei,  Griechenland,  Serbien,  Rumänien, 
Portugal,  Grossbritannien  etc.,  Meriko,  die  cen- 
tral- und  südamerik.  Freistaaten,  Brasilien  und 
Japan  stehen  noch  aus  bezw.  sind  im  Erschei- 
nen begriffen. 

Ueber  die  Litteratur  speeiell  d.  Pachtwesens 
s.  A.  Wagner  a.  a.  0.  ^  1^24  ff.  Hervorzu- 
heben: Hoffimann  in  der  Tübinger  Zeitschriß, 


1848,  S.  719  ff.  —  Drechsler,  Der  layidv. 
PtLchtvertmg,  1871.  —  Blomeyer,  Pachtrecht 
und  Pacht vertrf ige,  187S.  —  Pohl,  Die  Ver- 
pachtung der  Priratdomänen  in  Oesterr. -Ungarn, 
Tübinger  Zeitschr.  1880,  S.  40  ff.  —  Buhland 
in  der  Tübinger  Zeitschr.,  1885,  S.  J5.i  ff.  — 
Berghoff -Itdng ,  Die  Entwickelung  d.  landw. 
Pachttresens  in  Preussen,  1887.  —  Stöekhardt, 
Der  angehende  Pächter,  8.  Aufl.  bearbeitet  von 
A.  Backhaus,  Berlin  189S.  —  Wygodzinski, 
Artikel  nPachtn  in  Elsters  Wörterbttch  der  Volks- 
wirtschaft. 

Binipier,     Bintelen, 


Donaaschiffahrt. 

1.  Bis  zum  Pariser  Kongress.  2.  Vom 
Pariser  bis  zum  Berliner  Kongress.  3.  Vom 
Berliner  Kongress  bis  zur  Gegenwart. 

1.  Bis  zum  Pariser  Koni^ess.     Die 

Stipulationen  des  Wiener  Kongresses  über 
die  Schiffahrt  auf  internationalen  Strömen 
fanden  zunächst  auf  die  Donau  keine  An- 
wendung, da  1815  die  Ttlrkei,  welche  sich 
damals  im  Besitze  des  unteren  Laufes  der 
Donau  und  der  Donaumündungen  befand, 
noch  nicht  in  das  Konzert  der  europäischen 
Mächte  aufgenommen  war,  daher  dieKongress- 
akte  für  sie  keine  verbindliche  Kraft  hatte. 
Indes  hat  die  Türkei  niemals  dem  Handel 
auf  der  unleren  Donau  Hindernisse  in  den 
Weg  gelegt  und  schon  im  18.  Jahrhundert 
österreichische  Schiffe  ins  Schwarze  Meer 
passieren  lassen.  Im  ersten  Drittel  des 
19.  Jahrhunderts  jedoch  drang  Russland  un- 
aufhaltsam an  die  untere  Donau  vor,  und 
dieser  Staat  zeigte  wenig  Geneigtheit,  die 
Donau  zu  dem  Range  eines  internationalen 
Verkehrsmittels  zu  erheben,  zu  welchem  sie 
kraft  ihrer  Grösse  und  geographischen 
Situation  in  so  hohem  Grade  geeignet  er- 
scheint. Kraft  des  Friedens  von  Bukarest 
(1812)  wurde  Russland  von  der  Türkei  die 
gemeinsame  Beschiffung  des  Stromes  auf 
der  ganzen  türkischen  Strecke  mit  Handels- 
fahrzeugen, das  Befahren  mit  Kriegsschiffen 
bis  zur  Pnithmündung  zugestanden.  Femer 
bildete  von  nun  ab  der  Kiliaarm  die  russisch- 
tüi-kische  Grenze.  Durch  die  Konvention 
von  Ajerman  (1826)  kam  die  Sulinamündung 
in  türkischen  Besitz.  Zufolge  des  Friedens 
von  Adrianopel  (1829)  wird  die  Donau,  von 
der  Pruthmündung  angefangen,  die  russisch- 
türkische Grenze ;  von  den  Mündungen  bleibt 
nur  das  rechte  Ufer  des  St.  Georgsarmes 
in  türkischem  Besitze.  Am  25.  Juli  1840 
wurde  zwar  zwischen  Oesterreich  und  Russ- 
land ein  das  Princip  der  freien  Schiffahrt 
auf  der  unteren  Donau  anerkennender  Ver- 
trag abgeschlossen.  '  Er  blieb  jedoch  toter 
Buchstabe,  um  so  mehr^  als  Russland 
absichtlich  die  in  seinem  Besitze  befindlichen 
Donaumündungen  versanden  hess.     Am  2. 
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Dezember  1851  sclüossen  Oesterreich  und 
Bayern  einen  Vertrag  über  die  Regelung 
der  Schiffahrtsverhältnisse  auf  den  ihnen 
gehörenden  Strecken   der  Donau   ab,   dem 

1855  Württemberg  accedierte. 

2.  Vom  Pariser  bis  zum  Beriiner 
KoDgress.  Eines  der  wesentlichsten  Resul- 
tate des  Pariser  Kongresses  von  1856,  welcher 
Russland  von  den  Donauraündungen  ganz 
verdrängte,  war  die  principielle  Regelung 
der  Rechtsverhältnisse  bezüglich  der  Donau- 
schiffahi-t  unter  Mitwirkung  der  von  nun  ab 
ins  europäische  Konzert  aufgenommenen 
Türkei.     Die   Kongressakte   vom   30.  März 

1856  (Art.  15—19)  trifft  folgende  Bestim- 
mungen: Die  durch  die  Wiener  Kongress- 
akte für  die  Schiffahrt  auf  internationalen 
Strömen  aufgestellten  Principien  werden  auf 
die  Donau  und  ihre  Mündimgen  in  Anwen- 
dung gebracht.    Zu   diesem   Zwecke   wird 
eine  von  den  Signatarmächten  der  Kongress- 
akte gebildete  Kommission  (die  europäische 
Donaukommission)  eingesetzt  mit  der  Auf- 
gabe, jene  Arbeiten  zu  bezeichnen  und  aus- 
lühren  zu  lassen,  welche  zur  Freimachung 
der  Donaumündungen  sowie  der  angi-enzen- 
den  Meeresteile  notwendig  sind,  mn  diesen 
Stromteü  in  den  bestmöglichen  Zustand  der 
Schiffbarkeit    zu    versetzen.     Eine    zweite 
permanente  Kommission,  aus  Vertretern  der 
Uferstaaten  bestehend,  soll  die  Reglements 
für  die   Schiffalui;   und    Strompolizei    aus- 
arbeiten,  die  Beseitigung  der  Schiffahrts- 
hindernisse  veranlassen,   welche   noch   die 
Anw^endbarkeit  der  Bestimmungen  derWiener 
Kongressakte  auf  die  Donau  verhindern,  die 
notwendigen  Arbeiten  auf  dem  ganzen  Strom- 
lauf durchführen  imd  nach  Auflösung  der 
europäischen  Kommission  über  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Schiffbarkeit  der  Donaumün- 
dungen imd  der  angrenzenden  Meeresteile 
wachen.    Die  Dauer  der  europäischen  Kom- 
mission   wird    auf   zwei   Jahre   festgesetzt, 
nach  deren  Ablauf  die  Mächte  ihre  Auflösung 
verfügen  werden  und  die  üferstaatenkom- 
mission  in  deren  Rechte  succedieren  soU. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  wurde 
von  den  Vertretern  der  Uferstaaten  die 
Donauschiffahrtsakte  v.  7.  November  1857 
ausgearbeitet  und  untei-zeichnet.  Gegen  sie 
wurde  jedoch  von  den  übrigen  Signatar- 
mächten der  Vorwiu"f  erhoben,  dass  sie 
nicht  den  vertragsmässig  festgesetzten  Prin- 
cipien entspreche.  Namentlich  die  Anord- 
nung dieser  Akte,  gemäss  welcher  nur  die 
Schiffehrt  vom  offenen  Meere  zu  Donauhafen 
aUen  Staaten  frei  stehen,  hingegen  die  Schiff- 
fahrt von  Donauhafen  zu  Donauhafen  aus- 
schliesslich den  Unterthanen  der  Uferstaaten 
reserviert  sein  solle  (Ai-t.  VIII),  wurde  leb- 
haft angefochten.  Da  die  Nichtuferstaaten 
überdies  erklärten,  dass  ihre  Zustimmung 
zu   dem   Inkrafttreten   der  Donauakte  not- 


wendig sei  und  die  Türkei  auf  der  Pariser 
Konferenz  von  1858  diesen  Standpunkt  als 
berechtigt  anerkannte,  so  konnte  bei  dem 
Widerspruch  Oesterreichs  eine  Einigung 
nicht  erzielt  weinien.  Daher  trat  auch  die 
in  der  Kongressakte  vorgesehene  Institution 
der  Uferstaatenkommission  nicht  ins  Leben. 
Hingegen  wurden  die  VoUmachten  der 
europäischen  Kommission,  deren  Gebiet  sich 
von  Isaktscha  bis  zur  Mündung  erstreckte 
und  die  in  Galatz  ihren  Sitz  fialun,  ver- 
längert, sie  selbst  ganz  unabhängig  von  der 
türkisch-rumänischen  Territorialhoheit  ge- 
stellt Von  ilir  wurde  die  Schiffahrtsakte 
für  die  Donaumündungen  v.  2.  November 
1865  ausgearbeitet,  in  welcher  eingehende 
Bestimmungen  über  Schiff spohzei,  Einsetzung 
von  Inspektionsorganen,  Lotsenwesen,  Ein- 
und  Ausladungsjjlätze  etc.  enthalten  sind. 
Alle  bisher  ausgeführten  Arbeiten  sollen 
unter  der  Aufsicht  der  europäischen  Kom- 
mission bleiben,  der  noch  die  Veranstaltimg 
w^eiterer  Arbeiten  im  Siüina-  und  St.  Georgs- 
arme und  den  entsprechenden  Mündungen 
übei'tragen  w-ird.  Diese  Akte  nebst  den  Zu- 
sätzen von  1881  büdet  bis  auf  den  heutigen 
Tag  die  einzige  allseitig  anerkannte,  in 
Kraft  stehende  näliere  Vereinbarung  über  die 
Rechtsverhältnisse  an  der  unteren  Donau. 

Eine  neuerliclie  Verlan genmg  des  Be- 
standes der  europäiscHen  Kommission  fand 
am  28.  Mai  1866  auf  fünf  Jahre  statt.  Vor 
Ablauf  dieser  Frist  machte  die  Haltung 
Russlands  in  der  Pontusfrage  eine  neuer- 
liche Auseinandersetzung  unter  den  Signatar- 
mächten des  Pariser  VertiTiges  nötig.  Die 
zu  diesem  Zw^ecke  einbenifene  Londoner 
Konferenz  bestimmte  im  Vertrage  v.  18.  !März 
1871,  dass  die  europäische  Kommission  noch 
weitere  zwölf  Jahre,  bis  24.  April  1883 
fungieren  solle,  dem  Endtermin  der  Rück- 
zahlung des  von  der  Kommission  1868  unter 
Garantie  der  Mächte  aufgenommenen,  zur 
Deckung  der  Kosten  für  Strombauten  l>e- 
stimmten  Anlehens.  Die  bereits  in  der 
Akte  von  1865  ausgesprochene  »Neutrali- 
sierung« der  diu'ch  die  europäische  Kom- 
mission geschaffenen  Werke  und  Anstalten 
wurde  aufrechterhalten  und  die  daraus 
fliessende  Immunität  dem  ganzen  adminis- 
trativen und  technischen  Personal  der  Kom- 
mission zuerkannt,  unbescliadet  des  Rechtes 
des  Sultans  als  Teriitoriallierrn,  seine  Kriegs- 
schiffe in  die  Donau  einlaufen  zu  lassen. 

3.  Vom  Berliner  KoDgress  bis  zur 
Gegenwail.  Eine  tiefgreifende  Aenderung 
in  den  Reclitsverhältnissen  der  unteren  Donau 
brachte  der  Berliner  Kongress  hervor.  Die 
Kougi'essakte  v.  13.  Juni  1878  entliält  (Art 
52 — 57)  folgende  auf  die  Donau  bezüglichen 
Bestimmungen.  Um  die  der  freien  Seliiff- 
fahrt  auf  der  Donau  zugesicherten  Garan- 
tieen  zu  vergrössern,  sollen  alle  Festungen 
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lind  Fortifikationen,  die  au  dem  Sti-ome  vom 
Eisernen  Thore  bis  zu  den  Mündungen  ge- 
legen sind,   geschleift   und  die  Emchtung 
neuer  verboten   werden.    Kein  Kriegsschiff 
darf  auf  dieser  Strecke  verkehi'en,  ausge- 
nommen die    leichten  für  die  Sli-ompolizei 
und  den  Zolldienst  bestimmten  Fahrzeuge. 
Die    an    den    Donaumündungen    von    den 
Mächten    gemäss     früheren     Festsetzungen 
stationierten   Sc^hiffe    dürfen   stromaufwärts 
bis  Galatz  verkehren.    Die  europäische  Kom- 
mission wird  bestätigt,  ihr  Bereich  bis  Galatz 
ausgedehnt,  ihre   fortdauernde  Unabhängig- 
keit   von    der    Territorialgewalt    anerkannt,  j 
Das  von  den  Mächten  als  fortan  souveräner 
Staat  anerkannte  Rumänien  erhält  Sitz  und 
Stimme     in    der    Kommission.      Auch     die 
Strecke  vom    Eisernen  Thor  bis  Galatz  soll 
internationaler    Beaufsichtigung     unterstellt ', 
wenlen.     Und    zwar  wird   die   europäische 
Kommission    beauftragt ,    die    betn^f  fenden 
Reglements  für  die  Schiffahrt,  Strompolizei 
und    Ueberwachung    unter    Assistenz    von 
Delegierten    der    Uferstaaten    auszuarbeiten 
im  Einklang  mit  den  für  die   euroj)äische 
Stnxjke  (GaJatz-Mündung)  bestehenden  Yor- 
scliriften.    Mit  der  Ausführung  der  zur  Be- 
seitigung   der    Schiffahrtshindernisse    beim 
Eiseraen  Thor  nötigen  Arbeiten  wird  Oester- 
reich-Ungarn  betraut,   dem   die  Uferstaaten 
an  dieser  Flussstrecke  alle  im  Interesse  der 
betreffenden    Arbeiten     erforderhchen    Er- 
leichterungen zu  gewähren  haben.    Infolge 
der   Bestimmungen    des    Berliner   Vertrags 
entsendete  Rumänien  einen   D(;legieiten  in 
die    europäische    Kommission,    welche    die 
Zusatzakte  v.   28.  Mai  1881  zur  Akte  v.  2. 
November  1865  bezüglich  der  Schiffalu't  in 
den  Donaumündungen  ausarbeitete,   die  die 
Zustimmung  der  Mächte  erhielt.   Der  Ha\ipt- 
zweck   der   Additionalakte   war,   die   Fest- 
setzungen  der  Hauptakte  in  Ueberein Stim- 
mung zu  bringen  mit  den  Anordnungen  des 
Berliner  Vertrags. 

Ferner  arbeitete  die  Kommission  gemäss 
dem  ihr  gewordenen  Aufti'age  das  Projekt 
eines  Reglements  für  die  Strecke  Eisernes 
Thor-Galatz  aus.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
zunäcihst  ein  Komitee  eingesetzt,  bestehend 
aus  den  Vertretern  des  Deutschen  Reichs, 
Oesterreich-Ungams  luid  Italiens,  welches 
der  Kommission  ein  von  ihm  verfasstes 
avant-projet  vorlegte.  In  diesem  war  zur 
Ueberwachung  der  Ausführung  des  Schiff- 
falurtsreglements  eine  »commission  mixte <> 
in  Aussicht  genommen,  z\isammengesetzt 
aus  den  Vertretern  der  Uferstaaten  Serbien, 
Rumänien,  Bulgarien  und  ausserdem  dem 
Vertreter  Oesterreich  -  Ungarns.  Diesem 
Staate,  der  an  der  beti*effenden  Strecke 
nicht  Uferstaat  ist,  war  nicht  nur  das  Präsi- 
dium in  der  Kommission,  sondern  auch  bei 
Stimmengleichheit  ein  decisives  Votum  (also 


in  diesem  FaUe  zwei  Stimmen)  zugedacht. 
Gegen  die  letztere  Proi)osition  erhoben  aber 
die  in  der  euroj)äischen  Kommission  ver- 
tretenen Uferstaaten  den  lebhaftesten  Protest. 
Infolgedessen  wunie  das  avant-projet  fallen 
gelassen  und  der  Vorschlag  des  französischen 
Delegierten  Barrere  acceptiert,  demzufolge 
die  commission  mixte  aus  den  Vertretern 
der  Uferstaaten,  jenem  OesteiTeich-Ungarns 
und  aus  einem  alle  sechs  Monate  wechseln- 
den Delegierten  der  eiu'opäischen  Kommission 
bestehen  sollte.  Der  \orsitz  sollte  Oester- 
reich-Ungam  zukommen,  bei  Beschlüssen 
die  durch  völlig  gleichwertige  Voten  der 
Staaten  zu  bildende  Majorität  entscheidend 
sein.  Die  am  2.  Jimi  1882  erfolgende  An- 
nahme des  französischen  Projekts  fand  gegen 
den  Willen  Rumäniens  durch  die  übrigen 
Mächte  statt. 

Am  8.  Februar  1883  traten  in  London 
die  Signatarraächte  des  Berliner  Vertrags 
zusammen,  um  über  die  Ausfühnmg  der  in 
den  Artt.  r>4  und  55  enthaltenen  principiellen 
Bestimmungen  bezüglich  der  europäischen 
Kommission  und  des  von  dieser  vorgelegten 
Schiffahrtsreglements  zu  beschliessen.  Ru- 
mänien hatte  sich  schliesvslich  befreit  erklärt, 
Oesterreich-Ungarn  auf  dem  Wege  eines 
euroi)äischen  Mandates  sowohl  die  Mitglied- 
schaft als  auch  das  Präsidium  in  einer  zu 
kreierenden  »commission  de  surveillance« 
zuzugestehen.  Nachdem  aber  die  Konferenz 
besclilossen  hatte,  dass  ihre  Aufgabe  eine 
europäische  Angelegenheit  sei,  demgemäss 
nur  die  Grossmächte  und  die  Türkei  eine 
beschliessende  Stimme  bei  den  schwebenden 
Verhandlungen  hätten  und  Rumänien  nur 
ein  konsultatives  Votum  zuerkannt  werden 
könne,  protestierte  Rumänien  gegen  ein 
solches  seiner  Ansicht  nach  ihm  gegen- 
tiber  völkerrt^chtswidriges  Vorgehen,  hielt 
sich  von  der  Konferenz  gänzlich  fern  und 
erklärte  deren  Besclilüsse  als  für  sich  un- 
verbindlich. Die  Mächte  jedoch  glaubten 
1  durch  die  Einladung  Riunäniens ,  den  Ver- 
handlungen zu  assistieren ,  wie  sie  ähnlich 
I  ohne  jeden  Protest  an  den  souveränen  Ufer- 
staat Serbien  ergangen  und  von  diesem  an- 
genommen worden  war,  sowie  durch  den 
Vorbehalt  freier  Adhäsion  für  Rtimänien 
bezüglich  der  seine  Rechte  berührenden 
Punkte  des  künftigen  Vertrags  den  Forde- 
ningen  des  Völkerrechts  vollkommen  Genüge 
gethan  zu  haben.  Unbeirrt  durch  das  Ver- 
halten Rumäniens  wurde  der  Vertrag  v. 
10.  März  1883  ausgearbeitet,  welcher  be- 
stimmt: Das  Jurisdiktionsgebiet  der  euro- 
jpäischen  Kommission  wird  von  Galatz  bis 
iBraila  ausgedehnt,  und  ihre  Vollmachten 
werden  vorläufig  auf  einimdzwanzig  Jahre, 
d.  i.  bis  24.  Ajml  1904  verlängert.  Nach 
Ablauf  dieser  Periode  gelten  sie  für  je  di-ei 
Jahi*e  als  stillschweigend  erneut.    Vorschläge 
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über  Aendeningen  in  der  Zusammensetzung 
und  den  Yollmachten  der  Kommission  müssen 
spätestens  ein  Jalir  vor  Ablauf  der  er- 
wiümten  Fristen  bekannt  gegeben  werden. 
Die  Kiliamündung,  soweit  deren  beide  Ufer 
einem  Staate  zugehören,  wird  gänzlich  dem 
Bereiche  der  europäischen  Kommission  ent- 
zogen, was  wesentlich  im  Interesse  des  seit 
dem  Berliner  Vertrage  wieder  Uferstaat  an 
der  Donau  gewordenen  russischen  Reiches 
bestimmt  wird.  Auch  der  russo-nimäuische 
Teil  des  Kiliaarmes  steht  unter  der  gemein- 
samen üeberwachung  der  von  diesen  beiden 
Staaten  in  die  europäische  Kommission  dele- 
gierten Vertreter,  die  gemäss  den  für  die 
Sulinamündung  bestehenden  Reglements  vor- 
gehen müssen.  Nm*  die  Pläne  der  dort  zur 
Ausführung  gelangenden  Arbeiten  sind  der 
europäischen  Kommission  zur  vorhergehen- 
den Prüfung  und  im  Falle  der  Divergenz 
zwischen  den  Ansichten  der  Uferstaaten  und 
der  Kommission  den  Mächten  vorzulegen. 
Ferner  hat  die  russische  Regierung  die  von 
ihi'  aufzustellenden  Tarife  den  in  der  eiut)- 
päischen  Kommission  vertretenen  Mächten 
zur  Zustimmung  mitzuteilen. 

Die  Stromstrecke  vom  Eisernen  Thor  bis 
Braila  wird  der  Oberaufsicht  einer  ge- 
mischten Kommission  unterstellt,  bestehend 
aus  den  Vertretern  der  drei  Uferstaaten 
Serbien,  Bulgarien  und  Rumänien,  ferner 
aus  einem  Vertreter  Oesterreich-Ungams, 
der  das  Präsidium  ständig  zu  führen  hat, 
und  endlich  einem  nach  der  alphabetischen 
Ordnung  der  Staaten  alle  sechs  Monate 
wechselnden  IVIitgliede  der  europäischen 
Kommission,  mit  Ausnahme  der  in  der  ge- 
mischten Kommission  bereits  vertretenen 
Mächte.  Es  ist  somit  die  Proposition  Bangere 
mit  einer  kleinen  Modifikation  (Ausschluss 
des  eventuellen  Doppelstimmrechts  der  Ufer- 
staaten) auch  von  den  Mächten  acceptiert 
worden.  Die  Dauer  der  gemischten  Kom- 
mission wird  auf  die  der  europäischen  Kom- 
mission eingeschränkt,  so  dass  die  Koexistenz 
beider  Kommissionen  als  ein  wesentlicher 
Punkt  der  von  der  Londoner  Konferenz 
acceptierten  Principien  erscheint.  Die  von 
der  gemischten  Kommission  innerhalb  der 
Grenzen  des  LoudonerVertrags  auszuarbeiten- 
den wichtigeren  Reglements  und  Instnik- 
tionen  sind  von  ihr  der  europäischen  Kom- 
mission zur  Zustimmimg  mitzuteilen.  Die 
Kosten  für  die  gemischte  Kommission,  deren 
Sitz  in  Giurgewo  sein  soll,  weitlen  derart 
verteilt,  dass  Oesterreich-Ungarn  und  Ru- 
mänien je  vier ,  Bulgarien  und  Serbien  je  I 
ein  Zehntel  zu  tragen  haben.  Die  wichtigste 
Befugnis  der  Kommission  ist  entlialten  in 
der  ihr  zugeteilten  Macht,  einen  Inspektor 
zu  ernennen ,  dem  die  von  den  Uferstaaten  i 
zu  bestellenden  Unterinspektoren  und  Hafen- 
kapitäne untergeordnet  smd.    Dem  Inspektor 


gebührt  die  Oberaufsicht  über  die  strikte 
Durchführung  des  Reglements.  Die  Strom- 
polizei wird  von  den  Unterinspektoren  mid 
Hafenkapitänen  geübt,  gegen  deren  Urteile 
die  Appellation  an  die  gemischte  Kommission 
geht,  welche  in  letzter  Instanz  entscheidet. 

Der  Londoner  Vertrag  wiu'de  zwar  von 
den  Mächten  ratifiziert,  konnte  aber  nicht 
in  Kraft  tieten,  da  seine  Durchfülirung  aus- 
drücklich von  der  Adhäsion  der  Uferstaaten 
abhängig  gemacht  wurde  und  Rumänien 
nicht  bewogen  werden  konnte,  seine  Zu- 
stimmung zu  geben.  Rumäniens  Weigerung 
stützte  sich  auf  die  Behauptung  der  Ver- 
letzung wichtiger  völkeiTechtlicher  Sätze  zu 
seinen  Ungunsten,  welche  der  Londoner 
Vertrag  enthalten  soU.  Namenthch  die 
Oesterreich-Ungarn  nicht  kraft  eines  euro- 
päischen Mandats,  sondern  kraft  eigenen 
Rechts  zugestandene  präponderierende  Stel- 
lung in  der  Kommission  mid  das  dieser 
beziehentlich  dem  von  ihr  ernannten  In- 
spektor eingeräumte  imperhmi  wurde  von 
Rumänien  als  völkeiTCchtswidrig  bezeichnet. 
Dareb  hat  sich  ein  grosser  Streit  in  der 
völkerrechtlichen  Litteratur  entsponnen.  Un- 
befangene Priifung  des  Falles  lehrt  aber, 
dass  die  vorliegende  Frage  rein  politischer 
Natur  ist,  dass  für  jede  der  von  Rumänien 
angegriffenen  Bestinmiungen  sich  in  anderen 
Verträgen  analoge  in  unbezweifelter  Kraft 
stehende  nachweisen  lassen.  So  hat  z.  B. 
Rumänien  selbst  in  der  heute  noch  zu  Recht 
bestehenden  Pruthkommission  OesteiTeich- 
Ungarn  Sitz  und  Stimme  zugestanden,  ob- 
wolil  dieser  Staat  gar  nicht  Uferstaat  an  dem 
schiffbaren  Laufe  der  Pnith  ist,  und  die  in 
Galatz  tagende  Pruthkommission  übt  unter 
Vertretung  Rumäniens  Rechte  aus,  welche 
den  der  gemischten  Kommission  zugedachten 
in  nichts  nachstehen.  Im  Interesse  des 
eurepäischen  Handels  und  Verkehrs  ist  es 
lebhaft  zu  bedauern,  dass  es  bis  heute  nicht 
gelungen  ist,  die  liberalen  Principien,  von 
welchen  die  dem  Londoner  Vertrage  bei- 
gefügte Schiffahrtsakte  erfüUt  ist,  zur  Aus- 
führung zu  bringen.  Andererseits  mag  es 
aber  auch  als  ein  Beweis  der  hochgestiegenen 
Achtung  vor  der  internationalen  Selbständig- 
keit eines  Staates  gelten,  dass  die  Mächte 
es  unterlassen  haben,  das  kleine  Rumänien, 
welches  doch  dem  Willen  Europas  die  Stirne 
bot,  durch  Anwendung  von  Zwangsmitteln 
ihi'en  Wünschen  gefügig  zu  machen. 

Ein  bedeutsames  Unternehmen  zur  Ver- 
besserung des  Verkehrs  auf  der  Donau  war 
die  von  Oesterreich-Ungarn  ki-aft  euro- 
päischen Mandats  besorgte  Beseitigung  der 
bchiffahrtshindernisse  am  Eisernen  Thor. 
Am  27.  September  1896  ist  die  regidierte 
Wasserstrasse  daselbst  von  Kaiser  Franz 
Joseph  in  Anwesenheit  der  Könige  von  Ru- 
mänien und  Serbien  feierlich  eröffnet  worden. 
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Damit  ist  jeder  Gnind  gewichen,  die  Prin- ! 
cipien  der  freien  Schifffdirt  im  Sinne  der 
Kongressakten  von  Wien,  Paris  und  Berlin 
nur  auf  den  unteren  Lauf  der  Donau  anzu- 
wenden. 

Litteratar:  Diese  üt  volhtändig  angeführt  von 
Caratheodory  in  HoUzendorffs  Ilandb.  d. 
riUkrrr.  1887  IT,  |  78.  Henorzu heben  sind: 
Wurtn,  Vier  Briefe  über  die  freie  Donatischiff- 
fahrt,  1855,  fünf  Briefe  über  die  Freiheit  der 
Flujtgschiffahrt  und  über  die  Donauakte  r.  7.  XI. 
1857,  1858.  —  Caratheodory,  J>u  droit  inte}-- 
national  concernanl  les  grands  court  d'ean  1861. 
—  üeffken,  La  gnestion  du  Danube,  1883.  — 
r.  Holtzendorff)  Rumänien«  Vf errechte  an  der 
Donau.  —  F.  Dahn,  Eine  Lame  für  Rumänien, 
188.i.  —  Catellani,  La  navigazione  ßuriale  e 
la  questionc  del  Damtbio,  1888.  —  O.  J^elUnek, 
OeHerreich' Ungarn  und  Rumänien  in  der  Do- 
naufrage, I884.  —  L.  StriaoxveTy  Die  Donau- 
frage, 1884  (Sep.'Abd.).  —  Ed.  Engelhardty 
Le  droit  ßuvial  conrentionnel  et  le  traitS  de 
Londres  de  1888  (Rev.  de  droit  intern.  1884)' 
Sehr  reiches  Material  in  dem  rumänischen  Gn'in- 
bnche :  Cestiunea  Dunarei,  Acte  si  documente, 
188S.  Jellineh. 


Doppelbesfeaerang. 

1.  Begriff.    2.  Bearteilnng  der  D.     3.  Das 
geltende  Recht. 

1.  Begriff.  Das  Wort  Doppelbesteuerung 
lässt  eine  verschiedene  Deutung  zu.  Ganz 
allgemein  mag  man  darunter  die  wieder- 
holte Besteuerung  desselben  Steuerobjekts 
bei  denselben  oder  verechiedenen  Steuer- 
subjekten seitens  des  nämlichen  Staates 
oder  seitens  verschiedener  Staaten  verstehen. 
Eine  materielle  Doppelbesteuerung  sei- 
tens des  gleichen  Staates  kann  man  es 
nennen,  wenn  beispielsweise  der  Grundbe- 
sitzer von  dem  Ertrag  seines  Grundstückes 
ohne  Abzug  der  Schuldzinsen  und  sein 
Gläubiger  für  die  aus  dem  Ertrag  des 
Grundstückes  an  ihn  bezalilte  Kapital- 
rente besteuert  wird.  Eine  formelle 
Doppelbesteuenmg  liegt  dann  vor,  wenn  die 
gleiche  Steuergewalt  ein  Steuersubjekt  ver- 
schiedenen auf  dieselben  Steuerobjekte  ge- 
legten Steuern  unterwirft.  Hier  kann  die 
Doppelbesteuerung  ein  steuertechnisches 
Mittel  sein,  lun  eine  der  Leistungsfähig- 
keit des  betreffenden  Steuersubjekts  ent- 
sprechende Belastimg  zu  vollziehen.  So 
wenn  derjenige,  welcher  ein  sogenanntes 
fimdiertes,  d.  h.  aus  Vermögen  und  Kapital- 
besitz fliessendes  Einkommen  bezieht,  der 
"Vermögens-  oder  Ertragsbesteuerung  und 
dann  für  sein  gesamtes  Einkommen  noch- 
mals der  Einkommensteuer  unterworfen 
wird,  wälirend  derjenige,  welcher  nur  un- 
fundiertes Einkommen  bezieht  lediglich  der 
Einkommensteuer  unterliegt  Hier  soll  durch 


eine  formelle  Dopj>elbesteuerung  die  höhere 
Leistimgsfähigkeit  des  fundierten  Einkom- 
mens entsprechend  belastet  werden. 

Von  einer  Dopi>elbesteuenmg  im  e  i  g  e  n  t- 
lichen  oder  engeren  Sinne  spricht 
man  aber  regelmässig  nur  da,  wo  zwei 
Steuergewalten  von  gleicher  Art  und  Ord- 
nung, also  regelmässig  zwei  selbständige 
Staaten,  ein  und  dasselbe  Steuerobjekt  er- 
fassen. Dieser  Fall  tritt  dann  leicht  ein, 
wenn  das  Steuerobjekt  in  einem  anderen 
Staate  gelegen  ist  als  der  Wohnsitz  des 
Steuersubjekts.  So  z.  B.  wenn  ein  Grund- 
besitzer für  seine  in  Bayern  gelegenen 
Grundstücke  hier  die  Gnmdsteuer  und  in 
Preussen,  wo  er  seinen  Wohnsitz  hat,  noch- 
mals von  derselben  Grundrente  eine  Steuer 
zu  entri(*hten  hat.  In  solchen  Fällen  wird, 
wenn  das  Steuerobjekt  wirklich  das  gleiclie 
ist,  auch  das  Steuersubjekt  das  gleiche  sein, 
und  man  setzt  deshalb  bei  dem  Begriff 
der  Doppelbesteuenmg  auch  die  Identität 
der  Person  voraus.  Doch  sind  Ausnahme- 
fälle von  dieser  Regel  immerhin  möglich. 
Wenn  beispielsweise  filr  die  Kapitalrenten- 
steuer in  dem  einen  Staate  der  Nutzniesser, 
in  dem  anderen  der  Kapitalist  steuerpflich- 
tig ist,  so  kann  wohl  das  gleiche  Steuerob- 
jekt bei  zwei  verschiedenen  Steuersubjekten 
besteuert  werden,  ein  Fall,  der  in  der 
Schweiz  wiederholt  vorgekommen  und  von 
dem  Bundesgerieht  zu  Gunsten  desjenigen 
Kantons  entschieden  worden  ist  in  welchem 
der  Nutzniesser  seinen  Wohnsitz  hat  (Clauss, 
S.  141). 

Die  Doppelbesteuenmg  im  eigentlichen 
Sinne  ist  Folge  der  Thatsache,  dass  jeder 
Staat  vermöge  seiner  Selbständigkeit  und 
Zwangsgewalt,  unbekümmert  um  die  kon- 
kurrierenden Ansprüche  anderer  Staaten, 
seine  Steueransprüche  zur  Geltung  bringt. 
Sie  hat  zur  Voraussetzung  die  modernen 
Verkehrs-  und  Wirtschaftsverhältnisse;  na- 
mentlich hat  die  zunehmende  Freiheit  des 
Verkehrs  und  die  Erleichterung  des  dauern- 
den oder  vorübergehenden  Ueberganges  von 
einem  Staate  in  einen  andern  hier  einge- 
wirkt: sie  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass 
Personen,  die  mit  ihrem  Heimatsstaate 
durch  die  politische  Staatsangehörigkeit  ver- 
bunden sind,  in  einem  andern  Staate  Wohn- 
sitz und  Erwerb  haben  sowie  dass  Perso- 
nen, ohne  Staatsangehöngkeit  und  Wohnsitz 
zu  trennen,  in  einem  fremden  Staate  Güter 
besitzen  und  an  Unternehmungen  sich  be- 
teihgen  u.  s.  w.  Es  kommt  dazu,  dass,  seit 
das  System  specieller  direkter  Steuern  (be- 
sonders der  Kapitalrenten-,  Gewerbe-  und 
ünternehmungs- ,  speciellen  Einkommen- 
steuern und  ähnliches)  immer  mehr  ent- 
wickelt wurde,  auch  die  Möglichkeit  der 
Doppelbesteuenmg  immer  näher  rt'ickte  und 
dass    vor    allem    auch    die    Zunahme    der 
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finanziellen  Lasten  eine  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  auf  aUe  erreichbaren  steuer- 
kräftigen Personen  nahe  legte. 

2.  Beurteilung  der  D.  Es  ist  begreif- 
lich, dass  der  einzelne  Staat  die  ihm  er- 
mchbare  Steuerkraft,  mag  sie  die  eines 
Inländers  oder  eines  Ausländers  sein,  ohne 
Rücksicht  auf  das  Verhalten  der  anderen 
Staaten  zur  Tragimg  der  Lasten  heranzieht ; 
es  ist  aber  ebenso  erklärlich,  dass  man  vom 
Standpunkte  einer  allgenieinen  Gerechtigkeit 
aus,  dann  imd  wann  auch  aus  Zweckmässig- 
keitsgründen, dieser  Aeusserung  der  staat- 
lichen Zwan^sgewalt  sich  entgegenstellt. 
Die  Frage,  wie  im  einzelnen  Falle  bei  Kon- 
kurrenz der  Steuergewalten  entschieden 
werden  solle,  ist  freilich  schwierig  zu  be- 
antworten. In  dieser  Beziehung  stellt  die 
Theorie  folgende  Forderungen  auf: 

a)  Staatsangehörige,  welche  im  Inlande 
lobend,  Einkommen  aus  ausländischen  Quel- 
len beziehen,  sollten  für  dieses  hier  nur 
insoweit  Steuer  bezahlen,  als  sie  nicht  im 
Auslande  bereits  eine  gleiche  Steuer  in 
gleicher  Höhe  zu  entrichten  hatten,  min- 
destens aber  sollten  sie  nur  für  denjenigen 
Teil  ihres  ausländischen  Einkommens  be- 
steuert werden,  der  ihnen  nach  Abzug  der 
im  Auslande  bezahlten  Steuer  noch  übrig 
bleibt. 

b)  Staatsangehörige,  die  im  Auslande 
leben  und  ihr  Einkommen  aus  inländischen 
Quellen  beziehen,  werden  zu  den  Ertrag- 
steuern ebenso  beigezogen  werden  müssen 
wie  Inländer;  aber  auch  Subjektssteuern 
lassen  sich  nicht  nur  gegenüber  Staatspen- 
sionären, sondern  auch  gegenüber  den  so- 
genannten Absentisten  aus  allgemeinen  so- 
zialpolitischen Gründen  rechtfertigen. 

c)  Staatsangehörige,  die  im  Auslande 
ihren  Wohnsitz  und  ihre  Einkommensquel- 
len haben,  werden  im  allgemeinen  von  in- 
ländischen Steuern  zu  befreien  sein;  doch 
ist  die  Frage  erwägenswert,  ob  sie  nicht  zu 
einer  besonderen  Steuer  oder  Gebilhr  als 
Entgelt  für  den  staatlichen  Schutz  ihres 
Heunatstaates  herangezogen  werden  sollen. 

d)  Ausländer,  welche  im  Inlande  aus- 
ländisches Einkommen  verzehren,  werden 
in  Konsequenz  des  eben  ervs'ähnten  Falles  c 
•/AI  den  Steuern  desjenigen  Staates  heranzu- 
ziehen sein,  in  dem  sie  leben. 

e)  Ausländer,  welche  im  Auslande  in- 
ländisches Einkommen  beziehen,  werden 
nicksichtlich  der  mit  Ertragsteuern  belaste- 
ten Eiukommenteile  ebenso  angesehen  wer- 
den müssen  wie  Staatsangehörige,  die  im 
Auslande  ihre  aus  dem  Inlande  bezogenen 
Einkommen  verzehren. 

Ganz  im  allgemeinen  kann  man  demnach 
wohl  sagen,  dass  es  am  natürlichsten  er- 
scheint, die  Ertragssteuern  an  den  Staat  zu 
entrichten,  in  welchem  das  Objekt  gelegen 


ist,  die  subjektiven  Personen-  und  Ein- 
konmien-  sowie  die  Konsumtionssteuern  an 
den  Staat,  in  dem  man  wohnt,  bezw.  in 
dem  die  Konsumtion  erfolgt  (Röscher  IV, 
§  63). 

3.  Das  geltende  Recht  Diese  in  der 
Theorie  selbst  nicht  ganz  unbestrittenen 
Sätze  haben  nun  in  der  Praxis  nur  sehr 
bedingte  Anerkennung  gefimden.  Ein  inter- 
nationales Steuerrecht,  dessen  Aufgabe  es 
wäre,  die  einschlägigen  Verhältnisse  zu 
ordnen,  ist  kaum  in  Anfängen  vorhanden 
und  findet  wohl  noch  lange  Zeit  eine  un- 
überwindliche Schwierigkeit  in  der  Neuheit 
des  Bedürfnisses  und  m  der  Verschieden- 
heit der  Steuersysteme  und  der  wii-tschaft- 
lichen  und  sozialen  Verhältnisse  der  Staaten, 
Anders  liegt  der  Fall  da,  wo  zwei  oder 
mehrere  selbständige  Steuergewalten  (Staa- 
ten) dtirch  ein  staatsrechtliches  Band  mit- 
einander verbunden  sind  und  eine  Doppel- 
besteuerung, als  dem  Gedanken  des  Bundes- 
staates widersprechend,  sich  besonders  un- 
angenehm bemerkbar  macht.  Eine  Regelung 
der  konkurrierenden  Besteuerung  wird  be- 
sonders dann  eine  unabweisbare  Foixienmg 
sein  ,  wenn  innerhalb  des  Bundesstaates 
Freizügigkeit  besteht ;  freilich  wird  sie  hier 
auch  durch  eine  gewisse  Gleichheit  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse 
erleichtert  werden.  Dieser  Fordenmg  sind 
denn  auch  die  schweizer  Eidgenossenschaft 
und  das  Deutsche  Reich,  bezw.  schon  der 
norddeutsche  Bund,  nachgekommen,  die 
Schweiz,  indem  sie  seit  dem  Jahre  1862, 
bezw.  seit  der  Verfassungsrevision  von  1875, 
dem  Bundesgericht  wie  in  allen  bundes- 
staatsrechtlichen Streitigkeiten,  so  auch  in 
Steuerkonfliktsachen  die  Entscheidung  über- 
trug, das  Deutsche  Reich  durch  das  G. 
V.  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigiuig  der 
Doppelbesteuerung.  Da  diese  beiden  Bun- 
desstaaten, wenn  auch  völlig  unabhängig 
von  einander,  doch  in  der  Hauptsache  zu 
den  gleichen  Ergebnissen  kommen,  so  wird 
es  genügen,  nur  das  deutsche  Gesetz  im 
folgenden  zu  benlcksichtigen. 

Das  Gesetz  bezieht  sich  nur  auf  die 
direkten  Steuern  und  verbietet  für  diese 
die  Doppelbesteuerung.  Als  Haujiti'egel 
stellt  es  den  Grundsatz  auf,  dass  für  die 
Steuerpflicht  eines  Deutschen  sein  Wohn- 
sitz, eventuell,  wenn  ein  solcher  nicht  vor- 
handen ist,  sein  Aufenthaltsort  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches,  in  einigen  Fällen 
seine  Staatsangehörigkeit  entscheide.  Bei 
doppeltem  Wohnsitz  im  Heiraatstaat  und  in 
einem  anderen  Bundesstaat  ist  der  Inländer 
nur  im  Heimatstaat  steuerpflichtig.  Von 
dieser  Regel  macht  aber  das  Gesetz  Aus- 
nahmen bezüglich  der  Steuern  auf  Grund- 
besitz und  Gewerbebetrieb  und  die  daraus 
fliessenden  Einkommen,  ferner  der  Steuern 
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aiif  Gehalt,  Pension  und  Wartegeld,  welches 
deutsche  Militärpersonen  oder  Civilbeamte 
sowie  deren  Hinterbliebene  aus  der  Kasse 
eines  Bundesstaates  beziehen.  Diese  soll 
nur  derjenige  Staat,  in  welchem  der  Gnwid- 
besitz  oder  Gewerbebetrieb  gelegen  ist  oder 
welcher  die  Zahlungen  zu  leisten  hat,  zu 
erheben  berechtigt  sein.  Bundes-  (Reichs)- 
und  Staatsbeamte  dürfen  nur  in  demjenigen 
Bundesstaate  besteuert  werden,  in  dem  sie 
ihren  dienstlichen  Wohnsitz  haben.  (Ueber 
weitere  Modifikationen  s.  die  unten  ange- 
führte litteratiur.) 

Dieses  Gesetz  hat  eine  befriedigende 
Einigung  bezüglich  der  Besteuerung  der 
deutschen  Staatsangehörigen  geschaffen. 
Anders  ist  es  bezüglich  der  Besteuerung 
der  in  Deutschland  wohnenden  Ausländer 
und  der  Deutschen  bezüglich  ihrer  aus  dem 
Auslande  bezogenen  Einkünfte.  In  dieser 
Beziehung  ist  auch  heute  noch  alles  der 
Landesgesetzgebimg  überlassen,  und  diese 
weist  eine  grosse,  hier  nicht  näher  zu  be- 
sprechende Verschiedenheit  auf;  nur  ist 
auch  liier  allenthalben  der  Grundsatz  fest- 
gehalten, dass  die  Steuern  vom  Grundbesitz 
und  Gewerbebetrieb  nur  von  demjenigen 
Staate  erhoben  werden  sollen,  in  welchem 
sie  gelegen  sind^). 

LItteratnr:  E,  Zürcher,  Kritische  Darstellung 
der  bundesrechtlicheii  Praxis  betreffend  das  Ver- 
bot  der  Doppelbesteuerung,  Basel  18ü2.  —  F, 
Schreiber,  Kritische  Darstellung  der  bttndes- 
rechtl.  Praxis  betr.  das  Verbot  der  Doppelbest., 
18S2.  —  Speiser,  Das  Verbot  der  Doppelbe- 
steuerung, Basel  1886.  —  Th,  Clauss^  Das 
Reichsgesetz  vom  IS,  V.  1870  wegen  Beseitigung 
der  Doppelbesteuerung,  im  Finanzarchiv  V.  1S8. 
—  G,  Antoni,  Die  Steuersubjekte  im  Zusammen' 
halte  mit  der  Durchführung  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung  nach  den  in  Deutschland  gelten- 

^)  Das  preussiscbe  Xommnnalabgabengesetz 
V.  14.  Juli  18y3,  §§  47—52,  in  der  Fassung 
der  Novelle  v.  30.  Juli  1895  verbietet  die 
Doppelbesteuerung  zwischen  Gemeinden.  Bei 
Aasdebunii^  einer  Gewerbe-  oder  Bergbauunter- 
nehmung über  mehrere  Gemeinden  hat  die  Ge- 
meinde des  Sitzes  der  Leitung  nur  ein  Zehntel 
der  Steuerleistung  voraus.  Bei  Heranziehung 
der  Steuerpflichtigen  zur  Einkommensteuer  in 
ihren  Wohnsitzgemeinden  bleibt  der  ■  Teil  des 
Gesamteinkommens  ausser  Ansatz,  der  ausser- 
halb des  Gemeindebezirks  aus  Grundvermögen, 
Handels-  oder  gewerblichen  Anlagen  und  Be- 
trieben, einschliesslich  des  Bergbaues,  sowie  ans 
Beteiligung  am  Unternehmen  einer  Gesellschaft 
mit  beschränkter  Haftung  gewonnen  wird,  je- 
doch kann  die  Gemeinde  des  Wohnsitzes  immer 
ein  Viertel  des  Gesamteinkommens  fUr  sich  zur 
Besteuerung  in  Anspruch  nehmen.  Bei  Ein- 
schätzung mit  mehrfachem  Wohnsitz  innerhalb 
oder  ausserhalb  des  preussischen  Staatsgebietes 
verbleibt  das  Einkommen  aus  vorstehend  ge- 
nannten Vermögenswerten  der  Belegenheits- 
bez.  der  Betriebsgemeinde  bis  zu  drei  Viertel 
des  Gesamteinkommens. 


den  Staatsgesetzen,  im  Finanzarchiv  V,  916  ff., 
bes.  974  ff'  —  Schanz,  Zur  Fi^ge  der  Steuer- 
Pflicht,  im  Finanzarchiv  IX.  —  Labandf  Art. 
n Doppelbesteuerunge  in  Stengels  Wörterbuch  des 
deutschen   l  'ericaltu  ngsrechts. 

Eheberg. 


Doppelwährung. 

1.  Die  Misohwährung  in  älterer  Zeit.  2. 
Die  D.  in  den  Vereinigten  Staaten.  3.  Die  I>. 
in  Frankreich  und  anderen  Ländern.  4.  Theo- 
retische Ansichten  über  die  D.  5.  Der  Bime- 
tallismus.   6.  Kritik. 

1.  Die  Mischwähmng  in  ftlterer  Zeit. 

Nach  Brandis  wurden  sihon  im  1(5.  Jahr- 
hundert v.  Chr.,  9()0  Jahre  vor  der  Einfüh- 
rung der  eigentlichen  Münzprägung  in  Meso- 
potamien und  Syrien  Gold  und  Silber  in  Ban*eu 
und  Ringeln  von  bestimmten  Gewichtsgi-osseii 
neben  einander  in  einem  gesetzlichen  Wert  ver- 
bal tnisse  (s.  Art  E  d  e  1  m  e  t  a  1 1  e  unt^^n  S.2«iOff. ) 
als  Tausch-  und  Zahlungsmittel  verwendet. 
Herodot  sagt  von  den  Lvdern,  dass  sie.  so- 
viel man  wisse,  zuerst  Öold  und  Silber  zu 
Münzen  gei)rägt  hätten,  und  wenn  diese 
Angalx?  auch  wahrsch(»inlich  insofern  nicht 
richtig  ist,  als  die  ält*^sten  lydischen  Münzen 
nur  aus  Gold  oder  vielraelir  aus  dem  stark 
silberhaltigen  Weissgold  (Elektron)  bestanden 
haben,  so  zeigt  sie  doch,  dass  nach  der  Vor- 
stellung der  Alten  die  beiden  Edelmetalle 
von  Anfang  an  als  Münzmaterial  gleichbe- 
rechtigt aufgetreten  sind.  Auch  in  A(»gina, 
das  in  den  Berichten  der  Alten  den  Lvdern 
die  Priorität  der  Erfindung  der  Münzen 
streitig  macht,  wuwlen  schon  gleichzeitig 
mit  den  ältesten  bekannten  Silbermünzen 
Goldstatere  geprägt,  die  wahrscheinlich  den 
Wert  von  20  äginetischen  Silbeitlrachmen 
hatten. 

Diese  gleichzeitige  Verwendung  von  Gold 
und  Silber  als  Geld  hat  sich  bis  zur  Gegen- 
wart erhalten  und  ist  auch  in  den  Ländern 
mit  reiner  Goldwährung  nicht  gänzlich  ver- 
schwunden (s.  Art.  M  ü  n  z  w  e  s  e  n).  Sie  kann 
aber  in  sehr  verscliiedenen  Formen  stattfinden 
und  begründet  an  sich  noch  keineswegs 
das,  was  man  im  eigentlichen  Sinne  als 
Doppelwährung  bezeich net.  Meist(Mis 
hat  das  eine  der  beiden  Metalle  gesetzlich 
oder  thatsächlich  im  Verkehr  die  VorheiT- 
schaft  beliauptet.  Aus  diesem  wurden  die 
Münzen  gepiilgt,  welche  die  relativ  feste 
Werteinheit  darstellen  sollten,  und  die  Münzen 
aus  dem  anderen  Metall  wurden  dann  häufig 
ebenso  wie  die  aus  geringhaltigem  Billon 
oder  Kupfer  mit  Hilfe  der  ihnen  vom  Staate 
zuerkannten  Zahlungskraft  zu  einem  mehr 
oder  weniger  erhöhten  Nominalwerte  an 
jene  Hauptniünzen  angelehnt.  Solche  Ueber- 
wertungeii    sind    zuweilen   auch   bei  Gold- 
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münzea  vorgekommen,  in  der  Regel  aber 
diente  das  Silber  zur  Darstellung  des  Kredit- 
geldes, das  teils  als  Scheidemünze  mit  be- 
schränkter Zahlungski-af t ,  teils  aber  auch 
ohne  solche  Beschränkung  ausgegeben  wurde. 
Im  letzteren  Falle  aber  erwies  sich  das  ge- 
setzliche Wertverhältnis  bei  massenhafter 
Ausgabe  des  unterwertigen  Geldes  immer 
als  wirkungslos,  indem  das  letztere  im  ge- 
wöhnlichen Verkehr  das  allgemein  gebräuch- 
liche Umlaufsmittel  und  Wertmass  wurde, 
die  Goldmünzen  aber  (sowie  auch  die  etwa 
miverringert  gebliebenen  gressen  Silber- 
münzen) einen  erhöhten  Kurswert  erhielten. 
Im  14.  Jahrhundert  ging  der  Grossverkehr 
infolge  der  fortsclireitenden  Yerschlechterung 
der  gewöhnlichen  Münzen  in  allen  eim)päi- 
schen  Ländern  dazu  über,  für  seine  Bedürf- 
nisse das  Gold  zum  llauptwälirungsmetall 
zu  machen  und  teils  auf  ge\\'isse  wirklich 
ausgeprägte  Goldmünzen,  teils  auf  Rech- 
nungsmünzen, die  in  bestimmten  Verhält- 
nissen durch  effektive  Goldmünzen  darge- 
stellt wimien,  seine  Geschäfte  abzusclüiessen. 
Das  Silber  gelangte  erst  x^ieder  zur  Gleich- 
berechtigung im  grossen  Verkehr,  nachdem 
der  Goldgulden  seit  1484  auch  in  diesem 
Metall  ausgeprägt  w^orden  und  somit  eine 
Silbemaünze  von  einem  ungewöhnlich  gressen 
Gewichte  (einer  Unze)  geschaffen  war,  für 
die  es  aus  früherer  Zeit  höchstens  in  ein- 
zelnen ausnahmsweise  geprägten  Schau- 
münzen etwas  Vergleichbares  gab.  Die  be- 
deutende Vermehrung  der  Silberpreduktion 
in  Deutschland  im  letzten  Drittel  des  15. 
und  am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  ge- 
stattete schon  damals  eine  verhältnismässig 
bedeutende  Ausprägung  dieser  schweren 
^Itmzen,  die  allerdings  als  Joacliimsthaler 
schon  etwas  von  ilirem  ui*sprüngHchen  Ge- 
lialte  einbüssten,  aber  doch  die  Grundlage 
eines  neuen  Tj^pus  blieben,  der  nach  dem 
Beginn  des  ungeheueren  Silberzuflusses  aus 
Amerika  in  mancherlei  Abänderungen  als 
Reichsgiddiner,  Reichsspeciesthaler,  Piaster, 
liOuis  d  argent,  Kronenthaler  und  anderen 
jüngeren  Formen  in  allen  Kulturländern  in 
Aufnahme  kam.  Die  Verschlechteiamg  der 
kleineren  Silbennimzen  freilich  dauerte  fort, 
und  der  aus  solchen  Stücken  zusammenge- 
setzte Zählthaler  blieb  daher  in  Deutsch- 
land immer  melir  hinter  dem  Speciesthaler 
zurück,  was  sich  durch  einen  steigenden 
Kui's  des  letzteren  sowie  auch  des  Gold- 
gulden bekundete.  Doch  wurden  auch  nach 
(ien  verringerten  Thalerfüssen  gi'obe  Münzen 
in  grosser  Menge  geprägt,  uncl  in  Deutsch- 
land war  daher  auch  im  grösseren  Verkelu' 
bis  zum  vierten  Jalu^ehnt  des  vorigen  Jahr- 
hunderts das  Silbergeld  durchaus  überwie- 
gend; erst  in  der  folgenden  Zeit  erlangte 
das  Gold  bis  zum  Ende  des  Jalu'hunderts  neben 
dem  Silber  eine  ausgedehnte  Verwendung. 


In  England  erhielt  das  Gold  seit  dem 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  mehr  und  melir 
die  Vorherrschaft,  und  in  Frankreich  sam- 
melte es  sich  in  bedeutender  Menge  an. 
Das  in  den  Ländern  mit  gemischtem  Gold- 
und  Süberumlauf  bestehende  Svstem  war 
aber  vom  16.  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts nicht  als  Doppelwähnmg  im  heu- 
tigen Sinne,  sondern  vielmehi-  als  Parallel- 
währung (s.  d.  Art.)  zu  bezeichnen.  Man 
schloss  die  Verträge  teils  auf  Gold,  teils 
auf  Silbergeld  ab,  oder  es  war  bei  gewissen 
Geschäften  die  eine  oder  die  andere  Münz- 
art herkömmlich  im  Gebrauch.  Da  damals 
wegen  der  Münzverschlechtenmgen  ohnelün 
bei  nicht  sofort  zu  leistenden  Zahlungen 
Vereinbarungen  über  die  zulässigen  Münzen 
üblich  waren,  so  verursachte  jene  Parallel- 
rechnung in  Gold  und  Silber  keine  besondere 
weitere  Verkehrsei-schwerung.  Wenn  die 
Münzen  des  einen  Metalls  auch  gesetzlich 
gegen  die  des  anderen  tarifiert  wurden,  so 
konnte  dadurch  die  Kurserhöhung  des  bes- 
seren Geldes  nicht  verhindert  weixlen.  Das 
Steigen  der  Goldmünzen  zu  hemmen  wimie 
allerdings  seit  dem  16.  Jahi-hundert  häufig 
von  der  Gesetzgebung  versucht.  So  w^ird 
in  der  Reichsmünzordnung  von  1559  be- 
fohlen, »dass  hinfüre  die  Rlieinischen  und 
denselben  ebenmässige  Goldgülden,  die  ihr 
geordnet  Gehalt  und  Gewicht  liabeu,  (\\irch 
Niemand,  sie  seien  hohen  oder  niederen 
Standes,  höher  als  um  ftlnf  und  siebenzig 
Kreuzer  eingenommen  und  ausgegeben  wer- 
den sollen;  aber  sie  näher  und  geringer  zu 
rechnen  und  auszugeben,  soUe  männiglich 
bevoretehen«.  Ebenso  soUen  die  Dukaten 
wohl  niedriger,  aber  nicht  höher  als  zu  104 
Kreuzern  genommen  und  ausgegeben  werden 
dürfen.  Bei  Verletzung  dieser  Vorschrift 
sollen  »beide  gülden  und  silbern  Münz,  dä- 
mm kontrahieret,  der  Obrigkeit,  unter  wel- 
cher solches  geschieht,  zur  Pön  und  Strafe 
verfallen  sein«.  —  Auch  in  England  wurde 
in  der  auf  Grund  des  berühmten  Gutachtens 
von  Newton  erlassenen  kgl.  Proklamation 
V.  22;  Dezember  1717  nur  verordnet,  dass 
die  Guinee,  die  ursprünglich  nur  zu  20  sh. 
geprägt,  in  der  letzten  Zeit  aber  von  den 
Unterthanen  zu  2IV2  sh.  genonmien  und 
ausgegeben  w^orden  sei,  fortan  nicht  höher 
als  zu  21  sh.  angenommen  und  ausgegeben 
werden  dürfe. 

2.  Die  D.  in  den  Vereinigen  Staaten. 
Principiell  wurde  eigentlich  in  Amerika  zu- 
erst die  wirkliche  Doppelwährung  dureh 
das  G.  V.  2.  April  1792  eingeführt.  Das- 
selbe bestimmt  ausdrücklich  1)  »dass  der 
verhältnismässige  Wert  von  Gold  und  Silber 
in  allen  Münzen,  die  nach  dem  Gesetze  in 
den  A'ereiuigten  Staaten  umlaufen,  wie  15 
zu  1  sein  solle,  d.  h.,  dass  jede  15  Pfund 
fein  Silber  in  allen  Zahlungen  von  gleichem 
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Werte  sein    solle  mit  einem  Pfund  feinem 
Cfolde<  ;  2)  dass  die  in  der  Münzanstalt  ge- 
prägten Gold-  und  Silbermünzen  gesetzliches 
Zahlungsmittel  bei   jeder  Art  von  Zahlung 
sein   sollen;    3)  dass  Jedermann   bei^echtigt 
sein  solle,  sowohl  Gold  als  Silber  in  belie- 
biger Menge  in  die  Münzanstalt  zu  bringen 
und  dass  dieses   in  möglichst  kurzer  Zeit 
unentgeltlich    für    den   Einbringer    ge- 
prägt werden  solle;  jedoch  solle  es  sowohl 
dem  Einbringer  wie  dem  Münzdirektor  fm 
stehen,  für  die  betreffenden  Gold-  oder  Silber- 
barren geprägte  Münze   sofort  zu  verlangen 
oder  zu  geben  mit  Abzug  von  einem  halben 
Prozent  als  Vergütimg  der  Zinsen  für   die 
Zeit    bis    zur    wirklichen    Ausführung    der 
Prägung.    Diese  drf»i  Merkmale,  gesetzliches 
Wertverhältnis,  unbedingte  gesetzliche  Zah- 
lungskraft der  Münzen  aus  beiden  Metallen 
und  freie  Prägung  derselben,  sei   es  unent- 
geltlich oder  gegen  eine  niu:  die  wirklichen 
Fabrikationskosten  deckende  Gebühr  müssen 
als  charakteristisch  und  notwendig  für  die 
eigentliche  Doppelwährung  betrachtet  wer- 
den.   Haben  die  Münzen  des  einen  Metalls 
zwar  nach  einem  gesetzlichen  Wertverhältnis 
imbeschränkte  gesetzliche  Zahlungskraft  (im 
Unterschiede  von  den  Scheidemünzen),  fehlt 
aber  die  unbeschränkte  Prägungsfreiheit  für 
jedermann,    so    besteht   das  Zwittersystem, 
das  man  als   »hinkende  Währung«    («^talon 
boiteux)  oder  richtiger  als  »liinkende  Doppel- 
währung«, bezeichnet.     Das  in  Amerika  ge- 
wählte   Yerhältnis    15 : 1    entsprach    genau 
genug  dem  damals  in  London  bestehenden 
Silberpreise,  aber  bald  nach  dem  Beginn  der 
amerikanischen  Prägungen  fing  das  Gold  an, 
langsam  zu  steigen.    Gleichwohl  wurde  in 
Amerika  bis  1806  überwiegend  Gold  geprägt 
was  damit  zusammenhing,  dass  der  Handel 
nach    dem    unteren    Mississippi    noch    fort- 
während bedeutende  Summen  in  Dublonen 
einbrachte.     Uebrigens  waren  die  Prägungen 
in  dieser  Periode  überhaupt  nicht  bedeutend. 
Die  höchste  Ziffer  der  SUberprägung  fällt 
in  das    Jahr  1799,  nämlich   423515  S,    und 
die  Goldprägung  erreichte   1802   ihr  Maxi- 
mum mit  423310  S.      Von    1806  bis    1834 
waltete    dann    die   SUberpi^ägung    durchaus 
vor,  wie  dies  nicht  andei's  sein  konnte,  da 
in  Europa  das  Wertverhältnis   des  Goldes 
zum  Silber  in  dieser  Zeit  meistens  zwischen 
15^2  und  16  stand.    Doch  kommt  ausnahms- 
weise noch  einmal  im  Jahre  1820  eine  Prä- 
gimg von  1319030  $  in  Gold  gegen  501 680  S 
in  Silber    vor,  während    dagegen   im   Jahre ' 
1826  bei  einer  Sillx?rprägimg  von  2002090  $  \ 
nur    92245  $    in    Gold    gemünzt    wurden. 
Der   gn*>sste   Teil   des  vorhandenen  Goldes 
wurde    infolge    der    starken  Nachfrage   für 
England    ausgeführt,    jedoch    nicht   einfach 
mittelst  Eintausches    zum     amerikanischen 
Hominellen    Pariwerte;    der   Golddollar   er- 


zielte vielmehr  in  den  zwanziger  Jahi*en 
eine  Prämie  von  etwa  5^.o  gegen  Silber,  und 
nur  durch  dieses  Aufgeld  ist  es  zu  erklären, 
dass  in  den  letzten  Jaliren  vor  der  Abände- 
nmg  des  Münzgesetzes  noch  verhältnis- 
mässig viel  Gold  gei)rägt  werden  konnte. 
Die  Ausmünzungen  bt*tnigen  nämlich: 

Dollar  Gold  Dollar  Silber 

1830  643  105  2  495  400 

1831  714270  3175600 

1832  798  435  2  579  000 

1833  978550  2759000 

Durch  das  G.  v.  28.  Juni  1834  wurde 
das  gesetzliche  Wertverhältnis  der  beiden 
Edelmetalle  in  den  Münzen  mit  dem  damals 
im  Verkelir  geltenden  in  bessere  Ueberein- 
stinimung  gebi-acht,  aber  nunmehr  zu  Gimsten 
des  Goldes  etwas  zu  hoch  gestellt.  Der 
Feingehalt  des  Golddollars  wuixle  nämlich 
von  1,60377  auf  1,50334  Gramm  herab- 
gesetzt, während  der  Silberdollar  —  der 
als  die  hauptsächlichste  Darstellung  der 
Münzeinheit  angesehen  wurde  —  keine  Yer- 
ändening  erfulir.  Das  Wertverhältnis  stellte 
sich  demnach  auf  16 : 1  und  wurde  durch 
das  G.  V.  18.  Januar  1837,  welches  füi*  Gold 
und  Sill>er  das  ^lischungsverhältnis  90/1000 
einführte ,  nur  unbedeutend  (auf  15,988  : 1) 
herabgesetzt,  indem  der  Feingehalt  des  Gold- 
doUai's  jetzt  auf  1,50463  Gramm  erhöht 
wurde.  Bis  zum  Jahre  1847  war  die  Ab- 
weichung des  gesetzlichen  von  dem  kom- 
merziellen Wertverliältnis  nicht  so  erheblich, 
dass  das  Gold  in  den  Prägungen  ein  stark 
ausgesprochenes  Uebergewicht  über  das 
Silber  gewinnen  konnte,  wenn  das  erstere 
Metall  auch  1834  sofort  in  mehr  als  vier- 
mal gi*()sserer  Menge  zur  Münze  stnimte 
als  im  Jahre  1833  —  ein  Beweis,  dass  die 
neue  gesetzliche  Wertbestimmung  des  Goldes 
denn  doch  von  grösserer  Wirkung  war  als 
die  im  Verkehr  entstandene  Prämie.  Es 
wiutlen  geprägt: 


Dollar  Gold 

Dollar  Silber 

1834 

3  945  270 

3415002 

IKio 

2  186  175 

3443003 

1KJ6 

4  135  700 

3  606  100 

18:^7 

1  148  305 

2096010 

18:^ 

1  809  765 

2  333  243 

1839 

I  376  848 

2209778 

1840 

I  675  483 

I  726  703 

1841 

I  091  858 

1  132750 

1842 

I  829  408 

2332750 

1843 

8  108  798 

3834750 

1844 

5  427  670 

2  235  550 

1845 

3  756  448 

1  873  200 

1846 

4034178 

2  558  580 

In  dieser  Periode  halten  sich  Gold  und 
Silber  im  ganzen  ziemlich  das  Gleichgewicht. 
Jedoch  ist  zu  bemerken,  dass  schon  seit 
1801  fast  ausschliesslich  halbe  Dollars  und 
nur  sehr  wenig  Ganzstücke  geprägt,  wurden. 
Die  ersteren  wai*en  indes  nicht  Scheidemünze, 
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sondern  vollwertig  und  mit  voller  gesetzlicher 
Zahlungskraft  ausgestattet.  Man  darf  dem- 
nach sagen,  dass  damals  in  Amerika  die 
eigentliche  Doppelwährung  vollen  und  effek- 
tiven Bestand  hatte.  Einen  bedeutenden 
Einfluss  nach  aussen  aber  konnte  dieselbe 
nicht  ausüben,  weil  die  geprägten  Summen 
bei  beiden  Metallen  doch  im  ganzen  noch 
ziemlich  bescheiden  blieben.  Einen  be- 
deutenden Aufschwung  nahm  die  Aus- 
münzung von  Gold  erst  1847,  also  noch  vor 
den  kalifornischen  Entdeckimgen  (jedoch  bei 
schon  stärkerer  russischer  Goldproduktion). 
Die  Wirkung  des  kalifornischen  Goldes  auf 
das  Wert  Verhältnis  der  beiden  Metalle  machte 
sich  erst  im  Jahre  1850  fühlbar,  und  damit 
trat  auch  die  Verminderung  der  Silber- 
prägungen ein. 


Es  wmtlen  geprägt: 

Dollar  Gold 

Dollar  Silber 

1847 

20  202  325 

2374450 

1848 

3775513 

2  040  050 

1849 

9  007  762 

2  114  950 

1850 

31  981  739 

I  866  100 

1851 

62614493 

774  397 

1852 

56  846  18g 

999  410 

1853 

39  377  909 

9077571 

Das  Jahr  1853  bildet  einen  Wendepunkt : 
die  Silberprägung  schnellt  plötzlich  in  die 
Höhe,  aber  lediglich  weil  diu-ch  das  G.  v. 
21.  Februar  1853  die  halben,  viertel,  zeluitel 
und  zwanzigstel  Dollars  in  Scheidemünze 
(nach  dem  Wertverhältnisse  1 :  14,88  gegen 
GoldJ  mit  Zahlungskraft  bis  zu  5  $  ver- 
wanaelt  wurden  und  nun  eine  grössei-e 
Summe  in  diesen  neuen  Typen  ausgemünzt 
werden  musste.  Obwohl  das  Wertverhältnis 
von  Gold  zu  Silber  in  den  folgenden  20 
Jahren  meistens  zwischen  15,1  und  15,5 
stand,  so  wurde  doch  bis  1873  noch  in  jedem 
Jahre  mit  Ausnahme  von  1858  ein  gewisser 
Beti*ag  in  vollwertigen  ganzen  SilbenloUars 
geprägt,  der  sich  allerdings  meistens  nur  auf 
wenige  Tausend  belief,  in  den  Jahren  1859 
und  1860  aber  auf  636500  und  733930  $ 
—  früher  in  Ganzstücken  niemals  eiTeichte 
Ziffern  —  stieg.  Im  Anfang  der  siebziger 
Jahre  vollends,  als  das  Anwachsen  der 
Silberproduktion  in  den  pacifischen  Staaten 
seine  Wirkung  auszuüben  begann,  war  die 
amerikanische  Doppelwährung,  die  ja  ge- 
setzlich noch  immer  bestand,  wieder  auf  dem 
besten  Wege,  effektiv  zu  werden,  indem  in 
den  Jahren  1871  und  1872  bezw.  1117136 
und  1118600  silberne  Standarddollars  ge- 
prägt wurden.  Hier  griff  nun  aber  das  G. 
V.  12.  Februar  1873  ein,  das  die  Doppel- 
währung aufliob,  indem  es  bestimmte,  dass 
ausser  (lem  Tracle-Dollar  (der  anfangs  eben- 
falls bis  zu  5  *  gesetzliche  Zahlungskraft 
hatte)  und  den  als  Scheidemünze  dienenden 
Teilstücken  dos  DoUai-s  keine  Silbermünzen 


geprägt  werden  sollen.  Durch  die  sog. 
Bland-Bill  wurde  1878  nur  eine  unvoll- 
ständige Doppelwährung,  nämlich  mit  be- 
schränkter Silberprägung  eingeführt ;  die  so- 
genannte Shermann-Akte  vom  14.  Jiüi  1890 
entfernte  sich  eigentlich  wieder  um  einen 
Schi'itt  von  der  Doppel wähi'ung ,  wenn  sie 
auch  den  Zweck  natte,  die  mittelbai-e 
monetäre  Verwendung  des  Silbers,  nämlich 
als  Grundlage  eines  Papiergeldes,  auszu- 
dehnen. Nach  der  Aufhebung  dieses  Ge- 
setzes im  November  1893  haben  die  Ver. 
Staaten  eine  eigentliche  »hinkende  Doppel- 
währung«, nachdem  sie  sich  unnötiger  Weise 
mit  einer  Masse  von  mehr  als  4<X)  Mill. 
Dollar  in  unterwertigem  Kurantsilber  belastet 
haben,  so  dass  sie  in  dieser  Beziehung  sich 
in  einer  ähnlichen  Lage  befinden  wie  Frank- 
reich. Der  mit  der  Losung  »Freie  Silber- 
prägung« unternommene  Wahlfeldzug  Bryans 
schlug  bekanntlich  fehl ;  jedoch  glaubte  auch 
der  Sieger  Mc  Kinley  seinen  guten  Willen 
für  das  Silber  bekunden  zu  müssen,  indem 
er  in  Europa  Unterhandlungen  im  bimetal- 
listischen  Sinne  anknüpfte,  die  bei  der  fran- 
zösischen Regienmg  auch  Erfolg  liatten,  in 
England  aber  in  Folge  der  unerwarteten 
Haltung  der  indischen  Regiening  voll- 
ständig scheiterten  und  daher  überhaupt 
resultatlos  blieben. 

3.  Die  D.  in  Frankreich  nnd  anderen 
Ländern.  Frankreich  ist  lange  Zeit  das 
typische  Ijand  der  Doppel wähnnig  gewesen, 
obwohl  dieselbe  principiell  dort  weniger 
vollkommen  ausgebildet  war  als  in  den 
Vereinigten  Staaten.  Das  G.  v.  7.  Germinal 
des  Jahres  XI  (28.  März  1803)  sagt  nicht 
wie  das  amerikanische  G.  v.  1792,  dass  zwei 
bestimmte  Quantitäten  gemünzten  Goldes 
und  Silbers  in  allen  Zahlungen  gleichwertig 
sein  sollen,  sondern  es  stellt  das  Silber  ent- 
schieden als  Hauptmünzmetall  auf,  indem 
es  erklärt :  »Fünf  Gramm  Silber  von  ^  10 
Feinheit  bilden  die  Münzeinheit«,  und  erst 
im  Art.  VI  wird  lünzugefügt,  *es  werden 
Goldstücke  von  20  und  40  Fi-s.  geprägt«. 
In  einer  früheren  Redaktion  des  Gesetz- 
entwurfes, die  ebenfalls  von  dem  Finanz- 
minister Gaudin,  dem  entschiedensten  Ver- 
teidiger der  Festsetzung  eines  Wertverhält- 
nisses zwischen  Gold  und  Silber  lierrtlhile, 
war  ausdrücklich  gesagt,  »weim  zwingende 
Umstände  eine  Aenderung  des  Wortverhält- 
nisses verlangen,  so  sollen  die  Goldstücke 
allein  umgeprägt  werden.«  Derselbe  Ge- 
danke liegt  ohne  Zweifel  der  definitiven 
Fassung  zu  Gninde,  und  er  ist  wohl  nm' 
deshalb  nicht  ausgesprechen ,  weil  die  Be- 
tonung der  Eigenschaft  des  Silberfi-anken 
als  der  alleinigen  Werteinheit,  die  nach  den 
Motiven  unveränderlich  sein  soll,  von  selbst 
zu  dem  Schlüsse  führt,  dass  bei  einer 
bedeutenden    Vei-schiebung    des     Wertver- 
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Mltnisses  nur  die  Goldmünzen  eine  Aenderung 
erfeüiren  sollen,  wie  dies  1834  auch  in 
Amerika  geschehen  ist.  Uebrigens  wai*  der 
Süberfrani  schon  durch  das  G.  v.  28.  Ther- 
midor  des  Jahres  III  eingeführt  worden,  und 
ein  Gesetz  von  demselben  Tage  hatte  Gold- 
münzen von  10  g  Gewicht  und  ^/lo  Fein- 
heit (die  aber  niemals  geprägt  worden  sind) 
nur  als  Handelsmünze  ohne  festgesetzten 
Kurswert  zugelassen. 

Die  französische  Doppelwährung  ist  also 
aus  dem  G.  v.  Jahre  Xi  eigentlich  nur  that- 
säciüich  hervorgegangen,  und  noch  im  Jahre 
1859  suchte  Michel  Chevalier  in  seiner 
Schrift  »De  la  baisse  probable  de  Tor«  nicht 
ohne  Berechtigung  nachzuweisen,  dass  die 
Silberwährung  die  eigentliche  Grimdlage  des 
französischen  Münzwesens  bilde.  Was  das 
Wertverhältnis  15^2:1  betrifft,  so  war  es 
ursprünglich  durch  die  Deklaration  vom 
30.  Oktober  1785  als  eine  mit  allerlei  Redens- 
arten verhüllte  fiskalische  Münzmassregel 
eingeführt  worden.  Das  damals  in  Frank- 
reich bei  der  Ausprägung  der  Gold-  und 
Silbermünzen  gesetzlich  angenommene  Wert- 
verhältnis 14,457  : 1  war  für  das  Gold  zu 
ungünstig,  und  die  Louisd'or  erzielten  eine 
Prämie  von  1 — 2%;  aber  das  neue  Wert- 
verhältnis (das  durch  den  Schlagschatz  und 
das  Remedium  von  dem  Verhältnis  15^2 : 1 
etwas  abwich)  legte  dem  Golde  nach  den 
dam^igen  Marktverhältnissen  einen  ent- 
schieden zu  hohen  W^rt  bei,  und  die  ganze 
Operation  Calonnes  lief  darauf  hinaus,  diiss 
aus  dem  in  30  alten  Louisd'or  entlialtenen 
Golde  32  neue  Louisd'or  geprägt  wunlen, 
w^obei  die  Staatskasse  —  da  nach  Calonne 
im  ganzen  ungefähr  650  31ill.  Liv.  umgeprägt 
wurden  —  nach  Abzug  aller  Kosten  einen 
Gewinn  von  7 Vi  Mill.  Livres  erübrigte. 
Die  Ueberwei-tung  des  Goldes  zog  wahr- 
scheinlich dieses  Metall  auch  von  aussen 
herbei,  da  von  dem  Erlass  der  Deklaration 
bis  zur  Einstellung  der  Prägungen  infolge 
der  Revolution  746  Mill.  Livres  in  Gold 
geprägt  wurden,  von  denen  vielleicht  ein 
Zehntel  nicht  von  eingeschmolzenen  Louisd'or 
herrührte.  In  den  Wirren  der  Revolutions- 
periode und  der  Assignatenwirtschaft  konnte 
mdes  das  französische  Wertverhältnis  sicher- 
lich nicht  viel  zur  Ei-höhung  des  Goldwertes 
auf  dem  Weltmai-kt  beitragen,  und  wenn 
diese  gleichwohl  stattfand,  so  war  sie  durch 
allgemeine  weltwirtschaftliche  Faktoren  be- 
gründet. Sie  kam  aber  dem  französischen 
Münzgesetz  vom  Jahi-e  XI  sehr  zu  statten, 
indem  nunmehr  das  Wertverhältnis  15^/2 : 1. 
das  in  demselben  aufi*echt  erhalten  wurde, 
dem  damals  im  Verkehr  geltenden  sehr  nahe 
entsprach.  Uebrigens  wurde  dieses  Wert- 
verhältnis stets  durch  die  Verschiedenheit 
der  von  den  beiden  Metallen  erhobenen 
Prägungsgebühren    nicht    unerheblich    ver- 
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schoben.  Dieselben  betrugen  nach  dem 
G.  V.  1803  auf  daß  Kilogranmi  Münz8ill)er 
3  Frs.  oder  1^-2  ®/o  des  Wertes ,  auf  das 
Kilogramm  Münzgold  aber  9  Frs.  oder  0,29  ®/o 
des  Wertes.  Daaurch  stellte  sich  das  für 
das  Prägungsmaterial  praktisch  in  Betrag 
kommende  Wertverhältnis  auf  15,69 : 1.  Die 
Prägimgsgebühr  für  Silber  wurde  1835  auf 
2  Frs.  und  1849  auf  1,50  Frs.  herabgesetzt 
und  die  für  Gold  in  dem  erstgenannten 
Jahre  auf  6  Frs.  erniedrigt,  1854  dagegen 
auf  6,70  Frs.  erhöht,  und  das  Münzpreis- 
verhältnis  stellte  sich  demnach  1835  auf 
15,62  und  1854  auf  15,58.  Da  das  Verkelirs- 
wertverhältnis  der  beiden  Edelmetalle  in 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  dm-ch- 
weg  höher  als  15^  2  : 1  stand,  so  wurde  durch 
die  Mehrbelastung  des  Silbers  in  der  fran- 
zösischen Münze  diesem  Metall  nur  seine 
künstliche  Wertsteigenuig  teilweise  oder  zu- 
weilen auch  ganz  wieder  entzogen,  das 
Ueberwiegen  desselben  bei  den  Prägungen 
aber  nicht  verhindert. 

Was  vor  allen  Dingen  der  französischen 
Dopi)elwähnmg  ihre  Bedeutung  und  ihren 
Einfluss  auf  den  Weltmarktswert  der  bei- 
den Edelmetalle  gegeben  liat,  ist  der  fak- 
tische Umstand,  dass  Franki-eich  in  dieses 
System  eingetreten  ist  mit  einem  grossen 
Besitz  sowohl  an  dem  einen  wie  an  dem 
andern  Metall  und  dass  es  durch  seine 
Handelspolitik  und  die  Leistungsfälligkeit 
seiner  Industrie  iii  der  ganzen  Periode 
seiner  unversehi-ten  Doppelwährung  durch- 
weg eine  sogenannte  günstige  Handelsbilanz 
erzielte  und  immer  mehr  Edelmetall,  sei  es 
Gold  oder  Silber,  anzuziehen  vermochte. 
Frankreich  war  daher  immer  im  stände, 
von  dem  jeweilig  auf  dem  Weltmarkte  vor- 
zugsweise gesuchten  Metalle  lange  Zeit  hiu- 
diu-ch  bedeutende  Summen  abzugeben  und 
dadvirch  das  Steigen  des  i-elativen  Wertes 
desselben,  wenn  auch  nicht  zu  verlündern, 
so  doch  in  ziemlich  engen  Grenzen  zu  lial- 
ten ;  andei-ereeits  aber  konnte  es  auch  grosse 
Massen  eines  dmx;h  starkes  Anschwellen 
der  Produktion  mit  Wertvenninderung  l)e- 
drohten  Metalls  in  geprägtem  Zustande  in 
seinen  gewaltigen  Geldvorrat  aufnehmen, 
ohne  dass  der  Wert  seiner  Geldeinheit,  dos 
Franken,  dadurch  w^esentlich  gedrückt 
wurde,  zumal  diese  Zufuhr  teilweise  — 
keineswegs  vollständig  —  durch  Ausfuhr 
des  anderen  Metalls  ausgeglichen  wurde. 

In  Frankreich  wHirden  von  1726 — 1785 
9866438SS  Francs  in  Gold  und  von  1726 
bis  1795  1927  638000  Liv.  in  Kurantsilber 
geprägt.  Die  auf  Gnmd  der  Deklaration 
von  1785  erfolgte  Umprägung  des  Gol- 
des und  die  Neuprägung  von  Louisd'or  nach 
dein  verriiigei'ten  Fusse  erstreckte  sich  auf 
746358144  Liv.  Die  ei-sten  Pi-ägungen 
nach  dem  metrischen  System  in  den  Jahren 
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IV  bis  XI  der  Republik  betrafen  nur  Silber 
und  lieferten  im  ganzen  106  237  255  Francs. 
Beim  Beginne  der  Doppelwährungsperiode 
besass  Frankreich  wenigstens  700  Millionen 
Francs  in  Gold  imd  ICOO  Millionen  Francs 
in  Silber,  wie  denn  auch  Necker  schon  1784 
den  gesamten  Barvon-at  des  Landes  auf 
2200  Millionen  Liv.  geschätzt  hatte.  Vom 
Jahre  XI  an  betrug  die  Prägung  unter  Xa- 
j)oleon  als  Consul  und  Kaiser  528,0  Millio- 
nen Franas  in  Gold  und  887,8  Millionen 
Francs  in  Silber,  ein  Beweis,  dass  das  gel- 
tende Wertverhältnis  keinem  der  beiden 
Metalle  den  "Weg  zur  Münze  besonders  er- 
leichterte oder  erschwerte.  Cebrigens  wer- 
den beide  Summen  ohne  Zweifel  auch 
einen  sehr  bedeutenden  Teil  einschliessen, 
der  auf  die  Rechnung  der  Umprägungen 
ältei-er  Gold-  und  Silbermünzen  zu  setzen  ist. 
Wir  stellen  nun  die  Prägungsziffern  von 
1815  ab  zusammen  und  fügen  nach  dem 
Kurszettel  der  Pariser  Börse  die  höchste 
Prämie  bei,  die  indem  betreffenden  Jahre 
nicht  für  Barrengold,  sondern  für  20- 
Francsstücke  bezahlt  wurde.  Eine  solche 
Prämie  ist  nämlich  ti-otz  des  Doppelwäh- 
rungsgesetzes bis  1850  stets  vorhanden  ge- 
wesen, und  ihr  Betrag  lässt  erkennen,  wie 
weit  der  Verkehr  sich  von  der  gesetzlichen 
Wertbestimmung  der  Goldmünzen  gegen 
die  Silbermünzen  entfernte.  Niemand  war 
ja  verpflichtet,  in  Gold  zu  bezahlen,  die 
Bank  namentlich  brauchte  auch  nicht  in 
Gx)ld  ihre  Noten  einzulösen.  Wer  also  zu 
irgend  einem  Zwecke  Goldmünzen  zu  er- 
halten wünschte,  musste  ein  Aufgeld  dafür 
bieten.  Wenn  dies  auch  nur  3  oder  4^/oo 
erreichte,  so  genügte  es,  um  das  Verschwin- 
den der  Goldmünzen  aus  dem  gewöhnlichen 
Verkehr  zu  veriu'sachen,  da  diese  dann  von 
den  Banken  und  Wechslern  zurückgehalten 
wurden.  Wenn  übrigens  im  Februar  1814 
die  Prämie  für  Napoleons  auf  6,5  ^/o  und 
im  Juni  1815  auf  2,5  ^/o  stieg,  so  waren  das 
nur  momentane  und  aussergewöhnUche, 
diu-ch  eine  Panik  bei  politischer  Unsicher- 
heit entstandene  Erscheinungen. 
Jahr       Silber  Gold  Höchste  Prämie 


(lOOO  rrc8.)    (1000  Frcs.) 


1815 

37674 

55380 

1816 

34918 

15151 

1817 

37144 

52197 

1818 

12406 

95410 

1819 

21  235 

52411 

1820 

18437 

28781 

1821 

67534 

404 

1822 

100679 

4718 

1823 

82912 

408 

1824 

114  476 

7072 

1825 

75203 

45616 

1826 

90836 

926 

1827 

153869 

3  161 

1828 

161  466 

8026 

1829 

102  643 

I  118 

1830 

120  187 

23517 

/oo 

25 

12 
2 

4 

1,5 
6 

9 

3,5 

9,5 
6 

4 
7,2 

5 

7 

14 

15 


Die  Goldprägung  überwiegt  also  bis  1820 
die  Silberpi'ägimg ;  dann  aber  weicht  sie  plötz- 
lich zurtick  —  wahrscheinlich  wegen  der  An- 
ziehung des  Groldes  durch  England  —  und 
bleibt  fortan  mit  bedeutenden,  durch  beson- 
dere Konjunkturen  bedingten  Schwankungen 
im  ganzen  verhältnismässig  gering,  während 
die  Prämie  auf  französische  Goldmünzen 
(mit  deren  Hülfe  die  Prägimg  überhaupt 
nm*  noch  möglich  bleibt)  sich  auf  einer 
nicht  unbedeutenden  Diu^chschnittshöhe  be- 
liauptet.  Die  Prämie  auf  Barrengold  war 
in  der  Regel  noch  etwas  höher.  Von  1831 
bis  1850  blieb  die  Prämie  fi\i  Goldmünzen 
durchschnittlich  auf  einem  noch  merklich 
erhöhten  Stande,  da  sie  selten  unter  5  bis 
6^/00  sank  und  fast  jedes  Jahr  zeitweise 
über  10  ^  00  hinausging. 


Toli«< 

Süber 

Gold 

Höchste  Gold 

janr 

(1000  Frc8.) 

(1000  Pres.) 

prämie  *^oo 

1831 

205  224 

49641 

15 

1832 

141  354 

2046 

20 

1833 

157483 

16800 

21 

1834 

218288 

30231 

12 

1&% 

99666 

4550 

12,5 

1836 

43242 

5097 

15,5 

1837 

III  8i;9 

2027 

10,5 

1838 

88489 

4940 

11 

1839 

73637 

20670 

10 

• 

1840 

63795 

40992 

10 

1841 

77518 

12375 

10,5 

1842 

68391 

1853 

8,5 

1843 

74149 

2827 

11,5 

1844 

69  135 

•  2  742 

13,5 

1845 

89968 

119 

16 

1846 

47886 

2086 

13,5 

1847 

78285 

7706 

16 

1848 

119731 

39698 

120 

1849 

206  549 

27  HO 

16 

18Ö0 

86458 

85192 

19 

Die  Goldprämie  von  100  bis  120^/00  be- 
stand nur  wenige  Tage  im  März  1848  bei 
Gelegenheit  der  Einführung  des  Zwangs- 
kurses der  Banknoten.  Mit  dem  Jahre  1851 
beginnt  die  merkliche  Preissteigerung  des 
Barrensilbers  und  der  Piaster.  Was  die  für 
das  erstere  an  der  Pariser  Börse  notierte 
Prämie  betrifft,  so  bildet  den  Ausgang  für 
dieselbe  der  Münzpreis  des  Kilogrammes 
Feinsilber  nach  dem  bis  1849  in  Kraft  ge- 
wesenen Tarif  (220  Francs),  und  es  war 
daher  eine  Prämie  von  10®  00  erforderlich, 
wenn  der  Barrenpreis  den  Metallwert  des 
geprägten  Silbers  darstellen  sollte,  also  die 
Prägungskosten  überwimden  waren.  Im 
folgenden  sind  die  Prägimgsziffern  und  die 
Silberprämien  in  ihrem  höchsten  Stande 
füi-  die  Periode  des  Kaiserreichs  zusammen- 
gestellt. 


Jahr 


Gold 
(1000  Frcs.) 

1851  269710 

1852  27  028 


Silber 
(1000  Frcs.) 

59327 
71918 


Höchste 
Prämie  ®| 

9,5 
12,5 


00 
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Jahr 


Gold  Silber  Höchste 

(1000  Frcs.)  (1000  Frcs.)     Prämie  % 

1853  312964  20099  22 

1854  526528  2124  15 

1855  447  428  2«;  500  20 

1856  508282  54422  26 

1857  572561  3810  35 

1858  488690  8664  25 

1859  702698  8402  24 

1860  428452  8034  25 

1861  98216  2518  22 

1862  214242  2519  26 

1863  210  231  330  26 

1864  273844  183  35 

1865  161887  486  15 

1866  365083  189  30 

1867  198580  54052  17 

1868  340077  93621  10 

1869  234186  58264  II 

1870  55395      53648      15 

Bis  zum  Jahre  1864  sind  die  Silber- 
milnzen  von  weniger  als  filnf  Francs,  da 
sie  vollwertig  waren,  mitgerechnet,  in  den 
folgenden  Jahren  aber  nicht  mehr,  weil  sie 
nunmehr  durch  die  Herabsetzung  ihrer  Fein- 
heit auf  *^^Viooo  zu  Scheidemünze  gew'orden 
waren.  Das  Anschwellen  der  Süberprägun- 
gen  seit  1867  fällt  zusammen  mit  der 
AV'iederherstellung  des  Wertverhältnisses  von 
annähernd  1  :  15,5  in  London  (entspi-echond 
einer  Pariser  Silberprämie  von  lO^/oo  filr 
Bant?nmetall)  infolge  der  Zunahme  der 
Silberproduktion  im  amerikanischen  Westen. 
Durch  den  Krieg  und  die  Papierwirtschaft 
wurde  die  Wirkimg  der  französischen  Dop- 
pel wähnmg  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
gestört.  Es  wui-den  geprägt  1871  50169880 
Francs  in  Gold  und  4710905  in  Silberku- 
rant;   1872  nur  389190  Francs  in   Silber; 

1873  ebenfalls  kein  Gold,  aber  154649045 
Francs  in  Süberkurant ;  1874  wieder  24  319700 
Francs  in  Gold  und  59996010  Francs  in 
SUber.  In  diesem  Jahre  hatte  aber  die 
freie  Silberprägung  in  den  Staaten  des  la- 
teinischen Münzbundes  aufgehört,  und  die 
zulässige    Ziffer    der    Ausmünzungen    war 

1874  für  Frankreich  auf  60  Millionen  fest- 
gesetzt worden.  Für  1875  wurde  das  fran- 
zösische Kontingent  auf  75  Millionen  Francs, 
für  1876  auf  M  Millionen  gesetzt,  durch 
ein  im  März  1876  eingebrachtes  Gesetz 
wurde  endlich  die  Silberprägimg  principiell 
eingestellt,  jedoch  dauerte  sie  für  die  bereits 
von  der  Münze  übernommenen  Barren  noch 
bis  1878  fort.  Das  eigentliche  Doppelwäh- 
rungssystem hat  demnach  in  Frankreich 
schon  1874  sein  Ende  erreicht. 

Eine  Erweiterung  dieses  Systems  war 
durch  die  Müuzkonvention  geschaffen  wor- 
den, die  am  23.  Dezember  1865  zwischen 
Frankreich,  Belgien,  Italien  und  der  Schweiz 
zu  Staude  kam  und  der  sich  später  auch 
Griechenland  anschloss  (s.  d.  Art.  Münz- 
hund, lateinischer).  Belgien  hatte 
durch  ein  G.  v.  21.  März  1847  den  Versuch 


gemacht,  selbständig  Goldmünzen  nach  dem 
Wertverhältnisse  15,792  :  1  zu  prägen, 
musste  diesen  aber  schon  Ende  1849  den 
gesetzlichen  Kurs  wieder  entziehen.  Es 
hatte  dann  15  Jahre  hindurch  Silben\'äh- 
rung,  ging  1865  aber  wieder  ziu*  Doppel- 
wähning  nach  dem  fi'anzösischen  Wertver- 
hältnisse über.  Seine  Silberprägim gen  tru- 
gen nicht  wenig  dazu  bei,  den  Preis  dieses 
Metalls  bis  1873  zu  stützen.  Sie  beliefen 
sich  1867  auf  18405720, 1868  auf  32852820, 
1869  auf  63287  710,  1870  auf  52340375, 
1871  auf  23917170,  1872  auf  102250(X), 
1873  auf  111704795  Francs.  Beängstigt 
durch  den  ausserordentlich  starken  Andrang 
von  Silber,  that  Belgien  schon  im  Septem- 
ber 1873  den  ersten  Schritt  zur  Beschrän- 
kung der  Prägung  desselben  und  damit  zur 
Aufhebung  der  vollen  Doppelwährung.  — 
Holland  hatte  nach  dem  Münzgesetz  v.  28. 
September  1816  eine  Doppelwähning  mit 
dem  Wertverhältnisse  15  :  873  (nach  dem 
G.  V.  22.  März  1839  nur  16,6  :  1)  zwischen 
Gold  und  Silber;  thatsächlieh  bildete  das 
Silber  jedoch  das  Hauptmetall,  und  durch 
das  G.  V.  26.  November  1847  wnirde  dann 
auch  principiell  die  reine  Silberv^'ährung 
eingeführt.  Seit  1876  aber  ist  die  Silber- 
prägung eingestellt  und  findet  die  Ausprä- 
gung von  Wälirungsmüuzen  in  Gold  statt, 
so  dass  also  jetzt  thatsächlieh  ^hinkende 
Doppelwährungen  besteht.  —  Die  ältere 
spanische  Doppelwälirung  mit  mehrfach  ab- 
geändertem \  erhältnisse  war  ohne  allge- 
meine Bedeutung.  Im  Jahre  1868  nahm 
Sjianien  die  Grundlagen  des  französischen 
Münzsystems  an,  aber  es  begann  die  neuen 
Ausmiinzungen  erst  1876  und  prägte  bis 
Ende  1885  ausser  922  Millionen  Pesetas 
(Francs)  in  Gold,  auch  600  Millionen  Pesetas 
aus  dem  entwerteten  Silber.  Diese  sehr 
zweifelliafte  Finanzoj)eration  wurde  auch  in 
den  folgenden  Jahren  fortgesetzt  und  die 
Menge  des  Silbergeldes  von  1886  bis  1897 
noch  w^eiter  um  ungefähr  320  Millionen 
Pesetas  vermehrt.  Das  Gold  erliielt  dabei 
ein  bedeutendes  Agio,  das  Silbergeld  seiner- 
seits aber  erlangte  w^ährend  des  Krieges 
von  1898  ein  solches  gegenüber  dem  Papier- 
gelde. Auch  die  spanisch-amerikanischen 
Republiken  liaben  nominell  Dopi)elwähning 
mit  verscliiedenen  Wertverhältnissen,  jedoch 
kommt  dies  für  die  allgemeine  Marktstellung 
der  beiden  Edelmetalle  um  so  w^eniger  in 
Betracht,  als  diese  Staaten  fast  alle  der 
Papiei'wirtschaft  verfallen  sind.  Dasselbe 
galt  hinsichtlich  der  1871  in  Japan  begrün- 
deten Doppelwährung  (mit  dem  Wertver- 
hältnis 16,17  :  1),  die  man  1897  durch  die 
Goldwährung  zu  ersetzen  versucht  hat. 

4.  Theoretische  Ansichten  über  die  D. 
Als  erster  theoretischer  Vertreter  eines  all- 
gemeinen Doppelwährungssystenis  darf  Sca- 
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mffi  (1582)  bezeichnet  werden^).  Aus  bei- 
den Metallen  sollen  Miinzen  geprägt  werden, 
auf  welchen  Gewicht  und  Feinheit  deutlich 
angegeben  sind  und  die  unverändert  bleiben 
soflen.  Das  wahre  Wertverhältnis  von  Gold 
und  Silber  sei,  wie  schon  Plato  angegeben 
habe,  12  :  1;  so  sei  es  von  Gott  bestimmt 
und  von  der  Natur  in  dem  relativen  Vor- 
kommen der  beiden  Metalle  begründet,  die 
Schwankimgen  seien  nur  durch  die  Miinz- 
verschlechterungen  entstanden.  Mit  dieser 
Auffassung  des  Wertverhältnisses  steht  Sca- 
ruffi  allerdings  den  neueren  bimetallistischen 
Ansichten  sehr  fem,  da  er  nicht  daran 
denkt,  eine  Rückwirkung  der  gesetzlichen 
relativen  Wertbestiramung  der  beiden  Edel- 
metalle auf  ihren  Marktwert  im  freien  Ver- 
kehr anzimehmen.  Dass  ein  Edelmetall, 
das  in  einem  Lande  verhältnismässig  zu 
niedrig  geschätzt  Aivird,  die  Tendenz  hat, 
nacli  denjenigen  Ländern  abzufliessen,  wo 
es  höher  beweintet  wird,  war  den  Münz- 
politikern längst  bekannt;  Newton 2)  aber 
sprach  zuerst  (1717),  wenn  auch  nur  in 
Anknüpfung  an  Beispiele,  den  für  die  bime- 
talüstische  Lehre  wesentlichen  Satz  aus, 
dass  jenes  Hin-  und  Herfliessen  der  Edel- 
metalle aufhören  würde,  wenn  die  betreffen- 
den Länder  das  gleiche  Wertverhältnis  an- 
nähmen: »Wenn  das  Gold  in  England  und 
das  Süber  in  Ostindien  so  weit  herabgesetzt 
werden  könnten,  dass  sie  in  beiden  Ländern 
in  demselben  Verhältnis  zu  einander  stän- 
den, so  würde  hier  keine  grössere  Nach- 
frage für  Silber  zur  Ausfuhr  nach  Indien 
sein  als  für  Gold;  und  wenn  das  Gold  nur 
so  weit  herabgesetzt  würde,  dass  es  in 
England  dasselbe  Verhältnis  zum  Silber 
hätte  wie  in  dem  übrigen  Europa,  so  wüixie 
keine  Versuchung  vorhanden  sein,  nach 
irgend  einem  europäischen  Lande  eher  Gold 
als  Silber  auszuführen.«  In  voller  Allge- 
meinheit aber  ist  meines  Wissens  der  bime- 
taUistische  Grundsatz  zuei-st  von  J.  M. 
Schneidt^)  (1766)  ausgesprochen  worden 
und  zwar  in  folgenden  Woi-ten:  »Da  der 
Abgang  der  Proportion  durch  das  Agio  er- 
setzet wird,  so  wird  ohngeachtet  aller 
Praecaution  im  Münzfuss  das  Agiottieren 
verbleiben,  wann  nicht  die  sämtlichen  mit- 
einander kommerzierenden  Nationen  eine 
feste  Proportion  setzen  und  auf  derselben 
festhalten.  Anmerkung.  Und  dieses  bleibt 
ein  pium  desiderium  und  gehört  zu  dem 
ewigen  Friedens])rojekt.« 

Sir  James  Steuart  ist  für  den  gemein- 
schaftlichen Gebrauch  von  Gold-  \md  Silber- 
münzen ,  sieht  aber  voraus ,  dass  durch 
Schwankungen  des  Wertverhältnisses  immer 

*)  Für  diese  und  die  folgenden  Anmerkungen 
vgl.  die  betreffenden  ZifiFeni  unten  im  Litteratur- 
verzeichnis. 


von  Zeit  zu  Zeit  Störungen  des  Münzwesens 
entstehen  weixien.  Am  zweckmässigsten 
scheint  ihm,  dass  die  Geldeinheit  nach  dem 
mittleren  Wertverhältnis  der  beiden 
Edelmetalle  festgesetzt  und  nicht  ausschliess- 
lich auf  eines  derselben  begründet  werde; 
bei  jeder  bedeutenden  Aenderun^  des  Wert- 
verhältnisses müsse  man  also  eine  Neuprä- 
gung vornehmen  oder  den  Nominalwert  der 
einen  Münzart  erhöhen  und  den  der  ande- 
ren erniedrigen,  so  dass  die  mittlere  Pi*o- 
portion  genau  eingehalten  werde.  Er  will 
mit  anderen  Worten,  dass  die  Herstellung 
des  richtigen  Wertverhältuisses  nicht  ein- 
fach durch  die  Erhöhung  oder  Erniedrigung 
des  Wertes  des  einen  Metalles  allein  er- 
folge, sondern  dass  die  Wertdifferenz  gleich- 
massig  auf  beide  Münzarten  verteilt  werde, 
dass  bei  steigendem  Geldwerte  z.  B.  die 
Silbermünzen  etwas  schwerer  und  die  Gold- 
münzen etwas  leichter  gemacht  oder  die 
ersteren  in  ihrem  Nominalwerte  etwas  er- 
höht, die  letzteren  etwas  erniedrigt  würden. 
Jedenfalls  würde  dieser  Vorschlag  auf  gix)sse 
praktische  Schwierigkeiten  stossen,  was  der 
Verfasser  auch  nicht  in  Abrede  stellt.  Als 
ein  noch  besseres  Auskunftsmittel  betrachtet 
er  daher  die  Einrichtung,  dass  alle  Schuld- 
ner genötigt  würden,  halb  in  Gold  und  halb 
in  Silber  zu  bezahlen,  vorausgesetzt,  dass 
dieselbe  Bestimmung  auch  für  die  Münze 
und  für  die  Bank  von  England  bei  ihrer 
Noteneinlösung  gelte.  Auf  solche  Art  würde 
der  Wert  der  beiden  Metalle  so  ineinander 
verschmelzen,  dass  sie  in  ihi-er  Wirkung 
nur  ein  einziges  bildeten. 

Adam  Smith  äussert  sieh  über  die  Dop- 
pelwäluimg  mit  grosser  Unbestimmtheit. 
>Die  meisten  Nationen«,  sagt  er  (Bd.  I 
Kap.  \'),  »haben,  wie  ich  glaube,  es  für 
zweckmässig  gelialten,  das  WeitN^erhältnis 
der  beiden  Edelmetalle  authentisch  festzu- 
stellen und  durch  ein  Gesetz  zu  erkläi*en, 
dass  z.  B.  eine  Guinee  von  bestimmtem 
Gemcht  und  bestimmter  Feinheit  21  Schil- 
ling gelte  oder  bei  Schuldzahlungen  für 
diese  Summe  angenommen  werden  müsse.« 
Wenn  sich  das  Wertverhältnis  im  V^erkehr 
ändere,  so  bleibe  dasjenige  Metall,  nach 
welchem  vorzugsweise  gerechnet  würde,  in 
England  bis  dahin  das  Silber,  scheinbar  in 
seinem  Werte  konstant,  die  Münzen  aus  dem 
anderen  aber  erhielten  einen  höheren  oder 
niedrigeren  Nominalwert.  Kurz,  Smith  be- 
schränkt sich  auf  die  Darstellung  des  Tliat- 
sächlichen  und  lässt  sich  auf  theoretische 
Emrtenmgen  der  Doppelwälirungsfi'age  gar 
nicht  ein.  Ueberliaupt  hat  die  Doppel- 
währung bis  in  die  neuere  Zeit  nur  wenig 
theoretische  Verteidiger  gefunden.  Adam 
MfUler  und  Sismondi  machten  zu  Gunsten 
der  Venvendung  beider  Edelmetalle  zu  Münz- 
zwecken die  grössere  Festigkeit  des  Geld- 
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wertes  bei  einem  Zufliessen  des  einen  oder 
anderen  Metalls  geltend.  Diese  grössere 
Stetigkeit  des  Wertes  der  in  Gold  und 
Silber  dargestellten  Geldeinheit  war  auch 
dasHauptai^unentWolowskis,  der  in  neuerer 
Zeit  zuerst  wirkui^voll  für  die  Doppel- 
währung eintrat.  Ihm  war  es  namentlich 
auch  zuzuschreiben,  dass  eine  französische 
Kommission,  der  er  angehörte,  im  Jahre 
1867  die  Frage,  ob  eine  einheitliche  oder 
die  Doppelwahnmg  a  priori  vorzuziehen  sei, 
mit  5  gegen  3  Stimmen  (unter  letzteren 
M.  Chevalier  und  de  Parieu)  sich  zu  Gunsten 
des  bestehenden  französischen  Systems  ent- 
schied,  das  übrigens  auch  von  Seiten  der 
hohen  Finanz,  namentlich  der  HH.  v.  Roth- 
schild und  J.  Pereire  unterstützt  wurde. 
Wolowski  vergleicht  die  Wirkung  der  Doppel- 
wahnmg mit  einem  Kompensationspendel; 
wenn  die  Produktion  des  einen  Metalls  steige 
imd  dadurch  der  Handelswert  desselben 
sinke,  so  würden  die  Schuldner  vorziehen, 
in  diesem  Metall  zu  bezahlen,  und  es  würde 
dalier  eine  grossere  Nachfrage  nach  dem- 
selben entstehen,  die  seinen  Wert  wieder 
erhöhen  würde.  Das  G.  v.  Jahre  XI  habe 
nur  einen  Mittelpunkt  geschaffen,  um  wel(?hen 
das  wh'kliche  Wertverhältnis  der  beiden 
Metalle  mit  geringen  Ausschlägen  oscilliere ; 
dem  Yerkehr  werde  keine  Verpflichtung  zu 
Gunsten  des  einen  Metalls  auferlegt,  sondern 
er  könne  das  Wertverhältnis  frei  beeinflussen ; 
es  werde  immer  das  jeweilig  wohlfeilere 
MetaU  im  Umlaufe  vorherrschen,  der  Schuldner 
also  dadiu*ch  eine  gewisse  Begünstigung  er- 
langen, die  aber  gerechtfertigt  sei,  weil  sie 
ziu*  Erhaltung  einer  ^sseren  Stabilität  des 
Wertes  der  Geldeinheit  beitrage.  Der  fran- 
zösischen Doppelwahnmg  sei  es  zu  ver- 
danken, dass  das  Gold  trotz  der  enormen 
Vergi-össenmg  seiner  Produktion  so  wenig 
gegen  Silber  gesunken  sei;  wenn  man  aber 
das  Silber  verdrängen  und  das  Gold  in  allen 
I^ändern  zum  alleinigen  Währungsmetall 
machen  woUe,  so  werde  nicht  nur  das  Gold 
steigen,  sondern  auch  das  Süber  stark  im 
AVerte  sinken.  Diese  letztere  Ansicht  be- 
tonte Wolowski  namentlich  schon  in  der 
Kommission  von  1868,  deren  Majorität  sich 
für  die  Goldwähnmg  aussprach  und  über 
den  künftigen  Wert  des  Silbers  höchst  op- 
timistische Dlusionen  hegte. 

In  Deutschland  sprach  sich  John  Prince- 
Smith,  ein  Hauptführer  der  Freihandelspartei, 
(1869)  in  ähnlichem  Sinne  aus*):  Je  grösser 
die  Gesamimasse  des  Zahlmittels,  um  so 
geringer  seien  seine  Schwankungen;  Gold 
und  Süber  vereinigt  würden  weniger 
schwanken  als  jedes  allein:  Deutschland 
könne  die  Doppelwahnmg  annehmen,  wenn 
Frankreich  dieselbe  beibehalte;  je  grösser 
und  reicher  das  Gebiet  sei,  in  welchem  eine 
bestimmte   Taxe   zur    Regelung   des   Gold- 


und  Silberpreises  bestehe,  imi  so  eher  könne 
diese  Taxe  diuxjhgeführt  werden.  Die  »De- 
monetisierung«"  des  Sübers  würde  eine  grosse 
Entwertung  dieses  Metalls  erzeugen.  Von 
manchen,  u.  a.  von  Knies,  wurde  eingewendet, 
dass  ein  Land  mit  Doppelwahnmg  durch 
die  Produktionsveränderungen  jedes  der 
beiden  Metalle  in  Mitleidenschaft  gezogen 
wenle,  also  nicht  eine  grössere,  sondern 
vielmehr  eine  geringere  Wertfestigkeit  seines 
Geldes  aufzuweisen  habe  als  im  Falle  der 
einfachen  Währung.  Dazu  aber  bemerkt 
Röscher  mit  Recht,  dass  das  Schwanken  der 
Doj)pel Währung  mit  einer  Kurve  zu  ver- 
gleichen sei,  die  aus  sehr  vielen  einfachen 
Zacken  gebüdet  sei,  das  der  einfachen 
Währung  aber  mit  einer  Kurve  von  wenigen 
grossen  Zacken.  Die  durchschnittliche  Ab- 
weichung vom  Mittel  ist  aber  im  ersteren 
FaUe  kleiner  als  im  letzteren,  und  bei  diesem 
ist  daher  die  Stabilität  des  Geldwertes  im 
ganzen  mehr  gefälinlet.  Im  übrigen  ist 
Röscher  ftlr  die  Goldwähnmg  in  Deutsch- 
land, wünscht  aber,  dass  in  der  Weltwirt- 
schaft Gold  und  Silber  nebeneinander  als 
Währungsmetalle  in  Gebrauch  bleiben. 

5.  Der  Bimetallisnius.  Der  Gedanke, 
dass  durch  eine  Vereinbarung  der  bedeu- 
tendstt^n  Kulturstaaten  bei  der  Münzprägung 
ein  gemeinschaftliches  Wertverhältnis  der 
beiden  Motalle  eingeführt  werden  könne,  das 
dann  auch  fi\r  den  freien  Verkehr  mass- 
gebend sein  würde,  steht  bei  Wolowski  mehr 
im  Hintergninde,  ist  aber  etwa  seit  1876 
der  Ausgangspunkt  einer  auch  praktisch 
jedenfalls  bedeutsamen  Bewegung  gewonlen, 
die  dem  sogenannten  bimetaÜi st i sehen  Sys- 
tem oder  der  vertragsrail^sigen  Dopi)el- 
wähning  mit  gemeinschaftlichem  Wertver- 
hältnis in  einer  möglichst  grossen  Gnim)e 
von  Staaten  Eingang  verschaffen  will.  Die 
Grundidee  des  Bimetallismus  wurtle,  wie 
oben  erwähnt,  schon  vor  mehr  als  hundert 
Jahren  von  Schneidt  ausgesprochen,  fi'eilich 
nicht  als  praktisch  ausführbarer  Voi*sclilag 
betrachtet.  Vollständig  ausgebildet  ei*scheint 
der  Plan  schon  in  einer  in  der  Deutschen 
Vierteljalirschrift  1852  erschienenen  Ab- 
handlung^), in  welcher  vorgeschlagen  "winl, 
die  Hauj)tstaaten  mit  Einschhiss  Englands 
sollten  sich  über  ein  Doppel wähnuigssystem 
mit  gemeinschaftliclioni  Wertverhältnis  ver- 
ständigen: dasselbe  sollte  allerdings  nicht 
unveränderlich  soin,  sondern  nötigenfalls 
nach  dem  im  Verkehr  bestehenden  ver- 
bessert wenlen;  aber  der  Verfasser  glaubt, 
dass  es  durch  die  Veivinigung  der  Staaten 
einen  sehr  hohen  Grad  von  Festigkeit 
erhalten  weitle.  Er  schlägt  auch  eine  Art 
von  internationalem  Giroverkehr  vor,  \mi  die 
Barsendimgen  von  Ijand  zu  Land  auf  das 
geringste  Mass  herabzubringen.  Dieser  mit 
S.  unterzeichnete  Aufsatz  riilirt  ohne  Zweifel 
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von  dem  wilrttembergisclien  Bergrat  und 
Mtinzdirektor  Y.  Schübler  her,  der  in  einem 
1854  erschienenen  Buche  ^)  auch  ausdrticklich 
das  Verhältnis  ir)V'2 : 1  zur  allgemeinen  An- 
nahme empfiehlt  und  bereits  die  Münz- 
systeme bespriclit,  die  dann  von  den  ein- 
zelnen Staaten  anzunehmen  wären.  Die 
allgemeine  Inhaltsangabe  der  betreffenden 
Paragraphen  der  Schrift  (67 — 86)  lautet: 
»Ein  festes  Wertverhältnis  zwischen  Gold 
und  Silber  lässt  sicli  durchführen,  und  Gfold- 
imd  Silbermünzen  können  füi*  den  Wechsel- 
verkehr neben  einander  cirkulieren,  wenn 
die  beim  Handelsverkehr  hauptsäclilich  be- 
teiligten Staaten  das  Wertverhältnis  gleich- 
förmig annehmen  luid  die  Münzen  vollwich- 
tig erhalten.  Eine  gemeinschaftliche  Münze 
würde  noch  grössere  Vorteile  erwarten  lassen, 
wenn  für  die  richtige  Einlialtung  des  Metall- 
gehaltes gesorgt  würde.«  Auch  in  dem 
1856  erschienenen  Buche  von  S.  Oppenheim 
über  die  Natiu-  des  Geldes  wird  der  Plan 
des  BimetaUismus  aufgestellt  und  verteidigt. 
Ph.  Geyer  trat  1867  in  seiner  »Theorie  und 
Pnixis  des  Zettelbankwesens«  für  die  Doppel- 
währung ein,  indem  er  behauptete,  dass  die 
Schwankungen  im  Wertverhältnis  der  beiden 
Edelmetalle  lediglich  durch  das  Vorhanden- 
sein der  einfachen  Währungssysteme  venu- 
sacht  werden.  Wenn  alle  Länder  die  Doppel- 
wähnmg  besässen,  würden  solche  Schwan- 
kungen gar  nicht  vorkommen  können,  weil 
es  dann  unmöglich  wäre,  dass  man  zum 
Behuf  einer  ins  Ausland  zu  machenden 
Zahlung  z.  B.  das  Süber,  das  man  gerade 
in  Händen  hätte,  nicht  brauchen  könnte, 
sondern  erst  auf  dem  Mai'kte  nach  Gold 
suchen  müsste.  Dass  auch  J.  Prince-Smith 
die  möglichst  grosse  Ausdehnung  des  Doppel- 
wälinmgsgebietes  als  Bedingimg  der  mög- 
lichst festen  Aufrechterhaltung  des  gemein- 
schaftlichen Währuugsverhältnisses  betrach- 
tet, ist  schon  erwähnt.  Auch  in  Amerika 
waren  schon  ähnliche  Vorschläge  aufge- 
taucht. Namentlich  fühi-t  Wolowski  ein 
1864  erschienenes  Buch  »Money«  von  Gh. 
Moran  an,  in  dem  gesagt  wird,  das  einzige 
Mittel  gegen  alle  Schwankungen  des  Wert- 
verhältnisses bestehe  darin,  dass  durch  einen 
Kongress  aller  Handelsnationen  ein  gleich- 
fönniges  gesetzliches  Verhältnis  angenommen 
wimle.  Das  Signal  zu  einer  eigentlichen 
bimetallistischen  Agitation  wurde  jedoch  erst 
1876  durch  eine  Broschüre  Cernuseliis  ge- 
geben'), der  auch  der  Erfinder  des  Aus- 
druckes »Bimetallismus«  ist.  Er  ti-at  auf 
für  das  »15V  2  univei*sel«  und  liat  dieses 
Progi'amm  in  seinen  zalilreichen  Broschüren 
stets  festgehalten,  auch  nachdem  das  Silber 
um  ein  Drittel  seines  früheren  Wertes  ge- 
sunken wai\  Von  den  namhaften  wissen- 
schaftlichen Nationalökonomen  trat  ilim  zu- 
erst E.  de  Laveleve  bei,  der  seitdem  immer 


einen  hervorragenden  Anteil  an  der  inter- 
nationalen Leitung  der  Agitation  genommen 
hat.  In  Deutschland  wurde  die  bimetallis- 
tische  Bewegung  eret  in  lebhaften  Gang 
gesetzt  durcli  das  mit  heftiger  Polemik 
gegen  die  Goldwähnmgspartei  aufti'etende 
Buch  von  0.  Arendt,  »Die  vertragsmässige 
Doppel wähnmgc.  Die  Anschauung,  dass 
die  ungünstige  Lage  der  Landwirtscliaft  mid 
der  Industrie  mit  der  Entwäluimg  des 
Silbers  zusammenliänge  imd  durch  das  biine- 
tallistische  System  beseitigt  werden  könne, 
fand  mehr  und  melir  Verbreitimg.  Viele 
Vertreter  der  mit  den  agrarischen  und  in- 
dustriellen Interessen  in  Beziehung  stehen- 
den parlamentarischen  Parteien  wurden  für 
den  Plan  gewonnen,  und  bald  wies  auch  die 
Reichsregierung  den  Grundgedanken  des- 
selben wenigstens  theoretisch  nicht  mein* 
zurück.  Auf  der  internationalen  ^Münzkon- 
ferenz,  die  im  April  und  ^lai  des  Jahi-es 
1881  in  Paris  stattfand  und  bei  fast  allen 
Staaten  eine  dem  Silber  wesentlich  günstigere 
Stimmung  zeigte  als  die  Konferenz  von 
1878,  erklärte  der  erste  deutsche  Delegierte, 
Hr.  V.  Thielemann,  offiziell  ^) :  »Wir  erkennen 
ohne  Rückhalt  an,  dass  eine  Wiederherstel- 
lung des  Silberwertes  wünschenswert  ist 
und  eireicht  werden  könnte  durch  die  Wie- 
deraufnahme der  Silberprägungen  in  einer 
Anzahl  der  bevölkertsten  auf  dieser  Konferenz 
vertretenen  Staaten,  die  zu  diesem  Zweck 
ein  festes  Wertverhältnis  zwischen 
Gold  und  Silber  annehmen  würden<i. 
Dieser  theoretische  Satz  wurde  schliesslich 
auch  von  den  meisten  Anhängern  der  Gold- 
währung, namentlich  auch  von  Soetbeer  zu- 
gegeben, wenn  sie  auch  ftir  Deutscliland 
keine  praktischen  Schlussfolgerungon  daraus 
ziehen  woUten.  Schaffte  und  Adolf  Wagner 
sprachen  sich  positiv  günstig  füi-  das  bime- 
tallistische  System  aus.  Mittlerweile  hatte 
sich  in  Deutschland  ein  »Verein  für  inter- 
nationale Doppelwährungen  unter  dem  Vor- 
sitz des  Abgeordneten  v.  Kardorff  gebildet, 
als  dessen  Schriftführer  0.  Arendt  zahl- 
reiche Broschüren,  eine  »Bimetallistische 
Korrespondenz«  und  ein  besonderes  Organ, 
^Der  Kampf  um  die  Währung«,  in  zwang- 
losen Nummern  herausgab,  während  die 
Sache  der  Goldwälu-ung  durch  die  von  H. 
Kieser  herausgegebene  »Wähi'ungskon'cspon- 
denz«  vertreten  wurde.  Auch  in  England 
gewann  der  Bimetallismus  besondere  infolge 
der  diu'ch  die  Süberentwertung  verursachten 
Erechwerung  des  Verkehrs  nach  Indien  all- 
mählich Boden.  Herr  H.  H.  Gibbs,  Direktor 
und  zeitweilig  Gouverneur  der  Bank  von 
England,  der  als  englischer  Delegierter  auf 
der  Pariser  Münzkonferenz  von  1878  noch 
ein  Anhänger  der  Goldwährmig  war,  be- 
kehrte sich  zu  der  früher  verwoi'fenen  Lehre, 
und  auch  HeiT  GrenfeU,  ebenfalls  Direktor 
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und  ehemaliger  Gouverneur  der  Bank,  schloss 
sich  derselben  an.  Es  wiude  nun  auch  eine 
englische  »Bimetallistische  Liga«  gegründet, 
die  zunächst  im  Bullionist  ihr  Organ  fand. 
Im  Oktober  1882  fand  ein  bimetallistischer 
Kongress  in  Köln  slatt,  an  dem  u.  a.  die 
Herren  v.  Kardorff,  Leuschner,  v.  Roggon- 
bach,  V.  Mai*schall,  E.  de  Laveleye  und  auch 
einige  Englander  teilnahmen.  Der  Grund- 
gedanke der  Verhandlungen  war,  dass 
Deutschland  nur  mit  England  zusiimmen 
irgend  welche  Schritte  im  bimetallistischon 
Sinne  unternehmen  könne  und  dürfe,  eine 
Norm,  die  auch  manchen  Goldwährungs- 
fi-eunden  unbedenklich  scliien.  Die  iwsitiven 
Vorschläge  gingen  übrigens  nur  dahin,  dass 
Deutschland  alles  Gold  und  Papier  unter  10 
^[ark  einzuziehen  und  kein  Silber  weiter  vor- 
kaufen möge  und  dass  die  Bank  von  Eng- 
land wieder  von  dem  ihr  zustehenden  Rechte 
Gebrauch  mache,  ein  Fünftel  ihres  Barvor- 
rats in  Süber  zu  halten.  Der  zweite  Punkt 
dieses  Programms  ist  seit  1879,  abgesehen 
von  einer  unbedeutenden  Ausnahn\e,  erfiiUt 
worden,  und  der  dritte  hätte  vielleicht  bei 
der  von  dem  Schatzkanzler  Gosclien  ange- 
deuteten Abänderung  der  Bankakte  mit  der 
Ausgabe  von  1  £'-Xoten  in  Verbindung  ge- 
bracht werden  "können. 

Von  1882  bis  18S7  hatte  die  bimetallis- 
tische  Bewegung  keine  äusseren  Erfolge 
aufzuweisen,  wälu^nd  der  Silberpreis  immer 
tiefer  sank.  Sie  gewann  indes  in  England 
und  Amerika  fortwährend  neue  Anhänger, 
und  es  kam  ihr  namentlich  auch  die  meines 
Erachtens  allerdings  nicht  haltban»  Theorie 
von  der  Werterhöhung  des  Goldes  als  Ur- 
sache des  allgemeinen  Rückgangs  der  AVaren- 
preise  zu  statten.  Im  Jahre  18«S7  wurde  in 
England  wieder  eine  Jtönigliche  Kommission 
ziur  Untersuchung  der  Veränderungen  in 
dem  Wertverhältnisse  der  Edelmetalle  nieder- 
gesetzt, unter  deren  Mitgliedern  sich  mehrere 
entschiedene  BimetaUisten  befanden.  Auch 
wurden  die  namhaftesten  BimetaUisten,  wie 
Gibbs,  GrenfeU,  Professor  Nicholson,  Tid- 
man  u.  a.  als  Sachverständige  vernommen, 
60  dass  der  Bimetallismus  bei  dieser  Ge- 
legenheit zuerst  eine  gei^isse  offizielle  Rolle 
spielte.  Selbst  von  denjenigen,  die  jede 
Aenderung  des  englischen  Geldwesens  ent- 
schieden ablehnten,  sprachen  sich  doch  niu* 
einzelne  gmndsätzlich  gegen  die  bimetall is- 
tische Theorie  aus,  vielmehi*  gaben  die 
meisten  zu  erkennen,  dass  ihnen  die  Ver- 
wirklichung derselben  in  anderen  Staaten 
sehr  genehm  sein  würde,  weil  sie  ebenfalls 
eine  Hebung  des  Silberwertes  davon  er- 
warteten. In  dem  Schlussbericht  unter- 
zeichneten 6  von  den  12  Kommissaren,  unter 
ihnen  Sir  Louis  Mallet  und  HeiT  A.  J.  Bal- 
four,  ein  auf  den  Bimetallismus  hinauslau- 
fendes Votum  %  in  dem  vorgesclüagen  wird 


eine  internationalo  Vereinbarung  über  die 
fi-eie  Prägung  beider  Metalle  zu  Münzen 
mit  voller  gesetzlicher  Zalilungskraft  füi- 
alle  Schulden  nach  einem  gemeinschaftlichen 
Wertverhältnis,  das  übrigens  erst  diu'ch  die 
Verhandlungen  zwisclien  den  Staaten  fest- 
gestellt werden  soll.  So  war  auch  in  der 
Kölner  Versammlung  mit  Rücksicht  auf  den 
Standpunkt  der  Engländer  vermieden  wor- 
den, ein  bestimmtes  Wertverhältnis,  etwa 
das  französische,  sofort  zur  allgemeinen  An- 
nahme zu  empfehlen.  Praktische  Folgen 
hat  diese  neue  englische  Untei-suchung 
übrigens  nicht  gehabt,  doch  erlangte  im 
April  189(1  ein  bimetallistischer  Antrag  im 
Parlamente  eine  immerhin  beachtenswerte 
Minorität.  —  In  Paris  fand  1889  bei  Ge- 
legenheit der  Weltausstellung  ein  freier 
Münzkongross  statt,  auf  dem  sich  wiederum 
zeigte,  dass  gerade  in  Frankreich,  dessen 
Regierung  aus  der  praktischen  Rücksicht 
auf  den  enormen  Silbervorrat  des  Landes 
sich  dem  bimetallistischen  System  stets  zu- 
geneigt hat,  die  meisten  Theoretiker  dem- 
selben feindlich  gegenüberstehen.  Cernuschi 
suchte  schliesslich  einigen  Effekt  zu  ei-zielen, 
indem  er  einen  Preis  von  10 OO)  Francs 
aussetzte  für  die  beste  Beantwortimg  der 
Frage,  wie  sich  die  Verhältnisse  gestalten 
wiii-den,  wenn  ein  bimetallistischer  Bund 
mit  der  Einheit  (dem  »Juste«)  in  Silber 
gleich  dem  französischen  Fünffrankenstücke 
und  in  Gold  gleich  dem  amerikanischen  Gold- 
dollar zu  Stande  käme.  In  diesem  Projekte 
wird  merkwürdigerweise  der  Wert  des 
Silbers  noch  höher  gestellt  als  nach  dem 
französischen  Wertverhältnisse.  Den  Pi-eis 
hat  ein  ehemaliger  holländischer  Diplomat, 
«Hr.  Rochussen,  erhalten,  der  dieses  neue 
Werts^erhilltnis  verwirft  und  >^ie  die  eng- 
lischen BimetaUisten  empfiehlt,  dass  man  die 
Unterhandlungen  beginnen  möge,  ohne  im 
voraus  ein  bestimmtes  Wert  Verhältnis  in 
Aussicht  zu  nehmen.  Wenn  die  Staaten 
einmal  über  das  Princip  einverstanden  seien, 
wünle  sich  das  Wertverhältnis  bald  von 
selbst  ergeben,  und  zwar  scheint  der  Ver- 
fasser zu  glauben,  dass  das  alte  französische 
den  Sieg  davon  tragen  würde.  —  Einer 
neuen  internationalen  Münzkonferenz,  die 
im  November  1892  in  Brüssel  stattfand, 
wurden  versclüedene  Vorsclüäge  zur  Hebung 
des  Silberwerts  unterbreitet,  von  denen  aber 
keiner  Annahme  fand.  Ebenso  ergebnislos 
blieben  die  Beratungen  der  deutschen  Silber- 
kommission, die  1894  einberufen  wurde, 
nachdem  die  Einstellung  der  indischen  Süber- 
prägungen  und  die  Aufhebung  der  Sherman- 
Akte  die  Entwertung  dieses  Metalls  auf 
einen  bis  daliin  unerhörten  Grund  gebracht 
hatte.  Neue  Hoffnungen  aber  schöpften  die 
BimetaUisten,  als  die  von  ^lac  Kinley  ent- 
sandten   amerikanischen    Delegierten    1897 
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mit  der  französischen  Regienmg  ein  Pro- 
gramm vereinbart  hatten,  dessen  Haupt- 
pimkt  dahin  lautete,  dass  Frankreich  und 
die  Vereinigten  Staaten  bereit  seien,  ihre 
Münzstätten  für  die  freie  Silberprägung  naeh 
dem  Wertverhältnisse  1 :  15^/2  zu  öffnen, 
wenn  sie  von  den  anderen  Staaten  in  der 
Nachfrage  nach  Silber  so  weit  unterstützt 
wtirden,  dass  ihr  Vorgehen  Aussicht  auf 
Erfolg  habe.  Auch  die  französische  Kammer 
fasste  auf  Antrag  Möline's  einen  Beschluss 
zu  Gunsten  der  internationalen  Doppelwäli- 
rung.  Es  kam  nun  alles  auf  die  Entschei- 
dung Englands  an.  Die  freie  Silberprägung 
wui'de  diesem  Staate  gar  nicht  zugemutet, 
sondern  die  amerikanischen  Unterhändler  be- 
gnügten sich  mit  der  Fordenmg,  dass  die 
indischen  Münzstätten  wieder  geöffnet  wür- 
den und  England  dem  Silber  durch  ver- 
schiedene, mit  der  principiellen  Beibehaltung 
der  Goldwähning  vereinbarten  Mittel  einen 
grösseren  Raum  in  seinem  Geldumlauf  ge- 
wähi'e.  Die  indische  Regienmg  aber,  die 
noch  im  Jahre  1892  den  allgemeinen  Bime- 
tallismus empfohlen  hatte,  sprach  sich  jetzt 
entschieden  für  die  Ablehnung  der  franzö- 
sisch-amerikanischen Vorschl^e  imd  für 
den  Anschluss  Indiens  an  die  englische 
Goldwährung  aus.  Daraufhin  erklärte  Lord 
Salisbiu^"  dem  amerikanischen  Gesandten, 
dass  die  Britische  Regienmg  nicht  im  stände 
sei,  den  ersten  Punkt  der  Vorschläge  Ame- 
rikas und  Frankreichs  —  die  Oeffnung  der 
indischen  Münzstätten  —  anzunelimen;  auf 
die  übrigen  Punkte  näher  einzugehen,  hielt 
er  nunmehr  mit  Recht  nicht  für  nötig.  So- 
mit war  die  amerikanische  Sendung  ge- 
scheitert, und  der  Bimetallismus  hatte  eine 
tödliche  Niederlage  erlitten.  Am  schmerz*- 
lichsten  mussten  seine  Anhänger  empfinden, 
dass  auch  ihr  hocligepriesener  Paladin  Bal- 
foiu-  als  erster  Lord  des  Schatzes  an  diesem 
gegen  sie  gerichteten  Schlage  beteiligt  war. 
Die  deutschen  Bimetallisten  haben  ihn  da- 
her in  Acht  und  Bann  gethan,  aber  die 
Kraft  ihrer  Agitation  ist  und  bleibt  seit 
dieser  Entscheidung  Englands  gebrochen. 
Ueber  die  Bewegungen  des  Wertverhältnisses 
der  beiden  Edelmetalle  s.  d.  Artt.  Edel- 
metalle (unten  S.  260 ff.)  imd  Silber. 

6.  Kritik.  Wenn  wir  nun  die  Wirkung 
des  Doppel wähningssystems  theoretisch  be- 
trachten, so  nehmen  wir  zunächst  an,  dass 
dasselbe  in  einem  einzelnen,  aber  genügend 
grossen  Lande  bestehe,  dessen  Nachbarn 
euifache  Währung  besitzen  —  ein  Fall,  für 
den  Frankreich  bis  1870  das  beste  Beispiel 
bot.  Die  Erfahrung  lehrt  nun  unzweifelhaft, 
dass  der  Staat  für  unterwertige  Münzen 
einen  erhöhten  Nominalwert  aufrecht  erhal- 
ten kann,  indem  er  ihnen  unbescliränkte 
oder,  wie  bei  den  Scheidemünzen,  auch  nur 
beschränkte   gesetzliche  Zahlungskraft  ver- 


leiht. Die  Sicherung  des  Kreditwertes  sol- 
cher Münzen  ist  indes  nur  möglich,  wenn 
die  Menge  derselben  nicht  über  eine  ge- 
wisse Grenze  hinaus  vennehrt  werden  kann. 
Wird  diese  Grenze  überschritten,  ist  es 
namentlich  möglich ,  solche  Münzen  .  aus 
einem  auf  dem  Weltmarkte  minderwertigen 
Metall  in  beliebiger  Menge  zu  prägen,  so 
werden  sie  das  ausschliessliche  Mittel  zur 
Zahlung  aUer  Schulden,  imd  die  in  ihnen 
ausgeprägte  Geldeinheit  wird  daher  ähnlich 
wie  bei  einem  Papiergelde  mit  Zwangskurs 
zu  dem  eigentlicnen  Wertmass,  während 
die  Münzen  aus  dem  höherwertigen  Metall 
ein  Agio  erlangen.  Die  Geschichte  lehrt, 
dass  es  selbst  bei  drakonischen  Strafan- 
drohungen niemals  einem  Gesetze  gehmgen 
ist,  die  Kurssteigening  der  höherwertigen 
Münzen  zu  verhindern,  wenn  das  allgemein 
gebräuchliche  Zahlungsmittel  an  innerem 
Werte  eingebüsst  hatte.  Insbesondere  hat 
auch  das  französische  G.  v.  1803  dies  nie- 
mals zu  Stande  gebracht,  da  Jahrzehute 
liindiutjh  fiir  die  französischen  Goldstücke 
amtlich  eine  Prämie  notiert  worden .  ist, 
deren  Grösse,  soweit  es  sich  um  die  un- 
mittelbare Wirkimg  des  Gesetzes  handelt, 
weiter  nicht  in  Frage  kommt.  Dass  dieses 
System  für  die  inländischen  Schuldner 
einen  Vorteil  bringe,  ist  nicht  ersichtlich; 
denn  diese  haben  ja  praktisch  gar  nicht  die 
Wahl,  ob  sie  in  Silber  oder  Gold  bezahlen 
wollen,  sondern  sie  können  nur  das  Metall 
weiter  geben,  das  sie  selbst  einnehmen, 
und  das  w^ar  in  Frankreich  in  den  dreissi- 

fer  und  vierziger  Jahren  immer  Silber. 
>ie  Goldstücke  wurden  der  Prämie  wegen 
oder  gewissermassen  als  Luxusmünzen  aus 
dem  gewöhnlichen  Verkehr  gänzlich  zurück- 
gehalten, und  selbst'  in  dem  BarvoiTat  der 
Bank  von  Frankreich  waren  nur  geringe 
Bestände  vorhanden.  Der  höchste  und  der 
niedrigste  Stand  des  Gold-  und  Silbervor- 
rates bei  der  CentralsteDe  der  Bank  betrug 
in  1000  Francs: 

T)^^^j^  Gold  Silber 

i-enoae       ^^^       ^^^  ^^^^        ^.^ 

1816-1823528171)200*)  19^940'*)  24725*) 
1824—1833  2200*)  loo«)  283600')  84958»») 
1834— I8ÖO  40600»)  300IO)  339  100")  48400^*) 
Wieweit  das  Vei-schwinden  des  höher- 
wertigen MetaUs  aus  dem  gewöhnlichen  Ver- 
kehr mit  Ausfuhr  desselben  verbunden 
war,  hing  von  der  Zahlungsbilanz  ab.  In 
Frankreich  hat  jedenfalls  in  den  di'eissiger 
und  \derziger  Jahren  eine  beträchtliche  Mehr- 
ausfuhr von  Gold  stattgefiuiden,  wenn  sich 
dieselbe  auch  aus  der  Handelsstatistik  nicht 
mit  genügender  Genauigkeit  feststellen  lässt 
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Doch  waren  im  Jahre  1848  unzweifelhaft 
noch  immer  einige  hundert  Millfonen  Francs 
Gold  im  Lande,  weil  eben  die  Goldpränüe 
der  Ausfuhr  entgegengewirkt  hatte.  Auch 
erlitt  Frankreich  weder  durch  die  damalige 
Goldausfuhr  noch  durch  die  Silberausfuhr 
in  den  folgenden  Jahren  Schaden,  da  das 
Ausland  eben  die  Prämie  für  das  gesuchte 
Metall  bezahlen  musste  und  Frankreich 
immer  in  einer  vorangehenden  Periode  vor- 
zugsweise dasjenige  Metall  angesammelt 
hatte,  welches  in  der  Folge  auf  dem  Welt- 
markte hn  Werte  stieg.  Die  Haupt  Wirkung 
der  Doppelwährung  aber  war,  dass  a\ich  das 
Ausland  seine  Zahlungen  an  Frankreich 
immer  hauptsächlich  in  dem  Metall  leistete, 
welches  dort  jeweilig  das  allgemeine  Zah- 
lungsmittel bildete.  Vor  1850  z.  B.  stand 
in  London  das  Silber  als  Rimesse  ftir  Frank- 
reich stets  mit  den  Wechseln  auf  Paris  in 
Konkurrenz;  bei  dem  damaligen  Preise  von 
58^/8 — 59  drückte  es  stets  auf  den  Wechsel- 
kurs, weil  die  Banken  für  Wechsel,  die  sie 
auf  Paris  ausstellten,  immer  leicht  Deckimg 
durch  Silbersendungen  schaffen  konnten. 
Diese  Sendimgen  gingen  im  ganzen  noch 
über  den  Beti-ag  hinaus,  den  Frankreich  in- 
folge seiner  günstigen  Zahlungsbilanz  in 
bar  zii  fordern  hatte,  und  sie  wurden  daher 
teilweise  durch  Abfluss  von  französischem 
Gold  aufgewogen.  Ohne  Zweifel  hat  nun 
die  Leichtigkeit,  mit  der  damals  das  Silber 
und  in  der  nachfolgenden  Periode  das  Gold 
in  Frankreich  untergebracht  weixlen  konnte, 
den  Wert  erst  des  einen  und  dann  beson- 
ders des  anderen  Metalls  auf  dem  Welt- 
markte wesentlich  gestützt.  Wurden  ja 
allein  von  1851 — 1870  unter  Napoleon  IlL 
6152  Millionen  Francs,  ungefähr  die  Hälfte 
der  gesamten  gleichzeitigen  Goldproduktion 
der  Erde  darstellend,  in  diesem  Metall  ge- 
prägt, während  die  Mehrausfuhr  von  Silber 
in  diieser  Periode  nur  etwa  1500  Millionen 
Francs  betrug.  Die  Hauptwii-kung,  welche 
die  in  einem  reichen  Lande  geltende  Doppel- 
währung auf  die  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse ausübt,  besteht  demnach  darin, 
dass  sie  die  Wert  Verminderung  eines 
Edelmetalls,  dessen  Produktion  stark  zu- 
nimmt, in  engen  Grenzen  hält,  so  lange  das 
Land  eine  günstige  Zahlungsbilanz  oder  noch 
bedeutendere  Vorräte  des  anderen  Metalls 
besitzt.  Weit  weniger  dagegen  ist  das 
Doppehvähningssystem  im  stände,  die  Wert- 
er hohung  eine's  Metalls  zu  verhindern, 
das  aus  irgend  einem  Gnmde  besonders  ge- 
sucht wii*d.  Die  Pi-ämie,  die  dann  auch  für 
die  Münzen  aus  diesem  Metall  entsteht, 
hängt  nur  von  dem  Verhältnis  von  Nach- 
frage und  Angebot  ab,  kann  also  an  sich 
jede  Höhe  erreichen.  Sie  wird  allerdings 
niedrig  bleiben,  solange  noch  ein  sehr  reich- 
licher Bestand  an  Münzen  dieser  Art  vor- 


handen ist;  da  es  sich  aber  immer  haupt- 
sächlich um  Nachfrage  für  die  Ausfuhr 
handelt,  so  wird  der  Vorrat  allmählich  immer 
kleiner,  die  Prämie  immer  höher  und  dem- 
nach die  Abweichung  des  wirklichen  Wert- 
verhältnisses von  dem  gesetzlichen  immer 
grösser.  Statt  der  Doppelwährung  existiert 
dann  schliesslich  in  Wirklichkeit  nur  eine  ein- 
fache Wähnmg,  neben  welcher  die  Münzen  des 
anderen  Metalls  sich  nur  als  Handelsmünzen 
mit  veränderlichem  Verkehrswert  halten. 

Denken  wir  uns  nun  mehrere  Länder  zu 
einem  bimetallistischen  Bunde  vereinig, 
England  jedoch  mit  seiner  gewaltigen  Han- 
delsmacht ausserhalb  desselben  bleibend. 
Der  Bund  wnirde  durch  Freigebung  der 
Silberprägung  nach  dem  französischen  oder 
amerikanischen  Wertverhältnisse  ohne  Zweifel 
im  Stande  sein,  das  Silber  zunächst  wieder 
ungefähr  auf  seinen  friiheren  Preis  zu  bringen ; 
aber  er  würde  ebensowenig  wie  einst  Frank- 
reich allein  das  Entstehen  einer  Goldprämie 
verhindern  können,  wenn  die  Goldproduktion 
wieder  abnähme  oder  England  Gold  an  sich 
zöge,  um  seinen  Bai'vorrat  zu  dem  des 
bimetallistischen  Gebiets  in  das  richtige 
Verhältnis  zu  setzen.  Die  Höhe  dieser 
Prämie  würde  wahrscheinlich  etwa  dieselbe 
sein,  wie  wir  sie  in  Frankreich  zur  Zeit 
Ludwig  Philipps  finden,  nämlich  1^'2 — 2^/o, 
und  der  Unterechied  würde  nur  darin  be- 
stehen, dass  der  Punkt  der  Erschöpfung  an 
Gold  in  dem  grossen  Staatengebiete  w^eniger 
leicht  erreicht  wtirde  als  in  Frankreich  allein, 
wo  er  übrigens  in  jener  Periode  auch  noch 
nicht  erreicht  worden  ist.  Die  Einwirkung 
Englands  "allein  wihxle  also  ausreichen  ,•  um 
das  Wertverhältnis  des  bimetallistischen 
I  Bundes  thatsächüch  mehr  oder  weniger  zu 
st(>ren  und  die  wirkliche  Gleichberechtigung 
von  Gold  und  Silber  im  gewöhnlichen  Ver- 
kehr zu  verhindern. 

Wenn  allerdings  auch  England  dem  Bunde 
beiträte,  so  würde  die  Hauptursache,  die  bei 
den  gegenwältigen  Verhältnissen  eine  be- 
sondere Nachfrage  nach  Gold  verursacht, 
nämlich  das  Bedürfnis  für  die  Ausfuhr,  in 
dem  ganzen  Gebiete  wegfallen.  Die  inter- 
nationalen Zalüungen  könnten  dann  ebenso 
gut  mit  Silber  als  mit  Gold  ausgegüclien 
werden,  und  die  Kosten  der  Vei-sendung,  die^ 
liauptsächlich  nach  dem  Weite  bemessen 
werden,  sind  für  beide  Metalle  nicht  er- 
heblich vei-scliieden.  Üebrigens  würde  ohne 
Zweifel  das  amerikanische  Silber -Hinter- 
legungssystem eine  weitere  grossartige  Eut- 
wickeiung  erhalten  und  die  Möglichkeit 
internationaler  Zahlungsausgleichungen  mit- 
telst Silbercertifikate  gewähren.  Auch  im 
Inlande  würde  natürlich  nur  wenig  Silber 
in  natura  umlaufen,  sondern  die  durch  Silber 
vollgedeckten  Münzscheine  würden  das 
Haiiptumlaufsmittel    bilden.      Man    könnte 
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daher  vermuten,  dass,  abgesehen  von  grossen 
Krisen  und  allgemeiner  Erschüttenuig  des 
Kredits  oder  des  Staates  das  Gold  tmter 
der  bimetallistischen  Organisation  eine  Ver- 
minderung seines  Gebrauchswertes  als  Geld- 
stoff erfahren  werde.  In  Wirklichkeit  aber 
würde  diesem  Verlaufe  die  Vorliebe  ent- 
gegenwirken, die  nun  einmal  in  den  finanziell 
massgebenden  Kreisen  der  Kulturwelt  für 
das  Gold  vorhanden  ist.  Das  Gold  hat 
gewissermassen  einen  höheren  Kredit  als 
Geldstoff,  und  dieser  wüi^e  sich  wahrschein- 
lich auch  der  bimetallistischen  Organisation 
gegenüber  beliaupten,  wenn  diese  bei  solcher 
Stimmung  des  Publikums  überhaupt  zu 
Stande  kommen  könnte. 

Das  Gold  ist  aber  auch  bekanntlich  nicht 
nur  Geldmaterial,  sondern  auch  ein  wichtiger 
Rohstoff  für  die  Luxusindustrie.  In  dieser 
Eigenschaft  wird  gegenwärtig  jährlich  eine 
Ge^^^chtsmenge  verwendet,  die  einen  AVert 
von  250—300  Mill.  Mark  daretellt  Mit  der 
Zunahme  der  Bevölkerung  und  des  Wohl- 
standes wird  dieser  industrielle  Bedarf  ohne 
Zweifel  noch  weiter  steigen,  und  wenn  dann 
andrerseits  die  Goldproduktion,  was  für  die 
fernere  Zukunft  nicht  unwahrscheinlich  ist, 
allmälüich  zurückgehen  sollte,  so  wüi*de  aUein 
die  Nachfrage  für  gewerbliche  Zwecke  ge- 
nügen, um  für  das  Barrengold  eine  Prämie 
gegen  den  dem  gesetzlichen  Wertverhältnis 
entsprechenden  Preis  zu  erzeugen,  zumal  die 
allerdings  in  grosser  Menge  vorhandenen 
Goldmünzen  allmählich  durcii  Abreibung  eine 
Werteinbusse  erleiden  würden.  Dieser  Wert- 
erhöhung des  Goldes  in  seiner  Eigenschaft 
als  gewöhnlicher  Ware  könnte  die  bimetal- 
listische  Organisation  offenbar  in  keiner  Weise 
entgegenwirken ;  wenn  dieselbe  aber  an  sich 
auch  nur  sehr  gering  wäre,  so  würde  sie 
doch  auch  wieder  auf  den  Wert  des  Goldes 
als  Geldstoff  einen  Einfluss  haben,  denn  sie 
würde  wieder  die  Spekulation  auf  die 
Wertsteigerung  dieses  Metalles  ermöglichen, 
die  Bevorzugung  desselben  durch  die  öffent- 
liche Meinung,  die  Ansammlung  und  Zurück- 
haltung desselben  begünstigen  und  dadurch 
eine  noch  weitere  Abweichung  des  imVer- 
kelir  geltenden  von  dem  gesetzlichen  Wert- 
verhältnisse verursachen.  Diese  Verschiebung 
wäre  umsomehr  zu  erwarten,  je  mehr  die 
auf  Silber  begründeten  Umlaufsmittel  infolge 
der  vermehrten  Produktion  dieses  Metalles 
im  Verkehr  das  Uebergewicht  über  das  Gold 
erhalten  wüi'den. 

Allerdings  hat  nun  auch  die  Gold- 
produktion in  den  letzten  Jahren  in  ganz 
enormem  Masse  zugenommen  und  1897  fast 
eine  Milliarde,  um  lö98  einen  noch  um 
mehr  als  100  MiU.  höheren  Betrag  erreicht. 
Aber  auch  die  jährliche  Silberproduktion  liat 
weitere  Fortschritte  gemacht  und  steht 
gegenwärtig,  wenn  der  alte  Preis  zu  Gnmde 


gelegt  wird,  ebenfalls  auf  beinahe  eine 
Milliarde  Mark.  Und  das  bei  einem  wirk- 
lichen Preise  von  ungefähr  27^2  Pence  für 
die  Unze  Standard-Silber.  Würde  dieser  Preis 
künstlich  auf  60  Pence  erhöht,  was  durch 
eine  bimetall istische  Vereinigung  jedenfalls 
wenigstens  auf  eine  gewisse  Zeit  erreicht 
werden  könnte,  so  würde  die  Produktion  bei 
der  kapitalistischen  Art  der  Silbergewinnung 
und  dem  praktisch  unei-schöpf liehen  Reich- 
tum Nord-  und  Südamerikas  an  Silbererzen 
in  enormem  Masse  zimehmen.  Nicht  nur 
würden  grosse  Mengen  geringhaltiger  Erze, 
die  bei  dem  gegenwärtigen  niedrigen  Preise 
nicht  verhüttet  werden  können,  bei  solcher 
Preissteigerung  mit  Vorteil  verarbeitet 
werden  können,  sondern  es  würden  sich 
namentlich  auch  Gesellschaften  mit  grossen 
Kapitalien  bilden,  um  in  Mexiko,  Peru, 
Bolivia  u.  s.  w.  neue  Silberbergwerke  zu 
erschliessen  und  die  vorhandenen  mit  allen 
Mitteln  der  modernen  Technik  auszubeuten. 
Die  industrielle  Verwendung  des  Silbers 
würde  diu^ch  die  Preissteigerung  desselben 
gehemmt  und  herabgedrückt,  und  sein  künst- 
licher Wert  könnte  sich  nur  dadurch  an- 
nähernd behaupten,  dass  stets  der  bei  weitem 
grösste  Teil  der  Jahresproduktion  den  Münz- 
stätten tiberliefert  würde.  Da  nun  gegen- 
wäi-tig  auch  jährlich  etwa  800  Mill.  Mai*k 
in  Gold  für  die  Prägung  verfügbar  sind,  so 
würde  der  Bimetallismus  eine  ganz  unerhörte 
Inflation  des  metallischen  Geldumlaufs  er- 
zeugen. Die  Kiütiu-welt  würde  jährlich  eine 
Milliarde  Mark  mehr  für  Umlaiifsmittel  mit 
einem  künstlich  erhöhten  Preise  bezahlen 
müssen,  die  nicht  nur  überflüssig,  sondern 
volkswirtschaftlich  schädlich  wären.  Es 
würde  ein  unerträglicher  Zustand  der 
chronischen  Steigerung  der  Nominalpreise 
aller  Waren  entstehen,  die  übrigens  bei  den 
einzelnen  Wai-en  in  sehr  verschiedenem 
Grade  auftreten  würde.  Denn  die  allgemeinen 
weltwirtscliaftlichen  Konkurrenzverhältnisse 
würden  in  unveränderter  Wirkung  bleiben, 
und  so  lange  diese  z.  B.  für  Getreide  un- 
günstig sind,  würde  dessen  Wertverhältnis 
zu  den  übrigen  Waren  trotz  der  Erhöhung 
seines  Nominalpreises  keine  Besserung  er- 
fahren. Das  Silber  würde  bald  als  ein 
lästiger  Eindringling  betrachtet  werden  und 
die  Gunst  der  öffentlichen  Meinung  sich 
immer  mehr  dem  Golde  zuwenden,  was 
seinen  Ausdnick  in  einer  allmählich  steigenden 
Goldprämie  finden  würde,  die  als  ein  weiterer 
Nachteil  des  bimetallistischen  Geldwesens 
j  empfunden  werden  würde. 

Wenn  man  statt  des  alten  ein  herab- 
gesetztes Wertverhältnis  des  Silbers  zum 
Golde  dem  bimetallistischen  System  zu 
Grunde  legte,  so  würden  die  erwälmten 
Uebelstände  allerding-s  weniger  stark  hervor- 
treten.   Aber  abgesehen  davon,  dass  Fi-ank- 
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reich  und  Amerika  wegen  ihrer  MiUianlen 
Mark  in  Coiirantsilber  sich  zu  einer  solchen 
Herabsetzung  des  Wertverhältnisses  schwer- 
lich entschliessen  würden,  müsste  die  bi- 
metallistische  Union  dann  jährlich  noch  immer 
mindestens  5()0  Millionen  Mark  für  einen 
unnötigen  Ballast  von  Silbergeld  opfern,  der, 
wenn  auch  langsamer,  schliesslich  doch  die- 
selben Wirkungen  hervorbringen  würde  wie 
im  Falle  der  Wiederherstellung  des  alten 
W^ertverhältnisses. 

Kurz,  die  grosse  Zunahme  der  Gold- 
produktion in  der  neuesten  Zeit  hat  dem 
Bimetallismus  den  letzten  und  entscheidenden 
Stoss  versetzt.  Bei  dem  Stande  der  Edel- 
metallproduktion am  Anfang  der  achtziger 
Jahre  konnte  man  an  die  Möglichkeit  glauben, 
dass  die  massgeliendcn  Staaten  durch  das 
Bedürfnis  einer  genügend  breiten  metallischen 
Basis  für  ihr  Geldwesen  schliesslich  wirklich 
zu  einer  bimetall istischen  Vereinigung  ge- 
drängt werden  könnten.  Gegenwärtig  aber 
wird  in  einem  Jahre  mehr  Gold  gewonnen 
als  damals  an  Gold  mid  Silber  —  dieses 
nach  seinem  alten  Preise  berechnet  —  zu- 
sammen genommen,  und  von  Goldknapplieit 
können  jetzt  nur  noch  Leute  sprechen ,  die 
naiver  Weise  den  Goldmangel  in  ihren 
Taschen  mit  der  Unzulänglichkeit  des  Geld- 
vorrats in  der  Volkswu-tschaft  verwechseln. 
Zeitweilige  Yenniuderungen  des  Barvor- 
rats der  Banken  und  Diskontoerhölmngen 
können  nicht  als  Gegeugründe  angeführt 
werden,  denn  bei  jedem  Stand  des  Gold- 
vorrats kann  diu'ch  Si)ekulation  imd  über- 
mässige Ausdehnung  der  Unternehmungen 
ein  unberechtigter  Goldbedarf  entstehen, 
gegen  den  eine  Reaktion  nötig  wird.  —  Dass 
die  Goldproduktion  nicht  dauernd  auf  ilirer 
jetzigen  Höhe  bleiben  wird,  ist  selbstver- 
stäncllich,  aber  für  die  nächsten  20 — 25  Jalire 
darf  man  mit  Sicherheit  auf  eine  stetige, 
sehr  bedeutende  neue  Goldzufuhr  rechnen. 
Wenn  die  Produktion  dann  auch  allmählich 
abnehmen  sollte,  so  wäre  das  doch  nicht 
im  entferntesten  ein  Grund,  in  der  Gegen- 
wart durch  ein  bimetallistisches  Experiment 
eine  die  ganze  Volkswirtschaft  erschütternde 
Preisrevolution  her\'orziunifen.  Goldknai)pheit 
wäre  aber  auch  bei  einem  Rückgang  der 
Goldproduktion  in  absehbarer  Zeit  niclit  zu 
befürchten.  Denn  einerseits  wird  bis  dahin 
der  vorhandene  Goldvorrat  bedeutend  zu- 
genommen haben,  und  andererseits  dürften 
dann  auch  die  übrigen  Länder  ihre  Bank- 
organisation so  weit  ausgebildet  haben,  dass 
sie  mit  demselben  verhältnismässig  kleinen 
Vorrat  an  effektivem  Golde  auskommen 
können  wie  gegenwärtig  England.  —  That- 
säcldich  ist  die  bimetallistische  Agitation 
sogar  in  Amerika  fast  gänzlich  z\un  Still- 
stand gekommen.  Ausser  der  Vergrösseiamg 
der  Goldproduktion   liat  dazu  der  Umstand 


wesentlich  beigetragen,  dass  sich  die  Lage 
der  amerikanischen  Farmer  seit  dem  Jahre 
1897  wesentlicli  gebessert  hat.  Die  Ernte 
war  durchweg  befriedig(Mid ,  in  manclieu 
Gegenden  sogar  sehr  gut  ausgefallen,  die 
Getreidepreise  aber  hatten  eine  sehr  be- 
deutende Erhöhung  erfahren.  Damit  war 
zugleich  die  Behauptung  widerlegt,  die  in 
dem  Bryanschen  Wahlfeldzug  die  ui-teilslose 
Menge  am  meisten  beeinflusst  hatte,  dass 
die  niedrigen  Getreidepreise  durch  die  Ent- 
wertung des  Silbers  verursacht  seien.  Sind 
auch  die  Geti-eidepreise  gegenwärtig  wieder 
gesunken,  so  hat  das  gute  Jahr  doch  in 
Amerika  den  Landwirten  eine  dauernde 
Erleichterung  ihrer  Schuldenlast  gebracht 
und  ihre  Neigung  zu  wirtschaftlich-revolu- 
tionären Massregeln  jedenfalls  veimindert. 
Die  Preise  der  Industrieeraeugnisse  aber 
sind  gegenwärtig  in  Europa  wie  in  Amerika 
teils  normal,  d.  h.  den  Pi-oduktionskosten 
mit  normalem  Gewinne  entsprechend,  teils 
sogar  hoch,  wie  die  reicldichen  Dividenden 
vieler  industriellen  Aktiengesellschaften  l)e- 
weisen. 
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in  der  Custodi'schen  JSamtnlung,  Parte  antica 
I^),  IL  —  «7.  M,  Schneidtf  Systematischer 
Entwurf  der  Münz  Wissenschaft,  Bamberg  und 
Würzburg  1766  fS.  26^).  —  Sir  Janies  Steuart, 
Inquiry  into  the  principles  of  Political  Economy, 
London  1767,  B.  III,  Ch.  IV.  —  Wolowski, 
La  question  monetaire,  Paris  1868.  —  Derselbe, 
L'or  et  l'argent,  Paris  1868,  2  ed.  1870.  — 
Prince^Sinithf  Währung  und  Münze  (Ilirths 
Ann,  des  Xordd.  Bundes  1869;  s.  auch  Gesam- 
melte Schleiften  Bd.  I,  S.  245  ff.  *).  —  jlf.  Mohl, 
Zur  Münzfrage,  Tübingen  1871.  —  E.  Seyd, 
IHe.  Münz-,  Währungs-  und  Bankfragen  in 
Veutschland,  Elberfeld  18 7 L  —  Derselbe,  The 
Fall  in  the  price  of  Silver,  London  1876.  — 
Derselbe,  Der  Hauptirrtum  der  Goldwährung, 
Rudolstadt  1880.  —  Rosciter ,  Betrachtungen 
über  die  Währungsfrage  der  deutschen  Münz- 
reform, Berlin  1872.  —  Derselbe f  System  III, 
^  4d  ff.  —  Knies  f  Das  Geld,  Berlin  187,i,  S. 
222— 2Ö 7,  2.  Aufl.,  1885,  S.  278—888.  —  Jevons, 
Geld  und  Geldrerkehr,  Leipzig  1876,  S.  188  bis 
153.    —   K,    WalcUer,    Die    Silberentwertungs- 
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frage,  Strassbtirg  1877,  —  Ä»  Uehcr  die  Schwan- 
kungen  in  den  Preisen  der  Edelmetaile,  Deutsche 
Vierteljahrschriß  185'£  S.  US  ff.  *).  —  Schühler, 
Metall  und  Papier,  Stuttgart  1854*),  —  Ä  Op- 
penheim,   Die  Natur   des  Geldes,   Mainz  1856. 

—  JPh,  Geyer,  Theorie  und  Praxis  des  Zett^l- 
banlncesens,  München  1867  (neue  Titclausg.  1874) * 

—  Cemuschi,  La  monnaie  bimetallique,  Paris 
1876  y  (gleichzeitig  auch  in  Paris  deutsch  er- 
schienen). Die  zahlreichen  übrigen  Schriften  Cer- 
nuschis s,  in  dessen  Bixtgraphie  oben  S.  lSjl4-  — 
E.  de  Ixiveleye,  La  monnaie  bimetallique,  Bru- 
xelles  1876.  —  Derselbe,  La  question  monStaire 
en  1881,1— IV,  Bruxelles  1881.  —  Derselbe,  Com- 
mon place  fallacies  concerning  money  (aus  der 
Contemperary  Review),  London  1882.  —  Der- 
selbe, Das  Wesen  des  Geldes,  deutsch  von  O. 
V,  Dar,  Berlin  1888.  La  question  monetairc 
rn  Belgique  en  1889.  Echange  de  vues  entre 
M.  M.  Frere-Orban  et  Emile  de  Laveleye, 
Brtt:relles  1890.  —  O.  Arendt,  Die  rertrags- 
mässige  Doppelwährung,  Berlin  1880»  —  Der- 
selbe, Deutschlands  Währungspolitik,  Leipzig 
7881.  —  Derselbe^  Offener  Brief  an  L.  Bam- 
berger,  Berlin  1882.  —  Derselbe,  Der  Wäh- 
rungsstreit in  Deutschland.  Eine  Antwort  auf 
E.    Xasses    gleichnamige    Schrift,    Berlin    1886. 

—  Schaffte,  Für  internationale  Doppelwäh- 
rung, Tübingen  1881.  —  Ad,  Wagner,  Für 
bimetallistische  Mümpolitik  Deutschlands,  Berlin 
1881.  —  tT,  Neuucirth,  Der  Kampf  um  die 
Währung.  Jahrbücher  f,  Xat.  u.  SUU.  X.  F. 
II  (1881),  S.  47— lös.  —  Lejcis,  Erörterungen 
über  die  Währungsfrage,  Leipzig  1881  (Enreite- 
rung   einer  Abhandlung    in    Schmollers   Jahrb.) 

—  Derselbe,  Die  Währungsfrage  nach  der 
Müntkonferem.  Schmollers  Jahrb.  1881 ,  S. 
1237  ff.  —  Derselbe,  Der  Kongress  der  Bime- 
taUisten  in  Köln,  Ebd.  18SS,  S.  ^27S  ff.  —  Der- 
selbe, Die  Währnngsfrage  und  die  Produktians- 
verhältnisse  der  Edelmetalle,  ebd.  1886,  S.  178  ff. 

—  Derselbe,  Zur  Währungsfrage,  Jahrb.  für  Nat. 
u.  SUU.  X.  F.  V,  S.  Iff.  —  Derselbe,  Die  Wäh- 
rungsfrage und  die  englische  Untersuchungskom- 
mission,  ebd.  N.  F.  Bd.  XVI,  S.  S21  ff.  S.  auch 
ebd.  X.  F.  Bd.  X,  S.  So  2,  Bd.  XIII,  S.  96; 
Bd.  XVII,  S.  67;  Bd.  XXI,  S.  26L  —  Der- 
selbe, Der  gegenwärtige  Stand  der  Währ^ings- 
frage,  Dresden  1890.  —  N,  G,  Pierson,  Die 
Mümfrage,  Berlin  1882.  —  O.  Haupt,  Wäh- 
rungspolitik und  Münzstatistik,  Berlin  1884'  — 
Derselbe,  Ilistoire  monetaire  de  notre  temps, 
Paris  1886.  —  Bernhardl,  Beiträge  zur  Wäh- 
rungsfrage, Dortmund  1885.  —  Cort  van  der 
Lin€len,  De  Silrercj-isis,  Groningen  188S.  — 
Rochtissen,  Memoire  sur  le  Bimetallismc  inter- 
national (Prime  dans  le  roncours-Cernuschij,  La 
Hage  1890.  —  Boissevain,  Le  Probleme  mone- 
taire  et  sa  Solution,   Paris   et   Amsterdam  1891. 

—  Derselbe,  Zur  Währungsfrage,  Berlin  189.'i. 

—  Derselbe,  La  Situation  monetaire  en  1897, 
Paris  1897.  —  S.  Smith,  Bimetallic  money, 
Liverpool   1881.    —   D,  Barbo%ir,    The  Theory  I 


Währungsfrage.  Jahrb.  für  Nai.  u.  Stat.  N.  F.  I 
(1880),  S.  1 — 82.  —  L,  Bamberger,  Die  Verschlep- 
pung der  deutschen  Müntreform,  Köln  188£.  — 
H,  Kieser,  Gold  und  Währwng.  Eine  Kritik 
bimetaUistischer  Anschauungen,  Berlin  1881.  — 
Derselbe,  Die  detiische  Währung  und  ihre 
Gegner,  Köln  1888.  —  H,  A,  Bueck,  Beiträge 
zur  Währungsfrage,  Düsseldorf  1880.  —  W, 
Eros,  Der  Währungsstreit  1879—1883,  Berlin 
1888.  —  Walras,  Theorie  mathSmatique  du 
Btmetallisme.  Extraits  du  Journ.  des  Sconomistes 
de  Dec.  1876  et  Mai  1881.  —  Derselbe,  TfiSorie 
de  la  monnaie,  Lausanive  et  Leipzig  1886  (ist' 
für  die  Vencendung  von  Silbermünzen  als  nbillon 
regulateurti).  —  Prager,  Die  Währungsfinge 
in  den  Vereinigten  Staaten,  Stuttgart  1897.  —  Das 
neue  Fiasko  der  internationalen  Doppelwährung 
(Währungsbibliothek,  Heß  8),  StuiigaH  1897.  — 
Heyn,  Kritik  des  Bimetall ismus,   Berlin  1897. 

JLexis, 

Dorf,  Dorfanla^e 

s.  Ansiedelung  oben  Bd.  I  S.  354ff.,  be- 
sonders S.  369  ff. 


of  Bimrtallism,  London  s.  a.  —  Dana  Harton, 

Silrer  and  (rold  in  their  relation  to  resumption, 
Cincinnati  187f).  Erweitert  1877.  —  Derselbe, 
The  Silver  Pound,  London  1887.  —  Sasse,  Der 
Bimetalliitmus  und  die  Währungsfrage  in  den 
Vereinigten  .*<taaten.  Htltzendorff  n.  Brentano, 
Jahrb.  für  Genetzgebg.  etc.  1878,  S.  118  ff.  — 
Soetbeer,     Die     hauptsächlichen     Prrtbleme     der 


Drawbacks 

s.  Ausfuhrprämien  und  Ausfuhr- 
vergütungen oben  Bd.  II  S.  34  ff. 

Dreifelderwirtschaft 

s.  Ackerbausysteme  oben  Bd.  I  S.  38 ff. 

Droz,  Fran^ois  Xavier  Joseph, 

feb.  in  Besau (^on  den  31.  X.  1773,  gest.  den  4. 
I.  1800  in  Paris,  als.  Mitglied  der  Academle 
fran^.  (seit  1825)  und  als  Mitglied  der  Acad^mie 
des  sciences  morales  et  politiques  (seit  1832). 
Als  Kapitän  der  Freiwilligen  nahm  er  am  Khein- 
feldzuge  teil,  wurde  1796  Professor  an  der 
Centralschule  seiner  Vaterstadt  und  später  Be- 
amter bei  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern, 
welchen  Posten  er  1814,  nach  Rückkehr  der 
Bourbonen,  aufgab. 

Droz  war  ein  wirtschaftspolitischer  Gesin- 
nungsgenosse Says,  aber  das  Gegenteil  von  einem 
Individualisten  und  als  solcher  Verherrlicher 
des  ethischen  Elementes  im  Wirtschaftsleben. 
Er  war  ein  Verteidi|?er  des  Satzes,  dass  die 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie  berufen  sei, 
dafür  Propaganda  zu  machen,  dass  die  Anstren- 
gungen zur  Mehrung  des  Volkswohlstandes 
denen  zur  Hebung  der  materiellen  und  sozial- 
politischen Wohlfahrt  der  arbeitenden  Klassen 
parallel  laufen  müssen.  Er  trat  ferner  für 
Freiheit  der  Arbeit,  Freizügigkeit  und  Gewerbe- 
freiheit ein. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Observations  sur 
les  maitrises,  sur  les  r^§:lements,  les  Privileges 
et  les  prohibitions ,  Pans  1801.  —  Application 
de  la  morale  k  la  politiqne,  Paris  1825.  — 
L'economie  politiqne  ou  prinoipes  de  la  science 
des  richesses,  Paris  1829;  dass.,  3e  ed.  1854; 
dass.,  deutsch  von  Keller,  Berlin  1830. 


Vgl.  über  Droz:  Mignet,  J.  Droz.  Notice 
sur  sa  sie  et  ses  travaux  in  Journ.  d.  Econom., 
tome  XXXI,  Paris  1852.  —  Nouveau  biographie 


Di-oz — Dufau 


253 


gener,  tome  XIV,  Paris  1865,  p.  810  f.  —  Nou- 
vean  dictionnaire  de  Tecon.  pol.,  I.  Paris  1891, 
p.  749.  —  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  U,  S.  1001. 

LipperL 


Ducp^tiaux,  Edouard, 

feb.  zu  Brüssel  am  29.  VI.  1804,  gest.  daselbst  am 
1.  VII.  1868.  Im  Jahre  1831  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  Generalinspektor  der  belgischen 
Geföngnisse  und  Wohlthätigkeitsanstalten,  wel- 
chem Amte  er  bis  1861  vorstand. 

Seine  Verdienste  um  Verbesserung  des 
Zellensystems  und  der  Gefängnishygiene,  Be- 
kämpfung des  Pauperismus  und  Fürsorge  für 
die  jus^endlichen  Arbeiter  sichern  ihm  einen 
Ehrenjuatz  unter  den  Philanthropen  des  XVIII. 
Jahrhunderts. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  die 
nachfolgenden  genannt: 

Des  progrfes  et  de  Fetat  actuel  de  la  r^forme 
penitentiaire  ...  et  des  institutions  präventives, 
aux  Etats-Ünis,  en  France,  en  Suisse,  en  Anele- 
terre  et  en  Belgique  etc.,  3  vols.,  Bruxelles 
1&)7— 38.  —  De  la  condition  physique  et  morale 
des  jeunes  ouvriers,  2  vols.,  Bruxelles  1843.  —  En- 
quete sur  la  condition  des  classes  ouvrieres  et 
sur  le  travail  des  enfants  dans  les  manufactures. 
3  vols.  Brux.  1846.  —  De  la  mortalit^  k  Bru- 
xelles compar6e  ä  celle  des  antres  grandes  villes, 
Brux.  1844.  —  Memoire  sur  le  pauperisme  des 
Flandres,  Bruxelles  18ö0.  —  Des  colonies  agri- 
coles,  Bruxelles  1851.  —  Budgets  öconomiques 
des  classes  ouvri^res  en  Belgique,  Bruxelles 
1855.  —  Des  conditions  d'application  du  Systeme 
de  Temprisonnement  separe  ou  cellulaire,  Bru- 
xelles 1857.  —  La  question  de  la  charite  et  des 
associations  religieuses  en  Belgique,  Bruxelles 
1858.  —  De  l'association  dans  ses  rapports  avec 
l'am^lioration  du  sort  de  la  classe  ouvri^re, 
Brux.  lÖBO.  —  La  colonisation  penale  et  Tem- 
prisounement  cellulaire,  Brux.  I06I.  —  Mission 
de  l'Etat,  ses  r^gles  et  ses  limites,  Brux.  1862. 
—  Reforme  du  Systeme  d'instrucüon  populaire, 
Brux.  1864.  —  Reforme  des  prisons,  Systeme 
cellulaire,  Brux.  1865.  —  La  mortalit^  aes  en- 
fants,  Brux.  1866.  — 

Vffl.  über  Ducpetiaux:  Nouv.  Biographie 
generale,  t.  XV.  (Paris  1856)  S.  33.  —  De 
Melun,  Edouard  Ducpetiaux.  Notice  biogra- 
phique,  Brux.  1868.  —  H.  d.  St.  1.  Aufl., 
Bd.  n.,  S.  1001.  Lippen. 


Dühring,  Eugen  Karl, 

geb.  am  12.  I.  1833  zu  Berlin.  Er  trat  nach 
Beendigung  seiner  Studien  in  die  juristische 
Praxis  ein,  musste  aber, diesen  Beruf  infolge 
seines  Augenleidens,  welches  später  zur  Er- 
blindung Ahrte,  aufgeben.  Im  Jahre  1864  ha- 
bilitierte er  sich  an  der  Berliner  Universität 
als  Ptivatdozent  für  Philosophie  und  National- 
ökonomie, legte  aber  1877  dieses  Lehramt 
nieder.  — 

Dührings  zum  Teil  sehr  verdienstvolle 
Arbeiten  bewegen  sich  auf  den  Gebieten  der 
Philosophie,  31echanik  und  Nationalökonomie. 
In  seinen  volkswirtschaftlichen  Schriften  hat 
er  sich  als  leidenschaftlicher  Anhänger  Careys 


(s.  d.  oben  S.  7  8)  bekundet,  für  dessen 
Lehre  er  in  Deutschland  Propaganda  zu  machen 
suchte. 

Von  seinen  hier  in  Betracht  kommenden 
Veröffentlichungen  seien  die  folgenden  genannt : 

Kapital  und  Arbeit,  Berlin  1865.  —  Kriti- 
sche Grundlegung  der  Volkswirtschaftslehre, 
Berlin  1866.  —  Die  Verkleinerer  Careys  und 
die  Krisis  der  Nationalökonomie,  Breslau  1867. 
--  Kursus  der  National-  und  Sozialökonomie, 
Berlin  1873;  2.  Aufl.,  Leipzig  1876;  3.  Aufl.  u. 
d.  T. :  Kursus  der  National-  und  Sozialökono- 
mie nebst  einer  Anleitung  zum  Studiuin  und 
zur  Beurteilung  von  Volkswirtschaftslehre  und 
Sozialismus,  ebd.  1892.  —  Kritische  Geschichte 
der  Nationalökonomie  und  des  Sozialismus,  3. 
Aufl.,  Leipzig  1879.  —  Der  Weg  zur  höheren 
Berufsbildung  der  Frauen  und  die  Lehrweise 
der  Universitäten,  Leipzig  1877;  dasselbe,  2. 
Aufl.,  ebd.  1885.  —  Die  Judenfrage  als  Rassen-, 
Sitten-  und  Kulturfrage,  1.,  2.  und  3.  Aufl., 
Karlsruhe  1881  n.  1886;  dasselbe,  4.  Aufl.  u.  d. 
T. :  Die  Judenfrage  als  Frage  der  Rassenschäd- 
lichkeit für  Existenz,  Sitte  uud  Kultur  der 
Völker  etc.,  Berlin  1892.  —  Sache.  Leben  und 
Feinde.  Karlsruhe  1882.  —  Bed. 


Dufau,  Pierre  Armand, 

geb.  am  15.  11.  1795  zu  Bordeaux,  gest.  am 
25.  X.  1877  in  Paris,  stand  in  den  Jahren  1840 
bis  1855  dem  Pariser  Blindeninstitut  als  Direk- 
tor vor.  Seine  Erwähnung  an  dieser  Stelle 
beruht  auf  seinen  Verdiensten  um  die  Methodik 
der  Statistik. 

Dufau  (vgl.  seine  Schrift:  „Traite  de  sta- 
tistique"  [s.  u.]j  ist  der  Vater  einer  statistischen 
Methode,  welche  sich  nur  mit  dem  Menschen 
als  Beobachtungsobjekt  befasst  bezw.  das  Mit- 
tel zwischen  den  bleibenden  und  regelmässigen 
Ursachen  sowie  den  veränderlichen  und  zufälli- 
gen Umständen  zahleumässig  feststellt,  wel- 
che auf  die  moralische  Ordnung  der  Menschen 
aus  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  einwir- 
ken. Aus  der  Analyse  einer  Reihe  auf  diese 
Weise  gewonnener  analoger,  in  Zahlen  ausge- 
drückter Thatsachen  ergiebt  sich  dann  das 
statistische  Gesetz.  Ausserhalb  Frankreichs 
hat  Dufaus  Methode  wenig  Anwendung  ge- 
funden. 

Von  seinen  Schriften  seien  folgende  genannt : 
De  Tabolition  de  Fesclavage  coloniale.  Paris 
1830.  —  Plan  de  Torganisation  de  Institution 
des  jeunes  aveugles,  Paris  1833.  —  Des  aveu- 
gles.  Cousiderations  sur  leur  etat  physique, 
moral  et  intellectuel.  Paris  1836:  2.  ed.  1850. 
—  Traite  de  statistique,  Paris  1840.  —  Lett- 
res  sur  la  charite,  Paris  1847.  —  La  republique 
et  la  monarchie  dans  les  temps  modernes.  Paris 
1851.  —  Noiice  historique,  statistique  et  des- 
criptive  sur  l'institution  imperiale  des  jeunes 
aveugles,  Paris  1S52.  —  De  la  reforme  du 
mont-de-pi6te ,  Paris  1855.  —  Essai  sur  la 
science  de  la  misere  sociale,  Paris  1857.  —  De 
la  methode  d'observation,  Paris  1866. 


Vergl.  über  Dufau:  Nouv.  Biographie  gene- 
rale, t.  XV,  (Paris  1856)  S.  58 f.  —  H.  d.  St., 
1.  Aufl.,  Bd.  ir,  S.  1002.  Lippevt. 
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Dunoyer,  Barthflemy  Pierre  Joseph 

Charles, 

geb.  am  20.  V.  1786  zu  Carennac  (Lot),  pest., 
als  Mitglied  der  Akademie  seit  18^2,  zu  Paris 
am  4.  VII.  18H2.  Er  begründete  iu  Gemein- 
schaft mit  Charles  Comte  (s.  d.  oben  S.  83) 
die  Zeitung  ^Le  Censeur",  bekleidete  zwei 
Präfektenstellungen  über  die  Departements 
Allier  und  Somme,  wurde  1838  Staatsrat  und 
trat  im  Januar  1852  in  den  Ruhestand. 

An  der  Hand  eines  Abrisses  der  inter- 
nationalen Geschichte  der  durch  die  Arbeit  ge- 
schaffenen wirtschaftlichen  Kultur,  welcher  Ab- 
riss  mit  der  Genesis  beginnt  und  mit  dem 
Jahre  1826  abschliesst,  (vgl.  „De  la  libert6  du 
travail",  s.  u.)  übernimmt  Dunoyer  die  Beweis- 
führung, dass  dem  sittlichen  und  intellektuellen 
Fortschritt  der  industrielle  und  diesem  wieder 
die  Verbesserung  der  sozialen  Lage  der  Völker 
gefolgt  sei,  welche  letztere  Errungenschaft  die 
Freiheit  des  Individuums  und  der  Völker  ver- 
bürge. Das  industrielle  Volk,  wie  Dunoyer 
weiter  ausführt,  wird  in  friedlicher  Entwickelung 
die  herrschenden  Klassen  in  die  arbeitenden 
verwandeln  und  zuletzt  der  Regierung  selbst 
den  Charakter  eines  universellen  Gewerbeunter- 
nehmens  aufprägen.  Es  braucht  nur  bemerkt 
zu  werden,  dass  Dunoyer  ein  individualistischer 
Vorläufer  Bastiats  w^ar,  um  den  nichts  weniger 
als  sozialistischen  Sinn  vorstehender  Tiraden 
zu  deuten. 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  Schriften 
in  Buchform  nennen  wir: 

L'industrie  et  la  morale  considerees  dans 
leurs  rapports  avec  la  libert6,  Paris  1825,  2  vols. ; 
dasselbe,  neue  Aufl.  u.  d.  T. ;  Nouveau  traite 
d'economie  sociale,  2  vols;  Paris  1830;  das- 
selbe, 3.  Aufl.  u.  d.  T. :  De  la  liberte  du  travail, 
ou  simple  expose  des  conditio ns  dans  lesquelles 
les  forces  humaines  s'exercent  avec  le  plus  de 
puissance,  3  vols.,  Paris  1845;  nouv.  ed.  1885. 
—  Esprit  et  m6thodes  comparees  de  l'Angleterre 
et  de  la  France  dans  les  entreprises  des  travaux 
publics.  Paris  1840.  —  La  revolution  du  24  f^vrier 
1848,  Paris  1849.  —  Aus  seinem  Nachlass  er- 
tuchienen:  Le  second  empire  et  une  nouvelle 
restauration,  2  vols.,  London  1865.  —  Notices 
d  economic  sociale,  Paris  1870.  —  Seine  ge- 
sammelten Werke  erschienen  in  3  Bdn.,  Paris 
1885—1886. 
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—  H.  d.  St.  1.  Aufl.  Bd.  II  S.  1002.    Lippert 


Dupont  (de  Nemours),  Pierre  Samuel, 

geb.  zu  Paris  am  14.  XII.  1739,  in  den  Jahren  1772 
bis  1786  als  Erzieher  des  PrinzenAdam  Czartoryski 
und  als  wissenschaftliche  Kraft  in  den  Ministe- 
rien Turgot  und  Vergennes  thätig,  während 
der  Revolution  Deputierter  des  dritten  Standes 
des  Arrondissements  Nemours ,  dann  Buch- 
druckereibesitzer, dann  bis  zum  9.  Thermidor 
Staatsgefangener;  hierauf  Mitglied  des  Eates 
der  Alten,  gegen  1796  Emigrant  nach  Amerika 
und  1802,  nach  Rückkehr  von  dort,  Sekretär 
der  PariserHandelskammer.  Unter  LudwigX  Vlll. 
wurde  er  Staatsrat,  emigrierte  aber  1815  wäh- 


rend der  „100  Tage"  aufs  neue  und  Hess  sich 
im  Staate  Delaware  bei  seinen  Söhnen,  den  In- 
habern eines  dortigen  gi'ossen  Handelshauses 
nieder,  wo  er  am  6.  VIII.  1817  als  Mitglied 
des  Pariser  Instituts  starb. 

Dupont  war  einer  der  treuesten  Anhänger 
seines  Lehrers  Quesnay,  und  ihm  kommt  u.  a. 
das  Verdienst  zu,  der  physiokratischen  Lehre 
den  bezeichnenden  Namen  gegeben  zu  haben, 
indem  er  bei  Herausgabe  der  Schriften  Ques- 
nays  das  Buch  unter  der  Devise  „Physiokratie" 
(s.  u.)  an  die  Oeffentlichkeit  brachte.  Die  viel- 
seitigen Berührungspunkte  des  Physiokratismus 
mit  dem  Industrialismus,  welche  Dupont  rück- 
haltlos anerkannte,  stempeln  ihn  jedoch  zu 
einem  der  vorgeschrittensten  Bekenner  des 
physiokratischen  Systems,  der  z.  B.  in  Fragen 
des  Eigentums,  der  Freiheit  des  Individuums, 
des  Verkehrs  und  des  Tausches  keine  trennen- 
den Schranken  zwischen  der  Lehre  Quesnays 
und  der  Adam  Smiths  zugiebt,  welchen  letzte- 
ren er  schon  deshalb  verehrt«,  weil  er  als  sein 
Mitschüler  1756  zu  Füssen  Quesnays  dessen 
Vortrag  gelauscht  hatte.  Auch  wenn  Dupont 
vom  Staate  eine  Deklarierung  der  Naturgesetze 
verlaugt,  worunter  er  die  rroklamierung  der 
freien  Konkurrenz  zur  Erhöhung  des  Reiner- 
trags der  Produktion  versteht,  nähert  er  sich 
wieder  der  Smithschen  Doktrin.  Seine  echt 
physiokratische  Forderung  einer  „domanialen 
Konstitution  der  Finanzen"  setzt  sich  freilich 
mit  dem  Smithianismus  stark  in  Widerspruch; 
auch  bekennt  er  sich  zu  der  physiokratischen 
Auffassung  der  Produktion,  welche  nur  die 
Natur  als  Produzenten  anerkennt  und  den  Satz, 
dass  die  Arbeit  den  Tauschwert  vermehre,  ver- 
wirft. Seine  vorgeschrittene  Behandlung  wirt- 
schaftlicher Probleme  spricht  sich  übrigens 
auch  in  dem  Satze  aus,  dass  das,  was  man 
Teuerung  nennt,  erfahrungsmässig  das  einzige 
Remedium  ge^en  die  Teuerung  sei,  also,  wo- 
rauf er  hinzielt,  dem  Gesetze  entspricht, 
dass  einer  Verteuerung  des  Produktionsraitt^ls, 
des  Geldes,  eine  preisausgleichende  Erhöhung 
des  Warenangebots  gegenübersteht. 

Von  seinen  Schriften  seien  hier  genannt: 
De  Texportation.  et  de  l'importation  des 
grains,  etc.,  Soissons  1764.  —  De  l'origine  et 
des  progres,  d'une  science  nouvelle  (Londres  et) 
Paris  1767.  (Die  Autorschaft  an  dieser 
Schrift  ist  Dupont  bestritten  und  Nicolas  Bau- 
deau  zugeschrieben  worden.  Unter  der  science 
nouvelle  ist  die  Physiokratie  zu  verstehen. 
Barbier,  dictionnaire,  Bd.  II,  Paris  1823,  S.  526 
tritt  für  Baudeau  ein.)  —  Du  commerce  de  la 
Compagnie  des  Indes,  Paris  (1769) ;  dasselbe,  2. 
Aufl.  (augmentee  de  l'histoire  du  Systeme  de 
Law),  1770.  —  Observations  sur  les  eifets  de 
la  liberte  du  commerce  des  grains  et  sur  ceux 
des  prohibitions,  (Baäle  et)  Paris  1770.  —  M6- 
moires  sur  la  vie  et  les  ouvrages  de  Turgot, 
2  Bde.  Philadelphia  (recte  Paris)  1782  (^Neudruck 
im  1.  Bde.  der  Dupontschen  Ausgabe  der  Werke 
Turgots,  Paris  1808).  —  Effets  des  assignats 
sur  le  prix  du  pain,  Paris  1790.  —  Dupont 
war  der  Herausgeber  des  Werkes:  La  Physio- 
cratie  ou  Constitution  naturelle  du  gouverne- 
ment  le  plus  avantageux  au  genre  humain. 
Recueil  (de  traites  du  Quesnay) ,  2  Bde. ,  Paris 
1768;  Neudruck,  6  Teile,  Yverdun  1768-69. 
—  Dupont  war  Redakteur  und  Mitarbeiter  der 
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Zeitschriften :  ^ Journal  de  ragriculture,  du  com- 
merce et  des  linances''  und  „Ephemerides  du 
citoyen'*,  für  welche  letzteren  auch  Mirabeau 
arbeitete.  Der  Briefwechsel  Dupouts  mit  J.  £. 
Say  ist  in  der  Collection  des  principaux  econo- 
mistes:  Physiocrates,  I.  Bd.,  Paris  1846  aul  S. 
394-^24  abgedruckt. 

Vgl.  über  Dupont:  E  Daire,  Notice  sur  la 
Tie  et  les  travaux  de  Dupont  (Collection  des 
princ.  econ.:  Physiocrates  I.),  Paris  1846,  S.  309 
bis  334.  (Die  2  letzten  Seiten  bringen  ein 
Verzeichnis  sämtlicher  Schriften  Duponts.)  — 
Nonvelle  biographie  cfenerale,  Bd.  15,  Paris 
1856,  S.  345  ff.  —  G.  Schelle,  Du  Pont  de  Ne- 
mours et  Fecole  physiocratique,  Paris  1888.  — 
Guerin,  Quesnay  et  Du  Pont  de  Nemours  (Re- 
forme sociale,  Jahrg.  IX),  Paris  1890  —  G. 
Schelle,  Du  Pont  de  Nemours  (Say  et  ChaiUey, 
Dictionnaire  d'4con.  polit.,  Bd.  I,  Paris  1891, 
S.  751  ff.  —  Lexis,  Dupont  de  Nemours  im  H. 
d.  St,  1  Aufl.  Bd.  n,  S.  1002  f.  —  Brieflicher ' 
Verkehr  Karl  Friedrichs  Ton  Baden  mit  Mira- 
beau und  Du  Pont,  2  Bde.,  Heidelberg  1892.  — 
Palgrave,  Dictionarv  of  polit.  economv,  Bd.  I, 
London  1894,  S.  652  f.  — 

Ltppert 


Dnrclifiilirzölle  n.  Darchfahrverbote. 

1.  Allgemeines.     2.  Die  Durchfuhrzölle  in ' 
Preussen  und  im  Zollverein.    3.  Die  Durchfuhr-  \ 
Zölle  in  Frankreich.     4.  Zweckmässigkeit   der 
Aufhebung  der  Durchfuhrzölle. 

1.  Allgemeines.  Die  Erhebung  von  Ab- 
gaben von  Waren,  die  durch  ein  Land  oder 
einen  besonderen  Teil  desselben  nach  irgend 
einem  anderen  Bestimmungsorte  nur  durch- 
geführt werden,  ist  bis  in  die  neuere  Zeit 
teils  in  rein  fiskalischer  Absicht,  teils  zur  Fr)r- 
derung  gewisser  Handels-  und  wirtschaftspoli- 
tischer Zwecke  sehr  verbreitet  gewesen.  Ur- 
sprünglich sind  diese  Durchfuhr-  oder  Transit- 
zölle, namentlich  in  einem  Lande  mit  so  grosser 
territorialer  Zersplitterung  wie  Deutschland 
nur  als  eine  besondere  Art  der  Binnenzölle 
(s.d.  Art. oben  Bd. IL  S.  893 ff.)  zu  betrachten, 
die  von  den  Grrundherren  meistens  niu*iii  ilirem 
finanziellen,  von  den  Städten  aber  auch  in 
ihrem  lokalwirtschaftlichen  Interesse  erhoben 
wurden.  Das  letztere  Interesse  waltete  ins- 
besondere bei  der  Erschwerimg  der  Durch- 
fuhr durch  Umladimgs-,  Stapel-  und  Nieder- 
lagerechte durchaus  vor.  Nachdem  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  mehr 
und  mehr  die  Grenzzollsvsteme  nach  merkanti- 
listischen  Grundsätzen  zur  Ausbildung  ge- 
langt waren,  wurde  die  Behandlung  der 
Durchfuhr  für  jeden  Staat  eine  um  so  wich- 
tigere Frage,  je  zahlreicher  seine  Nachbarn 
waren  und  je  bequemer  und  vorteilhafter  j 
die  durch  sein  Gebiet  gehenden  Land-  luid 
Wasserwege  für  den  internationalen  Verkehr 
benutzt  werden  konnten.  Sollte  man  die 
durchgehenden  W^aren  einfach  wie  die  für 


den  inneren  Verbrauch  bestimmten  und 
andererseits  wie  die  aus  dem  inländischen 
Verkehr  ausgeführten  behandeln'?  Dann 
hätten  sie  also  den  vollen  Eingangszoll,  wl- 
leicht  auch  noch  Accise  und  lokale  Abgaben 
und  schliesslich  den  Ausfuhrzoll  entrichten 
müssen.  Soweit  die  Einfuhr  oder  die  Au.s- 
fuhr  gewisser  Waren  al)er  verboten  war, 
würden  diese  auch  ohne  weiteres  von  der 
Diu'chfuhr  ausgeschlossen  gewesen  sein. 
Wenn  nun  durch  solche  Verlwte  oder  eine 
übermässige  Belastung  die  Durchfuhr  von 
Waren,  die  das  Land  selbst  hervorbringen 
konnte,  verhindert  oder  auf  eine  kleine  Menge 
herabgebracht  worden  wäre,  so  würde  dies 
an  sich  nach  den  herrschenden  liandelspoli- 
tischen  Ansichten  ganz  erwünscht  gewesen 
sein.  Denn  das  Inland  wünle  die  Konkurrenz 
des  Nachbarlandes  auf  den  auswärtigen  Märk- 
ten erschwert  und  um  so  mehr  Aussicht  gehabt 
haben,  seine  eigenen  Erzeugnisse  dort  abzu- 
setzen ;  auch  kam  noch  die  Rücksicht  hinzu, 
dass  die  Ein-  und  Ausfulirverbote  bei  Ge- 
stattung der  Durchfuhr  der  betreffenden 
Waren  leichter  übertreten  werden  konnten. 
Soweit  es  sich  aber  um  Waren  handelte,  die 
nur  im  Auslande  hervorgebracht  werden 
konnten,  ging  das  protektionistische  Inte- 
resse des  Staates  dahin,  dass  die  Rohstoffe 
dieser  Art  im  Inlande  verarbeitet,  also 
keineswegs  bei  der  einfachen  Durchfuhr  be- 
günstigt würden,  dass  die  Verzehrungsgegen- 
stände aber  .wenigstens  aus  dem  blossen 
Speditionshandel  in  den  Eigenhandel  der  in- 
ländischen Kaufleute  übergingen,  wodurch 
sich  dann  die  Durchfuhr  iii  eine  Verbindung 
von  Ein-  und  Ausfuhr  mit  einem  Handels- 
innsatz  im  Inlande  verwandelte.  Diese 
letztere  Art  der  vermittelten  Dmxilifuhr 
mit  den  inländischen  nicht  konkurrierender 
Waren  musste  rationellerweise  begünstigt 
werden  und  demnach  von  Einfuhr-,  Ausfulir- 
und  inneren  Abgaben  womöglich  gänzlich 
frei  bleiben,  während  die  Mitwirkung  der 
einheimischc^n  Kaufleute  durch  Stapel-  und 
Niederlagerechte  gesichert  wenlen  konnte». 
Die  Entla«itung  Hess  sich  entweder  durch 
Rückerstattung  der  gezahlten  Abgaben  oder 
diu-ch  Ausschluss  der  wieder  auszuführen- 
den Waren  vom  freien  Verkehr  \md  Aufbe- 
wahnmg  derselben  in  kontrollierten  Lager- 
räumen bewerkstelligen.  Volle  Abgaben- 
frciheit  wurde  indes  in  der  Regel  aus  finan- 
ziellen Gründen  nicht  gewährt,  sondern  man 
erhob  eben  besondere  Durchfuhr-  oder  Tran- 
sitabgaben, welche  eine  mehr  oder  weniger 
bedeutende  Ermässigimg  der  Einfuhr-  und 
Ausfuhrzölle  und  der  Accise  bildet(»n.  Das 
gleiche  Zugeständnis  musste  man  aber  auch 
meistens  in  betreff  der  ersterwähnten  Waren- 
gattungen machen.  Fast  immer  koimten 
dieso  auch  noch  andere  Wege  einschlagen 
als  durch,  das  in  Rede  stehende  Land,  und 
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wenn  die  Durchfuhr  durch  dieses  letztere 
auch  am  leichtesten  und  billigsten  sein 
mochte,  so  Avürde  sie  doch  dui-ch  eine  über- 
mässige Belastimg  verhindert  und  die  Waren- 
bewegung zu  einem  Umwege  genötigt  wor- 
den sein.  Das  Land  würde  dann  also  nicht 
nur  die  fi'emde  Konkurrenz  auf  dem  diitten 
Markte  nicht  verhindert,  sondern  auch  noch 
den  Gewinn  an  Fracht  und  Spedition  ver- 
loren haben.  Dasselbe  galt  liinsichtlich  der 
Durchfuhi-verbote,  die  selten  einen  wirtschaft- 
lichen Vorteil  brachten  und  meistens  nur 
aus  zolltechnischen  Gründen,  nämlich  zur 
wirksameren  Verhinderung  des  Schmuggels 
gewisser  verbotener  Waren  aufrechterhalten 
wurden.  Nicht  selten  sah  sich  ein  Staat 
auch  veranlasst,  in  der  Konkurrenz  mit 
anderen  die  Durchfuhr,  die  dem  Lande  doch 
immerhin  oft  einen  nicht  unerhebliclien  Ge- 
winn einbrachte,  durch  besondere  Erleichte- 
rungen auf  bestimmte  Bahnen  innerhalb 
seines  Gebietes  herbeizuziehen.  So  beför- 
derte der  grosse  Kurfürst  durch  Zollermässi- 
gungen und  niedrige  Kanalgebühren  die 
Dmx^hfuhr  von  Schlesien  nach  Hamburg  auf 
dem  mittelst  des  »neuen  Grabens«  vervoll- 
ständigten Wasservsege,  wobei  der  Umlade- 
zwang in  Berlin  den  dortigen  Kaufleuten 
gegenüber  den  Breslauern  und  Hamburgern 
sehr  zu  statten  kam. 

2.  Die  Durchfuhrzölle  in  Preussen 
und  im  Zollverein.  Eine  gix^sse  Rolle 
spielten  die  Dui'chfuhrzölle  im  vorigen  Jahr- 
hundert bei  den  langwierigen  handelspoliti- 
schen Reibimgen  zwischen  Preussen  und 
Sachsen.  In  Sachsen  war  die  Diu-chfuhr 
nicht  nur  mit  den  alten  Zöllen  imd  der.  alten 
Landaccise,  sondern  seit  1705  auch  mit  der 
höheren  Generalkonsumtionsaccise  belastet, 
und  zur  Zeit  der  Messe  in  Leipzig  wurde 
noch  eine  besondere  Durchgangsaccise  nebst 
anderen  Abgaben  auch  von  den  nicht  ver- 
kauften Waixiii  erhoben.  In  Preussen  aber 
waren  am  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts 
von  der  reinen  Durchfuhr  nur  Zölle,  aber 
keine  Aceise  zu  entrichten.  Nacli  dem  Han- 
delsverträge von  1728  wurde  die  sächsische 
Generalac;cise  von  der  Durchfuhr  aufgehoben, 
in  Preussen  aber  eine  der  sächsischen  Land- 
accise entsprechende  Durchgaugsabgabe  ein- 
geführt, die  man  aber  schon  1730  wieder 
aufgab,  nachdem  Sachsen  vei^sprochen,  ausser 
der  Leipziger  keine  Diu'chgangsaccise  mehr 
zu  erheben.  Diese  Zusage  ^mrde  indes 
nicht  immer  gehalten,  und  auch  das  Leip- 
ziger Stapelreclit  und  der  damit  verbundene 
Strassenzwang  gab  zu  vielen  Klagen  auf 
pi*eussischer  Seite  Vei-anlassung.  Friedrich 
d.  Gr.  verfügte  1743  als  Retorsionsmassi*egel, 
dass  alle  durch  das  magdeburgische  und 
halberstädtische  Gebiet  nach  Leipzig  gehen- 
den Frachtwagen  ausser  den  bisherigen 
Zöllen  noch  15  g.  Gr.  von  jedem  Pferde  zu 


zahlen  hätten.  Einige  Jahre  später  (1747) 
aber  stellte  er  das  seit  dem  dreissigjälirigen 
Kriege  thatsächlich  in  Wegfall  gekommene 
Magdeburger  Stapeli-echf  wieder  her,  durch 
welches  insbesondere  den  sächsischen  Schiffen 
verboten  wurde,  die  Elbe  weiter  als  bis 
Magdeburg  zu  befahren.  Dazu  kam  im  Jahi^ 
1755  ein  System  von  Transitzöllen,  das  die 
Strasse  über  Magdeburg  und  den  Magpde- 
burger  Eigenhandel  wesentlich  begünstigte, 
indem  auf  den  übrigen  möglichen  Handels- 
wegen erheblich  höhere  Abgaben  erhoben 
wurden.  Diese  Massregel  traf  wieder  be- 
sonders hart  den  sächsischen  und  nament- 
lich den  Leipziger  Handel,  und  die  kurfüi-st- 
liche  Regierung  antwortete  nicht  nur  mit 
dem  Verbot  fast  aUer  preussLschen  Wai'en, 
sondern  suchte  auch  einen  neuen  Handels- 
weg über  den  Harz  in  Aufnahme  zu  bringen, 
was  aber  nicht  genügend  gelang.  Die  preus- 
sischen  Transitzölle  erfuhren  noch  im  Jahre 
1768  eine  Umgestaltung  und  blieben  dann 
ziemlich  unverändert  bis  zum  Tode  Fried- 
richs d.  Gr.,  da  Verhandlungen,  die  Sachsen 
1778  zur  Erleichterung  der  Durclifulir  wie- 
der anknüpfte,  niclit  zu  erheblichen  Resul- 
taten führten.  —  In  hohem  Grade  wurde 
unter  Friedrich  d.  Gr.  auch  die  Durchfulu' 
zwischen  Polen  und  Sachsen  durch  Schlesien 
erschwert.  Bis  zum  Jahre  1766  wiu'de  ein 
Transitzoll  von  30  ®/o  gefordert,  und  von  der 
in  diesem  Jahre  zugestandenen  Ermässigimg 
auf  8®/o  blieben  mehrere  wichtige  Waren, 
u.  a.  sächsisches  Porzellan,  ausgenommen. 
Durch  eine  Deklaration  von  1771  wurde  be- 
stimmt, dass  der  Transitzoll  von  8^/o  ohne 
Untei-schied  von  allen  Fabrikaten  erhoben 
wei-den  soUe,  die  auch  im  preussischeii  Ge- 
biete hergestellt  würden.  Dieser  Zollsatz 
wai*  hoch  genug,  um  die  russischen  und 
polnischen  Kaufleute  zu  veranlassen,  auf 
weiten  Umwegen  über  Obei*schlesien ,  wo 
der  ZoU  auf  l*^/o  herabgesetzt  war,  Mähren 
und  Böhmen  naeh  Sachsen  zu  reisen.  Unter 
dem  Nachfolger  Friedrichs  wurde  schon  am 
25.  Januar  1787  neben  wichtigen  anderen 
Reformmassregeln  auch  die  Aufhebung  sämt- 
licher damals  bestehenden  Diu-chfuhrverbote 
gewährt  und  weitere  Begünstigungen  des 
Transits  in  Aussicht  gestellt.  In  der  Tliat 
folgte  bald  eine  Herabsetzung  der  Durch- 
fuhrzölle auf  der  Oder  und  Elbe  für  russische 
Waren  von  5  und  8  auf  2  und  3®/o,  die 
Durchfulu-  von  Tabak  wm'de  erleichtert,  die 
von  Waren  aus  Franki^eich,  Italien  imd  von 
den  Leipziger  Messen  nach  Russland  wieder 
gestattet  gegen  eine  Abgabe  von  8,  später 
von  3  ThaJcrn  auf  den  Centner,  dagegen  das 
Verbot  der  Durchfuhr  für  einige  Waren 
wieder  erneuert.  Die  Beseitigung  der  pre- 
vinziellen  Durengangszölle  erfolgte  durch  die 
V.v.  11. Juni  1816.  S.Aii:.Binnenzölle  1. c. 
Nach   dem   Zollgesetz   v.  26.  ^M  1818 
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soll  im  aUgemeiuen  der  Durchfuhrzoll  aus 
dem  Eingangs-  und  Ausgangszoll  sich  zu- 
sammensetzen, während  die  Verbrauchssteuer, 
die  meistens  den  Hauptbestandteil  der  ge- 
samten Zollbelastung  bildete,  also  nicht  er- 
hoben wurde.  Für  die  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen links  von  der  Oder  durchgehenden 
Waren  sollte  nicht  mehr  als  *  2  Thaler  an 
Zoll  erhoben  werden.  Die  Umladung  und 
Lagerung  der  Diuxihfuhrwaren  war  überall 
unter  Kontrolle  gestattet.  Die  Abgaben 
für  die  Durchfuhr  rechts  von  der  Oder  wur- 
den durch  einen  preussisch-russischen  Han- 
delsvertrag V.  10.  März  1825  und  durch 
einen  Tarif  v.  17.  April  1825  geregelt.  Einen 
Versuch,  die  Durchfuhrzölle  im  alten  Stile 
als  Kampfmassregeln  zu  benutzen,  machte 
Kurhessen  durch  das  G.  v.  17.  September 
1819,  das  eine  Antwort  auf  die  preussische 
Tarifreform  von  1818  sein  sollte.  Hiernach 
wurden  preussische  Baumwoll-,  seidene  und 
halbseidene  Waren,  Hüte  und  feine  Leder- 
waren mit  einem  Diux^hgangszoU  von  6 
Thalem  für  den  Centner,  einige  andere 
Waren  mit  einem  solchen  von  2  Thalem, 
und  Eisen-  und  Stalilwaren,  auch  wenn  sie 
nicht  im  hessischen  Gebiete  verbraucht  wür- 
den, mit  einem  Eingangszoll  von  50®/o  des 
Wertes  belegt,  doch  hess  man  bald  von 
diesen  nutzlosen  Anstrengungen  wieder  ab. 
Xach  den  ersten  Tarifen  des  Zollvereins  be- 
trug die  Diu-chgangsabgabe  in  der  Regel  ^.2 
Thaler  vom  Centner,  sofern  nicht  Eingangs- 
und  Ausgangsabgabe  zusammen  einen  noch 
geringeren  Betrag  darstellten.  Doch  be- 
standen für  den  Transit  auf  gewissen  Strassen 
und  für  gewisse  Waren  ausnahmsweise  auch 
höhere  oder  niedrigere  Sätze.  Durch  die 
preussische  V.  v.  21.  Juli  1851  wurde  auf 
Grund  der  Zollvereinsbeschlüsse  die  allge- 
meine Durchgangsabgabe  auf  Vh  Thaler 
herabgesetzt,  für  den  Transit  in  den  alten 
ProWnzen  links  von  der  Oder  und  andere 
Strassenzüge  aber  Ermässigungen  auf  5,  2^  . 
und  1^.4  Sgr.  gewährt.  Diu'ch  das  G.  v 
26.  Februar  1861  endlich  wurden  v.  1.  März 
1861  ab  alle  Durchgangszölle  beseitigt,  und 
das  noch  geltende  Zollgesetz  am  1.  Juü  1869 
bestimmt  allgemein  in  §  6,  dass  von  der 
Durchfuhr  Abgaben  nicht  erhoben  werden 
sollen.  Auch  die  statistische  Abgabe,  die 
auf  Grund  des  G.  v.  20.  Juli  1879  erhoben 
wird,  erstreckt  sich  nicht  auf  Waren,  die 
unter  Zollkontrolle  oder  mit  direkten  Be- 
gleitpapieren im  freien  Verkehr  durchge- 
führt werden.  Nach  den  Handelsverträgen 
von  1891  und  dem  deutsch-nissischen  Ver- 
trag von  1894  sind  Durchfuhrverbote  nur  in 
den  näher  bezeichneten  Ausnahmefällen  zu- 
lässig. In  dem  Vertrage  mit  der  Schweiz 
ist  auch  ausdrücklich  vereinbart,  dass  keine 
Durchgangsabgaben  von  den  aus  einem  der 
beiden    Gebiete    eingehenden     oder    nach 


denselben  ausgehenden  Waren  erhoben  wer- 
den dürfen.  Eine  internationale  üeberein- 
kunft  vom  15.  April  1893,  betreffend  Mass- 
regeln gegen  die  Cholera  enthält  auch  Be- 
stimmungen über  die  Durchfuhr  von  Waren 
und  Gegenständen,  welche  die  Ansteckung 
übertragen  können.  Dieselbe  darf  nicht 
verboten  werden,  wenn  die  betreffenden 
Gegenstände  so  verpackt  sind,  dass  eine 
Berührung  mit  ihnen  unterwegs  nicht  mög- 
lich ist. 

3.  Die  Durchfuhrzölle  in  Frankreich. 
In  Frankreich  machte  Colbert  den  Anfang 
mit  einer  sehr  freien  Organisation  der  Durch- 
fuhr, aber  dieser  Versuch  scheiterte  ebenso 
wie  das  freie  Niederlagesystem  schon  1688 
an  dem  Widerstände  der  Generalpächter, 
welche  Beförderung  des  Schmuggels  und 
anderer  Missbräuche  befürchteten.  Erleichte- 
rungen oder  Zollfreiheit  der  Durchfuhr  be- 
standen seitdem  nur  als  Vorrechte  von  pri- 
vilegierten Handelsgesellschaften  oder  als 
besondere  Begilnstigungen  für  Waren  von 
gewisser  Art,  Herkunft  oder  Bestimmung, 
wie  z.  B.  die  Erzeugnisse  der  Kolonieen 
und  die  von  den  (als  Ausland  angesehenen) 
Provinzen  Artois  und  Flandei*n  bezogenen 
Rohstoffe  und  die  von  ihnen  ausgeführten 
Fabrikate.  Auch  unter  der  ersten  Republik 
und  dem  Kaiserreiche  blieb  die  Durchfuhr 
beschränkt,  und  erst  durch  Gesetze  aus  den 
Jahren  1814,  1S17  und  1818  wurde  einer 
Anzahl  von  Waren  gegen  eine  massige  Ab- 
gabe —  meistens  1/20  des  Eingangszolls  — 
die  Durchfuhr  gestattet.  Ausgeschlossen 
blieben  jedoch  die  verbotenen  Waren,  und 
zu  diesen  gehörten  nach  dem  G.  v.  28.  April 
1816  die  Mehrzahl  der  wichtigeren  Fabri- 
kate. Erst  ein  G.  v.  18.  April  1831  er- 
mächtigte die  Regiening,  auf  dem  Wege 
der  Verordnung  die  Dmchfuhr  sowohl  für 
die  einfuhrfähigen  wie  für  die  verbotenen 
Waren  gegen  massige  Gebühren  zu  gestatten, 
und  daraufhin  wurden  die  meisten  der 
letzteren  durch  die  Ordonnanz  v.  29.  April 
1831  zum  Transit  gegen  ein  Wagegeld  zu- 
gelassen. Die  endgültige  Regelung  erfolgte 
trotz  des  lebhaften  Widerstandos  der  Pro- 
tektionisten  durch  das  G.  v.  9.  Februar  1832, 
das  allen  nicht  ausdrücklich  ausgesclilossenen 
Waren  den  Diu'chgang  unter  den  üblichen 
KontroUmassregeln  erfjffnete  gegen  ein  Wage- 
geld von  nur  25-  Cent,  für  100  kg  oder  15 
Cent  von  100  Francs  des  Wertes.  Zu  den 
ausgeschlossenen  Gegenständen  gehörten  u.  a. 
raffinierter  Zucker,  die  Oele  ausser  Palmöl, 
Guss-  und  Stabeisen,  Vieh  und  Fleisch.  Im 
Jahre  1842  wurden  die  besonderen  Transit- 
gebühren gänzlich  aufgehoben,  und  das  G.  v. 
16.  Mai  1863  endlich  beseitigte  die  noch 
bestehenden  Durchfuhrverbote  mit  Aus- 
nahme der  die  Kriegsmimition  imd  den 
litterarischen   Nachdruck   betreffenden   und 
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vereinfachte  zugleich   die  bei   dem  Transit 
zu  beobachtenden  Formalitäten. 

4.  Zweckmässigkeit  der  Aufhebung 
der  Durchfuhrzölle.  Wenn  die  Tributer- 
hebung von  der  fremden  Durchfuhr  im 
letzten  halben  Jahrhundert  bei  den  Kultur- 
staaten mehr  und  mehr  abgekommen  ist,  so 
hängt  dies  zimächst  mit  der  grossartigen 
Entiickelung  des  internationalen  Verkehrs 
im  allgemeinen  zusammen,  infolge  deren 
jede  Nation  ein  immer  mehr  steigendes  Inte- 
resse an  der  freien  Durchfuhr  durch  die 
anderen  Länder  erhielt  und  daher  gegen- 
seitige Zugeständnisse  immer  mehi"  als  Vor- 
teile für  alle  Beteiligten  anerkannt  wurden. 
Aus  ähnlichen  Gründen  hat  sich  ja  auch 
eine  sehr  liberale  Behandlung  des  Transit- 
verkehrs im  internationalen  rost-,  Telegra- 
Ehen-  und  Eisenbahnbetriebe  ausgebildet, 
peciell  aber  wirkte  der  Umstand  zur  Be- 
seitigimg  der  Durchfuhrzölle  mit  dass  durch 
den  Eisenbahnbau  die  Wasserstrassen  ver- 
hältnismässig ausserordentlich  an  Bedeutung 
verloren  und  dass  überhaupt  die  neuen  Trans- 
portmittel die  Umgehung  eines  die  Durch- 
fuhr beschränkenden  Staates  immer  mehr 
erleichterten.  Wie  entscheidend  die  Rück- 
sicht auf  eine  mögliche  Umgehung  den 
Durchfuhrzöllen  entgegenwirkte,  zeigte  u.  a. 
das  Beispiel  Hollands,  das  auf  Grund  einer 
soi)histischen  Auslegimg  der  Rheinschiffahrts- 
akte  von  1815  über  die  Freiheit  der  Schiff- 
fahrt »jusqu'ä  la  mer«,  solange  die  Vereini- 
gung mit  Belgien  dauerte,  unter  dem  Namen 
»droits  maritimes«  hohe  Transitzölle  bei  der 
Einfahrt  der  Scliiffe  aus  dem  Meei-e  in  den 
Rhein  erhob  tuid  die  Durchfuhr  einiger 
überseeischen  Waren  sogar  ganz  verbot,  um 
Deutsellland  zu  zwingen,  die  Vermittelung 
des  holländischen  Eigenhandels  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Durch  die  Losreissung  Belgiens 
aber  wurde  Holland  noch  vor  dem  Ausbau 
des  belgisch-rheinischen  Eisenbahnnetzes  ge- 
nötigt, auf  dieses  Ausbeutungssystem  zu 
verzichten.  Endlich  hat  aber  auchdie  Rück- 
sicht auf  das  ungeheure  in  den  Eisenbahnen 
angelegte  Kapital  zur  Beseitigung  der 
Durchf uhrbescliränkungen beigetragen.  Wenn 
in  einem  Lande  einmal  eine  von  einer  Grenze 
zur  anderen  gehende  Eisenbahn  vorhanden 
ist,  so  ist  es  im  volkswirtschaftlichen  Inte- 
resse wünschenswert,  dass  dieselbe  einen 
angemessenen  Ertrag  abwirft,  und  das  wird 
ohne  bedeutenden  Durchfuhrverkehr  oft  nicht 
zu  erreichen  sein.  Nicht  selten  suchen  ja 
die  Eisenbahnen  diesen  durch  besonders 
günstige  Differentialtarife  herbeizuziehen,  und 
um  so  weniger  könnte  dann  der  Staat  daran 
denken,  die  Durchfuhr  durch  Zölle  oder 
Verluste  zu  beschränken.  Durchfuhn-erbote 
kommen  dalier  nur  noch  in  der  Art  vor  wie 
Ein-  und  Ausfuhrverbote  —  diu^ch  welche 
übrigens  auch  jene  vollständig  ei*setzt  wer- 


den könnten  —  nämlicli  nur  zu  allgeniein 
politischen  oder  polizeilichen  Zwecken  oder 
allenfalls  zum  Schutze  inländischer  Steuer- 
monopole. In  Ländern  dagegen,  die  mit 
den  europäischen  Verkehrsmitteln  noch  nicht 
ausgestattet  sind,  wie  z.  B.  in  den  afrikani- 
schen Kolonialgebieten,  liegt  die  Erhebung 
von  Durchgangs-  wie  von  Ausfuhrzöllen 
noch  sehr  nahe,  und  daher  ist  in  den  Ab- 
machungen der  euroj)äischen  Staaten  über 
diese  Gebiete,  insbesondere  auch  in  dem 
deutsch-englischen  Abkommen  von  1890  vor- 
sichtigen^^eise  teils  volle  Freiheit  der  Durch- 
fulir,  teils  eine  niedrige  Bemessung  der  et- 
waigen Abgaben  vereinbart. 

Üeber  die  zolltechnische  Einrichtung  imd 
Kontrolle  der  Durchfuhr,  die  Begleitsdieine, 
Plomben  etc.  s.  d.  Art.  Zollwesen.  Zu 
erwähnen  ist  hier  noch,  dass  Transitwaren 
häufig  in  den  öffentlichen  zollfreien  Nieder- 
lagen wie  in  den  unter  Zollkontrolle  stehen- 
den Privatlagem  nicht  nur  gewissen  zu 
ihrer  Instandhaltung  nötigen  Bearbeitungen 
unterworfen  werden,  sondern  auf  Grund 
besonderer  Ermächtigungen  und  Vorschriften 
auch  auf  gewisse  Art  vei-arbeitet  wei-den 
oder  Beimischungen  erhalten  können.  Der 
sogenannte  Veredelungsverkehr  (s.  d.  Art.) 
ist  bei  strenger  Festhaltung  der  Identität 
des  ein-  und  ausgefülirten  Stoffes  nur  eine 
Transit-  oder  Niederlageoperation,  wähi'end 
er,  wenn  jene  Identität  nicht  gewahrt  wird, 
einen  wesentlich  anderen  Chajpakter  erhält. 
S.  Artt.  Ausfuhrprämien  und  Aus- 
fuhrvergütungen (oben  Bd.  H  S.  34ff.), 
Identitätsnachweis. 

Litteratnr:  S,  die  Litteraturangaben  bei  den. 
Artikeln  nBaumwoUindtistrien  (oben  Bd.  II 
S.  516)  und  YiBinnemöllen  (ebenda  S,  899).  — 
Ferner  Schmoller,  Studien  über  die  vrirtschaft- 
liche  Politik  Friedrichs  d.  Gr.,  Jahrb.  f.  Ges.  u. 
Venr.,  Bd.  VIII,  H.  2  und  4,  Bd.  X,  H.  i,  £ 
und  besonders  H.  S,  S.  60 — 8S.  —  Arndt, 
Ein-,  Durch-  und  Ausfuhrverbote  und  deren 
rechtliche  yatur.    Hirth  Annalen,  1895,  S.  181  ff. 

Dutot 

war  einer  der  Kassierer  der  von  Law  ge- 
g^ründeten  „Compagnie  des  Indes";  im  übrigen 
ist  nichts  von  ihm  bekannt. 

Die  von  Dutot  hinterlassene  Schrift  „Re- 
flexions politiques  sur  les  linances"  etc.  (s.  u.) 
giebt  sich  als  eine  Verherrlichung  des  Law'schen 
Systems  und  leidet  als  solche  an  einer  L'eber- 
schätznng  des  öffentlichen  Kredits  und  des  Güter- 
umlaufs. £s  findet  sich  u.  a.  darin  der  irr- 
tümliche Ausspruch,  dass  die  Zahl  der  Käufer 
von  Gütern  die  der  Verkäufer  bedeutend  über- 
steigt, irrtümlich  deshalb,  weil  Dutot  den  Um- 
stand ausser  acht  lässt,  dass  der  Käufer  im 
Kaufe  gegen  die  Hingabe  eines  Besitzobjekts 
(des  Geldes)  ein  Tauschobjekt  erwirbt  imd  dem- 
nach zugleich  Käufer  imd  Verkäufer  ist.  Hin- 
sichtlich  der    produktiven   Konsumtion    führt 
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Dntot   richtig  ans,   dass   der  Arbeitgeber   das    den  Verfasser  der  Schrift:  „Essai  politique  sur 
Arbeitsprodukt  seiner  Arbeiter   produktiv  ver-  j  le  commerce'^  veröffentlicht. 

zehrt ,  die  Arbeiter  dagegren,  welche  für  ihren  |  

Lohn  Lebensmittel  einkaufen,  unproduktiv.         j         Vgl.  über  Du  tot :  Collect  ion  des  principaux 
Die  oben  erwähnte  Schrift:  Reflexions  po- !  economistes ,   vol.  I,  worin  Daire  die  Reflexions 
litiques  sur  les  finances  et  le  commerce,  2  vols.,   mit  einer  Einleitung,  auf  welche  hiermit   hin- 


Paris  1738;  dasselbe,  2.  u.  3.  Aufl.  1743  u.  1754, 
wurde  zuerst  in  Form  von  3  Briefen  an  3Ielon, 


gewiesen  wird,   veröffentlichte.  —  H.  d.  St.  1. 
Aufl.  Bd.  II,  S.  1(107.  Lippen, 
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Edelmetalle. 

1.  Allgemeines.  2.  Das  Wertverhältnis  der 
Edelmetalle  im  Altertum.  8.  Das  Wertver- 
hältnis im  Mittelalter.  4.  Das  Wert  Verhältnis 
in  der  neueren  und  neuesten  Zeit. 

1.  Allgemeines.  Die  edlen  Metalle  im 
chemischen  Sinne  charakterisieren  sich  durch 
ihre  geringe  "Verwandtschaft  zimi  Sauerstoff 
und  ihre  darauf  beruhende  Widerstands- 
fähigkeit gegen  die  Einwirkung  der  atmo- 
sphärischen Luft  und  des  Wassers.  Ausser 
Gold  und  Silber  gehören  in  diese  Gruppe 
auch  das  Platin  und  die  demselben  ver- 
wandten seltenen  Metalle  sowie  das  Queck- 
silber. Im  volks^^'i^tschaftlichen  Sinne  aber 
versteht  man  unter  Edelmetallen  nur  die- 
jenigen, die  von  alters  her  neben  ihrer  Ver- 
wendung zu  Schmuck  imd  anderen  Luxus- 
zwecken als  die  gewissermassen  specifischen 
Geldstoffe  gedient  haben,  nämlich  Gold  und 
Silber.  Allerdings  hat  man  in  Russland  eine 
Zeit  lang  versucht,  auch  dem  Platin  eine 
ähnliche  Stellung  zu  verschaffen.  Auf  Grund 
eines  ükas  v.  24.  April  (6.  Mai)  1828  wurden 
aus  diesem  Metall  Dukaten  zu  drei  Silber- 
rubeln im  Ge^\'icht  von  10,353  g  (was  einem 
Wertverhältnis  zum  Golde  von  ungefähr 
1 : 3  entsprach)  und  später  auch  höhere 
Yielfache  dieser  Münze  geprägt.  Es  zeigte 
sich  indes,  dass  dem  Golde  und  Silber 
ihre  Eigenschaft  als  Luxusstoffe  in  der 
Meinung  der  Bevölkenmg  mehr  zu  statten 
kam  als  dem  Platin  sein  hoher  Gebrauchs- 
wert als  Rohstoff  für  Tiegel,  Destillierblasen 
etc.,  denn  die  Platinmünzen  erfreuten  sich 
keiner  grossen  Beliebtheit.  Hauptsächhch 
jedoch  erwiesen  sie  sich  deswegen  als  im- 
zweckmässig,  weil  dieses  Metall,  von  dem 
bisher  nur  ein  geringer  Vorrat  angesammelt 
ist,  eine  zu  grosse  Veränderlichkeit  seines 
Wertes  zeigte,  die  durch  die  Fortscluitte 
in  der  metallurgischen  Behandlung  desselben 
noch  vergrossert  wimie.  Es  wiuxie  daher 
im  ganzen  nur  eine  massige  Summe  in  diesen 


Münzen  ausgeprägt  und  schon  durch  einen 
ükas  V.  10.  22.  Juni  1845  die  Wiedei-ein- 
ziehung  derselben  angeordnet.  Gold  und 
Silber  sind  also  die  alleinigen  Edelmetalle 
im  volkswirtschaftlichen  Sinne  geblieben,  und 
es  ist  auch  nicht  wahrscheinlich,  das  schliess- 
lich diese  Eigenschaft  dem  Golde  allein  zu- 
kommen wii^,  da  das  Silber  auf  alle  ab- 
sehbare Zeit  bei  den  weniger  reichen  Völkern 
und  namentlich  in  den  dichtbevölkerten  ost- 
asiatischen Ländern  seine  Bedeutung  als 
GeldmetaJl  behalten  wird,  selbst  wenn  bei 
den  am  weitesten  fortgeschrittenen  Kultur- 
völkern die  reine  Goldwälu*ung  zum  vollen 
Siege  gelangt  ist.  Wegen  der  Produktions- 
verhältnisse, der  Ausmünzung  und  der 
industriellen  Verwendung  und  der  vor- 
handenen Bestände  beider  Edelmetalle  in 
den  verschiedenen  Ländern  verweisen  wir 
auf  die  Ai-tt.  Gold  und  Silber.  Der  Art. 
Feingehalt  der  Edelmetalle  behandelt  die 
in  den  verschiedenen  Ländern  bestehenden 
gesetzlichen  Vorscluiften  über  diesen  Punkt. 
Die  frülier  allgemein  verbreiteten  Be- 
schränkungen des  Verkehrs  mit  Edelmetallen 
und  namentlich  der  Ausfuhr  derselben  liingen 
unmittelbar  mit  der  Münzpolitik  zusammen 
und  werden  daher  in  dem  Art.  Münz- 
wesen  besprochen  werden.  An  dieser 
Stelle  sollen  zur  Ergänzung  des  Art.  »Doppel- 
währung« (oben  S.  237  ff.)  die  beiden  Metalle 
nur  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  be- 
trachtet werden,  die  sich  in  ihrem  Wert- 
verhältnisse ausdrücken. 

2.  Das  Wertverhaltnis  der  Edel- 
metalle im  Altertum.  Beide  Edelmetalle 
treten  ursprünglich  als  blosse  Handelswaren 
auf;  aber  schon  in  den  ältesten  Zeiten  der 
vorderasiatischen  Kultur,  von  denen  wir 
einige  Kunde  haben,  wurde  ihre  besondere 
Brauchbarkeit  als  Vermittelungsgüter 
anerkaimt,  weim  sie  auch  noch  nicht  zu  Münzen 
geprägt  wurden.  Brandis  nimmt  an,  dass 
bereits  auf  dieser  Stufe  des  Verkehrs  in  den 
mesopotamischen  Grossstaaten  für  das  als 
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Tauschmiltel  in  Gestalt  von  Barren  und 
Hingen  verwendete  Gold  und  Silber  ein  ge- 
setuiches  Wertverhältnis  bestanden  habe, 
das  er  gleich  40  : 3  oder  13^/3  :  1  setzt 
Dieses  &gebnis  wird  abgeleitet  aus  der 
Untersuchung  zweier  Platten  aus  Gold  und 
Silber,  die  in  den  Fimdamenten  des  von 
Sargina,  dem  Yater  des  Sanherib,  erbauten 
Palastes  von  Ehorsabad  gefunden  worden, 
deren  »beabsichtigte  Gewichte«  sich  nach 
Brandts  wie  3  : 8  und  deren  Werte  sich  wie 
5 : 1  verhalten.  Die  von  Yasquez  Queipo 
bestimmten  wirklichen  Gewichte  sind  aber 
167  g  und  438,62  g^  und  dieses  entspricht 
besser  dem  von  Queipo  angenommenen  Ver- 
hältnisse von  5 :  13.  Wäre  dies  das  richtige, 
so  würde  das  Wertverhältnis  der  beiden 
Edelmetalle  sich  wie  13 : 1  stellen,  also  mit 
dem  von  Herodot  für  die  Zeit  des  Darius 
angegebenen  übereinstimmen,  wie  Queipo 
behaiiptet.  Brandis  w^endet  dagegen  ein, 
dass  Queipo  den  Dareikos  (=  Vtw  der  baby- 
lonischen 3£ine)  zu  niedrig  bestimmt  habe, 
indem  er  den  Durchschnittswert  aus  seinen 
WSgungen  angenommen  habe  (8,376  g), 
während  die  Maximalgewichte  allein  mass- 
gebend wären.  Im  vorliegenden  Palle  aber 
kommt  auf  diese  Streitfrage  nichts  an,  da 
das  Sechzigstel  Mine  hier  noch  niedriger 
als  der  von  Queipo  gefundene  Durchschnitts- 
wert, nämlich  zu  8,35  g  angesetzt  werden 
muss.  Queipo  sucht  aus  den  hierher  ge- 
hörenden Stellen  bei  Xenophon  und  De- 
mosthenes  zu  zeigen ,  dass .  das  Wertver- 
hältnis 13 : 1  auch  im  4.  Jahrhundert  v.  Chr. 
in  Asien  noch  bestanden  habe,  dass  es  über- 
haupt in  der  alten  Welt  das  vorherrschende 
gewesen  und  später  auch  von  den  Arabern 
übernommen  worden  sei.  Erst  im  11.  Jahr- 
hundert n.  Chr.  sei  es  bei  den  letzteren  auf 
10 : 1  gesunken. 

Brandis  schüesst  femer  aus  egyptischen 
Inschriften,  dass  das  Verhältnis  13^8:1 
schon  im  16.  Jahrhundert  v.  Chr.,  wenn  auch 
vielleicht  nicht  in  Egypten  selbst,  so  doch 
bei  den  tributzahlenden  vorderasiatischen 
Völkern  bestanden  habe.  Brugsch  glaubt, 
dass  das  Wertverhältnis  in  jener  Zeit  in 
Egypten  10  : 1  gewesen  sei.  Uebrigens  tritt 
er  bei  einer  anderen  Grelegenheit  der  Meinung 
entgegen,  dass  das  Gold  in  Egypten  jemals 
weni^r  Wert  gehabt  habe  als  das  Silber, 
da  die  YoransteUung  des  letzteren  in  den 
Inschriften  durch  seine  Farbe  bedingt  sei. 
Zur  Zeit  der  Ptolemäer  war  das  Wert- 
verhältnis in  Egypten  nach  Bnigsch  12 : 1, 
nach  Letronne  12,  5 : 1,  nach  Queipos  Wä- 
gungen 12,7  : 1.  Alle  aus  Wägimgen  von 
Münzen  abgeleiteten  Bestimmungen  dieses 
Verhältnisses  sind  übrigens  mehr  oder 
weniger  ungenau,  weil  die  betreffenden 
Münzen  bedeutende  Schwankungen  im  Ge- 
wicht   aufweisen.      Ob     grundsätzlich    die 


schwersten  den  Berechnungen  zu  Grunde 
zu  legen  seien,  ist  keineswegs  unbestreitbar, 
nicht  nur,  weil  wegen  der  Unvollkommen- 
heit  der  Technik  auch  überwichtige  Münzen 
vorkommen,  sondern  namentlich,  weil  liäufig 
das  gesetzliche  Gewicht  bestimmter  Münz- 
arten nach  und  nach  vermindert  worden  ist 
und  zwar  infolge  der  Veränderung  des  im 
Verkehr  geltenden  Wertverhältnisses  der 
beiden  Edelmetalle.  Wenn  also  von  einer 
grösseren  Anzahl,  etwa  einigen  hundert 
Münzen  desselben  Typus  die  Mehrzahl  sich 
nur  wenig  von  einem  Mittelwert  entfernt, 
einige  aber  erheblich  schwerer  sind,  so  ist 
es  wahrscheinlich  richtiger,  jenen  Mittelwert, 
der  im  Verkehr  vorgeherrscht  hat,  zur  Be- 
stimmung des  Wertverhältnisses  zu  ver- 
wenden als  den  Maximalwert 

Während  im  Orient  also  ein  gesetzliches 
Wertverhältnis  der  beiden  Edelmetalle  be- 
stand, war  in  Griechenland  nur  das  Silber 
Währungsmetall,  und  die  Goldmünzen  hatten 
aiu*  die  Eigenschaft  von  Handelsmünzen  mit 
veränderlichem  Kurswert.  Nach  den  sehr 
von  einander  abweichenden  Nachrichten  über 
den  Wert  des  Goldes  in  Griechenland  möchte 
man  glauben,  dass  dasselbe  häufigen  und 
starken  Veränderungen  unterlegen  habe. 
Vielleicht  aber  rühren  diese  Verschiedenheiten 
teilweise  daher,  dass  in  einigen  FäUen  von 
feinem  Barrengolde,  in  anderen  aber  von 
den  stark  mit  Silber  legierten  kyzikeniachen 
und  ähnlichen  Stateren  die  Rede  ist.  Schon 
längst  kamen  aus  Lydien  \md  manchen  klein- 
asiatischen Städten  Münzen  aus  Elektron, 
einer  natürlichen  Gold-Silberlegierung  von 
sehr  schwankendem  Mischungsverhältnis  in 
den  Verkehr.  Seit  der  Mitte  des  5.  Jahr- 
hunderts V.  Chr.  brachten  namentlich  Kyzikus 
und  Phokäa  auch  ähnliche  Münzen  aus  einer 
künstlich  dargestellten  Legierung  in  Umlauf, 
die  mindestens  40  "/o  Silber  enthielten  und 
in  Griechenland  zwar,  wie  es  scheint,  einen 
über  ihren  inneren  Wert  stehenden  Kurs 
behaupteten,  aber  doch  sicher  dem  reinen 
Golde  nicht  gleichgestellt  wurden.  Die  älteste 
sichere  Nachricht  über  den  Wert  des  Goldes 
in  Athen  enthält  eine  erst  in  der  neuesten 
Zeit  entdockte  Inschrift  über  die  Kosten  des 
im  Jalu«  438  v.  Chr.  eingeweihten  Parthenos- 
bildesi).  Es  handelt  sich  hier  um  37  618 
Drachmen  Barrengold,  wahrscheinlich  von 
der  damals  gebräuchlichen  höchsten  Feinheit, 
imd  der  dafür  bezahlte  Preis  von  526652 
Silberdrachmen  (und  5  Obolen,  die  Köhler 
als  Nebenausgaben  betrachtet)  ergiebt  das 
Wertverhältnis  14 : 1.  Genau  dasselbe  Ver- 
hältnis findet  man  in  einer  Rechnungs- 
urkunde vom  Jahre  434,  nach  der  98  Drachmen 
Gold   1372  Silberdrachmen   kosten.     Wenn 


^)  Vgl.  Köhler  in  den  Sitzungsberichten  der 
Berlmer  Akademie,  1889,  März,  S.  223. 
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nach  Mommsen  in  derselben  Periode  auch 
eine  attische  Goldmünze  vorkommt,  die  den 
16  fachen  Weil;  des  gleichen  Gewichts  Süber 
besitzt,  so  war  dies  ohne  Zweifel  ein  über- 
wertetes Kreditgeld,  das  zeitweise  ans  finan- 
zieller Not  geprägt  wurde,  wie  solches  auch 
bei  Aristophanes  crs\'ähnt  wird.  Dagegen 
wird  aus  Piatos  Zeit  in  der  Schrift  Hipparch 
dem  (imgeprägten)  Golde  der  zwölf  fache  Wert 
des  Silbers  zugeschrieben,  und  es  wurde 
demnach  der  Wert  dieses  Metalls  bis  zum 
Abla\if  des  5.  Jahrhunderts  v.  Chr.  in  Athen 
erheblich  gesunken  sein.  Xenophon  hebt  in 
der  That  hervor,  dass  das  Gold  weniger  ge- 
schätzt werde,  wenn  es  reichlicher  vor- 
handen sei,  dass  das  Süber  aber  nie  seinen 
Wert  veriiere.  üiodor  (B.  XVI,  Kap.  56) 
zählt  die  im  phokischen  Krieg  (347  v.  Chr.) 
zu  Mthizen  geprägten  Goldschätze  von  Delphi 
auf,  im  ganzen  270  (oder  vielleicht  282) 
Talente,  imd  giebt  ihren  Wert  in  Silber  zu 
4000  Talenten  an,  was  eine  runde  Um- 
rechnung nach  einem  Verhältnis  von  14 — 15 : 1 
büdet.  Dabei  ist  allerdings  der  umstand 
wohl  nicht  berücksichtigt,  dass  die  von 
Krösus  geschenkten  Goldziegel,  die  den 
Hauptteil  jener  Schätze  ausmachten,  aus 
stark  silberhaltigem  Weissgold  bestanden. 
In  einer  Rechnungsablegung  des  Lykurgos 
aus  den  Jahren  388 — 326  v.  Chr.  erscheint 
das  Wertverhältnis  des  gemünzten  Goldes 
und  Silbers  gleich  11,5 : 1,  es  fragt  sich  aber, 
ob  die  Goldstateren  keine  Legierung  ent- 
hielten. Eine  Stelle  bei  Demosthenes,  aus 
welcher  man  das  Wertverhältnis  10 : 1  ab- 
leitet, dürfte  sich  wohl  sicher  auf  stark  le- 
gierte Kyzikener  beziehen,  und  auch  andere 
gelegentliche  Naclirichten ,  die  auf  jenes 
niedrige  Wertverhältnis  schliesen  lassen, 
scheinen  nicht  entscheidend.  Selbst  die  Be- 
stimmung des  von  den  Römern  im  Jahre 
189  V.  Chr.  mit  den  Aetoliern  geschlossenen 
Vertrags,  nach  welchem  diese  ein  Drittel 
der  ihnen  auferlegten  Kontribution  in  Gold 
und  zwar  nach  dem  Wertverhältnis  zum 
Silber  wie  10 : 1  bezahlen  konnten ,  wird 
sehr  verscliieden  aufgefasst.  Wenn  Polybius 
berichtet,  dass  zu  seiner  Zeit  infolge  der 
Ausbeutung  imgewöhnlich  reicher  Goldsand- 
lager in  der  Nähe  von  Aquileja  das  Gold 
in  Italien  ein  Drittel  seines  Wertes  ver- 
loren habe,  so  kann  es  sich  hier  nur  um 
eine  rasch  vorübergehende  örtUche  Erschei- 
nung handeln,  ähnlich  wie  in  Australien  in 
der  ersten  Zeit  nach  den  Goldontdeckungen 
und  vor  Einrichtimg  der  Münze  in  Sidney 
das  rohe  Gold  in  Münzen  oder  Banknoten 
nur  mit  60  statt  mit  77  sh.  die  Unze  bezahlt 
wiu'de. 

In  Rom  wurde  zuerst  im  Jahre  217  v. 
Chr.  Gold  geprägt  und  zwar  nach  dem  Wert- 
verliältnisse  17^  7  : 1,  was  schon  beweist,  das 
diese  Münzmassregel   wieder  nm*  einen  fis-  i 


kaiischen  Charakter  hatte.  Ei*st  gegen  Ende 
der  Republik  beginnen  die  Goldprägungen 
nachhaltig  und  in  grösserem  Umfange,  und 
es  wiuiie  dabei  die  alte  Schätzung  des  Bar- 
rengoldes beibehalten,  nämlich  das  Pfund  zu 
4000  Sesterzen,  was  nahezu  dem  Wert- 
verhältnis 12:1  (genauer  11*^,21 :1)  ent- 
spricht. Seit  Nero  verschiebt  sich  dieses 
Verhältnis  in  den  Münzen  mehr  und  mehr 
zu  Gunsten  des  Sübers,  jedoch  nicht  weil 
dessen  Werl  im  Verkehr  gestiegen  war, 
sondern  weil  der  Silberdenar  dm:ch  Ver- 
ringerung seines  Feingehalts  immer  mehr 
zu  einer  überwerteten  Kreditmünze  wui*de. 
So  stellte  sich  das  nominelle  Wertverhältnis 
der  beiden  Edelmetalle  zu  den  Münzen  von 
Trajan  bis  Severus  nach  Mommsen  auf  etwa 
9,4 : 1  und  in  der  Folgezeit  sogar  auf  5 — 6  : 1. 
Für  den  Verkehr  aber  waren  diese  Normen 
jedenfalls  nicht  massgebend,  sondern  die 
Goldmünzen  werden  gegen  die  sclilechten 
Denare  bald  einen  erhöhten  Kurswert  er- 
halten haben,  und  schliesslich  sah  der  Staat 
sich  selbst  genötigt,  die  Entwertimg  seines 
Kreditgeldes  anzuerkennen,  indem  unter  oder 
kurz  vor  Elagabal  befohlen  wm^e,  dass  alle 
Abgaben  an  die  Staatskasse  in  Gold  zu  ent- 
richten seien.  Das  Verkelurswertverhältnis 
des  Goldes  zum  Silber  ist  wahrscheinlich 
wälirend  der  ganzen  Kaiserzeit  bis  zu  der 
durchgreifenden  Reform  unter  Constantin 
allmählich  gestiegen  und  hatte  wohl  den 
Betrag  von  beinahe  14 : 1  (genauer  wahi"- 
scheinlich  13*^.9:1)  erreicht,  der  bei  jener 
Reform  der  Ausprägung  des  goldenen 
Solidus  und  des  silbernen  Miliarense  zu 
Gnmde  gelegt  wurde.  Wenn  seit  Julian 
die  silberne  Siliqua  wieder  nach  einem  Wert- 
verhältnisse von  ungefähr  12  : 1  ausgeprägt 
wurde,  so  war  dieses  jedenfalls  dem  Silber 
zu  günstig,  da  die  Siliqua  nur  als  Scheide- 
münze in  einem  wesentlich  auf  der  Gold- 
wälirung  beruhenden  Münzsystem  anzu- 
sehen ist. 

3.  Das  Wertverhältnis  im  Mittelalter. 
Bei  den  germanischen  Völkern  war,  soweit 
sie  sich  auf  den  Geldverkehr  einliessen,  ur- 
spriinglich  das  Silber  beliebter  als  das  Gold. 
Die  Mero^^'inger  nahmen  jedoch  den  römischen 
Goldsolidus  als  Hauptmünze  an,  und  die 
Silberdenare  scheinen  anfangs  neben  diesen 
die  Rolle  einer  überwerteten  Sekundärmüuze 
gespielt  zu  haben,  da  das  Wertverliältnis 
zum  Golde  bei  ihnen  in  der  ersten  Zeit  des 
fränkischen  Reiches  1 :  10  gewesen  zu  sein 
scheint.  Im  letzten  Drittel  des  6.  Jahi'hunderts 
verechob  sich  dasselbe  jedoch  durch  Ver- 
ringerung des  Gehalts  der  Goldmünzen  auf 
ungefähr  14 : 1.  Unter  den  Karolingern 
wurde  das  Silber  zum  vorherrschenden  Wäh- 
rungsmetall. In  dem  nichtigen  Pistensischen 
Edikt  Karls  des  Kahlen  (864)  wiitl  das  Gold 
nur  als  Handelsware  betrachtet  und  verfügt, 
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dass  ein  Pfund  dieses  Metalls  von  grösst- 
möglicher  Feinheit  nicht  zu  einem  höheren 
Preise  als  für  12  Pfimd  Silber  in  den  neuen 
guten  Denaren  verkauft  werden  dürfe.  Aus 
diesem  gegen  die  Steigening  dos  Goldes 
gerichteten  Befehle  darf  man  aber  nach  zahl- 
reichen ähnlichen  Beispielen  schliessen,  dass 
dieses  Metall  im  Yerkehr  damals  höher 
geschätzt  wurde. 

üeber  das  Wertverhältnis  der  beiden 
EdelmetaDe  im  späteren  Mittelalter  ist  es 
schwer,  genaue  Angaben  zu  machen,  weil 
die  damals  herrschende  Mtinzpolitik  fort- 
während bemüht  war,  auf  dasselbe  zu  Gunsten 
des  einen  oder  des  anderen  Metalls  einen 
Diiick  auszuüben.  Ganz  ohne  Wirkung  sind 
diese  Eingriffe  der  fürstlichen  Gewalt  ohne 
Zweifel  nicht  geblieben,  aber  anderei-seits 
erkennt  man  doch  leicht,  dass  der  Verkehr 
sich  den  geset;5lichen  Wertbestimmimgen 
keineswegs  vollständig  anschhesst,  vielmehr 
häufig  (üe  Münzherrschaft  zwingt,  ihre 
Tarifienmgen  wieder  abzuändern  und  den 
wirklichen  Marktverhältnissen  mehr  anzu- 
passen. Es  sind  sowohl  im  Mittelalter  wie 
in  der  neueren  Zeit,  solange  die  fiskalische 
Münzpolitik  in  Geltung  bleibt,  drei  ver- 
schiedene Wertverhältnisse  zu  unterscheiden : 
1)  das  den  Preisen  entsprechende,  welche 
die  Münzstätten  für  die  rohen  Metalle  be- 
zahlten und  die  man  mit  allen  Mitteln  auch 
dem  Verkehr  aufzuzwingen  suchte;  2)  das- 
jenige, welches  sich  aus  den  in  den  Münzen 
bei  gleichem  Nominalwert  enthaltenen  Edel- 
metallmengen ergiebt;  3)  das  im  Verkehr 
durch  den  erhöhten  Kurswert  der  Münzen 
aus  dem  bevorzugten  MetaU  entstehende. 
Das  erste,  das  man  als  das  Münzpreis- 
verhältnis bezeichnen  kann,  wüKle  dem 
zweiten,  dem  Nominalwertverhältnis,  gleich 
sein,  wenn  der  von  der  Münzherrschaft  er- 
hobene Schlagsatz  (mit  Einschluss  der 
Fabrikationskosten)  bei  beiden  Metallen  einen 
gleichen  Prozentsatz  des  Wertes  bildete. 
Dies  war  aber  nicht  der  FaU,  sondern  die 
den  Schlagsatz  darstellendeDifferenz  zwischen 
dem  Ausbringen  aus  der  feinen  Mark  und 
dem  von  der  Münzstätte  bezahlten  Preise 
für  dieselbe  war  bei  dem  Silber  naeistens 
verhältnismässig  grösser,  und  dadiu*ch  ent- 
standen oft  ziemlich  bedeutende  Abwei- 
chungen der  beiden  Wertverhältnisse,  die 
aber  wieder  oft  beide  mit  dem  wirklichen 
Verkehrswertverhältnis  inWiderspnich  stan- 
den. In  kleinerem  Massstabe  haben  sich 
diese  Erscheinungen,  wie  in  dem  Art. 
Doppelwährung  1.  c.  erwähnt  worden, 
auch  noch  in  der  neueren  Zeit  in  Frankreich 
gezeigt. 

In  den  Perioden  der  gewaltsamen  Münz- 
verschlechterungen ist  also  weder  aus  dem 
Münzpreisverhältnis  noch  aus  dem  Nominal- 
wertverhältnis der  beiden  Edelmetalle  die 


wirkliche  Marktstellung  derselben  zu  er- 
kennen. So  betmg  das  Münzpreisverhältnis 
in  Frankreich  unter  Philipp  dem  Schönen 
im  Jahre  1305  nm*  5,2  : 1,  und  das  Nominal- 
wertverhältnis war  nur  sehr  wenig  geringer ; 
im  Januar  1310  dagegen  stand  das  erstere 
auf  16,5 : 1 ,  das  letztere  auf  15 : 1,  und  im 
Jahre  1312  kommt  sogar  ein  Münzpreis- 
verhältnis von  20,3 : 1  vor.  Den  ausser- 
ordentlich hohen  Silberwert  im  ersten  Falle 
könnte  man  sich  allenfalls  wie  den  Kredit- 
wert geringhaltiger  Scheidemünze  erklären, 
aber  nach  der  sofort  folgenden  hohen  Be- 
wertung des  Goldes  muss  man  schliessen, 
dass  in  jener  Zeit  schon  unabhängige  Rech- 
nungen in  Gold  und  Silber  nebeneinander 
bestanden,  dass  namentlich  die  Münzstätten 
das  eingelieferte  Gold  mit  Goldmünzen  und 
das  Silber  mit  Silbermünzen  bezahlten.  Die 
Rcchnungslivres  in  den  Münzpreisen  der 
beiden  Metalle  können  daher  eigentlich  gar 
nicht  mit  einander  verglichen  werden,  im 
Verkehr  aber  stieg  der  Kurs  der  Goldmünzen 
oft  noch  weit  über  das  offizielle  Rechnungs- 
verhältnis hinaus. 

Bei  leidlich  stabilem  Münzwesen  indes 
kann  man  das  im  Gold-  und  Silberkauf  der 
Münzstätten  bestehende  Wertverhältnis  als 
annähernd  dem  Verkehrswertverhältnis  ent- 
sprechend betrachten,  unter  Ludwig  dem 
Heiligen,  dessen  Gros  Tournois  ein  weit  über 
die  Grenzen  Frankreichs  hinaus  beliebter 
MünztvT)us  wurde,  betrug  jenes  Verhältnis 
12,2  :  i.  Das  Edikt  Karls  des  Kahlen  wirkte 
noch  immer  nach,  und  selbst  in  einer  Periode 
der  schlimmsten  Münzverwirrung  wnirde  in 
Ordonnanzen  Philipps  von  Valois  aus  den 
Jahren  1336  und  1339  ausdriicklich  das 
Verhältnis  12 : 1  als  das  normale  anerkannt, 
wobei  übrigens  Silber  von  ^^lu  Feinheit 
(Argent  le  Roi)  gemeint  ist.  Nach  der 
Rückkelir  geordneter  Zustände  wurde  dieses 
Verhältnis  1361  auch  wieder  hergestellt, 
jedoch  konnte  es  sich  nicht  mehr  lange  be- 
haupten. Der  relative  Wert  des  Goldes  ging 
seit  dem  letzten  Drittel  des  14.  Jahrhunderts 
langsam  zurück  und  stand  in  allen  europäi- 
schen Ländern  am  Ausgange  des  15.  Jahr- 
hunderts in  der  Nähe  von  11 : 1.  In  Lübeck 
war  das  Münzpreisverhältnis  im  Jahre  1346 
nach  Dittmer  11,33 : 1,  im  Jahre  1365  1 1,67 : 1, 
im  Jahre  1441 11,12  : 1,  während  das  Nominal- 
verhältnis nach  Grautoff  durchweg  höher 
stand,  z.  B.  1351  auf  12,3:1,  1411  auf 
12,0  : 1 ,  1463  auf  11,6  : 1.  Lamprecht  be- 
rechnet nach  den  rheinischen  Münzvereins- 
verträgen  das  (Nominal-)  Wertverhältnis  für 
1386  auf  10,76,  für  1399  auf  11,27,  für 
1409  auf  10,64,  für  1425  auf  10,89,  für  1437, 
1444  und  1454  auf  11,28,  füi-  1464  auf 
11,34,  füi-  1477  .auf  10,57:1.  —  Zeitweise 
und  lokal  findet  man  im  14.  Jahrhundert 
für  das  Wertverhältnis  ganz  abnorme  Zahlen. 
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So  hat  Luschin  v.  Ebengreuth  aus  den 
papstüchen  Heberollen  eine  Anzahl  von  Fäl- 
len nachgewiesen,  aus  denen  hervorzugehen 
scheint,  dass  das  Wertverhältnis  in  Ungarn 
in  den  Jahren  1332 — 1337  sich  zwischen 
1 :  20  und  1 :  24  bewegt  habe.  Auch  für 
Deutschland  ergaben  diese  Quellen  in  del* 
damaligen  Zeit  mehrfach  ungewöhnlich 
niedrige  Silberwerte.  Indes  geht  schon  aus 
der  grossen  Yeränderlichkeit  dieser  Ziffern 
in  kurzen  Zeiträumen  hervor,  dass  sie  sich 
auf  eigentümliche  Wechsel  kursv  er  hält- 
nisse  bezogen,  die  für  den  sonst  geltenden 
relativen  Wert  der  beiden  Edelmetalle  nicht 
entscheidend  sind.  Die  päpstlichen  Ein- 
nehmer rechnen  z.  B.  Prager  Groschen  zu 
Kursen  von  20,  21,  22  und  24  auf  den 
Goldgulden  um.  Dies  sind  offenbar  Tages- 
kurse, die  für  die  Einlösung  effektiver  Gold- 
gulden, vielleicht  auch  für  auf  Gulden 
lautende  Wechsel  bezahlt  wiuxlen,  und  da- 
bei kommt  sehr  in  Frage,  wue  die  im  Ver- 
kehr umlaufenden  Groschen  thatsächlich 
beschaffen  waren,  wie  weit  sie  also  von 
dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Münzfusse 
abwichen.  Es  handelt  sich  also  wahrschein- 
lich einfach  um  ein  Goldagio  infolge  der 
Münzverschlechterung,  wie  dies  auch  ander- 
wärts trotz  aUer  Verbote  durch  die  »Will- 
kür des  Volkes«  immer  hervortrat. 

4.  Das  Wertverhältnis  in  der  neueren 
und  neuesten  Zeit  Im  Anfange  des 
16.  Jahrhunderts  zeigte  das  Gold  trotz  der 
gestiegenen  Silberproduktion  Deutschlands 
noch  immer  Neigung  zum  weiteren  Sinken, 
und  erst  nachdem  der  starke  Silberzufluss 
aus  Mexico  und  Peru  eine  Zeit  lang  seine 
Wirkung  geübt,  trat  eine  allmählich  fort- 
sclu^itende  Aenderung  des  Wertverhältnisses 
zum  Nachteile  des  letzteren  Metalls  ein. 
Nach  der  Reichsmünzordnung  von  1524 
stellte  sich  das  Weilverhältnis  auf  11,38 : 1, 
nach  der  von  1559  auf  11,44 : 1.  Diese 
letztere  hatte  jedoch  die  Absicht,  das  Gold 
herabzudrücken,  und  das  wirkliche  Verhält- 
nis im  Verkehr  stand  damals  schon  höher. 
In  dem  Augsburger  Reichsabschied  von  1566 
wiu'de  es  auf  11,55  gesetzt,  aber  in  der 
Folgezeit  stiegen  sowohl  die  Keichsspecies- 
thaler  als  auch  die  Dukaten  und  Goldgulden 
wegen  der  Verschlechterung  der  kleineren 
Münzen  mehr  und  mehr  über  ihren  Tarif- 
wert von  1566,  imd  man  kann  aus  den 
späteren  Kursbestimmungen  der  beiden 
ersteren  Münzarten  wenigstens  nähenings- 
weise  den  in  Deutschland  geltenden  relativen 
Verkehrswert  der  beiden  Edelmetalle  ab- 
leiten. So  ergiebt  sich  nach  Soetbeer  aus 
den  Kiu*sen  in  Württemberg,  Strassbiu^  und 
Colmar  das  Wertverhältnis: 


In  Prankreich  stand  das  Münzpreisver- 
hältnis 1575  auf  11,68  : 1,  1636  auf  13,62  : 1, 
1679  auf  14,91:1;  in  England  1559  auf 
11,8  : 1,  1605  auf  12,1 : 1,  1619  auf  13,3  : 1, 
1663  auf  14,5 : 1. 

Für  die  folgende  Zeit  geben  wir  hier 
einen  Auszug  aus  der  von  Soetbeer  nach 
den  Goldpreisen  des  Hamburger  Kurszettels 
berechneten  Tabelle,  nämlich  den  Maximal-, 
Minimal-  und  Durchschnittspreis  für  jedes 
Jahrzehnt : 


Jahrz. 
1691—1700 
1701—1710 
1711—1720 
1721—1730 
1731—1740 
1741-1750 
1751—1760 
1761—1770 
1771—1780 
1781—1790 
1791—1800 
1801—1810 
1811-1820 
1821-1830 


Max. 

15,20(97) 
15,52(02) 
15,31  (12) 
15,24(27) 
15,41(35) 
15,26  47) 
14,94  (56) 
15,27(62) 

>) 


Min. 

14,81  (00 
15,07(01 
15,04(20 
14,81  (30) 

14,91  (39) 
14,80(49) 
14,14(60) 

14,54(61) 

14,54(77) 


14,42  (82) 

15,00(93) 
15,26(02) 

15,11(17) 
15,70(25) 


Dnrchschn. 
14,96 
15,27 
15,15 
15,09 
15,07 
14,93 
14.56 
14,81 
14,64 
14,76 
15,42 
15,61 

15,51 
15,80 


1594  11,70   1612  12,30 
1601  11,86   1617  12,58 


160Ö 


12,02 


1624  13,42 


1631 
1637 
1680 


13,42 
15,10 
15,10 


14,80(79) 

15,04(90) 

1 5,74  (99) 
16,08(08) 

16,25  (13) 

15,95(21) 

Die  bedeutende  Goldproduktion  Brasiliens, 
deren  Höhepunkt  in  die  Jahre  1740—1760 
fällt,  ist  also  im  vorigen  Jahrliundert  ohne 
allzu  grosse  Terschiebung  des  Wertverliält- 
nisses  von  Europa  aufgenommen  worden, 
hauptsächlich  von  England,  teilweise  aber 
auch  von  Deutscliland,  von  wo  das  Silber 
zum  Teil  nach  Frankreich  abfloss.  Die 
Schwankungen  von  einem  Jahre  zum  anderen 
waren  im  vorigen  Jahrhundert  stärker  als 
in  dem  Zeitraum  von  1820 — 1870,  was  teil- 
weise auch  wohl  mit  der  geringeren  Leich- 
tigkeit und  Schnelligkeit  des  Verkehrs  und 
der  Wertausgleichungen  von  Ort  zu  Ort  zu- 
sammenhängt. Daher  konnten  auch  zwischen 
den  verschiedenen  Ländern  sich  grössere 
Verechiedenheiten  des  Wertverhältnisses  er- 
hallen,  als  gegenwärtig  möglich  wäi'^.  In 
einer  Tabelle  Über  das  aus  den  Londoner 
Gold-  und  Silberpreisen  von  1760—1829 
berechnete  Wertverhältnis,  die  einem  Bericht 
des  amerikanischen  Schatzsekretärs  Ingham 
beigefiigt  ist,  kommen  allenlings  einige 
ungewöhnlich  grosse  Abweichungen  von 
dem  Hamburger  Verliältnis  vor,  doch  liegt 
kein  Grund  vor,  an  der  richtigen  Berechnung 
dieser  Zalilen,  abgesehen  von  einigen  Dnick- 
felilern,  zu  zweifeln.  Hiernach  wai*  das 
niedrigste  und  höchste  jährliche  Durch- 
schnittswertverhältnis in  den  einzelnen  Jahr- 
zehnten in  London  1): 


1761 
1764 
1772 
1774 
1782 


13,94 
14,91 
14,19 
15,05 
13,54 


1785 
1792 
1797 
1806 
1809 


15,21 
14,43 
15,45 
14,25 
16,15 


1815 
1816 
1821 
1824 
1829 


16,30 

13,64 
15,98 

15,64 
15,95 


M  Soetbeer  bezweifelt  die  Richtigkeit  dieser 
Tabelle.     Einiges  Auffallende  ist  mdes  oben 
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Schliesaiich  stellen  "wir  nun  auch  für  die 
Zeit  von  1831  bis  zur  Gegenwart  das  durch- 
schnittliche jährliche  Wertverhältnis  nach 
Soetbeer  und  den  Berichten  des  amerikani- 
schen MünzdirektorB  zusammen.  Für  die 
beiden  ersten  Jahre  ist  der  hamburgische 
Goldpreis,  für  die  folgenden  der  Londoner 
Süberpreis  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegt. 

1831  15,72  1854  15,33  1877  17,22 

1832  15,73  18o5  15,38  1878  17,94 

1833  15,93  1856  15,38  1879  18,40 

1834  15,73  1857  15,27  1880  18,05 

1835  15,80  1858  15,38  1881  18,16 

1836  15,72  1859  15,19  1882  18,19 

1837  15,83  1860  15,29  1883  18,64 

1838  15,85  1861  m,5o  1884  18,57 

1839  15,62  1862  15,35  1885  19,41 

1840  15,62  1863  15,37  1886  20,78 

1841  15.70  1864  i«;,37  1887  21,13 

1842  15,87  1865  15,44  1888  21,99 

1843  i«;,93  1866  i:>,43  1889  22,09 

1844  r^,85  1867  15,57  1890  19,76 

1845  1V92  1868  15,59  1891  20,92 

1846  r<9o  1869  15,60  1892  23,72 

1847  15,80  1870  15,57  1893  26,49 

1848  i«;,85  1871  15,57  1894  32,56 

1849  r^,78  1872  15,63  1895  31,60 

1850  15,70  1873  15,92  1896  30,66 

1851  15,46  1874  16,17  1897  34,28 

1852  15,59  1875  16,59  1898  (35,0) 

1853  15,33  1876  17,88 

Den  niedrigsten  Stand  erreichte  der  durch- 
schnittliche relative  Wert  des  Goldes  im 
Juü  1859,  nämlich  15,07,  den  höchsten  im 
Ausist  1897  mit  37,76  (niedrigster  Öilber- 
preis  im  September  1897:  23^8  Pence  für 
die  Unze  Standard-Silber).  Der  neue  grosse 
Preisrückgang  des  Silbers  begann  im  Juli 
1893  in  Folge  der  Einstellung  der  indischen 
Prägimgen.  Zur  Würdigung  der  Festigkeit 
des  Wertverhältnisses  ixi  den  Jahren  1851 — 
1870  sei  noch  erwähnt,  dass  die  Silber- 
produktion dem  Gewichte  nach  in  den  Jahi^en 
1801—1850  ungefähr  das  28  fache  der  Gold- 
produktion  ausgemacht  hatte,  während  sie 
m  den  Jahren  1851 — 1870  nicht  mehr  ganz 
<las  Sechsfache  der  letzteren  erreichte.  Hätten 
Frankreich  und  Amerika  im  Jahre  1850  wie 
England  die  reine  Goldwährung  besessen, 
so  würde  die  ünterbringiuig  des  Goldes 
aUerdings  nicht  w^esentlich  schwieriger  ge- 
wesen sein,  als  sie  es  in  Wirklichkeit  durch 
den  Uebergang  jener  LÄnder  zum  über- 
wiegenden   Goldumlauf    bei    dem   Dopi>el- 

durch  Verbessernngen  gemildert,  die  sich  aus 
einer  anderen,  das  nrsprüDgliche  Material  voU- 
ständig-er  enthaltenden  Beilac^e  des  amerikani- 
schen Berichts  ergeben.  Zu  Vergleichungen  mit 
anderen  Ländern  unbrauchbar  sind  allerdings 
jedenfalls  die  Zahlen  aus  der  Zeit  der  starken 
SchwankuDgen  des  Goldpreises  gegen  die  Bank- 
noten, also  etwa  von  1800  — 1817.  So  ist 
namentlich  durch  den  raschen  Fall  des  Gold- 
preises das  abnorme  Verhältnis  von  1816  zu 
erklären. 


Währungssystem  gewesen  ist.  Immerhin  aber 
wunle  die  Festigkeit  des  Wertverhältnisses 
der  beiden  Metalle  doch  durch  die  französische 
Doppelwährung  noch  besondere  insofern  ge- 
fönlert,  als  Frankreich  imstande  war,  eine 
bedeutende  Menge  Silber  gegen  Gold  ab- 
zugeben. S.  auch  die  Artt. Doppelwäh- 
rung (oben  1.  c),  Gold,  Silber,  Münz- 
wesen. 

Litteratnr:  Vasquez  Queipo,  Essai  sur  les 
sy Sternes  metriques  ei  mon^taires  des  anciens 
peupfes,  Paris  1859  (besonders  11,  Chap.  JX). 
—  Mommaenf  Geschichte  des  römischen  Milnx- 
Wesens,  Berlin  1860.  —  Hultschj  Griechische 
und  römische  Metrologie,  Berlin  186t;  i,  Aufl., 
188S.  —  BrandiSt  Das  Münz-,  Mass-  und  Ge- 
wichts^cesen  in  Vorderasien  ^  Berlin  1866.  — 
Brugschf  Das  altegyptische  Goldgewicht  in 
Ztschr.  für  egypti-sche  Sprache  und  Altertums- 
kunde, Bd.  XXVJI  (1889).  —  Lenarmant, 
La  Monnaie  dans  Vaniiquite  (besonders  I,  S. 
145 ff.).  —  Le  Blanc,  Traite  historique  des 
monnoyes  de  France,  AmMerdam  1692.  —  v, 
Praun,  Gründliche  Nachricht  von  dem  Münz- 
Wesen,  3.  Aufl.,  Leipzig  1784.  —  A.  Soetbeer, 
Die  Wertrelation  der  Edelmetalle,  Hirths  Ann., 
1875.  —  Veraelbe,  EdelmetaUproduktion  und 
Wertverhältnifi  zwischen  GoUl  und  Silber  (Er- 
gänzungsheft Xr.  57  zu  Petermanns  MiUeilungen), 
Gotha  1879.  —  Lamprecht,  Deutsches  Wirt- 
schaftsleben im  Mittelalter,  II,  S.  470.  —  Inter- 
national  Monetary  Conference,  held  in  Paris 
1878,  Wash.  1879.  (Appendix:  Horton,  His- 
torical  Material.)  —  Luschin  t\  Ehengreuth, 
Das  Wertverhältnis  der  Edelmetalle  in  Deutsch- 
land während  des  Mittelalters,  Brüssel  189g 
(Vortrag  auf  dem  numismcUischen  Kongress).  — 
Report  of  the  Director  of  the  mint  for  the 
Fiscal  Year  1897,1898,  Washington  1898,  p.  252  ff. 

Leods, 


Effekten,  Effektengeschaite 

s.  Börsenwesen  oben  Bd.  II  S.  1023ff. 


Egartenwirtschaft 

s.  Ackerbausysteme  oben  Bd.  I  S.  38 ff., 

besonders  S.  42. 


Egoismus 

s.  Selbstinteresse. 


Ehe 

s.  Familie,  Heirats- u.  Ehestatistik. 

Eheberg 9  Karl  Theodor, 

wurde  am  31. 1. 1855  zu  München  geboren.  Er 
studierte  1873—1877  in  München  Jurisprudenz 
und  Staats  Wissenschaften ,  setzte  alsdann  seine 
staatswissenschaftlichen  Studien  in  Strassbnrg 
unter  Schmoller  und  Knapp  fort  und  war  vom 
Frühjahr  1878  bis  Herbst  1880  im  städtischen 
Archiv  in  Strassburg  beschäfti^ft.  Im  November 
1880  habilitierte  er  sich  in  Wttrzburg  an  der 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakultät. 
Im  Mai  1882  wurde  er  zum  ausserordentlichen 
Professor  in  Erlangen  ernannt,  im   Juli  1884 
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ebenda  zum  ordentlichen  Professor  der  National- 
ökonomie. Finanzwissenschaft  nnd  Statistik. 
Seine  Schriften  sind  die  folgenden: 
Die  Münzerhausgenossenschaften ,  haupt- 
sächlich im  13.  Jahrh.  (Dissert.),  Leipzig  1879.  — 
Ueber  das  ältere  deutsche  Münzwesen  und  die 
Hausgenossenschaften,  besonders  in  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung.  Lpz.  1879.  —  Ueber 
den  gegenwärtigen  Stand  d.  Wucherfrage,  i.  d. 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  IV  (1880),  S.  Ö5  ff. 

—  Die  Münzerhausgenossen  von  Speyer,  i.  d. 
Ztschr.  f.  d.  Gesch.  d.  ObeiTheins,  Jahrg.  1880, 
S.  444  ff.  —  Ueber  die  Gewerkvereine  in  Italien 
i.  d.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  V  (1881).  — 
Die  Revision  der  direkten  Steuern  und  das 
Projekt  der  allgemeinen  Einkommensteuer  in 
Bayern,  i.  d.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  VI. 
(1882),  S.  57  ff.  (auch  sep.  erschienen).  —  Grund- 
riss  der  Finanzwissenschaft  (im  Anschluss  an 
Cossas  Elementi  di  scienza  delle  finanze).  Er- 
langen 1882,  2.  Aufl.  1887,  3.  Aufl.  Leipzig  1891, 

4.  Aufl.  ebd.  1895,  5.  Aufl.  ebd.  1898.  —  His- 
torische und  kritische  Einleitung:  (X  und  249 
SS.)  zur  siebenten  Auflage  von  Lists  nationalem 
System   der   politischen   Oekonomie,   Stuttgart 

1883.  —  Bäuerliche  Verhältnisse  in  Niederbayern, 
Oberpfalz  und  dem  bayerischen  Franken,  i.  d. 
Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.,  Bd.  XXIV  (1883).  S.  113  ff. 

—  Die  nordamerikanische  Getreidekonkurrenz 
und  ihre  Bedeutung  für  Deutschland,  in  der  Zeit- 
schr.  des  land  wirtschaf  tl.  Vereins  in  Bayern,  Jahrg. 

1884,  S.  499  ff.,  588  ff.  —  Strassburgs  Bevölke- 
rungszahl seit  Ende  des  15.  Jahrh.  bis  zur  Gegen- 
w^art,  i.  d.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  VII, 

5.  297  ff.,  Bd.  VIII,  S.  413  ff.  —  Die  Wucher- 
frage in  Theorie  und  Praxis  seit  1880,  i.  d. 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  VIII  (1884)  S.  97  ff. 

—  Die  deutsche  Auswanderung,  Heidelberg  1885 
(Sammlung  von  Vorträgen  von  Frommel  und 
Pfaff,  Bd.  XIV,  H.  5).  —  Agrarische  Zustände 
in  Italien,  Leipzig  1885  (Bd.  XXIX  der  Sehr, 
d.  V.  f.  Sozialp.).  —  La  revisione  della  tariffa 
doganale  del  1879  in  Germania  e  gli  effetti  della 
medesima,  in  dem  Giornale  degli  Economisti, 
Vol.  I  fasc.  3.  —  Der  italienische  Weizenbau 
und  die  Agrarzölle,  in  d.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw., 
Jahrg.  XI  (1887),  S.  201  ff.  —  Die  Landwirtschaft 
in  Bayern,  i.  d.  Jahrh  .f.  Ges.  u.  Verw.  Jahrg.  XIV 
(1890),  S.  1121  ff.  —  Die  neueste  Wuchergesetz- 
gebung und  die  bäuerliche  Kreditnot  i.  d.  Jahrb. 
f.  Ges.  und  Verw.  Jahrg.  XIX  (1895),  S.  425  ff". 

—  Die  industrielle  Entwickelung  Bayerns  seit 
1800.  Rede  beim  Antritt  des  Protektorats  der 
k.  bayerischen  Friedrich-Alexander-Universität 
in  Erlangen  am  4.  XI.  1897,  Erlangen  1897.  — 
Die  erste  Aufl.  dieses  Handwörterbuchs  ver- 
dankt ihm  folgende  Artikel :  Doppelbesteuerung. — 
Finanzen.  —  Finanz\*issenschaft.  —  Gemeinde- 
finanzen; Getränkesteuern.  —  Häusersteuer.  — 
Kopfsteuer.  —  Friedrich  List.  —  Steuer.  — 
Wehrsteuer.  —  Ein  umfangreiches  Werk  über 
die  Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Wirtschafts- 
geschichte Strassburgs  vom  15. — 17.  Jahrh.  ist 
m  Vorbereitung.  Red, 


Eheliches  Güterrecht. 

I.  Begriff  des  e.  G.  Seine  Bestimmung  durch 
Eheverträge  und  durch  das  Gesetz.  II.  Gesetz- 
liche und  vertragsmässige  (lüterrechtssysteme. 
III.  Allgemeiner  Inhalt  des  e.  G.  IV.  Das  römische 


Güterrechts-  oder  Dotalsystem  und  seine  Gegen- 
sätze. V.  Das  gesetzliche  e.  G.  Deutschlands. 
System  der  Verwaltungsgemeinschaft.  VI.  Von 
den  Systemen  der  Gütergemeinschaft.  VII.  All- 
gemeine Gütergemeinschaft.  VIII.  Partielle 
Gütergemeinschaften. 

I.  Betriff  des  e.  G.    Seine  Bestimiimn^ 
durch  Eheverträge  oder  durch  das  Ge- 
setz. 

Das  eheliche  GüteiTecht  bezeichnet  die 
Wirkungen  der  Ehe  auf  dem  Gebiete  des 
Vermögensrechts,  also  nach  ihrer  vermögens- 
rechtlichen Seite  liin.  Geht  die  Ehe  auf 
Begi'ündung  einer  neuen  Famüie,  so  entliält 
das  eheliche  Güterrecht  die  näheren  Be- 
stimmimgen  darüber,  in  welchem  Verhältnis 
das  Vermögen  der  beiden  Ehegatten  zu 
einander  stehen:  ob  es  getrennt  oder 
vereinigt  werden,  ob  der  jeweilige  Eigen- 
tümer oder  in  Zukunft  nur  der  Mann 
oder  endlich  ob  beide  Ehegatten  zu- 
sammen ein  Verfügungsrecht  über  das 
beiderseitige  oder  das  zusammengeworfene 
gemeinsame  Vermögen  haben  sollen. 

1.  Die  Bestimmimg  des  ehelichen  Güter- 
standes erfolgt  entweder  unmittelbar  durch 
das  Gesetz  oder  durch  Verabredung 
der  beiden  Ehegatten.  Demgemäss  giebt  es 
ein  gesetzliches  luid  ein  vei-tragsmässiges 
eheliches  Güterrecht.  Beide  können  dem 
Inhalt  nach  erheblich  von  einander  abwei- 
chen ;  wie  überwiegend  auf  privatrechtlichem 
Gebiete,  so  stellt  das  Recht  auch  hier  seine 
Normen  gi-össten teils  nicht  mit  absohiter 
zwingender,  sondern  nur  mit  hypothetischer 
Kraft  auf,  d.  h.  überlässt  (\s  den  Parteien, 
ilu*e  konkreten  Rechtsbeziehimgen  bis  zu 
gewissem  Grade  in  besonderer,  von  der  ge- 
setzlichen Onlnung  abweichender  Weise  zu 
regeln.  Die  gesetzliche  Ordnung  soll  also 
mit  andern  Worten  nur  subsidiaiisch  ein- 
ti-eten.  Immerhin  ergiebt  sich  aus  dem 
öffentlichrechtlichen  Cliarakter  der  Grund- 
lagen der  Ehe  eine  gewisse  Einschränkung 
der  Freiheit  der  Partei vei-abredung  auf  die- 
sem Gebiete,  so  dass  der  Eheverti-ag  den 
sonstigen  Verträgen  gegenüber  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  liin  eigentüm- 
lich vinkuliert  ist.  (Z.  B.  der  Mann  kann 
in  demselben  nicht  auf  jegliche  Verwaltung 
des  Eheguts  verzichten,  also  gewissermas.sen 
in  vei-mögensrechtl icher  Beziehung  seiner 
eheheiTlichen  Stellung  entsagen.  Mehr  als 
anderwärts  giebt  es  auf  diesem  Gebiete  so- 
genannte »Tuiverzichtbare  Rechte<  ,  deinen 
Preisgabe  s:of^(^n  das  Gesetz  und  gegen  die 
öffentliche  Onhumg  veistiesse.  Eine  andei*e 
Beschränkung  s.  in  §  1433  B.G.B.)  Auf  der 
anderen  Seite  hat  der  Ehe  vertrag  gegenüber 
den  meisten  sonstigen  Vei'trägen  das  Eigen- 
tümliche. <lass  seine  Festsetzungen  nicht 
bloss  das  Verhältnis  der  beiden 
V  e  r  t  r a g  s  c  h  1  i  e  s  s  e  n  d  e  n  unmittelbar  be- 


Ehelichos  Güten-echt 


267 


stimmend  regebi,  sondern  wesentlich  aueh 
g^efrenüber  dritten  Pereonen  wirken.  Ihr 
Inhalt  ist,  das  Güterrecht  der  Eheo^tten 
in  massgebender  Weise  —  also  auch  nach 
aussen  hin  —  festzustellen:  und  die 
dadm-eh  geschaffene  Rechtslage  AÄ'irkt  dann 
auch  in  der  Folge  für  und  gegen  jeden 
Dritten,  welcher  sich  mit  den  Ehegatten 
o<^ler  einem  von  ihnen  in  irgend  welche  ver- 
mögensrechtlichen Beziehungen  eiiüässt. 
Aus  diesem  Gnmde  ist  der  Eheverti-ag  nicht 
niu"  einer  der  praktisch  nichtigsten  Verträge, 
der  deshalb  nach  modeniem  Recht  auch 
regelmässig  zu  seinem  Abschluss  einer  be- 
sonderen Förmlichkeit  bedarf  (vgl.  §  1434 
B.G.B.),  sondern  es  gehört  dieser  Vertrag 
heutzutage  bei  mis  sogar  zur  Kategorie  der- 
jenigen Geschäfte,  welche  (nach  Art  der 
dinglichen)  um  ihrer  Wirkung  gegen  Dritte 
willen  auch  luimittelbar  für  Dritte  erkenn- 
bai'  sein  müssen  (Princip  der  Publicität). 
Die  Erkennbarkeit  wird  nach  dem  deutschen 
B.(i.B.  durch  Eintragung  des  vereinbarten 
Gütei-standes  in  ein  beim  zuständigen  Amts- 
gericht geführtes  Güterrechtsregister  herbei- 
geführt. Der  Eintragting  bedarf  es,  wenn 
lue  gesetzlichen  Rechte  des  Ehemannes  auf 
Verwaltimg  und  Nutzniessung  des  Eheguts 
oder  umgekehrt  eine  Reihe  gesetzlicher  daran 
bestehender  Befugnisse  der  Frau  (vgl.  §§  1H57, 
1405  Abs.  3,  1452  B.G.B.)  durch  diMi  Ehe- 
vei-trag  ausgeschlossen  oder  vom  gesetzlichen 
Inhalt  abweichend  geregelt  wonlen  sind 
resp.  wenn  eine  solche  Regelung  nachträg- 
lich wieder  aufgehoben  wird  (§  1435).  Der 
Eintragung  bedarf  es  aber  nicht  in  dem 
Sinne,  dass  andernfalls  die  betreffenden 
Klauseln  ungiütig  wären,  ebensowenig  wie 
umgekehrt  der  fonnelle  Abschluss  des 
Eheverti'ags  vor  Gericht  oder  Notar  oder 
eine  sonstige  Ai't  der  öffentlichen  Bekannt- 
machung desselben  die  Eintragung  ersetzt. 
Sondern  die  Eintragimg  ist  (wie  im  Gnmd- 
buchrecht)  die  massgebende  gesetzliche  Form, 
um  die  betreffenden  Vereinbanmgen  (hier 
in  der  Beschränkung,  soweit  sie  Dritte  über- 
haupt benachteiligen  können)  nach  aussen 
hin  erkennbar  zu  machen,  also  mit  Bezug 
auf  sie  den  guten  Glauben  Dritter 
auszuschliessen.  Das  Güterrechtsre- 
gister ist  nach  dem  Gesetz  die  Stelle,  bei 
der  sich  jeder  über  den  Güterstand  der 
Eheleute,  mit  denen  er  Geschäfte  abzu- 
wickeln hat,  unterrichten  kann  und  soU. 
Dem  Inhalt  des  Registei-s  gegenüber  darf  er 
sich  auf  seine  Unkenntnis  der  betreffenden, 
ihn  schädigenden  Güterrechtsverhältnisse 
nicht  berufen.  Umgekehrt  bedarf  es  ziu* 
Wirk.'^mkeit  der  letzteren  dem  gegenüber 
nicht  der  Eintragung,  der  die  beti'effenden 
Klauseln  kannte.  Die  Eintragimg  ist  nur 
zum  Schutz  des  gutgläubigen  Verkehrs  vor- 
geschrieben.   Entscheidend  ist  nach  beiden 


Richtimgen  die  Zeit  der  Eingehung 
der  fi'aglichen  Geschäftsboziehung  (bei  Pi'O- 
zessen  der  Zeitpunkt  des  Prozessbeginns: 
Eintritt  der  RtK^htshängigkeit  der  Stivit- 
sache):  waren  die  Güterklauseln  in  diesem 
Augenblicke  eingetragen  oder  dem  Dritten 
bekannt,  so  kommen  sie  ihm  gegenüber  zur 
Anwendung,  sonst  nicht.  Ueber  das  Detail 
der  Eintragung  s.  noch  §§  lor)8— 1563  B.G.B. 

2.  Die  Ehe  vertrage  können,  nach  Mass- 
gabe der  vorigen  Bestimmungen,  sowohl 
vor  als  nach  Eingehung  der  Ehe  abge- 
schlossen werden.  Das  franzr)sischrechtliche 
Verbot  des  Abschlusses  nach  Eingehmig 
der  Ehe  ist  nach  dem  B.G.B.  auch  für  die 
unter  der  HeiTschaft  des  älteren  Rechts  ge- 
schlossenen Ehen  beseitigt.  §  1432  B.G.B. 
und  Art.  200  Abs.  2  E.G.  Die  Freiheit  des 
jederzeitigen  Abschlusses  entspricht  deut- 
scher Rechtsanschauung.  Nur  gegen  eine 
Benachteiligimg  der  Gläubiger  des  einen 
oder  anderen  Ehegatten  durch  Beiseite- 
schaffung von  Exekutionsmitteln  sind  Schutz- 
vorschriften gegeben  (actio  Pauliana).  Vgl. 
§§  31,  32  K.O.  und  §  3  des  Gesetzes  be- 
ti-effend  die  Anfechtung  von  Rechtshand- 
lungen eines  Schuldners  ausserhalb  des 
Konkursverfahrens  v.  21.  Juli  1879  (in  der 
Fassung  v.  20.  Mai  1898).  Selbst vei-ständ- 
lich  bezieht  sich  jede  Abänderung  eines 
schon  bestehenden  gesetzlichen  oder  ver- 
tragsmässigen  Güterstandes  auch  nur  auf 
die  Zukunft.  Also  die  auf  Grund  des  bis- 
herigen Gi'iteri'echtssystems  eingeti-etenen 
vollendeten  Rechtswirkimgen  bleiben  be- 
stehen: sowohl  unter  den  Ehegatten  nach 
Massgabe  der  allgemeinen  Regeln  über  den 
contrarius  consensus  bei  Verträgen  als 
gegenüber  Dritten  nach  dem  bekannten 
Gnindsatz  der  Unantastbarkeit  wolilerworbe- 
ner  Rechte. 

3.  Wenn  auch  in  erster  Linie  das  Gesetz 
das  eheliche  Güterrecht  bestimmt  und  die 
vertragsmässige  Regelung,  wie  wir  gesehen 
haben,  in  bestimmte  Schranken  gebunden 
ist,  so  hat  doch  auch  die  in  Ei*mangelung 
eines  Ehevertrags  eintretende  gesetzliche 
Regelung  der  Güten^erhältnisse  insofern 
vertragsähnlichen  Charakter,  als 
sie  nicht,  wie  sonstige  lediglich  auf  dem 
Gesetz  beruhende  Rechte,  mit  einem  Wechsel 
der  (tesetzgebung  auch  selbst  unmittelbar 
dem  Wandel  unterliegt.  Vielmehr  ^^^rd  die 
gesetzliche  Regelung  der  ehelichen  Güter- 
verhältnisse gewissermassen  (und  jedenfalls 
nach  dieser  Richtung  hin)  nur  als  ein  Sur- 
rogat der  vertragsmässigen  angesehen,  so 
da,ss  im  Fall  der  örtlichen  und  zeitlichen 
Kollision  der  Rechtsnormen  der  begründete 
eheliche  Güterstand  zunächst  erhalten  bleibt. 
So  also  bei  späterer  Verlegung  des  ersten 
Ehedomizils,  resp.  nach  B.G.B.  bei  späterem 
Wechsel  der  Staatsangehöiügkeit  des  ilaimes, 
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und  überhaupt  bei  einer  Aenderung  der 
einheimischen  Gesetzgebung.  Diese  soge- 
nannte »Unwandelbarkeitstheorie«  des  ehe- 
lichen Güterrechts  war  ehedem  bestritten, 
wenngleich  überwiegend  anerkannt  Die 
Reichsgesetzgebung  hat  sie  jetzt  positiv  an- 
genommen.  Ygl.  Art.  15  und  200  E.G.  B.G.B. 

II.  Gesetzliche  und  yertragsmässige 
Güterrechtssysteme. 

Aus  der  bisherigen  Erörtenmg  erklärt 
sich  ohne  weiteres,  dass  die  Güterverhält- 
nisse der  einzelnen  Ehen  unendlich  mannig- 
fache sein  können.  Schon  die  bisherige 
Gesetzgebung  hat  in  dieser  Materie  ausser- 
ordentliche Verschiedenheiten  erzeugt  oder, 
richtiger  gesagt,  im  Anschluss  an  die  vor- 
handenen Stammeseigentümlichkeiten  der 
Bevölkerung  zugelassen  und  positiv  sanktio- 
niert; denn  überall  war  nur  erklärlich, 
dass  man  sich  an  das  zeitlich  und  örtlich 
Bestehende  jeweils  in  überwiegendem  Masse 
anschloss.  So  kam  es,  dass  auf  keinem 
Gebiet  des  Rechtssvstems  in  Deutschland 
vor  dem  B.G.B.  eine  auch  nur  aimähernd 
so  bunte  Mannigfaltigkeit  bestand  als  hier. 
So  nicht  nur  in  den  Ländern  des  ehemali- 
gen gemeinen  Rechts  innerhalb  der  einzel- 
nen Territorien  desselben  (und  oftmals  ge- 
häuft selbst  innerhalb  desselben  Tenitori- 
ums  durch  zahlreiche  Lokal-  \md  Statutar- 
rechte),  sondern  auch  in  den  Ländern  der 
sogenannten  exklusiven  Legislationen  der 
Neuzeit,  wie  in  Preussen,  wo  das  »Allge- 
meine Landrecht«  nur  an  die  Stelle  des 
gemeinen  subsidiären  Rechts  getreten  war 
und  die  verschiedenen  Orts-  und  Pro\inzial- 
rechte  unberührt  Hess.  Heutzutage  hat  das 
B.G.B.  in  dieser  Hinsicht  für  ganz  Deutsch- 
land eine  Einheitlichkeit  des  Rechtszustan- 
des geschaffen,  die  um  so  freudiger  begrüsst 
werden  muss,  als  die  ehemalige  Zerfahren- 
heit den  öffentlichen  Kredit  in  höchstem 
Masse  untergrub.  Denn  da  das  eheliche 
Güterrecht  nicht  bloss  die  Rechtsverhältnisse 
der  Ehegatten,  sondern  mittelbar  aller  Drit- 
ten beeinflusst,  welche  mit  einer  verheirate- 
ten Person  Geschäfte  scliliessen,  so  wurden 
alle  diese  Rechtsbeziehungen  grossenteils 
durch  Rechtssätze  bestimmt,  welche  der 
Dritte  oftmals  nur  an  Ort  und  Stelle  und 
aus  unmittelbarer  Anschauung  ihrer  Wir- 
kungen erkennen  konnte.  Demgegenüber 
hat  das  B.G.B.  zunächst  einen  einheitlichen 
gesetzlichen  Güterstand  geschaffen,  wel- 
cher für  alle  diejenigen  Ehen  zur  Anwen- 
dung kommt,  in  denen  über  die  güteiTCcht- 
lichen  Verhältnisse  der  Gemeinschaft  von 
den  Eheschliessenden  nichts  Besonderes  be- 
stimmt worden  ist  (§§  1363—1431  B.G.B.), 
und  daneben  eine  Reihe  vertragsmässi- 
ger  Güterstände,  die  auf  Eheverträgen  be- 
ruhen (§§   1432 — 1557).    Bei  der  vertrags- 


mässigen  Regelung  ist  unzulässig,  einfach 
auf  eine  der  bisheran  in  Deutschland  herr- 
schend gewesenen  oder  auf  ausländische 
gesetzliche  Güterrechtsstände  zu  verweisen 
(§  1433),  damit  nicht  das  alte  Chaos  wieder- 
kehre resp.  erhalten  bleibe.  (Die  gleiche 
Zwangsvorschrift  enthielt  schon  ein  Jahr- 
hundert früher  Art.  1390  des  französischen 
Code  civil).  Auch  ist  schon  angedeutet  (oben 
sub  I),  inwiefern  gutgläubige  Dritte  gegen 
Benachteiligung  aus  einer  von  dem  gesetz- 
lichen Gütersystem  abweichenden  vertrag- 
lichen Regelung  der  Güterverhältnisse  ge- 
schützt werden.  Ln  übrigen  ist  die  ver- 
tragücJie  Regelung  inhaltlich  ganz  frei  imd 
nur,  wie  alle  Rechtsgeschäfte,  soweit  be- 
schränkt, als  durch  den  Inhalt  der  Bere- 
dung gegen  Gesetz ,  Ordnung  und  gute 
Sitte  Verstössen  werden  würtle  (§§  134,  138 
B.G.B.).  Das  Gesetz  giebt  anderseits  ge- 
wisse Auslegungsregeln  für  den  Ver- 
trag (z.  B.  §  1436)  und  hebt  aus  der  Fülle 
des  anderweitig  überlieferten  ehegüterrecht- 
lichen Details  die  Haupttypen  heraus, 
um  sie  (im  Geiste  der  modernen  Rechts- 
ordnung neu  bearbeitet)  als  subsidiarische 
vertragsmässige  Güterstände  aufzustellen, 
welche  von  denjenigen,  die  sie  vorziehen, 
nach  Gutdünken  en  bloc  gewählt  und  an- 
genommen werden  können.  Diese  Annahme 
geschieht  also  in  einem  Ehevertrag ;  nur  ist 
die  Abweichung  von  dem  gesetzlichen  Gü- 
terstand hier  den  Parteien  durch  die  Voraus- 
regelung der  betreffenden  Verhältnisse  im 
Gesetze  selbst  ungemein  erleichtert  Nichts 
hindert  aber  auch  die  Ehegatten,  einen  von 
diesen  Haupttypen  abweichenden  beson- 
deren Güterstand  zu  wählen  und  dessen  nä- 
heren Inhalt  rein  durch  Vertrag  festzusetzen; 
ebenso  wie  sie  bei  Annahme  eines  der  vor- 
gesehenen subsidiarischen  Güterstände  auch 
einzelne  Bestimmungen  desselben aus- 
schliessen  oder  durch  andere  ersetzen  kön- 
nen, insoweit  dadurch  nicht  widersinnige 
Festsetzungen  entstehen  oder  sonst  (vgl.  z. 
B.  §  1518)  positive  Schranken  existieren. 
In  dieser  Weise  ist  das  B.G.B.  dazu  ge- 
kommen, die  bisherigen  Hauptsysteme  des 
ehelichen  Güterrechts  sämtlich  zu  kodifizie- 
ren ;  aber  in  der  Weise,  dass  nur  eines  die- 
ser Systeme  den  sogenannten  »gesetzlichen 
Güterstand«  der  Elieleute  bildet,  der  stets 
mangels  einer  Vereinbanmg  über  die  ehe- 
lichen Güterverhältnisse  zur  Anwendimg 
kommt.  Die  anderen  Systeme  werden  nur 
auf  Grund  besonderer  Wahl  der  Ehegatten 
praktisch. 

Dieses  vom  B.G.B.  befolgte  Kodifikations- 
princip  ist  dasjenige  des  französisclien  Civü- 
gesetzbuchs,  das  seinerzeit  in  dieser  Lehre 
einem  nicht  weniger  zersplitterten  ehegüter- 
rechtlichen Rechtszustande  gegenüber  gestan- 
den hatte.  Nur  ist  bei  uns  ein  anderer  (und  bes- 
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serer)  gesetzlicher  Güterstand  gewählt  als  die 
altmodische  fran2sösische  Fahrnisgemein- 
schaft,  und  anderseits  ist  der  Komplex  der  zur 
Auswahl  der  Beteiligten  gestellten  subsidia- 
risch geregelten  vertraglichen  Güterstände  auf 
das  notwendigste  beschränkt,  was  im  Interesse 
der  Vereinfechung  der  Materie  entschieden 
zu  begrüssen  ist.  Hier  hatte  das  französi- 
sche Gesetzbuch,  welches  gewissermassen 
eine  kodifizierte  hohe  Schule  des  ehelichen 
Güterrechts  enthält,  viel  mehr  Rücksicht  auf 
die  aus  germanischen  und  romanischen  Ele- 
menten gemischte  Bevölkerung  des  Landes 
zu  nehmen  als  der  deutsche  Gesetzgeber, 
für  w^elchen  zahlreiche  dieser  Klauseln  des 
unmittelbaren  praJrtischen  Interesses  ent- 
behrten. 

III.  Allgemeiner  Inhalt  dea  e.  6. 

Die  !Jsormen,  aus  denen  sich  jedes  Ehe- 
güterrechtssystem,  mag  es  im  obigen  Sinne 
auf  Veitrag  "oder  unmittelbar  auf  dem  Gesetz 
beruhen,  zusammensetzt,  beziehen  sich  ein- 
mal auf  die  Zeit  des  Bestehens  der 
Ehe  und  regeln  hier  die  vermögensrechtli- 
chen Verhältnisse  der  Ehe^tten  sowohl  un- 
tereinander als  gegenüber  Dritten.  Hierher 
gehören  die  Bestimmungen  über  die  Tra- 
gung der  Lasten  der  Ehe  (Unterhalt  der 
Familie  etc.),  die  Rechte  des  Mannes  am 
Vermögen  der  Fi*au  und  umgekehrt,  weiter- 
hin über  die  beiderseitigen  Verfügimgsbefug- 
nisse  über  das  eigene  und  das  Vermögen 
des  anderen  Ehegatten  oder  die  diu-ch  Zu- 
sammen werf  ung  beider  gebildete  Gesamt- 
masse, inwiefern  diese  verschiedenen  Massen 
durch  Rechtsgeschäft  oder  Delikt  des  einen 
oder  anderen  Ehegatten  Dritten  gegenüber 
verpflichtet  werden  können  imd  dergleichen. 
Dazu  treten  dann  endlich  noch  die  Bestim- 
mungen über  die  Wirkimgen  der  betreffen- 
den im  Einzelfalle  massgeblich  gewesenen 
ehegüterrechtlichen  Verhältnisse  über  die 
Zeit  des  Bestehens  der  Ehe  hinaus,  und 
zwar  bei  Tod  des  einen  Ehegatten  oder 
Scheidung,  —  bei  beerbter  und  kin- 
derloser Ehe. 

Die  Regelung  aller  dieser  Punkte  ist  bei 
den  verschiedenen  Völkerschaften  und  ein- 
zelnen Stämmen  derselben  seit  Alters  her 
eine  vei-schiedene  gewesen.  Denn  sie  hängt 
grmidsätzlich  zusammen  mit  der  allgemei- 
nen Auffassung  der  Ehe  und  der  da- 
diuvh  zwischen  den  Ehegatten  auch  leiblich 
begründeten  Gemeinschaft.  Daraus  erklärt 
sich  vor  allem,  dass  die  alte  römische  und 
überhaupt  romanische  Auffassung  des  ehe- 
lichen Güterrechts  für  unsere  heutigen  imd 
deutschen  Verhältnisse  kamn  noch  als  pas- 
send angesehen  werden  kann,  so  dass  das 
B.G.B.  gut  daran  gethan  hat,  von  Grund 
aus  damit  zu  brechen. 


IV.  Das  römische  Güterrechts-  oder  Do- 
talsystem  nnd  seine  Gegensätze. 

Das  römische  Recht  hat  in   seiner  Auf- 
fassung der  Ehe  im  Lauf  der  Zeit  eine  voll- 
kommene   Wandlung    durchgemacht.      Von 
einem  absoluten  Herrschaftsrecht  des  Mannes 
über  die  Frau  (manus),  zufolge  dessen  die 
Frau  im  Hause  gewissermassen  niu*  fihae 
loco   gehalten   wiutle,    hat  die   persönliche 
Wirkung  der  Verbindung  sich  abgeschwächt 
bis  zu  dem  freien,  dem  ins  gentium  ent- 
sprossenen Verhältnisse,  welches  einer  ge- 
setzlich organisierten  ehrbaren  »Gesellschaft 
auf   Kindererzeugung«    verzweifelt   ähnlich 
sieht.    Dass  neben  dieser  einfachen  recht- 
lichen   Regelimg    des    Verhältnisses    eine 
höhere,  auf  dem  freien  Willen  (der  freien 
sittlichen  ThatJ  der  einzelnen  benmende  Auf- 
fassung des  Ehebandes  Raum  ziu:  vollkom- 
menen Entfaltimg  hatte,  soll  damit  nicht  ge- 
leugnet werden ;  aber  sie  stand  eben  nicht  auf 
dem  Boden  der  Rechtsordnung  und  .kam  da- 
her wohl  für  die  sittliche,  nicht  aber  für 
die  rechtliche  Behandlung  der  Ehe  in  Be- 
tracht.   Das  Recht  hat  nicht  viel  mehr  ge- 
than, als  einen  äusseren  Rahmen  aufzustel- 
len, innerhalb  dessen  die  Ausgestaltung  des 
Verhältnisses  in  den  wichtigsten  Beziehun- 
gen dem  freien  Entschlüsse  der  Beteiligten 
überlassen  blieb.    Und  diese  Ausfüllung  ge- 
schah —   auch   nach   der  Einfühnmg  des 
Christentums  —  >aelfach  in  durcliaus  ande- 
rem Sinne,  als  unserem  germanischen  Em- 
pfinden entspricht.    Was  aber  die  rechtliche 
Ordnung   dea  Verhältnisses   namentlidi   in 
vermögensrechtlicher  Beziehung  betrifft,  so 
hat  das  römische  Recht  in  dem  fundamen- 
talen Wandel   der   ganzen   Institution   von 
einem  absoluten  Gewaltrechte  des  Mannes 
bis    zur  abstrakten  Freiheit  und  Gleichbe- 
rechtigimg beider  Ehegatten  durch  Heiden- 
tum und  Christentum  hindm'ch  den  einen 
Grundzug  bewahii;,  der  es  vor  allem  aus- 
zeichnet und  welcher  fast  auf  allen  Gebie- 
ten des  Rechtslebens  wiederkehrt :  dass  es 
die    Rechtssphäre     der     einzelnen 
Beteiligten  vollendet  abzugrenzen 
und  individualistisch  auszugestalten  vemiag, 
für  das  aus  der  Vereinigimg  entspringende 
(und  hier  aus  ethischen  Rücksichten  doppelt 
wichtige)    objektive    Gesamt  Verhältnis    (das 
consortium    totiiis    vitae)    dagegen    kein 
oder  doch  nur  ein  höchst  unterge- 
ordnetes Verständnis  besitzt.     Die 
Lasten  der  Ehe  trägt  allein  der  Mann.    Die 
Frau  ist  dem  Manne  rechtlich  nicht  verbun- 
den, einen  Beitrag  aus  ihrem  Vermögen  dazu 
beizusteuern,  so  wenig  sie  rechtlich  überliaupt 
verpflichtet  ist,  ihm  zu  gehorchen.    Vielfach 
ist  man  heutzutage  wieder  geneigt,  das  als 
einen  Idealzustand  anzusehen,   zu  dem  die 
heutige  Welt  (welche  dem  späteren  Römer- 
tum  in  raelu'  als  einer  Bezieluuig  ähnlich 
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sei)  so  schnell  als  möglieh  ziirückziikelu*en 
habe:  clie  Vertreter  dieser  Richtung,  der 
sogenannten  »Fi*auenemancipation« ,  verges- 
sen, dass  die  römische  Frau  nichts  weniger 
als  frei  wai*.  Der  Freiheit,  die  sie  rechtlich 
dem  Manne  gegenüber  liatte,  entspracli 
ebensoviel  Knechtschaft  gegenüber  ihrem 
Vater,  in  dessen  Familie,  so  lange  er  lebte, 
die  Frau  blieb,  seitdem  sie  der  manus  (der 
Eheherrlichkeit  des  Mamies)  entrückt  war. 
Xur  die  Person  des  Grewaltliabers  hatte  sie 
seitdem  gewechselt:  dem  Ehemanne  geht 
der  Vater  vor.  Thatsäclilich  haben  Religion 
\md  Sitte  das  Eherecht  beherrscht,  und  die 
Eingi'iffe  der  Gesetzgebung  beschränken 
sich  daher  auf  das  notwendigste.  So  ver- 
bietet beispielsweise  1.  5  Cod.  de  repud.  5, 
17  dem  Vater,  ein  matrimoniimi  bene  con- 
eordans  seiner  Kinder  zu  scheiden;  auch 
wiitl  wohl  in  den  meisten  Fällen  der  Vater 
auf  sein  Hen'schaftsi-echt  über  die  Frau  zu 
Crimsten  des  Ehemannes  verzichtet,  die  Frau 
dem  letzteren  häusliche  Verehi-ung  und  Ge- 
horsam gezollt  haben.  Die  Art,  wie  sie  ihm 
zu  den  Lasten  der  Ehe  einen  Beitrag 
leistet,  ist  entweder,  dass  sie  ihm  rein  that- 
sächüch  die  Verwaltimg  ihi*es  Vermögens 
zu  freier  Venvendimg  für  diese  Zwecke 
überlässt:  in  welchem  Falle  die  Verwen- 
dimg (olme  besondere  Rechnimgslage)  als 
zu  jenen  Zwecken  geschehen  anzusehen  ist 
(vgl.  1.  11  Cotl.  de  pact  conv.  5,  14),  oder 
(resp.  daneben)  dass  ein  Brautschatz  (dos, 
Ehegiit)  bestellt  wii-d.  Die  dos  —  die  üb- 
rigens von  der  Frau  selbst  (aus  ihrem  Vermö- 
gen) oder  von  einem  Dritten  (für  sie)  bestellt 
werden  kann  —  winl  nicht  etwa,  vde 
es  nächstliegend  erscheint,  als  ein  für  die 
gemeinschaftlichen  Ehezwecke  bestimmtes 
und  daher  auch  selbst  gemeinschaft- 
liches Vermögen  der  Ehegatten  ange- 
sehen; denn  die  Ehe  erzeugt  grundsätzlich 
kein  gemeinsames  Vermögen.  Die  dos  bleibt 
auch  nicht  —  wie  in  Deutsclüaud  nach  dem 
in  dieser  Weise  thatsäclüich  vielfach  umge- 
bildeten römischen  System  —  ein  in  den 
Ehezweck  gebundenes,  also  zur  Tragung 
der  ehelichen  Lasten  bestimmtes  Vermögens- 
stück der  Frau,  an  welchem  der  Mann  zu 
diesem  Behuf  Verwaltung  und  Nutzniessung 
hat;  sondern  sie  wii-d  Vermögen  des  Man- 
nes, also  von  Seiten  der  Frau  resp.  des 
dritten  Bestellers  dem  Manne  übereignet. 
So  wird  de  iure  der  Satz  gewahrt,  dass  der 
Mann  die  Kosten  des  Hausstandes  aus  sei- 
nem Vermögen  allein  zu  ti'agen  hat,  imd 
dennoch  wirtschaftlich  dm*chbrochen.  An- 
spruch auf  die  Dotierung  oder  ein  gewisses 
Mass  der  Aussteuer  hat  der  Mann  nicht. 
Es  hängt  vom  Belieben  der  Frau  resp.  der 
Ilirigen  ab,  ob  resp.  inwieweit  ihm  Rechte 
am  Frauenvenuögen  eingeräumt  werden 
sollen.    Xiu*  braucht  der  Mann,  sofern  die 


dos  ganz  fehlt,  die  Frau  auch  nicht  zu  ali- 
mentieren.    Auch  liier  ist,  wie  man 


die  Waffe  zweischneidig.  Umgekehrt  wml, 
sofern  die  dos  gegeben  woi-den  ist,  in  spä- 
tei-er  römischer  Zeit  eine  Gegengabe 
des  Mannes  an  die  Frau  (eine  Art 
antidos  oder)  donatio  propter  nuptias  üblich. 
Diese  ist  eine  Zuwendung  aus  dem  Vermö- 
gen des  Mannes  in  das  Vermögen  der 
Fi*au;  doch  behält  der  Mann  während 
der  Ehe  daran  Besitz  und  Nutzungen, 
die  gleichfalls  für  die  Ehezwecke  zu  ver- 
wenden sind.  So  verwaltet  der  Mann  allein, 
—  aber  nicht  das  gesamte  Frauengut,  son- 
dern nur  die  Teile  demselben,  welche  ihm 
für  die  Zwecke  der  Ehe  überlassen  sind, 
und  die  Verwendung  zu  diesem  Zwecke 
kann  verlangt,  im  Gegenfalle  und  bei  Auf- 
lösung der  Ehe  die  dos  zurückgefordert 
werden.  Umgekehrt  bestimmt  auch  der 
Mann  nicht  sein  ganzes  Vermögen,  sondeni 
nur  gewisse  (die  durch  die  donatio  proptec 
nuptias  bezeichneten)  Teile  desselben  zu  den 
Zwecken  der  Ehe  in  dem  Sinne,  dass  sie 
den  letzteren  nicht  entfremdet  werden  düi*- 
fen.  Sollte  es  dennoch  geschehen,  z.  B. 
wenn  der  Mann  in  Konkurs  gerät  oder  sonst 
Frau  und  Kinder  vernachlässigt,  so  kann 
die  Frau  die  dos  und  die  donatio  propter 
nuptias  vom  Manne  fordern.  So  ist  in  rein 
individualistischer  Weise  für  die  Zwecke 
der  Gemeinsclmft  gesorgt.  Jede  Partei  giebt 
für  dieselben  etwas  dem  anderen:  ge- 
wissermassen  mit  einer  Auflage  für  die  Ge- 
samtbedürfnisse.  Die  Gesamtheit  selbst  ge- 
winnt in  keiner  Hinsicht  reales  Dasein.  Für 
sie  wii-d  niu:  auf  indirektem  Wege,  durch 
ein  System  sich  kreuzender  Ansprüche  ge- 
sorgt. Weü  keine  nähere  Verbindung  der 
Ehegatten  auf  vermögensrechtlichem  Gebiete 
anerkannt  wird,  kann  unter  den  Ehegatten 
auch  kein  gesetzliches  Erbrecht  erwachsen. 
Nur  das  Erbrecht  der  »armen  Witwe«  ist  von 
Justinian  als  Notbehelf,  und  sicher  nicht  in 
Konsequenz  des  Grundgedankens,  ausgebil- 
det worden  (Nov.  53  cap.  6,  Nov.  117  cap. 
5).  Mit  dem  Grundsatz  der  Gütertren- 
nung, wie  man  das  römische  System  bei 
uns  (in  nur  geringfügiger  Umbildung)  be- 
zeichnet, steht  auch  ein  eheliches  Erbrecht 
nicht  im  Einklang.  — 

Viel  besser  ist  das  deutsche  Recht 
dem  Wesen  der  Ehe  gerecht  geworden,  in- 
dem es  die  dadurch  geschaffene  vollkom- 
mene Lebensgemeinschaft  zweier 
Personen  auch  als  Grundlage  objektiver  Or- 
ganisationen des  Rechtslel)ens  verwertet. 
Wie  überall  in  ähnlichen  Fällen,  so  betont 
das  deutsche  Recht  auch  liier  vornelmi- 
lich  die  Seite  der  Gesamtheit:  ilirer  Be- 
dürfnisse und  Zwecke,  die  ihm  >\'ichtiger 
erscheinen  als  die  egoistischen  Interessen 
der  einzelnen,  aus  denen  die  Gemeinscliaft 
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sich  zusammensetzt.  Dass  jeder  E^^ismus 
«ladiireh  ausgeschlossen,  ein  Missbraueh  der 
f^esetzlichen  Bestimmmig-en  zu  unlauteren 
Zwecken  diux^haus  unmöglich  vräre,  soll  da- 
mit nicht  gesagt  sein,  weil  alle  mensch- 
lichen Einrichtungen  melu-  oder  weniger 
unvoDkommen  sind.  Aufgabe  der  Gesetzes- 
technik ist  es,  derartiger  UnvoUkommenhei- 
ten  Herr  zu  werden;  und  wii-  haben  uns 
bei  den  verschiedenen  Kodifikationen  des 
deutschen  Rechts  auch  iu  der  hier  frag- 
liehen Beziehmig  noch  stets  in  aufsteigen- 
der Linie  bewegt.  Das  eheliche  (TÜteii'echt 
des  ß.G.B.  stellt  heutzutage  zweifellos  die 
Krone  der  Entwickelimg  dai\  Thatsächüch 
ist  die  Rechtsstellung  der  Ehefrau  im  gan- 
zen Verlauf  der  Weltgeschichte  noch  nie- 
mals eine  so  günstige  und  gesicherte  ge- 
wesen als  liier.  Es  ist  das  um  so  nötiger 
hervorzulieben,  als  die  moderne  Frauenbe- 
wegung sich  jüngst  noch  mit  Leidenschaft 
gerade  gegen  dieses  Gesetzbuch  gerichtet 
hat.  Dass  das  römische  Dotalsvstem  flu* 
uns  nicht  passt,  ist  oben  dargethan.  Das 
deutsche  S\'stem  aber,  welches  an  Stelle 
zweier  Einzelinteressen  ein  Gesamtintei'esse 
der  Familie  zum  Stütz-  und  Ausgangsi)unkte 
seiner  Regelung  nimmt,  bedeutet  dainim 
keineswegs  eine  Unterjochung  der  Frau 
durch  Herbeiführung  ilu-er  wirtschaftlichen 
Unselbständigkeit,  ja  nicht  einmal  notwen- 
dig eine  Gemeinschaftlichkeit  des  beidersei- 
tigen Vermögens  dem  Rechte  nach.  Fi^ei- 
üch  kommt  auch  eine  solche  vor:  ja  sie 
kann  unter  Umständen  als  die  schönste 
Konsequenz  der  diu*ch  die  Ehe  geschaf- 
fenen vollkommenen  Lebensgemeinschaft 
der  Ehegatten  auf  dem  Gebiete  des 
Vermögensrechtes  gelten.  Aber  sie  stellt 
weder  den  Ausgangspunkt  noch  heutigen- 
tags das  Ende  der  geschichtlichen  Entwicke- 
lung  dar,  da  sie  sich  nicht  für  alle  schickt. 
Die  deutsche  Rechtsentwickelimg  hat  viel- 
mehr mit  einer  Gemeinscliaftsform  begonnen, 
«lie  sich  nicht  auf  das  Recht  (die  Eigen- 
tumszuständigkeit) an  den  zum  Vermögen 
der  Ehegatten  gehörigen  Gütern  bezieht, 
sondern  nm*  auf  die  \  e  r  w al  t  u  n  g  dersel- 
ben, welche  einheitlich  dm*ch  den  Mann 
xuid  für  die  Zwecke  der  Ehe  erfolgt.  Nach 
diesem  System  bleiben  also  auch  die  beider- 
seitigen Vermögensmasseu  der  Ehegatten 
dem  Rechte  nach  getrennt,  aber  sie  werden 
faktisch  vereinigt  in  der  Hand  des  Mannes 
(wie  auch  die  Frau  selbst  in  das  Haus  des 
Mannes  tritt).  Dieses  System  hält  zwischen 
den  Extremen  der  römischen  Gütertrennung 
und  dem  Idealzustand  einer  vollkommenen 
Gütergemeinschaft,  der  nm*  für  wenige  Ehen 
passt,  eine  verständige  Mittellinie  ein  und 
ist  deshalb  von  unserem  B.G.B.  mit  Recht 
zum  gesetzlichen  Güterstande  Deutschlands 
erhoben  worden. 


V.  Das  gesetzliche  e.  G.  Deutschlands. 
System  der  Verwaltungsgemeinschaft 

1.  Nach  diesem  schon  ehedem  im  gröss- 
ten  Teil  Xorddeutschlands  (des  preussischen 
Landrechtsgebiets,  des  gemeinen  Sachsen- 
und  lübischen  Rechts  sowie  im  Königi*eich 
Sachsen  und  in  ()ldenbiu*g)  herrschend  ge- 
wesenen System  haben  die  Ehegatten  »kein 
gezweites  Gut«  (vgl.  Sächsisches  Landrecht 
I,  31  §  1,  Schwäbisches  Landi-echt  256,  2, 
Kl.  KaiseiTecht  H,  ICK)) ,  was  aber  nicht  von 
einer  Gemeinschaft  dem  Rechte  nach,  son- 
dern niu'  von  einer  thab^iclüichen  Vereini- 
gung des  beiderseitigen  Vennögens  in, der 
fland  des  Mannes  zum  Zwecrke  der  Verwal- 
tung imd  Xutzniessung  zu  verstehen  ist. 
Vgl.  jetzt  §§  1373  ff.  B.G.B.  Dieses  Ver- 
waltungs-  luid  Nutzungsrecht  des  Ehemaans 
ist  übrigens  kein  solches  zu  eigenem  In- 
teresse, —  kein  sacheu  rechtlicher  Niess- 
brauch  (nur  subsidiaiisch  finden  gewisse 
Bestinunungen  des  letzteren  auf  das  Ver- 
hältnis Anwendimg,  cf .  §  1383) ;  sondern  es 
handelt  sich  um  eine  familieni-echtliche  Be- 
fugnis des  Mannes  von  wesentlich  vormund- 
scliaftlichem  Charakter.  Das  ältere  deutsche 
Recht  spricht  das  ganz  uniun\\Tinden  aus. 
Der  Mann  hat  am  Frauengut  die  sogenannte 
'>Gewere  zu  rechter  Vormimdschaft«  (Sachsp. 
I,  31  §  2).  Das  Gewaltverhältnis  des  Man- 
nes  über  die  Frau  ist  also  wesentlich  ein 
Schutzverliältnis  (mundium).  Es  imterschei- 
det  sich  von  der  eheheiTlichen  Gewalt  des 
römischen  Familienvaters  (manus)  ebenso 
fundamental,  wie  die  väterliche  Gewalt  des- 
selben über  die  Kinder  von  der  heutigen 
elterlichen  Gewalt  v^ei^^cliieden  ist,  die  auch 
nicht  mehi'  im  eigenen  Literesse  des  Ge- 
walthabers, sondern  wesentlich  in  dem  der 
Schutzbefohlenen  geübt  wü-d  (s.  den  Art. 
Familiengüterrecht).  Weshalb  sie  denn 
auch  mit  dem  Aufhören  der  Schutzbedürftig- 
keit der  Kinder  (Grossjähi'igkeit)  selber  en- 
digt. Somit  ist  unser  neuestes  Recht  nur 
konseipient,  wenn  es  die  liier  in  Rede 
stehende  Schutzgewalt  des  Ehemanns  auch 
da  endigen  lässt,  wo  die  Ehefi*au  als  (selb- 
ständig ai'beitende)  Erwerbs-  oder  Ge- 
werbefrau eines  solchen  Schutzes  nicht 
mehr  bedai-f  (d.  h.  soweit  der  Bereich  ihrer 
Thätigkeit  bezw.  der  Verdienst  aus  ihrer 
Arbeit  oder  ihrem  Erwerbsgeschäfte  geht). 
Arbeit  macht  frei  auch  in  dieser  Be- 
ziehung: sie  sclüiesst  gewissermassen  eine 
natürliche  Emancipation  der  Frau  in  sich. 
Am  Arbeits-,  Geschäftsveitlienste  dieser  Art 
der  Frau  hat  der  Mann  weder  Verwaltungs- 
noch  Nutzungsi-echte  und  kann  die  Heraus- 
gabe des  Besitzes  nicht  verlangen  (§§  1365, 
1367,  1373);  in  cüesem  Bereich  handelt  die 
Frau  ganz  selbständig  und  belastet  ihr  Ver- 
mögen gültig  mit  Schulden  (§  1414).  Aller- 
dings hängt  die  Möglichkeit  einer  der- 
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artigen  Emancipation  der  Frau  durch  Arbeit 
von  der  Einwilligung  des  Mannes  ab;  aber 
Einwilligung  ist  es  auch,  wenn  die  Frau 
mit  seinem  Wissen  und  ohne  seinen  (thäti- 
gen)  Einspruch  das  Erwerbsgeschäft  betreibt 

i§  1405).  Bei  pei-sönlichen  Arbeiten  der 
•"rau  geht  §  1358  noch  weiter:  hier  kann 
die  gnmdlos  verweigerte  oder  wegen  Krank- 
heit oder  Abwesenheit  des  Mannes  nicht 
erteilte  Einwilligimg  des  letzteren  sogar 
durch  das  Yormundschaftsgeridit  ersetzt 
werden  •  und  insoweit  die  häusliche  Gemein- 
schaft der  Ehegatten  aufgehoben  ist,  geht 
der  Ehemann  des  Weigerungsrechtes  über- 
haupt verlustig.  Es  ist  nicht  zuviel  gesagt, 
dass  hiermit  (wie  früher  schon  die  soge- 
nannte Handels-  und  Gewerbefrau)  heutzu- 
tage die  ganze  weibliche  Arbeiterklasse 
emancipiert  ist.  Die  Arbeitei*frau  braucht 
ihren  erworbenen  Verdienst  nicht  mehr  dem 
Manne  abzuliefern,  der  ihn  vielleicht  ver- 
trinkt, sondern  kann  ihn  pei-sönlich  zum 
Unterhalte  der  Familie  verwenden.  Und 
ebenso  kann  jede  Frau,  die  ihren  resp.  der 
Familie  Unterhalt  diu'ch  eigenen  Arbeitsbe- 
trieb verdient,  ihn  auch  persönlich  mit  den 
erworbenen  Mitteln  beschaffen  —  ganz  wie 
der  Mann.  Hier  ist  das  Ideal  der  soge- 
nannten modetnen  Frauenbewegung  bereits 
thatsächlich  verwirklicht  auf  der  Basis  des 
ethischen  Princips  vom  Adel  imd  der  be- 
fi-eienden  Bedeutung  der  Arbeit.  Auf  dem 
Gebiete  der  durch  Arbeit  erworbenen  Glücks- 
-üter  herrscht  Gütertrennung;  nur 
ie  vererbten  resp.  sonst  erworbenen 
Schätze  muss  die  Frau  dem  Manne  ziu- 
Verwaltung  und  Nutzniessmig  für  die 
Zwecke  der  Ehe  überlassen  —  kann  sie 
zu  diesem  Zweck  nicht  selbst  ver- 
wenden. Das  ist  gerecht,  weil  umgekehrt 
der  Mann  es  ist,  welcher  allein,  und  zwar 
im  Notfall  stets  durch  eigene  Arbeit,  die 
Kosten  des  Ehestandes  aufzubringen  hat 
(§  1389).  Es  liegt  darin  auch  keine  Zu- 
rücksetzimg gegenüber  der  arbeitenden  Frau, 
denn  nur  die  Arbeit  giebt  regelmässige, 
sichere  Erträgnisse.  Andere  Glücksgüter 
können  auch  sonst  verloren  gehen,  nicht 
bloss  durch  einen  zügellosen  Mann;  und 
wird  die  arbeitende  Frau  diu-ch  einen  sol- 
chen nicht  noch  härter  gestraft,  wenn  er 
statt  mit  zu  verdienen  sich  von  der  Frau 
ernähren  lässt?  Schliesslich  giebt  das  Ge- 
setz auch  der  Kapitalistentochter  genügende 
Hülfsmittel  an  die  Hand,  um  ihr  vermögen 
gegen  Missbräuche  des  Mannes  sicher  zu 
stellen:  so  nicht  allein  durch  die  stets  zu- 
lässige Beredung  einer  vollkommenen  Güter- 
trennung im  Ehevertrage,  sondern  auch 
durch  nachträgl  ;he  einseitige  Erzwingimg 
dieser  Trennung  bei  Gefährdung  des  Frauen- 
guts oder  des  ganzen  Unterhaltes  der  Fa- 
milie, bei  Entmündigung,  Abwesenheit  oder 


Konkurs  des  Mannes  (§§  1418  ff.  und  weiter 
unten);  endlich  dm-ch  ein  im  Rahmen  der 
Verwaltungsgemeinschaft  selbst  vorgesehe- 
nes ausgedehntes  System  von  Sonder-  oder 
Vorbehfidtsgütern  (§§  1364 ff.). 

2.  Die  Verwaltimgsgemeinschaft  verträgt 
eben  Ausnahmen.  Die  Frau  braucht  dem 
Manne  nicht  ihr  gesamtes  Vermögen  zui* 
Verwaltimg  und  Nutzung  zuzubringen  (ein- 
gebrachtes Gut);  es  können  vielmehr  diese 
Rechte  an  gewissen  Gütern  der  Frau  aus- 
geschlossen, Verwaltung  und  Nutzung  daran 
der  Frau  selbst  vorbehalten  werden  (Vorbe- 
haltsgut). Zum  Vorbehaltsgut  gehört 
kraft  Gesetzes  zunächst  der  schon  erwähnte 
persönliche  Arbeits-  und  Geschäftser- 
werb der  Frau  —  ein  ultimum  refugium 
auch  der  Kapitalistentochter.  Denn  auch 
ihr  bleibt  damit  am  Ende  der  getäuschten 
Hoffnungen  die  wirtschaftliche  Freiheit  offen ! 
Wer  die  principielle  Gleichstellung  der  Ge- 
schlechter postulirt,  darf  auch  die  Zumutung 
der  gleichen  Pflichterfüllung  nicht  von  sich 
weisen.  Weiter  legt  das  Gesetz  schon  ipso 
jure  den  zum  persönlichen  Gebrauch 
der  Frau  bestimmten  Sachen  (ins- 
besondere Kleidern,  Schmucksachen  und 
Arbeitsgeräten)  den  Charakter  des  Vor- 
behaltsgutes bei  imd  entzieht  dieselben  da- 
mit der  Verwaltimg  und  Nutzniessung  des 
Mannes  (§  1366).  Ein  gleiches  kann  durch 
den  Ehe  vertrag  mit  allen  anderen  Gütern 
der  Frau,  imd  durch  Verfügimg  eines  Dritten, 
welcher  der  Frau  etwas  letztwillig  oder 
unter  Lebenden  dm*ch  Schenkimg  oder  sonst 
unentgeltlich  zuwendet,  in  der  Ver- 
fügung selbst  mit  Rücksicht  auf  die  zu- 
gewendeten Güter  geschehen  (§§  1368, 1369). 
Endlich  werden  alle  diejenigen  Gegenstände 
wieder  Vorbehaltsgut,  welche  von  der  Frau 
aus  Mitteln  des  Vorbehaltsguts  er- 
worben, oder  derselben  von  Dritten  als  Er- 
satz fih'  entzogene  oder  beschädigte  Vor- 
behaltsgüter geleistet  werden  (Surrogations- 
princip,  §  1370). 

Das  Vorbehaltsgut  befindet  sich,  weil 
Verwaltung  und  Nutzung  des  Ehemaims  an 
demselben  ausgeschlossen  ist,  im  Zustande 
der  Gütertrennung  (§  1371).  Durch  ent- 
sprechende Häufung  der  Vorbehaltsgüter 
kann  der  Bestand  des  der  Verwaltimg  und 
Nutzniessimg  des  Mannes  xmterliegenden 
Frauen  Vermögens  bis  zum  Effekt  der  völligen 
Gütertrennung  eingeschränkt  werden.  Da- 
her wird  auch  die  Gütertrennung  (§§  1426  ff. 
s.  imten)  nicht  als  besonderer  Güter- 
stand, sondern  nur  als  eine  vollkommene 
Negation  der  Verwaltungs-  imd  Nutzungs- 
befugnisse  des  Ehemanns  in  dem  Begriffe 
der  Verwaltimgsgemeinschaft  angesehen.  — 
Soweit  der  Ausscliluss  kein  völliger  ist  (also 
Verwaltungsgemeinschaft  mit  Vorbelialts- 
gütern  existiert),   liat  die  Frau  einen  Bei- 
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trag  zu  den  vom  Mann  (wie  stets)  zu  tra- 
genden ehelichen  Lasten  insoweit  zu 
leisten,  als  der  Mann  nicht  diu'ch  die 
Nutzungen  des  eingebrachten  Gutes  einen 
angemessenen  Beitrag  erhält;  bei  völliger 
Gütertrennung  wird  der  Beitrag  (gleichgültig 
ob  er  aus  dem  Arbeitsverdienst  oder  aus 
dem  Vermögen  der  Frau  zu  entnehmen  ist) 
entsprechend  festgesetzt,  §§  1371,  1427 
B.G.B.  Die  Passiven  des  Vorbehalfc^guts 
sind  aus  ihm  selbst  zu  tilgen  (§  1414).  Hat 
eine  Tilgung  aus  anderem  Vermögen  (ins- 
besondere aus  dem  eingebrachten  Gut  der 
Frau)  stattgefunden,  vso  ist  im  Verhältnis 
der  Ehegatten  zu  einander  Ersatz  zu  geben ; 
ebenso  wie  wenn  umgekelirt  aus  dem  Vor- 
behalt^gut  etwas  ziun  Voiteil  der  anderen 
Massen  aufgewendet  worden  ist.  Verbindlich- 
keiten aus  Delikten  der  Frau  während 
der  Ehe  Mlen  (einschliesslich  der  dazu  ge- 
hörigen Prozesskosten)  in  diesem  Verhältnis 
stets  dem  Vorbehaltsgute  der  Frau,  wenn 
anders  ein  solches  existiert,  zur  Last. 
§§  1415,  1417. 

3.  Die  Frau  kann,  als  selbstständige  und 
unbeschränkt  Berechtigte,  ilir  Vorbehaltsgut 
nach  allgemeinen  Gnmdsätzen  inventari- 
sieren lassen,  um  seinen  Bestand  für 
die  Zukimft  festzustellen.  Hinsichtlich  des 
eingeblachten  Gutes  ist  nach  §  1372  ein 
jeder  Ehegatte  dem  anderen  zur  Vornahme 
resp.  Mit^^T^kung  bei  der  Inventarisierung 
verpflichtet.  Die  Wichtigkeit  des  Inventai-s 
liegt  im  Beweise  (eine  weitergeliende,  kon- 
stitutive Bedeutung  hat  dasselbe  nicht).  In 
Folge  der  Konfundienmg  sämtlicher  Gegen- 
stände im  ehelichen  Haushalt  (des  ein- 
gebrachten Gutes  sogar  in  der  Hand  des 
Mannes),  ist  eine  spätere  Konstatienmg  des 
Frauenguts  nicht  selten  mit  Schwierigkeiten 
verbunden.  Diesen  begegnet  man  am  besten 
durch  das  Inventar  (ohne  dass  andere  Be- 
weismittel ausgeschlossen  sind).  Auf  Gnmd 
des  Eigentumsbeweises  kann  jeder  Ehegatte, 
welchem  Vermögensgegenstände  gehören, 
die  von  den  Gläubigern  des  anderen  Ehe- 
gatten mit  Beschlag  belegt  sind,  nach  all- 
gemeinen Grandsätzen  intervenieren.  Er- 
schwert wird  dieses  Interventionsrecht  für 
die  Frau  in  Ansehung  aller  beweglichen 
Sachen,  insbesondere  auch  der  Wertpapiere, 
da  diese  Sachen  von  den  Gläubigern  des 
Mannes  nach  §  1362  zimächst  als  dessen 
Eigentum  betrachtet  werden  können  (prae- 
sumtioMuciana) ;  niu:  für  die  zum  persönlichen 
Gebrauch  der  Frau  bestimmten  Sachen,  wie 
Kleider,  Schmuck,  Arbeitsgerät,  gilt  um- 
gekehrt die  Vermutimg  für  das  Eigentums- 
recht der  Frau,  so  dass  es  nach  dieser 
Richtung  für  sie  eines  Inventars  etc.  nicht 
bedarf.  Im  Verhältnis  der  Ehegatten 
zu  einander  gilt  hinsichtlich  der  zum 
persönlichen  Gebranch  der  Frau  bestimmten 


Sachen  dieselbe  Vermutung;  im  übrigen 
ist  hier  bloss  die  piaesumtio  Muciana  als 
für  die  heutige  Zeit  un  [lassend  beseitigt 
Jeder  Ehegatte  bezw.  seine  Erben  müssen 
also,  wenn  sie  gegenüber  dem  anderen  Teile 
die  betreffenden  Sachen  in  Anspruch  nehmen 
wollen,  eventuell  das  von  ihnen  behauptete 
Eigentum  beweisen.  Dafür  ist  das  Inventar 
von  höchster  Wichtigkeit.  Abgesehen  davon 
gelten  die  allgemeinen  Regeln  der  Beweis- 
last. Entsprechendes  gilt  für  die  Fest- 
stellung des  Zu  stand  es  der  Illaten  bei 
Eingehung  der  Ehe  u.  s.  w  durch  Sachver- 
stäntüge.     §  1372  Abs.  2. 

4.  Das  eingebrachte  Gut  der  Frau 
geht,  wie  wir  sahen,  im  Gegensatz  zum 
Vorbehaltsgut ,  in  den  Besitz  und  in  die 
Verwaltimg  und  Nutzniessung  des  Mannes. 
§§  1373  ff.  Die  Venivaltungs-  und  Nutzungs- 
befugnis des  Ehemanns  ist  aber  keine 
freie;  sie  ist  gebunden  in  die  Zwecke  der 
Ehe.  Schon  von  Alters  her  gilt  hier  der 
Satz :  »Frauengut  wächst  nicht  und  schwindet 
nicht«.  Die  Verwaltung  muss  ordnungs- 
raässig  erfolgen,  und  es  hat  die  Frau  wälirend 
der  Ehe  zwar  kein  eigentliches  Recht  auf 
Rechnungslage  (wie  gegen  fremdeVermögens- 
verwalter),  aber  doch  wenigstens  ein  Recht 
auf  Auskunft  (§  1374).  Der  Mann  kann 
weder  die  Fiau  pers^)hlich  verpflichten  noch 
über  den  Stamm  des  von  ihr  eingebrachten 
Vennögens  (sei  es  überhaupt  oder  ad 
matrimonii  oneia  ferenda)  veifügen.  Viel- 
mehr hat  er  die  Ehelasten  selbst  zu  tragen, 
und  seine  Inanspriujhnahme  des  eingebrachten 
Guts  der  Frau  zu  diesen  Zwecken  beschränkt 
sich  auf  die  Früchte  und  Nutzungen 
des  letzteren  (§§  1375,  1383  ff.,  1389). 
Schliesslich  hat  er  nach  Beendigung  f^einer 
Rechte  der  Frau  das  eingebrachte  Gut 
mit  Rechensc^haftsbericht  herauszugeben 
(§  1421),  also  unvermindert,  soweit  die  Frau 
nicht  selbst  (cf.  §  1375  ff.)  Vermindenmgen 
zugestimmt  oder  sie  veraiilasst  hat.  Auch 
hinsichtlich  des  eingebrachten  Guts  besteht 
übrigens  fwie  beim  Voi'behaltsgut)  ein  ge- 
setzliches Suirogationsprincip  für  abgängige 
und  neiierworbene  Stücke.  DerVerwaJtimgs- 
ni essbrauch  des  Marmes  ist  zum  grossen 
Teil  ein  Dispositionsuiessbrauch  und  muss 
es  sein,  wenn  eine  ordnungsmässige  Ver- 
waltung überhaupt  gefülirt  weitlen  soll. 
Demgemäss  gab  bereits  das  mittelalterliche 
Recht  dem  Manne  die  Befugnis  der  Mobi- 
liarveräusserung  ohne  Zustimmung  der 
Flau;  selbstverständlich  unter  Ersatz  des 
Wertes  an  das  Eingebrachte  (»Frauengut 
wächst  nicht  und  schwindet  nicht«).  Ein 
gleiches  bestimmen  zum  Zwecke  oitlnungs- 
mässigerVer\\-altung  die  §§  1376, 1377  B.G.B. ; 
nur  dass  die  Befugnisse  des  Mannes  ohne 
Zustimmung  der  Frau  liier  nicht  mehr  an 
allen  Mobilien  anerkannt  und  auf   die   da- 
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selbst  genannten  Yerfügungen  beschränkt 
werden.  Insbesondere  werden  sie  bei  Sachen 
auf  Geld  und  verbrauchbare  Objekte 
beschränkt.  Diese  Einschränkung  ist  sicher 
zeitgemäss.  Der  Naturalwirtschaft  des  Mittel- 
alters entsprach  die  allgemeine  Befugnis  zur 
Natural-  (d.  i.  hier  Mobiliar-)  veräusserung. 
Der  heutigen  Geldwirtschaft  entspricht  in 
gleicher  Weise  nur  die  Befugnis  zur  "Ver- 
äusserung von  Geld  und  Geldeswert  (d.  i. 
verbrauchbaren  Sachen).  Aus  der  gestat- 
teten Veräusserung  folgt  auch  heute  die 
entsprechende  Ersatzpflicht  gegenüber 
dem  eingebrachten  Gute.  Cf.  §  1377.  Er- 
wirbt aber  der  Mann  aus  Mitteln  des  ein- 
gebrachten Guts  andere  bewegliche  Sachen 
in  der  Absicht,  für  Rechnung  des  ein- 
gebrachten Guts  zu  handeln  (also  sie  für 
das  letztere  zu  erwerben),  so  tritt  nach 
§  1381  von  selbst  Surrogation  ein :  d.  h.  res 
succedit  in  locum  pretii  etc.  M.  a.  W.  die 
erworbenen  Sachen  treten  durch  das  Ge- 
schäft unmittelbar  ins  Eigentum  der  Frau: 
sie  werden  eingebrachtes  Gut.  Das  gilt 
insbesondere  auch  für  "Wertpapiere  und  die 
in  §  1381  bezeichneten  sonstigen  Yermögens- 
objekte.  In  noch  viel  weiterem  Urning  ist 
schliesslich  derselbe  Grundsatz  für  Haus- 
haltungsgegenstände  verwertet  wor- 
den, die  vom  Mann  an  Stelle  der  von  der 
Frau  eingebrachten  abgängigen  Stücke  ange- 
schafft werden.  Diese  werden  nach  §  1382 
eingebrachtes  Gut,  gehören  also  wiederum  der 
Frau:  und  zwar  gleichgültig  aus  welchen 
Mittein  und  in  welcher  Absicht  sie  von  dem 
Manne  beschafft  wurden.  Für  die  Anschaffung 
aus  eigenen  Mitteln  hat  der  Mann  nicht  einmal 
einen  Ihrsatzanspruch.  Es  kann  also  die  Frau  bei 
Auflösung  der  Ime  den  »Hausrat«  in  seinem  je- 
weiligenBestande  —  nach  Art  der  altdeutschen 
»Gerade«  —  fordern,  soweit  sie  solche  ^tücke 
überhaupt  vor  Zeiten  eingebracht  hatte. 

5.  Was  insbesondere  die  Verwaltung 
und  Nutzniessung  des  eingebrachten 
Guts  anlangt,  so  hat  der  Mann  dabei  im 
Allgemeinen  mit  der  Sorgfalt  zu  handeln, 
die  er  in  eigenen  Angelegenheiten  anzuwenden 
pflegt.  §  1359.  Er  braucht  das  Frauengut 
nicht  sorcfältiger  zu  behandeln,  als  sein 
eigenes  Vermögen,  üebrigens  steht  auch 
der  Frau  in  gewissen  Grenzen  ein  Mit- 
bestimmungsrecht über  ihr  dem  Manne  zu- 
gebrachtes Vermögen  zu;  und  insofern  da- 
durch die  Hechte  des  Mannes  beeinträchtigt 
werden  und  sonst  keine  Remedur  erfolgt, 
haftet  auch  sie  dem  Manne  in  demselben 
Umfang  für  culpa  in  concreto. 

a)  In  erster  Linie  handelt  selbstverständlich 
der  Mann.  Er  ist  das  Haupt  der  Familie; 
er  hat  als  solches  das  Frauengut  in  seinen 
Besitz  genommen  (§  1373)  und  ist  der  Frau 
zur  ordnungsmässigen  Verwaltung  im  obigen 
Sinn  verpflichtet,  cf.  §§  1374,  1377  ff.   Eine 


detaillierte  Rechnungsablage  findet  regel- 
mässig erst  nach  Beendigung  des  Verlält- 
nisses  unter  den  Ehegatten  resp.  ihren 
Rechtsnachfolgern  statt  (§§  1374, 1394, 1421) : 
frühere  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Mann 
und  Frau  hat  das  Gesetz  im  Interesse  der 
Ehe  thunlichst  ausgeschlossen.  In  Ansehung 
des  Vorbehaltsguts  der  Frau  können  sie 
zwar  noch  vorkommen;  da  stehen  die  Ehe- 
gatten sich  fremdartig  einander  gegenüber 
(cf .  z.  B.  §  1417).  Beim  eingebrachten  Gut 
dagegen  soll  nach  dem  Grundsatze:  »ein 
Leib,  ein  Gut«  die  bürgerliche  Klage  prin- 
cipiell  während  Bestehens  der  Ehe  zwischen 
den  Ehegatten  ausgeschlossen  sein, — etwaige 
Kontroversen  der  beiden  Teile  im  Notfälle 
durch  die  ordnende  Hand  des  Vormund- 
schaftsgerichtes ausgeglichen  werden 
(Gewere  zu  rechter  Vormundschaft  des  Mannes 
am  Frauengut!).  Sofortige  Klage  kann  hier 
nur  stattfinden,  wo  durch  das  Verhalten  des 
Mannes  das  Vermögen  der  Frau  im  ganzen 
bedroht  ist,  also  aus  diesem  Grunde  auch 
Gütertrennung  verlangt  werden  könnte 
(§§  1391  ff.,  1394,  1418)  oder  sofern  der 
Reinertrag  des  Eingebrachten  vom  Mann 
nicht  zu  den  Ehezwecken,  insbesondere  zum 
Unterhalte  der  Familie  verwendet  wird 
(§§  1389  Abs.  2,  1394).  Da  kann  die  letztere 
selbstverständlich  nicht  warten! 

Schon  aus  dem  Letztgesagten  erhellt, 
inwiefern  die  Verwaltungs-  und  Nutzungs- 
befugnis des  Mannes  am  eingebrachten  Gute 
keine  freie  ist.  Sie  ist  gebunden  in  die 
Zwecke  der  Ehe.  Nur  sein  eigenes  Ver- 
mögen kann  der  Mann  vollkommen  frei 
verwalten  und  benutzen,  wie  es  ihm  beliebt ; 
—  hier  dient  als  Korrelat  des  freien  Ver- 
fügungsrechts die  allgemeine  ihm  durch  das 
Gesetz  auferlegte  Verpflichtung,  für  Frau 
und  Kinder  unbedingt  zu  sorgen.  Das  ein- 
gebrachte Gut  der  Frau  dag^n  ist  auch 
in  der  Hand  des  Mannes  in  die  Ehezwecke 
verfangen.  Darum  hat,  wie  wir  sahen,  der 
Mann  die  Substanz  zu  erhalten,  soweit 
die  Frau  nicht  einer  Verfügung  zustimmt 
oder  das  Gesetz  sie  ausnahmsweise  erlaubt 
(§§  1375  ff.  bes.  1377) ;  darum  sind  in  An- 
sehung der  Früchte  und  Nutzungen  des 
eingebrachten  Guts  zunächst  entsprechende 
Partieen  zur  Tilgung  der  privaten  und 
öffentlichen  Lasten  des  Frauengutes  \md 
zu  den  üblichen  Verwaltungskosten 
zu  verwenden,  —  wofür  der  Mann  den 
Gläubigern  sogar  neben  der  Frau  als  Ge- 
samtschuldner haftet  (§§  1385—1388).  Den 
Rest  hat  er  zur  Tragung  der  ehelichen 
Lasten  zu  verwenden  (§  1389).  Erst  ein 
etwaiger  üeberschuss  über  diese  sämtlichen 
Leistungen  steht  zu  seiner  freien  Verfügung 

gm    entspricht    demnächst    ein    eheliches 
brecht).  —  Diese  Bindimg  des  Frauengutes 
in  die  Zwecke  der  Ehe  ist  eine  objektive. 
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Der  Mann  kann  also  sein  Verwaltungs-  und 
Nutzungsrecht  am  Frauengut  weder  frei- 
willig auf  dritte  Personen  übertragen,  noch 
kann  es  von  seinen  Gläubigem  gepfändet 
werden.  Eine  Pfändung  der  von  dem  Ehe- 
mann erworbenen  Früdite  ist  nur  soweit 
zulässig,  als  der  Betrag  oder  der  Wert  der 
JVüchte  die  Verfangenschaftsgrenze  (wie  sie 
oben  bezeichnet  wurde)  übersteigt.  Abgese- 
hen davon  haftet  das  eingebrachte  Gut  heut- 
zutage nicht  mehr  für  Schulden  des  Mannes. 
Vgl.  §§  1408,  1410  B.G.B.,  §  861  CP.O.  (der 
neuen  Fassung).  Man  sieht,  das  ehemänn- 
liche Nutzniessungsrecht  ist  keineswegs 
einem  gewöhnlichen  (sachenrechtlichen)Niess- 
brauche  vergleichbar,  wenn  nach  §§  1378, 
1383  ff.  auch  einige  Vorschriften  des  letzteren 
darauf  angewendet  werden.  Es  handelt  sich 
um  ein  durchaus  eigenartiges  familienrecht- 
hches  Institut 

b)  Wie  schon  bemerkt,  ist  auch  die  Frau 
bis  zu  gewissem  Grade  befugt,  das  Schick- 
sal des  von  ihr  eingebrachten  Vermögens 
zu  bestimmen.  So  zunächst  durch  das  Zu- 
stimmungsrecht der  Frau  als  gesetz- 
liche condidp  sine  qua  non  bestimmter  Ver- 
fügungen des  Mannes  über  die  Substanz 
dieses  Vermögens.  §§  1375,  1379  ff.  B.G.B. 
Dabei  ist  Vorsorge  getroffen,  dass  die  Frau 
diese  Zustimmung*  wo  sie  im  Interesse  des 
eingebrachten  Guts  (wirtschaftlich)  geboten 
erscheint,  nicht  grundlos  (aus  ärgerlichen 
oder  ängstlichen  Motiven)  verweigern  kann. 
In  diesem  Fall  kaun  die  Gfenehmigung  durch 
das  Vormundschaftsgericht  ersetzt  werden. 
Das  gleiche  gilt,  wenn  die  Frau  durch 
Krankheit  oder  Abwesenheit  an  der  Abgabe 
der  Zustimmungserklärung  gehindert  imd 
Gefahr  im  Verzuge  ist  Zur  Prozessführung 
über  das  eingebrachte  Gut  bedarf  dagegen 
der  Mann  im  allgemeinen  der  eheweiblichen 
Zustimmung  nicht,  auch  wenn  er  in  eignem 
Namen  auf&itt.  Darin  liegt  keinerlei  Ver- 
fügung.   §  1380. 

Die  Frau  hat  aber  in  gewissem  Umfang 
auch  ein  selbständiges  Verfü- 
gungsrecht, imd  zwar  zunächst  im  Rah- 
men ihrer  sogenannten  >Schlüsselgewalt«. 
Darunter  versteht  man  die  Befugnis  der  Frau 
zum  voU^tigen,  d.  h.  auch  den  Mann  ver- 
pflichtenden Abschluss  aller  derjenigen  Ge- 
schäfte, w^elche  die  Führung  des  Haushalts 
betreffen.  Der  Grund  dafür  ist  kein  Mandat, 
kein  präsumtiver,  vom  Mann  erteilter  Auf- 
trag; sonst  würde  er,  wie  jeder  Auftrag,  der 
freien  Kündigung  des  Mannes  unterhegen. 
Das  B.G.B.  verwirft  diese  Kündbarkeit.  Die 
Frau  hat  ein  Recht  auf  Vornahme  der  Haus- 
frauengeschäfte auch  mit  Wirkung  für  den 
Mann.  Das  Gesetz  ^ebt  ihr  unmittelbar 
dazu  die  Macht.  Die  Frau  handelt  in  dieser 
ihrer  Sphäre  ohne  weiteres  im  Namen  des 
Mannes ;  ein  Ausschluss  oder  eine  Beschrän- 


kung ihrer  Befugnisse  in  dieser  Hinsicht 
durch  den  Mann  ist  nur  noch  aus  gerechten 
Gründen  zulässig,  über  die  auf  Anrufen  das 
Vormundschaftsgericht  zu  befinden  hat. 
Auch  können  gutgläubige  Dritte  in  diesem 
Rahmen  stets  die  Frau  als  Vertreterin  des 
]tfannes  behandeln,  sofern  nicht  der  Aus- 
schluss oder  die  Beschränkung  der  Ver- 
tretungsmacht in  das  Güterrechtsregister  des 
Ehedoraiziles  eingetragen  ist.  §  1357.  Von 
den  zuletzt  genannten  Ausnahmen  abgesehen, 
gilt  also  hier  geradezu  der  Mann  als  handelnd, 
und  demgemäss  verpflichten  die  Handlungen 
der  Frau  in  diesem  Rahmen  auch  nicht  ihr 
eingebrachtes  Gut,  sondern  das  Vermögen 
des  Mannes. 

Im  übrigen  bedarf  die  Frau  zu  Ver- 
fügungen über  das  eingebrachte  Gut  re- 
gelmässig der  Zustimmung  des  Mannes. 
§  1395.  Diese  Beschränkung  ist  nicht  aus 
einer  verminderten  Geschäftsfähigkeit  der 
Frau  zu  erklären ;  denn  im  aUgemeinen  imd 
z.  B.  hinsichtlich  ihres  Vorbenaltsgutes  ist 
die  Frau  auch  in  der  Ehe  vermögensrechtlich 
vollkommen  selbständig.  Vielmehr  folgt 
die  in  Rede  stehende  Beschränkung  mit 
Notwendigkeit  aus  den  dem  Manne  an  dem 
eingebrachten  Gute  eingeräumten  Rechten, 
welche  durch  einseitige  Verfügungen  der  Frau 
über  dasselbe  nicht  nachträglich  beeinträchtigt 
werden  dürfen.  Daraus  erklären  sich  zu- 
gleich die  Ausnahmen  jener  Beschränkung 
für  imentgeltliche,  zu  Gunsten  der  Frau 
geschlossene  und  für  die  in  §  1406  ge- 
nannten besonderen  Geschäfte.  Soweit  die 
Zustimmung  des  Mannes  erforderlich  ist,  wird 
die  ohne  seine  Einwilligung  von  der  Frau 
getroffene  Verfügung  nach  Art  derjenigen 
behandelt,  welche  von  einem  Minderjährigen 
ohne  Zustimmimg  des  Vaters  oder  Vor- 
munds geschlossen  worden  sind.  §§  1396 — 
1398.  Hat  sich  die  Frau  dagegen  diuxjh  ein 
Rechtsgeschäft  einfach  zu  emer  vermögens- 
rechtUchen  Leistung  verpflichtet,  so  ist  dieses 
Geschäft  vollkommen  gültig,  weil  nicht  gesagt 
ist,  dass  es  gerade  aus  dem  eingebrachten 
Vermögen  der  Frau  zu  erfüllen  sei.  Es 
enthält  keine  der  Frau  verbotene  Verfügung 
über  ihr  Eingebrachtes.  Ein  solches  Ge- 
schäft ist  daher  bloss  dem  Mann  und  seinen 
Rechten  am  eingebrachten  Gute  gegenüber 
nicht  wirksam,  soweit  er  nicht  zugestimmt 
hat  oder  das  eingebrachte  GKit  der  Frau  aus 
dem  Geschäfte  mcht  bereichert  ist  §  1399. 
Verpflichtungen  der  Frau  auf  Uebemahme 
unmittelbarer  persönlicher  Leistungen  da- 
gegen braucht  der  Mann  nach  Massgabe  des 
früher  schon  besprochenen  §  1358  der  Regel 
nach  überhaupt  nicht  zu  dulden,  sondern 
kann  sich  im  allgemeinen  Familieninteresse 
ermächtigen  lassen,  die  übernommenen  Ver- 
pflichtimgen  der  Frau  zu  kündigen,  sofern 
er   der  Uebemahme   nicht  zustimmte  oder 
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die  Arbeit  der  Fmii  durch  die  Lage  der 
Verhältnisse  geboten  erscheint  (s.  oben 
Ziffer  1).  Die  besprochenen  Zustimmungen 
des  Mannes  können  unter  Umständen  auch 
von  der  Fi-au  erzwimgen,  d.  h.  durch  das 
Vormimdschaftsgericht  ei-setzt  wenlen,  vi'enn 
das  zustimmungsbedili'ftige  Geschäft  wirt- 
schaftlich notwendig  ist  imd  der  Mann  die 
Zustimmung  ohne  ausreichenden  Gnnid  ver- 
weigert. Ingleichen  wird  von  der  Zustim- 
mung des  Mannes  abgesehen,  wenn  er  dm^c^h 
Kraiiheit  oder  Abwesenheit  an  der  Abgabe 
einer  Erklärung  verliindert  imd  mit  dem 
Aufschübe  Gefalu*  verbunden  ist.  §§  1401 — 
1402.  Die  Zustimmung  zm'  Uebernahme 
persönlicher  Arbeiten  wird  auch  in  diesem 
jalle  nacli  Befinden  durch  des  Yomumd- 
schaftsgericht  eraetzt  (§  1358  Abs.  2) ;  die 
Erlaubnis  zum  selbständigen  Betrieb  eines 
Erwerbsgeschäftes  kann  bei  missbräuchlicher 
Verweigerung  derselben  seitens  des  Mannes 
von  der  Frau  erzwungen  weitlen.  §§  1854, 
1356.  Ist  die  Erlaubnis  einmal  vom  Mann 
erteilt  (oder  als  erteilt  anzusehen),  so  wirkt 
sie  weiterhin  nach  Art  der  einem  Minder- 
jäluigen  von  seinem  Vormunde  erteilten  Em- 
willigimg  zum  selbständigen  Betrieb  eines 
Erwerbsgeschäftes  (§  112  B.G.B.),  d.  h.  die 
Frau  kann  fernerhin  unbeschränkt  von  allen 
Einsprüchen  und  Rechten  des  Mannes  ihi* 
Vermögen  durch  Rechtsgescliäfte  u.  s.  w.  be- 
lasten, die  der  Geschäftsbetrieb  gewöhnlich 
mit  sich  bringt.  §  1405.  Die  Frau  ver- 
pflichtet also  dann  in  Angelegenheiten  jenes 
Gewerbebetriebes  ilu*  Veiinögen  geradeso, 
als  wenn  sie  mit  Zustimmung  des  Mannes 
liandelte. 

Aehnlich  ist  die  Befugnis  der  Frau  ziu' 
Prozessfühnmg  normiert.  An  sich  ist 
die  Frau  prozessfälüg,  so  gut  wie  sie  ge- 
schäftsfähig ist.  Cf.  §  52  CP.O.  Dagegen 
kann  sie  über  die  zum  eingebrachten  Gut 
gehörigen  Rechte  so  wenig  durch  Prozess 
wie  durch  Rechtsgeschäfte  verfügen  und  sie 
bedarf  daher  (soweit  es  sich  nicht  um  einen 
zu  dem  ihr  gestatteten  Geschäftsbetrieb  ge- 
hörigen Rechtsstreit  handelt)  zur  Anstellung 
der  Klage  der  Zustimmung  des  Mannes.  Im 
übrigen  prozessiert  sie  auch  allein  gültig; 
doch  ist  das  Urteil  (von  den  Kosten  abge- 
sehen) in  Ansehung  des  eingebrachten  Guts 
dem  Manne  gegenüber  mi verbindlich.  §§ 
1400,  1405  (1412  und  1416).  Andrerseits 
ist  die  Zustimmung  zur  Klage  bei  Ab- 
wesenheit und  Ki-ankheit  des  Mannes  ent- 
belirlich  und  f üi*  gewisse  Prozesse  der  Frau 
überhaupt  nicht  erforderlich  (§§  1401  und 
1407).  Von  letzteren  interessieren  insbe- 
sondere die  ausnahmsweise  während  der 
Ehe  zulässigen  gegen  den  Mann  wegen 
Vermögens-  oder  Unterhai tsgefähnlung  ge- 
richteten Prozesse  (s.  §  1394  und  oben  lit. 
a.)  und  die  Prozesse  gegen  Dritte,   welche 


die  Frau  sofort  ~  ohne  das  Ende  derVer- 
waltungs-  und  Nutzungsbefugnisse  des  Man- 
nes abwailen  zu  müssen  —  ansti-engen 
kann,  wenn  der  Mann  ohne  ihi*e  erforder- 
liche Zustimmung  über  ein  zum  eingebrach- 
ten Gut  gehöriges  Recht  verfügt  hüat  oder 
wenn  die  Frau  in  einer  Zwangsvollstreckung 
des  Dritten  als  Intervenientin  auftritt,  S. 
§  1407  Ziff.  2—4. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  schliess- 
lich, inwiefern  das  eingebrachte  Gut  ohne 
Rücksicht  auf  die  Rechte  des  Mannes  an 
demselben  für  die  von  der  Frau  gemachten 
Schulden  haftet.  Im  allgemeinen  lässt 
sich  Siegen :  niu*  auf  Gnmd  eines  effektiven  oder 
(nach  Massgabe  der  §§  1401  ff.,  1405  etc.) 
supplierten  Konsenses  des  3Iannes;  dann 
ausnahmsweise,  insoweit  dieser  Konsens  zur 
vollen  Wirksamkeit  des  Aktes  füi*  nicht  er- 
forderlich erklärt  wird.  Dai'über  entschei- 
den die  vorgetragenen  Grundsätze.  Die  von 
der  Frau  im  Rahmen  ihi-er  Schlüsselgewalt 
geschlossenen  Geschäfte  erzeugen  Schulden 
des  Mannes,  nicht  der  Frau.  Indessen  ge- 
nügt diese  Regelung  einmal  nicht  für  vor- 
eheliche (bezw.  vor  Eintritt  der  Verwal- 
tungsgemeinscliaft  entstandene')  Schulden 
der  Frau.  Für  diese  muss  ilu-  gesamtes 
Vermögen,  also  auch  das  Eingebrachte  liaf- 
ten.  Qiii  ifemme  epouse,  ses  dettes  epouse! 
Die  Rechte  des  Mamies  am  Eingebrachten 
können  dagegen  nicht  aufkommen.  Sonst 
brauchte  ein  weibliches  Wesen  nur  zu  hei- 
raten oder  eine  Verwaltungsgemeinschaft 
einzugehen,  lun  ihr  Vermögen  von  Schulden 
zu  befreien.  Auch  für  nach  Eintritt  der 
Verwaltiuigsgeraeinschaft  entstandene  De- 
liktsschulden der  Frau  haftet  ilu*  Einge- 
brachtes ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  des 
Mannes.  Dasselbe  gilt  für  Prozesskosten 
der  Frau,    wenn   auch   das   Urteil   in   der 


Saclie   selbst  seixen  den  ^lann   nicht  wirk- 


te'-?? 


sam  ist.  Vgl.  §§  1411  ff.  In  allen  diesen 
Pimkten  muss  das  Specialinteresse  den  In- 
teressen der  Allgemeinheit  weichen.  Beson- 
dere Detailvorschriften  in  §§  1388,  1399 
Abs.  2  Satz  2.  Zum  Vorbehaltsgut  der 
Frau  geliörige  Verbindlichkeiten,  z.  B.  auf 
Erbschaften  oder  Vermächtnissen  ruhende 
Schulden,  sofern  die  Erbschaft  von  der  Frau 
wälu*end  Bestehens  der  Verwaltungsgemein- 
schaft als  Sondergut  erworben  wii-d,  oder 
Verbindlichkeiten,  die  sonst  aus  Bestand- 
teilen des  Vorbehaltsguts  entstehen,  ohne 
dass  die  Frau  diesellien  im  Rahmen  ihres 
selbständigen  Erwerbsgeschäftes  oder  sonst 
mit  Zustimmung  des  Mannes  aufnahm,  ver- 
haften nur  das  Sondergut  der  Frau.  §§  1413 
bis  1414. 

Vei*schieden  von  der  Haftung  nach  aus- 
sen ist  dami  schliesslich  noch  die  Beititigs- 
oder    Ausgleichungspflicht    der    Ehegatten 
:  mitereinander  in  Ansehung  dieser  Schulden. 
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Der  Regel  nach  bleibt  es  freilich  dabei, 
dass  cUe  aus  dem  einen  oder  anderen  Yer- 
mögrenskomplexe  beip:etriebenen  Schulden 
dem  beti'effenden  Vermögen  auch  definitiv 
zur  Last  fallen,  so  dass  eine  Ausgleichungs- 
pflicht aus  einem  anderen  Yermögenskom- 
plexe  nicht  besteht.  So  schon,  weil  in  der 
Kegel  das  ganze  Vermögen  der  Frau  Ehe- 
gut ist.  Hat  sie  jedoch  ein  Vorbehaltsgut, 
so  sollen  die  in  §§  1415—1416  B.G.B.  auf- 
gezählten, hinsichtlieh  ihres  Grundes  die 
Frau  allein  angehenden  Schulden  (insbeson- 
dere Delikts-  und  auf  das  Vorbehaltsgut  be- 
zügliche Schulden),  auch  insofern  sie  von  den 
Gläubigern  aus  dem  eingebrachten  Gute  bei- 
getrieben werden  diu-feu,  doch  im  Verhältnisse 
der  Ehegatten  zueinander  dem  Vorbehalts- 
gut zur  Last  fallen.  Es  findet  daher,  wenn 
solche  Schidden  aus  dem  eingebracliten  Gut 
der  Frau  bezalüt  worden  sind,  eine  Aus- 
gleichungspflicht  zwischen  dem  Vorbehalts- 
gut und  eingebrachten  Gut  der  Frau  statt, 
indem  die  geleisteten  Beträge  aus  dem 
ersteren,  soweit  es  reicht,  dem  letzteren  wie- 
der zu  erstatten  sind.  §  1417.  Diese  Aus- 
gleichung kann  sofort  verlangt  weixlen; 
man  braucht  damit  nicht  bis  zur  Beendi- 
gung des  Güterverhältnisses  (der  Rechte 
des  Mannes)  zu  warten.  Soweit  der  Mann 
also  in  den  betreffenden  Fällen  hinter  den 
Gläubigern  zurfickstehen  muss,  treten  seine 
Rechte  der  Frau  gegenüber  doch  sofort  wie- 
der ungeschmäleii;  hervor.  Es  ergiebt  sich 
dai-aus  also  eine  Art  Regress;  jedoch  nicht 
weiter,  als  das  Vorbehaltsgut  der  Frau 
reicht :  ausserdem  besitzt  letztere  überhaupt 
kein  Vermögen.  Eine  ähnliche  Ausgleichungs- 
pflicht besteht  umgekehrt  zu  Gmisten  der 
Frau,  wenn  eine  Verbindlichkeit  die  nach 
dem  Gnmdsatz  der  §§  1415 — 1416  im  Ver- 
hältnis der  Ehegatten  zu  einander  nicht  aus 
ihrem  Vorbehaltsgut  zu  tilgen  war,  gleich- 
wohl aus  ilim  berichtigt  wonlen  ist.  Das 
kann  freiwillig  oder  zwangsweise  geschehen 
(weil  die  andringenden  Gläubiger  selbstver- 
ständlich die  Wahl  haben,  ob  sie  das  Ehe- 
gut  oder  daÄ  Vorbehaltsgut  der  Frau  in  An- 
spruch nehmen  wollen).  Ist  hiernach  aus 
dem  Vorbehaltsgute  geleistet,  so  hat  die 
Frau  ein  entsprechendes  Recht  auf  Erstat- 
tung des  Geleisteten  aus  ihrem  eingebrach- 
ten Gut,  .soweit  dasselbe  reicht  wider  den 
>Iann  und  zwar  gleichfalls  sofort;  nie  aber 
aus  dessen  persönlichem  Vermögen.  §  1417 
Abs.  2. 

6.  Aufhebung  der  Rechte  des 
Mannes.  —  Im  Falle  der  Gefähnlung  ihres 
Vermögens  durch  den  Mann  hat  die  Frau 
neben  dem  schon  erwähnten  Anspruch  auf 
Sicherstellung  (§§  1391  ff.)  ein  Klagerecht 
auf  Aufhebung  der  ehemännlichen  Verwal- 
tung !md  Nutzniessung  an  ihrem  Vermögen 
mit  der  Wirkung,   dass  Gütertrennung  ein- 


tritt. Das  gleiche  Recht  (Klage  auf  Güter- 
trennung) hat  die  Frau  in  den  anderen  in 
§  1418  aufgezählten.  Misstrauen  in  die  ge- 
deihliche Verwaltung  ilires  Vermögens  recht- 
fertigenden Fällen  (Unterhaltsentziehung, 
Entmündigung  des  Mannes,  Einsetzung  einer 
Pflegs(*haft  für  denselben  wegen  Abwesen- 
heit oder  Körpergebrechen).  Endlich  er- 
löschen die  Rechte  des  Mannes  auf  Ver- 
waltung und  Nutzniessimg  des  Frauenver- 
mögens von  selbst  mit  Auflösung  der  Ehe, 
Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  des 
Mannes  und  mit  Todeserklärung  desselben. 
§§  1419—1420.  In  allen  diesen  Fällen  ist 
das  eingebrachte  Vermögen  der  Frau  vom 
Manne  resp.  seinen  Erben  oder  Vertretern 
der  Frau  herauszugeben  und  zwar  mit 
Rechenschaftsablage.  Die  bisher  vertagten 
Ansprüche  der  Frau  aus  ordnungswidriger 
Behandlung  ihres  VennÖgens  können  jetzt 
erhoben  werden.  Für  die  Zukunft  tritt 
Güterti-ennung  ein.  §§  1421  ff.,  1394,  1426. 
Bei  nachträglichem  Wegfall  der  Aufhebungs- 
griuide  ist  auch  eine  Wiederhei-stellimg  der 
Verwaltungsgemeinschaft  nach  Massgabe 
des  §  1425  möglich.  Sie  kann  in  den  be- 
regten Fällen  auf  Klage  des  Mannes  hin 
(ein  Gegenstuck  der  (iütertrennungsklage) 
erzwruigen  werden,  mit  dem  Effekt  dass 
Vorbehaltsgut  nur  das  wird,  was  auch  ohne' 
die  erfolgte  Aufhebung  der  Rechte  des 
Mannes  Vorbehaltsgut  sein  würde.  Ueber 
die  notwendige  Eintragung  ins  Güterrechts- 
register und  sonstige  bona  fide  vorgenom- 
mene Geschäfte  ß.  §§  1424,  1431. 

7.  Gütertrennung. 

Die  Gütertrennimg  ist  wie  bereits  be- 
merkt, kein  besonderer  Güterstand  im  Sinne 
des  Reichscivilgesetzbuchs ,  sondern  die 
blosse  Negation  der  Rechte  des  Mannes  am 
Vermögen  der  Frau,  welche  sonst  unter 
dem  Regime  der  Verw^altungsgemeinschaft 
bestehen.  Das  sämtliche  Vermögen  der 
Frau  ist  Vorbehaltsgut  im  Sinne  dieses 
Systems.  Besitz,  Verwaltimg  und  Nutz- 
niessungsbefugnis  des  Ehemanns  am  Frauen- 
gute sind  hier  ausgeschlossen.  Daher  liegt 
im  Gesamtergebnis  kein  Güterstand  im 
Sinne  des  Gesetzbuchs  vor:  die  wenig-en 
Bestimmungen  über  die  Gütertrennung  am 
Schluss  der  Lehre  von  der  Ver^^altungsge- 
meinschaft  beschränken  sich  darauf  zu  kon- 
statieren ,  wann  dieser  Zustand  (völliger 
Nichtgemeinschaft)  eintritt  und  inwiefern 
bei  Anerkennung  des  totalen  Fremdbleibens 
der  beiderseitigen  Vermögenssphären  der 
Ehegatten  doch  (aus  dem  thatsächlichen  Zu- 
sammenleben derselben)  mit  Rücksicht  auf  den 
Zweck  der  Ehe  miter  Umständen  gesetz- 
liche Verbindlichkeiten  entstehen 
können.  Vgl.  §§  1426 ff.  Es  bedarf  da-  • 
nach  wohl  kaum  der  besonderen  Hervor- 
hebung, dass  der  in  Rede  stehende  Zustand 
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der  Nichtgemeinschaft  mit  dem  römischea 
Paraphernaliemrecht  keinerlei  innere  Ver- 
wanatschaft  hat.  Die  einzig  mögliche  Idee- 
enverbindung  liegt  in  der  Negation.  Ne- 
giert wird  aber  dort  die  dos  (s.  oben  sub 
iV),  hier  werden  es  die  aus  dem  System 
der  germanischen  Gütereinheit  (Yerwaltungs- 
gemeinschaft)  entfliessenden  Befugnisse  des 
Mannes. 

a)  Dass  der  in  Rede  stehende  vollkom- 
mene Ausschluss  aller  ehemännlichen  Ver- 
fügungsrechte über  dasYermögen  der  Frau 
dem  Wesen  der  Ehe,  dem  normalen  Zu- 
stand vollkommener  Lebensgemeinschaft  der 
Ehegalten,  entspreche,  wird  sich  nicht  be- 
haupten lassen.  Wenn,  wie  bei  diesem 
ßechtszustand,  die  Ehegatten  vollkommen 
verschiedene  Yermögensinteressen  haben,  ja 
(wie  vermutlich)  sidi  in  ganz  verschiedener 
wirtschaftlicher  Lage  befinden  und  die  letz- 
tere jeder  für  sich  festhalten  wollen,  so 
kann  das  persönliche  (geistige)  Band  nur 
leiden.  Der  Ausschluss  aller  Rechte  des 
Mannes  am  Frauengut,  die  völlige  Selbst- 
verwaltimg und  der  völlige  Selbstgenuss, 
der  hier  jedem  der  Ehegatten  an  seinem 
eigenen  Yermögen  zugestanden  wird,  deutet 
daher  notwendig  auf  eine  gewisse  Anomalie 
des  ehelichen  Verhältnisses  selbst  hin.  Dies 
'Anomalische  des  Zustands  tritt  denn  auch 
in  §  1426  B.G.B.  mit  wohlthuender  Deut- 
lichkeit hervor.  Danach  tritt  Gütertrennung 
einmal  als  das  von  Rechtswegen  gegebene 
Hilfsmittel  dann  ein,  wenn  unter  Fortbe- 
stand der  Ehe  die  Verwaltungs-  oder  eine 
andere  Vermögensgemeinschaft  der  Ehegat- 
ten nach  Massgabe  der  konkreten,  indivi- 
duellen umstände  nicht  weiter  fort- 
bestehen kann,  weil  ein  dieser  Ge- 
meinschaft entsprechendes  Vertrauensver- 
hältnis unter  den  Ehegatten  nicht  mehr  be- 
steht Vgl.  schon  oben  Ziff.  6  über  die  Be- 
endigung der  Verwaltungsgemeinschaft  aus 
diesem  Grunde.  Ingleichen  tritt  kraft  Ge- 
setzes schon  zu  Anfang  der  Ehe  dann  völ- 
üge  Gütertrennung  ein,  wenn  die  betreffende 
Elhe  überhaiipt  in  anomaler  Weise:  mit 
einer  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkten 
Frau  ohne  Einwilligung  ihres  gesetzlichen 
Vertreters  zu  stände  gekommen  ist.  Hier 
soll  die  Frau  durch  den  totalen  Ausschluss 
der  Rechte  des  Mannes  gegen  Ausbeutung 
in  ihremVermögen  geschützt  werden.  §§1364, 
1418  ff.,  1426  B.G.B.  Diu-ch  freie  Verein- 
barung der  Ehegatten  (Ehevertrag)  ist  Gü- 
tertrennung allei-dines  auch  möglich;  das 
B.G.B.  legt  auch  in  dieser  Hinsicht  den  Ge- 
fühlen der  einzelnen  keine  Schranken  auf 
imd  zwingt  sie  auch  im  ehelichen  Leben 
nicht  in  einen  Rechtszustand,  der  mit  dem 
Zwang  den  hauptsächlichsten  Zug  der  Sitt- 
lichkeit verlieren  würde.  Indessen  weist 
das  Gesetz  doch  bei  der  Freiheit,   die  es 


den  einzelnen  in  dieser  Hinsicht  lässt,  mit 
Deutlichkeit  darauf  hin,  dass  der  der  wach- 
senden Entfremdung  der  Ehegatten  ent- 
sprechende Vermögenszustand  auch  ohne 
totale  Gütertrennung  bloss  mittelst  entspre- 
chender Vermehrung  der  Sondergüter  im 
Rahmen  der  Yerwaltungsgemeinschaft  er- 
reicht werden  kann,  wovon  sicherungsbe- 
dürftige Frauen  in  erster  Linie  Gebrauch 
machen  sollten.  Vgl.  §§  1368 ff.,  1371. 
Völlige  Gütertrennung  sollte  man  nur  im 
äussersten  Notfalle  bedingen,  wenn  für  die 
Ehegatten  Bedürfnis  besteht,  jeden  Einfluss 
ihrer  persönlichen  Verbindung  auf  vermö- 
gensrechtlichem Gebiete  auszuschliessen. 

b)  Dass  der  Zustand  der  Gütertrennung 
ins  Güterrechtsregister  des  Ehedomizils  ein- 
getragen werden  muss,  lun  gegen  gutgläubige 
Dritte  zu  wirken,  versteht  sich  von  selbst 
und  ist  in  §  1431  besonders  hervorgehoben. 
Im  übrigen  lässt  sich  die  Wii'kung  niu' 
dahin  ziLsammenfassen,  dass  sich  die  beider- 
seitigen Vermögensmassen  der  Eheleute  (auch 
hinsichtlich  des  Besitzes  und  der  Verwal- 
tung etc.)  vollkommen  fremd  und  getrennt 
gegenüberstehen,  wenn  auch  die  häufige 
Konfundienmg  der  sämtlichen  VeiinÖgens- 
stücke  im  ehelichen  Haushalt  unter  um- 
ständen eine  Verdunkelung  der  Grenze  her- 
beiführt, wogeg-en  die  in  §  1362  enthaltene 
Eigentumsvermutung  und  vor  allem  recht- 
zeitige Inventarisienmg  Schutz  gewährt 
(s.  0.).  Jeder  der  Ehegatten  hat  seine  Schid- 
den  aus  seinem  eigenen  Vermögen  zu  be- 
zahlen, —  auf  dem  Manne  lasten  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  die  gesamten  Kosten 
des  Haushalts.  Hier  setzt  nun  (§§  1427  ff.) 
die  moderne  Rechtsentwickelung  ein  und 
gesteht  dem  Ehemanne  zum  Zwecke  der  Er- 
füllung seiner  letztgenannten  Verpflichtung 
ein  Recht  gegen  die  Frau  auf  Leistung  eines 
angemessenen  Beitrags  zu,  wenn  und  soweit 
dieselbe  mit  Rücksicht  auf  die  Einkünfte  ihres 
Vermögens,  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  oder 
eines  von  ihr  betriebenen  Erwerbsgeschäftes, 
unter  Berücksichtigung  der  beiderseitigen 
LebenssteUmig  der  Ehegatten  dazu  im  stände 
ist  Nur  aus  dem  Kapital  ihres  Vermögens 
braucht  sie  nicht  beizusteuern.  Auch  kami 
sie  die  Beiträge  verweigern,  wenn  eine  er- 
hebliche Gefährdung  des  Unterhalts  von  Frau 
und  Kindern  zu  besorgen  steht,  wenn  also 
die  Gefahr  naheliegt,  dass  der  Mann  die 
ausgelieferten  Barmittel  nicht  zu  dem  be- 
stimmten Zweck  des  Unterhalts  der  Familie 
verwenden  werde.  Hier  sowie  dann,  wenn 
er  nicht  selbst  mehr  für  die  Familie  sorgt, 
sondern  wegen  Entmündigimg,  Abwesenheit 
oder  Gebrechlichkeit  vertreten  wird,  kami 
die  Frau  die  Beiträge  zurückbehalten  und 
persönlich  zur  Befi-iedigung  der  Familienbe- 
dürfnisse  verw'enden.     §  1428. 

Auch  wii-d  als  dem  vermutlichen  Partei- 
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willen  entsprechend  angesehen,  dass,  wenn 
die  Frau  trotz  der  rechlichen  Trennung  der 
beiderseitigen  Yermögenssphären  freiwillig 
dem  Manne  die  Yerwaltiing  ihres  gesamten 
oder  einzelner  Teile  ihres  Vermögens  über- 
lässt  oder  zui*  Bestreitung  der  Ehelasten 
etwas  hergiebt,  in  Ansehung  der  Einkünfte 
jenes  Vermögens  oder  des  über  den  gesetz- 
lichen Beitrag  hinaus  Zugewendeten  jede  Ab- 
rechnimg ausgeschlossen,  das  Hingegebene 
also  ersatzlos  hingegeben  werden  sollte. 
§§  1429, 1430.  Der  Mann  hat  also  nur  hin- 
sichtlich des  Kapitalbestandes  des  von  ihm 
verwalteten  Vermögens  der  Frau  Rechnung 
zu  legen.  Die  ihm  zugestandenen  Befug- 
nisse am  Frauengut  sind  auch  in  allen  diesen 
Fällen  unübertragbar  und  unpfändbar :  weder 
die  gesetzlichen  Beiträge  der  Frau  zu  den 
Familienlasten  noch  die  auf  Qrimd  freiwil- 
liger Eonzession  dem  Manne  zustehenden 
Befugnisse  (bei  denen  es  sich  nicht  einmal 
um  Rechts  ansprüche  des  Mannes  am  Frauen- 
g^ite  handelt)  können  von  ihm  cediert  oder 
von  seinen  Gläubigern  mit  Beschlag  belegt 
werden,  cf.  §  1427  i.  f. 

VI.  Von  den  Systemen  der  Gütergemein- 
schaft 

Neben  dem  System  der  Verwaltimgsge- 
meinschaft  imd  dem  etwaigen  in  völlige 
Gütertrennung  ausartenden  Ausschluss  aller 
Rechte  des  Mannes  am  Vermögen  der  Frau 
(und  in  direktem  Gegensatz  zu  letzterem) 
hatte  das  deutsche  Recht  noch  eine  andere 
Güterform  des  ehelichen  Lebens  ausgebildet, 
die  darin  besteht,  dass  eine  völlige  Ver- 
schmelzimg des  beiderseitigen  Vermögens 
der  Ehegatten,  nicht  bloss  der  Verwaltung 
sondern  dem  Rechte  nach  stattfindet:  also 
eine  Vereinigung  der  beiderseitigen  Güter 
zu  einer  Gesamtmasse,  die  folgerecht 
den  Ehegatten  zusammen  gehört, 
wenn  auch  Anteile  der  Teilhaber  im  i-ömi- 
schen  Sinne  (Bruchteile)  daran  in  keiner 
Weise  hervortreten.  Die  Gemeinschaft 
(Gütergemeinschaft)  ist  eben  ein 
deutschrechtliches  Gemeinschaftsverhältnis 
zur  gesamten  Hand  —  ohne  Quotenteilung 
gehört  das  Vermögen  beiden  Ehegatten  zu- 
sammen, cl  §§  1438,  1442  B.G.B.  Es  tritt 
also  hier  durch  den  Ehevertrag  eine  Ver- 
schiebung in  den  beiderseitigen  Vermögens- 
verhältnissen der  Ehegatten  ein.  Jeder 
Eh^atte  beteiligt  den  anderen  dem  Rechte 
nach  an  dem,  was  er  besitzt:  es  soll  eine 
vollständige  Vermögensausgleichung  statt- 
finden, der  eine  prindpiell  nicht  reicher  als 
der  andere  sein.  Jede  derartige  Güterge- 
meinschaft schliesst  eine  Üniversalsuccession 
unter  Lebenden  in  sich.  Das  beiderseitige 
Vermögen  wird  gemeinschaftliches  Vermögen 
und  als  solches  zu  einem  Gesamtgute  ver- 
einigt:   jeder   der   Ehegatten   ist    dadurch 


ipso  iure  mitberechtigt  an  jedem  einzelnen 
(Segenstande,  der  bisher  bloss  zu  dem  Ver- 
mögen des  anderen  Ehegatten  gehörte,  ohne 
dass  es  eines  besonderen  Uebertragungsaktes 
bedarf.  Dies  gilt  auch  für  Immobilien  trotz 
des  Gnmdbuchsystems ,  nicht  anders  als  wie 
auch  durch  Erbschaft  ohne  Eintragung  ins 
Grundbuch  Rechte  an  Immobilien  erworben 
werden  können.  Niu*  eine  Berichtigung  des 
Grundbuchs  infolge  der  Rechtsänderung  ist 
vorgesehen,  cf.  §  1438  B.G.B.  Man  pflegt 
die  Gütei-gemeinschaft  ins  Gnmdbuch  ein- 
zutragen :  die  Offenkimdigkeit  der  Mitberech- 
tigimg  an  Stelle  der  friiher  vorhanden  ge- 
wesenen Einzelberechtigung  liegt  sicherlich 
im  allgemeinen  Verkehrs-  und  Kreditinteresse. 

Die  mit  dem  Begriff  der  Gütergemein- 
schaft verbundene  Eigentmnsversclmielzung 
kann  das  sämtliche  Vermögen  der  Ehegatten 
oder  niur  einzelne  Teile  desselben  zum  Gegen- 
stand haben.  Demgemäss  untei-scheiden  wir 
die  allgemeine  Gütergemeinschaft  und 
partielle  Gütergemeinscliaften.  Der  Um- 
fang der  letzteren  kann  ein  verschiedener 
sein  (Emmgenschaftsgemeinschaft,  Fahmis- 
gemeinschaft).  Auch  bei  der  allgemeinen 
Gütergemeinschaft  sind  überdies  Vorbe- 
halt sgüter  möglich.  Von  selten  jedes 
Ehegatten  können  gewisse  Vermögensstücke 
von  der  Gemeinschaft  (Eigentumsverschmel- 
zung) ausgeschlossen  werden,  ünübertrag- 
bare  Vermögensrechte  (z.  B.  Familienfidei- 
kommisse,  Niessbrauch)  sind  kraft  Gesetzes 
ausgeschlossen.  §§  1439—1440.  Sonach 
kann  der  Umfang  der  Gütergemeinschaft  in 
jedem  dieser  Fälle  ein  anderer  sein,  und 
man  unterscheidet  demnach,  sofern  nicht  die 
Gemeinschaft  das  gesamte  beiderseitige  Ver- 
mögen der  Ehegatten  ausnahmslos  umfasst, 
in  diesem  Regime  regelmässig  3  Massen :  die 
Gütergemeinschaft  und  die  Komplexe  des 
beiderseitigen  Sondervermögens. 

Hält  man  dies  Grundprindp  im  Auge, 
so  vereinfacht  sich  die  Betrachtung  der  ein- 
zelneh  FäUe  ungemein.  Es  ist  für  die  allge- 
meine Stniktur  des  Gesamtverhältnisses  uner- 
heblich, ob  die  Gemeinschaft  aus  dem  sämt- 
lichen Vermögen  der  Ehegatten  besteht 
oder  unter  Ausschluss  einzelner  Vermögens- 
stücke ,  ob  sie  bloss  die  Ernmgenschaft  oder 
die  fahrende  Habe  der  beiden  Beteiligten 
ergreift.  Mag  die  Gemeinschaft  auf  der 
einen  oder  der  anderen  Gnmdlage  aufgebaut 
(und  demgemäss  grösser  oder  kleiner  sein), 
es  gelten  für  sie  im  wesentlichen  dieselben 
Grundsätze.  Vgl.  §§  1438  ff.,  1519,  1549  ff. 
B.G.B.  Das  übrige  Vermögen  der  Frau  steht 
entweder  im  Zustande  der  Verwaltungsge- 
meinschaft oder  der  Gütertrennung. 

VII.  Allgemeine  Gütergememschalt 

Was  zunächst  die  allgemeine  Güterge- 
meinschaft betiifft,  so  hat  man  sie  vielfach 
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in  übei-schwänglicher  Weise  als  die  einzige 
dem  Wesen  der  Ehe  entsprechende  Güter- 
form gepriesen.  Wie  unter  den  Ehegatten 
»nur  ein  Leib«,  so  düi-fe  auch  »nur  ein 
G  u  t«  unter  ihnen  bestehen.  Das  alte  Sprich- 
wort, welches  diesen  Grundsatz  ausdrücke, 
dürfe  dem  Wesen  der  Ehe  gemäss  nicht 
bloss  von  der  Verwaltung  (äusserlich), 
sondern  es  müsse  auch  innerlich  von  der 
Keciitszuständigkeit  am  ehelichen 
Gute  überhaupt  verstanden  werden.  Indes 
hat  gerade  das  ältere  deutsche  Recht  den 
Satz  nicht  soweit  ausgedehnt  und  damit  eine 
gewisse  vei'ständige  Nüchternheit  bowalui:. 
In  der  That  stellt  das  System  der  vollstän- 
digen Gütergemeinschaft  nur  für  den  Ideal- 
zustand der  Ehe  eine  wahrhaft  befriedigende 
Lösung  dar ,  und  es  ist  bekannt,  wie  wenige 
Ehen  dem  Idealbilde  entsi)rechen.  Dagegen 
hat  sich  erfahrungsmässig  gezeigt,  dass  die 
Gemein  Schaftssysteme  olme  erheblichen 
Unterscliied  im  praktischen  Leben  überwie- 
gend ins  Gegenteil  von  dem  ausarten,  was 
der  Idealismus  erträumt:  dass  sie  in  Wahi*- 
heit  nicht  zu  einer  Erhebung  und  Ver- 
sittlicliimg  der  Ehe,  sondern  imigekehrt  viel- 
melir  zu  einer  Beugiuig  der  Frau  unter  das 
Joch  des  Mamies  führen ;  weslialb  denn  auch 
seit  alters  her  die  Frauen  ihre  eifiigsten 
Gegnerinneu  gewesen  sind. 

Die  völlige  Zusammenwerfung  des  beider- 
seitigen Vermögens  der  Ehegatten  zu  eüier 
Gesamtmasse  bringt  nämlich  vor  allen  anderen 
Dingen  mit  sich,  dass  auch  die  beidei'seitigen 
Schulden  gemeinschaftlich  werden.  Das 
Frauengut  wird  also  für  die  Schul- 
den des  Mannes  mit  verhaftet.  Da- 
rauf ist  das  System  vor  allem  angelegt; 
aus  diesem  wii*tschaftlichen  Bestreben  ist 
es  —  vornehmlich  m  den  Städten  —  ent- 
sprungen. Das  Vermögen  der  Frau  sollte 
für  den  Kredit  des  Mannes  ausgenutzt  wer- 
den. Der  Mann  verpflichtet  hier  durch 
seine  Handlungen  die  gesamte  gemeinschaft^ 
liehe  Mavsse:  die  Frau  kann  dem  nicht 
widersprechen,  auf  Gewinn  und  Verlust 
nicht  einwirken,  das  Schicksal  des  gemein- 
schaftlichen Vermögens  nicht  ihrei-seits  mit- 
bestimmen, ausser  wenn  der  Mann  zustimmt. 
Der  Endeffekt  ist,  dass  hier  der  Mann 
nicht  bloss  auf  die  Früchte  und 
Nutzungen,  sondern  auf  die  Substanz 
des  Frauenguts  ein  Zugriffsrecht  besitzt. 
Dass  ein  solches  System  das  innigste  Ver- 
triiuens Verhältnis  unter  den  Ehegatten  voraus- 
setzt imd  bei  Täuschimg  die  schlimmsten  Ge- 
fahren für  die  wh-tschaftliche  Lage  der  Frau 
herbeiführt,  ist  ohne  weiteres  einleuchtend. 
Der  Unbefangene  denkt  l>ei  »Gemeinschaft« 
nur  an  die  Gemeinschaft  der  Aktiven  und  nicht 
an  die  Kelirseite  dos  Verhältnisses.  Mit 
Recht  sagt  daher  das  alte  Sprichwort :  >vDie  den 
Mann  trauet,  die  trauet  die  Schuld!« 


Im  einzelnen  gestaltet  das  Recht  der 
ehelichen  Gütergemeinschaft  sich  wie  folgt. 

1.  Das  beiderseitige  Vermögen  wird  ge- 
meinschaftlich dem  Rechte  nach  (üniversal- 
succession),  soweit  es  nicht  wegen  der  Un- 
übertragbarkeit einzelner  Gegenstände  oder 
als  Vorbehaltsgut  von  der  Gemeinschaft  aus- 
geschlossen ist.  §  1439  ff.  Vorbehaltsgut  ent- 
steht hier  im  allgemeinen  auf  dieselbe  Weise 
wie  im  System  der  Verwaltimgsgemeinschaft 
(s.  0.  sub  V  Ziff.  2),  niu*  dass  die  zum 
persönlichen  Gebrauch  der  Frau  bestimmten 
Sachen  imd  ebenso  der  Arbeitserwerb  der 
Frau  hier  regelmässig  in  die  Gemeinschaft 
fallen,  weil  das  gleiche  auch  liinsichtlich  des 
Mannes  zutrifft ,  ferner  dass  auch  der 
Mann  hier  neben  seiner  Beteiligimg  an  dem 
Gesamtgiit  Vorbehaltsgüter  haben  kann.  Das 
Vorbehaltsgut  befindet  sich  im  Zustande 
der  Gütertrennung.  Soweit  die  Gesamt- 
masse nicht  reicht  (§  1458),  ruht  die  Unter- 
haltspflicht der  Familie  wie  gewöhnlich  auf 
dem  Manne;  aus  dem  Sondervermögen  der 
Frau  kann  der  Mann  aber  insoweit  Beiti-äge 
zu  diesem  Zweck  verlangen,  als  die  in  das 
Gesamtgut  fallenden  Einkünfte  der  Frau  ziu- 
Bestreitung  der  ehelichen  Lasten  nicht  aus- 
reichen. §  1441.  Selbstredend  sind  die 
Beiträge  auch  hier  nur  aus  den  Einkünften, 
nicht  aus  dem  Stammvermögen  zu  leisten. 
Die  Inventarisierung  seiner  Vorbehaltsgüter 
kann  hier  jeder  Ehegatte  nach  Massgabe 
der  allgemeinen  Vorschriften  betreiben.  Die 
bloss  wegen  ihrer  Unübertragbarkeit  von 
der  Gütergemeinschaft  ausgeschlosseneu 
Gegenstände  werden  für  Rechnung  der  Ge- 
meinschaft verwaltet,  und  letztere  bezieht 
die  Nutzungen.  §§  1439,  1525.  Diese 
Gegenstände  befinden  sich  somit  gewisser- 
massen  im  Zustande  von  »eingebrachten 
Gütern«. 

2.  Die  Gütergemeinschaft  wird  vom 
Manne  verwaltet.  Dei'selbe  ist  ins- 
besondere befugt,  die  ganze  Gesamtmasse 
in  Besitz  zu  nehmen  und  ist  in  Ansehung 
dei-selben  und  der  einzelnen  dazu  gehörigen 
Rechte  und  Pflichten  der  rechte  Kläger  und 
Beklagte.  Er  kann  die  das  Gesamtgut  be- 
treffenden Rechtsstreitigkeiten  sclüechthiu 
in  eigenem  Namen  führen.  Sein  Verfügung- 
recht  über  die  ziu*  Gemeinscliaft  gehörigen 
Gegenstände  ist  ein  weiteres  als  im  System 
der  Verwaltungsgemeinschaft  seine  ent- 
sprechenden Befugnisse  über  das  einge- 
brachte Gut  der  Frau.  Im  allgemeinen  hat 
der  Mann  freie  Verfügimg  über  das  Ge- 
samtgut: er  erscheint  nach  aussen  hin  als 
»Herr  der  Gütergemeinschaft«,  mit  freiem 
Dispositionsrecht  über  die  einzelnen  dazu 
gehörigen  Gegenstände  und  mit  der  Be- 
fugnis und  der  Fähigkeit,  durch  seine  Himd- 
lungen  die  ganze  seiner  Herrschaft  unter- 
worfene  Masse   zu   verpflichten.    §§   1443, 
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1459.  Nur  in  einzelnen  Beziehungen  ist 
(las  Yerfügungsrecht  des  Ehemannes  über 
die  gemeinschaftlichen  Gegenstände  be- 
schränkt, in  der  Weise,  dass  er  der  Ein- 
willigung der  Frau  bedarf:  so  beiYer- 
fugungeu  über  die  Gesamtmasse,  über 
Massegnmdstücke  sowie  bei  unentgeltlichen 
Verfflgimgen  über  Gemeinschaftsobjekte,  so- 
weit es  sich  nicht  bloss  um  übliche,  durch 
Sitte  und  Anstand  geforderte  Liberalitäten 
handelt.  §§  1444—1446.  Im  allgemeinen 
kann  die  durch  die  wirtschaftliche  Sachlage 
gebotene,  jedoch  von  der  Frau  ohne  ge- 
nügenden Gnmd  versteigerte  Zustimmung 
auf  Anrufen  des  Mannes  durch  das  Vor- 
mundschaftsgericht ersetzt  werden.  Ebenso 
bei  Ki-ankheit  und  Abwesenheit  der  Frau. 
§  1447.  Fehlt  der  (effektive  oder  supp- 
Herte)  Konsens  in  solchen  Fällen,  so  ist  die 
Verfügung  in  derselbenWeise  unwirksam,  wie  ! 
wenn  ein  ilinderjähriger  ohne  Zustimmung 
seines  gesetzlichen  Vertretei-s  handelt,  und 
die  Fi-au  kann  das  eigenmächtig  vom  Mann 
veräusserte  Eecht  allein  und  unmittelbar 
gegen  Dritte  verfolgen.  §§  1448—49.  S. 
auch  §  1455. 

Der  Mann  ist  als  »Herr  der  Gütergemein- 
schaft«: der  Frau  im  allgemeinen  für  ord- 
nungsmässige  Ven^'altung  des  Gesamtguts 
nicht  verantwortlich.  Nur  insofern  er 
ohne  die  erforderliche  Zustimmung  der  Fi-au 
oder  absichtlich,  um  die  Frau  zu  schädigen, 
ein  Rechtsgeschäft  vorgenommen  hat,  welches 
eine  Verminderung  der  Gesamtmasse  herbei- 
führt, hat  er  nach  Auflösung  der  Güter- 
gemeinschaft der  letzteren  Ersatz  zu  leisten, 
ebenso,  wenn  er  aus  dem  Gesamtgut  Ver- 
mögensw^erte  in  sein  eigenes  Vorbehaltsgut 
verwendet  hat,  für  den  Betrag  der  auf- 
gewendeten Vermögenswerte.  §§  1456, 
1466—1467.  Dass  die  sämtlichen  Schulden 
des  Mannes  die  Gütergemeinschaft  verhaften, 
ist  schon  erwähnt.  Nach  aussen  hin  er- 
scheint das  Gesamtvermögen  geradezu  als 
ein  eigenes  Vermögen  des  Mannes,  cf .  §  1459. 

3.  Die  Rechte  der  Frau  an  dem  Ge- 
samtgut beschränken  sich  einmal  auf  ihr 
(dem  gesetzlichen  Gütersystem  gegenüber 
stark  vermindertes)  Zustimmungsrecht  zu 
gewissen  Rechtshandlungen  des  Mannes. 
Daneben  stehen  selbständige  Befugnisse  der 
Frau  ähnlich  wie  bei  der  Verwaltungs- 
gemeinschaft. Die  Frau  hat  ein  subsidiari- 
sches Verwaltungsrecht  in  Notfällen,  bei 
Krankheit  oder  Abwesenheit  des  Mannes, 
und  kann,  wenn  zur  ordnungsmässigen  Be- 
soi^mg  ihrer  persönlichen  Angelegenheiten 
ein  Rechtsgeschäft  erforderlich  ist,  das  für 
die  Gütergemeinschaft  wirksam  sein  soll, 
die  ungerechtfertigt  verweigerte  Zustimmung 
des  Mannes  durch  das  Vormundschafts- 
gericht ersetzen  lassen.  §§  1450  ff.  Selbst- 
redend kann  die  Frau  auch  hier  im  Rahmen 


ihrer  Schlüsselgewalt  für  den  !Mann  han- 
deln. Besondere  der  Frau  gestattete  Ge- 
schäfte sind  in  §  1453  angegeben.  In  diesen 
Fällen  haftet  aus  den  Massnahmen  der  Frau 
das  ganze  Gesamtgut,  darüber  hinaus  nur 
im  Rahmen  einer  etwaigen  Bereicherung. 
§§  1455,  1460.  Zur  Prozessfühnmg  in 
Sachen  der  Gemeinschaft  ist  die  Frau  nur 
insoweit  legitimiert,  als  entweder  der  Rechts- 
streit einen  von  ihrer  Seite  in  die  Güter- 
gemeinschaft gefallenen  Gegenstand  betrifft, 
hinsichtlich  dessen  der  Streit  bei  Eintritt 
der  Gemeinschaft  schon  rechtshängig  war, 
oder  insofern  als  die  Frau  zur  Wahnmg 
ihrer  Rechte  gegen  Ausschreitungen  des 
Mannes  einen  von  diesem  ohne  ihre  Zu- 
stimmiuig  veräusserten  Gegenstand  von 
Dritten  zurückfordert.  §§  1454,  1449.  Selbst- 
redend  kann  die  Frau  auch  nach  Auflösung 
der  Gütergemeinschaft  vom  !Manne  Ei*satz 
zu  dem  Gesamtgute  verlangen.     §  1467. 

Wie  bei  der  Verwaltungsgemeinschaft 
die  voi-ehelichen  Schulden  der  Frau  aus 
ihrem  Eingebrachten  beigetrieben  wenlen 
können,  ohne  dass  die  Rechte  des  Mannes 
an  diesem  Vermögen  entgegenstehen,  so 
lasten  sie  hier  auf  dem  Gesamtgut,  in  welcliem 
das  Vennögen  der  Frau  mit  steckt.  Die 
Giltergemeinschaft  haftet  also  für  alle  vor- 
ehelichen Schulden  der  Frau.  Das  gleiche 
gilt  ffir  diejenigen  späteren  Schulden,  welche 
(wie  z.  B.  Deliktsschulden)  bei  bestehen- 
der Gütereinheit  der  Ehegatten  ebenfalls 
ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  des  Man- 
nes aus  dem  Eingebrachten  beigeti'ieben 
wenlen  könnten.  Vgl.  §§  1459  ff.  imd 
oben  sub  V  Ziff.  5  b.  Zum  Vorbehaltsgut 
der  Frau  gehörige  Schulden  belasten  auch 
liier  ausscliliesslich  ihr  Sondergut.  §§  1461 
—1462. 

4.  Die  Schulden,  w^elche  das  Gesamtgut 
verhaften,  werden  technisch  Gesamtguts- 
verbindlichkeiten genannt;  mögen  sie 
vom  einen  oder  anderen  Ehegatten  rCvsp.  ans 
der  Zeit  vor  oder  nach  Eingehung  der  Öüter- 
gemeinschaft  heiTüliren.  Für  die  vom  Manne 
herrührenden  Gesamtgutsverbindlichkeiten 
haftet  ausser  der  Gütergemeinscliaft  sein 
j)ersönUches  Vermögen  (Vorbehaltsgut),  nicht 
aber  das  Vermögen  der  Frau;  für  die  von 
der  Frau  herrührenden  Gesamtguts  Verbind- 
lichkeiten haftet  ausser  der  Gütergemein- 
schaft nicht  niu'  das  persönliche  Vennögen 
der  Frau,  sondern  auch  der  Mann  persönli(*.h 
als  Gesamtschuldner.  §  1459  Abs.  2.  Der 
Grund  liegt  darin,  dass  bei  dem  Manne  als 
dem  »Herrn  der  Gütergemeinschaft«  nach 
aussen  hin  eine  Trennmig  des  gütergemein- 
schaftlichen von  seijiem  sonstigen  Vermcjgen 
nicht  zu  machen  ist.  daher  die  Schulden 
I  der  Gütergemeinschaft  zugleich  als  per- 
sönliche Schulden  des  Mannes  ei-scheinon. 
Doch   daueil  dieser  Zustand   nur   so  lange, 
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als  die  Gütergemeinschaft  hesteht.  Daher 
erlischt  nach  Auflösung  der  Gütergemein- 
schaft die  erwähnte  persönliche  Verhaftung 
des  Mannes,  soweit  die  betreffende  Schuld 
nicht  von  seiner  Seite  in  die  Gemeinschaft 
gefallen  'war  oder  soweit  nicht  die  Ver- 
bindlichkeit überhaupt  von  der  Art  ist,  dass 
sie  auch  im  Verhältnis  der  Ehegatten  zu 
einander  dem  Gesamtgute  zur  Last  fällt, 
also  materiell  auch  den  Ehemann  angeht. 

Schliesslich  besteht  auch  hier  eine  Aus- 
gleichungspflicht unter  den  Ehegatten,  in- 
sofern nicht  alle  Gesamtgutsverbindlichkeiten 
definitiv  der  Gesamtheit  und  mit  dieser  bei 
Auflösung  derselben  als  Passiviun  den  Ehe- 
gatten halbteilig  ziu*  Last  fallen.  Vielmehr 
soUen  gewisse  Gesamtgutsverbindlichkeiten 
im  Verhältnisse  der  Ehegatten  zu- 
einander schliesslich  demjenigen  Ehegatten 
zur  Last  fallen,  den  sie  hinsichtlich  des 
Gnmdes  allein  oder  vorzugsweise  angehen; 
so  vor  allem  Delikteschulden  demjenigen 
Ehegatten,  der  das  Delikt  begangen  hat. 
§§  1463  —  1465.  Die  FäUe  entsprechen 
grösstenteils  denjenigen  der  Ausgleichungs- 
pflicht bei  der  Verwaltungsgemeinschaft. 
S.  oben  sub  V  Ziffer  5  lit.  b  am  Ende.  Die 
Ausgleichung  erfolgt  durch  Ersatzleistung 
des  betreffenden  Ehegatten  zu  dem  Gesamt- 
gut, aus  dem  die  Verbindlichkeit  berichtigt 
wurde  nach  Massgabe  des  §  1467,  also  regel- 
mässig erst  nach  Beendigimg  der  Güter- 
gemeinschaft; vorher  niu*,  w^enn  die  ersatz- 
pflichtige Frau  genügendes  Sondergut  besitzt. 
Ist  eine  im  Verhältnis  der  Ehegatten  einem 
Teilhaber  ausschliesslich  ziu*  Last  fallende 
Verbindlichkeit  bei  Auflösung  der  Güter- 
gemeinschaft noch  nicht  berichtigt,  so  kann 
der  ersatzpflichtige  Ehegatte  in  diesem 
Stadium  die  Berichtigung  der  Schuld  aus 
dem  Gesamtgute  überhaupt  nicht  mehr  ver- 
langen, da  an  Stelle  der  Schuld  sofort  seine 
Ersatzpflicht  treten  würde.  §  1475  Abs.  2. 
Er  soll  also  die  Berichtigimg  sofort  ex  propriis 
vornehmen.  Von  den  genannten  Ausnahmen 
abgesehen,  bleibt  es  dagegen  auch  im  Ver- 
hältnisse der  Ehegatten  untereinander  dabei, 
dass  die  Gesamtgutsverbindlichkeiten  aus 
dem  Gesamtgute  zu  erfüllen  sind,  so  dass 
also,  wenn  die  Erfüllung  statt  dessen  aus 
dem  Vorbehaltsgut  des  einen  oder  anderen 
Ehegatten  erfolgte ,  dem  letzteren  dafür  aus 
dem  Gesamtgute  Ersatz  zu  leisten  ist,  und 
zwar  der  Frau  sofort,  dem  Manne  (weil  vor- 
her keine  Ünterscheidimg  möglich)  erst  nach 
Beendigung  der  Gütergemeinschaft.  §  1467. 
Umgekehrt  kann,  wenn  die  Tilgimg  einer 
solchen  Schuld  im  Stadium  der  Aiälösung 
der  Gütergemeinschaft  noch  nicht  erfolgt 
war,  jeder  Ehegatte  verlangen,  dass  die  Er- 
füllung vorab  aus  der  Masse  geschehe.  Wii'd 
dies  versäumt,  so  hat  der  Mann  der  Fi-au 
persönlich  dafür  einzustehen,  dass  sie  nach- 


träglich von  den  Gläubigem  nicht  in  An- 
spruch genommen  wird  (im  Fall  der  Aus- 
nahmen, wo  eine  Gesamtgutsverbindlichkeit 
im  Verhältnis  der  Ehegatten  untereinander 
der  Frau  ausschliesslich  zur  Last  fällt,  auch 
imfigekehrt  die  Frau  dem  I^Ianne).  §§  1475 
Abs.  1,  1481.  Soweit  die  Gesamtgutsver- 
bindlichkeiten hiemach  auch  inter  partes 
aus  dem  Gesamtgut  zu  berichtigen  sind, 
folgt,  dass  der  Mann  der  Frau  für  die  that- 
sächliche  Berichtigimg  aus  dem  Gesamtgut 
haftet ;  so  dass  er  ihr  aus  seinem  persönlichen 
Vermögen  Ersatz  schuldet,  wenn  ihr  Sonder- 
gut ziu*  Bezahlung  der  Schuld  in  Anspnich 
genommen  wurde  und  die  Gütergemeinschaft 
zur  Ausgleichimg  nicht  hinreicht. 

Auch  wegen  Verwendungen  des  Ehe- 
mannes aus  seinem  persönlichen  Vermögen 
in  die  Gesamtmasse  und  umgekehrt  findet 
kraft  Gesetzes  eine  Ausgleichungspflicht 
(nach  dem  Wert  zur  Zeit  der  Verwendimg) 
statt.  §  1466.  Bei  Verwendungen  aus  dem 
Gesamtgut  in  das  persönliche  Vermögen  der 
Frau  und  lungekehrt  verbleibt  es  bei  den 
allgemeinen  Grmidsätzen  über  Geschäfts- 
führung ohne  Auftrag  resp.  Erstattung  einer 
ungerechtfertigten  Bereichemng  etc. 

5.  Die  Gütergemeinschaft  endigt 
regelmässig  niit  Auflösung  det  Ehe.  Da- 
neben kann  die  Beendigung  einseitig  — 
und  zwar  von  selten  jedes  Ehegatten  — 
im  Wege  der  Klage  erzwimgen  werden 
(Klage  auf  Gütertrennimg).  Von  Eechts 
wegen  endigt  die  Gütergemeinschaft  ohne 
Trennung  der  Ehe  überhaupt  nicht.  Was 
die  Auflösungsklage  angeht,  so  kann  die 
letztere  von  jedem  Ehegatten  angestellt 
werden,  wenn  durch  üeberschuldung  des 
anderen  ein  späterer  Erwerb  des  Klägers 
nach  Lage  der  Sache  erheblich  gefährdet 
wird ;  und  insbesondere  von  der  Frau,  wenn 
der  Mann  wegen  Verschwendimg  entmündigt 
ist  oder  auch  ohne  Entmündigung  das 
Gesamtgut  erheblich  gefährdet;  —  w^enn  er 
die  Gesamtmasse  dolos  vermindert  oder  die 
Rechte  von  Frau  und  Kindem  (durch  Nicht- 
einholung  der  zu  Geschäftsabschlüssen  er- 
forderlichen Zustimmung  der  Frau  oder  durch 
Nichtgewährung  des  Unterhalts  an  Frau 
und  Kinder)  verletzt  und  für  die  Zukimft 
eine  weitere  Verletzung  resp.  erhebliche 
Gefährdung  dieser  Art  zu  besorgen  steht. 

Der  Erfolg  der  Klage,  wenn  sie  durch- 
dringt, ist  Gütertrennung.  Der  Effekt 
tritt  mit  der  Rechtskraft  des  Auflösimgs- 
urteils  ein.  Gegen  gutgläubige  Dritte  ist 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  die  Wirkung 
von  der  Eintragimg  ins  GüteiTCchtsregister 
abhängig.    §§  1468—70. 

üeberdies  ist  eine  Auseinanderset- 
zung (Liquidation)  des  Gesamtgutes  er- 
foixlerlicn,  und  bis  sie  bewerkstelligt  ist, 
gilt  der  gewöhnliche  Grimdsatz  dieser  und 
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ähDÜcher  Gemeinschaften,  dass  sie  bis  zur 
vollständigen  Abwickelung  der  Geschäfte 
als  fortbestehend  anzusehen  sind.  Die 
»Gütergemeinschaft  in  Liquidation«  ist  also 
wie  die  eheliche  Gütergemeinschaft  selbst 
ein  Verhältnis  zur  gesamten  Hand.  Weder 
Mann  noch  Frau  (resp.  die  an  die  Stelle  des 
einen  oder  anderen  getretenen  Erben)  können 
also  über  bestinunte  ideelle  Teile  dieser 
Gremeinschaft  oder  über  den  geringsten 
reellen  Teil  oder  einzelne  Gegenstände  der 
Gesamtmasse  vei-fügen.  Teilung  erfolgt  nur 
im  Wege  der  (hier  zu  besprechenden)  voll- 
kommenen Auseinandersetzung.  Der  Mann 
als  Teilhaber  ist  während  dieser  Auseinander- 
setzimg  seiner  früheren,  ihm  einst  als  Ehe- 
mann zugewiesenen  präponderierenden  Stel- 
lung entsetzt :  die  ethisch-familienrechtliehen 
Gründe,  auf  denen  sein  Amt  als  Masse- 
verwalter (als  »Herr  der  Gütergemeinschaft«) 
beruhte,  sind  jetzt  hin  weggefallen.  Demgemäss 
steht  die  Verwaltung  den  Teilhabern  ge- 
meinschaftlich zu;  doch  kann  sich  keiner 
gegen  notwendige  (zur  ordnungsmässigen 
Verwaltung  erfoixlerHche)  Massregeln  sträu- 
ben, muss  vielmehr  dazu  mitwirken.  Zur 
Erhaltimg  not^-endige  Massnahmen  kann 
sogar  jeder  Teilhaber  allein  treffen  mit 
Wirkung  für  aUe.  §§  1471—72.  Das  Ziel 
der  ganzen  Geschäftsführung  ist  Versilbenmg 
der  Masse,  soweit  keine  Teilung  in  natura 
erfolgen  kann.  Demgemäss  ergiebt  sich  zu- 
erst die  Notwendigkeit  gehöriger  Feststellimg 
der  Aktiven  (unter  Anwendung  des  Surro- 
gationsprincips,  §  1473)  und  dann,  vor- 
behalthch  besonderer  Abmachungen  der 
Parteien,  folgende  Art  der  Auseinander- 
setzung: Aus  dem  Gesamtgut  sind  zunächst 
die  Scnulden  zu  tilgen,  d.  h.  hier  die  Ge- 
samtgutsverbindlichkeitisn ,  gleichgültig  von 
wessen  Seite  her  sie  stammen.  Für  noch 
nicht  fällige  oder  streitige  Schulden  dieser 
Art  ist,  ähnlich  wie  bei  Konkursen  u.  dgl., 
der  entsprechende  Betrag  bezw.  Gegenstand 
zurückzubehalten.  Die  verbleibende  Rest- 
masse ist  unter  die  Beteiligten  auszuschütten 
in  der  Weise,  dass  auf  jeden  Ehegatten  i-esp. 
dessen  Erben  die  Hälfte  entfällt.  Auf  seinen 
Teü  muss  jeder  sich  das  anrechnen 
lassen,  was  er  von  seiner  Seite  der  Masse 
zu  ersetzen  hatte.  Er  braucht  diese  Gegen- 
stände also  weder  seinerseits  bar  in  die 
Masse  einzuwerfen  noch  erhält  er  imige- 
kehrt  seinen  ganzen  ßechnungsanteil  bar 
ausgefolgt.  Er  muss  vielmehr  um  den  ent- 
sprechenden Betrag  zurückstehen.  Dieses 
Princip,  welches  in  Frankreich  »Kollation 
von  Schulden«  genannt  wird,  ist  für  Gesamt- 
gutsverbindlichkeiten, die  im  Verhältnis  der 
Ehegatten  zu  einander  einem  derselben  allein 
zur  Last  fallen, .  noch  dahin  erweitert,  dass 
dieser  Ehegatte  (resp.  seine  Erben)  nicht  ein- 
mal die  Tilgimg  der  betreffenden  Gesamt- 


gutsschuld aus  Mitteln  der  Masse  verlangen 
kann  (cf.  §§  1475  Abs.  2,  1476  Abs.  2).  Der 
wirtschaftliche  Gnmd  liegt  auf  der  Hand. 
Es  wird  dadurch  die  gesamte  Teilungs- 
prozedur, die  sich  aus  Geben  und  Nehmen 
von  mehreren  Seiten  zusammensetzt,  im 
Interesse  der  GleichsteDung  der  Beteiligten 
zu  einer  Einheit  koncentriert.  Die  Genossen 
des  schuldnerischen  socius  sind  dadurch  vor 
der  Gefahr  geschützt,  nach  Verabfolgung 
des  ganzen  Masseanteils  an  den  Schuldner, 
für  die  von  jenem  zu  entrichtende  Simime 
mit  den  persönlichen  Gläubigern  des  Be- 
treffenden konkunieren  zu  müssen.  Die 
Kollation  hat  für  sie  also  die  Bedeutung 
eines  Absondenmgsrechts,  wie  sich  ein  solches 
denn  auch  im  Konkursfall  in  §§  16,  51  der 
Konkursordnung  anerkannt  findet.  Die  Masse- 
teilhaber ^ehen,  was  den  Abzug  betrifft, 
den  Gläubigem  des  schuldnerisclien  Teiles 
vor.  unterbleibt  die  Berichtigung  von  Ge- 
samtgutsverbindlichkeiten vor  Ausschüttung 
der  Masse,  so  sollen  andrerseits  dadurch  die 
Gläubiger  des  Gesamtgutes  nicht  leiden. 
Demgemäss  ist  verfügt,  dass  solchenfalls 
beide  Ehegatten  resp.  deren  Rechtsnachfolger 
den  betreffenden  Gläubigem  persönlich 
haften  (als  Gesamtschuldner),  und  zwar 
auch  derjenige  Eheteil,  für  welchen  vorher 
eine  derartige  Haftung  nicht  bestanden  hatte. 
Jedoch  beschränkt  sich  die  Haftung  bei  ihm 
auf  die  in  der  Teilung  empfangenen  Gegen- 
stände (nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
für  den  Erben,  der  für  die  Nachlassver- 
bindlichkeiten nur  beschränkt  haftet).  §§  1474 
— 1477,  1480.  üeberdies  hat  der  betreffende 
Ehegatte  seinen  Regi*ess  gegen  die  anderen 
Teilliaber.    §  1481. 

Im  aUgemeinen  soU,  wie  gesagt,  jeder 
Eheteil  die  Hälfte  des  nach  Tilgung  der 
Schulden  verbleibenden  Aktivvermögens  er- 
halten, auch  wenn  er  seinerzeit  weniger  als 
diese  Hälfte  in  die  Gütergemeinschaft  ein- 
gebracht hatte.  Jeder  Ehegatte  hat  in  die- 
sem System  den  anderen  am  vollen  Beti^ag 
der  von  ihm  eingebrachten  Güter  beteiligt: 
an  dem  Gesamtgut  sind  beide  Genossen 
gleichen  Rechts.  Indessen  erleidet  die  dai*- 
aus  bei  der  Auflösimg  des  Verhältnisses 
folgende  notwendige  Halbteilung  der  Ak- 
tiven (sei  es  in  natura  oder  nach  Verkauf, 
§§  1477,  752  ff.)  doch  einige  Modifikationen. 
Zunächst  kann  jeder  Ehegatte,  insofern  er 
noch  lebt,  die  ausschliesslich  zu  seinem  per- 
sönlichen Gebrauch  bestimmten  Sachen  (wie 
Kleidungsstücke  etc.)  gegen  Ersatz  des  Werts 
zurücknehmen.  Weiter  soU  sich  im  Fall 
der  Scheidung  der  Ehegatten  (einschliesslich 
der  blossen  Aufhebung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft §§  1575,  1586)  der  schuldige 
Teil  nicht  dui-ch  die  Halbteilung  auf  Kosten 
des  imschuldigen  bereichern  können.  Dem- 
gemäss kann  hier  der  luischiüdige  Teil  (und 
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bei  Scheidung  wegen  unheübai*er  Geistes- 
krankheit entsprechend  der  Yormund  des 
geisteskranken  Ehegatten)  die  Teüiing  in  der 
Weise  verlangen,  dass  zunächst  jedem  Ehe- 
gatten ein  seinem  Einbringen  in  die 
Gütergemeinschaft  entsprechen- 
der Wert  zugewiesen  und  nur  der 
Ueberschuss  zur  Hälfte  geteilt  wird.  Ist 
die  Gesamtmasse  zur  Deckung  des  Ein- 
bringens nicht  hinreichend,  so  wird  der 
Fehlbeti-ag  (als  eine  zu  kollationierende 
Schiüd)  zm-  Hälfte  verteüt.  §  1478.  Im 
Fall  des  Todes  eines  Eheg-atten  wird  die 
Halbteilung  dm*ch  das  eheliche  Erbrecht 
<les  anderen  Ehegatten  modifiziert  (§§  1931  ff.). 
Der  Anteil  des  verstorbenen  Ehegatten  ist 
resp.  gehört  zu  seinem  Naclüasse,  sodass 
der  Ueberlebende  daran  seine  gewöhn- 
lichen Erbansprüche  zu  machen  berechtigt 
ist.  Doch  tritt  die  ganze  Auseinandersetzung 
hier  regelmässig  nur  beim  Mangel  gemein- 
schaftlicher Kinder  (Abkömmlinge)  aus  der 
Ehe  ein.  Beim  Vorhandensein  von  Abkömm- 
lingen wird  nämlich,  einem  anderen  deutsch- 
rechtlichen Grundsatze  zufolge,  mit  diesen 
die  Gemeinschaft  fortgesetzt.  §§  1482, 
1483  ff.  üeber  diese  sogenannte  »fortge- 
setzte Gütergemeinschaft«  s.  den  Art.  Fa- 
miliengüterrecht. 

VIII.  Partielle  Gütergemeinschafteii. 

Es  ist  schon  oben  darauf  lüngewiesen 
woixlen  (sub  VI),  dass  die  Gütergemein- 
schaft nicht  das  gesamte  beiderseitige  Ver- 
mögen der  Ehegatten  zu  umfassen  braucht. 
Neben  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft 
sind  Sondergüter  des  einen  oder  anderen 
Eheg:atten  möglich.  Sind  vom  Gesamtgut 
bestmmite  Vermögens  komplexe  ausge- 
schlossen, so  ist  die  Gütergemeinschaft  eine 
partielle.  Ausgeschlossen  kann  sein  in  die- 
ser Weise  das  ganze  Stammvermögen  der 
Ehegatten  bei  Abschluss  des  Ehevertrags, 
sodass  sicli  die  Gemeinschaft  im  allgemei- 
nen auf  das  Einkommen  und  den  Arbeits- 
erwerb der  Ehegatten  (Erkobenmg,  collabo- 
ratio)  beschränkt,  —  oder  es  ist  nur  das  uu- 
l:)cwegliche  Stamm  vermögen,  nicht  das  beweg- 
licfhe,  von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen. 
Im  ersteren  Fall  redet  man  von  einer  Ge- 
meinschaft der  Errungenschaft, 
im  letzteren  von  Fahrnisgemein Schaft. 
Diese  ist,  trotz  ihivs  feudalistischen  Beige- 
schmacks und  der  Abschwächung  der  Be- 
deutung des  Immobiliarvermögens  im  heuti- 
gen Recht,  der  aktuelle  gesetzliche  Güter- 
stand Frankreichs  und  war  es  infolgedessen 
bis  zum  Inkraftti'eten  des  B.G.B.  auch  in 
den  Bezii-ken  des  sogenannten  rheinischen 
Rechts  in  Deutscldand.  Gleichwohl  hat  aus 
<\on  angeführten  Gründen  diese  Gemein- 
schaft"<form  sich  bei  uns  auch  da,  wo  sie 
kraft  Gesetzes  g-alt,  niemals  einer  besonde- 


ren Beliebtheit  erfreut  imd  wurde  vielfach 
diu-ch  Eheverträge  (meistens  zu  Gunsten 
der  Emmgensc^haftsgemeinschaft)  ausge- 
schlossen. Alle  partiellen  Gemeinschaften 
haben  das  gegen  sich,  dass  sie  ein  kompli- 
ziertes Verhältnis  schaffen,  dessen  Abwicke- 
lung regelmässig  ein  Eingreifen  der  Behör- 
den erforderlich  macht.  Es  bestehen  drei 
bis  vier  selbständigeVermögensmassen  neben- 
einander, die  nur  durch  ein  genaues  Inven- 
tar auseinander  gehalten  werden  können  und 
sich  im  Lauf  der  Zeit  (diurch  Abnutzung,  Er- 
satz, Surrogation)  dennoch  verwin^n.  Ent- 
weder jeder  Ehegatte  bewacht  die  ihm  zu- 
konunenden  Güter  eifersüchtig  in  einer  dem 
Wesen  der  Ehe  widei'sti'eitenden  Weise, 
oder  die  schliessliche  Auseinandersetzimg 
wird  so  verwickelt,  dass  hinterher  nur  ein 
langwieriges  öffentliches  Teilungsverfalu'en, 
wenn  nicht  gar  ein  Prozess  die  nötige  Klar- 
heit scliaffen  kann. 

1.  Gemeinschaftlich  ist  also  den  partiel- 
len Gütersystemen,  dass  die  Gemeinschaft 
nicht  das  ganze  Vermögen  der  Ehegatten 
umfasst.  Für  den  Rest  greifen  die  Regeln 
der  Nichtgemeinschaft,  also  heute  diejeni- 
gen des  gesetzlichen  Güterstandes 
ein.  Entsprechend  finden  auf  das  güterge- 
meinschaftiiche  Vermögen  die  Regeln  der 
allgemeinen  Gütergememschaft  Anwendung. 
So  setzen  sich  die  partiellen  Gütergemein- 
schaften aus  einer  Kombination  der  oben 
über  die  Verwaltungsgemeinschaft  und  all- 
gemeine Gütergemeinschaft  entwickelten 
Grund»sätze  zusammen.  Nur  die  zu  der  Ge- 
meinschaft gehörigen  Gegenstände  sind  in 
den  einzelnen  Fällen  verschiedene.  Die 
Errungenschaft  umfasst  nach  §  1519  ff. 
alles,  was  die  Ehegatten  nach  Einführung 
dieser  Gemeinschaft  in  anderer  Weise  als 
durch  Schenkung,  Ausstattung  oder  von 
Todes  wegen  resp.  mit  Rücksicht  auf  ein 
künftiges  Erbrecht  (Altenteil  etc.)  er- 
werben, soweit  es  sich  nicht  um  Zu- 
wendungen oder  Zuschüsse  handelt,  die 
bloss  den  Charakter  von  Einkünften  haben. 
Auch  Rechte,  die  mit  dem  Tode  eines  Ehe- 
gatten erlöschen  (wie  Niessbrauch,  Leib- 
rente) oder  deren  Erwerb  vom  Tode  eines 
Ehegatten  abhängt  (wie  namentlich  Lebens- 
versicherungssummen), gehören  nicht  zu 
dem  Gesamtgut.  In  die  Fahrnisge- 
meinschaft  fällt  das  gesamte  bewegliche 
Vermögen  der  Ehegatten  (fiir  Rechte 
nach  der  näheren  Begriffsbestimmung  des 
§  1551  Abs.  2),  soweit  die  Ehegatten  es 
bei  Eintiitt  dieses  Systems  besitzen  oder 
Später  titulo  oneroso  oder  lucrativo  erwer- 
ben; also  auch  das  Einkommen  aus  den 
Sondergütern  und  auch  die  Immobiliarer- 
iningenschaft.  Ausgeschlossen  ist  das  Im- 
mobiliar^'e^nÖgen  der  Ehegatten ,  welches 
nicht  Errungenschaft  ist:    nach  §  1551  das 
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gegenwärtige  imd  später  durch  Scherikun^, 
Ausstattung,  Erbschaft,  Vermächtnis  aler  mit 
Rücksicht  auf  ein  künftigevS  Erbrecht  erwor- 
bene Immobiliarvermögen.  Nach  beiden  Syste- 
men sind  endlich  von  der  Gütergemeinschaft 
selbstredend  ausgeschlossen  alle  diejenigen 
Gegenstände,  welche  durch  Eechtsgeschäft 
nicht  übertragen  werden  können,  und  die 
Surrogate  der  Sondergüter,  die  allgemein 
wiederimi  Sondergut  werden.  Dass  auch 
hier  einzelne  Gegenstände  sowohl  durch 
den  Ehevertrag  als  diu'ch  Verfügung  eines 
Ihritten,  der  einem  Ehegatten  etwas  (letzt- 
willig oder  unter  Lebenden)  unentgeltlich 
zuwendet ,  von  der  Gemeinschaft  ausge- 
schlossen werden  können ,  versteht  sich 
ebenso  wie  bei  der  aDgemeinen  Güterge- 
meinschaft von  selbst.  —  So  bildet  die 
Gtltergemeinschaft  bei  diesen  Systemen  die 
I.  Masse. 

2.  Hinsichtlich  der  Sondergüter  ist 
hier  eine  weitere  Unterscheidung  zu  machen. 
Dieselben  bestehen  nicht  einfach  aus  dem 
Sonder-  (d.  h.  nicht  in  die  Gütergemein- 
schaft fallenden)  Vermögen  des  Mannes 
und  der  Frau,  sondern  bei  der  Frau  aus 
eingebrachtem  Gut  und  Vorbehalts- 
gut. Die  Sondergüter  werden  ja  nach  den 
Regeln  des  gesetzlichen  Güterstandes  (also 
der  Verwaltungsgemeinschaft)  behandelt ; 
folglich  ist  hier  hinsichtlich  des  Frauenguts 
dieselbe  Unterscheidung  möglich,  die  wir 
bei  jenem  System  im  allgemeinen  kennen 
gelernt  haben.  Der  Mann  nimmt  das  Frauen- 
gut, auch  insoweit  dasselbe  nicht  in  die 
Gütergemeinschaft  gefallen  ist ,  in  seinen 
Besitz,  verwaltet  und  nutzt  es  mit 
dem  seinigen ,  mit  Ausnahme  derjenigen 
Güter,  an  denen  von  der  Frau  oder  für  sie 
diese  Rechte  des  Mannes  ausge- 
schlossen (der  Frau  vorbehalten)  worden 
sind.  So  ergiebt  sich  eine  doppelte  Kate- 
gorie von  Sondergütem  der  Frau:  einge- 
brachtes und  vorbehaltenes  Gut,  je  nachdem 
die  Frau  es  selbst  in  Händen  behält,  nutzt 
und  verwaltet  oder  nicht.  Das  Sondergut 
des  Mannes  dagegen  bleibt  eine  einheitliche 
Masse.  Cf.  §§  1526,  1549,  1555.  Es  wii-d 
hier  ebeuMs  »eingebrachtes  Gut«  (des 
Mannes)  genannt,  weil  die  Erträgnisse 
wie  bei  dem  eingebrachten  Gut  der  Frau 
in  die  Gütergemeinschaft  fallen, 
nicht  vom  Manne  bezogen  wenlen.  Von 
einem  ehelichen  Nutzniessungsrecht  des 
Mannes  am  Frauengut  ist  also  nach  diesen 
Systemen  nicht  die  Rede.    §  1525. 

Was  eingebrachtes  Gut  der  Frau  und 
was  ihr  Vorbehaltsgut  ist,  bestimmt  sich 
im  allgemeinen  wie  nach  dem  System  der 
Verwadtimgsgemeinschaft..  Nur  dass  der 
Arbeitserwerb  der  Frau  hier  (nach  der  be- 
schriebenen Zusammensetzung  des  Gesamt- 
gutes) stets  in  die  Gütergemeinschaft  fällt, 


also  aus  diesem  Grund  nicht  Vorbelialt^gut 
sein  kann.  —  So  ergiebt  sich  das  einge- 
brachte Gut  des  Mannes  als  IL,  das  einge- 
brachte und  das  Vorbehaltsgut  der  Frau  als 
IIJ.  und  IV.  Masse.  Ist  streitig,  zu  welcher 
dieser  einzelnen  Vermögenskoraplexe  ein 
bestimmter  Gegenstand  gehört,  so  spricht 
die  Vermutung  für  Gütergemeinscliaft.  Im 
übrigen  gelten  die  Regeln  des  gesetzlichen 
Güterstandes.  Jeder  Ehegatte  kann  auch 
hierinventarisation  verlangen.  Vgl.  §§  1527  ff., 
155(^  und  oben. 

3.  Was  die  Ver^^altung  angeht,  so  richtet 
sie  sich  hinsichtlich  des  eingebrachten 
Guts  im  wesentlichen  nach  den  Regeln  des 
gesetzlichen  Gütersystems  (oben  sub  V). 
Der  Mann  nimmt  also  das  eingebrachte  Gut 
der  Frau  in  seinen  Besitz  und  ver>\'altet  es 
mit  dem  seinigen  zusammen  nach  einheit- 
lichen Grundsätzen.  Nur  ist  er  hinsichtlich 
des  Frauengutes  an  die  Zustimmung  der 
Frau  gebunden,  soweit  dies  auch  im  System 
der  Verwaltmigsgemeinschaft  der  Fall  ist. 
Und  in  demselben  Umfange  wie  dort  hat 
die  Frau  auch  hier  (entweder  unter  Zustim- 
mung des  Mannes  oder  allein  in  den  be- 
kannten Notfällen)  ein  eigenes  Verwal- 
tungsrec^ht.  Die  Nutzungen  der  eingebi'achten 
Güter  l)ezieht,  wie  gesagt,  die  Masse  (Güter- 
gemeinscliaft), und  es  sind  aus  ilu'  daher  denn 
auch  in  erster  Linie  die  Lasten  der  einge- 
bi'achten Güter  und  der  eheliche  Aufw^and 
zu  tragen.  Das  eingebi-achte  Gut  haftet  für 
Schulden  nach  den  Regeln  der  Verwaltungs- 
gemeinschaft.    §§  1525,  1529. 

4.  Hinsichtlich  der  Verwaltung  des  Ge- 
samtguts gelten  principiell  die  Regeln 
der  allgemeinen  Gütergemeinscliaft.  §§  1519 
Abs.  2,  1549.  Der  Mann  nimmt  also  auch 
das  Gesamtgut  in  seinen  Besitz  und  hat  in 
Ansehung  der  Verwaltung,  Verfügung  und 
Prozessführung  im  wesentlichen  die  oben 
sub  Vll  erwähnten  Rechte.  Die  Frau 
ist  liinsichtlich  des  Gesamtguts  auf  die  Be- 
fugnisse der  gütei'gemeinen  Ehefrau  be- 
schränkt. —  Die  Gesamtguts  Verbindlichkeiten 
sind  bei  der  Fahnüsgemeinschaft  ebenso  wie 
bei  der  allgemeinen  Gütergemeinscliaft  zu 
bestimmen.  Bei  der  Errungenschaftsgemein- 
schaft sind  dieselben  (mit  Rücksicht  auf  den 
wesentlich  beschränkteren  Umfang  dieser 
Gemeinschaft)  einmal  die  sämtlichen  Schul- 
den des  Mannes;  von  selten  der  Frau  nur 
diejenigen  während  der  Errimgenschaftsge- 
meinschaft  entstandenen  Schiüden,  die  inner- 
halb der  Gi'enzen  ihrer  Disposition sbefugnis 
über  das  Gesamtgiit  liegen,  die  Lasten  ihres 
eingebrachten  Gutes  und  gesetzliche  Unter- 
lialtspflichten.  §§  1530— 15.S4.  Für  die 
Gesamtguts verbincUichkeiten  haftet  der  Mann 
als  Herr  der  Gütergemeinschaft  auch  hier 
persönlich  mit  seinem  ganzen  Vermögen, 
selbst  wenn  die  Verbindlichkeit  von    selten 
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der  Frau  herrührt.  JedcM3h  erlischt  in  letz- 
terem Fall  die  Haftimg  konsequent  wieder 
mit  Auflösimg  der  Gütergemeinschaft,  sofern 
die  Schuld  nicht  im  Verhältnis  der  Ehe- 
gatten zu  einander  dem  Gesamtgute  zur 
Last  bleibt.  In  dieser  Hinsicht  (also  für 
das  Ausgleichimgsverhältnis  unter  den  Ehe- 
gatten) enthalten  die  §§  1535  ff.  die  ent- 
scheidende Norm.  Soweit  der  Ersatz  nicht 
aus  dem  eingebrachten  Gut  oder  dem  Vor- 
behaltsgut der  Frau  beschafft  werden  kann, 
ist  im  Interesse  des  Familienlebens  vor- 
geschrieben, dass  die  betreffenden  Ansprüche 
erst  nach  AuQösimg  der  Gütergemeinschaft- 
erhoben werden  können.    §  1541. 

5.  Die  Auflösung  der  in  Hede  stehoi- 
den  Güterstände  geschieht  bei  der  Fahr- 
nisgemeinschaft  nach  den  Regeln 
der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  (mit 
welcher  der  Fall  auch  praktisch  überein- 
kommt, wenn  die  Eheleute,  wie  heutzu- 
tage wohl  überwiegend,  keine  Immobilien 
besitzen).  Nur  die  fortgesetzte  Gütergemein- 
schaft ist  hier  ausgeschlossen,  sofern  sie 
nicht  durch  Ehevertrag  besonders  vereinbart 
worden  war.  §§  1549,  1557.  Zimächst 
werden  die  Sondergüter  der  Ehegatten  aus- 
geschieden, alsdann  die  Restmasse  nach  den 
Regeln  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft 
verteilt.  Dagegen  ist  die  Auflösung  der 
Errungenschaftsgemeinschaft  mit 
Rücksicht  auf  den  engeren  Kreis  der  hier 
gemeinschaftlichen  Güter  mehr  nach  denPrin- 
eipien  der  Verwaltungsgemeinschaft  geordnet. 
So  zunächst  schon  in  Ansehung  der  Gründe 
der  Auflösung.  Danach  tritt  die  Beendi- 
gung dieses  Güterstandes  während  der  Ehe 
von  selbst  ein  bei  Konkm^  des  Mannes  und 
Todeserklänmg  eines  Ehegatten ;  auch  kann 
sie  erzwungen  werden  in  gerichtlichem  Ver- 
fahren durch  die  Auflösimgsklage  eines  Ehe- 
gatten (nicht  bloss  der  Frau)  in  Fällen 
direkter  und  indirekter  wesentlicher  Ver- 
mögens- oder  ünterhaltsgefährdimg,  ähnlich 
wie  bei  der  Verwaltimgs-  und  allgemeinen 
Gütergemeinschaft.  Cf.  §§  1542—1544.  An 
die  Beendigung  i-eiht  sich  die  Auseinander- 
setzung ;  und  zwar  in  Ansehung  der  Sonder- 
güter nach  den  Regeln  der  Verwaltungsge- 
meinschaft, in  Ansehimg  der  Gesamtmasse 
nach  den  Regeln  der  allgemeinen  Güterge- 
meinschaft. §  1546.  Bei  Auflösung  auf 
Grund  von  Tod  und  Ehescheidung  gilt  nichts 
Besonderes ;  auch  tiitt  im  ersteren  Fall  abge- 
sehen von  besonderer  Vereinbarung  keine 
fortgesetzte  Gütergemeinschaft  ein.  Selbst- 
verständlich macht  der  überlebende  Ehe- 
gatte an  dem  Anteil  des  verstorbenen  sein 
gesetzliches  Erbrecht  geltend. 

Bei  Beendigung  der  partiellen  Güterge- 
meinschaften ohne  gleichzeitige  Auflösimg 
der  Ehe  tritt  für  die  Zukunft  Gütertren- 
nung ein,  nicht  etwa  der  gesetzliche  Güter- 


stand (die  Verwaltungsgemeinscliaft)  §§  1545, 
1549. 
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gatten  I,  I824.   —  Czyhlarz,  Dotahreeht  1870. 

—  Bechmann,  Desgl.,  188S — 87  und  die  Lehr- 
bücher des  Pandektenrechts,  —  Preuss.  R,: 
Bemburg,  Preuss.  Privairecht  III,  4.  Aufl., 
1896,  §§  24  ff.  —  Färgter-Eccius,  Desgl.,  IV, 
7.  Aufl.,  1897,  ii  207ff.  —  Rheinisches 
Recht:  Zaehariae^Crame ,  Handbuch  d^s 
franz.    CivUrechts  III,  8.   Aufl.,  1895,  ü  467 ff. 

—  B.G.B.:  Schröder,  Das  eheliche  Güter- 
recht nach  dem  bürgerl.  Gesetzbuche  in  der 
Guttentagschen  Sammlung  von  Einzeldarstellun- 
gen des  Rechts  des  B.G.B.,  1896.  2.  A.  1899. 
S.  auch  die  Kritik  desselben  Verf.  zum  I.  Ent- 
wurf in  Bekker  u.  Fischer  Beiträge,  15.  Heft, 
1889,  urtd  OierTce,  Der  Entwurf  eines  B.G.B. 
und  das  deutsche  Recht,  1889,  S.  407  f.  — 
Endlich  die  Kommentare  zu  §§  lS6Sff.  B.G.B. 

Carl  Crome. 
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Ehescheidnng 

Heirats-  und  Ehestatistik. 


Eheschliessang 

(die  polizeilichen  Beschränkungen 

derselben). 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Das  geltende 
Recht  in  Bayern.  3.  Der  Stand  der  Gesetz- 
gebung in  den  übrigen  Kulturstaaten.  4.  Der 
politische  Ehekonsens  in  Oesterreich.  5.  Ge- 
schichtliche Entwickelang.  6.  Verwaltungs- 
politische Zulässigkeit  der  polizeilichen  Ehebe- 
schränkungen. 

1.  Begriff  und  Arten.  Die  Verehe- 
lichungsfreiheit  ist  in  keinem  civüisierten 
Staate  unbeschränkt,  sie  unterliegt  vielmehr 
allenthalben  teils  im  wohlverstandenen  In- 
dividual-  und  Familieninteresse,  teils  im 
kirchlichen  und  allgemein  Öffentlichen  Inte- 
resse Rechtsbeschränkungen,  den  Ehehin- 
dernissen. Man  unterscheidet  nach  den 
geschützten  Interessen  private  (z.  B.Ver- 
bot der  Eheschliessung  zwischen  Verwandten 
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auf-  und  absteigender  Linie;  früher  beson- 
ders: Zustimmung  des  Herrn  zurVerheirar 
tung  der  unfreien  Leute),  kirchliche  (z. 
B.  Verbot  der  Ehe  wegen  üebernahme 
höherer  Weihen)  und  staatliche  Ehehin- 
demisse.  Die  letzteren  dienen  teils  dem 
Zwecke  der  staatlichen  Selbsterhaltung  (dem 
staatlichen  Machtzwecke),  teils  dem  staat- 
lichen Kulturzwecke  und  scheiden  sich  hier- 
nach in  dienstliche  (Verbot  der  Ehe- 
schliessimg  ohne  dienstliche  Bewilligung  für 
Militärpersonen  und  berufsmässige  Staats- 
diener) und  in  polizeiliche.  Die  polizei- 
lichen Ehehindemisse  sind  die  im  allge- 
meinen Wohlfahrtsinteresse  der 
Verehelichung  gezogenen  Rechts- 
schranken. Man  spricht  gewöhnlich  von 
polizeilichen  »Beschränkungen«  der  Ehe- 
Schliessung,  nicht  von  polizeilichen  Ehehin- 
d^missen,  dies  deshalb,  weil  dieselben  keine 
unbedingten,  absoluten,  sondern  nur  bedingte 
Eheverbote  darstellen. 

Der  ^Itende  Bechtsznstand  hinsichtlich 
der  pohzeilichen  Ehebeschränkungen  ist 
grundsätzlich  ein  verschiedener,  je  nachdem 
Ehen  von  Inländern  oder  Ausländern 
in  Frage  stehen.  Für  Inländer  gilt  das 
Prineip  der  Verehelichungsfreiheit,  für  Aus- 
länder der  Grundsatz  der  Ehebeschränkung. 
Soweit  dagegen  dem  Principe  zuwider  auch 
für  Inländer  das  System  der  Ehebeschrän- 
kungen Anwendung  findet,  dient  es  dem 
gleichen  Zwecke  wie  die  Ehebeschränkungen 
der  Ausländer,  der  Bewahrung  der  öffent- 
lichen Armenpflege  vor  übermässigem  An- 
schwellen ihrer  Lasten.  Dabei  ist  auch  die 
äussere  Form,  in  welche  die  polizeiliche 
Ehebeschränkuing  in  beiden  Fällen  gekleidet 
ist,  r^elmässig  die  gleiche,  nämlich  die  Aus- 
stellung eines  amtlichen  Zeugnisses,  dass  der 
beabsichtigten  Ehe  keine  polizeilichen  Hin- 
demisse engegenstehen.  Verschieden  da- 
gegen sind  die  Bechtswirkungen.  Bei  Aus- 
ländem ninmit  der  Mangel  eines  solchen 
Zeugnisses  der  trotzdem  erfolgten  Ehe- 
schliessung keine  ihrer  privaten  und  öffent- 
lichen Hechtsfolgen;  bei  Inländern  ist  dies 
in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  der 
Fall.  Den  Beweis  für  dies  alles  liefert  die 
zur  Zeit  umfassendste  Gesetzgebung  über 
polizeiliche  Ehehindernisse,   die  bayerische. 

2.  Das  geltende  Recht  in  Bayern. 
Dasselbe  ruht  nominell  auf  dem  bayerischen 
G.  V.  16.  April  1868  über  Heimat  .Verehe- 
Hchung  mid  Aufenthalt.  Allein  in  Wirklich- 
keit mehr  auf  späteren  Abänderungen,  näm- 
lich auf  zwei  Novellen  v.  21.  April  1884 
und  17.  März  1892  und  auf  dem  Ausfüh- 
rungsgesetz zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  v. 
9.  Juni  1899,  Art  154.  Durch  das  erste  Ge- 
setz wurde  die  Zahl  der  gemeindlichen  Ein- 
spruchsgründe vermehrt,  durch  das  zweite 
die   rechtliche   Wirkung   der    polizeilichen 


Ehehindemisse  erheblich  eingeengt,  durch 
das  dritte  das  polizeiliche  Ehezeugnis  von 
jeder  nicht  polizeilichen  Zuthat  befreit.  Diese 
verschiedenen  Abänderungen  haben  zur  Er- 
mächtigung der  Staatsregierung  in  Art.  179 
des  genannten  Ausführungsgesetzes  zum 
B.G.B.  geführt,  den  Text  des  G.  v.  16.  April 
1868  nach  Massgabe  dieser  Abänderungen 
unter  fortlaufender  Nummemfolge  der  Artikel 
neu  bekannt  zu  machen.  Die  v.  1.  Januar 
1900  an  gültige  Eechtslage  ist  diese. 

Die  Verehelichung  eines  in  den  b  a  j»-  e  r  i  - 
scheu  Landesteüen  rechts  des  Rheins 
heimatberechtigten  Mannes  darf  nur  auf 
Grund  eines  von  der  Distriktsverwaltungs- 
behörde seiner  Heimatgemeinde  ausgestellten 
Zeugnisses  des  Inhalts  erfolgen,  dass 
gegen  die  beabsichtigte  Eheschliessung  des 
Mannes  kein  Einspmchsrecht  seiner  Heimat- 
gemeinde besteht.  Bisher  beurkundete  das 
Zeugnis  auch,  dass  der  Verehelichung  Mili- 
tärdienstpflicht oder  berufsmässiger  öffent- 
licher Dienst  und  civilrechtliche  Ehehinder- 
nisse  nicht  im  Wege  sind,  und  fand  dem- 
gemäss  ein  gemeindliches  Aufgebotsverfahren 
zur  Feststellung  solcher  Hindemisse  statt. 
Das  Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  hat  diese  anderen  als  polizei- 
lichen Zwecken  dienenden  Zuthaten  besei- 
tigt. Dagegen  kann  die  Heimatgemeinde 
seit  der  Novelle  v.  21.  April  1884  aus  fol- 
genden sieben  Gründen  Einspruch  erheben: 
1)  wenn  und  solange  gegen  den  Mann  oder 
die  Braut  wegen  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens öffentliche  Klage  erhoben  ist,  2)  wenn 
der  Mann  oder  die  Braut  wegen  Verbrechens 
oder  Vergehens  verurteilt  ist  und  sich  weder 
über  Abbüssung  noch  Nachlass  der  Strafe 
auszuweisen  vermag,  3)  wenn  der  Mann  oder 
die  Braut  zu  einer  Zuchthausstrafe  oder 
wegen  Verbrechens  oder  Vergehens  wider 
die  Sittlichkeit  oder  wegen  Raubes,  Diebstahls, 
Unterschlagung,  Betmgs,  Hehlerei,  Fälschung, 
Gaukelei  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  min- 
destens 4  Wochen  vemrteilt  worden  ist  und 
seit  Abbüssung  oder  Nachlass  der  Strafe  3 
Jahre  noch  nicht  verflossen  sind,  sowie  wenn 
der  Mann  oder  die  Braut  innerhalb  der  un- 
mittelbar vorhergehenden  3  Jahre  mindestens 
dreimal  wegen  Arbeitsscheu,  Landstreicherei 
oder  Bettels  verurteilt  worden  ist,  4)  wenn  die 
Braut  wegen  gewerbsmässiger  Unzucht  ver- 
urteilt worden  ist  und  seit  Abbüssung  oder 
Nachlass  der  Strafe  3  Jahre  noch  nicht  ver- 
flossen sind,  sowie  wenn  die  Braut  inner- 
halb der  unmittelbar  vorhergehenden  3  Jahre 
wegen  gewerbsmässiger  Unzucht  polizeilicher 
Aufsicht  unterstellt  war,  5)  wenn  der  Mann 
innerhalb  der  unmittelbar  vorhergehenden  3 
Jahre  öffentliche  Armenunterstützung  bean- 
sprucht oder  erhalten  hat,  6)  wenn  und  so- 
lange der  Mann  oder  die  Braut  sich  mit  den 
der  Gemeinde-  oder  Armenkasse  der  Heimat- 
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gemeinde  gegenüber  obliegenden  Leistungen 
im  Rückstande  befindet,  7)  wenn  und  so- 
lange der  Mann  unter  Vormundschaft  steht 
oder  das  Entmündigungsverfahren  gegen  ihn 
eingeleitet  oder  über  sein  Vermögen  das 
Konkursverfahren  eröffnet  ist  (Nr.  3  und  7 
in  der  Fassung  des  Ausführungsgesetzes  ziun 
B.G.B.) 

Alle  diese  Einspruchsgründe  entstammen 
dem  Gedanken :  Ehen  von  moialisch  und 
wu-tschaftlich  schwac^hen  Personen  sollen 
verhindert  werden.  Das  Einspruchsrecht 
steht  der  Heimatgemeinde  des  Mannes  zu, 
denn  die  Ehefrau  und  die  ehelichen  und  die 
den  ehelichen  gleichgeachteten  Kinder  er- 
werben mit  der  Eheschliessung  bezw.  Ge- 
burt die  Heimat  des  Gatten  und  Vaters, 
imd  die  Heimatgemeinde  ist  es,  welcher  die 
Unterstützungspfhcht  gegenüber  hilfsbedürf- 
tigen in  ihr  heimatbeix^clitigten  Personen 
obliegt. 

Da  somit  dies  also  umschriebene  Ein- 
spnichsrecht  der  Gemeinde  die  Absicht  ver- 
folgt, einer  Steigerung  der  Armenunter- 
stützungslast der  Heimatgemeinden  durch 
Verehelich ung  von  Personen  vorzubeugen, 
welchen  erfahrungsgemäss  die  sittliche  und 
-wirtschaftliche  Kraft  fehlt,  eine  Familie  aus 
eigenen  Mitteln  zu  unterhalten,  demnach  die 
allgemeine  AVohlfalirt  der  zu  einer  Gemeinde 
verbundenen  Personenmehrheit  geschützt 
werden  soll,  hat  die  Ausstellung  dieses  Ver- 
ehelichungszeugnisses  polizeilichen  und  zwar 
armenpolizeilichen  Charakter.  Jedoch  ist  die 
Bedeutung  dieses  Zeugnisses  seit  der  Novelle 
V.  17.  März  1892  erlieblich  eingescliränkt. 
Bis  dahin  wai*  dasselbe  nicht  bloss  eine 
polizeiliche  Beurkundungs-  oder  Feststel- 
lungs-,  sondern  eine  Polizeierlaubnisverfü- 
gnng,  d.  h.  erst  durch  das  Zeugnis  wurde 
das  subjektive  ()ffentliche  Recht  zur  Verehe- 
lichung begründet,  seitdem  stellt  es  nur  eine 
polizeiliclie  Beiu*kundung  dar.  Bis  dahin  ent- 
behrte eine  ohne  solch  Zeugnis  eingegangene 
Ehe  nach  aussen  so  lange  jeder  privat-  und 
öffentlich-rechthchen  Gültigkeit  im  bürger- 
lichen (Gegensatz:  kirchlichen)  Leben,  als 
die  Ausstellung  desselben  nicht  nachträglich 
erwirkt  wurde,  es  müsste  denn  die  Ehe  von 
einem  Manne,  welcher  ausserhalb  Europas 
seinen  Wohnsitz  hatte,  am  Orte  dieses  Wohn- 
sitzes oder  sonst  ausserhalb  Bayerns  abge- 
schlossen worden  und  nach  den  Gesetzen 
des  betreffenden  Staates  als  gültig  zu  er- 
achten gewesen  sein. 

Seitdem  ist  der  ohne  Polizeizeugnis  ab- 
geschlossenen Ehe  so  lange,  als  die  Aus- 
stellung desselben  nicht  nachträglich  erwirkt 
wird,  nicht  mehr  jede  Wirkung  einer  gültigen 
Ehe  nach  aussen  vei-sagt,  sondern  niu*  in 
Bezug  auf  Heimaterwerb  (also  insbesondere 
nicht  melu'  liinsichtlich  des  Staatsangehörig- 
keitserNverbes)  und  auch  in  diesem  Umfange 


nicht  für  den  Mann,  dessen  m^sprüngliche 
Heimat  trotz  des  mangelnden  Zeugnisses 
zur  selbständigen  wird,  sondern  nur  für  die 
Ehefrau  und  die  aus  der  Ehe  entsprossenen 
oder  durch  dieselbe  legitimierten  Kinder. 
Die  Ehefrau  behält  ihre  bisherige  Heimat, 
und  die  genannten  Kinder  folgen  der  Heimat 
der  Mutter.  Erlangt  die  Frau  durch  die 
Verheiratung  erst  die  bayerische  Staatsan- 
gehörigkeit, so  besitzt  sie  mit  jenen  Kindern 
vorläufige  Heimat  in  der  Heimatgemeinde 
des  lilannes.  Der  Gnmd  für  diese  Aenderung 
war,  dass  die  übrigen  Staaten  ohne  solches 
Zeugnis  abgeschlossene  Ehen  als  gültig  be- 
handelten und  demgemäss  von  Ba^^eni  im 
Vei^armungsfalle  die  üebemalime  der  Frau 
mid  der  IQnder  verlangten,  während  Bayern 
die  Staatsangehörigkeit  derselben  bestritt, 
woraus  sich  eine  Reihe  imliebsamer  Kon- 
flikte ergab,  deren  ürspnmg  zu  beseitigen 
eine  internationale  Anstandspflicht  BayeriLs 
war. 

Während  der  Rheinpfälzer  und  der 
nichtbayerische  Reich san gehörige 
in  Bayern  keiner  polizeilichen  Ehebeschrän- 
kung unterliegt,  bedürfen  Reichsaus- 
1  an  der,  welche  auf  bayerischem  Gebiete 
eine  Ehe  schliessen  wollen,  eines  Zeugnisses 
der  Distriktsverwaltiuigsbehörde  des  Ortes, 
an  welchem  die  Verehelichung  erfolgen  soll, 
dass  der  Ehe  kein  Hindernis  im  Wege  stehe. 
Die  Ausstellung  des  Zeugnisses  ist  durch 
den  Nachweis  bedingt,  dass  nach  den  im 
Heimatlande  des  Mannes  geltenden  Gesetzen 
die  Ehe  gesetzlich  zulässig  ist  und  dieselben 
Wirkungen  hat,  wie  wenn  sie  im  Heimat- 
lande erfolgt  wäre  (Ai*t.  39  des  Heimatge- 
setzes und  B.G.B.  §  1315  Abs.  2).  Dieser 
Nachweis  soll  in  erster  Linie  darthun,  dass 
der  Ausländer  durch  die  Ehesclüiessung 
seine  Staatsangehörigkeit  auf  seine  künftige 
Ehefrau  und  die  in  der  Ehe  geborenen  Kin- 
der überträgt  und  er  demgemäss  nach  er- 
folgter Ehe  samt  seiner  Familie  von  dem 
Heimatstaate  auf  Erfordern  übernommen 
werden  wird.  Es  wiU  durch  diesen  Nach- 
weis also  einer  etwaigen  Verpflichtung  der 
Staatßgesamtheit,  für  Gattin  und  Kinder  des 
Ausländers  armenrechtlich  sorgen  zu  müssen, 
vorgebaut  werden.  Eüies  besonderen  Nach- 
weises bedarf  es  niu*  dami  nicht,  wenn  in 
amtlicher  Weise,  insbesondere  durch  Ver- 
öffentlichung von  Staatsverträgen,  bekannt 
gegeben  ist,  dass  die  Eheschliessung  von 
Ausländern  in  Bayern  dieselbe  Wirkimg  hat, 
wie  wenn  die  Ehe  im  ausländischen  Heimat- 
staate geschlossen  wäre,  was  im  Verhältnis 
zu  Italien,  Belgien,  Schweiz,  Niederlande, 
Schweden,  Norwegen  und  Frankreich  der 
Fall  ist.  Dfuss  das  Fehlen  dieses  Na(^h- 
weises  und  Zeugnisses  die  trotzdem  erfolgte 
Eheschliessung  in  keiner  Richtung  ungültig 
,  macht,  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Gesetz 
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hier  übor  die  Rechtsfolgen  dos  MaugeL^  eines 
vorschriftsmässigen  Zeugnisses  schweigt. 

B.  Der  Stand  der  Gesetzgebung  in 
den  übrigen  Kaltnrstaaten.  Während  in 
den  anderen  deutschen  Bundesstaaten  be- 
züglich der  Reichsausländer,  wie  in  Bayern 
das  Princip  der  polizeilichen  Ehebesehrän- 
kung  gilt,  sei  es  nun,  dass  nur  der  Nach- 
weis der  polizeilichen  Zulässigkeit  der  Ehe 
des  Ausländers  nach  dem  Rechte  seines 
Heimatstaates  erfordert  wird  (ältere  Pn)vin- 
zen  Preussens  [G.  v.  13.  März  1854  u.  M.E. 
V.  12.  April  1889  im  M.B1.  d.  inner.  Yerw., 
1889,  S.  118],  Baden),  oder  sei  es,  dass  es 
eines  auf  Grund  eines  solchen  Nachweises 
ergehenden  Zeugnisses  einer  inländischen 
Behörde  bedarf  (Hannover,  Schleswig- Hol- 
stein, Sachsen,  Württemberg  —  vgl. 
V.  Sicherers  Kommentar  S.  406 ff.),  ist 
das  diesrheinische  Bayern  hinsichtlich  der 
Yerehelichung  von  Inländern  der  einzige 
Teil  des  Reichsgebietes,  in  welchem  an  dem 
Grundsatz  der  polizeilichen  Ehebeschränkmig 
festgehalten  wird. 

In  den  Reichslanden  herrscht  Verehe- 
lichungsfreiheit  nach  dem  dort  geltenden 
franzosischen  Rechte,  in  der  Rheinpfalz  ge- 
mäss dem  Heimatgesetze ,  wie  schon  früher 
nach  französischem  Rechte,  im  übiigen 
deutschen  Reiche  nach  dem  durch  Art. 
80  der  Verf.  v.  15.  November  1870  und  Art. 
2  des  Vertrages  v.  25.  November  1870  auch 
auf  Südhessen,  Baden  und  Württemberg  aus- 
gedehnten Gesetze  des  norddeutschen  Bundes 
V.  4.  Mai  1868  über  die  Aufhebung  der 
polizeilichen  Beschränkungen  der  Ehesclilies- 
sung. 

Das  gleiche  Princip  gilt  und  galt  immer 
für  Inländer  in  England,  Italien,  Belgien, 
Spanien,  Nor^-egen. 

üeber  die  polizeilichen  Ehehindemisse, 
welche  fi'üher  in  einem  Teile  Deutschlands, 
besonders  in  Thüringen,  Mecklenbiu^  und 
Süddeutschland  in  Kraft  standen,  gewährt 
§  1  des  angeführten  Bundesgesetzes  einen 
üeberblick,  wenn  dort  bestimmt  ist:  »Bun- 
desangehörige bedürfen  zur  Eingehung  einer 
Ehe  oder  zu  der  damit  verbundenen  Grün- 
dung eines  eigenen  Haushaltes  weder  des 
Besitzes  noch  des  Erwerbes  einer  Gemeinde- 
angehörigkeit  (Gemeindemitgliedschaft)  oder 
des  Euiwohnerrechtes  noch  der  Genehmigimg 
der  Gemeinde  bezw.  Gutsherrschaft  (»Wohn- 
schein« in  Mecklenburg)  oder  des  Armen- 
verbandes, noch  einer  orbrigkeitüchen  Erlaub- 
nis. Insbesondere  darf  die  Befugnis  zur 
Verehelichung  nicht  bescliränkt  werden  wegen 
Mangels  eines  bestinunten,  die  Grossjährig- 
keit  übersteigenden  Alters  oder  des  Nach- 
weises einer  Wohnung  (Mecklenburg),  eines 
hinreichenden  Vermögens  oder  Erwerbes 
(Württembei^,  Hessen),  wegen  erlittener  Be- 
strafung, bösen  Rufes,  vorhandener  oder  zu 

Handwörterbuch  der  Stafttswissenschaften.    Zweite 


befürchtender  Verarmimg,  bezogener  Unter- 
stützung (Württemberg)  oder  aus    anderen 
polizeilichen  Gründen  (zu  jugendliches  Alter, 
bedeutende  Ungleichheit  des  Alters,  Invali- 
dität,   Vorhandensein   vererblicher    Krank- 
heiten).    Auch   darf  von   der    ortsfremden 
Braut  ein  Zuzugsgeld  oder  eine  sonstige  Ab- 
gabe (Baden)  nicht  erhoben  werden.«    Nach 
§  2  sind  die  polizeilichen  Beschi-änkimgen 
aufgehoben,  welche  in  Ansehung  der  Juden 
(nur  einer  bestimmten  Anzahl  war  in  einem 
Orte  das  Heiraten  gestattet)  und  für  Ange- 
hörige  einzelner   bürgerlicher  Benifsstände 
(Gewerbsgehilfen   und  Gt?sellen)  bestanden. 
4.    Der    politische    Ehekonsens    in 
Oesterreich.     In  der  österreichisch -unga- 
rischen Monarcliie  unterliegen  ziu»  Zeit  nicht 
bloss  Ausländer  (Zeugnis  der  Heimatbehörde), 
sondern  teilweise  auch  noch  Inländer  poli- 
zeilicher Ehebeschränkung.    In  einem  TeQe 
Oesten-eichs  besteht  nämhch  heute  noch  für 
Inländer   die   Einrichtung  des   »politischen 
Ehekonsenses«.     Ein  solcher  wui-de  schon 
früher  nicht  gefordert  in  Galizien,  der  Buko- 
wina, in  Dalmatien,  Kämthen,  im  Küsten- 
lande, in  Krain  und  in  den  Ländern  der  im- 
garischen Krone.   Dagegen  war  in  den  übri- 
gen Kronländem   die  Eheschliessung  aller- 
dings mit  Unterbrechungen  bis  in  die  zweite 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  abhängig  von  Er- 
teilung einer  obrigkeitlichen  Verehelichungs- 
bewilUgung,  welcne  bald  wegen  mangelnder 
Erwerbsfähigkeit,    bald    wegen    schie(»hten 
Leumundes  versagt  werden  konnte.    In  den 
Jahren   1866 — 68   wunlen    die    bezüglichen 
Bestimmungen  durch  Landesgesetze  aufge- 
hoben in  Böhmen,  Mähren,  Oesterreich  ob 
und  unter  der  Enns,  Schlesien  und  Steier- 
mark.   In  Tirol  mit  Vorarlberg  und  Salzbiurg 
kamen  solche  Gesetze  nicht  zu  stände,  imd 
es  wunle  daher  der  von  der  Heimatgemeinde 
zu   bewilligende    politische   Ehekonsens   in 
diesen  beiden  Ijändem  bis  zum  Beginn  der 
achtziger  Jahre  als  geltendes  Rechtsinstitut 
beti-achtet,   bis  der  österreichische  Verwal- 
tungsgerichtshof diu'ch  ein  Erkenntnis  v.  13. 
Apnl  1883  (Erkenntnisse  des  k.  k.  V.G.H., 
zusammengestellt    von    Budwinski,    Wien, 
Jahrg.  1883,  Bd.  VH,  Nr.  1729)  für  Salz- 
burg die  Ansicht  ausspra(*.h,  dass  die  Er- 
teüung    des    politischen   Ehekonsenses    in 
diesem  Kronlande  der  angenommenen  gesetz- 
lichen Grundlage  entbehre,  und  diese  An- 
schauuiig  auch  in  einem  späteren  Urteile  v. 
19.  April  1888  (Budwinski,  Jahrg.  1888,  Bd. 
Xn,  Nr.  4054)  beibehielt.    Nicht  ohne  hef- 
tige   Gegenwehr   im    Salzbm'ger   Landtage 
(Bericht   des  Salzburger  Landesausschusses 
V.  17.  Mai  1883,  Nr.   12  in  den    stenogr. 
Prot,  des  Salzb.  Landtages  S.  145—186)  hat 
sich  die  Praxis   üi  Salzburg  diesen  an  sich 
ja  nur  für  den  einzelnen  Fall  verbindlich 
gewesenen     gerichtlichen .   Entscheidungen 
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untergeordnet,  doch  bildet  die  Wiederein- 
führung des  politischen  Ehekonsenses  in 
Salzburg,  wie  seine  Neueinführung  in  ande- 
ren österreichischen  Alpenländem ,  einen 
Punkt  des  Merikalen  Parteiprogramms.  Rich- 
tiger Meinung  nach  ist  der  in  Oesterreich 
dermalen  geltende  Bechtszustand  der,  dass 
die  Einrichtung  des  politischen  Ehekonsenses 
nur  noch  in  Tirol  und  Vorarlberg  zn  Recht 
besteht. 

Ehehindernisse,  welcher  Art  sie  auch 
sind,  können  in  Oesterreich  nur  dann  Gel- 
tung haben,  wenn  sie  im  aDgemeinen  bür- 
gerfichen  Gesetzbuch  vom  Jahre  1311  fest- 
gesetzt oder  aufrecht  erhalten  oder  in  einem 
späteren  Gesetze  eingeführt  sind.  §  47  des 
a.  b.  G.B.  stellt  als  leitenden  Grundsatz  auf, 
dass  jedermann  einen  Ehevertrag  schliessen 
könne,  sofern  ihm  ein  gesetzliches  Ehehin- 
dernis nicht  entgegenstehe.  Ein  solches 
Ehehüidemis  läge  aber  in  dem  Erfordernis 
eines  das  Vorhandensein  des  nötigen  Ein- 
kommens und  des  guten  Leumundes  bezeu- 
genden obrigkeitlichen  EheverwiUigungs- 
scheines.  Das  a.  b.  G.B.  erwähnt  dieses 
Eheverbot  nicht.  Art.  VIU  des  Kund- 
machungspatentes zimi  bürgerlichen  Gesetz- 
buch enthält  zwar  die  al^meine  Bestim- 
mung, dass  die  über  politische  Gegen- 
stände kundgemachten,  die  Privatrechte  be- 
schränkenden oder  näher  bestimmenden  Ver- 
ordnungen in  Kraft  bleiben  sollen,  auch  wenn 
im  Gesetzbuche  nicht  ausdrücklich  darauf 
Bezug  genommen  wird,  allein  unter  diesen 
Veroi^nimgen  können  die  auf  das  Ehewesen 
bezüglichen  Verordnungen  politischen  d.  h. 
öffentlich-rechtlichen  Inhalts  nicht  subsumiert 
werden,  da  das  Ehewesen  im  a.  b.  G.B.  in 
toto,  ohne  Einschränkung  auf  die  privat- 
rechtliche Seite,  ^regelt  ist  und  in  §  54 
und  124  ausdrückhch  Vorschriften  getroffen 
sind,  wo  abweichend  von  dem  in  §  47  sta- 
tuierten Principe  der  Verehelichungsfreiheit 
die  Bewilligung  der  politischen  oder  einer 
«mderen  Benörde  gefordert  wird  (Erlaubnis 
der  Vorgesetzten  für  Militärpersonen ,  Be- 
willigung des  Kreisamtes  für  Ehen  der 
JudenscbEift).  Es  hätte  also  einer  ausdrück- 
lichen Bestimmung  über  Aufrechthaltung 
des  politischen  Ehekonsenses  im  a.  b.  G.B. 
bedurft,  eine  Auffassung,  die  übrigens  schon 
in  einem  allgemeinen  Hofkanzleidekret  v.  14. 
März  1818  (Prov.  G.S.  für  Tirol,  Bd.  V  Nr. 
77,  1)  vertreten  war,  aber  in  allen  Kron- 
ländem,  die  bis  dahin  den  politischen  Ehe- 
konsens kannten,  nicht  beachtet  wurde. 
Für  Salzburg  waren  überdies  die  älteren 
Vorschriften  über  Ehekonsens  zweifellos 
schon  durch  das  Ehegesetz  für  Salzburg 
und  Berchtesgaden  v.  13.  April  1808  besei- 
tigt. Nach  dem  a.  b.  G.B.  ins  Leben  ge- 
tretene materielle  Bestimmungen  über  den 
Ehekonsens  fehlen  aber  für  Salzburg.     Die 


bisher  von  der  Praxis  als  solche  angesehenen 
Regierungserlasse  entbehren  eines  diesbezüg- 
lichen massgebenden  Inhalts,  ja  ein  speciell 
für  Salzburg  ergangenes  Hofkanzleidekret 
V.  1.  August  1823  konstatiert  sogar  ausdrück- 
lich, dass  keine  gesetzliche  Vorschrift  be- 
stehe, wdche  zur  Eingehung  einer  Ehe  die 
Nachweisung  eines  gesicherten  Unterhaltes 
für  die  zu  erwartende  Familie  erfordere. 

Anderes  gilt  für  Tirol  und  Vorarl- 
berg. Hier  ist  der  politische  Ehekonsens 
eingeführt  und  näher  geregelt  durch  das 
noch  in  Kraft  befindliche  Hofkanzleidekret 
V.  12.  Mai  1820  (Prov.G.S.  für  Tirol,  Bd.  VH, 

5.  469;  vgl.  auch  Entschl.  des  österr.  Min. 
d.  I.  V.  2.  Dezember  1873  Z.  18415  und  v. 

6.  Dezember  1884  Z.  16078).  Dieses  Dekret 
bestimmt:  1)  Unansässige  Personen  aus  der 
Klasse  der  Dienstboten,  Gesellen  oder  Tag- 
werker oder  sogenannte  Inwohner,  die  sich 
vereheUchen  wollen,  haben  sich  vorläufig 
(d.  i.  vor  der  Eheschliessung)  bei  ihrer  poli- 
tischen Obrigkeit  ^ach  der  ratio  legis  bei 
der  Behörde  ihrer  Heimatgemeinde)  zu  mel- 
den imd  von  derselben  und  zwar  vom  Ge- 
meindeausschuss  d.  h.  nicht  vom  Gemeinde- 
vorstand, sondern  von  der  Gemeindevertre- 
timg (V.  V.  15.  Oktober  1860)  ein  Zeug- 
nis beizubringen,  dass  gegen  ihre  Ver- 
ehelichung kein  politisches  Hindernis  ob- 
walte; 2)  den  Pfsurrem  imd  Seelsorg-em  ist 
verboten,  solche  Personen  ohne  beigebrachtes 
politisches  Zeugnis  zu  trauen;  3)  die  politi- 
schen Obrigkeiten  sind  befugt,  die  Verehe- 
lichungsbewilligung  solchen  Personen  zu 
verweigern,  welche  an  einer  Armenversor- 
gimg  Anteil  haben  oder  dem  Bettel  ergeben 
sind  oder  sonst  ein  unstetes,  erwerbäoses 
Leben  führen.  Eine  Entschl.  d.  M.  d.  I.  v. 
28.  Dezember  1872  bestimmt  noch,  dass  die 
Uebertretungen  dieser  Vorschriften,  mag  die 
Ehe  ohne  den  vorgeschriebenen  Konsens  im 
In-  oder  Auslande  geschlossen  werden,  von 
den  politischen  Behörden  zu  untersuchen 
und  als  Uebertretungen  einer  politischen 
Vorschrift  angemessen  zu  bestrafen  sind. 

Verschieden  vom  politischen  Ehekonsens 
ist  das  Institut  der  sogenannten  Ehemelde- 
zettel (Ehemeldescheine),  d.  i.  die  Pflicht, 
seine  Verehelichung  der  Ortsbehörde  anzu- 
zeigen. Dieselbe  ist  keine  polizeiliche  Ver- 
ehelichungsbeschränkung,  sie  hatte  den  Zweck, 
die  insbesondere  aus  militärischen  und  ad- 
ministrativen Rücksichten  erforderliche  Evi- 
denthaltung des  Bevölkerungsstandes  zu  er- 
leichtem. Historisch  anknüpfend  an  die  aus 
dem  Hörigkeitsverhältnis  entspringende  Ver- 
pflichtimg, bei  Verehelichung  vom  Patrimo- 
nialherrn  einen  »Ehemeldezettel«  durch  An- 
zeige der  beabsichtigten  Eheschliessung  zu 
erhel*.on,  bestand  diese  Einrichtung  nach 
Aufliebung  der  ünterthänigkeitsverhältnisse 
durch  daß  kaiserliche  Patent  v.  7.  September 


Eheschliessung 


291 


1848  in  Kämthen,  Krain  iind  dem 
Küsten  lande.  In  Kämthen  und  dem 
Küstenlande  wurde  dieselbe,  als  auf  keinem 
Gesetze  beruhend,  im  administrativen 
Wege  durch  Erlass  d.  Min.  d.  I.  v.  25.  Fe- 
bruar 1868  Z.  709  M.  I.  bezw.  v.  16.  De- 
zember 1867  Z.  5356  M.  I.  ausser  Kraft 
gesetzt.  Für  Krain  dagegen  wiuxle  der  ge- 
setzliche Bestand  dieser  Institution  auf  An- 
frage hin  noch  mit  Erl.  d.  M.  d.  I.  v.  9. 
Januar  1869  Z.  140  M.  I.  anerkannt  nach- 
dem §  29  der  krainischen  Gemeindeonlnung 
V.  17.  Februar  1866  die  Ausstellung  der  Ehe- 
meldezettel als  in  den  selbstÄndigen  Wir- 
kungskreis der  Gemeinde  gehörig  erklärt 
hatte.  Weil  diu-ch  keine  nähere  Vorschrift 
geregelt,  ist  jedoch  auch  in  Krain  der  Ehe- 
meldezettel ausser  üebung  gekommen.  In 
Verwechslung  des  Ehekonsenses  mit  dem 
Ehemeldeschein  wurde  bis  in  die  neueste 
Zeit  Krain  zu  den  Ländern  gezählt,  wo  der 
politische  Ehekonsens  in  Qeltimg  gestanden 
habe  oder  noch  stehe.  (Vgl.  d.  Art.  Armen- 
p  o  1  i  z  e  i  in  Oesterreieh  oben  Bd.  I,  S.  1 199  ff.) 

5.  Geschichtliche  Entwickelune.  Die 
Thatsache,  dass  von  allen  deutschen  Bundes- 
staaten niur  ein  einziger  das  Princip  der 
polizeilichen  Ehebeschränkung  für  Inländer 
aufrecht  erhielt,  drängt  zu  der  Doppelfrage : 
Wie  war  diese  Isolienmg  mftglicn?  Und 
ist  das  Festhalten  an  diesem  Principe  ver- 
waltungspolitisch zu  rechtfertigen  ?  Die  Be- 
antwortung der  ersten  Frage  führt  zur  Be- 
tracJitimg  der  Geschichte  der  polizeilichen 
Elhehindemisse. 

Die  Zimahme  des  Bettels  am  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  zusammen  mit  dem  Rück- 
gange der  kirchlichen  Armenpflege  veran- 
lasste in  England  und  dem  Deutschen  Reiche 
die  Gesetzgebimg,  eine  öffentliche  Armen- 
unterstfltzungsp flicht  zu  begründen.  Act 
27  Henry  Vm  c.  25  v.  J.  1535/36  ver- 
pflichtete die  Kirchspiele,  die  deutsche 
Reichspolizeiordnung  vom  Jahre  1530  die 
politischen  Ortsgemeinden  zur  Unterhaltung 
ihrer  Armen.  Mit  dieser  Bestimmung  war 
für  die  Kirchspiele  und  Gemeinden  das  Be- 
streben gegeben,  auf  gesetzliche  Vorschriften 
hinzuarbeiten,  welche  dem  Umfange  dieser 
neuen  Last  enge  Grenzen  zogen.  Das  Ziel 
einer  solchen  Gesetzgebung  musste  sein, 
einer  Vermehrung  der  Zahl  der  Ortsange- 
hörigen durch  Personen  vorzubeugen,  von 
welchen  eine  Inanspruchnahme  der  öffent- 
lichen Armenpflege  zu  besorgen  ist.  Die 
Zahl  der  Ortsangehörigen  w&d  aber  ver- 
mehrt teils  durch  Aufnahme  Ortsfrem- 
der, teils  durch  Fortpflanzung  Orts- 
angehöriger. 

Ein  Teil  der  Landesrechte  begnügte  sich 
nun  mit  einer  Beschränkung  der  Veimehnmg 
der  Ortsangehörigen  diu'ch  Zuzug  von 
aussen.    Der  Erwerb  der  einfachen  Orts- 


angehörigkeit, des  Boisassenrechts  oder  In- 
kolats  (s])äter  allgemein  Heimat)  war  nicht 
eingeengt  gewesen.  Es  war  durch  Nieder- 
lassung^ Domizil,Ansässigmachung)  begründet. 
Nunmehr  zog  man  ihm  Schranken,  indem 
man  es  entweder  durch  den  Erwerb  des 
vollen  OrtsbürgeiTechts  bedingte,  dessen  Er- 
werb von  Gnindbesitz,  später  einem  Ik»- 
stiinmten  Vermögenswert  oder  hohen  Auf- 
nahmegebühren abhängig  war  (pr.  B.  revi- 
diei-tes  lübisches  Stadtrecht  von  158G  Buch  I 
Tit.  2  Art.  2)  oder  indem  man  die  Ansässig- 
keit unmitteüjar  an  solche  Bedingimgen  oder 
an  den  Ablauf  mehrerer  Jahi-e  knüpfte  \md 
an  sie  als  Rechtsfolge  den  Erwerb  der  Orts- 
angehörigkeit reihte,  so  in  England  und  in 
Norddeutschland  mit  Ausnahme  von  Mecklen- 
biu'g  (revidierte  Generalsteuer-  und  Konsum- 
tionsonlnung  in  den  Städten  und  Flecken 
der  Kur-  und  Mark-Brandenburg  v.  2.  Januar 
1684,  Cap.  VIII,  §  11  bei  Mylius,  Corpus 
cx)n8titiitionum  Maix»hicamm,  Magdeburg  und 
HaUe  1715,  IV,  3,  S.  170;  dann  Instruktion 
für  die  Kreis-  und  Steuerkommissarien  v.  6. 
Mai  1712  §  17,  Mylius  m,  1,  S.  293  preuss. 
Armenedikt  v.  10.  Februar  1715,  Mylius  I, 
2,  S.  191).  Berüchtigt  ist  in  dieser  Beziehung 
der  Settlement  Act  (13  and  14  Car.  II  c.  12) 
vom  Jahre  1662.  Derselbe  Hess  die  Aus- 
weisung (removal)  Nichtortsangehöriger  nicht 
bloss  in  den  Fällen  wirklicher,  sondern  schon 
in  den  Fällen  zu  besorgender  Hilfsbedürf- 
tigkeit zu,  eine  Bestimmung,  welche  erat 
diu-ch  Act  35  Geo.  III  c.  101  vom  Jahre 
1795  dahin  abgeändert  wunle,  dass  die  Aus- 
weisung niu*  bei  wirklichem  Eintritt  der 
Hilfsbedih^igkeit  stattfinden  dürfe.  (Vgl. 
d.  Art.  Armenwesen  oben   Bd.  I,  S.  li36.) 

In  dieser  Erschwenmg  der  Niederlassung 
lag  mittelbar  eine  Beschränkung  der  Vei- 
ehelichungsfreiheit  für  Ortsfremde,  denn  An- 
sässigmachung  ist  meist  mit  Gründung  eines 
Hausstandes  verbunden. 

Andere  Gesetzgebimgen  verfolgten  weiter- 
gehend die  Absicht,  auch  der  Vermehnmg 
der  Ortsangehörigen  diu'ch  Ortsangehö- 
rige Schranken  zu  ziehen.  Dies  geschah  der 
historischen  Reihe  nach  in  doppelter  Weise. 

Die  »Ordnungen«  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts stellten  der  Verehelichung  von 
Ortsangehörigen  die  gleichen  oder  ähnliche 
Bedingungen  wie  dem  Erwerbe  der  Orts- 
angehörigkeit  (Ansässigkeit)  durchOrtsfremde. 
Die  bayerische  Liandes-  und  Polizeiord- 
nung von  1616  —  das  erste  diesbezü^che 
Gesetz  — ,  Buch  IV,  Tit  12,  §  7  u.  10  ver- 
bot Aufnahme  und  Verehelichung  von 
Dienstboten,  Taglöhnem  und  sonstigen  un- 
vermöglichen  Leuten,  und  das  bayerische 
Strafgesetzbuch  von  1751  (Cod.  Max.  crim. 
Teil  I,  Kap.  XI,  §  7)  bedrohte  diejenigen 
mit  Karbatschstreichen  und  Einsperrung, 
welche   sich   ohne   obrigkeitliche  &laubnis 
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trauen  lassen,  wenn  sie  sieh  ohne  Bettel 
oder  auf  andere  ehrliche  Weise  nicht  er- 
nähren können.  Im  Erzbistum  Salzburg 
wurde  durch  Cirkidarbefehl  v.  2.  >Iärz  1667 
bestimmt,  dass  kein  Unterthan  des  Erzstifts 
ohne  Vorwissen  und  erlangten  Konsens  der 
Obrigkeit  sich  verehelichen  dürfe,  und  durch 
Generalbefehl  v.  1.  Juli  1730  wurde  ver- 
fügt, dass  EheverwiUigungsscheine  »an 
andere  als  wohlbekannte  und  sich  ohne  Ge- 
meindebeschwerung mit  den  Ihiigen  zu  er- 
nähren vermögende  Personen«  nicht  zu  er- 
teilen seien.  In  Württemberg  erging 
am  22.  Jimi  1712  unter  Berufung  auf  eine 
ähnliche  Anordnung  des  Herzogs  Ernst  zu 
Sachsen-Gotha  ein  Generalreskript,  in  wel- 
chem verordnet  wurde,  dass  Gesinde, 
Knechte  und  Mägde  nicht  zur  Ehe  zuzu- 
lassen seien,  es  sei  denn,  jdass  sie  ihres 
Glaubens  genugsam  Rechenschaft  zu  geben 
imd  scheinbarlich  darzuthun  vermögen,  wo- 
mit sie  sich  und  ihre  künftige  Fanulie  ohne 
dem  Publice  oder  Armenkasten  beschwer- 
lich zu  sein,  fortbringen  wollen  und  können. 
Die  Gesetzgebungen  des  19.  Jahrhunderts 
unterwarfen  nicht  bloss  die  Verehelichung, 
sondern  jede  Ansässigmachung  von  Ortsan- 
gehörigen den  gleichen  Bedingungen  aä^c 
die  Aufnahme  Ortsfremder  in  den  Ortsver- 
band. Die  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechende  Ansässigmachung  hatte  füi 
den  Ortsfremden  den  Erwerb  der  Ortsan- 
gehörigkeit und  den  Anspruch  auf  Verehe- 
lichungsbewilligung,  für  den  Ortsangehörigen 
nur  das  Entstehen  dieses  letzteren  An- 
spruches zur  Folge  (Verehelichungstitel). 
Geschah  die  Ansässigmachung  in  Form  der 
Gründung  eines  Hausstandes,  so  trat  sofort 
an  Stelle  der  Ansässigmachungsbewilligung 
die  Verehelichungsbewilligung,  an  Stelle  der 
Ansässigmachung  die  den  Ansässigmachungs- 
bedingungen  entsprechende  Verehelichung. 
(In  Bayern:  Bettelmandate  v.  27.  Juli  1770 
und  3.  März  1780,  dann,  nachdem  vorüber- 
gehend durch  V.  V.  18.  Juli  1808  das  Hei- 
raten imangesessener  Leute  auf  dem  Lande 
von  der  Einwilligung  der  Gemeinde,  nicht 
aber  von  der  Zustmunung  der  Staatsbehörden 
befreit  worden,  die  G.G.  über  Heimat  (%  1) 
und  über  Ansässigmachung  und  Vereneli- 
chung  (§  8  u.  9)  v.  11.  September  1825  mit 
verschärfender  Novelle  v.  1.  Juli  1834,  wo- 
nach jedem  Staatseinwohner,  welcher  nicht 
in  einer  Gemeinde  einen  gesetzlichen  Titel 
der  Ansässigmachung  für  sich  hat,  ja  sogar 
jedem,  welcher  einen  solchen  Titel  besitzt, 
wenn  ausserordentliche  Polizeirücksichten 
es  erfordern,  Verehelichimg  und  Wiederver- 
ehelichung  verweigert  werden  soll.  Ansäß- 
sigmachungstitel  sind  ein  bis  zu  einem  be- 
stimmten Betrage  schuldenfreier  Grundbe- 
sitz, Erwerb  eines  realen  oder  radizierten 
Gewerbes,    erlaugte    persönliche    Gewerbs- 


konzession, auf  sonstige  Weise  vollständig 
und  nachhaltig  gesicherter  Nahrungsstand, 
Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt  des  Staates, 
der  Kirche  oder  Gemeinde  mit  definitiver 
Anstellung.  Alle  Ansässigmachungen  mit 
Ausnahme  jener  durch  Anstellungs-  oder 
Konzessionsurkunde  »setzen  einen  in  Rechts- 
kraft erwachsenen  Beschluss  über  das  Vor- 
handensein der  allgemeinen  und  besonderen 
Vorbedingungen  voraus«.  In  den  Fällen  des 
auf  sonstige  Weise  vollständig  und  nach- 
lialtig  gesicherten  Nahrungsstandes  haben 
die  Gemeinden  regelmässig  das  Recht  »des 
absolut  hindernden  Widerspruchs«.  In 
Württemberg  ähnliches  G.  v.  4.  Dezember 
1833  mit  Nov.  v.  5.  Mai  1852,  nachdem 
vorher  durch  V.  v.  1.  Oktober  1807  alle 
Beschränkungen  des  Verehelichungsrechtes 
wegen  mangelnder  Emährungsfähigkeit 
waren  aufgehoben  worden.  Bad.  G.  v.  31. 
Dezember  1831  mit  Aend.  v.  9.  April  1851 
und  4.  Oktober  1862;  Hessen-Darmst. 
G.  V.  1.  Juli  1847;  Sachsen- Weimar. 
G.  V.  22.  u.  23.  Februar  1850.) 

Nur  eine  Folge  der  Erschwerung  des 
Erwerbes  dieser  armenrechtlichen  Ortsange- 
hörigkeit war  die  Ei'schwerung  des  Ver- 
lustes derselben.  Wurde  diese  Ortsmitglied- 
schaft nicht  durch  blosse  Wohnsitznahme 
von  bestimmter  Zeit  begnlndet,  so  konnte 
sie  auch  nicht  durch  blosse  Wohnsitzverle- 
gung verloren  werden,  sondern  nur  durch 
Begründung  einer  neuen  Ortsangehörigkeit 
oder  Ausscheiden  aus  dem  Staatsverbande. 
Der  Erwerb  der  Ortsangehörigkeit  schuf  so- 
mit eine  dauernde,  unter  Umständen 
lebenswierige  Beziehung  zwischen  Indi\'i- 
duum  und  Ort  in  Bezug  auf  Annenunter- 
stützung, die  Heimat  im  heutigen  Sinne. 
Die  Heimat  übertrug  sich  aber  in  gleicher 
Dauer  auf  die  Ehefrau  imd  die  ehelichen 
Kinder,  und  so  erschien  es  wohl  gerechtfer- 
tigt, wenn  die  Vei-ehelichung  des  Heimat- 
berechtigten von  einer  Zustimmung  der 
Heimatgemeinde   abhängig  gemacht  wmxie. 

Der  Standpunkt  des  Gesetzgebers  hin- 
sichtlich der  Zulässigkeit  polizeilicher  Ehe- 
beschränkungen musste  sich  ändern,  wemi 
in  einem  Lande  eine  Gesetzgebung  ins  Leben 
trat,  inhaltlich  deren  die  armenrechtliche 
Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinde  den  Cha- 
rakter der  dauernden  Verbindung  mit  einem 
bestimmten  Orte  dadm-ch  verlor,  dass  man 
Ei'werb  und  Verlust  derselben  schon  an 
Aufenthalt  bezw.  Abwesenheit  von  kürzerem 
Zeiträume  knüpfte. 

In  dieser  Richtimg  bewegte  sich  die  Ge- 
setzgebimg Englands,  Preussens  und 
nunmehr  des  Deutschen  Reiches.  In 
England  begann  die  Peel's  Akte  (9  and 
10  Vict.  c.  66)  V.  J.  1846  die  principielle 
Verbindung  von  Heimat  und  Armenunter- 
stützimgspflicht  zu  lockern.    Es  wurde  der 
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Gnmdsatz  der  irremovabilify  Nichtortsange- 
höriger  eingeführt:  niemand  soll  im  Unter- 
stützungsfaUe  ausgewiesen  weixlen  dftrfen, 
wenn  er  sich  vor  dem  Antrag  auf  Auswei- 
sung fünf  Jahre  im  Kirchspiel  aufgehalten 
hat.  Durch  act  24  and  25  Vict.  c.  55  vom 
Jahre  1861  wurde  die  Fiist  auf  einen  Auf- 
enthalt von  drei,  durch  act  28  and  29  Tict. 
e.  79  vom  Jahre  1865  sogar  auf  einen  sol- 
chen von  einem  Jahre  herabgesetzt.  In 
Preussen  lAiirden  die  Gemeinden  durch 
das  G.  V.  31.  Dezember  1842  über  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenpflege  für  verbunden 
erklärt,  jeden  zu  unterstützen,  welcher  nach 
erlangter  Grossjälirigkeit  die  drei  letzten 
Jahre  vor  Eintritt  seiner  Hilfsbedürftigkeit 
sich  in  ihr  gewöhnlich  aufhielt,  zugleich 
aber  auch  bestimmt,  dass  diese  Verbindlich- 
keit erlösche,  sobald  die  betreffende  Pei-son 
nach  erlangter  Gross  jährigkeit  seit  di-ei 
Jahren  aus  ihr  abwesend  sei.  Im  Deut- 
sch e  n  R  e  i  c  h  e  endlich  ti-at  mit  dem  R(»ichs- 
gesetz  v.  6.  Jimi  1870  an  Stelle  der  vom 
Aufenthalt  unabhängigen  Heimat  der  durch 
Aufenthalt  von  bestimmter  Dauer  bedingte 
Unterstützimgswohnsitz. 

Bavern  behielt  kraft  Reservatrechtes 
(Versailler  Vertrag  v.  23.  November  1870, 
Nr.  ni,  §  1  mit  Schlussprotokoll  Nr.  1)  das 
Institut  der  Heimat  bei.  Vom  rechtsge- 
schichtlichen Standpiuikte  aus  ist  somit  die 
Aufrechthaltimg  der  polizeilichen  Ehelünder- 
nisse  in  Bayern  gerechtfertigt.  Eine  Frei- 
gabe der  Verehehchung  unter  Beibehaltung 
des  Heimatreehtes  wäre,  lediglich  vom  flnan- 
ziellen  Standpunkte  der  Gemeinden  aus  be- 
sehen, niu"  bei  gleichzeitiger  Uebernahme 
der  Armenfürsorge  durch  den  Staat  berech- 
tigt gewesen,  einem  solchen  Vorgehen  aber 
müssten  die  Rücksichten  auf  eine  gesunde 
und  sparsame  Armenpflege  entgegenstehen. 

Nicht  imerwähnt  darf  bleiben,  dass  sich 
der  Gesetzgeber  bei  Aufrechthaltung  der 
ix)lizeilichen  Ehehindemisse  bemüht  hat,  die 
Härten  des  früheren  Rechtes  zu  beseitigen. 
Einem  ^lissbrauch  des  Einspruchsrechtes  ist 
vorgebeugt,  einmal  durch  gesetzliche  Fixie- 
rung der  Einspnichsgründe,  dann  diu-ch  die 
Vorschrift,  dass  über  die  gesetzliche  Ziüäs- 
.<igkeit  des  Einspruchs  die  Distriktsver^'al- 
timgsbehörde,  welche  das  Zeugnis  auszu- 
steUen  hat,  von  Amtewegen  entscheidet,  und 
endlich  durch  Gewähnmg  verwaltungsge- 
richtlichen Schutzes  gegen  deren  Entschei- 
dung. Die  Einspruchsgründe  sind  ferner 
derart  beschränkt,  dass  sie  niu-  solche  Per- 
sonen treffen,  welche  nicht  die  sittliche  und 
wirtschaftliche  Garantie  bieten,  dass  sie  von 
ihrem  Vermögen  und  ihrer  Erwerbsfähigkeit 
einen  den  Unterhalt  einer  Familie  sichern- 
den Gebrauch  machen  (vgl.  bayer.  Heimatges.). 

6.  YerwaltiiiigspolitiBclie  Znläsnigkeit 
der    polizeUichen    EhebeschränkuDgen. 


Lässt  sich  auch,  wie  vorstehend  ausgeführt,  das 
Festhalten  an  der  polizeilichen  Beschi-änkimg 
der  Verehelichungsfreiheit  in  Bayern  rechts- 
geschichtlich mit  der  Beibehaltung  des  In- 
stitutes der  Heimat  begründen,  so  muss  das 
Princip  der  polizeilichen  Ehehinderimg  doch 
gegenüber  der  verwaltungspoJitischen  Er- 
wägimg fallen,  dass  das  ideale  Interesse  der 
Öffentlichen  Sittlichkeit  höher  steht  als  das 
materielle  Interesse  der  Gemeinden. 

Polizeiliche  Ehebeschränlnuigen  schädigen 
die  öffentliche  Sittlichkeit.  Die  Statistik 
zeigt,  dass  bei  Gleichheit  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Lage  die  Zahl  der  wilden 
Ehen  armer  Leute  und  die  Zahl  der  unehe- 
lichen Geburten  in  einem  Lande  mit  poli- 
zeilicher Ehebeschränktmg  gi*össer  ist  als  in 
einem  Staate,  in  welchem  der  Grundsatz 
polizeilicher  Verehelichungsfreiheit  gilt.  In 
Bayern  hatte  schon  die  durch  das  Heimat- 
gesetz V.  16.  April  1868  herbeigeführte  blosse 
Einengimg  der  Verehelichungsschranken  eine 
Minderung  der  unehelichen  Geburten  zur 
Folge.  In  den  Jahren  1859/68  kamen  dort 
im  Jahresdur(!hschnitt  auf  100  Geborene  22,4 
uneheli(;he  Geburten,  in  den  Jahren  1869/78 
dagegen  nur  14,2  (lieft  56  der  Beiträge  zur 
Statistik  des  Königreichs  Bavern,  München 
1890,  S.  13 ;  vgl.  auch  Heft  38,  S.  6).  Das 
gegen  die  wilden  Ehen  in  Bayern  neuer- 
dings wieder  eingeführte  Polizeistrafverbot 
mit  Polizeizwang  aber  (Personen,  welche 
diu'ch  fortgesetztes  häusliches  Zusanunen- 
leben  in  ausserehelicher  Geschlechtsgemein- 
schaft zu  öffentlichem  Aergernisse  Anlass 
geben,  wenlen  bestraft  und  diu*ch  die  Poli- 
zeibehörde von  einander  zwangsweise  ge- 
trennt —  Art.  50  a  des  bayer.  Pol.Str.G.B. 
V.  26.  Dezember  1871,  eingeftigt  durch  G. 
V.  20.  März  1882  — )  entbehrt  der  beabsich- 
tigten "Wirkimg,  denn  erfahnmgsgemäss  ver- 
anlasst das  Mitleid  besonders  mit  den  \ni- 
schuldigen  Kindern  die  PoJizeibediensteten 
zu  einem  berechtigten  Dulden,  wenn  arme 
Leute  in  Frage  stehen. 

Selbst  wenn  also  durch  Ehebeschrän- 
kungen die  gemeindliche  Armenlast  ge- 
mindert weixlen  soDte,  was  jedoch  keines- 
wegs in  erheblichem  Masse  der  Fall  sein 
kann,  da  die  Lage  imehelicher  Kinder  leichter 
als  die  Verhältnisse  ehelich  geborener  öffent- 
liche Unterstützung  zur  Notwendigkeit  macht, 
so  sind  die  polizeilichen  Ehebeschränkimgen 
doch  zu  verwerfen,  weil  sie  durch  Steige- 
rung der  unehelichen  Geburten  die  Erzeu- 
gimg eines  Geschlechtes  befördern,  welches 
in  Not  geboren  der  Gefahr  friiher  Sterblich- 
keit und  in  Not  erwachsen  der  Gefahr  sitt- 
licher Verwildenmg  im  höchsten  Grade  aus- 
gesetzt ist.  Die  Einführung  des  Rechts- 
gnmdsatzes  des  Code  civil  Art.  340  »la 
recherche  de  la  patemitö  est  interdite«  als 
Gegenmittel  gegen  das  Anwachsen  der  un- 
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ehelichen  Geburten  aber  ist  ebenfalls  ans 
Gründen  öffentlicher  Sittlichkeit  unmöglich 
(vgl.  Motive  zum  Entwürfe  eines  bilrgerl. 
GS.  für  das  Deutsche  Reich  Bd.  lY  S.  864  ff.). 
Sollte  aber  die  Armenlast  der  Gemeinden 
bei  iVeigabe  der  Verehelichung  wirklich  eine 
Erhöhimg  erfahren,  dann  würde  diese  bil- 
ligerweise durch  eine  angemessene  staat- 
liche Subvention  auszugleichen  sein.  Dass 
sich  die  polizeilichen  Beschränkungen  der 
Eheschliessung  auch  bei  Aufrechthaltung 
des  Princips  der  Heimat  ohne  Bedenken  be- 
seitigen lassen,  zeigt  der  geltende  Rechtszu- 
stand in  Oesten^eich,  wo  ein  dem  bayerischen 
vollkommen  gleichgeartetes  Heimatrecht  (vgl. 
d.Art.Armenwesen,  obenBd.I,S.  1091Ö.) 
besteht  und  doch  in  den  meisten  Kron- 
ländern die  Eheschliessung  polizeilich  frei- 
gegeben ist. 

Litteratur:  Bitzer,  Das  Recht  auf  ArmenunUr- 
Stützung  und  die   Freizügigkeit,   Stuttgart  186S. 

—  V.    Beiow,  Art,  Bürgerrecht  in  Elster s 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Bd.  I,  Jena  1898. 

—  Böhlau,  Die  Wandelung  des  Heimatrechtes 
in  Mecklenburg- Schwerin,  in  Jahrb./.  Not.  u.  Stat. 
19,  S.  SSI.  —  Kries,  Betrachtungen  über  Armen- 
pflege und  Heimatrecht,  mit  besonderer  Beziehung 
aujden  preussischen  Staat,  in  Zeitsehr.  f.  Staatsw. 
IX,  S.  1  u.  315.  —  Edgar  Loening,  Lehrb. 
des  deutschen  Verwaltungsrechts,  Leipzig  1884, 
S.  694  ff.  —  Bergelbe,  Armenwesen  bei  Schön- 
berg,  4.  Aufl.,  III,  2.  —  v.  Mahl~Sehedl, 
Art,  Ehekonsens,  in  Mi  schier  und  Ulbrichs 
Oesterreich.  St.W.B.,  Bd.  I,  Wien  1895.  — 
MedilcuSy  Art.  nKiederkusung  und  Freizügig- 
keita  in  St.  W.B.  von  BluntscJdi  und  Braiei"  VII, 
1862.  —  Posselt-Csarich,  Der  politische  Ehe- 
konsens  im  Kronlande  Salzburg,  in  der  öster- 
reichischen Zeitschrift  för  Verwaltung  von  Bitter 
V.  Jäger,  Jahrg.  1883,  Wien,  Nr.  26  u.  27.  — 
Rehtnf  Der  Erwerb  von  Staats-  und  Gemeinde- 
angehörigkeit  in  seiner  geschichtl.  Entwicklung, 
in  Hirth  und  v.  Sey  dels  Annalen  1892.  — 
Derselbe,  Die  jüngste  Beform  des  bayer.  Heimair 
rechtes,  im  Archiv  für  öffentl.  Becht,  Bd.  VIII 
(1893).  —  Schütz,  Ueber  das  Verehelichungs- 
und Uebersiedelungsreeht,  mit  bes.  Büeksicht  auf 
Württemberg,  in  Zeitschr.  f.  Staatsic,  JaJirg. 
1848,  S.  25—89.  —  V,  Seydel,  Bayerisches 
Staatsrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  102 ff,  Frei- 
burg i.  B.  und  Leipzig  1896.  —  u  Sicherer, 
Personenstand  und  Eheschliessung  in  Deutsch- 
land. Erläuterungen  des  Beichsgesetzes  v.  6. 
Februar  1875,  Erlangen  1879  (Bemerkungen  zu 
^  38,  insbes.  über  die  Beschränkungen  der  Atis- 
iänder).  —  ThtuHchuni,  Ueber  unzu- 
lässige Beschränkungen  des  Bechtes 
der  Verehelichung,  Tübingen  1866.  —  Sten. 
Berichte  über  die  Verhandhingen  des  Beichs- 
tags  des  nordd.  Bundes  1868,  Bd.  II,  Drucks. 
Nr.  16,  37,  4^f  ^^'  —  Kommentare  zum  bayer. 
G.  V.  16.  April  1868  von  Riedel^Müller' 
Probst,  7.  Aufl.,  München  1897 ,  und  von 
Reger,  4.  Aufl.,  Ansbach  1898.  Rehtn, 
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Eigentam 

(in  volkswirtschaftlicher  und  sozialer 
Beziehung). 

1.  Begriff  des  E.  2.  Die  gegenwärtige 
Eigentmnsordnang.  3.  Theoretische  Begrün- 
dung des  Privateigentums.  4.  Angriffe  auf 
das  E.    5.  Geschichte  des  E. 

1.  Begriff  des  E.  »Der  Begriff  des 
Eigentums  beruht  in  seinem  letzten  Grunde 
auf  dem  Gegensatze  zwischen  Person  und 
Sache.  Die  Sache  hat,  weil  sie  willenlos 
ist,  die  Bestimmimg,  von  der  willensfähigen 
Person  beherrscht  zu  werden.  Diese  Herr- 
schaft ist  an  sich  imbegrenzt;  sie  reicht  so 
weit  -wie  die  physische  Möglichkeit,  sie  zu 
üben.  Aber  sie  gestattet  Einschränkungen, 
ohne  ihr  Wesen  zu  ändern,  imd  die  Rechts- 
ordnung kann  auf  die  Begrenzimg  der  recht- 
lichen Macht  über  die  einzelne  Sache  ebenso- 
wenig verzichten,  wie  sie  der  Anerkennung 
dieser  Macht  als  einer  an  sich  schrankenlosen 
sich  zu  entziehen  vermag«  (Johow  a.  a.  0.). 

Eine  Begriffsbestimmimg  des  Eigentimis 
findet  sich  in  den  älteren  i-ömischen  (Justi- 
nianischen) wie  in  den  älteren  deutschen 
Rechtsquellen  nicht;  von  Begriffsbestim- 
mungen neuerer  Gesetzbücher  sei  hier  auf 
die  folgenden  hingewiesen: 

Preuss.  Allg.  Landi-eciht  I,  8,  §  1 :  »Eigen- 
tümer heisst  derjenige,  welcher  befugt  ist, 
über  die  Substanz  einer  Sache  oder  eines 
Rechts,  mit  Aiusschliessung  anderer,  aus 
eigener  Macht,  dm-ch  sich  selbst,  oder  einen 
Dritten,  zu  verfügen.« 

Oesterr.  Bürgerl.  Gesetzbuch  §§  353  und 
354:  »Alles,  was  jemandem  zugehört,  alle 
seine  körperlichen  und  unkörperlichen  Sachen, 
heissen  sein  Eigentum.  Als  ein  Recht  be- 
trachtet ist  Eigentum  das  Befugnis,  mit  der 
Substanz  und  den  Nutzimgen  einer  Sache 
nach  Willkür  zu  schalten  und  jeden  anderen 
davon  auszuscUiessen.« 

Französischer  Code  civil  art.  544:  »La 
propri6t6  est  le  droit  de  jouir  et  de  disposer 
des  choses  de  la  maniere  la  plus  absolue, 
pourvue  qu'on  n'en  fasse  pas  un  usage 
prohibö  par  les  lois  ou  par  les  reglemens.« 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das 
Deutsehe  Reich  (§  903)  sagt:  »Der  Eigen- 
tümer einer  Sache  kann,  soweit  nicht  das 
Gesetz  oder  Rechte  Dritter  entgegenstehen, 
mit  der  Sache  nach  Belieben  verfahren  und 
andere  von  jeder  Einwirkimg  ausschliessen.c 

Abgesehen  davon,  dass  das  preussische 
Landrecht  auch  ein  Eigentum  an  Rechten 
betont,  unterscheiden  sich  diese  Begiiffs- 
bestimmungen  nur  darin,  dass  die  einen  die 
Beschränkungen  des  Eigentums  mit  auf- 
nehmen, die  anderen  nicht.  Es  ist  klar, 
dass  diese  letzteren  die  Notwendigkeit  von 
Besdiränkungen  des  HeiTScliaftsrechts  gleich- 
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fsüls  zugeben;  einem  vollkommen  rücksichts- 
losen Gebrauche  desselben  kann  keine  Rechts- 
ordnung stattgeben,  weil  er  in  vielen  Fällen 
zu  Schädigimgen  von  anderen  in  der  sozialen 
Gemeinschaft  lebenden  Personen  führen 
-würde,  gegen  solche  aber  ein  Rechtsschutz 
vorhanden  sein  muss.  Bei  diesen  Begriffs- 
bestimmungen muss  also  die  Einschränkungs- 
klausel stillschweigend  ergänzt  werden.  Aller- 
dings bleibt  dann  bei  allen  angeführten 
Definitionen,  die  ja  eine  autoritative  Wieder- 
gabe der  Ansichten  der  bedeutendsten  Rechts- 
lehrer sind,  nichts  weiter  übrig,  als  dass 
das  Eigentumsrecht  das  Verfügungsrecht  über 
eine  »Sache«  sei,  welches  diux;h  die  Rechts- 
onlnung  Einschränkungen   unterworfen  ist 

Was  das  Eigentimisrecht  von  anderen 
Rechten  an  Sachen  unterscheidet,  ist  also 
nicht  die  ünbeschränktheit,  wohl  aber,  dass 
es  dasjenige  dieses  Rechtski-eises  ist,  welches 
die  Grundlage  der  anderen  Rechte  an  Sachen 
bildet.  Dernbiu^g  (Lehrb.  des  pi-euss.  Privat- 
rechts, §  181)  drückt  diesen  Gedanken  in 
der  Weise  aus,  dass  er  sagt :  »Nicht  das  ist 
wesentlich  für  den  Begriff  des  Eigentums, 
dass  es  in  concreto  (Üe  volle  Herrschaft 
über  die  Sache  giebt,  wohl  aber,  dass  es 
die  Fähigkeit  und  das  Bestreben  besitzt,  zu 
einer  solchen  unbeschrankten  Macht  immer 
wieder  heranzuwachsen.« 

Wesentliche  Merkmale  des  Eigentiuns  sind, 
dass  das  Verfügimgsrecht  zeitlicn  unbegrenzt, 
d.  h.  weder  von  bestimmter  Dauer  noch  in 
Bezug  auf  seine  Dauer  von  dem  Einti-itt  eines 
Ereignisses  oder  einer  Rechtshandlung  einer 
anderen  Person  ohne  Zustimmung  desInhabers 
abhängig  und  dass  es  zugleich  veräusserlich  sei. 

Der  Begriff  des  Eigentums  ist  gleich- 
massig  anwendbar  auf  bewegliche  und  un- 
bewegliche Sachen ;  daraus  folgt  aber  keines- 
wegs, dass  die  Eigentumsordnung  für  alle 
Kategorieen  an  Sachgütem,  d.  i.  Sachen  in 
Beziehung  zur  Volkswirtschaft  gedacht,  die- 
selbe sein  müsse. 

üeber  den  Besitz  als  selbständiges 
Rechtsinstitut  neben  dem  Eigentum  s.  d.  Art. 
Eigentum  und  Besitz  unten  S.  302ff. 
Vom  Standpunkte  der  Volkswirtschaft  aus  darf 
die  Unterscheidung  beider  Begriffe  unerörtert 
bleiben. 

Der  Be^iff  des  Vermögens  deckt  sich 
in  keiner  Weise  mit  dem  von  Eigentum. 
Vermögen  ist  die  Summe  der  Güter  (Sach- 
güter und  Rechte),  aus  denen  einem  Rechts- 
subjekt (Person  oder  Gesamtheit)  Nutzungen 
zufUessen,  und  die  Grösse  des  Vermögens 
bestimmt  sich  für  den  gegebenen  Zeitpiuikt 
aus  der  Grösse  des  daraus  fliessenden  Ein- 
kommens, welches  sowohl  auf  Eigentum  als 
auf  anderen  Rechten  begründet  sein  kann. 

Ob  die  Begriffe  »Geteiltes  Eigen- 
tum«, »Ober-  und  üntereigentum« 
für  die  Konstruktion  des  Lehnrechts,  Fidei- 


kommissrechts,  der  Emphyteusis  etc.  er- 
forderlich seien,  sind  Fragen  der  juristischen 
Systematik,  die  nmr  auf  die  äusserliche  Be- 
handlung des  Rechtsverhältnisses  von  Ein- 
fluss  sind.  Ob  ein  Familien-Fideikommiss 
als  Eigentum  der  Familie  (jeweilen  lebenden 
Anwärter)  oder  —  was  offenbar  dem  Be- 
griffe des  Eigentums  widerspricht  —  des 
Fideikommissbesitzers  angesehen  und  dem- 
gemäss  ins  Grundbuch  eingeti'agen  wird, 
ändert  am  Wesen  der  Sache  nichts.  Nach 
der  jetzt  herrschenden  Elechtsanschauung 
sind  jene  Begriffe  entbehrlich. 

Auch  der  Begriff  des  »Geistigen 
Eigentums«  wird  von  der  herrechenden 
Theorie,  wenigstens  der  deutschen,  ver- 
worfen, während  die  vorangeführte  Eigen- 
tumsdefinition des  i)reus8ischen  Landrechts 
diesem  Begriffe  günstig  zu  sein  scheint.  Es 
handelt  sich  hier  um  die  Urheberrechte  an 
Schriftwerken ,  Kunstwerken  ,  Erfindungen, 
welche  in  den  neueren  Gesetzgebungen  An- 
erkennung gefunden  haben,  aber  überall 
zeitlich  begrenzt  sind.  Schon  diese,  in  der 
Natur  der  Sache  liegende  feste  zeitliche 
Begrenzung  dieser  Vermögensrechte  muss 
davon  abhalten,  sie  imter  den  Begriff  des 
Eigentums  zu  bringen.  (Sehr  lebhaft  dafür: 
Ad.  Wagner  a.  a.  0.  S.  569  ff.) 

Als  Rechtssubjekte  desEigentimis,  Eigen- 
tümer, lassen  sich  sowohl  Einzeli)ersonen 
wie  Gesamtheiten  denken.  Das  Eigentum 
wird  nach  aussen  hin.  Dritten  gegenüber, 
kein  anderes,  ob  es  einem  einzelnen,  einer 
Familie,  einer  Zweckgemeinschaft  von  Per- 
sonen, einer  Gemeinde  oder  sonstigen  Zwangs- 
gemeinwirtschaft oder  der  höchsten  Zwangs- 
gemeinwirtschaft, dem  Staate  selbst,  gehört 
Der  Staat  als  Eigentümer  steht  dem  einzelnen 
Staatsbürger  ebenso  gegenüber  wie  irgend 
eine  Einzelperson,  nur  dass  statt  einer  realen 
Person  dann  eine  ideale  (juristische)  Person 
als  Eigentümer  auftritt.  Das  Eigentumsrecht 
wird  sogar  in  der  Praxis  schroffer  geltend 
gemacht  von  Gesamtheiten  wie  von  Einzel- 
personen; eine  Aktiengesellschaft,  eine  Ge- 
meinde, der  Fiskus  sind  rücksichtslosere 
Eigentümer,  als  es  Einzelpersonen  zu  sein 
pflegen.  Begrifflich  ist  es  für  die  Geltend- 
machung des  Eigentumsrechts  nach  aussen 
hin  gleich,  wer  der  Träger  desselben  ist 
Wohl  aber  ist  es  für  die  wirtschaftliche 
Wirksamkeit  einer  gegebenen  Gütermenge 
von  Bedeutung,  ob  dieselbe  im  Eigentum 
von  einzelnen,  von  Gesellschaften  oder  im 
öffentlichen  Eigentum  sich  befindet. 

Ein  rechtlicher  und  wirtschaftlicher  Gegen- 
satz findet  aber  statt  zwischen  Privateigen- 
tum und  Gesamteigentum,  durch  welche 
Ausdrücke  auf  die  Verschiedenheit  des  inne- 
ren Gefü^s  des  Herrschaftsrechts  über  eine 
Sache  hingewiesen  wird.  Während  beim 
Privateigentum  sich  ein  Wille  geltend  macht, 
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sei  es  der  einer  natürlichen  oder  einer  künst- 
lich konstnüerten  Persönlichkeit,  z.  B.  einer 
Gemeinde,  kommt  die  Herrschaft  über  eine 
in  Gesamteigentum  stehende  Sache  oder 
einen  solchen  Güterkomplex  durch  das  Zu- 
sammenwirken mehrerer  Willen  zu  stände. 
Und  zwar  kann  man  von  eigentlichem  Ge- 
samteigentum wohl  nur  dann  sprechen, 
wenn  die  Herrschaftsbefugnisse  der  Eigen- 
tumsgenossen nicht  —  wie  z.  B.  bei  der 
modernen  Aktiengesellschaft  —  scharf  abge- 
grenzt und  geteilt  sind,  sondern  wenn  ein 
wirkliches  Zusammenwirken  der  Eigentums- 
genossen stattfindet,  wie  es  durch  die  ge- 
meinsame Benutzung  der  Substanz,  z.  B. 
bei  den  Allmenden,  bedingt  ist ;  wobei  aller- 
dings gewisse  Regeln  der  inneren  Verwal- 
tung vorhanden  sein  können  und  müssen, 
aber  das  Eigentumsrecht  nicht  von  der 
fingierten  juristischen  Person,  sondern  von 
den  Genossen  selbst  ausgeübt  wird. 

2.  Die  gegenwärtige  £igeiitamsord- 
nmig.  Die  gegenwärtige  Eigentumsordnung 
der  Staaten  europäischer  Civilisation  beruht 
auf  dem  Privateigentmn  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  das  Sondereigentum,  d.  i.  die 
durch  Einzelpersonen  ausgeübte  Herrschaft 
über  die  Güter,  als  die  normale  grundlegende 
Einrichtimg  angesehen  und  den  Bedürfnissen 
der  Volkswirtschaft,  welche  darüber  hinaus- 
gehen, durch  Modifikationen  des  Privat- 
eigentums Rechnung  getragen  wird.  So  ist 
das  Privateigentum  nach  aer  Richtung  des 
Familieneigentums  hin  durch  die  Zulassung 
ehelicher  Gütergemeinschaft  und  durch  ge- 
wisse Beschränkungen  des  Eigentümers  im 
Erbrecht  (Pflichtteil)  modifiziert;  es  ist 
mittelst  des  Begiiffs  der  »juristischen  Per- 
son« die  Schaffung  von  Verbänden  von 
Sondereigentümem  ermöglicht  zum  Zwecke 
der  Förderung  von  Unternehmungen,  die 
anderenfalls  des  Gesamteigentums  bediudFt 
hätten.  Das  öffentliche  Eigentum  des  Staates, 
der  Gemeinden  etc.,  mag  es  auch  zum  Teil 
noch  aus  ursprünglichem  Gesamteigentum 
stammen,  hat  jetzt  regelmässig  durchaus  den 
Charakter  von  Privateigentum,  nur  mit  der 
Modifikation,  dass  die  Erträge  nicht  einer 
Person,  sondern  dem  »Fiskus«  ete.  zufliessen 
und  dadurch  indirekt  den  Angehörigen  der 
Zwangsgemeinschaft  zu  gute  kommen  oder 
dass,  wie  an  öffentlichen  Anlagen,  bestimmte 
Benutzungsrechte  jedermann  —  nicht  einem 
bestimmten  Personenkreise  —  eingeräumt 
werden.  Die  Form  des  Gesamteigentums, 
sei  es,  dass  es  als  Rest  aus  der  Vergangen- 
heit auftritt,  wie  die  Allmenden,  sei  es,  dass 
sich  Neubildungen  davon  geltend  zu  machen 
suchen,  als  Versuche  von  Gemeinscliafts- 
bildungen  durch  Zusammenschluss  eines 
Xreises  von  Personen  zu  »kommunisti- 
schen« Gemeinden,  zu  wirklichen  »Pro- 
duktiv-Assoziationen«,  werden  jetzt  als  niu* 


die  Regel  bestätigende  Ausnahmen  ange-* 
sehen. 

In  der  That  ist  also  das  Sondereigentum, 
wenn  man  mit  diesem  Begriffe  das  Eigen- 
tum der  physischen  Einzelpersonen  bezeich- 
net, in  der  gegenwärtigen  Volkswirtschaft 
mannigfach  zu  anderen  Gattungen  des  Pri- 
vateigentums modifiziert ;  das  Mgentiun  der 
jm-istischen  Personen,  insbesondere  auch  das 
öffentliche  Eigentum,  nimmt  einen  breiten 
Raum  ein ;  die  wirtschaftlichen Anschauimgen 
sind  aber  doch  ganz  von  der  Idee  des  Son- 
dereigentums beherrscht,  imd  für  die  anderen 
Privateigentiunsformen  wird  eine  besondere 
Rechtfertigimg  verlangt.  Insbesondere  wird 
für  die  Ausdehnung  des  öffentlichen  Eigen- 
tums, die  hauptsächlich  zu  Gunsten  des 
Staates  in  Form  von  öffentlichen  Verkehrs- 
anstalten Fortschritte  macht,  der  Nachweis 
verlangt,  dass  es  volkswirtschaftlich  mehr 
Vorteile  biete,  als  durch  das  Sondereigentum 
oder  als  auf  Grund  des  Privateigentums 
von  Verbänden  mehrei^r  Sondereigentümer 
geboten  werden  könnten. 

Die  Vorzüge  des  Sondereigentums  wer- 
den daiin  gefunden,  dass  die  physische  Per- 
son durch  die  alleinige  Verantwoi-tliclikeit 
filr  den  Gebrauch  des  Gutes  und  den  allei- 
nigen Genuss  der  von  ihm  erworbenen 
Früchte  desselben  sich  zur  besten  —  im 
Sinne  der  Höhe  des  Ertrages  —  Verwertimg 
des  Gutes  angespornt  fühlen  werde,  wälirend 
dieser  Ansporn  schwächer  werde,  sobald 
melu-ere  sich  in  die  Verantwortlichkeit  für 
die  Verwendimg  und  in  den  Fruchtgenuss 
teilen;  das  Sondereigentum  sei  also  die 
zweckmässigste  Form  der  Güterbehen-schimg, 
lun  daraus  Früchte  zu  ziehen,  und  seine 
Herrschaft  sichere  die  grösstmögliche 
Produktion  aus  einem  gegebenen  Güter^'or- 
rat  mit  den  gegebenen  —  ziu*  Zeit  bekann- 
ten —  technischen  Hilfsmitteln. 

Der  hiernach  zu  fordernde  ideale  Zu- 
stand der  Volkswii-tschaft  würde  sein,  dass 
nicht  nur  alle  Güter  im  Sondereigentum 
stünden,  sondern  dass  auch  aUe  Sondereigner 
ihr  Eigentum  selbst  bewirtschafteten,  also 
es  nicht  auf  dem  Wege  der  Pacht,  der 
Miete,  des  Darlehns  anderen  zur  Bewirt- 
schaftimg tiberliessen.  In  der  heutigen 
Volkswirtschaft  der  civilisiei-ten  Nationen 
ist  dieser  ideale  Zustand  nicht  vorhanden, 
da  ein  grosser  Teil  der  Produktion  nicht 
auf  Grundlage  des  Sondereigentums  geschieht, 
sondern  die  Landwirtschaft  zum  gi-ossen 
(z.  B.  in  England  und  Italien  zum  grossesten) 
Teil  durch  Pächter,  Industrie  und  Handel 
mit  geliehenen  Kapitalien  betrieben  weixlen. 
Allei-dings  kann  vom  privatwirtschaftlichen 
Standpunkte  aus  das  Ausleihen  des  Kapitals 
als  dessen  rationellste  Benutzungsart  er- 
scheinen, aber  jenes  Argument  zu  Gimsten 
des  Sondereigentums,  welches  sich  auf  die 
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Thatsaehe  der  Selbstbewirtschaftung  des 
Eigentums  stützt,  greift  dann  doch  nicht 
mehr  Platz. 

In  einer  Eigentiunsordniuig,  in  der  es 
ausschliesslich  selbstbewirtschaftetes  Sonder- 
eigentum gäbe,  würde  die  Verteilung  des 
Eigentums  imd  des  Kapitals  identisch  sein. 
In  unserer  gegenwärtigen  Eigen tumsordmmg 
ist  das  nicht  der  Fall.  Wir  müssenn  in 
derselben  überhaupt  scheiden  zwischen 
Nutzeigentum  und  Produktiveigentum, 
welches  letztere  in  seiner  Gesamtheit  gleich 
ist  dem  in  der  Volkswirtschaft  vorhandenen 
Kapital,  während  das  Nutzeigentum  identisch 
ist  mit  den  nicht  zur  weiteren  Produktion 
bestimmten  Gütern.  Das  Nutzeigentiun,  vor- 
zugsweise in  der  Form  des  Sondereigenttims, 
ist  ganz  allgemein  verbreitet,  weil  eben  in 
lUese  Kategorie  der  pei*sönliche  Bedarf  — 
Kleidung,  Hausgerät  etc.  —  gehört,  von  dem 
jeder  bezw.  jede  Familie  etwas,  wenigstens 
das  nach  den  herrschenden  Anschauungen 
Unentbehrliche  zu  eigen  besitzt.  Ein  wich- 
tiger Teil  des  persönlichen  Bedarfs,  die 
Wohnung,  wird  aber  von  einem  grossen 
Teile  der  Bevölkenmg  befriedigt,  ohne  dass 
sie  für  ihn  Nutzeigentiun  ist,  sondern  sie 
ist  ein  Prodidttiveigentum  eines  Vennieters. 
Anders  wie  das  Nutzeigentum  ist  aber  in 
unserer  Eigenturasordnung  das  Pi'oduktiv- 
eigentum  verteilt  Ein  selir  grosser  Teil 
der  Bevölkerung  arbeitet,  nimmt  an  der 
Produktion  teil  ohne  Eigentiun  an  Produktiv- 
mitteln und  empfängt  daher  ihr  Einkommen 
in  Form  von  Lohn  und  Gehalt.  Ein  anderer 
Ted.  produziert  mit  eigenem  oder  fremdem 
Kapital  und  bezieht  daraus  Unternehmer- 
ge^-inn.  Ein  dritter  Teil  lässt  sein  Eigen- 
tum in  den  Händen  anderer  zur  Produktion 
verwenden,  Kapital  werden,  imd  l)ezieht 
dann  Zins:  Kapitalzins  im  engeren  Sinne, 
Pacht  und  Miete.  Bei  diesen  Eigentümern 
erscheinen  Eecht  des  Eigentiuns  und  Sub- 
stanz des  Eigentiuns  von  einander  getrennt, 
und  das  Eigentumsrecht  wird  die  Quelle 
einer  besonderen  Einkommensart,  eben  des 
Zinses.  Wenn  wir  die  Teilnahme  an  der 
Produktion  im  volkswirtschaftlichen  Sume 
als  Arbeit  bezeichnen,  so  finden  wir  also 
1)  Arbeit  ohne  Produktiveigentum,  2)  diese 
beiden  verbunden,  3)  Produktiveigentum 
ohne  Arbeit  als  Einkommensquellen. 

3.  Theoretische  Bei^nuidang  des 
PriTateigentums.  Die  Bemühungen  der 
Rechtsphilosophen,  die  Grundlage  unserer 
gegenwärtigen  Wirtschaftsordnung,  welche 
eben  das  Privateigentum  ist,  ihrer  Entste- 
hung und  Berechtigung  nach  zu  erklären, 
sind  mannigfach,  von  selten  der  National- 
ökonomen ist  diesem  Gegenstande  erst 
Aufmerksamkeit  gewidmet  worden,  seit  ihre 
Wissenschaft  genötigt  worden  ist,  sich  mit 
den  Angriffen  des  Sozialismus  auf  die  Grund- 


lagen der  gegenwärtigen  Wirtschafts-  und 
damit  auf  die  Eigentumsordnung  emstiich 
zu  befassen.  Die  älteren  Nationalökonomen 
haben  das  Privateigentum  als  die  selbsver- 
ständliche  Grundbedingung  der  Volkswirt- 
schaft keiner  näheren  Untersuchung  unter- 
zogen, und  erst  Adolf  Wagner  hat  die  Lehre 
dann  zu  einem  Teil  seiner  »Grundlegung« 
gemacht.  Die  ErörteiTing  über  das  Eigen- 
tum bUdet  den  notwendigen  Anfang  aller 
Volkswirtschaftslehre,  wenn  diese  wirklich 
das  tiefere  Verständnis  der  wirtschaftiichen 
Abhängigkeitsverhältnisse,  durch  welche  die 
Menschen  zu  wirtschaftlichen  Gesamtheiten 
zusammengefasst  werden,  vermitteln  und 
nicht  nur  einzelne  Teile  der  bestehenden 
Volkswirtschaft  erklären  wiD. 

Die  vorhandenen  Theorieen  über  die  Be- 
gründung des  Eigentums  lassen  sich  folgen- 
dennassen einteilen  und  beurteilen. 

1)  Die  Erkiänmg  des  Privateigentums 
aus  der  Persönlichkeit  des  Menschen, 
Man  pflegt  diese  die  »natürliche«^  zu  nennen, 
was  aber  nicht  dahin  aufgefasst  werden 
darf,  dass  nur  sie  dem  »Naturrecht«  ent- 
stamme, denn  eine  nachher  zu  berührende 
Theorie,  welche  das  Eigentum  wie  alle 
Machtverhältnisse  aus  Verträgen  zwischen 
den  Menschen  entstehen  lässt,  ist  nicht 
minder  naturphilosophisch.  Man  sagt 
also  (z.  B.  Fichte,  Stahl,  Bluntschli),  das 
Privateigentum  sei  eine  notwendige  Folge 
der  menschlichen  Pei*sönlichkeit,  die  zu  ihrer 
wirtschaftlichen  Bethätigung  eine  Herrschaft 
über  Sachgüter  brauche.  Für  diese  Theorie 
ist  die  Fiage  der  Entstehung  des  Privat- 
eigentums gleichgültig*  es  ist  da,  weü  es 
notwendig  war.  Der  Nachweis  dieser  Not- 
wendigkeit, dass  nämlich  Menschen  nur 
mit  Privateigentum  bestehen  können,  wird 
aber  nicht  geführt  und  überaehen,  dass 
die  meisten  Menschen  ja  gar  kein  Eigen- 
tum haben,  an  dem  sie  sich  wirtschaftlich 
>&bethätigen<^,  »selbst  erweitem«  können, 
oder  wie  sonst  die  betreffenden  Ausdrücke 
gewählt  werden  mögen,  sondern  nur  Nutz- 
(yerbrauchs-)Güter  im  Eigentum  haben,  an 
denen  keine  wirtschaftiich  produktive  Be- 
thätigung  stattfindet,  dass  es  auch  andrer- 
seits viele  Eigentümer  giebt,  welche  nicht 
produzieren,  sondern  sich  nur  durch  Aus- 
leihen ihres  Eigentums  »selbst  erweitem«. 
Das  Privateigentum  ist  daher  gerade  aus 
diesem  Gesichtspunkte  der  »Persönlichkeit« 
sogar  angegriffen  worden,  weü  nach  den 
mit  unserer  Wirtschaftsordnung  gemachten 
Erfahmngen  in  der  Piivateigentumsordnung 
ein  sehr  grosser  Teil  der  Volkswirtschafts- 
teilnehmer vom  Produktiveigentum  ausge- 
schlossen werde  und  jenes  Ziel  der  wirt- 
schaftlichen Selbstbetliätigung  nicht  erreichen 
könne  (z.  B.  Proudhon). 

Eine  Modifikation  dieser  Theorie  ist  es, 
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wenn  man  das  Privateigentum  nicht  sowohl 
als  ein  der  Notwendigkeit  persönlicher  Be- 
thätigung  entspringendes  Rechtsinstitut,  son- 
dern als  ein  im  Interesse  der  Volkswirt- 
schaft überhaupt  nötiges  erklärt,  indem  man 
sagt,  das  Privateigentum  sei  die  notwendige 
Triebfeder  zur  Arbeit  und  Vermögensan- 
sammlung. 

2)  Die  Erklärung  des  Privateigentiuns 
aus  der  Arbeit  (wohl  auf  Locke  zurück- 
zuführen), zu  der  sich  viele  Nationalökono- 
men nei^n,  weil  sie  eine  -wirtschaftliche 
Rechtfertigung  des  Privateigentums  zu  sein 
scheint.  Es  soll  also  die  Arbeit,  welche 
zur  Schaffimg  der  Güter  notwendig  gewesen 
sei,  den  Anspruch  auf  die  Verfügung  über 
sie  bedingen:  das  über  den  persönlichen 
Bedarf  hinaus  aufgespai^te  bewegliche  Kapi- 
tal müsse  zuvor  durch  Arbeit  des  Aufspa- 
renden erworben  worden  sein,  und  ihm  ge- 
bühre daher  die  Herrschaft  darüber;  der 
Grund  und  Boden  bedürfe,  um  nutzbare 
Erträge  zu  liefern,  der  Arbeit,  und  diese 
an  ihm  verrichtete  Arbeit  bedinge,  dass  er 
dem  Arbeitenden  gehöre.  Die  öffentliche 
Anerkennung  —  wie  diese  zu  stände  ge- 
kommen sei,  bleibt  dahingestellt  —  der 
Arbeit  als  Erwerbsgrund  habe  zur  Entste- 
hung des  Privateigentums  geführt.  Zugleich 
wird  hiermit  die  Arbeit  als  Rechtfertigung 
des  Privateigentums  auch  für  die  Gegen- 
wärt" anerkannt ;  denn,  wann  sollte  die  Wirk- 
samkeit dieses  Grundes  aufgehört  haben? 
Hierdurch  sieht  sich  aber  diese  Theorie 
augenscheinlich  in  Widerspruch  mit  der 
Eigentumsordnung,  wie  sie  gegenwärtig  ist. 
Ad.  Wagner  (a.  a.  0.  S.  551)  sagt  hierüber : 
»Die  Arbeitstheorie  enthält  zwar  einen 
höchst  wertvollen  und  unbedingt  richtigen 
Kern,  dessentwegen  man  es  als  ide- 
ales Ziel  der  Eigentumsordnung  bezeichnen 
kann,  immer  allgemeiner  und  ausschliess- 
licher die  Arbeit  zur  rechtsgültigen  origi- 
nären Erwerbsart  von  Privateigentum  für 
das  Individuum  zu  machen;  dermaleinst 
vielleicht  der  Endpunkt,'  nicht  der  Ausgangs- 
punkt der  Entwickelung  der  Eigentums- 
institution. Eine  Gestaltung  der  Eigentums- 
ordnung rein  nach  dem  Postulat  der  Arbeits- 
theorie leidet  aber,  ebenso  wie  die  Begrün- 
dung des  Privateigentums  auf  Arbeit  des 
Individuums  nach  dieser  Arbeitstheorie,  an 
dem  principiellen  Fehler,  dass  in  beiden 
Fällen  vorausgesetzt  werden  muss,  die 
individuelle  Arbeit,  eventuell  unterstützt 
durch  Kapitalbesitz  des  einzelnen,  das  Pro- 
dukt seiner  früheren  Arbeit  und  seiner  Er- 
sparung, schaffe  die  Sachgüter  allein  oder 
sei  mit  anderen  Worten  für  sich  allein, 
ausser  dem  gesellschaftlichen  und  staatlichen 
Zusammenhange  gedacht,  die  produktive 
Kraft.  Dies  ist  der  Grundirrtum  der  indi- 
vidualistischen Produktionslehre  der  physio- 


kratisch-Smithschen  Nationalökonomie,  einer 
Lehre,  deren  Konsequenz  in  der  Eigentums- 
lehre die  Arbeitstheorie  ist.« 

3)  Die  Erklärung  des  Eigentums  aus 
der  Besitzergreifung  —  Okkupations- 
theorie (Hugo  Grotius),  die  von  den  ro- 
misch-rechtlichen Juristen  gern  angenommen 
wird.  Hiernach  wird  dak  Privateigentum 
zurückgeführt  auf  den  Willensakt  dessen, 
der  sich  zuerst  der  Sache  bemächtigte,  und 
auf  die  Anerkennung  seines  Anspruchs  durch 
stillschweigenden  Vertrag  der  Mitlebenden. 
Es  soll  damit  sowohl  die  Entstehung  des 
Privateigentums  erklärt  als  ein  Recht^^nd 
für  dasselbe  gefunden  werden,  indem  man 
diesen  in  der  notwendigen  Respektierung 
des  Willensausdrucks  des  Individuums  sucht, 
welches  eine  bisher  noch  nicht  von  einem 
anderen  in  Besitz  genommene  Sache  seiner 
Herrschaft  unterwirft.  Man  denkt  sich  dann 
weiterhin  die  Sache  so,  dass  im  Laufe  der 
Entwickelung  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens die  Okkupation  zu  einem  Rechtsan- 
spruch geworden  sei  und  als  solcher  Schutz 
gefunden  habe.  Von  einer  eigentlichen  in- 
neren Begi-ündung  des  Rechtsanspruchs,  wie 
sie  die  Ai'beitstheorie  zu  bieten  sucht,  wird 
hierbei  abgesehen,  und  es  ist  damit  auch 
die  oben  bezeichnete  logische  Fehlerhaftig- 
keit jener  Theorie  vermieden.  Durch  diese 
Theorie  würde  sowohl  das  Privat-  wie  das 
Gesamteigentum  —  wenn  der  Okkupant 
eine  Gresamtheit  von  Personen  wäre  —  er- 
klärt; in  jedem  Falle  aber  nur  eine  Art 
der  Entstehung. 

4)  Die  Erklärung  des  Privateigentums 
aus  dem  Gesetz  —  Legaltheorie.  (Hobbes, 
Montesquieu.)  Hier  wird  gesagt,  das  Pri- 
vateigentum beruhe  auf  dem  Willen  der 
Staatsgewalt,  welche  eben  diese  Form  der 
Herrschaft  über  die  Sachen  als  zweck- 
mässig erachtet  und  darum  sanktioniert 
habe.  Hierbei  tritt  die  Frage  in  den  Hinter- 
grund, wie  man  sich  die  Entstehuüg  des 
Privateigentums  zu  denken  habe.  Der 
äussere  Grund  ist  der  StaatswiUe,  der  in- 
nere die  Zweckmässigkeit.  Diese  Theorie 
hebt  ein  von  den  vorhergehend  aufgeführten 
unbeachtetes  Moment  hervor,  nämlich  dass 
das  Privateigentum  als  Recht  nicht  ohne 
Staat  bestehen  kann.  Solange  es  nicht  mit 
der  Gewähr  versehen  ist,  die  durch  die 
Rechtsordnung  und  die  hinter  ihr  stehende 
Macht  des  Staates  —  oder  wie  nun  die 
Gesamtheit  heisst  —  gegeben  wird,  ist  das 
Eigentum  eben  niu*  ein  thatsächliches  Inne- 
liaben.  Ohne  Klage  kein  Recht,  ohne  Exe- 
kutive keine  Klage,  ohne  Macht  keine  Exe- 
kutive. In  diesem  Sinne  schafft  aber  der 
Staat  erst  das  Privateigentum,  wie  über- 
haupt alle  Rechtsverhältnisse.  Nach  dieser 
Theorie  kann  man  von  »Beschränkungen« 
des  Eigentums  nicht  wohl  reden,  weil  der 
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Staat  ja  nicht  ursprünglich  ein  unbeschränk- 
tes Privateigentiunsrecht  geschaffen  hat, 
überhaupt  nie  ein  solches  zugelassen  haben 
kann;  sondern  eben  die  Herrschaft  über 
die  Sachgüter  in  derjenigen  Ausdehnung, 
welche  im  Staate  aus  Erwägung  des  allge- 
meinen Wohls  den  Individuen  nach  dem 
jeweiligen  Kulturzustande  erlaubt  erscheint, 
bildet  das  Eigentumsrecht.  Mit  dieser 
Theorie  ist  nun  allerdings  die  Natur  des 
Privateigentums  als  Hecht  ganz  richtig  be- 
zeichnet, und  es  kann  ihr  auch  nicht  ent- 
gegen gehalten  werden,  dass  sie  insofern 
absurd  sei^  als  ja  danach  der  Staat  das 
Privateigentum  auch  wieder  abschaffen 
könne.  Denn  dass  dem  Staate  diese  Ge- 
walt innewohnt,  lässt  sich  doch  gar  nicht 
leugnen.  Es  wäre  möglich,  wenn  auch  uns 
vorläufig  nicht  denkbar  oder  erwünscht, 
dass  andere  Formen  des  Ei^ntums  über- 
haupt oder  für  einzelne  Gebiete  des  Wirt- 
schaftslebens zweckmässiger  als  das  Pri- 
vateigentum gefunden  und  eingeführt  würden. 

5)  Die  Erklänmg  des  Eigentums  aus  der 
Rechtsentwickelung  und  seine  Be- 
gründung aus  der  Zweckmässigkeit. 
Die  neuere  Richtung  der  nationalökonomi- 
schen Forschung  hat  sich  bemüht,  die 
gegenwärtige  Volkswirtschaft  als  einen  Teil 
der  wirtschaftlichen  Entwickelung  des  Volks 
oder  des  Kulturkreises,  dem  diese  Volks- 
wirtscliaft  aufhört,  aufzufassen  und  die- 
selbe so  als  eine  historische  Erscheinung  zu 
bereifen,  die  entstanden  ist  und  auch  wie- 
der vergehen  wird.  Dieser  Standpunkt 
führt  einerseits  zu  geschichtlichen  Forschim- 
gen  über  die  Entstehung  und  Entwdckelung 
der  jetzt  vorhandenen  wirtschaftlichen  Ein- 
richtungen, und  damit  auch  des  Eigentums, 
und  andererseits  zu  der  Erkenntnis,  dass 
die  jetzt  gegebenen  Formen  nicht  die  letzten 
und  unübertrefflichen  sind.  Dies  hindert 
keineswegs  daran,  dass  man  das  jetzt  als 
wirtsch^lich  am  wirksamsten  Erkannte  so 
lange  festhält,  konserviert,  bis  etwas  gefun- 
den wird,  das  noch  mehr  licht-  und  weni- 
ger Schattenseiten  hat. 

Wenn  man  die  gegenwärtige  Eigentums- 
ordnung aus  diesem  Gesichtspunkte  be- 
trachtet^ so  findet  man,  dass  sie  eben  mit 
der  Entwickelung  der  Volkswirtschaft  so 
geworden  ist,  wie  sie  jetzt  ist,  wo  das  Son- 
dereigentum die  entschiedene  Vorherrschaft 
hat  Wenn  nun  die  geschichtliche  Forschung 
lehrt,  dass  nicht  immer  und  überall  die 
wirtschaftliche  Gütererzeugung  auf  Grund 
des  Spndereigentums  vor  sich  geht  imd, 
wie  z.  B.  die  bei  den  Südslaven,  bei  den 
Indem  bestehenden  Formen  des  Gesamt- 
eigentums der  gemeinsamen  Bewirtschaftung 
und  Nutzung  zeigen,  vor  sich  geht,  so  ver- 
bietet es  sich,  das  Eigentum  auf  allgemein 
und  immer  gültige  Gnlnde,  wie  die  Per- 


sönlichkeit, die  Arbeit,  die  zum  Sonder- 
eigentum führen,  zu  sttltzen ;  sowie  es  auch 
ausgeschlossen  ist,  das  Sondereigentum  auf 
die  Okkupation  zu  begründen  soweit  nach- 
gewiesen werden  kann,  dass  diese  ursprüng- 
lich nicht  von  einzelnen,  sondern  von  Ge- 
meinschaften ausgeführt  wurde.  Vielmehr 
kann  die  Herausbüdimg  des  Sondereigen- 
tums, d.  i.  die  Verfügung  über  Sachgüter 
in  der  Art,  dass  ein  einzelner  sie  so  selb- 
ständig ausübt,  wie  es  die  Rücksicht  auf 
die  gleiche  Befugnis  Dritter  und  auf  das 
Gemeinwohl  gestattet,  nur  aus  den  wirt- 
schaftlichen Vorzügen  dieser  Form  vor  an- 
deren erklärt  und  zugleich  gerechtfertigt 
werden.  Soweit  aber  diese  Vorzüge  dem 
Sondereigentum  fehlen,  entbehrt  es  eben 
der  Begründung,  und  es  bleibt  die  Frage 
offen,  ob  in  allen  Fällen,  wo  das  Sonder- 
eigentum jetzt  als  wirtschaftliche  Verwal- 
tungsform angewendet  wird,  dies  so  be- 
stehen bleiben  müsse  und  dürfe.  In  der 
That  sehen  wir  ja  neben  dem  Sondereigen- 
tum innerhalb  desselben  und  zwar  unserer 
modernen  Volkswirtschaft  auch  andere  For- 
men des  Privateigentums,  die  anerkannter- 
massen  für  die  Zwecke,  denen  sie  dienen 
sollen,  geeignet  befunden  werden  und  daher 
nicht  als  anormale  zu  betrachten  sind;  wir 
sehen,  dass  für  gewisse  Arten  der  Nutzbar- 
machimg der  Sachgüter  ganz  unverkennbar 
sogar  ein  Drang  nach  Bewirtscliaftung  in 
Form  des  Gesellschaftseigentums,  des  öffent- 
lichen Eigentums,  also  nach  Entfernung  vom 
Sondereigentum  besteht. 

Diese  Erwägungen  leiten  darauf  hin,  dass 
überhaupt  so  summarische  Begründungen 
des  Eigentums  an  und  für  sich,  wie  sie  die 
älteren  Theoretiker  liefern  wollen,  unzu- 
lässig sind,  dass  vielmehr  nach  den  Kate- 
gorieen  der  Sachgüter  und  den  Zwecken, 
die  man  durch  die  eine  oder  die  andere 
Eigentumsform  erreichen  kann,  geschieden 
werden  muss.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar, 
dass  sich  für  die  eine  Kategorie  der  Sach- 
güter das  Sondereigentum  als  die  denkbar 
beste  und  dadurch  begründete  Form  der 
Bewirtschaftung  erweist,  für  die  andere 
nicht  Es  muss  unterschieden  werden  zwi- 
schen Eigentum  an  Gebrauchsgegenständen 
(Nutzeigentum)  und  Produktionsmitteln  (Pro- 
duktiveigentum), bei  letzterem  wieder  zwi- 
scheu  beweglichem  und  unbeweglichem  Ka- 
pital; und  bei  diesem  wieder  werden  die 
verschiedenen  Arten:  das  der  Landwirt- 
schaft, der  Forstwirtschaft,  das  Bauareal, 
das  Wegeareal  nicht  die  gleiche  Geeignet- 
heit für  das  Sondereigentum  haben.  Auf 
diese  Weise  wird  das  Eigentumjmit  seiner 
Zweckbestimmung  in  Verbindung  gebracht, 
und  es  lässt  sich  damit  in  seinen  verschie- 
denen Formen  erklären  und  begründen 
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ist  in  diesem  Sinne  namenÜieli  von  Ad. 
Wagner  durchgeftlhrt  worden,  der  die  Not- 
wendigkeit des  Sondereigentums  für  das 
Nutzeigentum  und  den  grössten  Teil  des 
Produktiveigentums  für  absehbare  Zeiten 
als  gegeben  erachtet,  daneben  für  gewisse 
Arten  des  Kapitals  das  öffentliche  Eigentum 
(öffentliches  Privateigentiun  an  Verkehrs- 
wegen und  -anstalten,  an  Forstland  etc.) 
rechtfertigt.  Die  Berechtigung  auch  des 
Gresamteigentums  in  dem  hier  oben  be- 
sprochenen Sinne  (andere  nennen,  aber  wohl 
zu  Unrecht,  schon  das  öffentliche  Eigentum 
in  seiner  jetzt  üblichen  Form  Öesamteigentum) 
für  unseren  Kulturkreis  wird  nicht  imtersucht. 
4.  An^iffe  auf  das  E.  Wenn  man 
von  solchen  spricht,  so  pflegt  man  zunächst 
an  die  Angriffe  auf  das  Sondereigentum 
zu  denken,  und  in  der  That  fordern  diese 
gegenwärtig  unser  Interesse  und  Abwehr, 
öesamteigentum  ist  bei  uns  so  gut  wie 
nicht  mehr  vorhanden.  In  dem  früher 
gegen  dasselbe  geführten  Kampfe  ist  die 
Vernichtung  desselben  \aelleicht  zu  voll- 
ständig gelungen;  die  Theorie  imd  Praxis 
haben  sich  zu  sehr  auf  den  Standpunkt  des 
thunlichst  unbeschränkten  Sondereigentums 
gestellt  und  auch  die  als  öffentliches  Privat- 
eigentum (Gremeindewald,  Weide  etc.)  ge- 
bliebenen Reste  des  früheren  Gesamteigen- 
tums aufs  äusserste  beschränkt,  während 
man  heute  die  Vorzüge  des  öffentlichen 
Eigentums  wieder  besser  zu  würdigen  weiss. 
Die  Angriffe,  welche  die  ältere  Richtung 
der  Volkswirtschaftslehre  auf  das  öffent- 
liche Eigentum  richtete,  ohne  Unterschei- 
dung des  Zwecks,  sind  als  übertrieben  an- 
erkannt. Der  Grundgedanke,  von  dem 
diese  Angriffe  ausgingen,  war  der,  dass 
das  Sondereigentum  die  geeignetste  Herr- 
schaftsform über  Sachen  sei,  um  die  höchste 
Produktion  zu  sichern,  leidet  aber  an  zwei 
Mängeln;  nämlich  erstens  sind  für  manche 
Güterkategorieen  auch  andere  Eigentums- 
formen wirtschaftlich  ebenso  wirksam,  z.  B. 
ein  Staat  kann  seine  Domänen  ebenso  nutz- 
bringend verpachten  wie  eine  Einzelporeon 
seine  I^andgüter;  in  einzelnen  Fällen  ist 
das  öffentliche  Eigentiun  sogar  wirksamer, 
z.  B.  die  öffentlichen  Forsten  werden  besser 
bewirtschaftet  als  meist  der  Forst  des 
Einzeleigentümers;  zweitens  aber  ist  die 
höchste  Fnichtbarmachung  der  Kapitalien 
doch  auch  nicht  der  ausschliessliche  Zweck 
der  Volkswirtschaft,  sondern  es  kommt  auch 
auf  die  Wirkimgen  für  die  Gesamtheit  an; 
z.  B.  es  mag  sein,  dass  ein  Eisenbahnnetz 
in  Privatverwaltung  mehr  Reinge'sWnn  er- 
giebt  als  in  Staatsverwaltung  (öffentlichem 
Eigentum),  aber  doch  kann  letztere  mehr 
im  Interesse  der  Volkswirtschaft  liegen, 
weil  sie  den  Interessen  der  Gesamtheit 
besser  Rechnung  trägt. 


Was  nun  die  Angriffe  auf  das  Sonder- 
eigentum betrifft,  die  von  den  Gegnern  der 
modernen  Eigentumsordnung  ausgehen,  so 
stützen  diese  sich,  abgesehen  von  dem  Vor- 
wurf, dass  unsere  jetzige  Eigentumsoininimg 
vielfach  auf  Gewaltakten  beruhe,  also  von 
ungerechter  Herkunft  sei,  auf  folgende  zwei 
Sätze :  Erstens  das  Sondereigentum  sei  volks- 
wirtschaftlich unzweckmässig,  weil  es  eine 
planvoUe  Organisation  der  Produktion  der 
Güter  ausscÜiesse  und  daher  eine  grosse 
Kraftverschwenduug  herbeiführe.  Durch  das 
Sondereigentum  sei  die  Nutzbarmachimg  des 
Kapitals  der  individuellen  Willkür,  welche 
keineswegs  die  nötige  Intelligenz  der  Kapital- 
verwaltung garantiere,  sowie  den  Zufällig- 
keiten der  Erbordnung  preisgegeben,  und 
durch  das  planlose  Nebenemander  und  Gegen- 
einander der  Verwaltung  der  wii-tschaft- 
lichen  Güter  durch  Einzelne  (die  Konkurrenz 
im  weiteren  Sinne)  entstehen  sehr  viel  Ver- 
luste, welche  durch  eine  Organisation  zu  Ge- 
meinwirtschaften vermieden  werden  könnten. 
Zweitens  sozialpolitisch  sei  das  Sondei'eigen- 
tum  die  Quelle  der  Ungleichheit,  Unfreiheit 
und  Armut,  weil  an  und  für  sich  das 
grössere  Kapital,  der  grössere  Sondereigen- 
tümer wirtschaftlich  stärker  sei  und  bei 
gleichem  Rechtsschutz,  gleicher  rechtlicher 
Behandlung  aller  Sondereigentümer  natur- 
gemäss  der  grössere  auf  die  kleineren 
drücke,  sich  auf  ihre  Kosten  bereichere.  — 
Je  nachdem  nun  aus  diesen  Angriffen  Kon- 
sequenzen zu  Gunsten  des  Gesamteigentums 
mehr  oder  weniger  streng  und  vollständig 
gezogen  werden,  hat  man  die  Gegner  unserer 
Eigentumsordnung  als  Sozialisten  und 
als  radikale  Sozialisten  oder  Kommunisten 
zu  betrachten,  und  es  ist  hier  filr  das  weitere 
auf  diese  Artikel  zu  verw-eisen. 

5.  Geschichte  des  E.  Zunächst  ist 
über  das  Wort  Eigentum  zu  bemerken,  dass 
Eigen,  Eigenscliaft,  Eigentum  (letzteres,  wie 
es  scheint,  erst  seit  dem  14.  Jahrhiuidert 
üblich)  zuerst  nur  in  Bezug  auf  unbeweg- 
liche Güter  gebraucht  wurde,  während  man 
in  Bezug  auf  bewegliche  »Habe«  sagte.  All- 
gemein üblich  für  beide  Arten  wui-de  es 
erst  nach  der  Einfülirung  des  römischen 
Rechts.  Das  Wort  Eigentümer  ist  ei*st  im 
vorigen  Jahrhundert  gebräuchlich  geworden, 
früher  gebrauchte  man  dafib*  Herr  in  Ver- 
bindung mit  dem  Gegenstande  oder  die  Um- 
schreibung durch  einen  Relativsatz,  dann 
Eigentumsherr.  (W.  Arnold,  Zur  Geschichte 
des  Eigentums  in  den  deutschen  Städten, 
Basel  1861,  S.  15  ff.) 

Die  Geschichte  des  Eigentums  in  dem 
Sinne,  dass  gezeigt  wird,  wie  sich  allmählich 
der  Schutz  des  Besitzes  und  die  Ausbildung 
des  Eigentumsrechts  zu  einem  vom  that- 
sächlichen  Innehaben  abtrennbaren  Rechte 
entwickelt  habe,   ist  Sache  der  Rechtsge- 
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schichte.  Die  Wirtschaftsgeschichte  hat  sich 
mir  mit  der  Aufeinanderfolge  und  der  Aus- 
breitung der  verschiedenen  Eigenturasformen 
zu  beschäftigen. 

Die  geschichtliche  Entwickelung  des 
Eigentums  überhaupt  beginnt  selbstverständ- 
hch  mit  dem  Besitz,  dem  thatsächlichen 
Innehaben.  Solange  imd  soweit  der  Besitz 
nur  auf  der  Stärke  des  Inhabers  beruht,  ihn 
gegen  Augriffe  anderer  zu  verteidigen,  ist 
er  kein  Eigentum;  dieses  entsteht  erst  mit 
der  Anerkennung  und  dem  dadurch  be- 
dingten Schutze  durch  Dritte  gegen  Ein- 
griffe anderer  in  den  Besitz.  Auf  den  ersten 
Stufen  der  menschlichen  Vergesellschaftung, 
wo  das  Genussgut,  die  Gewinnung  des  augen- 
blicklichen Bedarfs  zum  Verzehr  die  Haupt- 
sorge in  Anspruch  nimmt  und  noch  keine 
Kapitalbildung  stattfindet,  werden  die  Rechts- 
formen für  die  Herrschaft  über  Sachgüter 
noch  keine  bedeutende  Ausbildung  erlangt 
haben  (s.  über  die  Anfänge  des  Eigentums 
Samter  a.  a.  0.  S.  78  ff.),  während  die  Formen 
schärfer  werden,  sobald,  wie  bei  den  Hirten- 
vöUcem  in  den  Viehherden,  Produktiv- 
kapital gebildet  ist,  welches  auch  eine  Rege- 
lung des  Erbrechts  herausfordert.  Eigen- 
tumsverhältnisse an  Grund  und  Boden  können 
erst  mit  der  festen  Ansiedelimg  entstehen. 
Diese  erfolgte  erst,  nachdem  der  Volks- 
(Stammes-)Reichtiim  eine  Grösse  erreicht 
hatte,  welche  das  Nomadisieren  erschwerte. 
Zunächst  hat  das  Hirtenvolk  nur  vorüber- 
jhend,  für  einen  Sommer,  Flächen  zur 
•uchtgewinnung  angesät;  sdlmählich  wur- 
den die  Perioden  des  festen  Aufenthalts  in 
ein  und  derselben  Gegend  länger,  und  so 
wurden  auch  die  Herrschaftsverhältnisse 
über  den  Grund  und  Boden  strenger.  Teils 
bildete  sich  Sondereigentum  durch  die  üeber- 
macht  einzelner  Häuptlinge,  teils  bildeten 
sich  Nutzungsrechte  der  Familien  an  der 
Mark  aus.  —  Die  Vorstellung,  dass  überall 
das  Gesamteigentum,  als  Organisation  der 
Herrschaftsverhältnisse  an  Grund  und  Boden 
gedacht,  eine  Entwickelungsstufe  des  Grund- 
eigentums gebildet  habe,  scheint  mit  den 
geschichtlichen  Thatsachen  nicht  überein- 
zustimmen. 

Bezüglich  der  beweglichen  Güter  ist 
nicht  anzunehmen,  dass  die  erste  Form  der 
Herrschaft  darüber  diejenige  gewesen  sei, 
die  wir  jetzt  unter  Sondereigentum  ver- 
stehen, ebensowenig  wie  die  Familien  im 
jetzigen  Sinne  die  erste  Form  des  Beisammen- 
lebens der  Menschen  gewesen  ist.  Zuerst 
wird  sich  Sondereigentum  an  Gebrauchs- 
gegenständen —  Waffen,  Schmuck,  Kleidung 
—  entwickelt  haben:  dasselbe  wurde  wohl 
stets  in  milderer  Form  wie  gegen  Aus- 
wärtige gegen  die  nächsten  Verwandten  und 
Genossen  geltend  gemacht,  wie  wir, auch 
heute  noch  den  Hausdiebstahl,  bei  dem  nur 


auf  Antrag  Verfolgung   eintritt,    von   dem 
Diebstahl  gegen  Fremde  unterscheiden. 

Beim  Eintritt  in  den  Gesichtakreis  der 
Geschichte  finden  wir  die  Völker  unseres 
germanisch-romanischen  Kulturkreises  auf 
den  ersten  Stufen  des  Ackerbauvolks.  Ihre 
ganze  politische  und  soziale  EntwickeJung 
hängt  wesentlich  mit  der  Geschichte  des 
Grundeigentums  zusammen,  welches  in 
einem  besonderen  Artikel  dieses  Werkes 
(Grundbesitz)  behandelt  wird,  auf  den 
hier  zu  verweisen  ist.  Was  das  bewegliche 
Eigentum  betrifft,  so  ist  an  einem  Teile  des- 
selben das  Sondereigentum  schon  entwickelt, 
aber  auch  bei  ihm  nahm  die  Gesamtfahi*- 
habe  einen  breiten  Raum  ein,  und  erst  sehr 
allmählich  hat  sich  dieses  eigentliche  Ge- 
samteigentum teils  in  Sondereigentum,  teUs 
in  öffentliches  Eigentum  im  heutigen  Sinne, 
d.  h.  in  Privateigentum  von  Zwangsgemein- 
schaften aufgelöst.  »Das  Geschlecht,  der 
Stamm,  das  Volk  besassen  vermutlich  man- 
cherlei gemeines  Opfer-  und  Kriegsgerät; 
sie  hielten  dauernd  oder  vorübergehend  hei- 
lige oder  zum  Opfer  bestimmte  Tiere;  sie 
empfingen  als  Gesamtheiten  Bussen  in  Vieh 
oder  später  in  Geld ;  sie  nahmen,  wenn  auch 
nur  zu  alsbaldiger  Verteilung  unter  die 
einzelnen,  die  Kriegsbeute  an  sich.  Aber 
die  Einheit  der  Geschlechter  löste  sich  auf, 
und  die  grösseren  Stammes-  und  Volks- 
genossenschaften Verloren  ihre  geraeine  Habe 
an  die  Könige  und  ihre  Beamten.  Dagegen 
treffen  wir  in  den  engeren  Kreisen  der 
Mark-,  Dorf-  und  Hofgemeinden  zu  allen 
Zeiten  Gesamthabe  an.  Ein  fi-eüich  gering- 
fügiges ständiges  Gemeinbesitztum  an  Ge- 
rätschaften, Wuchervieh  und  Baulichkeiten 
bildeten  ein  Zubehör  der  Allmende.  Ausser- 
dem hatte  die  Gemeinde  aus  Bussen,  Ein- 
zugs- und  Besitz  Veränderungsabgaben,  All- 
mendzinsen,  Pfändungen  etc.  mehr  oder 
minder  regelmässige  Einkünfte  in  Naturalien 
oder  Geld.  —  In  Bezug  auf  alle  Gemein- 
habe trat,  bevor  der  Körperschaftsbegriff 
entwickelt  war,  der  Mangel  einer  Scheidung 
von  Gesamtheit  und  Gesamt\'ielheit  beson- 
ders sichtlich  zu  Tage.  Die  Gesamtheit 
schlechthin  hatte  Gewere  und  Eigentum 
daran,  ohne  dass  es  weiter  zur  Sprache 
kam,  ob  sie  in  korporativer  Weise  als  ein 
Subjekt  oder  ob  sie  in  gesellschaftlicher 
Weise  als  verbundene  Vielheit  von  Sub- 
jekten besass.«  —  »Eine  ungleich  höhere 
Bedeutung  (als  bei  der  Markgenossenschaft, 
Dorfgemeinde)  hatte  von  vornherein  in  den 
Gilden  jeglicher  Art  das  Gesamtvermögen. 
Trotzdem  reichte  ursprünglich  auch  hier 
die  alte  Vorstellung  des  Gesamtrechts  aus. 
Was  an  genossenschaftlicher  Habe,  an  Gerät, 
Vorräten  oder  Geld  in  Gemeinbesitz  war, 
gehörte  der  Gesamtheit,  aber  es -gehörte  so 
gut   der   Gilde,  Bruderschaft   oder   Gesell- 
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Schaft,  als  den  Genossen,  Brüdern  oder  Ge- 
sellen gemeinlich.«  (0.  Gierke,  Das  deutsche 
Genossenschaftsrecht,  2.  Bd.,  S.  358  ff.)  Mit 
der  Ausbildung  der  Geldwirtschaft,  die  eine 
schärfere  Abgrenzung  der  wirtschafüidien 
Kechte  und  Pflichten  als  die  Naturalwirt^ 
Schaft  möglich  machte,  löste  sich  das  Eigen- 
tum der  Gesamtheiten  in  Eigentiun  der 
Einzelglieder  derselben,  in  Sondereigentum 
einerseits,  andererseits  in  solches  der  Körper- 
schaft und  damit  in  das  nach  Analogie  des 
Sondereigentiuns  konstruierte  öffentliche 
Eigentum  auf.  um  dem  Bedürfnis  des  Zu- 
sammenschlusses mehrerer  Sondereigentümer 
zu  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Operationen 
zu  genügen,  wurden  dann  diejenigen  Formen 
des  Privateigentums  von  Personenverbänden 
geschaffen,  die  als  Privateigentum  von  ih»- 
werbsgesellschaften  —  offene  Handels-  und 
Kommanditgesellschaft ,  Aktiengesellschaft, 
Eingetragene  Genossenschaft  —  in  unserem 
heutigen  Erwerbsrecht  erscheinen  und  sich 
noch  weiter  bilden.  — 

Litteratnr:  Entvmrf  eines  bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs für  das  Deutsche  Reich.  Begründung 
Sachenrecht.  Vorlage  des  Redaktors  R.  Johow, 
I.  Bd.,  Berlin  1880,  S.  490 ff.  —  B.  W.  Leiat, 
lieber  die  Natur  des  Eigentums,  Jena  1859.  — 
Ad,  Wagner,  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre, 
I.  Grundlegung,  f.  Ausg.,  Leipzig  1879,  S,  öOiff. 
—  Ad.  SamteTf  Das  Eigentum  in  seiner 
sozialen  Bedeutung,  Jena  %1879.  —  Riehard 
Hildehrandf  Recht  und  Sitt^  auf  den  ver- 
schiedenen wirtschafÜichen  Kulturstufen,  Jena 
1896,  I,  158  ff.  —  P.  Leroy-BeauUeUf  TraitS 
d'Economde  politique,  Paris  1896,  I,  5SSff.  — 
A,  OareUi,  La  proprieta  sociale,  Mailand  1898, 
I,  soff.  —  Vom  kirchlichen  Standpunkte  aus: 
Franz  Walter,  Das  E.  nach  der  Lehre  des 
hl.  TTionuu  von  Aquin,  Freiburg  i.  B.  1895. 

K.  V,  SeheeU 
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L  Begriff  des  Eigentums.  IL  Ge- 
schichtliche Entwickelang  und  sach- 
liche Begründung.  III.  Erwerb^Ver- 
lust  undSchutz  desEigentums.  iV.Be- 
sitz. 

I.  Begriff  des  Eigentums. 

1.  Die  Frage.  2.  Bestimmung  des  Begriffes. 
3.  Dingliche  Bechte  an  fremder  Sache.  4.  Ge- 
teiltes Eigentmn  und  Miteigentum. 

1.  Die  Frage.  Der  Begriff  des  Eigen- 
tums wird  durchgängig  als  ein  allge- 
meiner Rechtsbegriff  behandelt,  der  den 
verschiedensten  Rechtsordnungen  zu  Grunde 
liegt.  Man  unterninmit  etwa  Betrachtungen 
über  das  Eigentum  in  christlicher  Beleuch- 
tung und  meint  damit  nicht  die  Bestim- 
mungen vielleicht  des  preussischen  Land- 
rechts über  das  Eigentum,  sondern  dieses 
letztere  selbst  als  eine  allgemeine  Rechts- 


einrichtung. Manchem  ist  es  in  der  neuereu 
Zeit  ein  Problem  geworden,  wie  die  Ent- 
stehung und  Ausbildung  des  Eigentums 
geschehen  sei.  Und  auch  derjenige,  welcher 
die  geschichtlichen  Verschiedenheiten  der 
einzdnen  Gesetzgebungen  und  Rechtsin- 
stitutionen gern  ausschliesslich  betonen 
möchte,  würde  doch  bei  dem  Satze,  dass 
das  Eigentum  überall  verschieden  geregelt 
sei,  nur  zu  leicht  in  den  üblichen  Fehler 
des  Empirismus  verfallen,  dass  er  die  be- 
dingenden allgemeingültigsn  Begriffe,  die  er 
zu  leugnen  vorgiebt,  in  Wirklichkeit  schon 
vorausgesetzt  hat;  er  bearbeitet  mit  ihnen 
sein  empirisches  Material  im  einzelnen  und 
daif  nur  dieses  als  seine  Eigentümlichkeit 
beanspruchen,  dass  er  einer  kritischen  Nach- 
prüfung seiner  allgemeinen  Voraussetzungen 
ausweicht.  Nun  würde  man  aber  die  his- 
torischen Verschiedenheiten  bei  der  posi- 
tiven Ausgestaltung  des  Eigentums  im  ein- 
zelnen gar  nicht  beobachten  und  feststellen 
können,  wenn  man  sie  nicht  an  einen  festen, 
allgemein  geltenden  Begriff  von  dem  Eigen- 
tum anschlösse. 

Sonach  erhebt  sich  vor  allem  die  Frage : 
In  welchem  Sinne  kann  von  einem  allge- 
meingültigen Begriffe  des  Eigentums  ge- 
handelt werden?  Ist  es  vielleicht  nur  eine 
komparative  Allgemeinheit,  so  dass  man 
nach  konventionaler  Uebereinkunft  einige 
Gemeinsamkeiten  aus  einzelnen  bestimmten 
Rechtsordnungen  heraushöbe  und  diesen  ver- 
abredeten Begriff  als  denjenigen  des  Eigen- 
tums hinstellen  möchte?  Oder  kann  über 
derartige  subjektive  Willkürlichkeiten  hin- 
aus eine  objektiv  geltende  Grundlage  für 
die  Erörterungen  über  das  Eigentum  ge- 
funden werden? 

Allgemeingültige  Rechtsbegriffe  im  stren- 
gen Smne  würden  derartige  einheitliche 
Funktionen  sein,  dass  sie  die  notw'endigen 
Bedingungen  für  die  Erfassung  aller 
irgendwie  nur  denkbaren  Rechts- 
oranungen  wären;  so  dass  es  keine  Be- 
trachtung und  Bestmimung  eines  Rechts 
geben  könnte,  bei  der  nicht  jene  Begriffe, 
sei  es  auch  nur  mittelbar,  vorausgesetzt  und 
verwendet  wären.  Dies  ist  der  Fall  bei  dem 
Begriffe  des  Rechts  selbst;  aber  auch 
nur  bei  ihm.  Davon  abgesehen  treten  all- 
gemeingültige Erwägungen  als  gemeinsame 
logische  Bestimmungsgründe  niu*  als  Fra- 
gen auf.  So  besieht  in  jedem  Rechtsver- 
bande die  Frage  nach  der  obersten  Gewalt; 
die  nach  dem  Verhältnisse  von  Mann  und 
Weib,  von  Mutter  und  Kind,  nach  dem  Ein- 
flüsse des  Todes,  nach  der  Sicherung  durch 
Strafe,  nach  der  Krait  der  Verträge,  und 
auch  nach  der  geordneten  Verfügungsmacht 
über  Sachen.  In  diesem  Sinne,  als  einer 
Frage,  die  in  notwendiger  Allgemeinheit 
bei  jedem  Rechtszustande  sich  erhebt,  wird 
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auch  das  Eigentum  ein  Begriff  von  all- 
gemeingültiger Bedeutung  sein.  Die 
Antwort  aber  auf  die  Frage  ist  geschichtlich 
wechselnd  imd  verschieden. 

Hiernach  bedeutet  Feststellung  des  all- 
gemeinen B^riffes  von  dem  Eigentum  das- 
selbe, wie  Klarierung  des  näheren 
Sinnes  der  allgemeingültigen  Frage,  welche 
in  der  hier  gesuchten  Richtung  unbedingt 
in  jeder  rechtlichen  Ordnung  auftreten 
muss.  Ehe  wir  nun  diese  Elarlegun^  in 
Angriff  nehmen,  ist  noch  darauf  hinzuweisen, 
dasß  diese  Frage  in  jeder  rechtlichen 
Ordnung  sich  erhebt;  keineswegs  aber  in 
jeder  sozialen  Ordnung.  Die  Frage  kann 
sich  ^  nicht  erheben  in  einem  gesell- 
schaftlichen Dasein,  das  seine  Konstitmenmg 
nur  durch  Konventionairegeln  er- 
hielte. Denn  diese  sind  zwar  Regeln,  die 
von  aussen  her  an  den  einzelnen  heran- 
treten und  ein  äusserlich  korrektes  Ver- 
halten ihm  ansinnen;  aber  sie  erscheinen 
bloss  als  Einladungen,  ohne  selbstherrlich 
ihn  sich  unterwerfen  zu  wollen.  In  einer 
blossen  Konventionalgemeinschaft,  wie  sie 
geschichtlich  niemals  bekannt  geworden  ist, 
die  aber  dem  Ideale  des  individualistischen 
Anarcliismus  entsprechen  müsste,  giebt  es 
überhaupt  keinerlei  Pflichten;  es  steht  ein 
jeder  unter  der  Regel  nur,  si  voluerit. 
Infolgedessen  vermöchte  in  einer  derartigen 
Bozia^n  Rq^ung  die  Frage  nach  der  ge- 
ordneten Yerfügungsmacht  über  Sachen, 
welche  Gewalt  die  der  Regel  Unterstellten 
pflichtgemäss  achten  müssten,  überhaupt 
nicht  aufgeworfen  zu  werden.  Hier  bliebe 
in  der  That  in  bedingungsloser  Art  nur  der 
Satz:  omnia  omnibus.  Ein  jeder  könnte 
überall  frei  zugreifen,  soweit  es  in  seiner 
Madit  steht,  und  er  thatsädüiche  Möglich- 
keit besitzt,  das  Genommene  gegen  einen 
einzelnen  und  gegen  verbündete  einzelne, 
die  ihm  gegenüberstehen,  zu  behaupten;  es 
bestände  nur  die  Erwartung,  dass  er  in 
Verfolgung  eigenen  Yorteils  sich  freiwillig 
auf  Achtung  des  Habens  anderer  einliesse: 
Ein  B^riff  des  Eigentums,  als  der  Frage 
nach  einer  ausschJiessenden  und  pflicht- 
mässige  Achtung  fordernden  Befugnis  be- 
zQglicn  bestimmter  Gegenstände  ist  nur 
unter  einer  rechtlichen  Ordnung  und 
hier  unter  einer  jeden  gefordert. 

2.  ßestiinmiuig  des  Begriffes.  In  dem 
zuletzt  gesagten  Satze  findet  sich  bereits  die 
Richtung  angedeutet,  in  welcher  diese  Er- 
wägungen weiter  zu  gehen  haben.  Es  han- 
delt sich  beim  Eigentum  um  die  Frage, 
dass  von  Rechts  wegen  in  einer  andere  Per^ 
sonen  ausschliessenden  Weise  über 
Sachen  verfügt  werden  soll.  Nun  sind  aber 
Ausschliessungsrechte  an  Sachen  in  ver- 
schiedenartigster Weise  als  selbständige 
BechtsverhAltnisse  in  geschichtlidien  Rechts- 


ordnungen gegeben  und  weiterhin  denkbar; 
80  dass  sich  als  erste  und  nachdrücklichste 
Schwierigkeit  die  erhebt,  wie  unter  diesen 
allen  ein  allgemeingültiger  Begriff  vom 
Eigentum  herausgehoben  und  abgegrenzt 
werden  könne.  Wie  scheidet  sich  das  Eigen- 
tum in  allgemeiner  Begriffsbestimmung  von 
dem  Niessbrauche  oder  dei  Erbpacht,  die 
fast  aUe  Gebrauchs-  und  Nutzungsbefugnisse 
dem  Berechtigten  gewähren,  oder  von  dem 
Rechte  des  Hypothekengläubigers,  das 
drückend  auf  dem  Eigentum  lastet?  und 
wie  kann  der  Eigentumsbegriff  in  gemein- 
samer Eigenart  bestehen,  während  in  so 
verschiedener  und  oft  so  einschneidender 
Weise  der  Eigentümer  dem  Nachbar  und 
dem  Gemeinwesen  gegenüber  gebunden  ist? 

Es  ist  klar,  dass  dieses  alles  zu  der  Auf- 
stellung einer  Rangordnung  unter  den 
mannigfach  möglichen  Rechtsverhältnissen 
imd  zur  Aufsuchung  einer  qualitativen  Be- 
sonderheit für  das  rechtlich  verliehene  Eigen- 
tum hinführt.  Wollte  man  es  quantitativ 
nehmen,  also  die  einzelnen  Befugnisse  von 
sachlich  berechtigtenPersonen  analysieren  und 
als  »Eigentümer«  denjenigen  nehmen,  welcher 
die  meisten  Einzelbefugnisse  in  sich  ver- 
einigte, so  würde  man  sich  in  die  Schwierig- 
keit verstricken,  dass  man  mit  einem  nicht 
geklärten  und  vielleicht  gar  nicht  aufzu- 
hellenden Begriffe  der  »Einzelbefugnisse« 
operiert  hätte,  dessen  Verwendung  die  Lö- 
simg  unserer  Frage  nur  hinausschöbe  und 
nicht  beendigte.  Auch  liefe  man  geradezu 
Gefahr,  den  einheitlichen  Begriff  des  Eigen- 
tums überhaupt  aufzulösen  imd  ganz  unter 
den  Händen  zu  verlieren,  da  man  immer 
erst  hinterher  durch  Zusamroenzählung  von 
konkret  verwirklichten  Einzelrechten  dazu 
käme,  das  Eigentiun  zu  erkennen,  was  einer 
Feststellung  nach  sicherer  Begriffsbestim- 
mung geraäe  zuwider  wäre. 

Darum  gehen  aUe  erwähnenswerten  Ver- 
suche einer  Klärung  des  Eigentumsbegriffes 
auf  das  Finden  einer  qualitativen  Be- 
sonderheit imseres  Rechtsinstituts  hinaus; 
wobei  als  selbstverständlich  angenommen 
wurde,  dass  dem  Eigentum  eine  überlegene 
und  vornehme  Stellimg  zugedacht  wird. 

Man  sagt  alsdann  wohl,  dass  das  Eigen- 
tum die  Sache  »allseitig«  öder  »in  der  Ge- 
samtheit« ihrer  Beziehungen  beherrsche, 
während  Pfandrecht,  Servituten,  Reallasten 
etc.  dieses  nur  »in  beschränkter  Weise« 
thun;  oder  meint,  dass  das  Eigentum  das 
»höchste«  Recht  verleihe  oder  dass  es  das 
Recht  sei,  eine  Sache  »auf  die  unbeschränk- 
teste Weise«  (C.Q.  544:  »de  la  maniere  la 
plus  absolue«)  zu  benutzen  und  darüber  zu 
verfügen. 

Aber  diese  und  ähnliche  Fassungen  lösen 
die  Aufgabe,  ein  klares  imd  zuverlässiges 
Begiiffsmerkmal  zu  liefern,  nicht  auf. 
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Wenn  die  Sache  in  der  Gesamtheit 
ihrer  Beziehungen  von  dem  Eigentümer  be- 
herrscht wird,  so  ist  es  nicht  verständlich, 
wie  neben  der  Gesamtheit  noch  andere 
rechtliche  Beherrschungen  möglich  sein 
Bollen ;  derartig  sogar,  dass  sie,  beispielsweise 
bei  der  Eigentümerhypothek,  in  die  Hand 
des  Eigentümers  zurückkommen  können,  der 
dann  die  Sache  erstens  in  ihren  gesamten 
Beziehungen  imter  sich  hätte  und  zweitens 
noch  in  einigen  anderen.  Und  wer  in  der 
schrankenlosen  Yerfügimgsgewalt  das 
Wesen  des  Eigentmms  sieht,  dem  muss  jede 
Einengung  imd  Beschränkung  im  Inhalte 
des  Eigentiuns  durch  Nachban^echt  imd 
Polizei  nicht  nur  sachlich  unsympathisch 
sein,  sondern  seine  ganze  Begriffsbestimmung 
immittelbar  zerstören.  Die  darauf  versuchte 
Replik,  dass  das  Eigentum  eben  »an  sich« 
den  Willen  des  Berechtigten  entscheidend 
für  die  Sache  in  der  Gesamtheit  ihrer  Be- 
ziehungen mache  oder  dass  das  Eigentum 
»als  solches«  schrankenlos  sei,  aber  freilich 
Beschränkungen  vertragen,  kann  unmöglich 
befriedigen;  sie  setzt  Worte  an  die  Stelle 
sachlich  klärender  Bestimmungen  und  er- 
reicht nicht  mehr  als  die  symptomatisch 
nicht  uninteressante  Formel  des  Pandektisten 
Böcking,  nach  der  des  Eigentums  Wesen  liege 
in  »der  Abstraktheit  und  der  mannigfaltig- 
sten Bestimmimgen  fähigen  Unbestimmtheit 
der  Privatrechtsherrschaft  des  Subjektes  über 
die  körperliche  Sache  als  blossen  und  total 
als  Gegenstand  des  Willens  jenes«.  Und 
auch  das  Abstellen  darauf,  dass  das  Eigen- 
tum »die  Fähigkeit«  habe,  seinen  Gegenstand 
allseitig  zu  beherrschen,  obgleich  dieses 
in  konkreter  Wirklichlteit  gai*  nicht  vorzu- 
liegen brauche,  dürfte  nicht  abschliessend 
sein ;  denn  es  fehlt  in  dieser  Bildei*sprache 
an  der  Angabe  eines  festen  Merkmales, 
woran  man  nun  erkennen  könne,  ob  ein 
Recht  an  einer  Sache  dazu  »befähigt«  sei, 
die  schrankenlose  Beherrschung  der  Sache 
zu  erlangen. 

Prüft  man  die  Eigenart  der  angeführten 
Versuche  einerBe^riffsbestimmung  desEigen- 
tums nach,  so  zeigt  sich,  dass  sie  alle  das 
Bestreben  haben,  den  Eigentümer  an  dem 
weitgehenden  und  starken  Gehalt 
«eines  Rechtes  zu  erkennen;  er  soll  mehr 
sagen  dürfen,  energischer  zu  verfügen  haben, 
grösseren  rechtlichen  Vorteil  von  seiner 
Sache  ziehen  als  andere.  Und  nun  will  das 
mit  der  Möglichkeit  von  vielen  Beschrän- 
kungen des  Eigentums,  besonders  mit  der 
Möglichkeit  von  einengenden  Rechten  dritter 
nie£t  stimmen,  die  ja  ^a  steigen  können, 
dass  dem  Eigentümer  in  Wahrheit  so  gut 
wie  nichts  zu  sagen  übrig  bleibt.  Hiemach 
scheint  es  allein  richtig,  den  Gesichtspunkt 
von  der  inhaltlichen  Stärke  des  Eigen- 
tums  ganz   fallen   zu    lassen  und  den  hier 


notwendigen  Gedanken  einer  Rangordnung 
im  Sinne  eines  formalen  Instanzenzuges 
durchzuführen. 

Eigentümer  einer  Sache  ist  danach  die 
Person,  deren  rechtliches  Ermessen  für  die 
Sache  in  letzter  Linie  nach  dem  Spruche 
des  Gesetzes  massgebend  ist. 

Vor  ihm  können  gar  viele  Interessenten 
ein  Recht  an  der  Sache  haben;  und  viel- 
leicht nehmen  sie  alle  Nutzungen  und  Er- 
zeugnisse des  Objektes  für  sich  in  Anspruch 
oder  haben  ihrerseits  zur  Zeit  Verwaltung 
und  Verfügung  über  die  Sache  durchaus 
oder  drücken  auf  ihn  mit  dinglichem  Pfand, 
dass  er  im  Erfolge  jetzt  nur  als  ihr  Knecht 
erscheint,  in  ihrem  Solde  sich  müht,  für 
sie  mu»  Gewinn  zu  ziehen  sucht,  während 
kein  Ziegel  auf  dem  Dache  mehr  seiner 
»freien«  oder  »schrankenlosen«  Verfügungs- 
macht untersteht:  aber  sie  alle  haben  in 
ihrer  gesetzlich  verliehenen  Bedeutung  eine 
genau  abgesteckte  Grenze,  hinter  der  auch 
noch  die  Frage  nach  weiterer  Verfügungs- 
möglichkeit sich  erhebt,  und  hinter  dieser 
Grenze  tritt  der  Eigentümer  ein,  —  in 
letzter  Linie  ist  es  sein  Entscheid,  der 
von  Rechtswegen  über  die  Sache  verfügen 
kann. 

Man  kann  es  sich  auch  dahin  deutlich 
machen :  Die  Rechtsordnung  vergiebt  ding- 
liche Rechtsverhältnisse  an  einer  bestimmten 
Sache  beim  Gegebensein  gewisser  juristischer 
Thatbestände ;  bis  zu  einem  abgesteckten 
Punkte  hat  A.  die  Verfügungsmacht,  neben 
oder  hinter  ihm  vielleicht  der  B.,  in  letz- 
ter Linie,  nachdem  die  Rechtsverhältnisse 
jener  erschöpft  sind,  der  C,  —  dieser  ist 
der  Eigentümer.  Und  genau  ebenso  ist 
es  nicksichtlich  der  öffentlichrechtlichen 
Beschränkungen,  hinter  denen  der  Eigen- 
tümer erst  zum  Worte  gelangt. 

Mit  dieser  Bestimmung  ist  kein  neuer 
Begriff  des  Eigentums  aufgestellt,  sondern 
nur  zu  klären  versucht  worden,  was  man 
unter  jenem  Begriffe  in  sachlicher  Deutiüch- 
keit  allein  verstehen  kann.  Und  zwar  ist 
diese  Klarstellung  dahin  erfolgt,  dass  man 
ein  brauchbares  Merkmal  erhalten 
hat,  das  ganz  allgemein  zur  sicheren 
Lösung  von  Zweifeln  dienen  kann,  wer  in 
besonderen  Verhältnissen  denn  als  Eigen- 
tümer uud  wer  als  beschränkt  Berech- 
tigter 'ZU  fassen  sei.  Ich  führe  einige 
Beispiele  in  Zweifelsfragen  an. 

Wer  ist  beim  Lehn  Eigentümer,  der 
Lehnsherr  oder  der  Vasall?  Wie  steht  es 
damit  beim  Familienfideikommiss,  oder  bei 
den  adligen  Stammgütem,  die  durch  Her- 
kommen unveräusserlich  geworden  sind, 
gehalten  durch  herkömmliches  Revokations- 
recht der  Söhne,  herkömmliches  Retrakt- 
recht  anderer  Agnaten,  herkömmliche  Ver- 
zichte der  Töchter?     In  welcher  Methode 
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ist  ein  Testament  auszulegen,  in  dem  der 
Verstorbene  dingliche  Rechte  unter  seine 
Verwandten  verteilt  hat?  Wie  istB.G.B.  §  872 
zu  verstehen:  Wer  eine  Sache  als  ihm 
gehörend  besitzt,  ist  Eigenbesitzer;  — 
kann  man  auch  durch  Aneignung  ein 
beschränktes  dingliches Pleeht  an  heiTen- 
losen  Sachen  erwerben?  Wie  ist  überhaupt 
bei  der  Kenntnisnahme  von  einer  (der  Zeit 
oder  dem  Baume  nach)  fremden  Rechts- 
ordnung zu  verfahren,  z.  B.  bei  der  Frage, 
ob  im  altdeutschen  Recht  der  Gemeinde 
das  Eigentum  von  Land  und  den  einzelnen 
Mitgliedern  ein  dingliches  Nutzungsrecht 
zugestanden  und  dieses  sich  dann  in  s|)ä- 
terer  Zeit  gewandelt  hätte? 

Die  Methode  der  Lösung  ist  nach  dem 
Gesagten  diese:  Man  denkt  sich  die  beiden 
Rechtsverhältnisse,  die  juristisch  zu  bestim- 
men sind,  in  Kollision  mit  einander;  wer 
nun  nach  dem  Inhalte  des  Gesetzes  zuerst 
kommt  und  dem  anderen  in  einer  genau  be- 
grenzten Weise  rechtlich  vorgeht,  das 
ist  der  dinglich  an  fremder  Sache  Be- 
rechtigte; —  wer  dagegen  in  solchem  Kol- 
lisionsfall zurückzutreten  hat,  hinter  dem 
Gegner  bis  zu  bestimmtem  Punkte  sieh 
passiv  verhalten  soll  imd  erst  in  letzter 
Linie  den  Entscheid  hat,  das  ist  der 
Eigentümer. 

Selbstverständlich  kann  die  Angabe,  dass 
der  Eigentümer  in  letzter  Linie  mass- 
geblich sei,  sich  nur  auf  das  Verhältnis  zu 
anderen  Personen  beziehen,  die  auch,  nach 
Öffentlichem  oder  bürgerlichem  Rechte,  zur 
VerfOgimgsmacht  über  diese  Sache  berufen 
sind;  nicht  aber  auf  das  Verhältnis  der 
berechtigten  Person  zu  der  Rechtsord- 
nung selbst.  Ausserhalb  ihrer  besteht, 
wie  oben  bemerkt,  unsere  ganze  Frage 
nicht;  imd  darum  kann  hier  nur  die  Er- 
örterung darüber  gemeint  sein,  wem  sie 
den  Entscheid  in  letzter  Linie  zuteilt.  Da 
sie  nun  hierbei  auch  dem  einen  diese  ge- 
währte Macht  wieder  entziehen  und  einem 
anderen  zuweisen  kann,  so  ist  es  kein 
Widerspruch  zu  dem  Gesagten,  wenn  nach 
unseren  Gesetzen  dem  Eigentümer  seine 
Sache  enteignet  werden  kann.  Dieses  geht 
auf  die  Voraussetzungen,  unter  denen  das 
in  letzter  Linie  massgebliche  Rechtsverhält- 
nis besteht  oder  untergeht;  nicht  aber  auf 
das  Merkmal,  durch  das  es  sich  in  allgemein- 
gültiger Weise  von  anderen  begründeten 
Rechtsverhältnissen  imterscheidet. 

Das  Merkmal  des  Eigentumsbegriffes, 
das  wir  gefunden  haben,  ist  rein  formal. 
Es  hat  noch  gar  nichts  von  dem  Inhalte 
einer  besonderen  Rechtsordnimg  an  sich, 
sondern  eignet  sich  ausnahmslos  für  eine 
jede.  So  ist  es  gleichermassen  bei  dem 
individualen  wie  bei  dem  kommu- 
nistischen Eigentum  anwendbar.     Denn 


es  ist  natürlich  gleichgültig,  ob  die  Rechts- 
oi-dnung  den  letzten  Entscheid  einer  be- 
stimmten Privatperson  zuteilt  oder  ihn 
der  rechtlichen  Gesamtheit  überlässt.  Dass 
dabei  die  konkrete  Verfügimg  für  den  Eigen- 
tümer auch  durch  Stellvertreter  ausgeübt 
werden  kann,  das  darf  liier  übergangen  wer- 
den, da  es  vielleicht  eineSchwierigkeit  für  den 
Begriff  des  Rechtssubjektes,  nicht  aber 
für  den  des  Eigentums   mit   sich   führt 

Sclüiesslich  ist  zu  bemerken,  das  es 
einen  besonderen  juristischen  und  einen 
besonderen  nationalökonomischen  Be- 
griff vom  Eigentum  nicht  geben  kann. 
Das  Eigentum  ist  unter  allen  Umständen 
ausschliesslich  ein  Rechtsbegriff;  die  volks- 
wirtschaftliche Betrachtimg  des  Eigentums 
geht  auf  seine  besondere  Verwirklichung  in 
ökonomischen  Phänomenen,  die  sich  in  kon- 
kreter Ausführung  der  rechtlich  gesetzten 
Möglichkeiten  büden,  gebildet  haben  oder 
bilden  werden.  Wie  der  Begriff  des 
Eigentums  zu  fassen  sei,  das  ist  eine  ein- 
deutig zu  lösende  Frage:  Es  kann  un- 
möglich zwei  Bestimmungen  jenes  Begriffes 
geben,  die  nicht  gnmdsätzlich  mit  einander 
übereinstimmten  und  doch  beide  richtig 
wären. 

Dagegen  ist  zuzugeben,  dass  der  Sprachge- 
brauch das  Wort  »Eigentum«  ausser  in  dem 
hier  allein  angenommenen  fach^issenschaft- 
lichen  Sinne  auch  noch  mannigfach  sonst 
verwendet :  a)  Oftmals  geradezu  übereinstim- 
mend mit  Vermögensrecht  überhaupt 
So  geschieht  es,  falls  von  Familie  und  Ei- 
gentum als  den  beiden  Teilen  unseres 
Privatrechts  gesprochen  wird,  oder  wenn 
eine  Verfassung  vdas  E^igentum«  für  im- 
verletzlich  erklärt,  b)  In  eigener  Vei-wen- 
dung  werden  als  Gegenstand  des  Eigentums 
wohl  auch  andere  Vennögensrechte,  beson- 
ders Fonlenmgen,  genommen;  dann  stellt 
sich  das  Eigentum  an  Forderungen 
etwa  dem  Niessbrauche  oder  dem  Pfand- 
rechte an  Forderungen  gegenüber.  Diese 
Sprechweise  würde  auch  demjenigen  ent- 
sprechen, was  A.L.R.  I,  8  §  1  sagt :  »Eigen- 
tümer heisst  derjenige,  welcher  befugt  ist, 
über  die  Substanz  einer  Sache  oder  eines 
Rechts,  mit  Ausschliessung  anderer,  aus 
eigener  Macht,  diu*ch  sich  selbst,  oder  einen 
Dritten  zu  verfügen.«  c)  Ein  ganz  beson- 
deres Rechtsverhältnis  ist  das  Bergwerks- 
eigentum,  ein  Inbegriff  verschiedenartiger 
Berechtigimgen,  welche  sich  zu  dem  ge- 
meinsamen Zwecke  der  bergmännischen 
Produktion,  nach  besonderer  Regelung  des 
Bergi'echtes,  in  Einheit  zusammensclüiessen. 
d)  In  übertragener  Bedeutung  findet  sich 
der  bekannte  Ausdruck  des  geistigen 
Eigentums(s.Artt.ürheberrecht,  Pa- 
teutrecht). —  Es  ist  nun  zweifellos,  dass 
melu-ere   dieser    besonderen  Verwendungen 
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des  Wortes  »Eigentum«  an  ihrem  Platze 
sich  dem  von  uns  gefundenen  begrifflichen 
Merkmale  im  ganzen  auch  unterstellen 
Hessen;  indem  namentlich  bei  dem  Eigen- 
tum an  sogenannten  immateriellen  Grütern 
es  sich  auch  danmi  handelt,  wer  über  die 
wirtschaftliche  Verwertung  und  Ausbreitimg 
eines  litterarischen  oder  Mnstlerischen  Er- 
zeugnisses oder  einer  Erfindung  in  letzter 
Linie  mit  Ausschhessung  anderer  soll 
entscheiden  dürfen.  Allein  es  ist  längst 
bemerkt  worden,  dass  die  Einzelausgestal- 
tung dieser  der  neueren  Zeit  erst  angehö- 
rigen  Rechtseinrichtungen  derartige  Eigen- 
tümlichkeiten zeigt,  dass  ihre  Zusammen- 
stellung oder  gar  parallel  laufende  Abhand- 
lung mit  dem  Eigentum  an  körperlichen 
Sachen  (s.  B.G.B.  §  90)  von  keinem  methodi- 
schen Werte  mehr  sein  kann.  Wir  bleiben 
hiemach  in  dieser  Darstellung  bei  dem  sicher 
abgegrenzten  Begriffe  des  Eigentums  stehen, 
wonach  es  das  in  letzter  Linie  mass- 
gebliche Rechtsverhältnis  an  Sa- 
chen ist. 

B.  Dingliche  Rechte  an  fremder  Sache. 
Der  Eigentümer  kann  seine  Sache  einem 
anderen  zu  Gebrauch  und  Nutzung  über- 
lassen. Dies  gehört  an  sich  zu  der  Aus- 
übung seines  Eigentumsrechts;  der  andere 
hat  Recht  und  PfUcht  nur  gegen  ihn,  den 
Eigentiimer.  Es  ist  aber  auch  möglich, 
dass  einem  Dritten  ein  festes  Recht  a  n  der 
Sache  eingeräumt  wird,  das  dinglich  auf  ihr 
lastet  und  der  Sache  überallhin  folgt,  welches 
also  iedem  Fremden  gegenüber  von  dem 
Berechtigten  geltend  gemacht  werden  kann. 
So  hat  z.  B.  nach  römischem  Recht  der 
Pächter  nur  ein  persönliches  Recht  gegen 
den  Verpächter,  der  Niessbraucher  aber  ist 
zum  Gebrauche  und  Genuss  dinglich  be- 
rechtigt; die  Leihe  begründet  ein  bloss  ob- 
ligatorisches Verhältnis,  im  Gegensatz  zu 
einem  möglicherweise  dinglich  begründeten 
Gebrauchfflecht ;  und  ein  Vorkauferecht,  ein 
G^angrecht,  das  Recht  zu  jagen  und  viele 
andere  Rechte  können  ebensowohl  nur  ob- 
ügatorisch  als  auch  dinglich  bestellt  wer- 
den. So  dass  bei  jedem  Rechtsverhältnis, 
das  auf  Gebrauch  und  Genuss  einer  frem- 
den Sache  geht,  die  erste  Frage  die  ist,  ob 
aus  besonderen  gesetzlichen  Gründen  nicht 
nur  ein  persönlich  wirkendes  Schuldverhält- 
nis, sondern  ein  dingliches  Recht  an 
der  fremden  Sache  in  diesem  Falle  an- 
zunehmen ist. 

Der  Begriff  der  dinglichen  Rechte  an 
fremder  Sache  ist  von  der  römischen  Juris- 
prudenz bereits  in  voDer  Schärfe  entwickelt 
worden  (iura  in  re  [ahena]).  Er  umfasst 
hiemach  die  Servituten,  daneben  Emphyteusis 
und  Superficies  (getrennt  wegen  geschicht- 
lich späterer  Anerkennung  seitens  des  rö- 
mischen Rechts  imd  wegen  sachlich  weiter- 


gehender Befugnisse)  mid  die  verscliiedenen 
Möglichkeiten  der  Verpfändimg.  Li  Deutsch- 
land ist  die  Möglichkeit  der  dinglichen  Be- 
lastung eines  Grundstückes  mit  Reallasten  und 
mit  Vorkaufsrechten  hinzugetreten  imd  so 
ein  geschlossener  Kreis  dinglicher  Rechte  an 
fremder  Sache  auch  vom  B.G.B.  übernommen 
worden,  das  die  Emphyteusis  von  der  reichs- 
rechtlichen Anerkennimg  ausschliesst ,  die 
Superficies  dagegen  als  »Erbbaurecht«  auf- 
genommen hat. 

Die  dinglichen  Rechte  an  fremder  Sache 
gehören  zu  den  Ausschliessungs- 
rechten, die,  wie  bemerkt,  im  Gegensatze 
zu  den  Schuldverhältnissen  als  Verbin- 
dungsrechten stehen.  Bei  den  ersteren 
besteht  die  Regelung  der  Verhältnisse  ge- 
sellschaftlich zusanmienlebender  Menschen 
in  ihrem  entscheidenden  Teile  darin,  dass 
der  eine  den  anderen  von  etwas  aus- 
schliessen  darf;  sei  es  von  der  Ein- 
wirkung auf  eine  Person,  von  der  Verfügimg 
über  eine  Sache  oder  von  der  sozialen  Ver- 
wertung   eines    gewissen   Arbeitsproduktes. 

Li  unseren  jetzigen  Zusammenhang  ge- 
hört die  Betrachtung  der  dinglichen  Rechte 
an  fremder  Sache  nur  in  ihrem  Gegensatze 
und  wegen  ihres  Verhältnisses  zum  Eigen- 
tum. Ihre  begriffliche  Abgi-enzung  wurde 
oben  vollzogen.  Hier  ist  noch  hervorzuheben, 
dass  aus  verschiedenen  Rechtsgründen  es 
sich  ereignen  kann,  dass  der  Eigentümer  an 
seiner  eigenen  Sache  ein  dingliches  Recht 
erwerben  kann.  Einer  der  wichtigsten  Fälle 
ist  die  Hypothek  des  Eigentümers. 
Li  den  Quellen  des  römischen  Rechts  findet 
sich  ein  Pfandrecht  an  der  eigenen  Sache, 
wenn  in  der  Hand  eines  vorgehenden 
Pfandgläubigers  sich  Pfandrecht  und  Eigen- 
tum vereinigen  (1.  30  §  1  D.  44,  2) ;  in  den 
neuzeitlichen  Gesetzgebungen  wurde  dieses 
ausgedehnt  und  in  mannigfacher  Anwendung 
durchgeführt.  So  in  Preussen  1802  durch 
§  52  des  Anhanges  zum  A.L.R.,  dann  dm'ch 
Eigentumerwerbsgesetz  v.  1872  §§  69  ff., 
und  jetzt  im  B.G.B.  (§§  1143—1182  an  ver- 
schiedenen  Stellen,  vgl.  §  2165).  Die  Schwierig- 
keiten, die  man  in  diesen  Rechten  an  eigener 
Sache  hat  finden  wollen,  führen  aber  ledig- 
lich auf  die  unzutreffenden  Begriffsbestim- 
mungen des  Eigentums  zurück,  die  oben 
besprochen  wurden;  vom  Standpunkte  der 
hier  gegebenen  Auffassungen  sind  jene  gar 
nicht  vorhanden.  Im  übrigen  würde  die 
Einzelausführung  der  Rechte  an  eigener 
Sache  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen  (vgl. 
die  Zusammenstellung  bei  Hart  mann, 
Rechte  an  eigener  Sache  1877). 

4.  Geteiltes  Eigentum  und  Miteigen- 
tum. Im  Mittelalter  kam  die  Lehre  auf, 
dass  möglicherweise  an  einer  Sache  neben 
dem  Haupteigentümer  noch  ein  besonderes 
Nutzeigentum    bestehen    könne   (dominium 


Eigentum  und  Besitz 


307 


ciirectmn  und  utile).  Soweit  man  sieht, 
fülirt  es  auf  die  Glossatorenschule  an  den 
oberitalischen  Universitäten  (13.  Jahrhundert) 
zurück,  welche  dem  Eraphyteuta  das  später 
sogenannte  Unt^reigentiun  zuschrieben,  da 
ihm  eine  utilis  petitio  rei  zukäme.  Die 
Feudisten  übertrugen  jenen  Gedanken  auf 
das  Lehen:  Der  Lehnsherr  sollte  das  Ober- 
eigentum, der  Yasall  das  Untereigentura 
haben;  imd  entspi*echend  wui-de  dieses  auf 
bäuerliche  Gutsverhältnisse  und  das  Institut 
der  Erbleihe  angewandt.  Schliesslich  setzten 
sich  die  Ausdrücke  so  fest,  da^s  sie  in  der 
Landesgesetzgebung  Verwendung  fanden,  be- 
sonders im  A.L.R.,  indem  beim  Familien- 
fideikommiss  das  Obereigentum  der  Familie 
als  korporativ  organisiertem  Verbände  zu- 
stehen soll. 

Es  besteht  heute  kein  ernster  Streit  mehr 
darüber,  dass  die  erwähnte  ünterscheidimg 
und  ihre  Terminologie  keine  glückliche  war. 
Wie  immer  man  den  Begriff  des  Eigentums 
bestimmen  mag,  das  ist  sicher,  dass  an 
einer  und  derselben  Sache  niu*  ein  einziges 
Eigentiun  möglich  ist;  da  im  besonderen 
nach  unserer  Auffassung  Eigentümer  der- 
jenige ist,  der  in  letzter  L i n i e  eine  aus- 
schliessende  Verfügimgsmacht  vom  Gesetze 
erhalten  hat,  so  steht  klar,  dass  dieses  niu* 
ein  einziges  Mal  der  Fall  sein  kann.  In 
Wahrheit  ist  das  sogenannte  Untereigentum 
nur  ein  weitgehendes  dingliches  Nutzungs- 
recht an  fremder  Sache.  Die  frühere 
Unterscheidimg  ist  aber  umsomehr  beiseite 
zu  legen,  als  die  neueren  Agi'argesetz- 
gebungen  in  übereinstimmender  Tendenz  der 
dauernden  und  vererblichen  Trennung  des 
Eigentums  und  des  Nutzungsrechts  an  Gnmd- 
stücken  entgegengetreten  ist.  Man  hatte  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  die  Zulassung  jener 
Trennung  leicht  zu  einer  Lässigkeit  des 
Nutzungsberechtigten  und  zu  mangelnder 
Verbesserung  des  Grund  und  Bodens  führte, 
dass  es  demnach  besser  sei,  ihm  mit  der 
Zuerkennun^  des  Eigentums  auch  die  volle 
V^erantwortlichkeit  zuzuteilen.  So  bestimmt 
das  preussische  Ablösimgsgesetz  v.  2.  März 
1850  §  91,  dass  bei  erblicher  üeberlassung 
eines  Grundstücks  künftighin  nur  noch  die 
Uebertragung  des  Eigentums  zidässig 
sei.    (Vgl.  E.G.  z.  B.G.B.  Art.  63.)  — 

Es  ist  möglich,  dass  das  eine  einheitliche 
Eigentum  an  einer  Sache  mehreren  Personen 
zusteht.  Diese  Miteigentümer  üben  dann 
gemeinsam  das  Eigentum  aus.  Nach  den 
meisten  (Jesetzgebungen  müssen  sie  sich 
über  die  vorzunehmenden  Verfügungen 
einigen.  Mehrheit  entscheidet  nicht,  es  gilt 
der  Satz:  negantis  melior  condicio.  Bei 
Meinungsverscliiedenheiten  bleibt  dann  nur 
Möglichkeit  der  Teilung,  die  andererseits 
immer  zidässig  ist,  auch  ^nach  römischem 
wie  heutigem  Recht)   durcm  Vertrag  nicht 


ausgeschlossen  werden  kann.  Im  Streite 
mit  Dritten  gestattetB.G.B.§  1011  jedem  Mit- 
eigentümer Geltendmachung  des  Eigentums- 
anspi'uchs  in  Ansehung  der  ganzen  Sache. 

Die  Rechtsstellung  eines  Miteigentümers 
erschöpft  sich  nicht  in  der  Befugnis,  an  der 
gemeinsamen  Verfügimg  über  die  Sache 
teilzvmehmen.  Sein  Recnt  winl  als  eigenes 
und  selbständiges  Vermögensstück  beliandelt, 
das  für  sich  veräussert  und  vei-erbt  werden 
kann.  Das  n>mische  Recht  konnte  dies  um 
so  leichter  durchführen,  als  na<-h  ihm  die 
Anteile  der  Genossen  nach  Bruchteilen 
(partes  pix)  indiviso)  abgegrenzt  waren. 

In  altdeutschen  Rechtsverhältnissen  ist 
der  Anteil  eines  Miteigenttlmers  häufig  in 
anderer  Art  bestimmt  gewesen  als  nach 
Rechnungsteilen;  z.  B.  derartig,  dass  die 
Genossen  in  der  Benutzung  der  ganzen 
Sache  nach  Jahres-  oder  anderen  Fristen 
sich  ablösten  oder  dass  das  Gnmdstück, 
etwa  die  Wiese,  räumlich  abgeteilt  und  in 
der  Nutzung  der  einzelnen  Stücke  abge- 
wechselt wurde  oder  dass  dem  einzelnen 
je  nach  besonders  sich  einstellenden  Bedürf- 
nissen, wie  bei  Bauten,  Nutzungen  von  der 
gemeinsamen  Sache  zufielen  und  dergleichen. 
Man  hat  solche  Fälle  imter  dem  Namen 
»Gesamteigentum«  für  sich  nehmen  wollen. 
Aber  die  allgemeine  Auffassung  des  Mit- 
eigentiuns  umseliüesst  sie  bereits,  und  unsere 
Gesetzgebung  kennt  deshalb  mit  Grund  für 
jenes  nur  ein  einheitliches  Rechtsinstitut. 

II.  Geschichtliche  Entwicke- 
lung  und  sachliche  Begründung. 

1.  Geschichte.  2.  Deutsches  btlrgerliches 
Recht.  3.  Begründungsversnche.  4.  Die  An- 
griffe auf  das  Privateigentum. 

1.  Geschichte.  Die  Frage  nach  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung  des  Eigentums 
zerfällt  notgedrungen  in  so  ^'iele  Einzeler- 
örtenmgen,  als  selbständig  zu  betrachtende 
Rechtsordnimgen  gegeben  sind.  Wenn  man 
für  alle  geschichtliche  imd  prähistorische 
Zeit  gewisse  Typen  aufgestellt  hat  —  Wild- 
heit, Barbarei,  Civilisation  — ,  und  dabei 
die  Folge  von  Jägern,  Hirten,  Ackerbauern 
u.  a.  behauptet  woitlen  ist,  so  bleiben  solche 
Generalisaüonen  entweder  recht  vag  oder 
werden  für  ihre  gescliichtliche  Genauigkeit 
bedenklich.  Und  sie  leiten  zu  einem  Ver- 
fahren der  sozialen  Betrachtimg,  das  in  sich 
kaum  empfohlen  weitlen  kann:  Nicht  Ver- 
allgemeinerungen von  besonderen  Daten  zu 
inhaltlich  geweiteten  angeblichen 
Thatsachen,  sondern  scharfe  Erfassung  des 
einzelnen  auf  Grund  einer  allgemein- 
gültigen formalen  Methode  führt  zu 
möglicher  Wissenschaft. 

Für  das  altdeutsche  Recht  wird  mit  Fug 
von  der  heiTschenden  Ansicht  daran  festge- 
halten,   dass    es    kein    Privateigentiun    am 
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Gnind  und  Boden  gegeben.  Alles  Land  war 
Volkland  imd  wui-de  dem  einzelnen  nur 
von  der  Gesamtheit  zur  Nutzung  überlassen ; 
zum  Teil  diente  es  als  gemeine  Mai'k  oder 
Allmende  dem  allgemeinen  Nutzen.  In  einer 
historisch  unsicheren  Zeit,  die  auch  bei  den 
einzelnen  Gegenden  verschieden  anzusetzen 
wäre,  hat  sich  die  Möglichkeit  des  Privat- 
eigentums an  Gnmd  imd  Boden  herausgebildet 
(s.  Art.  Agrarge  schichte  sub  LL  oben  Bd. I 
S.  85  ff.).  Das  Gut,  woran  ein  solches  Recht 
bestand,  hiess  das  Eigen,  untersclüeden  von 
Lehen,  Leibzucht,  Satzungsgut  u.  s.  w. ;  im 
Gegensatz  auch  zu  fahrender  Habe,  den  im 
Privateigentum  befindlichen  beweglichen  Sa- 
chen. Dagegen  gab  es  für  unser  Rechtsverhält- 
nis selbst  ursprünglich  keine  besondere  Be- 
zeichnung; ei-st  im  14.  Jahrhundert  bildet 
sich  in  Süddeutschland  dafür  der  Ausdinick 
»Eigenschaft«,  in  Noixldeutschland  der  dann 
gebliebene  »Eigentum«.  Da  aber  drang  be- 
reits das  römische  Recht  in  Deutschland  ein. 
Für  das  römische  Recht  ist  die  Behaup- 
tung eines  ui*sprünglich  ausschliesslichen 
Staatseigentimis  an  Grund  und  Boden  blosse 
Hypothese.  Schon  in  der  Zwölftafelge- 
setzgebimg  sind  die  drei  Grimdünien  des 
römischen  Rechtes  scharf  ausgeprägt,  die 
auch  unserer  modernen  Privatrechtsent- 
wickehmg  den  Weg  gezeigt :  Privateigentum, 
Vertragsfreiheit,  freie  Vererbung.  Aber  es 
zeigt  sich  in  der  geschichtlichen  Ausbildung 
des  römischen  Eigentumsrechts  ein  Gegen- 
satz zwischen  der  nationalrömischen  Auf- 
fassung und  der  dann  ziu*  Herrschaft  ge- 
langenden freieren  Regelung  des  damaligen 
internationalen  Rechtsverkehrs.  Füi*  jene 
war  Eigentum  nur  möglich  beim  Vorliegen 
einer  adquisitio  civilis  (in  iiu^  cessio,  man- 
cipatio, usucapio),  im  gemischten  Verkehre 
der  peregrini  imter  sich  oder  mit  cives  Ro- 
mam  wm-den  auch  sonstige  Erwerbsgi'ünde 
(s.  unten  sub  HI)  aJs  adquisitiones  naturales 
zugelassen.  Und  zwar  ist  es  möglich,  wenn- 
gleich nicht  historisch  sicher,  dass  in  ältes- 
ter Zeit  zum  Eigentumserwerb  nach  ins 
ci\dle  ausnahmslos  eine  adquisitio  civüis 
notwendig  war ;  in  geschichtüch  erkennbarer 
Zeit  war  dies  nur  bei  res  mancipi  (praedia 
in  Italico  solo,  servi,  quadrupedes  quae  dorso 
collove  domantur)  noch  erforderlich.  Wemi 
z.  B.  V.  dem  K.  einen  Sklaven  verkaufte 
imd  nur  tradierte,  so  wuixle  K.  nicht  Eigen- 
tümer nach  ius  civile  Romanum;  er  hatte 
den  ihm  übergebenen  Sklaven  niu*  »in  bo- 
nis«,  er  wai-  nur  bonitarischer  Eigentümer, 
während  V.  quiritischer  Eigentümer  geblie- 
ben war.  Allein  nach  prätorischer  Jurisdik- 
tion galt  K.  dennoch  sowohl  dem  V.  wie 
jedem  Dritten  gegenüber  als  der  allein  Be- 
rechtigte, imd  seine  nach  ius  civile  mangel- 
hafte Rechtsstellung  hinderte  ihn  nur  an 
manchen  Rechtsakten;    z.  B.  wai'  zu   der 


Freilassung  eines  Sklaven  mit  voller  Wir- 
kung der  Nachweis  des  quiritischen  Eigen- 
tums an  ihm  nötig.  Obgleich  nun  (fiese 
Unterscheidung  eine  ganz  geringfügige  war, 
ist  sie  vollständig  erst  von  Justinian  ge- 
strichen worden. 

Mit  der  Reception  des  römischen  Rechts 
wurde  auch  dessen  Eigentumslehre  an 
die  Stelle  der  zersplitterten  altdeutschen 
Eigentumsordnungen  gesetzt:  nur  in  weni- 
g-en  besonderen  Rechtseinrichtungen,  beson- 
ders an  Gnmd  imd  Boden,  fi-isteten  die 
letzteren  ein  beengtes  Dasein.  Der  ünter- 
scliied  läuft  für  die  allgemeine  Verwendung 
des  Eigentumsbegriffes  darauf  hinaus,  dass 
nach  den  Einrichtimgen  aus  der  altdeut- 
schen Zeit  viel  mehr  öffentliche  und  ge- 
nossenschaftliche Beschränkungen  des  Eigen- 
tums vorhanden  waren  als  nach  den  Sätzen 
des  römischen  Rechts,  das  andererseits  die 
Begründmig  bedeutsam  einschränkender 
dinglicher  Rechte  an  fremder  Sache  im 
weitesten  Masse  ermöglichte. 

Ganz  übertreibend  hat  man  hier  von 
einem  Gegensatz  des  individualrechtlichen 
und  des  sogenannten  sozialrechtlichen  Eigen- 
tums gesprechen.  Aber  dieses  ist  überhaupt 
kein  scharfer  begriffücher  Gegensatz:  es 
giebt  kein  sicheres  Merkmal,  an  dem  man 
erkennen  könnte,  ob  eine  Rechtseinrichtung 
»sozialrechtlich«  wäre;  es  kann  sich  hier 
immer  nur  imi  ein  Mehr  oder  Weniger 
handeln,  um  eine  ganz  verschwommene 
Grenze,  eine  durchaus  fliessende  Unter- 
scheidung. Ohne  gesetzliche  Beschränkungen, 
insbesondere  des  Nachbarrechts,  aber  auch 
des  öffentlichen  Rechts,  ist  auch  das  i-ö- 
mische  Recht  nicht;  nur  liat  es  weniger 
Besclirähkimgen  als  andere  Rechte. 

Der  versuchte  Gegensatz  ist  aber  auch 
geschichtlich  insofern  unrichtig  angewendet, 
als  er  einen  immanenten  Gegensatz  und 
einen  Kampf  zwischen  römischem  und 
deutschem  Recht  in  der  Zeit  der  Reception 
und  bald  danach  meinen  würde.  Der  Streit 
der  Bauern  und  anderer  Stände  im  Reiche 
gegen  die  doctores  iuris  und  die  fremde 
Rechteprechung  ging  auf  etwas  ganz  anderes 
als  auf  die  Erörterung  des  Mehr  oder 
Weniger  von  gesetzlichen  Eigentumsbe- 
schi-änkimgen.  Und  die  Sorge  der  späteren 
politischen  Bestrebungen,  namentlich  des 
18.  Jahrhunderts,  ging  mit  Bezug  auf  das 
Eigentum  ^ielmelir  nach  der  Richtung,  dass 
möglichste  Sicherheit  gegenüber  der  absolu- 
ten Filrstengewalt  und  der  Kabinettsjustiz 
angestrebt  wurde. 

So  ist  es  verständlich,  wie  man  in  die 
declaration  des  droits  de  Thomme  et  du 
citoyen  (1789)  den  Art.  17  aufnehmen  konnte : 
»La  propriöte  ^tant  un  droit  inviolable  et 
sacrö,  nui  ne  peut  en  etre  priv6,  si  ce  n'est 
lorsque   la   necessite   publique,    legalemeut 
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constat^,  Texige  ^videmment ,  et  sous  la 
condition  d'une  juste  et  pr6alable  indemnite^^ 
(vffj.  auch  Art  2),  ein  Satz,  der  dann  seinen 
Weg  in  die  meisten  nachgebildeten  Staats- 
verfassungen gefimden  hat. 

Erst  nach  Erreichung  dieses  Zieles  und 
nach  Diuxjhsetzung  des  ökonomischen  Libe- 
ralismus drang  unter  der  Wucht  veränderter 
wirtschaftlicher  Erscheinungen  die  Besinnung 
darauf  durch,  dass  man  die  Grenze,  hinter 
der  die  in  letzter  Linie  stehende  Verfügungs- 
gewalt des  Eigentilmei*s  eintrete,  nicht  zu 
nalie  an  den  Beginn  der  Verfügungsmöglich- 
keit über  Sachen  ansetzen  dürfe.  Diesem 
nach  ist  nun  ein  gewisser  Abschlnss  der 
erwähnten  Frage,  namentlich  auch  dimjh 
das  Eingreifen  der  neuen  bürgerlichen  Ge- 
setzgebung gewonnen  wonlen. 

2.  Deutsches  bürgerliches  Recht 
Grundsätzlich  sind  alle  Sachen  mögliche 
Gegenstände  von  Privateigentum.  Wenn 
Meer,  Luft,  fliessende  Wasserwelie  vom 
Mimischen  Recht  hiervon  ausgenommen  wer- 
den, so  verbleibt  es  hierbei  in  selbstver- 
ständlicher Weise.  Das  Gesetzbuch  hat 
allerdings  hierüber  nichts  besonderes  be- 
stimmt, und  es  überlässt  auch  die  Fiage 
nach  den  Sachen  des  öffentlichen  Ge- 
brauchs der  Landesgesetzgebung  (E.G. 
Artt.  65,  113,  133). 

Nach  dieser  ist  in  ziemlicher  reberein- 
stimmune  der  einzelnen  Rechte  zu  scheiden : 
1.  öffentliche  Flüsse,  das  sind  nach  rö- 
mischem Recht  solche,  welche  pereiiiüerend 
fliessen  imd  im  Sommer  nicht  auszutrocknen 
pflegen,  nach  deutschem  Rechte  solche,  die 
schiff-  und  flössbar  sind;  2.  öffentliche 
Wege,  Plätze,  Biücken  u.  s.  w.,  die  dem 
öffentlichen  Gebrauch  diu-ch  den  Staat  oder 
eine  öffentliehe  Körperschaft  übergel)en 
worden  sind  (nach  gemeinem  Rechte  auch 
infolge  solcher  Benutzung  seit  unvordenk- 
licher Zeit).  Die  erwähnten  Sachen  stoben 
im  Eigentum  des  Staates,  Öffentlicher  Körper- 
schaften oder  auch  Privater;  aber  sie  sind 
mit  der  Bestimmung  des  öffentlichen  Ge- 
brauchs belastet  und  so  weit  dem  Privat- 
verkehr entzogen.  Diese  Bestimmung  zum 
publicus  usus  kann  in  einer  seiner  Begründung 
entsprechenden  Weise  wieder  aufgehoben 
werden. 

Davon  zu  scheiden  ist  das  Eigentum  des 
Fiskus,  der  Gemeinden  und  sonstigen  juris- 
tischen Personen  des  öffentlichen  Rechts, 
das  den  allgemeinen  Rechtssätzen  über  das 
Privateigentum  unterliegt.  Auch  Kirchen, 
dem  Gottesdienste  sonst  gewidmete  Sachen, 
Friedhöfe  gehören  jetzt  zu  den  Gegenständen 
eines  regelmässigen  Eigentums,  entgegen 
der  Lehre  des  römischen  Rechts.  In  einer 
besonderen  Weise  werden  die  Domänen  des 
preussischen  Staates  behandelt,  deren  Recht 
als  Bestandteil   des  öffentlichen  Rechts  zu 


nehmen  ist  (vgl.  A.L.R.  2,  14  §  16;  Edikt 
V.  9.  November  1809 ;  V.O.  v.  5.  Juli  1867). 

B.G.B.  §  903  sagt:  »Der Eigentümer  einer 
Sache  kann,  soweit  nicht  das  Gesetz  oder 
Rechte  Dritter  entgegenstehen,  mit  der 
Sache  nach  Belieben  verfahren  und  andere 
von  jeder  Einwirkung  ausschJiessen.«  Dabei 
ist  mit  dem  Ausdrucke  ^> Gesetz«  die  Möglich- 
keit öffentlichrechtlicher  Beschränkungen  ge- 
meint gegenüber  bestimmten  Rechten  von 
Privatj^rsonen,  die  allerdings  auch  auf  all- 
geraeiner  gesetzlicher  Bestimmung  beruhen 
können. 

Bei  Gnmdstücken  gilt  die  Lehre  vom 
vertikalen  Eigentum :  Das  Recht  des  Eigen- 
tümers erstreckt  sich  auf  den  Raum  über 
der  Oberfläche  und  auf  den  Ei'dköri)er  imter 
ihm  (B.G.B.  S9(  ){■>),  soweit  es  zu  verwirklichen 
ist,  und  unter  der  Voraussetzung,  dass  der 
Eigentümer  an  der  Ausschliessung  Dritter 
überhaupt  noch  ein  Interesse  hat  (z.  B.  keine 
gerichtliche  Klage  gegen  den  LuftbaDon  oder 
Hindeningsrecht  der  Anlage  eines  Tunnels 
tief  im  Berge). 

Bei  der  Ausübung  seines  Eigentums- 
rechts ist  der  Eigentümer  an  die  allgemeinen 
Vorschriften  des  Gesetzbuchs  gebunden,  dass 
er  sein  Recht  nicht  mir  aus  Chikaue  (§  226) 
und  dass  er  es  nicht  gegen  die  guten  Sitten 
(§  826)  ausüben  darf. 

Die  öffentlichrechtlicheu  Beschi'änkungen 
des  Eigentümers  verbleiben  den  Landes- 
rechten. Unter  ihnen  ragen  die  Sätze  des 
Baupolizeireclits  hervor ;  sodann  die  Normen, 
welche  die  rechte  Benutzung  des  Waldes 
durch  den  Eigentümer  angeben.  Auch  diese 
Beschränkungen  sind  immer  konkreter  Art 
und  scharf  abgegrenzt,  in  sich  unvollständig, 
mit  vereinzeltem  Cliarakter ;  an  dem  Punkte, 
da  die  begi-enzte  Beschränkung  ihr  Ende 
erreicht,  tritt  das  Eigentum  ein,  genau  wie 
früher  es  bei  den  Rechten  an  fremder  Sache 
dargelegt  wonlen  ist. 

Die  privatrechtlichen  Beschränkungen  des 
Nachbarrechts  im  einzelnen  diu-chzugehen, 
würde  hierzu  weit  führen ;  es  ist  auf  B.G.B. 
§§  906  ff.  zu  verweisen.  Dagegen  ist  folgende 
Regel  von  grundsätzlicher  Bedeutung  zu 
erwähnen,  die  in  der  Kommission  2.  Lesung 
schliesslich  aufgenommen  wiutle  und  jetzt 
B.G.B.  §  904  bUdet :  ^>Der  Eigentümer  einer 
Sache  ist  nicht  bei*echtigt,  die  Einwirkung 
eines  anderen  auf  die  Sache  zu  verbieten, 
wenn  die  Einwirkung  zur  Abwendung  einer 
gegenwärtigen  Gefahr  notwendig  und  der 
drohende  Schaden  gegenüber  dem  aus  der 
Einwirkung  dem  Eigentümer  entstehenden 
Schaden  unverhältnismässig  gi-oss  ist.  Der 
Eigentümer  kann  Ersatz  des  ihm  entstehen- 
den Schadens  verlangen.«  Der  Paragraph 
steht  im  Abschnitte  über  > Eigentum«,  ob- 
gleich er  entsprechend  auch  für  Niessbrauch, 
Gebrauchsrecht  und  andere  dingliche  Rechte 
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an  fremder  Sache  Anwendung  zu  finden 
hat.  Er  will  den  §  228  ergänzen,  der  die 
Beschädigung  oder  Zerstönmg  einer  fremden 
Sache  im  Notstande  gestattet;  sein  Verhält- 
nis zu  dieser  letzten  Bestimmimg  ist  schon 
jetzt  in  der  Jurisprudenz  streitig.  Wie  sich 
seine  Durchführung  in  unserem  sozialen 
Leben  gestalten  wird,  steht  dahin. 

8.  Begrimdungsversuclie.  Eine  Be- 
gründung oder  Bekämpfung  des  Eigen- 
tums ist  im  sti-engen  Sinne  nur  möglich, 
wenn  die  Berechtigung  des  Rechts  über- 
haupt erörtert  und  entweder  bejaht  oder 
geleugnet  wird.  Denn  da  mit  jedem  Rechte 
die  Frage  nach  der  in  letzter  Linie  mass- 
geblichen Verfügung  über  Sachen  notwendig 
gegeben  ist,  so  wird  mit  jeder  Deduktion, 
die  den  Rechtszwang  formal  begründet, 
auch  das  Eigentum  schon  notwendig  be- 
hauptet; und  es  kann  umgekehii:  das 
Eigentum  konsequent  nur  von  dem 
Anarchismus  geleugnet  werden,  der  das 
Recht  als  solches  in  seiner  Berechtigung 
bekämpft  (s.  Art.  Recht).    Mit  der  hier  auf- 

f ereilten  Frage  ist  daher  niclit  sowohl  das 
ligentum  überhaupt  als  das  Privat- 
eigentum gemeint. 

Die  geschichtliche  Unterlage  dieser  Er- 
örterungen wird  man,  wie  zumeist  in  der 
Rechts-  und  Staatstheoiie,  bei  Aristoteles 
zu  suchen  haben,  der  in  der  »Politik«  (II,  2) 
sich  ausführlich  über  Vorzüge  des  Privat- 
eigentums gegenüber  dem  Kommunismus 
verbreitet.  Alle  Gemeinschaft,  sagt  er,  ist 
gefährlich  und  bewirkt  leichter  und  stäi-ker 
Streit  als  rechtlich  gesonderte  Stellung  jedes 
einzelnen.  Das  gesonderte  Eigentum  wird 
ein  Anreiz  zur  Ai"beit  sein,  da  jeder  diese 
dann  für  sich  thut.  Auch  in  Bezug  auf  das 
Vergnügen  steht  die  Vorstellung,  es  sei 
etwas  Tuiser  eigen,  unsäglich  höher;  zumal 
dadiu'ch  die  Tugend  der  Freigebigkeit  allein 
ermöglicht  wird,  die  bei  kommunistischem 
Leben  ganz  dahin  fällt.  Richtiger  ist  es 
nur,  die  Vorteile,  die  auch  das  letztere 
bieten  kann,  mit  denen  des  Privateigentums 
zu  vereinigen,  indem  eine  Gemeinsamkeit 
durch  fi'ei willige  gegenseitige  Nutzungsüber- 
lassung erzielt  werden  kann,  zu  deren  Be- 
thätigung  der  Gesetzgeber  die  Bürger  hei-an- 
zubilden  habe. 

Die  römischen  Juristen  rechneten 
das  Privateigentum  zu  den  Instituten  des  ins 
gentium  (1.  5  D.  1,  1:  ex  hoc  iure  gentium 
introducta  .  .  dorainia  distincta).  Sie  ver- 
stehen darunter  ein  Recht,  quod  apud  omnes 
gentes  peraeque  custoditur,  und  verbinden 
damit  die  Spekidation,  dass  eine  »naturalis 
ratio4  unter  allen  Menschen  es  gesetzt  liabe 
(von  Justinian  in  §  11  J.  1,  2  in  »divina 
quaodam  Providentia '<  gewandelt). 

Wirklich  bemerkenswerte  Versuche,  das 
Privateigentum  an  sich  zu  begründen,  sind 


mit  dem  Auftreten  des  neuzeitlichen  Natiu*- 
rechts  zu  beobachten.  Und  zwar  findet  sieh 
bei  Grotius,  dem  Begründer  des  Natur- 
und  VölkeiTechts ,  zunächst  niu:  die  Frage 
mit  leisem  Zweifel  aufgeworfen:  Nach  ihm 
kann  a  priori  bewiesen  werden,  dass  ein 
Satz  natürlichen  Rechtens  sei,  si  osteudatur 
alicuius  rei  convenientia  aut  disconvenientia 
necessaria  cum  natmu  rationaJi  ac  social! 
(i.  b.  ac  p.  I,  1  §  XII,  1) ;  daraus  folgt,  dass 
aas  Reclit  der  Notwehr  beim  Angriff  auf 
thatsäclüich  besessene  Sachen  hier  einzu- 
stellen sei,  auch  beispielsweise  die  ver- 
bindende Kraft  der  Verträge,  das  Privat- 
eigentum aber  an  sich  nicht.  Sondern  mu' 
das  könne  als  Satz  des  Naturrechts  be- 
hauptet werden,  dass  der  Verletzer  fremden 
Eigentums  zu  strafen  sei  und  zu  ersetzen 
habe,  wenn  ein  positives  Recht  das  Privat- 
eigentum sanktioniert  habe;  ob  es  dieses 
thun  solle,  könne  vom  Standpunkt  des  Natui*- 
rechts  nicht  gefordert  werden. 

Ganz  anders  Hobbes.  Das  Recht  des 
Naturzustandes  des  einzelnen  Menschen, 
jeden  isoliert  betrachtet  (jedoch  nur  in  der 
Abstraktion  und  nicht,  als  wenn  dieses  eine 
gescliichtliche  Thatsache  gewesen  wäre),  ist 
das,  dass  jeder  alles  zu  seiner  Erhaltung 
nehmen  dürfe;  und  das  Charakteristische 
dieses  Zustandes  somit  das  bellum  omnium 
contra  omnes.  Nun  widerspricht  der  Krieg 
der  Erhaltung  des  Menschen,  wozu  diesen 
doch  die  Natur  treibt;  also:  prima  et  fun- 
damentalis  lex  naturae  est,  quaei*endam 
esse  pacem,  ubi  haberi  potest;  ubi  non 
potest,  quaerenda  esse  belü  auxüia  (de  cive 
II  §  2).  Aus  diesem  allgemeinen  Grund- 
gesetz, als  dictamen  rectae  rationis,  wird 
als  erstes  von  20  Principien  des  natürlichen 
Rechts  dieses  abgeleitet,  dass  an  dem  Recht 
auf  alles  nicht  festzuhalten  ist;  es  sei  viel- 
mehr gerechtfertigt,  wenn  das  positive  Recht 
durch  Errichtung  des  Privateigentums  jedem 
einzelnen  seine  Sphäre  anweise,  innerhalb 
welcher  er  sicher  und  ausschliessend  wirken 
könne.  Wollte  das  Recht  dies  nicht  thun, 
so  wtlrde  Krieg  um  die  Sachen  die  Folge 
sein  und  gegen  die  Regeln  des  Friedens, 
d.  i.  gegen  das  natürliche  Grundgesetz  Ver- 
stössen werden. 

Keine  spätere  Erertenmg  dürfte  die 
formale  Gesclüossenheit  der  in  ihrem  Grund- 
gedanken soeben  angedeuteten  Lehre  von 
Hobbes  erreicht  haben.  Am  besten  er- 
scheint unter  zalilreichen  Versuchen  noch 
die  Zuriickführung  auf  die  Persönlich- 
keit des  einzelnen:  Die  Rechtsordnung, 
welche  das  Privateigentum  als  positive  Ein- 
richtung aufgestellt  hat,  ist  damit  deshalb 
saclüich  im  Rechte,  weil  jenes  Institut  zur 
Bethätigimg  der  Persönlichkeit  der  einzelnen 
unerlässlich  oder  doch  'v^'ünschenswert  ist. 
In  zweifach  möglicher  Hinsicht,   ent^-eder 
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weil  es  zur  Yervollkommnung  des  Menschen, 
als  sittlichen  Wesens,  die  allein  nötige 
materielle  Unterlage  biete  oder  weü  es  zur 
sozialwirtschaftlichen  Bethätigung  eines 
jeden  den  besten  Ansporn  gebe,  wenn  ihm 
privates  Eigentum  und  dessen  Verwertimg 
überlassen  werde.  —  Dabei  sind  manche 
eigenartige  Formeln  hier  beiseite  gelassen 
(z.  B.  Ahrens  »Der  besondere  Grund  des 
Sondereigentums  kann  nur  in  dem  Princip 
der  individuellen  Persönlichkeit  liegen, 
in  welcher  ein  ureigener  göttlicher  und 
ewiger  Vernunftgeist  eine  alles  Sinnliche 
und  Individuelle  frei  beherrschende  und 
gestaltende  Macht  ist  und  diese  Macht  auch 
an  den  stoffHch  erscheinenden  Gütern  aus- 
zuüben hat«;  Brinz:  »Eigentum  ist  eine 
den  Naturkörper  mit  Rechtseigenschaft  aus- 
füllende Verbindung  der  Sachen  mit  den 
Personen,  eine  Eigenschaft  der  Per- 
son«; Wirth:  »Die  Sache  ist  gewisser- 
massen  ein  Stück  meiner  Persönlichkeit, 
ein  verlängertes  ego«). 

Die  Okkupationstheorie  behauptet, 
dass  das  Privateigentum  •  wegen  der  es  er- 
zeugenden Aneignung  sachlich  begründet 
sei;  die  Arbeitstheorie  wiU  das  gleiche 
daraus  herleiten,  dass  der  Hersteller  eines 
Produktes  dieses  als  Lohn  für  seine  Mühe 
zu  eigen  erhalte ;  —  beides  aber  offensicht- 
lich mehr  Anleitungen  dafür,  wie  die  Ge- 
setzgebung für  besondere  Fragen  den  Er- 
werb von  Eigentum  positiv  auszugestalten 
habe,  als  wirkliche  Versuche,  die  Institution 
des  Privateigentums  für  sich  als  sachlich 
begründet  dai^uthun. 

In  der  neueren  Zeit  ist  die  Legal- 
theorie  formuliert  und  verteidigt  worden 
(bes.  V.  A.  Wagner).  Sie  sagt,  dass  »das 
Privateigentum  nur  eine  Institution  des  po- 
sitiven Rechts  und  als  solche  überhaupt  nur 
auf  die  freie  (?)  Rechtsbildung  zu  begründen 
sei«.  »Dagegen  wird  bestritten,  dass  sich 
ausserhalb  des  positiven  Rechts 
die  Privateigentumsinstitution  als  solche 
überhaupt  durch  jene  Theorieen  ,begründen' 
lasse.«  In  diesen  Sätzen  liegt  ein  merk- 
würdiges Missverständnis ;  hervorgerufen 
durch  die  doppelte  Bedeutung  des  Wortes 
»begründen«.  Dieses  geht  einmal  auf 
die  Trage  nach  dem  Entstehungsgrund 
und  zum  andern  auf  die  nach  dem  Grund 
der  Daseinsberechtigung.  In  der 
ersten  Richtung  ist  die  Rechtsordnung  der 
Grund  des  Eigentums.  Aber  das  ist  auch 
niemals  von  erwägenswerter  Seite  bestritten 
worden;  noch  auch  ist  versucht  worden, 
das  Eigentum  seiner  formalen  Exis- 
tenz nach  als  eine  »ausserhalb  der  Rechts- 
ordnung« begpründete  Erscheinung  zu  be- 
haupten. Wohl  aber  ist  zu  fragen,  ob  das 
innerhalb  der  Rechtsordnung  und  nur  durch 
sie  geschaffene  Institut  des  Privateigentiuns 


eine  materiale  Begründimg  für  sich  an- 
fühi-en  könne?  Sofern  die  Legaltheorie  sich 
auf  die  Frage  erster  Richtung  beschränkt, 
ist  sie  unvollständig,  faUs  sie  die  Befugnis 
zu  der  Fragestellung  zweiter  Art  leugnet, 
ist  sie  selbst  unbegründet. 

4.  Die  Angriffe  auf  das  Privateigen* 
tum  hängen  mit  der  Geschichte  des  Sozia- 
lismus eng  zusammen.  Bei  der  ausführ- 
lichen Beliandlung,  welche  dieser  Lehre  an 
anderen  Stellen  dieses  Wei'kes  zu  teil  ge- 
worden, sind  nur  die  auf  unsere  Fragen  be- 
züglichen Ausstrahlungen  in  Kürze  anzu- 
führen. Es  lassen  sich  folgende  Grupi)en 
unterscheiden : 

1.  Christlioh  -  soziale  Verwerfung  des 
Privateigentums.  Es  lässt  sich  nicht  leugnen, 
dass  unter  den  ersten  Christen  eine  kom- 
munistische Tendenz  obgewaltet.  ^Mag 
immer  die  Apostelgeschichte  (4,  32  ff.)  so 
gedeutet  werden,  dass  die  Gremeindemit- 
glieder  freiwillig  ihre  Habe  als  Sonder- 
eigentum aufgegeben  und  den  Aposteln  als 
Verwaltern  der  Gemeinde  zur  Verfügung 
gestellt  hätten,  so  geschah  es  doch  un- 
zweifelhaft auf  Grund  der  Ansicht,  dass 
christliche  Gesinnung  jenes  fordern  müsste, 
obgleich  ein  Rechtszwang  zum  Kommunis- 
mus von  ihnen  nicht  statuiert  werden  sollte 
(vgl.  5,  4).  Betont  man  aber  die  genannte 
Ansicht  recht  energisch,  so  wird  der  Ver- 
such des  Rechtszwanges  zu  ihrer  Durch- 
führung sich  leicht  einstellen;  und  so  ist 
es  bekanntlich  bei  einer  grossen  Reihe  von 
Sekten  des  Mittelalters  bis  in  die  neue  Zeit 
geschehen,  den  Katharern,  Waldensern,  den 
böhmischen  Adamiten  und  den  Wieder- 
täufern, bis  zu  den  Amanaleuten  (im  Staate 
Jowa). 

Und  auch  ausserhalb  einer  Sektenbildung 
ist  der  Beweisgang,  dass  die  christliche 
Lehre  die  voUe  Lebensgemeinschaft  der 
sozial  Verbundenen  und  die  Verringerung 
des  Privateigentums  fordere,  mannigfach 
verfochten  worden.  Am  bemerkenswertesten 
in  der  christlich-sozialistischen  Bewegung 
in  England  durch  Maurice  (f  1872), 
Kingsley  (f  1875)  u.  a.  In  Deutschland 
namentlich  von  Todt  in  seinem  Buche 
»Der  radikale  deutsche  Sozialismus  und  die 
christliche  Gesellschaft.  Versuch  einer 
Darstellung  des  sozialen  Gehaltes  des 
Christentums  und  der  sozialen  Aufgaben 
der  christlichen  Gesellschaft«  (1877). 

Dagegen  wird  von  der  Lehre  der  katho- 
lischen Kirche  durchaus  nicht,  wie  gelegent- 
lich irrig  gesagt  worden  ist,  die  Güterge- 
meinschaft als  das  unbedingt  Richtige  be- 
hauptet oder  das  Privateigentum  als  Hinder- 
nis des  Heils  verdammt.  Weder  das  corpus 
iuris  canonici,  nach  Thomas  v.  Aquino, 
noch  offizielle  Auslassungen  der  Päpste 
sagen   dies.     Nur   die   rücksichtslose  Aus- 
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Schliessung  anderer  wird  verworfen,  der 
einzelne  Eigentümer  aber  stets  gemahnt, 
dass  er  vor  Gott  sich  bloss  als  Yerwalter 
seiner  Besitztümer  zu  fühlen,  bedürftigen 
Mitmenschen  davon  mitzuteilen  habe  und 
am  wenigsten  auf  Grund  des  rechtlich  ver- 
liehenen Privateigentums  sie  auszubeuten 
befugt  sei. 

2.  TJtopieen.  Sie  führen  bekanntlich  auf 
Thomas  Morus  zurück,  der  1516  die  erste 
vollendete  Schilderung  eines  Idealstaates  (mit 
IMindung  des  Wortes  »Utopie«)  geschaffen, 
zweifellos  angere^  durch  oen  Entwurf  von 
Piatons  Kepubhk  und  auf  den  Spuren  des 
unvollendet  gebliebenen  Dialoges  »Kritias  oder 
Athen  und  Atlantis  9000  Jahi-e  vor  Selon«. 
Das  Wesen  dieser  ütopieen  liegt  darin,  dass 
in  anschaulicher  Weise  die  Wirkungen  be- 
stimmter Reformvorschläge  ausgemsüt  wer- 
den. Durch  dieses  charakteristische  Merkmal 
unterscheiden  sie  sich  sowohl  von  der  blossen 
rechtsphilosophischen  Betrachtimg  wie  von 
dem  einfachen  politischen  Programm.  Nun 
legt  Morus  seiner  Darstellung  das  unbe- 
dingt kommunistische  Eigentum  zu  Grunde ; 
aUe  Bewohner  Utopiens  leben  wie  in  einer 
grossen  Familie,  in  der  jeder  von  den  ge- 
wählten Beamten  aus  staatlichen  Magazinen 
Sachen  zum  Gebrauche  und  gemessenen  Ver- 
brauche erhalten  kann,  aber  auch  nur  in 
dieser  Weise,  so  dass  auch  beispielsweise  alle 
10  Jahre  ein  allgemeiner  Wohnungswechsel 
stattzufinden  hat  und  die  Faihilien  um  das- 
jenige Haus  losen  müssen,  welches  ihnen 
von  da  ab  zu  teil  wird.  —  »Die  Ver- 
nunft fordert  alle  Menschen  auf,  sich  gegen- 
seitig zu  helfen  und  gemeinschaftlich  das 
Freudenfest  des  Lebens  zu  feiern.  Die 
Natur  hat  allen  dieselbe  Gestalt  gegeben ;  sie 
erwärmt  aUe  in  gleichem  Masse ;  sie  umfasst 
alle  mit  derselben  Liebe ;  was  sie  verdammt, 
ist  die  Vergrösserung  des  eigenen  Wohlbe- 
findens, während  man  dadurdi  das  Unglück 
eines  anderen  erschwert.« 

In  entsprechender  Weise  fussen  die  Üto- 
pieen der  folgenden  Zeit  durchgängig  auf 
dem  Gedanken  der  G;ütergemeinsch£3t ;  von 
dem  » Sonnenstaate«  des  Campanella  (auch 
mit  Weibergemeinschaft)  bis  zur  »ikarischen 
Reise«  des  Gäbet.  Der  »Rückblick  aus 
dem  Jahre  2000«,  den  Bellamy  ausführt, 
schildert  wenigstens  eine  sozialistisch  ge- 
meinsame Produktion  und  Privateigentum 
bloss  an  Konsumtionsgütern;  und  erst 
Hertzkas  »Freiland«  versuchte  einen 
Staatsroman  mit  grundsätzlicher  Beibehaltung 
des  Privateigentums. 

3.  Der  utopische  Sozialismus.  Er 
tritt  in  aktueller  Art  zuerst  in  der  Ver- 
schwörung des  Babeuf  1795  hervor,  die 
nach  ihrem  im  »tribun  du  peuple«  veröffent- 
lichten Programm  in  unserer  Frage  von  den 
Sätzen  geleitet  wurde :  »Alle  Güter  gehören 


dem  Volke  j  dieses  ist  allein  der  Eigentümer. 
Jeder  hat  em  Recht  auf  glückliche  Eidsten?  . . 
Allen  steht  ein  Recht  auf  alles  zu,  die  voll- 
kommenste Gleichheit  der  Güter  wird  ein- 
geführt . .« 

Unter  den  grossen  Sozialisten  Frankreichs 
ist  es  weniger  Saint  Simon  und  seine 
Schule  (die  unter  Aufhebung  des  Erbrechts 
doch  das  Privateigentum  und  seine  ungleiche 
Verteilung  erhalten  wollte,  nur  auf  Grund 
einer  jeweils  gerechten  Zuteilung  der  Erb- 
schaften durch  staatliche  Banken  an  geeignete 
Privatpersonen)  als  namentlich  Fourier, 
der  mit  seinem  Entwürfe  der  »Phalange« 
ein  auf  Beseitigung  alles  Privateigentums 
fussendes  soziales  Leben  vorschlug ;  gegründet 
auf  seine  Theorie  von  der  Möglichkeit  voll- 
kommenster Harmonie  bei  geeigneter  Ver- 
teilung von  Arbeit  und  Genuss. 

Sprichwörtlich  wurde  bald  darauf  das 
Wort  Proudhons  »la  proprietö  c'est  le 
vol« :  Das  überlieferte  Privateigentum  sei 
eine  ungerechte  Zwangseinrichtung,  weil 
nach  ihr  der  Eigentümer  über  die  Früchte 
der  Arbeit  Dritter  •  verfügen  könne  und  auf 
Kosten  des  Arbeiters  einen  Mehrwert  er- 
ziele. Andererseits  bedeute  der  blosse  Kom- 
munismus ebenso  einen  Mangel,  weil  er  zu 
einer  ungerechten  Ausbeutung  des  einzelnen 
durch  die  Massen  führen  müsse,  woraus 
Proudhon  zu  positiven  Vorschlägen  der 
Beseitigimg  von  Geld  und  Zins,  aber 
unter  Beibehaltung  des  Privateigenturas 
gelangte. 

Die  sonstigen  utopischen  Sozialisten 
können  hier  übergangen  werden.  Denn  sie 
bewegen  sich  regelmässig  in  derselben  Rich- 
tung: Sie  behaupten,  dass  das  Privat- 
eigentum wegen  der  in  ihm  liegenden 
Ungerechtigkeit  verwerflich  sei.  Der 
neuere  Agrarsozialismus  (George,  Wal- 
lace,  Flürscheim)  bietet  für  eine  theo- 
retische Begründung  seines  Vorschlages,  das 
private  Grundeigentum  und  das  private 
Grundrenteneinkommen  zu  beseitigen,  neue 
Gesichtspunkte  auch  nicht. 

4.  Der  wissenschaftliohe  Sozialismus, 
gegründet  auf  die  theoretische  Unterlage  der 
materialistischen  Geschichtsaufassung ,  als 
eine  Einzelanwendung  dieser  Theorie 
auf  konkrete  Gesellschaftszustände  einer  be- 
stimmten geschichtlichen  Epoche.  Das  Privat- 
eigentum ist  danach  nicht  ungerecht,  son- 
dern möglicherweise  veraltet;  es  ist  ein 
untaugliches  Mittel  einer  bereits  sozialisierten 
Produktion  und  führt  zwischen  dieser  letzteren 
und  der  individualistischen  Aneignung  durch 
den  Privateigentümer  der  Arbeitsmittel  einen 
inneren  Konflikt  mit  sich.  Es  ist  nicht  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  sondern  die 
Vollziehung  eines  natumotwendigen  sozial- 
wirtschaftlichen Prozesses,  dass  eine  Kollek- 
tivierung   der   Produktionsmittel    statthabe 
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(s.Art.  Materialistische  Geschichts- 
auffassung). — 

Alle  Begründungsvei'suche  und  Angriffe 
des  Eigentums  lassen  sich  in  zwei  Klassen 
teDen:  1.  Die  eine  Gruppe  behauptet  die 
eine  oder  die  andere  Antwort  auf  die  all- 
gemein gültige  Frage  des  Eigentums  als 
das  absolut  Richtige,  mag  sie  mm 
hierbei  das  kommunistische  oder  das  private 
Eigentum  wählen.  Soweit  eine  Lehre  diesen 
Sinn  hat,  ist  sie  in  sich  unhaltbar,  da  es 
keinen  einzigen  Rechtssatz  geben  kann,  der 
seinem  positiven  Inhalte  nach  a  priori  fest- 
stände (s.  Art.  Recht).  2.  Die  andere 
Klasse  würde  behaupten  und  beweisen  wollen, 
dass  unter  besonderen  geschichtlichen  Zu- 
ständen und  für  konki^te  gesellschaftliche 
Lage  die  Zuteilung  des  Eigentums  an  die 
einzelnen  Rechtsgenossen  oder  sein  Vorbe- 
halten für  die  Gesamtheit  das  Richtige  sei. 
Alsdann  würde  man  eine  allgemeine 
Aufgabe  der  Rechtsordnung  annehmen  und 
darzuthun  haben,  was  in  besonderer 
Lage  jener  Aufgabe  am  besten  genügte. 
Nun  besteht  aber  bis  heute  weder  über- 
wiegende Klarheit  und  Sicherheit  über  die 
allgemeine  Aufgabe,  noch  auch  besitzt  man 
eine  gewisse  Methode,  um  jener  die  auf- 
tauchenden Einzelfragen  einzuordnen.  Die 
Signatur  aller  hier  einschlägigen  Deduktionen 
ist  die,  dass  man  sich  darauf  verlässt,  es 
werde  der  Hörer  oder  Leser  beim  Empfang 
dieser  oder  jener  Argiunentationen  sich  schon 
überzeugt  fühlen;  aber  eine  gesicherte  Me- 
thode für  die  Beweisführung  besitzt  unsere 
Sozialwissenschaft  nicht.  Weit  entfernt 
davon,  dass  wir  die  verschiedenen  Be- 
gründungen und  Augriffe  des  Eigentums 
an  der  Hand  eines  festen  wissenschaft- 
lichen Verfahrens  messen  und  richten 
konnten,  vermag  vielmehr  zur  2eit  ilire 
Vorführung  nur  eine  Anregimg  zu  geben, 
sich  auf  Endziel  und  Methode  einer  wissen- 
schaftlichen Politik  überall  zu  besinnen; 
und  wenn  Fichte  in  seinem  »geschlossenen 
Handelsstaat«  wohl  nicht  ohne  Grund  für 
unsere  Frage  des  Eigentums  als  Aufgabe 
der  Rechtsordnung  es  bezeichnet :  vor  allem 
jedem  das  Seinige  zu  geben,  ihn  in  sein 
Eigentum  einzusetzen  und  dann  erst  ihn 
dabei  zu  schützen,  —  so  ist  auch  heute 
noch  dieses  Wort  nicht  mehr  als  ein  me- 
thodisches Problem. 

in.  Erwerb,  Yerlnst  und  Schutz 
des  Eigentums. 

1.  Uebertragnng  des  Eigentums.  2.  Sons- 
tige Erwerbsarten.  B.  Verlast  des  Eigentmns. 
4.  Ansprüche  aus  dem  Eigentum. 

1.  Uebertragung  des  Eigentums.  Dies 
ist  die  wichtigste  Erwerbsart  des  Eigentiuns 
in  der  heutigen  Sozialwirtschaft  wie  in  jeder 
solchen,  da  der  Tauschverkehr  (im  weitesten 


•Sinne  des  Wortes)  zu  Ausdehnung  und  Aus- 
bildung gelangt  ist.  Die  Voraussetzimgen 
luid  Einzelwirkungen  dieses  Wanderas  der 
Eigentumsrechte  von  einer  Hand  in  die  an- 
dere sind  selbstverständlich  nur  den  beson- 
deren Rechtsordnungen  zu  entnehmen» 
Wohl  aber  giebt  es  in  verschialenen  Rechts- 
ordnungen allgemeine  und  übereinstimmende 
Gedanken,  nach  denen  die  Gesetze  den 
Eigentumserwerb  im  einzelnen  ausgebildet 
haben,  welche  gemeinsamen  Ric*litlinien 
hier  zu  erörtern  sind. 

Bei  der  Uebei-tragung  des  Eigentums 
tritt  in  den  Gesetzgebungen  der  Neuzeit 
gnmdlegend  der  Unterschied  zwischen  Ei- 
gentum an  Grundstücken  und  an  beweg- 
lichen Sachen  auf.  Jenes  steht  unter  der 
Einrichtung  des  Grundbuches  (s.  Art.  Hy- 
potheken- u.  Grundbuchwesen).  Für 
das  zweite  gut  regelmässig,  dass  der  Er- 
werb des  Eigentums  von  der  Uebergabe  der 
Sache  (traditio)  abhängig  ist  (so  das  röm., 
preuss.,  Sachs.  Recht  und  B.G.B.  §  929,  anders 
das  französ.  Recht,  wonach  diu:ch  einfache  Be- 
redung Eigentum  übertragen  werden  kann). 
Falls  der  Erwerber  die  Sache  bereits  in 
Händen  hatte,  z.  B.  als  Entleiher  oder 
Mieter,  so  kann  die  nochmalige  Hin-  und 
Hergabe  durch  einfache  Uebereinkunft  ersetzt 
werden  (brevi  manu  traditio,  B.G.B.  §  929) ; 
umgekehrt  ist  es  möglich,  dass  zwischen 
dem  jetzigen  Eigentümer  und  dem  Er- 
werber ein  Rechtsverhältnis  verabredet 
wird,  wonach  erstei*er  zunächst  noch  im 
Besitze  der  Sache  verbleibt,  das  Eigentum 
aber  mit  jener  Beredung  bereits  übergeht 
(constitutum  possessorium.  B.G.B.  §  930) ;  end- 
lich kann  nach  B.G.B.  §  931,  einer  inhaltlich 
neu  geschaffenen  Bestimmung,  das  Eigentum 
an  einer  im  Besitze  eines  Dritten  befindlichen 
Sache  dadurch  übertragen  werden,  dass  der 
Eigentümer  dem  Erwerber  den  Anspruch 
auf  Herausgabe  der  Sache  abtritt,  z.  B.  bei 
der  Veräusserung  von  Mobiliar,  das  zur  Zeit 
noch  einem  anderen  vermietet  ist.  —  Für 
den  Handelsverkelir  giebt  es  im  heutigen 
Rechte  drei  weitere  Erleichterungen  des 
Eigentumserwerbs,  ohne  körperliche  Ueber- 
gabe der  zu  übertragenden  Sache:  Nach 
dem  sogenannten  Depotgesetz  v.  5.  Juli  1896 
§  7  beim  Ei'werb  von  Wertpapieren  durch 
einen  Kommissionär  mit  der  Absenduug 
des  Stückeverzeichnisses  an  den  Kommit- 
tenten; nach  H.G.B.  §§424,  450,  647  durch 
Uebergabe  von  indossabelen  Lagerscheinen, 
Ladescheinen  oder  Konnossementen,  welche 
die  Uebergabe  der  Waren  selbst  ersetzt; 
nach  H.G.B.  §  474  und  EG.  dazu  Art  6  bei 
Uebertragnng  von  Seeschiffen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  den 
bürgerhchen  Rechtsverkehr  ist  die  Lösung 
der  Frage,  welche  Folgen  eintreten,  wenn 
der  Veräusserer  gai*  nicht  Eigentümer  war. 
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Hier  kommen  in  verschiedener  Weise  die 
Auffassung  des  römischen  und  unseres 
neuen  bürgerlichen  Rechts  in  Betracht. 

Nach  römischem  Recht  war  zum  Eigen- 
tumserwerb durch  üebertragimg  erforder- 
lich, dass  der  Tradent  Eigentümer  war;  es 
galt  der  Satz,  dass  niemand  mehr  übertragen 
kann,  als  er  selbst  hat.  Bei  Veräussenmgen 
durch  den  Fiskus  oder  den  Kaiser  bestand 
eine  Ausnahme.  —  Nach  älterem  deutschen 
Rechte  galt  die  Regel:  Hand  muss  Hand 
wahren.  Der  Eigentümer,  der  seine  Sache 
einem  anderen  anvertraut  hatte,  konnte  im 
Falle  der  Venmtreuung  des  anderen  die 
Sache  von  einem  dritten  redlichen  Erwerber 
nicht  herausverlangen ,  sondern  nur  jenen 
ersten  auf  Ersatz  in  Anspnich  nehmen.  — 
Im  Anschlüsse  an  diesen  Gedanken  hat  das 
neuzeitliche  Recht  (bes.  C.C.  2279  und  altes 
H.G.B.  Artt.  306  ff.)  mehr  Gewicht  auf  den 
Schutz  des  guten  Glaubens  des  Erwerbers 
als  auf  unbedingte  Aufrechterhaltung  des 
einmal  begründeten  Eigentums  gelegt.  B.G.B. 
§§  932  ff.  hat  dieses  als  Gnmdsatz  auf- 
genommen :  Wenn  jemand  von  einem  Nicht- 
eigentümer eine  Sache  übereignet  erhält, 
so  w^ird  er  Eigentiimer,  es  sei  denn,  dass 
er  zu  der  Zeit,  da  er  sonst  Eigentum  er- 
halten hätte,  nicht  in  gutem  Glauben  war; 
er  ist  aber  nicht  in  gutem  Glauben,  wenn 
ihm  bekannt  oder  infolge  grober  Fahrlässig- 
keit imbekannt  ist,  dass  die  Sache  nicht  dem 
Veräusserer  gehört.  Der  Satz  findet  keine 
Anwendung,  wenn  die  Sache  dem  Eigen- 
tümer gestohlen  worden,  verloren  gegangen 
oder  sonst  abhanden  gekommen  war;  hat 
also  der  Entleiher  oder  der  Mieter  einer 
Sache  diese  veruntreut,  so  geht  das  Eigen- 
tum dem  Verleiher  oder  dem  Vermieter 
verloren.  Geld  oder  Inhaberpapiere  werden 
von  einem  redlichen  Empfänger  bedingtmgs- 
los  zu  Eigentum  erworben,  auch  wenn  sie 
gestohlen  oder  sonst  abhanden  gekommen 
sind;  ebenso  Sachen,  die  jemand  in  öffent- 
licher Versteigerung  (der  Begriff  ist  in 
B.G.B.  §  383,  3  bestimmt)  an  sich  bringt. 

Neben  diesen  für  die  Regelfälle  der 
Eigentumsübertragung  geltenden  Sätzen 
kennt  das  neue  Handelsgesetzbuch  für 
Kaufleute  zwei  ergänzende  Bestimmungen : 
Der  Erwerber  soU  auch  dann  Eigentum  er- 
halten, wenn  er  zwar  weiss,  dass  der  Ver- 
äussernde nicht  Eigentümer  ist,  er  aber 
gutgläubig  eine  Befugnis  des  Veräusseres 
zur  üebertragimg  annimmt  (§  366);  sodann 
eine  Erschwerung  des  Eigentumserwerbes 
an  gestohlenen  oder  sonst  abhanden  gekom- 
men Inhaberpapieren  durch  einen  Bankier 
oder  Geldwechsler,  sobald  der  Verlust  im 
Roichsanzeiger  bekannt  gemacht  worden  ist, 
während  des  ersten  Jahres  nach  der  Ver- 
öffentlichung (§  367). 

Im  seitherigen  wai*   die  Eigentumsüber- 


tragung in  Einzelgeschäften  gemeint,  sie 
kann  selbstredend  auch  durch  Gesamtnach- 
folge geschehen.  Eine  solche  kennt  das 
heutige  Recht  nur  bei  der  Erbschaft 
(B.G.B.  §  1922). 

Noch  mag  darauf  hingCAnesen  werden, 
dass  eine  Eigentumsübertragung  auch  durch 
Ausspruch  einer  öffentlichen  Behörde  er- 
folgen kann.  Dieses  geschieht  unter  Pri- 
vaten in  unserem  Rechte  aber  nur  durch 
Zuschlag  im  Falle  der  Zwangsversteigerung. 
Ausserdem  kommt  Einziehung  und  damit 
üebergang  des  Eigentums  auf  den  Staat 
im  Strafrecht  vor :  nach  StG.B.  §  40  können 
solche  Sachen,  welche  durch  vorsätzliches 
Verbrechen  oder  Vergehen  herabgebracht 
oder  welche  zur  Begehung  eines  derartigen 
Delikts  gebraucht  oder  bestimmt  sind,  ein- 
gezogen w^erden ;  regelmässig  müssen  sie 
dem  Thäter  gehört  haben  (Ausnahmen  z.  B. 
beim  Wilddiebstahl,  St.G.B.  §  296  a.).  Ergänzt 
durch  Einzelgesetze,  z.  B.  G.  über  das  Ur- 
heberrecht V.  11.  Juni  1870,  §  21. 

2.  Sonstige  Erwerbsarten.  Die  sämt- 
lichen Möglichkeiten  des  Eigentumserwerbs 
werden  von  der  Jurisprudenz  regelmässig 
in  abgeleitete  (derivative)  und  ursprüngliche 
(originäre)  eingeteilt,  je  nachdem  der  Ervv'erb 
dun'Ji  das  Eigentum  eines  Vorgängers  be- 
dingt ist  oder  nicht.  Rechtssätze,  welche 
sich  an  jene  Unterscheidung  allgemein  an- 
lehnen würden,  giebt  es  in  den  hier  inte- 
ressierenden Gesetzgebungen  aber  nicht;  es 
ist  jede  einzelne  Erwerbsart  für  sich  zu  be- 
trachten. 

Für  die  jetzt  noch  nicht  erwähnten  sind 
nun  in  den  modernen  Rechtsordnungen  durch- 
gängig die  Grundsätze  des  römischen  Rechts 
massgeblich  geworden,  in  diesen  neueren 
Gesetzen  stets  nur  in  Einzelheiten  geändert. 

Dieses,  gilt  vor  allem  von  der  Ersit- 
zung, die  schon  im  Rechte  der  12  Tafeln 
anerkannt  war  (fundi  biennium,  coterarum 
rerum  annus  esto).  Sie  gipfelt  in  dem  Ge- 
danken, dass  der  gutgläubige  Erwerber,  der 
ohne  Mangel  in  der  Person  des  Uebertra- 
genden  von  diesem  Eigentum  erhalten  haben 
würde,  die  andauernd  von  ihm  besessene 
Sache  eigentümlich  nun  haben  soUe.  Aus- 
genommen sind  entwendete  Sachen.  Die 
Fristen  haben  im  Laufe  der  Rechtsge- 
schichte geschwankt,  Justinian  bestimmte 
3  Jahre  für  bewegliche  Sachen,  10  Jahre 
für  Immobilien  für  den  Regelfall.  Nach 
kanonischem  Recht  musste  der  gute  Glaube 
des  Besitzers  vom  Erwerbe  bis  zur  Voll- 
endung der  Ersitzung  bestanden  haben 
(»mala  fides  superveniens  nocet«).  —  Das 
Institut  wurde  mit  dem  römischen  Rechte 
in  Deutschland  recipiert  B.G.B.  §§  937  ff.  be- 
stimmt als  Grundsatz :  Wer  eine  bewegliche 
Sache  10  Jalire  im  Eigenbesitze  (s.  unten 
sub  IV    1)  hat,  erwirbt  das  Eigentum.    Für 
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Ghrundstücke  gelten  auch  hier  Besonder- 
heiten, die  durch  die  Einrichtung  des  Grund- 
buchs bedingt  sind  (B.G.B.  §  900). 

Aneignung.  Für  Sachen,  die  zur  Zeit 
in  niemandes  Eigentum  stehen,  gilt  die 
römische  Regel:  res  nullius  cedunt  occu- 
panti ;  nach  B.G.B.  §  958  aber  nur  für  beweg- 
liche Sachen,  während  für  herrenlos  ge- 
wordene Grundstücke  ein  privilegiertes  An- 
eignungsrecht für  den  Fiskus  des  Bundes- 
staates besteht,  in  dessen  Gebiet  das  Grund- 
stück liegt  (B.G.B.  §  928,  E  .G-  Art.  190).  Im 
übrigen  bezieht  sieh  die  Regel  sowohl  auf  Sa- 
chen, die  von  ihrem  Ei^ntümer  aufgegeben 
(derelinquiert)  wortlen  smd,als  auf  solche,  die 
noch  nie  in  jemandes  Eigentum  waren,  wie 
Meeresprodukte,  nicht  jagdbare  wilde  Tiere 
in  der  Freiheit.  Allein  es  bestehen  ge- 
wichtige Ausnahmen,  welche  gerade  die 
praktisch  bedeutsamsten  herrenlosen  Sachen  : 
betreffen:  so  gilt  vor  allem  ein  ausschliess- 
liches Aneignungsrecht  füi- Jagd  und  Fischerei. 
Für  jene  ist  diu"ch  die  Gesetzgebung  von 
1848  das  frühere  Jagdregal  gefallen;  das 
Jagdrecht  ist  Ausfluss  des  Eigentums  am 
Grund  und  Boden,  aber  partikularrechtlich 
durch  Jagdpolizeigesetze  (in  Preussen  v.  7. 
3Iärz  50)  besonders  organisiert.  In  gleichem 
Sinne  ist  die  Binnenfischerei  geregelt, 
während  die  See  fischerei  grundsätzlich  frei 
ist,  die  Küstenfischerei  den  Inländern 
offen  steht.  Nach  E.G.  Art.  130  sind  diese 
Fragen  der  Landesgesetzgebung  erhalten 
geblieben.  Aber  es  ist  reichsrechtlich  die 
alte  Streitfrage  entschieden  -worden,  ob  der 
Wilderer  oder  Fischdieb  Eigentum  an  dem 
bisher  herrenlosen  Tiere  begründe  oder 
nicht  (bejahendenfalls:  ob  fih*  den  zur  An- 
eignung allein  Berechtigten  oder  für  sich); 
B.G.B.  §  958,  2  lässt  überhaupt  kein  Eigentum 
entstehen.  —  Neben  Jagd  und  Fischerei 
kommen  die  Besonderheiten  des  Bergrechts 
in  Betracht,  wofür  gleichfalls  die  Landesge- 
setze massgeblich  bleiben  (E.G.  Art.  67).  Das 
Recht  auf  Gewinnung  des  Bernsteins  ist  in 
Ost-  und  Westpreussen  staatlic^hes  Regal. 
Endlich  giebt  es  ein  besonderes  Strandrecht 
nach  der  Strandungsonlnimg .  ReichsG.  v. 
17.  Mai  1874;  das  Strandrcctit  steht  aus- 
schliesslich dem  Staate  zu,  etwaige  privat- 
rechtliche Gerechtsame  aus  früh(^rer  Zeit 
sind  ohne  Entschädigimg  aufgehoben  worden. 
Für  die  Ausübung  des  Sti-andrechts  ist 
Voraussetzung  der  Unter^ig  des  seitherigen 
Eigentums  durch  Dereliktion  oder  infolge 
Unmöglichkeit  der  Feststellung  des  Eigen- 
tümers; es  beschränkt  sich  auf  sogenannte 
strandtriftige  Sachen,  die  von  der  See  an 
den  Strand  geworfen  oder  doch  von  diesem 
aus  geborgen  "wurden. 

Hne  bemerkenswerte  Eigentumser\verbs- 
art  ist  die  Verarbeitung  eines  fremden 
Stoffes  TAI  einer  neuen  Sache  (specificatio). 


Als  solche  Verarbeitung  gilt  auch  das 
Schreiben,  Zeichnen,  Malen,  Dnicken,  Gra- 
vieren oder  eine  ähnliche  Bearbeitung  der 
Oberfläche.  Der  Er^^erb  des  Eigentums 
durch  den  Verarbeiter  vollzieht  sich  nach 
R.G.B.  §  950  auch  dann,  wenn  er  über  das 
fremde  Eigentum  nicht  in  gutem  Glauben 
war;  immer  vorausgesetzt,  dass  er  über- 
haupt für  sich  verarbeiten  wollte  und 
nicht  für  den  Stoffeigentümer.  Entsprechend 
wird  auch  durch  Verbindung  oder  durch 
Vermeng ung  (accessio)  Eigentum  in  der 
Weise  erworben,  dass  bei  einer  Verbindung 
von  mehreren  Sachen  zu  einer  einheitlichen 
Sache  Miteigentum  entsteht,  bei  der  Ein- 
fügung einer  fremden  Nebensache  in  die 
eigene  Hauptsache  AUeineigentum  des  Haupt- 
eigentümers. Wer  danach  einen  Rechts- 
verlust erleidet,  ist  in  Geld  nach  den  Vor- 
schriften über  ungerechtfertigte  Bereiche- 
rung zu  entschädigen. 

Die  letzte  hier  interessierende  Möglich- 
keit von  Eigentumsbegründung  ist  der  Erwerb 
von  Früchten  (B.G.B.  §  99)  und  sons- 
tigen Erzengnissen  einer  Muttersache. 
Sie  fallen,  wie  alle  sonst  abgetrennten  Be- 
standteile, zunächst  in  das  Eigentum  des 
Haupteigentümers  (B.G.B.  §  953).  Möghcher- 
weise  haben  Dritte  ein  Recht,  sicli  die  Er- 
zeugnisse anzueignen,  so  vor  aUem  der  Niess- 
braucher  (B.G.B.  §  1089)  und  der  Pächter 
(B.G.B.  §  581).  Dann  erwirbt  der  Nutzungs- 
berechtigte die  Frilchte  mit  der  Trennung 
(anders  das  römische  Recht,  nach  welchem 
regelmässig  eine  fructuum  perceptio  erfor- 
derlich war);  ebenso  derjenige,  welcher 
überhaupt  gutgläubiger  Eigenbesitzer  der 
Muttersache  ist  (B.G.B.  §§  954 ff.). 

3.  Verlust  des  Eigentums.  Da  an 
derselben  Sache  nur  ein  einziges  Eigentum 
möglich  ist,  so  verliert  der  Eigentümer  sein 
Recht,  sobald  ein  anderer  das  Eigentum  an 
jener  Sache  erwirbt.  Es  kann  aber  auch 
sein,  dass  ein  Verlust  des  Eigentums  statt- 
hat, ohne  dass  eine  andere  Person  es  für 
sich  erhält. 

Dies  ist  vor  allem  gegeben  im  Falle  der 
Dereliktion,  d.  i.  Erklänmg  des  Eigen- 
tümers, dass  er  sein  Recht  jetzt  aufgebe. 
Sie  hat  bei  beweglichen  Sachen  nur  dann 
die  beabsichtigte  Wirkung,  wenn  der  Eigen- 
tümer in  der  genannten  Absicht  den  Besitz 
(s.  unten  sub  IV)  aiifgiebt.  (B.G.B.  §  959,  in 
Uebereinstimmung  mit  den  seitherigen  Rech- 
ten). Bei  Ginindstücken  ist  nach  heutigem 
Recht  erforderlich,  dass  der  Eigentümer 
seinen  Verzicht  vor  dem  Grundbuchamte 
erklärt  und  der  Verzicht  im  Gnmdbuch  ein- 
getragen wird  (B.G.B.  §  928). 

Dagegen  geht  durch  Verlieren  einer 
Sache  zwar  der  Besitz  von  ihr  unter,  das 
Eigentiunsrecht  jedoch  nicht.  Der  Finder 
darf   sich  die  gefundene   Sache   nicht   an- 
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eignen,  bei  Meidung  des  Vergehens  der 
Unterschlagung  (^St.G.B.  §  246).  Das  römische 
Recht  ist  hierbei  stehen  geblieben  nnd  hat 
diese  Frage  dadurch  um  so  mehr  ganz  tm- 
vollkommen  behandelt,  als  ihm  ein  Anspruch 
auf  Finderlohn  fi-emd  war.  Nach  älterem 
deutschen  Recht  wurde  eine  gefundene 
Sache,  wenn  sich  deren  Eigentümer  nicht 
meldete,  dem  Finder  zugesprochen  oder 
(partikularrechtlich  verschieden)  zwischen 
ihm  und  der  Obrigkeit  geteilt.  Die  neueren 
Gesetzgebungen  haben  diesen  Gedanken  in 
verschiedener  Weise  aufgenommen  und 
durchgeführt.  B.G.B.  §§  965  ff.  hat  folgende 
Grundsätze:  Der  Finder  hat  den  Fimd  der 
Polizeibehörde  anzuzeigen  (bei  Sachen  über 
3  Mark  Wert);  er  ist  ziu*  Verwahrung  der 
Sache  verpflichtet  und  haftet  für  grobe 
Fahrlässigkeit ;  er  hat  Anspruch  auf  Finder- 
lohn (B.G.B.  §971);  mit  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  Anzeige  bei  der  Polizeibehörde 
wird  der  Finder  Eigentümer,  wenn  nicht 
ein  Empfangsberechtigter  sich  gemeldet  hat. 
Der  Finder  kann  auf  den  Eigentumserwerb 
verzichten,  womit  sein  Recht  auf  die  Ge- 
meinde des  Fundortes  übergeht.  Besonder- 
heiten gelten  für  den  Fund  in  den  Geschäfts- 
räumen oder  den  Beförderungsmitteln  einer 
öffentiichen  Behörde  (B.G.B.  §  978)  sowie  für 
Sachen  im  Besitze  einer  öffentlichen  Be- 
hörde, wenn  der  Empfangsberechtigte  oder 
dessen  Aufenthalt  unbeKannt  ist  (B.G.B.  §  983). 

Aus  dem  römischen  Recht  sind  in  die 
neueren  Gesetzgebungen  besondere  Bestim- 
mungen über  den  Schatz  (thesaunis)  über- 
gegangen. Ein  Schatz  ist  eine  Sache,  die 
so  lange  verborgen  gelegen  hat,  dass  der 
Eigentümer  nicht  mehr  zu  ermitteln  ist. 
Damit  ist  das  Eigentum  des  letzteren  kraft 
Gesetzes  erloschen  und  die  Sache  herrenlos 
geworden.  Sie  fällt  aber  nicht  einfach  an 
den  Okkupierenden,  sondern  ziu*  Hsüfte  an 
den  Entdecker,  zur  Hälfte  an  den  Eigen- 
tümer der  Sache,  in  welcher  der  Schatz 
verborgen  war  (B.G.B.  §  984). 

HeiTenlos  werden  sodann  auch  ohne  den 
Willen  des  Eigentümers  gefangene  wilde 
Tiere,  welche  die  Freiheit  erlangen,  wenn 
nicht  der  Eigentümer  das  Tier  unverzüglich 
verfolgt  oder  wenn  er  von  der  eingeleiteten 
Verfolgung  absteht.  Femer  gezähmte  Tiere, 
wenn  sie  die  »consuetudo  revertendi«  ver- 
lieren (B.G.B.  §  960.  üeber  Tauben  s.  E.G. 
Art.  130).  Das  erste  gilt  im  besonderen  für 
ausziehende  Bienenschwärme,  über  deren  Ver- 
folgung, ihre  Vereinigung  mit  anderen  Schwär- 
men oder  ihren  Einzug  in  fremde  Bienen  Woh- 
nungen die  Gesetze  sich  regelmässig  näher 
verbreiten  (vgl.  B.G.B.  §§  961  ff.). 

Weitere  Fälle,  in  denen  die  Frage  des 
Eigentumsverlustes  kritisch  werden  kann, 
erwähnen  die  neueren  Rechtsordnungen  nicht 
mehr;  z.  B.  Auffinden  von  leicht  verderb- 


lichen Nahrungsmitteln,  von  Eintrittskarten 
zu  Theater,  Konzert  etc.,  die  ohne  ihre 
jetzige  sofortige  Benutzung  verfallen  würden, 
während  keine  Möglichkeit  besteht,  den 
Eigentümer  ausfindig  zu  machen  (cf.  1.  44 
D.  41,  1).  Es  dürfte  mehr  dafür  sprechen, 
den  Verlust  des  Eigentums  dann  auzunelmien, 
wenn  die  Wiedererlangung  durch  den  Eigen- 
tümer unbedin^  ausgeschlossen  ist,  so  dass 
der  Aneigner  in  jenen  Fällen  keine  Unter- 
schlagung begehen  könnte.  Das  Gegenteil 
würde  eine  nur  subjektive  Laune  des  Eigen- 
tümers sanktionieren  (vgl.  B.G.B.  §  226). 

4.  Ansprache  aus  dem  Eigentum.  Der 
Eigentümer  kann  von  jedem  Besitzer  die 
Herausgabe  der  Sache  verlangen  (rei  \in- 
dicatio).  Der  besitzende  Nichteigentümer, 
der  von  dem  nicht  besitzenden  Eigentümer 
auf  Herausgabe  angegangen  wird,  kann  diese 
verweigern,  wenn  er  ein  dingliches  oder 
persönliches  Recht  auf  das  Haben  der  Sache 
vorbringen  kann.  Liegt  das  nicht  vor,  so 
darf  er  doch  wegen  Verwendungen,  die  er 
auf  die  Sache  gemacht  hat,  von  dem  Eigen- 
tümer Ersatz  verlangen,  eine  aus  dem 
römischen  Recht  herübergenommene  Re- 
gelung, die  dort  sehr  im  einzelnen  ausgeführt 
war  und  in  den  neueren  Gesetzgebungen 
in  meist  recht  kasuistischer  Weise  behandelt 
ist  (vgl.  B.G.B.  §§  994  ff.).  Zu  solchen  Ver- 
wendungen gehört  nicht  dasjenige,  was  der 
Besitzer  zum  Erwerbe  der  Sache  von  einem 
Dritten  gutgläubig  aufgewendet  hatte;  die 
Frage,  ob  der  Eigentümer  bei  der  Vindikation 
ihm  jene  Erwerbskosten  ersetzen  müsse,  ist 
in  der  Rechtsgeschichte  oft  verschieden  be- 
antwortet. Das  römische  Recht  verneinte 
es  und  führte  seinen  Satz  »ubi  rem  meam 
invenio,  ibi  vindico«  unbeschränkt  durch. 
In  Deutschland  wurde  in  manchen  Rechten, 
besonders  dem  lübischen,  jene  Frage  bejaht: 
daraus  ist  der  Auslösimgsanspruch  des 
redlichen  Besitzers  vor  allem  in  das  A.L.R. 
übergegangen.  Das  B.G.B.  ist  zum  Stand- 
punkte des  römischen  Rechts  zurückgekehrt, 
wobei  allerdings  im  Auge  behalten  werden 
muss,  dass,  wie  oben  ausgeführt,  der  gut- 
gläubige Erwerber  einer  fremden  Sache  im 
NormalfaU  überhaupt  Eigentum  fiu*  sich 
erwirbt. 

Wird  das  Eigentum  in  anderer  Weise 
als  durch  Entziehung  oder  Vorentlialtung 
des  Besitzes  beeinträchtigt,  so  kann  der 
Eigentümer  von  dem  StÖrer  die  Beseitigung 
der  Beeinträchtigung  verlangen  (actio  nega- 
toria). Die  Störung  kann  in  jeder  Einwirkung 
auf  die  fremde  Sache  bestehen;  von  be- 
sonderer Bedeutung  sind  im  gewöhnlichen 
Rechtsleben  die  Immissionen  schädlicher 
Art  in  fremde  Grundstücke.  Dahin  rechnet 
die  Gerichtspraxis  jede  Zufühnmg  be- 
lästigender Substanzen  ;  nicht  nur  verletzender 
Körper,  z.  B.  Sprengungen,  dass  Steine  her- 
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überfliegen,  Schiessen  auf  benachbarten 
Grundstücken,  Uebeitreten  von  Grund- 
wasser oder  Jauche,  sondern  auch  Zuführung 
von  Dämpfen,  Rauch,  Russ,  Gasen,  Erregung 
von  Wärme,  von  Geräusch  oder  Erschütte- 
rungen; aber  die  Grenze,  von  wann  ab  der 
Eigentümer  diese  störenden  Einwirkungen 
verbieten  dürfe,  war  oft  streitig.  B.G.B.  §  906 
spricht  ein  Verbietungsrecht  insoweit  ab, 
>eJß  die  Einwirkung  die  Benutzung  des 
Grundstücks  nicht  oder  nur  unwesentlich 
beeinträchtigt  oder  durch  eine  Benutzung 
des  anderen  Grundstücks  herbeigeführt  wird, 
die  nach  den  örtlichen  YerhäJtnissen  bei 
Grundstücken  daher  lange  gewöhnlich 
ist.«  Die  Zuführung  durch  eme  besondere 
Leitung  ist  immer  unzulässig.  Nach  diesem 
Massstabe  würde  auch  die  neuerliche  Streit- 
frage zu  entscheiden  sein,  ob  von  einem 
physikalischen  Institut  gegen  eine  elektrische 
StrassenlMihn  negatorisch  geklagt  werden 
könne,  wenn  dimJi  den  Betrieb  der  letzteren 
elektro-magnetische  Versuche  in  jenem  ge- 
stört oder  unmöglich  gemacht  wurden. 

Die  Freiheitsklage  eines  belästigten 
Eigentümers  erleidet  eine  Einschränkung 
nach  G.O.  §  26,  wonach  konzessionierte  ge- 
werbliche Anlagen  niemals  auf  Einstellung 
des  Betriebes,  sondern  nur  auf  Herstellung 
von  Eänrichtimgen  verklagt  werden  können, 
welche  die  benachteiligende  Wirkung  aus- 
schliessen.  Davon  abgesehen  kann  die  Ne- 
gatorienklage bei  Besorgnis  weiterer  Be- 
einträchtigungen auch  auf  Verbot  künftiger 
Unterlassungen  gerichtet  werden.  Auf  Schuld 
des  Störers  kommt  es  bei  dieser  Freiheits- 
klage des  Eigentümers  nicht  an.  Anderer- 
seits kann  bei  blosser  objektiver  Störung 
Schadensersatz  nach  neuem  bürgerlichen 
Recht  nicht  ohne  weiteres  gefordert  werden ; 
es  ist  dazu  vielmehr  erf onlerlich ,  dass  der 
Geschädigte  einen  besonderen  Anspruch  nach 
den  Vorschriften  über  Schuldverhältnisse 
aus  unerlaubten  Handlungen  zu  begründen 
vermag. 

Oftmals  ist  es  beim  Streite  über  eine 
Sache  dem  Kläger  nicht  leicht,  einen  sicheren 
Beweis  seines  Eigentums  zu  erbringen.  Die 
neuere  Gesetzgebung  erleichtert  das  insofern, 
als  für  den  im  Grundbuche  Eingetragenen 
die  Vermutung  des  Eigentums  spricht,  bei 
beweglichen  Sachen  aber  entsprechend  für 
den  Besitzer  vermutet  werden  soll,  dass  er 
Eigentümer  sei.  Es  kann  aber  auch  der, 
dem  eine  Sache  unfreiwillig  abhanden  ge- 
kommen ist,  diese  einfach  auf  Grund  seines 
früheren  Besitzes  vom  jetzigen  Besitzer 
heraus  verlangen ;  hatte  dieser  mala  fide  er- 
worben, so  muss  er  bedingungslos  heraus- 
geben, war  er  in  gutem  Glauben,  so  bleibt 
ihm  überlassen,  mm  seinerseits  zu  beweisen, 
dass  er,  der  Beklagte,  Eigentümer  geworden 
ist,  oder  auch,  dass  er  die  Sache  in  früherer 


Zeit  als   der  Kläger  einmal   besessen   und 
unfreiwillig  verloren  habe  (B.G.B.  §  10<)7). 

IV.  Der  Besitz. 

1.  Begriff.    2.  Rechtliche  Bedeutung. 

1.  Begriff.  Besitz  und  Eigentum  sind 
zwei  verschiedene  Begriffe  und  niemals  mit 
einander  zu  verwechseln.  Eigentum  bedeutet 
eine  (oben  näher  bestimmte)  endgültige  Hen- 
schaft  über  eine  Sache,  zufolge  eines  ordent- 
lichen gesetzlichen  Erwerbsgrundes;  Besitz 
dagegen  liegt  dann  vor,  wenn  jemand  eine 
Sache  thatsächlich  in  seinerGewalt 
hat,  gleichviel  ob  dieses  in  gesetzlicher 
Weise  gekommen  ist  oder  nicht. 

Die  allgemeine  Frage,  in  welcher  der 
Besitzbegriff  sich  fassen  lässt,  ist  also  die: 
Was  hat  die  thatsächliche  Gewalt 
über  eine  Sache  an  sich  für  rechtliche  Be- 
deutung? 

Auch  hier  ist  die  Antwort  der  einzelnen 
geschichtlichen  Rechtsordnungen  wechselnd 
und  verschieden.  Das  römische  Recht,  von 
dem  wir  eine  erste  gut  durchdachte  Ant- 
wort auf  jene  Frage  haben  (die  altdeutsche 
Lehre  von  der  »Gewere«  muss  hier  ausser 
Betracht  bleiben),  verlieh  eine  besonders  be- 
merkenswerte Bedeutung  einer  thatsächlichen 
Sachbeherrschung  bloss  dann,  wenn  sie  von 
dem  Aneignungswillen  begleitet  war  (ci\ilis 
possessio) ;  fehlte  dieser  Wille,  wie  bei  dem 
Siieter  oder  einem  Verwalter  fremden  Ver- 
mögens, so  war  nur  Inhabung  (naturalis 
possessio)  ohne  weitgehende  Rechtsbedeutung 
vorhanden.  Nach  neueren  Rechten,  beson- 
ders unserem  Gesetzbuche  verhält  es  sich 
anders:  Die  thatsäcliliche  Gewalt  bedeutet 
den  Besitz,  auch  wenn  man  sie  für  einen 
anderen  ausüben  will,  das  Eigentum  dieses 
neben  sich  anerkennend ;  gleichgültig  ist  es, 
ob  jemand  die  Sache  teilweise  für  sich 
nützen  und  gebrauchen  will,  wie  Pächter, 
Niessbraucher,  Entleiher,  oder  ob  er  sie 
nur  im  Interesse  des  anderen  in  seiner 
Hand  hat,  wie  Rechtsanwalt,  Vormund, 
Vereinsvorstand.  Hat  jemand  die  Sache  als 
ihm  gehörend  in  seiner  Gewalt,  so  heisst 
er  Eigen besitzer  (§  872);  besitzt  ein 
anderer  für  ihn,  so  hat  er  mittelbaren 
Besitz  (§  868). 

Von  den  besprochenen  Fällen  ist  der  des 
Besitzgehilfen  zu  unterscheiden,  der 
einen  anderen  in  dessen  Haushalt,  Erwerbs- 
geschäft oder  in  einem  ähnlichen  Verhält- 
nisse unterstützt  und  dabei,  wie  Dienstboten, 
angestellte  Verkäufer  und  dergleichen,  that- 
säcliliche Gewalt  über  Sachen  im  Besitze 
des  Prinzipals  auch  ausübt.  Die  Grenze 
kann  im  einzelnen  Fall  schwierig  sein. 

Die  Frage  nach  dem  Vorhandensein  oder 
dem  Verlust  der  thatsächlichen  Ge- 
walt über  eine  Sache  ist  nicht  immer  so 
leicht  zu  entscheiden,  als  es  auf  den  ersten 
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Blick  erscheinen  mag.  Es  zeigt  sich  dies 
besonders  beim  Erwerb  von  herrenlosen 
Sachen  durch  Aneignung,  die  erst  mit  der 
Besitzergreifung  '^ii'kt;  bei  der  Festhaltung 
des  Besitzes  durch  Yerschliessen,  bei  der 
Frage  einer  möglichen  Ti-adition  durch 
Schlüsselübergabe;  es  drückt  sich  in  dem 
\Tilgären  Gegensatze  von  »verlieren«  und 
^verlegen«  aus;  und  in  vielen  ähnlichen 
Zweifelsfällen. 

Den  Gedanken  der  Abscheidung  eines 
besonderen  Besitzbegriffes  neben  dem  des 
Eigentums  hat  man  auf  andere  Rechtsver- 
hältnisse übertragen.  So  wie  der  Besitz 
(nach  gelegentlich  gebrauchtem  Ausdrucke) 
das  thatsächliche  Abbild  des  Eigentums  ist, 
so  soDte  die  thatsächliche  Ausübung  auch 
anderer  Rechte  einen  sogenannten  Rechts- 
besitz (iuris  quasi  possessio)  darstellen.  Das 
römische  Recht  n£uim  dieses  im  besonderen 
bei  thatsächlicher  Ausübung  von  Servituten 
an.  Das  mittelalterliche  Recht  ging  viel 
weiter;  namentlich  kannte  das  kanonische 
Recht  Besitz  von  kirchlichen  Aemtern,  von 
Benefizien  und  Pfritnden,  das  weltliche 
Recht  in  Deutschland  Besitz  von  Zehnten, 
Reallasten  u.  a.  Die  Landesgesetzgebungen 
der  neueren  Zeit  waren  dem  zum  teil  ge- 
folgt, besonders  das  A.L.R.,  das  im  Privat- 
recht  bei  allen  Rechten  mit  möglicher  dau- 
ernder Ausübung  die  thatsächliche  Verwirk- 
lichung als  solche  als  Besitz  mit  besonderer 
rechtlicher  Bedeutung  anerkannte,  dasselbe 
aber  auch  bei  gewissen  öffentlichen  Rech- 
ten, wie  Regalien,  Adel,  Patronat,  annahm. 
Das  Gesetzbuch  kennt  für  das  neue  bürger- 
liche Recht  die  Durchführung  dieser  Ana- 
logie nicht  (mit  verschwindenden  Ausnah- 
men, besonders  für  die  üebergangszeit). 

2.  Rechtliche  Bedeutung.  Der  Besitz 
ist  als  solcher  schon  dadurch  rechtlich 
wichtig,  dass  viele  Rechtsordnungen  sein 
Gegebensein  als  eine  gesetzliche  Voraus- 
setzung für  manchen  Erv^-erb  des  Eigentums 
fordern  und  umgekehrt  Eigentum  erst  dann 
untergehen  lassen,  wenn  der  Besitz  verloren 
ist,  z.  B.  Dereliktion,  Einbusse  des  Eigen- 
tums an  wilden  Tieren  etc.  (s.  oben  sub  III.). 
Auch  sonst  tritt  er  als  wesentliches  Moment 
unter  den  Voraussetzungen  mancher  Rechte 
im  einzelnen  auf,  z.  B.  beim  kaufmännischen 
Zurückbehaltungsrecht  (H.G.B.  Art.  369),  oder 
als  Grund  eines  Ablösungsrechts  nach  B.G.B. 
Art.  268.  Der  Besitz  giebt  das  Recht  der  Not- 
wehr (B.G.B.  §  227 ;  Str.G.B.  §  53) ;  er  verleiht 
die  Beklagtenrolle  im  Prozesse.  Und  er  ist 
nach  Str.G.B.  §  242  und  §  246  bei  der  Abgren- 
zung von  Diebstahl  und  Unterschlagung  von 
wesentlicher  Bodeutimg. 

Vor  allem  ist  aber  der  Besitz  deshalb 
eine  bedeutsame  rechtliche  Einrichtung,  weil 
der  ruhige  Besitzstand  an  und  für  sich 
gegen  Eingriff    Dritter  einstweilig   ge- 


schützt wird.  Verletzt  ein  Fremder  den 
Besitz  eines  anderen  durch  Stönmg  oder 
Entziehung  der  Sache,  so  kann  —  nach 
diesem  Rechtsgedanken  —  der  Besitzer  z  u  - 
nächst  Wiederherstellung  des  Zustandes 
vor  dem  Eingriffe  fordern,  ohne  dass  dem 
Störenden  die  Möglichkeit  gewährt  wurde, 
sich  etwa  auf  ein  Recht  zum  Stören  oder 
zum  Haben  der  Sache  zu  benifen  (»in  pos- 
sessorio  sind  petitorische  Einreden  unziuäs- 
sig«).  Freilich  hat  es  dabei  nicht  sein  end- 
gültiges Bewenden;  der  Besitzesprozess  be- 
wirkt vielmehr  nur  ein  Provisorium,  es  soll 
nur  einstweilen  der  nihige  Besitzstand 
geschützt  und  bei  unfreiwilliger  Vernichtung 
vorerst  wieder  hergestellt  werden.  Es  kann 
also  sehr  wohl  der  im  obigen  Falle  zur 
einstweiligen  Herausgabe  oder  Störungsbe- 
seitigung Verurteilte  einen  zweiten  Prozess 
beginnen  und  mm  das  von  ihm  behauptete 
Recht  geltend  machen ;  aber  es  ergiebt  sich, 
dass  alsdann  die  PaileiroUen  in  beiden  Pm- 
zessen  wechseln,  der  seitherige  Beklagte 
nun  zum  Kläger  wiixl  und  lungekelu-t. 

Diese  Grundgedanken  des  Besitzesschutzes 
sind  von  den  einzelnen  Rechtsordnungen 
verechieden  ausgestaltet  worden,  wobei  die 
Sätze  des  i-ömischen  Rechts  einen  bestim- 
menden Einfluss  allezeit  ausgeübt  haben. 
Es  selbst  war  durch  die  Prätoren  bei  Ge- 
legenheit ilirer  Rechtsi)rechung  ausgebildet 
worden  imd  deshalb  trotz  fester  Formulie- 
rimg im  Edikt  nie  ganz  zu  einem  radikal 
erwogenen  Abschluss  gekommen.  Der  Be- 
sitzer konnte  bei  Entziehung  seines  Besitzes 
bloss  dann  in  der  erwähnten  Art  possesso- 
risch klagen,  wenn  jene  durch  Gewalt 
geschehen  war  (interdictum  unde  vi),  nicht 
aber  bei  heimlicher  Wegnahme ,  wogegen 
bei  einer  teilweisen  Störung  im  ruliigen  Re- 
sitz  jeder  eigenmächtige  Eingriff  des 
Dritten  genügte,  imi  ihn  zu  e  i  n  s  t  w  e  i  1  i  g  e  r 
Unterlassung  venuieilen  zu  können.  Und 
es  stand  die  Möglichkeit  solcher  Klagen  nur 
dem  juristischen  Besitzer  zu,  nicht  dem  In- 
haber, wie  dem  Mieter  oder  Pächter.  In 
Deutschland  haben  GerichtspraxLs  imd  Ge- 
setzgebimg stets  weiter  gedrängt  (sogenannte 
Spolienklage  des  usus  modernus  jiandecta- 
rum) ;  aber  es  ist  dies  niemals  in  einhelligem 
Sinne  geschehen  imd  hat  im  Laufe  der  Ent- 
wickelung  ungemein  geschwankt,,  bis  jetzt 
im  Gesetzbuche  eine  gnmdsätzlich  feste 
Unterlage  dahin  gesetzt  worden  ist:  Jeder 
Besitzer  (s.  oben  sub  1)  kann  verlangen,  dass 
ihm  nicht  gegen  seinen  Willen  (durch  ver- 
botene Eigenmacht)  die  Sache  entzogen  oder 
er  in  ihi*em  ruhigen  Haben  gestöi't  wird; 
geschieht  es  doch,  so  kann  er  gegen  den 
fehlerliaft  Eingreifenden  auf  Wiedei-einräu- 
mung  oder  auf  Beseitigimg  der  Stönmg  und 
weitere  Unterlassung  klagen;  der  Beklagte 
kann  nur  leugnen,  dass  von  ihm  verbotene 
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Eigenmac'ht  geübt  wonlen  sei,  nicht  aber  in 
diesem  Prozesse  sich  darauf  berufen,  da^s 
er  ein  Recht  zum  Besitze  oder  ziu*  Vor- 
nahme der  stöi-enden  Handlung  liabe. 

üeber  den  gesetzgeberischen  Grund  des 
Besitzesschutzes,  als  eigener  Art  des  Rechts- 
schutzes neben  denjenigen  des  Eigentums, 
ist  viel  gestritten  worden.  Man  liat  sogar 
die  Berechtigung  der  Frage  als  solcher  leugnen 
wollen,  weil  es  immer  nur  einen  Grund  für 
den  Besitzesschutz  ini  römischen,  im  preus- 
sischen  oder  einem  anderen  Rechte  gebe, 
keinen  solchen  Grund  aber  in  allgemeiner 
Weise.  Allein  dieses  übersieht,  dass  auch 
für  den  Besitz  in  allgemeingültiger 
Weise  die  Frage  sich  erhebt,  ob  die  that- 
sfichliche  Gewalt  über  eine  Sache  an  sich 
schon  gerichtlichen  Schutz  geniessen  soll, 
so  dass  für  die  Bejahung  als  solche  auch 
allgemeingültige  Grundgedanken  da  sein 
müssen.  Sie  werden  dadurch  gegeben,  dass 
es  wünschenswert  sein  kann,  beim  Streiten 
über  Haben  und  ruhiges  Haben  von  Sachen 
einen  einstweiligen  Besitzstand  durch 
das  Gericht  feststellen  zu  lassen.  Wenn  die 
herrschende  Lehre  dieses  Wünschenswerte 
darin  fand,  dass  es  im  Interesse  ungestörter 
Ordnung  des  Rechtslebens  geschehe,  und 
Ihering  dagegen  meinte,  dass  der  Besitzer 
in  seiner  Qualität  als  mutmasslicher 
Eigentümer  geschützt  werde,  so  erscheint 
bei  genauerer  Betrachtung  das  zweite  nicht 
sowohl  als  ein  Gegensatz,  denn  als  eine 
nähere  Ausführung  des  ei'sten  und  deshalb 
sachlich  begründet.  Es  ist  gesagt  worden, 
dass  bei  Annahme  der  Iheringschen  Aus- 
führungen es  nicht  verständlich  sei,  wes- 
halb der  Beklagte  im  Besitzesprozess  sich 
nicht  auf  sein  Eigentum  berufen  und  damit 
die  Vermutung  des  klägerischen  Eigentums 
entkräften  könne;  denn  das  erledigt  sich 
durch  den  Hinweis  darauf,  dass  auf  Grund 
allgemeiner  Vermutungen  das  Recht  gar  oft 
durchgreift,  ohne  einen  Gegenbeweis  zuzu- 
lassen: die  Vermutung,  dass  jemand  mit  21 
Jahren  geistig  reif  zur  eigenen  Uebernahme 
seines  Vermögens  sei,  kann  auch  durch  ein- 
fEUshen  Hinweis,  dass  es  im  besonderen  Falle 
nicht  zutreffe,  keineswegs  entkräftet  werden. 
Wenn  man  dangen  betonen  will,  dass  der 
Besitzer  rönuschrechtlich  nur  gegen 
Eigenmacht  geschützt  werde,  so  ist  zu 
bemerken,  dass  diese  Einschränkung  mit 
dem  Grundgedanken  des  Besitzesschutzes 
noch  gar  nicht  gegeben  ist,  wie  es  auch 
Perioden  der  Rechtsentwickelung  gegeben 
hat,  beispielsweise  bei  den  deutschen  riuk- 
tikem  des  18.  Jahrhunderts,  da  der  unfrei- 
willige Besitzesverlust  überhaupt  pos- 
sessorischen Schutz  begründete.  Der  Be- 
sitzesschutz ist  als  solcher  von  diesen  his- 
torischen Besonderheiten  nicht  abhängig, 
seine  eigenartige  Aufstellung  gründet  nur  auf 


dem  Wunsche  schneller  provisori- 
scher Ordnimg  eines  Streites.  Der  Be- 
sitzesprozess ist  seinem  Wesen 
nach  nur  eine  einstweilige  Ver- 
fügung. Allerdings  wird  sie  bei  uns  in 
den  Formen  des  ordentlichen  Prozesses  er- 
ledigt und  nur  unter  der  Voraussetzung 
verbotener  Eigenmacht  gewährt;  aber  wel- 
ches gerichtliche  Verfahren  dabei  des  nähe- 
ren gewählt  wird,  und  was  für  besondere 
Vorbedingungen  und  Wirkungen  diese  oder 
jene  Rechtsordnung  aufstellen  möge,  das 
lässt  den  Ginindgedanken  des  Besitzes- 
schutzes unberührt.  Es  zieht  sich  in  die 
Einzelheiten  jiuistischer  Technik  zurück, 
die  in  den  Erörterungen  eines  Werkes  über 
Staatswissenschaften  beiseite  gelassen  wer- 
den können. 

Litteratnr:  JXt  Literatur  über  Eigentum  und 
Bentz  findet  eich  in  ausreichender  Vollständig- 
keit in  folgenden  Lehr-  und  Handbüchern  tu- 
sammengelragen :  Vangerow,  Lehrbuch  der 
Pandekten,  7.  Aufl,,  ^^  £95  ff.,  198  ff.  —  Wind- 
scheid,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts,  7  Aufl., 
^^  167  f.,  U8ff.  —  Vemburg,  Lehrbuch  des 
preussischen  Privatrechts,  5.  Aufl.,  I,  ^^  181  ff., 
148  ff.  —  Matthiass,  Lehrbuch  des  bürgerlichen 
Rechts,  II,  ^Ü  IS  ff.,  tf.  ^  Puchta,  Kurstts 
der  Institutionen,  8.  Aufl.,  II,  ^^  SSI  ff.,  S24f. 

—  DanZf  Lehrbuch  der  Geschichte  des  römischen 
Hechts,  g.  Aufl.,  ^^  119  ff.  —  Schröder,  Lehr- 
buch der  deutschen  Kechtsgcschichte ,  S.  Aufl., 
^^  10,  28,  SS,  61.  —  Huber,  GeschichU  des 
Schweizerischen  Privairechts,  ^^  150  ff.  —  Ahrens, 
Naturrecht  oder  Philosophie  des  Rechts,  ^^  68  ff. 

—  A,  Wagner,  Grundlegung  der  politischen 
Oekonomie,  3.  Aufl.,  II,  ^^  90  f. 

Dazu  ist  aus  der  neuesten  Zeit  nachzutraben : 
Alex,  Kaufmann,  Beiträge  zur  Kenntnis  der 
Feldgemeinschaft  in  Sibirien,  im  Arch.  f.  soziale 
GeseUg.,  VI  (1896).  —  Derselbe,  Die  bäuer- 
liche Gemeinde  in  Sibirien  (1897).  —  SlmkhO' 
witsch,  Die  Feldgemeinschaft  in  Russland  (1898). 

—  Schaub,  Die  Eigentumslehre  nach  Thomas 
von  Aquin  und  dem  modernen  Sozialismus  (1898). 

—  Neukamp,  Artt.  n  Besitz  vi  und  n  Eigentums  in 
Elsters   Wörterbuch  der  Volksttirtschaft  (1898). 

—  Serlaehitu,  Lärobok  i  sakrätten  (1899), 
§§  17  ff.,  IS  f.  JB.  Stammler, 


Einfuhr 

s.  Handelsbilanz,  Handelsstatistik. 


Einfuhrprämien. 

Einfuhrprämien  sind  hauptsäclüich  in 
Zeiten  der  Teuerung  zur  Beförderung  und 
Beschleunigung  der  Zufuhr  von  Getreide 
gewährt  worden.  So  wurtle  in  Frankreich 
unter  Turgots  Ministerium  diux'h  ein  G.  v. 
25.  April  1775  allen,  die  bis  zum  1.  August 
vom  Auslande  Getreide  einführten,  eine 
Prämie  von  18  Sous  für  den  Centner  Weizen 
und  von  12  Sous  für  den  Centner  Roggen 
gewährt.     Ausserdem   erhielten   diejenigen, 
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welche  Weizen  oder  Roggen  bis  zu  jener 
Frist  nach  Paris  brachten,  noch  besondere 
Prämien  von  20  bezw.  12  Sous  für  den 
Centner,  und  für  die  Einfuhr  nach  Lyon 
betrugen  diese  Specialprämien  sogar  25  und 
15  Sous.  Im  Jahre  1789  gehörte  die  Ge- 
währung von  Einfuhrprämien  ebenfalls  zu 
den  Massregeln,  mit  welchen  die  fi-anzösische 
Regierung  die  Teuerung  des  Getreides  zu 
bekämpfen  suchte,  und  in  dem  Notjahre 
1817  verwandte  sie  6  Millionen  Francs  zu 
solchen  Prämien.  In  England  wurden  1795 
Prämien  im  Beti'age  von  12 — 20  sh.  für  den 
Quarter  —  je  nach  dem  Herkunftslande  — 
für  die  Einfidir  von  Weizen  bis  zu  be- 
stimmten Quantitäten  zugesagt ;  nach  Ueber- 
schreitung  dieser  Menge  soUten  die  Sätze 
auf  8 — 10  sh.  herabgehen  und  in  dieser 
Höhe  bis  zum  30.  September  1796  beibe- 
halten werden.  Im  Jahre  1800  gewährte 
man  den  einfühi-enden  Kaufleuten  die  Garantie 
eines  Preises  von  100  sh.  für  den  Quarter 
Weizen,  was  thatsächlich  einer  Einfuhr- 
prämie von  nicht  vorher  bestimmter  Grösse 
gleichkam.  —  Der  eigentliche  Zweck  der 
Getreideeinfuhrprämien  war  nicht  sowohl 
die  Herbeiziehung  des  fremden  Produktes 
—  denn  dieses  würde  bei  einem  gewissen 
Preisstande  auch  ohne  jenes  Reizmittel  in 
ebenso  grosser  Menge  gekommen  sein  — , 
sondern  vor  allem  eine  Wirkung  auf  den 
Marktpreis,  indem  man  annahm,  dass  nicht 
der  volle  Betrag  der  Prämie  den  Einführern 
als  Extragewinn  verbleiben,  sondern  dass 
infolge  der  Konkiu-renz  derselben  ein  Teil 
dieser  Zulage  den  Konsumenten  zu  gute 
kommen  werde,  sei  es  durch  eine  Ernied- 
rigung des  Preises  oder  wenigstens  durch 
die  Verhinderung  einer  sonst  zu  erwarten- 
den weiteren  Verteuerung  des  Getreides. 
Ob  aber  wirklich  die  letzten  Abnehmer 
einen  solchen  Vorteil  von  den  Prämien 
gehabt  haben  und  ob  nicht  der  ganze 
Betrag  derselben  in  den  Händen  der  Ein- 
fuhr- und  Zwischenhändler  geblieben  ist, 
dürfte  immerhin  fraglich  sein.  Ankauf 
grosser  Getreidemengen  von  Staatswegen 
und  Verkauf  derselben  zu  angemessenen 
Preisen  dürfte  an  sich  ein  zweckmässigeres 
Hilfsmittel  der  älteren  Teuenmgspolitik  ge- 
wesen sein,  wenn  es  auch  in  Wirklichkeit 
häufig  ungeschickt  und  in  finanziell  schäd- 
licher Weise  angewandt  worden  ist.  In  der 
neueren  Zeit,  in  der  niedrige  Kornpreise  als 
eine  europäische  Kalamität  angesehen  werden 
und  die  Landwirtschaft  unter  der  Masse  der 
Einfuhr  zu  ersticken  fürchtet,  haben  die 
Getreideeinfuhrprämien  natürlich  nur  noch 
ein  historisches  Interesse.  Eine  andere  Art 
von  Einfuhip-'^nien  bestand  in  England  zu 
Ounsten  gewLsser  Waren  aus  den  ameri- 
kanischen Kolonieen.  Für  Schiffsmasten  und 
Segelstangen  wiu-den  seit  dem  Anfang  des 


vorigen  Jahrhunderts  bis  1781  bei  der  Ein- 
fuhr aus  den  englischen  Besitzungen  Ameri- 
kas (später  auch  aus  Schottland)  eine  Prämie 
von  1  £,  für  Hanf  (bis  1741)  eine  solche  von 
6  £  auf  die  Tonne  gewährt.  Für  Teer, 
Pech  und  Terpentin  bestanden  Einfuhr- 
prämien von  2 — 4  £  für  die  Tonne,  die  aber 
später  ermässigt  wurden.  Zeitweise  (1766 
bis  1775)  finden  wir  auch  Einfuhrprämien 
für  amerikanisches  Bauholz,  für  ungehechelten 
amerikanischen  Hanf  und  Flachs  (1764  bis 
1785),  für  Fassdauben  und  Böden,  für  Indigo 
und  Rohseide  aus  englischen  Kolonieen.  in 
aUen  diesen  Fällen  handelte  es  sich  nicht 
um  eine  Vermehrung  der  Einfuhr  der  be- 
treffenden Waren,  da  diese  bei  der  Herkunft 
aus  anderen  Ländern  mit  schweren  ZöUen 
belastet  wurden,  sondern  um  eine  Be- 
günstigung der  Kolonieen.  Eine  ähnliche 
Wirkung  hatte  die  sogenannte  D6taxe,  die 
man  in  Frankreich  1851  dem  aus  den 
französischen  Kolonieen  stammenden  Rohr- 
zucker gewährte.  Der  von  diesem  Zucker 
zu  entrichtende  ZoD  wurde  nämlich  um  6, 
später  um  7  Francs  auf  100  kg  niedriger 
angesetzt  als  die  dem  inländischen  Rüben- 
zucker auferlegte  Steuer,  wähi-end  auslän- 
discher Rohrzucker  mit  prohibitiven  Zöllen 
belegt  war.  —  Wenn  man  überhaupt  be- 
sondere Aufwendungen  machen  will,  um  die 
Entwickelung  einer  Kolonie  zu  befördern, 
so  düi-fte  es  sich  doch  mehr  empfehlen, 
diese  Summen  immittelbar  für  Hafenanlagen 
oder  andere  zweckmässige  Einrichtungen  zu 
verwenden,  als  sie  in  der  Form  von  Einfuhr- 
prämien zu  verausgaben,  deren  Wirkung 
sich  gar  nicht  genau  verfolgen  lässt.  — 

Litter Ator:  Boscher ,  Ueher  Komhandel  und 
Teuerungspolitik,  Stuttgart  und  Tübingen  185i. 
—  Araskhaniantz,  Die  franzö*iseke  Getreide- 
handel&politik  Ins  zum  Jahre  1789.  (In  SchmolUrs 
Forschungen  IV.)  —  Adatn  Smith,  B.  IV, 
Cap.   VIII.  LeaHs, 


.  EinfülirYerbote. 

1.  Allgemeines.  2.  Die  £.  in  der  älteren 
Zeit.  3.  Die  E.  im  Schntzsystem.  4.  Die  poli- 
zeilichen E.  5.  Wirkung  der  E.  auf  die  Preis- 
bildung. 

1.  Allgemeines.  Das  Verbot  der  Ein- 
fuhr gewisser  Waren  ist  eine  Massregel, 
die  sowohl  aus  eigentlich  handelspolitischen 
als  auch  aus  polizeilichen  oder  allgemein 
politischen  Gründen  getroffen  werden  kann. 
Im  ersteren  Falle  büdet  sie  das  äusserste 
und  einschneidendste  Mittel  zur  Abwehr 
des  ausländisclien  Mitbewerbs  zu  Gunsten 
eines  auf  dem  inneren  Markte  geschützten 
Pi-oduktionszweigs ;  im  letzteren  handelt  es 
sich  um  die  Verhütung  der  Einschleppung 
von    Krankheiten    oder    Viehseuchen,    die 
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Sicherung  der  Urheberrechte  und  Handels- 
marken, die  Aufrechterhaltung  staatlicher 
Steuermonopole,  presspolizeilicher  Bücher- 
verbote etc.  Während  polizeiliche  Einfuhr- 
verbote noch  immer  von  allen  Staaten  zeit- 
weilig oder  dauernd  für  nötig  erachtet 
werden,  sind  die  handelspolitischen  Verbote 
in  den  letzten  Jahrzehnten  allmählich  aus 
den  Tarifen  der  Kulturländer  verschwun- 
den. Freilich  lassen  sich  die  Grenzen  zwi- 
schen beiden  Arten  nicht  scharf  ziehen, 
denn  selbst  im  freihändlerischen  England 
liegen  z.  B.  den  zur  Beschützung  der  Han- 
delsmarken erlassenen  Verboten  wohl  im 
geheimen  auch  protektionistische  Rücksich- 
ten auf  die  Absatzverhältnisse  der  Industrie- 
erzeugnisse  mit  zu  Grunde.  Jedes  Einfuhr- 
verbot ist  seiner  Absicht  nach  auch  ein 
Verbot  des  Gebrauchs  oder  Ver- 
brauchs des  betreffenden  ausländischen 
Erzeugnisses,  und  die  Verbote  aus  der 
Blütezeit  des  merkantilistischen  Schutz- 
systems erscheinen  meistens  auch  ausge- 
sprochenermassen  in  dieser  Form.  Von 
den  Verteidigern  der  Einfuhrverbote  wiu^e 
es  stets  als  ein  besonderer  Vorzug  dersel- 
ben im  Vergleich  mit  hohen  Schutzzöllen 
angesehen,  dass  jene  auch  nachträglich 
noch  gegen  die  eingeschmuggelten  Waren 
geltend  gemacht  werden  könnten,  während 
bei  den-  nur  mit  prohibitiven  Zöllen  be- 
lasteten Waren,  wenn  sie  einmal  im  inne- 
ren Verkehr  wären,  die  verzollten  und  die 
eingeschwärzten  sich  nicht  mehr  unter- 
scheiden Hessen.  Daher  erklärt  denn  auch 
z.  B.  V.  Sonnenfels  die  Einfuhrverbote  — 
obwohl  er  nur  in  bedingter  Weise  für  sie 
eintritt  und  manche  Bedenken  gegen  sie 
erhebt  —  für  zweckmässiger  als  hohe  Zölle. 
Ebenso  beriefen  sich  die  französischen  In- 
teressenten in  den  zwanziger  und  dreissiger 
Jahren  dieses  J^irhunderts  gegen  die  Ver- 
suche, die  Einfuhrverbote  durch  Schutzzölle 
von  ^  bis  40  ®/o  des  Wertes  der  Waren  zu 
ersetzen ,  hauptsächlich  auf  die  grössere 
Sicherheit  der  Durchführung  der  Verbote. 
Demgemäss  enthielt  auch  das  grundlegende 
französisdie  Zollgesetz  v.  28.  April  1816 
die  Bestimmung  (§  59),  dass  die  verbotenen 
Webewaren  im  ganzen  Lande  aufgesucht 
und  konfisziert  werden  soUen  und  dass  die 
ähnlichen  französischen  Erzeugnisse  diu:ch 
Fabrikmarken  und  Nummern  kenntlich  ge- 
macht werden  müssten.  Indes  wmxien 
auch  die  verbotenen  Waren  thatsächlich  in 
bedeutenden  Mengen  eingeschmuggelt.  Als 
im  englischen  Parlamente  ein  Redner  bei 
der  Bekämpfung  der  Aufhebimg  des  Ein- 
fuhrverbotes gegen  Seidenwaren  einen  in- 
dischen Foulajxi  schwang,  machte  ihn  der 
Schatzkanzler  Robinson  darauf  aufmerksam, 
dass  jedermann  ihm  dieses  Taschentuch  ab- 
nehmen könne,  unter  der  Bedingimg,  dass 
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es  ins  Ausland  aus^führt  werde.  Ueber- 
haupt  untersagten  die  älteren  Verbote  häu- 
fig nur  die  Einfuhr  zum  inneren  Verbrauch, 
gestatteten  sie  aber  im  Grosshandels-  und 
Messverkehr  unter  Kontrolle  und  mit  der 
Bedingung  der  Wiederausfuhr.  Häufig  je- 
doch war  auch  die  Durchfuhr  verboten. 
Eine  eigentümliche  gemilderte  Form  des 
Einfuhrverbots,  die  sonst  nur  unter  beson- 
deren Umständen  vorkommt,  wurde  in 
Oesterreich  1784  grundsätzlich  angenommen, 
indem  man  die  betreffenden  Waren  »ausser 
Handel  setzte«,  wobei  es  gestattet  blieb,  sie 
für  den  privaten  Bedarf  gegen  Entrichtung 
eines  sehr  hohen  Zolles  auf  Grund  einer 
besonders  nachgesuchten  Erlaubnis  einzu- 
führen. 

2.  Die  E.  in  der  älteren  Zeit.  Im 
Altertum  scheinen  Einfuhrverbote ,  abge- 
sehen von  den  durch  den  Krieg  von  selbst 
entstehenden  Verkehrssperren,  nicht  üblich 
gewesen  zu  sein,  während  Ausfuhrverbote 
im  römischen  Reiche  in  Bezug  auf  viele 
wichtige  Waren,  wie  Eisen,  Waffen,  Ge- 
treide etc.  vorkommen,  die  allerdings  mehr 
durch  allgemeine  politische  als  durch  han- 
delspolitische Rücksichten  veranlasst  waren. 
Im  Mittelalter  richteten  sich  die  Verbote, 
dem  Geiste  der  damaligen  Wirtschaftsver- 
fassung entsprechend,  häufig  nicht  sowohl 
gegen  die  Waren  als  gegen  die  Personen 
der  fremden  Kaufieute,  wie  z.  B.  in  Rorenz 
französisch-flandrische  Tücher  nicht  ver- 
kauft werden  durften,  wenn  sie  nicht  Flo- 
rentinern gehörten.  Doch  kommen  auch 
schon  frühzeitig  unbedingte  Einfuhrverbote 
vor.  So  war  nach  PöMmann  in  Parma 
schon  im  Jahre  1211  der  Podesta  verpflich- 
tet, die  fremden  WoUzeuge  und  Tücher 
wegzunehmen  und  zu  verbrennen.  Eine 
grosse  Zahl  von  Gewerben  war  im  15.  Jahr- 
hundert in  Venedig  durch  Einfuhrverbote 
geschützt,  während  in  Florenz  solche  Mass- 
regeln nur  für  einige  besonders  wichtige 
Industriezweige  zur  Anwendung  kamen. 
So  wurden  1458  alle  Arten  von  Tüchern 
von  der  Einfuhr  ausgeschlossen,  ein  Verbot, 
das  freilich  schon  kurze  Zeit  nachher  teil- 
weise wieder  aufgehoben  werden  musste. 
Zur  Begründung  desselben  wurde  u.  a.  an- 
geführt, das  Ausland  würde  die  Florentiner 
Tücher  gering  schätzen,  wenn  man  in  Flo- 
renz selbst  fremde  Waren  brauche.  Doch 
trat  auch  die  Rücksicht  auf  die  Zurückhal- 
tung des  baren  Geldes  schon  hervor,  und 
man  berechnete  ffenau,  wieviel  Edelmetall 
das  Land  durch  die  Einfuhr  eines  fremden 
Fabrikats  verliere.  Auch  in  Frankreich,  wo 
Einfuhrzölle  erst  im  16.  Jahrhundert  er- 
scheinen, kommen  vorübergehend  Einfuhr- 
verbote schon  früher  vor;  so  namentlich  in 
der  Ordonnanz  v.  28.  Dezember  1443  in 
betreff  der  englischen,  normannischen  mid 
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bordelesischen  Tücher,  mit  der  Begnindiing, 
dass  das  Geld  nicht  den  Engländern  zuge- 
filhrt  werden  dürfe.  In  England  wurde 
schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts von  Simon  v.  Montfort  ein  Verbot 
gegen  die  ausländischen  Tücher  erlassen, 
das  allerdings  nur  kurzen  Bestand  hatte. 
Mn  ähnliches  Verbot  unter  Eduard  III. 
(1338)  wurde  nicht  strenge  gehandhabt  imd 
durch  Lizenzen  abgeschwächt.  Von  grösse- 
rer Wichtigkeit  war  das  als  handelspoliti- 
sche Kampfmassregel  gegen  die  burgundi- 
sche  Regierung  (zuerst  1436)  erlassene  Ver- 
bot aller  niederländischen  Waren,  das  noch 
einige  'Msl  erneuert  wurde.  Die  Anfänge 
einer  konsequenten  Industrieschutzpolitik 
mittelst  Einfuhrverbote  fallen  jedoch  erst 
in  die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts. 
Im  Jahi-e  1455  wurde  im  Interesse  der  in- 
ländischen Seidenindustiie  die  Einfuhr  der 
fremden  Seidenfabrikate  auf  fünf  Jahre  ver- 
boten, imd  dieses  Verbot  wiu*de  in  der 
Folgezeit  mehrfach  wiederholt  imd  schliess- 
lich unter  Heinrich  VU.  für  bestimmte  Ar- 
ten von  Seidenwaren  für  endgiltig  imd 
dauernd  erklärt.  Unter  Eduard  IV.  erfolgte 
1464  ein  Einfuhrverbot  gegen  fast  alle  Fa- 
brikate und  Handwerkswaren  von  einiger 
Bedeutung,  jedoch  hatte  dasselbe  keine  Gel- 
tung für  den  Handel  der  Hanseaten.  Unter 
Heinrich  VII.  und  Heinrich  VIII.  wurden 
die  meisten  dieser  Verbote  nicht  aufrecht 
erhalten,  imter  Elisabeth  dagegen  bildete 
sich  das  Prohibitivsystem  wieder  strenger 
aus.  Ziu*  Rechtfertigung  desselben  berief 
man  sich  in  England  schon  im  15.  Jahr- 
hundert sowohl  auf  die  merkantilistischen 
Ansichten  von  der  Notwendigkeit,  den  Geld- 
abfluss  zu  verhindern,  als  auch  auf  die  In- 
teressen der  nationalen  Arbeit,  besonders 
angesichts  der  weit  verbreiteten  Arbeits- 
losigkeit, die  durch  die  Ausdehnung  des 
Grossbetliebs  der  Schafzucht  entstand. 

In  Deutschland  finden  wir  im  Mittel- 
alter keine  allgemeinen  Einfuhrverbote,  son- 
dern nur  die  mannigfaltigen  Beschränkungen 
der  ausländischen  Kaufleute  durch  das 
städtische  Fremdonrecht.  In  manchen 
Städten  durften  gewisse  Waren  von  Frem- 
den überhaupt  nicht  verkauft  werden,  ver- 
einzelt kam  es  auch  vor,  dass  auch  den 
städtischen  Krämern  der  Verkauf  gewisser 
fremder  Waren  überliaupt  nicht  oder  ausser- 
lialb  der  Marktzeit  nicht  gestattet  war. 
Die  Handelssperren,  wie  sie  bei  Streitig- 
keiten zwischen  Städten  und  Territorien 
häufig  verhängt  wurden,  benihten  wesent- 
lich auf  beiderseitigen  Ausfuhr-  und  Durch- 
fuhn'crboten  imd  bezogen  sich  nicht  auf 
bestimmte  Waren,  sondern  auf  den  ganzen 
Handel.  Was  die  Handelsix)litik  des  Reiches 
betrifft,  so  zeigte  sich  ihre  Schwäche  und 
Hilflosigkeit  am  kläglichsten  bei  Gelegen- 1 


heit  des  Streites  zwischen  England  und 
den  Hanseaten.  Nach  fast  zwanzigjährigen 
Verhandlungen,  während  welchen  das  Vor- 
gehen der  Engländer  immer  schroffer  und 
rücksichtsloser  wurde,  kam  endlich  1597 
ein  kaiserliches  Mandat  zu  stände,  das  die 
englische  Monopolgesellschaft  der  Merchant- 
Adventurers  aus  dem  Reiche  verwies,  übri- 
gens aber  nicht,  wie  die  Hanseaten  verlang- 
ten, die  Einfuhr  der  englischen  WoUwai-en 
überhaupt  verbot.  Diese  Massregel  kam 
aber  gar  nicht  zur  wirklichen  Diux^lifüh- 
rung,  sondern  die  Adventurere  waren  trotz 
mancherlei  Anfechtungen  imstande,  von 
Stade  und  später  von  Hamburg  aus  ihren 
Tuchhandel  fortzusetzen.  —  Unter  den 
grösseren  Einzelstaaten  griff  Brandenbui-g 
schon  frühzeitig  zu  einzelnen  Ein  fuhi' ver- 
boten. Im  Jahre  1560  wurde  die  Einfuhr 
von  fi-emdem  Salz  im  Interesse  des  Werks 
von  Belitz  verboten.  Ein  Edikt  von  1581 
gestattete  deu  Fremden  nur  den  Verkauf 
von  Tüchern  auf  den  freien  Jahrmärkten 
und  nach  einer  von  dem  städtischen  Rate 
und  den  Gildemeistem  der  Tuchmacher 
aufzustellenden  Taxe.  Nach  Errichtung 
einer  Glashütte  in  Grimnitz  wurde  1602 
die  Einfuhr  von  Glas  verboten,  und  als 
dieses  Werk  dennoch  eingegangen  und  an 
seine  Stelle  eine  Glashütte  in  Xlarienwalde 
getreten  war,  wurde  jenes  Verbot  zum 
Schutze  des  letzteren  erneuert  und  auch  in 
der  Folgezeit  häufig  wiederholt.  ZaÜ- 
reicjher  werden  die  Verbote  indes  ei-st  nach 
dem  Jahre  1660,  also  in  der  Periode,  in 
der  das  Schutzs^'^stem  durch  Colbert  seine 
modernere  Gestalt  und  seine  grundsätzliche 
AusbüduDg  erhielt. 

3.  Die  E.  im  Schntzsystem«  Colbei-t 
selbst  nahm  in  seine  Tarife  keine  Einfulir- 
verbote  auf,  aber  sie  bildeten  eine  zu  natür- 
liche Konsequenz  der  herrschenden  handels- 
jDolitischen  Gnmdanschauungen,  als  dass  man 
sie  nicht  in  vielen  Fällen  auch  den  höclistcn 
Schutzzöllen  vorgezogen  hätte.  Das  Geld 
sollte  im  Lande  bleiben,  das  Land  »popidö- 
ser«  gemacht  und  die  Arbeiter  beschäftigt 
werden;  wenn  sich  nun  aber  zeigte,  dass 
selbst  hohe  Schutzzölle  nicht  imstande  waren, 
diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  so  versuchte  man 
es  eben  mit  Eiofuhrverboten.  Namentlich 
galten  diese  als  nützlich  gegenüber  den 
fremden  Luxuswaren :  wenn  es  gelang,  diese 
im  Lande  selbst,  wenn  auch  zu  höheren 
Preisen  herzustellen,  so  wurde  auch  eine 
Geldausfuhr  vermieden  und  einem  inländi- 
schen Gewerbe  Arbeit  verschafft,  wobei  der 
etwaige  Mehraufwand  nur  den  Reichen  und 
Wohlhabenden  zur  Last  fiel ;  wenn  aber  die 
einheimische  Industrie  sich  als  unfähig  er- 
wies, solche  Waren  überhaupt  oder  in 
gleicher  Güte  zu  erzeugen,  so  galt  das  nicht 
als  Schaden,  weil  nur  der  Gebrauch  oder 
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Verbrauch  eines  überflüssigen  Dinges   ver- 
hindert oder  beschränkt  würde.     Dabei  be- 
dachte man  freilich  nicht,  dass  die  Mehraus- 
gaben  der  Wohlhabenden   für   die   teueren 
inländischen  Erzeugnisse  die  Eapitalansamm- 
hing  verminderten  und    somit   die  Beschäf- 
tigung  von  Arbeit    auf   anderen    vielleicht 
erpebigeren    Gebieten    verhinderten.     Der 
geistreichste  Theoretiker  des  Merkantilismus, 
Becher,  spricht  sich  zuweilen  für  freie  Be- 
wegimg des  Handels  aus,  aber  er  betrachtet 
es  doch  als  ein  Unglück,  dass    ftlr   fremde 
Luxuswaren  so  viel  Geld    aus  dem   Lande 
gehe.    Er  verlang,  dass    man   den   inlan- 
dischen Bedarf    m   jeder  Manufaktur    fest- 
stelle und  dann  die  Zahl  der  »Verläger  juxta 
cognitam  quotam  consumptionis  modenere«. 
So  würden  sowohl  Monopole   wie  Polypole 
(übermässige    Besetzung    eines    Gewerbes) 
vermieden  werden  können.  Zu  diesem  Zweck 
empfiehlt   er  auch   für  die  Hauptindustrie- 
zweige   die   Errichtung    von    privilegierten 
Aktiengesellschaften     als    Verleger,    deren 
monopolistischer  Charakter  wieder  dadurch 
aufgehoben    werden    soll,    dass    jedermann 
ihnen    mit    einer    Kapitaleinlage     beitreten 
kann.    Diese  Gesellschaften  sollen   nur  die 
Erzeugnisse  inländischer  Gewerbetreibender 
aufkaufen,  und  wenn  auf  diese  Art  der  Be- 
darf des  Landes  gedeckt  werden  kann,    er- 
giebt  sich  aus  Bechers  System    unvenneid- 
lich  das  Verbot  der  Einfuhr  der  entsprechen- 
den fremden  Waren,  um  das  richtige  Gleich- 
gewicht   von  Produktion    und   Konsumtion 
aufrecht    zu   erhalten.    Becher  äussert  sich 
allerdings  über  die  Einfuhrverbote  meistens 
nur  unbestimmt,  gewissermassen  verschämt, 
wie    er   denn    überhaupt  die  Entwickelung 
der  inländischen  Gewerbthätigkeit  besonders 
durch    seine    positiven   Organisationen,  das 
Kaufhaus,   die   privilegierten  Gesellschaften 
etc.    förtlern   und    dadiuxih    fremde  Waren 
überflüssig  machen  will.    Indes  empfielt  er 
dem  Kurfürsten   von  Bayern   ausdrücklich, 
bei    der    Gründung    der    vorgeschlagenen 
Kaufhäuser  aUe   fremden  Manufakturwaren 
zu  verbieten.    Auch  wurde  zu  Gunsten  der 
von   ihm   gegründeten  Seidenkomi>agnie   in 
Wien    1669    die    Einfuhr    von  Stepp-    und 
Nähseide  etc.  verboten;  dagegen  erklärt   er 
in  dem  Bevers  in  betreff   des   Kunst-   und 
Werkhauses  in  Wien,   dass   er   keineswegs 
wegen  seiner  oder  der  im  Lande  fabrizierten 
Waren    ein  Verbot   der   fremden   verlange. 
Mit  vollster  Entschiedenheit  aber  trat  Bechers 
Verwandter  v.  Hömigk  für  die  Einfuhrver- 
bote ein.    Seine  neunte  volkswirtschaftliche 
Regel  lautet:  »Es  ist  ausser  wichtigen  Be- 
denkens  in   keinerlei  Weise  noch  Weg   zu 
gestatten,  dass  Güter,  deren  Art  inner  Landes 
zur  Genüge  und  in  erträglicher  Güte  fällig, 
von  aussen  hineingebracht  werden ;  worinnen 
mit  den  Auswärtigen   weder   Mitleid   noch 


Barmherzigkeit  zu  tragen,  sie    seien   gleich 
Freunde,  verwandte,  Alliierte   oder  Feinde. 
Und  solches  behält  Platz,  wenn   gleich   die 
inländische  Ware  schlechter  an  Güte    oder 
auch    höher   an    Wert    (Preis)    sein    sollte. 
Denn   besser  wäre,    es  komme  auch  einem 
übel  berichteten  so  seltsam  vor,  als  es  woUe, 
für  eine  Ware  zwei  Thaler  geben,   die    im 
Lande  bleiben,  als  nm*  einen,  der  aber  hin- 
ausgeht«.   Die  Praxis    der  österreichischen 
Handelsi)olitik  bheb  hinter    den  Theorieen 
der  »österreichischen  Schule«  nicht  zurilck. 
Schon     1659     erschien     eine    Verordnung 
Leoiwlds  I.  gegen  die  fremden  Waren  »be- 
sonders diejenigen,  welche  mehr  zur    Über- 
flüssigen Pracht  als  zur  Notwendigkeit  ge- 
braucht   würden« ,    und    zwar    sollten    sie 
weder  auf  die  öffentlichen  Jahrmärkte  noch 
zu  anderen  Zeiten  eingeführt  werden  dürfen. 
Ein  besonderes  Verbot  wurde    1674   gegen 
alle  französichen  Waren   erlassen.      Dieses 
Verbot  wurde  1676  als  Kriegmassregel  unter 
Zustimmung   des  Reichstags  auf  das  ganze 
Reich  ausgedehnt  und  1689  nach   der  Ver- 
wüstung der  Pfalz  in  Verbindung  mit  ande- 
ren    Sperrmassregeln      gegen     Frankreich 
wiederholt.  Zahlreiche  Einfuhrverbote  (gegen 
baumwollene,    wollene    und   gewisse    halb- 
wollene Zeuge,  Leinwand,  viele  Seidenwaren, 
Leder,    ausser    Juchten,    Messing,    Spiegel, 
Branntwein)  wui-den  in  den  Jahren  1713  bis 
1728    unter  Kaii  VI.    erlassen,   noch  weit 
mehr    aber    häuften    sich    dieselben    unter 
Maria  Theresia,    besonders    seit  1769,    und 
die  meisten  derselben  wiurden  auch  auf  die 
ungarischen  Kronländer  ausgedehnt,     unter 
Joseph  IL  wurde  durch  das  ZoUgesetz  von 
1784  das  oben  erwähnte  Svstem  der  Ausser- 
handelsetzung  an  die  Stelle  der   absoluten 
Einfuhrverbote  gesetzt  und  zwar   für   nicht 
weniger  als  200  Tarifpositionen.    Der  Tarif 
von  1788  änderte  in  diesem  Punkte   nichts 
Wesentliches.    Im  Jahre   1810   aber,   nach- 
dem Oesterreich  auch  zur  Teilnahme  an  der 
Kontinentalsperre   gegen    England    genötigt 
worden,  wurden  die  Bedingungen  imd  For- 
malitäten  der  Ausserhandelsetzung  wesent- 
lich erschwert  und  auch  der  Kaffee  (bis  1813) 
diesem     bedingten     Einfuhrverbote     unter- 
worfen.   Im  Jahre  1817  wurden  WoU-  und 
BaumwoUzeuge     wieder     gänzhch     ausge- 
schlossen, imd  erst  mit  dem  überhaupt  ge- 
mässigteren   Tarif   von    1838    kehrte    man 
wieder  zu  der  Ausserhandelsetzung  zurück, 
die  bis  1851  noch    für   63  Warengattimgen 
bestand.    Durch  die  Tarifreform  in  dem  ge- 
nannten Jahre  wvuxlen  endlich  die  handels- 
politischen Einfuhrverbote  beseitigt  und  nur 
noch    einige    von    polizeilichem    Cliarakter 
beibehalten. 

In  Brandenbui^  traten  die  Einfuhrver- 
bote unter  dem  grossen  Kurfürsten  schon 
zalilreich    auf.      Sie    betrafen    ausser  dem 
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Glase  Kupfer-  und  Messing^varen  (1654), 
Kupfer  (1664),  Eisen,  mit  Ausnahme  des 
schwedischen  und  des  schulenburgischen 
(1666,  erneuert  1674),  Stahl  (1674),  Pfund- 
leder, Draht,  Sensen  und  andere  Eisenar- 
tikel (1679),  Zucker  (1684).  Das  kaiserliche 
Mandat  gegen  die  französichen  "Waren  v. 
7.  Mai  1676  wurde  vom  Kurfürsten  schon 
am  18.  Juli  desselben  Jahres  publiziert. 
Im  Jahre  1687  wurde  die  Einfuhr  von  Tuch 
für  den  inneren  Verbrauch  verboten,  sofern 
es  nicht  mehr  als  IV2  Thaler  die  Elle  koste, 
und  daran  schlössen  sich  ähnliche  Verbote 
in  betreff  verschiedener  anderer  Gewebe 
und  (1693)  der  blauen  Tücher.  Aehnlich 
wie  in  Frankreich  und  England  wurde  auch 
in  Preussen,  und  zwar  mit  der  Berufung 
auf  das  Interesse  der  Leinen-  und  Woll- 
industrie, ein  heftiger  Kanipf  gegen  die 
»bemalten«  und  bedruckten  Zitze  und  Kat- 
tune aller  Art  geführt  und  1721  der  Ge- 
brauch nicht  niu*  der  fremden,  sondern  auch 
der  im  Lande  selbst  hergestellten  Zeuge 
dieser  Art  verboten.  Eine  noch  strengere 
Ausbildung  erhielt  das  Prohibitivsystem  imter 
Friedrich  d.  Gr.,  und  namentüch  wurden 
in  dem  Zollkriege  mit  Sachsen  1755  den 
bestehenden  noch  eine  Reihe  weiterer, 
speciell  gegen  sächsische  Waren  gerichtete 
Einfuhrverbote  hinzugefügt.  Sachsen,  das 
an  sich  seinen  Interessen  gemäss  nicht  zu 
einer  prohibitiven  Handelspolitik  geneigt 
war,  antwortete  darauf  mit  dem  Verbote 
vieler  preussischen Waren,  und  dieser  handels- 
politische Gegensatz  dauerte  auch  noch  nach 
der  Beendigimg  des  siebenjährigen  Krieges 
fort.  Unter  Friedrich  Wilhelm  II.  wurde 
zwar  der  Durchfuhrhandel  erleichtert,  aber 
für  den  inneren  Verbrauch  blieben  die  Ver- 
bote bis  zu  der  Katastrophe  von  1806  bestehen. 
Unter  französischer  Verwaltung  wurden  sie 
1807  zunächst  für  die  französischen  Waren 
durch  ZöDe  von  4 — 25  ^/o  des  Warenwertes 
ersetzt.  Zu  gleicher  Zeit  erklärte  der  König 
in  einer  an  Beyer  gerichteten  Kabinettsordre 
V.  30.  Mai  1807,  dass  alle  Einfuhrverbote 
gegen  fremde  Fabrikate  bis  auf  weiteres  in 
den  vom  Feinde  nicht  besetzten  oder  frei 
werdenden  Provinzen  aufzuheben  seien  und 
die  Einfuhr  dieser  Waren  gegen  Entrichtung 
des  tarifmässigen  ZoUes  und  einer  Accise 
von  8^/8  ^/o  des  Wertes  für  den  inländischen 
Verbrauch  zu  gestatten  sei.  Diese  Massregel 
wurde  auch  nach  einigem  Widerstreben  von 
Seiten  Beyers  nebst  der  Herabsetzimg  der 
hochbesteuerten  Waren  auf  den  eben  er- 
wähnten Betrag  auf  Grund  einer  Kabinetts- 
ordre V.  28.  Juli  1807  in  der  Provinz  Preussen 
zur  Ausftihrung  gebracht,  wobei  freüich  die 
englischen  Waren  durch  die  KontinentjJ- 
sperre  ausgeschlossen  blieben.  In  den  übrigen 
rrovinzen  blieben  die  Verbote  bestehen,  so- 
weit  die   betreffenden   Waren    nicht   nach 


dem  für  Frankreich  geltenden  Tarif  zuge- 
lassen waren.  Nach  dem  Abzüge  der  Fran- 
zosen wurde  die  Einfuhr  der  verbotenen 
Waren  gegen  besonders  erteilte  Pässe  mit 
einigen  Ausnahmen  und  Unterbrechungen 
gestattet,  bis  dann  endlich  durch  den  Tarif 
V.  26.  Mai  1818  alle  handelspolitischen  Ein- 
fuhrverbote grundsätzlich  abgeschafft  wur- 
den. »Alle  fremden  Erzeugnisse  der  Natur 
und  Kunst  können  im  ganzen  Umfange  des 
Staates  eingebracht,  verbraucht  und  durch- 
geführt, werden.«  Ausnahmen  bestanden  nur 
in  betreff  des  Salzes  und  der  Spielkarten 
zur  Sicherung  der  inneren  Besteuerung 
dieser  Waren. 

In  Frankreich  enthielten  die  Colbertschen 
Tarife  von  1664  und  1667,  wie  schon  be- 
merkt, keine  Einfuhrverbote.  Die  ersten 
Massregeln  dieser  Art  betrafen  (1669)  die 
venetianischen  Spiegel  und  (1671,  1684)  die 
fremden  Spitzen,  und  1689  erfolgte  das  all- 
gemeine Verbot  des  Gebrauchs  der  gedruck- 
ten Baumwollstoffe.  Von  besonderer  Wich- 
tigkeit war  das  Verbot  fast  aller  englischen 
Waren,  das  1701  erlassen  und  bis  zu  dem 
Handelsvertrag  von  1786  aufrecht  erhalten 
wurde.  Dieser  Verti'ag  blieb  indes  nur 
wenige  Jahre  in  Kraft,  und  auch  der  sehr 
gemässigte  Tarif  von  1791,  der  nur  zwei 
oder  drei  eigentlich  handelspolitische  Ein- 
fuhrverbote enthielt,  wurde  schon  durch 
das  Dekret  v.  1.  März  1793  thatsächlich  be- 
seitigt, indem  dieses  eine  grosse  Anzahl  von 
Geweben  und  Fabrikaten  ausdrücklich  ohne 
weiteres  von  der  Einfuhr  ausschloss  und 
die  übrigen  Fabrikate  nur  zuliess,  wenn  ihr 
Urepning  aus  einem  nicht  mit  Frankreich 
im  Kriege  befindlichen  Staate  nachgewiesen 
würde.  Ein  Dekret  vom  18.  Vendemiaire  11 
»proskribierte«  noch  speciell  alle  in  England 
erzeugten  Manufaktur-  oder  Fabrikwaren, 
und  das  G.  v.  10.  Brumaire  V  brachte  das 
Prohibitivsystem  zum  Abschluss,  indem  es 
eine  die  meisten  Fabrikate  umfassende  Liste 
von  Waren  aufetellte,  die,  woher  sie  auch 
kommen  möchten,  als  englische  anzusehen 
und  daher  verboten  seien.  In  betreff  der 
Kontinentalsperre,  der  gewaltthätigsten  und 
umfassendsten,  aber  keineswegs  wirksam- 
sten aller  Prohibitivmassregeln,  sei  auf  den 
besonderen  Artikel  verwiesen.  Nach  der 
Wiederheratellung  des  Friedens  wurden 
nun  aber  die  sämtlichen  Emfuhrverbote,  die 
ursprünglich  als  Kriegsmassregeln  betrachtet 
worden  wai*en,  definitiv  in  den  Tarif  v. 
28.  April  1816  übemonunen,  und  wenn  auch 
imter  Ludwig  Philipp  einige  frtlher  verbo- 
tene Artikel  von  genngerer  Bedeutung  gegen 
hohe  Zölle  Einlass  erhielten,  so  blieb  doch 
im  wesentlichen  in  Frankreich  das  starrste 
Prohibitivsystem  bis  zu  dem  Abschluss  des 
Handelsvertrags  mit  England  im  Jahre  1860 
bestehen,   und   im    Generaltarif   figurierten 
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die  Einfuhrverbote  eegen  die  Gewebe  und 
Wirkwaren  von  Wolle,  Haaren,  Baumwolle, 
Wollengarne,  BaumwoDgame  (unter  Nr.  143), 
Lederwaren,  Tabletterie-,  Messerschmiede-, 
Kupfer-,  Messing-,  Zink-,  Zinn  waren,  ge- 
wisse Thon-  imd  alle  Glaswai-en  ausser 
Spiegeln,  raffinierten  Zucker,  Wagen,  See- 
sdiiffe  u.  a.  bis  zum  Jahre  1881. 

In  England  wurde  durch  das  zur  Er- 
gänzung der  Navigationsakte  erlassene  Ge- 
setz von  1662  die  Einfuhr  von  Wein,  ausser 
rheinischem,  Gewürzen,  Tabak,  Salz,  Oliven- 
öl, Potasche,  Pech,  Teer,  Harz,  Bauholz  aus 
Deutschland  imd  den  Niederlanden  gänzlich 
untersagt,  ein  Verbot,  das  erst  1822  infolge 
der  energischen  Haltung  Preussens  aufge- 
hoben wurde.  Nach  dem  Ausbnich  des 
Krieges  mit  Frankreich  wui-den  1689  die 
französischen  Waren  verboten,  und  auch  in 
der  Folgezeit  blieben  diese  bis  1786  teils 
ausgeschlossen,  teils  mit  prohibitiven  ZöUen 
belastet,  bis  der  Vertrag  von  1786  die 
meisten  Verbote,  aber  nur  während  einiger 
Jahre,  durch  massige  Zölle  ersetzte.  Bei 
einer  parlamentarischen  Untersuchung  vom 
Jahre  1814  ergab  sich,  dass  Einfuhrverbote 
gegen  beinahe  200  Artikel  in  Kraft  standen, 
und  unter  diesen  befanden  sich  ausser  ge- 
werblichen auch  landwirtschaftliche  Erzeug- 
nisse, namentlich  Vieh  und  Fleisch.  Das 
Gesetz  von  1815  verbot  die  Einfuhr  von 
fremdem  Weizen,  wenn  der  Preis  weniger 
£ds  80  sh.  für  das  Quarter  (ungefähr  34  Mark 
für  100  kg!)  betrug.  Nachdem  schon  1823 
einige  Verbote  von  untergeordneter  Be- 
deutung aufgehoben  worden,  erlitt  das  ganze 
System  eine  nachhaltige  Erschütterung  durch 
das  G.  V.  12.  April  1824,  welches  für  die 
Seidenwaren  einen  Schutzzoll  von  30®/o  an 
die  Stelle  des  Verbotes  setzte.  Die  letzten 
handelspolitischen  Einfuhrverbote,  nament- 
lich auch  die  gegen  Vieh  und  Fleisch  ge- 
richteten, verschwanden  jedoch  erst  im  Jahre 
1842  aus  dem  englischen  Tarif. 

Wissenschaftliche  Verteidiger  haben  die 
Einfuhrverbote  dieser  Art  in  unserem  Jahr- 
hundert kaiun  noch  gefunden.  Der  letzte 
dürfte  Ganilh  gewesen  sein,  der  aber  die 
Berechtigung  der  »r^lements  prohibitifs« 
an  die  Bedingung  knüpft,  dass  diese  Mass- 
regeln wegfallen  sollen,  wenn  die  geschützte 
Industrie  die  auswärtige  Konkurrenz  nicht 
mehr  zu  fürchten  liat  und  dass  die  Erzeug- 
nisse, die  ein  Land  selbst  nicht  hervorbringen 
könne  oder  wolle,  ohne  alle  Beschränkungen 
in  den  Handel  kommen  können.  Der  franzö- 
sische Generalzolldirektor  und  spätere  Han- 
delsminister  de  Saint-Cria^  verzichtete  schon 
1817  bei  seiner  Verteidigimg  der  Pix)hibi- 
tionen  auf  die  Unterstützimg  der  Wissen- 
schaft und  berief  sich  auf  »le  voeu  public«, 
gleich\'iel,  ob  die  Wissenschaft  diesem  zu- 
stimme   oder    widerspreche.     Die    Träger 


dieses  Volkswunsches,  nämlich  die  Vertreter 
der  interessierten  Industriezweige,  haben 
sich  denn  auch  durch  die  Theoretiker  nicht 
von  ihrem  Standpunkte  abbringen  lassen. 
Die  französischen  Minister  Rouher  und 
Baroche  behaupteten  zwar  in  ihi^m  Berichte 
über  den  Handelsvertrag  von  1860,  dass  die 
Prohibitionen  nur  noch  wenige  Verteidiger 
im  Lande  hätten,  sie  hielten  es  aber  doch 
für  nötig,  die  Unhaltbarkeit  derselben  aus- 
führlich nachzuweisen.  In  der  neuesten 
Zeit  allerdings  werden  Einfuhr\'erbote  auch 
von  den  Intei*essenten  als  handelspolitische 
Massregeln  nicht  mehr  offen  verlangt,  aber 
doch  gom  angenommen,  wenn  sie  etwa  aus 
gesundheits-  oder  veterinärpolizeilichen  Rück- 
sichten erlassen  werden.  Im  allgemeinen 
ist  denn  doch  die  Empfindung  zur  HeiT- 
schaft  gelangt,  dass  Einfuhrverbote  mit  der 
neueren  Entwickelung  des  Völkerverkehrs 
und  seiner  Älittel  in  einem  zu  grellen  Wider- 
spruche stehen  und  dass  Produktionszweige, 
die  selbst  diurch  Schutzzölle  in  ihrer  Existenz 
nicht  g^ichert  werden  können,  überhaupt 
nicht  verdienen,  durch  Opfer  von  seiten  der 
Gesamtheit  in  einem  künstlichen  Dasein  er- 
halten zu  werden. 

4.  Die  polizeUichen  E.  Was  die  po- 
lizeilichen imd  allgemein  politischen  Einfuhr- 
verbote betrifft,  so  kommen  einige  schon  in 
älterer  Zeit  häufig  vor,  z.  B.  in  betreff  der 
schlechten  Münzsorten,  und  auch  manche 
gegen  Luxusgegen stände  gerichtete  Ver- 
bote könnten  ebensogut  hierher  wie  zu  den 
handelsfKilitischen  gerechnet  wenlen.  Wir 
wollen  indes  hier  nur  die  Verliältnisse  der 
Gegenwai-t  berilcksichtigen.  In  Deutschland 
beruht  die  Zulässigkeit  der  Verlwte  dieser 
Art  hauptsächlich  auf  §  2  des  Vereinszoll- 
gesetzes V.  1.  Juli  1869,  nach  welchem  Aus- 
nahmen von  der  in  §  1  gewälirleisteten  Ein- 
fuhr-, Ausfuhr-  und  Durchfuhrfi-eiheit  für 
alle  Ei-zeugnisse  der  Natur,  des  Kunst-  imd 
Gewerbfleisses,  zeitweise  für  einzelne  Gegen- 
stände beim  Eintritt  aussei-oi-dentlicher  um- 
stände oder  zur  Abwehr  gefährlicher  an- 
stec'kender  Krankheiten  oder  aus  sonstigen 
gesimdheits-  oder  sicherheitspolizeilichen 
Rücksichten  füi-  den  ganzen  Umfang  oder 
einen  Teil  des  Zollvereinsgebiets  angeoninet 
werden  können.  Nach  dem  ZoUvereinsver- 
trag  V.  8,  Juli  1867  (Art.  4)  bleibt  aber  auch 
den  Einzelstaaten  das  Recht  vorbehalten, 
ziu-  Abwehr  gefährlicher  ansteckender  Krank- 
heiten für  Menscihen  und  Vieh  die  erforder- 
lichen Massregeln  zu  ergi-eifen.  Jedoch 
dürfen  im  Verhältnis  von  einem  Vereins- 
lande zum  anderen  keine  hemmenderen  Ein- 
richtungen getroffen  werden,  als  unter 
gleichen  Umständen  für  den  innei-en  Ver- 
kehr des  l)etreffendeu  Staates  in  Wirksam- 
keit gesetzt- weitlen.  Demnach  kann  jeder 
Einzelstaat  aus  den  angogehenen  polizeilichen 


326 


Einfuhrverbote 


Gründen  ohne  weiteres  die  Einfuhr  gewisser 
Gegenstände  über  seine  an  das  Zollausland 
stossende  Grenzstrecke  verbieten,  und  solche 
Massregeln  sind  z.  B.  im  Jahre  1884  in 
Baden  und  Elsass-Lothringen  zur  Abwehr 
der  Cholem  auch  wirklich  geti'offen  worden. 
Das  Reich  ist  natüi'lich  befugt,  auch  seiner- 
seits eine  solche  lokale  Sperre  anzuordnen, 
hauptsächlich  aber  wird  es  eingreifen,  wenn 
nicht  eine  bloss  örtlich  drohende  Gefahr  be- 
steht, sondern  ein  Schutz  im  allgemeinen 
Interesse  erforderlich  ist.  So  i^iirde  dm*ch 
kaiserliche  V.  v.  26.  Februar  1875  zur  Ab- 
wehr des  Coloradokäfers  die  Einfuhr  von 
Kartoffeln  und  KartoffelabfäUen  aus  Amerika 
verboten.  Weit  wichtiger  ist  das  Verbot 
der  Einfulir  von  Schweinen,  Schweinefleisch 
und  Würsten  aus  Amerika,  das  durch  V.  v. 
6.  März  1883  wegen  der  Trichinengefahr 
erlassen  \md  erst  durch  V.  v.  3.  September 
1891  insoweit  aufgehoben  wiu-de,  als  ameri- 
kanische Schweine  und  Schweinefleisch- 
waren zur  Einfuhr  zugelassen  weixien,  wenn 
sie  mit  einer  amtlichen  Bescheinigung  da- 
rüber vei-sehen  sind,  dass  sie  auf  Grund 
einer  den  amerikanischen  Voi-schriften  ent- 
sprechenden Untersuchung  als  nicht  gesimd- 
heitsschädlich  befimden  worden  sind.  Die 
Einfuhr  von  St^hweinen,  Schweinefleisc^h  und 
Würsten  aus  Dänemark,  Norwegen  und 
Schweden  wurde  durch  Y.  v.  29.  November 
1887,  aus  Russland,  Oesterreich-Ungarn  und 
den  Hinterländern  Oesterreich-Ünganis  durch 
V.  V.  14.  Juli  1889  untersagt.  Diese  Verbote 
wurden  jedoch  1890  und  1891  teils  vollständig, 
teils  mit  gewissen  Bedingimgen  und  Be- 
schränkungen aufgehoben ;  ebenso  wurde  das 
Verbot  der  Einfuhr  von  Rindvieh  aus  Oester- 
reich-Ungarn geändert,  indem  das  Vieh  in 
bestimmte  inländische  Schlachthäuser  ziun 
sofortigen  Schlachten  gebracht  werden  darf. 
Auf  Grund  der  internationalen  Reblaus- 
Konvention  V.  3.  November  1881  ist  diu'ch 
V.  v.  4.  Juli  1883  die  Einfuhr  von  aus- 
gerissenen Weinstöcken,  trockenem  Rebholz, 
Weinpfählen  etc.  sowie  die  Einfuhr  be- 
wiu^elter  Gewächse,  die  aus  Gebieten  der 
an  der  Konvention  nicht  beteiligten  Staaten 
stammen,  verboten  und  die  Einfuhr  von 
Trauben  und  Trestern  sowie  Pflanzen  aller 
Art  aus  Gälten,  Gewächshäusern  etc.  nur 
unter  den  besonders  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen gestattet.  Nach  dem  G.  v.  7.  April 
1869  in  betreff  der  Rinderpest  sind  die 
Bundesregierungen  besonders  ermächtigt  und 
verpflichtet,  Einfuhrverbote  zur  Abwehi' 
dieser  Krankheit  zu  erlassen,  mid  ebenso 
haben  sie  nach  dem  G.  v.  23.  Juni  1880  in 
betreff  der  übrigen  Viehseuchen  die  Einfuhr 
von  Tieren  und  anderen  die  Ansteckung 
übertragenden  Gegenständen  zu  untersagen 
und  dem  Reichskanzler  davon  unverzüglich 
Mitteilung   zu  machen.     Das   G.  v.  1.  Mai 


1897  betr.  Abänderung  des  G,  über  die 
Abwehr  und  Unterdrückmig  von  Viehseuchen 
bestimmt,  dass  bei  bedrohlichem  Auftreten 
einer  Seuche  im  Auslande  der  Reichskanzler 
die  Regierungen  der  beteiligten  Bundesstaaten 
zm'  Anordnimg  einer  einheitlichen  Durch- 
fülirung  der  erforderlichen  Abwehi-mass- 
regeln  zu  veranlassen  habe.  Es  soll  also 
namentlich  verhindert  werden,  dass  nicht 
einzelne  Staaten  durch  Unterlassung  des 
Einfuhrverbots  das  von  andern  erlassene 
Verbot  unwirksam  machen.  Die  Viehein- 
fuhr ist  gegenwärtig  auf  Grund  der  Seuchen- 
gesetzgebung selir  beschränkt,  wenn  auch 
noch  nicht  in  dem  Masse,  wie  es  von 
agrarischer  Seite  gewünscht  wii-d.  —  Eine 
internationale  Uebereinkunft  v.  15.  April  1893 
zur  Abwehr  der  Cholera  lässt  bei  Ansteckungs- 
gefahr das  Verbot  der  Einfuhr  von  Leib- 
wäsche, alten  und  getragenen  Kleidiuigs- 
stücken,  gebrauchtem  Bettzeug,  Lumpen  und 
Hadern  zu,  mit  Ausnahmebestimmimgen 
für  Reisegepäck  und  Umzugsgut.  Eine  V. 
V.  8.  Februai-  1897  enthält  ähnliche  Be- 
stimmungen zurVerhütung  der  Einschleppung 
der  Pest  aus  gewissen  asiatischen  Ländern. 
—  Die  Einfuhr  von  Sprengstoffen  ist  nach 
dem  G.  v.  9.  Juni  1884  von  der  j)olizeilichen 
Genehmigimg  abhängig,  kann  also  unter 
Umständen  ebenfalls  verboten  werden.  — 
Die  fernere  Verbreitung  emer  im  Auslande 
erscheinenden  periodischen  Druckschrift 
kann  unter  den  im  §  14  des  Pressgesetzes 
V.  7.  März  1874  angegebenen  Bedingungen 
vom  Reichskanzler  bis  auf  zwei  Jahi*e  ver- 
boten werden.  Das  seit  Oktober  1890  ausser 
Kraft  getretene  Sozialistengesetz  enthielt  be- 
sondere Bestimmimgen  gegen  die  Einfulir 
sozialdemokratischer  Di-uckscliriften.  —  Die 
Handelsverträge  von  1891  und  den  folgenden 
Jahren  lassen  Einfulu'verbote  wie  Ausfuhr- 
verbote nur  in  den  näher  bezeichneten  Aus- 
nahmefällen zu.  (S.  den  Art.  Ausfuhr- 
zölle und  Ausfuhrverbote  oben  Bd. 
II  S.  39  ff.)  Bemerkenswert  ist,  dass  der 
deutsch-russische  Vertrag  von  1894  solche 
Verbote  nicht  nm*  aus  den  besonders  ange- 
gebenen Rücksichten  (auf  Gesundheit,  \e- 
terinärpolizei,  öffentliche  Sicherheit),  sondern 
auch  »aus  anderen  schwer«4egendenGründenc 
als  ausseroinilentliche  Massregeln  gestattet. 
In  Frankreich  ist  nach  dem  Tarifgesetz 
V.  11.  Januar  1892  die  Einfuhi*  der  den 
Staatsmonopolen  unterworfenen  Gegenstände 
für  Privatrechnung  verboten,  nämlich  des 
Tabaks  und  der  Tabaksfabrikate  (mit  Aus- 
nahme kleiner  Mengen  für  den  persönlichen 
Bedarf),  des  Schiesspulvers,  der  Zündhölzer, 
ferner  auch  die  von  Kriegswaffen  und  Kriegs- 
munition, von  Nachdrucken,  von  Geheim- 
mitteln, ausser  Kui-s  gesetzten  Scheide- 
münzen und  von  Spielkarten.  Die  Regierung 
ist  ermächtigt,   gegen  die  Erzeugnisse  von 
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Ländern,  die  über  französische  Produkte 
Einfuhrverbote  verhängen,  dieselbe  Mass- 
regel anzuwenden.  Femer  bestimmt  Art.  15 
des  Gesetzes,  dass  von  der  Einfuhr,  Diuxih- 
fulir  und  dem  inneren  Verkehr  alle  aus- 
ländischen Erzeugnisse  ausgeschlossen  sind, 
die  eine  Fabrik-  oder  Handelsmarke,  einen 
Namen  oder  irgend  eine  Bezeichnung  tragen, 
die  den  Glauben  erwecken  könnte,  dass  diese 
Waren  in  Frankreich  hergestellt  oder 
französischen  Urspnmgs  seien.  Ferner 
können  auch  Einfuhrverbote  im  gesundheits- 
und  veterinärpolizeüichen  Interesse  erlassen 
werden,  namentlich  auf  Gnmd  des  Gesetzes 
über  die  "Viehseuchenjpolizei  v.  21.  Juli  1881. 
Ein  Dekret  v.  18.  Februar  1881,  das  die 
Einfuhr  von  gesalzenem  Schweinefleisch  aus 
den  Vereinigten  Staaten  verbot,  wurde  im 
November  1883  aufgehoben,  aber  schon  am 
28.  Dezember  desselben  Jahres  wieder  in 
Kraft  gesetzt.  Ein  Verbot  der  Einfuhr  von 
Kartonein  aus  den  Vereinigten  Staaten  und 
Oanada  wegen  des  Coloradokäfers  wurde 
durch  Dekret  v.  27.  ]März  1875  erlassen,  und 
kurz  vor  dem  Beginne  des  eigentlichen  Zoll- 
krieges gegen  Italien  verbot  ein  Dekret  v. 
26.  Juli  1887  imter  Berufung  auf  die  Reb- 
lausgefahr die  Eint'nlu"  von  Blumen,  Früchten, 
Gemüsen  und  überhaupt  aller  Gartenerzeug- 
nisse aus  Italien. 

Im  englischen  Tarif  sind  Extrakte  von 
Kaffee,  Cichorien,  Malz,  Thee,  Tabak  verboten, 
weil  sie  zu  Fälschungen  verwendet  worden 
können,  femer  nachgedruckte  Bucher,  falsche 
Münzen,  Kupferstiche  und  BUder  unsittlichen 
Inhalts.  Nach  dem  Contagious  Diseases 
Act  von  1878  imd  schon  nach  früheren  Ge- 
setzen kann  durch  Geheimratsbefehl  die  Ein- 
fuhr von  Vieh,  Häuten  imd  anderen  Gegen- 
ständen wegen  Ansteckungsgefahr  verboten 
wenlen,  und  solche  Massregeln  sind  in  der 
neuesten  Zeit  mehrfach  getroffen  worden. 
Schon  das  Tarif consolidationsgesetz  von  1876 
verbot  die  Einfuhr  von  Waren,  die  Marken 
englischer  Fabrikanten  oder  auch  solche 
ti'agen,  die  den  Glauben  erregen  soUen, 
dass  diese  Gegenstände  an  irgend  einem 
Orte  im  vereinigten  Königreich  gemacht 
seien.  Das  Warenzeichengesetz  v.  23.  August 
1887  hat  dieses  Verbot  noc^h  scliärfer  for- 
muliert: es  erstreckt  sich  auf  alle  Güter 
ausländischer  Fabrikation,  die  den  Namen 
oder  die  Handelsschutzmarke  eines  Fabri- 
kanten, Händlere  oder  Kaufmanns  im  ver- 
einigten Königreich  oder  vorgebhche  Namen 
oder  Marken  dieser  Art  tragen,  es  sei  denn, 
dass  diese  Bezeichnungen  mit  einer  be- 
stimmten Angabe  des  Landes,  in  dem  die 
Ware  angefertigt,  verbunden  sind.  Es  be- 
zieht sich  dies  namentlich  auf  die  zahl- 
reichen Fälle,  in  denen  englische  Fabrikanten 
oder  Kaufleute  vom  Kontinent  Waiden  be- 
ziehen, di^  in  ihrem  Auftrage  mit  ihi-en 


Handelsmarken  versehen  sind,  um  die  un- 
becjueme  nachträgliche  Stempelung  oder 
Verpackung  für  den  Verkauf  zu  venneiden. 
Das  neue  Gesetz  hat  übrigens  die  Einfuhr 
deutscher  Waren  nicht  beeinträchtigt,  son- 
dern den  Engländern  diu'ch  die  jetzt  über- 
all auftretende  Formel  »made  in  Germany« 
klar  gemacht,  in  wie  vielen  Dingen  die 
deutsche  Industrie  der  englischen  völlig  ge- 
wachsen ist. 

Das  amerikanische  Tarifgesetz  von  1890 
bestimmt  nicht  nur,  dass  vom  1.  Mai  1891 
ab  keine  Ware  eingeführt  werden  dürfe, 
welche  fälschlicherweise  eine  inländische 
Fabrikmarke  oder  -firma  trage,  sondern  es 
sollen  überhaupt  fremde  Fabrikwaren  nur 
zugelassen  werden,  wenn  sie  deutlich  imd 
sichtbar  mit  einer  das  Ursprungsland  in 
englischer  Sprache  angebenden  Marke,  Stem- 
pelung oder  Etikette  versehen  sind.  Noch 
wichtiger  ist  das  G.  v.  30.  August  1890  über 
Gesundheitspolizei  im  auswärtigen  Handel. 
Es  verbietet  bei  schwerer  Strafe  die  Einfuhr 
von  nachweislich  gefälschten  oder  gesund- 
heitsschädlichen Nahrungsmitteln  und  Ge- 
tränken, es  verleiht  ferner  dem  Präsidenten 
das  Recht,  die  Einfuhr  solcher  Erzeugnisse 
aus  bestimmten  Ländern  allgemein  zu  ver- 
bieten, wenn  erhebhche  Gründe  zu  der  An- 
nahme vorhanden  sind,  dass  sie  gefälscht 
oder  gesundheitsschädUch  seien ;  die  Einfuhr 
von  Wiederkäuern  imd  Schweinen  ist  mit 
schwerer  Strafe  bedi'oht,  wenn  dieselben  aus 
Gegenden  stammen,  wo  Seuchen  weniger  als 
60  Tage  vor  der  Abfahrt  herrschten.  Von 
grösster  Tragweite  aber  ist  die  Bestimmung, 
dass  der  Präsident  jedes  beliebige  Erzeugnis 
eines  Staates  einfach  auf  dem  Verordnungs- 
wege von  der  Einfuhr  ausschliessen  kann, 
wenn  er  die  üeberzeugung  gewonnen  hat, 
dass  dieser  Staat  Produkte  der  Vereinigten 
Staaten  ungerechten  besonderen  Beschrän- 
kungen unter>^urft.  Zugleich  enthält  das  Ge- 
setz Vorschriften  über  die  Untersuchung  des 
für  die  Ausfuhr  bestimmten  Schweinefleisches 
und  Speckes,  die,  nachdem  durch  ein  G.  v. 
3.  März  1891  ergänzende  Bestimmungen  er- 
lassen sind,  nach  der  Versicherung  des 
Staatssekretärs  für  die  Landwirtschaft  eine 
bessere  gesundheitliche  Kontrolle  sichera 
soUen,  als  sie  in  irgend  einem  anderen  Lande 
bestehe. 

5.  Wirkung  der  E.  anf  die  Preis- 
bildung. Die  Wirkung  auf  die  Preisbildung 
ist  bei  handelspolitischen  und  polizeilichen 
Einfuhrverboten  gleichartig,  sofern  dieselben 
Handelswaren  betreffen  und  nicht  etwa 
Gegenstände,  die  überliaupt,  auch  wenn  sie 
inländischen  Ursprungs  smd,  nicht  feilge- 
halten und  in  den  Verkehr  gebracht  werden 
dürfen.  Durch  die  gänzliche  Fernhaltimg 
des  auswärtigen  Mitbewerbes  kann  der  Preis 
der  geschützten  Ware  im  Inlande  auf  einen 
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ausserordentlich  grossen  Abstand  von  dem 
ausländischen  gebracht  werden,  da  die  obere 
Grenze  fehlt,  die  bei  dem  Bestehen  eines 
Schutzzolles  der  Steigerung  gezogen  ist. 
Selbst  wenn  die  nattlrlichen  Produktionsbe- 
dingungen für  die  geschützte  Ware  im  In- 
lande  ebenso  günstig  oder  sogar  günstiger 
-wären  als  im  Auslande,  kann  eine  bedeutende 
Yerteuerung  derselben  entstehen,  weil  die 
Produzenten  bei  dem  Mangel  einer  äusseren 
Anspornung  nicht  die  besten  technischen 
Methoden  und  Hilfsmittel  anwenden  und 
namentlich  oft  mit  veralteten  Maschinen 
weiter  arbeiten.  In  der  Eegel  aber  wird 
der  durch  Einfuhrverbot  geschützte  Pro- 
duktionszweig wenigstens  durchschnittlich 
ungünstiger  gestellt  sein  als  die  ausländi- 
schen KonkmTenten,  wenn  auch  einige  Unter- 
nehmungen mehr  oder  weniger  bevorzugte 
Stellungen  einnehmen.  Der  Preis  wird  dann 
also  unter  dem  Einfluss  des  Verbotes  so 
hoch  steigen,  dass  auch  die  unter  den  un- 
günstigen Bedingungen  stehenden  Unter- 
nehmungen, deren  Mitwirkimg  zur  Befriedi- 
gung der  vorhandenen  effektiven  Nachfrage 
noch  nötig  ist,  sich  noch  behaupten  können. 
Die  volkswirtschaftliche  Wirkung  des  Ver- 
botes bestände  dann  eben  darin,  dass  diese 
Klasse  von  Betrieben  künstlich  aufrecht  er- 
halten würde,  und  die  Frage  würde  nun 
sein,  ob  die  bedeutende  Verteuening  der 
Gesamtmenge  der  Ware  durch  diese  künst- 
liche Mehrproduktion  aufgew^ogen  werde  und 
ob  die  für  letztere  wenig  fruchtbar  ver- 
wendete Summe  von  Kapital  und  Arbeit 
nicht  eine  volkswirtschaftlich  nützlichere 
Ausnutzung  hätte  finden  können.  Je  kleiner 
die  relative  Menge  des  Produktes  ist,  die 
mittelst  des  Einfuhrverbotes  noch  unter  den 
ungünstigsten  Bedingiingen  erzeuet  wird, 
um  so  weniger  erscheint  die  künstliche  Er- 
höhung des  Preises  der  Gesamtmasse  des 
Erzeugnisses  ^rechtfertigt.  Es  wird  nun 
aber  in  der  Wirklichkeit  häufig  vorkommen, 
dass  die  am  ungünstigsten  stehende  Gnippe 
von  Betrieben  auch  qiiantitativ  am  wenigsten 
leistimgsfähig  ist.  Sie  ist  z.  B.  vielleicht 
nur  im  stände,  ein  Zehntel  des  Gesamtbedarfs 
zu  liefern,  muss  aber,  um  sich  halten  zu 
können,  einen  Preis  haben,  der  30®/o  höher 
ist  als  der,  zu  dem  die  übrigen  neun  Zehntel 
geliefert  werden  können.  Die  Aufhebung 
des  Einfuhrverbotes,  nötigenfalls  mit  Ge- 
wähnmg  eines  massigen  Scnutzzolles,  würde 
also  nur  eine  verhältnismässig  geringe  Ein- 
fuhr zum  Ersatz  der  Produktion  der  unhalt- 
baren inländischen  Betriebe  der  untersten 
Klasse  und  doch  eine  bedeutende  Preiser- 
iiiedrigung  in  ihrem  Gefolge  haben,  wobei 
die  inländischen  Produzenten  der  besser 
stehenden  Klassen  zwar  eine  Einbusse  an 
ihrem  Vorzugsgewinne  erlitten,  aber  immer 
noch  gut  bestehen  könnten.    Aber  auch  ab- 


gesehen von  solchen  allgemein  tiieoretischen 
Erwägungen  ist  es  klar,  dass  bei  freiem 
Verkehr  eine  verhältnismässig  geringe  wirk- 
liche Einfuhr  einer  im  Auslande  billigeren 
Ware  doch  ausreicht,  um  den  inländischen 
Preis  der  ganzen  Konsumtionsmenge  nahezu 
dem  ausländischen  gleich  zu  erhalten ;  wird 
aber  diese  wenig  beträchtiiche  Einfuhr  durch 
ein  Verbot  abgeschnitten,  so  kann  eine  sehr 
bedeutende  Erhöhung  des  inländischen  Preises 
erfolgen,  weil  eben  dieser  sich  jetzt  isoliert 
unter  ganz  neuen  Bedingungen  bildet.  Wenn 
daher  auch  z.  B.  im  Jahre  1888  nur  240000 
Schw^eine  aus  Hussland  und  Oesterreich-Un- 
garn  nach  Deutschland  eingeführt  woixlen 
sind,  die  ohne  Zweifel  nur  einen  kleinen 
Bruchteil  der  in  Deutschland  geschlachteten 
bilden,  so  darf  man  daraus  doch  nicht 
schliessen,  dass  das  Einfuhrverbot  von  1889 
keine  merkliche  Wirkung  auf  den  Preis  aus- 
geübt habe ;  vielmehr  wird  die  Grösse  dieser 
Wirkung  aus  der  Differenz  des  inländischen 
und  des  ausländischen  Preises  nach  dem 
Verbote  im  Vergleich  mit  der  entsprechenden 
Differenz  vor  dem  Verbote  zu  bestimmen 
sein,  zumal  gerade  wegen  der  geringen 
Grösse  der  Einfuhr  nicht  anzunehmen  ist, 
dass  das  Aufhören  derselben  im  Auslande 
einen  erheblichen  Druck  auf  den  dortigen 
Preis  ausgeübt  habe.  — 
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Einfuhrzölle. 


1.  Allgemeines.    2.  Geschichtliches.    3.  Die 
Wirkungen  der  E. 

1.  AUgemeines.  Einfuhrzölle  sind  Ab- 
gaben, die  bei  dem  Uebergange  fremder  Waren 
in  den  freien  Verkehr  eines  Landes  zu  ent- 
richten sind.  Die  Erhebung  findet  statt  teils 
sofort  an  der  Grenze,  teils  beim  Ausgange 
der  Waren  aus  ZoUniederlagen ,  deren  es 
auch  im  Binnenlande  giebt,  teils  bei  binnen- 
ländischen Steuerämteni ,  an  welche  die 
Wai'en  unter  Begleitscheinkontrolle  verwiesen 
sind.  In  betreff  des  Technischen  s.  d.  Art. 
Zollwesen.  Hier  sei  niu*  darauf  hinge- 
wiesen, dass  die  älteren  Binnenzölle  sich 
häufig  in  Einfuhrzölle  umgewandelt  haben, 
indem  die  vom  Auslande  kommenden  Waren 
nach  einmaliger  Entrichtung  eines  Zolles  auf 
Grund  von  Begleitpapieren  freie  Duchfuhr 
über  die  inneren  ZoUstätten  oder  Zolllinien 
biß  zu  ihrem  Bestimmungsort  erhielten.  Auch 
die  städtischen  Eingangsabgaben  und  die 
Accise  erlangten  praktisch  die  Bedeutung 
von  Einfuhrzöllen,  wenn  fremde  Waren 
höher  belastet  waren  als  einheimische.  — 
Der  ursprüngliche  Zweck  der  Einfuhrzölle 
wie  auch  der  Ausfuhrzölle  war  ein  rein  finan- 
zieller. Die  merkantilisHsche  Handelsjwlitik 
aber  benutzte  sie  auch  als  Mittel  zum  Schutze 
der  einheimischen  Industrie,  und  das  neuere 
Schutzsystem  wandte  sie  auch  im  Interesse 
der  Landwirtschaft  an.  Man  unterscheidet 
demnach  zunächst  Finanzzölle  und  Schutz- 
zölle, zwischen  denen  es  übrigens  Mittel- 
glieder in  allen  Abstufimgen  giebt.  Als 
reiner  Finanzzoll  kann  mvc  ein  solcher  be- 
trachtet werden,  der  entweder  von  einer 
Ware  erhoben  wird,  die  im  Inlaude  über- 
haupt nicht  oder  wenigstens  vernünftiger- 
weise nicht  als  Verkehrgegenstand  erzeugt 
werden  kann,  oder  von  einer  solchen,  die, 
soweit  sie  im  Inlande  gewonnen  wird,  mit 
einer  dem  Zolle  völlig  gleichen  Verbrauchs- 
steuer belastet  ist.  Jeder  Ueberschuss  des 
Zolles  über  die  innere  Steuer  ist  im  letz- 
teren Falle  als  Schutzzoll  zu  betrachten. 
Die  Schutzzölle  kann  man  einteilen  in  Pro- 
hibitiv-    oder   Spen-zöUe,    Erziehungszölle, 


Ausgleichungszölle  imd  fiskalische  Schutz- 
zölle. Feste  Grenzen  sind  natürlich  auch 
hier  nicht  zu  ziehen.  Im  aUgemeinen  wird 
man  bei  Fabrikaten  ZöUe  von  30  und  mehr 
Prozent  des  Warenwertes  als  prohibitiv 
betrachten  dürfen,  indem  sie  die  Einfuhr, 
wenn  auch  nicht  immer  vollständig  auf- 
heben, so  doch  im  Vergleich  mit  dem  Frei- 
handelsverkehr auf  einen  kleinen  Bnichteil 
herabdrücken.  Bei  notwendigen  Lebensmitteln 
jedoch  kann  der  Zoll  noch  weit  höher  gesetzt 
werden,  ohne  dass  die  diux;haus  notwendige 
Einfuhrmenge  vermindert  vdn\,  da  die  Wir- 
kung des  Zolles  in  diesem  Falle  sic^h  haupt- 
sächlich in  der  Erhöhung  des  inländischen 
Preises  äussert.  Die  sogenannten  Eampf- 
zöUe  (8.  d.  Art.  Differentialzölle  oben 
S.  166  ff.),  ein  sehr  zweifelhaftes  Mittel, 
um  einen  anderen  Staat  zu  einer  gemässi^- 
teren  Handelspolitik  zu  zwingen,  haben  m 
der  Regel  einen  prohibitiven  Charakter,  weil 
sie  eben  einschneidend  wirken  sollen.  Er- 
ziehungszölle nennt  man  massige  Schutz- 
zölle, etwa  von  10  bis  höchstens  25%  des 
Wertes,  die  dazu  dienen  sollen,  junge,  noch 
wenig  entwickelte,  aber  doch  aussichtsvolle 
Industriezweige  vor  der  Gefährdung  durch 
eine  übermächtige  ausländische  Konkurrenz 
zu  sichern.  Letztei-e  darf  jedoch  nicht  völlig 
ausgeschlossen  werden,  da  sonst  Gefahr  vor- 
handen wäre,  dass  die  geschützte  Industrie 
in  Erschlaffimg  versänke  und  sich  nicht  zu 
der  vollen  Höhe  der  technisch  möglichen 
Produktivität  erhöbe.  Daher  düi-fen  solche 
Zölle  keine  prohibitive  Höhe  haben,  und 
nach  genügender  Erstarkung  der  heranzu- 
ziehenden Industrie  sind  sie  allmählich  her- 
abzusetzen und  schliesslich  ganz  zu  beseiti- 
gen. Ausgleichungszölle  sind  solche, 
welche  einen  einheimischen  Produktions- 
zweig für  besondere  I^asten  und  Uebelstände, 
die  ihm  den  Mitbewerb  mit  dem  Auslande 
erschweren,  entschätligen  oder  auch  gegen- 
über zeitweiligen  ungewöhnlichen  Vorteilen, 
die  der  fremden  Konkurrenz  zugute  kommen, 
unterstützen  sollen.  Hierher  würde  z.  B. 
der  sogenannte  »soziale  Schutzzoll«  zu 
rechnen  sein,  der  als  Ausgleichung  für  die 
der  inländischen  Industrie  durch  die  sozial- 
politische Gesetzgebung  auferlegten  Lasten 
zu  betrachten  ist,  wenigstens  gegenüber  den 
gleichartigen  Erzeugnissen  solcher  Länder, 
die  sich  zu  einer  ähnlichen  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung nicht  entschliessen  können. 
Auch  bedeutende  Unterschiede  in  der  Grund- 
steuer oder  in  den  Arbeitslöhnen  infolge 
hoher  indirekter  Steuern  können  zu  solchen 
Ausgleichungszöllen  Veranlassung  geben. 
Die  Ausgleichung  ungewöhnlicher,  aber  vor- 
übergehender Vorteile  der  ausländischen 
Konkurrenz  kann  namentlich  als  Zweck  der 
deutschen  und  anderer  eurepäischer  Ge- 
treidezölle geltend  gemacht  werden,  die  sich 
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überhaupt  in  ihrer  gegenwärtigen  Höhe  nur 
als  Notstandszölle  für  eine  beschränkte 
Periode  rechtfertigen  lassen.  Denn  für  immer 
'Würde  sich  ein  Preisunterschied,  wie  er 
jetzt  z.  B.  für  Weizen  zwischen  Deutsch- 
land und  England  besteht,  nicht  aufrecht 
erhalten  lassen.  Auch  die  von  den  Ver- 
einigten Staaten  und  in  der  neuesten  Zeit 
auch  von  Biitisch-Indien  erhobenen  Zoll- 
zuschläge auf  Zucker  aus  Ländern,  die  Aus- 
fuhrprämien gewähren,  haben  den  Charakter 
von  Ausgleichungsabgaben  (s.  den  Art.  Dif- 
ferentialzölle 1.  c).  —  Fiskalische 
Schutzzölle  endlich  sind  solche,  bei  denen  zu- 
gleich die  Rücksicht  auf  ihre  finanziellen  Er- 
träge mit  massgebend  ist.  Prohibitiv  ynr- 
kende  Zölle  geben  natürlich  gar  keinen  oder 
nur  einen  sehr  geringfügigen  Erti-ag ;  für  Fa- 
biikate  wu*d  dei'selbe  bei  einem  massigen 
oder  niedrigen  Zollsatze  seine  grösste  Ziffer 
•erreichen,  der  sich  niu*  erfahrungsmässig 
feststellen  lässt.  Bei  notwendigen  Lebens- 
mitteln dagegen,  von  denen  euie  gewisse 
bedeutende  Menge  eingeführt  werden  muss, 
steigt  der  Ertrag  mit  der  Höhe  des  Zolles, 
der  also  in  diesem  Falle  auch  einen  aus- 
gesprochenen fiskalischen  Charakter  trägt. 
Nach  der  Art  der  besteuerten  Waren 
zerfallen  die  Einfuhrzölle  liauptsäclüich  in 
solche  auf  Verzehnmgsgegenstände ,  auf 
Rohstoffe,  auf  Halbfabrikate  und  auf  Fabrikate. 
Zölle  auf  Verzehnmgsgegenstände,  d.  h.  auf 
Nahrungs-  und  öenussmittel  und  Getränke, 
eignen  sich,  soweit  sie  nur  Gegenstände  des 
sogenannten  Volksluxus  und  nicht  notwendige 
Lebensmittel  treffen,  vorzugsweise  als  Fi- 
nanzzölle. Unter  den  Rohstoffen  sind  die- 
jenigen, die  zur  Anfertigimg  von  Handels- 
waren dienen,  von  den  Baumaterialien  zu 
unterscheiden.  Die  von  den  letzteren,  na- 
mentlich dem  Bauholz  erhobenen  Zölle  sind 
in  der  Regel  fiskalische  Schutzzölle,  haben 
aber  keinen  weitergehenden  Einfluss.  Die 
Belastung  der  Rohstoffe  von  Handelswaren 
dagegen  erschwert  die  Ausfuhr  der  letzteren 
und  führt  daher  zu  der  Gewährung  von 
Ausfuhrprämien  (s.  den  Art.  oben  Bd.  II  S. 
^34  ff.),  an  die  sich  meistens  gi-osse  Missbräuche 
knüpfen,  besondere  wenn  es  sich  nicht  um  rein 
exotische  Rohstoffe  handelt,  wie  z.  B.  Baum- 
wolle, sondern  um  solche,  wie  z.  B.  Wolle, 
von  denen  auch  im  Inlande  eine  bedeutende 
Menge  gewonnen  wird,  die  aber  keiner 
inneren  Steuer  unterliegen.  Diejenigen  In- 
dustriezweige übrigens,  deren  Fabrikate  durch 
hohe  Zölle  geschützt  sind,  können  immerhin 
eine  Belastung  ihi'es  Rohstoffes  mit  einem 
Zoll  von  einigen  Prozent  auch  ohne  Aus- 
fulirprämie  ertragen,  da  sie  im  stände  sein 
weitlen,  auch  den  auf  die  Ausfuhrwai*en 
fallenden  Teil  dieses  ZoUes  auf  die  in- 
ländischen Konsumenten  abzuwälzen.  So 
wollte  man  noch  im  Jahre  1872  in  Frank- 


reich allgemeine  Rohstoffzölle  von  3  ®/o  ohne 
Ausfuhrvergütimg  einführen. 

Die  Halbfabrikate  haben  fili'  die  Er- 
zeugimg der  entsprechenden  Ganzfabrikate 
die  Bedeutung  von  Rohstoffen,  und  sie 
müssten  daher,  solange  die  letztere  künstlich 
gezüchtet  wird,  eigentlich  zollfrei  bleiben. 
Es  gilt  dies  namentlich  von  dem  Verhältnis 
der  Game  zu  den  Geweben  seit  der  Aus- 
bildung des  Maschinenwesens.  Da  aber 
meistens  bald  auch  Versuche  gemacht  werden, 
das  Halbfabrikat  im  Lande  herzustellen,  so 
kann  das  Schutzzollsystem  auch  dieser  neu 
entstehenden  Industrie  seine  Hilfe  nicht 
versagen,  es  muss  dann  aber  die  Ganz- 
fabrikation durch  eine  Erhöhung  ihres  Schutz- 
zolles entschädigen,  wenn  man  nicht,  wie 
in  Frankreich  unter  Napoleon  I.,  auf  das 
Einfulu-verbot  der  Woll-  und  Baumwoll- 
gewebe einfach  auch  das  Verbot  der  Garne 
folgen  lässt. 

2.  Geschichtliches.  In  betreff  der 
systematisch  ausgebildeten  Schutzzollpolitik 
der  \vichtigsten  Länder  verweisen  wii*  auf 
den  Art.  Schutzsystem  und  für  die  ein- 
zelnen Hauptzweige  der  Industrie  auf  die 
besonderen  Artikel.  Hier  werfen  ^ir  nur 
einen  Rückblick  auf  die  älteren  Zustände  und 
auf  die  allgemeine  Gestaltmig  der  Einfulu-- 
zölle  in  der  neueren  Zeit.  Ursprünglich 
-w^mlen  die  Einfuhrzölle  übenül  lediglich 
als  finanzielle  Einnahmequellen  angesehen. 
Bei  den  Griechen  waren  sie  in  dieser  Eigen- 
schaft schon  in  bedeutendem  Masse  ent- 
wickelt, und  namentlich  machten  die  See- 
städte von  dieser  für  sie  besonders  bequemen 
Art  der  Abgabenerhebung  allgemein  Ge- 
brauch. In  den  meisten  Häfen  wurde  so- 
wohl von  allen  eingehenden  wie  ausgehenden 
Waren  ein  ZoU  von  2  ^/o  des  Wertes  erhoben, 
und  dieses  Verfahren  einer  gleichmässigen 
Wertbesteuerimg  aller  Arten  von  Handels- 
waren scheint  überhaupt  allgemein  üblich 
gewesen  zu  sein.  Ob  auch  ZöUe  von  der 
Landeinfuhi*  erhoben  wurden,  lässt  sich 
nicht  mit  Bestimmtheit  sagen,  ist  jedoch 
wahrscheinlich.  Jedenfalls  gab  es  Markt- 
zölle, welche  auch  die  Landeinfuhr  trafen, 
und  zwar  in  verschiedener  Höhe  für  ver- 
schiedene Waren.  Auch  im  römischen  Reiche 
wai*en  die  Zölle  eine  der  wichtigsten  Formen 
der  Besteuerung.  Die  eigentlichen  Portoria 
oder  Hafenzölle  wurden  sowohl  von  den 
eingehenden  wie  von  den  ausgehenden  Waren 
erhoben  imd  zwar,  wie  auch  meistens  in 
Griechenland,  durch  die  Vermittelung  von 
Steuer  Pächtern.  In  der  Kai  serzeit  bestand 
aber  auch  eine  Zollliuie  an  der  Reichsgrenze, 
sowohl  um  die  Ausfuhi-verbote  aufrecht  zu 
erhalten  als  auch  um  alle  eingehenden  Waren 
einer  Abgabe  zu  unterwerfen.  Ausserdem 
aber  war  das  Reich  in  eine  Anzalil  gi*osser 
Zollgebiete   geteilt,   wie   Sicilien,    Spanien, 
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Gallien,  Gallia  Narbonensis,  Britannien, 
Egypten  etc.),  die  durch  Zolllinien  von  ein- 
ander getrennt  waren.  Dazu  kamen  dann 
noc-h  die  eigentlichen  Binnenzölle  (s.  den  Art. 
oben  Bd.  II  S.  893  ff.)  an  den  Strassen, 
Brücken  etc.  Die  H()he  der  Provinzial-  und 
Gi"enzzöUe  war  in  den  verschiedenen  Pro\än- 
zen  imd  zu  verschiedenen  Zeiten  sehr  ver- 
schieden. In  einigen  Provinzen  wurden  spe- 
cifisehe  Zölle  nach  besonderen  Tarifen,  in 
anderen  aber  Wertzölle  erhoben,  und  die 
letzteren  stiegen  im  vierten  Jahrhundert  für 
alle  Handelswaren  auf  ein  Achtel  des  Wertes. 
Im  Mittelalter  finden  wir  zuerst  in  den 
italienischen  Städterepubliken  ausser  Einfuhr- 
verboten auch  ausgeprägte  industrielle  Sc^hutz- 
zöHe.  Auch  die  Binnenzölle  waren  in 
Italien  für  fremde  Waren,  wie  französische 
und  flandrische  Tücher,  vielfach  höher  an- 
gesetzt. Allgemein  verbreitet  waren  auch 
aeeiseai'tige  Abgaben  von  den  wichtigsten 
Yerzehnmgsgegenständen,  teilweise  auch  von 
Gebi-auehsgegenständen ,  z.  B.  Schuhen.  In 
Frankreich  hatten  die  städtischen  Eingangs- 
und Verkauf sabgaben,  die  nach  und  nach  von 
fai>t  allen  Waren,  luid  zwar  hauptsächlich 
für  die  königliche  Kasse  und  nur  teilweise 
füi'  die  Stadt  oder  andere  Berechtigte  erhoben 
viinlen,  den  fremden  Waren  gegenüber  die 
Wirkung  von  Einfuhrzöllen.  Wir  finden  in- 
des in  den  Pariser  Octreitarifen,  die  bis  in 
das  12.  Jahrhundert  zurück  bekannt  sind, 
auch  bei  Fabiikaten,  wie  Tuch,  Leinwand, 
Seidenstoffen,  Baumwollgarn  (schon  1341 
besteuert),  in  der  Belastung  keinerlei  Tnter- 
scheidmig  zi^dschen  einheimischen  und 
fi-emden  Erzeugnissen.  Eine  Grenzbewachung 
bestand  in  Frankrei(»h  schon  1340,  aber  nur 
zur  Sichenmg  der  Ausfuhi'zÖlle ,  die  später 
noch  verraelirt  und  erhöht  wurden.  Eigent- 
liche Einfuhrzölle  auf  fremde  Waren  kommen 
erst  im  16.  Jahrhundert  vor,  und  einer  der 
ersten  traf  die  Gold-,  Silber-  und  Seiden- 
stoffe, ^gen  deren  Einfuhi*  1517  ein  durch 
luxusi)olizeiliche  Erwägungen  veranlasstes 
Verbot  ergangen  war.  Im  Jahre  1540  WMirde 
angeonlnet,  dass  alle  italienischen  und 
si>anischen  Stoffe  dieser  Art  über  die  Douane 
von  Lvon  gehen  sollten  und  bei  endgültiger 
Einfuhr  5  (später  10)  »/o,  bei  Diu-chfulir  2  «/o 
des  Wertes  an  Zoll  zu  entrichten  hätten. 
Dieser  Douane,  deren  Hebestellen  sich  dm*ch 
mehi-ere  südfranzösische  Previnzen  ver- 
breiteten, wurden  1564  überhaupt  alle  ein- 
gehenden italienischen  Waren  überwiesen, 
eine  ^Massregel,  die  schon  einen  unverkenn- 
baren schutzzöUnerischen  Charakter  trug, 
während  die  vorher  eingeführten  Zölle  auf 
Gewürze  und  Droguen  nur  als  fiskalische 
zu  bezeichnen  sind.  Der  ei*ste  allgemeine 
Eingangszoll  datiert  erst  aus  dem  Jahre  1581 ; 
er  betrug  nur  2®/o  des  Warenwertes  nach 
einer  neuen  Taxienmg  und  war  von  allen 


Waren  zu  entrichten ,  die  noch  mit  keiner 
anderen  Eingangsabgabe  belastet  waren,  mit 
Ausnahme  der  englischen  Tücher  imd  der 
frischen  und  gesalzenen  Fische.  Auf  Tuch 
wurde  1582  ein  besonderer  Einfuhrzoll  von 
5®/o  des  Wertes  gelegt.  Im  17.  Jahrhundert 
kamen  noch  einige  Zölle  auf  Fabrikate  hinzu, 
jedoch  war  die  Rücksicht  auf  den  Industrie- 
schutz bis  auf  Colbert  im  französischen  Zoll- 
wesen im  ganzen  wenig  massgebend.  Col- 
bert erhöhte  die  Einfuhrzölle  auf  Fabrikate, 
setzte  die  Rohstoffzölle  soweit  herab,  als  es 
das  fiskalische  Interesse  gestattete,  und 
bildete  ein  einheitliches  Zollgebiet  aus  den 
Provinzen  der  »cinq  gi'osses  ferraesc  Die 
Zollsätze  des  erhöhten  und  später  mehrfach 
geänderten  Tarifs  von  1667  wuixlen  aber 
auch  auf  die  Einfuhr  vom  Auslande  in  die 
übrigen  Provinzen  angewandt,  und  die  ein- 
mal verzollten  Waren  konnten  frei  in  das 
Gebiet  der  »p^rosses  fermes«  eingehen.  Die 
wichtigsten  Rohstoff zöUe ,  die  auf  Textil- 
stoffe,  wurden  ei*st  1749  aufgehoben.  Nach 
dem  Tarif  von  1791,  der  unter  Beseitigiuig 
aller  Binnen-  und  Provinzialzölle  für  ganz 
Frankrei(ih  galt,  blieben  alle  eigentlichen 
Rohstoffe  zollfrei  und  die  Belastung  der 
Fabrikate  wurde  bedeutend  ermässigt.  Da- 
gegen bra(*hte  (his  nach  der  Ki*iegsj)eriode 
durch  den  Taiif  von  1H16  begiilndete 
Prohibitivs^'stem  aus  finanziellen  Gründen 
wneder  hohe  Rohstoffzölle  mit  sich,  nament- 
lich eine  schwere  Belastiuig  der  Baumwolle, 
der  bald  auch  —  hauptsäclilic*h  im  Interesse 
der  Landwirtschaft  —  hohe  Wollzölle  folgten. 
Auch  wuitlen  nunmehr  hohe  Getreidezölle 
und  andere  agrarische  Schutzzölle  eingeführt. 
Napoleon  lU.  bereitete  seine  handelspolitische 
Reform  vom  Beginne  seiner  Regierimg  an 
durch  allmähliche  Yerminderung  der  Roh- 
stoff- und  der  landwirtschaftlichen  Zölle 
vor,  und  im  Jahre  1861  wunlen  diese 
gänzlich  oder  bis  auf  geringe  Reste  be- 
seitigt. Die  Getreide-  und  Viehzölle  sind 
in  der  neuesten  Zeit  in  bedeutender  Höhe 
wiederhergestellt  worden,  in  betreff  der 
Rohstoffe  mit  Einschluss  der  Wolle  aber  ist 
man  bisher  noc;h  dem  Svstem  von  1860  treu 
geblieben. 

In  England  bestanden  Hafenabgahen  von 
eingeführten  und  ausgeführten  Waren  l>ei 
dem  Erlass  der  Magna  Cliarta  schon  von 
alters  her  als  »antiquae  et  rectae  consuetu- 
dines« ,  teilweise  auch  als  missbräuchliche 
»mala  tolta«.  Der  wichtigste  Eingangszoll 
wai*  der  vom  Weine  erhobene,  der  lu^prüng- 
lich  eine  Natiu-alabpbe  bildete,  1302  aber 
für  die  fremden  Xaufleute  in  eine  Geld- 
zahlung verwandelt  wmxle.  Ton  allen 
anderen  Waren  hatten  die  fremden  Kauf- 
leute seit  1302  bei  der  Einfuhr  als  »Pfund- 
geld« (poundage)  drei  Pence  von  jedem 
Pfund   Sterling   des  Wertes    zu   entrichten 
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ebenso  bei  der  Ausfuhr,  sofem  für  diese 
nicht  besondere  ^[ür  die  Fremden  durch  Zu- 
schläge erhöhte)  Zölle  bestanden.  Seit  1373 
war  auf  Grund  einer  Bewilligung  des  Par- 
laments auch  den  einheimischen  Kaufleuten 
ein  Geldzoll  vom  Weine  (tunnage)  sowie  das 
auf  6  Pence  vom  Pfund  erhöhte  Pfundgeld 
bei  Ein-  und  Ausfuhr  auferlegt.  Seit  aem 
Ende  des  14.  Jahi-hunderts  war  dieser  letztere 
Zoll  auf  5  ®/o  des  Wertes  gesetzt,  doch  waren 
unter  Heinrich  V.  Weizen,  Mehl,  frische 
Fische  und  WoUe  von  dieser  Abgabe  beim 
Eingange  befreit.  Die  seit  der  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  hervor- 
tretenden Bestrebungen  zum  Schutze  der 
Industrie  bedienten  sich,  abgesehen  von  der 
Beschränkung  der  Ausfuhr  der  Rohstoffe, 
nicht  sowohl  der  Zölle  als  der  Einfuhr- 
verbote. Unter  Maria  und  Elisabeth  wm-den 
neue  imd  erhöhte  Warentaxen  für  die  Er- 
hebung des  Pfundgeldes  aufgestellt.  Der 
Satz  desselben  blieb  aber  auch  im  17.  Jahr- 
himdert  noch  auf  5®/o,  mit  einem  Zuschlag 
von  einem  Viertel  für  fremde  Kaufleute. 
Durch  höhere  Taxienmg  der  Waren  und 
Hinzutreten  neuer  besonderer  ZöUe,  wie  des 
vom  Tabak  erhobenen,  nahm  indes  der  Er- 
trag der  Eingangsabgaben  unter  den  Stuarts 
allmählich  bedeutend  zu.  Noch  weit  mehr 
aber  wimle  er  unter  der  Herrschaft  des 
langen  Parlaments  durch  die  den  eingeführten 
Waren  auferlegte  Accise  erhöht,  die  indes 
imter  der  Restauration  diu-ch  ein  neues,  weit 
weniger  umfassendes  Accisesystem  ersetzt 
wiutle.  Die  Schutzzolltendenzen  zeigten  sich 
schon  deutüch  in  den  1660  neu  aufgestellten 
Warentaxen,  deren  Willkürlichkeit  schon 
aus  den  grossen  Unterschieden  hei-vorgeht, 
die  zwischen  der  Schätzung  derselben  Waren 
bei  der  Einfuhr  und  bei  der  Ausfuhr  be- 
standen. Hervorzuheben  ist  auch  das  erste 
Auftreten  eigentlich  agrarischer  Schutzzölle 
im  Jahre  1670.  Dieselben  betrafen  Getreide 
und  Htilsenfrüchte  und  hatten  eine  bedeutende 
Höhe,  wenn  die  Marktpreise  dieser  Erzeug- 
nisse unter  bestimmten  Sätzen  blieben,  wäh- 
rend bei  höheren  Preisen  nur  das  Pfimdgeld 
erhoben  wurde.  Im  18.  Jahrhundert  ge- 
langte das  zum  Teil  prohibitive  Schutz- 
system fiir  die  Industrie  zur  vollen  Aus- 
bildung, während  es  in  betreff  der  Land- 
wirtschaft seinen  Höhepunkt  erst  1815  er- 
reichte. Der  Tarif  von  1787  vereinigte  die 
bei  vielen  Waren  unter  verechiedenen  Namen 
neben  einander  erhobenen  Teilabgaben  z\i 
einfachen  Zollsätzen  und  brachte  überhaupt 
eine  wesentliche  Vereinfachung  des  Zoll- 
wesens imd  einige  Milderungen  des  Prohibitiv- 
systems. Die  Reformperiode  beginnt  jedoch 
erst  1822  und  kam  1860  zum  Abschluss: 
seitdem  hat  England  ausschliesslich  Finanz- 
zölle, die  nur  wenige  und  zwar  nicht  zu 
den     notwendigen    Lebensbedürfnissen    ge- 


hörende Genussmittel  treffen,  unter  denen 
sich  seit  1875  sogar  der  Zucker  nicht  mehr 
befindet. 

In  Deutschland  finden  wir  ebenfalls 
frühzeitig  lokale  Hafenzölle,  die  als  Ein- 
gangszöUe  betrachtet  werden  können,  so 
z.  B.  in  der  ältesten  Ltlbischen  Zollrolle  aus 
den  Jahren  1220—1226.  Der  hansische 
Pfundzoll,  der  in  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  wiederholt  zum  bewaffne- 
ten Schutze  des  Handels  bewilügt  wurde, 
war  hauptsächlich  Ausfuhrzoll,  fiir  die  nicht 
aus  Hansestädten  kommenden  Schiffe  und 
Kaufleute  aber  auch  Eingangszoll. 

Im  Jahre  1522  wurde  von  Seiten  des 
Reichsregiments  die  Errichtung  eines  von 
allen  Ausfuhrwaren  zu  erhebenden  Grenz- 
zolles angeregt,  und  ein  Vorschlag  des  Kai- 
sers fügte  diesem  Projekt  auch  einen  all- 
gemeinen Einfuhrzoll  bei.  Die  das  Interesse 
des  Handelsstandes  vertretenden  Reichs- 
städte waren  indes  entschiedene  Gegner 
dieses  Antrags,  und  die  Verhandlungen  auf 
den  Reichstagen  von  1523  und  1524  fühi'ten 
daher  zu  keinem  Ergebnis.  In  den  gi*össe- 
ren  Territorialfürstentümern  aber  bildeten 
sich  seit  dem  15.  und  16.  Jahrhundert  all- 
mählich selbständige  ZoUsystemo  aus,  und 
zwar  häufig  im  Gegensatz  zu  der  von  den 
Städten  gepflegten  lokalprotektionistischen 
Handelspolitik,  teilweise  aber  auch  unter 
Vereinigung  des  fürstlichen  Interesses  mit 
dem  der  grössten  Handelsstadt  des  Gebietes. 
Gewisse  Binnenzölle  erhielten  nunmehr  die 
Bedeutung  von  Einfuhrzöllen,  indem  näm- 
lich die  von  auswärts  kommenden  Waren 
nach  einmaliger  Entrichtung  derselben 
wenigstens  innerhalb  eines  gewissen  Ge- 
bietes von  den  gleichartigen  Zöllen,  wenn 
auch  nicht  von  allen  sonstigen  Abgaben 
frei  blieben.  So  wird  z.  B.  in  der  Branden- 
burgischen ZoUverordmmg  von  1632  be- 
stimmt, dass  der  »neue  Zoll  (von  Getreide, 
Hülsenfrüchte  und  Wein)  in  Seiner  Chur- 
fürstlichen  Durchlaucht  Lande  nur  einmal 
gegeben  werde;  wo  derselbe  zuerst  erlegt 
sei,  soUe  der  Zöllner  des  Ortes  den  anderen 
zur  Nachrichtung  in  den  Zollzetteln  mel- 
den.« Nach  der  Zollverordnung  für  die 
Neumark  von  1660  sind  für  die  eingeführ- 
ten (auch  fiir  die  aus  der  Mittelmark  kom- 
menden) Waren ,  nachdem  an  der  ereten 
Zollstätte  der  in  der  Rolle  angegebene  alte 
und  neue  Land-  oder  Wasserzoll  entrichtet 
worden,  nur  noch  »die  Damm-,  Brücken- 
oder Deichselzölle  an  den  Orten,  wo  es  an- 
geordnet oder  sonst  gebräuchlich  gewesen«, 
zu  bezahlen,  vorausgesetzt,  dass  die  Waren 
nicht  zum  Wiederverkauf  verkauft  werden. 
In  letzterem  Falle  hat  der  neue  Käufer, 
mag  er  die  Waren  weiter  führen  oder  in 
seinem  Hause  im  grossen  oder  kleinen  ver- 
kaufen,  den  Zoll    nochmals   zu   entrichten. 


Einfuhrzölle 


333 


Der  Zoll  nahm  dann  also  den  Chai^akter 
einer  Accise  an.  Melirbelastungen  einzelner 
ausländischer  ^yaren  kommen  sc^hon  in  den 
ZoUrollen  des  17.  Jahrhunderts  vor;  in 
grösserer  Zahl  jedoch  finden  sie  sich  erst 
in  dem  Neumärkischen  Tarif  von  1724. 
Aber  diese  Zölle  waren  überhaupt  so  nied- 
rig, dass  eine  Verdoppelung  derselben  als 
Schutzmassregel  bedeutungslos  blieb.  Neben 
den  Zöllen  wurde  aber  auch  die  seit  1641 
in  den  Städten  nach  und  nach  ausgebildete 
Accise  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  17. 
Jahrhunderts  mehr  und  mehr  im  protektio- 
nistisehen  Sinne  geregelt  diurch  höhere  Be- 
steuerung teils  der  fremden  Waren,  teils 
der  Personen  der  fremden  Kaufleute.  Die 
1682  auf  ausländischen  Zucker  gelegte 
Accise  von  1  guten  Groschen  für  das  Pfund 
war  fast  prohibitiv  und  wurde  daher  1686 
auf  6  Pfennig  herabgesetzt.  Eine  sehr 
dmxjhgreifende  Schutzmassregel  brachte  die 
Y.  V.  24.  Dezember  1701,  die  eine  grosse 
Anzahl  ausländischer  Waren,  namentlich 
viele  Gewebe,  Wirkwaren,  französische 
Kurzwaren  etc.  mit  einer  besonderen  Accise 
belegte,  die  bei  mehreren  25®/o  des  Wertes 
betrug.  In  der  Folgezeit  wurde  dieses 
Acdseschutzsystem  noch  erweitert,  und  es 
fehlte  in  demselben  auch  nicht  ganz  an 
agrarischen  Schutzmassregeln.  Die  aus  dem 
Auslande  kommenden  fetten  Ochsen  wurden 
durch  eine  V.  v.  12.  November  1724  mit 
einer  Accise  von  10  Thalem  belegt,  und 
der  König  hielt  diesen  Satz  gegenüber  den 
ihm  gemachten  Voi-steUungen  aufrecht, 
wenn  auch  die  Fremden  mit  ihrem  Vieh 
wieder  zurückgehen  sollten,  da  »hier  zu 
Lande  Vieh  genug  sei«.  Die  schon  früher 
angeordnete  Belastung  des  mecklenburgi- 
schen Getreides  mit  der  ziemlich  hohen 
Einftthraccise  von  8  guten  Groschen  für  den 
Scheffel  wurde  1730  erneuert.  Friedrich 
der  Grosse  behielt  zwar  auch  Zoll  und 
Accise  als  Schutzmittel  bei,  ging  aber  mehr 
und  mehr  zu  den  Einfuhrverboten  über, 
die  jedenfaUs  leichter  und  wirksamer  zu 
handhaben  waren  als  das  so  verwickelte 
und  mannigfaltig  gestaltete  Zoll-  und  Accise- 
system.  Die  Einheitlichkeit  des  Zolltarifs 
bis  auf  die  Unterscheidung  der  östlichen 
und  westlichen  Provinzen  wurde  erst  durch 
das  G.  V.  26.  Mai  1818  hergestellt,  das  zu- 
gleich das  ganze  Zollwesen  auf  einer  ratio- 
nellen Grundlage  regelte.  S.  den  Art. 
Schutzsystem  und  in  betreff  der  Ver- 
schmelzung des  preussischen  und  des  deut- 
schen ZolJwesens  den  Art  Zollverein. 
Das  Princip  der  Freiheit  der  Rohstoffe  für 
Handelswaren  ist  in  Deutschland  auch  nach 
der  Wiedereinführung  hoher  industrieller 
und  landwirtschaftlicher  Schutzzölle  festge- 
halten worden. 

Die    österreichischen    Fürsten    bildeten 


schon  frühzeitig  ihr  Zollwesen  selbständig 
aus,  und  Kaiser  Friedrich  III.  verlieh  ilinen 

—  also  seinem  eigenen  Hause  —  1453  auch 
formell  das  Recht,  neue  Mauten  und  ZöUe 
zu  errichten.  Dem  Reiche  gegenüber  wunle 
ein  Gi-enzzollsystem  gescliaffen,  das  im 
Jahre  1616  dazu  benutzt  wiuxle,  die  ein- 
gehenden Luxuswaren,  wie  Gold,  Silber  und 
Seidenstoffe,  feine  Tücher  und  Leinwand, 
feines    Pelzwerk    etc.,    höher  zu    belasten, 

fleichwohl  aber  damals  im  ganzen  noch 
eine  protektionistische  Richtimg  bekundete. 
Die  merkantilistischen  Grundsätze  kamen 
erst  in  der  Regierungszeit  Leopolds  I.  zur 
Herrschaft,  wimien  aber  im  18.  Jsüirhundert 
auch  in  Oesterreich  noch  mehr  durch  Ein- 
fuhrverbote als  dmxjh  Schutzzölle  durchge- 
setzt, unter  Maria  Theresia  hatte  noch 
jedes  Kronland  seine  eigene  Zolllinie,  und 
es  musste  in  der  Regel  der  Zoll  in  jedem 
Lande  von  neuem  bezahlt  werden.  Doch 
wurden  die  nachweislich  aus  den  habs- 
burgischen  Ländern  stammenden  Waren  vor 
den  fremden  begünstig.  Einen  wesent- 
lichen Fortschritt  in  dieser  Beziehung  bil- 
dete die  Zollordnung  von  1775,  welche  alle 
Zölle  zwischen  den  deutschösterreichischen 
Erbländem  aufhob  und  die  Begünstigungen 
für  die  übrigen  Gebiete  bestehen  liess,  im 
übrigen  aber  alle  Einfuhrzölle  erhöhte.  Auch 
Galizien  wurde  1796  nach  Aufhebung  der 
Zolllinie  zwischen  Ost-  und  Westgahzien 
vollständig  unter  die  allgemeine  Zollordnung 
von  1788  gestellt.  Tirol  behielt  ein  beson- 
deres Zollsystem,  das  auch  bei  der  Neu- 
ordnung der  Gebietsverhältnisse  im  Jahre 
1814  noch  nicht  aufgehoben  wurde.  Vor- 
arlberg, das  lombardisch-veneüanische  Kö- 
nigreich und  Dalmatien  blieben  damals 
ebenfalls  durch  Zwischenzolllinien  von  den 
übrigen  Landesteilen  getrennt,  und  Ungarn 
und  Siebenbüi^ea  bildeten  nach  wie  vor 
ein  besonderes  Zollgebiet.  Die  Zwischen- 
linien in  den  westlichen  Kronländern  fielen 
im  Jahre  1827,  abgesehen  von  den  Zollaus- 
schlüssen, die  Zolleinheit  mit  Ungarn  aber 
wurde  erst  1851  erreicht,  und  zugleich 
trat,  nach  einigen  schon  vorausgegangenen 
Milderungen  des  älteren  Prohibitiv-  und 
Hochschutzzollsystems,  der  neue  gemässigte 
Zolltarif  in  Kraft,  der  in  den  beiden  folgen- 
den Jahrzehnten  noch  weiter  in  gleichem 
Sinne  ausgebildet  wurde.  Dalmatien  wurde 
durch  G.  v.  20.  Dezember  1879  ebenfalls 
in  das  allgemeine  Zollgebiet  aufgenommen. 

—  In  Bezug  auf  Bayern  erwähnen  wir  nur, 
dass  im  Jahre  1765  ein  einheitlicher  Maut- 
und  Accisetarif  für  das  ganze  Kurfürsten- 
tum eingeführt  wurde  mit  wesentlicher  Er- 
leichterung des  Binnenverkehrs.  Im  übri- 
gen beruhte  dieses  System,  das  1769  auch 
auf  die  Oberpfalz  ausgedehnt  wurde,  auf 
diu'chaus  merkantilistisch-pi-otektionistischen 
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Grundsätzen.  Für  das  neiientstandene  Kö- 
nigreich Bayern  wurden  die  EingangszöUe 
in  sehr  gemässigtem  Sinne  durch  den  Tarif 
vom  22.  Juli  1819  geregelt.  Der  1828  ab- 
geschlossene Zollverein  zwischen  Bayern 
und  Württemberg  (dessen  Tarif  v.  11.  No- 
vember 1812  ebenfalls  nur  massige  Schutz- 
zölle enthielt)  bildete  die  Vorbereitung  zu 
dem  Eintritt  beider  Staaten  in  den  preussi- 
schen  Zollverein.  In  Kursachsen  wurde  seit 
dem  Anfeng  des  17.  Jahrhunderts  haupt- 
sächlich die  Accise  ausgebildet,  die  aber 
hier,  wie  anderswo,  später  auch  piotektio- 
nistischen  Zwecken  diente.  So  entstand  im 
18.  Jahrhundert,  namentlich  unter  dem  Ein- 
flüsse des  laugjährigen  handelspolitischen 
Ringens  mit  Preussen,  auch  in  Sachsen  ein 
ausgeprägtes,  vielfach  mit  Einfuhrverboten 
versetztes  Schutzsystem,  wenn  auch  die  In- 
teressen des  namentlich  in  Leipzig  hoch 
entwickelten  Grosshandels  mehr  nach  einer 
relativ  freihändlerischeu  Richtung  gingen, 
was  denn  auch  schliesslich  wieder  berück- 
sichtigt wurde.  Die  Fürsorge  für  Leipzig 
bildete  auch  noch  die  Haupt(|uelle  der 
Schwierigkeiten ,  die  bei  dem  Eintritt 
Sachsens  in  den  Zollverein  zu  überwinden 
wai'en.  —  Die  Fonnen  des  mittelalterlichen 
Zollsystems  haben  sich  am  längsten  in  der 
Schweiz  erhalten,  wo  noch  in  den  zwanzi- 
ger Jahren  dieses  Jahrhunderts  über  400 
Binnenzollstätten  mannigfachster  Art  be- 
standen. Erst  seit  dem  Anfang  der  vierzi- 
ger Jahre  w^urden  wenigstens  alle  Zölle 
nach  und  nach  an  die  Grenze  der  einzelnen 
Kantone  verlegt.  Aber  erst  die  Bundesver- 
fassung von  1848  machte  das  Zollwesen  z\i 
einer  Bundessache  und  regelte  es  einheit- 
lich für  das  ganze  Land  mit  Aufhebung 
aller  Kantonal-  und  Binnenzölle.  Die  neuen 
Zölle  waren  wie  die  alten  wesentlich  nach 
fiskalischen  Rücksichten  bemessen  und  die 
Fabrikate  daher  nur  sehr  wenig  belastet. 
Erst  seit  1884  zeigt  auch  der  schweizerische 
Tarif  eine  gewisse,  wenn  auch  noch  immer 
massige  schutzzöilnerische  Färbung.  In 
betreff  der  Einfuhrzölle  der  übrigen  Länder 
s.  den  Art.  Schutzsystem. 

3.  Die  Wirkungen  der  E.  Die  im- 
miltelbare  Wirkung  eines  Einfuhrzolles  be- 
steht in  der  Erschwerung  der  ausländischen 
Konkurrenz  auf  dem  einheimischen  Markte, 
und  die  Folge  davon  wird  in  der  Regel 
eine  Erhöhung  des  inländischen  Preises 
sein.  In  welchem  Verhältnisse  aber  die 
Preissteigerung  zu  dem  Zollsatze  steht, 
hängt  ganz  von  den  besonderen  umständen 
des  einzelnen  Falles  ab.  Die  grösstmögliche 
Differenz  zwischen  dem  inländischen  und 
ausländischen  Preise  ist  abgesehen  von  den 
Transportkosten  gleich  dem  vollen  Zollsätze 
nebst  einem  Zuschlag  wegen  der  durch  den 
ZoU  nötig  gewordenen  Melu*ver\vendung  von 


umlaufendem  Kapital.  Wenn  aber  auch 
diese  volle  Preisdifferenz  wirklich  hervor- 
tritt, so  fragt  es  sich  doch,  ob  sie  aus- 
schliesslich als  Yerteuerung  der  besteuerten 
Ware  dem  Inlande  ziu*  L^st  fällt  oder  ob 
sie  nicht  teilweise  auch  vom  Auslande  ge- 
tragen wird,  dadiuxjh  nämlich,  dass  der 
ausländische  Preis  infolge  des  erschwerten 
Absatzes  vielleicht  herabgedrückt  worden 
sein  und  nunmehr  niedriger  stehen  könnte, 
als  es  im  Zustande  der  Zollfreiheit  der  Fall 
sein  w^ürde.  Diese  letztere  Annahme  yrird 
zutreffen,  wenn  das  Ausland  1)  bis  dahin 
einen  bedeutenden  Teil  seiner  Produktion 
an  der  betreffenden  Ware  dem  Inlande  ge- 
liefert hat  und  für  diesen  jetzt  nicht  leicht 
anderwärts  Absatz  finden  kann,  und  wenn 
ausserdem  2)  die  besteuerte  Ware  kein  not- 
wendiges Lebensbedürfnis  darstellt.  Viele 
Inländer  würden  unter  dieser  Voraussetzung 
ihren  Verbrauch  einschränken,  wenn  der 
Preis  um  den  vollen  Zollbetrag  stiege,  und 
das  Ausland  muss  sich  daher  eine  Ver- 
mindenmg  seines  Absatzes  gefallen  lassen 
oder  den  Preis  herabsetzen,  und  in  der 
Regel  wird  teilweise  sowohl  das  eine  wie 
das  andere  geschehen.  Die  unter  den  un- 
günstigsten Bedingungen  arbeitenden  aus- 
ländischen Produzenten  werden  dann  viel- 
leicht zum  Teil  genötigt,  ihren  Betrieb  ein- 
zustellen. Trifft  die  zweite  Bedingung 
nicht  zu,  handelt  es  sich  also  um  ein  not- 
wendiges Lebensbedürfnis,  dessen  Konsum- 
tion nicht  wesentlich  beschränkt  werden 
kann,  so  wird  das  Ausland  in  der  Regel 
für  sich  den  Freihandelspreis  (der  übrigens 
seinerseits  nach  Konjunkturen,  Emteverhält- 
nissen  etc.  veränderlich  ist)  durchsetzen 
können,  wenn  der  Einfuhrbedarf  des  Inlan- 
des, wie  dies  unserer  ersten  Voraussetzung 
entspricht,  gross  ist  und  die  Lücke  diux3h 
die  inländische  Produktion  nicht  oder  we- 
nigstens nicht  zu  einem  um  weniger  als 
den  Zoll  erhöhten  Preise  ausgefüllt  werden 
kann.  Unter  unserer  ersten  Voraussetzung 
wird  also  das  Inland  bei  entbehrlichen 
Waren  einen  grösseren  oder  kleineren 
Bruchteil  des  Zolles  als  Preiserhöhung  und 
das  Ausland  den  Rest  als  Preisverminde- 
rung z\i  tragen  haben;  bei  notwendigen 
Lebensbedürfnissen  aber  wird  für  das.  In- 
land eine  Verteuerung  um  annähernd  den 
ganzen  Zoll  entstehen,  soweit  nicht  die 
unten  noch  zu  erwähnenden  Müderungen 
stattfinden. 

Geht  von  der  betreffenden  Gesamtaus- 
fuhr des  Auslandes  nur  ein  verhältnismässig 
kleiner  Teil  nach  dem  Inlande,  der  bei 
weitem  grösste  aber  auf  einen  anderen  und 
zwar  zollfreien  Markt,  so  kann  der  inlän- 
dische Zoll  auf  den  Auslandspreis  keinen 
erheblichen  Druck  ausüben,  und  wenn 
gleichwohl    die    bis    dahin   jährlich   einge- 
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führte  Menge  der  Ware  einen  relativ  be- 
deutenden Teil  des  inländischen  Bedarfs 
ausmachte,  so  wird  der  innere  Preis  bei 
entbehrlichen  ^vie  bei  unentbehrlichen 
AVai-en  um  den  vollen  Zollbetrag  steigen, 
was  dann  bei  den  ersteren  eine  entspre- 
chende Beschränkung  der  Konsumtion  zur 
Folge  haben  wird. 

Kann  aber  der  Einfuhrbedarf  des  In- 
landes durch  Entwickelung  und  Ausdehnung 
der  eigenen  Produktion  mehr  und  mehi' 
vermindert  werden,  so  kommt  es  darauf 
an,  bei  welchem  Preise  diese  Möglichkeit 
besteht.  Kann  man  es  dahin  bringen,  dass 
der  ganze  Bedarf  ebenso  gut  und  billig 
durch  die  inländische  Produktion  allein 
wie  unter  Mitwirkung  des  Auslandes  ge- 
deckt wird,  so  ist  diuch  die  innere  Kon- 
kun-enz  die  Wirkung  des  Schutzzolles  auf 
den  Preis  gänzlich  aufgehoben.  Nur  die 
unier  ungewöhnlich  günstigen  Bedingimgen 
arbeitenden  ausländischen  Mitbewerber  oder 
solche,  die  durch  die  Umstände  zum  Ver- 
kaufen um  jeden  Preis  genötigt  sind,  wer- 
den ihre  Ware  noch  auf  den  inländischen 
Markt  bringen  können  und  dabei  den  gan- 
zen Zoll  tragen.  Die  einheimische  Produk- 
tion erlangt  eine  gewisse  Unabhängigkeit 
von  den  veränderlichen  Konjunkturen  des  j 
Weltmarktes,  aber  andererseits  erhält  sie 
auch  weniger  dringenden  Anlass,  mit  der 
Ausbildung  ihrer  Technik  und  überhaupt 
ihren  Leistungen  hinter  anderen  Ländern 
nicht  zurückzubleiben,  ludes  wird  diese 
Gleichheit  des  in-  und  ausländischen  Preis- 
standes bei  dem  Bestehen  eines  Schutz- 
zolles im  ganzen  doch  niu»  ausnahmsweise 
vorkommen.  Selbst  wenn  die  inländische 
Produktion  mit  der  ausländischen  auf  der- 
selben Höhe  steht,  wei-den  namentlich  die 
im  Grossbetrieb  arbeitenden  und  daher  in 
verhältnismässig  wenigen  Händen  koncen- 
trierten  Industiiezweige  den  Schutz  des 
einheimischen  Marktes  benutzen,  um  diu'ch 
Vereinbarung  den  inneren  Preis  über  dem 
Freihandelsstande  zu  halten,  wobei  sie  dann 
auch  wohl  die  Ueberschüsse  ihi'er  Produk- 
tion zu  niedrigen  Preisen  an  das  Ausland 
absetzen.  Sind  aber  die  Produktion  sbe- 
dingungen  im  Inlande  durchschnittlich  un- 
günstiger als  im  Auslande,  so  wird  der 
Schutzzoll  jedenfalls  eine  Preissteigerung 
im  Gefolge  haben,  deren  Höhe  im  Verhält- 
nis zum  Zollsatz  von  dem  Grade  der  Un- 
entbehrlichkeit  der  betreffenden  Ware  und 
von  der  Gruppiening  der  konkiirrierenden 
in-  und  ausländischen  Betriebe  nach  dem 
Grade  ihrer  grösseren  oder  geringeren  na- 
türlichen Begünstigung  abhängt.  Die  voUe 
Gleichstellung  der  Preisdifferenz  zwischen 
dem  Inlande  und  dem  Auslande  mit  dem 
Zollbetrag  kann  durch  eine  Ausfuhrprämie 
herbeigeschafft  werden,  wie  sie  gegenwärtig 


in  Deutschland  infolge  der  Aufhebimg  des 
Identitätsnachweises  (s.  den  Art.)  für 
Getreide  besteht. 

Die  Uebernahme  eines  Teiles  des  Zolles 
durch  das  Ausland  tritt  in  manchen  Fällen 
deutlich  zu  Tage,  wenn  nämlich  das  Aus- 
land seine  Eisenbahntarife  herabsetzt,  um 
den  Schutzzoll  auszugleichen,  oder  wenn  es 
Ausfuhrprämien  gewährt  oder  wenn  die 
Mitglieder  ausländischer  Preiskartelle  ihren 
Ueberfluss  zu  herabgesetzten  Preisen  auf 
den  geschützten  Markt  bringen. 

Endlich  ist  noch  hervorzuheben,  dass 
die  Preiserhöhung,  welche  die  wirklich  ein- 
geführten Waren  infolge  des  Schutzzolles 
erfahren ,  keineswegs  immer  eine  ent- 
sprechende Verteuerung  des  ganzen  in- 
ländischen Verbrauchs  mit  sich  bringt.  Bfei 
ludustrieerzeugnissen,  die  nicht  Gegenstände 
der  Spekulation  und  des  Massen  Verkehrs 
bilden,  wird  dies  allerdings  wohl  der  Fall 
sein,  bei  den  landwirtschaftlichen  Massen- 
produkten dagegen  wird  durch  das  Ein- 
greifen des  Handels  und  der  Spekulation 
eine  zeitliche  Beschränkung  der  höchsten 
Verteuerung  bewirkt,  so  dass  nur  ein  Teil 
des  jährlichen  Verbrauchs  von  der  vollen 
preissteigernden  Wirkung  dos  Zolles  ge- 
troffen wii'd.  Wenn  die  Differenz  des  In- 
und  Auslandspreises  auch  niu:  wälirend 
einiger  Wochen  den  vollen  Zollbetrag  er- 
reicht, so  kann  in  dieser  Zeit  vielleicht  der 
Bedarf  für  mehrere  Monate  eingeführt  wer- 
den, worauf  daim  der  innere  Preis  wieder 
sinken  wird.  Auch  die  Liefern ngsgoschäfte 
auf  Zeit,  die  schliesslich  mit  einer  wirk- 
lichen Einfuhr  endigen,  liaben  im  allgemei- 
nen den  Zweck,  die  betreffende  Ware  aus 
einem  Lande,  in  dem  sie  billig  ist,  unter 
geschickter  Benutzung  aller  Konjunkturen 
im  richtigen  Augenblick  über  die  Zoll- 
schranken zu  bringen,  und  sie  hemmen  da- 
her ebenfalls  einen  Teil  der  verteuernden 
Wirkung  des  Zolles  auf  die  Gesamtmasse 
des  jährlichen  Verbrauchs.  — 
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Binigongsämter. 

1.  Wesen  und  Aufgabe  der  £.  2.  Englische 
E.  3.  Deutsche  Bestrebun^ren.  4.  Frankreich. 
6.  Amerikanische  E.  6.  Andere  Länder.  7. 
Allgemeine  Würdigung. 

1.  Wesen   und  Angabe   der   E.    Als 

in  der  Mitte  der  sechziger  J^ire  in  Deutsch- 
land nach  längerer  Pause  sich  Arbeitsein- 
stellungen in  grösserem  Massstabe  abzuspielen 
begannen,  wurde  sehr  bald  unter  Berufung 
auf  die  englischen  Erfahrungen  die  Errich- 
tung von  Einigungsämtem  als  bestes  Mittel 
zur  Ausgleichung  der  vorhandenen  Uneinig- 
keit zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern 
empfohlen.  Der  volkswirtschaftliche  Kon- 
^ress  deutscher  Freihändler,  im  Jahre  1871 
m  Lübeck  versammelt,  und  die  Eisenacher 
Versammlung  vom  Oktober  1872  erkannten 
sie  als  einen  zu  billigenden  Ausweg  zur  Ver- 
hütung der  Arbeitseinstellungen  an,  der  aus 
letzterer  hervorgegangene  Verein  füi*  Sozial- 
politik aber  erwarb  sich  das  Verdienst,  in 
einem  der  ersten  von  ihm  veranstalteten 
Gutachtenbände  die  Meinung  mehrerer  nam- 
liafter  Männer  über  dieses  Thema  zusammen- 
zustellen. 

Im  Grunde  war  das  mit  dem  Anspnich 
völliger   Neulieit   auftretende   Institut   eine 


seit  alter  Zeit  gekannte,  wenn  auch  Jahr- 
hunderte hindurch  wenig  oder  gar  nicht 
geübte  Veranstaltung.  Schon  in  den  mittel- 
alterlichen Kämpfen  zwischen  Meister  und 
Gesellen  zeigen  sich  Eini^ngsämter.  Wie 
denn  z.  B.  im  Jahre  1363  m  Strassburg  L  E. 
ein  aus  5  Leinenwebermeistern  und  ebenso- 
viel -knechten  gebildeter  Ausschuss  unter 
dem  Vorsitz  des  Ammanmeisters,  dem  im 
Falle  der  Stimmengleichheit  die  Entscheidung 
zustand,  die  Bedingungen  festsetzte,  die  füi* 
das  Lehrlingswesen  gelten  sollten.  Wenn 
diese  Form  der  Einigung  über  entgegen- 
stehende Interessen,  bei  der  beide  Parteien, 
in  gleicher  Zahl  vertreten,  das  Zweckmäs- 
sigste  finden  halfen,  sich  später,  soweit  be- 
kannt, nicht  einbürgerte,  so  mochte  die 
feste  Organisation  der  bestehenden  Zunft- 
gerichte und  das  Ueberge^icht  der  Meister, 
die  den  immer  mehr  an  Macht  gewinnen- 
den Gesellen  nicht  noch  grösseren  Einfluss 
auf  die  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses 
einräumen  wollten,  die  Schuld  daran  getra- 
gen haben.  In  neuerer  Zeit  hat  sich  immer 
mehr  die  Ueberzeugung  Bahn  gebrochen, 
dass  es  für  die  Aufrechterhaltung  friedlicher 
Beziehungen  zwischen  Arbeit  und  Kapital 
wünschenswert  ist,  derartige  Einrichtungen 
zu  besitzen,  deren  man  sich  bei  ausbrechen- 
den Uneinigkeiten  über  die  Arbeitsbedin- 
gungen zur  Aussöhnung  vorhandener  Gegen- 
sätze bedienen  kann.  Zum  Teil  liegt  darin 
wohl  die  stillschweigende  Anerkennung 
jenes  Grundsatzes  der  Gleichberechtigung 
von  Arbeitern  und  Unternehmern,  dem  die 
moderne  soziale  Gesetzgebung  fast  aller 
europäischer  Kultiu^taaten  mit  immer  stär- 
kerem Nachdrucke  Eingang  zu  verschaffen 
sucht.  Zugleich  aber  leitet  die  praktische 
Erwägung,  dass  es  mit  ihrer  Hilfe  möglich 
erscheint,  Unbesonnenheiten  und  Masslosig- 
keiten  zu  vermeiden  und  doch  die  Interessen 
des  Kapitals  wahrzunehmen,  die  Unterneh- 
mer darauf,  sich  der  Gründung  von  Eini- 
gungsämtem nicht  entgegenzustellen,  son- 
dern sie  sogar  zu  empfehlen.  Charak- 
teristisch aber  ist  der  fast  in  allen  Ländern 
gemeinsame,  in  der  modernen  Bewegung 
hervortretende  Zug,  das  bisherige  Eiuigungs- 
verfahren  in  gesetzliche  Wege  zu  lenken, 
womöglich  die  der  Einigimg  widerstrebende 
Partei  zu  zwingen,  sich  einem  Schiedsspruch 
zu  unterwerfen;  nur  dass  dieser  nicht  von 
einem  gewöhnlichen  Gerichte  gefällt  wird, 
sondern  von  einem  ad  hoc  zusammenge- 
tretenen, aus  den  beteiligten  Kreisen  selbst 
gewählton  Fonim  ausgeht.  Die,  wie  man 
weiss,  ursprilnglich  rein  aus  privater  An- 
regung, lediglich  auf  dem  Bedürfnis  nach 
Frieden  und  dem  gegenseitigen  Vertrauen 
beruhende  Einrichtung  erhält  damit  einen 
ganz  anderen  Charakter.  Ob  diese  Ent- 
wickelung  den  sozialen  und  wirtschaftlichen 
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Frieden  in  der  That  fördert,  läsßt  sich  noch 
nicht  bestimmen. 

Lange  wurde  das  Wesen  des  Einigimgs- 
amtes verkannt.  Der  dem  Verein  ffir  Sozial- 
politik im  Jahre  1878  von  Dr.  Max  Hirsch 
vorgelegte  Gesetzentwurf,  betreffend  Eini- 
gungsämter, teilte  dem  Einiglingsamte  eine 
dreilache  Befugnis  zu.  Dasselbe  sollte  niclit 
nur  über  die  künftigen  Lohnsätze,  Arbeits- 
zeiten, Kündigungsfristen,  Entlassungs-  bezw. 
Austrittsgründe,  DiscipJin  in  den  Werk- 
stätten etc.,  kurz  über  aDe  gewerblichen 
Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitnehmer endgültig  entscheiden,  sondern 
gleich2eitig  als  Schiedsgericht  im  Sinne  des 
§  108  der  deutschen  Gew.-O.  (jetzt  §  120  a) 
thätig  sein  und  eine  Reihe  administrativer 
Aufgaben  übernehmen,  wie  Beaufsichtigung 
des  Lehrlings  Wesens,  Begnlndung  und  Lei- 
tung von  Fachschulen,  Arbeitsvermittelung 
u.  dri.  m.  Aehnlich  forderte  der  Entwurf 
des  Korreferenten  Brentano,  dass  das  Eini- 
gungsamt nicht  nur  hinsichtlich  der  Bedin- 
gungen und  Regeln,  unter  denen  die  Arbeit 
zu  leisten  sei,  beide  Parteien  bindende  Vor- 
schriften aufsteUen,  sondern  auch  in  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern wegen  angeblicher  Nichterfüllung 
des  abgeschlossenen  Arbeitsvertrages  ent- 
scheiden soUe.  Offenbar  stand  diese  Formu- 
lierung der  Aufgaben  des  Einigungsamtes 
unter  dem  Einflüsse  der  englischen  Ent- 
wickelung  und  war  vieDeicht  in  einer  Zeit, 
wo  es  in  Deutschland  an  Gewerbegerichten 
im  Sinne  des  §  120  a  der  Gew.-O.  mangelte, 
ganz  angebracht.  MittlerweOe  hat  das  R.G. 
V.  29.  Juli  1890  hierin  Wandel  geschaffen, 
und  es  herrscht  jetzt  die  Ansicht,  dass  die 
Aufgabe  des  Mni^ngsamtes  in  engerer 
Weise  zu  fassen  sei. 

Sie  ist  zu  erblicken  in  der  Feststellung 
der  Bedingungen  des  abzuschliessenden  Ar- 
beitsvertrages. In  Fällen  von  drohenden 
oder  ausgebrochenen  Arbeitseinstellungen 
und  Aussperrungen  sowie  überhaupt  bei 
Uneinigkeit  zAvischen  Unternehmern  und 
Arbeitern  über  die  Arbeitsbedingungen  hat 
das  aus  einer  gleichen  Zahl  von  Vei-tretern 
beider  Parteien  gebildete  Einigungsamt  die 
endgültige  Festsetzung  der  fl\r  die  Zukunft 
geltenden  Bestimmungen  vorzunehmen.  Be- 
hufs Erreichung  dieses  Zieles  stellt  es  zu- 
nächst die  Streitpunkte  klar  und  ermittelt 
alle  diejenigen  Verhältnisse,  welche  für 
die  Beurteilung  von  Wichtigkeit  sind,  letz- 
teres, indem  es  Vertreter  der  miteinander 
ringenden  Parteien  verhört.  Es  kann  sich 
hierbei  sowohl  um  die  Aenderung  eines  be- 
stehenden als  auch  die  Eingehung  eines 
ganz  neuen  Arbeitsverhältnisses  liandeln. 
Vorzugsweise  kommen  vor  ihm  Verhand- 
lungen über  die  Lohnhohe  zum  Austrage; 
doch    ist     die    Vereinbarung     über    andere 
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Punkte  des  Arbeitsvertrages,  selbst  über 
Fragen  rein  technischer  Natur  grundsätzlich 
nicht  ausgeschlossen.  So  wurde  z.  B.  in 
der  nordenglischen  Walzeisen-  und  Stahl- 
industrie die  Berechtigimg  der  sogenannten 
Montagsarbeit  der  Puddler  (d.  h.  die  Vor- 
bereitung der  Puddelöfen  am  Sonntag  Abend 
oder  in  der  Nacht),  die  schon  seit  den  60  er 
Jalireu  ein  Gegenstand  der  Beschwerde 
war,  im  Juli  1889  vor  der  Einigungskammer 
untersucht.  In  den  northumbrischen  Kohlen- 
bergwerken aber  wurde  im  Jahre  1873  die 
Frage,  ob  die  Dampfkohle  mittelst  Pulver- 
sprengung oder  Haueus  gewonnen  werden 
solle,  wobei  die  Ai'beiter  das  erstere,  die 
Grubenbesitzer  das  letztere  wünschten,  einem 
Schiedsgerichte  ziu*  Entscheidung  übertragen. 
Das  von  dem  Einigungsamte  gefällte  Urteil 
gilt  immer  für  eine  von  vornherein  be- 
stimmte Zeit,  nach  deren  Ablauf  entweder 
eine  Fortdauer  des  Vertrages  oder  neue 
Verhandlungen  eintreten  können.  Voraus- 
setzung ist,  dass  beide  Parteien,  wie  er- 
bittert sie  auch  vor  dem  Einigungsamte 
gekämpft  haben  mögen,  die  getroffene  Ver- 
einbarung für  die  angesetzte  Dauer  als 
durchaus  bindend  angesehen. 

Dem  Einigungsamte  liegt  somit  haupt- 
sächlich eine  vorbeugende  Thätigkeit  ob. 
Durch  die  von  ihm  für  die  Leistung  der 
Arbeit  als  massgebend  festgestellten  Grund- 
sätze, denen  beide  Parteien  zustimmen,  soll 
für  einige  Zeit  die  Gelegenheit  zur  Unzu- 
friedenheit beseitigt  werden.  Da  die  Be- 
dingimgen,  denen  der  Arbeiter  sich  fügen 
muss,  wenn  er  überhaupt  beschäftigt  sein 
wiU,  nicht  mehr  einseitig  vom  Unternehmer 
diktiert  werden,  sondern  die  Arbeitsweise 
unter  sorgfältiger  Erwägung  der  beider- 
seitigen Interessen  gemeinsam  geregelt 
wird,  scheint  einige  Gewähr  für  die  Erhal- 
tung des  sozialen  Friedens  gegeben. 

Mit  dem  Gewerbegericht  (s.d.),  mit 
welchem  es  so  oft  verwechselt  wird,  hat 
das  Einigungsamt  nichts  zu  thun.  Das 
erstere  soll  die  aus  dem  geltenden  Arbeits- 
rechte entsprungenen  Streitigkeiten  beur- 
teilen, d.  h.  das  verletzte  Recht  finden, 
während  das  Einigungsamt  das  Arbeitsrecht 
erst  schaffen  will.  »Gewerbegerichte  und 
Einigungsämter  betreffen  ganz  verschiedene 
Gegenstönde,  haben  eine  gesonderte  Kompe- 
tenz und  berühren  einander  kaum  an  irgend 
einem  Punkte«  (Oppenheim).  Das  Gewerbe- 
gericht ist  ein  wirkliches  Gericht,  das  Eini- 
gungsamt eine  Behörde  mit  gemischten 
Befugnissen.  Das  erstere  hat  die  Entschei- 
dung von  Rechtsstreitigkeiten  zwischen 
persönlich  bestimmten  Prozessparteieu, 
das  letztere  die  gleichsam  statutarische  Re- 
gelung von  Interessenstreitigkeiten  zwischen 
gewissen  Berufsgruppen.  Unter  den  in  Eng- 
land   durcheinander    gebrauchten    Bezeich- 
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uungen :  Arbeitskammer,  Sühaearat,  Schieds- 
amt, Sehieilsgericht,  Einigimgskammer,  Eiai- 
guDgsamt,  wäre  der  letzten,  weil  sie  alle  Iit- 
tümerausschliesst,  allgemeine  Verbreitung  zu 
wünschen.  Jedenfalls  muss  festgehalten  wer- 
den, dass  das  englische  Schiedsgericht  (court 
of  arbitration)  mit  dem  deutschen  Gewerbege- 
richte oder  französischen  conseil  de  prud'- 
hommes  nicht  gleichbedeutend  ist. 

Ebensowenig  dürfen  die  Einiguugsämter 
mit  den  Arbeiterausschüssen  ver- 
wechselt werden.  Diese,  in  Deutschland  durch- 
aus der  neueren  Zeit  angehörig  und  in  an- 
deren Staaten  wohl  fast  gai*  nicht  üblich, 
sind  Vertretungen  der  in  einem  grösseren 
industriellen  Etablissement  oder  in  einem 
Bei-gwerke  beschäftigten  Arbeiter,  mit  denen 
der  Unternehmer  sich  über  gewisse  Punkte 
der  Arbeitsordnung  zu  beraten  pflegt,  um 
sicher  zu  sein,  dass  er  mit  der  von  ihm  be- 
absichtigten Regelung  auf  keinen  Wider- 
spruch stossen  wird.  \Vel(;he  Punkte  er 
ziu:  Diskussion  stellt  und  wieweit  er  sich 
an  die  arbeitei*seitig  geäusserten  Meinungen 
Iialten  will,  steht  ganz  in  dem  Ermessen 
des  Unternehmers.  Ob  aus  solchen  Aus- 
schüssen sich  allmählich  Einrichtungen  mit 
weiteren  Kompetenzen  entwickeln  weixlen, 
ist  eine  Frage  der  Zeit,  Sicherlich  werden 
ihre  Mitglieder  zur  Beteiligung  an  einem 
Einigungsamte  sehr  geeignetePersönlichkeiten 
sein.  Der  ständige  Ausschuss  der 
englischen  Einigungsämter  umfasst  nicht  nur 
.Arbeiter,  sondern  auch  Unternehmer. 

2.  Englische  E.  Der  Anstoss  ziur  Er- 
richtung von  Einigungsämtern  ging  in  neu- 
over  Zeit  von  England  aus,  wo  bereits  im 
Jahre  1849  für  die  Seidenindustrie  eine  der- 
artige Veranstaltung  —  der  Macelesfield 
Silk  Trade  Board  —  bestand.  Aus  Ver- 
tretern der  Arbeitgeber  und  dos  (rewerk- 
voreins  der  Seidenarbeiter  gebildet,  verfolgte 
das  Amt  einen  Doppelzweck:  Ueberwachung 
der  Durchführung  l)estehender  Rechts ver- 
liältnissc  und  Vereinbarung  künftiger  Ar- 
beitsbedingungen. Leider  aber  war  es  von 
keinem  langen  Bestände,  sondern  musste 
sich,  weil  es  gegenüber  dem  mächtigsten 
der  zu  ihm  gehörenden  Unternehmer  eine 
Entscheidung  nicht  duichsetzen  konnte,  nach 
tnni^eu  Jahren  wieder  auflösen.  Von  nach- 
haltigerer Wirkung  dagegen  waren  die  von 
dem  Grafschaftsrichter  Rupert  Kettle 
imd  dem  Parlamentsmitgliede  Anthony 
John  Mundella  begründeten  Aemter. 
Ersterer  beseitigte  auf  diesem  Wege  die 
bereits  seit  1865  melirfach  vorgekommenen 
Arbeitsstreitigkeiten  im  Baugewerbe  zu  Wol- 
verhampton,  die  ein  Stocken  der  Bauunter- 
iiehmungen  veranlasst  hatten,  letzterer  stellte 
den  Frieden  iu  der  Wirkerei  zu  Nottingham 
iier,  das  nach  seiner  eigenen  Aussage  viel- 
leicht mehr  als  irgend  ein  andei-es  Centrum 


der  Industrie  in  Europa  von  den  Zwistig- 
keiten  zwischen  Kapital  und  Arbeit  gelitten 
hatte.  Der  neben  diesen  bisweilen  noch  ge- 
nannte M.  D.  HoUins,  Vorsitzender  des 
Handelsrates  in  Staffordshire,  der  Einigkeit 
in  das  Topf ereige werbe  daselbst  brachte,  be- 
ansprucht keine  selbständige  Bedeuümg, 
sondern  schliesst  sich  mit  seinen  Anorti- 
nungen  eng  an  die  Mundellas  an. 

Die  von  Mimdella  und  Kettle  geschaffenen 
Friedensämter  waren  aus  Vertretern  der 
Unternehmer  und  Arbeiter  in  gleicher  Zahl 
zusammengesetzt  —  Kettle  liess  je  6,  Mun- 
della je  10  Mitglieder  wählen  —  und  ver- 
sammelten sich  in  gegebener  Veranlassung, 
mindestens  aber  alle  Vierteljahre,  Sie  er- 
örterten sowohl  die  Bedingungen  neu  abzu- 
schliessender  Arbeitsverträge  als  auch  die 
aus  bereits  bestehenden  Verträgen  entbrannten 
Streitigkeiten.  Die  Mitglieder  nahmen  ihre 
Funktionen  unentgeltlich  wahr.  Doch  hatte 
nach  Mundellas  Anordnungen  jeder  der  bei- 
den Parteien  einen  Sekretär,  der  bei  den 
Unternehmern  mit  200  Mark  jährlich,  bei 
den  Arbeitern  für  den  ihm  erwachsenden 
Zeitverlust  entschädigt  wurde.  Aus  den 
sämtlichen  Mitgliedern  des  Einigungsamtes 
liess  Mundella  einen  Vorsitzenden  oder  Ob- 
mann wählen,  der  bei  Stimmengleichheit  das 
entscheidende  Votum  hatte, während  bei  Kettle 
ein  übrigens  ebenfalls  von  den  Mitgliedern 
des  Einigungsamtes  erwählter  Unparteiischer 
als  Dreizehnter  dazu  kam.  Das  Verfahren 
begann  mit  der  Thätigkeit  eines  Unter- 
suchungs-  (Mundella)  oder  Einigtmgsaus- 
schusses  (Kettle).  Vor  diesem,  dem  soge- 
nannten board  of  conciliation,  bei  MundeUa 
aus  4,  bei  Kettle  aus  2  Mitgliedern  des 
Einigungsarates  bestehend,  musste  die  schrift- 
licli  einzubringende  Beschwerde  zuerst  zur 
Sprache  kommen,  indem  die  Absicht  vor- 
waltete, sie  durch  gemeinsame  Erörtenmg 
beizulegen.  Niu*,  wenn  die  Versöhnung  hier 
nicht  gelang,  kam  der  Fall  vor  dem  ganzen 
Amte  —  boanl  of  arbitration  —  zur  Ent- 
scheidung. Diese  anzuerkennen  haben  bei 
Mundellas  Verfahren  sich  die  Parteien  vor- 
her kontraktlich  verpflichtet,  d.  h.  in  den 
Arbeitsvertrag  ist  die  Bestimmtmg  aufge- 
nommen, dass  Unternehmer  und  Arbeiter 
verpflichtet  sind,  alle  Streitigkeiten  aus  dem 
bestehenden  Vertrage  sowie  die  Regelung 
der  Bedingungen  des  künftigen  Vertrages 
der  Einigungskammer  zu  unterbreiten.  Ein- 
seitiger Bruch  dieses  Vertrages  ist  allerdings 
nicht  ausgeschlossen,  doch  erfahmngsmässig 
nicht  oft  vorgekommen,  da  ihn  zu  halten  in 
beiderseitigem  Interesse  liegt.  Dagegen  ist 
bei  Kettles  Verfahren  die  Anwendung  des 
Zwanges  gegenüber  der  mit  der  Entschei- 
dung nicht  einverstandenen  Partei  möglicii. 
Die  13.  Sektion  d(*s  Act  o  Geo.  IV  c.  96, 
die  Pfändung,  Verkauf  tmd  Einsperrung  ins 
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Geföngnis  zur  Diirchfiihning  von  Schieds- 
sprüchea  anordnet,  winl  von  den  Anhängern 
dieses  Systems  auch  ffir  die  Entscheidungen 
des  Einigungsamts  als  bindend  angesehen. 

Der  Beifall,  den  die  neuen  Friedensein- 
richtungen in  der  industriellen  Welt  fanden, 
und  ilire  rasche  Verbreitung  an  verschiedeneu 
Plätzen  veranlasste  die  englische  Regierung 
zur  Ernennung  einer  königlichen  Kommission 
(22.  Februar  1867),  welche  die  UebelstäDde 
in  den  Beziehungen  zwischen  Unternehmer 
und  Arbeiter  untersuchen  und  Mittel  zur 
Besserung  des  zwischen  beiden  bestehenden 
Verhältnisses  ausfindig  machen  sollte.  Das 
Ergebnis  der  sorgfältig  und  eingehend  ge- 
führten Enquete?,  bei  der  viele  Sekretäre 
von  Gewerkvereinen,  Bauunternehmer,  Fa- 
brikanten etc.  befragt  wurden,  war,  dass  die 
Einigimgrs-  und  Sühneämter  als  Mittel,  den 
Arbeitseinstellungen  zu  begegnen,  von  allen 
Seiten  empfohlen  wurden.  Regientngss(Mtig 
unterstützte  man  daraufhin  die  Einbüi'genmg 
der  Einigimgsämter  indirekt  diuxih  das  Ge- 
werkvereinsgesetz  von  1871  (s.  d.  Art.  Ge- 
werkvereine), das  die  Organisienmg  der 
Arlieiter  zu  Verbänden  begünstigt,  und  direkt 
durch  die  Arbitration  Acc  v.  ü.  August  1872,  die 
ermöglicht,  dass  Unternehmer  und  Arbeiter 
alle  entstehenden  Lohnstreitigkeiten  in  Zu- 
kunft dem  Einigungsamte  zu  unterbreiten 
verpflichtet  werden  können.  Indes  hat  dieses 
Gesetz  geringe  praktische  Bedeutung,  da  die 
Verpflichtung  nur  dort  vorhanden  ist,  wo 
sie  im  Arbeitsvertrage  enthalten  ist,  dieser 
aber  jederzeit  gekündigt  wenlen  kann.  Seit- 
dem haben  die  Einigungsämter  immer  wei- 
teren Eingang  gefunden  und  sind  nament- 
Hch  in  der  Textil-,  Kohlen-  und  Eisenin- 
dustrie zu  besonderer Entwickelung gediehen. 
Wenn  auch  das  Einigimgsamt  zu  Notting- 
ham nach  20  jährigem  Bestände,  1888,  auf- 
hörte und  damit  das  System  der  friedlichen 
Einigung  eine  empfindliche  Erschütterung 
zu  erfahren  schien,  so  geriet  die  ganze  Be- 
wegung doch  nicht  ins  Stocken,  ja  es  soll 
sogar  in  Nottingliam  im  März  1890  gelungen 
sein,  die  bewälirte  Einrichtung  aufs  neue 
ins  Leben  zurückzurufen. 

So  wie  nun  gegenwärtig  in  England  das 
Einigungswerk  betrieben  wiid,  muss  fest- 
gehalten werden,  dass  man  dort  Streitig- 
keiten »individueller«  und  solche  »allge- 
meiner« Natm*  unterscheidet.  In  den  Fragen 
des  »individuellen  Falls«  handelt  es  sich  um 
Streitsachen  aus  dem  bestehenden  Arbeits- 
vertrage, um  Anwendung  feststehender 
Regeln  auf  den  einzelnen  Fall.  Bei  den 
allgemeinen  oder  Gxafschaftsfragen  tritt  uns 
ads  Verlangen,  die  Arbeitsbedingungen  wie 
Lohnhöhe,  Arbeitezeit  etc.  für  unbestimmte 
Personen  festgestellt  zu  sehen,  entgegen. 
Da,  wo  Gewerkvereine  bestehen,  werden 
die   individuellen    Fälle   fast   immer   durch 


Verhandlung  zwischen  den  Sekretären  bei- 
der Parteien  erledigt  und  gelangen  nur  bei 
grösseren  Verbänden  sofort  an  das  Eini- 
gungsamt. Dagegen  sind  die  »allgemeinen 
Fragen«  stets  der  Gegenstand  des  eigent- 
lichen Einigungsverfahrens  vor  dem  fiini- 
gungsamte.  Die  Grundzüge  dieses  Ver- 
fahrens, das  gegenüber  den  ersten  Ver- 
suchen von  Kettle  und  Mundella  vervoll- 
ständigt worden  ist,  sind  gegenwärtig  die 
folgenden. 

Das  aus  der  gleichen  Zahl  von  Ver- 
tretern beider  Parteien  gebildete  Einigungs- 
amt  (board  of  conciliation  and  arbitration) 
zerfällt  in  einen  ständigen  Ausschuss  oder 
vereinigtes  Komitee  (standing  committee, 
Joint  committee)  und  in  die  Vollversamm- 
lung aller  Mitglieder  (füll  board).  Zur  Be- 
teiligung an  den  Verhandlungen  entsenden 
die  Unternehmer  entweder  so  viele  Ver- 
treter, als  Firmen  oder  Werke  zum  Eini- 
gungsamte gehören,  (xler  eine  feste  Anzahl. 
In  der  Walzeisen-  und  Stahlindustrie  er- 
nennen die  im  Besitze  von  9  Firmen  ste- 
henden 11  Walzwerke,  die  zum  Eiuigungs- 
amte  gehören,  je  einen  Bevollmächtigten, 
während  in  der  Kohlenindustrie  von  Nort- 
humberland  6  Arbeitgeber  von  dem  Vereine 
der  Gnibenverwaltungen  abgesandt  wenlen. 
Die  Arbeiter  ihrerseits  wählen,  entweder  in 
Gewerkvereinen  organisiert  oder  nach  den 
verschiedenen  Etablissements,  in  denen  sie 
beschäftigt  sind,  ebensoviele  Abgeordnete 
aus  ihren  Genossen.  BeivSpielsweis(3  wählen 
in  der  Eisenindustrie  die  Arbeiter  jährlich 
für  jedes  Werk  einen  Vertrauensmann.  Die 
Aufgabe  des  Ausschusses,  die  übrigens 
nicht  in  allen  Gewerben  die  gleiche  ist,  be- 
steht hauptsächlich  darin,  diejenigen  indivi- 
duellen Fälle  zu  behandeln,  die  ni(;ht  bereits 
in  den  Vorverhandlungen  durchs  die  Sekre- 
täre Erledigimg  gefunden  haben.  Doch  be- 
stimmt z.  B.  das  Statut  des  Einigungsamtes 
in  der  Eisenindustrie,  dass  alle  Sti-eitfrageu, 
mit  Ausnahme  der  Lohnfrageu  und  der 
Wahl  von  Schiedsrichtern,  in  ei*ster  Instanz 
dem  Ausschusse  vorgelegt  werden,  der  den 
Thatbestand  feststellt  und  entscheidet.  Die 
allgemeinen  Fragen,  die  in  der  Regel  von 
seiner  Kom|>etenz  ausgeschlossen  sind,  fallen 
ihm  in  der  Textihndustrie  gleichwohl  zu. 
Einen  Vorsitzenden  oder  Unparteiischen 
wählt  der  Ausschuss  nur  dann,  wenn  Stim- 
mengleichheit sich  zeigt.  Indes  hat  man 
sich  z.  B.  in  der  Kohle lündustrie  dahin  ver- 
ständigt, von  vornherein  einfm  Vorsitzenden 
zu  wälüen,  meist  einen  Juristen,  und  will 
dabei  die  Erfahrung  gemacht  haben,  dass 
seitdem  die  Entscheidungen  des  Komitees 
an  Gleichmässigkeit  der  angewandten  Grund- 
sätze bedeutend  gewonnen  hätten.  Die  An- 
träge an  den  Ausschuss  werden  schriftlich 
gesteUt,   durch   Vermittelung  der  Beamten 
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der  beiderseitigen  Vereine,  wenn  diese  vor- 
handen sind.  Möglichst  bald  nach  der 
Kenntnisnahme  des  Streitfalles  tritt  der 
Ausschuss  zusammen;  jedoch  sollen  z.  B. 


j 


in  der  Eisenindustrie  regelmässig  7  Tage 
nach  der  ersten  Au&'cgung  der  Parteien 
verstreichen,  ehe  die  Angelegenheit  ver- 
hiuidelt  wird.  Ist  es  möglich,  den  Fall  so- 
gleich zu  entscheiden,  so  gescliieht  es;  wo 
Beweiserhebung  erforderlich  ist,  wird  ent- 
weder ein  Zeugenverhör  veranstaltet  oder 
es  werden  behufs  Ausfiihrung  gewisser  Er- 
hebungen Berichterstatter  ernannt.  Die 
Voll  Versammlung  (fidl  board)  tritt  in 
Funktion,  wenn  allgemeine  Fragen  aufge- 
worfen sind.  Ihr  Vorsitzender  wii*d  aus 
den  Unternehmern,  sein  Stellvertreter  aus 
den  Arbeitern  gewählt,  doch  ist  es  nicht 
üblich,  dass  der  letztere  in  Abwesenheit  des 
Präsidenten  den  Vorsitz  übernimmt;  viel- 
mehr wird  alsdann  ein  anderer  Unteniehmer 
besonders  gewählt.  Nach  stattgehabter  Ver- 
handlung kommt,  mit  oder  ohne  Abstim- 
mung, eine  Einigung  zu  stände,  oder  die  Ent- 
scheidung muss  .in  eine  neue  Instanz  w^eiter- 
gegeben  werden:  den  court  of  arbitration. 
Von  beiden  Parteien  werden  je  2  Schieds- 
richter (arbitrators)  erwählt,  die  sich  auf 
einen  Unparteiischen  einigen,  oder  der 
letztere  wird  unmittelbar  durch  Ueberein- 
kunft  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter 
ernannt.  Die  Verhandlungen  vor  diesem 
Schiedsgerichte  sind  mündlich,  doch  muss 
ein  Wechsel  von  Schiiftstücken,  in  denen 
die  gegnerischen  Forderungen  aufgestellt  und 
beantwortet  sind,  vorausgegangen  sein.  In 
der  Verhandlung  selbst,  die  sich  durcliaus 
formlos  abspielt,  ist  Vernehmimg  von  Sach- 
verständigen und  Vorlegung  authentischer 
schriftlicher  Nachrichten  über  Höhe  der 
Löhne  und  Preise  zulässig.  Die  Unter- 
werfung unter  den  Schiedsspruch  ist  vorher 
von  beiden  Parteien  vertragsmässig  erklärt, 
die  Durchfülirung  kaum  jemals  in  Frage 
gestellt  und  niemals  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidung unterbreitet  w^orden.  Uebrigens 
kann  selbst  die  rechtliche  Erzwingbarkeit 
des  Schiedsspniches  kaum  bezweifelt  wer- 
den (Schulze-Gaevernitz).  Zur  Deckung  der 
Kosten  des  Verfahrens  tragen  beide  Par- 
teien bei. 

Die  Motive,  von  denen  der  Schiedsrichter 
sich  bei  der  Feststellung  seines  Spruches 
leiten  lässt,  sind  bei  Lohnregulierungen 
durch  seine  Ansichten  über  das  Verliältnis 
von  Lohn  und  Gewinn,  über  die  Lage  dos 
betreffenden  Industriezweiges  etc.  bedingt. 
Dafüi*  aber,  ob  der  Spruch  dauernde  Be- 
deutung erlangt  und  allgemein  als  treffend 
anerkannt  wird,  ist  nach  der  Ansicht  des 
erfahrenen  Schiedsrichters  David  Dale  mass- 
gebend, dass  er  die  Formulierung  trifft,  die 
im  Kampfe  zwischen  beiden  Parteien  etwa 


bei  einer  Arbeitseinstellung  sich  heraus- 
stellen würde.  l^Iithin  wii-d  der  Schieds- 
spruch als  der  treffendste  erachtet,  der  den 
bestehenden  Machtv^erhältnissen  entspricht. 
Ausdrücklich  warnt  David  Dale  die  Schieds- 
richter davor,  Gefühle  der  Menschlichkeit 
walten  zu  lassen,  und  andere  haben  sich 
dahin  ausgesprochen,  dass  sie  unter  Um- 
ständen nicht  davor  zurückschrecken  wür- 
den, die  Lebenshaltung  der  Arbeiter  herab- 
zudrücken oder  Not  und  Elend  über  eine 
ganze  Bevölkerung  zu  verhängen.  Doch 
soll  hiermit  nicht  angedeutet  sein,  dass 
lediglich  die  Rücksicht  auf  das,  was  die 
eine  Partei  von  der  anderen  bei  äusserster 
Ausnutzung  der  Marktlage  abz\idngen  könnte, 
den  Scliiedsrichter  bei  der  Abgabe  seines 
Urteüs  leitet.  Vielmehr  wird  er  mit  einem 
gewissen  weiten  Blick  die  beiderseitigen 
Interessen  überschauen  mid  dessen  einge- 
denk sein  müssen,  dass  ein  Sieg  mitunter 
von  den  bedenklichsten  Folgen  begleitet  sein 
kann.  Um  beispielsweise  die  Arbeit  über- 
liaupt  leistungsfähig  zu  erhalten,  wird  ei- 
unter  ein  gewisses  Minimum  des  Lohnes 
nicht  gehen  dürfen. 

Ein  erheblicher  Fortschritt  ist  dadurch 
erzielt  worden,  dass,  nachdem  der  Prä- 
sident des  Handelsamts  Mundella  im 
Jahre  1893  den  Ent\^iirf  zu  einer  Bill 
betreffend  Einigung  und  Schiedsgericht 
(concihation  and  arbitration)  eingeholt  hatte, 
am  7.  August  1896  ein  Gesetz  erlassen 
worden  ist,  das  die  Eröffnung  von  Eini- 
gungsämtern dem  Handelsamte  überträgt. 
Dasselbe  ist  ermächtigt,  bei  Ausbruch  von 
Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern  1)  die  Ursachen  und  Umstände 
derselben  zu  ermitteln  und  darüber  einen  Be- 
richt zu  machen,  2)  die  Parteien  aufzufordern, 
Vertreter  zu  wählen,  die  unter  dem  Vorsitz 
eines  entweder  in  beidereeitiger  Ueberein- 
stimmung  gewählten  oder  vom  Handelsamt 
ernannten  Präsidenten  eine  friedUche  Bei- 
legung versuchen.  Unter  Umständen  soll 
das  Handelsamt  auch  von  sich  aus  eine 
oder  mehrere  Personen  damit  betrauen 
können,  als  Berater  (conciliator)  oder  Eini- 
gimgsamt  (boai-d  of  conciliation)  zu  fungieren, 
die  dann  die  Aufgabe  hätten,  die  näheren 
Verhältnisse  des  Falles  zu  ergründen  und 
darüber  einen  Bericlit  aufzusetzen.  In  jedem 
!  Bezirk  oder  Gewerbe  ferner,  in  dem  Streitig- 
keiten liäufignr  vorkommen  und  wo  es  an 
geeigneten  Mitteln  fehlt,  ein  örtliches  Eini- 
cruugsamt  zu  stände  zu  bringen,  soll  das 
Handelsamt  Personen  ernennen  dürfen, 
welche  die  Lage  des  Gewerbes  zu  unter- 
;  suchen  und  mit  den  Parteien  darüber  zu 
vorhandeln  haben,  ob  ein  Einigungsamt  oder 
Schiedsgericht  ins  Leben  treten  kann.  Die 
cds  Berater  oder  Mitglieder  des  Einigungs- 
anits   ausersehenen    Personen   werden  vom 
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Handelsamte  mit  gewissen  Vollmachten  aus- 
gestattet, um  ihre  Aufgabe  zweckmässig  er- 
nillen  zu  können.  Ueber  alle  entstehenden 
Einigungsämter  und  Schiedsgerichte  soll  das 
Handelsamt  ein  Register  führen  und  über 
alle  seine  Bestrebungen  alljährlich  dem  Par- 
lament einen  Bericht  vorlegen,  der  publiziert 
wird.  Bis  Ende  1897  ist  das  Handelsamt 
an  der  Beilegung  von  59  Streitigkeiten  l)e- 
teiligt  gewesen.  Es  ist  im  übrigen  in 
englischen  industriellen  Kreisen  reges  In- 
teresse für  Einigungsämter  vorhanden.  In 
Dublin  besteht  seit  dem  2.  März  1893  ein 
ständiges  Einigungsamt ,  zusammengesetzt 
aus  6  Unternehmern,  3  Stadträten  und  2 
Arbeitern.  Nach  Beendigimg  des  Berg- 
arbeiterslrikes  von  1894  ist  für  die  Bundes- 
bezirke ein  Einigimgsausschuss  begründet 
worden,  der  seine  Statuten,  die  veröffent- 
licht sind,  dahin  formuliert  hat,  dass  fortan 
alle  Streitfragen  zwischen  Grubenbesitzern 
imd  ihren  Arbeitern  dem  Einigungsamte 
imterbreitet  werden  sollen.  Im  Oktober  1894 
hat  sich  eine  höchst  bemerkenswerte  Ein- 
richtung im  Färbereigewerbe  aufgethan. 
Hier  haben  nämlich  die  beiden  Arbeiter- 
organisationen der  Färber  (amalgamated  So- 
ciety of  dyers)  und  der  Gasarbeiter  und 
Handarbeiter  (gasworkers  and  geuerai  la- 
bourers  union)  einerseits  und  die  Vereini- 
gimg der  Färbereibesitzer  in  West-Yorkshire 
andererseits  einen  Vertrag  geschlossen,  der 
Normalpreise  für  das  Färben  und  Normal- 
löhne für  die  Arbeiter  feststellt  und  ein 
Schiedsgericht  begründet  bat.  Dieses  hat 
eine  Tabelle  von  Minimalpreisen  für  Fär- 
bereien \md  Minimallöhnen  für  Arbeiter  auf- 
zustellen und  von  Zeit  zu  Zeit  zu  erwägen, 
ob  Aendemngen  in  der  Lohnliste  erforder- 
lich sind.  Insbesondere  hatten  aiich  die 
Vertreter  der  Eisenindustrie  auf  ihrer  letzten 
Versammlung  im  Mai  1899  mit  grosser 
Wärme  sich  für  die  friedliche  Beilegung 
von  Streitigkeiten  durch  Einigungsämter 
ausgesprochen. 

3.  Deutsche  Bestrebnngeii.  Auch  in 
Deutschland  haben  sich  die  Gewerkvereine 
die  Verbreitung  von  Einigiingsämtem  ange- 
legen sein  lassen.  Der  Verein  für  Sozial- 
politik, der  am  13.  Oktober  1873  über  das 
Thema  verhandelte,  hess  in  der  Folge  dem 
Reichstage  eine  Petition  zugehen  um  »schleu- 
nigen Erlass  eines  Normativgesetzes  für 
Einigungsämter«,  durch  w^elches  ihre  Urteile 
vollstreckbar  gemacht  werden  könnten.  Doch 
haben  diese  Anregungen  bis  jetzt,  mit  Aus- 
nahme des  gleich  zu  erwähnenden  Buch- 
druckgewerb^  nennenswerte  Erfolge  nicht 
erzielt.  Allerdings  sollen  seit  dem  Jahre 
1870  in  Grünberg,  in  Guben,  in  Danzig,  in 
Berlin,  in  Stralsund,  Barth  und  Zingst,  in 
Rostock,  in  Offenbach  und  in  Biebrich  Eini- 
gungsämter  errichtet  worden  sein,  die  manche 


drohende  oder  bereits  ausgebrochene  Arbeits- 
einstellung weggeräumt  und  manche  nütz- 
liche und  humane  Einrichtung  geschaffen 
haben.  Doch  sind  die  Nachrichten  über  sie 
so  imvollkommen  und  widei-sprechend,  dass 
weder  über  ihre  thatsächliche  Begriindung 
noch  über  die  Dauer  ihi»es  Bestandes  Sicher- 
heit erlangt  werden  kann.  Das  am  26.  Mai 
1870  in  Grünberg  i)rojektierte  Einigimgsamt 
war  bis  zum  3.  Oktober  1871  noch  nicht 
zu  stände  gekommen.  Der  im  Dezember 
1872  im  Berliner  Baugewerke  unteniommene 
Vei-such,  ein  Einigimgsamt  zu  stiften,  zer- 
schlug sich  an  dem  Widerstände  der  Ar- 
beiter, und  wenn  auch  im  Mai  1872  eine 
Arbeitseinstellung  durch  ein  provisorisches 
Einigimgsamt  zunächst  erledigt  wurde,  so 
hielten  die  Arbeiter  den  Vergleich  doch 
nicht  ein.  Aehnlich  waren  die  Ei-fahrungen 
im  Jahre  1874  im  Berliner  Schneiderge- 
werbe, —  kurz,  viel  ist  sicher  auf  diesem 
Gebiete  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  er- 
reicht woinlen.  Enthält  doch  z.  B.  der 
Bericht  des  Anwalts  über  die  Thätigkeit 
der  Gewerkvereine  vom  Juli  1889  die  Be- 
merkung, dass  ^>die  Anregung  zu  Gunsten 
der  Einigungsämter  und  Schiedsgerichte 
voraussichtlich  schon  in  diesem  Jahre 
Früchte  bringen  wird«.  Wenn  auch  auf 
den  Verbandstagen  der  Gewerkvereine  die 
Frage  mehrfach  eingehend  verhandelt  wiuxle 
und  eine  grosse  Zalil  von  Ortsverbänden 
und  Ortsvereinen  von  einer  im  Schosse  der 
Gewerkvereine  tagenden  Kommission  sowie 
von  dem  An  walte  Vorlagen  und  Rat  erhalten 
hat,  so  scheint  man  einstweilen  mit  seltenen 
Ausnahmen  (Biebrich  1874)  über  das  Sta- 
dium der  Beratung  wenig  hinausgerückt. 

Entwickeltere  Zustände  weist  in  dieser 
Beziehung  nur  das  Buch  druck  ge  werbe 
auf.  In  diesem  wurde  nach  langdauernden 
Streitigkeiten  im  Mai  1873  zur  Verhinderung 
weiterer  Lohnkämpfe  ein  Regulativ  be- 
schlossen, das  ein  Einigungsamt  und  Schieds- 
ämter  ins  Leben  rief.  Ersteres,  aus  24 
Mitgliedern  —  12  Rincipalen  und  12  Ge- 
hilfen —  zusammengesetzt,  die  auf  die 
Dauer  von  3  Jahren  gewählt  wurden,  hatte 
die  Aufgabe,  im  Falle  eines  Antrags  auf 
Veränderung  des  vereinbarten  Lohntarifs 
als  Tarifrevisionskommission  in  Wirksamkeit 
zu  treten.  Seine  Entsdieidungen  galten 
aber  nicht  ohne  weiteres  als  endgültige, 
sondern  unterlagen  einer  Abstimmimg  seitens 
der  Prinzipalität  und  der  Gehilfenschaft  in 
den  12  Hauptorten,  die  freilich  keine  Amen- 
dements machen  konnten,  sondern  die  Be- 
schlüsse en  bloc  annehmen  oder  ablehnen 
mussten.  Zweitens  entschied  das  Einigungs- 
amt die  Fälle,  in  denen  Prinzipale  und  Ge- 
hüfen  eines  Ortes  sich  über  einen  etwaigen 
Lokalzuschlag  zum  Tarif  und  dessen  Höhe 
nicht  einigen  konnten,  und  drittens  bildete 
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es  die  Rekiu-siiistanz  für  die  Eutsclieidungen 
der  Schiedsämter.  Das  Deutsche  Reich 
wurde  nämlich  vom  Einigungsamte  in  12 
Kreise  geteilt  und  innerhalb  derselben  je 
ein  Druckort  als  Hauptort  ausersehen,  m 
dem  Schiedsämter  zur  Beilegung  der  aus  j 
dem  geltenden  Arl)eitsvertrage  sich  ent- 1 
spinnenden  Streitigkeiten  eröffnet  wurden. 
Die  im  Hauptorte  wohnliaften  Prinzipale 
und  Gehilfen  wählten  aus  ihrer  Mitte  je  3 
Personen  auf  die  Dauer  eines  Jahres  als 
Mitglieder  des  Schiedsamtes,  vor  dem  nun  i 
alle  Streitigkeiten  in  erster  Instanz  zur 
Sprache  kommen  mussten.  Sagten  die  hier 
gefällten  Urteile  dem  Sti'eitenden  nicht  zu, 
so  waren  sie  berechtigt,  das  Einigimgsamt 
in  zweiter  Instanz  anzunifen. 

Leider  vemiochten  die  Gnmdsätze  dieser 
w^ie  es  scheint  den  englischen  Verhältnissen 
nachgeahmten  Einrichtung  nicht,  sich  dau- 
ernde Anerkemiung  in  der  deutschen  Ge- 
schäftswelt zu  verschaffen.  Zimächst  wiu^de 
das  beschlosvsene  Regidativ  nicht  einmal  so-  i 
weit  berücksichtigt,  dass  die  Wahlen  zu  den 
Schiedsämtern  übei^ll  rechtzeitig  vorge- 
nommen wurden.  Fenier  aber  wai*en  es 
die  Prinzipale  zuei-st,  die  sich  mehrfach  den 
wider  sie  ergangenen  Entscheidungen  nicht 
fiigten  und  Veranstaltung  trafen,  das  ganze 
Einigungsverfalu'en  zu  Fall  zu  bringen.  Et- 
was später  zeigten  sich  auch  die  Gelülfen 
geneigt,  die  Bestimmungen  jenes  Regulativs 
nicht  melu'  als  bindend  anzusehen,  das 
trotzdem  sich  bis  1.  Oktober  1878  hielt. 
Dann  trat  eine  einfache  Tarif kommission, 
aus  24  Mitgliedern  und  ebensoviel  Stellver- 
tretern bestehend,  an  die  Stelle  des  Eini- 
gung-samtes  und  des  mit  demselben  ver- 
knüpften Scliiedsapparates.  Indes  waren 
die  Zustände,  die  jetzt  einti-aten,  so  unbe- 
haglich, dass  am  16.  August  1886  das  alte 
Einigungsamt  unter  dem  Namen  Tarifkom- 
mission wieder  ins  Leben  trat  und  durch 
Errichtung  lokaler  Schiedsgerichte  —  anstatt 
der  früheren  Schiedsämter  —  die  völlige 
Rückkehr  zu  den  aufgegebenen  Gnindsätzen 
stattfand.  Diese  Schiedsgerichte,  die  zuei*st 
1886  in  Leipzig,  seitdem  in  Hamburg,  Mün- 
chen, Karlsruhe,  Berlin,  DrCv^den  und  Bres- 
lau ins  Leben  traten,  haben  die  gleichen 
Aufgaben  w4e  der  ständige  Ausschuss  des 
englischen  Einigungsamtes.  Wie  es  scheint, 
wird  es  bei  diesen  Anordnungen  nicht  sein 
Bewenden  haben.  Denn  nach  den  Anre- 
gungen, die  von  der  am  11. — 14.  September 
1889  in  Stettin  tagenden  Tarifkommission 
ausgegangen  sind,  sollen  in  Zukunft  die  Or- 
ganisationen beider  Verbände  —  Prinzipal- 
verein, Gehilfenverband  —  als  miteinander 
paktierend  betrachtet  werden.  Dann  ward 
es  eines  formellen  Einigungsamtes  nicht 
mehr  bedürfen,  sondern  die  beiderseitigen 
Vereinsvorstände   würden   sich   zu    einigen 


haben  mid  jede  Organisation  der  anderen 
für  die  Erfüllung  der  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen haftbar  werden.  Wirklich  haben 
sich  dem  letzten  (1896)  Tarif  1943  Firmen 
angeschlossen,  neben  welchen  es  noch  eine 
ge\visse  Zahl  giebt,  die  Tariflöhne  bezahlen, 
aber  die  üntei-schriift  aus  Princip  verweigern. 
Es  sollen  (1898)  ca.  19000  des  Buchdrucker- 
verbandes zu  tarifmässigen  Bedingungen 
arbeiten,  d.  h.  etwa  90%. 

Ob  diese  Einigimgsweise  in  der  Tliat 
als  Muster  für  alle  deutschen  Industrieen 
aufgestellt  werden  darf  (Zahn),  wird  die  Zu- 
kunft lehren  müssen.  Jedenfalls  stehen  der 
Büdung  derartiger  Verbände  filr  ganze  In- 
dustrieen erhebliche  Schwierigkeiten  ent- 
gegen. Einstweilen  ist  durch  das  Reichs- 
gesetz V.  29.  Juli  1890,  betreffend  die  Ge- 
werbegerichte der  Industi'ieen,  ein  anderer 
Weg  gewiesen,  der  im  Interesse  des  Friedens 
und  zur  Aufrechterhaltimg  guter  Beziehun- 
gen zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
eingeschlagen  werden  kann.  Nach  dem- 
selben kann  das  Gewerbegericht  (s.  d.)  in 
drohenden  oder  ausgebrochenen  Streitig- 
keiten über  die  Bedingungen  der  Fortsetzung 
oder  Wiederaufnahme  des  Arbeitsverhält- 
nisses als  Einigungsarat  thätig  sein.  Vor- 
aussetzung ist  nur,  dass  beide  streitenden 
Teile  seine  Entscheidung  fordern  und  Ver- 
treter —  in  der  Regel  nicht  mehr  als  drei 
von  jeder  Partei  (bei  Unternehmern  nur,  so- 
fern ihre  Zahl  mehr  als  3  beträgt)  —  behufs 
Abwickehmg  der  Verhandlungen  abordnen. 
Die  am  Einigimgsamte  teDnehmenden  Mit- 
glieder des  (jewerbegerichts  bestimmt  der 
Voi-sitzende  und  entnimmt  sie  in  gleicher 
Zahl  den  Kategürieen  der  Unternehmer  und 
der  Arbeiter.  Meistens  sollen  4  Beisitzer 
herangezogen  wei'den,  doch  kann  ihre  Zahl 
durch  Veiirauensmänner  verstärkt  werden, 
ja  diese  Ergänzung  muss  erfolgen,  wenn 
sie  von  einem  Vertreter  der  Streitenden  be- 
antragt wird.  Die  Aufgabe  des  Einigungs- 
amtes ist  zunächst  die  Feststellung  des 
Thatbestandes,  zu  welchem  Zwecke,  wenn 
erforderlich,  Auskunftspei*8onen  vorgeladen 
werden  können,  weiter  einen  Einigungsver- 
such anzustreben  und  beim  Misslingen  des- 
selben einen  Scliiedsspruch  abzugeben. 
Stehen  bei  der  Beschlussfassung  über  die- 
sen die  Stimmen  sämtlicher  Beisitzer  und 
Vertrauensmänner  aus  Unternehmerkreisen 
denjenigen  sämtlicher  aus  Arbeiterkreisen 
zugezogenen  gegenüber,  so  ist  der  Vor- 
sitzende berechtigt,  sich  seiner  Stimme  zu 
enthalten  und  festzußtellen,  dass  ein  Schieds- 
spruch nicht  zu  Stande  gekommen  ist  Ob 
die  Pai"teien  dem  Schiedsspniche  Gehör 
geben  wollen,  haben  sie  innerhalb  einer 
geA^issen  Frist  zu  erklären.  Unter  allen 
Umständen  aber  muss  der  Schiedsspruch, 
mag  er  die  Büligimg  der  Parteien  erfahren 
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haben  oder  nicht,  öffentlich  bekannt  ge- 
macht werden,  sowie  es  auch  an  die  Oeffent- 
lichkeit  zu  bringen  ist,  wenn  die  Vorhand- 
Jungen  ergebnislos  verlaufen  und  weder 
eine  Vereinbarung  noch  ein  Schiedsspruch 
zu  Stande  kommen. 

Mit  der  Bethätigung  der  Gewerbegerichte 
als  Einigungsämter  will  es  nicht  recht  vorwärts 
gehen.  Die  Auffassung,  die  das  Trügerische 
der  Verbintlung  zweier  so  giimdverschiedener 
Institutionen,  wie  Gewerl)egericht  und 
Einigimgsamt,  schon  am  Gesetzentwurfe 
seinerzeit  charakterisierte,  hat  einstweilen 
Kecht  behalten.  Nur  selten  werden  deutsche 
Gewerbegerichte  von  den  Parteien  angerufen, 
auch  bei  der  Feststellung  von  Einzelheiten 
des  Arbeitsverti'ages  mitzuwirken.  Doch  ist 
fi^ilich  ihre  diesbezügliche  Thätigkeit  in  Zu- 
nahme begriffen.  Sie  wurden  angenifen 
1893  5,  1894  16,  1895  19,  1896  44  mal  und 
erzielten  Vereinbanmgen  1893  3,  1894  7, 
1895  13,  1896  18  mal.  Weniger  wird  dies 
daran  liegen,  dass  noch  immer  in  Unter- 
nehmerkreisen xielfach  eine  gewisse  Ab- 
neigimg  gegen  die  Eirichtung  von  Gewerbe- 
gerichten besteht  und  diese  in  zu  kleiner 
Anzahl  ins  Leben  geti-eten  sind.  Auch  ist 
kaum  das  persönliche  Verhältnis  von  Arbeit- 
gebern und  -nehmem  in  den  letzten  Jahren 
ein  wesentlich  günstigeres  geworden.  Denn 
Arbeiterausstände,  wenn  sie  auch  nach  Aus- 
sage einer  Reihe  von  Aufsichtsbeamten  seit 
1891  weit  seltener  geworden  sein  und  sich 
nur  eine  geringe  Zahl  von  Arbeitern  an 
ihnen  beteiligen  sollen,  haben  doch  keines- 
wegs ganz  aufgehört.  Gerade  wenn,  wie 
hervorgehoben  wird,  die  Meinungsver- 
schiedenheit, die  beim  Erlass  von  Arbeits- 
ordnungen z^säschen  Unternehmern  und 
Arbeitern  sich  zeigte,  Veranlassung  zum 
Ausstand  wurde,  sollte  man  glaul)en,  dass 
ein  Einigungsamt  besonders  am  Platze  ge- 
wesen wäre.  Vielmehr  wird  das  Fehlen 
dieser  Einrichtungen  in  Deutschland  darauf 
zurückgeführt  werden  müssen,  dass  der 
Boden  für  sie  noch  nicht  gehörig  vorbereitet 
ist.  In  England,  das  sie  zuerst  hervor- 
gebracht hat,  hat  das  Bedürfnis  des  geschäft- 
lichen Lebens  sie  erzeug  und  die  grosse 
Selbständigkeit  der  dortigen  Arbeiter,  die 
Musterorganisationen  schuf,  wie  sie  auf  dem 
Kontinent  vergeblich  nachgealimt  werden, 
sie  entwickeln  helfen.  Dagegen  sind  die 
deutschen  Arbeiter  trotz  der  gegen  sie 
erhobenen  Vorwürfe  der  Begehrlichkeit  und 
wachsenden  ünbotmässigkeit  offenbar  noch 
nicht  durchgangig  so  erstarkt,  um  die 
Regelung  ihrer  Angelegenheiten  inEinigungs- 
ämtem,  an  der  sie  durchaus  interessiert 
wären,  durchsetzen  zu  können.  Speciell  das 
Gewerbegericht  aber  eignet  sich  augen- 
scheinlich wenig  zum  Einigungsamt,  weil 
seine  Zusammensetzung  nach  keiner  Richtung 
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Garantie  bietet,  dass  man  die  im  specieDen 
Falle,  der  besonders  heikel  hegen  kann, 
besten  Sachverständigen  unter  den  Beisitzern 
findet.  Vom  Gesamtverbande  evangelischer 
Arbeiterverbände  Deutschlands  und  vom 
(,'entralvorstand  der  Gewerkvereine  clirist- 
licher  Bergarbeiter  ist  neuerdings  in  einer 
Petition  an  den  Reichstag  die  oblipatorische 
Einführung  von  Einigungsämtern  und  Schieds- 
gerichten beantragt  woi-den.  Eigentümlich 
ist  es,  dass  es  5  Gewerbegerichte  in  Deutscli- 
land  giebt  die  eine  Annifiuiff  oder  f^inigimg 
ablehnen  müssen,  weil  ihnen  die  Kompetenz 
dazu  fehlt.  Es  sind  die  Gerichte  in  Elsass- 
Lothringen,  aus  deren  massgebenden  G.  v. 
3.  März  ISMO  die  Kompetenz  nicht  abgeleitet 
weiden  kann.  Man  hat  al)er  seither  unter- 
lassen, die  älteren  Bestimmungen  mit  dem 
Reichsgesetze  in  Einklang  zu  bringen. 

4.  Frankreich.  Zu  einem  fürmUchen 
Gesetze  über  P^iniurungsäniter  ist  es  in 
Frankreich  am  27.  Dezember  1892  gekommen. 
Nachdem  schon  im  Jahre  188G  vom  Ab- 
geoiflneten  Lockroy  ein  darauf  bezüglicher 
Entwurf  in  der  Kammer  eingebracht  wonlen 
war  und  später  im  Jahi^  1891  der  damalige 
Handelsminister  J  u  1  e  s  R  o  c  h  e  die  Initiative 
ergi*iffen  hatte,  kam  es  unter  dem  Eindruck 
des  Strikes  von  Carmont  zum  Abschluss  der 
Verhandlungen.  Das  Gesetz  hat  nelien  den 
Conseils  de  innid'hommes  keine  permanenten 
Ausschüsse  für  ein  Einigunersverfaliren  ge- 
schaffen ,  sondern  dem  jeweiligen  Friedens- 
richter die  VeiTnittleri*olle  zugedacht. 

An  ihn  kann  sich  eine  der  streitenden 
Parteien,  die  den  Wunsch  friedlicher  Ver- 
ständigung hegt,  wenden,  worauf  er  ver- 
pflichtet ist,  innerhalb  24  Stunden  die  i^egn*^- 
rische  Partei  zu  benachrichtigen.  >iimmt 
diese  den  Anti-ag  an,  so  beruft  er  unver- 
züglich die  beiderseitigen  Verti^eter  zu  einer 
Konferenz,  die  er  leitet,  auf  der  er  jedoch 
nur  eine  beratende  Stimme  besitzt.  Findet 
eine  Verständigimg  statt,  so  nimmt  d»T 
Friedensrichter  ein  Protokoll  auf  und  las  st 
es  von  den  beiderseitigen  Verti'etern  unter- 
zeichnen. Erfolgt  keine  Einigung,  so  haben 
beide  Parteien  ent^-eder  einen  gemeinsamen 
Schiedsrichter  oder  jede  einen  zu  wählen, 
in  welchem  letzteren  Falle  die  beiden  Ge- 
wälilten  sich  auf  einen  Dritten,  den  sog. 
Unparteiischen  einigen  müssen.  Können  sie 
das  jedoch  nicht  und  vermögen  sich  auch 
nicht  in  der  streitigen  Angelegenheit  zu 
verständigen,  so  ernennt  der  Präsident  des 
Civilgericlits  den  Unparteiischen.  Ist  es 
bereits  zum  Ausbruch  einer  Arbeitsein- 
stellung gekommen,  so  ist  der  Friedens- 
richter von  Amtswegen  gehalten,  ein  Schieds- 
gericht vorzuschlagen,  und  die  Parteien 
haben  alsdann  im  Laufe  dreier  Tage  sich 
zu  erklären,  ob  sie  es  annehmen  oder  ab- 
lehnen.     Alle  Verhandlungen,    sowohl  der 
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Antrag  der  einen  als  auch  die  Ablehnung 
der  anderen  Partei,  die  Einigung  selbst,  die 
Entscheidung  des  Schiedsrichters  etc.  sind 
an  dem  für  offizielle  Kundmachungen  be- 
stimmten Platz  mittelst  Anschlags  zu  ver- 
öffentlichen. Behufs  thunlichster  Wirkung 
ist  an  die  Präfekten  ein  ausführliches 
Rundschreiben   gerichtet  worden,  das  ihre 


Aufmerksamkeit  auf  das  Gesetz  lenkt  und 
ihnen  diingend  seine  Anwendung  bei  Aus- 
ständen empfiehlt.  Thatsächlich  haben  sich 
anfangs  an  mehreren  Orten  die  Arbeiter 
geweigert,  die  Vermittelimg  des  Friedens- 
richtei-s  zur  Schlichtung  des  Konflikts  an- 
zunehmen. 


Wie  das  G.  sich  bewährt,  zeigen  folgende  Zahlen: 

1893 

Zahl  der  Strikes 664 

Inanspruchnahme  des  Friedensrichters      ...      109 
Prozentverhältnis  von  allen  Strikes      ....        17,09 


1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

341 

405 

476 

356 

368 

lOI 

85 

104 

88 

94 

25,83 

20,74 

21,86 

24,71 

25,5 

Hiernach  wäre  man  in  Frankreich  noch 
recht  weit  entfernt  davon,  eine  segensreiche 
AVirkimg  des  Gesetzes  zu  spüren.  Vielleicht 
hängt  es  damit  zusammen,  dass  ausserdem 
Bestrebungen  zur  Begründung  beständiger 
Einigimgsämter  und  Schiedsgerichte,  nament- 
lich in  Nordfraukreich  in  den  Minendistrikten 
im  Gange  sind.  So  ist  es  aber  nicht  zu  ver- 
wundern, dass  ein  kürzlich  von  Charles  Ferry 
im  Abgeordnetenhause  erstatteter  Bericht 
ziun  Schluss  konamt,  den  Yermittelungsver- 
such  obligatorisch  zu  machen. 

5.  Amerikanische  E.   In  den  Vereinig- 
ten   Staaten    von   Nordamerika   haben    die 
Einigungsämter  als  dauernde  Einrichtungen 
verhältnismässig  selten  bis  jetzt  festen  Fuss 
gefasst,   obwohl   in   einigen  Teilen   bereits 
seit  den  sechziger  Jahren  sich  bemerkens- 
werte Ansätze  nachweisen  lassea     In  der 
Kegion   der  Tischlergewerke   und  an  dem 
Sitze  der  grossen  Eisenindustrieen  sind  seit- 
her noch  die  meisten  Erfolge  zu  verzeich- 
nen, aber  selbst  in  den  Kohlenrevieren,  wo 
man  mit  der  »sUding  scale«  und  dem  »basis 
System«   die  Lohnregulierung  versucht  hat, 
ist  ein  ausreichendes  Einigungssystem  mit 
oder   ohne    Schiedsrichter   nicht   gefunden 
worden.    Die  »Ritter  der  Arbeit«  (knights 
of  labor)  interessieren   sich    sehr   für   das 
Verfahren  und  liaben  in  ihr  Statut  unter 
den  von  ihnen   zu  verfolgenden  Zwecken 
aufgenommen:  22)  »die  Unternehmer  dazu 
zu   bewegen.  aUe   Uneinigkeiten   zwischen 
ihnen  und  inren  Arbeitern  Mediich  beizu- 
legen in  der  Weise,  dass  Bande  der  Sym- 
pathie   zwischen    ihnen   ^schlungen   und 
Arbeitseinstellungen  unnötig  gemacht  wer- 
den.«    Im   allgemeinen   geht   die  Ansicht 
dahin,  dass  die  englischen  Erfahrungen  auf 
diesem  Gebiete  sich  zur  Zeit  nicht  gut  ver- 
werten liessen.     Wo,  wie  in  den  Kohlen- 
revieren bei  der  Stadt  Pittsburg,  unter  den 
Grubenbesitzern     des    Schenangothales    in 
Pennsylvanien    und    in    der   Schuh-    und 
SüefeHndustrie    der   Stadt    Cincinnati    das 
Einigungsverfahren  vervollkommnetere  Form 
gewonnen  hat,  bieten  die  für  dasselbe  auf- 
gesteDten  Hegebi  keine  besonders  bemerkens- 
werten Abweichungen  von  den  englischen 


Grundsätzen.  In  einigen  Staaten,  zuerst 
1883  in  Ohio,  hat  man  sich  mit  Gesetzent- 
würfen, um  die  Fh'richtung  von  Einigungs- 
ämtern (arbitration)  zu  erleichtern,  beschäf- 
tigt. Auch  der  Kongress  hat  über  eine 
»labor  arbitration  bill«  beraten.  Doch  habeu 
alle  diese  Bestrebungen  noch  nicht  zu  Er- 
gebnissen geführt.  Im  Februar  1895  hat 
das  Repräsentantenhaus  eine  Bül,  die  von 
Mitgliedern  der  zur  Untersuchung  des 
grossen  Chicagoer  Strikes  ehigesetzten  Kom- 
mission ausgearbeitet,  eine  bundesstaatliche 
Kommission  als  Schiedsgericht  in  Streitig- 
keiten zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
einsetzt,  angenommen.  Der  Staat  Massa- 
chusetts erfreut  sich  schon  seit  dem 
2.  Juni  1886  eines  Einigmigsamtes,  das  in 
bekannter  Manier  organisiert,  bei  Arbeits- 
streiti^keiten  auf  Anrufimg  der  beiden  Par- 
teien m  Thätigkeit  tritt.  Seine  Einrichtung 
wird  den  anderen  Bundesstaaten  zur  allsei- 
tigen Nachahmung  empfolilen. 

6.  Andere  Länder.  In  Italien  sind 
durch  das  G.  v.  25.  Juni  1893  über  die 
Probi  viri  {Gewerbegerichte  nach  Art  des 
französischen  oonseü  de  prud'hommes  j  s.  den 
Art  »G  e  w  e  rb  e  g  e  r  i  c  h  t  e«)  auch  Eimgungs- 
ämter  eingeführt  worden,  da  jedes  Kollegium 
aus  einem  uffizio  di  conciliazione  und  dem  Ge- 
werbegericht (giuria)  bildet.  Das  erstere  ent- 
spricht zunächst  dem  französischen  Bureau 
particuüer  mit  der  Funktion  einer  Veigleidis- 
kammer  für  gewerbliche  Streitigkeiten. 
Ausserdem  aber  kann  es  zur  friedlichen 
Beilegimg  von  Streitigkeiten  angegangen 
werden,  die  sich  beziehen  auf  die  verein- 
barten oder  zu  vereinbarenden  Löhne,  die 
festgesetzten  oder  festzusetzenden  Arbeits- 
stunden, die  Befolgung  specieUer  Arbeits- 
abmachungen und  ähnliche  das  Verhältnis 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  betreffen- 
den Angelegenheiten.  Es  besteht  aus  min- 
destens zwei  Beisitzern,  einem  Arbeitgeber 
und  einem  Arbiter;  den  Vorsitz  führt  der 
Präsident  des  Kollegiums  oder  einer  der 
Vioepräsidenten,  von  denen  einer  aus  der 
Klasse  der  Arbeiter  von  den  Arbeitgebern 
und  einer  aus  der  Klasse  der  letzteren  von 
den  Arbeitern  gewählt  wird.    Von  den  59 
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errichteten  Aemtern  wai^eii  1897  nur  28 
in  Thätigkeit ;  die  anderen  waren  mit  ihren 
Walüen  noch  nicht  zu  Ende  gekommen. 
Als  Einigmigsamt  hatten  sie  nur  einmal 
A^eranlassung  einzutreten,  obwohl  in  Italien 
1897  217  Strikes  sich  abs])ielten  (in  Pellez- 
zano  bei  Ausbruch  eines  Strikes  im  Etablisse- 
ment Schloepfer  &  Warner).  Es  erreichte 
eine  Erhöhung  des  Lohns  für  die  Arbeiter, 
wenn  auch  nicht  in  der  von  diesen  ge- 
forderten Höhe. 

Im  Stadium  des  Entwurfs  stecken  ge- 
blieben ist  man  in  Schweden,  Däne- 
mark und  in  Oester reich.  In  Schwe- 
den w^iuxle  im  Fiühjahr  1899  ein  Antrag, 
der  die  Einsetzung  von  Schiedsgerichten 
bei  Arbeiterkouflikten  fordert,  in  der  zwei- 
ten Kammer  beraten  und  zur  Ueberweisimg 
an  die  Regiermig  angenommen.  In  Däne- 
mark hat  der  Abgeonlnete  Dii'cktor  Bram- 
pen  im  Folkething  im  Dezember  1893  einen 
öesetzentwiu^f  betreffend  Gewerbegerichte 
und  Einigungsämter  eingebracht,  der  wesent- 
lich auf  Gnmdlage  der  deutschen  Gesetz- 
gebung beruht.  In  beiden  Einrichtungen 
sollen  Unternehmer  und  Arbeiter  gleich- 
massig  vertreten  sein ;  während  die  erstei'en 
alle  Streitigkeiten  aus  dem  Arbeitsvertrag 
erledigen  sollen,  hätten  die  letzteren  sich 
mit  den  Arbeitseinstellungen  und  Aussper- 
rungen zu  befassen.  In  der  Volksvertretung 
fand  die  Vorlage  Beifall;  in  Regienmgs- 
kreisen  knüpft  man  wohl  an  die  Gerichte 
einige  Hoffnungen,  vei-spricht  sich  al)er  von  j 
den  Einigungsämtern  nichts.  —  InOester- 
reich  hat  die  Regierung  1892  und  1894 
dem  Abgeordnetenhause  Entwürfe,  betreffend 
die  Errichtung  von  ArbeiterausschüsstMi  und 
Einigungsämtern,  vorgelegt  und  dieses  sich 
um  die  Aufklänuig  der  Frage  diu'ch  An- 
ordnung einer  umsichtig  und  geschickt 
durchgeführten  Enquete  venlient  gemacht. 
In  dem  jüngeren  Entwurf  sind  den  Eini- 
gangsämtem,  die  dazu  bestimmt  werden, 
»eine  gütliche  Verständigimg  über  die  Be- 
dingungen der  Fortsetzung  oder  Wiederauf- 
nahme des  Arbeitsverhältnisses  herbeizu- 
führen«, nicht  weniger  als  einige  40  Para- 
graphen gewidmet,  die  unter  Berücksichti- 
gung der  bekannten  Gnmdsätze  das  Ver- 
fahren vorschreiben.  Sie  sollen  in  der 
Regel  nur  für  gleiche  oder  verwandte  Be- 
triebe oder  Gewerbe  errichtet  werden  und 
nur  auf  dem  Verordnungswege  ins  Leben 
treten.  Entweder  die  politische  Liandesbe- 
hörde  oder  das  Handelsministerium  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Ministerium  des  Innern 
können  seine  Erriclitimg  anonlnen.  Handels- 
und Anwaltskammern  sowie  (Jewerbeinspek- 
toren  sind  vorher  zu  hören.  Die  Verhand- 
lung vor  dem  Einigungsamte  kaim  bereits 
eingeleitet  werden,  wenn  eine  der  beiden 
streitenden  Parteien  mündlich  oder  schrift- 


lich den  Antrag  stt?llt.  Damit  ist  aber 
nicht  gesagt,  dass  die  widerstrebende  Partei, 
die  etwa  (1er  Einigung  nicht  zustimmt,  sich 
dem  alsdann  durch  Stimmenm(»hrheit  der 
anwesenden  Beisitzer  zu  fällenden  Schieds- 
spruch zu  unterwerfen  hat.  —  Wie  es  scheint, 
sind  wenig  C'hancen  vorhanden,  dass  dieser 
Entwurf  zum  G(»setz  werde. 

Nicht  minder  als  in  Eunj:«  regt  man 
sich  jenseits  des  Ozeans.  In  Neusee- 
land ist  vom  Parlament  im  Jahre  1894 
ein  Gesetz  angenommen,  das  das  Land  in 
sogenannte  industrielle  Distriktti  teilt  und 
in  jedem  ein  Schiedsgericht  eröffnet.  Vor 
dies»\s  komjH»tieren  alle  industriellen  Strei- 
tigkeiten, die  die  ArbeitslxHlingungen  im 
allgemeinen  betreffen,  und  es  tritt  in  Aktion 
b<?reits  bei  Anrufung  einer  der  b*4(len  strei- 
tenden Partt^en.  Der  Entscheid  ist  für 
eine  Periode  rechtskräftig,  die  zwei  Jahn' 
nicht  übersteigen  darf.  1895,  1S96  und 
1898  sind  ergänzende  Gest^tze  ergangen. 
1897/98  wurden  in  acht  Distrikten  20  Fällen 
verhandelt.  Dieser  Gedanke,  alle  industri- 
ellen Streitigkeiten  auf  Anregung  der  einen 
oder  andere Ji  Pai'tei  zwangsweise  einem 
öffentlichen  (tericht  zu  überweisen,  findet 
in  den  australischen  Kolonieen  viel  Anklang, 
und  in  fast  allen  sind  derartige  Entwürfe 
zu  Anfang  des  Jahres  1895  entweder  im 
Gange  oder  in  Vorbereitung. 

7.  Allgemeine  Würdigung.  In  neuerer 
Zeit  ist  der  Gedanke  an  zwangsweise  Ein- 
fühnmg  der  Einigungsämter  mehrfach  laut 
geworden,  doch  scheint  es  fraglich,  in  wie 
weit  das  vorteilhaft  sein  würde.  Sehr 
richtig  setzen  die  Motive  zum  Gesetzent- 
wurf, betreffend  die  Gewerbegerichte,  aus- 
einander, dass  eine  Veri)flichtimg,  ihre 
Streitigkeiten  vor  einem  Emigungsamte  zum 
Austrage  zu  bringen,  weder  den  Ai-beit- 
g(*bern  noch  den  Arbeitern  auferlegt  wenlen 
könne,  zumal  es  an  geeigneten  Mitteln 
fehlen  wünle,  die  Erfüllung  dieser  Ver- 
pflichtung zu  erzwingen.  Es  handelt  sich 
eben  nic^ht  um  Rechtsverletzungen,  für 
deren  Beurteilung  ein  bestimmtes  Gericht 
vorgeschrieben  werden  kann,  sondern  um 
Uneinigkeiten  über  die  dem  Arbeitsvertrage 
zu  gebende  Form.  Für  die  Verhandlungen 
darilber  die  Parteien  zum  Betreten  eines 
bestimmten  Weges  ausschliesslich  zu  zwin- 
gen, lässt  sich  nicht  rechtfertigen,  selbst 
wenn  diu*ch  diese  Veratändigimg  über  das 
Erreichbai'e  das  beiderseitige  Interesse  ge- 
fördert wünle.  Es  müssen  vielmehr  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  von  selbst  darauf  ge- 
raten, dass  es  ihnen  gegenseitig  am  förder- 
lichsten ist,  sich  versöhnlich  entgegenzu- 
kommen und  die  Rechtmässigkeit  der 
gegnerischen  Forderung  eingehend  zu  prü- 
fen. Bei  Anwendung  des  Zwanges  würde 
die  Neigung  der  Versöhnlichkeit  zu  leicht 
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Schiffbruch  leideu.  Dagegen  kann  es  nur 
gebilligt  werden,  wenn  der  Staat  sich  an- 
gelegen sein  lässt,  die  weitere  Verbreitung 
(lieser  ohne  Zweifel  segensreichen  Institute 
zu  befcrtxlern,  und  z.  B.  die  Industriellen 
dai'Jiuf  hinweist,  sich  vorkommenden  Falles 
ihrer  zu  bedienen.  Wenn  die  Begründung 
des  Gesetzen twm-f es,  betreffend  die  (iewerbe- 
gerichte,  in  diesem  Sinne  erklärt:  es  sei 
nicht  ausgesclüossen ,  das«  bei  drohenden 
Arbeitseinstelhmgen  das  Gewerbegericht 
oder  dessen  Vorsitzender  die  Arbeitgeber 
und  Ai'beiter  zur  Anrufung  zu  vemnlassen 
sucht,  oder  wenn  der  eine  Teil  das  Ge- 
werbegericht angerufen  hat,  den  anderen 
Teil  zu  gleicher  Anrufung  auffordert,  so 
wäre  es  von  diesem  Stand[)unkt«  aus  nur 
konsequent  gewesen,  solches  Vorgehen  dem 
Vorsitzenden  ausdrücklich  ziu*  Pflicht  zu 
machen. 

Ei-scheint  somit  ein  Zwang  zur  Ani-ufung 
des  Einigungsamtes  imnötig,  so  wäre  er 
ziu'  Durchfühnmg  der  ergangenen  Verein- 
barungen oder  Schiedsspriiche  völlig  ange- 
V)racht.  Das  Reichsgesetz,  betreffend  Ge- 
werbegerichte, bestimmt  die  öffentliche  Be- 
kanntmachung einer  zu  stände  gekommenen 
Vereinbarung  und  hofft,  auf  diese  Weise 
einen  moralischen  Zwang  ausgeübt  zu 
haben,  indem  die  Begründung  erläuteit, 
dass  durch  äussere  Mittel  die  Anerkennung 
nicht  erzwungen  werden  könne.  Beim 
Schiedsspruch  aber  stellt  es  den  Parteien 
anheim,  sich  innerhalb  bestimmter  Frist 
darüber  zu  erklären,  ob  sie  sich  demselben 
unterwerfen  wollen.  Eine  Veröffentlichung 
des  Urteils  tritt  gleichwohl  unter  allen 
Umständen  ein,  um  wenigstens  auf  die 
öffentliche  Meinung  aufkläi*end  und  benihi- 
gend  einzuwirken.  Eine  Vollstreckbarkeit 
eföcheint  nach  der  Ansicht  der  Reichstags- 
kommission, die  über  den  Entwurf  zu  be- 
richten hatte,  sowolü  vom  juristischen  wie 
vom  sozialpolitischen  Standpunkte  aus  weder 
möglich  noch  wünschenswert.  Indes  offen- 
bart sich  hier  eine  unbegründete  Zurück- 
haltung des  Gesetzes.  Ist  einmal  überliaupt 
das  Einigungsverfahren  als  das  zweck- 
mässigste  anerkannt  und  wünscht  man  seine 
allgemeine  Anwendung  —  dann  soUte  man 
auch  nicht  davor  scheuen,  die  Konsequenz 
zu  ziehen  und  die  Erkenntnisse  gerichtlich 
durchführbai-  machen.  Anders  liegt  eben 
die  Gefahr,  dass  der  Einigungsversuch  ver- 
geblich war,  zu  nahe.  Hat  aber  erst  das 
Einigimgsarat  einigemal  das  Unglück  ge- 
habt, seine  Sprüche  nicht  befolgt  zu  sehen, 
so  ist  es  mit  seinem  Ansehen  ans.  Es 
mag  sein,  dass  jiu-istisch  die  Vollstreckbar- 
keit eines  nicht  durch  ein  oitlentliches  Ge- 
richt gefällten  Urteils  Schwierigkeiten  be- 
reitet, sozialpolitisch,  um  die  Wirksamkeit 
des  neuen  Instituts  zu  sichern,  ist  sie  un- 


bedingt erforderlich.  Stellt  man  es  in  das 
Belieben  der  Parteien,  ob  sie  sich  dem 
Urteilsspruche  unterwerfen  wollen  oder 
nicht,  so  hat  man  schlechtei*dings  keine 
Gewähr,  dass  eben  diejenige  Einigung, 
welche  den  Umständen  angemessen  er- 
scheint, wirklich  zur  Geltung  gelangt.  Die 
in  dieser  Beziehung  entwickelteren  eng- 
lischen Zustände  als  massgebend  für  deut- 
sche Verhältnisse  anzvmehmen,  scheint  nicht 
zidässig,  und  jedenfalls  ist  die  Arbitration 
Act  von  1872  keine  befriedigende  gesetz- 
geberische Schöpfung. 

Die  Zusammensetzung  des  Einigungs- 
amtes  richtet  sich  in  Deutschland  nach  den 
für  die  "Walü  der  Beisitzer  zum  Gewerbe - 
gericht  geltenden  Grundsätzen.  Aus  den 
von  Unternehmern  und  Arbeitern  gewählten 
Beisitzern  bestimmt  der  Voi-sitzende  die 
nach  seiner  Ansicht  passendsten  Älitglieder 
des  Einigungsamtes.  In  diesen  sind  mithin 
jedenfalls  die  beiden  ringenden  Parteien  re- 
präsentiert, der  Vorsitzende  selbst  aber, 
der  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeiter  sein 
darf,  steht  den  Interessen  der  Industrie, 
über  deren  Streitigkeiten  er  entscheiden 
■  soll,  völlig  fremd.  Unter  solchen  Umstän- 
i  den  drängt  sich  die  Befürchtung  auf,  dass 
die  Anordnungen  eines  derartigen  Einigungs- 
amtes  sich  nicht  bewähren  werden.  Be- 
züglich der  Beisitzer  gilt,  dass  die  über  die 
Gestaltung  des  zukünftigen  Arbeitsvertrages 
streitenden  Parteien  zu  Männern,  die  aus 
ilirer  eigenen  Wahl  hervorgegangen  sind, 
grösseres  Zutrauen  haben  werden  als  zu 
Richtern,  die,  wenn  auch  von  Genossen,  sf) 
doch  von  anderen,  ihren  besonderen  Inte- 
ressen fernstehenden  Arbeitern  gewählt 
sind.  Gewisse  Fachkenntnisse  werden  für 
die  Beurteilung  des  Falles  unentbehrlich 
sein;  es  lässt  sich  aber  nicht  erwarten, 
dass  Beisitzer  aus  dem  Berufe  der  Schnei- 
dergesellen oder  Schustergeseüen  die  Tarif- 
streitigkeiten der  Buchdrucker  vollkommen 
würdigen  werden.  Demgemäss  empfiehlt 
es  sich  mehr,  die  Beisitzer  aus  den  Kreisen 
der  zu  der  betreffenden  Industrie  gehören- 
den Unteniehmer  bezw.  der  Arbeitskammer 
oder  dem  Gewetkvereine,  die  innerhalb  der 
Industrie  vorhanden  sind,  zu  entnehmen. 
I  Gegen  die  Wahl  des  Vorsitzenden  des  Ge- 
werbegerichtes auch  zum  Pi-äses  des  Eini- 
gungsamtes muss  wiederum  bemerkt  wer- 
den, dass  bei  diesem  sich  leicht  ein  Mangel 
an  Fachkenntnissen  herausstellen  kann,  der 
den  Wert  der  Entscheidung  sehr  oft  be- 
einträchtigen wird.  Nicht  einmal  das  kann 
geltend  gemacht  werden ,  dass  die  er- 
schöpfende Feststellung  des  Thatbestandes 
diesen  Mangel  auszugleichen  im  stände  sein 
wird.  Denn  da  den  Beisitzern  nur  gestattet 
ist ,  mit  Vermittlung  des  Vorsitzenden 
Fragen   an   die   anwesenden  Vertreter   der 
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Parteien  zu  richten,  so  ist  der  Aufklärung 
aller  einschlä^gen  Punkte  eine  gewisse 
Grenze  gezogen.  Mitunter  mag  der  Um- 
stand, da^s  der  Vorsitzende  des  Gewerbe- 
pn-ichls  ein  Vertrauensmann  des  Magistrats 
oder  der  Gemeindebehönle  ist,  ihm  hinder- 
lich sein,  sich  das  gleiche  Ansehen  auch 
bei  den  streitenden  Parteien  zu  verschaffen. 
Demnach  erscheint  es  richtiger,  dass,  wie 
in  England,  die  Abgeonlneten  der  streiten- 
den Pai-teien  sich  selbst  ihren  Voi*sitzenden 
wählen. 

Die  Verbindung  des  (Tewerl)egeri(hts 
mit  dem  Einigimgsamte,  wie  si»?  das  (h^ut- 
Bche  Gesetz  vorschreibt,  kann  demnach 
nicht  gutgeheissen  werden.  Der  einzige 
dafür  anzuführende  Grund  wäiv,  dass  (Jie 
Anlehnung  der  Einigungsämter  an  eine  be- 
reits bewährte  Einriditung  ihren  leichteren 
Eingang  in  die  Industriewelt  verschaffen 
konnte.  Aber  die  Gewerl>egerichte  müssen 
sich  ihre  Stellung  selbst  erst  eningen.  Wo 
sie  bereits  eine  allseitig  anerkannte  Einrich- 
tung sind,  mag  die  Erweiterung  ihres  Auf- 
gabenkreises verheissungsvoll  sein.  Wo  sie 
dagegen  kaimi  iln^  Thätigkeit  begonn^^u 
haben  und  füi*  ihi-en  Ruf  noch  sorgen 
müssen,  kann  es  eher  Misstrauen  erwecken, 
wenn  zwei  so  verschiedene  Zwecke  von 
einer  Einrichtung  verfolgt  wenlen ,  und 
dazu  Veranlassung  bieten,  dass  keiner  der- 
selben voll  erreicht  winl. 

Die  Grundsätze,  bei  deren  Anwendung 
man  sich  eine  gedeililiche  Wirksamkeit  der 
Einigungsämter  vorzustellen  vennag,  ergeben 
sich  aus  den  vorstehenden  Betrachtungen 
von  selbst.  Die  Einigungsämter  müssen 
für  eine  einzelne  Industrie,  sei  es  gemeinde- 
oder  bezirksweise,  organisiert  weinlen.  Die 
Wahlen  müssen  aus  den  dieser  Industrie 
angehörenden  Personen  ergehen,  womöglich 
auf  Grundlage  vorhandener  Verbände,  ^^•ie 
Unteniehmervereine,  Arbeitskanunern ,  Ge- 
werkA'ereine ,  durchgeführt  wei-den.  Der 
Unparteiische,  von  den  Mitgliedern  des 
Einigimgsamtes  zu  wählen,  muss  eiji  in 
die  Interessen  der  fi-aglichen  Industrie 
vollkommen  eingeweihter  Mami  sein.  Das 
Verfahren  vor  dem  Einigungsamte  nuiss  ein 
freies  und  zwangloses  sein.  Die  Verein- 
barungen und  Schiedssprüche  müssen  ge- 
richtlich durchführbai'  sein.  — 

Litt6ratur:  Ausser  den  in  dem  Art.  nArheitsein- 
itellungenn  (oben  Bd,  I  S.  7'iS)  gegebenen  Xach- 
weisen:  Berichte  der  von  industriellen  und 
icirtgchaßli^hen  Vereinen  wich  England  entsen- 
deten Kommission  zur  Untersuchung  der  dortigen 
Arbeitsverhältnisse,   1890.     —     H,    CrompUntf 

.  Industrial  coneiliortion,  1876.  —  Gustav  Eber ty , 
GewerbegeH^hte  und  das  ge^cerbliche  Schiedsge- 
richtswesen, 1869  (S.-A.  aus  der  deutschen  Ge- 
meinde-Zeitung). —  Derselbe,  Denkschrift 
über  gewerbliche  Schiedsgerichte  als  Mittel  den 
Arbeitseinstellungen  zu  begegnen,  187 i.  —  itf.  v. 
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went ,  thc  problem  of  to-day,  Boston  1887, 
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MoriHseauJT,  Conseils  de  l'industrie  et  du  tra- 
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(ffwerbegericht  und  Kontraktbruch,  Berlin  1874- — 
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sei, Ludwig  Wolf,  Härtel,  Schulze,  Dan- 
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karitatives,  koliektivistisrhes  E.    8.  Das  E.  und 
die  Preise. 

1.  Begriff.  »Das  rohe  Einkommen  aller 
Einwohner  eines  Landes  umfasst«,  nach  Adam 
Smith,  »das  ^nze  jälirliche  Produkt  ihres 
Landes  und  ihrer  Arbeit;  das  reine  Ein- 
kommen jenen  Teil,  welcher  nach  Erhaltung 
des  Kapitals  erübrigt,  oder  welchen  sie,  ohne 
das  Kapital  zu  vermindern,  für  die  Konsum- 
tion ven-venden  können.«  Die  englische 
liberale  Nationalökonomie  war  von  dieser 
Grundlage  aus  zu  einseitigen  Resultaten  ge- 
langt, indem  sie  das  Einkommen  ganz  in 
der  Art  verstand,  wie  die  Buchhaltimg  einer 
kaufmännischen  oder  industriellen  Unter- 
nehmung den  Reingewinn  ermittelt.  Auf 
die  Yolkswirtschaft  angewandt,  führte  diese 
Theorie  sogar  zu  dem  Resultate,  die  Ge- 
samtsumme der  Arbeitslöhne  in  der  Volks- 
wirtschaft nur  als  einen  Teil  des  rohen, 
nicht  aber  des  reinen  Yolkseinkommens  an- 
zuerkennen. 

Die  deutsche  Litteratur  hat  diese  Ein- 
seitigkeit vermieden,  und  die  bis  auf  die  Ge- 
genwart hen^schend  gebliebene  Hermannsche, 
von  Sehmoller  ergänzte  und  vielleicht  über 
Gebühr  viel  bewimdei-te  Lehre  versteht  unter 
Einkommen  alle  Tauschgüter,  die  nach  voll- 
ständiger Herstellung  alles  Stamm  Vermögens 
innerhalb  des  Jahres  neu  erzeugt  und  dar- 
geboten werden  und  zur  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  der  Nation  dienen  mögen  (Her- 
mann), oder  die  Summe  der  wirtschaftlichen 
Güter,  die  ein  Subjekt  in  einer  gewissen  Zeit 
zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  ohne 
Schmälenmg  seines  Vermögens  verwenden 
kann  (SchmoUer). 

Etwas  anders  lautet  die  den  Kongress- 
verhandlungen im  Haag  zu  Grunde  gelegte 
Definition  Bruyn  Kops' :  valeur  acquise  pen- 
dant  un  espace  donne  dOduction  faite  de  la 
valeur  consomm^e  (ou  temporairement  perdue) 
pour  cette  acquisition. 

In  neuerer  Zeit  ist  ein  früher  als  selbst- 
verständlich vorausgesetztes  Merkmal  auch 
begrifflich  in  den  Vordergnmd  gestellt 
worden:  die  Wiederkehr,  die  regelmässige 
Wiederkehr  oder  die  Fähigkeit  der  Wieder- 
kehr der  das  Einkommen  bildenden  Ein- 
nahmen. Wie  Verfasser  an  anderer  Stelle 
gezei^  hat,  macht  dieser  Umstand  eine 
Revision  der  Einkommenslehre  notwendig, 
weü  dasjenige,  was  jemand  vernünftigerweise 
konsumieren  kann,  weder  immer  regelmässig 
wiederkehrend  ist  noch  auch  zu  sein  braucht, 
andererseits  keineswegs  alle  regelmässig 
wiederkehrenden  Einnahmen  konsumiert 
werden  dtirfen  (Ersatz  des  umlaufenden 
Kapitals).  Die  vom  Verfasser  in  dieser 
Richtung  gegebene  Anregung  hat  aber 
bisher  wenigstens  nur  dazu  geführt,  das 
Merkmal  der  Wiederkehr  teils  weniger  zu 
betonen,   teils  durch   die  Bezugnahme   auf 


»dauernde  Quellen«  oder  die  Wirtschafts- 
führung zu  ersetzen  (Neumann,  Lexis),  teils 
endlich  ganz  fallen  zu  lassen  (Schanz),  s.  aber 
auch  Plülippovich  §  116,  3. 

In  derselben  Richtung  wirken  auf  die 
Auffassung  des  Einkommens  die  Steuerge- 
setzgebungen ein,  welche  Einkommensteuern 
einführten  und  daher  die  theoretischen  De- 
finitionen benutzten,  aber  auch  weiter  bil- 
deten. Förmliche  Definitionen  des  Einkom- 
mens werden  häufig  vermieden,  doch  sagt 
die  sächsische  Einkommensteuer  vom  2.  Juli 
1878  §  25 :  Als  Einkommen  gilt  die  Summe 
aller  in  Geld  und  Geldeswert  bestehenden 
Einnahmen  abzüglich  der  auf  Erlangung, 
Sicherung  und  Erhaltung  dieser  Einnahmen 
verwandten  Ausgaben  sowie  etwaiger  Schuld- 
zinsen, auch  insofern  dkse  nicht  zu  den 
eben  bezeichneten  Ausgaben  gehören.  Ausser- 
ordentliche Einnahmen  durch  Erbschaft  und 
ähnliche  Erwerbungen  gelten  jedoch  nicht 
als  steuerpflichtiges  Einkommen,  sondern 
als  Vermehrung  des  Stammvennögens.  Ganz 
ähnlich  das  österreichische  G.  v.  25.  Oktober 
1896,  welches  jedoch  den  zweiten  Absatz 
anders  gefasst  hat:  »Ausserordentliche  Ein- 
nahmen aus  Erbschaften,  Lebenskapitals- 
versicherungen, Schenkungen  und  ähnlichen 
unentgeltliclien  Zuwendungen  gelten  nicht 
als  steuerpflichtiges  Einkommen.« 

In  diesem  Satze  ist  über  die  wichtigsten 
Einnahmen,  deren  Zurechnung  zum  Ein- 
kommen in  der  Theorie  streitig  ist,  ent- 
schieden: Lotteriegewinne  werden  hiernach 
dem  Einkommen  zugezählt,  Konjunkturen- 
gewinne mit  gewissen  Beschränkungen  eben- 
falls (vgl.  Schanz,  F.  A.  XIH,  1). 

2.  Einkommensperiode.  Es  gilt  im 
allgemeinen  als  selbstverständlich,  dass  von 
dem  Einkommen  eines  Jahres  gesprochen 
wird  (the  whole  annual  product  bei 
Smith);  indessen  ist  dies  doch  erst  eine 
Zusammenfassung  verschieden  periodischer 
Einnahmen,  um  eine  gemeinsame  Grundlage 
zu  finden.  Beispiele  kürzerer  Einkommens- 
perioden :  Tag-,Wochen-,Monatslohn,längerer : 
Einkommen  aus  dem  Erträgnisse  von  Wal- 
dungen. Die  einen  wie  die  anderen  Klle 
stellen  der  Haushaltsfühning  gar  nicht  leichte 
Aufgaben  und  ziehen  für  den  Verkehr  und 
die  Verwaltung  ihre  Folgen  nach  sich: 
z.  B.  Festsetzung  von  monatlichen  oder 
wöchentlichen  Mietzinsen,  wöchentliche  Ab- 
züge vom  Lohne  etc. 

8.  Individnaleinkoinmeii  ^  Yolksein- 
kommen.  Ein  Einkommen  wird,  wie  aus 
dem  bisher  Gesagten  schon  hervorgeht,  bo- 
wohl  in  Absicht  auf  einzelne  Wirtschafts-* 
subjekte  einscliliesslich  der  Kollektivpersonen 
(Individualeinkommen)  als  auch  mit 
Bezug  auf  die  Volkswirtschaft  als  Ganzes 
gesprochen  (Volkseinkommen).  Da 
eine   Reihe    von   Entstehimgsgründen   des 
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Individualeinkommens  (Schenkunp:,  Zinsen, 
Abgaben)  in  Bezug  auf  die  Volkswirtschaft 
als  Ganzes  nicht  vorkommen  und  umgekehrt 
(Exjiort-lmport),  da  sich  ferner  dieBeziehung 
zur  Konsumtion  liinsichtlich  einer  Be- 
völkerung wesentlich  andere  gestaltet  als 
hinsichtlich  eines  einzelnen  Wirtschafts- 
STibjekts,  so  giebt  diese  doppelte  Bedeutung 
des  Wortes  Anlass  zu  Welen  wissenscluift- 
lichen  Streitfragen. 

So  sind  einige  (Rodbertus,  Rossler)  der 
Meinung,  das  Volkseinkommen  sei  der 
bestimmte,  in  erster  Linie  festzustellende 
Begriff  und  das  Individualeinkommen  der 
abgeleitete,  während  die  herrschende  Lehi*e 
das  Individualeinkommen  als  den  eigentlichen 
Typus  ansieht  und  unter  Volkseinkommen 
teils  nur  eine  figürliche  Anwendung  des 
Begriffes,  teils  die  Summe  des  Indi\'idual- 
einkommens  versteht.  Eine  gewisse  An- 
knüpfung an  die  ältere,  mehr  das  Volksein- 
kommen betonende  Lehre  bilden  die  auf  dem 
Kongresse  im  Haag  (1869)  ohne  "Widerspruch 
anerkannten  und  in  neuerer  Zeit  namentlich 
von  Wagner  vorgetragenen  Sätze,  das  Volks- 
einkommen sei  gleich  dem  Reinertrage  der 
Volkswirtschaft  und  könne  nach  zwei  Me- 
thoden ermittelt  werden, 

1)  Durch  Summierung  der  Produkte 
unter  Abzug  der  Kosten  (reale  Methode). 

2)  Durch  Summierung  der  Individual- 
einkommen  (personale  Methode). 

Nach  des  Verfassers  an  anderem  Orte 
begründeter  Meinung  werden  gegenwärtig 
BD  viele  und  so  verscluedenartige  Wirtschafts- 
vorgänge mit  dem  Ausdruck  Einkommen 
bezeichnet,  dass  unter  Beibehaltung  des  be- 
stehenden Sprachgebrauches  eine  einheitliche 
Begriffsbestimmxmg  unmöglich  ist.  Insbe- 
sondere wird  das  Volkseinkommen  vom  In- 
dividualeinkommen und  von  der  Summe  der 
Individualeinkommen  zu  trennen  sein.  Unter 
dem  Volkseinkommen  werden  die  in  der 
Volkswirtschaft  zur  Produktion  und  Einfuhr 
gelangenden  Genussgüter  (unter  der  Voraus- 
setzung, dass  ihre  Reproduktion  gesichert 
ist)  zu  verstehen,  hinsichtlich  des  Einzel- 
einkommens wird  von  der  hergebrachten 
Definition  auszugehen  sein.^) 

Eine  vermittelnde  Stellung  unter  ffenauer 
Unterscheidung  der  „Summe  der  Individualein- 
kommen'', „der  Produktionssumme'*  und  der 
jfKonsnmtionssumme",  nimmt  neuestens  Lexis 
im  Art.  Volkseinkommen  im  Wörterbuch 
der  Volkswirtschaft  von  Elster  ein;  er  sucht 
möglichsten  Anschluss  an  die  klassische  Lehre. 


')  Gegenüber  manchen  kritischen  Bemer- 
kungen darf  ich  wohl  in  Erinnerung  bringen, 
dass  ich  auf  S.  103  meines  „Wesen  des  Ein- 
kommens'* geschrieben  habe,  es  sei  hinsichtlich 
des  Individualeinkommens  völlig  aussichtslos, 
aber  auch  gar  nicht  notwendig,  an  der  bisher 
fest  eingebürgerten  Auffassung  zu  rütteln. 


4.  Da8  E.  als  KonsamtionsfoDds.  Un- 
geachtet dieser  Meinungsverschiedenheiten 
besteht  darüber  kein  Zweifel,  dass  das  Ein- 
kommen für  die  Konsumtionsfähigkeit  des 
Wirtschaftssubjekts  von  hervormgendster 
Bedeutimg  sei,  wird  doch  das  Eiiikommen 
geradezu  als  Konsumtionsfonds  der  Wirt- 
schaftsperiode definiert.  Diese  Behauptimg 
ist  zwar  tibertrieben,  weil  zur  Konsumtion 
unter  Umständen  auch  das  Vermögen,  die 
Ergebnisse  des  Einkommens  früherer  Pe- 
rioden oder  zum  Einkommen  nicht  gehörige 
»unperiodischo«  Wirtschaftseingänge,  heran- 
gezogen werden  müssen  oder  dürfen  und 
andererseits  das  Einkommen  einer  Periode 
durchaus  nicht  immer  in  derselben  konsumiert 
werden  darf.  Allein  die  Vorstellung  bleibt 
doch  unbestreitbar  richtig,  dass  eine  dauernde 
Bedarfsbefriedigung,  d.  i.  ein  geordneter 
Wirtscliaftszustand  nur  dann  in  Aussicht 
steht,  wenn  den  periodisch  sich  wieder- 
holenden Bedilrf  nissen  ebensolche  Wirtschafts- 
eingänge, d.  i.  eben  Einkommen,  gegen- 
überstehen, durch  deren  Konsumtion  weder 
der  Vermögensstamm  noch  die  Erwerbs- 
fähigkeit der  Wirtschaft  und  damit  die 
künftige  Bedarfsbefriedigung  geschmälert 
wird.  In  diesem  Sinne  ist  die  Bildung  von 
Einkommen  eines  der  wichtigsten  Ziele  jeder 
geordneten  Wirtschaftsführung  und  das  vor- 
handene Einkommen  alleniings  in  erster 
Linie  die  Grundlage  für  die  Ausdehnung 
der  periodischen  Konsumtion  sowohl  des 
einzelnen  als  eines  ganzen  Volkes,  Die 
wichtigsten  Ausnalunen  von  dieser  Regel 
liegen  vor,  wenn  das  Einkommen  einer 
Periode  zur  Deckung  von  Verlusten,  Schulden, 
Schuldzinsen  früherer  Perioden  oder  zur 
Vorsorge  für  künftige  Perioden  durch 
Sparen,  Versicherung  u.  dgl.  verwendet 
werden  muss.  Solche  Vorsorge  wird  na- 
mentlich bei  Einkommen  notwendig,  welche 
nicht  regelmässig  fliessen  oder  deren  Auf- 
hören früher  als  der  Bedarf  wahrscheinlich 
ist  (namentlich  der  Arbeitslohn),  dann  auch, 
abgesehen  davon,  als  Fürsorge  für  künftig 
wachsende  Bedürfnisse,  endlich  fortwährend 
ausgleichend  infolge  der  ungleichen  Periodi- 
zität des  Einkommens  und  des  Bedarfs. 
Eine  wiciitige,  mit  der  sozialen  Frage  eng 
zusammenhängende  Streitfrage  ist  es,  inwie- 
fern das  »Spjiren«,  die  Nichtkonsumtion  von 
Einkommen  behufs  Kapitalanlage  und  Ver- 
grösserung  künftigen  Emkommens  —  in  Er- 
werbswirtschaften die  Verwendung  von  Be- 
triel)Süboi*s(*hüssen  als  Kapitalanlage  volks- 
wirtsoliaftlich  heilsam  sei.  Während  die 
klassisclie  Nationalökonomie  in  diesem  Punkte 
gar  keinen  Zweifel  hegte,  machen  einige 
neuere  Schriftsteller,  namentlich  Rodbertus, 
die  angeblich  übertriebene  Kapitalbildung  der 
besitzenden  Klassen  für  eine  Reihe  krank- 
liafter  Erscheinungen  der  modernen  Volks- 
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Wirtschaft,  namentli(-h  die  Krisen  verant- 
wortlich (s.  dort)  —  vgl.  dagegen  Giffen, 
Progi'ess  of  the  working  classes,  Journal  of 
the  Statistical  Societv  1883,  S.  612  ff.  Lerov 
Beaulieu,  Traite  d'E.  P.  1896. 

Da  die  Einkommen  demnach  für  die 
Nachfrage  nach  Konsumtionsgütern  in  erster 
Linie  entscheidend  sind,  so  ist  leicht  einzu- 
sehen, wie  die  Einkommensbildung  auf  die 
Produktion  zuriickwirkt.  Bei  günstiger  Ein- 
kommensbildung fördernd,  anspornend,  bei 
ungünstiger  erschlaffend.  Die  Verteilung 
der  Einkommen  reguliert  die  Art  der  Pro- 
dukte, indem  sie  bald  die  Produktion  der 
Konsumtionsgüter  der  breiten,  nicht  be- 
sitzenden Klassen ,  bald  die  der  Luxus- ; 
guter  der  Reichen  besonders  vorteilhaft  macht. 

5.  Die  ßildnng  des  E.  Der  Einkom- 
mensbildung dient  die  regelmässige  Wirt- 
schaftsführung zum  Zweck  des  Erwerbs, 
darunter  in  erster  Linie  die  Produktion, 
aber  auch  die  Begnlndung  und  Ausnützung 
gewisser  Rechtsverhältnisse. 

Der  in  der  Produktions-  oder  Erwerbs- 
wirtschaft erzielte  Ertrag,  als  eine  mehr 
oder  minder  regelmässige  Vermögensver- 
raehrung,  ist  in  erster  Linie  geeignet,  Ein- 
kommen der  beteiligten  Wirtschaftssubjekte 
zu  bilden.  Vom  Standpunkte  der  Volks- 
wirtschaft ist  die  Produktion  die  einzige 
Art  der  Einkommensbildung.  Vom  Stand- 
punkte der  Individual Wirtschaft  sind  der 
Produktion  andei*e  Erwerbsthätigkeiten  an 
die  Seite  zu  stellen,  als  Veranstaltung  von 
Spielen,  Spekulationen,  der  Einkommenser- 
werb diu-ch  Widmung,  aus  Versicherungs- 
kassen, auch  verdient  das  bestrittene  Ge- 
biet der  Darbietung  von  Dienstleistungen, 
endlich  die  Bildung  des  öffentlichen  Ein- 
kommens durch  Abgaben  eine  besondere 
Hervorhebung.  Vom  Standpunkte  der  Volks- 
wirtschaft handelt  es  sich  hier  nicht  um 
Bildung,  sondern  um  Verteilung  bereits  ge- 
bildeten Einkommens. 

Auf  Grund  besonderer  zu  diesem  Zwecke 
begründeter  Rechtsverhältnisse  erlangen  die 
Individualwirtschaften  Einkommen  im  Ar- 
beitslohn, Kapitalszins,  Pachtrente,  in  ge- 
wissem Sinne  auch  im  ünternehmereinkom- 
men,  ferner  auf  Grund  von  Hörigkeits-, 
ünterthänigkeits-,  Erbpacht-,  Erbzinsverhält- 
nissen, Versicherungsvertrilgen  und  der- 
gleichen. 

Von  hervorragender  Wichtigkeit  sind 
jene  Rechtsverhältnisse,  welche  (nach  der 
gangbaren  Auffassung)  die  Verteilung  des 
Erti-ags  der  Unternehmung  unter  die  Ar- 
beiter, Leihkapitalisten,  Grundbesitzer  und 
Unternehmer  regeln.  Es  sind  dies  bekannt- 
lich Verträge,  welche  den  Arbeitern, 
Leihkapitalisten  und  Grundl>esitzern  meist 
im  voraus  bestimmte  periodische  Zahlungen, 
Lohn,  Zins,  Rente  sichern,  während  die 


Unternehmer  den  gesamten  Produktionser- 
lös, der  nach  ihrer  Absicht  diese  ausbe- 
dungenen Einkommen  und  den  Kapitaler- 
satz übersteigen  soll,  für  sich  behalten  und 
in  dem  Ueberechusse  ihr  Unternehmerein- 
kommen finden.  Insofern  diese  Einkommen 
der  Arbeiter,  Kapitalisten  und  Grundbesitzer 
zu  dem  Produktionsertrage  in  keinem  rech- 
nungsmässigen  Verliältnisse  stehen  und 
thatsächlich  nicht  demselben  entnommen, 
sondern  aus  dem  Kapitale  des  Unterneh- 
mers »vorgestreckt«  werden,  ja  nicht  ein- 
mal das  Entstehen  eines  Produktionsertrages 
zur  rechtlichen  Voraussetzung  haben,  ist  es 
eigentlich  ungenau,  hier  von  einer  Vertei- 
lung des  Ertrags  zu  sprechen:  die  Aus- 
drucksweise ist  aber  allgemein  im  Gebrauch 
und  insofern  unbedenklich,  als  ja,  melu'ere 
Produktionsperioden  zusammengerechnet, 
denn  doch  der  Gesamtertrag  die  Grundlage 
der  Anteile  der  einzelnen  bildet.  Lohn, 
Zins  und  Rente  werden  daher  als  die  be- 
dungenen Entgelte  oder  Ertragsanteile  für 
die  Üeberlassung  der  einzelnen  Produktions- 
faktoren Arbeit,  Kapital  und  Boden  bezeich- 
net.   (Mithoff.) 

Die  von  Smith  begründete  Einkommens- 
lehre hat  die  genannten  Ausdrflcke  in  einem 
weiteren  Sinne  aufgefasst,  indem  sie  lehrte, 
dass  jeder  der  Ertragsfaktoren  Grund,  Ar- 
beit und  Kapital  einen  besonderen  Einkom- 
menszweig her\'orbringe :  Rente,  Lohn  und 
Profit.  Die  Unterscheidung  dos  Profits  in 
LeDikapitalzins  und  Uuternehmergewinn  ge- 
hört der  deutschen  Nationalökonomie  an. 

Dieser  weitere  Begriff  ist  der  theoreti- 
schen Nationalökonomie  insofern  erhalten 
geblieben,  als  unter  Lohn  der  gesamte  Au- 
teil menschlicher  Arbeit,  unter  Zins  der  ge- 
samte Anteil  der  Kapitalnutzung,  Reute 
jener  der  Bodennutzung  an  dem  Produk- 
tionsertrag  verstanden  wird,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  dieser  Anteil  gerade  in  dem  be- 
dungenen Lohne  etc.  zum  Ausdrucke 
kommt.  In  diesem  Sinne  wird  auch  dem 
Unternehmer,  wenn  er  selbst  arbeitet,  ein 
Lohn  für  sein  Kapital,  ein  Zins  etc.  zuge- 
schrieben (ursprünglicher  —  nicht  bedunge- 
ner Lohn,  Zins  etc.,  nach  Mithoff). 

Durch  die  Ausscheidung  dieser  im  Un- 
ternehmereinkommen enthaltenen  Löhne, 
Zinsen  etc.  bildet  sich  dann  als  Rest  der 
sogenannte  Unternehmergewinn  (Un- 
ternehmerverlust). Die  Lehre  von  den  Ein- 
kommonszweigen  Lohn,  Rente,  Zins,  Unter- 
nehmergewinn beruht  auf  der  eben  vorge- 
tragenen Unterscheidung.  In  neuester  Zeit 
ist  das  Problem  vom  Standpunkte  der  Weit- 
lehre  in  der  Art  behandelt  worden,  dass 
erforscht  wurde,  welcher  Wert  den  Nutzun- 
gen der  Produktionsfaktoren  in  Bezug  auf 
das  Produkt  zukomme  (Böhm-Bawerk,  Das 
Kapital,  Wieser,  Der  natürliche  Wert). 
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Der  Sozialismus  übt,  auf  der  bereits  von 
Smith  und  Ricardo  vorgetragenen  Lehre, 
dass  der  Wert  der  Gilt  er  a\if  der  Arbeit 
beruhe,. dass  die  Güter  nur  Arbeit  kosten, 
an  allen  Einkommenszweigen  mit  Ausnahme 
des  Arbeitsertrages  scharfe  Kritik,  die  sich 
bald  in  erster  Linie  gegen  den  Unter- 
nehmergewinn (Marx) ,  bald  gegen  die 
Grundrente  (Rodbertus,  George)  mit  An- 
klängen an  den  Physiokratismus  richten. 
Die  von  der  kanonischen  Lehre  aus  theolo- 
^schen  Gründen  einst  so  heftig  geführte 
Polemik  gegen  den  Kapitalzins  ist  vom 
Standpunkte  der  Sozialisten  in  zweite  Linie 
getreten,  da  diese  den  Leihkapitalzins  als 
vom  üntemehmergewinn  und  der  Grund- 
rente abhäng:ig  erke\inen.  Die  wissenschaft- 
liche Begründung  der  selbständigen  Wert- 
bildung der  Kapital-  und  Bodennutzungen 
enthält  keine  unmittelbai'e  Widerlegung  der 
sozialistischen  Kritik,  weil,  selbst  die  Be- 
wertung dieser  Nutzungen  als  erwiesen 
vorausgesetzt,  dadiu'ch  noch  nicht  die  Frage 
beantwortet  wird,  wanim  die  Entgelte  die- 
ser Werte  gerade  dem  Eigentümer  dieser 
Produktionselemente  und  nicht  der  Gemein- 
schaft der  Produzenten  oder  einer  anderen 
Gemeinschaft  zufallen. 

Alles  nähere  über  die  Einkommenszweigo 
s.  in  den  Artt.  Arbeitslohn  (oben  Bd.  1 
S.  863ff.),  Zins,  Grundrente  etc., 
ünt  ernehme rgewinn,  Sozialismus. 

Für  die  jpraktisc'he  Nationalökonomie  ist 
häufig  die  Gestaltung  einzelner  im  Leben 
häufig  vorkommender  Einkommensarten, 
welche  sich  aus  verschiedenen  der  oben 
aufgezählten  Einkommenszweige  zusammen- 
.setzen,  von  unmittelbarerer  Bedeutung  als  die 
Gestaltung  dieser  Zweige  im    allgemeinen. 

So  ist  die  Grundrente  im  theoretischen 
Sinne  sehr  selten  zu  beobachten.  Dagegen 
finden  wir  Pachtrenten,  Hausrenten  (aus 
Gnmdrente  und  Kapitali-ente  zusammenge- 
setzt) sowie  bei  den  verschiedenartigen 
Agrarverfassungen  mannigfache  Teilungen 
der  Grundrente  bei  Hörigen,  Erbpachten, 
Kolonats Verhältnissen,  Zehnten,  Grundsteuer. 
Ein  in  der  neuesten  Zeit  besonders  wich- 
tiges Beispiel  ist  die  Einkommensgestaltung 
des  mit  Hypotheken  belasteten  Grundeigen- 
tümers. 

Der  Arbeitslohn  nimmt  die  Aufmerksam- 
keit der  Gegenwart  in  erster  Linie  in  der 
Form  des  Lohns  des  gedungenen  gewerb- 
lichen und  bergmännischen  Hilfsarbeiters  in 
Anspruch,  während  die  Frage  des  Ijohnes 
der  landwirtschaftlichen  Hilfsarbeiter  noch 
weit  zurücksteht.  Andere  Klassen  des  Ar- 
beitslohns, jene  der  wissenschaftlich  gebil- 
deten Hilfsarbeiter  und  der  öffentlichen  Be- 
amten haben  eine  sehr  günstige  Gestaltung 
schon  seit  längerer  Zeit  emmgen,  ohne  je- 
doch  noch  weitere  Verbesserungen   auszu- 


schliessen.  In  neuerer  Zeit  wird  nament- 
lich von  Emil  Steinbach  auf  die  Unter- 
scheidung der  letzteren  Kategorieen  als 
»beruflicher  Einkommen«'  von  den  Einkom- 
men aus  »Erwerb«  wieder  grösseres  Ge- 
wicht gelogt.  Dies  steht  zum  Teil  mit 
älteren  kanonistischen  Lehren  im  Zusammen- 
liang.  Ebensowenig  wie  das  Arbeitsein- 
kommen ist  das  Emkommen  aus  Kapital- 
zinsen heute  mehr  ein  in  sozialer  Beziehung 
gleichartiges  Ganze.  Zinsen  aus  Hypothe- 
ken, Darlehen,  Sparkasseneinlagen,  kaufmän- 
nischem Kontokorrent,  Gescnäftseinlagen, 
öffentlichen  Schulden  mögen  als  die  Haupt- 
typen der  bestehenden  Verschiedenheiten 
angeführt  werden.  Auch  das  Unternehmer- 
einkommen endlich  kommt  unter  ganz  be- 
stimmten Formen  vor,  welche  von  den  ein- 
zelnen Ertragsfaktoren  in  sehr  ungleicher 
Weise  beeinflusst  sind.  Die  Einkommen 
des  Pächters,  des  kleinen  Bauern,  der  land- 
wirtschaftlichen L^nternehmer,  grosser  kauf- 
männischer Pachtungen,  der  kleinen  Ge- 
werbetreibenden, der  Fabrikanten,  der  De- 
taillisten, der  Kaufleute,  der  Transportun- 
ternehmungen bilden  in  sehr  vei-schiedeneni 
Masse  das  Entgelt  für  die  Arbeit,  die  Bo- 
den- und  Kapitalnutzung  des  Unternehmei*s. 
Namentlich  das  heute  im  Vordergrund  der 
Erörtening  stehende  Unternehmereinkom- 
men  der  Fabrikanten  enthält  ausser  dem 
Entgelt  der  Kapital-  imd  Bodennutzung  in 
der  weitaus  gi'C)ssten  Anzahl  der  Fälle  auch 
das  Entgelt  für  eine  vom  Unternehmer  ge- 
leistete Arbeit. 

Die  soziale  Frage  nimmt  in  jeder  K\d- 
tiu'epoche  von  bestimmten  dieser  Einkom- 
mensformen ihren  Ausgangspunkt ,  und 
gelangt  erst  von  da  aus  zu  den  allgemeine- 
ren Erwägungen,  die  eben  deshalb  so  häu- 
fig einseitig,  nur  historisch  und  i)Svcholo- 
gisch  verständlich  werden  (z.  B.  die  Theorie 
der  Physiokraten  zu  Gunsten  der  Bodenbe- 
bauer,  der  Sozialismus  zu  Gunsten  der  ge- 
werblichen Hilfsarbeiter). 

Tiefe  Einblicke  in  die  Volkswirtschaft 
ergeben  sich,  wenn  die  hier  besprochenen 
Einkommenszweige  in  der  ganzen  Volks- 
w^irtschaft  zusammengefasst  gedacht  wer- 
den: derartige  Zusammenfassungen  enthält 
z.  B.  der  Pniduit  net  der  Phvsiokraten,  der 
Lohn,  Zins  und  Profit  der  Klassiker,  das 
variable  Kapital  und  der  Mehrwert  Marx', 
der  notwendige  Lebensunterhalt  und  die 
Rente  Rodbertus'.  Auch  können  beliebige 
Unterabteilungen  gemacht  werden,  z.  B. 
die  Verteilung  des  gesamten  Bodenertrags 
unter  Eigentümer  und  Pächter  untersucht 
werden  etc. 

6.  E.,  Ertrag,  Yermöf^en,  Kapital. 
Die  herrschende  Lehre  stellt  den  Er- 
trag, als  das  Wirtschaftsergebnis  mit 
Beziehung   auf    die    Produktions-   und   Er- 
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werbsthatsaclien  (aiif  die  Objekte)  dem  E  i  n- 
k  0  m  m  e  n  als  dem  auf  die  Person  der  Empfän- 
ger (auf  die  Subjekte)  bezogenen  Wirtsehafts- 
ergebnisse  gegenüber.  Hiernach  wäre  das 
Einkommen  aus  Reinerträgen  gebildet  zu 
denken,  die  Unterscheidung  des  rohen  und 
reinen  Einkommens  im  hergebrachten  Sinne 
fällt  weg  (^Neumann,  Phüippo\dch,  Lexis; 
über  eine  andere  steuertechnische  Bedeutung 
8.  unten). 

Dagegen  wendet  Schanz  gewiss  mit  Recht 
ein,  dass  sich  durchaus  nicht  jedes  Ein- 
kommen als  Ertrag  oder  Ertragsteil  qualifi- 
zieren lasse.  (Pensionen,  Apanagen,  Almosen, 
Versicherungseinkommen.) 

Das  Verhältnis  des  Einkommens  zum 
Vermögen  ergiebt  sich  eigentlich  am  klarsten 
daraus,  dass  das  Einkommen  das  Resultat 
der  Summe  von  Gütereingängen  und  -aus- 
gängen  einer  bestimmten  Periode  darstellt, 
während  das  Vermögen  den  in  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  in  der  Verfügiiug  eines 
Subjekts  stehenden  Bestand  an  Gütern  be- 
zeicnnet,  gleichsam  einen  Durchschnitt,  ein 
Momentbild  des  lebendigen  Wirtschaftspro- 
zesses. 

Das  Vermögen  ist  jedoch  dadurch  in 
eine  nähere  Beziehung  zum  Einkommen  ge- 
setzt, als  die  Erhaltung  des  im  Beginn 
der  Einkommensperiode  vorhandenen  Ver- 
mögens vorausgesetzt  wird.  Insofern  es  sich 
dabei  um  Erträge  handelt,  fällt  diese  Frage 
mit  jener  der  Ertragsberechnung  und  Re- 
produktion des  Kapitals  zusammen.  Insofern 
Gebrauchsvermögen  in  Betracht  kommt, 
handelt  es  sich,  wenn  man  das  letztere  nicht 
auch  unter  Kapital  versteht,  um  einen 
analogen  Reproduktionsprozess. 

Die  anschauliche  Voratellung  von  der 
Frucht,  die  auf  dem  Baume  reift,  ist,  wie 
u.  a.  Petrazycki  so  schön  gezeigt  hat,  der 
Ausgangspunkt  aller  Ertragsberechnung. 
Längst  aber  hat  sich  gezeigt,  dass  der  Er- 
trag zum  Kapital  und  das  Einkommen  zum  Ver- 
mögen nicht  hinzutritt  wie  die  Frucht  zum 
Baume,  sondern  dass  ein  verwickelter  Pro- 
zess  den  Ersatz  des  Kapitals  aus  den  Ge- 
samteinnahmen sichern  muss.  Das  Kapital 
ist  uns  so  zu  einer,  die  im  Laufe  der  Zeit 
immer  wieder  erneuten  Kapitalsteile  zu- 
sammenfassenden Vorstellung  gewoiden, 
welcher  der  Ertrag  als  die  Reihe  der  ein- 
zelnen Ueberschtisse  gegenübersteht. 

Die  Unterscheidung  des  Reinertrags  vom 
Kapitalersatz,  des  Einkommens  vom  Ver- 
mögensersatz, löst  sich  sozusagen  in  einen 
Rangstreit  auf,  welche  Verwendungen  der 
Einnahmen  dem  wirtschaftlichen  Gebot  der 
Kapitals-  (Vermögens-)  erhaltung  unterliegen 
und  welche  der  freien  Entschliessung  des 
Wirtschafters  anheimgestellt  bleiben.  Die 
ersteren  gehören  zu  den  Thatsachen  der 
Ertrags-  (Einkommens-)  bildung,  die  letz- 


teren ziu*  Ertrags-  oder  Einkommensvjer- 
wendung.  Mit  dem  Fortschritt  der  wirt- 
schaftlichei;  Gesittung,  die  immer  längere 
Zeiträume  in  den  Bereich  ihrer  Thätigkeit 
zieht,  wird  diese  Grenze  zu  Ungunsten  der 
Einkommensverwendung  verschoben  (s.  die 
Berücksichtigung  der  »durch  eine  gute 
Wirtschaft  gebotenen  Verbesserungen,  der 
Lebensversicherungsprämien,Abschreibungea 
etc.«  in  den  neueren  Steuergesetzen). 

7.  Arten  des  E.  a)  Als  Geldein- 
kommen oder  Naturaleinkommen  wird 
das  Einkommen  bezeichnet,  je  nachdem 
es  sich  aus  Geldeinnahmen  oder  anderen 
Gütereingängen  zusammensetzt.  Wirkliche 
Naturaleinkommen  beziehungsweise  naturale 
Bestandteile  des  Einkommens  liegen  vor, 
wo  den  Wirtschaftssubjekten  unmittelbare 
Gebrauchsgrlter  zukommen,  z.  B.  die  mannig- 
faltigen Naturaleingänge  an  Verzehrungs- 
gegenständen bei  Landwirten  j  Naturallohn 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  der  Ge- 
sellen,WohnungenderDienstboten,Pfründner, 
Deputate,  Naturalwohnungen  etc. 

Die  Frage,  inwiefern  andere  Güterein- 
gänge, Arbeitsleistungen,  Bezug  von  Roh- 
stoffen, Abgaben  u.  dgl.,  namentlich  aber 
die  mannigfaltigen  Gütereingänge,  aus  denen 
sich  der  Ertrag  von  Unternehmungen 
zusammensetzt,  als  Einkommen  st  eile 
anzusehen  seien,  ist  bisher  von  der  Theorie 
wenig  beachtet.  Wertvermehrungen  der 
Gnmdstücke,  Gebäude,  der  Wertpapiere 
werden  im  Sinne  der  kaufmännischen  Bi- 
lanzen als  Teile  des  Reingewinnes  berechnet; 
dem  Einkommen  sollten  derartige  Vermögens- 
vermehrungen nicht  beigezählt  werden.  Die 
Steuergesetzgebungen  beginnen  hier  indivi- 
dualisierend zu  unterscheiden.  (Vgl.  des 
Verfassers  »Wesen  des  Einkommens«  §§  6 
und  7,  wo  auch  hinsichtlich  der  Güter- 
nutzungen Zweifel  geäussert  und  begründet 
werden.) 

Wenn  von  Einkommen  schlechthin  die 
Rede  ist,  wii*d  meist  der  Geldwert  des 
gesamten  Einkommens  .  verstanden.  Ganz 
besonders  hat  sich  die  Steuergesetzgebimg 
damit  zu  beschäftigen,  inwiefern  Isatiu^- 
einnahmen  dem  Einkommen  zugerechnet  und 
in  Gelde  angeschlagen  werden  sollen.  Hier 
sind  zum  Teü  andere  Gesichtspunkte  als  die 
bloss  volkswirtschaftlichen  massgebend. 

b)  Eine  in  der  Litteratur  viel  besprochene 
Einteilung  ist  jene  bereits  von  Smith  auf- 
gestellte in  rohes  und  reines  Einkommen, 
wo  rohes  Einkommen  die  Eingänge  ohne 
Abzug  der  darauf  verwendeten  Ausgaben 
bezeichnen  soll.  Nachdem  die  in  diesem 
Smne  von  Ricardo  vom  Standpunkte  der 
Unternehmer  aufgestellte  Behauptung,  dass 
das  Ar!)eitseinkommen  überhaupt  nur  ein 
Bestandteil  des  Roheinkommens  der  Nation 
sei,  viel  Widerspruch  erregt  hatte,  hat  die 
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neuere  Theorie  diese  Unterscheidung  ganz 
fallen  gelassen,  da  sie  sich  nur  auf  Ei-träge, 
nicht  auf  das  Einkommen  beziehe,  welches 
sich  vielmehr  aus  den  Reinerträgen  bilde. 
In  der  Steuergesetzgebung  wird  der  Aus- 
druck reines  Einkommen  häufig  angewendet, 
um  das  Einkommen  nach  Abzug  gewisser 
Ausgaben  für  Schuldzinsen,  gesetzliche  Ver- 
sicherungsbeiträge ,  Erhebungskosten  etc., 
welche  von  der  Steuerpüicht  ausgenommen 
sind,  zu  bezeichnen.  Verfasser  hält  diese  Aus- 
drucksweise auch  theoretisch  für  brauchbar. 
D.  Baxter  nennt  rohes  Volkseinkommen 
die  Summe  der  Einzeleinkommen,  reines 
Einkommen  den  Rest  nach  Abzug  der  ab- 
geleiteten Einkommen.  Der  Haager  Kongress 
war  der  Meinung,  dass  die  Unterscheidung 
auf  das  Volkseinkommen  überhaupt  nicht 
anwendbar  sei. 

c)  Im  Anschlüsse  an  die  Ricardosche 
Lehre  und  mit  besonderer  Beziehung  auf 
das  Steuerwesen,  für  welches  die  sogenannte 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  auf 
diese  Art  begründet  werden  sollte,  wurde 
wohl  auch  gelehrt,  nur  jener  Teil  des  Ein- 
kommens sei  reines  Emkommen,  welches 
nach  Abzug  des  notwendigen  Lebensunter- 
halts (des  Arbeiters)  erübrigt,  weü  die  Er- 
haltung der  Arbeitsfähigkeit  die  Voraus- 
setzung für  die  Fortdauer  des  Einkommens 
sei.  Wiewohl  diese  Theorie  gänzlich  wider- 
legt wurde,  ist  doch  die  Unterscheidung 
des  für  den  notwendigen  Lebensunterhalt 
erforderlichen  Teiles  des  Einkommens  und 
des  übrigen  aufrecht  erhalten  und  das 
letztere  mit  dem  Namen  freies  Einkom- 
men bezeichnet  worden.  Rodbertus  hat  diese 
Unterscheidung  auf  das  Volkseinkommen 
angewandt  und  so  den  Begriff  der  Rente 
erlangt, 

d)  Unter  fundiertem  Emkommen  wird 
ein  aus  Vermögensbesitz  fliessendes  Ein- 
kommen im  Gegensatze  zu  dem  hauptsächlich 
aus  Arbeitslohn  bestehenden,  nicht  fun- 
dierten Einkommen  verstanden.  Die  meist 
längere  Dauer  des  fimdierten  Einkommens 
sowie  die  grössere  Sicherheit  der  Wirtschaft, 
die  eben  aus  dem  Vermögensbesitze  hervor- 
geht, bewirken  eine  wesentlich  verschiedene 
wirtschaftliche  Lage  der  Einkommenssub- 
jekte bei  gleich  grossem  Einkommen,  wo- 
diu-ch  die  Forderung  der  stärkeren  Be- 
steuerung des  fimdierten  Einkoramens  be- 
gründet wird.  Die  ganze  Unterscheidung 
ist  wesentlich  von  der  Steuerlehre  ausgebildet, 
welche  insbesondere  den  Fortbestand  der 
Ertragssteuem  auch  durch  diese  Erwägung 
zu  rechtfertigen  sucht. 

e)  UrsprünglicheB  Einkommen  soll 
jenes  sein,  welches  der  Empfänger  durch 
Teilnahme  an  der  Produktion  veriient  hat, 
abgeleitetes  jenes,  welches  er  ohne  eine 
solche  Teilnahme  bezieht.     Als  Teilnahme 
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an  der  Produktion  wird  dabei  Arbeit,  Ueber- 
lassung  von  Kapital  und  Grundstücken  und 
die  Untemehmerstellung  verstanden.  Die 
Streitfrage,  ob  persönliche  Dienstleistimgen 
Produkte  seien,  spielt  hier  insofern  mit,  als 
jene,  welche  dies  leugnen,  alle  Einkommen 
der  persönliche  Dienste  leistenden  Personen, 
Aerzte,  Advokaten,  Künstler,  Beamte,  als 
abgeleitete  betrachten  müssen.  Die 
Kontroverse  galt  bei  der  herrschenden  Lehre 
als  erledigt,  ist  aber  mit  Bücksicht  auf  den 
fortdauernden  Widerspruch  des  Sozialismus 
neuestens  wieder  aufgenommen  worden.  Vgl. 
auch  Lexis  im  Art.  Volkseinkommen 
a.  a.  0.,  wo  wieder  eine  neue  Auffassung 
des  abgeleiteten  Einkommens  vertreten  wird ; 
so  sollen  u.  a.  die  Wohnungsmieten  zum 
abgeleiteten  Einkommen  gehören.  —  M.  E. 
unrichtig. 

[In  einem  anderen  Sinne  bezeichnet 
Hermann  als  ursprüngliches  Einkommen  die 
Arbeitsleistungen,  Nutzungen  derVermögens- 
stücke  des  Einkommenempfängers  selbst,  im 
Gegen satze  zu  den  dafür  im  Tauschwege 
empfangenen  Entgelten.] 

Die  wichtigste  Folgerung  aus  dieser 
Unterscheidung  besteht  darin,  dass  bei  der 
Summierung  der  Einzeleinkommen  zum 
Volkseinkommen  die  abgeleiteten  Einkommen, 
»um  Doppelzählungen  zu  vermeiden«,  ab- 
gerechnet werden  müssen.  Die  Sunune  der 
Einzeleinkommen  soll  nämlich  soviel  be- 
tragen als  das  Produkt  dieses  Jahres; 
würden  nun  in  der  Summe  der  Einzelein- 
kommen Einkommen  gezählt,  die  im  Produkt 
keinen  Gegenwert  haben,  so  wtirde  die 
Summe  der  Einzeleinkommen  natürlich  um 
diesen  Betrag  grösser  ausfallen  als  das 
aus  dem  Produkte  ermittelte  Volksein- 
kommen. 

f)  Eine  besondere  Art  des  Einkommens 
ist  das  öffentliohe  Einkommien,  d.  i.  das 
Einkommen  der  Staaten,  Staatenverbindungen 
und  der  übrigen  öffentlichen  Körper  und 
Fonds,  zuweilen  auch  einschliesslich  des  Stif- 
tungseinkonmiens.  Das  Volkseinkommen 
wird  bald  einschliesslich  der  öffentlichen 
Einkommen  verstanden,  bald  denselben  oder 
einzelnen  derselben,  insbesondere  dem  Staats- 
einkoramen  gegenübergestellt,  das  letztere 
namentlich  dann,  wenn  von  der  Belastung 
des  Volkseinkommens  dim^h  die  Steuern  die 
Rede  ist. 

Uebrigens  kommt  der  Ausdruck  öffent- 
liches Einkommen,  welcher  namentlich  zur 
Zeit  der  grösseren  Wichtigkeit  des  Domänen- 
wesens allgemein  gang  und  gäbe  war,  als 
finanzwissenschaftlicher  Kimstausdruck  mehr 
und  mehr  ausser  Gebrauch.  Zahlreiche  Er- 
örterungen, die  dem  Wesen  nach  das  Ein- 
kommen betreffen,  werden  jetzt  an  die  Aus- 
drücke ordentliche  und  ausserordentliche 
Staatseinnahmen    angeschlossen,    denen    in 
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den  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Staatsbedarfen  bereits  genauere  Unterschei- 
dungen der  Bedürfnisse  namentlich  hin- 
sichtlich ihrer  Periodizität  gegenüberstehen, 
als  in  Bezug  auf  die  Bedürfnisse  der  Privat- 
wirtschaften, bei  denen  doch  dieselben  Unter- 
schiede vorkommen,  gemacht  werden.  [Vgl. 
Schäffle.  Zur  Theorie  der  Deckung  des 
Staatsbedarfs  (Z.  S.,  St.W.  1883,  1884).] 

In  der  Steuerstatistik,  z.  B.  in  der  eng- 
lischen Incometax  Seh.  D.,  und  in  den 
sächsischen  und  italienischen  Einkommen- 
steuern kommt  die  Unterscheidung  der  Ein- 
kommen physischer  Personen  und  moralischer 
Personen  vor,  wo  dann  die  letzteren  nicht 
nur  die  öffentlichen  Einkommen,  sondern 
auch  die  Einkommen  der  Aktiengesellschaften, 
Genossenschaften,  liegenden  Erbschaften  etc. 
umfassen. 

g)  Endlich  wird  den  drei  sogenannten 
Wirtschaftssystemen  entsprechend  privat- 
wirtsohaftliohes  Einkommen^Widiniiiigs- 
einkommen  und  kollektivistisclies  Ein- 
kommen unterschieden,  wobei  die  Motive 
der  Geschäfte  massgebend  sind,  aus  denen 
die  Einnahmen  fliessen.  Individualeinkom- 
men, Stiftungseinkommen  und  Einkommen 
der  öffentlichen  Körper  fallen  mit  dieser 
Einteilung  keineswegs  zusammen,  da  Indi- 
vidualeinkommen ausser  dem  privatwirt- 
schaftlichen häufig  Widmungseinkommen 
und  bei  Feudalverfassungeu  auch  kollekti- 
vistisches Einkommen,  Stiftungen  sehr  häufig 
privatwirtschaftliches,  zuweilen  kollektivisti- 
sches und  die  öffentlichen  Körper  ebenfalls 
alle  drei  Arten  des  Einkommens  beziehen. 
(Vgl.  Gross,  Wirtschaftsformen  und  Wirt- 
schaftsprincipien .) 

8.  Das  E.  nnd  die  Preise.  Die  Ein- 
kommensbildung steht  in  mehrfacher  Be- 
ziehung mit  der  Preisbildung  im  Zusammen- 
hange, sie  ist  sowohl  von  ihr  bedingt  als 
sie  bedingend.  Die  Einkommensbildung  ist 
das  Resultat  von  Preisbildungen,  insofern 
sich  die  Einkommen  aus  dem  Produktions- 
erlös bilden;  so  gebildete  Einkommen  ver- 
ändern sich  daher  im  gleichen  Sinne  mit 
den  Produktenpreisen  und  im  entgegen- 
gesetzten Sinne  mit  den  Kostenpreisen. 
Arbeitslohn,  Kapitalzins  und  Pachtzins  (Miet- 
zins) können  selbst  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  Preise  von  Nutzungen  betrachtet 
werden ,  diese  »Preise«  bilden  also  zum  Teil 
selbst  Einkommen,  zum  Teil  sind  sie  Aus- 
gabeposten für  andere  Einkommen  (der  Unter- 
nehmer). 

Die  Preise  der  Yerzehrungsgegenstände 
sind  für  die  reale  Grösse  des  Einkommens, 
d.  h.  für  das  Mass  der  dadurch  gewährten 
Bedarfsbefriedigimg  entscheidend,  wie  schon 
oben  dargestellt  wurde. 

Andererseits  ist  das  Einkommen  selbst 
der  wesentlichste  Massstab   für  die  Kauf- 


kraft der  Einkommenssubjekte  an  G^nuss- 
gütern.  Veränderungen  des  Einkommens 
verändern  daher  die  Nachfrage  und  die 
Preise  der  Genussgüter:  bei  Yerkleinerung 
des  Einkommens  werden  zunächst  die  ent- 
behrlichen Güter  am  Preise  einbüssen,  bei 
Vergrössenmg  des  Einkommens  die  Preise 
der  bisherigen  Luxusartikel  und  später  auch 
der  Lebensmittel  steigen.  Die  Vermehrung 
des  Einkoramens  durdi  die  Vermehrung  der 
Bevölkerung  steigert  die  Preise  der  not- 
wendigen Lebensmittel. 

Besonders  verwickelte  Preisverschiebun- 
gen kann  eine  veränderte  Verteilung  des 
Volkseinkommens  hervorrufen,  wenn  sich 
bei  einigen  Volksklassen  Verarmung,  bei 
anderen  Bereicherung  zeigt,  indem  dann  die 
bisher  allgemein  verbreiteten  Genussgüter 
der  Unbemittelten  im  Preise  fallen  oder 
ihren  Absatz  ganz  verlieren,  während  Luxus- 
artikel der  Reichen  noch  fortwährend  im 
Preise  steigen. 

Die  Preisveränderungen  an  den  fertigen 
Produkten  wirken  dann  natürlich  auf  die 
Produktionsmittel  etc.  zurück. 

Die  Preise  der  letzteren  sowie  der  Ka- 
pitalnutzung werden  aber  auch  noch  wesent- 
lich beeinflusst  durch  die  gemachten  Er- 
g)arungen  oder  richtiger  durch  neu  gebildete 
Kapitalien,  da  diese  eine  Nachfrage  und 
somit  Tendenz  zur  Erhöhung  der  Preise  der 
Produktionsmittel  bedeuten,  während  die 
Kaufkraft  der  Einkommen  für  Genussgüter 
um  die  ersparten  Beträge  geringer  ausfällt. 
Nach  der  Theorie  Rodbertus'  ist  die  be- 
stehende Einkommensbildung,  welche  den 
Arbeitern  einen  relativ  immer  kleineren  Teil 
des  Volkseinkommens  zuweist,  während  die 
besitzenden  Klassen  den  ihnen  zufallenden 
Anteil  an  »der  Rente«  nicht  konsumieren 
wollen  und  können,  sondern  zur  Kapitals- 
vermehrung verwenden,  die  Ursache  der  so 
sehr  beklagten,  sich  stets  wiederholenden 
Störungen  der  Preisbildung  der  (industriellen) 
Produkte,  welche  in  den  Krisen  zum  Aus- 
druck kommt. 

Litteratar :  QT.  unten  S.  3791,80. 

Robert  Meyer, 
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Statistik  des  E.  und  der  Einkom- 
menSTerteilung« 

1.  Das  Einzeleinkommen.  a)  Individuelle 
nnd  statistische  Beobachtung  desselben ;  b)  sein 
Ausdruck  im  Gelde  und  die  erforderlichen  Kor- 
rekturen. 2.  Das  Volkseinkommen,  a)  die  reale 
Methode;  b)  die  personale  Methode;  c)  die  ge- 
mischte Methode  der  Berechnung;  d)  die  relative 
Grösse  des  E.;  e)  Kritik  der  Methoden  nnd 
wahre  Bedeutung  derselben,  Vergleichbarkeit 
der  Resultate.  3.  Die  Einkommensverteilung. 
a)  Allgemeines ;  b)  die  behaupteten  Verteilungs- 
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tendenzen  in  der  Gegenwart;  c)  Julius  Wolf 
über  die  Einkommensverteilung ;  d)  die  neueste 
Entwickelung  hauptsächlich  in  Preussen  und 
Sachsen :  e)  vergleichende  Statistik ;  f)  Resultate. 
4.  Die  Ergänzung  der  Einkommensstatistik  durch 
andere  Zweige  aer  Statistik;  die  Symptomatik. 

1.  Das  Einzeleinkommen.  a)  Indivi- 
duelle UBd  statistisohe  Beobachtung 
desselben.  Zur  Beobachtung  und  Fest- 
stellung des  Einkommens  sind  in  erster 
Linie  die  Einkommenssubjekte  selbst  berufen. 
Die  Erfahrung  zeigt  jedoch,  dass  verhältnis- 
mässig wenige  selbst  in  den  fortgeschritten- 
sten Staaten  im  stände  sind,  ihr  Einkommen 
genau  zu  beziffern,  teils  weil  sie  überhaupt 
keine  oder  keine  genügenden  Aufzeichnungen, 
die  erste  Gnmdlage  der  Einkommensberech- 
nung führen,  teils  weil  sie  weder  Lust  noch 
Yerständnis  haben,  aus  ihren  Aufschreibimgen 
die  erforderlichen,  wie  aus  dem  Voran- 
gegangenen hervorgeht,  oft  ziemlich  ver- 
wickelten Berechnungen  und  Zusanmien- 
stellungen  anzufertigen.  Für  gewisse  Be- 
ziehungen vermögen  die  Angaben  anderer 
Personen  einen  teilweisen,  jedoch  niemals 
vollständigen  Ersatz  zu  liefern ,  z.  B.  Lohn- 
listen der  Unternehmer,  Kassenausweise  der 
Regierungen  über  die  Beamtengehalte,  die 
Aufzeichnungen  der  Schuldner  über  bezahlte 
Zinsen  u.  dgl.  Noch  viel  schwieriger 
als  die  individuelle  Beobachtung  des 
Einkommens  ist  aber  die  Massenbeobachtung 
desselben.  Als  selbständige  statistische 
Operation  ist  dieselbe  wohl  nie  vorgekommen 
und  wird  auch  kaum  je  dui^chführbar  sein. 

Um  so  eingehender  hat  sich  die  Steuer- 
verwaltung dieser  Aufgabe  unterzogen.  Wenn 
von  älteren  Wirtschaftszuständen,  wo  Grund-, 
Häusersteuern  etc.  ähnlich  wie  Einkommen- 
steuern fungierten,  abgesehen  wird,  so  kom- 
men hier  nur  noch  die  eigentlichen  Ein- 
kommensteuern in  Betracht.  Steht  hier  der 
Verlässlichkeit  der  Erhebung  die  Unfäliig- 
keit  und  der  Widerwillen  der  Steuerträger, 
den  wahren  Stand  ihres  Einkommens  be- 
kannt zu  machen,  entgeg«>n,  so  ist  anderer- 
seits gerade  deswegen  das  Yerfahren  ge- 
setzlich sorgfältig  geregelt  und  mit  mancher- 
lei Sanktionen  umgeben,  so  dass  die  Er- 
gebnisse, hinsichtlich  der  Möglichkeit,  die 
Methode  der  Beobachtung  zu  prüfen,  manchen 
anderen  statistischen  Beobachtungen  über- 
legen sind.  In  Sachsen  hat  man  sogar 
einen  vorteilhaften  Einfluss  der  Einkommen- 
steuer auf  die  Buchfühnmg  der  Landwirte 
bemerkt. 

Für  die  Erhebung  des  Einkommens 
kommen  hier  bekanntlich  die  Methode  des 
Bekenntnisses,  welche  sich  in  erster 
Linie  an  die  Mitteilung  der  Steuerpflichtigen 
selbst  als  der  Sachkundigsten  wendet,  und 
jene  der  Einschätzung  in  Frage;  meist 
werden  beide  in  Verbindimg  mit  einander 


angewandt  Vgl.  hierüber  näheres  im  Art. 
Steuerwesen. 

Diese  von  den  Steuerverwaltungen  ge- 
lieferten Resultate  sind  heute  bei  weitem 
die  wichtigsten  imd  erschöpfendsten  Angaben 
über  individuelle  Einkommen.  Sie  sind  aber 
in  mehrfacher  Beziehimg  lückenhaft  und  er- 
gänzimgsbedürftig. 

Vor  allem  ist  das  Einschätzungsverfahren 
auch  in  den  fortgeschrittensten  Gesetz- 
gebimgen  meist  noch  weit  entfernt  davon, 
absolute  Genauigkeit  auch  nur  annähernd 
zu  verbürgen.  A.  Samter  hat  1873  in  Preussen 
50  ^/o  zurechnen  zu  müssen  geglaubt  Wagner 
hält  sogar  nach  dem  neuen  Gesetz  eine 
Korrektur  um  lO^/o  noch  für  zu  niedrig. 
D.  Baxter  bringt  an  den  Resultaten  der 
englischen  Abschätzimg  der  industriellen 
Einkommen  (Sched.  D)  eine  Korrektm:  von 
16  ^!o  an.  Nach  Schippel  soll  aber  die  eng- 
lische Einkommenschätzung  in  allen  Zweigen 
hinter  der  Wahrheit  um  mehr  als  die  Hälfte 
zurückbleiben.  Besonders  schlecht  steht  es 
nut  der  allerdings  übermässig  hohen  (13,2, 
jetzt  20®/o)  italienischen  Imposta  suUa 
richezza  mobile,  da  hier  nach  amtlichen  Mit- 
teilungen des  Ministers  im  Jahre  1877  das 
durchschnittliche  Einkommen  eines  Advoka- 
ten auf  750  Lire,  eines  Arztes  auf  398 
Lire,  eines  Notars  auf  537  Lire  geschätzt  ist. 

Andererseits  ist  der  Umfang  und  die 
Methode  dieser  zu  Steuerzwecken  statt- 
findenden Erhebungen  durch  die  Steuer- 
zwecke bestimmt  und  entspricht  daher  meist 
nur  teilweise  den  Gesichtspunkten  der  Sta- 
tistik. Neben  anderen  Steuerbefreiungen 
besteht  bei  den  Einkommensteuern  meist 
ein  steuerfreies  Existenzminimum,  wodurch 
zahlreiche  Einkommen  aus  der  Erhebimg  aus- 
scheiden, eineLücke,  die  dann  durch  Schätzung 
insbesondere  mit  HDfe  der  Lohnstalistik 
ergänzt  wenlen  muss. 

So  in  Preussen,  Grossbritannien,  dagegen 
vollständige  Einschätzung  in  Sachsen. 

Manche  Einkommensteuern  erheben  das 
Einkommen  nach  gewissen  Einkommens- 
zweigen oder  scheiden  einzelne  Zweige  aus, 
so  die  englische  Incometax  und  die  italienische 
Imposta  sulla  richezza  mobile. 

Durch  diese  Eigentümlichkeiten  wird 
namentlich  die  Vergleichbarkeit  der  aus  den 
Einkommensstatistiken  der  Steuerverwaltun- 
gen gewonnenen  Ergebnisse  oft  sehr  er- 
schwert, 8.  unten. 

Günstiger  als  mit  der  Einkommenssta- 
tistik im  allgemeinen  steht  es  mit  der  Star- 
tistik  einzelner  Einkommenszweige.  So  lassen 
z.  B.  die  Beamtengehalte  eine  sehr  verlässliche 
statistische  Erhebung  zu  und  haben  dieselbe 
auch  vielfach  gefunden. 

Auch  Pachtrenten,  Hauszinse,  Zinsen  der 
Staatsschidden ,  der  Sparkasseneinlagen  u. 
a.    werden     teils    zu    Zwecken    der    Be- 
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Steuerung,  teils  zu  rein  statistischen  Zwecken 
erhoben  und  liefern  so  wichtige  Ergänzungen 
oder  teilweisen  Einsatz  einer  eigentlichen 
Einkommensstatistik  dann  nämlich,  wenn  die 
erhobene  Einkommensart  häufig  ohne  Yer- 
mischung  mit  anderen  Zweigen  vorkommt. 
Hinsichtlich  der  Lohnstatistik  s.  Art.  Ar- 
beitslohn (Statistik)  oben  Bd.  I  S.  885  ff. 

b)  Der  Ausdruok  des  Emkommens 
im  Gelde  und  die  erforderlichen  Kor- 
rekturen. Der  uns  geläufigste  imd  in 
der  Gegenwart  auch  von  der  Steuerge- 
setzgebung der  dvilisierteu  Ijänder  aus- 
schliesslich angenommene  Grössenausdruck 
ist  der  Geldbetrag  des  Einkommens,  wobei 
die  naturalen  Bestandteile  in  Geld  ange- 
schlagen werden. 

In  früheren  Wirtschaftsepochen  war  auch 
für  Steuerzwecke  der  Einkommensanschlag 
in  der  Hauptfrucht  des  Landgutes  nichts 
Seltenes.  Auch  heute  noch  fiüirt  die  aus- 
schliessliche Berücksichtigung  des  Geldan- 
schlags zu  mannigfaltigen  Irrtümern.  Bei 
herrschender  Naturalwirtscliaft,  wie  sie  bei 
der  Landwirtschaft  noch  vielifach  besteht, 
erweckt  der  Geldausdruck  leicht  eine  zu 
günstige  Vorstellung  von  der  Lage  der  Wirt- 
schaft, welche  zwar  ihre  Naturalien  oft 
reichlich  zur  Verfügung  hat,  aber  nicht  wie 
mit  wirklichem  Gelde  beliebige  andere  Ge- 
nussmittel beschaffen  oder,w"as  noch 'nichtiger, 
ihren  Zalüungsverbindlichkeiten  entsprechen 
kann.  Freilich  fällt  dafür  auch  der  Geld- 
anschlag für  Steuerzwecke  meist  sehr  niedrig 
aus  (vgl.  Soetbeer). 

Der  Geldausdruck  giebt  jedoch  über  die 
wichtigste  Funktion  des  Einkommens,  seine 
Bestimmung  als  Konsumtionsfonds,  nur  dann 
eine  genügende  Auskunft,  wenn  der  Geld- 
wert (d.  i.  die  Kaufkraft)  feststeht  be- 
ziehungsweise im  Falle  von  Vergleichungen 
in  den  verglichenen  Fällen  der  gleiche  ist. 
In  diesem  Sinne  erfordert  die  Einkommens- 
statistik die  Ergänzung  der  Geldgr(5ssen  des 
Einkommens  durch  die  Angabe  der  Preise 
der  Konsumtionsgegenstände.  Aus  nahe- 
liegenden Gründen  haben  die  Preise  der 
notwendigen  oder  doch  allgemein  gebrauchten 
Verzehrungsgegenstände  für  diesen  Zweck 
eine  hervorragende  Bedeutung.  Häufig  werden 
gewisse  Lebensmittel,  namentlich  Korn, 
Weizen,  als  Typus  herausgegriffen  und 
wohl  auch  das  Einkommen  in  diesen  Gütern 
ausgedrückt;  dies  ist  namentlich  bei  Ver- 
gleichungen der  Einkommen  der  arbeitenden 
Klasse  in  verschiedenen  weit  entlegenen 
Zeitpunkten  der  Fall.  So  verfährt  schon 
Adam  Smith,  aber  auch  Giffen,  Leroy  Be- 
aulieu  in  den  angeführten  Werken,  vgl.  auch 
Röscher  a.  a.  0.,  dann  insbesondere  die  Ar- 
beiten über  die  Höhe  des  Lohnes.  Giffen 
behauptet  für  England,  dass  von  1843 — 
1883  die  Preise  der  Lebensmittel  der  Ar- 


beiter, mit  Ausnahme  der  Wohnung,  ungefähr 
gleich  geblieben  seien,  was  jedoch  sowohl 
von  Mitgliedern  der  Statistical  Society  als 
auch  von  Schippel  geleugnet  wird. 

Eine  sehr  eingehende  Beurteilung  der 
Konsumtionskraft  liefem  die  in  neuerer  Zeit 
öfter  bearbeiteten  Haushaltsstatistiken.  So- 
fern die  auf  diese  Weise  erhobenen,  auf 
Grund  gegebener  Einkommen  zur  Konsum- 
tion gelangenden  Güterquantitäten  imd  Qua- 
litäten mit  jenen  verglichen  werden,  welche 
nach  den  erlangten  Erfahrungen  zur  Er- 
haltung des  Lebens  und  der  Gesundheit 
erforderlich  sind,  findet  sich  auch  ein  ob- 
jektiver Massstab  zur  Beurteilung  der 
Zulänglichkeit  des  Einkommens,  d.  h.  seines 
VerhMtnisses  zum  Bedarf.  Solche  Ver- 
gleichungen in  Bezug  auf  den  notwendigen 
Bedarf  smd  unter  dem  allerdings  nicht  ganz 
zutreffenden  Gesichtspunkte  der  Kosten  der 
Arbeit  hinsichtlich  der  Höhe  des  Arbeits- 
lohnes wiederholt  angestellt  worden.  (So 
insbesondere  von  Engel  u.  a.) 

Ausser  den  Preisen  der  Lebensmittel 
kommt  es  aber  auch  darauf  an,  für  welche 
Bedürfnisse  aus  dem  Einkommen  Rat  ge- 
schafft werden  soU.  In  diesem  Simie  ist 
der  Familienbedarf  der  Untersuchung 
zu  Grunde  zu  legen.  Die  Anzahl  der  Fa- 
milienglieder ist  das  wichtigste  Element  der 
Veränderungen  des  Bedarfs.  In  sehr  zahl- 
reichen Fällen  hat  das  Einkommen  des 
Familienhauptes  für  den  Bedarf  der  ganzen 
Familie  aufzukommen.  Wo  zu  diesem 
Zwecke  Einkommen  anderer  Familienglieder 
vorhanden  sind,  kommt  es  hier  namentlich 
auch  in  sozialer  Beziehung  auf  die  Höhe 
des  gesamten  Familieneinkommens  (Ein- 
kommen der  Haushaltung)  an. 

2.  Das  Volkseinkommen.  Das  Volks- 
einkommen ist  nicht  Gegenstand  unmittel- 
barer statistischer  Erhebung,  sondeni  es 
ergiebt  sich  aus  Berechnungen  aus  anderen 
statistisch  erhobenen  Daten. 

a)  Die  reale  Methode.  Die  soge- 
nannte reale  Methode  der  &mittelung  des 
Volkseinkommens,  welche  am  eingehendsten 
und  schärfsten  von  Wagner  vorgetragen 
wird,  voll  das  Volkseinkommen,  welches 
als  identisch  mit  dem  Reinertrage  der 
Volkswirtschaft  bezeichnet  wird,  durch  Ab- 
zug gewisser  Posten  vom  Rohertrage  in 
folgender  Weise  ermitteln.  Der  Rohertrag 
besteht: 

a)  aus  der  Gesamtheit  der  in  dieser  Zeit 
neu  im  Inlande  erzeugten  wirtschi^ichen 
Güter  einsclüiesslich  der  Dienstleistungen; 
der  Rohstoffe  ihrem  ganzen  Werte  nach,  der 
Fabrikate  nur  mit  dem  Betrage  der  Werter- 
höhung; b)  aus  der  Einfuhr  von  Gütern  aus 
dem  Auslande  aus  dem  Titel  der  Renten 
von  Forderungsi-echten  des  Inlandes  aus 
Kreditgeschäften  oder  von  Kapitalanlagen  in- 
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ländischer  Staatsangehöriger  im  Auslände; 

c)  ans  dem  mittelst  Einfuhr  ausländischer 
Güter  reell  bezahlten  Frachterwerb  der  in- 
ländischen Rhederei  im  auswärtigen  Handel 
und  im  Zwischenverkehr ;  d)  von  den  in  bar 
und  in  Waren  bestehenden  Einfuhren,  welche 
als  Himessen  für  die  im  Inlande  sich  auf- 
haltenden Fremden  dienen  oder  von  solchen 
mitgebracht  werden:  e)  aus  der  Einfuhr  aus 
dem  Titel  unentgeltlicher  Gaben,  z.  B.  Kon- 
tributionen des  Auslandes  an  das  Inland, 
Einwanderungsvermögen,  sobald  diese  Ein- 
fuhr regelmässig  wiederkehrt;  f)  vom  et- 
waigen Wertüberschuss  der  im  internationalen 
Handel  erfolgenden  Waren-  und  Geldeinfuhr 
über  die  bezügliche  Ausfuhr;  g)  aus  dem 
Wertbetrage  der  Nutzungen  des  Nutzver- 
mögens. 

Von  diesem  Rohertrage  sollen  abgezogen 
werden : 

a)  die  natürlichen  volkswirtschaftlichen 
Produktionskosten  d.  i.  die  Verwendungen 
filr  die  Mitwirkung  der  Natur  bei  der  Pro- 
duktion (Saatkorn,  Viehfutter,  Streu,  Brenn- 
stoffe, Schmierstoffe,  ferner  die  Abnutzung 
der  stehenden  Kapitalien),  b)  die  Ausfuhr 
von  Gütern  nach  dem  Auslande  aus  dem 
Titel  der  Renten  von  Kapitalanlagen  und  von 
Forderungsreehten  des  Auslandes  aus  Kre- 
ditgeschäften;  c)  die  Güterausfuhr  als  Be- 
zahlung für  PVachterwerb  fremder  Rhederei ; 

d)  Bar-  imd  Wertsendungen  ins  Ausland  als 
Ermessen  für  dort  sich  aufhaltende  Inländer, 
von   solchen  mit  hinausgenommene  Güter; 

e)  die  Güterausfuhr  aus  dem  Titel  unent- 
geltlicher periodischer  Gaben  an  das  Aus- 
land ,  z.  B.  Tribute ;  f)  der  etwaige  Wert- 
überschuss  der  Handelsausfuhr  über  die  Ein- 
fidir;  g)  der  Wertbetrag  der  Abnutzimg  des 
Nutzvermögens. 

Vgl.  ähnlich  Röscher  §  146.  Sehr  skep- 
tisch gegen  diese  Methode  Mithoff  bei  Schön- 
berg 1,  XI,  §  3,  gänzlich  verwirft  sie  F.  J. 
Neumann  IV,  §  21,  vgl.  auch  Rob.  Meyer 
a.  a.  0.  §  11  und  passim.  Auf  dem  Haager 
Kongress  war  fast  ausschliesslich  von  der 
realen  Methode  die  Rede,  freilich  imter  fort- 
währender Kritik  derselben  und  unter  viel- 
facher Anwendung  der  gemischten  Methode 
(s.  unten  sub  c). 

Der  Haupteinwand  gegen  diese  Methode 
besteht  darin,  dass  die  einzelnen  Posten  sich 
doch  niemals  statistisch  erheben  lassen  und 
daher  das  Gesamtergebnis  notwendig  lücken- 
haft und  imsicher  sei.  Wagner  selbst  leugnet 
dies  keineswegs,  indem  er  sagt,  das  Beste 
sei,  offen  einzugestehen,  dass  wir  derzeit 
kein  Mittel  habön,  das  Volkseinkommen  sta- 
tistisch zu  erfassen.  Als  selbstverständlich 
wird  bei  dieser  Methode  vorausgesetzt,  dass 
der  Geldwert  der  Produkte  etc.  in  Ansatz 
kommt.  Dadurch  wird  die  Einkommens- 
ermittelung auf  diesem  Wege  auch  von  den 


Methoden  abhängig,  nach  welchen  der  Geld- 
wert in  der  Produktionsstatistik,  dann  in 
der  Aus-  imd  Einfuhrstatistik  ermittelt  wird ; 
da  diese  Methoden  in  der  Praxis  keineswegs 
immer  befriedigende  sind,  erwächst  hieraus 
für  die  Einkommensermittelung  eine  neue 
Fehlerquelle.  Selbstverständlich  bedürfen 
endlich  die  auf  diese  Art  ermittelten  Ein- 
konmienssummen  bei  Vergleichung  aus 
verschiedener  Zeit  und  aus  verschiedenen 
Orten  der  Korrektur  mit  Rücksicht  auf  den 
Geldwert. 

Mit  Rücksicht  auf  alle  diese,  wie  erwähnt, 
auch  von  Wagner  zugestandenen  Bedenken 
und  die  daraus  entstehende  ünverlässHch- 
keit  der  auch  mit  der  grössten  Sorgfalt 
gewonnenen  Resultate  wird  diese  Methode 
seit  längerer  Zeit  nur  noch  selten  ange- 
wendet. 

Im  wesentlichen  nach  dieser  Methode, 
jedoch  bei  weitem  nicht  mit  der  von  Wag- 
ner geforderten  Genauigkeit,  sind  eine  Reihe 
älterer  Schätzungen  vorgenommen  worden. 

So  bewertet  ftir  Frankreich  mit  recht 
ausführlicher  Begründimg  Schnitzler  1842 
den  Rohertrag  (Produktwert) 

der  Landwirtschaft  auf    .    .    .    5106  Mill.  Fr. 
„    Bergwerke  und  Steinbrüche     100    „        „ 
„    Industrie 291^     n       n 

wobei  er  aber  den  Wert  der  Rohstoffe  der 
industriellen  Produktion  nicht  in  Abzug  ge- 
bracht hat  und  fi\r  die  Wertvermehrung 
aus  dem  Handel  keinen  Ansatz  macht.  Die 
Cirkiüation  an  Gütern  im  inländischen 
Handel  soll  jedoch  niu:  7700  MDlionen  ^Francs 
betragen  haben.  Ch.  Dupin  teilt  folgende 
Schätzungen  des  Einkommens  der  fran- 
zösischen Staatsbürger  mit. 


1699  1020  Mill.  Fr 

1780  401 1 

1790  4655 

1800  5402 

1810  6270 

1820  7862 

1830  880g 


r> 
n 
n 
n 
n 
n 


(anf  den  Kopf  169) 


(auf  den  Kopf  269) 


Chevalier  schätzt  1848  10000  Millionen 
Francs,  Cochut  1861  ohne  nähere  Begrün- 
dung 16000  Älillionen  Francs,  wovon  6000 
Millionen  Francs  Arbeitslohn  sein  sollen. 
(Offenbar  ganz  beiläufige  Schätzungen  ohne 
statistische  Bedeutung.) 

Der  Wert  der  industriellen  Produktion 
wurde  1788  von  Tolosan  auf  931,5  Älillionen 
Francs,  1812  von  MontaUvet  auf  1400  Mil- 
lionen Francs,  1842  von  Chaptal  auf  1820 
Millionen  Francs,  von  Moreau  de  Jonn^s 
1850  unter  lebhafter  Kritik  Chaptals  auf 
4087  Millionen  Francs  geschätzt,  wovon 
2261  MiDionen  Francs  auf  den  Wert  der 
Rohstoffe  fallen  sollen. 

Ueberdas  österreichische  Volksein- 
kommen,     richtiger    Produktwert     enthält 
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Czörnig,  Statistisches  Handbüchlein,  folgende 
Angaben  1861: 

Landwirtschaft 2073  MiU.  fl. 

Jagd  und  Fischerei 4^    r 

Bergbau 41     ^ 

Industrie 1200    „ 

In   ähnlicher  Weise   schätzt  das   eng- 
lische Volkseinkommen  Colquhoun   1812: 


Landbau-  u.  Bergwerksprodukte  226 

Manufakturen 114 

Handel  und  Schiffahrt     ...      79,5 

Fischerei 2,— 

Banken 3,5 

Einkommen  aus  fremden  Ländern  5, — 


MiU.  £ 


n 
n 
n 
r 


n 


n 


430       MiU.  £ 

Ferner  Pebrer  das  rohe  Volkseinkommen 
des  Vereinigten  Königreichs  1834: 

Landwirtschaft 246,6  MiU.  £ 

Bergbau 21,4 

Fischerei 3,4 

Gewerbe  nach  Abzug  der  Rohstoffe  1 48,  i 

Handel  und  Schiffahrt   ....  86,4 

Bankiergeschäfte 4,5 

Zinsen  aus  fremden  Ländern  4,5    „      „ 

Moreau  de  Jonnes  1838  720  IMillionen  £, 
Baxter  auf  Gnmdlage  der  Lidividualein- 
kommen  für  England  allein  1863  825  MU- 
lionen  £. 

Für  Spanien  schätzt  Moreau  de  Jonnös 
1803 : 


Roh-     Rein-      pro 

ertrag  ertrag   Kopf 

in  MiU.  Fr. 


aus  der  Landwirtschaft      1268,5     481,5 


Industrie 
Industrie  und  Handel 
Gebäude     .... 
Andere  Einkommen 


284,6 


248,4 
124,2 

6,4 


126 

27,5 

24 

12 


860,5 

Borrego  1834: 

Ackerbau  .    .    . 

2284 

MiU. 

Fr. 

Industrie    .    .    . 

361 

n 

r 

Handel  .... 

124 

n 

n 

Häuser  .... 

186 

jy 

n 

Kanäle,  Strassen 

8,5 

n 

n 

Persönliche  Dienste    75 

n 

n 

vom  Gelde    .    . 

.    85 

n 

n 

3123,5  Mül.  Fr. 

Für  die  Vereinigten  Staaten  auf 
Grund  des  Census  1840  ermittelt  Tucker  mit 
recht  sorgfältiger  Begriindung: 


n 
r 


Landwirtschaft 
Manufakturen 
Handel  .  .  . 
Bergwerke  .  . 
Forste  .  .  . 
Fischerei     .    . 

1063,4  MUl.  $ 
für  ausgelassene   Produk- 
tion (Erbsen  u.   dergl., 
Honig,  Federn  etc.)  .    .  40—50    „      „ 

daher  zusammen  11 03 — 11 13  Mill.  $ 


654,4  MiU.  $ 
279,9 
97,8 

42,4 
i6,9 
12,0 


Der  X.  beziehungsweise  XI.  Census  der  Union  ergab  für  einige  der  genannten  Zweige 
des  Volkseinkommens  folgende  Ziffern,  die  jedoch  mit  den  1840  nicht  ganz  gleichartig 
erhobenen  und  von  Tucker  in  mehrfacher  Weise  bearbeiteten  Ziffern  nicht  ohne  weiteres 
vergleichbar  sind: 


Wert  der 
Produkte  der  Manufaktur    . 


1880  1890 

in  1000  $ 


Produkte  der  Landwirtsch.  (farming  products] 
(darunter  Forstprodukte  95  774  735 j 

Produkte  der  Wälder,  Gesamtwert 

Mineraüsche  Produkte,  einschliesslich  der  Edel- 
metaUe  und  Steinorüche 

Nach  einer  Bemerkung  im  VlI.  Bande 
des  X.  Gens.  S.  11,  wo  drei  Viertel  des  jähr- 
lichen Produktes  der  Landwirtschaft  und 
Industrie  und  des  Imports  mit  6160  Mil- 
lionen $  angesetzt  werden,  schätzt  das  Cen- 
susbureau  diese  Gesamtsumme  auf  8213 
MiUionen  $.  Im  XI.  Census  kommt  die 
analoge  Berechnung  nicht  vor.  Dagegen 
nachstehende  Vergleichung  der  richtig  ge- 
stellten Steaerwerte  des  Gesamtvermögens: 


5  349  192 
2212  541 

490  073 

369300 


9  056  705 
2  460  108 


587  230 


Zuwachs 

/o 

69,31 
11,19 


59 


Jahre 

Gesamtwert 
1000  $ 

pro 
Kopf 

Zuwachs 

absolut 

in% 

I8ÖO 
1860 
1870 
1880 
1890 

7135780 
16  159616 
30068519 
43  642  000 
65  037  092 

308 

514 
780 

870 

1036 

9  023  836 
13908903 
13573481 

21  395092 

1 26,46 

86,07 

45,14 
49,02 

In  neuerer  Zeit  findet  sich  noch  eine 
nach  dieser  Methode  bearbeitete  Schätzung 
des  Einkommens  der  Bevölkerung  bei  Schall, 
DasKönigreichWürttemberg,  1883: 


293,5 

36,9 

323,0 

72,7 
26.0 


MiU.  M. 


n 


n 
n 


Landwirtschaft 
Forst wirtsch.,  Bergbau,  Torf 
Stoffverarbeitung,  Handel     . 
Persönl.  Dienstleistung     .    . 

Renten  aus  dem  Auslande    .       ^ 

702,2  MiU.  M. 

auf  den  Kopf  356,14  Mark,  nachdem  Rü- 
melin  1863  274,88  Mark  pro  Kopf  ermittelt 
hatte.  Die  Nutzungen  rechnet  ScliaU  nicht 
hinzu. 

b)  Die  personale  Methode.  Die  per- 
sonale Methode  in  ihrer  einfachsten  Art 
besteht  in  der  einfachen  Summierung  der 
erhobenen  Individualeinkommen,  wobei  je- 
doch die  sogenannten  abgeleiteten  Einkom- 
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men  »um  Doppelzählungen  zu  vermeiden«, 
abgezogen  werden,  s.obensubl,  4,  e.  »Zinsen 
werden  unter  den  Einkommen  des  Gläubigers 
eingestellt,  Alimentationen  etc.  ebenfalls, 
Steuern  und  Abgaben  können  entweder  im 
öffentlichen  Einkommen  gerechnet  und  von 
den  Einkommen  der  Privatwirtschaften  ab- 
gezogen werden  oder  sie  werden  vom  öffent- 
Schen  Einkommen  in  Abschlag  gebracht,  da- 
gegen die  Einkommen  der  Privaten  ein- 
schliesslich der  Steuern  und  Abgaben  be- 
rechnet«. Der  eigentliche  Grund  dieser 
Abzüge  beruht  darin,  dass  man  eine  Gleichung 
der  Summe  der  Individualeinkommen  mit 
dem  Nationalprodukt  oder  mit  dem  Kon- 
sumtionsfonds des  Volkes  sucht,  weil  hier 
Einkommensteile,  die  nicht  einem  erzielten 
Produkt  entsprechen  oder  genusslos  veraus- 
gabt werden  müssen,  folgerichtig  auszu- 
scheiden sind.  Der  Begriff  »Siunme  der 
Individualeinkommen«  strenge  gefasst  macht 
die  Ausscheidung  nicht  notwendig  (vgl. 
Soetbeer,  der  nur  die  Zinsen  von  unproduktiv 
angelegten  Staatsanleihen  abziehen  will,  dann 
Meyer  a.  a.  0.,  nunmehr  auch  F.  J.  Neumann 
bei  Schönberg,  3.  und  4  Auflage). 

Giebt  man  mit  Wagner  zu,  dass  schliess- 
lich alle  Berechnungen  des  Volkseinkommens 
doch  niu"  erfolgen,  lun  die  Lage  der  physischen 
Personen  zu  beurteilen,  so  muss  man  ihm 
auch  darin  zustimmen,  bei  den  Ijuzelein- 
kommen  die  Abgaben  jedenfalls  in  Abzug 
zu  bringen.  Die  hier  in  ereter  Linie  zu 
berücksichtigende  Steuerstatistik  macht  die 
Durchführung  dieser  Regeln  schwierig,  weil 
das  zur  Einkonmiensteuer  erhobene  Ein- 
kommen, wohl  nach  Abzug  der  übrigen 
Steuern  und  Abgaben,  nicht  aber  nach  Ab- 
zug der  Einkommensteuer  ermittelt  wird. 
Noch  schwieriger,  praktisch  unlösbar  ist  die 
genaue  Berücksichtigimg  der  Abgaben  an 
andere  Gemein  wirtschaften ,  weil  diese  je 
nach  ihrem  juristischen  Charakter  im  ein- 
zelnen Falle  bald  als  Abzug  zugelassen 
werden,  bald  nicht. 

Die  Herkunft  des  Einkommens  aus  in- 
oder  ausländischen  Quellen  macht,  wie 
Wagner  richtig  bemerkt,  für  diese  Erhebungs- 
methode keinen  Unterschied,  in  das  Ausland 
gehende  Schuldzinsen  etc.  kommen,  da  das 
Einkommen  der  schuldnerischen  Wirtschaft 
um  diesen  Betrag  kleiner  berechnet  wird, 
ohnehin  nicht  als  Einkommen  in  Anschlag. 
Aus  ausländischen  Kapitaleinlagen  ins  In- 
land fliessende  Zinsen  machen  theoi-etisch 
gar  keine,  für  die  statistische  Erfassung  um 
so  CTössere  Schwierigkeiten. 

Theoretisch  nicht  einfach  ist  die  genaue 
Bestimmung,  welche  Wirtschaften  als  »in- 
ländische« anzusehen  seien.  Hier  ist  die 
Ermittelung  von  Einkommensteilen  unver- 
meidlich; denn  einerseits  werden  aus  aus- 
ländischen  Forderungen,   Unternehmungen, 


Grundbesitzungen  inländischer  Eigentümer 
gezogene  Einkommen  dem  inländischen  Volks- 
einkommen zugerechnet;  andererseits  vnrd 
doch  auch  damit  allerdings  in  Widerspnich 
stehend,  das  aus  inländischem  Grundbesitz, 
inländischen  Unternehmungen  u.  dgl., 
welche  Ausländern  gehören,  fliessende 
Einkoramen  dem  inländischen  Volksein- 
kommen zugerechnet.  Die  Statistik  fusst 
hier  vollständig  auf  der  Steuergesetzgebung, 
welche  in  dieser  Beziehung  vielfach  nicht 
auf  dem  Standpunkte  der  Reciprozität  steht. 
(Vgl.  Antoni,  Die  Steuersubjekte  Fin. -Ar- 
chiv V,  2.) 

Die  wesentlichfiten  Hindernisse  der  Be- 
rechnung des  Volkseinkommens  nach  dieser 
personalen  Methode  liegen  in  den  oben 
dargestellten  Lücken  der  Statistik  der  Ein- 
zeleinkoramen.  Besonders  hervorzulieben  ist 
an  dieser  Stelle  noch,  dass  hinsichtlich  der 
öffentlichen  Körper  meist  überhaupt  nur 
Ausweise  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
vorliegen,  aus  denen  die  öffentlichen  Ein- 
kommen erst  mit  vieler  Mühe  und  kaum  in 
unbestreitbarer  Weise  berechnet  werden 
müssten.  Hinsichtiich  der  Schätzimg  der 
in  der  Einkommenstatistik  nicht  enthaltenen 
Einkommen  s.  oben. 

In  diese  Gruppe  gehören  die  Ermittelun- 
gen des  Einkommens  der  Bevölkerung  in 
Preussen  und  Sachsen,  deren  Ergeb- 
nisse unten  mitgeteilt  werden. 

Hierher  gehört  auch  die  vortreffliche 
Arbeit  über  die  Einkommensstatistik  Finn- 
lands 1881  von  H.  K.  Ignatius. 

MiU.   M. 
(=  1  Fr.) 
Das  Eink.  der  Besteuerten  wird  mit     .  200 

der  Nichtbesteuerten io8 

die  öffentlichen  Einnahmen 19,3 

amtiich  festgestellte  Posten  (Einkommen 
der  versorgten  Armen) 2,7 

330,0 

berechnet, 

als  Kontrolle  wird   eine  Bei*echnung   nach 

der  realen  Methode  beigefügt: 

Ackerbau 106  Mill.  M. 

Viehzucht ^^     n      n 

Forstwesen 7o     „      „ 

Jaffd  und  Fischerei .    .  6     „      „ 

Industrie  und  Gewerbe  80     „      „ 

Handel  und  Schiffahrt      50     „ ^ 

393  Mill.  M. 

Das  norwegische  Volkseinkommen  soll 
420  Millionen  Mark,  das  dänische  700  Mü- 
lionen  Mark,  das  schwedische  1000  Millionen 
Mark.  (=  1  Frs.)  betragen. 

Ferner  ist  hier  zu  erwähnen  die  Be- 
rechnung des  bremischen  Volkseinkom- 
mens, wobei  das  Einkommen  der  Nicht- 
steuerpflichtigen recht  unverlässUch  mit 
Durchschnittszalüen   angesetzt   ist,   in   den 
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Jahrbüchern  für  bremische   Statistik,   1891 
und  die  folgenden  Jahrgänge. 

Einkommen  der  gesamten  Bevölkerung 

auf  d.  Kopf  Ver- 
1000  der  Bevöl-  hält- 

Mark  kerung    niszahl 

Mark 
1847—1850  30741  386,20      100,— 

1851—1855  42029  489,58      126,77 

1856—1860  48239  516,61      133,77 

1861—1865  61087  598,92      i5«;,o8 

1866—1870  71 221  628,44      162,72 

1871—1875  102087  771,15      199,68 

1876-1880  96177  646,92      167,51 

1881-1885  96249  598,70      155,03 

1886—1890  119139  689,10      178,43 

1891—1895  123569  660,72      171,86 

Für  Hamburg  fehlt  eine  Schätzung  des 
Yolkseinkommens,  doch  mögen  an  dieser 
Stelle  folgende  Daten  aus  der  Steuerstatistik 
Platz  finden. 

Hambiu-g,  Statistik  des  Hamburger  Staa- 
tes, Xin,  1893. 

1000       auf  1    1  physisch. 

Mark  Einwohn.  Steuerzahl. 

1866  129877    488  3385 

Versteuertes   1880  236417    552  2481 

Einkommen    1885  280212    552,96        2596 

d.  physischen  1890  401  423    670,04       2869 

Steuerzahler   1891  419096    671,74       2839 

1892415075    648,45        2777 

Im  Jahre  1881  hat  eine  Aenderung  der 
Einkommensteuergesetzgebung  stattgefun- 
den, weshalb  die  Ziffern  nicht  ohne  weiteres 
vergleichbar  sind. 

o)  Die  gemisohte  Methode.  Die 
rein  personale  Methode  der  Ermittelung  des 
Volkseinkommens  kann  gar  nicht  in  Anwen- 
dimg gebracht  werden,  wo  die  Statistik  be- 
ziehungsweise die  Steuergesetzgebung  die 
individuellen  Einkommen  überhaupt  nicht 
zum  Gegenstand  der  Erhebung  macht.  Dies 
ist  der  Fall,  wenn  nur  Ertragsteile  oder 
Einkommens  zweige  erhoben  werden,  ohne 
die  auf  die  einzelnen  Wirtschaften  ent- 
fallenden G-esamteinkommen  darzustellen. 
Hier  kann  dann  eine  aus  personalen  und 
realen  Elementen  gemischte  Methode  in 
Anwendung  gebracht  werden,  indem  man 
durch  eine  vollständige  Klassifizierung  der 
Einkommenszweige  und  Smnmierang  der- 
selben das  Volkseinkommen  zu  ermitteln 
sucht.  Das  wichtigste  Beispiel  dieser  Art 
bildet  England  mit  seinen  nach  den  be- 
kannten 5  Schedulen  abgeteilten  Incometax, 
der  als  besonderer  Vorzug  nachgerühmt 
wird,  dass  sie  keines  einzigen  Engländers 
Einkommen  der  Behörde  bekannt  mache. 
Nach  derselben  Methode  muss  aber  auch  in 
allen  jenen  Staaten  vorgegangen  werden, 
w^elche  eine  Einkommensteuer  im  technischen 
Sinne  nicht  haben,  bei  welchen  also  die  Er- 
tragsteuer oder  andere  Ertragsermittelungen 
der  Bereclmimg  zu  Grunde  gelegt  werden 
müssen. 


Die  Berechnung  der  Gesamtsumme  ist 
auf  diese  Weise  nicht  an  und  für  sich 
schwieriger  oder  unzuverlässiger  als  nach 
der  rein  personalen  Methode,  wenn  sich  auch 
nicht  leugnen  lässt,  dass  sich  gerade  aus  der 
Kombination  wieder  neue  Fehlerquellen  er- 
geben (Wagner);  es  kommt  auch  hier  we- 
sentlich auf  die  Vollständigkeit  und  Ver- 
lässlichkeit  des  Materials  an.  Völlig  ver- 
schiedene Ergebnisse  liefern  aber  beide  Me- 
thoden in  Bezug  auf  die  Verteilung  des 
Volkseinkommens,  weil  der  gemischten  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Einkonunens- 
teUen  fehlt  und  auch  die  Schiddzinsen  meist 
nicht  berücksichtigt  werden.  Dass  auch  beide 
Methoden  einander  ergänzend  und  kontrol- 
lierend in  Anwendung  kommen  können,  ver- 
steht sich  von  selbst,  wurde  auch  oben  be- 
reits erwähnt. 

In  allen  erwähnten  Fällen  kann  es  sich 
auch  um  die  Ermittelung  gewisser  Teile  des 
Volkseinkommens  z.  B.  des  Gesamteinkom- 
mens der  Einkommensteuerpflichtigen  oder 
der  den  direkten  Steuern  unterliegenden 
Personen  oder  der  Grundbesitzer  etc.  oder 
des  Einkommens  aus  Grundbesitz,  Häuser- 
besitz, gewerblichen  Unternehmungen  han- 
deln. In  Fällen  der  letzteren  Art  hat  man 
es  oft  weder  mit  eigentlichen  Erträgen 
noch  mit  Einkommenssummen  zu  thun,  so 
dass  die  auf  diese  Art  ermittelten  Summen 
nur  mit  der  grössten  Vorsicht  zu  verwenden 
sind. 

In  den  Verhandlungen  des  Haager  Kon- 
gresses wurde,  ohne  dass  der  Unterschied 
von  der  sogenannten  realen  Methode  be- 
merkt worden  wäre,  hauptsächlich  die  eben 
besprochene  Methode  behandelt,  indem  das 
Einkommen,  der  Reingewinn  aus  der  Land- 
wirtschaft, den  Gewerben,  dem  Handel  als 
Gnindlagen  zur  Berechnung  des  Volksein- 
kommens betrachtet  wurden;  in  diesem 
Sinne,  den  Reingewinn  des  ganeen  Wirt- 
schaftszweiges »objektiv«  zu  ermitteln,  sind 
sogar  besondere  Enqueten  vorgenommen 
worden. 

(Vgl.  die  Ausfühnmgen  von  Legoyt, 
Maestri,  Ficker  im  Comte  rendu.) 

In  dieser  Art  berechnet  King  auf  Grund 
der  1688  eingeführten  Klassensteuer  das 
Jahreseinkommen  Englands  auf  43500000 
£,  für  die  Famiüe  32  £ ,  für  den  Kopf  der 
Bevölkerung  7  £  11  sh  4  d ,  femer  Lowe 
das  Einkommen  des  vereinigten  Königreichs 
für  1814  auf  338  Millionen  £,  und  zwar : 


der  Incometax  unterliegend  .  . 
für  Auslassungen  und  Verschwei- 

fi^un^en  bei  anderen  Steuern  . 
Lomieinkommen  und  andere  kleine 

Einkominen 

Irland 


156  Mül.  £ 
47      „      „ 


100 

35 


n 

n 


338  Mill.  £ 
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fiir  1822  dagegen  255  Mill.,   rand  250  Mill.  £ 
woTon  auf  Arbeitslohn    ....     100 

Kapital  und  Arbeit 50 

Land-.  Hansrente  und  Zinsen  .    .     100 
entfallen  sollen. 


»       n 


(Der  Nachweis   der  angeblichen  Üeberein- 


stimmnns*  dieser  beiden  Besnltate  ist  mir  nn- 
verständfich  geblieben.) 

Ferner  Dudley  Baxter,  1867,  welcher 
aber  versucht  hat,  die  gesamten  Einkommen 
nach  Grössenkategorieen  zu  pnppieren.  Er 
fand  fllr  das  Vereinigte  Königreich: 


I.  Grosse  Einkommen 

II.  Mittlere        „ 
in.  Kleine 


1.  £  5000  und  mehr 

2.  „  1000— ÖOOO     . 

3.  „    300—1000     . 

1.  „    100—300      . 

2.  unter  100  £ 


Stenerposten 
u.  Personen 

8  500 

48800 

178300 

I  026  400 

I  497000 


Betrag  in 
1000  £ 

126  157 

83324 

87723 
HO  950 

81  320 


2  759  000        489  474 


lY.  Klasse  der  Handarbeiter  (nach  den  Durchschnittslöhnen) : 

Gelernte  Arbeiter,  Einkommen  £  50 — 73       .    . 

Weniger  ^elemte  Arbeiter,  Einkommen  „  35 — 52 
Grememe  Arbeit,  Einkommen  ""*    "'^ 


10—36 


1345000 
5087000 
4529000 


66353 
160652 

97640 


10  961  000 
13  720000 
16300000 


324  645 
814  119 


244000 


Gesamtsumme 
Kinder  und  Frauen  ohne  Einkommen 

Von  der  Gesamtsumme  berechnet  er  als  abgeleitetes  Einkommen 

Daher  reines  Einkommen  £  570000 

Die  Entwickelung  der  in  England  der  Incometax  unterzogenen  Einkommen  von  1875 
bis  1895  zeigt  folgende  Tabelle: 

im  vereinigten  Königreich  waren 


besteuert 
in  1000  £ 


Einkommen  aus 
Scbed.  A.  Grund-  und  Hausbesitz     .    . 

B.  Pachteinkommen 

C.  Benteneinkommen     .... 

D.  Einkommen  aus  Gewerben    . 

E.  Gehalte  ans  öffentl.  Aemteru 


j» 


1875    1879 

162432  180038 
66  752   69  140 

42390   39510 

266942  257371 

32  540   31  987 


1889 
196640 

58789 
45240 

301  658 

42832 


1893 
202  786 

57639 

38346 

361  923 

51583 


1000  £  571  056  578  046  645  159  712  277 


1894 
206  742 
56053 

38913 
351832 

52591 

706  131 


1895 
208  125 

55722 

38645 

336  720 

51040 


690252 


Für  Sachsen  betrug  das  ans 
lüOO  M. 

Gesamteinkommen  ans 

Grundbesitz 

Eenten 

Gehalten  und  Löhnen 

Handel  und  Gewerbe 

die  abgezogenen  Schuldzinsen     .    .    . 

Reines  Volkseinkommen  in  1000  M.    . 
darunter  juristische  Personen     .    .    . 


den  einzelnen  Quellen  eingeschätzte  Einkommen  in 


1879 

218239 
111713 
364  65 1 
350380 


1888 

247  452 
167  846 
583812 
443776 


I  044  983 
85761 


1442886 
105  261 


1890 

262  743 
187077 
665  072 

_495  97  7_ 
I  610869 
114952 


1892 

277  028 
205  467 
714007 

516494 


I  712996 
128052 


1894 

287  105 
220300 
771  290 
527  780 
I  806475 
139954 


959  222 
30950 


1337625      1495  917     1584944 


I  666521 
57803 


An  dieser  Stelle  mögen  noch  folgende 
Notizen  aus  der  Steuerstatistik  Italiens 
ihren  Platz  finden,  ohne  dass  eine  selb- 
ständige Einkommensberechnung  vei-sucht 
werden  könnte.  (Vgl.  Burkart,  Fin.-Arch.  VI, 


1  S.  100,   ferner  Ber.  d.   Gen.-Dir.  d.  dir. 
Steuern,  1898.) 

Das  der  Imposta  sulla  richezza  mobile 
in  den  Steuerrollen  unterzogene  Einkommen 
betrug  in  Millionen  Lire: 

Millionen  Lire 

1878        1886         1896 

In  der  Kategorie  A.  (Renten-  und  Kapitalzinsen) 274,8  336,2  303,4 

„      .  ,,         B.  (Zeitlich  beschränkte  Einkommen,  d.  i.  Gewerbe 

und  Handel 292,9  323,4  248,7 

„  „  „  C.  (Arbeitseinkommen,  Gehälter,  Löhne,  Pensionen).  88,9  88,4  89,0 
„      „         „         D.  (Löhne,  Gehälter,  Pensionen  etc.  aus  öffentlichen 

JKassen) 27,2  35,4  36,1 


683,8        783,4       677,2 
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Yon  diesen  Summen  entfielen: 

auf  juristische  Personen  und  Gesellschaften 266,3 

„    PriYate 417,5 

das  steuerpflichtig'e  Einkommen  der  Colonate  betrug 11,6 

von  sämtlichem  Einkommen  entfiel  Einkommensteuer    .    .    .    .  90,0 
femer  wurde  durch  Abzue  erhoben  und  zwar  hauptsächlich  von  Staats- 
besoldungen und  Staatsschuldzinsen 86,7 

Der  steuerbare  Ertrag  der  Gebäude  ist  von  1879  bis  1889  von  376,2  auf  416,6  Millionen 
Lire  und  bis  1895  auf  ö30,0  Millionen  Lire  gestiegen. 


329,0 

454,4 
11,0 

104,0 


301,2 

376,0 

io,6 

136,0 


93,3         145,8 


n 

71 


n 
r» 


n 


n 

n 


n 
n 


Für  Westösterreich  veranschlagte 
die  Regierung  1874  bei  ihren  Berechnungen 
des  Volkseinkommens  ftlr  die  Einführung 
der  Einkommensteuer 

in  1000  Guld. 
das  Eink.  aus  Grund  und  Boden  mit.    282800 

Gebäuden  mit.  .  .  .  138976 
associiert.  Kapitalbes.  m.  1 1 1  943 
sonstig.  Kapitalbesitz  „  16  053 
Handel  und  Gewerbe  „  158483 
stehenden  Bezügen  mit      59628 

767  883 
Das   Lohneinkommen    und    der   grosste 
Teil  der  Staatsschuldzinsen  sind  hier  nicht 
inbegriffen. 

Die  Ergebnisse  der  ersten  Veranlagung 
der  Personaleinkommensteuer  für  1898  er- 
gaben folgendes  Bild,  welches  freilich  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  es  sich  um  die 
erste  Veranlagung  —  ohne  Berücksichti- 
gung der  Berufungen  handelt,  mit  grosser 
Vorsicht  zu  benutzen  ist.  —  Das  steuerfreie 
Existenzminimum  beträgt  600  fl.  Juristische 
Pereonen  unterliegen  der  Steuer  nicht. 

in  1000  li.  in% 


249335  18,65 

383888  28,72 

458499  34,29 

216003  16,16 

29 197  2,18 


Einkommen  aus 
Grund-  und  Gebäudebesitz 
selbständ.  Unternehmungen 
Dienst-  und  Lohnbezügen 
Kapitalvermögen     .    .    . 
sonstiges  Einkommen  .    .  

I  336  922     100 
in  1000  fl. 
Abzüge  aller  Art,  Schuldzinsen,  Steuern 

etc 164415 

Abzüge  behufs  Berücksichtigung  zahl- 
reicher Familien  etc 15956 

180371 
sohin  verbleiben i  156550 

Auf  dieser  Grundlage  wiixi  das  öster- 
reichische Volkseinkommen  mit  jedenfalls 
mehr  als  3  Milliarden  Gidden  geschätzt. 
(Vgl.  meinen  Aufs,  in  der  Zeitschr.  für 
V.  W.,  Sozialp.  u.  Verw.  Vm,  1.) 

d)  Die  relative  Ghrösse  des  Ein- 
kommens. Um  von  der  absoluten  Grösse 
des  Volkseinkommens  auf  das  Mass  von  Be- 
dai-fsbefriedigung  zu  schliessen,  welches 
dasselbe  dem  Volke  gewährt,  ward  es  mit 
der  Bevölkerung  als  dem  wesentlichsten  den 
Gesamtbedarf  bestimmenden  Elemente  in 
Beziehung  gesetzt;  daraus  ergiebt  sich  das 
Einkommen  f  ü  r  d  e  n  K  0  p  f .  Dieser  relative 
Ausdruck  führt  leicht  zu  Missverständnissen. 


Wird  das  Volkseinkommen  schlechthin  diurch 
die  Bevölkerungszahl  dividiert,  so  werden 
je  nach  der  bei  der  Ermittelung  des  Volks- 
einkommens eingehaltenen  Methode  Ein- 
kommensteile der  juristischen  Personen  des 
Staates,  der  Gemeinden  etc.  auf  die  physischen 
Personen  i'epartiert.  Letzteres  ist  insofern 
nicht  widersinnig,  als  ja  alles  Einkommen 
der  jmistischen  Personen  schliesslich  doch 
der  Bedarfsbefriedigung  physischer  Personen 
zu  gute  kommt;  allein  für  manche  Zwecke 
der  Statistik  ist  diese  Vermengung  durchaus 
zu  vermeiden,  z.  B.  für  die  Beurteilimg  der 
Last  der  öffentlichen  Abgaben,  und  jeden- 
falls muss  bei  Vergleichungen  sorgfältig 
darauf  geachtet  weixlen,  dass  nicht  aus  dieser 
Quelle  eine  Ungleichheit  der  zu  ver- 
gleichenden Ziffern  entstehe.  In  den  neu- 
eren Forschimgen  wird  meist  nur  das  Eiii- 
kommen  der  physischen  Personen  der  Be- 
rechnung des  Einkommens  für  den  Kopf  zu 
Grunde  gelegt. 

Aber  auch  hier  noch  sind  ünterscheidimgen 
notwendig.  Nimmt  man  die  Bevölkerun^- 
ziffer  als  Di^äsor,  so  wird  das  Volksem- 
kommen auf  eine  Reihe  von  Personen  auf- 
geteilt, welche  ein  selbständiges  Einkommen 
nicht  gemessen,  insbesondere  Frauen  und 
Kinder.  In  sozialer  und  volkswirtschaftlicher 
Beziehung  erscheint  aber  das  Einkommen 
der  Haushaltung  als  ein  Ganzes.  Es  ist 
also  noch  die  Zahl  der  durchschnittlich  auf 
eine  Haushaltung  entfallenden  Kopfzahl  er- 
forderlich, um  ein  Bild  von  den  einer  Haus- 
lialtung  durchschnittlich  zur  Verfügimg 
stehenden  Mitteln  zu  bekommen.  Wieder 
davon  unterschieden  ist  die  Einkommens- 
ziffer auf  den  Kopf  des  Steuerpflichtigen 
(Censiten),  wobei  dann  konsequent  nur  das 
steuerpflichtige  Einkommen  aufzuteilen  ist. 
Nur  bei  der  preussischen  Klassensteuer  und 
den  ihr  nachgebildeten  Steuern  findet  die 
Hebung  nach  Haushaltungen  statt,  so  dass  die 
Ziffer  für  die  steuerpflichtige  Haushaltimg  und 
die  Ziffer  für  den  Censiten  zusammenMlen. 
Sonst  steht  die  Einkommensziffer  für  den 
Censiten  zwischen  der  Ziffer  für  den  Kopf 
der  Bevölkerung  und  jener  für  die  Haus- 
lialtung,  weil  die  Haushaltungen  häufig  meh- 
rere steuerpflichtige  Einkommen  umiassen. 
Wird  die  Zalü  der  Einkommensemp^nger 
überliaupt  mit  der  Bevölkerung  verglichen, 
so  ist  im  Falle   des  relativen  Steigens   der 
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ersteren  die  Frage  aufzuwerfen,  wie  viel 
daran  zunehmende  Frauen-  und  Kinderarbeit 
Anteil  haben. 

Die  fernere  Unterscheidung  des  auf  Haus- 
haltungen imd  Einzelsteuernde  entfallenden 
Einkommens  gehört  bereits  den  Yerteilungs- 
problemen  an;  auch  diese  Unterscheidung 
ist  bisher  nur  bei  der  preussischen  Klassen- 
steuer und  zwar  in  den  Jahren  1878 — 1882 
durchgeführt. 

Die  Einkommensziffer  für  den  Kopf, 
den  Steuerpflichtigen  oder  die  Haushaltung 
wird  femer  zu  einem  wichtigen  Element 
der Yerteilungsstatistik  (s.  unten),  in- 
dem die  einzelnen  Grössenklassen  des  Ein- 
konunens  oder  Einkommenszweiges  ermittelt 
und  die  so  gefundenen  Durchschnittsziffern 
xmter  einander  verglichen  werden. 

e)  Kritik  der  Methoden  und  wahre 
Bedeutung  derselben ;  Vergleiohbarkeit 
der  Resultate.  Es  muss  zugegeben  wer- 
den, dass  keine  der  angeführten  Me- 
thoden der  Ermittelmig  des  Volkseinkom- 
mens Resultate  liefert,  welche  auch  niu* 
annXhemd  jenen  Grad  von  Genauigkeit 
erreichen,  welche  '^'ir  auf  anderen  Ge- 
bieten der  Statistik,  z.  B.  in  der  Bevöl- 
kerungsstatistik, zu  verlangen  und  zu  fin- 
den gewohnt  sind.  Dieser  unbefriedigende 
Stand  der  Einkommensstatistik  ist  aller- 
dings zum  Teil  den  mit  dem  Stoffe  ver- 
bundenen Schwierigkeiten,  zum  Teil  aber 
auch  den  theoretischen  Unklarheiten  der 
Einkommenslehre  zuzuschreiben,  welche  be- 
wirken, dass  fast  jeder  einzelne  Forscher 
ein  anderes  Ganzes  als  Volkseinkommen  in^ 
Auge  hat  und  dass  sich  eben  deshalb  eine 
konsequente  Fortbildimg  der  Methode  nicht 
entwickeln  konnte.  Dazu  kommt  noch,  dass 
die  Einkommensstatistik  von  vielen  nm*  als 
ein  Zweig,  ein  Hilfsmittel  der  Wolüstands- 
statistik  angesehen  wird  und  so  mit  Ver- 
mögens- und  Konsiuntionsstatistik  und  der 
sogenannten  Symptomatik  völlig  ver- 
schwimmt. Abgesehen  von  diesen  theoreti- 
schen Streitfragen  ist  aber  gewiss  die  Er- 
mittelung des  »jährlichen  Produktes«,  des 
jährlichen  Zuschusses  am  Volksvermögen 
ein  ebenso  interessanter  und  fruchtbarer 
Gegenstand  statistischer  Behandlung  wie 
die  Ermittelung  der  Summe,  welche  sich 
aus  dem  Einkommen  aller  Wirtschaftssub- 
jekte oder  dem  Einkommen  der  physischen 
rerson  ergiebt. 

Nach  des  Verfassers  Ansicht  wäre  aus 
theoretischen  Gründen  auch  noch  die 
Summe  der  dem  Volke  jährlich  zur  Ver- 
fügung gestellten  Genussgüter  zu  ermitteln, 
eine  Summe,  die  zu  der  Summe  der  Ein- 
kommen der  Wirtschaftssubjekte  in  näherer 
Beziehung  steht  als  das  Jahresprodukt  und 
deswegen  den  Namen  Volkseinkommen  viel- 
leicht in  erster  Linie  in  Anspruch  nehmen 


dürfte  und  deren  statistische  Ermittelung 
wohl  auch  keine  grösseren  Schwierigkeiten 
bietet  als  die  anderen  gesuchten  Summen, 
ja  die  so  dornenvollen  Doppelberechnungen 
(doubles  emplois)  vielleicht  sogar  leichter 
vermeiden  lässt.  Uebrigens  mag  man  dar- 
über streiten,  ob  das  eine  oder  das  andere 
»das  Volkseinkommen  sei«,  für  eine  Beihe 
von  Betrachtungen  und  Urteilen  sind  diese 
Summen  von  Wichtigkeit,  und  gleichmässig 
ermittelt,  gestatten  sie  auch,  ungeachtet 
ihrer  mangelhaften  absoluten  Genauigkeit, 
lehrreiche  vergleiche. 

Die  Kritik  führt  uns  also  nicht  ziu:  Be- 
vorzugimg einer  der  sogenannten  Methoden, 
sondern  zur  Ei*kenntnis,  dass  hier  nicht  so 
sehr  Methoden  die  Ermittelung  eines  und 
desselben  Ganzen  als  selbständige  statisti- 
sche Aufgaben  vorliegen,  von  denen  jede  in 
ihrer  Weise  der  Vervollkommnung  fähig  ist. 
Dass  sie  sich  zugleich  gegenseitig  ergänzen 
und  kontrollieren,  ist  von  allen  Statistikern 
anerkannt  und  bedai-f  nach  dem  Gesagten 
kaum  näherer  Begründimg.  Die  Beziehun- 
gen dieser  verschiedenen  Summen  zu  ein- 
ander zu  ermitteln,  ist  viel  mehr  Aufgabe 
der  theoretischen  Nationalökonomie  als  der 
Statistik.  3Iit  der  Ausdehnung  der  Ein- 
kommensteuer gewinnt  natürlich  die  Indi- 
vidualmethode  immer  mehr  und  mehr  das 
Uebergewicht. 

Die  Vergleichbarkeit  der  nach  der  einen 
oder  der  anderen  Methode  in  verschiede- 
nen einzelnen  Fällen  gewonnenen  Resultate 
hängt  natürlich  von  den  gegebenen  Voraus- 
setzungen ab. 

Vor  allem  sind  Vergleichungen  dann 
möglich,  wenn  mit  Grund  angenommen 
wertien  kann,  dass  sich  die  begangenen 
Fehler  in  derselben  Richtung  bewegen  und 
auch  in  der  Grösse  nicht  allzusehr  von  ein- 
ander abweichen.  Dies  ist  der  Fall,  wenn 
das  Einkommen  einer  und  derselben  Volks- 
wirtschaft in  verschiedenen,  nicht  allzuweit 
von  einander  entfernten  Zeitpunkten  ver- 
glichen wird.  Hier  kann,  wenn  die  ange- 
wandte Methode  dieselbe  ist  und  auf  die 
verschiedene  Genauigkeit  der  Erhebung  ge- 
h()rig  Rücksicht  genommen  wird  (nament- 
lich bei  der  Einkommensteuerstatistik  wich- 
tig!), mit  ziemlicher  Zuversicht  das  Wachsen, 
die  Gleichheit  oder  die  Abnahme  des  Volks- 
einkonmiens  konstatiert  werden.  In  der 
That  besteht  kein  Zweifel  über  das  be- 
deutende Wachsen  des  Volkseinkommens 
der  Kulturstaaten  in  den  letzten  Jahrzehn- 
ten. Der  zweite  Fall  dieser  Art  liegt  vor, 
wenn  in  zwei  Staaten  mit  sehr  ähnlichen 
Kulturverhältnissen  und  gleichartigen  sta- 
tistischen Grundlagen  (z.  B.  gleichartiges 
Steuersystem)  solche  Berechnungen  vorge- 
nommen werden. 

Je  weniger   diese  Voraussetzungen    zu- 
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treffen,  desto  unverlässlicher  werden  die 
Resultate,  sodass  schliesslich  nur  ganz  rohe 
Unterschiede  konstatiert  werden  können,  zu 
deren  Beobachtung  verwickelte  statistische 
Berechnimgen  überhaupt  nicht  erforderlich 
wären. 

Moreau  de  Jonnes  versucht  1825  folgen- 
den Vergleich  des  Volkseinkommens. 


1826 

Frankr.   Grossbrit. !  N.-Amer. 
Millionen  Eres. 

1.  Erzeugn.    d. 
Urproduktion 

2.  Gewerbe 

3.  Einfuhr 

4  678,7 
I  820,1 

438,4 

5  420,4 

3  568,0 

753,8 

1608 
906 

383 

Summa 
davon  Export 

6  937,2 
461,1 

9  742,2 
I  140,5 

2897 
404 

Volkseinkommen  I    6476,1    |    8901,7    |      2493 

Hau  sucht  diese  Angaben  durch  den 
Abzug  des  dritten  Teiles  des  Wertes  der 
Industrieprodukte  (als  Wert  der  Rohstoffe) 
zu  berichtigen  imd  berechnet  davon  für 
den  Kopf  in  Frankreich  204  Francs,  Gross- 
britannien 407  Francs,  Nordamerika  259 
Francs. 

In  den  Arbeiten  Soetbeers  ist  die  Ver- 
gieichung  des  preussischen  und  sächsischen 
Volkseinkommens,  bei  welchem  die  obigen 
Bedingungen  in  hohem  Grade  zutreffen, 
schön  durch^führt  und  der  Vergleich  mit 
Grossbritannien,  wo  schon  wesentliche  Ver- 
schiedenheiten bestehen,  mit  vieler  Umsicht 
erläutert.  Er  hat  hierzu  die  folgende  Tabelle 
(s.  S.  365)  zusammengestellt. 

In  der  Hamburger  Statistik  finden  sich 
Vergleiche  über  Volkseinkommen  in  mehre- 
ren deutschen  Städten  (s.  unten  sub  e). 

3.  Die  Einkommensverteiliuig.  a) 
Allgemeines.  Unter  der  Verteilung  des 
Einkommens  verateht  man  das  Verhältnis, 
in  welchem  die  einzelnen  Wirtschaftssub- 
jekte am  Volkseinkommen  Anteil  haben, 
oder  das  Verhältnis  der  Einkommen  zu 
einander.  (In  einem  andern  Sinne  die 
Vorgänge  durch  welche  diese  Verteilung 
stattfindet  [vgl.  F.  J.  Neumann  bei  Schön- 
bergl). 

Die  Statistik  der  Einkommensverteilung 
und  die  Vergleichung  der  Ergebnisse  zu 
verschiedenen  Zeitpunkten  und  bei  ver- 
schiedenen Volkswirtschaften  bildet  die  po- 
sitive Grundlage  der  Erkenntnis,  in  welchem 
Sinne  sich  diese  Verteilung  verändert.  Da- 
durch tritt  dieser  Teil  der  Einkommenssta- 
tistik in  die  engste  Verbindung  mit  den 
auf  deduktivem  Wege  aufgestellten  Lehr- 
sätzen über  diesen  Gegenstand  und  mit 
den  wichtigsten  Problemen  der  -  sozialen 
Frage. 

Die  Einkommensverteilung  kann  zunächst 


in  der  Weise  betrachtet  werden,  dass  die 
einzelnen  Wirtschaftssubjekte  ohne  weitere 
Gruppierung  nebeneinander  gestellt  wer- 
den. Gegenstand  der  Betrachtung  ist  hier 
die  Häufigkeit  der  einzelnen  Einkommens- 
grössen,  ihr  absoluter  Gesamtbetrag  mid 
ihr  Verhältnis  zu  einander  und  der  in  jeder 
Klasse  auf  den  Kopf  (s.  oben)  entfaUendeu 
Summe.  Die  Einkommen  werden  in  ge- 
wisse Grössenklassen  unterschieden,  die 
meist  in  den  Einkommensteuergesetzen  po- 
sitiv gegeben  sind.  Eine  selbständige  Auf- 
gabe der  Statistik  ist  es  dann,  wieder 
grössere  Abstufungen  zu  bilden,  welche  ge- 
wissen sozialen  Unterschieden  oder  Wohl- 
standsstufen entsprechen,  z.  B. 

Sachsens  Stat.  Bureau  (Zeitschr.  1878) 
unterscheidet : 

1)  unbemittelte  Klasse  bis  800  Mark 
5)  nüttiere  Klasse  801—3300  Mark 

3)  wohlhabende  Klasse  3301—9600  Mark 

4)  reiche  IQasse  melu:  ^s  9600  Mark. 
Soetbeer: 

dürftige  Einkommen  bis  225  Mark 
kleine  Einkommen  526—2000  Mark 
massige  Einkommen  2001—6000  Mark 
mittlere  Einkommen  6001—20000  Mark 
grosse  Einkommen  20001—100000  Mark 
sehr  grosse  über  100000  Mark. 
Samter: 

1)  dürftige  Einkommen  360—750  Mark 

2)  erträgliche  750—1500  Mark 

3)  gute  Einkommen  1500—3000  Mark 

4)  reiche  Einkommen  über  3000  Mark. 
Wühehn   Boehmert  in   seiner  neuesten 

Arbeit  ohne  nähere  sprachliche  Bezeich- 
nung: I.  bis  900  Mark.  11.  über  900  bis 
2100  Mark.  HI.  über  2100  bis  9500  Mark. 
IV.  über  9500  Mark.  Die  preussische  amt- 
liche Statistik  bringt  Gruppen  von  900  bis 
3000  Mark,  3000—6000  Mark,  6000—9500 
Mark  und  danlber  zur  Darstellung;  die 
neue  österreichische  Statistik  hebt  die  jener 
Grenze  ganz  nahestehende  Summe  von 
6000  ü,  besondere  hervor. 

Die  Erfahnmg  lehrt,  dass  die  unteren 
Einkommensstufen  im  Verhältnis  zu  den 
höheren  sehr  stark  besetzt  sind  und  auch 
in  ihrem  Gesamtbetrag  denjenigen  der 
höheren  stark  (natürlich  nicht  in  demselben 
Verhältnis  der  Häufigkeit)  übersteigen  (s. 
die  unten  folgenden  Tabellen).  Von  Wich- 
tigkeit ist  es  dann  noch,  die  Höhe  der  im- 
tersten  Einkommen  in  Bezug  auf  den  Be- 
darf festzustellen,  um  ein  Büd  von  der  be- 
obachteten Verteilung  zu  bekommen. 

In  Bezug  auf  die  zu  beobachtenden  Ver- 
änderungen der  Verteilung  nimmt  hier  die 
Frage  die  grösste  Wichtigkeit  in  Anspruch, 
ob  die  Verteilung  regelmässiger  oder  un- 
regelmässiger werde;  das-  letztere  ist  am 
deutlichsten  dann  der  Fall,  wenn  die 
grossen    Einkommen    dem    Betrage    nach 
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Preussen 

Sachsen 

Grossbritannien  nnd  Irland 


Bevölke- 

mn^szn- 

nähme 

1875—1888 

10 


1876 


Gesamt- 

£in- 
kommen 

MiU.  M. 


io,o 

15,0 
10.6 


für 

den 

Kopf 

M. 


1881 


Gesamt- 

Ein- 
kommen 

MiU.  M. 


für 

den 

Kopf 

M. 


1886 

Gesamt- 

Ein- 
kommen 

Mill.)  M. 


für 

den 

Kopf 

M. 


7  857,« 
23  180 


305 
703 


8228,2  I    302 

988,0      332 

23410,0      673 


8884,1 

I  194,1 
25  190,0 


314 

375 
690 


b)    Die    behaupteten    Verteüungs- 


wachsen  nnd  an  Häufigkeit  abnehmen,  wäh-  ' 

rend  die  kleinen  an  Höhe  ab-  und  an '  tendenzen  in  der  Gegenwart.  Gewiss 
Häufigkeit  zunehmen,  während  die  mittle-  ist  ea  ein  Zeichen  ftlr  die  ausserordent- 
ren  Einkonmiensstufen  seltener  werden.  ;  liehe  Schwierigkeit  derartige  Fragen  statis- 
Eine  zweite  bedeutend  verwickeitere  tisch  zu  entscheiden,  dass  auf  Grund  des 
Aufgabe  der  Verteilungsstatistik  ist  es,  den  identischen  Materials  geradezu  gegenteilige 
Anteil  der  einzelnen  Einkommen  an  dem  Behauptungen  über  die  aus  demselben  er- 
Produktionsertrag  zu  ermitteln.  Vom  theo-  sichtlichen  Verteilungstendnzen  aufgestellt 
retischen  Standpunkt  wird  die  Frage  meist  wurden. 

in  der  Form  aufgeworfen,  den  Anteil  der  So  haben  Giffen,  Soetbeer,  Lerov-Be^u- 
Einkommenszweige,  Lohn,  Zins,  Rente,  und ;  Heu  und  andere  aus  den  Tafeln  der  Sta- 
Unternehmereinkonunen  am  Nationalprodukt  tistik  nur  beruhigende  Symptome  heraus- 
zu  ermitteln.  Sowohl  das  eherne  Lohnge-  gelesen,  während  von  den  Sozialisten,  denen 
setz  Ricardos  als  Careys  Schema  wün-  aber  in  dieser  Beziehung  eine  ganze  Reihe 
sehenswerter  Verteilung  als  die  gegen-  anderer  Schriftsteller  beistimmten,  gerade 
wärtige  Streitfrage  über  die  Gestaltung  des  in  den  Thatsachen  der  Statistik  die  Begi-ün- 
Arbeitslohnes  bewegen  sich  auf  diesem  Ge- ,  düng  für  ihre  Behauptung  einer  immer  un- 
biete.  Hier  ist  abgesehen  von  der  Grösse  günstigeren  Entwickelung  der  Einkommens- 
des  Gesamteinkommens  zu  unteracheiden : ,  Verteilung  erblickt  wurde.  Am  eingehend- 
1)  die  Grcfese  des  gesamten  Einkommens,  sten  ist  diese  Auffassung  von  Schippcl  be- 
welches  als  Lohn  u.  s.  w.  zur  Verteilung  gründet, 
gelang  der  Gesamtanteü  des  I>)hiiesu.  8.  w         ^  ;^j.i^^^^  ^^^^  ^^^  ^^^^  ^^^^  ^^^ 

am  ^Iksemkommen.    2)  Der  aiif  den  Kopf  hauptsächlich  in  den  achtziger  Jahren  ge- 
des  Emkommenssubjekte  jeder  Klasse  ent- ;  ^^^  Contreverse  näher  einzugehen, 
fallende   Betrag.     3)  Die  Verteilung  jedes        ^.^_  . ^  ..^    ,. .^_^_  _ 


dieser  Zweige  unter  die  einzelnen  Einkom- 
menssubjekte. 


Giffen  beurteilt  die  englischen  Einkom- 
mensverhältnisse, wie  sie  sich  in  der  Sta- 


Der  so  beliebten,  namentlich  von  Lerey-  ^^sük  der  Jncpmetox  darstellen,  und  sucht 
Beauüeu  hervorgehobenen  aber  auch  von  a^^^^^^/a^/^^^^prösse  der  von  der  In^ 
Goschen  benutzten  Beweisführung,  aus  dem  cometai  befreiten  Einkommen  unter  LK)  £, 
Sinken  des  Zinsfusses  und  der  landwirt.  ^»^  zwar  auf  Gnmd  der  Lohnstatistik  zu 
schaftüchen  Gnmdrente  in  Eim)pa  auf  eine  -  s^*^^^??-  ,^   ^^^*?.^.oor  ^^"^  r?^®l\l!?!;?' 


gleichmässigere  Verteilung  der  Einkommen 
zu  schliessen,  ist  entgegenzuhalten,  dass 
dieses  Resultat  nur  bei  gleichbleibender 
Vermögensverteilung  eintritt,  während  bei 
starker  Anhäufung  des  Vermögens  auch 
bei  sinkendem  Zinsfuss  und  Rente  die  Ein- 
kommensverteilung ungleichmässiger  wer- 
den kann. 

Dagegen  wirkt  aUerdings  ein  Steigen 
des  realen  Arbeitslohns  immer  im  ausglei- 
chenden Sinne.  ' 

Grossbritannien  und  Irland 


dass  die  Löhne  seit  1835  um  5()— 100«/o 
im  Gelde  gestiegen  seien ,  während  die 
Preise  und  Lebensbeilürfnisse  mit  Ausnahme 
der  Wohnung  und  des  Fleisches,  welches 
1835  die  arbeitenden  Klassen  nur  in  der 
Form  des  »bacon«  berührt  habe,  gleich  ge- 
blieben seien.  Zugleich  sucht  er  das  Ein- 
kommen aus  Arbeit  von  dem  Einkommen 
aus  Besitz  zu  trennen.  Das  Resultat  seiner 
Untersuchung  zeigen  folgende  Tabellen: 


Zuwachs 


Betrag 


/O 


1.  Kapitalistenklasse  ans  dem  Kapital 

2.  Arbeitseink.  (der  Kapitalisten)  nach  der  Incometax 

3.  Arbeitseinkommen  der  höheren  nnd  der  mittleren 

Klassen  unterhalb  der  J.  C 

4.  Klasse  der  Handarbeiter 


190 
90 

64 
171 


400 
180 


140 
550 


210 
90 

76 
379 


110 
100 

100 
200 
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Die  Verteilung  der  der  Einkommenssfa- 
tistik  unterliegeoden  Einkommen  auf  Kapi- 
^  wnd  Arbeit  ist  aus  folgender  Tabelle  er- 
sichtlich : 


Seh.  A.  Grund- 
besitz ohne 
Hausrenten 

HdUBrenteD 

Seh,  B.  Pacht- 
renten 

Seh.  C.  Hinten 
ans  bew.  V. 

Seh.  D.  Ge- 
werbsgewinn : 

I.Privatnntem. 

II-Gesellachaft. 

Seh.  E.  Gehalt« 


584 
Mehreren  gegen 


407|i77|2S2,5[[o7,5  !iS8,5  |  93,5 

360        I         3S2 
:  Lohn  Statistik  er- 


j  Goschen  sucht  in  seinem  Vortrage  1886 
namentlich  den  Aufschwung  der  Mittel- 
klassen naclizuweisen,  wozu  er  die  wenig 
brauchbaren  Ergehnisse  der  Seh.  D  und  E 
benutzt;  nach  ihm  soll  die  Ausbreitung  der 
Aktiengesellschaften  zur  Ausgleichung  der 
Eiiikommensuüterschiede  wesentlich  beige- 
tragen haben. 

Soetbeer,  dem  bezflglich  der  Jahre  1851 
bis  1873  Engel  in  seinen  umfassenden  Ar- 
beiten in  der  Zeitschrift  des  königlich 
prenssischen  statistischen  Bureaus  voraus- 
gegangen ist,  hat  seit  zehn  Jahren  die  Er- 
gebnisse der  preuseisc-hen  Einkommen-  und 
Klassensteuer  verfolgt  nnd  namentlich  mit 
den  sächsischen  und  englischen  Verhält- 
nissen verglichen.  Hinsichtlich  der  nicht 
eingeschätzten  Einkommen  unter  420  Mark 
(mit  25%  Zuschlag  wegen  milder  Ein- 
schätzung 525  Mark)  sucht  er  ebenfalls  aus 
der  LohnstatJstifc  und  Be^'SIkeningsziffer 
die  Ergänzung  zu  finden.  Er  nimmt  für 
Einzelhaushaltungen  300  Mark,  fflr  Fa- 
milienhaushalte 500  Mark  als  Durchschnitt  an. 
Den  kürzesten  Ueberblick  über  die  Re- 
sultate seiner  Forschungen  giebt  die  folgende 
Tabelle: 


Zahl  der  Censiten 

ahnt  An- 
gehörige 
Personen 

7. 

mit  An- 
gehörigen 
Personen 

% 

im 
Ganzen 
MUl.  M. 

% 

Cenait 
M. 

pro 
Kopf 
M. 

Dürftige  Einkorn,  bis  Ö25M. 
KleineEinkom.  52e—  2000  „ 
H&aaieeEtnk.  2001-  6000  „ 
Mittiere  Eink.  6001-20000  - 
Groa8eEmk.2O001— 100000  „ 
Sehr  grosse  Eink.  üb.lOOOOO  „ 
Zusammen 


DQrftiee  Einkorn,  bis  525  H. 
Kieme  Emkom.  626—  2000  „ 
Massige  Emh.  2001—  6000  . 
Mittlere  Eink.  6001— 20000  „ 
GrosseEink.  20001—100000  „ 
Sehr  grosse  Eink.  Üb.lOOOOO 


3311752 

4704757 

384  Z48 

58286 


6369856I  25,65 
6S40444  67,82 
1381044I     5,56 


16,86 

400 

4354.4 

S5,4S 

926 

559,6 

7,12 

9601 

285,7 

1,64 

38093 

113,1 

1,44 

7857.0 

100 

928      1 

258 
833 

»637 
>4ö7 

58  3'3 
316 


5  259  805 
45B  692 

83823 


Zusammen  1 9  915  739  (' 


S  285  1641  29,20 
iS  052  480  63,6z 


|28  374035|n 


1 650,5 

17,68 

4D2 

914 

8,6^ 

9617 

417,1 

4,47 

37821 

167,0 

1,79 

198731 

9  33a.2 

100 

941       1 

Dürftige  Einkam.  bis  S 

Kleine£inkom.526—  2000  . 

Massige  Einh.  2001— 6000  „ 

Mittlere  Eink.  6001— 20000  , 

GrosseEiuk.  20001-100000  , 

8ehrgroggeEink.llb.l00000  , 


Hierzu   ist  folgende  Tabelle  Engels  zu  1  sich    je   100    Steue 
vei^leichen :  Einkommen 

In  der  Zeit  von  1852 — 1873  vermelirten  I 


M, 

4094428 

40,11 

8  383  359 

28,62 

I  647,4 

16,58 

472 

197 

551782^ 

54,05 

18  562  145 

61,81 

5119,7 

51,53 

928 

270 

490541 

1  778  15s 

6,12 

I  593.1 

16,08 

3248 

91512 

0,90 

317  193 

1,09 

9639 

2781 

V  ^.Ä 

(     '  ^ 

3681  (  "'"' 

219.6 

a,2i 

276789 

59  666 

men 

10  207892 

100 

29  087  933 

.00 

9936.1 

.00 

973 

342 

Einkommen  (Statistik  und  Einkommensverteilung) 


867 


in  der  Klassensteuer 
bis  400  Thlr.  auf  122,8 

von  400—100  Thlr.  „    175 

durchschnittlich    124,0 

in  der  Einkommensteuer 

1000—    1600  Thlr.  auf    210,2 

1600-    3200      „       „     232,3 

3200-    6000      „       „      253,9 

6000—  12000      „       „     324,8 

„       12000—  24000      „       „     470,6 

„       24000-52000      „       „     576,3 

„       52000—100000      „       „      568,4 

„     100000-200000      „       „      533,3 

„     200  OOOThlr.u.  m.  „   2200,0 

Vermehrung  der  Steuerzahler  der 
Einkommensteuer  von  je  100  auf      225,7 

Soetbeer  muss  selbst  zugeben,  dass  die 
von  ihm  nachgewiesenen  Eesultate  Anhalts- 
punkte zu  der  Behauptung  geben,  dass  sich 
das  Einkoramen  ungleichmässiger  verteile, 
da  die  unteren  und  oberen  Klassen  an 
Häufigkeit  zunehmen,  die  unteren  im  Durch- 
schnittseinkommen sinken,  die  höheren  stei- 
gen. Er  selbst  hält  aber  diesen  Schluss 
mr  nicht  gerechtfertigt,  weil  die  Einschätl- 
img  für  die  befreiten  Klassen  milder,  für 
die  höheren  strenger  werde  (diese  Ansicht 
ist  inzwischen  diuxjh  die  preussische  Steuer- 
reform gründlich  widerlegt)  und  sich  der 
Fortschritt  der  Volkswirtschaft  gar  nicht 
anders  zeigen  könne,  als  dass  allmählich 
immer  mehr  Steuerpflichtige  in  die  höheren 
Klassen  aufrücken. 

Den  extremsten  Standpunkt  vertritt  Leroy- 
Beaidieu,  der  aus  zahlreichen  Daten  ge- 
radezu die  Tendenz  des  bestehenden  "Wirt- 
schaftssystems, die  Einkommensungleichhei- 
len  zu  beseitigen,  nachweisen  will. 

Dem  gegenüber  sucht  Schippel,  der  sich 
hauptsäcUich  mit  den  englischen  Verhält- 
nissen beschäftigt,  den  Beweis  zu  erbringen, 
dass  dem,  wie  auch  er  zugiebt,  ausser- 
ordentlich gestiegenen  .  Volkseinkommen 
gegenüber  der  Anteil  der  Arbeiter  besten- 
fedls  absolut  gleich  geblieben,  also  relativ 
gefallen  sei.  Da  Schippel  nur  über  das 
Gleichbleiben  oder  Sinken  des  Lohnes  sta- 
tistisch Beweis  führt,  ist  hier  hauptsächlich 
seine  Kritik  der  Giffenschen  Angaben  her- 
vorzuheben. Sie  bezieht  sich  in  erster 
Linie  auf  die  weitere  Verbreitung  der 
Frauen-  und  Kinderarbeit  und  der  Arbeits- 
losigkeit, weshalb  die  Berechnung  des  Ar- 
beitseinkommens aus  den  ^etwa  gar  in  be- 
sonders günstigen  Zeiten  ernobenen)  Löhnen 
des  erwachsenen  männlichen  Arbeiters  ganz 
unzulässig  sei.  Die  englische  Einkommen- 
steuer und  die  so  beliebte  Sparkassensta- 
tistik beziehe  sich  überhaupt  nur  auf  die 
besitzenden  Klassen.  Endlicn  macht  Schip- 
pel auf  die  völlige  Unbrauchbarkeit  der 
öch.  D  zu  Berechnungen  dieser  Art  auf- 
merksam, da  die  Einschätzimg  zu  dieser 
Steuer  hinter  der  Wahrheit  stark  zurück- 


bleibt und  eine  Zusammenfassung  der  Ein- 
kommen einer  Person  nicht  stattfindet. 

Für  die  aprioristische  Beurteilungsweise 
Schippeis  ist  übrigens  folgender  Satz  cha- 
rakteristisch (S.  190).  »Die  Personen  mit 
über  100  £  Einkommen  besitzen  etwas  über 
die  Hälfte  des  britischen  Nationaleinkom- 
mens, nämlich  408  Millionen  von  814  Millio- 
nen. Ihre  Zahl  beträgt  aber  nur  1,3  Millio- 
nen, während  ihnen  12,5  Millionen  als  Be- 
sitzer der  anderen  Hälfte  gegenüberstehen. 
Ein  Elftel  der  erwerbenden  Bevölkerung 
(9,2^/0)  bringt  also  die  Hälfte  der  Frucht 
der  nationalen  Arbeit  ein.  Gehen  wir  wei- 
ter in  das  Detail  der  Aufstellungen  ein,  so 
entfalten  sich  nur  noch  schlimmere  und 
gefährlichere  Gegensätze,  die  arbeitenden 
Klassen  machen  80®/o  aller  Personen  aus, 
sie  beziehen  aber  nm*  4()®/o  des  Einkom- 
mens. Die  obersten  Spitzen  der  Gesell- 
schaft dagegen  umfassen  1,7*^/0  der  Bevöl- 
kenmg  und  beziehen  fast  die  gleiche 
Summe,  nämlich  36,5  *^/o«.  Uebrigens  be- 
klagt Schippel  selbst  den  Mangel  verläss- 
licher Grundlagen  für  eine  Einkommenssta- 
tistik der  arbeitenden  Klassen  auf  das  leb- 
hafteste. 

Wiewohl  die  Ausfühnmgen  Schippeis 
einen  exakten  Gegenbeweis  gegen  die  oben 
angeführten  Dai-legimgen  nicht  erbringen, 
so  enthalten  sie  doch  gewichtige  Einwen- 
dungen gegen  die  von  den  Gegnern  einge- 
haltene Methode  und  nifen  ernste  Zweifel 
gegen  die  optimistischen  Resultate  der  letz- 
teren wach.  So  dürfte  man  Soetbeers  Be- 
nihigung  kaum  zu  teilen  vermögen,  wenn 
man  erwägt,  dass  die  Anzahl  der  auf  dürf- 
tige Einkommen  angewiesenen  Personen 
von  25,65^/0  auf  29,20%  bezw.  28,82  «/o 
der  Bevölkenmg  gestiegen  und  das  Ein- 
kommen für  den  Kopf  von  208  Mark  auf 
199  Mark  bezw.  197  Mark  gefallen  ist, 
während  die  Angehörigen  der  folgenden 
Klasse  (525-2000  Mark)  von  67.82  auf 
63,62  «/o  bezw.  63,81  ^/o  der  Bevölkerung  ge- 
fallen sind  und  alle  höheren  Einkommen 
eine  starke  Zunahme  der  Häufigkeit  auf- 
weisen. 

Da  nach  Soetbeer  das  Einkommen  für 
den  Kopf  der  Bevölkenmg  316  bezw.  329 
und  342  Mark  beträgt,  so  muss  man  doch 
eben  die  Klasse  mit  526—2000  Mai-k  mit 
dem  Durchschnittseinkommen  von  258  bezw. 
276  Mark  für  den  Kopf  als  Mittelklasse 
ansehen;  gewiss  wird  die  Frage  oft  da- 
durch verwirrt,  dass  man  unter  Mittel- 
klassen in  einem  etwas  anderen  Sinne  an 
höhere  Einkommenklassen  denkt.  (Soetbeer, 
mittlere  Einkommen  6001—20000  Mark). 

Endlich  verdient  die  in  Preussen  und 
Sachsen  gemachte  Wahrnehmung  der  Er- 
wähnung, dass  die  Periode  des  Aufschwungs 
die  Ungleichheit  der  Einkommen  förderte. 
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während  die  Zeit  der  Krise  die  Zahl  vde 
den  Dm-dischnittsbetrag  der  grossen  Ein- 
kommen zurückgehen  liess. 

Endlich  sei  von  älteren  Daten  hier  noch 
die  folgende  Tabelle  aufgenommen,  die  über 
die  Entwickelung  der  Einkommensverteilung 
in  Finnland  Aufsohluss  giebt. 

Anzahl  der  Personen  mit  einem  Ein- 
kommen 


n 


1865 

1871 

1881 

über  100000  M. 

5 

14 

^5 

n  50000—100000  „ 

28 

47 

41 

10000—  ÖOOOO  „ 

662 

760 

905 

5000—  10000  „ 

I  369 

1530 

1818 

1000-    5000  „ 

17512 

15425 

24543 

500—    1000  „ 

60941 

108  530 

114417 

o)  Julius  Wolf  über  die  Einkom- 
mensverteilung. In  diesem  Streite  hat 
Julius  Wolf  (Sozialismus  1892)  sehr  ener- 
gisch zu  Gunsten  der  optimistischen  Auf- 
fassung der  Dinge  Partei  genommen  und 
hierbei  die  diesen  ganzen  Untersuchungen 
zu  Gnmde  liegende  Methode,  die  Häufig- 
keit der  einzelnen  Einkommensstufen  in 
zwei  verschiedenen  Zeitpunkten  mit  einan- 
der zu  vergleichen,  in  mehrfacher  Beziehung 
einer  einschneidenden  Kritik  unterzogen. 

Er  verlangt  in  erster  Linie,  dass  der  Zu- 
wachs an  Censiten  einer  bestimmten  Ein- 
kommensstufe nicht,  wie  bisher,  zu  der 
früheren  Anzahl  der  Censiten  derselben 
Stufe,  sondern  zu  der  Anzahl  der  nächst- 
ni adrigeren  Stufe  in  Beziehung  gesetzt 
werde,  weil  nur  dies  im  grossen  und  gan- 
zen dem  »historischen  Prozesse  des  Auf- 
steigens  aus  einer  Stufe  in  die  höhere« 
entspreche.  Als  »Zuwachs«  ist  hierbei 
nicht  nur  die  arithmetische  Differenz  zwi- 
schen den  beiden  Zeitpunkten  anzusetzen, 
sondern  es  muss  auch  noch  die  Anzahl,  die 
die  obere  Steuerstufe  nach  oben  »abgegeben« 
hat,  hinzugerechnet  werden.  Zur  Beleuch- 
tung der  Tragweite  dieser  Rechnungsme- 
thode  ein  Beispiel: 

In  Sachsen  betrug  die  Zahl  der  ein- 
geschätzten Personen  mit  Einkommen 


1.  bis  500 

2.  von  500-  800 

3.  „    800—1600 

4.  „  1600—3300 

5.  „  3300—9600 

6.  ,.    über  9600 


M 


1879 

560210 

270  246 

165  699 

62  140 

24  140 

5293 


1890 

546  138 

401  439 

318  125 

91  124 

36841 

10402 


Nach  der  üblichen  Methode  ergiebt  sich  der 
Zuwachs  von  der  2.  bis  6.  Stufe: 


2. 
3. 
4. 


5. 

6. 


50% 

^0 


96»' 


48,5«'o 
92,  % 

47,  ^0 

Nach  Wolfs  Berechnung  ergiebt  sich,  dass 
an  Prozenten  des  früheren  Besitzstandes  jeder 
Klasse  aufgestiegen  sind: 


Aus  der 

1. 

in 

die 

2. 

50.7 

jj       ?? 

2. 

»j 

JJ 

3. 

67,2 

j:          11 

3. 

» 

>> 

4. 

24,9 

»t          J» 

4. 

» 

JJ 

5. 

28,3 

11          u 

5. 

V 

JJ 

6. 

21,3 

Zum  zweiten  macht  Wolf  darauf  aufmerk- 
sam, dass  die  oberste  Klasse  im  Gegensatze  zu 
allen  anderen  die  einzige  sei,  die  nach  oben 
nichts  abgiebt,  weshalb  eine  Erhöhung  ihres 
Bestandes  nach  der  bisherigen  Methode  ge- 
messen mit  jenen  der  übrigen  Klassen  nicht 
auf  eine  Linie  gestellt  werden  dürfe,  wäh- 
rend bei  seiner  Methode  diese  Ungleich- 
heit nicht  bestehe. 

Mit  der  letzteren  Bemerkung  hat  Wolf 
allerdings  dann  Recht,  wenn  die  Statistik 
alle  Bewohner  oder  doch  alle  Einkommens- 
empfänger umfasst. 

Fehlen  in  dereelben  aber,  wie  z.  B.  in 
der  preussischen  Statistik,  die  Empfänger 
eines  steuerfreien  Minimums,  so  ist  auch 
der  Prozentsatz  der  obersten  Klasse  im 
Verhältnis  zu  allen  Steuerpflichtigen,  nicht 
ausser  Zusammenhang  mit  den  übrigen 
Einkommenstufen,  weil  dann  die  eventuelle 
Vermehrung  der  Steuerpflichtigen  überhaupt 
ins  Gewicht  fällt. 

Was  den  ersten  Einwand  anbetrifft,  so 
soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass 
Wolf  die  Anregung  zu  einer  neuen  Be- 
trachtungsweise der  Statistik  gegeben  hat. 
Wenn  er  aber  behauptet,  damit  einen  der 
gröbsten  methodischen  Irrtümer  aufgedeckt 
zu  haben  und  damit  den  Beginn  eines 
»Sündenregisters  der  öffentlichen  Meinung« 
anlegen  zu  können,  so  ist  das  doch  ai-g 
übertrieben.  Niemandem  ist  doch  beige- 
fallen, mit  den  üblichen  Vergleichen  die 
Bewegung  der  einzelnen  Censiten  in  den 
Klassen  messen  zu  wollen,  in  welchem 
Falle  Wolfs  Belehrung  allerdings  am  Platze 
wäre,  sondern  man  hat  den  Stand  der  Ver- 
teilung an  zwei  verschiedenen  Zeitpunkten 
verglichen  und  thut  das  trotz  Wdf  auch 
heute  noch.  Zur  Erreichung  des  von  ihm 
gesteckten  Zieles  reicht  doch  auch  Wolfe 
Methode  offenbar  nicht  aus,  da  er  nur 
eine  Richtung  der  Bewegung,  jene  nach 
aufwärts,  berücksichtigt. ;  ferner  ist  die  grosse 
Bedeutung  der  Klassenabgrenzung  zumal  für 
seine  Rechnungsweise  von  ihm  nicht  ge- 
nügend gewürdigt. 

Das  Aufsteigen  von  10 '^/o  der  Steuer- 
pflichtigen aus  einer  Steuerklasse  von  0  bis 
500  Mark  oder  von  500—800  Mark  Ein- 
kommen und  aus  einer  Steuerklasse  von 
3300 — 9500  Mark  sind  doch  ganz  inkommen- 
surable Vorgänge. 

In  dem  ersten  Falle  liegt  die  Klassen- 
grenze um  23  %  über  der  Klassenmitte  (650) 
und  60  %  über  der  üntergrenze,  im  zweiten 
um  fast  50^/0  über  der  Klassenmitte  (6450 
Mark)  und  190*^/0  über  der  üntergi-enze. 
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Bei  Klassen  mit  so  weiten  Grenzen  be- 
deutet also  ein  gleiches  prozentuales  Auf- 
steigen der  Censiten  eine  viel  stärkere  Be- 
wegung als  bei  Klassen  mit  geringerer 
Spannung. 

Aber  selbst,  wenn  Wolfs  Ziffern  zur 
unmittelbaren  Ablesung  der  sozialen  Ge- 
staltung geeignet  wären,  zeigten  sie  nicht 
auch  bei  dem  Uebergang  aus  der  dritten 
in  die  vierte  Stufe  eine  bedenkliche  Ein- 
schnürung? 

Insofern  die  Kritik  gegen  den  Prozent- 
ansdruck des  Zuwachses  im  Verhältnis  zur 
Besetzung  der  Klasse,  welche  den  Zuwachs 
erfuhr,  und  die  Vergleichung  der  so 
ermittelten  Zuwächse  gerichtet. ist,  enthält 
sie  einen  richtigen  Kern,  weil  hierbei  den 
absoluten  Zahlen  der  iKlassenangehörigen 
ein  zu  grosser  Einfluss  eingeräumt  ist,  der 
sich  namentlich  bei  den  meist  so  gering 
besetzten  höheren  Stufen  oft  verwirrend 
geltend   macht,   z.   B.   wenn   einer  Klasse, 


der  nur  ein  Censit  angehörte,  ein  zweiter 
zugewachsen  ist,  100  ®/o.  Aber  gei-ade  die 
oben  angeführte  Soetbeersche  Darstellung 
ist  diesem  Vorwurf  nicht  ausgesetzt,  und 
auch  in  neuerer  Zeit  wird  —  gewiss  mit 
Recht  —  der  Darstellung  der  Klassenbe- 
setzung in  Prozenten  der  Censiten  oder  der 
Bewohner  der  Vorzug  gegeben  (s.  unten). 

Eine  andere  u.  a.  in  der  badischen  Sta- 
tistik angewandte  Methode,  die  Einkommens- 
verteilung zu  beobachten,  besteht  darin,  die 
Prozente  des  genannten  Einkommens- 
zuwachses einer  Periode,  die  jeder  ein- 
zelnen Stufe  zu  gute  gekommen  sind,  zu 
ermitteln.  Als  Vergleichsbasis  hierzu  ist 
dann  natürlich  eine  ähnliche  Berechnung 
der  Einkommensanteile  der  einzelnen  Stufen 
zu  Beginn  der  Beobachtungsperiode  erfor- 
derlich. 

In  diesem  Sinne  ist  lauf  Grund  der 
Mitteilungen  Schanz'  (F.A.  XIII,  2)1  die  nach- 
stehende Tabelle  zusammengestellt: 


Auf  die 

Von  dem 

gesamt. 

Von  dem  gesamt. 

Aufd.Stener- 

Stenerstufen 

Zuwachs  von 

Zuwachs  von 

stnfen  entfiel 

entfiel  1886 

1886-1891   entr 

1891—1896  ent- 

1896 

in  Prozenten 

fiel  in 

Proz. 

fiel  in 

Proz. 

in  Prozenten 

Stenerstufen 

•               • 

. 

• 

• 

^11 

teuer 
htig. 
£ink 

j  bh 

es 

Ein- 
men- 
achs. 

er 

uer- 

ihtig. 

des  ge- 
samten 
Ein- 
kommenz 

er 

ner- 

htig. 

'«.Sa 

00 'S 

dess 
pflic 
Ges.- 

S   0   S3 

p« 

I.        500—      900  M. 

63,70 

31,58 

49,83 

23,51 

32,30 

15,09 

59,37 

28,48 

n.*)    lOOO-    1400  „ 

16,93 

15,44 

26,89 

17,51 

35,98 

22,19 

19,73 

16,54 

ni.      1500—    2900  „ 

13,29 

20,57 

16,61 

18,96 

21,93 

23,43 

14,42 

20,67 

IV.      3000—    4900   „ 

3,67 

10,69 

3,35 

7,10 

6,01 

11,76 

3,84 

10,30 

V.      ÖOOO-    9900   „ 

h72 

8,94 

2,28 

8,86 

2,59 

9,42 

1,86 

8,99 

VI.    10000—  19500   ., 

0,50 

5,14 

0,61 

4,92 

0,70 

5,08 

0,53 

5,10 

Vn.    20000—  24500   „ 

0,06 

1,12 

0,09 

^19 

0,09 

i,ii 

0,07 

^'3 

Vm.    25000-  29000   „ 

0,04 

0,82 

0,01 

0,1  r 

0,10 

1,46 

0,04 

0,79 

IX.    30000—  39000   ,, 

0,03 

0,88 

0,10 

2,07 

0,10 

1,88 

0,05 

1,17 

X.    40000—  49000   „ 

0,02 

0,63 

0,05 

1,38 

OylO 

2,28 

0,03 

0,93 

XI.    ÖOOOO—  74000   „ 

0,02 

1,03 

0,07 

2,44 

0,05 

1,49 

0,03 

1,29 

Xn.     76000-  99000   „ 

0,00 

0,36 

0,04 

^71 

0,02 

0,98 

0,01 

0,62 

xnr.  100000— 149000  „ 

0,01 

0,65 

0,05 

3,64 

0,00 

0,44 

0,01 

^05 

XIV.  löOOOa-199000  „ 

0,00 

OAS 

0,00 

0,48 

0,02 

2,10 

0,00 

0,65 

XV.  200000  u.  mehr.   „ 

0,01 

1,70 

0,02 

6,12 

0,01 

1,29 

0,01 

2,29 

Summe  | 
*)   In  Baden  wird  das 


100     I     100 
Einkommen  auf 


100 
eine  durch 


100 
100, 


100 
500  etc. 


100     I     100    I     100 
teilbare  Zahl  abgerundet. 


Zur  Erläuterung  fttge  ich  noch  die  absoluten 
Zifiem  des  Beginnes  und  Endes  der  Periode  durch 
die  Tabelle  auf  S.  370  bei. 

Hierbei  ergiebt  sich  allerdings,  dass  jede 
Einkommensschicht,  damit  sie  ihren  früheren 
Rang  auch  nur  erhalte,  im  Masse  ihres 
bisherigen  Eanges  an  der  Steigerung  par- 
tidpieren  müsse;  wenn  die  Verteilung  des 
Zuwachses  in  diesem  Sinne  erfolgt,  dann 
muss  man  wohl  —  unbeschadet  der  Freude 
an  der  Thatsache  des  Zuwachses  überhaupt 
—  sagen,  dass  sich  die  Yerteilung  nicht 
geändert  habe,  nicht  ungleicher,  aber  auch 
nicht  gleichmfissiger  geworden  sei.    Bleiben 


aber  etwa  die  unteren  Klassen  hinter  diesem 
verhältnismässigen  Anteile  am  Zuwachse 
zurück,  dann  kann  dieses  Ergebnis  doch 
nicht  anders  formuliert  werden,  als  dass  die 
Yerteüung  ungleichmässiger  geworden  sei. 
Warum  Wolf  diesen  einfachen  Gedanken- 
gang einen  Hexensabbat  von  Unmöglich- 
keiten nennt  (Sozialismus  S.  241)  ist  mir 
nicht  verständlich  geworden. 

d)  Die  neueste  Entwickelung  haupt- 
sächlich in  Preussen  und  Sachsen.   Im 

Mittelpunkt  der  Erörterung  stehen  gegen- 
wärtig die  Ergebnisse  der  preussischen  und 


Handwöitarbneh  der  Staatswisaenschaften.    Zweite  Auflage.    III.  24 
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P4 

1886 

1896 

P4 

0 

Steuer- 

Ein- 

Steuer- 

Ein- 

pflichtige 

kommen 

pflichtige 

kommen 

I 

202034 

127  362  100 

235  729 

155  468  100 

II 

53703 

62289900 

78319 

90  263900 

111 

42144 

82  948  800 

57252 

112  868  000 

rv 

II  635 

43  125  900 

15234 

56  249  800 

V 

5468 

36  065  200 

7  395 

49  054  700 

VI 

I  582 

20719500 

2  103 

27  836  500 

Vll 

206 

4517000 

280 

6  z66  500 

vni 

122 

3  293  500 

161 

4317000 

IX 

105 

3540000 

188 

6372000 

X 

59 

2546000 

116 

5  098000 

XI 

70 

4154000 

116 

7  023000 

XII 

17 

1435000 

39 

3407000 

xm 

22 

2625  000 

47 

5753000 

XIV 

11 

1  809000 

21 

3532000 

XV 

18 

6864000 

28 

12481  000 

317  196 

403  294  900 

397  028 

545  890  500 

der  sächsischen  Statistik.     In  Preussen  ist 
die  Steuerreform  von   1891   der  Ausgangs- 

Eunkt  einer  neuen  Entwickelung  geworden, 
lei  vöUig  geändertem  Veranlagungsverfahren 
ist  eine  unmittelbare  VergleichuDg  der  Ziffern 
mit  den  friiheren  natürhch  unmöglich.  Mir 
ist  auch  bisher  kein  Versuch  bekannt  ge- 
worden, eine  Vergleichimgsbasis  mit  den 
älteren  Ziffern  zu  finden.  Es  erübrigt  da- 
her, da  wir  die  älteren  Ziffern  nach  Soetbeer 
oben  bereits  mitgeteilt  haben,  nichts,  als 
hier  die  neueren  ohne  weitere  Verbindung 
folgen  zu  lassen. 

Wenn  auch  keine  Meinungsverschieden- 
heit darüber  besteht,  dass  bei  dem  kurzen 
Zeiträume,  den  diese  neue  Statistik  umfasst, 
und  bei  dem  bedeutenden  Anteile,  den  an 
der  raschen  Entwickelung  die  sich  fort- 
sclireitend  verbessernde  Steuertechnik  in 
Anspruch  nimmt,  Schlüsse  über  die  volks- 
wirtschaftliche iiitwickelung  und  die  Ver- 
teilungstendenzen, wenn  überhaupt,  nur  mit 
grösster  Vorsicht  zu  ziehen  sind,  so  ist  doch 
darüber  kein  Zweifel,  dass  die  Ziffern  mit 
dem  Bilde  hoher  volkswirtschaftlicher  Blüte 
vollkommen  übereinstimmen.  Die  Verteilung 
zeigt,  wenigstens  in  den  grossen  vorstehend 
mitgeteilten  Abstufungen  kaum  merkliche 
Schwankungen,  es  wäre  denn,  dass  man 
dem  Rückgang  der  Steuerpflichtigen  mit 
Einkommen  von  3000—6000  Mark  von  8,4^/0 
auf  8,2  ®/o  sjrmptomatische  Bedeutung  bei- 
legen wollte  (s.  darüber  noch  imten). 

Das  Einkommen  der  steuerfreien  Per- 
sonen (bis  900  Mark)  wuxi  von  verschiedenen 
Gewährsmännern  auf  33®/o  (Pierstorff  im 
SuppL  Bd.  I  des  H.W.B.  S.  280 ff.  Art.  Ein- 
kommen) bis  45®/o  (Böhmeit  jun.)  des  Gre- 
samteinkommens ,  also  auf  50  ^/o — 90  ^/o  des 
veranlagten  Einkonmiens  geschätzt.  Hiernach 
gelangt  für  1894/95  Pierstorff  zu  einem 
Gesamteinkommen     von     8624      Millionen 


Mark,  Böhmert  zu  einem  solchen  von 
10  780  Millionen  Mark,  die  Zeitschi\  d.  k. 
pr.  stat.  Bureaus  XXXTX,  1,  nach  etwas 
verschiedener  Methode  zu  9881  Millionen 
Mark  1892  und  10661  Millionen  l^lark 
1897/98. 

Das  Königreich  Sachsen  endlich  ist  der 
einzige  grössere  deutsche  Staat,  bei  welchem 
ununterbrochene  vergleichbare  Daten  über 
eine  fast  20  jährige  Periode  vorliegen.  Die 
im  Jahre  1894  vorgekommenen  Verändeiningen 
der  Gesetzgebung  beirren  die  Vergleichbar- 
keit kaum  in  merklichem  Grade.  Die 
sächsische  Steuerstatistik  ist  femer  der 
preussischen  insofern  überlegen,  als  in 
Sachsen  alle  Einkonunen  (nicht  bloss  die 
steuerpflichtigen)  eingeschätzt  werden  und 
für  die  Einkommensstufen  nicht  nur  die 
Steuerbeträge,  sondern  auch  die  Einkonmiens- 
betrage  ausgewiesen  sind,  die  in  Preussen 
fehlen  und  nur  auf  Grund  mühsamer  und 
doch  kaum  verlässlicher  Berechnungen  er- 
mittelt werden  können.  Das  sächsische 
statistische  Bureau  hat  im  XI.  Bande  (1894) 
eine  umfassende  Uebersicht  über  die  Ent- 
wickelung der  Einkommensteuer  von  1879 
an  veröffentlicht,  der  wir  das  folgende  ent- 
nehmen. 

Sachsen.  Zeitschrift  des  königlichen 
Statist.  Bureaus,  XL.  Jahrg.  1894  S.  200  ff. 
(Böhmert). 

Gesamteinkommen         1879  1894 

Grundbesitz    .    .    .    2 1 8  238  97 1      287  1 05  8 1 4 

Kenten 11 1  713392      220299705 

Gehälter  und  Löhne    364651  115      771  289822 
Handel  u.  Gewerbe^ 350379804 527780000 

zusammen  i  044  983  282    i  806  475  341 

Abzug  d.  Schuldzins^ 85  760800      I39  953  530 

Verbl.  Einkommen    959  222  482    i  666  521  8  n 

1879  1894 

Eingeschätzte    .    .    i  088  002  i  496  566 

1894 

in  Städten  «/«    auf  d.  Lande  ^l^ 

Eingeschätzte     737  151      49r3         759  415  5o,7 
Ges.-Eink.  i  027  777  296M.  61,7  628  743  155  38,3 

Durchschnittliches  Einkommen  per  Kopf  in  Mark 

Zunahme 


in  Städten  mit        1879        1894 


über        25000  Einw. 

„  10—25000 

„    5—10000 
bis  zu       5000 


V 

11 

11 


575,2 
354,7 
288,7 
254,2 


690,9 

458,1 
393,0 

375,4 


1879-94 
in  Proz. 
20,1 
29,2 
36,1 
47,8 


in  Städten  zusammen      423,2      570,6      34,8 
auf  dem  Lande  260,9      337,7      29,5 


Städte 
Steuerbezirk 

Dresden    .  . 

Leipzig     .  . 

Chemnitz .  . 

Zwickau  .  . 


überhaupt      327,4      451,3 

1894 

Dörfer 
M.  Steuerbezirk 
am  höchsten 
1 722  Dresden  .  . 
1 687  Leipzig  .  . 
1 412  Zwickau  .  . 
1 362  Meissen    ,    . 


37,8 


M. 

1  110 
I  022 

957 
944 
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am  niedrigsten 
Flöha   ....       917   Kamenz    . 
Schwarzenberg  .       914  Bautzen   . 
Marienberg   .    .       881    Zittan .    . 
Dippoldiswalde .       87 1    Annaberg . 


690 

659 
657 

641 


Auf  die  Verteilung  insbesondere  haben 
folgende  Daten  Bezug. 

Anzahl  der  eingeschätzten  physischen  Personen 
in  den  Jahren  1879  und  1894. 


Höhe  des 

Einkommens 

in  Mark 

1879 

1894 

Zahl        \ 

Zahl 

Ol 

10 

I.  Unbemittelte 

a)  bis        "öOO     558751  51,51 

b)  üb.  500—800     269  935  24,88 

1 

545  380  36,59 
427877  28,71 

ZUS.  bis  800     828  6861  76,39  I  973  257  65,30 


Höhe  des 

Einkommens 

in  Mark 

1879 

1894 

Zahl 

% 

Zahl 

Ol 

/o 

II.  Mittlere 
Klasse 

a)üb.  800-1600 
b)„1600    3300 

165  262 
61  810 

15,24 
5,70 

357  974 
106  136 

24,02 

7,12 

üb.  800    3300 

m.  Wohlhab. 
Klasse 

a)üb.3300--4800 
b)  „  4800-9600 

227  072 

13215 
10857 

20,94     464 110 

1 ,22       22  828 
1,00       19062 

31,14 

1,52 
1,27 

üb.  3300—9600 

IV.  Reiche 
Klasse 
über  9600 

24072 
4921 

2,22       41 890 

1 
0,45       1 1  300 

2,79 
0,77 

1084  751 1 100,00  1 1490  558I  100,00 


1894 


jnr.  Pers. 

Eingesch. 

Eink. 

Eingesch.  Personen 

Eingesch.  Einkorn. 

% 

M. 

/o 

0/ 

/o 

M.              % 

76,33 

381  336526 

39,74 

976  794      65,28 

493  045  846      29,59 

20,94 

32 1  245  043 

33,48 

465430      31,09 

628340350      37,70 

2,24 

124  616  279 

12,99 

42  407         2,84 

217  238  541       13,03 

Ot49 

132  244  227 

13,79 

"935        0,79 

327895714       19,68 

Dem  ist  gegenüberzuhalten  folgende  Tabelle,  welche  die  juristischen  Personen 
mitenthält. 

1879 
Eingesch.  phys.  1 

bis  800  830456 

800-3300  227839 

3300—9600  24414 

über  9600        5  293 

1088002  100  959442075         loo       1496566         100        666520451        lOO 

Daran  knüpft  das  sachs.  statistische  Bureau  noch  folgende  sehr  merkwürdige  Zu- 
sammenstellung. 

Das  Gesamteinkommen  betrug  in  Prozenten  für  die 

1875    1877    1878    1879    1880    1882    1884    1886    1888    1890    1892    1894 

I.u.  II.Kl.zus.    67,16   71,29   72,71    73,22   73,36   71,91    70,83   69,95   69,77   68,44   67,47   67,29 

III.u.IV.  „    „       32,84   28,71    27,29   26,78   26,64   28,09   29,17   30,05    30,23   31,56   32,53   32,71 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  dass  die  juristischen  Pei*sonen  auch  hier  mit  inbegriffen 
sind,  ferner  dass  die  Schätzungen  der  Jahre  1875^  1877,  1878,  als  blosse  Vorbereitungs- 
arbeiten wohl  kaum  als  den  übrigen  gleichartige  Weite  angesehen  werden  können. 
Im  Jahre  1894  betrug  das  Einkommen  der  juristischen  Personen  in  der  Klasse  von 
mehr  als  9600  Mark  etwa  52  Millionen  Mark  bei  einem  Gesamteinkommen  der  juristischen 
Personen  von  58  Millionen  Mark. 

üeber  die  Gliederung  der  obersten  Einkommenstufen  giebt  noch  die  folgende 
Tabelle  Aufschluss. 

Physische  Personen. 


Einkommen 

1879 

1890 

1892 

1894 

*/.  • 

% 

/o 

% 

3300—4  800 

13215 

1,22 

19787 

1,41 

21  178 

1,47 

22828 

1,52 

4800—9600 

10857 

1,00 

16615 

1,19 

17618 

1,23 

19062 

1:27 

3  300—9  600  zus. 

24072 

2,22 

36402 

2,60 

38796 

2,70 

41  890 

2,79 

9600-     26000 

4091 

0,38 

7711 

0,55 

8113 

0,56 

8754 

0,59 

26000-     54000 

592 

0,05 

1485 

0,10 

1687 

0,12 

1  761 

0,12 

54000—   100000 

170 

0,01 

429 

0,03 

493 

0,03 

529 

0,04 

100000—   200000 

50 

165 

0,02 

180 

196 

^ 

200000—   300000 

12 

41 

41 

39 

300000—   500000 

4 

[0,01 

14 

20 

0,02 

16 

)0,02 

500000—1000000 

2 

2 

1 

2 

5 

1 

über  1000000 

1 

• 

• 

I 

j 

I 

< 

I 

) 

9  600  zus. 


4  921 


0,45 


9848    I    0,70     I  10537    I    0,73      I  11301    I    0,77 


Auch  hier  ist  eine    im  ganzen   höchst' 
glückliche  wirtschaftliche  Entwickelung  von 


keiner  Seite  bestritten.    Was   aber  speciell 
die  Tendenzen   der  Verteilung  betrifft, 

24* 
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so  ist  doch  auch  in  Sachsen  von  einer  aus- 
gleichenden Tendenz  wenig  zu  bemerken. 
Das  statistische  Bureau  selbst  sagt: 

^Die  Zunahme  der  Reichen  ist  in  dem 
Zeiträume  von  1879  bis  1894  verhältnismässig 
am  grossten  gewesen  und  auch  die  Summe 
des  Einkommens,  welches  auf  diese  Klasse 
^t,  ist  verhältnismässig  mehr  gewachsen 
als  die  Summe  des  Einkommens  der  übrigen 
Elagsen.  Diese  Erscheinung  bietet  jedoch 
deshalb  nichts  Bedenkliches,  weil  sie  niu* 
aus  dem  Aufsteigen  von  unten  hervorgeht 
imd  weil  von  grossen  Einkommen,  die  nicht 
aufgezehrt  zu  werden  brauchen,  leichter 
grössere  Summen  erspart  oder  auf  An- 
rechnung gewinnbringender  Unternehmungen 
verwendet  werden  können. c 

-»Es  muss  geradezu  als  erfreulich  be- 
zieh net  werden,  dass  trotz  der  allgemeinen 
Verbesserung   der   Lage    der   unteren   imd 


ing 


mittleren  Klassen,  welche  durch  die  Er- 
h^ihung  der  Lohne  und  durch  die  grössere 
Sicherung  gegen  Krankheit  Unfall  und  Elend 
im  Alter  erreicht  worden  ist,  der  Wohlstand 
der  besitzenden  Klasse  sich  ebenfalls  ver- 
mehrt  hat    und   dass   genügendes    Kapital 

» 

H9be  des  Einkommens 

kleines  (   600—  1 000) 

massiges  (1 000—  2  000) 

mittleres  (2  000—  5  000) 

gutes  (5  000—10  OOOj 

hohes  (über     10000) 


für  grössere  Unternehmungen  und  für  die 
stetige  Vermehrung  und  \erbes8erung  der 
nationalen  Produktion  und  des  nationalen 
Handels  aufgespart  wird,  anstatt  vergeudet 
zu  werden  und  allmählich  zu  verschwinden.« 
Zur  Illustration  des  Verteilungsproblems 
m^n  noch  einige  Daten  der  Statistik  Ham- 
burgs und  Bremens  hier  Platz  finden. 

Hamburger  Statistik  1895.    S.  7. 
Von  je  10000  Bewohnern  hatten 


ein  Einkommen 

M. 

von  anter  600 

üb.  600—       800 

800—    1000 

1000—     1500 

1500—    2000 

2000-    2500 

2  500—    3500 

3500—    5000 

5000—  10000 

10000—  25000 

25000—  50000 

50000—100000 

100000 


im  Jahre  Aendening 

1883        1892  ''''°/^*'^^ 

7905 
846 

326 

338 
167 

81 

99 

84 
82 

46 

16 

7 
3 


7665 
662 
461 

475 
218 

118 

123 
102 

93 

53 

18 

8 
4 


240 

184 

135 

137 

51 

37 

24 
18 

II 

7 

2 

I 
-h      I 


Steuerzahler 


1883 
56336 
24263 
12658 

3958 
3510 


Zunahme 


M. 

bis  1000 
1000—  1500 
1500-  3000 
3000-  6000 
6000-12000 
über  12000 


Bremen. 

1874 

der    %  des 


Ol 

10 

Steuer- 
zahler 
58,70 

15,75 
12,89 

6,36 

3.35 

2,95 


1895 
der   % 


verst. 

Sink. 

17^8 

7,53 
10,67 

10,36 
10,52 

43,44 


Steuer- 
zahler 

59,15 
14.86 

14,32 
6,37 
2,87 
2,43 


des 
verst. 
Eink. 
18,44 

7,58 
12,36 

10,79 
9,48 

41,35 


100  100  100        100 

e)   Vergleichende   Statistik.     Beach- 


1892  Anzahl  Prozent 

71838  15502  27,50 

44  352  20  089  82,80 

21979  9321  73,64 

5  937  I  979  50,00 

5  348  1 838  52,37 

tenswerto  Versuche,  die  Einkommensver- 
teilung in  statistischer  Ver gleich ung 
zu  beurteilen,  sind  ausser  von  j5)etbeer  und 
Leroy  Bt^aulieu  auch  von  Heil  an  der  Steuer- 
statistik H(\^sens,  Sachsens  und  Hamburgs 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Entwicke- 
lung  des  ^littelstandes  gemacht  worden. 

Erwähnung  verdienen  endlich  die  hier 
folgenden  Tabellen  der  Hamburger  Statistik, 
die  freilich  die  ziffermässige  Vergleichbarkeit 
durch  nicht  unbedenkliche  Rechnungs- 
operationen herbeigeführt  hat. 


1882 


KkssoL  der  Einkommen 


Hamburg 


Bremen 


TS 

es 
tg 

es 
< 


4> 

M 

at 
tg 

kl 
cu 

■*^ 
CO 


<o 


0 

es 


kl 
ei  0? 


Sachsen 


es  (u 


Dresden 


e0  <o 

a  =* 

es  (v 


Leipzig 


eS  o) 

S  ^ 

0   O) 


von 


7» 


eOO—  800  M. 
800—  löOO  „ 
löOO—  3500  „ 
,  3500—  5000  „ 
„  5000-  10000  „ 
„  10000—  25000  „ 
,  25000—  50000  „ 
•  50000—100000  „ 
überlOOOOO 


38667; 
31032 
16069 

3831 
3882 

2  127 

746 

337 
174 


8443 
6776 

3509 
836 

848 

464 

162,9 

73,6 

38,0! 


129931 

8785; 
4811' 

1053 
I  203 

689 

213 

looj 

^2\ 


8278 

5  597 
3065 

671 

767 

439 
135,7 
63.7 
8,3 


Zusammen  I96  865  21  150   129899  19050 


231  245. 
166038! 

81  389' 
13015! 
II  128 

4438. 
829 
2<;8 

508436 


7651 

5  493 
2693 

431 
368 

147 
27,4 
8,5 
3,2 


25  404  1 1 
19649  8 
II  508, 

2390; 
2660 

I  161 

175J 
49' 
18. 


16  15410 


9 

5 
I 

I 


256 
706 
099 

059 

178 

514 
77,5 

21,7 

8,0 
16822    16^01427919    143950:28595 


14284 

8371 
I  761 

1945 

1094 

243 

28' 


510 

293 
446 

146 

266 

712 
158,1 

45,6 

18.2 
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Hamburg 

Bremen 

Berlin^) 

Dn 
1- 

jsden 

Leipzig 

1892 

1891 

1893/94 

892 

1892 

Klassen  der  Einkommen 
in  Mark 

ahl  der 
erzahler 

e 100000 

wrohner 

;fallen 

ahl  der 
erzahler 

e 100000 

wohner 

;fallen 

ahl  der 
erzahler 

e  100000 

wohner 

:fallen 

ahl  der 
erzahler 

e  100000 

wohner 

tfallen 

ahl  der 
erzahler 

e  100000 
wohn  er 
tfallen 

Anz 

Steu 

auf  j 

Ein^ 

ent 

Anz 

Steu 

auf  j 

Ein 

ent 

Anz 
Steu 

auf  j 
Ein 
enl 

Anz 
Steu 

auf  1 

Ein 

enl 

Anz 
Steu 

08 

400—       600 

33487 

II  760 

33040 

8870 

600—       800 

37717    6  4CX)'io776 

8570 

|i79  59i 

II  270 

21  613 

7590 

21  731 

5830 

800—       900') 

13723^  2370    3517 

2800 

19872 

6980 

20229 

5430 

900        1500 

42  194    7  280    8  745 

6950 

201  339 

12630 

23876 

8380 

34175 

9170 

1500—    3600») 

27  824   4  800 

5327 

4230 

69036 

4330 

18047 

6340 

20079 

5390 

3600—    6000 

5  328      920 

936 

740 

II  121 

700 

3188 

I  120 

3067 

820 

5000      10000 

5  577      960,  1369 

I  090 

14780 

930 

3784 

1330 

3515 

940 

10000—  25000 

3  222      560 

762 

610 

5876 

370 

1996 

700 

1797 

480 

25000-  50000 

I  138      200 

258 

210 

3289 

210 

408 

140 

516     140 

50000—100000 
100000 

481 
256 

83 
44 

115 
54 

91 
43 

877 
472 

55 
30 

\i8o 

63 

}279 

75 

^)  Die  Ziffer  für  Sachsen  ist  in  dem  Bande  der  Hamburger  Statistik  nicht  mehr  enthalten, 
deshalb  wurde  hier  Berlin  eingesetzt. 

*)  900  Mark  wegen  Berlin  aufgenommen. 

■)  Die  Hamburger  Statistik  enthält  im  Jahrgang  1895  die  Stufe  mit  3600  Mark  abge- 
grenzt. 


Vergleiche  hierzu  folgende  Daten  für  Wien  1898 


Klassen  der 

Einkommen  in 

Gulden 

600—     900 

900-  2000 

2000—  3000 

3000—  6000 

6  000-15000 

15  000—30000 

30000-60000 

über  60  000 


Anzahl 
der  Steuer- 
träger 
96633 
74536 

17395 
13  206 

5809 

1454 
578 


auf  je 
100000  Ein- 
wohner entf. 

6139 
4736 
I  105 

839 
369 

92 

37 

69 
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In  neuester  Zeit  liat  Wilhelm   Böhmert 

im  Schmollerschen  Jahrbuche  und  dann  in 

einer  selbstständigen  Schrift  vergleichende 

Studien  über  die  Verteilung  des  Einkommens 


in  Preussen  und  Sachsen  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  örossstädte  angestellt. 
Hinsichtlich  der  Yergleichimg  der  sta- 
tistischen Daten  Preussens  und  Sachsens  ist 
im  Einkommen  viel  mehr,  als  es  Böhmert 
gethan  hat,  auf  den  Unterschied  hinzuweisen, 
der  darin  besteht,  dass  in  Preussen  die  Haus- 
haltsbesteuerung, in  Sachsen  die  Einzel- 
besteuerung gilt.  Wenn  auch  der  ünter- 
scliied  lange  nicht  so  gross  ist,  als  man 
nach  dem  Wortlaute  der  Gesetze  meinen 
sollte,  so  ist  es  doch  immerhin  für  statistische 
Vergleiche  über  die  Einkommensverteilung 
bedenklich  genug.  Böhmert  giebt  folgende 
Zusammenstellungen : 


Der  Gesamtbetrag  des  Einkommens  betrug  in  Millionen  Mark 


in  Preussen 

in  Sachsen 

für  die  Klassen 

1894/95 

für  die  Klassen 

1880 

1896 

über          900-    1  200  M. 

„          1  200—    1 500  „ 

„          1500—    1800  „ 

1 800        2 100  „ 

„          2100—    3000  „ 

3000        5000  „ 

5000—    9500„ 

„          9500—  25000  „ 

25000— 50000  „ 

50000—100000  „ 

„      100  000 

i  180 
580 
400 
260 
600 
650 
600 

550 
300 
240 
420 

bis                          950  M. 

über         950—    1 250  „ 

1250—     1600- 

1 600-    1 900  „ 

1 900-    2  200  „ 

2  200—    4800  „ 

4800        9600„ 

9600-26000- 

„      26000      51000  „ 

„      52  000—100000  „ 

„    100000 

445 
75 
59 
36 
30 

130 
72 
65 

24 

18 

29 

650 

177 
121 

66 

57 
230 

134 

148 

72 

53 
86 

5780     I 


983 


1794 


Auf  Grund  dieser  Tabelle  nimmt  Böh- 
mert, ebenso  wie  in  Sachsen  im  Jahre  1880 
zu  beobachten  war,  für  Preussen   das  Ein- 


kommen für  die  Personen  bis  900  Mark 
mit  45^/0  des  Gesamteinkommens,  also  un- 
gefähr mit  fünf  Milliarden  Mark  an. 


Einkommen  (Statistik  und  Einkommensverteilung) 


375 


Hiemach  ermittelt  er,  dass  an  je  1000 
Mark  des  Gesamteinkommens  der  Censiten 


mit  mehr  als  900  (950)  Mark  den  einzelnen 
Klassen  folgende  Beträge  zufielen: 


in  Preussen 

—     — 

in  Sa 

chsen 
1880 

den  Klassen 

1894/95 

den  Klassen 

1896 

über 

n 

900—    1200M. 
1200—    1500  „ 
1500—    1800  „ 
1  800-    2 100  „ 

204 
100 

69 

45 

über 

n 

950—    1250M. 
1  250—    1  600  „ 
1600        1900  „ 
1900—    2  200  „ 

950—    2  200M. 

139 
HO 

67 
56 

155 
106 

58 
50 

Über 

900—    2100M. 

418 

über 

372 

369 

über 

r 

2100—    3000  M. 
3000        5000  „ 
5000—    9500  „ 

104 

113 
104 

jüber 

2200-    4800M. 
4800—    9600  „ 

241 
134 

201 

117 

Über 

2100—    9500  M. 

321 

über 

2200—    9600M. 

375 

318 

über 

n 
n 

9500—  25000  M. 
250(X)—  50000   „ 
50000—100000   „ 
100000 

95 
52 
41 
73 

über 

n 

n 

9  600      26  m)  M. 
26000—  50000  „ 
50000—100000  „ 
100000 

121 

45 
33 

54 

29 
63 
46 

75 

über        9  500 


M. 


261         I  über       9  600 


M. 


253 


313 


Böhniert  erblickt  in  dem  Rückgange  dos  Anteils  der  mittleren  KLissen  am  Gesamt- 
einkommen eine  ähnliche  Entwi(*kelung,  wie  sie  bei  den  mittleren  Betrieben  der  Reiohs- 
statistik  zu  beobachten  war,  und  »nichts  irgendwie  Bedenkliches*. 

Endlich  auf  10000  Einwohner  kam  folgende  Anzahl  von  Personen,  welche  Ein- 
kommen bezogen: 


in  Preussen  1895,96 

in  Sachsen*) 

insge- 
samt 

in  den 
Städten 

auf  dem 
Lande 

in  den  Klassen 

1880 

1896 

in  den  Klassen 

insge- 
samt 

auf  d. 
Lande 

insge- 
samt 

auf  d. 

Lande 

unter                   900  M. 

über         900—1 200  „ 
1200-1500  „ 
1500-1800  „ 
1800-2100  „ 
2100—2400  „ 
2400-3000  „ 
3000-3600  „ 
3600-^500  „ 
„         4500—6000  „ 
6000-9500  y, 
„         9500 

2757  ;2  944 

388  .     513 

144  '     202 

82        122 

44  .       68 
37         60 

45  76 

27  '       46 

23         41 

19         37 
18         36 

18         38 

2632 

303 
104 

56 
28 
21 

25 
14 
10 

7 
6 

5 

unter                   950  M. 
über         950-1250  „ 

1250-1600  „ 
„         1600-1900  „ 
„         1900—2200  „ 

2  200—2500  „ 
-         2500-3300  „ 

3250-3800  „ 
„         3800-4800  „ 

4800—6300  „ 

6300—9600  „ 

9600 

Censiten  überhaupt    . 
Personen     mit     Ein- 
kommen   überhaupt 

3076 

232 

138 

69 

49 

.       36 

58 

20 

26 

20 

12 

21 

1 

3262 

193 

112 

;  56 

1  38 

27 

'  40 
14 

15 
10 

5 
8 

3054 

427 
223 

99 

73 
52 
65 
37 
40 
29 
25 
33 

3262 
361 
173 
74 
50 
34 
42 
21 
21 

15 
10 

II 

Censiten  überhaupt    . 
Personen     mit     Ein- 
kommen  überhaupt 

845 
3602 

1239 
4183 

579 
3211 

681 
3  757 

518 
3780 

I  103 
4157 

812 
4074 

M  Bei  den  Zusammenstellungen  betr.  Sachsen  sind  für  18%  an  Stelle  der  Stufen  von  2  200 
(2500)— 3300,  3300—3800,  3800—4800,  6300-9600,  über  9600  jedesmal  zu  setzen:  2200 
(2  500)— 3 100,  3 100-3  700,  3  700—4  800,  6  300—9  400,  über  9  400  M. 


Bohmert  berechnet  das  Durchschnitts- 
einkommen auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
für  Preussen  1893/94  mit  350  Mark,  1897/98 
nüt  390  Mark,  für  Sachsen  1880  mit  330 
Mark,  1896  mit  470  Mark. 

Auf  die  männlichen  Personen  über  18 
Jahre  verteilt,  würde  jede  dieser  Personen 
erhalten  in  Preussen  1600  (1850)  Mai-k,  in 
Sachsen  1880  1550,  1896  2200  Mark,  vgl. 
die  obigen  Daten  Soetbeers. 

Wie  bereits  oben  erwähnt,  beurteilt  Boh- 


mert die  gesamte  Entwickelung  optimistisch; 
sein  Werk  klingt  in  ein  Lob  der  se^ns- 
reichen  Früchte  einer  kräftigen  Entwicke- 
lung der  Grossindustrie  aus. 

Ich  selbst  habe  in  der  Zeitschrift  für 
Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwal- 
tung in  Anlehnung  an  Böhmert  folgende 
Berechnungen  angestellt,  bei  denen  ich,  um 
die  Daten  der  österreichischen  Personalein- 
kommensteuer mit  ihrem  Existenzminimum 
von  60C>  fl.  vergleichen  zu  können,  die  Er- 
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gebnisse  Preussens  und  Sachsens  auf  die 
Censiten  bezw.  Einkommen  über  1014  Mark 
bezw.  1025  Mark  umrechnen  musste. 


Daraus    ergeben    sich    folgende    höchst 
merkwürdige  Zusanmienstellungen : 


Oesterreich 


Censiten 
mit  Einkommen  von 


Preussen 


Censiten 
mit  Einkommen  Ton 


Vo 


Sachsen 


Censiten 
mit  Einkommen  Ton 


7o 


bis  eOOGuldeni) 

über  600—1 800 

1800—3600 

3600—6000 

6000 


I» 
I) 


>J 


M 


0,23 

82,25 

11,91 
3,10 

2,51 


über  1014—3000  M. 
3  000-6000  „ 
6000—9  500  „ 
9500 


1) 


j} 


V 


83,67 

10,55 
2,85 

2,93 


} 


über  1025-3300  M. 
l„     3300—9600    „ 

«    9600 


84,37 
12,31 

3,32 


100.00 


100,00 1  I  100,00 1 

^)  In  dieser  Stufe  gelangen  nur  steuerpflichtige  Einkommen  dieser  Höhe  von  gewissen 
im  Ausland  wohnhaften  Personen  u.  dergl.  zur  NachweisuDg. 

Von  je  1000  Mark  (Gulden)  des  Gesamteinkommens  entfielen  auf  die  Censiten: 


in  Preussen                              | 

in  Oesterreich 

in  den  Klassen 

1894/95 

in  den  Klassen 

1898 

über 

j, 

1 014       1 200  Mark 
1200—    1500      „ 

129 

HO 

über 

600-     700  Gulden 
700-     800       „ 
800        900       „ 

98 
67 
49 

über 

1 014—    1  500  Mark 

239 

über 

600—     900  Gulden 

214 

über 

», 

1 500—    1 800  Mark 
1800—    2100      „ 

1 500—    2  100  Mark 

76 
50 

über 

900—  1.000  Gnlden 
1  000—  1 200       „ 

47 
70 

über 

126 

über 

900—  1 200  Gulden 

117 

über 

2100—    3000  Mark 
3000       5000      „ 
5000-    9500      „ 

103 

123 
114 

über 

1, 

1 200—  1 800  Gulden 

1800—2600 

2600—5500 

135 
104 

148 

über 

2  100—    9  500  Mark 

350 

über 

1 200—  5  500  Gulden 

387 

über 

„ 

9  500      25  000  Mark 
25000-  50000      „ 

9500—  50000  Mark 

104 
57 

über 

5  500    10  000  Gulden 
10000—30000 

77 
92 

über 

161 

über 

5  500—30000  Gulden 

169 

über 

500000-100000  Mark 

45 

über 

30000    60000  Gulden 

39 

über 

100  000  Mark 

79 

über 

60000  Gulden 

74 

I  000 

I  000 

Hierzu  ist  alerdings  zu  bemerken,  dass 
die  Gesamtzahl  der  Censiten  im  Yerhältnis 
zur  Bevölkerung  in  Oesterreich  nur  2,79  ®/o 
gegen  6,5  ^/o  in  Preussen  und  9,72%  in 
Sachsen  ausmacht. 

Das  Verhältnis  der  Einkommenszweige 
in  Oesterreich  im  Yerhältnis  zu  Sachsen 
und  Baden  zeigt  nebenstehende  Tabelle. 

f)  Besultate.  Die  angeführten  Daten 
zeigen  wohl  ziu*  Genüge,  dass  alle  extremen 
Beurteiler  fehlen,  wenn  sie  das  Urteil  über 
die  Verteilung  in  einem  einzigen  Satze  zu- 
sammenzufassen suchen,  während  die  Ein- 
kommensstatistik fast  überall  sowohl  man- 
ches Erfreuliche  als  auch  sehr  ernste  Seiten 
bietet. 


Einkommensquelle 

Oester 
reich 

Sachsen 

Baden 

1898 

1879    1894 

1895 

Grundbesitz      .    . 

8,28 

X^r.^ 

Gebäude    .... 

10,37 

^20,9 

15,9 

31,7 

Selbständige  Unter- 

nehmungen u.  Be- 

schäftigungen 

28,72 

33,5 

29,2 

24,4 

Dienstbezüge     .    . 

34,29 

34,9 

42,7 

33,4 

Eapitalvermögen  u. 

Renten    .... 

16,16 

10,7 

12,2 

10,5 

Sonstiges  .... 

2,18 

♦ 

100 

100 

100 

100 

So    stellt   die  Einkommensteuerstatistik 
Preussens,    Sachsens    sowie    der    meisten 
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übrigen  Staaten  wohl  die  erfreu  liehe 
Thatsache  ausser  Zweifel,  dass  sic*h  — 
selbst  einen  erheblichen  Anteil  strengerer 
Einschätzimg  vorausgesetzt  —  die  absolute 
Höhe  des  Geldeinkommens  einer  selir  brei- 
ten Bevölkerungsschicht,  man  kann  kurz 
sagen  der  obersten  Schicht  der  Arbeiter 
beträchtlich  gehoben  hat.  Dass  die  Armen 
immer  ärmer  w^erden,  ist  dadurch  allerdings 
widerlegt.  Dies  wird  neuestens  auch  von 
Bernstein  rückhalt«los  zugegeben. 

Ob  aber  dieser  Fortschritt  im  Verhält- 
nisse zur  gewaltigen  Steigerung  der  ge- 
samten Produktivität  steht,  ist  doch  sehr 
fraglich. 

Hinsichtlich  des  »Mittelstandes«  in  der 
althergebrachten  Bedeutung  hingegen  ist 
zwar  auch  eine  völlige  Zerbröckeiung  oder 
Zerreibimg  nicht  zu  beobachten,  wohl  aber 
scheint  in  diesen  Sphären  der  Zuwachs 
doch  erheblich  hinter  den  tieferen  sowohl 
wie  hinter  den  höheren  zurückzubleiben. 

Die  völlige  und  allseitige  Widerlegimg 
der  sozialistischen  Befürchtungen  über  die 
Tendenzen  der  Verteilung  unter  der  be- 
stehenden Wirtschaftsordnung  lässt  sich  aus 
diesen  Beobachtungen  gewiss  nicht  ableiten, 
wohl  aber  kann  man  sagen,  dass  sie  sich 
in  wichtigen  Beziehimgeu  als  unbegrün- 
det und  übertrieben  darstellen.  Insbeson- 
dere die  allgemeine  Hebung  der  breiten 
Schicht  der  auskömmlichen  Einkommen 
widerspricht  dem  sozialistischen  Schreek- 
bild;  nicht  minder  ist  von  einer  sich  in 
naher  Zukimft  vorbereitenden  Katastrophe 
im  Sinne  Marx'  keine  Rede ;  dagegen  ist  in 
den  oberen  —  alleitlings  an  und  für  sich 
sehr  schmalen  —  Teilen  des  Einkommens- 
aufbaues  von  einer  ausgleichenden  Tendenz 
wenig  oder  nichts  zu  bemerken. 

Die  für  das  Voriiandensein  einer  aus- 
gleichenden Tendenz  günstigste  überhaupt 
denkbare  —  heute  allerdings  noch  keines- 
wegs erweisliche  —  Deutimg  dieses  Zu- 
standes  ist  die,  dass  die  starke  Anschwel- 
lung der  auskömmlichen  Schicht  den  Be- 
ginn einer  besseren  Verteilung  darstelle, 
die  sich  allmählich  auch  weiter  erstrecken 
wird,  während  die  Erscheinungen  an  der 
Spitze  dem  Eindringen  der  neuen  Gestal- 
tungstendenzen noch  nicht  zugänglich  ge- 
worden sind,  etwa  ähnlich  wie  die  eine 
Gletscherzunge  die  Erscheinungen  einer  ver- 
gangenen Epoche  der  Gletscherentwickelung 
oft  lange  noch  zeigt,  wäln-end  in  den  dem 
Ursprünge  näheren  Teilen  längst  schon  die 
Penode  neuen  Wachstiuns  sich  erkennen 
lässt 

4.  Die  Ei^änznng  der  Einkommens- 
atatistik  durch  andere  Zweige  der  Sta- 
tistik; die  Symptomatik.  Die  Einkom- 
mensstatistik überhaupt  und  insbesondere 
die  Statistik  der  Einkommensverteilung  ist 


mannigfacher  Er^nzungen  durch  andere 
Zweige  der  Statistik  fähig.  Hierher  ge- 
hören die  Vermögensstatistik  in  allen  ihren 
Zweigen,  in  neuester  Zeit  die  rasch  auf- 
blühende Betriebsstatistik,  ferner  jene  grosse 
Gruppe  von  statistischen  Daten,  welche  un- 
ter dem  Begriffe  der  Symptomatik  des 
Volkswohlstandes  zusamraengefasst  werden, 
darunter  wieder  in  erster  Linie  die  Kon- 
sumtionBstatistik  und  Wohnungsstatistik ;  be- 
sonders gern  wenlen  auch  die  Statistik  der 
Sparkasseneinlagen,  der  Besitzveränderungs- 
gebühren und  Erbsteuern,  der  Staatsschulden 
und  ähnliches  herbeigezogen.  Alle  angeführ- 
ten Schriftsteller  benutzen  in  grösserem  oder 
geringerem  Umfange  diese  Mittel,  fast  aus- 
schliesslich Leroy  -  Beaulieu,  der  nach  Fo- 
villes  Vorgang  auch  den  Aufwand  bei 
Leichenbegängnissen  als  Merkmal  benützt, 
und  Goschen,  aber  auch  Schippel. 

Wenn  man  der  Einkommensstatistik  über- 
liaupt  eine  von  der  Wohlstandsstatistik  un- 
terschiedene selbständige  Aufgabe  zuweist, 
so  können  die  hier  angeführten  Verhältnisse 
nur  mit  grosser  Beschänkung,  nämlich  dann 
in  Betracht  kommen,  wenn  sie  wirklich 
ziffermässige  Schlüsse  auf  die  Grösse  oder 
Verteilung  des  Einkommens  zidassen. 

Dies  ist  nun  zweifellos  mit  der  Ge- 
samtheit der  Konsumtion  eines  Volkes  der 
Fall,  und  diese  Sunnone  ist  auch  stets  als 
eine  wichtige  Korrektur  des  auf  anderem 
Wege  ermittelten  Einkommens  angesehen 
worden. 

Ziffermässige  Anhaltspunkte  sowohl  hin- 
sichtlich der  Grösse  als  der  Verteilung  der 
Einkommen    bieten   ferner  jene   Teile   der 
Konsumtion,  für  welche  erfahrungsgemäss 
unter    bestimmten    äusseren    Verhältnissen 
annähernd  gleiche  Bruchteile  (Prozentsätze) 
des  Einkommens  aufgewendet  werden.    Da- 
hin gehören  die  Nahrung  und  die  Wohnung, 
innerhalb    gewisser   Wohlstandskreise    und 
örtlicher  Schranken;  namentlich  die  Woh- 
nungsstatistik  wird  wegen   der   verhältnis- 
mässig leichten  statistischen  Fassbarkeit  des 
Objekts   mit  Vorliebe  als  Grundlage  einer 
Einkommensstatistik  verwendet.    So  rechnet 
Leroy-Beaulieu ,  dass  die  Wohnung  den  6. 
Teil,   bei   Einkommen   über   64000  Francs 
den    8.   Teil    des    Einkommens    ausmache. 
Ein    Gesetzentwurf    über   die   Reform    der 
contribution  mobiliere  (1887)  will  je  nach 
der   Grösse   des  Wohnungsaufwandes    und 
unter  Unterscheidung  von  Ortsklassen  das 
vier-  bis  zehnfache  des  Mietzinses  als  revenu 
imposable  bezeichnen.     Uebrigens  schwankt 
der  Wohnuugsaufwand    nach   der  Oertlich- 
keit  selir  stark  und  erreicht  in  Grossstädten 
bei   kleinen   Haushalten,   insbesondere    Ar- 
beiterwirtschaften   noch    viel    höhere    Pro- 
zente   (vgl    Artt.  Haushaltung,    Woh- 
nungsfrage etc. 
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Wenn  wir  noch  auf  die  exakten  Daten 
einiger  Zweige  der  Yermögensstatistik 
/Grundbesitzstatistik)  verweisen,  so  dürften 
jene  Zweige,  welche  als  Anhaltspunkte  für 
exakte  Einkommensstatistik  brauchbar  sind, 
erschöpft  sein.  Viel  weiter  ist  das  Gebiet 
der  Symptomatik ,  wenn  nur  allgemeine 
Schlüsse  über  die  Gestaltung  der  Einkom- 
mensverhältnisse, insbesondere  die  Vertei- 
lung, gezogen  werden  sollen.  Doch  zeigen 
hier  gerade  die  oben  angeführten  Kontro- 
versen, wie  leicht  es  ist,  für  jede  behaup- 
tete Einkommensbildung  »Symptome«  auf- 
zufinden. Robert  Meyer, 

in. 

Die  wfinschenswerte  Gestaltung  des 
E.  und  die  Einkommenspolitik. 

1.  Die  wünschenswerte  Gestaltung  des  E. 
2.  Die  Einkommenspolitik. 

1.   Die   wünschenswerte   Gestaltung 

des  E.  Die  Verteilung  des  Einkommens, 
wie  sie  durch  die  Statistik  beobachtet  wird, 
tritt  den  Vorstellungen  von  einer  »gerech- 
ten«, zweckmässigen,  wünschenswerten  Ver- 
teilung gegenüber.  Darüber,  worin  die  Ge- 
rechtigkeit der  Einkommensverteilung  be- 
stehe, sind  die  mannigfaltigsten  Theoiieeii 
aufgestellt  woi*den.  Die  Bekämpfimg  einer 
individuellen  Verteilung  der  Genussgüter, 
die  Verteilung  nach  Massgabe  des  Bedarfs, 
die  Verteilung  im  Verhältnis  zur  geleiste- 
ten Arbeit  sind  als  Gerechtigkeitspostulate 
aufgestellt  worden.  Das  letztei-e  Postulat 
mit  seinen  Folgesätzen  der  behaupteten  Un- 
gerechtigkeit der  »arbeitslosen«  Einkom- 
menszweige bildet  eine  der  Hauptgrund- 
lagen des  modernen  Sozialismus  (s.  dort); 
dem  gegenüber  wurde  von  seite  der  libe- 
ralen Schule  die  Gei-echtigkeit  der  Einkom- 
mensverteilim^  gerade  in  dem  formalen 
Elemente  erblickt,  dass  die  Einkommen  die 
Resultate  von  Preisbildungen  sind,  welche 
bei  formeller  Vertragsfreiheit  unter  freiem 
Spiel  von  Angebot  und  Nachfrage  erfolgen. 
Gegenüber  dem  aprioristischen  Charak- 
ter aller  dieser  Gerechtigkeitspostulate  hat 
die  neuere  (konservative)  Theorie  die  wün- 
schenswerte Gestaltung  der  Einkommens- 
bildung vorsichtiger  zu  formuliei'en  gesucht, 
indem  sie  einerseits  das  Postulat  der  Ge- 
rechtigkeit nicht  mehr  ausschliesslich  be- 
tont, andererseits  auf  die  jeweils  gegebenen 
Verhältnisse  Rücksicht  nimmt.  Dahin  ge- 
hört die  vielfach  anerkannte  Formel  Schäiff- 
les:  Der  an  Vervollkommnung  der  Gesell- 
schaft fruchtbarste  Einkommensprozess  ist 
das  Ideal  volkswirtschaftlicher  Verteihmg 
der  Güter  durch  die  Gesamtheit  der  Ein- 
kommen oder:  die  volkswirtschaftlich  beste 
Gestaltung  der  Einkommensprozesse  in  der 


menschlichen  Gesellschaft  ist  eine  Vertei- 
lung des  gesellschaftlichen  Produktionser- 
trags, bei  welcher  die  sittliche  Gemeinschaft 
im  ganzen  und  in  der  Abstufung  aller  ihrer 
Gliederungen  zum  höchsten  Masse  aller 
wahrhaft   menschlichen  Befriedigungen   zu 

gelangen  vermag.  Ferner  die  mehr  auf  die 
edürfnisse  der  unmittelbaren  Gegenwart 
bezugnehmende  Formel  Wagners:  Bedeu- 
tende Höhe  des  Volksvermögens  und  Ein- 
kommens und  zugleich  eine  solche  Vertei- 
lung desselben,  dass  auch  die  Masse  der 
ungünstiger  Situierten  ihr  genügendes  Aus- 
kommen aus  eigenem  Einkommen  zur  voll- 
ständigen Befriedigimg  aller  notwendigen 
Bedürfnisse  und  zur  Teilnahme  an  wich- 
tigeren Kulturgütern  eines  Zeitalters  ge- 
sichert weiss. 

Eine  fiir  die  unbemittelten  besonders 
verletzende  Auffassung  der  Schäffleschen 
Formel  vertreten  jene,  w^elche  gleichsam 
zum  Schaden  noch  den  Spott  fügend 
lehren,  dass  die  Besitzenden  im  allgemeinen 
auch  die  besseren  und  tüchtigeren  seien 
und  deshalb  im  allgemeinen  Interesse 
die  reichlichere  Bedarfsbefriedigung  verdie- 
nen. (S.  u.  a.  Ammon,  die  Gesellschafts- 
ordnung und  ihre  natürlichen  Grundlagen, 
wo  diese  Auffassung  von  Darwinistischen 
Grundlagen  ausgehend,  mit  vielem  Geiste 
imd  in  durchaus  ernster  Weise  vertreten 
wird). 

Auch  die  Schemata  Carevs  und  Bastiats 
über  eine  günstige  Einkommensvei'teilung 
gehören  hierher. 

Je  nach  diesen  verschiedenen  Ausgangs- 
punkten wird  natürlich  die  bestehende, 
richtiger  die  unter  den  bestehenden  Rechts- 
und Wirtschaftseinrichtungen  sich  voll- 
ziehende Einkommensverteilung  sehr  ver- 
schieden beurteilt  Ungeachtet  aller  Mei- 
nungsverschiedenheiten ist  namentlich  durch 
Anregimg  der  sozialistischen  Kritik  wohl 
soviel  ausser  Zweifel  gestellt  worden,  dass 
die  Vei^teüung  als  selbständiges  Element 
neben  der  Grösse  des  Einkommens  für  den 
Volkswohlstand  höchst  wichtig  sei,  dass 
dieser  nicht  aussclüiesslich  nach  der  Grösse 
des  Volkseinkommens  beurteüt  werden 
könne;  ja  es  wird  kaum  mehr  bestritten, 
dass  eine  mangelhafte  Verteilmig  unter 
Umständen  geradezu  die  weitere  Bildung 
des  Einkommens  gefährden  könne  und  dass 
eine  Ausgleichung  der  bestehenden  Ein- 
kommensverteilung wnlnschenswert  sei. 

Nichts  desto  weniger  ist  unsere  volks- 
wirtscliaftliche  Entwickelung  noch  keines- 
wegs so  weit  fortgeschritten,  dass  die  be- 
ständige Sorge  um  Vermehrung  des  Volks- 
einkommens hintangesetzt  werden  könnte. 
In  dieser  Richtung  wird  gerade  neuestens 
von  Wolf  u.  a.  mit  Recht  gewarnt 

2.  Die  Einkommenspolitik.    Die  Vor- 
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Stellungen  über  die  wünschenswerte  Ge- 
staltung des  Einkommensprozesses  zeichnen 
der  Einkommenspolitik,  d.  i.  der  bewussten 
Einflussoahme  auf  den  Einkommensprozess 
durch  geseDschaftliche,  insbesondere  staat- 
liche Einrichtungen,  ihren  Weg  vor.  Wäh- 
rend die  sozialistischen  Verteilimgstheorieen 
meist  auch  ein  scheinbar  einfaches,  aber 
sehr  itwiikales  Programm  der  Einkommens- 
politik enthalten  und  auch  der  Liberalis- 
mus seine  Einkommenspolitik  in  der  be- 
kannten Formel  zusammenfasst,  sieht  sich 
die  praktische  Yoikswirtschaftspolitik  vor 
einer  beschränkteren,  aber  um  so  verwickei- 
teren Aufgabe. 

Hier  handelt  es  sich  niemals  darum,  mit 
einem  Schlage  an  die  Stelle  der  bestehen- 
den eine  ganz  neue  Verteilung  zu  setzen, 
sie  muss,  selbst  im  Falle  energischer  Re- 
formen, an  das  Bestehende  anknüpfen  imd 
die  Kontinuität  der  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsentwickelung waliren.  Gewisse  ge- 
fährdete Einkommen  zu  sichern  oder  zu 
heben,  gewisse  intensiv  oder  extensiv  über- 
wuchernde Einkommensbildungen  hintan  zu- 
halten, das  sind  die  in  jedem  einzelnen 
Falle  gestellten  Aufgaben.  Nur  allmälilich, 
wenn  überhaupt  werden  durch  solche  Re- 
formen die  Grundlagen  des  Wirtschafts- 
systems umgebildet.  Andererseits  hat  ge- 
rade die  sozialistische  Kritik  des  bestehen- 
den Wirtschaftssystems  als  dauernd  wert- 
volles  Ergebnis  die  Erkenntnis  zu  Tage  ge- 
fördert an  wie  zalilreichen  Stellen,  diu'ch 
wie  vei*schiedenartige  ^littel  die  Einkom- 
mensverteilung durch  die  Rechts-  und 
Wirtschaftseinrichtimgen  beeinflusst  wird 
und  werden  kann.  Hat  also  die  Einkom- 
menspolitik in  jedem  gegebenen  Zeitpunkte 
immer  niu-  eine  verhältnismässig  beschränkte 
Aufgabe,  so  bietet  sich  ihr  andererseits  ein 
ausserordentlich  weites  \md  specialisiertes 
Gebiet  und  eine  Fülle  von  Mitteln,  ihre 
Ziele  zu  erreichen.  Die  Massregeln  der 
Einkommenspolitik  zerfliessen  so  gleichsam 
in  eine  Reihe  verschiedener  Massnahmen, 
die  sich  auf  mannigfache  Rechts-  und 
Wirtschaftsgebiete  erstrecken  und  häufig 
unter  anderen  Schlagw^orten  Gegenstand 
der  Tagesfragen  bilden.  Dessenungeachtet 
lassen  gewisse  Vorgänge  der  Yoikswirt- 
schaftspolitik ihre  Beziehung  zur  Einkom- 
mensbildimg besonders  deutüch  erkennen, 
imd  es  ist  kein  Zweifel,  dass,  je  tiefer  das 
Bedürfnis,  in  dieser  Richtung  einzugreifen, 
empfunden  wird,  auch  dieser  Charakter 
immer  deutlicher  her^'oi-treten  wird. 

In  der  Gegenwart  iiojimen  jene  Mass- 
regeln, weiche  auf  die  Einkommensbildung 
der  Lohnarbeiter  Einfluss  nehmen  sollen, 
bei  weitem  die  meiste  Aufmerksamkeit  in 
Anspruch.  Sowohl  die  Arbeiterschutz-  als 
die    Arbeiterversicherungsgesetzgebung    als 


die  Gesetzgebung  über  die  Arbeiterver- 
eine, welche  die  Stellung  der  Arbeiter  im 
Lohnkampfe  regeln  sollen,  üben,  abgesehen 
von  der  von  den  Sozialisten  für  die  ersteren 
allein  zugestandenen  humanitären  Bedeutung, 
auch  auf  die  Einkonimensbildung  einen  we- 
sentlichen Einfluss.  (Andeie  Beispiele :  Agrar- 
reformen, ZoUgesc^tzgebung,  die  Zins-  imd 
Wuchergesetzgebung,  Steuerj:)OÜtik  etc.) 

Diese  auf  die  Verbesserung  der  Ein- 
komniensbildung  der  (gewerblichen)  Lohn- 
arbeiter abzielende  Politik  wird  teils  durch 
sittliche  Motive,  teils  durch  das  wohlver- 
standene Eigen  interesse  der  besitzenden 
Klassen,  endhch  am  wirksamsten  durch  die 
kräftige  Anteilnahme  der  Ai'beiter  selbst 
am  öffentlichen  Leben  getragen;  sofern 
aber  die  Milderung  der  bestehenden  Ein- 
kommensungleichheit  überhaupt  als  wün- 
schenswert erkannt  wird,  stellt  sich  einer 
darauf  gerichteten  Politik  der  in  der  Ge- 
schichte stets  bewiesene  überwiegende  Ein- 
fluss der  Reichen  und  besitzenden  Klassen 
auf  Staat  und  Gesellscliaft  als  ein  schwer 
zu  überwältigendes  Hemmnis  gegen  eine 
zwar  von  wenigen  offen  gemissbilligte,  aber 
von  noch  wenigeren  ernstlich  gewollte  Ein- 
kommen spoliti  k ,  welche  die  Macht-  und 
Besitzlosen  heben  und  den  Reichtum  der 
Reichen  nicht  vermehrt  wissen  will,  ent- 
gegen. Vielleicht  wird  auch  dieser  Kampf 
gerade  die  für  unsere  Gesellschaft  frucht- 
barste Einkommensverteilung  zu  Tage  för- 
dern. 
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Einkommenstener. 

I.  Allgemeines  (S.  381).  II.  Die  E.  in  den  ein- 
zelnen Staaten  (S.383).  III.  Schlnsswort  (S.  453). 

I.  Allgemeines. 

Die    Einkommensteuer   gehört    zu    den 
Fersonalsteuem  und  damit  zu  den  direkten 
Steuern,  indem  das  Einkommen  als  unmittel- 
barer Anhalt  dient,  um  die  Leistungsfähig- 
keit des  Steuerpflichtigen  festzustellen.    Daß 
Einkommen  (s.  d.  Art.  oben  S.  347  ff.)  wird  für 
die  Steuerzwecke  gewöhnlich  aufgefasst  als 
die  Summe  von  den  Jahreseinnahmen,  welche 
verbraucht  werden  können,  ohne  den  Ver- 
mögensstamm    zu   vermindern,    und   deren 
"Wiederkehr    nach    den.  Verhältnissen    des 
Steuerpflichtigen  vorausgesetzt  werden  kann, 
während  ausserordentliche  Einnahmen,  wie 
Erbschaften,  Lotteriegewinn,   bedeutendere 
Geschenke  ausserge wohnlicher  Art  nicht  als 
Einkommen,  sondern  als  Vermögenszuwachs 
behandelt  werden.    Hiernach  ist  vor  allem 
der  persönliche  Verbrauch  eines  Gutsbesitzers 
an  Naturalien,  seine  Wohnung,  Haltung  von 
Luxuspferden    dem    steuerpflichtigen    Ein- 
kommen zuzurechnen,  während  dagegen  die 
Haltung  von  Pferden  für  Wirtschaftszwecke, 
wenn  auch  zu  persönlichem  Gebrauche  des 
Gutsbesitzers,  den  Wirtschaftskosten  zuzu- 
schreiben sind.   Aufwand  für  Meliorationen, 
für  Verbesserung  der  Gebäude,  Erweitening 
einer  Fabrikanlage,  welche  aus  den  laufen- 
den  Wirtschaftseinnahmen   bestritten    sind, 
müssen   als  Vermögensanlage,   welche  aus 
dem   Einkommen   genommen   ist,    als   ein- 
kommensteuerpfUchtig  angesehen  werden. 

Die  Einkommensteuer  ist  die  jüngste  der 
grossen  Steuern  und  hat  sich  erst  seit  dem 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts,  hauptsäch- 
lich aber  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  zu  höherer  Bedeutung  ent- 
wickelt Ihr  Ausgangspunkt  ist  die  Kopf- 
steuer gewesen,  bei  welcher  man  davon  aus- 
ging, dass  jeder  Mensch,  um  zu  leben,  ein 
Einkommen  beziehen  müsse,  und  da  der 
Staat  eine  Notwendigkeit  sei,  auch  ein  jeder 
von  dem  Einkommen  etwas  an  den  Staat 
zu  seiner  Unterhaltung  abzugeben  habe.  Die 
zweite  Phase  umfasst  die  Ausbildung  der 
Klassensteuer,  in  der  nicht  für  jeden  Kopf 
die  gleiche  Summe  verlangt  sondern  die 
Bevölkenmg  in  Klassen  geschieden  und  den 
Mitgliedern  einer  jeden  Klasse  eine  besondere 
Quote  zugemessen  wird. 

Höhere  Leistungen  werden  durch  dieses 
summarische  Verfahren  von  der  Bevölkerung 
nicht  zu  erlangen  sein,  ohne  die  grössten 
Härten  in  sich  zu  schliessen.  Deshalb  ist  man 
in  der  neueren  Zeit  immer  allgemeiner  dazu 
übergegangen,  die  Steuerauflegung  zu  indi- 
viduaJüsieren,  indem  die  Einkommensverhält- 
nisse des  einzelnen  ermittelt  werden  und  da- 
nach die  zu  zahlende  Steuer  bemessen  wird. 


Die  Ermittelung  des  Einkommens  kann 
nun  in  verachiedener  Weise  geschehen: 

1.  Indem  man  von  den  Einnahmequellen 
ausgeht,  z.  B.  den  Reinertrag  des  Grundstücks, 
die  Verteilung  der  Dividende  bei  Aktien- 
gesellschaften feststellt  und  dann  in  zweitei 
Linie  die  Vei-teilung  dieses  Reinei-trages  ver- 
folgt und  dementsprechend  die  Persönlichkei- 
ten berücksichtigt,  welche  aus  jenen  &trägen 
ihr  Einkommen  beziehen,  wie  das  für  einzelne 
Bezugsquellen  früher  in  Sachsen -Weimar 
stattfand  und  noch  jezt  in  England  geschieht. 

2.  Indem  man  sich  direkt  an  die  einzelnen 
steuerpflichtigen  Personen  wendet  und  dort 
ihr  Einkommen  ermittelt  und  dasselbe  be- 
lastet. Diese  Ermittelung  kann  wiederum 
in  dreierlei  Weise  geschehen : 

a)  In  der  ungefähren  Schätzung  des 
Durchschnittseinkommens  ganzer  Gesell- 
schaftsklassen oder  Berufskategorieen ,  wie 
bei  der  bereits  erwähnten  Klassensteuer. 

b)  Durch  die  Schätzung  des  Einkommens 
der  einzelnen  Steuerpflichtigen  nach  äusseren 
Merkmalen  durch  eine  Kommission. 

c)  Durch  Selbstdeklaration,  auch  Fassion, 
Fatierung  genannt. 

Diese  drei  Formen  entsprechen  den  Ent- 
wickelungsphasen  der  neueren  Zeit. 

Erst  seit  man  sich  entschlossen  hat,  die 
selbständige  Darlegung  der  Einkommensver- 
hältnisse der  Pflichtigen  zur  Gnindlage  der 
Besteuerung  zu  machen,  hat  die  Einkommen- 
steuer ihre  volle  Bedeutung  erlangt,  und  nur 
wo  man  im  stände  ist,  die  Selbstdeklaration 
durchzuführen,  werden  höhere  Summen  in 
gerechter  Weise  durch  die  Einkommensteuer 
zusammengebracht  werden  können. 

Die  Vorteile  der  Einkommensteuer  liegen 
in  folgenden  Momenten:  1.  Nur  durch  sie  ist 
das  Ziel  einer  gerechten  Besteuerung,  jeden 
nach  seiner  Leistungsfähigkeit  zu  treffen, 
welche  hauptsächlich  durch  das  Einkom- 
men bedingt  wird,  annähernd  zu  erreichen. 
Zugleich  ist  man  nur  bei  einer  Personal- 
steuer in  der  Lage,  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse zu  berücksichtigen,  welche  die 
Leistungsfähigkeit  in  besonderer  Weise  min- 
dern oder  heben.  Nur  bei  einer  solchen 
wird  deshalb  auch  eine  angemessene  Pro- 
gression der  Besteuerung  durchgeführt  wer- 
den können,  um  den  Reicheren  entsprechend 
höher  zu  belasten  als  den  Armen. 

2.  Sie  eignet  sich  vorzüglich  zur  Er- 
gänzung der  übrigen  Steuern,  welche  sich 
teils  als  schwer  beweglich,  teils  als  schwan- 
kend in  ihren  Erträgen  herausstellen  und 
sich  deshalb  den  Bedarfsverhältnissen  nicht 
genügend  anpassen  lassen.  Es  ist  daher  für 
die  Regierung  von  der  höchsten  Bedeutung, 
eine  Steuer  an  der  Hand  zu  haben,  welche  sie 
von  einem  Jahre  zum  anderen  in  ihren 
Steuersätzen  erhöhen  oder  vermindern 
kann,  wie  es  die  Bilanz  des  Budgets  ver- 
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langt,  ohne  damit  persönliche  Ungerechtig- 
keiten oder  starke  Störungen  in  dem  volks- 
wirtschaftlichen Getriebe  hervorzurufen. 

3.  Aus  dem  gleichen  Grunde  kann  sie 
benutzt  werden,  in  aussergewöhnlichen  Fällen 
einen  besonders  hohen  Ertrag  einzubringen 
imd  damit  die  Anwendung  von  Anleihen  zu 
vermindern, 

4.  Ihr  Ergebnis  ist  erfahnmgsgemäss  von 
einer  grossen  Gleichmässigkeit,  so  dass  der 
Staat  dabei  auf  eine  bestimmte  Summe 
rechnen  kann,  was  für  die  Aufstellung  des 
Budgets  von  hoher  Bedeutung  ist. 

Auf  der  andern  Seite  sind  folgende  Be- 
denken gegen  sie  erhoben: 

1.  Eine  genauere  Feststellung  des  Ein- 
kommens, welche  bei  höherer  Besteuerung 
unvermeidlich  ist,  schliesst  ein  Eindringen 
in  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Steuer- 
pflichtigen ein,  welches  von  der  Bevölkerung 
leicht  schwer  empfunden  wird  und  Unzu- 
friedenheit erregt.  Dies  ist  der  Hauptgrund, 
weshalb  man  sich  in  verschiedenen  Ländern 
noch  heutigen  Tages  nicht  zur  Einführung 
der  Einkommensteuer  entschliessen  kann 
und  dieselbe  auf  energische  Opposition  gerade 
der  besser  situierten  Klassen  stösst,  wie  in 
Frankreich  imd  den  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas. 

2.  Das  Hauptbedenken  richtet  sich  gegen 
die  praktische  Durchführung,  bei  der  sich 
noch  überall  grosse  Unvollkommenheiten 
herausgesteDt  haben.  Man  kann  weder 
allgemei»  auf  eine  richtige  Selbsteinschätzung 
rechnen,  noch  ist  es  möglich,  durch  Aussen- 
stehende  das  Einkommen  der  Steuerpflich- 
tigen korrekt  einschätzen  zu  lassen.  Damit 
liegt  die  Gefahr  vor,  Lüge  und  Betnig  mit 
einer  Prämie  zu  versehen,  den  Ehrlichen 
dagegen  übermässig  zu  belasten  und  damit 
eine  allgemeine  Demoralisation  herbeizu- 
führen. Es  unterheg-t  keinem  Zweifel,  dass 
dieser  Einwand  die  grösste  Beachtung  ver- 
dient und  nur  da  die  Einkommensteuer  zu 
empfehlen  sein  wird,  wo  diese  Gefahr  als 
nur  gering  nachgewiesen  werden  kann. 

Nach  dem  Gesagten  ist  also  die  Ein- 
kommensteuer keineswegs  allgemein  einzu- 
führen, sondern  nur,  wo  die  nötigen  Voraus- 
setzungen dafür  vorhanden  sind.  Die  er- 
wähnten Vorteile  werden  mehr  in  den 
Voi-dergrund  treten,  die  Nachteile  dagegen 
in  geringerem  Masse  vorliegen  auf  höherer 
Kulturatufe  und  bei  der  gebildeteren  Klasse. 
Es  gehört  eine  höhere  Reife  der  Bevölke- 
rung dazu,  imi  die  Selbstdekläration  diu^ch- 
f Uhren  zu  können;  sie  wird  daher  nur  bei 
vorceschrittenen  Völkern  imd  nur  für  die  ge- 
bildete Klasse  zu  acceptieren  sein.  Sehr 
begreiflich,  dass  man  deshalb  erst  in  der 
neueren  Zeit  zur  Einkommensteuer  ge- 
griffen hat,  und  zunächst  in  den  vor- 
geschrittene! en    Ländern,    und    dass    man 


die  unteren  Klassen  von  derselben  befreit 
hat,  die  ohnehin  zweckmässiger  durch  in- 
direkte Steuern  heranzuziehen  sind.  Dagegen 
wird  die  Einkommensteuer  zu  einer  Not- 
wendigkeit, wenn  jene  Voraussetzungen  vor- 
liegen, die  finanziellen  Ansprüche  des  Staates 
in  bedeutendem  Masse  steigen  und  die  Steuer- 
last daher  nur  durch  eine  genaue  Anpassung 
an  die  Leistungsfähigkeit  erträglich  gemacht 
werden  kann.  Sie  ist  ausserdem  nur  als 
eine  Ergänzung  zu  den  anderen  Steuern  und 
als  Teil  eines  abgerundeten  Steuersystems 
aufzufassen  und  zu  verwenden. 

Da  das  Einkommen  nicht  die  Leistungs- 
fähigkeit  selbst  genau  wiedergiebt,  sondern 
nur  einen  Anhalt  zur  Beurteilung  derselben 
bieten  kann,  ist  die  Einkommensteuer  auch 
nicht  allein  nach  dem  Einkommen  zu 
bemessen,  sondern  in  verechiedener  Weise 
abzustufen  und  den  individuellen  Verhält- 
nissen anzupassen. 

1.  Nicht  jedes  Einkommen  von  gleicher 
Höhe  repräsentiert  dieselbe  Leistungsfähig- 
keit, \delmehr  ist  hier  ein  principieller  Unter- 
schied zu  machen  zwischen  dem  fundierten 
Einkommen  aus  Vermögen,  also  mit  nach- 
haltiger Bedeutung  und  unabhängig  von  der 
Person  des  Steuerzahlers,  gegenüber  dem 
unfundierten  Einkommen,  welches  der  per- 
sönlichen Arbeit  des  Steuerpflichtigen  ent- 
springt, mit  ihm  erlischt  imd  von  den  Gesund- 
heitsverhältnissen etc.  desselben  abhängig  ist. 

2.  Das  Einkommen  hat  ausserdem  nach 
seiner  Höhe  in  der  Hand  des  Steuerpflich- 
tigen eine  verschiedene  Leistungsfähigkeit. 
Der  kleine  Betrag  von  etwa  600  Mark  wird 
kaiun  ausreichen,  eine  Familie  imter  unseren 
Verhältnissen  zu  ernähren,  er  wird  nur  das 
zum  Leben  Notwendige  repräsentieren,  das 
sogenannte  Existenzminimum.  Erst  ein 
Betrag,  der  hierüber  hinausgeht,  wiixl  eine 
Steuerzahlung  ermöglichen,  und  man  hat 
deshalb  diesen  das  »freie«  Einkommen  ge- 
nannt. Je  grösser  der  Ueberschuss  über  das 
Existenzminimum  ist,  um  so  mehr  wird 
nicht  nur  die  absolute,  sondern  auch  die  re- 
lative Leistungsfähigkeit  steigen,  d  .h.  um  so 
leichter  wird  derselbe  Prozentsatz  abgegeben 
werden  können.  Die  aus  dem  freien  Ein- 
kommen zu  bestreitenden  Ausgaben  können 
in  zwei  Kategorieen  zerlegt  werden:  für 
nützliche,  wenn  auch  entbehrliche 
Bedürfnisse,  oder  für  indifferente,  resp. 
Luxus  bedürfnisse  resp.  zur  Kapitali- 
sierung. Da  der  Staat  als  eine  Kidtur- 
notwendigkeit  anzusehen  ist,  so  wird  er  aus 
dem  Einkommen  der  ersten  Kategorie  Be- 
träge für  sich  beanspruchen  können,  der 
Steuerpflichtige  aber  wird  sie  weit  leichter 
aus  der  zweiten  Kategorie  bestreiten.  Sie 
ist  es,  welche  hauptsächlich  höhere  Leistungs- 
fähi§:keit  für  die  Steuerzahlimg  in  sich 
sclüiesst,  und  je  grösser  dieser  Betrag  ist, 
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ein  um  so  grösserer  Prozentsatz  wird  mit  der 
gleichen  Leichtigkeit  getragen  werden.  Hier- 
aus ergiebt  sich  die  Notwendigkeit  einer  pro- 
gressiven Belastung  des  Einkommens  und  da- 
mit einer  p  rogressiven  Einkommensteuer. 

Bis  in  die  neueste  Zeit  ist  die  progressive 
Einkommensteuer  principiell  bekämpft,  so- 
wohl von  Männern  der  Wissenschaft,  wii^ 
Kudolf  Gneist,  Leroy-Beaulieu ,  sowie  von 
Staatsmännern  Thiei*s  und  lange  Zeit  Bis- 
marck,  während  in  der  neueren  Zeit  die 
Richtigkeit  des  Princips  immer  allgemeiner 
anerkannt  ist,  wie  in  den  Finanzwissen- 
schaften von  Adolf  AVagner,  Röscher,  Schaf fle 
sowie  durch  die  neuere  Steuergesetzgebung. 

Wir  kommen  am  Schlüsse  darauf  zurück, 
zunächst  aber  sind  nun  die  betreffenden 
Einrichtungen  in  den  verschiedenen  Ländern 
darzulegen.  Wir  wollen  dann  untei-suchen, 
wie  weit  die  Praxis  bei-eits  den  theoretischen 
Anforderungen  genügt,  welche  Aufgaben  noch 
der  Zukunft  zu  erledigen  bleiben. 

«7.  Conrad. 


II.  Die  Einkommensteuer  in  den 
einzelnen  Staaten. 

Inhalt:  I.  E.  in  Deutschland  (S.  388).  II. 
E.  in  Oesterreich  (S.  419).  III.  E.  in  Gross- 
britannien und  Irland  (S.  429).  IV.  E.  in 
Italien  (S.  436).  V.  E.  in  der  Schweiz  (S.  446). 
VI.  E.  in  den  Vereinigten  Staaten  (S.  450). 

L 

Einkommenstenern  (Klassen- 
stenern)  in  Dentachland. 

1.  Einleitung.  2.  Allgemeine  Bestimmungen. 

I.  Die  Staaten  mit  allgemeiner  Ein- 
kommensteuer. A.  Preussen.  3.  Gegen- 
wärtiger Rechtsznstand.  4.  Geschieht«.  5.  Sta- 
tistik. B.  S  a  c  h  s  e  n.  6.  Gegenwärtiger  Rechts- 
znstand. 7.  Geschichte.  8.  Statistik.  C.Baden. 
9.  Gegenwärtiger  Rechtszustand.  10.  Geschichte. 

II.  Statistik.  D.  Die  übrigen  deutschen 
Staaten  mit  allgemeinen  Einkommen- 
(Kla88en-)steaern.  12.  Gesetze  und  Art 
der  einzelnen  Steuern.  13.  Ausdehnung  der  sub- 
jektiven Stenerpflicht  auf  juristische  Personen. 
14.  Objektive  Stenerpflicht.  15.  Steuertarif. 
16.  Veranlagung  und  Strafbestimmungen.  17. 
Statistik.  IL  Die  Staaten  mit  partieller 
Einkommensteuer.  A.  Bayern.  18.  Ge- 
schichte. 19.  Gegenwärtiger  Rechtszustand.  20. 
Statistik.  B.  Württemberg.  21.  Geschichte. 
22.  Gegenwärtiger  Rechtszustand.  23.  Statistik. 
C.  24.  Mecklenburg  25.  Reuss  ä.  L.  und 
26.  die  hohenzollernschen  Fürsten- 
tümer.   27.  Litteratur. 

1.  Einleitung.  Das  Deutsche  Reich 
kennt  in  seinem  Steuersystemdie  Einkommen- 
steuer nicht.  In  den  siebziger  Jahren  fand 
eine  Agitation  für  dieselbe  statt  (deutscher 
Steuerreformverein).  Die  Bestrebungen  für 
eine  Reichseinkommensteuer  sind  aber  zu- 
nlckgetreten,  seitdem  die  indirekte  Besteue- 


nmg  für  das  Reich  angenommen  und  aus- 
gebaut worden  ist.  Dagegen  bildet  in  den 
Einzelstaaten  die  Einkommensteuer  ein  wich- 
tiges Glied  des  Steuersystems.  Die  meisten 
haben  allgemeine,  einige  partielle 
Einkommensteuern  eingeführt.  Ueber 
die  abweichenden  Verhältnisse  in  Elsass- 
Lothringen,  wo  die  Umwandlung  der 
von  Frankreich  übernommenen  und  teil- 
weise bereits  umgebildeten  direkten  Steuern 
in  ein  Ertragssteuersystem  mit  partieller 
Einkommensteuer  durch  das  G.  v.  2.  Juli 
1898,  betr.  die  Ermittelung  der  Erträge 
aus  Kapital,  l^ohn  und  Besoldung  (F.-A. ^) 
XVI|  vorbereitet  wird,  vgl.  den  Art.  Mobi- 
liarsteuer. Die  allgemeine  Einkommen- 
steuer trifft  das  gesamte  reine  Einkom- 
men des  Steuerpflichtigen.  Einzelne  Teile 
desselben,  meistens  Teile  des  fundierten 
Einkommens  werden  bisweilen  durch  Er- 
trags- oder  Vermögenssteuern  nochmals  be- 
lastet. Die  iJartioÜe  Einkommensteuer  wird 
dagegen  nur  von  einzelnen  Einkommens- 
arten erhoben.  In  der  Regel  dient  sie  zur 
Ergänzung  eines  Ertragssteuersystenis  (s.  den 
Art.  Ertragssteuern)  und  will  die- 
jenigen Einkommensaiien  erfassen,  welche 
von  jenem  nicht  getroffen  werden.  Die 
Ka[)italrentensteuer  gehört  mit  hierher,  wird 
aber  in  einigen  Staaten  als  besondere  Steuer 
ausgeschieden  (s.  den  Art.  Kapitalrenten- 
steuer); alsdann  verbleibt  die  partielle  Ein- 
kommensteuer i.  e.  S.,  welche  sich  im  wesent- 
lichen auf  Einkommen  an  Gehalt,  Besoldung 
und  Lohn,  Pension,  Wartegeld,  Witwen-  und 
Waisengeld,  Auszügen  etc.  beschränkt. 

Im  nachfolgenden  wird  nur  von  der  staat- 
lichen Einkommensteuer  (Klassensteuer)  ge- 
handelt. Die  Besteuerung  der  Kommunalver- 
bände wird  im  Art.  Gemeindefinanzen 
dargelegt.  -  Dem  Zwecke  des  Handwörterbnches 
entspricnt  es,  die  Einkommensteuer  nicht  syste- 
matisch darzustellen,  sondern  ihre  Normen  in 
den  einzelnen  Staaten  zu  verfolgen.  Mit  Rück- 
sicht hierauf  musste  auf  eine  principielle 
Erwägung  der  sie  betreffenden  theoretischen 
Fragen  verzichtet  werden.  Um  diese  Lücke 
auszufüllen,  ist  eine  ausführlichere  Geschichte 
der  preuRsischen  Klassen-  und  Einkommen- 
steuer eingeschoben  worden ;  in  derselben  treten 
bei  der  schrittweisen  Entwickelnng ,  welche 
die  preussische  Steuer  dnrchgemacht  hat,  die 
wichtigsten  theoretischen  Fragen  hervor.  — 
Der  Raum  gestattet  es  nicht,  sämtliche  Nor- 
men bei  den  einzelnen  Staaten  eingehend  dar- 
zulegen. Nur  die  Hauptzüge  konnten  Beach- 
tung finden.  So  sind  im  besonderen  die  ver- 
schiedenen Bestimmungen  über  Steuerbefrei- 
ungen meistens  unberücksichtigt  geblieben. 
Eine  principielle  Erörterung  des  Begriffes  Ein- 
kommen konnte  mit  Rücksicht  auf  den  be- 
sonderen Artikel  „Einkommen"  (s.  oben 
S.    iW7ff.)     unterbleiben.       Die    verschiedenen 


*)  F.-A.  =  Finanz- Archiv,  herausgeg.  von 
Schanz,  Stuttgart. 
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Stenergesetze  geben  keine  Bestimmung  über 
diesen  Begriff.  Sie  führen  nur  im  einzelnen  und 
von  einander  abweichend  aus,  wie  das  Einkommen 
in  seinen  verschiedenen  Zweigen  zu  berechnen 
ist.  Auch  diese  weitschichtigen  Bestimmungen 
konnten  in  der*  Darstellung  keine  Aufnahme 
finden,  und  es  muss  dieserhalb  auf  die  betr.  Ge- 
setze verwiesen  werden. 

2.  Allgemeine  Bestimmiiiigeii.  Die 
Einzelstaaten  sind  im  Rechte  der  direkten 
Personalbesteuerung  nicht  unbeschränkt.  Sie 
sind  gebunden  durch  anerkannte  Sätze  des 
Völkerrechts,  durch  Staatsveiixäge  und  durch 
Eeichsgesetze. 

Völkerrechtlich  ist  unbestritten,  dass 
die  Gesandten,  ausser  wenn  sie  im  Lande 
ihres  Aufenthaltes  Grundbesitz  haben  oder  Ge- 
werbe betreiben,  von  den  direkten  Steuern  frei  sind. 
Die  Gonsuln  gemessen  nicht  nach  allgemeinen 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  Steuerfreiheit, 
doch  ist  sie  ihnen  —  abgesehen  von  nur  that- 
sächlicher  Gewährung  in  einzelnen  Fällen  —  in 
verschiedener  Ausdehnung  durch  eine  Beihe  von 
Staatsverträgen  des  Deutschen  Eeiches  einge- 
räumt*). — 

Durch  Reichsgesetze  sind  die  Ansprüche 
mehrerer  Bundesst^ten  auf  Besteuerung  der- 
selben Person  geregelt  sowie  etliche  Steuer- 
befreiungen angeordnet,  üeber  das  Gesetz  weeen 
Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  v.  13.  Mai 
1870,  vgl.  den  Art.  Doppelbesteuerung,  s. 
oben  S.  2B5  ff.)  ^),  Das  Reichsmüitärgesetz  v.  2. 
Mai  1874  bestimmt  in  §  46  Abs.  2,  dass  das 
Militäreinkommen  der  Personen  des  Unter- 
offizier- und  Gemeinenstandes  sowie  für  den 
Fall  einer  Mobilmachung  das  Miliräreinkommen 
aller  Angehörigen  des  aktiven  Heeres  bei  der 
Veranlagung,  bezw.  bei  der  Erhebung  der 
Staatssteuern  ausser  Betracht  zu  lassen  ist.  — 
Durch  das  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  §  21 
wird  der  Keichsbank  und  ihren  Zweiganstalten 
im  gesamten  Reichsgebiete  Freiheit  von  staat- 
lichen Einkommen-  und  Gewerbesteuern  ver- 
liehen. 

Diese  Bestimmungen  sind  meistens  in  die 
Gesetzgebung  der  Einzel  Staaten  aufgenommen. 
Es  wird  im  folgenden  auf  dieselbe  nicht  noch- 
mals eingegangen  werden,  auch  wenn  in  ein- 
zelnen Staaten  die  hiernach  vorgeschriebenen 
Steuerfreiheiten  weiter  ausgedehnt  sind. 

1.  Die   Staaten   mit   allgemeiner 

Einkorn  mensten  er. 

A.  Prenssen. 

3.  Gegenwärtiffer  Reehtsznstand.  Die 

allgemeine  Einkommensteuer  [G.  v. 
24.  Juni  1891,  Ausführungsanweisung  v.  24. 
Juni  1891  (F.A.  VIII):  Nov.  v.  22.  Aprü  1892 
(F.A.  IX}]  und  die  Ergänzungssteuer 
sind  seit  der  Steuerreform  von  1893  die 
einzigen     direkten    Staatssteuem ,     welche 

*)  Vergl.  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deut- 
schen Verwaltungsrechtes,    Leipzig  1894,   II, 

2.  Aufl.,  §  247. 

')  Die  Schutzgebiete  des  Deutschen  Reichs 
gelten  als  Inland  (G.  v.  15.  März  1888,  §  6 
Abs.  3). 


zur  Erhebung  gelangen,  —  abgesehen 
von  der  Eisenbahnabgabe  und  der  Wanderge- 
werbesteuer. Die  subjektive  Steuer- 
p flieht  wird  begründet  durch  preussische 
Staatsangehörigkeit  (ausser  bei  dauerndem 
Aufenthalte  im  Auslande,  welcher  über  zwei 
Jahre  währt;  doch  betrifft  diese  Ausnahme 
nicht  Eeichs-  und  Staatsbeamte,  welche  ihren 
dienstlichen  Wohnsitz  im  Auslande  haben), 
durch  Wohnsitz  in  Preussen,  bei  ßeichsaus- 
ländern  auch  durch  Aufenthalt  des  Erwerbs 
wegen  und  durch  mehr  als  einjährigen 
Aufenthalt,  endlich  durch  Bezüge  an  Be- 
soldtmgen,  Pensionen  und  Wartegeldern  aus 
preussischen  Staatskassen  und  durch 
Einkommen  aus  Grundbesitz  sowie  aus 
Gewerbe-  und  Handelsanlagen  oder  sonstigen 
gewerblichen  Betriebsstätten  in  PreiLssen. 
Die  subjektive  Steuei-pflicht  erstreckt  sich 
nicht  nur  auf  physische  Personen,  sondern 
auch  auf  AJttiengesellschaften ,  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien,  Berggewerkschaf- 
ten, eingeti-agene  Genosseuvschaften,  deren 
Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mit- 
glieder hinausgeht,  und  auf  Konsumvereine 
mit  offenem  Laden,  sofern  dieselben  die 
Eechte  juristischer  Personen  haben  (§  1,  2). 
Steuerfreiheit  gemessen  die  Mitglieder 
des  königlichen  Hauses,  des  hohenzoUem- 
schen  Fürstenhauses  sowie  des  vormaligen 
hannoverschen  Königshauses  und  der  vor- 
maligen kurhessischen  und  herzoglich  nas- 
sauischen Fürstenhäuser  (§  3). 

Die  objektive  Steuerpflicht  er- 
streckt sich  auf  das  gesamte  Jahresein- 
kommen des  Pflichtigen  (§  9).  Ausnahmen: 
Wenn  die  subjektive  Steuerpflicht  allein  durch 
Bezüge  aus  preussischen  Staatskassen  oder  durch 
Einkommen  aus  preussischem  Grundbesitz 
und  aus  preussischen  Handels-  und  Grewerbe- 
anlagen  begründet  wird,  so  ist  nur  dieses  Ein- 
kommen steuerpflichtig  (§  2);  steuerpflichtige 
Ausländer,  welche  sich  nicht  des  Erwerbes  wegen 
in  Preussen  aufhalten,  sind  mit  ihren  Einkommen 
aus  ausländischem  Grundbesitz  und  Gewerbebe- 
trieb steuerfrei;  bei  im  Auslande  stationierten 
Beichs-  und  Staatsbeamten  und  Offizieren  ist 
von  ihrem  Diensteinkommen  nur  das  persön- 
liche, pensionsberechtigende  Gehalt  steuerpflich- 
tig und  auch  dieses  nur,  falls  es  im  Auslande 
nicht  durch  entsprechende  direkte  Staatssteuem 
getroffen  wird  (§  6). 

Es  wird  unterschieden  zwischen  Einkom- 
men und  Vermögenszuwachs;  letzterer  ist 
nicht  steuerpflichtig;  dazu  werden  gerechnet 
ausserordentliche  Einnahmen  aus  Erbschaften, 
Schenkungen  aus  Lebensversicherungen  und 
aus  dem  nicht  gewerbsmässig  oder  zu  Spekn- 
lationszwecken  unternommenen  Verkaufe  von 
Grundstücken,  sowie  ähnliche  Erwerbungen  (§  8). 

Eine  Definition  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens giebt  das  Gesetz  nicht;  es  sagt 
auch  nicht,  dass  nur  das  reine  Einkommen 
steuerbar  ist.  Doch  bestimmt  es  in  den  All- 
gemeinen Grundsätzen  über  die  objektive 
öteuerpflicht  (§  7 — ^9)  die  Beredmung  des 
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steuerpflichtigen  Einkomraens,  insbesondere 
die  zulässigen  Abzüge  (§  9)  von  den  Jahres- 
einkilnften  derart,  dass  in  der  Regel  das 
reine  Einkommen  getroffen  wird.  Darüber 
hinaus  sind  abzugsfähig  die  für  die  Person 
des  Steuerpflichtigen  gesetz-  oder  vertrags- 
mässig  zu  entrichtenden  Beiträge  zu  Kran- 
ken-, Unfall-,  Alters-  und  Invalidenversiche- 
nings-,  Witwen-,  Waisen-  und  Pensions- 
kassen sowie  Prämien  bis  zu  600  Mark  für 
Versicherung  des  Steuerpflichtigen  auf  den 
Todes-  oder  Lebensfall.  (G.  §  9  I,  6  und  7, 
Ausf.  A.  Art.  25.)  Nach  den  Erwerbsquellen 
werden  die  Jahreseinkünfte  anGeld  undGeldes- 
wert  in  vier  Klassen  geschieden  (1.  ans  Eapital- 
venDOffen;  2.  aas  GrandvermOgen,  Pachtungen 
und  Mieten,  einschliesslich  des  Mietwerts  der 
Wohnung  im  eigenen  Hanse:  3.  ans  Handel  und 
Gewerbe,  einschliesslich  des  Bergbaus;  4.  ans 
sonstiger  Gewinn  bringender  Beschäftigung  and 
ans  sonstigen  Rechten  auf  periodische  Hebungen 
und  Vorteile  irgend  welcher  Art)  (§  7).  tür 
eine  jede  dieser  Klassen  bestimmt  das  Gesetz 
<§  12—16,  Ausf.  A.  Art.  7—27)  in  specieller 
Ausführung  der  Allgemeinen  Grundsätze, 
wie  hier  im  besonderen  die  Berechnung  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  stattzufinden 
hat  Dabei  ist  dem  Einkommen  ans  Handel 
und  Gewerbe  einschliesslich  des  Ber/rbaus  eine 
Sonderstellung  eingeräumt :  die  Allgemeinen 
Grundsätze  eelten  zwar  auch  hier;  es  ist  aber 
mit  dieser  Massgabe  der  Beingewinn  nach  den 
Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche  für  die 
Inventur  und  Bilanz  durch  das  Allgemeine 
Deutsche  Handelsgesetzbuch  vorge- 
schrieben sind  und  sonst  dem  Gebrauche 
eines  ordentlichen  Kaufmanns  ent- 
sprechen. Dabei  sind  nach  den  Ausf.  A.  Art.  19 
für  die  Bewertung  der  Vermögensstttcke  und 
Forderungen  bei  der  Inventur  und  für  das  Mass 
der  übermiapt  zulässigen  Abschreibungen  HGB. 
Art.  31,  der  kaufmännische  Gebrauch  und  inner- 
halb der  durch  denselben  gezogenen  Grenzen 
das  Ermessen  des  Steuerpflichtigen  selbst  mass- 
gebend. 

Als  steuerbares  Einkommen  der 
Aktiengesellschaften  etc.  sowie  der 
Konsumvereine  gelten  die  unter  die  Mit- 
glieder verteilten  IJeberschüsse ,  zuzüglich 
der  Beträge,  welche  zur  Tilgung  des  Grimd- 
kapitals  oder  von  ScJiulden  sowie  zur  Ver- 
besserung und  Geschäftserweiterung  oder 
zur  Bildung  von  Reservefonds  verwendet 
werden,  nach  Abzug  von  3*2%  des 
eingezahlten  Aktienkapitals.  An 
Stelle  des  letzteren  tritt  bei  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften die  Summe  der  emgezahlten  Ge- 
schäftsanteile der  Mitglieder,  bei  Berggewerk- 
schaften das  aus  dem  Erwerbspreise  und  den 
Kosten  der  Anlage  und  Einrichtung  beziehungs- 
weise Erweiterung  des  Bergwerks  sich  zusam- 
mensetzende Grundkapital  oder,  soweit  diese 
Kosten  vor  dem  1.  Apnl  1892  aufgewendet  sind, 
nach  Wahl  der  Pflichtigen  der  zwanzigfache 
Betrag  der  im  Durchschnitt  der  letzten  vier 
Jahre  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  (ifesetzes 
verteilten  Ausbeute. 


Die  objektive  Steuerpflicht  beginnt  erst 
mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  900 
Mark  (§  5).  Ausser  Hebung  bleibt  die  Steuer 
vom  Einkommen  der  Unteroffiziere  und  Mann- 
schaften des  Beurlanbtenstandes ,  welche  mit 
Einkommen  von  nicht  mehr  als  3000  Mark  ver- 
anlagt sind,  für  diejenigen  Monate,  während 
welcher  sie  sich  im  aktiven  Dienst  befinden, 
sowie  die  Steuer  vom  Dien  steinkommen  der 
Reichs-  und  Staatsbeamten  und  Offiziere,  welche 
zur  Besatzung  eines  zum  auswärtigen  Dienst 
bestimmten  Schiffes  oder  Fahrzeuges  der  kaiserl. 
Marine  gehdren,  für  die  Zeit  der  Abwesenheit 
aus  einheimischen  Gewässern  (§  65). 

Der  Steuertarif  bestimmt  stufen- 
weise feste  Steuersätze  entsprechend  dem 
Jahreseinkommen  (§  17). 

Jahresein- 
kommen    Jährliche 

von     bis  ein-  Steuer 
mehr  als   scbl. 


Jahresein- 
kommen 

von     bis  ein- 
mehr als    schl. 


M, 

900 

1050 

1200 

1350 
1500 

1650 

1800 

2100 

2400 

2700 

3000 

3300 
3600 


M. 

1050 
1200 

1350 
1500 

1650 
1800 
2100 
2400 
2700 
3000 

3300 
3600 

3900 


Jährliche 
Steuer 

M. 
6 

9 
12 

16 

21 

26 

31 
36 
44 

52 

60 

70 
80 


M. 
3900 
4200 
4500 
5000 
5500 
6000 
6500 
7000 
7500 
8000 
8500 
9000 
9500 


M. 

42CX} 
4500 
5000 
5500 
6000 
6500 
7000 
7500 
8000 
8500 
9000 
9500 
10500 


M. 
92 

104 
118 

132 
146 

160 

176 

192 

212 

232 

252 

276 

300 


Die  Steuer  steigt  bei  höherem  Einkommen 
von  mehr  als     bis  einschl.    in  Stufen  von     um  je 


M.  M. 

10  500  30  500 

30  500  32  000 

32000  78000 

78000  100  000 

Bei  Einkoromen 


M. 
1000 
1500 
2000 
2000 


M. 

30 
60 

80 

100 


Handwörterbuch  der  StaatswissenBchaften. 


von  100000—106000  M. 
beträgt  die  Steuer  4000  M.  und  steigt  bei  hö- 
herem Einkommen  in  Stufen  von  ö(M)  M.  um 
je  200  M. 

Der  Tarif  enthält  also  für  Einkommen 
von  9500—35000  imd  filr  Einkommen  über 
100000  Mark  dem  Eiukonmien  proportionale 
Steuei-sätze ;  dort  3**/o  des  arithmetischen 
Mittels  der  Stufengrenzen,  hier  4^/o 
der  Stufenuntergrenze.  Zwischen  diesen 
!  beiden  Horizontalen  weist  er  Progression 
auf,  für  Einkommen  unter  9500  Mark  De- 
pression bis  0,62^/0  in  der  untersten  Stufe. 
Die  Veranlagung  geschieht  nach  Haus- 
haltungen. (Personen,  welche  gegen  Qehalt 
oder  Lohn  zu  Dienstleistungen  angenommen 
sind,  Kostgänger.  Untermieter  und  Schlafstellen- 
mieter gelten  nicnt  als  Haushaltungsangehörige.) 
Dabei  ist  dem  Jahreseinkommen  des  Haus- 
haltungsvorstandes dasjenige  seiner  Ange- 
hörigen zuzurechnen.  Doch  sind  selbständig 
zu  veranlassen:  von  ihren  Ehegatten  dauernd 
getrennt  lebende  Ehefrauen ;  Kinder  und  andere 
Haushaltungaangehörige  mit  ihrem  selbständigen 
Einkommen,  sofern  dasselbe  der  Verfügungsge- 
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walt  des  Hanshaltun^sTorstandes  nicht  nnter- 
liegt  (§  11).  Massgeoend  ist  bei  feststehen- 
den Emnahmen.  (und  Ausgaben)  Dir  Betrag 
für  das  betreffende  Steuerjahr ;  bei  schwan- 
kenden hingegen  der  Durchschnitt  der  drei 
der  VeranlÄgung  unmittelbar  voraufgegan- 
genen Jahre  (§  10).  Nach  dem  festgestellten 
Gesamteinkommen  werden  die  Steuerstnfen 
und  Steuersätze  auf  Grund  des  Tarifes  be- 
stimmt. Doch  gestattet  das  Gesetz  bei 
kleineren  und  mittleren  Einkommen  in  be- 
stimmten Grenzen  die  Berücksichtigung 
einiger  anderer  Momente  neben  der  Höhe 
des  Einkommens.  Bei  Einkommen  bis  zu  9ö00 
Mark  ist  es  gestattet,  besondere,  die  Leis- 
tnn^fähigkeit  herabmindernde  Umstände  (als 
solche  sind  lediglich  anssergewöhnliche  Be- 
lastungen durch  Unterhalt  und  Erziehung  der 
Kinder ,  Alimeutationsverpflichtangen ,  andau- 
ernde Krankheit,  Verschuldung  und  besondere 
Unglücksfölle  anzusehen)  derart  zn  berücksich- 
tigen, dass  eine  Ermässigung  des  tarif massigen 
Steuersatzes  um  höchstens  drei  Stufen  erfolgt 
(§  19).  Ferner  sind  in  dem  Falle,  dass  das 
Jahreseinkommen  des  Haushaltungsvorstandes 
3000  Mark  nicht  übersteigt,  für  jedes  nicht 
selbständig  zn  veranlagende  Familienmitglied 
unter  14  Jahren  50  Mark  vom  steuerbaren  Ein- 
kommen in  Abzug  zu  bringen ;  beim  Vorhanden- 
sein von  3  oder  mehr  solcher  Familienmitglieder 
muss  mindestens  Ermässigung  um  eine  Stufe 
eintreten  (§  18). 

Die  Veranlagung  sowie  die  Entschei- 
dung  von  Berufungen  gegen  dieselbe  erfolgt 
durch  Kommissionen,  deren  Mitglieder  teils 
von  der  Eegierung  ernannt,  teils  von  den 
Kommunalvertretungen  gewählt  werden.  Die 
Grundlagen  bilden  Voreinschätzungen  durch 
besondere  Kommissionen  (für  Einkommen 
bis  zu  3000  Mark),  obligatorische  Steuerer- 
klärungen seitens  der  Steuerpflichtigen  und 
selbständige  Erhebungen  der  Veranlagungs- 
organe. Gegen  Rechtsverletzungen  ist  Be- 
schwerde beim  Oberverwaltungsgericht  zu- 
lässig. Der  Finanzminister  hat  die  oberste 
Leitung  des  Veranlagungsgeschäfts  und  ent- 
scheidet Beschwerden  über  die  Berufungs- 
kommission und  deren  Vorsitzenden,  soweit 
sie  nicht  vor  das  Oberverwaltungsgericht 
gehören. 

Orfi^ane  der  Veranlagung  sind:  der 
Gemeinde-(Guts-)vor8tand,  die  Voreinschätzungs- 
kommission, die  Veranla^ngskommission  und 
die  Berufnnfi^skommission  sowie  die  Vorsitzenden 
der  beiden  letzten. 

Voreinschätzungskommissibnen 
werden  für  jeden  Voreinschätzungsbezirk 
gebildet.  Dieser  umfasst  in  der  Kegel  eine  Ge- 
meinde j  doch  können  anch  mehrere  Gemeinden 
bezw.  diese  mit  selbständigenGutsbezirken  zusam- 
mengezogen werden.  Den  Vorsitz  führt  der 
Gemeinde-(Guts-)Vorstand  (bezw.  derjenige  unter 
mehreren,  welchen  die  Regierung  bestimmt). 
Die  Mitglieder  werden  unter  Berücksichtigung 
der  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  teils 
von  der  Regierung  ernannt,  teils  von  der  Ge- 
meindeversammlung (-Vertretung)  gewählt.  Die 


Zahl  der  ernannten  Mitglieder,  einschliesslich 
des  Vorsitzenden,  muss  hinter  der  der  gewählten 
zurückbleiben.  Die  Regierunfif  kann  von  der 
Ernennung  von  Mitgliedern  absehen  (§  31).  — 
Für  jeden  Veranlagungsbezirk  (einen 
solchen  bildet  in  der  I^gel  jeder  Kreis)  wird 
eine  Veranlagungskommission,  für  jeden 
Regierungsbezirk  eine  Beruf  ungskom- 
mission gebildet.  Den  Vorsitz  führt  dort  der 
Landrat  oder  ein  von  der  Regierung  ernannter 
Kommissar,  hier  ein  vom  Hnanzminister  er- 
nannter R^ierungskommissar.  Die  Mitglieder 
werden  anf  die  Dauer  von  6  Jahren  zum  Teil 
von  der  Regierung  ernannt,  zum  Teil  von  der 
Kommunal vertretnn|f  (Elreis-  oder  Gemeindever- 
tretung —  Provinzialausschnss)  aus  den  Ein- 
wohnern des  betreffenden  Bezirkes  unter  Be- 
rücksichtigung der  verschiedenen  Arten  des 
Einkommens  gewählt.  Diese  Beschränkungen 
beziehen  sich  nur  auf  die  zu  wählenden,  nicht 
aber  auf  die  zu  ernennenden  Mitglieder.  Die 
Zahl  der  ernannten  Mitglieder^  emschliesslich 
des  Vorsitzenden,  darf  die  Biälfte  der  Ge- 
wählten nicht  Überschreiten.  Die  Regierung  be- 
stimmt hiemach  die  Zahl  beider  Arten  von  Mit- 
gliedern (§§  33,  34,  41).  Für  Vorsitzende  und 
Mitglieder  aller  Kommissionen  sind  in  gleicher 
Weise  Stellvertreter  zu  ernennen  bezw.  zu 
wählen  (§  50). 

Im  Veranlagungsverfahren  Lst  zu 
unterscheiden:  a)  die  Vorbereitung  der  Veran- 
lagung; b)  die  Veranlagung  selbst;  c)  die  Be- 
rufung; d)  die  Beschwerde.  —  a)  Die  Vorbe- 
reitung: jeder  Gemeinde-(Guts-) Vorstand  hat 
die  Nachweisnng  aller  Einkommensteuerpflich- 
tigen (Personenverzeichnis)  aufzustellen  (§  21); 
hierfür  müssen  die  Haushaltungsvorstände  und 
die  Hausbesitzer,  bei  Strafe  bis  300  Mark  (§  68), 
die  erforderlichen  Angaben  (Hanslisten)  machen 
(§  22);  der  Gemeinde-(Guts-) Vorstand  hat  mög- 
lichst vollständige  Nachrichten  über  die  Ein- 
kommens- und  Vermö^ensverhältnisse ,  sowie 
über  die  Leistungsfähigkeit  einzuziehen  und 
hiemach  das  mutmassliche  Einkommen,  getrennt 
nach  den  4  unterschiedenen  Quellen,  in  Ein- 
kommensnach Weisungen  einzutragen  (§  83).  Die 
Voreinschätzungskommission  prüft  diese  Nach- 
weisungen; bei  Einkommen  bis  zu  3000  Mark 
trägt  sie  die  ermittelte  Grösse  derselben  und 
die  vorzuschlagenden  Steuersätze  in  die  Nach- 
weisungen ein  (§  32).  b)  die  Veranlagung 
erfolgt  durch  die  Veranla^ngskommission  aiu 
Grund  der  vorliegenden  Na^ Weisungen ,  der 
eingereichten  Steuererklärungen,  der  von  ihrem 
Vorgesetzten  angestellten  Ermittelungen  und 
auf  Grund  eigener  Erhebungen.  Für  Einkom- 
men bis  zu  3000  Mark  setzt  der  Vorsitzende 
den  Steuersatz  fest,  sofern  er  gegen  den 
Vorschlag  der  Voreinschätzun^kommission 
nichts  einzuwenden  hat  (§§  35,  36,  38).  c)  Ueber 
die  Berufung  gegen  die  Veranlagung,  welche 
sowohl  dem  Steuerpflichtigen  als  auch  dem 
Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  zu- 
steht, entscheidet  die  Serufungskommission. 
d)  Gegen  ihre  Beschlüsse  kann  Beschwerde 
erhoben  werden,  welche  sich  aber  lediglich  auf 
Nichtanwendung  oder  unrichtige  Anwendung 
des  bestehenden  Rechtes  und  auf  wesentliche 
Mängel  des  Verfahrens  stützen  darf;  über  sie 
entscheidet  das  Oberverwaltungsffericht  (§  44). 
Neben  den  Nachweisungen  der  Gemeinde- 
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^  Guts-) Vorstände  stehen  den  Veranlagtings- 
orranen  fol^nde  Veranlag^nngsmittel  zu 
Ge1>ote:  a)  die  Steuererklärung  des  Pflich- 
tigen; dieselbe  ist  für  alle  Steuerpflichtigen 
obligatorisch:  auf  öffentliche  Aufforderung  des 
Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  muss 
sie  jc^er  einreichen^  der  bereits  mit  mehr  als 
3000  Mark  Einkommen  veranlagt  ist,  jeder 
andere  auf  besondere  Aufforderung  hin.  Zur 
freiwilligen  Erklärung  ist  ein  jeder  berechtigt. 
Aktiengesellschaften  etc.  müssen  ausserdem  ihre 
Jahresabschlüsse  sowie  die  bezüglichen  Be- 
schlüsse der  Generalversammlungen  einreichen 
(§§  24,  25).  Wer  der  Aufforderung  zur  Steuer- 
erklärung nicht  Folge  leistet,  verliert  die  gesetz- 
lichen Rechtsmittel  gegen  seine  Einschätzung 
für  das  betreffende  Steuerjahr.  —  Wer  die 
Steuererklärung  auf  Grund  einer  nochmals  an 
ihn  gerichteten,  besonderen  Aufforderung,  welche 
auch  nach  der  Veranlagung  erfolgen  kann,  nicht 
abgiebt,  muss  neben  der  veranlagten  Steuer 
nodi  25%  Zuschlag  bezahlen,  falls  die  Regierung 
denselben  festsetzt  (§30).  Die  Steuererklärung, 
welche  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  ab- 
zugeben ist  (§  24),  muss  enthalten :  das  Gesamt- 
eiiÜ£ommen,  gesondert  nach  den  4  Quellen;  das 
Einkommen  von  ausserhalb  des  Veranlagungs- 
bezirks belegenem  Grundbesitz  und  Gewerbe- 
betrieb besonders;  Schuldzinsen,  Lasten  etc., 
deren  Abzug  beansprucht  wird  (§  26).  Falls 
ein  Einkommen  nur  durch  Schätzung  ermittelt 
werden  kann,  so  kann  es  dem  Steuerpflichtigen 
auf  seinen  Antrag  gestattet  werden,  an  Stelle 
ziffermässiger  Angaben  diejenigen  Thatsachen 
anzuführen,  deren  die  Kommission  zur  Schätzung 
bedarf  (§  27).  —  Die  sonstigen  Veranlagungs- 
mittel richten  sich  nach  dem  Organe,  das  sie 
handhaben  will.  Wir  beginnen  mit  dem  am 
wenigsten  berechtigten ;  jedem  später  genannten 
Organe  stehen  die  Veranlagnngsmittel ,  welche 
den  vorher  genannten  eingeräumt  sind,  ebenfalls 
zu  Gebote,  b)  der  Vorsitzende  der  Ver- 
anlagungskommission kann  sich  zur  Fest- 
stellung der  Besitz-,  Vermögens-  und  Einkom- 
mensverhältnisse der  Mitwirkung  der  Gemeinde- 
fGut8-)Vorstände  und  der  Verwaltungsbehörden 
bedienen;  er  kann  besondere  Aeusserungen  der 
Voreinschätzungskommission  veranlassen ;  er 
kann  auf  Antrag  und  von  Amts  wegen  dem 
Steuerpflichtigen  Gelegenheit  zur  persönlichen 
Verhandlung  gewähren ;  er  kann  bei  sämtlichen 
Staats-  und  Kommunalbehörden  Einsicht  in  alle 
die  Einkommensverhältnisse  Steuerpflichtiger 
betreffenden  Bücher,  Akten, Urkunden  etc.  nehmen, 
auch  Abschrift  aus  denselben  verlaui^^en,  soweit 
dem  nicht  besondere  gesetzliche  Bestimmungen 
oder  dienstliche  Rücksichten  entgegenstehen :  Ein- 
blick in  die  Bücher  der  Sparkassen  ist  jedoch  ver- 
boten (§35).  c)Bevor  die  Veranlagungskom- 
mission oder  ihr  Vorsitzender  eine  Steuer- 
erklärung beanstanden,  soll  nach  der  V.  v.  18. 
Oktober  1898  in  allen  geeigneten  Fällen  der 
Versuch  gemacht  werden,  die  obwaltenden  Be- 
denken durch  Einvernehmen  mit  dem  Steuer- 
pflichtigen zu  beheben.  Von  der  Beanstandung 
ist  der  Steuerpflichtige  unter  Angabe  der  Gründe 
zu  benachrichtigen  und  zur  Aeusserung  über  sie 
oder  zur  Beantwortung  bestimmter  Fragen  auf- 
zufordern. Falls  dieser  nicht  antwortet  oder 
die  Bedenken  nicht  behebt,  so  kann  die  Veran- 
lagungskommission die  Vernehmung  von  Zeugen 


und  Sachverständigen  sowie  sonstige  Erhebungen 
veranlassen.  Es  müssen  aber  nach  der  Ausf. 
Anw.  Art.  55  Z.  3,  Art.  66  Abs.  3  die  von  dem 
Steuerpflichtigen  angebotenen,  gesetzlich  zuläs- 
sigen Beweise  erhoben  werden.  Bleiben  Zweifel 
an  der  Steuererklärung  bestehen,  so  ist  die  Kom- 
mission an  dieselbe  nicht  angebunden  (§  38). 
d )  Die  Berufungskommission  sowie  deren 
Vorsitzender  können  die  eidliche  Bekräfti- 
gung des  Zeugnisses  oder  Gutachtens  eines 
Zeugen  bezw.  Sachverständigen  vor  dem  zu- 
ständigen Amtsgerichte  fordern  (§  43). 

Die  Veranlagung  erfolgt  für  die  Dauer 
des  Steuerjahres.  Veränderungen  in  den 
Einkommensverhältnissen  während  desselben  be- 
dingen nur  ausnahmsweise  eine  Veränderung  in 
der  schon  erfolgen  Veranlagung.  Eine  Ver- 
mehrung des  Einkommens  wird  nur  bei  Erb- 
fällen (§  57),  eine  Verminderung  nur  dann, 
wenn  sie  mehr  als  den  vierten  Teil  des  Ein- 
kommens beträgt,  wenn  sie  im  Wegfall  einer 
Einkommensquelle  oder  in  besonderen  Unglücks- 
fällen ihren  Grund  hat  oder  wenn  das  weg- 
fallende Einkommen  anderweit  zur  Einkommen- 
steuer herangezogen  wird  (§  58),  vom  nächsten 
Monat  au  berücksichtigt. 

Die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  in  vier- 
teljährlichen Beträgen  an  den  von  der  Steuer- 
behörde zu  bezeichnenden  Empfangsstellen  (§  62). 

Die  Kosten  der  Veranlagung  und  Erhe- 
bung trägt  die  Staatskasse;  nur  Kosten  für 
Ermittelungen  bei  Anwendung  eines  Rechts- 
mittels fallen  dem  Steuerpflichtigen  zur  Last, 
wenn  sich  seine  Angaben  in  wesentlichen 
Punkten  als  unrichtig  erwiesen  haben  (§  71). 
Nach  dem  G.  wegen  Aufhebung  direkter  Staats- 
steuem  v.  14.  Juli  1893  (F.A.  X)  erhalten  die 
Gemeinden  (Gutsbezirke)  für  die  ihnen  bei  der 
Veranlagung  der  Einkommensteuer  übertrage- 
nen Geschäfte  keine  Vergütung,  und  es  kann 
ihnen  durch  Königliche  Verordnung  die  Ver- 
pflichtung auferlegt  werden,  in  ihrem  Bezirk 
die  Elementarerhebung  der  direkten  Staats- 
steuern etc.  sowie  die  Abführung  der  erhobenen 
Beträge  an  die.  zuständigen  Staatskassen  ohne 
Vergütung  zu  bewirken  (§  16). 

Strafbestimmungen:  Wer  wissentlich 
in  der  Steuererklärung  oder  bei  Beantwortung 
der  von  zuständiger  Seite  an  ihn  gerichteten 
Fragen  oder  zur  Begründung  eines  Rechtsmittels 
über  sein  oder  über  von  ihm  vertretenes  Ein- 
kommen unrichtige  oder  unvollständige  Anga- 
ben macht,  welche  geeignet  sind,  zu  einer 
Steuerverkürzung  zu  führen,  —  wer  steuerpflich- 
tiges Einkommen,  zu  dessen  Angabe  er  gesetz- 
lich verpflichtet  ist,  verschweigt,  wird  mit  dem 
vier-  bis  zehnfachen  Betrage  der  (wirklich  oder 
versucht)  gekürzten  Steuer,  mindestens  aber  mit 
100  Mark  bestraft.  Ist  aus  den  Umständen  an- 
zunehmen, dass  zwar  wissentlich,  aber  ohne  Ab- 
sicht der  Steuerhinterziehung  verfahren  ist,  so 
tritt  eine  Strafe  von  20— 100  Mark  ein.  Straf- 
freiheit ist  denjenigen  zugesichert,  welche  vor 
der  Anzeige  oder  vor  Einleitung  der  Unter- 
suchung ihre  Angaben  berichtigen  (§  66). 
Wenn  der  Beschuldigte  die  von  der  Regierung 
festgesetzte  Strafe  nebst  Kosten  nicht  freiwillig 
entrichtet,  so  steht  die  Entscheidung  den  Ge- 
richten zu;  die  Regierung  darf  auch  mildere 
Strafen  verhängen  (9  70).  —  Die  Beamten  und 
Kommissionsmitglieder,    welche    unbefugt    die 

25* 


388 


Einkommensteuer  (Deutschland) 


ihnen  bei  den  Verhandlungen  kund  gewordenen 
Einkommensverhältnisse  offenbaren,  werden  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  Mark  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  bestraft;  die  Verfolgung 
findet  nur  auf  Antrag  der  Regierung  oder  des 
betroffenen  Steuerpflichtigen  statt. 

Neben  der  Strafe  und  unabhängig  von  ihr 
besteht  die  Verpflichtung  der  Nachzanlunjf  der 
hinterzogenen  Steuer.  Dieselbe  verjährt  in  10 
Jahren  und  geht  auf  die  Erben  über,  jedoch 
für  diese  mit  einer  Verjährungsfrist  von  fünf 
Jahren  und  nur  auf  Höhe  ihres  Erbteils  (§  67). 

4«  Geschichte«  a)  Vorgeschichte. 
Dnrch  die  Reformgesetzgebung  zu  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  verlor  das  Accisesystem, 
welches  an  sich  der  Einheit  ermangelte  und 
dringend  einer  Verbesserung  bedurfte ,  seine 
Grundlage.  Das  platte  Land  konnte  nicht 
mehr  durch  die  Städte  besteuert  werden.  Der 
Versuch  Hardenbergs,  im  Finanzedikt  v. 
27.  Oktober  1810  die  Accise  zu  vereinfachen 
und  sie  auf  das  platte  Land  auszudehnen,  er- 
wies sich  besonders  wegen  einer  hohen  Mahl- 
steuer als  undurchführbar.  Durch  das  ander- 
weite Finanzedikt  v.  7.  September  1811  wurden 
für  das  platte  Land  und  für  die  Landstädte 
die  Abgabe  vom  Gemahl  aufgehoben  und  die 
anderen  Positionen  der  Accise  ermässigt.  Als 
Ersatz  hierfür  trat  daselbst  eine  Personen- 
steuer von  Va  Rthlr.  pro  Kopf  der  über  12 
Jahre  alten  Einwohner.  Hiermit  war  der  erste 
Schritt  zu  einer  einheitlichen,  die  ganze  Mo- 
narchie umfassenden  Personalsteuer  ^ethan.  — 
Personalsteuern  in  Gestalt  von  Emkommen- 
oder  Vermögenssteuern  aus  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  Ja&hunderts  sowie  einige  solche  aus 
den  Kriegsjahren  1807 — 15  erstreckten  sich  nur 
auf  einzelne  Gebiete  der  preussischen  Staaten. 
—  Eine  vorübergehende  Einrichtung  war  die 
am  6.  Dezember  1811  ausgeschriebene  Klassen- 
steuer, welche  am  24.  Mai  1812  durch  eine  all- 
,  gemeine  Vermögens-  und  Einkommensteuer  er- 
setzt wurde.  Letztere  wurde  1814  aufgehoben. 
Beide  tragen  den  Charakter  der  Kriegssteuem 
und  bilden  kein  integrierendes  Glied  in  der 
Entwickelnng  des  preussischen  Steuerwesens. 
Nur  bewirkte  das  Fehlschlagen  der  zuletzt  ge- 
nannten, dass  sich  bei  den  leitenden  Staats- 
männern die  Ansicht  ausbildete,  eine  Einkom- 
mensteuer sei  zu  gehässig  und  undurchführbar. 

b)  G.  V.  30.  Mai  1820.  Die  direkten  Per- 
sonensteuem  erfuhren  eine  weitere  Ausbildung 
und  wurden  ein  selbständiges  Glied  des 
preussischen  Steuersystems  erst  innerhalb  der 
grossen  Finanzreformeij,  welche  auf  specielles 
Betreiben  des  Königs  mit  dem  Entwürfe  B  ü  1  o  w  s 
von  1817  eingeleitet  wurden.  Die  Regierung  war 
direkten  Personalstenem  abgeneigt.  Der  unüber- 
windliche Widerstand  des  Staatsrats  (unter 
Wilhelm  von  Humboldt)  gegen  die  Einfüh- 
rung einer  Mahl-  und  Schlachtsteuer  auf  dem 
platten  Lande  und  vor  allem  der  grosse  Staatsbe- 
darf, welcher  trotz  aller  Sparsamkeit  die  ohne  diese 
zu  eröffnenden  Einnahmen  überstieg,  zwangen 
jedoch  C 1  e  w  i  t  z ,  zu  direkten  Personensteuern  zu 
schreiten.  Durch  die  GG.  v.  30.  Mai  1820  über 
das  Abgabenwesen,  die  Klassen-  und  die  Mahl- 
nnd  ScUachtsteuer  wurde  für  die  ganze  Monar- 
chie ausser  in  132  Städten  eine  Klassen- 
steuer eingeführt;  in  diesen  wurde  an  Stelle 
derselben  eine  Mahl-  und  Schlachtsteuer 


erhoben.  (Der  Entwurf  rührt  von  Hoffmann 
her.) 

Die  Steuerpflicht  erstreckte  sich  bei 
der  Klassensteuer  mit  wenigen  Ausnahmen 
auf  alle  Einwohner,  welche  über  14  Jahre  alt 
waren.  —  Steuerobjekt  war  die  Zugehörigkeit 
zu  einer  Klasse.  Während  der  Entwurf  zum 
G.  V.  1820  nur  4  Klassen  mit  je  einem  Steuer- 
satze gekannt  hatte,  führte  das  G.  v.  30.  ILü 
1820  6  Klassen  ein  (Klassifikationsordnung  v. 
16.  September  1820),  durch  Kabinettsordre  v. 
21.  Dezember  1820  wurde  eine  siebente  und 
durch  Kabine ttsordre  v.  5.  September  1821  wurden 
weitere  5  Klassen  geschaffen.  Danach  bestan- 
den 12  Klassen,  von  denen  je  drei  zu  einer 
Hauptklasse  zusammengefasst  wurden.  Die 
4  Hauptklassen  waren  nach  Klassenmerk- 
malen geschieden.  Innerhalb  derselben  fand 
die  Einschätzung  in  die  einzelnen  Klassen  nach 
der  Leistungsfähigkeit  statt.  —  Steuer- 
einheit war,  ausser  in  der  letzten  Klasse,  die 
Hanshaltung.  Personen,  welche  keiner  Haas- 
haltung angehörten,  bildeten  selbst  Steuerein- 
heiten. In  der  letzten  Klasse  waren  die  ein- 
zelnen Personen,  doch  höchstens  drei  in  einer 
Haushaltung,  steuerpflichtig.  —  Der  Steuer- 
satz betrug  monatlich  in  den  11  oberen 
Klassen   für   die   Haushaltung    12,  8,  4;  —  2, 

1''2,  1;  -  %,  V«,  Va;  -  V*  und  V«  Thaler 
(für  Einzelsteuernde  die  Hälfte)  und  in  der 
letzten  Klasse  für  den  Einzelsteuernden  V«4  Tha- 
ler. —  Die  Veranlagung  erfolgte  durch  die 
Kommunalbehörden  unter  Aufsicht  der  Landräte, 
die  Erhebung  durch  Gemeindebeamte  gegen 
Entgelt  an  die  Gemeinden  (4  ^/^  der  eingezogenen 
Summe). 

Für  die  Wahl  dieses  Besteuerungssystems 
waren  steuertechnische  Erwägungen  ausschlag- 
gebend gewesen.  In  den  grösseren  und  mitt- 
leren Städten  war  die  Erhebung  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  unschwer,  wogegen  die  Veran- 
lagung und  Erhebung  einer  direkten  Personen- 
steuer, welche  sich  auf  die  gesamte  Bevölke- 
rung erstrecken  sollte,  kaum  durchführbar  ge- 
wesen wäre.  Gerade  umgekehrt  lagen  die 
Verhältnisse  auf  dem  platten  Lande.  —  Unter 
den  direkten  Steuern  wurde  die  Klassensteuer 
und  nicht  eine  Einkommensteuer  gewählt,  weil 
letztere  für  praktisch  undurchführbar  galt. 
Auch  wurde  als  leitendes  Princip  die 
Leistungsfähigkeit  aufgestellt,  diese  aber 
hoffte  man  unter  den  damaligen  Verhältnissen 
besser  durch  eine  Klassensteuer  als  durch  eine 
Einkommensteuer  zu  treffen,  da  Leistungsfähig- 
keit und  Einkommen  keineswegs  in  gleichem 
Verhältnis  stehen. 

c)  Reformbestrebungen  1847  —  51. 
Leitende  Gesichtspunkte.  In  den  näch- 
sten Jahrzehnten  fanden  nur  unwesentliche 
Abänderungen  des  dargestellten  Rechtszustandes 
statt ;  wichtigere  kamen  erst  nach  den  Verhand- 
lungen von  1847—1851  durch  das  G.  v.  1.  Mai 
1851  zu  Stande. 

Zielpunkte  dieser  und  der  nächsten  Re- 
formperiode (in  den  siebziger  Jahren)  waren: 
Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  und 
Einführung  einer  allgemeinen  direkten  Per- 
sonensteuer nach  der  Leistungsfähigkeit,  unter 
Beseitigung  des  fixierten  höchsten  Steuerbe- 
trages, der  von  einem  Pflichtigen  überhaupt 
zu  entrichten  ist  (bei  der  damaligen  S^assen- 
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Steuer  144  Thlr.  jährlich).  In  den  Kämpfen 
um  die  Beform  wurden  folgende  Gesichtepunkte 
geltend  gemacht. 

Die  Einführung  einer  direkten,  für  die 
ganze  Monarchie  gleichmässig  angelegten  Per- 
sonensteuer wäre  ein  dringendes  politisches  Be- 
dürfnis, weil  überall  da,  wo  es  sich  um  allge- 
meine Steuereinrichtungen  oder  um  Massnahmen 
handelte,  welche  auf  diesen  beruhen,  keine 
Steuer  vorhanden  sei,  welche  sich  auf  das  ganze 
Land  erstreckte  und  welche  als  Massstab 
für  alle  Leistungen  sowie  für  politische 
Schätzungen  dienen  könnte. 

Ueber  die  Nachteile  der  Mahl-  und  Schlacht- 
stener  im  besonderen  waren  die  Ansichten  &:e- 
teilt;  während  sie  von  den  einen  wegen  der 
Prägravation  der  Städte  dem  Lande  gegenüber 
und  der  unteren  Klasse  in  denselben  sowie 
wegen  der  mit  ihr  verbundenen  Verkehrs- 
störungen bekämpft  wurde,  hielten  andere  diese 
beiden  Vorwürfe  für  unbegründet,  da  die  Steuer 
zu  gering  wäre,  um  den  Preis  des  Brotes  und 
Fleisches  zu  beeinflussen.  Ausschlaggebend 
^egen  den  Ersatz  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
in  den  Städten  dnrch  allgemeine,  direkte  Per- 
8onensteuem  waren  aber  folgende  beiden  Er- 
wägungen :  Wegen  steuertechnischer  Schwierig- 
keiten erschien  der  Ersatz  undurchführbar; 
die  unbemittelten  Klassen,  welche  stark  fluk- 
tuieren, seien  in  den  Städten  mit  einer  direkten 
Steuer  überhaupt  nicht  zu  fassen,  und  sie  wür- 
den zum  grössten  Teile  faktisch  Steuerfrei- 
heit geniessen.  So  würde  wohl  Gleichförmig- 
keit, aber  nicht  Gleichmässigkeit  der  Steuer  er- 
zielt. Für  di^enigen  Unbemittelten  aber,  welche 
die  direkte  Steuer  wirklich  zahlten,  wäre  sie 
eine  viel  grössere  Last  als  eine  selbst  um 
eini^^e  Thaler  höhere  indirekte  Abgabe.  Fürs 
zweite  würden  zumal  die  grösseren  Kom- 
munen ihren  Bedarf  durch  direkte  Steuern  nur 
mit  Härte  decken  können,  es  sei  denn,  dass  sie 
den  Kreis  ihrer  Wirksamkeit  beschränkten.  — 

Die  Klassensteuer  erwies  sich  bei  dem  ge- 
stiegenen Volkswohlstande  als  unzulänglich. 
Die  Sprünge  der  Steuersätze  von  einer  Klasse 
zur  anderen  waren  zu  gross.  Infolge  der  festen 
Obergrenze  konnten  die  Leistungsfähigsten 
nicht  genügend  herangezogen  werden.  Auch 
wurden  aus  Billi^keitsrücksichten  Steuerpflich- 
tige, welche  in  die  oberste  Klasse  gehörten,  zu 
tieferen  veranlagt,  da  zu  jener  eben  die  grössten 
Einkommen  eingeschätzt  wurden.  So  kam  es 
zu  laxer  Veranlagung  der  Wohlhabenden,  wo- 
gegen bei  den  unteren  Klasssen  die  feste  Unter- 
firrenze  eine  umgekehrte  Wirkung  hervorrief. 
Daraus  ergab  sich  eine  Ueberlastung  der  unte- 
ren Volksklassen.  Für  die  Wohlhabenden  und 
Beichen  erwiesen  sich  auch  die  Klassenmerk- 
male als  unzulänglich,  um  die  Leistungsfähig- 
keit zu  treffen.  Hier  wird  sie  hauptsächlich 
durch  die  Grösse  des  Einkommens  bestimmt. 
Dagegen  hatte  sich  das  Klassensteuersystem  in 
den  unteren  Eüassen  bewährt,  zumal  dort  die 
Ermittelung  des  Einkommens  schwer  ist  und 
die  Leistungsfähigkeit  durch  andere  Umstände 
neben  der  Grösse  des  Einkommens  wesentlich 
mit  beeinflusst  wird. 

d)  Vorlage  von  1847.  Der  Gang  der 
Heformbewegung  war  folgender.  1847  legte 
Düesberg  einen  vom  General  Steuer-Direktor 
Kühne   ausgearbeiteten  Entwurf  nebst   einer 


vortrefflichen  Denkschrift  dem  Vereinigten 
Landtage  vor.  Danach  sollten  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  sowie  die  alte  Klassensteuer  auf- 
gehoben werden.  An  ihre  Stelle  sollte  für  die 
ganze  Monarchie  eine  Klassensteuer  treten,  um- 
fassend die  beiden  unteren  Hauptklassen  der 
alten  Steuer  mit  6  Stufen:  sie  reichte  bis  zu 
Einkommen  von  400  Thaler.  Höhere  Einkom- 
men sollten  durch  eine  Einkommensteuer 
getrofi'en  werden,  welche  2^0  vom  unfondierten, 
3^/o  vom  fundierten  Einkommen  betrug.  Die 
Veranlagung  zu  derselben  sollte  auf  Grund  von 
Deklarationen  (Fassionen)  der  Steuerpflichtigen 
durch  Kommissionen  erfolgen,  in  denen  ein  Re- 
gierungsbeamter den  Vorsitz  führte  und  deren 
Slitglieder  von  ständischen  oder  Gemeinde-Or- 
ganen zu  wählen  waren.  In  den  Fassionen 
sollte  das  Einkommen  nach  drei  Kategorieen 
(aus  Grundvermögen  —  aus  Kapitalvermögen 
—  aus  dem  Ertrage  eines  Gewerbes  oder  irgend 
einer  Art  Gewinn  bringender  Beschäftigung, 
aus  Besoldungen,  Emolumenten,  Pensionen, 
Wartegeldern,  Leibrenten  etc.),  in  seinen  ein- 
zelnen Bestandteilen  gesondert,  angegeben  wer- 
den. Schuldzinsen  durften  abgezogen  werden, 
wenn  der  Gläubiger  und  das  Datum  der  Schuld- 
urkunde genannt  wurden.  Die  Fassionen  wur- 
den als  integrierender  Teil  der  Vorlage  be- 
zeichnet, da  ohne  sie  eine  gleichmässige  Veran- 
lagung nicht  möglich  sei.  —  Die  Kommissionen 
sollten  genügende  Rechte  erhalten,  um  mit  Er- 
folg den  Versuchen  falscher  Deklaration  ent- 
gegentreten zu  können;  da  sie  aus  den  Steuer- 
pflichtigen zu  bilden  waren,  nahm  man  anderer- 
seits an,  dass  sie  ihre  weitreichenden  Veran- 
lagun^smittel  nur  mit  Behutsamkeit  und 
Nachsicht  anwenden  würden.  —  Den  Städten 
von  mehr  als  30  000  Einwohnern  sollte  die  Ein- 
führung von  Verbrauchsabgaben  ermöglicht 
werden,  doch  sollte  alsdann  in  ihnen  die  neue 
Klassensteuer  nicht  erhoben,  sondern  lUr  dieselbe 
ein  Fixum  seitens  der  Stadt  aus  den  Einnah- 
men an  diesen  Verbrauchsabgaben  entrichtet 
werden. 

Entsprechend  dem  Gutachten  der  1.  Abtei- 
lung des  Vereinigten  Landtages  entschieden 
sich  die  vereinigten  Kurien  nach  einer  glänzen- 
den Verteidigung  der  Vorlage  durch  den  Ab- 
geordneten Camphausen  dagegen,  dass  eine 
Einkommensteuer  auf  Grund  von  Fassionen 
eingeführt  werde,  um  die  Aufhebung  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  zu  ermöglichen;  ebenso 
sprachen  sie  sich  gegen  Ersatz  der  letzteren 
durch  eine  Einkommensteuer  überhaupt  aus. 
Unter  den  Gründen  stand  voran  das  Gehässige 
des  Eindringens  in  die  Vermögens-  und  Ein- 
kommensverhältnisse. 

e)  Vorlage  von  1849.  Der  Finanzminister 
V.  Rabe  legte  1849  einen  neuen  Entwurf  vor, 
welcher  der  Abneigung  gegen  die  Einkommen- 
steuer, gegen  die  Fassionen  sowie  gegen  das 
Eindringen  in  die  Vermögens-  und  Einkommens- 
verhältnisse Rechnung  trug.  Auch  dieser 
scheiterte  am  Widerstand  der  ersten  Kammer. 
Doch  boten  die  Verhandlungen  wertvolles  Ma- 
terial für  das  weitere  Vorgehen. 

f)  G.  V.  1.  Mai  1 86 1.  Die  Regierung  wahrte 
ihren  principiellen  Standpunkt,  trug  aber  dem 
Votum  der  Kammern  Rechnung  und  begnügte 
sich  mit  dem  Dare^ebotenen ,  um  die  Reform, 
über  welche  in  wichtigen  Punkten  Einigkeit 
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herrschte,  in  An^iff  zn  nehmen.  Am  2.  Januar 
1861  brachte  sie  einen  neuen  Entwurf  ein, 
welcher  nach  geringen  Abänderungen  als  G.  v. 
1.  Mai  1851  publiziert  wurde.  DieMahl-  und 
Schlachtsteuer  wurde  beibehalten,  die 
alte  Klassensteuer  dagegen  aufge- 
hoben und  durch  eine  Klassen-  und 
klassifizierte  Einkommensteuer  er- 
setzt. Beide  Steuern  ergänzten  sich.  Der 
ersteren  unterlagen  alle  Einwohner  der  nicht 
mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen  Orte  mit 
einem  Einkommen,  welches  1000  Thaler  nicht 
tiberstieg,  der  letzteren  alle  Einwohner  mit 
einem  höheren  Einkommen  im  ganzen  Gebiete 
der  Monarchie,  doch  wurde  diesen,  falls  sie  in 
mahl-  und  schlachtst«uerpflichtigen  Städten 
wohnten,  20  Thaler  für  die  geleistete  Verbrauchs- 
abgabe von  ihrem  Steuerbetrage  in  Abzug  ge- 
bracht. Beide  Steuern  wurden  in  der  Regel 
nach  Haushaltungen  angelegt. 

Die  Klassensteuer  wurde  in  3  Haupt- 
klassen, welche  12  Stufen  umfassten,  erhoben. 
Für  jede  Stufe  war  ein  bestimmter  monatlicher 
Steuerbetrag  festgesetzt,  gleichgültig,  ob  eine 
Haushaltung  oder  ob  ein  Einzelsteuernder  ge- 
troffen wurde.  (Die  unterste ,  1.  Stufe ,  war  in 
zwei  Unterstufen  la  und  Ib  geteilt.  In  ihr 
wurde  jede  steuerpflichtige  Person  besonders 
veranlagt.  Die  Unterstufe  Ib  mit  2%  Silber- 
groschen Steuer  war  nur  für  Einzelsteuemde ; 
zur  Unterstufe  la  mit  l'/i  Silbergroschen  Steuer 
durften  aus  einer  Haushaltung  .nicht  mehr  als 
2  Personen  zur  Steuer  herangezogen  werden.) 
Die  Veranlagung  erfolgte  nach  Klassenmerk- 
malen bzw.  nach  der  Wohlhabenheit  zu  den 
Hauptklassen,  in  diesen  sodann  nach  der  be- 
sonderen Leistungsfähigkeit  des  Steuer- 
pflichtigen zu  den  einzelnen  Stufen.  Die  Ein- 
schätzung erfolgte  durch  Gemeindekommissionen, 
deren  Mitglieder  von  der  Gemeindevertretung 
gewählt  wurden,  unter  Aufsicht  des  Landrats. 
Die  Feststellung  der  Steuerbeträge  lag  bei  der 
Bezirksregierung.  Ueber  Reklamationen  gegen 
die  Veranlagung  entschied  die  Regierung  nach 
Einholung  eines  Gutachtens  von  der  für  einen 
jeden  Kreis  zu  wählenden  Reklamationskom- 
mission (durch  Plenarbeschluss,  wenn  dem  Gut- 
achten nicht  beigetreten  wurde).  Gegen  diesen 
Beschlnss  stand  dem  Reklamanten  ein  formloser 
Rekurs  an  den  Finanzminister  offen. 

Die  klassifizierte  Einkommen- 
steuer umfasste  30  Stufen;  für  eine  jede  war 
ein  fester  monatlicher  Steuerbetrag  (272—600 
Thaler)  vorgeschrieben;  sie  hatte  also  wieder 
eine  feste  Obergrenze.  Die  Veranlagung 
erfolgte  lediglich  nach  der  Grösse  des  Gesamt- 
einkommens derart,  dass  die  Jahressteuer  3^/'^ 
des  Einkommens  nicht  übersteigen  durfte.  Zur 
Einschätzung  sowie  zur  Festsetzung  des  Steuer- 
betcages  wurden  Einschätzungskomniissionen 
unter  Vorsitz  des  Landrats  oder  eines  Regierungs- 
kommissars für  jeden  Kreis  (Stadt  ausserhalb 
des  Kreisverbandes)  gebildet;  ihre  Mitglieder 
wurden  von  der  Kreis  -  (Gemeinde-)  Vertretung 
gewählt.  Jedes  lästige  Eindringen  in 
die  Vermögens-  und  Einkommensver- 
hältnisse des  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen war  verboten.  Die  Kommissionen 
verfügten  über  nur  geringe  Veranlagungsmittel : 
sie  durften  in  die  Verhandlungen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  in  die  Hypothekenbticner 


Einsicht  nehmen.  Dem  Vorsitzenden  der  Kom- 
mission allein  standen  selbst  diese  Mittel  nicht 
zur  Verfügung.  Auch  hatte  er  in  der  Kommission 
keine  Stimme,  ausser  bei  Stimmengleichheit,  in 
welchem  Falle  er  den  Ausschlag  gab.  Sowohl 
der  Vorsitzende  als  auch  der  Eingeschätzte 
konnten  gegen  die  Beschlüsse  der  Kommission 
B  e  r  u  f  u  n  g  bei  der  Bezirkskommission  einlegen. 
—  Daneben  stand  dem  Eingeschätzten  das  so- 
genannte Remonstrations verfahren  offen, 
in  welchem  er  es  versuchen  könnt«,  die  Ein- 
schätzungskommission selbst  von  seiner  Ueber- 
bürdung  zu  überzeugen.  Diese  konnte  dann 
eventuell  ihren  Beschlnss  ändern.  —  Die  Bezirks- 
kommission wurde  für  jeden  Regierungsbezirk 
unter  Vorsitz  eines  vom  Finanzminister  zu 
ernennenden  Kommissars  gebildet.  Ihre  Mit- 
glieder wurden  von  der  Provinzialvertretung 
aus  den  Steuerpflichtigen  des  Bezirks  gewählt. 
Die  Bezirkskommission  entschied  die  Berufungen 
endgiltig.  Ihr,  nicht  aber  ihrem  Vorsitzenden, 
standen  dabei  weitergehende  Veranlagungsmittel 
zu  Gebote:  sie  konnte  Zeugen  vernehmen  und 
eventuell  eidlich  vernehmen  lassen;  sie  hatte 
das  Recht,  an  den  Reklamanten  bestimmte 
Fragen  über  seine  Vermögens-  und  Einkommens- 
verhältnisse zu  richten ;  sie  konnte  ihn  auffordern, 
in  seinem  Besitze  befindliche  Urkunden,  Pacht- 
kontrakte, Schuldverschreibungen,  Handlungs- 
bücher etc.  vorzulegen,  endlich  konnte  sie  von 
ihm  äussersten  Falles  die  eidliche  Bekräftigung 
seiner  Aussagen  über  seine  Vermögens-  und 
Einkommensverhältnisse  verlangen.  Leistete 
der  Reklamant  einer  dieser  Aufforderungen 
innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  nicht  Folge,  so 
galt  seine  Reklamation  als  unbegründet. 

g)  Ref ornibestrebungen  1869  —  73. 
Leitende  Gesichtspunkte.  Die  nächste 
Veränderung  in  den  Grundlagen  der  direkten 
Personalbesteuerung  brachte  das  Jahr  1873. 
Die  Klassensteuer  war  durchaus  reformbedürftig. 
Auch  auf  dem  platten  Lande  und  in  den  Land- 
städten erwies  sich  eine  Veranlagung  der  ge- 
samten Bevölkerung  als  unzweckmässig.  I>ie 
Schwierigkeiten  bei  der  Erhebung  und  die  Be- 
lästigungen der  Pflichtigen  standen  in  den 
untersten  Klassen  in  keinem  Verhältnis  zum 
Ertrage  der  Steuer.  1871  betrug  das  Steuersoll 
der  Unterstufe  la  nur  ca.  27«  Millionen  Thaler 
oder  19%  des  ganzen  Klassensteuersolls.  Da- 
gegen waren  in  ihr  65  (nach  anderer  Berechnung 
57)  %  aller  Klassensteuerpflichtigen  veranlagt. 
Auch  war  die  Erhebung  der  Steuer  in  der 
untersten  Stufe  nur  mit  grosser  Härte  durch- 
führbar und  verursachte  einen  unverhältnis- 
mässigen Dnick.  Um  100  Thaler  Steuer  der 
Staatskasse  zuzuführen,  waren  in  den  Städten 
in  der  Unterstufe  1  a  erforderlich :  228  Mahnungen 
(in  allen  übrigen  Stufen  35),  96  (11)  verfügte, 
49  (4)  vollstreckte  und  37  (1)  fruchtlos  vollstreckte 
Exekutionen;  die  Erhebungskosten  betrugen 
8".2  (1%),  der  Steuerausfall  öVs  (Vs)  Thaler. 
Für  das  platte  Land  stellten  sich  die  Zahlen 
niedriger,  doch  sind  dieselben  nicht  zuverlässig. 
Eine  Begrenzung  der  Klassensteuerpflicht  nach 
unten  erwies  sich  sonach  als  Notwendigkeit. 

Für  die  Veranlangung  der  Klassensteuer 
waren  die  Klassenmerkmale  nicht  mehr  aus- 
reichend, um  die  Leistungsfähigkeit  zu  treffen. 
Schon  die  ministerielle  Veranlagungsinstruktion 
vom    8.  Mai   1851    stellte  für  die  Stufen   der 
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3.  Hauptklasse  eine  Einkommenskala  auf;  in 
den  nenen  Provinzen  wurde  diese  auf  die 
2.  Hauptklasse  auscfedehnt,  und  in  den  alten 
Provinzen  wurde  faktisch  die  Skala  für  die 
direkten  Kommunalsteuem  der  Einschätzung 
in  der  2.  Hauptklasse  zu  Grunde  gelegt.  Auch 
für  die  erste  Klasse  hatten  sich  die  Klassen- 
merkmale verwischt  und  waren  für  die  Leistungs- 
fähigkeit nicht  mehr  massgebend.  Daher  war 
eine  gesetzliche  Einkommensskala  für  alle 
Stufen  der  Klassenstener  notwendig  geworden, 
unter  Wahrung  der  Möglichkeit,  bei  der  Ein- 
schätzung auch  andere  Umstände,  welche  von 
Einflnss  auf  die  Leistungsfähigkeit  sind,  zu 
berücksichtigen. 

In  der  klassifizierten  Einkommensteuer 
bewirkte  die  feste  Obergrenze  bei  dem  statt- 
gehabten Anwachsen  des  Reichtums  Ungerech- 
tigkeiten. Die  Stufen,  besonders  die  höheren, 
zeigten  zu  grosse  Sprünge.  Endlich  war  die 
Yeranlagung  wegen  des  Veranlagungs Verfah- 
rens zu  ungleichmässig  und  eine  Reform  des 
letzteren  notwendig. 

Gegen  die  Mahl-  und  Schiachtsteuer  sprachen 
die  oben  genannten  Gründe.  Das  steuertechnische 
Bedenken  gegen  ihren  Ersatz  durch  die  Klassen- 
steuer wurde  gemindert,  wenn  letztere  eine 
feste  Untergrenze  erhielt.  Mit  Rücksicht  auf 
die  Finanzen  der  Grossstädte  mnsste  ihnen  aber 
gestattet  bleiben,  die  Verbrauchsabgabe  wenig- 
stens vom  Fleisch  beizubehalten. 

h)  Gesetzentwürfe  von  1869  und  1871. 
1869  legte  v.  d.  Hey  dt  einen  Entwurf  einer 
nenen  Einkommensteuer  dem  Landtage  vor, 
welcher  aber  nicht  zur  Beratung  kam.  (Ver- 
mehrung der  Stufen;  Aufhebung  der  oberen 
Grenze;  indirekten  Deklarationszwang;  Zu- 
sammensetzung der  Kommissionen  zu  ^'3  durch 
Wahl  der  bezüglichen  Vertretungen,  zu  ^,'a  durch 
Ernennungen  seitens  der  Regierung.)  Den 
Camphausen  sehen  Entwurf  vom  8.  Dezember 

1871  (Aufhebung  der  Unterstufe  1  a ;  Aufhebung 
der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  als  Staatsstener 
und  Ersatz  durch  die  Klassensteuer ;  Möglichkeit 
für  die  Kommunen,  die  Schlachtsteuer  in  bis- 
heriger Höhe  beizubehalten ;  in  Gemeinden  über 
100 dOO  Einwohner  sollte  alsdann  die  erste 
Hauptklasse  der  Klassensteuer  nicht  erhoben 
werden,  sondern  für  sie  aus  der  Schlachtsteuer 
ein  Aversum  an  den  Staat  entrichtet  werden) 
zog  die  Regierung  zurück,  da  das  Abgeordneten- 
haus wesentliche  Aenderungen  beschlossen  hatte 
(Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  auch 
als  Kommunalsteuer;  keine  Aufhebung  von 
Klassensteuerstüfen ,  sondern  nur  Ermässigung 
der  Steuersätze). 

i)  GG.  V.  25.  Mai  1873.    Am  12.  November 

1872  legte  Camphausen  einen  neuen  Ent- 
wurf vor,  welcher  zum  G.  v.  25.  Mai  1873  führte. 
Auf  die  .Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
wurde  verzichtet.  —  Die  Klassensteuer 
wurde  derart  umgestaltet,  dass  für 
dieVeranlagung  zu  den  12  Klassen  eine 
Einkommensskala  aufgestellt  wur- 
d  e.  Der  Steuersatz  fiel  von  2,7  %  in  der  zwölften 
Stufe  bis  auf  0,6  ®/o  in  der  untersten.  Neben 
dem  Einkommen  waren  Umstände,  welche  die 
Leistungsfähigkeit  herabmindern,  zu  berücksich- 
tigen. Bei  140Thaler  Einkommen  wurde 
die  objektive  Steuerpflicht  begrenzt. 
■—  Der  Ertrag  der  Steuer  wurde  auf  11  Millionen 


Thaler  (nach  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schla<;ht- 
steuer  auf  14  Millionen  Thaler)  kontingentiert 
(s.  unten).  —  Falls  die  Regierung  bei  der  Ent- 
scheidung von  Reklamationen  dem  Gutachten 
der  Reklamationskommission  nicht  beitritt,  so 
war  die  Reklamation  von  der  Bezirkskommission 
(für  die  Einkommensteuer)  zu  entscheiden,  nicht 
wie  bisher  vom  Plenum  der  Regierung.  —  In 
der  Einkommensteuer  wurden  die 
Stufen  durch  Verkleinerung  der  Inter- 
valle vermehrt,  und  die  obere  Grenze 
wurde  aufgehoben.  Bei  den  beiden  untersten 
Stufen  durften  ebenfalls  Umstände,  welche  die 
Leistungsfähigkeit  vermindern,  Berücksichtigung 
finden.  —  Um  die  Veranlagung  der  Einkommen- 
steuer gleichförmiger  zu  gestalten,  hatte  C  a  m  p  - 
hausen  Aufhebung  des  Remonstrationsver- 
fahrens  sowie  Einsetzung  einer  Centralkom- 
mission  vorgeschlagen,  doch  waren  diese  Be- 
stimmungen nicht  durchgegangen.  —  Ein  An- 
trag der  Abgeordneten  Elsner  v.  Gronow 
und  R  i  c  k  e  r  t  führte  unter  einigen  Abänderungen 
im  Sinne  der  Regierung  zum  G.  v.  25.  Mai  1873, 
nach  welchem  vom  1.  Januar  1875  an  die 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  als  Staats- 
steuer durch  die  Klassensteuer  er- 
setzt wurde,  während  die  Schlachtsteuer 
unter  einigen  gesetzlich  festgestellten  Voraus- 
setzungen als  Kommunalsteuer  beibehalten 
werden  durfte. 

k)  Reformen  seit  1873.  Leitende 
Gesichtspunkte.  Die  Mängel  der  Steuer 
lagen  zum  Teil  in  ihr  selbst,  zum  Teil  aber  in 
ihrer  Stellung  innerhalb  des  ganzen  preussischen 
Steuersystems.  Nach  dem  G.  v.  1873  bestanden 
zwei  sich  ergänzende  Staatssteuern  neben  ein- 
ander, welche  beide  nach  dem  Einkommen  um- 
gelegt wurden.  Dies  war  zweifelsohne  ein 
Slissstand.  Einige  Unterschiede  zwischen  ihnen 
waren  von  untergeordneter  Bedeutung  und 
Hessen  sich  nicht  aus  der  Natur  der  kleineren 
und  grösseren  Einkommen  begründen.  Sie 
waren  daher  unhaltbar.  Von  Wichtigkeit  war 
die  grundsätzlich  verschiedene  Veranlagung: 
dieser  formale  Unterschied  bewirkte,  dass  m 
beiden  Steuern  das  Einkommen  mit  verschiedener 
Genauigkeit  erfasst  wurde  und  dass  die  Klassen- 
steuer die  Pflichtigen  schärfer  traf  als  die 
klassifizierte  Einkommensteuer;  die  Wirkung 
war  also  die  gleiche,  als  ob  zwischen  beiden 
Steuern  ein  realer  Unterschied  bestanden  hätte. — 

Bei  der  Klassensteuer  im  besonderen  hatte 
sich  die  Grenze  der  objektiven  Steuerpflicht  als 
zu  niedrig  erwiesen.  1878/81  kamen  in  der 
ganzen  Monarchie  jährlich  auf  je  100  in  der 
betreffenden  Stufe  veranlagte  Personen  Pfän- 
dungen: in  der  1.  Stufe:  24,6,  in  der  2.:  25,8, 
in  der  3.:  18,6  und  in  der  4.— 12. :  10,2,  davon 
waren  in  den  beiden  untersten  Stufen  mehr  als 
die  Hälfte  fruchtlos.  Noch  schlimmer  war  es 
in  den  Städten.  Die  bezüglichen  Zahlen  sind 
für  Berlin  (bei  vierteljährlicher  Hebung):  70,0; 
65,6;  41,9;  14,3;  und  gar  in  Breslau  (mit 
monatlicher  Hebung):  229,1;  166,8;  81,3;  33,3. 
Dabei  fielen  in  Berlin  unter  ca.  190000  Pfän- 
dungen 178000,  in  Breslau  unter  98000  79000 
fruchtlos  aus. 

Sonach  musste  die  Grenze  der  objektiven 
Steuerpflicht  (vor  allem  aber  auch  oei  den 
kommunalen  Einkommensteuern  in  den  Städten) 
höher  gelegt  werden. 
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Bei  beiden  Steuern  erstreckte  sich  die 
subjektive  Steuerpflicht  nur  auf  physische 
tersonen.  Es  war  die  Frage  aufzuwerfen,  ob 
diese  Beschränkung  beizubehalten,  oder  ob  nicht 
vielmehr  die  subjektive  Steuerpflicht  auch  auf 
juristische  Personen,  im  besonderen  auf 
Erwerbsgesellschaften  (Aktiengesellschaf- 
ten, Eommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berg- 
gewerkschaften etc.]  auszudehnen  sei.  Der 
Kaum  gestattet  nicht,  auf  die  Einkommen- 
besteuerung der  juristischen  Personen  im  all- 
gemeinen einzugehen;  hier  sind  es  zahlreiche 
Völker-  und  staatsrechtliche  Kechtssätze  sowie 
Erwägungen  volkswirtschaftlicher  Art,  welche 
weitgehende  Ausnahmen  erheischen  (für  Kom- 
munalverbände, Stiftungen,  Sparkassen  etc.); 
wie  die  Staaten,  welche  die  subjektive  S^euer- 
pflicht  auf  juristische  Personen  überhaupt  aus- 
gedehnt haben,  dieselben  durch  Steuerbefreiungen 
einschränken,  ist  bei  diesen  zu  ersehen  (s.  unten). 
Für  Preussen  ist  bisher  nur  die  Frage  praktisch 
geworden,  ob  die  Erwerbsgesellschaften  besteuert 
werden  sollen.  Das  Verlangen,  dass  die  Ein- 
kommensteuer Einkommen  überall  trefl^en  soll, 
wo  solches  zu  finden  ist,  also  auch  bei  Erwerbs- 
gesellschaften mit  juristischer  Persönlichkeit, 
erscheint  unberechtigt.  Die  Einkommensteuer 
ist  eine  Personalsteuer.  Sie  will  Personen  im 
Verhältnis  zu  ihrer  Leistungsfähigkeit  treff'en 
und  nimmt  als  Massstab  hierfür  die  Grösse  des 
Einkommens.  Bei  einer  Besteuerung  der  Er- 
werbsgesellschaften wird  aber  die  Dividende  (der 
Gewinnanteil  etc.)  desjenigen,  der  sie  bezieht, 
einmal  bei  der  Gesellschaft,  sodann  auch  bei 
dem  Bezugsberechtigten,  sonach  doppelt  be- 
steuert. Trotzdem  ist  die  Besteuerung  der 
Erwerbsgesellschaften  heute  erforderlich:  nur 
durch  sie  kann  dasjenige  Einkommen  getrofl^en 
werden,  welches  Ausländer  und  nicht  in  Preussen 
wohnhafte  Deutsche  aus  dem  Betriebe  von 
Handel,  Gewerbe  oder  Landwirtschaft  in  Preussen 
beziehen,  soweit  derselbe  durch  eine  Erwerbs- 
gesellschaft stattfindet;  femer  kann  nur  durch 
sie  derjenige  Teil  des  Einkommens  getroffen 
werden,  welcher  nicht  zur  Verteilung  an  die 
Mitglieder  gelangt,  sondern  zu  Meliorationen 
oder  zur  Geschärtserweiterung ,  zur  Schulden- 
tilgung, zur  Bildung  von  Reservefonds  etc.  Ver- 
wendung findet.  Endlich  aber,  und  dieses 
steuertechnische  Moment  erscheint  von  grösster 
Wichtigkeit,  ist  die  Veranlagung  der  Steuer 
bei  den  Erwerbsgesellschaften  selbst  eine  sichere, 
während  die  Verfolgung  des  Einkommens  ans 
diesen  Quellen  bei  den  Bezugsberechtigten  immer 
problematisch  bleibt.  —  Wenn  aus  diesen 
Gründen  die  Steuerpflicht  auf  die  Erwerbs- 
lose llschaften  ausgedehnt  wird,  so  muss  doch 
dabei  eine  Doppelbesteuerung  vermie- 
den werden.  Drei  Wege  sind  möglich.  Man 
besteuert  die  Gesellschaft  mit  ihrem  vollen  Ein- 
kommen und  lässt  den  so  versteuerten  Teil  des 
Einkommens  bei  den  Mitgliedern  frei.  (Miss- 
stände, wie  Kursschwankungen  um  den  Stich- 
tag der  Einschätzung,  Verleihen  von  im  Aus- 
lande befindlichen  Aktien  für  diesen  Tag,  lassen 
sich  vermeiden,  wenn  der  Nachweis  einjährigen 
Besitzes  der  Aktien  verlangt  wird.)  Oder  man 
besteuert  die  Mitglieder  mit  ihrem  vollen  Ein- 
kommen und  lässt  bei  Versteuerung  der  Gesell- 
schaft die  nachweislich  versteuerten  Dividenden 
ausser  Rechnung.     In    beiden   Fällen   werden 


nicht  unerhebliche  steuertechnische  Schwierig- 
keiten eintreten.  Auch  würde  das  ausländische 
Kapital,  falls  das  Einkommen  aus  demselben 
im  Auslande  selbst  einer  Einkommensteuer  un- 
terliegt ,  härter  getroffen  als  das  inländische. 
Am  leichtesten  ist  der  dritte  Weg  zu  beschrei- 
ten: man  lässt  einen  bestimmten  Prozentsatz 
des  Aktienkapitals  etc.  von  der  Steuer  frei^ 
allerdings  erfüllt  dieses  Verfahren  weder  die 
Forderungen  ganz,  welche  auf  die  Besteuerung 
der  Erwerbsgesellschaften  hinweisen,  noch  wird 
dabei  die  Doppelbesteuerung  vollständig  ver- 
mieden. 

Femer  hatten  sich  bei  der  klassifizierten 
Einkommensteuer  vor  allem  der  Steuertarif 
und  die  Veranlagung  als  reformbedürftig 
erwiesen. 

Die  Leistungsfähigkeit  wird  auch  bei  mitt- 
leren Einkommen  oft  wesentlich  durch  Umstände 
bedingt,  welche  ausserhalb  der  Höhe  des  Ein- 
kommens liegen ;  es  galt  die  Bestimmung,  nach 
welcher  eine  Berücksichtigung  verminderter 
Leistungsfähigkeit  gestattet  war,  wirksamer  zu 
gestalten  und  diese  Möglichkeit  der  Ermässi- 
gung des  Steuersatzes  weiteren  Kreisen  zu  er- 
öffnen. 

Der  Steuerfuss  betrug  bei  der  Einkommen- 
steuer einheitlich  3  °/o  der  unteren  Stufengrenze. 
Mit  Rücksicht  auf  die  geringere  Leistungsfähig- 
keit der  kleinen  und  mittleren  Einkommen  so- 
wie auf  deren  Belastung  durch  die  indirekten 
Abgaben  von  notwendigen  Lebensmitteln,  welche 
sich  der  Grösse  des  Einkommens  nicht  anpassen, 
waren  diese  Klassen  durch  Ermässigung  der 
Steuer  zu  erleichtem.  Diese  Erwägung  führte 
zum  Verlangen  der  Degression  für  die  unteren 
Stufen  auch  der  klassifizierten  Einkommensteuer, 
wie  sie  für  die  Klassensteuer  bereits  bestand. 
Das  Wesen  der  degressiven  Einkommen- 
steuer besteht  darin,  dass  im  Princip  eine 
Steuer  durchgeführt  wird,  welche  in  glei- 
chem Verhältnis  mitderHöhe  desEin- 
kommenswächst  (sei  es,  dass  ein  bestimmter, 
sich  gleichbleibender  Prozentsatz  von  jedem 
Einkommen  erhoben  wird  oder  dass  das  Ein- 
kommen zunächst  nach  Stufen  imterschieden 
ist  und  dass  für  jede  Stufe  ein  Steuersatz  be- 
stimmt ist,  welcher  den  gleichen  Prozentsatz 
der  unteren  oder  oberen  Grenze  oder  des  mitt- 
leren Einkommens  der  Stufe  ausmacht),  dass 
aber  von  diesem  Princip  für  die  mittleren  und 
kleinen  Einkommen  im  Hinblick  auf  ihre  ge- 
ringere Leistungsfähigkeit  abgewichen  und 
dass  der  Steuerfuss  bei  den  kleinen 
Einkommen  immer  niedriger  wird. 

Im  Unterschiede  hiervon  besteht  das  Prin- 
cip der  progressiven  Einkommensteuer 
darin,  die  sprossen  Einkommen  nicht 
mit  dem  gleichen  Prozentsatze  wie 
die  kleineren  zu  treffen,  sondern  den- 
selben mit  der  Grösse  des  Einkom- 
mens wachsen  zu  lassen.  —  Die  Leistungs- 
fähigkeit wächst  in  höherem  Masse  als  das 
Einkommen;  aber  doch  nur  bis  zu  einer  ge- 
wissen Grenze;  bei  so  grossen  Einkommen,  bei 
denen  die  Steuer  in  der  Regel  nicht  mehr  die 
individuelle  Konsumfähigkeit,  sondern  nur  die 
Kapital bildung  aus  dem  Einkommen  einschränkt, 
erscheint  die  Leistungsfähigkeit  der  Grösse  des 
Einkommens  proportional.  Erkennt  man  an, 
dass    die  Steuer   nach  der  Leistungsfähigkeit 
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treffen  soll,  nnd  stellt  man  speciell  der  Ein- 
kommensteuer diese  Aufgabe,  so  wird  man  eine 
vorsichtige  Progression  befürworten  müssen, 
die  aber  nicht  ohne  Schranken  wächst,  sondern 
wieder  in  eine  prozentuale  Besteuerung  der 
ganz  grossen  Einkommen  ausmUndet.  Das 
wichtigste  Bedenken  ^egen  das  Princip  der 
Progression  beruht  dann,  dass  mau  sich  mit 
ihm  auf  schwankenden  Boden  begießt:  denn 
die  Normierung  der  Progression  im  Steuerfusse 
ist  eino  durchaus  willkürliche;  sie  kann  allein 
unter  ganz  unsicheren  Erwägungen  über  Billig- 
keit und  Zweckmässigkeit  stattfinden;  ob  nnd 
wieweit  die  gesetzgebenden  Faktoren  sich 
durch  Strömungen  in  der  öffentlichen  Meinung 
zu  übertriebener  Progression  hinreissen  lassen 
werden,  ist  nicht  abzusehen;  eine  Grenze  wird 
freilich  durch  die  Besteuerung  der  übrigen 
Staaten  und  durch  die  Möglichkeit,  Wohnsitz 
und  Gewerbebetrieb  in  diese  zu  verlegen,  ge- 
zogen. 

Die  gleiche  Erwägung,  welche  zur  Forde- 
rung einer  beschränkt  progressiven  Einkommen- 
steuer führt,  spricht  für  eine  schärfere  Belas- 
tung des  fundierten  Einkommens  gegenüber 
dem  unfundierten.  Das  erstere  verleibt  eine 
höhere  Leistungsfähigkeit  als  das  letztere,  da 
die  Quelle  jenes,  das  Vermögen,  dauernd  ist, 
während  die  Quelle  des  letzteren,  die  persön- 
liche Arbeitskraft,  versiegt  und  untergeht.  Die 
besondere  Belastung  des  fundierten  Einkommens 
kann  durch  ein  Ertragssteuersystem  neben  der 
Einkommensteuer,  durch  eine  allgemeine  Erb- 
schaftssteuer, durch  eine  die  Einkommensteuer 
ergänzende  Steuer,  welche  nach  dem  Vermögen 
umgelegt  wird,  oder  innerhalb  der  Einkommen- 
steuer selbst  geschehen.  Die  ersten  beiden 
Mittel  sind  die  einfacheren,  eine  gleiehmässige 
Mehrbelastung  des  fundierten  Einkommens  wird 
durch  sie  aber  nicht  erzielt.  Die  ergänzende 
Vermögenssteuer  wählt  das  wichtigste  Moment, 
welches  neben  dem  Einkommen  für  die  Leistungs- 
fähigkeit bedeutsam  ist,  zum  Massstabe.  Die 
Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  der 
verschiedenen  Einkommensarten  innerhalb  der 
Einkommensteuer  selbst  (sie  geht  über  die  Un- 
terscheidung von  fundiertem  und  unfundiertem 
Einkommen  hinaus)  ist  sehr  schwierig:  es  sei 
nur  hingewiesen  auf  die  verschiedene  Leistungs- 
fähigkeit eines  fest  angestellten  Beamten  mit 
festem  Gehalt,  mit  Aussicht  auf  Pension,  auf 
Witwen-  nnd  Waisenbezüge  seiner  Hinterlas- 
senen  gegenüber  den  auf  Kündigung  angestellten 
Personen,  deren  Einkommen  jederzeit  aufhören 
kann;  auch  das  geringe  und  schwankende  Ein- 
kommen der  kleinen  Gewerbetreibenden  dürfte, 
obwohl  es  zum  Teil  fundiertes  ist,  nicht  leis- 
tungsfähiger sein  als  die  gleich  grossen,  aber 
sicheren  Bezüge  fest  angestellter  Beamten.  Die 
Frage,  wie  innerhalb  der  Einkommensteuer  die 
durch  die  Art  des  Einkommens  bedingte  Leis- 
tungsfähigkeit Berücksichtigung  finden  kann, 
ist  ois  jetzt  weder  in  der  Praxis  irgend  eines 
Staates  gelöst  noch  durch  die  Theorie  hin- 
reichend geklärt.  —  In  Preussen  wurde  bis  zur 
Reform  von  1893  das  fundierte  Einkommen 
zum  Teil  durch  die  Grund-,  Gebäude-  und  Ge- 
werbesteuer nochmals  belastet,  das  Kapitalren- 
teneinkommen dagegen  nur  durch  die  Einkom- 
mensteuer getroffen. 

Endlich    hatte    der    Tarif   von    1873    den 


Mangel,  dass  die  Stufenintervalle  auch  in  ihm 
noch  zu  gross  waren  und  dass  infolge  davon 
gerade  bei  bedeutendem  Einkommen  grosse  Teile 
desselben  un besteuert  blieben.  Wollte  man  auch 
nicht  zu  einer  prozentualen  Steuer  über- 
gehen, d.  h.  zu  einer  Steuer,  welche  bestimmte 
Prozente  des  ermittelten  Einkommens  beträgst, 
sondern  mit  Rücksicht  auf  die  Unsicherheit  der 
Veranlagung  bezw.  Steuererklärung  das  Stufen- 
system  beibehalten,  so  Hessen  sich  doch  die 
Intervalle  ohne  Bedenken  wesentlich  verringern. 

Noch  schwerer  als  die  Missstände  im  Tarif 
wogen  diejenigen  bei  der  Veranlagung.  Der 
gesetzlich  festgestellte  Grundsatz,  Einkommen 
schätzen  zu  sollen,  ohne  in  die  Einkommeus- 
und  Vermögensverhältnisse  eindringen  zu  dürfen, 
und  die  Verleihung  ausreichender  Veranlagungs- 
mittel an  die  Reklamations-,  nicht  aber  an  die 
Einschätzungsbehörde,  unter  gleichzeitigem  Aus- 
schluss der  Regierungsvertreter  von  ihrer  Hand- 
habung, musste  zu  ungleich  massiger  Veranla- 
gung und  ungerecht  verteiltem  Steuerdruck 
führen.  Besonders  das  Einkommen  aus  Kapital- 
vermögen konnte  sich  mit  Leichtigkeit  der  Steuer 
entziehen.  —  Dazu  kam,  dass  keine  Instanz 
bestand,  welche  über  die  Gleichmässigkeit  der 
Veranlagung  zwischen  den  einzelnen  Regierungs- 
bezirken wachte.  —  Infolge  hiervon  wurde  von 
immer  weiteren  Kreisen  verlangt,  dass  das  Ver- 
anlagungsverfahren zu  verbessern  und  zu  ver- 
einfachen sei  und  dass  wirksamere  Veranla- 
gungsmittel,  gleichzeitig  unter  Einführung  obli- 
gatorischer Steuererklärungen,deuEin8chätzungs- 
behorden  zu  gewähren  seien. 

Schliesslich  ist  die  Stellung  der  direk- 
ten Personensteuer  imganzenSteuer- 
system  zu  beleuchten.  Da  dem  Reiche  das 
Recht  auf  Erhebung  der  Zölle  und  der  wich- 
tigsten Verbrauchsabgaben  vorbehalten  ist,  so 
sind  die  Einzelstaaten  und  die  kommunalen  Ver- 
bände auf  die  direkten  Steuern  als  vornehm- 
lichste  Einnahmequelle  angewiesen.  Das  An- 
wachsen der  kommunalen  Haushalte  hatte  zu 
einer  Ueberspannung  der  direkten  Steuern 
innerhalb  der  Kommunalbesteuerung  geführt. 
Daselbst  besteht  die  Begrenzung  der  objek- 
tiven Steuerpflicht  selbst  nicht  bei  420  Mark. 
Trotzdem  waren  ausserordentlich  hohe  Zuschläge 
zu  den  staatlichen  Steuern  erforderlich.  Für 
das  Etats  jähr  1881/82  wurden  in  der  Mehrzahl 
der  Provinzen  allein  von  den  Gemeinden 
meistens  Zuschläge  von  100—200%  zur 
staatlichen  Einkommensteuer  erhoben,  in  etlichen 
Provinzen  sogar  in  der  Regel  200— 300°/o. 
1883,84  wurden  in  233  Gemeinden  mehr  als 
300%,  in  13  mehr  als  500%  bis  zum  Höchst- 
betrage von675**;o  erhoben.  Man  erwäge,  dass 
bei  300*^|„  Zuschlag  die  Staats-  und  Gemeinde- 
steuer zusammen  12  ^o,  bei  öOO^^Io  gar  18*^lo  ^^^ 
Gesamteinkommens  betrug. 

Diese  Zuschläge  verschärften  aber  nicht  nur 
die  Härten,  welche  aus  ungleicher  Veranlagung 
entstanden,  sie  machten  auch  die  staatliche 
Steuer  unbeweglich.  Und  doch  ist  die  Ein- 
kommensteuer die  einzige  Steuer,  welche  ihrer 
Natur  nach  so  beweglich  ist,  dass  der  Staat 
sich  ihrer  bei  Ausfällen  auf  anderen  Gebieten 
zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  bedienen  kann. 
Gerade  in  Preussen  mit  seinen  grossen  Einnah- 
men aus  Ueberweisungen  an  Zöllen  und  aus 
dem  Eisenbahnbetriebe,  welche  beide  leicht  aus 


394 


Einkommensteuer  (Deutsclüand) 


den  gleichen  Ursachen  zurückschlagen  können, 
ist  solch  ein  bewegliches  Element  im  Steuer- 
system erforderlich:  die  Einkommensteuer  darf 
diese  Fähigkeit  nicht  durch  den  Ballast  der 
kommunalen  Zuschläge  verlieren,  und  ihre 
Quotisierung  ist  als  Postulat  aufzustellen. 
Die  preussische  Einkommensteuer  wird  in  ihrem 
Ertrage  nicht  gesetzlich  bestimmt;  es  sind 
ganz  bestimmte,  jährliche  Steuersätze  vorge- 
schrieben, und  der  Ertrag  ergiebt  sich  erst 
nach  der  Veranlagung  (Quotensteuer)*). 
Bei  der  Quotisierung  der  Steuer  wird  der 
Ertrag  derselben  in  seiner  Höhe  jährlich  dem 
Bedüi^is  des  Staates  entsprechend  festgesetzt; 
nach  der  Veranlagung  ist  sodann  unt^r  Zu- 
grundelegung des  gesetzlichen  Steuerfusses  zu 
berechnen,  ein  wie  hoher  Steuersatz  in  jeder 
Stufe  zu  erheben  ist.  Gegen  die  Quotisierung 
werden  politische  Bedenken  erhoben.  Art.  109 
der  preussischen  Verfassung  lautet:  „Die  be- 
stehenden Steuern  und  Abgaben  werden  fort- 
erboben, ...  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert 
werden."  Man  befürchtet  nicht  mit  Unrecht, 
dass  infolge  eines  jährlichen  Steuerbewillignngs- 
rechtes  eine  Machtverschiebung  in  der  Richtung 
von  der  Krone  zum  Landtage  hin  eintreten 
kann ;  doch  Hesse  sich  dieser  Möglichkeit  durch 
Kautelen  begegnen.  Vorbedingung  für  eine 
Quotisierung  der  Einkommensteuer  bleibt  nur, 
dass  die  Kommunen  in  der  Berechtigung  zu 
Zuschlägen  beschränkt  werden;  in  gewissem 
Umfange  ist  das  durch  die  Kommunalsteuer- 
reform  von  1893  geschehen.  —  Nicht  zu  ver- 
wechseln mit  der  Quotisierung  ist  die  Kon- 
tingentierung der  Steuer.  Darunter  ver- 
steht man  die  gesetzliche  Festsetzung  einer 
oberen  Grenze,  welche  der  Ertrag  nicht  über- 
steigen darf:  etwaige  Ueberschüsse  werden 
meistens  zu  gleichmässigem  Steuererlass  ver- 
wendet. Man  hat  Kontingentierungen  gefor- 
dert, um  Fiskalität  bei  der  Veranlagung  zu 
verhüten ;  das  hiesse  also,  um  eine  gleichmässige 
und  gerechte  Veranlagung  zu  verhindern. 
Ausserdem  tritt  bei  Keformen  fast  regelmässig 
das  Verlangen  nach  Kontingentierung  auf,  um 
einer  unerwarteten  Steigerung  der  Einnahmen 
infolge  der  Reform  vorzubeugen:  heute,  bei 
den  schwankenden  Einnahmen  aus  Eisenbahnen 
und  Zöllen  gewiss  ein  müssiges  Bestreben. 

1)  GG.  V.  1875  bis  1883.  Abgesehen  von 
den  GG.  v.  16.  Juni  1875  und  12.  März  1877, 
welche  einige  unbedeutende  Aenderungen  im 
Tarif  und  für  die  Veranlagung  herbeiführten, 
knüpfen  die  weiteren  Reformen  an  die  Finanz- 
politik des  R  e i  c h  e  s  an.  In  Erwägung  der  ge- 
nannten Missstäude  wurde  seit  1878  dahin  ge- 
arbeitet, die  Einkünfte  des  Reiches  aus  den 
Zöllen  und  Verbrauchssteuern  derart  zu  erhöhen, 
dass  sie  den  Bedarf  des  Reiches  deckten  und 
dass  darüber  hinaus  Mittel  zu  Ueberweisungfen 
an  die  Einzelstaaten  frei  wurden,  damit  diese 
in  eine  Reform  ihrer  Steuersysteme  eintreten 
konnten. — Die  preussische  Gesetzgebung  gelangte 
nach  einigem  Hin-  und  Hertasten  (G.  v.  16. 
Juli  1880,  Bitterscher  Entwurf  v.  21.  Dezember 
1880,  G.  V.  10.  März  1881)  zu  einem  vorläufigen 
Abschluss  im  G.  v.  26.  März  1883,  welches  das 
G.  V.  10.  März  1881  sowie  die  Kontingen- 

*)  Man  unterscheide  wohl  Quotensteuer 
und  Quotisierung  der  Steuer. 


tierung  der  Klassensteuer  aufhob  und 
die  beiden  untersten  Stufen  der  (staat- 
lichen) Klassensteuer  (—  900  M.)  voll- 
ständig, von  den  übrigen  Stufen  3  Monatsraten 
ausser  Hebung  setzte,  desgleichen  2  der 
untersten  und  eine  der  2.  Stufe  der  klassifizierten 
Einkommensteuer.  Zugleich  wurde  die  Berück- 
sichtigung von  Umständen,  welche  die  Leistungs- 
fähigkeit herabmindern,  über  die  2.  Stufe  der 
klassifizierten  Einkommensteuer  hinaus  bis  zur 
5.  (6000  M.)  gestattet. 

Von  einer  Regelung  der  Kommunalsteuer 
(abgesehen  von  dem  Notg.  v.  27.  Juli  1885, 
welches  die  hier  in  Frage  stehenden  Punkte 
nicht  berührt)  musste  vor  der  Hand  abgesehen 
werden,  bis  eine  Laudgemeindeordnung  einheit- 
liche, leistungsfähige  Kommunalverbände  schuf 
und  bis  die  Staatssteuer  in  ihren  Grundlagen 
umgestaltet  wurde. 

Hinsichtlich  der  letzteren  schlug  die  Re- 
gierung im  Entwurf  vom  17.  Dezember  1883 
eine  einheitliche  Einkommensteuer  von3®|o  vor 
(Degression  von  2,9  «L  bei  10000  Mark  Ein- 
kommen bis  1  \  bei  1200  Mark) ;  die  subjektive 
Steuerpflicht  sollte  auf  Aktiengesellschaften  und 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  ausgedehnt, 
die  objektive  bei  1200  Mark  beg^renzt  werden. 
Die  Veranlagung  sollte  weiterhin  durch  Ein- 
schätzung seitens  Kommissionen  ohne  Deklara- 
tionszwang geschehen,  doch  sollten  den  Vor- 
sitzenden der  Kommissionen  ebenfalls  die  Ver- 
anlagungsmittel der  letzteren  zustehen  (ausge- 
nommen das  Erfordern  eidesstattlicher  Versiche- 
rung). Eine  Kassationsbeschwerde  an  den  Mi- 
nister wurde  gefordert.  —  Daneben  sollt«  zur 
nochmaligen  Belastung  des  fundierten  Einkom- 
mens aus  Kapitalbesitz,  zugleich  als  Hilfsmittel 
für  die  Einkommensteuerveranlagung,  eine  Kapi- 
talrentensteuer von  2*^10  (mit  Degression  zu  \^\o 
von  10000  Mark  bis  600  Mark  Einkommen)  mit 
Deklarationszwang  eingeführt  werden.  —  Der 
Entwurf  wurde  in  der  Kommission  sorgfältig 
beraten,  doch  kam  es  zu  keinem  Bericht  ans 
Plenum. 

m)  Reform  von  1891  und  1893.  In  der 
Landtagssession  1890|91  legte  Finanzminister 
Miquel  drei  Gesetzenti^ilrfe  v.  3.  November 
1890  vor,  betreffend  die  Einkommen-,  die  Erb- 
schafts- und  die  Gewerbesteuer.  Nur  gegen- 
wärtig erreichbare  Ziele  wurden  angestrebt. 
Die  Einkommensteuer  sollte  als  Grundpfeiler 
des  preussischen  direkten  Staatssteuersystems 
weiter  ausgebildet  werden.  Da  hierauf  die  bis- 
herige Entwickelung  hinwies  und  da  sich  ein 
Ertragssteuersystem  als  Staatssteuer  bei  der 
wachsenden  Differenzierung  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  immer  weniger  den  Forderungen 
der  Gerechtigkeit  anpassen  Hess,  so  wurde  von 
einer  Kapitalrentensteuer  abgesehen,  vielmehr 
sollte  dahin  gestrebt  werden,  auch  die  Grund- 
und  Gebäudesteuer  als  Staatsstcuem  zu  besei- 
tigen oder  dieselben  au  die  Kommunen  zu 
überweisen.  Hierdurch  würde  eine  Erleichte- 
rung der  Kommunallasten  bewirkt  und  eine 
Reform  der  Koramunalbesteuernng  erleichtert 
werden.  Für  diesen  Zweck  sollten  daher  Ueber- 
schüsse, welche  die  reformierte  Einkommen- 
steuer über  den  bisherigen  Ertrag  (unter  Be- 
rücksichtigung seiner  normalen  Steigerung  von 
Jahr  zu  Jahr)  bringen  sollte,  bereitgestellt  wer- 
den.   Die  Gewerbesteuer  sollte  nicht  grössere 
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Erträge  liefern,  sondern  sie  sollte  nnr  gerechter 
Terteilt  werden.  Durch  eine  besondere,  geringe 
Besteuerung  der  Erbschaften,  unter  Ausdehnung 
der  bestehenden  Steuer  auf  Erbschaften  der 
Ehegatten,  Descendenten  und  Ascendenten, 
BoUte  das  fundierte  Einkommen  nochmals 
getroffen  werden,  während  auf  eine  Unter- 
scheidung des  fundierten  und  unfundierten 
Einkommens  innerhalb  der  Einkommensteuer 
selbst  aus  steuertechnischen  Gründen  Verzicht 
geleistet  wurde.  Auch  sollte  die  Erbschafts- 
steuer die  Einkommensteuer  insofern  ergänzen, 
als  Werterhöhungen  des  Besitzes,  welche  diese 
nicht  trifft,  durch  jene  zur  Steuer  herangezogen 
werden.  Zugleich  erwartete  man  von  der  Offen- 
legung der  Erbschaften,  dass  dieselbe  auf  die 
Gewissenhaftigkeit  bei  Steuererklärungen,  wie 
es  anderwärts  erfahrungsmässig  geschehen  ist, 
einen  günstigen  Einün-ss  ausüben  und  dass  für 
die  Besteuerung  des  Einkommens  der  Erben  eine 
weitere  Grundlage  gegeben  würde. 

Für  die  Reform  der  Einkommensteuer  im 
besonderen  wurden  als  Zielpunkte  ins  Auge 
gefasst:  Verbesserung  des  Veranlagungsver- 
lahrens,  Entlastung  der  kleineren  und  mittleren 
Einkommen  und  Errichtung  einer  sicheren 
Grundlage  für  die  Reform  der  Kommanalbe- 
steuerung. In  dieser  Absicht  wurde  vorge- 
schlagen : 

Vereinigung  der  bestehenden  Klassen-  und 
klassifizierten  £inkommen.steuer  zu  einer  ein- 
heitlichen Einkommensteuer, unter  Auf- 
hebung der  nicht  in  der  Natur  der  Sache  ge- 
legenen, sondern  nur  historisch  erklärbaren 
Unterschiede  zwischen  beiden;  so  besonders 
gleichmässige  Gestaltung  und  Verbesserung  der 
Bestimmungen  über  die  subjektive  Steuerpflicht. 
—  Unterwerfung  der  Familien  der  vormals  un- 
mittelbaren Reichsstände  und  der  gräflich  Stol- 
bergschen  Häuser,  welche  auf  Grund  der  V.  v. 
21.  Juni  1815,  der  Instruktion  v.  30.  Mai  1820 
§  13  und  einer  Kabinet tsordre  vom  Jahre  1867 
von  den  ordentlichen  Personalsteuern  befreit 
w^aren,  unter  die  Einkommensteuer  vom  1.  April 
1894  an  gegen  eine  Entschädigung,  welche  auf 
Grund  von  Vereinbarungen  später  gesetzlich 
geregelt  werden  sollte.  —  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  auf  die  wichtigsten, 
steuerkräftigsten  Erw  er  b.s  gesell - 
Schäften  (Aktiengesellschaften  etc.)  unter  Frei- 
lassung von  S\  des  Anlagekapitals.  —  Be- 
frenzung  der  objektiven  Steuerpflicht 
ei  900  Slark.  —  Unterscheidung  zwischen 
Einkommen  und  Vermehrung  des  Stamm  Ver- 
mögens, unter  •Einbeziehung  der  Spekulations- 
gewinne in  das  steuerpflichtige  Einkommen.  — 
Erleichterung  der  mittleren  und  kleineren  Ein- 
kommen durch  Degression  bei  Einkommen 
bis  zu  9500  Mark  (von  S\  zu  0,62«jo  des 
mittleren  Einkommens  der  Stufe)  sowie  durch 
weitere  Ausdehnung  und  wirksamere 
Gestaltung  der  Berücksichtigung  von 
Verhältnissen,  welche  die  Leistungs- 
fähigkeit herabmindern,  im  besonderen 
auch  durch  die  Berücksichtigung  des  Vorhan- 
denseins von  Kindern  unter  14  Jahren  durch 
Abzüge  vom  steuerbaren  Einkommen.  Anderer- 
seits schärfere  Belastung  der  höheren  Einkommen 
durch  Verkleinerung  der  Stufen.  —  Vor  allem 
aber  eine  eingreifende  Reform  des  Veranlagung^s- 
verfahrens:    Vereinfachung    und    gleichmässige 


Gestaltung  desselben,  zngleich  unter  Aufhebung 
der  sogenannten  Remonstration;  Einführung 
obligatorischer  Selbstangabe  mit  indi- 
rektem Deklarationszwang  (Verlust  der 
Rechtsmittel)  und  unter  Bedrohung  falscher 
oder  unvollständiger  Angaben  mit  empfindlichen 
Strafen;  Einführung  von  Kommissionen  für  die 
Kontrolle  der  Steuererklärungen  und  für  die 
Einschätzung,  welche  durch  ihre  Zusammen- 
setzung eine  pflichtmässige  Erfüllung  ihrer  Auf- 
Sabe  verbürgen  (Ernennung  eines  Teils  ihrer 
[itglieder  durch  die  Regierung);  Verleihung 
von  Veranlagungs mittein  an  dieselben, 
mittelst  deren  sie  im  Notfall  in  der  Lage  sind, 
die  Steuererklärung  zu  kontrollieren  und  even- 
tuell selbständig  richtige  Einschätzungen  vor- 
zunehmen; Verleihung  der  Veranla^ungsmittel 
auch  an  die  Vorsitzenden  der  Kommissionen,  als 
Vertreter  des  Staatsinteresses;  endlich  Einrich- 
tung eines  Steuergerichtshofes,  um  die  Einheit 
und  Unparteilichkeit  der  Veranlagung  zu  ver- 
bürgen. 

Die  neue  Einkommensteuer  ist  auf  der  von 
der  Regierungsvorlage  gezeichneten  Grundlage 
durch  G.  v.  24.  Juni  1891  eingeführt  worden. 
Die  beiden  Kammern  haben,  meistens  auf  Grund 
der  Vorschläge  der  Kommission  des  Abgeordneten- 
hauses, in  mehreren  Fragen  nach  heftigem 
Kampfe  einige  Aenderungen  beschlossen;  die 
wichtigsten  sind:  Ausdehnung  der  subjektiven 
Steuerpflicht  auf  Konsumvereine  mit  offenem 
Laden,  welche  die  Rechte  einer  juristischen 
Person  haben;  Erhöhung  des  steuerfreien  Ein- 
kommens der  Aktiengesellschaften  etc.  von  3 
auf  S^Ij^o  des  Anlagekapitals;  Steuerfreiheit 
des  zu  Leoensversicherungsprämien  verwendeten 
Einkommens  bis  zu  600  Mark ;  Erweiterung  der 
Stufen  zwischen  30500  und  100000  Mark  (auf 
1500  bezw.  2000  Mark) ;  Verminderung  der 
Steuersätze  für  Einkommen  zwischen 
2400  und  9000  Mark,  dagegen  weitere 
Progression  für  Einkommen  von  30500 
bis  100000  Mark  bis  zu  4\  der  unteren 
Stufengrenze;  über  die  Vorlage  hinaus- 
gehende weitere  Ausdehnung  und  wirksamere 
Gestaltung  der  Berücksichtigung  der  Leistungs- 
fähigkeit; Verschärfimg  der  Pflicht  zur  Selbst- 
angabe durch  Bestrafung  ihrer  Verweigerung 
mit  2b\  Zuschlag  zur  Steuer;  Ersatz  des  vor- 
geschlagenen Steuergerichtshofes  durch  das 
Oberverwaltungsgerich  t. 

Die  Nov.  V.  22.  April  1892  betrifft  die 
Tagegelder  und  Reisekosten  der  Kommissions- 
mitglieder. Die  Entschädigung  der  bisher 
steuerfreien  oder  bevorzugten  (13)  Familien  ist 
durch  G.  v.  18.  Juli  1892  geregelt;  v.  1.  April 
1893  ab  werden  sie  zur  Einkommensteuer  heran- 
gezogen ;  an  Entschädigung  haben  sie  1 645  646 
Mark  erhalten  (R.Anz.  v.  17.  Mai  1894).  Die 
§§  82—84  des  Einkommensteuergesetzes,  in 
denen  eine  Kontingentierung  der  neuen  Ein- 
kommensteuer enthalten  war,  sind  durch  §  49 
des  Ergänzungssteuergesetzes  v.  14.  Juli  1893 
ausser  Kraft  gesetzt. 

Die  umfassende  Steuerreform,  welche  durch 
das  Einkommensteuergesetz  (und  das  Gewerbe- 
steuergesetz) von  1891  eingeleitet  wurde,  ist 
durch  die  drei  GG.  v.  14.  Juli  1893  (G.  wegen 
Aufhebung  direkter  Staatssteuern,  Ergänzungs- 
steuerg.,  Kommunalabgabeng.),  welche  auf  Grund 
der  Regierungsvorlagen  v.  10.  November  1892 
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erlassen  worden  sind,  zum  Abschlnss  gebracht 
worden.  Danach  ist  als  direkte  Staatssteuer 
neben  die  Einkommensteuer  die  Ergänzungs- 
steuer getreten,  welche  nach  dem  Vermögen 
umgelegt  wird  und  somit  das  zweitwich- 
tigsteElement  der  Leistungsfähigkeit 
trifft.  Durch  die  Mehreinnahmen  aus  der  neuen 
Einkommen-  und  der  Ergänzungsstener  sowie 
durch  die  Aufhebung  des  G.  v.  14.  Mai  1885  (be- 
treffend Ueberweisung  von  Beträgen,  welche  aus 
landwirtschaftlichen  Zöllen  eingehen,  an  die  Kom- 
munal verbände,  lex  Hnene)  wurde  es  ermöglicht, 
dass  der  Staat  auf  die  Erhebung  der  Ertrags- 
steuern (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Be- 
triebssteuer, Bergwerksabgaben)  verzichtete.  In- 
folge davon  können  die  Kommunalver- 
bände ihr  direktes  Steuersystem  mehr 
als  es  bisher  geschehen,  auf  die  gerade  für 
sie  geeigneteren  Ertragssteuern  be- 
gründen, und  die  Einkommensteuer  er- 
heblich von  ihren  Zuschlägen  entlasten. 
Die  Normen  des  Kommunalabgabengesetzes 
wollen  auf  eine  Umgestaltung  der  kommunalen 
Finanzen  in  diesem  Sinne  hinwirken;  gleich- 
zeitig verweisen  sie  die  Gemeinde  mehr  auf 
privatwirtschaftliche  Einnahmequellen,  auf  Ge- 
bühren und  Beiträge,  sowie  auf  indirekte  Steuern, 
so  dass  ihr  im  We^e  der  direkten  Be- 
steuerung aufzubringender  Finanzbe- 
darf thunlichst  beschränkt  wird.  Ob- 
wohl die  Wirkungen  dieses  am  1.  April  1895 
in  Kraft  getretenen  Gesetzes  erst  in  längerer 
Zeit  voll  m  Erscheinung  treten  werden,  so  lässt 
doch  ein  Vergleich  der  Etatsjahre  1894  95  und 
1895 1 96  bereits  eine  wesentliche  Verschiebung 
bezüglich  der  Stellung  der  Einkommensteuer 
im  kommunalen  Finanzsjstem  sowie  eine  er- 
hebliche Herabminderung  der  Zuschläge  er- 
kennen. In  den  1169  Städten  im  Geltungs- 
gebiet des  Gesetzes  ist  der  Finanzbedarf  von 
1894J95  zu  189ö|96  von   206   auf   237  Millionen 

festlegen;  der  Teil  desselben,  welcher  durch 
ie  Einkommensteuer  und  ihr  gleichgestellte 
Abgaben  aufgebracht  wird,  ist  dagegen  von  143 
(69,2  «lo)  auf  105  {U,2\)  Millionen  gesunken. 
Es  war  die  Zahl  der  Städte  (Landgemeinden), 
in  denen  die  Belastung  der  Einkommensteuer 
betrug : 

0     1-100    101—150    151— 200  über 

'lo  'lo      2000/0 

1.  Städte 
1895/96      30     470  384 

1894/^5      30     221  304 

2.  Landgemeinden 
22  637        4537 


0/ 

/O 


184 
304 

2490 
3286 


100 
307 

2492 
2888 


1895/96  3178 

1894/95  3058   20  148        5256 

Hiemach  hat  die  staatliche  Einkommen- 
steuer zweifelsohne,  vorderhand  wenigstens,  an 
Beweglichkeit  gewonnen.  Man  sollte  die  güns- 
tige Gelegenheit,  zur  Quotisieruug  schreiten  zu 
können,  nun  auch  nicht  ungenutzt  vorübergehen 
lassen;  sind  doch  viele  kleine  deutsche  Staaten 
Preussen  auf  diesem  Wege  schon  lange  voran- 
geschritten. 

Die  Befreiung  der  Einkommen  unter  900 
Mark  von  der  Einkommensteuer,  die  Ermässi- 
gung des  Steuersatzes  für  die  kleinen  und  mitt- 
leren Einkommen,  endlich  die  Aufgabe  der  staat- 
lichen Ertragssteuern  machten  eine  Aenderung 
der  die  politischen  Wahlen  betreffenden  Be- 


stimmungen erforderlich,  nach  welchen  die 
Wähler  unter  Berücksichtigung  der  von  ihnen 
zu  entrichtenden  direkten  Staats  steuern  in 
drei  Abteilung^en  geteilt  wurden  (Verf.  Art.  71), 
falls  nicht  eine  Verschiebung  der  politischen 
Kechte  zu  Gunsten  der  grössten  Vermögen  und 
Einkommen  eintreten  sollte.  Das  G.  v.  29.  Juni 
1893  bestimmt  unter  Aufhebung  des  die  Materie 
vorläufig  regelnden  G.  v.  24.  Juni  1891,  dass 
für  die  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause  sowie 
zu  den  Gemeindevertretungen  die  Bildung  von 
Abteilungen  und  die  Einordnung  in  dieselben 
nach  Massgabe  der  zu  entrichtenden  direkten 
Staats-,  Gemeinde-,  Kreis-.  Bezirks- 
und Provinzialsteuern  stattfindet;  dass 
für  jede  nicht  zur  Staatseinkommensteuer  ver- 
anlagte Person  an  Stelle  dieser  Steuer  ein  Be- 
trag von  3  Mark  zum  Ansatz  zu  bringen  ist; 
dass,  wo  direkte  Gemeindesteuern  nicht  erhoben 
werden,  an  ihre  Stelle  die  vom  Staate  veran- 
lagte Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
treten.  Urwähler,  welche  zu  einer  Staatssteuer 
nicht  veranlagt  sind,  wählen  in  der  dritten 
Abteilung.  Unberührt  hiervon  bleiben  die  Be- 
stimmungen der  Gemeindeverfassungsgesetze, 
nach  welchen  die  Ausübung  des  Gemeiudewahl- 
rechts  an  die  Entrichtung  bestimmter  Steuer- 
sätze geknüpft  ist  oder  geknüpft  werden  kann. 

6.  Statistik.!)  2) 

I.  Das  Verhältnis  der  Personalsteuern 

zu  den  direkten  Staatssteuern. 

(Solleinnahme  nach  den  Etats). 


Ver- 

Ver- 

Mül. 

hält- 

Mill. 

hält- 

Mark 

nis- 
zahlen 

Mark 

nis- 
zahlen 

a)  Nach  der  Reform  von 

1891/93. 

1898/99      1      1895/96 

Einkommensteuer 

i33fO 

78,1 

121,4 

75,1 

Ergänzungssteuer 

31,5 

18,5 

3S,o 

^h7 

Verwaltung  der  di- 

rekten   Steuern, 

Summe*)  d.  Ein- 

nahme      ... 

170,4 

100,0 

161,6 

100,0 

b)  Vor  der  Reform  von 

1891/93. 

• 

1891/92      1      1884/85 

Klflssensteuer  .    . 

25,9 

»5,2 

21,7 

14,7 

Klassifizierte  Ein- 

• 

kommensteuer  . 

47,0 

27,4 

34,7 

23,5 

Verwaltung  der  di- 

rekten   Steuern, 

1 

Summe'')  d.  Ein- 

nahme .  '.    .    . 

171,2 

ioo,o 

148,0 

100,0 

*)  Seit  den  jüngsten  Reformen  in  Preussen 
und  vielen  anderen  deutschen  Staaten  ist  die 
Einkommensteuerstatistik  eine  höchst  wertvolle 
Quelle  für  eine  Einkommensstatistik  geworden. 
In  diesem  Artikel  beschränken  wir  uns  auf  die 
für  die  Steuern  selbst  interessanten  Ergebnisse. 
Bezüglich  der  Einkommensstatistik  s.  den  Art. 
Einkommen  II,  oben  S.  354ff. 

*)  und  •'*)  s.  folg.  Seite. 
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IL    Vergleichende  üebersicht  einiger  Hauptziffern  der  Einkommensteuer- 
statistik für  die  Jahre  1892/93  bis  1898/99. 

Es  betrug: 

a)  die  Gesamtzahl  der  Censiten  in  Mill.    . 

b)  deren  Veranlagungssoll  in  Mill.  Mark  . 


1897/98  1896/97   1895/96   1894,^5   1893/'94   1892/93 

2,8  2,7  2,6  2,5  2,5  2,4 

135,0       127,1        123,4       122,0       123,2       124,8 


c)  die  Gesamtzahl  der  nicht  physischen  Per- 
sonen unter  den  Censiten 

^)  deren  Veranlagungssoll  in  Mill.  Mark  .  . 
in  Prozenten  des  Veranlagungssolls  über- 
haupt     

e)  die  Gesamtzahl  der  physischen  Personen 

unter  den  Censiten  (ohne  Angehörige) 

in  den  Städten  in  Mill 

auf  dem  platten  Lande  in  Mill.       .    . 

überhaupt  in  Mill 

Yom  Hundert  der  Bevölkerung 

in  den  Städten  v.  H 

auf  dem  Lande  v.  H 

überhaupt  v.  H 

f)  das  VeranlagungssoU  der  Censiten  zu  e 

in  den  Städten  in  Mill.  Mark      .    .    . 
auf  dem  platten  Lande  in  Mill.  Mark 

überhaupt  in  Mill.  Mark 

in  Prozenten  des  Veranlagungssolls  über- 
haupt     

g)  die  Zahl  der  mit  mehr  als  3000  Mark  Ein- 

kommen veranlagten  physischen  Personen 
in  den  Städten  in  Tausenden  .  .  .  . 
auf  dem  platten  Lande  in  Tausenden  . 

überhaupt  in  Tausenden 

vom  Hundert  der  Bevölkerung 

in  den  Städten 

auf  dem  platten  Lande 

überhaupt 


2001 
8,1 


1929        1891 
6,8  6,9 


1922 


5,97 


1,7 

1,1 
2,8 

12,6 
5,9 

8,7 

95,2 

31,7 
126,9 

94,0 


263 

82 

345 


5,33 


1,6 

2,7 


12,3 
5,8 
8,5 

89,8 

30,5 
120,3 

94,7 


252 

79 

331 


5,60 


7,8 
6,36 


2059        2028 
9,4 


10,0 


7,62 


8,06 


1,5 

1,1 
2,6 


1,5 
1,0 
2,5 


1,4 
1,0 
2,5 


1,4 
2,4 


12,4 
5,8 
8,5 

86,5 

30,1 
116,5 

94,4 


246 

78 

324 


12,1 

5,7 
8,3 

84,4 
29,8 

"4,3 
93,6 


243 

79 

321 


12,1 

5,7 
8,2 


83,8 
30,0 

"3,8 
92,4 


240 

79 
319 


",9 
5,7 
8,2 

84,3 

30,5 
114,8 

91,9 


238 

79 

317 


2,01 

0,44 
1,08 


1,98 

0,43 
1,06 


1,98 
0,42 

^05 


2,00 

0,43 
1,06 


2,01 

0,44 
1,06 


2,01 

0,44 
1,06 


(Tabelle  III  3.  S.  398,  Tabelle  IV  s.  SS.  400  401.) 


V.  Die  Steuererklärungen,  ihre  Bean- 
standungen und  das  finanzielleErg  eb- 
uis  derselben  bei  der  Veranlagnngfür 

1897/98. 

Es  wurden  bei  der  Veranlagung  für  1897/98 
424668  Steuererklärungen  eingereicht  und  da- 
von 140763  (33,1%)  beanstandet.  Gegenüber 
den  in  diesen  Erklärungen  ursprünglich  ange- 
gebenen 823184  056  M.  Einkommen  wurden 
nach  der  Beanstandung  992790264  M.,  d.  i. 
20,6%  mehr  veranlagt.  Das  hiemach  erzielte 
Mehr  an  Steuer  betrug  5405  439  M.  oder  23,5% 
der  durch  die  beanstandeten  Erklärungen  be- 
dingten Steuer. 


VI.  Das  Beruf ungsverfahren. 


')  Quellen:  Staatshaushaltetats. —  Mittei- 
lungen aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern 
im  preussischen  Staate.    Statistik  der  preussi- 
schen    Einkommensteuerveranlagung    für    das : 
Jahr  1892/93  und  folfi:ende  (erscheint  jährlich).  1 
Hieraus :  Vergleichende  üebersicht  der  Ergeh- 1 
nisse   der  Einkommensteuerveranlaguug   nebst  1 
zugehörigen  Erläuterungen  in  den  Drucksachen 
^es    Abp^eordnetenhauses.     Ebenda    bis    1892: 
Nachweisungen  über  die   Anzahl  der  A)   zur 
Elassensteuer,  B)  zur  klassifizierten  Einkommen- 1 
Steuer  veranlagten  Personen  und  den  Betrag 
der  veranlagten  Steuer.    Statistisches  Handbuch 
für  den  preussischen  Staat  II  1893,  III  1898. 

•)  Umfasst  neben  dem  Bruttoertrag  der 
direkten  Steuern  die  Gebühren  und  einige  un- 
bedeutende Einnahmegruppen. 


Eingelegte 

Berufungen 

Veran- 
lagungs- 
jahr 

Veranlagte 
Censiten 

absolut« 
Zahlen 

auf  1000 
Censiten 
entfallen 
Beruf- 
ungen 

1897,98 

2  765  996 

217030 

78,5 

189697 

2654444 

220  238 

83,0 

1895/96 

2605  183 

244  202 

93,7 

1894/95 

2  520  930 

236  177 

93,7 

1893,^94 

2481  837 

247  892 

99,9 

1892  93 

2  437  886 

313998 

128,8 

Vn.  Strafen. 
Für  das  Jahr  vom  1.  Oktober  1896  bis  30. 
Septbr.  1897  liegen  Nachweisungen  über  Strafen 
vor,  welche  gleichzeitig  die  Ergänzungssteu«T 
umfassen.  Es  wurden  anhängig  1446  Fälle, 
davon  904  wegen  doloser  und  415  wegen  zwar 
wissentlich,  aber  nicht  in  der  Absicht  der  Steuer- 
hinterziehung gemachter  falscher  Angaben  über 
Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse;  127 
wegen  Verstosses  gegen  die  Melde-  und  Aus- 
kunftpflicht. Sogleich  zur  gerichtlichen  Ent- 
scheidung abgegeben  sind  114  Fälle,  von  denen 
lö  durch  Freisprechung,  27  durch  Strafen  in 
Höhe  von  8107,60  M.  erledigt  sind.  In  1332 
Fällen  haben  die  Regierungen  vorläufige  Straf- 
festsetzungen in  Höhe  von  278916,50  M.   er- 
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lassen,  von  denen  in  1125  Fällen  die  Strafe  mit 
245606,50  M.  bezahlt  ist.  Von  den  zur  gericht- 
lichen Entscheidung  abgegebenen  83  Fällen  sind 
47  erledigt,  darunter  19  durch  Freisprechung. 
Neben  den  Strafen  sind  an  Nachsteuer  festge- 
setzt worden  117359,72  M.  Einkommensteuer 
und  8242,10  M.  Ergänzungssteuer. 

B.  Sachsen. 

6.    Gegenwärtiger    Rechtsznstand. 

(Einkommensteuer-G.  v.  2.  Juli  1878;  G.  die 
direkten  Steuern  betr.  v.  3.  Juli  1878;  V.  v. 
11.  Oktober  1878;  Instruktion  v.  7.  Dezember 
1878,  Novelle  v.  10.  März  1894  [F.  A.  12]). 
Die  subjektive  Steuerpflicht  er- 
streckt sich  auf  physische  Personen  (G.  v. 
2.  Juli  1878  §  2)  —  ausg:enommen  den  König:, 
die  Königin  und  die  Königinnen- Witwen  (§  6*) 
und  einige  Klassen  der  Bevölkerung  (§  6)  — 
sowie  auf  juristische  Personen  (§  4)  — 
ausgenommen  das  Deutsche  Reich,  den  Staats- 
fiskus, die  Landesuniversität  und  die  Landes - 
schulen  zu  Meissen  und  Grimma  (§  6'). 
Sie  wird  begründet  durch  StaatsangeliÖrig- 
keit  (§  2^),  durch  Wohnsitz  in  Sachsen  (§ 
22a,  3a)^  unter  gewissen  Bedingungen  durch, 
den  Aufenthalt  in  Sachsen  (§  2^»,  »»),  durch 
Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  daselbst 
(§  22b,  3b)  und  für  Deutsche  durch  Bezüge 
an  Gehalt,  Pension  oder  Wartegeld  aus 
sächsischen  Staatskassen  (§  22b), 

Die  objektive  Steuerpflicht  er- 
streckt sich  genercll  auf  das  gesamte  jähr- 
liche reine  Einkommen  (§  1).  Das  Gesetz 
unterscheidet  zwischen  Einkommen  und 
nicht  steuerpflichtigem  Yermögenszuwachs 
(z.  B.  Erbschaften)  und  stellt  allgemeine 
Grundsätze  für  die  Berechnung  und  Schätzung 
des  Einkommens  auf  (§§  5,  15 — 21).  Die 
objektive  Steuerpflicht  ist  begrenzt  bei  Ein- 
kommen von  400  Mark  (§  6^).  Wo  die  sub- 
jektive Steuerpflicht  physischer  sowie  juristischer 
Personen  auf  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb 
in  Sachsen  oder  auf  Bezügen  aus  sächsischen 
Staatskassen  beruht,  erstreckt  sich  die  objektive 
Steuerpflicht  nur  auf  diese  Teile  des  Emkom- 
mens  (§  22b,  8b,  4)  und  ist  in  den  ersten  beiden 
Fällen  nach  unten  nicht  begrenzt  (§  6").  Die 
objektive  Steuerpflicht  von  Ausländem  (nicht 
Deutschen),  welche  wegen  ihres  Wohnsitzes 
oder  Aufenthaltes  in  Sachsen  steuerpflichtig 
sind,  umfasst  das  in  Sachsen  erworbene  oder 
dorthin  bezogene  Einkommen  (§  23a).  Bei  den 
juristischen  Personen  unterliegen  der 
objektiven  Steuerpflicht:  a)  bei  liegenden  Erb- 
schaften und  bei  anderen  mit  den  Hechten  des 
Vermögenserwerbs  ausgestatteten  Vermögens- 
massen ihre  gesamten  Erträgnisse  (§  4') ;  b)  bei 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien,  Berggewerkschaften,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  die  Ueberschüsse, 
welche  unter  die  Mitglieder  verteilt  oder  zur 
Bildung  von  Reservefonds  oder  zur  Schulden- 
tilgung verwendet  werden  (§  4*);  c)  bei  den 
Gemeinden  und  den  übrigen  Personen  des  öffent- 
lichen Rechts,  bei  den  mit  dem  Rechte  des 
Vermögenserwerbs    ausgestatteten    Stiftungen, 
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Anstalten  nnd  bei  den  Personenvereinen, 
welche  nicht  nnter  b)  genannt  sind:  der  Hein- 
ertrag des  in  Grundbesitz,  in  einem  gewerb- 
lichen Betriebe  oder  sonst  werbend  angelegten 
Vermögens,  abzüglich  der  Zinsen  der  von  ihnen 
aufgenommenen  Anleihen  (§  4^). 

Die  Veranlagung  und  Erhebung 
der  Steuer  erfolgt  nach  Klassen;  die  Fest- 
setzung der  Klasse  findet  nach  Massgabc^ 
der  Schätzung  des  Einkommens  statt  (§  11). 
Doch  dürfen  bei  Einkommen  bis  zu  5800  M. 
gewisse  gesetzlich  vorgesehene  Momente, 
welche  die  Leistungsfähigkeit  herabmindern, 
insofern  berücksichtigt  werden,  als  eine  Er- 
mässigimg  der  tarifmässigen  Steuersätze  um 
höchstens  drei  Klassen,  oder  falls  die  Steuer- 
pflichtigen einer  der  drei  untersten  Steuer- 
klassen angehören,  gänzliche  Steuerbefreiung 
gewährt  wenlen  kann  (§  13).  Veranlagt 
werden  die  einzelnen  Personen,  welche  selb- 
ständiges Einkommen  beziehen,  mit  diesem ; 
im  besonderen  anch  die  Ehefrauen  mit  der 
Nutzung  des  Vermögens,  über  welches  ihnen 
freie  Verfügung  zusteht,  unter  väterlicher  Ge- 
walt stehende  Kinder  hinsichtlich  der  Nutzung 
ihres  Vermögens,  soweit  es  dem  väterlichen 
Niessbrauche  nicht  unterliegt,  und  beide  mit 
ihrem  sonstigen  Erwerbe  (§  3).  Die  Veran- 
lagung geschieht  nach  folgendem  Steuer- 
tarif: 
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Die  Normalsteuer  weist  danach  von  der 
26.  Klasse  (bis  8800  Mark  Einkommen)  an 
eine  Degression  von  2,964  zu  0,25  ®/o  vom 
Einkommen  der  unteren  Klassengrenze  auf ; 
von  der  27.  bis  zur  43.  Klasse  (bis  25  000  Mark 
Einkommen)  beträgt  sie  3  ®/o  und  steigt 
dann  bis  zu  4  ^10  der  unteren  Klassengrenze 


bei  Einkommen  über  100000  Mark.  —  Das 
Finanzgesetz  setzt  nach  folgenden  Normen 
fest,  wieviel  Prozente  der  Normalsteuer  er- 
hoben werden:  Der  durch  direkte  Steuern  «u 
deckende  Teil  des  Staatsbedarfs  wird  durch  die 
Grundsteuer,  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen  und  durch  die  Einkommensteuer 
aufgebracht.  Keicht  der  Ertrag  dieser  Steuern 
nicht  aus,  so  wird  der  Fehlbetrag  lediglich 
durch  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  gedeckt. 
Ist  dagegen  eine  Ermässigung  der  direkten 
Steuern  möglich,  so  werden  die  Grundsteuer 
und  die  Einkommensteuer  um  die  gleichen  Pro- 
zentsätze der  Normalsteuer  ermässigt  (G.  v.  3. 
Juli  1878  Art.  2,  5). 

Die  Veranlagung  erfolgt  durch  das 
Finanzministerium  auf  Grund  von  Ein- 
schätzungen durch  Kommissionen,  in  welchen 
ein  Steuerbeamter  den  Vorsitz  führt  Ihnen 
dienen  als  Unterlag(»n:  Deklarationen  der 
Steuerpflichtigen,  >i  ach  Weisungen  von  Ge- 
hältern, Löhnen  etc.  seitens  der  Brotherren 
und  selbständige  Erhebungen  ihrerseits  und 
seitens  ihrer  Vorsitzenden. 

Die  Vorbereitung  liegt  bei  den  Gemeinde- 
behörden (§  30),  welche  bei  Aufstellung  der 
Personenn  ach  Weisungen  von  den  Hausbesitzern 
(Hauslisten)  und  Familienhäuptem  zu  unter- 
stützen sind  (g  3ö).  Sämtliche  physische  und 
juristische  Personen  sind  verpflichtet,  Nach- 
weisnngen  über  das  von  ihnen  bezogene  Ein- 
kommen derjenigen  Steuerpflichtigen  einzu- 
reichen, welche  sie  gegen  Gehalt,  Lohn,  Tan- 
tiemen etc.  beschäftigen  (§§  36,  37).  Für 
Steuern,  welche  infolge  falscher  oder  unvoll- 
ständiger Angaben  ihrerseits  dem  Staate  ent- 
gehen, haften  die  Hauseigentümer  nnd  Familien- 
häupter (§  35)  sowie  die  Brotherren,  falls  sie 
physische  Personen,  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  oder  Berggewerk- 
schaften sind  (§  36).  Auf  Grund  aller  dieser 
Nachweisungen  legt  die  Bezirkssteuereinnahme, 
bezw.  die  Cremeindebehörde  die  Kataster  an 
(§  38).  Ferner  hat  die  Gemeindebehörde  sämt- 
liche Beitragspflichtigen,  welche  nicht  zweifellos 
weniger  als  1600  Mark  Einkommen  haben,  zur 
Abgabe  von  Deklarationen  aufzufordern  (§  39). 
Die  Deklarationen  gehen  an  den  Bezirksstener- 
inspektor  (§  41).  In  denselben  müssen  „nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen"  angegeben  werden : 
a)  die  Höhe  des  steuerpflichtij^en  Einkommens, 
gesondert  nach  den  gesetzlich  geschiedenen 
Quellen:  1)  aus  der  Verpachtung  von  Grund- 
stücken, Vermietung  von  Gebäuden  und  eigener 
Benutzung  derselben  sowie  aus  dem  Betriebe 
von  Land-  und  Forstwirtschaft  auf  eigenen 
Grundstücken ;  2)  aus  Kapitalzinsen,  Beuten  etc. ; 

3)  aus    Gehalt,    Lohn,    Pension,    Wartegeld; 

4)  aus  Handel,  Gewerbe,  einschliesslich  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  auf  fremden  Grund- 
stücken und  aus  sonstiger  Erwerbsthätigkeit 
(§  17);  b)  die  Grundstücke  und  gewerblichen 
Niederlassungen,  welche  der  Beitragspflichtige 
in  Sachsen  ausserhalb  seines  Wohnsitzes  be- 
sitzt; c)  die  Schttldzinsen  und  sonstigen  zu- 
lässigen Abzüge,  welche  bei  Berechnung  des 
Einkommens  in  Anschlag  gebracht  sind.  Falls 
ein    Einkommen    nur    schätzungsweise    festge- 
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IV.  Verteilnng  der  besteuerten  physischen  Personen  und  des 


Zahl  der  besteuerten 

physischen  Personen 

Steuerstufen-Gruppen  *) 

.. 

1 

Absolute  Zahlen  in  Tausenden 

In  Promillen  der  Besteuerten 

Einkommen 

Neue  Steuer 

Alte  Steuern 

Neue  Steuer 

Alte  Steuern 

über                     bis 

1897/98 

1892/93 

1891/92 

1883/84 

1897/98 

1892/93 

1891/92 

1883/84 

900                      1 200            M. 

1281 

1096 

911     !      617 

463,3 

449,9 

456,0 

412,4 

1 200                      3  000 

1144 

1028 

838           694 

414,0 

421,9 

419,3 

463,8 

3000                      6000 

217 

200 

i       176 

132 

78,7 

82,2 

88,0 

88,4 

6000                      9500(9600^)„ 

60 

55 

38 

29 

21,7 

22i,7 

19,1 

19,1 

9500   (9  600«)      30500(324002)„ 

50 

46 

30 

21 

18,0 

18,9 

15,0 

14,1 

30500(32  400«)    100000(96000«),, 

10 

9 

4 

3 

3,6 

3,7 

2,1 

»,9 

100000(96000«) 

2 

2 

0,9 

0,5 

0,7 

0,7 

0,5 

0,3 

Zusammen 

2764 

2436 

1998 

1496 

1000,0 

1000,0 

1000,0 

1000,0 

In  Prozenten  der  Bevölkerung 

8,68 

8,15 

i     6,78 

5,54 

1)  Nach  den  veranlaarten  Steuersätzen.    1892/93  sind  4521,  18:)7/98  6464  Censiten  mit  Einkommen 
über  3000  M.  in  der  Gruppe  1200 — 3000  M.  nachgewiesen,  weil  sie  zu  den  Steuersätzen  dieser  Gruppe  ver- 


stellt werden  kann,  genügt  die  Angabe  der 
Thatsachen,  auf  Grund  welcher  die  Schätzung 
möglich  ist  (§  40).  Wer  die  Deklaration  nicht 
rechtzeitig  einreicht,  geht  der  Rechtsmittel  für 
das  betreffende  Jahr  verlustig  (§  39).  Die  Ein- 
schätzung erfolgt  unter  Oberaufsicht  des  Finanz- 
ministeriums durch  Einschätzungskommissionen 
(Ji  22)  Dieselben  werden  für  Distrikte  (§  23), 
in  der  Regel  für  jede  Gemeinde  (§  24),  gebildet. 
Sie  werden  zusammengesetzt  aus  dem  Bezirks- 
steuerinspektor als  Vorsitzenden,  für  welchen 
das  Finanzministerium  Stellvertreter  bestellen 
kann  (§  23,  Instruktion  v.  7.  Dezember  1878 
|:i  3\  und  aus  3  bis  6  Mitgliedern.  Diese  werden 
auf  2  Jahre  gewählt,  und  zwar  eines  vom  Be- 
zirksausschuss  (ausser  in  Städten  mit  revidierter 
Gemeindeorduung)  und  die  übrigen  von  den 
Organen  der  Gemeindevertretung  (§  27).  Zur 
Uebcrwachung  kann  das  Finanzministerium  in 
die  Einschätzungskommissionen  besondere  Be- 
amte (den  Bezirkssteuerinspektor,  Instruktion 
V.  7.  Dezember  1878  §  4)  entsenden,  welche 
beratende  Stimme  haben  (§  22).  Bei  der  Ein- 
schätznuj^  ist  die  Kommission  nur  dann  an  die 
Deklaration  gebunden,  wenn  diese  formell  ge- 
nügend ist  und  keine  Veranlassung  zu  Bedenken 
bietet.  Werden  dagegen  Bedenken  gegen  sie 
erhoben,  so  kann  die  Kommission  Kückfrage 
beim  Deklaranten  halten,  ist  hierzu  aber  nicht 
verpflichtet,  sondern  kann  ohne  weiteres  nach 
ihrem  Ermessen  die  Einschätzung  vornehmen 
(§43).  Die  endgültige  Feststellung  des  Katasters 
erfolgt  durch  das  Finanzministerium  (§  45). 
Gegen  Rechtsverletzungen  der  Kommission  steht 
dem  Vorsitzenden  Beschwerde  an  das  Finanz- 
ministerium zu  (§  44).  Rechtsmittel  gegen  die 
Veranlagung  sind  für  den  Vorsitzenden  der 
Kommission  die  Berufung,  für  den  Beitrags- 
pflichtigen die  Reklamation  (§  48),  welche  sich 
nur  gegen  das  Gesamtergebnis  der  Einschätzung 
richten  darf  und  eine  genaue  Angabe  der  Höhe 
der  Einkünfte  und  der  Abzüge  enthalten  muss 
(§  51).  —  Die  Berufung  ist  dem  Beitrags- 
pflichtigen mitzuteilen,  und  es  wird  ihr  ohne 
weiteres  Folge  gegeben,  wenn  er  sich  bei  ihr 
beruhigt  (§  53).  —  Ueber  die  Rechtsmittel  gegen 


Entscheidungen  der  Einschätzungskommission 
beschliesst  diese  zunächst  selbst  (§  56),  es  sei 
denn,  dass  sie  ihre  Veranlagungsmittel  für  un- 
zureichend zur  Ergründung  der  Wahrheit  er- 
achtet ;  in  diesem  Falle  ^iebt  sie  die  Sache  an 
die  Reklamationskommission  ab  (§  56).  Gegen 
die  Entscheidung  der  Rechtsmittel  durch  die 
Einschätzungskommission  ist  Reklamation  bezw. 
Berufung  an  die  Reklamationskommission  zu- 
lässig (§  58).  Diese  wird  für  jeden  Kreis 
gebildet.  Den  Vorsitz  führt  ein  vom  Finanz- 
minister zu  ernennender  Beamter  (der  Kreis- 
steuerrat,  V.  v.  11.  Oktober  1878  §  45).  Die 
Zahl  ihrer  Mitglieder  ist  6.  Diese  werden  auf 
2  Jahre  aus  Kreiseinwohnern  gewählt  und  zwar 
zu  zwei  Drittel  vom  Kreisausschusse,  zu  einem 
Drittel  vom  Finanzministerium  (§  60).  Gegen 
ihre  Beschlüsse,  jedoch  lediglich  wegen  Rechts- 
verletzungen, kann  der  Veranlagte  sowie  ihr 
Vorsitzender  Beschwerde  beim  Finanzministerium 
erheben,  welches  in  der  in  §  18  des  G.  D.  v. 
30.  Januar  1835  vorgeschriebenen  Zusammen- 
setzung als  oberste  Verwaltungsgerichtsbehörde 
entscheidet  (§§  64 ,  65).  Ueber  Beschwerden, 
welche  das  Verfahren  betreflfen,  entscheidet  das 
Finanzministerium  (§66).  —  Dem  Vorsitzenden 
der  Einschätzungskommission  stehen  folgende 
Veranlagungsmittel  zu  Gebote:  er  kann 
von  den  Gerichts-  und  Gemeindebehörden  Aus- 
kunft über  Verhältnisse  verlangen,  welche  von 
Einfluss  auf  die  Einkommens  Verhältnisse  eines 
Beitragspflichtigen  sind.  Auch  darf  er  Einblick 
in  Hypotheken-  und  Flurbücher,  in  Vormund- 
schafts- und  Nachlassakten  sowie  in  Grundsteuer- 
und  Kommunalanlagekataster  nehmen  (§  31). 
Femer  kann  er  von  jedem  Beitragspflichtigen 
auf  bestimmte  Fragen  über  seine  Erwerbs-  und 
Verraögensverhältnisse  Auskunft  verlangen. 
Die  Einschätzungskommission  selbst  kann  über 
die  genannten  Yeranlagungsmittel  hinaus  die 
zu  befragenden  Personen "  behufs  mündlicher 
Verhandlung  zum  Erscheinen  vorladen.  Wer 
nicht  Folge  leistet  oder  die  Fragen  nicht  be- 
antwortet, verliert  das  Reklamationsrecht  (§  42), 
Ferner  kann  die  Einschätzungskommission  Sach- 
verständige und  geeignete  Auskunftspersonen 
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dieselben  treffenden  SteuersoUs  auf  Stenerstnfen-Grnppen  (^Prenasen). 


Eingeschätztes  Einkommen 


Absolute  Zahlen 
in  Millionen  Mark 


In  PromUlen  der 
veranl  .Einkommen 


Nene  Steuer 


1897.98 


1318,2 

2019,5 

888,9 

444,9 
765,9 
491,8 

445,5 
6374,6 


1892/93    1897/98;  1W)2  93 


1134,0 
1791,6 

818,8 

411,7 
714,6 
451,6 

377,6 
5699,9 


206,8 
316,8 

139,5 

69,8 

120,1 

77,1 

69,9 

1000,0 


199,0 

314,3 

143,7 
72,2 

»25,4 

79:2 

66,2 
1000,0 


Steuersoll 


Absolute  Zahlen  in  Millionen  Mark 


Neue  Steuer 


1897/98    1892/93 


Alte  Steuern  n.  Ab- 
zu^d.MonatserlaHso 


189192 


1883/84 


9,1 
28,6 

20,1 

12,1 

23,0 

17,0 

17,0 

126,9 


7,9 

6,9 

25,2 

21,6 

18,5 

18,4 

11,2 

7,9 

21,4 

13,0 

15,6 

6,1 

14,9 

5,6 

114,7 

79,6 

4,7 

17,7 

13,9 

5,9 

9,1 

4,0 

2,8 

58,0 


In  Promillen  des  Steuersolls 


Neue  Steuer 


Alte  Steuern 


1897,»)8 


1892/93 


1891/92 


188384 


71,5 

68,7 

86,9 

225,6 

219,3 

271,9 

158,4 

161,4 

231,7 

95,3 

97,6 

99,6 

181,1 

186,8 

163,0 

134,0 

136,1 

76,5 

134,1 

130,1 

70,4 

1000,0 

1000,0 

1000,0 

82,3 

304,5 

238,8 

101,6 

156,7 

68,1 

48,0 

1000,0 


anlagt  waren;  ihr  Einkommen  ist  schätzungsweise  mit  3000  M.  eingesetzt.    *)  Nach  der  alten  klassifizierten 
Einkommensteuer. 


zu  ihren  Beratungen  zuziehen  (§  31).  Die 
Reklamationskommission  (nicht  aber  ihr  Vor- 
sitzender) hat  das  Beeht,  Zeugen  und  Sach- 
verständige, nötigenfalls  eidlich  durch  das  Ge- 
richt, vernehmen  zu  lassen  und  vom  Reklamanten 
Auskunft  auf  bestimmte  Fragen  sowie  Einblick 
in  Urkunden  und  Geschäftsbücher  zu  verlangen 
—  leistet  er  nicht  Folge,  so  gilt  die  Reklamation 
als  unbegründet;  —  äusserstenfalls  kann  sie 
ihn  auffordern,  seine  eigenen  Angaben  durch 
Versicherung  an  Eidesstatt  zu  bekräftigen. 
Wird  diese  Versicherung  nicht  abgegeben,  so 
ist  die  Reklamation  insoweit,  als  sie  davon 
berührt  wird,  abzuweisen  (S  62). 

Steuern,  welche,  gleichviel  aus  welchem 
Grunde,  zu  wenig  entricntet  sind,  müssen  nach- 
entrichtet werden.  Die  Verpflichtung  ver- 
jährt in  5  Jahren ;  sie  geht  auf  die  Erben  über 
(§  77).  —  Steuerhinterziehung  liegt  vor, 
wenn  jemand  für  sich  oder  für  einen  von  ihm 
zu  vertretenden  Beitragspflichtigen  bei  der 
Deklaration  oder  bei  der  Beantwortung  von 
Fragen,  welche  an  ihn  zur  Einschätzung  oder 
bei  Behandlung  der  Rechtsmittel  gerichtet 
werden,  wissentlich  solche  unrichtigen  oder  un- 
vollständigen Angaben  macht,  welche  zu  einer 
Verkürzung  des  Steuerinteresses  zu  führen  ge- 
eignet sind  (§  68).  Sie  wird  mit  dem  4  -lOfachen 
Betrage  der  Summe  bestraft,  deren  Hinterziehung 
versucht  ist  (§  69). 

7.  Gesebiebte.  Die  V.  v.  4.  September  1831 
bestimmte  im  §  39:  „Es  soll  ein  neues  Abgaben- 
System  festgestellt  werden,  wobei  die  Gegen- 
stände der  direkten  und  indirekten  Besteuerung 
nach  mC^lichst  richtigem  Verhältnis  werden 
zur  Mitleidenschaft  gezogen  werden.  Die  bis- 
her bestandenen  Realbefreiungen  sollen  gegen 
angemessene  Entschädigung,  deren  Modalität 
unter  Vernehmung  mit  den  Ständen  durch  die 
künftige  Gesetzgebung  näher  zu  bestimmen  ist, 
aufgehoben  werden."  Zur  Erfüllung  dieser  Be- 
stimmung wurde  durch  den  Finanzminister 
T.  Ze schau  die  Steuerreform  durchgeführt. 
Unter  den  direkten  Steuern  ward  zunächst  die 


leichter   zu  organisierende  Personalbesteuernng 
geregelt,  ein  Jahrzehnt  später  die  Grundsteuer. 


Durch  G.  V.  22.  November  1834  wurde  eine 
Gewerbe-  und  Personalsteuer  eingeführt.  Die- 
selbe wurde  in  jedem  bezw.  in  jedem  zweiten 
Jahre  neu  umgelegt  und  sollte  das  reine  Ein- 
kommen progressiv  trefifen.  Um  jedes  Ein- 
dringen in  die  Privatverhältnisse  bei  der  Ver- 
anlagung unnötig  zu  machen,  war  ein  sehr  ins 
kleine  gearbeitetes  System  geschaffen  worden. 
Man  unterschied  zunächst  zwischen  Gewerbe- 
und  Personalbesteuernng  danach,  dass  dort  die 
Veranlagten  ein  Gewerbe  betrieben,  hier  nicht. 
Die  Gewerbesteuer  umfasste  sodann  12  Unter- 
abteilungen nach  den  verschiedenen  Gewerben 
,(1.  Eaufleute;  2.  Händler;  3.  Fabrikanten; 
^4.  Gast-  und  Speisewirte ;  5.  Bäcker  und  Fleischer 
etc.),  die  Personalsteuer  7  Unterabtheilungen 
nach  dem  Berufe  (1.  Beamte;  2.  Gelehrte  und 
Künstler;  3  Prädikat isten;  4.  Grundstücks- 
besitzer; 5.  Partikuliers ;  6.  Gewerbsgehilfen 
und  dienende  Personen;  7.  sonstige  Personen). 
Die  Veranlagung  war  höchst  mannigfaltig;  am 
einfachsten  stellte  sie  sich  bei  den  Personal- 
Steuern,  bei  denen  teils  Prozente  des  Einkommens 
zu  entrichten  waren,  teils  freie  Einschätzung 
zu  gesetzlich  festgesetzten  Tarifen  vorgesehen 
war.  Zu  den  Unterabteilungen  der  Gewerbe- 
steuer wurde  eingeschätzt  nach  objektiven  Merk- 
malen (Zahl  der  Gesellen  —  der  Mahlgänge  — 
der  Frachtpferde;  Betrag  der  entrichteten 
Fleisch-,  Branntwein-  oder  Biersteuer  etc.)  oder 
in  Analogie  anderer  Gewerbe  (z.  B.  die  Bäcker 
analog  den  Fleischern)  oder  auch  nach  freiem 
Ermessen.  Der  Steuer  lagen  teils  Tarife  mit 
Unterscheidung  nach  grossen,  mittleren,  kleinen 
Städten  zu  Grande ;  zum  Teil  war  sie  quotisiert 
und  auf  die  einzelnen  zu  repartieren^). 

Wesentliche  Aenderungen  in  diesem  Rechts- 
zustande fanden  1845  und  1850  statt.  1843 
wurde  nach  neunjähriger  Vorbereitung  eine 
Grundsteuer  eingeÄhrt,  welche  eine  Ertrags- 
steuer  ist,  auf  iCatastern  beruht  und  9  Pfennig 
von  der  Steuereinheit  (10  Groschen  Ertrag)  be- 


^)  Die  zahlreichen  Detail bestimmungen  finden 
sich  in  Kürze  dargestellt  in  Z.  d.  kgl.  sächs.  stat. 
Bur.  1858,  S.  55  ff. 

Handwörterbneh  der  Staatswiaseiucbaften.   Zweite  Anfiaffe.    HI.  26 
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trug.  Das  G.  v.  24.  Dezember  1845  beseitigt 
in  aer  Gewerbe-  und  Personalstener  diejenigen 
Bestimmungen,  welche  nach  Einführung  der 
Grundsteuer  eine  Doppelbesteuerung  bewirkten. 
Durch  das  G.  v.  23,  April  1850  wurde  innerhalb 
der  Personalsteuer  die  Rentensteuer  vollkommener 
ausgebildet 

Das  so  geschaffene  sächsische  System  direkter 
Steuern  eignete  sidi  für  einen  stabilen  Zustand 
der  Volkswirtschaft,  es  war  aber  nicht  fähig, 
sich  den  allseitigen  Fortschritten  anzuschmiegen. 
Während  die  Gewerbe-  und  Personalsteuer  in 
kurzen  Perioden  neu  umgelegt  wurden,  blieb 
die  Grundsteuer  ein  und  dieselbe  seit  ihrer  Ein- 
führung. Obwohl  sich  gewiss  die  Erträ^ge  aus 
Grundbesitz  ebenfalls  gehoben  hatten,  sind  die 
Erträge  der  Steuern: 

r^      A  4.  •/«  d.     Gewerbe-  u.     ^L  d. 

Grundsteuer  ^^^^^  Personalsteuer  direkt. 

^^^^'  St.  Thlr.  St. 

1844     1459000        78,7  395600  21,3 

1873    1  771 000       49,9        I  781  000         50,1 

(Dabei  fällt  das  Anwachsen  der  Grundsteuer 
lediglich  der  mit  ihr  verbundenen  Gebäudesteuer 
zu.)  —  Auch  bestand  keine  Einheit  in  den 
direkten  Steuern,  so  dass  man  einen  staatlichen 
Mehrbedarf  etwa  durch  den  gleichen  prozentualen 
Zuschlag  zu  beiden  hätte  decken  können.  Zur 
Grundsteuer  wurden  meist  nur  1  oder  2  Pfennig 
zugeschlagen,  d.  i.  Vo  öder  "/q,  während  die 
Zuschläge  zur  Gewerbe-  und  Personalsteuer 
einen  halben  oder  ganzen  Jahresbeitrag,  später 
%  oder  *l^  desselben  betrugen.  Besonders  diese 
Zuschläge  gaben  zu  vielseitigen  Beschwerden, 
zum  Kampf  von  Stadt  und  Land,  endlich  zur 
Eeform  Veranlassung. 

Scliliesslich  erwies  sich  auch  die  Gewerbe- 
und  Personalsteuer  selbst  als  unzulänglich.  Mit^ 
all  ihrem  Detail  war  sie  gar  nicht  geeignet, 
dem  Aufschwünge  des  gewerblichen  Lebens 
und  den  umgestalteten  Verhältnissen,  zumal 
seit  Einführung  der  Gewerbefreiheit  (I06I),  zu 
folgen. 

Auf  Anregunp:  der  Stände  wurde  1868  die 
Revisionskommission  eingesetzt,  welche  die  Re- 
form der  direkten  Steuern  vorbereiten  sollte. 
Den  in  der  Kommission  vornehmlich  vertrete- 
nen Ansichten  ist  die  spätere  Gesetzgebung 
gefolgt:  Einführung  einer  Einkommensteuer 
unter  Ausdehnung  auf  Einkommen  ans  Grund- 
besitz; daneben  Bewahrung  der  Grundsteuer, 
revidiert  und  zu  einem  niedrigeren  Pfennig- 
satze  als  bisher.  Merkwürdigerweise  fiel 
das  Resultat  der  Abstimmung  in  der  Kom- 
mission aber  anders  aus  (alleinige  Einkommen- 
steuer an  Stelle  beider  direkten  Steuern,  doch 
mit  höherem  Satze  für  den  Grundbesitz).  Es 
folgen  mehljährige  Verhandlungen  zwischen  der 
Regierung  und  beiden  Kammern.  Der  Finanz- 
minister V.  Friesen  schwankte  in  seinen  Vor- 
schlägen hin  und  her.  Auch  die  Ansichten 
beider  Kammern  und  ihrer  Deputationen  änderten 
sich  dauernd.  In  Frage  stand,  ob  eine  allge- 
meine Einkommensteuer  oder  ein  Ertragssteuer- 
system oder  eine  Verbindung  beider  eingeführt 
werden  sollte,  ob  als  Ertragssteuer  nur  die 
Grundsteuer  oder  auch  ein  Teil  der  Gewerbe- 
steuer beizubehalten  war.  Man  gfelan^te 
schliesslich  1874  dahin,  eine  allgememe  Em- 
kommensteuer  neu  einzuführen,   die  Gewerbe- 


und  Personalsteuer  vor  der  Hand  zu  reformieren 
und  die  Regelung  des  direkten  Steuersystems 
dem  nächsten  Landtage  vorzubehalten.  Das 
Einkommensteuergesetz  v.  22.  Dezember  1874 
enthält  dieselben  Grundzüge  wie  das  G.  v.  1878. 
Es  kannte  aber  keine  untere  Begrenzung  der 
objektiven  Steuerpflicht,  die  Klasseneinteilung 
war  in  den  untersten  Klassen  abweichend,  und 
für  jede  Klasse  war  nicht  eine  Normalsteuer, 
sondern  ein  Steuersimplum  festgesetzt,  von  dem 
ein  durch  das  Finanzgesetz  zu  bestimmendes 
Vielfaches  die  wirkliche  Steuer  bilden  sollte. 
Auf  Grund  dieses  Gesetzes  fand  1875  eine 
Probeveranlaffung  statt,  1877  wurde  die  Steuer 
zum  ersten  Mal  erhoben.  Die  Erfahrungen  bei 
diesen  beiden  Veranlagungen  wurden  sodann 
für  die  Reform  verwendet,  welche  1878  ihren 
Abschluss  fand. 

Die  sächsische  Einkommensteuer  von  1874/78 
hat  sich  mit  ihrem  Princip  des  indirekten  De- 
klarationszwanges bewährt  und  ist  für  die  Ge- 
setzgebung der  übrigen  deutschen  Staaten  vor- 
bildlich geworden.  Doch  muss  man  Bedenken 
erheben  gegen  die  tiefliegende  ünter- 
grenze  der  objektiven  Steuerpflicht.  Die 
Verteidigung  derselben  mit  dem  Hinweise  auf 
die  sächsische  Veranlagung  von  Einzelper- 
sonen gegenüber  der  preussischen  nach  Haus- 
haltungen ist  nicht  glücklich.  Für  die  grosse 
Zahl  Steuerpflichtiger,  welche  auch  bei  derBe- 
stenerung  nach  Haushaltungen  als  Einzelsteu- 
ernde  zu  veranlagen  wären,  ferner  für  diejenigen 
Haushaltungsvorstände,  denen  kein  Einkommen 
ihrer  Angehörigen  znfliesst,  ist  die  sächsische 
Bestimmung  erheblich  ungünstiger  als  die 
preussische.  Erscheint  das  bei  der  ersten 
Gruppe  (den  unverheirateten  Selbständigen 
n.  8.  w.)  weniger  unbillig,  so  ist  es  um  so 
bedenklicher  für  die  zweite  Gruppe,  da  hier  die 
Emäbrun^  der  noch  nicht  erwerbsfähigen 
Kinder  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit  be- 
einträchtigt. Die  Berücksichtigung  der  Be- 
lastung durch  den  Unterhalt  von  andern  er- 
folgt in  Prenssen  ebenso  wie  in  Sachsen  und 
kann  nicht  als  Ausgleich  geltend  gemacht  wer- 
den. Das  sächsische  System  der  Einzel- 
besteuerung lässt  den  doch  wohl  auch  noch 
in  Sachsen  bestehenden  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhang der  Familie,  die  wirtschaftliche 
Einheit  der  Haushaltung  unberücksichtigt. 
Durch  die  Einzelbesteuemng  sowie  die  niedrige 
Grenze  der  Steuerpflicht  ist  es  bedingt,  dass 
41V«%  der  Bevölkerung  veranlagt  werden 
gegen  ca.  8%  in  Prenssen:  die  hierdurch  ver- 
anlasste Arbeitslast  muss  auf  die  Sicherheit 
der  Veranlagung  ungünstig  einwirken 
(Nenmann).  Auch  die  niedrige  Grenze  der 
Deklarationspflicht  erscheint  nicht  ein- 
wandfrei, weil  die  letztere  gewiss,  besonders  auf 
dem  platten  Lande,  in  Kreise  der  Bevölkerung 
hineinragt,  in  denen  beträchtliche  Reste  der 
Eigenproduktion  die  ziffermässip^e  Bestimmung- 
des  Einkommens  erschweren,  in  denen  auch 
nicht  die  für  eine  richtige  Steuererklärung  er- 
forderliche Kenntnis  der  gesetzlichen  Einzel- 
bestimmungen vorausgesetzt  werden  kann. 

Das  Gesetz  von  1878  liegt  dem  heute  gel- 
tenden Recht  zu  Grunde.  Aenderungen  hat  nur 
die  Novelle  von  1894  gebracht,  welche  aus  der 
Reformbewegung  seit  1881/82  (F.  A.13.  S.7Ö1  f.) 
hervorgegangen  ist.    Es  wurde  durch  sie   die 
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Untergrenze  von  300  anf  400  Mark  erhöht  nnd 
eine  Aenderang  des  Tarifs  eingeführt :  es  wnrde 
die  Degressionsgrenze  von  5400  auf  8800  Hark 
verachobenf  die  Progression  für  Einkommen 
über  25000  Mark  neu  eingeführt,  nnd  die 
Stenersätze  für  Einkommen  von  1100—8800  Mark 
wnrden  ermässigt.  Auch  wnrde  die  Berück- 
sichtigung von  wirtschaftlichen  Verhältnissen, 
welche  die  Stenerfähigkeit  wesentlich  beeinträch- 
tigen,  anf  Einkommen  von  3300—5800  Mark 
ausgedehnt,  nnd  die  gestattete  Ermässigung 
wnrde  erhöht. 

Eine  umfassende  Reform  des  direkten 
Steuersystems  hat  die  Regierung  in  fünf  Ge- 
setzentwürfen vom  7.  November  1897  vorg^e- 
schlagen.  Neu  eingeführt  sollten  eine  allgememe 
Vermögenssteuer  nnd  —  in  Umbildung  bereits 
bestehender  Steuern  —  eine  Erbschafts-  und 
Schenkungsstener  werden,  wogegen  die  Erträge 
der  Grundsteuer,  welche  seit  1886  zur  Hälfte 
den  Schulgemeinden  znfliessen,  diesen  ganz 
überwiesen  werden  sollten.  Daneben  waren 
Aendemngen  des  Urknndenstempelgesetzes  und 
des  Einkomiuensteuer^esetzes  (Steuerbefreiung 
der  Gemeinden  und  juristischen  Personen  des 
ö£fentlichen  Rechts  sowie  der  milden  Stiftungen, 
Berücksichtignng  gewisser  Aendemngen  in  der 
Höhe  des  Einkommens  im  Laufe  des  Steuer- 
jahres) geplant.  Nach  diesem  Reformplane  hätte 
sich  das  staatliche  direkte  Steuersystem  zu- 
sammengesetzt aus  der  Einkommensteuer,  der 
Vermögenssteuer,  der  auch  Descendenten,  Ascen- 
denten  nnd  Ehegatten  treffenden  Erbschafts- 
nnd  Schenkungsstener  mit  progressiven  Sätzen 
und  der  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen. Hierdurch  wären  die  die  Steuerkraft 
bedingenden  drei  Momente:  das  Vermöp;en,  das 
Einkommen  nnd  der  nicht  aus  steuerpflichtigem 
Einkommen  entstehende  Vermögenszuwachs  ge- 
troffen worden ;  zur  Geschlossenheit  des  Systems 
hätte  noch  die  Steuer  vom  Konjunkturgewinn 
gehört  Die  Reform  ist  gescheitert,  und  es  ist 
nur  der  Gesetzentwurf  betreffend  den  Urkunden- 
stempel mit  einigen  Aendemngen  angenom- 
men worden. 

8.  Statistik.^)  Zu  dem  Normalsatze  der 
Einkommensteuer  sind  für  die  Jahre  1879,  1880 
und  1881  50<>/o,  1882  und  1883  20 »/o  Zuschläge 
erhoben  worden.  In  den  folgenden  Jahren  hat 
die  Normalsteuer  ausgereicht ;  1894  sind  bei  den 
Einkommen  über  30000  Mark  10  7«  und  bei 
den  Einkommen  über  100000  Mark  20o/o  Zu- 
schläge, 1895  allgemein  10^^  Zuschläge  zur 
(1895  neuen)  Normalsteuer  erhoben. 

I.   Die   Erträgnisse    der   Einkommen- 
steuer im  Verhältnis  zu  den  direkten 
Steuern  überhaupt. 


1896 

Brut- 
to 


1.  Direkte  Steuern  Mill.M. 

2.  Einkommensteuer  „     „ 

3.  Einkommensteuer  i.  Pro- 

zenten d.  dir.  Steuern. 


33,2 
26,1 

78,5 


1893 

Brut- 
to 


28,7 
22,4 

77,8 


1884 
Brut- 
to 


19,9 
14,6 

73,2 


1879 
Net- 
to 


20,4 
16,2 

79,6 


^)  Quellen:  Ztschr.  d.  Kgl.  Sachs,  stat. 
Bureaus  25,  31,  40.  Kalender  u.  stat.  Jahrb.  f. 
d.  Kgr.  Sachsen  auf  1882,  87,  94,  96,  98,  99. 


IL   Verhältnis    zwischen    den    einge- 
schätzten    physischen     nnd     juristi- 
schen Personen. 


Einschätzungsjahr : 


1896 


1.  Eingeschätzte  Personen  über- 
haupt»)     Mill. 

2.  Juristische  Personen: 

a)  Gemeinden  und  die  übri- 
gen jur.  Personen  d.  öffent- 
fichen  Rechts  etc.    .    .    . 

b)  Aktiengesellsch.  etc.      .    . 

c)  liegende  Erbsch.  etc.      .    . 

d)  Summe 

e)  2d  in  Proz.  von  1  .    .    . 

3.  Stenerbetrag  der  beitragspflich- 
tigen Jurist.  Personen: 

a)  der  Gemeinden  u.  der  übri- 
gen Jurist.  Personen  des 
öffentl.  Rechts  etc.   Mill.M. 

b)  der  Aktiengesellsch.  etc. 
MiU.  M 

c)  der  liegende  Erbsch.  etc. 
Mill.  M.       

d)  Summe       .    .    .    Mill.M. 

e)  3d  in  Proz.  des  Steuerbe- 
trages aller  Censiten   .    . 


1,58 


5081 
938 

245 
6264 

0,40 


0,5 

1,7 


0,01 
2,2 


8,4 


1879 


1,09 


2594 
604 

53 

3251 
0,30 


0,2 


0,7 

0,004 
0,9 


7,6 


Böhmert  bemerkt:  Unter  den  für  das  Jahr 
1894  eingeschätzten  6008  juristischen  Personen 
mit  einem  Einkommen  von  578C3304  Mark 
waren  2240.  das  sind  37,28  Prozent,  steuerfrei 
und  nur  3768  oder  62,72  Prozent  steuerpflichtig. 
In  den  unteren  und  mittleren  Klassen  ist  der 
Einfluss  nicht  bedeutend,  den  die  juristischen 
Personen  auf  die  Gestaltung^  der  Einkommens- 
yerhältnisse  ausüben;  er  steigt  in  den  höheren 
Einkommensstufen  und  wird  dominierend  in 
den  höchsten  Klassen  Ton  300000  Mark  nnd 
darüber.  In  diesen  höchstbestenerten  Klassen 
^ab  es  im  Jahre  1894  nur  22  physische  und  32 
luristische  Personen.  Es  sind  fast  ausschliess- 
lich Aktiengesellschaften,  welche  die  höchsten 
Einkommensbeträge  erreichen. 

ni.Dieeingeschätzten  physischen  Per- 
sonen  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung. 


1.  Mittlere  Bevölkerung  Mill. 

2.  Anzahl  der  eingeschätzten 
Personen : 

a)  absolut     .    .    .    Mill. 

b)  in  Prozenten  der  Be- 
TÖlkemng      .    .    .    . 


1896 


3,79*) 

1,58 
41,6 


1894 


3,71 


1,49 
40,2 


1879 


2,91 

i,og 
37,2 


(Tabelle  IVa  s.  S.  404,  Tabelle  IV  b  s.  S.  406, 
TabeUe  V  s.  S.  404.) 

C.  Baden. 

9.  Gegenwärtiger  Rechtsznstand.   In 

Baden  besteht  seit  1884  (G.  v.  20.  Juni  1884 ; 
V.  V.  17.  Februar  1885  [F.  A.  31;  Novellen  v. 
6.  Mai  1892  und  26.  Juni  1894  [F.  A.  9  n.  12]) 

^)  Einschliesslich   der   steuerfreien  Einge- 
schätzten. 

*)  Bev.  am  2.  Dezember  1896. 

26* 
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IVa.   Anzahl,   Einkommen   und  Normalsteuersoll  der  eingeschätzten    physi- 
schen Personen  in  den  Jahren  1892  und  1882  nach  Gruppen  der  Steuerklassen. 

(Sachsen.) 


Steuerklassengruppen  *) 


Steuerfreie 

mit  Einkommen  von: 
300—  400  M. 
400—  500 
ÖOO—  800 


» 


11 


800—1600  ,, 
1600-3100  (3300)  M. 
3100  (3300)-8800  (8400)    „ 

8800  (8400)— 25000  (26000)  M. 

25000  (26000)— 100000  M. 
über  100000 


zusammen 


Ein^esch.  pfays. 
Personen 


KKX)  Per- 
sonen 


Verhältnis- 
zahlen 


18921882,18^211882 


82 

76 

5,7 

182 

281 
405 

246 

257 
303 

12,6 
19,6 
28,2 

340 

98 

37 

178 

67 
25 

23,7 
6,8 

2,6 

10 

6 

0,7 

2 

I 

0)I 

0,2 

0,1 

0,02 

1438 

"59 

100,0 

6,5 


21,2 

22,2 

26,1 


15,4 

5,8 
2,2 

0,5 
0,01 


ioo,o| 


Eingeschätztes  Ein- 
kommen 


Millionen 
Mark 


Verhältnis- 
zahlen 


1892  188211892  1882 


19,4 

65,8 
128,5 
263,6 

370,1 
219,1 

179,7 

138,0 
95,8 
45,4 

1525,5 


i6,8 

86,8 
117,0 
192,8 

196,5 
149,2 
122,3 

83,0 

43,4 
16,6 

1024,4 


1,3 

4,3 

8,4 

17,3 

24,2 

14,4 
11,8 

9,0 
6,3 
3,0 


100,0 


Normalsteuersoll 


Millionen 
Mark 


Verhältnis- 
zahlen 


1892  1882  1892  1 1882 


1,6 


8,5 
",4 
18,8 

19,2 
14,6 
12,0 

8,1 
4,2 
1,6 


100,0 


0,1 
0,3 

1,2 


3,2 

3.4 

4,6 

3.9 
2,8 

1,3 


o,i 

0,3 
0,8 

1,7 
2,4 
3,1 

2,3 

1,3 
0,5 


20,7   12,5 


0,4 

1,4 
5,6 

15,4 
16,6 

22,0 

18,8 

13,3 

6,5 


1,0 
2,1 
6,7 

13,8 

18,9 
24,8 


18,8 

10,0 

3,9 


100,0  100,0 


^)  Die  Ziffern  in  Klammern  bedeuten  die  Klassengrenzen  des  alten  Tarifs. 

V.  Die  Rechtsmittel  (Sachsen). 


1896     1893     1880 


„ 


Eeklamationen  I.  Instanz 

n. 

:,  IIL 

Zusammen 

Auf  1000  eingeschätzte  Personen  kommen  Reklamationen 
Von  den  Reklamationen  wurden  berücksichtigt   .... 

in  Prozenten  der  Reklamationen  Überhaupt       .    .    . 
Berufungen  seitens  der  Steuerbehörden  I.  und  II.  Instanz 

davon  anerkannt  bezw.  berücksichtigt 


51  785 
328 

31955 
61,7 

1573 
1  180 


47277 
2976 

134 
50387 

30505 
60,5 

I  205 

827 


22258 
i486 

23744 
212 


eine  allgemeine  Einkommensteuer.  Das  fun- 
dierte Einkommen  unterliegt  neben  derselben 
einem  System  von  Ertragssteuem,  und  zwar 
der  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-  und  Kapital- 
rentensteuer (G.  Art.  2;  y.  §  1).  Die  sub- 
jektive Steuei^flicht  erstreckt  sich  auf  phy- 
sische Personen,  Aktiengesellschaften  imd 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien.  Sie 
wird  begründet  durch  den  Wohnsitz  (Aufent- 
halt) in  Baden,  durch  Gnmdbesitz  mid  Ge- 
werbebetrieb daselbst  imd  durch  Bezüge  an 
Gehalt,  Pension  und  Wartegeld  aus  badischen 
Staatskassen  (Art.  5).  Der  objektiven 
Steuerpflicht  unterliegt  generell  das  ge- 
samte Einkommen  an  Geld,  Geldes  wert  und 
Selbstbenutzung  1)  aus  Grundbesitz,  Grund- 
rechten, Gefällen  imd  aus  Land-  und  Forst- 
wirtschaft; 2)  aus  Gewerbebetrieb,  einschl. 
des  Handels  und  Bergbaues ;  3)  aus  Gehalt, 
Lohn  und  freiem  Beruf-  4)  aus  Kapitalver- 
mögen, Kent^n  etc.  (Art.  2).  Dem  Einkommen 
eines  Steuerpflichtigen  ist  dasjenige  eines 
jeden  zum  Haushalte  gehörigen  Familienmit- 
gliedes, an  welchem  ihm  der  Genuss  zusteht, 
hinzuzurechnen,  falls  es  500  Mark  übersteigt 


(Art.  4).  Einkommen  aus  Grundbesitz  und 
Gewerbe  ausserhalb  Badens  sowie  Gehalt- 
bezüge aus  nichtbadischen  Staatskassen  sind 
steuerfrei ;  desgleichen  die  CivilMste  des 
Grossherzogs  und  die  auf  Grund  des  G.  v. 
21.  Juli  1839  bezogenen  Apanagen  der  Mit- 
glieder des  Grossherzoglichen  Hauses.  Die 
objektive  Steuerpflicht  beginnt  bei  Ein- 
kommen von  500  Mark  (Art.  6).  Bei  Reichs- 
ausländem,  welche  nicht  des  Erwerbes 
wegen  ihren  Wohnsitz  in  Baden  haben,  er- 
streckt sich  die  objektive  Steuerpflicht  nur 
auf  das  aus  reichsinländischen  Bezugsquellen 
fliessende  steuerbare  Einkommen.  Wo  die 
subjektive  Steuerpflicht  nur  auf  Grundbesitz 
oder  Gewerbebetrieb  in  Baden  oder  auf  Be- 
zügen aus  badischen  Staatskassen  begnindet 
ist,  ist  nur  das  Einkommen  aus  diesen 
Quellen  steuerpflichtig  (Art.  5).  Aktien-  und 
KommanditgeseUschaiten  a.  A.  versteuern 
den  Teil  ihres  Einkommens,  welches  dem 
Umfange  ihres  Geschäftsbetriebes  in  Baden 
entspricht,  nach  Abzug  von  3  %  des  Aktien- 
kapitals. Der  Steuertarif  zeigt  eine 
Eigentümlichkeit :  nach  der  Höhe  des  Steuer- 
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baren  Einkommens 
Steueranschläge 
V.  1894  Art  I,  !<>): 

Einkommen  Steueran- 
schlag 


werden     sogenannte 
gebüdet  (Art.  13;   G. 


von 

Mark 

500 
600 
700 
800 
900 

ICXX) 

1100 
2000 
2100 

3000 


bis 
unter 
Mark 

600 
700 
800 
9CX) 
1000 

IIOO 

1200 
2100 
2200 
3100 


Mark 

100 
125 
150 

175 
200 

250 

3oou.8.f. 

750 

825U.8.f. 

1500 


Einkommen  Steueran- 
von  bis      schlag 

unter 
Mark      Mark 

3100    3200 

9900   lOOOO 
loooo  105CX) 
10500   IIOOO 
19500  20000  18500 
20000  20500  20000 
20500  21000  2o5ooa.8.f. 
25000  26000  25000 
26000  27000  26ooou.s.f. 


Mark 

i6oou.8.f. 
8400 
9000 
95oou.s.f. 


In  diesen  Steueransrhlägen  lie^  eine  De- 
gression  von  lOU*^/o  bei  20000  Mark  Einkommen, 
zu  20^/0  bei  500  Mark.  Von  dem  Steueranschhig 
wird  südaun  ein  Prozentsatz  (Steuerfuss)  er- 
hoben, welcher  durch  das  Fiuanzgesetz  zu  be- 
stimmen ist  (Art.  24).  Derselbe  ist  aber  nach 
G.  V.  1894  Art.  I,  3  bei  Einkommen  (Steuer- 
an.schlägen)  über  25 (XX)  Mark  zu  erhöhen,  und 
zwar  bei  Anschlägen  bis  30000  Mark  um  5, 
bis  40000  um  10,  bis  oOüOO  um  15,  bis  75(X)0 
um  20,  bis  lOOtMX)  um  25,  bis  1500(X)  um  30, 
bis  20(J(XM)  um  35  und  bei  Anschlägen  über 
200 UX)  Mark  um  40 \.  Bei  einem  Steuerfuss 
von  2,5%,  wie  er  bis  1892  und  seit  1894  er- 
hoben wird,  lieget  daher  in  dieser  neuen  Be- 
stimmung eine  Progression  der  Staatssteuer  bis 
3,0 <>/(,.  Ausserdem  wird  seit  1892  von  den  An- 
schlägen bis  200  Mark  nur  ein  Steuersatz  von 
2%  erhoben.  —  Die  Veranlagung  erfolgt 
durch  den  Schätzungsrat  auf  Grund  von 
Steuererklärungen  der  Pflichtigen  und  von 
selbständigen  Erhebungen  der  Veranlagungs- 
organe nach  Massgabe  des  G,  v.  17.  März 
1854,  die  AufsteUung  der  Kataster  der  di- 
rekten Steuern  betr.,  und  des  G.  v.  16.  März 
1880  (Art.  11).  Gegen  die  Beschlüsse  des 
Schätzungsrates  steht  dem  Steuerpflichtigen 
sowie  dem  Vertreter  des  steuerlichen  Inte- 
resses, dem  Steuerkommissär,  Beschwerde 
an  die  Grossherzogliche  Steuerdirektion  zu; 
gegen  ihi-e  Entscheidung  kann  der  Steuer- 
pflichtige Klage  beim  Grossherzoglichen  Ver- 
waltimgsgerichtshofe  erheben. 

Die  Veranlagung  erfolgft  nach  dem  Stande 
des  Einkommens  am  1.  April  des  Veranlagungs- 
jahres (Art.  12).  Jeder,  welcher  steuerpHichtiges 
Einkommen  bezieht,  ist  zur  Abgabe  einer  Steuer- 
erklärung verpflichtet.  Doch  ist  eine  solche 
von  dem  Steuerpflichtigen  nur  bei  seiner  ersten 
Veranlagung  in  einem  Distrikte  und  bei  Ver- 
ändeningen  in  seinen  Einkommensverhältnissen 
abzugeben,  vorbehaltlich  des  Rechtes  für  das 
Finanzministerium,  die  allgemeine  Abgabe 
von  Steuererklärungen  anzuordnen  (Art.  14). 
Die  Öftentlichen  Kassen  haben  Verzeichnisse 
derjenigen  Personen,  welche  von  ihnen  Ge- 
halt ,  Pension  und  Wartegeld  beziehen, 
nebst  der  Höhe  der  Bezüge  den  Steuerkom- 
missionen einzureichen  (V.  §  27j.  Für  jede 
Gemeinde  wird   ein  Schätzungbrat  gebildet,  in 
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welchem  der  Bttr^rmeister  den  Vorsitz  führt 
und  in  welchem  der  Stenerkommissär  als  Ver- 
treter des  fiskalischen  Interesses  Sitz  und 
Stimme  hat.  Im  Schätzungsrate  sitzen  3 — 14 
Mitglieder,  stenerpfiichtlge  Ortseinwohner,  wel- 
che von  der  staatlichen  Bezirks  verwaltangsbe- 
hörde  nach  Vernehmung  des  Gemeinderates  und 
des  Steuerkommissärs  auf  die  Dauer  von  sechs 
Jahren  ernannt  werden.  Der  Schätzungsrat 
beschliesst  über  neue  Steuerveranlagungen  so- 
wie über  Veränderungen  der  früheren.  Die 
Thätigkeit  aller  Schätzungsräte  wird  durch 
die  EatasterkontroUe  geprüft,  welche  der  Steuer- 
direktion beigegeben  ist.  Veranlagungs- 
mittel stehen  den  Schätzungsräten,  Steuer- 
kommissären und  den  Oberbeamten  der  Bezirks- 
steuerstellen zu  Gebote.  Sie  alle  können  die 
Verlassenschaftsaufnahmen  einsehen,  und  die 
Teilungsbehörden  müssen  ihnen  die  betreffenden 
Akten  mitteilen  (Art.  22).  Ausserdem  hat  der 
Schätzungsrat  das  Recht,  Personen  zur  Abcfabe 
von  Steuererklärungen  besonders  aufzufordeni, 
Auskünfte  über  einzelne  Positionen  derselben 
zu  verlangen,  die  Pflichtigen  zur  Auskunftser- 
teilung vorzuladen,  Sachverständige  zu  verneh- 
men und  sonstige  geeignete  Erhebungen  anzu- 
stellen (Art.  20).  Wer  in  seiner  Steuersache 
den  Aufforderungen  des  Schätzungsrates  nicht 
Folge  leistet,  verliert  das  Beklamationsrecht 
(Art.  21).  —  Stellt  sich  bei  Todesfällen 
heraus,  dass  der  Verstorbene  zu  wenig  Steuer 
entrichtet  hat,  so  sind  die  Erben  (bezw.  die 
Witwe,  welche  mit  ihrem  Manne  in  Güterge- 
meinschaft lebte)  gehalten,  den  zu  wenig  ent- 
richteten Betrag,  soweit  er  nicht  verjährt  ist, 
anzumelden  und  (auch  hierin  liegt  eine  Be- 
sonderheit der  badischen  Gesetzgebung)  das 
Doppelte  zu  hinterlegen.  Die  Erben  (und 
die  Witwe)  sind  hierzu  im  Verhältnis  ihres 
Erbanteils  verpflichtet  und  haften  für  die  ganze 
Summe  bis  zur  Höhe  ihres  Erbanteils  samtver- 
bindlich (Art.  19).  Bestraft  wird  derjenige, 
welcher  keine  Steuererklärung  eingereicht  hat, 
trotzdem  er  dazu  verpflichtet  war,  sowie  der- 


jenige, welcher  wahrheitswidrige  Angaben  gc 
macht  hat,  endlich  wer  als  Erbe  (Witwe)  di 


e- 
ie 


zu 


wenig  entrichtete  Steuer  des  Erblassers 
nicht  angegeben  hat,  wenn  infolge  davon  keine 
oder  zu  wenig  Steuer  in  Anrechnung  gebracht 
worden  oder  wenn  ein  Steuerabgang  oder 
Bückersatz  zu  Ungebühr  festgestellt  worden 
ist ;  die  Strafe  beträgt  das  Zehnfache  der  hinter- 
zogenen  Summe.  Daneben  tritt  Nachzahlung 
ein  (Art.  26;  G.  v.  1894,  Art.  I,  4).  Liegt  in 
den  genannten  Fällen  nur  ein  Versehen  vor, 
so  muss  die  Steuer  nachgezahlt  und  eine  Ord- 
nungsstrafe bis  zu  500  Mark  verhängt  werden 
(Art.  27;  G.  v.  1894  Art.  I,  5). 

10.  Oesctaictate.  Das  Einkommensteuerg. 
V.  20.  Juni  1884  bedeutet  in  der  Geschichte 
des  badischen  Systems  direkter  Steuern  einen 
Wendepunkt.  Baden  ist  damit  in  die  Reihe 
der  Staaten  mit  einer  allgemeinen  Einkom- 
mensteuer eingetreten.  Bis  dahin  hatte  es  ein 
Ertragssteuersystem,  innerhalb  dessen  mehrere 
partielle  Einkommensteuern  bestanden  (vergl. 
aen   Art.  Gewerbesteuer).  —  Eine   wl- 

femeine  Einkommensteuer  ist  schon  seit 
ahrzehnten  angestrebt  worden.  Bereits  das 
G.  V.  28.  Juli  1848  sollte  eine  solche  mit  de- 
gressivem Steuerfuss  von  3— Va^/o  auf  Grund- 


lage von  Fassionen  einführen,  trat  aber  nicht 
in  Kraft.  1873  schlug  die  Regierung  eine  all- 
gemeine Einkommensteuer  vor,  welche  als  Zu- 
satzsteuer zu  den  Ertragssteuem  gedacht  war, 
um  deren  Härten  auszu£;leichen ;  sie  sollte  Ein- 
kommen über  1600  MarK  treffen:  der  Entwurf 
scheiterte  und  wurde  von  der  Kegierung  zu- 
rückgezogen. Erst  das  G.  v.  20.  Juni .  1884, 
welches  mit  dem  1.  Januar  1886  in  Kraft  trat, 
hat  die  allgemeine  Einkommensteuer  eingeführt, 
jetzt  aber  nicht  als  Zusatzsteuer,  sondern  als 
selbständiges  Glied  des  direkten  Steuersystems, 
neben  welchem  die  Ertragssteuem  nur  als  Zu- 
satzsteuern zur  schärferen  Belastung  des  fun- 
dierten Einkommens  beibehalten  wurden.  Da- 
mit war  eine  Reform  der  letzteren  erforderlich. 
Vor  allem  wurde  die  Erwerbssteuer  in  eine 
Gewerbesteuer  zurückgebildet  (Bekanntmachung 
des  Finanzministeriums  v.  26.  AprU  1886). 

Das  Finanzministerium  plant,  die  Reform 
des  direkten  Steuersystems  in  der  Richtung 
einem  Abschluss  entge^enzuführen ,  dass  die 
Ertragssteuem  in  partielle  Vermögenssteuern 
umgewandelt  werden,  dass  also  neben  der  Ein- 
kommensteuer als  direkte  Steuer  nur  noch  eine 
Vermögenssteuer  erhoben  wird,  für  welche  ge- 
trennte Kataster  nach  den  Unterarten  des 
Vermöpensbesitzes  —  land-  und  forstwirt- 
schaftliche Grundstücke,  Gebäude,  gewerbliches 
Betriebskapital,  sonstige  Kapitalien  —  wie 
bisher  für  die  Ertragssteuem  aufgestellt 
und  fortgeführt  werden.  —  Die  Novelle  zum 
Einkommensteuerg.  v.  1892  hat  die  subjektive 
Steuerpflicht  der  Genossenschaft  und  Versiche- 
rungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit,  welche 
im  G.  V.  1884  eingeführt  war,  wieder  beseitigt; 
die  von  1894  hat  die  Obergrenze  der  Degression 
von  30000  auf  20000  Mark  herabgesetzt,  die 
Progression  für  Einkommen  von  2Ö000  bis 
200000  eingeführt  und  die  Strafbestimmungen 
verschärft  und  klarer  gefasst. 

11.  Statistik^).  Der  Steuersatz  betrag  1886 
bis  1891  2,50  Mark,  1892-93  2  Mark,  seit  1894 
2  Mark  für  Einkommen,  deren  Steueranschlag 
200  Mark  nicht  übersteigt,  für  die  höheren 
2,50  Mark  und  die  Zuschläge  nach  dem  G.  v. 
1894. 

I.  Die  Stellung  der  Einkommensteuer 
im  direkten  Steuersystem. 


1895 
1886 


Bruttoertrag  der 

Einkommen- 
steuer 


direkten  Steuern 


Mill. 
Mark 


12,3 

io,7 


pro  Kopf 
der  Be- 
völke- 
rung 
Mark 


7,8 
7,o 


Mill. 
Mark 


6,2 

4,5 


pro  Kopi 
der  Be- 
völke- 
rung 
Mark 


4,1 
3,1 


Die  Ein- 
kommen- 
steuer in 
Prozen- 
ten der 
direkten 
Steuern 


50,6 

42,1 


*)  Quellen :  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Grossh.  Baden, 
28,  1895  -  96.  —  Die  Ergebnisse  der  im  Jahre 
1895  vollzogenen  Veranlagung  der  Einkommen- 
steuer, verglichen  mit  den  Ergebnissen  der  Ver- 
anlagung i.  J.  1890  und  der  erstmaligen  Ver- 
anlagung i.  J.  188Ö,  herausgeg.  i.  A.  d.  grossh. 
Finanzm.  von  der  grossh.  Steuerdirektion,  Karls- 
ruhe 1896  (Auszug  F.A.  XIU). 
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D.     Die  übrigen  deutschen  Staaten 
mit  allgemeinen  £inkommen-(Klas8en-) 

Steuern. 

12.  Gesetze  und  Art  der  einzelnen 
Steuern.  Da  es  mit  Rücksicht  auf  den 
begrenzten  Kaum  nicht  angeht,  die  Ein- 
kommensteuer eines  jeden  Staates  geson- 
dert zu  behandein,  so  muss  ich  mich  da- 
rauf beschränken,  auf  die  GG.  zu  ver- 
weisen und  deren  Inhalt  nur  in  grossen 
Umrissen  anzudeuten.  Allgemeine  Einkommen- 
(Klas8en-)8teneni  bestehen  in  folgenden  Staaten : 
H  e  8  g  e  n  (G.  V.  25.  Juni  9ö,  V.  v.  30.  Juli  95, 
[F.  A.  XIIIJ,  Nov.  V.  12.  AugU8t  99).  Sachsen- 
W e i m a r  (G.  V.  2.  Juni  97  [F.  A.  XVJ).  Ol- 
d  e  n  b  n  r  g  (G.  v.  6.  April  64,  Instr.  v.  1 6.  April 
64,  Nov.  V.  1.  Dez*  84,  2.  Dez.  87,  11.  März  91, 
Instr.  V.  13.  März  91  fürs  Herzogtum  [F.  A. 
VIII] ;  die  G.G.  f.  Lübeck  und  Birkenfeld  stim- 
men mit  denen  für  das  Herzogtum  überein). 
Brannschweig  (G.G.  v.  16.  April  96  und 
11.  März  99,  Bek.  v.  27.  Aug.  96,  20.  Juli  97; 
Bek.  d.  Landesjustizverwaltung  v.  6.  Mai  97). 
S  a  c  h  s  e  n  -  M  e  i  n  i  n  g  e  n  (G.  v.  18.  März  90, 
Ausf.  Ausschreiben  v.  25.  Aprü  90  [F.  A.  VII]). 
S  a  c  h  8  e  n  -  A 1 1  e  n  b  u  r  g  (G.  v.  24.  April  96, 
V.  V.  30.  April  96  [F.  A.  XIII]).  Sachsen- 
Coburg  (G.  V.  16.  Juni  74).  Sachsen- 
Gotha  (G.  V.  10.  Jan.  54,  Nov.  v.  24.  Juni 
59,  4.  Dez.  70,  22.  Juli  71,  10.  Dez.  77,  9.  Aug. 
94,  22.  Juni  95,  V.  v.  24.  März  54,  3.  Aug.  58, 
1.  Febr.  95,  14.  Dez.  95).  Anhalt  (G.  v.  19- 
April  86,  V.  V.  20.  Juli  86,  Nov.  v.  12.  April 
90,  31.  März  96  [F.  A.  XIV,  IV]).  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  (G.  v.  25.  März  93,  V. 
V.  26  März  93  [F.  A.  XI]).  Schwarzburg- 
Sondershausen  (G.  V.  1.  Febr.  94  [F.  A. 
XII],  Nov.  V.  18.  Aug.  96,  14.  Juli  97;  Neu- 
redaktion des  G.  und  neue  Ausf.  V.  v.  11.  Dez. 
97).  W  a  1  d  e  c  k  (G.  v.  7.  Jan.  65,  Nov.  v.  25. 
Febr.  81,  6.  März  93,  27.  Dez.  97  FF.  A.  XVI). 
Reuss  j.  L.  (G.  v.  4  Juni  98  [F.  A.  XVI], 
Ausf.  Best.  V.  24.  Aug.  98.)  Schaumbnrg- 
Lippe  (G.  V.  20.  Jan.  85,  V.  v.  26.  Jan.  85, 
Nov.  V.  18.  Mai  99,  Bekanntm.  d.  veränderten 
Gesetzestextes  v.  25.  Mai  99).  L  i  p  p  e  (G.  v. 
28.  Aug.  94  [F.  A.  XII],  Ausf.  Anw.  v.  24. 
Okt.  94.)  Lübeck  (GG.  v.  27.  Mai  89  [F. 
A.  VII],  Nov.  V.  17.  Juni  95,  17.  Febr.  96, 
26.  Febr.  96     ^  ^^  ^  «.    ^,       „. 

29   März  97)  ß^^®°^®^  (G-G.  v.  25.  Okt.  74, 

17."  Dez.  74,'  Nov.  v.  13.  April  80,  16.  Nov.  80, 
19.  April  85  [F.  A.  VII] ,  26.  März  92,  5.  Jan. 
93,  8.  Febr.  95.)  H  a  m  b  u  r  g  (G.  v.  22.  Febr.  95). 
In  Wal  deck  besteht  eine  Klassensteuer 
in  welcher  die  unteren  Klassen  nach  dem  Be- 
ruf, die  oberen  nach  dem  Einkommen  bestimmt 
sind,  doch  sind  bereits  von  der  2.  Hauptklasse 
an  (Einkommen  über  900  Mark)  den  festen  Steuer- 
sätzen für  die  einzelnen  Stufen  Einkommens- 
beträge gegenübergestellt.  In  Sachsen- 
Coburg  und  Sachsen-Gotha  werden 
die  Einkorunen  von  2400  Itfark  und  darüber 
durch  Einkommensteuern,  die  niedrigeren 
durch  Klassensteuem  getroffen.  Diese  unter- 
scheidet in  Sachsen-Gotha  nach  Standesmerk- 
malen Klassen,  in  ihnen  Stufen  nach  der  Leis- 
tnngsfähigkeit.     Doch  hat  sich  in  der  prakti- 
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sehen  Handhabung  die  Anlehnung  an  eine  Ein- 
kommenskala herausgebildet,  und  das  6.  y. 
1894  erkennt  diesen  Zustand  insofern  an,  als 
es  die  Deklarationspflicht  bereits  bei  löOO  Mark 
Einkommen  beginnen  lässt.  Zu  den  18  Stufen 
der  Coburgschen  Klassensteuer  werden  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  ,.unter  Berücksichti- 
gung  ihrer  gesamten  Verhältnisse  und  der  durch 
diese  bedingten  besonderen  Steuerleistungs- 
fähigkeit" eingeschätzt;  hierfür  sind  vom  Ge- 
setz weder  Klassenmerkmale  noch  Einkommens- 
grenzen angegeben:  die  Einschätzungskom- 
mission hat  eme  Einkommenskala  aufgestellt. 
Die  übrigen  Staaten  haben  eine  einheit- 
liche Einkommensteuer,  doch  behandeln  sie 
zum  Teil  die  grösseren  und  kleineren  Ein- 
kommen verschieden:  bei  kleineren  Einkom- 
men dürfen  neben  dem  Einkommen  in  engerer 
oder  weiterer  Begrenzung  auch  andere  Momente 
berücksichtigt  werden,  welche  von  Einfluss  auf 
die  Leistungsfähigkeit  sind,  in  Hessen, 
Sachsen -Weimar,  Oldenburg,  Braun- 
schweig, Sachsen-Altenburg,  Anhalt, 
beiden  Schwarzburg,  Schaumburg- 
Lippe,  Lippe,  Lübeck,  Hamburg;  andere 
Kommissionen  veranlagen  in  einigen  Staaten 
die  niederen  Einkommen,  andere  die  höheren; 
und  dergleichen  Unterschiede  mehr.  Zuweilen 
wird  auch  eine  Unterscheidung  zwischen  den 
höheren  und  niederen  Einkommen  als  Abt.  I  u. 
U  gemacht,  und  an  dieselbe  wird  dann  mit  der 
verschiedenen  Behandlung  angeknüpft. 

13.  Ausdehnnng  der  subjektiven 
Stenerpflicht  auf  jnriHtische  Personen. 
In  verschiedener  Ausdehnung  unterwerfen 
eine  Reihe  von  Staaten  der  subjektiven 
Stenerpflicht  ausser  den  physischen  Personen 
auch  juristische:  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  sonstige 
Erwerbsgesellschaften, liegende  Erbschaften; 
manche  auch  jiu-istische  Personen  dos  öffent- 
lichen Rechts,  Stiftungen  etc.  Ebenso  man- 
nigfaltig ist  dann  wieder  dort,  wo  juristische 
Personen  überhaupt  steuerpflichtig  sind,  die 
Steuerbefreiung  einzelner  Gruppen  derselben 
für  ihr  ganzes  Einkommen  oder  füi*  einzelne 
Teile  desselben.  Bei  einigen  ist  die  Steuer- 
pflicht auf  bestimmte  Arten  des  Einkommens 
beschränkt,  z.  B.  auf  Einkommen  aus  wer- 
bend angelegtem  Vermögen.  Zu  den  Staaten 
mit  einer  in  dieser  Weise  ausgedehnten  sub- 
jektiven Steuerpflicht  gehören :  Hessen,  S.- 
Weimar,  Oldenburg,  Braunschweig, 
S.  -  M  e  i  n  i  n  g  e  n ,  S.  -  A  1 1  e  n  b  u  r  g ,  S.  - 
Coburg,  Anhalt,  beide  Schwarz- 
burg, Wal  deck,  Keu  ss  j.  L.,  Schaum- 
burg-Lippe,  Lippe,  Lübeck,  Bre- 
men und  Hamburg.  Die  mit  der  Besteue- 
rung der  Erwerbsgesellschaften  verbundene 
Doppelbesteuerung  vermeiden  Hessen  und 
Bremen  dadurch,  dass  das  von  den  Erwerbs- 
gesellschaften versteuerte  Einkommen  bei  den 
physischen  Personen  nicht  mehr  steuerpflichtig 
ist  Braunschweig,  Schaumburg- 
Lippe  und  Lippe  lassen  die  En^erbsgesell- 
schaften  S^\^\  des  eingezahlten  Aktienkapitals, 
bezw.  der  eingezahlten  Geschäftsanteile  von 
ihrem  Einkommen  abziehen.    In  Oldenburg 


darf  den  einzelnen  Steuerpflichtigen,  welche 
Einkommen  ans  inländischen  Erwerbsgesell- 
schaften beziehen,  auf  ihren  Antrag  bis  zu  3  \ 
des  eingezahlten  Betrages  der  Aktien  bezw. 
Geschäftsanteile  von  ihrem  Eapitaleinkommen 
abgesetzt  werden,  falls  sie  den  Besitz  der  frag- 
lichen Aktien  (Geschäftsanteile)  nachweisen 
können. 

14.  Objektive  Steuerpflicfat.  Eine  B  e  - 
grenz ung  der  objektiven  Steuer- 
pflicht nach  unten  haben  Hessen  (bei 
50()  Mark,  in  einzelnen  Fällen  bei  6  und  700 
Mark),  Braunschweig  (900  Mark),  S. - 
Meiningen  (bei  physischen  Personen  600 
Mark),  S.  -Altenburg  (bei  physischen  Per- 
sonen 450  Mark),  Anhalt  (600  Mark),  Schw.- 
Sondershausen  (300  Mark),  R e u s s  j.  L. 
(ööO  Mark; ,  Schaumburg-Lippe  (300 
Mark),  Lippe  (300  Mark),  Lübeck  (600 
Mark),  Bremen  (600  Mark)  und  Hamburg 
(900  Mark).  Weimar  hat  eine  untere  Be- 
grenzung nur  für  einzelne  Einkommensarten, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  das  Gesamt- 
einkommen bilden  oder  nicht ;  Pensionen,  Alten- 
teile, Unfall-,  Jnvaliditäts-,  Alters-  und  Haft- 
pflichtrenten unter  200  Mark,  Zinsen  von  unter 
500  Mark  betragenden  Spareinlagen  und  Ein- 
kommen der  unter  18  und  über  60  Jahre  alten 
Personen  aus  Handel,  Gewerbe  und  gewinn- 
bringender Beschäftigung  etc.,  soweit  sie  nicht 
„anmeldungspflichtig",  sind  frei. 

Wie  das  steuerpflichtige  Einkommen  be- 
rechnet werden  muss,  was  in  Ansatz  zu 
bringen,  w^as  abzuziehen  ist,  bestimmen  die 
einzelnen  Gesetze  und  weichen  hierin  von 
einander  ab.  Es  kann  hier  nur  auf  die- 
selben verwiesen  w^erden.  —  In  allen 
Staaten  ausser  Hamburg  wird  die 
Steuer  nach  Haushaltungen  veranlagt ;  doch 
weichen  die  einzelnen  Gesetze  hinsichtlich  der 
Bedingungen,  unter  welchen  Haushaltungsan- 
gehörige besonders  zu  veranlagen  sind,  von 
einander  ab.  —  In  der  Regel  soll  das  Ein- 
kommen desjenigen  Jahres,  für  welches  die 
Steuer  entrichtet  wii-d,  veranlagt  werden. 
Dieses  lässt  sich  aber  mit  Sicherheit  nur 
bei  festen  Einkommen  (Gehältern  etc.)  be- 
stimmen. Daher  wird  für  nicht  feste  Be- 
züge das  Einkoramen  des  letzten  Jahres 
oder  auch  das  durchschnittliche  Einkommen 
mehrerer  Jahre  zu  Gmnde  gelegt.  Dabei 
wird  in  Anhalt,  Lübeck,  Bremen  und 
Hamburg,  sofern  eine  solche  Durchschnitts- 
berechnung vorgeschrieben  ist,  das  Einkommen 
in  Verlustjahren  mit  Null  angesetzt.  —  In 
S.  -Altenburg  kann  der  regelmässige  ge- 
samte Aufwand  und  Verbrauch  als  Betrag 
des  Einkommens  angenommen  werden,  wenn 
das  Einkommen  geringer  als  diese  Summe  ist 
oder  sich  nicht  mit  genügender  Sicherheit  fest- 
stellen lässt.  In  H  a  m  b  u  r  g  haben  Nicht- 
Reichsangehörige  die  Wahl,  ob  sie  ihr  Ein- 
kommen oder  zum  Einheitssatze  von  1  ^/q  ihren 
Verbrauch  versteuern  wollen,  wenn  sie  noch 
nicht  5  JaJUre  ununterbrochen  im  Hamburger 
Staatsgebiet  gewohnt  haben.  —  Von  beson- 
derem Interesse  ist  die  Einbeziehung  der 
Konjunkturgewinne  sowie  der  Lotterie- 
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gewinne  in  die  Einkommenbesteuerung. 
Während  die  meisten  Staaten  in  Mehi*ein- 
nahmen  aus  dem  Verkaufe  von  Gnmdstücken, 
in  Lotteriegewinnen  etc.  kein  steuerpflich- 
tiges Einkommen  erblicken,  sondern  diese 
als  Vermögenszuwachs  ansehen,  ziehen 
Hambiu^,  Bremen  und  Lübeck  die  Ein- 
kommen dieser  Art  zur  Steuer  heran.  Sie 
schliessen  aber  Erbschaften,  I^gate,  Schen- 
kungen, Mitgiften  etc.  aus.  Das  Ham- 
burger Gesetz  bestimmt,  dass  der  ^£rtrag 
von  irgend  welchen  Gewinn  bringenden  Ge- 
schäften, wozu  auch  Lotteriegewinne  gehören," 
als  reines  Einkommen  gilt.  In  Lübeck  nnd 
Bremen  ist  ausdrücklich  hinzagefü^rt,  dass 
solche  Erträj^e  auch  steuerpflichtig  sind,  wenn 
das  Geschäft  nicht  gewerbsmässig  oder  zu 
Spekulatiottszwecken  abgeschlossen  ist,  nnd  als 
Beispiele  werden  aufgeführt:  die  Kapitalge- 
winne bei  Veräusserung  von  Grundstücken  und 
"Wertpapieren,  Lotterie^ewinne  und  Prämien- 
gewinne. Die  Werterhöhung  an  sich  ist  also 
nicht  steuerpflichtig,  sondern  erst  die  bei  der 
Veräusserung  realisierte  Werterhöhung.  (Dabei 
sind  dann  aber  Verluste  auch  abzugfsfähig.j 
Dass  diese  Bestimmung  im  besonderen  hin- 
sichtlich der  Grundstücke  durchführbar  ist,  hat 
sich  in  Lübeck  gezeigt.  —  In  Reuss  j.  L. 
ist  in  dem  Fäle,  dass  der  Ertrag  von 
Grrundbesitz  hinter  einer  angemessenen  Ver- 
zinsung des  in  demselben  zu  Spekulations- 
zwecken angelegten  Kapitals  erheblich  zu- 
rückbleibt, bei  der  Veranlagung  anzunehmen, 
dass  sich  das  Kapital  durch  Steigerung 
des  Werts  mit  4^/o  jährlich  verzinst. 

15.  Stenertarif.  In  der  Bildung  des 
Steiiertarifs  unterscheiden  sich  die 
Staaten  in  zweifacher  Bezieh\mg  von  ein- 
ander. In  den  einen  sind  die  Einkommen 
ihrer  Grosse  nach  in  Klassen  (Stufen) 
geschieden,  und  für  eine  jede  Stufe  ist  als- 
dann ein  einheitliclier  Steuersatz  zu  ent- 
richten, gleichgiltig,  ob  der  Pflichtige  das 
niedrigste  oder  höchste  Einkommen  in  der 
betreffenden  Stufe  hat.  Diese  Stufen  um- 
fassen meistens  bei  den  kleineren  Einkommen 
einen  geringeren  (100 — 2uOMai*k)  Spielraum, 
welcher  mit  der  Höhe  des  Einkommens 
wächst  (jetzt  meistens  nicht  über  1 — 2000 
Mark).  Andere  Staaten  bestinmien  dagegen, 
dass  ein  bestimmter  Prozentsatz  des 
Einkommens  zu  entrichten  ist.  Hier  wird 
also  die  wirkliche  Höhe  des  Einkommens 
mehr  berücksichtigt  als  bei  der  zuerst  ge- 
nannten Methode.  Zu  dieser  Gruppe  sind 
diejenigen  Staaten,  welche  Stufen  von  nur 
100  Mark  kennen,  ebenso  zu  rechnen  wie 
diejenigen,  welche  das  ermittelte  Einkommen 
nach  oben  oder  unten  auf  100  abrunden. 
Die  zweite  Unterscheidung  geht  dahin,  dass 
der  Steuersatz  im  Einkommensteuergesetz 
fest  bestimmt  ist  (Q u o t e n Steuer)  oder 
dass  er  beweglich  ist  und  jedesmal  erst 
durch  das  Finanzgesetz  bestimmt  winl 
(Quotisierung  der  Steuer).    Im  letzteren 


Falle  bestimmen  dann  die  Einkommensteuer- 
gesetze in  verschiedener  Weise  nur  einen 
Tarif,  welcher  der  Berechnung  der  Steuer  zu 
Grunde  zu  legen  ist  (s.  u.  bei  den  einzelnen 
Staaten).  —  In  der  Mehrzahl  der  Staaten 
ist  die  Steuer  degressiv  bezw.  progressiv. 
(Die  Klassenbilduns:,  welche  zur  Bestimmung 
der  Progression  erfolgt,  darf  nicht  mit  jener 
verwechselt  werden,  bei  welcher  für  jede  Klasse 
bestimmte,  einheitliche  Steuersätze  vorge- 
schrieben sind.) 

Klassen  mit  gesetzlich  festen  Sätzen 
finden  wir  in  den  heiden  Schwarzburg 
(S  c  h  w.  -  R. :  der  Monatssatz  beträgt  bei  Ein- 
kommen unter  doO  Mark  ö  Pf^.,  bei  350 — 400 
Mark  10  Pfg.,  steigt  allmählich  auf  54  Mark 
bei  Einkommen  von  18 — 20000  Mark  und  stei^ 
für  jede  weiteren  2000  Mark  um  6  Mark;  die 
Jahressteuer  beträgt  sonach  bei  Einkommen  von 
180(X)  Mark  und  mehr  3,6  ^|^  der  unteren  Klassen- 
grenze und  ist  für  die  unter  18000  Mark  lie- 
genden Einkommen  degressiv ;  —  S  c  h  w.  -  S. : 
die  Jahressteuer  steigt  von  ^la^jo  (1  Mark)  der 
untersten  Stufe  (300—400  Mark)  auf  'Ä\  für 
Einkommen  über  48(K)Mark;  der  höchste  Spiel- 
raum beträft  1000  Mark  bei  Einkommen  über 
20UX)  Mark);  in  Schaumburg-Lippe 
(29  Kl.:  in  der  untersten  Einkommen  von  3IÜ0 
bis  450  Mark  mit  20  Pfg.,  in  der  29.  Einkommen 
von  60—72000  Mark  mit  180  Mark  monatlicher 
Steuer;  höhere  Einkommen  werden  nicht  in 
Klassen,  sondern  prozentual,  mit  *ix^„  monat- 
lich, getroffen) ;  m  W  a  1  d  e  c  k  i  monatliche 
Steuersätze  in  den  ersten  3  Hauptklassen  — 
mit  19  Stufen  nnd  4  Unterabteilungen  der 
untersten  Stufe  —  10  Pfg.  bis  5,50  Mark;  die 
Pflichtigen  der  IV.  Hauptklasse  mit  Einkommen 
über  30(X)  Mark  zahlen  ausser  den  5,50  Mark 
monatlich  noch  jährlich  3*^^  von  ihrem  die 
Summe  von  3(XJ0  Mark  übersteigenden  Ein- 
kommen, also  monatlich  von  jeden  300  Mark 
weitere  75  Pfg.j  und  für  die  Klassensteuer  in 
S. -Gotha  (3  Hauptklassen  mit  18  Stufen; 
monatliche  Steuersätze  10  Pfg.  bis  5  Mark). 

Zahlreicher  sind  die  Staaten  mit  Klassen- 
bildung, in  welchen  die  Höhe  der  Steuer  durch 
das  Finanzgesetz  bestimmt  wird;    hierher 
gehören :  Hessen   (der   „Steuerbetrag'*   steigt 
m  den  10  Klassen  der  II.  Abteilung  mit  Ein- 
kommen von  5(K)— 2600  Mark  von  3  auf  39  Mark, 
das  ist  von  0,6  auf  1,7  ^|o;   in  der  I.  Abteilung 
von  50  Mark  für  Einkommen  von  2600--3(XJ0 
Mark   [1,9  «o]   auf  290  Mark   für   Einkommen 
von  9500—10000  Mark  [3^ol;  für  jede  weiteren 
1000  Mark  Einkommen  steigt  er  bis  zu  34 OCX) 
Mark  Einkommen   um   je   3o,   von   da   an   bis 
41000  Mark  um  je  40.  von  da  an  bis  zu  80000 
Mark  Einkommen  um  je  45  und  darüber  hinaus 
I  um  je  50  Mark ;  der  Steuerbetrag  erreicht  bei 
j  Einkommen    von    80000   Mark    ca.    4"o    nnd 
.  nähert  sich  dann  langsam  5  ^|o-    Das  Finanz- 
;  gesetz  bestimmt,  welcher  Prozentsatz  der  Steuer- 
;  betrage  erhoben  wird.)    Oldenburg  (höchster 
I  Spielraum    1500    Mark    für    Einkommen    über 
15000  Mark;    die  Normal  Jahressteuer    beträgt 
1  Mark  für  die  unterste  Stufe  bei  Einkommen 
bis  225  Mark  und  wächst  von  *|a  ^  q  der  unteren 
Stufengrenze  der  zweiten  Stufe  bis  zu  4^|o  bei 
Einkommen  über  60 UX)  Mark;  das  Fiuanzgesetz 
eines   jeden   der   drei   Staatsgebiete    bestimmt. 
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wieviel  Prozente  der  Normalstener  zu  entrichten 
sind).  In  Brannschweig  steigt  der  Ein- 
heitssatz von  3  Mark  für  Einkommen  von  900 
bis  1000  Mark  (\  \)  auf  2000  Mark  für  Ein- 
kommen von  100—102000  Mark  (2<»L)  und 
weiter  in  Stufen  von  2000  Mark  um  je  w  Mark 
(2 \).  S. -Altenburg  (höchster  Spielraum 
3000  Mark  für  Einkommen  über  36000  Mark; 
der  nach  den  Monatssätzen  berechnete  Jahres- 
betrag steigt  von  ^'U^L  der  unteren  Grenze 
der  3.  Stufe  (450—600  Mark)  bis  zu  4%  für 
Einkommen  üoer  18 000 Mark;  für  die  untersten 
Stufen  (60-300—460  Mark)  beträgt  er  1,80 
bezw.  3  Mark.  Die  zu  erhebenden  Monatsraten 
sind  nach  Bedürfnis  zn  vermehren  oder  zu  ver- 
mindern). S.  -Coburg  mit  seiner  Klassen- 
s  t  e  u  e  r  (18  Stufen  mit  terminlichen  Steuersätzen 
von  10  Pfg.  bis  5  Mark.  Mehr  als  16  Termine 
dürfen  nicht  erhoben  werden).  Anhalt  (höch- 
ster Spielraum  1000  Mark  bei  Einkommen  über 
10000  Mark;  für  jede  Klasse  ist  eine  „Steuer- 
einheit" festgesetzt;  dieselbe  beträgt  bei  Ein- 
kommen von  600—750  Mark  15  Pfg.  =  »I4  \  der 
unteren  Klassengrenze  und  steigt  bis  auf  l^jg  ^|oo 
bei  Einkommen  über  100000  Mark.)     Reuss 

iL.  (höchster  Spielraum  3000  Mark  bei  Ein- 
ommen  über  102000  Mark;  das  G.  bestimmt 
für  jede  Stufe  „Terminsätze'';  diese  betragen 
bei  Einkommen  über  102000  Mark  'Ig^lo  der 
unteren  Stufengrenze  —  bei  12  Terminen  also 
4k%  Jahressteuer  —  und  fallen  bis  30  Pfg.  für  die 
vierte  Stufe  der  I.  Abteilung  mit  650—650 
Mark  Einkommen;  die  drei  untersten  Stufen 
werden  in  der  Staatssteuer  nicht  erhoben.) 
Lippe  (höchster  Spielraum  300  Mark  bei  Ein- 
kommen über  6900  Mark;  die  Steuer  beträgt 
bei  einfacher  Hebung  für  3—400  Mark  12  Pfg. 
(0,04  o|o),  für  6700-6900  Mark  16  Mark  (0,24  \) 
und  steigt  für  jede  weiteren  300  Mark  Ein- 
kommen um  1  Mark,  nähert  sich  also  'Is^lo; 
den  durch  die  Einkommensteuer  aufzubringen- 
den Betrag  setzt  das  Etatg.  fest.) 

Eine  prozentuale  Steuer  mit  gesetzlich 
festen  Sätzen  haben:  S.- Mein  in  gen  (4^1^ 
bei  Einkommen  über  33000  Mark,  Degression 
bis  0,8 ^lo),  S. -Gotha  bei  seiner  Einkommen- 
steuer (S\  von  den  ersten  3600  Mark  jedes 
Einkommens;  das  Mehreinkommen  mit  d^ls  bis 
4^L,  letzteres  bei  Einkommen  von  8400  Mark 
und  mehr  versteuert),  Lübeck  (6^1^  bei  Ein- 
kommen  über   100000   Mark,    Degression    bis 

Die  Einkommensteuer  in  S.  -  C  0  b  u  r  g  ist 
prozentual  und  beweglich  (^\i\  termin- 
lich ;  Maximum  4  \  in  einem  Rechnungsjahre) ; 
ebenso  in  Bremen  (das  Finanz^esetz  be- 
stimmt den  höchsten  Satz ;  beträgt  derselbe  bis 
4®lo,  so  gilt  ausschliesslich  der  Tarif  von  1874; 
er  giebt  an,  wieviel  Steuer  jedes  Einkommen 
in  Abstufungen  von  100  Mark  zu  zahlen  hat, 
wenn  der  höchste  Satz  für  Einkommen  über 
9000  Mark  1\  beträgt;  er  ist  degressiv  von 
1  ®|n  zu  1  Mark  für  Einkommen  unter  800  Mark ; 
wird  ein  höchster  Satz  über  4  ^|o  ausgeschrieben, 
so  berührt  das  die  Einkommen  bis  6000  Mark 
nicht;  nur  die  höheren  Einkommen  haben  dann 
das  Mehr  nach  der  Skala  von  1895  aufzu- 
bringen: von  l'^lo  für  Einkommen  über  12000 
Mark  abfallend  auf  *\6o\  für  Einkommen  von 
6000-6100  Mark;  für  1897|98  betrug  der  höchste 
Satz  5^|o).    In   Hamburg  wird  jährlich   die 


Zahl  der  zu  erhebenden  Einheitssätze  bestimmt; 
diese  betragen  1  ^|o  für  Einkommen  über  50000 
Mark  und  fallen  bis  auf  1  Mark  ('|o^|o)  bei 
Einkommen  von  900—1000  Mark.  In  S.- 
Weimar endlich  giebt  das  Einkommensteuer- 
gesetz überhaupt  keinen  Tarif,  sondern  über- 
lässt  die  Festsetzung  der  „Steuererhebung**  dem 
„Steuergesetz":  1^6,98  bestand  eine  in  31 
Stufen  von  0,8  bis  4k\  des  nach  dem  Ein- 
kommensteuergesetz ermittelten  Steuerkapitals 
ansteigende  Skala. 

16.  Yeranla^^iiig  und  Strafbestim- 
mungen.  Die  Yeraulagung  zur  Steuer 
erfolgt  in  der  Regel  durch  Kommissionen, 
oft  in  Zusammenwirkun^  mit  der  Steuer- 
behörde, unter  Oberaufsicht  der  höchsten 
Finanzbehörde. 

Filr  die  Einzelheiten  des  Veranlagung- 
Verfahrens,  der  Organisaüon  der  Kommis- 
sionen, ihrer  Veranlagungsmitlel ,  des  Re- 
klamationsverfahrens etc.  wird  auf  die  ein- 
zelnen Gesetze  verwiesen.  Hervorzuheben 
ist  nur,  dass  in  mehreren  Staaten  öffent- 
liche Kassen  und  auch  Private  bei  Strafe 
verpflichtet  sind,  Auskunft  über  die  Bezüge 
ihrer  Angestellten  an  Lohn  etc.  zu  erteilen. 
In    vielen    Staaten    ist    Deklarations- 

Sf  1  i  c  h  t  der  Steuerpflichtigen  ausgesprochen, 
och  wird  dieselbe  mit  verschiedener  Energie 
durchgesetzt.  Daneben  besteht  mehrfach 
das  Recht  der  Steuerpflichtigen,  Deklarationen 
einzureichen. 

In  Schaumburg-Lippe  ist  die  Steuer- 
erklärung für  physische  Personen  fakultativ,  für 
juristische  besteht  indirekter  Deklaration  s- 
zwang.  —  Die  zuständigen  Behörden  können  in 
S. -Coburg  (bei  der  Einkommensteuer  für  Ein- 
kommen aus  Kapitalvermögen ;  sonst  fakultative 
Selbstschätzung),  in  Anhalt  (bei  Einkommen, 
die  nicht  unter  2000  Mark  betragen,  und  bei 
juristischen  Personen  sind  sie  dazu  verpflichtet) , 
m  Waldeck  und  in  Reuss  i.  L.  (bei  Ein- 
kommen nicht  unter  1000  Mark)  Deklaration 
verlangen,  bezw.  sie  sind  verpflichtet,  es  zu 
thun;  wer  nicht  Folge  leistet,  verliert  die 
Rechtsmittel.  —  In  Braunschweig, 
S.-Altenburg,  S.-Gotha,  in  den  beiden 
Schwarzburg,  in  Schaumburg-Lippe 
(juristische  Personen)  und  in  Lippe  zieht  die 
Nichterfüllung  der  Deklarationspnicht  dieselben 
Rechtsnachteüe  und  Strafen  wie  m  Preussen  nach 
sich.  Schw.-Rudolstadt  hat  ausserdem  eine 
besondere  Fassionsnflicht  für  Einkommen  aus 
Kapitalvermögen  üoer  40  Mark,  deren  Nichter- 
füllung als  Steuerhinterziehung  bestraft  wird. 
—  In  Oldenburg  haben  die  Vorstände  der 
steuerpflichtigen  Erwerbsgesellschaften  auf  Ver- 
langen von  zuständiger  Seite  das  Einkommen 
der  Gesellschaft  bei  gesetzlicher  Strafe  nachzu- 
weisen. Alle  sonstigen  Steuerpflichtigen,  die 
zu  mehr  als  1500  Mark  veranlagt  gewesen  sind, 
unterliegen  einer  auf  ihr  Kapitalvermögen  und 
ihr  Einkommen  aus  demselDen  beschränkten 
Angabepflicht,  wenn  letzteres  wenigstens  50 
Mark  beträgt.  Auf  öffentliche  Aufforderung  ist 
bei  Verlust  der  Rechtsmittel  hinsichtlich  dieses 
Teils  des  Einkommens  die  Erklärung  abzugeben ; 
ausserdem  können  diejenigen,  welche  keine  Er- 
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klänmg  abgegeben  haben,  obwohl  sie  dazn  ver- 
pflichtet sind,  vom  Vorsitzenden  des  Schätzungs- 
ansschnsses  nnter  Androhung  einer  Ordnungs- 
strafe von  3—60  Mark  besonders  zur  Angabe 
des  Kapitaleinkommens  aufgefordert  werden.  — 
In  H  e  s  8  e  n  sind  die  Erwerbsgesellschaften  nnd 
alle  Steuerpflichtigen  der  I.  Abteilung  dekla- 
rationspflichtig ;  doch  sind  diejenigen  physischen 
Personen  von  der  Verpflichtung:  zur  Steuerer- 
klärung entbunden,  welche  bereits  im  Vorjahre 
zur  Steuer  herangezogen  waren,  welche  ihren 
Wohnsitz  nicht  gewechselt  und  keine  Einkom- 
mensverbesserung erfahren  haben,  durch  die 
ihre  Versetzung  in  eine  höhere  Klasse  bedingt 
wäre;  ausserdem  sind  alle  deklarationspflichtig, 
welche  zur  Steuererklärung  aufgefordert  werden. 
Wer  ungeachtet  besonderer  Aufforderung  nicht 
deklariert,  verliert  die  Rechtsmittel;  ausserdem 
wird  wegen  Hinterziehung  mit  dem  4—20  fachen 
Betrage  bestraft,  wer  „absichtlich"'  die  Erklä- 
rung unterlässt;  wer  sie  „aus  Nachlässigkeit'' 
nicht  abgiebt,  unterliegt  nur  einer  Ordnunp^s- 
strafe.  —  In  L  U  b  e  c  k  ist  die  Nichtdeklaration 
ohne  Bechtsnachteil ,  in  Bremen  wird  die 
Weifi^ening  der  Antwort  auf  die  Umfrage, 
welche  an  alle  mit  Einkommen  über  800  Mark 
ergeht,  bestraft  (bis  zu  100  Mark,  im  Wieder- 
holungsfälle bis  zu  200  Mark).  Bei  Nichtdekla- 
ration  tritt  Einschätzung  ein.  Doch  ist  in 
beiden  Staaten  jeder,  der  zu  niedrig  ein- 
geschätzt ist,  bei  Strafe  (Lübeck:  bis 
zu  100  Mark;  Bremen:  bis  zum  Betrage  der 
schuldigen  Steuer)  gehalten,  dies  anzu- 
zeigen.—  In  S.-Meiningen  zieht  die  Nicht- 
erfüllung der  Beklarationspflicht  (sie  besteht 
ohne  besondere  Aufforderung  bei  Kapitalein- 
kommen über  40  Mark  und  ausserdem  auf  Auf- 
forderung der  Behörde,  welche  dazu  berechtigt 
ist,  wenn  das  Gesamteinkommen  nicht  unter 
1500  Mark  betraf,  und  der  Steuerpflichtige  als 
befähigt  zur  Bezifferung  seines  Einkommens  an- 
zusehen ist)  den  Verlust  der  Bechtsmittel  hin- 
sichtlich des  Kapital-  bezw.  des  ganzen  Jahres- 
einkommens nach  sich.  Ausserdem  ist  derjenige, 
welcher  nicht  deklariert  hat  und  infolge  dessen 
zu  niedrig  eingeschätzt  ist,  gehalten,  dies  an- 
zuzeigen, bei  Strafe  des  vierfachen  Betrages  der 
zu  wenig  veranlagten  Steuer.  —  Auch  in  Ham- 
burg besteht  diese  Anzeigepflicht  bei  den 
Strafen,  welche  auf  unrichtige  Angaben  bei  der 
Selbstschätzung  oder  Reklamation  stehen,  ohne 
dass  jedoch  mit  NichterfUUimg  der  Selbst- 
schätzungspflicht noch  ein  besonderer  Nachteil 
verbunden  wäre.  —  Wer  in  S. -Weimar  Ein- 
kommen I.  Abteilung  (Diensteinkommen,  Ge- 
hälter, Pensionen,  Wartc^elder  aus  öffentlichen 
Kassen  und  aus  den  Kassen  von  Stiftungen, 
Privateisenbahnen,  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditgesellschaften a.  A.,  eingetragenen  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften,  Spar- 
kassen, Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung, 
Gegenseitigkeitsgesellschaften  und'  Berggewerk- 
schaften ;  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  und 
Bentenbezüge)  ganz  oder  teilweise  nicht  an- 
meldet, macht  sich  der  Steuerhinterziehung 
schuldig  und  zahlt  den  1 — 16  fachen  Betrag  als 
Strafe.  Andererseits  ist  das  angemeldete  Ein- 
kommen ohne  Mitwirkung  der  Schätzungsorgane 
von  der  Steuerbehörde  in  die  Steuerrolle  einzu- 
tragen; die  Anmeldung  wird  solange  als  zu- 
treffend behandelt,   bis   ihre  Unrichtigkeit  im 


Wege  der  Steuerhinterziehungsuntersuchung  fest- 
gestellt ist.  Die  übrigen  Einkommen  sind 
„schätzungspflichtig'* ;  für  sie  besteht  eine  „Er- 
klärungsbefugnis'' und,  sofern  das  Schätzungs- 
pflichtige Eiakommen  mindestens  3000  Mark 
beträgt  oder  der  Pflichtige  zur  Deklaration 
aufgefordert  wird,  eine  „Erklärungspflicht",  deren 
Nichterfüllung  dieselben  Bechtsfolgen  wie  in 
Preussen  hat.  Werden  gegen  diese  Erklärungen 
Bedenken  erhoben,  so  liegt  dem  Steuerpflichtigen 
die  Beweislast  ob. 

In  Hessen,  S.-Weimar,  S.-Alten- 
burg,S. -Gotha,  Anhalt,  beiden  Schwarz- 
bürg  und  Lippe  ist  es  gestattet,  bei  Ein- 
kommen ,  deren  Betrag  sich  nur  schätzungs- 
weise ermitteln  lässt,  der  Deklarationspflicht 
durch  die  Mitteilung  derjenigen  Umstände  zu 
genügen,  welche  als  Unterlage  für  die  Schätz- 
ung erforderlich  sind. 

Hinsichtlich  der  Strafbestimmungen 
sei  nur  einer  Eigentümlichkeit  Erwähnung  ge- 
than:  Falls  eine  Steuerhinterziehung  erst  nach 
dem  Tode  des  Pflichtigen  bekannt  wird,  so  ist 
in  S.-Weimar  und  S.-Meiningen  die 
Strafe  gegen  die  Erben  zu  erkennen. 

(Statistik  s.  S.  412.) 

IL  Die  Staaten  mit  partieller  Einkommen- 
steuer. 

A.  Bayern. 

18.  Oeschiclite«  In  Ober-  und  Niederbayem, 
Oberpfalz,  Ober-  und  Mittelfranken  und  in 
Schwaben  wurde  durch  das  Ed.  v.  13.  Mai  1808, 
nnter  Beseitigung  der  zahlreichen  Provinzial- 
steuem,  neben  einer  Gnindvermögenssteuer  für 
Grund-  und  Hausbesitz  und  einer  Gewerbesteuer 
das  Familienschutzgeld  für  jeden  sons- 
tigen selbständigen  Erwerb  eingeführt.  1814 
trat  an  Stelle  desselben  eine  allgemeine 
Familien  Steuer.  —  1848  brachten  die  GG. 
V.  4.  Juni  für  das  Jahr  1848/49  eine  Kapital- 
steuer und  eine  Einkommensteuer;  aus  (üesen 
wurde  durch  das  vereinigte  G.  v.  11.  Juli  1850 
über  die  Kapitalrentensteuer  und  die  Einkom- 
mensteuer unter  gleichzeitiger  Aufhebung  der 
Familiensteuer  eine  allgemeine  Einkom- 
mensteuer vom  reinen  Einkommen  heraus- 
gebildet. Dieselbe  bewährte  sich  aber  nicht; 
sie  ergab  ein  finanziell  ungünstiges  Resultat, 
da  die  Fassionen  des  nicht  in  festen  Bezügen 
bestehenden  Einkommens  für  die  eiste  Fatie- 
rungsperiode  1849/50  bis  1851/52  zu  niedrig 
abgegeben  wurden.  Sie  yrurde  daher  nach  dem 
G.  V.  31.  Mai  1856,  imter  gleichzeitiger  Revision 
der  Kapitalrentensteuer,  durch  eine  partielle 
Einkommensteuer  ersetzt,  welche  nur  diejenigen 
Einkommen  trifft,  die  noch  zu  keiner  anderen 
direkten  Steuer  herangezogen  sind;  diese  ist 
also  eine  Ergänzungssteuer  zu  dem  Ertragssteuer- 
system. Im  wesentlichen  besteht  das  Gesetz 
von  1856  heute  noch  zu  Recht.  Die  vom  Fi- 
nanzminister V.  Riedel  vertretene  Reformbe- 
wegung (Entwickelung  des  Programms  am  13. 
Februar  1879;  Gesetzentwürfe  am  29.  November 
1879  eingebracht),  welche  das  damalige  preus- 
sische  System  der  direkten  Besteuerung  (all- 
gemeine Einkommensteuer,  ergänzt  durch  das 
fundierte  Einkommen  nochmals  treffende  Er- 
tragssteuem)  übernehmen  wollte,    zeitigte   das 
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17.  Statistik.!) 


Land 


Jahr 


Bevöl- 
ke- 
rung 
in 
Tau- 
sen- 
den*) 


Steuer- 
pflichtige 


in 
Tausen- 
den 


:0 
> 

o 


Steuerpflichtiges 
Einkommen 
auf  den  Kopf 
der 


m 

Millionen 
Mark 


s 

09 

a 


Mark       Mark 


m 
Millio- 
nen 
Mark 


Steuerbetrag 
lauf  den 
Kopf  der 

a 


a 
ü 


:0 

> 

Mk.iMk.   Mark 


«D 
es  ©"^ 


3 


8      I 


10    11      12 


Hessen 

S. -Weimar  .  .  .  . 
Oldenburg  (Hauptland) 
Braunschweig  .  .  . 
S.-Meiningen  .  .  . 
S. -Altenburg  .  .  . 
S. -Coburg      .     .    .    . 

S.-Gotha 

Anhalt 

Schwarzb.-Rudolstadt 
Schwarzburg-Sonders- 

faausen 

Waldeck-Pyrmont .  . 
Reuss  j.  Linie  .  .  . 
Schaumburg-Lippe 

Lippe    

Lübeck 

Bremen 

Hamburg 


1897/98 

1897 

1895 

1897/98 

1898 

1898 

1898  99 

1898,99 

1897/98 

1893/94 

1898 

1898 

1897 

1898 

1898 
1897/98 
1897/98 

1896 

1896 


io6o*) 

339 
296 

434 

234 
180 

62 

154 

293 
272 

89 

78 

58 

138*) 

41 

135 
86-) 

198») 

683«) 


241 
140 

88*) 

45^) 
38 
72 
19 

25 

66 
29 

21 

13 

39**) 

II 

45 
26»)  *) 

50*)  ') 
153*)') 


22,7 
41,2 

29,7 
10,3 
16,1 
40,0 
30,6 
16,5 

24,1 
32,4 

27,2 

22,5 
,28,0 
26,2 

■33,1 

30,0 

25,3 
22,4 


111,5 
76,0 

113,1*) 
50,0 

69,o 
41,8 

105,5 


20.7 

44J«) 
8^ 

39,9*)  •) 
128,3') 


328,7 


797,8 


256,91  865,4 
'26o,4'252i,7 


213,3 
1382,8 


1327,5 
957,2 


271,3  1640,8 
388,0  1609,5 


265,2 


322,5 


207 


,0 


461,0 


976,4 

1150,8 
791,4 

2059,4®) 


648,92549,3 
441,3*)")  1646,013223,9») 


10^ 


5,6 
2,4 

1,1*) 

0,9 

0,4 
0,8 

0,6 
0,3 


10> 


0,4 
0,2  , 

0,8«) 
0,6 

1,2*) 

3,8') 


10 


5,3 
7,2 

3,8 
2,6 

4,5 
5,2 
5.6 


23,3    — 

17,52,2 
12,9 

25,5 
28,2 

13,0 
18,4 


5,231,2 
3,5 


2,4 
3,7 

4,5 
3,6 

5,7 
3,3 


9,9 

11,4 

16.5 
16,0 

20,2 
12,5 


4,2^12,7 

13,846,0 

19,3  75,9 


i3,6*)^«);2o,ol89,i|3,o») 


1,5 
1,0 

2,1 

1,4 

1,9 
0.6 

1,7 

1,8 
1,6 

2,9») 
3,0 


G.  V.  19.  Mai  1881,  welches  keinen  System- 
wechsel, sondern  nur  eine  Reform  der  bestehen- 
den Steuern  brachte.  Auch  das  G.  von  1899  hat 
sich  auf  Verbesserungen  in  Einzelheiten  be- 
schränkt; unter  anderem  ist  der  Tarif  wesent- 
lich geändert  worden.  Das  Gesetz  von  1881 
kannte  nach  der  Art  bezw.  Höhe  des  Einkom- 
mens drei  verschiedene  Abteilungen:  jede  der- 
selben hatte  einen  besonderen  Tarif.  Das  Finanz- 


gesetz, welches  die  Höbe  der  zu  erhebenden 
direkten  Steuern  festsetzt,  bestimmte  für  1894  95 
und  1898,99,  dass  die  Einkommensteuer  nach 
dem  G.  v.  19.  Mai  1881  erhoben  wird  mit  einem 
Zuschlage  von  6  Pfennigen  auf  die  Mark  in  den 
Abteilungen  I  und  II  und  von  11  Pfennigen  in 
Abteilung  III.  —  Unterfranken  und  die  Pfalz 
hatten  bis  1855  ihre  besonderen  Steuersysteme 
behalten. 


*)  Die  meisten  Unterlagen  dieser  Tabelle  ent- 
stammen gütigen  Mitteilungen  der  Behörden,  für 
welche  an  dieser  Stelle  auf  das  wärmste  gedankt 
wird.  —  Mitteilungen  d.  Grossh.  hessischen 
Centralstelle  f.  d.  Landesstatistik,  1898,  Nr.  661, 
680.  —  P.  Kollmann,  Statistische  Beschrei- 
bung d.  Gemeinden  d.  Herzogtums  Olden- 
burg, 1897.  —  Einkommensstatistik  f.  d.  Her- 
zogtum S.  -Altenburg  auf  den  Zeitraum 
1869 — 1898  unter  Zugrundelegung  d.  Jahres- 
veranlagung zur  Einkommensteuer.  —  Ham- 
burg: Ergebnisse  d.  Einkommensteuer  für  das 
Jahr  1896.  —  Bevölkerung  und  Bevölkerungs- 
veränderung im  Lübeckischen  Staate.  Jahres- 
bericht d  Steuerbehörde  d.  freien  und  Hansa- 
stadt Lübeck  für  1897  98.  —  Jahrbuch  f. 
bremische  Statistik,  1897,  IL  Heft.  1)  Nach 
der  letzten  Volkszählung  vor  dem  Berichtsjahre. 
2)  Mittlere  Bevölkerung  im  Berichtsjahre.  3) 
Nach  der  Personenstandsaufnahme  für  die  Ver- 
anlagung der  Einkommensteuer.  4)  Steuer- 
zahler. 5)  Dazu  kommen  in  Brauuschweig, 
Lübeck,  Hamburg  lö4~2o-303  Aktiengesell- 
schaften etc.  mit  4017823—912700—27995500 


'  /^bei  296  Gesellschaften)  M.  steuerpflichtigem  Ein- 
kommen und  71462—52812-1525987  M.  Steuer. 
6)  Nach  dem  alten  G.  v.  16.  Juni  1890  blieben 
I  die  beiden   untersten   Stufen  nnbesteuert;  die 
!  zu  ihnen  (für  die  Gemeindebesteuerung^  veran- 
Üagten   10352  Censiten  mit  3512550  M.   Ein- 
kommen und  953,10  M.  terminlicher  Steuer  sind 
in  den  Zahlen  der  Tabelle  nicht  mit  enthalten. 
I  Für  1896—98  sind  jährlich  12  Termine  in  den 
'  Etat   eingestellt.     7)  Einschl.  293   Erwerbsge- 
sellschafteu   mit  9293637  M.  Einkommen  und 
368229  M.  Steuer;  das  Einkommen  aus  Erwerbs- 
gesellschaften wird   von   den   physischen   Per- 
sonen  nicht   versteuert.     8)   Das   in   Spalte   6 
nachgewiesene  Einkommen  hatten  193o6  phy- 
sische  Personen,    welche    1140269    M.    Steuer 
zahlten,  bei  6579  Steuerzahlern  mit  53475  M. 
Steuerertrag  ist  das  Einkommen  nicht  nachs^e- 
wiesen.     9)  Das  in  Spalte  6  nachgewiese  Ein- 
kommen   hatten    136872    phvsische    Personen, 
welche  13073858  M.  Steuer  zahlten;  bei  16119 
Steuerzahlern  mit  558  528  M.   Steuerertrag  ist 
das  Einkommen  nicht  nachgewiesen.    10)  Nach 
dem  Rechnungsabschluss. 
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19.     Gegenwärtiger    Rechtsznstand. 

(Gesetz  von  1899.)  In  Bayern  besteht  ein 
Ertragssteuersystem,  in  welchem  die  (irnnd-, 
Haus-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuer 
durch  eine  partielle  Einkommensteuer  er- 
gänzt werden.  Objekt  der  letzteren  ist 
dasjenige  Einkommen,  welches  noch  nicht 
durch  eine  jener  vier  Steuern  getroffen  wird 
(Art.  1).  Die  Bestimmung  des  Objekts  ist 
sonach  eine  negative,  und  es  hängt  von  den 
Vorschriften  über  die  genannten  vier  Steuern 
ab,  welches  Einkoounen  der  Einkommen- 
steuer unterliegt.  Stipendien  für  Unterriebt 
undBildnng^£rziehQngsbeiträge,Unterstützun^eu 
fttr  wissenschaftliche,  künstlerische  oder  indus- 
trielle Zwecke,  welche  nnr  für  bestimmte  Jahre 
bewilligt  sind,  sind  steuerfrei. 

Die  SU bjektive  St euerpf  licht  grün- 
det sich  auf  bayerische  Staatsangehcirigkeit, 
auf  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  in  Bayern 
oder  auf  Bezügen  aus  bayerischen  Staats- 
kassen an  Gehalt,  Pension  oder  Wartegeld. 
Befreit  von  der  Steuer  sind  die  Gemeinden, 
Anstalten  und  Stiftungen  für  Kultus,  Wohl- 
thätijSfkeit  und  Unterricht  sowie  die  einer  be- 
hördlichen Aufsicht  unterstellten  Hilfs-  und 
Sparkassen ;  Unterstützungs-,Pensions-,  Kranken-, 
Sterbe-  und  Leichenkassen,  welche  einer  behörd- 
lichen Aufsicht  nicht  unterstellt  sind,  wenn  und 
solange  deren  gemeinnützige  Wirksamkeit  nach- 
gewiesen ist;  die  Chefs  und  Mitglieder  der  in 
Bayern  beglaubigten  Missionen  nebst  Familien- 
gliedern, Geschäftspersonal  und  Bediensteten; 
bedingungsweise  die  Consuln  auswärtij^er 
Staaten ;  Militärpersonen  und  deren  Angehörige 
hinsichtlich  gewisser  Einkommensarten,  Pen- 
sionserhÖhuDgen,  Verstümmelnngszulagen  n.  dgl. 
Bezügen  aus  militärischen  Verhältnissen;  Per- 
sonen unter  18  Jahren  hinsichtlich  ihres  Ar- 
beitsverdienstes; weibliche  Personen,  deren  ein- 
kommensteuerpflichtiges Einkommen  5(X)  Mark 
und  deren  Gesamteinkommen  7üO  Mark  jährlich 
nicht  übersteigen;  Personen  mit  einkommen- 
steuerpflichti^em  Einkommen  ausschliesslich  aus 
Lohnarbeit  bis  zu  7dO  Mark,  welche  im  Brote 
ihres  Dienstherrn  oder  Familienhanptes  stehen 
und  keine  eigene  Wohnung  haben;  Witwen, 
geschiedene  oder  verlassene  Ehefrauen  etc., 
vaterlose  Minderjährige  und  erwerbsbeschränkte 
Personen  hinsichtlich  ihrer  Pensionen,  Alimen- 
tationen und  dergleichen,  Mitglieder  der  frei- 
wiUigen  Feuerwehren  und  deren  Hinterbliebene 
hinsichtlich  ihrer  Bezüge  aus  der  Landesfeuer- 
wehr-Unterstützungskasse, wenn  diese  Bezüge 
750  Mark  und  das  Gesamteinkommen  1200  Mark 
jährlich  nicht  übersteigen;  Personen,  welche 
wegen  Dürftigkeit  aus  öffentlichen  oder  Stif- 
tnngsfonds  L^terstützungen  empfangen,  hin- 
sichtlich dieser  Unterstützungen;  Personen, 
welche  ihren  Unterhalt  ganz  oder  zum  grössten 
Teile  durch  Unterstützung  der  öffentlichen 
Armenpflege  beziehen ;  endlich  auf  ihren  Antrag 
diejenij^en  Personen,  deren  einkommensteuer- 
pflichtiges Einkommen  500  Mark  und  deren 
Gesamteinkommen  700  Mark  jährlich  nicht  über- 
steigt. 

Der  Steuertarif  bestimmt  die  Jahres- 
steuer nach  EJassensätzen.     Sie   beträgt  in 


der  ersten  Klasse  mit  einkommensteuorpflich- 
tigem  Einkommen  bis  500  Mark  50  Pfen- 
nige, in  der  zweiten  Klasse  mit  Einkommen 
über  500  bis  750  Mark  1  Mark  (»i^^.o)  und 
steigt  bis  zu  den  Einkommenklassen  über 
50  000  Mark,  für  welche  sie  3^/0  desjenigen 
Einkommens  beträgt,  mit  welchem  die  vor- 
ausgehende Klasse  endet.  Bei  Einkommen 
über  10000  Mark  umfassen  die  einzelnen 
Klassen  je  1000  Mark  Einkommen. 

Die  Einsteuerung  findet  nach  Haus- 
haltungen statt;  ihr  wird  der  Jahrosbetrag 
des  Einkommens  zu  Grunde  gelegt.  Bei  Ein- 
kommen Jius  Ijohnarboit  ist  der  orts-  oder 
geschäftsübliche  Tagesarbeitsverdienst  bezw. 
(1er  auf  den  einzelnen  Tag  zurückzuführende 
Wochen-,  Monats-  ofler  Akkonllohn  mass- 
gebend, sofern  sich  der  Tagesverdienst  nicht 
höher  als  2V2  Mark  stellt.  Im  übrigen  er- 
folgt die  Einsteuerung  bei  festem  Einkommen 
nach  seinem  Bestände  zur  Zeit  der  Ein- 
steuerung, bei  schwankendem  Einkommen 
nach  zweijährigem  Durchschnitt.  Schuld- 
zinsen dürfen  nur  abgezogen  werden,  sofern 
sie  zu  den  für  den  Erwerb  des  Einkommens 
notwendigen  Ausgal>en  gehören.  Die  I^eis- 
tungsfähigkeit  wesentlich  beointrftclitigende 
Verhältnisse,  sofern  sie  ausschliesslich  in 
ausserge wohnlicher  Belastung  durch  Unter- 
halt und  Erziehung  der  Kinder,  in  Ver- 
pflichtung zum  Unterhalt  mittelloser  Ange- 
höriger, in  andauernder  Krankheit  und  in 
besonderen  Unglücksfällen  bestehen,  sind  bei 
Personen,  deren  einkommensteuerpflichtiges 
Einkommen  und  deren  Gesamteinkommen 
5()(X)  Mark  nicht  übei-steigen,  dergestalt  zu 
berücksichtigen,  dass  eine  Ermässigung  um 
höchstens  3  Klassen  bezw.  bei  den  Zuge- 
hr)rigen  der  drei  untersten  Klassen  Steuer- 
befreiung eintritt. 

Die  Veranlagung  erfolgt  für  die  wr- 
jährige  Stenerperiode  in  dem  dersell>en  vor- 
aufgehenden Kalenderjahre.  Doch  sind  wäh- 
rend der  Steuerperiode  nicht  nur  Ab-  und 
Zugänge,  sondern  auch  Verändenmgen  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  diuxih  Steuer- 
festsetzungen von  Seiten  der  Rentämter  zu 
bcwcksichtigen.  Die  Vorbereitung  liegt 
bei  den  Gemeindebehörden  und  bei  den  Rent- 
ämtern. Als  Grundlage  für  die  Ein- 
schätzung dienen  die  von  den  Hausbesitzern 
einzureichenden  Hauslisten,  ferner  Gehalt-  und 
Lohnlisten,  welche  die  Gehalt-  undLohngeber 
aufzustellen  haben,  endlich  die  Passionen  der 
Einkommensteuerpflichtigen  selbst,  welche  für 
alle  obligatorisch  sind:  jeder  muss  sein  Ein- 
kommen auf  öffentliche  Aufforderung  bezw.  auf 
besondere  Mahnung  bei  Verlust  der  Rechtsmittel 
für  die  Steuerperiode  und  eventuell  bei  der 
Strafe  für  Hinterziehung  fatieren.  Formell 
genügende  Steuererklärungen,  gegen  deren 
Kichtigkeit  kein  Bedenken  obwaltet,  sind  der 
Einsteuerung  zu  Grunde  zu  legen. 

Für  jeden  Ben  tarn  tsbezirk  wird  ein  S  t  e  u  e  r  - 
ausschuss  gebildet;  er  besteht  aus  4  ständigen 
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Mitgliedern,  welche  Tora  Magistrat  nnd  Ton  deu 
Gemeindelle vollmHchtiGften  in  gerne iuschaftli eher 
SiUuD^  bezw.  von  der  Distriktarataversamm- 
luiig  ID  Uiatrilitffemeiiiden  gewählt  werden. 
Diese  stÄndigeB  Mitglieder  wählen  ihren  Vor- 
sitzenden selDsC.  Der  Bentamtmana  oder  sein 
Stellvertreter  wohnt  den  Äusschusssitzun^eD  als 
Vertreter  des  Staates  ohne  Stimmrecht  bei.  Die 
Regierung  kann  in  die  SteneranaBchÜMe  Kom- 
missare entsenden.  Auf  Besohl usa  des  Ans- 
schusses  oder  nach  dem  Ermessen  des  BrariB- 
lischen  Vertreters  kann  für  die  Prüfung  der 
Fasaionen  aus  einer  Gemeinde  ein  fünftes  Aus- 
Bchuasmitglied  au9  deraeltaen  als  Ansknnftsperson 
herbeigezogen  werden,  welches  durch  die  Ge- 
rne indeverwal  tu  ng  beatimmt  wird.  Die  Ein- 
steuernng  erfolgt  bei  den  Steuerpflichtigen, 
deren  Einkommen  BOOO  Mark  nicht  Bbersteigt, 
dnrch  die  Rentämter,  bei  allen  übrigen  durch 
die SteneransschUsse.  Die  letzteren  üoen  Kon- 
trolle über  die  Einateuerung  seitens  der  Rent- 
äm ter  und  entscheiden  Einsprachen  Aer 
Steuerptlichti^n ,  welche  gegen  die  von  den 
Rentämtern  innerhalb  der  Steuerperiode  aus 
Anlaas  von  Zu-  oder  Abgängen  nnd  von  Ver- 
änderungen des  Einkommens  featgeaetzten 
Steuern  erhoben  werden ,  vorbehalülch  der 
Rechtsmittel. 

Sowohl  der  Steaerpflichtige  als  der  Ver- 
treter des  Aerars  können  Berufung  gegen 
die  rentamtliche  Einsteuerung  und  gegen  die 
BeachlQsse  dea  Steueraus schnaaea  einlegen.  Der 
Steueransschuss  prUft  dieselbe  and  kann  ihr 
entsprechen,  wenn  die  Gegenpartei  einverstan- 
den ist;  die  nicht  auf  diesem  Wege  erledigten 
Berufungen  gehen  zur  Entscheidung  an  die  Be- 
rofnngakonimiaaion  dea  Regierungsbezirks.  Diese 
besteht  aua  dem  vom  Finanzministerium  zu  er- 
nennenden Vorsitzenden,  aus  ä  vom  Landraie 
gewählten  nnd  2  vom  Finauzministerium  er- 
nannten Mitgliedern. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Berufunge- 
kommiasion  kann  von  den  Pflichtigen  sowie  voa 
der  Regierung  wegen  Nichtanwendung  oder 
unrichtiger  Anwendung  des  bestehenden  Rechtes 
oder  wegen  wesentlicher  Mängel  des  Verfahrena 
Beschwerde  bei  der  Oberbemfangskommission 
erhoben  werden.  Dieae  besteht  aus  dem  vom 
Finanzminiateriura  zu  ernennenden  Voraitzen- 
den  und  zwei  von  ihm  zu  bestimmenden  stfin- 
digeu  Mitgliedern,  femer  aus  zwei  vom  Minis- 
tennm  des  Innern  ernannten  ständigen  Mit- 
gliedern, von  denen  eines  aus  den  Räten  des 
Verwaltungsgerichtshofes  entnommen  sein  mnss, 
nnd  ana  zwei  nichtständigen  Mitgliedern;  die 
letzteren  werden  von  den  Landräten  jeder  Be- 
zirksregiemng  ans  E reisein wohnern  gew&hlt 
und  zwar  je  zwei  fBr  jeden  Bezirk. 

Für  verschiedene  Vergehen  gegen  das  Ge- 
setz sind  Ordnungsstrafen  bis  zu  100  Mark 
vorgesehen :  so  wird  die  ^'erletzung  der  Pflicht 
zur  AuafilUung  der  Haua-  und  LolinliBten,  zur 
Äuskunfterteilunz,  znr  Anmeldnng  neu  entatan- 
denen  steuerpflichtigen  Einkommens  oder  der 
Mehrung  des  bereits  eingesteuerten  Einkommens 
innerhalb  der  Steuerperiode  mit  einer  Ordnungs- 
strafe von  2  bis  IIX)  Mark  bedroht.  Steuer- 
hinterziehung wird  mit  dem  zehnfachen 
Betrage  derjenigen  Jahreasteuer,  deren  Verkür- 
zung unternommen  wurde,  bestraft;  derselben 
macnt  sich  schuldig,  wer  trotz  Mahnung  des 


Rentamtes  die  Steuererklärung  nicht  einreicht 
oder  nicht  ergänzt,  wer  die  vom  Rentamte  oder 
vom  Steuerausschnss  verlangte  Auskunft  über 
seine  Erwerb-  und  EinkommenverbUtnisee 
nicht  erteilt;  ferner  wer  bezöglich  seines  Ein- 
kommens unrichtige  oder  unvollständige  An- 
gaben in  der  Steuererklärung  sowie  in  aer  Be- 
antwortung behördlich  gestellter  Fragen  macht, 
welche  geeignet  aind,  zu  einer  Verkürzung  der 
Steuer  zu  Alhren.  Wenn  er  wiese  nermaasen 
dnrch  derartige  Verstösse  eine  Hinterziehang 
nicht  beabsichtigt  war,  so  ist  eine  Ordanngs- 
strafe  bis  zu  100  Mark  zu  verhängen. 

20.  Statistik. 
Die    Stellung    der   Einkommensteuer 
innerhalb    der   direkten   Steuern    nnd 
edentung  füi 
den  Finanzi 


Die  Elnkom- 

£E 

1 

raonst.  In  ';. 

1 

1 

"1 

■2" 

H, 

?f 

!t 

In  Uilllonen  Mark 

*s 

1  o 

i6,o 

8o,i 

a,7 

,!• 

17.7 

149,4 

■'> 

t»,7 

4," 

«.4 

ai,6 

22:, 6 

S,7 

0,6 

,7 

V-i 

'34.5 

0.7 

,7 

1,0 

26,9 

360,0 

«11 

0,6 

,328,S 

0.7 

,8 

4,9 

33,3 

379.4 

8.3 

0,7 

Hinsichtlich  der  Terteilung  der  Steuern 
auf  LohD,  Besoldung  und  Emkonimen  ans 
freiem  Berufe  liegen  fOr  die  Jalire  187479 
ZusaniiaensleUungen  vor'): 

Abteilung 


I 


U 


m 


B.  Württemberg. 
n.  Geschichte.    Durch    O.    v.    22.  Juni 

1828  wurde  in  Württemberg  zur  Deckung  des 
damaligen  DeticitB  eitie  Steuer  von  Kapitalien, 
GrundgefdUen  und  Beuten,  Besoldungen  und 
Pensionen  eingeführt,  welche  znr  Ergänzung 
der  bestehenden  Ertragsstenern  von  Gmndeijjen- 
tnm,  Gebäuden  und  Gewerbe  diente.  Dieae 
Steuer  blieb  bestehen;  in  der  zweiten  Hälfte  der 
vierziger  Jahre  trat  eine  Apanagensteaer  dazu. 
Eine  fieform  fand  statt  durch  das  G.  v,  19.  Sep- 
tember 1852,  betreffend  die  Steuer  von  Kapital-, 
Renten-,  Dienst-  und  Berufaeinkommen,  welchea 
heute  noch  in  Geltung  ist  und  nur  in  unweaent- 
licheu  Punkten  Abänderung  erfahren  bat  durch 
die  GG.  v.  20.  August  1861,  30.  März  1872, 
durch  das  Grimd-,  (Äbände-  und  Gewerbesteoer- 


■)  Vergl.  Burkhard  im  F.A.  VT  und  die 
Etatgesetze,  nach  welchen  einige  Angaben 
Burkhards  ib.  S.  222  verbessert  sind. 

')  Bis  1868Netto-Badget8,  von  da  anBrutto- 
Budgets. 

<)  Terh.  d.  bayer.  K.  d.  Abg.  Beil.  Bd.  X, 
S.  677  ff. 
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G.  V.  28.  April  1873,  Art.  1  und  2  und  durch 
die  GG.  V.  24.  Juni  1875,  13.  Juni  1883, 
31.  März  1887,  4.  März  1888  und  23.  Mai  1890 
(Auszug  F.  A.  XÜ).  —  Seit  längerer  Zeit 
haben  fortgesetzt  Anträge  aus  den  Kam- 
mern eine  Reform  des  direkten  Steuersystems 
durch  Einführung  einer  aligemeinen  Einkommen- 
steuer angestrebt.  Die  Vorschläge  der  Regie- 
rung seit  1895  auf  EinfQhrung  einer  solchen 
unter  Beibehaltung  der  Grund-  und  Gebäude- 
steuer, Umgestaltung  der  Gewerbesteuer  bei 
Beschränkung  auf  den- Ertrag  des  Betriebska- 
pitals, Beseitigung  der  partiellen  Einkommen- 
steuern und  ^uemfUhrung  einer  Eapitalsteuer, 
in  welche  auch  die  bisherige  Apanagensteuer 
aufgehen  soll,  haben  bislang  zu  einem  Resul- 
tate nicht  geführt. 

22.    Gegenwärtiger    Rechtszustand. 

Die  objektive  Steuerpflicht  erstreckt 
sich  1)  auf  die  auf  dem  Kgl.  Kammergute 
haftenden,  im  Kgl.  Hausgesetz  begründeten 
Bezüge  der  Mitglieder  des  Kgl.  Hauses; 
2)  auf  Einkommen  aus  Kapitalien  und  Renten 
aller  Art,  einschliesslich  der  Renten  und 
Dividenden  aus  auf  Gewinn  berechneten 
Aktienunternehmungen,  gleichgiltig  ob  diese 
bereits  Gewerbesteuer  bezahlen,  und  auf 
den  Ertrag  von  Privateisenbahnen;  3)  auf 
jede  Art  des  Erwerbes  aus  persönlichen 
Diensten  (einschliesslich  der  Ruhegehälter 
sowie  der  Witwen-  und  Waisenpeusionen), 
welch  er  nicht  bereits  der  Gewerbe- 
steuer unterliegt.  Die  Steuerpflicht  ist 
für  Dienst-  und  Berufseinkommen  nach  unten 
bei  350  Mark  begrenzt ;  femer  ist  steuerfrei 
das  Zinsen-  imd  Renteneinkommen  von 
Witwen,  Waisen  und  gebrechlichen  Per- 
sonen, deren  Gesamteinkommen  500  Mark 
nicht  übersteigt.  —  Die  persönliche 
Steuerpflicht  wird  durch  Staatsange- 
hörigkeit und  durch  Wohnsitz  bezw.  Aufent- 
halt in  Württemberg  begründet. — Der  S  t  e  u- 
ertarif  beruht  auf  einer  eigentümlichen 
Berechnung  des  »steuerbaren  Einkom- 


mens«, durch  welche  Degression  herbei- 
geführt wird.  Beim  Dienst-  und  Berufs- 
einkommen wird  von  dem  Einkommen  bis 
zu  8.50  Mark  '[lo*  von  dem  Mehrbetrage  von 
850—1700  Mark  »|,o,  von  1700—2550  Mark  *|,o, 
von  2550 — 3400  Mark  'lio,  von  dem  weiteren 
Einkommen  endlich  der  ganze  Betrag  als  steuer- 
pflichtiges Einkommen  gerechnet.  Alles  andere 
Einkommen  (Apanagen  und  Renten)  wird 
zum  vollen  Jahresbetrage  angesetzt  und 
zwar  das  Renteneinkommen  ohne  Abzug 
der  Passivzinsen  oder  Schulden. — 
Die  Feststellung  des  Steuersatzes  geschieht 
durch  das  Finanzgesetz.  Er  hat  1852-'58 
für  Apanagen  und  Berufseinkommen  8^|o,  für 
Renten  5"|o,  1868—68  für  alle  drei  Gruppen 
4  ^lo ,  1868—71  4,4  »|^ ,  1871-^9  4,8  \ ,  1889  bis 
94  4,4  ^lo  ^^d  seitdem  4,8  ^o  betragen.  — 
Die  Veranlagung  erfolgt  alljährlich.  Hin- 
sichtlich der  Apanagensteuer  findet  sie 
durch  das  Steuerkollegium  auf  Grund 
!  von  Nachweisungen  seitens  der  Kgl.  Staats- 
kasse statt.  Für  die  Dienst-  und  Berufe- 
einkommensteuer sowie  für  die  Kapital- 
•'  und  Rentensteuer  setzen  die  Oberämter  unter 
Kontrolle  des  Steuerkollegiums  die  Steuer 
auf  Grund  von  Fassionen  der  Pflichtigen 
'fest.  Erheben  sich  gegen  eine  Fassion  Be- 
.  denken,  so  können  weitgehende  Erhebungen 
; angestellt  werden.  Eine  Ergänzung  der 
Fassionen  durch  hinzutretende 
Schätzung  von  Kommissionen  oder 
von  der  Steuerbehörde  findet  da- 
gegen nicht  statt.  —  Unvollständige 
oder  falsche  Passionen  werden,  abgesehen 
von  der  Nachzahlung  der  Steuer,  mit  ihrem 
lOfachen  Jahresbetrage  bestraft.  Die 
Erben  sind  bei  gleicher  Strafe  verpflichtet, 
das  nicht  oder  zu  wenig  fatierte  Einitommen 
des  Erblassers,  soweit  die  Steuer  nicht  am 
''  Todestage  verjährt  ist,  anzumelden  und  den 
i  dreifachen  Betrag  der  hinterzogenen  Steuer 
zu  erlegen. 


23.  Statistik.!) 

I.  Die  Stellung  der  Einkommensteuer  im  Staatshaushalt'). 


Steuer  von  Apana* 
gen,  Kapital-,  Ren- 
ten-,   Dienst-  und 
Bemfeeinkommen  . 
Direkte  Steuern 
Steuern  überhaupt . 
Aus  der  Reichskasse 
Gesamte   Staatsein- 
nahmen") 


Millionen  Mark  Netto 


1898/991 1894/95 1884/85 


6,7 

16,5 

31,4 
16,1 

74,5 


6,3 

15,7 

28,3 
15,8 


I 


4,9 
13,7 
26,8 

4,o 


69,3    i    54,3 


1874/75,1864/65 


3,5 
10,2 

20,9 


43,4 


1.4 
16,8 


32,7 


Yerhältniszahlen 


1898/99 1894/95 


9,0 
22,1 
42,2 
21,6 


9,0 
22,7 

40,9 
22.8 


100,0  ,  ioo,o 


1884;ao  1874/75  1864/65 


9,0 
25,3 
49,4 

8,4 


100,0 


8,1 

23,5 
48,2 


loo.o 


4,3 
20,0 

51,3 


100,0 


^)  QueDen:  Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik,  Jahrg.  1879,  88,  97.— Ministerielle 
Denkschrift  vom  14.  Mai  1895  (F.A.  XII).  —  Riecke,  Verfassung,  Verwaltung  und  Staatshaushalt 
des  Königreichs  Württemberg,  2.  Aufl.  1887. 

»)  Kach  den  wirklichen  Einnahmen,  1898/99  nach  dem  Etatsentwurf. 

»)  Der  laufenden  Verwaltung  (ordentlicher  Dienst  mit  Ausschluss  der  Grundstockein- 
nahmen nach  den  Rubriken  des  Hauptfinanzetats,  ohne  Restverwaltung  und  Anlehen). 
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II.  Statistische  Daten  über  die  3  Gruppen  der  Einkommensteuer 


1896 


1880 


1866 


1852 


Bruttoertrag  in  1000  Mark 


Apanafi^ensteuer 

Kapital-  und  Rentensteuer    .    .    . 
Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 


5,4 
4989,5 
1796,7 


14,1 

17,9 

3504,2 

1284,8 

910,7 

237,2 

33,5 
1077,0 

246,6 


Kapital-  und  Rentensteuer    .    .    . 
Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 


Zahl  der  Steuerpflichtigen 

1893 

132637*)    138  711       105763 
140255         79887        28746 

Auf  einen  Steuerpflichtigen  kommen 
Mark  Steuer 


Kapital-  und  Rentensteuer    .    .    . 
Dienst-  und  Berufseinkommensteuer 


31,8 
10,5 


25,2 
11,3 


unter  100  Steuer- 
pflichtigen 


Es  haben  ein  Kapital-  und  Renteneinkommen  versteuert 

von  nicht  mehr  als    öOO  M 

von  mehr  als  1000   „ 

von  mehr  als  3000   „ 


1893 

76,5 

12,5 

3,7 


1880 

79,9 
10,2 

2,9 


12,2 

8,3 

mit   Prozenten   des 
gesamten   Steuerer- 
trags 


1893 

14,7 
74,1 
53,5 


1886 

18,3 
70,0 

49,3 


Die  Zahl  der  steuerfreien  Witwen,  Waisen  u.  s.  w.  betrug:  1893  37266,  1886  30428;  deren 
steuerfreies  Kapitaleinkommen  rund  5  Millionen  Mark;  der  Steuerausfall  223651  Mark.  — 1889 
wurde  gegenüber  einem  fatierten  Renten-  und  Zinseneinkommen  von  86,5  Millionen  Mark  das 
gesetzlich  steuerfreie  Zinseneinkommen  zu  23,6  Millionen  Mark  ermittelt,  wovon  ungefähr  ^i^ 
auf  Witwen  und  Waisen,  '/r  auf  die  Passiv-  und  Aktivzinsen  der  Sparkassen  entfielen.  — An 
Dienst-  und  Berufseinkommen  waren  1893  144  Millionen  Mark  fatiert;  davon  110,9  Millionen 
Mark  steuerfrei.  Es  haben  1893  ein  Dienst-  und  Berufseinkommen  von  nicht  mehr  als  500  Mark 
32,1^/0  aller  Steuerpflichtigen  mit  5,7*^/o  des  Gesamtsteuer anfalls  versteuert;  ein  Einkommen 
von  mehr  als  2000  Mark  9,7  %  der  Pflichtigen  mit  66,70/0  des  Anfalls. 

^)  Der  steuerfreie  Betrag  bei   den  Witwen,  Waisen  u.  s.  w.  wurde  1887  auf  500  Mark 
erhöht. 


C.  Mecklenburg,  Reuss  ä.  L.  nnd  die 
Hohenzollemschen  Fürstentümer. 

24.  Nach  den  gleichlautenden  Kontribu- 
tionsedikten  vom  U.  Mai  1897  (F.  A.  XV) 
für  die  beiden  Mecklenburg  werden  als 
direkte  Steuern  aufgebracht  eine  landwirt- 
schaftliche Steuer,  eine  Mietsteuer,  Ge- 
werbesteuer, Besoldungssteuer  von  Gehältern, 
Pensionen  und  Pfründen,  Erwerbssteuer  von 
dem  Erwerbe  aus  der  Ausübung  einer  Kunst 
oder  Wissenscliaft  sowie  aus  höheren  Privat- 
dienstverhältnissen ^  Lohnsteuer  von  dem 
Verdienst  aus  genngerer  Lohnarbeit,  eine 
Zinsensteuer  und  eine  Hundesteuer.  Es  ist, 
von  der  letzten  abgesehen,  ein  Ertragssteuer- 
system, in  welchem  man  die  Besoldungs-, 
Erwerbs-  imd  Lohnsteuern  als  partielle  Ein- 
kommensteuer ansprechen  kann.  Die  beiden 
ersteren  werden  nach  der  Höhe  des  Ein- 
kommens, jedoch  ohne  Schuldzinsenabzug, 
die  letztere  nach  einem  Klassentarif  für  die 
einzelnen  Beschäftigimgsarten  erhoben ;  doch 
hat  die  Erwerbssteuer  neben  dem  Ein- 
kommentarif noch  einen  Tarif  der  Minimal- 
sätze für  die  einzelnen  Erwerbsarten.  Der 
Einkommentarif  für  die  Besoldungs-  und 
Erwerbssteuern   beginnt  mit   50  Pfennigen 


Steuer  bei  Einkommen  von  75 — 150  Mark 
und  steigt  für  jede  weiteren  75  Mark  bis 
900  Mark  um  50  Pfennige,  bis  1500  Mark 
um  75  Pfennige,  bis  1575  um  1  Mark, 
bis  2100  um  1,25,  bis  4200  um  1,50,  bis 
7350  um  2  Mark  und  von  da  an  wieder 
um  1,50  Mark.  Die  Besoldungs-  und  Er- 
werbssteuern werden  auf  Grund  von  De- 
klarationen, zu  denen  —  ebenso  wie  auf 
besondere  Aufforderung  zu  Specifikationen 
—  die  Steuerpflichtigen  bei  Strafe  des  di*ei- 
fachen  Steuerbetrages  verpflichtet  sind,  von 
der  ordentlichen  Behörde  des  Censiten  an- 
gesetzt. 

25.  Renss  ä.  L.  erhebt  nach  dem  G. 
V.  4.  Januar  1893  (F.  A.  X)  eine  sogenannte 
»aUgemeinc«  Einkommensteuer,  welche  zu 
entrichten  ist  von  dem  Gesamteinkommen 
aus  Besoldungen,  Gehältern,  Wartegeldem 
und  Pensionen  aus  öffentlichen  oder  Privat- 
kassen, aus  Kapitalvermögen,  aus  Handel 
und  Gewerbe  einschliesslich  des  Feldge- 
werbes und  Bergbaues,  aus  dem  Ertrag 
irgend  einer  Gewinn  bringenden  Beschäfti- 
gimg, aus  Rechten  auf  periodische  Hebungen 
und  Vorteile  irgend  welcher  Art,  und  aus 
Verpachtungen  von  Mobilien  und  Inamobilien, 
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die  nicht  der  Grundsteuer  unterliegen.  Da- 
gegen ist  das  Einkommen  aus  ^hierländi- 
schem  Grundbesitz«  frei.  Die  Steuerpflicht 
erstreckt  sich  auf  das  gesarate  Einkommen 
aus  den  genannten  Quellen  ohne  Abzug  von 
Schuldzinsen  ausser  beim  Einkommen  aus 
Handel  und  Gewerbe  einschliesslich  des 
Bergbaues,  welches  nach  den  diu'ch  das 
Handelsgesetzbuch  vorgeschriebenen  Grund- 
sätzen für  Inventur  und  Bilanz  zu  berechnen 
ist.  Bei  Besoldungen  imd  Pensionen  aus 
öffentlichen  Kassen  werden  15%  abgezogen. 
Der  Besteuenmg  des  Feldgewerbes  wird  ein 
fingiertes  Einkommen  zu  Grunde  gelegt :  der 
Lohn  oder  das  Gehalt,  welches  für  die  Be- 
wirtschaftimg  des  betreffenden  Grundstückes 
einem  Dritten  gezahlt  weitlen  raüsste.  —  Von 
der  objektiven  Steuerpflicht  sind  u.  a.  befreit 
Jahreseinkommen  bis  zu  600  Mark  bei  l^ersonen, 
die  verheiratet  sind  oder  denen,  wenn  sie  ver- 
witwet sind,  die  Alimentation  von  Angehörigen 
obliegt,  vorausgesetzt,  dass  dieses  Einkommen 
nicht  lediglich  in  Zinserträgnissen  aus  Kapital- 
vermögen besteht  und  dass  die  Steuerpflichtigen 
nicht  Eigentümer  oder  Nutzniesser  von  inlän- 
dischen Grundstücken  sind,  welche  insgesamt 
mit  mehr  als  100  Steuereinheiten  eingeschätzt 
sind.  Das  Einkommen  physischer  Personen  aus 
Einlagen  bei  Sparkassen  ist  frei,  sofern  weniger 
als  600  Mark  eingelegt  sind.  Personen  unter 
18  und  über  60  Jahren  sind  frei  mit  Einkommen 
aus  Gewerbe-  und  Geschäftsthätigkeit  unter 
150  Mark,  Witwen  und  Waisen  sowie  andere 
Pensionärs  hinsichtlich  der  Pensionen  aus  öffent- 
lichen Kassen  und  Auszügler  hinsichtlich  ihrer 
Auszüge  aus  Landgütern  unter  150  Mark.  — 
Die  subjektive  Steuerpflicht  cretreckt  sich 
auch  auf  jimstische  Personen,  doch  kommen 
als  Einkommen  der  Erwerbsgesellschaften  nur 
die  üeberschüsse  in  Betracht,  welche  als  Aktien- 
zinsen oder  Dividende  verteilt  oder  zur  Bildung 
von  Reservefonds  oder  zur  Schuldentilgung  ver- 
wendet werden.  —  Die  terminliche  Steuer 
steigt  von  3  Pfennigen  bei  Einkommen  von 
15 — 30  Mark  bis  44  Mark  bei  Einkommen 
von  11250 — 12000  Mark  und  von  dieser 
Stufe  an  um  5  Mark  für  je  1000  Mark  Ein- 
kommen mehr.  Es  werden  soviel  Termine 
erhoben,  als  zur  Aufbringxmg  des  vom  Land- 
tage bewilligten  Jahresoedarfs  erfoitlerlich 
sind.  Zu  »Deklarationen«  sind  diejenigen 
Steuerpflichtigen  verbunden,  welche  Ein- 
kommen aus  Kapitalvermögen  beziehen,  hin- 
sichtlich dieses  Einkommens;  zur  »Selbst- 
einschätzung« alle  diejenigen,  welche  hiezu 
aufgefordert  werden ;  das  muss  geschehen  bei 
allen  Steuerpflichtigen,  deren  Jahreseinkommen 
nicht  zweifellos  unter  1500  Mark  bleibt  und 
von  denen  anzunehmen  ist,  dass  sie  zur  Be- 
zifferung ihres  Einkommens  befähigt  sind. 
Die  Nichterfüllung  der  Deklarations-  und 
Selbsteinschätzungspflicht  zieht  den  Verlust 
des  Rechtsmittels  nach  sich. 

26.  In  den  Uohenjzollemschen  Fürsten- 
tümern (h.-sigmaringensches  G.  über  d.  Nor- 
men d.  direkten  Besteuerung  v.  30.  August 

Handwörterbach  der  StaatswisBenschaften.    Zweite 


1834  und  preuss.  Gr.  v.  25.  Älärz  1875)  be- 
steht innerhalb  des  Ertragssteuersj'stems  eine 
Diensteitragssteuer,  welche  bei  180 
3iark  Einkommen  nach  imten  begrenzt  ist; 
sie  beträgt  für  Einkommen  von  180—200 
Mark  V2'^'o;  jede  weiteren  100  Mark  werden 
in  Abstufungen  mit  1 — 4^/o  (der  4200  Mark 
übersteigende  Teil  des  Einkommens  mit 
4®/o)  getroffen. 

Litteratnr :  Allgemeines:  Die  Hand-  u.  Lehr- 
bücher der  Finanz wusentchaß  (vgl.  d.  Art.  Fi- 
nanz Wissens  eh  aft )  und  des  Verwaltungs- 
rechts. —  G.  Schnioller,  Die  Lehre  vom  Einkam- 
men  in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  Grundprin- 
n'pien  der  Steuerlehre  (Tüb.  iT.,  186S).  —  Constatl' 
tin  Kössler,  Die  Gesichtspunkte  d.  iSteuerpolUik, 
Berlin  IStiS.  — Adolf  Held fDieEinkommensteuer, 
Bonn  ia72.  —  S  c  hr  iften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik:  III.  Die  Pers(mal- 
besteuennig  (Gutachten),  Leipzig  1873  (Auszug 
in  Ilirths  Ann.  1874) ;  VIII.  JPr.  «/".  NeumanUf 
Die  progressive  Einkommensteuer  im  StacUS'  und 
Gemeindehaushalt,  1874:  XL  Verhandlungen  von 
1875.  —  V.  Scheel f  Progressive  Besteuerung  (Tüb. 
Z.  Bd.  31),  1875.  —  Fr.  J.  Neumann ,  Er- 
tragsstever  oder  persönliche  Steuer  vom  Ein- 
kommen und  Vermögen,  Freiburg  1876.  —  Der^ 
selbe f  Die  Steuer  nach  der  Steuerfähigkeit  (J. 
/.  N.  N.  F.  I,  II),  —  l}erselbe,  Schwebende 
Finanzfragen(Jahrb.f.  Ges.  u.  Verw.  VI.).  SlO—232. 

—  Ad.  WagneVy  Veber  die  schwebenden  deutschen 
Finanzfragen  (Tüb.  Z.,  Bd.  35,  1879).  —  Alb. 
Ebh.Fv.  Schaffte,  Die  GrundsäUe  der  Steuerpoli- 
tik und  die  schwebenden  FinanzfragenDeutschlands 
u.  Oesterreichs,  Tübingen  1880. —  ConsU  Frantz, 
Die  soziale  Steuerreform,  1881.  —  Gustav 
Schmoll  er,  Theorie  und  Praxis  der  deutschen 
Steuerreform  in  Reich,  Staat  und  Gemeinde 
(Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vene.  V).  —  Hob.  Meyer, 
Die  Principien  der  gerechten  Besteuerung  in  der 
neueren  Finanz  wissenschaß,  Berlin  1884-  — 
ii,  Hirth,  Das  souveräne  Gesetz  der  Preisbildung. 
Beitrag  zur  Kritik  der  Einkommensverteilung  UTui 
der  Lehre  von  der  Steuerprogression  (Hirths  Ann. 
1875).  —  0»kar  Peucker,  Veber  die  Be- 
freiung einer  gewissen  Klasse  von  SUuUsbürgem 

von  der  persönlichen  Besteuerung,  Breslau  1877. 

—  H.  Schmidt,  Die  Steuerfreiheit  des  Ex^istenz- 
minimums,  Leipzig  1877.  —  Gustav  König, 
Die  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  per- 
sönlichen Steuern  (F.  A.  II).  —  Karl  Bur- 
kart, Zur  sogen.  Meldangabe  bei  der  Veranlagung 
dei'  persönlichen  Steuern  (F.  A.  III).  —  Ein  Brief 
zur  Meldangabe  bei  der  Veranlctgung  der  persönl. 
Steuern  von  Gtistav  König  (F.  A.  IV).  Er- 
widerung auf  obigen  Brief  von  Burhart  (F.  A. 
IV).  —  Schanz,  Besteuerung  der  Genossen- 
schaften in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oester- 
reich  (F.  A.  III).  —  Hecht,  Die  staatliche  Be- 
steuerung der  Aktiengesellschaften  in  Deutsch- 
land (F.  A.  VII).  —  Strutx,  Heranziehung  der 
Aktiengesellschaften  zur  Einkommensteuer  (Preuss. 
Jb.  LXVI).  —  Wemieke,  Die  Besteuerung  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  (F.  A.  XV).  — Schanz, 
Zur  Frage  der  Besteuerung  der  Genossenschaf- 
ten (F.  A,  XV).  —  Artikel  in  Masius* 
Rundschau,  Bl.  f.  Versicherungswissenschaß. 
G,  Antoni,  Die  Steuersubjekte  im  Zusammenhalte 
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mit  der  Durehßlhrung  der  A  Ugemeinheit  der  Besteu- 
erung nach  den  in  Deutschland  geltenden  Staats- 
Steuergesetzen,  Stuttgart  1888  (F.A.  Vj.  —  M,  v, 
Hechel,  Die  Einkommensteuer  und  die  Schuld- 
zinsen,  1890.  —  Ernst  Müller ,  Hat  der  Staut 
das  Recht,  d.  Standesherm  zur  Einkommensteuer 
heranzuziehen  f  1892.  —  E.  Say,  Progressiv- 
Steuer  (Ztschr.  f.  Volksw.,  Sozialpol.  u.  Verw.  1),  — 
ScKanZf  Soll  man  die  Lebensversicherungsprämien 
vom  steuerpflichtigen  Einkommen  abziehen  lassen  f 
(F.A.  XII J).  —  Derselbe,  Der  Einkommensbegriff 
und  die  Einkommensie^iergesetze  (F.  A.  XIII).  — 
Gärtner,  Ueber  den  Einkommensbegriff  (F.  A.XVJ. 

—  Qrahein,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Lehre 
von  der  Steuerprogression    (F.  A.  XII,    XIII). 

—  Fr,  W,  von  Reden,  Allgemeine  ver. 
gleichende  Finanzstatistik  II,  2,  Darmstadt  1856. 

—  Daten  aus  der  Einkommensteuerstatistik 
einiger  deutscher  Staaten  (F.A.III.)  —  Ad, 
Wagner,  Ueber  soziale  Finanz-  und  Steuer- 
politik (Archiv  f.  soziale  Gesetzgeb.  u.  Stat.  IV), 
1891. 

Reichs -Einkommens  teuer:  Hirths 
Ann.  1874:  Materialiejy  zu  einer  Reiche-Ein- 
kommensteuer; VI.  Die  Reichs-Einkommensteuer 
und  ihre  Gegner;  VII.  Vorschläge  zu  einer 
degressiven  Reichs- Erw erbsteuer ;  1875:  Malri- 
kidarbeiträge  oder  Reichs-Einkommenstetter  t  Be- 
richt über  die  Eisenaeher  Versammlung  am  11. 
Oktober  1874  (Hirth);  Deutseher  Steuerreform- 
Verein.  —  «/".  Jitstua  (Pseud.),  Die  Preussische 
Steuerreform    u.    d.    Reichseinkommensteuer   (F. 

A.  XIV). 

Reichs  gesetzliches:  Th.  ClauM,  Das 
Reichsgesetz  v.  IS.  Mai  1870,  wegen  Beseitigung 
der  Doppelbesteuerung  unter  vergleichender  Be- 
rücksichtigung des  Schweizer  Bundesrechts  er- 
läutert (F.  A.   V). 

Preussen:  Vgl.  Karl  Kletke,  Litteratur 
über  das  Finanzwesen  des  Deutschen  Reichs  und 
der  deutschen  Bundesstaaten.  IL  Abteilung. 
Litteratur  über  das  Finanzwesen  des  preitssisc/ien 
StacUs,  3.  Aufl.,  Berlin  1876.  —  Ktnnnientare 
von  E,  Zweigert,  1892,  Paul  Krause,  1892, 

B,  Fuisting,  4.  A.  99.  —  O.  Kautz,  Das  preus- 
sische System  der  direkten  Steuern,  Berlin  1889. 

—  F.  A.  VII:  Entwurf  eines  Einkommensteuerg.  v. 
S.  November  1890.  —  D  enkschrift  des 
Vereitis  zur  Wahrung  der  wirtschafüichen  In- 
teressen von  Handel  und  Gewerbe  betr,  d.  Entw. 
eines  Einkommensteuerg.;  d.  Abg.-H.  vorgelegt, 
Berlin  8.  Januar  1891.  —  K.  JBamhah,  Die 
preuss.  Finanzreform  (Mark.  Forschungen  N.  F. 
III),  1890.  —  V,  Mirbach'SarquUten,  Zur 
Reform  der  direkten  Steuern  1890.  —  Die 
Miquelsche  Steuerreform  im  preuss.  Abgeord- 
netenhause (Tüb.  Z.  XLVII)  1891,  —  Ad, 
Wagner,  Die  Reform  der  direkten  Staats- 
besteuerung   i.    J.    1891.     (F.    A.     VIII,     XI). 

—  G,  Cohn,  Die  preuss.  Steuerreform,  (J.  f. 
iVl  8.  F.  I).  —  K.  Wilke,  Vorschlag  zu  einem 
Einkommensteuerg.  und  zur  Ausdehnung  des 
Erbschaflssteuergesetzes,  1891.  —  Bünger,  Die 
Beweglichkeit  d.  Einkommensteuer,  (Preuss.  Jbb.) 
1891.  —  J.  Jastrow,  Die  Selbsteinschätzung 
u.  d.  geistige  Arbeit.  (Volksw.  Zeitfragen  lOS), 
1891.  —  Derselbe,  Zur  Selbsteinschätzung  in 
Preussen,  (J.  f.  N.  S.  F.  II).  —  Berselhe, 
Studien  zur  preuss.  Einkommensteuer,  (J.  f.  N. 
8.  F.  III,  IV).  —  Marclnotvski ,  Aus  der 
Praxis   d.    Verwaltung   d.  dir.  Steuern.  (Vencal- 


twigsarchiv  I).  —  WUlhöft,  Die  Besteuerung 
d,  Spekulationsgevdnne  durch  das  Einkommen^ 
Steuergesetz  v,  24.  Juni  1891  (Verwaltungsarchiv 
I).  —  Denkschrift,  betr.  die  Ausführung 
des  Kommunalahgahenges.  v.  I4.  Juli  189S ,  v. 
4.  April  1896.    Drucksachen  d.  Abg.-H.  Nr.  ISO. 

—  FuiaHng,  Der  Rechtsschutz  bei  der  Einkom- 
menbesteuerung in  Preussen  (Verwaltungsarchiv 
1896).  —  Karl  nieterid.  Zur  Geschichte  der 
Steuerreform  in  Preussen  von  1810 — 20,  Archiv- 
studien, Berlin  1875.  —  Karl  Mamroth,  Ge- 
schichte  der  preussischen  Staalsbesteuerung  im 
19.  Jahrh.  I.  Geschichte  der  preussischen  Staats- 
besteuerung  1806—1816,  Leipzig  1890.  —  O. 
Schmoller,  Die  Epochen  der  preussischen  Fi- 
nanzpolitik (Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  I).  —  K. 
Grdtzer,  Zur  Geschichte  der  preuss.  Einkommen- 
u.  Klassensteuer  1812 — öl,   Berlin  I884, 

Bayern:  A.  Setsser,  Die  Gesetze  über 
die  direkten  Steuern  im  Königr.  Bayern,  I,  2, 
Bde.,  Nördlingen  1886.  —  Ä.  Beyerl,  An- 
leitung zum  Vollzuge  der  Personalsteuergeseize 
V.  19.  Mai  1881,  2.  A.  1891.  -—  v,  Keiferich, 
Reform  der  direkten  Steuern  in  Bayern  (Tüb. 
Z.  Bd.  29  1878).  —  Voche,  Beiträge  zur  Ges- 
chichte der  Einkommensteuer  in  Bayern  (Tüb. 
Z.  Bd.  20,  21).  —  Karl  Burkart,  Die 
Reform  der  direkten  Steuern  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  das  Königr.  Bayern.  (Hirths 
Ann.  I874.)  —  F,  M,,  Die  R^orm  der  direkten 
Steuern     in     Bayern     (J.   f.    N.    aV.   F.    III). 

—  Eheberg,  Die  Revision  der  direkten  Steuern 
und  das  Projekt  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer in  Bayern,  1882  (Jahrb.  f.  Ges.  w. 
Verw.  VI).  —  WaUer  Lotz,  Die  Reform  der 
direkten  Steuern  in  Bayern  unier  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  (Archiv  f.  soziale  Gesetzgeb.  u.  Stat. 
XI)  1897.  —  K,  Burkart,  Verfassung  und  Re- 
form der  direkten  Steuerti  und  der  I^nanzverwal- 
tung  in  Bayern.  1897.  —  ^Toh,  Oeo,  Killer • 
nuinn.    Das    Besitzsteuersystem,   Passau  1886. 

—  Voche,  Statistik  des  bayer.  Staatshaus- 
halts (Ztschr.  d.  bayer.  stat.  Bur.,  1870).  — 
Wilh,  Burkhard,  Das  bayerische  Staatsbudget 
in  den  ersten  70  Jahren  seit  Bestehen  der  Ver- 
fassung, 1819—1889  (F.  A.    VI). 

Sachsen:  O.  E,  Walter,  Das  königl.sd'chs. 
Einkommensteuergesetz,  2.  Aufl.,  Dresden  1893.  — 
Q,  ¥,  Knapp,  Ertragssteuer  oder  Einkommen- 
steuer? Leipzig  1872.  —  Zeit  sehr.  d.  kgl. 
Sachs,  stat.  Bur.  1858,  1882,  1885  (GeschichU); 
1889,  1891.  —  J.  Conrad,  Die  Revision  der 
Gesetzgebting  über  die  direkten  Steuern  in  Sachsen 
(J.  f.  N.  XVI,  XXI).  —  Derselbe,  Die  neueste 
Entwickelung  der  Steuergesetzgebung  in  Sachsen 
(ebenda  XXXII).  —  Gensei,  Die  Steuerreform  im 
Königreich   Sachsen   (Hirths   Ann.   1874,    1875). 

—  Derselbe,  Die  sächs.  Einkommensteuer  in 
ihrer  praktischen  Anwendung  (J.  f.  N.,  N.  F. 
X).  —  Ernst  Lobe,  Der  Staatsha^haU  des 
Kgr.  Sachsen,  Leipzig  1889.  —  Georg  Schanz, 
Die  Novelle  zum  sächsischen  Einkommensteuer' 
gesetz,  1895  (F.  A.  XII),  —  Fr,  J,  Neufnann, 
Zur  Gemeindesteuerreform  in  Deutsehland,  mit 
besonderer  Beziehung  auf  sächsische  Verhältnisse, 
1895.  —  Ministerielle  Denkschrift,  die 
Weiterfühning  der  Reform  der  direkten  Steuern 
betreffend  im  Kgr.  S.  v.  9.  November  1897  (F, 
A.  XV),  nebst  6  Gesetzentwürfen,  —  Das 
Schicksal   der  sächsischen   Steuerreform  i.  J, 
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1898  (F,  A,  XV),  —  VicUn'  Böhmert,  Sf'ieh- 
9Üehe  Einkommenstefier»tatUtik  von  1875 — 1894 
(Z,  d.  K.  Sachs.  8tat.  Bur,  1894),  —  Edelmann, 
Denkschrift  über  den  Einßuss  der  Einkommen- 
steuererhebung auf  die  Verteilung  der  Abgaben- 
laH  in  Dresden,  1889. 

Wü  ritemberg:  Canterer^  Das  Kapital', 
Renten- f  Dienst-  u.  Berufseinkommen  in  W.  u. 
seine  Besteuerung  (Württemb,  Jhb.  1879).  — 
K.  V.  Rieeke,  Die  direkten  Steuern  vom  Er- 
trage und  rom  Einkommen  in  Württefnberg, 
StuUgart  1882  (Abdruck  aus  den  Württenib.  Jbb. 
1879).  —  Oeo,v.  Mayr,  Württemb.  Steuerreform- 
fragen (Tab.  Z.  Bd.  47),  1891.  —  Derselbe, 
Wilrttembergische  Steuerreformfragen  (Tiib.  Z. 
Bd.  48).  —  «7.  Miede ,  Zur  Neuordnung  der 
direkten  Steuern  Württembergs  unter  Bezug- 
nahme auf  die  Einkommensteuergesetzgebung  u. 
Statistik  anderer  deutscher  Bundesstaaten,  1894- 

—  mecke,  Bericht  über  die  Steuern ;  bes.  Abs. 
IX  (F.  A.  VIII).  —  SchnU,  Finanzlage,  EtaU- 
f ragen   und   Stand  der  Steuerreform  (F.  A.  X). 

—  Derselbe,  Beiträge  zur  JReform  der  direkten 
Steuern  in  Württemberg  unter  Berücksichtigung 
der  Steuerreform  in  Preussen  (F.  A.  XII).  — 
Ministerielle  Denkschrift  betr.  die  Weiterbildung 
der  direkten  Steuern  in  Württemberg  v.  14-  Mai 
1895  (F.  A.  XII).  —  ZelleTf  Zur  w.  Steuer- 
reform (Tüb.  Z.  Bd.  52).  —  Fr.  J.  Neumann,  Die 
persönlichen  Steuern  vom  Einkommen,  verbuwien 
mit  Ertrugs-  oder  mit  Vermögenssteuern  mit  be- 
sonderer Beziehung  auf  tr.  Verhältnisse,  1896.  — 
Franz  Schmidf  Der  Vebergang  von  der  Er- 
trags- zur  Einkommenbesteuerung  aus  Anlass  d. 
IT.  Steuerreform  (Tüb.  Z.  54,  1898). 

Baden:  SeiuberU  Die  Finanzverwaltung 
des  Grossherzogtums  Baden,  1885,  —  Eiligen 
V,  Phili]»pavlch,  Gesetze  über  die  direkten 
Steuern  (Handbibl.  bad.  G.  S),  Freiburg  i.  B.  1888. 

—  Emil  Heldf  Das  badische  Einkommen- 
steuer- u,  Gewerbesteuergesetz,  Mannheim  1885.  — 
Denkschriften  Buehenbergers  über  die  Beform 
der  direkten  Steuern  (F.  A.  XIII,  XV).  — 
Denkschrift  Buekenbergers  über  die  Belastung 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  durch  die 
Einkommensteuer  und  die  Verschuldung  der 
Landwirtschaft  im  Grossherzogtum  Baden  (F.  A. 
XIII).  —  Summarische  Darstellung  der 
Ausgaben  und  Einnahmen  des  ord.  Etats  i.  d.  J. 
1820-95  (Auszug  F.  A.  XV). 

Hessen:  O.  Scham,  Die  direkten  Steuern 
Hessens   und   deren   neueste  Beform  [F.  A.  II). 

—  «7.  JT,  Rau,  Beiträge  zur  Beform  der  direkten 
Steuern  im  Grossh.  Hessen  u.  Kgr.  Preussen,  1894. 

—  ZeiUeT,  Das  Grossh,  Hessische  G.  über  die  all- 
gemeine Einkommensteuer,  (J.  f.  N.  S.  F.  XI.)  — 
Qlässing,  Der  neueste  Stand  der  Beformen  der 
direkten  Steuern  im  Grossh.  Hessen  und  die  Ge- 
setze über  die  Einkommen-  und  Kapitalrenten- 
Steuer  V.  25.  Juni  bezw.  10.  Jxdi  1895  (F.  A. 
XIIL 

Schwarzburg  -  Sondershausen:  Be- 
gründung und  Deputationsbericht  zum  G.  v.  1894 
s.  F.  A.  XII. 

Mecklenburg:  Bälde,  Finanzverhältnisse 
in  Mecklenburg -SchweHn,  1877178.  —  W, 
Metterhausen,  Die  direkten  Landessteuern  im 
Grossh.  Mecklenburg-Schwerin  seit  dem  landes- 
grundgesetzlichen  Erbvergleich  v.  18.  April  1755, 
1894. 

Sachsen'Weimar:  A.  Barst,  Die  Grund- 


u.  Einkommensteuer  des  Grossherzogtums  Sachsen- 
Weimar,  Jena  1879  (Conrads  Sammlung  II,  S). 
O,  SehanZf  Die  Beform  der  Einkommensteuer 
in  Sachsen- Weimar  (F.  A.  II).  —  Paulssen,  Die 
letzte  Einkommensteuerreform  im  Grossh.  Sachsen- 
Weimar  (F.  A.  XV).  —  Herrn.  OrUoff,  Neuere 
Entwickelung  der  Einkommensteuer-Gesetzgebung 
im  (Grossh.  S.-Weimar  (J.  f  X.  3.  F.  XVI). 

Oldenburg:  Paul  KoUtnann,  Die  Korn' 
munalbelastung  im  Grossh.  Oldenburg  (F.  A.  I). 

—  Die  Einkommensteuergesetzgebung  im 
Grossh.  Oldenburg  und  deren  netteste  Aende- 
rungen   (F.  A.    VIII). 

Braun  schweig:  Ky  biiz,  Der  Staatshaus- 
halt  des   Herzogtums    Braunschweig   (F.  A.   V). 

—  A.  Ijamtn^echt  und  K.  Kleye,  Unser 
jetziges  dir.  Steuersystem,  nebst  einer  Betrachtung 
über  d.  in  Atissicht  genommene  Staatsein kommen- 
steuerg.,  1896.  —  F.  W.  R,  Zimmermann, 
Die  Umgestaltung  der  staatlichen,  der  Kreist 
und  der  Kommunalverhältnisse  im  Herzogtum 
Braunschweig  durch  definitive  Einführung  der 
Staatseinkommensteuer  und  Begelung  der  Kom- 
munalsteuererhebung (Beiträge  zur  Statistik  des 
Herzogtums  Braunschweig,  XIV),  1898. 

Sachsen -Meiningen:  Ziller,  Die  Ein-- 
kommensteuer  des  Herzogtums  Meiningen.  Sta- 
tistische Ergebnisse  der  Veranlagung  1891 — 95 
(F.  A.  XII). 

Sachsen-Altenburg:  Einkommensta^ 
tistik  f.  d.  Herzogtum  S.-A.  auf  den  Zeitraum 
1869—1898  unter  Ztigrundelegung  der  Jahres- 
Veranlagungen  zur  Einkommensteuer.  Finanz- 
haupteUit  auf  1896 — 98. 

Anhalt:  G.  Schanz,  Die  Steuern  im 
Herzogtum  Anhalt,  ihre  Entwickelung  und  netteste 
Beform  (F.  A.  IV).  —  Derselbe,  Die  neueste 
Stetlerreform  im  Herzogtum  Anhalt  (F.  A.  XIV). 

Lübeck:  Paul  Kollmann,  Die  Ein- 
kommensteuer in  Lübeck  (J.  f.  JV.  XIV).  Jahres- 
bericht der  Steuerbehörde  für  1897198. 

Bremen:  Die  Ergebnisse  der  Vermögens- 
steuer in  Bremen  von  1780 — 1863  (J.  f.  X. 
III).  —  Die  Einkommensteuer  in 
Bremen  und  ihre  Ergebnisse  seit  ihrer  Ein- 
führung im  Jahre  1847  (ebenda).  —  E.  Fitger, 
Die  Finanzen  Bremens-  (F.  A.  I).  —  Deraelhe, 
Problem  der  Einkommenbesteuerung,  mit  beson- 
derer Bücksicht  auf  die  Neuregelung  der  Ein- 
kommensteuer in  Bremen,  1895  (Jb.  f.  Bremische 
Statistik,  Jg.  1896). 
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VeranlagunffSTerfahren.  8.  Haftung«-  und  Straf- 
bestimmnugen. 

1.  Die  bestandene  Einkommenstener. 

Eine  Steuer,  die  den  Namen  Einkommen- 
steuer führte,  besass  Oesterreicli  schon  vor 
der  Schaffung  der  diesbezüglich  derzeit  gel- 
tenden gesetzlichen  Bestimmungen.  Dieselbe 
beruhte  auf  den  kaiserlichen  Patenten  v.  10. 
und  29.  Oktober  1849  (RGBl.  Nr.  410  und 
439).  Die  Scliaffimg  dieser  beiden  Gesetze  war 
seinerzeit  in  etwas  überstürzter  Weise  be- 
werkstelligt worden,  weil  die  Regierung 
durch  die  Not  des  Augenblickes  gedrängt  — 
das  Reich  befand  sich  infolge  der  Wirren  der 
eben  erst  abgeschlossenen  Revolutionsperiode 
in  schwerer  finanzieller  Bedrängnis  —  jede 
Verzögerung  der  hauptsäclilich,  wenn  nicht 
ausschliesslich  die  Schaffung  einer  neuen 
Einnahmequelle  für  den  Staat  bezweckenden 
Einführung  der  neuen  Steuer  nach  Möglich- 
keit vermeiden  zu  müssen  geglaubt  hatte. 
Das  Hinwegsetzen  über  die  liierdurch  im- 
vermeidlich  verursachte  Mangelhaftigkeit  des 
Gesetzgebungswerkes  wurde  vor  den  be- 
teiligten Steuerträgern  damit  entschuldigt 
dass  die  beiden  citierten  Gesetze  als  eine 
bloss  pi-ovisorische  Regelung  der  darin  be- 
handelten Materie  bezweckend  bezeichnet 
wurden. 

Dieses  Pro\dsorium  zog  sich  aber  sehr 
in  die  Länge.  Wohl  wurde  unmittelbar 
nach  dem  Erlass  der  in  Rede  stehenden 
Gesetze  ein  Anlauf  zur  Schaffung  anderer, 
zum  Ersätze  dei^selben  bestimmter  Normen 
genommen.  Dei-selbe  scheiterte  aber  aus 
verschiedenen  Gründen,  und  mehrere  spätere 
Versuche  zur  Erreichung  des  angestrebten 
Ziels  hatten  keinen  besseren  Erfolg.  So  kam 
es,  dass  die  Gültigkeit  jener  beiden  Gesetze 
vom  Jahre  1850  an  während  eines  von  ihrem 
Urheber  gewiss  niemals  ins  Auge  gefassten 
Zeitramnes  alljährlich  —  zueret  durch  be- 
sondere, die  Verlängerung  der  Geltung  der- 
selben um  je  ein  Jahr  aussprechende,  gesetz- 
liche Verfügungen,  später  durch  Aufnahme 
einer  die  Forterhebung  der  Steuern  nach 
den  bestehenden  Normen  anordnenden  Klausel 
in  das  jeweilige  Finanzgesetz  —  neu  aus- 
gesprochen wurde. 

Es  ist  begreiflich,  dass  während  des 
langen  Zeitraumes,  während  dessen  die  im 
Jahre  1849  gescliaffene  Einkommensteuer  in 
Kraft  stand,  diese  Institution  eine  Ausbildung 
erfuhr,  welche  aUe  ihre  Mängel  ins  voUste 
Licht  setzte.  Vom  Standpunkte  des  Theore- 
tikers aus  war  ihr  Hauptmangel  der,  dass 
die  Aengstlichkeit,  mit  welcher  der  vor  aUem 
auf  den  finanziellen  Erfolg  bedachte  Gesetz- 
geber bestrebt  war,  die  neue  Steuer  an  das 
bestehende,  in  seinen  Wirkungen  genau  be- 
kannte und  wenigstens  von  dieser  Seite  aus 
als  ganz  gut  bewährt  erprobte  Ertragssteuer- 
system   uüzulelmen,    sehr    bald    die    Folge 


hatte,  dass  jene  Steuer  von  der  »Einkommen- 
steuer« nicht  viel  mehr  als  den  Namen  be- 
hielt und  fast  ganz  zu  einer  einfachen  Er- 
höhung der  bestehenden  Ertiugssteuer  wurde. 

Für  den  Praktiker  war  es  wichtiger,  dass 
—  was  aber  natürlich  für  den  Theoretiker 
ebenfalls  nicht  gleichgültig  war  —  eben  diese 
Ausbildung  der  neuen  Steuer  zur  Folge  hatte, 
dass  dm'ch  sie  auch  alle  jene  Mängel  der 
bestehenden  Ertragssteuern,  über  die  auch 
er  sich  nicht  hinwegsetzen  konnte  —  die 
Ungleich mässigkeit  der  Verteilung  der  Steuer- 
last, die  Schwierigkeit,  das  Ausmass  der 
Steuer  den  jeweiligen  Aenderungen  in  den 
volkswirtschaftlichen  und  staatsfinanziellen 
Verhältnissen  anzupassen  u.  s.  w.  —  ver- 
stärkt wiu'den. 

Die  Erkenntnis  dieser  Fehler  der  durch 
die  1849er  Gesetze  geschaffenen  Einkommen- 
steuer wurde  durch  die  sich  immer  mehr 
in  die  Länge  ziehende  Dauer  der  Aufrecht- 
erhaltun^  derselben  begi*eifliclierweivse  eine 
immer  allgemeinere.  Doch  machte  sie  all- 
mählich Fortschritte  nicht  nur  hinsichtlich 
der  Extensität,  sondern  auch  liinsichtlich 
der  Intensität.  Hierfür  sorgte  vor  allem  die 
Gesetzgebung  selbst  dadurch,  dass  —  unter 
dem  Einflüsse  der  durch  die  Verwickelimgen 
der  Jalire  1859  und  1866  herbeigefühi*teii 
finanziellen  Kalamitäten  —  eine  beträcht- 
liche Erhöhung  —  A^erdoppelung  —  des 
Ausmasses  derjenigen  Teüe  der  Einkommen- 
steuer eintrat,  welche  auf  dem  Patente  vom 
29.  Oktober  1849  beruhten.  Da  dieses  Aus- 
mass schon  lu^prünglich  ein  sehr  bedeuten- 
des w^ar,  so  hatte  diese  Erhöhung  desselben 
natürlich  zur  Folge,  dass  die  schon  fi'üher 
vorlianden  gewesenen  Mängel  der  sogenannten 
Einkommensteuer  noch  eine  beti-ächtliche 
Verstärkung  eiiuliren;  dies  gilt  namentlich 
von  einem  derselben,  der  oben  nicht  beson- 
ders hervorgehoben  wurde,  weil  er  sich 
früher  nicht  derartig  fühlbar  gemacht  hatte 
wie  später :  dem  Anreize  zur  Hinterziehung 
der  Steuer.  Der  Steuerfuss  —  in  der  Haupt- 
sache 10%  vom  Einkommen,  wozu  noch 
allmälüich  immer  höher  werdende  Zusclüäge 
für  die  Zwecke  der  autonomen  Körperschaften 
kamen  —  war  nun  ein  so  hoher  geworden, 
dass  es  geradezu  von  jedem  Steuerträger 
als  sein  gutes  Recht  angesehen  wurde,  sich 
eine  Verminderung  seiner  Steuerlast  durch 
Täuschimg  der  Steuerbehörde  über  die  Höhe 
seines  Eiiikommens  zu  verschaffen.  Hieraus 
entwickelte  sich  ein  fortwährender  Kampf 
zwischen  den  Steuerträgem  imd  den  Steuer- 
behörden, welcher  beiden  Teilen  gleich  lästig 
war  und  nur  deshalb  nicht  zu  ganz  uner- 
träglichen Zuständen  führte,  weil  sich  all- 
mählich zwischen  den  einander  bekämpfen- 
den Parteien  ein  stillschweigendes  Einver- 
ständnis darüber  herausgebildet  hatte,  w^ie 
weit  die  Steuerträger  in  der  Einkommens- 
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Verheimlichung  und  die  Steuerbehörden  in 
ihren  auf  die  Bekämpfung  derselben  ge- 
richteten Bestrebungen  gehen  dürften.  Docli 
hatte  dieser  Kampf  naturgemäss  zur  imver- 
meidliehen  Folge,  dass  eine  neue  Quelle  der 
I'ngleichmässigkeit  der  Besteuerung  entstand : 
je  nachdem  in  einem  Amtssprengel  die  be- 
treffenden Organe  der  Staats vei-waltung  ge- 
schickter oder  energischer  waren,  je  nach- 
dem der  eine  oder  der  andere  Zahlungs- 
pflichtige diesen  Kampf  mit  gi-össeivr  oder 
geiingerer  Geschicklichkeit  oder  Heftigkeit 
fühi-te  oder  in  demselben  nach  seinen  Ver- 
hältnissen eine  günstigere  oder  ungünstigen» 
Position  einnahm,  fiel  die  Belastung  des 
einzelnen  Steuerträgers  glimpflicher  oder 
unglimpflicher  aus. 

2.  Reformbestrebiinfi^ii.  Unter  diesen 
Umständen  erscheint  es  beinahe  als  unl>e- 
greiflich,  dass  die,  durch  die  allgemeine 
Erkenntnis  der  ilangelliaftigkeit  der  184i)er 
Einkommensteuergesetze  veranlassten  Be- 
strebungen nach  Abänderung  derselb(*n  nicht 
in  kürzester  Frist  zum  Ziele  führten. 

Die  Hauptursache  hiervon  lag  anfänglich 
darin,  dass  seitens  der  Regierung  lange 
daran  festgehalten  wunle,  dass  nicht  nur 
eine  Yerbessenmg  der  die  Einkommensteuer 
betreffenden  Normen,  sondern  eine  solch(» 
der  gesamten  auf  die  direkten  Steuern,  also 
auch  der  auf  die  von  alters  her  best(^hen(l(^n 
Ertragssteuern  bezüglichen  Vorschriften  an- 
zustreben sei  und  dass  diese  Verbesserung 
nicht  bloss  eine  Behebung  der  bestehenden 
Mängel  in  der  Verteilung  der  Steuerlast  auf 
die  Steuerträger,  sondern  auch  eine  aus- 
giebige Erhöhmig  des  Erträgnisses  der 
direkten  Steuern  im  Gefolge  haben  solle. 
Infolge  jener  so  weitgehenden  Erstreckung 
des  ins  Auge  gefassten  Zieles  und  dieser 
Ven^uickung  der  Kealisierung  des  eigent- 
lichen Reformgedankens  mit  fiskalischen 
Plänen  nahm  die  von  einer  jeden  SttMier- 
reform  unzertrennliche  Bedrohung  verschie- 
dener mit  dem  Althergebrachten  zusammen- 
liängender  Interessen  eine  so  grosse  Aus- 
dehnung und  der  Widerstand  dagegen 
eine  solche  Intensität  an,  dass  nicht  einmal 
der  Absolutismus  in  den  zwölf  Jahren, 
wähi-end  welcher  er  nach  dem  Jahre  IS49 
hier  herrschte,  mit  dem  geplanten  Refonn- 
werke  zu  stände  kam.  l)ass  aber  die  Ein- 
führung des  Konstitutionalismus  nicht  dazu 
beitnig,  die  Schwierigkeit  der  Lösung  der 
gestellten  Aufgabe  zu  vermindern,  erscheint 
um  so  begreiflicher,  wenn  man  bedenkt,  dass 
das  österreichische  Parlament  urei)rünglich 
eine  ausschliesslich  nach  den  Grundsätzen 
der  luteresvsenvertretimg  zusammengesetzte 
Körperschaft  war,  deren  Mitglieder  von 
einem  verhältnismässig  kleinen,  weil  durch 
die  Abhängigkeit  des  Wahlrechtes  von  einem 
ziemlich    hohen    Steuercensus    reduzierten 


Wählerkreise  gewählt  wunlen.  Hinzukamen 
noch  häufige  Personen-  luid  Systemwechsel 
in  den  leitenden  Kreisen  der  Staatsvenval- 
tung,  wiederholte  Reichsratsauflösungen  und 
die  sonstigen  bekannten  Schwierigkeiten,  mit 
denen  die  verschiedenen  Regienmgen  Oester- 
reichs  seit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit 
des  Konstitutionalismus  beständig  zu  kämpfen 
hatten. 

Es  ist  ein  Beweis  dafür,  wie  tief  ein- 
gewurzelt imd  allgemein  verbreitet  die  Ueber- 
zeugimg  von  der  Notwendigkeit  einer  Reform 
des  Systems  der  direkten  Besteuenmg  in 
Oesterreich  und  insbesondere  von  der  Un- 
vermeidlichkeit der  Einführung  einer  wirk- 
lichen Einkommensteuer  in  dasselbe  war, 
dass  gleich  das  erste  österreichische  Parla- 
ment sich  mit  einem  diesen  Zweck  ver- 
folgenden, ihm  von  der  Regierung  vorgt^- 
legten  Gesetzentwurfe  zu  befassen  hatte  und 
dass  nach  dem  Scheitern  desst*lben  jedes 
folgende  Parlament  diese  Angelegenheit 
immer  'bieder  auf  seiner  Tagesordnung  fand. 
Bevor  einer  dic^ser  Versuche  zu  einem  Resiü- 
tate  führte,  mussten  aber  die  oben  ange- 
■  führten  Ursa(»hen  des  fortwährenden  Schei- 
terns der  verschiedenen  Reformi)läne  be- 
seitigt oder  doch  abgeschwächt  werden. 

Das  erste,  was  in  dieser  Beziehung  ge- 
schah, war  die  Einschränkung  des  Gegen- 
standes der  Reformbestrebungen  durch  die 
Loslösung  der  die  Grund-  imd  Gebäude- 
steuer betreffenden  Pläne  vom  ganzen  Reform- 
werke. Während  ursprünglich  stets  be- 
absichtigt woi-den  war,  auch  diese  beiden 
Steuerarten  im  Zusammenhange  mit  der 
Reform  der  übrigen  direkten  Steuern  einer 
radikalen  Neugestaltung  zu  unterwerfen, 
wurde  schliesslich  auf  diese  überhaupt  ver- 
zichtet und  lediglich  eine  Behebung  der 
dringendsten  Mängel  der  diesbezüglichen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  angestrebt,  welche 
denn  auch  durch  die  G.G.  v.  '24.  Mai  1S69, 
R.G.B1.  Nr.  88  und  v.  9.  Februar  1882,  R.G.B1. 
Nr.  17  realisiert  wurde.  A'^on  da  an  wmtle 
die  Neugestaltung  der  auf  diese  beiden 
Steuerarten  —  welche  im  Jargon  der  öster- 
reichischen Finanzbehörden  »Realsteuern« 
genannt  zu  werden  pflegen,  während  die 
übrigen  Arten  der  direkten  Steuern  in  dem- 
selben als  »Personalsteuem«  l:>ezeichnet  wer- 
den —  bezüglichen  gesetzlichen  Normen  als 
beendigt  erklärt  und  bei  den  weiteren  Reform- 
bestrebungen darauf  keine  Rücksicht  mehr 
genommen,  so  dass  dieselben  sich  nunmehr 
bloss  mit  dem  Reste  des  Gebietes  der  di- 
rekten Besteuerung  und  insbesondere  mit 
der  Befriedigung  der  nachgerade  allgemein 
gewordenen  Fordenuig  nach  Einftihrung 
einer  wirklichen  Einkommensteuer  befassten. 

Weiter  entschloss  sich  die  Regienmg, 
welche  ursprünglich  in  Verbindung  mit  der 
Neugestaltimg  der  direkten  Besteuenmg  stets 
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auch  die  Sicherstellung  der  Erhöhung  des 
Erträgnisses  derselben  zu  erreichen  gestrebt 
hatte,  im  Interesse  des  Zustandekommens 
des  Reformwerkes  zu  einer  gesetzmässigen 
Festlegung  der  Erschwerung  der  fiskalischen 
Ausnützung  desselben,  welche  so  weit  ging, 
dass  diese  nunmehr  als  fast  ganz  ausge- 
schlossen erschien,  weil  sie  nur  im  Falle 
eines  besonders  hohen  Erti'ägnisses  der  neu 
einzuführenden  Einkommensteuer  zulässig 
sein  sollte. 

Sehr  erheblich  wurde  das  endliche  Zu- 
standekommen der  Reform  durch  die  Ge- 
staltung der  politischen  Verhältnisse  ge- 
fördert. In  dieser  Beziehung  kam  in  erster 
Linie  in  Betracht,  dass  das  im  Jahre  1891 
gewählte  Abgeordnetenhaus  in  die  Lage  kam, 
seine  ganze  (seclisjährige)  Mandatsdauer  aus- 
zuleben, weiter,  dass  dasselbe  infolge  der 
seither  erfolgten  Herabsetzung  des  Wahl- 
census  einen  stark  demokratisch-radikalen 
Einschlag  erhalten  hatte  —  die  Einführung 
der  Einkommensteuer  war  ja  von  jeher  eines 
der  Postulate  der  Demokratie  —  imd  dass 
im  Jahre  1896  eine  politische  Konstellation 
eintrat,  welche  es  der  damaligen  Regierung 
—  dem  sogenannten  Koalitionsministerium 
mit  dem  Fürsten  Windischgrätz  als 
Präsidenten  und  Dr.  v.  PI  euer  als  Finanz- 
minister  —  ermöglichte,  das  Abgeordneten- 
haus zu  veranlassen,  sich  in  monatelanger 
Beratung  mit  dem  lunf angreichen,  die  »Re- 
form der  direkten  Personalsteuem«  be- 
zweckenden Gesetzentwurfe,  welchen  noch 
der  letzte  Finanzminister  im  Kabinett  des 
Grafen  Taaffe  —  Dr.  Steinbach  —  zu 
Anfang  des  Jahres  1892  eingebracht  hatte, 
zu  befassen.  Das  Zustandekommen  des  ge- 
planten Gesetzes  zu  erleben,  war  freilich 
dem  Ministerium  Windischgrätz  auch  nicht 
gegönnt,  und  ebensowenig  gelang  dies  dem 
dasselbe  ablösenden  »Uebergangsministe- 
lium«,  in  welchem  Graf  Kielmannsegg 
Premier-  und  Dr.  Böhm  v.  Bawerk  Finanz- 
minister war.  Dies  zu  erreichen,  war  erst 
dem  folgenden,  unter  der  Präsidentschaft 
des  Grafen  ßadeni  gebildeten  JVIinisterium, 
dessen  Finanzminister  Dr.  v.  Biliriski  war, 
beschieden,  welchem  neben  den  bereits  be- 
sprochenen, das  Reformwerk  fördernden 
Momenten  noch  das  weitere  zu  Hilfe  kam, 
dass  die  Abgeordneten  nun  auch  von  der 
Erwägimg  beeinflusst  wurden,  dass  die 
mittlerweile  erfolgte  Zulassung  einer  ge- 
wissen Anzahl  von  durch  das  allgememe 
Stimmrecht  gewählten  Vortretern  in  das  Ab- 
geoixlnetenhaus  zur  Folge  haben  dürfte,  dass 
dieses  ein  noch  stärker  ausgesprochenes 
demoki-atisches  Gepräge  erhalten  wer-de,  als 
es  bisher  besass,  und  dass  daher  zu  ge- 
w^ärtigen  sei,  dass  eine  weitere  Verzögerung 
der  —  nachgerade  doch  allgemein  als  un-  i 
vermeidüch    anerkannten    —    Steuerreform 


zur  Folge  haben  müsste,  dass  diese  ein  den 
besitzenden  Klassen  ungünstigeres  Gepräge 
erhalten  würde,  als  damals  zu  erreichen  war. 

Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  es 
bei  der  Abfassung  des  hier  in  Betracht 
kommenden  Gesetzentwurfs  gelungen  war, 
auch  noch  über  ein  Bedenken  hmüberzu- 
kommen,  welches  bisher  nicht  gerade  ein 
ernstes  Hindernis  des  Zustandekommens  der 
Reform  der  direkten  Besteuerung  gebildet, 
aber  dasselbe  immerhin  auch  nicht  unbe- 
trächtlich erschwert  hatte:  das  Bedenken 
nämlich,  welches  sich  daraus  ei-gab,  dass 
der.  Reichsrat  verfassungsmässig  nicht  be- 
rechtigt ist,  das  Recht  der  autonomen  Körper- 
schaften, Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern 
anzuordnen,  zu  verkürzen,  dass  aber  anderer- 
seits Wert  darauf  gelegt  werden  musste;  die 
neue  Einkommensteuer  davor  zu  sichern, 
dass  sie  zum  Objekte  solcher  Zuschläge  — 
die  häufig  sehr  gross  sind  —  gemacht  würde. 

Freilich  hätten  wohl  alle  diese  dem  Zu- 
standekommen des  Reformwerkes  günstigen 
Momente  wahrscheinlich  noch  immer  nicht 
ausgereicht,  dasselbe  zur  Thatsache  werden 
zu  lassen,  wenn  nicht  schon  bei  der  Ab- 
fassung des  betreffenden  Gesetzentwurfs  und 
in  noch  höherem  Grade  im  Zuge  der  dies- 
fäUigen  parlamentarischen  Verhandlungen 
den  widerstreitenden  Interessen  der  im 
Reichsratö  vertretenen  Bevölkerungsklassen 
alle  niu*  erdenklichen  Konzessionen,  soweit 
(fieselben  mit  den  Grundgedanken  des  ganzen 
Werkes  nur  irgend  vereinbar  waren,  gemacht 
worden  wären.  Es  würde  zu  weit  führen, 
dieses  Thema  hier  in  seinen  Einzelheiten  zu 
behandeln ;  erwähnt  sei  nur,  dass  das  schliess- 
lich zu  Stande  gekommene  »G.  v.  25.  Oktober 
1896,  R.G.B1.  Nr.  220,  betreffend  die  Reform 
der  direkten  Personalsteuern«  in  seinen  ver- 
schiedenen Abschnitten,  so  auch  in  dem  die 
Einkommensteuer — welche  daselbst  übrigens 
zur  Unterscheidung  von  der  bestandenen 
Steuer  gleichenNamens  »Personaleinkommen- 
steuer« genannt  wird  —  behandelnden  IV. 
Hauptstücke  und  insbesondere  in  den  den 
Verzicht  des  Staates  auf  jede  fiskalische 
Ausnützung  der  Reform  sowie  dieVorsoi'ge 
für  die  Sicherung  der  neuen  Steuer  vor  den 
Zuschlägen  zum  Ausdrucke  bringenden  Ein- 
führungsbestimmungen die  Spm^n  seiner 
Entstehung  und  besonders  der  vielen  zum 
Zwecke  seiner  Perfektionierung  zwischen 
den  einander  widerstreitenden  Intei'essen  zu 
Stande  gekommenen  Kompromisse  deutlich 
an  sich  trägt. 

3.  SteUnng  der  nenen  Stener  im 
Systeme  der  direkten  Bestenemn^. 
Gnmdlegend  für  die  Stellung,  welche  die 
neue  Einkommensteuer  im  Systeme  der  in 
Oesterreich  bestehenden  direkten  Steuern 
erliielt,  und  für  die  Beziehungen,  in  welche 
sie  dort  zu  den  übrigen  direkten  Steuern 


Einkommensteuer  (Oesterreich) 


423 


trat,  war  der  Gedanke,  dass  jene  Steuer 
nicht  die  Bestimmung  erhalten  sollte,  an 
die  Stelle  der  durch  die  kaiserlichen  Patente 
V.  10.  und  29.  Oktober  eingeführten  gleich- 
namigen Steuer  zu  treten.  Es  wurde  viel- 
mehr beim  ganzen  Reformwerke  der  Ein- 
sicht Baum  gegeben,  dass  die  alte  Ein- 
kommensteuer längst  mit  den  neben  ihr  be- 
standenen Ertragssteuern  zu  einem  einheit- 
lichen Ganzen  verschmolzen  sei.  Anderer- 
seits wurde  zwar  bei  der  Schaffung  des 
Reformgesetzes  die  Tendenz  zu  Gnmde  ge- 
legt, die  neue  Einkommensteuer  allmählich 
zur  einzigen  direkten  Steuer  auszugestalten 
und  demgemäss  die  althergebrachten  Er- 
tragssteuern verschwinden  zu  lassen,  zu- 
gleich aber  in  der  Voraussicht,  dass  es 
geraume  Zeit  dauern  werde,  bis  von  jener 
Steuer  ein  ziu*  Realisierung  dieser  Absicht 
genögendes  Erträgnis  erwartet  werden  könne, 
dieselbe  auf  unbestimmte  Zukunft  vertagt 
und  \ielinehr  mit  der  Schaffung  der  neuen 
Einkommensteuer  sogar  noch  eine  Umge- 
staltung der  auf  die  Besteuerung  der  ge- 
werblichen Unternehmungen,  Kapitalrenten 
und  Dienst-  und  Lohnbezüge  bezüglichen 
Teile  des  alten  Ertragssteuersystems  ver- 
bimden,  welche  zwar  ebenso  wie  die  schon 
früher  erfolgte  Neugestaltung  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  bloss  den  Zweck  ver- 
folgte, die  gröbsten  Mängel  der  alten  Vor- 
schriften zu  beseitigen,  aber  doch  ganz  er- 
heblich einschneidender  war  als  die  oben 
er\vähnten  G.G.  v.  24.  Mai  1869  und  v.  9. 
Februar  1882,  weil  eben  die  Mängel,  denen 
hinsichtlich  der  Personalsteuern  Abhilfe  zu 
schaffen  war,  noch  grösser  wai'en  als  die- 
jenigen, welche  den  alten  Normen  über  die 
Besteuenmg  des  Grimdbesitzes  und  der  Ge- 
bäude angeklebt  hatten.  Insbesondere  sollte 
durch  diese  Umgestaltung  der  Ertragsbe- 
steuemng  noch  ein  Objekt,  welches  der- 
selben nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes 
zwar  auch  schon  bisher  unterworfen,  ihr 
aber  durch  die  Entwickelung  der  Hand- 
habung desselben  allmählich  fast  ganz  ent- 
schlüpft war  —  das  Erträgnis  der  zins- 
tragend angelegten  Kapitalien  nämlich  — 
wieder  in  ausgiebiger  Weise  imtorworfen 
werden. 

Hiernach  erschien  die  neue  Einkommen- 
steuer nun  zunächst  nicht  als  ein  Ersatz 
anderer,  zu  ihren  Gunsten  beseitigter,  son- 
dern einfach  als  eine  Vermehrung  der  be- 
stehenden Steuerarten,  was  im  Falle  der 
gleichzeitigen  unveränderten  Beibehaltung 
der  diesbezüglichen  Gesetzesbestimmungen 
die  Erhöhung  der  Gesamtlast  der  Steuer- 
träger um  den  durch  die  neue  Steuer  ein- 
zuhebenden Betrag  zur  Folge  gehabt  hätte. 
Da  nun  aber  die  Einführung  dieser  Steuer 
eben  keinen  ausgesprochenen  fiskalischen 
Zweck   haben  sollte,   so  musste  anlässlich 


derselben  eine  entsprechende  Herabsetzung 
des  Ertrages  der  aufrecht  gebliebenen  sons- 
tigen direkten  Steuern  herbeigeführt  werden. 
Dieser  Tendenz  dienen  die  Artt.  V — ^XII 
des  neuen  Gesetzes. 

4.  EinflnsB  der  neuen  Steuer  auf  die 
Hohe  der  aufrecht  erhaltenen  Ertrags- 
steuern  und  Sicherung  derselben  vor 
Zuschlägen  für  die  Zwecke  autonomer 
Körperschafton.  Die  Bestimmungen  über 
die  Herabsetzung  der  alten  Ertragssteuem 
entsiwrechend  zu  stilisieren,  war  keine  ganz 
leichte  Aufgabe,  weil  es  an  jedem  sicrheren 
Anhaltspimkte  zur  Beurtoüimg  des  aus  der 
neuen  Einkommensteuer  zu  gewärtigonden 
Ertrages  fehlte.  Es  handelte  sich  nac^li  dem 
bisher  Gesagten  darum,  einerseits  dafür  vor- 
zusorgen,  dass  der  Staat  durch  die  zu  be- 
wirkende Heiabsetzung  der  Ertragssteuern 
keine  Verkürzung  seiner  bisherigen  Ein- 
nalimen  aus  den  direkten  Steuern  erleide, 
andrerseits  aber  dafür,  dass  er  nur  bei  all- 
fälliger Erzielung  eines  ganz  unerwartet 
günstigen  Kesultates  der  neuen  Steuer  einen 
fiskalischen  Gewinn  aus  derselben  ziehen 
könne.  Noch  schwieriger  wiu^e  jene  Auf- 
gabe dadurch,  dass  die  auf  sie  bezüglichen 
Gesetzesbestimmimgen  mit  den  weiteren, 
welche  die  Sicherung  der  Einkommensteuer 
vor  der  Erhöhung  durch  Zuschläge  auto- 
nomer Köri)erschaften  bezweckten,  verriuickt 
wurden.  Wir  lassen  diese  Bestimmungen 
nebst  einer  unmittelbar  daran  anschliessen- 
den, welche  sich  auf  den  letzteren  Zweck 
aüein  bezieht  (Art.  XIII),  nachstehend  — 
mit  einigen  ^V^eglassungen  —  im  Wortlaute 
folgen : 

Art.  V.  Als  Erträgnis  der  direkten 
Personalsteuem  ist  in  jedem  Jahi^e  der 
Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  die  Summe 
anzusehen,  die  vom  1.  Jänner  bis  31.  De- 
zember auf  die  in  demselben  geregelten 
Steuern  ,  .  .  zur  Einzahlung  gelangt. 

Art.  VI.  Von  dem  . . .  bezeichneten  Er- 
trägnisse der  . . .  direkten  Personalsteuem 
verbleibt  dem  Staatsschatze  während  der 
Jahre  1898  und  1899  ausser  den  mit  jährlich 
1200000  Gulden  bezifferten  Veranlagimgs- 
kosten  zunächst  derjenige  Betrag,  welcher 
demselben  schon  nach  den  bisherigen  Ge- 
setzen zugeflossen  wäre 

Art.  vU.  Aus  dem  Mehrerträgnisse 
werden  Steuernachlässe  und  Überweisungen 
an  die  Landesfonde  ^)  im  Sinne  der  folgenden 
Bestimmungen  gewährt. 

Art.  VIII.  Abgesehen  von  dem  durch 
die  Festsetzung  der  Erwerbssteuerhaupt- 
summe  mit  17732  000  Gulden  (§  11)  für  die 


^)  d.  h.  an  die  Kassen  der  Provinzialver- 
tretungen  (die  Provinzen  werden  in  Oesterreich 
„Länder"  oder  „Königreiche  und  Länder''  ge- 
nannt.) 
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allgemeine  Erwerbssteuer  gewährten  Nach- 
lasse findet  an  der  vorgescliriebenen  Grund- 
steuer und  Gebäudesteuer  mit  Ausnahme 
der  5  prozentigen  Steuer  vom  Ertrage  steuer- 
freier Gebäude  ein  Nachlass  von  10  %  ihres 
Beti*ages  vom  1.  Jänner  1898  an  statt.*) 

Art.  IX.  1.  Der  nach  Bestreitung  der 
im  Artikel  YIII  vorgesehenen  Nachlässe 
noch  verbleibende  Übersehuss  wird,  insofern 
er  3000000  Gulden  jährlich  nicht  über- 
schreitet, den  Landesfonden  in  der  Art  zu- 
gewendet,  dass  ein  jenem  Überschüsse 
gleichkommender  aliquoter  Teil  der  staat- 
lichen Realsteuern  den  Ländern  überwiesen 
wird. 

2.  In  Ausführung  dieser  Bestimmung 
wird  während  der  Jahre  1898  mid  1899 
jedes  Land  soviele  Prozente  des  im  be- 
treffenden Lande  und  Jalire  erzielten  Er- 
trages der  staatlichen  Realsteuern  über- 
wiesen erhalten,  als  die  für  das  gleiche 
Jahr  zur  Überweisung  an  sämtliche  Länder 
gelangende  Gesamtsumme  Prozente  des  ge- 
samten Realsteuererträgnisses  ausmacht. 

3.  (Tbersteig-t  der  Übersehuss  den  Betrag 
von  3000  000  Gulden,  so  werden  die  weiteren 
Mehrbeträge  und  zwar  in  nachfolgender 
Reihenfolge  verwendet : 

a)  Zur  Erhöhung  der  im  Artikel  VIII 
bezeichneten  Steuemaclilässe  bis  zu  einem 
gleichzeitig  zu  erreichenden  Höchstausmasse 
des  gesamten  Nachlasses  von  lo^/o  bei  der 
Grundsteuer,  12  ^'2  ^/o  bei  der  Gebäudesteuer 
und  zu  einer  solchen  Ermässigung  der  Er- 
werbssteuerhauptsumme,  dass  dadiu'ch  der 
Nachlass  an  der  allgemeinen  Erwerbsteuer 
auf  25^/0  jenes  Betrages  erhöht  wird,  der 
bei  der  Berechnung  der  Erwerbsteuerhaupt- 
summe ...  zu  Gnmde  gelegt  wurde; 

b)  Zur  Ermässigung  der  Steuer  für  die 


')  Znm  Verständnisse  dieser  Bestimmung 
ist  zu  bemerken,  dass  die  „aUffemeine  Erwerb- 
steuer" die  Besteuerung  des  Ertrages  gewerb- 
licher Unternehmungen  (mit  Ausnahme  der  zur 
öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten) 
bezweckt  und  an  die  Stelle  der  Besteuerung 
dieser  Ertragsquelle  durch  die  alte  Erwerb- 
und  Einkommensteuer  getreten  und  kontingen- 
tiert worden  ist;  die  im  bezogenen  §  11  des 
neuen  Gesetzes  enthaltene  Fixierung  des  Er- 
trages der  ersteren  Steuer  repräsentiert  gegen- 
über der  bisherigen  Belastung  jener  Unterneh- 
mungen durch  direkte  Steuern  einen  Nachlass, 
welcher  auf  20°;o  veranschlagt  war,  sich  aber 
thatsächlich  etwas  höher  (nämlich  auf  22,o°/o) 
stellt.  Die  öprozentige  Steuer  vom  Ertrage 
steuerfreier  Häuser  ist  ein  eigentümliches  Ge- 
bilde der  österreichischen  Steuergesetzgebung, 
welches  den  Effekt  hat,  dass  die  bestehencie 
Befreiung  neugebauter  Häuser  von  der  (20, 
resp.  26  r'a  prozentigen)  Hauszinssteuer  nicht  die 
vollständige  Freimachung  derselben  von  der 
staatlichen  Besteuerung  bewirkt. 


der  öffentlichen  Rechnungslegung  unter- 
worfenen Unternehmungen  bis  auf  10  ®/o  *) . . . 

Die  im  vorstehenden  Absätze  3  sub  a 
und  b  vorgesehenen  Steuerermässigungen 
treten  für  das  jeweils  nächstfolgende  Jahr 
in  Kraft. 

4.  Sobald  endlich  die  in  lit.  a  und  b 
bezeichneten  Steuernachlässe  und  Ermässi- 
gungen erreicht  sind,  fliessen  etwa  noch 
weiter  verbleibende  Überschüsse  aus  dem 
Jalireserträgnisse  zur  Hälfte  in  die  Staats- 
kasse, zur  Hälfte  werden  dieselben  den 
Landesfonden  in  dem  in  Absatz  1  und  2 
bezeichneten  Verhältnisse  zugewendet. 

Art.  X.  In  der  Periode  von  1900  bis 
einschliesslich  1909  wird  über  die  Erträg- 
nisse der  direkten  Personalsteuern  in  folgen- 
der Weise  verfügt: 

1.  Aus  jedem  Jahreserträgnisse  werden 
zunächst  jene  Beträge  reservirt,  welche  not- 
wendig sind,  um 

a)  den  Abgang  aus  den  nach  Art.  YIII 
an  den  staatlichen  Realsteuern  eintretenden 
Nachlässen  für  das  betreffende  Jahr  zu  decken ; 

b)  den  Ländern  den  Betrag  von  3000  000 
Gulden  zu  überweisen. 

2.  Sodann  empfängt  die  Staatskasse  eine 
Summe,  welche  für  das  Jahr  1900  um  25  ®'o 
höher  zu  bemessen  ist,  als  der  der  Staats- 
kasse im  Jahre  1899  aus  dem  Erträgnisse 
der  direkten  Peraonalsteuern  gemäss  Art.  VI 
verbleibende  Betrag  und  welche  sich  für 
jedes  der  folgenden  Jahre  .  .  .  um  weitere 
2®/o  steigert. 

3.  Die  hienach  in  jedem  Jahre  noch  er- 
übrigenden Mehrerträgnisse  wei'den  in  der 
im  Art.  IX,  Abs.  3  und  4  angeordneten 
Weise  venv endet. 

•^jrL.   ^vl..   ... 

Art.  Xn.  Die  definitive  Festsetzung  des 
Ausmasses  der  direkten  Ertragssteuern  findet, 
sobald  das  im  Art.  IX,  Abs.  3  a)  bezeiclmete 
Höchstausmass  der  Nachlässe  erreicht  ist, 
längstens  aber  im  Jahre  1909  im  Gesetz- 
gebungswege statt  .  .  . 

Desgleichen  sind  im  Jahre  1909  die 
IJber Weisungen  an  die  Länder  gesetzlich  zu 
regeln 

Art.  XIII.  Die  in  den  Artikeln  V  bis 
XIT  erwähnten  Nachlässe  an  den  Realsteuern 
und  t)berweisungen  finden  nur  rücksichtlich 
der  Realsteuerträger,  beziehungsweiseLandes- 
fonde  jener  Länder  statt,  deren  Landesge- 
setzgebung längstens  mit  Ablauf  der  ersten 
Landtagssossion  nach  Eintritt  der  Wirksam- 
keit des  Gesetzes,  betreffend  die  direkten 
Personalsteuern  die  Freilassung  der  durch 
dieses  Gesetz   einzufülirenden  Personalein- 


^)  Diese  Unternehmungen  haben  nämlich 
dermalen  unter  dem  Titel  einer  sie  besonders 
betreffenden  Erwerbsteuer  eine  Abgabe  von 
lOVs^'o  il'r^s  Reinertrages  zu  leisten. 
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kommensteiier  von  allen,  der  Kompetenz  der 
Landesgesetzgebung  unterliegenaeu  Zu- 
schlägen normirt  haben  werden.  .  .  .^) 

5.  Finanzielle  Bedeutung  der  nenen 
Steuer.  Seitens  der  Regierung  war  bei  der 
Fonnuliening  ihrer  Vorschläge,  aus  deren 
parlamentarischer  Behandlung  die  eben  mit- 
geteilten Bestimmungen  hervorgegangen  sind, 
angenommen  worden,  dass  das  Erträgnis 
der  neuen  Einkommensteuer  sich  im  ersten 
Jahre  ihrer  Veranlagmig  (1898)  auf  min- 
destens 16557  000  Gulden  belauf en  würde ; 
durch  jene  Behandlung  hat  das  Regienmgs- 
projekt  aber  Modifikationen  erfahren,  deren 
Ergebnis  darin  besteht,  dass  das  Gesetz 
nunmehr  auf  der  Annahme  beruht,  dass  die 
neue  Einkommensteuer  im  ersten  Jahre  ein 
Erträgnis  von  mindestens  180(K)  000  Gulden 
liefern  werde.  Denn  diesen  Betrag  muss 
sie  liefern,  damit  der  Staat  aus  den  nach 
den  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  um- 
gelegten direkten  Steuern  dasselbe  Erträg- 
nis erzielt,  welches  er  im  angeführten  Jahre 
bei  Fortdauer  der  alten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen erzielt  haben  wilrde,  imd  zu- 
gleich die  Pi-ovinzen  die  ümen  zugedachten 
Ü  berweisimgsbeträge  erhalten . 

Der  thatsächliche  Erfolg  der  Durch- 
führung des  neuen  Gesetzes  hat  den  Er- 
wartungen derjenigen  Parlamentarier,  wel- 
che die  erwähnte  Modifikation  der  Re- 
gienmgsvoi-schläge  durchsetzten,  nicht  nur 
Recht  gegeben,  sondern  dieselben  sogar  noch 
übertroffen,  da  die  Gesamtsumme  der  zur 
Verechreibung  gelangten  Steuerbeträge  sich 
nach  den  seither  diu-ch  amtliche  Publikationen 
bekannt  gewordenen  Yeranlagungsresiü taten 
auf  22  236  658  Gulden  beläuft — auf  einen  Be- 
trag also,  welcher  nicht  nur  zur  Sicherung  des 
Staates  vor  einer  Verkürzung  durch  die  be- 
willigten Nachlässe  an  der  Grund-,  Gebäude- 
imd  allgemeinen  Erwerbsteuer,  sondern  auch 
noch  zu  einer  Erhöhung  derselben  ausge- 
reicht hat,  welche  dadurch  realisiert  worden 
ist,  dass  der  Xachlass  an  der  Grundsteuer 
auf  12^/2  ®/o,  der  an  der  Gebäudesteuer  aber 
auf  11*^;  10^/0  erhöht  und  die  Erwerbsteuer- 
hauptsumme auf  17  457000  Gulden  herab- 
fesetzt  worden  ist;  einen  Gewinn  für  den 
iskus  hat  jenes  Verschreibungsi-esultat  aber 
nicht  übrig  gelassen. 

6.  Grundsätze  für  die  Feststellung 
der  Besteuerungsgrundlage.   Hinsichtlich 

")  Durch  diesen  A.rtikel  in  Verbindung  mit 
den  Artikeln  VII  und  IX  sollte  die  nach  dem 
früher  Gesa^n  als  notwendig  erachtete  Siche- 
rung der  Einkommensteuer  vor  der  Erhöhung 
durch  die  Zuschläge  der  Länder.  Bezirke,  Ge- 
meinden n.  8.  w.  erreicht  werden.  Dies  ist 
durch  denselben  auch  thatsächlich  gelungen : 
sämtliche  Provinzialvertretungen  (Landtage) 
haben  seither  den  dort  zum  Ausdrucke  gelangten 
Intentionen  entsprochen. 


der  subjektiven  SteuerpfUcht  stellt  das 
Gesetz  (§  153)  den  Gnmdsatz  auf,  dass  der- 
selben —  ausser  den  ihr  ebenfalls  unter- 
worfenen ruhenden  Erbschaften  —  lediglich 
phj'sische  Personen  unterworfen  sind.  Diese 
unterliegen  der  Einkommensteuer,  wenn  sie 
die  östen'eichisclie  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzen und  in  Österreich  wohnen,  hinsicht- 
lich ihres  ganzen  Einkommens,  während  im 
Auslande  wohnende  Inländer  und  im  In- 
lande  wohnende  Ausländer  zu  derselben  nur 
unter  gewissen  Bedingimgen  heranzuziehen 
sind;  für  den  Fall,  dass  die  Anwendung  der 
diesbezüglichen,  im  allgemeinen  auf  dem 
Territorialprincipe  beruhenden,  aber  in  man- 
cher Hinsicht  aarüber  hinausgehenden  Be- 
stimmungen —  oder  auch  die  des  hinsicht- 
lich der  eigenen  Staatsangehörigen  aufge- 
stellten Grundsatzes  —  infolge  gesetzlicher, 
auf  den  betreffenden  Steuerträger  ange- 
wendeter ausländischer  Normen  eine  Doppel- 
besteuerung desselben  zur  Folge  haben  würde, 
wurde  der  Finanzverwaltung  im  §  285  des 
Gesetzes  die  allgemeine  Vollmacht  erteilt, 
»hinsichtlich  solcher  Personen  luid  Steuer- 
quellen, welche  der  Steuerhoheit  mc^hrerer 

Staatsgebiete  unterliegen nach  den 

Grundsätzen   der  Reciprocität  vorzugehen.« 

Von  der  Einkommensteuer  sind  befreit: 
der  Kaiser,  die  Mitglieder  des  kaiserlichen 
Hauses  hinsichtlich  der  Apanagen,  das  Per- 
sonal der  dii)lomatischen  Vertretimgen  hin- 
sichtlich seines  aus  dem  Auslande  stammen- 
den Einkommens,  die  mit  Maria-Theresia- 
Ordenspensionen  sowie  die  mit  den  den  Be- 
sitzern von  Tapferkeitsmedaillen  zukommen- 
den Bezügen  oder  Verwundungszulagen 
(welche  letzteren  den  im  Ktiege  Verwun- 
deten unter  gewissen  Voraussetzungen  ge- 
bühren) beteilten  Personen  hinsichtlich  dieser 
Einkünfte,  Militärpersonen  hinsichtlich  ihrer 
Dietistesbezüge  (§  154). 

Wenn  MUitärpersonen  ausser  dem  be- 
freiten Einkommen  noch  ein  anderes  be- 
ziehen, so  ist  behufs  Beurteilung  der  Steuer- 
pflicht desselben  und  des  darauf  eventuell 
entfallenden  Steuersatzes  deren  Gesamtein- 
kommen zu  ermitteln  —  eine  Bestimmung, 
welche  mit  dem  im  Gesetze  zur  Geltung 
gekommenen  Grund satze  der  progressiven 
Besteuenmg  höherer  Einkommen  (s.  u.)  zu- 
sammenhängt und  bezweckt,  dass  das  nicht 
befreite  Einkommen  der  Militärpersonen 
nach  der  der  wirtschaftlichen  Lage  der- 
selben entsprechenden  Progression  besteuert 
werde. 

Erwähnung  verdient  übrigens,  dass  das 
Zugeständnis  der  Befreiung  der  Dienstesbe- 
züge der  Militärpersonen  von  der  Ein- 
kommensteuer zum  Teile  auf  historische 
Verhältnisse  —  auf  den  Umstand  nämlich, 
dass  diese  Einkommensquelle  schon  hinsicht- 
lich   der   alten   Einkommensteuer   dieselbe 
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Begünstigung  genoss  —  zum  Teile  auf  die 
Berücksichtigung  der  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse der  Monarchie  —  vermöge  welcher 
der  Offizier  bald  in  einer  der  östen^eichischen, 
bald  in  einer  der  von  dieser  verschiedenen 
ungarischen  Steuergesetzgebung  unterwor- 
fenen Garnison  stationiert  sein  kann  —  zu- 
rilckzuführen  ist 

Ohne  Rückeicht  auf  ihre  persönliche 
Eigenschaft  sind  von  der  Einkommensteuer 
befreit  alle  diejenigen,  deren  gesamtes  Jahres- 
einkommen den  Betrag  von  600  Gulden  nicht 
überschreitet  (§  155). 

Dem  an  die  Spitze  der  auf  die  Ein- 
kommensteuer bezüglichen  Bestimmungen 
des  Gesetzes  gestellten  Grundsatze,  dass 
diese  Steuer  nur  von  physischen  Personen 
verlangt  werde,  entspricht  es,  dass  hinsicht- 
lich eines  solchen  Einkommens,  das  mehreren 
Personen  gemeinschaftlich  zufüesst,  angeord- 
net wurde  (§  158),  dass  »der  für  jeden  ein- 
zelnen Teilhaber  aus  dem  Gesamteinkommen 
entfallende  Teil  als  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen anzusehen  ist« ;  diese  Regel  hat 
insbesondere  auch  auf  die  Besteuerung  der 
Mitglieder  geistlicher  Korporationen  Anwen- 
dung zu  finden. 

Eine  wichtige,  geradezu  die  Bedeutung 
eines  Hauptgrundsatzes  des  Gesetzes  bildende 
Ausnahme  vom  Principe,  dass  nur  die  ein- 
zelnen physischen  Personen  als  Steuersub- 
jekte zu  behandeln  seien,  statuiert  der  §  157, 
welcher  anordnet,  dass  bei  der  Veranlagimg 
der  Einkommensteuer  dem  Einkommen  des 
Vorstandes  einer  Haushaltung  das  Ein- 
kommen der  sonstigen  Angehörigen  derselben 
zuzurechnen  ist. 

Als  Einkommen  ist  »die  Summe  aller 
in  Geld  oder  Geldeswert  bestehenden  Ein- 
nahmen der  einzelnen  Steuerpflichtigen  mit 
Einschluss  des  Mietwertes  der  Wohnung  im 
eigenen  Hause  oder  sonstiger  freier  Woh- 
nung sowie  des  Wertes  der  zum  Haushalte 
verwendeten  Ergebnisse  der  eigenen  Wirt- 
schaft und  des  eigenen  Gewerbsbetriebes 
sowie  sonstiger,  dem  Steuerpflichtigen  allen- 
falls zukommender  Natural eingänge«  nach 
Abzug  der  Gestehungskosten  und  der 
Schuldzinsen  anzusehen ;  ausserordentliche 
Einnahmen  aus  Erbschaften,  Kapitalver- 
sicherungen und  Schenkungen  gelten  nicht 
als  steuerpflichtiges  Einkommen,  Gewinn 
aus  der  Veräussenmg  von  Vermögensobjek- 
ten niu"  dann,  wenn  dieselbe  im  Betriebe 
einer  Erwerbsimternehmung  oder  in  Aus- 
führung eines  Spekulationsgeschäftes  erfolgt 
ist  (§  159). 

Als  Gestehungskosteq  werden  neben  den- 
jenigen Ausgaben,  welche  schon  nach  dem 
gewöhnlichen  Sprachgebrauche  unzweifelhaft 
als  solche  anzusehen  sind,  noch  bezeichnet : 
die  Versichenmgsprämion  für  alle  Arten 
von  Schadenversicherungen  sovne  diejenigen. 


welche  für  die  Versicherung  des  Steuer- 
pflichtigen auf  den  Todes-  oder  Lebensfall 
gezalilt  werden,  letztere  aber  nur  dann, 
wenn  sie,  falls  der  Steuerpflichtige  allein 
versichert  ist,  den  Betrag  von  jälirüch 
100  fl.  nicht  übersteigen,  währenci  dann, 
wenn  auch  der  Ehegatte  und  die  Familie 
des  Steuerpflichtigen  versichert  sind,  der 
»abzugsberechtigte  Betrag  für  alle  Versiche- 
nmgsprämien  zusammen  200  fl.  erreichen 
darf«.  Weiter  gelten  noch  als  Gestehimgs- 
kosten  »Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-, 
Altei-s-'  und  Invalidenversicherungs- ,  Wit- 
wen-, Waisen-  und  Pensionskassen  oder 
derlei  Anstalten,  sofern  der  Steuerpflichtige 
gesetz-  oder  vertragsmässig  zum  Eintritte 
in  die  Versicherungsanstalt  oder  zur  Ent- 
richtung der  Beiträge  verpflichtet  ist«;  die 
vom  Steuerpflichtigen  bezahlten  direkten 
Steuern  (mit  Ausnahme  der  Einkommen- 
steuer) samt  Zuschlägen,  Konkurrenzbeiträge 
zu  öffentlichen  Zwecken  und  Patronats- 
lasten  (§  160). 

Ausdrücklich  von  der  Behandlung  als 
das  Einkommen  schmälernde  Ausgaben  aus- 
geschlossen sind:  alle  Verwendungen  zur 
Vergrösserung  des  Vermögens,  Verluste,  die 
lediglich  den  Vermögensstamm  betreffen, 
Zinsen  für  das  in  einer  Unternehmung  an- 
gelegte eigene  Kapital  des  Steuerpflichtigen, 
Ausgaben  für  den  eigenen  Haushalt  (mit 
Ausnahme  der  Beköstigung  der  im  eigenen 
Wirtschaftsbetriebe  dauernd  verwendeten 
Familienglieder,  welche  unter  die  Betriebs- 
kosten zu  rechnen  ist),  endlich  Geschenke 
und  ähnliche  Zuwendungen  an  andere  Per- 
sonen, welche  nicht  den  Charakter  von  Ge- 
stehungskosten haben  (§  162). 

Die  §§  163—171  enthalten  Detailbe- 
stimmungen hinsichtlich  der  Beurteilung 
der  Steuerpflicht  einzelner  Einkommens- 
zweige, als  welche  angeführt  werden:  Ein- 
kommen aus  Grundbesitz,  wobei  zwisdien 
dem  mittelst  Bewirtschaftung  des  Bodens 
durch  den  Grundbesitzer  selbst  imd  dem 
anlässlich  einer  Verpachtung  durch  den 
Pächter  und  Verpächter  erzielten  unter- 
schieden wird ;  Einkommen  aus  vermieteten 
und  aus  vom  Besitzer  selbst  benützten 
Häusern ;  Einkommen  aus  selbständigen  Er- 
werbsunternehmungen ;  Einkommen  aus 
Dienst-  und  Lohnbezügen;  Einkommen  aus 
Kapitalvermögen. 

Das  Ausmass  der  Einkommensteuer  ist 
(§  172)  für  Einkommen  bis  48000  fl.  durch 
eine  Skala  geregelt,  welche  Einkommen- 
stufen und  ftir  jede  derselben  einen  auf 
die  dahin  gehörenden  Einkommen  anzuwen- 
denden Steuersatz  aufstellt;  die  erste  Stufe 
umfasst  die  Einkommen  von  mehr  als  600 
bis  einschliesslich  625  fl.,  welche  mit  360  fl. 
zu  besteuern  sind,  während  die  letzte  in 
die  Skala  aufgenommene  Stufe  die  Einkom- 
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aaen  von  über  46000  fl.  bia  einschliesslich 
48000  jQ.,  auf  welche  eine  Steuer  von  18G0  fl. 
entfällt,  umfasst.  »Bei  Einkommen  von  tiber 
48000  fl.  bis  einschliesslich  100000  fl.  stei- 
gen die  Stufen  um  je  2000  fl.  und  die 
Steuer  um  je  100  fl.;  bei  Einkommen  von 
über  100000  fl.  beträgt  die  Steuer  4650  fl.; 
bei  Einkommen  von  über  105000  fl.  steigen 
die  Stufen  um  je  5000  fl.  und  die  Steuer- 
sätze um  je  250  fl.«  Hiemach  beträgt  die 
Steuer  bei  einem  Einkommen  von  6U0  fl. 
0,6  ®/o,  bei  einem  solchen  von  ca.  1000  fl. 
l^/o,  bei  ca.  3000  fl.  20/o,  bei  ca.  10000  fl. 
S%  bei  ca.  30000  fl.  3,5%,  bei  ca.  48000 
fl.  4*^'o,  um  sich  von  da  an  dem  Ausmasse 
von  o^lo  zu  nähern,  ohne  dasselbe  jedoch 
jemals  ganz  zu  erreichen.  Wenn  bei  Per- 
sonen, die  nur  hinsichtlich  eines  Teils  ihres 
Einkommens  der  Steuerpflicht  unterüegen, 
Einkommen  von  600  fl.  oder  weniger  zur 
Besteuerung  kommen,  so  »vermindern  sich 
die  Einkommenstufen  um  je  25  fl.  und  die 
Steuer  um  je  15  Kreuzer». 

Besondere  Hervorhebung  verdient  der 
§  173,  welcher  lautet :  »Stehen  in  der  Ver- 
sorgimg  eines  Haushaltungsvorstandes,  dessen 
Einkommen  2000  fl.  nicht  übei-schreitet,  ab- 
gesehen von  seinem  Eliegatten,  mehr  als 
zwei  Familienglieder,  welche  kein  selbstän- 
diges Einkommen  beziehen,  so  wird  für 
jedes  derartige  Familienghed  über  diese 
Anzahl  vom  Einkommen  des  Haushaltungs- 
vorstandes */20  in  Abzug  gebracht.  Hierbei 
hat  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe 
des  Abzuges  die  Ermässigung  des  Steuer- 
satzes um  mindestens  eine  Stufe  einzutreten. 
AVird  jedoch  durch  den  Ehegatten  oder 
andere  Famiüenglieder  ein  dem  Einkommen 
des  Haushaltungsvorstandes zuzu- 
rechnendes Arbeitseinkommen  erworben,  so 
ist  für  jedes  solche  Familienglied  der  Be- 
trag von  250  fl.,  falls  aber  sein  zugerech- 
netes Arbeitseinkommen  niu*  einen  geringe- 
ren Betrag  erreicht,  dieser  ...  in  Abzug 

zu  bringen Erübrigt    infolge    der 

voratehend  normierten  Abzüge  ein  anrechen- 
bares Einkommen  von  nicht  mehr  als  600 
fl.,  so  entfällt  die  Einkommen steuerpflicht«. 

Ausser  der  Anzahl  der  Familienglieder 
und  dem  Arbeit svertlienste  derselben  dürfen 
übrigens  bei  allen  Steuerpflichtigen,  deren 
Einkommen  5000  fl.  nicht  übersteigt,  »be- 
sondere die  Leistungsfähigkeit«  dei-selben 
»wesentlich  beeinträchtigende  Verhältnisse« 
(besonderer  Aufwand  für  Familienangehörige, 
Krankheit,  Unglücksfälle)  in  der  Art  be- 
rücksichtigt werden,  dass  eine  Ermässigimg 
des  Steuersatzes  um  höchstens  drei  Stufen 
gewälui;  wird.  Bei  denjenigen  Steuerpflich- 
tigen, deren  Einkommen  675  fl.  nicht  über- 
steigt, kann  aus  diesem  Grunde  auch  voUe 
Steuerfreiheit  gewährt  werden  (§  174). 
.   7.  Das  VeraiilagnDgsverfahren.    Das 


Yeranlagungsgeschäft  wird  ziun  Teile  diu*ch 
die  von  fi-üher  her  bestehenden  Steuerbe- 
messungsbehörd  en  (Steueradministrationen, 
[Steuerreferate  der]  Bezirkshauptmannschaf- 
ten), teils  durch  zu  diesem  Zwecke  gebildete 
Kommissionen  besorgt.  Die  Kommissionen 
führen  die  Bezeichnung  »Schätzungskommis- 
sionen« ;in  der  Regel  ist  für  jeden  politischen 
Bezirk  und  für  j(KTen  Ort  mit  mehr  als  10  (KX) 
Einwohnern  je  eine  solche  Kommission  zu 
bestellen;  übrigens  ist  der  Regierung  hin- 
sichtlich der  Abgrenzung  der  Schätzungs- 
bezirke eine  nahezu  unbeschränkte  Voll- 
macht zur  Abweichung  von  der  aufgestell- 
ten Regel  eingeräumt 

Ausser  den  Schätzungskommissionen  be- 
stehen auch  no(;h  Kommissionen  höherer 
Instanz ,  welche  Beruf  ungskomraissionen 
heissen  und  deren  je  eine  in  der  Regel  für 
je  ein  Kronland  aufzustellen  ist;  auch  hier 
ist  al>er  eine  Teilung  der  Sprengel  nach 
Erforderais  gestattet. 

Zwischen  den  Schätzungskommissionen 
und  den  Steuerbehörden  ist  das  Yeranla- 
gimgsgeschäft  in  der  Art  geteilt,  dass  die 
letzteren  die  möglichst  vollständige  Vorbe- 
reitung dieses  Geschäftes  und  naith  erfolgter 
Besorgung  desselben  die  Durchfühnmg  der 
Steuervorschreibung  und  die  Ausfertigung 
der  Zahlungsaufträge,  die  ersteren  aber  die 
eigentliche  Einkommen  Schätzung  und  die 
Festsetzung  der  auf  Grund  derselben  ent- 
fallenden Steuersätze  zu  besorgen  haben. 

In  einem  ähnlichen  Verhältnisse  stehen 
die  Beruf  ungskomraissionen,  denen  die  Ent- 
scheidung über  alle  gegen  das  Verfaliren 
der  Schätzungskoramissionen  eingebi-achten 
Beschwerden  überhaupt  und  insbesondei-e 
gegen  die  von  dieser  vorgenommenen  Fest- 
stellungen der  Steuei'sätze  obliegt  (§  178), 
zu  den  Finanzlandesbehörden. 

Die  Feststellung  der  Zahl  der  Mitglieder 
der  Kommissionen  wurde  dem  Finanzmi- 
nister überlassen,  welchem  auch  die  Er- 
nennung der  Vorsitzenden  derselben  oblieg  • 
die  Hälfte  der  Kommissionsmitglieder  wird 
von  den  Steuerträgern  gewählt,  die  andere 
Hälfte  —  von  der  aber  wieder  nur  die 
Hälfte  dem  Stande  der  aktiven  Staatsbeam- 
ten angehören  darf  —  vom  Finanzminister 
ernannt. 

Die  durch  Wahl  zu  bestellenden  Kom- 
mission smitglied  er  werden  in  Wahlkörpern 
—  deren  für  jeden  Schätzungsbezirk  drei 
aufzustellen  sind  und  deren  jeder  ein  Drit- 
tel jener  Mitglieder  zu  wählen  hat  —  ge- 
wählt. Behufs  Bildung  dieser  Wahlkörper 
wird  die  Summe  der  von  allen  Steuerträ- 
gern eines  Bezirkes  zu  bezahlenden  Steuer 
ermittelt  und  in  drei  gleiche  Teile  geteilt; 
die  je  einen  dieser  Teile  aufbringenden 
Steuerpflichtigen  bilden  je  einen  Walilkör- 
per  (§  181). 
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Die  Mitglieder  und  Stellvertreter  der 
Beruf ungskommissionen,  deren  Anzahl  eben- 
falls der  Finanzminister  bestimmt,  werden 
zur  Hälfte  von  den  Landtagen  gewählt,  zur 
HäJfte  vom  Finanzminister  ernannt ;  von  den 
ernannten  darf  auch  hier  wieder  höchstens 
die  Hälfte  dem  Stande  der  aktiven  Staats- 
beamten angehören;  auch  für  diese  Kom- 
missionen werden  die  Voi^sitzenden  vom 
Finanzminister  ernannt. 

Dem  Vorsitzenden  einer  Kommission  liegt 
die  Leitung  der  Geschäfte  dei-selben  und 
die  Verantwortlichkeit  für  die  richtige  An- 
wendung dos  Gesetzes  ob ;  jeder  Kommission 
kann  vom  Finanzminister  ein  Finanzbeamter 
als  Eeferent  beigegeben  werden,  welcher 
aber  als  solcher  kein  Stimmrecht  hat. 

Das  Veranlagimg-sgeschäft  beginnt  mit 
der  Anlegung  eines  Verzeichnisses  der  ver- 
mutlich steuerpflichtigen  Personen,  welches 
jede  Steuerbehörde  nach  Einvernahme  von 
Vertrauen smännern  —  welche  in  Orten  mit 
mehr  als  10000  Einwolmern  durch  deren 
Vertretungen,  in  den  anderen  aber  durch 
die  Bezirksvertretungen  oder  die  Landes- 
ausschüsse ernannt  werden  —  anzulegen 
hat  (§  199);  dieselbe  hat  lüerbei  im  ganzen 
vollständige  Freiheit,  nacli  ihrem  Ermessen 
vorzugehen  ;  nur  hinsichtlich  der  bäuerlichen 
Grundbesitzer  wurde  im  Art.  41  der  Voll- 
zugsvorsclirift  (Erlass  des  Finanzministeriums 
V.  24.  April  1897,  RG.Bl.  Nr.  108)  ange- 
ordnet, dass  dieselben  dann,  wenn  der  Ka- 
tasti-alreinertrag  ihres  Grundbesitzes  nicht 
mehr  als  250  Gulden  jährlich  beträgt  und 
sie  sonst  kein  Einkommen  haben,  in  der 
Regel  in  jenes  Verzeichnis  nicht  aufzunehmen 
seien. 

Die  Besitzer  bewohnter  Häuser  sind 
verpflichtet,  alljährlich  binnen  einer  von 
den  Finanzlandesbehörden  zu  bestimmenden 
Frist  den  Steuerbemessimgsbehöi-den  Nach- 
weisungen aller  Hausbewohner  zu  über- 
reichen; dieselbe  Verpflichtung  liegt  den 
Aftervermietern  hinsichtlich  der  Aftermieter 
und  den  Haushaitun gsvoi-ständen  liinsichtlich 
aller  ein  eigenes  Einkommen  besitzender, 
zu  ihrem  Haushalte  gehörender  Personen  ob 
(§  200).  Ausserdem  haben  alle  Dienstgeber 
alljähiich  den  Steuerbehörden  diejenigen 
ihrer  Bediensteten,  deren  durch  sie  auszu- 
zahlenden Bezüge  den  Jahresbetrag  von  600 
Gulden  übersteigen,  nebst  der  Höhe  dieser 
Bezüge  bekannt  zu  geben. 

Die  Grundlage  des  weiteren  Veranlagungs- 
verfahrens wird  hinsichtlich  derjenigen 
Steuerpflichtigen,  deren  Jahreseinkommen 
den  Betrag  von  1000  Gulden  überechreitet, 
durch  Bekenntnisse  gebildet,  zu  deren  Ein- 
bringmig  dieselben  vei-pflichtet  sind.  Das 
Bekenntnis  hat  das  Einkommen  nach  seinen 
Hauptbestandteilen  zu  specifizieren.  Auch 
Personen,  deren  Einkommen   1000  Gulden 


nicht  überschreitet,  können  seitens  der 
Steuerbemessungsbehörden  oder  seitens  des 
Vorsitzenden  der  Veranlagungskonimission 
zur  Einbringimg  von  Bekenntnissen  verhalten 
werden  und  sind  übrigens  auch  ohne  solche 
Auffordening  berechtigt,  Bekenntnisse  ein- 
zubringen. 

Die  Steuerbehörden  haben  behufs  Vor- 
bereitung der  Veranlagung  die  einlangenden 
Bekenntnisse  einer  vorläufigen  Prüfung  zu 
unterziehen  und  deren  eventuell  notwendige 
Ergänzung  und  Richtigstellung  zu  veranlassen 
und  auch  liinsichtlich  der  nicht  zur  Bekennt- 
nislegung  verpflichteten  Steuerpflichtigen 
alle  erlangbaren  und  zur  Beurteilung  der 
Einkomraensverhältnisse  derselben  geeigneten 
Daten  zu  sammeln ;  zu  diesem  Zwecke  sind 
sie  mit  weitgehenden  Vollmachten  ausge- 
rüstet (§§  206  und  207);  auch  haben  sie 
das  ganze  gesaimnelte  Material  in  eine  die 
Benutzung  desselben  durch  die  Schätzungs- 
kommissionen thunlichst  erleichternde  Form 
zu  bringen.     . 

Unmittelbar  nach  der  Beendigung  dieser 
Aktion  haben  die  Schätzungskommissionen 
ihre  Thätigkeit  zu  beginnen.  Auch  sie 
haben  weitgehende  —  übrigens  auch  dem 
ebenfalls  zur  Vorbereitung  der  Veranlagung 
berufenen  Vorsitzenden  allein  zustehende  — 
Rechte  hinsichtlich  der  zum  Zwecke  der 
Klarstellung  der  einer  solchen  als  bedürftig 
erachteten  Umstände  zu  treffenden  Vorkeh- 
rungen; andererseits  sind  sie,  wenn  Be- 
kenntnisse ihnen  bedenklich  erscheinen,  ver- 
pflichtet, den  betreffenden  Steuerpflichtigen 
das  obwaltende  Bedenken  vorzuhalten  (§  210). 
Im  übrigen  ist  die  Schätzung  des  Einkom- 
mens der  Steuerpflichtigen  ganz  dem  freien 
Ermessen  der  Kommissionen  überlassen. 
Doch  sind  denselben  in  dieser  Beziehung  in 
der  VoUzugsvorscliritt  ausführliche  —  aller- 
dings nur  die  Bedeutung  von  Ratschlägen 
besitzende  —  Weisungen  erteilt  worden. 

Ueber  die  festgesetzten  Steuerbeträge 
werden  die  Steuerpflichtigen  mittelst  Zah- 
lungsaufträgen verständigt.  »Ein  Auszug 
aus  den  ausgefertigten  Zahlungsaufträgen, 
weldier  die  Bezeichnung  der  Steuerpflich- 
tigen und  den  Betrag  der  von  denselben  zu 
entrichtenden  Einkommensteuer  zu  enthalten 
hat,  ist  14  Tage  hindurch  bei  den  Steuerbe- 
hörden erster  Instanz  zur  Einsicht  der 
Personaleinkommensteuerpflichtigen  des  be- 
treffenden Bezirkes  aufziüegen«  (§  217). 

Gegen  das  Ergebnis  der  Steuenemnla- 
gung  kann  sowohl  seitens  der  Steuerträger 
als  auch  seitens  des  Vorsitzenden  der  Kom- 
mission die  Berufimg  ergriffen  werden,  über 
welche  die  Berufungskommissionen  zu  ent- 
scheiden haben.  Diesen  Kommissionen  und 
ihren  Vorsitzenden  stehen  behufs  genauer 
Feststellung  des  Einkommens  der  Beruf  ungs- 
werber   dieselben  Befugnisse   zu   wie    den 
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Sehätzungskommissionen  und  deren  Vor- 
sitzenden. Sie  sind  in  ihi*en  Entscheidunpren 
an  die  durch  die  Anträge  der  Berufimgs- 
verber  bezeichneten  Grenzen  nicht  gc^bunden. 
Findet  jedoch  eine  Kommission  aus  Anlass 
einer  von  einem  8teuerpfliclitig(»n  einge- 
brachten Berufung,  dass  die  Bemessung  in 
einem  für  densell)en  noch  ungünstigeren 
Sinne  abzuändern  sei,  so  hat  sie  die  Ver- 
handlung au  die  diessfalls  kotYipetonte  Steuer- 
behörde beziehungsweise  Schätzungskom- 
mission zur  Vornahme  einer  entsprechenden 
Nachtragsbemessung  zurückzuleiten,  gegen 
welche  der  Steueii)flichtige  neuenlings  die 
Benifimg  zu  ergreifen  berechtigt  ist  (S  222). 

Gegen  die  Entscheidungen  der  BeruJfungs- 
kommission  kann  noch  die  Beschwerde  beim 
Verwaltungsgerichtshofe    ergiiffen    werden. 

8.  Haftnngs-  und  Straf bestiinmnngen. 
Diejenigen,  welche  Entlohnungen,  deren  Be- 
trag im  vorhinein  festgestellt  ist,  auszahlen, 
sind  verpflichtet,  die  darauf  entfallende  Ein- 
kommensteuer bei  der  Auszahlung  davon 
abzuziehen  und  an  die  betreffende  Staats- 
kasse abzuführen  (§  234).  Für  diese  Ab- 
fühnuig  haben  die  in  Betracht  kommenden 
Dienstgeber  zu  haften  (§  237). 

Vertragsmässige  Vereinbarungen,  welche 
bezwecken,  dass  die  Einkommensteuer  durch 
eine  andere  Person  als  durch  den  Steuer- 
pflichtigen zu  tragen  sei,  sind  ohne  recht- 
liche Wirkung;  nur  den  Dienstgebern  ist  es 
gestattet,  die  Zahlung  der  auf  die  Dienstes- 
entlohnungen ihrer  Angestellten  entfallenden 
Steuerbeträge  zu  übernehmen  (§  238). 

Falsche  Angaben  in  den  Bekenntnissen 
und  bei  sonstigen  Gelegenheiten,  bei  welchen 
sie  eine  rechtswidrige  Vemngerung  der  den 
Steuerpflichtigen  betreffenden  Steuer  nach 
sich  zu  ziehen  geeignet  ei-scheinen,  sind  mit 
Geldstrafen  in  der  Höhe  des  Drei-  bis  Neun- 
fachen desjenigen  Beti'ages,  um  welchen  die 
Steuer  verkürzt  oder  der  Verkürzung  aus- 
gesetzt wurde,  bedroht  (§§  239—241).  Die 
Unterlassung  der  Einbringung  des  Bekennt- 
nisses oder  der  Anzeige  über  Dienstbeziige 
unterliegt  einer  Geldstrafe  in  der  H()he  des 
Zwei-  bis  Sechsfachen  desjenigen  Betrages, 
um  welchen  die  Steuer  verküi*zt  oder  der 
Verkürzung  ausgesetzt  wurde  (§§  243  u.  244). 

Die  bei  der  Bemessung  der  Steuer  be- 
teiligten Funktionäre  werden,  wenn  sie  die 
zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Verhältnisse 
eines  Steuerpflichtigen  unbefugt  verraten, 
mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  oder  Geld- 
strafen bis  zu  1000  G lüden  bestraft.  Der 
Missbrauch  der  aus  dem  aufgelegten  Aus- 
zuge aus  den  Zalüungsaufträgen  zu  ent- 
nehmenden Umstände  zum  Zwecke  von  An- 
friffen  auf  den  Steuerpflichtigen,  eine  Steuer- 
ommission  oder  ein  Kommissionsmitglied 
in  öffentlichen  Versammlungen  oder  Druck- 
schriften wird  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Mo- 


naten oder  einer  Geldbusse  bis  zu  KXH) 
Gulden  bestraft  (§  246).  Aussenlem  bt*- 
stehen  nocli  Geldstrafen  bis  zu  3()0  Gulden 
und  Arreststrafen  bis  zu  zwei  Monaten  für 
vei*schiedene  andere  Onlnungs Widrigkeiten. 

Litteratnr;  HeUichy  Ikut  (ienetz  vom  'J5.  Oktober 
181*6,  betreffend  die  direkten  PemonalHeuernf 
Wien  189S,  —  Penaehf  Ikut  (ienetz  vom  2.'. 
Oktober  1896,  betreffend  dte  direkten  Personal- 
steuern,  Wien  1807.  —  NuskOt  Kurze  Dar- 
stelluna  des  (iesetzes  vom  Jö.  Oktober  18'J6,  be- 
treffend  die  direkten  Personalsteuern,  Wien  1897. 
—  Hobel sherg er,  Leitfaden  zum  (iesetze  vom 
25.  Oktober  1896,  betreffend  die  direkten  Personal- 
steuern.  —  V,  LeHgang,  Die  bisherigen  Ver- 
suche zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  Oester- 
reich,  Finanzarchiv,  VI,  S.  74  ff.  —  Siegharty 
Die  Steuerreform  in  Oesterreieh,  Finanzarchir, 
XIV,  S.  1  f.  —  Freih,  v,  Myrbach,  Die 
Reform  der  direkten  St^'uern  i«  Oesterreich, 
Jahrbuch  für  <  Gesetzgebung ,  Verwaltung  und 
Volkswirtschaft,  XXIl,  S.  .'/.V/.  —  Reisch,  Die 
Reform  der  direkten  Personalsteuern  in  Oester- 
reich,  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sitzialpolitik 
und   Verwaltung,    VI,  S.  Iß'. 

V.  LeHgang, 


III.  Die  Einkommensteuer  in  Oross- 
britannien  und  Irland. 

1.  Geschichtlicher  Ueberblick.  2.  Das  heute 
(1898)  geltende  Hecht,  a)  Die  Öteuerpflichtigkeit, 
b)  Befreiungen  und  Vergünstigungen,  c)  Steuer- 
personal und  Bestenerungsverfahren.  3.  Die 
legislatorische  Behandlung  der  Steuer.  4.  Die 
finanziellen  Resultate. 

1.  Geschichtlicher  Ueberblick.  Ihrem 
Ursprünge  nach  ist  die  englische  Einkommen- 
steuer —  um  die  vom  englischen  Finanz- 
minister am  18.  Juni  189S  im  Unterhause 
gewählten  Worte  zu  adoptieren  —  eine 
»war  tax«,  d.  h.  das  Produkt  kriegerisch 
bewegter  Zeiten,  welches  durch  die  elir- 
geizigen  Pläne  Bonapartes  veranlasst  worden 
ist.  Beschränkt  man  die  Untt^rsuchung  auf 
das  heutige  Einkommensteuersystem  —  das 
System  der  Erhebung  der  Steuer  an  den 
verscliiedenen  Einkommensquellen  —  so  ge- 
nügt eine  Betrachtung  der  Entwickelung  seit 
1803,  dem  Jahre,  in  welchem  an  Stelle  der 
bisherigen  allgemeinen  Deklarationen  specielle 
Deklarationen  für  die  verschiedenen  Ein- 
kommenscj[uellen  traten.  Man  formulierte  da- 
mals die  noch  heute  verwendeten  fünf  Ein- 
kommensquellenverzeichnisse, nämlich :  a)  das 
Einkommen  aus  dritten  Personen  zur  wirt- 
schaftlichen Nutzung  überlassenen  Grund- 
stücken, mithin  das  Einkommen  an  Pacht- 
und  Mietszinsen;  b)  das  Einkommen  aus 
der  landwirtschaftlichen  Nutzung  von  Grund- 
stücken ;  c)  das  Einkommen  aus  öffentlichen 
Revenuen ;  d)  das  Einkommen  aus  Handel 
und  Gewerl)e ;  e)  das  Einkommen  der  öffent- 
lichen Beamten.    Steuerfi-ei  waren  Jahres- 
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einkommen  unter  60  £;  Jahreseinkommen 
unter  150  £  zahlten  variierende ,  ermässigte 
Sätze;  über  150  £  war  der  Steuersatz  auf 
5  ®/o  fixiert.  Das  unter  b  fallende  Einkommen 
wurde  in  England  auf  ^'i,  in  Schottland  auf 
V2  des  Jahresertrages  der  Grundstücke  an- 
genommen, eine  Vergünstigung,  welche  man 
damit  rechtfertigte,  dass  ein  Tjandwirt  in 
der  Regel  keine  Bücher  führe.  Ausserdem 
bestanden  noch  Befreiungen  specieller  Art 
unter  a  und  unter  c. 

1800  erhöhte  man  den  Steuersatz  auf 
10  %  und  dehnte  das  Princip  der  Erhebung 
der  Steuer  an  der  Einkommensquelle  auch 
auf  das  unter  c  fallende  Einkoramen  aus. 
Seitdem  wurde  das  Einkommen  dieser  letz- 
teren Art  nicht  mehr  deklariert,  sondern 
vor  der  Auszahlung  in  der  Hand  des  Bankiers 
gekürzt,  unter  Aufi'echterhaltung  der  bis- 
nerigen  Steuerbefreiung  zu  Gunsten  der  im 
Auslände  wohnenden  Ausländer.  Eine  gänz- 
liche Steuerbefreiung  wiu'de  nur  noch  den 
Jahreseinkommen  unter  50  £  gewährt,  mit 
der  weiteren  Beschränkung  auf  Einkommen 
aus  Handel,  Gewerbe  und  Aemtern.  Für 
Einkommen  zwischen  50  £  und  150  £  be- 
lüelt  man  ermässigte  Steuersätze  bei. 

In  der  Zeit  von  1816—1842  wurde  in 
England  keine  Einkommensteuer   erhoben. 

Das  Einkommensteuergesetz  von  1842, 
welches  durch  ein  Deficit  und  durch  die 
Notwendigkeit  von  Reformen  im  Interesse 
des  Handels  und  der  Industrie  veranlasst 
wurde,  reproduziert  im  wesentlichen  das 
Gesetz  von  1806  mid  bildet  eins  der  heutigen 
Einkommensteuergru ndgesetze.  Einkommen 
unter  150  £  waren  gänzlich  eximiert,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Quelle  des 
Einkommens ;  für  höhere  Einkommen  fixierte 
man  den  Steuersatz  auf  7  Pence  im  £.  Das 
unter  b  fallende  Einkommen  wurde  in  Eng- 
land auf  */2,  in  Schottland  auf  ^/s  des  Pacht- 
zinses angenommen.  Die  Steuer,  welche 
nur  für  England  und  Schottland,  und  nur 
auf  3  Jahre  wieder  eingeführt  wurde,  konnte 
nach  Ablauf  des  Trienniums  nicht  mehr 
entbehrt  werden. 

1853  erliess  man  das  zweite  heutige 
Einkommensteuergrundgesetz ,  welches  die 
Steuer  auf  7  Jahre  bewilligte.  Der  Steuer- 
satz wurde  für  die  ersten  2  Jahre  auf  7 
Pence,  für  die  folgenden  2  Jahre  auf  6  Pence 
imd  für  die  letzten  3  Jahre  auf  5  Pence 
fixiert.  Steuerfrei  blieben  nur  Einkommen 
imter  100  £;  Einkommen  zwischen  100  £ 
und  150  £  "vs'^rden  für  das  ganze  Septennat 
mit  einer  Steuer  zum  Satze  von  5  Pence 
belegt.  Die  Steuer  wurde  auf  Irland  aus- 
gedehnt, und  zwar  nahm  man  für  Irland 
das  imter  b  fallende  Einkommen  auf  etwa 
Vs  des  Pachtzinses  an. 

Der  Krieg  mit  Russland  nötigte  1854  zu 
einerYerdoppelung  der  Steuersätze  (14  Penc«), 


1855  erhob  man  sogar  von  Einkommen 
zwischen  100  £  und  150  £  11^/2  Pence 
und  von  höheren  Einkommen  16  Pence. 

1857  konnte  der  Satz  auf  7  Pence  er- 
mässigt  werden,  imd  in  den  folgenden  4 
Jahren  wurden  5,  9,  10,  9  Pence  erhoben. 
Von  1863  bis  1884  hat  der  Steuersatz  7 
Pence  nicht  überschritten. 

1863  gestattete  man  bei  allen  zwischen 
100  £  und  200  £  liegenden  Einkommen  eine 
Kürzung  von  60  £  und  hob  die  früheren 
ermässigten  Steuersätze  für  Einkommen 
zwischen  100  £  und  150  £  auf. 

1872  ging  man  auf  diesem  Wege  weiter 
und  Hess  an  allen  zwischen  100  £  und 
300  £  liegenden  Einkommen  80  £  kürzen. 

1874  erhob  man  die  Steuer  zum  Satze 
von  2  Pence,  dem  niedrigsten  Satze,  der  je 
erhoben  worden  ist. 

1876  wurden  Einkommen  bis  zu  150  £ 
steuerfrei;  bei  Einkommen  zwischen  150  £ 
und  400  £  wurde  eine  Kürzung  von  120  £ 
gestattet. 

•  1880  erging  ein  Gesetz ,  welches  das 
Steuerpersonal  und  das  Steuererhebungs- 
verfahren neu  beordnete. 

1894  wurde  Einkommen  bis  zu 
160  £  gänzliche  Steuerfreiheit  gewährt ;  von 
Einkommen  zwischen  160  £  und  400  £ 
durften  160  £,  von  Einkommen  zwischen 
400  £  und  500  £  durften  100  £  gekürzt 
werden.  Vgl.  Finanzarchiv,  1896,  Mai, 
S.  270  ff.  Feiner  eod.  1896,  Dezember, 
S.  171  ff.  und  1897,  Dezember,  S.  278. 

1898  hat  man  Kürzungen  allen  zwischen 
160  £  imd  700  £  liegenden  Einkommen  ge- 
stattet, nämlich  Einkommen  zwischen  160  £ 
imd  400  £  eine  Kürzung  von  160  £;  Ein- 
kommen zwischen  400  £  und  500  £  eine 
Kürzung  von  150  £;  Einkommen  zwischen 
500  £  und  600  £  eine  Kürzung  von  120  £ 
und  Einkommen  zwischen  600  £  imd  700  £ 
eine  Kürzung  von  70  £.  Vgl.  Finanzarchiv, 
1898,  Dezember.  Der  Steuersatz  ist  seit 
1894  auf  8  Pence  fixiert  gewesen. 

2  Das  hente  (1898)  geltende  Recht. 
a)  Die  Steuerpflichtigkeit.  Die  eingangs 
aufgezälüten  fünf  Einkommensquellen  sind 
versclüedenen  Bestimmungen  unterworfen 
und  werden  daher  einzeln  zu  betrachten  sein. 

Verzeichnis  A:  Einkommen  aus 
dritten  Personen  zur  wirtschaftlichen  Nutziuig 
überlassenen  Grundstücken,  mithin  das  Ein- 
kommen an  Pacht-  und  Mietszinsen,  und  im 
Falle  der  Selbstbewirtschaftung  derjenige 
Teil  des  aus  den  Grundstücken  gewonnenen 
Einkommens,  welcher  dem  Pacht-  oder 
Mietszins  entspricht.  Man  nennt  diesen 
Teü  der  Steuer  die  Owner's  Tax.  Steuer- 
objekt ist  das  Einkommen  aus  dem  Gnmd- 
besitz  selbst,  im  Gegensatz  zu  dem  Ein- 
kommen aus  der  auf  die  Bewirtschaftung 
von  Gnmdstücken  verwendeten  Arbeit.    Die 
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Steuer  ist  von  derjenigen  Person  zu  zahlen, 
welche  das  Gnindstück  bewirtschaftet  oder 
occupiert;  mit  anderen  Worten,  die  Steuer- 
pflicntigkeit  liegt  an  der  Quelle  des  Ein- 
kommens und  wird  von  einer  Person  auf 
die  andere  abgewälzt,  bis  sie  schliesslich 
denjenigen  trifft,  welcher  das  Einkommen 
oder  irgend  einen  Teil  desselben  geniessen 
kann.  Der  Pächter  bezw.  Mieter  kürzt  die 
Steuer  an  der  nächsten  Zinszahlung,  und  der 
Verpächter  bezw.  Vermieter  kürzt  einen  ent- 
sprechenden Betrag  an  den  Hypothekenzinsen 
und  an  den  sonstigen  Zahlungen,  mit  wel- 
chen das  Grundstück  belastet  ist.  Für  Grund- 
stücke und  Häuser,  welche  nicht  auf  ein 
ganzes  Jahr  verpachtet  oder  vermietet  sind, 
sowie  für  Häuser,  welche  weniger  als  10  £ 
Jahresmiete  bringen,  zahlt  der  Verpächter 
bezw.  der  Vermieter  die  Steuer ;  die  Steuer- 
behörde kann  indessen  auf  die  Pächter  bezw. 
Mieter  zui-ückgreifen.  Das  Gleiche  gilt 
für  Häuser,  welche  von  mehreren  Mietern 
bewohnt  werden.  Das  Princip  des  Schöpfens 
an  der  Quelle  muss  hier  dem  Satze  weichen, 
dass  die  Steuererhebimg  möglichst  einfach 
zu  gestalten  ist.  Neuerdings  —  1898  — 
hat  man  den  Verpächtern  bezw.  Vermietern 
gestattet,  in  allen  Fällen  um  direkte  An- 
setzung  zur  Steuer  zu  bitten,  ohne  indessen 
den  Occupanten  von  der  Haftung  für  die 
Steuer  zu  liberieren. 

Verzeichnis  B:  Das  Einkommen  aus 
der  landwirtschaftlichen  Bearbeitung  von 
Grundstücken,  mögen  dieselben  verpachtet 
sein  oder  in  eigener  Bewirtschaftung  stehen. 
LetzterenMls  besteht  das  Steuerobjekt  in 
demjenigen  Teile  des  Einkommens,  welcher 
über  den  durch  Verpachtung  erzielbaren  Zins 
hinaus  gewonnen  wird.  Man  nennt  diese 
Steuer  die  Occupier's  Tax  oder  Farmer's 
Tax.  Die  eigentliche  Natur  der  Steuer  er- 
giebt  sidh  aus  der  im  Jahre  1887  den  Land- 
wirten gegebenen  Option,  sich,  statt  unter 
B,  unter  D  ziu*  Einkommensteuer  ansetzen 
zu  lassen,  d.  h.  sich  als  Personen  zu  be- 
trachten, welche  aus  einer  gewerblichen 
Thätigkeit  Einkommen  gewinnen.  Die  eng- 
hschen  Landwirte  haben  sich  gehütet,  von 
dieser  Option  Gebrauch  zu  machen.  Eine 
Ansetzuug  unter  D  würde  eine  Besteuerung 
des  wirklichen  landwirtschaftlichen  Ein- 
kommens bedeuten,  während  unter  B  nie 
über  h'2  (England)  bezw.  Vs  (Schottland  und 
Irland)  aes  Pachtzinses  zu  versteuern  ist 
und  beim  Nachweise  eines  geringeren  Ein- 
kommens eine  entsprechende  Reduktion  ge- 
fordert werden  kann.  Im  Hinblick  hierauf 
ziehen  die  Landwirte  es  vor,  die  alte  An- 
nahme, dass  Landwirte  keine  Bücher  führen, 
weiter  bestehen  zu  lassen. 

Verzeichnis  C:  Das  Einkommen  aus 
öffentlichen  Revenuen  (Reichsrevenüen,  Kolo- 
nisdrevenüen  und  ausländischen  Revenuen). 


Die  Steuer  wird  kurz  die  Fundholder's  Tax 
genannt.  Auch  hier  gilt  das  Princip  des 
Schöpfens  an  der  Quelle  des  Einkommens. 
Die  aus  den  Reichsrevenüen  zu  leistenden 
Zahlungen  erfolgen  abzüglich  der  Einkom- 
mensteuer ;  bei  den  aus  den  Kolonialrevenüen 
oder  ausländischen  Revenuen  fliessenden 
Zahlungen  wird  die  Steuer  von  denjenigen 
Personen  (Bankiers)  gekürzt,  welcne  die 
Zahlung  in  England  leisten.  Die  im  Jahre 
1803  statuierte  Ausnahme  zu  Gunsten  der 
im  Auslande  lebenden  Ausländer  besteht 
heute  nicht  mehr. 

Verzeichnis  D:  Das  Einkommen  aus 
Handel  und  Gewerbe.  Unter  dieses  Ver- 
zeichnis fallen:  1.  das  Einkommen  der  im 
Vereinigten  Königreich  wohnenden  Personen 
aus  Vermögensstücten  jeder  Art,  wo  die- 
selben auch  belegen  sein  mögen,  sowie  aus 
irgend  einer  Profession,  geschäftlichen  Thätig- 
keit, Beschäftigimg  oder  Berufsart,  wo  auch 
immer  der  Betrieb  stattfinden  mag;  2.  das 
Einkommen  aus  im  Vereinigten  Königreich 
belegenen  Vermögensstücken  irgend  welclier 
Art  sowie  aus  einer  im  Vereinigten  König- 
reich ausgeübten  Profession,  geschäftlichen 
Thätigkeit,  Beschäftigung  oder  Berufsart, 
ohne  Rücksicht  auf  Staatsangehörigkeit  oder 
Wohnsitz;  8.  jedes  unter  die  übrigen  Ver- 
zeichnisse nicht  fallende  Einkommen.  Das 
Princip  des  Schöpfens  an  der  Quelle  ist 
hier  für  die  Regel  nicht  durchführbar; 
steuerpflichtig  ist  deshalb  der  Empfänger, 
welcher  alljährlich  eine  Steuerdeklaration 
einreicht.  Nicht  im  Vereinigten  Königreich 
wohnende  Personen,  mögen  sie  die  britische 
Staatsangehörigkeit  besitzen  oder  nicht,  wer- 
den in  der  Person  des  im  Vereinigten  König- 
reich wohnenden  Veiixeters  gefasst,  welcher 
das  Einkommen  in  Empfang  nimmt;  dieser 
Vertreter  ist  steuerpflichtig,  ohne  dass  da- 
mit die  Pflichtigkeit  der  im  Auslande  woh- 
nenden Person  wegfällt.  Die  englische 
Steuerbehörde  versucht  von  Zeit  zu  Zeit, 
dieser  Bestimmung  praktische  Bedeutung  zu 
geben.  Der  letzte  Versuch  hat  zu  der  Ober- 
hausentscheidung in  Sachen  Grainger  v. 
Gough  geführt,  welche  feststellt,  dass  ein 
»in«  England  produziertes  Einkommen  er- 
forderlich ist  und  dass  ein  »aus«  England 
herrührendes  Einkommen  noch  nicht  genügt. 
Vgl.  Finanzarchiv,  Juni  1897,  S.  358  ff. 

Verzeichnis  E:  Das  Einkommen  der 
öffentlichen  Beamten,  nämlich  das  Einkonmien 
aus  öffentlicher  amthcher  Thätigkeit  oder 
Beschäftigimg,  sowie  das  Einkommen  an 
Jahresrenten,  Pensionen  oder  Besoldungen, 
welche  von  der  Regierung  oder  aus  den 
öffentlichen  Revenuen  des  Vereinigten  König- 
reichs zu  zahlen  sind.  Hier  kann  das  Princip 
des  Schöpfens  an  der  Quelle  strikt  durch- 
geführt werden;  die  Steuer  wird  vor  der 
Auszahlung  gekürzt. 
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Die  Formulierung  der  vorstehenden  Yer- 
zeichnisse  ist,  rein  wissenschaftlich  beti-achtet, 
keine  ganz  einwandfreie.  Man  wird  z.  B. 
die  Frage  auf  werfen  können,  mit  welchem 
Eechte  das  Einkommen  aus  landwirtschaft- 
licher Thätigkeit  ein  getrenntes,  besonderen 
Vorschriften  unterworfenes  Verzeichnis  bildet. 
Immerhin  wird  anzuerkennen  sein,  dass  die 
Sonderung  verschiedener  Einkommensquellen 
ein  sehr  glücklicher  Gedanke  gewesen  ist. 
Ohne  diese  Sonderung  würde  man  die 
Steuer  nicht  an  der  Quelle  des  Einkommens 
erheben  können,  und  nur  die  Erhebung  an 
der  Quelle  macht  es  möglich,  jene  allge- 
meinen Deklarationen  zu  entbehren,  welche 
die  Privatverhältnisse  biossiegen  und  den 
englischen  Lebeusanschauungen  gänzlich  zu- 
widerlaufen. Wenn  es  ferner  richtig  sein 
sollte,  dass  eine  Pei-son  geneigter  ist,  eine 
schliesslich  dritte  treffende  Steuer  zu  zahlen 
als  eine  Steuer,  welche  sie  selbst  zu  tragen 
hat,  80  wird  auch  im  Interesse  des  Fiskus 
das  Princip  des  Schöpfens  an  der  Quelle 
dem  Deklarationsprincipe  vorzuziehen  sein. 
Letzteres  ist  allerdings  nicht  ganz  zu 
entbehren,  insbesondere  nicht  bei  dem 
unter  D  fallenden  Einkommen,  welches 
dem  Fiskus  1897/98  £  9828377  —  aus 
einer  Gesamteinnahme  von  17171377  £  — 
brachte. 

b)  Befreiungen  und  Vergünstigun- 
gen. Steuerfrei  sind  Einkommen  unter 
160  £.  Einkommen  zwischen  160  £  und 
400  £  kürzen  160  £;  z.  B.  ein  Einkommen 
von  360  £  versteuert  niu-  200  £;  Ein- 
kommen zwischen  400  £  und  500  £  kürzen 
150  £*;  Einkommen  zwischen  500  £  mid 
600  £  kürzen  120  £,  und  Einkommen 
zwischen  600  £  und  700  £  kürzen  70  £. 
Diese  Vergünstigimgen  haben  eine  in  den 
unteren  Stufen  gimluierende  Einkommen- 
steuer geschaffen,  welche  sich  etwa  wie 
folgt  stellt:  1.  Bis  160  £  steuerfrei;  2.  160 
bis  400  £  4,8  Pence  im  £ ;  3.  400  bis  500  £ 
5,6  Pence;  4.  500  bis  600  £  6,4  Pence;  5. 
600  bis  700  £  7,2  Pence;  6.  über  700  £ 
8  Pence.  Aus  dem  geschichtlichen  Ueber- 
blick  ergiebt  sich,  dass  man  in  neuerer  Zeit 
bemüht  gewesen  ist,  kleine  und  massige 
Einkommen  mehr  und  mehr  von  der  Steuer 
zu  entlasten,  ein  auch  bei  anderen  direkten 
Steuern  hervortretendes  Bestreben,  welches  in 
Verbindung  steht  mit  der  Tendenz,  den  Staats- 
bedarf in  immer  grösserem  Umfange  aus 
den  direkten  Steuern  zu  gewinnen  und  die 
indirekten  Steuern  nach  und  nach  zu  ver- 
mindern sowie  ferner  in  Verbindung  mit  dem 
Principe,  die  Kommunalabgaben  nur  von 
Grundstückbesitzern  und  von  diesen  nur  nach 
dem  Jahres  werte  der  Gnmdstücke  zu  erheben. 
Die  Einkommensteuervergünstigungen  sollen, 
um  die  Worte  eines  englischen  Finanz- 
ministers  zu   gebrauchen,    den  zaliireichen 


wohlverdienten  Leuten  zu  gute  kommen, 
welche  in  ein  selbsterrungenes,  unabhängiges 
Lebensstadium  eintreten,  aus  beschränkten 
Verhältnissen  durch  eigenes  Scliaffen  empor- 
gekommen und  zu  Einkommensteuerzahlern 
geworden  sind.  Man  könnte  fragen,  warum 
man  in  England  nicht  weiter  geht  und  auch 
für  Einkommen  über  700  £  graduierende 
Steuersätze  einführt.  Der  englische  Finanz- 
minister gab  1894  zu,  dass  principiell  sich 
dagegen  nichts  einwenden  lasse;  principiell 
spreche  sogar  alles  dafür;  die  im  Wege 
stehenden  Schwierigkeiten  seien  administra- 
tiver und  praktischer  Natur.  Es  ist  un- 
schwer zu  ersehen,  dass  eine  in  den  höheren 
Stufen  graduierende  Einkommensteuer  nur 
unter  Verzicht  auf  das  Princip  des  Schöpfens 
an  der  Quelle  und  unter  Rückkehr  zu  den 
allgemeinen  Deklarationen  möglich  ist.  Die 
englische  Steuerbehörde  ist  der  Ansicht,  dass 
die  im  Falle  allgemeiner  Deklarationen  un- 
entbehrlichen Strafbestimmungen  und  die 
solchenfalls  ebenso  unentbehi-lichen,  irritie- 
renden Inquisitionen  in  die  privaten  Ver- 
mögensverhältnisse so  viel  böses  Blut  er- 
regen wn'irden,  dass  man  die  Einkommen- 
steuer ganz  aufgeben  müsste.  Man  hat 
ferner  gemeint,  dass  eine  weitere  Abstufung 
der  Einkommensteuer  um  so  mehr  zu  ent- 
behren sei,  als  man  eine  progressive  Nach- 
lasssteuer besitze.  Diese  Anschauungen 
liaben  indessen  die  Regierung  nicht  geliindert, 
1898  eine  weitere  Graduierung  der  Einkom- 
mensteuer vorzunehmen,  eine  Tliatsache, 
welche  andeuten  dürfte,  nach  welcher  Rich- 
tung hin  eine  Weiterentwickelung  der  Steuer 
zu  erwarten  steht. 

Eine  weitere  Steuervergünstigung  allge- 
meinerer Art  besteht  zu  Gunsten  von  Ehe- 
gatten. Das  Princip  ist,  dass  das  Einkommen 
einer  von  ihrem  Ehemanne  nicht  getrennt 
lebenden  Ehefrau  als  ein  Teil  des  Einkom- 
mens des  Ehemannes  zu  behandeln  und  zu 
versteuern  ist.  Beträgt  jedoch  das  gesamte 
Einkommen  beider  Ehegatten  nicht  über 
500  £  und  wird  nachgewiesen,  dass  dieses 
Gesamteinkommen  den  Gewinn  der  Ehefrau 
aus  einer  von  ihr  persönlich  ausgeübten 
Thätigkeit  einschliesst  und  dass  der  ver- 
bleibende Rest  ganz  oder  zum  Teil  Ein- 
kommen aus  einer  vom  Ehemanne  persön- 
lich ausgeübten  Thätigkeit  darstellt,  welche 
mit  der  Thätigkeit  der  Ehefrau  in  keiner 
Verbindung  steht,  so  wird  der  Gewinn  der 
Ehefrau  nicht  als  Teil  des  Einkommens  des 
Ehemannes  behandelt.  In  dieser  Form  gilt 
die  Vergünstigimg  seit  1897;  fnlher  (1894) 
war  nicht  Voraussetzung,  dass  der  ver- 
bleibende Rest  ganz  oder  zum  Teil  Ein- 
kommen aus  einer  vom  Ehemanne  persön- 
lich ausgeübten,  selbständigen  Thätigkeit 
darstellen  müsse. 

Die  übrigen  Steuervergünstigungen  sind 
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speciellerer  Art  und  lassen  sich  etwa  wie 
folgt  zusammenfassen. 

cc)  Die  Krone  steht  ausserhalb  der  Steuer- 
gesetze. 

ß)  Lebensversichenmgsprämien ,  sofern 
sie  ^/ß  des  Einkommens  nicht  übersteigen, 
können  gekürzt  werden. 

y)  Steuerfrei  ist  das  Einkommen  aus  für 
wohlthätige  Zwecke  festgelegten  Ycrmögens- 
stücken,  soweit  es  für  wolüthätige  Zwecke 
verwendet  wird;  ferner: 

d)  Die  öffentlichen  Gebäude  und  das 
Einkommen  aus  dem  Grundbesitz  der  Hosi)i- 
täler,  öffentlichen  Schulen  imd  Armenhäuser ; 
ferner : 

f)  Das  Einkommen  der  Friendly  Societies 
imd  der  Industrial  and  Provident  Societies ; 
ferner : 

C)  Die  öffentlichen  Gebäude  und  Hallen 
der  Universitäten;  die  Gebäude  der  littera- 
rischen und  wissenschaftlichen  Institute; 
das  Stiftungsvermögen  des  britischen  Mu- 
seums. 

rj)  Endlich  besteht  eine  beschränkte 
Steuerbefreiung  für  das  Einkommen  der 
Sparbanken.  (Finanzarchiv,  Mai  1896,  S.  271.) 

o)  Steuerpersonal  und  BesteuenuigB- 
yerfahren.  Die  Steueransetzimgen  unter 
Verzeichnis  A  und  B  erfolgen  durch  die 
General  Commissioners,  von  der  Re- 
gienmg  unabhängige,  unentgeltlich  thätige 
Lokalbevollraächtigte,  welche  von  den  Land 
Tax  Commissioners  aus  ihrer  eigenen  Mitte 
gewählt  werden  und  für  die  Regel  eine 
bestimmte  Yermögensqualifikation  besitzen 
müssen. 

Die  General  Commissioners  bestellen  aus 
ihrer  eigenen  Mitte  und  aus  anderen  Per- 
sonen die  mit  den  Steueran Setzungen  unter 
Verzeichnis  D  befassten  additional  Com- 
missioners, welche  gleichfalls  eine  be- 
stimmte Vermögensqualifikation  besitzen 
müssen. 

Die  unter  Verzeichnis  E  fallenden  An- 
setzungen  geschehen  durch  die  betreffenden 
Behörden  selbst.  Das  gleiche  gut  für  das 
Einkommen  aus  Reichsrevenüen  unter  Ver- 
zeichnis C. 

Schliesslich  giebt  es  seit  1842  Special 
Commissioners,  welche  von  der  Regie- 
rung angestellte  Beamte  sind  und  feste  Ge- 
hälter beziehen.  Sie  werden,  auf  Antrag 
des  Steuerzahlers,  an  Stelle  der  Additional 
Commissioners  thätig;  mit  anderen  Worten, 
ein  Steuerzahler,  welcher  seine  Verhältnisse 
seinen  Nachbarn  und  Konkurrenten  nicht 
blosszulegen  wünscht,  kann  eine  amtliche 
Ansetzung  an  die  Stelle  treten  lassen.  Die 
Special  Commissioners  erledigen  ferner  die 
Ajisetzungen  der  Eisenbahngesellschaften  und 
ihrer  Angestellten  unter  Verzeichnis  E  so- 
wie des  Einkommens  aus  kolonialen  und 
ausländischen  Revenuen  unter  Verzeichnis  C 
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und  des  Einkommens  aus  kolonialen  mid 
ausländischen  Gesellschaften  unter  Verzeich- 
nis D. 

Die  General-Commissioners  bestellen  den 
ClerktotheCommissioners,  welcher 
seit  einigen  Jahren  eine  feste  Remuneration 
bezieht  und  gewöhnlich  den  Anwaltskreisen 
entnommen  wird.  Dei*selbe  erledigt  alle 
schriftlichen  Arbeiten,  beruft  die  Versamm- 
lungen der  Genei-al  Commissioners  und  führt 
in  denselben  das  Protokoll.  Durch  ihn  er- 
lialten  die  weiter  unten  erwähnten  Steuer- 
ansetzer  die  Formulare  und  Anweisungen 
bezüglich  der  Abfassung  der  Deklarationen 
und  Ansetzungen.  Sind  die  Steueransetzimgen 
von  den  General-Commissioners  genehmigt, 
so  veranlasst  er  die  erforderlichen  ^littei- 
lungen  an  die  Steuereinnehmer  und  an  die 
Steuerbehörde.  Als  rechtskundiger  Berater 
der  General  Commissioners  hat  der  Clerk 
die  an  die  Gerichte  gelangenden  Steuer- 
sachen zu  bearbeiten. 

Die  General  Commissioners  bestellen 
ferner  die  Assessors  oder  Steueransetzer. 
Die  Bestellung  erfolgt  alljährlich,  kann  nicht 
abgelehnt  werden  und  ist  neuerdings  mit 
einer  festen  Remuneration  verbunden.  Die 
Ansetzung  des  unter  die  Verzeichnisse  A 
und  B  fallenden  Einkommens  pflegt  alle 
drei  Jahre  zu  geschehen.  Die  Steueran- 
setzer stellen  den  Occupanten  der  Grund- 
stücke die  vorgeschriebenen  Benachrichti- 
gungen zu,  und  die  Occupanten  deklarieren 
sodann  den  Jahreswert.  Die  Deklarationen 
werden  von  den  Steueran setzem  geprüft  und 
von  denselben  zunächst  vorläufig  erledigt. 
Die  Angesetzten  werden  benachrichtigt  und 
sind  berechtigt  zu  reklamieren.  Ueber  Rekla- 
mationen entscheiden  die  General  Commissi- 
oners. Nach  Ablauf  der  Reklamationsfrist 
bezw.  nach  Erledigung  der  Reklamation 
zeichnen  die  General  Commissioners  die  An- 
setzungen und  lassen  letztere  den  Steuer- 
einnehmern zur  eventuellen  zwangsweisen 
Beitreibung  zugehen.  In  den  beiden  folgen- 
den Jahren,  wähi^end  welcher  die  Ansetzungen 
bestehen  bleiben,  treten  an  die  Stelle  der 
Steueransetzer  die  unten  zu  erwähnenden 
Survevors,  Für  das  unter  Verzeichnis  D 
fallende  Einkommen  erfolgt  die  Ansetzung 
nicht  durch  die  Steueransetzer,  sondern 
durch  die  Additional  Commissioners;  die 
Steueransetzer  vermitteln  hier  nur  den  ge- 
schäftlichen Verkehr.  Sie  stellen  dem  Steuer- 
pflichtigen ein  Deklarationsformular  zu, 
welches  binnen  21  Tagen  ausgefüllt  wieder 
einzureichen  ist.  Durch  höhere  Ansetzung 
können  die  Additional  Commissioners  den 
Steuerpflichtigen  zwingen,  nähere  Nachweise 
für  das  deklarierte  Eintommen  beizubringen. 
Ueber  Reklamationen  des  Steuerpflichtigen 
entscheiden  die  General  Commissioners,  so- 
fern  nicht   der    Steuerpflichtige   eine  Ent- 
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Scheidung  der  Special  Commissioners  vor- 
zieht. 

Die  General  Commissioners  bestellen  end- 
lich dieCollectors  oder  Steuereinnehmer, 
welche  alljährlich  ernannt  werden  und  seit 
einigen  Jahren  eine  feste  Bemuneration  be- 
ziehen. Ein  Zwang  zur  Annahme  des  Amts 
besteht  heute  nicht  mehr,  und  es  ist  zulässig, 
dass  eine  imd  dieselbe  Person  als  Steueran- 
setzer  und  als  Steuereinnehmer  fungiert. 
Die  Bestimmung,  dass,  sofern  die  Steuer- 
einnehmer nicht  spätestens  bis  zum  31.  Mai 
bestellt  sind,  das  BesteUungsrecht  für  immer 
auf  die  Steuerbehörde  übergeht,  hat  zur 
Folge  gehabt,  dass  eine  stetig  steigende 
Quote  der  Steuereinnehmer  von  der  Steuer- 
behörde bestellt  wird.  Soweit  es  sich  nicht 
lun  Einziehung  unbedeutender  Beträge  han- 
delt, fordert  die  Steuerbehörde  eine  Kaution 
von  den  von  ihr  selbst  bestellten  Einnehmern ; 
sie  kann  femer  verlangen,  dass  die  von  den 
General  Commissioners  bestellten  Einnehmer 
eine  Kaution  hinterlegen.  Der  Einnehmer 
erhält  von  den  General  Commissioners, 
durch  Vermittelung  ihres  Clerk,  Ausferti- 
gungen der  Steueransetzungen  nebst  einer 
schriftlichen  Ermächtigung  zur  eventuellen 
zwangsweisen  Beitreibung;  ausserdem  lässt 
ihm  die  Steuerbehörde  die  erforderliche 
Anzahl  von  Quittimgsformularen  zugehen, 
welche  er  bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe 
benutzen  muss.  Die  Steuer  wird  für  das 
vom  6.  April  bis  zum  5.  April  laufende 
Steuerjahr  am  1.  Januar  fällig.  "Wii-d  die 
Steuer  nicht  gezahlt,  so  findet  sich  der  Ein- 
nehmer zur  Empfangnahme  beim  Steuer- 
pflichtigen ein  und  hinterlässt  im  Nicht- 
zahlungsfalle eine  Benachrichtigung,  welche 
den  fälligen  Betrag,  den  Zahlungsort  und 
die  Zahlungszeit  specifiziert.  Weitere  Mah- 
nungen sind  nicht  vorgeschrieben;  es  ist 
indessen  allgemein  üblich,  den  Steuer- 
pflichtigen 6 — 9  Monate  unbehelligt  zu 
lassen.  Die  zwangsweise  Beitreibung  erfolgt 
summarisch  im  Wege  der  Mobiliarpfändung. 
Der  fallige  Betrag  kann  auch  bei  den 
ordentlichen  Gerichten  eingeklagt  werden. 
Innerhalb  der  ersten  12  Monate  nach  Fällig- 
keit können  die  Commissioners  summarisch 
auf  Geldstrafen  bis  zu  20  £  erkennen;  im 
tibrigen  sind  die  ordentlichen  Gerichte  zu- 
ständig. Der  Einnehmer  führt  die  verein- 
nahmten Beträge  an  die  Steuerbehörde  ab 
und  hat  dieser  über  alle  Beträge  Rechnung 
zu  legen,  welche  nach  den  bei  derselben 
eingegangenen  Mitteilungen  des  Clerk  to 
the  Commissioners  einzuziehen  waren.  Die 
Unterlassung  ist  mit  50  £  Geldstrafe  bedroht, 
welche  sich  um  5®/o  des  Betrages  erhöht, 
über  welchen  die  Abrechnung  fehlt. 

Die  Direktion  und  Leitung  des  ganzen 
Einkommensteuerwesens  liegt  in  den  Händen 
der  Steuerbehörde  in  London,  welche  die 


Bezeichnung  Commissioners  of  Inland 
Revenue  führt  und  eine  Regierungsbe- 
hörde im  vollen  Sinne  des  Wortes  ist.  Die 
Commissioners  of  Inland  Revenue  büden 
zusammen  mit  anderen  vom  Schatzamt  er- 
nannten Personen  die  bereits  oben  erwähnten 
Special  Commissioners.  Der  Steuerbehörde 
unterstellt  sind  die  das  fiskalische  Interesse 
bei  der  Steuerverwaltung  wahrnehmenden 
Inspectors  und  Surveyors,  sämtlich 
Regierungsbeamte  mit  festem  Gehalt.  Die 
Inspectors,  welche  in  London,  Edinburgh 
und  Dublin  stationiert  sind  und  aus  den 
diensterfahrenen  Surveyors  hervorgehen,  ent- 
wickeln eine  nur  beaufsichtigende  Thätig- 
keit.  Die  Obliegenheiten  der  Surveyors, 
welche  in  den  bedeutendsten  Städten  des 
Vereinigten  Königreichs  amtieren,  sind  mehr 
praktischer  Art.  Sie  wohnen  den  Versamm- 
lungen der  General  Commissioners  bei, 
prüdfen  die  Steueransetzungen  auf  ihre 
Richtigkeit,  lassen  die  Gesuche  um  amtliche 
Ansetzung  unter  Verzeichnis  D  an  die 
Special  Commissioners  gelangen,  verfolgen 
den  Verlauf  der  Reklainationen  und  ver- 
mitteln im  Falle  von  Missverständnissen, 
Schwierigkeiten  und  Streitigkeiten  den  Ver- 
kehr zwischen  dem  Publikum  und  der 
Steuerbehörde. 

In  Schottland  giebt  es  keine  Assessors ; 
ihre  Funktionen  weisen  von  den  Surveyors 
wahrgenoimnen. 

In  Irland  giebt  es  weder  Assessors 
noch  General  Commissioners.  Sämtliche  An- 
Setzungen  werden  von  den  Special  Commis- 
sioners mit  Hilfe  der  Surveyors  besorgt. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass,  insbe- 
sondere in  England,  der  ^nze  Steuerorga- 
nismus ein  etwas  komplizierter  ist.  Zu 
Grunde  gelegen  hat  der  Gedanke,  dass  An- 
setzung und  Beitreibung  der  Steuer  für  die 
Regel  Sachen  der  Organe  der  Selbstverwal- 
tung sind  und  dass  der  Regierung  selbst 
nur,  soweit  das  fiskalische  Interesse  dazu 
nötigt,  eine  Kontrolle  eingeräumt  werden 
kann.  Damit  ist  dem  Steuerzahler  nach  einer 
Richtung  —  der  Regierung  gegenüber  — 
eine  Garantie  gegeben,  um  ganz  davon  ab- 
zusehen, dass  die  Regierung  im  Unterhause 
zur  Verantwortung  gezogen  werden  kann. 
Nach  der  anderen  Richtung  —  den  Commissi- 
oners gegenüber  —  wird  das  Publikum  durch 
den  Satz  geschützt,  dass  der  Steuerzahler 
—  und  ebenso  die  Regierung  —  berechtigt 
ist,  eine  gerichtliche  Entscheidung  herbei- 
zuführen. Zuständig  sind  die  ordentlichen 
Gerichte,  und  zwar  kann  eine  Einkommen- 
steuersache,  wie  jede  andere  Rechtssache, 
durch  alle  drei  Instanzen  betrieben  werden. 
Hinzutreten  zwei  Remeduren  ausserordent- 
licher Art.  1.  Sofern  ein  Regierungsbeamter 
kraft  Geaetzes  —  im  Gegensatz  zu  seinen 
Obliegenheiten  als  Beamter  der  Regierung 
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—  eine  Handlung  vorzunehmen  hat,  kann 
bei  den  höheren  ordentlichen  Gerichten  be- 
antragt werden,  dem  Regierungsbeamten  die 
Vornahme  der  Handlung  aufzugeben.  Eine 
Nichtbeaehtimg  der  gerichtlichen  Anordnung 
würde  eine  31issachtung  des  Gerichts  sein, 
welche  Strafen  nach  sich  zieht,  deren  Art 
und  Höhe  noch  heutigen  Tages  dem  freien 
Ermessen  des  Richters  anheimgestellt  sind. 
Soweit  ein  Regierungsbeamter  als  solcher 
und  nicht  auf  Grund  einer  gesetzlichen  Be- 
stimmung thätig  ist  oder  thÄtig  werden 
sollte,  schreiten  die  G^e^ichte  nicht  ein;  in 
diesen  Fällen  ist  das  Unterhaus  der  Ort, 
wo  die  Sache  zum  Austrag  kommen  muss. 
2.  Soweit  die  unter  1  gedachte  Prozedur 
keine  Anwendung  finden  kann,  z.  B.  in 
J^en,  in  welchen  der  Steuensahler  ver- 
meint, Rückzahlung  entrichteter  Steuern 
verlangen  zu  können,  ist  eine  Petition  of 
Right  beim  Gerichte  einzureichen.  Das  Ver- 
fahren hat  heute  im  wesentlichen  die  Form 
eines  gewöhnlichen  Prozesses  zwischen 
Privatpersonen.  Als  ausseronlentliche  Reme- 
duren  stehen  die  sub  1  und  2  beschriebenen 
Rechtsmittel  nur  offen,  sofern  anderweitige 
Remeduren  nicht  zur  Verfügung  stehen. 
Mithin  gilt  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Einkommensteuer  der  bekannte  englische 
Gnmdsatz,  dass  die  Exekutivgewalt  nicht 
nur  diuxjh  die  legislative  Gewalt,  sondern 
auch  durch  die  Richtergewalt  kontrolliert 
wird. 

8.  Die  legislatorische  Behandlung 
der  Steuer.  Die  Einkommensteuer  pflegt 
heilte  von  Jahr  zu  Jahr  bewilligt  zu  werden. 
Wie  überhaupt  bei  Steuergesetzentwürfen 
wird  auch  im  Falle  der  Einkommensteuer 
der  Beschluss  des  Unterhauses  praktisch 
wie  ein  Gesetz  behandelt ;  man  wartet  nicht 
erst  ab,  bis  ein  formelles  Oesetz  vorliegt, 
sondern  wird  sofort  auf  Grund  des  ünter- 
hausbeschlusses  thätig.  Dieses  formell  un- 
gesetzliche Verfahren  wird  durch  eine  spätere 
Indemnitätsklausel  legalisiert. 

Es  hat  im  Laufe  der  letzten  drei  Jahre 
im  ünterhause  nicht  an  Versuchen  gefehlt, 
Anomalieen  der  Einkommensteuer  zu  besei- 
tigen und  mehr  oder  minder  weit  reichende 
Verbesserungen  eintreten  zu  lassen.  Man 
hat  wiederholt  darüber  Klage  geführt,  dass 
für  Friedenszeiten  der  heutige  Steuersatz 
von  8  Pence  pro  £  viel  zu  hoch  bemessen 
ist.  Die  privilegierte  Stellung  der  Liandwirte 
ist  ein  anderer  Punkt,  welcher  immer  von 
neuem  angegriffen  wird.  Man  fragt  nicht 
ohne  Gnmd,  weshalb  das  Einkommen  aus 
landwirtschaftlicher  Thätigkeit  weniger  zu 
besteuern  sein  soll  als  das  Einkommen  aus 
Handel  und  Gewerbe.  Die  Agrarier  haben 
andrerseits,  im  Hinblick  auf  die  angebliche 
Notlage  der  Land>\irte,  nach  einer  weiteren 
Ausdehnung  des  Einkommensteuerprivilegs 


verlang.  Man  hat  erwidert,  dass  der  Vor- 
teil nujht  den  Landwirten  selbst,  sondern 
den  Grundeigentümern  zu  gute  kommen 
werde,  und  regienmgsseitig  wurde  hinzu- 
gefügt, dass  das  Einkommensteuerprivileg 
der  Landwirte,  falls  es  noch  weiter  ausge- 
dehnt würde,  Gefahr  laufe,  ganz  beseitigt 
zu  werden.  Es  vergeht  ferner  keine  Session, 
in  welcher  nicht  eine  weitere  Abstufung 
imd  Ermässigimg  der  Steiiersätze  mit  dem 
Hinzufügen  gefordert  wird,  dass  der  Aus&dl 
durch  Erhöhung  des  Satzes  in  den  höheren 
Stufen  wieder  gut  gemacht  werden  könne. 
Die  Regierimg  pflegt  sich  derartigen  An- 
trägen gegenüber  auf  administrative  und 
praktische  Schwierigkeiten  zu  berufen;  sie 
fürchtet  Steuert^ntziehungen  bei  grösseren 
Einkommen;  insbesondei-e  bei  sehr  reichen 
Leuten  sei  es  sehr  schwierig,  sämtliche 
Einkommensquellen  festzustellen;  das  Re- 
sultat wenle  sein,  dass  eine  Person,  welche 
aus  einer  einzigen  Anlage  ihr  ganzes  Ein- 
kommen gewinne,  einen  höheren  Steuersatz 
entrichten  werde  als  eine  Person,  welche 
ein  gleich  hohes  Einkommen  aus  verschiede-  . 
iien  Anlagen  beziehe.  Es  ist  weiter  vergeb- 
lich vei-sucht  worden,  die  Steuervergünsti- 
gung, welche  Ehegatten  gewährt  wird,  auch 
in  Fällen  eintreten  zu  lassen,  wo  das  Ein- 
kommen der  Ehefrau  kein  industrielles  ist. 
Schliesslich  ist  ganz  neuerdings  die  Frage 
der  Doppelbesteuerung  hinzugetreten.  Die 
letzte  finanzielle  Erisis  hat  nämlich  nahezu 
sämtliche  australische  KoloniiHjn  gezwungen, 
zu  Einkommensteuern  ihre  Zuflucht  zu 
nehmen,  und  die  Folge  ist,  dass  englische 
Kapitalisten,  welche  Kapitalanlagen  in  Aus- 
tralien besitzen,  heute  eine  australische  und 
eine  englische  Einkommensteuer  entrichten 
müssen.  Man  hat  die  englische  Regierung 
gebeten,  vorläufig  eine  Kürzung  der  in  den 
Kolonieen  gezahlten  Steuer  an  dem  an  sich 
im  Mutterlande  zu  zahlenden  Betrage  zu 
gestatten  und  inzwischen  sich  mit  den 
Kolonieen  dahin  zu  verständigen,  dass  ent- 
weder niu:  am  Domizil  des  Konsimienten 
des  Einkommens  oder  nur  an  dem  Orte  des 
belegenen  Vermögensstückes  Steuer  zu  ent- 
richten ist.  Die  englische  Regierung  hat 
diesen  Antrag  mit  Entrüstung  zunickge- 
wiesen. Ein  Teil  einer  alten  Steuer  des 
Mutterlandes  könne  nicht  aufgegeben  werden, 
weil  die  Kolonieen  den  Versuch  machten, 
sich  denselben  anzueignen;  zum  mindesten 
müssten  die  Kolonieen  eine  entspre(^hende 
Gegenleistung  machen.  Die  englische  Ein- 
kommensteuer sei  die  Finanzc^uelle ,  aus 
welcher  die  Kosten  der  Verteidigung  des 
ganzen  britischen  Reiches  bestritten  wüi*den, 
während  die  Einkommensteuern  in  den 
Kolonieen  nur  rein  lokalen  Zwecken  dienten. 
Die  englische  Regierung  scheint  offenbar 
zu   erwarten,   dass   man  in  Australien  ein- 
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sehen  wird,  dass  man  dem  Mutterlande 
gegenüber  zu  weit  gegangen  ist.  Man  sieht 
hieraus,  dass  noch  manche  Fragen  der  Lö- 
sung harren  und  dass  die  englische  Ein- 
kommensteuer ihre  Mängel  hat,  wenn  man 
auch  nicht  so  weit  gehen  will  wie  jener 
schottische  Kritiker,  welcher  meinte,  die 
Steuer  sei  vom  Teufel  ersonnen,  um  die 
Menschheit  in  Versuchung  zu  führen,  sie 
lasse  sich  weder  mit  der  christlichen  Lehre 
noch  mit  der  Moral  vereinigen  und  könne 
von  niemandem  verteidigt  wenlen,  der  an 
ein  Leben  nach  dem  Tode  glaube. 

4.  Die  fin^Dziellen  Resiütate.  1890  91 
brachte  die  Einkommensteuer,  bei  einem 
Steuersatze  von  6  Pence  im  £,  13 143  932  £, 
welche  sich  auf  die  einzelnen  Verzeichnisse 
wie  folgt  verteilten:  A.  3983119  £; 
B.218610£;  C.  1020643  £;  D.  7 0592J2£; 
E.  862348  £.  Von  der  für  Einkommen 
zwischen  150  £  und  400  £  gewährten  Ver- 
günstigimg, 120  £  zu  kürzen,  machten 
1890  447030  Personen  Gebrauch,  und 
105784  Personen  (Schottland:  15422;  Ir- 
•  land:  5247)  kürzten  Lebensversicherungs- 
prämien. Der  Wert  der  angesetzten  Gnmd- 
istücke  im  Vereinigten  Königreich,  welcher 
187980  69548796  £  betrug,  war  auf 
58153900  £  gesunken. 

1891/92  wurden  6  Pence  im  £  erhoben. 
Der  Totalertrag  eiTeichte  die  Ziffer 
13853016    £,    nämlich:    A.    4236254    £; 

B.  230424;  C.  959968;  D.  7  513  551; 
E.  912801.  Während  1877  die  Erhöhung 
des  Steuersatzes  um  1  Penny  1904770  £ 
ergab,  lautete  die  Ziffer  in  der  hier  frag- 
lichen Zeit  2214000  £.  120  £  kürzten  1891 
466  539  Personen;  Leben svei^sicherungsprä- 
mien  kürzten  113437  Personen  (Schottland: 
15901 ;  Irland  4687).  Der  Wert  der  ange- 
setzten Grundstücke  fiel  weiter  auf 
57  694820  £.  Das  Einkommen  aus  Handel 
und  Gewerbe  bezifferte  sich  1890/91  auf 
587  251084  £  (1876:  490344906  £). 

1892/93  warf  die  Einkommensteuer,  zum 
Satze  von  6  Pence  im  £,  nur  13439  576  £ 
ab,  nämlich:    A.   4118246  £;   B.  220868; 

C.  960266;  D.  7  222978;  E.  917  218. 
120  £  kürzten  1892  475257  Peronen; 
Lebensversicherungsprämien  kürzten  180  566 
Personen  (Schottland:  16942;  Irland:  4810). 
Der  Wert  der  angesetzten  Grundstücke  ging 
weiter  auf  £  57  391846  zurück.  Das  Ein- 
kommen aus  Handel  und  Gewerbe  betrug 
1891/92  597  823325  £. 

1893/94  erhöhte  man  den  Steuersatz  auf 
7  Pence  im  £.  Der  Gesamtertrag  stellte 
sich  auf  15342363  £,  nämlich:  A.  4937 700; 
B.  253550;  C.  1114900;  D.  7  973629;  E. 
1 062  584.  Ein  Penny  des  Steuersatzes  pro- 
duzirte  2215000  £.  120  £  kürzten  1893 
486757  Personen;  Lebensvereicherungsprä- 


mien  kürzten  129  869  Pei-sonen  (Schottland : 
17  509 ;  Irland :  4888).  Der  Wert  der  ange- 
setzten Grundstücke  betnig  nur  noch 
56969940  £;  das  Einkommen  aus  Handel 
und  Gewerbe  bezifferte  sich  1892,93  auf 
597 101 964  £. 

1894/95  wurde  der  Steuersatz  auf  8  Pence 
im  £  erhöht,  ein  Satz,  welcher  seitdem  bei- 
behalten worden  ist.  Der  Ertrag  — 
15649362  £  —  verteilte  sich  wie  folgt: 
A.  4752224;  B.  189258;  C.  1257  539;  D. 
8352451;  E.  1097  890.  Der  Wert  der  an- 
gesetzten Grimdstücke  fiel  weiter  auf 
56052720  £.  Das  Einkommen  aus  Handel 
und  Gewerbe  betnig  1893/94  594584537  £. 

1895; 96  ergab  15982844  £,  nämlich: 
A.  4793600;  B.  177500:  C.  '  1300300; 
D.  8587  244;  E,  1124200.' 

1896/97  ergab  16901341  £,  nämlich: 
A.  4843000;  B.  155000;  C.  1281000; 
D.  9  384341;  E.  1238000. 

1897/98  ergab  17171377  £,  nämlich: 
A.  4772000;  B.  148000;  C.  1168000; 
D.  9828377;  E.  1255000. 

Litteratur:  Pratts  Encome  Tax,  1898,  Shaw  d- 
So7is,  London.  —  Doivellf  Encome  Tax,  1895, 
Buttcrworth  &  Co.,  London.  —  Rohinsons, 
Encome  Tax,  1895,  St-evens  &  Sons  lA-,  London ; 
femer  EUiott  in  der  ersten  Auflage  dieses  H.  d. 
St.  Das  Dowellsche  Werk  dürfte  am  besten 
geeignet  sein,  eine  allgemeine  Uebersicht  i'iber 
den  ganzen  Stoff  zu  geben. 

London.  C»  H.  P,  Inhülsen. 


IV.  Die  Einkommensteuer  in  Italien. 

I.  Einleitung.  Geschichtliche  Ent- 
wickeln ng.  1.  Bis  znm  Jahre  1864.  2. 
Zwischen  1^4— 1877.  H.  Das  heute  gel- 
tende Recht.  .3.  Einleitung.  4.  Gegenstand 
der  Steuer  imd  subjektive  Steuerpflicbt.  5.  Der 
Steuerabzug  und  Steuervorschuss.  6.  Steuer- 
anlage, a)  Fassion.  b)  Verfahren  erster  In- 
stanz, c)  Verfahren  zweiter  Instanz,  d)  Ver- 
fahren dritter  Instanz,  e)  Weitere  Rechts- 
mittel, Oberaufsichtsrecht,  Civilkla^e.  f)  Steuer- 
ändernngen.  7.  Steuerfuss.  8.  Katastrierun^ 
und  Erhebung,  Steuerziel,  Privilegien,  Beitrei- 
bung, Verjährung.  9.  Steuerbehörden.  10.  Straf- 
verfähren. III.  Steuerertrag.  IV.  Schluss. 

I.  Einleitung.    Geschichtliche  Entwicke- 

lung. 

1.  Big  Eiim  Jahre  1864«  Vor  Errichtung 
des  Königreichs  Italien  herrschte  in  den  einzelnen 
Staaten  der  italienischen  Halbinsel  in  der  Rich- 
tung der  direkten  Besteuerung  nicht  minder 
wie  in  jener  der  indirekten  Steuern  so  ziemlich 
ein  Chaos;  ein  Chaos,  insofern  vollständige 
Systemlosigkeit  sowohl  die  Besteuerung  in  den 
einzelnen  Staaten  für  sich  als  in  Bezu^  auf  die 
anderen  Staaten  auszeichnete.  Nur  eines  war 
allen  Gesetzgebungen  im  grossen  und  ganzen 
eigen ;  sie  unterscheiden  alle  —  wie  in  Deutsch- 
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land  —  zwischen  den  direkten  Steuern  (imposte 
dirette),  wozu  Grund-,  HausBteuer,  Personal-, 
Familien-,  Kopf-,  Handels-  und  Gewerbesteuern 
gerechnet  wurden,  und  indirekte  Steuern  und 
Gebühren  —  imposte  indirette  e  le  tasse  — , 
welche  die  Auflagen  auf  Erbschaften,  Schen= 
kungen,  Veräusserungen  und  Benutzung  von 
Immobilien,  also  die  Steuern  auf  Besitzwechsel 
—  imposte  sullo  scambio  della  richezza  — ,  die 
Registersteuer   Jenregistrement),   Verbrauchsab- 

faben  (imp.  sul  consumo  della  richezza)  und 
ölle,  Transportabgaben,  Steuern  von  Spiel  und 
Theater,  Monopole  und  endlich  die  eigentlichen 
Gebühren  (tasse  diritte)  umfasst. 

Dass  diese  Unterscheidung  auch  von  der 
italienischen  Wissenschaft  und  Gesetzgebung 
nicht  immer  gewissenhaft  festgehalten  wurde, 
versteht  sich  fo  der  dort  wie  hier  überall  be- 
strittenen Frage  der  Qualifikation  der  Steuern 
unter  sich  von  selbst ;  nur  im  allgemeinen  kann 
die  aufgestellte  Grenze  in  allen  Gesetzgebungen 
der  Einzelstaaten  beobachtet  werden. 

Zu  den  direkten  Steuern  gehörten  unbe- 
stritten: die  Grund-  und  die  Haussteuer  (fon- 
daria  oder  prediale)  und  die  Einkommensteuern 
in  den  verschiedensten  Formen  als  Besteuerung 
des  beweglichen  Vermögens,  als  Ertrags-  und 
Einkommensteuern  (imposta  sui  profiti,  imposta 
sul  reddito}. 

Letztere  waren  teils  der  französischen  Ge- 
setzjf  ebung  nachgebildete  Patent-  oder  Familien-, 
Mobiliar-  5ier  einfache  Kopfsteuern,  teils  Steuern 
auf  Industrie,  Handel,  freie  Berufsarten,  Künste, 
Besoldungen  und  Pensionen. 

Die  hauptsächlichsten  Steuern  waren  die 
Rentensteuer  und  die  Steuer  auf  Gewerbe  und 
Handel  in  der  Lombardei  und  Venedig, 
ausserdem  existierte  in  der  Lombardei  eine 
Kopfsteuer  (G.  v.  13.  Juni  1811);  durch  G.  v. 
12.  April  18ol  wurde  die  Einkommensteuer  im 
Lombardisch-Venetianischen  eingeführt.  Die 
Personalsteuer  und  Mobiliars  teuer  in  den  alten 
Provinzen  der  piemontesischenMonarchie 
auf  Grund  des  G.  v.  28.  April  1853,  die  pro- 
portionelle  Steuer  auf  Ausbeute  der  Bergwerke 
[G,  V.  20.  November  1859),  die  Personalsteuer 
in  Parma  und  die  Patentsteuer,  welche  alle 
traf,  die  einen  Handels-  oder  Gewerbszweig  be- 
trieben; die  Kopfsteuer  in  Moden a,  die  dem 
G.  v.  27.  November  1849  gemäss  mit  anderen 
Kapitalauflagen  in  einem  äusserst  verwickelten 
System  erhoben  wurde.  Die  Gewerbe-  und 
Kapitalsteuer  war  auf  Fassionen  der  Pflichtigen 
begründet,  welche  von  den  fiskalischen  Beamten 
und  von  Kommissären  kontrolliert  und  rektifi- 
ziert wurden.  Ausserdem  bestand  in  Modena 
eine  Vieh-  und  Reisfeldsteuer  als  erster  Ver- 
such einer  landwirtschaftlichen  Gewerbebesteue- 
rung. In  Toskana  bestand  die  sogenannte 
Familiensteuer  (G.  v.  11.  Februar  18ö5).  In 
den  päpstlichen  Provinzen  wurde  nach  Dekret 
V.  14.  Oktober  1850  jeder  Betrieb  von  Gewerbe, 
Berufsarten  und  des  Handels  jeder  Art  klassi- 
fiziert besteuert.  In  den  neapolitanischen 
Provinzen  bestand  eine  lOprozentige  Steuer  von 
Besoldungen,  Pensionen  und  Unterhaltsbeiträgen. 

Endlich  kommt  zu  erwähnen  die  Steuer  von 
Industrie,  Handel,  freien  Benifsarten  und  Künsten 
im  führenden  Staate  Sardinien  nach  dem  G. 
V.  7.  Juli  1853.  Diese  Personalsteuer  war  in 
den  Detail  Vorschriften   —  nicht  aber  in  deren 


Principien  —  häufig  das  Muster  der  späteren 
Gesetzgebung.  Die  Steuer  zerfiel  in  eine  fixe 
und  proportioneile  Abgabe.  Die  erstere  bemisst 
sich  nach  Tarifen,  die  letztere  nach  dem  Miet- 
preis der  benutzten  Lokalitäten. 

Die  Patentsteuer  lieferte  in  der  piemonte- 
sischen  Monarchie  4V2  Millionen,  die  Personal- 
und  Mobiliarsteuer  7,4  Millionen  Lire,  alles, 
selbst  die  Zusätze  eingerechnet. 

Die  Besteuerung  des  Mobiliarreichtums  in 
den  verschiedenen  Provinzen  des  heutigen  König- 
reiches ertmg  im  ganzen  nicht  ganz  19  Millionen 
Lire  und  zwar  nach  folgender  Verteilung:  Pie- 
mont  und  Ligurien:  Grund-  und  Gebäude- 
steuer per  Kopf  H,J)6.  Personal-,  Mobiliar-,  Patent- 
und  ähnliche  Gehalts-  und  Pensionssteuer  etc. 
per  Kopf  1,95  L. ;  Sardinien:  Grundsteuer 
4,20,  Personalsteuer  1,95,  Lombardei:  7,44 
bezw.  1,15,  Parma:  6,85  bezw.  0,75,  Modena: 
5,03  bezw.  0,91,  Toskana:  3,51  bezw.  0.90, 
römische  Provinzen:  5,06  bezw.  — , 
Neapel: 4,87  bezw.  — , Sicilien : 3,40 bezw.  — . 
Aus  diesen  ZiflFern  allein  ergiebt  sich  schon  die 
ün Vollkommenheit  und  geringe  Einträglichkeit 
der  bis  zum  Jahre  1864  in  Italien  bestandenen 
Personalsteuern,  wobei  auffallen  wird,  dass  in 
einem  grossen  Teile  des  heutigen  Königreiches 
solche  Steuern  überhaupt  nicht  oestanden  haben. 

2.  Zwischen  1S04  -1877.  Schon  während 
der  ersten  Einheitsbestrebungen,  unmittelbar 
nach  dem  Frieden  von  Villafranca  im  Jahre 
1859  beschäftigte  sich  Cavour  mit  dem  Studium 
der  englischen  Einkommensteuer,  und  noch  im 
Jahre  der  Proklamierung  des  Königreiches 
(1861)  brachte  der  erste  Finanzminister  des 
Königreiches  Italien,  Graf  Bortogi,  eine  Uni- 
fikation der  sämtlichen  verschiedenen  Arten  von 
Auflagen  in  einer  einzigen  Steuer  auf  das  be- 
wegliche Vermögen  in  Vorschlag. 

Die  Finanzpolitik  des  jungen  Königreiches 
sah  sich  hierzu  gedrängt,  hauptsächlich  durch 
das  Deficit,  da  nach  dem  der  Kammer  im  Jahre 
1861  vorgelegten  provisorischen  Budget  pro  1862 
dasselbe  mit  840  Millionen  Ausgaben  und  5.S1 
Millionen  Einnahmen,  also  mit  einem  Deficit 
von  309  Millionen  bilanzierte.  Dieses  Deficit 
erhöhte  sich  nach  der  Unterbilanz  des  Jahres 
1861  auf  700  Millionen!  Die  Gesetzesvorlage 
kam  aber  infolge  des  Ministerwechsels  nicht 
zur  Beratung.  Auch  der  zweite  Finanzminister, 
Sella,  konnte  wegen  Kabinettswechsels  kein  neues 
Einkommensteuergesetz  zu  stände  bringen,  erst 
der  dritten,  Minghetti,  gelang  es,  eine  einheit- 
liche Besteuerung  aller  Einkünfte  aus  beweg- 
lichem Vermögen  in  dem  G.  v.  12.  Juli  1864  — 
imposta  sui  redditi  della  richezza  mobile,  kurz 
Richezza  mobile  genannt  —  zu  erreichen,  von 
der  er  30  Millionen  erwartete.  Damit  war  das 
Wort  des  Königs  Victor  Emanuel  wahr  gewor- 
den: „Auf  die  politische  Wiedergeburt  der  Sation 
muss  ihre  wirtschaftliche  Wiedergeburt  folgen." 
Dieses  Gesetz  beruhte  im  ganzen  auf  den  Grund- 
sätzen der  Einkommenbesteuerung  im  Sinne  der 
deutschen  Gesetzgebung.  Die  Besteuerungs- 
grundlage bilden  die  jährlichen  Einkünfte  der 
Pflichtigen  ohne  Abzug  des  Anschlages  der 
persönlichen  Arbeit  und  des  Verbrauches,  da- 
gegen mit  Abrechnung  der  Produktionskosten 
und  Schuldziusen.  Die  Besteuerung  ist  eine 
subjektive  auf  kontrollierbarer  und  kontrollierter 
Selbsteinschätzung  beruhend.    Die  Steuer  wurde 
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auf  30  Millionen  festgesetzt.  Landwirtschaftliches 
Gewerbe  imd  Staatsschnldzinsen  sollten  nach 
den  Beschlüssen  der  Abgeordnetenkammer  in 
die  Steuer  einbegriffen  werden,  wurden  aber 
nach  den  Beschlüssen  des  Senates  im  Gesetze 
frei  gelassen.  Den  Gemeinden  wurden  Zu- 
schläge auf  die  festen  Steuerquoten,  welche  auf 
die  jährlichen  Einktlnfte  unter  250  L.  treffen, 
verboten. 

Durch  G.  V.  11.  Mai  1865  wurde  die  pro- 
gressive Besteuerung  nach  einer  Skala,  welche  in 
regelmässiger  Progression  von  Lire  zu  Lire  der 
Steuer  steigt,  eingeführt.  Das  Steuerkontingent 
wurde  auf  60  Mill.  erhöht  und  den  Gemeinden, 
weichen  durch  das  G.  v.  Jahre  1864  Steuer- 
zuschläge entzogen  sind,  Auflagen  von  kirch- 
lichen Kassen  und  Betriebsinstituten  zugewendet. 

Durch  das  G.  v.  25.  Juni  1866  wurde  nach 
Ablauf  der  Kontingentierung  erstmalig  ein  all- 
gemeiner Steuersatz  von  8%  ii^it  Befreiung  des 
Einkommens  bis  zu  250  Lire  eingeführt  und  das 
Einkommen  von  Grund  und  Boden  sowie  aus 
Gebäuden  einer  4%  igen  Steuer  nach  den  für 
die  Anlage  der  Einkünfte  und  beweglichen  Ver- 
mögen geltenden  Grundsätzen  unterworfen,  zu- 
gleich den  Provinzen  und  Gemeinden  das  Eecht 
von  Zuschlägen  bis  zu  25  ^/q  der  Gesamtsteuer 
bezw.  den  Gemeinden  bis  zu  50  ^/q,  wenn  die 
Provinzen  keinen  Zuschlag  beanspruchen,  erteilt. 
Ausserdem  wurde,  der  Steuerabzug  seitens  der 
Staatskassen  bei  gewissen  Steuern  geschaffen 
und  wurden  auch  im  Einsteuerungsvenahren  Ee- 
formen  vorgenommen. 

Durch  das  G.  v.  27.  Mai  1867  wurde  die 
10%iffe  Einsteuerung  der  Einkünfte  aus  un- 
beweglichen Gütern  wieder  beseitigt  und  an 
dessen  Stelle  ein  Zuschlag  von  -/,o  aer  Grund- 
und  Gebäudesteuer  bestimmt,  das  steuerfreie 
Einkommen  auf  400  Lire  erhöht,  die  Einsteue- 
rung auf  Grund  der  Einkünfte  des  vorangehen- 
den Jahres  beschlossen  und  wieder  verschiedene 
Beformen  zur  Vereinfachung  der  Steueranlage 
durchgeführt. 

Durch  Dekret  v.  8.  November  1868  wurden 
wieder  verschiedene  Neuerungen  eingeführt, 
hauptsächlich  um  das  damals  mit  220  lull,  ver- 
anschlagte Deficit  zu  vermindern. 

Der  Plan  ging  damals  dahin,  eine  allge- 
meine Einkommensteuer  zu  schaffen,  was  aber 
an  dem  Widerstände  der  Grundbesitzer  scheiterte. 
Dagegen  wurde  die  Besteuerung  der  Staats- 
schnldzinsen mittelst  Abzuges  bei  der  Zahlungs- 
leistung durch  die  Staatskasse  ohne  Unter- 
scheidung zwischen  Inland  und  Ausland  einge- 
führt und  zwar  durch  das  Gesetz  über  die 
Mahlsteuer  vom  7.  Juli  1868  und  das  Gesetz 
über  die  Verteilung  der  direkten  Auflagen  im 
ligurisch-piemontesischen  Gebiet  vom  26.  Juli 
lSS8.  Eine  dritte  Neuerung,  die  gemeindlichen 
Zuschläge  zu  beseitigen,  gelangte  nicht  zur 
Annahme.  Dagegen  wurde  eine  Maximalgrösse 
bis  zu  */io  der  Steuer  beschlossen.  Der  Ein- 
schätzung sollen  künftig  die  Einkünfte  des 
laufenden  Jahres  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Durch  Dekret  vom  30.  Oktober  1868  wurde 
die  Anlage  eines  Katasters  angeordnet.  Ein 
weiteres  G.  v.  11.  August  1870  erhöhte  zur 
Beseitigung  eines  Deficits  von  110  Mill.  die 
Steuerquote  auf  12*0»  entzieht  den  Provinzen 
und  Gemeinden  die  Steuerzuschläge,  räumt  den 
Kommissionen  das  Recht  ein,  die  Einkünfte  zu 


erhöhen,  erklärt  wieder  das  Einkommen  des 
vorangegangenen  Jahres  als  massgebend,  bezieht 
bei  Festsetzung  des  Stenerminimums  auch  die 
Einkünfte  aus  unbeweglichem  Vermögen  (redditi 
fondiori)  ein  und  zwar  mit  dem  8  fachen  Betrag 
der  Grundsteuer,  unterwirft  alles  Einkommen  von 
Grund  und  Boden  der  Einkommensteuer,  sofern 
nicht  nachweisbar  vom  Empfönger  der  Ein- 
künfte dieselben'  versteuert  worden,  und  bringt 
die  Einkommensteuer  der  Kolonen  mit  5  ®/o  der 
Grundsteuer  in  Anschlag. 

Ein  G.  V.  23,  VI.  1873  giebt  Bestimmungen 
über  die  Hinterziehungsstrafen. 

Ebenso  soll  ein  G.  v.  14.  VI.  1874  nur  die 
Einbringlichkeit  der  Steuer  sichern  und  Hinter- 
ziehungen verhüten. 

Inzwischen  mehrten  sich  die  Klagen  über 
die  Einkommensteuer  wegen  der  Schwere  und 
Ungleichheit  der  Belastung  und  der  kleinlichen 
fiskalischen  und  vexatorischen  Formalitäten  des 
Verfahrens.  Der  Finanzminister  Depretis  setzte 
eine  Kommission  zur  Untersuchung  der  Klagen 
nieder  und  legte  der  Kammer  sodann  im  Jahre 

1876  sein  Relormprojekt  vor,  in  dem  er  Er- 
leichterung der  Steuerlast  für  die  kleineren  Ein- 
kommen, Ausgleichung  derselben  bei  den  Klassen 
b  und  c  der  Einkünfte  (gemischte  Einkünfte, 
bei  welchen  Kapital  und  Arbeit  zusammen- 
wirken —  Einkünfte  aus  Gewerbebetrieb  und 
freier  Berufsart  —  und  menschlicher  Arbeit  ohne 
Beihilfe  von  Kapital),  endlich  Vereinfachung  des 
Mechanismus  und  Beseitigung  unnützer  Forma- 
litäten versprach. 

Nach  langen  Verhandlungen  kam  das  G.  v. 
23.  VI.  1877  zu  Stande,  das  im  wesentlichen  noch 
heute  die  Grundlage  der  italienischen  Einkommen- 
steuer bildet.  Die  zu  überwindenden  Schwierig- 
keiten gehen  schon  aus  den  Erträgnissen  der 
Einkommensteuer  vom  Jahre  1864 — 1877  hervor. 
Im  ersten  Jahre  brachte  die  Steuer  65  Mill., 
1866  31  Mül.,  1867  86  Mill.,  1868  13  MüL,  1869 
119  Mill. ,  1870  91  Mül. ,  1871  142  Mill. ,  1872 
183  Mill.,  1873  160  Mill.,  welche  Einnahmsziffer 
nunmehr  ziemlich  konstant  bleibt.  Am  24.  VIII. 

1877  wurde  ein  neuer  Text  des  Gesetzes 
veröffentlicht. 

II.  Das  heute  geltende  Recht 

8.  Einleitnng.  Nach  dreizehnjähriger 
Reformarbeit  konnte  also  am  24.  August 
1877  das  Gesetz  verkündet  werden,  das 
noch  heute  in  den  principiellen  Bestimmun- 
gen für  die  Steuern  vom  beweglichen  Ver- 
mögen gilt,  wenn  auch  im  Jahre  1894  eine 
bedeutende  Steue)*erhöhung  eintrat.  Ur- 
sprünglich der  Notwendigkeit,  das  bedeu- 
tende Deficit  im  Staatshaushalte  zu  decken, 
und  dem  Wunsche,  für  das  ganze  Land 
eine  einheitliche  Steuer  zu  schaffen,  ent- 
sprungen, wurde  der  Ausbau  allmählich  auf 
liberaler  Grundlage  vollendet.  Es  wurde 
ein  Einkommensteuergesetz  geschaffen,  das 
allerdings  nach  den  strengen  Regeln  der 
Wissenschaft  in  einigen  Bestimmungen  von 
den  Principien  eines  Einkommensteuerge- 
setzes abweicht,  insbesondere  dem  ursprüng- 
lichen Vorsatz,  die  englische  income  tax 
nachzuahmen,    untreu    geworden    ist    und 
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mehr  die  deutsehen  Einrichtungen  nachge- 
ahmt hat  In  die  einheitliche  Besteuerungs- 
form ist  diuxjh  den  Abzug  —  ritenuta  — 
eine  Lücke  gerissen,  die  Zinsen  aus  öffent- 
lichen Schuldtiteln,  sowie  die  Bezüge  der 
Beamten  werden  in  einer  besonderen  Form 
besteuert,  die  Steuern  der  Kolonen  werden 
nach  einem  fingierten  Werte  erhoben,  die 
Einkünfte  aus  Grund  und  Boden  sind  so- 
wohl nach  dem  Besteuerungsgegenstand  als 
nach  der  Veranlagung  nicht  scharf  genug 
präzisiert  —  trotzdem  muss  die  italienische 
Einkommensteuer  als  wahre,  partielle  Ein- 
kommensteuer mit  einigen  Abweichungen 
vom  doktrinellen  Standpunkt  aus  betrachtet 
werden,  oder  besser  gesagt  als  eine  nach 
den  Grundsätzen  der  Einkommen- 
steuer angelegte  Erwerbssteuer  in 
Verbindung  mit  einer  Renten-  so- 
wie mit  einer  durch  Abzug  erho- 
benen Coupons-  und  Besoldungs- 
steuer. 

4.  Gregenstand  der  Steuer  und  sub- 
jektive Steuerpflicht  Nach  Art.  1  des 
G.  V.  24  August  1877  unterliegen  der 
Steuer  alle  Einkünfte  aus  beweglichem  Ver- 
mögen, d.  h.  alles  nicht  der  Gnmd-  und 
Gebäudesteuer     unterworfene     Einkommen 

geddito),  wozu  im  Sinne  des  italienischen 
esetzes  und  nach  der  Rechtsprechung  der 
höchsten  Gerichts-  und  Verwaltungsstellen 
jeder  Erwerb  im  Handel  und  in  der  In- 
dustrie, Einkünfte  aus  sogenannten  freien 
Berufsarten,  Gehälter,  Pensionen,  Dividen- 
den, Renten  sowie  Zinsen  von  Hypotheken 
gehören.  Eine  Aufzählung  des  Einkommens 
der  verschiedenen  Art  bringt  Art,  3,  wozu 
in  Art.  4 — 6  noch  die  Früchte  des  Bodens 
kommen.  Die  Frage  der  territorialen  Fest- 
stellung des  Besteuerungsgegenstandes  ist 
im  Art.  2  praktisch  gelöst,  indem  als  steuer- 
pflichtig »das  im  Staate  Besessene«,  d.  h. 
das  im  Staate  erzeugte  oder  fliessende  und 
das  von  im  Staate  domizilierenden  oder 
sich  aufhaltenden  Personen  geschuldete 
Einkommen  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf 
Staatsangehörigkeit  des  Steuerzahlers  als 
steuerpflichtig  erklärt  ist. 

Der  physischen  Person  steht  gleich  nicht 
bloss  jede  juristische  Person  im  engeren 
Sinne,  also  jedes  Kollegium  und  jede  Korpo- 
ration (collegi  e  corporazioni),  sondern  jede 
Gesellschaft  und  Vereiniß:iuig  mehrerer 
physischer  Personen  (ente  morale).  Befreit 
sind  persönlich  (Art  7):  die  königliche 
Famihe,  femer  Diplomaten  und  Consuln, 
Militärpersonen  und  gewisse  Wohlthätig- 
keitsanstalten,  sachlich  (Art.  8):  die  aus 
liegenden  Gütern  fliessenden  Einkünfte, 
welche  der  Grundsteuer  unterworfen  sind, 
die  nach  sonstigen  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes bereits  besteuerten  Einkünfte,  die 
Einkünfte  der  auf  Gegenseitigkeit  benihen- 


den  Gesellschaften  mit  Ausnahme  der  Ren- 
ten aus  Schuldtiteln  auf  Namen  der  Inha- 
ber (Art  11),  endlich  sind  befreit  die  Rück- 
zahlungen von  Staatsanlehen  und  das  mit 
Gesetz  vom  Jahre  1855  genehmigte  Anlehen. 

Hinsichtlich  der  zeitlichen  Abgren- 
zung hat  das  Gesetz  (Art.  8)  den  Grundsatz 
angenommen,  dass  die  Steuer  nach  dem 
Massstabe  der  bestimmten  oder  angenomme- 
nen Einkünfte  angelegt  wird,  welche  der 
Pflichtige  in  jedem  Jahre  bezieht.  Mass- 
gebend ist  hierbei  das  Einkommen  des  dem 
Monat  der  Erklärung  (Juli)  vorausgegange- 
nen Jahres  (Art  22).  Das  Einkommen  der 
Kolonen  und  Grundpächter  wird  mit  5^/o 
der  Grundsteuer  bemessen  und  nur  ver- 
steuert, soweit  die  Grundsteuer  50  Lire 
jährlich  übersteigt  (Ai-t.  9). 

Hinsichtlich  der  quantitativen  Be- 
grenzung erklärt  das  Gesetz  nach  den  vie- 
len Verliandlungen ,  die  dicvse  Frage  im 
Laufe  der  13  jährigen  Reformarbeit  zu  be- 
stehen hatte,  alle  Besitzer  eines  mobilen 
Einkommens  unter  400  Lire  für  steuerfrei, 
wenn  nicht  durch  das  Hinzutreten  immo- 
biler Einkünfte  dieser  Betrag  erreicht  wird 
(Art.  55). 

Als  Abzugsposten  für  die  Berech- 
nung der  Einkünfte  gelten  nach  Art.  19,  21 
und  30 — 32  und  Art.  47  des  Regolamento 
(der  VoUziigsvorschi'iften  vom  24.  August 
1877)  die  Herstellungskosten  imd  Schuld- 
zinsen bei  aUen  Einkünften  und  auch  bei 
den  Leihkapitalien,  bei  denen  die  Rente 
nur  unverkürzt  deklariert  werden  muss,  bei 
Feststellung  aber  die  Minderung  zu  berück- 
sichtigen ist  Zu  den  Produktionskosten 
bei  industriellen  Einkünften  wird  der  Vei> 
brauch  von  Rohstoffen  und  Werkzeugen, 
Arbeitslöhne,  Lokalmiete,  Verluste  und  son- 
stige Spesen  gerechnet.  Nicht  als  Abzugs- 
posten sind  ausdrücklich  erklärt  (Art.  32) 
die  Zinsen  der  im  Gewerbe  angelegten  Ka- 
pitalien, sowohl  eigener  als  fi-emder,  d.  h. 
eines  Unternehmers,  ebenso  bilden  keine 
Abzugsposten  der  Anschlag  für  Arbeits- 
leistung des  Beitragspflichtigen,  seiner  Ehe- 
frau und  der  im  Hausstande  befindlichen 
Söhne,  endlich  der  Aufwand  für  Wohnung, 
Kleidung  und  Unterhalt  der  Steuerpflichti- 
gen und  seiner  Familie.  Die  Lehre  der 
Abzugsposten  ist  sohin  ganz  im  Sinne  der 
deutschen  Einkommensteuergesetze  (und 
auch  des  römischen'  Rechts)  gelöst:  nur 
die  der  Produktion  unmittelbar  anhaftenden 
—  inerenti  —  Betiiebskosten  und  die  zur 
Erhaltung  und  Steigerung  der  Produktivi- 
tät, nicht  aber  die  zur  Vermehrung  des 
Vermögenswertes  und  zur  Grtlndung  und 
Erweiterung  von  Unternehmungen  dienen- 
den Ausgaben  dürfen  abgezogen  werden. 

5.  Der  Steaerabzng  und  Steuervor- 
schuss.    Eine  Abweichung  von  den  Prin- 
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cipien  des  Einkommensteuergesetzes  und 
eine  dem  deutschen  Einkommensteuerge- 
setze fremde,  aber  praktische  Einrichtung 
des  italienischen  Einkommensteuergesetzes 
stellt  der  in  Art.  10 — 12  konstruierte  Steuer- 
abzug dar. 

Die  Einhebung  bestimmter  Steuerarten 
findet  nämlich  gelegentlich  der  Zahlung  der 
betreffenden  Renten  selbst  mittelst  direkten 
Steuerabzuges  statt  bei  Besoldungen,  Pen- 
sionen und  anderen  aus  Staatskassen  fliessen- 
den festen  Einkünften,  bei  den  aus  öffent- 
lichen Schuld  titeln  —  auf  Namen  oder  In- 
haber lautend  —  herrührenden  Zinsen,  Lot- 
terieen,  Staatsprämienanlehen,  Jahresgelder 
und  Zinsen,  welche  vom  Staate  oder  auf 
seine  Rechnung  an  irgend  welche  Person 
und  an  irgend  welchem  Orte  im  In-  oder 
Auslande  bezahlt  werden  —  ritonuto  diretta. 
Der  direkte  Abzug  erfolgt  unverkürzt  ohne 
Rücksicht  auf  den  Betrag  des  Abzuges, 
vorbehaltlich  der  Minderung  der  Besoldun- 
gen, Pensionen  und  persönlichen  Bezüge 
auf  vier  Achtel. 

Eine  Ausdehnung  hat  diese  Einrichtung 
in  Art.  15 — 17  des  Gesetzes  durch  den 
dort  konstruierten,  der  englischen  Gesetz- 
gebung angelehnten  sogenannten  Steuervor- 
schuss  erhalten.  Die  dort  näher  bezeichne- 
ten Steuersubjekte  (juristische  Personen, 
Gesellschaften,  Privatunternehmer  etc.)  ha- 
ben nämlich  die  auf  die  von  ihnen  zu  ver- 
abreichenden Besoldungen,  Pensionen,  Ho- 
norare und  sonstigen  Bezüge,  Schuldzinsen 
treffende  Steuer  direkt  selbst  zu  entrichten 
imd  durch  Abzug  an  den  Leistungen  der 
Empfänger  der  Besoldungen  etc.  sich  Ersatz 
zu  verschaffen  (ritenuto  diinvolva).  Der 
Steuerpflichtige  —  jiuistische  Person  etc.  — 
darf  jede  betreffende  Steueniuote  von  sei- 
nem Einkoramen  kürzen  und  hat  sie  zum 
Zwecke  des  Steuervorschusses  ausdrücklich 
imd  gesondert  zu  deklarieren. 

Eine  grosse  Schwierigkeit  bereitet  da- 
bei die  Frage  des  Schuldenabzuges  sowohl 
bei  dem  Steuerabzug  als  dem  Steuervor- 
schusse. 

Die  Frage  ist  im  Gesetze  nicht  ausdrück- 
lich gelöst;  die  Judikatiu-  blieb  lange  Zeit 
auf  dem  Standpunkte,  dass  sowohl  beim 
Steuerabzug  als  beim  Steuervorschuss  Schul- 
den und  Steuerbefreiungen  nicht  berück- 
sichtigt werden  dürfen,  da  steuerpflichtig 
nicht  der  Empfänger  der  steuerbaren  Be- 
züge, sondern  die  steuervorschiessenden 
Schuldner  (juristische  Personen  etc.)  be- 
trachtet werden  und  die  ersteren  als  bei 
der  Steueranlage  gar  nicht  beteiligt  erschei- 
nen. Erst  die  Rechtsprechung  des  Jahres 
1881/1882  erklärte  als  feststehend,  dass  die 
genannten  Einrichtungen  lediglich  Erleich- 
terung und  Beschleunigimg  der  Einsteue- 
rung  sowie  Sichenmg  der  Einbringimg  be- 


zwecken, keinesfalls  aber  Aufhebung  des  in 
Art.  31  eingeführten  Grundsatzes  des  Schul- 
denabzuges bezielen  und  dass  die  Vertre- 
tung der  Interessen  den  Besoldungs-  und 
Zinsempfängern  überlassen  und  zuzusprechen 
sei.    Hiernach  wird  jetzt  verfahren. 

Merkwürdig  dabei  ist,  dass  durch  den 
im  Jahre  1871  eingeführten  Steuerabzug 
von  den  Staatspapieren  und  die  dadiutih  her- 
beigeführte Besteuerung  der  Renten  mit 
13,21  ®/o  der  Kurs  der  italienischen  Rente 
weder  im  Auslande  noch  im  Inlande  ge- 
drückt wurde,  sondern  dass  diese  einschnei- 
dende Massregel  ohne  alle  Stönmg  ins  Le- 
ben trat.  Der  Kurs  der  italienischen  Ren- 
ten betnig  nämlich  nach  Sachs:  1869:  in 
Tiu-in  höchster  57,95,  niedrigster  56,35,  in 
Paris  56,63  bezw.  54,31,  1870:  Turhi  61,90 
bezw.  48,10,  Paris  60,92  bezw.  44,  1871: 
Turin  75,71  bezw.  56,87,  Paris  69,80  bezw. 
50,80  und  1872:  Tiuin  75,50  bezw.  70,22, 
Paris  71,85  bezw.  65,35. 

6.  Steueranlage,  a)  Fassion.  In 
Italien  ist  die  Notwendigkeit  einer  Steuer- 
erkläining  von  Anbeginn  der  SteueiTcform 
als  feststehend  angenommen  worden.  Das 
Steuergesetz  verlangt  in  Art.  13,  14,  18,  21, 
31  und  32  eine  ganz  specifische  Darlegung 
des  steuerbaren  Einkommens  diu-ch  quali- 
tative Abgliederung  und  Angabe  aller  po- 
sitiven und  negativen  Berechnungsfaktoren. 
Abweichend  von  den  deutschen  Steuerge- 
setzen bedroht  das  italienische  Gesetz  so- 
wohl die  Unterlassung  der  Fassion  als  die 
unrichtige  Steuererklärung  mit  Hinterzie- 
hungssti-afen  (G.  v.  23.  Juni  1873)  und  zwar 
mit  der  Hälfte  der  auf  das  nicht  deklarierte 
Einkommen  treffenden  Steuer. 

Cm  diese  Fassion  zu  erleichtern,  ge- 
stattet das  italienische  Gesetz  auch,  die 
Steuererklärung  mündlich  bei  dem  Bürger- 
meister oder  dem  Steuerbeamten  abzugeben. 
Zwecks  der  unterschiedlichen  Veranlagung 
der  Steuern  und  des  verschiedenen  Steuer- 
fusses  sind  bei  den  Steuererklänmgen  die 
verschiedenen  Arten  des  Einkommens  in 
fünf  Klassen  genau  zu  unterscheiden. 

b)  Verfahren  erster  Instanz.  Grund- 
legend für  das  ganze  Verfahren  ist  die  gemeind- 
liche Personenliste  (Liste  der  Steuerpflich- 
tigen). Diese  wird  von  Steuerbeamten  mit 
grösster  Sorgfalt  hergestellt  und  vom  Gemeinde- 
rate in  kollegialer  Beratung  revidiert  und  fest- 
gestellt. Sowohl  der  Steuerbeamte  als  ein  3Iit- 
glied  der  erstinstanzlichen  Kommission  kann 
den  betreffenden  Sitzungen  des  Gemeinderates 
beiwohnen.  Sobald  der  Steuerbeamte  dann  im 
Besitze  der  Gemeindeliste  ist,  übersendet  er 
dem  Steuerpflichtigen  die  Fassionsformulare  zur 
mündlichen  oder  schriftlichen  Steuererklärung. 
Erfolgt  eine  solche  nicht,  so  erfolgt  die  Ein- 
kommensfestsetzung von  Amts  wegen.  Sofi^e- 
nannte  Grundlisten  ^ebt  es  nicht.  An  der 
Hand  der  Personenliste  fertigt  der  Stenerbeamte 
die  Steuerliste.    Zu  diesem  Behuf e  ist  der 
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Beamte  befugt,  von  den  öffentlichen  Behörden 
Auszüge  aus  den  Urkunden  zu  verlangen,  die 
Steuerpflichtigen  vorzuladen,  die  Geschäftslokali- 
taten  zu  betreten,  Auskunftspersonen  zu  ver- 
nehmen und  von  den  Registern  der  Aktienge- 
sellschaften Einsicht  zn  nenmen,  sich  die  Grund- 
titel der  Einkünfte  vorlegen  zu  lassen  und  den 
Mietwert  der  Wohnungen  zu  erheben.  Den 
Staatsbehörden  sowie  allen  öffentlichen  Organen 
ist  im  Art.  61 — 64  des  Gesetzes  und  Art.  117 
des  Eegolamento  die  Verpflichtung  auferlegt, 
das  Material  an  die  Steuerbeamten  zu  über- 
mitteln, ebenso  sollen  die  Handelskammern  mit 
Eücksicht  auf  die  Steuerpflichtigen  Aufschhtss 
erteilen.  Von  den  Handelsbüchem  ist  im  Gesetze 
keine  Kede,  doch  dürfen  die  Steuerbeamten  Ein- 
sicht nehmen,  wo  die  Steuerpflichtigen  zustimmen 
(Min.-Erlass  vom  25.  II.  1869).  Eine  Vorlage 
der  Geschäftsbücher,  wie  sie  in  deutschen 
Steuergesetzen  angeordnet  ist,  ist  ausgeschlossen. 

Die  Steuerliste  wird  durch  Auflage  im 
Gemeindeamte  veröffentlicht  und  zudem 
jedemSteuerpflichtigendie  Einschreibung 
oder  Berichtigung  bekanntgegeben.  Dieser 
kann  dagegen  noch  in  erster  Instanz  zu  einer 
Kommission  reklamieren.  Den  administra- 
tiven Kommissionen  ist  in  erster  Instanz  aus- 
drücklich die  Befugnis  eingeräumt  (Art.  48), 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Steuer- 
pflichtigen und  dem  Steuerbeamten  zu  schlichten 
und  zu  entscheiden. 

Diese  erste  Kommission,  der  auch  der  Steuer- 
beamte beiwohnen  kann,  ist  also  nicht  eigent- 
lich Veranlagungs-,  sondern  V  ermittel  ungs- 
und  Entscheidungsorgan  erster  Instanz.  Sie 
wird  gebildet  aus  einem  Abgeordneten  der  Re- 
gierung als  Vorsitzenden,  der  kein  Steuerbeamter 
zu  sein  braucht,  sondern  nur  Sachkenntnis  be- 
sitzen soll  (doch  sind  Staatsbeamte  nicht  aus- 
geschlossen), und  vier  Mitgliedern,  welche  der 
Gemeinderat  wählt  bezw.  die  Konsozial  Vertre- 
tung, wenn  mehrere  Gemeinden  vereinigt  sind. 
Letztere  bestehen  wieder  aus  Vertretern  der 
Gemeinden,  und  zwar  auf  1000  Einwohner  ein 
Konsozial  Vertreter. 

Diese  Kommissionen  haben  die  Befugnis, 
jeder  Zeit,  auch  ohne  Berufung,  die  Einkünfte 
zu  erhöhen.  Ausserdem  sind  die  erstinstanziellen 
Kommissionen  jederzeit  verpflichtet,  die  Prüfung 
der  Bernfungen  im  Wege  der  Vergleichung 
mit  den  Einkünften  anderer  Steuer- 
pflichtigen der  gleichen  Klasse  vorzunehmen. 
Die  Kommissionen  werden  für  jeden  Gerichts- 
bezirk gebildet. 

Das  Verfahren  erster  Instanz  wird  dadurch 
noch  vervollständigt,  dass  auf  das  Nichterscheinen 
der  Pflichtigen  Geldstrafen  gesetzt  sind  und 
dass  das  Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  freier 
Berufsarten  und  persönlicher  Dienstleistung 
klassenweise  eingeschätzt  werden  muss.  Die 
Massre^el  wurde  vom  Minister  Depretis  im  Jahre 
1877  emgehend  motiviert,  weil  „gerade  die  ver- 
gleichenden Urteile  es  sind,  welche  über  wenig 
gleichmässige  Anlage  der  Steuer  Klage  führen  . 
Gemäss  Ministerialverfü^ng  vom  Jahre  1877 
ist  eine  Klassifikationstabelle  mit  29 
Gruppen  und  888  Unterabteilungen  aufgestellt. 

Den  Provinzen  und  Gemeinden  ist  im  Art. 
70  die  Befugnis  zu  Steuerzuschlägen 
abgesprochen.  Eine  sehr  wohlthuende  Be- 
stimmung.    Denn   das  Drückende    der   Steuer 


wird  (in  Deutschland)  gewöhnlich  erst  durch  die 
verschiedenen  Zuschläge  und  Umlagen  em- 
pfunden. 

Dafür  ist  aber  den  Gemeinden  eine  Ver- 
gütung von  10  ^/o  der  auf  das  Einkommen  aus 
Handel  und  freien  Berufsarten  treffenden  Steuer- 
summen als  Mittel  der  Annäherung  zur  exakten 
Herstellung  der  gründlichen  Steuerlisten  zuge- 
wiesen. Die  Kosten  der  Kommissionen  erster 
Instanz  haben  dagegen  die  Behörden  zu  trappen. 
Eine  der  wirksamsten  Massregeln  der  richtigen 
und  genauen  Einstenerung  ist  die  in  Art.  68 
und  69  des  Gesetzes  und  Art.  665  des  Regola- 
mento  gegebene  Bestimmung,  dass  die  civile 
Klagbarkeit  der  Schuld forderungen,  auch  der 
unverzinslichen,  von  dem  Nachweis  der  bezüg- 
lichen Steuererklärung  und  Steuerzahlung  ab- 
hängig gemacht  ist  und  den  Gerichten  und  Ge- 
richtsschreibern verboten  int,  über  nicht  er- 
klärte Rententitel  zu  urteilen  oder  auch  nur 
Urkunden  anzunehmen,  welche  nicht  mit  dem 
Nachweise  der  Steuererfüllung  versehen  sind. 
Das  ganze  Anlageverfahren  zeigt,  dass  in  Italien 
die  steuerpflichtigen  als  eine  solidarische  Ge- 
nossenschaft betrachtet  werden,  bei  der  volle 
Oeflentlichkeit  und  Interessen  gemeinschaft 
herrscht,  denn  „was  der  einzelne  hinterziehende 
Steuerpflichtige  zu  wenig  zahlt,  fällt  der  Ge- 
nossenschaft —  den  anderen  Pflichtigen  —  zur 
Last." 

Auch  die  Beschlüsse  der  Kommissionen 
müssen  den  Pflichtigen  wieder  eröffnet  werden 
(Art.  44). 

c)  Verfahren  zweiter  Instanz.  Gegen 
die  Entscheidung  der  erstinstanzlichen  Kommis- 
sion ist  innerhalb  20  Tagen  sowohl  im  Interesse 
dieser  wie  des  Fiskus  Berufung  an  die  Pro- 
vinzialkommission  gestattet  (Art.  46),  ande- 
renfalls die  Unveränderlichkeit  der  Summe  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  feststeht  (Art.  47). 
Diese  Provinzialkommission  ist  gebildet  aus 
einem  vom  Präfekten  ernannten  Vorsitzenden, 
aus  4  weiteren  Mitijliedem,  von  denen  je  eines 
vom  Proviuzialrat,  eines  von  der  HandelsKammer 
und  2  von  der  Generaldirektion  der  direkten 
Steuern  berufen  wird.  Der  Vorsitzende  hat 
hier,  wie  in  den  Kommissionen  erster  Instanz, 
keinen  Stichentscheid.  Die  Kommission  kann 
um  2  oder  4  Mitglieder  vermehrt  werden,  von 
denen  die  Hälfte  von  dem  Provinzialrate ,  die 
Hälfte  von  der  Generaldirektion  ernannt  wird, 
üeber  die  Einlegung  der  Berufung  hat  der 
Bürgermeister  und  der  Steuer beamte  Empfang 
zu  bestätigen,  letzterer  hat  dieselbe  innerhalb 
Monatsfrist  mit  einem  gutachtlichen  Berichte 
vorzulegen,  die  Kommission  muss  innerhalb  30 
Tagen  entscheiden.  Dieselben  haben  alle  den 
Steuerbeamten  zustehenden  Befugnisse  zur  Er- 
mittelung und  Schätzung  des  Einkommens.  Der 
Berufungsführer  kann  Beweis  anbieten  oder 
seine  Berufung  nach  Gutdünken  formulieren, 
auch  in  zweiter  Instanz  gilt  das  Offizial- 
V erfahren.  Es  kann  Beweiserhebung  oder 
Entscheidung  ohne  solche  erfolgen.  Die  Proviu- 
zialkommissionen  werden  wie  die  Bezirkskom- 
missionen auf  2  Jahre  gewählt. 

d)  Verfahren  dritter  Instanz.  Gegen 
die  Entscheidung  der  Berufnngskommission  steht 
sowohl  den  Steuerpflichtigen  wie  den  Steuer- 
beamten Rekurs  an  die  Centralkommission  offen. 

Diese  Stelle  wird  vom  Finanzminister 
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ernannt  nnd  besteht  aus  einem  Präsidenten, 
zwei  Vieepräsidenten,  9  Beisitzern  und  hat  ihren 
Sitz  beim  Finanzministerium,  doch  entscheidet  sie 
selbständig  und  unabhängig  von  diesem. 

Sie  ist  zugleich  Verwaltun^sgericht 
bei  Streitigkeiten  zwischen  Gemeinaen  über 
lokale  Verteilung  der  Einkünfte  und  über  die 
Einsteuerung  eines  und  desselben  Steuerpflich- 
tigen in  verschiedenen  Provinzen  (Art.  48),  sie 
büdet  dritte  Instanz  für  Festsetzung  des  Zins- 
einkommens (Art.  50  Abs.  2),  während  die  Fest- 
stellung der  sonstigen  steuerbaren  Einkünfte 
inappeUabel  durch  die  Provinzialkommissionen  er- 
folgt (Art.  48  Abs.  2)^  sie  ist  endlich  Kassa- 
tionsgerichtshof m  Bezug  auf  richtige  An- 
wendung des  Gesetzes  (Art.  28  Abs.  1),  sie  ent- 
scheidet damit  auch  über  das  prozessuale  Ver- 
fahren und  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand.  Sie  ist  keine  Oberaufsichtsbehörde  der 
Exekution,  sondern  ein  wirklicher  Gerichtshof, 
der  zu  Gunsten  des  Pflichtigen  ebenso  wie 
zu  Gunsten  des  Fiskus  entscheiden  kann.  Sie 
wacht  hauptsächlich  über  einheitliche  Recht- 
sprechung und  gleichmässige  Anwendung  des 
Gesetzes,  entscheidet  aber  immer  in  der  Materie 
selbst,  ohne  den  Fall  an  die  unteren  Instanzen 
zurückzuweisen.  Ihre  Beschlüsse  haben  also 
principielle  Bedeutung  —  der  grosse  Unterschied 
zwischen  Entscheidungen  der  obersten  Verw^al- 
tungsstelle  als  Oberaufsichtsbehörde,  welche 
immer  nur  für  einen  einzelnen  Fall  massgebend 
ist  und  principiell  nie  so  auf  die  unteren  In- 
stanzen einwirken  kann  wie  die  Entscheidung 
eines  unabhängigen,  unparteiischen  Eassations- 
hofes.  Die  Entscheidung  der  Centralkommission 
muss  den  Steuerpflichtigen  innerhalb  60  Tagen 
von  der  Bekanntgabe  an  den  Steuerbeamten  den 
Pflichtigen  bekannt  gegeben  werden. 

e)  Weitere  Rechtsmittel,  Oberauf- 
Bichtsreeht,  Civilklage.  Wegen  materieller 
Irrungen,  welche  bei  Bildung  der  Listen  unter- 
laufen, und  wegen  Unterlassung  der  gesetz- 
lich gebotenen  Mitteilungen  an  die  Steuerpflich- 
tigen findet  Administrativbeschwerde  (Rekurs) 
an  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern 
statt  (Art.  52  und  Art.  106  des  Regol),  welche 
Rekurse  innerhalb  3  Monaten  vor  Veröff'ent- 
lichung  der  Listen  eingereicht  werden  müssen 
und  keine  aufschiebende  Wirkung  haben.  Die 
Irrungen  müssen  in  konkreten  Thatsachen,  ins- 
besondere nicht  in  Schätzungen  bestehen  und 
durch  Fehler  und  Verschulden  in  den  Opera- 
tionen der  Steuerbeamten  (per  staglio  e  per 
inavvertenza)  hervorgerufen  sein.  In  dem  Ke- 
golamento  ist  die  Zulässigkeit  der  Administrativ- 
beschwerden durch  genaue  Fixierung  der  Be- 
schwerdefälle begrenzt,  dabei  ein  beliebiges 
Eingreifen  der  Exekutionen  sowohl  als  ein  oe- 
liebiges  Anrufen  der  Steuerpflichtigen  ausge- 
schlossen, was  mit  Rücksicht  auf  die  Oefifentlich- 
keit  des  Anlageverfahrens  nicht  anders  gedacht 
werden  konnte.  Diese  Administrativbeschwerde 
ist  gegen  alle  Urteile  in  allen  Instanzen,  auch 
gegen  die  Bescheide  der  Centralkommission  ge- 
geben. 

Besonders  ist  der  Rekurs  auch  neben  der 
Berufung  an  die  Centralkommission  zuzulassen 
für  den  Fall  der  Doppelbesteuerung  in  mehreren 
Gemeinden  (Art.  108  des  Regol.). 

Sonst   ist   die   Unanfechtbarkeit  der 


Urteile  der  Centralkommission  im  Ge- 
setze ausdrücklich  konstatiert  (Art.  52  Abs.  1 
des  G.)  und  damit  jeder  ungeregelte  Eingriff 
von  Oberaufsichts  wegen  in  Steuersachen  absolut 
ausgeschlossen.  Nur  wegen  Ausle^ng  des  Ge- 
setzes ist  der  Rekurs  an  die  Gerichte  (Civil- 
gerichte)  nach  den  bestehenden  Gesetzen  vor- 
behalten, doch  kann  vor  die  Gerichte  keine 
die  einfache  Schätzung  derEinkünfte 
be  treffen  de  Komm  issionsentscheidung 
gebracht  werden  (Art,  53  Abs.  1). 

Die  Civilklage  muss  innerhalb  einer  Frist 
von  6  Monaten  vom  Tage  der  Veröffentlichung 
der  Steuerliste  oder  Bestätigung  des  Abzuges 
an  erhoben  werden. 

f)  Steueränderungen.  Auch  bezüg- 
lich der  Steueränderungen  hat  die  italienische 
Gesetzgebung  verschiedene  Stadien  durch- 
laufen und  auch  auf  diese  sehr  wichtige 
Frage  die  grösste  Sorgfalt  verwendet.  Das 
italienische  Gesetz  erachtet  jede  Steuer  für 
jedes  neu  entstehende  Einkommen 
als  sofort  geschuldet,  filr  jedes  er- 
loschenealssofortausserErhebuug 
gesetzt.  Die  Zu-  und  Abgänge  werden  nicht 
erst  am  nächsten  Steuerziel,  sondern  mit 
dem  Tage  ihres  Eintrittes  in  Berücksichtigimg 
gezogen  (Art.  66  des  Gesetzes).  Die  Be- 
handlung der  Zugänge  erfolgt  auf  Antrag 
der  Partei  oder  von  Amts  wegen  durch  Er- 
gänzungsrollen (ruoli  supplatiW)  ohne  An- 
fertigung und  Veröffentbchung  einer  Liste, 
die  Behandlung  der  Abgänge  nur  auf  An- 
trag der  Partei  (Art.  110  des  Reg.).  Gegen 
den  die  Abgänge  ablehnenden  Bescheid  des 
Finanzintendanten  ist  Berufimg  an  die  erst- 
instanzliche Kommission  zugelassen  und  da- 
mit der  Instanzengang  für  den  Pflichtigen 
bis  zur  Centralkommission  eröffnet 

Abgänge  lässt  das  Gesetz  ohne  Berück- 
sichtigung der  quantitativen  Grenzen  zu  und 
will  sogar  noch  die  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Veranlagungsjahres  eingetretenen  Ver- 
änderungen beiilcksichtigt  wissen  (Art.  109 
des  Reg.),  nur  das  Einkommen  von  Handel 
und  fi-eien  Erwerbsarten  wird  unabänderlich 
nach  dem  Einkommen  der  letzten  zwei  der 
Erklärung  vorausgegangenen  Wirtschafts- 
jahre (nicht  Kalenderjahre,  das  Wirtschafts- 
jahr läuft  von  Juli  bis  Jidi)  eingeschätzt 
(Art.  22,  Abs.  2).  Auch  die  Erhebung  über 
Aenderungen  und  Erlöschen  der  Einkünfte 
muss  regelmässig  zwischen  1. — 31.  Juli  ab- 
gegeben werden.  Einkünfte,  welche  nach 
dem  30.  Juni  entstehen,  sind  innerhalb  sechs 
Monaten,  wenn  es  unbestimmte,  und  inner- 
halb Monatsfrist,  wenn  es  bestimmte  Ein- 
künfte sind,  zu  deklarieren  (Art.  22  und  26). 
Die  nach  dem  30.  Juni  entstehenden  Ein- 
künfte werden  für  den  Rest  des  laufenden 
Jahres  oder  Bienniums  festgesetzt  und  ver- 
steuert (Art.  27).  Für  das  zweite  Jahr  können 
die  Beitragspflichtigen  die  Berichtigung  des 
im     ei-sten    Jahre    eingeschriebenen    Ein- 
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kommens  verlangen  (Art.  28).  Bei  Aktien- 
gesellschaften, welche  Keine  Semestralbudgets 
haben,  wird  die  Steuer  von  ihren  eigenen 
Einkünften  nach  der  Bilanz  und  dem  Rechen- 
schaftsberichte des  vorangehenden  Kalender- 
jahres festgesetzt  (Art.  25).  In  Italien  gilt 
also  als  Grundsatz,  dass  die  Besteuerung 
nur  ein  Jahr  wirken  soll.  Wenn  der 
Pflichtige  die  Beriehtigimg  im  zweiten  Jahre 
verlangt,  so  verliert  die  Einschätzung  auch 
dem  Steuerbeamten  gegenüber  ihre  Kraft 
(Art.  28  Abs.  2),  es  können  also  in  diesem 
Falle  alle  Einkünfte  erhöht  werden,  ausser- 
dem läuft  die  zweijährige  Periode.  Für  die 
Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  und 
freien  Berufsarten  mit  Ausnahme  der  Aktien- 
gesellschaften tritt  eine  selbständige  Be- 
richtigung der  Besteuerungsgrundlage  seitens 
der  Steuernden  nicht  jährlich,  sondern  nur 
alle  zwei  Jahre  ein,  jährlich  nur,  wenn  der 
Pflichtige  auf  Berichtigung  anträgt,  während 
bei  den  übrigen  Einkünften  die  Berichtigimg 
jährlich  vor  sich  geht. 

Auch  die  Frage  der  Entstehung  der 
Pflichtigkeit  ist  in  einem  Min.-Cirkular  vom 
4.  Januar  1871  treffend  gekennzeichnet: 
»Die  Steuer  wird  nach  dem  Einkommen  des 
dem  Zeitpimkte  der  Steuererklänmg  voraus- 
gehenden Jahres(Wirtschaftsjahres)  bemessen, 
jedoch  geschuldet  für  die  wirklich  in  dem 
Jalire,  auf  welches  sich  die  Veranlagimg 
und  die  IleberoUe  bezieht,  erzeugten  Ein- 
künfte.« Damit  ist  der  die  Erhebung  der 
Steuer  von  ihrer  Berechnimgsgrundlage 
trennende  Zeitraum  auf  das  geringste  Mass 
beschränkt 

Ueber  die  beiden  Jahre  hinaus  wirkt  die 
Steuererklänmg,  wenn  der  Pflichtige  auf 
die  frühere  Erklärung  Bezug  nimmt  oder 
jede  neue  Erklärung  uuterlässt,  in  welchem 
Falle  die  vorausgegangene  Erklärung  als 
bestätigt  gilt  und  gleich  einer  neuen 
Steuererklänmg  wirkt  (Art.  24).  Bei  den 
nachträglichen  Einschätzungen  von  Ein- 
künften findet  keine  Veröffentlichung  einer 
weiteren  besonderen  Liste  statt  (Art.  41). 

7.  Stenerfuss.  Zum  Zwecke  der  unter- 
schiedlichen Veranlagung  der  Steuer  sind 
die  verschiedenen  Einkünfte  in  Art.  54 — 57 
des  Gesetzes  in  vier  Kategorieen  je  nach 
fimdiertem  und  unfundiertem  Einkommen 
eingeteilt  (diversificazione),  und  zwar  werden 
mit  ihrem  ganzen  Ertrage  veranlagt  die  Ein- 
künfte aus  Kategorie  a)  alle  reinen  Kapitals- 
anlagen, b)  mit  ®/8  ihres  Ertrages  alle  Ein- 
künfte aus  Verbindung  von  Kapital  und 
Arbeit,  also  vor  allem  aus  gewerblichen  Be- 
trieben (Industrie,  landwirtschaftliche  Pacht, 
Handel),  c)  mit  ^/s  ihres  Ertrages  die  Ein- 
künfte aus  reiner  Arbeit,  wie  Löhne,  Gehälter 
im  Privatdienste,  Honorare,  personale,  also 
ausser  Zusammenhang  mit  Kapitaleigentum 
bezogene  Renten,    mit  */»  die  vom  Staate, 


den  Provinzen  oder  den  Gemeinden  ausge- 
zahlten Gehälter  und  Pensionen.  Zur  Be- 
rechnung sind  offizielle  Tabellen  heraus^ 
geben.  Eine  fünfte  Gruppe  bilden  die  Em- 
künfte  der  sogenannten  Halbpartpächter. 
Diese  haben  5^/o  der  Grundsteuer  —  wenn 
diese  für  die  gepachteten  Gnindstücke  über 
50  Lire  beträgt  —  zu  entrichten.  Ausser- 
dem werden  die  Einkünfte  aus  dem  Grund- 
vermögen mit  dem  8  fachen  der  bezüglichen 
Gh-undsteuer  angeschlagen  (Art.  57).  Die 
Steuerquote  der  übrigen  Gruppen  —  aliquote 
uniforme  —  wird  seit  den  Gesetzen  vom 
Jahre  1860—70  mit  8  bezw.  12^/0  imd  mit 
einem  zehnprozentigen  finanzgesetzlichen  Zu- 
schlag, also  mit  13,20  ®/o  erhoben.  (Nach 
einer  Gesetzesvorlage  im  Jahre  1889  sollte 
mit  Rücksicht  auf  das  vorhandene  Deficit 
das  steuerbare  Einkommen  der  Klassen  b 
und  c  von  ^/8  und  ^/s  auf  bezw.  '/8  und  *^-  8 
erhöht  werden,  was  aber  nicht  angenommen 
wurde.) 

Sehr  verwickelt  sind  die  Bestimmungen 
über  S  t  e  u  e  i  b  e  f  r  e  i  u  n  g ,  hauptsächlich  des- 
halb, weil  in  den  früheren  Gesetzen  kein 
üebergang  von  der  gänzlichen  Steuerfreiheit 
zur  niedersten  Steuer  geschaffen  war.  Jetzt 
ist  bei  den  Kategorieen  b  und  c  eine  Ab- 
stufung geschaffen,  welche  den  Steuersatz 
von  400  Lire  steuerbaren  Einkommens  an 
bis  zu  800  Lire  massig  steigern  und  erst 
darüber  hinaus  volle  Steuer  eintreten  lässt. 
Es  wird  nämlich  vom  steuerbaren  Ein- 
kommen der  Kategorieen  b  imd  c  (also  *^/8 
bezw.  ^/8  des  wirklichen  vollen  Einkommens) 
abgezogen  bei  401 — 500:  250  Lire,  bei 
501—600:  200  Lire,  bei  601—700:  150  Lire, 
bei  701—800:  110  Lire,  erst  von  800  Lire 
an  wird  das  ganze  Einkonunen  zur  Steuer 
herangezogen,  so  dass  eine  prozentuale  Be- 
steuerung des  ganzen  Einkommens  eintritt. 

Die  Belastung  der  niederen  und  mitt- 
leren Einkommen  ist  eine  harte,  doch  ist  die 
absolute  Besteuerung  der  Katego- 
rie a  niu"  ein  Gegenstück  zu  dem  Steuer- 
abzug bei  den  Staatsschuldzinsen.  Die  exakte 
Heranziehung  der  Privatschuldzinsen  mit 
dem  vollen  Anfall  und  der  Wirkung,  die 
der  Steuer  sogar  im  Civilrecht  beigelegt 
wird,  hindert  Kapitalbildung  und  trifft  be- 
sonders Witwen  und  Erwerbsunfähige  mit 
kleinen  Ersparungen. 

Dm-ch  die  Reform  vorschlage  vom  22.  Juli 
1854  wurde  der  allgemeine  Steuersatz  auf 
20^/o  erhöht,  doch  wurde  eine  Abänderung  der 
Quoten  des  Einkommens  in  der  Weise  vor- 
genommen, dass  nur  in  der  Kategorie  a  der 
volle  Steuersatz,  sonst  nur  15  ^/o  erhoben 
werden.  Ebenso  unterliegt  das  durch  diesen 
Abzug  besteuerte  Einkommen  dem  vollen 
Steuersatz  vou  20  ^lo ;  der  Steuersatz  beträgt 
also  zur  Zeit  thatsäclüich  für  Klasse  a:  20®/o, 
b:  10 o/o,  c:  9^/0  und  d:  7p^lo, 
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8.  Katästriernng  und  Erhebnng, 
Steuerziel^  Privilegien,  Beitreibung,  Ver- 
jähmng.  Die  Anlage  imd  Erhebung  der 
Einkommensteuer  beruht  auf  4  Verzeich- 
nissen: 1)  Das  Personenverzeichnis 
(la  lista),  von  der  Gemeinde  hergestellt; 
2)  die  Steuerliste,  Schätzungsliste  (ta- 
bella)  vom  Steueramte  auf  Grund  der  be- 
richtigten und  ergänzten  Steuererklänmgen 
(Schede)  hergesteUt  (Art.  34  imd  54  des 
Gesetzes  und  Art.  79  des  Regol.),  dient  zur 
öffentlichen  Bekanntmachung,  Auslegung  und 
Einsichtnahme  dm-ch  die  Steuerpflichtigen 
und  ziw  UebermitteluQg  an  die  instanzlichen 
Kommissionen  (Art.  40  und  58  des  Gesetzes), 
in  diese  Liste  werden  also  niu*  die  Einkünfte, 
nicht  die  Steuer  selbst  eingetragen;  3)  der 
Kataster  (registro)  ebenfalls  ohne  Steuer- 
miote  mit  allen  Veränderungen,  zugleich  als 
Beleg  zum .  Grundbuch  und  Unterlage  für 
die  Statistik.  Der  Finauziutendant  fülu^  den 
nach  Gemeinden  abgeteilten  registro  pari- 
tario  per  commune,  von  welchem  dem 
Ministerium  alle  drei  Monate  ein  Auszug 
übermittelt  werden  muss.  Jeder  Besitzer 
bildet  ein  Folium  für  alle  Einkommens- 
quellen, für  welche  er  sowohl  für  eigene 
wie  für  Rechnung  anderer  die  Steuer  zu 
entrichten  hat.  lieber  alle  Einkünfte,  welche 
bis  zum  15.  November  jedes  Jahres  noch 
nicht  definitiv  festgestellt  sind,  hält  der 
Beamte  in  einem  Nebenregister  Vor- 
merkung. 4)  Die  Heberolle  (il  molo), 
welche  nach  Art.  58  des  Gesetzes  und  101 
und  102  des  Regolamento  von  den  Steuer- 
ämtern angefertigt  und  bis  15.  Dezember 
jedes  Jahres  dem  Intendanten  vorgelegt,  von 
diesem  geprüft  und  dem  Präfekten  aus- 
gehändigt wird,  der  sie  für  vollstreckbar  er- 
klärt und  dem  Intendanten  wieder  zurück- 
sendet. Dieser  übermittelt  sie  wieder  an 
die  Bürgermeister  zum  Vollzuge  nach  Mass- 
gabe des  G.  V.  20.  April  1871  über  den 
Geschäftskreis  der  Einnehmer  für  die  Er- 
hebung der  direkten  Staatssteuern,  der  pro- 
vinziellen und  kommunalen  Zuschläge.  Die 
Einhebung  selbst  geschieht  durch  gemeind- 
liche Einheber  (esattori),  welche  von  einer 
Gemeinde  oder  mehreren  Gemeinden  zii- 
sammen  (Konsortien)  aufgestellt  und  bezahlt 
werden.  Die  Bestellung  erfolgt  entweder 
durch  öffentliche  Versteigerung  oder  Sub- 
mission auf  5  Jalire.  Der  Kontrakt  unter- 
liegt der  Genehmigimg  des  Präfekten  nach 
Anhörung  der  ProWnzialdeputation.  Der 
Einheber  wird  durch  den  Empfang  der 
vollstreckbaren  Heberollen  dem  Staate 
gegenüber  Schuldner  für  den  Steuer- 
betrag, kann  aber  wegen  der  uneinbring- 
lichen Posten  Ersatz  beanspruchen.  Er 
kann  Hilfseinnehmer  (coüetori)  mit  Ge- 
nehmigung des  Präfekten  aufstellen.  Er 
haftet    aber    dem    Staate    bezw.    der    Ge- 


meinde für  imeingehobene  Beträge  mit  seiner 
Habe. 

Die  Zahlung  der  Steuer  hat  in  6  zwei- 
monatlichen Zielen  zu  erfolgen.  Zur  Zah- 
lung fordert  der  Bürgermeister  unter  Ver- 
öffentlichung der  Heberollen  auf,  dann  kündet 
der  Steuereinheber  den  Pflichtigen  den  Ein- 
hebetag und  -ort  an.  Nach  8  Tagen  ver- 
fällt der  säumige  Pflichtige  in  eine  Geld- 
strafe von  4  cts.  pro  nichtbezahlte  Lira  zu 
Gunsten  des  Einhebei-s,  nach  weiteren  5 
Tagen  w-ird  Mobiliarpfändung,  Pfändung  von 
Forderungen  etc.  und  bei  deren  Erfolglosig- 
keit Subhastation  in  das  unbewegliche  Ver- 
mögen durch  die  Einheber  eingeleitet  und 
durchgeführt,  wobei  der  Richter  (praetore) 
lediglich  die  Versteigerung  der  Immobilien 
zu  leiten  hat  üeber  die  eingeleiteten  Voll- 
streckungsakte kann  sich  jedermann  gegen 
5  Lire  Auskunft  erbitten,  die  der  Einheber 
unweigerlich  erteilen  muss. 

Die  Steuer  geniesst  nach  Art.  1958  des 
Civilgesetzbuches  für  das  laufende  und  das 
vorausgegangene  Jahr  ein  Vorzugsrecht  auf 
die  den  Betrieben  dienenden  Mobilien  und 
die  im  Geschäftslokale  oder  der  Wohnung 
des  Steuerpflichtigen  sich  vorfindenden 
Waren,  auch  wenn  sie  nicht  Eigentum  des 
Restanten  sind,  mit  Ausnahme  der  entwen- 
deten, verlorenen,  vorübergehend  deponierten, 
aussclüiesslich  zum  Zwecke  der  Verarbeitung 
bestimmten  oder  transitierenden,  mit  dem 
Zollstempel  vei*sehenen  Waren  (Art.  G2  des 
Gesetzes). 

Drei  Monate  nach  Ablauf  des  Einneh- 
mertages erlöschen  die  fiskalischen  Vorrechte 
des  Einnehmers,  und  die  Ausstände  wenlen 
private. 

Der  Einheber  ist  öffentlicher  Bediensteter, 
die  Einhebung  geschieht  aber  nicht  auf  Be- 
treiben des  Staates,  sondern  eines  Privaten, 
der  für  die  Rückstände  dem  Staate  mit  seiner 
Habe  und  Kaution  haftet.  Bei  industriellen 
Unternehmungen  haftet  der  neue  Unterneh- 
mer für  die  Steuern  des  Besitz  Vorgängers 
auf  das  laufende  und  vorausgegangene  Jahr 
(Art.  63). 

Hervoi-zulieben  ist  noch  die  Bestimmung 
des  Art.  59,  wonach  für  die  nicht  in  die 
Hauj)tlisten  (tabella)  aufgenommenen  Ein- 
künfte und  beweglichen  Vermögen  Ei-gän- 
zungslisten  aufgestellt  werden  dürfen  für  die 
Steuer  des  Jahres,  in  dem  der  Steuerbeamte 
dem  Steuerpflichtigen  die  Einschreibung  des 
Einkommens  bekannt  giebt  und  der  zwei 
vorhergegangenen  Jahre.  Die  Finanzklage 
wegen  der  Einschreibung  der  Steuer  aus 
früheren  Jahren  ist  verjährt.  Die  Klage  des 
Steuerauschlages  verjährt  mit  jener  der 
Hauptsteuer.  Die  Mitteilung  des  Beamten 
im  Verwaltungswege  unterbricht  die  Ver- 
jährung, welche  während  der  Dauer  der  ad- 
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ministrativen  und  gerichtliehen  Verhandlun- 
gen ruht. 

9.  Steuerbehörden«  Die  Steuerbehörden 
sind  grösstenteils  bereits  genannt.  In  erster 
Instanz  sind  es  663  Steuerämter  —  Agenzie  — 
welche  für  durchschnittlich  43000  Seelen  auf 
dem  Lande  (in  den  Städten  selbstverständlich 
nach  ihrer  Seelenzahl)  in  den  69  Provinzen  des 
Landes  mit  zusammen  rund  29  Millionen  Ein- 
wohnern die  Verwaltung  der  direkten  Steuern 
und  des  Katasters  besorgen.  Sie  sind  besetzt 
mit  einem  Amtsvorstande  und  einem  staatlich 
angestellten  Hilfsbeamten,  in  den  Städten  mit 
mehreren  Hilfsbeamten.  In  den  Provinzial- 
und  Hauptstädten  bestehen  Obersteuerämter  für 
die  Grund-  und  Gebäudesteuer  einerseits  und  die 
länkommensteuer  andrerseits,  welche  mit  einem 
Oberbeamten  (agente  superiore)  und  vielen 
Hilfsbeamten  (uffiziali)  besetzt  sind.  Die  Bil- 
dung der  Kommissionen  in  den  verschiedenen 
Instanzen  wurde  bereits  erörtert,  üeber  den 
Steuerbeamten  steht  der  Steuerinspektor  —  in- 
spezione  — ,  welcher  in  der  Provinz  die  Steuer- 
ämter der  Provinz  zu  visitieren  hat  (A.  76  des 
BegoL).  An  der  Spitze  der  Provinzialsteuer- 
verwaltung  stehen  die  Intendanzen  (intendanze) 
mit  einem  Intendanten  —  intendente  —  und 
Hilfsbeamten  und  an  jener  des  Landes  die  Ge- 
neraldirektion der  direkten  Steuern  (divisione 
n  tassa  suUa  richezza  mobile),  welche  wieder 
unter  dem  Finanzminister  steht,  der  bis  zum 
Jahre  1878  nur  der  allgemeine  Steuerempfänger 
war,  während  die  Aufstellung  des  Budgets  dem 
Schatzmeister  zufiel.  Seit  1878  wurde  diese 
unzweckmässige  Zweiteilung  aufgegeben  und 
wurden  beide  Ministerien  in  dem  Finanzminister 
vereinigt.  Als  Organ  des  Finanzministeriums 
für  die  direkten  Steuern  erscheinen  die  General- 
sekretäre und  die  Oberintendanzinspektoren 
(ispettori  di  Intendanza  seit  1882)  mit  den 
Generalinspektoren  (ispettore  generale  divisione 
I)  als  Oberaufsichtsbehörden  der  Provinzial- 
intendanzen. 

10«  Strafverfahren.  Das  Strafverfahren 
sowohl  wegen  unterlassener  oder  ungenauer 
Erklärung  der  Einkünfte  —  Ordnungsstrafen, 
Hinterziehung,  Auflegung   des   Steuerzuschla- 

fes  —  als  wegen  der  Aushändigung  von 
teuem  und  Gerichtsbeschlüssen  über  Ein- 
künfte, welche  nicht  den  Nachweis  der  Er- 
füllung der  steuergesetzlichen  Verpflichtungen 
ersehen  lassen  —  Geldstrafen  von  50 — 500  L. 
—  richtet  sich  nach  den  Vorschriften  des  G.  v. 
23.  Juni  1873,  Nr.  1444  (Serie  2  a)  und  der  Min.- 
Verf.  V.  31.  August  1872,  Nr.  1566  (Serie  2  a). 
Die  Strafverfügung  erfolgt  durch  das  Gericht, 
und  die  Einholung  wird  durch  die  Enregistre- 
mentseinnehmer  in  der  für  Geldstrafen  be- 
stimmten Weise  bewerkstelligt  (Art.  14,  60  und 
69  des  G.  und  Art.  114  des  KegoL). 

in.  Steaerertrag. 


99  Mill.  durch  direkten  Abzug,  also  zusammen 
rund  205  Mill.  L.  Im  Jahre  1873  erbrachte 
dieselbe  179084183  L.  bei  einem  Einnahmeetat 
von  1396307886  L.  und  Ausgaben  von 
1494152630  L.  Seit  1877  stellt  sich  das  Ver- 
hältnis folgendemiassen  dar: 


üeber  die  geringe  Einträglichkeit  der  Per- 
sonalsteuer vor  dem  Jahre  1861  ist  in  der  Ein- 
leitung gesprochen  worden;  bezüglich  der  heu- 
tigen Einkommensteuer  kommt  zu  bemerken: 

Bei  einem  Budget  von  1580  Mill.  L.  Aus- 

?abe   und    1590  Mill.  L.  Einnahme  im  Jahre 
885/86  ertrug  die  Einkommensteuer  rund  106 
Mill.  durch  Erhebung  mittelst  Heberolle  und 


Mittelst 
Steuer- 

Mittelst 
Abzug 

Zu- 
sammen 

kataster 

Mill.  L. 

1877 

lOO 

85 

185 

1878 

96 

87 

183 

1879 

92 

87 

184 

1880 

98 

87 

185 

1881 

io6 

86 

192 

1882 

I02 

96 

198 

1883 

99 

94 

193 

1884 

I02 

96 

198 

1885 

103 

99 

202 

1886 

106 

99 

205 

1894 

137 

98 

235 

Das  Einkommen  selbst,  soweit  es  nicht 
durch  Abzug  versteuert  wird,  betrug  im  Jahre 
1886  aus  beweglichem  Vermögen  783447300  L., 
aus  Kolonaten  10935479  L.,  davon  trifft  auf 
die  Landgemeinden  mit  24%  Mill.  Einwohnern 
314551916  L.,  also  auf  den  Kopf  12,83  L.,  auf 
die  Provinzhauptstädte  mit  4V«  Mill.  Ein- 
wohnern 468  795384  L.,  also  auf  den  Kopf 
105,52  L.  Einkünfte,  durchschnittlich  27  L.  auf 
den  Kopf  im  ganzen  Königreich.  Die  Erhebungs- 
kosten betragen:  a)  mit  2^^  für  die  an  den 
Staat  zu  entrichtenden  Verteilungskosten  (Art. 
65  des  G.  und  Art.  101  des  Regol.)  2080096  L., 
b)  Erhebungskosten  von  den  Provinzen  179668 
L. ,  und  von  den  Gemeinden  1413288  L.  (Art. 
72  des  G.). 

Die  Steuer  selbst  belastet  den  Kopf  in 
Italien  mit  6,90  L.,  die  gesamten  direkten 
Steuern  mit  13,34  L.  (gegen  13,75  in  Spanien, 
11,70  in  Frankreich,  11,63  in  Oestereich,  11,60 
in  England,  7,10  in  Deutschland,  5,74  in  Russ- 
land). 

IV.  Schluss. 

Obwohl  die  italienische  Einkommensteuer 
keine  allgemeine  Einkommensteuer  ist,  da 
sie  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  niit  ei- 
nem Ertrage  von  rund  200  Millionen  Lire 
(die  also  fast  ebensoviel  als  die  Einkommen- 
steuer abwirft)  bestehen  lässt  und  die  Ein- 
künfte aus  Grund  und  Boden  doppelt  be- 
steuert, so  kommt  sie  doch  dem  Ideale 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer  ziem- 
lich nahe  und  zeichnet  sich  durch  vortreff- 
liche Detailvorschriften  und  musterhafte 
Organisation  der  Steuerämter,  des  Anlage- 
und  Einhebeverfahrens,  wie  nicht  minder 
durch  Fürsorge  für  prompte  Einbringlich- 
keit  aus.  Die  Vollstreckung  hat  allerdings 
in  den  letzten  Jahren  (1896 — 1897)  ganz 
bedenkliche  Unruhen  hervorgerufen,  die  so- 
gar ihi-en  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der 
Regierung  übten.  Wenn  auch  das  fiskali- 
sche Interesse  die  Haupttriebfeder  für 
Schaffung  des  Gesetzes  war,  hat  man  doch 
nicht  versäumt,  dieselbe  zu  möglichst  ge- 
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rechter  Verteilung  der  Staatslaßten  auszu- 
bilden, soweit  diese  bei  einer  partiellen  Ein- 
kommensteuer überhaupt  möglich  ist.  Ebenso 
wmxlen  Erleichterungen  gewährt,  soweit 
die  Finanzlage  des  Staates  solche  zuliessen. 
Um  die  Steuerpflichtigen  mit  niederen  Ein- 
kommen, denen  hauptsächhch  die  Erleichte- 
rungen der  jüngsten  Gesetzesperiode  zu  gute 
kamen,  politisch  nicht  zu  verkürzen,  wurde 
in  Art.  73  des  G.B.  ausdrücklich  bestimmt, 
dass  »die  wirklich  in  den  administrativen 
imd  politischen  Wählerlisten  eingeschriebe- 
nen Einkommensteuerpflichtigen  daselbst 
vorgetragen  blieben,  ohne  Rücksicht  auf  die 
eingetretene  Minderung  der  Steuer«,  welche 
sie  ihres  politischen  Wahlrechtes  beraubt 
hätte. 

Wenn  auch  die  Steuer  auf  die  Schuld- 
zinsen ohne  allen  Abzug  liart  und  die  Be- 
lastung der  Einkünfte  an  und  für  sich  noch 
immer  ziemlich  hoch  erscheint,  so  mindert 
sich  dieselbe  doch  mit  Rücksicht  auf  die 
Schätzimg  der  Einkünfte  selbst,  welche  trotz 
der  guten  Vorschriften  unzweifelhaft  hinter 
dem  wirklichen  Einkommen  aus  beweg- 
lichem Vermögen  im  Königreiche  bedeutend 
zurückbleibt. 

i{aell61i:   Die   hier  in  Betracht  kommenden  Ge- 
setze somie   VoUzugsvorschriften  —  Regolamento 

—  vom,  84*  August  1877  wurden  bereit»  im  Texte 
angeführt.  Das  Gesetz  ist  abgedruckt  unter  iVr. 
40n  (iierie  2),  das  Regolamento  unter  Nr.  40S2, 
deUa  RaccoUa  vfficiaXe  delle  leggi  e  dei  decreti 
del  Regno.  In  deutscher  Uebersetzung  von  Karl 
Burkart  im  Finanzarchiv,  Jahrgang  VI,  Bd.  I 
(1889),  S.  116 — 152.  Femer  Annuario  sta- 
tistico  del  Ministere  dclle  Finanze  del  Regno 
d^Italia,  Roma. 

Litteratur:  Die  beiden  Kommentare  zu  diesem 
Gesetze  von  Secondo  Frola  (2.  Aufl.,  Torino 
1879)  und  Cav.  Or&nzo  Quarta  und  Paolo 
Clementini  (Torino  I884,  2  Bde.).  —  Bolle- 
tino  deUa  Direzione  delle  Imposte.  Roma, 
Ministero  della  Fiiianze.  —  Annali  di  Giuris- 
prudenza Ital.  Firenze.  —  Bolletino  di  Giuris- 
prudenza  Amministraiiva  e  Finanziaria,  Genova. 

—  Le  Finanze  e  le  Ferrovie,  Riv^ista  giur. 
Torino.  —  OiuUo  Alesio,  Soggio  sul  sistema 
tributario  in  Italia  e  sui  suoi  effeti  economici  e 
sociali,  P.  I,  Vol.  I,  Lc  imposte  dirette  1883, 
Vol.  II.  Le  imposte  dirette  e  le  tome,  1887, 
Torino.  —  Pescatoref  La  logica  della  imposte. 

—  Ricco^Salemo,  Die  Reform  der  indirekten 
Steuern  in  Italien,  Finanzarchiv,  Jahrgang  I 
(1884),  S.  4SI.  —  Derselbe,  Die  neue  Regelung 
der  Grundsteuer  und  die  Steuerreform  in  Italien, 
Finanzarchiv,  Jahrgang  II  (1885),  S.  747.  — 
Derselbe,  Storia  delle  doUrine  finanziarie  in 
Italia,  II.  Aufl.,  Palermo  1896.  —  Vesselowsky, 
LHmpot  sur  revenu  mobilier  en  Italic,  Peters- 
burg 1879.  —  Schanx,  Der  Haushalt  in  den 
sieben  europäischen  Grossstaaten  im  Jahre  1882, 
Finanzarchiv,  Jahrgang  II  (1885),  S.  259.  — 
Sachs,  L'Italie,  ses  finances  et  son  developpe- 
ment  economique  depuis  Vunification  du  royaume, 
Paris  1885.   —  MinghetUf   Dell*   ordinamento 


delle  imposte  dirette  in  Italia,  Opusculi,  Firenze 
1872.  —  Plebano  et  Mtutso,  Les  finances  du 
Royaume  d'ItaUe,  Paris  186S.  —  ChcUley, 
LHmpot  sur  le  revenu,  Paris  I884.  —  Karl 
Burhartf  Die  bestehenden  Einkom,mensteuem, 
in  Hirths  Annalen  1876,  1877,  1879  und  1880. 
—  Derselbe,  Die  itcUienische  Steuer  auf  die 
Einkünfte  vom  beweglichen  Vermögen,  im  Finanz- 
archiv, Jahrgang  VI  (1888),  S.  1.  —  R,  v, 
Kaufmann,  Das  Budget  des  Königreichs  Italien, 
im  Finanzarchiv,  Jahrgang  III  (1886).  —  JL. 
Sachs,  Das  Finanzwesen  Italiens,  Finanzarchiv 
1892  (IX),  S.  644,  189S  (X),  S.  725,  1894  (XD 
S.  435,  XII  (1896),  S.  587. 

Wilhelm,  Burkhard, 


T.  Die  Einkommensteuer  in  der 

Schweiz. 

1.  Geschichtliches.  2.  Gegenwärtifi^e  Sach- 
lage. 3.  Die  hauptsächlichen  Normen  hinsicht- 
lich der  Einkommensteuerpflicht :  A)  Objekte  der 
Einkommensteuer;  B)  Von  der  Einkommensteuer 
befreite  Objekte;  C)  Existenzminimum;  D)  Die 
Prozession;  £)  Die  Ermittelung  des  Steuer- 
pflicntigeif  Einkommens. 

1.  Geschichtliches.  Die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  erhebt,  mit  Ausnahme  der 
Militärüflichtersatzsteuer  (G.  v.  23.  Juni  1878), 
keine  direkten  Steuern. 

Die  allermeisten  Kantone  erheben  direkte 
Steuern  nur  in  dem  Falle,  wenn  die  Erträg- 
nisse aus  dem  Staatsvermögen,  den  Regalien, 
den  indirekten  Steuern  etc.  zur  Deckung 
der  Ausgaben  nicht  ausreichen. 

Eigentliche  Steuern  waren  in  den  Ge- 
bieten, die  gegenwärtig  die  schweizerische 
Eidgenossenschaft  bilden,  schon  in  den  ersten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters  bekannt.  Mit 
der  Entstehung  der  Eidgenossenschaft  (1291) 
wurde  in  noch  erhöhtem  Masse  zu  den 
Steuern  Zuflucht  genonmien,  da  namentlich 
die  unausgesetzten  Kämpfe,  welche  dieselbe 
hinfort  imi  ihre  Existenz  führen  musste, 
ausserordentliche  Anfordenmgen  an  die  Opfer- 
willigkeit der  Eidgenossen  stellten. 

Unter  der  Herrschaft  der  Geschlechter 
im  17.  und  18.  Jahrhundert  trat  jedoch  die 
direkte  Steuer  immer  mehr  zurück  und  ge- 
riet zuletzt  fast  gänzlich  in  Vergessenheit 

Die  Verfassung  der  Helvetik  vom  12.  April 
1798,  welche  die  Souveränität  der  Kantone 
aufhob,  stellte  auch  das  Finanzw^esen  des 
Staates  auf  einen  ganz  neuen  Boden.  Art. 
11  der  Verfassung  bestimmte  in  Bezug  auf 
die  zu  erhebenden  Steuern  folgendes:  »Die 
Steuern  müssen  zum  allgemeinen  Nutzen 
angewendet  werden.  Die  Auflagen  müssen 
mit  dem  Vermögen,  den  Einkünften  imd 
der  Einnahme  des  Steuerbaren  im  Verhält- 
nis stehen;  jedoch  kann  dieses  Yerhältnis 
nicht  ganz  genau  sein.  Eine  allzugrosse 
Genauigkeit  würde  Ursache  sein,   dass  die 
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Auflagen  drückend,  das  Einsammeln  der- 
selben kostspielig  und  das  Ganze  dem  Glück 
der  Nation  nachteilig  würde.«  Das  auf 
Grund  dieses  Artikels  vom  helvetischen 
Finanzminister  Finsler  ausgearbeitete  und  von 
der  Legislaüve  nach  zweimaliger  Ablehnung 
endlich  am  17.  Oktober  1798  angenommene 
Steuergesetz  führte  die  direkte  Besteuerung 
und  zwar  ausschliesslich  in  der  Form  der 
Vermögenssteuer  wieder  ein.  Dieses  Gesetz 
konnte  aus  Gründen,  auf  die  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden  kann,  nicht  zur  Aus- 
führung gelangen,  worauf  am  8.  Dezember 
1800  ein  neues  Steuergesetz  erlassen  wurde, 
welches  den  eigentümlichen  Yerhältnissen 
des  helvetischen  Staatswesens  besser  an- 
gepasst  schien.  Aber  auch  dieses  Gesetz, 
welches  neben  der  Besteuerung  der  im  vor- 
ausgegangenen Gesetze  vorgesehenen  Objekte 
auch  noch  die  der  Besoldungen  (mit  Aus- 
nahme der  Besoldungen  der  Schidlehrer  und 
Professoren  sowie  der  unter  den  Waffen 
stehenden  Militärpersonen)  enthielt,  war  von 
ziemlich  kurzer  Lebensdauer.  Schon  vor 
dem  Zusammenbruch  des  Einheitsstaates 
wurden  einzelne  Bestimmungen  desselben 
beseitigt,  so  dass  schUesaUch  wiederum  fast 
nur  indirekte  Steuern  erhoben  wurden. 

Während  der  auf  die  Helvetik  folgenden 
Perioden,  der  Mediationsakte  und  der 
Eestauration,  wo  die  Selbstherrlichkeit  der 
Kantone  wiederhergestellt  und  bis  zum 
Aeussersten  ausgebildet  wurde,  trat  die  di- 
rekte Steuer  als  dauernde  Einrichtimg  nur 
in  den  Kantonen  Glarus,  den  beiden 
Appenzell,  St.  Gallen  und  Thurgau 
auf,  in  manchen  anderen  Kantonen  hin- 
gegen wurde  eine  direkte  Steuer  nur  aus- 
nahmsweise bezw.  nur  bei  ausserordentlichen 
Bedürfnissen  erhoben. 

In  der  unter  dem  Einfluss  der  Juli- 
revolution von  1830  stehenden  Regeneiations- 
periode  tritt  eine  Reihe  anderer  Kantone  in 
die  Gruppe  der  regelmässig  steuernden  ein, 
aber  erst  nach  dem  Sonderbundkriege  von 
1847  fasst  die  direkte  Steuer  in  den  Schweizer- 
kantonen festen  Fuss  und  zwar  einmal  in- 
folge der  wachsenden  Demokratisierung  der 
Verhältnisse  in  den  einzelnen  Kantonen,  die 
an  das  Staatswesen  erhöhte  Anforderungen 
stellte  und  sodann  wegen  der  durch  die 
Errichtung  des  Bundesstaates  eingetretenen 
Kürzung  der  bisherigen  Einnahmen  der 
Kantone,  die  durchaus  ersetzt  werden  musste. 

Betrachtet  man  nun  die  Art  und  Weise, 
wie  die  direkte  Steuer  in  den  Schweizer- 
kantonen Eingang  gefunden  und  sich  ent- 
wickelt hat,  so  lässt  sich  vor  allem  kon- 
statieren, dass  die  Vermögenssteuer  überall, 
mit  alleiniger  Ausnahme  von  Basel-Stadt, 
den  Ausgangspunkt  bildete  und  dass  die 
Einkommensteuer  erst  allmählich  hinzutrat, 
zunächst  in  Form  der  Besteuerung  des  un- 


fundierten Einkommens,  um  sodann  schritt- 
weise auch  die  Einkommenselemente  im  Ver- 
mögen schärfer  zu  erfassen. 

2.  Gem^enwärtj^e  Sachlage.  Infolge 
des  angedeuteten  Entwickelungsganges  be- 
steht die  Einkommensteuer  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Kantone  nur  als  Ergänzung 
der  Vermögenssteuer,  indem  der  Einkommen- 
steuer nur  solche  Objekte  unterworfen  sind, 
die  von  der  Vermögenssteuer  nicht  erfasst 
wurden ;  beim  gemischten  Einkommen  wird 
der  durch  die  Vermögenssteuer  bereits  ge- 
troffene Teil  durch  Fi-eilassung  gewisser 
Prozente  des  steuerbaren  Einkommens  in 
Abzug  gebracht. 

Eine  allgemeine  Einkommensteuer 
(neben  der  Vermögenssteuer)  besitzen  gegen- 
wärtig nur  drei  Kautone:  Basel-Stadt, 
Basel-Landschaft  und  Solothurn. 
Das  fundierte  Einkommen  wird  in  diesen 
Kantonen  sowohl  von  der  Vermögens-  als 
auch  von  der  Einkommensteuer  gefasst. 
Aehnüch  liegt  die  Sache  im  Kanton  L  u  z  e  r  n , 
aber  hier  w4rd  der  »Erwerb  aus  Liegen- 
schaften« mit  der  sogenannten  Katastersteuer 
getroffen,  die  sich  von  der  Steuer,  die  vom 
*l)ersÖnlicheu  Erwerb«  erhoben  wird,  da- 
durch unterscheidet  dass  zur  Berechnung 
derselben  nicht  der  wirkliche  Erwerb,  son- 
dern vielmehr  ein  bestimmter  Teil  der 
Schätzung  (nämlich  20®/o)  als  steuerbares 
Kapital  zur  Grundlage  genommen  wird. 

In  manchen  Kantonen  wird  ein  Teil  der 
ergänzenden  Einkommensteuer  diuxjh  andere 
Steuerarten  vertreten.  In  Frei  bürg  wird 
das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe 
durch  eine  besondere  Handels-  und  Gewerbe- 
steuer getroffen,  die  aus  einer  nach  ver- 
schiedenen Klassen  abgestuften  Minimalge- 
bühr und  einer  dem  reinen  Einkommen  pro- 
r)ortionalen  Steuer  zusammengesetzt  ist.  Im 
Kanton  Wallis  wird  die  Einkommensteuer 
als  Steuer  vom  Kapitalwert  des  Einkommens 
(»Das  Kapital  einer  Rente  oder  Pension 
gleicht  zwanzigmal  und  das  eines  Gehaltes 
oder  Honorars  zehnmal  dem  Reinertrag  dieser 
Einkünfte«)  erhoben ;  ausserdem  besteht  eine 
Gewerbesteuer,  der  aUe  Berufe,  der  Handel 
und  alle  Gewerbe  unterworfen  sind.  In 
Genf  weixlen  die  Nutzniessungen,  Pensionen 
und  Renten  nach  einer  bestimmten  Skala 
kapitalisiert  und  die  Steuer  vom  Kapital  er- 
hoben ;  daneben  besteht  eine  Gewerbesteuer 
und  eine  Hauszinssteuer.  In  T essin  be- 
besteht neben  der  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuer noch  eine  besondere  Gewerbe- 
und  Handelssleuer,  die  aber  im  Gesetz  als 
indirekte  Steuer  bezeichnet  wird. 

Eine  Gruppe  von  Kantonen  endlich  er- 
hebt, gewissermassen  als  Ersatz  für  die 
Einkommensteuer,  eine  allgemeine  Personal- 
steuer; so  die  Kantone  Glarus,  Nid- 
walden  und  Schwyz,  jedcxih  wird  eine 
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Kopfsteuer  erhoben  auch  in  den  Kantonen 
Ge  nf,  Graubünde  n,  Ob  wal  den,  T  hur - 
gau,  Uri  und  Zug. 

Der  Kanton  A  p  p  e  n  z  e  1 1 1.  R  h.  ist  gegen- 
wärtig der  einzige  Kanton,  wo  ausser  einer 
Grundsteuer  keine  anderen  direkten  Steuern 
bestehen. 

Die  zur  Zeit  geltenden  kantonalen  Steuer- 
gesetze sind  entstanden:  in  den  20er  Jahren 
das  »Steuennandat«  von  Appenzell  I.  Rh. 
(20.  Februar  1821);  in  den  30  er  Jahren  das 
»Gesetz  über  das  Steuerwesen  des  Kantons 
St.  Gallen«  (v.  24.  Februar  1832;  ergänzt 
durch  das  »Gesetz  über  die  Einkommen- 
steuer sowie  über  Besteuerung  der  anonj-men 
Gesellschaften«  vom  25.  März  1863);  in  den 
40er  Jahren  das  Gesetz  von  Freiburg 
(v.  20.  September  1848,  vielfach  abgeändert 
durch  die  Gesetze  von  1849,  1868  und  1894) ; 
in  den  50  er  Jahren  das  »Steuergesetz  für 
den  Kanton  Schwyz  (v.  10.  Herbstmonat 
1854 ;  das  »Gesetz  über  die  Besteuerung  des 
Einkommens  aus  Erwerb«  vom  12.  März 
1895  ist  vom  Volke  verworfpn  worden);  in 
den  60er  Jahren  die  Gesetze  von  Aargau 
(V.  11.  März  1865)  und  Bern  (v.  18.  März 
1865;  gegenwärtig  wird  ein  neues  Steuer- 
gesetz vorbereitet,  —  der  regierungsrätliche 
Entwurf  trägt  das  Datum  des  2.  Februar 
1898,  derjenige  der  grossrätlichen  Kom- 
mission ist  vom  1.  März  1898);  in  den 
70er  Jahren  die  von  Obwalden  (v.  3.  März 
1870),  Zürich  (v.  24.  April  1870),  Wallis 
(v.  22.  Älai  1875,  einigermassen  abgeändert 
duich  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1895),  Nid- 
walden  (vom  27.  April  1879)  und  Schaff- 
hausen (vom  23.  September  1879);  in  den 
80 er  Jahren  die  Gesetze  von  Graubünden 
(vom  28.  August  1881),  Uri  (vom  2.  Mai 
1886),  Lausanne  (vom  21.  August  1886) 
und  Genf  (vom  9.  November  1887);  im 
laufenden  Jahi^zehnt  endlich  die  Gesetze  von 
Glarus  (vom  7.  3Iai  1891),  Neuchätel 
(vom  27.Februarl892),Basel-Land  Schaft 
(Staats- Verfassung  vom  4.  Aprü  1892  §  57 ; 
der  vom  Landrat  am  27.  Juni  1898  an- 
genommene Gesetzesentwurf  unterliegt  der 
Volksabstimmung  vom  13.  November  d.  J.), 
Luzern  (vom  30.  November  1892),  S o lo- 
thur n  (vom  17.  März  1895),  Zug  (vom 
28.  Dezember  1896),  Appenzell  A.  Rh. 
(vom  25.  April  1897),  Basel-Stadt  (vom 

14.  Oktober    1897)    imd    Thurgau    (vom 

15.  Februar  1898).  Mit  wenigen  Ausnahmen 
rühren  demnach  die  kantonalen  Steuer- 
gesetze aus  der  Zeit  nach  der  Bundesver- 
fassung von  1874  her. 

3.  Die  hanptsächlichen  Normen  hin- 
sichtlich der  Einkommenstenerpilicht 
A.  Objekte  der  Einkommensteuer. 
"Wie  bereits  hervorgehoben  wurde,  besitzen 
nur  drei  Kantone:  Basel-Stadt,  Basel- 
Landschaft   und   Solothurn,    die   all- 


gemeine Einkonunensteuer.  In  diesen  Kan- 
tonen ist  steuerbar  der  Gesamtbetrag  jeder 
Art  von  Einkommen,  Erwerb  und  Gewinn. 
In  denjenigen  Kantonen  aber,  wo  die  Ein- 
kommensteuer nur  als  Ergänzungssteuer  auf- 
tritt, sind  die  Gesetzesparagraphen,  die  von 
den  Objekten  der  Einkommensteuer  liandeln, 
zum  Teil  so  abgefasst,  dass  sie  den  Schein 
erwecken,  als  ob  in  den  betreffenden  Kantonen 
ebenfalls  jedwedes  Einkommen  der  Be- 
steuerung unterstellt  wäre.  Ueber  die  wirk- 
liche Saclilage  unterrichten  jedoch  diejenigen 
Paragrai)hen,  in  welchen  die  Ausnahmen  von 
der  Regel  aufgezälüt  sind  und  welche  somit 
den  Umfang  der  Einkommensteuerpflicht 
mehr  oder  weniger  einschränken. 

Der  Einkommensteuer  ist  unterworfen: 
im  Kanton  Aargau  »der  Erwerb,  d.  h. 
dasjenige  Einkommen,  welches  jemand  durch 
den  Genuss  einer  Pension,  eines  Leibgedings, 
durch  Ausübung  einer  Kunst,  eines  Handels, 
Gewerbes,  Handwerks,  eines  Amtes,  Berufes, 
oder  dm*ch  irgend  eine  andei-e  Beschäftigung 
oder  Arbeit  erwirbt«  ;  in  A  p  p  e  n  z  e  1 1  A.  Rh. 
alles  Einkommen  aus  beruflicher  und  gewerb- 
licher Thätigkeit,  das  Einkommen  von  Aktien- 
gesellschaften, Kommanditaktiengesellschaf- 
ten,  Kreditgenossenschaften  und  Korpora- 
tionen sowie  alles  Einkommen  aus  Leib- 
renten, Pensionen  oder  ähnlichen  Nutzimgen ; 
in  Bern  jedes  Einkommen  aus  einem  wissen- 
schaftlichen oder  künstlerischen  Berufe  oder 
einem  Handwerk,  einer  Beamtung  oder  An- 
stellung, jeder  Axt  Industrie,  Handel  und 
Gewerbe,  ebenso  das  Einkommen  aus  Ijeib- 
renten,  Pensionen  u.  dgl.  und  dasjenige  von 
verzinslichen  Kapitalien;  in  St.  Gallen 
»jeder  Erwerb  und  jedes  Einkommen« ;  in 
Graubünden  gleichfalls  »jeder Erwerb  und 
jedes  Einkommen«;  in  Lausanne  gehört 
zu  der  »Mobiliarsteuer«  (impöt  mobilier)  auch 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  und 
die  auf  Nutzungen  und  Renten,  wobei  die 
Arbeitsertragssteuer  auch  den  Ertrag  der 
landwirtschaftlichen  Thätigkeit  umfasst;  in 
Luzern  der  Erwerb  von  Liegenschaften 
(Katastersteuer)  und  der  persönliche  Erwerb 
aller  Einwohner,  Korporationen,  Gesell- 
schaften und  Genossenschaften;  in  Neu- 
chätel alles  Arbeitseinkommen,  das  reine 
Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  und  Land- 
wirtschaft, das  Einkommen  aus  auswärts 
liegenden  Immobilien  sowie  die  Renten  und 
Pensionen;  in  Obwalden  »jeder  Erwerb 
und  jedes  Einkommen« ;  in  Schaffhausen 
das  gesamte  reine  Einkommen,  dasselbe 
rühre  aus  dem  Betriebe  der  Landwirtschaft, 
der  Industrie,  einem  Berufe  Gewerbe  oder 
Handwerk,  der  blossen  Handarbeit,  einem 
Leibgeding,  einer  Rente  oder  aus  irgend 
einem  anderen  Titel  her;  in  Thurgau  das 
Einkommen,  worunter  verstanden  wird  »die 
Gesamtsumme  des  in  Geld  oder  Geldeswert 
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gemachten  Erwerbes  eines  Pflichtigen  und 
seiner  Familienglieder ,  welche  zu  seinem 
Haushalt  gehören  und  nicht  selbständig  be- 
steuert werden«  ;  in  üri  der  Erwerb  und  das 
Einkommen,  welche  a\is  Handel,  Fabrikation, 
Gewerbe,  aus  jedweder  Berufsai-t,  Beamtung, 
Anstellung,  Pfründe  u.  dgl.  horrühi-en,  »wess' 
Kamens  der  Erwerb  und  das  Einkommen 
auch  sein  mögen« ;  in  Z  u  g  jedes  Einkom- 
men und  jeder  Erwerb,  hen'uhrend  aus 
der  A\isübung  einer  Kunst,  eines  Handwerks, 
eines  Berufs,  eines  Gütergewerbes  o^ler  irgend 
einer  anderen  Beschäftigimg  oder  Arbeit; 
in  Zürich  endlich  ist  der  Einkommen- 
steuer unterworfen  der  Erwerb  und  das 
Einkommen  der  im  Kanton  wohnenden 
Bürger  und  der  Niedergelassenen  und  der 
im  Kanton  bestehenden  Korporationen. 

B.  Von  der  Einkommensteuer  be- 
freite Objekte,  a)  Weil  von  der  Ver- 
mögenssteuer bereits  betroffen,  sind 
befreit:  der  jährliche  Ertrag  an 
Zinsen,Renten,Leibgedingenu.s.w., 
welche  sich  auf  ein  als  Vermögen  zu 
versteuerndes  Kapital  gründen,  in  den 
Kantonen  St. Gallen,  Ob walden, Thur- 
gau  (der  Ertrag  an  Zinsen  aber  nur  bis 
auf  4V0),  Zug  und  Zürich;  das  Ein- 
kommen bloss  aus  Vermögen  in  den 
Kantonen  Bern  (auch  das  Einkommen  von 
Unternehmungen^  welche  bereits  als  solche 
die  Grund-,  Kapital-  oder  Einkommensteuer 
bezahlt  haben)  und  Schaff  hausen;  für 
das  Betriebskapital  wcixlen  in  den 
Kantonen  Appenzell  A.  Rh.,  Bern, 
St.  Gallen,  Lausanne  und  Thurgau 
4%  in  Uri  4V2%,  in  Neuchätel,  Ob- 
walden  und  Schaffhausen  5^/o,  in 
Zürich  höchstens  5®/o  und  in  Zug  der 
landesübliche  Zinsfuss  des  Betriebskapitals 
abgezogen,  b)  Patent-  bezw.  kon Zes- 
sionspflichtige Gewerbe  sind  befreit 
in  den  Kantonen  Bern  (die  Konzessions- 
oder Patentgebühr  wird  an  der  zu  ent- 
richtenden Steuer  in  Abzug  gebraclit), 
St.  Gallen  imd  Zug.  c)  Sonstige  Ob- 
jekte: bei  Ausmittelung  des  Gesamtein- 
kommens werden  fast  in  sämtlichen  Kan- 
tonen die  Geschäfts-,  Gewerbs-  oder  Berufs- 
unkosten und  ähnliche  auf  die  Gewinnung 
des  Einkommens  verwendete  Ausgaben  in  Ab- 
zug gebracht ;  ausserdem  sind  im  Kanton  Bern 
die  Einlagen  in  die  Hypothekarkasse  von  der 
Einkommensteuer  befreit  ;in  Graubünden 
der  landwirtschaftliche  Erwerb ;  in  den  Kan- 
tonen Basel-Stadt  und  Schaffhausen 
werden  auch  die  Zinsen  von  geschuldeten 
Kapitalien  vom  Bruttoeinkommen  abgezogen. 

C.  Existenzminimum.  Dasselbe  tritt 
in  manchen  Kantonen  zum  Vorschein  in  der 
Form  der  Befreiung  der  kleineren  Ein- 
kommen von  der  Einkommensteuer,  in  an- 
deren dagegen  in  der  Form  der  Freilassung 
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eines  gewissen  Betrages  von  jedem  Ein- 
kommen. 

a)ErsteGruppe.  Appenzell  A.Rh, 
befreit  das  Einkommen  Lediger,  wenn  deren 
jährliches  Einkommen  800,  Verheirateter  mit 
eigenem  Haushalt  imd  mit  weniger  als  3 
Kindern,  wenn  es  1200,  und  Verheirateter 
mit  3  oder  mehr  Kindern,  wenn  dasselbe 
1 500  Francs  nicht  übersteigt  ;Basel-Stadt 
befreit  das  Einkommen  Lediger,  wenn  es 
1200  Francs  nicht  übersteigt.  Verheirateter 
mit  eignem  Haushalt,  Witwer  mit  uner- 
wachsenen Kindern,  wenn  es  1500,  und 
Witwen  mit  unerwachsenen  Kindern,  wenn  es 
2000  Francs  nicht  übersteigt ;  in  0  b  w  a  1  d  e  n 
entrichten  keine  Einkommensteuer  die  Ein- 
kommen unter  500  Francs ;  in  Basel-Land 
die  unter  600  und  in  St.  Gallen  die  unter 
800  Francs;  Graubünden  erhebt  keine 
Einkommensteuer  von  einem  Erwerb,  wenn 
er  weniger  als  200  Francs  einbringt,  sodann 
ist  befreit  jeder  Erwerb  bis  auf  800  Francs, 
wenn  der  Pflichtige  kein  steuerbares  Ver- 
mögen besitzt,  jeder  Erwerb  unter  700  Francs, 
wenn  ein  Vermögen  unter  3000  Francs  ver- 
steuert, endlich  jeder  Erwerb  \mter  600 
Fi-ancs,  wenn  ein  Vermögen  von  mehr  als 
3(XK),  aber  unter  5000  Francs  versteuert  wird. 

b)  Zweite  Gruppe.  In  Appenzell 
A.  Rh.  wird  von  dem  Einkommen,  welches 
800  bezw.  1200  bezw.  1500  Francs  über- 
steigt, aber  unter  2000  Francs  bleibt,  400 
Francs  in  Abzug  gebracht;  als  Existenz- 
minimum wird  ferner  in  Bern  vom  Ein- 
kommen, welches  aus  Arbeit,  Beamtung,  In- 
dustrie, Handel,  Gewerbe  etc.  (1.  Klasse) 
herrühii;,  600  Francs  abgezogen,  von  dem- 
jenigen, welches  in  Leibrenten,  Pensionen 
u.  dgl.  besteht  (2.  Klasse)  oder  aus  ver- 
zinslichen Kapitalien  stammt  (3.  Klasse),  aber 
nur  100  Francs;  Lausanne  befreit  vom 
Einkommen  eines  Einzelstehenden  400  Francs 
und  von  demjenigen  einer  Familie  für  jedes 
Mitglied  derselben  ebenfalls  400  Francs; 
Luzern  vom  Einkommen  eines  Einzel- 
stehenden 6(X)  und  von  dem  einer  Familie 
800  Francs;  in  Neuchätel  wird  als  Exis- 
tenzminimum 600  Francs  abgerechnet ;  Per- 
sonen, die  Kinder  unter  16  Jahren  zu  unter- 
halten haben,  dürfen  weitere  200  Francs  für 
jedes  Kind  in  Abzug  bringen;  Solothurn 
für  Einzelstehende  700  Francs,  für  Haus- 
haltungen 900  und  für  jedes  Kind  unter  18 
Jahren  weitere  100  Francs ;  Z  u  g  für  Einzel- 
stehende 600,  für  Familien  900  und  füi- 
jedes  Kind  unter  15  Jahren  oder  sonstige 
zu  unterhaltende  Personen  je  200  Francs; 
in  Zürich  ist  das  Existenzminimum  500 
Francs;  in  Thurgau  600  imd  in  üri  700 
Francs;  in  Ob  walden  wird  denjenigen, 
die  mehr  als  1000  Francs  Einkommen  be- 
steuern, gestattet,  400  Francs  abzuziehen; 
in  Seh  äff  hausen  ist  die  Berücksichtigimg 
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des  Existenzminimums  in  die  Steuersumme 
verlegt  worden,  indem  zunächst  die  zu  ent- 
richtende Vennögenssteuet  und  die  Ein- 
kommensteuer ermittelt  und  zusammenge- 
rechnet und  aus  der  sich  eichenden  Öe- 
samtsteuersumme  4  Francs  abgezogen  wer- 
den, was  bei  einer  einfachen  Steuer  einem 
Einkommen  von  400  Francs  entspricht. 

D.  Die  Progression.  Die  progressive 
Einkommensteuer  fehlt  gänzlich  in  den 
Kantonen  Bern  (in  dem  neuen  Entwurf  ist 
dieselbe  jedoch  vorgesehen)  und  Neuchätel. 
In  den  Kantonen  Basel-Stadt,  Schaff- 
hausen, Graubünden,  Lausanne, 
Luzern  und  Zürich  werden  jeweilig 
nur  die  Mehrbeträge  mit  dem  erhöhten 
Steuerfuss  belangt ;  in  den  übrigen  Kantonen 
dagegen  gilt  die  durch  die  Progression  be- 
dingte Erhöhung  des  Steuerfusses  bezw.  der 
Zuschlag  zu  demselben  jeweilig  für  den 
Gesamtbetrag  des  steuerbaren  Einkommens. 
Im  Kanton  Zürich  kommt  die  Progression 
dadurch  zum  Ausdruck,  dass  vom  steuer- 
pflichtigen Einkommen  jeweilen  nur  be- 
stimmte Teile  derselben  in  den  Einkommen- 
kataster gesetzt  werden  und  zwar  */io  von 
den  ersten  1500  Francs,  */io  von  den  w^eiteren 
1500,  ^/lo  von  den  darauffolgenden  3000, 
®/io  von  den  folgenden  4000  und  die  Ge- 
samtsumme des  Mehrbetrages.  In  der  Aus- 
gestaltung der  Progression  weichen  die 
Kantone  überhaupt  sehr  weit  von  einander 
ab ;  fast  jeder  Kanton,  der  hier  in  Betracht 
kommt,  besitzt  seine  eigene  Art  der  Pro- 
gression, und  es  würde  daher  zu  weit  führen, 
wollte  man  auf  dieselbe  näher  eingehen. 

E.  Die  Ermittelung  des  steuerpflich- 
tigen Einkommens.  Dieselbe  geschieht 
in  den  Kantonen  Aargau,  Appenzell 
A.  Rh.  und  Wallis  durch  Einschätzung 
von  Seiten  der  zu  diesem  Behufe  eingesetzten 
Steuerkommissionen,  in  allen  anderen  Kan- 
tonen auf  Grund  der  Selbsteinschätzung, 
die  durch  mündliche  oder  schriftliche  De- 
klaration vom  Steuerpflichtigen  der  Steuer- 
kommission übermittelt  wird. 

Litteratur:  «7.  Ü.  HotHnger,  Der  Staatafiaus- 
■  halt  der  Sckweizerüehen  Eidgenossenschaft  und 
ihrer  einzelnen  R^ubliken,  Zürich  1847.  — 
Renward  Meyer,  Materialien  zur  JRevision 
des  Armen-  und  Steuergesetzes,  Luzern  1865,  — 
Q.  CJohn,  Die  Einkommensteuer  im  Kanton 
Zürich f  in  den  Jahrb,  /.  Nai.  u.  Stat.,  XXXV, 
C.  Mühlemanfif  Da^  Steuerwesen  der  Schweiz, 
in  der  Zeitschrift  f.  Schweiz.  Statistik,  188S.  — 
JT.  Bücher,  Basels  Staatseinnahmen  und  Steuer- 
Verteilung  1878 — 1887,  Basel  1888.  —  Qeorg 
Schanz,  Die  Steuern  der  Schweiz  in  ihrer  Eni- 
wickehing  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts, 
6  Bde.,  Stuttgart  1890,  —  Art.  nSteuemn,  im 
Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz,  herausgeg. 
von  A.  Eurer,  Bd.  IJI,  S.  187  ff,,  Bern  1891,  — 
M.  de  C&renville,  Les  impots  en  Suisse,  leur 
Assiette  et  leur  QuotitS,  Lausanne  1898, 

N.  Metchesberg, 


Tl.  Die  Einkommenstever  in  den 
Tereinigten  Staaten. 

1.  Die  E.  in  den  einzelnen  Staaten :  a]  Ge- 
schichte ;  b)  Gegenwärtige  Verhältnisse.  2.  Die 
E.  in  der  Föderalregierung. 

1.  Die  E.  in  den  einzelnen  Staaten. 

a)  Gresehiohte.  Die  Geschichte  der  Be- 
steuening  in  den  Kolonieen  von  Neueng- 
land ist  sehr  ähnlich  der  in  allen  demo« 
kratischen  Gemeinwesen  des  Mittelalters  in 
Europa,  Dort  wie  hier  bestehen  die  frühe- 
sten Steuern  aus  einer  Kopfsteuer  verbun- 
den mit  der  Yermögenssteuer.  Da  aber 
sehr  viele  Bürger  unter  diesen  primitiven 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  ausser  in 
Acker  und  Häusern  nwr  wenig  Vermögen 
besasseo,  so  wurde  gewöhnlich  mit  der  Ver- 
mögenssteuer eine  Steuer  auf  das  Einkommen 
verbunden,  das  aus  persönlicher  Arbeit, 
hauptsächlich  aus  Arbeitslohn  und  beruf- 
lichem Erwerb  bezogen  wiuTde.  In  den 
Kolonieen    von    Neuengland    während    des 

17.  Jahrhunderts  finden  wir  diese  Steuer, 
bekannt  als  »tax  on  the  faculties«  oder  »on 
faculties  and  personal  abilities«.  Manchmal 
w^ird  sie  auch  »tax  on  profits  and  gains« 
genannt.  Das  war  natürlich  eine  höchst 
primitive  Einkommensteuer.  Sie  könnte 
wirklich  ein  Zusatz  zu  der  Vermögenssteuer 
genannt  werden.  Sie  war  fast  ganz  wie  die 
Verbindung  von  Vermögenssteuer  und  Ein- 
kommensteuer in  Basel  und  andere  deutsche 
Steuern  im  14.  Jahrhundert.    Während  des 

18.  Jahrhunderts,  bei  der  zunehmenden  Be- 
deutung des  Vermögens  als  solches,  verlor 
diese  primitive  oder  teilweise  Einkonmien- 
steuer  an  Bedeutung  und  wurde  weniger 
nachdrttcklicli  durchgeführt;  und  in  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  war  sie  in  jedem 
der  Staaten  von  Neuengland,  mit  Ausnahme 
von  Massachusetts,  völlig  verschwunden. 

In  den  südlichen  Kolonieen,  wo  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  so  ganz  verschieden 
waren,  war  die  allgemeine  Vermögenssteuer 
fast  unbekannt.  Die  Staatseinkünfte  wurden 
hauptsächlich  durch  indirekte  Steuern  er- 
hoben, in  Gestalt  von  Einfuhr-  und  Ausfuhr- 
zöllen, ergänzt  durch  eine  Kopfsteuer.  Als 
sich  jedoch  di6  Städte  zu  entwickeln  be- 
gannen, wurde  im  18.  Jahrhundert  ein  Ver-^ 
such  gemacht,  ihre  Bewohner  durch  eine 
Steuer  auf  Geschäftserti'äge  heranzuziehen. 
Diese  primitive  Art  Einkommensteuer  ent- 
wickelte sich  bald  zu  einem  Gewerbesteuer- 
system, das  obrigkeitliche  Genehmigung  er- 
langte und  während  des  19.  Jahrhunderts 
die  charakteristische  Form  im  Finanz- 
system der  südlichen  Staaten  geworden  ist 

In  den  mittleren  Kolonieen,  wie  New- 
York,  Pennsylvania,  New-Jersey,  finden  wir 
weder  das  System  von  Neuengland  noch  das- 
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südliche  System.  New- York  z.  B.,  bekannt 
als  Neuniederland  unter  der  Herrschaft  der 
Holländer,  übernahm  von  HoDand  dasAccisen- 
system  oder  das  der  indirekten  Gewerbe- 
steuer. Dies,  zusammen  mit  der  Grund- 
steuer, bildete  die  Haupteinnahmequelle. 
Erst  spät  im  18.  Jahrhundert  finden  wir  in 
den  mittleren  Staaten  eine  Erwähnung  der 
vtax  on  the  faculties«  der  Kolonieen  von 
Neuengland.  Diese  verschwand  ailch  all- 
mählich. 

b)  Gegenwärtige  Verhältnisse.  Gegen- 
wärtig ist  die  Einkommensteuer  in  den 
Staaten  Massachusetts,  Virginia  und  Süd- 
Carolina  zu  finden.  Die  Einkommensteuer 
von  Massachusetts  ist  ein  Ueberbleibsel  der 
früheren  kolonialen  »tax  on  the  faculties«. 
Die  Einkommensteuer  wird  festgesetzt  »auf 
das  Einkommen  von  jedwedem  Gewerbe, 
Handel  oder  Geschäft«.  Doch  wird  be- 
stimmt, dass  kein  Einkommen  besteuert 
werden  soll,  das  von  einem  Vermögen  her- 
kommt, das  der  Besteuerung  schon  unterliegt. 
—  Das  Minimum  der  Summe,  welche  steuerfrei 
bleibt,  ist  sehr  hoch.  Im  Jahre  1849  war  es  600 
Dollars;  1866  wuixle  es  auf  1000  DoDars 
und  1873  auf  2000  Dollars  erhöht.  Die 
Folge  davon  ist,  dass  die  Steuer,  wenn  sie 
überhaupt  erhoben  wird,  hauptsächlich  auf 
die  günstiger  gestellten  Klassen  besoldeter 
Beamten  fällt.  In  den  grossen  Städten,  wie 
in  Boston,  hat  sich  bei  der  Besteuerung  des 
Einkommens  von  Handel  und  Geschäften 
der  Brauch  festgesetzt,  6  %  des  Einkommens 
zu  befreien,  als  die  Zinsen  vom  Kapital 
darstellend,  und  die  Einkommensteuer  nur 
von  dem  Gewinn  über  6"/o  zu  erheben. 
Die  Einkommensteuer  selbst  wird  in  Massa- 
chusetts sehr  selten  erhoben,  und  es  giebt 
dort  keine  besonderen  statistischen  Auf- 
stellungen. Sie  werden  zusammengefasst 
mit  den  Erträgen  der  allgemeinen  Ver- 
mögenssteuer. 

In  den  südlichen  Staaten,  die  eine  Ein- 
kommensteuer haben,  datiert  die  Steuer  bis 
zur  Mitte  des  Jahrhunderts  zurück.  In 
Virginia  werden  alle  Einkommen,  mit  Aus- 
nahme der  Staatsgehälter,  mit  1  ^/o  besteuert. 
Die  Grenze  der  Befreiung  ist  auf  600  Dollara 
festgesetzt.  Virginia  ist  der  einzige  Staat, 
in  dem  die  Einkommensteuer  als  eine  be- 
sondere Quelle  der  Staatseinkünfte  auftritt. 
Doch  sind  die  Ei-träge  sehr  unbedeutend, 
da  sie  sich  auf  nur  etwa  50000  Dollars  be- 
laufen von  einem  Gesamteinkommen  aus 
direkten  Steuern  von  beinahe  zwei  Millionen. 
In  Nord-Carolina  wird  Einkommensteuer  er- 
hoben von  einem  Einkommen  aus  noch  nicht 
besteuertem  Vermögen.  Der  Betrag  ist  5  ®/o. 
Bei  Einkommen  aus  Gehältern  und  Hono- 
raren ist  der  Betrag  Va^/o  für  das,  was 
1000  Dollars  überschreitet.  Bei  allen  anderen 
ankommen,  ausser  von  bereits  besteuertem 


Vermögen,  schreitet  der  Betrag  stufenweise 
fort  von  ^  i^lo  bei  Einkommen  von  1600  bis 
5000  DoDars  bis  zu  2%  bei  Einkommen 
über  20000  DoUars.  Das  Gesetz  ist  jedoch, 
in  weitestem  Umfang,  nur  ein  toter  Buch- 
stabe. 

In  Süd-Carolina  wurde  im  Jahre  1897 
eine  Einkommensteuer  auferlegt,  die,  wie 
die  von  Nord- Carolina,  ebenfalls  eine  pro- 
gressive Steuer  ist.  Die  Beträge  sind  1^/« 
für  Summen  von  2500— 5000 Dollars;  IV2O/0 
von  5000—7500  Dollars;  2%  von  7500  bis 
10000  Dollars;  2V2O/0  von  10000—15000 
Dollars  und  3^/o  für  alle  Summen  über 
15000  Dollars.  Statistiken  sind  noch  nicht 
veröffentlicht. 

Aus  diesem  üeberblick  wird  ersichtlich 
dass   die   Einkommensteuer   in    den 


j 


sem 

einzelnen  Staaten  kaum  ernste  Beachtung 
veitlient  Die  Haupteinnahmequelle  in  den 
Gemeinwesen  ist  die  allgemeine  Vermögens- 
steuer. Diese  ist  ergänzt,  soweit  es  sich 
um  direkte  Steuern  handelt,  durch  Erb- 
schaftssteuern und  Steuern  auf  Aktienunter- 
nehmen. Einige'  von  diesen  Steuern  auf 
Aktienunternehmen  werden  nun  von  den 
Bruttoeinnahmen,  andere  vom  Nettogewinn 
erhoben.  Aber  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer als  solche  hat  in  den  einzelnen 
Staaten  fast  keinen  Fortschritt  gemacht. 

2.  Die  E.  in  der  Föderalregierang. 

Als  die  gegenwärtige  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  im  Jahre  1789  ange- 
nommen wurde,  daclite  man,  die  Haupt- 
quelle der  Einnahmen  würde  in  den  Em- 
fuhrzöllen  bestehen.  Alexander  Hamilton 
versuchte  diese  Einfuhrzölle  durch  ein  als 
innere  Einkünfte  bekanntes  Accisesystem  zu 
ergänzen.  Aber  als  die  Republikaner  im 
Jahre  1801  zur  Macht  gelangten,  wurde 
dies  ganze  System  abgeschafft.  Während 
des  Krieges  mit  England  1812 — 15  wurde 
das  System  der  inneren  Einkünfte  wieder- 
hergestellt und  erweitert,  und  während  der 
letzten  paar  Monate  des  Krieges  ein  Vor- 
schlag gemaclit,  eine  Einkommensteuer  zu 
erheben.  Und  wenn  der  Friede  nicht  bald 
geschlossen  wäre,  so  würde  dieser  Entwurf 
wahrscheinlich  angenommen  worden  sein. 
Vom  Ende  des  Krieges  mit  England  bis 
zimi  Ausbruch  des  Bürgerkrieges  von  1861 
stützte  sich  die  Föderalregierung  ausschliess- 
lich wieder  auf  Einfuhrzölle.  Während  des 
Bürgerkrieges  wurde  jedoch  eine  Reihe  von 
Einkommensteuern  eingeführt.  Im  Jahre 
1862  wurde  die  Steuer  erhoben  mit  3®/o 
auf  den  Ueberschuss  von  Einkommen  von 
600—10000  Dollars  oder  mit  ö^/o  auf  höhere 
Siunraen.  Ein  niedrigerer  Prozentsatz,  IV2  %, 
wurde  festgesetzt  für  Regierungsaktien,  und 
eine  besondere  Einkommensteuer  zu  nied- 
rigem  Prozentsatz   von    allen   Aktien  unter- 
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nehmen  erhoben.  Im  Jahre  1864  wurden 
die  Prozentsätze  erhöht  und  die  Steuer  er- 
fuhr eine  schnellere  Steigerung:  der  Ueber- 
schuss  von  Einkommen  von  600—5000 
Dollars  wurde  mit  5®/o,  Einkommen  von 
5000—10000  Dollars  mit  7V2O/0  und  Ein- 
kommen über  10000  Dollars  mit  10  ^/o  be- 
steuert. Die  Grenze  der  Befreiung  wurde 
wie  früher  auf  600  Dollai'S  festgesetzt.  Im 
Jahre  1865  wimie  eine  besondere  Einkommen- 
steuer erhoben  mit  5  ®/o  auf  Einkommen  von 
600—5000  Dollars  und  mit  10  «/o  auf  alle 
Einkommen  über  5000  Dollars.  Nach  Be- 
endigung des  Krieges  wurden  die  Prozent- 
sätze allmählich  herabgesetzt  und  das  Mini- 
mum der  Befreiung  erhöht,  bis  kurz  vor 
1872,  als  das  Einkommensteuergesetz  auf- 
hörte, der  Pi-ozeutsatz  2V2  ^/o  und  das  Mini- 
mum der  Befreiung  2000  Dollars  betrug. 

Die  Einkommensteuer  gewährte  beträcht- 
liche Einkünfte.  Der  Höhepunkt  wurde  im 
Jalire  1866  erreicht,  als  die  Einnahmen  sich 
auf  72982159  Dollars  beliefen  von  einer 
Gesamteinnahme  aus  inneren  Einkünften  von 
310906984  DoUars. 

Die  Steuer  selbst  trug  einen  sehr  rohen 
Cliarakter.  Kein  Versuch  wurde  gemacht 
die  Steuer  an  der  Quelle  zu  erheben,  wie 
es  in  England  der  Fall  ist.  Eine  Ausnahme 
davon  war,  daas  die  Steuer  auf  die  Re- 
gierungsgehälter von  der  Regierung  bei  der 
Gehaltszahlung  in  Abzug  gebracht  wurde. 
Das  System  war  das  der  Selbsteinschätzung, 
unter  Kontrolle  der  Beamten.  Allbekannt 
war  es  indes,  dass  diese  Selbsteinschätzungen 
weit  entfernt  waren,  genau  zu  sein.  In  den 
früheren  Jahren  der  Steuer  wiuxlen  keine 
Anstrengimgen  gemacht,  die  Thatsachen  ge- 
heim zu  halten.  Die  Steuerlisten  wurden  ver- 
öffentlicht. Eine  Folge  davon  war,  dass  viele 
Unternehmer  eine  höhere  Steuer  zahlten,  als 
sie  sonst  gethan  hätten,  um  ihren  Kredit 
aufrecht  zu  erhalten.  Das  konnte  aber  nicht 
von  Bestand  sein.  Bald  wurden  die  nied- 
rigeren Einschätzungen  die  Regel. 

Der  Mangel  an  Erfolg  der  Einkommen- 
steuer von  diesem  Gesichtspunkt  aus  ist 
ohne  Zweifel  zum  Teil  der  öffentlichen 
üeberzeugung  zuzuschreiben,  dass  der  Steuer 
selbst  nur  ein  kurzes  Leben  beschieden  sei 
und  sie  bald  abgescliafft  werden  würde. 
Obwohl  die  Verwaltung  der  Steuer  sich 
besserte,  so  führten  die  massenhaften  Be- 
freiungen und  die  Unzufriedenheit  des  Volkes 
mit  der  Steuer  zu  einem  höchst  rapiden 
Schwinden  der  Einnahmen. 

Nach  der  Abschaffung  der  Einkommen- 
steuer im  Jahre  1872  wurde  über  zwanzig 
Jahre  lang  kein  Versuch  gemacht,  die  Steuer 
wieder  einzuführen.  Die  Einkünfte  der  Re- 
gierung aus  Einfuhrzöllen  und  aus  den 
inneren  Acciseeinnahmen  an  Branntwein  und 
Tabak  genügten.   Während  der  ersten  neun- 


ziger Jahre  indes  waren  die  Ausgaben  nicht 
nur  schneller  angewachsen  als  die  regel- 
mässige Einnahme,  sondern  die  landwirt- 
schaftliche Unzufriedenheit  in  den  west- 
lichen und  südlichen  Staaten  führte  zu  einem 
Verlangen  nach  direkter  Besteuerung  der 
Geldgeschäfte  im  Norden  und  Osten.  Das 
Resiutat  dieser  Bewegung  ist  in  dem  Ein- 
kommensteuergesetz von  1894  zu  finden. 

Die  Einkommensteuer  wurde  für  den 
Zeitraum  von  fünf  Jahren  erboten  von  allen 
»Erträgen,  Gewinnen  oder  Einkommen  aus 
jedweder  Art  Vermögen,  Renten,  Zinsen, 
Dividenden  oder  Gehalt  und  aus  jedweder 
Besehäftigimg ,  Handel,  Amt  oder  Benif«. 
Der  Satz  war  2%  für  den  Ueberschuss 
über  4000  Dollars.  Die  Periode,  nadi  der 
die  Steuer  berechnet  wurde,  war  das  vorauf- 
gehende Kalenderjahr.  Die  Steuer  fand  ihre 
Anwendung  auf  alle  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten,  ob  sie  sich  dort  aufhielten  oder 
nicht,  und  auf  alle  Personen,  die  in  den 
Vereinigten  Staaten  wohnten.  Sie  wiuxle 
auf  so  viel  Einkommen  der  im  Auslande 
lebenden  Personen  angewendet,  als  vom  Ver- 
mögen oder  vom  Geschäft  innerhalb  der 
Vereinigten  Staaten  erworben  wird. 

Das  Gesetz  bestimmte  sorgfältig,  was  als 
Einkommen  anzusehen  sei.  Unter  den 
Punkten,  die  Beachtimg  verdienen,  sind  es 
folgende:  zum  steuerpflichtigen  Einkommen 
gehören  nicht  die  Zmsen  von  Regierungs- 
aktien. Gewinn  aus  dem  Verkauf  von  Grund- 
besitz wird  als  Einkommen  erklärt,  nur  wenn 
dieser  innerhalb  zweier  Jahre  erworben  ist 
Der  Betrag  aus  Verkäufen  vegetabilischer 
und  animalischer  Erzeugnisse,  die  von  dem 
Steuerzalüer  selbst  gezogen  sind,  wurde  als 
Einkommen  betrachtet.  Die  Auslagen  für 
die  Produktion  wurden  abgezogen,  und  die 
direkt  von  der  Familie  verbrauchte  Summe 
wurde  auch  ausgesclilossen.  Alles  durch 
Schenkung  oder  Erbschaft  ei'worbene  per- 
sönliche Vermögen  wiu^e  als  Einkommen 
erklärt.  Die  Gehälter  für  Beamte  der  ein- 
zelnen Staaten,  der  Kreise  und  Städte,  aber 
nicht  die  der  Föderalbeamten  waren  frei. 

Die  Einkommensteuer  bezog  sich  auch 
auf  Aktienuntemehmungen.  In  diesem  Falle 
fanden  jedoch  keine  Befi-eiungen  statt.  Einige 
derselben,  wie  Hypothekenbanken,  Versiche- 
rungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit  und 
Sparkassen,  waren  auch  frei. 

Jeder  mit  einem  Einkommen  über  3500 
Dollars  musste  sein  Einkommen  angeben. 
Der  Steuerbeamte  konnte  die  Angabe  er- 
höhen, wenn  er  wollte.  Im  Fall,  dass  keine 
Angabe  oder  eine  falsche  erfolgte,  musste 
der  Beamte  seine  eigene  Abschätzung  machen, 
unter  Hinzufügung  von  50®/o  oder  100  ®/o, 
je  nachdem  der  Fall  lag.  Bei  Aktienunter- 
nehmungen erlaubte  das  Gesetz,  Zinsen  und 
Schulden  zu  den  Ausgaben  zu  rechnen.    Die 


Einkommensteuer  (Vereinigte  Staaten — Schliisswort) 


453 


Einkommensteuer  für  Aktienuntemehmen 
var  daher  nicht  eine  Steuer  auf  das  eigent- 
liche Einkommen  der  Gesellschaft,  sondern 
nur  auf  deren  Gewinn  über  einen  bestimm- 
ten Satz. 

Die  wichtigsten  Punkte  dieses  Gesetzes 
sind  folgende:  Erstens  die  Befreiung  von 
4000  Dollars  war  offenbar  zu  hoch.  Man 
beabsichtigte  den  grössten  Teil  der  Land- 
bevölkerung von  der  Steuer  zu  bt^freien. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  könnte  es 
daher  eine  agrarische  Massregol  genannt 
werden.  Zweitens,  die  Steuer  war,  was 
man  eine  Pauschalsteuer  nennen  könnte 
rdenn  das  gesamte  Einkommen  wird  in  eine 
Summe  zusammengefasst) ,  eher  als  eine 
Steuer,  die,  wie  die  englische  Einkommen- 
steuer, tanfmässig  eingeteilt  ist  und  an 
der  Quelle  des  Einkommens  erhol>en  wird. 
Unzweifelhaft  würde  dies  die  Schwierig- 
keiten der  Verwaltung  sehr  vermehrt  liaben. 
Drittens,  es  muss  bemerkt  werden,  dass  das 
Gesetz  nicht  nur  eine  Steuer  auf  das  eigent- 
liche Einkommen  einschloss,  sondern  auch 
eine  Steuer  auf  Erbschaften.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Thatsache,  dass  viele  der  einzt»lnen 
Staaten  jetzt  die  Erbschaftssteuer  liaben, 
würde  dies  eine  Konkurrenz,  Geldmittel  zu 
erlangen,  zwischen  den  einzelnen  Staaten 
und  der  Föderalregierung  bezweckt  haben. 

Während  der  Verhandlung  über  das  Ge- 
setz wurde  ein  Versuch  gemacht,  eine 
Progressivskala  in  die  Steuer  liinein zubringen ; 
aber  er  wurde  nicht  angenommen. 

Es  war  berechnet,  dass  die  Einkommen- 
steuer schon  während  des  ersten  Jahres  und 
bei  diesem  verhältnismässig  niedrigen  Satze 
zwischen  60  und  75  Millionen  Dollars  er- 
geben würde.  Mit  Rücksicht  auf  den  Ertrag 
der  Einkommensteuer  während  des  Bürger- 
krieges und  auf  das  gewaltige  Anwachsen 
des  Wohlstandes  während  der  nächsten 
dreissig  Jahre  ist  kaum  zu  zweifeln,  dass 
die  Steuer  beträchtlich  mehr  als  diese  Summe 
ergeben  haben  würde. 

Kaimi  war  das  Gesetz  durchgeführt,  so 
wurde  ein  Prozess  bei  dem  obersten  Ge- 
richtshof anhängig  gemacht,  in  der  Absicht, 
das  Gesetz  für  verfassungswidrig  zu  er- 
klären. Die  Verfassung  der  Voreinigten 
Staaten  bestimmt,  dass  alle  direkten  Steuern 
erhoben  werden  müssen  nicht  im  Verhält- 
nis zu  dem  Wohlstand  jedes  Staates,  son- 
dern zur  Bevölkerung  jedes  Staates.  Solches 
Princip  verhältnismässiger  Verteilung  wollte 
offenbar  eine  Steuer  auf  Einkommen  un- 
möglich machen;  denn  die  Einwohnerzahl 
eines  Staates  stellt  nicht  das  notwendige 
Verhältnis  zu  seinem  Wohlstande  dar.  Die 
reicheren  industriellen  Staaten  würden  einen 
weit  höheren  Steuersatz  zahlen  als  die 
ärmeren  ackerbauenden  Staaten. 

Bis  jetzt  war  es  angenommen  und  auch 


in  einer  Anzahl  wichtiger  FäUe  vom  obersten 
Gericlitshof  so  gehalten,  dass  die  Worte 
»direkte  Steuern«  in  einem  besonderen  Sinne 
in  der  Verfassung  gebraucht  wären  und 
dass  sie  thatsächlich  nur  Kopfsteuer  und 
Grundsteuer  bezeichnen  sollten.  Die  Ein- 
kommensteuern zum  Beispiel  "wurden  wäh- 
rend des  Bürgerkrieges  von  dem  obersten 
Gerichtshof  aufrecht  erhalten.  Aber  der 
Gerichtshof  entschied  jetzt,  mit  der  nied- 
rigsten Majorität,  die  möglich  war,  dass  eine 
dii'ekte  Steuer,  wie  die  Worte  in  der  Ver- 
fassung lauteten,  jedenfalls  das  Einkommen 
von  Grimdlx^sitz  einschlösse  und  dass,  wenn 
dieser  Teil  der  Einkommensteuer  abgezogen 
würde,  die  ganze  Steuer  hinfällig  würde. 
Dieser  Entscheidung  gemäss  wurde  deshalb 
das  Einkommensteuergesetz  von  1894  als 
verfassungswidrig  erklärt.  Die  Beträge,  die 
bereits  bei  der  Regiening  eingezahlt  waren, 
wurden  den  Steuerzahlern  zurückerstattet, 
und  alle  Akten,  die  mit  der  Steuer  zusammen- 
hingen, wunlen  verbrannt. 

Ehe  also  nicht  diese  Entscheidimg  des 
obersten  Gerichtshofs  für  ungiltig  erklärt 
und  die  Verfassung  geändert  ist,  wird  eine 
Föderaleinkommensteuer  in  den  Vereinigten 
Staaten  unmöglich  sein. 
yew-York.  Edwin  Rt  Seligmantu 


in. 

Sehlasswort. 

Aus  dem  Vorgehenden  ergiebt  sich,  dass 
von  gr()sseren  in  Betracht  kommenden  Staaten 
noch  die  nordamerikanische  Union,  Frankreich 
und  Russland  einer  Einkommensteuer  ent- 
behren. Ein(»  partielle  Einkommensteuer  findet 
sich  in  Bayern,  Mecklenburg,  Reuss  ä.  L., 
Hohenzollern,  Kantonen  der  Schweiz,  dann  in 
Italien;  d.  h.  es  ist  nicht  das  ganze  Ein- 
koramen zur  Steuer  herangezogen,  sondern 
nur  einzelne  Erwerbszweige,  so  in  Italien 
nicht  das  schon  durch  die  Grundsteuer  be- 
lastete Einkommen.  —  In  den  übrigen  oben 
behandelten  Ländern  besteht  die  aligemeine 
Ei  n  kommen  Steuer. 

Die  ganze  Zeitströmung  geht  unzweifel- 
haft dahin,  die  Einkommensteuer  immer  all- 
gemeiner einzuführen  und  ihr,  wo  sie  be- 
steht, eine  hervorragendere  Stellung  in  dem 
Steuersystem  einzuräumen.  In  den  letzten 
Decennien  sind  die  Fortschritte  in  dieser 
Richtung  sehi*  erhebliche  gewesen,  und  auch 
in  der  nordamerikanischen  Union  und  in 
Frankreich  waren  die  Regierungen  sehi*  be- 
strebt, die  Einkommensteuer  einzuführen. 
Sie  scheiterten  aber  an  der  Abneigung  der 
wohlhabenden  Klassen,  ihre  Einkommens- 
verhältnisse öffentlich  kontrollieren  und  ent- 
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Rprechend  hoch  belasten  zu  lassen.  Die  Gre- 
schichte  zeigt,  dass  es  eines  erheblichen 
Anstosses  bedarf,  mn  diesen  Widerstand  zu 
überwinden,  wie  er  durch  einen  Krieg  oder 
durch  in  anderer  Weise  veranlasste  Finanz- 
not gegeben  wird.  Ganz  aligemein  hat  sich 
die  Einkommensteuer  bereits  in  Deutsch- 
land eingebürgert  und  im  grossen  und 
ganzen  sehr  gut  bewährt. 

Von  Interesse  ist  es,  zu  verfolgen,  wie 
allmählich  die  vorhandenen  Einkommen- 
steuern mehr  und  mehr  den  theoretischen 
Anforderungen  angepasst  werden.  In  dem 
britischen  Reiche  geht  diese  Entwickelung 
nur  langsam  vor  sich;  aber  die  unteren 
Klassen  sind  allmählich  mehr  und  mehr  ent- 
lastet; zu  einer  weitergehenden  Progi*ession 
vermag  man  sich  noch  nicht  aufzuschwingen, 
sie  hört  bereits  bei  700  £  auf;  in  den 
siebziger  Jahren  war  die  Grenze  aber  bereits 
bei  400  £.  Im  Jahi-e  1855  begann  die 
Steuer  schon  bei  100  £  Einkommen,  jetzt 
bei  160  £,  und  man  kürzt  bis  700  £  die 
steuerpflichtige  Siunme  um  160 — 70  £. 

In  Deutschland  beginnt  die  Steuerpflicht 
noch  ausserordentlich  früh.  Sachsen-\\  eimar 
kennt  für  einzelne  Einkommensarten  über- 
haupt keine  untere  Grenze ;  in  Sondershausen 
und  Lippe  ist  sie  auf  300  Mark  normiert, 
in  Württemberg  auf  350  Mark;  erst  kürz- 
lich liat  man  sich  in  Sachsen  entschlossen, 
sie  von  300  auf  400  Mark  heraufzusetzen. 
In  Preussen  ist  sie  im  Laufe  der  Zeit  nach 
vielen  Kämpfen  auf  900  Mai-k  gerückt,  wäh- 
rend die  Regierung  längst  weiter  gehen 
wollte,  aber  im  Abgeordnetenhause  auf 
energischen  Widerstand  stiess.  Eine  Anzahl 
Staaten  haben  sich  demselben  Satze  ange- 
schlossen, wie  Hamburg  und  Braunschweig. 
In  Italien  beginnt  die  Besteuerung  bei  400 
Lire,  in  Oesterreich  bei  600  Gulden,  in 
Massachusetts  ei-st  mit  2000  Dollars. 

Die  Progression  ist  im  ganzen  nocli 
völlig  unzureichend  diu-chgeführt  und  erhebt 
sich  nur  selten  über  eine  Regression  fiu*  die 
unteren  Klassen.  Am  weitesten  geht  Lübeck, 
wo  bei  einem  Einkommen  von  100  000  Mark 
ein  Steuersatz  von  6*^/o  Platz  greift.  Im 
österreichischen  Gesetz  von  1891  ist  die 
Fi'eilassung  des  Existenzminimums  wie  in 
England  durchgeführt,  indem  dasselbe  bei 
6(J0  Gulden  Einkommen  mit  260  Gulden  in 
Abzug  gebracht  wird.  In  Baden  steigt  das 
abzuziehende  Existenzminimiun  von  400 — 
1000  Mai'k,  während  es  in  den  anderen 
Ländern  teils  allgemein  gleich  angenommen 
wird  oder  abnimmt  wie  in  England.  Die 
Progression  geht  in  Oesterreich  von  0,6  ®/o  bis 

3  o/o  bei  10  000  Gulden,  4  ^/o  bei  48  000  Giüden, 
worauf  sie  bis  nahezu  5  ^/o  steigt.  Damit  ist 
Oesten-eich  Preussen  vorausgeeilt,  das  über 

4  o/o  noch  nicht  hinauszugehen  wagte,  während 
man  in  Sachsen  erst  neuerdings  dies  Maxi- 


mum acceptiert  hat  Ausserdem  hat  bis  2000 
resp.  5000  Gulden  in  Oesterreich  die  Be- 
rücksichtigimg der  persönlichen  Verhältnisse, 
welche  die  Leistungsfähigkeit  beeinträchtigen, 
einen  so  weiten  Spielraum  gewonnen  wie  in 
keinem  anderen  Lande.  Auch  in  England 
hat  in  dieser  Hinsicht  eine  Erweiterung 
Platz  gegriffen. 

Die  schärfere  Heranziehung  des  fundierten 
Einkommens  hat  in  neuerer  Zeit  bei  der 
Pei-sonalbesteuenmg  niu*  in  Preussen  durch 
die  Einführung  der  Ergänzungssteuer  einen 
Fortschritt  er^hren.  Doch  besteht  noch  in 
Basel,  Soloth\UTi  und  Luzern  neben  der  all- 
gemeinen Einkommensteuer  eine  Vermögens- 
steuer. In  Sachsen  beantragte  die  Regierung 
eine  solche,  ohne  aber  damit  durchzudringen ; 
dad\irch  war  sie  auch  verhindert,  die  völlige 
Beseitigimg  der  Grimdsteuer  als  Staatssteuer 
durchzusetzen,  die  sie  nach  dem  Vorbilde 
Preussens  anstrebte. 

Die  Selbstdeklaration  wird  immer  all- 
gemeiner als  unentbehrlich  anerkannt,  ja  sie 
ist  \'ielfach  von  einer  Bedenken  erregenden 
tiefen  Stufe  an  verlangt,  wie  in  Waldeck 
und  Reuss  j.  L.  bei  1000  3Iark,  in  Olden- 
burg bei  1 500  Mark,  in  Sachsen  von  1600  Mark, 
in  Preussen  aber  erst  von  3000  Mark  an. 
Die  Strafen  sind  im  allgemeinen  noch  massig 
normiert.  Nur  in  Sachsen- Weimar  und  Mei- 
ningen wird  nicht  nur  die  Nachzahlung  vor 
Ablauf  einer  Verjälirungsfrist  auch  von  den 
Erben  verlangt,  sondern  dieselben  haben  bei 
Hinterziehung  der  Steuer  durch  den  Erb- 
lasser noch  eine  erhebliche  Strafe  zu  zahlen. 
Dies  hat  sich  als  sehr  wirksam  erwiesen 
und  erscheint  durchaus  gerechtfertigt. 

In  Preussen  ist  neuerdings  zum  ersten 
Mal  eine  offizielle  Statistik  über  die  Be- 
strafungen und  die  Heraufsetzungen  der  de- 
klarierten Einkommeusummen  durch  die  Ein- 
schätznngskommissionen  veröffentlicht,  die 
ausserenlentlich  lehrreich  ist.  Es  wäre  sehr 
zu  wünschen,  dass  die  anderen  Länder  dem 
Boisj)iele  folgten.  Die  üebersicht  ergiebt, 
dass  unzulängliche  Deklarationen  in  Preussen 
noch  in  gix)sser  Ausdehnung  vorkommen  und 
daher  ein  energisches  Eingreifen  der  Kom- 
missionen imeriässlich  ist,  das  sich  als 
selir  erfolgreich  erwiesen  hat.  Man  wird 
aber  die  hohen  Zahlen  der  Heraufsetzung 
des  zu  zahlenden  Betrags  in  ihrer  Bedeutung 
auch  nicht  überschätzen  dürfen.  Die  ver- 
hältnismässig geringe  Zahl  der  Bestrafungen, 
die  ihnen  gegenübersteht,  zeigte  dass  es 
sieh  melir  um  falsche  Auffassung  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  handelt  als  um 
bösen  Willen,  und  die  Abnahme  der  Zahlen 
in  den  vorliegenden  Jahren  lässt  erkennen, 
dass  sich  das  Verständnis  wie  der  gute 
WiUe  entschieden  heben. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
die  Kulturländer,  vielleicht  mit  Ausnahme 
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der  nordamerikanischen  Union  und  Russlands, 
für  die  Einkommensteuer  reif  sind  und  sie 
l>ei  dem  steigenden  finanziollen  Bedarf  nicht 
mehr  zu  entbehren  ist,  um  eine  gereclite 
Verteilung  der  wachsenden  Steuerlast  herbei- 
zuführen. Aber  ebenso  sieher  ist  es,  dass 
dabei  mit  grosser  Vorsicht  vorgegangen 
werden  muss,  um  nicht  eine  aligemeine 
Defraudation  gross  zu  ziehen,  die  schwer 
wieder  zu  beseitigen  wäre  und  mehr  Scliaden 
mit  sich  bringen  würde  als  die  Einrichtung 
<3kiteB  zti  wirken  vermag. 

J.  Conrad, 


Einschätzung 

s.  Einkommen-,  Gebäude-, 

Gewerbe-,  Grund-,  Kapitalrenten-, 

Vermögenssteuer  uud  Steuer. 


Einwanderimg 

(in  die  Vereinigten  Staaten  von 

Amerika). 

1.  Geschichtliche  und  statistische  Ueber- 
richt.  2.  Die  Gesetzgebung  zur  Begünstigung 
und  Erschwerung  der  £.  3.  Die  Stellung  der 
verschiedenen  Interessenten  zur  Einwanderungs- 
frage. 

1.  Geschichtliche  und  statistische 
Uebersicht  Die  Geschichte  der  Einwan- 
derung in  das  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten 
ist  zugleich  die  Geschichte  von  dessen  Besiede- 
lung.  Bis  zur  Unabhängigkeitserklänmg  der 
Nordamerikaner  vom  Jahre  1776  bestanden 
an  der  atlantischen  Abdachung  13  enghsche 
Kolonieen.  Von  ihnen  waren  die  vier  Neu- 
engJandstaaten  durch  Einwanderer  angel- 
sächsischen Blutes  gegründet  worden,  in 
New- York  lebten  damals  die  Nachkommen 
von  Holländern,  Engländern,  Irländern, 
Schotten  und  Deutschen,  in  New-Jersey  imd 
Delaware  dieselben  Nationalitäten,  zu  denen 
noch  die  Schweden  hinzukamen,  in  Pennsyl- 
vanien  fehlten  von  den  Genannten  die 
Holländer,  dafür  waren  aber  die  Deutschen 
besonders  stark  vertreten.  In  den  fünf  süd- 
lichen Niederlassungen  Maryland,  Virginien, 
den  beiden  Carolinas  und  Georgien  über- 
wogen die  Engländer,  an  zweiter  Stelle 
folgten  Irländer,  Franzosen,  Deutsche,  an 
dritter  Schotten,  Böhmen,  Mähren,  Salzburger, 
Schweden,  Finnen.  Einigermasseu  zuver- 
lässige Ziffern  über  die  Einwandenmg  jener 
Zeit  sind  nicht  vorhanden.  Nach  der  Schätz- 
ung von  George  Bancroft  hatten  die  Kolonieen 
um  1688  eine  weisse  Bevölkerung  von  200  000 
Menschen,  um  1750  von  1 040  000,  um  1770 
von  1850000.  Zu  der  Gesamtbevölkerung 
waren  noch  hinzuzurechnen  die  eingeborenen 
Indianer   und  die  aus  Afrika  importieiten 


Neger.  Nach  H,  Ch.  Carey  waren  von  den 
letzteren  von  1620—1714  300000,  von 
1715—1750  90000,  von  1751—1790  143000 
im  Wege  des  Sklavenhandels  gebracht  wor- 
den. Ihre  Gesamtsumme  betrug  nach  dem 
ersten  Census  von  1790  752069. 

Man  nimmt  an,  dass  von  der  Beendigung 
des  Freiheitskrieges  bis  zum  30.  September 
1819  250000  Weisse  in  den  Vereinigten 
Staaten  angekommen  sind.  Von  diesem  Da- 
tum an  wird  nach  dem  Bundesgesetze  v.  2. 
März  1819,  demzufolge  jeder  Schiffskapitän 
bei  seiner  Ankimft  in  einem  amerikanischen 
Hafen  dem  dortigen  Zolldirektor  die  genaue 
Liste  seiner  Passagiere  unter  Angabe  ihrer 
Nationalität,  ihres  Alters,  ihrer  Bißschäftigung 
und  des  Reiseziels  einzureichen  hat,  eine 
Einwanderungsstatistik  aufgestellt,  welche 
folgende  Zahlen  geliefert  hat: 


1820  8  335 
1821-ia30  143  078 
1831—1840  552  000 
1841—1850  I  558  300 
I8ÖI— 1860  2  707  624 


1861—1870  2  492  209 

1871—1880  2944695 

1881-^1890  5189004 

1891—1897  2  854  834 


Seit  der  Mitte  der  vierziger  Jalire  nehmen 
die  Einwanderungsziffem  einen  grossen  Um- 
fang an,  bestimmt  durch  die  Hungersnot  in 
Irland  und  die  sozialen  und  politischen  Ver- 
hältnisse des  kontinentalen  Eiux)i)as.  Während 
des  Secessionskriegrs  gehen  sie  zurück, 
wachsen  dann  wieder  zugleich  mit  dem  Ge- 
schäftsaufsclnvung  bis  zu  der  grossen  Ver- 
kehi-skrisis  von  1873.  Es  erfolgt  unter  der 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Depi-ession 
von  neuem  ein  starkor  Rücksclüag,  der  erst 
1880  überwunden  wird.  Das  Jahr  1882 
bringt  die  höchste  bisher  dagewesene  Zahl 
mit  788992  Einwanderern,  aber  die  ungüns- 
tigen Erwerbsaussicliten  von  1885  und  1886 
setzen  sie  auf  mehr  als  auf  die  Hälfte  her- 
ab. Dann  von  neuem  Steigerung  bis  zu  der 
gi'ossen  Krisis  von  1893,  der  nach  gleich- 
zeitiger günstiger  Geschäftskonjunktur  in 
Europa  ein  starkes  Nachlassen  de^  Einwan- 
derung folgt,  die  1897  nur  230  832  Personen 
umfasste. 

Der  Nationalität  nach  waren  es  Deutsche, 
Irländer,  Engländer,  Schotten,  Skandinavier, 
Holländer,  Franzosen,  die  bis  1880  den 
Hauptstrom  der  eiuDpäischen  Auswanderer 
bildeten.  Seit  dieser  Zeit  konmien  und 
zwar  in  stets  steigendem  Prozentsatz  hinzu 
die  Italiener,  Russen,  Böhmen,  Polen  (nach 
dem  Kriterium  der  Sprache  gezählt)  und 
Ungarn  (fast  nur  Slowaken).  Im  Vergleich 
des  Diu-chschnitts  der  Jahre  1874 — 1881  und 
1882 — 1889  haben  in  Prozenten  zugenommen 
die  Einwanderer  aus  Norwegen  um  59,5,  aus 
Grossbritannien  und  Irland  um  67,8,  aus 
Deutschland  um  76,7,  dagegen  aus  Polen  um 
166,  aus  Italien  um  286,  aus  Russland  um 
286,  aus  Ungarn  um  476,6. 
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Von  dem  im  Censiis  von  1890  gezälüten 
im  Auslande  Geborenen  im  Betrage  von 
9249549  d.  h.  14,77  ^'o  der  Vereinigten 
Staaten-BevöJkerung  waren: 

Deutsche 2  784  894 

Irländer i  87 1  509 

Kanadier  und  Neufundländer     .    .    .     980938 

Engländer 909092 

Schweden 478041 

Norweger 322665 

Schotten 242231 

Russen 182644 

Italiener 182580 

Polen 147440 

Dänen 132543 

Oesterreicher 123271 

Böhmen 118106 

Franzosen 113 '74 

Chinesen 106688 

Waliser 100079 

Holländer 81 828 

Mexikaner 77  853 

Ungarn     .    .    .    .  • 62  435 

Portugiesen 15996 

Spanier 6 185 

Südamerikaner 5  006 

Verschiedene 54  3^5 

Etwa  '/s  der  Einwanderer  sind  männ- 
lichen Geschlechts,  untersuchen  wir  aber  die 
einzelnen  Nationalitäten  in  dieser  Beziehung, 
so  finden  wir  starke  Abweichungen  von 
diesem  Durchschnittsmass.  Legen  w4r  die 
Jalire  1881 — 94  zu  Grunde,  so  ist  der  Prozent- 
satz der  Männer  bei  den  Deutschen,  wie  sie 
so  oft  familienweise  fortwandern,  57,6,  bei 
den  Irländern,  die  so  viele  Dienstmädchen  in 
die  Vereinigten  Staaten  entsenden,  51,0,  hin- 
gegen bei  den  Italienern  79,4,  bei  den 
Ungarn  73,8.  Die  Ursache  dieser  hohen 
Ziffern  liegt  erstens  darin,  dass  diesen  Aus- 
wanderern vielfach  die  Mittel  felilen,  ihre 
Frauen  und  Kinder  mitzunehmen,  dann  aber 
vor  allem  darin,  dass  ein  Teil  von  ihnen  nur 
auf  Zeit  kommt,  zum  Verdienst  einiger  Jahre, 
um  dann  in  die  Heimat  zurückzukehren. 

Die  Klassifizierung  der  Einwanderer  nach 
der  BeschÄftigimg  ist  nicht  genau  ermittelt 
worden.  Von  den  1873 — 86  Angelangten 
hat  man  nach  folgender  Einteilung  eine  Zu- 
sammenstellung gemacht : 

1.  Einwanderer  mit  bestimmtem  höhe- 
rem Beruf 31  803 

2.  Gelernte  Leute 587  349 

3.  Vermischte  (nicht  1  u.  2,  meist  ohne 
besondere  Vorbildung) 2  052  294 

4.  Beschäftigung  nicht  festgestellt     .     128782 

5.  Ohne  bestimmte  Beschäftigung.    .  2569188 

Seit  1886  hat  die  Ziffer  der  Ungelernten 
und  derjenigen  ohne  bestimmte  Beschäftigung 
relativ  noch  zugenommen. 

2.  Die  Gesetzgebung  zur  Begünstigung 
und  ErscliiTerung  der  E.  Alle  englischen 
Kolonieen  in  Nordamerika  hatten  wegen  ihrer 
grossen,  unbebauten,  brauchbaren  Landflächen 
den  Wunsch  nach  starker  Einwanderung,  genau 


so  wie  im  19.  Jahrhundert  die  Ackerbaustaaten 
der  Union,  d.  h.  der  ganze  Westen  bis  zum 
Felsengebirge  ihn  gehabt  haben.  Um  seine  Er- 
füllung zu  sichern,  waren  solche  soziale  Gesetze 
gegeben  worden,  die  den  Einwanderern  das 
wirtschaftliche  Fortkommen  und  die  Gewinnung 
des  Bürgerrechts  leicht  machten.  So  waren  die 
Niederlassungsfreiheit,  die  Freizügigkeit,  die 
Freiheit  der  Eheschliessung,  die  Gewerbefreiheit, 
welche  bis  1776  nur  durch  Vorrechte  der  Kauf- 
leute und  Fabrikanten  in  England  erschwert 
worden  war,  der  leichte  Erwerb  von  Grundbe- 
sitz vor  allem  gesetzlich  ausgesprochen  worden. 

Die  Naturalisation  war  bis  1740  durch  Ko- 
loniegesetzgebungen, in  diesem  Jahre  aber 
durch  englische  Parlamentsakte  einheitlich  ge- 
regelt worden,  nach  der  als  Bedingung  für  die 
Gewinnung  des  Vollbürgerrecht^  für  Ausländer 
ein  7  jähriger  Aufenhalt,  der  Huldignngseid  und 
das  Bekenntnis  des  protestantisch-christlichen 
Glaubens  galt.  Für  die  Engländer  waren  na- 
türlich diese  Beschränkungen  nicht  massgebend. 
Nach  der  Begründung  der  Union  wurden  von 
derselben  zunächst  1790  alle  Registraturbehör- 
den angewiesen,  „jede  fremde  weisse  Person 
nach  2  jährigem  Aufenthalt  und  nach  Beweis 
ihrer  Unbescholtenheit  zum  Eid  auf  die  Ver- 
fassung und  zum  Genuss  des  Vollbürgerrechtes 
zuzulassen".  Durch  das  G.  v.  1795  wurde  aber, 
als  eine  nicht  geringe  Zahl  französischer  Emi- 
granten über  den  Ocean  gekommen  war  und 
auf  die  amerikanische  Politik  Einfluss  zu  g:e- 
winnen  suchte,  erschwerend  für  die  Bürgerrecht- 
erlangung angeordnet,  dass  „ein  vorheriger 
Aufenthalt  von  5  Jahren  in  der  Union  und  von 
einem  Jahre  in  dem  Einzelstaat,  wo  die  Natu- 
ralisation stattfinde,  notwendig  sei".  1798 
wurden  besonders  wegen  der  damaligen  starken 
unruhigen  irländischen  Einwanderung  noch 
strengere  Bestimmungen  erlassen,  die  aber  1802 
fielen,  so  dass  man  auf  das  frühere  Gesetz 
wieder  zurückgriff.  Das  heute  wie  im  ganzen 
Jahrhundert  geltende  Recht  beruht  trotz  mehr- 
facher Anstürme,  die  dagegen  versucht  worden 
sind,  noch  auf  demselben  und  bestimmt  im 
einzelnen  folgendes:  „Jeder  Fremde,  welcher 
das  Alter  von  21  Jahren  überschritten  hat,  kann 
vor  jedem  Gerichtshofe  seine  Absicht,  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten  zu  werden,  erklären. 
Diese  Erklärung  muss  wenigstens  2  Jahre  vor 
der  Inanspruchnahme  des  Bürgerrechtes  gemacht 
werden.  Nach  einem  Aufenthalt  von  mindestens 
5  Jahren  im  Lande  hat  derjenige,  welcher  seine 
Naturalisation  wünscht,  vor  einem  Gerichtshofe 
zu  erscheinen,  den  Eid  auf  die  Verfassung  zu 
leisten  und  der  früheren  Staatsangehörigkeit  zu 
entsagen".  Wer  das  Unionsbürgerrecht  hat, 
hat  auch  das  einzelstaatliche  und  kann  meist 
nach  kurzer  Frist  an  allen  einzelstaatlichen 
politischen  Rechten  teilnehmen.  Das  aktive 
Wahlrecht  wird  nicht  selten,  besonders  in  den 
Weststaaten,  schon  früher  gewährt. 

Wenn  nun  auch  den  Amerikanern  im  all- 
gemeinen der  Grundsatz  richtig  erschien,  den 
Zuzug  der  Einwanderer  nicht  zu  hemmen,  so 
bestritten  sie  die  Ausnahme  dieser  Re^el  für 
besondere  Arten  der  Ankömmlinge  jedoch  keines- 
wegs. Man  dachte  schon  früh  daran  aus  be- 
stimmten Gründen,  ungeeignete  Zuwanderer 
fernzuhalten.  So  wurde  1729  in  Pennsylvanien, 
wo   sich   damals    schon    nationale   Gegensätze 
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zn  regen  begannen,  ein  Gesetz  gegen  den  An- 
drang Ton  Fremden  mit  der  Motivierung  er- 
lassen, „es  sei  die  Absicht,  zn  yerhindem,  dass 
aus  einer  englischen  Auspflanzung  eine  Kolonie 
Ton  Fremdlingen  werde".  Man  dachte  an  die 
Deutschen  und  Irländer.  Eine  Taxe  von  20  sh. 
wurde  von  dem  irländischen  Dienstboten  und 
40  sh.  von  jedem  sonstigen  Ausländer  bei  der 
Landung  in  Philadelphia  erhoben.  1730  wurde 
auf  das  Betreiben  englischer  Keeder,  die  ihr 
Geschäft  durch  diese  Massregel  beeinträchtig 
sahen/  das  Gesetz  widerrufen,  dann  aber  ein 
neues  erlassen,  das  sich  nur  „gegen  arbeitsun- 
fähige oder  sonst  dem  gemeinen  Wesen  zur 
Last  fallende  Personen**  wandte,  für  welche  der 
Kapitän,  der  sie  brachte,  Bürgschaft  zu  leisten 
hatte.  Schon  1699  hatte  ein  ähnliches  Statut 
in  Virg^nien  bestanden.  Weit  entschiedener 
richteten  sich  die  Kolonieen  gegen  den  Import 
Ton  Verbrechern,  die  das  Mutterland,  um  an 
Kosten  der  Internierung  zu  sparen,  zur  Arbeit 
auf  Lebenszeit  oder  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Jahren  nach  Amerika  verkaufte.  Schon  1670 
wurde  von  Virginien  gegen  diese  Einfuhr  Pro- 
test eingelegt.  1676,  1692,  1728,  1729  folgte 
Maryland,  1729  und  1751  Pennsylvanien,  1730 
New-Jersey,  1739  Delaware.  England  erkannte 
aber  diese  Gesetze,  welche  hohe  Abgaben  für 
jeden  importierten  Verbrecher  verlangten,  nicht 
an  und  legte  durch  Vermittelung  der  Gouver- 
neure oder  Obereigentümer  ein  Veto  ein.  Im- 
merhin galten  diese  Gesetze  verfassungsmässig 
einige  Jahre,  bis  sie  widerrufen  wurden,  Penn- 
sylvanien gab  überhaupt  nicht  nach,  und  die 
Sache  blieb  streitig  bis  zum  Unabhängigkeits- 
krieg, nach  welchem  England  die  Macht,  die 
Zwangsein  Wanderung  durchzusetzen,  verlor. 
Ebenso  finden  wir  m  den  Kolonieen  Versuche, 
den  Import  von  Negersklaven  zu  beschränken 
oder  auch  ganz  zn  hindern,  im  Norden  häufig 
und  aus  demMotiv,  die  weissen  Einwanderer  nicht 
abzuschrecken,  im  Süden  nur  gelegentlich,  wenn 
das  Angebot  an  Sklaven  zu  gross  wurde.  Bis 
zum  Abfall  der  Kolonieen  vom  Mutterlande  ver- 
stand aber  dasselbe  sein  Interesse  am  Sklaven- 
handel gegen  ein  solches  Vorgehen  stets  geltend 
zu  machen.  In  den  Jahren  1776 — 1788  verboten 
die  Kolonieen  nach  und  nach  die  Einfuhr  von 
Sklaven  definitiv  mit  Ausnahme  der  Carolinas 
und  Georgiens.  Die  Verfassung  des  neuen 
Bundes  gab  noch  20  Jahre  diesen  Staaten  den 
Sklavenhandel  frei.  Dann  verbot  das  G.  y. 
26.  Februar  1807  vom  1.  Januar  1808  an  „jeden 
afrikanischen  überseeischen  Sklavenhandel  und 
den  Transport  und  die  Einfuhr  voa  Negerskla- 
ven für  alle  Zeiten  und  für  das  ganze  Unions- 
gebiet". Ein  Geheimhandel  bestand  trotzdem 
gelegentlich  fort  und  brachte  noch  so  lane^e 
Keger  herbei,  bis  das  Geschäft  sich  nicht  mehr 
lohnte,  d.  h.  bis  die  inländische  Sklavenzucht 
den  Markt  billiger  versorgen  konnte. 

Die  Beaufsichtigung  und  Kontrolle  der 
weissen  Einwanderung  stand  rechtlich  dem 
Bundesstaate  zu,  der  aber  das  meiste  zu 
thnn  bis  in  die  neuere  Zeit  der  einzelstaat- 
lichen Gesetzgebung  und  Verwaltung  über- 
lassen hat  Wenn  auch,  wie  schon  erwähnt, 
von  ihm  durch  seine  Zolldirektoren  in  den 
Häfen  eine  Einwandenmgsstatistik  angefertigt 


wurde  und  1819  und  1855  »Passagiergesetze«, 
welche  eine  humane  Behandlung  der  An- 
kömmlinge auf  den  Oceanschiffen  anstrebten, 
erlassen  wimlen,  so  blieb  doch  in  den  Lan- 
dungshäfen für  die  einzelstaatlichen  Behör- 
den im  Interesse  der  Einwanderer  und  auch 
des  Einwandenmgslandes  noch  genug  zu 
vemchten.  Seit  den  zwanziger  Jahren 
unseres  Jalirhuuderts  ist  New -York  der 
wichtigste  amerikanische  Handelshafen  am 
atlantischen  Ocean  geworden.  Betrachten 
wir  die  dortigen  Verhältnisse  etwas  genauer. 
Mancherlei  Gefahren  erwarteten  die  Fremden 
bei  ihrer  Ankunft.  Die  Gejiäckstücke  wur- 
den ihnen  gestohlen,  unbrauchbare  oder  ge- 
fälschte Billets  für  die  Weiternüse  ins  Innere 
verkauft,  in  den  Gasthäusern  am  Hafen 
wurde  ihnen  ihr  Geld  abgenommen,  ohne 
dass  sie  etwas  dafür  erhalten  hatten,  von 
Geldwe(jhslem  und  Ijandagenten  wurden  sie 
betrogen,  für  die  Kranken  wurde  nicht  ge- 
sorgt etc.  Um  diese  Missstände  zu  besei- 
tigen, hatten  sich  schon  früh  landsmann- 
schaftliche Vereine  gebildet  (1784  die  deut- 
sche Gesellschaft,  welche  der  1764  in  Penn- 
sylvanien begründeten  nachgebildet  worden 
war,  und  die  irländische),  die  heute  noch  be- 
stehen und  sehr  segensreich  gewirkt  haben, 
aber  doch  nicht  ausreichten.  Es  blieb  für 
die  staatliche  Thätigkeit  noch  ein  weiter 
Spieliwim.  Indessen  dauerte  es  lange,  bis 
von  dieser  Seite  etwas  Ordentliches  geschah. 
Vielmehr  trat  an  erster  Stelle  das  Bestreben 
hervor,  den  öffentlichen  Finanzen  keine 
Ijasteu  aufzubürden.  Ein  Staatsgesetz  von 
1824  bestimmte,  »dass  jeder  Reeder  oder 
Führer  eines  Schiffes  jeden  von  ihm  im 
Hafen  New- York  gelandeten  Einwanderer 
beim  Bürgermeister  anmelden  und  eine  von 
diesem  genehmigte,  von  zwei  Mitbürgern 
unterzeichnete,  auf  höchstens  300  Dollars 
lautende  Bürgschaft  dafür  geben  musste, 
dass  der  Einwanderer  nicht  der  Armenpflege 
zur  Last  falle«.  Auf  Grundlage  dieses  Ge- 
setzes fühlte  sich  der  Staat  jdler  Pflichten 
enthoben,  und  kranken  und  bedürftigen  Ein- 
wanderern war  mit  dem  Gesetz  nichts  ge- 
nützt, da  die  Bürgschaften  niu-  auf  dem 
Papier  standen,  indem  es  vorkam,  dass  Leute 
für  Millionen  Dollars  Verbindlichkeiten  ein- 
gegangen waren,  ohne  über  ein  paar  hundert 
verfügen  zu  können.  Als  die  Uebelstände  zu 
gross  wurden  und  die  Zahl  der  Einwanderer 
stark  zunahm,  wurde  1846  eine  staatliche 
üntersuchimg  angeordnet,  auf  welche  dann 
im  nächsten  Jahre  ein  Gesetz  folgte,  welches 
die  Einwanderung  unter  den  Schutz  einer 
besonderen  Behörde,  der  »Commissioners  of 
Emigration«  stellte.  (Auch  in  Philadelphia 
und  Boston  wiurden  ähnliche  Aemter  er- 
richtet.) Zugleich  wimie  festgesetzt,  dass 
ein  Einwanderer,  welcher  vor  seiner  Na- 
turalisation im  Staate  New- York  krank  oder 
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arbeitsunfähig  werden  sollte,  von  den  Kom- 
missären ausreichend  unterstützt  werden 
sollte.  Zur  Deckung  der  damit  verbundenen 
Kosten  wurde  von  jedem  Einwanderer  ein 
Dollar  erhoben,  1851  wurde  der  Satz  auf 
1 V2,  1853  auf  2  Dollars  und  1867  bei  dem 
gesunkenen  Werte  des  Papiergeldes  nach 
dem  Bürgerkriege  auf  2^/2  Dollars  erhöht. 
1874  wurde  jedoch  diese  Abgabe  als  mit 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  un- 
vereinbar erklärt  und  aufgehoben,  und  als 
sie  dann  als  Inspektionstaxe  wieder  auflebte, 
1876  vom  Oberbundesgericht  zum  zweiten 
Male  verworfen.  Das  New- Yorker  Einwande- 
rungsamt hat  sich  ferner  durcli  die  Ein- 
richtung der  Quarantaine  -  Station ,  den  Bau 
von  Hospitälern  und  der  Landungsstelle 
Castle  Garden  in  hohem  Masse  als  wohl- 
thätig  erwiesen.  An  der  ersten  fand  die 
Untersuchung  des  Gesundheitszustandes  jedes 
Einwandei'erschiffes  statt,  und  eine  Umfrage 
nach  etw^aigen  Beschwerden  wurde  auf  jedem 
Schiffe  angestellt,  in  den  Hospitälern  auf 
Wards  Island  wurden  die  Erkrankten  ge- 
pflegt, Castle  Garden  endlich  war  eine  ge- 
räumige Halle,  welche  alle  Einwanderer 
passiei'en  mussten,  wo  sie  Billets  zur  Weiter- 
reise kauften,  Geld  wechseln,  ihr  Gepäck 
expedieren  konnten,  über  mancherlei  Dinge 
in  der  neuen  Welt  unterrichtet  wurden  und 
jederlei  Auskunft,  besonders  über  Arbeits- 
gelegenheit, erhielten.  In  den  siebziger 
Jahren  wurde  der  New- Yorker  Einwande- 
rungskommission der  Vorwurf  gemacht,  dass 
sie  nicht  mehr  in  alter  Weise  ihren  Pfliditen 
obläge  und  paiteipolitischen  Einflüssen  zu- 
gänglich sei.  Dieses  und  der  Gedanke,  dass 
in  den  verschiedenen  Häfen  des  Landes  eine 
einheitliche  Regelung  sehr  wünschenswert 
sei,  Hessen  es  damals  schon  als  eine  berech- 
tigte Forderung  erscheinen,  dass  die  Bun- 
desregierung das  Einwanderungswesen  ganz 
in  die  Hand  nähme. 

1882  wurde  ein  Scliritt  in  dieser  Rich- 
tung gemacht.  Durch  ein  Bundesgesetz 
dieses  Jahres  wm-de  eine  Kopfsteuer  von  50 
Cents  jedem  Einwanderer  aufgelegt  zur  Be- 
streitung von  Kosten,  welche  kranke  oder 
arbeitsunfähige,  nicht  naturalisierte  Leute 
miachen  würden.  Die  Beträge  flössen  in 
einen  Einwanderungsfonds,  der  unter  der 
Aufsicht  des  Bundesfinanzministeriums  stand, 
und  wurden  nach  dessen  Ermessen  unter 
die  einzelstaatlichen  Einwanderungsbehörden 
verteilt  Zugleich  befahl  das  Gesetz,  dass 
eine  genaue  Besichtigung  jedes  ankommen- 
den Schiffes  vorzunehmen  sei  und  kein  ent- 
lassener Sträfling  (mit  Ausnalune  der  so- 
genannten politischen  Verbi-echer),  kein  Irr- 
sinniger, Idiot  oder  Krüppel,  keine  Orts- 
armen, die  nicht  imstande  seien,  für  sich 
selbst  zu  sorgen,  sondern  der  öffentlichen 
Armenpflege    vermutlich    zur    Last    fallen 


würden,  in  das  Land  hineinzulassen  seien, 
vielmehr  auf  Kosten  der  Schiffseigentümer 
dorthin  zurückgeschickt  w^erden  sollten,  wo- 
her sie  gekommen  wären.  In  dieser  Gesetz- 
gebung gegen  die  sogenannte  Pauper- 
Einwanderung  ist  nun  nicht  mehr  allein 
eine  finanzielle  Regelung  zu  sehen,  sondern 
auch  der  Anfang  einer  Beschränkung  der 
Einwanderungsfreiheit  von  Bundes  wegen, 
indem  sich  in  weiteren  Ki*eisen  die  Meinung 
geltend  gemacht  hatte,  dass  die  Verhältnisse 
verändert  wären,  dass  der  Arbeitsmarkt  weit 
mehr  denn  finiher  versehen  sei,  dass  die 
Qualität  der  Einwanderer  sich  verschlechtert 
habe.  Bald  ging  die  Gesetzgebung  weiter. 
Um  die  Ueberfüllung  des  Arbeitsmarktes 
und  das  Herabgehen  der  Löhne  in  bestimmten 
Geschäftszweigen  zu  verhindern,  wurde  im 
Jahre  1885  das  Kontraktarbeiterge- 
setz erlassen  (1886  erfolgte  eine  Amen- 
dierung  desselben).  Danach  sollten  die  in 
Europa  abgeschlossenen  Arbeitskontrakte  in 
Amerika  ungültig  sein,  durch  welche  Arbeiter 
zur  Einwanderung  veranlasst  würden,  um 
sich  gegen  bestimmten  Lohn  für  längere  oder 
kürzere  Zeit  in  den  Dienst  von  Unterneh- 
mungen zu  stellen.  Die  Kontraktarbeiter 
sollten  zudem  zur  Landung  nicht  zugelassen, 
sondern  zurückgeschickt  werden,  und  die 
an  dem  Geschäfte  beteiligten  Unternehmer, 
Kapitäne,  Agenten  etc.  waren  strafbar.  Ge- 
richtet war  das  Gesetz  besonders  gegen  die 
in  den  Kohlenbergwerken  und  bei  dem  Eisen- 
bahnbau so  oft  beschäftigen  Slowaken, 
Böhmen  und  Italiener,  die  m  ihrer  Heimat 
Arbeitsverträge  eingingen,  durch  welche  sie, 
nachdem  ihnen  das  Reisegeld  vorgeschossen 
wurde,  zu  einem  Lohn  dauernd  angestellt 
wurden,  der  weit  geringer  war,  als  ihn  die 
amerikanischen  Arbeiter  zu  erhalten  pflegten. 
Zugleich  soUte  auch  hiermit  der  Menschen- 
handel beseitigt  werden,  von  dem  man  in 
der  That  sprechen  konnte,  da  diese  Arbeiter, 
ganz  unkundig  der  amerikanischen  Verhält- 
nisse, in  abgelegenen  Orten  unter  strenger 
Aufsicht  in  einer  Art  Knechtschaft  gehalten 
wurden,  der  sie  sich  nur  selten  entziehen 
konnten,  und  thatsächlich  ebenso  abhängig 
waren  wie  die  indented  servants  der  Ko- 
lonialzeit, welche  rechtlich  an  einen 
Dienstherrn  für  Jahre  gebimden  waren,  bis 
sie  das  Ueberfalirtsgeld  nach  Amerika  ver- 
dient hatten.  Obgleich  das  Kontraktarbeiter- 
gesetz einige  Ausnahmen  anerkannte,  so 
hatte  es  doch  die  Wirkung,  dass  gelegent- 
lich auch  solche  Arbeiter  nach  Europa  zu- 
rückgeschickt wurden,  an  denen  gerade  in 
Amerika  Mangel  war  und  durch  deren  Zu- 
wanderung sicherlich  eine  Hebung  der  In- 
dustrie und  des  Handwerkes,  aber  kein 
Lohndruck  zu  erwarten  war.  Andrerseits 
wurde  die  unerwünschte  Einwanderung  doch 
nicht  viel  geringer,  da  die  Grossunternehmer 
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•durch  Oeheimkontrakte  und  geschicktes 
Agentenwesen  das  Gesetz  zu  umgehen 
wussten.  Nach  dem  Paupergesetze  wiirden 
von  1882—1889  2791  Personen  zurückge- 
schickt, zu  denen  von  1885—1889  noch  5317 
Xontraktarbeiter  kamen,  während  in  der 
Periode  1883—1889  über  2  Vi  MiUionen 
Zwischendeckspassagiere  in  New- York  allein 
gelandet  waren.  1891/92  wurden  in  diesem 
Hafen  von  445987  Ankömmlingen  1727  aus- 
geschlossen, 1892/93  von  343422  817, 1893/94 
von  219046  2022,  1894/95  von  340928  2077, 
1895/96  von  263709  2512.  Wir  ersehen  aus 
diesen  Ziffern  eine  absolute  und  relative 
Vermehrung  der  Ausgeschlossenen.  Dieselbe 
hängt  zum  Teil  mit  einer  Verschärfung  der 
Einwandenmgsgesetze  zusammen,  für  die 
seit  der  Mitte  der  achtziger  Jahre  eine  un- 
unterbrochene Agitation  betrieben  wurde. 
Seit  1890  wurden  Bundesbeamte  mit  der 
üeberwachimg  des  Pauper-  und  des  Kon- 
traktarl)eitergesetzes  beauftragt,  denen  gegen- 
über die  New- Yorker  Einwandenmgskom- 
mission  zurücktreten  musste,  ein  neues  Ge- 
setz folgte  aber  erst  1891,  als  ein  Kompro- 
miss  der  verschiedenen  Intere8sentengrui)pen, 
also  erheblich  abgeschwächt  im  Vergleich 
mit  den  arlieiterfreundlichen  und  streng  nar 
tionalamerikanischen,  sogenannten  nativisti- 
schen  Ansprüchen.  Danach  ist  das  Betreten 
der  Vereinigten  Staaten  nicht  gestattet: 
Schwachsinnigen ,  Irrsinnigen ,  Ortsarmen 
(PauT)ers)  oder  Personen,  welche  wahrschein- 
lich aem  Gemeinwesen  zur  Last  fallen  werden, 
ferner  mit  ekelhaften  oder  gefährlichen,  an- 
sieckenden Krankheiten  behafteten  Personen, 
solchen,  die  eines  gemeinen  Verbrechens 
schuldig  befunden  sind,  und  Polygamisten. 
Einwanderer,  deren  Reisekosten  von  anderen 
bezahlt  oder  behufs  Auswandenmg  unter- 
stützt worden  sind,  müssen  nachweisen,  dass 
sie  in  keine  der  erwähnten  Klassen  gehören. 
Die  Bestimmungen  gegen  die  Einfuhr  von 
Kontraktarbeitem  sind  teilweise  verschärft, 
teilweise  vernünftiger  gestaltet.  Zugleich 
wurde  in  Washington  ein  Ein>vanderungs- 
amt  errichtet,  dem  die  01)eraufsicht  zusteht, 
und  eine  Reihe  von  Verfügungen  wurden 
getroffen,  um  die  einlaufenden  Schiffe  im 
Sinne  des  neuen  Gesetzes  kontrollieren  zu 
können.  In  New- York  wurde  der  alte  Ein- 
wanderungsort Castle  Garden  durch  einen 
neuen,  der  Union  unterstehenden  auf  Ellis 
Island  einsetzt.  1893  wurde,  nachdem  in- 
folge der  vorjährigen  Cholera  in  Hamburg 
ein  Antrag  im  Senat  eingebracht  worden 
w^ar  die  Einwanderung  für  ein  Jahr  ganz 
zu  verbieten,  ein  Quarantainegesetz  erlassen, 
das  auch  für  die  zukünftige  Einwanderung 
von  Bedeutung  werden  kann,  indem  dem 
Präsidenten  die  Befugnis  eingeräumt  worden 
ist,  den  Passagierverkehr  ganz  oder  nur  zum 
Teil  und  zwar  auf  eine  Zeitdauer,  wie  sie 


ihm  notwendig  erscheinen  mag,  zu  suspen- 
dieren, wenn  die  Quarantainevorschriften 
nicht  genügen,  um  ansteckende  Krankheiten 
fernzuhalten.  Durch  das  G.  v.  3.  März 
1893  wurde  das  von  1891  versch&rft  und 
eine  doppelte  Kontrolle  erstens  durch  die 
Schiffskapitäne  und  zweitens  durch  die 
amerikanischen  Beamten  angeordnet.  Ueber 
jeden  Einwanderer  haben  die  Kapitäne  einen 
Schein  auszustellen,  der  Name,  Alter,  Ge- 
schlecht, Nationalität,  Beschäftigung,  letzten 
Wohnort,  Landungshafen ,  endgültigen  Be- 
stimmungsort, Grundbesitz,  körperlichen  und 
geistigen  Gesundheitszustand  aesselben  ent- 
halten muss,  der  ausserdem  nachweist,  ob 
der  Einwanderer  die  Ueberfahrt  selbst  bezahlt 
hat,  ob  er  sich  zu  einem  Angehörigen  be- 
geben will,  ob  er  jemals  im  Gefängnis  oder 
Armenhause  gewesen  ist  ob  er  einen  Kon- 
trakt für  Arbeit  in  den  Vereinigten  Staaten 
abgeschlossen  hat,  ob  er  des  Ijesens  und 
Schreibens  kundig  ist.  Alle  Aussagen  wer- 
den von  der  amerikanischen  Behörde  mög- 
lichst nachgeprüft.  Seit  dem  Erlass  des 
Gesetzas  von  1893  bis  zur  Gegenwart  (Januar 
1899)  sind  keine  gesetzlichen  Neuerungen  zur 
Durchführung  gelangt,  obgleich  wiederholt 
j  insbesondere  auf  das  Betreiben  der  Immi- 
I  gration  Restriction  League  dazu  der  Anlauf 
;  genommen  worden  ist.  Von  den  dem  Senat 
und  dem  Abgeordneten  hause  vorgelegten 
Entwürfen  verlangten  einige,  dass  die 
amerikanischen  Consuln  im  Auslande  die 
Verhältnisse  jedes  dortigen  Auswanderei-s 
untersuchen  sollten,  andere  (Lodge  Bill), 
dass  alle  des  Lesens  und  Schreibens  Un- 
kundige zurückgewiesen  werden  sollten, 
wieder  andere  waren  gegen  Canadier  (Corliss 
Bill)  und  Mexikaner  gerichtet,  die  nur  zeit- 
weilige Arbeit  in  dem  Unionsgebiet  suchen 
wollen.  Neue  Gesetzentwürfe  sind  für  1900 
zu  erwarten. 

3.  Die  Stelfauiir  der  verschiedenen 
Interessenten  zur  Einwandemnu^sf ra^e. 
Nachdem  durch  eine  mehr  als  hundertjährige 
Anstrengung  das  grosse  Gebiet  der  nord- 
amerikanischen Union  w^enigstens  im  grossen 
und  ganzen  besiedelt  worden  ist,  ist  das 
Bedürfnis  nach  fremder  Arbeitskraft  lange 
nicht  mehr  so  gross  als  ehedem.  Ein  all- 
gemeiner Mangel  besteht  nur  noch  an 
Dienstboten  und  solchen  Personen,  die  sich 
einer  gesundheitsgefährlichen  oder  ekeler^ 
regendenBeschäftigung  zu  unterziehen  willens 
sind.  Im  übrigen  gestaltet  sich  die  Nachfrage 
nach  Einwanderern  durchaus  verschieden 
je  nach  der  Entwickelungshöhe  der  einzelnen 
Liandesteile  und  der  technischen  Art  der 
wirtschaftlichen  Unternehmungen.  Die  Be- 
strebungen, den  Zuzug  vom  Auslande  zu  be- 
schränken oder  zu  verbieten,  gehören  nicht 
zu  den  Principien  einer  politischen  Partei. 
Vielmehr  haben  sie  ihre  Vertreter  sowohl 


460 


Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten 


unter  den  Republikanern  als  auch  unter  den 
Demokraten,  und  auch  in  der  1891  gebildeten 
Yolkspartei  stehen  Feinde  und  Freunde  der 
freien  Einwanderung  neben  einander.  Im 
Gegensatz  zu  dem  politischen  Parteiwesen 
lassen  sich  aber  drei  andere  wichtige  Faktoren 
des  amerikanischen  Volkslebens  unterschei- 
den, durch  welche  die  Stellung  zu  dem  Ein- 
wanderungsproblem bestimmt  wird:  1.  die 
verschiedene  wirtschaftliche  und  kulturelle 
Entwickelung  des  Ostens,  Westens  und 
Südens,  2.  die  Nationalitätsdifferenz,  3.  der 
Gegensatz  von  Kapital  und  Arbeit. 

a)  In  den  Oststaaten,  d.  h.  Neu- 
England,  New- York,  New-Jersey,  Pennsyl- 
vanien,  Delaware  und  Westvirginien  sind  über- 
wiegend die  industriellen  und  kommerziellen 
Interessen  des  Landes  lokalisiert.  Mehr  als 
die  Hälfte  aller  Fabriken  des  Landes  ist  hier 
zu  finden,  ebenso  wie  die  relativ  zahkeichsten 
Städte  und  die  dichteste  Bevölkerung.  Oeko- 
nomische  Verkehrsstockimgen  wirken  hier 
am  empfindlichsten,  und  die  Ziffern  des  Pro- 
letariats reichen  an  die  europäischen  heran. 
Die  Landwirtschaft  wird  weniger  extensiv 
betrieben  als  im  Westen,  und  die  Bauern, 
welche  sie  ausüben,  sind  leidlich  mit  Lohn- 
arbeitern versehen,  welche  sie  das  ganze 
Jahr  beschäftigen. 

Im  vSüden  und  Westen  dagegen  giebt 
es  zwar  auch  grosse  Städte,  in  denen  Ar- 
beitslose und  Arbeitsimfähige  soziale  und  fi- 
nanzielle Gefahren  heraufbeschwören  können, 
aber  in  vielen  Teilen  dieses  Landes  ist  doch 
noch  viel  Platz  für  arbeitsame,  sparsame 
Farmer.  Im  letzteren  zudem  klagen  die  Be- 
sitzer der  Ackerbaulatifundien  immer  über 
den  Mangel  an  tüchtigen  Lohnarbeitern.  Die 
Landspekulanten  haben  noch  manchen  Acker 
zu  verkaufen,  und  die  durch  Raubbau  un- 
rentabel gemachten  Ackerbaugrossbetriebe 
sollen  zerstückelt  und  durch  die  Frucht- 
wechselwirtschaft fleissiger  Bauern  wieder 
gehoben  werden.  Hier  sind  noch  manche 
Bahnen  zu  bauen,  grosse  Bergwerksdistrikte 
zu  erschliessen  und  meist  die  Industrie 
erst  zu  schaffen.  Der  Süden  bedarf  be- 
sonders einer  kapitalkräftigen  Zu- 
wandenmg,  ausserdem  spielt  die  Negerfrage 
hier  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hin- 
ein, indem  die  unter  dem  Druck  der  Neger- 
massen leidenden  Weissen  die  Verstärkung 
der  eigenen  Rasse  sehnsüchtigst  wünschen. 

b)  Die  Gesamtzahl  der  Einwohner  von 
ausländischer  Abstammung,  d.  h.  von  deren 
Eltern  wenigstens  einer  nicht  in  Amerika 
geboren  war,  betrug  1890  20  676  046  (33  ^^/o), 
und  man  geht  nicht  fehl,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  die  Hälfte  aller  heutigen  Ameri- 
kaner Nachkommen  der  seit  1820  einge- 
wanderten Bevölkerung  sind.  Wenn  wir 
nun  auch  voraussetzen,  dass  sich  in  dieser 
eine  schnelle  und  gleichmässige  Amerikani- 


sierung vollzogen  hat,  so  kennt  doch  die 
Gegenwart  noch  genügend  Nationalitäts- 
gegensätze und  die  Bestrebungen,  die  natio- 
nale Eigenart  zu  pflegen.  Ich  erinnere  an 
die  Deutschen,  die  Böhmen,  die  Polen,  die 
Irländer,  welche  in  der  Stgiats-  und  Stadt- 
politik sich  oft  genug  durch  nationale  Motive 
leiten  lassen.  Dass  allen  fremden  Nationali- 
tätsgnippen  die  Vermehrung  ihrer  Macht 
am  Herzen  liegt,  wer  wollte  das  in  Abrede 
stellen?  und  dass  die  Individuen  mit  dem 
früheren  Heimatland  in  Beziehung  bleiben 
wollen  und  gern  Verwandte,  Freunde,  ehe- 
malige Nachbarn  von  dort  heranziehen  mögen, 
ist  ein  begreifliches,  menschliches  Empfinden. 
Dass  die  einzelnen  Nationalitäten  die  Zu- 
wanderung ihrer  Landsleute  völlig  frei 
wissen  möchten,  ergiebt  sich  unmittelbar 
daraus.  Nun  ist  allerdings  den  Deutscheu 
nichts  an  den  Slowaken  und  den  Irländern 
nichts  an  den  Böhmen  gelegen,  aber  jede 
Nationalität  muss  sich  doch  sagen,  dass 
sich,  wenn  sie  gegen  die  Einwanderung 
anderer  eifert  imd  dahin  bezügliche  Gesetze 
unterstützt,  auch  einmal  der  Spiess  gegen 
sie  wenden  könne. 

Den  echten  Amerikanern  sind  begreif- 
licherweise aUe  Sondernationalitätsbestre- 
bungen höchst  unsympathisch,  sie  behaupten, 
dass  ihr  nationales  Wesen  dadurch  geschä- 
digt werde,  und  dass  die  so  vielfach  kommte 
Stadtpolitik  aus  dem  Fremdtum  so  vieler 
Gemeindebürger  er^vachsen  sei. 

c)  Der  Gegensatz  von  Kapital  und  Arbeit 
wird  diych  die  Einwanderung  insofern  fort- 
gesetzt berührt,  ja  verschärft,  als  die  Arbeit- 
geber grosser  Unternehmungen  besonders 
in  derselben  ein  Mittel  finden,  sich  mit 
billigen  Arbeitskräften  zu  veraehen  imd  bei 
einem  Streik  Ersatzleute  aus  ihr  zu  nehmen. 
Sie  opponieren  daher  in  der  Regel  gegen 
jede  Einschränkung  des  europäischen  Zu- 
zuges. Die  angesessenen  Arbeiter  hingegen 
sehen  in  allen  Ankömmlingen  an  erster 
Stelle  Konkurrenten,  die  den  Lohn  drücken 
und  ihre  Verbandsbestrebungen  zu  vereiteln 
vermögen,  am  meisten  Abneigung  zeigen  sie 
gegen  die,  deren  Lebenshaltung  niedriger 
ist  als  die  ihrige  und  die  nur  auf  Jahre 
gekommen  sind  um  zu  verdienen  und  dann 
in  die  Heimat  zurückkehren  wollen.  Vom 
Standpunkte  des  besonderen  ökonomischen 
Interesses  sind  beide  Ansichten  berechtigt, 
bei  der  Würdigung  derselben  innerhalb  der 
amerikanischen  Volkswirtschaft  ist  aber  zu 
beachten,  dass  nur  ein  verhältnismässig  ge- 
ringer Teil  der  Arbeitergesamtheit  bisher 
unmittelbar  durch  den  Konkurrenzdruck 
getroffen  worden  ist,  wenn  auch  vielleicht 
schwer.  Böhmen,  Polen,  Russen  haben  in 
New- York  die  Cigarrenmacher  und  die 
Kleider-  und  Weisszeugmacher  stark  ge- 
schädigt,   Slowaken,    Polen,    Italiener   die 
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Bergleute  und  die  Arbeiter  bei  den  Koks- 
öfen in  Pennsylvanien,  Iriänder  und  Eng- 
länder verschiedene  Industriearbtnter  in  J^eu- 
england.  Dies  sind  die  Geschäftszweige, 
welche  fortgesetzt  in  den  Berichten  der 
Untersuchungskommissionen  genannt  wer- 
den. Dass  mittelbar  auch  andere  Arbeiter- 
gruppen durch  die  hier  bewirkte  Yer- 
drängung  und  durch  die  VergnJsserung  des 
Arbeitsangebotes  getroffen  werden,  ist  nicht 
in  Abrede  zu  stellen,  indessen  tritt  der 
Druck  infolge  seiner  Verteilung  schon  er- 
heblich abgeschwächt  auf.  Wenn  wir  femer 
zur  Beurteilung  der  Gesamtwirkung  dieser 
Einwanderung  eine  längere  Reihe  von  Jahren 
überblicken,  so  lernen  wir,  dass  die  meisten 
Einwanderer  mit  niederer  Lebenshaltung 
dieselbe  stufenweise  erhöhen,  sich  mehrfach 
auch  dem  Vereinswesen  angeschlossen  haben 
und  streiken  und  boykottieren  wie  die  ein- 
geborenen  Amerikaner. 

Die  Zukunft,  darüber  kann  kein  Zweifel 
walten,  wird  noc*h  eine  verschärfte  Gesetz- 
gebung gegen  die  Einwanderung  bringen 
und  zwar  um  so  rascher,  je  mehr  die  grossen 
Arbeiterverbände  erstarken  werden  und  je 
häufiger  das  amerikanische  Wirtschaftsgebiet 
von  Wirtschaftskrisen  mit  nachfolgender  Ar- 
beitslosigkeit ergi'iffen  sein  wird.  Niemand 
denkt  für  absehbare  Zeit  ernstlich  daran, 
das  Unionsgebiet  völlig  abzuschliessen,  viel- 
mehr geht  der  leitende  Gedanke  dahin,  die 
Ankommenden  im  Interesse  der  Landes- 
sed ürfnisse  zu  sichten  luid  alle  zurückzu- 
bchicken,  die  man  nicht  brauchen  kann. 
Einen  damit  im  Zusammenhange  stehenden, 
selu"  beachtenswerten  Vorschlag  hat  der 
New- Yorker  Einwanderungskommissar  J.  H. 
Senner  gemacht,  ein  »National  Ijand  and 
Labor  Clearing-House«  von  Bundeswegen  zu 
begründen,  d.  h.  eine  die  Union  umfassende 
Arbeits-  und  Land  verkauf  snach  weisstelle 
für  alle  Einwanderer,  durch  wek^he  jede 
Anhäufung  dei-selben  vermieden  und  eine 
planvolle  Vei-tt^ilung  derselben  ermöglicht 
würde. 

Benutite  Qaellen  und  Litteratar:  Die  Cen- 

tnsberickte  von  1880  u,  1890.  —  Reports 
of  tke  Emigration  Comvhieeioners  of  the 
State  of  AVtr- Y&rk  1884—88.  —  Statistical 
Äbstraei  of  the  United  StaUs  1897,  —  Woc'hen- 
auagabe  der  Illinois  Staatsxeitung  1882 
bis  1899.  —  New  'Yorker  Volkszeitung , 
WoekenblaU  Vorwärts  1888—99.  —  H.  C.  Lodge, 
Lynch  Law  and  unrestrided  Immigration.  — 
JDeraelbef  The  restriclion  of  immigration  in  der 
N.  Am.  Review  1891.  —  J.  B.  Weber,  Our 
National  dumping  ground  a  study  of  immi- 
gration N,  A.  R.  1892.  —  W.  E»  Chandler, 
Shall  immigralion  be  suspended.  —  H.  C, 
Hansbrough,  Why  immigration  shotUd  not 
euependedf  N.  A.  R.  1898.  —  tf.  H.  Senner, 
How  we  restrict  immigration,  N.  A.  R.  1894» 
—    Ifertelbef     The    immigration    question     in 


AnncUe  of  the  american  Arademy  1897.  —  U«'- 
»elbe,  Immigration  from  Italy,  N.  A.  R.  1896. 

—  ü.  MayO'Smith ,  Le  practique  des  Etate 
unis  relative  d  immigration  in  Revue  d' Economic 
practique  1891.  —  Derselbe,  Die  Einwande- 
rung in  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in 
Schriften  des  Vereins  ßtr  Sozialpolitik  1896.  — 
fr.  Baneroftf  Gesef lichte  der  Vereinigten  Staaten, 
Leipzig  1845.  —  H,  Handelvnann,  Geschichte 
der  Vereinigten  Staaten,  Kiel  1860.  —  Friede 
rieh  Kapp,  Aus  und  über  Amerika,  Berlin 
1876.  —  Sartorius  v.  Walterahatuen,  Die 
Arbeit*verfaesung  der  englischen  Kolonieen  in 
Nordamerika,  Strassburg  1884,  mit  Litteratur- 
angäbe  über  die  Einwanderung  in  die  Kolonieen. 

—  W,  «/.  Brantwell,  History  of  Immigration 
to  the  VniUd  States,  1856. 

A.  Sartoriuti  van  Walterahaugen, 


Eiselen,  Joh.  Fr.  Oottfr«, 

geb.  am  21.  IX.  1785  in  Eothenburg  a.  S.,  gest. 
am  3.  X.  18(>6  in  Halle  a.  S.  Er  begann  sein 
Staats  Wissenschaft  lieh  es  Lehramt  1816  als  Privat- 
dozent in  Berlin,  wurde  1820  ausserordentlicher, 
1821  ordentlicher  Professor  an  der  Universität 
Breslau  und  1828  Ordinarius  in  Halle  a.  8. 

In  seinem  „Handbuch  des  Systems  der 
Staats  Wissenschaften"^  (s.  n.)  behandelt  er  die- 
jenige streng  gouvernementale  Regierangskunst 
m  der  inneren  Verwaltung,  welche  als  Signatur 
einer  absoluten  Staatsgewalt  gewürdigt  werden 
muss,  und  gestaltet  sich  das  administrative  Er- 

Sebnis  dieser  Regierungskunst  in  der  geschickten 
Darstellung  Eiselens  als  eine  Erscheinung  der 
das  Staatsleben  beseelenden  Idee  der  (ie- 
rechti^keit. 

Eiselen  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Grundzüge 
der  Staatswirtschaft  oder  der  freien  Volks- 
wirtschaft und  der  sich  darauf  beziehenden 
Regierungskunst,  Berlin  1818.  —  Handbuch  des 
Systems  der  Staatswissenschaften,  Breslau  1828. 
—  Die  Lehre  von  der  Volkswirtschaft  in  ihren 
allgemeinen  Bedingungen  und  in  ihrer  besonderen 
Entwickelung  etc.,  Halle  1843.  —  Der  preussische 
Staat.  Darstellung  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wickelung und  seiner  gegenwärtigen  natürlichen, 
sozialen  und  politischen  Verbältnisse,  Berlin 
1862.  Eiselen  besorgte  die  2.  Aufl.  der  „Staats- 
finanzwissenschaft" von  L.  H.  v.  Jacob,  die,  von 
ihm  verbessert  und  wesentlich  vermehrt,  in 
Halle  1837  erschien.  Er  veröffentlichte  femer 
in  der  Zeitschr.  f.  Staatw.,  Bd.  I,  den  Artikel: 
„Ueber  die  Folgen  der  Anhäufung  von  Menschen 
an  einzelnen  Punkten  in  wirtschaftlicher,  sitt- 
licher und  politischer  Hinsicht."  Vgl.  über 
Eiselen:  Allgem.  deutsche  Biographie,  Bd.  V, 
Leipzig  1877,  S.  764. 

Lippert. 


462 


Eisen  und  Eisenindustrie  (Geschichtiicher  Ueberblick) 


Bisen  und  Bisenindastrie. 

I.  Geschichtlicher  Ueberblick  (S.  462).  II. 
Statistik   (S.  465).    III.  Zollgeschichtliches  (S. 

482). 

I. 

Geschichtlicher  Ueberblick. 

1.  Ael teste  Zeit.  2.  Altertum  in  Europa. 
3.  Mittelalter.    4.  Neuzeit  seit  1500. 

1.  Aelteste  Zeit.  Die  Kenntnis  und  Ver- 
wendung des  Eisens  ist  uralt.  Beide  reichen  in 
jene  Tage  der  Entwickelun^  der  Menschheit 
zurück,  Ton  welchen  uns  keine  Geschichte  er- 
zählt. Es  wird  uns  daher,  abgesehen  von  Sage 
und  Mythe,  auch  nicht  berichtet,  wo  überall 
und  von  welchen  Männern  und  Völkern  als  den 
ersten  das  Eisen  und  seine  Verwertung  entdeckt 
wurde.  Eine  ganze  Reihe  von  Völkern,  so  die 
Aegypter,  Assyrier,  Babylonier, 
Med  er,  Perser,  Phönizier,  Juden  und 
Indier  sehen  wir  in  die  Geschichte  eintreten, 
bereits  ausgestattet  mit  dieser  Kenntnis,  denn 
das  Eisen  war  neben  Gold  und  Silber  das  erste 
Metall,  welches  der  Mensch  zu  benutzen  lernte. 
Freilich  wurde  und  wird  behauptet,  dass  das 
Zeitalter   der  Bronze   dem  des  Eisens  voran^e- 

fangen  sei ;  doch  scheint  dies  unrichtig  zu  sein, 
a  die  Bronze  als  eine  Metallkomposition  eine 
weit  grössere  technische  Kunstfertigkeit  vor- 
aussetzt als  das  Ausschmieden  von  Eisen  und 
da  femer  wenigstens  der  eine  Bestandteil  der 
Bronze,  das  Zinn,  ungleich  seltener  vorkommt, 
so  dass  nur  wenige  Völker  in  die  Lage  versetzt 
waren,  die  Herstellung  dieser  Komposition  zu 
versucnen.  Allerdings  war  die  Art  der  Ver- 
arbeitung des  Eisens,  welche  die  ürvölker 
kannten,  eine  höchst  unvollkommene,  insbeson- 
dere der  Eisenguss  blieb  ihnen  unbekannt;  sie 
vermochten  die  Eisenerze  nur  derart  zu  er- 
hitzen, dass  sich  das  Eisen  aus  denselben  als 
teigartige  Masse  ausschied  und  schmiedbar 
wurde.  Diese  unvollkommene  Kenntnis  bewirkte 
nicht  nur,  dass  das  Produkt  je  nach  den  ver- 
arbeiteten Erzen,  ja  sogar  je  nach  den  zufälli- 
gen Einflüssen  bei  der  Erhitzung  derselben 
qualitativ  sehr  verschieden  ausfiel,  sondern  auch, 
dass,  sobald  als  die  Bronze  und  der  Bronzeguss 
bekannt  wurde,  diese  das  Schmiedeeisen  vielfach 
verdrängte  und  das  allgemein  angewendete 
Metall  wurde,  zumal  ein  so  rühriges  Handels- 
volk wie  das  der  Phönizier  den  Absatz  von 
Bronze  und  Bronzewcu'en  im  höchsteigenen  Inte- 
resse betrieb.  Dies  und  die  schon  in  frühester 
Zeit  nachweisbar  vorhandene  Anschauung  von 
der  Minderwertigkeit  des  Eisens  verursachte  die 
seltenere  Benutzung  von  Eisen  zu  Schmuck- 
gegenständen nnd  Prunkwaffen  und  weiterhin 
die  seltenere  Beisetzung  eiserner  Geräte  in  den 
Gräbern  der  geehrten  Toten.  Was  aber  den- 
noch mit  den  Leibern  der  Verstorbenen  ver- 
scharrt wurde,  das  zerstörte  im  Laufe  der  Jahr- 
tausende der  Bost,  und  so  kommt  es,  dass  wir 
jetzt  in  den  Gräbern  der  vorgeschichtlichen 
Menschen  vorwiegend  Bronzegegenstände  finden. 
Das  hohe  Alter  der  Kenntnis  des  Eisens 
wird  trotzdem  bewiesen  durch  die  Gleichheit 
der  Wurzel  für  die  Benennungen  desselben  bei 
den  indogermanischen  Völkern;  durch  die  Be- 
arbeitung der  härtesten  Gesteinsarten  für  die 


Zwecke  der  uralten  Bauten  am  oberen  Nil  und 
am  Euphrat,  durch  den  merkwürdigen  Fund 
eines  zwischen  den  Steinen  der  um  3000  v.  Chr. 
erbauten  Cheops-Pyramide  eingemauerten  eiser- 
nen Werkzeuges;  durch  die  Auffindung  des 
Eisenmagazins  von  Khorsabad,  in  welchem  die 
assyrischen  Könige  eiserne  Geräte,  insbesondere 
aber  Rohmaterial  in  der  Form  von  Bohluppen 
in  riesiger  Menge  —  Place  schätzte  dieselbe  auf 
160000  kg  —  anhäuften;  endlich  durch  die 
Zeichnungen  und  Berichte  auf  den  ältesten 
Baudenkmälern.  Danach  fand  das  Eisen  Ver- 
wendung bei  Bauwerkzeugen,  Acker^erätschaf- 
ten,  bei  Fahrzeugen,  bei  Schutz-  und  Angriffs- 
waffen, seltener  bei  Schmuckgegenständen  und 
als  Geld.  Wie  bemerkt,  wurde  Eisen  schon  in 
der  ältesten  Zeit  für  die  letzteren  Zwecke  zu 
niedrig  bewertet  und  kommt  dieses  Moment 
auch  in  Tribut-  und  Schatzlisten  der  ältesten 
Herrscher  in  Aegyt«n,  Mesopotamien  und  Syrien 
zum  Ausdruck,  durch  welche  übrigens  deutlich 
erkennbar  wird,  wie  weit  verbreitet  der  Besitz 
und  die  Verwendung  von  Eisen  schon  in  jenen 
Zeiten  in  Ostafrika  und  in  Vorderasien  ge- 
wesen ist. 

Weniger  gut  unterrichtet  sind  wir  über  die 
Gewinnung  und  Verarbeitung  des  Eisens  in 
jenen  Zeiten  und  bei  den  vorgenannten  Völker- 
schaften; doch  dürfte  sich  die  Eisengewinnung 
wenig  unterschieden  haben  von  der  primitiven 
Form,  welche  noch  heutzutage  in  Kord of an,  von. 
woher  auch  die  alten  Aegypter  die  Hauptmasse 
ihres  Eisens  bezogen,  sowie  vielfach  im  Innern 
Afrikas  üblich  ist.  Dort  gewinnt  man  das 
Eisenerz  durch  einen  ganz  rohen  Raubbau  mit 
Schacht-  und  Stollenanlagen  bereits  in  Tiefen 
von  10  Fuss  unter  der  Oberfläche.  Das  Erz 
wird  sehr  stark  zerkleinert,  mit  Holzkohlen  ver- 
mischt, in  kegelförmige  kleine  Gruben  ge- 
schüttet und  hier  mit  Hilfe  der  in  Brand  ge- 
setzten Kohlen  und  eines  meist  mit  der  Hand 
in  Bewegung  gesetzten  Blasebalges  zum  Schmel- 
zen gebracht.  Nach  zweimaliger  Wiederholung 
des  Prozesses  wird  eine  keineswegs  schlacken- 
freie, teigartige  Eisenmasse  gewonnen,  welche 
durch  mühsames  Zerschlagen  soviel  als  möglich 
von  der  Schlacke  befreit  und  sodann  in  den 
Handel  gebracht  wird.  Selbstverständlich  kann 
durch  diese  rohe  Methode  weder  das  Eisen  in 
flüssigen  Zustand  gebracht  noch  das  Erz  voll- 
ständig ausgenützt  werden ;  in  der  That  werden 
von  den  reichen  Erzen  auch  nur  20 — 40%  des 
Eisengehaltes  ausgebracht. 

viel  höher  entwickelt  muss  die  Kunst  der 
Verarbeitung  des  Eisens  gewesen  sein,  da  die 
Formen  der  eisernen  Gegenstände  häufig  recht 
kunstvoll  sind  und  da  man  offenbar  das  Zu- 
sammenscbweisen  und  Stählen  des  Eisens  in  aus- 
gedehntestem Masse  betrieb.  Damaskus  und 
Indien  hatten  hierin  den  grössten  Ruf.  Ein 
Beweis  für  die  ausserordentliche,  jetzt  verloren 
gegangene  Kunstfertigkeit  der  alten  Indier  ist 
der  Pfeiler  (Labt)  von  Delhi,  welcher  zwischen 
900  und  300  v.  Chr.  errichtet  worden  sein  dürfte 
und  bei  einer  Höhe  von  über  50  englischen  Fuss 
und  einem  mittleren  Durchmesser  von  16,4  Zoll 

fanz  aus  massivem  Schmiedeeisen  besteht.  Die 
nfertigung  dieser  riesigen  Säule  ist  mit  Rück- 
sicht auf  die  uns  allein  bekannten  primitivea 
Mittel  der  Schmiedekunst  ebenso  rätselhaft  wie 
die  Anfertigung  der  übrigen  schmiedeeisemea 
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Tragebalken  und  Werkstücke,  welche  in  Indien 
nicht  allzuselten  aus  uralter  Zeit  aufgefunden 
werden,  heutzutage  aber  nirgends  in  Asien  her- 
vorgebracht werden  könnten.  Auch  die  noch 
jetzt  in  Indien  betriebene,  aus  uralten  Zeiten 
stammende  Stahlproduktionsmethode,  welche  den 
berühmten  Wut^stahl  ersieht,  bezeugt  die  grosse 
Ihiiahrungsweisheit  der  indischen  Schmiede. 

Aehmich  wie  die  Völker  Vorderasiens  und 
Indiens  befanden  sich  aber  anch  die  meisten 
Volksstämme  von  Tu  ran,  die  MonjSfolen, 
die  Chinesen  seit  unvordenklichen  Zeiten  im 
Besitze  eiserner  Werkzeuge  und  der  zu  ihrer 
Anfertigung  nötigen  technischen  Kenntnisse. 
Selbst  dieKulturvölker  Mittel-  und  Süd- 
amerikas müssen  schon  lange  vor  der  Zeit 
der  Entdeckung  Amerikas  die  Bearbeitung  und 
Verwendung  von  Eisen  und  Stahl  gekannt  haben, 
obwohl,  sie  zur  2^it  der  Entdeckung  auch 
vielfach  Stein  Werkzeuge  benutzten,  da  sie  ohne 
jene  Kenntnis  ihre  grossartigen  Palast-,  Strassen- 
nnd  Tunnelbanten  nicht  hätten  ausführen  können. 
Bei  allen  Völkern  waren  aber  die  metallur- 
gischen Kenntnisse  unvollkommen,  da  man  es 
nicht  verstand,  Eisen  zu  giessen  und  Stahl  aus 
jedem  beliebigen  Eisen  anzufertigen.  Die 
Schmiedekunst  war  es  eben,  welche,  wie  für  alle 
Metalle,  so  auch  für  Eisen  zuerst  allein  in  An- 
wendung kam. 

2.  Altertum  in  Europa*  Nach  Griechen- 
land kam  die  Kenntnis  der  Metalle  aus  dem 
Orient.  Bereits  Homer  und  Hesiod  berichten 
von  eisernen  Waffen  und  Gerätschaften  neben 
den  allerdin^  häufigeren  kupfernen  und  ehernen 
Geräten.  Die  Ausgrabungen  von  Troja  und  My- 
kenä  bestätigen  diese  Berichte.  In  Italien  be- 
trieben die  Etrusker  schon  in  uralter  Zeit 
den  Abbau  von  Eisenerzen  auf  der  Insel  Elba, 
und  ihre  Kaufleute  verhandelten  Eisenwerkzeuge, 
aber  auch  Bronzewaren  an  die  Römer  und 
andere  Völker  Italiens  und  Europas.  Bei  Griechen 
und  Römern,  welch'  letztere  das  Eisen  schon 
zur  Zeit  der  Könige  gekannt  haben,  nahm  die 
Verarbeitung  des  Eisens  einen  grossen  Auf- 
schwung. (Saukus  aus  Chios  erfand  die  Lötung 
des  Eisens.  Das  Schmieden  und  Austreiben  des 
Eisens  wurde  allgemein  mit  unübertroffenem 
Fleisse  betrieben,  ebenso  das  Härten  des  Schmiede- 
eisens zu  Stahl.  Dagegen  ging  infolge  unzweck- 
mässiger wirtschaftlieher  Massnahmen  der  Be- 
trieb der  Bergbaue  im  römischen  Reiche  ausser- 
ordentlich zurück  und  in  der  späteren  Kaiser- 
zeit kamen  sie  vielfach  ganz  in  Verfall. 

In  Mittel-,  West-  und  Nord-Europa 
reicht  die  überwiegende  Verwendung  von  Stein- 
werkzeugen weit  in  das  letzte  Jahrtausend  vor 
Chr.,  doch  ergeben  die  jüngeren  prähistorischen 
Fundstätten  neben  den  Steinsachen  auch  zahl- 
reiche Bronzegeräte,  seltener  eiserne  Waffen  und 
Werkzeuge.  Die  Annahme  eines  eigenen  Bronze- 
zeitalters mit  einem  Bronzewaffen  führenden 
Volke  und  eines  späteren  Eisenzeitalters  mit 
einem  nur  Eisenwaften  führenden  Volke  ist  des- 
halb nicht  begründet.  Die  Form  der  Bronze- 
geräte verrät  diese  als  fremde,  aus  Etrurien 
und  Griechenland  importierte  Waren,  ihr  höherer 
Wert,  ihre  grössere  Widerstandsfähigkeit  gegen 
die  atmosphärischen  Einflüsse  erklärt  ihr  häu- 
figeres Vorkommen  in  den  vorhistorischen  Grab- 
stätten. Die  meist  rohe  Arbeit  der  eisernen 
Gegenstände  dagegen,  im  Zusammenhange  mit 


den  Nachrichten  über  uralte  Eisenabbaue  in 
den  Alpen,  im  böhmisch-mährischen  Gebirge,  in 
der  norddeutschen  Tiefebene,  in  den  Pyrenäen, 
in  Frankreich  und  England  lässt  vermuten,  dass 
auch  in  diesen  Gegenden  eiserne  Waffen  und 
Werkzeuge  erzeugt  wurden,  lange  bevor  die 
Bronzegeräte    massenhaft   eingeführt    wurden; 

Ja  dass  eben  mit  Rücksicht  auf  diese  inländische 
udustrie  der  Import  von  Eisenwaren  gering 
war,  was  bei  dem  um  1000  v.  Chr.  schon  hoch 
entwickelten  Stande  der  Eisenindustrie  bei  den 
asiatischen  Handelsvölkem  sonst  nicht  recht 
erklärlich  wäre.  Es  scheine  also,  dass  die  Ge- 
räte aus  verschiedenem  Material  in  den  oben 
bezeichneten  Teilen  Europas  lange  Zeit  hindurch 
neben  einander  im  Gebrauche  waren,  die  Stein- 
werkzeuge allmählich  vor  den  besseren  und  fort- 
während billiger  werdenden  Metall  Werkzeugen 
verschwanden,  die  Not  der  Zeit  aber  endlich 
den  Import  von  Bronzesachen  aufhören  machte 
und  der  immer  heftiger  werdende  Kampf  der 
Völker,  endlich  die  furchtbare  Zeit  der  Völker- 
wanderung den  Männern  die  bessere  Eisenwaffe 
allen  anderen  vorziehen  Hess. 

Ueber  die  Gewinnung  der  Eisenerze  und 
ihre  Verhütung  in  jenen  Zeiten  ist  nichts 
Sicheres  bekannt,  doch  lassen  die  Spuren  alter 
Bergbane  und  die  Trümmer  von  Schmelzanlagen 
bei  uralten  Schlackenhalden  vermuten,  dass  dies 
in  der  primitivsten  Weise  geschah.  Das  Schmelzen 
der  Erze  geschah  wahrscheinlich  im  offenen 
Herdfeuer  oder  in  niedrigen  Schachtöfen,  für 
welche  vielleicht  nicht  einmal  ein  künstliches 
Gebläse  eingerichtet  war  und  nur  der  natürliche 
Luftzug  ausreichen  musste.  Jedenfalls  wurde 
nur  schmiedbares  Eisen  im  direkten  Verfahren 
gewonnen.  Auch  die  Schmiedekunst  gewann 
erst  spät  eine  tüchtigere  Ausbildung,  obschon 
insbesondere  die  Germanen  die  Schmiedekünstler 
hochverehrten  und  ihnen  in  ihren  Sagen  ein 
ewiges  Denkmal  setzten. 

3.  Mittelalter»  Im  Mittelalter  machte  die 
Gewinnung  und  Verarbeitung  von  Eisen  mäch- 
tige Fortschritte.  War  es  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten das  beständig  steigende  Begehren 
nach  eisernen  Waffen,  die  in  dem  Wettstreite 
zwischen  Angriff  und  Verteidigung  fortwährend 
wachsende  Zahl  und  Wuchtigkeit  der  Ausrüs- 
tungsgegenstände der  Krieger  und  ihrer  Streit/- 
rosse,  wodurch  der  Konsum  von  Eisen,  wie  die 
Kunstfertigkeit  der  Arbeiter  gefördert  wurde, 
so  war  es  späterhin  die  bei  den  verhältnismässig 
friedlicheren  Zeiten  rasch  zunehmende  Bevölke^ 
rung,  deren  erhöhter  Wohlstand  und  vermehrte 
Kultur^  wodurch  immer  mehr  und  sorgfältiger 
gearbeitete  eiserne  Gegenstände  für  den  Land- 
bau, die  Industrie,  den  Haushalt  und  das  Bau- 
gewerbe notwendig  wurden.  Gegen  den  Aus- 
gang des  Mittelalters  waren  es  wiederum  die 
grossen  Erfindungen,  die  ein  gleiches  bewirkten. 
Die  Erfindung  des  Kompasses  und  die  dadurch 
vergrösserte  Unternehmungslust  der  Seefahrer 
vermehrte  den  Bedarf  an  eisernen  Schiffsgeräten, 
die  Anwendung  des  Pulvers  zu  Kriegszwecken 
gestaltete  die  ganze  bisherige  Kriegsausrüstung 
um  und  stellte  die  Forderung  nach  gusseisemen 
Geschützen  und  Geschossen  auf.  Die  weite  Ver- 
breitung des  Bedürfnisses  sowie  des  Vorkom- 
mens der  Eisenerze,  sodann  die  unentwickelte 
Gewinnungsmethode  im  Zusammenhange  mit 
den    üblen  Verkehrszuständen   bewirkten,   dasa 
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der  Bedarf  nicht  Ton  wenigen  Punkten  aus  be- 
friedigt werden  konnte  und  dass  an  vielen  Orten 
der  Abbau  von  Eisenerzen  und  deren  Verhüttung 
neu  in  Angriff  genommen  wurde.  Durch  die 
Neuanlagen  wie  durch  die  Ausdehnung  der  alten 
Bauten  kamen  aber  vielfach  Rechtsverhältnisse 
in  Fra^e,  und  eine  der  bedeutendsten  Leistungen 
des  Mittelalters  wurde  dadurch  die  Regelung 
der  Rechtsverhältnisse  in  Bezug  auf  MetÄlle, 
deren  Fundstätten  und  Gewinnung.  Dazu  kam 
die  Regelung  der  sozialen  Gliederung  der  an 
der  Eisenindustrie  beteiligten  Personen,  welche 
in  dem  zünftigen  Geiste  der  Zeit  erfolgte  und 
wodurch  die  teilweise  noch  heute  bestehenden 
Knappschaftsvereine,  Bruderladeu,  Radgewerk- 
schaften etc.  ins  Leben  gerufen  wurden.  Der 
grössere  stetige  Konsum  und  die  besser  geord- 
neten einschlägigen  Verhältnisse  erzeugten  einen 
sorgfältigeren,  mehr  auf  die  Zukunft  bedachten 
Abbau  der  Erze,  und  so  sehen  wir,  dass  der 
Eisenbergbau  im  Mittelalter  nicht  blons  mit 
besseren  Mitteln,  sondern  auch  in  einer  viel 
kunstgerechteren  Weise  betrieben  i^nirde  als  in 
früherer  Zeit. 

Ebenso  gedieh  die  Entwickelung  des  Schmelz- 
prozesses. Wohl  bediente  man  sicn  zum  Eisen- 
schmeken  bis  gegen  das  Ende  des  Mittelalters 
nur  der  Herdöfen,  welche  man  Renn-  und 
Luppe nfeuer  nannte  und  die  sich  in  vielfach 
verbesserter  Form  bis  in  die  neueste  Zeit  herein 
in  den  Korsikan-  und  Katalanschmieden  erhalten 
haben,  oder  der  Schachtöfen,  welche  Stuck- 
oder Wolfsöfen  hiessen  und  in  den  Ossmund- 
oder  Bauernöfen  Schweden-Norwegens  bis  ins 
19.  Jahrhundert  fortexistierten ;  auch  blieb 
ebensolange  das  Verfahren  ein  direktes,  indem 
in  den  genannten  Oefen  aus  den  aufgegebenen 
Erzen  das  Eisen  unmittelbar  für  die  Verarbei- 
tung geeignet  erzeugt  wurde;  aber  man  be- 
reitete die  Erze,  besser  vor,  man  war  in  der 
Beschickung  der  Oefen  erfahrener  und  sorgfäl- 
tiger, man  verstand  es  auch,  auf  diese  Weise 
schmiedbares  Eisen  oder  Stahl  unmittelbar  ans 
dem  Erz  zu  erzeugen,  und  als  man  dazu  kam, 
für  den  grösseren  Betrieb  und  die  umfang- 
reicheren Oefen  Wasserkraft  zu  verwenden,  er- 
langte man  wohl  schon  an  der  Wende  des  14. 
und  15.  Jahrhunderts  Kenntnis  vom  indirekten 
Verfahren  und  von  der  Erzeugung  von  Roheisen. 

Wasserräder  waren  bei  Setreidemühlen 
schon  im  13.  Jahrhundert  in  Verwendung.  Im 
ersten  Drittel  des  14.  Jahrhunderts  kamen  sie 
auch  für  andere  Zwecke  in  Gebrauch  und  riefen 
gleich  den  Dampfmaschinen  in  neuester  Zeit 
eine  grosse  Umgestaltung  der  Industrie  hervor. 
Bei  der  Eisenindustrie  wurden  sie  zunächst  ge- 
braucht zum  Antriebe  der  Pochwerke,  der  Ge- 
bläse und  Hämmer,  der  Vorrichtungen  zum 
Drahtziehen  etc.  Wegen  der  Benutzung  der 
Wasserkräfte  rückten  die  Schmelzwerke  und 
Hammerwerke  an  die  Bach-  und  Flussläufe. 
Daselbst. wurden  sie  in  grösseren  Massen  erbaut. 
Die  Stucköfen  besonders  wurden  erhöht  und 
hiessen  dann  Blaaöfen  (Blauöfen),  aus  welchen 
sich  wieder  die  Hochöfen  entwickelten,  die  schon 
um  1440  erwähnt  werden.  Bei  dem  kräftigeren 
Blasen  in  den  grösseren  Oefen  ergab  sich  eine 
höhere  Temperatur  und  häufiger  als  früher 
völlig  flüssiges  Eisen,  das  mit  den  Schlacken 
abfloss  und  nach  der  wegwerfenden  Namen- 
gebung    „Graglach",    „Dünnstein",     „Pigiron" 


keineswegs  den  Wünschen  des  Schmelzers  ent- 
sprach. Bald  merkte  man  jedoch,  dass  das  ge- 
flossene Eisen  neuerdings  vor  dem  Winde  ein- 
geschmolzen ein  viel  j^leichmässigeres  Produkt 
ergab  als  das  Luppeneisen,  und  begann  absicht- 
lich Roheisen  herzustellen  und  dasselbe  in  dem 
zweiten  Prozess  in  weiches  Eisen  umzuwandeln, 
statt  es  wie  früher  in  den  Blaaöfen  zurückzu- 
werfen. Damit  war  aber  der  Frischprozess 
und  das  indirekte  Verfahren  der  Eisengewinnung 
gefunden.  Als  sodann  durch  die  Erfindung  des 
Schiesspulvers  sich  der  Bedarf  von  billigen  Ge- 
schützkugeln ergab,  verwendete  man  das  Roh- 
eisen zum  Kugelgiessen  und  kam  dadurch  zum 
Roheisenguss.  Derselbe  scheint  um  1400 
von  Flandern  ausgegangen  zu  sein,  und  Jacques 
Yolens  aus  Lille  gilt  als  einer  der  ersten, 
welche  Geschütze  aus  Gusseisen  anfertigten. 
Zunächst  wurden  wohl  nur  Geschütze  aller  Art 
gegossen,  doch  finden  sich  ans  der  2.  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts  auch  Oefen  und  andere  Geräte 
aus  Gusseisen. 

Auch  das  Ausziehen  des  Drahtes,  der  früher 
geschmiedet  wurde,  ist  im  Mittelalter,  etwa  zu 
Beginn  des  14.  Jahrhunderts,  in  Deutschland 
erfunden  worden.  Ebenso  wurde  hier  im  15. 
Jahrhundert  das  Verzinnen  des  Eisens  wieder 
entdeckt  und  die  ursprünglich  deutsche  Kunst 
der  Feilenhauerei  mit  grossem  Erfolg  betrieben. 
Erst  1618  kam  zu  Sheffield  in  Lugland  die 
Feilenhauerei  in  Aufnahme ;  wie  denn  überhaupt 
die  englische  Eisenindustrie  im  Mittelalter  noch 
sehr  unentwickelt  war,  so  dass  sie  nicht  einmal 
den  inländischen  Bedarf  zu  bestreiten  vermochte 
und  Eisenwaren  in  grossen  Mengen  aus  Deutsch- 
land importiert  wurden. 

4.  ifeazeit  seit  1500*  Im  IB.  und  17.  Jahr- 
hundert gewinnen  die  Fortschritte  der  Eisen- 
industrie langsam  weitere  Verbreitung.  So 
wird  erst  um  15Ö0  in  Sachsen  der  Eisenguss 
betrieben;  etwas  früher  werden  in  England 
eiserne  Kanonen  gegossen.  So  werden  die  ersten 
Hochöfen  in  Sachsen,  Brandenburg  und  am  Harz 
erst  zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts,  in  Schlesien 
um  1721  errichtet.  Der  grosse  Aufschwung, 
den  die  englische  Eisenindustrie  im  17.  Jahr- 
hundert nimmt,  steht  gleichfalls  im  Zusammen- 
hange mit  der  Einführung  der  Hochöfen  in  der 
Mitte  des  16.  und  mit  der  Vermehrung  der- 
selben zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts.  Eine 
bedeutungsvolle  Umgestaltung  erfuhr  die  Eisen- 
industrie erst  im  18.  und  19.  Jahrhundert,  als 
man  gelernt  hatte,  Steinkohlen  als  Brennmaterial 
zu  verwenden,  und  als  durch  die  Erfindung  der 
Dampfmaschine  ein  neuer  Anstoss  gegeben  war, 
sowohl  zur  Vermehrung  des  Konsums  von  Eisen 
als  auch  zur  Erhöhung  der  Leistun^fahigkeit 
der  Vorrichtungen  bei  der  Eisengewinnung. 

Wohl  waren  selbst  in  DeuUchland  schon 
zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  vereinzelte 
Steinkohlenbaue  im  Betrieb,  aber  von  einer  Ver- 
wendung dieser  Kohle  für  die  Eisengewinnuncr 
ist  nichts  bekannt,  vielmehr  wurde  erst  1796 
zu  Gleiwitz  der  erste  Kokshochofen  in  Deutsch- 
land errichtet.  Aehnlich  wurde  schon  zu  An- 
fang des  17.  Jahrhunderts  in  England  die  Yer- 
koMun^  der  Steinkohle  patentiert,  aber  erst  seit 
1769  diese  Verkohluug  umfangreicher  betrieben 
und  der  erste  Steinkohlen hochofen  erst  1740  za 
Coiebrook-Dale  in  Shropshire  eingerichtet. 

Andrerseits    stammt    das    älteste  Projekt 
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eines  Dampfhammers  der  jetzt  pfebräuchlicben 
Art  aas  dem  Jahre  1784  von  James  Watt.  Aber 
dieses  Projekt  kam  nicht  zur  Ausführung,  und 
erst  mehrere  Jahrzehnte  später  wurden  Dampf- 
hämmer in  der  Praxis  angewendet.  1812  er- 
baute Stephenson  seine  erste  Lokomotive  und 
1825  eröffnete  er  die  erste  Eisenbahn  für  den 
Personenverkehr. 

In  die  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  und 
in  den  Beginn   des  19.  fällt   eine  ^anze  Reihe 


Maschinen  der  modernen  Technik  in  ungeahntem 
Masse  entwickelt.  Allerdings  traten,  wie  die 
folgenden  Seiten  zeigen,  in  der  Produktion 
wiederholt  Kückschläge  ein,  aber  immer  wieder 
wurde  sie  vergrössert,  und  mit  fortwährend 
wachsendem  Erfolge  geht  das  Bestreben  der 
I^oduzenten  dahin,  möglichst  billig  und  rasch 
Massenerzeugungen  auszuführen.  Deshalb  wächst 
die  (trösse  der  Hochöfen,  da  dadurch  an  Brenn- 
material bedeutende  Ersparungen  gemacht  wer- 


hochbedeutender  Erfindungen.  Zunächst  wird  =  den,  deshalb  sacht  man  die  Canipagne  zu  ver- 
das  Paddeln  des  Eisens  eingeführt.  1766  nimmt .  längern,  die  Gichtgase  zu  verwerten  u.  s.  w. 
Thomas  und  George  Cranage  ein  Patent  auf  \  Infolge  dieser  Massenerzeugung  einerseits  und 
Flammofenfrischen;  1784  werden  sie  praktisch  i  der  verbesserten  Verkehrsmittel  andrerseits 
ausgeführt.  Ihnen  folgt  die  Einrichtung  von  werden  vielfach  die  kleineren  Betriebe  teils 
Walzwerken.  1783  resp.  1787  kommt  das  freiwillig,  teils  gezwungen  aufgelassen  und  macht 
Zängewalzwerk  statt  des  Zängehammers  zur  sich  bereits  eine  Koncentrierung  der  Produk- 
Anwendung,  und  seither  stehen  Stabeisen  walz-  tion  geltend ,  welche  auch  über  die  Staatsgrenzen 
werke  allgemein  in  Gebrauch,  in  Frankreich  hinausgreift  und  in  ihrem  Fortgange,  wie  es 
seit  dem  Ende  des  18.,  in  Deutschland  und  scheint,  nur  durch  die  Zölle  aufgehiüten  wird. 
Oesterreich  seit  dem  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 
Bekannt  war  das  Princip  schon  1728,  aber  die 
praktische  Anwendung  für  grossere  Massen  fand 
erst  jetzt  statt.  Eisenbahnschienen  wurden 
damit  schon  1820  hergestellt.  Bei  Stephensons 
Personenbahn  kamen  sie  zur  Verwendung. 

Noch  viele  andere  Erfindungen,  durch  welche 
die  Eisenerzeugung  billiger,  besser  und  massen- 
hafter wurde,  stammen  aus  der  1.  Hälfte  unseres 
Jahrhunderts ;  so  die  Lupponquetsche  (1805),  die 
Anwendung  der  Gichtgase  zum  Erzrösten  (1814j, 


n. 

Statistik. 

A.  Boheisenproduktion.  1.  Gross- 
britannien mit  Irland.  2.  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika.  3.  Deutsches  Reich.  4.  Oester- 
reich-Ungam.  6.  Frankreich.  6.  Belgien.  7, 
Schweden.    8.  Kussland.    9.  Spanien.    10.  An- 


zum  Frischen  des  Roheisens  (1836),  zum  Puddeln  |  dere  Länder.    11.  Uebersicht  der  Weltproduktion. 


desselben  (1837),  die  Erhitzung  der  Gebläseluft 
(1828  patentiert),  die  Puddelöfen  mit  beweg- 
lichem Herde  (1838),  die  freilich  erst  1871  so- 
weit verbessert  wurden,  dass  sie  allgemein  an- 
wendbar waren,  die  Einrichtung  der  Generator- 
gasfeuemng  beim  Puddelprozess  (1839),  das 
ÜniversalwalÄwerk  (1848)  etc.  Weitaus  die 
wichtigste  Erfindung  brachte  jedoch  die  jüngste 
Zeit,  nämlich  die  Erzeugung  von  Stahl  in  grossen 
Massen  und  zu  billigeren  Preisen  durch  Ent- 
kohlung des  Roheisens  mittelst  eingepresster 
Luft,  das  sogenannte  Bessemerverfahren 
(1856).  Da  sich  bis  dahin  die  Verbesserungen 
auf  die  Erzeugung  von  Roh-  und  Stabeisen  be- 
schränkten, auch  das  1730  erfundene  Verfahren 
zur  Herstellung  von  Gussstahl  durch  Umschmel- 
zung  von  Cement-  oder  Herdfrischstahl  kost- 
spielig war,  so  war  die  Industrie  besonders  bei 
den  Massenproduktionen  auf  die  Verwendung 
von  Schmiedeeisen  angewiesen,  während  nun- 
mehr die  Verwendung  von  Stahl  ganz  allgemein 


B.  Roheisenverarbeitung  und  -ver- 
brauch. 12.  Produktionsmengen  von  Schweiss- 
eisen  und  Stahl.  13.  Die  Verwendung  von  Eisen 
für  Schiffe   und   Bahnen.     14.  Betriebsstätten. 

15.  Handel.    16.  Verbrauch. 

A.  RoheiBenproduktion. 

1.  Grossbritannien  mit  Irland.  Weit- 
aus die  grösste  Menge  von  Roheisen  wurde 
bis  in  die  jüngste  Zeit  herauf  von  Gross- 
britannien erzeiigt.  Erst  in  den  letzten 
Jaliren  haben  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  eine  grössere  Produktion.    Bis  ins 

16.  Jahrhundert  stand  aber,  wie  bemerkt, 
die  englische  Eisen produktion  hinter  jener 
von  Deutschland  zurück.  Am  Ausgange 
jenes  Jahrhunderts  und  im  17.  Jahrhundert 
kam  sie  erst  in  Aufschwung,  teils  infolge 
der   Zuwanderung  von   Arbeitern   aus   den 


wurde.     Damit   war  eine  völlige  Umwälzung  I  spanischen  Niederlanden  und  dem  Deutschen 
der  Eisenindustrie    sowie  eine  ungeahnte  Aus-   Reiche,   teils  infolge  des  Niederganges  der 


dehnnng  derselben  hervorgerufen.  Sie  wurde 
noch  gefördert  durch  die  rasch  folgenden  anderen 
Erfindungen,  die  Herstellung  des  Flammenofen- 
flusijeisens,  in  grösserem  Massstabe  1865  von 
Martin  eingeführt,  die  Ausbildung  des  Bessemer 


Industrie  in  diesen  Ländern  während  der 
niederländischen  Freiheitskriege  und  während 
des  30  jährigen  Krieges.  Da  aber  ein  gros- 
ser Holzmangel  herrschte ,    erzwang    auch 


verfahren»  durch  Thomas  und  Gilchrist  (1879), !  das    streng    festgehaltene    Prohibitivsystem 


wodurch  auch  phosphorhaltiges  Roheisen  zur 
Erzeugung  von  Flussstahl  verwendbar  wurde, 
die  Einftthrunff  des  Siemens  Regenerativsystems 
(1860),  wodurch  sehr  hohe  Temperaturen  erzeugt 
werden  und  Brennmaterialien  aller  Art  ver- 
wendet werden  können. 

Auf  diesem  Boden  hat  sich  nun  in  den 
letzten  40  Jahren  die  Eisenindustrie  bei  dem 
wachsenden  Bedarf  von  Eisen  and  Stahl  für 
Eisenbahnen,   Dampfschifie   und   die   zahllosen 


nur  eine  massige  Zunahme  dieser  Industrie. 
Erst  durch  die  Anwendung  der  Steinkohle 
als  Feuerungsmaterial  (1740)  und  die  Ein- 
führung des  Cylindergebläses  (1760)  er- 
gaben sich  grössere  Produktionsmengen,  die 
freilich  nach  modernen  Begriffen,  wie  die 
folgende  Tafel  zeigt,  noch  immer  klein 
waren,  nicht  viel  gi'Össer  als  das  Ergebnis 
eines  einzigen  modernen  Hochofens.    Noch 
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im  Jahre  1768  bestanden  in  Staffordshire 
erst  9  Steinkohlenhochöfen  und  im  übrigen 
England  24  Holzkohlen-  und  44  Steinkohlen- 
hochöfen. Erstere  hatten  die  grösste  Pro- 
duktion, etwa  15  Tonnen  per  Woche.  Im 
allgemeinen  war  aber  die  Ausbringimg  eines 
Hochofens  im  Jahre  weit  unter  500  Tonnen 
und  die  Gesamtproduktion  betrug  etwa 
20000  Tonnen. 

Mit  der  Anwendung  der  Wattschen 
Dampfmaschine  seit  den  80  er  Jahren  und 
mit  der  Erfindung  des  Puddelprozesses 
durch  H.  Cort  (1783)  nahm  die  Industrie 
einen  neuen  Aufschwimg.  1788  bestehen 
schon  85,  1796  121  Hochöfen,  und  die  Pro- 
duktion steigt  auf  68  000  resp.  125  000  Tonnen. 
Die  1825  trotz  des  Protestes  der  Hütten - 
besitzer  durchgesetzte  Zollerniedrigung  hat 
die  englische  Industrie  nicht  geschädigt. 
Freilich  boten,  wie  erwähnt,  die  in  diese 
Zeit  fallenden  Erfindungen,  insbesonderc  die 
der  Lokomotive,  reichlich  Anlass  zur  Aus- 
dehnung der  Eisenprodiiktion.  So  betrug 
die  Roheisenerzeugung  1827  schon  690000 
Tonnen,  1840  aber  bereits  1  396400  Tonnen. 
Noch  kräftiger  war  die  Entwickelung  in 
den  40  er  und  50  er  Jahren  unseres  Jahr- 
hunderts, als  der  Eisenbahnbau  in  Europa 
und  Amerika  allgemeiner  wurde  imd  die 
Zahl  der  zu  den  verschiedensten  Zwecken 
verwendeten  Maschinen  fortwährend  zunahm. 
Seit  1740  betrug  im  vereinigten  Königreiche 
die 

Roheisenproduktion 
in  Tausend  Tonnen  engl,  k  1016  kg. 

Jahr 

1883  8529 

1884  7812 

1885  7415 

1886  7010 

1887  7560 

1888  7999 

1889  8323 

1890  7904 

1891  7406 

1892  6709 

1893  6977 

1894  7427 

1895  7703 

1896  8660 

1897  8817 

1898  8681 

Danach  ist  offenbar  im  Zusammenhang 
mit  dem  Aufschwünge  der  Eisenindustrie 
iü  den  anderen  Staaten  Europas  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  der 
englischen  Roheisenproduktion  ein  gewisses 
Nachlassen  der  Energie  der  Entsvickelung 
unleugbar.  In  den  13  Jahren  von  1827  bis 
1840  hatte  sich  die  Produktion  fast  ver- 
doppelt, in  den  folgenden  25  Jahren  einer 
nahezu  ununterbrochenen  Zunahme  hat  sie 
sich  mehr  als  vei*dreifacht,  in  den  weiteren 
25  Jahren  bis   1890  aber  nur  um  64®/o  er- 


Jahr 

Jahr 

1740 

7 

1867 

4761 

17Ö0 

10 

1868 

4970 

1760 

15 

1869 

5446 

1770 

20 

1870 

5964 

1780 

40 

1871 

6627 

1790 

68 

1872 

6742 

1800 

158 

1873 

6566 

1810 

305 

1874 

5991 

1820 

400 

1875 

6365 

1830 

700 

1876 

6556 

1840 

1396 

1877 

6609 

1850 

2250 

1878 

6381 

1855 

3218 

1879 

5995 

1860 

3827 

1880 

7749 

1865 

4819 

1881 

8144 

1866 

4524 

1882 

8587 

höht.  Seit  1865  hat  sich  fünfmal  ein  be- 
deutender Rückgang  der  Produktion  einge- 
steUt,  1866,  1873,  1878,  1883  und  1890. 
Der  Hochstand  von  1882  wurde  erst  1896 
überholt,  und  die  jährliche  Zunahme  vom 
tiefsten  zum  höchsten  Stande  betrug  1886 
bis  1889  6,3,  1892—1897  6,2  «/o.  Dagegen 
nahm  die  Produktion  von  1877 — 1887  um 
14,5   von  1887—1897  um  16,4  «/o  zu. 

Gleichwohl  ist  die  Roheisenproduktion 
der  Ausbeutung  der  englischen  Eisenberg- 
werke weit  vorangeeilt.  1855  belief  sich 
nämlich  die  englische  Produktion  von  Eisen- 
erzen bereits  auf  9554000  engl.  Tonnen,  und 
erst  1882  wurde  nahezu  die  doppelte  Menge, 
nämlich  18031957  Tonnen,  gewonnen.  In 
den  folgenden  11  Jahren  1882—1893  war 
der  RücKgang  fast  konstant,  und  betrug  fast 
Vs  der  82  er  Produktion,  denn  1893  wurden 
nur  11203476  Tonnen  Era  gefördert.  Seit- 
her ist  die  Ei'zgewinnung  wieder  gewachsen. 
1897  und  1898  betrug  sie  aber  doch  nur 
13787  878  resp.  14176938  Tons.  In  fünf- 
resp.  vierjährigen  Durchschnitten  betrug  die 
Jahresproduktion  von  Eisenerz 

in  Tausend  engl.  Tonnen 

9106               1880—84  17405 

8391                1885-89  14353 

10255                1890—94  12288 

1 5  342                1895—98  1 3  570 

15  891 


1855—69 
1860-64 
1865—69 
1870-74 
1875—79 


Die  Ursachen  ftir  diese  Erscheinung  sind 
nicht  nur  in  der  sorgfältigei^n  Ausnützung 
der  Erze,  sondern  auch  in  der  verhältnis- 
mässig grossen  Kostspieligkeit  der  englischen 
Erzgewinnung  und  in  den  niedrigen  Fracht- 
sätzen zur  See  zu  suchen,  wodurch  die  Zu- 
fuhr reichhaltiger  ausländischer  Erze,  ins- 
besondere aus  Spanien  und  Afrika  immer 
lohnender  wird.  In  der  That  ist  bei  einem 
ganz  geringen  Export  (1867  2588  Tons)  die 
Einfuhr  von  fremden  Eisenerzen  seit  1870 
fast  auf  das  30  fache  gestiegen.  Sie  betrug 
nämlich 


in  den 
Jahren 

1870 
1876 
1880 
1882 
1885 
1886 


1000 

ensrl. 

Tonnen 

208 

672 

2633 

3285 
2823 
2878 


in  den 
Jahren 

1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


1000 

engl. 

Tonnen 

3766 

3562 

4031 
4472 

3181 
3781 


in  den 
Jahren 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


1000 

engl. 

Tonnen 

4066 

4414 

4450 
5438 
5969 
5468 


Aus  Spanien  allein  (hauptsächlich  über 
Bilbao)  wurden  1889  3,63,  1895  3,81,  1897 
5,07,  1898  4,68  Millionen  Tonnen  eingeführt 
Das  auf  Roheisen  verarbeitete  Erz  belief 
sich  mit  Einschluss  des  Erzes  von  Eisen- 
pyriten 1897  und  1898  auf  je  20,2  Millionen 
engl.  Tonnen.  Mehr  als  25®/o  dieses  Kon- 
sums Avurden  in  diesen  Jahren  durch  aus- 
wärtige Erze  bestritten,  wälirend  im  Jahre 
1879  dieser  Anteil  7  ®/o,   später  regelmässig 
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13—17  »/o  und  im  Jahre  1887  22  und  1889 
20  «/o  betrug. 

Den  Entwickelungsgang  der  Eisenindastrie 
kennzeichnen  besonder»  zutreffend  die  jährlichen 
Schwankungen  der  Anzahl  der  thätigen  Hoch- 
öfen und  ihrer  Leistung.  Früher  ging  die  Ver- 
mehrung der  ersteren  mit  der  Zunahme  der 
Produktion  Hand  in  Hand,  seit  1872  nimmt 
aber  die  Zahl  der  thätigen  Hochöfen  fast  be- 
ständig ab,  sowohl  bei  wachsender  als  auch  bei 
fallender  Produktion.  Wie  folgende  Tafel  lehrt, 
hat  eben  seit  1860  die  Leistungsfähigkeit  des 
einzelnen  Hochofens  ganz  ausserordentlich  zu- 
genommen. Heutzutage  ist  die  Jahresproduk- 
tion eines  Hochofens  mehr  als  äOmal  so  gross 
als  Tor  100  Jahren  und  mehr  als  3  mal  so  gross 
als  vor  30  Jahren.  Dadurch  ergiebt  sich  weiter- 
hin eine  Centralisation  der  Erzeugung,  die 
direkt  den  Kleinbetrieb  vernichtet  und  zur  Mo- 
nopolisierung führt. 

Darchschnittliche  Pro- 
Zahl der  Hochöfen        duktion  eines  Hoch- 


Jahr 

1860 

1866 

1867 

1870" 

1872 

1873 

1876 

1879 

1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 


im  Betriebe 

582 
61g 

551 
664 

702 

683 

58s 

497 
567 

565 
570 

552 
476 

434 
399 
405 

425 

445 
414 

376 
362 

327 

325 

344 

373 
380 

298 


Ofens  per  Jahr  in 
enKl.  Ton. 

6574 

7384 
8640 

8979 
9603 

9613 

II  120 

12063 

13667 

14  415 
15064 

15452 
16411 
17086 
17568 
18666 
18821 
18703 
18851 
19697 

18534 
21336 

22853 

22394 

23216 

23149 
ca.  29  600 


Weitaus  die  grösste  Menge  von  Eisenerzen 
(1897  41,2,  1898  40,8^0  der  Gesamtförderung) 
wird  gegenwärtig  in  dem  Distrikt  North  Riding 
von  Yorkshire  gewonnen ;  1888:6395942,  1897: 
5679153,  1898:  5785109  en^l.  Tonnen.  Hier, 
dann  in  Northamptonshire,  Lmcolnshire,  North- 
Staffordshire,  Cum  oerland,  Lancashire  und  Schott- 
land werden  gut  9  Zehntel  der  Eisenerze  Gross- 
britanniens (1897  12,65  Millionen  Tonnen  oder 
91,7  ^/o  der  Gesamtproduktion)  gefördert.  In 
Schottland  ist  die  MsenerzfÖrderung  von  3  Mil- 
lionen Tonnen  im  Jahre  1871  auf  936  aoO  und 
824219  in  den  Jahren  1897  und  1898  gesunken. 
Trotzdem  behauptet  Schottland  nach  Cleveland 
(Yorkshire-North  Riding)  den  ersten  Rang  in 
der  Roheisenerzeugung;  danach  erst  folj^en 
Durham,  West-Cumberland  und  Lancashire. 
Die  drei  erstgenannten  Gebiete  zusammen  pro- 
duzieren fast  die  Hälfte  der  Gesamtmenge.  1898 
erzeugte  man  in  Cleveland  2091840,  in  Schott- 


land 1190264,  in  Durham  1086258,  in  West- 
Cumberland  835801,  in  Lancashire  737751  engl. 
Tonnen  Roheisen. 

Trotz  des  Rück/yanges  der  Eisenpreise  blieb 
der  Wert  der  Roheisenproduktion  immer  sehr 
bedeutend.  Der  Hochpreis  des  Roheisens  von 
1890  Hess  ihn  sop:ar  die  Höhe  von  1882  über- 
treffen, und  die  seit  1892  anhaltende  Preissteige- 
rung des  Roheisens  lässt  ihn  beständig  wachsen. 
Es  betrug  nämlich  der  Wert  der  gesamten  Roh- 
eiseuproduktion  am  Produktionsorte: 


im 
Jahre 
1869 
1870 
1872 
1875 
1878 
1879 
1880 


1000 
£ 
13  614 
14909 
18  540 
15646 
16  155 
14988 

19373 


im 
Jahre 
1882 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


1000 

24043 

17303 
15889 

17765 

14798 
20391 

24  141 


im 
Jahre 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


1000 
£ 

19441 
17276 

15898 

17083 

18464 

20697 

21  161 


Während  also  die  Roheisenpreise  im  letzten 
Decennium  um  30 — 40  Prozent  niedriger  waren 
als  im  Decennium  1867/77,  belief  sich  der  Ge- 
samtwert der  Produktion  im  Jahresdurchschnitte 
1868,77  auf  15854500  £,  1878/87  auf  18699600  £ 
und  1888/97  auf  18935000  £,  so  dass  der  Preis- 
faU  durch  das  Wachstum  der  Produktion  über- 
boten erscheint. 

2.  Vereinige  Staaten  Ton  Amerika. 
Einen  noch  mächtigeren  Aufschwung  nahm 
in  unserem  Jahrhundert  die  Eisenindustrie 
in  den  Vereinigten  Staaten.  Bereits  im  17. 
Jahrhundert  und  zwar  zuerst  in  Virginia 
(1620)  wurden  Bergwerke  zahlreich  eröffnet, 
doch  zeigte  sich,  dass  die  amerikanischen 
Erze  von  sehr  verschiedener  Güte  sind  und 
neben  grossem  Eisengehalte  auch  einen 
grösseren  Gehalt  von  Phosphor  aufweisen. 
Dadurch  waren  diese  Erze  bis  in  die  jüngste 
Zeit  für  die  Stahlerzeugung  kaum  verwend- 
bar, und  deshalb  ist  in  jüngster  Zeit  ein  be- 
sonderer Aufschwung  der  ameiikanischen 
Eisenindustrie  eingetreten,  als  man  ein  bil- 
liges Verfahren  zur  Ausscheidung  des  Phos- 
phors kennen  gelernt  hatte. 

Andrerseits  war  die  amerikanische  Eisen- 
industrie durch  den  Holzreichtum  des  Landes 
und  späterhin  durch  die  Erschliessung  der 
Anthracitlager  in  Pennsylvannien  von  der 
Natur  wesentlich  begünstigt.  Die  Roheisen- 
produktion nahm  daher  auch  im  18.  Jahr- 
hundert einen  kräftigen  Aufschwung,  so  dass 
1750  bereits  300  Shorttons  ä  907  kg  aus- 
geführt  werden  konnten.  Den  grössten  An- 
stoss  zur  Entfsdtung  erhielt  die  Industrie  in 
unserem  Jahrhundert  durch  die  Einführung 
der  Eisenbahnen,  für  die  das  Eisenmateri^ 
anfänglich  vorwiegend  importiert  wiirde, 
während  gegenwärtig  und  insbesondere  seit 
der  Einführung  des  Bessemer  Prozesses  das- 
selbe zum  weitaus  grössten  Teile  durch  die 
inländische  Produktion  beschafft  wird.  Die 
dadui^ch  hervorgerufene  Zunahme  der  Roh- 
eisenproduktion zeigt  folgende  Tafel: 
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Roheiseiiproduktion  in  tausend  engl.  Tonnen 


im 

Jahre 

.1850 

1855 

1860 

1865 

1870 

1873 

'1875 

1876 

1877 

1878 


574 
700 

821 

832 

i666 

2561 

2024 

I  869 

2067 

2301 


iin 

Jahre 

1879 

1880 

1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 


2742 

3835 
4144 

4623 

4596 

4098 

4045 
5683 
6417 
6490 


im 

Jahre 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


7604 
9  203 
8280 

9157 

7125 
6657 

9446 

8623 

9653 
II  774 


Die  Produktion  hat  sich  somit  von  1850 
bis  1864,  dann  wieder  bis  1872,  von  1872 
bis  1886  und  von  1886  bis  1898,  also  4  mal 
verdoppelt  und  ist  gegenwärtig  bedeutend 
grosser  als  die  britische.  Diese  enorme 
Zunahme  ging  weit  über  die  der  inländischen 
Erzförderung  hinaus,  so  dass  seit  1870  eine 
beträchtliche  Einfuhi*  von  fremden,  insbe- 
sondere cubanischen  Eiseneraen  stattfindet. 
Bei  einer  verschwindenden  Ausfuhr  heimi- 
scher Erze,  1882  4653,  1889  8,  1898  11 537 
Ton.,  betrug  der  Import  von  Eisenerzen 


im  Fiskal- 

tausend 

im  Fiskal- 

tausend 

jahre 

engl.  Ton. 

jahre 

engl.  Ton. 

1870 

17 

1892 

1004 

1875 

73  . 

1893 

683 

1880 

493 

1894 

219 

1885 

426 

1895 

262 

1887 

1194 

1896 

776 

1890 

1x57 

1897 

543 

1891 

956 

1898 

352 

Aehnlich  wie  in  Grossbritannien  geht  die 
Vermehrung  der  Produktion  mit  einer  beträcht- 
lichen Verminderung  der  Hochöfen  und  mit 
einer  enormen  Vermehrung  ihrer  Leistungsfähig- 
keit Hand  in  Hand.  Es  befanden  sich  nämlich 
am  Jahresschluss  im  Betriebe 


im 

Hoch- 

im 

Hoch- 

im 

Hoch 

Jahre 

öfen 

Jahre 

öfen 

Jahre 

Öfen 

1873 

410 

1887 

339 

1893 

137 

1875 

293 

1888 

332 

1894 

J85 

1876 

236 

1889 

344 

1895 

242 

1880 

446 

1890 

311 

1896 

159 

1884 

236 

1891 

313 

1897 

191 

1885 

276 

1892 

253 

1898 

202 

Die  durchschnittliche  Jahresleistung  eines 
Hochofens  hat  sich  ausserordentlich  erhöht.  Sie 
betrug  1873  6346,  1889  18408,  1898  58290 
Tonnen.  Die  Leistungsfähigkeit  der  Ende  1898 
im  Betrieb  gestandenen  Oefen  wird  mit  durch- 
schnittlich 63  700  Tons  im  Jahr,  oder  12,87  Mil- 
lionen Tons  im  Ganzen  angegeben,  so  dass, 
selbst  abgesehen  von   den  vielen  im  Bau  be- 

friifenen  und  unthäti^en  Hochöfen,  die  ameri- 
anische  Eisenindustrie  wesentlich  mehr  Eoh- 
eisen  erzeugen  könnte  als  selbst  1898.  Noch 
schwankender  und  neuestens  stets  grösser  als 
die  Zahl  der  thätigen  Hochöfen  ist  die  Zahl  der 
Hochöfen  ausser  Betrieb.  Sie  betrug  1873  247, 
1876  476,  1880  255,  1884  433,  1890  251,  1893 
381,  1897  232,  1898  212. 


Die  Erzproduktion  der  Union  koncentriert 
sich  in  den  Staaten  Michigan,  Wisconsin  und 
Alabama,  die  1896  5,80  resp.  4,35  und  2,07  Mil- 
lionen Metr.  Tonnen  Eisenerz,  somit  Dreiviertel 
der  Gesamtproduktion  per  16,26  Millionen  metr. 
Tonnen  förderten.  Die  grösste  Roheisenproduk- 
tion hat  dagegen  Pennsylvanien,  wo  in  den 
Jahren  1886,  1890,  1897  32,76  resp.  41,90  und 
46,81  Millionen  engl.  Tonnen  Anthracitkohle  ge- 
fördert und  in  den  Jahren  1886, 1890,  1897  und 
1898  2,94  resp.  4,42,  4,63  und  5,54  Millionen 
engl.  Tonnen  Roheisen  produziert  wurden.  Ausser- 
dem haben  noch  Ohio,  Illinois  und  Alabama  eine 
sehr  beträchtliche  Roheisenproduktion,  die  1898 
1,99,  resp.  1,37  und  1,03  Milhonen  engl.  Tons 
ergab.  Die  Zahl  der  thätigen  Hochöfen  betrug 
Ende  1897  in  Pennsylvania  76,  in  Ohio  33,  in 
Illinois  15  und  in  Alabama  19. 

3.  Deutsches  Reich.  Die  uralte  deut- 
sche Eisenindustrie  wurde  im  17.  Jahrhun- 
dert mit  allen  anderen  Industrieen  und  dem 
ganzen  Wohlstand  des  Landes  durch  die 
fiirchterüchen  Verheerungen  des  30  jährigen 
Krieges  förmlich  ausgetilgt.  In  den  folgen- 
den Zeiten  bis  herein  in  unser  Jahrhundert 
liessen  die  zerfahrenen  politischen  Zustände, 
die  wiederholten  inneren  und  äusseren 
Kriege,  sodann  die  inzwischen  grossgewor- 
denen  Industrieen  Englands,  Frankreichs 
und  Belgiens  diu-ch  den  Druck  ilirer  Kon- 
kurrenz den  Volkswohlstand  und  die  In- 
dustrieen nur  sehr  langsam  emporkommen. 
Dazu  trat  noch  eine  gewisse  Schwerfällig- 
keit in  der  Aufnahme  und  Ä.nwendung  von 
technischen  Erfindungen  und  Verbesserungen, 
welche  insbesondere  fiir  die  Eisenindustrie 
verhängnisvoll  wurde.  So  ward  der  erste 
Steinkohlenhochofen  auf  deutschem  Boden 
erst  1796  (in  Glei>\itz)  in  Betrieb  gesetzt. 
Aber  auch  dieses  späte  Beispiel  fand  so 
wenig  Nachahmung,  dass  selbst  1847  von 
den  227  in  Betrieb  befindlichen  Hochöfen 
Preussens  erst  32  Steinkohlen  verwendeten. 
Aehnlich  wie  der  Steinkohlenbetrieb  fand 
auch  die  Verbessern ng  des  Gebläses,  der 
Puddelprozess  und  \ieles  andere  nur  spät 
imd  langsam  Eingang.  Ausserdem  verhin- 
derten schlechte  Verkehrswege  den  Umsatz 
und  erschwerte  die  Anlage  der  Hüttenwerke 
in  der  Nähe  von  Wäldern  und  starken 
Wasserkräften  \4elfach  ebenso  sehr  den  Ab- 
satz als  den  üebergang  zum  Steinkohlen- 
betrieb. Daher  kam  es,  dass  noch  in  den 
40  er  Jahren  die  Roheisengewinnung  im 
deutschen  Zollvereine  kleiner  war  als  in 
Belgien  und  Frankreich  und  dass  erst  in 
den  60  er  Jahren  die  Produktion  des  letzteren 
Staates  übertroffen  wurde,  so  dass  gegen- 
wärtig die  deutsche  Roheisenproduktion  die 
drittgrösste  der  Erde  ist. 

In  der  üebergangsperiode  der  30  er  und 
40  er  Jahre  betrug  die  Roheisenproduktion 
in  Preussen,  Nassau  und  Sachsen,  welche 
zusammen  ^h  der  Gesamtproduktion  des 
deutschen  Zollvereins  erzeugten,  und  zwar  in 
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im  Jahre 

1829 
1833 
1838 
1840 
1843 
1844 
1847 


Preussen        Nassau         Sachsen 
in  Millionen  Zollpfund 


93,o 

I20,0 

»34,o 

154,7 

152,4 

139,3 
206,5 


ca.  15,0 
10,0 

21,5 

32,3 
28,6 

30,1 


6,84 

8,15 
7,50 
10,57 
11,59 
11,53 
13,11 


Im  deutschen  Zollvereine  bezw.  im 
Deutschen  Reiche  mit  Luxemburg  betrug 
dagegen  die  Roheisenproduktion  i) 


i.Jahre 
1840 
1850 
1855 
1860 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 


Hill.kg 

143 
•  208 

306 

529 

905 

988 

1047 

1  114 

1  264 

1413 

1391 

1564 
I  988 


i.Jahre 
1873 

1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 


MilLkg 
2  241 

1  906 
2029 
1846 

1933 

2  148 

2227 
2  729 
2914 

3381 

3470 
3601 

3687 


iJahre 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


MilLkg 

3529 
4024 

4  337 
4525 
4659 
4641 

4  937 
4986 

5380 
5465 

6373 
6881 

7403 


Seit  1840  befindet  sich  somit  die  deutsche 
Soheisenprodnktion  in  einem  beständigen  Wachs- 
tum, welches  nur  in  den  Jahren  1874,  1876  und 
1886  unterbrochen  wurde.  Von  1840  bis  1870 
ist  sie  auf  das  10 fache  angewachsen.  Fast  in 
jedem  Decennium  hat  sie  sich  verdoppelt.  In 
den  letzten  5  Jahren  von  1893  bis  1898  nahm 
sie  um  mehr  als  48  ^/o,  jährlich  um  mehr  als 
9  ^Iq  zu.  Dieser  grossen  Zunahme  der  Roheisen- 
produktion steht  jene  der  Erzgewinnung  eben- 
Dürtig  gegenüber.  Sie  betrug  nämlich  1850  und 
1860  erst  838^  resp.  1400»  MiU.  kg,  1890  und 
1897  aber  11406  und  15466  Mill.  kg,  Sie  ist 
jetzt  nahezu  so  gross  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  grösser  als  in  Grossbritannien. 
Ihre  Entiiickelung  zeigt  folgende  Tafel: 


im  Jahres- 
durchschnitt 
1861—65 
1866—70 
1871—75 
1876—80 
1881—85 
1886—90 
1891—95 
im  Jahre 

1884 

1885 

1886 


MiU.  kg 

2406 

3564 
5  262 

5650 

8557 

10  183 

11  677 

9006 
9158 
8486 


im  Jahre       Mill.  kg 


1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


9351 
10664 

II  010 

II  406 

10658 

11539 
11458 
12392 
12350 
14  162 
15466 


Allerdings  hat  Deutschland  eine  ständige 
Einfuhr  von  Eisenerzen,  die  schon  in  den  80  er 
Jahren  sich  auf  1000  Mill.  kg.  hob  und  in  diesem 
Decennium  beständig  wuchs,  so  dass  1897  be- 
reits 3186  Mill.  kg.  importiert  wurden,  aber 
dieser  Einfuhr  steht  eine  ebenso  ständige  Aus- 
fuhr von  Eisenerzen  gegenüber,  die  mit  Aus- 
nahme des  Jahres  18 4O  stets  grösser  war  als 
die  Einfuhr.  Da  die  Einfuhr  rascher  zunimmt 
als   die  Ausfuhr,   ist  in    der  letzten  Zeit  die 

*)  Für  1840—1859  ohne  Gussroheisen. 


Mehrausfuhr,  wie  folgende  Tafel  zeigt,  stark  im 
Rückgang  gewesen  und  1898  durch  eine  Mehr- 
einfuhr abgelöst  worden.  Die  Mehrausfuhr  be- 
lief sich  auf 

i.Jahre  MilLkg  i.Jahre  MilLkg  i.Jahre  MilLkg 

1866          78      1888  I049  1894        466 

1876        473      1889  945  1895        463 

1880        6^6      1890  686  1896          55 

1885  919      1891  «;76  1897          45 

1886  1020      1892         620       Mehreinfuhr: 

1887  709      1893         780       1898        583 

Auch  in  Deutschland  ist  das  Wachstum  der 
Produktion  mit  einer  Konoentration  letzterer 
verbunden,  wodurch  die  Zahl  der  Betriebe  stetig 
vermindert  wird.  Nach  den  offiziellen  Aus- 
weisen betrug  die  Zahl  der  in  Betrieb  stehenden 


m  Jahres- 

Haupt- und 

Haupt-  und 

durch- 

Neben- 

im Jahre 

Neben- 

schnitt 

betriebe 

betriebe 

1871—75 

218 

1890 

108 

1876—80 

142 

1891 

109 

1881—85 

134 

1892 

109») 

im  Jahre 

1893 

103») 

1886 

119 

1894 

102*) 

1887 

HO 

1895 

104 

1888 

III 

1896 

106») 

1889 

108 

1897 

108 

Auch  die  Zahl  der  Hochöfen  ging  zurück. 
1873  wurden  360  betrieben.  Bis  1879  sank  ihre 
Zahl  bis  auf  210  herab.  Wie  die  folgende  Tafel 
zeigt,  sind  sie  in  den  nächsten  Jahren,  dann  1889, 
1890  wieder  zahlreicher  geworden ,  verminderten 
sich  jedoch  weiter  hin  sehr  stark  und  erhöhten 
ihre  Zahl  erst  wieder  seit  1894.  Ihre  Leistun- 
gen haben  sich  dagegen  fortwährend  vermehrt. 


Jahr 

1880 
1882 
18a5 
1888 
1889 
1890 
1891 


Zahl  ^J»hres- 
Ac^w    Produktion 
^^^         eines 

Hochofen 
in  Betrieb  inioookg 
246        1 1  093 


261 
229 
211 
213 
222 
218 


12  570 

17813 

20555 
21  241 

20985 

21  290 


Jahr 

1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Zahl  „Jahres- 
AcLw    Produktion 
^^^^         eines 

Hochofen 

in  Betrieb  inioookg 

215       22965 


204 
208 
212 
229 
242 


24441 
25865 
26002 
27828 
28436 


Mill.  Mark     Im  Jahre     Mill.  Mark 


Aehnlich  wie  in  England  ist  der  Wert  der 
Roh  eisen  Produktion  trotz  der  Preisschwankungen 
infolge  der  steigenden  •  Produktionsmenge  im 
allgemeinen  und  ganz  besonders  in  den  letzten 
Jahren  gewachsen.  1896  ist  er  schon  höher  als 
selbst  1890.    Er  betrug 

Im  Jahres- 
durch- 
schnitt 
1861—65 
1866—70 
1871—75 
1876—80 
1881—85 
1886^90 
1891—95 
im  Jahre 
1886 
1887 


70,5 

95,0 
181,0 

123,4 
175,7 
197,0 

229,3 

142,3 
166,4 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


191,3 

217,4 
267,6 

232,4 
229,3 

216,3 

231,6 

237,0 
299,7 
350,2 


1)  1892,   1893,  1894  und  1896  wurde  Roh- 
eisen im  Xebenbetriebe  nicht  gewonnen. 
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4.  Oesterreich-Ungarn.  In  den  öster- 
reichischen Alpenländern  wurde  die  Ge- 
winnung und  Verarbeitung  des  Eisens  schon 
vor  der  Römerherrschaft  betrieben.  Unter 
dem  Schutze  derselben  dehnte  sie  sich 
weiter  aus;  in  den  Stürmen  der  Völker- 
wanderung jedoch  scheint  der  Betrieb  ganz 
verschwunden  zu  sein.  Erst  im  Beginne 
des  8.  Jahrhunderts  berichten  die  Chroniken 
von  der  Errichtung  der  Eisenwerke  in  den 
Alpenländern.  Von  liier  kam  die  Kenntnis 
des  Bergwerks-  und  Hüttenbetriebes  nach 
Böhmen,  Mähren  imd  Schlesien.  In  beiden 
Gebieten  ent>\äckelte  sich  die  Eisenindustrie 
im  Mittelalter  zu  einer  verhältnismässig 
hohen  Blüte.  Das  Vordringen  der  Türken 
nach  Europa  störte  jedoch  schon  im  15. 
Jahrhundert  den  Handel  und  verringerte 
den  Absatz  nach  dem  Osten.  Die  Hussiten- 
kriege, die  religiösen  Wirren  mit  den  Pro- 
testantenaustreibungen, der  30  jährige  Krieg, 
die  zahllosen  Türkeneinfälle,  die  lange  Reihe 
der  Kriege  im  17.,  18.  und  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  verminderten  die  Volks- 
zahl, erhöhten  die  schwere  Last  der  Steuern 
imd  Abgaben,  vernichteten  den  Volkswohl- 
stand und  verhinderten  die  Pflege  der  Werke 
des  Friedens.  Dadurch  kam  auch  die  Eisen- 
industrie in  Verfall  und  konnte  sich  nur 
langsam  imd  spät  wieder  erheben,  zumal 
durch  die  Jahrhimderte  alte  Not  die  geistige 
Regsamkeit  und  Spannkraft  der  Bevölkenuig 
empfindlich  gelitten  hatte.  So  kam  es,  dass 
während  im  Mittelalter  die  Eisenindustrie 
in  den  Alpenländern  eine  der  bedeutend- 
sten war,  gegenwärtig  Oesterreich-Üngam's 
Eisenprodiiktion  weit  übertroffen  wird  von 
der  einer  Anzahl  anderer  Staaten.  In  den 
verflossenen  Jahi*hunderten  wurden  die  Ver- 
besserungen des  Betriebes  rasch  angenom- 
men, in  der  neueren  Zeit  wai'  dies  nicht 
der  Fall,  teilweise  war  es  überhaupt  un- 
möglich. So  zählen  die  Gewerke  in  den 
Alpenländern  zu  den  ersten,  welche  die 
Wasserkraft  der  Eisenindustrie  dienstbai* 
machten  und  die  rechtliche  Organisation  der 
Industrie  dm-chführten.  1439  erscheinen 
bereits  urkimdlich  die  Radwerke  in  der 
Steiermai'k.  So  vollzog  sich  auch  der  Ueber- 
gang  zur  Roheisenproduktion  in  Steiermark 
schon  in  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts; 
wenigstens  wird  im  Jahre  1448  von  steier- 
märkischen  Eisenhütten  als  Plaahäusern  imd 
von  ihrem  Erzeugnis  als  Rauheisen  be- 
richtet. Umgekehrt  fanden  die  modernen 
technischen  Verbesserungen  spät,  erst  in 
den  letzten  Jahrzehnten  Aufnahme,  und 
spedell  der  Uebergang  zum  Steinkohlenbe- 
trieb war  durch  die  weit  von  einander  ge- 
trennte Lagerung  der  Erze  einerseits  und 
der  Steinkohlen  andererseits  ausserordentlich 
erschwert.  So  sehen  wir,  dass  schon  1767 
die    Roheisenproduktion    Steiermarks    27,9 


Millionen  Pfund  oder  15600  Metertonnen 
beträgt,  das  ist  wenigstens  ebenso  viel,  als 
die  gleichzeitige  Roheisenproduktion  Eng- 
lands ergab,  dass  sie  1827  aber  erst  auf 
45,2  und  1845  auf  73,5  Mülionen  Pfund  ge- 
stiegen ist  Die  Produktion  nahm  auch  in 
diesem  Jahrhundert  erst  in  den  50  er  Jahren, 
insbesondere  infolge  d^r  Bahnbauten  einen 
kräftigeren  Aufschwung.  Es  betrug  nämlich 
die  Frisch-  und  Gussroheisenproduktion  in 
Oesterreich-Üngam  ^) 

i.  Jahres-  .^  •„ 


1819—28 

72,9 

1868 

375,1 

1883 

798,9 

1829-38 

103,4 

1869 

405,1 

1884 

734,3 

1839—48 

164,2 

1870 

403,0 

1885 

714,8 

im  Jahre 

1871 

424,7 

1886 

720,0 

1849«) 

149,3 

1872 

459,7 

1887 

704,6 

1850 

162,0 

1873 

534,6 

1888 

790,2 

1855 

284,6 

1874 

494,1 

1889 

855,8 

1857 

341,2 

1875 

463,1 

1890 

965,4 

1860 

312,9 

1876 

400,4 

189P) 

922,8 

1862 

348,5 

1877 

387,6 

1892 

943,9 

1863 

360,4 

1878 

434,2 

1893 

985,9 

1864 

319,4 

1879 

404,2 

1894 

1075,8 

1865 

292,7 

1880 

464,5 

1895 

1131,4 

1866 

280,9 

1881 

543,6 

1896 

1227,9 

1867 

320,0 

1882 

6u,7 

1897 

1324,1 

Die  Eigenproduktion  hat  wiederholt  starke 
Hemmungen  erlitten,  insbesondere  in  den  60er 
und  70  er  Jahren,  und  blieb  dadurch  hinter  der 
deutschen  Produktion,  mit  der  sie  in  den  40er 
Jahren  auf  annähernd  gleicher  Stufe  stand,  stark 
zurück.  1867  war  die  Produktion  kleiner  als 
1807-  und  1879  war  sie  kleiner  als  1869.  Nur 
in  den  Jahren  von  1850  auf  1857,  1866  auf  1873 
und  von  1879  ab  war  die  Industrie  in  einem 
Aufschwünge  begriffen.  DieProduktionsmenge  hat 
sich  in  den  ersten  Perioden  jedesmal  verdoppelt, 
seit  1879  auf  mehr  als  das  3  fache  erhöht.  In 
den  47  Jahren  seit  1850  ist  sie  beiläufig  auf 
das  8  fache  gestiegfen.  In  den  6  Jahren  seit 
1891  hat  sie  um  43,5  °/o,  also  jährlich  um  etwa 
7*^/0  zugenommen.  Unleugbar  würde  bei  einem 
grösseren  Verbrauche  und  einer  minder  drücken- 
den Auslandskonkurrenz  die  Produktionsmenge 
bedeutend  grösser  sein,  wie  denn  auch  aus 
Oesterreich-Ungam  fortwährend  mehr  Eisenerz 
auspreführt  als  eingeführt  wird  und  die  Mehr- 
ausfuhr stets  in  Uebereinstimmung  bleibt  mit 
den  wachsenden  oder  fallenden  Produktionsver- 
hältnissen.   Es  beträgt  nämlich  die 


1)  1819—59  nach  Czörnigs  Handbüchlein. 
Bis  1864  Verwaltungsjahre,  endigend  31.  X.  des 
genannten  Jahres. 

*)  Ohne  Ungarn  mit  Siebenbürgen  und  der 
Militär^renze. 

^)  Von  1891  ab  mit  Bosnien  und  der  Her- 
zegowina, wo  1891  0,99;  1892  3.17 ,  1893  3,66, 
1894  3,41,  1895  3,77,  1896  10,11,  1897  15,61 
Mill.  kg.  Roheisen  erzeugt  wurden. 
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Mehraasfnhr  in  Hill,  kg 
im  Jahre  im  Jahre  M  im  Jahre 

1880    44,52      1889        49,80      1894  56,06 

1884  5,75      1890      no,45      1895  47,80 

1885  14,67       1891        19,94      1«^  107,36 

1886  9,13      1892        36,44      1897  113,08 
1888      1,58      1893        33,01       1898  124,07 

Die  Zahl  der  im  Betriebe  befindlichen  Eiften- 
hochöfen  betmg  in: 

im    Oester-  tt«.^..^        im     Oester-  t^«,*«-,, 

Jahre    reich     ^''^'*^™  Jahre    reich  ^'^^'^"^ 

1863      155          97  1888        67  46 

1867      127          66  1889        74  52 

1873  141           ?  1890        73  60 

1874  121          86  1891        68  60 

1875  105          81  1892        65  56 

1879  75  64  1893        59  54 

1880  78  68  1894        61  53 

1883  84  6i  1895        60  57 

1884  75  62  1896        58  56 

1885  80  64  1897        55  54 
Auch  in  Oesterreich-Ungam  hat  sich  somit 

die  Zahl  der  angeblasenen  Hochöfen  in  der 
jüngsten  Zeit  unter  Schwankungen  allerdings 
fortgesetzt  vermindert.  1888  wurden  nicht  mehr 
halb  so  viel  betrieben  als  1863,  1897  ist  nach 
Äner  vorübergehenden  Vermehrung  wieder  der 
Stand  am  Ende  der  70  er  Jahre  erreicht.  Den- 
noch ist  diese  Zahl  verhältnismässig  grösser  als 
in  Deutschland.  Die  durchnittlicne  Leistung 
eines  Ofens  ist  eben  in  Deutschland  bedeutender 
als  in  Oesterreich-Ungam  sowohl  durch  Be- 
ständigkeit des  Betriebes  als  durch  die  Grösse 
der  Ofenanlage.  Nach  den  Betriebs wochen  be- 
rechnet sich  die  durchschnittliche  Jahresleistung 
eines  Hochofens  in  Oesterreich  resp.  Ungarn  wie 
folgt :  Jahresproduktion  eines  Hochofens  in  lÜOO  kg 

im             in             in  im             in             in 

Jahre  Oesterreich  Ungarn  Jahre  Oesterreich  Ungarn 

1863         1935       1717  1H89       104S8       5498 

1878        4560      3040  1896       17248      9069 

1888      10283      5108  1897       19425      8778 

Noch  grössere  Unterschiede  als  zwischen  den 
Durchschnittsleistungen  eines  Hochofens  in 
Oesterreich  und  in  Un/a^am  bestehen  in  den 
Leistungen  der  Hochöfen  in  den  einzelnen  Staats- 
teilen; so  betrug  1889  resp.  1897  die  Durch- 
schnittsleistung eines  Hochofens  in  Galizien  1625, 
(1847)  in  Salzburg  2447  (2179)  Metertonnen ,  in 
Mähren  aber,  welches  Land  die  grösste  Produk- 
tionsziffer hat,  nämlich  166  (284)  Mill.  kg,  17680 
(34444)  Metertonnen. 

Der  Wer  t  der  gesamten  Roheisen  Produktion 
in  Oesterreich-Ungam  ist  auch  in  der  letzten 
Zeit  seit  1887  in  der  Zunahme  begriffen.  Er  betrug 
nach  den  Angaben  der  offiziellen  Statistik 

durchschnitte  ^^l^-  ^'  ^-  ^'    *™  Jahre  Mill.  fl.  ö.  W. 

1819-28  5,18  1887  25,35 

1829—38  7,16  1889  32,34 

1839—48  11,81  1890  38,61 

1849—58  18,34  1H91  36,38 

1859—68  17,72  1892  36,22 

1869—78  21,05  1^3  36,29 

1879-88  26,56  1894  39,35 

im  Jahre  1895  41,50 

1880  20,98  1896  44,42 

1884  31,99  1897  48,19 

1885  28,83 

*)  1887  wurden  13,52  Mill.  kg  mehr  importiert. 


5.  Frankreich.  Auch  ia  Frankreich  ist 
die  Eiseuindustrie  von  hohem  Alter.  Sie 
gelangte  insbesondere  im  17.  imd  18.  Jahr- 
hundert zur  Entwickelung.  Noch  beim 
Ausbruche  der  grossen  Revolution  war  sie 
in  betreff  der  Herstellung  von  Roheisen  der 
englischen  Industrie  wenigstens  ebenbilrtig. 
17ö9  bestanden  nämlich  230  Hochöfen  und 
wurden  69  MiU.  kg  Roheisen,  mit  Einschluss 
des  Gussroheisens  erzeugt,  also  ebenso  viel 
wie  in  England  im  Jahre  1790.  Infolge  der 
Unbeständigkeit  der  politischen  Verhältnisse 
seit  der  französischen  Revolution  so>^ie  in- 
folge der  mit  der  wachsenden  Waldver- 
wüstung steigenden  Holzpreise  und  des 
Mangels  energischer  Durcliführung  der  in 
Schwung  kommenden  Yerbesserungen  des 
Betriebes,  blieb  die  französische  Pn)duktion 
bald  hinter  der  englischen  zurück.  So  wur- 
den 1811  erst  114  1819  113,  1822  111 
Mill.  kg  Roheisen,  d.  h.  kaum  Va  der  eng- 
lischen Produktion  von  1820  erzeugt.  In 
der  That  hatte  auch  der  17H2  zu  Grenzet 
missglückte  Versuch  des  Hochofenbetriebes 
mit  Steinkohlen  so  abschreckend  gewirkt, 
dass  erst  1802  wieder  Vers>uche  mit  Stein- 
kolüenbt^trieben  angeregt  wurden  und  erst 
1819  2  mit  Koks  betriebene  Hochöfen  in 
Verwendung  standen.  Unter  dem  hohen 
Schutzzolle  (seit  1816)  entwickelte  sich  die 
EisenindustAe,  wie  die  folgende  Tafel  zeigt, 
etwas  kräftiger,  jedoch  nicht  in  dem  Älasse 
wie  in  England.  Es  scheint  dies  haupt- 
sächlich durch  die  minder  günstige  Lage 
der  Steinkohlenflöze  gegenüber  den  Eisen- 
erzlagern hervorgerufen  zu  sein,  denn  in 
dieser  Beziehung  ist  Frankreich  noch  weniger 
begünstigt  als  Deutschland.  Ein  neuer 
kräftiger  Aufschwimg  ergab  sich  in  den 
50  er  Jahren  mit  der  Ausdehnung  des  Eisen- 
bahnnetzes, sodann  trotz  des  Ausfalles  der 
Produktion  der  elsass-lothringischen  Werke 
in  den  70  er  Jahren.  1883  bis  1886  ist  da- 
gegen  ein  bedeutender  Rückgang  eingetreten, 
welcher  durch  die  Zunahme  von  1887  bis 
1889  nicht  wett  gemacht  wurde.  Infolge 
dieser  langsamen,  teilweise  ganz  gehemmten 
Zimahme  wiinle  die  französische  Eisenj)ro- 
duktion  bei-eits  1S66  von  der  nordamenka- 
nischen,  1868  von  der  deutschen  überholt 
und  beti-ug  1897  nur  noch  ca.  86^-0  der 
letzteren  und  nicht  ganz  28  resp.  26  ^/o  der 
englischen  resp.  nordamerikanischen  Pro- 
duktion. 

(S.  hierüber  Tab.  auf  S.  472.) 

Die  grÖs.sten  Eisenwerke  befinden  sich  im 
Departement  Meurthe  et  Moselle,  wo  mehr  als 
die  Hälfte  der  Gesamtproduktion  erzeugt  wird, 
1888  911,  1897  1546  Mill.  kg.  Ihm  zunächst 
kommt  das  Departement  du  Nord  mit  einer 
Produktion  von  232  Mill.  kg  im  Jahre  1888  und 
294  Mill.  kg  im  Jahre  1897.  In  dem  Departe- 
ment Saöne-et-Loire  wurden  1897  101,  in  dem 
Departement  Pas-de-Calais  nur  83  Mill.  kg  pro- 
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Französische  Roheisenproduktion. 


Jahr 

Mill.  kg 

Jahr 

Mill.  kg 

Jahr 

Mill.  kg 

1819 

113 

1871 

860 

1885 

1631 

1825 

199 

1872 

1218 

1886 

1517 

1830 

266 

1873 

1382 

1887 

1S68 

1835 

295 

1874 

1416 

1888 

1683 

1840 

348 

1875 

1448 

1889 

1734 

1845 

439 

1876 

1435 

1890 

1962 

1850 

406 

1877 

1507 

1891 

1897 

1855 

849 

1878 

1521 

1892 

2057 

1857 

992 

1879 

I4cx> 

1893 

2003 

1860 

898 

1880 

172«; 

1894 

2070 

1865 

1204 

1881 

1886 

1895 

2004 

1866 

1260 

1882 

2039 

1896 

2340 

1869 

1381 

1883 

2069 

1897 

2484 

1870 

1178 

1884 

1872 

1898 

2534 

(luziert.  In  den  übrigen  17  Departements  mit 
einer  Eisenindustrie  betrug  die  Roheisenproduk- 
tion 1897  je  0,6-58  Mül.  kg. 

Die  Zahl  der  Hochöfen  nahm  in  Frankreich 
mit  der  Durchführung  der  Kohlenfeuerung  und 
den  sonstigen  Betriebs  Verbesserungen  in  der 
neuesten  Zeit,  wie  auch  anderwärts,  ausser- 
ordentlich ab.  1819  bestanden  350  Hochöfen, 
wovon  2  mit  Koks  betrieben  wurden.  1834  war 
die  Zahl  der  Hochöfen  auf  409,  die  der  Oefen 
mit  Koksfeuerune:  auf  30  gestiegen.  Für  1843 
werden  597  Hofhöfen  angegeben,  wovon  71  mit 
Koksfeuerung  betrieben  wurden.  1846  sind  von 
623  Hochöfen  128  Kokshochöfen.  In  der  jüng- 
sten Zeit  sind  die  Holzkohlenhochöfen  auf  em 
Minimum  reduziert,  aber  auch  die  Zahl  der 
Kokshochöfen  hat  sich  vermindert.  Es  standen 
Hochöfen  im  Betriebe  • 


davon  bctrie- 

Jahre  ofen     mischtem 

Brennstoff 

1882  210    62 

1883  197  54 

1884  168  45 

1885  132  33 

1886  108  20 

1887  loi  17 

1888  106  16 

1889  116  15 


im  Hoch 
Jahre  Öfen 

1890  119 

1891  118 

1892  107 

1893  io6 

1894  99 

1895  99 

1896  107 

1897  1 1 I 


davon  botrie- 
ben mit  Holz- 
kohle oder  Ke- 
miHchtem 
Brennstoff 

19 
17 

12 
II 

9 
10 

II 

10 


Mit  der  Venninderung  der  Zahl  der  Hoch- 
öfen ist  die  Durchschnittsleistung  eines  einzelnen, 
wie  auch  in  anderen  Staaten,  ganz  bedeutend 
gestiegen.  Die  Hochöfen  mit  Koksfeuerung 
produzierten  durch.schnittlich  im  Jahre  1881  13. 
1890  19  und  1897  24  Mill.  kg  Roheisen.  Viel 
höher  ist  die  Leistung  einzelner  Gruppen  von 
Hochöfen,  so  jener  in  den  Departements  Meurthe- 
et-Moselle  und  Nord  mit  29  und  jener  im  De- 
partement Saone-et- Loire  mit  38  Mill.  kg.  Die 
Produkrionsergebnisse  der  mit  Holzkohle  be- 
triebenen Oefen  beliefen  sich  dagegen  1897 
durchschnittlich  auf  1,1  und  die  der  Oefen  mit 
gemischter  Feuerung  im  gleichen  Jahre  auf 
6,4  Mill.  kg. 

Die  niedrigeren  Eisenpreise  machen  sich  in 
Frankreich  infolge  der  minder  rasch  wachsenden 
Produktion  in  derGesamtbewertung  der  letzteren 
stärker  geltend  als  anderwärt.s.  Allerdings 
schätzte  man  1837  den  Gesamtwert  der  Produk- 
tion erst  auf  60,7  Mill.  Francs,  aber  letztere 
betrug  damals  nur  332  Mill.  kg.  Dagegen  be- 
wertete man  die  Produktion  von  1882  mit  185,6 


Mill.  Francs,  welche  Ziffer,  wie  folgende  Tafel 
zeigt,  seither  nicht  mehr  erreicht  wurde. 

Wert  der  Roheisenproduktion 

im  Jahre  in  Mill.  Frcs.  im  Jahre  in  Mill.  Frcs. 

1882  185,6  1893  ii6,7 

1886  83;7  1894  118,0 

1890  137,6  1895  111,3 

1891  124,1  1896  132,2 

1892  124,9  1897  145,6 

6.  Belgrlen*  Auch  die  belgische  Eisen- 
industrie gehört  zu  den  ältesten  Industrieen 
Europas.  Schon  Cäsar  fand  die  damaligen  Be- 
wohner des  Landes  mit  Eisengeräten  ausge- 
stattet. Im  Mittelalter  erreichte  die  Eisenin- 
dustrie zwischen  1230  und  1280  einen  ganz  be- 
sonders hohen  Bliitegrad  in  Brüssel,  Mecheln 
und  Lier.  Schon  damals  sollen  die  Steinkohlen- 
fehler von  Publemont  bei  Lüttich  für  gewerb- 
liche und  wirtschaftliche  Zwecke  ausgebeutet 
worden  sein.  Den  Aufschwung,  welchen  die 
englische  EisenindustHe  zu  Ende  des  vorigen 
und  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  nahm,  konnte 
Belgien  wegen  der  französischen  Revolutions- 
kriege und  den  Einflüssen  des  Kontinental- 
systenis  nicht  mitmachen.  Aber  schon  1816 
erhob  sich  der  Gewerbefleiss  wieder,  und  z wisch eji 
1823  und  1836  entwickelte  sich  die  Eisenin- 
dustrie in  überraschend  kräftiger  Weise,  haupt- 
sächlich infolge  des  Ueberganges  zum  Stein- 
kohlenbetriebe und  der  sorgfältigsten  Ausnützung 
der  neuesten  Erfindungen  und  Verbesserungen 
des  Betriebes.  1830  wurden  schon  60.  1836  so- 
gar 135  Mill.  kg  Roheisen  erzeugt.  In  den 
nächstfolgenden  Jahren  begann  die  Eisenindustrie 
unter  der  Konkurrenz  der  schottischen  Hütten- 
werke zu  leiden,  weshalb  1843  ein  ziemlich 
hoher  Zoll  auf  auswärtiares  Roheisen  gelegt 
wurde.  In  diesem  Jahre  betrug  die  Roheisen- 
produktion 98  Mill.  kg,  aber  schon  1844  stieg 
sie  auf  107  Mill.,  und  in  den  folgenden  Jahren 
ergab  sich  eine  noch  kräftigere  Zunahme,  aller- 
dings im  Zusammenhang  mit  der  enorm  wachsen- 
den Vermehrung  der  Eisenbahnanlagen.  In  den 
60  er  Jahren  ist  das  Wachstum  nicht  so  gross 
wie  in  den  50  er  Jahren,  und  in  den  70  er  jäiren 
tritt  ein  verhältnismässig  starker  und  lang  an- 
dauernder Rückschlag  ein.  Gleichwohl  war  die 
Entwickelung  und  der  in  den  80er  Jahren  neuer- 
lich eingetretene  Aufschwung  so  bedeutend,  dass 
gegenwärtig  die  belgische  Roheisenprodukt ion 
etwa  42  ^/^  der  französischen  ausmacht,  während 
sie  1830  kaum  \'4,  1845  kaum  V3  der  gleich- 
zeitigen französischen  Produktion  betrug. 

Belgische  Roheisouproduktion 
in  Millionen  Kilogramm. 


Jahr 

Jahr 

Jahr 

1830 

60 

1879 

448 

1889 

847 

1845 

135 

1880 

608 

1890 

788 

laoO 

144 

1881 

625 

1891 

684 

1860 

320 

1882 

727 

1892 

753 

18(>5 

471 

1883 

783 

1893 

745 

1867 

423 

1884 

751 

1894 

819 

1870 

563 

1885 

713 

1895 

829 

1872 

656 

1886 

702 

1896 

948 

1875 

542 

1887 

756 

1897 

1035 

1878 

494 

1888 

827 

1898 

979 

Die  Zahl  der  in  Betrieb  befindlichen 
Hochofen  hat  sich,  wie  die  folgende  Tafel 
zeigt,   in    den    letzten    40   Jalu*en   auf   die 
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Hälfte  reduziert.     Es  waren  nämlich  thätig 


im  Jahre      Hochöfen 


im  Jahre      Hochöfen 


1845 
1850 
1860 
1865 
1870 
1875 
1880 
1885 
1887 


56 
65 
51 
56 
48 

42 
36 

32 
29 


1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


34 
36 
28 

27 
30 
30 
29 

34 
20 


Die  Zahl  der  Hochöfen  überhau])t  ging 
ebenso  stark  zurück,  nämlich  von  138  im 
Jahre  1840  und  127  im  Jahre  1845  auf  63 
im  Jalire  1880,  50  im  Jahre  1890  und  43 
im  Jahre  1896. 

Das  durchschnittliche  Jahreserfrebnis  eines 
Hochofens  betrug  1885  22277,  1890  21 885  und 
1896  27  900  Tonnen  und  ist  grösser  als  das  eines 
französischen  Hochofens. 

Der  Wert  der  Roheisenproduktion  ist,  wie 
folgende  Tafel  zeigt,  starken  Schwankungen 
unterworfen.  Das  Wachstum  der  Produktion 
und  die  Preisbewegung  lassen  sich  darin  deut- 
lich erkennen.  In  der  Periode,  in  welcher  die 
Produktion  auf  das  8 fache  stieg,  erreichte  der 
Gesamtwert  kaum  den  4  fachen  Betrag. 
Gesamtwert  der  Roh^isenproduktion  in  Mill.  Frcs. 


1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 


in  tausend  mtr.  Ctr.  a  100  kg 


4  056,4 

4  353,7 

3  988,6 

4  225,3 

4  304,3 
4  646,5 
4  424,6 


1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 


4  565,3 
4  569,6 
4  206,6 
4561,0 
4909,1 
4  856,6 
4  534,2 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


4628,1 

4  629,3 

4  944,2 

5  382,0 
5  222,0 


Die  Zahl  der  Hochöfen  ist  in  Schweden 
eine  verhältnismässig  grosse.  Es  standen  Hoch- 
öfen im  Betriebe 


1860 
1870 
1875 
1880 
1885 


229 
213 
224 

193 
179 


1888 
1889 
1890 
1891 

mr2 


162 

150 
154 
155 
153 


1893 
1894 
1895 
18% 

1897 


152 

145 
146 

140 

144 


im  Jahre 

1845  14,6 

1850  11,6 

1860  26,3 

1865  37,0 

1870  41,2 

1875  40,8 

1880  37,3 


im  Jahre 
1885 

1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


32,8 
30,9 
34,1 
40,5 
44,5 
50,1 

38,3 


im  Jahre 

1892  38,7 

1893  36, 1 

1894  40,8 

1895  40,2 

1896  «;o,8 

1897  60,7 


7.  Schweden*  Die  schwedische  Roheisen- 
produktion entwickelte  sich  auf  Grund  der 
reichen,  lange  noch  nicht  genügend  ausirebeute- 
ten  Schätze  des  Landes  an  Krzen,  Holz  und 
Steinkohlen  schon  in  «ehr  früher  Zeit.  Bereits 
im  14.  Jahrhundert  schätzte  mau  die  schwedische 
Koheisenproduktion  auf  80000  Ctr.  Es  war  dies 
eine  so  bedeutende  Menge,  dass  ein  sehr  grosser 
Teil  derselben  ausgeführt  werden  konnte  und 
zwar  hauptsächlich  durch  Vermittelung  der 
deutschen  Hansestädte  nach  England.  In  unserem 
Jahrhundert  kam  die  Eisenindustrie  zugleich 
mit  der  Ausnützung  der  Steinkohlenlager  rasch 
empor.  Durch  die  vorzügliche,  anderwärts  kaum 
erreichbare  Qualität  ihrer  Produkte  behauptet 
sie  auch  fortwährend  ihren  Bestand  und  dient 
der  englischen  Qualitätsstahlindustrie  als  wich- 
tigste Bezugsquelle.  Seit  den  30  er  Jahren  hat 
sich  die  Roheisenprodukt ion  beiläufig  auf  das 
5  fache  erhöht.  In  den  60  er  und  80  er  Jahren 
war,  wie  folgende  Tafel  zeigt,  die  Entwickelung 
am  intensivsten. 

Roheisenproduktion  in  Schweden 
in  tausend  Ctr.  ä  42,5  kg 

im  Jahres-  ._ 

im 

Jahre*) 
1859 


Ihre  Zahl  hat  sich  erst  seit  1880  stark  ver- 
mindert; in  dieser  Zeit  stieg  auch  die  durch- 
schnittliche Jahresleistung  eines  Hochofens  in 
besonders  hohem  Masse.  Im  Jahresdurchschnitt 
18(>2  66  betrug  die  durchschnittliche  Jahres- 
produktion eines  Hochofens  982  metr.  Tonneu, 
im  Jahre  18()5  speciell  1084  metr.  Tonnen.  Für 
1890  wird  die  Jahresproduktion  bereits  mit 
2962,  für  189Ö  mit  H171,  für  1896  und  1897  mit 
3532  resp.  3737  metr.  Tonnen  angej^eben.  In 
Vestemorrland  betrug;  1897  die  durcbschnittliche 
Jahresproduktion  eines  Hochofens  so^ar  5222 
metr.  Tonnen. 

8.  Russland.  In  Russland  hat  sich  die 
Eisenproduktion  in  den  letzten  Jahrzehnten  im 
Zusammenhange  mit  den  Buhnbauten  rasch  ent- 
wickelt. Seit  1850  hat  sie  sich  auf  das  8  fache 
erhöht.  Es  betrug  nämlich  die  Roheisenproduk- 
tion in  Russland  mit  Einschluss  Polens.  Fin- 
lands  und  Sibiriens  in  Millionen  kg: 

im  Jahre  im  Jahre 

1850  228  1883  481,7 

1855  264  1884  509,5 

1860  296  1885  527,6 

1865  315  1886  532,1 

1870  358  1887  612,4 

1875  427  1888  666,9 

1880  448,4  1889  740,0 

1881  469,4  1H90  926,5 

1882  478,9  1891  1004,7 

Die  Roheisenproduktion  Finlands  wird  in 
den  finländischen  Jahrbüchern  unter  Berück- 
sichtigung der  privaten  und  staatlichen  Betriebe 
folgenderniassen  in  1000  kg  angegeben: 


im  Jahre 

1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


1071,8 
I  148,9 
1332,5 
I  452,3 
I  594,9 

1  868,6 

2  228.8 


im 
Jahre 


durch- 
schnitt 

1833—36  2  347  1859  4313  1873  8133 

1837—42  2719  1860  43^3  1874  7713 

1843—46  2  797  1861  3  993  1875  8  246 

1847— 51  3219  1S65  5331  1876  8292 

1852— 563702  1870  7066  1877  8105 

1857— 61  4076  1871  7028  1878  8019 

1862— 665103  1872  7985  1879  8058 


Jahre     im  Jahre 

im  Jahre 

1882  22  254 

1887  20712 

1892  24  167 

1883  17814 

1888  1968«; 

1893  21 355 

1884  22  706 

1889  15060 

1894  21  174 

1885  24379 

1890  23750 

1895  23  220 

1886  18052 

1891  23  072 

Viel  grösser  als  die  finländische  Produk- 
tion, die  heftigen  Schwankungen  unterliegt,  ist 
jene  im  Ural.  Hier  wurde  früher  mehr  als  die 
Hälfte  der  Gesamtproduktion  des  Reiches  er- 
zeugt; 1886  291,  1890  393,  1892  444,  1895  551, 

*)  Bis  1877  Verwaltungsjahre,  endigend  31 
X.  jedes  genannten  Jahres.  In  den  Monaten 
November  und  Dezember  1877  wurden  618325 
Ctr.  produziert. 
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1898  717,8  Mill.  kg.  Es  sind  dies  überdies  nur 
die  Produktionsmengen  der  Privatindustrie,  denn 
jene  der  Staatswerke  werden  für  das  ganze 
Keich  zusammen  ausgewiesen.  Ihre  Produk- 
tionsmenge belief  sich  1886  auf  56,4,  1890  auf 
68,1,  1892  auf  66,1  Mill.  kg. 

Die  Zahl  der  in  Betrieb  befindlichen  Hoch- 
öfen betrug  im  Jahre  1887  192,  1890  234,  1892 
221,  1895  242,  1896  251,  hiervon  waren  im  Ural 
gelegen  1887  106,  1896  123.  Die  Leistung  der 
russischen  Hochöfen  ist  nur  in  Südrussland  be- 
deutend. 1896  betrug  hier  die  durchschnittliche 
Jahresleistung  26324  engl.  Tonnen,  bei  den 
Alexandrowsky  -  Werken  stieg  sie  auf  40727 
Tonnen.  Dagegen  betrug  sie  im  Jahre  1896  im 
Ural  4676  und  in  Sibirien  gar  nur  1217  engl. 
Tonnen. 

9«  Spanien.  Die  reichen  Erzlagerstätten 
Spaniens  werden  zum  geringsten  Teile  von  der 
einheimischen  Industrie  ausgenützt.  Die  grosse 
Masse  der  im  Inlande  gewonnenen  Erze  (1896 
ö  514339  Tonnen)  geht  nach  Grossbritannien  und 
nur  ein  kleiner  Teil  wird  im  Inlande  verhüttet, 
wo  1888  25  und  1897  21  Hochöfen  in  Betrieb 
standen.  Die  Jahresproduktion  von  Roheisen 
(Colado  hierro)M  belief  sich  daher  nur  auf  Mil- 
lionen Kilogramm: 

im  Jahre  im  Jahre 


1870  54  1888  185,7  1893  133,8 

1880  86  1889  I97,9  1894  123,8 

1885  159  1890  170,8  1895  179,2 

1886  156  1891  149,3  1896  100,8 

1887  165  1892  109,9  1897  146,9 

10.  Andere  Länder*  Auch  Italien  hat 
insbesondere  auf  Elba  und  in  Toskana  nicht 
unbedeutende  Lagerstätten  von  £isenerz.  Ihr 
Ertrag  ist  auffallend  schwankend,  neuestens 
aber  im  Wachsen  begriffen.  Nur  ein  kleiner 
Teil  dieses  Erzes  wird  im  Inlande  verhüttet; 
der  grösste  Teil  wird  nach  England  und  Frank- 
reich verschickt.  In  Italien  selbst  nimmt  die 
Produktion  von  Roheisen  fast  ununterbrochen 
ab.    Es  wurden  erzeugt  1000  kg 


im  Jahre 


1871 

1875 
1880 
1881 
1883 
1884 


16  641 

28473 
17336 
27800 

24306 
18405 


im  Jahre 
1885 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


15  991 
12265 
12538 

13473 
14346 
II  930 


im  Jahre 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


12  729 

8038 

10329 

9213 
6987 
8400 


Auch  die  Zahl  der  thätigen  Betriebe  hat 
sich  auffallend  verringert,  Sie  betrug  1881  20, 
1886  12,  1891  8,  1895  7,  1896  4. 

Eine  kleine  und  rückgängige  Roheisen- 
produktion hat  auch  Norwegen.  Hier  wurden 
gewonnen  metrische  Tonnen 

im  Jahre  im  Jahre 


1879 
1880 

1881 
1882 
1883 
1884 


1400 
902 

1190 
740 

1031 

1174 


1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


698 

799 
287 

517 
421 

610 


im  Jahre 

1893  336 

1894  287 

1895  348 

1896  336 

1897  360 


Für  die  anderen  europäischen  Staaten  mit 


*)  Ausserdem  wurde  noch  in  direktem  Ver- 
fahren „hierro  dulce"  und  zwar  1897  80894 
Tonnen  erzeugt. 


einer  Roheisenproduktion,  wie  die  Schweiz  und 
Portugal,  sind  nur  allgemeine  Schätzungen  be- 
kannt. 

Eine  stärkere  Erzförderung  und  Roheisen- 
produktion hat  dagegen  Canada.  Hier  be- 
trug die  Eisenproduktion  Millionen  Kilogramm : 


im  Jahre     ] 

im  Jahre 

im  Jahre 

1880   15,00 

1890 

26,00 

1894  45,33 

1886   20,00 

1891 

22,00 

1895  38,43 

1887   25,22 

1892 

38,51 

1896  42,16^) 

1888   22,35 

1893 

50,75 

1897  41,50 

Für  Neu -Süd  Wales  liegen  differente  An- 
gaben vor.  Während  für  die  80  er  Jahre  ziem- 
lich grosse  Produktionsmengen  angeführt  wer- 
den, sind  die  seit  1891  in  den  englischen  Mines 
Reports  für  Eisenoxyd  und  Roheisen  angeführten 
Ziffern  ziemlich  klein.  Es  würde  danach  die 
Roheisenproduktion  betragen  metr.  Tonnen: 

im  Jahre 
1875 
1878 
1880 
1883 
1885 


40 

915 
2330 

3  454 
4267 


im  Jahre 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 


3807 

2  200 

3500 

232 

460 


im  Jahre 

1893  1280 

1894  440 

1895  154 
189«  381 
1897      234 


In  Japan  wird  die  Erzförderung  und  Roh- 
eisenproduktion durch  Private  und  durch  die 
Regierung  betrieben.  Die*  Roheisenproduktion 
der  RegierungsunternehmuDgen  betrug  metr. 
Tonnen : 


im  Fiskaljahre 
1890—91        2 192 
1891—92        1 969 
1892—93        1417 


im  Fiskaljahre 

1893—94  I  186 

1894—95  1 210 

1895-96  I  189 


Die  Privatunternehmungen  produzierten  da- 
gegen metrische  Tonnen: 

im  Jahre  im  Jahre 

1890  18855  1Ö93  15850 

1891  15  371  1894  18257 

1892  17482  1895  24652 

Ausserdem  wird  noch  in  einer  grossen  An- 
zahl anderer  Staaten  Eisenerz  zu  Tage  gefördert 
und  verhüttet,  so  insbesondere  in  Indien,  China. 
Kordofan,  in  Mittelafrika,  Südamerika  und 
neuestens  auch  mit  gutem  Erfolge  auf  Cuba. 
Diese  Produktion  lässt  sich  jedoch,  so  bedeutend 
sie  auch  sein  mag,  statistisch  kaum  erfassen, 
zumal  sie  nicht  als  Massenproduktion  auftritt 
und  mehr  für  den  lokalen  Bedarf  arbeitet;  wie 
z.  B.  in  Indien  vielfach  wandernde  Arbeiter  die 
oberflächliche  Ausbeutung  der  Lagerstätten  be- 
wirken, solange  eben  der  Vorrat  reicht  und  der 
nachbarliche  Bedarf  besteht.  Hier  wurden  aller- 
dings Versuche  gemacht,  die  einheimische,  höchst 
primitive  Methode  der  direkten  Eisengewinnung 
durch  die  europäische  Form  der  Roheisenpro- 
duktion in  Hochöfen  zu  ersetzen,  aber  weder 
die  1825  unternommenen  Versuche  mit  Holz- 
kohlenbetrieb, noch  die  von  1880  mit  Stein- 
kohlenbetrieb hatten  einen  andauernden  Erfolg. 
Die  englische  Massenproduktion  verhindert  nodi 
die  Ausbeutung  des  vorzüglichen  indischen  Erzes, 
da  die  Produktion  bald  durch  das  Schwinden 
des  nahen  Holzvorrates,    bald  durch  die  ent- 


^)    Nach   dem   Report   of   the   Brlt.   Iron 
Trade-Association  angeblich  85,96  Mill.  kg. 
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^ ernte  Lagerung  der  Kohlengruben  verhältnis- 
mässig zu  kostspielig  wird,  um  die  Konkurrenz 
mit  dem  importierten  Elsen  auszuhalten.  Diese 
Produktionsmengen  lassen  sich  nur  sehr  beiläufig 
schätzen,  doch  stört  dies  wenig  den  Calciil,  der 
aus  der  Weltproduktionsmenge,  wie  man  zu 
sagen  pflegt,  gezogen  wird,  da  jene  Produktions- 
menge zwar  den  Markt  fttr  gewisse  Eisenwaren 
einschränkt,  für  den  Massenkonsum  jedoch  nicht 
in  Betracht  kommt  und  da  überdies  jene  Pro- 
duktionen vor  der  eindringenden  fremden  Ware 
rasch  zurückweichen. 

11.  Uebersieht  der  Weltprodaktfon«  Da 
die  Roheisenproduktion  schon  früh  ein  Gegen- 
stand der  statistischen  Beobachtung  war,  ist  es 
möglich,  die  Produktionsmengen  auch  für  weit 
zurückliegende  Zeiten  zusammenzustellen,  wie 
dies  von  verschiedenen  Statistikern  geschah. 
Bei  der  Wichtigkeit  des  Produktes  und  dem 
Interesse  für  die  geschichtliche  Entwickelung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  geben  wir  da- 
nach eine  Uebersieht  der  Entfaltung  der  Roh- 


eisenproduktion in  diesem  Jahrhundert,  aus  der 
hervorgeht,  dass  sie  sich  seit  1800  etwa  auf 
das  40fache  erhöhte  und  etwa  alle  20  Jahre 
verdoppelte.  Die  Summen  der  letzten  Jahre 
setzen  sich  aus  den  im  vorangehenden  Text  und 
in  der  weiter  unten  folgenden  Detailtabelle  zu- 
sammen. 


im  Jahre 
1800 
1820 
1840 
1850 
18G0 
186Ö 
1870 
1873 
1874 


im  Jahre 


Roheisenproduktion  der  Erde^)  in  Mill.  kg 

im  Jahre 

1892  26  668 

1893  24985 

1894  25808 

1895  29367 

1896  31085 

1897  33452 

1898  36159 


825 
I  650 
3300 

4750 

7360 

9  100 

12095 

15125 

13  916 


1875 
1880 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


14119 
18336 
19  702 
20652 
22  771 
23872 
25627 

27458 
25897 


*)  Vgl.  hiezu  die  Tabelle  „Roheisenproduktion" 
im  Art.  Bergbau  (Statistik)  oben  Bd.  n  S.  569. 


Roheisenproduktion  in  Mill.  kg  in  den  Jahren^) 


in 

1886 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

18% 

1897 

1898 

Grossbritannien  .    . 

7122,9 

7524,6 

6816,6 

7088,6 

7546,2 

7826,7 

8798,2 

8958,0 

8819,5 

Vereinigte    Staaten 

von  Amerika  .    . 

5774,2 

8412.4 

9303,6 

7238,5 

6763,9 

9597,5 

8761,1 

9807,1 

1 1962,4 

Deutschland  und 

Luxemburg     .    . 

3528,7 

4641,2 

4937,5 

4986,0 

5380,0 

5464,5 

6372,6 

6881,5 

7233,0 

Frankreich      .    .    . 

1516,6 

1897,4 

2057,4 

2003,1 

2069,7 

2003,9 

2339,6 

2484,0 

2534,0 

Oesterreich  -  Ungarn 

mit  Bosnien    .    . 

721,0 

922,8 

943,9 

985,9 

1075,8 

1131,4 

1227,9 

1324,1 

1324,1*) 

Belgien      .... 

701,7 

684,1 

753,3 

745,3 

818,6 

829,2 

948,0 

1034,7 

979,0 

Russland  m.  Finland 

532,1 

1004,7 

1071,8 

1148,9 

1332,5 

1452,3 

1594,9 

1868,6 

2228,8 

Schweden  .... 

442,5 

490,9 

485,7 

453,4 

462,8 

462,9 

494,4 

538,2 

522,2 

Spanien      .... 

156,0 

149,3 

109,9 

133,8 

123,8 

179,2 

100,8 

146,9 

146,9') 

Canada      .... 

20,0 

22,0 

38,5 

50,8 

45,3 

38,4 

42,2 

41,5 

41,5*) 

Italien        .... 

12,3 

11,9 

12,7 

8,0 

10,3 

9,2 

7,0 ' 

8,4 

8,4') 

Schweiz,    Portugal, 

Norn'egeu,  Türkei 

25,5 

26,4 

27,6 

28,3 

28,3 

30,4 

30,3 

30,4 

30,4*) 

Japan,  Neusüd wales 

und  andere  Länder 

99,0 

109,3 

109,3 

114,6 

150,9 

341,6 

367,8 

328,4 

328,4*) 

Zusammen     20652,5  25897,0  26667,8  24985,2  25808,1  29367,2  31084,8  33451,8  36158,6 

^)  Vgl.  Anmerkung  ^)  zur  vorhergehenden  Tafel. 

')  In  Ermangelung  neuerer  Daten  wurden  jene  des  Vorjahres  eingesetzt. 


B.  RoheisenverarbeituDguiid  -verbrancli. 

12.  Produktionsmengen  von  Schweiss- 
eisen  und  Stahl.  Die  bedeutenden  Mengen 
von  Roheisen  werden  teils  im  Produktions- 
lande, teils  auswärts  in  Halb-  und  Ganz- 
fabrikate umgewandelt.  Ihre  Mannigfaltig- 
keit wächst  von  Jalir  zu  Jahr  und  ist  so 
gross,  dass  an  dieser  Stelle  ein  Eingehen 
in  die  Einzelheiten  ausgeschlossen  ist  imd 
nur  einiges  Wenige  gewissermassen  symp- 
tomatisch in  Betracht  gezogen  werden  kann. 
Insbesondere  ist  hier  die  gegensätzliche 
Entwickelung  der  Produktion  von  Halb-  und 
Ganzfabrikaten  aus  Schweisseisen  imd  jener 
aus  Stahl  zu  erörtern.  Infolge  einer  Reihe 
von  Erfindungen  und  technischen  Aende- 
rungen  im  Produktionsverfahren  wird  in 
jüngster   Zeit    eine    fortgesetzt    wachsende 


Menge  von  Gegenständen  aus  Stahl  erzeugt, 
die  man  friilier  aus  Schweisseisen  überhaupt 
nicht  oder  nur  mit  zu  grossen  Kosten  her- 
stellen konnte.  Deshalb  warf  sich  die  Eisen- 
industrie insbesondere  auf  die  Erzeugung 
von  Stahl,  \ind  bei  gleichzeitigem  Stillstand 
oder  teilweisem  Rückgange  der  Schweiss- 
eisenproduktion  ergab  sich  eine  Vergrösse- 
rung  der  Produktion  von  Stahl  und  Stahl- 
fabrikaten imd  weiterhin  der  gesamten  Eisen- 
produktion, die  mit  einer  förmlichen  Umge- 
staltung letzterer  verbunden  war.  Die  fol- 
genden Tafeln  lassen  diese  Wandlung  er- 
kennen, indem  sie  die  Produktionsmengen 
von  Schweisseisen  und  Stahl  in  den  be- 
deutendsten Produktionsländern  der  Erde 
in  den  wichtigsten  Zeitpunkten  ihrer  Ent- 
wickelung dai*stellen. 
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1 

il 

il 

1 

■1 

1 

1 

in  Millionen  kg: 

ISfi? 

q6l 

642 

704 

341 

1 

170  — 

IKVH 

■  666 

1183 

Sgl 

480 

865 

M^ 

IKKI 

JWK 

1020 

464 

1KH2 

28B7 

3Z6l 

1400 

1073 

263  298 

164'. 

1473 

1416 

707 

470 

237  i  362 

2290 

1954 

2S';M 

14K7 

82  S 

•;i4 

282  ■  433 

l«tl 

1761 

Sil 

280  i  448 

i^Hh 

40KS 

1279 

82<) 

471 

«74  1  495 

mm 

1186 

1078 

«08 

48  <; 

nbo 

4864 

1062 

7S0 

1166 

993 

440 

294  440 

rio8 

3130 

1040 

784 

47'; 

276  1  508 

1898 

1134 

1074 

802 

509 

~ 

~~ 

St;ilili>ro(1uktio[i  i 


■2      iP      S       S 


in  Millionen  kg 

1«fl7 

100 

89   37 

31   9 

141  ^ 

IHT? 

504 

248!  «5' 

19I  77 

17 

IKV, 

702 

iKoo 

1613 

897  '  422 

125  '30 

fo 

28  ^ 

1769 

.3 

2301 

2b04 

1376.  454 

164  200 

7« 

,1,27 

(439 

1922  1  529 

261  I396 

i-ib 

264 

ItftK 

103Ö 

4341 

2161  6S3 

246 1 441 

168 

178 

3347 

W7 

—   744 

244  450 

172 

431 

IWtÜ 

2907 

500Ö 

-   825 

260  1  480 

l6ri 

2981 

40H4 

3 '63  790 

373  1  485 

1Ö7 

390 

IHy^ 

3312 

4482 

3642  8[8 

406  490 

168 

421 

IHÜi 

6213 

4200 

SlbO 

(>2<; 

4639 

8970 

5734  1442 

653  1  - 

~ 

')  Kur  Puddled  bare.  Die  grleichea  Ziffem 
werden  ancb  unter  dem  Titel  mannfoctnrcd  iron 
angeführt,  während  als  finished  iron  (finished 
materials)  andere  Ziffern  augegeben  werden. 
'1  Manatartiired  iron  mit  Einachluss  von  Schienen. 
■'j  Von  1090  ab  nach  englischen  Quellen:  nianu- 
factured  iron.  *)  Alle  Art  Schweisseiaen;  fers 
mnrrbands  et  speciaux,  raiU  et  töles  de  fcr.  In 
den  englischen  Quellen  als  mauufactnred  iron 
angeführt.  ')  fers  finis  (manufactared  iron). 
"]  Stängjern  o.  -Stäl,  ej  specific,  fason-  o  finjem 
valflträd  i  ringar.  ')  „Fer"  überhaupt.  ")  Für 
1867—1878  nur  Bensemer-Stahl  Ingota,  lf*81-!IO 
Besaemer  nnd  Ojien-bearth -Stahl.      Die  Stahl- 


Obschon  die  Angaben  dieser  Tafel  nicht 
ganz  gleichartig  sind  nnd  teilweise  auf  Scbät- 
zungen  von  Vereinigungen  Eisen  industrieller 
beruhen,  so  zeigen  sie  doch  zur  Genüge  allent- 
halben die  schwerfUlige,  ja  teilweise  rückgängige 
Ent Wickelung  der  Seh weisseisen Produktion  und 
den  fortgeaetzt  mächtigen  Aufschwung  der  Stahl- 
produktion. Rechnet  man  zu  diesen  Produktiona- 
raengen  noch  hinzu  die  Seh  weisse  isenproduktioa 
in  Oesterreicb- Ungarn  mit  rund  4Ö0,  in  Italien 
rait  177,  in  Spanien  mit  59  und  in  den  übrigen 
Ländern  mit  200  Mill.  kg,  so  ergieht  sieb  für 
1890  eine  Gesamtproduktion  an  Schweisseisen 
von  rnnd  89G9  Mul.  kg.  Bei  einem  analogen 
Zuschlag  beträgt  dagegen  die  Produktion  von 
1897  nur  8420  Mill,  kg.  Dagegen  betrog  die 
Stahlproduktion,  die  man  für  1867  auf  nur  3Ü0 
Mill.  lig  schützen  kann,  im  Jahre  18üO,  wenn 
man  zu  den  Ziffern  der  berücksichtigten  Staaten 
118  Mill.  kg  für  Italien,  28  Mill,  kg  fUr  Spanien 
uud  nur  2q()  Mill,  kg  als  Produktionsmenge  der 
nichtberückaicbt igten  Staaten  hinzuscblägt ,  be- 
reits rund  124ri4  Mill.  kg.  nnd  stieg  im  Jahre 
1897,  mit  einem  Zuschlag  von  m  Mill.  kg 
(67,  102,  310)  für  die  znletzt  erwähnten  Gebiete, 
auf  rund  21 026  Mill.  kg;.  Trot2  der  CnvoU- 
koinmenheit  der  Nachn'eisnn^n  wird  man  so- 
mit doch  sagen  dürfen,  dass  die  Vermehrung  der 
Eiseuproduktion  anf  jener  der  Stahl  Produktion 
beruht  und  dass  erstere  heutzutage  vorwiegend 
Stahlproduktion  ist.  Es  ist  diessowohleineFulge 
der  Erfindungen  nnd  Verbesserungen  im  Stabl- 
erzeugungsprozesse  als  auch  das  Ergebnis  der 
eigenartigen  Entwickctung  nnd  Umgestaltung 
des  Verkehrswesens,  des  Maschinen-  nnd  Bau- 
wesen B,  der  Kriegs  Waffen  etc. 

13.  Die  Verwendung  von  Eisen  für 
Scbiffe  nnd  B^nen.  Den  Eiiifltiss  des 
S<^hiFFs-  und  B»hnbiiiics  auf  die  Kisenin- 
iJustrie  lassen  besonders  deutlich  England 
lind  die  Vereinigten  Staaten  erkennen. 
Im  erateren  Lamie  ist  der  Bau  von  Holz- 
scliitfen  verhältnismässig  selten  geworden. 
So  waren  von  den  Ende  1890  daselbst  im 
Bau  befindlichen  471  Ilandelssdiiffeti  38 
Holzschiffe,  70  eiserne  Schiffe  nnd  iHüi 
Stahlschiffe.  Aber  nicht  bloss  die  Holzkon- 
struktion,  sondern  auch  die  Eij^enkonstniktion 
ist  im  vollen  Niedergange,  und  nur  die  Er- 
bauung von  überwiegend  ans  Stahl  heii^e- 
stelllen  Si'hiffen,  sogenannten  Stahlscliiffen, 
befindet  sich  fortgesi-tzt  im  Aufschwung. 
Dieser  Umschwung  vollzog  sich  insbesondere 
zwischen    1878    und    IfiftO.      Wie    folgende 


Produktion  aller  Art  betrag:  1886:2403:  1896: 
4306.  *)  BesüCiner-,  Open-Iiearth-,  Crncible-  and 
all  other  Ingots  and  Castings.  '»)  1867-1890 
Bessenier-  nnd  andere  Stahl  Ingots.  Weiterhin 
verkaufte  Halbfabrikate  (Ingots  etc)  nndGanz- 
fabrikatc  aus  Stahl.  ")  Bessemer-.  Martin-  und 
sonstiger  Stahl;  für  1867  nnd  1Ö72  Bessemer- 
stahl allein.  Von  lKB8an  Bcssemer-,  Siemens-, 
Martin-  und  andere  Stahl-Ingots,  ")  Bessemer-, 
Martin-  nnd  Thomas-Stahl.  ")  Stahl  Ingots, 
von  1891  ab  geschätzte  Ziffem.  '*)  Stahl  aller 
Art;  von  1890  ab  nach  englischen  Quellen  „flni- 
shed  Steel'. 
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Tafel  zeigt,  war  1878  die  Anzahl  der  ueii- 
erbauten  Stahlschiffe  minimal,  jene  der 
eisernen  Schiffe  recht  bedeutend.  Bis  ISHIi 
nahmen  beide  zu,  fnulich  ersteige  viel  stärker. 
In  den  folgenden  Jahi'cn  wurden  immer 
'wenig«3r  eiserne  Schiffe,  dagesren  in  i-asch  \ 
wachsendem  Masse  Stahlschiffe  erbaut. 

Anzahl  und  Tonnengehalt  der  im  Vereinigten 
Königreiche  erbauten 

8tahlschiife  eisernen  Schiffe 


im  Jahre 

1878 
1880 
1883 
1885 
1888 
1890 


Zahl  engl.  Tonnen  Zahl  engl.  Tonnen 


7 

23 

109 

118 

517 
637 


4470 

35  373 
166428 

165  437 

837  764 
I  158674 


435 

355 
644 

260 

138 
106 


5 1 7  692 
459  994 

933  774 
290  429 

109  526 

36031 


Der  Tonnengehalt  der  in  den  letzten  Jahren 
erbauten  Schiffe  (man  konstruiert  sie  jetzt  all- 
gemein überwiegend  aus  Stahl)  betrug  1895 
10%  912,  1896  1159486,  1897  1047951,  1898 
1559125  Tons  Im  Bau  begriffen  waren  zu 
Ende  des  Jahres  1896  390,  1897  505,  1898  594 
Schiffe  mit  785  resp.  1013  und  1401  tausend 
Tons  Tonnengehalt. 

In  Uebereinstimmung  mit  dieser  Entwicke- 
Inng  des  Schiffbaues  ist  die  Erzeugung  von 
eisernen  Schiffsplatten,  Schiffsrippen  etc.  wesent- 
lich kleiner  gfeworden,  1898  wurden  z.  B.  nur 
noch  57652  Tons  eiserne  Schiffsplatten  produ- 
ziert; dagegen  hat  die  Produktion  stählerner 
Schiffsbaumaterialien  ausserordentlich  mächtig 
zugenommen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  hat  sich 
der  Schiffsbau  im  allgemeinen  nur  massig  ent- 
wickelt.   Es  wurden  nämlich  gebaut 

mit  mit 

imJahre^)  Schiffe  ^^^^Y    im  Jahre»)  Schiffe  ^^^^ 


1813 

1815 

1830 

18501 

18634 

18701 


371 
1329 

648 

1368 

2388 

1755 


Ton. 

33 

156 

59 
299 

416 
273 


1872/3 
1880;  1 
1887/8 
1890,1 
1896/7 
1897/8 


Ton. 

2271 
1108 

359 
280 

IOI4 

1384 

891 
952 

218 

369 
232 

180 

Die  Mehrzahl  dieser  Schiffe  bilden  jedoch 
die  Holzschiffe.  Der  Bau  der  Eisen-  und  Stahl- 
Bchiffe  für  sich  betrachtet,  zeigt  eine  andere 
Entwickelung.  Noch  immer  werden  diese  Schiffe 
nicht  sehr  zahlreich,  aber  doch  in  wachsender 
Anzahl  und  mit  grösserem  Tonnengehalt  gebaut, 
so  dass  sie  jetzt  in  letzterer  Hinsicht  Va  bis  V« 
der  gebauten  Tonnen  repräsentieren.  In  den 
letzten  27  Jahren  hat  sich  ihre  Anzahl  auf  das 
3 — 4  fache,  ihr  Tonnengehalt  auf  das  ^8  fache 
erhöht;  ein  Aufschwung,  der  eine  ganz  be- 
trächtliche Vermehrung  der  Eisen-  und  Stahl- 
produktion bedingt.  Es  wurden  nämlich  Eisen- 
und  Stahlschiffe  gebaut 


Obschon  in  den  kultivierten  Staaten  das 
Eisenbahnnetz  bereits  so  dicht  geworden  ist, 
dass  hier  die  Vermehrung  der  Eisenbahnlinien 
keinen  Vergleich  aushält  mit  seiner  Vermehrung 
Tor  20  und  30  Jahren,  so  ist  doch  der  Bedarf 
an  Schienen  und  rollendem  Material  einerseits 
für  die  vielen  bestehenden  Linien  und  anderer- 
seits für  die  Neuanlagen  in  aussereuropäischen 
Gebieten  so  gross  und  ausserdem  bescmders  in 
letzter  Zeit  so  sehr  im  Wachsen  begriffen,  dass 
er  fortgesetzt  eine  wachsende  Produktion  fordert, 
und  zwar  hauptsächlich  der  Stahlproduktion, 
da  allenthalben  die  Eisenschienen  ^e^en  Stahl- 
schienen ausgewechselt  werden  und  bei  Neuan- 
lagen  fast  nur  letzter^  angewendet  werden.  Dies 
ist  speciell  auch  in  England  der  Fall,  wo  die 
Produktion  von  Eisenschienen  daher  sehr  ge- 
sunken ist  und  in  den  5  \iichtigsten  Eisen- 
distrikten  1889  nur  noch  6706,  1890  10584 
Tons  betrug.  Neuestens  wird  sie  überhaupt 
nicht  nachgewiesen.  Die  Produktion  von  Stahl- 
schienen dagegen  belief  sich  auf 


im  Jahre 

Tonnen 

im  Jahre 

Tonnen 

1880 

739910 

1894 

626  530 

1882 

1  235  785 

1895 

634  138 

1885 

706583 

18% 

847  534 

1887 

I  021  847 

1897 

952  825 

1889 

943  048 

1898 

772  035 

1890 

I  019606 

In  gleicher  Weise  hat  sich  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die Sohienenindustrie  ent- 
wickelt. Auch  hier  verschwindet  die  Eisen- 
schiene fast  ganz  und  tritt  die  Stahlschiene  au 
ihre  Stelle.  Es  wurden  nämlich  produziert  in 
1000  engl.  Tonnen: 


im  Jahre 

1870 
1880 
1883 

1885 


Eisen-  Stahl- 
schienen 

523     31 
441    864 

58    1157 

13    964 


im  Jahre 

1890 
1895 
1896 
1897 


im  Fis-  mit 

kal-    Schiffe    1000 

Ton. 
20  15 

42  28 

43  37 


jähre 
1870/1 

1880;  1 

1887,8 


im  Fis- 
kal-    Schiffe 
jähre 
1890/1 
1896/7 


1897/8 


82 
68 
6-. 


mit 

1000 

Ton. 

106 

124 

62 


»)  Für  1813,  1815,  1830  das  Kalenderjahr, 
weiterhin  das  Fiskaljahr. 


Eisen-    SUhl- 
schienen 
14        1871 
6        1300 
4        iu8 
3        1645 

Die  Vermehrung  der  Produktion  fällt  somit 
ganz  der  Stahlschiene  zu.  Diese  Vermehrung 
war  übrigens  in  den  letzten  Jahren  so  bedeutend, 
dass  seit  1889  die  Produktion  nicht  nur  den  in- 
ländischen Bedarf  deckt,  sondern  auch  einen 
beträchtlichen  Export  unterhält.  Es  betrug 
aber  die  Produktion  und  Mehreinfuhr  (+)  resp. 
Mehrausfuhr  ( — )  von  Eisen-  und  Stahlschienen 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 


in  den 
Jahren 


1855 
1860 
1865 
1870 
1875 
1880 
1885 
1887 


Mehr- 
Pj.^       einfuhr 

^^^^<>^  L'fuhr 

1000  engl.  Tons 
124 

183 


318 

554 
708 

1305 

977 
2  140 


--  128 

—  122 

—  78 

—  457 

—  9 
--298 

--   7 
131 


in  den 
Jahren 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
18% 
1897 


Mehr- 
einfuhr 
-f-  oder 
Ausfuhr 

-') 
1000  engl.  Tons 


Pro- 
duktion 


1885 

1307 
1552 
I  136 
I  022 
1306 
I  122 
I  648 


16 

—  8 

—  15 

—  16 

—  12 

—  27 

—  104 

—  233 


')  Für  die  Fiskaljahre ,  die  je  mit  dem  30. 
Juni  der  den  angegebenen  Jahren  folgenden 
Jahre  schliessen. 
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Die  Verhältnisse  haben  sich  also  gerade 
umgekehlt.  Während  noch  im  Fiskaljahre 
1880/81  302304  Tonnen  eingeführt  wurden, 
welcher  Einfuhr  eine  inländische  Ausfuhr  von 
ICÖl  und  eine  Wiederausfuhr  von  3243  Tonnen 
gfegenüberstÄud,  wurden  1897/98  nur  529  Tonnen 
importiert  (wovon  noch  dazu  402  Tonnen  wieder 
ausgeführt  wurden)  und  232552  Tonnen  in- 
ländische Schienen  exportiert. 

Aehnlich  wurde  m  Frankreich  die  Pro- 
duktion von  Eisenschienen  auf  ein  Minimum 
herabgesetzt,  während  die  Produktion  von  Stahl- 
schienen mächtig  anwuchs  und  neuestens  sich 
doch  auf  ihrer  Höhe  behauptete.  Es  betrug 
nämlich  daselbst  die  Prodttktion  von 


im 
Jahre 

1873 
1875 
1880 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 


Eisen-  Stahl- 
schienen in 
Mül.  kg 


154 
119 

42 

19 
i6 

5 
I 

I 

0.8 


102 
178 
280 

368 
356 

203 
173 


im 
Jahre 

1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Eisen-    Stahl- 
schienen in 
Mül.  kg 
I  166 

0,4   174 
0,8   212 

o,^   230 
0,8   207 

0,7    183 
0,2    152 

0,9    176 

0,6    192 


Im  Deutschen  Reiche  ist  ebenso  die 
Erzeugung  von  Eisenbahnschienen  und 
Schienenbefestigiingsteilen  aus  Schweisseisen 
und  Schweissstahl  rückgängig,  während  jene 
von  Flusseisen  und  Flussstahl  kräftig  an- 
wächst.   Es  wurden  hiervon   produziert  in 


Millionen  kg 

Jahre 

aus  Schweisseisen 

aus 

Flusseisen 

und  Schweissstahl 

und  Flussstahl 

1883 

19,9 

473,6 

1885 

23,6 

422,3 

1887 

9,8 

456,2 

1890 

11,2 

559,7 

1895 

1,5 

493,9 

1896 

1,8 

580,7 

1897 

6,5 

792,6 

14.  Betriebsstätten.  Mit  dem  Rück- 
gange der  Schweisseisenproduktion  war  be- 
sonders in  England  auch  eine  Verminde- 
rung der  Zahl  der  Oefen,  speciell  der  Puddel- 
öfen verbunden,  welche  keineswegs  durch 
eine  entsprechende  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit des  einzelnen  Ofens  ausgeglichen 
wurde.  Es  bestanden  nämlich  daselbst 
im  Jahre    Puddelöfen       im  Jahre    Puddelöfen 


1861 
1871 
1875 
1881 
1885 


4147 
6841 

7575 
6397 
4902 


1894 

3483 

1895 

3095 

1896 

2352 

1897 

2188 

1898 

1938 

Im  Betriebe  befanden  sich  aber  nur  1881 
5183,  1885  3316,  1887  2875,  1888  3008,  1896 
1727,  1897  1721,  1898  1658  Puddelöfen.  Die 
durchschnittliche  Jahresleistung  eines  solchen 
Ofens  betrug  1882  650,  1890  637,  1897  748  und 
1898  673  engl.  Tons.  —  Ein  ganz  anderes  Bild 
geben  die  Stahlwerke,  wie  folgende  Tafel  er- 
kennen lässt. 


Bessern  er  „Open- 
im        Con-     hearth" 
Jahre  verters     Oefen 
im  Betriebe 


1880 
1881 
1882 
1885 
1887 
1888 
1890 
1897 
1898 


durchschnittl.  Jahres- 
produktion in 
engl.  Tons 
eines  eines 

Converters  0.  H. -Ofens 


79 
82 

80 

76 

86 

87 
82 

70 

62 


99 

116 

140 
166 
222 
230 
262 
300 
308 


13220 

17582 
20920 

17  159 
23778 

23003 

24422 

27  000 

28400 


2535 
2912 

3114 
3246 
4419 
5608 

5964 

8673 
9112 


Grrosse  Bedeutung  für  die  englische 
Eisenindustrie  hat  die  Erzeugung  von 
verzinnten  Platten.  Sie  ist  neuestens 
infolge  der  geringeren  Nachfrage  des  Aus- 
landes stark  im  Eückgange.  So  bestanden 
in  Südwales  1896  noch  308,  1897  nur  272 
»Tinplate  Mills«.  Die  Ausfuhr  dieses  Fa- 
brikates belief  sich  1872  auf  118,  1878  auf 
155,  1889  auf  431,  1895  auf  354,  1897  auf 
267  Tausend  Tons. 


In  den  Vereinigten  Staaten  hat  die 
Zahl  der  Oefen  für  Schweisseisen  wie  jene  für 
Stahl  erheblich  zugenommen.  Es  standen  näm- 
lich daselbst  in  Betrieb 

1880  1889  1896 
Puddelöfen  4319  4914  4408 

Schweissöfen  (heating  fumaces)  2105  2733  3356 
Bessemer  Converters  24      97*)   99 

Auch  die  Leistung  der  einzelnen  Oefen  hat 
wesentlich  zugenommen,  so  insbesondere  jene 
der  Converters.  Die  durchschnittliche  Jahres- 
leistung betrug  nämlich  1884  (bei  46  betriebenen 
Converters)  29900,  1896  39500  Tons. 

In  Deutschland  zeigt  charakteristischer- 
weise die  Eisengiesserei  imd  der  Flusseisenbe- 
trieb  einen  mächtigen  Aufschwung,  der  Schweiss- 
eisenbetrieb  aber  einen  anhaltenden  Bückgang. 
Es  betrug  die  Zahl  der 


1880 

1.  Eisengiessereien i  034 

in  denselben  beschäftigten  Arbeiter    .    .  35  667 

verschmolzenes  Eisen  Mill.  kg    ...    .  583 

2.  Schweisseisenwerke       335 

in  denselben  beschäfti^n  Arbeiter    .    .  51  185 

verarbeitetes  Eisen  MiU.  kg i  841 

3.  Flusseisenwerke 53 

in  denselben  beschäftigten  Arbeiter    .    .  20116 

verarbeitetes  Eisen  Mill.  kg 890 


1886 

1887 

1890 

1896 

1896 

1897 

I  072 

1097 

I  148 

1232 

1  215 

I  216 

46  161 

48  668  63  960  67  903  74  536  79  »44 

761 

871 

I  181 

1341 

1570 

1681 

313 

286 

255 

208 

192 

186 

54114 

52  786  53  970  38  190 

39  684  39  958 

2055 

2  160 

2194 

1370 

1521 

1456 

84 

94 

115 

149 

153 

164 

30  480  36  740  52  823 

75080 

83302 

91  526 

I  561 

2  192 

2921 

4  995 

6020 

6512 

')  Zahl  der  bestehenden  Converters. 
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Ein  g[anz  gleiches  Bild  bietet  die  Entwicke- 
lunfi:  der  Industrie  in  Frankreich.  Hier  ist 
anch  von  Interesse  das  fortwährend  sich  güns- 
tiger   gestaltende    Verhältnis    zwischen    dem 


Eohlenverbranch  und  dem  verarbeiteten  Koh- 
materiaL  Es  waren  aber  hier  für  die  Eisen- 
prodnktion  thätig 


Puddelöfen       

Schweissöfen  (fonrs  ä  r^chauifer) 
Frischherde  (foyers  d*affinerie) 
durchschnittlicher  Arbeiterstand 
Kohlen  verbrauch  Mill.  kg     .    . 
verarbeitetes  Eisen  Mill.  kg 


1882 

997 
901 

146 

37382 

1864 


1885 

753 
721 

96 

31824 

I  251 

I  028 


im  Jahre 
1890  1895 


Die  Stahlbereitnng  wurde  betrieben  von 

1882  1885 

Bessemer  Converters 29  34 

Siemens-Martinöfen 62  46 

Cementationsöfen 35  24 

Gnssstahltiegelöfen iio  40 

Glühöfen  (fours  de  chaufferie)  .    .       275  268 

durchschnittlicher  Arbeiterstand    .  12030  12446 

Eohlenverbranch  Mill.  kg     .    .    .       622  665 

verarbeitetes  Eisen  Mill.  kg      .    .       —  713 


628 
703 

45 
27  928 

I  217 

1  III 


im 

1890 

25 
66 

23 

51 
320 

20460 

I  027 

867 


561 
670 

41 
26  706 

979 
994 


Jahre 
1895 
32 

73 

33 

50 
322 

26642 

I  220 

I  076 


1896 

534 
636 

36 

26  129 

I  036 

1  066 


1896 
34 
73 
30 
50 
376 

28833 

1399 
1405 


In  Belgien  zeigt  sich  die  gleiche  Entwickelnng.    Es  waren  nämlich  in  der 


1897 

522 

647 

36 

26630 

I  056 

1078 


1897 
37 

75 
29 

57 
382 

32139 
I  516 

1554 


1845 

1860 

1870 

1880 

1885 

1887 

IbSO 

1895 

1896 

1897 

Eisenindustrie 

! 

Frischherde  (fours  d'af- 
finerie)  im  Betriebe     . 

Puddel- /betrieben        \ 
Öfen    \ ausser  Betrieb/ 

Arbeiter  in  Thätigkeit 

137 
161 

3304 

85 

314 
7671 

15 

714 

15448 

6 

710 

16  124 

i     478 

\     197 
14901 

505 
164 

16066 

488 

193 
17 142 

358 
129 

13586 

357 

75 
14  821 

? 

? 

15  103 

Stahlindustrie 

1865 

1875 

Bessemer-  /  betrieben     ) 
Converters '  ausa.  Betrieb; 
Martin-  u.  andere  Oefen 

im  Betriebe    .... 
Arbeiter  in  Thätigkeit 

^■^ 

I 

12 

3 
I  672 

16 
X  900 

/        9 
l        9 

2 
2238 

10 
8 

2 
2582 

13 

8 

7 
3144 

14 
16 

7 
4691 

16 
15 

9 
5382 

13 
5876 

15.  Handel  Die  in  verhältnismässig 
wenigen  Ländern  koncentrierte  Massen])ro- 
duktion  von  Eisen  und  Stahl  hat  einen  sehr 
bedeutenden  Handelsumsatz  im  Gefolge, 
welcher  andererseits  auch  wieder  als  Ur- 
sache weiterer  Produktionssteigerung  wirkt. 
AUen  Ländern  voran  geht  in  dieser  Be- 
ziehung England,  dessen  Produktion  schon 
so  mächtig  ist,  dass  ihr,  wie  bemerkt,  die 
heimische  Erzproduktion  nicht  genügt,  an- 
dererseits aber  auch  der  inländische  Markt 
für  den  Absatz  der  Erzeugnisse  viel  zu  klein 
ist.  Es  hat  daher  eine  regelmässige  grosse 
Einfuhr  von  Eisenerzen,  aber  eine  noch 
grössere  Ausfuhr  von  Eisen  und  Stahl. 
Letztere  ist  von  ihrem  Hochstand  um  1889, 
1890  stark  herabgekommen,  hob  sich  aber  von 
1894—1897  um  mehr  als  ein  Drittel.  Sie 
betrug: 


im 

tausend 

MUl. 

im 

tausend 

Mill. 

Jahre 

Tons 

£ 

Jahre 

Tons 

£ 

1870 

2826 

24,0 

1892 

2739 

21.8 

1875 

2457 

25,7 

1893 

2856 

20,6 

1880 

3  793 

28,4 

1894 

2650 

18,7 

1885 

3  131 

21,7 

1895 

2836 

19,7 

1889 

4  188 

29,1 

1896 

3550 

23,8 

1890 

4001 

31.6 

1897 

3686 

24,6 

1891 

3240 

26,9 

1898 

3247 

22,6 

Die  grosse  Masse  dieses  Exports  ging  früher 
nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika; 
gegenwärtig  geht  sie  in  die  britischen  Kolonieen, 
insbesondere  Dach  Indien,  Canada  und  Austra- 
lien. Bedeutende  Mengen  gehen  auch  nach  Süd- 
amerika, insbesondere  nach  Argentinien  und 
neuestens  auch  nach  China  und  Japan.  In  den 
Jahren  1880  und  1881  gingen  1,4  und  1,2  Mil- 
lionen Tons  Eisen  und  Stahl  nach  der  amerika- 
nischen Union  nnd  bloss  je  0,7  Millionen  Tons 
in  die  britischen  Kolonieen ;  1888,  1889  und  1890 
war  das  Verhältnis  gerade  umgekehrt,  in  die 
Union  gingen  je  0,6,  in  die  Kolonieen  je  1,2 
Millionen  Tons.    1896,   1897,   1898  betrug  die 
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Ausfuhr  in  die  Union  wenig  über  0,1,  jene  in 
die  Kolonieen  1  Million  Tons  und  mehr.  Die 
Hauptmeuge  der  Ausfuhr  ^vird  gebildet  von 
Roheisen;  1890  1,1,  1897  1,2, 1898  1,1  Mill.  Tons. 
Ihm  zunächst  kommen  die  Schienen  und  Werk- 
stöcke aller  Art  für  den  Eisenbahnbau;  1890 
1,03,  1897  0,78  und  1898  0,61  Millionen  Tons. 
Dem  Werte  nach  gehen  letztere  voraus  und 
werden  diese  noch  von  Platten  und  Blechen 
aller  Art  übertroffen ;  1890  resp.  1897  und  1898 
betrug  nämlich  der  Wert  der  Ausfuhr  von  Roh- 
eisen 3,5  resp.  2,9  und  2,7,  jener  von  Eisen- 
bahn baumaterialien  5,98,  3,86  und  3,02,  jeuer 
von  Platten  und  Blechen  aber  9,6,  6,3  und  6,0 
Millionen  £.  Ein  gutes  Drittel  (früher  fast  die 
Hälfte)  der  Roheisenausfuhr  geht  nach  Deutsch- 
land. Sehr  grosse  Quantitäten  gin^^en  in  letzter 
Zeit  in  die  Siederlande,  nach  Italien,  Russland 
und  das  übrige  Europa.  Von  dem  exportierten 
Eisenbahnbaumaterial  gingen  in  den  letzten 
Jahren  zwei  Drittel  und  mehr  in  die  britischen 
Kolonieen. 

Die  Einfuhr  von  Eisen  imd  Stahl  ist  gering. 
Sie  betrug  1870  100,  1875  148,  1880  275,  1885 
297,  1890  324,  1898  269  Tausend  Tons  im 
Weile  von  1-4  Millionen  £>.  Unter  den  Zufuhr- 
ländern  ragt  Schweden  am  meisten  hervor ;  ihm 
zunächst  kommen  die  Niederlande  und  Belgien. 

Die  Vereinigten  Staaten  hatten  bis 
zu  Anfang  der  90er  Jahre  eine  zwar  abnehmende, 
aber  doch  bedeutende  Einfuhr  von  Roheisen,  da  die 
Industrie  noch  nicht  den  Inlandsbedarf  befrie- 
digte. Seither  hat  sich  aber  die  Industrie  so 
kräftig  entwickelt,  dass  die  Einfuhr  von  Roh- 
eisen ebenso  wie  die  von  Eisenbahnschienen  auf 
ein  Minimum  reduziert  wurde  und  an  ihre  Stelle 
eine  bedeutende  Ausfuhr  trat.  Es  betrug  näm- 
lich die 


im 
Fiskal- 
jahr 

1870/71 
1875/76 
1880/81 
1885/86 
1890/91 
1895/96 
1896  97 
1897/98 


Ausfuhr  Einfuhr    Ausfuhr      Einfuhr 
von  Roheisen    von  Eisenbahnschienen 
tausend  engl.  Tonnen 


3,8 

7,2 
6,8 

13,7 

30,4 
169,1 

237,2 


178,1 

79,5 
417,8 
261,7 

81,9 
88,1 
22,2 
25,6 


1,3 

458,1 

13,6 

4,7 

4,3 

302,3 

4,0 

10,5 

15,9 

0,1 

27,6 

1,1 

112,2 

7,8 

233,0 

0,5 

Demgemäss  gestaltete  sich  auch  der  gesamte 
Wert  der  Ein-  und  Ausfuhr.  Während  1880/81 
die  Einfuhr  auf  60,6  und  die  Ausfuhr  auf  16,6 
Millionen  $  bewertet  wurde,  belief  sich  1890/91 
resp.  1891/92  und  1897/98  jene  auf  53,5,  28,9  und 
12,6,  diese  dagegen  auf  28,9,  28,8  und  70,4 
Millionen  $. 

Das  Deutsche  Reich  hat,  wie  bereits 
gezeigt,  eine  neuestens  stark  rückgängige  Mehr- 
ausfuhr von  Eisenerzen,  eine  wachsende,  teil- 
weise sehr  bedeutende  Mehrausfuhr  von  Ganz- 
und  Halbfabrikaten  aus  Eisen  und  Stahl,  jedoch 
eine  steigende  Mehreinfuhr  an  Roheisen.  So 
wurden  von  Roh-  und  Brucheisen  eingeführt 
1880  238,  1890  404,  1895  200,  1897  463,  1898 
408  Mill.  kg,  ausgeführt  in  denselben  Jahren 
aber  287,  158,  220,  129  und  272  Mül.  kg.  Eisen- 
waren, wie  Drahtstifte,  Eisendraht,  Schienen 
und  andere  Materialien  für  den  Eisenbahnbau, 
Platten,  Bleche,  Röhren,  Eisenwaren  aus  Guss- 


und Schmiedeeisen  u.  s.  f.  wurden  eingeführt 
1880  39,  1890  87,6,  1895  58,2,  1897  103,6,  1898 
116,91  Mill.  kg,  ausgeführt  aber  in  denselben 
Jahren  707,  799,7,  1308,  1264  und  1354  Mill.  kg. 
Frankreich  hat  eine  ständig  wachsende, 
grosse  Mehreinfuhr  von  Eisenerzen,  eine  schwan- 
kende Mehreinfuhr  von  Roheisen,  die  neuestens 
(seit  1894)  in  eine  Mehrausfuhr  umschlug,  und 
eine  Mehrausfuhr  an  Eisen  und  Stahl,  die  aber 
erst  seit  1885  konstant  erhalten  blieb. 


Aus- 
fuhr 


Ein- 
fuhr 


Aus- 
fuhr 


Ein- 
fuhr 


Aus-    Ein- 

Jahre    '^-^^    ^"°^"'       '^^^^    ^      "^on  e£ 

von  Eisenerzen  von  Roheisen      und  Stahl 

(tbntes)  (.fers  et  aciers) 

in  Millionen  Kilogramm 


1873 
1880 
1882 
1885 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


353 

115 
121 

90 

285 

299 

305 
302 

248 

237 
238 
300 


721 
I  168 
I  426 
I  420 
I  610 

1438 
1684 
I  630 
1638 
I  651 
I  862 
2138 


61 

44 

34 

36 

234 

145 

159 
144 

157 
197 

243 
170 


134 
162 

3ii 
197 

124 

162 

160 

148 

122 

85 
88 

160 


209 

143 
136 

187 
288 
250 
191 
158 
178 
178 

244 
279 


67 
122 

238 

123 

102 

120 

125 

120 

125 

128 

129 

138 


In  Belgien  bestanden  ähnliche  Verhält- 
nisse, wie  folgende  Tafel  zeigt: 


im 
Jahre 


1870 
1880 
1890 
1895 
1896 


Aus-  Ein- 
fuhr fuhr 
V.  Eisenerz 


180 

311 
174 
327 


m 

569 

922 

I  165 

1858 


Aus-  Ein- 
fuhr fuhr 
von  Roh- 
eisen und 
alt.  Eisen 

Millionen  Kilogramm 
10      82 


Aus-  Ein-  Aus-  Ein- 
fuhr fuhr  fuhr  fuhr 
von  Eisen  von  Stahl 


396   2  070 


42  222 

23  264 

22  247 

29  368 


240 

273 
356 

334 
416 


9 
28 

23 
24 
34 


0,9 

49 
110 

199 

219 


5 
10 

14 
37 
52 


Oesterreich-Ungarn  hat  dagegen  eine 
Mehrausfuhr  von  Eisenerzen  und  eine  wachsende 
Mehreinfuhr  von  Roheisen.  Bei  Eisen  und  Eisen- 
waren mit  Einschluss  von  Stahl  und  Stahlwaren 
bestand  in  den  70er  und  80er  Jahren  eine  Mehr- 
ausfuhr, die  neuestens  einer  Mehreinfuhr  ge- 
wichen ist. 

Aus-  Ein- 
fahr fuhr 
von  Eisen  u. 
Eisenwaren 
inkl.  Stahl 
in  Millionen  Kilogramm 


im 
Jahre 


Aus-    Ein- 
fuhr    fuhr 
von 
Eisenerz 


Aus-    Ein- 
fuhr    fuhr 
von  Roh-  und 
Brucheisen 


1870 
1875 
1880 
1885 
1890 
1895 
1896 


0,2 

52,8 

51,0 

53,0 

159,2 

165,4 
214,4 


1897  247,9 

1898  302,3 


8,4 

5,0 

6,3 
38,0 

48,7 
117,6 

107,0 

134,8 
178,2 


0,3 
11,0 

28,9 
10,8 

21,5 
12,7 

14,0 

11,1 

14,7 


161,0 

56,1 
77,2 

64,7 

80,9 

173,6 

139,4 
162,8 

171,0 


20,5 
44,0 

64,5 
28,9 
39,0 

25,8 
27,8 

39,4 
47,1 


187,8') 
22,1 
20,9 

29,1 
32,4 
55,8 
58,5 
49,1 
57,8 


')  An  Schienen  für  Eisenbahnen  allein  114,1 
Mill.  kg.  1890  wurden  Eisenbahnschienen  im 
Gewichte  von  1,3  Mill.  kg  importiert. 
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16.  Verbrauch.  Die  Bereelinungen  über 
den  Verbrauch  von  Eisen  sind  verschiedener 
Art,  bald  konstatieren  sie  den  Verbrauch 
der  inländischen  Eisenindustrie  an  Koheison 
für  ihre  Halb-  und  Ganzlabrikate ,  bald 
stellen  sie  die  Gesamtmenge  der  im  Inlande 
zur  Verblendung  gelangten  Eisen-  und  Stahl- 
fabrikate dar.  Letztei-e  Berechnung  ist  die 
weitaus  schwierigere,  weil  die  Handelsbe- 
wegimg naturgemävss  die  Waren  nicht  mit 
Rücksicht  auf  die  in  jeder  AVare  enthaltene 
Eisenmenge  aufnehmen  kann,  anden^seits 
ist  sie  aber  die  wertvollere,  weil  sie  di(j 
Entwickelung  der  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse wie  die  Lebensweise  imd  die  Bedürf- 
nisse der  Völker  gut  charakterisiert.  Selbst 
unvollkommene  Daten  sind  daher  von  In- 
teresse. 

So  giebt  z.  B.  die  französische  offizielle 
Statistik  nach  den  Daten  der  Produktion  und 
der  Handelsbewegung  alljährlich  ZiflFem  über 
den  inländischen  Verbrauch  von  Eisen  und  Stahl. 

Er  betrag  danach  in  Millionen  Kilogramm 

im        Eisen      Stahl  im        Eisen     Stahl 
Jahre     (fers)     (aciers)    Jahre    (fers)     (aciers) 

298  1890 

378  1895 

486  1896 

502  1897 

Häufiger  und  minder  schwierig  sind  die 
Verbrauchsberechnungen  rticksichtlich  einzelner 
Waren.    Auch  sie  charakterisieren  symptoma- 


1878 

853 

1880 

954 

1882 

1147 

1885 

769 

695 

526 

735 

688 

768 

863 

703 

935 

tisch  die  Schwankungen  der  wirtschaftlichen 
Zustände.  So  betrug  z.  B.  der  Verbrauch  von 
Eisenbahnschienen  in  den  Vereinigten  Staaten 
tausend  engl.  Tons: 

1855  251,  1860  305,  1865  396,  1870  1011, 
1872  1424,  1875  699,  1880 1  1603,  1885/6  984. 
1887  8  2271,  1890,1  1870,  1895,6  1280,  1896/7 
1018,  1897;8  1416. 

In  England  betrag  der  Verbrauch  von  Stahl- 
schienen tausend  Tons:  1880  2.76,  1886  217, 
1890  287,  1895  262,  1896  267. 

In  Frankreich  belief  sich  der  Verbrauch  von 
Eisen-  und  Stahlschienen  auf  Mill.  kg:  1873 
220,  1880  300,  1885  296,  1895  85,  1896  77. 

Genauer  imd  leichter  sind  die  Berechnungen 
des  Roheisenverbrauches,  wodurch  die 
Bedeutung  der  Industrie  eines  Landes  gut 
charakterisiert  werden  kann.  So  stieg  z.  B. 
entsprechend  der  wachsenden  Industrie  inDeutsch- 
land der  Eoheisen verbrauch  nach  der  offiziellen 
Statistik  vom  Jahresdurchschnitt  1861/65  mit 
934  Mill.  kg  fast  ununterbrochen  bis  1896  auf 
6507  Mill.  kg.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
berechnet  ergiebt  dieser  Verbrauch  im 


Jahresdurch- 
schnitt 
1861—65 
1866—70 
1871—75 
1876—80 
1881—85 
1886—90 


kg 
26,5 

35,4 
57,4 
51,6 

74,2 
88,6 


im 
Jahre 

kg 

1891 

94,3 

1892 

984 

1893 

98,7 

1894 

103,8 

1895 

104,1 

1896 

122,9 

In  derselben  Weise  berechnet  betrug  der 
Roheisenverbrauch 


im  Jahresdurchschnitt  1880! 84 


m 

Grossbritannien    .    .    . 
den  Vereinigten  Staaten 
Deutschland     .... 

Frankreich 

Belgien 

Oesterreich -Ungarn  .    . 
Russland  (ohne  Finland) 


erhaupt 

per  Kopf 

iill.  kg 

der  Bevölkerung 

kg 

4275 

121 

4674 

88 

3182 

70 

2164 

58 

532 

94 

746 

20 

im  Jahre  1896 
überhaupt  per  Kopf 


ill.  kg 

der  Bevölkerung 

kg 

7828 

197,7 

8612 

119,1 

6507 

122,9 

2324 

60,3 

1287 

200,7 

1353 

30,0 

2340 

20,0 

Litteratnr:     Geschichte:    Sveen   von   Hte- 

mannf  Geschichte  des  Eisens,  aus  dem  Srhire- 
dischen  von  Karsten,  Lieg^nilz  1814'  —  Karsten^ 
Handbuch  der  Eisenhüttenkunde,  S.  Aufl.,  Berlin 
I84I  (Einleitung).  —  Per cy 'Wedding,  Aus- 
föhrliches  Handbuch  der  Eisenhüttenkunde, 
Braunschveig  I864 — 1878,  —  Jüudtr.  Beck, 
Die  Geschichte  des  Eisens,  4  Bde.,  ü.  Aufl., 
Braunschweig  1891 — 1899. 

Grossbritannien:  Mineral  Statist ics 
of  the  United  Kingdom  for  the  year  1895,  Ltmdon 
1896  und  frühere,  —  Annual  General  Report 
upon  the  Mineral- Industry  of  United  Kingdom 
by  Foster,  1894,  1895,  1896,  London.  —  Mines 
and  (2uarries.  General  Report  and  Statistics 
for  1897  L—IV,  R  by  Foster  London,  1899.  — 
Annual  Statistical  Report  of  the  Secretury  to  the 
members  of  the  British  Iron  Trade  Association 
1898,  London  1899  und  frühere.  —  George  O, 
Chisholnif  An  Examination  of  the  Uoal  and 
Iron  Produciion   im  Journal   of  the  Royal  sta- 

Handwörterbach  der  Staatswissenacbaften.    Zweite 


tistical  Society  LIIL  Vol.,  1890  (S.  561  ff.), 
London  1890.  —  A»  Sauerbech,  Prices  of 
commodities,  in  den  Märzheften  des  Journal  of 
the  royal  Statistical  Society.  —  Commercial  History 
and  Review  im  Londoner  Economist» 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika: 
Statistical  Abstract  of  the  United  States  1898, 
Washington  1899  und  frühere.  —  Annual  Report 
of  the  l^n.  St.  geological  Survey  to  the  Secretary 
of  the  Inferior  by  Walcott,  Washington  1896  und 
frühere.  Der  S.  Band  enthält  Mineral  Resources. 
—  The  mineral  Industry  in  the  United  States 
and  other  (huntries  1897  by  Rothtccll  VI,  Vol. 
London  1898.  — >  Statistics  of  the  American  and 
foreign  Iron  Trades  f.  1897  a  Report  of  the  Am, 
Iron   and   Steel  Association,   Philadelphia  1898. 

Deutsches  Reich:  Peter  Mlnchler, 
Das  deutsche  Eisenhüttengewerbe,  Ü  Bde.,  Stutt' 
gart  und  Tübingen  1852 — 1804.  —  Die  Ver- 
öffentlichungen des  reirhsstut  istischen  Amtes 
(Monatshefte    und    Jahrbuch).    —    Preuss.   Zeit' 

Auflage.    III.  31 
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»chrift  ßlr  Berg-,  Kutten-  und  Salinenwesen.  — 
ZeiUchrift  für  Berg-  und  Hüttenwesen.  —  StaM 
und  Eisen,    berg-  und  hättenmänn.   Zeitschrift. 

Oeslerreich'  Ungarn:  PreiherrC  CzöV' 
nig  f  Statist.  Handbüchlein  für  die  österr. 
Monarchie  (Wien  1861)  und  die  seitdem  erschie- 
nenen amilichen  statistischen  Jahrbücher  und 
Handbücher  Oesterreichs,  —  Statistisches  Jahr- 
buch des  k.  k,  Ackerbauministeriums.  Iku  S. 
Heft  jedes  Jahrganges  seit  1875.  Wien  1876  ff. 
—  Aus  der  österreichischen  Statistik:  die  Sta- 
tistik des  auswärtigen  Handels  bis  1890,  seither 
die  besondere  Publikation:  Statistik  des  ausw. 
Handels  des  österr.-ungar.  Zollgebietes  1891  ff.  — 
Statistisches  Jahrbuch  ßlr  Ungarn  1881— 189S, 
je  das  4.  Heft.  —  Ungar.  Statist.  Jahrbuch,  Neus 
Folge  189Sff.,  Budapest  1895  ff. 

Frankreich:  Annuaire  statistique  de  la 
JFVance.  —  Statistique  de  VJndustrie  mineraXe 
et  des  Appareils  ä  Vapeur  en  France  et  en 
Algerie  pour  l'annee  1897,  Paris  1898  und  die 
früheren  Jahrgänge.  —  Meybaud,  Le  fer  et  la 
houille,  Paris  1874. 

Belgien:  Annuaire  statistique  de  la  Bel- 
gique.  —  Annales  des  Mines  de  Belgiqiie.  Einen 
Auszug  hiervon  enthalt:  Statistique  des  Mines, 
Minieres,  Carrihres,  Usines  mineralurgiques  et 
appareils  ä  vapeur  pour  1896  par  Harze,  Bru- 
xelles  1897  und  frühere  Jahrgange. 

Schweden:  Statistisk  Tidskrift  utgiven  af 
kgl.  Stat.  Centralbyrän,  Arg.  1862 — 1899,  Stock- 
holm. —  Bidrag  tili  Sveriges  officiela  Statistik, 
c)  Bergshandtering  af  Kommers-Kollegium  for 
ar  1897,  Stockholm  1899  und  frühere  Jahrgänge. 

Russland:  Annuaire  statistique  de  la  Bussie 
1896,  Petersbourg  1897  und  frühere.  —  Statistisk 
Arsbok  för  Finnland  utg.  af  Statist.  Central- 
byran,  krg.  1877—1898,  Helsingfors  1877—1898. 

Spanien:  Beseha  geogrdßca  y  estadistica 
de  Espana,  Madrid  1888.  —  Estadistica  Minera, 
de  Espana  1897,  Madrid  1898  und  frühere  Jahr- 
gänge. 

Italien:  Annuario  statistico  italiano,  1898, 
Borna  1898  und  frühere  Jahrgänge. 

von  Jurawhelc 

in. 

Zollgeschichtliches. 

1.  Preussen  und  der  Zollverein.  2.  Oester- 
reich.  3.  Frankreich.  4.  England.  5.  Andere 
europäische  Länder.    6.  Vereinigte  Staaten. 

1«  Preussen  und   der   Zollyereln.     In 

Brandenburg  verbot  der  Grosse  Kurfürst  durch 
ein  Ed.  v.  20.  Mai  1667  die  Einfuhr  des  fremden 
Eisens,  solange  die  Vorräte  bei  den  Eisen- 
hämmern von  Feitz  (wo  über  1500  Ctr.  lagerten) 
und  Crossen  nicht  abgesetzt  seien.  Ausgenommen 
von  dem  Verbot  blieb  das  schwedische  und  vor- 
läufig auch  das  schulenburgische  Eisen.  Dieses 
Einfuhrverbot  wurde  1674,  1676,  1686  und  1703 
erneuert  und  1674  durch  ein  Verbot  des  fremden 
Stahles  ergänzt.  Auch  verschiedene  Eisen- 
fabrikate, nämlich  Sensen,  Strohmesser,  Futter- 
klingen sowie  Blech  und  Draht  wurden  „zu 
mehrerem  Aufnehmen  des  Landes"  1679  von  der 
Einfuhr  ausgeschlossen.  Fremdes  Eisen  hatte 
femer,  soweit  es  zugelassen  war,  nach  dem 
Tarif  von  1684  an  Accise  doppelt  so  viel  zu 
entrichten  als  einheimisches.   Unter  dem  König 


Friedrich  I.  wurden  die  eisernen  schneidenden 
ViTerkzeuge  aus  dem  Auslande,  soweit  ihre  Ein- 
fuhr gestattet  war,  mit  einer  besonderen  Accise 
von  6®/q  des  Wertes  belegt.  Unter  Friedrich 
Wilhelm  I.  blieb  dieses  Sperrsystem  in  Kraft, 
und  unter  Friedrich  d.  Gr.  wurde  es  teilweise 
noch  verschärft.  So  erfolgte  1768  das  gänzliche 
Verbot  aller  fremden  Schwarz-  und  Weissbleche, 
Roh-  und  Stabeisen  durfte  nur  auf  Grund  eines 
besonderen  Passes  eingeführt  werden,  und  die 
fremden  Eisenwaren  mit  Ausnahme  von  Aexten, 
Ambossen,  Spaten  und  Beilen  wurden  gänzlich 
verboten.  Die  Accise  für  inländisches  Eisen 
betrug  in  allen  Provinzen  nur  9  Pf.  vom  Ctr., 
die  für  fremdes  war  höher,  aber  in  den  einzelnen 
Provinzen  sehr  verschieden  und  stieg  im  Mag- 
deburgischen auf  12  gGr.,  im  Halberstädtischen 
auf  9  gGr.  vom  Ctr. ,  wozu  noch  12  gGr.  für 
die  Bergwerk-  und  Hüttenkasse  kamen.  Für 
die  zugelassenen  fremden  Eisenwaren  betrug 
sie  4  ^r.  vom  Thaler.  Nach  der  Katastrophe 
von  Jena  wurden  die  bis  dahin  verboten  ge- 
wesenen Eisenwaren  sowohl  in  den  von  den 
Franzosen  besetzten  Provinzen  als  auch  in  Ost- 
preussen  und  später  unter  der  wiederhergestellten 
preussischen  Verwaltung  vorläufig  zu  sehr 
mässifi^en  Zöllen  zugelassen.  Der  Tarif  von 
1818  brachte  dann  endgültig  einen  Umschwung, 
indem  er  das  Roheisen  sogar  als  notwendigen 
Rohstoff  betrachtete  und  gänzlich  frei  eingehen 
liess,  andrerseits  es  bei  der  Ausfuhr  allerdings 
mit  einem  Zolle  von  12  gGr.  (1,50  M.)  für  den 
alten  Ctr.  belegte.  Schmiedeeisen  in  Stanj^en 
und  Stäben  hatte  in  den  Ostprovinzen  an  ZoU 
und  Verbrauchssteuer  (die  bald  mit  dem  ersteren 
zu  einem  einzigen  Zollsatze  verschmolzen  wurden) 
1  Thlr.,  in  den  Westprovinzen  12  gGr.  für  den 
Ctr.  zu  entrichten.  Ebenso  hoch  waren  die 
Zölle  für  grobe  Gusswaren,  während  sie  für 
grobe  Waren  von  Schmiedeeisen  bezw.  19,75  M. 
und  15,25  M.  und  für  feine  Eisen-  und  Stahl- 
waren bezw.  71,50  M.  und  61  M.  betrugen.  In 
der  für  die  ganze  Monarchie  geltenden  Erhebungs- 
rolle V.  25.  Oktober  1821  blieb  für  unbearbeiteten 
Stahl  noch  ein  Unterschied  zwischen  den  Ost- 
und  Westprovinzen  mit  Zöllen  von  bezw.  3  M. 
und  1,50  M.,  die  übrigen  Sätze  aber  wurden 
ausgeglichen  und  betrugen  jetzt  für  grobe  Guss- 
waren 3  M.,  für  Eisenbleche,  Draht  und  Anker 
9  M. ,  für  grobe  Eisenwaren  18  M. ,  für  feine 
30  M.  für  den  Ctr.  Der  AusfuhrzoU  auf  Roh- 
eisen wurde  1827  auf  6  gGr.  (75  Pf.)  herabgesetzt 
und  1852  ganz  aufgehoben. 

Die  wichtigsten  Zollsätze  aus  dem  Zoll- 
vereinstarife stellen  wir  im  folgenden  auf  S. 
483  kurz  zusammen  (in  Mark  für  den  Doppel- 
centner  von  100  kg). 

Die  Einführung  des  Roheisenzolles  und 
einiger  Zollerhöhungen  im  Jahre  1845  hängt 
teilweise  mit  der  ausserordentlichen  Preiser- 
niedrigung infolge  der  englischen  Ueberproduk- 
tion  zusammen  (1843  bewegte  sich  der  Preis 
des  Roheisens  in  Schottland  zwischen  36  und 
44  sh.  per  Tonne),  teils  auch  mit  den  Schwierig- 
keiten des  Ueberganpfs  von  den  Holzkohlen  zu 
der  Koks  in  der  Elsenmetallurgie.  Noch  im 
Jahre  1842  wurden  im  Zollvereine  nur  10,8% 
des  gewonnenen  Roheisens  mit  Koks  oder  ge- 
mischtem Brennmaterial  dargestellt.  DerPuddel- 
prozess,  dessen  Anfänge  im  Rheinland  und 
Westfalen  in  die  zwanziger  Jahre  fallen,  hatte 
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Tarif') 

24.  X.  1839 
10.  X.  1845 
1.  V.  1865 

25.  V.  1868 
17.  V.  1870 
7.  VII.  1873 

V.  1.  I.  1877  ab 
15.  VII.  1879 


Roh- 
eisen 

frei 

2«) 

1,50 
I 

0,50 

frei 


Stabeisen 
je  nach  der 
Verarbeitung 
6—18 

9—15—18 

5—7 

5-7 

3,50  -  5 

2 

frei 
2,50 


£isenblech 

9—18—24 

18-24 

7—10,50—15 

7—10,50—15 

5-7 

2 

frei 


Grobe 

Grobe 

Feine 

Gusswaren 

Eisenwaren 

Eisenwaren 

6 

36 

60—300 

6 

36 

60—300 

2,40 

8—16 

24 — 60 

2,40 

8     16 

24—60 

2,40 

8 

24 — 60 

2 

5 

24 — 60 

frei 

frei 

24 — 60 

2,50 

6-15 

24—60 

3-5 

*)  Die  früheren  Tarifsätze  des  Zollvereins  sind  von  den  1839  festgestellten  nicht  wesentlich 
verschieden. 

*)  Durch  eine  preuss.  Kabinettsordre  v.  14.  VI.  1844  schon  v.  1.  IX.  1844  ab  eingeführt. 


sich  verhältnismässig  mehr  verbreitet  und  fand 
bei  27,4  ^o  der  Stabeisenproduktion  Anwendung. 
Unter  dem  Einfluss  des  gewaltig  zu- 
nehmenden Eisenbedarfs  für  den  Eisenbannbau 
machte  die  Koksverwendung  in  den  vierziger 
Jahren  rasche  Fortschritte,  so  dass  1853  in 
Preussen  nur  57  %  der  Hochofenerzeugnisse  mit 
Hilfe  von  Holzkohlen  gewonnen  wurden  und 
70%  der  Stabeisenproduktion  aus  den  Puddel- 
öfen kamen.  Im  Jahre  1864  war  die  erstere 
Prozentzahl  auf  10,6  gesunken  und  die  letztere 
auf  95,2  gestiegen,  und  die  Eisenindustrie  hatte 
bei  ihrer  kräfti^ren  Entwickelung  keinen  Grund, 
von  den  Zollermässigungen,  die  zunächst  durch 
den  Handelsvertrag  des  Zollvereina  mit  Frank- 
reich veranlasst  wurden,  eine  Schädigung  zu 
befürchten.  Die  weiteren  Erleichterungen  der 
Eiseneinfuhr  wurden  nicht  zum  wenigsten  durch 
die  Mitwirkung  der  damals  noch  durchaus  frei- 
händlerisch gesinnten  Vertreter  der  Landwirt- 
schaft erreicht.  Der  letzte  Schritt  in  diesem 
Sinne  geschah  im  Jahre  1873  unter  dem  Ein- 
druck der  Gründerwirtschaft  und  bei  einem 
ungewöhnlich  hohen  Preisstande  des  Eisens. 
Aber  der  Bück^ang  hatte  damals  bereits  be- 
gonnen, und  die  völlige  Beseitigung  zunächst 
des  Boheisenzolles  und  dann  aller  anderen  Zölle 
auf  Eisen  und  grobe  Eisenwaren  v.  1.  Januar 
1877  ab  erwies  sich  hinterher  als  eine  für  die 
Zukunft  der  Freihandelspolitik  nachteilige  Mass- 
regel. Denn  es  konnte  nicht  ausbleiben,  dass 
die  in  der  ganzen  Weltwirtschaft  bis  1879 
herrschende  Stagnation  und  Stockung  der  Eisen- 
industrie in  Deutschland  lediglich  der  Aufhebung 
der  Zölle  zur  Last  geschrieben  wurde.  Um- 
gekehrt suchte  man  auch  die  vorübergehende 
Besserung  der  Preise,  die  im  Jahre  1879  ein- 
trat, auf  die  Wiederherstellung  von  Eisenschutz- 
zöllen zurückzuführen,  obwohl  es  sich  auch  in 
diesem  Falle  um  eine  allgemeine  weltwirtschaft- 
liche Bewegung  handelte.  Die  Schutzzölle  von 
1879  sind  allerdings  im  Vergleich  mit  der 
älteren  von  massiger  absoluter  Höhe,  doch  darf 
die  Erniedrigung  des  normalen  Durchschnitts- 
preises des  Eisens  und  der  Eisenfabrikate  in 
den  letzten  fünfzig  Jahren  nicht  ausser  acht 

felassen  werden,  vermöge  welcher  sich  das 
rozentverhältnis  des  Schutzes  höher  berechnet. 
Die  Einwirkung  dieser  Zölle  auf  die  inländischen 
Eisenpreise  sind  hauptsächlich  erst  fühlbar  fi^e- 
worden,  nachdem  es  in  den  Hauptzweigen  aer 
Eisenindustrie  gelungen  war,  mehr  oder  weniger 
feste  Preisveremigungen  zu  stände  zu  bringen. 
Was  bei  der  gegebenen  Ausdehnung  des  Be- 
triebs im  Inlande  nicht  zu  dem  erhöhten  Preise 


abgesetzt  werden  kann,  wird  im  Auslande  zu 
einem  niedrigeren  Preise  verkauft.  Der  Schutz 
des  inneren  Marktes  unterstützt  natürlich  dieses 
Verfahren,  und  er  reicht  so  weit,  bis  der  in- 
ländische Preis  um  den  vollen  Zollsatz  höher 
steht  als  der  ausländische.  So  wird  es  möglich^ 
dass  von  Zeit  zu  Zeit  ausländische  Werke  bei 
Submissionen  auf  Schienen,  Eisenbahnwagen  etc. 
erfolgreich  konkurrieren,  obwohl  sie  den  Zoll 
für  ihre  Lieferungen  zu  entrichten  haben.  Durch 
die  Handelsverträge  vom  6.  Dezember  1891  mit 
Belgien,  Oesterreich  u.  s.  w.  sind  einige  Eisen- 
zollsätze des  Tarifs  von  1879  gebunden  worden ; 
eine  Herabsetzung  ist  nur  für  grobes  emailliertes 
Kochgeschirr  (von  10  auf  7,50  M.)  durch  den 
Vertrag  mit  Belgien  zugestanden  worden. 

2.  Oesterreich*  Auch  in  Oesterreich  ent- 
wickelte sich  die  Eisenindustrie  im  vorigen  Jahr- 
hundert unter  dem  Schutze  des  Prohibitivsystems. 
Die  Einfuhr  von  Eisenblech,  Guss waren  und  der 
meisten  Eisenfabrikate  war  unter  Maria  Theresia 
verboten.  Unter  Joseph  II.  trat  an  die  Stelle  des 
absoluten  Verbotes  die  „Ausserhandelsetzung"  (s. 
Art. Einfuhrverbote  oben  S.  320 ff.)  und  zwar 
erstreckte  sich  diese  nach  dem  Tarif  von  1788  auf 
Koheisen,  Schmiedeeisen,  Stahl  und  alle  groben  und 
feinen  Eisenwaren.  Wenn  die  Einfuhr  für  den 
Privat  verbrauch  erlaubt  wurde,  war  für  Roheisen 
vom  Ctr.  1  fl.  12  Kr.,  für  Schmiedeeisen  3  fl.  36 
Kr.,  für  Stahl  4  fl.  48  Kr.,  für  grobe  Eisenwaren 
12  fl.,  für  feine  30  fl.  an  Zoll  zu  entrichten.  Die 
Ausfuhr  von  Roheisen  war  verboten  und  der 
innere  Handel  mit  demselben  verschiedenen 
Beschränkungen  unterworfen.  Infolge  der  Ent- 
wertung des  Papiergeldes  wurde  1805  vor- 
geschrieben, dass  die  Zölle  für  alle  ausser  Handel 
gesetzten  Waren  in  Gold  oder  Silber  bezahlt 
werden  müssten.  Nach  dem  Specialtarif  von 
1812  betrug  der  Zoll  auf  Roheisen  3  fl.  45  Kr., 
auf  Schwarzblech  21  fl.  36  Kr.,  auf  Weissblech 
24  fl.,  auf  Eisen-  und  Stahldraht  36  fl.,  auf 
Schlosserwaren  60  fl.  für  den  Ctr.  brutto.  Der 
Partialtarif  von  1817  erniedrigte  den  Roheisen- 
zoll auf  2  fl.  24  Kr.,  nachdem  schon  früher  den 
Eisenwerkbesitzern  zeitweise  die  Einfuhr  zu 
12  Kr.  gestattet  worden  war.  Die  Ausserhandel- 
setzung von  Eisen  und  Eisenwaren  blieb  übrigens 
bestehen,  und  die  Ausfuhr  von  Roheisen  wurde 
nur  ausnahmsweise  gegen  einen  Zoll  von  48  Kr. 
erlaubt.  Eine  wesentliche  Aenderung  dieses 
Prohibitivsystems  brachte  erst  der  Tarif  von 
1851,  der  die  Ausserhandelsetzung  aufgab.  Roh- 
eisen konnte  vom  1.  Februar  1852  ab  gegen 
einen  Zoll  von  45  Kr.  für  den  Zoll-Ctr.  (So  kg) 
eingeführt  werden.    Für  Stabeisen  betrug  der 
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Zoll  2  fl.  30  Kr.,  für  Schienen  3  fl.  30  Kr.,  für 
Stahl  4  fl.,  für  Eisenblech  4—5  fl.,  für  feine 
Eisenwaren  ausser  Waffen  und  Nähnadeln  16  fl. 
30  Kr.  Durch  den  Handelsvertrag  mit  dem  Zoll- 
verein wurden  diese  Sätze  für  die  Vereinsstaaten 
auf  22^2  Kr.  für  Roheisen,  1  fl.  bis  2  fl  30  Kr. 
für  Schmiedeeisen,  Schienen,  Stahl,  Blech,  4  fl. 
30  Kr.  für  feine  Eisenwaren  herabgesetzt.  Im 
allgemeinen  Tarif  standen  1865  noch  Roheisen 
auf  0,42  fl  (Oe.  W.),  Schienen  auf  2,50  fl.,  Blech 
auf  3,50—4  fl.,  ferne  Eisenwaren  auf  6  fl.  für 
den  Zoll-Ctr.  Der  Handelsvertrag  von  1865  mit 
dem  Zollverein  setzte  diese  Zölle  auf  0,40  fl., 
1,50  fl.,  2,50— 4  fl.  und  4,50  fl.,  und  nach  dem 
neuen  Vertrage  von  1868  betrugen  sie  bezw. 
0,25  fl.,  1,25  fl.,  2—4  fl.,  7,59  fl.  (seit  1869  nur 
6  fl.\  Bei  der  beginnenden  Wendung  der  Öster- 
reich-ungarischen Handelspolitik  im  Jahre  1878 
wurde  der  Zoll  für  Roheisen  auf  0,80  fl.,  für 
Stabeisen  auf  2,75  fl.,  für  Bleche  auf  4—5  fl., 
für  Eisenwaren  auf  15  fl.  für  den  Doppel - 
Centn  er  gebracht.  Im  Jahre  1882  wurden  die 
Bleche  in  zahlreichen  Abstufungen  mit  Zöllen 
von  4—15  fl.,  die  feinen  Eisenwaren  mit  solchen 
von  8—30  fl.  für  100  kg  belefft,  und  1887  erfolgte 
eine  weitere  Erhöhung  der  letzteren  auf  15  his 
50  fl.  Nach  dem  Vertrags tarif  von  1891  beträgt 
der  Roheisenzoll  65  Kr.  (in  Goldgulden  zu  2  M.) 
für  100  kg,  der  Zoll  auf  Eisen  und  Stahl  in 
Stäben,  nicht  fa^onniert  2,50  fl.,  fagonniert  3  fl., 
für  Schienen  2,50  fl.,  für  Bleche  und  Platten 
4-9  fl.,'  für  gemeine  Eisengusswaren  2 — 8  fl., 
für  gemeine  Eisen-  und  Stahlwaren  4—8  fl.,  für 
Sägen  und  andere  Werkzeuge  10 — 15  fl.,  für 
feine  Eisen-  und  Stahlwaren  12 — 25  fl.,  für  Messer- 
Bchmiedwaren  und  Handfeuerwaffen  45  fl. 

3.  Frankreich.  In  Frankreich  wurde  das 
fremde  wie  das  einheimische  Eisen  1626  einer 
Verbrauchssteuer  unter  dem  Namen  „droit  de 
marque  sur  le  fer"  unterworfen.  Sie  betrug 
anfangs  10  Sous  für  den  Centner  (von  100  Pfd.) 

fewöfiiliches  Eisen  und  12  Sous  für  den  Centner 
tahl  und  blieb  mit  mancherlei  Abänderungen 
bis  in  die  Revolutionsperiode  hinein  bestehen. 
Die  Ausfuhr  von  Roh-  und  Schmiedeeisen  wurde 
durch  dasselbe  Edikt  verboten,  die  von  Stahl 
war  erlaubt,  aber  nur  nach  der  Markierung. 
Als  Gegenstand  des  Zollschutzes  erscheint  das 
Eisen  zuerst  in  dem  Colbertschen  Tarif  von 
1664,  dessen  Sätze  indes  noch  sehr  massig  sind : 
Roheisen  in  Gänzen  und  Platten  hatte  nur 
Vit  Li  vre,  Eisen  in  Stäben  3  Liv.  von  1000  Pfd. 
zu  entrichten,  während  Stahl  nur  1,4  Liv.,  eiserne 
Geräte  und  Werkzeuge  mit  1  Liv.  auf  den 
Centner  und  Weissblech  mit  15  Liv.  für  450 
Doppelblätter  belastet  waren.  Der  letztere  Zoll- 
satz wurde  im  Tarife  von  1667  verdoppelt  und 
später  noch  einige  Mal  verändert.  Der  Silber- 
wert des  Livre  war  damals  etwas  über  1,30  M. 
Das  im  Jahre  1701  erlassene  umfassende  Ver- 
bot englischer  Waren  erstreckte  sich  auch  auf 
alle  Messerschmiede-,  Kleineisen-  und  Schlosser- 
waren. In  dem  letzten  Jahrzehnt  vor  der  Re- 
volution finden  wir  als  Zoll  auf  Eisen  in  Stangen 
ö  Livres  (Francs),  auf  grobe  Gusswaren  10 
Livres  für  1000  Pfund,  auf  Schwarzblech  IV-, 
Liv. ,  auf  Weissblech  4  Liv.  für  den  Centner. 
In  dem  Tarife  vom  15.  März  1791  blieb  Roh- 
eisen in  Gänzen  als  Rohstoff  ganz  frei,  für 
Stangeneisen  betrug  der  Zoll  nur  1  Liv.,  für 
Schwarzblech  3  Liv.,  für  Weissblech  6  Lir.,  für  l 


Messerschmiedewaren  30  Liv.  auf  den  Centner. 
Zu  diesen  Zöllen  kamen  noch  die  Markierungs- 
abgaben (für  in-  und  ausländisches  Eisen)  von 

1  und  1  Vs  Liv.  —  Einige  Zollerhöhungen  ausser 
dem  Verbote  aller  englischen  Waren  fanden 
unter  dem  Kaiserreiche  statt,  eine  vollständige 
Neugestaltung  des  Tarifes  (mit  Aufgebung  der 
marque  des  fers)  aber  begann  mit  dem  G.  v. 
28.  April  1816.  Nach  demselben  war  die  Ein- 
fuhr von  Roheisen  in  Gänzen  von  weniger  als 
400  kg  Gewicht  verboten,  in  schwereren  aber 
(auf  französischen  Schilfen  mit  Einschluss  des 
dauernd  beibehaltenen  Kriegszehntels)  mit  einem 
Zolle  von  2,20  Frcs.  für  lÖO  kg  belegt  Dieser 
noch  massige  Satz  aber  wurde  1822  auf  9,90 
Frcs.  erhöht,  allerdings  mit  Ermässigung  auf 
4,40  und  6,60  Frcs.  bei  der  Einfuhr  auf  gewissen 
Strecken  der  Landgrenze.  Im  Jahre  1835 
erfolgte  eine  Herabsetzung  jenes  hohen  Zolles 
auf  8,80  Frcs.  und  1836  auf  7,70  Frcs.,  aber 
erst  1841  wurde  das  Einfuhrverbot  auf  Barren 
von  weniger  als  15  kg  beschränkt.  Das  Dekret 
V.  29.  August  1855  setzte  den  Zoll  allgemein 
auf  den  bis  dahin  nur  für  die  begünstigste  Land- 
grenzstrecke geltenden  Betrag  herab,  nämlich 
4,80  Frcs.  (mit  dem  seit  1855  bestehenden  dop- 
pelten Kriegszehntel),  und  in  dieser  Höhe  blieb 
er  im  Generaltarife  bis  1881,  während  der  Kon- 
ventionstarif für  die  Vertragsstaaten  anfangs 
den  Satz  von  2,50  Frcs.  und  seit  1864  den  von 

2  Frcs.  (mit  Einschluss  der  Kriegszehntel)  an- 
nahm. Nach  dem  General  tarif  e  von  1881  be- 
trägt der  Zoll  nur  noch  2  Frcs.  und  nach  dem 
Konventionstarife  nur  1,50  Frcs.  Diese  Sätze 
sind  auch  in  dem  General-  und  Minimal  tarif  von 
1892  beibehalten  worden.  Was  das  Schmiede- 
eisen betrifft,  so  war  von  1816 — 1855  die  Ein- 
fuhr desselben  in  Masseln  gänzlich  verboten ;  in 
der  Form  von  Platten,  Stäben  und  Schwarzblech 
hatte  es  nach  dem  G.  v.  1816  bei  der  Einfuhr 
auf  französischen  Schiffen  16,50—44  Frcs.  zu 
entrichten ;  diese  Sätze  wurden  1822  auf  27,50 — 
55  Frcs.  erhöht,  dann  in  den  Jahren  1835,  1836 
und  1853  allmählich  ermässigt,  bis  sie  18o5  auf 
12—16,80  Frcs.  kamen.  Der  Konventionstarif 
brachte  diese  Zölle  1861  auf  7—12  und  1864 
auf  6 — 11  Frcs.,  und  die  letzteren  Sätze  gingen 
auch  in  den  Generaltarif  von  1881  über,  während 
der  neue  Konventionstarif  eine  weitere  Herab- 
setzung auf  5—10  Frcs.  gewährte.  Der  General- 
tarif von  1892  enthält  Zollabstufungen  von 
6 — 12  Frcs.,  der  Minimaltarif  solche  von  5 — 11 
Frcs.  Weissblech  war  im  alten  Konventions- 
tarif und  im  Generaltarif  von  1881  mit  13  Frcs., 
im  neuen  Konventionstarif  mit  12  Frcs.  belastet. 
Die  Sätze  der  beiden  Tarife  von  1892  sind 
14—15  und  12—13  Frcs.  Was  die  Ausfuhr  be- 
trifft, so  war  die  von  Eisenerz  von  1791 — 1838 
unbedingt  verboten  und  von  da  bis  zur  Periode 
der  Handelsreform  nur  über  bestimmte  Grenz- 
strecken auf  Grund  ministerieller  Genehmigung 
gestattet.  Bis  1822  war  auch  die  Ausfuhr  voii 
altem  Eisen  und  Brucheisen  verboten ;  für  Eisen  in 
Gänzen,  Masseln  und  wenig  bearbeiteten  Formen 
waren  bis  1816  Ausfuhrzölle  von  2—6  Frcs.  für 
100  Kilo  zu  entrichten;  das  Gesetz  von  1816 
licss  nur  noch  einen  Zoll  auf  Roheisen  von 
1,10  Frcs.  bestehen,  der  1822  auf  25  Cts.  herab- 
gesetzt  und  1857  ganz  aufgehoben  wurde.  In 
betreff  der  Eisenfabrikate  erwähnen  wur  nur, 
dass   die  Schutzzölle  für  gewöhnliche  eiserne 
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Werkzeuge  und  landwirtschaftliche  Geräte  nach 
dem  Tarife  von  1791  nur  20,40—40,80  Frcs.  für 
100  kg  betrugen,  im  Jahre  1816  aber  auf  66 — 
110  Frcs.  (bei  der  Einfuhr  auf  französischen 
Schiffen)  und  1820  noch  weiter  (für  Stahlwerk- 
zeuge auf  220  Frcs.)  erhöht  wurden.  Im  Ge- 
neraltarife  traten  in  diesen  Sätzen  unter  dem 
Kaiserreiche  keine  wesentJichen  Aenderungen 
ein,  1881  aber  wurden  sie  auf  10 — 20  Frcs.  er- 
niedrigt, wie  dies  vorher  schon  im  Konventions- 
tarif  geschehen  war.  Die  Messerschmiedewaren, 
1791  nur  mit  40,80  Frcs.  belastet,  waren  im 
allfi^emeinen  Tarif  von  1797  bis  1881  verboten, 
während  sie  nach  dem  Konventionstarif  von 
1860  einen  Zoll  von  Ib^lo  des  Wertes,  nach  dem 
von  1881  einen  solchen  von  100—480  Frcs.  für 
100  Kilo  und  nach  dem  Generaltarife  von  1881 
einen  solchen  von  125-600  Frcs.  für  100  Kilo 
zu  entrichten  hatten.  Die  Sätze  des  General- 
tarifs von  1892  bewegen  sich  zwischen  SO  und 
800,  die  des  Minimaltarifs  zwischen  20  und 
600  Frcs.,  für  hauptsächlich  in  Betracht  kom- 
mende Artikel  sind  indes  die  Sätze  von  1880 
beibehalten.  Ueber  die  für  den  auswärtigen 
Handel  mit  Eisen  und  Eisenwaren  in  Frankreich 
besonders  wichtigen  zeitweiligen  zollfreien  Zu- 
lassungen s.  den  Art.  Veredlungsverkehr. 
4.  England.  In  England  wurde  die  Eisen- 
gewinnung, solange  sie  nur  mit  Hilfe  von  Holz- 
kohle möglich  war,  seit  dem  16.  Jahrhundert 
von  Staats  wegen  nicht  nur  nicht  befördert, 
sondern  durch  Beschränkung  der  Anlage  von 
Eisenwerken  und  des  Verbrauches  von  Brenn- 
material absichtlich  zurückgehalten,  weil  die  zu- 
nehmende Entwaldung  der  erzreichen  südlichen 
und  westlichen  Grafschaften  einen  ernstlichen 
Holzmangel  befürchten  Hess.  Die  Ausfuhr  von 
Eisen  war  streng  verboten,  die  Einfuhr  war 
noch  im  zweiten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts 
im  Steigen  begriffen  und  betrug  z.  B.  in  den 
Jahren  1761—66  durchschnittlich  48  000  Tonnen 
jährlich.  Der  grossartige  Aufschwung  der 
englischen  Eisenindustrie  datiert  erst  von  der 
erfolgreichen  Verwendung  der  Steinkohlen  zur 
Eoheisendarstellung ,  namentlich  aber  von  der 
Erfindung  des  Puddelprozesses.  Obwohl  nun- 
mehr die  üeberlegenheit  Englands  infolge  seines 
Kohlenreichtums  auf  lange  Zeit  sichergestellt 
war,  blieben  die  hohen  Schutzzölle  auf  Eisen 
und  Eisenfabrikate  doch  noch  lange  bestehen. 
Nach  dem  konsolidierten  Tarif  von  1787  hatte 
fremdes  Boheisen  bei  der  Einfuhr  auf  englischen 
Schiffen  67  Schill.  2  Pence  für  die  (englische) 
Tonne  zu  entrichten,  für  Eisen  in  Stäben  betrug 
der  Zoll  9  Schill.  11  Pence  auf  den  Centner 
(von  110  englischen  Pfd.),  für  Stahl  12»/,— 4öVo 
Schill.,  für  Eisendraht  bVU  SchiU.  auf  den  Ctr., 
für  Stahldraht  sogar  10  Pence  auf  das  Pfd. 
Frankreich  allerdings  konnte  nach  dem  Handels- 
vertrage von  1786  seine  Eisen-  und  Stahlwaren 
gegen  einen  Zoll  von  5—10%  des  Wertes  ein- 
inbj'en,  aber  der  Krieg  machte  dieser  Be- 
günstigung bald  ein  Ende.  Nach  dem  Tarif 
vom  2.  Jiüi  1819  betrug  der  Zoll  von  unver- 
arbeitetem Eisen  130  Schill,  für  die  Tonne,  für 
gegossenes  Eisen  20 ^/o,  für  alle  nicht  besonders 
tanfierten  Stahlwaren  50%  des  Wertes;  für 
Eisen  aus  den  englischen  Kolonieen  in  Amerika 
bestanden  niedrigere  Sätze.  Eine  innere  Ver- 
brauchssteuer auf  Boheisen  erhielt  1806  eine 
schwache  Majorität  im  Parlament,  wurde  aber 


schliesslich  nicht  durchgeführt.  Auch  die  unter 
Crom  well  eingeführte  Accise  auf  Eisen  (2Vi% 
des  Wertes  von  englischem  Eisen  in  Stäben, 
5^,0  von  Eisen-  und  Eisenwaren  aus  dem  Aus- 
lände) war  nach  der  Kestauration  wieder  auf- 
gegeben worden.  Die  Ausfuhr  von  Eisen,  die 
bis  dahin  nur  erlaubt  war,  wenn  die  Marine- 
kommissare auf  ihr  Vorkaufsrecht  verzichteten, 
wurde  1817  freigegeben.  Im  Tarif  von  1825 
wurde  der  Zoll  von  fremdem  Boheisen  auf  10 
Schill.,  der  von  Stabeisen  auf  30  Schill,  für  die 
Tonne  herabgesetzt;  1842  erfolgte  eine  weitere 
Erniedrigung  auf  bezw.  5  und  20  Schill.,  und 
1845  wurden  diese  Zölle  gänzlich  abgeschafft. 
Der  Zoll  auf  Eisen-  und  Stahlwaren  betrug 
1845  noch  15 ^/o  des  Wertes,  später  wurde  er 
auf  10  %  herabgesetzt,  und  seit  der  Reform  von 
1860  ist  er  gänzlich  verschwunden. 

5.  Andere  europäische  Länder.  Belgien 
erhöhte  sofort  nach  seiner  Trennung  von  Holland 
den  vorher  unbedeutenden  Koheisenzoll  auf 
2  Frcs.  für  100  kg,  den  Stabeisenzoll  auf  12,50 
Frcs.,  und  im  Jahre  1843  setzte  es  infolge  der 
damaligen  Krisis  der  Eise upr eise  den  ersteren 
sogar  auf  5  Frcs.  Ihre  natürlichen  Vorteile 
konnte  die  belgische  Eisenindustrie  erst  nach 
dem  vollen  Siege  des  Kokseisens  über  das  Holz- 
kohleneisen geltend  machen,  und  seitdem  konnte 
sie  mehr  und  mehr  auf  den  Zollschutz  verzichten. 
In  dem  Tarif  von  1865,  der  die  seit  1861  Frank- 
reich und  anderen  Staaten  gewährten  Zugeständ- 
nisse verallgemeinerte,  wird  Boheisen  und  roher 
Gussstahl  nur  mit  0,oO  Frcs.,  Stabeisen,  Stahl 
in  Stangen,  Draht  (v.  1.  Juli  1866  ab)  mit  1  Frcs. 
für  100  Kilo  belastet,  und  für  alle  Eisen-  und 
Stahlwaren  beträgt  der  Zoll  vom  1.  Juli  1866 
nur  noch  4  Frcs.  Der  Tarif  vom  13.  Mai  1882 
hat  diese  Sätze  nicht  geändert;  jedoch  belegt 
er  unverarbeitetes  Weissblech  mit  einem  Zolle 
von  3  Frcs.  und  verarbeitetes  mit  einem  solchen 
von  10  ^/o  des  Wertes.  In  dem  Handelsvertrag 
mit  Deutschland  von  1891  sind  die  Sätze  von 
1  Frcs.  für  Stabeisen  und  Stahl  in  Stangen,  Blech 
und  Draht  (mit  Ausnahme  der  Schienen)  und 
von  4  Frcs.  für  Eisen  und  Stahlwaren  (mit  Aus- 
nahme der  Nägel)  gebunden. 

Die  Schweiz  erhob  nach  dem  Vertrags- 
tarif von  1864  wie  auch  früher  nur  sehr  niedrige 
Eisenzölle:  von  Boheisen,  Stabeisen,  Eisenblech 
60  Cts.  für  100  kg,  von  Eisenwaren  4,7—15  Frcs. 
Nach  dem  Tarife  von  1884  sind  für  Boheisen 
und  Bohstahl  nur  10  Cts.,  für  Stabeisen,  Schienen 
und  Blech  0,60  —3  Frcs.  zu  entrichten  und  bei 
den  Messerschmiede  waren  stei^  der  Zoll  bis 
40  Frcs.  Diese  Sätze  finden  sich  auch  in  dem 
Vertragstarif  von  1891. 

In  Italien  war  nach  dem  Vertragstarif 
von  1863  Boheisen  in  Gänzen  zollfrei  (wie  auch 
schon  nach  dem  Tarif  von  1859).  Eisenbahn- 
schienen und  altes  Schmiedeeisen  hatten  1,15 
Frcs.  zu  entrichten,  und  auch  die  übrigen  Eisen- 
zölle bewegten  sich  in  massigen  Sätzen.  Der 
Tarif  vom  ^.  Mai  1878  brachte  keine  bedeutenden 
Erhöhungen  derselben,  dagegen  trägt  der  Tarif 
vom  14.  Juli  1887  auch  m  betreff'  der  Eisen- 
industrie, die  in  Italien  namentlich  wegen  des 
Kohlenmangels  nur  eine  beschränkte  Ent- 
wickelung  aufweist,  einen  entschiedeneren  pro- 
tektionistischen  Charakter.  Boheisen  ist  mit 
einem  Zoll  von  1  Frcs.  für  100  kg,  Schmiede- 
eisen  in  Masseln  mit  4  Frcs.,   in  Stäben  mit 
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"6.15—9  Frcs.,  Eisenwaren  sind  mit  10,50 — 30 
Frcs.  belastet.  Nach  dem  Vertragstarif  von 
1891  sind  Zölle  für  Schmiedeeisen  in  Stäben  etc. 
und  Eisenbahnschienen  auf  2,50  Frcs.,  ftlr  Eisen- 
-waaren  auf  6 — 24  Frcs.  ermässigt. 

In  Bnssland  waren  nach  dem  Tarif  von 
1821  Eisen  und  Eisenwaren  mit  prohibitiven 
Zöllen  belastet  und  die  Einfuhr  von  Roh-  und 
Stabeisen  zur  See  gänzlich  verboten.  Nach  dem 
Tarife  von  1857  betrug  der  Zoll  auf  Roheisen 
in  Gänzen  5  Kop.  für  das  Pud  (16,38  kg),  auf 
Eisen  in  Stangen,  Schienen,  Platten  35 — 70  Kop., 
Auf  Blech  1,50  Rbl.,  auf  gewöhnliche  Blechwaren 
2,50  Rbl.,  auf  nicht  geschliffene  Schlosserwaren 
4  Rbl.,  auf  Messerschmiede  waren  16  Rbl.  Der 
Tarif  von  1868  ß^ewährte  einige  Ermässigungen : 
der  Zoll  von  Schienen  z*  B.  ging  auf  20  Kop., 
der  von  Weissblech  auf  1,25  Rbl.,  der  von  Messer- 
schmiedewaren auf  12  Rbl.  zurück.  Der  Tarif 
von  1882  enthielt  u.  a.  folg^ende  Zollsätze :  Roh- 
eisen 6  Kop.,  Stabeisen  iO  Kop ,  Schienen  50 
Kop ,  gewöhnliche  Eisenwaren  1,10  Rbl.,  ge- 
wöhnliche Blechwaren  2,75  Rbl.,  Messerschmiede- 
waren 13,20—26,40  Rbl.  Auch  war  schon  1876 
die  Zahlung  der  Zölle  in  Gold  vorg^eschrieben 
worden.  Im  Jahre  1885  fand  eine  im  ganzen 
nicht  sehr  bedeutende  Erhöhung  einiger  Zoll- 
sätze für  verarbeitetes  Eisen  statt.  Eingreifender 
aber  war  der  Ukas  vom  21.  April  1887,  nach 
welchem  der  Zoll  auf  Roheisen  bei  der  Einfuhr 
zur  See  25  Kop. ,  bei  der  Landeinfuhr  30  Kop. 
für  das  Pud  betrug.  Für  Stabeisen  und  Stahl 
in  Stangen  waren  50  Kop.,  für  Eisen  in  Platten 
70  Kop.,  für  gewöhnliche  Eisenwaaren  1,40  Rbl. 
für  das  Pud  zu  entrichten.  Der  Tarif  vom 
11./23.  Juni  1891  setzte  die  Zölle  für  Roheisen 
auf  30  und  35  Kop.,  für  Stabeisen  und  Stahl  in 
Stangen  auf  BO  Kop.,  für  Eisen  und  Stahl  in 
Platten  und  Blechen  auf  85—100  Kop.,  für 
.Weissblech  und  für  gewöhnliche  Eisenwaren  auf 
1,70  Rbl.  für  das  Pud.  Der  Tarif  vom  1.'13.  Juni 
1893  setzt  Zollzuschläge  für  die  Waren  aus 
solchen  Ländern  fest,  welche  Russland  nicht  die 
Meistbegünstigung  gewähren. 

6.  YereiBigte  Staaten.  In  den  Vereinigten 
Staaten  war  Roheisen  bis  1816  ganz  zollfrei, 
•und  für  Eisenblech  und  Eisenwaren  aller  Art 
betrug  der  Zoll  bis  1792  nur  Vji^lo  des  Wertes. 
Bis  1816  aber  wurde  dieser  letztere  Satz  nach 
und  nach  auf  10,  15,  17'/,  und  schliesslich  35% 
des  Wertes  gesteigert.  Nach  der  Abänderung 
des  Tarifes  durch  das  G.  v.  20.  April  1818  war 
Roheisen  mit  0,60  Doli.,  Stabeisen  und  Eisen- 
blech mit  2,50  Doli,  auf  den  (englischen)  Ctr. 
belastet,  während  der  Zoll  für  die  nicht  be- 
sonders angeführten  Eisenwaren  nur  noch  20% 
betrug.  Dieser  letztere  Satz  wurde  1825  auf 
25%,  der  für  Stabeisen  auf  3,30  Doli,  erhöht. 
Ermässigungen  einzelner  Zölle  traten  1836  und 
1841  ein,  der  Tarif  von  1842  aber  hatte  wieder 
■eine  entgegengesetzte  Tendenz ,  wenn  er  auch 
den  Roheisenzoll  auf  9  Doli,  für  die  Tonne  und 
den  Stabeisenzoll  auf  2%  Cts.  für  das  Pfund 
herabsetzte.  Die  nicht  besonders  angeführten 
Eisenwaren  wurden  jetzt  mit  30%  belastet. 
Durch  den  Tarif  vom  30.  Juli  1846  wurde  der 
-Zoll  von  allem  Eisen  und  allen  Eisenwaren  ein- 
fach auf  30  /o  festgesetzt,  und  erst  1857  trat 
eine  Herabsetzung  dieses  Satzes  auf  24%  ein. 
Nach  dem  Tarife  von  1861  betrug  der  Zoll  auf 
Roheisen  6  Doli.,  auf  Stabeisen  15  Doli,  für  die 


Tonne ;  von  1865  bis  1870  stand  der  erstere  auf 
9  Doli.,  und  erst  1870  trat  eine  Ermässigung 
auf  7  Doli.  ein.  Für  die  nicht  besonders  an- 
geführten Eisenwaren  wurde  der  Zoll  1861 
wieder  auf  30  und  1862  auf  35%  des  Wertes 
erhöht.  Eine  im  Jahre  1872  vorgpenommene 
Herabsetzung  der  Zölle  wurde  1875  wieder  rück- 
gäne^ig  gemacht,  doch  blieben  die  nicht  be- 
sonifers  an^führten  Eisenfabrikate  seit  1876 
nur  mit  20%  belastet.  In  dem  Tarife  von 
1883  finden  wir  Roheisen  mit  33  Cts.,  Stabeisen 
mit  0,77—1,32  Doli,  für  den  Ctr.  belegt;  soweit 
Wertzölle  für  Eisen-  und  Stahl  waren  angenommen 
waren,  betrugen  sie  30—45%.  Der  (Mac 
Kinleysche)  Tarif  von  1890  Hess  den  Zoll  auf 
Roheisen  ungeändert  und  setzte  den  für  wenig 
bearbeitetes  Eisen  in  Stangen  und  Blechen  so- 
^ar  teilweise  herab.  Bei  Schwarzblech  z.  B., 
das  vorher  ohne  Preisunterscheidung  1,375  Doli, 
auf  den  Ctr.  zu  tragen  hatte,  wurden  letzt  nach 
dem  Preise  10  Klassen  unterschieden,  für  welche 
Qewichtszölle  von  55  Cts.  bis  3,85  Doli,  vom 
Ctr.,  in  der  höchsten  Stufe  aber  ein  Wertzoll 
von  45  %  zu  zahlen  sind.  Für  die  feinen  Messer- 
waren blieb  der  Zoll  auf  50%  des  Wertes,  für 
die  gewöhnlichen  aber  wurde  er  von  35  auf 
30%  herabgesetzt.  Der  Wilson-Tarif  von  1894 
ermässigte  den  Roheisenzoll  von  %o  Cts.  für 
das  Pfund  auf  %o  ^^s.  und  diesen  Satz  behielt 
auch  der  (Dingley-)  Tarif  vom  24.  Juli  1897  bei. 
Holzkohlen-Eisen,  nach  dem  Tarif  von  1890 
mit  22  Doli,  für  die  Tonne  belastet,  hat  nach 
den  beiden  folgenden  Tarifen  nur  12  Doli,  zu 
entrichten.  Für  anderes  Stabeisen,  T-Eisen  etc. 
wurde  der  Zoll  von  %o  Cts.  für  das  Pfund 
1894  auf  %o  und  1897 'auf  */io  vermindert. 
Auch  die  Blechzölle  wurden  durch  den  Tarif 
von  1894  weiter  erniedrigt  und  1897  nicht  er- 
höht. Für  geschmiedeten  Stahl  und  geschmie- 
detes Eisen,  gleichviel  in  welcher  Form,  waren 
1890  45 '^/'o,  nach  den  beiden  folgenden  Tarifen 
aber  nur  35  %  des  Wertes  zu  entrichten.  Viele 
Eisenfabrikate  jedoch,  die  1894  erleichtert  worden 
waren,  wurden  1897  wieder  stärker  belastet, 
zum  Teil  sogar,  wie  gewöhnliche  Messerwaren 
(40%),  höher  als  1890. 

Llttcrstnr:  Auster  den  bei  den  Artt.  it  Einfuhr- 
verbote v.  und  n Einfuhrzöllen  oben  S.  S SS  1^9 
bezw.      SS5JS6     angeführten      zoHge^chichÜichen 

Werken,  dem  deutschen  Handelsarchiv,  dem 
Bulletin  de  staiistique  et  de  legislation  com- 
paree  und  den  amtlichen  Enqueteberichten 
vgl.     Oeehelhduser,     Denkschrift     iWer     den 

Vertrag  des  Zollvereins  und  Belgien  und 
die  Lage  der  vereinsländischen  Eisenindustrie, 
I&ankfurt  1851,  —  Schaffte,  Die  westeuropäische 
ZoUreform  und  die  La^e  der  toUvereinsULndisch" 
östeiTeichischen  Industrie,  Tübinger  Zeitschr,  f. 
Staaisw.,  IS64.  —  Philippsonf  Der  Freihandel 
in  Eisen  und  seine  Gegner,  Berlin  1876.  — 
I>er selbe f  Die  Eisenindustrie  und  die  Eisen- 
enquete  (Ueft  6  der  Freihändlerischen  Blätter), 
Berlin  1878.  —  Rttschl,  Die  Eisenzölle  (SuppU- 
menthefi  VI  der  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. :  Die  Tarif- 
reform  im  Deutschen  Reiche  nach  dem  (?.  v.  15,  Juli 
1879),  Jena  1880.  —  SetHng ,  Geschichte  der 
preussisch-deutschen  Eisenzölle  von  1818  Ins  auf 
die  Gegenwart  (Schmollers  Forschungen  III,  4)t 
Leipzig  1882.  —  Beehet*,  Die  deutschen  Zoü- 
u7id  Handelsverhältnisse  in  ihrer  Beziehung  zur 
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Anbahnung  der  Ssterreichitch-deuUehen  Zoll*  und 
JfandeUeinigung  (Leiptig  1850),  S,  f44—S05. 
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Bisenbahnen. 

I.  Geschichte  nnd  Bedeutung  der  Eisen- 
bahnen (S.  487).  IL  Eisenbahnrecht  (S.  öOO). 
III.  Eisenbahnfrachtrecht  (S  517).  IV.  Eisen- 
bahnpolitik (S.  626).  y.  Eisenbahntarifwesen 
(S.  557).    VI.  Eisenbahnstatistik  (S.  673). 

I. 

Geschichte  und  Bedentnni^  der 
Eisenbahnen. 

1.  Geschichtliches.  2.  Bedeutung  und  Wir- 
kungen der  E.  3.  Organisation  nnd  Oekonoroie. 
4.  Arten  der  E. 

1.  Geschichtliches.  In  den  Spurwogen 
berührt  sich  ältestes  und  neuestes  der  Woge- 
te(»hiiik.  Von  alters  her  haben  die  Griechen, 
ihrerseits  vielleicht  anknüpfend  an  das  Vor- 
bild voraufgehender  Völker,  bei  der  Anlage 
ihrer  Falirstrassen  nicht  den  ganzen  Damm 
der  Strasse  planiert  und  fahrbar  gemacht, 
sondern  sich  damit  begnügt,  ausschliesslich 
Geleise  für  die  Wagenräder  anzulegen,  deren 
Spui'en  noch  heute  durch  ganz  GriechenLind 
sichtbar  sind  (wofür  auch  die  Sprache  Zeug- 
nis ablegt,  so  rinreiy  o6ov^  secare  viam; 
Xxvo£  >die  Spur«  gleichbedeutend  mit  odo^^ 
Weg)^).  Bei  entsjn-echender  Roheit  der 
Kultur  S(4ieint  noch  heute  etwas  Aehnliches 
üblich  zu  sein,  wie  es  u.  a.  Mackenzie 
AVallace  vom  innern  Russland  erzälüt  (Russia, 
chap.  1). 

Aber  auch  für  eine  höhei-e  Entwickelung 
der  Spiunwegetechnik  liefert  das  Altei-tum 
bereits  Beispiele,  wenn  es  wahr  ist,  dass 
beim  Bau  der  egj'ptischen  PjTamiden  zum 
Transport  der  Bli'k'Ke  Steinbahnen  mit  ver- 
tieft ausgearbeiteten  Spuren  angewendet 
worden  sind. 

In  den  Jahrhunderten,  die  uns  näher 
liegen,  scheinen  es  zunächst  Holzbahnen  ge- 
wesen zu  sein,  welche  iji  den  Stollen  der 
Bergwerke  am  Harz  und  im  Erzgebirge  be- 
reits im  15.  und  16.  Jahrhundert  g(^bräuch- 
lich  waren,  zm-  Beförderung  von  Hunde- 
kan^en,  die  mit  dem  Erze  beladen  waren. 
Um  die  Wende  des  16.  zum  17.  Jahrhimdert 
ist  diese  Einrichtung  in  die  englischen  Stein- 
kohlengruben verpflanzt,  ist  dort  allmählich 
vervollkommnet  worden,  indem  man  zur  Ver- 
mindenmg  der  Abnutzung  die  Holzgestänge 
mit  Eisenblech  oder  dünntm  Flacheisenstäben 
beschlug,  dann  (zuerst  1738)  gusseiserne 
S<:hienen  darauf  befestigte,  welche  1767  von 
RejTiolds,   1776  von  Cun-,  1789  von  Jessop 

*)  Dr.  0.  Schrader,  Linguistisch-histo- 
rische Forschungen  zur  Handelsgeschichte  und 
Warenkunde.    Erster  Teil,  Jena  1886,  8.  16. 


verbessert  wiutlen,  bis  endlich  Birkinshaw 
schmiedeeiserne  Schienen  einführte. 

Während  bia  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Schienenwege  Englands  (und 
vollends  des  Festlandes)  im  engsten  Smne 
lokale  waren,  von  Grundeigentümern,  Berg- 
werksbesitzem ,  Kanalgesellschaften  zum 
Gütertransport  gebraucht,  ist  es  im  Jahre 
1801  zum  ersten  Mal,  dass  im  englischen 
Parlament  eine  Konzession  zum  öffentlichen 
Betriebe  einer  Eisenbahn  (i-aüway  oder  tram- 
wav  gleichbedeutend  l)ezeichnet)  erteilt  wird, 
uncl  zwar  für  die  Verbindung  von  Wands- 
worth  nach  Croydon  (bei  London)  »zum 
Vorteile  des  Transports  von  Kohlen,  Korn 
sowie  aUen  Gütern  und  Wai-en  nach  und 
von  der  Hauptstadt  und  anderen  Orten  c 
Die  Konzession  wird  an  eine  Aktiengesell- 
schaft erteilt,  die  sich  »Siurey-Eisenbahn- 
gesellschaft«  nennt  AUe  Personen  erhalten 
das  Recht,  die  Bahn  zu  den  vorgeschriebenen 
Sätzen  mit  Pferden  imd  W'agen  zu  benutzen, 
vorbehaltlich  solcher  Vorschriften,  wie  sie 
die  Gesellscliaft  hinsichtlich  Konstridrtion 
der  Wagen  und  angemessener  Benutzimg 
der  Bahn  zu  machen  für  gut  halten  wird. 

Seit  Erlass  dieser  Akte  werden  neue 
Pferdeeivsenbahnen  fast  in  jeder  Session  des 
Parlaments  sanktioniert.  Im  Jahi-e  1821 
geht  eine  Akte  dm'ch  die  beiden  H&user, 
welche  den  Bau  einer  Bahn  von  bestimmten 
Kohlengi'uben  bei  Darlington  nach  dem 
Hafen  von  Stockton-on-Tees  genehmigt  Auf 
dieser  kleinen  Bahn  wai'  es  dann,  wo  zwar 
zunächst,  wie  bei  den  früheren,  nur  die 
Anw^endung  von  Pferdekraft  und  die 
Beföitlerung  von  Gütern  ins  Auge  gefasst 
war,  wo  es  aber  den  dringenden  Vor- 
stellungen von  George  Stephen son  ge- 
lang, entscheidende  Verauche  mit  Dampf- 
maschinen und  Pei-sonenbeförderung  zu 
machen  (was  im  Jahre  1823  durch  das 
Parlament  in  einer  amendierten  Akte  be- 
willigt wurde). 

Mit  diesem  Ereignis  ist  erst  die  Eisen- 
bahn im  voUen  Sinne  fertig,  und  die  Eng- 
länder unterscheiden  fortan,  indem  sie  den 
Namen  »railway«  für  diese  allein  vorbe- 
halten, dagegen  »tramway«  die  lokale  Bahn 
mit  Pfenlebetrieb  nennen. 

Freilich  hat  auch  die  Dampfmaschine, 
als  Mittel  der  Fortbewegung,  ihre  lange 
Vorgeschichte.  Schon  der  erste  Erfinder 
einer  ai'beitenden  Dampfmaschine,  der  Eng- 
länder Savary  (im  letzten  Jalirzehnt  des 
17.  Jahrhunderts),  dachte  daran,  den  Dampf 
zur  Fortbewegung  des  Fuhrwerks  zu  ge- 
hrauchen; im  Jahre  1759  teilte  Robinson, 
damals  Student  zu  Glasgow,  dieselbe  Idee 
seinem  Freunde  James  Watt  mit,  aber  der 
Entwurf  kam  nicht  zur  Reife,  wiewohl  Watt 
selbst  in  seiner  Patentbeschi-eibung  vom 
Jahre  1769  eine  derartige  Masclüne  angab, 
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zu  deren  Ausführung  keine  Schritte  gethan 
wurden.  Der  ei'ste,  welcher  einen  Dampf- 
wagen  wirklich  baute,  war  ein  Ingenieur 
Cugnot  in  Paris  (1769),  doch  ohne  Erfolg. 
Aehnlich  endeten  die  Versuche  des  Ameri- 
kaners E  v  a  n  s  (1772),  des  Schotten  S  y  m  i  n  g - 
ton  (1784—86),  des  Engländei-s  Murdock 
in  denselben  Jahren,  endlich  des  Engländers 
ThomasAllen  (1789).  An  die  Yerbindimg 
des  Dampfwagens  mit  den  Scliienenwegen 
dachte  zuei*st  Richard  Trevithick  in 
Comwallis,  welcher  1802  ein  Patent  nahm 
und  einen  Dampfwagen  baute,  der  1803  in 
der  Tliat  versuchsweise  benutzt  wimle,  aber 
sich  unbrauchbar  erwies.  Ihm  folgten 
melu^ere  erneute  Yersuche,  von  Blenkin- 
sop  (1812)  und  den  Brüdern  Chapman 
in  Newcastle  und  einigen  anderen. 

Ei-st  George  Stephenson  schuf  einen 
Dampf  wagen,  welcher  sich  bewährte.  Er 
brachte  1814  seine  erste  Lokomotive  auf 
die  Kolileneisenbahn  zu  Killingworth  in  der 
Nachbarschaft  von  Newcastle;  baute  später 
dann  die  Lokomotiven  für  die  Stockton- 
Darlington-Bahn  und  gewann  1829  bei  einer 
.Wettfahrt  der  für  die  Liverpool-Manchester- 
Bahn  konkurrierenden  Lokomotiven  den 
Preis  durch  die  gi-osse  Fahrgeschwindigkeit, 
welche  hauptsäclüich  auf  der  geschickten, 
reiclüiche  Dampferzeugung  gewälirenden 
Konstruktion  des  Kessels  beruhte. 

Hiermit  ist  aus  den  kleinen  Verhält- 
nissen der  Stockton-Dai'lington-Bahn  die 
Lokomotive  auf  die  grossen  Verhältnisse 
des  neueren  Personen-  imd  Güterverkehi-s 
übertragen  und  das  Beispiel  der  Liverpool- 
Manchester-Bahn  (1826  für  Güter-  imd  Per- 
sonenbeförderung mit  Dampfkraft  konzessio- 
niert) seit  ihrer  Eröffnung  am  17.  September 
1830  bahnbrechend  für  das  gesamte  Ver- 
kehrswesen der  Erde.  Allenthalben,  in  Eng- 
land wie  auf  dem  Festlande,  in  Amerika 
wie  in  Europa,  wird  man  aufmerksam  auf 
diesen  neuen  grossen  Fortschritt,  um  sich 
seiner  immer  allgemeiner  zu  bemächtigen. 
Auf  den  Spott  und  den  Unglauben,  welchen 
ihm  soeben  noch  die  öffentliche  Meinimg. 
teilweise  die  Ansicht  leitender  Autoritäten 
entgegengesetzt  —  in  England,  Deutschlaad, 
Franki-eich  etc.  —  folgt  jetzt  ein  Enthusias- 
mus, der  bald  seinei'«eits  in  das  Extrem 
führt.  Bereits  im  Jahre  1836  weist  Eng- 
land eine  Ueberspekulation  in  Eisenbahn- 
imternehmungen  auf,  welcher  ein  Jalirzehnt 
später  eine  zweite  und  viel  grössere  folgt, 
die  auch  auf  die  Länder  des  Festlandes 
überschlägt.  In  den  Jahren  1826—1843 
wurde  durch  das  englische  Parlament  für 
Eisenbahnunternehmungen  eine  Summe  von 
80  Millionen  £  genehmigt,  in  den  Jahren 
1844 — 47  allein  eine  Summe  von  252  Mil- 
lionen £.  Im  Jahre  1856  besass  das  Ver- 
einigte Königreich  von  Grossbritannien  und 


Irland  8707  englische  Meüen,  1869  15145 
Meilen,  1897  21 433  Meüen,  welche  letzteren 
ein  Kapital  von  1090  Millionen  £  darstellen. 

Unsere  gedrängte  Darstellimg  vei'mag 
nicht  in  die  Einzelheiten  der  Ent\\'ickelung 
in  den  verschiedenen  Ländern  einzugehen; 
sie  muss  sich  begnügen,  neben  kirrzen  An- 
gaben über  melu'cre  Staaten  des  Auslandes 
bei  den  Thatsachen  Deutsclüands  einen 
Augenblick  zu  verweilen. 

Frankreich  beginnt  mit  dem  G.  v. 
27.  Juni  1833,  welches  einen  Ki-edit  von 
V2  Millionen  Francs  zum  Behufe  von  Studien 
für  ein  Eisenbahnnetz  eröffnet.  Wälu*end 
dieser  Studien  werden  einzelne  lokale  Linien, 
gewissermassen  zum  Experimente,  von  Privat- 
untern elimiuigen  ausgefülu't  (von  Pai-is  nach 
Saint  Germain  1835,  nacli  Versailles  1836). 
Im  Jalu*e  1837  bringt  die  Regierung  die 
Vorlage  eines  Netzes  gi'osser  Linien  vor  die 
Kammer,  welche  zunächst  nur  einen  grossen 
Sti'cit  über  die  Fragen  der  Organisation 
(Staats-  oder  Privatunternehmen)  anfacht. 
Dann  werden  1838  einige  gi'osse  Privat- 
bahnen (Pai'is-Orleans  und  andere)  konzessio- 
niert. Ein  vollständiges  Netz  legt  dann 
1842  Thiers  der  Kammer  vor;  auf  Grund 
des  hiemus  entstandenen  G.  v.  11.  Jiuii 
1842  weixlen  in  den  Jahi-en  1843 — 45  eine 
Reüie  gi'össei-er  Eisenbahnen  konzessioniert, 
so  dass  jetzt  4034  km  (Ende  1841  erst 
977  km)  zugelassen  wai'en.  Ihi-e  festere 
Gestalt  empfing  dies  System  aber  erst  dm*ch 
die  Eim-ichtungen  Napoleons  UI.  (vgl.  unten 
den  Art.  Eisenbahnpolitik). 

In  Belgien  unterbreitete  schon  im 
Oktober  1830  ein  Komitee  von  Industinellen 
und  Landwirten  der  provisorischen  Regie- 
rung ein  Memoii'e,  die  in  Händen  HoDands 
befindliche  Wasserkommunikation  zwischen 
Rhein  und  Scheide  durch  eine  Eisenbahn 
zu  ersetzen,  und  der  Minister  des  Innern 
wurde  sogleich  beauftragt,  einen  Bericht 
hi  TÜber  zu  enstatten.  Durch  kgl.  V.  v. 
21.  August  1831  wmxlen  zwei  Ingeniem^ 
beauftragt,  England  zu  bei*eisen  und  ein 
Bahnprojekt  zu  entwerfen.  Anfang  1832 
legten  (liese  das  Projekt  einer  Balm  Ant- 
werpen-Köln vor,  und  die  Konzession  Ant- 
werpen-Lüttich wurde  ins  Auge  gefasst, 
aber  nicht  erteilt,  da  König  Leopold  ein 
Staatsbahnsystem  plante,  wie  es  die  Re- 
gierung am  19.  Jmü  1833  der  Re})rävsen- 
tantenkammer  anssprach,  die  mit  Majorität 
zustimmte  (G.  v.  1.  Mai  1834).  Hiernach 
wurde  Mecheln  zum  Mittelpunkte  des  bel- 
gischen Staat'^bahnsystems  gemacht,  mit  4 
Linien  nach  den  4  Hinmielsgegenden  (397  km). 
Eine  neue  Vorlage  folgte  1837,  welche  weitere 
152kni  demNetze  der  Staatsbahnen  hinzufügte. 

Holland  folgte  ei-st  1837,  1843  etc. 
mit  einer  Reihe  privater  Eisenbahnunter- 
nehmungen. 
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Am  schnellsten  folgten  dem  englischen 
Beispiele  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Bei-eits  im  Jahre  1830 
wurden  mehrere  Linien  eröffnet,  die  zum 
Teil  mit  Dampf  befahi'en  wurden  (die  Balti- 
more-Ohio, die  Süd-Carolina,  die  Moliawk- 
Hudson).  Indessen  alle  nur  von  geringer 
Ausdehnung;  1830  zusammen  64,5  km,  be- 
i-eits  nach  10  Jaluvn  4500  km,  dann  im 
Jahre  1850  12  000  km,  im  Jahre  1870  gegen 
80000  km,  endlich  1896  293000  km.  Ein 
bewundernswerter  Scliau[)latz  amerikanischer 
Unternehmungski-aft ,  die  sic^h  vorzugsweise 
in  den  grossen  Yerbindmigslinien  zwischen 
dem  Atlantischen  und  dem  Stillen  Ocean 
eii)i'obt  hat.  Das  Uebermass  dieser  Unter- 
nehmungskraft, jedoch  allerdings  zugleich 
die  eigentümlich  amerikanische  Art  der 
finanziellen  Grundlagen  für  die  Eisenbahn- 
bauten zeigt  sich  in  der  Tliatsache,  dass 
(nach  dem  neuesten  Berichte  des  Bundes- 
verkelirsamtes  in  Wasliington  über  die  Ent- 
wickehuig  der  Eisenbahnen  der  Vereinigten 
Staaten  für  das  Jahr  1895—1896)  von  den 
Aktien  70,17  ^/o  des  Aktienkapitals  gar  keine 
Erträge  lieferten  und  nur  12,40^/0  mehr  als 
6  ®/o,  dass  selbst  von  den  Obligationen  11,40  ^/o 
keine  Zinsen  zahlten;  ja  dass  151  Bahn- 
gesellschaften (30.  Juni  1896)  sich  im  Kon- 
kiu^e  befanden  mit  einer  Ausdehnung  von 
49  00<Jkm  (Archiv  für  Eisenbahnwesen,  Jalirg. 
1898,  S.  1053—1073). 

In  der  Schweiz  stand  zimächst  die 
Schwierigkeit  der  Ten-auiverhältnisse  im 
Wege,  daneben  die  Zersplitterimg  der  öffent- 
lichen Gewalten.  Erst  im  Jahre  1847  wurde 
als  erete  Linie  die  kurze  Strecke  von  Zürich 
nach  Baden  (im  Aargau)  eröffnet.  Die  Her- 
stellimg  des  neuen  Bundes  (1848)  wmtle 
endlich  der  Ausgangspimkt  für  gi-össere 
Schiitte.  Art  21  der  neuen  Bundesver- 
fassung räumte  dem  Bunde  das  Recht  ein, 
im  Interesse  der  Eidgenossenscliaft  öffent- 
liche Werke  zu  imtei*stützen.  Im  Dezember 
1849  wmxle  der  Bundesrat  mit  den  Vor- 
arbeiten für  ein  schweizerisches  Eisenbahn- 
netz betraut,  dazu  berief  man  die  beiden 
englischen  Ingenieure  Robert  Stephenson 
und  Swinburne.  In  den  Jahi*en  1851 — 52 
besdiäftigte  sich  die  Bundesvei-sanmilung 
mit  den  grossen  Organisationsfi'agen ,  die 
nach  manchen  Schwankmigen  thatsächlich 
im  Sinne  privater  Untemehmimgen  beant- 
wortet wurden.  Diese  haben  dann  all- 
mählich, zumal  seit  1870  teilweise  in  über- 
reichlichem Masse,  den  Verkehr  mit  Ver- 
bindungen versorgt.  Die  giösste  Leistung 
des  Eisenbahnbaues  auf  Schweizer  Boden, 
zugleich  epochemachend  in  der  ganzen  Ge- 
schichte der  Eisenbahnen,  ist  die  Gott- 
hardbahn  (1881),  welche  allerdings  nicht 
ohne  starke  Subventionen  der  Nachbar- 
staaten,  Italiens,    des   Deutschen   Reiches, 


Badens,  der  benachbarten  Kantone,  des 
Schweizer  Bundes  zu  stände  gekommen  ist. 
Durch  diese  Bahn  ist  der  geradeste  Schienen- 
weg von  der  Nordsee  zum  Mittelmeer  her- 
gestellt, eine  Sammellinie  für  die  ti-ansport- 
reichsten  euroi)äischen  Gebiete,  die  durch 
eine  Länge  von  1280  km  von  Amstenlam 
bis  Genua  sich  aneinander  schliessen.  Auf 
der  gi'ossen  Länge  des  Tunnels  (fast  15  km) 
berulit  die  verminderte  Benachteiligung  dm-ch 
Sclmee  und  Regen,  namentlich  aber  die 
horizontalere  imd  i-aschere  Fahrt.  Dm-ch 
diese  Bahn  ist  das  Ufer  der  Noixlsee  (Amster- 
dam) dem  Mittelmeere  ft'ir  den  Gütertrans- 
l)ort  auf  3  Tage  Fahrt  angenähert. 

Deutschland  hatte,  wie  sonst  im  Ge- 
biete des  wii*tscliaftlichen  Lebens,  auch  in 
seinem  Strassen wesen  zu  Beginn  dieses 
Jalu'hunderts  vieles  nachzuholen.  Nament- 
lich gilt  das  von  dem  grössten  und  fülii-en- 
den  Staate.  In  seinen  westlichen  ProN^inzen. 
dem  Hauptbezirke  seiner  aufblülienden  In- 
dustrie, wo  auch  die  ersten  Eisenbahnen 
entstanden,  sah  es  kurz  zuvor  traurig  aus. 
So  waren  im  Münsterlande,  dem  1803  durch 
Preussen  annektieiten  ehemaligen  Bistume, 
die  Wege  so  schlecht,  dass  der  Kammer- 
präsident von  Vincke  bei  Ei'öffnung  des 
Cleve-Märkischen  Landtages  im  Jalire  1805 
vorzog,  die  4^/4  Meilen  lange  Sti*ecke  von 
Münster  nach  Hamm  zu  Fuss  zuiückzidegen. 
Als  mit  Anlage  von  Kunststrassen  in  West- 
falen zuerst  angefangen  wmde,  fand  die 
Auswalü  der  Wegelinien  gix)sse  Schwierig- 
keiten, weil  die  anstossenden  Oi-tschaften 
sie  als  ein  üebel  betrachteten  wegen  der 
daran  sich  knüpfenden  Durchmäreche,  wegen 
des  Verlustes  an  Verdienst  für  Vorspann 
und  Ausbesserung  bei  den  alten  schlechten 
Wegen  und  dergleichen  mehr  (von  Vincke, 
in  der  Zeitschrift  »Hermann«,  Jahrg.  1816). 

Aber  bereits  im  März  1825  ist  es  der 
hochverdiente  Industrielle  FritzHarkort, 
welcher  auf  die  englischen  Eisenbahnen  hin- 
weist imd  ihre  Nachahmung  empfiehlt;  die 
Zeitschrift  »Hermann«  (Nr.  26.  vom  30.  März 
1825)  enthält  einen  Artikel  von  seiner  Hand 
über  die  »Eisenbahnen  (Raih-oads)«,  welcher 
liber  die  englischen  Projekte  berichtet.  Die 
Eisenbahnen  wenlen  manche  Revolution  in 
der  Handelswelt  hervorbringen,  heisst  es 
darin,  und  zum  Schlüsse  »möge  auch  im 
Yaierlande  bald  die  Zeit  kommen,  wo  der 
Triumphwagen  des  Gewerbefleisses  mit 
rauchenden  Kolossen  bespannt  ist  und  dem 
Gemeinsinne  die  Wege  balint«.  Im  Sommer 
1826  wurde  in  Elberfeld  eine  kleine  Probe- 
bahn aufgestellt.  Die  Folge  war  das  Projekt 
einer  Kohleneisenbalm  von  Heisingen  an 
der  Ruhr  nach  dem  Wupperthal.  Aber  es 
erhob  sich  alsbald  Widerspruch,  w^eil  die 
Kohlenfulirleute  diu-ch  Eisenbahnen  zu  sehr 
geschädigt  werden  würden,  weil  ein  Aus- 
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fall  an  Chausseegeld  eintreten  würde  etc. 
Melu*ere  vermeintlich  gefähnlete  Kolilen- 
gnibenbesitzer  i^emonstrierten  bei  der  Staats- 
regienmg  gegen  dieses  schädliche  Unter- 
nehmen, noch  ehe  das  Gesuch  um  Konzession 
eingei-eicht  wai\  Dieses  wurde  dann  in  der 
That  abschlägig  boschieden  (31.  Oktober  1826). 
Dann  folgte  1827  Harkorts  Denkschrift  über 
die  Vorteile  der  Eisenbahnanlage  für  den 
Freih.  v.  Stein,  welcher  sich  der  Sache 
warm  annalim.  —  Um  dieselbe  Zeit  ist  die 
Denkschrift  des  Regierungsi-ats  Krüger  in 
Minden  verfasst,  behufs  einer  Eisenbahn 
von  der  Weser  zum  Rheine,  die  Preussen 
von  Holland  unabhängig  und  Bi-emen  zinn 
Hauptseehafen  für  Rheinland  -Westfalen 
machen  sollte.  Sie  wurde  dem  Finanz- 
minister von  Motz  vorgelegt,  der  zuvor 
bereits  die  Entsendung  von  zwei  jimgen 
Technikern  (1826—27)  nach  England  ver- 
anlasst hatte,  auch  durch  eine  Reise  von 
Schinkel  imd  Beuth  nach  England  (1826) 
auf  die  Eisenbahnen  aufmerksam  gewonlen 
war.  In  dem  Hauptvenvaltungsbericht  für 
die  Jahre  1825—27  vom  30.  Mai  1828  an 
den  König  empfiehlt  Motz  den  Bau  einer 
Eisenbahn  von  Minden  nach  Lippstadt,  um 
»eine  ganz  neue  Richtung  für  den  Verkehr 
von  Bi-emen  nach  dem  westlichen  und  süd- 
lichen Deutschland  innerhalb  der  eigenen 
Grenzen  der  preussischen  Staaten  hervor- 
zurufen«. Jetzt  entstanden  melirere  Pi^ojekte. 
Der  erste  wirkliche  Erfolg  wai*  die  auf 
Harkort»  Veranlassung  1828  gebildete  Aktien- 
gesellschaft Steele-Voh Winkel  für  Pfenle- 
bahnbetrieb,  die  1830  vollendet  wurde  und 
1831  von  dem  damaligen  Generalgouveineur 
der  Rlieinlande,  Prinz  Wilhelm,  den  Namen 
erhielt.  Die  Eröffnung  der  Liverpool- 
Manchester-Bahn  gab  neuen  Antrieb.  Beim 
Zusammentritt  des  3.  Westfälischen  Land- 
tages (Dezember  1830)  reichte  Harkort  einen 
ausführlichen  Antrag  auf  Verbindung  der 
Weser  mit  der  Lippe  ein,  als  ständisches 
Unternehmen  mit  staatlicher  Unterstützung 
oder  auch  als  rein  staatliches  Unternehmen. 
Der  Landtag  sprach  sich  dafür  aus  und  er- 
nannte eine  Deputation  zur  Ausführung  des 
Planes.  Der  Landtagsabschied  der  Regie- 
nmg  erfolgte  erst  am  22.  Juli  1832  und 
versprach  Vorarbeiten  für  den  Fall,  dass 
»eine  Aktiengesellschaft  den  Bau  auf  Privat- 
kosten übernehme,  wozu  der  Staat  diu-ch 
Uebemahme  von  Aktien  eine  angemessene 
Beihilfe  gewähren  würde«.  Mehr  könnte 
nicht  zugesagt  werden,  »da  das  jetzige 
Kommunikationsbedürfnis  durch  die  vor- 
handene Chaussee  gesichert  sei,  die  künftige 
kommerzielle  Wichtigkeit  der  Anlage  auf 
unsicheren  Voraussetzungen  beruhe  etc.« 
Durch  die  Schrift  »Die  Eisenbahn  von 
Minden  nach  Cöhu  (März  1833)  suchte 
Hai'kort  auf  den  Gemeinsinn  der  Privaten 


zu  wirken,  aber  mit  geringem  Erfolge.  Für 
die  Teilstrecke  Kemnade-Elberfeld  gelang 
es,  die  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen 
zu  interessieren,  welche  Staatsbau  auf  Grund 
einer  Staatsanleihe  im  Ministerrate  befür- 
worteten, aber  hier  von  der  Mehrheit  über- 
stimmt wurden,  welche  auf  die  kgl.  V.  v. 
17.  Januar  1820  hinwies,  wonach  Staats- 
anleihen niu»  »zur  Förderung  des  allgemeinen 
Besten«  aufgenommen  werden  dürften.  Da 
der  westfälische  Landtag  auch  in  seiner 
Session  1833 — 34  die  Eisenbahnverbindung 
von  der  Weser  zum  Rheine  betrieb,  er- 
wirkte er  einen  günstigeren,  aber  zunächst 
nur  in  allgemeinen  Zusagen  sich  haltenden 
Landtagsabschied  (30.  Dezember  1834).  Erst 
das  Jahr  1835  brachte  Erfolge.  Fast  gleich- 
zeitig, da  im  Mai  1835  für  die  Leipzig- 
Dresdener  Bahn  das  Aktienkapital  gezeich- 
net war,  traten  am  19.  Juni  1835  in  Elber- 
feld  43  angesehene  Männer  zusammen,  die 
sich  zur  Uebemahme  von  Aktien  für  die 
BahnstreckenElberfeld-Düsseldorf  und  Elber- 
feld- Witten  »als  Sektion  der  Rhein- Weser- 
Bahn«  verpflichteten.  Die  erstere  Strecke 
wurde,  nachdem  Stephenson  sie  begutachtet 
hatte,  alsbald  in  Angriff  genommen,  die 
Teilstrecke  bis  Erkrath  am  20.  Dezember 
1838,  die  ganze  Bahn  am  3.  September  1841 
eröffnet.  Die  Strecke  Elberfeld- Witten  kam 
nicht  zu  Stande.  Erst  einer  späteren,  der 
1843  gegründeten  Köln-Mindener  Gesell- 
schaft, bei  welcher  der  Staat  ein  Siebentel 
der  Aktien  zeichnete,  gelang  die  Durch- 
führung des  ganzen  Planes,  von  dem  jene 
Linie  einen  Teil  bilden  sollte,  aber  nunmehr 
über  Hamm-Dortmund-Duisburg-Düsseldorf 
nach  Köln  (1845—47  vollendet). 

Der  erste  handgi'eifliche  Erfolg  des 
deutschen  Eisenbahnwesens  fäUt  ebenfalls 
in  das  Jahr  1835.  Am  7.  Dezember  1835 
wurde  die  erste  deutsche  Eisenbahn  mit 
Dampfbetrieb  zwischen  Nürnberg  und 
Fürth  eröffnet.  Nachdem  dort  seit  1814 
(durch  den  Techniker  J.  von  Baader)  eine 
Pfenlebahnverbindung  angeregt  worden,  war 
es  im  Jahre  1832  ein  Bürger  Nürnbergs, 
Joh.  Scharrer,  der  (durch  preussische  Tech- 
niker angeregt)  in  der  Bürgerschaft  der 
beiden  beteiligten  Städte  den  Plan  zur  Durch- 
führung brachte. 

Die  vorhin  erwähnte  Begrilndung  der 
Leipzig-Dresdener  Bahn  ist  das  Werk 
desjenigen  Mannes,  welchem  einer  der  ersten 
Plätze  in  der  Geschichte  des  deutschen 
Eisenbahnwesens  gebührt  —  Friedrich 
L  i  s  t  s.  Von  den  Vereinigten  Staaten  zurück- 
gekehrt, hatte  er  die  dort  gewonnenen  Ein- 
drücke mit  prophetischer  Begeisterung  in 
Deutschland  mitgeteilt  imd  agitatorisch  ver- 
breitet. Zunächst  stiess  er  auf  Unglauben 
der  entscheidenden  Ki'eise,  bis  seine  Nieder- 
lassung in  Leipzig  und  seine  Schrift  (1833) 
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»über  ein  sächsisches  Eisenbahnsystem  als 
Grundlage  eines  allgemein  deutschen  Eisen- 
bahnsystems, insbesondere  über  die  Anlage 
einer  Eisenbahn  von  Leipzig  nach  Dresden« 
den  Grund  zu  der  Bahn  Leipzig-Dresden 
legte,  indem  eine  Reihe  angesehener  Leipziger 
Bürger  dafür  gewonnen  wurde,  mit  denen 
vereint  List  es  dahin  brachte,  dass  am  14. 
Mai  1835  mit  einem  Schlage  das  ganze 
Aktienkapital  von  2  Millionen  Thalern  ge- 
zeichnet wurde.  Die  Eröffnung  der  Bahn 
erfolgte  am  7.  April  1839.  List  hatte  sie 
bereits  in  seinem  Prospekt  als  »grosses 
Nationalunternehmen«  bezeichnet,  das  sifh 
als  »Anfang  und  Mittelpunkt  eines  allge- 
meinen deutschen  Eisenbahnsvstems«  em- 
pfehle. 

Der  Einfluss  dieses  Erfolges  übertrug 
sich  nach  Magdeburg.  An  jenem  Tage  der 
glänzenden  Aktienzeichnung,  14.  Mai  1835, 
reichte  der  Oberbürgermeister  Francke 
in  Magdeburg  sein  Gesuch  um  Ziüassnng 
der  Bahn  Magdeburg-Leipzig  bei  der 
Staatsregienmg  ein.  Zugleich  trat  List  in 
Berlin  auf  und  bewarb  sieh  am  2L  Mai 
1835  durch  zwei  Immediatvorstellungen  \un 
die  Konzession  für  eine  Eisenbahn  von 
Hamburg  nach  Berlin,  Magdeburg 
und  Leipzig.  Er  teilte  darin  mit,  dass 
er  hei*eits  Schritte  gethan  habe  (in  Verbin- 
dung mit  Cotta  in  Stuttgart),  um  eine  Kon- 
zession von  Basel  nach  Mannheim  zu  er- 
halten. Indessen  Lists  Bewerbimg,  obwohl 
er  sich  eine  Reihe  angesehener  Bankhäuser 
zugesellt,  scheiterte.  Am  14.  Februar  1836 
wurde  diu-ch  königliche  Kabinettsordi-e  an 
Francke  und  Konsorten  die  Konzession 
erteilt.  Am  13.  August  1836  wurde  das 
Aktienkapital,  2,3  Millionen  Thaler,  mehr 
als  doppelt  (5  Millionen)  gezeichnet;  am 
13.  November  1837  wiuxle  das  königliche 
Statut  für  die  Bahn  verliehen.  Am  18.  Au- 
gust 1840  war  die  ganze  Strecke  vollendet. 
Schon  für  das  Jahi-  1840  gelangte  eine  Di- 
vidende von  4%  zur  Verteilung,  die  für 
1841  auf  5,  für  1842  auf  7,  für  1843  und 
folgende  Jahre  auf  l()®/o  stieg. 

Im  Frühjahr  1837  beauftragte  die  pi^eus- 
sische  Regienmg  eine  Kommission  von  hö- 
heren Beamten  mit  der  Vorbereitung  eines 
Gesetzes  über  die  Eisenbahnen.  Am  3.  No- 
vember 1838  wurde  ein  solches  Gesetz  er- 
lassen und  gilt  heute  noch  als  Grundlage 
der  preussischen  Eisenbahngesetzgebiuig. 
Das  Gesetz  ist  nur  auf  Aktienunternehmim- 
gen  berechnet,  vorbehaltlich  öffentlicher  Bei- 
hilfe im  einzelnen.  Bis  zmn  November  1842 
waren  auf  diese  Weise  zehn  Bahnen  ent- 
weder vollendet  oder  in  ihrer  Ausführung 
sichergestellt.  Es  waren  dies  die  Berlin- 
Potsdamer  (30.  Oktober  laSQ),  die  Düssel- 
dorf-Elberfelder  (3.  SeptemUn-  1841;,  die 
Berlin- Anhalt-Köthener  (10.  September  1841), 


Magdeburg-Leipziger  (18.  August  1840), 
Rheinische  (15.  Oktober  1843);  die  Berlin- 
Stettiner  (konzess.  12.  Oktober  1840),  Berlin- 
Frankfurter  (konzess.  15.  Mai  1841),  Magde- 
bm^-Halberstadter  (konzess.  14.  Januar  1842), 
Bonn-Köln  (konzess.  11.  Febniar  1841),  Ober- 
schlesische  Eisenbahn  (konzess.  2.  August 
1841).  Bei  der  Berlin-Anhalter  und  der 
Berlin-Stettiner  leistete  der  Staat  Hilfe 
dui-ch  Aktienzeichnung  oder  Zinsgarantie. 
Eingreifender  beteiligte  sich  der  Staat  seit 
1842,  indem  er  ein  Netz  notwendiger  Linien 
von  zusammen  220  Meilen  plante  und  ge- 
stützt auf  seine  günstige  J^'inanzlage  dessen 
Bau  durt^h  Zinsgai-antie  beförderte  (Rhein- 
Weser,  Thüringer  Bahn,  Ostbahn,  Frankfurt- 
Breslau,  Fortsetzung  der  Oberschlesischen 
Eisenbahn,  Posen-Preussen-S(*hlesien).  Die 
Entwickelung  gestaltete  sich  dann  derart, 
dass 

1844  im  Betrieb  waren  114  Meilen 
1Ö48    „        „  „     313      „ 

1860    „        „  „      737      » 


1872 


tt        »» 


„    Woo 
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(Anlagekapital  1844  34  Millionen  Thaler; 
1872  927  Millionen).  —  Näheres  über  die 
Massregeln  des  preussischen  Staates  imd 
sein  Verhältnis  zu  den  Eisenbahnen  s.  unten 
im  Art.  Eisenbahnpolitik. 

Zeigt  uns  dieser  kurze  üeberblick  über 
die  Entwickelung  der  Eisenbahnen  in 
Preussen  zunä(*hst  mühsame  und  lang- 
same Anfänge,  die  doch  nur  das  gleiclie 
sind,  was  wir  in  Fi^ankreich  und  anderen 
Ländern  ebenfalls  beobachten,  Anfänge,  die 
in  ihrem  Kontraste  gegen  EngLond  das  ge- 
treue Abbild  des  allgemeinen  Abstandes 
gegen  dieses  Land  sind,  so  geht  es  in  an- 
(leren  deutschen  Staaten  noch  langsamer, 
sei  es,  dass  die  treibende  Kraft  des  indus- 
triellen Geistes  fehlte,  sei  es,  dass  der  Cha- 
rakter d(T  Bevölkerung  und  der  Regierung 
verzögernd  wirkt.  So  im  Königreich  Han- 
nover. Seit  1834/35  setzte  hier  die  Re- 
gierung Kommissionen  nieder,  damit  diese 
die  an  sie  hei-an tretenden  privaten  Anre- 
gimgen  begutachteten.  Als  die  anfängliche 
Ansicht  von  der  Schädlichkeit  der  Eisen- 
bahnen überwunden  war,  wollten  doch  Re- 
gierung und  zumal  die  Stände  mir  Vorbe- 
reitungen treffen,  um  den  Bau  der  Haupt- 
linien an  private  Unternehmungen  zu  über- 
lassen, ohne  dass  solche  sich  meldeten. 
Endlich  27.  Juni  1841  trat  die  Regienmg 
mit  dem  Entschluss  vor  die  Stände  unter 
dem  Drucjke  der  Notwendigkeit,  auf  Staats- 
kosten Verbindungslinien  von  Osten  nach 
Westen  zu  bauen,  damit  nicht  durch  die 
Bahnen  der  Nachbarländer  das  Land  Han- 
nover brach  gelegt  weitle.  Im  Januar  1842 
spiuchen  sich  die  Stände  zustimmend  aus. 
Bis  Ende  1847  wurden  die  damals  be- 
sclilossenen  Linien  (zusammen  47   Meilen) 
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erbaut  (über  näheres  vgl.  W.  Lehzen,  Han- 
novers Staatshaushalt.  Erster  Teil,  1853, 
S.  259—307). 

Im  Grossherzogtum  Baden  \vurde  fünf 
Jahre  lang  die  Frage  der  Anlegung  einer 
Eisenbahn  besprochen.  Da  trat  die  Aktien- 
gesellschaft zum  Bau  der  Eisenbahn  von 
Strassburg  nach  Basel  aui,  und  es  wiutle 
die  Verlängerung  der  französischen  Bahn 
bis  an  die  rhein bayerische  Grenze  in  Be- 
ratung genommen;  als  nun  aber  eine  baye- 
rische Vei*oi"dmmg  zur  Bildung  einer  Aktien- 
gesellschaft für  eine  Bahn  von  der  Rhein- 
schanze bis  an  die  fi-anzösische  Grenze  bei 
Lauterbiu-g  auffoi-derte,  da  erfolgte  gleich- 
zeilig  mit  diesem  drohenden  Ereignis  im 
Jahre  1838  die  Einberufimg  eines  ausser- 
oi*dentlichen  Landtages  in  Baden.  Auf  Grund 
umfassender  Vorarbeiten,  an  deren  Spitze 
Friedrich  Nebenius  stand  (Bericht  des 
Komitees  für  Eisenbahnen  im  Grossherzogtum 
Baden  an  den  grossherzoglichen  Minister 
des  Imiern,  1837,  von  Fr.  N.),  war  ein  Pro- 
jekt für  die  das  Land  durchziehenden  Eisen- 
bahnen hergestellt,  welches  nach  dem  An- 
tiuge  der  Regierung  auf  Staatskosten  aus- 
gef  ülirt  werden  sollte  und  die  Genehmigung 
der  Kammem  erhielt.  Im  Mai  1843  wmxle 
die  Strecke  Heidelberg-Karlsruhe  eröffnet. 
Die  Main-Neckarbahn  samt  der  Mannheim- 
Friedrichsfelder  Seitenbahn  wurde  am  1. 
August  1846  eröffnet;  in  derselben  Zeit 
Mannheim-Freiburg   und   weiter   bis   Basel 

gl*.  A.Re  genauer,  Der  Staatshaushalt  des 
i-ossherzogtiuns  Baden,  ein  Handbuch  der 
badischen  Staatsfinanzverwaltimg,  Karlsruhe 
1863,  §§  411—412). 

In  Württemberg  eratattete  die  im 
Jalu'e  1830  niedergesetzte  königliche  Kom- 
mission im  Jahre  1834  ihr  Gutachten  zu 
Gunsten  einer  Eisenbahn  behufs  Verbindimg 
des  Neckars  mit  der  Donau  und  dem  Bo- 
densee. Als  vorläufiger  Fonds  zur  Unter- 
stützung von  Eisenbahnunternehmungen 
setzte  die  Regierung  in  den  Etat  von  1836 
bis  1839  die  Smnme  von  100000  Gidden. 
Um  dieselbe  Zeit  bildeten  sich  in  Stuttgart 
luid  Ulm  Gesellscliaften  zum  Eisenbahnbau, 
lösten  sich  aber  1838  wieder  auf.  Auch 
eine  Vorlage  der  Regienmg  1839  stiess  auf 
die  Scheu  der  Kammeni  vor  der  Hohe  der 
Baukosten.  Noch  1839  empfahl  der  w^ürt- 
tembergische  Ingenieur  Karl  Etzel  statt  der 
Dampf  bahnen  für  Württemberg  Pf enlebahnen. 
Erst  1843  kam  es  zur  BewiUigimg  von  3 
Millionen  Gulden  durch  die  Kammern,  1844 
schloss  die  Regierung  einen  Vertrag  mit 
einem  Berliner  Bankhause,  welches  Bau  und 
Betrieb  der  Eisenbahnen  übernehmen  sollte, 
indem  der  Staat  ein  Viertel  des  Aktienka- 
pitals von  42  Millionen  aufbrachte.  Aber 
der  König  wollte  jetzt  ein  Staatsbahn  netz, 
welches  nun  (1845)  beschlossen  wmtlc.    Die 


erste  Eisenbahn  wurde  1850  eröffnet  (Heil- 
bronn-Stuttgart-Bodensee). 

In  Bayern  folgt  auf  die  Nürnberg- 
Fthiiier  Bahn  als  erste  diejenige  von  Mün- 
chen nach  Augsbiu'g,  durch  eine  Aktienge- 
sellschaft 1837 — 40  erbaut.  Mangels  wei- 
teren Unternehmimgsgeistes  ging  man  1844 
zum  Staatsbahns3'^stem  über,  um  in  einer 
spekulativeren  Epoche  (1856)  wieder  zu  den 
Aktienbahnen  zurückzukehren.  (Bayerische 
Ostbalmen). 

2.  Bedeutung  und  Wirkungen  der  R. 
Wir  haben  zuvor  gesehen,  dass  imabhängig 
von  einander  der  Spur  weg  und  der 
Dampf  wagen  jeder  für  sich  durch  eine 
Stufem^eihe  der  Erfindungen  imd  Verbesse- 
rungen hindurch  gegangen  sind,  bis  sie 
beide  an  dem  Punkte  angelangt  waren,  an 
dem  sie  sich  vereinigen  keimten,  mul  durch 
ihrc  Vereinigung  dasjenige  dai'steUten, 
was  man  seitdem  unter  einer  Eisenbahn  im 
vollen  Sinne  vei'steht.  Der  Zukimft  bleibt 
es  vorbehalten,  an  die  Stc»lle  der  Dampfkraft 
etwa  eine  andere,  noch  wirksamere  oder 
wolüfeilere  Kraft  zu  setzen,  die  neueren 
Anfänge  der  Fortbewegung  dm^ch  Elektri- 
cität  weiter  zu  entwickeln;  aber  zunäclxst 
ist  es  die  Dampf  kraft,  deren  Vereinigimg 
mit  der  Eisenspur  eine  vollendete  Eisenbahn 
ausmacht. 

Nm*  durch  die  Vereinigung  wird  der 
eigentümliche  Erfolg  erreiclit,  dessen  sich 
die  Eisenbahn  seit  zwei  Menschenaltern  als 
Verkehrsmittel  für  grosse  Entfernungen  und 
grosse  Transportmengen  zu  rühmen  liat. 
Die  Trennimg  ist,  wie  sie  historisch  eine 
Vorstufe  bedeutet,  auch  weiterhin  möglich 
geblieben,  in  ihren  Grenzen  selbst  zweck- 
mässig befunden,  —  aber  niemals  ohne  ein 
grosses  Opfer  an  der  vollen  Leistungsfähig- 
keit der  Eisenbalinen.  Der  Dampf  wagen 
auf  der  gewöhnlichen  Fahrstrasse,  ohne 
Spurweg,  ist  in  immer  erneuten  Experi- 
menten wieder  aufgetaucht,  ohne  dass  es 
ihm  bisher  gelungen  wäre,  den  Spurweg 
unentbelirlich  zu  machen.  Die  Eisenspur 
hat,  den  älteren  Eisenbahnen  (England  1801ff.) 
entsprechend,  sich  mit  der  Pfenlekraft  be- 
gnügt, und  diese  Einsc*lu'änkimg  ist  für  ge- 
wisse Aufgaben  des  Verkehrs  geiude  in  der 
neuesten  Zeit  beliebt  geworden;  aber  nie- 
mals ohne  ein  grosses  und  be\Kiisstermassen 
gebrachtes  Oi)fer  an  der  hohen  Leistungs- 
fähigkeit der  eigentlichen  (mit  Dampfkraft 
befahrenen)  Eisenbahnen. 

Gerade  die  erste  der  beiden  Alternativen, 
die  schwierigere  Aufgabe  für  die  Technik 
und  die  bisher  wenig  erfolgreiche,  nämlich 
die  Lostrennung  des  Dampfwagens  von  der 
Eisenspur,  liat  durch  gewisse  wiilschafts- 
politische  Bestrebungen  Anreiz  erlialten. 
Denn  weil  die  Vereinigung  von  Dampfkraft 
und    Schiene   für   den  Betrieb   die  Konse- 
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quenz  hat,  dass  doi*solbo  im  Intorosso  der 
Sicherheit  und  (h'dnung  in  einer  einzigen 
Hand  ruht,  so  entstt'ht  dadurch,  aus  (lern 
technischen  W(*sen  dieser  Yerkehrsanstalt 
heraus,  das  B*?dürfnis  einer  ökonomischen 
Centraiisation,  welche  den  Tendenzen  des 
»Systems  der  fi-eien  Konkurn»nz«  wider- 
spricht. Der  durch  diese  TcH-hnik  herl)ei- 
geffihrten  CentralivSition  sucht  man  zu  ent- 
rinnen, indem  man  eine  Teclmik  an  die 
Stelle  setzt,  welche  die  sonst  gewohnte  Frei- 
heit der  Verkehrsmittel  auf  ()ffentlichen 
Wegen  hei-stellt.  Erst  eine  Reihe  von  MiSvS- 
erfolgen  auf  der  Bahn  dieses  Gedanken- 
ganges fülirt  zu  der  einfachen  Erkenntnis, 
dass  man  <He  Technik  der  Eisenbahnen, 
wenn  man  ihre  ganzen  Vorteile  will,  auch 
mit  solchen  Institutionen  umgeben  muss, 
welche  ihrem   eigenen  Wesen  entsprechen. 

Die  Vorteile,  welche  aus  der  Technik 
der  Eisenbalnien  folgen,  sind  im  einzelnen 
diese. 

Erstens  die  Geschwindigkeit  der 
Beförderung.  Die  Schranken  derselben 
liegen  praktisch  in  der  Rücksicht  auf  die 
Si(:herheit  und  Oekonomie,  physisch  in  der 
Leistimgsfähigkeit  der  Maschine  (eine  Loko- 
motive, welche  400  Tonnen  mit  Güteraugs- 
geschwindigkeit  zu  befönh»m  vermag,  wünle 
bei  einer  bLs  auf  160  km  in  der  Stunde 
getriebenen  Fahrgeschwindigkeit  nur  noch 
ihr  eigenes  Gewicht  befönlern  können). 
Aber  innerhalb  dieser  Si^hranken  ist  es 
möglich  gewoi-den,  an  Stelle  der  h^V»hsten 
Geschwindigkeit  der  englischen  Diligencen 
(15 — 16  km  in  der  Stunde)  eine  Geschwin- 
digkeit von  70—80  km  zu  errcnchen. 

Zweitens  die  Massenhaftigkeit  der 
Transi)ortmengen.  Dieselbe  beruht  auf  der 
physikalischen  That<ache,  dass  die  ghnche 
Zugkraft  auf  dem  glatten  Schienenwege  bei 
horizontaler  Lage  des  Planimis  etwa  das 
Zwölffache  verglichen  mit  dem  Tmnsport 
auf  guter  Landstiasse  leistet,  bei  einer  Stei- 
gung von  1 :  300  das  Sechsfache,  hn  einer 
Steigimg  von  1 :  30  noch  das  Doppelte.  Sie 
beruht  ferner  auf  den  Eigenschaften  des 
mechanischen  Motors,  verm(")ge  deren  tnne 
Dampfpferdekraft  ihren  faktischen  Arbeits- 
leistungen nach  drei  lebende  Pferde  ersetzt. 
Weg  und  Motor  wirken  also  zusammen,  um 
Leistimgen  zu  stände  zu  bringen,  die  in  der 
heute  vorhandenen  Massenhaftigkeit  durch 
tierische  Zugkräfte  überhaupt  nicht  bewäl- 
tigt werden  könnten.     (Sax.  II,  7.) 

Drittens  die  Regelmässigkeit,  mit 
welcher  diese  Massen  bewegt  werden.  Die 
gesteigerte  Pünktlichkeit  des  Personen-  imd 
(jüteiTerkelirs  auf  den  Eisenbahnen  ergiebt 
sich  aus  der  Statistik  der  Zugverspähuig»Mi, 
nach  welcher  etwa  um  1  ^/o  di(^  fahrj)lan- 
mässige  Zeit  übei-schritten  wird.  I)(»r  Vor- 
teil dieser  Pünktlichkeit  erhellt  im  Zusam- 


menhange eines  intensiveren,  geordneteivn, 
kultiwrtenm  Volkslebens  sowohl  für  die 
Redürfnisse  des  i>ei*sönlichen  Verkehrs  wie 
für  den  Gütei-ti-anspoit. 

Viei-tens  die  Sicherheit  für  Leben 
und  Gesimdheit  der  Reisenden  und  des 
Fahri)ei-sonals.  Im  Widerspruclu»  mit  dem 
obemäehlichen  Eindrucke,  welcher  die  akuten 
Schivcknisse  einzeln(»r  gi-osser  Eisen bahn- 
unfälle  in  eine  unrichtige  Relation  zu  der 
Gesamtheit  der  Fahrten  und  beförderten 
Personen  bringt,  h^hrt  <lie  Statistik,  dass 
verglich(»n  mit  den  Postkutschern  die  Sicher- 
heit eine  vielfach  gi'össere  geworden  ist. 
Bei  den  französischen  Eisenbahnen  kam  in 
den  Jahren  1835 — 75  auf  5  Millionen  Reisende 
1  getöteter  und  auf  580000  Reisende  1  Ver- 
wundeter, wähi-end  in  den  Jahren  1846 — 55 
bei  den  mit  den  Diligencen  Beförderten  auf 
355  000  Reisende  1  getöteter  und  auf  29  570 
Reisende  1  Verwundeter  kam.  Die  Ziffern 
der  anderen  Länder  sind  im  ganzen  ähn- 
liche. Hierbei  ivst  freMÜch  nicht  eingerechnet 
die  grössei-e  Zahl  des  verunglückten  Zug- 
personals der  Eisenbahnen.  Aber  bei  dem 
grossen  Abstände  der  G(»falir  zwischen  altem 
und  neuem  Transjwrtmittel  bleibt  für  diese 
ein  weiter  Spielraum,  um  doch  noch  einen 
grossen  Vorspnmg  der  Sicherheit  zu  Gunsten 
der  Eisenbahnen  übrig  zu  lassen. 

Das  Moment  der  »Massenhaftigkeit* 
äussert  sich  in  der  Wohlfeilheit  des 
Transportes  auf  den  Eisenbahnen. 

Hier  einige  Beispiele  zum  Belege. 

Die  Kohlenbeförderung  kostete  in 
Rheinland-Westfalen  um  die  Zeit,  da  die 
ersten  Eisenbahnen  geplant  wurden  i),  für 
den  tkm  berechnet  durch  Frachtfuhrwerk 
40  Pf. ;  die  anfängliche  Fracht  auf  den  Eisen- 
bahnen betrug  13 — 14  Pf.;  die  heutige  re- 
gelmässig erhobene  Fracht  beträgt  2,2  Pf. 
und  der  Frachtsatz  der  Ausnahmetarife  bis 
zu  1,25  Pf.  Aehnlich  für  Eisen  fort- 
schreitende Ermässigung  von  40  Pf.  bis  auf 
2,2  und  1,7  Pf.  und  desgleichen  für  Ge- 
treide. Die  durchschnittlichen  Einnahmen 
für  Frachtgut  (ohne  Eilgut)  pro  tkm  sind 
allenthalben  im  Laufe  der  Jahrzehnte  bis 
in  die  letzten  Jahre  zurückgegangen:  in 
Frankreich  1855  7,65  Cent.,  1888  5,66  Cent., 
in  Deutschland  1872  5,91  Cent.,  1887  4,93 
Cent.,  in  Oesterreich  1872  8,15  Cent.,  1887 
6,09  Cent.2). 

Perdonnet  berechnet  für  das  Jahr  1864 
den  Minderaufwand  infolge  der  Eisenbahnen 
im  Personen-  und  Frachtverkehr  für  Frank- 
reich auf  rund  5(M)  3Iillionen  Francs  jähr- 
lich, d.  h.  die  Zinsen  eines  Kapitals  von  10 
Milliarden,  wähnMid  das  Anlagekapital  der 


')  Vgl.  Ulrich,  Jahrb.  f.  Nat  u.  Stat.  1891, 58. 
*)   Pirard.  Tratte   des   chemins  de  fer  IV, 
485;  I,  584;  vgl.  Ulrich  a.  a.  0. 
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damals  im  Betriebe  befindliehen  französischen 
Eisenbahnen  etwas  über  4  Milliarden  be- 
trug. (Traite  elementaire  des  chemins  d. 
f.  i;  XVIff.)^). 

Auf  den  preussischen  Staatsbahnen^)  be- 
stehen 4  Wageuklassen  mit  den  Normal- 
Sätzen  von  2,  4,  6,  8  Pf.  für  das  Kilometer 
in  den  Personenzügen  (42/s,  6^/3,  9  PI.  in 
den  Sehnellzügen).  Daneben  werden  für 
Saison-,  Retour-  und  Rundreisebillets  Er- 
mässigungen von  30 — 40%  gewährt.  In 
der  I.  Kksse  reist  kaum  1%  aller  Reisen- 
den, in  der  II.  Klasse  kaum  12^/0,  aber 
550/0  in  der  III.,  30  0/0  in  der  IV.  Klasse. 
Hier  liegt  die  grosse  Masse  der  Verwohl- 
feilerung  gegenüber  dem  einstmaligen  Ver- 
kehr der  rersonenposten  etc.,  deren  Preis 
von  einstmals  und  heute  auch  über  den  Be- 
förderungssatz der  II.  Klasse  der  Eisenbahn 
weit  hinausgeht,  selbst  den  Satz  der  I.  Klasse 
übertrifft ;  w^obei  dann  wiedenim  die  bessere 
Beschaffenheit  der  höheren  Klassen  der 
Eisenbahnwagen  gegenüber  den  Postwagen 
ins  Gewicht  fällt.  Hierzu  kommt,  dass  eine 
fernere  Verwohlfeilenmg  in  den  nächsten 
Jahren  bevorsteht,  wenn  dieselbe  auch  nicht 
den  überspannten  Ansprüchen  der  neuesten 
Reformagitation  wird  entsprechen  können. 
Die  I^eistungsfähigkeit  der  Eisenbahnen 
für  den  Transi)ort  von  Gütern  ist  hinsicht- 
lich der  Bewältigung  grosser  Massen  und 
hinsichtlich  der  Wohlfeilheit  der  Beförde- 
rung in  den  letzten  Jahivn  durch  eine  leb- 
hafte Bewegimg  in  der  Oeffentlichkeit,  zu- 
mal in  Deutschland,  aber  auch  in  anderen 
Ländern,  zu  Gunsten  der  Wasserstrassen, 
insbesondere  der  Kanäle  (künstlichen  Wasser- 
strassen) in  Frage  gestellt  worden.  Indessen 
nicht  durch  Vergleichung  der  vergleichbaren 
Momente  und  nicht  auf  dem  Boden  der  be- 
weisenden Erfahnmgen,  sondern  vermöge 
einer  Durcheinandermengimg  technischer, 
ökonomischer  und  finanzieller  Gesichtspunkte. 
Was  zunächst  die  technische  Leistungs- 
fähigkeit der  Eisenbahnen  anlangt,  so  haben 
dieselben  gezeigt,  dass  sie  im  stände  sind, 
den    allergrössten    Massengüterverkehr    zu 


*)  Hier  ein  Beispiel  von  extremer  Kostbar- 
keit des  Transports  auf  niedriger  Kulturstufe, 
zum  Kontraste  gegen  die  obigen  Zahlen.  Die 
„Kolonialzeitnng^  brachte  kürzlich  von  kundiger 
Hand  die  Berechnung  der  Kosten  eines  auf  dem 
Victoriasee  (Afrika)  aufzustellenden  Dampfers, 
und  zwar  sind  dies  die  folgenden: 

1.  Bankosten  in  Hamburg  .    .       77  000  M. 

2.  Seetransport  von  Hamburg 

bis  zur  afrikanischen  Küste      16000  „ 

3.  von  der  Küste  zum  Victoria- 
see Trägerkosten  für  100000 
kg  (3400  Träger  und  30  kg 
für  120  Tage  ä  40  Pf.,  da- 
zu Reservemannschaften  etc.)     180000  „ 

•)  Todt,  Archiv  f.  Eisenb.,  1886. 


bewältigen.  Dieses  ist  geschehen  in  den- 
jenigen Revieren  Englands,  welche  diu'ch 
grosse  Industrie,  Kohlengruben  u.  s.  w. 
die  ungeheuersten  Zumutungen  an  die  Eisen- 
bahnen machen  (Lancashire,  Yorkshire). 

Was  dann  die  ökonomische  Leistungs- 
fähigkeit betrifft,  so  zeigt  die  Erfahrung 
ebenfalls  von  England,  dass  unter  der  Kon- 
kurrenz der  Eisenbahnen  selbst  die  unent- 
geltliche Meeres  Wasserstrasse  in  der  Küsten- 
schiffahrt besiegt  worden  ist.  Die  Statistik 
zeigt,  dass  die  englische  Küstenschiffahrt  im 
Zeitalter  der  Eisenbahnen  verkrüppelt   ist. 

Der  neueste  Versuch  mit  dem  äeekanal 
von  Manchester  nach  Liverpool,  als  Kon- 
kurrenzunternehmen gegen  die  Eisenbahnen, 
ist  ein  einziges  grosses  Fiasko.  Vollends 
gehören  die  alten  Kanäle  in  England  seit 
dem  Zeitalter  der  Eisenbalinen  der  Ver- 
gangenheit an.  Sie  sind  eine  überwundene 
Technik. 

In  Deutschland  ist  keineswegs  ein  Be- 
weis für  das  Gegenteil  geführt  worden. 
Der  Unterschied  besteht  hier  in  der  anders- 
artigen finanziellen  Organisation  der  Ver- 
kehrsanstalten, der  Eisenbahnen  sowohl  wie 
der  Wasserstrassen.  Weil  der  Staat  beide 
in  seinem  Besitze  und  in  seiner  Verwaltung 
hat,  wird  durch  die  finanziellen  Zumutungen, 
welche  an  die  Staatsregierung  gestellt  wer- 
den, das  einfache  Verhältnis  der  technischen 
und  ökonomischen  Konkurrenzfähigkeit  ge- 
trübt. Es  werden,  im  Dienste  bestimmter 
wirtschaftlicher  Interessen,  grössere  Opfer 
für  den  Bau  der  Kanäle  vorausgesetzt,  von 
welchen  bei  den  Eisenbahnen  keine  Rede  ist, 
die  vielmehr  grosse  üeberschüsse  für  die 
Staatskasse  zu  liefern  fähig  sind  (so  nament- 
lich in  dem  preussischen  Staatsbahnsystem). 
Auch  dann,  wenn  die  öffentliche  Last"  derart 
verteilt  wird,  dass  die  Opfer  für  den  Bau 
von  Kanälen  teils  vom  Staate,  teüs  von  den 
lokalen  Körperschaften  getragen  w^erden,  ist 
zwar  die  finanzielle  Gerechtigkeit  neuestens 
verbessert,  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
Kanäle  an  sieh  aber  um  gar  nichts  gehoben. 
Die  Opfer  bleiben  nach  wie  vor  erforderlich, 
um  den  Schein  einer  Konkurrenzfähigkeit 
zu  erzeugen,  welche  in  der  That  nicht  vor- 
handen ist  —  viel  weniger  aber  eine  Ceber- 
legenheit  oder  eine  technische  Unentbehr- 
lichkeit  der  Kanäle. 

Die  Wirkungen  der  Eisenbahnen  zei- 
gen sich  nun  hauptsächlich  in  folgenden 
Richtungen. 

Verwohlfeilerunp  und  Geschwindigkeit 
der  Eisenbahnen  wirken  vor  allem  auf  die 
Umgestaltung  des  menschlichen  Zu- 
sammenlebens. Die  lokale  Gebundenheit 
der  alten  Zeit  macht  für  einen  immer  grös- 
seren Bestandteil  der  Bevölkerung  Platz  zu 
Gunsten  der  Beweglichkeit  im  Dienste  der 
Bildung,   der   technischen  Fortschritte,  des 
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Erwerbes,  der  Erholung,  des  geselligen  Bei- 
sammenseins.     Der   Kreis    erweitert    sich, 
innerhalb  dessen  der  Einzelne  und  wiederum 
eine  wachsende  Anzahl  von  Einzelnen  Vor- 
bilder   der    Vervollkommnung,    Aufenthalte 
des  Genusses,  Anknüpfung  vorteilhafter  Ver- 
bindungen  findet.      Aufnahme,    Ergänzung 
und  Entwickelung  von  persönlichen  Kräften 
wie  die  Gelegenheit  zur  Bethätigung  der- 
selben wird  aus  der  engen  Sphäre  des  nach- 
barlichen Verbandes  mehr  und  mehr  heraus- 
genommen und  in  die  grossen  Verhältnisse 
der  Volks-  und  Völkergesamtheit  übertragen. 
Alles  das  ist   teilweise  schon  zuvor  dage- 
wesen, durch  Hilfe   der  älteren  Verkehrs- 
mittel; es  ist  aber  und  wird  von  Tage  zu 
Tage  in  grossem  Umfange  gesteigert.    Am 
prägnantesten  zeigt  sich  das  in  den  Wande- 
lungen, welche  in  der  Masse  der  arbeiten- 
den Bevölkerung  vor   sich  gehen,    in   dem 
Streben  von  dem  Lande  nach  den  Städten, 
aus  der  Provinz  nach  den  Hauptstädten,  aus 
der  Landwirtschaft   in   die   Industrie,   vom 
Inlande  in  das  Ausland.      Die   sichtbarsten 
Merkmale  der  Bew^egung  sind  in  dem  rapi- 
den Anwachsen  der  Grossstädte  zu  finden. 
Unzweifelhaft    wirken    hier    die    Eisen- 
bahnen   als    ein    mächtiges  Werkzeug   des 
Fortschrittes,  indem  sie  zu  intensiverer  An- 
spannung, zu  koncentrierterer  Leistung  der 
Gesamtkräfte   eines   Volkes,   zu    gnfeserem 
Wetteifer,  zu  ausgebreiteterer  Teilnahme  an 
dem  Kollektivleben  führen.  Aber  nicht  über- 
sehen werden  darf  die  Kehrseite  dieser  Um- 
wälzung.   Mit  den  Nachteilen  der  alten  Ge- 
bundenheit im  engeren  nachbarlichen  Ver- 
bände ändern  sich  auch  sittliche  Bedingimgen 
des   alten   Zusammenlebens,  deren    Beseiti- 
gung zunächst  als  ein  schwerer  Verlust  zu 
betrachten   ist     An   die  Stelle   alter  Sitte 
und  Gewohnheit,  alten  Zusammenhanges  und 
alter    Rücksicht,    verwandtschaftlicher   Ge- 
bundenheit   und    Fördenmg    tritt    in    dem 
neuen  Leben  die  üngebundenheit  des  Kampfes 
um  die  Existenz,  die  Jagd  nach  Erwerb  und 
Glück,    das    Bewusstsein    des    Kontrastes 
zwischen  der  Minderzahl  der  grossen  Lose 
und  der  Mehrzahl  der  Nieten.    Wohl  ist  es 
richtig,  wenn   auch   hart  ausgedrückt,  was 
Marx  und  Engels  in  dem  »Kommunistischen 
Manifest«  sagen,  dass  die  arbeitenden  Klassen 
dem  »Idiotismus  des  Landlebens«  entrissen 
werden,   dass   am    Massstabe   der    grossen 
historischen  Entwickelung  diese  Wandelung 
eine  intellektuelle  Weckung  der  Volksmassen 
bedeutet.    Aber  zunächst  geht  diese  Aende- 
rung  diu*ch  grosse  Opfer  an   individuellem 
Wohlbefinden,  an  menschlicher  Zufriedenheit, 
an  Einklang  des  Zusammenlebens  lündurch. 
Erst  langsam,   überwiegend   erst    in    einer 
ferneren   Ziücunft,   werden    friedliche   Ord- 
nungen für  die  neuen  grossen  Verhältnisse 
sich  herausbilden  —  eine  Moral  des  neuen 


Lebens,  die  das  ersetzt,  was  mit  der  Sitte 
des  alten  Lebens  verloren  gegangen  ist. 

Auch  ist  es  ein  Irrtum,  in  der  schranken- 
losen Wirksamkeit  der  technischen  Vorteile 
der  Eisenbahnen  gleichsam  eine  Notwendig- 
keit und  eine  wünschenswerte  Notwendig- 
keit zu  sehen,  ja  jene  Wirksamkeit  durch 
entsprechende  Einrichtungen  des  Eisenbahn- 
bcftnebes  zu  besclileunigen  und  auszudehnen. 
Die  Aufgabe  ist,  im  einzelnen  zu  unter- 
scheiden ;  es  kommt  darauf  an,  sich  vor  der 
Täuschung  zu  hüten,  als  ob  (wie  vielfach 
gemeint  wird)  mit  der  technischen  Bedeu- 
tung des  neuen  Verkehrsmittels  jede  mög- 
liche Anwendung  dessen)en  als  bedeutsame 
Frucht  sich  ergebe.  Vielmehr  lehrt  ein 
unbefangener  Blick  in  die  thatsächlichen  Er- 
scheinungen, dass  eine  grosse  Zahl  von 
Fällen  des  Missbrauches  sich  an  den  nor- 
malen imd  erwünschten  Gebrauch  der  Eisen- 
bahnen knüpft.  Nicht  jede  Reise  ist  darum 
ein  Gewinn  für  den  Einzelnen  und  für  das 
Ganze,  weil  sie  durch  die  Eisenbahnen  ver- 
mittelt wird;  nicht  jedes  Zudrängen  der 
Bevölkenmg  zu  den  mdustriellen  Bezirken 
oder  zu  den  grossen  Städten,  welches  durch 
die  Eisenbahnen  befördert  wird,  ist  ein  er- 
freiüiches.  Im  Gegenteil ;  gäbe  es  Mittel 
der  Gegenwirkung,  so  hätten  diese  häufig 
den  Beruf,  hier  einzugreifen. 

Im  einzelnen  erfüllen  die  Eisenbahnen 
selber  den  Zweck,  manchen  Missständen, 
die  sie  erzeugen,  wieder  abzuhelfen.  Die 
enorme  Zusammeudrängung  der  Bevölkerung 
in  den  Grossstädten  wird  erleichtert  diuxih 
die  Ausbildung  des  Lokalverkehrs  der  Eisen- 
bahnen, vermittelst  der  Anlage  entsprechen- 
der Linien,  Einrichtung  zahlreicher  Züge, 
Verwohlfeilening  der  Falirten. 

Ungemischter  ist  das  Lob  der  Eisen- 
bahnen für  ihre  Wirksamkeit  im  Dienste 
des  Staats-  und  Nationallebens.  Zusammen- 
fassung der  militärischen  und  politischen 
Kräfte,  Steigerung  des  Bewusstsein s  von 
der  Einheit  und  Zusammengehörigkeit  der 
einzelnen  Bestandteile  der  Nation,  höhere 
Verwirklichung  des  Staatsgedankens.  Dieser 
Gesichtspunkt  war  es,  welchen  Friedrich 
List  (Das  deutsche  Eisenbahnsystem,  1841) 
bereits  bei  seiner  prophetischen  Agitation  in 
den  Vonlergrund  stellte:  »als  Nationalver- 
teidigungsinstnunent ;  denn  os  erleichtert  die 
Zusammenziehung,  Verteilung  und  Direktion 
der  Nationalstreitkräfte  —  als  Stärkungs- 
mittel des  Nationalgeistes;  denn  es  ver- 
nichtet die  Uebel  der  Kleinstüdterei  und 
des  provinziellen  Eigendünkels  und  Vorur- 
teils —  als  ein  fester  Giirtel  um  die  Lenden 
der  deutschen  Nation,  der  ihre  Glieder  zu 
einem  streitbaren  und  kraftvollen  Körper 
verbindet  —  als  daß  Nervensystem  des  Ge- 
meingoistes  und  der  gesetzlichen  Ordnung!« 

Zuletzt   die  Wirkungen   des  Güterver- 
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kehrs,  die  daraus  folgende  Umgestaltung  der 
Produktion  in  allen  ihren  Zweigen.  Die 
Momente  der  Geschwindigkeit,  der  Massen- 
hafligkeit  und  der  Yerwohlfeilening  '  des 
Transportes  der  Eisenbahnen  bedeuten  für 
den  Gtlterverkehr,  dass  neben  die  wertvolle- 
ren Produkte  immer  mehr  die  geringwertigen 
treten,  dass  grosses  Gewicht  und  grosses 
Volumen  bei  kleinem  Werte  immer  trans- 
portabler wird,  je  leichter  die  Beförderung, 
]e  niedriger  der  Preis  der  Beförderuug,  je  ent- 
gegenkommender die  Veranstaltungen  zur 
Befördenmg  für  grosse  Massen  sind.  Die 
Mobilität,  welche  in  den  Anfängen  der  Tech- 
nik und  Kultur  der  Verkehrsmittel  nur  dem 
wertvollen  Luxusgegenstande  verliehen  wü*d, 
pflanzt  sich  fort  in  beständiger  Ausbreitung, 
zuletzt  auf  die  grossen  Massenartikel  der 
Eohstoffe  des  täglichen  Bedarfes  (Korn, 
Kohlen,  Erze  etc.). 

J.  H.  von  T  h  ü  n  e  n  hat  in  seinem  »Iso- 
lierten Staat«  (in  Beziehung  auf  Landwirt- 
schaft imd  Nationalökonomie,  1.  Teil,  1826, 
2.  Aufl.  1842)  zuerst  eine  Tafel  gezeichnet, 
auf  welcher  die  koncentrischen  Kreise  der 
Land-wirtschaft,  nach  Feldsystemen  und  An- 
bauzwecken  geordnet,  sich  um  die  einzige 
im  Mittelpimkte  gelegene  Stadt  gruppieren, 
mit  dieser  verbunden  diu^h  eine  Land- 
strasse. Er  lässt  darauf  eine  zweite  Tafel 
folgen,  auf  welcher  derselbe  isolierte  Staat 
dargestellt  wird  mit  der  Modifikation,  dass 
jetzt  ein  schiffbarer  Fluss  denselben  durch- 
strömt, also  die  Stadt  mit  sämtlichen  Krei- 
sen der  landwirtschaftlichen  Produktion  ver- 
bindet; bei  dieser  Darstellung  liegt  die 
Voraussetzung  zu  Grunde,  dass  die  Schiffs- 
fracht ein  Zehntel  der  Landfracht  beträgt 
(I,  385).  Hier  ändert  sich  die  koncentrische 
Gestalt  der  landwirtschaftlichen  Produk- 
tionszonen; das  wohlfeilere  Verkehrsmittel 
zieht  die  engeren  Kreise  an  sich  heran, 
oder  —  was  auf  dasselbe  hinauskommt  — 
es  bringt  die  Stadt  in  so  viel  engeren  Kon- 
takt mit  den  entfernten  Grundstilcken.  Die 
verminderten  Transportkosten ,  und  wenn 
wir  von  den  Eisenbahnen  reden,  die  hinzu- 
tretende Geschwindigkeit,  machen  die  Pro- 
dukte eines  so  viel  weiteren  Umkreises  öko- 
nomisch und  physisch  transportabel  für  die 
Stadt. 

Was  hier  im  vereinfachten  Abbilde  vor- 
geführt wird,  vollzieht  sich  in  der  Wirk- 
lichkeit vielfältig  verwickelt,  aber  in  den 
identischen  grossen  Zügen;  es  hat  sich  na- 
mentlich in  den  letzten  Jahren  vollzogen 
und  schreitet  weiter  fort,  innerhalb  jeder 
einzelnen  Volkswirtschaft,  und,  von  den 
gleichartig  wirkenden  Soedampf schiffen  un- 
terstützt, innerhalb  der  einzelnen  Erdteile. 
Der  ?>Isolierte  Staat <'  findet  mehr  und  mehr 
seine  Verwirklichung  in  der  Gestalt  der 
Weltproduktion  und  des  Weltmai*ktes. 


Die  Umwälzung  der  Produktion  vnid 
also  diu-ch  die  Eisenbahnen  desto  mehr  be- 
einflusst  werden,  je  mehr  es  sich  um  Güter 
von  bisher  schwieriger  Transportierbarkeit 
handelt,  je  geringer  der  Wert  im  Verhält- 
nis zu  den  Transportkosten.  Vieles  wird 
erst  transportierbar  durch  jüe  Eisenbahn, 
was  bisher  am  Orte  der  Erzeugung  in  ge- 
ringem Werte  war  oder  was  aus  Mangel 
an  lohnendem  Absätze  überhaupt  nicht  pro- 
duziert werden  konnte.  Die  Enge  des  Ab- 
satzgebietes wird  er^'eitert  und  zugleich  die 
Enge  des  Produktionsgebietes.  Daher  Aus- 
gleichimg  der  Preise  zwischen  beiden  und 
auf  immer  grössere  Entfernungen,  fort- 
schreitende Reiclüichkeit  der  Versorgung 
mit  allen  Dingen  des  Bedarfes.  Von  be- 
sonderer Bedeutung  ist  diese  Entwickelung 
für  diejenigen  Güter,  welche  durch  die 
Laune  der  Natur  beeinflusst  in  schwanken- 
den Ernten  hier  reichlich,  dort  knapp  er- 
zeugt werden.  Das  Ineinandei^reifen  aller 
Länder  der  Erde  sichert  diesen  Schwan- 
kimgen  gegenüber  Regelmässigkeit  und 
Festigkeit  der  Versorgung;  es  gelingt  in 
fortschreitendem  Grade,  der  Willkür  der 
Natur  in  ökonomischem  Sinne  Herr  zu 
wenlen. 

Freilich  fehlt  es  auch  bei  dieser  Umge- 
staltung nicht  an  dunklen  Schatten.  Die 
Annähenmg  neuer  Produktionszonen  und 
neuer  Absatzmärkte,  welche  die  Folge  des 
verwohlfeilten  Transportes  ist,  hat  jede  zwei 
Seiten;  die  eine  kelul  ein  freundliches  Ge- 
sicht hervor,  die  andere  ein  finsteres.  Die 
neue  Z\ifuhr  aus  fernen  Ländern  kommt 
den  Wünschen  der  Konsumenten  ent^gen; 
die  alten  Pi^oduzenten,  die  einst  allem  den 
Markt  versorgten,  fühlen  den  Vorzug  ihrer 
Lage  bedroht.  Umgekelirt  im  neuen  Pro- 
duktionslande; hier  steigen  die  Preise  der 
absatzfähiger  gewordenen  Produkte,  zum 
besten  der  Produzenten,  zum  Nachteil  der 
Konsumenten.  Erst  allmählich  stellt  sich 
für  diese  Gegensätze  ein  Gleichgewicht  her. 
Die  ganze  Entwickelung  der  landwirtschaft- 
lichen Grundrente  und  des  ländlichen  Be- 
sitzes wird  naturgemäss  durch  diese  Um- 
gestaltung der  Transportbedingungen  beein- 
flusst. Nur  grosse  Fortschritte  der  Technik 
oder  kapitalkräftige  Hände  des  Besitzes 
können  solche  Krisen  leicht  überstehen, 
ohne  dass  mit  ausserordentlichen  Massregeln 
des  Staates  eingegriffen  werden  muss,  die 
wiederum  das  gegen  sich  haben,  dass  sie 
jene  grossen  ökonomischen  Fortschritte  des 
Verkehi^wesens  unterbinden. 

Für  die  Industrie  zeigt  sich  die  Wii»- 
kung  der  Eisenbahnen  namentlich  in  der 
Unterstützung  der  ohnehin  vorhandenen 
Tendenz  zum  grossen  Betriebe.  Die  nahe 
Verwandtschaft  der  Dampfmaschine  in  der 
Fabrik    und    der    Dampfmaschine    auf   der 
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Eisenbahn  erkennt  man  an  diesem  Inein- 
anderwirken.  Denn  wenn  es  in  dem  Wesen 
der  neueren  Industrie  begiilndet  ist,  daSv»^ 
ihre  grossen  mechanischen  Ap[)arate  auf  er- 
schöpfende Ausnutzung  und  daher  a\if 
grossen  Betrieb  drängen,  wenn  die  Vorteile 
dos  grossen  Einkäufers  und  Absatzes  in  der 
grossen  Industrie  immer  mehr  zu  Tage 
treten  und  wenn  das  Bedürfnis  dereellKjn 
nach  einem  grossen  Massenbedarf  auf  Ei*- 
weitening  des  Absatzkreises  hinführt  —  so 
sind  es  die  verminderten  Transportkosten 
und  die  Geschwindigkeit  der  Eisenbahn, 
welche  diesem  Bedürfnis  in  die  Hand  ar- 
beiten. Der  lokal  gebundene  Absatz  des 
alten  Gewerbes,  in  der  herkömmlichen 
Form  der  Handwerke,  durchsetzt  sich  fort- 
schreitend mit  den  Eindringlingen  der 
Grossindustrie;  immer  grössere  Bedai'fs- 
mengen,  immer  mannigfaltigere  Arten  des 
Bedarfs  faUen  ihrer  Herrschaft  anheim.  Die 
physische  Last  und  die  chemische  Bescliaf- 
fenheit  werden  gleichmässig  überwund(»n, 
wenn  die  Verwolüfeilerung  des  Transportes 
und  die  Fortschritte  der  gewerblichen  Tech- 
nologie Güter  des  lokalen  Absatzes  zu 
Gütern  des  Weltmai'ktes  mat^hen.  Alles  in 
aUem  ist  es  die  fortschreitende  Wohlfeü- 
heit,  welche  den  Massenbedarf  erweitert, 
und  der  fortschreitende  Masstnibedarf  ist  es 
wiederum,  welcher  die  Wohlfeilheit  in  der 
Grossindustrie  befördert. 

Dass  die  Gewerbe  an  den  Wirkungen 
teilnehmen,  welche  wir  vorhin  im  Zusam- 
menhange mit  der  Ijand  Wirtschaft  hen-or- 
gehoben  haben,  versterbt  sich  von  selbst.  Es 
ist  in  dem  Masse  der  Fall,  als  die  Roh- 
stoffe und  Produkte  der  Industrie  selber 
schwer  transportierbare  Massenartikel  sind. 

Aus  dieser  BiMleutung  der  Eisenbahn  für 
Landwirtschaft  und  Gewerbe  folgt  der  Ein- 
fluss  und  die  grosse  Verantwortlichkint  der 
Eisenbalmverwaltimg  gegenüber  der  Ent- 
wickelung  der  vei*schitMlenen  Pro<luktions- 
zweige  in  ihrer  örtlichen  Be<Ungtheit,  folgt 
die  volkswii-tschaftliche  Tragwt»itt»  des  Ta- 
rifwesens, insbesondere  der  »Diff(*n,»ntial- 
tarife«(vgl.untenEisenbahntarifwesen). 

3.  Or^iiisation  und  Oekonomie.   Die 

grossen  Principienfragen  der  volkswirtschaft- 
lichen Organisation  kehren  auch  bei  den 
Eisenbahnen  wie<ler;  ja  sie  haben  erfah- 
rungsmässig  gerade  dieses  Gebiet  sich  zu 
einem  beliebten  Tummelplatze  auserkoi-en. 
—  Gentralisation  oder  Konkurrenz? 
Die  Alternative  kann  allerdings  niemals  in 
ihrer  Schärfe  gestellt  werden.  Denn  der 
unbedingte  Grundsatz  der  Konkurrenz  ist 
bei  der  Organisation  der  Eisenbahnen  von 
vornherein  ausgeschlossen  und  auch  erfah- 
rungsmässig  bisher  durch  die  Gesetzgebung 
keines  einzigen  Landes  anerkannt  worden. 

Handwörterbach  der  StaatswiMenschaften.    Zweite 


Denn  aUes  Wegewes(»n  setzt  einen  einheit- 
lichen Plan  für  das  räumliche  Gebiet  vor- 
aus, welches  duix^h  die  Wegeanlage  verbun- 
den wei'd(Mi  soll;  jede  grössere  Wegeanlage 
schliesst  einen  Aufwand  in  sich,  welcher 
erst  bei  Diuxjhführung  eines  einheitlichen 
Planes  zur  angemessenen  Ver^^ertung  ge- 
langen kann.  Auch  greift  die  Anlage  und 
Benutzung  eines  Weges  in  dem  Gi*ade,  als 
derselbe  in  grössere  Raumverhältnisse  sich 
erstreckt,  so  mannigfa(?h  in  öffentliche  Be- 
ziehungen hinüber,  dass  schon  hienlurch 
herkömmlichermassen  der  Anlass  gegeben 
wai',  aus  dem  Standpunkte  des  Ganzen 
(Staat,  Gemeinde  etc.)  also  einheitlich  die 
Sache  in  die  Hand  zu  nehmen  oder  wenigs- 
tens, wo  Private  statt  Staat  oder  Gemeinde 
eintreten,  einheitlich  zu  n'gulieren. 

Der  besondere  Chai-akter  der  Eisenbah- 
nen im  Gegensatze  zu  dem  sonstigen  Wege- 
wesen ist  nun  ein  derartiger,  dass  er  die 
sonst  gebotene  Gentralisation  um  ein  we- 
sentliches Stück  überbietet.  Während  näm- 
lich auf  allen  anderen  Strassen,  Land- 
strassen wie  Wasserstrassen,  ein  freier 
Verkelu:  vei-schiedener  Fahrzeuge  möglich 
ist,  so  dass  unabhängig  von  einander  Pri- 
vate für  ihren  eigenen  Bedarf,  Fuhrunter- 
nehmer mit  den  ihnen  anvertrauten  Per- 
sonen oder  Gütern  in  relativ  unbeschränk- 
ter Zahl  auf  der  gemeinsamen  Strasse  fah- 
ren können,  —  liegt  es  in  dem  Wesen  der 
Eisenbahnen,  dass  Falirzeug  und  Fahrstrasse 
eng  an  einander  gebunden  sind,  dass  Sicher- 
heit und  Leistungsfähigkeit  des  Eisenbahn- 
betriebes die  einheitliche  Verwaltung  auch 
des  Fahrverkehrs  verlangen,  dass  daher  die 
Gentralisation  der  Eisenbahnanlage  sich  zu 
der  Gentralisation  der  Eisenbahnverwaltung 
steigert. 

Indessen  die  Klarheit  und  Folgerichtig- 
keit dieses  Verhältnisses  ist  getrübt  worden 
durch  Missverständnisse,  welche  teils  in  der 
mangelnden  Kenntnis  der  Eisenbahntechnik, 
solange  diese  neu  war,  begründet  waren, 
teils  m  gewissen  Zusammenhängen  des  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltimgsrechts,  teils  in 
der  Macht  einer  vorherrschenden  volkswirt- 
schaftspolitischen Strömung.  Alle  drei 
Gninde  haben  namentlich  in  demjenigen 
Lande  eingewirkt,  >«'elches  die  ersten  Eisen- 
bahnen und  die  erste  Gesetzgebung  über 
Eisenbahnen  geschaffen  hat  —  in  England. 
Mehr  oder  weniger  haben  andere  Länder, 
insbesondere  Deutschland,  den  Einfluss  des 
englischen  Beispiels  erfahren. 

Bei  der  Erfindung  der  Eisenbahnen  hat 
man  allen  Ernstes  geglaubt,  dass  ein  freier 
Verkehr  (vorbehaltlich  gewisser  Regulative) 
auf  der  Eisenbahn  technisch  möglich  sei. 
So  hat  man  in  der  englischen  Gesetzgebung 
die  Vorschriften  für  den  Betrieb  der  Kanäle 
einfach  auf  die  neuen  Eisenbahnen,  zunächst 

Auflage.    III.  32 
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auf  die  mit  Pferdekraft  betriebenen  über- 
tragen. Die  Erfahrung  hat  sofort  gegen 
diese  Voraussetzung  entschieden ;  aber  jahr- 
zehntelang ist  dieselbe  aufrecht  erhalten 
worden,  und  noch  das  preussische  Eisen- 
bahngesetz V.  3.  November  1838  enthält 
dieselbe. 

Nun  kam  hinzu,  dass  mit  der  wachsen- 
den Erkenntnis  von  der  Bedeutimg  der 
Eisenbahnen  für  die  Volkswirtschaft  des 
neuen  Zeitalters  das  Bewusstsein  des  Wider- 
spruches entstand,  in  welchen  diese  Bedeu- 
tung zu  dem  umstände  trat,  dass  man  die 
neuen  Hauptstrassen  in  die  Hände  privater 
ünternehmergesellschaften  gelegt  hatte.  Es 
war  offenbar  ein  grosses  öffentliches  Inte- 
resse vorhanden  an  Einrichtungen,  welche 
den  Einfluss  dieser  ünternehmergesellschaf- 
ten wenigstens  auf  die  blosse  Strassenan- 
lage  beschränkten  und  den  Betrieb  auf  die- 
ser Strasse  für  den  allgemeinen  Verkehr 
freigaben.  Hatte  man  aus  dem  Standpunkte 
des  öffentlichen  Interesses  Gewissensbisse 
darüber,  dass  ein  so  allbeherrschendes  Ver- 
kehrsmittel in  privaten  Händen  lag,  so 
mussten  diese  verdoppelt  werden  durch  die 
Einsicht,  dass  nicht  bloss  die  neue  Strasse, 
sondern  auch  die  Fahrt  auf  der  neuen 
Strasse  in  der  einen  Hand  der  üntemehmer- 
gesellschaft  lag. 

Drittens  griff  hier  die  Beliebtheit  des 
Grundsatzes  der  freien  Mitbewerbung  ein, 
welcher  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  sich  aus- 
breitete wie  die  Eisenbahnen  selber.  Die 
Kraft  dieses  Grundsatzes  hat  einen  so  tiefen 
Eindruck  auf  die  letzten  Menschenalter  ge- 
macht, dass  man  bis  in  die  allerneueste  Zeit 
hinein  (in  England,  in  Deutschland,  letzthin 
in  den  vereinigten  Staaten)  trotz  aUer  Er- 
fahrungen an  der  Technik  der  Eisenbahnen 
den  Glauben  an  die  »Freiheit  der  Schiene« 
nicht  hat  preisgeben  wollen. 

Weil  jedoch  die  Natur  der  Dinge  über 
die  dazu  gehörigen  Institutionen  entscheidet, 
nicht  mngekehrt  die  Vorliebe  für  einen  be- 
stimmten Grimdsatz  der  Einrichtung  die 
Natur  der  Dinge  umgestalten  kann,  so  hat 
am  Ende  die  Sache  ihr  Bewenden  haben 
müssen  bei  demjenigen  gesteigerten  Grade 
der  Centraüsation,  welcher  aus  dem  Wesen 
der  Eisenstrasse  folgt.    * 

Nun  blieb  es  eine  Thatsache,  dass  in  der 
Mehrzahl  der  Staaten,  namentlich  der  grossen 
Staaten,  die  Eisenbahnen  nicht  in  öffent- 
lichen Händen  lagen,  auch  nicht  durch  einen 
im  Vorwege  festgestellten  Plan  einheitlich 
angeordnet  waren.  Der  Versuch,  den  Gnmd- 
satz  der  Centralisation  zu  diurchbrechen, 
wurde  daher  von  dem  anderen  Ende  her 
gemacht,  wenigstens  da,  wo  ausreichende 
Unternehmungslust,  reichlicher  Kapitalbesitz, 
Entwickelung  des  Verkehrs,  dazu  ermunterten 
—  wie   es  in  England  von  Anfang  an  der 


FaD  war.  Man  suchte  durch  Zulassimg 
konkurrierender  Linien,  welche,  wo  nicht 
unbedingt  neben  einander  hergehend,  doch 
auf  gewisse  gemeinsame  Zielpunkte  losgingen, 
den  Kampf  der  freien  Mitwerbung  durch 
die  Hände  mehrerer  Unternehmungen  aus- 
fechten zu  lafisen  und  hiermit  die  Interessen 
des  am  Verkehr  beteiligten  Publikums  sicher- 
zustellen. Je  weiter  die  Gesetzgebung  sich 
diesem  Principe  überliess,  je  mehr  ihr  dabei 
die  UeberfüUe  des  privaten  Spekulations- 
geistes entgegenkam,  um  so  mehr  gescludi 
es  auf  Kosten  der  planmässigen  Oekonomie, 
welche  gebietet,  grosse  Strassenanlagen  und 
jede  grosse  Kapitalanlage  so  zu  berechnen, 
dass  sie  zu  angemessener  Ausnutzung  ge- 
langt. 

Die  Hauptsache  aber  war,  dass  der  eigent- 
liche Zweck  nicht  erreicht  wurde.  Das 
Dogma  der  freien  Konkurrenz  ruhte  auf  un- 
zureichender Beobachtung  des  thatsächlichen 
Verhaltens  der  erwerbenden  Menschen.  Ins- 
besondere hatten  die  Erfahrungen  auf  dem 
Gebiete  der  Verkehrsanstalten  schon  vor  der 
Epoche  der  Eisenbahnen  gezeigt,  dass  grosse 
Unternehmungen  auf  derselben  Landstrasse 
oder  Wasserstrasse  aus  der  Konkiurenz  sehr 
bald  zur  Koalition,  dann  zur  Fusion  und 
damit  immer  wieder  zur  Centraüsation  (zum 
faktischen  Monopol)  übergehen.  Dasselbe 
geschah  jetzt  bei  den  Eisenbahnen  in  ver- 
grösserten  Dimensionen.  Aus  ursprünglich 
selbständigen  Stücken  des  Eisenbahnnetzes, 
entsprechend  den  selbständigen  Unterneh- 
mungen für  Bau  imd  Betrieb,  ging  mehr 
und  mehr  eine  kleine  Anzahl  grosser,  kon- 
cenüierter  Komplexe  von  Eisenbahnlinien 
hervor,  ruhend  auf  einer  entsprechend 
grossen  Kapitalkraft. 

Dieser  pathologische  Verlauf  war  nur  die 
indirekte  Bestätigung  des  Grundsatzes  der 
Centralisation,  welcher  im  grossen  imd 
ganzen  die  frühere  Organisation  der  Ver- 
kehrsanstalten, insbesondere  des  Strassen- 
Wesens,  beherrscht  hatte.  Auf  einem  Um- 
wege gelangte  man  zu  demselben  zurück 
und  zog  seine  Konsequenz  am  entschiedensten 
in  Deutschland  mit  dem  neulichen  durch- 
greifenden Uebergange  zum  Staatsbahn- 
systeme. 

4.  Arten  der  £.  Die  Differenzierung 
der  Eisenbahnen  in  verschiedene  Arten 
macht  historisch  einen  eigentümlichen  Ver- 
lauf durch.  Am  Anfange  bemerken  wir 
jene  unvollständigen  technischen  Gebilde, 
aus  deren  allmählicher  Vervollkommnung 
und  Vereinigung  erst  dasjenige  hervorgeht, 
was  wir  Eisenbahnen  im  specifischen  Sinne 
nennen.  Die  ersten  Eisenbahnen  sind  für 
Pferdekräfte  bestimmt,  umfassen  nur  kurze 
Entfernungen,  dienen  dem  lokalen  Verkehr. 
Je  länger,  je  mehr  wachsen  sie  zu  grösseren 
Dimensionen  an,  verbinden  vor  allem  Dampf- 
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kraft  und  Schiene,  werden  allmählich  grosse 
länderverbindende  Weltstrasseu ,  wie  die 
Bahnen,  welche  den  Kontinent  der  Ver- 
einigten Staaten  durchziehen,  oder  die  grossen 
Alpenbahnen  zwischen  Nordeuropa  und  Ita- 
lien. Aber  nun  tritt  ein  neues  Bedürfnis 
auf,  neben  den  Hauptbahnen  Seiteulinien, 
neben  den  grossen  Verbindungen  von  Land 
zu  Liand  und  von  Liandesteil  zu  Landesteil 
auch  lokale  Verbindiuigsmittel  zu  haben. 
Daraus  entsteht  eine  Ghederimg  in  verschie- 
dene Stufen  der  Leistungsfähigkeit  der  Eisen- 
bahnen, welche  der  Grösse  der  zu  bewälti- 
genden Verkehrsauf  gäbe  entsprechen.  Neben 
den  Hauptbahnen  entstehen  die  »Sekundär- 
bahnen« oder  Eisenbahnen  niederer  Ord- 
nung, von  leichterem  Bau,  schmälerer  Spur, 
für  langsameren  und  kleineren  Betrieb,  in 
Ökonomischer  Anpassimg  der  Kosten  von 
Bau  und  Betrieb  an  die  so  viel  weniger 
ausgiebigen  Anforderungen  des  Verkehrs. 
Für  den  lokalen  Verkehr  grosser  Städte 
innerhalb  ihrer  Strassen  oder  zur  Verbin- 
dung mit  Vorstädten,  benachbarten  Ort- 
schÄen  legt  man  Lokalbahnen  an,  bei  denen 
man  bisher,  aus  Rücksicht  auf  die  Sicherheit 
der  Strassen  für  den  sonstigen  Verkehr,  auf 
die  Dampfkraft  verzichtete  \md  sich  mit 
Pferdekraft  begnügte.  Diesen  letzteren 
Bahnen  legt  man  jetzt  mit  Vorliebe  den 
Namen  »Tramways«  bei.  Neuerdings  tritt  an 
die  Stelle  der  Pferdekraft  inuner  mehr  die 
elektrische  Kraft,  welche  wiederum,  ge- 
mäss dem  gegenwärtigen  Stande  der  Technik, 
noch  auf  die  Anwendung  für  kurze  Entfer- 
nungen beschränkt  ist,  während  es  ein  tech- 
nisches Problem  für  die  Zukunft  bleibt,  inwie- 
weit es  gelingen  wird,  die  Elektricität  als  Fort- 
bewegungskraft auch  für  den  grossen  Fern- 
verkehr der  Eisenbahnen  anzuwenden,  älm- 
lich  wie  es  gegenwärtig  bereits  gelungen 
ist,  die  zunächst  nur  für  lokale  Entfernungen 
brauchbare  elektrische  Telephonie  auf  grosse 
Entfernungen  zu  erweitern.  Anfang  1897 
WTutien  in  Nordamerika  von  14932  englischen 
Meilen  Strassenbahnen  12583  Meilen  elek- 
trisch betrieben. 

Die  Bedeutung  der  Lokalbahnen,  Tertiär- 
bahnen, Kleinbahnen  (mit  dem  offiziell 
gewordenen  neuen  deutschen  Namen)  ist 
neuerdings  immer  mehr  in  den  Vorder- 
grund getreten,  und  dem  hat  u.  a.  auch  die 
preussische  Gesetzgebung  Ausdnick  ge- 
geben, in  dem  sie  teils  die  Bedingungen  für 
private  oder  lokale  Unternehmungen  er- 
leichterte, teils  finanzielle  Beihilfe  für  solche 
Unternehmungen  brachte  (G.v.  28.  Juli  1892; 
1895,  1896  Dispositionsfonds  zur  Subvention 
zusammen  13  Millionen  Mark). 

Unter  den  Kleinbahnen  sind  es  wiederum 
die  Strassenbahnen,  welche  mit  dem 
Anwachsen  der  Städte  jetzt  immer  gnjssere 
Bedeutung  gewinnen.      Sie  beginnen   1852 


in  New- York,  1854  in  Paris,  1865  in  Berlin. 
Aelter  sind  die  Kleinbahnen  für  das  Land 
(die  erste  Schmalspm-bahn  in  Wales  1832). 

Die  Straßenbahnen  haben,  entsprechend 
der  Entwickelung  der  Grossstädte,  ihre 
stärkste  Entwickelung  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  bisher  erfahren.  In 
Baltimore,  Boston,  Detroit  kommen  etwa  8 
englische  Meilen  Strassenbahn  auf  1  Quadrat- 
meile. In  ähnlich  grossen  Städten  Gross- 
britanniens   nur   1   bis  3   englische  Meilen. 

Wie  die  Kategorieen  von  Eisenbahnen 
niederer  Ordnung  in  der  aUerneuesten  Zeit 
sich  entwickelt  haben,  geht  u.  a.  aus  folgen- 
den Zahlen  hervor.  Im  Deutschen  Reiche 
gab  es  »sclunalspurige  Eisenbahnen«  in  den 
Jahren 

1880-81 :    193  km 
1896—97:  1318    „ 

Dazu  gehörige  Lokomotiven  gab  es 
1880—81:    37 
1896—97:  284 

Das  Anlagekapital  betrug  durchschnitt- 
lich für  den  Kilometer  58000  M.  gegen 
252000  M.  für  den  Kilometer  der  normal- 
spiu-igen  Eisenbahnen  im  Deutschen  Reich. 

Den  grössten  Anteil  (mit  Rücksicht  auf 
das  Areal)  an  diesen  Eisenbahnen  haben 
Königreich  Sachsen:  342  km,  Sachsen- 
Weimar  :  92  km,  gegen  Preussen  mit  367  km ; 
Elsass-Lothringen  157  km  etc. 

Die  Aussicht  in  die  fernere  Entwicke- 
lung erhellt  aus  dem  grossen  Abstände  der 
Ausdehnung  der  normalspiu'igen  Bahnen, 
welche  im  Deutschen  Reiche  1896 — 97 
46115  km  umfassen. 

Je  mehr  die  Netze  der  grossen  Haupt- 
bahnen neuerdings  vollständig  geworden 
sind,  um  so  melu-  liegt  die  Aufgabe  der 
nächsten  und  der  ferneren  Zukunft  in  der 
Ausbildung  der  Nebenbahnnetze,  welche  es 
möglich  machen,  dass  unter  Verhältnissen, 
wo  eine  Hauptbahn  ökonomischerweise  nicht 
angezeigt  ist,  Eisenbahnen  von  wohlfeileren 
Anlage-  und  Betriebskosten  zur  Bedienung 
des  geringeren  Verkehrs  hergestellt  werden. 

Litteratur:  K.  H,  Kau,  Lehrbuch  der  politi- 
schen Oekonomie,  IL  Bd,:  Grundsätze  der 
VolkswirUchafUpolitik,  i.  Abt,,  5.  Ausg.,  Leipzig 
und  HeidsWerg  186S,  §§  £58 ff.  —  Ad.  Wag- 
ner, Finanzwiasenachc^,  S.  Aufl.,  Leipzig  und 
Heidelberg  188S ,  §§  269 ff,  —  W,  Roseher, 
System  III,  ^^  76 ff.  —  Emil  Sax,  Transport- 
und  Xommunikationswesen,  in  Schönberg  I,  4. 
Aufl.,  Tübingen  1896.  —  Derselbe,  Die  Ver- 
kehrsmittel in  Volks-  und  Staatstcirtschaft,  IL 
Bd.:  Die  Eisenbahnen,  Wi^n  1879.  —  Karl 
Knies,  Die  Eisenbahnen  und  ihre  Wirkungen, 
Braunschw.  185S.  —  Ä.  van  der  Borght, 
Das  Verkehrsivesen,  Leipzig  1894  (Hand-  und 
Lehrbuch  der  Staats^c,  hgb.  von  Kuno  Franken- 
stein, I.  Abth. :  Volkswirtschaftslehre,  7.  Bd.). 
—  Friedrich  Frhr,  zu  Weichs^Glon,  Das 
EinanZ'  und  Soziale  Wesen  der  modernen  Ver- 
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k€hramiU4il,  Tübg.  1894,  —  Victor  Roll,  En- 
cydapädie  des  ges.  Eisetibahnwesens,  Wien  1890 
bis  95.  —  Cr.  Cohfif  Untersuchungen  über  die 
englische  Uisenbahnpolütk,  Bd.  I:  Die  Enhv^icke- 
lung  der  Eisenbahngesetzg.  in  England,  Leipzig 
1874'  -ß^-  I^ •  ^^i^  Beurteilung  der  englischen 
Eisenbahnpolitik,  Leipzig  1875.  — Derselbe,  Der 
Staat  und  die  Eisenbahnen,  Jahrb.  f.  yät.  u.  Stat., 
1879.  —  Derselbe,  Ütreitfragen  der  Eisenbahn- 
politik  (Deutsche   Zeit-  und  Streitfragen,  1874)- 

—  Derselbe,    Ueber   eine   akadem.    Vorbildung 
zum  höheren  Eisenbahnvencaltungsdienste,  Zürich 
1876.    —   Derselbe,    Die   englische   Eisenbahn- 
politik  der  letzten  10  Jahre,  Leipzig  1883  (auch 
im  Archiv  f.   Eisenb.,   1883),    Supplem.   zu  den 
Untersuchungen    über   die   englische   Eisenbahn- 
politik.  —  Derselbe,    Erörterungen    über    die 
finanzielle     Behandlung    der    Verkehrsanstalten, 
Jahrb.  f.  Ges.,  1886  (auch  in  ))  Nationalökonomische 
Studien«,  Stuttgart  1886),  —  Derselbe^  Die  An- 
fänge des  deutschen  Eisenbahnwesens,  Zeitschr.  f. 
Staatsw.,  Jahrg.  1891. —  Derselbe,  Eisenbahnen, 
Wasserstrassen  und  der  preussische  Staatshaushalt, 

Jahrb.  f.  Ges.  1894, 1071—1115.  —  Derselbe, Natio- 
nalökonomie des  Handels  und  des  Verkehrsieesens 
(Bd.  III des  Systems  der  Nationalökonomie,  Stuttg. 
1898)  Buch  A,  bes.  Kap.  4.  —  Wilhelm  Götz, 
Die  Verkehrswege  im  Dienste  des  Welthandels, 
Stuttgart  1888.  —  lAiunhardt,  Kommerzielle 
Dracientng   der    Verkehrswege,   Hannover  1872. 

—  Ernst  Engel,  Das  Zeitalter  des  Dampfes, 
Berlin  1880.  —  M.€uc  Maria  v.  Weber,  Die 
Schule  des  Eisenbahnwesens,  S.  Aufl.  bearb.  von 
Ed.  Schmitt,  Leipzig  1873.  —  Stürmer,  Ge- 
schichte der  Eisenbahnen,  Bromberg  1872 — 1876. 

—  Schmeidler,  Geschichte  des  deutschen  Eisen- 
bahnwesens, Leipzig  1871.  —  Karl  Karmarsch, 
Geschichte  der  Technologie  seit  der  Mitte  des 
18,  Jahrh.,  Geschichte  der  Wissenschaften  in 
DeuUchland,  XI,  München  1872.  —  mto  Mi^ 
chaelis,  Volks-wirtschaftl,  Schriften,  I  (Berlin 
187S).  —  Ch,  de  Franqueville,  Du  regime 
des  travaux  publics  en  Angleterre,  Paris  1875.  — 
tFohn  Francis,  A  history  of  the  English  Rail- 
way  1824— 1845,  London  1847.  —  Audiganne, 
Les  chemins  de  fer  d*aujourd*hui  et  dans  cent 
ans,  Paris  1858 — 62.  —  L^on  Aueoc,  Ueber 
die  zur  Entwickelung  des  französischen  Eisen^ 
bahnnetzes  angeivendeten  Mittel,  mit  Beilagen 
versehen  und  deutsch  hrsg.  von  Wilhelm  v.  Nörd- 
ling,  Wien  1876.  —  Paul  de  Baurgoing, 
Tableau  de  l'Etat  actuel  et  des  progrh  pro- 
bables des  Chemins  de  fer  de  VAUemagne  et  du 
Continent  europeen,  Paris  1842.  —  Le  Comte 
J}aru,  Des  chemins  de  fer  et  de  Vapplication 
de  la  loi  du  juin  18 42,  Paris  18 48.  —  A.  de 
Foville,  De  la  transformatixm  de^  moyens  de 
transport,  Paris  1880.  —  Alfred  Picard, 
Traite  des  chemins  de  fer ,  Economic  polüique, 
commerce,  finances,  administration,  droit,  — 
itudes  comparees  sur  les  chemins  de  fer  Strangers, 
4  vol.,  Paris  1887.  —  IPerselbe,  Les  chemins 
de  fer  fran^is,  6  vol.,  Paris.  I884 — 86.  — 
JUchard  v.  Kaufmann,  Die  Eisenbahnpolitik 
Frankreichs,  Stuttgart  1896.  —  Charles  Fran^ 
eis  Adams  Jr,,  Railroads,  their  origin  and 
Problems  (revised  edition,  with  appendix),  New- 

York  1878.  —  Arthur  T,  Hadley,  Raüroad 
transporUUion,   its   history   and  iis   laws,   Netp- 

York  and  London  1885.  {Französisch  übersetzt 
von  Arthur  Baffalovich.)  —  Alfred  van  der 


Leyen,  Die  nordamerikanischen  Eisenbahnen 
in  ihren  wirtschaftlichen  und  politischen  Be- 
ziehungen,  gesammelte   Aufsätze,   Leipzig  1885, 

—  Derselbe,  Die  Entstehung  der  Magdeburg- 
Leipziger  Bahn,  Archiv  für  Eisenbahnwesen, 
1880.  —  Gleim,  Zum  3.  Nov.  1888,  Archiv  für 
Eisenbahnwesen,  1888.  —  Friedrich  Lists  ge- 
sammelte Schriften,  hrsg.  von  Ludwig  Häusser, 
2  Bde.,  Stuttgart  und  Tübingen  1850,  —  L, 
Berger  (Witten),  Der  alte  Harkort,  ein  west- 
fälisches Lebens-  und  Zeitbild,  Leipzig  1890.  — 
Rudolf  Halfen,  Die  erste  deutsche  Eisenbahn 
mit  Dampfbetrieb  zwischen  Nürnberg  und  Fürth, 
Gedenkschrift  zu  deren  50 jährigem  Jubiläum  7. 
Dez.  1885,  Nürnberg  1886.  —  W.  Lehzen, 
Hannovers  Staatshaushalt.  Erster  Teil,  Hannover 
1858.  —  Schreiher,  Die  preussischen  Eisen- 
bahnen und  ihr  Verhältnis  zum  Staat  1884 — 74, 
Berlin  1874.  —  Volz,  Die  Behandlung  des 
Eisenbahnwesens  im  Grossherzogtum  Baden, 
Ztschr.  f.  Staatsw.,  I844.  —  Werner,  Erörte- 
rung der  Frage,  ob  die  württembergischen  Eisen- 
bahnen vom  Staate  oder  von  Privaten  zu  bauen 
seien,  Zeitschr.  f.  Staalsw.,  1844,  —  Volz, 
Staatsaktieneisenbahnen  zur  Beseitigung  von 
wichtigeren  Privateisenbahnen,  ZeUschr.f.  Staat»w. 
18 45.  —  Fleck,  Studien  zur  Gesch.  d.  preuss, 
Eisenbahnwesens,  Archiv  f,  Eisenb.,  Berlin  1895 
bis  99.  —  Oskar  Jacob,  Die  königl.  württemb. 
Eisenbahnen  in  histor.  Statist.  Darstellung,  Tübg. 
1895.  —  G.  V,  Morlok,  Die  königl.  württemb. 
Staatseisenbahnen,  Stuttgart  1890.  —  Ueber 
Kleinbahne 71  insbesondere  (vgl.  Art,  Klein- 
bahnen im  Hdw.  d.  Staatsw.  Suppl.  II,  1897,  S, 
5  IS  ff.  der  1.  Aufl.  und  den  Art.  in  dieser  2.  Aufl.) 

—  A,  Haarmann,  Die  Kleinbahnen,  ihre  ge- 
schichtliche Entwickelung,  technische  Ausgestal- 
tung und  wirtschaftliche  Bedeutung,  Berlin  1896. 

—  F,  Plessner,  Die  Herstellung  billiger  Lokal- 
und  Nebenbahnen  in  Norddeutschland,  Berlin 
1870.  —  W.  V.  Nördling,  Stimmen  über 
schmal^urige  Eisenb.,  Wien  1871.  —  M.  M.  v. 
Weher,  Die  Indimdualisierung  und  Entwickel- 
barkeit  der  Eisenb.,  Leipzig  1875.  —  v.  Itind- 
heim,  Strassenbahnen  in  Belgien,  Deutschland, 
Grossbritannien  und  Irland,  Wien  1888,  — 
Friedrich  Müller,  Die  Entwickelung  der 
Lokalbahnen  in  den  verschiedensten  Ländern, 
Jahrb.  f.  Ges.  1891.  —  Oleim,  Die  Kleinbahnen 
und  die  Mittel  ihrer  Förderung,  Jahrb.  f.  Ges. 
I894.  —  Veber  das  Verhältnis  der  Wasser- 
Strassen  zu  den  Eisenb,  vorzugsweise  Franz 
Ulrich,  Staffeltarife  und  Wasserstrassen,  Berlin 
I894.  —  Derselbe,  Staatseisenbahnen,  Staats- 
wasserstrassen  und  die  deutsche  Wirtschaftspolitik, 
Leipzig  1898,  (Histav  Cohn, 


n. 

Elsenbahnrecht. 

1.  Vorbemerkung :  Begriff.  Quellen.  I.  Die 
Entstehungder  Eisenbahnen.  A. Recht- 
liche Vorbedingungen.  2.  Allgemeines. 
3.  Vorarbeiten.  4.  Die  Eonzessionierung.  B. 
Der  Eisenbahnbau.  5.  Vorbereitungen  zur 
Planfeststellung.  6.  Anlagen  an  Wessen,  Ge- 
wässern und  im  feuerpolizeilichen  Citeresse. 
7.  Die  Planfeststellung.    8.  Der  Bau.    9.   Ab- 
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nähme  und  BetriebserOffnung.  U.  DieEisen- 
bahnen  im  Betriebe.  10.  Uebersicht.  A. 
Allgemeines.  11.  Betriebsrecht  und  Betriebs- 
pflicht. 12.  Die  Staatsaufsicht.  13.  Strafrecht- 
licher und  polizeilicher  Schutz.  B.  Einzelnes 
1.  Die  allgemeine  Verwaltung.  14.  Or- 
ganisation. 15.  Verwaltung  der  Personalange- 
legenheiten. 16.  Finanzverwaltung.  2.  Die 
Betriebsverwaltung.  17.  Der  Betrieb  im 
engeren  Sinne.  18.  Fortsetzung:  Verhältnis 
zur  Militär-,  Post-,  Telegraphen  Verwaltung  und 
zur  öffentlichen  Gesundheitspflege.  19.  Der 
Verkehr.  3.  Die  Bauverwaltung.  20.  Das 
BahDeigentum.  21.  Rechtsverhältnis  zwischen 
der  Eisenbahn  und  den  Anliegern.  III.  Ende 
der  Eisenbahnen. 

1.  Vorbemerkung:  Begriff.    Quellen. 

Das  Eisenbahniecht  umfasst  alle  ausschliess- 
lich oder  voraugsweise  das  Eisenbjihnwesen 
betreffenden  Rechtsvorschriften.  In  seiner 
Gesamtheit  findet  es  nur  auf  die  dem  öffent- 
lichen Verkehre  dienenden  Eisenbahnen  und 
auch  auf  diese  nur  dann  Anwendung,  wenn 
ihnen  eine  über  den  öillichen  Verkehr  hin- 
ausgehende wirtschaftliche  Bedeutung  zu- 
kommt. Bestimmte  Merkmale,  an  welchen 
erkannt  werden  kann,  ob  eine  Schienenbahn 
zu  den  Eisenbahnen  in  diesem  engeren 
Rechtssinne  gehört,  lassen  sich  nicht  auf- 
stellen. Namentlich  giebt  hierfür  nicht  un- 
bedingt die  zur  Verwendung  kommende  Trieb- 
kraft oder  die  Zulassung  aller  Gegenstände 
der  Eisenbahnbef(")rderung,  sowohl  der  Per- 
sonen wie  der  Güter,  den  Ausschlag.  Ent- 
scheidend ist  \ielmehr  lediglich  das  Befinden 
der  zuständigen  Staatsbehörde  daifiber,  ob 
eine  Schienenbahn  rechtlich  als  Eisenbalm  zu 
behandeln  ist  oder  nicht  (vgl.  für  Preusson 
§  1  d^s  Kleinbahngesetzes  v.  2H.  Juli  1892 
G.  S.  S.  225).  Innerhalb  der  Eisenbahnen 
in  diesem  Sinne  bestehen  rechtliche  Ver- 
schiedenheiten insbesondeie  zwischen  Staats- 
und Privatbahnen  sowie  zwischen  Ha\ipt- 
(Voll-)bahnen  und  Nebenbahnen  (Bahnen 
untei^geordneter  Bedeutung,  Sekundärbah- 
nen), üeber  die  Rechtsverhaltnisse  derje- 
nigen dem  öffenthchen  Verkelire  dienenden 
Schienenbahnen  niederer  Ordnung,  die  nicht 
zu  den  »Eisenbahnen«  gehören  (Kleinbahnen, 
Tertiärbaimen,  Tramways),  vgl.  den  Art. 
Kleinbahnen,  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  (nicht  dem  öffentlichen  Verkehr  dienen- 
den) Privatanschlussgleise  vgl.  Roll,  Ency- 
klopädie  des  Eis.-Wesens  Art.  Privatan- 
schlussgleise  Bd.  VI  S.  2710. 

Als  Quellen   des  Eisenbahnrechts  treten 
neben    Gesetzen     gemeingiltigen   Inhalts^) 


*)  Bas  B.G.B.  für  das  Deutsche  Reich  ent- 
hält nur  vereinzelte  eisenbahnrechtliche  Bestim- 
mungen, die  meistens  die  Haftpflicht  für  Unfälle 
und  das  Transportrecht  betreffen,  z.  B.  §  196, 
3;  Emf.G.  Artt.  42,  106,  112,  125;  s.  ferner  die 
Vorschriften  der  »§  978  ff.  über  die  in  den  Ge- 


leges speciales,  w^ie  die  den  Unternehmern  von 
Privatbahnen  erteilten  Konzessionen  und  dio 
seitens  einzelner  Staaten  (Frankreich,  Italien, 
Niederlande)  mit  den  Unternehmern  kraft 
gesetzlicher  Ermächtigimg  abgt^sclüossenen 
Verträge,  besonders  aber  die  im  Verord- 
nungswege ergangenen  Voi^schriften  der 
Verwaltungsbehörden  in  den  Vonlergrund. 
Die  grundlegenden  Gesetze  der  meisten 
Grossstaaten  sind  genannt  bei  Meili,  Hecht  der 
modernen  Verkehrsanstalten,  Leipzig  1888,  ^  6 
(Nachzutragen :  EngUsches  Eisenbahn-  und  Ka- 
nal verkehrsg.  -v.  1888,  abgedr.  im  Archiv  f.  Ei- 
senbahnwesen 1889  S.  16;  russisches  Eisenbahng. 
V.  12.  Juni  1885,  daselbst  1885  S.  643;  Bundesg. 
.      .r      c  .r    .        M  4.  Febr.  1*887, 

der  Ver.  Staaten  v.  N.-Amenka  v.  «  'März"l889' 

das.  1889  S.  803?;  vgl.  auch  für  Japan  das.  188^ 
S.  122,  für  Oanada  das.  1890  S.  227,  für  Venezuela 
das.  1897  S.  1238).  Bas  Sekunda rbahnwesen, 
auf  welches  im  folgenden  nur  beiläufig  einge- 
gangen werden  kann,  hat  eine  besondere  ge- 
setzliche Regelung  gefunden  u.  a.  in  Hessen 
(G.  V,  29.  Mai  1884,  Archiv  1890  S.  698),  Oester- 
reich  (G.  v.  21.  Dezember  1894  R.G.B.  1895 
Nr.  2,  Arch.  1895  8.414,  Abschnitt  A.) ;  Frank- 
reich (G.  V.  11.  Juni  1880  betr.  chemins  de  fer 

13.  Juni  1880, 
d'mter^t   local),    Ungarn    (G.    v.  24.Feb7l888 

Archiv  1889  S.  598),  Belgien  (G.  v.  24.'  Juni 
1885,  Archiv  1886  S.  773j,  Russland  (Archiv 
1887  S.  752,  1893  S.  156j,  Rumänien  (Archiv 
1895  S.  1234).  Vgl.  den  Art.  Lokalbahnen  in 
RöUs  Encykl.  Bd.  V  S.  2262.  —  Quellensamm- 
lungen (für  Preussen) :  Schrötter,  Preuss.  Eisen- 
bahnrecht, Berlin  1883;  Bröse  und  Isenbeck, 
Handbuch  für  Staatseisenbahnbeamte,  4.  Aufl., 
Hannover  1886;  (für  Oestereich)  Roll,  Oesterr. 
Eisenbahn j^esetze,  2  Bde.,  Wien  1885;  Haberer, 
Oesterr.  Eisenbahnrecht,  Wien  1885;  Schuster 
und  Weeber,  Rech tsur künden  der  Österr.  Eisen- 
bahnen, 3  Bde.,  WMen  1890  ff. ;  [iWr  die  Schweiz) 
Hürlimann,  Eidgenöss.  Eiseilbahngesetzgebung, 
Zürich  1887;  (für  Frankreich)  Palaa,  diction- 
naire  des  chemins  de  fer,  Paris  1872,  Supple- 
ment 1H81.  Ein  überaus  reichhaltiges  Quellen- 
material für  alle  Länder  bietet  das  Archiv  für 
Eisenbahnwesen  („Arch."),  welches  seit  1878  im 
preussischen  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
beiten herausgegeben  wird.  Amtliche  Publika- 
tionsorgane sind  für  das  Deutsche  Reich  das 
Centralblatt  des  Deutschen  Reichs  f„R.C.B."), 
für  Preussen  das  Eisen  bahn- Verordnungsblatt 
(,.E.V.B.").  für  Oesterreich  das  Verordnungs- 
blatt für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt. 

Die  folgende  Darstellung  enthält  einen 
Abriss  des  im  Deutschen  Reiche  und  in 
Preussen  geltenden  Eiseubahnrechts  unter 
fortlaufender  Berücksichtigung  des  öster- 
reichischen, schweizerischen  und  französi- 
schen Rechts  sowie  unter  Hin'weisen  auf  den 
Rechtszustand  anderer  Länder.  Die  Eintei- 
lung des  Stoffes  erhellt  aus  der  dem  Ar- 
tikel vorangeschickten  Inhaltsübersicht. 

Schäftsräumen  oder  den  Beförderungsmitteln 
einer  öffentlichen  Behörde  oder  öftentUchen 
Verkehrsanstalt  gefundenen  Gegenstände. 
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I.   Die  Entstehung  der  Eisenbahnen. 

A.  Beohtliohe  Vorbedingungen. 

2.  Allgemeines.  Nach  der  in  fast  allen 
Ländern  geltenden  Rechtsanschauung  darf 
Eisenbahnen  bauen  und  betreiben  nur  der 
Staat  oder  wer  vom  Staate  die  Erlaubnis 
dazu  erhalten  hat. 

Tritt  der  Staat  selbst  als  Eisenbahn- 
unternehmer auf,  so  gescliieht  das  kraft  des 
allgemeinen  Staatshoheitsrechts:  der  Bau 
und  der  Betrieb  einer  Staatseigenbahn  siiid 
Akte  der  Staatsvei-waltung,  für  welche  sich 
die  behördliche  Zuständigkeit  nach  dem 
Staatsrechte  des  Landes  bestimmt.  In 
Preussen  bedai'f  es  hierzu  der  landesherr- 
lichen EntSchliessung.  —  Ebensowenig  gel- 
ten für  die  Beschaffung  der  zum  Bau  etc. 
einer  Staatsbahn  erforderlichen  Geldmittel 
Gnmdsätze,  welche  von  dem  allgemeinen 
Staatsrechte  abweichen. 

Für  Private  (zu  welchen  auch  fremde 
Staaten  gehören)  ist  zur  Erlangung  der  für 
den  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  not- 
wendigen Rechtsstellimg  —  des  Eisenbahn- 
imternehmungsrechts  —  die  staatsseitige 
Gewährung  eines  Privilegiums,  eine  Kon- 
zession, erforderlich.  Letztere  wird  in  der 
Regel  anderen  Staaten  im  Wege  des  Staats- 
vertrages, sonstigen  Privaten  (phj'sischen, 
juristischen  Personen,  Aktiengesellschaften 
u.  dgl.)  diu'ch  einseitigen  Staatsakt  verliehen. 

Für  Bundesstaaten  ist  noch  die  Möglich- 
keit in  Betracht  zu  ziehen,  dass  die  Bundes- 
centralgewalt  nach  dem  Bimdesrechte  be- 
fugt ist,  kraft  eigenen  Rechts  den  Bau  imd 
und  Betrieb  von  Eisenbahnen  zu  unterneh- 
men oder  Eisenbahnen  zu  konzessionieren. 
Dem  Deutschen  Reiche  stehen  nach  Art.  41 
der  Reichsverfassung  für  das  ganze  Reichs- 
gebiet, und  zwar  auch  gegen  den  Wider- 
spruch des  beteiligten  Bundesstaats,  beide 
Befugnisse  insoweit  zu,  als  es  sich  um  Bah- 
nen handelt,  welche  im  Interesse  der  Lan- 
desverteidigung oder  des  gemeinsamen  Ver- 
kehrs für  notwendig  erachtet  weixlen.  In 
der  Schweiz  ist  in  Art.  26  der  Bimdes- 
verfassung  die  Gesetzgebung  über  den  Bau 
und  Betrieb  von  Eisenbahnen  überhaupt  als 
Bundessache  erklärt  und  durch  das  Bundes- 
^setz  V.  15.  Oktober  1897  (Aix-h.  189S 
l.  610)  bestimmt,  dass  der  Bund  alle  wich- 
tigen Eisenbahnen  für  sich  erwerben  \md 
für  eigene  Rechnimg  betreiben  soll.  Da- 
gegen ist  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  bis  jetzt  —  von  einer  unter 
12  zu  erörternden  Ausnahme  abgesehen  — 
eine  Bundesgesetzgebimg  über  das  Eisenbahn- 
wesen nicht  zu  Stande  gekommen.  Für 
Oesterreich-Ungarn  vgl.  Roll,  österr.  Eisen- 
bahng.  S.  Iff. 

3.  Vorarbeiten.  Dem  Entschlüsse  des 
Staats,  eine  Eisenbahn   anzulegen,  imd  der 


Erteilung  einer  Eisenbahnkonzession  gehen 
Vorarbeiten  technischer  und  wirtschaftlicher 
Natm»  voran,  welche  den  Nachweis  der  Aus- 
führbarkeit imd  Nützlichkeit  des  Unterneh- 
mens erbringen  sollen. 

Die  technischen  Vorarbeiten  —  soge- 
nannte generelle  Vorarbeiten  im  Gegen  satze 
zu  den  später  zu  erwälmenden  speciellen 
Vorarbeiten  —  haben  die  Linienführung 
(Tracienmg)  imd  die  vermutliche  Höhe  der 
Baukosten  zum  Gegenstande.  (VgL  für 
Preussen  Vorschriften  v.  24.  April  1897 ; 
für  Oesterreich  §§  1 — 5  der  V.  v.  25.  Ja- 
nuar 1879  R.G.B1.  Nr.  19 :  Aufstellung  eines 
»Generalprojekts«,  welches  einer  behörd- 
lichen »Tracenrevision«  mit  Zuziehung  der 
Interessenten  unterworfen  wird.)  Schon  zu 
deren  Vornahme  bedarf  es  für  Private  einer 
staatlichen  Erlaubnis  (von  manchen  »Vor- 
konzession« genannt],  welche  in  Preussen 
vom  Minister  der  ötfentlichen  Arbeiten,  in 
Oesterreich  (V.  v.  14.  September  1854,  so- 
genanntes Aonzessionsgesetz,  R.G.B.  Nr. 
238,  §  2)  nach  Benehmen  mit  den  Minis- 
terien des  Innern  und  des  Krieges  von  dem- 
jenigen der  Eisenbahnen  crteüt  wird.  Für 
Staatsbahnzwecke  wird  zur  Vornahme  von 
Vorarbeiten  im  preussischen  Staatshaushalts- 
etat alljährlich  eine  bestimmte  Summe  aus- 
geworfen. —  Das  Recht,  zu  jenem  Zwecke 
fremdes  Eigentum  zu  betreten,  nötigenfalls 
zu  beschädigen  (selbstverständlich  gogen 
Entschädigung),  muss  in  Preussen  ausser- 
dem noch  besonders  durch  den  Regierungs- 
präsidenten verliehen  werden.  §§  5,  56  des 
Enteignungsg.  v.  11.  Juni  1874.  (Für  Oes- 
terreich vgl.  Konzessionsg.  §  9,  C.  Enteig- 
nungsg. V.  18.  Febniar  1878.  R.G.B.  Nr. 
30  §  42;  für  Ungarn  §§  10  ff.  des  LV. 
Ges.-Art.  v.  9.  Dezember  1868,  für  Frank- 
reich Picard,  Traite  des  chemins  de  fer  11 
S.  21  ff.).  In  der  Schweiz  und  in  England 
besteht  die  Einrichtung  der  »Vorkonzession« 
nicht. 

Der  zu  erwartende  Verkehr  wird  durch 
die  sogenannten  wirtschaftlichen  Vorarbeiten, 
für  welche  es  keiner  besonderen  Gestattung 
bedarf,  ermittelt. 

4.  Die  Konzessioniemng.  Das  Er- 
gebnis der  Vorarbeiten  bildet  in  Verbindimg 
mit  dem  Nachweise,  dass  die  für  das  Unter- 
nehmen erforderlichen  Mittel  dem  Unter- 
nehmer zu  Gebote  stehen  (bei  Aktienunter- 
nehmungen: Zeichnung  des  Grundkapitals; 
formell  begründet  brauclit  die  Gesellschaft 
no(4i  nicht  zu  sein),  die  Grundlage  für  den 
Antrag  auf  Erteilung  der  Konzession.  Die 
Entscheidung  auf  diesen  Antrag  erfolgt  auf 
Gnind  eines  besonderen  Prüfungsverfahrens, 
in  welchem  gleichzeitig  dai-über  zu  befinden 
ist,  ob  das  beabsichtigte  Unternehmen  Pri- 
vaten überlassen  bleiben  kann  und  nicht  viel- 
mehr dem  Staate  vorbehalten  werden  soll. 
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In  Preussen  wird  der  Konzessionsantrag 
seitens  des  Ministers  der  öffentlichen  Ar- 
beiten allen  übrigen  Ressorts,  namentlich 
dem  Kriegsministeriuni*),  mitgeteilt.  Nach- 
dem ferner  die  Provinzialbehörden  zur  Sache 
gehört  sind,  macht  sich  das  Staatsministe- 
rium  über  den  Antrag  sclüüssig.  Zur  Ab- 
lehnung ist  dieses  selbst  befugt.  Die  Er- 
teilung der  Konzession  erfolgt  seitens  des 
Königs  durch  Vollziehung  einer  Konzessions- 
urkunde, welche,  meist  nach  Einzalil\uig 
einer  Ka\ition,  dem  Antragsteller  behändigt 
und  —  seit  dem  G.  v.  10.  April  1872  G.8. 
S.  357  —  dem  ganzen  Inhalt  nach  nur 
durch  die  Amtsblätter,  mittelst  einfacher 
Anzeige  der  Erteilung  auch  in  der  Gesetz- 
sammlung veröffentlicht  wird.  Dritten  ge- 
genüber tritt  die  voUe  Rechtswirksamkeit 
erst  mit  der  Yeröffentlichung  ein;  indessen 
wird  angenommen,  dass  mit  der  Zustellung 
der  Konzessionsurkunde  der  Konzessionär 
dem  Staate  gegenüber  einen  Anspruch  auf 
diese  Veröffentlichung  erwirbt. 

In  OesteiTeich  (Konzess.- G.)  ist  das  Ver- 
fahren wesentlich  in  Uebereinstimmung  mit  den 
preussiscben  ßestimmungen  geordnet  und  ge- 
schieht die  Erteilung  der  Konzession  durch  den 
Kaiser  (für  Ungarn  vgl.  §  3  des  LV.  G.-Art.). 
Ebenso  steht  in  den  meisten  übrigen  Staaten 
der  vollziehenden  Gewalt  die  Konzessionierung 
zn.  Anders  Deutsche  Reichs- Verf.  Art.  41,  wo- 
nach ein  Reichsgesetz  erforderlich  ist.  Ferner 
ist  in  der  Schweiz  (Eisenbahn-G.  Art.  39)  die 
Konzessionserteiluug  der  Bundesversammlung 
vorbehalten  (wegen  des  Prüfun^sverfahrens  vgl. 
V.  V.  1.  Februar  1875).  In  England  (Cohn,  enerl. 
Eisenbahnpolitik  I,  S.  194)  prüfen  Parlaments- 
ausschüsse den  Konzessionsantrag  nnd  er- 
folgt die  Konzessioniernn^  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung. Wegen  des  m  Deutschland  (ausser 
Preussen)  geltenden  Bechts  vgl.  hierüber  sowie 
über  das  Konzessionswesen  überhaupt  den  Art. 
Eisenbahnkonzession  in  Stengels  Wörter- 
buch des  Deutschen  Verwalt.-Rechts  I,   S.  336. 

Aus  dem  regelmässigen  Inhalte  der  Kon- 
zessionsurkunde ist  hier  hervorzuheben,  dass 
in  ihr  diejenigen  Verpflichtungen  des  Unter- 
nehmers festgesetzt  werden,  welche  diesem 
nicht  schon  nach  Massgabe  der  gfvsetzlichen 
nnd  sonstigen  gemeingütigen  Bestimmungen 
obliegen  (Konzessionsschemen  für  die  Schweiz 
bei  Rüttimann  S.  46).  Meistens  wird  gleich- 
zeitig die  Verleihung  des  Enteignungsi*eehts 
ausgesprochen,  sofern  nicht  gesetzlich  dieses 
mit  dem  Eisenbahnuntemehmungsrechte  ver- 
bunden ist.  Verschieden  ist  der  Inhalt  der 
Bedingungen,  je  nachdem  es  sich  um  eine 
Haupt-  oder  um  eine  Nebenbahn  handelt 
(in  rreussen  werden  neuerdings  Haupt- 
bahnen nicht  mehr  der- Privatunternehmung 
überlassen). 


*)  Ueber  den  Einfluss  der  Interessen  der 
Landesverteidigung  auf  den  Bahnbau  vgl.  Gleim, 
preuss.  Eis.Becht  S.  202—213. 


Die  Rechtsfolge  der  Konzessionserteilung 
geht  im  allgemeinen  dahin,  dass  dem  Kon- 
zessionai*  das  Recht,  aber  zugleich  auch  die 
Pflicht  erwächst,  nach  Massgabe  der  Kon- 
zession die  Eisenbahn  zu  bauen  und  zu  be- 
treiben. Ist  die  letztere  als  Nebenbahn 
konzessioniert,  so  darf  sie  der  Unternehmer 
auch  als  Hauptbahn  ausbauen ;  nicht  jedoch 
umgekehrt.  Im  einzelnen  wird  die  Rechts- 
steÜimg  des  Konzessionars  in  den  folgen- 
den Abschnitten  erörtert  werden.  —  Ob  mit 
der  üebergabe  imd  Entgegennahme  der  Kon- 
zessionsurkimde  ein  Vertrag  zwischen  dem 
Staat  und  dem  Beliehenen  zu  stände  kommt 
und  welcher  Art  die  Berechtigung  ist, 
welche  dem  Konzessionär  hieraus  im  Ver- 
hältnisse zum  Staate  erwächst,  ist  in  der 
W'issenschaft  streitig.  Das  preussische  Eisen- 
bahng.  v.  3.  November  1838,  G.S.  S.  505 
(vgl.  schweizerisches  Eisenbahng.  Artt.  14, 
24,  25,  33)  gewährt  in  §  49  dem  Konzessi- 
onär einen  Entscliildigimgsanspruch  für  den 
Fall,  dass  einem  bereits  konzessionierten 
Unternehmen  nachti-äglich  seitens  des  Staa- 
tes lästige  Verpflichtungen  auferlegt  wer- 
den, welche  weder  in  dem  Eisenbahngesetze 
noch  in  der  Konzession  begründet  sind 
(vgl.  über  den  Streit  in  Bezug  auf  die  Er- 
neuerung des  Privilegs  der  östen^eichischen 
Ferdinandsnonlbahn  Gleim ,  preiL^sisches 
Eisenbahnreclit,  S.  110).  Im  Verhältnis  zu 
Dritten  übernimmt  der  Staat  mit  der  Kon- 
zessionserteilung keinerlei  Verpflichtungen. 
Preussisches  Eisen balmg.  §  20. 

Zur  Ei-füllung  der  Baupflicht,  d.  h.  zur 
ordnungsmässigen  Vollendung  der  Bahn  — 
vielfach  auch  schon  zur  Inangriffnahme  der 
Bauarbeiten  —  wird  in  der  Konzession  eine 
Frist  bestimmt,  für  deren  Innehaltung  der 
Unternehmer  Sicherheit  leisten  muss  und 
durch  Audrohung  von  Rechtsnachteileu  — 
Preussen  und  Schweiz:  Versteigerung  der 
Anlage;  Bayern  und  Oesterreich:  Erlöschen 
der  Konzession  —  gesorgt  winl. 

Das  Baiu-echt  des  Unternehmers  über- 
windet jeden  Widerspnich  Dritter  aus  pri- 
vatrechtlichen Titeln  und  legitimiert  den 
Unternehmer  den  öffentlichen  Behönlen  ge- 
genüber zur  Stelhuig  der  für  den  Fortgang 
des  Baues  erforderlichen  Anträge.  Um  in 
dingliche  Rechte,  insbesondere  in  das  Privat- 
eigentum, gegen  den  Willen  der  Berechtigten 
einzugreifen,*  bedarf  der  Unternehmer  der 
Geltendmachung  des  Enteignungsrechts.  In 
Preussen  (§  2  des  Enteignungsg.  v.  11.  Juni 
1874,  vgl.  hierüber  uncl  über  das  Reichs- 
recht Gleim,  preussisches  Eisenbahnrecht, 
S.  148  ff.)  muss  ihm  letzteres  bi^sonders  ver- 
liehen wenlen;  für  Gestenreich  vgl.  Kon- 
zessionsg.  §  9  c,  für  die  Schweiz  Eisenbahng. 
Art.  12. 

Die    Auffassung    des     französischen 
Rechts   beruht   auf   dem   durch  Art.  1  des 
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Eis.-Polizeiges.  v.  15.  Juli  1845  aufgestellten, 
das  gesamte  französische  Eisenbahnrecht  be- 
herrschenden Grundsatze,  dass  die  Eisen- 
bahnen zur  graiide  voirie  gehören.  Daraus 
folgt,  dass  sie  domaine  public  (Code  civil 
Art.  538)  und  dem  Privateigentiun  entzogen 
sind.  Privaten  wird  ihr  Bau  und  Betrieb 
nach  den  Regeln  über  concessions  de  tra- 
vaux  publics  im  Wege  der  öffentliclirecht- 
lichen  Werkverdingung  tibertragen ,  und 
zwar  teils  diuxjh  Zuschlag  (adjudication) 
nach  öffentlicher  Ausschreibung  (vgl.  M.E. 
V.  19.  Aprü  1862  u.  Ges.  v.  23.  März  1874, 
Palaa,  Dictionnaire  Art  'adjudications'),  teüs 
unter  der  Hand  (soumission  directe).  Die 
Autorisation  zum  Bahnbau  in  Verbindung 
mit  der  Verleihung  des  Enteignungsrechts 
(Erklärung  der  utilit6  publique)  erfolgt  bei 
den  chemins  de  fer  d'intör^t  general  (Haupt- 
bahnen), wenn  es  sich  um  Zweigbahnen 
von  weniger  als  20  km  Länge  handelt, 
durch  Dekret  der  Regierung,  sonst  (dso  bei 
allen  Nebenbahnen:  Chemins  de  fer  d'in- 
t^ret  local)  durch  Gesetz  (Ges.  v.  27.  Juli  1870 
Art.  1,  V.  11.  Juni  1880  Art.  2).  Soll  durch 
den  Bahnbau  die  Staatskasse  belastet  wer- 
den, so  bedarf  es  stets  eines  Gesetzes.  Die 
Konzessionserteilung  selbst,  bei  der  ein 
Konzessionsschema  (Cahier  des  cliai-ges,  für 
Hauptbahnen  zuletzt  festgestellt  in  den  Jah- 
ren 1857 — 1859,  abgedruckt  bei  Palaa  a.  a.  0. 
Art.  'cah.  d.  eh.')  zu  Grunde  geleg-t  wird, 
geschieht  für  Hauptbahnen  durch  den  Mi- 
nister der  öffentlichen'' Arbeiten,  für  Lokal- 
bahnen durch  den  Präfekten  oder  den  Maire. 
Das  Rechtsverhältnis,  das  zwischen  dem  Kon- 
zessionserteiler und  dem  Beliehenen  durch 
die  Konzessionierung  entsteht,  richtet  sich 
nach  den  Regeln  des  contrat  administratif 
und  gehört,  unter  Ausschluss  des  ordent- 
lichen Rechtsweges,  zur  Zuständigkeit  der 
Verwaltimgsgerichte.  Vgl.  Mayer,  franz. 
Verwalt.  Recht,  Strassbiu-g  1886,  §§  44  ff. ; 
Picard,  Traitö  des  chemins  de  fer,  Paris 
1887,  Bd.  n,  S.  80  ff.,  92  ff.,  11 5  ff.  —  Hier 
sei  zugleich  erwähnt,  dass  das  Eisenbahn- 
Polizeigesetz  den  Konzessionär  mit  Geld- 
strafe bedroht,  wenn  er  gewissen  konzessions- 
mässigen  Verpflichtungen,  z.  B.  den  ihm 
in  Bezug  auf  Wege  und  Wasserläufe  ge- 
machten Auflagen,  zuwiderhandelt  Vgl. 
das  Folgende  sowie  Art  2  des  Gesetzes  in 
Verbindung  mit  Aucoc,  Conf6reYices  sur  le 
droit  administratif,  2.  Aufl.  Paris  1882 
Bd.  III,  S.  813  ff.  (übereinstimmend  Luxem- 
burg, Eis.-Pohzei-G.  v.  17.  Dezember  1859). 

B.  Der  Eisenbahnbau. 

5.  Vorbereitungen  zur  Planfeststel- 
lung. Der  Bauausfühnmg  gehen  die  soge- 
nannten speciellen  (ausführlichen)  technischen 
Vorarbeiten  voraus,  auf  Grund  deren  ein 
genauer  Entwurf  (Plan,  Projekt)  der  Anlage, 


in  Oesterreich  Detailprojekt  genannt,  aufge- 
stellt wird.  Dieser  Entwurf  bringt  die 
Bahnlinie  in  allen  ihren  Teilen,  sämtliche 
zugehörige  Bauwerke,  die  erforderlichen 
»Nebenanlagen«  an  Wegen,  Dämmen,  Wasser- 
läufen u.  s.  w.  sowie  diejenigen  Grundstücke 
zur  Darstellung,  deren  Eigentum  zur  Bau- 
ausführung erworben  werden  muss.  (Im 
einzelnen  vgl.  fürPreussen  die  oben  sub  3  er- 
wähnten Vorschriften  über  Vorarbeiten ;  für 
Oesterreich  Konzessionsg.  §  10  a,  V.  v.  25. 
Januar  1879,  R.G.B.  Nr.  19  §§  6ff.;  schwei- 
zerische V.  V.  1.  Februar  1875;  für  Frank- 
reich vgl.  Picard,  Traite  II,  S.  650,  885.) 
Soweit  zur  Anfertigung  dieser  Vorarbeiten 
das  Betreten  etc.  fremden  Gnmdeigentums 
erforderlich  ist,  bedarf  in  Preussen  der  Un- 
ternehmer wie  für  die  generellen  Voi-arbeiten 
der  Genehmigimg  des  Regierungspräsidenten. 
Nach  Vollendimg  des  Bauplanes  ist  so- 
dann —  bei  Staats-  wie  bei  Privatbahnen 
—  die  Genehmigung  (»Feststellung«)  der 
Landescentralbehörde  einzuholen.  Der  Er- 
teilung dieser  Genehmigung  geht  ein 
Prüfungsverfahi'en  an  Oii;  imd  SteUe 
unter  Beiladung  der  beteiligten  Lokalbe- 
hörden und  Privatperaonen  voran,  welches 
in  Preussen  vom  Regierungspräsidenten  als 
Landespolizeibehörde  geleitet  und  deshalb 
landespolizeiliche  Priöung  genannt  vrird. 
In  Oesterreich  zerfällt  das  Verfahren  in  zwei 
Abschnitte,  indem  zunächst  seitens  einer  „Sta- 
tionskommission"  die  Anzahl  und  Lage  der 
Bahnhöfe  und  sodann  auf  Grund  der  nP^ü' 
tischen  Begehung"  das  Projekt  im  übrigen 
festgesetzt  wird.  Für  die  Schweiz  vgl.  das 
Expropriationsg.  v.  1.  Mai  1850,  Artt.  10  ff.  in 
Verbindung  mit  Artt.  9  ff.  der  V.  zum  Eisen- 
bahngesetz. 

La  diesem  Prüfungsverfahren  wird  —  im 
allgemeinen  unter  Beiseitelassung  eisenbahn- 
technischer, postalischer  und  militärischer 
Gesichtspunkte  —  erörtert,  ob  der  Entwurf 
den  örtlichen  Verhältnissen  soweit  Rechnung 
trägt,  wie  das  mit  dem  Zwecke  der  neuen 
Anlage  vereinbar  ist  und  welche  Abände- 
rungen oder  Ergänzungen  desselben  im 
Öffentlichen  Literesse  oder  zu  dem  Ende 
nötig  sind,  um  von  den  Anwohnern  Ge- 
fahren imd  Nachteile  thunlichst  abzuwenden 
(vgl.  für  Oesterreich:  Konzessionsg.  §  10b, 
c,  d;  für  Ungarn:  LV.  Gesetzes^.  §  13; 
Schweiz.  Expropriationsg.  Art  7).  Zu  letz- 
terem Zwecke  ist  übrigens  nach  §  14  des 
preussischen  Eisenbahngesetzes  die  Landes- 
polizeibehörde, und  zwar  auch  nach  Inbe- 
triebnahme der  Bahn,  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen befugt,  selbständig  dem  Unter- 
nehmer die  ihr  erforderlich  erscheinenden 
Auflagen  zu  machen;  diese  Selbständigkeit 
findet  ihre  Grenze  in  dem  ministeriell  fest- 
gestellten Plane  (s.  unten  sub  7  iL  M.E.  v. 
12.  Oktober  1892,  abgedr.  bei  Gleim,  preuss. 
Eis.-Recht  Anlage  D). 
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Das  vorbezeichnete  Verfahren  ist  —  ab- 
gesehen vom  Falle  der  Enteignung  —  nach 
preussischem  Rechte  der  einzige  Weg,  auf 
welchem  Private  den  Eisenbahn  Unternehmer 
zur  Herstellung  der  in  ihrem  Interesse 
nötigen  oder  erwünschten  Anlagen  zwingen 
können.  Einen  im  Rechtswege  verfolgbaren 
Anspruch  darauf  haben  sie  nicht,  nament- 
lich nicht  auf  Grund  des  §  14  cit.  (vgl.  auch 
österr.  Konz.-Ges.  §  13).  Hinsichtlich  der 
Verpflichtung  der  Eisenbahnverwaltung  zur 
Entschädigung  der  Adjacenten  für  die  in- 
folge des  Bahnbaues  ihnen  erwachsenden 
Nachteile  sind  in  Preussen  —  wiedenim 
abgesehen  vom  Falle  der  Enteignung  —  die 
allgemeinen  Rechtsnormen  massgebend,  wo- 
gegen das  östen-eichische  Recht  (Konz.-Ges. 
§  10  b;  vgl.  auch  Schweiz.  Eisenbahnges. 
Art.  16)  den  Unternehmer  für  je<len  diu-ch 
den  Bahnbau  verursachten  Schaden  an  öffent- 
lichem oder  Privat  gute  haftbar  macht.  Ebt*nso 
franz.  cahier  des  charges  Art.  21.  In  Frank- 
reich gehören  die  hieraus  hervorgc^henden 
Streitigkeiten  zwischen  den  Eisenbahnen  und 
den  Anliegern  wie  überhaupt  alle  Ansprüche, 
die  sich  gegen  die  Eisenbahnen  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Unternehmer  öffentlicher 
Arbeiten  richten,  zur  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsgerichte, während  die  onlentlichen 
Gerichte  ziu*  p]iitscheidung  dann  berufen 
sind,  wenn  die  Eisenbahnen  in  ihrer 
Eigenschaft  als  TmnsportunternehmerProzess 
führen.  Aucoc,  Conferences  III,  S,  655  ff., 
668  ff.,  681  ff.  In  Elsass-Lothringen  ist  diu-ch 
§  8  des  Ausf.-G.  zum  Gerichtsverfass.-G.  jene 
Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte  — 
ebenso  wie  die  oben  sub  4  erwähnte  —  den 
ordentlichen   Gerichten  übertragen  worden. 

Ueber  das  Verhältnis  der  Eisenbahnen  zum 
Bergbau  vgl.  Preuss.  Bergges.  v.  24.  Juni  1866, 
GS.  S.  705  §55  163  ff.,  öst.  V.  v.  1.  Januar 
1859,  E.G.B.  Nr.  26,  franz.  cahier  des  charges 
artt.  24,  25.  Näheres  bei  Gleim,  preuss.  £is.- 
Becht  S.  316  ff. 

6.  Anlagen  an  Wegen,  Gewässern 
und  im  fenerpolisEeilichen  Interesse.  Die 
öffentlichen  Wege  können  in  vier- 
facher Beziehung  für  das  Prüfimgsverfahren 
in  Betracht  kommen  {ausführliche  Darstellung 
in  Gleims  preuss.  L'is.-Recht  S.  217—253; 
vgL  Picard,  Traitö  n,  S.  761  ff.). 

a)  Es  kann  die  Herstelhmg  neuer  Wege, 
namentlich  von  Zufuhrwegen  zu  den  Bahn- 
höfen notwendig  werden.  Da  ohne  solche 
Zufuhrwege  die  Eisenbahn  nicht  ihrer  Be- 
stimmung dienen  kann,  muss  deren  Anlage 
mit  derjenigen  der  Bahn  selbst  Hand  in 
Hand  gehen.  In  Preussen  winl  der  Hegel 
nach  die  Herstellung  der  Zufuhrwege  dem 
nach  dem  allgemeinen  Wegei-echte  Wege- 
baupflichtigen überlassen  und  seitens  der 
Bahnverwaltung  nur  insoweit  besorgt,  als  es 
zweckmässig  erscheint,  diese  Wege  (wie  z.  B. 
Güteriadesteassen)  in  die  Bahnanlago  selbst 


einzubeziehen  und  unter  Aufsicht  der  Bahn- 
polizei (s.  unten  sub  13)  zu  stellen.  In  Oester- 
reich  sind  betreffs  der  Anlegung  und  Unter- 
haltung d(T  Zufuhrstrassen  für  die  meisten 
Kronländer  besondere  Gesetze  ergangen,  vgl. 
Roll,  Abschn.  V.  Für  die  Schweiz  vgl.  Kütti- 
mann  S.  11  Anm.  7. 

b)  Vielfach  bedarf  es  der  Verlegmig  oder 
der  Einziehung  vorhandener  Wege.  Die 
erste  Herstellung  der  in  dieser  Beziehung 
erforderlichen  Anlagen  und  die  Beschaffung 
von  Ei*satzwegen  hat  der  Eisenbahnunter- 
nehmer auszuführen.  Auch  fällt  ihm  die 
dauernde  IJnterhaltimg  der  Neuanlagen  inner- 
halb des  Bahnkörpers  und  ausserdem  inso- 
weit zm*  Last,  als  sie  über  den  Umfang 
der  bestehenden  Wegeunterhaltungsj^flicht 
hinausgeht  Vgl.  preuss.  Eisenbahnges.  §  14 
(welcher  sich  allerdings  nicht  unmittelbar 
auf  öffentliche  Wege  bezieht),  Schweiz. 
Expr.-Ges.  Art.  6,  andererseits  Aucoc,  Confe- 
rences lU,  S.  G51. 

c)  Wegekreuzungen.  P]s  ist  zu  prüfen, 
ob  und  unter  welchen  Sicherheitsvorkeh- 
rungen (Barrieren!)  die  Bahn  die  von  ihr 
geschnittenen  Wege  in  gleicher  Höhe  (au 
niveau)  überschreiten  darf  (Mler  ob  im  Inte- 
resse der  Sicherheit  des  Bahnbetriebes  oder 
des  Wege  Verkehrs  von  vornherein  Unter- 
oder Ueberführungen  anzulegen  sind.  In 
dieser  Beziehung  werden  übrigens  an  Neben- 
bahnen wes(»ntlich  geringere  Anfoi-derungen 
gestellt  als  an  Haui)tbahn(»n. 

d)  Bei  Nebenbahnen  find(^t  häufig  eine 
Benutzung  von  Chausseeen  und  anderen 
öffentlichen  Wegen  zur  Anlage  des  Bahn- 
körpers statt.  In  Preussen  winl  der  staats- 
seitige  Bau  von  Nebenbahnen  gesetzlich  da- 
von abhängig  gemacht,  dass  die  Wegever- 
bände etc.  diese  Mitbenutzung  gestatten;  in 
OesteiTcich  ist  durch  Art.  XIV,  G.  v.  31. 
Dezember  1894,  Arch.  1895,  S.  414,  die  Be- 
nutzung von  Reichsstrassen  bei  dem  Bau 
von  Ijokalbahnen  allgemein  genehmigt. 

Wasser  Verhältnisse.  Bcvsonders  sorg- 
fältigei  Prüfung  bedarf  die  Frage,  in  wel- 
cner  Weise  der  Bau  einer  Eisenbahn  auf 
die  vorhandenen  natürlichen  und  künstlichen 
Wasserläufe  aller  Art  einwirkt  und  welche 
Anlagen  —  Veränderungen  an  den  Wasser- 
läufen selbst,  Ueberbnlckungen,  Dimjhlässe, 
Dämme,  Gräben  und  dergleichen  —  zur 
Ausfühning  gebracht  werden  müssen,  da- 
mit nicht  nur  die  Sichenmg  der  Bahnanlage 
gegen  Wasserschäden  erreicht,  sondern  auch 
den  vielfachen  gerade  hierbei  in  Frage  kom- 
menden Interessen  (Landwirtschaft,  Schiff- 
falirt,  Fischerei)  R(»chnung  getragen  wird« 
Näheres  bei  Gleim,  preussisches  Eisenbahn- 
recht S.  253  bis  263. 

In  feuerpolizeilicher  Beziehung 
muss  durch  geeignete  Anlagen  (deren  Her- 
stellung Sache  des  Unternehmers  ist)   dafür 
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gesorgt  werden,  dass  die  Gefalir  von  Brän- 
den infolge  des  Funkenauswurfs  derMaschinen 
oder  des  Herabfallens  glühender  Kohlenstücke 
aus  den  Aschkästen  auf  ein  mögliehst  geringes 
Masseingeschränkt  wird.  Insbesondere  kommt 
hierbei  der  Umbau  von  Häusern  und  die 
Anlage  von  Forstschutzstreifen  in  Frage. 
In  den  meisten  Ländern  ^  Preussen:  Min.-E. 
V.  23.  Juli  1892,  E. V.B.  1893  S.  152 ;  Oesterreich : 
V.  V.  25.  Januar  1879,  Abschn.  I,  F;  Ungarn: 
LV  Ges.- Art.  S§  18  if.;  Frankreich:  Bahnpoli- 
zeiges.  v.  15.  Juli  1845,  artt.  6  fP.j  Belgien: 
G.  V.  25.  Juli  1891,  Arch.  1892  S.  875;  Luxem- 
burg: G.  V.  17.  Dezember  1859  Artt.  6  ff .  — 
ist  übrigens  die  Errichtung  von  Baulichkeiten 
und  die  Lagerung  von  Materialien  in  der  Nähe 
von  Eisenbahnen  gewissen  feuerpolizeilichen 
Einschränkungen  unterworfen. 

7.  Die  Planfeststellnng.    Ist  das  PnV 

fungsverfahren  beendet ,  auch  der  Militär- 
verwaltung sowie  dem  Reichseisenbahn- 
amte  Gelegenheit  zur  Aeussenmg  über  das 
Projekt  gegeben  worden,  so  erfolgt  in  Preussen 
die  Feststellung  des  Bahnentwurfs  diu*ch 
den  Minister  der  öffentlichen  Ai'beiten  ge- 
mäss §  4  des  Eisenbahngesetzes.  Indem 
nach  dieser  Gesetzesvorschrift  dem  Minister 
die  Genehmigimg  der  Bahnlinie  in  ihrer 
vollständigen  Durchführung  durch  alle  Zwi- 
schenpunkte sowie  die  Genehmigung  der 
Konstruktionsverhältnisse  zusteht,  ist  ihm 
die  Ausgleichung  aller  in  Betracht  kommen- 
den Interessen  und  die  ausschliessliche 
Entscheidung  in  allen  Fragen  anvertraut, 
von  deren  Regelung  die  Gestaltimg  des 
Bahnkörpers  einschliesslich  der  zugehörigen 
Bauwerke,  Nebenanlagen  etc.  abhängt.  Diese 
Entscheidung  ist  —  mit  einer  unten  sub  8  zu 
erwähnenden  Massgabe  —  end gütig,  nament- 
lich nicht  im  Rechtswege  anfechtbar,  auch 
wenn  dieselbe  Angelegenheiten  betrifft,  für 
welche  —  wie  für  die  Einziehung  öffent- 
licher Wege,  Eingiiffe  in  Stadtbebauungs- 
pläne (vgl.  Gleim,  pr.  Eis.R.,  S.  264  ff.),  Vor- 
ilutanlagen,  Stromverlegungen,  Deichsachen 
—  sonst  gesetzlich  ein  besonders  geartetes 
Verfahren  vorgeschrieben  oder  die  Entschei- 
dung anderen  Verwaltungsbehörden  oder 
den  (ordentlichen  oder  Verwaltungs-)  Ge- 
richten vorbehalten  ist.  (Vgl.  Zuständigkeits- 
gesetz V.  1.  August  1883,  G.S.  S.  237  §  158). 
Durch  die  ministerielle  Planfeststellimg  wird 
jedoch  nicht  berührt:  die  Verpflichtung  zur 
Einhohmg  der  baupolizeilichen  Genehmigimg 
für  Hochbauten,  der  Genehmigung  für  neue 
Ansiedelungen,  flu-  Feuei-stellen  (in  der  Nähe 
von  Waldungen)  und  für  gewisse  maschinelle 
Anlagen  (Werkstätten,  Gasanstalten,  stehende 
Dampfkessel),  Gleim,  pr.  Eis.R.,  S.  370  ff. 

In  Oesterreich  wird  auf  Grund  des  Ergeb- 
nisses der  politischen  Begehung  der  „Baukonsens" 
seitens  des  Eisenbahnmmistermms  erteilt  (V.  v. 
25.  Januar  1879  §  19).  Hier  bildet  das  Prü- 
fungsverfahren zugleich  das  erste  Stadium   der 


Enteignung  (ebenso  Schweiz :  V.  zum  Eisenbahn- 
ges.  V.  I.Februar  1875  Artt.  10 ff.),  wogegen  in 
Preussen  die  letztere  erst  nach  dem  Abschlüsse 
des  ministeriellen  Feststellungsverfahrens  (der 
„vorläufigen"  Planfeststellung)  eingeleitet  wer- 
den kann;  Enteignungsges.  §$^  15  ff.  In  der 
Schweiz  (Eisenbahnges.  Art.  14)  ist  die  Geneh- 
migung des  Bauplanes  dem  Bundesrate  vorbe- 
halten ;  in  Frankreich  (cah.  des  charges;  artt.  3ff.  j 
Aucoc,  Conferences  III  S.  665 ff.;  Picard,  Trait6 
IL  S.  763,  782)  ist  der  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  ausschliesslich  zuständig. 

8.  Der  BaiL  Mit  der  Projektgenehmi- 
gimg gewinnt  das  Baurecht  wie  die  Bau- 
pfüclit  des  Unternehmers  feste  Gestalt:  Er 
darf  und  muss  nunmehr  an  die  Bauausfüh- 
rung nacth  Massgabe  des  festgestellten  Planes 
herangehen. 

Namentlich  kann  jetzt  der  Grunder- 
werb beginnen.  Für  diesen  gelten  die  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätze  mit  den  durch 
das  Enteignungsrecht  bedingtea  Massgaben. 
Indem  im  übrigen  deswegen  auf  den  Artikel 
»Enteignung«  vei'wiesen  wird,  bleibt  hier 
nachstehendes  zu  erwähnen. 

Vielfach  macht  der  Unternehmer  den 
Bahnbau  von  unentgeltlicher  Erlangung  des 
Grundes  und  Bodens  abhängig  (preussische 
Nebenbahngesetze!).  Diu-ch  die  daraufhin 
getroffenen  Yereinbanmgen  mit  den  am 
Bahnbau  Interessierten  ändert  sich  in  Bezug 
auf  die  Parteirollen  im  Enteignimgsverfahren 
nichts;  trotz  derartiger  »Garantievertrage« 
ist  nur  der  Eisenbahnimternehmer  zur  Gel- 
tendmachung des  Enteignungsrechts  legiti- 
miert. 

Soweit  es  dem  Unternehmer  nicht  gelingt, 
an  dem  benötigten  Gelände  das  Eigentum 
freihändig  zu  erwerben,  wird  er  behufs  Be- 
schleunigung der  Bauarbeiten  bestrebt  sein, 
sich  wenigstens  in  den  Besitz  des  Landes 
zu  setzen,  sich  die  ji>Bauerlaubnis«  zu  er- 
wirken. Kann  aber  die  Durchführung  des 
Euteignimgsverfahreus  nicht  erübrigt  wer- 
den, so  wird  nach  preussischem  Rechte  (Ent- 
eignungsges. §§  15  ff.)  der  ministeriell  »vor- 
läufig« festgestellte  Plan  zur  Grundlage  der 
Erörteining  und  Entscheidung  füi*  das  Plan- 
feststeUungsverfahren  im  Sinne  des  Ent- 
eignungsgesetzes. Letzte  Instanz  in  diesem 
Verfahren  ist  jedoch  wieder  der  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten.  Erst  wenn  im 
Enteignungsverfahren  der  PlanfeststeMimgs- 
beschluss  (Enteigmmgsgesetz  §  21)  rechts- 
kräftig geworden  ist,  spricht  man  von  einem 
»endgültig«  festgestellten  Plane.  Der  Regel 
nach  erfährt  übrigens  der  vorläufig  fest^- 
stellte  Plan  im  Enteignimgsverfahren  keme 
wesentlichen  Veränderungen.  —  In  Bezug 
auf  das  Entschädigungsfeststellungsverfahren 
nach  preussischem  Enteignungsrechte  ist 
hier  hervorzuheben,  dass  bei  Eisenbahn  bauten 
die  Vermutung  für  die  Dringlichkeit  der 
Enteignung  (G.  §  34)  spricht. 
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Bei  der  Bauausführung  selbst  zu 
beachtende  Bestimmungen  eisenbahnrecht- 
licher Natur  enthalt  die  preussische  V.  v. 
21.  Dezeml)er  1846,  G.S.  1847  S.  21,  über 
die  Verhältnisse  der  beim  Bau  von  Eisen- 
bahnen beschäftigten  Handarbeiter.  Auch 
kommen  schon  für  den  Bau  Vorschriften 
der  Bahnpolizeireglements  (vgl.  des  weiteren 
unten  sub  II)  in  Betracht.  —  Ferner  ver- 
pflichtet Art.  7  des  deutschen  Eisenbahn- 
postgesetzes (R.G.  V.  20.  Dezember  1875, 
K.G.B.  S.  318)  die  Eisenbahnverwaltungen, 
bei  der  Anlage  (wie  bei  dem  Umbau)  von 
Bahnhöfen  auf  Bes(^haffimg  von  Räumen  für 
Zwecke  der  Postverwaltung  Bedacht  zu 
nehmen.  Näheres  in  Gleims  preussischem 
Eisenbahnrecht  S.  325  ff.  —  Eine  ähnliche 
Verpflichtung  besteht  der  Zollverwaltung 
gegenüber  auf  Grund  §  59  des  Vereinszollg. 
V.  1.  Juü  1869  R.G.B.^  S.  317.  Vgl.  Gleim 
a.  a.  0.  S.  335  ff. 

9.  Abnahme  und  Betriebseröffnnng. 
Nach  Beendigung  der  Bauarbeiten  muss, 
bevor  die  Eisenbahnanlage  dem  Verkehre 
übergeben  werden  darf,  ihre  »Abnahme« 
stattfinden.  Dieselbe  besteht  nach  preussi- 
schem Recht  (Eisenbahng.  §  22)  in  einer 
von  der  Landespolizei-  und  der  Eisenbahn- 
aufsichtsbehörde gemeinsam  vorzunehmenden 
Prüfimg  der  Bauausführung  in  polizeilicher 
und  eisenbahntechnischer  Beziehung.  Wegen 
der  nebenher  für  gewisse  Anlagen  erforder- 
lichen besonderen  Genehmigung  diuxjh  die 
nach  allgemeinem  Rechte  für  derai-tige  Kon- 
zessionen zuständigen  Behörde  vgl.  oben  sub  7. 
Schliesslich  erteilt  der  Minister  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  Genehmigung  zur  Er- 
öffnung des  Betriebes  (§159  d(\s  Zuständig- 
keitsges.  v.  1.  August  1883,  G.S.  S.  237). 

In  Oesterreich  wird  nach  §§  28  ff.  der  V. 
V.  15.  Janaar  1879  —  welche  auch  Bestim- 
mungen über  die  Art  der  Bauausführung  ent- 
halt —  der  „Benutzungskonsens**  seitens  des 
Eisenbahnminist^rs  nach  baulicher  „Kollaudie- 
rung"  und  technisch-polizeilicher  Prüfung  der 
Anlage  erteilt.  Vgl.  femer  Eisenbahn-Betriebs-G, 
V.  16.  November  1851,  R.G.Bl.  1852  Nr.  1. 
§§  1  ff.  —  In  der  Schweiz  hat  der  Bundesrat 
nach  vorgängiger  Untersuchung  der  Anlage  die 
Betriebseröffuung  zu  bewilligen.  £isenbahn-G. 
Art.  17,  V.  V.  1.  Februar  1875  Art.  36. 

B.  Die  Eisenbahnen  im  Betriebe. 

10.  Uebersicht*  Unter  dem  Eisenbahnbe- 
triebe versteht  man  im  weiteren  Sinne  die  Ge- 
samtheit der  Verrichtungen  auf  Seiten  des  Un- 
ternehmers, welche  von  der  Eröffnung  des 
Verkehrs  an  vorgenommen  werden,  damit  die 
Eisenbahn  ihre  Bestimmung  als  Verkehrsmittel 
erfülle.  Herkömmlicherweise  werden  diese  ge- 
samten Verwaltungsgeschäfte  in  drei  Gruppen 
znsammengefasst : 

I.  Die  allgemeine  Verwaltung*,  welche  die 
das  Unternehmen  in  seiner  Gesamtheit  betreffen- 
den Geschäfte,  namentlich  die  Organisation  der 
Verwaltung,  die  Verhältnisse  der  Beamten  und 


Arbeiter  (Verwaltung  der  Personalien)  und  die 
Finanzverwaltun^  sowie  alle  sonstigen  Verwal- 
tungszweige in  sich  schliesst,  welche  nicht  zu 
den  Gruppen  II  und  III  gehören. 

IL  Die  Betriebsverwaltnng,  umfassend  1) 
den  Betrieb  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die  auf 
die  ßefördening  der  Transportgegenstände  un- 
mittelbar abzielenden  Verrichtungen  technischer 
Natur,  insbesondere  die  Beschaffung  und  Unter- 
haltung der  Betriebsmittel  (d.  h.  der  Lokomo- 
tiven und  Wagen),  die  technischen  Einrichtun- 
gen für  den  Stations-,  Telegraphen-  und  Fahr- 
dienst und  das  Fahrplan wesen ;  2)  den  Verkehr, 
d.  h.  die  den  gleichen  Zweck  unmittelbar  ver- 
folgenden Massnahmen  und  Einrichtungen  wirt- 
schaftlicher Natur,  wie  die  Festsetzung  und  Hand- 
habung der  Transportbedingungen  und  die  Abfer- 
tigung (Expedition)  der  Transportgegenstände. 

III.  Die  Bauverwaltung,  zu  weicher  die 
Verwaltung  des  Grundeigentums  und  die  bau- 
liche Unterhaltung  der  Bahnanlagen,  die  Neu- 
bauten und  dergleichen  gehören. 

Im  folgenden  sollen  zunächst  die  allgemei- 
nen Grundsätze  über  Betriebsrecht  und  Betriebs- 
pflicht und  sodann  an  der  Hand  der  vorstehen- 
den Einteilung  die  in  Betracht  kommenden 
Einzelvorschriften  erörtert  werden. 

A.  Allgemeines. 

11.  Betriebsrecht  und  Betriebspflicht 

Mit  der  Botriebseröf fnung  wird  das  Baurecht 
des  Unternehmers  zum  Betriebsrechte,  d.  h. 
der  grundsätzlich  ausschliesslichen  Berech- 
tigung zum  Eisenbahnbetriebe  auf  dei-jenigen 
Bahnanlage,  welche  in  Geraässheit  des  Bau- 
planes ziun  Zwecke  dieses  Betriebes  herge- 
stellt ist.  Der  Grundsatz  der  Ausschliess- 
lichkeit des  Betriebsrechts  erleidet  zwei 
Ausnahmen : 

a)  Nach  einzelnen  Rechten  (Preussen: 
Eisenbahngesetz  §§  27  ff. :  Englana,  wo  man 
hierbei  von  dem  Rechte  der  Landstrassen 
und  der  Kanäle  ausging,  8  Vict  cap.  -0  18. 
V.  1845 1;  vgl.  österreichisches  Konz.-G.  §  10  G.; 
französisches  cahier  des  charges  Art.  61)  kann 
der  Unternehmer  unter  gewissen  Umständen 
dazu  angehalten  werden,  Dritten  gegen  Ent- 
richtung eines  »Bahngeldes«  den  Mitbetrieb 
auf  der  Bahn  zu  gestatten.  Eine  erhebliche 
praktische  Bedeutung  hat  diese  Bestimmung 
wohl  nirgends  erlangt ;  dagegen  werden  der- 
artige Gemeinschaftsverhäitnisse  häufig  ver- 
traglich vereinbart  (»Peage vertrage«).  Vgl. 
den  Art.  »Mitbetrieb«  in  Röll's  Enc.  Bd.  V 
S.  2416. 

b)  Der  Unternehmer  muss  den  Anschluss 
anderer  Eisenbahnen  an  die  seinige  zulassen. 
Deutsche  Reichs  Verfassung  Art.  41 ;  preussi- 
sches  Eisenbahng.  §  45;  österreichisches 
Konz.-G,  §  10  G. ;  schweizerisches  Eisenbahng. 
vom  23.  Dezember  1872  Art.  30;  französisches 
cahier  des  charges  Art.  61.  Gleim,  pi-eussi- 
sches  Eisen  bahn  recht  S.  190  ff.  In  Preussen 
ist  diese  Veqiflichtung  auch  den  Kleinbahnen 
gegenüber  gesetzlich  festgestellt  (§  29  des 
Kleinbahng.    vom    28.    Jiüi    1892).      Na(!h 
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Art.  62  des  französischen  cahier  des  charges 
müssen  sich  die  Eisenbahnen  unter  gewissen 
Bedingungen  den  Anschluss  industrieller 
Etablissements  durch  Zweigbahnen  (Privat- 
Anschlussgleise)  gefallen  lassen. 

Vei-schieden  von  dem  ausschliesslichen 
Rechte  des  Betriebes  auf  einer  bestimmten 
Bahnanlage  ist  dasjenige  der  Transportbe- 
förderung zwischen  den  durch  die  letztere 
verbundenen  Orten.  Ein  Monopol  in  diesem 
Sinne  (mit  gewissen  Einschränkungen)  besitzt 
der  konzessionierte  Unternehmer  nach  öster- 
reichischem Rechte  (Konz.-G.  §  9  b),  wogegen 
in  Deutschland  (Reichsverfassung  Art.  41 ; 
vgl.  auch  schweizerisches  Eiseubahng.  Art.  6 ; 
französisches  cahier  des  chai'ges  Art.  60  ff.) 
derartige  Vorrechte  nicht  mehr  (vgl.  hieiüber 
Gleim,  preussisches  Eisenbahnrecht  S.  158  ff.) 
verliehen  werden  dilrfen.  In  älteren  öster- 
reichischen Konzessionen  (vgl.  auch  die 
italienisclien  Betricbstiberlassungsverträge, 
Archiv  1886,  S.  364)  ist  dem  Konzessionär 
sogar  die  Vorhand  in  Bezug  auf  Anlage  von 
Seiten-  oder  Fortsetzungsbahnen  eingeräimit. 
Haberer,  österreichisches  Eisenbahnrecht 
S.  52. 

Mit  dem  Betriebsrechte  des  Unternehmers 
geht  seine  Verpflichtung  Hand  in  Hand,  den 
Betrieb  in  einer  der  Bestimmung  des  Unter- 
nehmens entsprechenden  Weise  einzuleiten 
und  fortzuführen.  Zu  diesem  Zwecke  müssen 
zunächst  die  baulichen  Anlagen,  die  Betiiebs- 
mittel  und  die  Betriebseinrichtungen  dauernd 
in  einem  derartigen  Zustande  erhalten  wer- 
den, dass  die  Beförderung  mit  Sicherheit 
imd  in  einer  der  Bestimmung  des  Unter- 
nehmens entsprechenden  Art  und  Weise, 
insbesondere  mit  der  für  die  Bahn  zidässigen 
grössten  Geschwindigkeit  erfolgen  kann. 
Deutsche  Betriebs-0.  §§  1,  7,  Baim-0.  §§  5, 
9,  preuss.  Eisenbahng.  §  24,  österr.  Eisen- 
bahnbetriebsordn.  §  3,  franz.  V.  v.  15.  No- 
vember 1846  Art.  2,  cahier  des  charges  Artt. 
SO,  36.  Alsdann  ist  die  Ausführung  des 
Betriebes,  insbesondere  was  den  Falirplan 
und  die  Zusammensetzung  und  Stärke  der 
Züge  betrifft,  den  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehrs anzupassen.  Art.  44  der  deutschen 
Reichsverfassung  —  nicht  für  Bayern  giltig 
—  (vgl.  Schweiz.  Eisenbahng.  Art.  33)  ver- 
pflichtet in  dieser  Beziehung  die  deutschen 
Eisenbahnen  ausdrücklich,  die  für  den  durch- 
gehenden Verkehr  und  zur  Herstellung  in- 
einandergreifender Fahrpläne  nötigen  Per- 
sonenzüge mit  entsprechender  Fahrgeschwin- 
digkeit einzurichten  und  die  zur  Bewältigung 
des  Güterverkehrs  erforderlichen  Güterzüge 
zu  stellen. 

Im  Verhältnisse  zum  Publikum  äussert 
sich  diese  allgemeine  Betriebspflicht  der 
Eisenbahnen  als  allgemeine  Beförderungs- 
pflicht. Eine  Verbindlichkeit  der  Eisenbahn, 
einen  veröffentlichten  Falirplan  innezuhalten 


und  die  Beföi-derung  mit  bestimmten  Zügen 
zu  leisten,  besteht  jedoch  nur  für  den  Per- 
sonenverkehr. (Deutsche  Verkehrs-0.  §§6, 
10,  H.G.B.  Art.  422  (neues  H.G.B.  §  453), 
Ost.  Eisenbahnbetriebsordnung  §  8.  Vgl.  franz. 
cahier  des  charges  Artt.  43,  49,  V.  v.  15. 
November  1846  Artt.  17,  50). 

Wenngleich  durch  den  Eisenbahnbetrieb 
zahlreiche  Rechtsverhältnisse  privatrecht- 
licher Natur  erzeugt  werden,  so  gehören 
dennoch  das  Betriebsrecht  und  die  Betiiebs- 

?fhcht  lediglich  dem  öffentlichen  Rechte  an. 
nsbesondere  ist  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Art  der  Ausübung  des  Betriebsrechts  wie 
auf  die  Erfüllung  der  allgemeinen  Betriebs- 
pflicht eine  zwangsweise  Einwirkimg  dem 
Unternehmer  gegenüber  niu*  im  Wege  der 
Geltendmachung  des  staatlichen  Eisenbahn- 
hoheitsrechts, nicht  aber  ein  unmittelbares 
Eingreifen  der  Gerichte  oder  der  Behörden 
der  allgemeinen  Polizei  zulässig.  Die  bei 
dem  Betriebe  unvermeidlichen  Verletzungen 
fremden  Eigentumsrechts,  z.  B.  Gefährdung 
oder  Belästigimg  durch  Fimkenauswurf, 
Rauch,  Erschütterung,  berechtigen  den  Be- 
nachteiligten niemals  zu  dem  Verlangen  einer 
Einstellung  des  Betriebes,  sondern  ledigüch 
zu  Ersatzansprüchen.  Wegen  der  Haftung 
der  Eisenbahnen  für  die  durch  den  Betrieb 
verui-sachten  unmittelbaren  körperlichen  Be- 
scliädigungen  von  Personen  und  Sachen 
s.  den  Art.  Haftpflicht. 

Unter  den  zahlreichen  im  Gesetzes-  wie  im 
Verordnmigsweffe  überall  ergangenen  gemein- 
gültigen Vorschriften  zur  Durchführung  der 
Betriebspflicht  seien  hier  die  nachstehenden 
genannt : 

a)  Für  die  bauliche  Beschaffenheit  der 
Bahnanlage  und  den  eigentlichen  Betrieb  hat 
im  Deutschen  Reiche  (nicht  gültig  für  Bayern, 
dessen  Recht  jedoch  durch  die  Landesgesetzge- 
bung mit  dem  Iteichsrechte  in  Uebereinstimmung 
gebracht  ist)  auf  Grund  Artt.  42,  43  der  Reichs- 
verf.  der  Bundesrat  unter  dem  6.  Juli  1892  eine 
Betriebsordnung  für  die  Haupteisenbahnen 
Deutschlands  (R.G.B.  S.  691,  „H.B.O.",  an  Stelle 
des  Bahnpolizeireglements  v.  30.  November 
1885),  eine  Bahnordnung  für  die  Nebenbahnen 
Deutschlands  (R-G-B.  S.  764,  „N.B.O.-,  an  Stelle 
der  Bahn-0.  rür  deutsche  Eisenbahnen  unter- 
geordneter Bedeutung  vom  12.  Juni  1878),  Nor- 
men für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der 
Eisenbahnen  Deutschlands  rR.G.B.  S.  747)  und 
eine  Signalordnung  für  dieselben  fR.G:B.  S.  733) 
erlassen.  (Nachträge  vom  24.  März  1897  R.G.B. 
S.  161  ff.  u.  vom  13.  Mai  1Sl»8  R.G.B.  S.  34fe  it., 
Oesterreich :  Eisenbahnbetriebsordnung  v. 
16.  November  1851.  R.G.B1.  1852  Nr.  1  („E.B.O"), 
Vorschriften  für  den  Verkehrsdienst  bei  Roll, 
Oesterr.  Eisenbahng.  S.  492  ff.;  Luxemburg: 
provisorisches  Verwaltungsreglement  v.  18.  Au- 
gust 1859;  Frankreich;  Bahnpolizei-G.  v, 
15.  Juli  1845  (die  in  Art.  4  dieses  Gesetzes 
ausgesprochene  Verpflichtung,  den  Bahnkörper 
einzufriedigen,  kann  den  Bahnverwidtungen 
durch   den  Minister   d.  ö.  A.  erlassen  werden: 
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G.  V.  26.  März  1897  Arch.  S.  581),  V.  v.  15.  No- 
vember 1846,  Signal-0.  v.  15.  November  1885 
Picard  Tratte  III.  S.  266;  Russland:  Arch.  1898 
S.  1099,  1899  S.  26,  263.  —  Internationale  Ab- 
machungen über  die  Spurweite  und  die  Konstrak- 
tion  der  Betriebsmittel  enthalten  die  Bestim- 
mungen betreffend  die  technische  Einheit  im 
Eisenbahnwesen  (für  Deutschland  publiziert 
durch  Bekanntm.  des  Reichskanzlers  v.  17.  Fe- 
bruar 1887  R.G.B.  S.  111.). 

b)  Für  den  Eisenbahnverkehr  auf  den  deut- 
schen Bahnen  ist  der  Abschnitt  2  des  5.  Titels 
des  H.G.B.  (neues  H.G.B.  Buch  3  Abschn.  7) 
sowie  die  auf  Grund  des  Art.  45  der  Reichs- 
verf.  vom  Bundesrate  erlassene  (in  Bayern  und 
für  die  in  Luxemburg  belegenen  Strecken  der 
Wilhelm  -  Luxemburg  -  Bahnen  landesj^esetzlich 
eingeführte)  Verkehrsordnung  für  die  Eisen- 
bahnen Deutschlands  v.  15.  November  1892 
(R.G.B.  S.  923,  „V.O.",  an  Stelle  des  Betriebs- 
reglements V.  11.  Mai  1874)  massgebend.  In 
Oesterreich  gilt  gleichfalls  das  H.G.B.  und  ein 
mit  dem  deutschen  im  wesentlichen  überein- 
stimmendes Betriebsreglement  (R.G.B.  1892 
Nr.  207).  Schweiz:  Transportg.  v.  29.  März 
1893  (Arch.  S.  946),  Transportreglement  v. 
11.  Dezember  1893  (Arch.  1894  S.  405,  5^4,  771, 
975).  Dänemark:  G.  v.  24.  AprU  1896  (Arch. 
1897  S.  445).  Frankreich:  V.  v.  15.  November 
1846,  cahier  des  charges  Tit.  IV.  Auf  Grund 
des  Bemer  üebereinkommens  vom  14.  Oktober 
1890  besteht  für  internationale  Gütertransporte 
innerhalb  des  grössten  Teils  von  Europa  seit 
dem  1.  Januar  1893  ein  einheitliches  Reglement 
(deutsches  R.G.B.  1892  S.  793,  Ost.  R.G.B  .1892 
Nr.  187). 

Neben  der  allgemeinen  Betriebspflicht 
und  den  zu  deren  unmittelbarer  Durch- 
führnng  den  Eisenbahnen  auferlegten  Ver- 
bindlichkeiten haben  diese  eine  Reihe  fernerer 
Yerpflichtungen  hinsichtlich  des  Betriebs 
im  weiteren  Sinne  zu  erfüllen.  Namentlich 
sind  sie  zu  Gunsten  einzelner  staatlicher 
Yerwaltungszweige  zu  bestimmten  Leis- 
timgen  gehalten,  welche  unter  Ziffer  18  des 
näheren  anzugeben  sein  werden.  Eine  ausser- 
gewöhnliche  Ausdehnung  hat  die  Betriebs- 
pflicht der  grossen  italienischen  Eisenbahn- 
gesellschaften erhalten,  indem  diese  nach 
den  Betriebsüberlassmigsvertragen  auf  Ver- 
langen des  Staates  den  Bau  und  Betrieb  jeder 
beliebigen  Bahnlinie  übernehmen  müssen 
(Arch.  1886,  S.  364). 

Bei  den  den  Betrieb  im  weiteren  Sinne 
betreffenden  Vorschriften  des  Eisenbahn- 
rechts treten  zwar  unterschiede  zwischen 
den  Staats-  und  den  Privatbahnen  hervor. 
Indessen  ergiebt  sich  ans  dem  öffentlich- 
recht liehen  Charakter  des  Betriebsrechts  und 
der  Betriebspflicht  auch  für  den  Privat- 
unternehmer eine  von  derjenigen  sonstiger 
Gewerbetreibender  abweichende  rechtliche 
Sonderstellung,  welche  ihn  in  gewissen  Be- 
ziehungen als  ein  Organ  der  Staatsgewalt 
erscheinen  lässt  und  vermittelst  der  Staats- 
aufsicht (sub  12)  in  eine  eigentümliche  un- 
mittelbare Verbindung   mit   der   Staatsver- 


waltung bringt.  Auch  geniesst  die  Aus- 
übung des  Eisenbahnunlernehmungsrechts 
einen  besonderen  strafrechtlichen  und  polizei- 
lichen Schutz  (sub  13). 

Einzelne  Nebenbetriebe  der  Eisenbahnen, 
wie  der  Werkstätten-  und  Gasanstaltsbetrieb, 
unterliegen  übrigens  im  Deutschen  Reiche 
den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  v. 
21.  Juni  1869,  welche  (§  6)  auf  den  eigent- 
lichen Bahnbetrieb  keine  Anwendung  findet. 

12.  Die  Staatsaufsicht  Der  Betrieb 
der  Privateisenbahnen  wird  allenthalben 
durch  besondere  Staatsbehörden  ständig 
überwacht.  Die  Geltendmachung  des  staat- 
lichen Eisenbahnhoheitsrechts  durch  diese 
Behörden  wird  Staatsaufsicht  genannt.  In 
Bundesstaaten  stehen,  sofern  auch  der 
Bundescentralgewalt  Eisenbahnhoheitsrechte 
eingeräumt  sind  (vgl.  oben  sub  2),  dieser 
gegenüber  die  Staatsbahnen  der  einzelnen 
Bundesglieder  grundsätzlich  wie  Privatbahnen 
gegenüber. 

Im  Deutschen  Reiche  unterliegt  nach 
Reichsverf.  Art  4  Nr.  8  das  Eisenbahnwesen 
im  Interesse  der  Landesverteidigiing  und 
des  allgemeinen  Verkehrs  der  Beaufsich- 
tigung seitens  der  Reichsgewalt;  insbeson- 
dere steht  (Art.  45  a.  a.  0.,  nicht  gütig  für 
Bayern)  dem  Reiche  die  Kontrolle  über  das 
Tarifwesen  zu.  Zur  Wahrnehmung  dieser 
Reichsauf  sieht  ist  durch  R.G.  v.  27.  Juni 
187B  (R.G.B.  S.  164)  das  Reichseisenbahn- 
amt bestellt.  Letzterem  stehen  (Ges.  §  5) 
Privatbahnen  gegenüber  zur  Durchführung 
seiner  Verfügungen  die  gleichen  Befugnisse 
zu  wie  den  Landesaufsichtsbehörden,  welche 
einem  Ersuchen  des  Amtes  um  Zwangs- 
massregeln gegen  die  Privatbahnen  ent- 
sprechen müssen.  Staatsbahnverwaltungen 
sind  erforderlichenfalls  im  reichsverfassungs- 
mässigen  Wege  (Reichsverf.  Artt.  7  Nr.  3, 
17,  19)  zur  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
anzuhalten.  Den  Reichsbahnen  gegenüber 
vollzieht  der  Reichskanzler  die  Verfügungen 
des  Reichseisenbahnamts. 

In  Preussen  wird  die  Staatsaufsicht  über 
die  Privatbahnen  (Eisenbahnges.  §  46)  in 
obei-ster  Instanz  von  dem  Minister  der  öffent- 
lichen Arbeiten,  unter  demselben  (nach  Auf- 
lösimg des  kgl.  Eisenbahnkommissariats  zu 
Beriin,  vgl.  Allerh.  Erl.  v.  15,  Dezennber  1894, 
G.S.  1895  S.  11  Ziff.  IV)  von  den  seitens 
des  Ministers  zu  Eisenbahnkommissaren  be- 
stellten Präsidenten  der  königlichen  Eisen- 
bahndirektionen, in  gewisser  Beziehung  von 
den  Landespolizeibehörden  walirgenommen. 
Vgl.  ferner  die  Erlasse  v.  24.  Mai  und  7. 
November  1877,  E.V.B.  1878  S.  2  ff.  Die 
Zwangsbefugnisse  der  Landesaufsichtsbehör- 
den bestimmen  sich  nach  §  11  der  Regie- 
rungsinstr.  v.  23.  Oktober  1817,  G.S.  S.  248 
und  der  Verordnung  über  das  Ven\^altungs- 
zwangsverfahren  v.  7.  September  1879,  G.S. 
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S.  591.  Ultima  ratio  ist  die  Entziehung  der 
Konzession  und  die  Yersteigenmg  der  ge- 
samten Bahn  nach  §  47  Eisenbahngesetz 
(vgl.  unten  sub  III). 

In  Oesterreich  wird  die  StaÄtsauf sieht  durch 
das  Eisen  bahnministerium  und  die  ihm  unter- 
stellte, auch  mit  gewissen  Befugnissen  den 
Staatsbahnen  gegenüber  ausgestattete  General- 
inspektion der  österreichischen  Eisenbahnen, 
und  zwar  zum  Teil  auf  Kosten  der  Privatbahnen 
selbst  (vgl.  franz.  Cahier  des  Charges  Art.  67), 
wahrgenommen.  Konzess.  -  G.  §  12,  E.B.O. 
§§  73  ff. ;  V.  V.  28.  Juli  1896,  R.G.B.  Nr.  130, 
Arch.  1896,  S.  993.  In  Ungarn  bestehen  unter 
dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  und 
Kommunikationen  eine  Generalinspektion  und 
Bezirksinspektorate.  Wegen  des  Aufsichtsrechts 
des  Bundes  über  die  Eisenbahnen  der  Schweiz 
vgl.  oben  sub  2 ;  Eisenbahn-G.  Artt.  31,  35;  Bun- 
desges.  v.  28.  Juni  1895,  Arch.  1896,  S.  635; 
Frankreich:  Arch.  1895,  S.  1046.  1896  S.381; 
Italien  daselbst  S.  173;  Bussland:  Eisenbahn- 
G.  §  180,  Kaiserl.  Erl.  v.  16./28.  Juni  1892, 
Arch.  S.  1242.  In  England  (G.  v.  1873,  36  and 
37  Vict.  eh.  48 ;  G.  v.  1888 s. oben  sub  1 ;  vgl.  Cohn, 
Engl.  Eisenbahnpolitik  der  letzten  10  Jahre, 
Leipzig  1883  S.  133 ;  Gneist,  engl.  Verwaltungs- 
recht Bd.  II,  §§  140,  143;  Picard,  Traite  III. 
S.  190  ff.;  Arch.  1889  S.  1)  und  in  den  Verei- 
nigten Staaten  (vgl.  das  oben  sub  1  genannte 
Bundesgesetz)  sind  neuerdincps  nach  langen 
Verhandlungen  der  gesetzgebenden  Faktoren 
Staatskommissionen  zur  Beaufsichtigung  der 
Eisenbahnen,  jedoch  vorwiegend  in  Bezug  auf 
Verkehrs-  und  Tarifangelegenheiten,  eingesetzt 
worden. 

13.  Strafrechtlicher  und  polizeilicher 
Schntz.  a)  Strafrecht.  Die  Sachbeschä- 
digung, wenn  an  einer  Eisenbahnanlage  ver- 
übt, wird  schwerer  als  sonst  bestraft: 
Deutsches  Reichsstrafgesetz  §  305.  Vorsätz- 
liche oder  fahrlässige  Gefährdung  eines 
Eisenbahntransportes  bildet  den  Thatbestand 
besonderer  Delikte.  Das.  §§  31 5  f.  Vgl. 
ferner  a.  a.  0.  §§  90  Nr.  2,  243  Nr.  4,  250 
Nr.  3.  Oestörr.  Strafg.  v.  27.  Mai  1852, 
RG.B1.  Nr.  117,  §§  85  c,  175;  Schweiz. 
Strafg.  Artt.  67,  68,  74;  französ.  G.  v.  15. 
Juli  1845,  Art.  16 ff.;  luxeraburg. Eis.Polizeig. 
V.  17.  Dezember  1859,  Titel  UI. 

b)  Bahnpolizei.  Die  Eisenbahnpolizei, 
d.  h.  die  Aufrechterhaltung  der  Sicherheit 
und  Oi*dnung  des  Bahnbetriebes,  hat  zu- 
nächst die-  staatsseitige  specielle  Ueber- 
wachung  der  Bahnverwaltungen  in  Bezug 
auf  die  Beobachtung  der  über  die  Be- 
schaffenheit der  Bahnanlage  und  die  Aus- 
führung des  Betriebes  erlassenen  Vorschriften 
zum  Gegenstande.  In  dieser  Beziehung  ist 
sie  bereits  sub  11,  12  behandelt  worden. 

Soweit  dagegen  das  Verhalten  des  Publi- 
kums dem  Bahnbetriebe  gegenüber  in  Frage 
kommt,  ist  die  Ausübung  der  Bahnjaolizei 
innerhalb  der  von  der  zuständigen  Staats- 
behörde (Deutsches  Reich :  Bimdesrat ;  Preus- 
sen :  Minister  der  öffentl.  Arbeiten)  getroffe- 


nen allgemeinen  Bestimmungen  den  Balm- 
verwaltungen  selbst,  auch  denjenigen  der 
Privatbahnen,  übertragen.  Diese  üben  die 
Bahnpolizei  durch  besonders  hierfür  bestellte 
Bedienstete  —  Bahnpolizeibeamte  —  aus 
und  sind  zu  diesem  Zwecke  mit  einzelnen 
Vollstreckimgsbef ugnissen  (Festnahme  von 
Personen,  vorläufige  Straffestsetzung)  aus- 
gestattet, innerhalb  gewisser  Grenzen  auch 
befugt,  ihrerseits  gemeingiltige  Ordnungs- 
vorschriften selbst  zu  erlassen.  Vgl.  preuss. 
Eisenbahng.  §  23,  H.B.O.  Abschnitte  IV,  V, 
N.B.O.  Abschnitte  V,  VI,  V.O.  passim. 

Deutschland  ausser  Preussen:  Art.  „Eisen- 
bahnpolizei"  in  Stengels  Wort.  d.  D.  Verwal- 
tungsrechts,  I,  S.  339,  nachzutragen:  Sachsen 
V.  V.  15.  Oktober  1898  Arch.  1899  S.  177; 
Oesterreich:  E.B.O.  §§  93  ff.;  Schweiz:  Eisen- 
bahng. Art.  32,  Bundesges.  v.  18.  Februar  1878; 
Frankreich:  G.  v.  11.  Juni  1842  Art.  9,  Eisen- 
bahnpolizei-G.  v.  15.  Juli  1845  Art.  21,  V,  v. 
15.  November  1846,  v.  20.  Mai  1880  und  v. 
11.  August  1883  (Picard,  Traite  IIL  S.  645  ff.) ; 
Belgien:  G.  v.  25.  Juli  1891  Arch.  1892  S.  875; 
Luxemburg :  provisorisches  Verwaltnngs-Regle- 
ment  v.  18.  August  1859. 

B.  Einzelnes. 
L  Die  allgemeine  Verwaltung. 

14.  Organisation.  Für  die  Organisation 
der  Privatverwaltungen  bestehen  meist  (vgl. 
je^loch  z.  B.  österr.  E.B.O.  §  59)  gemein- 
gültige staatliche  Vorschriften  eisenbahn- 
rechtiicher  Natiu*  nicht,  pflegen  indessen  in 
den  Konzessionen  Bestimmungen  getroffen 
zu  werden  (Errichtung  eines  Vorstandes; 
Besetzung  desselben  mit  Personen,  welche 
gewissen  Anforderungen  genügen;  Bestäti- 
gimg der  Mitglieder  durch  die  Staatsverwal- 
tung). Einige  Satzungen  des  allgemeinen 
Recnts,  namentlich  des  Handelsrechts 
(Aktiengesellschaften!)  kommen  hier  in 
Betracht  —  Die  Organisation  der  Staats- 
bahnverwaltungen ist  überall  durch  beson- 
dere Gesetze  oder  Verordnungen  geregelt. 
Eeichseisenbahnen  in  Elsass-Lothringen  V.  v. 
9.  Dezember  1871  (R.G.B.  S.  480)  und  Erlas» 
des  Reichskanzlers  vom  18.  desselben  Monats 
(nicht  veröffentlicht);  Preussen:  V.  v.  15,  De- 
zember 1894,  G.S.  1895,  S.  11;  Bayern:  V. 
V.  24.  Dezember  1896,  Arch.  1897,  S.  356; 
Sachsen:  M.E.  v.  16.  Oktober  1898,  Arch. 
1899,  S.  170;  Württemberg:  V.  v.  30.  März 
1890,  Arch.  1891,  S.  166;  Baden:  V.  v.  22.  No- 
vember 1898,  Arch.  1899,  S.  389;  Mecklenburg: 
V.  V.  29.  Januar  1890,  Arch.  S.  675;  Oester- 
reich: Organisationsstatut  und  Kundmachung 
V.  28.  Juli  1896  R.G.B.  Nr.  16,  129  (Arch.  1896 
S.  359,  992,  1034).  Ungarn:  V.  v.  30.  Dezem- 
ber 1885,  Arch.  1886,  S.  254.  Schweiz :  Bundes- 
G.  V.  15.  Oktober  1897,  Arch.  1898,  S.  610 
(Abschn.  IT.).  Frankreich:  V.  v.  10.  Dezember 
1895,  Arch.  1896,  S.  809.  Schweden:  V.  v. 
15.  Oktober  1897,  Arch.  1898,  S.  1414. 

15.  Verwaltniig    der   PersonaUmge- 
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le^nheiten.  Im  Dienste  der  Staatsverwal- 
tungen werden  zu  den  untergeordnetsten 
Yerrichtungen  Arbeiter,  welche  lediglich  in 
piivatrechtlichem  Vertragsverhältnisse  zur 
Verwaltung  stehen,  im  übrigen  Beamte  ver- 
wendet, deren  RechtssteUimg  im  allgemeinen 
diejenige  aller  Staatsbeamten  ist.  Zu  den 
Arbeitern  gehören  rechtlich  meist  auch  die 
sogenannten  Hilfsbeamten,  welche  im  pri- 
vatrechtlichen Vertragsverhältnisse ,  aber 
für  eine  sonst  den  Beamten  vorbehaltene 
Thätigkeit  angenommen  sind  und  entweder 
zu  vorübergehender  Aushilfe  oder  mit  der 
Aussicht  demnächstigen  Einrückens  in  eine 
Beamtenstelle  beschäfligt  werden.  Die  Be- 
amten werden  nach  der  Bedeutimg  der  ihnen 
übertragenen  Verrichtungen  in  zwei  (höhere 
imd  niedere)  oder  drei  (höhere,  mittlere, 
niedere ;  so  in  Preussen)  Gruppen  eingeteilt, 
für  deren  jede  die  Anfordeningen  hinsicht- 
lich der  Vorbildung,  die  Anstellimgsbe- 
dingimgen  und  die  sonstigen  Dienstverhält- 
nisse verschieden  geregelt  sind. 

Bei  Privatbahnen  finden  sich  gleichartige 
ünterscheidimgen ;  namentlich  stehen  die  in 
den  oberen  Stellen  befindlichen,  ebenfalls 
>Beamte«  genannten  Bediensteten  in  beson- 
ders festen  vertraglichen  Beziehungen  zur 
Verwaltung.  Eigentümliche  und  verschie- 
denartige Rechtsverhältnisse  treten  bei  den 
Angestellten  im  Dienste  der  vom  Staate  ver- 
walteten Privatbahnen  hervor. 

In  Bezug  auf  die  Auswahl  der  anzustel- 
lenden Personen  bestehen  für  alle  Bahnver- 
waltimgen,  staatliche  wie  private,  einige 
Beschränkungen  eisenbalinrechtlicher  Natiu*. 

a)  Mit  der  Handhabimg  der  Bahnpolizei 
dürfen  im  Deutschen  Reiche  nur  solche 
Personen  betraut  werden,  w^elche  gewissen 
Anforderungen  in  Bezug  auf  Alter,  sittliche 
Führung,  Vorbildung  entsprechen.  H.B.O. 
Abschnitt  V,  N.B.O.  Abschnitt  VI,  Bundes- 
ratsbestimmungen  —  auch  über  die  Befähi- 
gung zum  Lokomotivführer  —  v.  5.  Juli  1892, 
R.G.ß.  S.  723. 

b)  Seitens  der  deutschen  Staatsbahnen 
müssen  gewisse  BeamtensteUen,  für  deren 
Wahrnehmung  nicht  eine  besonders  geartete 
Vorbildung  notwendig  ist,  das  Vorhanden- 
sein geeigneter  Bewerber  vorausgesetzt,  ent- 
weder ausschliesslich  oder  zu  einem  be- 
stinmiten  Prozentsatze  an  civil  versorgimgs- 
berechtigte  Militäranwärter  verliehen  werclen 
(§  77  des  R.G.  v.  27.  Jimi  1871,  R.G.B.  S. 
275,  Ausfühnmgsvorschrift  R.C.B.  1882,  S. 
123).  Den  Privatbahnen,  auf  welche  sich 
diese  Vorschrift  gesetzlich  nicht  erstreckt, 
wird  in  den  Konzessionsbedingimgen  die 
gleiche  Verpflichtung  auferlegt.  Für  Oester- 
reich  vgl.  Wehrg.  v.  5.  Dezember  1868, 
R.G.B.  Nr.  151  §  38,  G.  v.  19.  AprU  1872, 
R.G.B.  Nr.  60.    Für  Frankreich :  cabier  des 


charges  art.  65,  G.  v.  24.  Juli  1873,  Palaa, 
Dictionnaire  suppl.  art.  'emplois'. 

c)  Nach  §  320  des  deutschen  Strafge- 
setzbuches dtirfen  Personen,  welche  auf 
Gnmd  des  §  319  a.  a.  0.  strafgerichtlich 
für  unfähig  ziu*  Beschäftigimg  im  Bahn- 
dienste oder  in  einzelnen  Zweigen  desselben 
erklärt  sind,  darin  nicht  weiter-  oder  wieder- 
beschäftigt werden. 

Den  Privatbahnen  werden  in  den  Kon- 
zessionen vielfach  Bedingimgen  hinsichtlich 
der  Vorbildung  etc.  der  leitenden  Beamten 
vorgeschrieben.  Nach  österr.  E.B.O.  §  61 
müssen  die  Privatbahnen  die  Namen  aller 
ihrer  Angestellten  in  laufenden  Nachwei- 
smigen  dem  Handelsministerium  anzeigen. 

Die  Arbeitszeit  der  Bahnbediensteten  ist 
gesetzlich  geregelt  durch  das  Schweiz.  Bun- 
desg.  V.  27.  Juni  1890  (Arch.  1890,  S.  1084; 
1894  S.  670).  Vgl.  femer  das  engl.  G.  v. 
27.  Juli  1893,  Arch.  1896,  S.  678.  Im  Ver- 
ordnungswege sind  hierüber  Bestimmimgen 
getroffen  u.  a.  für  Preussen  (E.V.B.  1897, 
S.  397,  1898  S.  25),  Oesterreich  (V.B.  1898 
S.  489,  Arch.  1898,  S.  371),  Frankreich 
(Picard,  Traitö  III,  S.  85  ff.). 

Wegen  der  Fürsorge  für  dienstunfähig 
gewordene  Bedienstete  und  für  die  Hinter- 
bliebenen von  Bediensteten  vgl.  die  Artikel 
»Besoldung  undBesoldungspolitik« 
(oben  Bd.  H  S.  632 ff.)  und  »Witwen-  und 
Waisen  Versorgung«,  wegen  der  Ansprüche  der 
Bediensteten  und  ihrer  Hinterbliebenen  bei 
Verletzungen  im  Betriebe  den  Artikel  »Un- 
fallversicherung« . 

16.  Finanzverwaltniig.  Bei  den  Staats- 
bahnen gelten  im  allgemeinen  die  ffir 
die  übrigen  Staatsverwaltungen  massgeben- 
den Grundsätze.  Die  Verwendung  der 
Uebei-schüsse  ist  in  Preussen  durch  ein  be- 
sonderes G.  V.  27.  März  1882,  G.S.  S.  214 
geregelt  (sogenannte  finanzielle  Garantie  für 
eine  sachgemässe  Staatsbahn  Verwaltung). 
Demzufolge  ist  von  dem  nach  Verzinsung 
der  Staatseisenbahnkapitalsschuld  übrig  blei- 
benden Betrage  des  Jahresüberschusses  zu- 
nächst eine  Summe  von  2200000  Mark  zur 
Ausgleichung  eines  etwaigen  Fehlbetragea 
im  allgemeinen  Staatshaushalte  heranzu- 
ziehen. Weitere  Ueberschüsse  dürfen  erst 
dann  für  allgemeine  Staatszwecke  verwendet 
werden,  nachdem  eine  Tilgung  der  Eisen- 
bahnkapitalsschuld bis  ziu"  Höhe  von  ^/i^/o 
derselben  erfolgt  ist.  —  Das  schweizerische 
Bundesg.  v.  15.  Oktober  1897,  Arch.  1898, 
S.  610  (s.  oben  unter  2)  bestimmt  in  Art.  8, 
dass  das  Rechnungswesen  der  Bundesbahnen 
von  dem  übrigen  Rechnungswesen  des  Bun- 
des getrennt  zu  halten  ist  und  dass  von  den 
Ueberschüssen  ein  Fünftel  zur  Bildung  eines 
Reservefonds,  der  Rest  zur  Hebung  und  Er- 
leichterung des  Verkehrs  (Tarifherabsetzun- 
gen, Erweiterung  des  Netzes)  verwendet  wird. 


512 


Eisenbahnen  (Eisenbahnrecht) 


Der  Erwerb  des  Unternehmens  der  Hes- 
sischen Liidwigseisenbahn  durch  das  König- 
reich Preussen  und  das  Grossherzogtum 
Hessen  hat  zu  einer  eigenartigen  Verbin- 
dung der  Staatsfinanzen  beider  Länder  ge- 
führt, indem  durch  den  Staatsvertrag  v.  23. 
Juni  1896  (preuss.  G.  v.  16.  Dezember  1896 
G.S.  S.  215)  der  gesamte  Eisenbahnbesitz 
Prenssens  und  Hessens  zu  einer  Betriebs- 
und Finanzgemeinschaft  vereinigt  worden  ist. 

Die  Finanzverwaltimg  der  Privatbahnen 
unterliegt  einer  ständigen  Staatskontrolle. 
In  Preussen  wird  den  zimi  Bahn  bau  kou- 
zessionierten  Aktiengesellschaften  in  der 
Xonzessionsurkunde  die  Höhe  und  die  Art 
der  Aufbringung  des  Baukapitals  vorge- 
schrieben. !Nach  §  6  des  Eisenbahngesetzes 
bedarf  bei  späteren  Kapitalsvermehrungen 
die  Ausgabe  neuer  Aktien  der  landesherr- 
lichen, die  Aufnahme  von  Gelddarlehen  der 
ministeriellen  Genehmigung.  Die  Geneh- 
migung erfolgt  durch  Verleihung  eines 
zur  Veröffentlichung  gelangenden  Privi- 
legs. Aehnlich  österr.  Konz.-Ges.  §  10  i. 
In  Oesterreich  muss  der  Ausgabe  von  Priori- 
tätsobligationen die  Eintragung  des  Pfandrechts 
der  Inhaber  an  der  dafür  haftenden  bücherlichen 
Einheit  (s.  unten  sub  20)  vorangehen.  Vgl.  hier- 
über und  über  die  Rechte  der  Prioritätsgläubiger 
G.  V.  19.  Mai  1874,  R.G.B.  Nr.  70  §§  48  ff., 
Haberer,  Oesterr.  Eisenbahnrecht,  S.  72  Ä".,  148  ff., 
vgl.  weiter  Schweiz.  Bundesges.  v.  24.  Juni  1874 
(Liqnidationsgesetz)  Abschn.  I  Pfandbnchverord- 
nung  V.  13.  September  1874.  Frankreich:  Pi- 
card,  Traite  H,  S.  169  ff.  —  S.  auch  Roll,  Encyklo- 
pädieArt.Eisenb  ahn  schulden  Bd.niS.1292. 

Ferner  unterliegt  in  Preussen  die  Ver- 
wendung der  Jahresüberschüsse  der  Privat- 
bahnen, namentlich  die  Festsetzung  der  Divi- 
denden für  die  Aktien,  ministerieller  Ge- 
nehmigung. Aus  den  Ueberschüssen  müssen 
Reserve-  und  Emeuerungsfonds  gebildet  und 
dotiert  werden.  Eisenbahngesetz  §§  33,  38. 
Nicht  praktisch  geworden  ist  die  Vorschrift 
im  §  33  cit.  (vgl.  auch  Schweiz.  Norm-Kon- 
zession Art.  24;  ältere  englische  Konzes- 
sionen, en^l.  G.  V.  1844,  7  and  8  Vict.  c.  85), 
wonach  eine  Herabsetzung  der  Tarife  ein- 
treten soll,  sofern  der  Gewinn  des  Unter- 
nehmens zehn  Prozent  des  angelegten  Kapi- 
tals übersteigt. 

Zur  Ermöglichung  der  staatlichen  Finanz- 
aufsicht muss  der  Privatunternehmer  genaue 
Rechnung,  meist  (z.  B.  in  Deutschland, 
Oesterreich,  der  Schweiz,  Frankreich)  nach 
einem  vorgeschriebenen  Schema  (Normal- 
buchungsformular) führen  und  alljährlich 
der  Regierung  einreichen.  Preuss.  Eisen- 
bahngesetz  §  34,  österr.  Eisenbahnordnung 
§  64.  Ein  besonderes  Interesse  hat  der 
Staat  an  einer  ordnungsmässigen  Wirtschaft 
der  Privatbahnen,  wenn  er  selbst  bei  diesen 
finanziell  beteiligt  ist,  sei  es  durch  Ueber- 
nahme  eines  Teils   des  Kapitals  oder  auch 


einer  Zinsbürgschaft,  Gewährung  rückzahl- 
barer Vorschüsse,  Anteil  an  den  Ueber- 
schüssen u.  dgl.  Vgl.  den  Staatsvertrag  v. 
11.  Juni  1872  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Luxemburg  über  die  Verwal- 
tung der  Wilhelm  -  Luxembiu*g  -  Bahnen 
durch  das  erstere  (R.G.B.  1872,  S.  451) 
§§  10 ff.;  ferner  östeiT.  G.  v.  14.  Dezember 
1877,  R.G.B.  Nr.  112.  Sehr  eingehende 
Vorschriften  über  die  Finanzverwaltung  ent- 
halten die  italienischen  (Arch.  1886,  S.  364) 
und  die  niederländischen  (Arch.  1892,  S.  470, 
756,  929)  Betriebsüberlassungsverträge ;  vgl. 
auch  das  franz.  G.  v.  20.  November  1883 
nebst  den  zugehörigen  gleichartigen  Ver- 
trägen (Arch.  1884,  S.  51  und  Picard, 
Traitö  11,  S.  431  ff.).  In  der  Schweiz  sind 
die  Vorschriften  des  Bundesg.  v.  21.  De- 
zember 1883  über  das  Rechnungswesen  der 
Eisenbahngesellschaften  durch  das  G.  v.  27. 
März  1896  (Arch.  1896,  S.  1191)  und  die 
in  dessen  Ausführung  vom  Bundesrat  am 
6.  April  1897  erlassenen  Bestimmungen 
(Arch.  1897,  S.  1037)  ei-setzt  worden.  (Ueber 
den  Zusammenhang  des  neuen  Rechnungs- 
gosotzes  mit  dem  m  Aussicht  genommenen 
Erwerb  der  Privatbahnen  durch  den  Bund 
vgl.  W^oissenbach  im  Arch.  1898,  S.  221, 417.) 
Ueber  die  Besteuerung  der  Eisenbahnen 
s.  den  Art.  Eisenbahnsteuer. 

2.  Die  Betriebsverwaltung. 

17.  Der  Betrieb  im  engeren  Sinne. 

Wegen  der  Beschaffenheit  der  Betriebsmittel 
und  der  technischen  Ausführung  des  Be- 
triebes vgl.  H.B.O.  und  N.B.O.  Abschn.  II 
und  ni  und  die  weiteren  oben  sub  11  ange- 
gebenen Vei-ordnungen  etc.  Der  betriebs- 
fähige Zustand  der  Bahnanlage  und  der  Be- 
triebsmittel muss  seitens  der  Verwaltung 
durch  regelmässige  Revisionen  überwacht 
werden.  Für  die  der  Inbetriebsetzung  vor- 
angehende technisch-polizeiliche  Prüfung  der 
Lokomotiven  (vgl.  den  Art. Dampfkessel- 
polizei oben  S.  108  ff.)  sind  besondere  Vor- 
schriften ergangen,  nach  welchen  dieselbe  nur 
bei  Staatsbahnen  von  der  Bahnverwaltung 
selbst  ausgeführt  werden  darf.  Arch.  1883, 
S.  156,  1886,  S.  211,  419;  E.V.B.  1897,  S.  93; 
Roll,  Oesterr.  Eisenbahnges.,  S.  343  ff. 

Die  Fahrpläne  der  Privatbahnen  müssen 
der  Aufsichtsbehörde  zur  Genehmigung  (vgl. 
die  im  Arch.  1894  S.  374  abgedruckte  Ent- 
scheidung des  deutschen  Reichsgerichts)  vor- 
gelegt werden.  Die  italienische  Regierung 
hat  sich  in  den  Betriebsüberlassungsver- 
trägen die  Aufstellung  der  Fahrpläne  vor- 
behalten (Arch.  1886,  S.  364).  Für  die 
Schweiz  vgl.  V.  v.  20.  Januar  1899,  Eidgen. 
G.S.  S.  36.  —  Ausführiiches  im  Art.  »Fahr- 
plan« in  Rolls  Encykl.  Bd.  IV,  S.  1524. 

Zur  Erleichterung  des  durchgehenden 
Verkehrs   sind   die  Bahnverwaltungen   ver- 
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pflichtet,  den  Uebergang  von  Wagen  frem- 
der Yer waltungen,  insbesondere  von  Güter- 
wagen auf  ihre  Linien  unter  gewissen  Be- 
dingungen zu  gestatten.  Reichsverf.  Art.  44 ; 
österr.  Konz.-G.  §  10  g;  Schweiz.  Eisenbahng. 
Art.  33.  Die  Einzelheiten  des  Wagenüber- 
gangs sind  von  den  Verwaltungen  im  Ver- 
tragswege geregelt  (Wagenregulaiiv  des  so- 
genannten Staatsbahnwagenverbandes,  wel- 
cher die  preussischen  Staatsbahnen,  die 
deutschen  Reichsbahnen  und  mehrere  kleinere 
Netze  umfasst ;  Wagenregulativ  des  Vereins 
deutscher  Eisenbahnverw^altungen  u.  a.  m.). 

Feber  die  Frage,  ob  die  Betriebsmittel 
der  gerichtlichen  Pfändung  unterUegen,  vgl. 
imten  sub  20. 

18.  Fortsetzang:  Verhältnis  zur  Mili- 
tär-, Post-,  Telegraphenverwaltaiig  und 
zur  öffenüichen  dresundheitspflege.  — 
Die  militärische  Bedeutung  der  Eisen- 
balineu,  namentlich  im  Kriegsfalle  (Beschleu- 
nigimg des  Aufmarsches  der  Armeeen,  Ver- 
schiebung grosser  Truppen  verbände  auf 
weitere  Entfernungen,  Verproviantierung  der 
Truppen  etc.;  andererseits  die  Gefahr  einer 
Benutzung  durch  den  Feind),  hat  allent- 
halben dazu  geführt,  den  Eisenbahnen  weit- 
gehende VerbintUichkeiten  im  militärischen 
Interesse  aufzuerlegen.  In  Deutschland 
(Reichsverf.  Art.  47)  müssen  alle  Bahnver- 
waltungen den  Anforderungen  der  Reiclis- 
behörden  in  betreff  der  Benutzung  der  Eisen- 
bahnen zum  Zwecke  der  Landesverteidigung 
Folge  leisten,  insbesondere  das  Militär  und 
aUes  Kriegsmaterial  zu  gleichen  ermässigten 
Sätzen  befördern.  In  Ausführung  dieser 
Verfassungsvorschrift  sind  für  den  Kriegs- 
fall die  Verwaltungen  durch  das  R.G.  v.  13. 
Juni  1873,  R.G.B.  8.  129  §§  28—31  ver- 
pflichtet worden,  Wagen  mit  der  für  die 
Beförderung  von  Mannschaften  und  Pfer- 
den erforderliclien  Ausrüstung  vorrätig  zu 
lialten,  die  Befönlerung  der  bewaffneten 
Macht,  der  Kriegsmarine  und  der  Kriegs- 
bedürfnisse zu  übernehmen  sowie  ihr  Per- 
sonal und  Material  herzugeben.  Die  Bahn- 
verwaltungen auf  dem  Kriegsschauplatze 
und  in  dessen  Nähe  müssen  bei  ihrem  Be- 
triebe überhaupt  jeder  Anordnung  der 
Militärbehörtle  nachkommen.  Auch  im  Frie- 
den haben  die  Eisenbahnen  die  bewaffnete 
Macht  und  das  Material  des  Landesheeres 
und  der  Marine  gegen  Vergütung  zu  beför- 
^^  13.  Februar  1875  ^^^  ^^^,^ 
dem,  R.G.  v.      24   Mai  1898 — ^•^•^*  ^^^^' 

S.  360,  §  15.  Die  Einzelheiten  sind  geregelt 
in  der  Militärtransportordn.  v.  18.  Januar 
1899,  R.G.B.  S.  15. 

In  Oesterreich  ist  der  Privatunternehmer 
nach  §  10  f  des  Konz.-Ges.  verpflichtet,  der 
Militärverwaltung  zur  Beförderung  von  Truppen 
oder  Militäreffekten  alle  Transportmittel  der 
Bahn   gegen   Vergütung    nach    Massgabe   des 
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Müitärtarifs  der  Staatsbahnen  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Vgl.  femer  E.B.O.  gS  69t  70,  Vor- 
schr.  V.  1.  Januar  1871  (Roll,  Oesterr.  Eisen- 
bahnges.  S.  590  ff.).  —  Schweiz:  Eisenbahnges. 
Artt.  24  ff.;  Militärorganis.  v.  13.  November 
1874  Artt.  206  ff.;  Frankreich:  G.  v.  28.  De- 
zember 1888,  Arch.  1889,  S.  139,  294,  460.  Vgl. 
femer  Arch.  1888,  S.  114  (Schweiz),  S.  116 
(Belgien).  —  Näheres  im  Art.  Militärbeförde- 
rung in  RöU's  Encykl.  Bd.  V,  S.  2400. 

Zur  Aufrechterhaltung  eines  geordneten 
Eisenbahndienstes  im  Kriegsfalle  bleibt  das 
Bahnj)ersonal  ganz  oder  teilweise  vom 
Waffendienste  befreit.  Für  das  Deutsche 
Reich  vgl.  die  Citate  bei  Endemann,  Preuss. 
Eisenbahnrecht  S.  156;  österr.  Wehrgesetz 
§  26;  Schweiz.  Militärorganis.  Art.  2. 

Beziehungen  zur  Postverwal- 
tung. Der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes 
nötigte  die  Postverwaltungen,  einen  Teil 
ihres  Betriebes  (Personen-  und  Gepäckbe- 
förderung!) aufzugeben  oder  doch  wesent- 
lich einzuschränken  und  für  die  ihnen  ver- 
bleibenden Trans|)orte  von  Nachrichten, 
Packeten,  Wertsendungen  etc.  nach  Möglich- 
keit die  Eisenbahnen  zu  benutzen.  In  letz- 
terer Beziehung  sind  daher  allgemein  durch 
Gesetz  oder  Konzession  den  Eisenbahnen 
dementsprechende  Verj^flichtungen  auferlegt 
und  die  Bedingungen  vorgeschrieben  worden, 
unter  welchen  sich  die  Bahnen  in  den  Dienst 
der  Post  zu  stellen  haben.  Wo,  wie  in 
Preussen,  das  Postregal  bestand,  nahmen 
diese  Verpflichtungen  gleichzeitig  den  Cha- 
rakter einer  Schadloshaltung  für  die  der 
Post  nunmehr  entgehenden  Transportein- 
nahmen an  (Eisenbahnges.  §  36). 

Im  Deutschen  Reiche  —  ausser  Bayern 
und  Wüi1;temberg  (vgl.  wegen  dieser  Staaten 
den  Art.  Eisenbahnwesen  in  Stengels  Wörter- 
buche des  Deutschen Verwaltimgsrechts  Bd.  I, 
S.  353)  —  ist  jetzt  das  sogenannte  Eisen- 
bahn j)ostgesetz  V.  20.  Dezember  1875,  R.G.B. 
S.  318  (vgl.  dazu  die  VoUzugsbestimmungen 
dos  Reichskanzlers,  R.C.B.  1876,  S.  87,  1878, 
S.  261,  1882,  S.  4)  massgebend.  Danach  ist 
im  allgemeinen  der  Bahnbetrieb  in  thun- 
lichste  üebereinstimmung  mit  den  Bedürf- 
nissen des  Postdienstes  zu  bringen,  ohne 
dass  jedoch  seitens  der  Postverwaltung  die 
Einlegung  besonderer  Züge  verlangt  werden 
kann.  Unentgeltlich  müssen  ferner  alle  VoU- 
bahnen  mit  jedem  fahrplanmässigen  Zuge 
befördern:  entweder  einen  Postwagen  mit 
den  zugehörigen  Sendungen  (^Pakete  jedoch 
nur  bis  zum  Einzelgewichte  von  10  kg)  und 
Gerätschaften  und  dem  Begleitpersonad  oder 
Briefbeutel,  Brief-  und  Zeitungspakete  mit 
einem  begleitenden  Beamten.  Die  Post- 
wagen beschafft  die  Postverwaltung;  an 
ihre  Stelle  kann  jedoch  auch  eine  auf 
Kosten  der  Post  einzurichtende  Abteilung 
eines  Eisenbahnwagens  gegen  Mietszahlimg 
seitens    der    Post    treten.      Melirleistungen 
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haben  sich  die  Bahnen  zwar  im  Bedarfsfalle 
zu  unterziehen,  jedoch  nur  gegen  Ent- 
schädigung. Auf  Privatbahnen,  welche  schon 
vor  Erlass  des  Gesetzes  konzessioniert  waren, 
findet  dieses  nicht  ohne  weiteres  Anwendung. 

In  Oesterreich  (E.B.O.  §  68  u.  G.  v.  31.  De- 
zember 1894,  Arch.  1895,  S.  414,  Art.  II.) 
müssen  die  Bahnverwaltungen  die  Post  nach 
Massgabe  der  hierüber  vom  Eisenbahnministerium 
erlassenen  Bestimmungen  und  der  Konzessionen 
unentgeltlich  befördern.  Näheres  bei  Roll, 
S.  387  if.  Schweiz:  Eisenbahnges.  Art.  19; 
Frankreich :  Cahier  des  charges  Art.  56  (wegen 
der  Paketbeförderung  vgl.  ricard,  Traite  IV, 
S.  1027.).  —  Andere  Länder:  Böll,  Encykl. 
Art.  Postbeförderung  Bd.  VI,  S.  2680. 

TelegraphenverwaUung.  Die  Ei- 
senbahnen bedfirfen  für  Zwecke  ihi^es  Be- 
triebes der  Telegraphie  und  legen  neben  den 
Bahnlinien  herlaufende  Telegraphenleitungen 
an,  deren  Richtung  sich  naturgemäss  mit 
derjenigen  der  allgemeinen  Telegraphen- 
leitungen im  wesentlichen  deckt.  Das  beider- 
seitige Verliältnis  ist  im  deutscheU  Reichs- 
telegraphengebiete (^Endemann,  Preuss.  Eisen- 
bahnrecht, S.  485,  vgl.  österr.  Konz.-G.  §  10  h, 
Schweiz.  Eisenbahng.  Art.  22,  franz.  cahier 
des  charges  Art.  58)  dahin  geregelt,  dass 
die  Reichstelegraphenverwaltung  das  Bahn- 
eigentum zur  Anuige  ihrer  Linien,  die  Bahn- 
verwaltung filr  ihre  Zwecke  die  Stangen  des 
Reichstelegraphen  imentgeltlich  benutzen 
darf,  dass  beide  sich  bei  Betriebsstörungen 
auszuhelfen  haben  und  dass  die  Bahnver- 
waltung unter  gewissen  Umständen  und  Be- 
dingungen auch  solche  Telegramme  (nament- 
lich von  Reisenden)  annehmen  imd  befördern 
darf,  welche  nicht  Angelegenheiten  des 
Bahndienstes  betreffen. 

Oeff  entliche  Gesundheitspflege. 
Besondere  Vorschriften  zur  Beseitigung  der 
Ansteckungsgefahr  bei  der  Viehbeföitlerung 
auf  Eisenbahnen  enthalten  das  deutscbe  R.G. 
V.  25.  Februar  1876,  R.G.B.  S.  168  und  die 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlei*s  über 
Geflügelbeförderung  vom  2.  Februar  1899 
R.G.B.  S.  11.  Ueber  die  bei  Choleragefahr 
zu  ergreifenden  Massnahmen  trifft  der  M.E. 
V.  7.  September  1892  (E.V.B.  S.  275)  Be- 
stimmung. —  Oesterreich:  RöU,  OesteiT. 
Eisenbalmg.  Abschnitt  XVILl.  Schweiz: 
Arch.  1887,  S.  309. 

19.  Der  Verkehr.  Neben  den  staatsseitig 
erlassenen  Betriebsreglements  (oben  sub  11) 
bestehen  vielfach  derartige  Reglements, 
welche  von  den  Bahnverwaltungen  selbst 
als  allgemeine  Bedingungen  für  die  abzu- 
schliessenden  Beförderungsverträge  aufge- 
stellt sind.  (Ueber  die  rechtliche  Ver- 
schiedenheit beider  Arten  von  Reglements 
vgl.  den  Artikel  »Eisenbahnbetriebsregle- 
ment <.  in  Stengels  Wörterbuche  1,  S.  335. 
Durch  den  Inhalt  des  neuen  H.G.B.  — 
^   454,  471,  472  —  hiit  die  VO.  die  ihr 


bisher  fehlende  Eigenschaft  einer  »Rechts- 
verordnung« erlangt.)  Von  solchen  Privat- 
reglements ist  hier  das  Betriebsi-eglement 
des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
V.  1.  Januar  1893  zu  erwähnen,  welches  für 
alle  Transporte  im  Wechselverkehre  der  zu 
dem  Vereine  gehörigen  Bahjien  massgebend 
ist,  im  w^esentlichen  übrigens  mit  der  von 
dem  Bundesrate  erlassenen  V.O.  (und  dem 
Berner  Uebereinkommen)  übereinstimmt. 

Wegen  des  Inhalts  der  für  den  Eisen- 
bahnverkehr massgebenden  staatlichenSatzun- 
gon  sowie  wegen  der  aus  dem  Transport- 
gescliäfte  entspringenden  privatrechtlichen 
Beziehungen  zwischen  Eisenbahn  und  Publi- 
kum muss  auf  die  Artt.  Eisenbahntarif- 
wesen und  Eisenbahnfrachtrecht 
verwiesen  werden. 

Neuerdings  sind  in  zahlreichen  Staaten 
(zuerst  für  die  Reichseisenbahnen  in  Elsass- 
Lothringen)  im  Gesetzes-  oder  Verordnungs- 
wege Bestimmungen  ergangen,  denen  zufolge 
seitens  der  Staatsbahnverwaltungen  bei  der 
Entscheidung  über  wichtigere  Verkehrs- 
(namentlich  Fahrplan-  und  Tarif-)  Ange- 
legenheiten Vertreter  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, des  Handels  und  der  Industrie 
zu  gutachtlicher  Aeusserung  zugezogen  wer- 
den müssen  (»wirtschaftliche  Garantie«  für 
sachgemässe  Staatsbahnverwaltung).  Zu 
diesem  Zwecke  sind  besondere  Körper- 
schaften, sogenannte  Eisenbahnbeiräte, 
gebildet,  deren  Mitglieder  teils  regierungs- 
seitig ernannt,  teils  von  den  Interessenten 
durch  Vermittelung  der  Handelskammern, 
landwirtschaftlichen  Vereine  etc.  gewählt 
werden.  Preuss.  G.  v.  1.  Juni  1882,  G.S. 
S.  313  betr.  die  Einsetzung  von  Bezirks- 
eisenbahnräten und  einesLandeseisenbahnrats. 
Zusammenstellung  für  das  übrige  Deutschland 
in  dem  Art.  Eisenbahnbeiräte  in  Stengels 
Wörterbuch  I,  S.  331  (nachzutragen:  Mecklenb, 
V.  V.  12.  Mai  1890,  Arch.  1890,  S.  691).  Oester- 
reich (Staatseisenbahnrat):  Kundmachung  v. 
19.  Februar  1897,  Arch.  S.  668.  Dänemark: 
Arch.  1887,  S.  133.  Aehnliche  Einrichtungen 
in  Frankreich  (Comite  consultatif  des  chemins 
de  fer,  Arch.  1898,  S.  1410)  und  Italien  (consi- 
glio  delle  tariffe  delle  strade  f errate,  Arch.  1886, 
S.  267).  In  der  Organisation  der  schweize- 
rischen Bundesbahnen  (G.  v.  15.  Oktober  1897, 
Arch.  1898,  S.  610)  sollen  die  Kreiseisenbahn- 
räte (neben  anderen  Funktionen)  eine  beirät- 
liche Thätigkeit  ausüben  (Ges.  Art.  30),  wäh- 
rend der  Verwaltungsrat  (Ges.  Artt.  16  ff.)  eine 
zu  wichtigen  Entscheidungen  berufene  Ver- 
waltnngsinstanz  darstellt. 

Endlich  kommt  hier  das  Verhältnis  der 
Eisenbahnen  ziu- Zollverwaltung  in  Be- 
tracht. Für  das  Deutsche  Reich  ist  das- 
selbe gerogelt  diu'ch  das  Vei*einszollg.  v. 
1.  Jiüi  1809,  R.G.B.  S.  317  und  die  in 
E.Y.B.  1888  S.  201  ff.  abgedruckten  Aus- 
ftthrungsvorschriften.  —  Für  Oesterreich  s. 
Köll,  Gesten*.  Eisenbahng.  Abschu.  XX. 
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3.  Die  Bauverwaltang. 

20.  Bas  Bahneigentnm.  Die  Bahnan- 
lage mit  allem  für  den  Betrieb  nötigen  Ik?- 
weglichen  und  im  beweglichen  Zubehör  wird 
vom  Standptmkte  des  rrivatrechts  aus  als 
eine  Sachgesamtheit  angesehen.  Theoretiscli 
muss  diese  Sachgesamtheit  insoweit  als  ivs 
extra  commercium  gelten,  als  weder  dem 
(Privat-)  Unternehmer  noch  Dritten  die 
rechtliche  Möglichkeit  gegel)en  sein  darf, 
ohne  Genehmigimg  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde die  Bahnanlage  oder  Zubehöretucke 
derselben  ihrer  Bestimmung  zu  entzi(?hen. 
Demnach  würden  weder  freiwillige  Ver- 
äuseerungen  noch  Eingriffe  im  M'ege  der 
Zwangsvollstreckung  oder  des  Arrestes  ohne» 
weiteres  für  zulässig  erachtet  werden  können ; 
selbst  im  Falle  widerrechtlicher  Inbesitz- 
nahme seitens  des  Unternehmers  würde  dem 
Eigentümer  nicht  ein  Anspruch  auf  Heraus- 
gabe, sondern  nur  eine  Ersatzfordenmg  zu- 
stehen. In  Deutschland  sind  die  Versuche, 
reichsgesetzlich  diese  Frage  zu  regeln,  nicht 
von  Erfolg  gewesen.  Nur  ist  durch  R.G. 
V.  3.  Mai  1886  (R.G.B.  S.  131)  bestimmt 
worden,  dass  die  Fahrbetriebsmittel  der  in- 
ländischen Eisenbahnen  von  der  ei*sten  Ein- 
stellung in  den  Betrieb  bis  zur  endgültigen 
Ausscheidung  aus  den  Beständen  der  Pfän- 
dung nicht  unterworfen  sind;  hinsichtlich 
der  Betriebsmittel  ausländischer  Eisenbahnen 
gilt  dasselbe,  sofern  die  Gegenseitigkeit  ver- 
bürgt ist. 

Dagegen  hat  die  oben  dargelegte  Auf- 
fassung neuenlings  in  Preussen  in  dem  G. 
betr.  das  Pfandrecht  an  Privateisenbahnen 
u.  8.  w.  V.  19.  August  1895,  G.S.  S.  499 
Ausdruck  gefunden:  Jede  (Privat-)  Eisen- 
bahn bildet  mit  den  dem  Unternehmen  ge- 
widmeten Vermögenswerten  als  »Bahnein- 
heit« einen  Gegenstand  des  unbeweglichen 
Vermögens  (§  1).  Veräusserun^  odtT  Be- 
lastung einzelner  zur  Bahneinheit  gehöriger 
Gegenstände,  Verfolgung  dinglicher  Rechte 
an  solchen  und  Zwangsvollstreckung  in  sie 
ist  nur  dann  zulässig,  wenn  die  Bahnauf- 
sichtsbehörde bescheinigt,  dass  dadurch  die 
Betriebsfähigkeit  des  Unternehmens  nicht 
beeinträchtigt  wird  (§§  5,  6,  47);  bei  der 
Zwangsversteigerung  der  Bahneinheit  darf 
der  Zuschlag  nur  unter  der  Bedingung  er- 
teilt werden,  dass  für  die  Person  des  Ei'- 
stehers  die  staatliche  Genehmigmig  zum 
Erwerbe  der  Bahn  beigebracht  wird  (§  45). 
—  Femer  ist  nach  §  7  des  Eisen  bah  nge- 
setzes  zur  freiwilligen  Veräussenmg  von 
Privatbahngrundstücken  in  jedem  Falle  die 
Genehmigung  der  Regierung  (jetzt  d(^s  Mi- 
nisters d,  ö.  A.)  notwendig.  (Für  die  Ver- 
äusserung  von  Staatsbahn ländercien  bedju'f 
es  nach  den  neuem  Verstaatlichungs-  und 
Eisenbahn  bau-Gesetzen  ginmdsätzlicih  der 
Zustimmung  des  Landtages.) 


In  Frankreich  gehören,  wie  oben  sub  4 
erwähnt,  die  Eisenbahnen  zum  domaine 
public,  und  es  ist  in  Art.  36  des  cahier  des 
charges  vorgesehen,  dass  nach  dem  Ablaufe 
der  einem  Privatunternehmer  verliehenen 
Konzession  der  Staat  in  alle  Rechte  des 
letzteren  an  der  Bahnanlage  und  ihrem  Zu- 
behör eintritt.  In  der  französischen  Rechts- 
wissenschaft wird  daher  angenommen,  dass 
an  einer  konzessionierten  BiahnanLoge  dem 
Konzessionär  nicht  das  Eigentum,  sondern 
nur  ein  Nutzungsrecht  für  die  Dauer  der 
Konzession  zusteht.  Jedenfalls  geht  ihm  die 
Veräusserungsl)efugni8  ab.  Vgl.  Vigouroux, 
Legislation  et  jurispnidence  des  chemins  de 
fer,  Paris  1886,  S.  48  ff.,  165  ff. 

Nacli  österreichischem  Recht  (G.  v.  19. 
Mai  1874,  RG.B.  Nr.  70;  ähnlich  unrar.  L 
Ges.- Art.  v.  7.  Ai)ril  1868)  muss  der  Bahn- 
eigentümer seinen  gesamten  Besitz  in  das 
»Eisenbahnbuch«  eintragen  lassen  und  ist 
alsdann  die  den  Inhalt  einer  »Einlage«  des 
letzteren  bildende  Bahn,  einschliesslich  des 
unbewegli(;hen  und  beweglichen  Zubehörs, 
auch  der  Betiiebsmittel,  als  eine  »bücher- 
liche Einheit«  anzusehen,  welche  zum  Gegen- 
stande hypothekarischer  Rechte  nur  im 
ganzen,  nicht  in  ihren  einzelnen  Teilen  ge- 
macht werden  kann.  Als  Eigentümer  der 
den  Inhalt  der  Einlage  bildenden  Bahn  darf 
nur  der  Konzessionär  eingetragen  werden. 
Mit  der  Eröffnung  der  Einlage  gilt  die  Buch- 
einheit als  ein  Grundbuchskörper  und  die 
Einlage  als  Grund buchseinlage  im  Sinne  des 
allgemeinen  Grundbuchgesetzes.  Ueber  die 
Pfändung  der  Betriebsmittel  bestehen  den 
deutschen  ähnliche  Vorschriften:  V.  v.  19. 
September  1886,  R.G.B.  Nr.  143. 

Die  schweizerische  Gesetzgebung  (G.  v. 
24.  Juni  1874  über  Verpfändimg  und  Zwangs- 
liquidation der  Eisenbahnen)  macht  die  Be- 
stellung eines  Pfandrechts  an  Eisenbahnen 
von  der  Bewilligung  des  Bundesrates  ab- 
hängig, welche  aber  nur  erteilt  wird,  wenn 
es  sich  um  Sicherung  einer  bereits  bestehen- 
den oder  einer  für  das  Unternehmen  nütz- 
lichen Schuld  handelt  Ueber  die  Verpfän- 
dungen fülirt  der  Bund  ein  Pfandbuch.  Das 
Pfandrecht  umfasst  ebenfalls  die  Eisenbahn 
als  Sachgesamtheit,  sei  es  daß  ganze  Bahn- 
netz des  Unternehmers,  sei  es  eine  einzelne 
Bahnlinie.  Den  Betrieb  der  Bahn  dürfen 
übrigens  die  Pfandgläubiger  in  keinem  Falle 
hemmen. 

Näheres  hierüber  sowie  über  die  in  dem 
preussischon  G.  v.  19.  August  1895  getrof- 
fenen Bestimmungen  übt.T  das  PfandriK'ht 
an  Eisenbahnen  s.  im  Art.  Pfandrecht 
an  Eisenbahnen. 

21.  Rechtsverhältnis  zwischen  der 
Eisenbahn  und  den  Anliegern.  Vgl.  oben 
sub  5  (letzter  Absatz),  sub  6  (letzter  Absatz), 
sub  11  (Absatz  5).  In  derfi-anzösischen  Gesetz- 
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gebiing  tritt  die  Einreihung  der  Eisenbahnen 
unter  die  grande  voirie  auch  hier  liervor. 
Nach  Art.  3  des  jEisenbahnpolizeig.  v.  15. 
Juli  1845  gelten  die  öffenthch  -  rechtlichen 
Eigenturasbeschränkungen  (scrvitudes  d'uti- 
lite  publiqiie),  denen  die  Nachbargrund- 
stücke zu  Gunsten  der  grande  voirie  unter- 
worfen sind,  grossen  teils  (z.  B.  in  Bezug 
auf  Bauflucht,  Wasserablauf,  zeitweilige  In- 
besitznahme von  Grundstücken  in  Fällen 
von  Repai*aturen)  auch  den  Eisenbahnen  ge- 
genüber ;  Artt.  5  ff.  fügen  eine  Reihe  beson- 
derer (meist  feuerpolizeilicher,  vgl.  oben  sub 
6)  Eigentumsbeschränkimgen  im  Interesse 
der  letzteren  hinzu.  Eine  Entschädigun^s- 
pflicht  der  Eisenbahnen  wird  giimdsätzlich 
(Art.  10)  nur  insoweit  anerkannt,  als  be- 
stehende Anlagen  wegen  neu  herzustellen- 
der Eisenbahnen  beseitigt  w^erden  müssen. 
S.  Aucoc,  Conferences  lU,  S.  801  ff.  (Ueber- 
einstimmend  Luxemburger  Eisenbahnpolizeig. 
V.  17.  Dezember  1859.) 

ni.  Ende  der  Eisenbahnen. 

Die  Bahnanlage  thatsächlich  zu  beseiti- 
gen, ist  vermöge  der  öffentlich-rechtlichen 
Betriebspflicht  bei  Privatbahnen  dem  Unter- 
nehmer nicht  ohne  weiteres  gestattet 
•  Was  die  rechtlichen  Beendigungsgründe 
anlangt,  so  ist  bei  Staatsbahnen  die  Aufgabe 
des  Unternehmens  und  seine  Uebertragung 
auf  einen  anderen  gnmdsätzlich  ebenso  ein 
Akt  der  Verwaltung  wie  die  Uebemalime 
des  Baues  oder  Beti-iebes  (oben  sub  2).  Der 
Privatunternehmer  dagegen  darf  nicht  ohne 
Zustimmimg  des  Staates  den  Betrieb  ein- 
stellen und  kann  dmxih  eine  ohne  staatliche 
Genehmigung  erfolgende  Ueberlassung  an 
einen  anderen  nicht  sich  selbst  von  seiner 
Betriebspflicht  befreien.  Auch  die  »Fusion« 
mehrerer  Bahnunternehmungen  bedarf  dieser 
Genehmigung.  Ein  häufig  eintretender  FaU 
der  freiwilligen  Uebertragung  des  Unter- 
nehmungsrechts ist  die  Yeräusserung  einer 
Privateisenbahn  an  den  Staat. 

Von  denjenigen  Umständen,  auf  Grund 
deren  das  Eisenbahnunternehmimgsrecht 
ohne  oder  gegen  den  Willen  des  Berech- 
tigten aufhört,  sind  hier  die  folgenden  zu 
erwähnen  (vgl.  den  Art  He  im  fallsrecht 
in  RöUs  Encykl.  IV,  S.  1994). 

a)  Wegfall  der  Voraussetzungen,  an 
welche  die  Fortdauer  des  Rechts  konzes- 
sionsmässig  geknüpft  ist,  namentlich  Ablauf 
der  Konzessionsfrist:  Vielfach  (in  Preussen 
nicht)  winl  die  Konzession  nur  auf  eine  be- 
stimmte Reihe  von  Jahren  (Oesterreich  meist 
90,  Frankreich  99  Jahre)  erteilt  und  festge- 
setzt, dass  nach  deren  Ablauf  das  Unter- 
nehmen in  seiner  Gesamtheit  (österr.  Kon- 
zessionsg.  §  8:  unentgeltlich  nur  die  Im- 
mobilien) in  das  freie  Eigentum  des  Staates 
übergeht ;    die    schweizerische    Normalkon- 


zession nimmt  eine  Dauer  von  80  Jahren  in 
Aussicht,  jedoch  ohne  des  ^>Heimfalli-echts« 
Erwähnung  zu  thun ;  die  italienischen  Be- 
triebsüberlassungsverträge sind  zunächst  auf 
60  Jahre  abgeschlossen,  nach  deren  Ablauf 
beide  Teile  den  Rückerwerb  seitens  des 
Staates  verlangen  können.  Nicht  unbestritten 
ist  die  Frage,  ob  die  Konzession  mit  dem 
Wegfalle  der  Person,  an  welche  sie  erteilt 
ist,  ihre  Wirkung  verliert.  Jedenfalls  er- 
lischt die  einer  Aktiengesellschaft  verliehene 
Konzession  mit  der  Eröffnung  des  Konkurses 
über  das  Gesellschaftsvermögen. 

b)  Zurücknahme  der  Konzession  ist  ohne 
weiteres,  namentlich  ohne  Entschädigung, 
bei  Missbrauch  des  verliehenen  Privilegs 
zulässig.  Nach  preussischem  Eisenbahng.  §  47 
ist  die  Konzession  verwirkt,  sofern  der  Un- 
ternehmer »eine  der  allgemeinen  oder  be- 
sonderen Bedingungen  nicht  erfüllt  und  eine 
Aufforderung  zur  Erfüllung  binnen  einer 
endlichen  Frist  von  mindestens  drei  Mo- 
naten ohne  Erfolg  bleibt«;  alsdann  hat  der 
Staat  das  Recht,  »die  Bahn  mit  den  Trans- 
portmitteln und  allem  Zubehör  für  Rechnung 
der  GeseDschaft  öffentlich  zu  versteigern«. 
Aehnlich  Schweiz.  Eisenbahng.  Art.  28.  — 
Nur  gegen  Entschädigimg  kann  die  Kon- 
zession dem  Beliehenen  entzogen  wenlen, 
wenn  deren  Aufhebung  anderweit  aus  Grün- 
den des  öffentlichen  Wohles  erforderlich 
wird.    Vgl.  preuss.  A.L.R.  Einl.  §  70. 

c)  Staat^seitiger  zwangsweiser.  Erwerb 
einer  Privatbahn  während  der  Konzessions- 
dauer. In  Preussen  (Eisenbahng.  §  42)  kann 
der  Staat  mit  dem  Ablaufe  von  30  Jahren 
seit  der  Betriebseröffnung  unter  gewissen 
gesetzlich  geregelten  Bedingungen  zum  Er- 
werbe der  Bahn  gegen  Entschädigung 
schreiten.  Eine  ähnliche  Bestimmung  be- 
steht in  England  hinsichthch  der  nach  dem 
Jahre  1844  konzessionierten  Eisenbjihnen 
(7  and  8  Vict  c.  85).  Vgl.  ferner  Schweiz. 
Eisenbahng.  Ali:.  27,  Normalkonzession  Art 
27 ;  fi'anz.  cahier  des  charges  Art.  37  (15 
Jahre).  In  Oesterreich:  Betriebsübemahme 
bei  garantierten  Eisenbahnen  nach  G.  v.  14. 
Dezember  1877,  R.G.B1.  Nr.  112.  Beispiele: 
Der  »Rückkauf«  der  elsass- lothringischen 
Eisenbahnen  durch  den  französischen  Staat 
zwecks  deren  Abtretung  an  das  Deutsche 
Reich  auf  Grund  des  Zusatzartikels  zum 
Frankfurter  Friedensvertrage  vom  10.  Mai 
1871;  der  diuxsh  das  Schweiz.  Bundesg.  v. 
15.  Oktober  1897  angeordnete  Erwerb  der 
schweizerischen  Eisenbahnen  seitens  des 
Bundes. 

d)  Die  Zwangsliquidation  einer  Eisen- 
bahngesellschaft  wegen  Schulden  ist  in  dem 
Schweiz.  G.  v.  24.  Juni  1874  besondere  ge- 
regelt ;  in  dem  hiernach  einzuleitenden  Ver- 
steigerungsverfahren übernimmt  der  Er- 
werber, vorbehaltlich  der  Genehmigung  der 
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Bundesversammlung,  die  Eisenbahn  auf 
der  Qrundlage  der  dem  bisherigen  Unter- 
nehmer erteilten  Konzession.  Nach  dem 
nissischen  Eisenbahng.  §§  138  ff.  ist  nicht 
eine  eigentliche  Zwangsvollstr(*cknng,  wohl 
aber  eine  Insolvenzerklärung  des  Eisenbahn- 
uuternehmers  zulässig,  welche  dem  Staate 
das  Recht  giebt,  die  Bahn  in  eigene  Yer- 
waitung  zu  übernehmen.  Eingehende  Vor- 
schriften ülier  Zwangsvollstreckung  in 
Eisenbahnen  und  über  Zwangsliquidation 
enthält  das  oben  sub  20  erwähnte  preuss. 
G.  v.  19.  August  1895.  Näheres  im  Art. 
Pfandrecht  an  Eisenbahnen. 

Litt^ratur:  (QueUensammlungen  s,  oben  sub  l.J 
Allgemeine  Veb  er  sieht:  Meilif  Recht  der 
modernen  Verkehrs-  u.  Transportan stalten,  Leipzig 
1888  (umfassende  LUieraturnnfjaben),  —  RÖU, 
Encyklopädie  des  gesamten  Eisenbahnwesens  in 
aiphabet.  Antyrdming,  7  Bde.,  Wien  1890 — 1895 
(zahlreiche  das  Eisenbahnrecht  aller  Länder  be- 
handelnde Artikel).  —  Deutschland,  Pr ens- 
sen:  Frhr,  t\  Stengel,  Wörterbuch  des  Deut- 
schen Verwaltungsrechts,  Freiburg  1890.  Bd.  1 
Artikel  über  Eisenbahnwesen  (zugleich  für  das 
ausserpreuss.  Deutschland).  — Bessel  und  Kühl^ 
Wetter,  Preuss.  Eisenbahnrecht,  Köln  1855J57. 
—  Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen,  Marlnirg 
1860.  —  Endemannf  Recht  der  Eisenbahnen, 
Leipzig  1886.  —  Eger,  Handbuch  des  preuss. 
Eisenbahnrechts,  2  Bde.,  Breslau  1889,  1890  96. 
—  Gleitn,  Recht  der  Eisenbahnen  in  Preussen, 
L  Bd.,  Berlin  189S.  (Für  vorstehende  Zusammen- 
stellung sind  ausserdem  handschrißl.  Aufzeich- 
nungen nach  Vorlesungen  des  Herrn  Verfassers 
über  Eisenbahnrecht  benutzt  worden.)  —  O  est  er- 
reich: Haberer,  Oesterr.  Eisenbahnrecht,  Wien 
1885.  —  Moll,  Die  Entwickelung  der  Eisenbahn- 
gesetzgebung in  Oesterreich  (in  Band  IV  des 
Jubiläumswerks :  Geschichte  der  Eisenbahnen  der 
österreichisch  -  ungarischen  Monarchie),  Wien 
1899.  —  Fr  an  kr  eich:  Axicoc,  (Conferences  sur 
le  droit  administratif  vol.  III,  2.  Aufl.,  Paris 
1882.  —  Vigouroxix,  Legislation  et  Juris- 
prudence  des  chemins  de  fer,  Paris  1886.  — 
Picard,  Traite  des  chemins  de  fer,  4  vol., 
Paris  188 7  (vergriffen).  —  England,  Ameri- 
ka: Shelford,  Law  of  Railways,  ^.  ed.,  London 
1869.  —  Hodgea,  Law  of  Railways,  7.  ed., 
London  1888189,  2  vol.  —  Itorev,  Law  of  Rail- 
ways, Chicago  1884,  2  vol.  —  Sammlungen 
gerichtlicher  Entscheidungen:  Egei% 
Eisenbahnrechtl.  Entscheidungen  deutscher  Ge- 
richte, Berlin.  —  JRöll,  Eisenbahnrechtl.  Ent- 
scheidungen der  österr.  Gerichte,  Wien.  — 
Ze  itsc hrift e n  (vgl.  femer  oben  sub  1).  Zeitung 
des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnveiicaltungen, 
Berlin.  —  Zeitschrift  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  (begründet  von  Lorenz  r.  Stein), 
Wien.  FtHtach, 


m. 

Eisenbahnfracbtrecht. 

I.  Rechtsquellen.  IT.  Hauptgrundsätze. 
1.  Transportzwang.  2.  Transport^emeinschaft. 
III.  Abschluss  und  Inhalt   des  Frachtvertrags. 


1.  Frachtbrief.  2.  Erfüllung  der  Zoll-,  Polizei^ 
und  Steuervorschriften.  3.  Fracht.  4.  Nach- 
nahme. lY.  Die  Ansfühmng  des  Frachtvertrags. 

1.  Lieferfristen.  2.  Verfügungsrecht  über  das 
Gut  während  des  Transports.  V.  Erfüllung  des 
Frachtvertrags.  1.  Kechtsstellung  des  Emp- 
fängers. 2.  Pfandrecht  der  Eisenbahn.  Vi. 
Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Verlust,  Beschä- 
digung und  verspätete  Ablieferung.  1.  Haupt- 
grundsätze. 2.  Umfang  des  Schadensersatzes. 
VII.  Erlöschen  der  Ansprüche  gegen  die  Eisen- 
bahn.   VIII.  Das  Berner  Centralamt. 

L  Rechtsqnellen. 

Die  durch  die  Ausbreitung  des  Schienen- 
netzes hervorgerufene  grossartige  Steigerung 
des  Güterverkehrs  hatte  nicht  sofort  die  Aus- 
bildung von   Spe(;ialre(^htsnormen   gezeitigt. 

In  Frankreich  fanden  so  bis  zur 
Gegenwart  die  für  den  Frachtvertrag  vor 
Erfindung  der  Eisenbahnen  aufgestellten 
Reohtssätze  des  code  civil  a.  1382  ff.  und 
des  cmle  de  commerce  a.  96  ff.  Anwendung 
auf  den  Eisenbahn frachtvertrag,  während 
Sl)ecialbestimmungen  für  diese  hauptsächlich 
die  den  Konzessionsurkunden  beigegebenen, 
für  alle  Bahnen  d'int^rt^t  gen6ral  ziemlich 
gleichlautenden  cahiere  des  charges,  Minis- 
terialdekrete  u.  s.  w.  enthalten.  Der  fran- 
zösischen Gerichtspraxis  blieb  es  vorbehal- 
ten, die  mangolhafte  gesetzliche  Grundlage 
vortrefflich  auszufüllen. 

FürDeutschland  und  Oesterreich- 
rngarn  dagegen  hatte  das  alte  H.G.B.  im 

2.  Abschnitte  von  Buch  4  Titel  5  die  Fracht- 
geschäfte der  Eisenbahnen  geregelt  und  das 
Betriebsreglement  v.  11.  Mai  1874,  das  auch 
in  Bayern  und  Oesterreich  -  Ungarn  und  im 
Gebiete  des  »Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen eingeführt  worden  war,  Nor- 
men aufgestellt,  die  als  Bestandteil  des 
zwischen  Bahn  und  Publikum  abgeschlossenen 
Frachtvertrags  galten. 

Einen  vermittelnden  Standpunkt  zwischen 
dem  deutschen  und  französischen  Recht 
nimmt  das  schweizer.  Transportg.  v.  20. 
März  1875,  jetzt  ersetzt  durch  das  v.  29. 
j^Iärz  1893,  ein. 

Die  Zunahme  der  internationalen  Eisen- 
bahnverkehrsbeziehungen führte  schon  1847 
zur  Begründung  des  »Vereins  deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  der  59  deutsche,  38 
österr.-ungar.,  alle  niederländischen,  luxem- 
burgischen und  nimänischen  Hauptbahnen,  die 
Linien  des  Grand  -  Central ,  von  Lüttich- 
Mastricht  und  die  Chimay-Biahn  in  Belgien 
und  die  Warschau -Wiener  Eisenbahn ver- 
waltimg  umfasst.  .  Das  Betriebsreglement 
dieses  »Vereins«  bildete  »den  Ausgangspunkt 
einer  von  den  Grenzen  des  Staatseigentums 
imd  der  Staatsgebiete  unabhängigen  Gestal- 
tung des  Eisenbahngüterverkehi-s« ,  das  zu 
einer  weitgehenden  Einheitliclikeit  in  den 
Bau-  und  Betriebseinrichtungen  führte.  Ganz 
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abgesehen  davon,  dass  der  Inhalt  dieses 
Betriebsreglements  des  »Vereins«  von  wech- 
selnden Mehrheitsbeschlüssen  der  beteiligten 
Verwaltungen  abhängig  war,  fiel  auch  der 
Umstand  ins  Gewicht,  dass  wichtige  Han- 
delsverkehi-sgebiete  wie  Frankreich,  Italien, 
Schweiz,  Russland  (mit  geringer  Ausnahme), 
Teile  von  Belgien  ausserhalb  des  »Vereins« 
standen. 

So  machte  sich  bei  dem  ungeahnten  Auf- 
schwünge des  internationalen  Güteraus- 
tausches das  Bedürfnis  nach  einem  einheit- 
lichen internationalen  (kontinentalen)  Eisen- 
bahntransportrecht immer  mehr  geltend,  und 
nach  langen  und  schwierigen  Verhandlungen 
kam  das  Berner  Internationale  Ueberein- 
kommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
V.  14  Oktober  1890  (=  I.ü.)  zu  stände. 

Dieser  völkerrechtliche  Vertrag,  dessen 
Inhalt  sich  im  wesentlichen  deckt  mit  den 
Frachtrechtsbestimmungen  des  deutschen 
H.G.B.,  schafft  die  langersehnte  Rechtsein- 
heit für  eine  wichtige  Materie  und  bildet 
den  verheissimgsvoUen  Anfang  der  Entwicke- 
lung  eines  Weltverkehrsrechts. 

Dem  I.Ü.,  das  seit  1.  Januar  1893  in 
Kraft  getreten  ist,  haben  sich  angeschlossen : 
das  Deutsche  Reich,  Oesterreich-üngai*n, 
Belgien,  Frankreich,  Italien,  Luxembm'g, 
Niederland,  Russland,  Schweiz  und  (seit 
1.  Jidi  1897)  Dänemark.  Zusätze  zum  I.ü. 
wurden  vereinbart  16.  Juli  1895  und  16. 
Juui  1898   (letzteres  noch  nicht  ratifiziert). 

Die  Normen  des  I.Ü.  finden  Anwendung 
nicht  auf  interne,  sondern  nur  auf  interna- 
tionale Gütersendungen  d.  h.  solche,  die  aus 
dem  Gebiet  eines  Vertragsstaats  in  das  eines 
anderen  gehen,  imd  zwar  nur  auf  solche, 
die  auf  bestimmten  (in  einer  beim  Central- 
amt  in  Bern  geführten  Liste  verzeichneten) 
Eisenbahnstrecken  auf  Gnmd  eines  dm-ch- 
gehenden  Frachtbriefs  befördert  weixlen. 

Da  die  Vertragsstaaten  es  als  einen  Ein- 
griff in  ihre  Souveränität  ablehnten,  sich  auch 
bezüglich  der  Landesgesetzgebung,  der  die 
internen  Transporte  unterstellt  bleiben  muss- 
ten,  zu  binden,  so  war  der  üebelstand  eines 
Dualismus  des  Transportrechts  unvermeid- 
lich. Internationale  Transporte  blieben  dem 
Rechte  das  I.Ü.,  interne  dem  Landrecht 
imterstellt.  Aber  auf  einem  Umwege  wurde 
doch  im  wesentlichen  das  Ideal  eines  ein- 
heitlichen Rechts  für  interne  und  interna- 
tionale Transporte  erreicht,  indem  eine  innere 
Notwendigkeit  die  einzelnen  Staaten  veran- 
lasste, ihr  Landeseisenbahnfrachtrecht  in 
mehr  oder  minder  grosse  üebereinstimmung 
mit  dem  I.U.  zu  bringen.  Vor  allem  wurde 
der  Inhalt  des  I.ü.  wörtlich  in  das  Betriebs- 
reglement des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen §  39  ff.  aufgenommen  und  nur 
Zusatzbestimmungen  hinzugefügt  (gültig  v. 
1.  Januar  1893). 


So  hatte  das  Deutsche  Reich  (und  Bayern) 
das  Betriebsreglement  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen des  I.U.  einer  Revision  unter- 
worfen und  als  Verkehrsordnung  für  die 
Eisenbahnen  Deutschlands  v.  15.  November 

1892  (in  Bayern  4.  Dezember  1892)  und  in 
Oesterreich-Ungam  als  »Betriebsreglement« 
27.  Oktober  1892  publiziert.  Eine  Neuaus- 
gabc derselben  wird  nach  der  Ende  Oktober 
1899  erfolgten  Zustimmung  des  Bundesrats 
demnächst  als  »Eisenbahn-^  erkehrsordnung« 
veröffentlicht  werden.  Die  üebereinstimmung 
mit  dem  I.ü.  hat  noch  weiter  durchgeführt 
das  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  neue 
deutsche  H.G.B.  v.  21.  Mai  1897  (Buch  lU, 
Absclmitt  7).  Dieses  verändert  auch  die  recht- 
liche Bedeutung  der  Verkehrsordnung  we- 
sentlich. Während  diese  nur  als  eine  Ver- 
waltungsanordnung betrachtet  wurde,  die 
den  Eisenbahnen  die  allgemeinen  Bedingun- 
gen der  von  ihnen  mit  dem  Publikum  ab- 
zuschliossonden  Frachtverträge  vorschrieb 
(lex  (M3ntractus),  hat  §  454  des  neuen  H.G.B. 
sie  zum  Range  einer  wirklichen  Rechtsquelle 
erhoben,  deren  Inhalt  der  Von-ang  vor  den 
allgemeinen  Frachtrechtsbestimmungen  (Q. 
Abschnitt)  des  H.G.B.  zuerkannt  wurde. 
Künftig  kann  daher  das  Rechtsmittel  der 
Revision  (C.P.O.  §  549)  wegen  unrichtiger 
Anwendung  der  Verkehrsordnung  eingelegt 
werden. 

Auch  das  schweizerische  Bundesg. 
betreffend  den  Transport  auf  Eisenbahnen 
imd  Dampfschiffen  v.  29.  März  1893  und 
das    Transportreglement   v.    11.    Dezember 

1893  schliesst  sich  an  das  I.Ü.  an. 
Starke  Anlehnung  an  das  I.Ü.  verrät  das 

belgische  Gesetz  betreffend  den  Fracht- 
vertrag V.  25.  August  1891,  ebenso  decken 
sich  mit  diesen  viele  Bestimmungen  der 
»Tarife  und  Transportbedingungen  im  Ver- 
kehr der  italienischen  Eisenbahnen  v. 
1.  Juli  1885«  sowie  das  »Allgemeine  Regle- 
ment für  die  Befördenmg  auf  Eisenbahnen 
in  den  Niederlanden  v.  9.  Januar  1876 
mit  Aendemngen  von  1885,  1887,  1891  und 
1894«  und  das  »Allgemeine  Gesetz  für  die 
russischen  Eisenbahnen  v.  12.  Juni  1885«. 
(Diese  Gesetze  der  Schweiz  und  der  an- 
deren Staaten  sind  abgedruckt  in  der  »Zeit- 
schrift für  den  internationalen  Eisenbahn- 
transport«, herausgegeben  von  dem  Centralamt 
in  Bern  1893  S.  215 f.  (1894  S.  76 f.);  1893 
S.  136 f.;  1897  S.  102 f.,  627 f.;  1895  S. 
188 f.;  1893  S.  277;  1896  S.  122 f.). 

IL  Hanpt^mndsätze. 

1.  Transportzwang  (H.G.B.  §  453 ;  V.O. 

(=  Verkehrsoi-dnung)  §§  6,  50;  l.ü.  2,  5). 
Da  die  Eisenbahnen  ein  faktisches  Be- 
förderungsmonopol besitzen,  hatte  die  Ge- 
setzgebung fast  aller  Kulturstaaten  das  Prin- 
cip  des  Ti-ansportzwangs   aufgestellt    Nur 
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England  kennt  keinen  allgemeinen  Trans- 
portzwang,  sondern  lediglich  das  Verbot  der 
Bevorzugung  irgend  eines  Transportinter- 
essenten. Auch  in  der  nord amerikani- 
schen Union  ist  das  Princip  nicht  aner- 
kannt, doch  wird  dessen  Wirkimg  erzielt. 
Dieser  Rechtszwang  zum  Abschlnss  von 
Frachtverträgen  war  zum  ersten  jMal  ver- 
bindlich dm-ch  das  alt<3  H.G.B.  (a.  422)  auf- 
gestellt  und  beherrscht  auch  das  I.U.,  so 
dass  eine  Pflicht  der  Bahnen  besteht  zur 
Ausnahme  von  Transporten  nach  allen  dem 
1.11.  unterstellten  Stationen,  nicht  aber  nach 
anderen  ausländischen  Stationen.  Der  Trans- 
portzwang greift  Platz  unter  der  Voraus- 
setzung der  Ausführbarkeit  des  Transports 
mit  den  regelmässigen  Tran six)rt mittein  und 
des  Nichtvorhandenseins  h(")herer  Gewalt. 

Massgel)end  für  die  Reihenfolge  der  Be- 
fördenmg  ist  die  der  Annahme.  Die 
Bahnen  dflrfen  von  dieser  Reihenfolge  nur 
abweichen  aus  zwingenden  Gründen  des 
Eisenbahnbetriebes  imd  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Interesses.  So  ist  z.  B.  ge- 
stattet die  Bevorzugung  ganzer  Wagenla- 
dungen gegenüber  Stückgütern,  die  von 
Eilgütera  gegenüber  Frachtgütern,  ebenso 
bei  Tnippentransporten ,  Ueberschwemmun- 
gen,  Brandunglücksfällen  u.  s.  w.  Solche 
aus  objektiven  Gründen  entspringende  Be- 
vorzugungen sind  selbstredend  keine  Be- 
vorzugimgen  einzelner  aus  subjektiven 
Rücksichten.  Die  Verletzung  der  Trans- 
portpflicht begründet  einen  Scliadensei'satz- 
anspruch  gegen  die  Bahn. 

Der  Transportzwang  erstreckt  sich  nicht 
auf  die  durch  gesetzliche  Vorschrift  von  der 
Befördenmg  im  Deutscheu  Reich  ausge- 
schlossenen Güter,  besonders  die  postzwang- 
pflichtigen oder  die  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen Ordnimg  ausgeschlossenen  sowie  die 
in  Rücksicht  auf  die  technisclien  Einrich- 
timgen  der  bei  einem  Transjiort  beteiligten 
Bahnen  besonders  wegen  ihres  Umfangs  wler 
Gewichts  nicht  transportfähigen  Gegen- 
stände. Kostbarkeiten ,  Kunstgegenstände, 
Leichen  sowie  die  in  Anlage  B  (zu  §  50) 
der  V.O.  und  in  den  Ausführungsbestim- 
mungen zum  I.U.  (abgeändert  1893)  bezeich- 
neten Gegenstände  werden  nur  unter  den 
aufgeführten  Bedingimgen  zum  Transport 
zugelassen.  Letztere  bezwecken  namentlich 
Verhütung  der  durch  die  Beschaffenheit 
dieser  Gegenstände  bedingten  Transpoi-tge- 
fahr,  insbesondere  durch  Aufstellimg  be- 
stimmter Verpackungsvorschriften. 

2.  Transport^emeinschaft  Der  Trans- 
portzwang erweitert  sich  zu  einem  direkten 
Verkehrszwang,  der  die  Pflicht  zur  direkten 
Weiterbefördenmg  über  die  eigene  Bahn- 
strecke hinaus  bis  zur  Ablieferungsstation 
enthält.  Dieser  nur  für  die  Bahnen  des  Staates 
(des  Deutschen  Reichs)  aufgestellte  gesetzliche 


Verpflichtung  ist  nun  dm*ch  das  I.ü.  auf 
alle  Vertragsbahnen  ausgedehnt,  so  dass  alle 
der  Aimahmebahn  folgenden  Bahnen  zur 
Uebemahme  und  Weiterbeförderung  der  Güter 
verpflichtet  sind. 

Die  an  einem  internen  oder  internatio- 
nalen Transport  beteiligten  Bahnen  bilden 
eine  obligatorische  Transportgemeinschaft, 
eine  Societät.  Als  ihr  Vertreter  schliesst 
die  Annahmebahn  den  Frachtvertrag  mit 
dem  Absender,  und  die  folgenden  Bahnen 
treten  stillschweigend  diesem  iirs[)rünglichen 
Vertrag  suc<*^ssive  durch  Annahme  des  Gutes 
mit  dem  Frachtbriefe  bei.  Die  Solidarhaf- 
tung aller  an  einem  Transporte  beteiligten 
in-  und  ausländischen  Bahnen  für  die  fracht- 
briefgemässe  Ausführung  des  Transportes 
und  der  Zwang  zur  Kreditienmg  der  Fracht 
und  anderer  aus  dem  Fi-ac^htverli-ag  sich  er- 
gebenden Fordenmgen  erscheint  als  die 
wichtigste  Konsequenz  dieser  Trans[)ortge- 
meinscliaft. 

Die  Gesamtfracht  und  die  übrigen  For- 
derungen werden  als  ein  Granzes  entweder 
von  der  Annahmebahn  (bei  fi*ankierten  Sen- 
dungen) oder  von  der  Abli(»ferungsbahn  als 
Geschäftsführer  der  übrigen  Bahnen  einge- 
zogen und  diesen  die  ilmen  zukommenden 
Frachtanteile  ausbezahlt,  erforderlichen  Falls 
auch  das  Pfandrecht  für  die  Gemeinschaft 
ausgeübt.  Alle  dem  I.Ü.  unterworfenen 
Bahnen  stehen  in  einem  Kontokon^entver- 
hältnis.  Die  herauszuzahlenden  Frachtbe- 
tiäge  müssen  daher  gegenseitig  gestundet 
werden,  und  erst  nach  Ablauf  der  Koiito- 
korrentperiode  ist  der  Anspruch  auf  Zahlung 
des  durch  Abrechnung  festgestellten  Betrages 
der  Saldoschuld  begründet. 

Nach  aussen  tritt  die  Solidarität  der 
Transportgemeinschaft  auch  darin  hen'or, 
dass  Anspiüche  aus'  einem  Frachtvertrage 
nur  gegen  die  Annalimebahn  oder  die  Bahn, 
die  das  Gut  zuletzt  mit  dem  Frachtgut  über- 
nommen hat,  oder  gegen  die  Bahn,  auf  deren 
Betriebsstrecke  der  Schaden  sich  ereignet 
hat,  gerichtlich  geltend  gemacht  weixien 
können.  Der  Kläger  hat  die  Wahl  unter 
einer  dieser  drei  Bahnen.  Mit  Erhebung 
der  Klage  erlischt  das  Wahlrecht  unter  den 
drei  Bahnen  (H.G.B.  §  469,  LU.  Art.  23,  27). 

Der  beklagten  und  venuleilten  Bahn 
steht  aber  ein  Rückgriffsrecht  zu,  sofern  sie 
eine  Entsc^hädigung  geleistet  hat.  Sie  kann, 
falls  eine  oder  mehrere  andere  Bahnen 
den  Schaden  verschuldet  haben,  von  dieser 
oder  diesen  vollständig  oder  t^eilweise  Er- 
satz ihrer  Entschädigungsleistung  beanspru- 
chen, denn  jede  Bahn  haftet  für  den  von 
ihr  verschuldeten  Teil  des  Schadens.  Dem 
Princip  der  Transportgemeinschaft  entspre- 
chend winl  eine  gemeinsame  Tragimg  des 
Schadens  durch  sämtliche  Transport  bahnen 
(nach  Verhältnis  der  reinen  Fracht)  aner- 
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kannt,  wenn  ein  Yerschulden  einer  oder 
mehrerer  Bahnen  als  Ursache  des  Schadens 
nicht  nachweisbar  ist  oder  wenn  eine  Unter- 
scheidung des  Anteils  mehrerer  Bahnen  am 
Verschulden  in  concreto  unmöglich  ist« 
(I.ü.  Art.  47).  Es  scheidet  aber  die  Bahn, 
die  beweist,  dass  der  Schaden  auf  ilu^r 
Strecke  nicht  entstanden  ist,  aus  dem  Kreise 
der  für  den  Rückgriff  mithaftpflichtigen 
Transportbahnen. 

Für  den  internationalen  Yerkelu*  sind 
die  Vorechriften  über  Rückgriffsrecht  (I.U. 
Art.  47  ff.)  nur  subsidiär  anwendbar  für 
den  Fall,  dass  die  Transportbahnen  nicht 
andere  Yereinbanmgen  getioffen  haben,  wie 
dies  z.  B.  durch  das  Uebereinkommen  z. 
Ver.Betr.Regl.  Art.  26  Z.  4  geschehen  ist. 

Zur  Sichenmg  der  Bahnen  gegen  Rechts- 
nachteile, die  ihnen  aus  der  Traiisportge- 
meinschaft  erwachsen  können  (Kreditierungs- 
zwang, Notwendigkeit  Fahrmaterial  in  das 
Ausland  gelangen  zu  lassen)  hat  das  I.U. 
(Art.  23)  die  Besclilagnahme  oder  Pfän- 
dung der  aus  einem  internationalen  Trans- 
port im  Ausland  herrührenden  Forderungen 
im  Ausland  verboten.  Eine  solche  ist  nur 
zulässig  auf  Grund  der  Entscheidung  eines 
Gericlits,  dem  die  forderungsberechtigte 
Bahn  angehört.  Das  Verbot  der  Pfändung 
der  Fahrbetriebsmittel  ausländischer  Bahnen, 
das  schon  das  Deutsche  Reich  und  Oester- 
reich-Ungarn  sich  gegenseitig  zugesichert 
liatten  (R.G.  v.  3.  Mai  1886;  österr.-ung.  Ver. 
V.  19.  September  1886,  Erklänmgen  der  deut- 
schen und  österr.-imgar.  Regierungen  v.  17. 
März  1887  (R.G.B1.  1886  8.  131;  1887  S. 
153 ;  österr.  R.G.BI.  1886,  Stück  46),  ist  nun 
auch  für  den  Geltungsbereich  des  I.U.  an- 
erkannt im  Gebiete  eines  anderen  Staates 
als  desjenigen,  dem  die  betreffende  Bahn 
angehört.  Dieses  Verbot  cessiert,  wenn  die 
Pfändung  oder  Beschlagnahme  im  Auslande 
erfolgt  auf  Grund  der  Entscheidung  eines 
Gerichts  des  Staates,  dem  die  betreffende 
Bahn  angehört. 

III.    Abschinas  nnd  Inhalt  des  Fracht- 
vertrags. 

1.  Frachtbrief.  Der  Frachtveitrag  wird 
abgesclilossen  durch  Uebergabe  und  An- 
nahme des  Guts  mit  dem  Frachtbrief.  Der 
Abschluss  wird  durch  die  Aufdrückung  des 
Tagesstempels  seitens  der  Versandtstation 
bekundet.  Dieser  beweist  den  Zeitpunkt 
des  Vertragsschlusses. 

Aus  einer  seit  zwei  Jahrhunderten  be- 
stehenden Uebung,  einem  Transj)ortgut  ein 
Begleitschreilien  in  Form  eines  offenen 
Briefes  des  Absenders  an  den  Empfänger 
mitzugeben,  der  diesem  den  Inlialt  des  Ver- 
trags mitteilt,  ist  in  den  meisten  Staaten 
für  den  weiteren  Transj)ort  und  dui-ch  I.U. 
(Ai-t  1,  6)  für  den  internationalen  Transport  \ 


die  Ausstellimg  eines  Frachtbriefs  mit  be- 
stimmtem Inhalt  zu  einer  obligatorischen 
Formvorschrift  gemacht  w^ei'den.  Nicht  not- 
wendig ist  die  Ausstellung  eines  Fracht- 
briefs im  innern  Verkehr  Frankreichs, 
wo  die  auf  Verlangen  des  Absenders  von 
der  Bahnverwaltung  ausgestellte  recepisse 
wegen  des  biDigeren  Stempels  den  Fracht- 
brief verdrängt  hat.  In  Belgien  (Eisen- 
bahngesetz Art.  22)  ist  der  Frachtbrief  nur 
füi*  gewisse,  durch  Eeglement  bezeichnete 
Waren  obligatorisch.  Die  Bahnverwaltung 
trägt  im  übrigen,  faUs  ein  Frachtbrief  nicht 
verlangt  wird,  die  mündlichen  Erkläinmgen 
des  Absenders  in  ein  Register  ein.  Nach 
dem  schweizerischen  Transportg.  1893 
(Art.  6,  Abs.  4)  kann  diu-ch  Reglement  die 
Aufgabe  von  Gütern  ohne  Frachtbrief  füi* 
den  Lokalverkehr  zugelassen  werden.  In 
den  Frachtbrief  sind  alle  für  den  Frachtver- 
trag erheblichen  Momente  aufzunehmen,  z. 
B.  Ort  und  Tag  der  Ausstellung,  Bezeich- 
nung der  Vensandstation  und  Vei-sandbahn, 
der  Bestimmungsstation,  des  Namens  und 
des  Wohnorts  des  Empfängers,  Art  und 
Menge  der  Sendung  und  dergleichen  mehr 
(V.O.  §  51;  I.U.  Ai-t.  6,  Ausf.Best.  §  2). 

Im  internationalen  Verkehi-  ist  der  Fracht- 
brief in  deutscher  oder  französischer  Sjjrache 
auszustellen  oder  in  eine  dieser  Spnujhen  zu 
übersetzen,  wenn  die  Geschäftssju'ache  der 
Versandstation  w^eder  die  deutsche  noch 
die  französische  ist  (I.U.  Ausf.  Best.    §  2). 

Die  Ausstellung  eines  Frachtbriefdui)li- 
kats  als  einer  in  der  Hand  des  Absendei'S 
verbleibenden  Beweism*kunde  über  die  Auf- 
gabe des  Guts  und  als  Legitimationsurkimde 
füi*  die  Wahrnehmung  gewisser  Rechte  ist 
nach  I.U.  Art  8  obligatorisch,  in  Deutsch- 
land und  in  der  Schweiz  erfolgt  sie  nm* 
auf  Verlangen  des  Absenders.  Dieser  haftet 
für  die  Richtigkeit  der  Frachtbriefangaben. 

2.  ErfnUnng  der  ZoU-,  Polizei-  nnd 
Stenervorschriften.  Die  Pflicht  zur  Ei*- 
füllung  der  Zoll-,  Steuer-  und  Polizeivor- 
sclu'iften  wurde  dm-ch  I.U.  Art.  10  der 
Eisenbahn  übertragen,  solange  sich  das  Gut 
unterwegs  befindet. 

Die  Eisenbahn,  die  der  Rechtsstellung 
eines  Kommissionäi-s  hat,  kaim  diese  Be- 
sorgung überhaupt  einem  solchen  übertragen. 
Der  Verfügungsbei-echtigte  oder  dessen  Be- 
vollmächtigter kann  der  Zollbehandlung  bei- 
wohnen. Leider  wai-  es  nicht  möglich,  bei 
der  Revision  des  I.U.  die  Beseitigung  dieser 
namentlich  den  deutschen  und  österreichi- 
schen Si)editionshandel  an  der  russischen 
Grenze  schädigenden  Vorschrift  durchzu- 
setzen, da  die  Mehrheit  der  Verti^agsstaaten 
sich  den  hierauf  gerichteten  Anträgen  der 
deutschen  und  österreichischen  Regierung 
widei-setzte. 

8.  Pracht    Das  faktische  Monopol  der 
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Eisenbahnen  zwang  die  Staatsgewalt  im 
volkswirtschaftlichen  Interesse,  die  Fest- 
setzung der  Frachtsätze  der  WiDkür  der 
Eisenbahnverwaltiingen  zu  entziehen.  In 
allen  Eultiirstaaten  entwickelte  sich  deshalb 
eine  weitgehende  Beeinflussung  des  Tarif- 
wesens durch  die  staatlichen  Organe  (vgl. 
über  die  Tarifhoheit  den  unten  folgenden 
Art.  Eisenbahntarifwesen). 

Im  Deutschen  Reiche  steht  das  Recht 
der  Feststellung  bezw.  Genehmigung  der 
Eisenbahntarife  den  Einzelstaaten  zu,  dem 
Reiche  dagegen  eine  Aufsicht  und  Kontrolle 
über  das  Tarif  wesen  der  Einzelstaaten  (R.V. 
Art.  4.')).  In  allen  europäischen  Staaten  sind 
für  das  Tarifwesen  drei  Grundsätze,  Fest- 
setzung bezw.  Genehmigung,  Oeffentlichkeit 
und  Gleichmässigkeit  der  Tarife  für  aUe 
Intei-essenten,  ausgebildet.  Diese  Qrimdsatze 
sind  auch  durch  das  I.ü.  (Art.  11)  aner- 
kannt. Eine  erschöpfende  Regelung  des 
Tarifwesens  für  das  ganze  Unionsgebiet 
unter  gleichzeitiger  HerbeifüÄnmg  einer 
Verbilligung  der  Frachtsätze,  wie  sie  der 
Weltpostverein  und  der  internationale  Tele- 
graphenverein für  2  andere  wichtige  Ver- 
kehrsgebieto  in  die  AVoge  geleitet  hatte,  liess 
sich  aber  wegen  der  vielen  PriN'atbahnen, 
deren  eigentümliche  Rechte  durch  staatliche 
Konzessionen  fest^^elegt  waren,  nicht  er- 
reichen. Namentlich  ist  auch  zum  Schutze 
der  Freiheit  der  Konkurrenz  das  Verbot  der 
Begünstigung  einzelner  Absender  durch 
Privatverträge,  unter  welcher  Form  auch 
immer  für  einzelne  Verfrachter  eine  solche 
Ennässigimg  gegenüber  den  Tarifen  gewährt 
werden  würde,  aufgestellt  worden.  Jede 
derartige  unzulässige  Tarifbegünstigung  ist 
civilrechtlich  imgültig. 

Die  NichtVorausbezahlung  der  Fracht 
dmxjh  den  Absender  hat  die  Wirkimg  einer 
stiUsehweigenden  Anweisung  auf  den  Emp- 
fänger. Vorausbezahlung  der  Fracht  kann 
gefoi-dert  werden  für  schnellverderbliche 
und  gering>vertige  Güter,  z.  B.  frisches 
Fleisch,  Gemüse,  Obst  (l.U.  Art.  12  Abs.  2 ; 
V.O.  §§42  ff.). 

4.  Na,chnahme.  —  Jede  Gütersendimg 
kann  vom  Absender  mit  einer  Nachnahme 
belastet  werden,  d.  h.  der  Absender  kann 
im  Frachtbrief  eine  Geldfordenmg  auf  den 
Empfänger  zur  Zahlung  anweisen,  so  dass 
die  Balin  nur  gegen  Befriedigung  dieser 
Fordenmg  bei  Vermeidung  eigener  Haftung 
an  den  Empfänger  abliefen!  darf.  Der  Nach- 
nahmevertrag wird  nach  Eingang  an  den 
Absender  ausbezahlt.  Mit  dem  Frachtver- 
trag wird  ein  Einkassierungsmandat  als 
Nebenvertrag  verbunden.  Die  Bahn  erhebt 
füi*  diesen  die  tarifmässige  Provision.  Die 
Nachnahmebelastung  ist  nur  bis  zur  Höhe 
des  Wertes  des  Gutes  zulässig,  im  Gebiet 
des  l.U.    in   maximo   auf  2000  Francs  für 


jeden  Frachtbrief.  Von  der  Nachnahmebelas- 
tung sind  die  leichtverderblichen  und  gering- 
wertigen Güter,  für  die  Frachtvorausbezahlung 
gefordert  werden  kann,  ausgeschlossen. 

Im  Gebiete  des  »Vereins«  sind  BarA'or- 
schüsse  (sogenannte  uneigentliche  Nach- 
nahmen), also  Beiträge,  die  dem  Absender 
schon  bei  der  Aufgabe  des  Guts  bezahlt 
werden,  zulässig  unter  der  Voraussetzung, 
dass  die  Barvorschüsse  nach  dem  Er- 
messen des  abfertigenden  Beamten  durch 
den  Wert  des  Gutes  sicher  gedeckt  sind 
(I.U.  Art.  13,  V.O.  §  62). 

IV.  Die  Ansfühmng  des  Frachtvertrags. 

1.  Lieferfristen.  Wie  die  Anerkennung 
der  Gleichmässigkeit  der  Tarife  war  auch 
die  der  Lieferfristen  im  Interesse  des 
Handels  geboten.  Es  sind  deshalb  sowohl 
für  den  internen  als  für  den  internationalen 
Verkehr  feste  Lieferfristen  eingeführt  worden. 
Nur  in  England  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  sind  keine  festen 
Lieferfristen  angeordnet;  es  ist  nur  zu  be- 
fördern »in  reasonable  time«. 

Die  Lieferfristen  sind  ^Maximalfristen. 
Sie  setzen  sich  zusammen  aus  der  Expe- 
ditionsfrist und  aus  der  Transportfrist 
Erstere  beträgt  im  internen  Verkehr 
(Deutschlands  und  Oesterreichs)  einen  Tag 
für  Eil-  und  zwei  Tage  für  Frachtgüter,  die 
Transportfrist  für  Eilgüter  einen  Tag  für  je 
angefangene  300  Kilometer,  für  Frachtgüter 
bei  Entfernungen  bis  zu  100  Kilometern  einen 
Tag,  bei  grösseren  Entfernungen  für  je  auch 
nur  angefangene  weitere  200  Kilometer 
einenTag  (V.O.  §  63).  Im  internationalen  Ver- 
kehre (I.U.  Art.  14,  Ausf.Best.  §  6)  beträgt 
die  Expeditionsfrist  einen  Tag  für  Eil-,  zwei 
Tage  für  Frachtgüter,  die  Transportfrist 
ebensoviel  für  je  auch  niu*  angefangene 
250  Kilometer. 

Eine  Verlängerung  der  Lieferfristen  ist 
niu*  bei  Gewährung  von  Specialtarifen  unter 
Preisermässigimg,  dann  aber  auch  für  den 
internationalen  Verkehr  zulässig.  Den  Bahnen 
ist  hierdurch  die  Möglichkeit  geboten,  ihr 
Material,  das  zu  gewissen  Jahreszeiten  un- 
produktiv bleiben  müsste,  besser  auszunutzen. 
Sie  können  so  für  gewisse  Waren,  die  keine 
rasche  Beförderung  erheischen,  Frachter- 
mässigung als  Aequivalent  der  verlängerten 
Lieferfristen  zugestehen.  Ausnahmsweise  ist 
den  Bahnen  die  Festsetzung  von  Zuschlags- 
fristen gestattet  für  aussergewöhnliche  Ver- 
kehrsverhältnisse z.  B.  f üi'  Messen,  für  Güter- 
anhäufung infolge  einer  Ausstellung,  Mo- 
bilisierung des  Heeres,  Betriebsstörung  in- 
folge Beschädigung  des  Bahnkörpers,  für 
den  üebergang  auf  Bahnen  mit  anderer 
Spurweite,  für  Bahnen  von  untergeordneter 
Bedeutung,  bei  Beförderung  mittelst  Trajekt- 
anstalten und   bei  notwendiger  Fassierung 


522 


Eisenbahnen  (Eisenbahnfrachtrecht) 


einer  zwei  Transportbahnen  verbindenden 
Verbindungsbahn  (I.ü.  Ausf.ßest.  §  6  Abs. 
3,  V.O.  §  63  Abs.  3).  Der  Lauf  der  Liefer- 
fristen ruht  wähi'end  der  Zeit,  innerhalb 
deren  eine  Ausfilhnmg  des  Transports  un- 
möglich ist,  z.  B.  wegen  der  zollamtlichen 
Abfertigung  oder  wegen  Betriebsstörung. 

2.  Verfügungsrecht  über  das  Gut 
während  des  "ß^ansports.  Dieses  steht 
nur  dem  Absender  zu,  der  verlangen  kann: 
Zurückgabe  des  Guts  auf  der  Versand- 
station, Anhalten  auf  jeder  Giiterstation  des 
Transportwegs  oder  Auslieferung  an  einen 
anderen  als  den  im  Frachtbriefe  bezeichneten 
Empfänger  am  Bestimmungsort  oder  an 
einer  Bestimmungsstation.  (Nach  dem  Pariser 
Zusatzübereinkommen  von  1896,  das  wahr- 
scheinlich 1900  in  Kraft  treten  wird,  kann 
der  Absender  auch  fordern  die  Sendung  des 
Guts  über  die  Bestimmungsstation  hinaus 
oder  an  eine  an  einer  Seitenlinie  gelegenen 
Station).  Bedingungen  der  Ausübung  des 
Verfügungsrechts  sind: 

a)  Vorzeigung  des  Frachtbrief- 
duplikats. Wie  es  neben  juristischen  Er- 
wägimgen  Rücksichten  auf  die  Anforderungen 
des  Handelsverkehrs  waren,  z.  B.  eine  wäh- 
rend des  Transports  eingetretene  Zahlungsun- 
sicherheit des  Empfängers,  die  ziu*  Aner- 
kennimg des  nachträglichen  Anweisungs- 
rechts  des  Absenders  führten,  so  drängten 
doch  auch  wieder  andere  Interessen  des 
Handels  zu  einer  Einschränkung  des  Ver- 
fügungsrechtes. Es  hatte  sich  nämlich  be- 
sonders im  internationalen  Getreidehandel 
die  Uebung  ausgebildet,  dass  die  Bezahlung 
der  Waren  sofort  nach  Zustellung  dos  Auf- 
gabe-Recepisses  erfolgte  oder  dass  wenigstens 
seitens  des  Kommissionärs  oder  Bankiers  auf 
Gnuid  dieses  übergebenen  Recepisses  Vor- 
schüsse auf  die  auf  dem  Transporte  befind- 
liche Ware  geleistet  wurde.  Diese  üebimg 
wurzelt  auf  dem  Glauben,  dass  der  Bezahlende 
durch  den  Besitz  des  Recepisses  gegen  nach- 
trägliche Verfügimgen  des  Absenders  zu 
Gunsten  eines  Dritten  sichergestellt  sei. 

Es  wurde  daher  mit  Recht  in  dem  Er- 
fordernis der  Vorzeigung  des  Frachtbrief- 
duplikats ein  zweckmässiges  Mittel  der 
Sichersteüung  des  vorschussleistenden  Emp- 
fängers gefunden.  Dieser  braucht  sich  nur 
dieses  Frachtbriefduplikat  übergeben  zu 
lassen,  damit  die  negative  Wirkung  eintritt, 
dass  das  Verfügungsrecht  des  Absenders 
erlischt.  Dagegen  erwirbt  der  Empfänger 
oder  ein  anderer  Besitzer  des  Frachtbrief- 
duplikats kein  Recht  für  sich,  denn  dieses 
ist  nicht  ein  Konnossement  oder  Ladeschein, 
also  kein  Verpflichtungschein,  der  die  Bahn 
zur  Auslieferung  des  Guts  an  den  Inhaber 
der  Urkunde  verpflichtet. 

Eine  zweite  Bedingung  für  die  Ausübimg 
des  Verfügungsrechts  ist 


b)  Vermittlung  der  Verfügung 
durch  die  Versandstation.  Keine  der 
am  Transport  beteiligten  Bahnen  braucht  eine 
ilu:  von  einer  anderen  Seite  als  von  der  Ver- 
sandstation zukommende  Verfügung  auszu- 
führen. 

c)  Endlich  ist  die  Ausübung  des  Ver- 
fügungsrechts an  eine  bestimmte  Form  ge- 
bunden. Die  Verfügung  muss  in  einer 
nach  einem  vorgeschriebenen  For- 
mular ausgestellten  Erklärung  er- 
folgen und  auf  dem  Frachtbriefduplikat 
wiederholt  werden. 

Die  Eisenbahn  darf  die  Ausfühnmg  einer 
solchen  nacliträglichen  Verfügung  des  Ab- 
senders über  das  rollende  Gut  nm*  ver- 
weigern oder  verzögern,  w^enn  dadurch  der 
regelmässige  Transportverkehr  gestört  wird. 

V.  ErfüUung  des  Frachtvertrags. 

1.  Rechtsstellang   des    Empfängers. 

Die  Ablieferung  des  Guts  an  den  Empfänger 
(Adressaten)  bildet  den  wesentlichen  Inhalt 
des  Frachtvertrags.  Dieser  wird  zwischen 
der  Eisenbahn  und  dem  Absender  abge- 
schlossen und  stellt  sich  dar  als  Vertrag 
zu  Gunsten  eines  Dritten,  des  Empfängers. 
Mit  Ankunft  des  Guts  am  Bestimmungsort 
resp.  mit  Ablauf  der  Lieferfiist,  falls  das 
Gut  nicht  ankommt,  erwirbt  dieser  ein  selb- 
ständiges Recht  auf  Ausliefening  des  Guts 
gegen  die  Bahn,  das  er  im  eigenen  Namen, 
nicht  in  dem  des  Absenders  als  dessen  Ver- 
treter geltend  machen  kann.  Seinen  Willen, 
in  den  Frachtvertrag  einzutreten,  bekundet 
der  Empfänger  erst  durch  Annahme  des 
Guts  und  des  Frachtbriefs  oder  durch  Er- 
hebung der  Klage  gegen  die  Bahn  auf  Er- 
füllung des  Vertrags.  Erst  hierdurch  wdrd 
seine  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Fracht 
etc.  begründet.  Für  den  Umfang  der  Zah- 
lungspfhcht  ist  der  Frachtbrief  massgebend. 

2.  Pfandrecht  der  Eisenbahn.  Schon 
seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  hatte  sich  ein 
gesetzliches  Pfandrecht  des  Frachtführers 
am  Frachtgut  ausgebildet.  Jede  Transport- 
bahn hat  wegen  Forderimg  für  Fracht  und 
der  auf  das  Gut  geleisteten  Vorschüsse  am 
Frachtgut  ein  Pfandrecht,  solange  sich  diese 
in  ihrem  Gewahrsam  befindet.  Dieses  ist 
der  Standpunkt  des  I.U.  (Art.  21)  und  der 
meisten  europäischen  Gesetzgebungen,  wäh- 
rend für  die  internen  Transi)orte  in  Oester- 
reich  und  Deutschland  (H.G.B.  §  440)  das 
Pfandrecht  noch  3  Tage  nach  der  Abliefe- 
rung fortdauert,  sofern  die  Bahn  es  inner- 
halb dieser  Frist  gerichtlich  geltend  macht, 
sog.  Folgerecht,  droit  de  suite.  Das  ist  die 
bedeutendste  Abweichung  des  I.ü.  gegen- 
über dem  H.G.B.  Man  begründete  bei  der 
Revision  des  H.G.B.  die  ISliehtübereinstim- 
mung  mit   dem  I.U.  mit  den    praktischen 
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Bedürfnissen,  indem,  wie  die  Denkschrift 
zum  Entwürfe  (S.  263)  des  H.G.B.  ausführt, 
der  Empfänger  oftmals  Bedenken  trage,  die 
Fracht  zu  bezahlen,  bevor  feststehe,  dass 
Yon  dem  Gute  nichts  verloren  oder  beschä- 
digt sei  und  andererseits  der  Fi-achtführer 
zur  Herausgabe  des  Gutes  nur  bereit  sein 
werde,  wenn  er  w^egen  seiner  Frat»htf orde- 
rungen gesichert,  und  demgemäss  das  Inte- 
resse beider  Beteiligten  besser  gewahrt  sei, 
wenn  das  Pfandrecht  des  Frachtführers 
nach  der  Ablieferung  noch  kurze  Zeit  fort- 
bestehe. So  sehr  man  diese  Differenz  zwischen 
dem  deutschen  imd  internationalen  Fi*acht- 
recht  bedauern  mag,  so  wird  man  doch  die 
Regehmgdeg  H.G.B.,  die  es  dem  Frachtführer 
ermöglicht,  wenigstens  im  internen  Verkehr 
ohne  sofortige  Zahlung  abzuliefern,  billigen 
müssen. 

Für  das  Deutsche  Reich  sind  die  Vor- 
aussetzungen imd  Formen  für  die  Reali- 
sierung des  Pfandrechts  der  Bahn  durch 
das  B.G.B.  §§  1219,  1221  und  1228  geregelt. 

VI.  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Ver- 

luBt,  Besehädi^ng  und  verspätete 

Ablieferung 

(H.G.B.  §§  456 ff.;  V.O.  §§  75ff.,  I.U.  §§  30 ff.) 
1.  Hauptgnindsätze.  Sowohl  das  fran- 
zösische wie  das  deutsche  Recht,  beide  der 
gemeinsamen  Wurzel  des  römischen  recep- 
tum  entsprossen,  stimmen  bezüglich  der  Vor- 
aussetzungen der  Haftbarkeit  der  Bahn 
überein.  Das  Versprechen  der  unvei-sehrten 
Ablieferung  des  Guts,  das  salvum  fore  reci- 
pere  des  prätorischen  Edikts  wurde  des- 
halb auch  zur  Grundlage  der  Haftungsver- 
bindlichkeit im  internatiooalen  Eisenbahn- 
frachtrecht  Die  Bahn  haftet  für  jeden 
durch  Verlust  oder  Beschädigung  des  Guts 
von  der  Annahme  bis  zur  Ablieferung  ent- 
standenen Schaden,  mag  er  durch  ihr  Perso- 
nal oder  durch  andere  bei  der  Ausführung 
des  Transports  verwandte  Leute  veriu'sacht 
worden  sein. 

Die  Haftung  der  Bahn  wird  durch  fol- 
gende Grunde,  deren  Dasein  sie  nachzu- 
weisen hat,  ausgeschlossen:  Verschiüden 
des  Verfü^ngsberechtigten,  natürliche  Be- 
schaffenheit, höhere  Gewalt  und  verbots- 
widrige Aufgabe  von  Gütern,  die  vom 
Transporte  ausgeschlossen  oder  bedingungs- 
weise zugelassen  sind,  unter  falscher  Deloa- 
ration  oder  unter  Nichterff'dlung  der  Bedin- 
gungen. Von  dem  Princip  der  strengen 
Haftung  der  Bahn  sind  noch  Ausnahmen  für 
gefähi'hche  Transporte  oder  Warengattungen, 
deren  Transport  mit  besonderen  Gefahren 
verknüpft  ist,  anerkannt.  So  ist  die  Bahn 
haftfrei  bezüglich  der  Güter,  die  in  offen  ge- 
bauten Wagen  befördert  oder  deren  Auf- 
und  Abladen  vom  Absender  oder  Empfänger 
besorgt  oder  die  nicht  oder  mangelhaft  ver- 


packt aufgegeben  wm^en.  obwohl  sie  ihrer 
Natur  nach  Verpackung  erforderten,  femer 
für  Bnich,  aussergewölmliche  Leckage  etc., 
wenn  Güter  dieser  besonderen  Gefahr  durch 
ihre  eigentümliche  natürliche  Beschaffenheit 
ausgesetzt  sind  oder  wenn  den  Gütern  ein 
besonderer  Begleiter  beigegeben  ist  (H.G.B. 
§  459 :  I.Ü.  Art.  31).  Die  Bahn  haftet  nicht 
für  den  Schaden,  der  aus  der  besonderen 
Transportart  entstanden  sein  kann.  Es  be- 
steht die  Vermutimg  der  wirklichen  Ent- 
stehung des  Schadens  aus  der  Möglichkeit 
dieser  Entstehung.  Die  Umkehrung  der 
Beweislast  bildet  den  Hauptvorteil  der 
Eisenbahn,  denn  der  Ersatzbeanspnichende 
hat  eventuell  die  Unstichhaltigkeit  der  Ein- 
rede der  Bahn,  also  die  Unmöglichkeit  der 
Entstehung  des  Schadens  aus  einer  dieser 
durch  die  besondere  Transportart  im  kon- 
kreten Falle  bedingten  Gefahr  zu  beweisen. 

2.  Umfang  des  Schadensersatzes. 
a)  Allgemeine  Regelung.  Das  in  der 
Zeit  vor  Erfindung  der  Eisenbahnen  ent- 
standene französische  Recht  (code  de  com- 
merce a.  103,  Code  civü  a.  1142  ff.,  1784) 
macht  diese,  indem  es  sie  gewöhnlichen 
Prachtführern  gleichstellt,  ersatzpflichtig  für 
den  Schaden  im  weiteren  Sinne,  der  nicht 
nur  positive  Vermögensminderung,  sondern 
auch  die  Verhindenmg  des  Gewinnes  in- 
folge der  schadenstiftenden  Thatsache  um- 
fasst.  Das  alte  deutsche  H.G.B.  (Art.  396) 
beschränkt  dagegen  die  Haftung  der  Bahn 
auf  den  gemeinen  Handelswert,  event.  den 
gemeinen  Wert  des  Gutes  am  Ablieferungs- 
ort und  zur  Ablieferungszeit  unter  Abrech- 
nung der  infolge  des  Verlustes  ersparten 
Zölle  und  Unkosten.  Nur  im  Falle  der 
dolosen  (und  nach  §  457  H.G.B.  auch  der 
grobfahrlässigen)  Schädigimg  ist  die  Bahn 
zum  Ersatz  des  vollen  Schadens  verpflichtet. 
Aussenlem  hatte  das  alte  Betriebsreglement 
§  68  die  Haftpflicht  noch  weiter  eingesdiränkt, 
indem  sie  nur  den  vom  Absender  auf  dem 
Frachtbrief  deklarierten  Wert  des  Gutes  und, 
falls  eine  solche  ausdrückliche  Deklarierung 
fehlt,  stillschweigend  den  Wert  von  60  Mark 
(in  Oesten-eich-Ungarn  von  30  Gulden)  für 
je  50  Kilogramm  Rohgewicht  des  Gutes  an- 
nahm (Normalsatz).  Diese  »schablonenhaft 
fixierte  Tarifierung  des  Schadensei-satzes« 
wurde  von  deutscher  Seite  bei  den  Be- 
ratungen über  das  I.ü.  preisgegeben. 

So  hat  Art.  34  des  I.ü.  in  Abweichung 
vom  französifiichen  und  gemeinen  Recht,  das 
den  Schadensersatz  nach  dem  Massstab  des 
subjektiven  Interesses  geregelt  hat,  dem 
deutschen  Rechte  folgend,  den  objektiven 
Standpunkt  angenommen.  Grundlage  des 
regelmässigen  Schadensersatzes  bildet  der 
gemeine  Handels  wert  und  in  dessen  Er- 
mangelung der  gemeine  Wert  des  Gutes 
und  zwar  am  Ort  und  zur  Zeit  der  Ab- 
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Sendung  unter  Hinzurechnung  der  bereits 
gezahlten  Fracht,  Zölle  und  Kosten.  §  457 
des  (neuen)  H.G.B.  hat,  um  in  diesem  wich- 
tigen Punkte  eine  üebereinstimmung  mit 
dem  I.ü.  herzustellen,  auch  den  Wert  am 
Ort  und  ziu*  Zeit  der  Absendung  unter 
Hinzurechnung  der  bezahlten  Zollbeträge 
u.  s.  w.  der  Schadensberechnung  zu  Grunde 
gelegt.  Wegen  Beschädigung  ist  der  Minder- 
wert des  Gutes  zu  ei-setzen. 

Im  Falle  der  Verursachung  des  Schadens 
durch  Arglist  oder  durch  grobe  Fahrlässig- 
keit der  Bahn  ist  diese  zum  Einsatz  des 
vollen  Schadens,  d.  i.  des  wirklichen  Schadens 
und  des  entgangenen  Gewinns,  verpflichtet. 

Die  Haftpflicht  der  Eisenbjihn  auf  Grund 
des  Frachtvertrags  ist  ausgeschlossen  bei 
unrichtiger  oder  ungenauer  Bezeichnung  von 
Gegenständen,  die  von  der  Beförderung  aus- 
geschlossen sind,  oder  bei  Unterlassung  der 
von  dem  Absender  vorzusehenden  Sicher- 
heitsmassnahmen  (H.G.B.  §  467, 1.U.  Art.  43). 

b)SchadensersatzbeiAusnahme- 
tarifen.  Da  das  Risico  der  Bahnen  ein 
Faktor  der  Tarifbildung  ist,  wurde  im  In- 
teresse des  Handelsstandes  namentlich  im 
Hinblick  auf  die  Beförderung  billiger  Massen- 
güter, z.  B.  Getreide,  den  Bahnen  eine  Be- 
schränkung des  normalen  Scliadensersatzes 
auf  Grund  von  Ausnahmetarifen  gestattet, 
sofern  diese  eine  Preisermässigimg  für  den 
ganzen  Transport  gegenüber  den  gewöhn- 
lichen Tarifen  enthalten  imd  sofern  der 
gleiche  Maximalbeti'ag  der  Entschädigimgs- 
summe  auf  die  g-anze  Beförderungsstrecke 
Anwendung  findet.  Dieser  bildet  nur  die 
Höchstgrenze  des  zu  leistenden  Schadens- 
ersatzes, der  nur  innerhalb  dieses  Bahmens 
beansprucht  w^erden  kann.  Es  wird  also 
bei  Verlust  des  Gutes  dieser  Maximalbetrag, 
bei  Beschädigung  nicht  der  Minderwert  des 
Gutes  ersetzt,  sondern  von  diesem  Minder- 
wert nur  die  Quote,  die  sich  nach  Verhältnis 
des  gemeinen  Handelswerts  (oder  Werts) 
des  beschädigten  Gutes  zum  jViaximalbetrag 
ergiebt. 

Die  Anwendung  solcher  Ausnahmetarife 
findet  nur  statt,  wenn  der  Absender  dies 
ausdrilcklich  im  Frachtbrief  verlangt  hat. 
Die  deutschen  Bahnen  haben  bisher  solche 
Ausnahmetarife  nicht  eingefülut. 

c)  Schadensersatz  bei  Deklara- 
tiondesinteressesand erLieferung. 
Um  dem  Publikum  die  Vergütung  des  vollen 
Schadens,  z.  B.  des  entgangenen  Gewinns, 
Ersatz  einer  verwirkten  Konventionalstrafe, 
wie  ihn  das  französische  Recht  kennt,  zu 
ermöglichen,  wurde  durch  das  I.U.  Art.  38 
und  H.G.B.  §  463  die  Deklaration  des  In- 
teresses an  der  Lieferung  eingeführt.  Diese 
erschemt  als  ein  zum  Frachtvertrag  hinzu- 
ti'etender  accessorischer  Vci-sicherungsver- 
trag  des  Inhalts,  dass  die  Bahn  gegen  Ent- 


richtimg eines  Frachtzuschlags  im  Falle 
eines  Verlustes  oder  einer  Beschädigung 
des  Gutes  dem  Berechtigten  jeden  den  ge- 
meinen Handels  wert  bezw.  Minderwert  über- 
steigenden nachzuweisenden  Schaden  bis  zur 
Höhe  des  frachtbriefmassig  deklarierten  Be- 
trags zu  ersetzen  hat. 

Diese  Deklaration  ist  wesentlich  ver- 
schieden von  der  bisherigen  deutschen  Wert- 
und  Interessendeklaration.  Nach  dieser  wird 
der  gemeine  Handelsw^ert  nicht  höher  als 
60  Mark  pro  50  Kilogramm  Brutto  ange- 
nommen, und  nur  im  Falle  einer  höheren  Wert- 
deklaration bildete  die  deklarierte  Summe 
den  Maximalsatz  der  zu  gewähi'enden  Ent- 
schädigimg. Hierdurch  sollten,  nach  Mög- 
lichkeit Streitigkeiten  über  den  Wert  des 
Gutes  beseitigt  weixien. 

Die  neue  Deklaration  des  Interesses  an 
der  Lieferimg  gewährt  aber  nicht  nur  Er- 
satz des  Wertes  des  Gutes,  sondern  darüber 
hinaus  Ersatz  eines  weiteren,  d.  h.  des  den 
gemeinen  Handelswert  oder  Wert  des  ver- 
lorenen Gutes  übei^steigenden  Schadens 
(positiver  Schaden  imd  entgangener  Gewinn) ; 
sie  umfasst  auch  den  durch  verspätete  Liefe- 
rung verursachten  Schaden,  hat  also  auch 
die  finihere  »Deklaration  des  Interesses  an 
der  Lieferung«  in  sich  aufgenommen. 

Die  Grenze  der  Entschädigimgspflicht 
liegt  in  dem  deklarierten  Betrag ;  über  diese 
hinaus  kann  der  Entschädigrmgsberechtigte 
Vergütimg  nicht  fordern.  Dieser  hat  Vor- 
handensein und  Höhe  eines  weiteren  Schadens 
nachzuweisen,  denn  die  »Deklaration«  be- 
gi'ündet  noch  keinen  Beweis  für  die  Höhe 
des  Schadens.  Sie  beniht  wie  die  Ver- 
sicherungssumme bei  jedem  Versicherungs- 
vertrage nur  auf  einseitiger  Schätzung  des 
Versicherungsnehmers,  die  der  Versicherer 
ebensow^enig  gegen  sich  gelten  lassen  muss 
wie  die  Eisenbahn  die  diu'ch  die  Deklaration 
bekundete  einseitige  Schätzimg  desAbsenders. 
Die  »Deklaration«  ist  bei  Anwendung  von 
Ausnahmetarifen  ausgeschlossen.  Der  Fracht- 
zuschlag für  die  »Deklaration«  darf  5  vom 
Tausend  der  deklarierten  Summe  für  je  an- 
gefangene 200  Küoraeter  nicht  übersteigen. 
Der  geringste  zu  erhebende  Frachtzuschlag 
beträgt  40  Pfennig. 

d)  Schadensersatz  bei  Liefer- 
fristüberschreitung. (I.ü.  Art.  39,  40; 
V.O.  §§86  f.)  Falls  die  Ueberschreitung  der 
Lieferfrist  einen  Schaden  venusacht  hat  und 
die  Eisenbahn  nicht  von  jeder  Haftpflicht 
befreit  wird  durch  den  Nachweis,  dass  die 
Verspätung  von  einem  Ereignisse  herrührt, 
das  sie  weder  herbeigeführt  hat  noch  abzu- 
wenden vermochte,  ist  der  Umfang  der  Er- 
satz verbind  liclikeit  der  Bahn  wie  folgt  be- 
messen. Bei  einer  Verspätung  bis  ein- 
sclüiesslich  ^-lo  der  Lieferfrist  ist  ^/lo  der 
Fracht,  bei  einer  Verspätung  bis  einschliess* 
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lieh  3 10,  ^/lo,  fio  der  Lieferfrist  je  ^^o,  ^,\o, 
*/io  der  Fracht,  bei  einer  Yerspätung  von 
lanp^»rer  Dauer  (als  ^  lo  der  Lieferfrist)  die 
Hälfte  der  Fnu'ht  zu  vergiften.  ^£an  wollte 
dem  Handelsstande  den  Nachweis  eines 
bestimmten  Schadens  erlassen,  und  deshalb 
wurde  der  Ersatz  in  einer  gn)sseren  oder 
geringeren  Quote  des  Fraohtbetrags  in 
einem  bestimmten  Verhältnis  zur  Liefer- 
fristüberschreitung abgestuft.  Es  wird  die 
Rechtsvermutung  aufgestellt,  dass  durch 
jede  Verspätung  auch  ein  Schaden  ent- 
standen sei.  Durch  Deklaration  des  Inte- 
resses an  der  Lieferung  kann  der  Absender 
sich  aber  eine  Venloppelung  dieser  nor- 
malen Vergiitimgssätze  sichern. 

Eine  den  ganzen  Frachtvertrag  über- 
steigende Ersatzsumme  kann  niur  bei  Nach- 
weis eines  grösseren  Schadens  beansprucht 
werden.  Der  deklarierte  Betrag  des  Inte- 
resses bildet  aber  auf  jeilen  Fall  die  Maximal- 
grenze des  Ersatzes. 

Vn.  Erlöschen  der  Ansprüche  gegen 
die  Eisenbahn. 

Mit  der  Annahme  des  Gutt^s  und  der 
Zahhuig  der  Fracht  durch  (U^n  Empfäiig(T 
erlöschen  alle  Ansprüche  gegen  die  Eisen- 
bahn aus  dem  Frachtvertrag.  Der  Empfänger 
kami  aber  einen  bei  der  Annahme  des  Gutt's 
äusserlich  nicht  erkennbaren  Mangel  geltend 
machen,  indem  er  binnen  einer  Woche  Fest- 
stellung derselben  diu'ch  (gerichtlich)  amt- 
lich bestellte  Sachverständige  oder  bei  der 
Eisenbahn  scliriftliclie  Vornahme  einer  Unter- 
suchung beantragt.  Von  dem  Grundsatze 
der  Erlöschung  der  Ansprüche  gegen  die 
Eisenbahn  durch  Annahme  des  Gutes  imd 
Zahlung  der  Fi*acht  sind  ferner  ausgenommen 
die  durch  Arglist  oder  grobe  Fahrlässigkcnt 
der  Bahn  nachweisbar  herbeigeführten  Ent- 
schädigimgsansprüche,  ferner  für  die  wegen 
Verspätung  binnen  7  Tagen  bei  der  Bahn 
erhobenen  Reklamationen  sowie  wegen 
Mängel,  deren  Feststellung  vor  Annahme 
des  Gutes  durch  den  Empfänger  erfolgt  ist 
oder  hätte  erfolgen  sollen,  aber  durch  Ver- 
schulden der  Bahn  unterblieben  ist. 

Alle  Entschädigungsfonlenmg(Mi  gegen 
die  Eisenbahn  verjähren  in  einem  Jahr.  Für 
den  internationalen  Transi)ortverkehr  hat 
das  I.U.  (Art.  45)  die  Verjälirungsfrist  auf 
3  Jahre  erweitert  für  Ansprüche  und 
Schallen,  die  nachweisbar  durch  Arglist  oder 
grobe  Fahrlässigkeit  der  Bahn  herbeigefülul; 
sind.  (Auch  das  österreichische  Betriebs- 
reglement §  91  stimmt  hiermit  üb<'rfnn, 
während  die  V.O.  §  91  Abs.  4  es  für  die  Fälle 
des  Betrugs  oder  der  Veruntivuung  der 
Eisenbalin  bei  der  gewöhnlichen  civilrecht- 
lichen  Verjährung  belässt). 

YIII.  Das  Bemer  Centralamt 

Ein  neues  gemeinsame«  völkerrechtliches 


Organ,  das  Centralamt  für  den  internatio- 
nalen Eisenbahntransport  mit  dem  Sitze  in 
Bern,  wurde  zur  Erleichterung  und  Siche- 
rung der  Aufgaben  des  I.C.  geschaffen. 
Seine  Organisation  wurde  dem  schweize- 
rischen Biuidesrat  übertragen. 

Das  Centralamt  kann  auf  Antrag  der 
Parteien  Kückgriffsstreitigkeiten  der  Parteien 
als  Schiedsgericht  entsclunden  in  der  Regel 
als  Kollegium  von  3  bezw.  5  Mitgliedern. 
Für  dringende  und  geringfügige  Sachen  ist 
die  Möglichkeit  eines  raschen  einzelrichter- 
lichen Schiedsspruchs  durch  den  Direktor 
allein  vorgesehen.  Zu  den  Verwaltungsob- 
liegenheiten des  Centralamts  gehören  fol- 
gende :  Es  sammelt  alle  für  den  internatio- 
nalen Transport  wichtigen  Mitteilungen  und 
bringt  sie  durcjh  eine  von  ihm  herausge- 
gebene Zeitschrift  zur  Kenntnis  aller  Ver- 
tragsstaaten und  Vertragsbahnen.  Eine  fort- 
währende Weiterbildimg  d(»s  I.ü.  ist  durch 
die  Veränderung  technischer  und  kommer- 
zieller Verhältnisse  binlingt.  Eine  organische 
Revision  diu*ch  eine  alle  3  Jahre  zusanunen- 
tretende  Konferenz  ist  deshalb  vorgesehen. 
Die  Vorbereitung  di(»s<*r  Konferenztni  ist 
dem  Centralamt  übertragen.  Femer  fungiert 
i  das  Centralamt  als  VerraittelungssteUe  für 
die  Regulierung  der  finanziellen  Beziehungen 
der  Vertragsbahnen.  Es  hat  insbesondere 
die  Einziehung  rückständiger  Forderungen 
zu  erleichtern.  Endlich  führt  das  Central- 
amt die  Liste  der  Vertntgsbahnen.  Die  Be- 
urkundung der  Verändenrng  der  Liste  (der 
Aufnahme  neuer  od(»r  der  Streichung  alter 
Bahnen)  nimmt  es  auf  Antrag  eines  Ver- 
tragssüiats  vor  unter  Mitteilung  solcher  Ver- 
änderungen an  die  übrigen  Vertragsstaaten 
und  Vertragsbahnen. 

Litteratnr:  Eger,  Euetibahnrechtlicke  EnUcfiei' 
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Ordnung  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  r. 
15.  November  189S  nebst  allg.  Zusatzbestimmungen 
erläutert,  Hannover  1895.  —  Cosackt  Lehrbuch 
des  Handelsrechts,  4.  A.,  Stuttgart  1898,  6'.  4^1  ff. 
—  EgcTf  Das  deutsche  Frachtrecht  mit  bes.  Be- 
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des  preussischen  Eisenbahnrechts,  2  Bde.,  Breslau 
1889 ff.  —  Entwurf  eines  II.G.B.  nebst  Denk- 
schrift, aufgestellt  im  Reichsjustizamt,  Berlin 
1896.   —  OareiSf    Das    deutsche    IlandelsrecfU, 

6,  A.,  Berlin  1899,  S.  687 ff.  —  MUteUt4Hn, 
Iku  Frachtrecht  u.  Eisenbahnfrachtrecht  des  Ent- 
wurfs eines  II.G.B.  in  Egers  Entscheidungen, 
XIII,  S.  68  ff.,  170 ff.  —  Pappenheim,  Das 
Transporigeschaft  nach  dem  Entwurf  eines  II.G.B., 
Kiel  u.  Leipzig  1896.  —  Staub,  Kommentar 
zum  H.G.B.,  6.  A.,  Berlin  1899  (^§  45Sff.).  — 
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Wanninget'f  Die  Abänderungen  das  Eisenbahn- 
frachtreckU  durch  das  neue  H.G.B.,  Boufsau  1898. 

—  I/yon  Caen  et  Renault,  Tratte  de  droit 
commercialf  8,  id.,  Paria  1891,  III.  —  Soi*rut, 
Legislation  et  jurisprudence  sur  le  transport  des 
marchandises  par  chemins  de  fer,  Paris  1874-  — 
Levi,    II   contratto    di  trasporto,  Bologna  188S. 

—  Vidat*i,  II  contratto  di  trasporto  terrestre, 
Milano  1890.  —  Asser,  Intemationaal  goederen 
vervoer    längs    spoorwegen,    s' Gravenhage   1887. 

—  Eger,  Das  int^mat.  Uebereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkekr ,  Berlin  1894'  — 
Qevstner,  Internationales  Eisenbahnfrachtrecht 
(I.U.),  Berlin  189S.  —  Jacob  Gaston,  Etüde 
sur  la  responsabilite  des  chemiyis  de  fer  .  .  . 
d*aprh  la  Convention  intematioiiale  du  14»  Oktober 

1890,  Genh'e  1899.  —  l/cvi,  La  convenzione  di 
Berna,  Bologna  188 4.  —  Margulies,  Die 
Bilanz  der  Berner  Konvention  über  den  int. 
Eisenbahnfra^htenverkehr,  Wien  1895.  —  MeiU, 
Das  Recht  des  modernen  Verkehrs  u,  Transport- 
anstalten,  Leipzig  1888.  —  Moynier,  Les 
bureaux  intemalion,  des  unions  universelles, 
Paris  1892.  —  Olivier,  Des  chemins  de  fer  en 
droit  international  (These),  Paris  1885.  —  Roaen^ 
thal,  Internationales  Eisenbahnfrachtrecht,  Jena 
1894'  —  Schwab,  Das  internal.  Uebereinkommen 
aber  den  Eisenbahnfrachtverkehr  im  Vergleich 
mit  dem  deutschen  Frachtrecht  erläutert,  Leipzig 

1891.  —  De  Seigneux,  Commentaire  du  prcjet 
de  Convention  redige  par  la  Conference  internal., 
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Eisenbahnpfandrecht  s.  Pfandrecht  an 

Eisenbahnen. 


IV. 

Eisenbahnpolitik. 

I.  Begriff  und  Entwickelung  der 
Eisenbahnpolitik.  I.Begriff.  2.  Entwicke- 
lungderE.  II.Grundsätze  der  Eisenbahn- 
politik. 3.  AUgemeines.  Die  Systemfrage. 
4.  Die  Anlage  der  Eisenbahnen.  5.  Die  Eisenbahn- 
yerwaltung.  III.  Die  Eisenbahnpolitik 
der  hauptsächlichsten  Staaten  der 
Erde.  6.  Das  Deutsche  Reich.  7.  Die  deutschen 
Mittelstaaten.  8.  Das  Königreich  Preussen.  9. 
Oesterreich  und  Ungarn.  10.  Die  Länder  des 
Orients.  11.  Eussland.  12.  Skandinavien.  13. 
Die  Schweiz.  14.  Belgien,  lö.  Niederlande. 
16.  Italien.  17.  Frankreich.  18.  Spanien  und 
Portugal.  19.  Grossbritannien  und  seine  Kolo- 
nieen.    20.  Asien  und  Afrika.    21.  Amerika. 

1.  Betriff  nnd  Entwickelung  der  Eisen- 
bahnpolitik. 

1.  Begriff.  Die  Eisenbahnpolitik 
ist  die  Lehre  von  den  Grundsätzen,  nach 
denen  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen  im 
Staate  zu  regeln  ist. 

Die  Wissenscliaft  ist  heute  darüber  einig, 
dass  der  Staat  die  Eisenbahnen  nicht,  wie 
ein  beliebiges  anderes  Gewerbe,  einer  völlig 
freien  Entwickelung  überlassen  darf,  dass  es 
\delinelir  zu  seinen  Aufgaben  gehört,  bei  der 


Gründung,  dem  Bau,  der  Verwaltung,  dem 
Betriebe  der  Eisenbahnen  mitzuwirken.  Die 
Gründe  hierfür  liegen  in  der  Natur  der 
Eisenbahnen,  der  Stellung,  die  sie  im  öffent- 
lichen Leben  einnehmen.  Schon  beim  Bau 
der  Eisenbahnen  ist  ein  Eingriff  in  die  Privat- 
rechte  der  Staatsbürger  nicht  zu  vermeiden. 
Der  Gnmd  imd  Boden  für  eine  Bahn  wird 
in  den  seltensten  FäDen  durch  freie  Verein- 
barung erworben,  er  muss  meist  enteignet 
werden.  Die  Entstehung  der  Eisenbahnen 
hat  daher  zur  Ausbildung  des  Rechtsinsti- 
tutes der  Enteignung  in  umfassendster 
Weise  den  Anlass  gegeben  (s.  d.  Art. 
Enteignung).  Der  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen hat  sich  bald  so  gestaltet,  dass  sie 
ein  thatsächliches  Monopol  überall 
da  ausüben,  wo  sie  in  den  Verkehr  ein- 
treten (s.  oben  den  Art,  Geschichte  und 
Bedeutung  der  Eisenbahnen  sub  3 
S.  497/98).  Der  Staat  ist  verpflichtet,  dafür 
zu  sorgen,  dass  durch  dieses  Monopol  die 
Interessen  der  Allgemeinheit  nicht  geschÄ- 
digt  werden.  —  Die  Eisenbahnen  haben  auf 
die  politische  Gestaltimg  der  einzelnen 
Staaten,  auf  die  Entwickelung  ihrer  inter- 
nationalen Beziehungen  einen  weitgehenden 
Einfluss  ausgeübt;  sie  haben  das  gesamte 
Verteidigungswesen  und  die  Kriegführung 
umgestaltet  imd  Wandlungen  herbeigeführt, 
wie  sie  im  Laufe  der  Geschichte  bisher  nur 
infolge  der  Erfindung  des  Schiesspiüvers 
eingetreten  sind;  sie  beeinflussen  mit 
ihren  Tarifen  die  Zoll-  imd  Handelspolitik. 
Die  ungeheure  Summe  des  in  Eisenbahnen 
angelegten  Kapitals  —  das  Anlagekapital 
der  Eisenbahnen  der  Erde  im  Jahre  1898 
wird  auf  etwa  144^  4  Milliarden  Mark  ge- 
schätzt — ,  der  mit  ihrer  Thätigkeit  ver- 
bundene Geldumlauf  hat  zur  Folge,  dass  die 
Finanzverw^altung  der  Staaten  imd  der 
gi'ossen  öffentliclien  und  privaten  Bankan- 
stalten die  Geldbedürfnisse  der  Eisenbahnen 
berücksichtigen  müssen  und  mit  ihren  Er- 
trägen in  hervorragendem  Masse  zu  rechnen 
haben.  Durch  den  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  ist  die  Anhäufung  unermesa- 
licher  Besitztümer  in  den  Händen  von  ein- 
zelnen, seien  es  Erwerbsgesellschaften,  seien 
es  Privatpersonen  —  z.  B.  die  E  i  s  e  n  b  a  h  n  - 
k  ö  n  i  g  e  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
—  gefördert  worden.  Solche  und  andere 
Wirkungen  der  Eisenbahnen  auf  den  Ver- 
kehr, auf  die  sozialen  Beziehungen  der 
Menschen,  ebenso  aber  auch  die  mit  dem 
Betriebe  der  Eisenbahnen  unausbleiblich  ver- 
bundenen Gefaliren  machen  es  erforderlich, 
dass  der  Staat  das  Eisenbahnwesen  im  In- 
teresse seiner  Angehörigen  überwacht,  sie 
sind  die  Ursache  für  das  Entstehen  und  das 
Bestehen  einer  Eisenbahnpolitik  in  den 
civüisierten  Staaten. 

Die    Eisenbahnpolitik    des    Staates    be- 
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schäftigt  sich  wesentlich  mir  mit  den  dem 
allgemeinen  öffentlichen  Verkehr  dienenden 
Eisenbahnen.  Bahnen,  die  haui)tsäehlich  dem 
örtlichen  Verkehr  dienen  (Kleinbahnen), ' 
sowie  die  ausscliliesslich  ftlr  private  Zwecke 
bestimmten  Bahnen  (Privatanschlussbahnen, 
Schleppbahnen,  Zufuhrbahnen  und  der- 
gleichen) können  zwar  auch  unter  Umständen 
für  die  staatliche  Eisen  bahn  politik  von  Be- 
deutung werden.  In  erster  Linie  aber  dienen 
diese  Bahnen  den  Zwecken  der  Gemeinden, 
Kreise,  Provinzen,  und  ihr  Bau,  ihre  Ver- 
waltimg und  ihr  Betrieb  wii'd  durch  die 
Organe  dieser  Körperschaften  beeinflusst 
(v^.  den  Art.  K 1  e in  ba h  n e n). 

2.  Ent Wickelung  der  E.  »Die  Entwicke- 
lung  des  Eisenbahnwesens« ,  so  bemerkt  richtig 
die  Begründung  des  preussischen  Gesetzent- 
wurfs V.  29.  Oktober  1879,  betreffend  den  Er- 
werb mehrerer  Privateisenbahnen  für  den 
Staat,  »hat  sich  in  den  modernen  ffulturstaaten 
unter  der  Einwirkung  der  besonderen  Verhält- 
nisse und  Eigentümlichkeiten  der  einzelnen 
Länder,  Staaten  und  Nationen  ungleichmässig 
und  ungleichartig  gestaltet.  Der  Reichtum 
"ond  die  Dichtigkeit  des  Verkehrs  haben  das 
Mass  der  äusseren  Entwickeln ng  bestimmt, 
während  die  Art  des  Entwickelungsganges 
wesentlich  beeinflusst  ist  durch  die  Be- 
sonderheit der  Zustände  und  Verhältnisse 
des  einzelnen  Landes,  durch  die  Eigentüm- 
lichkeit des  Nationalcharakters  des  Volkes 
und  seiner  staatlichen  Einrichtungen.«  Von 
allen  diesen  Verhältnissen  ist  auch  die  Eisen- 
bahnpolitik beeinflusst  worden.  Sie  ist  eine 
verschiedene  in  den  einzelnen  Staaten  ge- 
wesen, eine  verschiedene  noch  heute.  Der 
Charakter  und  der  Gang  der  Eisenbahn- 
politik hängt  ab  von  der  Kulturstufe,  der 
Verfassung  des  Staates.  Absolute  und  kon- 
stitutionelle Monarchieen  werden  einer  Staats- 
bahnpolitik, Republiken  einer  Privatbahn- 
politik in  der  Regel  zuneigen.  In  Bundes- 
staaten mit  geteilter  Eisenbahnhoheit  wird 
die  Handhabung  einer  festen  und  gleich- 
massigen  Eisenl)ahnpolitik  leicht  durch  Ein- 
heits-  oder  partikularistische  politische  Be- 
strebungen gehemmt  oder  gefördert.  Der 
Umfang,  der  Reichtum  eines  Staates,  die 
Wohlhabenheit  und  die  soziale  und  politische 
Bildung  seiner  Bevölkenmg,  ihre  allgemeinen 
wirtschaftlichen  und  sozialpolitisclien  Be- 
strebungen haben  von  jeher  ihren  Ausdruck 
auch  in  der  Eisenbahnpolitik  eines  Landes 
gefunden. 

East  in  allen  Staaten  lassen  sich  at)er 
Entwickelungsstufen  der  Eisenbahnpolitik 
unterscheiden,  und  zwar  teils  ein  bewusstes 
oder  unbewusstes  Fortschreiten  nach  einem 
bestimmten  Ziele,  teils  ein  Hin-  und  Her- 
schwanken  imter  dem  Einfliiss  der  jeweils 
geltenden  Anschauungen.  Und  dabei  zeigt 
sich    unverkennbar    ein    gewisser    gleich- 


massiger  Zug  in  der  Eisenbahnpolitik.  Die 
Eisenbahnen  liaben  (s.  oben  den  Art.  Ge- 
schichte und  Bedeutung  der  Eisen- 
ba h  n  e  n  sub  1  S.  487  ff.)  ihren  Lauf  begonnen 
in  England :  sie  haben  sich  von  dort  zuerst  in 
grösserem  Umfange  verbreitet  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Ihre  ei*sten 
Begründer  hatten  noch  keine  klare  Vor- 
stellung von  der  grundsätzlichen  Verschieden- 
heit der  Eisenbahnen  von  den  übrigen  Ver- 
kehrsmitteln und  Verkelirswegen.  Man  hielt 
insbesondere  einen  freien  Wettbewerb  mit 
und  auf  den  Eisenbahnen  für  ebenso  mög- 
lich wie  auf  den  Land-  und  Wasserstrassen, 
mit  Schiffen  und  Landfuhrwerkeu.  Die  poli- 
tische Entwickelung  beider  Länder  war  einer 
staatlichen  Einmischung  in  den  Gewerbe- 
betrieb abgeneigt.  Unter  diesen  Umständen 
hält  sich  der  Staat  zunächst  fern  von  der 
Befolgung  einer  bestimmten  Eisenbahnpolitik. 
Er  begnügt  sich  mit  der  Rolle  eines  zu- 
schauenden Beobachtei-s  und  überlässt  die 
Eisenbahnen  einer  freien,  selbständigen  Ent- 
wickelung. Diese  Anschauungsweise  hat 
sich  zunächst  auch  auf  das  eiux)päische  Fest- 
land übertragen.  Auch  die  monarehisch 
regierten  Staaten  des  Festlandes  haben  in 
der  Mehrzahl  die  Anlage  und  den  Betrieb 
der  Eisenbahnen  dem  Privatunternehmungs- 
geiste  überlassen,  freilich  nicht,  ohne  dem 
Staate,  sei  es  von  Fall  zu  Fall,  sei  es  im 
allgemeinen  durch  Erlass  gesetzlicher  Be- 
stimmungen, Rechte  gegenüber  den  Eisen- 
bahnen vorzubehalten.  Ganz  vereinzelt  — 
in  Belgien,  einigen  deutschen  Mittelstaaten 
—  findet  sich  schon  in  der  Jugendzeit  des 
Eisenbahnwesens  die  Ansicht  vertreten  und 
verwirklicht,  dass  es  Aufgabe  des  Staates 
ist,  den  Bau  und  den  Betrieb  dieses  neuen 
Verkehrsmittels  in  die  eigene  Hand  zu 
nehmen.  Diese  Ansicht  gewinnt  zwar  im 
Laufe  der  nächsten  Jahrzehnte  mehr  und 
mehr  Anhän^r ;  sie  kommt  auch  in  solchen 
Staaten  wenigstens  teilweise  zur  praktischen 
Durchführung,  die  zunächst  niur  Privat- 
bahnen kennen.  Auch  geht  der  Staat  aus 
der  Rolle  eines  beobachtenden  Zuschauers 
über  zu  einer  schärferen  Ueberwachung  der 
Verwaltung  und  des  Betriebes  und  zu  einer 
staatlichen  Förderimg  des  Baues  von  Eisen- 
bahnen durch  Gewährung  finanzieller  Unter- 
stützungen. Bis  in  den  Anfang  der  siebziger 
Jahre  bleibt  aber  die  heiTschende  Ansicht 
die,  dass  der  Eisenbahnbau  imd  -betrieb  in 
erster  Linie  Sache  der  Privatunternehmung 
sei,  eine  Ansicht,  die  gestützt  und  getragen 
wird  durch  die  damalige  wirtschaftliche 
herrschende  Anschauung  der  freiliändle- 
rischen  Schule.  —  Wesentlich  unter  der 
Nachwirkung  des  deutsch  -  franzr)sischen 
Krieges  traten  die  bedenklichen  Folgen  jener 
Eisen  bahnpolitik  in  auffälliger  Weise  an  den 
Tag,  und  als  man  an  Beseitigung  der  hervor- 
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getretenen  Missstände  heranging,  zeigte  sich, 
dass  eine  solche  weder  durch  Vei-schärfung 
des  Wettbewerbes  noch  durch  gewissen- 
haftere Ausübung  der  staatlichen  Aufsichts- 
rechte sich  erreichen  liess.  Es  brach  sich 
damals  die  Erkenntnis  Bahn,  dass  eine  wirk- 
liche Heüung  der  Schäden  nur  erfolgen 
konnte,  wenn  der  Staat  die  Eisenbahnen, 
als  öffentliche  Strassen,  ganz  in  seine  Hand 
nahm.  In  der  zweiten  Hälfte  der  siebziger 
Jahre  kommt  mit  anderen  Worten  der  Staats- 
bahngedanke zum  allgemeinen  Durchbnich 
und  zur  Durchfühning.  Diesmal  stehen  das 
Deutsche  Reich  und  Preussen  an  der  Spitze 
der  Bewegung.  Nach  einem  vergeblichen 
Anlauf  zu  einer  Reichseisenbahnjyolitik  im 
Jahre  1876  gehen  Sachsen  und  Bayern  zum 
Erwerb  der  noch  in  ihrem  Gebiete  belegenen 
Privatbahnen  über,  und  seit  dem  Jahre  1879 
hat  Preussen  nach  und  nach  das  Eigentum 
aller  innerhalb  seiner  Grenzen  sowie  in  den 
von  ihm  eingeschlossenen  benachbarten 
deutschen  Mittelstaaten  belegenen  mass- 
gebenden Privatbahnen  erworben.  Unter 
dem  Eindruck  dieser  Bewegung  sind  Ungarn, 
Oesterreich,  Dänemark,  Russland,  Mecklen- 
biu-g,  neuerdings  die  Schweiz  und  Belgien 
mit  Ankauf  der  Hauptbahnen  vorgegangen, 
in  Rumänien,  Serbien,  Bulgarien  hat  der 
Staat  das  Eisenbahnwesen  in  die  eigene 
Hand  genommen.  Ein  Versuch  Frankreichs, 
dem  Beispiele  des  Deutschen  Reiches  zu 
folgen,  scheiterte  an  dem  Widerstand  der 
dortigen  grossen  Privatbahnen;  die  Regie- 
rung musste  sich  bescheiden  mit  Bildung 
eines  kleinen  Staatsbahnnetzes  neben  den 
grossen  Privatbahnen.  Auch  der  italienische 
Staat  hat  zwar  die  Privatbahnen  angekauft, 
indessen  den  Betrieb  besonderen  Pachtgesell- 
schaften überlassen.  In  Grossbritannien,  das 
Staatsbahnen  niu*  in  seinen  Kolonieen  be- 
sitzt, und  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  sind  gegen  den  Widerstand  der 
Privatbahnen  Staatsgesetze  erlassen,  die  die 
Staatsaufsicht  verschärfen  und  der  Staats- 
regierung die  Möglichkeit  gewähren  sollen, 
wenigstens  die  Eisenbahntarife  nach  gemein- 
wirtöcliaftlichen  Grundsätzen  zu  gestalten 
und  die  Auswüchse  der  Privatbahnverwal- 
timg  auf  diesem  besonders  wichtigen  Gebiete 
zu  beseitigen.  Unter  dem  Zeichen  des 
Staalsbahngedankens  steht  die  Eisenbahn- 
politik noch  heute.  Das  mächtige  und  erfolg- 
reiche Eingreifen  des  Staates  in  die  wirt- 
schaftliche Bewegung  gerade  auf  diesem 
Gebiete  hat  wesentlich  dazu  beigetragen, 
die  Lehren  und  Anschauungen  der  neueren 
Staats  wirtschaftlichen,  sozialpolitischen  Schule 
zu  fördern  und  auszubreiten. 

II.  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik. 

3.    Allgemeines.     Die    Systemfrage. 

Feste,  unaMnderliche,   für  alle  Zeiten  und 


Länder  gleichartige  Grundsätze  der  Eisen- 
bahnpolitik lassen  sich  nicht  aufstellen.  Die 
Grundsätze,  die  beispielsweise  Ad.  Wagner^) 
»insbesondere  für  West-  und  Mitteleuropa 
und  im  wesentlichen  überhaupt  für  die  eu- 
ropäisch-amerikanische Welt«  entwickelt, 
werden  auf  Zustimmung  doch  nur  bei  sei- 
nen wirtschaftlichen  Gesinnungsgenossen 
rechnen  dürfen.  Die  eisenbahnpolitischen 
Grundsätze  einer  Regierung  hängen  \del- 
mehr  wesentlich  ab  von  dem  System  der 
Eisenbahnen,  das  in  ihrem  Gebiete  hen-scht. 
Man  unterscheidet  vier  verschiedene  Eisen- 
bahnsysteme :  1)  das  reine  Privatbahnsystem, 
2)  clas  System  der  Verwaltung  von  Privat- 
bahnen durch  den  Staat;  3)  das  System 
der  Verwaltung  von  Staatsbahnen  durchPrivat- 
unternehmer; 4)  das  reine  Staatsbahnsj'^Btem. 

—  Freilich  giebt  es  bisher  keinen  Staat, 
in  dem  eines  dieser  Systeme  zur  vollen, 
ausschliessliöhen  Geltung  gelangt  ist.  In 
keinem  der  Länder  des  Privatbahnsystems 
besteht  vollkommene  Eisenbahnfi-eiheit,  kein 
Staat,  in  dem  das  Staatsbahnsystem  herrscht, 
hat  grundsätzlich  den  Bau  von  Bahnen  durch 
Privatunternehmer  völlig  ausgesclilossen.  Es 
kann  also  richtig  niu*  von  dem  T eber- 
wiegen des  einen  oder  anderen  Systems 
die  Kode  sein.  Die  Regienmg  aber  wird 
entweder  das  in  ihrem  Lande  herrschende 
System  für  das  beste  und  geeignetste  halten 

—  in  diesem  Falle  wird  ihre  Eisenbahn- 
politik auf  Erhaltung  und  Ausbau  dieses 
Systems  bedacht  sein  —  oder  sie  hält  für 
das  Wohl  des  Landes  den  Uebergang  zu 
einem  anderen  System  für  geboten.  Ilire 
Eisenbahnpolitik  wird  dann  bemüht  sein, 
dieses  bessere  System  zu  finden  imd  das 
vorhandene  in  das  neue  System  so  überzu- 
leiten,  dass  eine  Schädigung  des  Gemein- 
wohls vermieden  wird.  Im  ersteren  Falle 
ist  die  Eisenbahnpolitik  eine  feste,  im  letz- 
teren eine  veränderliche.  Eine  Darstellung 
der  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik,  wenn 
auch  unter  rein  wissenschaftlichen  Gesichts- 
punkten, wird  mit  dieser  Verschiedenheit 
der  thatsäclilichen  Verhältnisse  zu  rechnen 
haben ;  es  wird  notwendig  sein,  die  ver- 
schiedenen Seiten  und  Zweige  der  Eisen- 
bahnpolitik vom  Standpunkte  der  verschie- 
denen Systeme  aus  zu  beleuchten,  zuvor 
aber  diese  Systeme,  ihre  Vorzüge,  ihre 
Nachteile  zu  entwickeln  2). 

a)    Privatbahnen    unter    Privat- 

*)  Finanzwissenschaft,  I,  3.  Anfl.  §  278,  S. 
698  ff. 

*)  Vgl.  über  diese  Frage  die  Begründang 
des  preuss.  Gesetzentwurfs  betr.  den  Erwerb 
mehrerer  Privateisenbahnen  für  den  Staat  v. 
29.  Okt.  1879,  S.  64—77  sowie  die  Erläuterungen 
zum  schweizerischen  Bundesgesetze  betr.  den 
Erwerb  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  u.  s.  w. 
vom  15.  Oktober  1897. 
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Verwaltung.  Reines  Privatbahn- 
system. Der  Staat  überlässt  den  Eisen- 
bahnbau und  den  Eisenbahnbetrieb  aus- 
schliesslich dem  Privatunternehmungsgeiste. 
Bereits  oben  ist  gesagt,  dass  es  ein  ganz- 
liches Verkennen  des  Wesens  der  Eisen- 
bahnen wäre,  wenn  der  Staat  soweit  ginge, 
sich  jeglicher  Beeinflussung  der  Eisenbaäi- 
nen  zu  enthalten.  Vielmelir  ist  es  seine  Auf- 
gabe, die  nötigen  Mittel  zu  finden  und  an- 
zuwenden, um  auch  unter  diesem  System 
eine  gemeinwirtschaftliche  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  zu  sichern.  Als  eines  der  ge- 
eignetsten Mittel  hierzu  gilt  die  Einsetzung 
staatlicher  Behörden,  denen  durch  Gesetz 
die  nötigen  Befugnisse  gewährt  sind,  um 
eine  volle  Einsicht  in  die  Verwaltung  und 
Betrieb  der  Bahnen  zu  nehmen,  hervor- 
tretende Missstände  zu  beseitigen  und  die 
Bahnen  zur  Ausführung  der  im  aUgemeinen 
Interesse  für  erforderlich  erachteten  Mass- 
nahmen anzuhalten.  Die  Durchführung 
einer  derartigen  Eisenbahnpolitik  ist  aber 
mit  grossen,  bisher  in  keinem  Lande  des 
Privatbahnsystems  überwundenen  Schwie- 
rigkeiten verknüpft.  Schon  der  Erlass  wirk- 
samer Eisenbahngesetze  pflegt  auf  starken 
Widerstand  zu  stossen,  zumal  in  Ländern, 
in  denen  die  Eisenbahnen  durch  ihre  Direk- 
toren in  den  Parlamenten  vertreten  sind 
und  ihren  Einfluss  geltend  machen  können. 
Solche  Eisenbahngesetze  müssen  den  Eisen- 
bahnen naturgemäss  und  unvermeidlich 
schwere  Verpflichtungen  im  allgemeinen 
Interesse  auferlegen.  Sie  müssen  z.  B.  Vor- 
schriften für  den  Bau,  für  die  Handhabung 
des  Betriebes,  insbesondere  die  Betriebs- 
sicherheit, für  die  Gestaltung  und  Be- 
messung der  Höhe  der  Tarife  aufstellen, 
die  in  die  finanzielle  und  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  sowie  in  die  Freiheit  der 
Bewegung  der  Eisenbahnen  tief  eingreifen. 
Die  Eisenbahnen  lassen  sich  derartige  Ein- 
griffe nur  sehr  ungern  gefallen.  Und  auch 
da,  wo  die  staatlichen  Behörden  sich  eine 
Unabhängigkeit  den  Eisenbahnen  gegenüber 
bewahren,  giebt  es  fortwährend  Konflikte 
zwischen  ihnen  und  den  Bahnen.  Die 
Bahnen  setzen  ihren  AnoiHlnungen  aktiven 
oder  passiven  Widerstand  entgegen,  sind 
lässig  in  der  Ausführung  des  von  ihnen 
Verlangten,  wissen  die  Anordnungen  der 
Behörden  zu  umgehen.  Ein  gi'osser  Appa- 
rat von  Aufsichtsbehörden  ist  sehr  kost- 
spielig für  den  Staat  Durch  blosses  Gesetz 
ist  eine  wirklich  einheitliche  und  plan- 
mässige  Gestaltung  des  Eisenbahnnetzes 
eines  Landes  nicht  zu  erreichen.  In  der 
Regel  wird  der  Staat  von  Fall  zu  Fall  die 
erbetenen  Eisenbahnkonzessioneu  erteilen 
müssen.  Ebenso  grossen  Schwierigkeiten 
begegnet  die  Feststellung  und  Durchfidirung 
der  Einheitlichkeit  im  Bau  der  Bahnen  imd 


der  Betriebsmittel,  in  der  Gestaltung  der. 
Verkelirseinrichtungen ,  der  Tarife ,  der 
Fahi'pläne.  Die  einzelnen  Unternehmungen 
liaben  eine  jede  ihre  besonderen  Interessen 
und  sind  wenig  geneigt,  einander  entgegen 
zu  kommen,  insbesondere,  wo  dies  nicht 
ohne  finanzielle  Opfer  geschehen  kann.  Die 
Feststellung  der  über  mehrere  Linien  ver- 
schiedener Unternehmer  sich  erstreckenden 
Fahrpläne  für  den  durchgehenden  Verkehr 
gelingt,  wenn  überhaupt,  erst  nach  schwie- 
rigen und  zeitraubenden  Verhandlungen. 
Ein  einheitliches  Tarifsystem  j  geschwei^ 
denn  einheitliche  Tarifsätze,  sind  bisher  in 
den  Ländern  des  Privatbahnsystems  nicht 
zur  Durchführung  gekommen;  Verbesse- 
rungen der  Betriebseinrichtungen,  die  grös- 
seren Kostenaufwand  bedingen,  z.  B.  die 
Einführung  des  Nachtdienstes,  die  ordent- 
liche Heizung  und  Erleuchtung  der  Peiv 
sonenwagen,  waren  den  Privatbahnen  gegen- 
über, selbst  in  Preussen  zur  Zeit  des  Vor- 
wiege ns  der  Privatbahnen  und  auch  in 
der  Schweiz,  nur  durch  strenge  Handhabung 
des  Aufsichtsrechts  und  nachdrilckliches 
Einschreiten  der  Aufsichtsbehörden  durch- 
zusetzen. 

Zu  den  besonderen  Aufgaben  des  Staates 
in  den  Ländern  des  Privatbahnsystems  ge- 
hört die  Verhindening  des  aUzugrossen  An- 
wachsens von  Privatuntemehmungen  und 
der  Verschmelzung  vieler  zu  einer  grösseren 
Eisenbahngesellschaft.  Die  mit  der  Ver- 
grösserung  und  Stärkung  eines  Privatbahn- 
netzes verbundenen  Vorteile  —  grössere 
Einheitlichkeit  des  Betriebes,  Verbesserung 
der  finanziellen  Lage,  Verminderung  der 
Ausgaben  —  werden  überwogen  durch  die 
Nachteile,  die  die  vergrösserte  Machtstellung 
derartiger  Unternehmungen  in  und  ^gen- 
über  dem  Staate  nach  sich  zieht  Die  mit 
so  reichen  Geldmitteln  ausgestatteten,  einen 
so  überwiegenden  Einfluss  auf  den  Verkehr 
und  die  wirtschaftliche  Entwickelung  ein- 
zelner Landesteile  oder  eines  ganzen  Lan- 
des ausübenden  Gesellschaften  sind  that- 
sächlich  in  der  Lage,  durch  Einwirkung 
auf  die  öffentliche  Meinung  mit  der  Presse, 
der  Volksvertretung,  besonders  in  schwach 
regierten  Staaten,  eine  geradezu  gemein- 
schädliche Thätigkeit  zu  entfalten  und  alle 
die  Missbräuche  herbeizufühi-en,  die  regel- 
mässig mit  gi-ossen  Monopolverwaltungen 
in  Privatliändon  verbunden  sind.  Je  grösser 
und  mächtiger  eine  derartige  Privatbahn 
ist,  mit  desto  besserem  Erfolge  vermag  sie 
auch  der  Staatsaufsicht  entgegenzutreten 
und  sie  unter  Umständen  ganz  wirkungslos 
zu  machen. 

Die  Ansicht,  dass  die  dem  reinen  Privat- 
bahnsystoin  anhaftenden  ]VIängel  ohne  Mit- 
wirkung des  Staates  lediglich  vermöge  des 
Wettbewerbes     der     einzelnen     Unterneh- 


Handwöiterbach  der  Stsatawiwenschaften.    Zweite  Auflage.    III. 
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muQgen  untereinander  und  mit  anderen 
Verkehrsmitteln  (insbesondere  den  Wasser- 
strassen) beseitigt  werden  können,  wird  heute 
ziemlich  allgemein  als  eine  irrtümliche  an- 
erkannt, während  bei  dem  ersten  Auftreten 
der  Eisenbalmen  nur  besondere  einsichts- 
volle Männer,  wie  R.  Stephenson,  ihre  Un- 
richtigkeit einsahen  und  sie  jahrelang  ins- 
besondere von  den  Vertretern  der  Frei- 
handelsschule verteidigt  und  aus  diesem 
Grunde  jede  staatliche  Beeinflussung  der 
Eisenbahnen  verworfen  wurde  ^). 

Das  gemischte  Eisenbahnsystem. 
Als  eine  besondere  Art  der  Konkurrenz  ist 
die  der  Staatsbahnen  mit  Privatbah- 
nen anzusehen,  die  bei  dem  sogenannten 
gemischten  Eisenbahnsystem  be- 
steht Dieses  System  wurde  früher  viel- 
fach sowohl  dem  reinen  Privatbahn-  als 
dem  reinen  Staatsbahnsystem  vorgezogen. 
Unter  gemischtem  Eisenbahn  System  ist  dar 
bei  nicht  etwa  das  Eisenbahnsystera  eines 
Landes  zu  verstehen,  in  dem  sowohl  Privat- 
bahnen als  Staatsbahnen  vorhanden  sind, 
die  beiden  Arten  von  Bahnen  aber  jede  ihr 
besonderes  Verkehrsgebiet  besitzen,  wie 
dies  z.  B.  in  Frankreich,  in  Dänemark,  in 
Portugal,  im  Königreich  Bayern  der  Fall 
ist.  Das  Ideal  eines  gemischten  Systems 
erschien  vielmehr  die  Verbindung  aller 
wichtigeren  Verkehrsmittelpunkte  eines 
Landes  sowohl  durch  Staatsbahnen  als 
durch  Privatbahnen.  Es  wurde  angenommen, 
dass  bei  einer  solchen  Gliederung  des  Eisen- 
bahnnetzes ein  wirklicher  Wettbewerb 
zwischen  Staats-  und  Privatbahnen  sich 
dahin  ausbilden  werde,  dass  die  eine  Ver- 
waltung bestrebt  sei,  die  Vorzüge  der  an- 
deren sich  anzueignen  und  deren  Fehler 
zu  vermeiden;  dass  hierdurch  eine  fort- 
schreitende Vervollkommnung  der  Verwal- 
tung und  des  Betriebes  beider  Unterneh- 
mungen herbeigeführt  werde.  Vor  allem 
abet  würden  die  Privatbahnen  mit  besserem 
Erfolge  durch  die  mit  ihnen  wetteifernden 
Staatsbahnen  als  durch  Wahrnehmung  der 
Staatsaufsicht  zu  einer  gemeinwirtschaft- 
lichen Verwaltung  gezwungen.  Derartige 
übrigens  noch  in  dem  ersten,  im  Jahre  1874 
veröffentlichten  amtlichen  Entwurf  eines 
Reichseisenbahngesetzes  ^)  vertretenen  An- 
schauungen sind  durch  die  Entwickelungs- 
geschichte  der  Eisenbahnen  widerlegt,  und 
auch  die  Wissenschaft  hat  sich,  vor  allem 
wohl  unter  dem  Einflüsse  von  Sax^),  von 
ihr  abgewandt  Sax  nennt  mit  Recht  das 
Princip,  auf  dem  dieses  System  beruht,  ein 


^)  Vgl.  über  die  Konkurrenz  im  Eisenbahn- 
wesen insbes.  Sax,  Verkehrsmittel  11,  S.  84 
bis  133  und  die  dortiß^en  Litteraturanffaben. 

*)  Vgl.  S.  40  der  Motive  dieses  Entwurfs. 

*)  Verkehrsmittel  11,  hauptsächlich  S.  260  ff. 


unmoralisches,  weil  der  Staat,  der  doch 
immer  der  mächtigere  ist,  die  Privatbahnen 
mit  Gewalt,  diu:ch  seine  übermässige  Kon- 
kurrenz, nötige,  Massregeln  zu  ergreifen, 
die  er  im  Aufsichtswege  von  ihnen  nicht 
verlangen  könne.  Andererseits  leidet  die 
Unparteilichkeit  der  Aufsicht  darunter,  wenn 
der  Träger  der  Aufsichtsgewalt  gleichzeitig 
ein  mächtiger  Konkurrent  der  beaufsichtig- 
ten Unternehmung  ist.  Vor  allem  aber 
führt  der  Bau  von  Parallelbahnen  zwischen 
allen  grösseren  Verkehrspunkten  zu  einer 
wirtschaftlichen  Verschwendung  bei  der  An- 
lage der  Eisenbahnen,  die  wiederum  den 
Betrieb  verteuern,  eine  Erhöhung  der  Tarife 
zur  Folge  haben  muss.  In  dem  Lande,  in 
dem  das  gemischte  System  am  weitesten 
ausgebildet  war  —  in  Preussen  —  waren 
denn  auch  die  ihm  innewohnenden  Fehler 
und  Mängel  einer  der  gewichtigsten  Gründe, 
die  dazu  führten,  dass  an  seine  Stelle  das 
Staatsbahnsystem  getreten  ist.  In  der  Ueber- 
gangszeit  von  dem  gemischten  zu  dem  jetzt 
geltenden  Systeme  in  Preussen  sind  noch 
wiederholt  bittere,  wenn  auch  vielfach  un- 
gerechtfertigte und  jedenfalls  stark  über- 
triebene Beschwerden  der  einstweilen  selb- 
ständig gebliebenen  (später  angekauften) 
Privatbahnen  über  angebliche  Vergewaltigung 
durch  Staatsbahnen  geführt  worden,  die 
nicht  ohne  Eindruck  geblieben  sind.  Es 
wurde  insbesondere  dem  Staate  zum  Vor- 
wurf gemacht,  dass  er  diu-ch  Ausübung  von 
Konkurren  zmassnahmen  die  Erträge  der 
Privatbahnen  herabzudrücken  bemüht  sei, 
um  sie  später  zu  niedrigerem  Preise  zu 
kaufen.  Aehnliche  Erscheinungen  sind  in 
der  neuesten  Geschichte  der  österreichischen 
und  der  ungarischen  Bahnen  zu  verzeichnen, 
b)  Das  System  der  Uebernahme' 
von  Privatbahnen  unter  Staatsver- 
waltung ist  meist  da  entstanden,  wo  der 
Staat  notleidenden  Privatbahnen  finanziell 
zu  Hilfe  kommen  musste.  Das  beste  Mittel, 
sich  die  Verzinsimg  und  Rückzahlung  der 
gewährten  Unterstützung  zu  sichern,  er- 
schien in  solchen  Fällen  die  Uebernahme 
der  Bahn  in  eigene  Verwaltimg.  Wenn  die 
Verwaltimg  auch  auf  eigene  Rechnung  des 
Staates  erfolgt  und  der  Staat  den  Aktionä- 
ren lediglich  eine  feste,  ein  für  allemal  be- 
stimmte Rente  auszahlt,  so  unterscheidet 
sich  dieses  System  nicht  wesentlich  von 
dem  reinen  Staatsbahnsystem  und  bildet 
auch  meist  niu-  einen  Uebergang  zu  diesem. 
—  Bei  der  Verwaltung  für  Rechnung  der 
Aktionäre  bleiben  aber,  wenngleich  der 
Staat  die  öffentlichen  Interessen  besser  und 
wirksamer  wahrnehmen  kann  als  bei  dem 
reinen  Privatbahnsystem,  mancherlei  Schwie- 
rigkeiten bestehen"  Der  Staat  hat  als  Ver- 
walter sowohl  die  allgemeinen  öffentlichen 
als  die  besonderen  Interessen  der  Aktionäre 
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wahrzunehmen ;  er  hat  als  Aufsichtsbehörde 
seine  eigene  Verwaltung  zu  überwachen. 
Diese  verschiedenen  Interessen  können  leicht 
in  Widerspnich  miteinander  treten,  der  sich 
weiter  verwickelt,  wenn  in  dem  Staate 
gleichzeitig  Wettbewerb  zwischen  Privat- 
und  Staatsbahnen  besteht.  In  solchen  Fällen 
es  allen  Beteiligten  recht  zu  machen,  ist 
eine  fast  unmögliche  Aufgabe,  imd  das  An- 
sehen des  Staates  leidet  dai'unter,  wenn  er 
auch  nur  in  den  Verdacht  gerät,  die  Privat- 
interessen absichtlich  hintanzusetzen,  wäh- 
rend er  andererseits  durch  ungenügende 
Wahrung  der  öffentlichen  Interessen  seine 
Pflicht  verletzen  würde.  Aufgabe  der  Eisen- 
bahnpolitik würde  es  also  sein,  wenn  das 
öffentliche  Interesse  die  Erhaltung  notleiden- 
der Bahnen  gebietet  und  eine  solche  nur 
durch  Gewährung  von  Staatsunterstützung 
möglich  ist,  die  Verwaltimg  der  Bahnen 
unter  Bedingungen  zu  übernehmen,  bei 
denen  Konflikte  der  vorgedachten  Art  ver- 
mieden werden  können. 

c)  Staatsbahnen  unter  Privat- 
verwaltung; Verpachtung  der 
Staatsbahnen  an  Privatunterneh- 
mer. Es  ist  früher  die  Ansicht  verbreitet 
gewesen,  dass  dieses  System  den  Vorzug 
sowohl  vor  dem  i-einen  Staatsbahn-  als  dem 
Privatbahnsysteme  verdiene ,  weil  es  in 
glücklicher  Weise  die  Vorzüge  beider  Systeme 
vereinige.  Indem  der  Staat  die  Eisenbah- 
nen baue  und  besitze,  auch  in  den  Pacht- 
verträgen Bedingungen  für  ihren  Betrieb 
aufstelle,  die  die  volle  Wahrung  der  öffent- 
lichen Interessen  gewährleisten,  habe  er 
alles  gethan,  was  zweckmässigerweise  von 
ilim  erwartet  werden  könne,  während  an- 
dererseits der  Unternehmer  die  nötige  Frei- 
heit in  der  Bewegimg  behalte,  um  ohne  an 
die  angeblich  schwerfälligen  Formen  der 
Staatsverwaltung  gebunden  zu  sein,  den 
Anforderungen  des  Verkehrs  Genüge  zu 
leisten  und  eine  freiere  Finanzwirtsehaft  zu 
führen.  Diese  Auffassung  ist  an  sich  nicht 
richtig,  sie  hat  sich  aber  auch  bei  den  prak- 
tischen Erfahrungen,  wie  sie  in  den  Nieder- 
landen und  in  Italien  gemacht  sind,  nicht 
bewahrheitet.  —  Das  Svstem  hat  die  be- 
denklichsten  Widei-streite  der  Interessen 
vom  Staate,  als  Eigentümer,  und  von  dem 
Pächter  zur  Folge.  Das  wesentliche  Be- 
streben des  Pächters  ist  die  Herauswirt- 
schaftung  einer  Rente,  die  ausser  dem  Pacht- 
zinse  noch  möglichst  hohe  Erträge  für 
den  Pächter  giebt.  Für  den  Staat,  in  seiner 
Eigenschaft  als  Eigentümer  und  Aufsichts- 
behörde, ist  es  ungemein  schwierig,  der- 
artigen Bestrebungen  gegenüber  das  allge- 
meine öffentliche  Interesse  zur  Geltung  zu 
bringen.  Dass  der  Privatunternehmer  an 
sich  besser  betreiben  könne  als  der  Staat, 
ist  ebenfalls  nicht  richtig;   schon  durch  die 


Doppelstellung  des  Eigentümers  und  Päch- 
ters wird  die  Verwaltung  verteuert:  Be- 
sondere Schwierigkeiten  gewährt  der  Aus- 
bau des  Netzes.  Unternehmer  für  den  Be- 
trieb kleiner  Neubaustrecken  werden  sich 
kaum  finden,  der  Staat  ist  also  in  der  Not- 
lage ,  deren  Verwaltung  gleichfalls  den 
Pachtgesellschaften  anzubieten  und  ihren 
Bedingungen  sich  zu  unterwerfen.  Macht 
der  Pächter  gute  Geschäfte,  so  verliert  der 
Staat  Einnahmen,  die  er  selbst  hätte  haben 
können,  macht  er  schlechte  Geschäfte, 
so  wird  der  Staat  in  den  meisten  Fällen 
genötigt,  ihm  Nachlass  an  der  Pacht  zu  ge- 
währen. Der  Pächter  ist  naturgemäss  ge- 
neigt, seine  Interessen  denen  des  Staates 
voranzustellen,  er  wird  selten  eine  ordnunjp- 
mässige  Unterhaltung  des  Bahnkörpers  sich 
angelegen  sein  lassen.  Besondere  Schwierig- 
keiten entstehen  bei  Beendigung  des  Pacht- 
vertrages und  Auseinandersetzung  zwischen 
Staat  und  Pächter. i)  Staaten,  wie  insbe- 
sondere Italien  und  neuerdings  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Brasilien,  die  ihre 
Bahnen  verpachtet  haben,  befanden  sich 
denn  auch  in  einer  gewissen  Notlage.  Aus 
wesentlich  politischen  Gründen  war  in 
Italien  ein  Staatsbahnsvstem  nicht  durch-, 
zuführen,  insbesondere  fehlte  es  an  den  er- 
forderlichen Beamten.  Ausserdem  sah  sich 
der  Staat  finanziellen  Schwierigkeiten  gegen- 
über, er  musste  Wert  darauf  legen,  ohne 
Anspannung  seines  eigenen  Kredites  sich 
erhel)lichere  Einnahmen  zu  schaffen,  und 
solche  erhielt  er  von  den  Pachtgesellschaf-- 
ten  für  Ueberlassung  des  Inventars  und 
der  Betiiebsmittel  der  gepachteten  Bahnen. 
Die  Ver{)achtung  der  brasilianischen  Staats- 
bahnen  ist  lediglich  eine  finanzielle  Mass- 
regel ohne  eisenbahnpolitische  Bedeutung, 
d)  Staatsbahnen  unter  Staats- 
verwaltung. Reines  Staatsbahn- 
system. »Unter  allen  Gestaltungsformen, 
welche  das  Eisenbahnwesen  in  den  moder- 
nen Kulturstaaten  gefunden  hat,  ist  das 
reine  Staatsbahnsystem  allein  dasjenige, 
welches  die  Aufgaben  der  Eisenbahnpolitik 
des  Staates,  die  einheitliche  Regelung  mner- 
halb  des  Staatsgebietes  und  die  Förderung 
der  beteiligten  öffentlichen  Interessen  voll- 
auf zu  erfüllen  vermag.  Nur  in  dieser 
Form  ist  eine  wirtschaftliche  Verwendung 
des  Nationalkapitals,  welches  durch  die  An- 
lage und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  in 
so  grossartigem  Massstabe  in  Anspruch  ge- 
nommen wird,  möglich ;  nur  in  dieser  Form 


*)  Derartige  Erfahrungen  wurden  auch  bei 
der  vorübergehenden  Verpachtung  der  ersten' 
österreichischen  Staatsbahnen  gemacht  und 
führten  zur  Auflösung  der  Pachtverträge.  Vgl. 
Geschichte  der  Eisenbahnen  der  österr.-ungar. 
Monarchie  (1899)  IV.  S.  178  £F. 
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ist  zugleich  die  unmittelbare  und  wirksame 
Fürsorge  des  Staates  für  die  seinem  Schutz 
anvertrauten  öffentlichen  Interessen  denk- 
bar ;  nur  in  dieser  Form  bietet  sich  endlich 
die  Möglichkeit  einfe^her,  billiger  imd  ratio- 
neller Transporttarife,  die  sichere  Yerhinde- 
iTing  schädlicher  Differentialtarife,  eine  ge- 
rechte, rasche  und  tüchtige,  auf  das  allge- 
meine Beste  bedachte  Verwaltung.  Es  muss 
daher  das  Staatsbahnsystem  als  der  Ab- 
schluss  der  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
wesens angesehen  werden.«  Mit  diesen 
Worten  fasst  die  Denkschrift  zu  der  ersten 
preussischen  Verstaatlichungsvorlage  vom 
29.  Oktober  1879  (S.  76)  die  Vorzüge  und 
die  Bedeutung  des  reinen  Staatsbahnsystems 
z\isammen,  das  als  das  Ziel  einer  richtigen 
EisenbahnpoHtik  hingestellt  wird.  ^)  Freiüch 
fügt  auch  die  Denkschrift  die  Beschränkimg 
hinzu,  dass  eine  solche  Eisenbahnpolitik 
nicht  jederzeit  und  überall  durchführbar  ist. 
Vorbedingungen  für  das  Staatsbahnsystem 
sind  eine  kräftige  Regierung,  ein  tüchtiger 
Beamten  stand,  gesunde  finanzielle  Verhält- 
nisse. In  Staaten,  in  denen  die  Regierungen 
nach  dem  Einfluss  der  Parteien  wechseln, 
in  denen  die  Verwaltung  nicht  durch  fest 
angestellte,  berufsmässig  vorgebildete,  son- 
dern durch  Beamte,  die  die  jedesmalige  Re- 
gierungspartei ohne  Rücksicht  auf  ihre  Be- 
fähigung anstellt,  geführt  wird,  in  Staaten 
mit  zerrütteten  Finanzen  ist  die  Einfühnmg 
des  Staatsbahnsystems  nicht  unbedenklich. 
Ebensowenig  lässt  sich  in  Abrede  stellen, 
dafis  in  manchen  Ländern  und  zu  verschie- 
denen Zeiten  die  Verwaltung  tüchtiger  Pri- 
vatbahnen auf  die  Fortentwickelung  des 
Eisenbahnwesens  günstig  eingewirkt  hat, 
und  die  Frage,  ob  auch  in  den  Ländern,  in 
denen  heute  das  Staatsbahnsystem  herrscht, 
die  Eisenbahnen  auf  demselben  hohen  Stande 
der  Entwickelung  sich  befänden,  wenn  nie- 
mals Privatbahnen  vorhanden  gewesen 
wären,  wird  man  schwerlich  bejahen  woUen. 
—  Andererseits  haben  sich  zahlreiche  Be- 
denken, die  insbesondere  bei  den  ersten 
Anfängen  zur  Diu*chführung  des  Staatsbahn- 
systems in  Preussen  und  Deutschland  er- 
hoben  mirden,  alB  unbegrandet  erwiesen. 
Man  hat  dem  Staate  die  Fälligkeit  abge- 
sprochen, ein  grosses  Eisenbahnnetz  einheit- 
lich zu  verwalten,  seinen  Einfluss  auf  eine 
grosse  Zahl  von  Beamten  und  Arbeitern  für 
politisch  bedenklich  erklärt;  man  hat  be- 
hauptet, der  Staat  könne  bei  Erstellung  der 
Tarife  nicht  nach  kaufmännischen  Grund- 
sätzen verfahren,  nicht  genügend  die  wirt- 
schaftlichen Interessen  des  Landes  und  der 


*)  Aehnliche  Gesichtspunkte  auch  in  der 
Botschaft  des  Bundesrats  betr.  den  Rückkauf 
der  schweizerischen  Eisenbahnen  vom  25.  März 
1897  bes.  S.  274  ff. 


verschiedenen  Bevölkerungskreise  berück- 
sichtigen, man  hat  befürchtet,  dass  die 
Schwankungen  in  den  Eisenbahnerträgen 
einer  ordentlichen  und  sparsamen  Verwal- 
tung der  Staatsfinanzen  hinderlich  sein 
würden.  Alle  diese  Besorgnisse  haben  sich 
teils  als  unbegründet,  teils  als  stark  über- 
trieben erwiesen.  Bei  sachgemässer  Organi- 
sation hat  der  Staat  ebensogut  wie  eine 
Aktiengesellschaft  auch  ein  grosses  Eisen- 
bahnnetz ohne  besondere  Schwierigkeiten 
verwalten  können.  Die  staatliche  Verwal- 
tung vollzieht  sich  in  konstitutionellen 
Staaten  öffentlich,  vor  den  Augen  der  ge- 
samten Bevölkerung.  Die  Regierung  muss 
alljährlich  der  Volksvertretung  Rede  stehen, 
sie  wird  in  ganz  anderer  Weise  durch  die 
Presse  überwacht  als  die  Privatbahnen,  die 
leichter  die  Presse  zu  beeinflussen  ver- 
mögen. Schon  hierdurch  wird  Missbräuchen 
bei  der  Staatsbahnverwaltung  vorgebeugt 
Auch  bei  den  Tarifen  ist  die  Regierung  der 
Natur  der  Sache  nach  wesentlich  mehr  als 
Privatbahnen  der  öffentlichen  Kontrolle 
unterworfen  und  darauf  angewiesen,  mit 
den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  des  Lan- 
des in  steter  Fühlung  zu  bleiben.  Eine  rein 
kaufmännische  Gestaltung  des  Tarifwesens 
steht  aber  überhaupt  im  Widerspruch  mit  der 
Natur  der  Eisenbahntarife  (vgl.  d.  Art.  Eisen- 
bahntarifwesen  unten  S.  557 ff.).  Dass 
die  Einnahmen  der  Eisenbalmen  einen  be- 
achtenswerten Einfluss  auf  die  Gestaltung 
des  Staatshaushalts  ausüben,  kann  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden.  Aber  es  lassen 
sich  Mittel  und  Wege  finden,  die  üeber- 
schüsse  der  Eisenb^nen  so  zu  verwenden, 
dass  allzugrosse  Schwankungen  vermieden, 
die  reichen  Einnahmen  guter  Jahre  gegen 
die  geringen  Einnahmen  schlechter  Jahre 
ausgeglichen,  eine  planmässige  Til^ng  der 
Eisenbahnkapitalschuld  bewirkt  wird.  So- 
viel ist  jedenfalls,  insbesondere  auch  nach 
den  Erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte  mit 
den  preussischen  Staatsbahnen  klar,  dass 
dem  reinen  Staatsbahnsystem  als  solchem 
keinerlei  Mängel  anhaften,  die  nicht  durch 
eine  sachgemässe  Verwaltung  beseitigt  wer- 
den könnten,  seine  Vorzüge  vor  jedem  an- 
deren Systeme  aber  so  gross  sind,  dass 
eine  Umkehr  zu  einem  solchen  undenkbar 
erscheint 

4.  Die  Anlage  der  Eisenbalmen.  Die 
Stellung  des  Staates  gegenüber  den  Eisen- 
bahnen wird  sich  zunächst  äussern  in  seiner 
Haltung  bei  der  Gründimg  imd  dem  Bau 
neuer  Eisenbahnen.  Es  ist  hier  daran  fest^ 
zuhalten,  dass  dem  Staate  allein  das  Recht 
gebührt,  darüber,  ob  und  wie  eine  Eisen- 
bahn gebaut  werden  soU,  Bestimmung  zu 
treffen,  auch  dann,  wenn  er  die  Bahn  nicht 
selbst  baut,  sondern  den  Bau  einem  Unter- 
nehmer überlässt.    Dieses  Recht  beruht  auf 
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dem  erheblichen  mit  der  Anlage  der  Eisen- 
bahnen verbundenen  öffentlichen  Interesse. 
Auch  bei  dem  Bau  durch  Privatunterneh- 
mer hat  der  Staat  also  die  Richtung  der 
Bahnlinie  vorzuschreiben,  die  Stationen  zu 
bestimmen,  über  Anschluss  der  neuen  an 
bestehende  andere  Bahnen  zu  befinden.  Wo 
das  Gesetz  dem  Staate  diese  Rechte  nicht 
verleiht,  wird  er  sie  sich  in  der  Konzession 
zu  sichern  haben. 

Der  Bau  von  Staatsbahnen  erfolgt  auf 
Kosten  des  Staates.  Die  Mittel  sind  im 
Wege  der  Anleihe  aufzubringen,  und  es  ge- 
hört nicht  zu  den  geringsten  Vorzügen  des 
Staatsbahnsystems ,  dass  der  Staat  in  der 
Regel  zu  vorteilhafteren  Bedingungen  Geld 
für  Eisenbahnbauten  beschaffen  kann  als 
Aktiengesellschaften.  Auch  ist  es  ein  Vor- 
zug, dass  Staatsanleihen  für  Eisenbahn- 
zwecke weniger  den  Schwankungen  der 
Börsenkurse  unterworfen  sind  als  die 
Eisenbahnanleihen  von  Cnternehmergesell- 
schaften.  Bei  solchen  Bahnen,  die  haupt- 
sächlich ziu"  Erschliessung  gewisser,  von 
dem  allgemeinen  Verkehr  abgelegener  Lan- 
desteile bestimmt  sind,  werden  die  Anlieger 
üir  Interesse  durch  unentgeltliche  Gewäh- 
rung von  Zuschüssen  —  meist  unentgelt- 
liche Hergabe  von  Grund  und  Boden  —  zu 
bethätigen  haben. 

Der  Bau  von  Privatbahnen  erfolgt  auf 
Kosten  der  Untemelimer,  meist  Aktien- 
gesellschaften, nur  selten  einzelner 
Personen.  Der  Staat  hat  fast  übei-all  den 
Bau  von  Privatbahneo  auch  durch  Gewäh- 
rung finanzieller  Beihilfen  unterstützt.  Die 
Form  derartiger  Unterstützungen  ist  eine 
verschiedene:  Bare  Zuschüsse,  unentgelt- 
liche Gewähr  von  Staatsländereien,  sei  es 
lediglich  für  den  Bahnkörper  oder  auch 
entlang  dem  Bahnkörper  zu  Besiedelungs- 
zwecken,  Bau  gewisser  Teüe  der  Bahn  auf 
Staatskosten,  Gewähr  von  Bürgschaft  für 
eine  gewisse  Höhe  des  Ertrages  (der  Divi- 
denden oder  der  Obligationen),  Leistungen 
von  Zuschüssen  zu  den  Betriebskosten, 
Uebemahme  des  Betriebes  unter  vorteilhaf- 
ten Bedingungen  für  die  Unternehmer.  Alle 
diese  Formen  der  Staatsunterstützung  wie- 
derholen sich  auch  heute  noch,  insbesondere 
in  solchen  für  die  Kultur  erst  zu  gewinnen- 
den Ländern,  in  denen  aus  dem  Eisenbahn- 
betrieb Erträge  in  den  ersten  Jaliren  nicht 
zu  erwarten  sind  und  der  Staat  nicht  in 
der  Lage  ist,  den  Bahnbau  selbst  zu  über- 
nehmen (Nordamerikanische  Ueberlandbah- 
nen,  Mittel-  und  Südamerika,  Indien,  nieder- 
ländische Kolonieen,  China,  Afrika).  Es  ist 
Aufgabe  der  Eisenbahnpolitik,  in  solchen 
Fällen  dem  Staat  einen  massgebenden  Ein- 
fluss  auf  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  zu 
sichern  und  bei  Gewährung  der  Unter- 
stützimgen   Bestimmungen   zu   treffen,  wo- 


nach bare  Zuschüsse  zu  verzinsen  und  zu- 
rückzuzahlen sind,  widrigenfalls  das  Eigen- 
tum der  Bahn  dem  Staat  verfällt. 

Wenn  der  Staat  den  Privatbahnen  aber 
auch  keine  Beihilfe  gewähi*t,  so  darf  er  das 
mit  der  Erlaubnis  zur  Anlage  der  Bahn  ver- 
bundene Monopol  nicht  unbedingt  und  auf 
unbeschränkte  Zeitdauer  verleihen  und  muss 
wenigstens  insofern  Entgelt  verlangen,  als 
er  sich  von  der  Eisenbahn  gewisse  Leistun- 
gen für  öffentliche  Zwecke  ausbedingt.  FiS 
empfiehlt  sich  also,  in  die  Konzessionen  Be- 
stimmungen aufzunehmen  über  das  Heim- 
fallsrecht,  vermöge  dessen  nach  Ablauf 
einer  gewissen  nicht  allzu  fernen  Zeit  das 
Eigentum  an  der  Bahn  dem  Staat  unent- 
geltlich zufällt,  er  etwa  nur  für  das  Betriebs- 
matoiial,  Vorräte,  Inventar  u.  dgl.  Zahlung 
zu  leisten  hat,  oder  das  Ankaufs-  (Rück- 
kaufs-) Recht,  vermöge  dessen  der  Staat 
nach  Veilauf  einer  gewissen  —  kürzeren  — 
Zeit  das  Recht  erwirbt,  die  Bahn  zu  einem 
bestimmten  Preise,  der  sich  meist  nach  den 
in  den  letzten  Jahren  durchschnittlich  ge- 
zahlten Dividenden  richtet,  käuflich  zu  er- 
werben. Das  Heim  falls-  und  das  Rückkaufs- 
recht werden  auch  wohl  beide,  d.  h.  eine 
kürzere  Frist  für  den  Rückkauf,  eine  längere 
für  den  Heimfall,  konzessionsmässig  festge- 
stellt. Ausserdem  sind  bei  der  Genelinii- 
gimg  der  Bahn  die  Interessen  des  allgemei- 
nen Verkehrs  und  der  Landesvei-teidigung 
wahrzunehmen  und  in  der  Regel  Leistungen 
für  die  Militärxerw^altiuig  —  z.  B.  unent- 
geltliche oder  bilügere  Beförderung  von 
Truppen  und  Kriegsmaterial,  Berücksichti- 
gimg bei  Aufstellung  der  Fahrpläne,  Bevor- 
zugung bei  der  Stellung  der  Transportmittel 
—  die  Post-  und  Telegi'aphenver waltung 
und  die  Zollverwaltung  zu  beanspruchen. 
Insbesondere  die  Rücksichtnahme  auf  die 
Postverwaltung  spielt  in  der  Eisenbahnpolitik 
eine  grosse  Rolle.  Die  Postverwaltimg  be- 
sorgte, dass  die  Eisenbahnen  bei  ihrer 
schnelleren,  pünktlicheren  und  billigeren 
Beförderung  das  Postregal  schädigen  könnten, 
und  verlangte  hierfür  entweder  eine  be- 
stimmte Vergütigimg  oder  sie  beanspruchte 
solche  Leistungen  der  Eisenbahnen  (unent- 
geltliche Beförderung  der  Postsachen,  Post- 
wagen u.  dgl.),  durch  die  der  befürchtete 
Schaden  ausgeglichen  werde.^) 

Auch  bei  dem  Bau  der  Eisenbahnen 
durch  Privatunternehmer  ohne  Unterstüt- 
zung des  Staates  hat  der  Staat  darüber  zu 
wachen,  dass  bei  Aufbringimg  des  Anlage- 
kapitals die  öffentlichen  Interessen  nicht 
geschädigt  werden.  Soweit  die  Unternehmer 
Aktiengesellschaften  sind,  sind  sie  den  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  die  Gründung 


*)  Vgl.  HuU,  Die  Deutsche  Reichspacketpost 
(Jena  1892)  insbes.  S.  74  £F. 
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und  Verwaltung  der  Aktiengesellschaften 
unterworfen  (im  Deutschen  Reich  H.G.B.  v.  10. 
Mai  1897  §§  178—319).  Der  Staat  hat  ausser- 
dem das  besondere  Recht  in  Anspnich  zu 
nehmen,  dass  er  die  Höhe  des  Anlagekapitals 
festsetzt.  Dae  Anlagekapital  ist  so  zu  be- 
messen, dass  einerseits  das  Unternehmen  nicht 
zu  stark  belastet,  andei'erseits  die  plan-  und 
anschlagsmässige  Ausführung  des  Baues 
sichergestellt  wird.  Femer  ist  ein  richtiges 
Yerhältnis  zwischen  Aktien-  und  Obhga- 
tionenkapital  (Prioritäten)  einzuhalten;  in 
der  Regel  ist  die  Ausgabe  von  Prioritäten 
erst  zu  gestatten,  nachdem  der  Bau  vollen- 
det ist.  Die  Wahrnehmung  dieser  staat- 
lichen Rechte  gegenüber  Privatbahnen  ist 
nach  der  in  fast  allen  Ländern  gemachten 
Erfahrung  ausserordentlich  schwierig.  Es 
haben  sich  immer  wieder  neue  Mittel  und 
Wege  zur  Umgehung  solcher  staatlicher 
Anordnungen  gefunden,  und  es  hat  sich 
nicht  immer  verhindern  lassen,  dass  durch 
schwindelhafte  Eisenbahnunternehmungen 
der  Wohlstand  des  Landes  schw^er  geschä- 
digt ist.  Wenn  der  Staat  aber  den  Aktien- 
gesellschaften freie  Hand  bei  Beschaffung 
des  Baukapitals  lässt,  so  führt  dies  zu  noch 
erheblich  bedenklicheren  Missständen,  ins- 
bssondere  in  solchen  Ländern,  in  denen  die 
Rechtsverhältnisse  der  Aktiengesellschaften 
durch  Gesetz  nicht  genügend  geordnet  sind. 
Es  bind  beispielsweise  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Ainerika  zahlreiche  Bahnen  fast 
ausschliesslich  mit  Prioritäten  gebaut  wor- 
den, während  die  Aktien,  auf  die  nur  ganz 
geringe  Anzahlungen  geleistet  sind,  in  den 
Händen  der  Gründer  blieben  und  von  diesen 
für  alle  möglichen,  oft  recht  fragwürdigen 
Zwecke  verwendet  wurden.  Die  Aktionäre 
führen  dann  die  Verwaltung  der  Bahn,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Personen, 
die  das  Geld  zum  Bau  der  Bahn  hergegeben 
haben,  und  können  diese  u.  U.  schwer 
schädigen.  Solche  Schwierigkeiten  entfallen 
unter  der  Herrschaft  des  Staatsbahnsystems. 
Der  Staat  ist  überdies  ausser  stände,  zu  er- 
fahren, aus  welchen  Quellen  die  Gelder  für 
den  Eisenbahnbau  diu-ch  Privatunternehmer 
entstammen.  Und  doch  hat  es  gerade  beim 
Eisenbahnbau  seine  grossen  Bedenken,  wenn 
diese  Gelder  aus  dem  Auslande  kommen, 
ausländische  Kapitalisten  entweder  unmittel- 
bar oder  mittelbar  auf  die  Verwaltung  der 
Balm  Einfluss  gewinnen.  Unter  Umständen 
kann  dies  sogar  politisch  gefährlich  sein,  da 
hierdurch  eine  Geheimhaltung  der  militä- 
rischen Massnahmen,  Mobilmachungspläne, 
erschwert  wird.  Aber  auch  wirtschaftlich 
traurige  Erfahnmgen  sind  in  Oesterreich, 
Italien,  Frankreich  gemacht,  weil  Ausländer 
eine  leitende  RoUe  bei  der  Verwaltimg  hei- 
mischer Bahnen  einnalimen,  die  sie  mit 
ihrem    Gelde    gebaut    hatten.      Einer    der 


wirksamsten  Gründe  für  den  Uebergang 
zum  Staatsbahnsystem  in  der  Schweiz  war 
die  Notwendigkeit  der  Beseitigung  der 
Einflüsse  des  ausländischen  Kapitals  auf 
die  Verwaltung  der  schweizerischen  Eisen- 
bahnen. 

Der  Bau  der  Staatsbahnen  wird  vom 
Staate  unmittelbar  durch  seine  eigenen  Be- 
amten und  Arbeiter  (in  eigener  Regie)  oder 
durch  besondere  Unternehmer  ausgeführt 
Auch  bei  Privatbahnen  kommen  beide  Arten 
der  Bauausführung  vor.  Welche  Art  die 
zweckmässi^te  und  vorteilhafteste  ist,  wird 
von  dem  einzelnen  Fall  abhängen.  Die  Ver- 
gebung des  Baues  einer  ganzen  Bahn  oder 
grösserer  Bahnstrecken  an  einen  Unterneh- 
mer gegen  Zahlimg  einer  Bauschsumme, 
die  vielfach  in  Aktien  der  Bahn  geleistet 
wird  (General-Entreprise),  hat  sich  im  all- 
gemeinen als  nicht  zweckmässig  erwiesen 
und  der  Gründung  unsicherer  Unterneh- 
mungen, insbesondere  auch  im  Deutschen 
Reich  in  den  Jahren  1871  bis  1874,  Vor- 
schub geleistet  (System  Stroussberg). 

Bei  Anlage  einer  Eisenbahn  ist  zu 
prüfen,  welche  wirtschaftiichen,  allgemein 
politischen  oder  militärischen  Zwecke  mit  dem 
Bahnbau  verfolgt  werden.  Hiernach  ist  zu 
entscheiden,  ob  die  Bahn  als  Hauptbahn, 
Nebenbahn  oder  Kleinbahn  zu  bauen  ist 
(vgl.  auch  den  Art.  Kleinbahnen).  Wäh- 
rend der  Bau  der  Kleinbahnen  auch  unter 
der  Herrschaft  des  Staatsbahnsystems  den 
Gemeinden,  Kreisen,  Provinzen  und  der  Pri- 
vatindustrie überlassen  zu  werden  pflegt, 
werden  Haupt-  und  Nebenbahnen  vom 
Staate  gebaut  In  den  Ländern  des  Privat- 
bahnsystems sind  die  Privatunternehmerge- 
sellschaften dem  Bau  von  Nebenbahnen  in 
der  Regel  wenig  geneigt,  weil  diese  nicht 
nur  selbst  geringere  Erträge  bringen,  son- 
dern auch  den  Hauptbahnen  Verkehr  ent- 
ziehen. So  in  Grossbritannien,  in  Frankreich. 
In  Frankreich  mussten  die  Nebenbahnen 
durch  Gewährung  von  Bauzuschüssen  und 
Ertragsgarantieen  vom  Staate  unterstützt  wer- 
den, bevor  sich  Unternehmer  für  sie  fanden. 
Gleichwohl  sind  mit  diesen  Bahnen  schlechte 
Erfahrungen  ^macht  ^)  Ä.ehnlich  in  Italien. 
In  Belgien  wird  das  Neben-  imd  Kleinbahn- 
netz durch  Zusammenwirken  von  Staat,  Ge^ 
meinden  und  Privatinteressenten  von  einer 
besonderen  Gesellschaft,  der  Soci6t6  nationale 
des  chemins  de  fer  vicinaux,  ausgebaut 
In  Grossbritannien  musste,  um  die  Bedürf- 
nisse des  Landes  nach  Ausbau  der  Verkehrs- 
strassen zu  befriedigen,  ein  besonderes  Ge- 
setz, die  Light  Tramways  Act  v.  14.  August 
1896,  erlassen  w^erden,  durch  die  der  Bau 
von    Kleinbahnen     unabhängig     von     den 

*)  Vgl.  V.  d.  Leyen  in  der  Ztschr.  f.  Klein- 
bahnen, 1894,  S.  545  IT.,  606  ff. 
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Hauptbahngesellschaften  ermöglicht  wird.  — 
Wo  dagegen  das  Staatsbahnsystem  besteht,  ist 
der  Bau  von  Nebenbahnen  durch  den  Staat, 
und  zwar  auch  solcher,  die  wenig  Erträge 
versprechen,  besonders  gefördert  worden. 
Der  Staat  kann  dies  allerdings  auch  besser 
als  Privatunternehmer,  weil  sich  die  Er- 
tröge der  Nebenbahnen  und  Hauptbahnen 
ausgleichen  und  die  Nebenbahnen,  wenn  sie 
den  Hauptbahnen  einen  Teil  des  Verkehrs 
entziehen,  doch  andererseits  auch  neuen 
Verkehr  zuführen.  In  Preussen  ist  seit 
dem  Uebergang  zum  Staatsbahnsystem  bis 
zum  Jahre  1898  (ö.  v.  20.  Mai  1898) 
durch  21  Gesetze  der  Bau  von  9270  km 
Nebenbahnen  für  den  Staat  und  von  516  km 
Privatnebenbahnen  mit  Staatsbeteiligung 
sichergestellt  Ffu:  den  Bau  dieser  Bahnen 
sind  auch  die  bei  der  Verstaatlichung  an 
den  Staat  gefcdlenenReserve-undEmeuerungs- 
fonds  der  Privatbahnen  in  Höhe  von 
197  858000  Mark  (bis  zum  1.  Aprü  1898) 
mit  verwendet  Einen  ähnlichen  Aufschwung 
hat  das  Nebenbahnwesen  seit  dem  Uebergang 
Oesterreichs  zum  Staatsbahnsystem  dort 
genommen. 

Es  ist  eine  leider  nur  selten  gelöste 
Aufgabe  der  Eisenbahnpolitik,  von  vorn- 
herein für  den  systematischen  Ausbau  des 
Eisenbahnnetzes  zu  sorgen.  Unter  der  Herr- 
schaft des  Privatbahnsystems  ist  eine  solche 
Fürsorge  kaiun  möglich  (eine  Ausnahme 
macht  wohl  nur  Frankreich,  wo  aUei-dings 
der  Staat  den  Bau  der  Privatbahnen  stark 
unterstützte),  weil  der  Staat  nur  den  Bau 
unnötiger  Linien  verhindern,  nicht  aber  den 
Bau  seiner  Meinung  nach  wichtiger  Linien 
anordnen  kann.  Das  Privatkapital  baut  er- 
£ahrungsmässig  zunächst  solche  Linien,  die 
Erträge  versprechen,  und  der  Staat  muss 
selbst  eintreten,  wenn  auch  die  weniger 
guten  Bahnen  zu  bauen  sind.  Der  Bau  der 
Bahnen  ist  zu  überwachen.  Es  ist  Pflicht 
des  Staates,  darauf  zu  achten,  dass  die 
BaJin  einheitlich,  zweckmässig  und  so  an- 
gelegt wird,  dass  sie  ohne  Gefahr  betrieben 
werden  kann.  Es  empfiehlt  sich,  dass  min- 
destens alle  Hauptbahnen  die  gleiche  Spur- 
weite haben,  so  dass  Betriebsmittel  von 
einer  Bahn  auf  die  andere  übergehen  können. 
Abweichende,  insbesondere  schmalere  Spu- 
ren sind  nur  bei  Seitenbahnen  zuzulassen, 
wenn  sonstige  Gründe  —  grössere  Billigkeit 
der  Herstellung,  gebirgiges  Gelände  —  für 
eine  solche  Spurweite  sprechen.  Der  Staat 
hat  zu  sorgen  für  die  nötigen  Sicherheits- 
einrichtungen für  den  Betrieb  (Signalsystem, 
Blocksystem,  gute  und  leistungsfähige 
•Bremseinrichtungen)  und  für  einheitliche, 
zweckmässige,  den  Anforderungen  des  Ver- 
kehrs entsprecJiende  Herstellung  der  Be- 
triebsmittel. AUe  diese  Pflichten  des 
Staates  lassen  sich  besser  unter  dem  Staats- 


bahnsystem als  unter  dem  Privatsystem 
erfüllen. 

5.    Die    Eisenbahnverwaltaiig.     Die 

Verwaltung  und  der  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen erfolgt  unter  dem  Staatsbahnsystem 
durch  staatliche  Behörden,  Staatsbeamte  und 
Arbeiter,  bei  den  Privatbahnen  durch  die 
Organe  der  Gesellschaft.  Die  Beamten 
müssen  zur  Wahrnehmung  ihrer  Geschäfte 
befähigt  sein.  Auch  die  Privatbahnen  dürfen 
nm*  solche  Betriebsbeamte  ansteUen,  die 
ihre  Befähijffimg  nachgewiesen  haben,  und 
soweit  ist  mre  Anstellung  von  der  Geneh- 
migung der  Eegierung  abhängig  zu  machen. 
Bei  Emfülirung  des  Staatsbahnsystems  hat 
man  es  vielfach  für  bedenklich  erachtet, 
dass  die  Zahl  der  Staatsbeamten  vermehrt 
imd  der  politische  Einfluss  der  Regienmg 
zu  sehr  verstärkt  werde.  Wenn  dies  in  der 
That  ein  Bedenken  gegen  das  Staatsbahn- 
system wäre,  so  erscheint  es  noch  viel  be- 
denklicher, dass  die  grossen  Privatbahnen 
durch  ihr  Beamtenpersonal  gegen  den 
Staat  wirken  können;  denn  die  meist  nur 
auf  Zeit  angestellten  Privatbahnbeamten  sind 
viel  abhängiger  als  die  lebenslänglich  auf 
Gnmd  gesetzlicher  Vorschriften  angestellten 
Staatsbeisimten. 

Die  Verwaltung  ist  so  zu  führen,  dass 
allen  berechtigten  Bedürfnissen  des  Personen- 
uud  Güterverkehrs  Genüge  geleistet  wird. 
Hiernach  ist  der  Zugverkehr  einzurichten, 
sind  die  Fahrpläne  aufzusteUen,  die  Preise 
im  Personen-  und  Güterverkehr  zu  bemessen. 
Um  dieser  Aufgabe  zu  genügen,  wird  die 
Eisenbahn  mit  dem  öffentlichen  Leben,  mit 
Handel  und  Verkehr  thunlichst  Fühlung 
halten  müssen,  die  Aeusserungen  der  Presse 
zu  beachten,  Beschwerden  schnell  und  sorg- 
fältig zu  prüfen  haben. 

Ein  besonders  wichtiger  Zweig  der  Eisen- 
bahnverwaltung sind  die  Tarife  für  Per- 
sonen- und  Güterbeförderung  (s.  den 
Art.  E i 8 e  n bah n tarifwe s  en  unten  beson- 
ders sub  ni  imd  IV).  Die  Hauptgrundsätze 
der  E  i  se  n  bah  ntarif  Politik  gehen  dahin, 
dass  den  Eisenbahnen  völlige  Freiheit  bei  Be- 
messung der  Beförderungspreise  nicht  ge- 
geben werden  darf.  Sie  würde  grobe  Miss- 
bräuche zur  Folge  haben,  insbesondere  der 
persönlichen  Begünstigung  des  einen  auf 
Kosten  und  zum  Schaden  des  andern  Vorschub 
leisten.  Der  oberste  Grundsatz  der  Tarif  politik 
wird  also  sein  müssen,  dieOeffentlichkeit 
und  die  gleichmässige  Geltung  der 
Tarife  für  jedermann  sicherzustellen ;  einerlei, 
welches  Eisenbahnsystem  das  herrschende 
ist;  ferner  eine  möglichste  Einfachheit, 
Uebersichtlichkeit  und  Stetigkeit  der  Tarife  zu 
erstreben.  Unter  dem  Staatsbahnsystem  ist 
die  Feststellung  der  Tarife  Sache  der  Re- 
gierung, die  sich  indessen  zweckmässiger- 
weise des  Beirats  wirtschaftlicher  Sachver- 
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ständiger  bedienen  wird.  Auch  den  Privat- 
bahnen gegenüber  muss  sich  die  Regiening 
das  Recht  vorbehalten,  die  Tarife  zu  geneh- 
migen und  die  Grewährung  von  geheimenTarif- 
begiinstigungen  bei  Strafe  zu  untersagen. 
Die  Hauptgrundsätze  des  Eisenbahntarif- 
wesens können  durch  Gesetz  festgestellt 
werden,  während  es  sich  empfiehlt,  der  Ver- 
waltung inbesondere  bei  Feststellung  der 
Preise,  der  Güterklassifikation  u.  s.  w. 
thunlichste  Freiheit  zu  belassen  und  ihr  die 
Möglichkeit  zu  gewähren,  den  Bedürfnissen 
von  Handel  und  Yerkehr  stets  zu  folgen. 
Die  Eisenbahnfinanzpolitik^)  ist 
eine  verschiedene  bei  Staatsbahnen  und  Pri- 
vatbahnen. Die  Staatsbahnen  sind  gleich 
den  übrigen  staatlichen  Erwerbsanstaltcn  zu 
behandeln,  d.  h.  die  üeberschüsse  über  die 
Ausgaben  fliessen  dem  Staate  zu,  etwaige 
Mindererträge  sind  aus  anderen  Staatsmitteln 
zu  decken,  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Eisenbahnverwaltung  sind  in  den  Staats- 
haushalt aufzunehmen  (Eisenbahnetat).  Die 
Eisenbahnverwaltung  wu-d  dahin  zu  streben 
haben,  dass  die  Einnahmen  der  Eisenbahnen 
mindestens  hinreichen,  um  die  Betriebsaus- 
gaben zu  decken  und  das  Anlagekapital  zu 
verzinsen.  Es  wird  thunlichst  zu  vermeiden 
sein,  dass  die  sonstigen  Staatseinnahmen 
ziu»  Verzinsung  des  Anlagekapitals  der 
Eisenbahnen  oder  gar  zur  Deckung  der  Be- 
triebsausgaben mit  herangezogen  werden 
müssen.  Ob  die  Verwendung  von  Uober- 
schüssen  über  die  Betriebsausgaben  und 
Zinsen  des  Anlagekapitals  zu  allgemeinen 
Staatszwecken  oder  zu  besonderen  Zwecken 
der  Eisenbahn  (Tilgung  der  Eisen  bahnkapital- 
schuld,  Bau  neuer  Eisenbahnen,  Bildung 
besonderer  Reservefonds  u.  dgl.)  oder  teils 
zu  dem  einen,  teils  zu  dem  anderen  Zwecke 
zu  erfolgen  hat,  hängt  wesentlich  von  der 
allgemeinen  Finanzlage  des  Staates  ab. 
Jedenfalls  empfiehlt  sich,  dass  ein  erheblicher 
Teil  dieser  üeberschüsse  ausschliesslich  den 
Zwecken  der  Eisenbahn  dient.  Werden  die 
üeberschüsse  guter  Jahre  zurückgelegt,  so 
können  sie  zur  Ausgleichung  von  Minder- 
erträgen schlechter  Jahre  verwendet  werden, 
was  u.  a.  auch  die  nützliche  Folge  hat, 
dass  die  Schwankungen  in  den  Einnahmen 


^)  Vfifl.  Dückers,  Die  finanziellen  Ergeb- 
nisse der  Staatseisenbahnverwaltung  in  Preussen, 
Finanzarchiv,  2.  Jahrg.  (1885).  v.  d.  L  e  y  e  n  , 
Die  Erträge  der  Eisenbahnen  und  der  Staats- 
haushalt, Schmollers  Jahrb.  1892,  Heft  4,  S. 
lif.  Hammacher,  Die  Verwendung  der 
preuss.  Eisenbahnüberschüsse,  Preuss.  Jahrb. 
B.  79  (1895)  S.  503flf.  Eder,  Die  Eisenbahn- 
politik Oesterreichs  nach  ihren  finanziellen  Er- 
gebnissen, Wien  1894.  v.  Wittek,  Oester- 
reichs Eisenbahnen  und  die  Staatswirtschaft, 
(Geschichte  der  Eisenbahnen  der  Österr.-ungar. 
Monarchie  II  (1898),  S.  Iff.) 


und  Ausgaben  der  Eisenbahnen  sich  in  dem 
Staatshaushalt  weniger  fühlbar  machen.  Eine 
gesetzliche  Regelung  dieser  Frage  ist 
zuerst  versucht  in  dem  G.  v.  4.  Mai  1843 
(§§  12,  22  ff.)  für  die  Verwaltung  der  Ei- 
senbahnen im  Königreich  Hannover,  sodann 
in  dem  preuss.  G.  v.  27.  März  1882  be- 
treffend die  Verwendung  der  Jahresüber- 
schüsse der  Verwaltung  der  Eisenbahnan- 
gelegenheiten (G.S.  S.  214  ff.),  im  §  8  des 
Schweiz.  G.  v.  15.  Oktober  1897  betreffend 
den  Erwerb  der  Eisenbahnen  u.  s.  w.  imd  dem 
württembergischen  G.  v.  29.  Jidi  1 899  (Reg.- 
Bl.  Nr.  25)  betr.  die  Einrichtung  eines  Reserve- 
fonds der  Staatseisenbahnen.  In  den  übrigen 
Ländern,  in  denen  Staatsbahnen  bestehen, 
wird  von  Fall  zu  Fall  im  Staatshaushalt  über 
die  üeberschüsse  der  Eisenbahnen  Bestim- 
mung getroffen. 

Die  Finanzverwaltimg  der  Privatbahnen 
ist  vom  Staate  zu  beaufsichtigen.  Soweit 
der  Staat  die  Privatbahnen  unterstützt  hat, 
ist  es  seine  Aufgabe,  dafür  zu  sorgen,  dass 
seine  Beihilfen  verzinst,  getilgt  und  zurück- 
gezahlt werden.  Zu  diesem  Zweck  sind 
die  Eisenbahnen  ^u  verpflichten,  dem  Staate 
Rechmmg  abzulegen,  Voranschläge  über 
Eianahmen  und  Ausgaben  zu  unterbreiten 
und  auf  Verlangen  abzuändern.  Der  Staat 
wird  unter  XTmständen,  ,  um  sich  seine 
Rechte  zu  sichern,  selbst  die  Verwaltung 
der  Bahnen  zu  übernehmen  haben  (vgl. 
oben  S.  530  Privatbahnen  unter  Staatsver- 
waltung). Die  grossen  Kapitalien,  die  in 
Eisenbahnen  angelegt  sind,  und  die  wichtige 
Stellung,  die  die  Eisenbahnen  im  öffentlichen 
Leben  einnehmen,  bedingen  es  ferner,  dass 
sie  diuxjh  Gesetz  oder  durch  ihre  Konzessio- 
nen gezwrmgen  werden  zur  Rücklage  von 
Reserve- und  Emeuerungsfonds  und  dass  auch 
bei  der  Bemessung  der  Dividende  dem  Staate 
eine  Mitwirkung  zusteht.  In  den  Eisenbahn- 
konzessionen vieler  Staaten  findet  sich  die 
Bestimmung,  dass,  wenn  die  Dividende 
einen  gewissen  Prozentsatz  des  Anlagekapi- 
tals (meist  10  ^lo)  überschreitet,  die  Eisen- 
bahnen zur  Herabsetzung  ihrer  Tarife  ver- 
pflichtet sind.  Der  Zweck  dieser  Bestim- 
mung, die  übrigens,  soviel  bekannt,  niemals 
praktisch  geworden  ist,  geht  dahin,  den 
Verkehr  gegen  eine  ungemessene  Ausbeu- 
tung durch  die  Eisenbahnen  sicherzustellen. 
Die  Eisenbahnen  aller  Länder  haben  bisher 
stets  Mittel  imd  Wege  zur  Umgehung  dieser 
Bestimmung  gefunden,  die  denn  auch  jetzt 
nicht  mehr  in  die  Konzessionen  aufgenom- 
men zu  werden  pflegt. 

III.   Die    Eisenbahnpolitik    der   haupt- 
sächlichsten Staaten  der  Erde. 

6.  Das  Deutsche  Reich.  Von  einer 
Eisenbahnpolitik  dos  Deutschen  Reiches  kann 
erst    seit    Errichtung    des    Norddeutschen 
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Bundes  und  Erlass  der  Bundesverfassung 
vom  26.  Juli  1867  gesprochen  wenlen.  Ziu* 
Zeit  der  Vereinbarung  der  deutschen  Bundes- 
akte gab  es  noch  keine  Eisenbahnen.  Ein 
erster  Anlauf  zu  einer  deutschen  Eisenbahn- 
politik findet  sich  in  dem  von  der  deutschen 
Nationalversammlung  in  Frankfurt  a.  M.  im 
Jahre  1849  ausgearbeiteten  Entwurf  einer 
Verfassung  des  Deutschen  Reichs.  Der 
Art.  VI  (§§  29—31)  dieser  Verfassung  be- 
stimmt: vDie  Reichsgowalt  hat  über  die 
Eisenbahnen  und  deren  Betrieb,  soweit  es 
der  Schutz  des  Reichs  oder  das  Interesse 
des  allgemeinen  Verkehrs  erheischt,  die 
Oberaufsicht  und  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung. Ein  Reichsgesetz  wird  bestimmen, 
welche  Gegenstände  daliin  zu  rechnen  sind. 

—  Die  Reichsgewalt  hat  das  Recht,  soweit 
sie  es  zum  Schutze  des  Reichs  oder  im 
Interesse  des  allgemeinen  Verkehi*s  für  not- 
wendig erachtet,  die  Anlage  von  Eisenbahnen 
zu  bewilligen,  80>\'ie  selbst  Eisenbahnen  an- 
zulegen, wenn  der  Einzelstaat,  in  dessen 
Gebiet  die  Anlage  erfolgen  soll,  deren  Aus- 
fühnuig  ablehnt.  Die  Benutzung  der  Eisen- 
bahnen für  Reichszwecke  steht  der  Reichs- 
gewalt jederzeit  gegen  Entschädigimg   frei. 

—  Bei  der  Anlage  oder  Bewilligimg  von 
Eisenbahnen  durch  die  einzelnen  Staaten  ist 
die  Reichsgewalt  befugt,  den  Schutz  des 
Reichs  und  das  Interesse  des  allgemeinen 
Verkehrs  wahrzunehmen.«  Beinahe  gleich- 
lautende Bestimmungen  waren  in  den  späteren 
Verfassungsentwürfen  getroffen.  Sie  ver- 
folgen alle  den  Zweck,  dem  Reich  neben 
und  über  den  Einzelstaaten  die  Rechte  gegen- 
über den  Eisenbahnen  zu  gewäliren,  die 
zur  einheitlichen  Gestaltung  des  Eisenbalm- 
netzes  für  den  allgemeinen  Verkehr  und  für 
die  Landesverteidigung  unentbehrlich  sind. 
Li  diesem  Umfang  war  hit^rmit  eine  selb- 
ständige Reichseisenbahnpolitik  neben  der 
Eisenbahnpolitik  der  Einzelstaaten  ins  Auge 
gefasst. 

Dieselben  Gnmdgedanken  über  Eisen- 
bahnpolitik kehren  in  der  Verfassung  des 
norddeutschen  Bundes  wieder.  Sie  sind 
auch  in  die  des  Deutschen  Reichs  (Art.  4 
Nr.  8,  Art.  41—47  der  Reichsverfassung)  i) 
mit  der  einen  wesentlichen  Aendenmg  über- 
gegangen, dass  dem  Königreich  Bayern  i 
ein  verfassungsmässiges  Reservatrecht  in 
Eisenbahnsachen  verliehen  ist.  Die  baye- 
rischen Eisenbahnen  sind  der  Reichsauf- 
sicht nur  unterworfen,  soweit  es  sich  um 
die  Zwecke  und  Aufgaben  der  Landes- 
verteidigung handelt.  In  den  übrigen  Staaten 
steht  dem  Reiche  die  Aufsicht   tlber  das 

')  Vgl.  Zehn  Jahre  preusflisch-deutscher 
Eisenbahnpolitik,  Leipzig  1876,  S.  15  ff.  Fenier 
Cohn,  System  der  Nationalökonomie  III,  S. 
870  ff. 


Eisenbahnwesen  im  Interesse  der 
Landesverteidigung  und  des  allge- 
meinen Verkehrs  zu.  Das  Reich  Imnn 
unter  Umständen  selbst  gegen  den  Wider- 
spruch der  Einzelstaalen  auch  in  deren  Ge- 
biet Eisenbahnen  bauen.  Die  Bimdes- 
regierungen  verj)flichten  sich  zur  Verwaltung 
der  Bahnen  wie  ein  einheitliches  Netz,  zu 
ihrer  Anlage  und  Ausrüstung  nach  ein- 
heitlichen Normen,  zur  Herstellimg  über- 
einstimmender Betriebseinrichtungen  — 
durchgehender  Fahrpläne,  direkter  Ab- 
fertigung im  Personen-  und  Güterverkehr  — 
Betriebs-  und  Verkehrsordnungen,  zur  Er- 
haltung der  Bahnen  in  sicherem  baulichen 
Zustande  und  zur  Ausstattmig  mit  ge- 
nügendem Betriebsmaterial.  Dem  Reiche 
ist  die  Kontrolle  über  das  Tarif^^esen  über- 
tragen. Rs  soll  insbesondere  auf  Gleich- 
mässigkeit  und  Herabsetzung  der  Tarife  liin- 
wirken.  Bei  eintretenden  Notständen  kann 
der  Kaiser  ermässigte  Tarife  für  Lebens- 
mittel feststellen. 

In  der  Zeit  zwischen  1867  und  1870,  als 
insbesondei-e  unter  Fühnmg  des  bayerischen 
auswärtigen  Ministers,  sj)äteren  Reichs- 
kanzlers Fürston  Hoh(»nlohe  ernstliche  Ver- 
suche einer  i)olitischen  Annäherung  der 
süddeutschen  Staaten  unter  sich  imd  mit 
'  dem  norddeutschen  Bunde  gemacht  wurden, 
sj)ielte  die  Eiscmbahnpolitik  eine  besonders 
wichtige*  Rolle.  Man  war  bestrebt,  die 
engere  Verbindung  des  Südens  mit  dem 
Norden  vornehmlich  auch  diu-ch  Bildung 
eines  deutschen  Eisenbahn  Vereins  zu  fördern. 
Die  sämtlichen  deutschen  Staaten  sollten 
sich  verpflichten,  alle  Staats-  und  vom 
Staat  verwalteten  Bahnen  in  einem  Verein 
zusammenzufasvsen,  so  dass  diese  Linien  ein 
gemeinsames  Eisenbahngebiet  bildeten,  und 
ausserdem  die  für  den  durchgehenden  Ver- 
kehr erforderlichen  Privatbahnen  anzukaufen. 
Der  Eisenbahnverein  sollte  durch  einen 
Eisenbahnrat  in  Verbindung  mit  dem  Zoll- 
parlamente geleitet,  gemeinsame  Tarife  auf- 
gestellt und  die  Erträge  aller  über  die 
Landesgrenzen  hinausgehender  Transporte 
unter  die  einzelnen  Staaten  nach  gewissen 
Grundsätzen  geteüt  werden.  Der  Elntwurf 
dieses  Vertrages,  der  vielfach  an  die  Zoll- 
verein sverträge  erinnert,  ist  nach  dem  Rück- 
tritt des  Fürsten  Hohenlohe  vom  bayerischen 
Ministerpräsidium  nicht  weiter  verfolgt,  und 
nach  dem  Kriege  von  1870  fand  die  deutsche 
Verfassungsfrage  eine  andere  Lösung  ^). 

*)  Vgl.  Frhr.  v.  Völderndorf,  Deut8che 
Verfasflimgen  und  Verfassungsentwürfe  in  Hirths 
Annalen  des  Deutschen  Reichs.  1890,  Band  I, 
S.  241  ff.,  insbesondere  S.  280  ff.  Der  Entwurf 
des  Vertrages  über  den  Eisenbahnverein  ist  ab- 
gedruckt Ö.  286-290.  S.  354 ff.  findet  sich 
eine  sehr  belehrende  Zusammenstellung  der  Be- 
stimmungen über  Eisenbahnwesen  in  den  Ent- 


538 


Eisenbahnen  (Eisenbahnpolitik) 


Die  Grundzüge  der  Eisenbahnpolitik  des 
Deutschen  Reichs  gehen  also  dahin,  dass 
von  Reichswegen  für  eine  gewisse  Einheit- 
lichkeit im  Bau,  im  Betriebe,  in  der  Aus- 
rüstung und  in  der  Verwaltung  der  Eisen- 
bahnen hinzuwirken  ist.  Zur  Zeit  des  Er- 
lasses der  Verfassung  fehlte  dem  Reiche 
das  Organ  zur  Ausführung  dieser  Eisenbahn - 
Politik,  und  so  wurde  durch  G.  v.  27.  Juni  1873 
ein  besonderes  Reichseisenbahnamt 
zur  Ausübung  der  dem  Deutschen  Reiche 
in  Bezug  auf  das  Eisenbahnwesen  zustehen- 
den Befugnisse  errichtet  und  dieser  Behörde 
stillschweigend  die  Aufgabe  übertragen,  für 
den  Erlass  eines  Reichseisenbahngesetzes 
zu  sorgen,  das,  wie  man  sich  dachte,  die 
Befugnisse  des  Reichs  den  Eisenbahnen 
gegenüber  genauer  festsetzen  und  überhaupt 
Grundsätze  für  die  Regelung  des  deutschen 
Eisenbahnwesens  aufstellen  sollte.  Zwei 
Entwürfe  zu  Eisenbahngesetzen  sind  vom 
Reichseisenbahnamt  in  den  Jahren  1874 
und  1875  ausgearbeitet  und  veröffentlicht. 
Sie  sind  nicht  zur  Verhandlung  diuxjh  die 
gesetzgebenden  Faktoren  gelangt.  Ein  dritter, 
im  Jahre  1879  ausgearbeiteter  Entwurf  ist 
<lem  Bimdesrat  vorgelegt. 

Die  Regierung  verliess  sodami  diesen 
Weg  der  Eisenbahnpolitik  und  machte  den 
Vorschlag,  in  dem  Reich  einen  ernstlichen 
Versuch  mit  einer  nachdriicklichen  Staats- 
bahnpolitik zu  machen,  indem  die  Bundes- 
staaten ihre  Staatsbahnen  an  das  Reich  ab- 
zutreten und  das  Reich  ausserdem  alle 
wichtigeren  Privatbahnen  für  sich  anzukaufen 
hätte.  Die  preussische  Regierung  ging  mit 
gutem  Beispiel  voran.  Durch  G.  v.  4.  Juli  1876 
liess  sie  sich  ermächtigen,  aUe  ihre  Staats- 
bahnen dem  Reich  gegen  eine  an^messene 
Entschädigung  zum  Kauf  anzubieten  und 
alle  sonstigen  Rechte  der  preussischen  Re- 
^enmg  an  den  Eisenbahnen  auf  das  Reich 
zu  übertragen.  —  Auch  von  diesem  An- 
erbieten ist  —  aus  wesentlich  pohtischen 
Gnlnden  —  kein  Gebrauch  gemacht^). 

Im  Jahre  1879  ist  noch  ein  Versuch  ge- 
macht, durch  ein  Eisenbahntarifgesetz  dem 
Reich  auf  dem  Gebiete  des  Tarifwesens 
bestimmte  imd  klare  Befugnisse  zu  geben. 
Auch  dieser  Versuch  ist  gescheitert. 

Der  Schwerpunkt  der  Eisenbahnpolitik 
des  Deutschen  Reichs  liegt  daher  heute  bei 
den  Einzelstaaten.  Die  in  dem  Reichsland 
Elsass-Lothringen  belegenen,  dem  Reich 
gehörigen  Eisenbahnen  sind  Staats- 
bahnen, deren  Erträge  nicht  dem  Reichs- 


würfen und  Verfassmigen  von  1848,49  und  von 
1867/70. 

*)  Vgl.  die  Darstellung  dieser  Vorgänge  im 
einzelnen  in  der  oben  angeführten  Schrift :  Zehn 
Jahre  preussisch  -  deutscher  Eisenbahnpolitik, 
insbes.  S.  26  ff.  bis  S.  88. 


land,  sondern  dem  Reich  zufallen.  Sie 
unterstehen,  wie  die  anderen  Staatsbahnen, 
der  Aufsicht  des  Reichseisenbahnamtes,  und 
ihre  Verwaltung  erfolgt  nach  denselben 
Grundsätzen  wie  die  des  grössten  Bundes- 
staates. Der  preussische  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  ist  gleichzeitig  Chef 
des  Reichsamts  für  die  Verwaltimg  dieser 
Bahnen  ^). 

7.  Die  deutschen  Mittelstaaten.  Als 
man  in  Deutschland  zum  Bau  von  Eisen- 
bahnen überging,  war  von  einer  zielbewussten 
Eisenbahnpolitik  nirgends  die  Rede.  Die 
Anregung  zu  den  drei  ersten  Eisenbahnen, 
der  Nürnberg-Fürther  (1835),  der  Leipzig- 
Dresdener  (1837),  der  Berlin-Potsdamer  (1838) 
ging  von  Privatpersonen  aus,  ihr  Bau  erfolgte 
durch  Aktiengesellschaften.  Die  Leipzig- 
Dresdener  Eisenbahn  erhielt  freilich  eine, 
m.  W.  in  ihrer  Art  in  der  Geschichte  des 
Eisenbahnwesens  einzig  dastehende  staatliche 
Unterstützung,  bestehend  in  dem  Rechte, 
für  den  dritten  Teil  des  Aktienkapitals,  d.  h. 
500  000  Thaler,  unverzinsliche  Kassenscheine 
auszugeben.  Die  vierte  in  Deutschland  am 
1.  Dezember  1838  eröffnete  Eisenbahn  von 
Braunschweig  nach  Wolfenbüttel  ist  die  erste 
deutsche  Staatsbahn  2).  Auch  sie  verdankt 
ihre  Entstehung  nicht  sowohl  der  braun- 
schweigischen  Regierung  als  vielmehr  einem 
braunschweigischen  Beamten,  dem  Direktor 
des  Finanzkollegiums  v.  Amsberg,  der 
seinen  ursprünglichen,  bereits  im  Jahre  1825 
gehegten  und  öffentlich  mitgeteilten  Plan, 
die  Bahn  durch  eine  Aktiengesellschaft  zu 
bauen,  nur  deswegen  aufgegeben  hatte,  weü 
er  nunmehr,  im  Jahre  1835,  glaubte,  dass 
die  Bahn  als  Staatsbahn  eher  zustande  zu 
bringen  sein  werde.  Die  Staatsregierung 
ging  alsbald  auf  seine  Pläne  ein,  und  in  den 
Berichten  an  die  Volksvertretung  sowie  den 
parlamentarischen  Verhandlungen  über  die 
Bahn  findet  die  Staatsbahnpolitik  warme 
Verteidiger,  was  freilich  das  Parlament  nicht 
abhielt,  die  Frage  einstweilen  offen  zu  lassen, 
ob  die  Bahn  zweckmässigerweise  auf  Kosten 
des  Staates  zu  verwalten  oder  unter  an- 
gemessenen Bedingungen  an  einen  Privat- 
unternehmer zu  verpachten  sei  v.  Ams- 
berg selbst  äusserte  sich  schon  in  dem 
ersten,  im  Jahre  1836  erstatteten  Berichte 
mit  folgenden  Worten  über  die  Vorzüge  des 
Staatsbahnsystems:  »Nur,  wenn  die  Bahn 
in  den  unbeschränkten  Händen  der  Staats- 
verwaltung sich  befindet,  wird  es  möglich, 
ihre  Hauptzwecke  vollkommen  entsprechend 
zu   befördern,   namentlich  den  Ertrag  der 


*)  Vgl.  Föhlinger,  Geschichte  der  Eisen- 
bahnen in  Elsass-Lothringen,   Strassburg  1897. 

*)  Vgl.  V.  Mühlenfels,  Die  Entstehungsge- 
schichte der  ersten  deutschen  Staatsbahn.  Archiv 
f.  Eisenbahnwesen,  1889,  S.  42  ff. 
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Anlage  durch  Ermässlj^ng  der  Fracht-  und 
Personengelder  teilweise  zur  Erleichterung 
und  Beförderung  des  Handels  und  Verkehrs 
zu  benutzen,  also  den  betreffenden  Landes- 
teilen selbst  zu  gute  kommen  zu  lassen.« 
Bei  Veranschlagung  der  Kosten  und  Aus- 
führung des  Baues  dieser  ersten  deutschen 
Staatsbahn  zeigte  sich  allerdings,  dass  die 
Staatsregierung  besseres  als  Aktiengesell- 
schaften nicht  zu  leisten  vermochte.  Es 
lagen  damals  noch  zu  wenig  Erfahrungen 
vor.  Der  Kostenanschlag  wurde  z.  B.  um 
mehr  als  das  Doppelte  überschritten,  haupt- 
sächlich weil  man  sich  erst  während  des 
Baus  überzeugte,  dass  erheblich  schwerere 
als  die  anfänghch  in  Aussicht  genommenen 
Schienen  für  die  Bahn  notwendig  seien. 
Diese  Bahn  ist,  wie  die  anschliessenden 
Eisenbahnen  des  Herzogtums  Braunschweig, 
Staatsbahn  geblieben  bis  zum  Jahre  1869. 
Damals  wiude  sie  an  die  beiden  angrenzenden 
preussischen  Privatbahnen,  die  Berlin-Pots- 
dam-Ms^eburger  und  die  Bergisch  -  Mär- 
kische Eisenbahn  verkauft,  und  nachdem 
die  grosse  Mehrzahl  ihrer  Aktien  mit  der 
Verstaatlichung  dieser  Bahnen  in  das  Eigen- 
t\un  Preussens  übergegangen,  sind  die  braun- 
schweigischen  Bahnen  diu-ch  G.  v.  23.  Februar 
1885  wieder  verstaatlicht  und  bilden  heute 
einen  Teil  der  pi-eussischen  Eisenbahn- 
direktion Magdeburg. 

Der  Vorgang  Braun  seh  weigs  hat 
einen  nachweisbaren,  unmittelbaren  Einfluss 
auf  die  Eisenbahnpolitik  der  übrigen  deut- 
schen Staaten  nicht  ausgeübt;  in  den 
nächsten  Jahren  sehen  wir  wieder  in  allen 
TeDen  Deutschlands  Privatbahnen  entstehen. 
Indessen  fasste  der  Staatsbahngedanke  all- 
mählich auch  in  den  deutschen  Mittelstaaten 
Wurzel.  Mit  dem  Bau  einer  Staatsbahn 
unter  Leitung  einer  staatlichen  Oberbau- 
direktion, der  Bahn  von  Mannheim  über 
Heidelberg  und  Karlsruhe  nach  Ba- 
sel, ging  zunächst  die  badische  Hegie- 
rung  vor.  Die  erste  Strecke  von  Äiann- 
heim  bis  Heidelberg  wiude  am  12.  Septem- 
ber 1840  eröffnet.  In  Baden  ist  seitdem 
die  Staatsbahnpolitik  die  herrschende  ge- 
blieben, nur  wenige  kleine  Anschlussbahnen 
sind  an  Privatunternehmer  konzessioniert, 
werden  aber  zum  Teil  auch  vom  Staate 
betrieben. 

Dieselbe  Politik  war  auch  die  des  Her- 
zogtums Nassau,  wo  die  erste  Bahn,  die 
Taunusbahn,  im  Jahre  1840  eröffnet  wurde, 
«nd  des  Königreichs  Hannover,  woselbst 
im  Jahre  18^  die  erste  Eisenbahnstrecke 
fertig  gestellt  war.  In  dem  ehemaligen 
Kurfürstentum  und  dem  Grossherzogtum 
Hessen  bestanden  Staatsbahnen  neben  den 
Privatbahnen.  Ein  eigentümliches  Gebilde 
ist  die  am  I.August  1846  eröffnete  Main- 
Neckarbahn  (Frankfurt-Darmstadt-Heidel- 


berg), eine  Staatsbahn  im  gemeinschaft- 
lichen Eigentum  der  drei  Staaten  Preussen 
(früher  Frankfurt  a.  M.),  Hessen  und  Baden 
unter  gemeinsamer  Verwaltimg*). 

Im  Königreich  Württemberg^),  wo 
nach  jahrelajigen ,  sorgfältigen  Prüfungen 
und  Untersuchungen  erst  im  Jahre  1843 
die  Anlage  von  Eisenbahnen  beschlossen 
und  am  22.  Oktober  1845  die  erste  Eisen- 
bahnstrecke von  Cannstatt  nach  Cntertürk- 
heim  eröffnet  wurde,  war  die  Regierung 
und  insbesondere  auch  der  König  Willielm 
von  Anfang  an  der  Ansicht,  dass  der  Bau 
und  der  Betrieb  der  Eisenbahnen  aus- 
schliesslich Sache  des  Staates  sei.  Die  Re- 
gierung gab  in  einer  Vorlage  an  die  Stände 
vom  7.  März  1842  dieser  Ueberzeugung  mit 
dem  Beifügen  Ausdruck,  »dass  die  Ausfüh- 
rung der  Hauptbahnen  durch  Private  in 
keiner  Hinsicht  zu  empfehlen  sei,  weil  Pri- 
vatunternehmer nicht  das  allgemeine,  son- 
dern nur  ihr  persönliches  Interesse  berück- 
sichtigen; weü  bei  der  Ausführung  der 
Eisenbahnen  durch  Private  viele  Müheu 
und  Sorgen  der  Regierung,  u.  a.  die  Ver- 
handlungen mit  auswärtigen  Staaten,  doch 
verblieben;  weil  der  Staat  für  die  Ausfüh- 
rung und  den  Betrieb  der  Bahnen  in 
günstigerer  Lage  sei  als  die  Privatunter- 
nehmer, sofern  er  eintretendenfalls  Unter- 
stützimg  doch  leisten  müsste,  ohne  dass  er 
auf  Besserung  der  Verhältnisse  ebenso  ein- 
wirken könne  wie  bei  der  Selbstverwaltung, 
imd  weil  endlich  für  Ausführung  der  Lokal- 
bahnen der  Privatindustrie  ein  weites  Feld 
jedenfalls  offen  erhalten  bleibe.«  Spätere 
Anträge  von  grossen  Bankhäusern  auf  tJeber- 
nahme  des  Bahnbaues  wurden  daher  be- 
harrlich abgelehnt  In  Württemberg  ist  die 
Staatsbahnpolitik  bis  auf  den  heutigen  Tag 
gleichfalls  die  herrschende  geblieben  und 
hat  sich  durchweg  bewährt. 

Im  Königreich  Bayern^)  waren  die 
ersten  Bahnen  Privatbahnen.  Innerhalb 
der  Grenzen  Bayerns  ist  die  erste  deutsche 

*)  Vgl.  Scheyer,  Geschichte  der  Main-Neckar- 
bahn.  Darmstadt  1896. 

^)  Vgl.  0.  Morlok,  Die  kgl.  württem- 
bergischeu  Staatseisenbahnen,  1835—1889.  Stutt- 
gart, Leipzig,  Berlin,  Wien  1890.  Dr.  v.  Jacob, 
Die  kgl.  württembergischen  Staatseisenbahnen, 
Tübing^en  1895.  Supper,  Die  Entwickelung 
des  Eisenbahnwesens  im  Königreich  Württem- 
berg. Denkschrift,  Stuttgart  1895. 

')  Vgl.  Lutz,  Der  Bau  der  bayerischen 
Eisenbahnen  rechts  des  Bheins,  München  und 
Leipzig  1883.  —  Hutzelmann,  Deutschlands 
erste  Eisenbahn  Nürnberff-Fürth,  r^ümberff  1885. 
—  Hagen,  Die  erste  deutsche  Elsenbahn  mit 
Dampfbetrieb  zwischen  Nürnberg  und  Fürth 
Nürnberg  1885.  —  Marggraff,  Die  kgl.  baye- 
rischen Staatsbahnen  in  geschichtlicher  und 
statistischer  Beziehung,  Denkschrift,  München 
1894. 
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Bahn,  die  von  Nürnberg  nach  Fitrth,  am 
7.  Dezember  1835  eröffnet.  Die  nächste 
Bahn,  die  in  den  Jahi'en  1839  und  1840 
gebaute  Bahn  von  München  nach  Aiigsbiu'g, 
ist  gleichfalls  von  einer  Aktiengesellschaft 
gebaut,  doch  hatte  die  Staatsregierung  vor- 
her »Fundamentalbestimmungen  für  sämt- 
liche Eisenbahnstatuten«  unter  dem  28.  Sep- 
tember 1836  erlassen,  in  denen  der  Staat 
sich  die  im  allgemeinen  öffentlichen  Inte- 
resse erforderlichen  Rechte  bei  Gnlndung, 
Bau  und  Betrieb  vorbehielt,  insbesondere 
auch  die  nötigen  Bestimmungen  für  die 
Einheitlichkeit  des  Baus  und  der  Verwal- 
tung der  Eisenbahnen  traf.  Diesen  Funda- 
mentalbestimmungen musste  sich  auch  die 
Bahn  von  München  nach  Augsburg  unter- 
werfen. Nach  ihrer  Fertigstellung  war  die 
Kraft  des  Privatunternehmungsgeistes  in 
Bayern  einstweilen  erschöpft.  Für  verschie- 
dene andere  Bahnen,  solche  nach  Norden 
und  nach  Süden,  wurden  zwar  Vorunter- 
suchungen gemacht,  es  fanden  sich  aber 
schliesslich  keine  Unternehmer,  und  Bayern 
hätte,  wie  Lutz  a.  a.  0.  S.  18  bemerkt,  »wohl 
erst  spät  ein  vollständiges  Eisenbahnnetz 
erhalten,  wenn  nicht  von  Seiten  der  Staats- 
regienmg  eingeschritten  worden  wäre.« 
Wie  in  Württemberg  König  Wilhelm,  so 
beschloss  in  Bayern  gegen  Ende  des  Jahres 
1840  König  Ludwig  I.  die  Erbauung  einer 
Bahn  von  Hof  bis  Nürnberg  und  von  Nürn- 
berg bis  Augsburg  auf  Staatskosten  und 
nahm  den  Bau  einer  Bahn  in  südlicher 
Richtung  nach  Lindau  in  Aussicht.  Ein 
den  Ständen  vorgelegter  Gesetzentwurf  be- 
treffend den  Bau  einer  Eisenbahn  aus 
Staatsmitteln  von  der  Reichsgrenze  bei  Hof 
über  Bamberg,  Nürnberg  und  Augsburg 
nach  Lindau  wurde  genehmigt  und  als  G. 
V.  25.  A\igust  1843  veröffentlicht.  Im 
nächsten  Jahr  folgten  weitere  Vorlagen,  und 
im  Jahre  1844  ti-at  die  Regierung  auch  mit 
der  Bahn  München-Augsburg  in  Ankaufs- 
verhandlungen. Das  Direktorium  der  Bahn 
empfahl  diesen  Ankauf  dringend,  es  er- 
klärte, zum  Ausbau  der  Bahn  und  ihrer 
Ausstattung  mit  Betriebsmitteln  seien  so 
erhebliche  Geldbeträge  erforderlich,  dass 
die  Aktionäre  später  schwerlich  noch  eine 
befriedigende  Rente  erhalten  würden.  Der 
Abtretungsverti*ag  wurde  einstimmig  ange- 
nommen und  die  Bahn  am  1.  Oktober  1844 
dem  Staat  übergeben.  Bei  den  im  folgen- 
den Jahre  stattfindenden  ständischen  Ver- 
handlungen trat  die  Regienmg  wieder  nach- 
drücklich für  eine  entschiedene  Staatsbahn- 
politik ein.  Der  Minister  des  Innern  v.  Abel 
erklärte  einmal :  »Nie  würde  die  Regierung 
die  Leitung  und  Benutzung  der  Eisenbahnen, 
einer  Anstalt,  deren  Inhaber  bis  zu  einem 
gewissen  Punkte  den  gesamten  kommerzi- 
ellen und  persönlichen  Verkehr  des  Landes 


beherrscht,  nie  würde  die  Regierung  diese 
Bahnen  in  ihren  Hauptrichtungen  in  Pri- 
vathände geben,  nie  und  unter  keiner  Be- 
dingung.« 

Die  ausschliessliche  Staatsbahnpolitik 
wurde  bis  zum  Jahre  1855  fortgesetzt 
Unter  dem  Eiufluss  der  damaligen  wirt- 
schaftlichen Anschauimgen  wurde  durch 
kgl.  V.  V.  20.  Juni  18rx')  der  Bau  von  Eisen- 
bahnen durch  Privatunternehmer  grundsätz- 
lich wieder  zugelassen,  und  am  12.  April 
1856  einer  Aktiengesellschaft  die  Konzession 
zum  Bau  der  bayerischen  Ostbahuen  er- 
teilt. Die  Konzessiouienmg  diCvSes  Netzes, 
das  sich  allmählich  auf  771,8  km  ausdehnte 
und  auf  vielen  Strecken  mit  den  Staats- 
balinen  den  Wettbewerb  aufnahm,  erwies 
sich  aber  als  ein  politischer  und  wirtschaft- 
licher Fehler.  So  war  denn  ein  im  Jahre 
1874  vom  Abgeordnetenhause  angenomme- 
ner Antrag  des  Abg.  v.  Schlör  der  Anlass, 
dass  die  Regienmg  mit  den  Ostbahnen  in 
Verkaufsverhandlungen  eintrat  und  durch 
G.  V.  15.  April  1875  zum  Erwerb  der  Bah- 
nen für  den  Staat  ermächtigt  wurde.  Seit^ 
dem  ist  in  Bayern  rechts  des  Rlieins  die 
Staatsbahni)olitik  die  heiTSchende  geblieben, 
der  Staat  hat  auch  die  Nebenbahnen  (Vizi- 
nalbahnen)  teils  gebaut  und  betrieben,  teils 
die  von  Gemeinden  angelegten  betrieben. 
Die  einzige  Privatbahn  in  Baj'eni  rechts 
des  Rheins  ist  die  Bahn  von  Nürrberg  nach 
Fürth. 

In  den  links  des  Rheins  gelegenen  Pro- 
vinzen des  Königreichs  Bayern,  der  Pfalz, 
besteht  das  Privatbahnsystem.  Die  pfälzi- 
schen Bahnen  sind  allerdings  insbesondere 
durch  Zinsbürgschaften  vom  Staate  miter- 
stützt.  Ihre  wirtschaftUchen  Interessen  und 
ihr  Verkehrsgebiet  sind  vollständig  von  dem 
der  Staatsbahnen  getrennt  und  stehen  an- 
dererseits in  inniger  Wechselwirkung  mit 
den  ihnen  benachbarten  Staatsbahnen  und 
Privatbahnen  anderer  Länder. 

Im  Königreich  Sachsen  war  zuerst 
das  Privatbahnsystem  das  herrschende,  auf 
das  eine  Zeit  lang  das  gemiscjhte  System 
folgte^).  Ungeachtet  der  Beihilfe  der  Re- 
gierung war  auch  in  Sachsen  der  Privat- 
unternehmungsgeist ausser  stände,  dem  Lande 
die  nötigen  Eisenbahnen  zu  scliaffen.  Im 
Jahre  1845/46  musste  die  Regierung  selbst 
einschreiten  und  der  Landtag  genehmigte 
den  Bau  der  ersten  Staatsbahn,  der  von 
Dresden  nach  Bodenbach,  deren  erste 
Strecke  am  1.  August  1848  eröffnet  wurde. 


*)  Vgl.:  Die  Leipzig-Dresdener  Eisenbahn 
in  den  ersten  25  Jahren  ihres  Bestehens.  Denk- 
schrift des  Direktoriums  zur  Feier  des  8.  April 
1864,  herausgegeben  vom  Direktorium  (nicht  im 
Buchhandel).  Ulbricht,  Geschichte  der  kgl. 
sächsischen  Staatsbahnen,  Dresden  1889. 
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Sachsen  machte  sodann  —  zwar  etwas 
später  als  die  übrigen  >[ittelstaaten  — 
gleichfalls  die  Erfahrung,  dass  ein  Neben- 
einanderbestehen von  Staats-  und  Privat- 
bahnen die  schlechteste  Eisenbahnpolitik 
sei,  und  beschloss  im  Jahre  1875,  zu  dem 
reinen  Staatsbahnsystera  überzugehen  und 
zunächst  die  älteste,  wichtigste,  verkehrs- 
reichste und  den  Staatsbahnen  unbequemste 
Bahn,  die  Leipzig-Dresdener,  anziikaufen. 
Nachdem  ein  Einverständnis  Über  die  An- 
kaufsbedingimgen  zunächst  nicht  erzielt 
war,  machte  die  Regierung,  als  im  Jahre 
1876  der  Plan  eines  Erwerbs  aller  deutschen 
Bahnen  für  das  Reich  erörtert  wurde,  wei- 
tere Zugeständnisse  an  das  Unternehmen, 
imd  der  Ankauf  kam  nunmehr  zu  stände. 
In  den  folgenden  Jaliren  wurden  nach  und 
nach  auch  die  übrigen  Privatbahnen  erwor- 
ben, und  das  Königreich  Sachsen  besitzt 
jetzt  ein  geschlossenes  Staatsbahnsystem, 
das  allen  Bedürfnissen  dos  gewerbthätigen 
Landes  genügt  und  dessen  Erträge  insbe- 
sondere auch  ausreichen,  um  bis  in  die  ent- 
ferntesten Gebirgsthäler  hinein  Zweigbahnen, 
zum  Teil  mit  schmaler  Spur,  zu  bauen,  die 
wesentlich  zur  Förderung  der  Gewerbthätig- 
keit  beitragen. 

Von  den  übrigen  deutschen  Mittelstaaten, 
die  eine  selbständige  Eisenbahnpolitik  ge- 
trieben haben,  herrscht  im  Grossherzogtum 
Oldenburg  das  reine  Staatsbahnsystem. 
Einen  eigentümlichen  Wechsel  in  der  Eisen- 
bahn i)olitik  finden  wir  in  Mecklenburg^). 
Die  ersten  dort  in  den  Jahren  1846  bis  1850 
gebauten  Bahnen  sind  Privatbahnen.  Darauf 
stockte  über  10  Jahre  lang  der  Eisenbahn- 
bau gänzlich.  Mit  Beginn  der  sechziger 
Jahre  baut  der  Landesherr  aus  eigenen 
Mitteln  weitere  Eisenbahnen  und  er^'irbt 
für  sich  auch  die  übrigen  selbständigen 
Privatbahnen,  so  dass  er  im  Jahre  1870 
alle  Privatbahnen  des  Landes  besitzt,  dies 
jedoch  nur,  um  sie  am  2.  April  1873  an 
eine  Aktiengoseilschaft,  die  mecklenburgische 
Friedrich-Franzbahn ,  zu  verkaufen.  Somit 
war  wieder  das  Privatbahnsvstem  das 
herrschende,  unter  dem  aber  der  Eisenbahn- 
bau gänzlich  ins  Stocken  geriet,  so  dass 
schliesslich  die  Regienmg  zum  Bau  weiterer 
Bahnen  Beihilfen  gewähren  musste.  Im 
Jahre  1889  trat  ein  neuer  Umschwung  ein. 
Die  Regienmg  schloss  mit  sechs  —  darunter 
den  grössten  —  Privatbahnen  des  Landes 
Verträge  über  den  Verkauf  ihrer  Linien  an 
den  Staat  (nicht  an  den  Landesherrn)  ab, 
die  vom  Landtag  Mitte  Dezember  1(S89  ge- 
nehmigt wurden.    Ende  1893  sind  die  noch 

*)  Vgl.  Schmidt,  Die  Entstehung  und  Ent- 
wickelung  des  Eisenbahnwesens  in  Mecklenburg- 
Schwerin.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1894,  S. 
1085  ff. 


übrigen  Privatbahnen  gleichfaUs  für  den 
Staat  angekauft,  so  dass  in  Mecklenbui-g- 
Schwerin  gar  keine,  in  Mecklenburg-Sti-elitz 
nur  noch  einige  Strecken  Privatbahnen  sind. 

8.  Das  Königreich  Prensaen  ^).  In 
den  ersten  vieraig  Jahren  des  Eisenbahn- 
zeitalters befand  sich  Preussen  verm()ge  der 
allgemeinen  politischen,  finanziellen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  einer  gewissen 
Notlage  im  Eisenbahnwesen,  und  seine  Po- 
litik war  eine  schwankende,  um  gegen  Ende 
der  siebziger  Jahre  zielbewusst  in  clie  festen 
Gleise  des  Staatsbahnsystems  einzulenken 
und  von  da  an  eine  leitende  Stelle  im  euro- 
päischen Eisenbahnwesen  einzunehmen. 

Beim  ersten  Aufti'eten  der  Eisenbahnen 
verhielt  sich  die  preussische  Regierung,  in 
üebereinstimmung  mit  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Bevölkerung,  dem  neuen  Ver- 
kehrsmittel gegenüber  abwartend,  um  nicht 
zu  sagen  ablehnend.  Als  aber  mit  dem 
Bau  von  Eisenbahnen  in  Preussen  begonnen 
werden  musste,  da  war  die  preussische 
Regierung  die  erste,  die  mit  dem  in  sei- 
ner Art  merkwünligen  G.  v.  3.  November 
1838  die  Aufgabe  löste,  das  Verhältnis  der 
Staatsgewalt  zu  den  Eisenbahnen  in  feste 
Regeln  zu  schliessen,  ausgehend  von  dem 
Gedanken,  dass  die  Anlage  der  Bahnen  dem 
Unternehmungsgeist  des  einzelnen  zu  über- 
lassen sei.  In  diesem  Gesetze  sind  jedoch 
dem  Staate  bei  der  Gründung,  dem  Bau, 
dem  Betriebe,  der  Verwaltung  der  Bahnen, 
bei  Feststellung  ihrer  Befördenmgspreise, 
ihrer  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  die 
nötigen  Befugnisse  erteilt,  um  die  öffent- 
lichen Interessen  walirzunehmen,  auch  ist 
ein  Rückkaufsrecht  für  den  Staat  vorge- 
sehen 2).  An  einen  Bau  von  Eisenbahnen 
auf  Staatskosten  und  für  den  Staat  konnte 
man  damals  hauptsächlich  aus  dem  Grunde 
nicht  denken,  weil  ein  solcher  nicht  ohne 
Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  diuxjh 
eine  Anleihe  möglich  war,  der  §  II  der 
V.  V.  17.  Januar  1820  aber  bestimmte ,  dass 
Staatsanleihen  »nur  mit  Zustimmung  und 
unter  Mitgarantie  der  künftigen  reichs- 
ständischen   Versammlung«     aufgenommen 


*)  Vgl.  V.  d.  Leyen,  Die  Durchführung  des 
Staatsbal^isy Sterns  in  Preussen  in  Schmoll ers 
Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc.,  1883,  S.  461  ff. 

*)  Vgl.  Gleim,  Zum  dritten  November  1888. 
Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1888,  S.  797  ff.,  ferner 
zur  Entwickelnngsgeschichte  der  ersten  preuss. 
Eisenbahnen :  Fleck,  Die  ersten  Eisenbahnen  in 
Preussen  nach  dem  Westen  der  Monarchie.  Archiv 
f.  Eisenbahnwesen  1895,  S.  1,  261,  454,  693.  Der- 
selbe, Studien  zur  Geschichte  des  preuss.  Eisenb.- 
wesens  a.  a.  0.  1896,  S.  27,  234,  858;  1897,  S. 
23,  889,  1073 ;  1898,  S.  653 ;  1899,  S.  1,  234.  — 
Berlin  und  seine  Eisenbahnen  (Berlin  1896)  I, 
S.  127—303. 
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werden  könnten.  —  Schon  nach  fünf  Jaliren 
machte  auch  Preussen  die  Erfahrung,  dass 
ohne  staatliche  Beihilfe  die  Privatunterneh- 
mung nicht  im  stände  war,  die  für  das 
Land  notwendigsten  Bahnen  auszuführen. 
Auf  Grimd  eines  von  den  Provinzialaus- 
schüssen  im  Jahre  1842  nach  längeren  Ver- 
handlungen —  welche  einen  bedeutsamen 
Beweis  für  den  im  Volke  schon  damals 
lebenden  Staatsbahngedanken  liefern  i)  — 
abgegebenen  Gutachtens  entschloss  sich  der 
Staat  zur  Gewähnmg  von  Zinsbürgschaften 
an  Eisenbahngesellschaften.  Doch  auch  mit 
diesem  System  war  eine  Eisenbahnverbin- 
dung zwischen  Berlin  und  dem  Osten  der 
Monarchie  nicht  zu  erreichen.  Dem  ver- 
einigten Landtage  des  Jahres  1847  ging 
daher  eine  Vorlage  betreffend  den  Bau  der 
Ostbahn  aus  Staatsmitteln  zu.  Sie  wurde 
aus  politischen  Gründen  abgelehnt.  Im 
Jahre  1848  fasste  das  Ministerium  Hanse- 
mann den  kühnen  Plan,  sämtliche  damals 
vorhandenen  Bahnen  für  den  Staat  zu  er- 
werben. Dieser  Plan  hatte  eben  die  aller- 
frühesten  Stadien  der  Entwickelung  durch- 
gemacht, als  seine  Urheber  vom  politischen 
Schauplatz  zurücktraten  2).  Mit  Einführung 
der  Verfassung  waren  die  politischen  Hin- 
dernisse für  den  Bau  von  Staatsbahnen  be- 
seitigt, und  Ende  1848  trat  denn  auch  der 
Mann  an  die  Spitze  des  Handelsministeriums, 
der  der  Eisenbahnpolitik  des  nächsten  Jahr- 
zehnts ilire  Richtung  angewiesen  hat,  der 
Minister  v.  d.  Heydt.  Seine  im  September 
1849  den  Kammern  gemachte  Vorlage  be- 
treffend den  Bau  der  Ostbalui,  der  West- 
fälischen Bahn  und  der  Saarbrücker  Bahn 
durch  den  Staat  wiu-de  zum  G.  v.  7.  De- 
zember 1849.  Während  der  Verwaltung 
des  Ministers  v.  d.  Heydt  wurde  der  Bau 
von  Staatsbahnen  fortgesetzt,  die  Nieder- 
schlesisch-Märkische  Bahn  vom  Staat  an- 
gekauft, die  Oberschiesische  und  die  Ber- 
gisch-Märkische in  Staatsverwaltung  ge- 
nommen, durch  G.  v.  24.  Mai  1853  eine  zur 
allmählichen  Tilgimg  der  Eisenbahnaktien 
im  Wege  des  Ankaufs  bestimmte  Staats- 
eisenbahnsteuer (s.  den  Art.  Eisenbahn- 
steuer) geschaffen  und  die  dem  Staat 
durch  Gesetz  verliehenen,  durch  einen  be- 
achtenswerten Eisenbahnbesitz  gestützten 
Befugnisse  in  vollem  Umfange  benutzt,  um 
die  Privatbahnen  ziu-  gemeinwirtschaftlichen 
Ausimtzung  ihrer  Monopole  zu  zwingen. 
Ein  bezeichnendes  Beispiel  für  die  Art  und 
Weise,  wie  der  Minister  v.  d.  Heydt  die 
Privatbahnen  zu  einer  für  das  Wohl  des 
Landes  erforderlichen  tarifarischen  Mass- 
regel nötigen  musste,  ist  die  durch  seine 


»)  Vgl.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1881,  S. 
«i  Vgl.  daselbst,  1880,  S.  141—149. 


Bemühungen  durchgesetzte  Einführung  des 
Einpfennigtarifs  für  die  Beförderung  ober- 
schlesischer  und  westfälischer  Kohlen  nach 
Beriin  i). 

In  dem  Jahrzehnt  von  1860  bis  1870 
wird  die  Stellung  der  Regierung  gegenüber 
den  Eisenbahnen  geki-äftigt  durch  den  Ueber- 
gang  der  hannoverschen,  nassauischen  und 
hessischen  Staatsbahnen,  insgesamt  1069  km 
in  preussischen  Besitz. 

Im  übrigen  sind  die  allgemeinen  politi- 
schen und  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
dieses  Jahrzehnts  —  der  Verfassungskonflikt, 
die  grossen  Kriege,  die  theoretische  Vorliebe 
für  diis  sogenannte  gemischte  Eisenbahn- 
system —  Gnmd  genug,  dass  die  Eisen- 
bahnpolitik in  den  Hintergrund  tritt  imd  an 
Klarheit  vermissen  lässt. 

Bald  nach  dem  Ende  des  deutsch- 
französischen Krieges  zeigten  sich  plötzlich 
die  Mängel  und  Schwächen  in  den  damali- 
gen Eisenbahnverhältnissen  Preussens  imd 
Deutschlands.  Die  Eisenbahnen  waren  ausser 
Stande,  den  gesteigerten  Bedürfnissen  des 
in  lebhaftem  Aufschwung  begriffenen  Ver- 
kehrs zu  genügen.  Andererseits  warf  sich 
das  allgemeine  Gründungsfieber  mit  beson- 
derer Vorliebe  auf  die  Eisenbahnen,  bei 
deren  Konzessionierung  nicht  immer  mit 
der  nötigen  Sorgfalt  und  Gründlichkeit  vor- 
gegangen wurde.  Die  öffentliche  Erörterung 
dieser  Missstände  in  der  Presse  und  im 
Parlamente  führten  im  Jahre  1873  zur  Ein- 
setzung einer  parlamentarischen  Unter- 
suchungskommission,  die  sich  in  ihrem  End- 
gutachten für  den  Uebergang  von  dem  ge- 
mischten zum  reinen  Staatsbahusystem, 
dabei  aber  für  ein  Hand  in  Hand  gehen 
mit  dem  Reiche  aussprach.  Es  ist  oben 
(S.  538)  gezeigt,  dass  und  aus  welchen 
Gründen  die  Wege  der  Reichseisenbahn- 
poUtik  bald  verlassen  werden  mussten. 
Preussen  fasste  daher  nun  »die  Erweitenmg 
und  die  Konsolidation  seines  eigenen  Staats- 
bahnbesitzes als  das  nächste  Ziel  seiner 
Eisenbahnpolitik«  ins  Auge. 

Die  nachdrückliche  und  machtvolle 
Staatsbahnpolitik  Preussens  beginnt  mit  dem 
Eintritt  des  Handelsministers,  späteren  Mi- 
nisters der  öffentlichen  Arbeiten  v.  May- 
bach.  Durch  GG.  v.  20.  Dezember  1879, 
V.  14.  Februar,  25.  Februar  und  7.  März 
1880  wurden  sechs  grosse  Eisenbahnen,  die 
Berlin-Stettiner ,  Mf^debiu-g  -  Halberstädter 
nebst  Hannover-Altenbekener,  Köln-Minde- 
ner,  Rheinische  und  Berlin-Potsdam-Magde- 
burger, ferner  die  Homburger  Eisenbahn 
und  der  hessische  Anteil  an  der  Main- 
Weserbahn,  im  ganzen  5002  km  Privat- 
bahnen en\^orben.    Mit  den  GG.  v.  28.  März 


*)  Vgl.  Martini,    im  Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, lÄK),  S.  ö33flf. 
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und  13.  Älai  1882  folgte  eine  zweite  Reihe 
von  7  Bahnen  im  Umfange  von  3145  km, 
den  GG.  v.  24.  Januar  und  17.  Mai  1884 
eine  dritte  Reihe  von  10  Bahnen  im  Um- 
fange von  3766  km.  Durch  die  beiden  GG. 
V.  23.  Februar  1885,  das  G.  v.  2H.  März 
1887,  das  G.  v.  8.  April  1889,  das  G.  v. 
9.  Mai  1890  und  das  G.  v.  16.  Jidi  1895 
ist  dann  noch  eine  Anzahl  von  18,  meist 
weniger  umfangreichen  Bahnen  in  einer 
Gesamtlänge  von  2360  km  in  das  Eigentum 
des  Staates  ül)ergegangen.  Die  Linien  des 
preussisehen  Staatst^ahnnetzes  haben  von 
jeher  auch  die  Gebiete  der  kleineren  deut- 
schen Bmidesstaaten  berührt,  sie  erstreckten 
sich  nach  dem  Erwerb  der  vorgedachten 
Privatbahnen  fast  über  alle  von  Preussen 
eingeschlossenen  und  ihre  benachbarten 
Bundesstaaten.  Unter  dem  21.  Juni  1896 
wurde  zwischen  Preussen  und  dem  Gross- 
herzogtum Hessen  ein  durch  hessisches  Ge- 
setz und  das  preussische  G.  v.  16.  Dezem- 
l)€r  1896  genehmigter  Staatsvertrag  abge- 
schlossen, nach  dem  Preussen  und  Hessen 
gemeinschaftlich  die  grösste  damals  noch 
vorhandene  Privatbahn,  die  hessische  Lud- 
wigsbahn (rund  693  km)  ankauften  und 
sich  über  eine  preussisch-hessische  Betriebs- 
gemeinschaft verständigten,  so  dass  auch 
die  hessischen  Staatsbahnen  in  preussische 
Verwaltung  übergingen.  —  Der  Vertrag  ist 
in  vieler  Beziehung  dem  Muster  der  älteren 
Zollvereinsverträge  nachgebildet.  Die  Ein- 
künfte des  gesamten  preussisch-hessischen 
Eisenbahnbesitzes  werden  nach  bestimmten, 
im  Vertrage  festgestellten  Grundsätzen 
z¥.ischen  Preussen  und  Hessen  geteilt^). 
Das  preussische  Eisenbahnnetz,  das  am 
1.  April  1879  eine  Länge  von  18537  km 
hatte,  worunter  5255  km  Staatsbahnen, 
3852  km  Privatbahnen  unter  Staatsverwal- 
timg und  9430  km  Privatbahnen  unter 
eigener  Verwaltung,  liatte  am  1.  April  4899 
einschliesslich  der  hessischen  Bahnen  einen 
Umfang  von  33  570  km,  davon  30737  km 
Staatsbahnen  und  2839  km  Privatbahnen. 
"Während  im  Jahre  1879  die  Privatbahnen 
nicht  nur  durch  ihren  Umfang,  sondern 
auch  durch  ihre  Lage  innerhalb  der  ver- 
kehrsreichsten Gebiete  des  Staates  den 
Staatsbahnen  mindestens  ebenbürtig  waren 
und  die  Staatsbahnen  in  einzelnen  Gebieten 


*)  Vgl.  über  die  nationale  Bedeutung 
dieser  Vorgänge:  Deutsche  Rundschau  XXIII 
(1896),  S.  362 ff.:  Fünfzig  Jahre  preussisch- 
deutsche  Eisenbahnpolitik.  Im  Frühjahr  1899 
haben  in  den  Landtagen  von  Württemberg, 
Bayern  und  Baden  Verhandlungen  über  die 
Ausdehnung  der  preussisch-hessischen  Eisen- 
bahngemeinschaft auf  süddeutsche  Staaten  statt- 
gefunden, in  denen  die  Minister  sich  ablehnend 
gegenüber  derartigen  im  Lande  auftretenden 
Bestrebungen  aassprachen. 


des  Landes,  vor  allem  im  "Westen,  kaum 
Fuss  gefasst  hatten,  verteilen  sich  heute 
die  Privatbahnen  unter  eine  Anzahl  kleiner, 
unselbständiger  Netze,  während  die  Staats- 
bahnen ein  wohlgefügtes,  das  ganze  Landes- 
gebiet durchziehendes,  einheitliches  Netz 
bilden,  dessen  Verwaltung  durch  21  Eisen- 
bahndirektionen unter  der  oberen  Leitung 
des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  die 
schönsten  Erfolge  aufzuweisen  hat.  Wie 
sehr  diese  allgemein  anerkannt  werden,  das 
beweist  u.  a.  die  Rückwirkung  der  preussi- 
sehen Staatsbahnpolitik  auf  die  Eisen- 
bahnpolitik fast  aller  europäischen  Staa- 
ten. Wenn  in  den  letzten  Jahren,  nament- 
lich seit  Erlass  des  Kleinbahngesetzes 
vom  28.  Juli  1892,  der  Bau  der  Kleinbahnen 
der  Privatindustrie  überlassen  ist  und  ein- 
zelne Konzessionen  zu  Nel)enbahnen  an 
Unternehmer  erteilt  sind,  so  kann  dies  als 
eine  grundsätzliche  Rückkehr  zu  einer  an- 
dern Eisenbahnpolitik  nicht  aufgefasst  wer- 
den, zumal  sich  der  Staat  den  Erwerb  aller 
der  dem  örtlichen  Verkehr  dienenden  Linien 
vorbehalten  hat  die  eine  grössere  Wichtig- 
keit für  den  allgemeinen  grossen  Verkehr  ge- 
winnen. 

9.  Oesterreich  und  Ungarn^).  Der 
Vater  des  Eisenbahnwesens  in  Oesterreich 
ist  der  Professor  Ritter  von  Gerstner,  der 
bereits  am  7.  September  1824  das  aus- 
schliessliche Privilegium  zum  Bau  einer 
»zwischen  Mautliausen  und  Budweis,  die 
Donau  mit  der  Moldau  verbindenden  Eisen- 
bahn« erlüelt.  Diese  129,3  km  lange  Bahn, 
deren  Ausgangspunkte  später  die  Städte 
Linz  und  Budweis  wurden,  ist  am  1.  Au- 
gust 1832  vollendet,  sie  ist  die  erste 
grössere  Eisenbahn  auf  dem  europäischen 
Jestlande.  Sie  wurde  indessen  zunächst 
mit  Pferden  betrieben  und  erst  später 
für  den  Betrieb  mit  Lokomotiven  umgestaltet. 
Die  erste  Lokomotivbahn  in  Oesterreich  ist 
die  Strecke  Floridsdorf -Wagram  der  Kaiser- 
Ferdinands-Nordbahn,  die  im  Jahre  1837 
eröffnet  wurde.  In  Ungarn  wurden  im 
Jahre  1846  die  ersten  33  km  Eisenbahn, 
die  Bahn  von  Pest  nach  Waitzen,  fertig- 
gestellt.   Es  wurden  vorerst  ohne  weiteres 


*)  Vgl.  Geschichte  der  Eisenbahnen  der 
österreichisch  -  ungarischen  Monarchie  (Wien, 
Teschen,  Leipzig,  5  Bde ,  1897—99),  enthält 
eine  Geschichte  der  einzelnen  Unternehmungen 
und  zwar  von  den  ersten  Anfängen  bis  1867 
von  Strach;  von  1897  bis  zur  Gegenwart  von 
Kon  da  und  (f.  Ungani)  von  Gonda.  Dr.  J. 
Kaizl,  Die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen 
in  Oesterreich,  Leipzig  1885.  Kupka,  Die 
Eisenbahnen  Oesterreich -Ungarns  1822 — 1867, 
Leipzig  1888.  N  e  m  e  n  y  i ,  Die  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen  in  Ungarn,  Leipzig  1890.  Dr. 
Eder,  Die  EisenbahnpoUtik  Oestreichs  nach 
ihren  finanziellen  Ergebnissen,  Wien  1894. 
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solchen  Unternehmern,  die  die  nötige  Bürg- 
schaft für  ihre  Leistungsfähigkeit  boten  und 
überdies  den  erforderlichen  Einfluss  besassen, 
zunächst  sogar  Privilegien,  vom  Jahre 
1838  aber  nach  den  allerhöchsten  Bestim- 
mungen vom  29.  Dezember  1837  und  18.  April 
1838  Konzessionen  erteilt.  Vom  Jahre 
1841  ab  treten  in  Oesterreich  Züge  einer 
bewussten  StaatsbahnpoHtik  hervor.  In  ei- 
nem Hofdekret  vom  23.  Dezember  1841  er- 
klärt die  Regierung,  dass  sie  nunmehi*  auch 
den  Bau  von  Eisenbahnen  auf  Kosten  des 
Staates  in  die  Hand  nehmen  werde,  und 
bezeichnet  die  Linien,  die  als  Staatsbahnen 
angelegt  werden  soDten.  Daneben  sollten 
die  vorhandenen  Privatbahnen  bestehen  und 
ihre  wohlerworbenen  Rechte  erhalten  blei- 
ben. In  einem  offiziösen  Aufsatze  der  Wie- 
ner Zeitung,  der  Zeugnis  giebt  von  der 
schon  damals  bei  der  Regierung  vorhande- 
nen tiefen  und  richtigen  Einsicht  in  die 
Natur  der  Eisenbahnen,  heisst  es:  »Allein 
die  Wahrnehmungen  mehrerer  Jahre  zeigten, 
dass  bei  der  Ausführung  von  Eisenbahnun- 
ternehmungen durch  die  Privatbetriebsam- 
keit Schwierigkeiten  —  so  angemessen  auch 
solche  Unternehmungen  geleitet,  so  zweck- 
mässig auch  die  Art  der  Ausführung  der- 
selben und  des  technischen  Betriebes  sein 
möge  —  mit  der  Natur  einer  Privatgesell- 
schaft unzertrennlich  verbunden  sind.  Es 
drängte  sich  die  Ueberzeugung  auf,  dass, 
wenn  der  betretene  Weg  ausschüessend  ver- 
folgt würde,  ein  Stillstand  in  der  Fortsetzung 
der  Eisenbahnen  eintreten  müsste,  und  der 
richtige  Zweck,  den  sie  zn  erreichen  be- 
stimmt sind,  nicht  erzielt  werden  würde. 
Die  vomehmlichsten  Schwierigkeiten  liegen 
in  der  Wahl  der  Richtungen,  welche  die 
Eisenbahnen  zu  nehmen  haben,  und  in  der 
Aufbringung  der  zum  Bau  oder  zur  Fort- 
setzung derselben  erforderhchen  Geld- 
mittel« .  .  .  »Die  Staatsregierung«,  heisst 
es  dann  weiter,  »ist  allein  in  dem  Falle,  die 
Bahnlinie  mit  Umffehuni^  aller  Nebenvorteile 
im  Sinne  der  allgemeinen  Interessen  des 
Yerkehrs  und  sonach  unter  Berücksichti- 
guuj^  aller  Staatszwecke,  anzufassen  und  zu 
bestimmen.«: 

Bis  zum  Jahre  1854  wurde  nach  diesen 
Grundsätzen  der  weitere  Ausbau  des  Eisen- 
bahnnetzes in  Oesterreich  fortgeführt.  Ende 
dieses  Jahres  waren  in  Oesterreich  1355  km 
Eisenbahnen,  worunter  924  km  Staatsbahnen. 
In  diesem  Jahre  erfolgte  ein  Umschwung 
der  Eisenbahnpolitik,  dessen  eigentliche  Ur- 
sachen heute  noch  nicht  vollständig  aufge- 
klärt sind.  Soviel  steht  indes  fest,  dass 
nicht  etwa  Misserfolge  der  Eisenbahnpohtik, 
sondern  vielmelir  die  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen und  finanziellen  Verhältnisse  des 
Landes  der  Anlass  waren,  dass  andere  Wege 
eingeschlagen    wurden.    Durch  Eisenbahn- 


konzessionsgesetz V.  14.  September  1854 
wurde  die  Erteilung  von  Konzessionen  an 
Privatunternehmer  vneder  gestattet.  Vom 
Jahre  1855  ab  wurden  die  vorhandenen 
Staatsbahnen  allmählich  an  Privatunterneh- 
mer, zum  grossen  Teil  ausländische  Gesell- 
schaften, verkauft,  im  Jahre  1860  hatte  der 
Staat  nur  noch  13,8  km.  Eisenbahnen.  Der 
Verkauf  erfolgte  mit  grossen  Verlusten.  Der 
Verkaufspreis  der  Bahnen,  die  dem  Staate 
377  Millionen  Gulden  gekostet  hatten,  be- 
trug 153  Millionen  Gulden,  der  Verlust  des 
Staates  also  224  Millionen  Gulden,  und  dazu 
kam,  dass  der  hauptsächlichste  finanzielle 
Zweck,  den  man  angeblich  bei  diesem 
Geschäft  im  Auge  hatte,  die  Wiederher- 
stellung einer  metallischen  Währung,  nicht 
einmal  erreicht  wurde. 

Es  folgt  in  Oesterreich  eine  Zeit  plan- 
loser EisenbahnpoHtik.  Konzessionen  über 
Konzessionen  werden  erteilt,  und  der  Staat 
gewährt  den  Privatbahnen  ünterstiitzungen. 
der  verschiedensten,  umfassendsten  Art, 
meist  in  Form  von  Zinsbüi-gschaften.  Der 
Staat  wurde  durch  diese  Unterstützungen 
finanziell  sehr  stark  belastet,  ohne  dass  er 
doch  einen  Einfluss  auf  die  Verwaltung  und 
den  Betrieb  der  Eisenbahnen  erhielt,  und 
die  Missstände  im  Eisenbahnwesen  waren 
allmählich  unerträglich  geworden,  so  dass 
im  Jahre  1877  ein  neuer  Wechsel  der  Eisen- 
bahnpoHtik eintrat.  Nach  schweren  parla- 
mentarischen Kämpfen  kam  das  G.  v.  14.  De- 
zember 1877  zustande,  das  den  Staat 
ermächtigt,  den  Betrieb  solcher  garantierten 
Eisenbahnen,  die  für  die  letzten  fünf  Jahre 
mehr  als  die  Hälfte  des  garantierten  Rein- 
ertrages jährlich  in  Anspruch  genommen 
haben,  selbst  zu  führen.  Erst  nach  zwei 
Jahren  macht  die  Regierung  zum  ersten  Mal 
von  diesem  Rechte  Gebrauch,  sie  nimmt 
vom  1.  Januar  1880  ab  die  Kronprinz-Rudolf- 
Bahn  in  Betrieb.  Es  folgt  im  Jahre  1881 
der  Erwerb  der  ganzen  Kaiserin-Elisabeth- 
Bahn  —  von  der  nur  einzelne  Strecken 
unter  das  G.  v.  14.  Dezember  1877  fielen 
—  für  den  Staat  auf  Grundlage  eines  Ver- 
trages, der  ganz  nach  dem  Muster  der 
ersten  preussischen  Verstaatlichungsverträge 
gearbeitet  war.  Durch  den  Erwerb  weiterer 
Bahnen  und  den  Bau  von  Bahnen  auf 
Staatskosten  hat  sich  das  österreichische 
Staatsbahnnetz  seitdem  weiter  entwickelt. 
Im  Jahre  1897  betrieb  der  Staat  ein  zum 
grossen  Teil  in  sich  geschlossenes  Netz 
von  9613  km  Eisenbahnen,  während  noch 
7628  km  im  Betrieb  von  Privatbahnen 
waren.  Der  Staat  hat  damit  —  allerdings 
mit  schweren  Opfern  —  die  ihm  im  Eisen- 
bahnwesen gebührende  RoUe  wieder  über- 
nommen. Allerdings  besitzen  auch  einige 
Privatbahnen  noch  eine  mächtige  Stellung. 
Wie  gross  ihr  Einfluss  ist,  das  beweist  die 
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Thatsache,  dass  es  im  Jahre  1885  nicht  ge- 
lang, die  Kaiser-Ferdinands-Nonlbahn,  deren 
Privilegium  im  Jahre  1886  ablief,  für  den 
Staat  zu  erwerben,  dass  die  Bahn  vielmehr 
ihr  selbständiges  Fortbestehen  bis  zum  Jahre 
1940,  wenn  auch  unter  wesentliclier  Be- 
schränkung ihrer  früheren  Macht,  diuxihsetzte. 
Das  Köni^ich  Ungarn  beginnt  eine 
selbständige  Eisenbahnpolitik  erst  nach  sei- 
ner Auseinaudersetzimg  mit  Oesterreich. 
Damals,  im  Jahre  1867,  waren  in  Ungarn 
2158  km  Privatbahnen,  125  km  Staatsbahnen, 
die  Eisenbahnpolitik  eine  ganz  verfahrene, 
vor  allem  das  System  der  Zinsgarautiwn 
und  anderer  Staatsunterstützimgen  in  höch- 
ster Blüte.  Die  finanzielle  Krisis  dos  Jah- 
res 1873  war  Anlass,  dass  die  Regierung 
der  Regelung  des  Eisenbahnwesens  ihre 
Aufmerksamkeit  zuwandte,  die  Untei-stüt- 
znng  der  Privatbahnen  beschränkte,  den  Bau 
von  Staatsbahnen  wieder  in  die  Hand  nahm. 
Gleichzeitig  wurde  seit  Mitte  der  siebziger 
Jahre  auch  mit  dem  Ankauf  einzelner  Ei- 
senbahnstrecken für  den  Staat  begonnen, 
und  als  im  Jahre  1880  der  Staat  die 
Theissbahn  erwarb,  war  der  Uebergang 
zu  einer  kräftigen  Staatsbahnpolitik  entschie- 
den, die  seitdem  unausgesetzt  verfolgt  ist.  Zu 
Anfang  1898  waren  von  den  ungarischen 
Eisenbahnen  13032  km  Staatsbahneu,  wo- 
runter 5000  km  vom  Staate  betriebene  IjO- 
kalbahnen,  die  Länge  der  im  Privatbetrieb 
befindlichen  Hauptbahnen  betrug  dagegen 
1319  km  und  ungefähr  ebenso  viele  Lokal- 
bahnen standen  in  Privatverwaltung. 

10.  Die  Länder  des  Orients.  Die 
deutsche  und  österreichisch-ungarische 
Staatsbahnpolitik  haben  weiter  nach  Osten, 
nach  Norden,  nach  Westen  ihre  Wirkungen 
ausgeübt.  In  den  Balkanländem  Serbien, 
Rumänien  und  Bulgarien  ist  das 
Staatsbahnprincip  teils  von  Anfang  an,  teils 
nach  kiurzer  Herrschaft  eines  gemischten 
oder  halben  Systems,  zur  vollen  Anerkennung 
gelangt  Die  serbischen  Eisenbahnen 
sind  zwar  vom  Jahre  1882  ab  mit  fremdem 
Gelde  für  den  Staat  gebaut  und  demnächst 
auch  von  einer  Privatgesellschaft  betrieben. 
Die  arge  Misswirtschaft  dieser  XJesellscliaft 
veranlasste  aber  die  Regierung  im  Jahre 
1890  zu  der  etwas  verwegenen  Massregel, 
die  Gesellschaft  unter  Gewähnmg  einer 
Entschädigung  einfach  ausser  Besitz  zu 
setzen  und  die  Verwaltung  selbst  in  die 
Hand  zu  nehmen.  In  Rumänien  hat  die 
Regierung  in  den  letzten  Jahren  die  be- 
stehenden Privatbahnen  fast  vollständig  an- 
gekauft, in  Bulgarien  hat  vom  Anfang 
an  das  reine  Staatsbahnsystem  geherrscht. 
In  der  Türkei  dagegen  werden  bis  jetzt 
die  Spuren  einer  selbständigen  staatlichen 
Eisenbahnpolitik  vergeblich  gesucht.  Die 
Regierung  hat  die  Erteilung  von  Eisenbahn- 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


konzessionen  als  eine  willkommene  Quelle 
für  Schöpfung  neuer  Einnahmen  betrachtet, 
und  durch  Verträge  mit  einem  bekannten 
internationalen  Unternehmer  ist  die  Ent- 
wickelung  der  Eisenbahnen  lange  Jalire 
unterbunden.  Nachdem  es  gelungen,  diese 
Vei-träge  zu  lösen,  ist  mit  Hülfe  fremden, 
vornehmlich  deutschen  Kapitals  imd  unter 
Gewähnmg  von  l'nterstützimgen  durch  den 
Staat  eine  Anzahl  neuer  Bahnen  in  der  Tür- 
kei und  in  Kleinasien  teils  gebaut,  teils  in 
An^iff  genommen.  —  Auch  das  Königreich 
Griechenland  liält  sich  für  zu  arm,  um 
den  Bau  von  Eisenbahnen  durch  den  Staat 
zu  unternehmen.  Der  Ausbau  des  Eisen- 
bahnnetzes (bis  1883  hatte  es  eine  Länge 
von  11  km)  ist  mit  Hülfe  fremden  Kapitals 
unter  Gewährung  von  Staatsunterstützung 
erfolgt,  indessen  neuerdings  imter  dem 
Dnick  der  allgemeinen  Finanzlage  wieder 
völlig  ins  Stocken  geraten.^) 

11.  Rassland^).  Die  Anregimg  zum 
Eisenbahnbau  ist  von  demselben  Ritter 
V.  Gerstner  ausgegangen,  der  sich  auch 
um  die  Anlage  der  ersten  Eisenbahnen  in 
Oesterreich  hohe  Verdienste  erworben  hat. 
Durch  einen  Erlass  Kaiser  Nikolaus  I.  vom 
15./ 27.  April  1836  erhielt  er  die  Erlaubnis 
zum  Bau  der  ersten  nissischen  Eisenbahn, 
der  von  St  Petersburg  nach  Pawlowsk 
über    Zarskoe    Selo    (27    km),    die   am 

4.  April  1838  für  den  ausschliesslichen  Be- 
trieb mit  Lokomotiven  fertiggestellt  war. 
Sie  blieb  7  Jahre  die  einzige  in  Rassland. 
Privatunternehmer  fanden  sich  für  neue 
Bahnen  nicht.  Der  Staat  trug  Bedenken, 
Gelder  in  dem  neuen  Verkehrsmittel  an- 
zulegen. Das  Bedürfnis  nach  Eisenbahnen 
war  nicht  vorhanden.  Nach  langen  Er- 
wägungen wurde  endlich  auf  unmittel- 
baren Befehl  des  Zaren  Nikolaus  im  Jahre 
1842  3)  der  Bau  einer  Eisenbahn  von  Pe- 
tersburg nach  Moskau  auf  Staatskosten  in 
Angriff  genommen  und  wesentlich  durch 
einen  amerikanischen  Ingenieur,  Major 
Whist  1er,  bis  zum  Jahre  1853  ausgeführt. 

*)  Vgl.  Schwering,  Die  Eisenbahnen 
Griechenlands.    Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1896, 

5.  1,  197,  S.  424  ff. 

*)  Vgl.  Zur  Geschichte  des  russischen  Eisen- 
bahnwesens, Gortschakov,  Herzenstein 
und  Weissenbruch,  Apercu  des  chemins  de 
fer  Russes;  depuis  Torigme  jusqu'en  1892,  2 
Bände  nebst  Atlas.  In  französischer  Sprache. 
Brüssel  1897—1899.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen, 
1887,  S.  50  ff.  Die  Staatseisenbahnen  in  Russ- 
land, das.  1885,  S.  314 ff.  Tschuproff,  Eisen- 
bahnen in  Russland.  Conrads  Jahrb.  Bd.  73 
(1899)  S.  496  ff. 

')  Der  von  einem  merkwürdig  richtigen 
Verständnis  der  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
zeugende  Ukas  v.  1.  Febr.  1842  ist  in  Ueber- 
setzung  abgedr.  im  Archiv  für  Eisenbahnwesen, 
1885,  S.  74  ff. 

Auflage  III.  3ö 
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Die  Bahn  —  die  Nicolaibahn  —  wurde  im 
Jahre  1868,  und  zwar  zunächst  auf  20  Jahre, 
in  den  Betrieb  einer  Aktiengesellschaft,  der 
grossen  russischen  Eisenbahngesellsehaft 
pfegeben.  Nachdem  ein  Versuch  d(T  nissischen 
Regiennig,  nach  Ablauf  der  ei-sten  20  Jahre 
die  Bahn  wieder  in  eigenen  Betrieb  zu 
nehmen,  im  Jahre  1887  gescheitert  ist,  wurde 
sie  1893  für  den  Staat  angekauft.  Das 
Schicksal  dieser  Bahn  ist  bezeiclmend  für 
die  nissische  Eisenbahnpolitik  bis  zum  Jahre 
1881.  Ohne  erkennbares  Svstem  werden 
die  Bahnen,  teils  Staatsbalinen,  in  tiber- 
wiegender Mehrzalil  aber  Privatb^inen,  unter 
Heranziehung  ausländischen  Kapitals  und 
mit  starker  Unterstützung  der  Regierung 
gebaut.  Der  Staat  opfert  riesige  Summen, 
ohne  irgendwie  Einfluss  auf  die  Eisenbahnen 
zu  erlangen.  Der  Bau  ist  mangelhaft,  der 
Betrieb  imzuverlässig,  grosse  Misswirtschaft 
in  den  Tarifen  schädigt  Handel  und  Verkehr ; 
mehrfache  Versuche,  Wandel  zu  schaffen, 
scheitern  an  der  Machtstellung  der  Privat- 
bahnen. Im  Jahre  1898  wurde  eine  Kom- 
mission zur  Untersuchung  des  Eisenbahn- 
wesens unter  Vorsitz  des  Grafen  Baranoff 
eingesetzt.  Die  Ergebnisse  ihrer  Beratungen 
und  die  Erfolge  der  Eisenbahnpolitik  der 
westlichen  Staaten  veranlassten  die  Regie- 
rung im  Jahre  1881  zur  Rückkehr  zur 
Staatsbahnpolitik.  Es  wurde  der 
Bau  von  Staatsbahnen  und  der  Ankauf  von 
Privatbahnen  begonnen  und  durch  Erlass 
vom  6.  Februar  1881  eine  Direktion  der 
Staatseisenbahnen  unter  dem  Minister  der 
Verkehrsanstalten  eingesetzt.  Den  hiermit 
gegen  die  Privateisenbahnen  eröffneten  Kampf 
hat  die  Regierung  mit  Nachdruck  und  Be- 
harrlichkeit weiter  geführt  Während  im 
Jahre  1880  von  den  21 104  Werst  Eisen- 
bahnen des  europäischen  Russlands  21042 
Werst  (99,4  ^/o)  Privatbahnen  und  nur 
62  Werbt  (0,03  «/o)  Staatsbahnen  waren, 
stellte  sich  1897  das  Verhältnis  so,  dass  von 
36891  Werst  Eisenbahnen  23905  (64,8^/0) 
Staatsbahnen  und  12986  (35,2  o/o)  Privat- 
bahnen waren.  In  F  i  n  n  1  a  n  d  befinden  sich 
von  jeher  fast  nur  Staatsbahnen,  am 
1.  Januar  1895 :  2  554  km.  Seit  dem  üeber- 
gaog  zum  Staatsbahnsystem  ist  die  Regienmg 
bemüht,  Ordnung  und  Gesetzmässigkeit  in 
die  Verwaltung,  insbesondere  auch  die  Tarife 
einzuführen,  die  Finanzwirtschaft  der  Privat- 
bahnen besser  zu  überwachen,  und  hat  mit 
dem  System  der  Staatsunterstützung  fast  voll- 
ständig gebrochen.  Einen  grossen  Zug  be- 
kommt die  russische  Eisenbahnpolitik  durch 
die  Vorschiebung  ihrer  Eisenbahnen  in  die 
miwirtüchen  Gegenden  des  asiatischen  Russ- 
land. Ein  erster  glänzender  Erfolg  war  der 
Bau  der  transkaspischen  (jetzt  centralasiati- 
sche  genannten)  Bahn  von  Usum  Ada  am  Ost- 
ufer des  kaspischen  Meeres  nach  Andisham 


und  Kuschk,  von  wo  sie  weiter  nach 
Norden  und  Osten  fortgesetzt  werden  soll, 
auf  Staatskosten^).  Eine  zweite,  erheblich 
grössere  Aufgabe  ist  der  im  Mai  1891  in 
Angriff  genommene  und  bis  1899  zu  einem 
erheblichen  Teil  —  beinahe  2,3  —  weiter 
vollendete  Bau  der  sibirischen  Eisenbahn 
vom  Ostabhange  des  Ural  nach  der  Küste 
des  stillen  Oceans.  Auch  diese  Bahn  wird 
vom  Staat  aus  eigenen  Mitteln  gebaut  Er 
liefert  damit  den  Beweis,  dass  er  vor  Unter- 
nehmungen nicht  zurückscheut,  die  bisher 
nur  durch  Private  —  ffeiüch  mit  Hufe 
des  Staates  und  unter  ganz  ausserordent- 
lichen Verhältnissen  —  in  den  Vereinigten 
Stuten  und  Canada  ausgeführt  sind.  Da- 
neben wird  der  Ausbau  des  europäischen 
Bahnnetzes  auch  nach  dem  unwirtlichen 
Gebiete  des  nördlichen  Russland  nach- 
drücklich gefördert. 

12.  Skandinavien.  Die  drei  nordischen 
Staaten  Dänemark,  Schweden  und 
Norwegen  neigen  entschieden  zur  Staats- 
bahnpolitik. In  Dänemark  (1774  km  Staats- 
bahnen in  geschlossenem  System  gegen 
598  km  über  das  ganze  Land  verstreute  und 
nur  die  Inseln  Laaland  und  Falster  aus- 
schliesslich beherrschende  Privatbahnen)  und 
Norwegen  (1 805  km  Staatsbahnen  und  149  km 
Privatbahnen)  herrscht  beinahe  das  reine 
Staatsbahnsystem,  zu  dem  in  Dänemark  mit 
G.  V.  2.  Juli  1880  betr.  Verstaatlichung  der 
seeländischen  Eisenbahnen*)  übergegangen 
wurde,  während  in  Norwegen  von  Anfang 
an  der  Staat  eine  Aufgabe  übernehmen 
musste,  die  für  das  Privatkapital  wenig 
Anziehendes  hatte.  In  Schweden  herrscht 
noch  das  sogenannte  gemischte  System, 
3  676  km  Staatsbahnen  neben  6  549  km  Piivat- 
bahnen.  Die  Erfahrungen,  die  man  dort 
gemacht  hat,  sind  aber  wenig  erfi'euliche. 
Es  ist  insbesondere  nicht  möglich,  zu  gesunden 
Tarif  Verhältnissen  zu  gelangen,  und  der  Eisen- 
bahnbau schreitet  nur  langsam  vorwärts,  so 
dass  die  Frage  des  Ankaufs  der  vorhandenen 
Privatbahnen  wiederholt  Gegenstand  parla- 
mentarischer Untersuchungen  war.^) 

13.  Die  Schweiz.^)   Die  schweizerischen 

*)  Vgl.  Heyfelder,  Transkaspien  u.  seine 
Eisenbahnen,  Hannover  1888. 

')  Vgl.  auch:  Der  Uebergang  zum  Staats- 
bahnsystem in  Dänemark.  Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, 1880,  S.  185  ff. 

*)  Vgl.  C.  B.  TroUius,  Staten  och  jemvä- 
game.    Stockholm  1890. 

*)  Vgl.  Erläuterungen  zum  Bandesgesetz 
betr.  die  Erwerbung  und  den  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen für  Rechnung  des  Bundes  (1897).  — 
Droz,  Der  Rückkauf  der  Schweiz.  Eisenbahnen. 
Basel  1898.  —  Steiger,  Zur  Orientierung 
über  die  Frage  der  fiisenbahnverstaatlichung 
in  der  Schweiz.  Zürich  1898.  —  Weissen- 
bach,  Die  Entwickelung  der  Eisenbahnfrage 
in    der   Schweiz.   Archiv    f.    Eisenbahnwesen, 
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Eisenbahnen  sind  mit  wenigen  Ausnahmen 
durch  Aktiengesellschaften  gebaut  und  be- 
trioben,  ihre  Verwaltung  ist  durch  zahl- 
reiche Gesetze  geregelt,  und  es  besteht 
eine  ziemlich  weit  gehende  Aufsicht  der 
Bundesgewalt.  Die  Eisenbahnpolitik  ist  eine 
schwankende  gewesen,  bis  durch  (t.  v.  15.  Ok- 
tober 1897  der  Ankauf  der  gi-össten  Bahnen 
für  den  Bund  und  damit  der  Uebergang  zum 
Staatsbahnsystem  beschlossen  worden  ist. 
Schon  seit  Beginn  des  Eisenbahnbaues  war 
in  zahlreichen  Kreisen  der  Bevölkenmg  eine 
Hinneigung  zum  Staatsbahnsj^stem  vorhanden. 
Durch  Bundesgesetz  v.  28.  Juli  1852  wurde 
indessen  die  Freigabe  der  Eisenbahnen  an 
Privatunternehmer  und  ihre  Konzessionierung 
diu-ch  die  Kantone  unter  Mitwirkung  des 
Bundes  vorgesehen.  Dieses  Gesetz  wurde 
aufgehoben  diu-ch  G.  v.  23.  Jiüi  1872,  das 
die  Konzessionienmg  dem  Bunde  unter 
Teilnahme  der  Kantone  übertrug.  Auch 
unter  der  Herrschaft  dieses  Gesetzes  war 
die  Entwickelung  des  Eisenbahnwesens  eine 
wenig  befriedigende,  und  die  Regienmg 
bestrebte  sich,  die  bestehenden  Mängel  durch 
ErLoss  zahlreicher  neuer  Gesetze  zu  beseitigen. 
In  den  Eisenbahnkonzessionen  sind  Be- 
stimmungen über  den  Rückkauf  der  Eisen- 
bahnen durch  den  Bund  enthalten.  Der 
erste  Rückkaufstermin  f(ir  eine  der  grösseren 
Bahnen  war  der  1.  Mai  1888;  wenn  der 
Bund  von  seinem  Rechte  Gebrauch  machen 
wollte,  so  musste  er  dies  5  Jahre  vorher 
der  Bahn  anzeigen.  Bei  Prüfung  der  Frage, 
ob  der  Ankauf  in  Aussicht  genommen  werden 
solle,  kam  der  Bundesrat  zu  dem  Ergebnis, 
dass  der  Ankaufspi'eis  ein  zu  hoher  sein 
werde,  und  beschloss  daher,  von  dem  An- 
kauf abzusehen  und  zunächst  ein  neues 
Rechnungsgesetz  (v.  21.  Dezbr.  1883)  zu  er- 
lassen, durch  das  feste  Gnmdsätze  über  die 
Aufstellung  der  Rechnungen  und  Bilanzen 
der  Eisenbahnen  aufgestellt  wurden.  Ein 
im  Jahre  1888  unternommener  Versuch  des 
fi-eihändigen  Ankaufs  der  Nordostbahn  gelang 
nicht  Im  Jahre  1890  benutzte  der  Bundes- 
rat die  Verhandlungen  Über  die  Ver- 
schmelzung der  westschweizerischen  und 
der  Jura-Bem-Luzembahn  zur  Jura-Simplon- 
bahn  zum  Ankauf  eines  grösseren  Teils  der 
Aktien  des  neuen  Unternehmens.  Der  im 
Jahre  1891  weiter  von  den  eidgencJssischeu 
Räten  beschlossene  Erwerb  der  Centralbahn 
wiu-de  aber  am  6.  Dezbr.  1891  dimjh  Volksab- 
stimmimg mit  289  406  gegen  130  729  Stimmen 
abgelehnt.  —  Schon  im  Jahre  1892  wurden 


1898,  S.  221  ff.,  417 ff.  —  G.  Cohn,  System  der 
Nationalökonomie,  III,  S.  897 ff.  D er s.,  Archiv 
f.  Eisenbahnwesen,  1898,  S.  1123  ff.  —  v.  d. 
Leyen,  Der  Ueberganfif  der  Schweiz  zum 
Staatsbahnsystem.  Ztg.  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen,  1898,  Nr.  44,  45. 


neue  Untersuchungen  über  eine  Reform  des 
Eisenbahnwesens  eingeleitet,  die  zuerst  zum 
Erlass  eines  neuen  Kechnungsgesetzes  vom 
23.  Juni  1896  führten,  das  insbesondere 
strenge  Bestimmungen  über  die  Bewertung 
der  Eisenbahnen  enthält,  nachdem  schon 
vorher  durch  G.  v.  28.  Juni  1895  der  Einfluss 
der  ausländischen  Eisenbahnaktionäre  auf 
die  Verwaltung  der  Eisenbahnen  einge- 
schränkt war.  Das  Rechnungsgesetz  wurde 
trotz  lebhafter  Agitation  der  Eisenbahnen 
am  4.  Oktober  1896  durch  Volksabstimmung 
mit  223228  gegen  176577  Stimmen  ge- 
nehmigt. Der  Bundesrat  glaubte,  dass  nun- 
mehr die  öffentliche  Meinung  für  die  Diutjh- 
führung  des  Staatsbahn  sj-Btems  gereift  sei, 
und  beantragte  in  einer  Botschaft  vom 
25.  März  1897  den  Rückkauf  aller  schwei- 
zerischen Hauptbahnen  und  legte  gleichzeitig 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Be- 
trieb der  Eisenbahnen  für  Rechnung  des 
Bundes  und  die  Organisation  der  Verwaltung 
der  schweizerischen  Bundesbahnen  vor.  Die 
Entwürfe  wurden  mit  einigen  Aenderungen 
von  den  Räten  genehmigt,  und  das  G.  v. 
15.  Oktober  1897  am  20.  Februar  1898  durch 
Volksabstimmung  mit  386634  gegen  182718 
Stimmen  bestätigt.  Alsbald  sind  die  Ver- 
handlungen über  den  Ankauf  der  in  Frage 
kommenden  5  grossen  Bahnen  in  einer  Ge- 
samtlänge von  2644  km  eingeleitet.  Die 
Durchführung  des  Staatsbahnsystems  wird 
erst  allmählich  erfolgen,  falls  nicht  die 
beteiligten  Bahnen  geneigt  sind,  ihr  Besitz- 
tum freiwillig  früher  dem  Bunde  abzutreten. 
—  Die  in  dem  G.  v.  15.  Oktober  1897  vor- 
geschlagene Organisation  ist  in  manchen 
Beziehungen  der  der  preussischen  Staats- 
bahnen nachgebildet,  insbesondere  ist  auch 
die  Einsetzimg  wirtschaftlicher  Beiräte  vorge- 
sehen, und  das  Gesetz  enthält  Bestimmungen 
über  Verwendung  der  Eisenbahneinnahmen 
für  Zwecke  der  Eisenbahnen.  Bei  dem 
Uebergang  der  Schweiz  zum  Staatsbahn- 
system haben  politische  (die  Bestrebungen 
nach  einer  Centralisation  des  Bundesstaats) 
und  soziale  Gründe  sowie,  wie  oben  bereits  be- 
merkt, der  Wunsch  mitgewirkt,  den  Einfluss 
des  Auslandes  auf  die  Entwickelung  und 
den  Betrieb  der  Verkehrsanstalten  zurück- 
zudrängen. Die  Vorbereitungen  zur  dem- 
nächstigen üebemahme  der  Eisenbahnen  in 
die  Verwaltung  des  Bimdes  sind  in  vollem 
Gange. 

14.  Belgien.  Das  Königreich  Belgien 
ist  das  einzige  Land,  in  dem  gleich  zu  Be- 
ginn des  Eisenbahnzeitalters  der  Staatsbahn- 
gedanke zur  praktischen  Ausführung  gelangte. 
Bereits  im  Sommer  1833  legte  die  Regierung 
dos  drei  Jahre  zuvor  gegründeten  neuen 
Königreichs  den  Ständen  einen  Gesetzent- 
wurf vor,  in  dem  10  MiU.  Francs  zum  Bau 
von  Eisenbahnen   (im   ganzen  349  km)   auf 
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Kosten    des    Staates    zur   Verbindung    des 
Meeres  und  der  Scheide  mit  der  Maas  und 
dem  Rheine  gefordert  wurden.    Der  Entwurf 
wurde  in  beiden  Häusern  mit  grosser  Mehr- 
heit angenommen  imd  als  G.  v.  1.  Mai  1834 
veröffentlicht.    Die  erste  Strecke  der  neuen 
Bahnen,  die  Bahn  von  Brüssel  nach  Mecheln 
(21  kmj,   wurde  am  5.  Mai  1835   eröffnet. 
Durch  6.  V.  26.  Mai  1837  wurde  eine  weitere 
Reihe  von  Staatsbahnen  (563  km)  bewilligt. 
Zehn  Jahre  lang  blieb  das  reine  Staatsbahn- 
system   bestehen;    es   war   den    deutschen 
Mittelstaaten  bei  ihrer  Staatsbahnpolitik  ein 
Yorbüd.     Seit  1844  begann   indes  auch  in 
Belgien   der  Bau   von   Privatbahnen.     Be- 
sondere Gründe,  aus  denen  der  Staat  dies 
zuliess,  sind  näher  nicht  bekannt.   Jedenfalls 
machte  er  mit  dem  gemischten  System  keine 
guten  Erfahrungen,   so  dass  mehrfach  ver- 
sucht wurde,  die  Privatbahnen  für  den  Staat 
zu  erwerben.    Im  Jahre  1895  wurde  dieser 
Versuch  erneuert,  indem  der  Staat  mit  der 
grössten  Privatbahn,  der  Grand  Central  Beige 
in  Ankaufsverhandlungen   eintrat     In  dem 
Yertrag  vom  10.  Februar  1897,  der  von  den 
parlamentarischen  Körperschaften  genehmigt 
wurde,  trat  die  Bahn  ihr  ganzes  Netz  dem 
Staate  ab,  der  es  am  1.  Juli  1898  in  eigene 
Verwaltung  nahm.    Seitdem  sind  auch  Er- 
werbsverhandlungen   mit     den    noch    vor- 
handenen kleinen  Privatbahnen   eingeleitet, 
so  dass  die  Durchführung  des  reinen  Staats- 
bahnsystems in  Belgien  nur  noch  eine  Frage 
der  Zeit  ist.  —  Der  Ausbau  des  Eisenbahii- 
netzes  erfolgt  allerdings  in  der  Hauptsache 
nach  den  GG.  v.  28.  Mai  1884  und  24.  Juni 
1885  ^)  durch  eine  Nationale  Gesellschaft  der 
Nebenbahnen  (Societe  nationale  des  chemins 
de  fer  vicinauxj,  die  unter  strenger  staatlicher 
Aufsicht    Neoenbahnen     imd     Klein- 
bahnen unter  finanzieller  Älitwirkung  des 
Staates,  der  Provinzen  und  der  Gememden 
auszuführen  hat.    Der  Betrieb  dieser  Bahnen 
ist  in  vielen  Beziehungen  freier  als  der  der 
Hauptbahnen,   er  wird  grösstenteils   durch 
die  anschliessenden  Staats-  und  Privatbahnen, 
im   übrigen   durch   Organe    der   nationalen 
Gesellschaft  geführt;   der  grösste  Teü   der 
Bahnen  ist  schmalspurig.    Das  Gesetz   hat 
sich  wohl  bewährt,  es  ist  allerdings  auf  die 
besonderen    Verhältnisse     des     belgischen 
Staates  zugeschnitten.  Zu  Anfang  1898  hatte 
die   nationale   Gesellschaft   71   Linien   mit 
einem  Umfange  von  1510  km    gebaut   und 
wirtschaftlich   und  finanziell   befriedigende 
Ergebnisse  erzielt. 

15.  Niederlande.^)  Die  EisenbahnpoHtik 

*)  V^l.  Sonnenschein,  Die  Organisation 
des  belgischen  Nebenbahnwesens,  Archiv  f. 
Eisenbahnwesen  1886,  S.  748  ff. 

')  Vgl.  Clans,  Das  Eisenbahnwesen  in 
den  Niederlanden.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen 
1883,  S.  571  ff.     Ders.,    Die  Neuordnung  des 


des  Königreichs  der  Niederlande  ist  stark 
beeinflusst  diu:ch  das  ausgedehnte  und  leis- 
timgsfähige  Netz  von  Wasserstrassen,  das 
diesen  Staat  diwchzieht.    Die  erste  nieder- 
ländische Bahn  —  eine  Privatbahn  —  ist 
die  von  Amsterdam  nach  Haarlem,  die 
am    20.    September    1839    eröffnet    wurde. 
Weitere   Eisenbahnen    hielt    man    zunächst 
für  überflüssig.    Der  im  Februar  1838  den 
Generalstaaten  vorgelegte  Gesetzentwiui  über 
den  Bau  einer  Bahn  von  Amsterdam  nach 
Arnheim  wurde    mit  46  gegen  2  Stimmen 
abgelehnt.     Die   Anlage   dieser    und    einer 
Anzahl  anschliessender  Bahnen  wurde  erst 
in  Angriff  genommen,  als  der  König  sich 
verpflichtete,  aus  eigenen  Mitteln  das  zuzu- 
schiessen,  was  —  nach  Deckung  der  Be- 
triebskosten  —    an    einer  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  mit  4^/2  *^/o  etwa  fehlen  werde. 
Auch   in   den  folgenden  Jahrzehnten  hatte 
der  Bau  von  Eisenbahnen  für  das  Privat- 
kapital keinen  Reiz,  nur  kleine,  überall  ver- 
streute Linien  wuixien  ausgeführt.    Das  G. 
V.  18.  August  1860  ordnete  wieder  den  Bau 
eines  grösseren  Netzes  von  Staatsbahnen  an, 
die  am  5.  Oktober  1863  fertig  waren.    Die 
Volksvertretung  konnte  sich  aber  nicht  ent- 
Rchliessen,  dem  Staate  auch  den  Betrieb 
dieser    Bahnen    anzuvertrauen.     Man    be- 
fürchtete politische  ünzuträglichkeiten,Steige- 
rung  des  Einflusses  der  Regierung  durch  Ver- 
mehrung der  Beamten.  So  wurde  denn  inden 
Niederlanden  zum  ersten  Mal  in  grösserem 
Umfang  der  Versuch  einer  Verpachtung 
von  Staatsbahnen  an  eine BetriebsgeseD- 
schaft   —  Maatschappij   tot   Exploi- 
tatie  van  Staatsspoorwegen  — unter- 
nommen, mit  der  am  11.  August  1863  ein  Ver- 
trag abgeschlossen  woirde.  Eine  Anzahl  kleine- 
rer Strecken  nahm  die  holländische  Eisenbahn- 
gesellschaft in  Pacht.   —   Die   finanziellen 
Erfolge   dieser  Eisenbahnpolitik  waren  für 
den  Staat  traurige  und  für  die  Gesellschaft 
wenig  ermutigend.     Wiederholt  wiuxie   in 
Erwägung  gezogen,  ob  nicht  der  Staat  besser 
selbst   den  Betrieb  übernehme.     Im  Jahre 
1876  gelang  es  der  Gesellschaft,  den  Ver- 
trag von   1863  zu  ihren  Gunsten   zu  ver- 
bessern. Seitdem  haben  ihre  Aictionäre  regel- 
mässig mindestens  5®/o  Dividende  erhalten, 
während   das  staatliche  Anlagekapital   sich 
höchstens  mit  1,15 ®/o  verzinst  hat.    Auch 
an  Reibereien  zwischen  Staat  und  Gesell- 
schaft hat  es  nicht  gefehlt,  insbesondere  wo 
es  sich  um  Bau  neuer  Strecken,  Herstellung 
von  Verbesserungen  und  Ergänzungen  han- 
delte.   Die  auch  sonst  im  niederländischen 


Eisenbahnwesens  im  Königreich  der  Niederlande. 
Das.  1892,  S.  459  ff.  Verslag  der  Commissie  tot 
het  houden  eener  enqu6te  omtrent  de  exploitatie 
der  Nederlandsche  Spoorwegen  (1882,  1883). 
J  a  c  q  m  i  n ;  Etüde  sur  les  chemins  de  fer  des  Pays 
Bas,  Paris  1882. 
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Eisenbahnwesen  hervorgetretenen  Mängel 
veranlassten  in  den  Jahren  1880  und  1883 
die  Anstellung  einer  parlamentarischen  Eisen- 
bahn-Enquete. In  diesör  wurden  mancherlei 
Beschwerden  als  berechtigt  anerkannt,  ins- 
besondere über  das  schlechte  Verhältnis  der 
verschiedenen  Eisenbahnen  unter  einander, 
wodurch  das  Publikum  geschädigt  werde, 
die  unlautere  gegenseitige  Konkurrenz- 
macherei,  die  Unsicherheit  der  Tarife, 
schlechte  Bezahlung  und  Ueberanstrengung 
des  Personals.  Den  üebergang  zum  reinen 
Staatsbahnsystem,  dessen  Vorzüge  von  ^ielen 
Mitgliedern  anerkannt  wmrden,  zu  empfehlen, 
konnte  man  sich  gleichwohl  nicht  ent- 
schliessen.  —  So  ist  denn  der  Versuch  ge- 
macht, auf  anderem  Wege  die  Missstände 
zu  beseitigen.  Die  Regierung  hat  am  21. 
Januar  1890  Verträge  mit  der  grössten  noch 
bestehenden  Privatbahn,  der  niederländischen 
Rheinbahn,  über  den  Ankauf  ihrer  Linien 
für  den  Staat,  und  gleichzeitig  mit  der  Be- 
triebsgesellschaft und  der  holländischen  Eisen- 
bahngesellschaft über  die  Pachtung  auch 
dieser  Linien  abgeschlossen,  die  durch  G. 
V.  22.  Juli  1890  nach  langen  Kämpfen  von 
der  Volksvertretung  genehmigt  sind.  Seit 
dem  15.  Oktober  1890  sind  hiernach  fast 
alle  im  Königreich  der  Niederlande  belegenen 
Eisenbahnen  Staatsbahnen,  diese  sind  an 
zwei  Betriebsgesellschaften  verpachtet,  deren 
Wettbewerbsverhaltnisse  durch  die  Verträge 
geregelt  werden.  Ein  in  den  Jahren  1890 
und  1891  unternommener  Versuch,  in  der 
niederländischen  Kolonie  Java,  deren  Eisen- 
bahnen in  überAÄaegender  Mehrzahl  vom 
Staate  gebaut  sind  und  mit  Erfolg  betrieben 
werden,  eine  der  des  Mutterlandes  ähnliche 
Eisenbahnpolitik  durchzuführen,  ist  ge- 
scheitert. Die  Regierung  musste  einen  Ge- 
setzentwurf, in  dem  sie  den  weiteren  Aus- 
bau der  Eisenbahnen  der  Privatunternehmung 
überlassen  und  diese  diu*ch  Zinsbürgschaft 
unterstützen  wollte,  zurückziehen.^) 

16.  Italieii^).  Eine  italienische  Eisen- 
bahnpolitik giebt  es  nicht,  solange  auf  der 

*)  Vgl.  R.  A.  J.  Snethlage,  Indische  Spoor- 
wegpolitiek  in  der  Zeitschnft  De  Economist, 
Jahrgang  1891,  S.  241  ff.  Ders.,  Die  Eisen- 
bahnen auf  Java.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen, 
1892,  S.  277  ff.,  550  ff. 

•)  Vgl.  Atti  della  commissione  d'  inchiesta 
snir  esercizio  delle  ferrovie  italiane.  Roma 
1881  7  Bände.  Pieck,  Die  Eisenbahnfrage  in 
Italien,  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1882,  S.  91  ff. 
Derselbe,  Zur  Geschichte  der  oberitalienischen 
Eisenbahn.  Das.  1883,  S.  135  ff.  Derselbe,  Das 
italienische  Eisenbahng.  v.  27.  April  188d  und 
die  neuen  Betriebsüberlassungsverträge.  Das. 
1886,  S.  171  ff.,  364 ff.  Spera,  G.,  L'esercizio 
ferroviario  e  le  possibiU  riforme  ed  economic, 
2  Bde.,  Rom  1898.  Vgl.  auch  Fischer, 
Italien  und  die  Italiener  am  Schluss  des  19. 
Jahrhunderts  insbes.  S.  274ff.,  Berlin  1899. 


apenninischen  Halbinsel  eine  Anzahl  unab- 
hängiger Staaten  neben  einander  bestehen, 
und    auch    in    dem    ersten    Jahrzehnt    des 
einigen  Italiens  beschränkt  sich  die  Regie- 
rung darauf,  den  Bau  der  Eisenbahnen  zu 
pflegen  und  die  völlig  verworrenen  Eisen- 
bahuverhältnisse    äusserlich    ein   wenig    in 
Ordnung  zu  bringen.     Mitte  der  siebziger 
Jahre  zeigte   sich,   dass   die  weitere  Ent- 
wickelung  der  wirtschaftlichen  Lage  Italiens 
ein  nachdrückliches  Eingreifen  auch  in  der 
Eisenbahnfrage    erforderlich    machte.      Die 
Richtung,  die  die  Regierung  in  zwei  in  den 
Jahren  1874  und  1875  dem  Abgeordneten- 
hause vorgelegten  Gesetzentwürfen  einschlug, 
war  eine  dem  Ötaatsbahnsystem  freundliche, 
wie  denn  auch  nach  dem  Vertrag  von  Basel 
V.  17.  November  1875  die  oberitalienische 
Eisenbahn  vom  Staate  angekauft  wurde.    Die 
politischen  Verhältnisse  der  nächsten  Jahre 
Hessen  die  Eisenbahnfrage  wieder  in   den 
Hintergrund  treten.    Erat  als  durch  G.  v. 
8.  Juli  1878  eine  eigene  parlamentarische 
Kommission  eingesetzt  wurde  mit  dem  Auf- 
trage, zu  untersuchen,  wieweit  die  bisher 
in  Itaiien  geltenden  Eisenbahnsysteme  dem 
öffentlichen  Interesse  entsprächen  und  wel- 
cher der  verschiedenen  an  Private  zu  er- 
teilenden Konzessionen  der  Vorzug  zu  geben 
sei,  kam  die  Eisenbahnfrage  wieder  in  Fluss. 
Die  üntersuchungskommission  arbeitete  drei 
Jahre  lang,  vom  Sommer  1878  bis  1881.   Das 
Ergebnis  ihrer  Thätigkeit  ist  das  italienische 
Eisenbahngesetz  v.  27.  April  1885,  die  gegen- 
wärtige Grundlage  der  italienischen  Eisen- 
bahnpolitik.   Die  italienische  Regierung  ist 
Eigentümerin  fast  aller  auf  dem  italienischen 
Festlande  und  der  Insel  Sicilien  belegenen 
Haupteisenbahnen  geworden.     Sie   hat   die  * 
zur   Zeit    des   Erlasses   des   Gesetzes   vor- 
handenen   festländischen    Bahnen    in   zwei 
Längennetze,  das  mittelländische  und  das 
adriatische,  eingeteilt;  die  auf  Sicilien  be- 
legenen Bahnen  bilden  das  dritte,  das  sici- 
lische  Netz.    Der  Betrieb  eines  jeden  dieser 
Netze   ist  auf  60  Jahre  an  eine  Betriebs- 
gesellschaft mit   der  Massgabe   verpachtet, 
dass  nach  Ablauf  von  je  20  Jahren  die  Re- 
gierung und  die  Unternehmerin  zur  Kün- 
digung  des  Pachtvertrags   berechtigt   sind, 
üeber    die    finanziellen    Verhältnisse    der 
Bahnen,  ihre  Leistungen  an  die  Regierung, 
ihre   Rechte    und    Pflichten    sind    die   ge- 
nauesten Bestimmungen  in   den  Verträgen 
getroffen.    Die  Regierung  hat  die  Oberauf- 
sicht über  den  Betrieb,  die  sie  durch  eine 
besondere  Behörde  wahrnimmt.    Sie  hat  ein 
eingehendes    Mitwirkungsrecht     bei    Fest- 
stellung der  Tarife  und  Fahrpläne.     Nach 
Auflösung  der  Verträge  hat  die  Regierung 
das  Betriebsmaterial  —  das   die   Betriebs- 
gesellschaften nach  den  Verträgen  von  1885 
zu   einem   Preise   von   265   Millionen  Lire 
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gekauft  haben  —  nach  dem  dann  abzu- 
schätzenden Zeitwert  zurückznerwerben  und 
die  Fonds  der  Gesellschaft  mit  Aktiven  und 
Passiven  zu  übernehmen.  Es  ist  der  italieni- 
schen Regierung  nicht  leicht  geworden,  die 
Genehmigung  des  Parlaments  für  diese  Ver- 
träge zu  erlangen.  Eine  starke  Strömimg 
war  zu  Gunsten  des  reinen  Staatsbahn- 
systems vorhanden,  von  vielen  und  einfluss- 
reichen Seiten  wurden  die  Bedenken  gegen 
die  grossen,  den  Unternehmern  gewährten 
Vorteile,  gegen  die  Schöpfimg  so  bedeuten- 
der Finauzmächte,  die  bald  dem  Staate  über- 
legen sein  würden,  geltend  gemacht  Es 
waren  teils  politische,  teils  finanzielle  Gründe, 
die  der  Regienmg  ungeachtet  der  starken 
Opi)Osition  zum  Siege  verhalfen  ^),  und  heute 
scheint  die  Opposition  Recht  gehabt  zu 
liaben.  Die  Eisenbahnpolitik  des  Jahres 
1885  hat  keine  schönen  Früchte  getragen. 
Die  Gesellscliaften  haben  verhältnismässig 
gute  Geschäfte  gemacht,  der  Betrieb  der 
Bahnen  ist  aber  ein  unvollkommener,  die 
Aufsicht  des  Staates  wirkungslos,  der  not- 
wendige und  von  den  Gesellschaften  mit 
übernommene  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes 
schreitet  langsamer,  als  vorgesehen  war,  und 
nur  unter  Uebemahme  stets  neuer  Opfer 
durch  den  Staat  vorwärts.-)  Es  heiTScht 
daher  auch  Einverständnis  dan'iber,  dass  zu 
dem  ersten,  in  den  Verträgen  von  1885  vor- 
gesehenen Zeitpunkt,  dem  Jahre  1905,  Ver- 
ändenmgen  in  diesen  vorgenommen  werden 
müssen.  Um  zu  prüfen,  in  welcher  Rich- 
tung dies  geschehen  soll,  ist  wiederum  eine 
Untersuchungskommission  im  Jahre  1898 
eingesetzt,  die  im  April  1899  ihre  Arbeiten 
abgeschlossen  und  im  Oktober  in  4  Bänden 
veröffentlicht  hat. 

17.  Frankreich.  Frankreich  ist  das  Land 
der  Privatbahnpolitik,  des  staatlich  organi- 


»)  Vgl.  Pieck,  a.  a.  0.  1886,  S.  174fF. 

')  Vgl.  u.  a.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen  1889, 
.S.  69 ff.;  1891,  S.  324 flf.,  1898,  S.  33 ff. 

')  Die  umfassendsten  und  gediegensten 
Werke  über  die  Eisenbahnen  Frankreichs  und 
die  französische  Eisenbahnpolitik  sind  die  beiden 
Werke  von  A.  Picard:  Les  chemins  de  fer 
fran^ais.  (Quellenwerk.)  6  Bände,  Paris  1884/85, 
und  Traite  des  chemins  de  fer.  4  Bände, 
Paris  1887.  S.  auch  die  Anzeige  des  letzten 
Werkes  von  Ulrich  im  Archiv  für  Eisenbahn- 
wesen, 1891,  S.  211  ff.,  s.  ferher  L.  Aucoc,  Con- 
ferences sur  l'administration  et  le  droit  admi- 
nistratif.  Band  III,  2.  Aufl.,  Paris  1882.  Col- 
aon,  Les  chemins  de  fer  et  le  budget,  Paris 

1896.  V.  Kaufmann,  Die  Eisenbahnpolitik 
Frankreichs,  2  Bde.,  Stuttgart  1896.  Hierzu 
meine  Besprechung  i.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen, 

1897,  S.  138  ff.,  609  ff.  und  die  Erwidenmg  des 
Verfassers  das.  S.  684  ff.  und  dessen  Schluss- 
abreehnung  in  den  Annalen  des  Deutschen 
Keichs  1898. 


sierten  Privateisenbahnmonopols.  '*)  Sechs 
grosse  Aktiengesellschaften,  deren  fünf  ihren 
Sitz  in  Paris  haben  (die  Nord-,  die  Ost-^  die 
West-,  die  Orleans-  und  die  Lyon-Mittel- 
meerbahn),  während  die  sechste,  die  Süd- 
bahn, im  Südwesten  des  Landes  liegt,  haben 
unter  sich  die  Eisenbahnen  Frankreichs  ge- 
teilt, seit  dem  Jahre  1878  dulden  sie  ungern 
neben  sich  ein  verliältnismässig  schwaches 
Netz  von  Staatsbahnen.  Am  1.  April  1899 
hatten  die  Netze  der  6  Gesellschatten  eine 
Ausdehnung  von  33417  km,  das  Staatsbahn- 
netz eine  solche  von  2813  km.  Die  Netze 
der  Gesellschaften  sind  so  gestaltet,  dass 
die  einzelnen  Bahnen  unabliängig  von  ein- 
ander ein  bestimmtes  Gebiet  des  Landes 
ausbeuten  und  ein  Wettbewerb  zwischen 
ihnen  nahezu  ausgeschlossen  ist.  Die  ausser- 
dem vorhandenen  kleinen  Netze  von  Haupt- 
und  Lokalbahnen  sind  für  die  Eisenbahn- 
politik ohne  Bedeutung.  Der  Staat  ist  nicht 
mtide  geworden  —  unter  allen  Regierungs- 
formen, die  Frankreich  seit  Beginn  des 
Eisenbahnzeitalters  gesehen  hat  — ,  die 
grossen  Gesellschaften  immer  aufs  neue 
finanziell  zu  unterstützen,  ohne  dass  es  ihm 
bisher,  ungeachtet  verschiedener  Anläufe 
und  trotz  einer  bis  auf  alle  Einzelheiten 
sich  erstreckenden  Aufsicht,  gelungen  ist, 
einen  entscheidenden  Einfluss  auf  ihren 
Betrieb  und  ihre  Verwaltung  zu  gewinnen. 
Die  Geschichte  der  französischen  Eisen- 
bahnpolitik zerfäUt  in  vier  Abschnitte;  das 
Zeitalter  der  Kindheit  von  1832  (die  erste 
franz()sische  Bahn  ist  die  von  Lyon  nach 
St.  Etienne)  bis  zum  G.  v.  11.  Juni  1842 
betreffend  die  Anlage  der  grossen  Eisen- 
bahnlinien; das  Zeitalter  des  Ausbaues  des 
Eisenbahnnetzes  und  der  Bildung  der  sechs 
grossen  Eisenbahngesollschaften  von  1843 
bis  zu  dem  sogenannten  Gesetz  Franaiue- 
ville  V.  11.  Juni  1859  betreffend  die  Anlage 
des  zweiten  Netzes  durch  die  grossen  Ge- 
sellschaften und  deren  Unterstützung  durch 
Zinsgarantiezuschüsse;  das  Zeitalter  des 
Kampfes  gegen  die  grossen  Eisenbahnge- 
sellschaften und  ihres  Sieges  von  1859  bis 
zum  G.  V.  20.  November  1883  und  der  Ge- 
nehmigung der  neuen,  mit  den  grossen  Ge- 
sellschaften abgeschlossenen  Verträge  und 
das  gegenwärtige  Zeitalter  der  Ausffihrung 
der  letztgedachten  Verträge.  Im  ersten  und 
in  dem  dritten  Abschnitte  macht  sich  eine 
starke  Strömung  zu  Gunsten  des  Staatsbahn- 
systems geltend.  Ihr  Hauptvertreter  ist  im 
Jahre  1839  der  Dichter  Lamartine,  in 
den  Jahren  1877  bis  zu  seinem  Tode  am 
21.  Dezember  1882  Leon  Gambetta.  Ija- 
martines  Warnungen  vor  der  Bildung 
mächtiger  Mouopolgesellschaften,  seine  pro- 
phetischen, PuuKt  für  Punkt  in  Erfüllung 
gegangenen  Worte  blieben  unbeachtet  Gam- 
bettas     Staatsbahnpolitik     hat     wenigstens 
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den  Erfolg  aufzuweisen,   dass  ein  kleines 
Staatsbahnnetz  geschaffen  wurde. 

Die  französische  Eisenbahnpolitik  ist, 
fast  vom  ersten  Bau  der  Eisenbahnen  an, 
eine  planvolle  und  zielbewusste  gewesen, 
wie  in  keinem  anderen  Lande.  Frankreich 
hatte  damals  in  seinen  Land-  und  Wasser- 
strassen ein  weitverzweigtes,  wohlgeglieder- 
tes, gut  gebautes  und  leistungsfälliges  Netz 
von  Verkehrswegen.^)  In  dem  vom  Staate 
erzogenen  Corps  des  ponts  et  chauseos  besass 
es  einen  tüchtigen  Stamm  von  Ingenieuren, 
die  an  Ordnimg  und  Disciplin  gewöhnt  und 
denn  auch  bald  befähigt  wai-en,  an  dem 
Bau  der  Eisenbahnen  mitzuwirken.  Diese 
günstigen  äusseren  Verhältnisse  machen  es 
begreiflich,  dass  schon  in  dem  G.  v.  11.  Juni 
1842  ein  Eiseubahnplan  für  das  ganze  Land 
und  grundsätzliche  Bestimmungen  für  die 
Ausführung  dieses  Eisenba]inj)lanes  festge- 
stellt werden  konnten,  die  im  Lauf  der 
folgenden  Jahrzehnte  in  Einzelheiten  geän- 
dert, im  ganzen  aber  noch  jetzt  massgeliend 
sind.  Das  Svstem  des  G.  v.  11.  Juni  1842 
ist  das  des  Zusanunenwirkens  von  Stiiat, 
Gemeinden  und  Privatkapital  für  den  Bau 
der  Eisenbahnen  imd  cles  Betriebs  der 
Eisenbahnen  diuxjh  Privatunternehmungen 
imter  Staatsaufsicht.  Hiernach  wui-de  das 
Netz  von  1842  in  etwa  zehn  Jahren  ausge- 
baut mid  betrieben.  Die  Botriebsgeseil- 
schaften  aber,  und  das  hatte  man  sich  nicht 
klar  gemacht,  waren  allmählich  zu  einer 
Macht  im  imd  gegen  den  Staat  herange- 
wachsen, mit  der  man  rechnen  und  ohne 
die  der  Staat  eine  Eisenbahnpolitik  nicht 
mehr  betreiben  konnte.  Der  Kaiser  Napoleon 
machte  aus  politischen  Gründen  diese 
Macht  sich  dienstbar.  Er  begünstigte  die 
Zusammenlegimg  der  vorhandenen  zu  den 
jetzt  bestehenden  sechs  Gesellschaften  und 
verlängerte  ihre  Konzessionen  bis  zur  Mitte 
des  nächsten  Jahrhimderts,  um  welche  Zeit 
ihre  Strecken  dem  Staat  anheimfallen 
sollen.  —  Desungeachtet  stellten  die  Ge- 
sellschaften, als  1857  die  grosse  Handels- 
krisis ausbrach,  den  Eisenbahnbau  nahezu 
ein.  Die  Regierung  machte  ihnen  in  dem 
G.  V.  11.  Juni  1859  das  neue  Zugeständnis, 
dass  sie  ihnen  die  Verzinsung  des  Kapitals 
verbürgte,  das  ziu*  Herstellung  des  zwei- 
ten (nouveau)  Netzes  erforderlich  war. 
Das  G.  V.  12.  Juni  1865  betreffend  den  Bau 
von  Lokalbahnen  war  ein  neuer  Versuch, 
ohne  Mitvi-irkung  der  grossen  Gesellschaften 
den  Eisenbahnbau  zu  fördern.  Er  war  von 
nur  massigem  Erfolge.  In  den  Jahren  1876 
und  1877  begannen  die  Nordbahn  und  die 
Orleansbahn  die  kleinen,  auf  Gnmd  dieses 
Gesetzes  gebauten,  ihnen  imbequemen  Bah- 

*)  Vgl.  Schumacher,  Die  finanzielleEnt- 
wickelmig  der  französischen  Wasserstrassen. 
Archiv  f.  Eisenbahnwesen,   1899,  S.  421—613. 


nen  zu  vergewaltigen,  und  gleichzeitig  er- 
hoben sich  aller  Orten  Klagen  über  die 
Verwaltung  und  den  Betrieb,  die  Tarife, 
die  Fahrpläne  der  Eisenbahnen;  die  öffent- 
liche Meinung  forderte  Beseitigung  der 
grossen  Monopole  und  Uebergang  zur  Staats- 
bahnpolitik. In  den  folgenden  Jahi-en  ver- 
suchte die  Regienmg,  diesem  Verlangen  zu 
genügen.  Im  Januar  1878  ward  das  Pro- 
gramm Frej'cinet  über  den  planmässigen 
Ausbau  des  Netzes  aUer  Verkelirswege 
durch  den  Staat  veröffentlicht  und  daß 
Staatsbahnnetz  geschaffen.  Der  Staat  be- 
ginnt an  allen  Enden  des  Landes  den  Eisen- 
bahnbau, er  leitet  Verhandlungen  über  den 
Ankauf  der  Orleansbahn  fi'ir  den  Staat  ein, 
die  ohne  p]rgebnis  verlaufen.  Damit  aber 
sind  die  Mittel  einer  gegen  die  gi-ossen 
Privatbahnen  gerichteten  Eisenbahnpolitik 
erschöpft.  Die  Regieining  betritt  wieder 
den  Weg  der  Verhandlungen,  und  es  kommt 
zn  den  Verträgen  des  Jahres  1883,  die  die 
Volksvertretung  mit  grosser  Mehrheit,  aller- 
dings nach  heftigen  Kämpfen,  genehmigte. 
Die  grossen  Gesellschaften  erhielten  neue 
Zugeständnisse.  Die  seit  1879  vom  Staat 
auf  Staatskosten  gehauten  Bahnen  wurden 
ihnen  geschenkt  und  iliren  Netzen  einver- 
leit>t,  eine  weitere  Anzahl  neuer  Bahnen 
konzessioniert,  die  der  Staat  auf  seine  Kosten 
bauen  wül,  während  die  Gesellschaften  einen 
Zuschuss  für  das  km  von  25000  Francs 
für  den  Bau  und  25000  Francs  für  Betriebs- 
mittel zu  leisten  haben.  Die  Baukosten 
werden  dem  Staat  von  den  Gesellschaften 
vorgeschossen  und  sind  vom  Staate  in  74 
Jahren  allmählich  zurückzuzahlen.  Von  den 
Zinsgarantiezuschüssen,  die  der  Staat  auf 
Grund  des  Gesetzes  von  1859  gewälirt 
hatte  und  die  sich  einschliesslich  Zinsen 
auf  nmd  673  Millionen  Francs  beliefen, 
wurden  80  Millionen  der  Westbahn  ge- 
schenkt, den  Rest  der  Schuld  verpflichteten 
sich  die  Gesellschaften  zum  Ausbau  ihrer 
Eisenbahnnetze  zu  verwenden.  Der  Staat 
verbürgte  den  Gesellschaften  eine  Mindest- 
dividende. Die  Gegenleistungen  der  Gesell- 
schaften lagen  auf  dem  Gebiete  des  Tarif- 
und  Fahrj)lanwesens,  auch  wurde  dem  Staat 
für  den  Fall,  dass  die  Erträge  eine  bestimmte 
Höhe  erreichten,  ein  Anteil  von  diesen  zu- 
gesichert (partage  des  benefices).  Das 
Staiitsbahnnetz  wiu-de  besser  abgerundet 
und  erhielt  Eintritt  in  Paris. 

Seitdem  die  Regienmg  ihren  Frieden 
mit  den  grossen  Eisenbahngesellschaften  ge- 
schlossen hat,  sind  abgesehen  von  einem 
Zwischenfall  im  Winter  1894/95,  der  ein 
grelles  Streiflicht  auf  dies  Zustandekommen 
der  Verträge  von  1883  warf  i),  wesentlichere 


Reg 


*)  Vgl.  hierüber  v.  d.  Leyen,  Eisenbahnen, 
ierung  und  Volksvertretung  in  Frankreich, 
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Ereignisse  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn- 
wesens nicht  vorgekommen.  Zu  den  Ver- 
trägen von  1883  sind  einige  Nachtragsverträge, 
im  Jahre  1897  insbesondere  solche  mit  der 
Mittelmeerbahn  und  der  Südbahn  abge- 
schlossen, die  von  grundsätzlicher  Bedeutung 
nicht  sind,  indessen  wesentlich  zu  Grünsten 
der  Bahnen  lauten. 

Die  Gesellschaften  geben  sich  den  An- 
schein, als  wollten  sie  mit  grösserem  Ernste 
ihre  Pflichten  gegenüber  dem  Staate  und 
der  Bevölkerung  erfüllen,  sie  haben  ihre 
Tarife  äusserlich  geordnet  und  verbessert, 
ohne  sie  zunächst  zu  ermässigen.  Die 
Herabsetzung  der  Personentarife,  die  erst 
im  Jahre  1892  stattfand,  erfolgte  wesentlich 
auf  Gefahr  und  Kosten  des  Staates,  dessen 
Zuschüsse  sich  infolge  der  Älindereinnahnien 
erhöhten.  Ein  im  Jahre  1887/88  unter- 
nommener Verstoss  gegen  die  Staatsbahnen, 
die  die  Gesellschaften  am  liebsten  ihren 
Netzen  einverleibt  hätten,  war  verfrüht  und 
wurde  abgeschlagen.  Will  man  dies  Erfolge 
der  Eisenbahnpolitik  von  1883  nennen,  so 
sind  sie  recht  bescheiden.  Die  finanziellen 
Vorteile,  die  die  Regienmg  dem  Lande  von 
den  neuen  Verträgen  versprach,  sind  bisher 
nicht  heiTorgetreten,  der  Bau  neuer  Bahnen 
geht  viel  langsamer  vorwärts,  als  in  den 
Verträgen  vorgesehen  ist.  An  Zins-  und 
Dividendenzuschüssen,  deren  baldiges  Auf- 
hören bei  Abschluss  der  Verträge  von  1883 
in  Aussicht  gestellt  wurde,  hat  die  Regierung 
von  1884  bis  1895  einschliesslich  Zinsen 
nicht  weniger  als  876777466  Francs,  also 
erheblich  mehr  als  in  den  Jahren  1859  bis 
1883,  zahlen  müssen.  Seit  1895  sind  die 
Ertragszuschüsse  bedeutend  herabgegangen. 
Hierzu  kommen  die  grossen  Bauzuschüsse. 
Ob  sich  mit  den  Jahren  herausstellen  wird, 
dass  die  Regierung  wenigstens  finanziell  ein 
gutes  Geschäft  gemacht  hat,  und  wie  sich 
die  Eisenbahnpolitik  gestaltet  haben  wird, 
wenn  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  das 
Heim  falls  recht  der  Konzessionen  in 
Geltung  treten  wird,  darüber  Vermutungen 
aufzustellen,  wäre  verfrüht.  Die  hierüber 
schon  jetzt  aufgestellten  Berechnungen  sind 
wertlos. 

In  den  französischen  Kolonieen,  haupt- 
sächlich in  Algier,  besteht  dasselbe  Eisen- 
bahnsystem' wie  im  Mutterlande,  nur  dass 
die  staatlichen  Unterstützungen  noch  weit 
höhere  Beträge  erreicht  haben  und  an  ihre 
Rückzahlung  ernstlich  niemand  denkt  i). 

18.  Spanien  und  Poiiugal.     In  den 


Zeitschr.  f.   Eisenbahnen   und  Dampfschiffahrt 
(Wien)  189Ö,  S.  97  ff.,  113  ff. 

*)  Vgl.  auch  Colson,  La  garantie  d'in- 
terets  et  son  application  en  France  k  l'execu- 
tion  des  travaux  publics.  Annales  des  ponts  et 
chaussees,  Dec.  1888,  S.  601—779. 


Staaten  der  pyrenäischen  Halbinsel  lassen 
sich  bestimmte  Züge  einer  Eisenbahnpolitik 
nicht  erkennen.  In  Spanien  herrscht  ein 
buntes  Durcheinander  von  Privatbahnen. 
In  Portugal  besteht  ein  eigenartiges  ge- 
mischtes Eisenbahnsystem  ^).  Das  Eisen- 
bahnnetz hat  drei  Teüe.  Das  nördliche  und 
südhche  Netz  in  unfruchtbaren,  verkehrs- 
armen Gebieten  hat  der  Staat  gebaut  und 
betreibt  es.  Das  mittlere  Netz,  in  den 
besten  Teilen  des  Landes,  gehört  einer 
grösstenteils  mit  fremdem  —  französischem, 
später  auch  deutschem  —  Gelde  gebauten 
Privatbahn,  der  Compagnie  reyale  des  che- 
mins  de  fer  portugais,  deren  Verwaltung 
wenigstens  bis  zum  Jahre  1885  der  Welt 
in  einem  geradezu  abschreckenden  Beispiele 
gezeigt  hat,  welche  ungeheuerlichen  Miss- 
bräuche mit  der  Handhabung  des  Eisen- 
bahnmonopols diu'ch  eine  Aktiengesellschaft 
möglich  sind.  Später  ist  diese  Bahn  re- 
organisiert worden. 

19.  Grossbritannien  und  seine  Kolo- 
nieen. Die  Eisenbahnpolitik  Gressbritan- 
niens  ist  eine  von  der  des  eurepäischen 
Festlandes  vollständig  und  gnmasätzlich 
verschiedene  2).  England  ist  das  Mutter- 
land der  Eisenbahnen.  Die  englische  Eisen- 
bahnpolitik hat  sich  entwickelt  im  An- 
schluss  an  die  Wege-  und  Kanalpolitik.  Sie 
ist  von  dem  Gedanken  mehr  oder  weniger 
auch  heute  noch  beheri-scht,  dass  der  Eisen- 
bahnverkelir  eines  Landes  sich  am  besten 
entwickelt  bei  freiem  Wettbewerb  der 
Bahnen,  dass  der  Staat  durch  Wahrnehmung 
einer  gelinden  Aufsicht  im  stände  ist,  die 
öffentlichen  Interessen  behn  Eisenbahnbe- 
triebe zur  Geltimg  zu  bringen.  Obgleich 
die  Eisenbahnen  Englands  bei  weitem  die 
teuersten  auf  der  ganzen  Erde  sind  (1  km 
Eisenbahn  kostete  in  England  im  Jahre  1896 
durchschnittlich  601417  Mark,  in  Deutsch- 
land 251973  Mark),  sind  sie  niemals  vom 
Staate  durch  Geld  oder  Zinsbiirgschaft  oder 

*)  Vgl.  Die  königliche  Gesellschaft  der 
portugiesischen  Eisenbahnen  (nach  amtUchen 
Quellen)  im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1885, 
S.  458 ff.  Kupka,  Die  Eisenbahnen  der  pyre- 
näischen Halbinsel,  Archiv  f.  Eisenbahnwesen. 
1896,  S.  445  flP.,  686  ff. 

®)  Das  grundlegende  Werk,  das  zum 
ersten  Mal  Licht  verbreitet  hat  über  die  Eisen- 
bahnpolitik Englands,  ist  von  G.  Cohn,  Unter- 
suchungen über  die  englische  EisenbahnpoUtik, 
Leipzig,  Bd.  1  u.  2,  1874,  1875.  Neue  Folge, 
Das.  1883.  (Dieses  auch  unter  dem  Titel:  Die 
englische  Eisenbahnpolitik  der  letzten  zehn 
Jahre.)  Vgl.  ferner  Cohn,  System  der  National- 
ökonomie in,  S.  847  ff.  u.  Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, 1898,  S.  1123 ff.  Edwards,  Railway 
Nation alization,  London  1898  u.  die  dort  ange- 
gebene ältere  Litteratur.  HerbertSpencer, 
Kailway  Morals  and  Railway  Policy  in  dessen 
Essays *I  (1857). 
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in  anderer  Weise  unterstützt  worden;  ja 
der  Staat  hat  insofern  den  Eisenbahnbau 
erschwert  und  verteuert,  als  die  Erlangung 
jeder  Eisen bahnkon  Zession  ein  parlamentsJ- 
risches  "Verfalu^n  erfordert,  das  zeitraubend 
und  ausserordentlich  kostspielig  ist.  Die 
Erfolge  dieser  Eisenbahnpolitik  sind  wenig 
befriedigende;  insbesondere  die  Tarif  Ver- 
hältnisse der  englischen  Eisenbahnen  ent- 
sprechen in  keiner  Weise  den  Bedürfnissen 
von  Handel  und  Verkehr.  Die  Tarife  sind 
hoch,  ungleichmässig,  werden  nicht  ordent- 
lich veröffentlicht,  enthalten  vielfach  un- 
gerechtfertigte Begünstigungen  einzelner 
öegenden  oder  Personen.  Wie  in  anderen 
Ländern,  so  hat  auch  in  England  der  Wett- 
bewerb immer  nur  vorübergehend  seine 
Wirkungen  so  lange  geäussert,  bis  die  Eisen- 
bahnen erkannten,  ihren  Interessen  sei  besser 
durch  eine  Yerschmelzung  gedient.  So  haben 
sich  auch  dort  die  Eisenbahngesellschaften 
zu  mächtigen  Monopolgesellschaften  ausge- 
bildet, die  überall  im  iStaat  ihren  Einfluss 
ausüben  imd  insbesondere  auch  im  Parla- 
mente stark  vertreten  sind.  Gegen  die 
Machtstellung  der  Eisenbahnen  und  die 
Missbräuche  im  Eisenbahnwesen  sind  zu 
verschiedenen  Zeilen  Klagen  im  Lande  ge- 
führt, die  entweder  dem  Parlament  oder 
der  Regierung  Anlass  gaben,  Untersuchungen 
durch  besondere  Kommissionen  anzustellen. 
Diese  wurden  mit  grosser  Sorgfalt  und  Un- 
parteilichkeit in  der  in  England  üblichen 
vortrefflichen  Art  und  Weise  geführt  und 
haben  auch  den  Erlass  gesetzlicher  Bestim- 
mungen zur  Folge  gehabt,  in  denen  jedes- 
mal versucht  wurde,  die  staatlichen  Auf- 
sichtsrechte wirksamer  zu  gestalten.  Die 
wichtigsten  dieser  eisenbahnpolitischen  Ge- 
setze sind  das  G.  v.  9.  August  1844,  in  dem 
das  Recht  der  zeitweiligen  Abändenmg  und 
Herabsetzung  der  Eisenbahntarife  und  das 
staatliche  Rückkaufsrecht  festgestellt  wurde ; 
die  drei  sogenannten  Consolidation  Acts  v. 
8.  Mai  1845,  in  denen  die  Bestimmungen 
Über  Konzessionierung  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  zusammengefasst  werden,  die 
Railwav  and  Canal  traffic  Act  v.  10.  Juli 
1854,  die  Regulation  of  Railways  Act  v.  21. 
Juli  1873  und  die  die  beiden  letztgedachten 
Gesetze  aufhebende  und  in  sich  aufnehmende 
Railway  and  Canal  traffic  Act  v,  10.  August 
1888^).  Dieses  Gesetz,  ein  Ergebnis  der 
parlamentarischen  Untersuchung  der  Jahre 
1882  und  1888,  behandelt  besonders  zwei 
Punkte.  Einmal  die  dauernde  Einsetzung 
einer  Eisenbahn-  und  Kanalkommission  an 


')  Vgl.  Ulrich,  Das  englische  Eisenbahn- 
nnd  Kanalverkehrsgesetz  v.  10.  August  1888. 
Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1889,  S.  Iff.  Der- 
selbe, Neuere  englische  Eisenbahnpolitik. 
Preuss.  Jahrb.  Bd.  63,  S.  544  ff. 


Stelle  der  durch  G.  v.  21.  Juli  1873  vorüber- 
gehend eingesetzten  Eisenbahnkommission, 
d.  h.  eines  eigenen  Verwaltungsgerichtshofes 
in  Eisenbahnsachen,  sodann  die  Regelung 
des  Tarifwesens.  Die  letzteren  Bestim- 
mungen sind  nach  lebhaften  Kämpfen  mit 
den  Eisenbahnen  erst  am  1.  Januar  1893 
verwirklicht.  Zur  Förderimg  des  Ausbaus 
des  Eisenbahnnetzes,  der  von  den  grossen 
Gesellschaften  niur  äusserst  lässig  betrieben 
wird,  ist,  wie  oben  bemerkt,  das  Kleinbahn- 
gesetz (Light  Railwa^^s  Act)  v.  14.  August 
1896  erlassen,  in  dem  erleichternde  Kon- 
zessionsbedingungen und  staatliche  Unter- 
stützung von  Kleinbahnen  vorgesehen  sind. 

An  Versuchen,  der  englischen  Eisenbahn- 
politik eine  andere  Richtung  zu  geben,  hat 
es  nicht  gefehlt.  Wiederholt  ist  von  mass- 
gebender Seite  der  Gedanke  eines  Ueber- 
gangs  zm*  Staatsbahnpolitik  angeregt,  bis  in 
die  neueste  Zeit  sind  sogar  Versuche  ge- 
macht, zu  einer  solchen  in  Irland  und  in 
Schottland  überzugehen.  Dass  der  englischen 
Verfeissung  und  den  allgemeinen  politischen 
Anschauungen  der  Staatsbahngedanke  keines- 
wegs widei'spricht ,  beweist  die  Eisenbahn- 
politik in  den  englischen  Kolonieen.  In 
Australien^)  sind  fast  nur  Staatsbahnen, 
die  vom  Staate  mit  schönem  Erfolge  be- 
trieben werden ;  dasselbe  ist  der  Fall  in  der 
Capkolonie  und  in  ^atal.  In  Ost- 
indien hat  der  Staat  den  Aktienbahnen 
reiche  Unterstützung  gewährt  und  ausser- 
dem eigene  Bahnen  gebaut*-^).  In  der  grossen 
nordamerikanischen  Kolonie  Canada  sind 
die  Eisenbahnen  durch  staatliche  Geldmittel, 
Landschenkungen  und  in  ähnlicher  Weise 
unterstützt  worden.  Keine  Bahn  der  Welt 
hat  vielleicht  bedeutendere  staatliche  Bei- 
hilfen erhalten  als  die  grosse  canadische 
Ueberlandbahn,  die  allerdings  dazu  bestimmt 
ist,  auch  den  staatlichen,  insbesondere  den 
militärischen  Interessen  des  Mutterlandes 
zu  dienen.  Bildet  sie  doch  ein  wichtiges 
Mittelglied  einer  auf  ausschliesslich  eng- 
lischem Gebiete  liegenden  Heerstrasse  von 
England  nach  Asien  ^). 

20.  Asien  und  Afrika.  Von  den  asia- 
tischen Staaten  ist  das  Kaisertum  Japan 
der  einzige,  der  eine  selbständige  Eisenbahn- 


*)  Vgl.  Kandt,  Üeber8icht  über  die  Ent- 
wickelang der  aastralischen  Eisenbahnpolitik 
Berlin  1894. 

*)  Vgl.  G.  (y  0  h  n ,  Die  englische  Eisenbahn- 
politik in  Ostindien.  Archiv  t.  Eisenbahnwesen, 
1888,  S.  Iff. 

'}  Vgl.  Nimmo,  Reciprocity  of  transpor- 
tation  facilities  between  the  United  States  and 
the  Dominion  of  Canada,  Washington  1884. 
Pieck,  Die  Eisenbahnen  in  Canada.  Archiv 
f.  Eisenbahnwesen,  1890,  S.  203  if.,  1895,  S. 
292  ff. 


554 


Eisenbahnen  (Eisenbahnpolitik) 


Politik  verfolgt  1).  Es  herrscht  dort  das  ge- 
mischte Eisenbahnsystem,  doch  überwiegen 
die  Privatbahnen,  sowohl  an  Ausdehnung 
(1896  1661  km  Privatbahnen  gegenüber 
593  km  Staatsbahnen)  als  an  wirtschaitlicher 
Bedeutung.  Yei*suche  zum  Ankauf  der  Pri- 
vatbahnen für  den  Staat  sind  zu  verschie- 
denen Zeiten,  aber  bisher  ohne  Erfolg  ge- 
macht. Im  Frühjahr  1899  ist  im  Parlament 
ein  neuer  Verstoss  in  dieser  Eichtung  er- 
folgt. In  den  übrigen  Ländern  werden  die 
Eisenbahnen  von  den  europäischen  Staaten 
oder  mit  euix^päischem  Gelde  gebaut,  haupt- 
sächlich von  England  (Indien),  Russland  (Si- 
birien und  Tninskaukasien)  und  Deutschland 
(Kleinasien).  Bis  vor  kurzem  verhielt  sich 
China  dem  Eisenbahnbau  gegenüber  aus  po- 
litischen und  religiösen  Gründen  gänzlich  ab- 
lehnend. Neuerdings  ist  daiin  ein  Umschwung 
eingetreten.  Der  clünesische  Staat  hat  den  Bau 
einzelner  kleiner  Strecken  in  die  Hand  ge- 
nommen, und  Russlaud,  England,  das  Deutsche 
Reich  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Ameri- 
ka haben  angefangen,  sich  Konzessionen  zu 
sichern.2) 

Afrika  wird,  abgesehen  von  Egj^ten, 
das  eigene  Staatsbahnen  hat,  mit  denen  im 
ganzen  gute  Geschäfte  gemacht  sind  ^),  von  den 
Staaten  mit  Eisenbahnen  versorgt,  die  dort 
Kolonieen  besitzen,  Frankreich  im  Norden 
(Algier  und  Tunis),  England  (Capkolonie, 
Natal  u.  8.  w.),  Belgien  (Kongo-Bahn),  Por- 
tugal (Delagoa-Bahn  u.  s.  w.)  Eigene  Züge 
einer  Eisenbahnpolitik  sind  daselbst  bis  jetzt 
nicht  zur  Erscheinung  gekommen.  Grössere, 
das  gesamteAlrika  dem  V  erkehr  erschliessende 
Bahnen  sind  die  im  Jahre  1898  angeregte  Caj)- 
Kairo-Bahnund  die  Transsahara-Bahn  ^). 

21.  Amerika.  Züge  einer  bestimmten 
und  eigenartigen  Eisenbahnpolitik 
lassen  sich  nur  wahrnehmen  in  der  grossen 
Bundesrepublik  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Denn  in  den  nord-,  mittel-  und 
südamerikanischen  Republiken  befindet  sich 
das  Eisenbahnwesen  teüs  erst  in  den  ersten 
Anfängen  der  Entwicklung,  teils  ist  die 
Entwickelung  eine  völlig  systemlose,  durch 
die  Bedtirfnisse  des  Augenblicks,  die  jedes- 
maligen Zeitverhältnisse,  die  Anschauungen 
der  gerade  am  Ruder  befindlichen  Regie- 
rung bestimmte  gewesen.  Von  den  grösse- 
ren Staaten  haben  Mexico  und  die  mittel- 
amerikanischen Republiken   nur  Privatbah- 

^)  Vgl.  die  Eisenbahnen  Japans.  Archiv 
f.  Eisenbahnwesen  1898,  S.  952  ff. 

*)  Vgl.  Schumacher,  Eisenbahnen  und 
Eisenbahnpläne  in  China.  Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, 1899,  S.  901  ff..  1204  ff.— 1900  S.  Iff. 

')  Vgl.  Kupka,  Die  Eisenbahnen  Egyptens. 
Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1890,  S.  746  ff. 

*)  Vgl.  Paul  Leroy-Beanlien,  Le 
chemin  de  fer  Transsaharien.  Eevue  des  deux 
mondes,  Band  154  (1.  Juli  1899),  S.  83  ff. 


nen,  die  vielfach  mit  Geldern  der  Vereinig- 
ten Staaten  und  im  Anschluss  an  deren 
Bahnen  gebaut  sind.  In  Brasilien  wech- 
seln Staatsbahnen  ab  mit  Privatbahnen  mit 
verschiedener  Staatsunterstützung,  im  Jahre 
1898  ist  der  Versuch  der  Verpachtung  ei- 
niger Staatsbahnen  unternommen,  um  die 
finanziellen  Schwierigkeiten,  in  denen  der 
Staat  sich  befand,  zu  beseitigen.  Sein  Er- 
folg ist  noch  zweifelhaft.  InArgentinien 
ist  das  Eisenbahnnetz  teils  durch  den  Staat, 
teils  durch  Privatkapital  gebaut,  Privat- 
balinen  an  den  Staat,  Staatsbahnen  an  Privatge- 
sellschaften mehrfacli  veräussert  In  C  h  i  1  e , 
in  Peru,  in  Bolivien,  in  Ecuador,  in 
Columbien,  in  Venezuela  hat  der  Staat 
die  spärlichen  Ansätze  von  Eisenbahnen  zum 
Teil  auf  schwierigeui,  gebirgigem  Gelände  mit 
Hilfe  ausländischen  Kapitals,  dem  grosse  Vor- 
teile zugesichert  wurden,  bauen  lassen,  i) 

Die  Eisenbahnpolitik  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ver- 
dient eine  eingehendere  Würdigung.  Man 
hat  auch  hier,  wie  in  Deutschland,  zu  un- 
terscheiden die  Ei8enbahnj)olitik  der  Einzel- 
staaten von  der  des  Bundesstaates.  Der 
Schwerpunkt  der  gesamten  rechtlichen  und 
politischen  Beziehungen  der  Eisenbahnen 
liegt  innerhalb  der  Einzelstaaten.  Aber  in 
keinem  anderen  Bundesstaat  ist  es  so  leicht 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten  möglich, 
dass  eine  Eisenbahn  das  Gebiet  zweier  oder 
mehrerer  Einzelstaaten  dm-chzieht.  Im 
Deutschen  Reiche  bedurfte  es  dazu  von 
jeher  und  bedarf  es  noch  heute  des  Ab- 
sclilusses  förmlicher  Staatsverträge.  In  den 
Vereinigten  Staaten  haben  die  Regierungen 
der  Einzelstaaten  bedeutsame  Rechte  gegen- 
über den  Eisenbahnen  besonders  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  Eisenbahnzeitalters 
nicht  besessen  und  nicht  erstrebt,  sie  haben 
ihrer  Entwickelung  ganz  und  gar  freien 
Lauf  gelassen.  Es  war  ihnen  daher  auch 
gleichgültig,  wenn  eine  Eisenbahn  aus  einem 
benachbarten  Staat  in  das  eigene  Staatsge- 
biet eintrat  oder  umgekehrt  sich  aus  dem 
eigenen  in  das  Gebiet  eines  Nachbarstaates 
fortsetzte.  Die  rechtlichen  und  politischen 
Schwierigkeiten,  die  damit  verbunden  sind, 
dass  verscliiedene  Strecken  einer  und  der- 
selben Eisenbahn  verschiedenen  Staatsge- 
setzen unterworfen  sind,  machten  sich  erst 
später  fülübai*,  und  daraus  ergab  sich  das 
Bedürfnis,  von  Bundes  wegen  die  Eisen- 
bahnen wenigstens  soweit  zu  beeinflussen, 
als  sie  den  Verkehr  zwischen  den  Einzel- 
staaten —  den  sogenannten  Interstate  Com- 
merce —  vermitteln.  Ausserdem  stand  dem 
Bund   die  Befugnis  zu,  die  Anlage  solcher 


^)  Vgl.  E  e  m  m  a  n  n ,  Südamerika  und  seine 
Eisenbahnen.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1895, 
S.  40,  309,  498,  731  ff. 
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EisenbahneD  zu  gestatten,  die  das  Gebiet 
der  ganzen  Vereinigten  Staaten  diuxjhziehen 
sollten,  d.  h.  vor  allem  der  sogenannten 
Ueberlandbahuen  (Pacific  Railixjads).  Dieses 
Recht  leitet  sich  wohl  hauptsächlich  daraus 
ab,  dass  derartige  Bahnen  von  Bundes  wegen 
durch  Schenkung  von  Staatsländereien  und 
auf  andere  Weise  unterstützt  wurden.  Der 
Bund  erteilte  ihnen  also  auch  von  Bundes 
wegen  einen  Freibrief  (Charter)  und  über- 
liess  es  den  Gesellscliaften ,  sich  niit  den 
Einzelstaaten,  deren  Gebiete  zu  bertihren 
sie  beabsichtigten,  allein  auseinanderzusetzen. 
Die  Eisenbahnpolitik  der  nordainerikanischen 
Einzelstaaten  hat  aber  so  viele  gleichartige 
Züge,  die  sich  niu*  etwa  mit  dem  Fort^ 
schreiten  der  Kidtur  verändern,  sie  ist  an- 
dererseits so  \'ielfach  venjuickt  mit  der  des 
Gesamtstaates,  dass  sich  unterscheidende 
Merkmale  in  der  Politik  des  einzelnen 
Staates  kaum  wahrnehmen  lassen. 

Der  Bau  der  Eisenbahnen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  liat  fast  gleichzeitig  mit 
dem  Eisenbahnbau  in  England  begonnen.  Sie 
haben  aber  von  Anfang  an  eine  andere 
Aufgabe  gehabt  als  die  Eisenbahnen  ande- 
rer civilisierter  Länder.  Als  die  Eisenbah- 
nen in  Amerika  erschienen,  gab  es  dort 
Landstrassen  von  der  Bescliaffenheit  euro- 
päischer Heerstrdssen  so  gut  wie  keine. 
Die  Verkehrsstrassen  waren  das  Meer, 
die  Seeen,  die  schiffbaren  Ströme,  in  be- 
scheidenem Umfange  die  Kanäle.  Als  nun 
eine  erheblich  vollkommenere  Verkehrs- 
strasse ,  ein  gleichzeitig  ausserordentlich 
viel  leistungsfähigeres  Verkehrsmittel  be- 
kannt wurde,  warf  man  sich  mit  allem 
Nachdruck  allein  auf  die  Vermehnmg 
dieser  Eisenstrassen.  Mit  ihnen  zog  die 
Kultur  in  kürzester  Frist  von  Osten  nach 
Westen,  sie  förderten  die  Besiedelung  und 
den  Wohlstand  des  Landes.  Ob  sie  daher 
etwas  mehr  oder  weniger  gut  gebaut  waren, 
darauf  kam  es  vorerst  nicht  an.  Die  Haupt- 
sache war  ihr  Vorhandensein,  und  es  war 
soviel  Raum  im  Lande,  soviel  wertloser 
Grund  und  Boden,  dass  die  Regienmgen 
nach  allen  Kräften  die  Anlage  der  Eisen- 
bahnen erleichterten,  dass  ihnen  insbesondere 
der  Erwerb  von  Grund  und  Boden  nicht  die 
geringsten  Schwierigkeiten  machte,  ja  dieser 
mnen  vielfach  unentgeltlich  zufiel.  Ebenso- 
wenig nimmt  der  Staat  Anlass,  sich  um  die 
Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Bahnen 
zu  kümmern.  Die  Eisenbahnen  an  sich 
sind  ein  so  gewaltiger  Fortschritt,  dass  man 
über  kleinere  UnvoUkommenheiten  leicht 
und  gern  hinwegsieht,  und  wirklich  grobe 
Missbräuche  des  Eisenbahnmonopols  gehören 
in  den  ersten  Jahrzehnten  zu  den  seltenen 
Ausnahmen  i).  Die  Eisenbahnpolitik  der  Ver- 

^)  Eine  dieser  Ausnahmen  ist  die  Camden- 


einigten  Staaten  ist  also  die  der  vollstän- 
digsten Eisenbahnfreiheit.  Jedermann,  der 
das  nötige  Geld  aufweist,  kann  eine  Eisen- 
bahn bauen,  wo  er  Platz  findet  und  wie  es 
ihm  am  besten  scheint.  Dieses  Zeitalter 
der  Eisenbahnfreiheit,  dauert  nahezu  vierzig 
Jahre,  bis  zum  Jahre  1869.  Damals  waren 
die  östlichen  Staaten  schon  mit  einem  dich- 
ten Eisenbahnnetze  bedeckt,  das  sich  bis 
an  das  Gebiet  der  grossen  Seeen  hin  er- 
streckte. Den  Abschluss  der  ersten  Periode 
bildet  die  Vollendung  der  ersten  Ueberland- 
bahn  —  der  Union-  und  der  Central  Pacific 
Raüroad  — ,  die  am  10.  Mai  1869  stattfand. 
Während  die  Mehrzahl  der  Bahnen  damals 
noch  ausschliesslich  dem  Privatunterneh- 
mungsgeist ihr  Entstehen  verdankten,  ge- 
nügte dieser  nicht  zur  Ausfühnmg  auch 
solcher  Riesenunternehmungen.  Sie  haben 
vom  Staate  bedeutende  Unterstützungen 
zum  Teil  durch  Gewährung  von  Landschen- 
kungen, zum  TeU  durch  Hergabe  von  baren 
Geldmitteln  erhalten.  Die  erste  Unteratützung 
einer  Eisenbahn  durch  Landschenkungen 
erfolgte  nach  einem  G.  v.  20.  September 
1850.  Der  Gesamtumfang  der  den  Eisen- 
l>ahnen  geschenkten  Staatsländereien  beläuft 
sich  bis  in  die  Gegenwart  auf  7o7  000qkm, 
d.  h.  nicht  viel  unter  dem  l^/s  fachen  Um- 
fang des  Deutschen  Reichs. 

Die  zweite  Periode  der  Eisenbahnpolitik 
reicht  bis  zum  Erlass  des  Bundesverkehrs- 
gesetzes  vom  4.  Februar  1887.  Die  völlige 
Freiheit  des  Eisenbahn baues  und  Betriebes 
hatte  denn  doch  allmählich  manche  Unzu- 
träglichkeiten gezeitigt.  Zunächst  im  Tarif- 
wesen. Die  Ungleichmässigkeit  der  Tarife, 
unverhältnismässig  hohe  Lokaltarife  gegen- 
über sehr  niedrigen  durchgehenden  Tarifen, 
persönliche  Begünstigungen  aller  Art  riefen 
in  den  Mittel-  und  Weststaaten  in  den  Jah- 
ren 1871 — 1873  die  Granger-Bewegimg  her- 
vor. Vornehmlich  die  landwirtschaftliche 
Bevölkeining  verlangte  Staatsaufsicht 
über  die  Eisenbahnen,  insbesondere  Fest- 
setzung der  Tarife  durch  staatliche  Behörden. 
Derartige  Behörden  gab  es  bisher  nur  in 
einigen  der  kleineren  Neuenglandstaaten. 
Sie  wurden  nunmehr  eingesetzt  in  Ohio, 
Illinois,  Michigan,  Wisconsin,  Minnesota, 
Missouri.  Ihre  Befugnisse  gingen  ziun  Teil 
unter  dem  Eindruck  jener  Bewegung  soweit, 
dass  sie  selbständig  und  ohne  Mitwirkung 
der  Bahnen  deren  Tarife  bestimmten.  Diese 
Befugnis  wurde  später  wieder  eingeschränkt. 
Weitere  Uebelstände  waren  der  ins  Unge- 
messene fortsclireitende  Bau  der  Eisen  bahnen^ 
eine  in  anderen  Ländern  nie  dagewesene 
Konkurrenz  der  Bahnen  untereinander  und 
die  finanzielle  Vernichtung  der  schwächeren 

Amboy  -  Eisenbahn ;  vgl.  v.  d.  Leyen,  Die 
nordamerikanischen  Eisenbahnen,  S.  31  £f. 
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durch    die    stäi-kere   Eisenbahn,  Eisenbahn- 
bankerotte ^),    allgemeine  Finanzkrisen,   we- 
sentlich beeinflusst   durch  Spekulationen  in 
Eisenbahnwerten  —  so  die  Krisen  der  Jahre 
1857,  1872,  1883  und  1893  — ,  Verschmel- 
zungen der  Bahnen  zu  mächtigen,  vielfach 
von  einzelnen  unverantwortlichen  Personen 
unumschränkt    geleiteten    Unternehmungen. 
Verbreitete    sich   auch   in    den  Vereinigten 
Staaten  mehr  und  mehr  die  Einsicht,   dass 
alle  diese  Missstände,  die  nach  der  Ansicht 
vieler    die   Eisenbahnen    aus    einem  Segen 
sogar   zu   einem   Fluch  für   das  Land  um- 
wandelten, auf  die  nicht  mehr  zeitgemässe 
Eisenbahnpolitik    zui'ückzuftlhreu    seien,    so 
gingen  die  Meinungen  darüber  auseinander, 
welche   neuen   Wege    einzuschlagen    seien. 
Auch    in    den   Vereinigten    Staaten    haben 
einzelne  Bimdesstaaten  (Massachusetts,  Penn- 
sylvanien,  Michigan,  Illinois,  Indiana,  Georgia) 
vorübergehend    Staatsbahnen  besessen,  und 
von    Zeit   zu  Zeit  taucht  der  Staatsbahnge- 
danke hier  und  da  auf.  Seine  Durchführung 
begegnet  aber  in   dem   ganzen   politischen 
System  des  Landes,  dem  Mangel  geregelter 
Staatsverwaltung,  dem  Fehlen  eines  geschul- 
ten,  ehrenhaften  Beamtenpersonals  unüber- 
windlichen Schwierigkeiten.    Dass  die  Kon- 
kurrenz im  Eisenbahnwesen  abgewirtschaftet 
hat,  darüber  besteht  kaum  noch  Meinungs- 
verschiedenheit Man  glaubte  indes  vielfach, 
dass  durch  Verbandsbildungen   im   grossen 
Umfange  die  Schäden  im  Tarifwesen    sich, 
wenn    nicht    beseitigen,    so    doch    mildern 
liessen.    Gerade  dieses  Mittel  begegnete  auf 
der  anderen  Seite    bei  den  Parteien  einem 
heftigen   Widerstände,    die    mit    Schrecken 
das  Anwachsen  der  Monopole,  den  steigenden 
Einfluss    des   Eisenbahnkönigtums    mit    all 
seinen    verderblichen    wirtschaftlichen    und 
politischen  Folgen  vor  Augen  sahen  und  in 
den    grossen  Verbänden    niu*    eine    andere 
Form  der  Monopole  erblickten.  So  blieb  denn 
nur  übrig  eine  Erweiterung  und  Kräftigung 
der   staatlichen  Aufsichtsbehörden  und    die 
Schaffung    einer    Bundesaufsicht    über 
die  Eisenbahnen,  die  die  Gebiete  mehrerer 
Staaten    durchzogen.     Wir   sehen    also    in 
dieser  Zeit  zahlreiche  neue  Staatsaufsichts- 
behörden entstehen.    Von  besonderer  Wich- 
tigkeit ist  die  Errichtung  einer  solchen  im 
Staate  New- York  infolge  der  grossen  parla- 
mentarischen    Untersuchung      der      Jahre 
1879/80.    Im    Jahre    1895  hatten    von    den 
47  Staaten  der  Union   im  ganzen  30  Eisen- 


*)  Vgl.  Swaine,  Economic  aspects  of 
Railwav  receivershpis,  New-York  1898,  der  für 
die  Jahre  1870—1897  nicht  weniger  als  752 
Eisenbahnbankerotte  verzeichnet.  Das  ünglücks- 
iahr  1893  brachte  allein  132  Zahlungseinstel- 
lungen von  Eisenbahnen  in  einer  Länge  von 
27570  engl.  Meilen. 


bahnaufsichtsgesetze    und    Eisenbahnämter, 
allerdings    mit    verschiedenartigen    Befug- 
nissen.^)   Nach  langen  und  schweren,  fast 
zehnjährigen  Kämpfen  kommt  aber  auch  das 
Bundes  Verkehrsgesetz         (Interstate 
Commerce  Law)  v.  4.  Februar  1887  (mit  einer 
Novelle  v.  2.  März  1889)   zu  stände,   durch 
das    ein    Bundesverkehrsamt    (Interstate 
Commerce  Commission)  ziu*  Wahrneh- 
mung der  Aufsicht  über  den  gesamten  zwi- 
schenstaatlichen Eisenbahnverkehr  eingesetzt, 
einige  Hauptgrundsätze  für  die  Bildung  der 
zwischen staaSichen   Tarife    aufgestellt    imd 
die  Tarifverbände  (Pools)  verboten  wurden. 
Das  Bimdesverkehrsamt  ist  zunächst  mit 
grossem  Eifer   bestrebt   gewesen,    der  ihm 
übertragenen  schweren  Aufgabe  mit  den  ge- 
ringen ihm  zur  Verfügung  gestellten  Kräften 
gerecht  zu  werden.  Seine  ersten  Berichte  lau- 
teten hoffnungsfreudig,    die    späteren    aber 
mehr  und  mehr  vorzagt.  Die  Behörde  wird  er- 
drückt von  der  Last  der  Arbeit   und    sieht 
wenig   Erfolge.    Die    Gesetze    werden   mit 
grösserem   Geschick    als  früher   umgangen. 
Die  Eisenbahnen  fügen  sich   scheinbar  den 
Anordnungen    der  Behörde,   übertreten   sie 
aber  im  stillen.     Bei  den  ordentlichen  Ge- 
richten des  Landes   findet   das  Amt   wenig 
Unterstützung,   in   den   letzten  Jahren  sind 
wiederholt     wichtige    Entscheidungen     des 
Amts  durch  Urteile  des  höchsten   Gerichts- 
hofs aufgehoben.    Die    unvermittelt   neben- 
einander  bestehende    Bundes-    und   Staats- 
aufsicht   hat    viele    Unzuträglichkeiten    zur 
Folge,    Diese  sucht  das  Bundesverkehrsamt 
dadurch  zu  beseitigen,   dass   es   alljährlich 
Versammlungen  der  Staatsaufsichtsbehörden 
zusammenberuft,   in  denen  grössere  Fragen 
gemeinsam   erörtert   werden   und  der  Ver- 
such gemacht  wird,  allmählich   eine   thun- 
lichste  sachliche  Uebereinstimmung  zwischen 
den  staatlichen   und   den   bimdesstaatlichen 
Gesetzen   imd  Aufsichtsbehörden    herbeizu- 
filhren.    Eine   sehr  bedenkliche  Folge   des 
Verbots   die  Tarifverbände   (Pools  genannt) 
ist  die  dadurch  mittelbar  herbeigeführte  För- 
derung   der    völligen    Verschmelzung    der 
Eisenbahnen,    die    seit    Erlass    des   G.   v 
4.  Februar    1887    unzweifelhaft  Fortschritte 
gemacht  liat.    Verschiedene   Versuche,   die 
Befugnisse  des  Amts  durch  Aenderung  des 
Bundesverkehrsgesetzes   zu   erweitern,  sind 
gescheitert.^) 


')  Vgl.  Clark,  State  Bailroad  Commissions 
and  how  they  may  be  made  efifective.  Balti- 
more n.  London  1892. 

*)  Litteratur  über  die  amerikanische  Eisen- 
bahnpolitik: Ch.  Fr.  Adams  jr.,  Railroads, 
their  origin  and  problems,  2,  Aufl.,  New-York 
1880.  Hadley.  Railroad  transportation.  Its 
history  and  its  laws,  New-York  1885.  v.  d. 
Leyen,  Die  nordamerikanischen  Eisenbahnen 
in    ihren  wirtschaftlichen  und  politischen  Be- 
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Litteratur:  Vgl.  oben  die  Littemtur  zu  dem 
AhschniU  I:  Geschichte  und  Bedeutnn/f  der 
Eisenbahnen  (S.  44^1^00)  sowie  die  zu  den  einzelnen 
Abschnitten  angeführten  Schrijten  u.  Quellen; 
ferner  Aufsätze  in  den  verschiedenen  deutschen 
u.  fremdländischen  Fachzeitschriften,  als :  Archiv 
für  Eisenbahnwesen  (Berlin,  seit  1878).  —  Zei- 
tung des  Vereins  deutscher  Eisenba hnrertcaltun- 
gen  (Berlin,  früher  Leipzig,  seit  1847).  —  Oester- 
reichische  Zeitschrift  Jür  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt (Wien  1888—1897).  —  Kevue  generale 
des  chemins  de  fer  (I\iris),  —  The  Bailway 
yews  (London).  —  Railroad  Gazette  (Xe^c-York) 
u.  a.  —  JRölif  Encyklopädie  des  Eisenbahn- 
wesens insbes.  Artikel:  Eisenbahnpolitik  von 
Em.  Sojc,  III  S.  1-276,  1891.  —  Kandt,  M,, 
Das  Problem  der  Eisenbahn politik  in  Theorie 
und  Praxis  in  dessen  Vebersicht  über  die  EnU 
Wickelung  der  australischen  Eisenbahnpolitik 
(Berlin  1894.)  S.  IX— XXXV  und  I—40.  — 
Dom,  Aufgaben  der  Eisenbahnpolilik  (Berlin 
1874)  behandelt  nur  die  Frage  der  Kmikurrenz 
auf  der  Schiene.  —  M.  3f.  v,  Weber^  Xatio- 
nalit/it  und  Eisenbahnpolitik  (Wien  1876).  — 
Gottfr.  Keller ,  Der  Staatsbahngedanke  bei 
den  verschiedenen  J  öl  kern,  historisch  dargestellt. 
(Aarau  1897.) 

A,  V,  d.  Leyen, 

Eisenbahntarifweseii. 

I.  Grundlagen  des  Eisenbahntarif- 
wesens. 1.  Gnmdbegriffe.  2.  Einrichtung  der 
Tarife.  3.  Einteilung  der  Tarife.  4.  Differen- 
tialtarife, Frachtdisparitäten  und  Staifeltarife. 
n.  Organisation  des  Tarifwesens.  5. 
Die  Tarifhoheit  des  Staates.  6.  Staatsrechtliche 
Organisation.  7.  Privatrechtliche  Organisation, 
ni.  Gütertarife.  8.  Oekonomische  Grund- 
lagen. 9.  Gütertarifsysteme.  10.  Verbandstarife. 
11.  Gestalt  der  heutigen  Gütertarife.  12.  Tarif- 
begünstigungen im  Gütertransporte.  13.  Die 
wichtigeren  bestehenden  Gütertarife.  IV.  Per- 
sonentarife. 14.  Entwickelung  der  Personen- 
tarife. 15.  Ermässigungen  im  Personenverkehr. 
16.  Der  Zonentarif.  17.  Die  wichtigeren  be- 
stehenden normalen  Personen tarife.  lö.  Die  Ge- 
päcktarife. V.  Tarifkriege  und  Verkehrs- 
teilungen. 

I.  Grundlagen  des  Eisenbahntarilwesens. 

1.  Grandbegriffe.  Die  Eisenbahn  in 
ihrer  heutigen  Entwickelung  stellt  sich  als 
Transportanstalt  dar  und  ist  die  Trägerin 
öffentlich-rechtlicher  Pflichten.  Dieser  Satz 
bedarf,  insofern  es  sich  um  von  dera  Staate 
betriebene  Eisenbahnen  handelt,  wohl  keiner 
näheren  Begründung.  Doch  auch  die  Privat- 
bahn  ist    eine    öffentliche   Verkehrsanstalt, 


Ziehungen,  Leipzig  1885.  Ders.,  Die  Finanz- 
und  \  erkehrspolitik  der  nordamerikanischen 
Eisenbahnen,  2.  Aufl.,  Berlin  1895  und  die  da- 
selbst angeführte  Litteratur  insbes.  van  Oss, 
American  Railroads  as  Investments.  London  1893. 
Adams,  Henry  C,  A  decade  of  federal  Rail- 
way  regulation  in  Atlantic  Monthly  1898. 
April,  S.  433  ff.  Die  Berichte  der  Interstate 
Commerce  Commission,  1887—1889. 


denn  zu  ihrer  Entstehung  bedarf  es  eines 
Privilegs,  durch  welches  den  Konzessionären 
ein  monopolartiges  Vorrecht  zum  Bau  und 
',  Betrieb  einer  Eisenbahn  verliehen  wird. 
Dieses  Vorrecht  erscheint  pur  dadurch  be- 
gründet, dass  der  Eisenbahn  im  Interesse 
des  Gemeinwohles  Pflichten  auferlegt  wer- 
den. Diese  Pflichten  beziehen  sich  dem 
Zweck  der  Eisenbahnen  entsprechend  auf 
die  Bedienung  des  öffentlichen  Verkehrs. 
Die  Eisenbahn  muss  daher  jedem  unter 
gleichen  Bedingimgen  zur  Erfüllung  des 
Verkehrsbedürfnisses  zu  Gebote  stehen.  Da- 
rum sind  auch  die  beiden  juristischen  Grund- 
Erincipien,  auf  denen  der  Eisenbahnverkelir 
isst,  der  Transportzwang  und  das  Princip 
des  gleichen  Gebahrens  gegenüber  allen, 
welche  die  Leistungen  der  Eisenbahn  in  An- 
spruch nehmen.  Diese  beiden  Gnmdsätze, 
welche  im  Eisenbahnrechte  eines  jeden 
Rechtsstaates,  sowohl  im  Wege  der  Konzes- 
sionen als  auch  mittelst  specieller  Regeln 
zum  Ausdruck  gelangt  sind,  haben  in  Ver- 
bindung mit  der  durch  die  Natur  des  Eisen- 
bahnverkehrs bedingten  Raschheit  der  Ab- 
wickelung des  Transportgeschäftes  nicht  nur 
zur  genauen  Festsetzung  jener  Formen  ge- 
führt, welche  bei  dem  Transportgeschäfte 
genau  einzuhalten  sind,  sondern  auch  die 
Fixierung  der  Transportbedingimgen  zur  Not- 
wendigkeit gemacht,  da  es  für  eine  Bahn, 
die,  insoweit  ihre  Transportmittel  genügen, 
alles  tmd  alle  in  gleicher  Weise  zu  trans- 
portieren verpflichtet  ist,  unmöglich  wäre, 
in  jedem  gegebenen  Falle  über  den  Preis 
des  ihrerseits  zu  leistenden  Dienstes  zu  ver- 
handeln. Sie  kann  und  muss  daher  die 
Preisliste  ihit^r  je  nach  den  verschiedenen 
Bedingimgen  wechselnden  Leistungen  vorher 
festsetzen. 

Die  systematische  Zusammenstellung  des 
zu  entrichtenden  Entgeltes  für  die  unter 
verschiedenen  Bedingungen  erfolgenden  Leis- 
tungen der  Eisenbahn  winl  Eisenbahn- 
tarif genannt.  Die  Leistungen,  deren  Ent- 
gelt bezw.  deren  Preis  der  Tarif  festsetzt, 
sind  Transportleistimgen  oder  Agenden, 
welche  die  Eisenbahn  im  Interesse  des 
Tran  Sportgeschäfts  oder  im  Zusammenhange 
mit  demselben  (Aufbewahren  der  Güter,  Zu- 
stellung derselben  in  die  Wohnung  des 
Adressaten,  Tränken  von  Tieren  etc.)  aus- 
führt Die  Gebühi-en  für  die  letzteren  so- 
wie ftlr  manche  mit  dem  Transporte  in 
organischem  Zusanunenhang  stehende  Leis- 
tungen, welche  sich  aber  nicht  als  Beförde- 
nmg  darstellen,  z.  B.  das  Wägen  der  Sen- 
dungen, zählen  der  Stücke  u.  s.  w.,  werden  • 
gewöhnlich  als  Nebengebühren  bezeichnet 
imd  von  den  eigentlichen  Transjwrtgebühren 
unterschieden.  Eine  Art  dieser  Kebenge- 
bühren,  die  Auf-  und  Abladegebühr  (in 
England  »terminal«),  Manipulations-Expedi- 
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tionsgebülir  wird  meistens  mit  der  Trans- 
portgebühr zusammen  in  einem  Frachtsatze, 
d.  h.  in  einer  Ziffer  ausgedrückt. 

Frachtsatz  heisst  also  das  für  irgend 
eine  Tmnsportableihing  der  Bahn  geforderte 
Entgelt,  d.  h.  die  Taxe  für  irgend  einen 
bestimmten  Transport.  Einheitssatz 
nennt  man  die  für  Grewichts-  und  Längen- 
einheit festgesetzte  Frachtgebühr. 

Der  Begriff  wird  auch  häufig  als  Gegen- 
satz des  anderen  Bestandteils  der  Fracht- 
sätze, z.  B.  als  Gegensatz  ziun  Begriffe  Mani- 
pulationsgebühr gebraucht. 

Die  im  Tarife  enthaltenen  Frachtsätze 
beziehen  sich  entweder  auf  Entfernungen 
oder  auf  gewisse  Yerkehrsrelationen,  d.  h. 
auf  den  Verkehr  von  gewissen  speciell  be- 
zeichneten Stationen  unter  einander  und 
bestehen  in  der  Regel  aus  dem  Streckensatz 
und  der  Abfertigimgsgebühr. 

Die  Transportpreise  werden  gewöhnlich 
in  verschiedene  Klassen  geteüt,  innerhalb 
deren  die  Frachtsätze  meistens  nach  den- 
selben Principien  gebildet  werden.  Die 
Gnindsätze,  welche  bei  der  Tarifbüdung  ein- 
gehalten werden,  bilden  das  Tarifsystem. 

Das  Skelett  (die  äussere  Einteilung  und 
Einrichtung)  des^Tarifes  büdet  das  Tarif- 
schema (bar§me). 

2.  Einrichtung  der  Tarife.  Ein  jeder 
Tarif  enthält  nebst  den  Regeln  für  die  An- 
wendung der  Frachtsätze  (Tarifvorschriften) 
und  der  Klassifikation  Tariftabellen,  aus 
denen  die  Frachtsätze  zu  entnehmen  sind. 
Diese  Tariftabellen  zeigen  verschiedene  Ein- 
richtungen .  So  giebt  es  vor  allem  Stations- 
tarife, d.  h.  Tabellen,  in  denen  die  Fracht- 
sätze von  jeder  in  den  Tarif  aufgenommenen 
Station  nach  allen  anderen  Stationen  für  die 
gebräuchliche  Einheit  (bei  Gütern  100  kg 
oder  1  Tonne,  bei  Personen  1  Person)  be- 
rechnet sind.  Diese  allerdings  bequemste, 
aber  auch  kostspieligste  Einrichtung  ist 
praktisch  nur  im  Falle  vollkommen  gleich- 
massiger  Tarifierung  am  Platze  und  wird 
meistens  bei  Stationen  von  grossem  Ver- 
kehr angewendet.  Eine  Abart  des  Stations- 
tarifs ist  der  Schnitt tari f.  Derselbe  be- 
steht aus  2  Tabellen,  von  denen  die  eine 
die  Sätze  bis  zu  einer  gegebenen  Station: 
dem  Schnittpunkte  (meistens  ein  Knoten- 
punkt), die  andere  die  Sätze  vom  Schnitt- 
punkte nach  Stationen  einer  anderen  Linie 
enthält.  Die  in  beiden  Tabellen  enthaltenen 
Sätze  geben  also  zusanmien  den  direkten 
Frachtsatz.  Die  Schnitttarife  finden  Anwen- 
dung, wenn  auf  verschiedenen  Linien  der- 
selben Bahn  eine  verschiedene  Tarifbüdung 
eingeführt  ist,  oder  -wenn  der  Tarif  für  den 
Verkehr  von  verschiedenen  Bahnen  unter 
einander  gilt. 

Die  einfachste  und  billigste  sowie  auch 
die     en  verschiedenen  Tarifsvstemen   sich 


am  besten  anpassende  Einrichtung  bietet  der 
Entfernungs-  (Kilometer-)  Tarif, 
welcher  aus  einem  Entfernimgsanzeiger  und 
aus  einer  Tabelle  besteht,  welche  die  Sätze 
per  Längen-  und  Ti-ansporteinheit  enthält. 

3.  Einteilung  der  Tarife.  Die  Mn- 
teilung  der  Tarife  nach  den  verschiedenen 
Gesichtspunkten  ist  eine  äusserst  vielfache. 
Dem  Gegenstande  nach  unterscheidet  man 
Personen-  (gleichzeitig  Gepäcktarife)  und 
Gütertarife  (besonders  benannt  werden  Tarife 
füi*  lebende  Tiere),  auf  eisenbahngeographi- 
scher Grundlage  Lokaltarife  für  die  eigene 
Linie  einer  Bahn  und  direkte  Tarife,  Ver- 
bandstai'ife,  internationale  Tarife  für  Linien 
von  verschiedenen  Bahnen,  uro  Schlagstarife, 
üebernahmstarife  für  den  Diwchgang  oder 
die  Uebernahme  von  Waren  auf  ein  anderes 
oder  von  einem  anderen  Transportmittel; 
den  Bedingungen  nach ,  auf  welche  die  An- 
wendung des  Tarifs  gegründet  ist,  allgemeine 
oder  Specialtai'ife  (meistens  an  die  Erfüllung 
von  Bedin^mgen  geknüpft)  und  Ausnahme- 
tarife (meist  einem  besonderen  volkswirt- 
schaftlichen Zwecke  dienlich,  oft  abnorm  ge- 
bildet). 

Dem  wirtschaftlichen  Zwecke  nach  unter- 
scheidet man  Export-,  Import-,  Transitota- 
rife  und  Konkurrenztarife.  Zu  den  letzteren, 
gehören  auch  die  in  Frankreich  und  Amerika 
häufigen  tarifs  de  detoiu-nement,  deren  Zweck 
es  ist,  den  Transport  im  Konkurrenzfalle 
einer  der  konkiurierenden  Linien  zu  sichern. 
Hierher  gehören  ferner  die  Rückfraxihttarife 
deren  Zweck  es  ist,  die  Rückbeladung  sonst 
leer  ziurückkehrender  Wagen  zu  veranlassen. 

Ferner  unterscheidet  man  ständige,  zeit- 
w^eUige  und  Saisontarife  (z.  B.  ein  Tanf,  der 
nur  für  die  Dauer  der  Schiffahrt  aus  Kon- 
kurrenzrücksichten besteht).  Schliesslich 
unterscheidet  man  noch  Normal-  (richtiger 
proportioneile)  und  Differentialtarife. 

4.  Differentialtarife ,  Frachtdispari- 
täten und  Staffeltarife.  Der  Begriff  pro- 
portioneller  Tarif,  als  Gegensatz  des  Begnffes 
Differentialtarif  gebraucht,  wechselt  Beinen 
Inhalt  mit  diesem  letzteren  ungemein  schwan- 
kenden Begriffe.  —  Der  eigentliche  Sinn 
der  differentieUen  Tarifbüdimg  bezeichnet 
die  ungleiche  Tarifienmg  gleicher  Mengen 
desselben  Guts  auf  gleiche  Entfernungen. 
Unter  dif ferentieller  Tarifierung  im  weitesten. 
Sinne  versteht  man  die  imgleichmässige 
Tarifbildung  zwischen  den  mit  einander  ver- 
glichenen Eisenbahnlinien  oder  Transport- 
anstalten. Stehen  die  zum  Vergleich  heran- 
gezogenen Eisenbahnen  unter  verschiedenen 
Verwaltungen,  so  spricht  man  von  materiell 
(aber  nicht  auch  formell)  differentieUen 
Tarifen.  Dem  allgemeinen  Sprachgebrauche 
entsprechend  liegen  diese  Fälle  ausserhalb 
des  Bereiches  der  eigentlichen  Differential- 
tarife.  Man  unterscheidet  relativ  und  absolut 
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differentielle  Tarifbildiinti:.  Ton  relativ  cliffe- 
i-entieller  Tarifiemng  spricht  man,  wenn  für 
denselben  Transport  (gleiches  01)jokt  in 
gleicher  Menge  auf  gleiche  Entfernung)  in 
verschiedenen  Tarifen  (auch  auf  einem  Ver- 
waltungsgebiete) verschiedene  Sätze  zur  An- 
wendung gelangen,  z.  B.  zwischen  Lokal- 
und  Yerbandstarif  oder  Tarif  und  Refactie. 
Der  Fall  absolut  differenlieller  Tarifienmg 
hingegen  liegt  vor,  wenn  in  demselben 
Tarife  für  eine  gleiche  Menge  desselben 
Gutes,  bei  verschiedenen  Transportlängen 
verschiedene  Einheitssätze  eingerechnet  wer- 
den (Staffeltarif).  Schliesslich  kann  die 
differentielle  Tarifbildung  sogar  auf  derselben 
Eisenbahnlinie  vorkommen. 

Ist  der  ermässigte  Frachtsatz  in  diesem 
Falle  für  die  weiter  entfernte  Station  billiger 
als  der  regelmässige  Frachtsatz  der  näher 
gelegenen  nächsten  Station,  so  ist  eine  Fracht- 
disparität vorhanden.  Wenn  solche  Fracht- 
disparitäten in  grossem  blasse  auftreten,  so 
können  sie  das  ganze  i-egidäre  Tarifsystem 
lun wälzen.  Sie  haben  zu  zahlreichen  An- 
griffen gegen  Differentialtarife  überhaupt 
und  in  vielen  Staaten  zu  einem  direkten 
Verbote  der  Frachtdisparitäten  und  mit 
diesen  gleichartigen  Dinerentialtarifen  ge- 
führt. Uebrigens  giebt  es  heute  kaum 
einen  Tarif  ohne  absolut  differentielle  Tarif- 
bildung. 

Die  wichtigeren  Arten  der  differentiellen 
Tarifbildung  sind  die  folgenden. 

1.  Der  eigentlich  nicht  hierher  gehörende 
FaU,  wo  die  gleichen  kilometrischen  Einheits- 
sätze eingerechnet  und  eine  feste  Expeditions- 
gebühr zugeschlagen  wird,  welche  nament- 
lich auf  kürzere  Entfernungen  differentiell 
wirkt. 

2.  Der  Staffeltarif  (fälschlich  auch  Zonen- 
tarif genannt)  beniht  darauf,  dass  von  einer 
gewissen  Entfernung  an  ennässigte  Einheits- 
sätze eingerechnet  werden.  Hier  unter- 
scheidet man  zwei  Fälle,  welche  wir  durch 
ein  Beispiel  illustrieren  woUqn,  bei  welchem 
wir  zwei  Stufen  annehmen,  die  eine  von  1  km 
bis  200  km,  die  andere  von  201  km  an. 

a)  Im  ersten  Falle  wird  der  von  201  km 
an  zur  Anwendung  gelangende  biDigere  Ein- 
heitssatz für  die  ganze  Strecke,  z.  B.  bei 
einem  Transport  auf  300  km  auf  die  vollen 
300  km  durchgerechnet,  während 

b)  im  zweiten  Falle  für  die  Strecke  1 
bis  200  km  der  höhere,  für  die  Strecke  201 
bis  300  km  hingegen  der  niedrigere  Ein- 
heitssatz berechnet  winl  (der  sogenannte 
belgische  Tarif). 

3.  Schliesslich  gehört  seiner  Wirkung 
nach  auch  der  eigentliche  Zonentarif  hier- 
her. Derselbe  entsteht,  wenn  innerhalb 
grösserer  Längeneinheiten  derselbe  Fracht- 
satz angewendet  wird. 

Die  differentielle  Wirkung  dieser  Tarife 


zeigt  sich  hauptsächlich  an  den  Grenzen  der 
einzelnen  Zonen. 

Der  wirtschaftliche  Gnmd,  welcher  zur 
Einfühning  von  Differentialtarifen  anregt, 
kann  vei-schiedenartig  sein.  So  sind  es 
Konkurrenzriicksichten  gegenüber  anderen 
Verkehrsuntern  ehmungen  ( Eise  nbahn  en,  Was- 
serstrassen) ,  wirtschaftspolitische  Gründe 
(zweckdienliche  Ergänzung  der  Zollpolitik), 
das  Interesse  der  Absatzerweitenmg  und  der 
Verkehrserhöhung  oder  Gründe  des  Eisen- 
bahnbetriebs, speciell  der  Betriebsökonomie 
(zweckmässigere  Leitung  des  Verkehrs  und 
Gewinnung  von  Rückfracht),  welche  zur 
differentiellen  Tarifienmg  führen. 

Der  wirtschaftliche  Wert  der  Differential- 
tarife ist  ein  sehr  verschiedener;  während 
die  Prachtdisparitäten  entschieden  einen 
hemmenden  und  die  normalen  Verhältnisse 
umwälzenden  Einfluss  ausüben,  sind  die 
Staffeltarife  meist  vorteilhaft  für  die  Ver- 
kehrsentwickelung und  den  ganzen  Gang 
der  volkswirtschaftlichen  Gestaltung,  da  sie 
einesteils  dem  Principe  entsprechen,  dass 
die  Selbstkosten  sich  im  Verhältnisse  zur 
Länge  des  Transportes  verringern,  und 
andererseits  eine  gewisse  Ausgleichung  der 
Entfernungen  mit  sich  führen.  Allerdings 
gereichen  diese  Tarife  dem  Zwischenhandel 
nicht  zum  Vorteü.  Obwohl  die  Staffel- 
tarife vom  betriebsökonomischen  Standpunkte 
(Selbstkosten)  gerechtfertigt  sind,  ist  deren 
Einführung  häufig  Angriffen  ausgesetzt  ge- 
wesen, da  sie  innerhalb  desselben  Wirt- 
schaftsgebietes einen  gewissen  handelspoli- 
tischen Einfluss  ausüben.  So  sind  seinerzeit 
in  Frankreich  Klagen  laut  geworden,  dass 
die  Staffeltarife  die  natürlichen  Vorteile  der 
näheren  Produzenten  durch  Erhöhung  der 
Konkurrenzfähigkeit  der  ferner  wohnenden 
verkümmern,  und  die  auf  den  preussischen 
Staatsbahnen  eingeführten  Staffeltarife  für 
Getreide  mussten  sogar  aufgehoben  werden, 
weil  die  süddeutschen  Produzenten  die 
Konkiurenz  der  nördlichen  und  östlichen 
deutschen  Produzenten  befürchteten.  Andrer- 
seits zeigt  das  jüngste  Beispiel:  dasjenige 
der  Stückgut-Staffeltarife  der  preussischen 
Staatsbahnen,  welche  wohl  das  berechtigte 
Interesse  der  gewerblichen  Absatzerweite- 
rung und  das  abnorme  Verhältnis  der 
Bahn  zu  den  Wasserstrassen  ins  Leben  ge- 
rufen hat  —  dass  die  in  den  Staffeltarifen 
enthaltene  all^meine  und  direkte  Fracht- 
ermässigung einzelne  Berufsklassen  wie  die 
Frachtvermittler  (Spediteure)  zum  Einspruch 
bewegen  kann.  Einwendungen  solcher  Art 
sind  jedoch  wirtschaftlich  kaum  gerechtfer- 
tigt, da  direkte  und  allgemeine  Frachter- 
mässigungen wirtschaftlich  wertvoller  sind 
als  mittelbare  (z.  B.  im  Wege  von  Sammel- 
guttarifen) und  auch  dem  öffentlich-recht- 
lichen Princip  der  gleichen  Behandlung  ent- 
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sprechen.  (Der  er«'ähnte  Staffeltarif  hat 
übrigens  bedeutend  höhere  Sätze  als  die 
Sammelguttarife,  Unterschiede  von  M.  0,21 
bis  1,53.) 

n.  Organisation  des  Tarifwesens. 

5.  Die  Tarifhoheit  des  Staates.     Mit 

Rücksicht  auf  die  einschneidende  Wirkung, 
welche  die  Gestaltung  der  Transportpreise 
auf  das  ganze  volkswirtschaftliche  und  kul- 
turelle Leben  ausübt,  haben  sich  die  euro- 
päischen Staaten  wolü  ohne  Ausnahme  einen 
mehr  oder  minder  weilgehenden  Einfluss 
auf  das  Tarifwesen  der  Eisenbahnen  vorbe- 
halten. Die  Erfahnmg  hat  gezeigt,  dass 
dies  in  den  ersten  Jahren  des  Eisenbahn- 
betriebes nicht  in  genügendem  Masse  ge- 
schehen ist,  imd  die  Entwickehmgsgeschichte 
des  Tarifwesens  der  meisten  Staaten,  haupt- 
säclüich  aber  derjenigen  mit  Privatbahnbe- 
trieb, zeigt  uns  das  Bild  eines  Kampfes 
z^vischen  Bahn  und  Staat,  geführt  im  Inte- 
resse der  Erweiterung  der  staaQichen  Macht- 
sphäre. Die  Summe  der  Befugnisse  des 
Staates  in  betreff  der  Eisenbahntarife  wird 
meistens  mit  dem  Namen  Tarifhoheit 
des  Staates  bezeichnet.  Inwiefern  diese  Be- 
nennung staatsrechtlich  eine  richtige  ist. 
mag  dahingestellt  bleiben;  im  folgenden  soll 
nur  kurz  der  Inhalt  dieses  Begriffes  und 
die  Art  und  Weise  der  staatlichen  Ingerenz 
auf  die  Bahntarife  in  den  wichtigsten  Staaten 
imtersucht  wenlen. 

Der  Inhalt  dieses  Begriffs  imfifasst  etwa 
die  folgenden  Punkte: 

1.  das  Recht,  den  Eisenbahnen  den  Trans- 
})ortzwang  aufzuerlegen,  diesell)en  zur  Er- 
stellung und  gleichmässigen  Anwendung  der 
Tarife  zu  verhalten; 

2.  die  ausschliessliche  Befugnis  diejenigen 
Rechtsregeln  und  Modalitäten  festzustellen, 
welche  sich  auf  Einführung,  Handhabung 
und  Ausserkraftsetzung  der  Tarife  beziehen, 
sowie  alle  aus  diesen  Fragen  entstehenden 
Streitigkeiten  zu  entscheiden; 

3.  die  Tarifkontrolle  oder  das  Recht  des 
Staates,  alle  zu  publizierenden  Taiife  zu 
überprüfen,  die  Einführimg  eines  jeden  Ta- 
rifes  zu  genehmigen  oder  mit  seinem  Veto 
im  Interesse  des  Gemeinwohls  zu  verhindern ; 

4.  einen  je  nach  dem  Staatsrechte  und 
dem  jeweiligen  Eisenbahnsysteme  dem  Um- 
fange nach  wechselnden  direkten  Einfluss 
auf  die  Gestaltung  der  verscliiedenen  Tarife. 

Die  Ausübung  dieser  im  Tarifhoheits- 
rechte enthaltenen  Machtbefugnisse  gestaltete 
sich  in  der  Praxis  folgendermassen : 

ad  1.  Den  Transportzwang  sprechen  in 
allen  Staaten  die  Normen  des  Fracht- 
rechts aus. 

ad  2  und  3.  Der  historischen  Reihen- 
folge nach  bildete  das  Festsetzen  von  Maxi- 
malfrachtsätzen in  den  Konzessionsurkunden 


der   verscliiedenen   Eisenbahnen    die    erste 
staatliche  Regel  auf  dem  Gebiete  des  Tarif- 
wesens.   Dieser  in  England  entstandene,  in 
Frankreich,  Oesterreich,  Ungarn  und   auch 
in  Deutschland  angenommene  Gebrauch  hat 
keine  bedeutsame  Wirkung  auf  die  EntAvicke- 
lung  des  Tarifwesens  ausgeübt,  da  die  fest- 
gestellten Maximalsätze,  wie  sich  später  er- 
wies,  allgemein    zu   hoch   gehalten  waren 
und  in  England  sogar  von  den  Bahnen  dem 
Staate  gegenüber  zur  Abwehr  gegen  Fracht- 
ermässigungs-     und     Tariferraässigungsan- 
sprüche  ausgenützt  worden  sind.  Ein  weiteres 
Stadium    bezeichnet    die    den  Eisenbahnen 
auferlegte  Verpflichtung,  Tarife  zu  erstellen. 
Ebenfalls    aus    England    stammt    die   Vor- 
schrift, dass   die  Bahnen  alle  Taxen   ohne 
Unterschied  und  ohne  Begünstigimgen  ein- 
zelner einzuheben   haben.    Dieser  zuerst  in 
den  englischen  Konzessionen,  dann  in  der 
Railway  Clause  Consolidation  Act  1845,  in 
Preussen   in    §  32  des   G.  v.  3.  November 
1838,  in  Frankreich  in  den  Cahiers  de  charge 
Art.  48,  in  Ungarn  im  G.-A.  XXV.  v.  Jalire 
1836  §  4,  in  Oesterreich  in  den  Konzessionen 
und  in  der  Eisenbahnbeti'iebsordnung  (wenn 
auch    nicht    wörtlich)    ausgesprochene   und 
auch  in  das  zu  Bern  abgesclüossene  Ueber- 
einkommen  eines  internationalen  Frachtrechts 
§    11    aufgenommene   Grundsatz    ist    unter 
dem   Namen  Equality   clause   bekannt 
und   bildet   mit  der  Pflicht  der  Veröffent- 
lichung  der  Tai-ife   und  dem  Verbote   der 
geheimen    Begünstigungen     die     wii-kliche 
Grundlage  des  modernen  Tarifwesens.   Auch 
dieses   letztere  Princip   ist  in   die   Gesetz- 
gebung der  meisten  Länder  übergegangen, 
Preussen   .G.  v.  3.  November   1838    §§    26, 
32 ;  Oesterreich  und  Ungarn  in  der  Betriebs- 
ordnung, neuestens  \.  des  Handelsministers 
(Oesterreich  1.  November  1890,   ZI.  47  510, 
Ungarn  1.  November  1890.  ZI.  61935)^  und 
ist   neuerdings  auch   in  England  (Railway 
and  Canal  Trafic  Act  1888)  und  in  Amerika 
(Interstate  Commerce  Act)  unter  Androhung 
von  Strafen  wiederholt  nachdrücklichst  be- 
tont worden. 

Hand  in  Hand  mit  diesen  Bestimmimgen 
haben  sich  endlich  die  meisten  Staaten  die 
Sanktion  der  zu  publizierenden  Tarife  (in 
Frankreich  homologation),  anfangs  meist  niu: 
für  den  Fall  von  Tariferhöhungen,  ausdrück- 
lich vorbehalten.  Dieses  in  den  Konzessio- 
nen gewahrte  Recht  wurde  vielfach  durch 
specielle  Bestimmungen  erweitert.  Als  Kon- 
trollmittel  sei  hier  noch  die  ebenfalls  viel- 
fach vorkommende  Vorschrift  erwälmt,  dass 
jeder  Tarif  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  in 
kraft  bleiben  muss.  Ausser  den  bereits  er- 
wähnten all^meinen  Vorschriften  bestehen 
noch  in  einigen  Ländern  andere,  zum  Teil 
w^eitgehende  Kontrollmassregeln,  von  denen 
hier  niu:  das  im  Interstate  Commerce  Act 
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(sect.  5)  enthaltene  Verbot  de8  Eingehens 
von  auf  Yerkehrsteilnngen  bezüglichen  Ver- 
ein bainingen  und  da.s  Verbot,  für  eine  näher 
liegende  Station  höhere  Frachtsätze  festzu- 
stellen als  für  eine  entferntere,  her\'orge- 
hoben  seien  (long  and  short  haiil  clause), 
ad  4.  Der  direkte  Einfluss  des  Staates 
auf  die  Gestaltung  der  Eisenbahntarife  ist 
selbstverständlich  ein  verschiedener,  je  nach- 
dem von  Privat-  oder  Staatsbahnen  die 
Rede  ist.  Während  bei  den  letzteren  der 
Staat  einen  massgebenden  Einfluss  auf  die 
ganze  Tarifgestaltung  ausübt,  pflegt  der 
direkte  Einfluss  des  Staates  bei  Privat- 
bahnen sich  meistens  auf  folgende  Punkte 
zu  ei-strecken. 

1)  Der  Staat  kann,  wie  schon  erwähnt, 
die  Bahnen  zur  Einhaltung  der  konzessions- 
mäSvSigen  Maximalsätze  zwingen. 

2)  kann  der  Staat  die  Tarife  von  Zeit  zu 
Zeit  einer  Revision  unterziehen  (3  Jahre) 
und  unter  Umständen,  z.  ß.  wenn  das  Er- 
trägnis des  Betriebes  ein  gewisses  ®/o  (in 
Preussen  10®/o,  in  Oesterreich  und  Ungarn 
15  ®/o)  des  Anlagekapitals  erreicht,  eine  Her- 
absetzung der  Transportpreise  fordern. 

3)  kann  der  Staat  besonders  biUige  Sätze 
für  staatliche  oder  in  staatlichem  oder  all- 
gemeinem Interesse  auszuführende  Trans- 
porte fordern.    R.V.  §§  45,  46. 

4)  kann  der  Staat  für  alle  Bahnen  ein 
gleiches  Tarifsystem  oder  zum  mindesten 
eijien  weitgehenden  Einfluss  auf  die  Fest- 
stellung desselben  fordern. 

Das  erstere  ist  in  Deutschland  (Reform- 
tarif) durchgeführt  und  ist  ziun  Teil  neu- 
estens  auch  in  England  erreicht  worden. 
Ganz  verwirklicht  ist  es  auch  in  Oesterreich- 
Ungam,  wo  sich  die  Regierungen  im  Inte- 
resse der  einheitlichen  Einführung  des  auf 
privatem  Wege  zu  stände  gekommenen  soge- 
nannten (allgemeinen)  Tarifteils  I  vielfach 
exponiert  haben.  Aehnliche  Bestrebungen 
machen  sich  auch  in  Frankreich  geltend. 

5)  In  Frankreich  wiuxlen  zu  Anfang  des 
Jahrzehntes  mehrere  Gesetzentwfirfe  einge- 
reicht (der  wichtigste  der  Projet  Pelletan), 
welche  es  zum  Zwecke  hatten,  dem  Staate 
weitgehende  Machtbefugnisse  im  Interesse 
der  Tarife  für  Waren  einheimischer  Prove- 
nienz einzuräumen,  ohne  dass  diese  Ent- 
würfe m.  W.  Gesetzeskraft  erlangt   hätten. 

Erwähnt  sei  hier  noch,  dass  in  England 
ein  Parlamentsakt  von  1894  die  Erhöhung 
der  Tarife  zu  verhindern  sucht,  indem  die 
Frachtinteressenten  eine  solche  Erhöhimg 
vor  die  Railwav  and  Canal  Commission 
bringen  können,  welche  auf  Grund  eines 
kontradiktorischen  Verfahrens  über  die  Zu- 
lässigkeit  der  Erhöhung  entscheidet 

Während  in  den  Vereinigten  Staaten  im 
zwischenstaatlichen  Verkehr  das  Tarif wesen 
einheitlich    geregelt    ist,    haben    einzelne 


Staaten  der  Union  füi*  den  innei*staatlichen 
Verkehr  noch  immer  keine  Regelung  ge- 
troffen, so  dass  wohl  in  diesen  Staaten 
der  geringste  materielle  Einfluss  auf  das 
Tarifwestm  zu  finden  ist. 

6.  Staatsrechtliche  Organisation.  Die 
Handhabung  des  staatlichen  Tarifhoheits- 
rechtes ist  in  den  meisten  Staaten  besonderen 
Organen  anvertraut.  Im  Deutschen  Reiche 
wii-d  die  TarifkontroUe  durch  das  Reichs- 
eisenbalmamt  ausgeübt  (Art.  46  R.V.).  Das- 
selbe hat  im  besonderen  auch  auf  die  Er- 
reichung der  möglichsten  Gleiclmiässigkeit 
und  Herabsetzung  der  Tarife  und  beim 
Transport  von  Massengütern  auf  grössere 
Entfernungen  auf  Einführung  desEinpfemiig- 
tarifs  hinzuwirken  (Art.  45  R.V.).  Die  im 
Sinne  der  Reichsverfassung  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zukonmiende  ^Machtbefugnis 
vnrd  durch  verschiedene  Organe  ausgeübt, 
von  denen  hier  nur  der  in  Preussen  bei  den 
Staatseisenbahndirektionen  als  Beirat  fun- 
gierende Bezirkseisenbahnrat  und  derLandes- 
eisenbahnrat,  d.  i.  die  der  Centralverwaltimg 
der  Staatseisenbahnen  beigegebene  beratende 
Köi^pei-scliaft,  hervorgehoben  werden  soUen. 

Diese  durch  das  G.  v.  1.  Juni  1882  organi- 
sieiien  Körperschaften  sind  aus  Beamten 
und  Vertretern  der  verschiedenen  wirtschaft- 
liehen Stände  zusammengesetzt. 

Von  grt)8ster  Wichtigkeit  ist  die  tarifari- 
sche Wii'ksamkeit  des  Liandeseisenbahnrates, 
dem  die  Uebersicht  der  Normaltransportge- 
bühren, die  allgemeinen  Tarifvorschriften  der 
Güterklassifikation,  die  Fragen  über  Zu- 
lassung von  Ausnahme-  und  Differential- 
tai-ifen  sowie  alle  Anträge  auf  Aendenmg 
der  Beti'iebsreglements  zustehen. 

In  OesteiTcich  untersteht  das  Tarifwesen 
dem  k.  k.  Eisenbahn ministerium ;  in  Ungarn 
dem  Handelsministerium,  welche  besondere 
Sektionen  für  Tarifangelegenheiten  besitzen. 
Ausserdem  hat  Oesterreich  einen  Staats- 
eisenbahnmt,  Ungarn  eine  Tarifkommission 
als  beratende  Körperschaft.  Eine  ähnliche  be- 
ratende Köipei*schaft  wurde  auch  in  Italien 
kreiert,und  auch  inFrankreich  besteht  eine  der- 
artige Kommission,  welche  zuletzt  i.  S.  1898 
reorganisiert  wurde.  Weitgehende,  zum 
Teil  richterliche  Machtbefugnisse  sind  der 
Railway  and  Canal  Commission  in  England 
sowie  der  Interstate  Commerce  Commission 
in  Amerika  zugewiesen,  welche  auch  über 
seitens  der  Frachtinteressenten  erhobene 
Klagen  wegen  Unzweckmässigkeit  (unre- 
sonability)  der  Tarife  und  ungleichmässiger 
Behandlung  (undue  preference)  zu  entschei- 
den haben. 

7.  Privatrechtliche  Organisation.  Die 
Darstellung  der  Organisation  des  TarifwCvSens 
wäi*e  unvollständig  ohne  Er^'ähnung  der  auf 
privatrechtlicher  Basis,  im  Wege  der  Ver- 
einigung zu  Stande  gekommenen  Organisiition : 


Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    III. 
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des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnen,  der 
Verbände  etc. 

Dieselben  haben  den  Zweck,  über  die 
staatlichen  Grenzen  hinaus  die  Einheit  des 
Tarifwesens  zu  wahren. 

Der  genannte VereinDeutscherEisenbah  nen 
entstand  im  Jahre  1847  aus  dem  im  Jahre 
1846  gegründeten  Vereine  der  preussischen 
Eisenbahndirektionen  und  umfasst  heute 
deutsche,  Österreichische,  ungarische,  rumä- 
nische, niederländische,  luxemburgische  etc. 
Eisenbahnen. 

Innerhalb  des  Vereins  gilt  das  gleiche 
Betriebsreglement  sowie  dieselben  Tarifbe- 
stimmungen über  Rundreisebillets,  Extiu- 
fahrten,  über  gegenseitige  Wagenbenutzimg. 
Das  Verhältnis  der  am  Vereuisverkehr  teil- 
nehmenden Bahnen  unter  einander  regelt 
das  üebereinkommen  zum  Vereinsbetriebs- 
reglement. 

Schliesslich  sei  es  noch  erwähnt,  dass  sich 
die  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  zu 
einer  gemeinsamen  Direktorenkonferenz  ver- 
einigt haben,welche  inFällen, wenn  ein  gleiches 
Vorgehen  wünschenswert  ei-scheint  verschie- 
dene, aber  beide  Reiehshälften  interessierende 
Tariffragen  bespricht. 

III.  Gütertarife. 

8.  Oekonomische  Gnindlaf^en.  Die 
durch  die  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
wesens im  Verkehrsleben  hervorgerufene 
Umwälzung  war  eine  derartige,  dass  die 
ursprtlnglich  als  Basis  des  Gütertarifwesens 
betrachteten  Gnuidlagen  heute  bereits  ganz 
verlassen  sind.  Bekanntlich  glaubte  man 
im  ersten  Stadium  des  Bahnbetriebes,  dass 
die  Eisenbahn  wie  eine  jede  Strasse  durch 
den  Befrachter  mit  seinen  eigenen  Betriebs- 
mitteln befahren  werden  wird.  Deshalb 
war  auch  in  den  ersten  Konzessionen  eigent- 
lich nur  auf  die  für  Benutzung  des  Schienen- 
stranges zu  entrichtende  Gebühr,  das  Bahn- 
geld (Peage),  Rücksicht  genommen,  während 
die  eigentliche  Transportgebühr  beinahe 
ganz  der  Wülkür  der  Kontrahenten  über- 
lassen war. 

Durch  diese  konzessionsmässigen  Grenzen 
war  die  Grundlage  für  die  Tarifierung  ge- 
geben, und  so  waren  denn  die  Vorläufer  der 
Tarife  nichts  als  die  Zusammenstellung  von 
ein  paar  Bestimmungen  in  betreff  des  zu 
entrichtenden  Bahngeldes  und  der  eventuellen 
Benutzung  der  Bahnbetriebsmitte];  von 
einem  eigentlichen  Tarif  kann  in  dieser  kur- 
zen Experimentierungsperiode  gar  nicht  die 
Rede  sein. 

Der  Tarif  entsteht  mit  dem  Ueberhand- 
nehmen  der  Ueberzeugung,  dass  dieses  m-- 
sprOnglich  vor  Augen  gehaltene  System  sich 
nicht  bewährt,  sondern  daf^s  die  Bahn  so- 
wohl den  Transport  besorgt,  als  auch  die 
Mittel  zum  Transporte  hergiebt,  sowie  mit 


der  Erkenntnis  des  der  Gestaltung  der 
Transportweise  zu  Gninde  liegenden  ökono- 
mischen Gesetzes. 

Diese  Grundlage  konnte  nur  mit  Hufe 
von  zahli'eichen  Erfahrungen  gefunden  wer- 
den. Die  ersten  Gütertarife  konnten  nichts 
anderes  bieten  als  eine  einfache  Skala  von 
Frachtsätzen,  welche  auf  einer  Kombination 
der  bisherigen  erfahrungsmässigen  Fracht- 
sätze mit  den  wahrscheinlichen  Selbstkosten 
des  Eisenbahntransportes  beruhten. 

Erst  die  längere  Erfahning  liess  diejeni- 
gen Umstände  erkennen,  welche  auf  das  im 
allgemeinen  auch  im  Eisenbahntransporte 
gültige  ökonomische  Preisbildungsgesetz,  hin- 
sichtlich des  Bahn  Verkehrs ,  modifizierend 
einwirkten. 

Man  sah  ein,  dass  die  Minimalgrenze  für 
die  Tarifbildung  in  den  Selbstkosten  des 
Eisenbahntransportes  gegeben  sei,  und  man 
erkannte,  dass  hauptsächlich  die  folgenden 
Umstände  füi*  die  Gestaltung  der  Selbstkosten 
des  Eisenbahntransportes  massgebend  sind: 
ausser  den  Abnutzungskosten,  Materialkosten 
und  Arbeitßkosten  die  Kosten  der  Verzinsung 
und  Tügung  des  durch  die  Eisenbahnanlage 
und  Eim-ichtung  repräsentierten  Kapitals. 

Die  erstenv^ähnten  TeUe  sind  mehr  ver- 
änderlicher Natur,  das  letztere  aber  kon- 
stant, woraus  folgt,  dass  nur  ein  Teil  der 
Selbstkosten  im  Verhältnis  zum  Umfange  des 
Verkehrs  wächst,  während  der  andere  kon- 
stant bleibt.  Hieraus  erhellt  wiederum,  dass 
im  allgemeinen  die  Selbstkosten  für  längere 
Strecken  geringer  als  für  kürzere  sind,  dass 
femer  die  Selbstkosten  desto  geringer  sind, 
je  besser  die  vorhandenen  Betriebsmittel 
ausgenutzt  werden  können. 

Das  Preisgesetz  des  Verkehrs  besagt  also, 
dass  die  Transportkosten  im  umgekehrten 
Verhältnisse  zur  Intensität  des  Transportes 
stehen. 

Aus  diesem  Gesetze  wurden  nun  feiende 
Folgenmgen  gezogen:  Je  länger,  je  dichter 
der  Transport  ist,  je  geringer  die  tote  Last 
(Tara)  ist,  welche  geschleppt  werden  muss, 

J'e  langsamer  befördert  wird,  um  so  billiger 
Lönnen  die  Frachtsätze  gehalten  werden. 
Da  jedoch  diese  beiden  Kosten£aktoren  in 
der  Praxis  schwankend  und  schwer  festzu- 
stellen sind,  kann  nur  mit  Annäherungs Wahr- 
heiten gerechnet  werden. 

Femer  erkannte  man,  dass  vor  allem  die 
Beschaffenheit  der  verschiedenen  Güter  auf 
die  erwähnten  Umstände  von  Wirkung  sei, 
so  dass  eine  diesbezügliche  Einteilung  der 
Güter  angezeigt  erscheinen  müsste.  Da  aber 
andrerseits  die  Bahnen  einsahen,  dass  die 
Frachtleistungen  für  die  Interessenten  einen 
grösseren  Wert  repräsentieren  als  das  durch 
die  Selbstkosten  gegebene  Minimum,  so 
trachteten  sie  ihren  Gewinn  möglichst  zu 
vergrössern,  indem  sie  die  Frachtsätze  durch 
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eine  andere  Klassifikation  der  Güter  mög- 
lichst dem  Werte  derselben  ani)assten. 

Wie  aus  dem  obigen  erhellt,  sind  die 
Kosten,  der  Voi'teil,  welcher  den  Transport- 
interessenten  geboten  wii'd  und  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Transporte  ausschlaggebend 
für  die  Höhe  der  Frachtsätze.  Einen  wei- 
teren Bestimmungsgrund  bietet  das  Bestre- 
ben nach  Absatzerweitenmg,  welcher  in 
erster  Linie  vom  privatwirtschaftlichen  Ge- 
sichtspunkte aus  massgebend  ist. 

Die  Entwickelung  des  Tarifwesens  wurde 
aber  nicht  nur  durch  privatwirtschaftliche 
Momente  geleitet,  denn  mit  der  Vei-staat- 
lichung  der  Bahnen  wird  auch  der  Tarif 
zum  Träger  öffentlicher  Interessen,  zum 
Teil  gemein  wirtschaftlicher  Natur,  fe  erfolgt 
eine  Fixierung  der  gleichmässig-en  Grund- 
sätze, welche  für  die  Tarifierung  mass- 
gebend sind,  später  auch  matenell  gleich- 
massige  Tarifierung  unter  Wahi'ung  des 
gleichen  Gebahrens  füi'  alle  und  Berücksich- 
tigung der  staatlichen  Interessen. 

Dies  führt  zu  einer  grösseren  Stetigkeit, 
Einfachheit  und  Gleichheit  der  Tarife.  Das 
Tarifwesen  der  Staatsbahnen  strebt  dem 
Ideale  zu,  aus  dem  Frachtsatze :  dem  Trans- 
portpreise eine  Transpoi-tgebülir  zu  machen. 
Selbstverständlich  kann  auch  das  gemein- 
wirtschaftliche Tarifsystem,  wenn  es  auch 
zeitweilig  von  dem  Gesetze  der  Transport- 
selbstkosten absehen  kann,  doch  diese  Grund- 
lage nicht  dauernd  entbehren,  da  dies  ja 
zu  einer  Störung  der  Staatsfinanzen  fülu-en 
würde. 

Der  Gesichtspunkt  der  Absatzerweitenmg 
kann  demnach  auch  bei  einer  gemeinwirt- 
schaftlichen Tai'ifi)olitik  nicht  ausser  acht 
gelassen  werden.  Namentlich  in  den  Be- 
ziehungen der  verschiedenen  Volkswirt- 
schaften zu  einander,  wo  Zolltarif  und  Eisen- 
bahntarif einander  ergänzen  müssen.  Im 
Rahmen  derselben  Volkswirtschaft  ist  nicht 
so  sehr  die  absolute  Höhe  des  Tarifs  wie 
die  relative  Höhe  fiir  die  differentielle  Behand- 
lung einzelner  Gegenden  oder  Interessen- 
gruppen ausschlaggebend. 

9.  Gütertarifsysteme.  Auf  den  ange- 
deuteten wirtschaftlichen  Grundlagen  ent- 
standen die  verschiedenen  Systeme  der 
Güterverkehrstarife : 

1)  Das  Wagenraumsystem,  welches  auf 
dem  Principe  der  grösstmöglichen  Ausnut- 
zung der  Betriebsmittel  fusst.  Charakteristisch 
für  dieses  System  ist  die  Einteilung  der 
Güter  in  Stückgüter  und  Güter,  deren  Ti-ans- 
port  eine  volle  oder  halbe  Wagenladung  er- 
fordert, mit  höheren  Taxen  für  die  ersteren 
und  niedrigeren  für  die  letzteren.  Dieses 
System  adoptierte  gleichzeitig  die  Taraklassi- 
fikation, indem  die  sperrigen,  d.  h.  jene  Gü- 
ter, welche  im  Vergleiche  zu  ihrem  Umfange 
ein  geringes  Gewicht  besitzen,  höher  tarifiert 


werden  als  Güter  anderer  Art.  Vom  Stand- 
punkte der  Tara  wird  ferner  ein  Unter- 
schied zwischen  Eilgütern  und  Frachtgütern 
gemacht,  da  Eilgut  in  geringeren  Mengen 
aufgegeben  und  nicht  aufgesammelt  wiixl, 
demnach  die  volle  Ausnutzung  des  Wagen- 
raumes  nicht  ermöglicht.  Vom  Standpunkte 
der  Tara  liegt  ein  gew^isser  Uiiterschied 
auch  in  der  Beförderung  in  offenen  oder 
gedeckt  gebauten  Wagen,  da  bei  den  letzte- 
ren die  mitgeschleppte  tote  Last  grösser  ist. 

Der  i-eine  Wagenraumtarif  unterscheidet 
zwischen  Eilgut,  Stückgut,  Wagenladung 
und  sperrigen  Gütern.  In  dieser  reinen 
Form  ist  derselbe  nicht  zur  Anwendung  ge- 
kommen, denn  sogar  der  Tarif  der  Nassau- 
ischen Staatsbahn,  welcher  als  der  reinste 
Wagenraumtarif  angesehen  wird,  imterschied 
Wagenladungsgut  zu   5000  und   10000  kg. 

Die  später  auf  Grundlage  dieses  Systems 
aufgebauten  Tarife  zeigten  schon  Ausnahme- 
oder Specialtarife,  so  der  auf  den  elsass- 
lothringischen Bahnen  im  Jahre  1872,  im 
Jahre  1874  in  Ungarn  eingeführte  Tarif. 

2)  Das  System  der  Wertklassifikation  be- 
ruht darauf,  dass  die  Güter  ilirem  Werte 
nach  eingeteilt  und  auch  tarifiert  wenlen, 
wobei  jedoch  möglichst  auch  auf  den  Wert 
der  Transportleistung  Rücksicht  genommen 
und  auch  Transporte  von  verschiedener 
Schnelligkeit  ungleichmässig  behandelt  wer- 
den. Dieses  System  ist  in  seiner  reinen 
Form,  welche  eine  Berücksichtigung  des 
Gewichts  ausscliliesst,  ausser  in  den  ersten 
Jahren  des  Eisenbahnbetriebes  kaum  ange- 
wendet worden,  überwiegend  Werttarife 
sind  jedoch  die  meisten  Privatbahntarife. 

3)  Das  gemischte  System  beruht  auf  einer 
Kombination  der  beiden  ersteigen. 

Eine  solche  Kombination  ergiebt  sich 
sozusagen  von  selbst,  wenn  man  bedenkt, 
dass  die  geringwertigen  Güter  zumeist 
Massengüter,  die  höher  bewerteten  Güter 
aber  Stückgüter  zu  sein  pflegen.  Befördert 
wurde  ein  solches  heute  ganz  allgemein 
gewordenes  Verschmelzen  der  beiden  Grund- 
systeme  ferner  durch  die  Notwendigkeit, 
mit  den  Absatz-  und  Produktionsverhältnissen 
des  Landes  zu  rechnen,  andrei'seits  aber 
die  Tarifierung  nicht  diuxih  ins  Unendliche 
gehende  Klassifikation  zu  erschweren.  So 
ist  heute  denn  das  gemischte  System  fds 
das  einzig  praktisch  durchführbare  erkannt 
worden.  In  Ländern  mit  vorherrschendem 
Staatsbahnbetrieb  bildet  das  Wagenraiun- 
system,  in  solchen  mit  Privatbahnbetrieb 
zumeist  das  Wertsystem  die  Grundlage, 
auf  der  der  gemischte  Tarif  aufgebaut  ist. 

10.  Verbandstarife.  Werfen  wir  nun- 
mehr einen  Blick  auf  den  Verkehr  der  ver- 
schiedenen Bahnen  untereinander,  so  sehen 
wir,  wie  sehr  im  Tarifwesen  die  extensive 
Entwickelung  vorgeschritten  ist.  Den  Gnmd 
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hierzu  bildete  die  Erkenntnis  dessen,  dass 
die  oftmalige  Umkartierung  der  Sendungen 
in  hohem  Masse  hinderlich  für  die  Abwicke- 
lung des  Verkehrs  ist  Da  die  Möglichkeit 
der  Erstellung  direkter  Frachtsätze  durch 
die  Kürze  der  imter  eine  Verkehrsleitung 
gehörigen  Bahnen  in  hohem  Masse  einge- 
engt war,  konnte  dem  erwähnten  Hinder- 
nisse nicht  anders  abgeholfen  werden  als 
dadurch,  dass  sich  die  Bahnen  zu  Tarifver- 
bänden vereinigten,  die  Bedingimgen  der 
Tarif ierung  gleichmässig  festsetzten,  direkte 
Tarife  ersteUten  und  auch  die  Ai-t  sow^ie 
das  Mass  der  Verteilung  der  aus  dem 
Frachtverkehre  stammenden  Einnahmen  ver- 
einbarten. 

Diese  Verbände,  welche  urspriinglich 
aus  einer  Vereinigimg  von  ein  bis  zwei 
Bahnen  entstanden  sind,  umfassen  heute 
bereits  grosse,  sogar  auf  das  Territorium 
mehrerer  Staaten  sich  erstreckende  Ver- 
kehrsgebiete und  sind  derartig  organisiert, 
dass  alle  dem  Verkehrsgebiete  angehörigen 
Bahnen  in  den  Verband  eingetreten  sind, 
um  bei  der  Verkehrsteilung  zwischen  den 
verschiedenen  Routen  und  der  Verteilung 
der  Anteile  an  den  Frachtsätzen  nicht  zu 
kurz  zu  kommen. 

Die  grösseren  Bahnen  haben  sich  heute 
bereits  in  allen  ihren  wichtigeren  Verkehrs- 
richtungen zu  derartigen  Verbänden  zu- 
sammengethan,  welche  ausser  den  bereits 
erwähnten  auch  noch  Vereinbarungen  be- 
züglich des  Durchganges  beladener  Wagen 
und  anderer  Verkehrsemrichtungen  getroÖen 
haben. 

Der  erste  derartige  Verband  war  der 
Norddeutsche  im  Jahre  1848  für  den  direk- 
ten Verkehr  zwischen  Köln,  Harburg,  Ber- 
lin, Leipzig. 

Die  wichtigeren  Verbandstarife  Deutsch- 
lands und  Oesterreich-Cngams  sind  die  fol- 
genden: der  Mitteldeutsche,  Rheinisch-Thü- 
ringische, Westdeutsche,  Süddeutsche,  die 
verschiedenen  Deutsch-Oesterreichisch  und 
Ungarischen  Verbandstarife  sowie  die  See- 
hafentarife, endlich  eine  Menge  von  direkten 
Tarifen  für  den  Verkehr  mit  Frankreich, 
Belgien,  Holland,  Italien,  Rumänien  und 
Russland. 

Zu  erwähnen  ist,  dass  heute  auch  schon 
Eisenbahnen  und  Schiffahrtsunternehmungen 
sich  zu  Verbänden  geeinigt  haben  und  z.  B. 
der  überseeische  Orientverkehr  Deutschlands 
auf  Grund  eines  derartigen  Tarifs  abge- 
wickelt wird. 

11.  Gestalt  der  heutigen  Gütertarife. 
Bei  einer  derartigen  Entwickelung  des  Ta- 
rifwesens musste  auch  die  Einrichtung  der 
Tarife  und  zwar  sowohl  der  Lokal-  als  auch 
der  Verbandstarife  eine  recht  komplizierte 
werden.  Die  meisten  dieser  Tarife  zeigen 
folgende  Bestandteile: 


1)  Allgemeine,  auf  die  Anwendung  der 
Tarife  bezügliche  Regeln  und  die  Wai'en- 
klassifikation  (Tara  oder  Wertklassifikation). 

2)  Den  Entfernungszeiger. 

3)  Die  Tariftabellen,  welche  je  nach  dem 
adoptierten  Tarifsystem  verschiedene  Ein- 
richtungen zeigen.  Meistens  bestehen  die- 
selben aus  Nonualklassen  für  Eilgüter, 
Stückgüter  (1 — 2  Klassen),  sperrige  Güter, 
Wagenladungsgüter  (1 — 3  Klassen  häufig 
mit  Buchstaben  bezeichnet)  und  Special-  oder 
Ausnahmstarifen,  welch  letztere  besonderen 
Interessen  dienen  oder  an  besondere  Be- 
dingimgen  geknüpfte  büligere,  aber  doch 
möglichst  allgemeine  Frachtsätze  enthalten, 
wälirend  die  Specialtarife  der  preussischen, 
Österreichischen  und  ungarischen  Staats- 
balmen  allgemeine  Sätze  enthalten,  die  aber 
nur  bei  Aufgabe  von  10000  Kilogramm  an- 
gewendet werden  (über  die  Bedeutung  der 
Specialtarife  in  Frankreich  s.  Refaktien). 
Bei  Tarifen,  welche  überwiegend  auf  einer 
Wertklassifikation  beruhen,  findet  man  häu- 
fig statt  dieser  Einteilung  der  Grüter  und 
Frachtsätze  ein  nach  Nummern  geordnetes 
Seriensystem. 

4)  Findet  man  bei  grösseren  Bahnkom- 
plexen und  Verbandstarifen  Instradierungs- 
vorschriften,  d.  h.  Bezeichnungen  der  einzu- 
haltenden Transportroute. 

5)  Bei  Verbandstarifen  Anteilstabellen, 
aus  denen  sich  ergiebt,  welchen  Teil  des 
eingehobenen  direkten  Frachtsatzes  einer 
jeden  beteiligten  Bahn  zufällt. 

Das  mit  Bezug  auf  die  Entwickelung  der 
Gütertarife  Gesagte  gut  im  grossen  und  gan- 
zen auch  bez.  der  Tarife  für  die  Beförde- 
rung von  lebenden  Tieren. 

12.  Tarifbegünstigaiigeii  im  Güter- 
transporte. Die  regidäre  Tarifbildung 
konnte  den  unzähligen  wirtschaftlichen  In- 
teressen, welche  an  die  Höhe  der  Trans- 
portpreise der  verschiedenen  Güter  geknüpft 
waren,  nicht  genügen.  Das  Bestreben,  die- 
sen Sonderinteressen  Geltung  zu  vei-schaf- 
fen,  gelangte  in  den  bereits  erwähnten, 
manchmal  überaus  zahlreichen  Ausnahme- 
tarifen und  noch  prägnanter  in  den  soge- 
nannten Refaktien,  Rabatten,  Reexpeditions- 
etc.  Begünstigimgen  zum  Ausdrucke,  unter 
dem  Privatbahnsysteme  wuchsen  diese  Be- 
günstigungen in  einem  solchen  Masse,  dass 
man  in  England,  noch  mehr  aber  in  Amerika, 
bis  zur  allemeuesten  Zeit  mit  vollem  Rechte 
sagen  konnte,  dass  die  Tarife  nur  auf  dem 
Papier  bestünden,  hingegen  die  meisten 
Transporte  auf  Gnmd  eigener  Begünstigungs- 
kontrakte abgefertigt  wurden.  Nicht  nur 
die  Konkurrenz  anderer  Bahnen  sowie  der 
Wagen-  und  Wasserfracht,  sondern  jede 
momentane  Konjunktur,  welche  zufällig  das 
Verfrachten  von  Gütern  in  einer  Richtung 
möglich  machte,  wurde  zur  Grundlage  einer 
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neuen  Begünstigung.  Die  Einrichtung  die- 
ser Begünstigungen  ist  verschieden.  Der 
billige  Satz  gelangt  entweder  sofort  bei  Auf- 
gabe des  Gutes  zur  Anwendung  (Begünsti- 
gungen im  Kartierungsw^ege),  oder  es  w^ird 
dem  Berechtigten  nach  Abwickelung  des 
Frachtgeschäftes  die  Differenz  zwischen 
dem  Normalsatze  tmd  der  Begünstigung  zu- 
rückerstattet (Refaktie  im  eigenen  Sinne) , 
während  die  Reexpeditionsbegünstigung  da- 
rin besteht,  dass  für  eine  z.  B.  in  der  Station 
A  aufgegebene,  nach  B  in  ein  Lagerhaus 
transportierte  und  von  da  innerhalb  einer 
festgesetzten  Frist  nach  C  reexpodierte 
Ware  (meist  Rohprodidite)  die  Differenz 
zwischen  den  Frachten  von  A  nach  B  und 
B  nach  C  einerseits  und  dem  direkten 
Frachtsatze  von  A  nach  C  andererseits  zu- 
rückerstattet wird.  In  Amerika  wird  eine 
Reexpeditionsbegünstigung  vielfach  auch 
dann  gewälirt,  wenn  der  Rohstoff  in  ver- 
arbeiteter Form  zur  Reexpedition  gelangt 
(z.  B.  Weizen  und  Mehl).  Eine  besondere 
Art  der  Begünstigungen  ist  auch  der  soge- 
nannte Rabatttarif,  in  Frankreich  Special- 
tarif genannt  (nicht  zu  vei'wechseln  mit  den 
Specialtarifen  in  Deutschland  und  Oester- 
reich-üngai-n).  Diese  Rabatt-  und  S])ecial- 
tarife  sind  an  die  Erfüllungen  von  gewissen 
Bedingungen  geknüpfte  Ermässigimgen.  Die 
üblichsten  Bedingungen  sind  die  folgenden : 
Der  Aufgeber  muss  die  Anwendung  der- 
selben ausdrücklich  verlangen,  die  Bahn  ist 
in  geringerem  Masse  verantwortlich  als 
sonst;  es  muss  in  ganzen  Wagenladungen 
befördert  werden,  die  Lieferzeiten  müssen 
nicht  genau  eingehalten  w^erden,  es  muss 
ein  jährliches  (mitunter  sehr  beträchtliches) 
Minimalquantum  ziu:  Aufgabe  gelangen.  Die 
letztere  Art  der  Begünstigungen  ist  öffent- 
lich und  steht  meistens  jedem  zu  Gebote, 
der  die  Bedingungen  ei-füllt,  während  die 
eigentlichen  Refaktien  meistens  geheim  ge- 
halten werden,  da  sie  auf  privaten  Ab- 
machungen beruhen  und  lediglich  den  finan- 
ziellen Interessen  der  betreffenden  Bahnge- 
sellschaft dienen.  Dies  hat  in  vielen  Staa- 
ten zimi  Yerbote  der  Refaktien  geführt,  so 
specieU  in  Preussen ,  wälirend  in  Gestenreich 
und  Ungarn  bloss  die  Geheimhaltung  der 
Refaktien  verboten  und  die  Veröffentlichungs- 
weise genau  festgesetzt  ist.  In  diesen  bei- 
den Staaten  sowie  auch  in  manchen  süd- 
deutschen Bundesstaaten  werden  Refaktien 
und  Begünstigungen  auch  auf  den  Staats- 
bahnen gewährt,  doch  dienen  dieselben 
hauptsächlich  in  Ungarn  gemeinwirtschaft- 
lichen Zwecken,  indem  sie  nach  längerem 
Bestände  meistens  in  tarifarischer  Form  un- 
ter die  Ausnahraetarife  aufgenommen  wer- 
den. Aussenlem  ist  daselbst  die  dm-ch  die 
Behörden  ausgeübte  Kontrolle  über  die  Pu- 
blikation   der   Refaktien    und    über    deren 


Handhabung  in  der  letzten  Zeit  eine  sehr 
strenge  geworden.  Ausser  den  bereits  er- 
wähnten giebt  es  in  aUen  Staaten  Begünsti- 
gungen im  staatlichen  Interesse  für  clie  Be- 
förderung der  Post,  Militäi-güter,  Lebens- 
mittel und  Baumaterialien  (im  Falle  von 
Notständen  etc.)  sowie  für  die  Beförderung 
von  Regiegütern  anderer  Bahnen. 

13.  Die  wichtigeren  bestehenden  Gü- 
tertarife. In  Deutschland  herrscht  nach 
langen  Kämpfen  nicht  nur  formelle  Tarif- 
einheit, indem  der  Refonntarif  gleiche  all- 
gemeine Tarifvorschriften  aufstellte  und 
eine  gleichmässige  Güterklassifikation  ein- 
führte, sondern  seit  der  Verstaatlichung  der 
grösseren  Privatbahnen  auch  materiell 
nahezu  vollkommene  Einheitlichkeit.  Das 
Tai'ifschema  ist  das  folgende:  Eilstückgut, 
Eilwagenladungen,  Stückgut,  Wagonladungs- 
klasse  A  1  (bei  Aufgabe  von  mindestens 
5000  Kilogramm),  Wagen ladungsklasse  B 
(bei  Aufladung  von  10  000  Kilogramm)  (in 
diese  Klassen  gehören  die  Güter  höheren 
Wertes,  welche  in  der  Klassifikation  der 
Specialtarife  nicht  besonders  benannt  sind). 
Specialtarif  A  2  (für  Güter  der  Specialta- 
rife I  und  II  bei  Aufgabe  von  Quantitäten 
unter  10000,  jedoch  mindestens  5000  Kilo- 
gramm), Specialtarife  I  hauptsächlich  für 
Fabrikate,  II  für  Halbfabrikate,  III  für  Roh- 
produkte (alle  drei  bei  Aufgabe  von  10000 
Kilogramm).  Ausserdem  giebt  es  besondere 
Bestimmungen  für  den  Transport  von  sper- 
rigen Gütern  sowie  von  speciell  angeführten 
Gütern.  —  Die  Tarif bildung  beniht  auf  ein- 
heitlichen (nur  bei  den  Stückgütern  mit  der 
Entfernung  Staffel  weise  faQenden)  Einheits- 
sätzen, zu  denen  die  (mit  der  Entfernung 
wechselnden)  Expeditionsgebühren  zuge- 
schlagen wenlen.  Die  Tarifbildimg  in  den 
einzelnen  Klassen  zeigt  die  Zusammenstellung 
auf  S.  566. 

Die  Tarife  der  preussischen  Staatsbah- 
nen enthalten  eine  Reihe  von  Ausnahme- 
tarifen, welche  zum  Teil  volkswiitschaft- 
lichen,  zum  Teil  aber  anderen  Gemeininte- 
ressen dienen.  —  Einer  besonderen  Rege- 
lung unterliegen  die  Tarife  für  lebende 
Tiere  sowie  die  Kohlentarife. 

Auch  in  Oesterreich-Ungarn  herrscht  for- 
melle Tarifeinheit  auf  Grund  des  Reform- 
tarifs, den  nunmehr  auch  die  Südbahn  an- 
genommen hat.  Die  allgemeinen  Regeln 
enthält  der  gemeinsame  Teil  I  vom  Jahi*e 
1897.  Die  gemeinsame  Klassifikation  ist 
die  folgende:  Gewöhnliche  Eilgüter  (meist 
Lebensmittel),  besonders  ermässigte  Eilgüter 
(Emballagen),  Klasse  I  (wertvolle  Stück- 
güter), die  Normalklasse  Klasse  II  (minder- 
wertige Stückgüter),  Wagenladungsklassen 
A  (bei  Aufgabe  von  5000  Kilogramm),  B,  C 
(bei  Aufgabe  von  10000  Kilogramm),  für 
Massengüter     von     verschiedenem    Werte. 
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Specialtarif  1)  Getreide,  2)  Holz,  3)  Steine, 
Mineralien,  Dünger;  femer  eine  besondere 
Klasse  für  sperrige  Güter.  —  Innerhalb 
dieser  Grenzen  zeigen  die  einzelnen  Tarife 
der  verschiedenen  Bahnen  (im  Gegensatze 
zu  dem  allgemeinen  TeUe  I  auch  Teil  11 
genannt)  erhebliche  Differenzen. 

Zur  Charakteristik  der  in  die  österrei- 
chischen und  ungarischen  Staatsbahntarife 
per  100  Kilogramm  eingerechneten  Einheits- 
sätze diene  folgender  Vergleich,  zu  welchem 
bemerkt  werden  muss,  dass  Ausnahmetarif 
n  die  Rohstoffe  von  geringstem  Wert 
(z.  B.  Erde  etc.)  umfasst. 

(S.  die  Tab.  auf  S.  567.) 

Die  Manipulationsgebühr  ist  grösstenteils 
gleich  und  beträgt  4  —20  Heller.  Die  unga- 
rischen Einheitssätze  enthalten  auch  die 
Transportsteuer.  Die  Prachtsätze  sind  inner- 
halb einer  Zone  von  einem  Myriameter 
gleich  (der  auf  den  halben  Myriameter  fjd- 
lende  Satz  gelangt  in  der  ganzen  Zone  zur 
Anwendung).  Der  geringste  Fraclitsatz  be- 
ti-ägt  10  Heller.    Beide  Staatsbahntarife  ent- 


halten Ausnahmetarife.  Die  ungarischen 
Ausnahmetaiife  sind  allgemeiner  Natur  und 
von  volkswirtschaftlichem  Interesse.  Her- 
;  vorzuheben  ist  der  neue  Ausnahmetarif  für 
Sammelgüter  (bei  Aufgabe  von  5000  Kilo- 
gramm). Der  ganze  Tarif  (gültig  seit  dem 
1.  Januar  1897)  ist  sehr  einfach,  während 
derjenige  der  österreichischen  Staatsbahnen 
ungemein  schwer  zu  handhaben  ist. 

Die  französischen  Gütertarife  sind  ausser- 
ordentlich verschieden.  Eine  Specialität  der- 
selben bilden  die  komplizierten  Eilgutstarife. 
Die  Tarifreform  des  Jahres  1884  vermochte 
auch  keine  materielle  Einheitlichkeit  durchzu- 
führen. Die  zahlreichen  Specialtarife,  deren 
Anwendung  der  Aufgeber  in  jedem  Falle  vor- 
zuschreiben hat,  durchbrechen  jede  feste  Ord- 
nung und  komplizieren  die  Frachtrechnung  un- 
gemein. Hinsichtlich  der  gewöhnlichen  Fracht- 
güter herrscht  wohl  dasselbe  aus  6  Serien  be- 
stehende Schema  für  alle  Bahnen. 

Die  Einheitssätze  sind  mit  der  Entfernung 
fallende.  Als  Beispiel  diene  der  Tarif  der  Ost- 
bahn, welcher  per  Tonnenkilometer  folgende  in 
Francs  ausgedrückte  Sätze  enthält. 
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0,08 
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Demgegenüber  sind  die  billigsten  Einheits- 
sätze der  Paris-Lyon-Mittelmeerbahn  für  die 
höchste  Entfernung  zwischen  1000—1100  Kilo- 
metern in  den  6  Klassen  0,08,  0,06,  0,05,  0,04, 
0,04  und  0,02  Francs.  Zu  den  Einheitssätzen 
kommt  noch  eine  Menge  der  verschiedensten 
Nebengebl\hren.    Wie  aus  alledem  erhellt,  sind 


die  allgemeinen  Frachtsätze  ziemlich  hoch,  sie 
gelangen  aber  neben  den  Specialtarifen  kaum 
zur  Anwendung. 

In  Italien  besteht  auf  den  3  grossen  Linien 
eine  gleiche  Klassifikation.  Die  Güter  werden 
in  8  Serien  eingeteilt.  Der  höchste  Einheits- 
satz beträgt  16,3^  Centimes  per  Tonnenkilometer, 
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die  niedrigste  5^1  Centimes.  Ausserdem  be- 
stehen besondere  Vorschriften  für  den  Transport 
von  Tieren,  Wagen,  sperrigen  Gütern  etc.  Ferner 
giebt  es  Specialtarife  in  der  Art  der  französi- 
schen nnd  Ausnahmetarife  für  den  Verkehr  der 
verschiedenen  Bahnnetze  untereinander.  In  Bel- 
gien giebt  es  Tarife  für  die  transports  par  ex- 
pris  (Packete)  grande  vitesse  (Eilgut)  und  4 
Klassen  für  petite  vitesse,  d.  h.  die  Waren  aller 
Art.  In  den  letzteren  ist  die  Tarifbildunsf 
differentielL  Die  Einheitssätze  sind  ziemlich 
niedrig. 

In  England  herrschte  vor  1888  formelle 
Tarifeinheit  nur  im  direkten,  nicht  aber  auch 
im  Lokal  verkehre.  Im  direkten  Verkehre  gn^t 
die  Clearing-house-Elassifikation:  1)  Mineralien- 
kla.%8e,  2)  Specialklasse  für  grobe  Fabrikate, 
3)  fünf  Warenklassen,  4)  Eilgüter  (parcels). 
Ferner  besteht  noch  eine  „Animal  class"  für 
den  Transport  von  lebenden  Tieren.  Das  Tarif- 
system ist  eine  Wertklassifikation.  Es  besteht 
ein  Unterschied  in  der  Beziehung,  ob  die  Bahn 
die  An-  und  Abfuhr  der  Güter  besorgt  oder 
nicht. 

Die  Railway  and  Canal  Traffic  Act  vom 
Jahre  1888  hat  jedoch  das  Board  of  ti'ade 
zur  Einleitung  von  Verhandlungen  behufs 
Festsetzung  einheitlicher  Maximalsätze  und 
einer  einheitlichen  Güterklassifikation  an- 
gewiesen. Nach  langen  Verhandlimgen  wurde 
eine  zuei-st  für  die  9  in  London  einmünden- 
den Hauptbahnen  giltige  Wertklassifikation, 
bestehend  aus  Klassen  A,  B,  C,  1 — 5  im 
Jahre  1893  eingeführt.  Dieselbe  lehnt  sich 
an  die  Clearing-House-Klassifikation  an,  in- 
dem die  Klassen  A,  B,  C  den  Mineral-  und 
Si)ecialklassen ,  die  anderen  den  5  Waren- 
klassen des  Clearing -House  entsprechen. 
Der  grösste  Teil  des  Verkehrs  wird  aber 
noch  immer  auf  Gnmd  von  Ausnahmetarifen 
und  Specialabmachungen  abgefertigt. 

Die  Gütertarife  in  den  Vereinigten  Staaten 
beruhen  auf  der  Wertklassifikation,  welche 
bei  den  yei^chiedenen  Bahnen  sehr  ab- 
w^eichend  und  ins  einzelne  gehend  aufgestellt 
ist.  Im  Lokal  verkehre  werden  die  Tarife  nach 
Entfernung  und  Gewicht  (viellach  Staffel- 
taiife)  berechnet.  Hierbei  bestehen  jedoch 
für  Wagenladimgen  billigere  Tarife.  Für 
den  durchgehenden  Verkehr  haben  sich  die 
Bahnen  über  3  Klassifikationen  und  zwar 
die  official  Classification  der  westöstlichen 
Hauptbahnen  (Trunk  Lines)  der  südlichen 
und  w-estlichen  Klassifikation  (die  erste  6 
Klassen,  die  zweite  6  Stückgut-  und  7  W^agen- 
ladimgsklassen,  die  dritte  5  Stückgut-  imd 
5  Wagenladungsklassen)  geeinigt,  ohne  dass 
es  dem  Bundesverkehi-samt  gelungen  ist,  die 
drei  Klassifikationen  zu  vereinheitlichen.  In 
den  Verbandstarifen  ei-folgt  die  Berechnung 
auf  Grund  von  Normalentfernungen  und  für 
die  einzelnen  Relationen  bere(*hneter  Ver- 
hältniszahlen. (Vgl.  V.  d,  Leven  i.  d.  Zeit 
d.  Ver.  d.  Eisenb.-Verw.  1898  Nr.  75.) 
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IV.  Personentarife. 

14.  Entwickelung  der  Personentarife. 

Der  Entwickehingsgang  der  Pei*sonentarife 
zeigt  im  grossen  und  ganzen  dasselbe  Bild 
wie  die  Entwickehing  des  Gütertarifs. 

So  ist  bald  nach  Einführung  des  Eisen- 
bahnverkehrs, sobald  die  Eisenbahnfahii:  auf- 
gehört hat,  ein  Luxusartikel  für  den  Reisen- 
den zu  sein,  sowohl  aus  Gründen  finanzieller 
Natur  als  auch  aus  dem  Bestreben,  die 
Eisenbahn  auch  den  minder  begüterten 
Klassen  zu  Diensten  zu  stellen,  das  Prineip 
der  Wertklassifikation  in  das  Tarifwesen 
aufgenommen  worden,  indem  die  Bahnen 
verschiedene  Klassen  einführten,  die  den 
Reisenden  wohl  dieselbe  Trausportleistung, 
aber  nicht  dieselbe  Bequemlichkeit  bieten, 
wobei  es  dem  Reisenden  selbst  überlassen 
ist,  durch  Losung  der  Billets  sich  für  eine 
der  Klassen  zu  entscheiden  und  mithin  die 
bei  den  Gütertarifen  durch  eine  feste 
Klassifikation  der  Waren  gegebene  fixe 
Werteinteilung  je  nach  Gefallen  selbst  vor- 
zunehmen. Gewöhnlich  waren  es  drei 
Klassen,  welche  auf  Grund  dieses  Principes 
eingeführt  wurden. 

Bald  jedoch  gesellte  sich  zu  dieser  Wert- 
klassifikation der  Gedanke  der  möglichsten 
Verminderung  der  Selbstkosten  durch  die 
bessere  Wagenausnutzung,  die  dadurch  er- 
möglicht wird,  dass  auch  den  Unbemittelteren 
die  Möglichkeit  einer  Reise  geboten  wird. 
Diesem  Bestreben,  welches  in  erster  Reihe 
die  Verminderung  der  toten  Last  bezweckt, 
verdankt  die  in  vielen  Staaten  (unter  anderen 
Deutschland,  Oesterreich  und  Ungarn)  seiner 
Zeit  eingeführte  IV.  Wagen klasse,  welche 
seither  in  Süddeutschland,  Oesterreich  und 
Ungarn  aufgelassen  wurde,  ihre  Entstehung. 

Eine  weitere  Kombination  des  Wert-  und 
Wagenraum-Tarifsj'stems  ergiebt  sich  daraus, 
dass  die  Entfaltung  einer  grösseren  Bequem- 
liclikeit  in  den  höheren  Klassen  mehi*  Kaum 
in  Anspruch  nimmt,  indirekt  also  dazu  führte, 
dass  die  höher  tarifierte  (bequemere)  Klasse 
den  Wagenraum  weniger  ausnutzte  als  die 
wohlfeilere  und  minder  be^pieme.  Ferner 
sind  die  Herstellungskosten  der  Wagen 
höherer  Klassen  grösser  als  diejenigen  der 
Wagen  niedrigerer  Klassen.  Schliesslich 
wurde  noch  das  Interesse  der  rascheren 
Befördening,  und  da  die  Schnelligkeit  wieder 
von  massgel)endem  Einflüsse  auf  die  Erhöhung 
der  Selbstkosten  sein  musste,  auch  diese 
Seite  des  Selbstkostenprincips  in  Erwägung 
gezogen.  Dementsprechend  entstanden  be- 
sondere SchneDzugstarife,  welche  wiederum 
die  bereits  erwähnte  Klasseneinteilung  zeig- 
ten, im  allgemeinen  aber  um  vieles  höhere 
Sätze  enthielten  als  die  gewöhnlichen  Per- 
sonentarife. 

Dieses  Moment  mac^hte  sich  in  der  ent- 
gegengesetzten Richtung  auch  noch  insofern 


fühlbar,  als  in  manchen  Ländern  besondere 
ermässigte  Taiife  für  eine  minder  rasche 
Beförderung  (Transport  mittelst  der  soge- 
nannten gemischten,  d.  h.  Güter  und  Per- 
sonen befördernden  Züge)  aufgestellt  wurden. 

ISTeben  dem  Selbstkostenprincip  hat  der 
Standpunkt  der  Absatzen^^eitening  nur  ge- 
ringeren Einfluss  auf  die  Personentarife, 
weü  die  Niedrigkeit  der  Fahrpreise  ver- 
hältnismässig wenig  auf  die  Absatzerweite- 
rung einwirkt,  da  der  Fahrpreis  einen  ge- 
ringen Teil  der  Reisekosten  bildet.  Nur 
ganz  bedeutende  Differenzen  rufen  eine 
sichtbare  Wirkung  hervor,  so  namentlich 
eine  allgemeine  Herabsetzung  der  Falir- 
preise  in  einem  Lande,  wo  bisher  die  Orts- 
veränderung im  Verhältnis  zu  den  sonstigen 
Lebensl>edingungen  zu  viel  gekostet  hat. 
Wichtiger  ist  der  wirtschaftspolitische  Ge- 
sichtspunkt. Der  Zug  der  Arbeitskräfte  und 
die  Centralisierung  derselben  kann  wohl 
durch  Personen tarife  gefördert  oder  behin- 
dert werden,  da  die  Herabsetzung  der  Fahr- 
preise gerade  bei  den  kleinsten  Vermögen 
oder  Einnahmen  den  verhältnismässig  grössten 
Teil  der  Reisekosten  ausmacht  und  die  Reise, 
welche  zum  Zwecke  der  Erlangung  grf>sserer 
Löhne  oder  besserer  Lebensbedingungen 
unternommen  wird,  für  den  Reisenden  eine 
produktive  Auslage  bildet. 

Es  war  demnach  in  erster  Reihe  das 
Kostenprincip  für  die  Erstellung  der  Per- 
sonentarife massgebend. 

Diesem  Prineip  gemäss  konnte  auch  die 
Einrichtung  all  dieser  Personentarife  eine 
ziemlich  einfache  sein.  Die  Fahrpreise  für 
Personen  werden  auf  Grund  von  per  Längen- 
einheit (Meile,  Kilometer)  und  Person  fest- 
gesetzten Einheitssätzen  berechnet,  welche 
trotz  der  wechselnden  Entfernung  die  gleichen 
bleiben.  Demgemäss  bestehen  diese  Personen- 
tarife aus  Tabellen,  welche  für  jeden  Kilo- 
meter (oder  Meile)  die  Fahri^reise  für  Schnell- 
züge, Personenzüge  und  gemischte  Züge  ge- 
sondert und  klassenweise  eingeteilt  ent- 
halten. Die  Entfernungen  werden  aus  dem 
zu  dem  Tarife  gehörigen  Entfernungszeiger 
entnommen. 

In  manchen  Personentarifen  werden  statt 
der  Entfernungen  die  einzelnen  Relationen 
angeführt,  so  dass  auch  in  den  Personen- 
tarifen formelle  Stationstarife  entstehen. 

Ausser  diesem  Systeme  wei*den  auch 
Versuche  mit  der  differentieUen  Tarifbildung 
gemacht.  Und  zwar  hat  man  in  England 
und  Belgien  das  System  der  fallenden  Skala 
in  Anwendung  gebrac»ht,  durch  die  Idee  ge- 
leitet, dass  sich  auch  im  Personenverkehr 
die  Selbstkosten  für  einen  längeren  Trans- 
port im  Verhältnisse  geringer  gestalten  als 
bei  der  Beförderung  auf  einer  kürzeren 
Strecke.  In  Belgien  wurden  diese  Tarife 
binnen  kurzer  Zeit  ausser  Kraft  gesetzt,  da 
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die  an  dieses  System  geknüpften  Erwartungen 
bezüglich  der  Steigerung  des  Verkehrs  — 
angesichts  der  kurzen  Strecken  der  bel- 
gischen Bahnen  und  der  den  Reisenden  ge- 
währten geringen  Vorteile  —  sich  nicht  be- 
w^ahrheiteten. 

Das  Faeit  des  Entwickelungsganges  der 
Personentarife  lässt  sich  kurz  so  zusammen- 
fassen. Während  man  in  den  Kinderjahren 
des  Eisenbahnwesens  voraussetzte,  dass  der 
Personenverkehr  für  die  Rentabilität  der 
Eisenbahnen  massgebend  sei  und  dass  hohe 
Fahrpreise  das  gi'össte  finanzielle  Resultat 
erwaxten  lassen,  ist  heute  das  Gegenteil  be- 
wiesen. Einmal  weil  der  Güterverkehr  aus- 
schlaggebend ist,  zw'eitens  aber,  weil  die 
Mehrhf^it  der  Reisenden  die  niedrigste  Klasse 
(Grossbritannien  etwa  90,5  ^.o  die  III.  Klasse, 
in  Preussen  etwa  GO,5^/o  die  III.  und  IV. 
Klasse)  benutzt  und  aus  den  Einnahmen  des 
Personenverkehrs  der  grcisste  Teil  auf  die 
untei-sten  Klassen  entfällt. 

Dieses  Resultat  führte  zu  der  weiteren 
Folgerung,  dass  ein  Herabsetzen  der  Fahr- 
preise eine  beträchtliche  Absatzerweiterung 
herbeiführen  würde.  Andererseits  war  die 
Höhe  mancher  Eisen bahntarife  den  gemein- 
wirtschaftlichen Zwecken  hinderlich.  So  ent- 
stand denn  ein  ganzes  Sj^stem  von  Er- 
mässigungen im  Personenverkelir. 

16.  Ermässigangen  im  Personenver- 
kehr. Was  vor  allem  den  gemeinwirtsohaft- 
lichen  Einfluss  anlangt,  so  musste  dieses 
Princip,  welches  manchmal  den  privaten  In- 
teressen der  Eisenbahngesellschaiten  schroff 
entgegentrat,  auf  dem  Wege  von  speciellen 
Begünstigungen  sich  Geltung  verschaffen. 
Abgesehen  von  so  allgemeinen  Wünschen, 
wie  die  Ermässigung  der  Fahi-preise  für 
Kinder,  welche  auch  alsbald  berücksichtigt 
wmxlen,  war  es  vor  allem  der  Staat,  der 
für  seine  Bediensteten  (Soldaten,  Beamte) 
sowie  für  gewisse  Kategorieen  von  Per- 
sonen, die  infolge  eines  besonderen  Interesses 
einer  ausnahmlichen  Behandlung  bedurften, 
z.  B.  Landesarme,  Geisteskranke,  Schüb- 
linge etc.,  sowie  für  einige  eines  besonderen 
Schutzes  oder  Unterstützung  bedürfende 
Kategorieen,  z.  B.  landwirtschaftliche  oder 
Fabnkarbeiter,  Militärstellungspflichtige,  den 
Bahnen  Tran  Sportermässigungen  (zum  Teil 
im  Konzessionswege,  zum  Teil  aber  im  Ver- 
ordnungswege) auferlegte.  Ganze  Gesetze 
im  Interesse  der  Fahrpreisermässigung(Zwaug 
zur  Einführung  niearigerer  Klassen,  billiger 
Arbeiterzüge  etc.)  entstanden  hauptsächlich 
in  Staaten  mit  reinem  Privatbahnbetriebe. 
Beispiele  in  dieser  Art  bieten  die  englischen 
Cheap  trains  Act  vom  Jahre  1844  imd  1883 
(7  and  8  Vict.  c.  85  und  46  and  47  Vict. 
c.  34). 

Aber  auch  die  allgemeine  Meinung  for- 
derte eine  allgemeine  Herabsetzung  der  Trans- 


portpreise. DiePrivatgesellschaften,  wie  später 
auch  manche  Staatsbahnen  suchten  sich  dieser 
Bestrebungen  dadurch  zu  erwehren,  dass 
sie  unter  verschiedenen,  für  die  Bahn  vom 
privatwirtschaftlichen  Standpunkte  der  Ab- 
satzerweiterung vorteilhaften  Bedingungen 
den  Reisenden  Preisermässigungen  ge- 
währten. So  die  Rundreisebillets  des  Ver- 
eins Deutscher  Eisenbahnen  ohne  Freige- 
wicht, die  ermässigten  Tour-  und  Retour- 
karten sowie  die  unübertragbaren  Abonne- 
ments-und  Saisonkarten,  meistens  an  dieselbe 
Bedingung  geknüpft  und  nur  gegen  Voraus- 
bezahlung des  gesamten  Fahrpreises  erhält- 
lich. Eine  weitere  Form  derartiger  Er- 
mässigungen bildeten  die  auch  auf  vielen 
süddeutschen  Bahnen  in  letzter  Zeit  einge- 
führten Wertmarken  und  Kilometermarken. 
Dieses  aus  Amerika  entlehnte  System  er- 
möglichte  es,  auf  eine  gewisse  Anzahl  von 
Längeneinheiten  lautende  Anweisimgengegen 
eine  gewisse  Preisermässigung  (meistens 
10 — 25 ^/o)  zu  kaufen,  welche  dann  abge- 
faluen  wenlen.' 

Diese  Karten  wai-en  häufig  infolge  bahn- 
seitiger  Vereinbarungen  für  ein  von  ver- 
schiedenen B^hngeselischaften  gebildetes 
Netz  giltig.  Jedoch  alle  diese  Ermässigungen 
waren  zu  gering,  um  die  hohen  Fahrpreise 
annehmbar  zu  machen.  Doch  auch  in  der 
Form  von  Abonnementskarten  wurden  solche 
mehrere  Bahnen,  ja  neuestens  in  der  Schweiz 
sogar  das  ganze  Netz  des  Landes  umfassende 
Vereinbanmgen  getroffen. 

Der  allgemeine  Wunsch  nach  einer  gründ- 
lichen Fahrpreisermässigung  äusserte  sich 
so  laut,  dass  selbst  das  im  Postverkehre  an- 
genommene Penny-Portosystem  für  den  Bahn- 
verkehr vorgeschlagen  wurde.  So  nament- 
lich von  Galt  1893,  Branden,  Schai-ling, 
Perrot  u.  a.  Dieser  Vorsclilag  in  Verbin- 
dung mit  dem  im  Frachtenverkehr  üblichen 
Principe  der  differentiellen  Tarifierung  hat 
schliesslich  den  ungarischen  Zonentarif  ge- 
zeitigt, unter  dessen  Einwirkung  auch  in 
Oesterreich,  obzwar  auf  anderer  Grundlage, 
die  Reform  des  Personentai^ifs  durchgeführt 
wurde. 

16.  Der  Zonentarif.  Der  leitende  Ge- 
danke des  Zonentarifs  ist  die  Nichtbertlck- 
sichtigimg  der  Entfernung  bei  der  Bemessimg 
des  Beförderungspreises.  Er  tritt  in  zwei 
Formen  auf.  Entweder  so,  dass  der  Tarif- 
satz zwar  mit  jeder  neuen  Einheitsent- 
fernung wächst,  die  Einheitsentfemungen 
selbst  aber  statt  der  gewöhnlichen  Einheit 
(1  km  oder  Meile)  vergrössert  werden  (10  km, 
50  km  u.  8.  w.).  Oder  —  und  dies  ist  der 
eigentliche  Zonentaiif  —  es  werden  nur 
wenige  Entfemungszonen  mit  wachsenden 
Preisen  aufgestellt  und  über  eine  gewisse 
Entfernung  der  Transportpreis  überhaupt 
nicht  mehr  erhöht.    Das  Ende  dieser  Ent- 
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Wickelung  ist  der  Einheitstarif,  der  mir 
einen  Transportpreis  für  alle  Entfernungen 
kennt. 

Der  ersten  Form  entspricht  der  öster- 
reichische Staatsbahnzonentarif.  In  seiner 
heutigen  Gestalt  (die  Einlieitssätze  wuixien 
bereits  erhöht)  ist  er,  wie  aus  nachstehen- 
dem Schema  erhellt,  ein  Entfernimgstarif, 
welcher  lediglich  eine  Vereinfachung  der 
normalen  Tarifbildung  durch  Anwendung 
längerer  Entfernungseinheiten  aufweist.  Der 
Tarif  selbst  beruht  auf  massig  fallenden 
Einheitssätzen.   Das  Schema  ist  das  folgende. 

Die  Berechnung  erfolgt  nach  Zonen  zu 
10  Kilometern,  die  angefangenen  Zonen  wer- 
den für  voll  gerechnet :  1 — 10  Kilometer  gel- 


ten für  10  Kilometer  und  so  fort  bis  zur 
Höchstentfernung  von  1100  Kilometern. 


Dorchschnittssätze  f&r 
Personenzüge 
fllr  jedes  km  bis    150  km  .     .    . 
über  150  bis  900  km 
300    „  600 
600  km  . 


11 

r» 

11 

11 

n 

11 

11 

11 

)» 

11 


11 


in  Hellem 


I 

7,50 

7,30 
7,00 

6,60 


II 

4,50 

4,30 
4,00 

3,60 


III 
2,50 

2,30 
2,00 
1,60 


Hierzu  tritt  eine  Stempelgebühr  und  für 
Schnellzüge  ein  kilometrischer  Zuschlag  von 
1 — 3  Hellern  je  nach  der  Klasse  nebst 
Stempelgebühr.  Der  Zonentaiif  der  miga- 
rischen  Staatsbahn  entspricht  mehr  dem 
eigentlichen  Zonentarif.  Sein  Schema  ist 
das  folgende: 


Verkehr 


Fahrpreise  für 

eine  Person  ftir 

Schnell- 

Personen-, Omnibus- 
und  gemischte 

züge 

I.          II.         III. 

I.          II.          III. 

in  Gulden  incl.  Steuer-  und  Stempelgebühr 


a)  Nachbar -Ver- 
kehr 


b)  Fem- Verkehr 


1. 

2. 

3. 

I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 
VII. 
VIII. 

IX. 

X. 

XI. 
XII. 
XlII. 
XIV. 


1—  10 

11-  15 

16—  20 

21—  25 

26—  40 

41—  55 

56—  70    . 

71—  85 

86—100 

101—115 

116—130 

131-145 

146—160 

161—175 

176—200 

201—225 

226  u.  darüber 


BeiBcnutzg.  d.SchneUzä^e/ 
sind  d.  Fahrpreise  d.  I .  Zone  ( 
d.Fem- Verkehres  z.  zahlen,  i 


—  75 
1,50 
2,25 

3,- 
3,75 
4,50 

5,25 
6- 
6,75 
7,50 
8,25 

9,— 
10,50 

12- 


—  50 

1,50 

2,— 
2,50 

3,- 
3,50 

4  — 
4,50 

5  — 
5,50 
6,- 
7,— 
8- 


— !3o 
-,60 


—,90 
1,20 

1,50 
1,80 

2,10 

2,40 

2,70 

3,— 

3,30 
3,60 

4,30 

5  — 


,30 

-15 

—,40 

,22 

~,50 

~3o 

-60 

,40 

1,20 

-,80 

1,80 

1,20 

2,40 

1,60 

3,- 

2, 

3.60 

2,40 

4,20 

2,80 

4,80 

3,20 

5,40 

3.60 

6- 

4, 

6,60 

4,40 

7,20 

4,80 

8,10 

5,40 

9, 

6- 

— ,10 

—  15 
—,20 

—,25 
-,50 

-,75 

I,- 
1,25 

1,50 
1,75 
2,— 
2,25 

2,50 

2,75 
3,— 
3,50 
4,— 


Der  obige  Tarif  unterscheidet  sich  von 
dem  ursprünglichen  im  Jahre  1889  einge- 
führten Tarif  ausser  einer  unerheblichen  Er- 
höhung der  Fahrpreise  darin,  dass  ehedem 
der  Nachbarverkelir  nur  2  Zonen  umfasste. 
Sein  charakteristisches  Merkmal  bildet,  dass 
er  auf  Einheitssatze  geteilt  mit  den  Zonen 
unregelmässig  steigende  Einheitssätze  auf- 
weist und  in  der  14.  Zone  dem  Princip  des 
Pei'sonenportos  entspricht.  Die  Sätze  dieses 
Tarifs  begreifen  die  Transportsteuer  und 
Stempelgebühr  in  sich.  Der  Tarif  hat  na- 
menliich  im  Nachbarverkehr  und  der  16.  Zone 
erhebliche  Fahi-preisermässigimgen  einge- 
führt, welche  den  Verkehr  beträchtlich,  die 
Einnahmen  ebenfalls,  wenn  auch  in  ge- 
ringerem Masse,  gehoben  haben.  Den  Zweck 
dt»s  Tarifs  bildete  neben  einer  allgemeinen 
Prtnsermässigung  eine  Hebung  des  Fern- 
verkehi'S.    Es   ist   dies   jedoch   nur  in  ge- 


ringem Masse  möglich,  da  die  Grenze  des 
ungarischen  Fernverkehrs  in  den  Haupt- 
!  richtungen  (West  und  Nordwest)  kaum  über 
die  Grenze  der  14.  Zone  hinausreicht.  Dem 
Nachbarverkelir  wurde  vorgeworfen,  dass  er 
die  Fernzüge  mit  lokalen  Reisenden 
überhäuft,  dem  ganzen  Tarif,  dass  er  steif 
ist,  keine  Deklassifikatiouen  zulässt  und 
durch  Umsteigen  und  verschiedenartige  Kom- 
binationen zur  Ausspielung  des  Tarifs  an- 
reizt. 

Der  Vorteil  des  Tarifs  ist  ausser  seiner 
Euifachheit  und  der  Vereinfachung  des 
Fahrkarten  Wesens,  dass  er  eine  allgemeine, 
also  vom  gemeinwirtschaftlichen  Standpunkte 
den  Sonderbogünstigungen  (Rückfahrabonne- 
ment- etc.  Karten)  vorzuziehende  allgemeine 
Herabsetzung  der  Fahrpreise  enthält.  Eine 
solche  kann  freilich  auch  ohne  Zonensvstem 
zweckentsprechend  durchgeführt  werden. 
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17.  Die  wichtigeren  bestehenden  nor- 1  schieden  die  bereits  geschilderte  Einrichtung 


malen  Personentarife.  In  Deutschland, 
der  Schweiz,  Frankreich,  Italien  und  Belgien 
zeigen  die  Personentarife  mit  geringen  Unter- 


—  Die  Höhe  der  eingere(*hneten  Einheits 
Sätze  zeigt  die  folgende  Tabelle. 


Schnellzüge 

Gewöhnliche 
Personenzüge 

Tour  und  Retonr 

Land 

Wagenklasse 

Währung 

I 

II 

III 

I          II 

in 

IV 

I 

II 

m 

Preussen     .    . 
Bayern    .    .    . 

9 
9,1 

6.67 
6,4 

4,67 

4,1 

8          6 

8          5,3 

4 
3,4 

2 

12 
13,3 

9 

8 

6 

5,3 

J  Pfennige 

Schweiz  .    .    . 

io,75 

7,5 

5,37 

10,75      7,5 

5,37 

ErmäsB.  Zeitkarten 

Frankreich  .    . 

11,2 

7,56 

4,928 

11,2        7,56 

4,928 

16,8     12,09     7,886 

Italien    .    .    . 

12,43 

8,71 

5,65 

11,3        7,71 

5,09 

— 

Ermässig.  25—30% 

»Centimes 

Internationale  Züge 

Inlandszüge  (Lokalverkehr) 

Ermäss.  Zeitkarten 

Belgien  .    .    . 

9,45 

7,1 

4,75 

9,45      6,4 

1 

3,8 

1 

18.  Die  Gepiektarife.  Dieselben  he- !  Nach  dem  österreichischen  Zonentarife  sind 
ziehen  sich  auf  das  aufgegebene  Gepäck  wäh-  ffi^  Gepäck  per  10  Kilogramm  und  Kilometer 
rend  die  in  den  Personenwagen  mitgeführten  inklusive  der  Stempelgebühr  0,2  Kreuzer  ö.  W. 
kleineren  Stücke,  das  Handgepäck,  frei  befördert ,  zu  entrichten ,  wobei  als  geringste  Gebühr  10 
werden.  Die  Gepäcktarife  sind  zumeist  in  den  Kreuzer  eingehoben  werden.  Die  bayerischen 
Personentarifen  enthalten.  Die  Entwickelung  |  Staatsbahnen  berechnen  die  Taxen  per  10  Kilo- 
zeigt wenig  Phasen  und  kaum  einen  nennens- 1  ^ramm  und  Kilometer.  Die  Taxe  beträgt  0,36 
werten  Fortschritt.  Principielle  Unterschiede  Pfennige.  Dieselbe  Taxe  gilt  auf  den  württem- 
zwischen  den  meisten  derartigen  Tarifen  be-  bergischen  Staatsbahnen  sowie  der  badischen 
stehen  nur  insofern,  als  in  manchen  Staaten  Staatsbahn.  In  Italien  beträgt  die  Taxe  0,452 
Freigewicht  gewährt  ^^ird  (so  in  Preussen  25  ■  Lire  per  Tonnenkilometer. 
Kilogrramm,  auf  den  meisten  französischen  und  Die   Taxen   bei    den   Uebergewichtstarifen 

belgischen  Bahnen  30  Kilogramm)  und  infolge-  gind :  in  Preussen  0,5  Pfennig  per  10  Kilogramm 
dessen  ein  eigentlicher  Tarif  nur  für  das  üeber- 1  und  Kilometer;  in  Frankreich  (Ostbahn)  per 
gewicht  besteht,  während  in  anderen  Ländern,   1  Kilometer  bis  zu  40  Kilogramm  50  Cent,  über 


wie  in  Bayern   und   auch  in   Oesterreich    und 
Ungarn  (wo  es  auf  den  Staatsbahnen  seit  Ein 


40  Kilogramm  40  Cent. 


r^Ära'i&X-"^^^^^^^  ^-  '^'^^«^•^r  «"^Verkehr«teüungen. 


angewendet  wird.     Das  Fallenlassen  des  Frei 
gewichts   kann  wohl  als  begründet  angesehen 
werden,    da   das  Gewähren   einer   solchen  Be 


Zu  Anfang  des  Eisenbahnbetriebs  herrschte 
die  Theorie  der  freien  Konkurrenz  <ler  Eisen- 
bahnunternehmiingen,  welche  auf  einer  gänz- 


günstigun^,   wenn   sie  nicht  nur  eine  formelle   liehen  Verkennung  der  Monopolstellung  der 
ist  und   sich    die  Bahnen  nicht  etwa  in  den   Eisenbahnen    beruhte.      Dieser    Auffassung 

entsprechend  wurde  es  gar  nicht  vei'sncht, 
eine  Konkurrenz  der  Eisenbahnen  zu  ver- 
hindern. 

Infolge  der  hieraus  erklärlichen  leicht- 
fertigen    Handhabung     des    Eisenbahn  kon- 
zossionswc^sens  in  der  eraten  Periode   des 
Bahnbetriebes  (in  Amerika  bediurfte   es   in 
_         .-    ^         .  ,  ^  ,  manchen  Staaten  gar  keiner  Konzession  zum 

.      Der  mit  der  Einfühnmg  der  Zonentarife  Ejgenbahnbau)   konnte   es   geschehen,    dass 

Sph^''n^!Ji;?  ^Z^x^'L^^^f^u^^^^  .^t  ^-i^^le  Hauptpunkte  durch  mehrere  Eisenbahn- 

Stent  nicht  mehr.    An  seine  Stelle  ist  ein  (statt .  ^   •  u^  i  _i         .    1  u^  * 

3  nunmehr  8  Stufen  enthaltender^  Entf^miinir«-  linien  verbunden  wurden,   welche  ^meistens 


höheren  Fahrpreisen  regressieren,  als  eine  volks- 
wirtschaftlich nicht  gerechtfertigte  dem  Princip 
von  Leistung  und  Gegenleistung  widersprechend, 
und  die  wohlhabenderen  Klassen  gfegenüber  den 
ohne  Gepäck  reisenden  ärmeren  Fahrgästen  be- 
günstigende Massnahme  erscheint.  Ausserdem 
wirkt  die  Verschiedenheit  der  betreffenden  Tarif- 
bestimmungen erschwerend  auf  die  Erstellung 
direkter  Gepäcktarife 


nunmehr  8  Stufen  enthaltender)  Entfemungs- 
tarif  getreten. 

Der  neue  Gepäckszonentarif  (vom  1.  Januar 
1899)  der  königlich  ungai-ischen  Staatsbahnen 
ist  der  folgende: 

Frachtsatz  in  Gulden  per  Stück 


Zone 

km       1 

I 

1    50 

II 

51    100 

III 

101    200 

IV 

201    300 

V 

301—450 

VI 

451—600 

VII 

über  600 

in  der  Hand  von  verschiedenen  Gesell scliaften 
oder  Betriebsleitungen  lagen.  Zwischen  die- 
sen verschiedenen  Linien  musste  unb<»dingt 
ein  Konkuri-enzkampf  entstehen,  der  häufig 
mit  den  äussersten  Mitteln  auch  auf  dem 
!  Gebiete  des  Tarifwesens  geführt  wurde,  in- 


50kg  51-100 kg  üb.  100 kg  ^^j^  j^^i^  j^i^„  bestrebt  war,  den  ganzen 

zwischen  den  beiden  Punkten  laufenden 
Transport  oder  zum  mindesten  den  gi'össei-en 
Teil  desselben  für  ihre  Linie  zu  gewinnen. 
Die  Mittel  hierzu  waren  die  geheimen 
Refaktien,  mit  denen  sich  die  Bahnen  gegen- 
seitig zu  unterbieten  suchten.    Ferner  hatten 


0,25 

o,«>o 

1,00 

0,50 

1,00 

2,00 

1,00 

2,00 

4,00 

1,50 

3,00 

6,00 

2,00 

4,00 

8,00 

2,50 

5,00 

10,00 

3,00 

6.00 

12,00 
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die  konkurrierenden  Linien  meist  ihre 
eigenen  Agenten,  deren  Aufgabe  es  war, 
die  einzelnen  Frachten  für  ihre  Bahnlinie 
zu  ge-^innen.  Der  Sdiluss  dieser  Kämpfe 
—  die  meistens  ohne  Berücksichtigung  der 
wirtschaftlichen  Grundlagen  gc^führt  wui-den, 
wobei  es  in  Amerika,  der  eigentlichen  Heimat 
dieser  Kämpfe,  so  weit  kam,  dass  eine  Eisen- 
bahn einige  Zeit  lang  ganz  umsonst  trans- 
portierte (indem  die  gezahlte  Fracht  zurück- 
erstattet wurde)  —  war  meistens  eine  Fusion 
der  konkurrierenden  Bahnen  oder  eineVer- 
kehrsteilung  (Cailell,  pool).  Das  Kartell  und 
die  in  demselben  ausgesprochene  Verkehrs- 
teilung berührt  häufig  nicht  nur  den  Inlands- 
verkehr, sondern  auch  den  Verkehr  mit  den 
Eisenbahnen  fremder  Länder,  manchmal  auch 
die  Konkurrenz  der  Wasserstrassen. 

Die  Verkehrsteilungeu  beziehen  sich  ent- 
weder auf  die  faktische  Teilung  der  Trans- 
porte selbst  oder  auf  einen  Geldausgleich 
für  die  nicht  faktisch  transportierende  Eisen- 
bahn. Im  ersteren  Falle  werden  Instradie- 
rungsvorschriften  festgestellt,  welche  die 
Trans])ortrichtung  der  aufzugebenden  Güter 
meistens  derartig  bestimmen,  dass  für  das 
ganze  Jahr  eine  Art  von  Kalender  redigiert 
wird,  aus  dem  für  jeden  Tag  des  Jalu^es 
ersichtlich  ist,  auf  welcher  der  konkurrieren- 
den Linie  die  Waren  zu  befördern  sind. 
Diese  Instradierungstafeln  beruhen  auf  einer 
vorhergegangenen  Vereinbarung,  bei  welcher 
das  Veihältnis  der  Konkurrenzberechtigung, 
richtiger  Konkurrenzfähigkeit  der  vei-schie- 
denen  Linien  festgesetzt  wurde.  Diesem 
Verhältnisse  entsprechend  erhält  jede  Linie 
eine  gewisse  Quote  des  Verkehrs  zugewiesen, 
z.  B.  die  eine  Bahn  50  ^'o,  die  andere  30  ^/o, 
die  dritte  20  %  des  Gesamtverkehi*s.  Manch- 
mal erfolgt  die  Teilung  in  der  Weise,  dass 
einer  jeden  Linie  ein  bestimmtes  geographi- 
sches Verkehrsgebiet  zugewiesen  wii9.  Die 
UmstHnde,  welche  für  die  Bestimmung  des 
Grades  der  Konkurrenzfähigkeit  der  Bahnen 
unter  einander  als  massgebend  beti-aclitet 
werden,  sind  sehr  verschiedener  Art.  Vor 
allem  kommt  das  Längen  Verhältnis  der  be- 
ti-effenden  Linie  in  Betracht.  Hierbei  gilt 
der  Grundsatz  in  Deutschland  und  Oester- 
reich,  dass  die  längere  Route  bis  zu  20®/o 
Melmlistanz  als  transportberechtigt  ange- 
sehen wird.  Ausser  der  Transportlänge  ist 
die  materielle  Machtstellung  (Haupt-  oder 
Nebenbahn),  die  geographische  Lage  (ob  die 
Bahn  durch  Schiffahrt  konkunen ziert  ist) 
sowie  die  allgemeine  Höhe  der  Tarife  der 
verschiedenen  Bahnen  von  Einfluss  auf  die 
Bestimmung  des  Masses  der  Konkurrenz- 
fähigkeit. Natürlich  wird  diejenige  Bahn, 
welcher  die  die  gi'össten  Transportmassen 
liefernden  Stationen  angehören,  oder  eine 
Bahn,  welche  an  mehreivn  Konkurrenzlinien 
beteiligt  ist,  ihren  Konkurrenten  gegenüber 


im  Vorteil  sein.  Liegt  der  letztere  FaU  vor, 
so  wird  die  an  mehreren  Routen  beteiligte 
Balin  mit  dieser  ihrer  gemeinsamen  Strecke 
neutral  gestellt,  d.  h.  sie  erhält  die  Traus- 
porte auf  diese  Linie  ganz  und  muss  mit 
dieser  Linie  nicht  an  den  kartellmässig  ver- 
einbarten Ermässigungen  t<nlnehmen.  Die 
Verkelirsteilungen  bilden  die  einzige  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  mögliche  Lösung 
der  unfruchtbaren  Konkurrenzkämpfe,  wäh- 
rend dieselben  am  gründlichsten  und  von 
vornherein  durch  ein  zielbewusstes  Kon- 
zession ssystem  ausgeschlossen  werden  kön- 
nen. Doch  auch  die  Kartelle  sind  in  neuester 
Zeit  viel  angefeindet  worden.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  hat  die  Interstate  Commerce 
Act  das  Schli essen  von  Kartellen  verboten 
(Antipooling  clause).  Dieses  Verbot,  welches 
eigentlich  die  durch  die  Mangelliaftigkeit 
des  amerikanischen  Handelsrechts  und  be- 
sonders der  auf  die  Handelsgesellschaften 
bezüglichen  Rechtssätze  ermöglichten  un- 
lauteren Gescliäfte  aus  dem  Gebiete  des 
Eisenbahnwesens  ausschliessen  und  eine 
Stärkung  der  monopolistischen  Stellung  der 
Eisenbahnen  verhindern  sollte,  hat  nicht  zu 
dem  gewünschten  Resultate  geführt  und 
wird  wohl  wieder  aufgehoben  werden 
müssen.  Die  Antipooling  clause  hat  nach 
Ansicht  hervoiTagender  Fachmänner  einer- 
seits die  Vereinbaning  hinsichtlich  der  un- 
bedenklichen Tarifverbände  erschwert,  das 
Aufsaugen  der  kleinen  Bahnen  durch  die 
grossen  erleichtert,  dadurch  die  Monopol- 
stellung der  letzteren  nur  gestärkt  und  den 
Konkurrenzkampf  verschärft.  Die  Anträge 
zur  Abänderung  der  Antipooling  clause 
konnten  bisher  nicht  durchdringen,  und  so 
hat  sich  das  Eisenbahnwesen  derart  ge- 
holfen, dass  zur  Umgehung  der  Regel  nicht 
als  pools  benannte  Vereine  oder  auf  das 
Gebiet  der  Einzelstaaten  beschränkte  Vereine 
gebildet  wiu'den,  welche  mit  einander  in 
Verbindung  traten.  Solche  Umgehungen 
wurden  zwai*  diu-ch  das  Bundesverkehrsamt 
angefochten  und  durch  Berufungen  der 
Bahnen  an  die  Gerichte  geleitet,  der  Rechts- 
zustand konnte  jedoch  nicht  geklärt  werden, 
obwohl  das  Gebaren  solcher  Vereine  so- 
wolü  als  mit  dem  intestate  commerce  law 
wie  mit  dem  eigentlichen  Kartellgesetz 
(anti  trust  law)  in  letzter  Zeit  für  unverein- 
bar erklärt  wurde  (Transmissouri  und  Point 
Traffic  Association  case). 

Lltt^rftturs  Ausser  den  allgemeinen  Handbüchern 
erwähnen  vir  folgende  zumeist  erschöpfende 
Litteraturangahen  enthaltenden  Werke  heiw,  Auf- 
sätze, indem  wir  hinzufügen,  dass  die  Fachzett- 
schriften, von  denen  hier  nur  das  Archiv  für 
Eisenhahnwesen,  Zeitung  d,  Vereins  deutsch. 
Eisenb.,  liailroad  Gazette,  Revue  gen,  des  chemins 
de  fer  encähnt  werden  sollen,  zahlreiche  Auf- 
sätze über  Tarifwesen  enthalten.  Alexander, 
Railwny  Practice,  London  und  yew-Vork  1SS7.  — 


Eisenbahnen  (Eisenbahntarifwesen — Eisenbahnstatistik) 


573 


Buiierworth,  Raüway  Rateji,  London  1889.  — 
Bauni€f  Memoires  svr  les  prix  de  rei'ient  des 
transporis,  Paris  1880.  —  Borght,  Das  Ver- 
kehrswesen, Leipzig  1894<  —  BillnsM,  Eisen- 
bahntarife,  Wien  1875.  —  Cohn,  Untersuchungen 
über  die  engl.  Eisenbahnpolitik,  1879,  Forts. 
188S,  Leipz.  —  DerselhCy  Xationalök.,  III  Bde., 
Stuttgart  1898.  —  Engel,  Eisenbahnreform, 
Berlin  1888.  —  FellneTy  Ä  vasuti  tarifdk 
reformja,  Budapest  188 4.  —  Fleck f  Eisenbahn- 
tarife (bei  Stengel).  —  FotHUef  La  transforma- 
tion  des  moyens  de  transport,  Paris  1880.  — 
OiMca,  Codice  ferroviario,  Jlilano  1887.  — 
Gy&rgy,  A  különbözeti  drszabasok.  Budapest 
1885.  —  VerselbCf  Az  angol  vasuti  törvSnykozds 
törtenete,  Budapest  1880.  —  Hunter,  Railway 
Rates,  London  1890.^-  Heltai,  Szemelydijszahdsok 
reformja     (Bu^lapesti     Szemle    185  — 187.     sz.J. 

—  Hertzka,  Personenporto,  Wien  1885.  — 
Jiier€ynymi,  A  közlekedes,  Budapest.  —  Jelli» 
neh  ^8  Gonda,  A  magyar  va^itak  dtjszabd- 
sügyenek  fejlöd^se,  Budapest  1896.  —  Hadley, 
Railroad  transportation,  London,  Sew-  York  1885. 

—  Kaufmann,  4>ie  Eisenbahnen  hVankreichs, 

1896.  —  König,  Die  Differentialtarife  der 
Eisenbahnen,  Berlin  1877.  —  Lange  von 
Burzehhran,  Das  Tarifwesen  der  öst.  Privat- 
eisenbahnen, Wien  1882.  —  Lehr,  Eisenbahn- 
tarifwesen u.  Monopol,  Berlin  1879.  —  Laun- 
hardty   Theorie  der  Tarif  bildung,   Berlin  1890. 

—  Lanlcmann,  Les  tarifs  intemationaux,  Bru- 
xelles  1887.  —  V.  MailekovU8,  A  vatüti  külön- 
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(Nemzetg.  Szemle  1891,  hf.).  —  Verseihe, 
EiseTÜmhntarifwesen  (in  Vlbri^h-JIischlers  Oesterr. 
StaaiMcört.  1, 1893).—  Nördl Ing,  Die  Selbstkosten 
des  Eisenb.-Transp.,  Wien  I884.  —  Obertneyer, 
Ueber  Tarifverbände,  Wien  1879.  —  Offenberg, 
Zur  Theorie  der  Tarifbildung  (Archiv  für  Eisen- 
bahnw.  1892).  —  Perrot,  Anwendung  des  Porto- 
systems auf  den  Eisenb.- Tarif,  Rostock  1872.  — 
Picard,   Traite  des  chemins  de  jer,  Paris  1889. 

—  Passos,  The  interstate  commerce  ad,  London, 
New- York  1887.  —  Pelletan,  Propos.  de  loi 
sur  les  tarifs  de  chemins  de  fer,  Paris  1890.  — 
Ranh,  Eisenbahntarificesen,  Wien  1895.  — 
Reports  of  the  interstate  commerce  coem,  Ncw- 
York  1888 — 96.  —  Itöll,  Encyklop.  des  Eisen- 
bahnwesens.      Verschiedene    Aufsätze,    1886 — 94. 

—  Reitzenstein,  Die  Gütertarife  der  Eisenb., 
Berlin  1879.  —  Sax,  Die  Verkehrsmittel  in 
Volks-  und  Staats^wirtschaß,  Wien  1878  und  bei 
Schönberg,  —  Scheffler,  Die  Transportkosten 
der  Eisenb.,  Wiesbaden  1860.  —  Schreiber, 
Das  Tarifwesen  der  Eisenb.,  Wien  I884.  — 
Sehüller,  Die  natürliche  Höhe  der  Eisenbahn- 
tanfe,  Wien  187S.  —  Töth,  Die  Selbstkosten 
und  die  Tarif konstruktion,  Budapest.  —  Tronic 
tner,  Eisenb.- Verkehrswesen,  Zürich  1895.  — 
Derselbe,  Wert  der  Eisenbahngütertarif  e  (Schmol- 
ler, neue  Folge  VIII.  köt.).  —  Virich,  Das 
Eisenbahntarifwesen,  Berlin  1886.  —  Derselbe, 
Traite  general  des  tarijs  de  chemins  de  fer, 
Paris  1890.  —  Personentarifreform  und  Zonen- 
tarif, Berlin  1892.  —  StaffeltaHfe  und  Wasser- 
strassen, Berlin  1894.  —  v.  Weiehs-Qlon,  Reform 
der  Personentarife,  Tübinger  Zeiischr.,  Band 
VIII,  XL  —  Derselbe,  Das  ßnanz.  u.  soz. 
Wesen  der  modernen  Verkehrsanstalten,  Tübingen 

1897.  Carl  V,  Neumann, 
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Einleitung^.  1.  Bedeutung  der  inter- 
nationalen E.  2.  Geschichte  der  internationalen 
E.  3.  Mängel  der  internationalen  E.  I.  Ueber- 
sicht  über  die  Eisenbahnen  der  Erde. 
1.  Längenentwickelung.  2.  Eisenbahnausstat- 
tung der  wichtigsten  Länder.  3.  Gesamtanlage- 
kapital. IL  Die  Eisenbahnen  der  frem- 
denErdteile.  1. Asien  (Britisch-Indien, Japan, 
Russisch- Asien).  2.  Afrika  (Eongobahn,  Alge- 
rien und  Tunis,  Egypten,  Capkolonie).  3.  Austra- 
lien. 4.  Südamerika  (Argentinien,  Brasilien, 
Chile,  Transandinische  Bahn).  5.  Nordamerika 
(Mexico,  Canada,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika).  IIL  Die  Eisenbahnen  Euro- 
pas. 1.  Vergleichende  Uebersicht  (Ausstattung 
mit  Doppelgleisen,  Anlagekapital,  Betriebs- 
mittel und  Verkehrsleistungen,  Finanzergeb- 
nisse, Unfälle).  2.  Die  wichtigsten  ausser- 
deutschen  Staaten  (Grossbritannien  und  Irland, 
Frankreich,  Russland,  Oesterreich-Ungam).  3. 
Deutschland  (Entwickelung  der  Haupt-  und 
Nebenbahnen,  Entwickelung  der  Staatsbahnen, 
die  Staatsbahnen  im  preussischen  Staatshaus- 
halt, Eisenbahnausstattung  der  einzelnen  Staaten, 
allgemeine  Verkehrsentwickelung,  Güterverkehr). 

Einleitung. 

1.  Bedeutung  der  internationalen  E. 

Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  und  Ent- 
wickelung der  wirtschaftlichen  Kraft  eines 
Landes  stehen  in  innigster  Wechselwirkung 
zu  einander;  je  enger  sich  die  Schienen- 
maschen über  ein  Gebiet  legen,  je  billiger, 
bequemer,  zuverlässiger,  schneller  die  Per- 
sonen- und  namentlich  die  Güterbeförderung 
werden,  desto  reicher  entfaltet  sich  das 
Wirtschaftsleben  des  Volkes,  und  je  mehr 
die  wirtschaftliche  Entwickelung  ansteigt, 
desto  stärkeren  Verkehr  führt  sie  den 
Bahnen  zu,  weitere  extensive  und  intensive 
Ausdehnung  der  Gleisanlagen  und  grössere 
Aufwendungen  für  Verbessenmg  und  Ver- 
billigmig  des  Transportes  wieder  ermög- 
lichend: in  den  Zahlen  der  Eisenbahn- 
statistik spiegelt  sich  das  Bild  der  wirt- 
schaftlichen Lage. 

In  allen  Kulturstaaten  sehen  wir  zu 
Zeiten  eines  wirtschaftlichen  Aufschwunges 
das  Eisenbahnnetz  sich  beträchtlich  erwei- 
tern, und  ist  das  Gebiet  mit  Vollbahnen 
schon  fast  gesättigt,  so  wird  das  Kapital  in 
den  Ausbau  der  kleineren  und  doch  für  die 
Erschliessung  lokaler  Kreise  so  sehr  w^ich- 
tigen  Zufuhrbahnen  hineingesteckt;  so  im 
letzten  Jahrzehnt  in  Deutschland,  in  Frank- 
reich, in  England.  Kritische  Zeiten  lassen 
dagegen  sofort  auch  den  Eisenbahnbau  natur- 
gemäss  stocken;  das  Privatkapital  hält  sich 
zurück,  imd  auch  der  Staat  muss,  den  ver- 
minderten Einnahmen  Rechnung  tragend, 
sich  auf  die  Anlage  der  dringendsten  Linien 
beschränken. 

Die  >Eisenbahnausstattung<v,  d.  h.  das 
Verhältnis  der  Eisenbahnlänge  eines  Landes 
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zur  Gebietsflftche  und  zur  Bevölkerung,  vnvd 
immer  günstiger.  Bei  vorgesclirittenen 
Staaten  ist  dabei  das  Hauptgewicht  auf  das 
Verhältnis  zur  Bodenfläche  zu  legen;  je 
dichter  das  Eisenbahnnetz,  desto  leichter  ist 
es  für  jeden  Bewohner  zu  erreichen,  und 
die  Bev()lkenmgszahl  äussert  sich  dann  in 
der  Intensität  des  Verkehrs.  In  noch  un- 
entwickelten Ländern  dagegen,  die  noch 
ganz  überwiegend  extensiv -landwirtschaft- 
lich benutzt  werden  und  die  Menschenan- 
häufungen der  Industriegegenden  und  grossen 
Städte  nicht  kennen,  da  ist  das  Verhältnis 
der  Eisenbahnlänge  zur  Bevölkerungszahl 
als  massgebend  zu  betrachten,  oft  ist  hier 
die  Eisenbahn  erst  Vorläufer  der  ßesiede- 
lung,  und  nur  besiedelte  Gegenden  können 
zur  Beurteilung  der  Eisenbahnausstaltung 
herangezogen  werden. 

Die  Berechnung  einer  einheitlichen  ^  Eisen- 
bahnausstatt ungszincr",  wie  sie  Engel  in  dem 
geometrischen  Mittel  zwischen  dem  Verhältnis 
der  Eisenbabnlänge  zur  Fläche  einer  Quadrat- 
meile und  dem  zur  Bevölkerunff  von  je  10000 
Personen  gefunden  hat,  ist  willkürlich  und  des- 
halb unzulässig,  da  eine  Quadratmeile  Fläche 
und  10000  Bewohner  in  keiner  zwingenden  oder 
auch  nur  regelmässigen  Beziehung  zu  einander 
stehen^);  auch  darf  man  nicht  Länder  ganz 
verschiedener  Kulturstufe  in  ihrer  Verkehrsent- 
wickelun^  nach  gleichem  Massstabe  messen,  und 
vollends  ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  wie  es 
bei  der  Aufstellung  einer  Ausstatt ungsziif er  ge- 
schieht, dass  in  Ländern  wie  Sibirien,  Canada, 
Australien  u.  a.  nur  ein  geringer  Teil  der  Ge- 
samtfläche menschlicher  Ansiedelung  zugänglich 
und  deshalb  für  den  Eisenbahnban  geeifi^net  ist. 
UhnDiittelbarer  noch  als  in  der  Längen- 
ausdehnung kommt  der  wirtschaftliche  Fort- 
schritt in  der  Verkehrsentwickelung  (Per- 
sonenbeförderung, Güterbeförderung,  Roh- 
einnahme) ziur  Erscheinung  und  zwar  vor 
allem  in  der  Güterbefördenmg.  Deren 
Zahlen  sind  charakteristischer  als  die  oft 
angezogenen  Ziffern  der  Ausfuhr  und  Ein- 
fuhr ;  sie  beruhen  ganz  überwiegend  auf  den 
Beziehungen  zwischen  der  inländischen  Pro- 
duktion und  dem  inländischen  Konsum  und 
sind  daher  w^eit  weniger  als  die  Zahlen  der 
Handelsbilanz  von  den  schwankenden  Ver- 
hältnissen des  Weltmarkts  abhängig. 

In  Deutschland  entfällt  z.  B.  nur  wenig 
mehr  als  ^U  des  gesamten  Eisenbahngüterver- 
kehrs auf  den  Verkehr  mit  dem  Ausland,  selbst 
wenn  man  die  Häfen  als  Ausland  betrachtet, 
und  dies  obgleich  Deutschland  seiner  geo- 
graphischen Lage  nach  mit  den  Nachbarländern 
m  besonders  engen  Wechselbeziehungen  über 
die  trockenen  Grenzen  hin  steht;  hat  es  doch 
nicht  weniger  als  72  Eisenbahngrenzanschlüsse 

fegen   46    in   Oesterreich-Ungam   und    37    in 
rankreich  *). 


*)  Vgl.  auch  Wagner,   Finanz  Wissenschaft 
Bd.  I  S.  705. 

*)   Diese   Zahlen   sind    von  A.   Peez,  Die 


Die  Intensität  des  Betriebs  zeigt  sich  in 
den  auf  die  Längeneinheit  zurückgeführten 
Verkehrsleistungen,  namentlich  in  den  auf 
1  km  Betriebslänge  gefahrenen  Personen- 
und  Gütertonnenkilometern,  wie  auch  in  der 
Ausstattung  mit  Betriebsmitteln.  Auch  hier 
ist  überall  eine  Steigerung  zu  beobachten, 
die  sich  noch  stäi'ker  darstellt,  wenn  man 
bedenkt,  wie  viel  zugkräftiger  jetzt  die 
Lokomotiven,  wie  viel  grösser  die  Wagen 
gegen  früher  im  allgemeinen  gebaut  werden. 

Eine  Leistungsfähigkeit  von  300—400  Pferde- 
stärken, wie  sie  vor  etwa  30  Jahren  nur  die 
stärksten  Maschinen  hatten  *) ,  wird  jetzt  von 
einer  mittleren  Schnellzugslokomotive  gefordert, 
während  die  mittleren  Güterzuffslokomotiven 
400—500,  die  stärksten  hOO— 1000  und  noch 
mehr  Pferdestärken  darstellen;  damals  hatten 
die  Lokomotiven  der  Personenzüge  eine  und  die 
der  Güterzüge  zwei,  heute  haben  jene  zwei  bis 
drei  und  diese  bis  zu  sechs  Treibachsen.  Die 
Güterwagen  hatten  zu  Beginn  der  Eisenbahn- 
zeit eine  Tragfähigkeit  von  zwei  bis  vier  Tonnen, 
die  dann  auf  10  Tonnen  zunächst  gesteigert 
wurde;  heute  fasst  in  Deutschland  der  Normal- 
typus des  zweiachsigen  Wagens  15  Tonnen, 
Special  wagen  mit  vier  und  sechs  Achsen  werden 
auch  zu  30  Tonnen  gebaut,  imd  in  Amerika 
wird  auf  einigen  Linien  des  Ostens  selbst  diese 
Tragfähigeit  noch  überschritten,  sechsachsige 
Kohlen-  und  Erzwagen  sind  für  40—50  Tonnen 
eingerichtet;  nur  England  ist  bei  seinen  alten 
Wagen  von  7—9  Tonnen  stehen  geblieben. 
Ebenso  sind  die  Personenwagen,  die  früher  nur 
zweiachsig  gebaut  wurden,  jetzt  drei-,  vier-  und 
in  einigen  Ländern  sogar  sechsachsi^.  Der 
statistische  Vergleich  kann  sich  aber  leider  nur 
auf  die  Zahl  der  Betriebsmittel  selbst  erstrecken, 
da  nur  wenige  Staaten  weitere  Angaben  geben 
und  die  Zugkraft  der  Lokomotiven  sich  auch 
einer  zuverlässigen  statistischen  Erfassung  ent- 
zieht ;  nicht  einmal  die  Achsenzahl  wird  in  den 
meisten  Statistiken  verzeichnet. 

Welche  Macht  die  Eisenbahnen  in  sich 
vereinigen,  das  zeigt  sich  deutlich  in  der 
Grösse  des  in  ihnen  zusammengefassten 
Kapitals  und  auch  in  der  Höhe  ihrer  jähr- 
lichen Reineinnahmen  sowie  in  der  Zahl 
der  angestellten  Beamten  und  Arbeiter; 
w^elche  ungeheuren  Kapitalien  in  ihnen 
stecken,  das  wird  noch  veranschaulicht  durch 
das  für  einige  Staaten  im  folgenden  fest- 
gestellte Verhältnis  der  Staatseisenbahn- 
schuld zur  gesamten  Staatsschuld.  In  allen 
Kulturstaaten  sind  die  Eisenbahnen,  wie 
sich  schon  aus  der  Betrachtung  der  Statistik 
hiernach  ergiebt,  Machtfaktoren  ersten  Ranges, 
um  so  bedenklicher  für  die  politische  und 
soziale  Struktur  eines  Volkes,  in  je  weniger 
Iländen  sich  diese  Macht  vereinigt  findet; 

Stellung  unserer  Eisenbahnen  im  Welthandel, 
in  dem  Sammelwerk :  Die  Geschichte  der  Eisen- 
bahnen der  österr.-ungar.  Monarchie  (Wien  1898) 
Bd.  II  mitgeteilt. 

M  BüMmann,  AUg.  Maschinenlehre  Bd.  III 
(1868). 
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und  gerade  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahn- 
wesens ist  schon  früh  und  erfolgreich  das 
vom  reinen  Verkehrsstandpunkt  aus  not- 
wendige Princip  der  Vereinigung  zum  Durch- 
bnich  gekommen ;  so  in  Frankreich,  in  Eng- 
land, in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
wo  nicht  ohne  wirtschaftlichen  Zwang  eine 
kleine  Anzahl  kapitalkräftigster  Gesell- 
schaften eine  Unzahl  kleinerer  Bahnen  sich 
einverleibt  und  durch  Vereinbarung  auch 
unter  sich  den  Wettbewerb  fast  ausge- 
schlossen haben,  Monopolverwaltungen  be- 
zeichnendster Art  geworden  sind.  Auch 
diese  Seite  ist  daher  zu  berücksichtigen. 

2.  Geschichte  der  internationalen  £•  Es 
sind  also  Momente  von  erheblicher  allgemeiner 
Bedeutung,  die  in  der  Eisen bahnstatistik  zum 
Ausdruck  kommen,  und  schon  früh  zeigen  sich 
Bestrebungen,  diese  Erscheinungen  statistisch 
zu  erfassen.  In  Belgien  und  England  erschienen 
schon  bald  nach  Eröffnung  der  ersten  grösseren 
Bahnen  kurze  und  ziemlich  dürftige  Berichte. 
Eine  umfassendere  Statistik,  die  über  das  Be- 
dürfnis der  Bahnen  hinansgeht  und  das  all- 
gemeine Interesse  bewusst  berücksichtifft,  wurde 
zuerst  in  Preussen  ^)  aufgestellt  und  allmählich 
erweitert ;  ihr  Schema  hat  auch  anderen  Staaten 
zum  Muster  gedient  und  bildet  die  Grundlage 
der  Statistik  des  deutschen  Reichseisenbahnamts, 
die  seit  1880/81  regelmässig  veröffentlicht  wird. 
Der  Gedanke  einer  einheitlichen  internationalen 
Ei:»enbahnstatistik ,  schon  in  den  50  er  Jahren 
angeregt,  gewann  1876  durch  einen  Beschluss 
des  Internationalen  Statistischen  Kongresses 
Leben ;  1880  erschien  der  erste,  1885  der  zweite 
und  letzte  Band  dieser  Statistik,  die  Jahre  1876 
und  1882  behandelnd.  Die  Bestrebungen  sind 
seitdem  nicht  wieder  aufgenommen ;  den  weitesten 
ELreis  umfasst  jetzt  —  abgesehen  von  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  —  die  Statistik 
des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 
zu  der  am  31.  Dezember  1897  deutsche,  öster- 
reichisch-ungarische, belgische,  niederländische 
und  rumänische  Bahnen  mit  82368  km  Eigen- 
tumslän^e  beigetragen  haben. 

B.  Mängel  der  intematioiialen  E.  Die 
Hindernisse,  die  sich  der  Aufstellung  einer 
internationalen  Eisenbahnstatistik  entgegen- 
stellen, liegen  in  der  mangelnden  Bestimmt- 
heit der  zu  Grunde  liegenden  Begriffe  und 
in  der  Schwierigkeit,  einheitliche  Zählungs- 
weisen durchzuführen. 

Schon  der  Begriff  einer  Eisenbahn  ist  in 
den  verschiedenen  Ländern  nicht  gleich- 
massig  gefassL  Während  einige  Staaten, 
darunter  namentlich  Grossbritannien  und 
Irland,  alle  für  den  Massenverkehr  ir^nd 
welcher  Art  bestimmten,  auf  fester  Eisen- 
spur regelmässig  betriebenen  Verkehrsmittel 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  allgemeine  oder 
nur  örtliche  Bedeutung  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  betreibende  Kraft  und  die  technische 


Anlage  statistisch  gleichmässig  als  Eisen- 
bahnen behandeln,  während  z.  B.  Oesterreich- 
üngarn  und  die  Schweiz  von  diesem  all- 
gemeinsten Begriff  nur  die  städtischen 
Strassenbahnen  ausnehmen,  wird  in  anderen 
Gebieten  der  fast  überall  vom  Recht  schon 
gemachte  Unterschied  zwischen  Bahnen  all- 
gemeiner und  Bahnen  rein  örtlicher  Be- 
deutung auch  in  der  Statistik  festgelialten ; 
so  werden  in  Deutschland  die  Klein-  und 
Lokalbahnen  nicht  mit  zu  den  Eisenbahnen 
im  engeren  Sinne  gerechnet,  und  auch 
Franki^eich  trennt  statistisch  die  Eisenbahnen 
d'interut  general  und  die  d'interet  local^) 
sowie  die  Tramways  vollständig  von  ein- 
ander. Diese  Unterscheidung,  so  richtig  sie 
unzweifelhaft  im  Grundsatz  ist,  hat  aber  im 
Einzelfall  etwas  Willkürliches,  da  objektive 
Merkmale  sich  nicht  aufstellen  lassen  und 
der  Uebergang  namentlich  von  den  Lokal- 
bahnen zu  den  Nebenbahnen  sich  immer 
mehr  mit  der  grösseren  Ausdehnung  der 
Lokalbahnen  verwischt  2) :  also  auch  hier  ein 
Moment  der  Un Zuverlässigkeit  in  der  Sta- 
tistik. Nicht  einmal  die  Scheidung  zwischen 
Bahnen,  die  füi*  den  öffentlichen  Verkehr 
bestimmt  sind,  und  den  Privatansclduss- 
gleisen  oder  Schleppbahnen  ist  überall  durch- 
geführt. —  Hier  sollen,  soweit  möglich,  nur 
die  Eisenbahnen  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die 
für  den  Massengüter-  und  Masseni)ersonen- 
verkehr  bestimmten  und  auf  Monopolisierung 
dieses  Verkehrs  gerichteten  %  auf  fester  Spur 
und  nach  einheitlichem  Plan  betriel>enen 
Verkehrsunternehmungen  behandelt  wenlen. 
Für  die  kultivierten  Staaten  kann  ein 
Merkmal  in  der  Verwendung  der  Dampfkraft 
und  der  Normalspur  des  Landes  insofern  ge- 
funden werden,  als  ohne  sie  die  Annahme  einer 
Eisenbahn  im  engeren  Sinne  meist  ausgeschlossen 
ist,  weil  der  Bewältigung  des  Massenverkehrs 
eines  Kulturgebiets  eine  andere  Kraft,  auch  bis 
jetzt  noch  die  Elektricität.  und  eine  leichte  Bau- 


^)  Erlass  des  preuss.  Finanzministers  v.  26. 
August  1846  an  die  königl.  Eisenbahndirektionen 
und  Eisenbahnkommissariate. 


^)  Die  chemins  de  fer  d'int^r^t  local  bUden 
eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Nebenbahnen 
und  den  Klein-  oder  Lokalbahnen  nach  deut- 
scher Begriffsbestimmung,  stehen  aber  im  ganzen 
nach  ihrer  Organisation  und  Wirtschaftsbedeu- 
tung  den  Kleinbahnen  näher,  wenn  auch  nicht 
zu  verkennen  ist,  dass  nicht  wenige  der  deut- 
schen Nebenbahnen  in  Frankreich  als  chemins 
de  fer  d'int^ret  local  klassifiziert  werden  würden. 

*)  Sehr  bezeichnend  für  diese  Unbestimmt- 
heit der  wirtschaftlichen  und  technischen  Grenzen 
ist,  dass  die  neue  Ausführungsanweisunfi:  zum 
preuss.  Kleinbahngesetz  v.  13.  August  1898  den 
Begriff  nebenbahnähnlicher  Kleinbahnen  einge- 
führt hat. 

')  Diese  Monopolisiening  des  Verkehrs,  die 
meist  nur  als  Folgeerscheinung  erörtert  wird, 
ist  richtiger  unter  die  Begriffsmerkmale  aufzu- 
nehmen, da  sich  darin  ein  fimdamentaler  Unter- 
schied zwischen  den  modernen  Eisenbahnen  und 
den  schon  in  früherer  Zeit  auf  fester  Spur  be- 
triebenen Verkehrsmitteln  zeiget. 
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art  nicht  gewachsen  sind.    In  unentwickelten 
Ländern  tritt  dagegen  das  technische  Moment 

ganz  in  den  Hintergrund,  da  hier  schon  unter 
mständen  mit  Pferden  und  bei  leichter  An- 
lage der  Verkehr  monopolisierend  bewältigt 
werden  kann. 

Weitere  unterschiede  finden  sich  in  der 
Längenberechnimg,  die  sich  teils  auf  die 
Eigentumslänge,  teils  auf  die  Betriebslänge 
erstreckt,  die  die  ausserhalb  des  Staatsge- 
biets liegenden,  aber  von  inländischen  Balmen 
betriebenen  Strecken  berücksichtigt  oder 
auch  ausser  acht  lässt.  Eine  erschöpfende 
Statistik  muss  beide  Ijängenangaben  ent- 
halten; die  Eigentumslänge  ist  für  die  Be- 
urteilung der  Ausdehnung  des  Eisenbahn- 
netzes und  die  Berechnung  der  Anlagekosten, 
die  Betriebslänge  dagegen  für  die  Beurtei- 
lung der  Yerkehrsleistungen  entscheidend. 
Nach  der  deutschen  Eisenbahnstatistik  wird 
unter  Eigentumslänge  der  Bezeichnung  ent- 
sprechend die  Länge  der  gesamten  im  Eigen- 
tum der  betreffenden  deutschen  Verwaltung 
stehenden  Bahnen  ohne  Bücksicht  auf  die 
Landesgrenzen  verstanden,  und  nur  bei  der  Be- 
ziehung der  Eisenbahnlänge  zur  Fläche  und 
Bevölkerung  wird  selbstverständlich  der  Grenze, 
nicht  dem  Eigentumsverhältnisse  Rechnung  ge- 
trafi^en;  bei  der  Betriebslänge  werden  die  ver- 
pachteten Strecken  von  der  Eigentumslänge  ab- 
gerechnet, die  gepachteten  und  die  in  Mit- 
betrieb genommenen  Strecken  dagegen  hinzu- 
gerechnet, so  dass  die  von  mehreren  Unter- 
nehmungen betriebenen  Linien  bei  jeder  voll 
erscheinen^);  massgebend  ist  die  Längsachse 
der  Gleise. 

Sind  die  aus  der  verschiedenen  Begriffs- 
bestimmung sich  ergebenden  Ijängenunter- 
scliiede  im  Verhältnis  zur  Ausdehnung  der 
Gesamtnetze  nicht  so  erheblich,  dass  sie  die 
Vergleichbarkeit  der  Längenentwickelung 
wesentlich  beeinträchtigen,  so  sind  sie  doch 
für  die  Beurteilimg  der  Verkehrsleistimgon 
von  grösserer  Tragweite;  denn  es  macht 
natürlich  für  das  Gesamtergebnis  einen  nicht 
unbeträchtlichen  ünterechied,  ob  darin  z.  B. 
der  ganze  Personenverkehr  der  städtischen 
Strassenbahnen  (so  Grossbritannien  und  Ir- 
land), der  zu  besuchten  Aussichtspunkten 
führenden  Bergbahnen  (so  Oesterreich-Ungam 
imd  Schweiz)  und  ähnlicher  Bahnen  inten- 
sivsten Verkehrs  enthalten  ist  oder  nicht 
(so  Deutschland  und  Frankreich). 

Vor  allem  leidet  jedoch  die  Vergleich- 
barkeit der  auf  die  Zahl  der  beföi*dorten 
Personen  und  Güter  sich  beziehenden  An- 
gaben an  der  Art,  wie  sie  notwendig  nur 
gewonnen  werden  können :  jede  selbständige 
Bahn  zählt  jede  Pei-son  und  jede  Tonne 
Guts,  die  sie  befördert,  für  sich,  so  dass 
also  ein-  und  dieselbe  Person  und  dasselbe 


*)  Bei  den  deutschen  Vollspurbahnen  betrug 
am  31.  März  1898  die  Eigentumslänge  47 119  km, 
die  Betriebslänge  47337  km. 


Gut  bei  einer  Reise  doch  zwei-,  drei-  und 
mehrfach  gezählt  wird. 

Bei  Netzen  von  so  grosser  Ausdehnung, 
wie  sie  die  deutschen  Eisenbahnen  darstellen, 
ist  der  hierin  liegende  Berechnungsfehler  nicht 
gross,  da  auch  noch  die  über  das  Gebiet  der 
einzelnen  Verwaltungen  hinausgehenden  direkten 
und  daher  nur  einmal  gerechneten  Fahrkarten 
und  Frachtbriefe  ihn  ganz  erheblich  verkleinern ; 
auch  in  Frankreich  kann  der  Fehler  nicht  sehr 
ins  Gewicht  fallen,  da  die  wenigen  grossen 
Bahnen  je  ein  örtlich  abgegrenztes  grosses  Ge- 
biet fast  ausschliesslich  beherrschen.  Anders 
liegt  es  aber  in  Ländern,  wo  zahlreiche  Gesell- 
schaften in  einander  greifen,  wie  z.  B.  in  Gross- 
britannien und  Irland ;  da  ergiebt  sich  eine  mit 
den  Angaben  anderer  Länder  kaum  zu  ver- 
gleichende Zahl  an  beförderten  Gütern  und 
Personen,  und  der  Verein  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen, dessen  Statistik  auch  eine  grosse 
Anzahl  selbständiger  Linien  umfasst,  hat  daher 
schon  seit  1878  die  Summierung  der  Personen 
und  Gütermengen  unterlassen*). 

Zuverlässigere  Auskunft  über  die  Ver- 
kehrsleistungen eines  Eisenbahnnetzes  geben 
die  Angaben  über  die  gefahrenen  Personen- 
und  Gütertonnenkilometer;  hier  sind  melir- 
fache  Zählungen  ausgeschlossen,  und  zur 
Beurteilung  der  Verkehrsdichtigkeit  eines 
Netzes  sollte  man  niu*  diese  Zahlen  heran- 
ziehen. Ganz  kann  man  aber  jene  Zahlen 
über  die  Personen  und  Güter  selbst  nicht 
entbehi*en.  Denn  im  Vergleich  ziu:  Bevöl- 
kerung z.  B.  interessiert  wohl  die  Zahl  der 
Reisen,  die  auf  jeden  Bewohner  treffen,  und 
die  durchschnittliche  Länge  der  einzelnen 
Reise,  aber  nicht  die  Zahl  der  von  jedem 
Bewohner  durchfahrenen  Kilometer ;  vollends 
ohne  Interesse  ist  die  Zahl  der  auf  einen 
Bewohner  entfallenden  Gütertonnenkilometer, 
so  wichtig  andererseits  die  Kenntnis  von 
dem  Verliältnis  der  Gesamtgüterbeförderung 
zur  Bevölkerungsgrösse  und  von  der  durch- 
schnittlichen Länge  der  Fahrt  eines  Guts  ist.*) 

Fast  ganz  ausgeschlossen  ist  die  Ver- 
gleichbarkeit der  Unfallstatistiken.  AllenfaDs 
kann  man  die  Zahl  der  Getöteten  einander 
gegenüberstellen,  obwohl  auch  hier  der  Zu- 
fall eine  grosse  Rolle  spielt  und  bei  der 
Begriffsfeststellung  die  Zeit,  die  zwischen 
Unfall  und  Tod  höchstens  liegen  darf,  ver- 
schieden angesetzt  wird;  auch  ist  dann  die 
Heranziehung  der  die  Verkehrsdichtigkeit 
bezeichnenden  Momente  geboten.  Alle  an- 
deren Unfallsverhältnisse  aber  entziehen  sich 
jedem  Vergleich,  da  jedes  Land  seinen  be- 
sonderen Unfallsbegriff  für  die  Zwecke  der 

')  Vgl.  Statist.  Nachrichten  von  den  Eisen- 
bahnen des  Vereins  deutscher  E.-Verw.  für  das 
Etatsjahr  1878,  S.  66. 

*)  Für  Grossbritannien  und  Irland  werden 
Meilenangaben  überhaupt  nicht  gemacht,  und 
die  belgischen  Staatsbahnen  registrieren  auch 
nur  die  Personen-,  nicht  die  Gütertonnenkilo- 
meter. 
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Eisenbahnstatistik  gebildet  hat,  und  es 
kommt  noch  hinzu,  dass  auch  die  Kontrolle 
der  Unfallmeldungen  verschieden  streng  ge- 
handhabt wird. 

In  Frankreich  ^)  %,  B.  werden  nur  diejenigen 
Unfälle  an  Zügen  und  Betriebsmitteln,  die  in 
den  Hauptgleisen  vorkommen  und  Tötungen 
oder  Verletzungen  zur  Folge  haben  oder  die 
üeberführung  der  Betriebsmittel  in  die  Werk- 
stätte notwendig  machen,  und  nur  diejenigen 
Yerunglückun^en  von  Personen,  die  eine  Ar- 
beitsunfähigkeit von  mehr  als  8  Tagen  nach 
sich  ziehen,  aufgeführt ;  für  die  deutsche  Statistik 
gelten  —  den  Begriff  allerdings  weit  Über- 
spannend —  als  Betriebsunfälle  alle  Entglei- 
sungen und  Zusammenstösse  auf  freier  Strecke 
und  auf  den  Hauptgleisen  ohne  Rücksicht  auf 
Verletzungen  von  Personen  oder  Beschädigungen 
von  Betriebsmitteln  und  Gütern,  ferner  Ent- 
gleisungen und  Zusammenstösse  im  Rangier- 
dienst, wenn  dabei  ein  Sachschaden  von  über 
1000  Mark  entsteht,  und  endlich  sämtliche  Un- 
fiQle  bei  den  in  Bewegung  befindlichen  Zügen, 
wenn  dabei  Personen  auch  nur  in  der  geringsten 
Weise  verletzt  werden'). 

Diese  Bemerkungen  waren  voranzu- 
schicken, ehe  an  die  Aufstellung  einer  über 
alle  wichtigeren  lÄnder  sich  erstreckenden 
Eisenbahnstatistik  gegangen  werden  konnte. 

I.  Uebersicht  aber  die  Eisenbahnen  der 

Erde. 

1.  Längenentwiekelung.  Seit  dem  27. 
November  1825,  dem  Tage,  an  dem  in  Eng- 
land zwischen  Stokton  und  Darlington  die 
erste  dem  öffentlichen  Verkehr  dienende 
Lokomotiveisenbahn  der  Welt  in  einer  Länge 
von  41  Kilometern  in  Betrieb  genommen  wor- 
den ist,  bis  zum  31.  Dezember  1897  hat 
sich  das  Eisenbahnnetz  der  Erde  zu  einer 
Ausdehnung  erhoben,  die  mit  732255  Kilo- 
metern den  achtzehnfachen  Umfang  des 
Aequators  noch  um  fast  11000  Kilometer, 
also  um  mehr  als  ^/^  übertiifft. 

Die  nachstehende  Tabelle  (S.  578/79)  zeigt 
diese  Entwickelimg  an ;  sie  ist  mit  einigen  un- 
bedeutenden Aenderungen  aus  den  Veröffent- 
lichungen des  Archivs  für  Eisenbahnwesen 
(zuerst  Jahrgang  1881,  S.  495,  seit  1885 
alljährlich,  zuletzt  für  1897  im  Jahrgang  1899, 
S.  514)  zusammengestellt  und  giebt  mög- 
lichst die  Eigentumslängen  an. 

*)  Vgl.  V.  d.  Leyen,  Zur  Statistik  der  Eisen- 
biüinunfälle,  insbesondere  in  Preussen  und  Frank- 
reich, in  der  Zeitung  des  Vereins  deutscher 
Eisenb.-Verw.  1897,  S.  971. 

')  Als  Beispiel  für  die  üeberspannung  des 
Unfallbegriffs  in  der  deutschen  Statistik  sei 
angeführt,  dass  Erschütterungen  der  Reisenden, 
die  durch  den  scharfen  Anprall  eines  Wagens 
an  den  Prellbock  hervorgerufen  sind  und  ge- 
ringfügige Schrammen  oder  Nasenbluten  ver- 
ursachen, das  Ereignis  zu  einem  Unfall  und 
die  davon  betroffenen  Reisenden  zu  Verletzten 
stempeln. 


Deutlich  tritt  ans  dieser  Zusammenstel- 
lung hervor,  wie  innig  der  Eisenbahnbau  mit 
der  allgemeinen  Entwickolung  eines  Landes 
zusamm(Mihängt.  Die  Yerpinip^ten  Staaten 
von  Amerika,  deren  wirtschaftlicher  Auf- 
schwung in  den  letzten  Jahrzehnten  von 
geradezu  verblüffender  Kraft  war,  halten 
auch  in  der  Eisenbahnentwickelung  die  Spitze ; 
2/5  des  gesamten  Eisenbahnnetzes  der  Erde, 
melir  als  auf  ganz  Europa,  entfielen  Ende 
1897  auf  die  nordamerikanisclie  Union.  Diese 
ist  es  auch,  die  «ler  Eisenbahnausdehnung 
der  Enle  ihr  Gepräge  giebt:  weil  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  dem 
grossen  Krach  von  1873  die  Bauthätigkeit 
erst  1879  wieder  kräftig  einsetzt  und  dann 
besonders  in  den  80er  Jahren,  durch  die 
Khsis  von  1884  nur  kurz  unterbrochen,  sich 
zu  vorher  nicht  gekannter  Höhe  entwickelt 

—  sind  doch  allein  im  Jahre  1882  mehr  als 
18000  und  1887  fast  20000  Kilometer  Eisen- 
bahn dem  Betriebe  übergeben  worden,  in 
diesen  beiden  Jahren  zusammen  also  fast 
so  viel,  als  das  ganze  deutsche  Eisenbahn- 
netz Ende  1887  zählte  (39785  Kilometer)  — , 
darum  erscheint  das  neunte  Jahrzehnt  als 
die  an  Eisenbahnbauten  reichste  Periode  für 
die  ganze  Erde,  und  weil  dann  in  den  90er 
Jahren  Amerika  im  Verhältnis  zu  dem  vor- 
hergehenden Jahrzehnt  nur  wenig  Eisen- 
bahnen, wenn  auch  immer  noch  mehr  als 
jeder  der  anderen  Erdteile,  neu  eröffnet  — 
es  sind  dort  in  dem  ganzen  letzten  Jahr- 
fünft 1893/97  nur  19542  Kilometer  in  Be- 
trieb  genommen  worden  — ,  danmi  tritt  der 
Eisenbahnzuwachs  für  die  ganze  Erde  wie- 
der auf  das  Niveau  der  70er  Jahre  zurück. 

—  Europa  kennt  nicht  die  gewaltigen 
Sprünge  in  seiner  Entwickelung,  die  für 
Amerika  charakteristisch  sind:  sein  Eisen- 
bahnnetz dehnt  sich  mit  bemerkenswerter 
Regelmäsaigkeit  aus.  Die  regste  Bauthätig- 
keit entfaltet  sich  hier  in  den  70er  Jahren, 
und  zwar  ist  es  Deutschland,  das  in  dieser 
Periode  des  Aufschwungs  die  Maschen  seines 
Eisenbahnnetzes  bedeutend  verdichtet,  in 
den  folgenden  Jahrzehnten  sich  auf  den  Aus- 
bau von  weniger  wichtigen  Nebenbahnen 
beschränkend.  Oesterreich- Ungarn ,  seiner 
wirtschaftlichen  Entwickelung  entsprechend, 
und  Frankreich,  infolge  der  neuen  Verträge 
zwischen  dem  Staate  und  den  grossen  Eisen- 
bahngesellschaften von  1883,  haben  den 
stärksten  Zuwachs  in  den  80er  Jahi*en  zu 
verzeichnen,  während  Russland,  das  schon 
im  achten  Jahrzehnt  einen  kräftigen  Auf- 
schwung genommen  hatte,  dann  aber  infolge 
der  seit  dem  türkischen  Kriege  herrschenden 
Finanznot  in  seiner  Entwickelung  gehenmit 
war,  erst  in  den  letzten  Jahren  die  hck^hste 
Steigenmg  im  Eisenbaiinbau  aufweist.  Gross- 
britannien dagegen,  wo  die  neue  Erfindung 
bereits  eine  hoch  entwickelte  Industrie  vor- 
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Länder 


2  9 

08    Ol 


1840 
km 


1860 
km 


1870 
km 


1880 
km 


1890 
km 


1897 


Ge- 
samt- 
länge 

km 


Länffe 
auf 


Länge 

auf 

10000 


100  qkm  Ein^ 


km 


km 


Deutschland 
Oesterreich-Üngarn 

einschl.  Bosnien  etc. 
Grossbritannien  und  Irland 
Frankreich 

Eussland  einschl.  Finland 
Italien 
Belgien 
Niederlande  einschl.Luxem- 

bürg 
Schweiz 
Spanien 
Portugal 
Dänemark 
Norwegen 
Schweden 
Serbien 
Rumänien 
Griechenland 

Europ.  Türkei,  Bulgarien, 
'  Eumelien 
Malta,  Jersey,  Man 


1835 

1838 
1825 
1838 
1838 
1839 
1835 

1839 
1845 
1848 
1854 
1854 
1854 
1851 
1884 
1870 
1869 

1860 


469 

II  088 

475 
1349 

5  160 
16797 

427 

26 

8 

9  439 

1589 
I  800 

333 

1695 

16 

388 
1  096 

1649 
68 

WMNW 

485 
68 

531 

66 

^— 

18450 

9761 
24383 

17462 

II 243 
6134 

2906 

1275 
1449 

5295 

720 

764 

359 
1734 

776 
II 

291 


33  411 

18476 
28872 
26  191 

23857 

8715 
4  112 

2300 

2571 

7  494 
I  150 

1579 
1059 

5761 

1387 
II 

1470 


42869 

27015 

3229 

36672 

30957 
12855 

.  5263 

3061 

3199 
9878 
2  125 
I  986 
1  562 
8018 

540 

2593 

776 

1765 

HO 


I.  Europa 

Verein.  Staaten  von  Ame- 
rika 

Canada 

Neufundland 

Mexico 

Mittel- Amerika 

Verein.  Staaten  von  Co* 

.  lumbien 

Cuba 

Venezuela 

Dominikanische  Republik 

Verein.  Staaten  von  Bra- 
silien 

Argentinische  Republik 

Paraguay 

Uruguay 

Chüe 

Peru 

Bolivia 

Ecuador 

Britisch-Guyana 

Jamaika,  Barbados,  Trini- 
dad, Martinique,  Porto- 
rico,  Salvador 


n.  Amerika 

Britisch-Indien 

Ceylon 

Kleinasien  und  Syrien 

Russ.  transkasp.  Gebiet 

Sibirien 

Persien 

Niederländ.  Indien  (Java, 

.   Sumatra] 

Japan 

Portugies.  Indien 


1825 


1829 
1847 


1850 


1865 
1837 
1866 


1854 
1864 
1863 
1869 
1851 
1851 


|l845 


3103 


5  344 


194 


51919 


49255 
3  499 


} 


32 
109 
604 


129 


103  013 

85288 
4299 


} 


283 


40 


} 


349 
109 

604 
13 


691 
980 

72 
98 

1232 


168  416 


145  835 
II  140 


I  120 


I  710 


40 


3  200 
2320 

72 

370 

I  800 

2600 

56 
60 

(S.Mittel- 
Amerika 
etc.) 


223441 


268409 

21-329 

180 

9718 

I  000 

380 

1731 
800 

115 

9500 
10244 
240 
127 
100 
667 
201 
300 

35 


I 

3 

I 


492 


48  116 

33668 

34  445 
41342 
40262 

15643 
5904 

3129 

3646 

12  916 

2358 

2543 

1938 

10  169 

570 
2880 

952 
2554 

HO 


8,9 

5,0 
10,9 

7,8 

0,7 

5,5 
20,0 

8,8 
8,8 

2,5 
2,5 

6,5 
0,6 

2,3 

1,2 

1,7 
1,4 

0,9 
10,0 


263  145 


296  745 
26866 

911 

II  890 

1038 

557 
1778 
I  020 

188 

13941 
15  172 

253 
1800 

4286 

1667 

I  000 

300 

35 
937 


2,7 

3,8 

0,3 
0,8 

0,5 
0,2 


0,0 

1,6 
0,1 
0,3 


0,1 
0,5 
0,1 
1,0 
0,5 

0,0 
0,0 
0,0 


1829 

1853 
1868 

1886 
1894 


1879 

1872 


5538 


53951 
1354 


93  775 

7665 
119 


170283 

14800 
200 
372 


450 
125 


330  576 

26  299 
308 

853 
1433 

30 

1361 
2333 

54 


380384 

33820 

478 
2509 

1513 
3801 

54 

2082 

4032 

82 


0,6 

0,7 

0,1 
0,2 

0,0 


0,3 

0,9 
2,2 


9,2 

7,1 

8,5 
10,8 

3,8 

5,0 

9,1 

6,1 
12,0 

7,1 
4.6 

11,1 

9,2 

20,5 

2,5 

4,7 
3,8 

2,7 
3,4 


6,9 


42,2 

51,8 

43,3 

9,4 

4,3 

1,2 
10,9 

4,1 
3,7 

8,2 

33,5 

5,0 
21,6 

13,4 
5,5 
4,1 
0,8 

1,3 


1,1 

1,4 

1,6 

21,6 

6,5 


0,7 
0,9 
1,6 
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Jahr  der  ers- 
ten Betriebs- 
eröfPnung 

1840 
km 

1860 
km 

1870 
km 

1880 
km 

1890 
km 

1897 

Länder 

Ge-        Länge 
samt-    1    aar 
länge    lOOqkm 

km          km 

Länse 

aui 

10  000 

Einw. 

km 

• 

Malayische  Staaten  (Bor- 
neo,  Celebes  etc.) 

China 

Slam 

Cochinchina,  Pondichery, 
Malakka,  Tonkin 

1887 
1885 

— 

• 

— 

100 
200 

201 

259 
482 

269 
383 

0,3 

3,6 

ni.  Asien 

Egy;>ten 

Algier  und  Tunis 

Capkolonie 

Natal 

Südafrikanische  Republik 

Oraiye-Freistaat 

Mauritius,  Eeunion,  Sene- 
gal-Gebiet, Angola,  Mo- 
zambique,  Kongo,  Sudan 

1853 

1856 
1862 
1860 
1887 

1890 
1862 

— 

1354 
443 

7784 

1056 
517 
103 

106 

15947 

I  500 

1405 

I  400 

120 

150 

33172 

1547 

3105 

3326 

546 

120 

237 

910 

49764 

2824 

4  355 

3634 

739 

1  142 

1340 
1914 

0,2 

o»4 
0,4 
1,0 

0,3 

1,0 

2,9 

6,9 
20,7 

9,4 
13,1 
63,8 

IV.  Afrika 

Neuseeland 

Victoria 

Neu-Süd- Wales 

Süd-Australien 

Queensland 

Tasmanien 

West-Australien 

Hanraii 

1856 

1863 
1854 
1855 
1856 
1865 
1871 
1873 

__ 

446 

151 

24 
90 

1782 

40 

444 

539 
214 

332 

■4575 

2050 
1900 

1358 

I  000 

1  100 

247 

144 

9791 

3147 
4325 
3641 
2854 
3446 

643 
810 

90 

15948 

3528 

5035 
4383 
3038 
3  934 

764 
2  190 

142 

1,3 
2,2 

0,5 
o,i 
0,2 

0,8 
0,8 

49,8 

43,0 

33,9 

84,3 

83,7 

47,9 

158,7 
12,9 

V.  Australien 
Erde 

1854 
1825 

8641 

265 
107  935 

1  569 
207  923 

7  799 
367  020 

18947 
615927 

23014 
732  255 

0,3 

51,9 

fand,  bedeckte  sich  gleich  in  den  ei-sten 
Zeiten  unter  starker  üeberspekulation  mit 
einem  yerhfiltnismassig  dichten  Bahnnetz, 
so  dass  die  Bauthätigkeit  des  fünften  Jahr- 
zehnts später  nicht  wieder  erreicht  worden 
ist.  Belgien  hat  allmählich  in  den  Jahren 
von  1860  bis  1890  sein  Bahnnetz  ausgebaut. 

—  In  Australien  ist  die  Entwickelung  in 
den  80er  Jahren  besonders  kräftig,  während 
in  Asien  und  Afrika  das  europäische,  in 
heimischen  Anlagen  nicht  mehr  zu  bethäti- 
gende  Kapital  gerade  in  den  letzten  Jahren 
grosse  Eisenbahnbauten  hervorgerufen  hat. 

—  Die  Tabelle  auf  S.  580  macht  diese  Ent- 
wickelung des  Eisenbahnnetzes  der  Erde 
noch  anschaulicher;  sie  giebt  die  durch- 
schnittliche Jahreszunahme  der  verschiedenen 
Perioden  an. 

2.  Eisenbahnausstattniif^  der  wich- 
tigsten Lander.  In  der  Eisenbahnaus- 
stattimg steht  Belmen  mit  20  km  Bahn- 
länge auf  100  qkm  Fläche  imd  9,1  km  Bahn 
auf  10  000  Einwohner  an  der  Spitze,  wie  es 


ja  auch  verhältnismässig  am  stärksten  den 
agrarischen  Charakter  abgestreift  und  sich 
mit  industriellen  Unternehmungen  und 
grossen  Städten  bedeckt  hat  Es  folgt 
ürossbritannien  und  dawi  erst  Deutschland, 
das  in  seinen  Teilen  allerdings  sehr  ver- 
schieden mit  Eisenbahnen  bedacht  ist  und 
in  den  Industriegebieten  den  englischen 
Durchschnitt  natürlich  auch  überragt.  —  In 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  macht 
sich  für  das  Gesamtergebnis  geltend,  dass 
die  industriell  hoch  entwickelten  Oststaaten 
nur  einen  geringen  Teil  des  Gesamtumfanges 
der  Union  ausmachen ;  ausschlaggebend  für 
das  Bild  des  Gesamtstaats  sind  die  weiten, 
noch  im  Anfang  der  Entwickelung  stehenden 
Gebiete  der  Mitte  und  des  Westens.^) 

3.  (jfesamtanlagekapital.  Die  Gesamt- 
anlagekosten für  das  Eisenbahnnetz  der  Erde 
werden  (Archiv  f.  E.  1899  S.  517)  für  Ende  1897 
auf  rund  145  Milliarden  Mark  —  gegen*  131 
Milliarden  Ende  1890  —  geschätzt;  davon  ent- 

')  S.  Anm.  1  auf  folgender  Seite. 
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184150 

1851  ;60 

186170 

187180 

188190 

1891197 

Deutschland 

539 

523 

736 

1496 

946 

749 

Oesterreich-Ungarn 

177 

292 

460 

872 

1854 

950 

Grossbritannien  und  Irland 

931 

614 

760 

449 

343 

307 

Frankreich 

257 

644 

802 

873 

I  048 

667 

Enssland 

58 

99 

965 

I  261 

710 

1329 

Belgien 

52 

84 

121 

121 

115 

92 

Europa 

2  098 

2784 

5109 

6540 

5502 

5672 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

848 

3  543 

3603 

6055 

12267 

4048 

Amerika 

882 

3  959 

3982 

7651 

16029 

7115 

Asien 

— 

643 

816 

1723 

2370 

Afrika 

— 

— 

134 

279 

522 

880 

Australien 

130 

623 

1  IIS 

581 

Erde 

2980 

6949 

9  999 

15909 

24891 

16  618 

fallen  auf  Europa  rund  76  Milliarden,  auf  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  rund  45  Mil- 
liarden. Dieser  Schätzung  ist  der  aus  einer 
Anzahl  bekannter  Gesamtkostenbeträge  für  ein 
Kilometer  berechnete  Durchschnitt  zu  Grunde 
gelegt  und  zwar  287971  Mark  für  Europa, 
147039  Mark  für  die  übrigen  Erdteile. 


n.  Die  Eisenbahnen  der  fremden 

Erdteile. 

1.  In  Asien  steht  Britisch  -  Ostin- 
dien,^) wie  es  zuerst  mit  dem  Bau  von 
Eisenbahnen  vorgegangen  ist,  auch  jetzt 
noch  an  der  Spitze  der  Längenentwickelung 
und  der  Betriebsleistungen.  Die  Fortschritte, 
die  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  ge- 
macht sind,  werden  in  der  nebenstehenden 
Tabelle  zusammengefasst. 

Yon  den  21 156,5  Meilen,  die  am  31.  März 
1898  eröffnet  w^aren,  standen  15  583  in  Staats- 
eigentum, doch  nur  5161  in  Staatsbetrieb; 
2588  Meilen  gehörten  Gtesellschfirften,  die 
eine  staatliche  Zinsgarantie  gemessen,  und 


Betriebslän^e  (engl.  Meilen 

zu  je  1,609  km)      .    . 
Anlaj^ekapital     (Millionen 

Eupien) 

Lokomotiven    .... 
Beförderte  Personen  (Mill.) 
Geleistete  Personenmeilen 

(Millionen) 

BeförderteGüter  (engl.Tons 

zu  je  1016  kg)  (MiUionen) 
Geleistete  Gütertonsmeilen 

(Millionen) 

Koheinnahme  (Mill.Rupien 
Reineinnahme  („        „ 


20531 

2596 
4205 

151 

5931 

34 
4814 

256 

131 

für  894  Meilen  sind  Bauunterstützungen  ge- 
geben worden. 

Obgleich  die  Eisenbahnen  mit  einer  Hebung 
der  wirtschaftlichen  Lage  des  Landes  Hand  in 
Hand  gegangen  sind,  sie  zum  ^össten  Teil 
wohl  erst  veranlasst  haben,  so  ist  doch  die 
finanzielle  Wirkung  für  den  Staat  unmittelbar 
keineswegs  günstig.  Aus  den  hauptsächlich  in 
den  60  er  Jahren  übernommenen,  in  Goldwährung 


1881 

1896 

9355 

19783 

1609») 
2113 

52 

2532 

4133 
161 

2844 

6428 

13 
2308 

32 

4589 

151») 
768) 

254 
132 

»)  Am  30  Juni  1897  kamen  z.  B. 

I  an  Bahnen  überhaupt  |   auf  100  Geviertmeilen 


in 


New-Jersej 

Massachusetts 

Pennsylvanien 

Illinois 

New-York 

Minnesota 

•Kentucky 

Alabama 

South -Dakota 

North-Dakota 

Californien 


Gesamtstaat 


2  220  Meilen 


2  119 
9968 
10776 
8144 
6  198 

3041 
3846 

2799 
2547 
5274 


n 
n 
» 
n 
n 
n 
n 
n 
n 


184428  Meilen 


(= 


29,78  Meilen 
18,5  km  auf  100  qkm) 
22,36  Meilen 


22,16 

19,24 
17,10 

7,83 
7,60 

7,46 
3,64 
3,63 
3,38 


n 
» 
n 
n 

n 

V 

n 


auf  10000  Einwohner 


13,49  Meilen 
C=  21  7  km) 
8,31  Meilen 
16,64       „ 
24,72 
11,92 

41,77 
14,36 
22,31 

74,79 
122,39 

38,33 


n 
n 


n 


n 


6,21  Meilen  |         25,78  Meilen 

*)  Jährlich  wird  dem  britischen  Parlament  ein  Blaubuch  über  die  indischen  Bahnen  vor- 
gelegt (Administration  report  on  the  railways  in  India,  zuletzt  für  1897/98). 

y  Diese   Zahlen  sind  nach  den  im  Jahresbericht  selbst  angegebenen  Sätzen  von  Pfund 
Sterling  auf  Rupien  umgerechnet. 
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zn  erfüllenden  Zinsgarantieverpflichtnngen  nnd 
ans  den  ebenfalls  anf  Gold  gestellten  Eisenbahn- 
anleihen erwachsen  alljährlich  der  Regiernng 
beträchtliche  Lasten,  denen  gegenüber  der  Aus- 
fall im  Ergebnis  der  vom  Staate  selbst  be- 
triebenen, überwiegend  nnr  ans  strategischen 
Gründen  gebauten  Btüinen  von  gerinj^er  Be- 
dentang ist,  nnd  zwar  hat  der  Verlust  des 
Staatsärars  in  den  Jahren  1895,  1896  und  1897 
sich  auf  16,  28  nnd  14  Millionen  Rni)ien  ge- 
stellt, obwohl  das  im  Gesamtnetz  angelegte 
Kapital  sich  in  diesen  Jahren  mit  5,78,  5,20 
nnd  5,04 'Vo  verzinst  hat;  der  Gesamtverlust  seit 
1858  wird  anf  rund  57  Millionen  Rupien  be- 
ziffert, wovon  allein  auf  die  Garantiezahlungen 
34,5  Millionen  entfallen.  Die  Hanptursache 
dieser  Erscheinung  liegt  in  dem  Fallen  des 
Rupieukurses ;  während  die  Zinsgarantieen  bei 
einem  Stande  von  1  Rp.  ==  1  sh.  10  d.  über- 
nommen worden  sind,  hat  sich  der  Kurs  1896 
anf  1  sh.  4  d.,  in  früheren  Jahren  sogar  anf 
nur  1  sh.  1  d.  gesteUt,  und  es  wird  berechnet, 
dass  der  Verlust  des  Jahres  1895  sich  in  einen 
Gewinn  von  4  Millionen  Rupien  gewandelt  und 
der  des  Jahres  1897  sich  auf  nicht  ganz  2  Mil- 
lionen Rupien  ermässigt  haben  würde,  wenn  die 
Garantieverpflichtungen  nach  dem  Uebemahme- 
kurse  hätten  berechnet  werden  können. 

Japan^)  ist  gleich  nach  der  politischen 
Umwälzung  des  Jahres  1868  dem  Eisonbahn- 
bau  näher  getreten,  und  1H72  wunle  die 
Staatsbahn  von  Tokio  nach  Yokohama, 
18  km  lang,  eröffnet.  In  den  80  er  Jaliren 
wandte  sich  dann  auch  das  Privatkai)ital 
diesem  Felde  wirtschaftlicher  Thätigkcit  zu 
und  überflügelte  bald  \m  weitem  das  Staats- 
bahnnetz.  Während  noch  18S()  nur  Staats- 
>'  bahnen,  98  Meilen,  im  Betriebe  standen, 
waren  1890  von  den  1359  Meilen  nur  551 
und  am  31.  März  1898  von  2736  Meilen  nur 
662  im  Staatsbesitz.  Das  Anlagekapital  be- 
trug am  31.  März  1898  für  die.Staatsbalmen  61, 
im  ganzen  177  Millionen  Yen;  der  Reiner- 
trag belief  sich  auf  fast  14  Millionen  Yen, 
danmter  5  auf  den  Staatsbahnen.  Die  Ent- 
wickelung  des  letzten  Jahrzehnts  zeigt  fol- 
gende Tabelle: 


1889  901896  97 

1897  98 

Betriebslänge      (Meilen) 

1268 

2087 

2467 

Lokomotiven 

262 

578 

848 

Beförderte   Personen 

(Millionen)     .... 

23 

65 

84 

Geleistete  Personenmei- 

len (Millionen)   •    .    . 

470 

I  152 

1438 

Beförderte   Gütertonnen 

(Millionen)     .... 

2 

6 

8 

Geleistete  Gtitertonnen- 

meilen  (Millionen) .    . 

233 

274 

357 

Besonders    rege    Thätigkeit    herrscht    in 


*)  Die  Jahresberichte  des  kaiserl.  Eisenbahn - 
amts  werden  von  der  Japan  Times  in  eng- 
lischer Uebersetzung  herausgegeben  (zuletzt  für 
1897,98).  Vgl.  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1898 
S.  952. 


Russisch -Asien,  wo  politische  Beweg- 
gründe der  wirtschaftlichen  Entwickelnng  zu 
gute  kommen.  In  Mittelasien  ist  die  Trans- 
kaspische Bahn '),  jetzt  amtlich  Mittelasiatische 
Bahn  genannt,  bereits  südlich  bis  Kuschk  an 
der  afghanischen  Grenze  nnd  östlich  bis  weit  in 
das  Baumwollenland  Ferghana  hinein  dem  Be- 
triebe eröffnet;  am  1.  Mai  1899 -)  standen 
2526,3  km  (Königsberg— Berlin— Frankfurt- 
Basel  =  1476  km)  im  Verkehr.  Die  Rohein- 
nahmen betrugen  1889  bei  1843  Werst  Länge 
2,6  Millionen  Rubel  oder  rund  1920  Rubel  auf 
jede  Werst,  1896  bei  gleicher  Länge  5,4  MU- 
Honen  (4050)  Rubel  nnd  1898  bei  1415  Werst 
Länge  7,2  Millionen  (51üOj  Rubel. 

Seit  dem  Frühiahr  1891  ist  auch  die 
|Sibirische  Bahn*)  im  Bau.  Sie  wird  mit 
t  Einschluss  der  durch  die  Mandschurei  führenden 
Chinesischen  Ostbahn,  die  thatsächlich  auch  ein 
Unternehmen  der  russischen  Regierung  dar- 
stellt, von  Tscheljabinsk  am  Ural  bis  Wladiwo- 
stok und  Port  Arthur  am  Grossen  Oceau  eine 
Länge  von  etwa  8300  km  haben.  Fertiggestellt 
waren  am  1.  Mai  18J)9  bereits  4200  km  und 
zwar  von  Tscheljabinsk  bis  Irkutsk  und  von 
Wladiwostok  bis  Chabarowsk. 

Eine  Verbindungslinie  zwischen  der  Mittel- 
asiatischen nnd  der  Sibirischen  Bahn,  die  von 
Taschkent  über  Tschimkent  nnd  Semipalatinsk 
nach  Kolywan  führen  soll,  ist  auch  bereits  in 
Angriff  genommen  worden. 

2.  In  Afrika  ist  fiist  überall  ein  reger 
Eifer  im  Eisenbahnbaii  zu  spüren,  gerade 
die  letzten  Jahre  haben  hier  eine  beträcht- 
liche Yermehnuig  gebrac^ht,  und  zwar  hat 
man  nicht  nur  die  in  Nord-  und  in  Süd- 
afrika schon  vorhandenen  Netze  weiter  aus- 
gebaut, sondern  auch  in  fast  allen  Kolonieen 
der  europäischen  Staaten  von  der  Kflste  aus 
einzelne  Linien  in  das  Innere  hineingeführt. 

Die  wichtigste  dieser  Erschliessungsbahnen 
ist  die  zn  zwei  Drittel  am  1.  Juli  1897  und  in 
ihrer  ganzen  Ausdehnung  am  1.  August  1898 
eröffnete,  399  km  lange  Kongobahn;  sie 
führt  von  Matadi  am  unteren  Kongo,  bis  wohin 
Oceaudampfer  gelangen  können,  zum  Stanley- 
Pool  und  bringt  so  unter  Umgehung  der  unzu- 
gänglichen Livingstone-FäUe  das  auf  18000  km 
schiffbare  Kongogebiet  mit  dem  Meere  in  Ver- 
bindung. Die  Anlagekosten  der  Bahn,  die  eine 
Spurweite  von  75  cm  hat,  betragen  —  ohne 
Gruuderwerb,  da  der  Boden  vom  Staate  ge^reben 
wurde  —  65  Millionen  Francs  oder  rund  130000 

^)  Vgl.  Heyfelder.  Transkaspien  und  seine 
Eisenbahn  (2.  Aufl.  im). 

^)  Nach  dem  amtlictien  Bulletin  russe  de 
statistique  financi^re  et  de  legislaiion,  18J)9 
Heft  4—6  S.  238  und  239. 

*)  Vgl.   die   amtliche   Schrift  Siberia   and 

the  Great  Siberian  Railway  (1893;  russisch  auch 

in  2.  Aufl.   18i)6)   und   die  Jahresberichte   des 

Komitees   der  Sibirischen   Bahn   (in   deutscher 

Uebersetzung    von    den    deutschen    Zeitungen 

Petersburgs  veröffentlicht,  so  der  Fünf  jahrbericht 

über  1893  97  in  der  Petersburger  Zeitung  vom 
iu    TV 

^^^-:-  1898  ff.  und  der  Jahresbericht  für  1898 
I.V. 

in  den  Nummern  vom  16.  (28.)  März  1899  ff. 
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Hark  für  ein  Kilometer^).  Die  Heineinnahme 
stellte  sich  im  Jahre  1897/98  auf  3,8  und  im 
Jahre  1898/99  nach  vorläufiger  Feststellung  auf 
4,2  Millionen  Francs. 

In  Nordafrika  haben  besonders  die  fran- 
zösischen Kolonieen  AlgerienundTunis^) 
ein  grösseres  Eisenbahnnetz,  auf  dem  im 
Jahre  1897  bei  einer  durchschnittlichen  Be- 
triebslänge von  3397  km  3,6  Älillionen  Per- 
sonen mid  2,2  Millionen  Giitertonnen  beför- 
dert wurden  gegen  2,6  Millionen  Personen 
und  1,5  Millionen  Gütertonnen  im  Jahre 
1887  bei  2280  km  Durchschnittslänge. 

In  E  g  y  p  t  e  n  ist  der  Fortschritt  langsamer 
gewesen;  doch  ist  auch  hier  das  Eisenbahnnetz 
ständig  erweitert  worden,  und  in  den  letzten 
Jahren  hat  der  Sudanfeldzug  einen  besonderen 
Ansporn  gegeben :  die  Nilkatarakte  werden  mit 
der  Eisenoann  umfangen,  eine  durchgehende 
Linie  von  Alexandrien  bis  Kartum  ist  bis  auf 
die  Strecken  Assuan — Wady  Haifa  und  Berber — 
Kartum  fertiggestellt. 

Ein  anschauliches  Bild  von  der  Entwicke- 
lung  des  Eisenbahnwesens  Südafrikas  geben 
die  Zahlen,  die  der  Generaldirektor  der 
Staatsbahnen  der  Capkolonie  in  seinem 
letzten  Jahresbericht  über  den  Yerkehrszu- 
wachs  von  1873  auf  1897  gegeben  hat. 
Danach  ist  die  mittlere  Betriebslänge  der 
capländischen  Bahnen  in  dieser  Zeit  von 
63,5  auf  1894  Meilen,  das  Anlagekapital  von 
873848  £  auf  18935559  £  gestiegen;  1873 
wui-den  436512  Personen  und  66328  Güter- 
tonnen, 1897  dagegen  9223677  Personen 
und  1340414  Tonnen  befördert. 

3.  In  Australien^)  herrscht,  in  ausge- 
sprochenem Gegensatz  zum  englischen  Mutter- 
lande, dessen  Privatbahnsj'stem  allei-dings 
von  keiner  der  Kolonieen  uneingeschränkt 
nachgeahmt  worden  ist,  durchaus  das  Prin- 


cip  der  Staatsbahnen:  nur  Westaustralien, 
die  noch  am  wenigsten  entwickelte  Kolonie, 
hatte  am  30.  Juni  1897  noch  Privatbahnen  in 
einer  Länge  von  391  Meilen,  und  auch  deren 
Yerstaatlichung  dürfte  nicht  lange  mehr  auf 
sich  warten  lassen,  nachdem  die  Auffindung 
der  westaustralischen  Goldfelder  dem  Staats- 
wesen in  den  letzten  Jahren  einen  kräftigen 
Aufschwung  gegeben  hat  und  da  seitdem 
auch  hier  die  Privatbahnen  allmählich  —  im 
Jahre  1896/97  noch  die  Grosse  Südbahn  mit 
243  Meilen  —  vom  Staate  erworben  werden ; 
in  den  anderen  Kolonieen  bestehen  dagegen 
niu"  noch  einige  wenige  Privatbahnen  von 
ganz  verschwindendem  Umfange,  selbst 
Strassenbahnen  werden  in  Australien  staat- 
lich gebaut  imd  betrieben,  üeberall  stellt 
die  Eisenbahnschuld  einen  hohen  Anteil  an 
der  Gesamtstaatsschuld  dar ;  es  betrug  näm- 
Hch  am  30.  Juni  1896 


Neusüdwales  .  .  . 
Südaustralien  .  .  . 
Westaustralien  .  . 
Neuseeland  (31.  März 

1896)    

Viktoria 

Queensland  .... 
Tasmania  (31 .  Dez.  95) 


2531 
1722 

588 

2014 
3122 

2389 
420 


das  An- 
lagekapi- 
tal der 
Staats- 
bahnen 
£ 


36  852  194 

15583443 
2316824 

15425532 
38  108  151 

17347780 
3524051 


die  Staats- 
eisenbahn- 
schuld  im 
Verhältnis 
zur  Gesamt- 
staats- 
schuld 


59,19 
56,72 

48,91 

3S,97 
80,00 

51,66 

41,69 


Die  Yerkehrsentwickelnng  giebt  die  fol- 
gende Tabelle: 


Geleistete 

Beförderte 

Beförderte 

Betriebslänge 
engl.  Meilen 

Lokomotiven 

Zugmeilen 

Personen 

Gütertons 

1 

id 

[  i  1  1  i  0  n  e  ] 

11 

1886 

1896 

1886 

1896 

1886 

1896 

1886 

1896 

1886 

1896 

Neusüdwales  .    .    . 

1790 

2575 

406 

502 

7 

8 

15 

23 

3 

5 

Südaustralien      .    . 

1419 

1723 

176 

320 

2 

4 

3 

6 

I 

I 

Westaustralien  .    . 

133 

830 

19 

151 

0,3 

3 

0,2 

4 

0,05 

I 

Viktoria     .... 

1791 

3  126 

346 

517 

8 

9 

49 

42 

3 

2 

Queensland     .    .    . 

1555 

2427 

189 

287 

3 

5 

2 

3 

0,6 

I 

Tasmanien      .    .    . 

138 

427 

23 

61 

0,3 

0,7 

0,2 

0,5 

0,06 

0,2 

Neuseeland     .    .    . 

1727 

2016 

258 

269 

3 

3 

3 

4 

2 

2 

4.  In   Südamerika^)    nimmt   Argen- 


^)  Vgl.  Zeitschrift  für  Kleinbahnen  1899 
S.  443. 

*)  Statistique  des  chemins  de  fer  fran^ais, 
documents  principaux  et  doc.  divers. 

•)  In  jeder  Kolonie  wird  ein  Bericht  von 
der  Staatseisenbahnbehörde  alljährlich  erstattet. 

*)  Vgl.  Kemmann,  Südamerika  und  seine 
Eisenbahnen.  Archiv  f.  E.  1895  S.  40. 


tinien^)  sowohl  in  Bezug  auf  die  absolute 
Länge  als  auch  in  der  Dichtigkeit  seines 
Eisenbahnnetzes  die  erste  Stelle  ein,  und 
zwar  infolge  einer  in  den  80  er  Jahren  ein- 

M  Republica  Argentina,  estadistica  de  los 
ferrocarriles  en  explotacion,  zuletzt  für  1897. 
—  Vgl.  auch  Kemmann,  Die  argentinbchen 
Eisenbahnen  im  Jahre  1895,  im  Archiv  f.  E. 
1898  S.  532. 
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getretenen  ungesunden  üeberspekulation,  der 
dann  im  letzten  Jahrzehnt  eine  ruhigere 
Entwickehmg  gefolgt  ist  Von  den  14  754,9  km 
Hauptbahnen,  die  Ende  1897  im  Betriebe 
standen,  gehörten  1668  km  dem  Bunde,  und 
1497  km  hatten  Zinsgarantieen  erhalten; 
doch  sind  diese  Garantieen  inzwischen 
sämtlich  abgelöst  worden.  Das  Anlagekapital 
betrug  508216315  Peso  Gold  (zu  4,05  AI.); 
davon  entfallen  auf  die  Staatsbahnen 
54  958  782  Peso.  Befördert  wurden  16410  945 
Personen  mit  637  342 196  Personenkilometern 
und  8  981 129  Gütertonnen  mit  1 520  259  798 
Gütertonnenkilometem ;  auf  ein  Kilometer 
Bahn  entfielen  43703  Personenkilometer 
und  104246  GOtertonnenkilometer.  Die 
Roheinnahme  betrug  insgesamt  28293081 
Peso,  die  Reineinnahme  11734678  Peso; 
doch  arbeiteten  die  Staatsbahnen  mit  Verlust. 

In  Brasilien  hatte  das  Kaiserreich 
ebenfalls  mit  Erfolg  dem  Eisenbahnbau  sich 
zugewandt;  die  Republik  sieht  sich  jedoch 
gezwxmgen,  aus  finanziellen  Nöten  das 
ötaatsbalmnetz  an  Privatunternehmer  zur 
Verpachtung  auszubieten  imd  den  weiteren 
Bau  neuer  Linien  einzustellen.  Im  ganzen 
waren  1896  unter  13943  km  3191  km 
Staatsbahnen,  während  3913  km  vom  Bimde 
Unterstützungen  erhielten. 

Auch  Chile  hat  sich  ein  grösseres 
Eisenbahnnetz  gebaut;  davon  waren  im 
September  1897  Staatsbahnen  1732  km. 

Die  Tran  sandi  nie  che  Bahn,  die  Buenos- 
Ayres  mit  Valparaiso  in  einer  Länfi:e  von  rund 
1400  km  verbinden  soll,  ist,  obwohl  schon  seit 
mehr  als  einem  Jahrzehnt  von  beiden  Seiten  die 
Bahnen  an  die  Anden  herangeführt  sind,  noch 
nicht  fertiggestellt.  Jetzt  wird,  nachdem  die 
Herstellnng  der  Gebirgsstrecke  als  reiner  Bei- 
bungsbahn  sich  als  zu  teuer  und  schwierig  er- 
wiesen hat,  das  noch  fehlende  Verbindungsstück 
als  gemischte  Eeibunfi^s-  und  Zahnradbahn  ge- 
baut werden.  Die  Bann  wird  im  stanzen  drei 
Spurweiten  haben,  auf  argentimscher  Seite 
1,676  m,  in  Chile  1,435  m  und  auf  der  Gebirgs- 
strecke  1  m;  schon  dadurch  erscheint  die  £nt- 
wickelnng  eines  grossen  Güterverkehrs  aus- 
geschlossen. 

5.  Nordamerika  ist  das  Land  der  Pri- 
vatbahnen: von  dem  gewaltigen  Netz,  das 
sich  über  diesen  Erdteil  spannt  und  fast  die 
Hälfte  der  gesamten  Eisenbahnen  der  Welt 
in  sich  fasst,  sind  nur  1392  Meilen  in 
Cauada  Staatseigentum.  Ein  Vcixlienst  des 
privaten  Unternehmungsgeistes  ist  aber  diese 
grossartige  Entwickelung  niu*  zu  geringem 
Teil;  überall,  wo  ein  erhebliches  Risico  in 
dem  Bahnbau  lag,  wie  namentlich  bei  den 
grossen  üeberlandbahnen  und  bei  den 
Eisenbahnnetzen  im  noch  unentwickelten 
Westen,  musste  auch  in  Amerika  der  Staat 
mit  Geldimterstützungen,  Landschenkuugen 
und  Dividenden-  und  Zinsgarantieen  ein- 
springen. 


Mexico  ^)  hat  die  Besonderheit,  dass  selbst 
ein  Teil  seiner  Hauptbahnen  nicht  mit  Dampf, 
sondern  mit  tierischer  Kraft  betrieben  wird ;  im 
ganzen  390  km,  darunter  eine  Linie  von  über 
90  km  Länge,  wurden  im  Jahre  1896  unter 
10830  km  Hauptbahnen  auf  diese  Art  benutzt. 

In  C  a  n  a  d  a  2)  haben  so wolü  der  Gesamt- 
staat als  auch  die  einzelnen  Provinzen  und 
Stadtgemeinden  mit  beträchtlichen  Mitteln 
eingreifen  müssen,  lun  die  Ausgestaltung 
des  Eisenbahnnetzes  zu  ermöglichen.  Von 
den  16687  Meilen,  die  am  30.  Juni  1897 
erbaut  waren,  gehörten  1392  Meilen  dem 
Staate;  zu  den  Anlagokosten  des  Gesamt- 
netzes, die  rund  922MillionenDollars  betrugen, 
haben  der  Bund  ir>0  und  die  Provinzen  und 
Städte  47  Millionen  beigesteuert;  ausserdem 
sind  den  Balmen  umfassende  Landschenkun- 
gen, der  Ueberlandbahn  aUein  z.  B.  25  Mil- 
lionen acres  (nind  10  Millionen  ha),  zu  teil 
geworden,  wie  auch  Dividenden-  und  Zins- 
garantieen vom  Bunde  und  den  Provinzen 
übernommen  sind.  —  üeber  die  Entwicke- 
lung finden  sich  folgende  Angaben: 


Betriebslänge  (Meilen) 
Lokomotiven  .  .  .  . 
Geleistete    Zugmeüen 

(Millionen)  .  .  .  . 
Beförderte  Per8onen(Mil- 

lionen) 

Beförderte  Gütertons  (zu 

je  907  kg)  (Millionen) 
Roheinnahme  (Millionen 

Pfund) 

Reineinnahme  (Millionen 

Pfund) 


1881 82 


12  200 

I  321 

28 

9 

29 

7 


1895196 


16270 
2044 

45 

15 

24 

51 
16 


1896:97 


16550 
2  186 

46 

16 

25 

52 

17 


Auf  das  Netz  der  Canadischen  Ueberland- 
bahn (Canadian  Pacific),  die,  selbst  bei  Montreal 
beginnend,  eine  Verbindung  zwischen  Halifax 
und  Vancouver  auf  6000  km  Länge  herstellt 
(Montreal — Vancouver  rund  2900  Meilen),  ent- 
fielen im  Jahre  1896  97  6280  Meilen  mit  einem 
Anlagekapital  von  321  Millionen  Dollars;  sie 
beförderte  in  diesem  Jahre  3  Millionen  Personen 
und  5  Millionen  Gütertonnen  und  erzielte  einen 
Betriebsiiberschuss  von  8,6  Millionen  Dollars 
=  2,7  7o  des  Anlagekapitals. 

Für   das   Eisenbann wesen    der  Verei- 
nigten Staaten  von  Amerika')  cha- 


^)  Anuario  estadistico  de  la  Repüblica  Mexi- 
cana  und,  zusammenfassend,  Resena  historica  y 
estadistica  de  los  ferrocarriles  de  Jurisdiction 
federal  des  de  Agosto  de  1837  hasta  Diciembre 
de  1894. 

^)  Jahresberichte  des  Eisenbahn-  und  Eanal- 
departements.  —  Vgl.  auch  Pieck,  Die  Eisen- 
bannen in  Canada  und  das  canadische  Eisen- 
bahngesetz  v.  22.  Mai  1888,  Archiv  f.  E.  1890 
S.  203  und  1895  S.  292. 

')  Jahresberichte  der  Interstate  Commerce 
Commission  (seit  1888),  Census  von  1880  und 
1890;    Poor's  Manual  of  Raibroads  (nicht  un- 
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rakterislisch  ist  der  Mangel  an  staatlicher 
Aufsicht ;  weder  der  Bund  noch  die  meisten 
Einzelstaaten  —  nur  die  straffer  verwalteten 
Neuenglandstaaten,  besonders  Massachusetts, 
machen  eine  bemerkenswerte  Ausnahme  — 
haben   einen   wirksamen   Einfluss    auf   das 
geschäftliche  Gebahren  der  zahllosen  Eisen- 
bahngesellschaften, wie  auch  bei  der  Grün- 
dung neuer  Unternehmungen  meist  nur  ge- 
wisse Formen  des  Aktiengesetzes  zu  erfüllen 
sind   und   für  die   technische  Anlage  Vor- 
schriften nicht  bestehen.  Diese  fast  schranken- 
lose Herrschaft  des  Privatinteresses  liat  für 
die  Ent Wickelung  des  Landes  den  gi-ossen 
Vorzug  gehabt,  dass  sich  auch  über  die  sehr 
dünn  besiedelten  Staaten  der  Mitte  und  des 
Westens  rasch  ein  verhältnismässig  dichtes 
JNetz  von  Eisenbahnen  spannte,  wie  aus  den 
oben  angeführten  Zahlen  über  das  Verhältnis 
der  Eisenbahnlänge  zur  Bevölkerung  hervor- 
geht; auch  heute  noch  sind  doi't  die  Balinen 
die  Vorläufer  derBesiedelung  und  industriellen 
Entwickelung,  nicht  umgekehrt  wie  im  west- 
lichen Europa,   und  es  kann  wohl  keinem 
Zweifel  unterliegen,   dass  sehr  viele,   finan- 
ziell   schwach    stehende    Unternehmungen 
nicht    zur    Ausführung    gekommen    wären, 
wenn  die  Grundlagen  einer  staatlichen  Prü- 
fimg unterlegen  hätten.    Andererseits  zeigen 
sich  die  grossen  Mängel  dieses  Systems  in 
einer   Häufigkeit    der   Eisenbalmbankei-otte, 
wie  sie  in  keinem  anderen  Lande  der  Erde 
zu  verzeichnen  ist:   in  den  Jahren    1884 — 
1896  sind  nicht  weniger  als  412  Bahnen  mit 
einer  Länge  von  90865  Meilen  und  einem 
Aktien-    und    Obligationenkapital    von    fast 
5  Milliarden  Dollars   oder   durchschnittlicli 
im  Jahre  31  Bahnen  mit  7000  Meilen  Länge 
und  378  Millionen  Dollars  Kapital  unter  die 
Hand  eines  Zwangs ver^-alters  (receiver)  ge- 
kommen, im  schlunmsten  Jahre  1893  allein 
74  Bahnen  mit  29  340  Meilen  und  1 781 046  000 
Dollars  1);  am   30.  Juni  1897   standen   noch 
128  Bahnen  mit  18862  Meilen  (=  10  ^/o  der 
Gesamtlänge)  und    1131   Millionen    Dollars 
{—  11  ^/o    des   Gesamtkapitals)   in  Zwangs- 
verwaltung. 

Die  Zahl  der  Eisenbaluigesellschaften 
stellte  sich  am  30.  Juni  1897  auf  1987,  doch 
führten  nur  819  einen  selbständigen  Betrieb 
(gegen  1797  imd  747  am  30.  Juni  1890): 
44  (40)  hatten  Netze  von  mehr  als  lOOO 
Meilen,  im  ganzen  aber  103566  Meilen  r=r 
56  o/o  der  Gesamtlänge  (77  873  Meilen  = 
47,50/0). 


beding  zuverlässig).  —  v.  d.  Leyen,  die  Finanz- 
und  Verkehrspolitik  der  nordamerikanischen 
Eisenbahnen  (2.  Aufl.  1895;  dort  weitere  Special- 
litt eratur). 

*)  Crowell,  Railway  receiverships  in  the 
United  States,  in  The  Yale  Review  vom  No- 
vember 1898. 


Das  buchmässige  Anlagekapital  betnig 
1890  9,44,  1895  10,96  imd  1897  10,64 
Milliarden  Dollai-s;  auch  hier,  in  der  Ver- 
minderung von  1895  auf  1897,  zeigt  sich 
eine  Wirkung  der  zahlreichen  receivei-ships. 
Das  Kapital  zerfiel  1897  in  5,36  Milliarden 
Aktien  imd  5,27  Milliarden  Obligationen  ver- 
schiedener Art ;  auf  eine  Meile  Länge  kommen 
59620  DoUars  (=  151883  Mark  auf  1km). 
Wieviel  aber  von  diesem  Kapital,  namentlich 
dem  Aktienbetrage ,  nach  amerikanischem 
Ausdruck  »Wasser«  ist,  d.  h.  dem  Bahnunter- 
nehmen nicht  unmittelbar  zu  gute  gekommen, 
sondern  ziu*  Gewährung  ungesetzlicher  Di- 
videnden oder  zur  Gewiimung  einflussreicher 
Personen  oder  aus  anderen  das  Tageslicht 
scheuenden  Gründen  ausgegeben  ist,  das 
entzieht  sich  joder  zuverlässigen  Schätzung. 
Sehr  bezeichnend  ist  aber,  dass  nur  ein 
kleiner  Teil  der  Bahnen  in  den  letzten  10 
Jahi*en  eine  Dividende  gezahlt  hat,  während 
andererseits  ein  beträchtlicher  Teil  des  Ob- 
ligationenkapitals imverzinst  geblieben  ist; 
es  zahlten  nämlich 


keine  Di- 

keine Zinsen, 

im  Jahre,  endend 

vidende 

'  '^  0  des  ge- 

«/o der 

am  30.  Juni 

0/0  des 
Aktienka- 

■  .      1 

samten 
Sohnld- 

Jncome 
bonds 

pitals 

kapitals 

allein 

1888 

61,4 

21,7 

i       ? 

1889 

61,7 

192 

? 

1890 

63,8 

? 

1891 

59,6 

9,9 

66,8 

1892 

60,6 

12,5 

64,4 

1893 

61,2 

14,4 

82,6 

1894 

63,4 

14,2 

86,9 

1895 

70,1 

16,7 

91,4 

1896 

70,2 

16,3 

88,0 

1897 

70,1 

16,6 

82,9 

und  zwar  1897  in 

#  ^ 

Gruppe*) 

I      (7431  Meilen) 

21,4 

7,0 

— 

n   (20931       „     ) 
III  (23025      „     ) 

53,5 

n,9 

76,7 

71,3 

16,7 

22,3 

IV  (II 360      „     ) 

84,0 

11,3 

93,0 

V    (21 418      „ 

78,8 

12,7    1 

89,7 

VI  (40870      „     ) 

54,2 

H,5     ' 

74,6 

VII  (10583      „     ) 

V11I(22  755         n       ) 

69,6 
89,5 

14,5 
22,9 

100,0 
99,9 

IX  (11265      „     ) 

X      (14799         n       ) 

99,3 

21,1 

100,0 

96,7 

32,8 

100,0 

*)  Gruppe  I  umfasst  Maine,  New-Hampshire, 
Vermont,  Massachusetts,  Connecticut  und  Rhode- 
Island.  —  II:  New- York,  New-Jersey,  Dela- 
ware, Pennsylvania  und  Maryland.  -  III :  Ohio, 
Michigan  und  Indiana.  —  IV:   beide  Virginien 


Jowa  und  Illinois.  —  VII:  Nebraska,  Montana 
und  Wyoming.  —  VIII:  Missouri,  Arkansas, 
Indianerterritorium,  Kansas,  Oklahoma  und 
Colorado.  —  IX:  Louisiana,  Texas  und  das 
westliche  Neu-Mexico.  —  X:  Californien,  Ari- 
zona, das  Östliche  Neu-Mexico,  Utah,  Nevada, 
Idaho,  Oregon  und  Washington. 
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Yon  dem  Gesamtnetz  der  Union  waren 
12794  Meilen  (=  1  ^!o)  am  30.  Juni  1897 
zwei-  und  mehrgleisig;  davon  entfielen  6956 
(=r  33<>/o  des  dortigen  Netzes  von  20968 
Meilen)  auf  die  Oststaaten,  die  5579  Meilen 
(26<>.o)  zwei-,  776  (i^/o)  drei-  und  601  Meilen 
(3®/o)  viergleisige  Strecken  besassen. 

Ueber  die  Entwickelung  des  Eisenbahn- 
dienstes giebt  folgende  Tabelle  Auskunft: 


Betriebslänge  (Meilen) 

Lokomotiven  .    .    .    . 

Beförderte  Personen 
überhaupt  (Millionen) 
anf  1  Einwohner  .    . 

Geleistete  Personen- 
meilen 

überhaupt  (Millionen) 
anf  1  Meile  Bahn 

Beförderte     Gütertons 
(zu  je  907  ksr) 
überhaupt  (Millionen) 
auf  1  Einwohner  .    . 

Geleistete  Gtitertons- 
meilen 

überhaupt  (Millionen) 
auf  1  Meile  Bahn 

Zahl  der  Angestellten 

Boheinnahme(  Millionen 
Dollar) 

Eeineinnahme  (Milli- 
onen Dollar)     .    .    . 


1889  90  1895:96!  1896  97 


163  597 
30  140 

492 

8 


II  848 

75751 

637 
10 

76207 

487  245 
749  301 

1052 
487 


182  777 
35950 

512 
7 


13049 
71705 


184  428 
35986 

489 
7 


12257 
66874 


766         742 


II 


10 


95  328  95  139 
523832  519079 
826  620  823  476 


I  150 
506 


I  122 

495 


An  üeberlandbahnen  bestehen  fünf  selb- 
ständiee  Systeme,  nachdem  die  Central  Pacific 
(1369  Meilen)  von  der  Southern  Pacific  gepachtet 
und  die  Atlantic  and  Pacific  geteilt  an  die 
Atchison — Topeka — Sta  Fe  und  an  die  St. 
Louis — San  Francisco  verkauft  worden  ist;  die 
Bahnen  führen  alle  von  der  Mississippiliuie  zum 
Stillen  Ocean,  mit  der  Ostküste  werden  sie 
durch  besondere  Bahnsysteme  verbunden,  eine 
einheitliche  Durcherangslinie  von  Ost  nach  West 
besteht  in  den  Vereinigen  Staaten  nicht  ^). 
Diese  Üeberlandbahnen  sind: 

Southern  Pacific     .    .    .    mit  7372  Meilen 

Atchison-Topeka— StaFe    „  6479 

Great  Northern  .    .    .    .     „  4569 

Northern  Pacific      .    .    .      „  4544 

Cnion  Pacific      ....      -  2852 


n 


Die  Southern  Pacific  führt  von  New-Orleans 
über  San  Francisco  bis  nach  Portland  herauf 
und  (Central  Pacific)  von  San  Francisco  aus  bis 
zum  Salzsee,  wo  sie  die  Union  Pacific  trifft, 
wieder  ins  Innere  hinein.  Die  Atchison-Sta  Fe 
verbindet  Chicago  mit  dem  südcalifornischen 
Hafen  Los  Angeles.  Auf  der  Great  Northern 
gelangt  man  von  Minneapolis  nach  Everett  und 
Vancouver  und  auf  der  Northern  Pacific  von 
Ashland  nach  Tacoma  und  Portland.  Die  Union 
Pacific  geht  von  Kansas  aus  bis  zum  Salzsee; 
die  Verbindung  zur  Westküste    bei  Portland 

^)  Die  Entfernung  New- York— San  Francisco 
über  die  Union-  und  Central-Pacific  beträgt 
rund  54(X)  km. 


wird  für  sie  durch  zwei  früher  zu  ihr  gehörende, 
1896  und  1897  bei  der  Reorganisation  *)  wieder 
abgetrennte,  aber  noch  von  ihr  kontrollierte') 
Bahnen  bewirkt. 

IIL  Die  Eisenbahnen  Europas. 

1.  Ter  gleichende  Uebenioht  *)•  Zur  Be- 
urteilung der  folgenden,  aus  den  amtlichen 
Statistiken  zusammengestellten  Tabellen  ist  zu 
beachten,  dass  —  wie  in  der  Einleitung  be- 
merkt —  der  Begriff  Eisenbahn  nicht  einheit- 
lich gefasst  ist:  in  Deut.schland  werden  die 
vollspurigen  sogenannten  Haupt-  und  Neben- 
bahnen statistisch  zusammen  behandelt,  ähnlich 
in  Frankreich  (chemins  de  fer  d'inter6t  general) 
und  Rnssland;  in  Oesterreich-Ungam  und  in 
der  Schweiz  enthält  die  amtliche  Statistik  alle 
Eisenbahnen  im  weitesten  Sinne  mit  Ausnahme 
der  städtischen  Strassenbahnen ;  in  Gross- 
britannien   und    Irland    werden    auch    diese* 


3 


hineingezogen;  für  Preussen,  Belgien  un 
Schweden  haben  nur  die  Staats  bahnnetze  be- 
rücksichtigt werden  können,  und  in  Preussen 
ist  noch  insofern  eine  organisatorisch  wichtige 
Aenderung  zwischen  den  zum  Vergleich  ge- 
stellten Jahren  vollzogen  worden,  als  18V^7  die  hes- 
sischen Staats  bahnen  (850  km)  hinzugetreten  sind. 
In  der  Ausstattung  mit  zwei  und 
mehrGleisen  steht  das  Vereinigte  König- 
reich allen  anderen  Gebieten  weit  voran, 
wie  ja  auch  die  Trennung  des  lokalen  vom 
durchgehenden  Verkehr  dem  Gleis  nach  dort 
auf  einigen  der  wichtigsten  Linien  schon 
durchgeführt  ist,  während  auf  dem  Festlande 
noch  fast  üb(*rall  dieselben  Gleise  für  beide 
Zweige  des  Eisenbahndienstes  benutzt  wer- 
den^).   Dass  Deutschland  im  ganzen  und  die 


^)  Diese  „ Reorganisationen '^  sind  alleimeist 
nichts  anderes  als  Konkurse;  die  Bahnen  werden 
unter  Ausfall  eines  erheblichen  Teils  ihrer 
Schulden  formell  an  neue  Gesellschaften  ver- 
kauft^ doch  besteht  die  Namensänderung  oft 
nur  m  dem  Wechsel  zwischen  railroad  und 
railway. 

•)  Die  „Kontrolle"  wird  dadurch  bewirkt, 
dass  die  Mehrheit  der  Aktien  in  der  Hand  des 
Kontrollierenden  sich  befinden. 

•'')  Vgl.  die  Betriebsergebnissc  deutscher 
und  ausländischer  Eisenbahnen  in  den  Jahren 
1885,  1894,  1895  und  1896  in  der  Zeitung  des 
Vereins  deutscher  Eisenb.-Verw.  1899  S.  180 
und  198. 

*)  Die  Entwickelung  des  Strassenbahnver- 
kehrs  ist  allerdings  im  Vereinigten  Königreich 
nicht  annähernd  so  vorgeschritten  wie  auf  dem 
Festlande,  wie  ja  namentlich  London  dieses 
Verkehrsmittel  fast  ganz  entbehren  mussj  auch 
giebt  es  nur  einige  wenige  Bergbahnen  und 
sonstige  Kleinbahnen,  so  dass  thatsächlich  in 
der  Statistik  die  Vollbahnen  bei  weitem  in 
Länge  und  Verkehr  vorherrschen. 

*)  Ende  1896  gab  es  in  England  210  km 
drei-  und  854  km  viergleisige  Strecken  =  3,14  ^/^ 
der  Gesamtlänge ;  der  grössere  Teil  dieser  Linien 
bedient  den  Vorortverkehr,  nur  400  km  ent- 
fielen auf  die  Femverkehrsstrecken.  —  Die 
Trennung  der  Gleisbenutzung  bezieht  sich 
nicht,  wie  häufig  gesagt  wird,  auf  den  Personen- 
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Betriebslänge 


im  ganzen 

Ende 
1897  ^) 

km 


davon  arwei- 

und 
mehrgleisig 


1885 ;  1897 

^L  i  ^ 

10  10 


Anlagekapital 


im  ganzen 
Ende  1897 

Millionen 
Mark 


für  1  km 


Mark 


Deutschland  (Vollbahnen) 

Preussisch-hessische  Staatsbahnen  .    .    . 
Oesterreich-Üngam  (Gesamtnetz)    .    .    . 

Frankreich  {Vollbahnen) 

Schweiz  (Gesamtnetz) 

Grossbritannien  und  Irland  (Gesamtnetz) 
Bussland  (Vollbahnen)  1896       .... 

Belgische  Staatsbahnen 

Schwedische  Staatsbahnen 


47  337 
29265 

29,2 
38,6 

32239 
37188 

9,0 
40,6 

3724 
34486 
37665 

9,9 

54,5 
16,2 

3341 
3676 

42,0 

9 

• 

38,9 

10,2 
40,6«) 

13,2 

54,7 

21,5 
42,1 


11  854 

7483 
7  136 

12  772 

979 
21  795 

7234 
I  190 

368 


252  832 
256  494 
235  678 

344  250 
262831 
632  569 
192059 

356  337 
100  106 


^)  Die  Jahreszahl  bezeichnet  in  allen  folgenden  Tabellen  entweder  das  Kalenderjahr  oder 
das  in  dem  angeführten  Jahre  beginnende  Betriebsjahr  (z.  B.  1897  für  Preussen  das  Jahr  vom 
1.  April  1897  bis  31.  März  1898). 

^)  1896. 


preussisch-hessischen  Staatsbahnen  für  sich 
in  dieser  Beziehung  auch  noch  von  Frank- 
reich und  den  belgischen  Staatsbahnen  über- 
troffen werden,  das  hat  seinen  Grund  in  der 
grossen  Anzahl  —  natürlich  nur  eingleisiger 
—  Nebenbahnen,  die  als  Vollspurbahnen  in 
der  deutschen  Statistik  geführt  werden, 
während  in  Frankreich  viele  Linien  dieser 
Bedeutung  bereits  als  Lokalbahnen  (chemins 
de  fer  d'interOt  local)  gelten  und  in  Belgien 
der  Ausbau  solcher  Bahnen  in  der  Hand 
der  Vicinalbahngesellschaft  liegt  Gerade 
in  der  Vergleichsperiode  hat  man  sich  aber 
in  diesen  Ländern  besonders  der  Anlage  von 
weniger  wichtigen  Linien  gewidmet,  und 
es  ist  deshalb  noch  darauf  hinzuweisen,  dass 
in  dieser  Zeit  das  Eisenbahnnetz  selbst  sich 
vermehrt  hat  in  Deutschland  um  26®/o,  in 
Preussen  (Hessen)  um  38®/o,  in  Frankreich 
um  22  ®/o  und  in  Belgien  um  6  ®/o,  die  Länge 
der  zwei-  und  melirgleisigen  Strecken  um 
51,  39,  21  und  6®/o,  so  dass  also  Deutsch- 
land und  namentlich  Preussen  als  am  eifrig- 
sten auf  eine  Verstärkung  der  Gleisanlagen 
bedacht  erscheinen*).  Auffallend  hoch  ist 
im  Hinblick  auf  den  bisher  erst  erreichten 
Grad  wirtschaftlicher  Entwickelung  der  Pro- 
zentsatz an  zweigleisigen  Strecken  in  Russ- 
land, ein  Zeichen,  dass  erst  die  wichtigsten 
Linien  dort  überhaupt  gebaut  sind,  die  dann 
zu  erheblichem  Teil  die  Anlage  zweiter 
Gleise  bereits  erforderlich  gemacht  haben. 
Die  höchsten  kilometrischen  Anlage- 
kosten weist  ebenfalls  Gi-ossbritannien  und 


und  Güterverkehr,  sondern  meist  auf  den  lokalen 
und  durchgehenden  Verkehr.  (Vgl.  (^entralblatt 
der  Bauverwaltung  lÄ«  Nr.  29.) 

^)  Die  drei-  und  mehrgleisigen  Strecken 
betrugen  Ende  1897  in  Deutschland  222  km 
(0,5  %  der  Gesamtlänge)  und  bei  den  preussisch- 
hessischen  Staatsbahnen  206  km  (0.7  "^ol 


Irland  auf ;  dies  liegt  einmal  an  der  teureren 
Herstellung  des  Bahnkörpers  infolge  der  Ver- 
wendung schwererer  Sclüenen,  der  Ver- 
meidung von  Strassenkreuzungen  in  gleicher 
Höhe .  des  schon  erwähnten  hohen  Be- 
standes an  Doppelgleisen  und  ähnlicher 
Momente  sowie  an  der  reichen  Ausstattung 
mit  Betriebsmitteln;  vor  allem  hat  es  aber 
seinen  Grund  in  den  gewaltig  hohen,  dm^ch 
keine  Enteignungsmöglichkeit  ermässigten 
Grunderwerbskosten  imd  in  den  riesigen 
Beträgen,  die  ziu:  Erlangung  der  Konzessionen 
teils  legal  an  Gebühren  u.  dgl.,  teils  auch 
illegal  haben  aufgewendet  w^erden  müssen. 
Deutschland,  Frankreich  und  Belgien  stehen 
unter  dem  Einfluss  der  soeben  berührten 
Verhältnisse.  In  der  Schweiz  halten  die 
die  Alpen  überschreitenden  und  die  eigent- 
lichen Bergbahnen  den  Durchschnitt  so  hoch ; 
kostet  doch  z.  B.  jedes  Kilometer  der  Gott- 
hardbahn  rund  730000  Mark  und  auf  der 
Pilatusbahn  rund  400  000  Mark.  Die  russischen 
Bahnen  erw^eisen  sich  dagegen  ebenso  wie 
das  schwedische  Staatsbahnnetz  als  sehr 
leicht  gebaut  und  zwar  die  russischen  noch 
um  so  leichter,  als  sie  zwar  überwiegend  in 
bequemem  Gelände,  aber  zu  beträchtlichem 
Tede  zweigleisig  und  mit  der  diu-ch  grösseren 
Grunderwerb,  durch  Schwierigkeiten  in  der 
Kurvenentwickelung  und  anderes  mehr  an 
sich  teureren  Breitspur  von  1,52-4  Meter  (gegen 
1,435  europäische  Vollspiu*)  angelegt  sind*). 
In  der  Ausstattung  mit  Betriebs- 
mitteln stehen  England  und  Belgien  weit- 
aus an  der  Spitze,  wie  auch  die  küometri- 
schen  Hoheinnahmen  auf  einen  sehr  inten- 
siven Verkehr  schliessen  lassen;  die  Ver- 

*)  Die  Schnellzugsgeschwindigkeit  beträgt 
daher  in  Russland  nur  höchstens  50  km  in  der 
Stunde,  während  für  die  deutschen  Bahnen 
90  km  als  Höchstgrenze  gesetzt  sind. 
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Betriebsmittel                       | 

Verkeh  rslei  stnngen 

Lokomotiven 

Personenwagen 

Güterwagen 

Perso- 

nenkilo- 

meter 

Güter- 

tonnen- 

kilo- 

meter 

Durchscbn. 
Falirt 

Bef 
Per- 
so- 
nen 

Vird. 
Güter- 

im 
ganzen 

ftnf 
100 
km 

im 
ganzen 

auf 

100 

km 

im 

auf 

1 
einer 
Pers. 

km 

einer 

Güter 

tonne 

km 

ton- 
nen 

• 

ganzen      — 

auf  1  km 

auf  einen 
Elnwohn. 

Deutschland 
(Vollbahnen) 

18a5 
1897 

12450 
16884 

33 
36 

22735 
23664 

61 
72 

250313 
361  506 

667 

781 

216932 
352  554 

430469 

611  505 

28,8  104,2 
23,4,100,4 

6 
13 

3 
6 

Preussische 
Staatsbahnen 

1885 
1897 

8303 
II  596 

39 
40 

12858 
21  015 

61 
72 

168  618 
256  362 

794  244286 
883  401  971 

545  597 
709284 

31,1 
23,8 

125,6 
113,1 

— 

— 

Oest-Ungarn 
(Gesamtnetz) 

1885 
1897 

4439 
6988 

15.8  760      39    100  925 
22       14907  1    48    154  961 

225 
495 

126596  324373 
202  122  414994 

? 

■ 

?       2 

?  ;4 

2 
3 

Frankreich 
(Vollbahnen) 

ina-j 

1897 

8816 
10  143 

29 
27 

21447 
26  10 1 

70 
71 

239  523 
273  296 

786  235  437  328  142I  32,8  130,2 
740  309779  373  393    30,5  127,2 

6 
10 

2 
3 

Schweiz  (Ge- 
samtnetz) 

1885 
1897 

623 
1049 

22 
28 

1810 
2592 

63 
70 

9088      314   186738 
11  836      326  277851 

148  553 
195  226 

22,3j  57,8!  8 
19,4    55,3, 18 

2 
4 

Grossbritann. 
nnd  Irland 

1885 
1897 

15  196 
19479 

49 

55 

33658 
44053 

109 
130 

488  887 
664  833 

1585 
1935 

? 

• 

? 
? 

? 
? 

9 

* 

• 

19 
26 

7 
9 

Rassland         1885 
(VoUbahnen)    189B 

6317 
9  220^) 

25 

23^) 

7264 
10075 

28 
27 

122  762 
195  194 

479 
550 

153205 
228  478 

438  787  104,6 
661  132  125,9 

217,7 
248,2 

0,4 
0,7 

0,6 
1,0 

Belgische         188ö| 
Staatsbahnen  |1897 

I  788 
2311 

56 
69 

2973 
4527 

94 
136 

38441 
48788 

I  214 
I  461 

366  161 
597  542 

? 
? 

22,5     ? 
21,9,     ? 

Schwedische 
Staatsbahnen 

1885 
1897 

331 
493 

14 

13 

737 
987 

31 
27 

8216 
12  162 

344 
331 

76973 
108348 

96217 
151967 

44 
47 

HO 

100 

']  1897. 

kehrsleistungen  selbst  entziehen  sich 
leider  bei  Grossbritannien  und  Irland  voll- 
ständig dem  Vergleich,  bei  den  belgischen 
Staatsbahnen  sind  nur  die  Personenkilometer 
bekannt  und  bestätigen  jenes  Urteil.  Es 
folgen  Preussen  und  Deutschland,  ihrem 
starken  Verkehr  entsprechend  reichlich  mit 
Betriebsmitteln  versehen.  AuffaDend  niedrig 
ist  der  Güterverkehr  der  französischen 
Bahnen,  wohl  eine  Folge  der  reichen  Küsten- 
eutwickelung  und  des  weit  verzweigten 
Wassei-strassennetzes.  Die  Hohe  der  russi- 
schen Zalilen  ist  aus  der  Weite  des  Gebiets 
zu  erklären;  die  Ausstattung  mit  Betriebs- 
mitteln, namentlich  mit  Güterwagen,  ist  im 
Verhältnis  zu  diesem  Verkehr  ganz  unzu- 
reichend. 

In  allen  Ländern  zeigt  sich  in  der  Ver- 
gleichsperiode eine  stärkere  Entwickelung 
des  Nahverkehrs  als  des  Fernverkehrs:  nur 
in  Russland,  dank  den  weitere  Fahi-ten 
begünstigenden  Personen-  und  Güterstaffel- 
tarifen, d.  h.  Tarifen,  bei  denen  der  kilome- 
trische Einheitssatz  mit  wachsender  Ent- 
fernung fällt,  hat  die  durchschnittlich  von 
den  Personen  und  Gütern  zurückgelegte 
Strecke  zugenommen. 

Für  die  Verkehrsintensität  in  ihrer  all- 
gemeinen Bedeutung  ergiebt  sich  aus  dem 
Verhältnis  der  Gesamtzahl  der  beförderten 
Pereonen  und  Güter  zur  Bevölkerung  des 
durchzogenen    Gebiets    ein    Massstab,    der 


durch  die  in  der  Einleitung  berührten  Män- 
gel dieser  Feststellungen  allerdings  beein- 
trächtigt, aber  doch  nicht  ganz  illusorisch 
gemacht  wird,  zumal  der  Berechnungsfehler 
bei  der  Beziehung  zu  den  Millionen  der  Be- 
völkenmgen  wesentlich  verringert  wird, 
üeberall  zeigt  sich  eine  Verstärkung  der 
Beweglichkeit  der  Bevölkerung,  eine  Zu- 
nahme des  Gütenirasatzes ;  am  stärksten  in 
Deutschland  und  in  der  Schweiz,  wo  der 
Güterverkehr  auf  das  doppelte  und  der 
Personenverkehr  noch  stärker  gestiegen  ist 
—  im  schweizer  Personenverkehr  zeigt  sich 
die  Wirkung  des  starken  Fremdenzuflusses. 
In  den  englischen  Zahlen  macht  sich  wohl 
jener  Berechnungsfehler,  wie  schon  früher 
hervorgehoben,  am  stärksten  geltend;  die 
Zuucihme  ist,  den  hohen  Anfangszahlen  ent- 
sprechend, verhältnismässig  am  geringsten. 
In  Frankreich  fällt  wieder  der  geringe  Gü- 
terumlauf auf. 

In  der  küometrischen  Roheinnahme  — 
s.  d.  Tabelle  auf  S.  588  —  kommt  die 
Verkehrsintensität  zur  Erscheinung,  das 
aus  den  Verkehrsleistungen  unmittelbar 
gewonnene  Bild  bestätigend.  Das  finan- 
zielle Endergebnis  stellt  sich  für 
Deutschland  und  besonders  für  die  preus- 
sisch-hessischen  Staatsbahnen  am  günstig- 
sten; die  hier  erzielte  Verzinsung  des  An- 
lagekapitals wird  sonst  nirgends  auch  nur 
annähernd  erreicht.     Allerdings  ist  die  kilo- 
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metrische  Reineinnahme  bei  den  englischen !  und  daher  den  teurer  verfrachteten  Gütern 
Bahnen  noch  höher,  doch  ergiebt  sie  nurjnieht  in  gleichem  Masse  wie  dort  das  Ge- 
eine massig  Eentierung  den  sehr  hohen  i  gengewi<£t  halten ;  mir  so  beträchtliche 
Anlagekapitals,  üeberall  sind  es  aber  ge- ,  Unterschiede,  wie  sie  zwischen  den  riissi- 
waltige  Beträge,  die  alljährlich  aus  demischen  und  den  übrigen  Durchschnittssätzen 
Eisenbahnbetriebe  gewonnen  wertlen  und  bestehen,  wird  man  auf  besonders  niedrige 
bei  den  Privatbahnen  in  die  Taschen  der  1  Taiifo  in  Riissland  deuten  dürfen.  — 
Aktionäre  fliessen,  die  politische  und  soziale  Endlich  «ei  nnch  eine  Ueberaicht  Über  die 

Macht  der  die  Bahnen  leitenden  Personen  i  im  letzten  Jahrzehnt  auf  den  deutschen  und 
dauernd  vermehrend  i  französischen    Bahnen    getöteten    Personen    — 

Die  Verteilung  der  Roheinnahme  auf  den  :  fi  *■  Tabelle  auf  _S.  589  -  gegeben ;  nur  diese 

Personen-  und  ÖOterverkehr  bekräftigt  das  l""*^'^,^;?^,,^'«/?:!;''.  ;JÄÄ  "Jl 
,_-,  t.,11,    II  ■  •!      ■     T..     ,     j     -      1       ausser    Ueutscnlana    ist    nucn  ±rankreicii    ge- 

trüher^  gefällte  Urteü ;    in  England,  in   der,  ^ai,lt,  weil  in  der  französischen  Statistik  ebln- 
bchwejz  und  in  Frankreich  trägt  die  Güter-   f^i    die  ZnrUckfUlirung  auf    die   Zahlen  iee 
befflrderung  nur  etwa  die  Hälfte,  in  Deutsch-  |  Petaonen Verkehrs  Torgenommes  ist. 
land,  Oesterreich-Ungarn   und   Eussland   ^/a  Die  Schwankungen   dieser  Tabelle  weisen 

bis  ','4  der  gesamten  Rohelnnahme.  1  deutlich  darauf  hin,   wie  stark  der  Zufall  die 

In  den  DiirchsehnittssätKen  für  ein  Per- .  Zahl  der  im  Eisen bahnbetriehe  umkommenden 
sonen-  und  ein  GütertonnenkUometer  zeigt  ^^'«"aeD  beemfluast;  sie  zeigen  aber  auch 
sich  fast  überaU  -  nur  der  schweizerische  I  Z^'^^'  a^^^'k^ p  .«"  «ine  ganz  verschwindend 
f,.,.  i    1,    _     ui    ■       t         u         •■  "     -   ](]e ne  Anzahl  Reisender  der  Todesgefalir  ans- 

Gilterverkehr  macht  eine  Ausnahme  —  eine  1 -ggetjt  jg^.  jj,  DeiitscUand  etwa  einer  in 
grössere  oder  kleinere  Abnahme,  so  dass' Frankreich '2  auf  10  Millionen  die  Bahn' be- 
man  auf  ein  allmähliclies  Herabgehen  der  1  nutzender  Personen,  Die  Betriebssicherheit  ist, 
Befördert  in  gstanfe  schliessen  kann.  Diese '  soweit  man  darauf  aus  dem  Yerhältuia  der 
Sätze  aber  für  die  verschiedenen  Länder  zu  ■  Tütongszahlen  zur  Verkehrsleistung  und  ans 
vergleichen,  geht  nicht  an,  da  die  Zusam-  der  in  Deutechland  stärkeren  Verkehrsdichtig- 
mensetzung  des  Verkehrs  hierfür  entschei-  '■  ''«'*  (^^^  "5*.  '?  Pi^n^reich  309  779  Personen- 
dend ist;   in  Deutschland  z.  B.  machen  aie  i  ^''Z','"^**' «"^  ^''"/i'^"'^ "^'''•°.*°  ^^^'L^'S™ 

v.-ir  J4.  _   T     -t         (I  f.  ■   1    1.1        Seh  usa    ziehen    darf,    etwas    grösser    auf   den 

zu  billigstem  Tarfe  gefalirenen  fatemkohlen  deutschen  als  anf  den  franzfeiachen  Bahnen. 
etwas  Über  »/a  der  gesamten  Gütermeng«  Für  den  Vergleich  der  Zahl  der  getöteten  Be- 
aus,  während  sie  in  Irankreich  zu  grossem  '  aniten  und  Arbeiter  fehlt  es  an  einem  geeigneten 
Teile  auf  die  Wasserstnissen  verwiesen  sind '  Massstab ;  man  müsste  sie  in  ein  Verhältnis  zur 
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Darunter 

Getötete  Personen 
Überbft""*". 

Beamte  und 
Arbeiter 

Reisende 

überhaupt 

auf   1    Million 

Reisende 

Personenkilometer 

Deutsch- 
land 

Frank- 
reich 

Deutsch- 
land 

Frank- 
reich 

Deotiek- 
laad 

Fruk- 
reieli 

DeaUeh- 
land 

Fmk- 
reick 

DeotBek- 
Usd 

Frank- 
reiek 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

726 
698 
668 

679 
646 

725 
762 
820 

403 
520 

549 
598 

544 
451 

454 
437 
389 
412 

342 
410 

449 
481 

194 
248 
270 
281 
236 
225 
184 

46 
46 
46 
70 

42 
60 
62 
98 

45 

lOI 

67 
67 

85 

77 
66 

0,11 
0,10 
0,09 

0,13 
0,08 

0,10 

0,10 

0,14 

0,19 

o,39S 
0,23 

0,21 

0,25 

0,22 

0,18 

0,00 
0,00 
0,00 
0,0 1 
0,00 
0,00 
0,00 
0,01 

0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 

Durch- 
schnitt- 
lich 

716 

510 

422 

234 

59 

73 

0,11 

0,24 

0,00 

0,01 

Summe  der  im  Betriebsdienst  und  bei  der  Bahn- 
unterhaltung unmittelbar  thätigen  Personen 
setzen,  da  nur  diese  den  Eisenbahnunfällen  in 
besonderem  Masse  ausgesetzt  sind  und  in  ihrer 
Gesamtzahl  auch  annähernd  die  Stärke  des  Be- 
triebes zum  Ausdruck  kommt. 

2.  Die  wichtigsten  ansserdentschen 
Staaten.  In  Grossbritannien  und 
Irland^)  hat  sich  das  Eisenbahnnetz  zu 
seiner  stattlichen  Ausdehnung  entwickeln 
können,  ohne  dass  es  Jahrzehnte  hindurch 
einer  stiaatlichen  Unterstützung  bedurft  hätte ; 
als  es  sich  aber  danim  handelte,  auch  die 
weniger  dicht  besiedelten  Gegenden  mit 
Bahnen  zu  versehen,  da  gab  auch  dort,  zu- 
erst in  Irland,  1898  zum  ersten  Male  auch 
in  England,  der  Staat  Beihilfen  ziun  Bau 
von  Vollbahuen  (nur  in  Irland)  und  nament- 
lich vonKleinbahnen  (Light  Rail  ways) — selbst 
im  Vaterlaude  des  Manchestertiuns  hat  also 
schliesslich,  w^enn  auch  das  System  der 
Privatbahnen  ungebrochen  geblieben  ist, 
doch  die  finanzielle  Mitwirkung  des  Staates 
nicht  ganz  entbehrt  werden  können.     Ende 

1897  gab  es  in  Irland  236,75  Meüen  Yoll- 
und  Kleinbahnen,  die  auf  Grimd  der  irischen 
Eisenbahngesetze  von  1889  und  1890  Bau- 
unterstützungen erhalten  hatten,  und  für 
englische  Kleinbahnen  wiurden  auf  Grund 
der  Light  Kailways  Act  von  1896  im  Jahre 

1898  für  37  Meüen  47000  £  Beihilfen 
endgütig  und  für  22  Meüen  15000  £ 
für  den  FaU  der  Konzessionserteüung  be- 
willigt —  Summen,  die  an  sich  gewiss  nicht 
gross,  aber  grundsätzlich  von  Bedeutung 
sind^). 


*)  Railway  returns  for  England  and  Wales, 
Scotland  and  Ireland,  alljährlich  (zuletzt  für 
1897). 

^  Die  Zahlen  für  Irland  sind  den  letzten 
Raüway  returns,  die  ffir  England  dem  zweiten 
Jahresbericht  der  Eleinbahnkommission  ent- 
nommen. 


Ueber  die  Entwickelung  der  Bahnen  des 
Vereinigten  Königreichs  giebt  folgende  Ta- 
beUe  Auskunft: 


1860 
1880 
1896 
1897 


davon 
Eiu^ld.- 
Wales 
Schott- 
land 
Irland 


Länge 
Meilen 


10433 

17933 
21  277 

21433 


14818 

3  447 
3168 


£ 


348 
728 

1029 

1090 


896 

154 
39 


Personen- 
verkehr 


:üüter- 
verkehr 


Eiu- 
Bahme 


■o-e  o 

«  ® ». 


Millionen  £ 


(B  hl-« 

•ZSB 
'S 'S  5t 

5=>g 


o 


163 

53 

90 

49 

28 

604 

123 

236 

115 

63 

980 

194 

357 

158 

90 

1030 

202 

374 

164 

88 

898 

166 

316 

138 

75 

106 

26 

53 

20 

IG 

26 

10 

5 

5 

3 

15 

32 
40 

41 


34 

5 


In  das  Gesamtnetz  teilt  sich  eine  Un- 
zahl Gesellschaften;  doch  hat  die  Koncen- 
tration in  England  und  Schottland  bereits 
einen  sehr  hohen  Punkt  erreicht,  während 
in  Irland  eine  starke  Zersplitterung  noch 
herrscht. 

In  England,  wo  anfänglich  353  Gesell- 
schaften bestanden  baben  ^),  umfassen  jetzt  fünf 
Bahnsysteme  (Great  Western  mit  2576,  London 
and  North  Western  1908,  North  Eastem  1630, 
Midland  1431  und  Great  Eastern  1102}  mehr 
als  je  1000  Meilen  und  zusammen  etwa  '/a  des 
Gesamtnetzes  (8647  Meilen),  weitere  drei  Bahnen 
(London  and  South  Western  882,  Great  Northern 
812  und  Lancashire  and  Yorkshire  553)  erhöhen 
diesen  Anteil  der  grossen  Systeme  auf  rund  */? 
(10894  Meilen);  in  Schottland  entfallen  auf  die 
beiden  fi^rössten  Gesellschaften  (North  British 
1222  und  Caledonian  937)  %  des  Gesamtnetzes. 
In  Irland  dagegen  giebt  es  nur  eine  Bahn 
&:rösserer  Ausdehnung,  die  Midland  Great 
Western  of  Ireland  mit  538  Meilen  Länge. 

*)  Nach  Hoscher,  System  III,  Kap.  11  Anm.  7. 
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In  Frankreich^)    haben    die   Hauptbahnen    (chemins    de  fer    d'int^röt    gen^ral) 
folgende  Entwickelung  genommen: 


Länge 
km 

Anlage- 
kapital 

Mill.  Frcs. 

Personenverkehr 

Güterverkehr 

Einnahme 

P 

•3 

1 

Beför- 
derte 
Perso- 
nen 

Mi 

Geleistet« 
Personen- 
kilometer 

lionen 

Durch- 

schnittl. 

Fahrt 

einer 

Person 

km 

Beför-     Geleistete 
derte     Gütert-on- 
Güter-      nenkilo- 
tonnen       meter 

Millionen 

Durch- 
schnitt!. 
Fahrt  ei- 
nerGüter- 

tonne 
km 

Eoh-       Rein- 
Millionen  Francs 

1860 
1880 
1896 
1897 

9  439 
23738 
36667 
37099 

4726 
10185 

15795 
15964 

57 
165 

363 

375 

? 

5862 

11  154 

11  441 

? 

35,5 
30,7 
30,5 

23 

81 

104 
108 

?              ? 
10350       128,1 
13217       127,0 
13791    1    127,2 

418 
1061 
1287 

1325 

230 

523 
607 

636 

Dazu 
Lokal- 
bahnen 
1897 

4060 

386 

22 

196 

— 

5 

114 

20 

4 

Der  weitaus  grösste  Teil  der  Haupt- 
bahnen gehört,  während  bis  1846  noch  33 
selbständige  Unternehmungen  bestanden 
haben^),  jetzt  sechs  Privatgesellschaften,  neben 
denen  nur  noch  der  Staat  als  Besitzer  eines 
Netzes  von  nennenswertem  Umfang  in  be- 
tracht  kommt;  es  sind  dies  die  Nordbahn 
(1897:  3686  km),  die  Ostbahn  (4738),  die 
Westbahn  (5615),  die  Paris-Orl^ans-Bahn 
(6736),  die  Paris-Lyon-Mittelmeerbahn  (8975) 
und  die  Süd-(Midi-)Bahn  (3314),  das  Staats- 
bahnnetz umäisst  2661  km. 

Der  Fiskus  ist  jedoch  an  dem  finan- 
ziellen Gebahren  aller  Bahnen  unmittelbar 
insofern  interessiert,  als  er  einen  grossen 
Teü  der  Anlagekosten  (1897 :  4,3  Milliarden) 
und  Zins-  und  Dividendengarantieen  über- 
nommen, andererseits  einen  Anspruch  auf 
Gewinnbeteiligung  hat. 

Im  ganzen  schiüdeten  dem  Staate  die  grossen 
Gesellschaften  am  31.  Dezember  1897  ans  seinen 
Garantieleistungen  780  Millionen  Franken  und 
zwar  626  Millionen  Kapital  und  154  Millionen 
Zinsen;  die  Jahreszahlung  des  Staats  betrug 
24  338  306  Franken  im  Jahre  1897  gegen 
53  896  261  und  35  256 116  in  den  Jahren  1895 
und  1896,  die  Nordbahn  hat  nie,  die  Paris- 
Mittelmeerbahn  seit  1896  nicht  mehr  die  Garantie- 
verpflichtung in  Anspruch  genommen,  bei  allen 
Bahnen  macht  sich  eine  bedeutende  Besserung 
ihrer  finanziellen  Lage  bemerkbar;  im  Jahre 
1898  hat  auch  der  Staat  zum  ersten  Male  sein 
Hecht  auf  Gewinnbeteiligungf  verwirklichen 
können  und  zwar  mit  150  000  Francs  bei  der 
Paris-Mittelmeerbahn. 

Russland^)  verdankt  sein  Eisenbahn- 


*)  Statistique  des  chemins  de  fer  fran^ais, 
documents  principaux  und  doc.  divers  (zuletzt 
für  1897). 

*1  Röscher  a.  a.  0. 

*)  Aus  den  in  russischer  Sprache  erscheinen- 
den Jahresberichten  des  Ministeriums  der  Ver- 
kehrsanstalten werden  stets  ausführliche  Aus- 
züge im  Archiv  für  Eisenbahnwesen  veröffent- 
licht. —  Vgl.  auch  Apercu  des  chemins  de  fer 
russes  depuis  Torigine  jusqu'en  1892  (Brüssel 
1889). 


netz  im  wesentlichen  dem  thatkräftigen 
Vorgehen  seiuer  Regierung;  soweit  diese 
nicht  selbst  gebaut  hat,  hat  sie  durch  Zins- 
und  Dividendengaranlieen,  durch  Uebernahme 
von  Aktien  und  Obligationen,  durch  Ge- 
währung verzinslicher  und  unverzinslicher 
Darlehen  und  verlorener  Beiträge  das  Zu- 
standekommen fast  aller  Linien  erst  ermög- 
licht, 95°/o  der  Gesamtanlagekosten  waren 
Ende  1896  vom  Staate  in  einer  dieser  Formen 
beschafft  worden,  und  die  aus  den  Garantie- 
verpflichtungen sich  ergebenden  Zahlungen 
behefen  sich  1896  auf  140,  1895  auf  126 
und  1894  auf  129  Millionen  Kreditrubel. 
Auch  das  Staatsbahnnetz  selbst  ist,  seitdem 
im  Jahre  1881  die  bis  etwa  1868  befolgte 
Politik  wieder  aufgenommen  und  an  die 
Stelle  der  in  den  siebziger  Jahren  in  grossem 
Umfang  vorgenommenen  üeberlassung  der 
Staatsbahnen  an  Privatgesellschaften  eine 
kräftige  Verstaatlichungsaktion  gesetzt  wor- 
den ist  (vgL  oben  den  Art.  Eisenbahnpo- 
litik besonders  S.  546),  bedeutend  durch 
Neubauten  und  durch  Ankauf  von  Privat- 
bahnen ausgedehnt  worden.  Der  Anteil  der 
Staatsbahnen  und  derPrivatbahnen  stellte  sich: 


Ge- 
samt- 
länge 
Werst 

Staatsbahnen 

Privatbahnen 

Länge 
Werst 

/o 

Länge 
Werst 

/o 

1870 
1880 
1890 
1897 

10  531 
21  104 
27238 
36891 

1093 

62 

8007 

23905 

10,3 

0,3 

29,4 
64,8 

9438 
21  042 

19231 

12986 

89,7 

99,7 
70,6 

35,2 

Zu  den  Staatsbahnen  des  eigentlichen 
Russland  kommen  noch  die  vom  Staate  ge- 
bauten und  betriebenen  Bahnen  Finlands 
(1897:  2362  Werst)  imd  Russisch-Asiens 
(1897 :  Transkaspien  1415,  Sibirien  rund  3100 
Werst)  hinzu. 

Die  Entwickelung  des  Gesamtnetzes  der 
nissischen  Bahnen  ist  aus  der  folgenden 
Tabelle  zu  ersehen: 
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1881 


1895 


1896 


Betriebfllänge (Werst  zu  je  1,067  km) 

Anlagekapital    .    .    .     (Millionen  Kreditrnbel  zu  je  2,16  Mark) 

Beförderte  Personen (Millionen) 

Geleistete  Personenwerste ( 

Beförderte  Güterpud  (zu  je  16,38  kg) ( 

Geleistete  Güterpudwerste (       „ 

Roheinnahme (Millionen  Kreditrubel) 


j, 
„ 


7, 


Reineinnahme ( 

In  Oesterreich-Üngarn*)  zeigt  die 
ISsenbiüinpolitik  des  Staates,  und  zwar  in 
beiden  Reiehshälften,  ähnliche  Schwankungen 
wie  in  Riissland.  Ende  der  fünfziger  Jahre 
verkaufte  man  unter  dem  Dnicke  finanzieller 
Not  die  bis  dahin  gebauten  Staatsbahnen  au 
Privatgesellschaften,  um  z'wanzig  Jahre  später 


21  263 

? 

34 

3485 
2  562 

496  151 

201 


) 


33105 

3662 

61 

7  105 
5589 


35276 
3806 

6S 

8065 

6145 


1  294  332  I  I  429  739" 


392 
165 


421 
177 


56 

den  Staatsbahngedanken  wieder  aufzunehmen 
und  dann  in  stetiger  Entwickelung  fortzu- 
führen (vgl.  oben  den  Art.  Eisenbahnpo- 
litik besonders  S.  543  ff.).  Der  Anteil  der 
Staatsbahnen  imd  Privatbahnen  am  Gesamt- 
netz jeder  Reichshälfte  ist  aus  der  folgen- 
den Tabelle^)  ersichtlich: 


Gesamt- 
netz 

km 


Oesterreich 

Staatsbabnen 

Privatbahnen 

Länge 

0/  • 

/o 

Länge 

% 

833 

61.4 

524 

38,6 

13 

0,4 

2914 

99,6 

13 

0,2 

6099 

99,8 

1970 

17,2 

9464 

82,8 

6660 

43,5 

864g 

56,5 

9024 

53,7 

7782 

46,3 

9  444 

54,2 

7929 

45,8 

Gesamt- 
netz 

km 


Ungarn 


Staatsbahnen 


Länge 


Privatbahnen 


1850 
1860 
1870 
1880 
1890 
1896 
1897 


1357 
2927 

6  112 

11434 
15308 

16806 
17423 


1)  Die  Angaben  über  die  angarischen  Bahnen 
Ungar.  Handielsministers,  im  Auszüge  im  Archiv  f. 
licht,  entnommen. 


222 

1616 

3  477 
7097 

II  246 

14878 

15750 

sind  für 
E.  1897  S 


194 
o 

356 
2622 

5698 

7487 
7603 

1896  una 
.  971  imd 


87,4 
o 

10,2 
36,9 
50,7 
50,1 
48,3 
1897 
1899 


28 
1616 
3  121 

4475 
5548 

7391 
8147 


12,6 
100 
89,8 
63,1 
49,3 
49,9 
51,7 


dem  Berichte  des 
S.  1020  veröffent- 


In  Ungarn  standen  jedoch  zahlreiche 
Privatbahnen  in  Staatsverwaltimg,  und  diese 
erstreckte  sich  im  ganzen  1896  auf  12193 
km  =  82  0/0  imd  1897  auf  12913  km  = 
81,9  °/o  des  Gesaratnetzes. 

Die  Gesamtanlagekosten  dieser  Eisen- 
bahnnetze beliefen  sich  Ende  1897  in  Oester- 
reich  auf   2765    Millionen,   in    Ungarn  auf 


12-42  Millionen  Gulden;  4228  km  Lokal- 
bahnen sind  in  Oesterreich,  7111  km  dieser 
Bahnen  sind  in  Ungarn  ia  dem  Oesamtnetz 
enthalten. 

Ueber  die  Entwickelung  in  den  letzten 
zwanzig  Jahren  giebt  nachstehende  Zu- 
sammenstellung Aufschluss : 


Oesterreich 

Ungarn 

1877^)      1896 

1897 

1877 

!     1896 

1897 

13720 

16780 

17  413 

6788 

14878 

15750 

33 

105 

109 

9 

.57') 

57 

I  522 

3  933 

4034 

482 

2  207 

2  126 

44 

100 

104 

10 

31 

32 

4668 

9018 

9557 

I  184 

4633 

4  755 

188 

264 

277 

53 

124 

121 

104 

144 

141 

? 

51 

47 

Betriebslänge (km] 

Beförderte  Personen (Millionen) 

Greleistete  Personenkilometer  .  .  .  (  „ 
Beförderte  Gütertonnen  .  .  .  .  (  „ 
Geleistete  Gütertonnenkilometer     .(        n      ) 

Boheinnahme (Millionen  Guidenj 

Eeineinnahme „  „ 

*)  Für  1877  sind  in  der  österreichischen  Statistik  die  den  beiden  Beichshälften  gemein- 
'samen  Bahnen  (5127  km)  von  den  nur  österreichischen  Bahnen  nicht  getrennt;  die  Hälfte  dieser 
Bahnen  (2560  km]  lag  auf  österreichischem  Gebiet. 

')  Seit  der  Einführung  des  Zonentarifs  (1889)  wird  anders  wie  vorher  gezählt;  1890 
wurden  29  Millionen  und  1891  36  Millionen  Personen  befördert  gegen  19  Millionen  in  1889  und 
14  MiUionen  in  1888. 


^)  Nach  mannigfachen  Wandlungen  —  vgl. 
darüber  Ungarische  statistische  Mitteilungen 
Bd.  21,  Eisenbahnen  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  in  den  Jahren  1894,  1895  und  1896  — 
werden  jetzt  die  Eisenbahnstatistiken  Oester- 
reichs  und   Ungarns   getrennt  bearbeitet  und 


Jene  als  Hauptergebnisse  der  Österreichischen 
Cisenbahnstatifltik,  diese  in  den  Ungarischen 
statistischen  Mitteilnn^en  veröffentlicht.  —  Das 
Jubiläums  werk  „Geschichte  der  Eisenbahnen  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie"  (Wien 
1898)  enthält  wenig  statistische  Angaben. 
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3.  Deutschlands  ^)  Eisenbahneutwicke-  f 
lung  ist  von  Anfang  an  gleichraässig  fort- . 
geschritten.     Während    das    Eisenbahnnetz  [ 
bis    1871,    also   in   fünfunddreissig   Jahren,  ■ 
sich  —  unter  Hinzutritt  der  elsass-lothiingi-  , 
sehen  Bahnen   —  auf  21471  km  erhoben! 
hatte,  hat  es  in  den  folgenden  beiden  Jahr-  ^ 
zehnten  sich  fast  verdoppelt,  seit  1880  jedoch ' 
ein  langsameres  Tempo  einschlagend.    Bis , 
1880  etwa  handelte  es  sich  um  den  Bau 
von   Hauptbahnen;    seitdem    sind   ganz 
überwiegend  Nebenbahnen  angelegt  wor- 
den, und  namentlich  im  letzten  Jahrzehnt 
fällt  fast  die  ganze  Vermehnmg  der  Eisen- 
baJinlänge   auf   diese   leichter   und   billiger 
hergestellten  Bahnen,  so  dass  nicht  nur  ihre 
absolute  Länge,  sondern  auch  ihr  Anteil  am 
Gesamtnetz  ständig  steigt. 

Schon  1871  hatten  die  Staatsbahnen  I 
einen   nicht   unerheblichen  Anteil  am  Ge- 
samtnetz.   Als  aber  in  den  siebziger  Jahren 
Bismarck   mit   dem   Plane,    die  deutschen 


Bahnen  in  das  Eigentum  des  Reichs  über- 
zuführen, hervortrat,  da  beeilten  sich  die 
Mittel  Staaten  dem  zuvorzukommen  und  ver- 
staatlichten einen  grossen  Teil  der  in  ihren 
Gebieten  liegenden  Bahnen.  Das  Reichs- 
eisenbahnprojekt fiel,  und  auch  Preussen 
schritt  nun  am  Ende  des  achten  Jahrzehnts 
zum  Erwerb  der  Privatbahnen.  Die  Ver- 
staatlichungsaktion Preussens  fällt  haupt- 
sächlich in  die  erste  Hälfte  der  achtziger 
Jahre;  später  wurden  nur  noch  kleinere 
Bahnunternehmungen  aufgekauft,  die  Ver- 
grösserung  des  Staatsbahnnetzes  ist  seitdem 
überwiegend  durch  das  eigene  Bauen  von 
ergänzenden  Linien  bewirkt  worden  (vgl. 
oben  den  Art.  Eisen  bah  npolitik  beson- 
ders S.  541  ff.).  —  Die  Bewegung  wird  durch 
die  beiden  folgenden  Tabellen  veranschaulicht, 
die  zugleich  die  gewaltige  Vermehrung  der 
in  die  deutschen  Eisenbahnen  gesteckten  Ka- 
pitalien und  den  schliesslich  auf  die  Staats- 
bahnsysteme entfallenden  Betrag  angeben: 


Geaamt- 
eigen- 
tumslänge 
der  Voll- 
bahnen 
km 

Von  der  Gesamtlänge  sind 

Anlage- 
kapital in 
Millionen 

am 

Staatsbahnen 

Privatbahnen 

Nebenbahnen 

überhaupt 
km 

% 

überhaupt 
km 

% 

überhaupt 
km 

% 

Mark 

31.  Dez.    1871 
31.  März  1881 

n        n        1891 

„      .      1897 
»      „      1898 

21  471 
33708 
41818 
45203 
46115 
47  119 

9902 
22325 

37476 
41358 
42777 
43704 

46,1 
66,2 
89,6 
91,4 
92,7 
92,7 

II  569 

II  383 

4342 

3572 

3082 

3415 

53,9 

33»8 

10,4 

8,6 

7,3 
7,3 

3247 
10337 
13392 

14294 
15042 

9,6 

24,7 
29,6 

30.9 
31,9 

4298 
8878 
10456 
II  407 
II  604 
11854 

Eigentumslänge 


am 

1.  Januar 

1876 

km 


Prenssische  (-hessische)  Staatsbahnen    .    .    . 

Bayerische  Staatsbahnen 

Sächsische  Staatsbahnen 

Württembergische  Staatsbahnen 

Badische  Staatsbahnen 

Reichseisenbahnen  in  Elsass-Lothringen    .    . 
Alle  Staatsbahnen 

Die  Stellung,  die  die  Staatsbahnen  im 
preussischen  Staatshanshalt  einnehmen, 

')  Statistik  der  im  Betriebe  befindlichen 
Eisenbahnen  Deutschlands  und  Uebersichtliche 
Zusammenstellung  der  wichtigsten  Angaben  der 
deutschen  Eisenbahnstatistik,  beide  seit  1880/81 
vom  Reichseisenbahnamt  herausgegeben  (die 
Tabellen  sind  vom  Jahrgang  1898/99  ab  dem 
neuen  preussischen,  auch  von  anderen  deutschen 
Staaten  angenommenen  Rechnungsschema  an- 
gepasst).  Die  prenssische  Eisenbahnstatistik 
(StatiH tische  Nachrichten  von  den  preussischen 
JSisen bahnen)  reicht  bis  1844  zurück.    Die  ein- 


4  335 

3  435 
I  087 

1  270 

I  152 

863 

12515 


am  31.  März 


1881 
km 


1891 
km 


1898 
km 


II  506 
4268 
1942 

1536 
I  288 

I  131 
22325 


24903 
4826 
2328 

1633 
I  426 

1342 

37  944 


29208 

5405 
2541 
1703 
1523 
1583 
43704 


Anlage- 
kapital 

am 

31.  März 

1898  in 

Millionen 

Mark 


7483 
1299 

782 

546 

489 

564 

II  377 


ergiebt  sich  aus  den  beiden  folgenden  Ueber- 
sichten.  In  der  ersten  Tabelle  ist  die  Ent- 
wickelung  der  Staatseisenbahnschuld  nach  den 
dem  Etats  voranschlage  bei  gegebenen  Zusammen- 
stellungen dargestellt.  Ausg^angspunkt  ist  die 
Summe  von  1498858100  Mark,  die  im  sog. 
Eisenbahngarantiegesetz  v.  27.  März  1882,  dem 
damaligen  Stand  der  gesamten  Staatsschuld  ent- 
sprechend, als  Staatseisenbahnkapitalschuld  an- 
genommen worden  ist.  In  diesem  Gesetz  hat 
der  Gedanke,  dass  es  unzweckmässig  sei,  den 

zelnen  Verwaltungen  geben  noch  jede  einen  be- 
sonderen Betriebsbericnt  heraus. 
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Staatshaushalt  auf  die  schwankenden  Einnahmen 
einer  Betriebsverwaltung  zu  stützen,  insofern 
einen  eigenartigen  Aus£ruck  gefunden,  als  die 
Abschreibung  des  gesamten  Reinüberschusses 
Yon  der  Eisenbahnkapitalschnld  ans^ordnet 
worden  ist,  auch  wenn  dieser  Ueberscnuss  zur 
Deckung  laufender  Ausgaben  verwendet  wird; 
es  erhöht  sich  dann  um  diesen  Betrag  (Sp.  6) 
die  allgemeine  Staatsschuld.  Wissenschaftlich 
ist  dieses  Buchungsverfahren  nicht  massgebend ; 
denn  es  geht  nicht  an,  die  Staatseisen babnver- 
waltung,  die  der  gesamten  Staatsverwaltung 
organisch  eingegliedert  ist,  finanziell  so  sel^ 
ständig  zu  behandeln,  dass  die  von  jener  ab- 
gelieferten Ueberschüsse,  von  denen  der  Staat 
thatsftchlich  zu  grossem  Teile  seine  regel- 
mässigen Bedürfnisse  deckt,  als  Minderung  der 
Staatseisenbahnschuld  erscheinen .  ebensowenig 
wie  ein  Privatmann,  der  zum  Betriebe  eines 
IJntemehmens  ein  Kanital  entleiht  und  vom 
Reinertrafi^  lebt,  auch  den  für  sich  verbrauchten 
Teil  des  Ueberscnnsses  von  der  aufgenommenen 


Schuld  abschreiben  kann;  Unternehmer  des 
Eisenbahnbetriebes  ist  der  Staat  als  Ganzes, 
nicht  die  besondere  Staatseisenbahnverwaltung. 
Die  zur  Vermehrung  der  Betriebsmittel  und 
zur  Erweiterung  und  Ergänzung  der  Bahnan- 
lagen ausgeworfenen  Dispositionsfonds  (Sp.  7) 
enthalten  dagegen  eine  Vermehrung  des  An- 
lagekapitals und  sollten  deshalb  nach  Massgabe 
der  thatsächlich  ausgegebenen  Beträge  der 
Eisenbahnschuld  zugeschrieben,  die  veran? 
schlagten  Summen  aber  als  noch  zur  thatsäch- 
lichen  Tilgung  verwandt  behandelt  werden;  in 
der  Tabelle  ist  davon  abgesehen  worden,  weil 
in  der  Etatsübersicht  clie  Omndsumme  der 
Eisenbahnschuld  (Sp.  2)  diese  Beträge  nicht 
enthält.  Die  sich  niemach  er^bende  Staats- 
eisenbahnschuld (Sp.  5)  stellte  sich  am  1.  April 
1896  auf  6,3  Milliarden  Mark  =  96,ö%  der  ge- 
samten, 6,5  Milliarden  Mark  betragenden  Staats- 
kapitalschuld, während  die  bnchmässige  Eisen- 
bahnschuld nur  74,4  ^lo  ausmachte.  Im  ein- 
zelnen betrug: 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

die  Staato- 
eiaenbahn- 
sehald  ohne 
Rückaicht 
aaf  die  Ab- 
schreibangen 
(Onmd- 
snmme) 

die  thaUächllche  Tilgung 

die 

verbleibende 

Staataeiaen- 

bahnachuld 

die  buchmäeaige  Tilgung 

bis 

zam 

1.  AprU 

darch  Tilgung 

von 

Eisenbahn- 

anleihen 

durch  ausaer- 

ordentiiche 

Tilgung  von 

Steat«- 

Bchulden  und 

Verrechnung 

auf  bewilligte 

Anleihen 

darch  die 

zur  Decltung 

anderweiter 

etatamäasiger 

Ausgaben 

verwandten 

Mittel 

durch  Bildung 
von  auaser- 
ordentlichen 
Dispoeitlons- 
fonos  zur  Ver- 
mehrung 
der  Betriebs- 
mittel und 
Erweiterung 

der 
Bahnanlagen 

die 

verbleibende 

buchmäasige 

Staatseisen- 

bahnschuld 

Millionen  Mark 

1883 
1894 
1896 
1896 
1897 
1898 

2614 
6669 
6  686 
6769 
6859 

7034 

4 
50 
56 
61 

64 
67 

16 

441 
461 

523 
621 

694 

«594 
6178 
6169 
6  185 
6174 
6273 

«3 
629 

775 

947 

I  132 

I  337') 

20 
40 
90 

«595 
5560 

5  377 
5230 

5017 

4834 

^)  Die  Summe  erhöht  sich  um  13,2  Millionen  Mark,  die  schon  vor  Berechnung  des  Eisen- 
bahnreinUberschusses  zur  Ausgleichung  eines  Deficits  verwandt  sind. 


Die  Feststellung, .  wie  hoch  sich  die  an  die 
allgemeine  Finanzverwaltung  abgelieferten 
Beinüberschttsse  der  Staatseisenbahnen  gestellt 
haben,  stösst  auf  Schwierigkeiten.  Ihr  kann 
nur  der  allein  den  Etatsentwürfen  beigefügte 
„Netto- Voranschlag"  zu  Grunde  gelegt  werden, 
und  dessen  AufsteUung  ist  in  den  letzten  Jahren 
gc»lndert  worden.  Während  früher,  den  Be- 
stimmungen des  Garantiegesetzes  entsprechend, 
zur  Feststellung  des  Eisenbahnreinertrages  yon 
dem  im  Ordinarium  sich  ergebenden  Betriebs- 
ttberschuss  nur  die  zur  Verzinsung  und  Tüpnng 
der  bochmässigen  Eisenbahnschuld  erforderlichen 
Beträge  abgezogen  worden  sind,  ist  im  Voran- 
schlag für  1899,  um  die  Bedentimg  der  Eisen- 
bahnen für  die  allgemeine  Finanzverwaltung 
herabzudrücken,  der  Reinertrag  so  berechnet 
worden,  dass  von  dem  im  Ordinarium  und 
Extraordinarinm  zusammen  sich  eichenden 
Ueberschuss  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  ^) 

^)  Diese  wird  nach  Massgabe  des  Staats- 
schnldentilgungsgesetzes  ▼.  8.  März  1897  auf 
*/»®/o  angesetzt. 

Handwörterbuch  der  Staatswlssenschaften.    Zweite 


der  thatsäohlichen  Eisenbahnschuld  eingesetzte 
Betrag  uiA  die  etatsmässig  beim  Finanzminis- 
terium geführten  Pensionen  früherer  Eisen- 
bahnbeamter  und  Witwengelder  ab^^esogen 
worden  sind.  Beide  Berechnungen  sind  für 
wissenschaftliche  Zwecke  nicht  brauchbar:  die 
frühere  nicht,  weil  sie  von  einer  zu  niedrig  an- 

Senommenen  Eisenbahnschuld  ausgegani^  ist; 
ie  jetzige  nicht,  weil  sie  das  Extraordmarium 
berücksiditigt,  obwohl  die  darin  aul^eftthrten 
Ausgaben  sämtlich  zur  Erweiterung  der  Bahn- 
anlagen dienen,  also  das  Anlagekapital  ver- 
mehren und  als  Anleihekapital  zu  behandeln 
sind,  wie  auch  die  ausserordentlichen  Einnahmen 
lediglich  aus  Beiträ^^en  Dritter  zu  solchen  Aus- 
gaben bestehen.  Die  Pensionen  und  Witwen- 
gelder sind  dagegen  Ausgaben  des  Eisenbahn- 
betriebes und  daher  zutreffend  abgezogen  worden. 
—  In  der  folgenden  Tabelle  —  sie  kann  nur 
für  die  beiden  Jahre  1898  und  18^  gegeben 
werden,  weil  die  Vendnsungs-  und  Tugungs- 
betrage  für  die  thatsächliche  Eisenbahnschuld 
sich  der  Feststellung  für  frühere  Jahre  ent- 
ziehen —  ist  die  Berechnung  des  Beinertrags 

Auflage.    III.  38 
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nach  allgemeinen  Gmndflätzen  (I)  der  jetzigen 
(II)  und  der  früheren  (III)  Art  des  Nettovor- 
anschlags gegenübergestellt. 


1898 

1899 

I. 

Betriebsüberschuss  im  Ordinarium 

Millionen  Mark 

511 

527 

Verzinsung  und  TiJgung  der  that- 

sächlichen  Eisenbahnschuld 

Millionen  Mark 

247 

247 

Pensionen     und     Witwengelder 
.    (Gehaltsaufbesserung  1899) 

Millionen  Mark 

16 

26 

Beinertrag  der  Staatseisenbahn- 

verwaltung        Millionen  Mark 

24g 

254 

Gesamtstaatseinnahmen 

Millionen  Mark 

52X 

544 

Verhältnis   des   Eisenbahn  reiner- 

trags    zu    den     Gesamtstaats- 

einnahmen                             % 

47 

47 

1898 

1899 

n. 

Betriebsüberschuss  unter  Berück- 
sichtigung desExtraordinariums 

Millionen  Mark 

Reinertrag  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung       Millionen  Mark 

Gesamtstaatseinnahmen 

Millionen  Mark 

Verhältnis   des  Eisenbahnreiner- 
trags    zu    den    Gesamtstaats- 
einnahmen                              % 

439 
176 

449 
39 

450 

177 
467 

3» 

III. 
Betriebsüberschuss  im  Ordinarium 

Millionen  Mark 

Verzinsung     und     Tilgung    der 

buchmässigen  Eisenbahnschuld 

Millionen  Mark 
Beinertrag   der  Staatseisenbahn- 
verwaltung       Millionen  Mark 
Gesamtstaatseinnahroen 

Millionen  Mark 
Verhältnis   des   Eisenbahnreiner- 
trags zu  den  Gesamtstaatsein- 
nahmen                                         ^Iq 

5" 

200 

31.1 
584. 

53 

527 

196 

331 
621  . 

53 

Die    folgende   Tabelle   zeigt    die   Eisenbahnausstattung    der    einzelnen 
Staaten: 


1880 


überhaupt 


auf 
100  qkm 


auf  10  000 
Einw. 


1897 


überhaupt 


auf 
100  qkm 


auf  10  000 
Einw. 


Preussen 

Bayern 

Sachsen     ........ 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin  .  . 
Sachsen-Weimar  .  .  .  . 
Mecklenburg-Strelitz       .    . 

Oldenburg 

Braunschwei^ 

Baohsen-Meiningen  .  .  . 
Sachsen-Altenbnrg  .  .  . 
Sachsen-Ooburg-C&tha    .    . 

Anhalt 

^hwarzburg-Sondershausen 
Schwarzbnrg-Budolstadt 

Waldeck 

Beuss  ä.  L 

Beuss  j.  L 

Schaumburg-Lippe     .    .    . 

Lippe    

Lübeck 

Bremen 

Hamburg  * 

Elsass-Lothringen  .... 

Deutsches  Beich    .... 


19  653,63 
4  842,66 
2041,08 

I  437.23 
I  316,60 

78», 15 
399,19 
254,64 
133,82 

326,49 
339,1Q 
156,12 

139,23 
146,68 

238,77 

45,94 

19,38 

3,88 

25,42 
40,94 
24,32 
29,40 
31,41 
43,89 
30,49 
1  143,54 


5,64 

6,38 

13,61 

7,37 

8,73 
10,17 

3,00 
7,09 
4,57 
5,09 
9,19 
6,32 

10,54 
7,45 

10,17 

5,33 
2,03 

0,35 
8,03 
4,96 
7,16 

2,47 
10,51 

17,18 

7,44 
7,88 


7,20 
9,16 
6,87 
7,29 
8,38 

8,34 
6,92 

8,23 
13,35 
9,67 
9,71 
7,54 
8,98 

7,53 
10,27 

6,46 
2,38 
0,69 

5,01 

4,04 
6,88 

2,44 

4,94 
2,80 

0,67 
7,30 


28  206,88 
6211,49 
2  394,26 
1  570,71 
1  720,94 
1  Jo8,57 
I  125,46 

348,13 

246,37 
483,12 

487,78 
228,28 

172,32 
280,51 
286,74 
97,61 
74,56 
35,30 
43,28 

93,56 
24,32 
83,50 
50,67 
49,18 

46,30 
1  592,57 


8,9 

8,19 

15,97 
8,05 

11,41 

14,43 

8,57 

9,63 

8,41 

7,52 
I3,i8 

9,25 
13,02 

14,33 

12,50 

11,32 

7,93 

3,15 
13,68 

11,33 
7,15 
6,87 
17,02 
19,16 
11,16 

10,97 


8,64 
10,47 
6,13 
7,44 
9,78 
10,46 

18,63 
10,09 

24,01 
12,62 

IC,92 

9,57 

9,34 
12,71 

9,51 

12,33 
8,28 

6,06 

6,22 

6,86 

5,78 
6,08 

5,87 
2,42 
0,65 
9,57 


33  645,00 


6,23 


7,44 


47  062,41 


8,7 


8,79 


Sieht  man  von  den  unter  ganz  eigen- 
artigen Verhältnissen  stehenden  Stadtstaaten 
der  Hansastadte  ab  —  Verhältnisse,  die  auch 


in  der  äusserst  niedrigen  Zahl  der  auf  die 
Bevölkerung  bezogenen  Eisenbahnlänge  zum 
Ausdnick  kommen  — ,  dann  stehen  am  güns- 
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tigsten  das  Königreich  Sachsen,  Grossher- 
zogtum  Hessen  —  diese  auch  schon  1880 

—  und  Herzogtum  Sachsen -Cobiu^- Gotha 

—  dies  1880  noch  von  mehreren  anderen 
Staaten  übertroffen.  Bei  Preussen  macht 
sich  der  agrarische  Charakter  eines  grossen 
Teils  seines  Gebietes  geltend,  wenn  auch 
keine  seiner  Provinzen  jenen  drei  Staaten 
in  der  Eisenbahnausstattung  gleichkommt.^) 

Die  Entwickelung  des  Yerkehrs 
für  die  von  der  Statistik  des  deutschen 
fieichseisenbahnamts  einheitlich  behandelte 
Zeit  ergiebt  sich  aus  der  Zusammenstellung 
auf  S.  596,  die  eine  ganz  erhebliche  abso- 
lute wie  relative  Hebung  überall  erkennen 
lässt. 

Besondere  Beachtung  verdient  noch  die 
Entwickelung  des  deutschen  Güterver- 
kehrs, die  in  einer  Statistik  verzeichnet 
ist,  wie  sie  gleich  eigenartig  und  trotz 
mancher  Erhebungsmängel  gleich  wertvoll 
in  keinem  anderen  Lande  besteht,  in  der 
»Statistik  der  Göterbewegung  auf  deutschen 

Eisenbahnen,  nach  Yerkehjsbezirken  ge- 
ordnet«. 2) 

Schon  1862  hatte  der  Verein  deutscher 
Eisenbahnverwaltnngen  seinen  Mitgliedern  em- 
pfohlen, in  ihren  Aufzeichnungen  auch  auf  den 
Herknnfts-  nnd  Bestimmungsort  jedes  Guts  Be- 
dacht zu  nehmen;  1863  hatte  sich  der  Inter- 
nationale Statistische  Eongress  in  gleichem 
Sinne  ausgesprochen,  und  es  waren  auch  Ver- 
suche von  einigen  Bahnen  gemacht  worden,  die 
jedoch  wegfen  Mangel  an  Einheitlichkeit  bald 
wieder  angegeben  wurden.  Erst  1882,  nach 
jahrelangen  Vorarbeiten  und  praktischen  Ver- 
suchen, gelang  es,  wenigstens  ftü:  die  preussi- 
schen  otaatsbiuinen  und  die  elsass-lothringischen 
Eeichsbahnen     ein    einheitliches    Schema    der 

^)  Für  die  preussischen  Provinzen  ergiebt 
sich  fOr  den  31.  März  1898  folgendes  Bild: 


. 

auf 

auf  10000 

m 

100  qkm 

'    Einw. 

Provinz  Ostpreussen  .    . 

5,11 

9,34 

n 

Westpreussen 
Brandenbarg 

5,74 

9,61 

» 

7,79 

6,68 

n 

Pommern  .    .    . 

5,6i 

10,58 

n 

Posen    .... 

7,02 

10,90 

n 

Schlesien  .    .    . 

9,44 

8,48 

7) 

Sachsen     .    .    . 

10,69 

9,82 

n 

Schleswig-Holst. 

7,17 

10,33 

n 

Hannover  .    .    . 

8,46 

10,01 

ti 

Westfalen      .    . 

11,29 

8,13 

yy 

Hessen-Nassau   . 

10,65 

9,00 

Bheinprovinz 

13,42 

6,88 

Die  schmalspurigen  und  Elleinbahnen  ver- 
schieben das  Bild  noch  mehr  zu  Gunsten  der 
Industriegegenden. 

*)  Herausgegeben  vom  preussischen  Ministe- 
rium der  ()ifentTichen  Arbeiten,  seit  1898  jähr- 
lich, vorher  in  Vierteljahrsheften.  —  lieber  die 
Geschichte  dieser  Statistik  vgl.  Archiv  f.  E. 
1887  S.  374.  —  Oesterreich  bereitet  jetzt  eine 
ähnliche  Statistik  vor. 


Gttterbewegungsstatistik  aufzustellen  und  da- 
mit die  Grundlage  zu  geben  für  eine  lieber- 
sieht,  die  es  ermöglicht,  den  Güterverkehr  der 
verschiedenen  deutschen  Wirtschaftsgebiete  in 
sich,  unter  einander  und  mit  dem  Auslande, 
sowie  den  über  die  deutschen  Bahnen  gehenden 
Durchfuhrverkehr  für  alle  wichtigeren  Güter- 
arten zu  verfolfifen.  Noch  im  Laufe  des  Jahres 
1883,  während  die  ersten  Hefte  der  neuen 
Statistik  erschienen,  trat  eine  grosse  Anzahl 
deutscher  Eisenbahnen  dem  Unternehmen  bei, 
und  von  1885  ab  kann  die  Aufzeichnung  den 
Anspruch  auf  Vollständigkeit  erheben,  da  nur 
noch  wenige,  meist  ganz  unbedeutende  Ver- 
waltungen sich  fem  hielten;  1898  fehlen  nur 
noch  die  Marienburg-Mlewka-,  die  Peine-Ilsede* 
und  die  Goldbeck-Giesenslage-Bahn,  im  ganzen 
rund  170  km  umfassend. 

Dem  Tarifschema  angepasst,  werden  in  der 
Güterbewegungsstatistik  76  Arten  Güter  und 
Vieh  unterschieden.  Deutschland  ist  in  36  Ver- 
kehrsbezirke geteilt,  je  nach  der  wirtschaftlichen 
Znsammengehörigkeit  und  Eigenart  ^) ;  die  See-» 
und  Bheinhäfen  sind  aus  der  Umgebung  ans- 
ffeschieden,  auch  Berlin  nnd  Breslau  werden 
besonders  behandelt;  das  Ausland  zerfällt  in 
15  Bezirke.  Notiert  wird,  was  jeder  inländische 
Bezirk  von  jedem  anderen  inländischen  und  aus- 
ländischen Gebiet  empfangen  und  was  er  dort- 
hin abgesandt  hat,  so  dass  in  der  That  für 
alle  wirtschaftlich  zusammengehörenden  Teile 
Deutschlands  ihre  Verkehrsbeziehungen  zum 
Inland  und  Ausland,  soweit  sie  sich  auf  der 
Eisenbahn  abspielen,  ans  dieser  Statistik  abge- 
lesen werden  können,  und  es  bleibt  nur  zu 
wünschen,  dass  sie  die  notwendige  Ergänzung 
in  der  Schiffahrtsstatistik  baldigst  erhalte. 

Im  letzten  Jahrzehnt  zei^  die  Güterbe- 
wegung in  grossen  Zügen  folgendes  Bild* 


1890  I  1896    I  1897   |  1898 
Tausend  Tonnen 


der  gesamte  Gü- 
terverkehr  . 
der  Verkehr   im 
Inlande    .    . 
der  Verkehr  mit 
dem  Auslande 
davon  Versand 
nach  d.  Ausland 
Empfang  vom 
Ausland    .    . 
Durchfuhr  von 
Ausland     zu 
Ausland    .    . 


151  681 

202  104 

217523 

128364 

169  846 

183  267 

23317 

32258 

34256 

11 031 

16233 

I68I4 

10239 

13439 

14680 

2047 

2586 

2761 

233 134 

196  926 
36207 
18092 

15346 

2  770 


Die  Seehäfen  sind  hierbei  als  Inland  be- 
handelt, obwohl  unzweifelhaft  der  weit  über- 
wiegende Teil  der  dort  eingehenden  Güter 
für  das  Ausland  bestimmt  und  ebenso  der 
grösste  Teil  der  von  dort  abgehenden  Güter 
vom  Ausland  gekommen  ist ;  betrachtet  man 
deshalb,  unter  Vernachlässigung  des  Eigen- 

^)  In  Süddeutschland  ist  die  Trennung 
nicht  genügend  durchgeführt,  namentlich  Bayern 
dürfte  nicht  als  ein  einheitliches  Gebiet  aufge- 
fasst  werden. 

38* 
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1880 

1890 

1895 

1896 

1897 

Betriebslänge 

Lokomotiven 

Geleistete  Wagenachskilometer  (Millionen) 

34067 

10869 

8213 

42  104 
14188 
12808 

45  479 
16  107 

14532 

46394 
16350 

15336 

• 

47  337 
16884 

16224 

Personenverkehr: 

Beförderte  Personen 

überhaupt (Millionen) 

auf  1  Einwohner 

Geleistete  Personenkilometer 

überhaupt (Millionen) 

auf  1  km  Betriebsläng-e 

Durchschnittliche  Fahrt  einer  Person  (km) 

215 
5 

6479 
195  404 
30,13 

426 
9 

11  224 
274  270 

26,34 

592 
11 

13  917 
315399 
23,5 

646 
12 

15111 

334  988 

23,38 

692 
13 

16  192 

352  554 
23,39 

Güterverkehr  (einschl.  Vieh): 

Beforderte  Gütertonnen 

überhaupt (Millionen) 

auf  1  Einwohner 

Geleistete  Gütertonnenkilometer 

überhaupt (Millionen) 

auf  1  km  Betriebslänge 

Durchschnittl.  Fahrt  einer  Gütertonne  (km) 

165 

3,7    • 

13487 
400550 

81,66 

218 
4,4 

22  411 

539  663 

102,9 

260 

5,0 

26537 

592  159 

101,9 

284 

5,3 

28087 

612493 

98,92 

301 
5,6 

30226 

647  182 

100,36 

Angestellte  Beamte  undArbeiter: 

Zahl  im  Jahresdurchschnitt 

Gesamthöhe  der  Bezüge.    .  (Millionen  M.) 

284  558 
288 

1 

399682    1  431815 
468             536 

442415 
556 

467  761 
599 

Finanz ergebnis 8 e: 

Boheinnahme (Millionen  M.^ 

Durchschnittsertrag  für  eine  Person  una 

einen  Kilometer  (Pfg.) 
M                für  eine  Gütertonne  u. 
einen  Kilometer  (Pf^.) 
Verhältnis    der    Ausgaben    zu   den   Ein- 
nahmen   (^/o) 

Betriebsüberschuss 

überhaupt    ....    (Millionen  M.^ 
im  Verhältnis  zum  Anlagekapital  (^/o) 

886 

3,5 

4,41 

53,93 

392 

4,54 

1303 

3,08 

3,86 

60,22 

501 
4,86 

1495 
2,92 

3,92 

55,99 

646 
5,74 

1586 

2,83 

3,91 
54,82 

704 
6,23 

1675 

2,81 

3,82 

55,73 

726 
6,32 

konsums  und  der  Eigenproduktion  der  Seehäfen,  diese  als  Ausland,  so  ergiebt  sich  fol- 
gende Aufstellung: 


1890 


1896 


1897 


1898 


Tausend  Tonnen 


Ver- 
mehrung' 
von  18Ä) 

/o 


auf  1898  « 


Lokalverkehr  innerhalb  eines  Verkehrsbezirkes 
Inlandsverkehr  (ohne  Seehäfen  und  Lokalverkehr) 
Versand  des  Binnenlandes 

davon  nach  dem  Auslande 

davon  nach  den  Seehäfen 

Empfang  des  Binnenlandes 

davon  aus  dem  Auslande 

davon  aus  den  Seehäfen 

Durchfuhr 

davon  von  Ausland  zu  Ausland 

davon  von  den  Seehäfen  zum  Auslande     .    . 

davon  vom  Ausland  zu  den  Seehäfen    .    .    . 


51  215 
68612 

15  551 
10720 

4831 

13353 
9646 

3707 
2951 

2047 

311 
593 


69178 
90000 
20894 
15068 

6826 
17  116 
12274 

4842 

3751 
2586 

383 

782 


75652 

95834 
22699 

16386 

6313 
19508 

14040 

5468 

3830 

2  761 

428 

641 


82270 

102080 

24561 

17650 

6911 

20310 

14644 

5666 

3913 
2  770 

442 
701 


61 

49 
58 
64 
43 
52 

52 
80 

33 
35 
42 
18 


Gesamteinfuhr  im  Specialhandel 

Gesamtausfuhr  im  Specialhandel 

Es  zeigt  sieh   hierin   das    beträchtliche 
üebergewicht  des  Lokal-   und    Inlandsver- 


28143 
19365 


36410 
25720 


40 162 
28020 


42730 
30094 


52 
55 


kehrs,  obwohl  allerdings  noch  ein  Teil  der 
in  diesen  Mengen  enthaltenen  Ghüter  aus- 
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lAndischen  Urspnings  iind  auf  den  Milssen 
ins  Inland  gekommen  ist,  wie  auch  anderer- 
seits inländische,  für  das  Ausland  bestimmte 
Güter  schon  im  Inlande  an  den  FlusshAfen 
die  Eisenbahn  verlassen  und  deshalb  im  In- 
landsverkehr erscheinen.  Vergleicht  man 
aber  die  Zahlen  der  Ein-  und  Ausfuhr  mit 
dem  Auslandsverkehr  der  Eisenbahn,  so 
scheint  nur  die  Einfuhr  in  erheblichem  Um- 
fange sich  der  Flüsse  und  sonstigen  Binnen- 
wasserstrassen  zu  bedienen;  die  Eisen bahn- 
einfuhrmenge  beträgt  noch  nicht  die  Hälfte 
der  Oesamteinfuhi*,  und  es  ist  ausgeschlossen. 


dass  ein  so  grosser  Teil  der  Einfuhr  in  den 
Seehäfen  bleibt  oder  dass  der  Unterschied 
auf  Verschiedenheiten  in  der  Anschreibung 
beruht  Bei  der  Ausfuhr  kommt  dagegen 
die  Eisenbahnziffer  der  Gesamtzahl  ziemlich 
nahe,  so  dass  die  Behauptung,  die  Binnen- 
wasserstrassen  dienten  weit  mehr  als  Ein- 
fallsstrassen für  aiisländische  Güter  denn  als 
Ausfuhrwege  für  die  einheimische  Produk- 
tion, auch  in  diesen  Zahlen  ihre  Bestätigimg 
findet. 

Vom  Gesamtgüterverkehr  kommen 


auf 


1890 


1896 


1897 


1898 


Tausend  Tonnen 


Steinkohlen  .  .  . 
Gebrannte  Steine 
Braunkohlen  .  .  . 
Brenn-  and  Nutzholz 
Eisenerze  .... 
Getreide  .... 
Roheisen     .... 

Rüben 

Düngemittel  .  .  . 
Eisen  und  Stahl .  . 
Mehl 


585io(38,5'/o) 
12336 

11384 

6744 

6039 

5  578 
4438 
4265 

2967 
2083 

2431 


73531(36,3%) 
16  510 

15407 
8696 
8324 
6808 

6735 
6992 

4624 

3546 

3299 


77622(35,6%)  81 4*8(34,9%) 


18  139 

17052 

9486 

9498 

7  118 

6557 
7  122 

5258 

3  597 
3528 


20630 

,17797 
1 10  583 
■  9529 
I  7  269 

I  7139 
i  6749 

5675 
I  4247 

I  3589 


Litteratnr:  Statitliscke  SammeUteüe  ist  das  Ar- 
chiv für  Eisenbahnwesen,  seit  1879  vom  preuss. 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  herausge- 
geben. —  Röscher,  System  Bd.  III,  10. — 12. 
Kapitel,  —  Wagner,  Finamwissenschafi  Bd.  I, 
5.  Hauptabschnitt.  —  Cohn,  System  Bd.  III.  — 
Sachs,  Die  Verkehrsmittel  in  Staats-  und  Volks- 
wirtschaft,  Bd,  IL  —  ROlU  Sncykhpädie  des 
Eisenbahnwesens,  7  Bde.  1890 — 95,  giebt  aus- 
führliehe Angaben  über  die  Eisenbahnen  aller 
Länder,  —  Stürmer,  Geschichte  der  Eisen- 
bahnen (2  Bde,  1872  und  1876.)  — Kühn,  Die 
historische  Entwickelung  des  deutschen  und 
deutseh-österreich.  Eisenbahnnetzes  von  1838  bis 
1881  (12.  Ergänzungshefi  zur  Zeitschrift  des 
preuss.  Statist.  Bureaus),  1882 — 86  (in  der  Zeit- 
schrift selbst,  26.  Jahrg.  1886  S.  279),  1886  bis 
98  (18.  Ergänzungsheft  zur  Zeitschrift). 

K»  Wiedenfeld. 


BiBenbahuBtener. 

1.  BegrifT  und  Bedentung  der  E.  2.  Ge- 
schichte,  Gesetzgebung,  Charakter  der  E.  B.  Die 
Ausgestaltung   der  £.    4.  Statistik. 

L   Beg^rüf   lud   Bedeatnng    der   E. 

Eisenbahnen  sind  gewerbliche  üntemeh- 
mimgen,  welche  einen'  Ertrag  gewähren, 
aus  denen  ein  Einkommen  bezogen  wer- 
den kann.  Sie  stehen  in  dieser  Hin- 
sicht anderen  Unternehmungen  und  Ein- 
kommensquellen gleich,  ihre  Heranziehung 
zu  den  Steuern  (Ertrags-,  Einkommensteuern) 


bietet  daher  an  sieh  nichts  Besonderes.  In 
der  That  werden  die  Eisenbahnen  auch 
wohl  überall  zu  Steuern  herangezogen,  wenn 
auch  die  Besteuerung  der  Eisenbahnen  in 
den  vei'schiedenen  Staaten  auf  sehr  ver- 
schiedene Weise  geregelt  ist.  Es  gilt  dieses 
sowohl  für  die  Heranziehung  zu  Staats-  als 
zu  EommunaJsteuern,  sowohl  bezüglich  der 
Staatseisenbahnen  als  der  Privatbahnen,  be- 
züglich der  Ertragssteuern  und  der  Ein- 
kommensteuer. Abgesehen  hien'on  aber 
werden  in  einzelnen  Staaten  die  Eisenbahnen' 
im  Unterschied  von  anderen  Unternehmungen 
einer  besonderen,  nicht  zu  einer  der  grossen 
Steuergruppen  gehörenden,  Staatssteuer  her- 
angezogen, und  diese  Steuer  nennt  man 
Eisenbahnsteuer,  Eisenbahnabgabe. 

An  sich  und  vom  theoretischen  Stand- 
punkte lässt  sich  eine  besondere  Besteuenmg 
der  Eisenbahnen  nicht  rechtfertigen.  Der 
Charakter  der  Gemeinnützigkeit,  welchen 
die  Eisenbahnen  haben,  und  den  zu  bewah- 
ren in  den  meisten  Staaten  gesetzliche  Vor- 
schriften gegeben  sind,  würde  eher  zu  einer 
Begünstigung  der  Eisenbahnnnternehmungen 
bezüglich  der  Steuern  führen  müssen.  Da 
andrerseits  jedoch  die  Eisenbahnen  wie 
andere  gewerbliche  Unternehmungen  Erträge 
liefern  und  aus  diesen  Erträgen  Einkommen 
bezogen  wird,  so  ist  es  gerechtfertigt,  wenn 
jene  Erträge  und  dieses  Einkommen  den 
allgemeinen  Staatssteuem  unterliegen.  Das 
Vorkommen  einer  besonderen  .  Eisenbahn- 
steuer aber,  welche  sich  als  eine  Ausnahme 
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von  der  regelmässigen  Besteuerung  darstellt, 
erklärt  sich  nur  geschichtlich  und  an  der 
Hand  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Gesetz- 
gebung. Eine  derartige  besondere  direkte 
Steuer  der  Eisenbahnen  findet  sich  nur  in 
Preussen  und  einigen  kleineren  deutschen 
Staaten.  Die  besonderen  Eisenbahnabgaben 
in  anderen  Staaten,  wie  die  Frachtensteuer 
in  Italien,  die  Passagiersteuer  in  England, 
die  Transportsteuer  in  Frankreich  und  Un- 
garn, femer  die  Bületstempelgebühren  in 
Oesterreich,  Frankreich,  Italien  und  Spanien 
sind  von  anderen  Gesichtspunkten  aus  zu 
beurteilen  imd  können  zu  den  Eisenbahn- 
steuern im  technischen  Sinne  nicht  gerechnet 
werden. 

Die  Eisenbahnsteuer  betrifft  als  eine 
Staatssteuer  natürlich  nicht  die  Staatseisen- 
bahnen —  es  würde  bei  einer  Besteuerung 
der  letzteren  ja  Identität  des  Steuerver- 
pflichteten und  Steuerberechtigten  vorliegen 
— ,  sondern  lediglich  die  Privatbahnen. 

2.  Geschichte,  Gesetzgebung,  Cha- 
rakter der  E.  Das  preussische  G.  v.  3. 
November  1838  (G.S.  S.  505)  über  die 
Eisenbahnunternehraungen  bestimmte  in 
§  38,  dass  von  den  Eisenbahnen  eine  im 
Verhältnis  des  auf  das  Aktienkapital 
betreffenden  Ertrages  sich  abstufende  Ab- 
gabe entrichtet  werden,  dass  die  Höhe 
dieser  Abgabe  aber  erst  dann  reguliert 
werden  solle,  wenn  die  zweite  in  Preussen 
konzessionierte  Eisenbahn  drei  Jahre  in  voll- 
ständigem Betriebe  gewesen  sei.  Bis  zu 
dieser  gesetzlichen  Eegelung  sollte  die  Post 
für  den  Verlust,  welchen  sie  dm*ch  die 
Eisenbahnen  in  ihrer  Einnahme  erweislich 
erleide,  von  den  Eisenbahngesellschaften 
entschädigt  werden.  Der  Ertrag  der  Ab- 
gabe soDte  nach  §  39  a.  a.  0.  »zu  keinen 
anderen  Zwecken  als  zur  Entschädigung  der 
Staatskasse  für  die  ihr  diuxjh  die  Eisen- 
bahnen entzogenen  Einnahmen  und  zur 
Amortisation  des  in  dem  Unternehmen  an- 
gelegten Kapitals  verwendet  werden.«  Das 
Gesetz  bestimmte  im  §  38  ferner  ausdrücklich : 
»Von  der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer 
bleiben  die  EisenbahngeseDschaften  befreit.« 

Diese  Bestimmungen  lassen  erkennen, 
dass  man  im  Jahre  1838  die  Entwickelung 
des  Eisenbahnwesens  und  seine  Bedeutung 
auch  für  die  Staatsfinanzen  nicht  voraussah 
und  dass  man  bei  dem  Mangel  genügender 
Erfahrungen  in  vorsichtiger  Weise  vor  allem 
bestrebt  war,  den  Fiskus  zu  sichern.  Die 
geplante  Eisenbahnabgabe  hatte  im  wesent- 
lichen einen  gebührenartigen  Charakter. 
Der  Staat  soUte  durch  eine  Gebühr  ent- 
schädigt werden  fiU*  den  vermeintlichen 
Verlust  anderer  Einnahmen  und  für  die 
zeitliche  Aufgebung  des  Eeclits,  örtlich  be- 
stimmte Eisenbahnen  selbst  herzustellen  und 
zu  betreiben. 


Bis  zum  Jahre  1853  unterblieb  jedoch 
eine  Regelung  der  Abgabepflicht  der  Eisen- 
bahnen. Dieselbe  erfolgte  erst  durch  das 
G.  V.  30.  Mai  1853  (G.S.  S.  449),  betreffend 
die  von  den  Eisenbahnen  zu  entrichtenden 
Abgaben.  In  der  Begründung  desselben 
wurde  allseitig  anerkannt,  dass  nach  den 
gemachten  Erfehrungen  die  Post  einen  nach- 
weisbaren Verlust  durch  die  Eisenbahnen 
nicht  erlitten  habe  und  nicht  erleide.  Als 
wesentlicher  Zweck  der  Abgabe  wurde  nun- 
mehr nm*  noch  die  Amortisation  des  in  den 
Bahnen  angelegten  Kapitals,  d.  h.  die  Er- 
werbung der  Eisenbahnen  durch  den  Staat 
hervorgehoben.  Während  hierin  noch  ein 
Anklang  an  die  Gebühreneigenschaft  der 
urspriinglich  geplanten  Abgabe  zu  finden 
war,  wurde  in  der  Begründung  des  Gesetz- 
entwurfs andrerseits  betont,  dass  kein  Gmnd 
zu  einer  längeren  Befreiung  der  Eisenbahnen 
von  der  Abgabe  vorläge,  zumal  andere  auf 
Erwerb  und  Gewinn  gerichtete  Unter- 
nehmungen, namentlich  auch  solche,  welche 
die  Personen-  oder  Warenbeförderung  zum 
Zwecke  haben,  besteuert  seien.  Diese  Aus- 
lirfüung  würde  die  Annahme  begründet  er- 
hescinen  lassen,  dass  man  die  Eisenbahnen 
einer  besonders  gearteten  Gewerbesteuer 
habe  unterwerfen  wollen.  Diese  Annahme 
hält  jedoch  dem  Inhalte  des  Gesetzes  gegen- 
über nicht  Stich.  Zwar  wird  die  Abgabe 
wie  eine  Gewerbesteuer  vom  Ertrage  der 
Eisenbahnunternehmung  erhoben,  jedoch  ist 
ein  Abzug  der  Schulden-  (Anleihen-)  Zinsen 
gestattet,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  die 
betreffenden  Kapitalien  durch  Ausgabe  von 
sogenannten  Prioritätsaktien  aufgebracht  sind. 
In  dieser  Vorschrift  ist  eine  solche  An- 
näherung des  Begriffes  von  Reinertrag  an 
den  Begriff  von  Keineinkommen  zu  finden, 
dass  man  die  durch  das  G.  v.  1853  einge- 
führte Eisenbahnabgabe  als  eine  besonders 
geartete  Einkommensteuer  ansehen  muss, 
welche  einer  bestimmten  Klasse  von  (ju- 
ristischen) Personen  —  das  Gesetz  meint 
als  Steuerträger  ausdrücklich  die  Eisenbahn- 
Aktiengesellschaften  — auferlegt  wird.  Zwar 
nicht  ausschliessliches  Merkmal  der  Ein- 
kommensteuer, aber  immerhin  besonders  ihr 
eigentümlich  ist  auch  die  in  dem  G.  v.  1853 
enthaltene  Progression  der  Eisenbahnabgabe. 

Die  in  dem  G.  v.  1853  noch  enthaltene 
Vorschrift,  dass  die  Eisenbahnabgabe  zur 
Amortisation  der  Aktienkapitalien  verwendet 
werden  solle,  ist  diu-ch  das  G.  v.  21.  Mai 
1859  (G.S.  S.  243)  aufgehoben  und  damit 
die  letzte  Spur  derjenigen  Auffassung, 
welche  der  Gesetzgeber  im  Jahre  1838  von 
der  geplanten  Eisenbahnabgabe  hatte,  be- 
seitigt worden.  Die  Eisenbahnabgabe  fliesst 
nunmehr  wie  jede  andere  Steuer  in  den 
allgemeinen  Staatsfonds,  soweit  nicht  Staats- 
verträge entgegenstehen. 
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Während  das  G.  v.  30.  Mai  1853  eine 
Abgabepflicht  nur  für  die  inländischen 
Eisenbahn  -  Aktiengesellschaften  festsetzte, 
führte  das  G.  v.  16.  März  1867  (G.S.  S. 
465)  eine  Eisenbahnabgabe  auch  für  alle 
übrigen,  nicht  im  Eigentume  des  Staates 
stehenden  Eisenbahnen,  also  für  die  im 
Eigentnme  einer  Privatperson  oder  auslän- 
discher Gesellschaften  befindlichen,  ein. 
Dieses  Gesetz  lehnt  sich  an  das  von  1853 
an,  gestattet  jedoch  den  Eisenbahneigen- 
tümern einen  Abzug  der  Schuldenzinsen 
von  dem  Reinertrage  nicht.  Der  gesetz- 
geberische Gnmd  hierfür  ist  der,  dass  eine 
Mnwirkung  des  Staates  bezüglich  der 
Schuldenaufnahme  von  Privatpersonen  oder 
im  Auskmde  nicht  möglich  bezw.  nicht  zu- 
lässig ist  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass 
infolge  dieser  Abweichung  von  den  Normen 
des  Gesetzes  von  1853  die  durch  das  Ge- 
setz von  1867  eingeführte  Eisenbahnabgabe 
einen  mehr  ertraig8-(gewerbe-)steuerartigen 
Charakter  angenommen  hat. 

Durch  die  V.  v.  22.  September  1867 
(G.  S.  S.  1639),  das  G.  v.  23.  Juni  1876 
(G.S.  S.  171)  und  das  G.  v.  23.  März  1873 
(G.S.  S.  107)  sind  die  vorerwähnten  Ge- 
setze von  1853  und  1867  in  den  seit  1866 
mit  der  preussischen  Monarchie  vereinigten 
neuen  Landesteilen  vorbehaltlich  des  Schutzes 
wohlerworbener  Rechte  eingeführt  worden. 

Den  preussischen  Gesetzen  von  1853  und 
1867  ziun  Teil  wörtlich  nachgebildet,  jeden- 
falls inhaltlich  diestüben  Bestimmungen 
treffend  wie  jene,  sind  das  Gesetz  über  die 
von  Eisenbahnen  zu  entrichtende  Abgabe  v. 
18.  März  1873  für  Sachsen- Weimar  (Reg.-Bl. 
für  das  Grossherzogtiun  Sachsen- Weimar- 
Eisenach  S.  37),  das  G.  v.  30.  April  1873 
für  Sachsen-Meiningen  (Sammlung  der  landes- 
herrlichen Verordnungen  Bd.  19,  S.  371), 
das  G.  V.  29.  April  1872  für  Sachsen-Alten- 
burg (G.S.  S.  82). 

Adolf  Wagner  erachtet  die  Eisenbahn- 
steuer für  eine  teils  gewerbesteuerartige, 
teils  andersgeartete,  höhere  Abgabe,  und 
ijennt  das  Gesetz  vom  30.  Mai  18o3  »steuer- 
technisch« ein  »besonderes  Gesellschafts- 
Gewerbesteuer-Gesetz«.  W.  Endemann  nennt 
die  Abgabe  »eine  Art  von  Gewerbesteuer«. 
Ein  Urteil  des  Rheinischen  Appellationsge- 
richtshofes V.  7.  Januar  1857  (in  Sachen 
Köln-Mindener  EisenbahngeseDschaft  wider 
den  Fiskus)  legt  ihr  (das  heisst  der  durch 
das  G.  V.  1853  ein^führten  Eisenbahnab- 
gabe) »die  Natur  emer  progressiven  Ein- 
kommensteuer« bei  (abgedruckt  in  Bessel- 
Kuehlwetter). 

Nach  dem  preussischen  Gewerbesteuer- 
gesetz von  1891  ist  »der  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen, welche  der  Eisenbahnabgabe  nach 
Massgabe  der  Gesetze  v.  30.  Mai  1853  und 


V.  16.  März  1867  unterliegen«,  der  Gewerbe- 
steuer nicht  unterworfen,  während  nach  dein 
preussischen  Einkommensteuergesetz  von 
1891  Privatbahnaktiengesellscha&n  der  Ein- 
kommensteuer in  Zukunft  unterliegen. 

3.  Die  AnsgestaltQng  der  £•  In 
Preussen  gelten  folgende  Bestinmiungen : 

Die  Abgabe  ist  von  dem  Reinertrage  zu 
entrichten.  Behufs  Ermittelung  des  Reiner- 
trages werden  von  der  BetriebB]X)heinnahme 
die  Verwaltungs-,  Unterhaltungs-  imd  Be- 
triebskosten, feiner  bei  den  inländischen 
Eisenbahn-Aktiengesellschaften  die  erforder* 
liehen  Beiträge  zum  Reservefonds,  bei  an- 
deren Eisenbahnen  die  Rücklagen  in  den 
staatlich  genehmigten  Reserve-  oder  ü> 
neuerungsfonds  (die  aus  dem  Reservefonds 
zu  bestreitenden  Ausgaben  werden  dagegen 
ausser  Ansatz  gelassen)  in  Abzug  gebracht, 
desgleichen  bei  den  inländischen  Aktienge- 
sellschaften die  ziu-  gleichmässigen  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  etwa  gemachten 
Anleihen  erforderlichen  Beträge,  wobei 
Kapitalien,  für  welche  ein  fester  Zinssatz 
ohne  Teilnahme  an  der  Dividedde  angeord- 
net ist,  auch  wenn  sie  durch  Ausgabe  so- 
genannter Prioritätsaktien  aufgebracht  worden 
sind,  den  Anleihen  gleichgeachtet  werden. 
Zmr  Betriebs-Roheinnahme  werden  bei  an- 
deren als  inländischen  Aktienbahnen  auch 
die  tarifmässigen  Frachtbeträge  von  allen 
für  Rechnung  der  Bahnbesitzer  und  Betriebs- 
untemehmer  selbst  stattfindenden  Beförde- 
rungen —  mit  Ausschluss  der  Beförderung 
für  die  Zwecke  der  Bahnverwaltung  —  ge- 
rechnet, von  welcher  Vorschrift  jeäoch  bei 
den  nicht  von  Anfang  für  den  öffentlichen 
Verkehr  bestimmten  Bahnen  Ausnahmen  zu 
machen  gestattet  ist  Als  Betriebsrohein- 
nahmen solcher  inländischen,  nicht  inlän- 
dischen Aktiengesellschaften  gehörenden, 
Bahnstrecken,  welche  mit  ausländischen 
Bahnunternehmungen  zu  gemeinschaftlichem 
Betriebe  -verbunden  sind,  kann  der  nach 
Verhältnis  der  Meilenzahl  berechnete  An- 
teil an  der  Betriebsroheinnahme  des  Gesamt- 
untemehmens  oder  eines  gewissen  Teiles 
desselben  angenommen  werden. 

Wenn  inländische  Aktienbahnen  ver- 
pachtet sind,  so  stellt  die  Pachtsumme  ab- 
züglich der  Verwaltungs-  u.  s.  w.  Kosten 
den  zu  versteuernden  Reinertrag  dar  ^Elnt- 
scheidimg  des  Einanzministers  v.  23.  März 
1881,  Eis.-Verord.-Bl.  1881,  S.  192.  193). 
Bei  denjenigen  Eisenbahn-Aktiengesellschaf- 
ten, welche  statutenmässig  einen  gewissen 
Anteil  von  dem  über  einen  bestimmten  Fto- 
zentsatz  des  Aktienkapitals  hinausgehenden 
Reinertrage  dem  Staate  vorweg  zu  über^ 
lassen  haben,  wird  die  Abgabe  von  dem 
nach  Abzug  des  statutenmässigen  Anteils 
des  Staates  an  die  Aktionäre  ziu*  Verteilung 
kommenden  Reingevdnne  entrichtet 
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Bei  allen  der  Abgabe  unterliegenden 
Eisenbahnen,  bei  denen  der  Staat  sich  durch 
Uebemahnie  einer  Zinsgarantie  beteiligt  hat, 
unterbleibt  die  Erhebung  der  Abgabe  für 
die  Jahre,  in  welchen  infolge  der  über- 
nommenen Zinsgarantie  Zuschüsse  aus  der 
Staatskasse  zu  leisten  sind. 

Das  Verhältnis  des  ermittelten  Eeiner- 
trages  zum  Aktienkapital  bezw.  zum  An- 
lagekapital, letzteres  bei  anderen  als  inlän- 
dischen Aktienbahnen,  bestimmt  die  Höhe 
der  Abgabe.  Dieselbe  beträgt  bei  einem 
Reinertrage  bis  zu  einschliesslich  4%  des 
Aktien-(Anlage-)Kapitals  Vio  dieses  Ertrages, 
bei  einem  höheren  Reinertrage  aber  ausser- 
dem und  zwar  von  dem  Mehrertrage  über 
4  bis  zu  5^/o  einschliesslich  ^/20  dieser  Er- 
tragsquote, von  dem  Mehrertrage  über  5  bis 
zu  6^/o  einschhesslich  ^/lo  dieser  Ertrags- 
quote, von  dem  Mehrertrage  über  6%  */io 
dieser  Ertragsquote. 

Als  Anlagekapital  ist  derjenige  Betrag 
anzusehen,  welcher  auf  die  Herstellung  der 
Bahn  und  deren  Ausrüstung  mit  Einschluss 
der  Betriebsmittel  nützlich  verwendet  ist. 
Von  den  einzelnen  Verwendungen  während 
des  Baues  kommen  die  Zinsen  bis  zum  Tage 
der  Betriebseröffnung  mit  5**/o  insoweit  in 
Ansatz,  als  nicht  eine  ungerechtfertige  Ver- 
zögerung der  Vollendung  des  Baues,  bezw. 
der  Betriebseröffnung  stattgefunden  hat. 
Aufwendungen  für  die  Erneuerung  von  Bahn- 
teilen imd  Betriebsmitteln  werden  dem  An- 
lagekapital nur  insoweit  zugerechnet,  als 
dieselben  durch  ungewöhnliche  Ereignisse 
verursacht,  weder  aus  den  laufenden  Ein- 
nahmen noch  aus  dem  Reserve-  und  Er- 
neuerungsfonds zu  bestreiten  sind.  Befindet 
sich  die  Bahn  im  Besitze  einer  ausländischen 
Eisenbahn-Aktiengesellschaft,  so  kann  bei 
Erteilung  der  Konzession  oder  durch  üeber- 
einkommen  festgestellt  werden,  dass  ein  be- 
stimmter Teil  des  Aktienkapitals  als  Anlage- 
kapital und  der  hierauf  jährlich  zur  Ver- 
teilung kommende  Ertrag  als  steuerpflichtiger 
Reinertrag  angesehen  und  bei  Berechnung 
der  Abgabe  zu  Grunde  gelegt  werde. 

Zur  Sicherung  des  St^iites  bezüglich  der 
Abgabe  ist  den  Besitzern  der  Bahn,  welche 
nicht  inländische  Aktiengesellschaften  sind, 
zur  Pflicht  gemacht,  über  Einnahme  und 
Ausübe  sowohl  des  ganzen  Unternehmens 
als  jeder  einzelnen  Station  ordnungsmässig 
\md  unter  Beobachtung  Ger  ihnen  bekannt 
gemachten  Anforderungen  Buch  zu  führen, 
auch  haben  die  Bahnbesitzer  sich  örthchen 
Revisionen  der  Buchführung  zu  unterwerfen. 
Sie  haben  femer  die  Betriebsroheiimahmen 
und  die  zur  Verwendimg  gekommenen  Ver- 
waitungs-,  Unterhaltungs-  und  Betriebskosten 
für  jedes  Kalenderjahr  spätestens  bis  zum 
folgenden  1.  Mai  unter  Beifügung  der  be- 
züglichen Rechnungen,   Belege,  Abschlüsse 


und  Nachweisungen  zu  deklarieren.  Die 
Höhe  des  Anlagekapitals  ist  bis  zum  Schlüsse 
des  Kalenderjahres,  in  welchem  der  Betrieb 
eröffnet  wird,  eine  Erhöhung  des  ursprüng- 
lichen Anlagekapitals  innerhalb  einer  von 
der  Eisenbahnaufsichtsbehörde  bestimmten 
Frist  nachzuweisen.  Erfüllen  die  Bahnbe- 
sitzer diese  Verpflichtungen  nicht,  so  kann 
die  Eisenbahnaufsichtsbehörde  den  Betrag 
der  Betriebsroheinnahme,  der  abzugsfähigen 
Kosten  sowie  des  Anlagekapitals  nach  pflicht- 
massigem  Ermessen  festsetzen. 

Mehrere  Eisenbahnen  eines  und  desselben 
Besitzers,  der  nicht  eine  inländische  Eisen- 
bahn-Aktiengesellschaft ist,  werden,  wenn 
sie  in  zusammenhängendem  Betriebe  stehen, 
in  Bezug  auf  die  Berechnung  der  Abgabe 
als  ein  Uanzes  behandelt. 

Der  Betrag  der  Abgabe  wird  nach  Ab- 
lauf eines  jeden  Betriebsjahres  für  die  in- 
ländischen Eisenbahn  -  Aktiengesellschaften 
von  der  königlichen  Regierung,  in  deren 
Bezirk  die  Direktion  der  bezüglichen  Eisen- 
bahngesellschaften ihren  Sitz  hat,  bezw. 
wenn  dieser  Sitz  Berlin  ist,  von  dem  General- 
direktor der  Steuern  unter  Berücksichtigung 
des  von  dem  Eisenbahnkommissariate  oder 
der  Verwaltungsbehörde  (für  die  unter 
Staatsverwaltung  stehenden  Eisenbahnen) 
einziu^ichenden  Abschlusses  bezüglich  der 
Berechnung  der  auf  die  Aktien  zu  verteilen- 
den Zinsen  und  Dividenden  festgesetzt.  Für 
die  übrigen  Bahnen  erfolgt  die  Festsetzung 
diu-ch  die  damit  von  dem  Finanzminister 
beauftragte  Behörde. 

Der  festgesetzte  Betrag  ist  innerhalb 
sechs  Wochen  nach  der  Behändigimg  der 
Zahlungsauffordenmg  an  bezw.  die  Haupt- 
kasse der  Regierung,  die  Generalstaatskasse, 
die  in  der  Zahlungsaufforderung  genannte 
Kasse  abzuführen. 

Derjenigen  Behörde,  welche  den  Betrag 
der  Abgabe  festzusetzen  hat,  liegt  auch  deren 
Einziehung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckimg, 
falls  eine  solche  nötig  wird  (nach  der  Ver- 
ordnung V.  7.  September  1879,  betreffend 
das  Verwaltungszwangsverfahren  wegen  Bei- 
treibung von  Geldbeträgen  (G.S.  S.  591)  ob. 

Diese  Vorschriften  sind  m  allen  wesent- 
lichen Punkten  auch  in  dem  oben  (sub  2) 
erwähnten  Gesetze  für  Sachsen-Meiningen 
enthalten,  während  die  Gesetze  für  Sachsen- 
Weimar  und  Sachsen-Altenburg  nur  diejenigen 
Bestimmungen  der  preussischen  Gesetze  wie- 
dergeben, welche  sich  auf  die  inländischen 
Eisenbahn- Aktiengesellschaften  beziehen. 

4.  Statistik.  In  der  Statistik  der  Eisen- 
bahnen Deutschlands,  herausgegeben  vom 
Reichseisenbahnamt,  werden  in  Tabelle  27 
Spalte  32  die  Beträge  der  »Staatseisenbahn- 
steuer bezw.  Staatsgewerbesteuer«  angege- 
ben. Eine  Sonderung  dieser  beiden  ver- 
schiedenartigen Steuern  ist  jedoch  nicht  vor- 
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genommen.  Für  Preiissen  ergeben  die  »All- 
gemeinen Rechnungen  über  den  Staatshaus- 
halt« (für  1878  bis  1896)  und  die  »üeber- 
sichten  von  den  Staatseinnahmen  und  Aus- 
gaben« (für  1896  und  1897)  folgende  Ein- 
nahmen aus  der  Eisenbahnabgabe  rund: 

Staatshans  halte -Rechnung. 

Mark  Mark 

1878/79        3711000  1887/88  252000 

1879/80        3316000  1888/89  249000 

1880/81        2084000  1889/90  320700 

1881/82        2988000  1890/91  289000 

1882/83        3384000  1891/92  265000 

1883/84        2859900  1892/93  253000 

1884/85  916400  1893/94  229700 

1885/86  263000  1894/95  258000 

1886/87  •       265000  1895/96  298000 

üebersicht. 
1896/97       300  200  Mk.  1 1897,/98       393  800  Mk. 

Der  Rückgang  der  Einnahmen  erklärt 
sich  aus  der  umfassenden  Yerstaatlichung 
der  PriTatbahnen. 

Litterator:  Bessel-Kuehlwetter,  Das  pre^ts- 
sische  Eisenbaknrecht,  Teü  II,  S,  226 ß,  — 
W»  ßndemann.  Das  Reeki  der  Eisenbahnen, 
1886,  §  105,  S.  493.  —  KarL  Jhi*h,  v.  Stengels 
Wörterbuch  des  Deutschen  VerwaUungsrechts 
Art.  nEisenbahnabgahenvL,  —  Adolph  Wagner, 
Finanzwissenschaß,  Bd.  II,  1890,  §  96,  S.  286, 
§  218,  S.  528.  —  Deraetbe  in  rtFinamwissen- 
Schaft  und  Verwaltwigslehreu  fon  Gustav  von 
SchSnherg,  4.  Aufl.,  1.  Halbhd.  Finanzwissen- 
Schaft  VI,  direkte  Steuern,  S.  284,  ^^7.  —  Fncy- 
Jdopädie  d.  gesamten  Eisenbahnwesens  von  V. 
Roeü  tt.  C.  Wurmb,  L  »Abgabena  und  nEe- 
steuerungvL. 

Paul  Krause, 


Eisenhart^  Hngo, 

§eb.  am  8. 1. 1811  in  Wolmirstedt  (Reg.-Bez. 
[agdebm'g),  gest.  in  Halle  am  19.  Mai  1893.  Seit 
18>K)  gehörte  er  der  Uniyersität  Halle  an;  von 
1840—1856  als  Privatdozent,  seit  1856  als 
ausserordentl.  Professor.  Eisenhart,  ein  von 
List  heeinflnsster  Verteidiger  der  Schutzzoll- 
politik, schuf  in  seiner  „Geschichte  der  National- 
ökonomik" (s.  u.)  eigentlich  nur  ein  sozial- 
geschichthehes  Lesebuch,  welches  aber  in  seiner 
Yortrefflicben  Skizziernng  der  einzelnen  Phasen 
—  den  Glanzpunkt  bildet  das  III.  Buch:  Die 
„organische,  soziale  Periode"  —  eine  eigenartige 
und  fesselnde  Erscheinung  in  der  Litterär- 
geschichte  bietet. 

Er  veröfTentlichte : 

Philosophie  des  Staates  oder  Allgemeine 
Sozialtheorie,  2  Teile,  Leipzig  1843/44.  -  Der 
Beruf  des  Adels  im  Staate  und  die  Natur  der 
Parieyerfassung,  Stuttgart  1862.  —  Die  gegen- 
wärtige Staatenwelt  in  ihrer  natürlichen  Glie- 
derung und  ihren  leitenden  Grossmächten, 
Leipzig  1856.  —  Kunst  der  Besteuerung,  Berlin 
1868.  —  Geschichte  der  Nationalökonomik,  Jena 
1881,  2.  Aufl.  1891. 

Lippert 


Elberfelder  Armenpflege, 

s.  Armenwesen   oben   Bd.   I   besonders 

S.  11 83  ff. 
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Noch  während  des  Wiener  Kongresses 
wurde  am  18.  Mai  1815  zwischen  Preussen 
und  Sachsen  ein  Vertrag  geschlossen,  des 
Inhaltes,  dass  die  bereits  endgültig  festge- 
stellten Principien  des  Kongresses  fcKBzüglich 
der  freien  Schiffahrt  auf  internationalen 
Strömen  so  bald  als  möglich  auf  die  Elbe 
angewendet  werden  sollten.  Infolgedessen 
vereinigten  sich  bald  die  Bevollmächtigten 
der  Uferstaaten,  damals  zehn  an  der  Zahl, 
zu  Dresden  und  unterzeichneten  nach  44 
Sitzungen  am  23.  Juni  1821  die  Elbschiff- 
fahrtsakte.  In  ihr  war  als  Princip  zwar  die 
Bestimmung  der  Wiener  Kongressakte  über 
die  freie  Schiffahrt  von  dem  Punkte  des 
Beginnes  der  Schiffbarkeit  (Melnik  in  Böh- 
men) bis  in  die  offene  See  und  umgekehrt 
acceptiert,  allein  wesentlich  eingeschränkt 
durch  den  Zusatz,  dass  die  Schiffahrt  von 
einem  Uferstaate  zum  anderen,  auf  die  der 
seerechtliche  Begriff  der  Cabotage  angewen- 
det wurde,  auf  dem  ganzen  Strom  aus- 
schliesslich den  Untertlianen  derselben  vorbe- 
halten bleiben  sollte.  Damit  war  die  Schiff- 
fahrt für  Mitglieder  von  Nichtuferstaaten 
illusorisch  gemacht,  umsoraehr,  als  die  üfer- 
staaten  die  Auffassung  Oesterreichs  teilten, 
dass  ihnen  ausschliesslich  das  Recht  der 
Schiffahrt  zustehe,  wenn  auch  der  öster- 
reichische Antrag,  dies  ausdrücklich  in  der 
Schiffahrtsakte  zu  erklären,  nicht  zum  Be- 
schluss  erhoben  wurde.  Nach  langen  An- 
strengungen Hamburgs  kam  endlich  die 
Additionalakte  vom  13.  Apiil  1844  zu  stände, 
welche  erklärte,  dass  der  Transport  von 
Pei-sonen  und  Waren  von  der  Nordsee  in 
alle  Eibhäfen  und  umgekehrt  den  Schiffen 
aller  Nationen  gestattet  sein  solle.  Die 
innere  Schiffahrt  hingegen  blieb  nach  wie 
vor  den  Uferstaaten  voroehalten,  und  sogar 
diese  Bestimmung  wurde  eingeschränkt  durch 
eine  andere,  der  zufolge  die  Schiffahrt  in- 
nerhalb der  Grenzen  eines  jeden  Staates 
seinen  Unterthanen  reserviert  bleiben  soUe. 

Spätere  Uebereinkünfte  beziehen  sicli  auf 
die  Abschaffung  der  Elbzölle.  Lange  Strei- 
tigkeiten fanden  zwischen  Hannover  und  den 
übrigen  beteiligten  Mächten  wegen  des 
StaderzoUes  statt,  welchen  Hannover  für 
einen  SeezoD  erklärte,  auf  den  die  vom 
Wiener  Kongress  gebotene  Aufhebung  der 
Binnenzölle  keine  Anwendung  zu  finden 
habe,  eine  Behauptung,  die  völkerrechtlich 
ganz  ungerechtfertigt  war.  Die  Lösung  des 
Streites  erfolgte  durch  den  Hamburger  Ver- 
trag vom  22.  Juni  1861,  von  Hannover  mit 
einem  grossen  Teil  der  europäischen  See- 


602 


ElhfloMfeahit— TgmiBwmwfflwJtäft 


mächte  und  Brasilien  abgeschlossen,  durch 
welchen  die  Aufhebung  des  Staderzolles 
gegen  eine  Entschädigung  an  Hannover  er- 
folgte. Am  4.  April  1863  wurde  zwischen 
Oesterreich,  Preussen,  Sachsen,  Anhalt  und 
Harabiu^  ein  Vertrag  über  die  Erhebung 
und  Verwaltung  des  Wittenbergeschen  Elb- 
zoUes  geschlossen.  Dieser  sowie  sämtliche 
anderen  ElbzöUe  wimien  durch  das  auf  Grund 
Art.  4  der  Bundesverfassung  erlassene  nord- 
deutsche Bundesgesetz  v.  11.  Juni  1870 
und  durch  den  Vertrag  des  norddeutschen 
Bundes  mit  Oesterreich-Ungarn  v.  22.  Juni 
1870  aufgehoben.  Durch  Beschluss  des 
Bundesrates  vom  8.  Dezember  1881  wurde 
die  ünterelbe  einschliesslich  der  in  ihr  be- 
findlichen Elbinseln  vom  1.  Januar  1882  ab 
dem  deutschen  Zollgebiete  angeschlossen, 
gleichzeitig  aber  Vorschriften  erlassen  über 
die  Befreiung  der  nach  und  von  Hamburg 
transitierenden  Schiffe  von  zollamtlicher 
Behandlimg. 

Litteratnr:  TTurw,  Fünf  Brief e  über  die  Frei- 
heit der  FlussschiffahH,  '  18571 58.  Die  Freiheit 
der  Eibschiffahrt.  Eine  Frage  des  europäischen 
Rechts.  Dresden  1859.  Die  Elhzölle,  Aktenstücke 
und  Beweise,  1860.  —  (jharathiSodory ^  Du 
droit  international  coneemant  les  grands  cours 
d'eau,  1861.  —  Kalienbom  in  BluntschU*s 
Staatswärterbuch,  Art.  Schiffahrtsverträge.  — 
E.  Meier  in  Holtzendorffs  Rechtslexikon,  Art. 
Elbschtffahrt.  —  iMband,  Staatsrecht  des  Deut- 
schen Reichs,  III  2.  —  Carath4odory  in 
Holtzendorffs  Handbuch  des   Völkerrechts  II. 

tfellinek* 


Ely,  Richard  Theodore, 

geb.  m  Ripley,  N.  Y.,  am  13.  IV.  1864.  Seine 
m  Amerika  begonnenen  Studien  setzte  er  in 
Deutschland  an  der  Universität  Heidelberg  in 
den  Jahren  1876—1879  fort.  Er  promovierte 
dort  und  wurde  1886  Professor  der  politischen 
Oekonomie  an  der  Johns  Hopkins  Universität 
in  Baltimore.  Seit  1.  VI.  1892  bekleidet  er  die 
Professur  der  politischen  Oekonomie  und  Ge- 
schichte in  Madison,  der  Universität  des  Staates 
Wisconsin. 

Von  seinen  Schriften  seien  folgende  genannt : 
French  and  Germau  Socialism  in  Modem  limes, 
New- York  1883;  2nd  ed.  1891.  —  The  Past 
and   Present  of  Political  Economy,   Baltimore 

1884.  —  Recent  American  Sociahsm,  Baltimore 

1885.  —  The  Labor  Movement  in  America, 
New-York  1886.  —  Problems  of  To-day ;  Tariffs, 
Taxation,  Monopolies,  New-York  1888  u.  1890. 
—  An  Introduction  to  Political  Economy,  New- 
York  1889;  dass.  in  hoUänd.  Uebers.  von 
D.  A.  Giel,  Amsterdam  1897.  ~  Social  Aspects 
of  Christianity,  New-York  1889.  —  Outlines  of 
Econoraics,  New-York  1893.  —  Socialism,  an 
Examination  of  its  Nature,  its  Strength  and  its 
Weakness  etc.,  London  n.  New-York  1894.  — 
The  Social  Law  of  Service,  New-York  n.  London 
1897.  —  In  den  Pnblications  of  the  American 
Economic  Association  (Baltimore)  veröffentlichte 


er,  als  damaliger  Sekretär  dieser  Gesellschaft; 
Renort  of  the  Organization  of  the  A.  £.  Association 
(vol.  I,  no  1) ;  Report  of  the  Und  annual  meeting; 
Report  of  the  proceedings  of  3rd  annual  meeting 
of  the  A.  E.  Association  (vol.  III,  no  3,  part  3 : 
vol.  IV,  no  4).  —  In  Gemeinschaft  mit  J.  H.  Finlay 
veröffentlichte  er:  Taxation  in  American  Stat^ 
and  Cities,  New-York  1888.  —  Femer  gab  er 
heraus  und  versah  mit  einer  Einleitung:  Co- 
operation in  America,  Baltimore  1887. 

LipperU 


Emissionsgescliftft. 

1.  Be^ff  und  allgemeiner  Charakter.  2. 
Der  Vertrieb  der  Wertpapiere.  3.  Die  Rolle 
des  Speknlationsmarktes.  4.  Einflnss  dea  Börsen- 
gesetzes auf  das  Emissionsgeschäft,  ö.  Statis- 
tisches. 

1.  Begriff  nnd  aUgemeiner  Charakter. 

Das  Emissionsgeschäft,  als  ein  Zweig  des 
Bankbetriebes,  um&sst  mannigfache  einzelne 
Geschäftsakte,  welche  sich  vor  allem  in 
folgende  Gruppen  sondern:  Anleihegeschäft, 
Konversionsgeschäft,  Mitwirkung  bei  Grün- 
dungen einschliesslich  der  Schaffung  von 
sogenannten  Trustgesellschaften.  Indem  für 
die  Darstellung  der  Besonderheiten  der  letzt- 
genannten zw^ei  Greschäftszweige  auf  die 
Artikel  Konversion  und  Gründung 
verwiesen  wird,  soll  im  folgenden  lediglich 
in  ihren  Grundzügen  die  eigentliche  Emis- 
fiionstliäligkeit  im  engeren  Sinne,  der  Ein- 
zelvertrieb von  grösseren  Beständen  von 
Wertpapieren  an  das  Anlagen  suchende  Publi- 
kum geschildert  werden.  Es  ist  klar,  dass 
Staaten,  Selbstverwaltungskörper,  Standes- 
heiTcn,  Aktiengesellschaften  etc.,  welche 
durch  Veräusserung  von  Einzelschiddver- 
schreibungen  Geld  aufzubringen  wünschen, 
in  gewissen  Fällen  dies  ohne  Mitwirkimg 
von  Banken,  durch  direkte  Effektenveräusse- 
rung  ans  Publikum  bewirken  können.  Doch 
wie  der  Selbstverlag  der  Autoren,  so  bildet 
auch  dies  selbständige  Vorgehen  der  An- 
leiheschuldner ohne  Mitwü'kung  von  Ban- 
ken die  Ausnahme.  Die  Inanspruchnahme 
der  Banken  ist  niu*  zu  umgehen,  wo 
man  nicht  sclileunig  bestimmter  grosser 
Summen  bedarf,  wo  femer  nicht  der  Absatz 
der  Wertpapiere  ein  imsicherer  und  ver- 
wickelter ist,  wo  endlich  dem  Anleiheschuld- 
ner nicht  die  Hilfe  geschulter  kaufmännischer 
Kräfte  für  den  Zahlungs-  und  Abrechnungs- 
verkelir  bei  Emissionen  als  unumgänglich 
notwendig  erscheint.  So  ist  denn  auch  ge- 
schichtlich —  obwohl  manches  über  die 
Entstehung  des  Emissionsgeschäfts  noch  der 
Erforschung  bedarf  —  im  allgemeinen  fest- 
gestellt, dass  die  Emissionsthätigkeit  der 
Bankiers  und  der  Grossbanken  im  Zusammen- 
hang mit  folgenden  Momenten  gewachsen  und 
gross  geworden  ist:  mit  der  Entwickelimg 
des  Kapitalreichtums  und  der  Effektenbörsen, 
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ferner  mit  der  Entwickelung  der  fundierten 
Staatsschuld  und  der  privilegierten  Handels- 
kompagnieen  in  Holland,  England  und  später 
in  den  übrigen  europäischen  Ländern  vom 
17.  und  18.  Jahrhundert  an,  insbesondere 
aber  mit  der  Entstehung  der  grossen  Kapi- 
taJassodationen  f  Qr  industrielle  und  Y erkehrs- 
untemehmungen  im  19.  Jahrhundert  und 
neuerdings  mit  dem  zunehmenden  Bedarf 
Europas  an  ausländischen  Wertpapieren. 

Wenn  wir  von  gewissen  Ausnahmen, 
z.  B.  bei  Treuhand-  oder  Tnistgründungen, 
absehen,  ist  für  das  Emissionsgeschäft  des 
endenden  19.  Jahrhunderts  eines  charakte- 
ristisch: die  Banken  wollen  nicht  ihr  Geld 
als  Kreditgeber  festlegen,  sondern  sie  streben 
danach,  sobald  möglich  die  übernommenen 
Aktien  oder  die  einzelnen  festverzinslichen 
Schuldverschreibungen  beim  Publikum  unter- 
zubringen. Die  modernen  Staaten  erstreben 
einen  »demokratisierten«  Kredit,  die  Rolle 
der  Emissionsbanken  ist  Beihilfe  bei  der 
Unterbringung  von  solchen  Wertpapieren, 
die  entweder  nach  langen  Fristen  oder  über- 
haupt nicht  getilgt  zu  werden  brauchen, 
beim  Publikum.  Nichts  fürchtet  eine  mo- 
derne Emissionsbank  so  sehr,  als  dass  sie 
auf  die  Dauer  ihre  Mittel  in  Wertpapieren 
eines  Schuldners  festlegen  muss.  Sie  strebt 
nach  schleunigem  Umsatz.  Hierin  zeigt  sich 
eine  sehr  wesentliche  Verschiedenheit  der 
modernsten  Entwickelung  gegenüber  derjeni- 
gen Organisation  des  sogenannten  Einanz- 
bankgeschäfts,  welche  Ehrenberg  in  seinem 
Werke  »Das  Zeitalter  der  Jugger«  als 
typisch  für  die  erste  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts schüdert  Die  Fugger,  die  Welser, 
auch  die  ^ssen  italienischen  Bankhäuser 
schafften  sich  die  Gelder,  um  den  Fürsten 
Kredit  zu  geben,  erstens  diuxjh  Vereinigung 
mit  Verwandten  und  iVeunden  in  GeseU- 
schaftsbüdimgen,  zweitens  durch  Entgegen- 
nahme verzinslicher  Einlagen  vom  Privat- 
publikum. Die  fürstliche  Schuldverschreibung 
blieb  zunächst  in  den  Händen  des  führen- 
den Bankhauses,  und  als  letztes  Auskunfts- 
mittel betrachtete  man,  und  zwar  meist  erst 
wenn  Zahlungsschwierigkeiten  eintraten,  die 
Austeilung  einzelner  Staatsschuldverschrei- 
bungen an  die  Geldgeber  der  Finanzbanken.' 
Zwischen  dieser  Entwickeluugsstufe  und  der 
heutigen  liegt  die  Fortbildung  des  öffent- 
lichen Kredits  vom  kurzfristigen  Darlehen 
auf  Specialpfänder  zur  fundierten  Renten- 
schuld, die  in  eine  Menge  Einzelschuldver- 
schreibungen eingeteilt  ist,  die  Entwickelung 
femer  des  Aktienwesens  sowie  der  Börsen 
als  der  Märkte,  an  welchen  jederzeit  Nut- 
zungen gegen  Geldkapitalien  und  umgekehrt 
umgetauscht  werden  können.  Nach  der 
kurzen  Blüte  der  Weltbörsen  Antwerpen  imd 
Lyon  steht  der  deutsche  Kapitalmarkt  in 
dieser  Entwickelung  jahrhimdertelang  gegen 


andere  Länder  zurück.  Noch  gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  wurden  an  der  Berliner 
Börse  weder  Obligationen  noch  Aktien,  son- 
dern nur  Wechsel  imd  G^ldsorten  notiert 
Die  Verbreitung  der  Vermögensanlage  in  fest- 
verzinslichen börsengängigen  Wertpapieren 
sowie  Aktien  nimmt  m  Deutschland  erst  im 
19.  Jahrhundert  und  insbesondere  in  der 
zweiten  Hälfte  desselben  einen  so  grossen 
Aufschwung,  dass  in  der  Bankwelt  besondere 
Unternehmungen,  die  Emissionsbanken,  als 
Lieferanten  neuer  Anlagepapiere  ihre  loh- 
nende Specialität  suchen  und  finden. 

Bei  der  heutigen  Stufe  der  Entwickelung 
zeigt  sieh  in  diesem  Zweige  des  Bankge- 
schäfts mancherlei  Aehnlichkeit  mit  dem 
Buchhandel,  und  zwar,  wie  zunächst  zu 
zeigen  ist,  vor  allem  manches  Analoge  mit 
den  Beziehungen  zwischen  Antor  und  Ver- 
leger. Unendlich  vielgestaltig  wie  die  Ab- 
machungen zwischen  Autor  und  Verleger 
können  die  Beziehungen  zwischen  einem 
emittierenden  Bankliause  und  einem  Anleihe- 
schuldner geordnet  werden.  Die  Rolle  des 
Bankhauses  kann  darin  bestehen,  dass  es 
lediglich  als  Kassierer  und  Abrechnungsstelle 
—  ohne  eigenes  Risico  —  im  Auftrage  und 
für  Rechnung  eines  Anleiheschuldners  den 
Vertrieb  von  dessen  Schuldverschreibungen 
bewirkt  Dann  fordert  das  Bankhaus  regel- 
mässig eine  prozentuell  berechnete  Provision 
als  Entgelt  seiner  Mühewaltung.  Oder  das 
emittierende  Bankhaus  kann  den  Gesamt- 
betrag einer  Anleihe  zu  bestimmtem  Preise 
»fest  übernehmen«  und  den  Einzelvertrieb 
für  eigene  Rechnung  und  Gefahr  vornehmen. 
Dann  liegt  meist  der  Hauptgewinn  des  Bank- 
hauses in  der  Differenz  zwischen  üeber- 
nahme-  und  Verkaufspreis.  Zwischen  den 
erwähnten  Tyi)en  sind  üebergänge  möglich. 
Es  kann  verabredet  werden,  dass  der  Ver- 
trieb der  Wertpapiere  zwar  für  Rechnung 
und  Gefahr  eines  Bankhauses  erfolgt,  dass 
aber  vom  Reingewinn,  der  bei  Ueberschrei- 
tung  eines  Minimalverkaufskurses  erzielt 
wird,  ein  Anteü  an  den  Anleiheschuldner 
abzugewähren  ist  Oder  es  kann  der  Ver- 
trieb zwar  für  Rechnung  des  Anleiheschuld- 
ners erfolgen,  die  emittierende  Bank  aber 
die  Garantie  übernehmen,  dass  mindestens 
eine  bestimmte  Summe  beim  Vertrieb  erlöst 
wird.  Wieder  eine  andere  Möglichkeit  ist, 
dass  das  Bankhaus  nur  einen  Teü  einer  zu 
emittierenden  Anleihe  fest  für  eigene  Rech- 
nung übernimmt,  f  Qr  den  Rest  aber  sich  das 
Recht  des  Vorkaufs  vorbehält,  falls  der  Er- 
folg zum  Bezüge  weiterer  Schuldverschrei- 
bungen derselben  Art  ermuntern  soUte.  Man 
spricht  dann  vom  Vorbehalte  sogenannter 
Optionsrechte.  Hiermit  sind  keineswegs  alle 
im  Leben  vorkommenden  Spielarten  ei-schöpft. 
Die  geschilderten  Beziehungen  werden  übri- 
gens in  der  Praxis  —  wenn  auch  nicht  be- 
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grifflich,  so  doch  rechnerisch  —  verwickelter 
dadurch,  dass  die  Uebernahmc  eines  grösse- 
ren Betrages  von  Schuldverschreibungen 
keineswegs  immer  durch  ein  einzelnes  Bank- 
haus allein,  sondern  vielfach  durch  soge- 
nannte Syndikate,  d.  h.  Vereinigungen  ver- 
schiedener Firmen,  erfolgt,  die  ihrerseits 
wieder  üntersvndikate  errichten  können. 
Nicht  immer  femer  brauchen  neugeschaffene, 
nicht  immer  direkt  vom  Aussteller  erworbene 
Schuldverschreibungen  den  Gegenstand  des 
Emissionsgeschäfts  zu  bilden.  So  z.  B.  katin 
es  vorkommen,  dass  ein  Syndikat  an  aus- 
ländischen Börsen  allmählich  Bestände  einer 
längst  im  Verkehr  befindlichen  Anleihe  auf- 
kauft, um  die  Schuldverschreibungen  dann 
in  Deutsclüand  einzuführen  und  hier  mit 
Vorteil  weiter  zu  vertreiben. 

2.  Der  Vertrieb  der  Wertpapiere. 
Beim  Emissionsgeschäft  für  eigene  Rech- 
nung von  Bankhäusern  sondern  sich  scharf 
zwei  Akte :  die  üebemahme  der  Schuldver- 
schreibungen und  deren  Vertrieb  ans  Pub- 
likum. Es  kann  ein  besonderes  üebemah- 
mesyndikat  imd  daneben  ein  Emissions- 
syndikat bestehen ,  dem  nicht  dieselben 
Firmen  angehören.  In  der  Organisation  des 
Vertriebs  von  Wertpapieren  lässt  sich  die 
Analogie  mit  dem  Buchhandel  nicht  völlig 
durchführen.  Das  Emissionsgeschäft  zeigt 
hier  Verschiedenheiten  gegenüber  dem  buch- 
händlerischen Vertrieb,  die  hauptsächlich  in 
der  verschiedenen  Natur  der  Ware,  die  ver- 
trieben werden  soll,  ihren  Ursprung  haben. 
Der  direkte  Vertrieb  von  Schuldverschrei- 
bungen an  den  festen  Kundenkreis  eines 
Emissionshauses  spielt  eine  wichtigere  Rolle 
als  meist  der  unmittelbare  Büchervertrieb 
durch  den  Verleger  an  seine  Privatkuudeu. 
Es  ist  aber  trotzdem  regelmässig  bei  grösse- 
ren Emissionen  nicht  möglich ,  die  Mit- 
wirkung anderer  Bankiers  beim  Vertrieb  zu 
umgehen.  Der  Sortimenter  im  Emissions- 
geschäft ist  der  Provinzialbankier.  Es  gilt, 
ihn  diu^ch  Bonifikationen,  Abgabe  von  Un- 
terbeteiligungen oder  ähnliche  Mittel  am 
Erfolge  des  Vertriebs  zu  interessieren.  Hier 
zeigt  sich  aber  eine  wichtige  Verschieden- 
heit zwischen  Provinzialbankier  und  Sorti- 
menter. Im  allgemeinen  macht  man  für 
den  Wert  eines  verkauften  Buches  nicht 
den  Buchhändler  verantwoi-tlich,  sondern 
der  Bücherkäufer  fühlt  wenigstens  in  einem 
grossen  Teil  der  Fälle  die  Verpflichtimg, 
sich  selbst  ein  ürteü  über  die  Beschaffen- 
heit der  gekauften  Ware  zu  bilden.  Der 
Bankier  dagegen,  dessen  Stellung  zu  den 
nichtgewerbetreibenden  Privaten  meist  aus 
der  Funktion  als  Aufbewahrungs-  mid  Ver- 
waltungsstelle von  Wertpapieren  hervorge- 
gangen ist,  wird  landläufig  alß  eine  mass- 
gebliche Vertrauensperson,  als  Ratgeber, 
welche  Anlage  zu  wählen  sei,   aufgefasst. 


Unzweifelhaft  würde  der  Bankier  zu  dieser 
Stelle  als  Ratgeber  des  Kapitalisten  am 
besten  geeignet  sein,  wenn  er  nicht  am  Ver- 
triebe bestimmter  Papiere  interessiert  imd 
wenn  er  zweitens  befähigt  und  genügend 
informiert  ist,  selbst  eine  rationelle,  nicht 
bloss  instinktive  Schätzung  des  Wertes  neu 
emittierter  Papiere  vorzunehmen.  Beides 
ist  nicht  immer  der  Fall.  Ein  Ersatz  für 
ein  selbständiges,  uninteressiertes  Uiteil 
wird  vielfach  in  folgender  Erwägung  ge- 
sucht: man  fragt,  wie  sich  die  bisherigen 
Emissionen  desselben  Emissionsliauses 
bewährt  haben,  unter  dessen  Flagge  die 
neu  zu  vertreibenden  Wertpapiere  segeln. 
Emissionsfirmen,  die  jahraus  jahrein  Wert- 
papiere in  Verkehr  setzen,  werden  von  den 
mit  ihnen  im  regelmässigen  A^'erkehre 
stehenden  Provinzialbankiers ,  falls  diese 
nicht  in  der  Lage  sind,  im  konkreten  Falle 
sich  ihr  Urteil  zu  bilden,  nach  ihren  allge- 
meinen bisherigen  Erfolgen  geschätzt.  Man 
spricht  in  diesem  Sinne  von  dem  »Emis- 
sionskredit« eines  Hauses.  Selbstvei-ständ- 
lich  ist  dies  gegenseitige  Vertrauen  des 
Kunden  auf  das  Urteil  des  Bankiers,  des 
Bankiers  auf  die  Tüchtigkeit  des  Emissions- 
hauses niy  ein  Notbehelf.  Wer  der  Krücke 
nicht  bedarf,  seien  es  unterrichtete  Privat- 
kapitalisten, seien  es  Bankiers,  ihnen  allen 
muss  Gelegenheit  zu  vollster  Information 
über  die  Verhältnisse  des  Anleiheschuldners 
etc.  gewährt  werden,  welcher  Kredit  in  An- 
spruch nimmt.  Auch  der  Presse  —  soweit 
sie  unabhängig  ist  -  muss  Gelegenheit  ge- 
boten werden,  ihr  Teil  zur  Beiu1«ilung  der 
einzelnen  Emissionen  beizutragen.  Hierin 
liegt  die  Bedeutung  des  sogenannten  Pro- 
spekt Zwanges  (s.  unten  sub  4). 

8.  Die  RoUe  des  Speknlationsmarktes. 
An  sich  ist  der  Einzelvertrieb  von  im  gros- 
sen übernommenen  Wertpapieren  nicht  not- 
wendig mit  Effektenspekulation  in  Verbin- 
dung. Es  liegt  hier  zunächst  nichts  weiter 
als  ein  Detaüvertrieb  vor,  der  wie  jeder 
Vertrieb  von  grösseren  Beständen  von 
Waren  in  zweierlei  Weise  bewirkt  werden 
kann :  entweder  durch  Veräussenmg  einzel- 
ner Posten  unter  der  Hand  oder  durch 
Massenausverkauf.  Letzterer  erfolgt  beim 
Emissionsgeschäft  auf  dem  Wege  der  Sub- 
skription. Beides  kann  kombiniert  werden, 
indem  nur  ein  Teil  einer  Anleihe  oder  einer 
Aktienemission  bei  der  Subskription  zuge- 
teilt und  der  Rest  zum  freihändigen  Ver- 
kaufe ziurückbehalten  wird.  Der  Gnmd, 
weshalb  der  Weg  der  Begebung  durch 
Subskription  meist  nur  bei  Emission  grösse- 
rer Beträge  lohnend  ist,  liegt  in  den  grösse- 
ren Spesen.  Beim  Massenverkauf  von  Wert- 
papieren auf  dem  Wege  der  Subskription 
geht  die  Entwickelung  dahin,  da.ss  man  sich 
Auswahl  unter  den  Zeichnern,  Freiheit  der 
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iteiliing  im  Falle  der  üeberzeichnung  vor- 
^hält,  femer  dass  eine  Anzahlung  oder 
cherheitsbestellung  von  den  Suhskribenten 
ifonlert  "wird.  Ob  die  Restzahlung  auf 
nmal  oder  in  Terminen  angeordnet  wird, 
ingt  von  besonderen  Umständen  ab.  Im 
nzelnen  Falle  kann  es  möglich  sein,  dass 
»r  volle  Betrag  der  Emission  sofort  an  die 
iibskribenten  verkauft  wird.  Dann  ist  das 
missionshaus  vom  Risico  frei,  imd  in  der 
anzen  Emissionsthätigkeit  spielt  dann  die 
)>okulation  keine  andere  Rolle  als  beim 
iigenhandel  überhaupt,  wo  ja  die  Abhängig- 
cit  von  der  Einkaufs-  oder  Verkaufskou- 
inktnr  den  Erfolg  eines  Geschäftes  stets 
n  günstigen  oder  imgünsti^n  Sinne  beein- 
Lussen  ksuin,  je  nachdem  dieser  Erfolg  der 
oraiisgegangenen  Schätzung  des  Kaufmanns 
ntspi'ach  oder  nicht  entsprach. 

Obgleich  nach  dem  Gesagten  keines- 
vegs  begrifflich  die  Emissionsthätigkeit 
dentisch  mit  dem  Treiben  der  Börsenspe- 
Liilation  ist,  so  kann  allerdings  in  manchen 
Mien  die  Versuchung  an  ein  Bankhaus 
lerantreten,  zur  Befördenmg  des  Erfolges 
^iner  Emission  Kursmanöver,  insbesondere 
]as  vorzunehmen,  was  man  technisch  Mani- 
pulierung des  Marktes  nennt  Solche  Kurs- 
Deeinflussungen  können  versucht  werden, 
um  die  Kauflust  der  Privatkapitalisten  und 
die  Börsenspekulation  zu  reizen,  femer  um 
nach  der  Emission  ein  Sinken  der  Kurse  zu 
verhüten,  welches  das  Emissionshaus  beim 
Publikum  diskreditieren  würde  etc.  Dass 
ein  Emissionshaus  sich  auf  Beeinflussung 
der  Börse  einlässt,  würde  durchaus  verwerf- 
lich und  entbehrlich  sein,  wenn  nicht  eine 
Gefahr  bestände.  Es  ist  nämlich  diurchaus 
nicht  ausgeschlossen,  dass,  wenn  das  Emis- 
sionshaus selbst  auf  willkürliche  Beein- 
flussimg des  Marktes  verzichtet,  von  ihm 
unabh&igige  Spekulanten  diese  Beeinflussung 
vornehmen  und  dadurch  den  Emissionskre- 
dit gefährden.  Deshalb  ist  nicht  in  allen 
Fällen  eine  Regulierung  des  Marktes  zu 
vermeiden.  Volkswirtschaftiich  am  bedenk- 
lichsten ist  die  Kursbeeinflussung  des  Aktien- 
marktes vor  Kapitalvermehrungen  oder  die 
Kursbeeinflussung  der  Aktien  neugegründe- 
ter Unternehmungen.  Es  ist  bei  gutem 
Willen  der  Börsenoi^gane  wohl  nicht  un- 
möglich, hiergegen  einzuschreiten. 

Die  Ausschreitimgen,  welche  insbeson- 
dere in  Zeiten  des  Aufschwungs,  steigender 
Kurse  und  sanguinischer  Börsenstimmung 
im  Emissionsgeschäft  periodisch  sich  be- 
merklich machen,  berechtigen  jedoch  nicht, 
die  Notwendigkeit  und  zunehmende  Bedeut- 
samkeit des  Emissionsgeschäfts  überhaupt 
als  eines  wichtigen  Zweiges  des  Bankge- 
schäfts in  Frage  zu  stellen.  Für  die  Wür- 
digung eines  Geschäftszweiges  von  der  Be- 
deutung   des    eben    gesclulderten    dürfen 


augenblickliche  Stimmungen  trüber  Art,  wie 
sie  nach  Krisen  denen,  die  verloren  haben, 
leicht  kommen,  nicht  den  Ausschlag  geben. 
Insbesondere  ist  es  verfehlt,  zu  glauben,  dass 
Besteuemngsexpenmente  den  Ausschreitun- 
gen von  Emissionshäusem  ein  Ziel  setzen 
werden. 

4.  Einflnss  des  Borsengesetzes  auf 
das  Emissionsgeschäft  Die  staatliche 
Gesetzgebung  hat  sich  mit  dem  Emissions- 
geschäft in  Deutschland  zuerst  in  einer 
Einzelfrage  (Yeräusserung  von  Aktien  neu 
geschaffener  Aktien  auf  Grund  unrichtiger 
Prospekte)  in  der  Aktiengesetznovelle  von 
1884,  dann  generell  im  Börsengesetz  v.  22. 
Juni  1896  beschäftigt  üeber  die  hier  in 
Betracht  kommenden  Rechtssätze  und  Aus- 
führungsbestimmungen vgl.  den  A  rt.  Börsen- 
recht sub  7  oben  Bd.  U  S.  994  ff.  Die  Wirt- 
schaftlichen  Grundgedanken  des  staatlichen 
Eingriffs  in  das  Emissionswesen ,  der  im 
Gegensatz  zu  der  Politik  anderer  Länder 
seit  1896  in  Deutschland,  versucht  wird,  sind 
folgende : 

a)  Was  die  Selbstverwaltung  spontan  an 
den  Hauptbörsen  Deutschlands  geschaffen 
hatte,  wini  weitergebildet,  nach  einheitlichen 
Gesichtspunkten  ausgestaltet  und  staatlich 
beaufsichtigt  und  geregelt.  Analog  wie  in 
London  hatte  sich  in  Berlin  mit  der  Ent- 
wickelung  des  Emissionsgeschäfts  die 
Praxis  herausgebildet,  dass  die  Zulassung 
von  Wertpapieren  zum  offiziellen  VerkehJ 
und  nachher  zur  amtlichen  Notiz  nur  ge- 
stattet wiurde,  wenn  das  Börsenkommissariat, 
gegen  welches  Beschwerde  an  das  Aeltesten- 
koll^um  erhoben  werden  konnte,  seine 
Zustimmung  gab.  Man  knüpfte  hierbei  an 
etwas  an,  was  sich  ohne  Zuthun  des  Börsen- 
vorstandes seit  1870  entwickelt  hatte.  In 
den  Gründerjahren  schon  hatten  Banken, 
welche  Wertpapiere  ans  Publikum  bringen 
wollten,  zu  Keklamezwecken  mehr  <äer 
weniger  wahrhaftige  und  erschöpfende  Mit- 
teilungen über  ein  neues  Wertpapior,  wel- 
ches in  den  Handel  gebracht  werden  sollte, 
in  den  Zeitungen  veröffentlicht  Seit  Mitte 
der  achtzi^r  Jahre  benutzten  die  Börsen- 
vorstände in  Berlin  systematisch  die  Macht, 
neue  Papiere  zum  offiziellen  Handel  und 
nachher  zur  amtlichen  Notiz  zuzulassen 
oder  zurückzuweisen,  um  erstens  festzu- 
stellen, wer  für  die  Mitteilungen  im  Pix)- 
spekt  verantwortlich  sei,  zweitens  dafür  zu 
sorgen,  dass  sowohl  den  Börsenbesuchern 
wie  dem  anlagesuchenden  Publikum  durch 
Veröffentlichung  wahrheitsgetreuer  Pro- 
spekte bei  neuen  Emissionen  Gelegenheit 
geboten  werde,  ein  Urteil  über  Güte  und 
Preiswürdigkeit  der  angebotenen  Wert- 
papiere sich  zu  bilden.  Zunächst  entwickelte 
sich  ein  Gewohnheitsrecht.  Die  Grundsätze, 
nach   denen   bei   Gesuchen   um   Zulassung 
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zum  offiziellen  Handel  und  nachher  zur 
amtlichen  Notiz  verfahren  wurde,  sind  be- 
reits vor  dem  gesetzgeberischen  Eingreifen 
des  Reichs  in  das  ßörsenwesen  durch  die 
Organe  der  Berliner  Börse  in  den  soge- 
nannten »Leitenden  Gesichtspunkten«  kodi- 
fiziert und  1888  veröffentlicht  worden. 

Die  staatliche  Reform  seit  dem  Börsen- 
gesetz knüpfte  an  das  an^  was  sich  aus  der 
Initiative  der  Berliner  Kaufmannschaft  in 
Berlin  entwickelt  hatte.  Die  »Zulassungs- 
stellen«, welche  an  jeder  Börse  Gesuche 
der  Emissionshäuser  zu  prüfen  haben,  sind 
eine  Verallgemeinerung  dessen,  was  sich 
in  Berlin  und  anderwärts  vor  dem  Börsen- 
gesetze entwickelt  hatte.  Ueber  den  Wert 
der  Bestimmungen  des  Börsengesetzes  be- 
züglich der  Zusammensetzung  der  Zulas- 
sungsstellen lässt  sich 'Streiten. 

Der  Prospektzwang,  welcher  schon  vor 
dem  Börsengesetz  in  Berlin  und  an  den 
grösseren  Börsen  bestand,  ist  nunmehr  für 
alle  Börsen  statuiert.  Eine  Verschärfung 
der  Anforderuugen  gegen  den  Zustand  vor 
1896  ist  insofern-  geschaffen,  als  Prospekt- 
zwang jetzt  auch  unbedingt  bei  Anträgen 
auf  Zulassung  von  Wertpapieren,  welche 
infolge  einer  Konversion  oder  einer  Kapitals- 
erhöhung ausgegeben  werden,  gilt.  Die 
Befreiung  der  Emissionen  des  deutschen 
Reiches  und  Pi-eussens  vom  Prospektzwang 
existierte  in  Berlin  bereits  vor  dem  Börsen- 

fesetz.  Seit  dem  Börsengesetz  sind  die 
alle,  in  welchen  deutschen  öffentlichen 
Körpern  gegenüber  von  einem  Prospekt- 
zwang abgesehen  werden  kann,  zahlreicher 
geworden.  Insbesondere  ist  den  Emissionen 
der  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden 
Pfandbriefanstalten  sogar  einige  Erleichterung 
gegen  früher  gewährt  worden,  eine  Neue- 
rung, deren  Nützlichkeit  von  manchen  stark 
bezweifelt  wird. 

Bezüglich  der  Angaben  und  Beglaubi- 
gungen, welche  der  Prospekt  enthalten  muss, 
ist  die  bereits  vor  dem  Börsengesetz  in 
Berlin  entwickelte  Kasuistik  weiter  ausge- 
bildet worden.  Die  Anforderungen  sind 
verschärft  worden. 

b)  Das  Sperrjahr  für  Aktien  umgewan- 
delter Unternehmungen  (B.G.  §  39  Abs.  1), 
die  Festsetzungen  über  den  Mindestbetrag 
des  Gnmdkapitals  neu  zuzulassender  Aktien- 
gesellschaften (B.G.  §  42  Abs.  1),  die  Be- 
stimmung, dass  die  Emittenten  gewisser 
ausländischer  Werte  auf  fünf  Jahre  hinaus 
sich  verpflichten  müssen,  die  Geschäftser- 
gebnisse der  in  Betracht  kommenden  Unter- 
nehmung zu  veröffentlichen  (B.G.  §  39  Abs. 
2)  lassen  sich  ebenfalls  dahin  charakterisie- 
ren, dass  Gedanken,  welche  bei  Abfassung 
der  bis  1896  gültigen  »Leitenden  Gesichts- 
punkte« oder  bei  der  Aktiengesetzgebung 
von  1884  massgebend  gewesen  waren,  wei- 


ter verfolgt  werden,  und  zwar  im  Sinne 
einer  gewissen  Erschwerung  der  Zulassung 
neuer  Werte  an  deutschen  Börsen. 

c)  Im  G^ensatz  zur  Eatwickelung  bis 
1896,  welche  lediglich  eine  Prüfung  der  for- 
mellen Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der 
Prospektangaben  als  Ziel  der  Emissionspoli- 
tik erstrebte,  ist  durch  B.G.  §  36  Abs.  3  c 
auch  ausserdem  in  einem  Falle  eine  Prü- 
fung der  materieUen  Bonität  einer  Emission 
nunmehr  den  Zulassungsstellen  zur  Pflicht 
gemacht.  Es  gehört  zu  ihrer  Kompetenz 
und  ist  ihnen  ziu*  Pflicht  gemacht,  »Emis- 
sionen nicht  zuzulassen,  durch  welche  er- 
hebliche allgemeine  Interessen  geschädigt 
werden  oder  welche  offenbar  zu  einer 
üebervorteilung  des  Publikums  führen«. 
Diese  Bestimmung  ist  unbedenklich,  viel- 
leicht sogar  nützlich,  solange  die  Zulassungs- 
stellen aus  kaufmännischen  Sachverständigen 
zusammengesetzt  bleiben  und  solange,  die 
Anwendung  dieser  Zittückweisungsbefug- 
nis  auf  krasse  Ausnahmefälle  beschränkt 
bleibt.  Würde  die  Prüfung  der  materieUen 
Bonität  der  eingeführten  Wertpapiere  da- 
gegen als  regelmässige  Aufgabe  der  Zu- 
lassungssteUe  angesehen  oder  würde  sich 
gar  im  Publikum  die  Meinung  einbürgern, 
dass  der  Käufer  von  Wertpapieren  selbst 
alles  Nachdenkens  und  Risicos  nunmehr 
überhoben  sei,  so  würde  sich  bald  die  Un- 
haltbarkeit  solcher  Gedanken  herausstellen 
müssen. 

d)  Die  Wünsche  vieler  Personen  bei  der 
Reform  des  Börsenwesens  gingen  hinsicht- 
lich der  staatlichen  Eingriffe  ins  Emissions- 
geschäft viel  weiter.  Abgesehen  von  den- 
jenigen, welche  den  Staatsbeamten  die  für 
sie  unlösbare  Aufgabe  zuweisen  wollten,  bei 
jeder  Emission  zu  entscheiden,  ob  die  ange- 
botenen Wertpapiere  gut  und  preiswürdig 
seien  oder  nicht,  gab  es  viele  durch  die 
Ereignisse  von  1890  bis  1894  geschädigte 
Kleinkapitalisten,  weldie  verlangten,  dass 
den  Emissionsbanken  eine  Haftung  für  die 
von  ihnen  verkauften  Wertpapiere  auferlegt 
werde.  Dieser  Gedanke  ist  im  Börsenge- 
setz, und  zwar  mit  vollem  Rechte,  nicht 
verwirklicht  worden.  Zunächst  ist  die 
Frage  des  Wertes  oder  Unwertes  bei  den 
meisten  Wertpapieren  nicht  absolut  zu  be- 
jahen oder  zu  verneinen,  sondern  nur  mit 
Rücksicht  auf  den  Preis  des  Wertpapieres 
zu  beantworten.  Fünfprozentige  Schuldver- 
schreibungen eines  ausländisclien  Staates, 
bei  dem  die  Gefahr  besteht,  dass  er  auf  die 
Dauer  nur  4  statt  5  Prozent  seinen  Gläubi- 
gem zahlen  kann,  sind,  wenn  zum  Kiu^e 
von  60  oder  70  angeboten,  ganz  anders  zu 
beurteilen,  als  wenn  sie  ziun  Nennwert  ver- 
kauft sind.  Ein  gerechter  Massstab,  zu 
welchem  Kurse  riskantere  Werte  zu  emit- 
tieren  sind,  lässt  sich  aber  nicht  ein  für 
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alle  MaJ  aufstellen.  Abgesehen  hiervon  ist 
aber  die  Haftung  für  einen  Anleiheschuldner, 
gleichgültig  ob  Krieg  oder  eine  Revolution 
ausbricht  oder  nicht,  ferner  die  Haftung  für 
eine  AktiengeseUschaft,  gleichgültijj  welche 
Wechselfälle  in  Zukunft  die  Industrie  treffen 
mögen,  etwas,  was  eine  gewissenhafte  Bank 
überhaupt  nicht  übernehmen  kann.  Es 
würden  dann  vielleicht  unsolide  und  kapital- 
schwache Emissionsbankeu  bei  Zumutung 
solch  eines  thatsächlich  unmöglichen  Bisicos 
am  deutschen  Emissionsgeschäft  sich  leichten 
Herzens  noch  beteiligen,  die  Thätigkeit  der 
tüchtigsten  Emissionshäuser  aber  würde  da- 
hin gedrängt,  nicht  an  deutschen,  sondern 
an  ausländischen  Börsen  ihre  Emissionen 
unterzubringen. 

Worauf  man  sich  beschränken  musste 
und  im  Börsengesetze  beschränken  wollte, 
war,  klare  Bestimmungen  über  die  civil- 
rechtliche  Haftung  der  Emissionshäuser  für 
unrichtige  Angaben  oder  bösliche  Verschwei- 
gimgen  in  Prospekten  festzulegen.  Ob  die 
Fassung  des  §  43  des  B.G.  sich  in  der 
Praxis  als  geeignet  erweist,  diesen  an  sich 
gesunden  Gedanken  zu  verwirklichen,  bleibt 
abzuwarten.  Gegen  die  Wortfassung,  nicht 
gegen  das  Princip ,  sind  allerdings  nicht 
unerhebliche  Beoenken  geltend  gemacht 
worden. 

Blickt  man  auf  die  Regelung  des  Emis- 
sionsgeschäfts seit  dem  deutschen  Börsen- 
gesetz V.  22.  Juni  1896  zurück,  so  ist 
erstens  zuzugeben,  dass  in  manchem  jetzt 
Einheitlichkeit  herrscht,  worin  sie  früher 
fehlte.  Es  ist  ferner  die  Möglichkeit  be- 
seitigt, dass  sich  im  Widerspruch  mit  der 
Praxis  der  grösseren  Börsen  an  kleinen 
Plätzen  eine  laxere  Praxis  bildet  und  Börsen 
für  zurückgewiesene  zweifelhafte  Werte 
entstehen.  Es  ist  ferner  zuzugeben,  dass 
die  von  manchen  befürchtete  Lahmlegung 
dergesundenEmissionsthätigkeit  an  deutschen 
Börsen  nicht  seit  dem  Börsengesetz  einge- 
treten ist.  Andererseits  hat  sich  aber,  je 
exklusiver  die  deutschen  Börsen  insbe- 
sondere gegenüber  ausländischen  Aktien 
■  werden,  seit  dem  Börsengesetze  eine  Ent- 
wickelung  verstärkt,  die  schon  mit  dem 
Aktiengesetze  von  1884  einsetzt:  es  werden 
vielfach  Aktien,  die  das  deutsche  Publikum 
kauft  und  besitzt,  gar  nicht  an  deutsche  Börsen 
gebracht.  Zum  Teil  sind  es  sehr  solide  deut- 
sche Gründungen,  die  unter  ausländischem 
Rechte  begründet  werden,  Unternehmungen, 
deren  Aktien  zwar  in  deutschem  Besitze 
sind,  aber  nicht  an  deutschen  Börsen  notiert 
werden  dürfen.  Zum  anderen  Teile  sind  es 
sehr  zweifelhafte  Papiere,  die  zwar  nicht 
durch  die  deutschen  Emissionshäuser  und 
auch  nicht  an  den  deutschen  Börsen,  aber 
durch  Agenten  auf  dem  Wege  brieflicher 
Offerten   vertrieben  werden.     Mit  drakoni- 


schem Einachreiten  würde  hier  nichts 
Wesentliches  zu  erreichen  sein.  Das  kleinere 
Uebel  gegenüber  dem  jetzigen  Zustande 
wäre  vielleicht,  wenn  alles,  was  in  Deutsch- 
land von  Wertpapieren  gehandelt  würde, 
der  Kontrolle  der  Börse,  d.  h.  der  Kontrolle 
der  Oeffentlichkeit  unterstellt  wäre.  Die 
Gefahr  der  sogenannten  heimlichen  Emis- 
sionen ist  ein  Uebelstand,  demgegenüber 
eine  polizeiliche  Börsengesetzgebung  ziem- 
lich machtlos  ist.  Auch  in  einer  anderen 
Hinsicht  sind  die  Erwartungen,  welche  die 
meisten  Leute  beim  Erlass  des  Börsenge- 
setzes hegten,  nicht  erfüllt  worden:  der 
Glaube,  dass  es  unmöglich  sein  werde, 
öffentliche  Emissionen  beim  Publikum  unter- 
zubringen, ohne  dass  zuvor  die  Zulassung 
an  einer  Börse  erlangt  sei,  hat  sich  als 
irrig  erwiesen.  Es  sind  1899  einige  Emis- 
sionen in  Deutschland  untergebracht  worden, 
bei  denen  das  Emissionshaus  lediglich  ver- 
sprach, die  Zulassung  zur  Börse  solle 
künftig  nachgesucht  werden.  Sollte  diese 
Praxis  häufiger  werden,  dann  würden  die 
Garantieen  für  die  Wirksamkeit  der  Zu- 
lassungsstellen  allerdings  ziemlich  nutzlos 
werden. 

Das  wichtigste  Problem  der  Zukunft,  die 
Frage,  ob  es  dazu  kommen  wird,  dass  sich 
eine  Bernfstrennung  zwischen  Effektenbanken 
und  Kreditbanken  nach  englischem  Muster 
einmal  auch  in  Deutschland  herausbildet, 
ist  zur  Zeit  für  gesetzgeberische  Behandlung 
noch  nicht  reif. 

Im  ganzen  ist  die  bisherige  Entwicke- 
lung  des  Emissionsgeschäfts  in  Deutschland, 
wenn  sich  auch  Ausschreitungen  wohl  be- 
merken Hessen,  von  grossem  Vorteil  gewesen 

1.  fiir  die  Ausbreitung  der  deutschen 
Handelsbeziehungen,  da  der  deutsche  Kauf- 
mann durch  die  auswärtigen  Unternehmun- 
gen der  Emissionshäuser,  durch  die  koloni- 
sierende Thätigkeit  des  Kapitals,  Nutzen  zog, 

2.  für  Versorgung  des  deutschen  Marktes 
mit  Wertpapieren,  an  denen  im  ganzen  bis- 
her doch  erheblich  mehr  gewonnen  als  ver- 
loren wurde.  Endlich  ist  der  Besitz  an 
ausländischen  Wertpapieren  in  Priedenszeiten 
wirksam,  um  durch  Kentenbezüge  die  Zah- 
lungsbilanz auszugleichen,  bei  Kriegsausbruch 
aber  eine  grosse  Hufe  für  die  finanzielle 
Mobilmachung. 

5.  Statistisches.  Es  giebt  mehrere 
Methoden,  die  Emissionen  statistisch  zu  ei^ 
fassen,  die  jedoch  sämtlich  nicht  einwand- 
frei sind.  Es  handelt  sich  hier  um  eines 
der   schwierigsten    Probleme   der  Statistik. 

a)  Im  belgisclien  Moniteiu*  des  intöi'^ts 
mat^riels  wird  jährlich  eine  Schätzung  des 
Gesaratbetrags  der  Emissionen  der  Welt 
veröffentlicht.  Die  Methode,  nach  welcher 
die  Zusammenstellung  geschieht,  ist  die, 
nicht  nach  Emissionsländernj  sondern  nach 
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den  Ursprungsländern  der  Anleihen  bezw. 
nach  den  Ländern  des  Geschäftssitzes  neu- 
begründeter Aktiengesellschaften  die  Summen 
zu  gruppieren.  Der  ungefähre  Gesamtbe- 
trag aller  Emissionen  der  Welt  einschliess- 
lich der  Konversionen  und  Umgründungen 
wird  dabei  in  Milliarden  Franken  angegeben 
wie  folgt: 


1871 

15,6 

1872 

12,6 

1873 

io,9 

1874 

4,2 

1875 

h7 

1876 

3,7 

1877 

7,9 

1878 

4,6 

1879 

9,4 

1880 

5,5 

1881 
1882 
1883 
1864 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


7,2 
4,5 
4,2 
4,9 
3,3 
6,7 
5'0 

7,9 

12,7 

8,1 


1891 

7,6 

1892 

2,5 

1893 

6,o 

1894 

17,8 

1895 

6,5 

1896 

i6,7 

1897 

9,6 

1898 

io,5 

Aus  diesen  Ziffern,  die  nach  Zeitungs- 
prospekten   und  anderen  Quellen  geschätzt 


sind,  dürfte,  auch  wenn  sie  völlig  korrekt 
wären,  kein  direkter  Schluss  auf  die  jeweilige 
Inanspruchnahme  der  Geldmärkte  durch 
Emissionsthätigkeit  gezogen  werden.  Kon- 
vertierungen entziehen,  wenn  sie  gelingen, 
überhaupt  nicht  dem  Anlagemarkt  dauernd 
nennenswerte  Mittel.  Bei  Umgründungen 
schon  bestehender  Geschäfte  aber  wird  zwar 
vorübergehend  Geld  vom  Markte  genommen, 
andrerseits  sind  die  Vorbesitzer,  wenn  in 
bar  entschädigt,  nunmehr  in  der  hsige,  dem 
Anlagemarkte  entsprechende  Barmittel  neu- 
zuzuführen. 

Zergliedert  man  die  Emissionen  des 
Jahres  1898  (nach  Ursprungsländern,  nicht 
nach  den  Emissionsländern  geordnet),  so 
ergeben  sich  nach  der  belgischen  Schätzung 
folgende  Summen  in  Millionen  Franken  (mit 
Weglassung  der  auf  die  Hunderttausende 
folgenden  Stellen): 


Kreditnehmer 

1.  Deutschland 

2.  Amerika  lateinischer  Basse     . 

3.  Oesterreich-Ungam     .... 

4.  Belgien 

5.  China 

r>.  Vereinigte  Staaten  v.  Amerika 

7.  Frankreich  nnd  Eolonieen  .    . 

8.  Grossbritannien  nnd  Kolonieen 

9.  Niederlande  und  Kolonieen 

10.  Rumänien      

11.  Rassland 


Staats-  und  £om- 
mnnalanleihen 

427,5 

252,5 
121,8 

16,7 
360,0 


8,3 

473,7 

178,9 

98,4 


Eisenbahnen  und 

Banken  industrielle 

Gesellschaften 

1121,5  1377,5 

—  67,9 

65.7  57,1 

18.8  127,3 

—  332,0 
2,0  308,1 

36,4  2217,7 

5,3  134,3 

3,8  0,7 

iio,i  518,2 


Kon- 

yer- 

sionen 


8.3 


815,6 


97,6 
658,3 


Gesamt- 
betrag ^) 

2926,7 

320,4 
244,7 
171,2 

360,0 

332,0 

1134,2 

2727,9 

318,5 
200,6 

1286,6 


Totalsnmme  einschliesslich  aller 
übrigen  nicht  oben  aufgeführten 
Länder  (hiervon  keines  mit  mehr 
als  100  Mill.  Francs)     .... 


2042,8 


1411,7 


5448,0  1640,0      1 0542,8 


*)  Die  Gesamtbeträge  stimmen  in  den  Hunderttansenden  nicht  völli^^enau,  da  die  einzelnen 
Posten  in  den  Hunderttansenden  nicht  abgekürzt,  sondern  einfach  mit  Weglassnng  der  auf  die 
Hunderttausende  folgenden  Stellen  hier  wiedergegeben  sind. 


Diese  belgischen  Zusammenstellungen, 
welche  auch  in  den  Veröffentlichimgen  des 
französischen  Finanzmimsteriums  übernom- 
men werden,  kranken  vor  allem  an  einem 
Mangel:  eine  unanfechtbare  Zusammen- 
stellung aller  Emissionen  der  Welt  wäre 
nur  möglich,  wenn  man  ^nau  wissen  könnte, 
wie  viel  Werte  jedes  einzelnen  Ursprungs- 
landes geschaffen  worden  sind.  Da  wir  von 
diesem  Zustand  des  Wissens  weit  entfernt 
sind,  sind  auch  Zusammenstellungen,  die 
völlig  korrekt  sind,  bis  jetzt  nicht  wohl  mög- 
lich. Nicht  recht  begreiflich  ist  ferner, 
weshalb  z.  B.  die  Kriegsanleihe  der  Ver- 
einigten Staaten  vom  Juli  1898,  die  über 
1000  Millionen  Franken  in  Anspruch  nahm, 
nicht  eingerechnet  ist. 

b)  Andere  private  Yersuche,  für  einzelne 
Länder  eine  Emissionsstatistik  aufzustellen, 
sind  jährlich  im  Londoner  »Economist«  und 
im  »Deutschen  Oekonomist«    enthalten  und 


zwar  für  die  in  England  bezw.  Deutschland 
emittierten  Werte. 

c)  Gelegentlich  der  deutschen  Börsen- 
enquete wurden  die  verschiedenen  1893  vor- 
liegenden Ergebnisse  privater  Emissions- 
statistik  in  einer  Yeröffentlichung  reprodu- 
ziert und  durch  weitere  Materialien  ergänzt, 
nämlich  1.  durch  offizielle  Zusammen- 
stellungen der  in  den  letzten  10  Jahren  bis 
1892  an  der  Berliner,  Frankfurter  und  Ham- 
burger Börse  zur  Einführung  gelangten 
Wertpapiere,  2.  durch  Nachweise  der  Steuer- 
behöKlen  von  Berlin,  Frankfurt  und  Ham- 
burg über  Ergebnisse  des  Effektenstempels 
von  ausländischen  Wertpapieren.  Professor 
G.  SchmoUer  verglich  die  auf  verschiedenem 
Wege  erlangten  statistischen  Ergebnisse  in 
einer  kritischen  Einleitung.  Die  Abweichung 
der  2iiffem  der  einzelnen  privaten  Emis- 
sionsstatistiken erwies  sich  als  so  beü^ht- 
lich,  dass  Schmoller  sehr  begreiflicherweise 
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iir    mit    äusserster    Zurüekhaltiing    davon 
ol  »rauch  machte. 

Die  interessantesten  Ergebnisse  der  von 
im  übernommenen  Schätzungen  sind: 

Wenn  für  England  1885  Griffen  annahm, 
ISS  36^/0,  vielleicht  sogar  über  40  ^.'o  des 
'samten  Vermögens  in  Grossbritannien  und 
•land  eine  Form  angenommen  habe,  welche 
ie  Bewertung  dieses  Kapitals  durch  die 
oi-se  zur  Folge  hat,  so  sei  für  Pi-eussen 
S92  anzunehmen,  dass  von  738(X)  Millionen 
[ark  privatem  Kapitalvermögen  etwa  ein 
iertel  in  börsengängigen  Papieren  angelegt 
rar.  In  der  Zeit  1880  81  bis  1891  92  sei 
ermutlich  durchschnittlich  1  Milliarde  Mark 
on  den  jährlich  auf  2000—2500  ^üllionen 
lark  zu  schätzenden  deutschen  Ersparnissen 
ur  Anlage  in  Wertpapieren  verfügbar  ge- 
resen.  ^)  Die  Beträge  für  Effektenanlage, 
rt>lche  1883  bis  1892  die  deutschen  Emis- 
ionsbanken  dem  Publikiun  zugefühi't  hätten, 
•etriigen  im  Jahresdurchschnitt  wahrschein- 
ich  rund  1200  Millionen  Mark.  Die  Ver- 
chiodenheit  dieser  Ziffern  ist  in  der  That 
licht  auffallend.  Nicht  jede  Emission  be- 
leutet  eine  Festlegung  neuer  Ersparnisse. 
Konvertierungen  und  Umgründungen  veran- 
assen nur  eine  Umwandlung  bennts  vor- 
landenen  Besitzes.  Zu  dieser  Erklärung 
:>chmoDers  kann  man  eine  zweite  noch  hin- 
iuffigen,  welche  anlässlich  der  Statistik  der 
ii()rseneuquetekommi8sion  nicht  gegeben 
Aurde:  auch  für  diejenigen  Kapitalisten, 
svelche  durch  Heimzahlung  ihrer  Papiere 
veranlasst  wenlen,  eine  neue  Anlagegelegen- 
leit  zu  suchen,  oder  ihre  Papiere  sonst  ans 
Ausland  abgeben,  liefert  das  Emissionsge- 
schäft jährhch  neue  Anlagepapiere.  Die 
Summe  der  neu  emittierten  Wertpapiere 
larf  also  allerdings  im  Durchschnitte  mehrere 
Jahre  sehr  wohl  die  Menge  der  für  Neuan- 
liifcen  zu  verwendenden  Ersparnisse  um  ein 
Beträchtliches  übersteigen,  ohne  dass  eine 
l'eberfülhmg  des  Effektenmarktes  stattfindet. 

Was  endlich  den  Anteil  der  ausländischen 
Wertpapiere  am  Gesamtbetrag  der  in  Deutsch- 
land 1883  bis  1892  untergebrachten  Effekten- 
emissionen betrifft,  so  neigt  SchmoUer  der- 
jenigen privaten  Schätzung  des  »Deutschen 
Oekonomist«  zu,  nach  welcher  insgesamt 
7707,1  Millionen  Mark  in  inländischen  \md 
4287,0  Millionen  Mark  in  ausländischen 
Wertpapieren  in  den  erwähnten  zehn  Jahren 
dem  deutschen  Geldmarkt  zugeführt  seien, 
wobei  jährlich  aber  das  Verhältnis  der 
deutschen  zu  den  exotischen  Wertpapieren 
stark  schwankt. 

d)  Ein  Anstoss  zur  regelmässigen  Pflege 
der  Emissionsstatistik  durch  das  Reich  wiuxle 
durch   eine    Resolution    gegeben,    die    der 

*)  Gegenwärtig  dürfte  die  für  Effekten- 
anlage jährlich  verfügbare  Summe  sicher  grösser 
als  1  Milliarde  sein. 

Handwörterbuch  der  StaatBwiuexischaften.    Zweite 


Reichstag  bei  Annahme  des  Börsengesetzes 
am  6.  Juni  1896  gefasst  hat.  Demgemäss 
wird  jährlich,  zuerst  für  1897,  in  den  Yiertel- 
jahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reiches  ein  Verzeichnis  der  im  Laufe  des 
Jahres  in  Deutschland  zum  Börsenhandel 
zugelassenen  Wertpapiere  unter  Angabe  des 
Beti-ags  (Nennwerts),  des  Einführungskurses, 
womöglich  auch  des  Subskriptionskurses, 
sowie  endlich  auch  der  einführenden  Firma 
veröffentlicht. 

Eine  Verarbeitung  des  für  1897  und  1898 
gegebenen  Rohmatenals  erschien  zum  ersten 
Male  im  Statistischen  Jahrbuch  des  Deutschen 
Reiches  für  1899,  S.  150.  Es  wurden  dem- 
nach bei  den  deutschen  Börsen  zum  Börsen- 
handel  zugelassen. 


1.  Staatsanleihen 

2.  Ad  leihen  von  Pro- 
vinzen, Städten  etc. 

3.  Pfandbriefe  von 
Landschaften  nnd 
ähnlichen  Boden- 
kreditinstitnten  un- 
ter staatl.  Aufsicht 

4.  Pfandbriefe  von 
Hypothekenbanken 

6.  Bankaktien  und 
Obligationen      .    . 

6.  Eisenbahnaktien 
(einschl.  Klein-  und 
Strassenbahnen)     . 

7.  Eisenbahnobliga- 
tionen (einschliessl. 
Klein-  nndStrassen- 
bahnen]    .... 

8.  Industrieaktien  n. 
Bergwerksknxe 
(einschl.  Verkehrs- 
nnd  Versicherungs- 
untemehmnn^en)  . 

9.  Industrieobligati- 
onen  (einschl.  Ver- 
kehrsontemehmnn- 
gen  etc.)   .... 


1898 


deut- 
sche 


ans- 

län- 

discbe 


Nennwerte  in  Mill.  Mark 


Im  ganzen 
Darunter   Umwand- 
lungen      früherer 
Wertpapiere      .    . 


1304,2 
241,9 


205,9 

1291,7 

326,6 

34,6 


24,5 


346,4 
91,3 


42,71  993,5 

154,2     102,S 


75,0.  184,5 
112,7    868,8_     50,5 


309,3 


8,0 


72,2!       0,8 


304,9 


53,6 


287,21     59,3 


1,7 


50,3 


3787,9 


1384,9 


889,6 


15,0 


330,7 

180,8 
2093,0 

162,8 


1176,6 


11,6 


2534,3 


782,1 


Hiermit  ist  etwas  Wichtiges  angebahnt, 
es  ist  eine  Zusanmienstellung  versucht,  bei 
welcher  alles,  was  an  deutschen  Börsen 
eingeführt  wurde,  berücksichtigt  ist.  Allere 
dings  ist  hiermit  nur  der  erste  Schritt  zu 
einer  völlig  brauchbaren  Emissionsstatistik 
gethan.  Man  darf  aus  den  erwähnten  Ziffern 
noch  fast  nichts  schliessen.  Erstens  sind  die 
Nennwerte  und  nicht  die  Kurse,  zu  denen 
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das  Publikum  kaufte,  berücksichtigt.  Bei 
den  grossenteüs  über  pari  emittierten 
deutschen  Aktien  würden,  wenn  nicht  der 
Nennwert  zu  Grunde  gelegt  wäre,  z.  B.  viel 
grössere  Summen  herauskommen.  Zweitens 
ist  von  den  ausländischen  in  der  Tabelle 
aufgeführten  Papieren  ein  sehr  beträchtlicher 
—  hier  nicht  näher  geschätzter  —  Teil  gai* 
nicht  an  deutschen,  sondern  an  ausländischen 
Börsen  verkauft  worden.  Drittens  ist,  da  die 
meisten  Pfandbriefe  nicht  mittelst  Subskrip- 
tionen oder  an  der  Börse  verkauft  werden, 
der  verkaufte  und  der  zum  Börsenhandel 
angemeldete  Betrag  der  Pfandbriefe  durch- 
aus nicht  notwendig  identisch.  Viertens 
sind  nur  die  zum  Börsenhandel  zugelassenen 
Papiere,  nicht  aber  z.  B.  die  in  Deutschland 
privatim  untergebrachten  Goldminenaktien 
u.  8.  w.  verzeichnet. 

Wird  die  Bearbeitung  des  Rohmaterials 
der  Emissionsstatistik  künftig  dahin  vervoll- 
kommnet, dass  die  Zeichnungskurse  oder  die 
ersten  Börsenkurse  bei  der  Berechnung  be- 
rücksichtigt werden  und  dass  das  Material 
der  Stempelsteuerämter  verwertet 
wird,  um  z.  b.  festzustellen,  wie  viel  von 
einer  in  London  und  Berlin  aufgelegten  An- 

Deu tsche   Emis 
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leihe  in  deutschen  Besitz  sofort  überging, 
so  wird  wenigstens  ein  Material  vorliegen, 
aus  dem  mit  einiger  Sicherheit  geschlossen 
werden  kann,  welche  Beträge  dem  deutschen 
Wertpapiermarkt  jährlich  zugeführt  werden.^) 
Solange  die  amtliche  Statistik  nur  die 
Nennwerte  berücksichtigt  und  die  Stempel- 
steuerergebnisse nicht  ausnützt,  dürften  die 
privaten  Schätzungen  der  deutschen  Emis- 
sionen, wie  sie  jährlich  in  der  »Frankfiuiier 
Zeitung«  und  dem  »Deutschen  Oekonomist« 
veröffentlicht  werden,  immer  noch  das 
brauchbarste  sein,  was  über  diesen  Gegen- 
stand vorliegt.  Freilich  stimmen  die  Schät- 
zungen beider  Zeitungen  nicht  überein.  Die 
Schätzungen  des  »Deutschen  Oekonomist«,  bei 
denen  nach  privater  Erkundigung  nur  die 
vermutlich  auf  Deutschland  entfallenden  Be- 
träge bei  inteniationalen  Emissionen  einge- 
rechnet, die  Pfandbriefemissionen  nach  den 
Bilanzen  der  Pfandbriefinstitute  kontrolliert 
und  endlich  die  Kurswerte  statt  der  Nenn- 
werte eingestellt  sind,  erwiesen  sich  1893 
nach  Schmollers  Urteil  als  das  wohl  am 
wenigsten  anfechtbare  Material.  Die  neuesten 
Zusammenstellungen  im  »Deutschen  Oekono- 
mist« vom  14.  Januar  1899  lauten: 
ionen   1895—1898: 


1895 


Nomi- 
nal- 
betrag 


Kurs- 
wert 


1896 


Nomi- 
nal- 
betrag 


Kurs- 
wert 


1897 


Nomi- 
nal- 
betrag 


Millionen  Mark 


Kurs- 
wert 


1898 


No- 
minal- 
betrag 


Kurs- 
wert 


I.  Deutsche  Papiere. 

Staatsanleihen 

Kommunalanleihen 

Pfandbriefe 

Eisenbahnobligationen     .    .    .    . 

Industrieobligationen 

Eisenbahnaktien 

Bankaktien 

Yersicherungsaktien 

Indnstrieaktien  (einschl.  Strassen- 
bahnen)  

Deutsche  Papiere  Summa 


41,45 

95,31 
500,00 

5,50 

40,43 

2,35 
112,99 

2,50 
161,17 


42,69 

96,79; 
500,00 

5,56, 

39,971 
2,62' 

143,12 

2,72, 

I 
223,25    245,34 


59,00 

58,66 

101,50 

101.34 

487,55 

487,55 

47,50 

48,67 

42,40 

42J9 

26,05 

37,79 

157,78 

213,40 

2,15 

3,48 

333,88 


20,00 

148,32 

483,28 

9,70 

56,94 
6,22 

173,14 


190,92 


19,18 

147,94 
483,28 

9,75 
58,01 

9,74 
265,69 


318,20 


168,10 

101,70 

250,00 

16,83 

139,75 
14,82 

273,35 


310.22 


160,44 
100,80 
250,00 

16,96 
143,12 

17,93 
372,77 


520,60 


961,70 


1056,72  1169,27 


1327,56  1088,52 


1311,79 


1274,77,1582,62 


II.  Ausländische  Papiere 

Staatsanleihen 

Kommunalanleihen  .... 

Pfandbriefe 

Eisenbahnobligationen  »  . 
Industrieobligationen  .  .  . 
Eisenbahnaktien      .... 

Bankaktien 

Industrieaktien 


76,50 
26,00 

46,92 
158,22 

4,00 
5,20 
2,50 


73,10 

24,83 

46,54 

155,85 

5,21 

9,11 
3,26 


272,88; 

10,00' 

69,10 

139,94 
18,00 

110,95! 
0,03! 

27,73 


261,74 

2,80 

66,51 

139,49 

18,12 

44,66 

0,06 

34,89 


250,00 
66,50 
81,00 

263,97 
34,86 


12,00 
10,00 


166,87 

65,89 

78,10 

262,44 

34,75 

13,86 
11,00 


253,20 

47,43 

43,23 

372,88 


8,00 
7,62 


230,88 

47,30 
42,82 

369,91 


9,48 
9,33 


Ausländische  Papiere  Summa 


319,34 


317,90 


648,65 


568,27 


718,33 


632,91 


732,31 


709,72 


I.  und  II.  Gesamtsumme  11281,04 


1374,62  1817,92 


1895,83  1806,85 


1944,70 


2007,08 


2292,34 


^)  Durch  eingehende  jährliche  Vergleichnng  der  Emissionsstatistik  und  der  Erträgnisse  de 
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Die  Abweichungen  dieser  Statistik  von 
der  im  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich  fm-  1897  und  1898  gegebenen  Zu- 
sammenstellung sind  gewaltig.  Wenn  auch 
die  Methode  des  »Deutschen  Oekonomist« 
die  minder  mivollkommeue  ist,  so  kann  doch 
beim  heutigen  Stande  der  Eniissionsstatistik 
nicht  dringend  genug  davor  gewarnt  werden, 
erhebliehe  Sclüüsse  aus  Ziffern  der  Eniis- 
sionsstatistik zu  ziehen. 

Lltteratar;  »loh.  Heinr.  Bender ^  Der  Ver- 
kehr mit  Staampapieren  im  In-  und  Auslände, 
2.  Ausg.,  GöUingen  ISSO.  —  E^Ml  Stmcky 
Die  Effektenbörse.  Eine  Vergleichung  deutscher 
und  englischer  Zustände  (Schmollers  Forschungen, 
Dd.  in,  Heß  S),  Leipzig  1881.  —  Ä-  B,  Mels- 
heimer  und  LMurence,  The  law  and  customs 
of  the   Stock  Exchange,    2.  Auß.,    Ijondon  18 8 4. 

—  Heinrich  Sattler,  Die  Eßektenbanken. 
Mit  einem  Vorwort  von  Prof.  Dr.  Ad.  Wagner, 
Leipzig  1891.  —  O.  Ä.  Gibsonf  The  stock 
exchanges  of  London,  Paris  and  Nexc-York, 
New- York  &  London  1889.  —  Ad,  Wagner, 
Der  Kredit  und  das  Bankwesen,  Schönberg  I, 
^  50.  —  W,  Lota,  Die  Technik  des  deutschen 
Emissionsgeschäfts,  Anleihen,  Konversionen  und 
Gründungen.  Erweiterter  Sep.-Abdr.  aus  Jahrb. 
f.     Ges.     und    Veinp.,     Leipzig     1890.     —     W. 

Christian8f  Die  deutschen  Emissionshäuser 
und  ihre  Emissionen  in  den  Jahren  1886 
bis  1891,  Berlin  1893.  —  Paul  Model, 
Die  grossen  Berliner  Effektenbanken,  heraus- 
gegeben von  G.  Loeb,  Jena  1896.  —  Andr^-E, 
SayonSf  Les  bourses  allemandes  des  valeurs 
et  de  commerce,  Paris  1898,  S.  150 ß\  — 
Fr,  Jos,  Pfleger  und  L.  Oachwindtf  Börsen- 
reform in  Deutschland,  3.  Abschnitt,  S.  98 ff., 
StuUgart  1897.  —  Rieh.  Ehrenberg,  Das 
Zeitalter  der  Fugger,  Geldkapital  und  KredU- 
verkehr  im  16.  Jahrhundert,    Jena  1896,    2  Bde. 

—  Artikel  nBörsenwesemt  und  n Emissionsge- 
schäfte von  O,  Schanz  in  Elsters  Wörterbuch 
der  Volksicirtschaft,  Jena  1898.  —  Vgl.  endlich 
die  Artikel  rt Börsenwesen  n  und  ^^ Börsengesetz a 
von  M,  Weber  in  Suppl.  Bd.  lu.  II  des  II.  d.  St. 
sowieArtikel  n Börsenrecht u  von  Pfleger  oben 
Bd.  II  S.  979  ff.  nebst  den  daselbst  enthaltenen 
Litteratumachweisen,  insbes.  die  dort  citierten 
Aufsätze  von  M,  Weber, 

Stfttistlk :  Moniteur  des  interets  materieU,  Brüssel. 
Nr.  vom  19.  Februar  1899.  (Die  Angaben 
für  1898  auszugsweise  wiedergegeben  im 
Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  com- 
paree,  Paris  1899,  S.  377—379.)  Femer  für 
England  die  Angaben  im  Londoner  nEconomist«, 
für  Deutschland  die  Zusammenstellungen  im 
»Deutschen  Oekonomistn,  im  Statistischen  Jahr- 
buch für  das  Deutsche  Reich,  1899,  S.  150,  sowie 


jährlich  in  den  Vierteljahrsheften  zur  Stut.  d. 
Deutschen  Reiches  seit  1898.  —  Vgl.  ferner 
Raffalovlchf  Le  marche  financier  en  1898 — 1899, 
Paris  1899,  sowie  vor  allem  den  Band  »Sta- 
tistische Anlagenu  der  Veröffentlichungen  der 
Börsenenquetekommission  mit  Einleitg. 
V.  Q,  Schmoller,  Berlin  1893. 

W,  Lotz, 


Effektenstempela,  der  —  seit  1894  für  die  ein- 
zelnen Wertpapiere  mehr  als  bisher  abgestuft 
—  zur  Ergänzung  der  Börsenstatistik  förmlich 
einlädt,  könnte  auch  dargethan  werden,  welch 
fifrosse  Beträge  von  ursprünglich  nicht  an 
deutschen  Märkten  emittierten  Papieren  all- 
mählich nach  Deutschland  strömen,  vgl.  S.  270 
und  271  der  Statistischen  Anlagen  zu  den  Er- 
hebungen der  Börsenenquetekommission,  Berlin 
1893. 


Emmiughans,  Karl  Bernhard  Irwed, 

geb.  am  22.  VIII.  1831  zu  Nieder-Rossla  bei 
Weimar,  wurde  1861  Redakteur  des  „Bremer 
Handelsblattes''  in  Bremen  und  gründete  1865 
die  „Deutsche  Gesellschaft  zur  Rettung  Schiff- 
brüchiger", als  deren  erster  Generalsekretär  er 
wirkte.  Im  Jahre  1866  erfolgte  seine  Berufung 
als  Professor  der  Nationalökonomie  an  die 
Grossherz.  Technische  Hochschule  in  Karlsruhe ; 
1873  wurde  er  zum  Vorsitzenden  Direktor  der 
Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  zu 
Gotha  gewählt. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  seien  fol- 
gende genannt: 

Die  schweizerische  Volkswirtschaft,  Leipzig 
1860 — 61,  2  Bde  —  Lehrbuch  der  all^ememen 
Landwii-tschaft,  Leipzig  1863.  —  Entwickelnng, 
Krisis  und  Zukunft  des  deutschen  Zollvereins, 
Leipzig  1863.  —  Ein  Wort  über  das  Feuerver- 
sicherungsweseu  im  Königreich  Sachsen,  Leipzi&f 
1864.  —  Allgemeine  Gewerkslehre,  Berlin  I860. 
—  Die  reformatorische  Wirksamkeit  des  Nord- 
deutschen Bundes  auf  dem  Gebiete  des  Wirt- 
schaftslebens, Bremen  1868.  —  Hauswirtschaft- 
liche Zeitfragen,  Berlin  1869.  —  Das  Armen- 
wesen und  die  Armengesetzgebung  in  europä- 
inchen  Staaten,  Berlin  1870.  —  Die  Behandlung 
des  Selbstmords  in  der  Lebensversicherung, 
Leipzig  1875.  —  Geschichte  der  Lebensver- 
sicherungsbank zu  Gotha,  Weimar  1877.  —  Ernst 
Wilhelm  Arnoldi.  Leben  und  Schöpfungen  eines 
deutschen  Kaufmanns,  Weimar  l878.  —  Mit- 
teilungen aus  der  Geschäfts-  und  Sterblichkeits- 
statistik der  Lebensversicherungsbank  für 
Deutschland  für  1829—1878,  Weimar  1880. 

Ausserdem  veröffentlichte  er  1)  in  den  Jahrb. 
für  Nat.  u.  Stat. :  Die  Murgschifferschaft  in  der 
Grafschaft  Eberstein.  Eine  wirtschaftsgeschichtl. 
Studie,  1870  (15.  Bd.).  —  Karl  Friedrichs  von 
Baden  physiokrat.  Verbindungen,  Bestrebungen 
und  Versuche.  Beiträge  zur  Geschichte  des 
Physiokrat ismus,  1872  (19.  Bd.).  —  2)  in  der 
Viertschr.  für  Volksw. :  Die  Bestrebungen  zur  Be- 
gründung einer  besonderen  Gesellschaftswissen- 
schaft, 1866.  IV,  S.  102  ff.  —  Märkte  und  Messen, 
1867,  I,  S.  61  ff.  —  Zur  Bekundung  einer 
neuen  angewandten  Wirtschaftslehre,  1867,  III, 
S.  26  ff.  —  Die  Lehre  von  den  Erwerbsgesell- 
schaften, 1868,  II,  S.  39  ff.  und  III,  S.  36  ff.  — 
Forstwirtschaft  und  Flösserei  im  Gesellschafts- 
betriebe, 1870,  II,  S.  1  ff.  —  Die  geschlossenen 
Hofgüter  in  Baden,  1870,  III,  S.  1  ff.  —  Ueber 
die  Anfechtbarkeit  von  Verträgen  wegen  enormer 
Verletzung  (laesio  enormis),  1871,  I,  S.  Iff.  — 
Zur  Wirtschaftsreform ,  1872,  II,  S.  159  ff.  — 
Bei  welcher  Gutsgrösse  ist  in  Mitteldeutschland 
regelmässiger  Brotfruchtverkauf  möglich,  1885, 
II,  S.  1  ff.  —  Uebersichtliche  Betrachtung  der 
beim  Ausgange  des  ancien  regime  in  Frankreich 

39* 


612 


Emminghaus — Enfantin 


herrschenden  wirtschaftlichen  Theorien  und  Zu- 
stände, 1890,  11^  S.  57  ff.  —  3)  in  Schanz'  „Fi- 
nanzarchiv" :  Die  Belegung  der  auswärtigen 
Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  mit 
direkten  Steuern  im  Grossherzogtum  Baden  (IV, 
1).  —  4)  in  Ehrenzweig's  ,, Assekuranz- 
Jahrhuch":  Die  Unanfechtbarkeit  der  Police 
in  der  Lebensversicherung  (IX.  Bd.). 

Die  1.  Aufl.  des  H  d.  St.  verdankt 
ihm  die  Art. :  Feuerversicherung.  —  Glasver- 
sicherung (auch  Spiegelglasversicheruug).  — 
Hagel  schaden  Versicherung.  —  Hypotheken  Ver- 
sicherung. —  Lebensversicherung.  —  Rück- 
versicherung. —  Versicherungswesen.  —  Vieh- 
versicherung. 

Jted. 


Enfantin,  Barth^lemy  Prosper. 

Wie  im  antiken  Schauspiele  der  Tragödie 
das  Satyrspiel  zu  folgen  pflegte,  so  sehen  wir 
mitunter  auch  die  Weltgeschichte  den  Schritt 
vom  Erhabenen  zum  Lächerlichen  machen. 
Ganz  besonders  reich  an  Fällen  solch  über- 
raschenden Scenenwechsels  ist  aber  die  Ge- 
schichte Frankreichs  j  und  nicht  verwunderlich 
ist  es  also,  wenn  hier  auch  die  Entwickelung 
des  modernen  Sozialismus  schon  in  seinen  Vor- 
spielen in  ähnlichen  Sprüngen  erfolgt  ist:  die 
erschütternde  Tragik  von  Saint-Simons  Leben 
und  Wirken  ward  durch  das  possenhafte  Treiben 
ebenso  unwürdiger  wie  schwächlicher  Epigonen 
abgelöst.  Die  wenig  beneidenswerte  Hauptrolle 
in  dieser  Burleske  zu  spielen,  war  Barthelemy 
Prosper  Enfantin  vorbehalten,  weshalb  auch 
D  ü  h  r  i  n  g  diese  ganze  Episode  mit  sarkastischem 
Doppelsinn  als  „Enfautinismus"  bezeichnet  hat. 

Enfantin  (geboren  zu  Paris  am  8.  Februar 
1798)  gehörte  einer  Bankierfamilie  an  und  war 
selber,  der  Familientradition  ebensowohl  folgend 
wie  der  eigenen  Neigung"  in  ein  Bankgeschäft 
eingetreten.  Aber  die  Kuhmespreise ,  welche 
ihm  auf  Kontor  und  Börse  winkten,  vermochten 
das  Begehren  des  geistreichen  und  noch  dazu 
unglaublich  eitlen  jungen  Mannes  auf  die  Dauer 
nicht  zu  fesseln.  Sein  Ehrgeiz  dürstete  nach 
höherem,  und  ihn  zu  stillen,  schloss  er  sich  an 
Saint-Simon  an,  der  mit  dem  Anspruch  eines 
Weltreformators  im  Anfang  der  20  er  Jahre  als 
Verkünder  einer  neuen  sozialen  Ordnung  und 
Religion  aufgetreten  war,  —  um  aber  freilich 
sofort  wieder  fahnenflüchtig  zu  werden,  als  er 
merkte,  dass  sich  um  das  Zeichen  des  Prophe- 
ten nur  ein  winzis^es  Häuflein  scharte. 

Erst  als  endlich  sichtbarer  Erfolg  das  selbst- 
lose Ringen  dieser  ersten  Pioniere  des  Sozialis- 
mus lohnte  und  zudem  noch  durch  den  Tod 
des  Meisters  die  Führerstelle  frei  geworden 
war,  fand  sich  Enfantin  wieder  ein,  und  bald 
gelang  es  ihm  thatsächlich,  Generalissimus  der 
Saint-Simonisten  zu  werden.  Gewisse  Eigen- 
schaften seines  äusseren  Menschen  hatten  ihn 
emporgehoben:  ein  vollendeter  Komödiant  und 
poseur,  verstand  dieser  espritvolle  Bankier  — 
der  sich  als  Abgott  schöngeistiger  Salons  gefiel 
und  sich  hier  von  der  Damenwelt  als  „adorable 
satan"  feiern  Hess  —  auch  mit  seinem  geistig^en 
Pfunde  zu  wuchern  und  im  persönlichen  'Ver- 
kehre fascinierend  zu  wirken.  Unfähig,  wie  er 
war,    den    sozialpolitischen   Gesichtskreis 


seiner  Anhänger  durch  originelle  und  frucht- 
bare Ideeen  zu  erweitern,  und  ohne  jede  gründ- 
liche Bildung  und  wissenschaftliche  Gewissen- 
haftigkeit, suchte  er  das  ideale  Princip  der 
Saint-Simonistischen  Liebe  auf  das  physische 
Gebiet  hinüberzuspielen,  um  damit,  in  cvnischer 
Spekulation  auf  einen  Grundhang  der  französi- 
schen Rasse,  das  Programm  der  Partei  zug- 
kräftiger zu  gestalten.  Ebensowenig  verfehlte 
er,  die  mystischen  Neigungen,  in  denen  sich 
gerade  damals  wieder  die  Pariser  Jagend  gefiel, 
fUr  seine  Zwecke  auszunützen.  So  konstruierte 
er  —  nicht  etwa  als  phantastischer  Schwärmer, 
sondern  als  schlauer  Rechner,  der  auch  be- 
wusste  Lüge  nicht  verschmähte  —  ein  „System", 
das  ein  Gemisch  des  politischen  Autoritätsprin- 
cips  mit  theosopbischen  Spekulationen,  kirchlich- 
hierarchischen Gedanken  und  Ideeen  des  antik- 
orientalischen Liebeskults  darstellte  und  sich 
überdies  noch  frech  als  unmittelbar  göttlicher 
Inspiration  in  allen  seinen  Einzelheiten  ent- 
sprungen ausgab.  (S.  über  dieses  System  den 
Art.  Saint-Simonismus). 

Die  Praxis  dieser  Lehre  zeitigte  demge- 
mäss  sexuelle  Orgien  und  daneben  noch  offen- 
bare Harlekinaden,  wie  z.  B.  die  Verrichtung 
wirtschaftlicher  Arbeiten  durch  seine,  mit  bun- 
ten Uniformen  drapierten  Anhänger  unter  Mu- 
sikbegleitung und  dergleichen  mehr. 

Da  aber  in  Paris  die  Lächerlichkeit  tötet, 
so  musste  dieser  Spuk  rasch  zerrinnen.  Daroo 
verliess  Enfantin  zerknirscht  und  reuig  den 
Venusberg,  um  seine  Bussfahrt  in  die  bürger- 
liche Gesellschaft  anzutreten.  Er  wurde  ein 
Geschäftsmann,  der  eiMg  nach  Geld  strebte 
und  auch  thatsächlich  nach  verschiedenen 
Kreuz-  und  Querzügen  den  etnflussreichen  und 
lukrativen  Posten  eines  Verwaltungsrates  bei 
einer  der  grossen  französischen  Eisenbahngesell- 
schaften  zu  ergattern  wusst«. 

Als  dann  Ende  der  fünfziger  Jahre  Napo- 
leon III.  seinen  Imperialsozialismus  inaugurierte, 
hoffte  Enfantin  von  neuem  eine  Rolle  spielen 
zu  können,  indem  er  sich  mit  unerbetenen 
Vorschlägen  an  den  Kaiser  herandrängte.  Der 
gewünschte  Erfolg  blieb  aber  aus.  Enfantin 
starb  am  31.  V.  1864.  — 

Seine  ganze  Lebensführung  bietet  kein  Mo- 
ment heilsamer  Thätigkeit,  und  keine  seiner 
Handlungen  verrät  eine  vornehme  und  charak- 
tervolle Gesinnung.  Dass  ein  Mensch  von  sol- 
cher Korruptheit,  wenn  auch  nur  episodisch, 
doch  überhaupt  eine  öffentliche  Rolle  zu  spielen 
imstande  war,  erklärt  sich  daher  nur  aus  den 
traurigen  Zuständen  Frankreichs  während  jener 
Zeit,  über  welche  ein  Heine  —  also  gewiss 
kein  philiströser  Moralprediger  —  das  Urteil 
fällte:  „Wie  in  allen  Lebensbezügen,  so  sind 
auch  in  der  Familie  der  Franzosen  alle  Bande 
gelockert  und  alle  Autoritäten  niedergebrochen^. 

Litteratnr:  Enfantin«  sämtliche  Schriften,  Kor- 
rfnpondenz  und  Autobiographie  sind  in  den  auf 
Kosten  seines  Nachlasses  publizierten  nOeuvres 
de  Saint-Simon  et  d'Enfantinn,  Bd.  1 — 14,  16 — 
27,  24— S6  und  46-^4?  (Paris  1865 ff.),  enthalten. 
Sonst  ist  über  Enfantin  zu  vergleichen:  J'anetf 
St.  Simon  et  le  St.  Siinonisme,  Paris  1895,  — 
Larousse,  Grand  dictionnaire  universel  du 
XIX.  sihk,  Art.  Enfantin,  Paris  1870.  —  War- 
schauer,  Saint-Simon  u,  der  Saint-Simonismus, 
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Leipzig  1892.  —  Weill,  L'ecoh  Saint- Sim^ynienne, 
Farii  1896.  —  Ausserdem  ist  Enfantin  noch  he- 
rücksirhtigt  in  den  bekannten  Schriften  von 
JDÜhring,  Grün,  Reybaud  und  Larenz Stein. 

Georg  Adler, 


Engel,  Ernst, 

geb.  am  26.  III.  1821  zu  Dresden,  iiidmete  sich 
anfangs  dem  Bergfach  und  übernahm  1850  die 
Leitung  des  neubegründeten  königl.  sächs.  sta- 
tistischen Bureaus  in  Dresden.  1858  legte  er 
diese  Stelle  nieder  und  wurde  nach  dem  Tode 
Dietericis  (s.  d.)  als  Direktor  des  königl.  preuss. 
fttat.  Bureaus  nach  Berlin  berufen,  wo  er  seit 
1.  IV.  1860  eine  allseitig  anerkannte,  sehr  ein- 
flussreiche Wirksamkeit,  nicht  nur  als  Vorstand 
des  statistischen  Bureaus,  sondern  auch  als 
Leiter  des  mit  dem  Bureau  vereinigten  sta- 
tistischen Seminars  entfaltete.  Im  Jahre  1882 
trat  er  in  den  Ruhestand  und  lebte  seitdem  auf 
seiner  Besitzung  in  Oberlössnitz-R^idebeul  bei 
Dresden,  wo  er  am  8.  XII.  1896  starb. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  und  Ab- 
handlungen seien  nur  die  nachfolgenden  genannt : 

Einige  Betrachtungen  über  die  Glasfabrika- 
tion in  Sachsen,  Dresden  1847.  —  Das  sächsische 
Obererzgebirge  und  seine  gewerbliche  Bedeutung 
in  Gegenwart  und  Zukunft,  Dresden  1855.  — 
Die  Hypotheken  Versicherung  als  Mittel  zur  Ver- 
besserung der  Lage  des  Grundkredits,  Dresden 
1858.  —  Lade  deine  Sorgen  ab.  Eine  Mahnung 
zur  Versicherung  (Berthold  Auerbachs  Volks- 
kalender 1862,  S.  72j.  —  Briefe  zweier  Land- 
wirte (Mentzel-Lengerkes  landwirtschaftlicher 
Kalender  1865,  S.  110).  —  Der  Preis  der  Arbeit, 
zwei  Vorlesungen  (Sammlung  gemeinverständ- 
licher wissenschaftlicher  Vorträge,  Heft  20  und 
21,  Berlin  1866).  —  Der  Arbeitsvertrag  und  die 
Arbeitsgesellschaft  (Arbeiterfreund,  5.  Jahrg., 
1867,  S.  129).  —  Die  Industrie  der  grossen 
Städte,  eine  sozial-statistische  Betrachtung  (Ber- 
liner Gemeindekalender  und  städtisches  Jahr- 
buch für  1868,  S.  134).  -  Die  industrielle  En- 
quete und  die  Gewerbezählung  im  Deutschen 
Reich  und  im  preussischen  Staate,  Berlin  1878. 
—  Die  Gewerbezählung  vom  1.  XII.  1875  und 
ihre  Resultate,  Berlin  1878.  —  Deutschlands 
Getreideproduktion,  Brotbedarf  und  Brotbe- 
Rchaffung  (unter  dem  Pseudonym  Ch.  Lorenz), 
Berlin  1881  (Heft  22  der  „Volkswirtschaft!. 
Zeitfragen").  —  Das  Rechnungsbuch  der  Haus- 
frau und  seine  Bedeutung  im  Wirtschaftsleben 
der  Nation,  Berlin  1882  (Heft  24  der  „Volksw. 
Zeitfragen").  —  Der  Wert  des  Menschen,  1.  Teil : 
Der  Kostenwert  des  Menschen,  Berlin  1883 
(Heft  37  u.  38  der  „Volksw.  Zeitfragen").  [Bildet 
den  ersten  Teil  des  III.  Bandes  des  von  ihm 
geplanten  dreibändigen  Werkes  „Demos",  von 
welchem  ausserdem  nichts  erschienen  ist.]  — 
Im  „Assekuranz- Jahrbuch",  hrsg.  von  Ehren- 
zweig: Ein  praktisches  Beispiel  der  Alters- 
ftirsor^e,  2  Abschnitte,  1886.  —  Ebendaselbst: 
Die  Tilgung  der  Erziehungsschuld,  1887. 

Femer  veröffentlichte  er  in  der  „Zeit- 
schrift des  Statistischen  Bureaus  des 
königlich  sächsischen  Ministeriums 
des  Innern"  u.  a.  folgende  Aufsätze:  Die 
Städte  des  Königreichs  Sachsen,  1855,  S.  1  ff.  — 
Die  Getreidepreise  und  Getreidezufuhren  auf  den 


konzessionierten  Getreidemärkten  des  König« 
reichs  Sachsen,  1855,  S.  14  ff.  —  Der  Nutzen  der 
Statistik,  1855,  S.  17  ff.  —  Die  Geldprägungen  in 
dem  Kurfürstentum  und  Königreich  Sachsen, 
1855,  S.  4Üff.  Ueber  die  Bedeutuu-  der  Be- 
völkerungsstatistik mit  besonderer  Beziehung 
auf  die  1855  er  Volkszählung  im  Königreich 
Sachsen  und  die  Produktions-  und  Konsumtions- 
statistik, 1855,  S.  141  ff.  —  Beiträge  zur  Ge- 
werbegeographie und  Gewerbestatistik  des 
Königreichs  Sachsen,  Art.  1—3,  1856—1857.  — 
Der  Wohlthätigkeitskongress  in  Brüssel  im 
September  1856.  1856,  S.  153  ff.  —  Der  Vieh- 
Rtand  auf  dem  grossen  und  kleinen  Grundbesitz 
im  Königreiche  Sachsen,  ein  Beitrag  zur  Be- 
antwortung der  Frage :  Ist  die  Grosskultur  oder 
die  Kleinkultur  dem  Staate  nützlicher?  1857,  S. 
Iff.  —  Die  direkten  Steueni  im  Königreiche 
Sachsen,  IÄ'^8,  S.  1—81. 

Aus  der  „Zeitschrift  des  königlich 
preussischen  statistischen  Bureaus" 
seien  die  nachfolgenden  Abhandlungen  besonders 
hervorgehoben : 

Zur  Geschichte  des  königl.  preuss.  stat. 
Bureaus.  Jahrg.  1860,  S.  3  ff.  Das  Anwachsen 
der  Bevölkerung  im  preussischen  Staate  seit 
1816,  1860,  S.  9ff.  —  Ueber  die  Organisation 
der  amtlichen  Statistik,  mit  besonderer  Be- 
ziehung auf  Preussen,  1860,  S.  53  ff'.  —  Die 
Sparkassen  in  Preussen  als  Glieder  in  der  Kette 
der  auf  das  Prinzip  der  Selbsthilfe  aufgebaut-en 
Anstalten,  1861,  S.  85ff.  —  Die  3lethoden  der 
Volkszählung  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  im  preussischen  Staate  angewandten.  Eine 
Denkschrift.  1861,  S.  149  ff.  -  Die  Getreide- 
preise, die  Ernteerträge  und  der  Getreidehandel 
im  preussischen  Staate,  1861,  S.  249  ff.  —  Die 
Sterblichkeit  und  die  Lebeuserwartung  im 
preussischen  Staate  und  besonders  in  Berlin, 
I.,   II    und  III.  Hauptabschnitt,    1861  u.   1862. 

—  Die  Volkszählungen,  ihre  Stellung  zur  Wissen- 
schaft und  ihre  Aufgabe  in  der  Geschichte,  1862, 
S  25  ff.  —  Kritische  Beiträge  zur  vergleichenden 
Finanzstatistik  der  Gross-  und  Mittelstaaten 
Europa«,  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer 
Militärbudgets,  1862,  S.  145  ff.  -  Beiträge  zur 
Statistik  des  Unterrichts,  insbesondere  des 
Elementarunterrichts  in  den  volkreichsten  Län- 
dern Europas  und  Nordamerikas,  1865,  S.  134  ff. 

—  Die  Grösse,  Beschaffenheit  und  Besteuerung 
der  Fläche  des  preussischen  Staatsgebietes,  1866, 
S.  1  ff.  u.  S.  162  ff.  -  Wie  hoch  belastet  in 
Preussen  die  Grundsteuer  die  Landwirtschaft? 
Eine  Zeitfrage ,  1867 ,  S.  93  ff.  —  Die  Cholera- 
epidemie des  Jahres  1866j  mit  einem  Rückblick 
auf  die  früheren  Epidemien,  1869,  S  70 ff.  — 
Beiträge  zur  Geschichte  und  .Statistik  des  Unter- 
richts, insbesondere  des  Volksschulunterrichts 
im  preussischen  Staate,  Art.  I  u.  II,  1869.  — 
Die  Notwendigkeit  einer  Reform  der  volkswirt- 
schaftlichen Statistik,  insbesondere  der  Gewerbe- 
statistik im  Gebiete  des  Zollvereins,  sowie  in 
den  übrigen  Staaten  von  Europa,  1870,  S.  143  ff. 

—  Die  Wohnungsnot.  Ein  Vortrag,  gehalten 
auf  der  Eisenacher  Konferenz  am  6.  X.  1872. 
1872,  S.  379  ff.  —  Der  Preis  der  Arbeit  bei  den 
deutschen  Eisenbahnen  in  den  Jahren  1850, 
1859  und  1869.  1874,  S.  93  ff.  -  Zur  Statistik 
der  Dampfkessel  und  Dampfmaschinen  in  allen 
Ländern  der  Erde.  Nachweis  der  Mängel  und 
Lücken  dieser  Statistik.    Ein  Gutachten,   1874, 
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S.  265  flF.  —  Die  Klasgen-  und  klassifizierte  Ein- 
kommensteuer und  die  Einkommensverteilung 
im  preussischen  Staate  in  den  Jahren  18d2  bis 
1876.  1875,  S.  105  ff.  —  L.  A.  J.  Quetelet,  eine 
Gedächtnisrede,  gehalten  in  der  Plenar Versamm- 
lung des  IX.  intern,  statistischen  Kongresses 
zu  Budapest  am  1.  IX.  1876.  1876,  S.  207  ff.  — 
Wer  ist  Konsument?  Wer  Produzent?  Zwei 
international-statistische  Fragen,  versuchsweise 
beantwortet,  1879^  S.  81  ff.  —  Das  Zeitalter  des 
Dampfes  in  technisch-statistischer  Beleuchtung, 
mit  4  Figurentafeln,  I.  Teil,  1879,  S.  251  ff., 
II.  Teil,  1880,  S.  63  ff 

Er  veröffentlichte  femer  a)  in  der  Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Staats w.,  Jahrg.  1853  (Tübingen): 
Die  amtliche  Statistik  und  das  statistische  Bu- 
reau im  Königreich  Sachsen  mit  einem  Blick 
auf  die  statistische  Centralkommission  in  BrUssel, 
S.  274  ff. ;  b)  in  dem  Bulletin  de  Tlnstitut  In- 
ternat, de  Statist.,  tome  II  (Rom  1887):  Rap- 
port sur  la  consommation  comme  mesure  de 
bien^tre  des  individus  des  familles  et  des  na- 
tions.  —  tome  IX  (Rom  1895  96):  Die  Lebens- 
kosten belgischer  Arbeiterfamilien  früher  und 
jetzt.    Ermittelt  aus  Familienhaushaltrechnun- 

fen  und  vergleichend  zusammenc^estellt.  Eine 
nzahl  hervorragender  Arbeiten  des  Altmeisters 
der  deutschen  Statistik  finden  sich  schliesslich 
im  Compte  rendu  des  IX.  intemat.  statistischen 
Kongresses  (Budapest  1876—78)  u.  a. :  Die  Sta- 
tistik der  erwerbsthätigen  juristischen  Personen, 
insbesondere  der  Aktien-  und  Aktienkommandit- 
gesellschsüften.  —  Statistik  der  Morbidität,  In- 
validität und  Mortalität  sowie  der  Unfall-  und 
Invaliditätsversicherung    der    Erwerbsthätigen. 

V^l.  über  Engel:  E.  Blenck,  Zum  Ge- 
dächtnis an  Ernst  Engel.  Ein  Lebensbild  in 
„Zeitschr.  d.  kgl.  preuss.  statistischen  Bureaus, 
Jahrg.  1896,  IV.  Viertel jahrsheft.  —  Ernst  Engel. 
Necrologie,  in  Bulletin  de  rinstitut  intern,  de 
ßtatistique,  tomeX,  Rom  1897.  —  Mau r.  Block, 
Ernest  Engel.  Necrologie  in  Journal  des  Eco- 
nomistes,  LVe  annee,  Paris  1897. 

Red, 


Engels,  Friedrich, 

geb.  zu  Barmen  am  28.  XL  1820,  gest.  zu  London 
am  6.  VIII.  1895.  Er  lernte  1837—1841  die 
Handlung,  erst  in  Barmen,  dann  in  Bremen. 
Nach  Abfertigung  seiner  einjährig-freiwilligen 
Dienstzeit,  1841— 42,  konditionierte  er  1843-44 
im  Geschäfte  seines  Vaters  in  Manchester.  Von 
1845 — 48  lebte  er  in  Brüssel  (mit  K.  Marx)  und 
abwechselnd  in  Paris;  von  1848  bis  Mai  1849 
arbeitete  er  an  der  „Neuen  Rheinischen  Zeitung" 
in  Köln.  Darauf  beteiligte  er  sich  am  badischen 
Aufstande  als  Adjutant  des  Willichschen  Frei- 
korps, flüchtete  aann  nach  England  und  war 
von  1850  bis  1869  erst  als  Kommis,  seit  1864 
als  Associe  in  dem  väterlichen  Geschäft  in 
Manchester  thätig.  Seit  September  1870  bis  zu 
seinem  Tode  lebte  er  als  sozialpolitischer  Schrift- 
steller in  London. 

Von  seinen  Schriften  seien  die  folgenden 
genannt :  Umrisse  zu  einer  Kritik  der  National- 
ökonomie (in  den  „Deutsch-französischen  Jahr- 
büchern", hrsg.  von  Rüge  und  Marx,  Paris  1844, 


1.  u.  2.  Liefer.)  S.  86—224 ;  wieder  abgedruckt 
in  der  „Neuen  Zeit",  IX.  Jahrg.,  1890/91,  I.  Bd., 

5.  236  ff.).  —  (Mit  K.  Marx)  Die  heilige  Familie, 
oder  Kritik  der  kritischen  Kritik.  Gegen  Bruno 
Bauer  und  Konsorten.  Von  F.  E.  und  K.  M., 
Frankfurt  a.  M.  1844.  -  Die  Lage  der  arbeitenden 
Klasse  in  England,  Leipzig  1845;  dass.,  2.  Ausg. 
ebd  1848;  dass.,  Neudruä,  Stuttg.  1892;  dass, 
Englisch,  New -York  1887.  —  (Mit  K.  Marx, 
anonym)  Manifest  der  kommunistischen  Partei, 
Londonl848(auch  französisch,spanisch,  italienisch, 
dänisch,  russisch,  polnisch,  englisch).  —  (Mit- 
redaktion, resp.  in  Vertretung  von  Marx  Chef- 
redaktion bei  der  „Neuen  Rheinischen  Zeitung** 
1848 — 49  in  Köln  und  bei  der  „Neuen  Rheinischen 
Zeitung,  Revue",  1850  in  London).  —  (anonym) 
Po  und  Rhein.  Berlin  1859.  —  (anonym) 
Savoyen,  Nizza  u.  der  Rhein,  Berlin  1860.  — 
Die  preussische  Militärfrage  und  die  deutsche 
Arbeiterpartei,  Hamburg  1865.  —  Der  deutsche 
Bauernkrieg  (Abdr.  aus  der  Revue  der  N.  Rh. 
Ztg.),  Leipzig,  drei  Auflagen,  die  letzte  1875. 

—  Zur  Wohnungsfrage.  Drei  Hefte,  1.  Aufl. 
Leipzig  1872,  2.  Zürich  1887.  —  Soziales  aus 
Russland,  Leipzig  1875.  —  (anonym)  Preussischer 
Schnaps  im  deutschen  Reichstag,  Leipzig  1876. 

—  Die  Bakunisten  an  der  Arbeit.  Denkschrift 
über  den  Aufstand  in  Spanien,  Leipzig  1874.  — 
Herrn  Eugen  Dührings  Umwälzung  der  Wissen- 
schaft, 1.  Aufl.  Leipzig  1878,  2.  Aufl.  Zürich 
1885, 3.  Aufl.  Stuttgart  1894.  -  Die  Entwickelung 
des  Sozialismus  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft, 
1.  Aufl.  Hottingen  -  Zürich  1882,  dass.  2., 
3.  Aufl.  Zürich  1883,  4.  Aufl.  Berlin  1891 
(auch  französisch,  russisch,  polnisch,  italienisch, 
spanisch,  rumänisch,  holländisch,  dänisch).  — 
Der  Ursprung  der  Familie,  des  Privateigentums 
und  des  Staats.    Im  Anschluss  an  Lewis  H.  Mor- 

f  ans  Forschungen,  1.  Aufl.  Hottingen  1884;  dass., 
.  Aufl.  Zürich  1884,  3.  Aufl.  Stuttgart  1889; 

6.  Aufl.  ebd.  1894  (auch  italienisch,  rumänisch, 
dänisch;  französisch).  —  Ludwig  Feuerbach 
und  der  Ausgang  der  deutschen  klassischen 
Philosophie,  Stuttgart  1888;  dass.,  2.  Aufl. 
ebd.  1895.  —  Antwort  an  Herrn  Paul  Ernst, 
4V«  Sp.  langer  Artikel  über  die  Taktik  der 
Sozialist.  Partei  im  „Berliner  Volksblatt"  vom 
5.  X.  1890.  —  Die  auswärtige  Politik  des  rus- 
sischen Zarentums  (in  der  „Neuen  Zeit",  VIII. 
Jahrg.,  1889/90,  IL  Bd. ;  auch  russisch,  englisch, 
französisch,  rumänisch).  —  üeber  den  Bürger- 
krieg in  Frankreich  (in  der  „Neuen  Zeit",  IX. 
Jahrg.,  1890/91,  IL  Bd.,  S.  33  ff.).  —  In  Sachen 
Brentano  contra  Marx  wegen  angeblicher  Citats- 
fälschung.  Geschichtserzählung  und  Dokumente 
fin  der  „Neuen  Zeit",  Jahrg.  IX^  1890/91,  Bd.  1, 
S.  425  ff.).  —  Aus  der  „Neuen  Zeit"  wären  femer 
noch  zu  erwähnen :  Jahrff.  III  (1885) :  Marx  und 
Rodbertus;  Jahrg.  X  (1891/92'!:  Der  Sozialismus 
in  Deutschland ;  Jahrg.  XI '  (1892/93) :  Ueber 
historischen  Materialismus ;  Jahrg.  XIII  (1894/95) : 
Die  Bauemfrage  in  Frankreich  und  Deutschland. 

Ausserdem  veranlasste  er  folgende  Ausgaben 
mit  Einleitungen,  Vorreden  etc.: 

I.  Deutsch:  K.  Marx,  Kapital,  I.  Band, 
3.  Aufl.,  1883;  4.  Aufl.,  1890  (Vorrede  über 
Brentano).  Dasselbe,  II.  Bd.  (Vorrede  über  Rod- 
bertus), 1885.  —  K.  Marx,  Das  Elend  der  Phi- 
losophie. Deutsch  von  Bernstein  und  Kautsky, 
Stuttgart  1885  (Vorrede  über  Rodbertus).  — 
K.  Marx,  Vor  den  Kölner  Geschworenen  1849, 
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Zürich  1886  (Vorrede).  —  K.Marx,  Enthüllungen 
über  den  Kölner  Kommonistenprozess  1851, 
Zürich  1886  (Einleitnng  zur  Geschichte  des 
.Bundes  der  Kommunisten").  —  W.  Wolff, 
Die  schlesische  Milliarde,  Zürich  1886  (Ein- 
leitung und  Biographie  Wolffs  und  Geschichte 
der  preussischen  Bauern).  —  S.  Borkheim, 
Zur  Erinnerung  an  die  deutschen  Mordspatrioten, 
Zürich  1888  (Einleitung,  Biographie  Borkheims). 
—  K.  M  a  r  X ,  Lohnarbeit  und  Kapital  (Einleitung), 
Berlin  1891. 

II.  E  n  g  1  i  s  c  h :  K.  Marx,  Capital.  Translated 
by  S.  Moore  &  E.  Aveling,  and  edited  by 
F.  Engels,  London  1887.  (Textrevision  und 
Vorrede.)  —  K.  Marx,  Free  Trade.  A  Speech 
delivered  in  Brüssels  1849.  Translated  by 
F.  K.  Wischnewetzky,  Boston  and  London  1889. 
(Einleitung  über  Freihandel,  deutsch  in  „Neue 
Zeit".)  —  F.  Engels,  The  Condition  of  the 
Working  Class  in  England  in  1844.  Translated 
by  F.  K.  Wischnewetzky,  New-York  1887.  (Vor- 
rede und  Appendix,  letzterer  auch  separat :  The 
Working  Class  Movement  in  America,  deutsch: 
Die  Arbeiterbewegung  in  Amerika,  New-York 
1887,  nachgedruckt  (englisch)  London  1888. 
Deutsch  auch  in  „Neue  Zeit".) 


Vergl.  über  Engels:  seine  Biographie  von 
Karl  Kautsky  im  „Oesterr.  Arbeiterkalender 
für  1888"  (Brunn,  Verlag  des  Volksfreund); 
wieder  abgedruckt  im  Züricher  „Sozialdemokrat", 
Nr.  45-50  (Nov.  bis  Dez.),  1887.  -  Friedrich 
Engels.  Zu  seinem  70.  Geburtstage  (in  der 
„Neuen  Zeit",  IX.  Jahrgang,  1890,91,  I.  Bd., 
S.  225  if.). —  S  0  m  b  a  r  t ,  Werner,  Friedrich  Engels : 
Nekrolog  in  „Zukunft",  Bd.  XIII,  Beriin  1895, 
S.  34fF.  —  Derselbe,  Friedrich  Engels  und  der 
Marxismus  in  „Zukunft",  1895,  S.  59  ff.  —  Der- 
selbe, Friedrich  Engels  und  die  soziale  Be- 
wegung in  „Zukunft",  Bd.  XIII,  1895,  S.  122  ff. 
—  Friedrich  Engels  f  in  „Neue  Zeit",  Jahrg. 
Xni,  Bd.  2,  Berlin  1895,  S.  609.  —  H.  d.  St. 
1.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  243. 

Red. 


Enqnete. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  E.  2.  Ausfüh- 
rung (Behörde  oder  Ausschuss;  Wahl  der 
Zeugen;  schriftliche  Vernehmung  und  münd- 
liches Verhör;  Oeffentlichkeit  der  Verhand- 
lung^; der  Fragebogen;  reisende  Ausschüsse). 
3.  Veröffentlichung.  4.  Englische  E.  5.  Fran- 
zösische E.    6.  Deutsche  E. 

1.  Begriff  nnd  Wesen   der  £.     Bei  | 

Yorbereitung  gesetzgeberischer  Massnahmen 
auf  wirtsehflitlichem  Gebiete  stellt  sich  oft 
das  Bedürfnis  ein.  über  die  augenblickliche 
Sachlage  derjenigen  Verhältnisse,  denen  man 
die  Aufmerksamkeit  zugewandt  hat,  genau 
belehrt  zu  werden.  Nicht  genug,  dass  in 
der  Tagespresse  oder  in  Büchern  gewisse 
üebelstäncie  des  gesellschaftliehen  I^ebens 
erörtert  sind,  wünscht  man  eine  eingehende 
und  zuverlässige  Erhebung  über  den  Sitz 
und  den  Umfang  des  Uebels,  seine  Ursachen 
und  seine  mutmasslichen  Liiidenmgsmittel. 


Die  einschlägigen  wirtscliaftlichen  oder 
sozialen  Thatsachen  sollen  ermittelt  und  Sach- 
verständige befragt  werden,  wie  sie  dieselben 
beurteilen  imd  von  welchen  Anordnungen 
sie  eine  Besserung  beklagenswerter  oder 
unbehaglicher  Zustände  erwarten.  Zu  diesem 
Zwecke  pflegt  man  einmalig  und  vorüber- 
gehend Lntei-suchungen  mit  Beschränkung 
auf  ein  bestimmtes  Tema  anzustellen,  für 
welche  die  Bezeichnung  »Enquete«  ge- 
bräuchlich geworden  ist.  In  Frankreich 
wird  dieser  Ausdruck  in  mehrfachem  Sinne 
angewandt.  Man  spricht  von  Enqueten  in 
der  Rechtspflege,  wo  es  sich  im  Civilprozess 
um  die  Feststellung  von  Thatsachen  handelt, 
die  von  der  einen  Partei  geleugnet  werden. 
Sowohl  der  Friedensrichter  als  die  Gerichts- 
höfe können  solche  Enqueten  anonlnen,  für 
welche  der  Titel  XII  der  Prozessordnung 
dos  Code  civil  das  einzuschlagende  Verfahren 
vorschreibt.  Weiter  führen  alle  zu  Ver- 
waltuugszwecken,  z.  B.  bei  Expropriationen, 
veranstalteten  Erhebimgen  den  Namen 
Enquete.  Art.  3  des  G.  v.  3.  Mai  1849 
handelt  von  ihnen.  Das  Verfahren  bei 
ihnen,  das  nicht  immer  das  gleiche  ist, 
besteht  im  wesentlichen  darin,  dtuss  mit  den 
zuständigen  Korj>erschaften  Beratungen  ge- 
pflogen, urteilsfähige  Personen  mündlich 
vernommen  oder  schriftlich  ausgeholt  werden. 
Eine  dritte  Gruppe  von  Enciueten  bilden 
die  in  Rücksicht  auf  die  wirtschaftliche  und 
soziale  Gesetzgebung  unternommenen,  und 
diese  ausschliesslich  sind  es,  welche  uns 
hier  beschäftigen. 

Von  den  Arbeiten,  die  in  den  Thätigkeits- 
bereich  statistischer  Bureaus  fallen,  unter- 
scheiden sich  die  Encpieten  in  menrfacher 
Hinsicht.  Eine  Gewerbe-,  Berufs-,  Lohn-  etc. 
Statistik  kann  nicht  als  Enquete  aufgefasst 
werden.  Die  Enquete  wird  nicht  in  längeren 
Zwischenräumen  wiederholt,  sondern  ein- 
malig ausgeführt  Sie  ydrd  in  der  Regel 
nicht  einer  bestehenden  Behörde  übertragen, 
sondern  einem  lediglich  zu  ihi-er  Diu-ch- 
filhrung  zusammentretenden  Ausschuss,  der 
nach  Erfüllung  seiner  Aufgabe  sich  wieder 
auflöst.  Endlich  kommt  es  bei  der  Enquete 
nicht  auf  die  ziffermässige  Erfassung  einer 
Erscheinung  und  ihre  Besprechimg  an ;  viel- 
mehr tritt  das  Sammeln  von  Zalüeumaterial 
als  etwas  mehr  Nebensächliches  zurück 
gegenüber  der  Aiifg?ibe,  ein  Bild  von  der 
Stimmung  der  Bevölkerung  oder  den  Zu- 
ständen im  allgemeinen  zu  entwerfen.  Wo 
für  solche  Schildenmg  Zalüen  nötig  sind, 
wird  die  Enquete  nicht  umhin  können,  sich 
mich  Statistik  umzusehen  und  sie,  wenn 
notwendig,  zu  veranlassen,  keinenfaJls  aber 
wird  deren  Beschaffung  Selbstzweck  sein. 
Vor  einer  statistischen  Erhebung  hat  die 
Enquete  den  Vorzug  voraus,  dass  der  durch 
sie  veranlassten  Befragung  ein  wegen   des 
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akuten  Anlasses  reges  und  gewecktes  Inte- 
resse aller  Beteiligten  gegenüber  steht, 
während  der  ersteren  meistens  eine  gewisse 
Lauheit,  wenn  nicht  Misstranen  entgegen- 
gebracht wird.  Indes  liegt  gerade,  weil  ein  be- 
sonderes Interesse  in  Frage  ist,  die  Gefahr  vor, 
dass  dieErmittelung  stellenweise  einen  subjek- 
tiv gefärbtenCharakter  gewinnt.  Diesen  zu  ver- 
meiden, wird  die  Enquete  in  den  verschiedens- 
ten Beruf skreisen  Belehrung  suchen  müssen. 
Die  Frage,  in  welchen  Fällen  Encjueten 
angestellt  werden  soUen,  gehört  der  politischen 
Erwägimg  an  und  lässt  sich  nicht  allgemein 
beantworten.  Da  die  Wissenschaft  der 
Nationalökonomie  die  Möglichkeit  des  Ex- 
perimentes nicht  hat,  durch  w^elches  im 
kleinen  die  Richtigkeit  der  Grundsätze,  die 
im  grossen  angewandt  werden  soUen,  er- 
probt werden  könnte,  so  muss  man  aus  der 
Erfahrung  schöpfen  imd,  so  gut  es  geht,  sich 
zu  vergewissern  suchen,  dass  bei  Ausführung 
beabsichtigter  Reformen  keine  Verschlech- 
terung der  Zustände  eintreten  weixle.  Es 
scheint  unanfechtbar,  dass  die  erfolgreiche 
"Wirksamkeit  irgend  einer  gesetzlichen  An- 
ordnung nur  dann  gehofft  werden  kann, 
wenn  alle  massgebenden  Umstände  vorher 
einer  sorgfältigen  Betrachtung  unterzogen 
werden.  Jede  gesetzliche  Neuordnung  wirt- 
schaftlicher Angelegenheiten  müsste  so  be- 
schaffen sein,  dass  man  bei  ihrer  Ausführung 
nicht  auf  unvorhergesehene  flinderaisse  stösst. 
Diese  Vollkommenheit  aber  kann  kaum 
anders  erzielt  werden,  als  indem  man  durch 
Beobachtung  des  thatsächlich  Vorhandenen 
und  durch  gutachtliche  Aeussenlngen  mit 
den  Verhältnissen  vertrauter  Persönlichkeiten 
sich  über  die  Bedeutung  der  zu  erlassenden 
Norm  vergewissert.  Wenn  eine  Reilie  von 
Personen,  die  an  dem  Erlass  eines  Gesetzes 
besonders  interessiert  sind,  nach  ihrer 
Meinung  über  seine  Z>veckmässigkeit  gefragt 
werden,  wenn  ein  Blick  auf  die  bisherige 
Entwickelung  geworfen  wii-d  und  die  ent- 
sprechenden Zustände  anderer  Länder  in 
Betracht  gezogen  werden,  scheint  einige 
Gewähr  für  den  Erfolg  der  beabsichtigten 
Neuerung  gegeben.  Das  Parlament  oder 
ein  Ministerium  wird  für  die  Aufstellung 
oder  Beratung  eines  Gesetzentwurfs  nicht 
immer  die  gleichen  Garantieen  bieten  können, 
da  es  natürlich  nicht  in  jedem  Falle  über 
die  sachverständigsten  Kräfte  verfügt.  Um 
so  notwendiger  scheint  eine  Enquete,  wenn 
das  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  die  wirt- 
schaftliche Sphäre  die  Erwerbsfreiheit  der 
einzelnen  einzuschränken  droht.  Alsdann 
ist  es  besonders  wünschenswert,  dass  nicht 
von  vorgefassten  Meinungen  ausgegangen, 
sondern  der  geschichtlichen  Entwickelung, 
welche  die  Dinge  genommen  haben,  folgend, 
die  einzuschlagende  Richtung  aus  der  Wirk- 
lichkeit abstnihiert  wird. 


Die  gelegentlich  (Embden)  vorgeschlagene 
Unterscheidung  zweier  Gnuidtypen  des  Ver- 
fahrens, nämlich  der  unvollständig  und  der 
vollständig  organisierten  Enquete,  bietet 
keinen  rechten  Vorteil.  Bei  der  ersteren  sei 
es  dai-auf  abgesehen,  tliatsächliches  Gedanken- 
uud  Stimmungsmaterial  über  einen  be- 
stimmten Gegenstand  zu  erhalten,  während 
alle  Erwägungen  darüber,  ob  in  diesem 
Material  für  die  Organe  des  Staates  Anlässe 
zu  administrativen  und  legislativen  Ent- 
scliliessungen  vorliegen,  der  Zukunft  und 
in  dieser  dem  Anordner  der  Enquete  vor- 
behalten bleiben.  Die  letztere  bezwecke 
nicht  nur  Älaterial  für  die  Zukunft  und  sich 
selbst  sammeln  zu  lassen,  sondern  wolle  da- 
rüber hinaus  Verarbeitung  des  Gesammelten 
sowie  Gutachten,  Ratschlilge  und  Empfeh- 
lungen auf  Grund  des  gewonnenen  Gesamt- 
ergebnisses. Nur  bei  der  letzteren  sei  ein 
eigenes  Organ  zum  Vollzuge  und  zw^ai*  regel- 
mässig eine  Kommission  vorhanden.  Indes 
ist  bei  dieser  Auseinanderhaltung  der  Begriff 
der  »unvollständig  organisierten  Enquete« 
in  einer  kaum  zulässigen  Weise  erweitert 
worden.  Selbst  durch Verwaltuugsrücksichten 
diktierte  Umfragen  würden  hiernach  als 
Enqueten  zu  bezeichnen  sein.  Ferner  aber 
betrifft  der  Umstand,  ob  in  der  Form  eines 
sogenannten  Generalberichtes  nun  auch 
seitens  des  Anordnei*s  oder  Leiters  der 
Enquete  die  Ergebnisse  zusammengefasst 
und  verwertet  werden  oder  nicht,  keinen 
für  das  Wesen  einer  Enquete  massgebenden 
Punkt. 

2.  Ansführang.  Nachdem  die  Not- 
wendigkeit und  Zulässigkeit  einer  Enquete 
in  dem  gesetzgebenden  Körper  eines  Staates 
beschlossen  ist,  kann  ihre  Ausführung  ent- 
weder einer  Behörde  oder  einem  ausschliess- 
lich zu  diesem  Zweck  vorübergehend  zu- 
sammentretenden Ausschuss  anvertraut 
w^erden.  Der  erstere  Ausweg  ist  in  der 
Regel  in  Deutsclüand  und  Franki-eich,  der 
letztere  in  Grossbritannien  eingesclilagen 
wonlen.  Eine  Untersuchung  lediglich  durch 
Staatsbeamte  ausführen  zu  lassen,  wird  sich 
nicht  empfehlen,  weil  sie  alsdann  mir  zu 
leicht  einen  schematisch-bureaukratischen 
Anstrich  gewinnt.  So  zweckmässig  es  ist, 
die  regelmässigen  statistischen  Arbeiten  eines 
Landes  ständigen  Beamten  zu  übertragen, 
da  nur  bei  diesen  die  erforderliche  Voll- 
kommenheit der  statistischen  Technik  und 
Praxis  gefunden  wird,  so  wenig  angebracht 
erscheint  es,  ihnen  die  Durchführung  einer 
Enquete  zu  übertragen,  die  nach  dem  jedes- 
maligen Zweck  und  Gegenstand  eine  freiere 
Behandlung  erheischt.  Man  wird  mehr  von 
einem  Ausschusse  erwarten  dürfen,  in 
welchem  durch  Sachkenntnis  des  speciellen 
Falles  und  Unabhängigkeit  der  Gesinnung 
hervorragende  Männer  vertreten  sind.    Bei 
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r  Wahl  der  Mitglieder  eines  solclien  Aus- 
lusses  ist  zu  berücksichtigen,  dass  es  sich 
»istt^ns  um  vei^schiedene  Interessen  handelt 
d  man  daher  gut  thut,  jedem  Inten^ssen- 
*is  einen  Vertreter  zu  gewähi-en.  Wird 
i  Spiels  weise  eine  Enquete  über  Arbeiter- 
rhältnisse  veranstaltet,  so  sollten  Unter- 
hmer  und  Arbeiter  im  Ausschuss  nicht 
iltMi.  In  England  hat  diese  Fordennig 
i'cU'rholt  Erfüllung  gefunden,  während  man 

Belgien  bei  der  grossen  Arbeitsenquete 
m  Jahre  1886  sieh  auf  die  Wahl  von 
imniermitgUedern,  Univei*sitäts[)rofessoren, 
Lr«'nieuren  und  Publizisten  beschränkte, 
»  Aufnahme  von  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
huH'rn  ausdrücklich  vermied.  Von  der 
isiuuniensetzung  des  Ausschusses  hängt 
iir  viel  ab,  da  nur  vollkommen  mit  dem 
•ü^'ustaud  vertraute  Männer  das  Unzu- 
'ff(»nde  der  vor  ihnen  abgelegten  falschen 
i^sairtni  sofort  erkennen  werden  und  durch 
schickte  Fragenstellung  die  nötige  Klai'heit 

(^zielen  wissen.  Die  Auswalü  der  Mit- 
iediT  bleibt  am  besten  der  Regierung  über- 
ss»'n,  vielleicht  auf  Grund  einer  von  dem 
irlaniente    aufzust*41eDden  Vorschlagsliste. 

ihnn  Ausschuss  hegt  dann  ob,  die  zur 
rriiehniung  geeignettm  Personen  ausfindig 
i  mac^hen,  wobei  er  sich  von  den  gleichen 
rundsätzen  wird  leiten  lassen  müssen,  die 
V  seine  Wald  massgebend  waren.  Es 
)mmt  darauf  an,  Zeugen  heranzuziehen,  die 

der  I^age  sind,  mit  rücksichtsloser  Aus- 
ihrlichkeit  Auskunft  zu  erteilen  und  denen 
(.lit  etwa  die  Furcht  vor  6])äterer  Mass- 
p'lung  den  Mund  gesclüossen  hält.  Da 
nicr  auch  die  Aussagen  der  aufrichtigsten 
an  »er  von  Täuschungen  und  Irrtümern 
Hunflnsst  sein  können,  so  müssen  die  vor- 
iladenden  Personen  den  verschiedensten 
itMstMi  entstammen.  In  Arbeiteran gelegen- 
sten wird  z.  B.  der  Unternehmer,  obgleich 
'  in  seiner  Stellung  als  Arbeitgeber  von 
jrnherein  gn)sse  Glaubwürdigkeit  besitzt, 
iMinoch  meistens  nur  ein  im  vollständiges 
(Mipiis  ablegen  können.  Wenn  auch  eine 
abrik  eine  ausreicjhende  Vorstelhmg  gewährt 
m  der  grossen  Masse  der  Fabriken  der- 
'll)en  Art,  so  muss  immerhin  manches  dem 
abrikanten  entgehen.  Als  ein  wohlmeinender 
lann  weiss  er  nichts  von  unehrlichen  Prak- 
kt'n  weniger  gewissenhafter  Kollegen,  ahnt 
r  nichts  von  den  Missständen,  die  im  Ver- 
♦'hr  seines  Werkführers  mit  den  Arbeitern 
rwachsen  sind  —  kurz  innerhalb  der  Grenzen 
LÜiier  Ei'fahrung  wird  seine  Aussage  nicht 
nmer  genau  ausfallen.  Daraus  folgt,  dass 
um  als  Ergänzung  den  Ai-beiter  gleichfalls 
t;fra£,^en  muss,  der  im  allgemeinen  gerne 
io  Schattenseiten  seines  Zustandes  betonen 
.  inl,  leicht  infolge  mangelhafter  Bildung  in 
einen  Ausführungen  dimkel  bleibt,  aber 
leistens   viel  mehr  in   das  Detail   eingeht 


und  durch  seine  Leidenschaftlichkeit  oder 
seinen  Ungestüm  vor  wissentlicher  Un Wahr- 
haftigkeit geschützt  ist.  Ebenso  notwendig 
wird  endlich  das  Zeugnis  dritter  Parteien 
sein,  die  wie  Fabrikinspektoren,  Ingenieure, 
Waronbeschauer,  Mäkler  etc.  mit  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  in  Verbindung  stehen 
und  möglicherweise  am  unparteiischsten  die 
Sachlage  beurteilen.  Sehr  zweckmässig  ist 
es,  wenn  ausser  bestimmten  Persönlichkeiten, 
deren  Befi-aguug  von  vornherein  erwünscht 
erscheint,  eine  öffentliche  p]iidadung  an  alle, 
die  Aussagen  machen  wollen  oder  können, 
ergt»ht. 

Die  um  eine  Begutachtung  oder  Auskunft 
angegangenen  Personen  könntui  sich  entweder 
schriftlich  äussern  oder  mündlich  ver- 
nehmen lassen.  Das  Verfahren  auf  den 
einen  oder  anderen  Ausweg  ausschliesslich 
zu  beschränken,  ist  nicht  richtig.  Vielmehr 
wird  es  am  jiassendsten  sein,  beide  mit 
einander  zu  verbinden,  immer  aber  so,  dass 
auf  das  mündliche  Verhör  das  meiste  Ge- 
wicht gelegt  wii'd.  Das  schriftliche  Ver- 
fahren ist  einem  ganz  richtigen  Gedanken 
entsprungen,  sofern  man  von  g(» wissen  Zu- 
ständen sich  nicht  andere  ein  Bild  machen 
kann,  als  indem  man  sie  in  Zahlen  festhält. 
Bei  Enqueten  über  Schutzzölle,  Eisen bahn- 
tarife,  Lohn  Verhältnisse  einer  bestimmten 
Industrie  sind  tabeliaiische  Zusammen- 
;  steUungen  über  Ausfuhr  und  Einfuhr,  über 
die  Produktion,  über  gezalüte  Löhne  oder 
dergl.  unentbehrlich.  Auch  wird  niemand 
■den  Nutzen  leugnen  wollen,  den  em  Ver- 
gleich der  einheimischen  Verhältnisse  mit 
ausländischen  bietet.  Aber  derartige  Zu- 
Siiramenstellungen  können  sehr  gut  von  Be- 
hörden, statistischen  Bureaus,  Handels- 
kammern etc.  angefertigt  werden  und  ent- 
weder als  Grundlage  beim  Verhör  dienen 
oder  am  Scldusse,  wenn  es  darauf  ankommt, 
die  Ergebnisse  festzuhalten,  zu  Rate  gezogen 
werden.  Die  schrifthchen  Erläutenmgen 
einzelner  Personen  soUten  in  der  Regel  zu- 
rückgewiesen werden.  Vielleicht  erörtert 
der  Verfasser  gewisse  Punkte,  über  die  ge- 
nauere Auskunft  erwünscht  wäre,  gar  nicht 
und  verbreitet  sich  über  andere  ausfülirlich, 
über  die  man  V>ereits  genügend  unterrichtet 
ist.  Das  wird  bei  mündlichem  Verhör, 
sofern  es  ein  wirklich  konti-jidiktorisches  ist, 
vermieden.  Jedem  Ausschussmitgliede  miLSS 
es  freistehen,  zu  diesem  oder  jenem  Punkte 
von  dem  Zeugen  eingehendere  Auskunft  zu 
erbitten  imd  jedem  späteren  Zeugen  un- 
benommen sein,  an  die  Aussagen  seiner 
Vorgänger  anknüpfend,  diese  zu  widerlegen 
oder  zu  bestätigen. 

Hiermit  im  engsten  Zusammenhange  steht 
die  Forderung  der  Oeffenthchkeit  der  Ver- 
handlungen. Allen  Interessenten  sollte  die 
Möglichkeit  geboten  sein,    dem  Verhör  bei- 
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wohnen  zu  können,  einerseits  um  den  vor- 
geforderten Zeugen  das  Bewusstsein  ihrer 
Verantwortlichkeit  für  die  gemachten  Mit- 
teilungen nahe  zu  legen,  andererseits  um 
auch  Personen,  die  nicht  von  vornherein  für 
das  Verhör  in  Aussicht  genommen  sind,  zu 
veranlassen,  sich  zu  melden,  falls  sie  wesent- 
liche, die  bisherigen  Angaben  in  ein  anderes 
Licht  rückende  Auskunft  zu  geben  im  stände 
sind.  Diese  Forderung  ist  bei  englischen 
Enqueten  stets  erfüllt  worden,  und  in  wie 
ausgiebiger  Weise  auch  ausserhalb  Englands 
der  Sinn  dafür  rege  ist,  zeigt  die  belgische 
Arbeitsenquete  von  1886,  bei  welcher  die 
Kommission  gelegentlich  veranlasst  wurde, 
ihre  Sitzungen  unter  freiem  Himmel,  um- 
geben von  mehr  als  1500  Zuhörern,  abzu- 
halten. 

Darüber,  ob  den  Verhandlungen  ein 
Fragebogen  zu  Grunde  zu  legen  ist  oder 
nicht,  sind  die  Meinungen  geteilt.  Die  Zweck- 
mässigkeit eines  Fr^nschemas,  das  alle 
einsclüägigen ,  der  Erklärung  bedürftigen 
Punkte  aufführt,  ist  mit  dem  Hinweis  da- 
rauf bestritten  worden,  dass  dann  nur  zu 
oft  die  Zeugen  auch  über  solche  Verhältnisse 
ausgefragt  würden,  über  die  sie  keine  eigene 
Erfahnmg  besässen.  Zu  seiner  erschöpfenden 
Beantwortung  sei  —  so  meinte  Michel  Che- 
valier in  der  französischen  Enquete  über  die 
"Wuchergesetze  Q864)  —  ein  vollständiges 
Buch  erforderlicn.  Mit  dem  »dürren ,  allum- 
fassenden Gerippe  eines  einheitlich  fest- 
gestellten Formulars«  (Gustav  Cohn)  unter- 
binde man  die  Aeusserungen  frischer  Lebens- 
wahrheit. Auf  der  anderen  Seite  lässt  sich 
für  Anwendung  des  Fragebogens  geltend 
machen,  dass  er  den  zu  vernehmenden 
Personen  Gelegenheit  giebt,  sich  vorzubereiten 
und  sich  in  Erinnerung  zu  bringen,  worauf 
es  in  ihrer  Aussage  eigentlich  ankommen 
wird.  Das  erforderlichenfalls  beizubringende 
Beweismaterial  kann  in  Bereitschaft  gehalten 
weiden.  Die  spätere  Sichtung  und  Ver- 
arbeitung des  Materials  wird  erleichtert, 
wenn  ein  erkennbarer  roter  Faden  durch 
alle  Verhöre  sich  hindurchzieht.  Für  den 
schriftlichen  Teil  der  Enquete  wird  die 
Aufstellung  eines  Fragebogens  unentbehrlich 
sein.  Schliesslich  braucht  man  von  denen, 
die  nm*  eines  gut  und  genau  wissen,  die 
nicht  über  alle  Seiten  gleichmässig  imter- 
richtet  sind,  die  Beantwortung  des  Frage- 
bogens nicht  vollständig  zu  verlangen.  Die 
vermittelnde  Auffassung,  welche  einen  Frage- 
bogen massigen  Umfanges  als  Erinnerungs- 
und Hilfsmittel,  nicht  als  bindende  Norm, 
für  zulässig  erachtet  (Quarck),  trifft  daher 
wohl  das  Richtige. 

Bei  manchen  Enqueten  wird  es  nötig 
sein,  dass  der  Ausschuss  sich  in  mehrere 
Unterausschüsse  teilt,  damit  einzelne  Gegen- 
den bereist  werden   können.    Es  wird  mit- 


unter wesentlich  sein,   nicht  nur  Aussagen 
entgegenzunehmen,  sondern  auch  an  Ort  und 
Stelle    Erkundigungen    einzuziehen.      Man 
kann  freilich  hoffen,   Unternehmer  und  Ar- 
beiter in  ausreichender  Zahl  nach  der  Haupt- 
stadt oder  dem  Orte,  in  dem  man  die  Enquete 
abhält,   kommen  zu  sehen.    Allein  die  Mit- 
glieder des  Ausschusses  werden  lebhaftere 
Eindrücke  empfangen,  wenn  sie  die  Zustände 
selbst  in  Augenschein  nehmen  und  auf  diese 
Weise    die    Aussagen    gewissermassen    zu 
kontrollieren  scheinen.  Sicherlich  erhält  man 
wahrheitsgetreuere     und     frischere     Schil- 
derungen  am  Schauplatze   selbst   und  ver- 
anlasst auch  mehr  Personen,  sich  zum  Worte 
zu  melden,   als  wenn  die  Zeugen  an  einen 
mehr   oder    weniger    entfernten    Ort    sich 
begeben  müssen.    An  der  Stätte,  die  gleich- 
sam ein  lebendes  Beispiel  ist  für  alles,  was 
der  Zeuge  sagt,   fliesst  die  Rede  schneller, 
wird  der  Gedankenstrom   nicht   durch  das 
beängstigende  Gefühl,   vor  dem  Ausschuss 
wie  vor  Gericht  zu  stehen,  verwirrt.  Natürlich 
gilt  dies  nicht  für  alle  Fälle.    Eine  Enquete 
über  Schutzzölle  würde  sich  vollständig  an 
einem  einzigen  Orte  ausführen  lassen.    Da- 
gegen   würde   man,   um   den  Einfluss   der 
Gefangenenarbeit  auf  Löhne   und  Preise  zu 
erkennen,    einige    Sachverständige    dorthin 
entsenden  müssen,  wo  der  Wettbewerb  der 
Gefangenen  am   meisten   empfunden   wird. 
Und  bei  einer  Enquete   über  die  Lage   der 
Bergarbeiter  würde  es  sich  empfehlen,   sie 
an  den  Stätten   der  Bergwerke   selbst  vor- 
zimehmen,  um  durch  Befahren  der  Arbeits- 
stätten, durch  technische  Messungen,  durch 
Vernehmung    einer   genügenden  Zalil    von 
Bergarbeitern   in  jedem  Revier  u.   dgl.  m, 
das   im  übrigen   zu  veranstaltende  Zeugen- 
verhör vervollständigen  zu  können.    Bei  der 
preussischen   diesbezüglichen  Encjuete   vom 
Jahre  1889   wurden  allerdings  die  Verhöre 
in  den  Bergrevieren  veranstaltet,  aber  doch 
keine  thatsächlichen  Feststellungen    in    der 
erwähnten  Weise   zur  Ergänzung  des  sonst 
gesammelten   Materials    vorgenonmien.     In 
England   bedient  sich   bisweilen  die  Unter- 
suchungskommission derartiger  in  bestimmte 
Gegenden  abgesandter  Subkommissionen,  »um 
sich  gleichsam  räumlich  zu  erweitern«.    In 
Frankreich  sind  bis  jetzt  solche  reisende  Aus- 
schüsse nur  zweimal  in  Thätigkeit  gewesen, 
1860   bei  der  Untersuchung  über  die  Lage 
der  verwahrlosten  Kinder,   bei  welcher  ein 
Ausschuss  von  5  Herren  alle  86  Departements 
vom  1.  Mai  bis  Ende  Oktober  bereiste,  und 
1866  bei  der  Salzenquete,  die  inmitten  der 
Salz   produzierenden   Gegenden    abgehalten 
wurde.     Bei  der  1842   veranstalteten  Salz- 
enquete wurden   nicht  alle   Bergwerke  in 
Augenschein  genommen. 

3.  Veroff entUchnng.    Wunle  schon  bei 
den  Verhandlungen  Gewicht  auf  die  Oeffent- 


Enquete 


619 


lichkeit  gelegt,  so  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  die  Drucklegung  der  eingesam- 
melten Materialien  aufs  wärmste  befürwortet 
werden  muss.  Nur  wenn  die  eingegangenen 
Mitteilungen  und  Aussagen  der  öffentlichen 
Eritik  unterbi-eitet  werden,  so  dass  alle,  die 
in  der  Materie  bewandert  zu  sein  glauben, 
sich  an  die  Beguta(;htung  und  Beurteilung 
machen  können,  wird  eine  Enquete  rechten 
Nutzen  schaffen.  Weiter  ist  zu  verlangen, 
dass  das  ganze  ürmaterial  vollständig  a\if 
Grund  stenographischer  Protokolle  der 
Oeffentlichkeit  übergeben  w^erde.  Ein  an 
die  Stelle  tretender  Bericht,  etwa  von  Mit- 
gliedern des  Auss(rhusses  herrühi*end,  der 
niu"  die  hauptsächlichstt^n  Thatsachen  mit- 
teilt, kann  nie  dieselben  Dienste  leisten,  da 
bei  dem  grössten  Vertrauen  auf  die  aus- 
führende Behöi-de  oder  den  Ausschuss,  doch 
dem  Subjektivismus  des  Berichterstatters 
RecJmung  getragen  werden  muss.  Man  hat 
keine  Sicherheit  darüber,  was  als  unwesent- 
lich verschwiegen  ist,  und  falls  der  Bericht- 
erstatter dem  der  Regienmg  nahestehenden 
Beamteckreise  entstammte,  erwächst  leicht 
das  Misstrauen,  dass  manche  Angabe  g(v 
flissentlich  unterdrückt  wurde.  leider 
lassen  die  in  Deutschland  veranstalteten 
Encjueten  in  dieser  Beziehung  manches  zu 
wünschen  übrig,  —  so  wuixle  bei  der 
preussischen  Bergarbeitereniiuete  vom  Jahre 
18H9  anstatt  zalilreicher  Bände  mit  Akten- 
material sclüiesslich  nur  eine  magere  Denk- 
schrift im  Dnicke  ausgegeben,  die  ein  stark 
koncentrierter  Auszug  des  Urmaterials  sein 
sollte,  jedenfalls  aber  statt  thatsächliclier 
Verhältnisse  nur  die  Auffassung  der  von 
den  Ministem  ernannten  Kommissarien  vor- 
trug. Dagegen  ist  es  in  England  und 
Frankreich  üblich,  das  ürmaterial  voUstän- 
dig  bekannt  zu  machen. 

Es  kann  hierbei  zweifelhaft  sein,  ob  es 
richtiger  ist,  das  ürmaterial  auf  einmal 
herauszugeben  oder  die  Protokolle  in  Liefe- 
nmgen  von  Tage  zu  Tage  bezw.  Woche  zu 
Woche,  in  dem  Masse,  als  das  Verhör  sich 
abspielt,  zu  veröffentlichen,  worauf  am 
Schlüsse  die  etwa  eingesammelten  statisti- 
sclien  Angaben  oder  schriftlichen  Gutachten 
sich  anreihen  könnten.  Augenscheinlich 
wird  dwrch  die  letztere  Methode  das  Inte- 
resse für  die  zu  behandelnde  Frage  in  wei- 
testen Kreisen  geweckt  und  kann  man  noch 
mehr,  als  es  schon  dm^ch  die  Oeffentlich- 
keit des  mündlichen  Verhörs  angebahnt  ist, 
hoffen,  etwa  in  den  Aussagen  auftauchende 
Irrtümer  sofort  zurec^htgestellt  zu  sehen. 
Die  Verbessenmg  der  Untersuchung  imd 
die  Verbreitung  der  durch  sie  ermittelten 
Thatsachen  wären  mithin  die  beiden  Vor- 
teile dieses  Ausweges.  In  England  werden 
unmittelbar  nach  dem  Verhör  der  einzelnen 
Tage,    entweder   offiziell    oder    durch    die 


Stenographen  der  Zeitungen  Fragen  und 
Aussagen  wörtüch  veröffentlicht.  Am  Ende 
der  Untersuchung  aber  wird  der  ganze 
Stoff  —  Instruktionen,  Berichte,  Aussagen, 
Schriftstücke,  Cirkidare,  Statistik  —  amt- 
lich gedruckt  und  das  Werk  in  den  Buch- 
handel gegeben. 

Für  den  Vertrieb  durch  den  Buchhandel 
ist  Ansetzung  eines  massigen  Preises  wün- 
schenswert, damit  das  Werk  in  alle  sich 
dafür  interessierenden  Schichten  der  Be- 
völkerung eindringen  kann.  Bei  Normie- 
nmg  eines  hohen  Preises  w^erden  oft  ge- 
rade diejenigen  Personen  am  meisten  von 
dem  Ankauf  des  Werkes  abgeschreckt, 
denen  es  vorzugsweise  zugänglich  gemacht 
weiTlen  sollte. 

Endlich  bleibt  noch  zu  erwägen^  ob  der 
ausführende  Ausschuss  selbst  für  eine  Ver- 
arbeitung des  Materials  Sorge  tragen  oder 
diese  den  Privatpersonen,  die  sich  dazu 
fähig  dünken,  anheimstellen  soll.  Gewiss 
ist  mit  der  Sammlung  des  Materials  noch 
nicht  alles  geschehen,  sondern  kommt  es 
weiter  dai-auf  an,  in  einem  Bericht  ein  ob- 
jektives Bild  von  den  Zuständen,  die  man 
in  Erfahrung  bringen  wollte,  zu  geben. 
Verhältnismässig  wenige  Personen  werden 
Zeit  und  Geduld  haben,  sich  in  mehrere 
Bände  eines  umfangi-eichen  Stoffes  zu  ver- 
tiefen, dagegen  mit  Vergnügen  aus  einem 
zusammenfassenden  Berichte  die  Belehrung 
schöpfen,  die  sie  suchen.  In  den  meisten 
Fällen  wenlen  nun  die  Ausschussmitglieder 
am  befähigtsten  zur  Abfassung  eines  der- 
artigen Berichtes  erscheinen,  wobei  nicht 
ausgeschlossen  ist,  dass  ausserdem  Fachge- 
lehrte sich  aus  freiem  Antriebe  der  gleichen 
Arl>eit  unterziehen. 

Die  Forderung  von  Sach-  und  Personen- 
registern füi"  die  Zeugenaussagen  ist  wohl 
eine  selbstverständliche. 

4.  Englische  E.  Die  besten  Muster 
für  die  zweckmässige  Gestaltung  und  Aus- 
führung von  Untersuchungen  bietet  Eng- 
land, wo  man  fast  alle  die  vorstehend  als 
wünschenswert  bezeichneten  Punkte  zu  be- 
rücksichtigen pflegt.  Wenn  in  England 
irgend  ein  Missstand  sich  öffentlich  fühlbar 
gemacht  hat,  so  ernennt  entweder  die  Re- 
gienmg eine  Untersuchungsbehörde  oder 
aus  den  Mitgliedern  der  beiden  Häuser  des 
Parlaments  wird  ein  Ausschuss  gewählt, 
denen  alsdann  die  Durchführung  einer  En- 
quete übertragen  wird.  Eine  Behörde  wird 
gewöhnlich  beauftragt,  wenn  es  sich  um 
voraussichtlich  lang  andauernde  Unter- 
suchungen handelt,  wie  bei  der  über  die 
Kinderarbeit  1863—67,  über  die  Gewerk- 
vereine 1867 — 69,  während  ein  Parlaments- 
au sschuss  mit  dem  Aufliören  der  Session 
gleichfalls  endet.  Die  beiden  hauptsäch- 
lichsten,  auch   oben  von  uns  empfohlenen 
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Grundsätze  des  Verfahrens,  nämlicli  Oeffent- 
lichkeit  und  Mündlichkeit,  kommen  voll  zur 
Geltung. 

Im  dritten  Geschosse  des  Palastes  von 
Westminster  —  wo  auch  die  Häuser  des 
Parlamentes  tagen  —  halten  die  Ausschüsse 
ihre  Sitzungen.  Am  Eingang  sind  durch 
Anschläge  die  Zimmer,  die  Tage,  die  Stun- 
den bekannt  gemacht,  in  welchen  die  Sit- 
zimgen  stattfinden.  Sehr  formlos  durch  eine 
Barre  geschieden,  vor  welcher  je  nach  dem 
Interesse  des  Gegenstandes  sich  eine  grös- 
sere oder  geringere  Menge  von  Zuhörern 
eingefunden  hat,  sitzt  der  üntersuchimgs- 
ausschuss  an  einem  Tische.  Einzelne  Mit- 
glieder nach  einander,  durcheinander  ver- 
hören dann  die  vor  ihnen  befindlichen  Zeu- 
gen in  anspruchslosem  Zwiegespräche.  Der 
Ausschuss  hat  einen  Vorsitzenden  und  bis 
zu  15.  Mitglied  er,  von  welchen  mindestens 
5  zur  Veranstaltung  des  Verhörs  anwesend 
sein  müssen.  Diejenigen  Persönlichkeiten, 
die  vernommen  werden  sollen,  hat  der  Aus- 
schuss vorher  festgestellt,  sowie  er  auch  die 
regelmässigen  Termine  seiner  Sitzungen 
von  vornherein  bestimmt.  Den  vorgeladenen 
Zeugen  wird  aufgegeben,  gew-isse  Ausweise, 
Urkunden,  Statistiken  und  dergleichen  mehr 
zum  Termine  mitzubringen.  Ausser  ihnen 
hat  jedermann  die  Freiheit,  sich  zum  Zeug- 
nis zu  melden,  ja  man  fragt  w^olü  die  vor- 
geladenen Zeugen,  ob  sie  Personen,  die  zu 
vernehmen  wertvoll  sein  könnte,  namhaft 
zu  machen  wüssten.  Oft  wird  auch  ein 
zum  Zeugnis  aufforderndes  Rundschi'eiben 
erlassen. 

Das  ganze  sich  ergebende  Material  wird 
in  sogenannten  Blaubüchern  (blue-books) 
zusammengetragen,  die  zu  sehr  massigem 
Preise  verkäuflich  sind.  Ein  »Appendix« 
enthält  die  schriftlichen  Dokumente,  die 
durch  Rundschreiben  erlangten  Antworten 
und  die  statistischen,  mit  Hilfe  eines  Frage- 
bogens eingesammelten  Daten.  Das  Wert- 
vollste sind  jedenfalls  die  mündlichen  Aus- 
sagen, das  minder  wichtige  liegt  in  den 
schriftlich  erlangten  Auskünften  (vergl. 
Gustav  Cohn  a.  a.  0.) 

5.  Französische  £.  In  Frankreich 
stammen  die  ersten  Enqueten  aus  dem 
Jahre  1828.  Damals  war  auf  Anregung 
des  Handelsministers  St.  Cricq  ein  Aus- 
schuss zur  Prüfung  gewisser  Fragen  der 
Handelsgesetzgebung  eingesetzt  worden  und 
dieser  veranstaltete  zunächst  eine  Enquete 
über  Zucker-  imd  Eisenfi'age.  Hier  wie 
bei  den  folgenden  Untersuchungen  wurde 
grosser  Nachdruck  auf  Einsammeln  schrift- 
licher Gutachten  und  Aeusserungen  (enquOte 
ec:rite)  seitens  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern, Ackerbaugesellschaften,  Präfekten 
u.  a.  gelegt,  dagegen  das  mündliche  Verhör 
weniger  betont.    Nicht  immer  wurde  ferner 


in  Frankreich  das  Urmaterial  vollständig 
veröffentlicht,  sondern  man  liess  sich  an 
Bearbeitungen  und  Auszügen  genügen. 
Endlich  haben  meistens  Behörden  die 
Ausführung  in  der  Hand  gehabt:  der  obere 
Rat  beim  Handelsministerium  (conseil  su- 
perieur)  oder  der  Staatsrat  (vergL  \V.  Stieda 
a.  a.  0.) 

6.  Deutsche  E.  In  deutscheu  Staaten 
hat,  soviel  bekannt  geworden  ist,  die  En- 
quete erst  seit  den  siebziger  Jahren  Eingang 
gefunden.  Die  ersten  aus  den  Jahren  1874 
bis  1876  von  Reichs  wegen  in  Angiiff  ge- 
nommenen Untersuchungen  betrafen  die 
Eiseubahntaiife,  die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit in  Fabriken  und  die  Verhältnisse  der 
Lehrlinge,  Gesellen  und  Fabrikarbeiter. 
Daran  schlössen  sich  im  Jahre  1878  die 
Enqueten  über  die  Tabakindustrie,  über  die 
Eisenindustrie  sowie  über  die  BaumwoU- 
und  Leinenindustrie.  Im  Jahre  1885  wurde 
eine  Untersuchung  über  die  Lohn  Verhält- 
nisse der  Arbeiterinnen  in  der  Wäsche- 
fabrikation und  in  der  Koufektionsbranche 
veranstaltet  und  1887  die  Enquete  über 
den  Verkauf  und  die  Lieferung  von  Arbeits- 
material (Nähfaden)  seitens  der  Arbeitgeber 
an  die  Arbeiterinnen  sowie  die  umfang- 
i-eiche  Enquete  über  die  Sonntagsarbeit  ver- 
öffentlicht. An  sie  haben  sich  1895  die  Er- 
hebungen über  Verhältnisse  im  Handwerk 
(sog.  Innungsenquete)  gesclüossen.  Ueber 
die  von  der  Kommission  für  Arbeitsstatisik 
veranlassten  Erhebungen  s.  Schönberg  im 
Ali;.  Arbeitsstatische  Aemter  oben 
Bd.  I  S.  978. 

Mit  Ausnahme  der  Enqueten  des  Jalu-es 
1878  wurden  Behörden  oder  Beamte  mit 
der  Ausfühnmg  betraut.  Man  sammelte 
auf  Grundlage  eines  Fragebogens  vorzugs- 
weise schriftliche  Antworten  ein,  veran- 
staltete seltener  mündliche  Verhöre  imd 
veröffentlichte  schliesslich  Zusammenstel- 
lungen und  Auszüge,  nicht  das  ganze  Ur- 
material. In  den  Enqueten  des  Jahres  1878 
sasson  auch  Nichtbeamte  in  den  vom  Bun- 
desrate ernannten  Kommissionen.  Das  von 
den  letzteren  aufgestellte  Programm  der 
Enquete  musste  vom  Bundesrate  genehmigt 
werden.  Bei  der  Tabakenquete  waren  25 
Bezirkskommissionen  für  das  ganze  Deut- 
sche Reich  ernannt,  die  die  Tabakarbeiter 
ihres  Bezirks  zu  verhören  hatten  und  deren 
Protokolle  auf  Grundlage  stenographischer 
Niederscliriften  in  Druck  gegeben  wurden. 
Von  allen  Enqueten  verdient  die  Organi- 
sation der  letzteren  unstreitig  das  grösste  Lob. 

In  den  Einzelstaaten  sind  in  den  acht- 
ziger Jahren  mehi-fach  Agrarenqueten  ver- 
anstaltet w^orden,  zuerst  1883  in  Baden, 
dann  in  Elsass-Lothrhigen,  Württemberg, 
Hessen  -  Darmstadt  und  Bayern.  Hierbei 
ging  man  in  der  Weise  vor,  dass  eine  vom 
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Ministerium  ernannte  Kommission  einen 
Fragebogen  aufstellte ,  den  sie  sich  von 
Landwirtschaftslehi-ern  und  Landwirten  in 
der  Form  eines  Einzelberichtes  schriftlich 
beantworten  liess.  Eine  Ausnahme  machte 
Elsass-Lothringen,  wo  im  Anschluss  an  das 
Yerfaihren  der  letzten  landwirtschaftlichen 
Enquete  vom  Jahre  1866  für  je  einen  Kreis 
eine  besondere  üntersuchungskommission 
aus  dem  Krersdirektor  als  Vorsitzenden  und 
zwei  Landwirten  gebildet  wurde.  Diese 
Kommission  verhörte  in  jedem  Kanton  einen 
mit  den  Verhältnissen  bekannten  Landwirt, 
der  ihnen  von  den  landwirtschaftlichen 
Kreisvereinen  bezeichnet  wurde,  konnte 
aber  ausserdem  nach  ihrem  Befinden  noch 
andere  Personen  vernehmen.  Daneben  liess 
sie  sich  von  \ielen  Interessenten  einen  auf- 
gestellten Fragebogen  schriftlich  beantwor- 
ten. Femer  wurden  1885  in  Baden  Erhe- 
bimgen  über  die  Lage  des  Kleingewerbes 
und  1889  in  Preussen  eine  Bergarbeiteren- 
quete  ausgeführt.  Der  letzteren  kleben  die 
ünvollkommenheiten  an,  die  in  den  meisten 
von  Reichs  wiegen  bisher  imtemommenen 
Enqueten  leider  zu  beklagen  sind;  dagegen 
war  die  badische  Gewerbeenquete  zweck- 
mässig organisiert,  imd  es  ist  nur  zu  be- 
dauern, dass  sie  auf  zwei  Amtsbezirke 
(Adelheim  und  Mannheim)  beschi-änkt  blieb. 
Auf  Gnmd  eines  Fragebogens  wurden  von 
den  leitenden  Beamten,  die  in  den  Erhe- 
bmigsgemeinden  durch  Beiräte  aus  gewerb- 
lichen Kreisen  unterstützt  wurden,  Hand- 
werksmeister und  Gesellen  mündlich  ver- 
hört und  deren  Aussagen  vollständig  ver- 
öffentlicht Ausserdem  veranstaltete  man 
statistische  Erhebungen  über  Verhältnisse, 
die  für  die  Beiurteilung  der  Lage  des  Klein- 
gewerbes Anhaltspunkte  zu  liefern  geeignet 
waren,  imd  druckte  sie  als  Beilagen  zu  den 
Verhörsprotokollen  ab.  In  den  anderen 
Amtsbezirken  begnügte  man  sich  damit, 
den  Gewerbevereiuen,  Handwerkervereinen, 
Innungen  etc.  den  Fragebogen  und  die  Pro- 
tokolle der  Mannheimer  und  Adelheimer 
Erhebungen  zu  übermitteln  und  sie  zu 
Aeusserungen  über  ihre  Lage  bezw.  Ver- 
besserungsvorschlägen aufzufordern.  Das 
auf  diese  Weise  eingehende  Material  wurde 
im  Ministerium  zu  einem  Berichte  zu- 
sammengefasst,  der  veröffentlicht  ist.  Durch 
dieses  ungleichmässige  Vorgehen  ist  der 
Wert  der  ganzen  Enquete  stark  beeinträch- 
tigt worden. 

Litteratnr :  J*.  Bergmann,  Die  industriellen 
Enqueten,  Strcusfmrg  1872,  —  V.  Böhmert, 
Ueber  die  Methoden  der  sozialstatistischen  Unter- 
suchungen, besonders  die  Statistik  der  Löhne 
und  Preise,  Berlin  1874.  —  ^'  Cohn,  Parla- 
mentarische Untersu4:hungen  in  England,  Jahrb. 
f.  Not.  u.  SUU.,  25  (1875),  auch  in  »  Volkswirtschaft- 
liche Aufsätzevi,  StuttgaH  188£,  S.  1—51  abgedr.  — 


Fallati,  Ueber  die  Mittel  und  Wege  zur  He- 
bung der  praktischen  Statistik,  Zritschr.  für 
Staatsw.,  Bd.  S,  S.  496-557.  —  Derselbe, 
Ueber  die  Einrichtung  statistischer  Enqueten  in 
England,  Frankreich  und  Belgien  mit  einer 
Schhissanwendung  auf  den  deutschen  Zollverein, 
cod.  l.  S.  724 — 752.  —  Herkner,  Die  belgische 
Arbeiterenquete f  Archiv  f.  soz.  Gescfjsg.,  Bd.  2, 
S.  260 — 292.  —  Fr,  J,  Xeumann,  Ueber  die 
Ausfilhrung  einer  Enquete,  betreffend  die  deutsche 
Fabrikgesetzgebung,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  21,  S. 
1 — 109.  —  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialpolitik, 
Bd.  2  (JacoM,  Tiedetnann,  Helldorff, 
Websicy,  Neuniann)  und  IS  (Enibden,  O. 
Ck>hn,  Stieda,  lAidlotv),  — Stat.  d.  Deut- 
sehen  Reichs  X.  F.  Bd.  1,  S.  96.  — 
Schnapper-' Arndt,  Zur  Methodologie  sozialer 
Enqueten,  Frankfkirt  a.  M.  1888.  —  M,  Quarck, 
Die  prettssische  Bergarbeiterenquete  vom  Jahre 
1889,  Archiv  /.  soz.  (^esetzg.y  Bd.  S,  S.  162^179. 
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Enteigniing. 

I.  £  i  n  1  e  i  t  a  n  g.  1.  Bes^riff  und  principielle 
Begründung.  2.  Rechtsgeschiciitliche  Entwicke- 
lang. U.  Das  materielle  Enteignungs- 
recht.  3.  Objekt  der  E.  4.  Subjekt  des  Ent- 
eignungsrechts.  5.  Die  EnteignnngsfiUle.  6.  Die 
Entschftdififung: :  a)  Subjekt  der  Entschädigungs- 

S flicht;  b)  Princip  für  die  Hübe  der  Entschä- 
igung;  c)  die  Entschädigung  des  Eigen- 
tümers ;  d)  die  Entschädigung  der  anderen  ding- 
lich Berechtigten;  e)  die  Entschädigung  der 
Mieter  und  Pächter;  f)  das  Eecht  des  Enteig- 
neten zur  Ausdehnung  der  E.  7.  Das  Rücker- 
werbsrecht  des  Enteigneten.  8.  Die  rechtliche 
Natur  und  die  Perfektion  der  E.  III.  Das 
formelle  Entei^nungsrecht.  9.  Das  Ent- 
eignungsverfahren im  engeren  Sinne.  10.  Das 
Entschädigungs verfahren.  11.  Die  Kosten  des 
Enteignungsverfahrens.  12.  Das  ausserordent- 
liche Enteignungs  verfahren. 

L  Einleitung. 

1.  Begriff  nnd  princijpielle  Begrün- 
dung. Der  Mensch  ist  seiner  Natur  nach 
zugleich  ein  individuelles  und  ein  staatliches 
Wesen;  der  Staat  ist  ein  Faktum,  welches 
der  einzelne  Mensch,  wenn  er  zum  Bewusst- 
sein  kommt,  vorfindet.  Der  Staat  ist  selb- 
ständig in  der  sittlichen  Natur  des  Menschen 
gesetzt;  nur  im  Staate  erlangt  der  Mensch 
die  vollständige  Befriedigimg  seiner  physi- 
schen, moralischen  und  intellektuellen  Be- 
dih'fnisse;  das  Leben  im  Staate  ist  sein 
natürlicher  Zustand. 

Als  Individuum  kommen  dem  Menschen 
unmittelbar  kraft  seiner  Persönlichkeit  ge- 
wisse Rechte  zu ;  nicht  der  Staat  giebt  dem 
Individuum  diese  Rechte,  er  erfindet  sie 
nicht  und  schafft  sie  nicht,  sie  sind  dem 
Menschen  schon  früher  gegeben,  der  Staat 
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aber  ist  es,  welcher  behufs  Ordnung  des 
geselligen  Zusammenlebens  die  Ausübung 
dieser  Rechte  regelt,  welcher  diese  Rechte 
anerkennt  und,  indem  er  sie  begrenzt,  zu 
gleicher  Zeit  sichert. 

Soll  aus  dem  ausschliesslichen  Gefühl 
des  individuellen  Rechtes  nicht  ein  unheil- 
voller Individualismus  sich  entwickeln,  so 
muss  sich  jedes  Individuum  auch  als  ein 
dem  Ganzen  verbimdenes  und  ihm  dienst- 
bares Glied  filhlen. 

Daher  muss  an  der  Seite  des  indivi- 
duellen Rechtes  immer  das  notwendige 
Princip  der  staatlichen  Begrenzung 
und  Beschränkung  stehen.  Alle  indi- 
viduellen Rechte  bestehen  in  ilirer  Aus- 
übung nur  innerhalb  der  Schranken  und 
Bedingungen,  welche  durch  das  Interesse 
der  Gemeinschaft  auferlegt  sind;  wenn  es 
auch  wahr  bleibt,  dass  diese  Rechte  dem 
Menschen  als  Individuum  zustehen,  so  geht 
doch  der  Mensch  im  Individuum  nicht  auf 
und  hört  niemals  auf,  gleichzeitig  ein  staat- 
liches Wesen  zu  sein;  daher  ist  es  der 
Natur  des  Menschen  angemessen,  dass  diese 
Rechte  niemals  unbeschränkt  oder  von  der 
Idee  und  dem  Zwecke  der  Gemeinschaft 
losgetrennt  seien ;  es  ist  vielmehr  eine  wich- 
tige und  erhabene  Mission  des  Staates,  die 
individuellen  Rechte  mit  den  berechtigten 
Bedürfnissen  und  Anforderungen  der  Ge- 
meinschaft in  Hai'monie  zu  bringen.  In 
Erfüllung  dieser  Mission  hat  der  Staat,  als 
das  zusammenhaltende  Princip,  das  Recht, 
in  die  individuelle  Rechtssphäre 
einzugreifen  und  von  jedem  einzelnen 
zu  verlangen,  dass  er  einen  Teil  seiner 
pei^sönlichen  Selbständigkeit  zum  Opfer 
bringe,  wenn  in  der  vollen  Geltendmachung 
des  individuellen  Rechtes  ein  Hindernis  für 
das  harmonische  Nebeneinanderbestehen  aller 
gelegen  ist.  Auf  dieser  Mission  des  Staates 
beruht  es,  dass  das  Eigentumsrecht  mannig- 
fachen Beschränkungen  unterworfen 
wird,  damit  dessen  Ausübung  mit  dem  Wohle 
aller  anderen  verträglich  bleibe. 

Aus  dem  grossen  Komplexe  der  ihrer 
Natur  nach  sehr  verschiedenartigen  Ein- 
griffe^ welche  von  der  Staatsverwaltung  bei 
VoUziehimg  dieser  ihrer  Aufgabe  in  das 
Privateigentum  gemacht  werden  können, 
werden  nun  die  schwersten  aller  Eingriffe 
herausgelöst  und  unter  dem  Begriff  des 
Enteignungsrechts  zusammengefasst, 
jene  Eingriffe  nämlich,  welche  siöh  dadurch 
vollziehen,  dass  entweder  ein  dingliches 
Recht  an  fremdem  Grund  und  Boden  für 
den  Staat"  konstituiert  oder  dass  das  Eigen- 
tumsrecht selbst  auf  den  Staat  übertragen 
wird.  Eine  Enteignung  im  eigentlichen 
Sinne  liegt  vor,  sobald  die  Staatsverwaltung 
für  sich  die  Konstituierimg  eines  dinglichen 
Rechts   an   einer   fi*emden   Sache  oder  die 


üebertragimg  des  Eigentumsrechts  selbst  in 
das  öffentliche  Gut  verlangt  und  gegen  den 
Willen  des  Eigentümers  durchführt;  sie  ist 
unter  ein  besonderes  Recht  gestellt,  das 
Enteignungsrecht  im  objektiven 
Sinne.  Die  Konstituierung  des  dinglichen 
Rechts  resp.  die  Entziehung  des  Eigentums- 
rechts muss  eine  gezwungene  sein,  eine 
freiwillige  Enteignung  giebt  es  nicht ;  selbst 
wenn  die  Yeräusserung  wegen  der  sicheren 
Aussicht  auf  eine  unmittelbar  bevorstehende 
öffentliche  Arbeit,  mit  welcher  das  Ent- 
eignungsrecht verknüpft  ist,  und  unter  dem 
Hochdnicke  dieser  Aussicht  erfolgt,  aber 
ohne  dass  die  Sache  selbst  bereits  in  der 
gesetzlichen  Weise  zur  Enteignimg  bestimmt 
ist,  so  kann  in  einer  solchen  Veräusserung 
eine  Enteignung  nicht  gesehen  werden,  denn 
die  Yeräusserung  ist  und  bleibt  eine  frei- 
willige; die  Wirkungen  des  betreffenden 
Rechtsgeschäfts  sind  nicht  nach  den  für  die 
Enteignung  geltenden  Normen,  sondern  in 
der  Regel  nach  den  allgemeinen  Bestim- 
mungen über  den  Kaufvertrag  zu  beurteilen. 

Die  Rechtsbasis  der  Enteignung  bringt 
es  mit  sich,  dass  die  Konstituierung  des 
dinglichen  Rechts  resp.  die  Entziehung  des 
Eigentumsrechts  nur  im  allgemeinen 
Interesse,  niemals  im  blossen  Privat- 
interesse erfolgen  darf;  das  allgemeine  In- 
teresse kann  aber  nicht  nur  bei  Unterneh- 
mungen des  Staates,  der  Kreise,  der  Ge- 
meinden etc.,  sondern  auch  bei  üntemeh- 
mimgen  der  Privaten,  Gesellschaften,  Ge- 
nossenschaften etc.  in  wirksamer  Weise  ge- 
fördert werden. 

In  dem  Begriffe  der  Enteignung  bildet 
endlich  die  Entschädigung  ein  wesent- 
liches Merkmal. 

Das  Enteignungsrecht  im  eigentlichen 
Sinne  ist  demnach  das  Recht  der  Staatsge- 
walt, die  zwangsweise  Entziehung 
des  individuellen  Eigentumsrechts 
und  die  Üebertragung  desselben 
in  das  öffentliche  Gut  resp.  die 
zwangsweise  Konstituierung  eines 
dinglichen  Rechts  an  einer  frem- 
den Sache  für  das  öffentliche  Gut 
im  aligemeinen  Interesse  gegen 
Entschädigung  zu  verfügen, 

Otto  Mayer  (Deutsches  Verwaltungsrecht 
Bd.  II  S.  1)  "sieht  in  der  Entei^ung  einen 
obrigkeitlichen  Eingriff  in  das  Eigentum,  am 
es  den  Untertbanen  ganz  oder  teilweise  zu  ent- 
ziehen zu  Gunsten  eines  öffentlichen  Unter- 
nehmens. Doch  hält  Mayer  (a.  a.  0.  S.  13 
Anm.  18}  für  die  Enteignung  „die  Üebertragung 
in  das  Öffentliche  Gut"*  nicht  für  wesentlich,  in- 
dem er  meint,  dass  das  öffentliche  Gut  aller- 
dings die  hervorragendste  Form  sei,  in  welcher 
das  Grundstück  einem  öffentlichen  Unternehmen 
dienstbar  sein  könne,  es  aber  genüge,  dass  es 
civilrechtliches  Eigentum  des  Subjektes  der 
öffentlichen   Verwaltung   werden    und    bleiben 
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solle,  um  als  solches  dem  Öffentlichen  Unterneh- 
men zu  dienen.  Scheicher  (Die  Rechtswir- 
kungen der  Enteignung  nach  gem.  u.  sächs.  Recht, 
S,  2)  bezeichnet  als  Enteignung  nur  diejenige 
auf  Grund  öffentlichen  Rechts  erfolgende  Ent- 
ziehung eines  Gegenstandes  des  Privateigentums 
oder  eines  dinglichen  Rechts,  welche  zum  Zwecke 
der  Durchführung  eines  öffentlichen  (d.  h. 
im  Interesse  des  Staates  oder  der  All- 
gemeinheit notwendigen  oder  nütz- 
lichen) Unternehmens  geschieht.  Gabriel 
de  Weiss  (De  Texpropriation  pour  cause  d'uti- 
lit^  publique  S.  29)  denniert  die  Enteignung  als 
„la  transmission  legale  et  forcee,  du- 
rable  ou  passag^re,  &  l'Etat  ou  a  une 
entreprise  publique  ou  privee  auto- 
ris6e  par  TEtat,  et  moyennant  un  d^dom- 
magement  equitable,  d'une  chose  ou  d'un  droit, 
dont  rint§rßt  g6n6ral  d'une  contree  ou  d^une 
localit6  reclame  Tacquisition".  Nach  Sieb  er 
(Recht  der  Expropriation  S.  5)  ist  unter  Expro- 
priation zu  verstehen:  die  zwangsweise  Ver- 
wirklichung des  dem  Staate  zustehenden  Rechts, 
von  Privatpersonen  die  Abtretung  von  Eigen- 
tumsobjekten oder  die  Konstituierung  dinglicher 
Rechte  an  denselben,  dauernd  oder  vorüber- 
gehend, gegen  Entschädigung  zu  verlangen, 
wenn  das  Öffentliche  Interesse  nicht 
anders   wahrgenommen  werden  kann. 

Die  Enteignung  rauss  von  den  gesetz- 
lichen Eigentumsbeschränkungen,  den  soge- 
nannten Legalservituten,  unterschieden 
werden. 

Begrifflich  kann  dieser  ünterscliied  da- 
hin festgestellt  werden,  dass  in  den  soge- 
nannten Legalservituten  weder  eine  gänz- 
liche noch  eine  teilweise  Entziehung  des 
Rechts  an  den  betreffenden  Objekten,  son- 
dern nur  eine  Modifikation  des  Ge- 
brauchs derselben  liegt. 

Gegen  die  rücksichtslose  Bethätigung 
individuellen  Rechts,  die  auf  dem  an  sich 
schrankenlosen  Satze  fusst,  qui  iure  suo 
utitur  neminem  laedit,  legt  der  Staat  sein 
Veto  ein  und  beseitigt  so  die  Gefahren 
antisozialer  Ausübung  individuellen  Rechts. 
Demgemäss  besteht  auch  nicht  ein  Ent- 
schämgungsanspruch  des  durch  die  Legal- 
servitut Belasteten.  Doch  ist  in  der  all- 
gemein bindenden  Norm,  durch  welche 
Legalservituten  geschaffen  werden,  das 
Aequivalent  ausgleichender  sozialer  Gerech- 
tigkeit erkemibar. 

Aus  der  begrifflichen  Natur  der  Enteig- 
nung, welche  sich  als  die  vollständige  oder 
partielle  Aufhebung  jenes  individuellen 
Rechts  darstellt,  auf  welchem  alle  gesell- 
schaftlichen Einrichtungen  beruhen,  jenes 
Fundamentalrechts,  welches  nicht  unsicher 
werden  kann  ohne  gleichzeitige  Erschütte- 
rung des  Ganzen,  ergiebt  sich  für  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  eine  Reihe  be- 
stimmender Gesichtspunkte. 

Das  Wesen  des  Staates  erschöpft  sich 
nämlich  nicht  in  einem  blossen  Nebenein- 
ander, einem  Aggregate  von  Individuen,  so 


dass  der  Staat  seiner  Mission  genügt,  wenn 
er  sich  darauf  beschränkt,  die  Hindernisse 
hinwegzuräumen,  welche  dem  harmonischen 
Nebeneinanderbestehen  der  einzelnen 
Interessen  und  einzelnen  Rechte  entgegen- 
stehen; der  Staat  ist  vielmehr  ein  in  sich 
ruhendes,  mit  der  Idee  der  Peraönlichkeit 
bekleidetes  Wesen,  ein  lebendiger  Organis- 
mus, welcher  als  solcher  seine  höheren 
Rechte  und  Interessen  hat.  Leben,  d.  h. 
sich  erhalten  und  entwickeln.  Er- 
haltung und  Ent Wickelung ,  das  sind  die 
Angelpunkte  des  Kulturstaates.  Die  An- 
forderungen, welche  in  dieser  Beziehung 
von  dem  Staate  gestellt  werden,  müssen 
Befriedigung  finden.  Jedes  Glied  hat  für 
deren  Erfüllung  mitzuwirken;  jedes  Indivi- 
duum hat  sich  für  das  Ganze  zu  bethätigen, 
wie  ja  auch  die  Kräfte  des  Individuums  im 
ganzen  'wie  durch  einen  Hebel  vermehrt 
werden.  Die  Erhaltung  und  Entwickelung 
des  Ganzen  ist  aber  durcli  die  Erhaltung 
und  Entwickelung  der  einzelnen,  als  der 
Glieder  des  Ganzen,  bedingt,  denn  in  dem 
Ganzen  werden  alle  Rechte,  alle  Kräfte, 
alle  Interessen  aller  einzelnen  zu  einer 
grossen  ergänzenden  Gemeinschaft  vereinigt. 

Die  Staatsgewalt,  die  Seele  des  staat- 
lichen Organismus,  muss  daher  alle  Be- 
dingungen verwirklichen,  welche  für  die 
Erhaltung  und  volle  Entwickelung 
der  einzelnen  notwendig  sind.  Die  Er- 
füllung dieser  Anforderungen  kann  es  mit 
sich  bringen,  dass  die  Staatsgewalt  die 
Schranken,  welche  ihr  durch  das  individuelle 
Recht  gezogen  sind,  durchbricht,  dass  sie 
das  individuelle  Recht  ergreift  und  Unter- 
werfung unter  den  höheren  allgemeinen 
Zweck  heischt.  Die  erwähnten  Principien; 
Entwickelung  und  Erhaltung  des  Ganzen 
und  der  einzelnen  im  Ganzen,  bilden  die 
Quelle,  aus  welcher  die  Staatsgewalt  das 
Recht  schöpft,  unter  Umständen  sogar  das 
individuelle  Recht  dem  Gesamt- 
interesse aufzuopfern;  aber  anderer- 
seits bezeichnen  sie  auch  die  Schranke, 
welche  diesem  Recht  gesetzt  sein  soll. 

Aus  dieser  Rechtsbasis  der  Enteignung 
folgt  als  erstes  Postulat,  dass  die  Aufhebung 
des  individuellen  Rechts  im  konkreten  Falle 
unzulässig  ist,  wenn  sie  nicht  als  eine  Be- 
dingung für  die  Erhaltung  und 
volle  Entwickelung  der  in  dem  Ge- 
samtorganismus gegliederten  Ein- 
zelnen betrachtet  werden  kann. 

Daraus  ergiebt  sich  zunächst,  dass  durch 
die  Ausübung  des  Enteigmmgsrechts  das 
Vermögen  des  einzelneu  von  dem  Staate 
nicht  vernichtet  werden  darf,  denn  in  dem 
Vermögen  allerdings,  nicht  aber  in  dem 
Eigentum  an  einem  bestimmten  Gegenstande, 
ist  die  Bedingung  für  die  Entwickelung  des 
einzelnen  gelegen.    Wenn  daher  die  Staats- 
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gewalt  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  das 
Einzelreclit  an  einem  bestimmten  Gegen- 
stande aufhebt,  so  muss  der  Vermögenswert 
dem  Eigentümer  als  Aequivalent  zurück- 
gegeben werden.  Die  Enteignung  ist  eine 
Last,  welche  von  dem  Staate  dem  einzelnen 
auferlegt  wird;  die  Staatslasten  sollen  m 
einem  gerechten  gleichen  Verhältnisse  ver- 
teilt sein;  jede  Gleichheit,  jedes  gerechte 
Verhältnis  wäre  aber  zerstört,  wenn  ein 
einzelner  je  gehalten  sein  sollte,  für  die 
Gesamtheit  Opfer  zu  bringen,  zu  denen  die 
anderen  Staatsangehörigen  beizutragen  nicht 
verpflichtet  sind ;  daher  bedarf  es  der  vollen 
Entschädigung  des  in  seinen  individuellen 
Rechten  verletzten  Einzelnen. 

Die  Staatsgewalt  darf  ferner  das  Einzel- 
eigentum nur  dann  entziehen,  wenn  zur  Er- 
füllung ihrer  Aufgabe  ein  anderes  weniger 
verletzendes  Mittel  nicht  genügen  sollte ;  es 
müssen  ausreichende  Bürgschaften  dafür  ge- 
geben werden,  dass  dieser  tiefe  Einschnitt 
in  das  individuelle  Recht  nicht  zu  Miss- 
bräuchen benutzt  werde,  dass  er  nicht  zu- 
letzt zur  völligen  Absorbierung  der  berech- 
tigten Einzelinteressen  und  der  individuellen 
Lebensgestaltung  durch  angebliche  Inte- 
ressen der  Gesamtheit  führen  könne ;  in  der 
oben  erfolgten  Fixierung  des  Princips  der 
Enteignung  liegt  an  und  für  sich  die  Grenze, 
welche  diesem  gefährlichen  und  doch  so 
notwendigen  Rechte  gezogen  werden  muss. 
Allein  mit  dieser  Fixienmg  ist,  wenn  auch 
viel,  doch  nicht  alles  gewonnen;  es  bedarf 
dann  noch  in  der  Ausgestaltung  des  Rechts- 
instituts vielfacher  Garantieen  für  das  Eigen- 
tum ;  ohne  diese  Garantieen  bleibt  das  Eigen- 
tum ein  prekäres  Recht,  nur  von  dem  guten 
Willen  desjenigen  abhängig,  welcher  gerade 
die  Macht  in  seinen  Händen  hat  Die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  das  Enteig- 
nungsrecht müssen  daher  von  dem  obigen 
Principe  durchdrungen  werden;  sie  sollen 
die  logisch-systematische  Durchbildung  des 
in  dem  Principe  niedergelegten  Rechtsge- 
dankens enthalten;  es  ist  die  schwierige 
Aufgabe  des  Gesetzgebers,  den  in  dieser 
Materie  gelegenen  Zwiespalt  auszugleichen 
und  zu  verhüten,  dass  nicht  auf  der  einen 
Seite  das  individuelle  Recht  der  Gefahr  des 
willkürlichen  Missbrauchs  ausgesetzt  und 
auf  der  anderen  Seite  infolge  einer  zu  grossen 
Beschränkung  des  Enteignungsrechts  die 
Entwickelung  der  Gesamtheit  durch  die 
Selbstsucht  des  einzelnen  gefährdet  und  ge- 
lähmt werde. 

2,  Bechtsgeschichtliche  Entwlekelnng. 
Die  Eechtsinstitnte  sind  in  Wirklichkeit  nur 
der  treue  Ausdruck,  gleichsam  der  juristische 
Niederschlag  der  jeweiligen  sozialen  Sitten  und 
Ideeen.  Aus  dem  Vorhandensein  und  der  Aus- 
bildung gewisser  Rechtsinstitute  lässt  sich  mit 
Sicherheit  ein  Rückschluss  auf  den  Charakter 
der  Gesellschaft   ziehen,    in  welcher   und   für 


welche  sie  bestehen.  Der  gleiche  Grad  der 
^Kultur  ruft  zu  verschiedenen  Zeiten  bei  ver- 
schiedenen Völkern  analoge  bürgerliche  und 
politische  Einrichtungen  hervor.  Zu  den  Rechts- 
instituten, in  welchen  eines  der  sichersten  Kri- 
terien für  den  Grad  der  Civilisation  enthalten 
ist,  gehört  das  Enteiguungsrecht  im  weiteren 
Sinne,  das  Recht  des  Staates,  in  die  wohler- 
worbenen Privatrechte  überhaupt  einzugreifen. 

Der  Zustand  dieses  Rechts  m  den  verschie- 
denen geschichtlichen  Epochen  giebt  ein  deut- 
liches Bild  nicht  nur  der  jeweuigen  gesell- 
schaftlichen Bedürfnisse,  der  Vervollkomm- 
nung des  sozialen  Lebens  und  der  Beziehungen 
der  Menschen  unter  einander,  sondern  es  spiegelt 
sich  auch  in  demselben  dasjenige,  was  als  das 
zweite  notwendige  Element  die  Signatur  einer 
jeden  vorgeschrittenen  Civilisation  ausmacht, 
die  Entwickelung  des  individuellen  Lebens, 
des  Menschen  selbst,  seiner  individuellen  Rechte 
und  Pflichten. 

Die  Geschichte  des  Enteignungsrechts  reflek- 
tiert zum  TeUe  die  sozialen  Revolutionen,  welche 
das  individuelle  Eigentumsrecht  im  Laufe  der 
Weltgeschichte  durchgemacht  hat. 

£s  ist  eine  Konseiiuenz  der  griechischen 
Staatsidee,  dass  sich  bei  den  Griechen  ein  selb- 
ständiges Enteignungsrecht  nicht  zu  entfalten 
vermochte.  Der  Staat  absorbiert  das  Indivi- 
duum vollständig;  er  ist  das  All  des  Lebens, 
das  Individuum  ihm  gegenüber  ohne  Bedeutung. 
Der  Mensch  tritt  hinter  den  Bürger  durchaus 
zurück;  der  Staat  ist  das  letzte  Ziel  der  grie- 
chischen Menschheit ;  er  hat  das  absolute  Recht, 
über  die  Bürger  zu  disponieren,  wann  und  wie 
er  will;  das  Individuum  hat  nur  Wert  durch 
die  Pflicht,  welche  es  mit  Rücksicht  auf  den 
Staat  eriüllt,  durch  die  Funktionen,  welchen 
es  sich  zur  Vollfühmn^  des  gemeinschaftlichen 
Werkes  unterzieht.  "Von  diesem  Standpunkte 
aus  ist  es  zu  erklären,  dass  das  Privatrecht 
bei  den  Griechen  nie  besonders  entwickelt  war ; 
denn  dieses  kommt  nur  dort  zur  vollen  Geltung, 
wo  die  Person  an  sich  selbst  einen  Wert  hat, 
wo  der  Anspruch  des  einzelnen  auf  die  indivi- 
duelle Freiheit  anerkannt  ist.  Allerdings  trat 
die  Gesetzgebung  überall  zum  Schutze  des 
Eigentums  ein;  allein  dieser  Schutz  bestand 
nur  gegenüber  den  Privaten,  nicht  aber  auch 
gegenüber  der  Staatsgewalt.  Vielmehr  war  es 
natürlich,  dass  der  Grundsatz  zur  unumstöss- 
lichen  Geltung  gelangte,  die  Persönlichkeit  der 
einzelnen  Mitglieder  des  Staates  und  ihr  Eigen- 
tum, diese  Erweiterung  der  Persönlichkeit, 
könnten  als  dem  Staate  gehörig  erforderlichen 
Falles  für  dessen  Zwecke  rücksichtslos  in  An- 
spruch genommen  werden. 

Allerdings  sind  uns,  auch  abgesehen  von 
den  zum  Zweck  der  Schuldentilgung  (Seisach- 
theia) und  Landverteilung  erfol^n  Eingriffen 
der  Staatsgewalt  in  wohlerworbene  Rechte  der 
einzelnen,  vereinzelte  Fälle  überliefert,  welche 
eine  Ausnahme  von  der  Regel  bilden,  dass  nie- 
mand zur  Veräusserung  seines  Eigentums  ge- 
zwungen werden   könne  ^);   allein   darin   kann 

*)  So  die  von  Staats  wegen  erfolgende  Frei- 
lassung eines  Privatsklaven,  der  sich  um  den 
Staat  insbesondere  durch  Enthüllung  eines 
schweren  Verbrechens  verdient  gemacht  hatte, 
wobei   der  Eigentümer  aus  Staatsmitteln  ent- 
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eine  Entei^ung  im  eigentlichen  Sinne  nicht 
erkannt  werden,  da  das  öffentliche  Becht,  welches 
durchaus  keine  Garantie  für  das  Privatrecht 
hot,  bei  den  Griechen  der  Entwickelang  der 
Enteignung  zum  Bechtsinstitute  im  Wege  stand. 

Bei  den  BOmern  dagegen  war  die  Enerjgie 
der  Persönlichkeit,  das  Bewusstsein  der  indivi- 
duellen Freiheit  und  der  Subjektivität  im 
gröfisten  Masse  ausgebildet.  Ihrem  Bechts- 
system  dient  die  vollständige  Anerkennung  des 
Ich  als  Grundlage;  die  in  sich  abgeschlossene 
Einzelpersönlichkeit,  das  Individuum,  bildet  den 
Angelpunkt  unzähliger  Bechtssätze.  Mit  einer 
ängstlichen  Schonung  beinahe  geht  der  Bömer 
dort  zu  Werke,  wo  es  sich  um  wohlerworbene 
Bechte  der  einzelnen  handelt.  Diese  Anerken- 
nung der  individuellen  Bechte  der  Bürger,  auf 
welcher  der  grossartige  Bau  des  römischen 
Privatrechts  beruht,  durfte  aber  nicht  unbe- 
dingt als  Grundlage  des  öffentlichen  Bechts  an- 
genommen werden,  sollte  dasselbe  nicht  an  einer 
gefährlichen  Schwäche  leiden ;  vor  einem  solchen 
Fehler  wussten  sich  aber  die  BOmer  zu  wahren. 
Auf  dem  Giebel  ihres  öffentlichen  Bechtsgebäudes 
stand  als  oberster  Grundsatz  die  Maxime :  Salus 
rei  publicae  suprema  lex  esto.  Sobald  die  Er- 
haltung des  Gemeinwesens  in  Frage  stand, 
musste  auch  bei  ihnen  der  Grundsatz  der  Un- 
verletzlichkeit der  Privatrechte  vor  einem 
höheren  Grund satze,  dem  Grundsatze  der  Er- 
haltung des  Ganzen,  zurücktreten.  Im  Falle 
eines  Konfliktes  wurde  das  Becht  des  einzelnen, 
80  wohlbegründet  und  schutzwürdig  es  auch 
anerkannt  wurde,  zum  Opfer  gebracht. 

Trotz  dieser  Auffassung  von  dem  Wesen 
des  Staates  und  dem  Bechte  des  Individuums 
und  trotz  des  Umstandes,  dass  die  Bömer  die 
Welt  mit  grossarti^n  Strassen  und  Bauwerken 
erfüllten,  erweist  sich  jedoch  die  naheliegende 
Vermutung,  dass  sich  bei  ihnen  früh  ein  selb- 
ständiges £nteignun^srecht  entwickelt  habe,  als 
irrig ;  es  brauchte  vielmehr  lange  Zeit,  bis  sich 
bei  den  Bömem  das  Enteignungsrecht  aus  der 
Verschmelzung  mit  dem  Staatsnotrechte  loszu- 
lösen und  zu  einer,  wenn  auch  zunächst  ver- 
kümmerten, selbständigen  Existenz  zu  gelangen 
vermochte;  nicht  früher  als  in  der  Kaiserzeit 
finden  sich  unbestreitbare  Sjpuren  für  das  Vor- 
handensein eines  selbständigen  Enteignungs- 
rechts. 

In  dieser  Epoche  fanden  sich  alle  die  ver- 
schiedenen Bestandteile  der  höchsten  rechtsetzen- 
den Autorität  in  der  Hand  einer  Person  ver- 
einigt; alle  republikanischen  Gewalten,  um  so 
unbeschränkter,  als  sie  ihrer  Anlage  nach  dazu 
bestimmt  waren,  durch  eine  wechselseitige  Un- 
abhängigkeit sich  gegenseitig  im  Gleichgewichte 
zu  halten,  koncentrierten  sich  in  der  Person 
des  Kaisers  und  brachten  diese  mit  einem 
Schlage  auf  den  Gipfelpunkt  der  absoluten  Ge- 
walt. In  einer  Zeit,  in  welcher  die  unbeschränkte 
Machtfülle  des  Cäsar  sich  in  der  Maxime  offen- 
barte :  quod  principi  placuit,  legis  habet  vigorem, 
war  es  natürlich,  dass  diese  sich  nicht  durch 
die  Schranken  des  Einzeleigentums  hemmen 
liess.  Man  huldigte  dem  Grundsatze:  Caesar 
omnia  habet;   hatte  ja  die  gesamte  Entwicke- 

schädigt  wurde.  Die  erzwungene  Veräusserung 
eines  Teiles  des  in  der  Landschaft  Attika  er- 
zeugten Oeles  an  die  iiatavai  der  Stadt  Athen. 


lung  der  römischen  Grundeigentumsverhältnisse 
einen  überwiegenden  Einfluss  der  Staatsgewalt 
begründet;  die  Natur  des  quiritischen  Eigen- 
tums als  eines  nationalen,  als  eines  Ausflusses 
der  Staatsgewalt,  hatte  sich  nicht  geändert; 
das  bonitarische  Eigentum  beruhte  auf  dem 
Schutze  des  Prätors,  also  des  Kaisers;  das  do- 
minium an  den  letzten  Besten  des  ager  publicus 
sowie  des  Provinzlalbodens  stand  dem  Kaiser 
zu,  und  das  infokfe  des  Systems  der  Militär- 
assignationen  und  Militärkolonieen  zur  Zeit  des 
Niederganges  der  Bepublik  geschaffene  Privat- 
eigentum an  Grund  und  Bcäen  war  auf  einer 
blossen  raison  d'^tat  basiert.  So  kam  es,  dass 
das  Verhältnis  des  Einzeleigentums  zum  Cäsar 
mit  dem  Verhältnisse  eines  Haussohnes  oder 
Sklaven  verglichen  wurde,  welchem  von  seinem 
Vater  oder  Herrn  ein  peculium  eingeräumt  wor- 
den sei.  Der  Cäsar  und  der  Einzeleigentümer 
stehen  sich  nicht  als  zwei  Gleichberechtigte 
gegenüber ;  der  letztere  ist  vielmehr  dem  ersteren 
unterworfen;  der  Cäsar  entzieht  dem  anderen 
nicht  dessen  Becht,  sondern  er  macht  nur 
sein  eigenes  Becht  geltend. 

Schon  unter  Augustus  war  kein  Zweifel 
darüber,  dass  der  Cäsar  auch  enteignen  könne; 
doch  machte  er  aus  Gründen  der  Politik  nur 
selten  von  dem  Entei^uuffsrechte  Gebrauch; 
sowohl  er  als  auch  seine  Nachfol&^er  zogen  es 
vor,  die  zur  Herstellung  öffentlicher  Strassen, 
Wasserleitungen  und  ähnlicher  Werke  not- 
wendigen Grundstücke  aus  freier  Hand  zu 
kaufen.  In  der  späteren  Kaiserzeit  wird  das 
Becht  zur  Enteignung  als  etwas  ganz  Selbst- 
verständliches in  allgemeinen  Entscheidungen 
in  Anspruch  genommen,  insbesondere  in  einigen 
Beskripten  der  Kaiser,  welche  dann  durch  die 
Aufnahme  in  die  theodosianische  und  justiniani- 
sche Sammlung  zur  Basis  des  Bechtsinstitutes 
werden  *). 

Die  Entwickelung  des  Euteignungsrechts 
bei  den  Bömem  lässt  sich  dahin  charakteri- 
sieren, dass  sie  eine  lange  Zeit  hindurch  gar 
kein  Enteignune^srecht,  dann  aber  ein  beinahe 
durch  nichts  beschränktes  Enteignungsrecht 
hatten.  An  Garantieen  gegen  den  so  leicht 
möglichen  Missbrauch  dieses  Bechts  fehlte  es 
gänzlich.  Das  Einzeleigentum  erscheint  gegen- 
über dem  souveränen  Bechte  des  princeps  fast 
schutzlos ;  der  princeps  oder  seine  Beamten  ent- 
scheiden allein  darüoer,  nicht  bloss  ob  und 
was,  sondern  auch  über  die  Zwecke,  für  welche 
enteignet  werden  soll. 

Die  Enteignung  beruht  lediglich  auf  der 
einseitigen  Auffassung  der  Verwaltungsbehörden, 
im  äussersten  Falle  auf  einer  Verordnung  des 
princeps;  der  Bichter  hat  damit  nichts  zu 
schaffen;  wenn  dem  Eigentümer  eine  Ent- 
schädigung bezahlt  wird,  so  ist  dies  nicht 
eigentlich  die  Anerkennung  eines  Bedits,  son- 
dern mehr  ein  Ausfluss  der  Billigkeit. 

Bei  den  Germanen  war  der  Individualis- 
mus  in  einem  noch  höheren  Masse  ausgebildet 
als  bei  den  Bömern.  Dabei  war  ihre  Auf- 
fassung vom  Staate  eine  von  der  römischen 
wesentlich    verschiedene.     Für   die   Germanen 


*)  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  in  dieser 
Beziehung  eine  an  den  praeiectus  urbi  Aure- 
lianus  gerichtete  Konstitution  der  Kaiser  Theo- 
dosius,  Arcadius  und  Honorius  aus  dem  Jahre  393 
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war  ein  Staat,  in  welchem  jeder  einen  Teil 
seiner  Freiheit  im  Interesse  der  öffentlichen 
Ordnnng  nnd  Wohlfahrt  opferte,  etwas  Unbe- 
fifreifliches.  Sie  kannten  nnr  die  Freiheit,  d.  h. 
die  individuelle  Unabhängigkeit  im  absolutesten 
Sinne.  Wie  die  Individuen,  so  war  auch  der 
Grund  und  Boden  unabhängig;  das  Allod  war 
unantastbar.  Unter  solchen  Umständen  konnte 
von  einem  Enteignungsrechte  bei  den  Germanen 

far  keine  Rede  sein.  Und  nachdem  im  Laufe 
er  weiteren  Entwickelung  das  Allodialeigen- 
tum  zerstört  worden  war  und  infolge  der  Kon- 
centration des  Grundbesitzes  in  ungeheueren 
Herrschaften  das  System  des  Feudalismus 
Überall  den  Sieg  errungen  hatte,  war  der  Lehns- 
könig nur  dem  Namen  nach  Herr  des  Landes; 
in  Wirklichkeit  stand  die  Staatsgewalt  den 
grossen  Grundherren,  wenn  auch  deren  Autori- 
tät nur  eine  übertragene  war,  ohnmächtig  gegen- 
über ;  die  beinahe  souveräne  Gewalt  der  Vasallen 
schützte  sie  vor  Enteignung.  Im  älteren 
deutschen  Rechte  finden  sich  auch  entsprechend 
diesem  Zustande  durchaus  keine  Anhaltspunkte 
für  die  Existenz  eines  Enteignnngsrechts. 

Erst  die  Juristen  des  Mittelalters  waren 
bemüht,  das  Enteignun^srecht,  welches  man 
aus  mehreren,  grösstenteils  allerdings  missver- 
ständlich herbeigezogenen  Stellen  des  römischen 
Rechts  deduzierte,  auf  ein  juristisches  Princip 
zurückzuführen. 

Allein  es  wurden  hierbei  Staats-,  privat-, 
straf-  und  völkerrechtliche  Gesichtspunkte  bunt 
durch  einander  gemengt.  Wie  sehr  man  von 
einer  richtigen  Auffassung  des  Grnndprincips 
der  Enteignung  entfernt  war,  lehrt  am  besten 
der  unter  den  Glossatoren  geführte  Streit  da- 
rüber, ob  im  Falle  einer  Enteignung  der  Eigen- 
tümer die  Erstattung  des  Preises  beanspruchen 
dürfe  oder  nicht.  Eine  wirkliche  Förderung 
hat  das  Rechtsinstitut  in  dieser  Zeit  nicht  er- 
fahren. 

Erst  Hugo  Grotius  stellte  die  Lehre  auf 
eine  neue  Grundlage  und  befreite  sie  von  allen 
verwirrenden  Zuthaten.  Er  führte  das  Ent- 
eignungsrecht auf  das  dominium  eminens 
zurück;  es  war  dies  eine  neue  Art  des  Eigen- 
tums, welches  zwar  nicht  die  proprietas  gab, 
aber  das  Recht,  im  Interesse  des  Gemeinwohls 
in  die  Sphäre  der  Privatrechte  einzugreifen. 
Doch  sollte  derjenige,  welchem  sein  Privatrecht 
kraft  des  dominium  eminens  entzogen  wurde, 
aus  Staatsmitteln  entschädigt  werden.  Ueber 
diesen  Begriff  des  dominium  eminens  entsteht 
nun  ein  heftiger  Kampf  in  der  Doktrin.  Aus 
diesem  Kampfe  geht  der  richtig  verstandene 
Begriff  des  dominium  eminens  m  der  Weise, 
wie  er  von  Grotius  ursprünglich  gedacht,  aber 
von  seinen  Anhängern  zuweilen  miss verstanden 
worden  war,  siegreich  hervor.  Der  Name 
„dominium  eminens"  verschwindet,  aber  der 
Begriff  bleibt  gewonnen  als  „Imperium", 
nämlich  als  das  Recht  der  Staatsgewalt,  von 
dem  Privaten  die  Aufopferung  seines  Eigentums 
zu  verlangen,  jedoch  nnr  im  öffentlichen  Inte- 
resse und  nur  ge^en  Entschädigung. 

In  dieser  Periode  begnügte  sich  die  Praxis, 
unbekümmert  um  die  Formulierung  eines  all- 
gemeinen diesbezüglichen  Gesetzes,  die  Ent- 
eignung durch  besondere  Verordnung  für  jene 
Fälle  zu  verfügen,  in  welchen  ein  Anlass  hierzu 
geboten  war.    Das  älteste  urkundlich  erhaltene 


Beispiel  einer  im  Mittelalter  vorkommenden 
eigentlichen  Enteignung  findet  sich  in  Frank- 
reich in  einer  Ordonnanz  Philipps  des  Schönen 
aus  dem  Jahre  1303,  welche  es  zur  Pflicht 
macht,  zu  einem  gerechten  Preise  die  für  den 
Bau  oder  die  Vergrösserung  der  Kirchen-  und 
Pfarrhäuser,  ferner  für  die  Anlegung  von  Kirch- 
höfen erforderlichen  Gründe  abzutreten.  Später 
wurden  in  vielen  Fällen  durch  besondere  Edikte, 
gesetzliche  Verordnungen,  Pateutbriefe  etc.  Ent- 
eignungen verfügt,  so  in  Frankreich  durch  ein 
Patent  vom  März  1470,  ferner  durch  ein  Edikt 
V.  16.  Januar  1607  u.  a.  m. 

In  Deutschland  ist  die  mittelalterliche 
Staatsidee  zum  vollsten  Durchbruche  gelangt. 
Die  ständische  Selbstverwaltung  beherrschte  die 
Gesamtverfassung  des  Reiches.  Die  Stände 
nahmen  teil  an  der  Regierung  und  wachten 
darüber,  dass  nicht  durch  die  Staatsgewalt  an 
ihren  erworbenen  Rechten  etwas  geändert  werde. 
Das  Rechtsbewusstsein  des  einzelnen  war  zu 
lebendig',  als  dass  der  Staat  in  die  wohlerwor- 
benen Rechte  des  einzelnen  hätte  eingreifen 
dürfen.  Die  Enteignung  tritt  daher  zuerst  nur 
in  einem  beschränkten  Gebiete  auf,  nämlich  im 
Gebiete  der  Regalität,  und  zwar  zunächst  im 
Territorialstaate,  wo  die  ständische  Selbstver- 
waltung und  Verfassung  nur  unvollständig  und 
unregelmässig  zur  Geltung  kamen,  und  zwar 
nahm  man,  gestützt  auf  Bestimmungen  des 
römischen  Rechts,  Enteignungen  behufs  Be- 
günstigung des  Bergbaues  vor,  später  auch  für 
andere  specielle  Zwecke,  insbesondere  bei  Er- 
richtung von  Deichen,  ferner  bei  Kanal-  und 
Strassenbauten.  Allein  das  Enteignungsrecht 
trägt  durchaus  noch  den  Charakter  eines  Aus- 
nahmerechts, die  Enteignung  wird  eben  für 
eine  besondere  öffentliche  Unternehmung  v e r - 
e  i  n  z  e  1 1  statuiert.  Zu  dem  Begriffe  und  Rechte 
der  Enteignung:  ist  man  noch  nicht  gekommen. 
Einen  wesentlichen  Fortschritt  in  der  Auf- 
fassung zeigen  zwei  interessante  Verordnungen 
aus  dem  Fürstentume  Lüttich  v.  4.  März  1717 
und  V.  30.  Oktober  1733,  von  denen  die  erste 
im  Keime  schon  alle  jene  Bestimmungen  ent- 
hält, welche  in  den  späteren  entwickelteren 
Enteignungsgesetz^bungen  gewöhnlich  vor- 
kommen. Die  zweite  Verordnung  lässt  im  In- 
teresse der  Unternehmung  eine  provisorische 
Exekution  zu;  der  Gedanke  hat  sich  schon 
Bahn  gebrochen,  dass  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  grösste  Schnelligkeit  des 
Verfahrens  erzielt  werden  müsse. 

Als  ein  allgemeiner  Rechtsgrundsatz  wird 
die  Enteignung  zunächst  im  bayerischen 
Landrechte,  im  codex  maximilianeus  civilis,  IV, 
cap.  3,  §  2  ausgesprochen:  „Im  übrigen  kann 
auch  niemand  zum  Verkaufe  gezwungen  werden, 
ausgenommen,  soweit  es  die  Land-  und  Polizei- 
ordnung um  des  gemeinen  Besten  willen  also 
erfordert."  Aus  Kreitmayrs  oft  citierten 
Bemerkungen  an  dieser  Stelle  und  im  Kapitel 
über  das  Eigentum  II,  cap.  2,  §  2  erhellt,  dass 
die  Arbeiten  der  Theorie  für  die  Gesetzgebung 
nicht  unfruchtbar  geblieben  waren;  was  dem 
Streite  über  das  dominium  eminens  als  ge- 
sunder Kern  zu  Grunde  lag,  das  höhere 
Recht  der  Staatsidee,  war  hier  in  einer 
bestimmten  gesetzlichen  Norm  zur  Anerkennung 
gelangt. 

Auf  der  anderen  Seite  war  es  vornehmlich 
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[ontesquieu,  der  gegen  jene  Auffassung 
es  iinperium,  welche  im  18.  Jahrhundert  unter 
pro  aufgeklärten  Absolutismus  zu  einer  staat- 
rhen  Bevormundung  aller  Interessen,  zu  dem 
ersuche  einer  allgemeinen  Beglückung  der 
(ilker  geführt  hatte,  mit  Nachdruck  die  Auf- 
lerksamkeit  wieder  auf  die  aus  dem  Auge  ver- 
treuen Rechtstitel  des  Individuums  lenkte*). 
i'eit  entfernt,  die  Enteignung  für  unzulässig 
11  erklären,  stellt  er  doch  den  Grundsatz  auf. 
a>s  man  dort,  wo  das  Gemeinwesen  das  Ver- 
i()gen  eines  Mannes  bedürfe,  nie  streng:e  nach 
eu  Staatsgesetzen  verfahren  dürfe;  hier 
erade  müsse  das  bürgerlicheGesetz  trium- 
h leren,  welches  mit  Vaterauge  jeden  einzelnen 
ie  den  ganzen  Staat  selbst  berücksichtige. 

Ein  eigentliches  System  des  Enteignnne^s- 
i^ehts  konnte  sich  erst  bilden,  nachdem  auch 
ie  enge  Rechtsauffassung  vom  Staate,  die 
tomistische  Staatslehre  überwunden  war, 
Is  der  notwendige  Antagonismus  zwischen  den 
iwecken  des  Staates  und  den  Zwecken  des 
tidividuums  im  modernen  Staats  begriffe  seine 
iirmonische  Ausgleichung  gefunden  hatte;  die 
ignatur  des  modernen  Staates  liegt  eben  in 
er  Versöhnung  zwischen  dem  Masse  der  Be- 
^chtigung  der  Staatsgewalt  und  der  Freiheits- 
phäre der  Individuen.  Die  moderne  Staat s- 
iee  kommt  aber  erst  durch  die  französische 
bCvolntion,  leider  nur  auf  blutgetränktem  Pfade, 
ur  vollen  praktischen  Geltung.  Man  gelangt 
um  Bewusstsein,  dass  die  Gesamtheit,  der 
taat,  seine  eigene  Berechtigung  habe,  eine 
»erechtigung,  welche  über  die  materiellen  In- 
?ressen  der  Individuen  hinausgeht  und  von 
ieser  Staatsidee  aus  wird,  um  die  Gesellschaft 
or  einer  gänzlichen  Umwälzung  zu  schützen, 
u  durchgreifenden  Massreffeln  gegriffen,  welche 
era  Eigentum  schwere  Opfer  auferleg:en.  Es 
rfolfijt  die  Aufhebung  der  mittelalterlichen  Ver- 
ältnisse  des  Grundbesitzes;  an  Stelle  der  erb- 
ichen  Nutzung,  des  dominium  utile,  wird  das 
]itrt'ntum  des  Bauern  gesetzt;  die  Patrimonial- 
errschaft  verschwindet.  Infolge  dieser  sozialen 
Tt'setzgebung  löste  sich  die  ständische  Gesell- 
chaft  auf;  die  Geschlechterordnung  wird  mit 
er  „staatsbürgerlichen  Gesellschaftsordnung", 
ie  Existenz  der  Patrimonialherrschaft  mit  der 
taatlichen  Organisation  vertauscht.  Infolge 
ieses  unermesslich  wichtigren  Umschwunges 
v^ar  dem  Verwaltungsrechte  eine  ganz  neue 
rrnndlage  gegeben.  Nun  erst  giebt  man  dem 
>taate,  was  des  Staates  ist,  und  ist  zu&fleich 
»emüht,  zum  Schutze  des  individuellen  Rechts- 
Lreises  im  Staate  genügende  Garantieen  aufzu- 
teilen ;  das  Enteignungsrecht  konnte  jetzt  erst 
:ur  vollen  Klarheit  und  Anerkennung  gelangen 

Frankreich  war  es,  welches  zuerst  im 
Fahre  1807  den  Anlauf  zu  einer  speci eilen 
Onteiffnungsgesetzgebung  nahm,  wäh- 
end  allerdin^  schon  seit  1791  das  Expropria- 
ionspriucip  m  allen  Verfassungen  anerkannt 
var.  So  insbesondere  in  der  Erklärung  der 
Menschenrechte  Art.  17 :  La  propriete  est  invio- 
able  et  sacree,  nul  ne  peut  en  ftre  prive  si  ce 
lest  lorsque  la  n^cessite  publique,  legalement 
onstatee  l'exige  6videmment  et  sous  la  con- 
iition  d^une  juste  et  pr^alable  indemnite.  In 
leu  Verfassungen  von  1795,   1814,   1830,   1840 

^)  Esprit  des  lois  XXVI,  cap.  15. 


i  und  1852  wiederholt  sich  dieses  Princip ,  das 
auch  der  code  civil  im  Art.  545  enthält.  Das 
G.  V.  16.  September  1807,  welches  sich  haupt- 
sächlich mit  der  Regelung  der  Entsumpfnng 
befasst,  beginnt  die  Organisation  des  Enteig- 
nungsrechts, wenigstens  was  die  Entschädigungs- 
frage betrifft;  der  11.  Titel  dieses  Gesetzes  ent- 
hält über  die  Entschädigung  bei  Enteignungen 
allgemeine  Bestimmungen,  von  epochemachen- 
der Bedeutung  für  das  Rechtsinstitut  der  Ent- 
eignung ist  das  G.  v.  8.  März  1810,  welches  als 
Fundanientalgrundsatz  des  ganzen  Systems  im 
Artikel  1  die  Norm  aufstellt,  dass  die  Ent- 
eignung nur  durch  die  richterlichen 
Behörden  ausgesprochen  werden 
könne,  und  sowohl  durch  seinen  Geist  als 
auch  durch  seine  Principien  die  wahre  Basis 
der  ganzen  modernen  Gesetzgebung  in  dieser 
Materie  bildet.  Die  Kompetenz  der  Verwaltungs- 
behörden wird  von  der  Kompetenz  der  richter- 
1  liehen  Gewalt  klar  geschieden.  Dem  Staats- 
oberhaupte allein  wird  das  Recht  eingeräumt, 
zu  erklären,  dass  ein  zur  Enteignung  berech- 
tigender öffentlicher  Nutzen  vorhanden  sei 
(Art.  3,  Nr.  1).  Die  Gerichte  haben  zu  prüfen, 
ob  der  öffentliche  Nutzen  in  den  gesetzlichen 
Formen  erbracht  worden  sei.  und  hierauf  die 
Enteignung  zu  bewirken.  In  dem  Verfahren 
bei  den  Verwaltungsbehörden  wird  eine  neue 
Einrichtung  geschaffen,  eine  Kommission,  welche 
der  Kaiser  jury  nannte  und  welche  die  Klagen 
und  Beschwerden  jener  Eigentümer  entgegen- 
nehmen sollte,  welche  behaupten  würden,  dass 
durch  die  Ausführung  des  Unternehmens  die 
Abtretung  ihrer  Grundstücke  nicht  nötic:  sei. 
Die  Kommission  sollte  berechtigt  sein,  die  Eigen- 
tümer der  Grundstücke  so  oft  zu  berufen,  als 
sie  es  für  passend  halten  würde. 

Eine  Reform  dieses  Rechtszustandes  erfolgte 
durch  das  G.  v.  80.  März  1831,  ferner  tiefer- 
jp-eifend  durch  das  G.  v.  7.  Juli  1833;  das  heute 
m  Frankreich  geltende  Enteignungsrecht  gründet 
sich  jedoch  auf  das  G.  v.  3.  März  1841,  welches 
viele  wesentliche  Grundsätze  der  Gesetzßfebung 
vom  Jahre  1810  beibehielt,  und  auf  mehrere 
accessorische  Normen,  darunter  insbesondere 
das  G.  V.  13.  April  1860  und  das  G.  v.  27. 
Juli  1870. 

Eine  selbständige  Entwickelung  des  bel- 
gischen Enteignungfsrechts,  welches  eine  Zeit 
lang  mit  dem  französischen  identisch  war,  be- 
ginnt erst  mit  dem  G.  v.  17.  April  1835,  durch 
welches  das  Gesetz  vom  Jahre  1810  im  Sinne 
der  belgischen  Verfassung  Art.  11  *)  abgeändert 
wurde,  im  übrigen  aber  grösstenteils  in  Geltung 
blieb.  Als  RecEtsquellen  sind  noch  die  GG.  v. 
2.  Mai  1837,  v.  1.  Juli  1858,  v.  10.  Mai  1863 
und  V.  15.  November  1867,  endlich  das  G.  v. 
17.  Mai  1870  zu  erwähnen. 

In  innigem  Zusammenhange  mit  der  franzö- 
sisch-belgischen Enteignnngsgesetzgebung  steht 
das  italienische  Enteignungsrecht.  Vor  der 
Herstellung  eines  einheitlichen  Italiens  waren 
in  den  verschiedenen  italienischen  Staaten  sehr 
verschiedene  Bestimmungen  über  Enteigrnung  in 
Geltung.  Am  wichtigsten  für  das  heutige  italie- 
nische Enteignungsrecht  ist  die  sardinische  Ge- 

^)  Nul  ne  peut  ^tre  prive  de  sa  propriete, 
si  ce  n'est  pour  cause  d'utilite  publique  et 
moyennant  une  juste  et  pr6alable  indemnite. 
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setzgebung  gewesen;  im  Königreiche  Sardinien 
galt  das  königliche  Patent  v.  6.  April  1839 
nebst  der  Instruktion  v.  12.  Juni  1839,  ferner 
das  G.  V.  7.  Juli  1851  über  die  Enteignung  be- 
hufs Erweiterung  der  Städte,  ferner  behufs  Ver- 
breiterung der  Strassen.  Auf  diesem  Enteig- 
nungsgesetze basiert  das  neueste  Enteignungs- 
recht  des  italienischen  Königreichs.  Das  über 
Anregung  des  Parlaments  erflossene  Enteig- 
nungsgesetz V.  25.  Juni  1865,  welches  von  dem 
französischen  Vorbilde  in  zwei  Kardinalpunkten 
abweicht,  einmal  darin,  dass  es  das  Enteignnngs- 
Erkenntnis  nicht  durch  die  Gerichte,  sondern 
durch  die  Verwaltungsbehörden  (prefetture)  f&Uen 
lässt,  dann,  dass  es  zur  Feststellung  der  Ent- 
schädigung die  Gerichte,  nicht  eine  Special jury 
beruft,  regelt  in  Verbindung  mit  dem  G.  v. 
30.  August  1866  rücksichtlich  der  Kommunal- 
strassen  das  Euteignungswesen  in  Italien. 

In  Spanien  besteht  ein  Enteignungsgesetz 
V.  7.  Oktober  1869. 

Auch  in  der  deutschen  Gesetzgebung  hat 
man  sich  an  das  französische  Muster  ange- 
schlossen. Der  allgemeine  Kechtsgrundsatz  der 
Enteignung  wurde  zunächst  in  dem  preussi- 
schen  Landrechte  anerkannt;  §  73  der  Ein- 
leitung bringt  das  höhere  Recht  der  Staatsidee 
znr  Anerkennung,  wenn  er  bestimmt,  dass  ein 
jedes  Mitglied  des  Staates  das  Wohl  und  die 
Sicherheit  des  gemeinen  Wesens  nach  dem  Ver- 
hältnisse seines  Standes  und  Vermögens  zu 
unterstützen  verpflichtet  ist.  8  74  zieht  die 
Konsequenz  des  §  73,  §  76  normiert  das  Recht 
auf  Entschädigung.  Als  eine  Folgerung  dieses 
in  der  Einleitung  statuierten  Princips  der  Ent- 
eignung erscheint  I,  11,  §§  4,  5,  6,  8,  9,  10, 
11,  wo  schon  dem  Principe  einige  Ausführungs- 
bestimmungen hinzufi^efü^  sind.  Im  engen 
Anschluss  an  den  Code  civil  Art.  545  nahm  das 
österreichische  allgemeine  bürger- 
liche Gesetzbuch  den  allgemeinen  Rechts- 
grundsatz der  Enteignung  auf;  §  365  lautet: 
„Wenn  es  das  allgemeine  Beste  erheischt,  muss 
ein  Mitglied  des  Staates  gegen  eine  angemessene 
Schadloshaltung  selbst  das  vollständige  Eigen- 
tum einer  Sache  abtreten."  Nachdem  das  Princip 
der  Enteignung  in  die  österreichischen  und 
preussischen  Kodifikationen  bereits  Eingang  ge- 
funden hatte,  so  nahm  man  dasselbe  später  in 
den  meisten  Staaten,  welche  einer  Verfassung 
teilhaftig  wurden,  in  das  Grundgesetz  auf. 

Mit  der  abstrakten  Anerkennung  des  Prin- 
cips der  Enteignung  war  aber  wenig  gewonnen, 
es  bedurfte  unumgänglich  notwendig  noch 
solcher  Bestimmungen,  welche  das  Princip  in 
der  Ausführung  und  Anwendung  regeln;  es 
bedurfte  einer  Enteignungsgesetzgebung,  wie 
Frankreich  mit  einer  solchen  vorausgegangen 
war.  In  Deutschland  wurde  nun  das  französische 
Beispiel  nur  teilweise  befolgt,  man  begnügte 
sich  mit  der  principiellen  Anerkennung  m  den 
bürgerlichen  Gesetzen  oder  in  der  Verfassung, 
blieb  so  auf  halbem  Wege  stehen  und  regelte 
das  EnteignuDgsrecht  nur  für  specielle  Fälle. 
Diesen  Charakter  trägt  auch  das  jetzt  geltende 
Entei^nungsrecht  in  Oesterreich  und  zum 
Teil  in  Deutschland. 

Das  österreichische  Enteignungsrecht 
beruht  nebst  den  allgemeinen  Bestimmungen 
des  §  365  a.  b.  G.B.  und  Art.  5  StGr.G.  v.  21. 
Dezember  1867,  R.G.Bl.  Nr.  142  über  die  all- 


gemeinen Rechte  des  Staatsbürgers  vorzüglich 
auf  folgenden  Rechtsquellen: 

a)  Enteignung  zu  Eisenbahnzwecken: 
G.  V.  18.  Februar  1878  R.G.B.  Nr.  30  (vgl.  ins- 
besondere §§  46  und  47); 

b)  zum  Strassenbau:  Hofkanzleidekret 
V.  2.  Mai  1818,  polit.  G.S.  Bd.  46,  S.  149;  Hof- 
kanzleidekret V.  31.  Dezember  1841  und  2.  April 
1842.  illyr.  Prov.  G.S.  S.  151;  Min.-V.  v.  21. 
April  1857,  R.G.B.  Nr.  82  und  dazu  Min.-Erl. 
V.  7.  Oktober  1858,  R.G.BI.  Nr.  179,  sowie  zahl- 
reiche Einzel  bestimmungeu ; 

c)  zu  Wasserbauten  sowie  zur  Förde- 
rung einer  nutzbringenden  Verwendung  des 
Wassers  oder  zur  Beseitigung  der  schäcQichen 
Wirkungen  desselben:  die  oben  citierten  Hof- 
kanzleidekrete von  1818  und  1821  (vgl.  das 
Hofkanzleidekret  v.  23.  Oktober  1834,  pol.  G.S. 
Bd.  62,  S.  239)  und  Min.-Erlass  von  1858,  femer 
das  Reichsgesetz  v.  30.  Mai  1869,  R.G.B1. 
Nr.  93;  die  verschiedenen  Landesgesetze;  das 
Reichsgesetz  v.  30.  Juni  1884,  R.G.B1.  Nr.  116, 
betreffend  die  Förderung  der  Landeskultur,  und 
V.  30.  Juni  1884,  R.G.Bl.  Nr.  117.  betreffend 
Vorkehrungen  zur  unschädlichen  Ableitung  von 
Gebirgswässern ; 

d)  zum  Zwecke  eines  Bergbaues:  All- 
gemeines Berggesetz  v.  23.  Mai  1854,  R.G.Bl. 
Nr.  146  und  Vollzugsvorschrift  v.  25.  September 
1854,  G.  V.  11.  Mai  1884,  R.G.B.  Nr.  71  (sog. 
Naphthagesetz) ; 

e)  zu  Bauzwecken  vgl.  die  Bauordnungen 
für  die  einzelnen  Kronländer; 

f )  Enteignungsfälle  sind  endlich  auch  durch 
das  G.  V.  28.  April  1869,  Art.  41,  45,  R.G.B1. 
Nr.  64  (Lagerhausgesetz)  normiert. 

In  Ungarn  hat  man  das  Enteignungs- 
recht während  eines  verhältnismässig  kurzen 
Zeitraumes  zweimal  einer  eingehenden  Regelung 
unterzogen  und  zwar  fürs  erste  durch  den  Lv. 
und  LVl.  Gesetzesartikel  des  Jahres  1868.  welche 
Gesetze  in  der  jüngsten  Zeit  durch  das  um- 
fassende Enteignungsgesetz  v.  29-  Mai  1881 
(XLL  G.-Art.)  ausser  Kraft  gesetzt  wurden. 
Das  letztere  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  Ent- 
eignung zum  Zwecke  des  Bergbaues  im  engeren 
Sinne  (§  87). 

In  Preussen  nahm  die  Gesetzgebung  in 
Beziehung  auf  das  Enteignungsrecht  densäben 
Gang  wie  in  Oesterreich.  Es  erfloss  eine  An- 
zahl von  Specialgesetzen  mit  Detailvorschriften, 
in  welchen  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
preussischen  Landrecnts  über  Enteignung  auf 
besondere  Fälle  angewendet  wurden.  Besonders 
hervorzuheben  sind,  abgesehen  von  dem  vorland- 
rechtlichen Edikte  vom  18.  April  1792  über  die 
Verbindlichkeit  der  Unterthanen  der  Kurmark 
rücksichtlich  des  Chausseebaues  und  deren  Ent- 
schädigung, welches  durch  spätereKabinettsordres 
aus  den  Jahren  1825 — 1837  auch  in  anderen 
Provinzen  zur  Anwendung  gebracht  wurde,  das 
sogenannte  Vorflutedikt  vom  15.  November  1811 
(§  15  etc.)  oder  Gesetz  wegen  des  Wasserstauens 
bei  Mühlen  und  Verschaffung  der  Vorflut,  wo- 
nach im  Interesse  des  Ackerbaues  und  der  Schiff- 
fahrt die  Enteignung  ausgeübt  werden  kann, 
das  Eisenbahng.  v.  3.  November  1838,  welches 
in  den  §§  8 — 19  den  Eisen  bahngesellschaften, 
gemäss  den  Bestimmungen  des  Landrechts, 
Teil  1,  Titel  11,  §§  8—11  das  Recht  zur  Ent- 
eignung verlieh,   das  G.  v.   28.  Februar  1843 
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?r  die  Benntznng  der  Privatflftsse,  in  welchem 
h  mehrere  Bestimmungen  über  Zwangsent- 
:uun^  finden  (§  24  etc.),  das  Gesetz  über  das 
ichwesen  vom  28.  Januar  1848  (;}  20},  das 
rirgesetz  v.  24.  Juni  1865  (§  135).  Dem 
mofel  eines  zusammenfassenden  Enteignungs- 
5*etzes  wurde  abgeholfen  durch  das  Gesetz 
►  er  die  Enteignung  vonGrundeigen- 
m  vom  11.  Juni  1874;  dasselbe  ist  nicht  an- 
mdhar  auf  Enteignungen  im  Interesse  der 
inde.skultur,  des  Bergbaues  oder  der  Landes- 
rmessuug. 

Von  den  übrigen  in  den  deutschen  Staaten 
Itenden  Gesetzen  sind  folgende  hervorzuheben: 

Bayern:  G.  v.  17.  November  1887;  femer 
'Setz  über  die  Errichtung  des  Verwaltungs- 
Tichtshofes  v.  8.  August  1878,  Art.  8,  9,  47, 
id  Ausführungsgesetz  zur  Reichscivilprozess- 
dnung  vom  23.  Februar  1879,  Art.  45—55. 
ichsen:  Strassenbaumandat  vom  4.  Januar 
520,  Gesetz  we^en  Abtretung  von  Grundeigen- 
mi  für  die  Leipzig- Dresdener  Eisenbahn  vom 
Juli  1835,  ausgedenut  auf  andere  Eisenbahnen, 
fxttz  über  die  Abtretung  von  Grundeigentum 
1  Wasserleitungen  vom  28.  März  1872.  W  ü  r  t  - 
»mberg:  S  30  der  Verfassungsurkunde,  der- 
ifit  die  einzige  gesetzliche  Vorschrift,  nachdem 
in  im  Jahre  1836  eingebrachter  Gesetzentwurf 
tscheitert  ist.  Baden:  G.  v.  28.  August  1835, 
l»£reändert  durch  die  GG.  v.  29.  März  1838, 
.  Mai  1858  und  Eiuführungsgesetz  zu  den 
; rieh justizgf setzen  v.  3.  März  1879  §  113. 
(essen:  GG.  v.  27.  Mai  1821  und  v.  26.  Juli 
884.  Sachsen- Weimar:  G.  v.  2.  Februar 
^S42;  Gesetz  betreffend  die  Enteignung  zum 
i wecke  der  Anlegfung  der  Werrabahn  v.  23. 
ipril  1856;  Gesetz  vom  selben  Datum  über  die 
'.nteignung  zur  Wasserversorguiigszwecken. 
lamburg:  Revidiertes  G.  v.  14.  Juli  1879; 
Bremen:  G.  v.  16.  April  1882;  Lübeck:  G. 
.  21.  Mai  1870.  In  den  Reichslanden  gilt 
las  französische  G.  v.  3.  Mai  1841  und  das  G. 
'.  20.  Juni  1887  M.  Reichsrechtliche  Vorschriften, 
velche  hierher  gehören,  sind  nur  in  sehr  be- 
ichränktem  Masse  vorhanden:  Art.  41,  Abs.  1 
Reichs  Verf.,  Reichsrayongesetz  v.  21.  Dezember 
LS71.  Reichsgesetz  v.  13.  Juni  1873,  welches 
[kstimmungeu  über  die  Enteignung  von  Pferden 
lei  Mobilmachungen  enthält,  und  Viehseuchen- 
^resetz  V.  23.  Juni  1880. 

Das  Enteignungsrecht  in  der  Schweiz 
)eruht  vornehmlich  auf  dem  an  das  französisch- 
belijische  sich  anschliessenden,  jedoch  selbständig 

ze  V.  1.  Mai  1850, 
zur  Abtretung 
von  Privatrechten;  ferner  auf  dem  Bundesge- 
setze, betreifend  die  Abänderung  des  Art.  37 
V.  18.  Juli  1857,  dem  Bandesgesetze  v.  24.  März 

1876  Art.  22,  dem  Bundesgesetze   v.   22.  April 

1877  Art.  8,  und  der  ausgebildeten  Kantonal- 
tresetzgebung.  Von  den  kantonalen  Expropria- 
tion sgesetzen  sind  zu  erwähnen :  Waadtländische 
GG.  V.  29.  Dezember  1836  und  v.  23.  Mai  1864; 
Freiburg:  G.  v.  30.  Oktober  1849;  Schaffhausen: 
G.  V.  18.  Dezember  1874 ;  Aargau :  G.  v.  22. 
Mai  1867;  Bern:  G.  v.  3.  September  1868;  Genf: 


forttrebildeten  Bundes^eseta 
betreffend    die  Verbindlichkeit 


')  Bezüglich  der  partikularrechtlichen  Be- 
stimmungen in  den  kleineren  Staaten  vergleiche 
den  erschöpfenden  Katalog  in  G.  Meyers  Lehr- 
buch des  Verwaltungsrechts,  S.  256  Anm.  3,  1879. 


G.  V.  18.  Mai  1887  und  die  noch  geltende  Sek- 
tion IV  des  G.  V.  26.  Februar  1874;  Zürich: 
G.  V.  30.  November  1879. 

In  England  sind  die  Principien  der  indi- 
viduellen Freiheit  auf  das  sorgsamste  gehütet: 
die  Unverletzlichkeit  des  Eigentums  wurde  zwar 
niemals  theoretisch  als  ein  Grundrecht  prokla- 
miert, sie  wurde  aber  praktisch  immer  mit  der 
grössten  Eifersucht  beschützt.  Nach  englischer 
Hechtsanschauung,  wie  sie  von  Blackstone  am 
besten  wiedergegeben  wird,  kann  die  gesetz- 
gebende Gewalt  allein  das  Individuum  ver- 
päichten,  sich  wider  seinen  Willen  dem  zu 
unterwerfen,  was  das  allgemeine  Wohl  erfordert, 
wobei  jedoch  dem  Individuum  dasjenige,  was 
ihm  auf  der  einen  Seite  genommen,  auf  der 
anderen  Seite  durch  die  ihm  bewilligte  Ent- 
schädigung zurückgegeben  werden  müsse.  Dieser 
Anschauung  gemäss  muss  die  Enteignung  in 
jedem  Falle  durch  ein  besonderes  Gesetz  (private 
bill)  bewilligt  werden.  Dagfegen  sind  die  Grund- 
sätze, durch  welche  die  einmal  bewilligte  Ent- 
eignung geregelt  wird,  sehr  bedeutend  ausge- 
bildet. 

Diese  Ausbildung  erfolgte  offenbar  unter 
dem  Einflüsse  des  französi.scnen  Eechtes  und  in 
Verbindung  mit  der  grösseren  Entwickelung 
des  Eisenbahnwesens.  Das  eigentliche  Enteig- 
nungsrecht Englands  findet  sich  in  der  lands 
clauses  consolidation  Act  vom  8.  Mai 
1845,  8  et  9  Vict.  cap.  18.  Dazu  kommt  the 
lands  clauses  consolidation  Amende- 
ment Act  V.  20.  August  1860,  23  et  24  Vict. 
i  cap.  106,  durch  welche  neben  einigen  Verbesse- 
rungen und  Modifikationen  an  dem  Gesetz  von 
1847  in  sect.  7  dieselben  Grundsätze  auch  für 
jene  Grund erwerbungen  für  massgebend  erklärt 
werden,  welche,  sei  es  von  der  Admiralität,  sei 
es  vom  Kriegsdepartement,  zu  militärischen 
Zwecken  gemächt  werden.  Die  Enteignung 
behufs  der  Anlegung  von  Eisenbahnen  wurde 
unter  dem  gleichen  Datum  durch  ein  besonderes 
Gesetz,  8  et  9  Vict.  cap.  20,  die  Railway 
clauses  consolidation  Act  sect.  6— 8o 
geregelt.  Für  Schottland  sind  besondere 
Gesetze  unter  demselben  Titel  erflossen.  Er- 
wähnenswert ist  der  Act  for  the  better 
regulation  of  railways  etc.  vom  30.  Juli 
1842  5  et  6  Vict.  cap.  55,  welcher  der  Staats- 
verwaltung das  Recht  einräumt,  ein  früher  von 
dem  Parlamente  bewilligtes,  hinterher  aber 
durch  NichtÄUSübuug  erloschenes  Euteignungs- 
recht,  wenn  die  öffentliche  Sicherheit  dies  ver- 
langt, durch  ein  vom  Handelsamt  auszustellen- 
des Certifikat  aufleben  zu  machen.  Dieses 
Recht  des  Handelsamtes  wurde  durch  die  Rail- 
way construction  facilities  Act  aus 
dem  Jahre  1864,  27  et  28  Vict.  cap.  121  auf- 
recht erhalten  und  stellt  den  einzigen  Fall  dar, 
in  welchem  das  Parlament  die  Enteignung  nicht 
unmittelbar  bewilligt.  Für  Enteignungen  zu 
Zwecken  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  sind 
von  Bedeutung  die  GG.  v.  27.  Juni  18/5  und 
V.  11.  August  1875. 

In  Nordamerika  hat  das  Enteignungs- 
recht (taking  land  in  invitum)  im  ganzen  die- 
selbe Gestalt  wie  in  England;  sowohl  im  mate- 
riellen Recht  als  auch  im  Verfahren  gelten  bei- 
nahe durchaus  dieselben  Grundsätze.  Das 
Princip  der  Enteignung  ist  verfassungsmässig 
ausgesprochen  (Zusatzartikel  vom  15.  Dezember 
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1791  Art  V).  Ein  allgemeines  Expropriations- 
gesetz, welches  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
meinrecbtliche  Geltung  hätte,  ist  vom  Kongress 
noch  nicht  erlassen  worden.  Partikularrechtlich 
ist  dieses  Oebiet  u.  a.  geregelt  im  Staate  Illi- 
nois durch  ein  G.  v.  10.  April  1872,  in  Massa- 
chusetts durch  ein  G.  v.  28.  Februar  1872. 

Das  Enteignungsrecht  hat  den  nationalen 
Charakter  mehr  als  irgend  ein  anderes  Gebiet 
des  Verwaltungsrechts  abgestreift.  Die  mate- 
riellen Rechtsgrundsätze  sind  beinahe  überall 
die  gleichen,  hauptsächlich  deshalb,  weil  sie  in 
vorwiegendem  Masse  von  Frankreich  den  anderen 
Staaten  mitgeteilt  wurden.  Nur  das  Verfahren 
ist  durch  die  besondere  Strömung  gewisser 
staatlicher  und  nationaler  Momente  in  den 
einzelnen  Staaten  ei&fentümlich  geregelt.  In 
dieser  Einheit  der  Rechtsentwickelung  lässt  sich 
die  Einheit  der  Entwickelung  in  den  Gefühlen, 
Sitten  und  Ideeen,  lässt  sich  der  gemeinschaft- 
liche Geist  erkennen,  welcher  die  civilisierten 
Staaten  zusammen,  wenn  auch  mit  ungleichen 
Schritten,  nach  vorwärts  treibt. 

II.  Das  materielle  Enteigniuigsrecht 

3.  Objekt  der  E.  Die  Enteignung  be- 
zweckt die  Erwerbung  des  Eigentums  oder 
eines  dinglichen  Rechts  an  fremder  Sache. 
Als  Objekt  derselben  kann  daher  entweder 
das  Eigentum  oder  ein  dingliches  Recht  an 
fremder  Sache  erscheinen  und  zwar  prin- 
cipiell  auch  das  Eigentum  an  beweg- 
lichen Sachen;  doch  ist  das  Enteignungs- 
recht an  Mobilien  praktisch  von  so  unter- 
geordneter Bedeutung,  dass  sich  die  orga- 
nische Enteignungsgesetzgebung  mit  Recht 
darauf  beschränkt  hat,  die  Formen  und  Be- 
dingungen der  Enteignung  bei  Immobi- 
lien zu  regeln  1). 

Das  Eigentumsrecht  am  Grund  imd 
Boden  umfasst  ausser  den  mit  dem  Gnmd 
\md  Boden  verbundenen  beweglichen  Sachen, 
namentlich  Pflanzen  und  den  auf  demselben 
zu  einem  Gebäude  zusammengefügten  Ma- 
terialien auch  den  Raum  unter  und  über 
dem  Gnmdstücke;  die  Enteignung  der  Ober- 
fläche ergreift  das  ganze  Grundstück,  sowolü 
nach  oben  iils  auch  nach  unten.  Doch  lassen 
sich  wohl  Fälle  denken,  in  welchen  bloss 
der  unter  der  Oberfläche  eines  Grundstücks 
liegende  Raum  benutzt  wird,  ohne  dass  zur 
Enteignung  der  superficies  geschritten  wer- 
den müsste:  wie  wenn  z.  B.  ein  Tunnel 
mehrere  hundert  Meter  unter  der  Oberfläche 


^)  So  z.  B.  das  preussische  G.  v.  11. 
Juni  1874,  das  bayerische  G.  v.  17.  November 
1837.  0.  Mayer  vertritt  a.  a.  0.  S.  1  die  An- 
sicht, dass  die  Enteignung  in  dem  bestimmten 
Rechtsinstitute,  zu  welchem  unsere  Gesetze  die- 
selbe ausgebildet  haben,  lediglich  gegen  das 
Eigentum  an  Grundstücken  gerichtet  sei,  da- 
gegen die  Inanspruchnahme  beweglicher  Sachen 
anderen  Reg:ehi  folge,  während  nach  Seh  eich  er 
und  Sieber  die  Enteignung  begrifflich  nicht 
auf  unbewegliche  Sachen  beschränkt  ist. 


eines  Berges  durchgefülui;  wird.  Es  wird 
in  solchen  Fällen  auf  die  geltenden  privat- 
rechtlichen Anschauungen  über  die  räum- 
liche Ausdehnung  des  Immobiliareigentums 
und  die  konkreten  thatsächlichen  Verhält- 
nisse Bedacht  genommen  werden  müssen. 

Auch  jura  in  re  alle  na  bilden  einen 
Gegenstand  der  Enteignung,  sei  es,  dass  sie 
schon  an  der  zu  enteignenden  Sache  zu 
Gunsten  dritter  Personen  haften  oder  zu 
deren  zweckmässiger  Benutzung  erst  be- 
gründet w^erden  müssen.  In  keinem  Falle 
aber  ist  die  Enteignung  auf  obligatorische 
Rechte  anwendbar.  (Anderer  Ansicht  Gabriel 
de  Weiss  a.  a.  0.  S.  71.) 

Aus  dem  Charakter  der  Enteignung  als 
einer  Verfügung  der  Staatsgewalt  folgt  die 
gänzliche  Unwirksamkeit  von  privatrecht- 
lichen Veräusserungs verboten,  insbesondei*e 
fideikommissarischen  und  lehensrechtlichen 
Ursprungs.  Dagegen  ist  die  Frage,  ob  auch 
an  staatlichen  Gnmdstücken  und  solchen, 
die  bereits  zu  öffentlichen  Zwecken  ent- 
eignet worden  sind,  eine  Enteignung  mög- 
lich sei,  aus  dem  das  ganze  Institut  be- 
herrschenden Gesichtspunkte  der  über- 
wiegenden Salus  publica  zu  entscheiden. 

So  kommt  es  zunächst  darauf  an ,  ob 
das  zu  enteignende  statitliche  Grundstück 
zum  öffentlichen  Gute  oder  zum 
Staatsgute  gehört.  Das  öffentliche  Gut 
besteht  aus  den  für  die  Zwecke  der  Allge- 
meinheit unmittelbar  bestimmten  Sachen,  den 
res  publicae  in  usu  publice  im  engei*en 
Sinne;  es  sind  im  Eigentume  des  Staates 
befindliche  Sachen,  welche  zum  öffentlichen 
Gebrauche  bestimmt  sind,  so  Land-  und 
Heerstrassen  mit  den  dazu  gehörigen  Brücken, 
Festungswerke,  Gebäude  für  öffentliche  An- 
stalten und  Behrnxlen  etc. 

Das  Staatsgut  hingegen  besteht  aus  jenen 
Objekten,  welche  der  Staat  ähnlich  "wie  der 
Private  besitzt,  deren  Einkünfte  in  den 
Staatsschatz  gelangen  und  welche  nicht 
ausserhalb  des  Verkehrs,  sondern  in  patri- 
monio  fisci,  in  pecunia  populi  stehen.  Hier- 
her gehören  Bergwerke,  Gebäude,  Ijandgüter, 
Hüttenwerke,  Domänen,  Salinen,  Forste  etc. 
Grundstücke  der  letzteren  Art  unterliegen 
unzweifelhaft  dem  Enteignungsrechte;  das 
öffentliche  Gut  jedoch,  welches  als  res 
publica  in  usu  publice  im  öffentlichen  Ge- 
brauche bereits  steht,  bedarf  nicht  erst 
einer  durch  die  Enteignung  herbeizuführen- 
den Ueberlragung  in  den  öffentlichen  Ge- 
brauch. Es  soll  künftig  dem  öffentlichen 
Gebrauche  in  einer  anderen  Weise  dienen, 
wozu  genügt,  wenn  im  Wege  der  Verfügung 
durch  die  Verwaltungsbehörde  vorgegangen 
wird.  Dieses  Verhältnis  bleibt  auch  dann 
imverändert,  wenn  ein  solches  öffentliches 
(xut  einer  konzessionierten  Privatgesellschaft 
übei  lassen  wird,  sofern  man  von  dem  Grund- 
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satze  ausgeht,  dass  Private  durch  die  Ent- 
eignung an  und  für  sich  nicht  das  freie 
Eigentum  an  der  enteigneten  Sache,  sondern 
vieiraehr  bloss  den  Besitz  derselben  als 
materielles  Hilfsmittel  zur  Realisierung  der 
eigentlichen  Bestimmung  derselben  für  den 
usus  publicus  erwerben.  Wird  jedoch  (mit 
der  herrschenden  Lehre)  ein  Eigentums- 
erwerb durch  die  Konzessionäre  angenommen, 
so  niuss  folgerichtig  auch  die  Austibung  des 
Enteignungsrechts  an  öffentlichem  Gute  für 
möglich  und  zulässig  erachtet  werden. 

Nach  0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  22  ff.  unterliegen 

Srmidsätzlich  der  Enteignung  alle  Grundstücke 
es  Staatsgebietes  ohne  Unterschied  der  Be- 
schaffenheit und  der  Art  der  Benutzung  und 
ohne  Ansehen  des  Eigentümers.  Auch  die 
Grundstücke  des  Staates  selbst  sind  davon  nicht 
ausgenommen,  in  der  Voraussetzung,  dass  der 
besitzende  Staat,  gegen  den  die  Enteignung 
sich  richten  soll,  in  seinem  Besitze  einem  ge- 
wöhnlichen Privaten  gleichsteht,  dass  sein  Eigen- 
tum Privateigentum  ist.  Oeffentliches 
Eigentum  aber  —  Grundstücke,  die  der  Staat 
nicht  nach  Civilrecht  besitzt,  in  deren  Besitz  er 
nicht  Fiskus  ist  —  kdnne  ausAnlass  des 
Enteignungsverfahrens  durch  einen 
Akt  der  darüber  gesetzten  Behörde, 
seiner  öffentlichrechtlichen  Natur 
entkleidet,  aufgelassen  werden  und 
alsdann  das  daraus  entstandene  civilrechtliche 
Eigentum  des  Staates,  der  Gemeinde  im  ge- 
wöhnlichen Gange  des  Verfahrens  zur  Enteig- 
nung gebracht  werden.  Nur  sei  es  nicht  richtig, 
zu  sagen,  öffentliches  Eigentum  könne  enteignet 
werden.  Nach  Sieber  (a.  a.  0.  S.  ^46)  ist 
Staatsgut  jeder  Art  der  Expropriation  unter- 
worfen. 

0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  17  und  Anm.  23 
unterscheidet  bei  dem  sogenannten  Enteignungs- 
rechte der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  einmal 
den  Anspruch  der  Gemeinde  dem 
Staate  gegenüber  auf  Zulassung  der 
Enteignung  für  ihre  Unternehmungen,  d.  h. 
auf  die  Anerkennung  der  von  ihr  innerhalb 
ihres  Selbstverwaltungsrechts  beschlossenen 
Unternehmungen  als  öffentlicher,  sodann  aber 
die  rechtliche  Möglichkeit  deraUnter- 
thanen  gegenüber,  für  ihre  Unternehmen 
die  Zulassung  der  Enteignung  zu  erwirken, 
und  nach  geschehener  Zulassung  die  Befugnis, 
die  Enteignung  gegen  ihn  zu  betreiben.  Das 
sei  dann  das  nämliche  Recht,  welches  der  Staat, 
wenn  er  selbst  der  Unternehmer  ist,  selbst  hat 
und  durch  das  betreibende  Amt  ausübt:  das 
ünternehmerrecht  neben  dem  Enteig- 
nun^srecht.  „Nennt  man  ersteres  auch  das 
Enteignun^srecht ,  so  hat  eben  der  Staat 
zweierlei  Enteignungsrechte." 

Endlich  können  auch  Grundstücke,  welche 
im  Wege  des  Enteignungsverfahrens  in  den 
Besitz  einer  Unternehmung  gelangt  sind,  zu 
Gunsten  einer  anderen  Unternehnumg  dann 
enteignet  werden,  wenn  der  die  letztere  be- 
herrschende öffentliche  Zweck  überwiegende 
Bedeutung  besitzt. 

4.  Sabjekt  des  EnteignuBgsrechts. 
Aus   dem   Grundprincip    des   Enteignungs- 


rechts folgt  von  selbst,  dass  zunäclist  die 
Staatsgewalt  als  das  Subjekt  desselben  an- 
erkannt werden  muss,  insofern  sie  der  Auf- 
opferung von  Privatrechten  im  Interesse  der 
Gesamtheit  bedarf,  dass  daher  die  Enteig- 
nung zur  Wahrung  von  blossen  vermögens- 
rechtlichen Zwecken  ausgeschlossen  ist. 
Ferner  kann  jeder  organische  Teil  des 
Staates,  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  etc., 
rücksichtlich  der  ihrer  Selbstverwaltung 
überlassenen  öffentlichen  Angelegenheiten  das 
Enteignungsrecht  geltend  machen,  also  riick- 
sichtlich  jener  lokalisierten  Unternehmungen, 
denen  durch  ihre  Wichtigkeit,  durch  ihren 
Einfluss  auf  die  allgemeine  Entwickelung 
der  Stempel  des  öffentlichen  Interesses  auf- 
gedrückt ist. 

Das  Rocht  des  Staates  und  seiner  orga- 
nischen Teile  zur  Geltendmachung  des  Ent- 
eigiiungsrechts  wird  dadurch  nicht  alteriert, 
dass  dieselben  die  Ausführung  der  zur  Ent- 
eignung berechtigenden  Unternehmungen 
Privatpereonen ,  Aktiengesellschaften  etc. 
übertragen,  mögen  diese  auch  bei  der  Ueber- 
nahme  von  blosser  Privatspekulationsabsicht 
geleitet  sein;  die  Uebernehmer  weixlen  da- 
durch berechtigt,  im  Namen  der  Staats- 
gewalt resp.  jener  organischen  Teile  des 
Staates  und  in  dem  Umfange,  wie  es  diesen 
zustand,  das  Enteignungsrecht,  wenn  auch 
in  rem  suam,  auszuüben.  In  allen  Fällen 
der  Enteignimg  ist  es  also  der  Staat  oder 
ein  organischer  Teü  desselben,  welcher  kraft 
seines  Imperiums  enteignet ;  das  Subjekt  des 
Enteignungsrechts  bleibt  auch  dann  dasselbe, 
wenn  eine  AktiengeseUscliaft  oder  einzelne 
Privatperson  enteignet ;  sie  handelt  dann  als 
Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt,  personam 
rei  publicae  agit.  Das  enteignete  Grund- 
stück wird  zum  öffentlichen  Gut  (Staatsgut, 
Gemeindegut  etc.),  dessen  Verwendung  für 
die  öffentlichen  Zwecke  Sache  der  Staats-, 
Gemeinde-  etc.  Verwaltung  ist;  es  wird  in 
keinem  Falle  freies,  imbeschränktes  Eigen- 
tum des  Enteigners,  sondern  wegen  seiner 
Bestimmung  für  den  usus  publicus  als  extra 
commercium  stehend  angesehen,  daher  es 
niu*  mit  Bewilligung  der  öffentlichen  Gewalt, 
niemals  diu'ch  den  blossen  Willen  der  Pri- 
vaten, der  einmal  bestehenden  öffentlichen 
Bestimmung  wieder  entkleidet  werden  kann. 
Nach  der  herrschenden  Ansicht  aber  soll 
auch  eine  Privatperson  Subjekt  des  Enteig- 
nungsrechts sein  können ;  sie  soll,  aDerdings 
nicht  um  ihres,  sondern  um  des  öffentlichen 
Interesses  wülen,  ein  eigenes  Recht  zur  Ent- 
eignung haben.  Die  ganze  Streitfrage  ist 
übrigens  praktisch  nicht  von  Bedeutung; 
denn  auch  nach  der  hen-schenden  Ansicht 
wird  das  von  einer  Privatperson  enteignete 
Gnmdstück  kein  freies  Eigentum  des  Ent- 
eignei*s,  sondern  ein  wegen  des  usus  publicus 
objektiv  gebundenes,  beschränktes,  welches 
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nur  insoweit  zum  persönlichen  Nutzen  des 
Enteigners  ausgeübt  werden  kann,  als  dies 
eben  mit  der  objektiven  Gebundenheit  ver- 
träglich ist. 

Jellinek  erklärt  (System  der  subjektiven 
öffentlichen  Rechte  S.  241),  dass  der  Expropriant, 
wer  immer  er  sei,  staatliches  Hoheitsrecht  aus- 
übe; allein  dieses  Recht  sei  ihm  nicht  als  eine 
Pflicht  übertragen,  ^ie  etwa  dem  Organträger, 
sondern  als  ein  ihm  auch  gegenüber  dem 
Staate  selbst  zustehender  Anspruch. 
Der  Staat  könne  sein  Hoheitsrecht  in  der 
individuellen  Rechtssphäre  lokali- 
sieren, wodurch  allein  der  Enteignungsan- 
spruch des  einzelnen  gegen  den  Staat  erklärbar 
sei.  Nach  0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  18  ff.  giebt 
das  Rechtsinstitut  der  Konzession,  der  Ver- 
leihung öffentlich  erUnternehmungen, 
die  Form  für  das  Enteignungsrecht  des  von 
Privatpersonen  ausgehenden  Unternehmens. 
Das  verliehene  Unteniehmen  sei  ein  Stück 
öffentlicher  Verwaltung,  und  der  Be- 
liehene  durch  die  Verleihung  befähigt,  die  Ent- 
eignung dafür  zu  betreiben,  wie  die  Gemeinde 
für  das  ihrige  durch  ihr  Selbstverwaltnngsrecht. 
Doch  werde  das  Enteignungsrecht  niemals,  so 
wenig  wie  die  Gerichtsbarkeit,  verliehen.  Das 
Enteignungsrecht  aber  im  Sinne  der  Fähigkeit, 
betreibender  Teil  im  Enteignungsver- 
fahren zusein,  ist  nicht  selbständiger  Gegen- 
stand der  Verleihung,  vielmehr  nur  eine 
Folgerung,  die  der  Staat  aus  der  Ver- 
leihung eines  öffentlichen  Unterneh- 
mens ziehe. 

5.    Die    Entei^nngsfälle.     Aus    dem 

allgemeinen  Principe  der  Enteignung  ergiebt 
sich,  dass  dieses  Recht  in  Anspnich  ge- 
nommen werden  kann,  wenn  der  Zweck 
einer  Anlage  oder  Einrichtung  als  ein  solcher 
anerkannt  wird,  dessen  Verwirklichung  als 
eine  Bedingung  für  die  volle  Entwickolung 
der  zur  Gesamtindividualität  gegliederten 
Einzelnen  angesehen  werden  muss,  dessen 
Ausführung  aber  ohne  Anwendung  der  Ent- 
eignung nicht  möglich  ist.  Diese  Zweck- 
bestimmung darf  einei-seitö  hinter  der  An- 
forderung einer  starren,  absoluten  Notwendig- 
keit zm'ückbleiben,  muss  sich  aber  anderer- 
seits über  den  Charakter  blosser  Annehmlich- 
keit erheben.  Ihr  Begriff  ist  somit  ein 
relativer,  bedingt  durch  die  Intensität  des 
zu  erfüllenden  Interesses  und  durch  seine 
Ausdehnung ;  selbstverständlich  gilt  aber  das 
Erfordernis  des  allgemeinen  Interesses  dann 
schon  als  ver>^'i^klicht,  wenn  zunächst  nur 
das  Interesse  eines  Teiles  des  staatlichen 
Organismus  vorliegt.  Gleichgütig  ist,  von 
welcher  Art  der  durch  die  Unternehmung 
zu  erreichende  Zweck  ist,  ob  es  sich  um 
wirtschaftliche,  militärische,  geistige,  Sani- 
tätszwecke oder  um  Zwecke  der  Sicherheit 
handelt. 

Jn  w^elcher  Weise  sollen  nun  aber  diese 
verschiedenen  Enteignungszwecke  festge- 
stellt, wie  soll  entschieden  werden,  ob  die 
durch    eine   derartige  Anlage    oder   Unter- 


nehmung beabsichtigte  Erreichung  eines 
Zweckes  im  allgemeinen  Interesse  gelegen 
sei  oder  nicht?  Es  ist  klar,  dass,  sobald 
diese  Frage  im  bejahenden  Sinne  entschieden 
und  die  Ausführung  ohne  Abtretung  von 
Privateigentum  nicht  möglich  ist,  sich  als 
unausweicliliche  Konsequenz  das  Recht  zur 
Enteignimg  ergiebt.  Es  bedarf  daher  neben 
der  Feststellung  des  Princips  der  Enteignung 
auch  gewisser  Garantieen,  dass  der  einzelne 
nicht  unter  dem  Verwände  jenes  Princips 
in  der  heiligen  Sphäre  seiner  individuellen 
Rechte  verletzt  werde.  Man  hat  solche 
Garantieen  für  das  Privateigentum  in  ver- 
schiedener Weise  aufgestellt;  man  hat  die 
Enteignungszwecke  speciell  angegeben,  sei 
es  derart,  dass  für  specielle  Kreise  von 
Unternehmungen,  z.  B.  für  Eisenbahnen, 
Landstrassen,  besondere  Enteiguungsgesetze 
erlassen  würden  —  das  Recht  zur  Enteig- 
nung ist  demnach  gegeben,  sobald  ein  in 
diesen  Kreis  gehöriges  Unternehmen  be- 
schlossen ist  —  oder  dass  in  den  allge- 
meinen organischen  Enteignungsgesetzen  jene 
Ginippen  von  Unternehmungen  specialisiert 
wurden,  für  welche  die  Enteignung  statt- 
liaben  dürfe.  Allein  we<ler  die  eine  noch 
die  andere  Älethode  der  gesetzlichen  Speciali- 
sierung  der  Enteignungszwecke  ist  empfeh- 
lenswert. Der  stete  Fortschritt  des  Staats- 
lebens macht  es  ebenso  unmöglich,  alle  Ent- 
eignungszwecke im  voraus  zu  fixieren,  wie 
es  unmöglich  ist,  die  Anforderungen  der 
allgemeinen  Entwickelung  in  imveränder- 
liche  Formeln  zu  bannen.  Wollte  man 
andererseits  diesem  Uebelstande  durch  fort- 
gesetzte Specialgesetzgebung  abhelfen,  so 
müsste  die  Stetigkeit  des  Rechts  danmter 
empfindlich  leiden ;  dazu  kommt,  dass  durch 
diese  Aufzählung  keineswegs  ein  Damm, 
geschweige  ein  imübersteiglicher,  gegen  den 
Missbrauch  errichtet  wird;  denn  die  Kate- 
gorieen,  in  welche  die  Enteignungszwecke 
geteilt  werden,  müssen  so  weit  gefasst  sein, 
dass  in  diesem  Rahmen,  im  Widerspruche 
mit  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  gar  vieles 
untergebracht  werden  kann.  Daher  ist  es 
vorzuziehen,  die  Entscheidung  der  Frage, 
ob  ein  Unternehmen  durch  das  allgemeine 
Interesse  geboten  sei  oder  nicht,  von  Fall 
zu  Fall  einem  Organe  der  Staats- 
gewalt zu  überlassen;  und  zwar  sprechen, 
wenngleich  diese  Entscheidung  vom  theore- 
tischen Gesichtspunkte  aus  sich  als  reine 
Verwaltungshandlung  darstellt,  überwiegende 
Rechts-  und  Zweckmässigkeitsgründe  dafür, 
dass  die  einzelnen  Enteignungs- 
fälle, wenigstens  mit  einer  ge- 
wissen Begrenzung,  nur  unter  der 
Mitwirkung  aller  gesetzgebenden 
Faktoren  festgestellt  werden. 

Denn  die  Statuierung  des  Enteignungs- 
rechts begründet  nicht  bloss  materiell  eine 
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ganz  ausserordentliche  Begünstigung  für  die 
durch  das  allgemeino  Interesse  gebotene 
Unternehmung,  sondern  sie  stellt  auch  einen 
exorbitanten  Eingriff  in  das  Privatrecht  dar, 
welcher  sich  auf  (une  das  gemeine  Recht 
durchbrechende  Sonderbefugnis  gründet  und 
daher  von  der  Verwaltung  nur  in 
Vollziehung  einer  von  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  gegebenen  Er- 
mächtigung ausgeübt  werden  soll.  Darin 
liegt  durcliaus  nicht  eine  unnatürliche  Ver- 
mengiuig  der  verschiedenen  Funktionen  der 
Staatsgewalt,  denn  die  Thätigkeit  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  b(^schränkt  sich  nicht 
bloss  auf  die  Scliaffung  von  Gesetzen  im 
eigentlichen  Sinne,  auf  die  Einführung  von 
allgemeinen  Rechtsnormt^n,  sondern  sie  er- 
streckt sich  auf  V(Twaltungshandlungon  und 
zwar  häufig  auf  Verwaltungshandlungen  von 
viel  geringerer  \Vichligkeit  als  die  Enteig- 
nung. 

Wohl  aber  sprechen  einleuchtende  Zweck- 
mässigkeitsgi'ttnde,  insbesondere  das  Bedürf- 
nis ökonomischer  Ausnützung  des  staatlichen 
Organismus  dafth\  dass  dem  schwer  beweg- 
lichen Apparate  der  gesetzgebenden 
Gewalt  die  Statuierung  des  Ent- 
eignungsfalles lediglich  für  solche 
Unternehmungen  vorbehalten 
bleibe,  bei  denen  es  sich  um  wichtige,  in 
der  Regel  mit  dem  allgemeinen  GtMleihen 
und  mit  der  Entwickelung  der  Civilisation 
zusammenhängende  und  dieselben  beein- 
flussende Interessen  handelt,  um  so  mehr, 
als  diese  grossen  Unternehmungen,  wie 
Eisenbahnen,  Kanäle  etc.,  an  und  für  sich 
schon  nach  den  Bestimmungen  des  Staats- 
rechts in  der  Ree:el  durch  ein  Gesetz  be- 
willigt werden  müssen,  so  dass  mit  der  vor 
der  Schaffung  des  Ges(^tzes  erfonlerhchen 
Prüfimg,  ob  das  Werk  überhaupt  aus^joführt 
wenlen  soll,  zugleich  die  Prüfung  verbunden 
werden  kann,  ob  es  die  Aufo[)ferung  von 
Privatrechten  wert  sei  und  daher  in  An- 
sehung desselben  das  Enteignungsrecht  Platz 
zu  greifen  habe  od(T  nicht. 

Anders  verhält  es  sich  in  den  s(»hr 
zahlreichen  minder  wichtigen  Fäl- 
len; in  diesen  soll  die  Verwal- 
tungsbehörde von  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  ein-  für  allemal  für 
kompetenterkannt  wer  den, im  Dele- 
gationswege durch  einen  einsei- 
tigen Regierungsakt  die  rechtliche 
Zulässigkeit  der  Enteignung  aus- 
zusprechen. Die  Ausübung  dieses  Rechts 
muss  aber  bei  der  Natur  und  der  Wichtig- 
keit desselben  in  jene  Regionen  der  Ver- 
waltungsbehörden entrückt  werden,  welche 
hoch  genug  gestellt  sind,  daös  von  ihnen 
eine  unparteiische  Bem*teilung  des  allge- 
meinen Interesses  erwartet  werden  kann; 
den   untergeordneten  Verwaltungsbehörden, 


welche  auch  zu  sehr  mitten  im  Widerstreite 
der  Privatinteressen  stehen,  fehlt  es  an  dem 
weiten  (iesichtskreise ,  welcher  für  die 
richtige  Beurteilung  des  allgemeinen  In- 
teresses erforderlich  ist.  Diese  Feststellung 
der  EnttMgnungsfälle  durch  die  Verwaltungs- 
behörden steht  nicht  ausserlialb  des  Ge- 
setzes, sondern  unter  demselben ;  sie  ist  niu' 
ein  gesetzlich  geregeltt»s  Mittel  seines  Voll- 
zugs. Das  Einschreiten  der  Verwaltungs- 
beh()rde  erscheint  sonach  gegenüber  der 
regelmässigen  Mitwirkung  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  als  ein  blosses  Hilfsinstitut. 

Der  hier  eingenommene  Standpunkt  ist 
insbesondere  der  Standpunkt  der  dem  fran- 
zösischen Gesetz  folgenden  Legislationen. 
In  Frankreich  wird  gemjlss  dem  diu'ch 
das  G.  v.  27.  Juli  1870  n^stituierten  Gnind- 
satze  der  G.G.  v.  7.  Juh  1K^3  und  v.  3.  Mai 
1841  für  grosse  öffentliche  Bauten  (Reichs- 
strassen, Kanäle,  Eisenbalmen  etc.)  ein  Ge- 
setz ziur  Feststellung  des  Enteignungsfalles 
erfordert,  wälirend  für  Unterneinnungtm  von 
geringerer  Bedeutung  eine  Verfügung  des 
Staatsoberhauj)tes  gentigt.  Auf  denselben 
Gnmdlagen  beruht  die  Scheidung  der  Kompe- 
tenz in  Belgien  und  in  Italien.  Eng- 
land, Nordamerika  und  das  Schwei- 
zer Bundesrecht  statuieren  für  die  Fest- 
stellung des  Enteignungsfalh*s  die  aussclilit»ss- 
liche  Kompetenz  der  gesetzgebenden  Organe. 

Auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkte 
stehen  die  wichtigsten  dem  Gebiete  des 
deutschen  Rechts  angehön^nden  Gesetz- 
gebungen. Allerdings  winl  in  Deutsch- 
land bei  einer  im  Sinne  des  Art.  41  R.V. 
zu  konzessionierenden  Reichsciscnbahn  auch 
die  Feststellung  des  Enteignungsfalles  durch 
Reichsgesetz  erfolgen  müss(Mi  •  dagegen  er- 
folgt dieselbe  in  Preussen  (G.  v.  11.  Juni 
1874)  durch  königliche  Verordnung,  in  ge- 
wissen gesetzlich  bestimmten  Fällen  durch 
Vei-fassung  der  Bezirksrt^gierungen  (I^and- 
drosteien)  bezw.  der  Vt^rwaltungsgerichte ; 
in  0 esterreich  steht  die  Entscheidung 
über  das  Vorhandensein  eines  Enteignungs- 
falles der  Verwaltungsbehörde,  in  letzter 
Instanz  dem  Ministerium  des  Innern  allen- 
falls im  Einvei-ständnisse  mit  den  anderen 
dabei  beteiligten  Ministerien  zu,  welche  je- 
doch in  ihi-em  Ermessen  an  die  in  speciellen 
Gesetzen  aufgestellten  Kategoriecui  gebunden 
sind.  Aehnlich  ist  diese  Frage  in  Bayern 
geregelt. 

6.  Die  Entschädigung,  a)  Subjekt 
der  EntsohftdigungBpflieht.  Die  Ent- 
schädigungspflicht folgt  immittelbar  aus  dem 
Principe  der  Enteignung,  welches  im  Inte- 
resse der  Gesamtheit  die  Aufopferung  indi- 
vidueller Rechte  bezweckt,  das  Vermögen 
des  Individuums  jedoch  als  eine  Summe 
von  Werten  nicht  vernichten  darf,  da  das- 
sell)e  die  materielle  Basis  für  die  Entwicke- 
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hing  der  einzelnen,  folglich  auch  für  die 
Entwickelung  der  Gesamtheit  bildet.  Sub- 
jekt der  Entschädigungspflicht  ist  folge- 
richtig derjenige,  welcher  Subjekt  des  Ent- 
eignungsrechts ist,  denn  die  Pflicht  stellt 
sich  als  Korrelat  des  Rechts  dar.  Es  wird 
sonach,  je  nachdem  bloss  der  Staat  und 
seine  organischen  Teile  oder  mit  der  herr- 
schenden Lehre  auch  Private  als  Subjekte 
des  konkreten  Rechts  auf  Enteignung  auf- 
gefasst  werden,  der  Verwaltung  oder  den 
letzteren  unmittelbar  die  der  Enteignung 
inhärierende  Pflicht,  Entschädigung  zu  leis- 
ten, in  Theorie  und  Praxis  auferlegt  werden 
müssen. 

b)  Princip  für  die  Höhe  der  Ent- 
schädigung. Die  Entschädigimg  begi'eift 
den  Ersatz  alles  Schadens  in  sich,  welcher 
dem  Enteigneten  zugefügt  worden  ist.  Für 
die  Höhe  der  Entschädigung  hat  als  Princip 
zu  gelten,  dass  der  Enteignete  durch  die 
Verwaltung  so  viel  als  möglich  in  die  Lage 
versetzt  werden  müsse,  sich  mit  Hilfe  der 
Entschädigungssumme  dieselben  Rechte  und 
Vorteile  zu  verschaffen,  welche  ihm  diu*ch  die 
Enteignung  im  Namen  des  allgemeinen  In- 
teresses entzogen  wurden.  So  einfach  sich 
nun  auch  dieses  Princip  darstellt,  so  ergeben 
sich  doch  in  der  Anwendung  viele  Schwie- 
rigkeiten, insbesondere,  wenn  es  sich  um  die 
Prüfung  der  schädlichen  Folgen  handelt, 
welche  aus  der  Enteignung  hervorgegang-en 
sind  und  bei  der  Feststellung  der  Entschädi- 
gung in  Rechnung  gezogen  werden  müssen. 

c)  Die  Entschädigung  des  Eigentümers. 
1.  Die  Elemente  der  Entschädigung. 
Die  Entschädigung  des  Eigentümers  wird  aus 
zwei  Elementen  gebildet: 

a)  Ans  der  Bezahlung  des  Verkaufs- 
wertes des  enteigneten  Grundstückes,  d.  h. 
des  allgemeinen  Schätzwertes,  des  Preises, 
welchen  der  Eigentümer  nach  der  allgemeinen 
Schätzung  für  die  Abtretung  des  der  Enteignung 
unterworfenen  Teiles  seines  Grundes  und  Bodens 
an  und  für  sich  verlangen  dürfte.  Dabei  kommt 
alles  in  Betracht,  was  ans  einem  dauernden, 
mit  dem  Besitze  des  Grundes  verknüpften  Zu- 
stande desselben  hervorgeht  und  den  inneren 
Wert  des  Grundes  an  und  für  sich  vermindern 
oder  vermehren  kann.  Dazu  gehören  auch  An- 
nehmlichkeiten, die  so  beschämen  sind,  dass  sie 
allgemein  geschätzt  werden  und  auf  den  Preis 
Einfluss  hätten,  wie  z.  B.  Aulagen  zum  Ver- 
gnügen, Phantasiegebäude,  Fischerei,  Jagd ;  da- 
gegen kann  auf  die  besondere  Vorliebe 
des  Eigentümers  für  sein  Grundstück,  mag  die- 
selbe in  Familientraditionen  oder  in  einer  alt«n 
Lebensgewohnheit  oder  in  sonstigen  Motiven 
begründet  sein,  keine  Rücksicht  genommen 
werden ;  nicht  darauf  kommt  es  an,  wie  der 
Eigentümer  subjektiv  seinen  Grund  und  Boden 
schätzt,  es  kommt  auf  die  allgemeine,  auf  die 
objektive  Schätzung  an. 

b)  Ana  der  Wiederherstellung  ge- 
gen die  ans  der  Enteignung  hervorge- 
nenden  Nachteile.    Dazu  ist  einerseits  der 


Grundschaden  zu  rechnen,  d.  i.  diejenige 
Wertverminderung,  welche  das  übrig  bleibende 
Grundstück  infolge  der  Zerstückelung  er- 
fährt. Sie  vermag  z.  B.  ungünstigen  Einfluss 
auf  die  bisher  erfolgreich  gepflegte  Kulturart 
zu  üben,  die  leichte  Zugänglichkeit  des  Grund- 
stücks zu  beseitigen,  bei  Gebäuden  die  archi- 
tektonische Harmonie  und  Schönheit  zu  zer- 
stören. 

Neben  dem  Grundschaden  kommt  femer  der 
persönliche  Schaden  in  Betracht,  welcher  dem 
Eigentümer  infolge  der  Entziehung  des  mit  dem 
Grundstücke  verknüpften  Gebrauches  erwächst, 
insbesondere  die  nachteilig^en  Einflüsse  eines 
Wohnungswechsels  oder  emer  Aenderung  des 
Geschäftslokals,  Uebersiedelungskosten,  Verluste 
infolge  Unterbrechung  des  Geschäftsbetriebes, 
unter  Umständen  auch  die  Schmälerung  der 
Kundschaft,  soweit  dieselbe  weniger  durch  die 
Person  des  Geschäftsinhabers  als  durch  die  vor- 
teilhafte Lage  des  Grundstückes  bedingt  imd 
gesichert  war.  Doch  muss  dabei  Rücksicht  ge- 
nommen werden,  ob  nicht  die  günstige  Lage 
des  Grundstücks  für  den  Gewerbebetrieb  bereits 
im  Verkaufswert  veranschlagt  wurde,  damit 
nicht  in  dieser  Beziehung  eine  Kumulierung 
stattfinde. 

Einen  Bestandteil  des  Entschädigungsan- 
spruchs bilden  femer  jene  Kosten  (Ueber- 
tragungsgebühren,  Kosten  der  Vertragserrich- 
tung etc.),  welche  der  Enteignete  aufwenden 
muss,  um  ein  dem  enteigneten  gleichwertiges 
Grundstück  derselben  Natur  wieder  zu  erwerben ; 
denn  sonst  könnte,  falls  denselben  Eigentümer 
mehrmals  hintereinander  Enteignungen  träfen, 
die  für  das  zuerst  enteignete  Grundstück  ge- 
leistete Entschädigung  durch  die  stets  emeuerten 
Kosten  der  Wiederaulegung  vollständig  absor- 
biert werden. 

Dagegen  bleiben  hypothetische,  bloss  auf 
Konjekturen  beruhende  Nachteile,  welche  dem 
Enteigneten  an  anderen  der  Enteignung  nicht 
unterliegenden  Grundstücken  durch  die  spätere 
Ausführung  der  Arbeiten  möglicherweise  zuge- 
fügt werden  könnten,  bei  der  Bemessung  der 
Entschädigung  ebenso  ausser  Anschlag  wie  die 
Wertvermuiderunffen,  welche  sich  aus  den  in- 
folge Ausführung  der  Öffentlichen  Unternehmung 
zu  Lasten  des  Restgrundstückes  begründeten 
sog.  Legalservituten  ergeben. 

2.  Der  Zeitpunkt  der  Feststellung 
der  Entschädigung.  Die  Entschädigung 
hat  den  gegenwärtigen  Wert,  d.  h.  den 
Wert  im  Augenblicke  der  Enteignung  zu  re- 
präsentieren. Dabei  darf  jedoch  der  Mehrwert, 
welcher  durch  die  blosse  Anzeige  von  der 
künftigen  Verwirklichung  der  zur  Enteignung 
führenden  Unternehmung  den  Grundstücken  er- 
wächst, ebensowenig  in  Betracht  gezogen  wer- 
den als  eine  im  Augenblicke  der  Enteignung 
ganz  zufällig:  eintretende,  voraussichtlich  nur 
vorübergehende  Verringerung  des  Verkaufs- 
wertes ;  wäre  es  doch  höchst  unbillig,  den  Ent- 
eigneten die  Folgen  eines  zur  Unzeit  erzwungenen 
Eigentums  wechseis  tragen  zu  lassen.  Anderer- 
seits erfordert  die  Billigkeit,  Ansprüche  aus 
Neuanlagen  und  Amelioratiouen,  die  gerade  im 
Hinblicke  auf  die  bevorstehende  Enteignung  zu 
dem  Zwecke  vorgenommen  werden,  um  in 
schlauer  Ausbeutung  höchst  unsicherer  Erwar- 
tungen hohe  Entschädigungssummen  zu  erzielen, 


Enteignung 


635 


lickzii weisen  und  den  in  fraudem  legis 
ulelnden  Enteigneten  auf  das  jus  toUendi  zu 
i'hränkeu.  Ob  ein  solcher  dolus  vorliege  oder 
ht,  ist  eine  quaestio  facti  und  wird  am  besten 
*  freien  Beurteilung  der  zur  Bestimmung  der 
t Schädigung  berufenen  Behörde  überlassen, 
t wendige  Ausbesserungen  sowie  Vorkeh- 
isreu,  welche  in  den  Kreis  der  gewöhnlichen 
wirtschaftung  fallen,  unterliegen  natürlich 
iner  Beschränkung.  Dem  Eigentümer,  welcher 
lerbalb  des  kritischen  Zeitraumes  in  seinem 
spositionsrechte  über  das  Grundstück  gelähmt 
,  muss  Belbstverständlich  der  ganze  daraus 
rvoriregangene  Schaden  ersetzt  werden. 

Was  die  legislative  Gestaltung  dieser  Grund- 
tze  betrifft,  so  bestimmt  das  französische 
iteignungsrecht ,  dass  dem  Enteigneten  der 
satz  jener  Nachteile  (juste  indemnite,  Code 
äl  Art.  595)  gewährt  werde,  welche  er  durch 
3  Enteignung  erlitten  hat  (Art.  29  d.  G.  v. 
Mai  1841j.  Nach  Art.  49  des  G.  vom  Jahre 
07  kommt  hierbei  nur  der  Wert  des  enteil- 
ten Grundstücks  vor  der  Unternehmung  in 
?tracht,  so  dass  die  Werterhöhung,  welche 
st  infolge  der  Unternehmung  selbst  eintritt, 
cht  berücksichtigt  werden  darf.  In  Ansehung 
waiger  von  dem  Eigentümer  vorgenommener 
eliorationen  bestimmt  Art.  52  der  GG.  vom 
ihre  1833  und  1841,  dass  für  jene  Bauten, 
nptianzungen  und  Meliorationen  eine  Eut- 
hädigung  nicht  geleistet  werden  soll,  rück- 
chtlich  welcher  die  Jury  die  Ueberzeugunp: 
?\vinnt,  dass  sie  bloss  in  der  Absicht  gemacht 
iirden,  um  eine  höhere  Entschädigungssumme 
Li  erlangen. 

In  Belgien  gelten  dieselben  Grundsätze 
ie  in  Frankreich. 

Nach  italienischem  Rechte  besteht  im 
alle  der  Totaloccupation  die  Entschädigung  in 
em  gerechten  Preise,  welchen  das  Grundstück 
ach  der  Beurteilung  der  Sachverständigen  bei 
inem  freien  Verkaufe  gehabt  hätte  (Art.  39); 
11  Falle  einer  teilweisen  Occupation  besteht  die 
jitschädigung  in  der  Differenz  zwischen  dem 
;erechtfen  Preise,  welchen  das  Grundstück  vor 
er  Occupation  gehabt  hätte,  und  dem  gerechten 
^reise,  welcher  mit  dem  übrigbleibenden  Teile 
lach  der  Occupation  zu  erreichen  ist  (Art.  40). 

Von  den  deutschen  Gesetzen  ist  das 
)reussische  vom  11.  April  1874  hervorzu- 
leben.  Dasselbe  bemisst  die  Entschädigung 
lach  dem  vollen  W'erte  des  abzutretenden 
Trundstücks ,  einschliesslich  der  enteigneten 
f^iibehürungen  und  Früchte;  bei  partieller  Ent- 
?it?nuüg  umfasst  die  Entschädigung  zugleich 
Icn  Mehrwert,  welchen  der  abzutretende  Teil 
iunh  seinen  örtlichen  oder  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhang mit  dem  Ganzen  hat,  sowie  den 
Minderwert,  welcher  für  den  übrigen  Grundbe- 
sitz durch  die  Abtretung  entsteht  (Tit.  II  §  8j. 
Eine  nähere  Bestimmung  des  Begriffes  „voller 
Wert"  erhält  der  §  10  dieses  Gesetzes;  §  13 
l)e8ehränkt  den  Enteigneten  im  Falle  doloser 
Meliorationen  auf  die  Wiederwegnahme  der 
Neuanla/ijfen. 

Das  österreichische  G.  v.  18.  Febniar 
1878  gewährt  dem  Enteigneten  Anspruch  auf 
Schadloshai  tun  g  „für  alle  durch  die  Enteignung 
verursachten  vermögensrechtlichen  Nachteile'* 
(§  4),  die  §§  6  und  7  präcisieren  diese  ziemlich 
unbestimmte  Vorschrift  in  negativer  Weise,  in- 


dem wohl  der  durch  Zerstückelung  erwachsende 
Grundschaden  in  Rechnung  gezogen,  dagegen 
auf  dolose  Meliorationen,  den  Wert  der  beson- 
deren Vorliebe  und  Werterhöhungen,  welche 
der  Gegenstand  der  Enteignung  durch  die  An- 
lage der  Eisenbahn  erfährt,  kein  Bedacht  ge« 
nommen  werden  darf.  Von  ähnlichen  Gesichts- 
punkten gehen  die  eingehenden  Bestimmungen 
des  bayerischen  und  vieler  anderer  deutscher 
Partikularrechte  aus. 

Das  ungarische  Enteignungsrecht  lässt 
die  Enteignung  nur  gegen  volle  und  wirkliche 
Entschädigun)^  (§  23)  zu.  Die  Entschädigungs- 
summe begreift  ausser  dem  Werte  der  ent- 
eigneten Realität  die  Wertverminderung  durch 
Zerstückelung,  Zerreissung  oder  Belastung  mit 
Servituten,  die  Kosten  für  die  Wiederherstellung 
der  bisherigen  Verwendbarkeit  des  Restgrund- 
stücks und  den  Kostenmehrbetrag  für  die  nun- 
mehrige Bewirtschaftung  des  Restgrundstücks 
(§  32).  Der  Wert  der  zu  enteignenden  Objekte 
ist  nach  den  zur  Zeit  der  Schätzung  bestehenden 
Preisen  zu  bestimmen. 

Das  schweizerische  Enteignungsrecht 
bestimmt  den  Ersatz  aller  Vermögensnachteile, 
welche  für  den  Abtretenden  aus  der  Abtretung 
ohne  seine  Schuld  erwachsen  (Art.  3).  Die  Vor- 
nahme von  Veränderungen  vom  TsL^e  der  Kund- 
machung des  Bauplans  oder  der  Mitteilung  der 
Abtretungsforderung  an  ist  weitgehenden  Be- 
schränkungen unterworfen. 

Für  das  englische  Enteignungsrecht  wird 
als  Priucip  der  Entschädigung  durch  die  Rail- 
ways  Clauses  Consolidation  Act,  8  et  9  Vict. 
cap.  20  sect.  6  und  16  der  Grundsatz  aufge- 
stellt, dass  die  Entschädigung  der  Eigentümer 
und  aller  sonstigen  Interessenten  an  den  ent- 
eigneten Grundstücken  allen  Schaden  in  sich 
begreifen  müsse.  Als  allgemeine  Regel  für  die 
EntHchädigung  soll  ferner  nach  der  Lands 
Clauses  Consolidation  Act,  8  et  9  Vict.  cap.  18 
sect.  63  die  Bestimmung  gelten,  dass  nicht  nur 
auf  den  Wert  des  enteigneten  Grundes  und 
Bodens,  sondern  auch  auf  den  Schaden  Rück- 
sicht genommen  werde,  welcher  infolge  der  Ab- 
trennung der  Grundstücke  von  anderen  Grund- 
stücken oder  wegen  einer  sonstigen  Schädigung 
derselben  oder  überhaupt  aus  anderen  Gründen 
erlitten  wurde.  Nach  englischer  Rechtsübung 
wird  hierbei  dem  Marktpreise  des  enteigneten 
(Mundstücks  mit  Rücksicht  auf  die  Zwangs- 
natur der  Abtretung  ein  seinem  ^^.usmasse  nach 
sehr  verschiedener  Prozentsatz  (oft  mehr  als 
50 7o)  zugeschlagen.  Der  durch  die  Abtrennung 
der  enteigneten  Grundstücke  und  an  Wohuge- 
bäuden  entstandene  Schaden  wird  abgesondert 
in  Anschlag  gebracht.  Das  nordameri- 
kanische Recht  stimmt  in  den  materiellen 
Rechtssätzen  mit  dem  englischen  Rechte  überein. 

3.  Form  der  Entschädigung  —  An- 
rechnung des  Mehrwerts.  Die  Ent- 
schädigung muss  in  G  e  1  d ,  als  dem  allgemeinen 
Wertmesser  der  Verkehrsgegenstände,  erfolgen, 
nicht  in  anderen  Werten  An  und  für  sich  also 
darf  weder  der  Enteignete  eine  andere  als  eine 
Geldentschädigung  fordern  noch  der  Enteigner 
leisten.  Der  Enteignete  kann  aber,  wenn  er 
dispositionsfähig  ist,  auf  diese  zu  seinem  Schutze 
geschaffenen  gesetzlichen  Garantieen  Verzicht 
leisten  und  eine  andere  Vereinbarung  treffen. 
Ferner  steht  es  mit  dem  Principe  der  Geldent- 
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schädignng  nicht  im  Widerepmche,  dem  Ent- 
eigner das  Recht  zuzuerkennen,  durch  Arbeiten 
auf  der  enteigneten  Parzelle  einen  für  das  Rest- 
grundstück (S-ohenden  Schaden  unmittelbar  zu 
verhüten  oder  zu  verringern.  Darf  jene  Ver- 
mehrung des  Werts,  welche  im  Falle  einer 
teil  weisen  Enteignung  durch  die  Ausführung 
des  Öffentlichen  Werks  an  dem  Restgrundstücke 
hervorgebracht  wird,  von  der  Entschädigungs- 
summe abgerechnet  werden?  Dies  ist  eines  der 
meist  umstrittenen  Probleme;  die  richtige 
Lösung  dürfte  vielleicht  in  der  beschränkten 
Zulassung  des  Princips  der  Anrechnung  des 
Mehrwerts  zu  suchen  sein.  Ist  nämlich  der 
Mehrwert  ein  gegenwärtiger  und  eine  unmittel- 
bare Folge  der  öffentlichen  Unternehmung,  lässt 
sich  derselbe  demnach  im  Augenblicke  der  Ent- 
eignung abschätzen  und  ist  er  endlich  so  be- 
schaffen, dass  er  dem  Eigentümer  des  ent- 
eigneten Grundstücks  insbesondere  zu  gute 
kommt,  so  erscheint  es  gerechtfertigt,  den  Mehr- 
wert in  Anschlag  zu  bringen.  Eine  Benach- 
teiligung des  Enteigneten  wird  hierbei  durch 
die  Methode  der  teilweisen  Anrechnung  (der 
Kompensation  des  Mehrwerts  mit  dem  Minder- 
werte) ausgeschlossen. 

Was  die  Form  der  Entschädigung  betrifft, 
so  ist  in  den  meisten  Gesetzgebungen  das 
Princip  der  Geldentschädigung  aufge- 
stellt; so  in  Frankreich,  Art.  38,  al.  3;  in 
Belgien  Art.  12;  in  Preussen,  G.  v.  11.  Juni 
1874  §  7;  in  Oesterreich  §  8  des  G.  v.  18. 
Februar  1878.  Auch  durch  einige  Staatsver- 
fassungen in  Nordamerika  wird  ausdrücklich 
vorgeschrieben,  dass  die  Entschädigung  in  Geld 
bestehen  muss. 

Was  das  Princip  der  Abrechnung  des  Mehr- 
werts betrifft,  so  weichen  die  Gesetzgebungen 
wesentlich  von  einander  ab.  Das  fran- 
zösische Gesetz  vom  Jahre  1841  (Art.  51) 
legft  der  Jury  die  Pflicht  auf,  wenn  es  gewiss 
sei,  dass  die  Ausführung  des  öffentlichen  Werks 
eine  unmittelbare  und  specielle  Werterhöhung 
des  übrigbleibenden  Grundstücks  zur  Folge 
haben  werde,  diese  Werterhöhung  bei  der  Ab- 
Rchätzum;  der  Entschädigung  in  Betracht  zu 
ziehen.  Die  Praxis  der  Junes  neigt  sogar  zum 
Systeme  der  Totalkompensation,  d.  i.  zur  fast 
gänzlichen  Aufrechnung  des  Mehrwerts  auf  die 
Entschädigungsforderung.  Nach  belgischem 
Enteignungsrechte  liegt  den  Gerichten  die 
Pflicht  ob,  bei  der  Abschätzung  der  Ent- 
schädigung auch  den  Mehrwert  in  Berück- 
i^ichtignng  zu  ziehen;  jedoch  wird  das  System 
der  Totalkompensation  verworfen.  Zur  Ver- 
meidung der  letzteren  grewährt  das  italieni- 
sche Recht  dem  Enteigneten  unter  gewissen 
Voraussetzungen  die  Befugnis,  dem  Enteigner 
das  ganze  Immobile  um  den  gerechten  Preis  zu 
überlassen. 

Dagegen  lässt  das  preussische  Ent- 
eignnngsgesetz  vom  Jahre  1874  die  Frage  der 
Anrechnung  unentschieden. 

Ebenso  das  österreichische  G.  vom  18. 
Februar  1878. 

d)  Die  ISntBchädigung  der  anderen  ding- 
lich Berechtigten.  Die  Entschädigung  dinj^- 
lich  berechtij<ter  dritter  Personen  setzt  sich  wie 
die  des  Eigentümers  aus  einem  doppelten  Ele- 
mente zusammen,  aus  der  Entschädigung  für 
das  Recht   selbst  und   die   damit  verknüpften 


Vorteile  und  aus  der  Wiederherstellung  gegen 
die  dem  Berechtigten  durch  die  Enteignung 
unmittelbar  zugefügten  Nachteile. 

Da  nun  das  letztere  Element  der  Natur  der 
Sache  nach  nur  mit  Rücksicht  auf  jeden  ein- 
zelnen Berechtigten  in  genauerem  Masse  er- 
mittelt werden  kann,  erscheint  principiell  das- 
jenige System,  welches  die  letzteren  von  dem 
Enteiser  direkt  entschädigen  lässt,  richtiger 
als  die  Verweisung  der  dinglich  Berechtigen 
auf  die  dem  Eigentümer  für  die  Totalität  des 
Eigentumsrechts  ohne  Rücksicht  auf  die  jura 
in  re  aliena  geleistete  Entschädigung. 

Was  die  Ent'Schädigung  desNutzniessers 
betrifft,  so  tritt  an  Stelle  des  Niessbrauchs  an 
dem  enteigneten  Grundstücke  der  Niessbrauch 
an  dem  Entschädigungskapitale;  die  Zinsen 
(fructus  civiles)  repräsentieren  die  Nutzung  des 
Grundstücks  (fructus  naturales),  wie  das  Ent- 
schädigungskapital das  Grundstück  selbst  re- 
präsentiert. Dem  Nutzniesser  gehören,  solange 
das  Recht  des  Niessbrauchs  nicht  erloschen  ist, 
die  Zinsen,  dem  Enteigneten  gehört  das  Kapital. 
Daneben  hat  er  zuweilen  persönliche,  von  denen 
des  Eigentümers  ganz  unabhängige  Ansprüche 
auf  Entschädigung,  z.  B.  für  den  Verlust  von 
Ernten,  für  die  Uebersiedelungskosten  etc. 
Dieselben  Grundsätze  kommen  für  das  Ge- 
brauchs- und  Wohnungsrecht  selbstver- 
ständlich mit  Beschränkung  des  Servitutbe- 
rechtigten  auf  eine  der  teilweisen  Nutzungsbe- 
rechtigung entsprechende  Entschädigung  in 
Betracht. 

Meist  erweist  sich  auch  die  Enteignung 
von  Grunddienstbarkeiten,  welche  das 
enteignete  Grundstück  belasten,  als  unumgäng- 
liches Erfordernis  für  dessen  zweckmässigen 
Gebrauch ;  in  diesem  Falle  ist  die  Entschädigung 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Wert,  welchen 
die  Dienstbarkeit  für  das  herrschende 
Grundstück  hat,  zu  vergüten.  Nicht  selten  ist 
nämlich  die  Grunddienstbarkeit  für  das  dienende 
Grundstück  bei  weitem  keine  so  grosse  Last, 
als  sie  ein  Vorteil  für  das  herrschende  ist. 
Das  Wegerecht  z.  B.  auf  dem  dienenden  Grund- 
stück kann  mit  Beziehung  auf  den  Berechtigten 
mehr  Wert  haben  als  das  ganze  dienende 
Grundstück. 

Nach  französischem  Enteignungsrecht 
tritt  das  Entschädigungskapital  hinsichtlich  des 
Eigentümers  und  des  Nutzniessers  an  die  Stelle 
der  Sache ;  für  die  anderen  dinglich  Berechtigten 
muss  die  Entschädigung  von  der  Jury  gesondert 
bestimmt  werden. 

Was  das  preussische  Enteignungsgesetz 
V.  11.  Juni  lh74  betrifft,  so  verweist  es  (§  11 
und  S  8  im  Zusammenhalt  mit  §  45)  Niess- 
braucher,  Wohnungs-  und  Gebrauchsberechtigte 
auf  das  dem  Eigentümer  geleistete  Ent- 
schädigungskapital, während  der  den  Besitzern 
herrschender  Grundstücke  aus  der  Aufhebung 
der  Grunddienstbarkeiten  erwachsene  Schaden 
besonders  zu  ersetzen  ist. 

Das  österreichische  Enteignungsge- 
setz V.  18.  Februar  1878  §  4  zählt  zu  den 
Enteigneten,  welchen  die  Eisenbsihnunter- 
nehmung  unmittelbare  Entschädigung  zu 
leisten  verpflichtet  is^t,  auch  die  Real- 
berechtigten,  ,. welchen  an  einem  Gegenstande 
der  Enteignung  ein  mit  dem  Eigentum  eines 
anderen   Gegenstandes   verbundenes    dingliches 
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Recht  zusteht''.  Nach  §  25  ist  der  Entschftdi- 
gnngsbetrag  für  dieselben  von  den  Sachver- 
ständigen insbesondere  zu  berechnen.  Nutzungs- 
berechtigte, Gebrauchsberechtigte  und  Bestand- 
nehmer werden  in  dem  unklar  stilisierten  §  5 
auf  den  dem  Eigentümer  zu  leistenden  Ent- 
schädigungsbetrag verwiesen,  sofern  ihnen  durch 
die  Entziehung  ihrer  Rechte  nicht  ein  Nachteil 
entst-anden  ist,  wegen  welchem  ihnen  kein  Re- 
^essrecht  wider  den  Eigentümer  zusteht,  was 
insbesondere  bei  bloss  obligatorisch  Berechtigten 
eintrifft. 

Von  grosser  praktischer  Bedeutung  ist  die 
den  Hypothekargläubiffern  für  den  Weg- 
fall ihrer  Hypotheken  zu  leistende  Entschädi- 
fang.  Sie  sollen  grundsätzlich  aus  der  für  den 
igentümer  bestimmten  Entschädigungssumme 
mit  ihren  Forderuufiren  befriedigt  werden.  Allein 
diese  Regel  unterliegt  einer  dem  wirtschalt- 
lichen  und  rechtlichen  Zwecke  des  Hypothekar - 
Instituts  entspringenden  Beschränkung.  Es 
mnss  nämlich  dem  enteigneten  Eigentümer  das 
Recht  zuerkannt  werden,  dem  Gläubifi^er  eine 
andere  vollkommen  gleiche  Sicherheit  bietende 
Hypothek  anzubieten  und  sich  dadurch  die 
Wohlthat  der  bedungenen  Fristen  für  die  Rück- 
erstattung der  Schuld  auch  künftig  zu  wahren. 
Dagegen  haben  die  Hypothekargläubi^er, 
wenn  inre  Forderungen  die  Ziffer  der  dem 
Eigentümer  zuerkannten  Entschädigungssumme 
übersteigen,  kein  Recht  darauf,  wegen  des  Aus- 
falls von  dem  Enteigner  eine  Vergütung  zu 
beanspruchen,  denn  dieser  Ausfall  stellt  sich 
nicht  als  Folge  der  Enteignung,  sondern  als 
Folge  der  Ueberlastung  des  Pfandobjektes  mit 
Hypotheken  dar.  Ebensowenig  steht  ihnen  das 
Recht  zu,  das  verpföndete  Grundstück  behufs 
vollständiger  Befriedigung  ihrer  durch  die  Ent- 
schädigungssumme nicht  ganz  gedeckten  Forde- 
rungen zur  öfTentlichen  Feilbietung  zu  brii^en ; 
denn  das  Unternehmen  müsste  in  jedem  Falle 
Ersteher  bleiben,  wodurch  den  Gläubigern  Ge- 
legenheit geboten  wäre,  auf  Kosten  des  Unter- 
nehmens den  Preis  ganz  un verhältnismässig 
über  den  wahren  Wert  hinaufzuschrauben.    Die 

S>sitiven  Rechtsnormen  lassen  durchgehends  die 
ypothek  durch  die  Enteignung  erlöschen  und 
verweisen  den  Gläubiger  auf  die  dem  Eigen- 
tümer gewährte  Entschädigungssumme. 

e)  Die  Entschädigung  der  Mieter  und 
Pächter.  Infolge  der  Enteignung  einer  un- 
beweglichen Sache  muss  das  an  derselben  be- 
stehende Miet-  oder  Pachtrecht  und  zwar  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  zugleich  mit 
dem  Eigentumsrechte  aufhören;  ja  oft  liegt  es 
nicht  einmal  im  Interesse  der  Mieter  und 
Pächter,  das  Vertragsverhältnis  fortzusetzen,  da 
ihre  Rechtsstellung  gegenüber  dem  Enteigner 
wegen  der  überwiegenden  Kraft  des  öffentlichen 
Interesses  eine  prekäre,  der  Diskretion  des  Ent- 
eigners  überlassene  bliebe.  Wohl  aber  können 
sie  wegen  des  ihnen  durch  die  Enteignung  ver- 
ursachten Schadens  einen  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung stellen.  Die  Frage,  welche  nach- 
teiligen Folgen  für  den  Mieter  und  Pächter 
durch  die  Enteignung  entstehen  können,  ist  als 
eine  quaestio  facti  anzusehen.  Es  kommt  hier- 
bei der  Nachteil  in  Betracht,  der  aus  der  vor- 
zeitigen Endigung  des  Vertrags  Verhältnisses 
hervorgeht,  wenn  Meliorationen  gemacht  wor- 
den  sind,  deren  Rentabilität  auf  ihre  längere 


Zeitdauer  berechnet  war,  oder  wenn  der  Miet- 
und  Pachtzins  relativ  besonders  niedrig  war. 
Im  allgemeinen  aber  gilt  der  Grundsatz,  dass 
der  Mieter  und  Pächter  keinen  Anspruch  auf 
Entschädigung;  wegen  solcher  Umstände  hat, 
welche  auch  dem  Eigentümer,  wenn  dieser  sich 
in  der  gleichen  Lage  befunden  hätte,  ein  Ent- 
schädigungsrecht nicht  gegeben  hätten;  und 
überdies  kann  der  Enteigner  jene  Verabredungen 
des  Miet-  oder  Pachtvertrags  sich  zu  Nutzen 
machen,  durch  welche  das  Genussrecht  des 
Mieters  oder  Pächters  eingeschränkt  wurde,  ins- 
besondere Vertragsklauseln,  welche  den  Fall  der 
Enteignung  ins  Auge  fassen  und  für  diesen 
Fall  einen  Verzicht  des  Mieters  oder  Pächters 
auf  Entschädigung  bedingen. 

Andrerseits  steht  ein  Entschädi^nn^srecht 

gegenüber  dem  Enteigner  auch  denjenigen 
[ietem  oder  Pächtern  zu,  deren  Miet-  und  Pacht- 
recht lediglich  als  ein  persönliches  Recht  gegen 
den  Vermieter  anzusehen  ist.  Sie  gerade  gehen 
durch  die  Enteignung  jedes  anderen  Rechtsan- 
spruches verlustig,  da  die  Enteignung  als  eine 
VIS  major  den  Vermieter  und  Verpächter  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  der  Haftung 
entnebt ;  die  Enteignung  würde  vorwiegend  auf 
ihre  Kosten  vor  sich  ^ehen.  Sache  des  Ent- 
eigners  ist  es  jedoch,  sieh  gegen  ^olose  Verein- 
barungen zwischen  diesen  Interessenten  und  dem 
Eigentümer  zu  schützen. 

Nach  französischem  Enteignungsrechte 
erlöschen  infolge  des  Enteignungserkenntnisses 
die  Rechte  der  Mieter  und  Pächter,  und  zwar 
unmittelbar.  Der  Eigentümer  ist  verpflichtet, 
die  Mieter  und  Pächter  der  Verwaltung  bekannt 
zu  geben,  widrigenfalls  er  den  ersteren  persön- 
lich verhaftet  bleibt.  Die  Jury  spricht  für  den 
Eigentümer  und  die  Pächter  eine  abgesonderte 
Entschädigung  aus,  welche  in  der  Praxis  mit- 
unter sehr  hoch  ausfällt.  Von  den  gleichen  An- 
schauungen geht  auch  das  belgische  Ent- 
eignungsrecht aus. 

Das  preussische  G.  v.  11.  Juni  1874 
§  11  erkennt  den  Rechtsanspruch  der  Mieter 
und  Pächter  gegen  den  Enteij^ner  auf  Gewäh- 
rung^ einer  besonderen  Entschädigung  an.  Eben- 
so das  Österreichische  G.  §5. 

Nach  englischem  und  nordamerika- 
nischem Rechte  wird  mit  dem  Pächter  und 
mit  dem  Eigentümer  abgesondert  unterhandelt; 
man  geht  nicht  von  der  Anschauung  aus,  dass 
der  Eigentümer  und  der  Pächter  sich  unter- 
einander über  die  von  dem  Eigentümer  allein 
zu  empfangende  Entschädigung  auseinander- 
setzen sollen,  sondern  hält  jeden  von  beiden  für 
berechtigt,  die  Befriedigung  für  seinen  Anteil 
selbständifif  zu  verlangen.  Was  den  Umfang 
der  Entschädigung  betrifft,  so  ist  die  Praxis 
eine  schwankende. 

f )  Das  Becht  des  Enteigneten  zur  Aus- 
dehnung der  £.  Unter  deuNachteilen,  welche 
aus  der  Enteignung  hervorpfehen ,  nimmt  die 
Zerstückelung  der  Grundstücke  eine  hervor- 
ragende Stelle  ein.  Die  in  ihrem  Gefolge  her- 
beigeführte Wertverminderung  des  Restgrund- 
stückes mag  es  daher  ge  nach  der  Sachlage 
dem  Enteigner  oder  dem  Enteigneten  vorteil- 
haft erscheinen  lassen,  die  Enteignung  auf 
das  ganze  Grundstück  auszudehnen.  Vermöge 
der  principiellen  Beschränkung  des  Enteig- 
nungsrechts  auf   das   absolute   wirtschaftliche 
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Bedürfnis  der  Öffentlichen  Unternehmung  bleibt 
jedoch  der  Enteigner  von  der  Geltendmachung 
des  Ausdehnungsrechts  principiell  ausgeschlossen; 
der  Anspruch  des  Enteigneten  aber  ist  von  ge- 
wissen Voraussetzungen  abhängig,  welche  bei 
Gebäuden  und  unverbauten  Grundstücken  ver- 
schieden sind. 

Die  ersteren  nämlich  bilden  mit  ihren  Perti- 
nenzeu  ein  juristisch  unteilbares  Ganze,  schon 
aus  diesem  Grunde  darf  der  Enteignete  die 
Ausdehnung  der  Enteignung  in  jedem  Falle 
beanspruchen,  wenn   es   sich    auch  nur  um  die 

fäuzliche  oder  teilweise  Enteignung  eines  in 
er  Nachbarschaft  befindlichen  Objektes  handelt, 
vorausgesetzt,  dass  das  letztere  als  Nebeusache 
den  Zwecken  der  Hauptsache  fortwährend  zu 
dienen  bestimmt  und  dazu  wirklich  verwendet 
ist.  Anders  verhält  es  sich  bei  Grundstücken 
ohue  Bauten ;  diese  gelten  als  juristisch  teilbar. 
Das  Kecht,  bei  Enteignung  eines  Teiles  die  Ent- 
eignung des  Ganzen  verlangen  zu  können,  muss 
daher  auf  den  Fall  beschränkt  werden,  dass  in- 
folge der  teilweisen  Enteignung  das  übrigblei- 
bende Grundstück  für  die  Erfüllung  der  wirt- 
schaftlichen Bestimmung,  welcher  es  im  Ver- 
mögen des  Enteigneten  bisher  zu  dienen  hatte, 
ungeeignet  wird  Unter  den  geltenden  Systemen 
empfiehlt  sich  dasjenige,  welches  den  Eintritt 
dieser  Voraussetzungen  von  der  zur  Feststellung 
der  Entschädigung  berufenen  Behörde  nach 
ihrem  vernünftigen  Ermessen  konstatieren  lässt, 
da  die  Festsetzung  einer  zififerumässigen  Grenze 
eines  bestimmten  Masses,  bis  zu  welchem  die 
Zerstückelung  erfolgt  sein  muss,  nicht  geringen 
Schwierigkeiten  unterliegt. 

Der  Rechtsanspruch  auf  Ausdehnung  der 
Enteignung  steht  bloss  dem  Eigentümer  des 
enteigneten  Grundes  zu,  nicht  dritten  Interes- 
senten und  ist  auch  nicht  durch  die  Zustimmung 
der  letzteren  bedingt.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dass  der  freiwillig  abgetretene  Teil  des  Grund- 
stücks an  den  Enteigner  nicht  unter  dem  Rechts- 
titel der  Enteignung,  sondern  unter  dem  eines 
gewöhnlichen  privatrechtlichen  Erwerbsgeschäfts 
gelangt  und  daher  die  dinglichen  Rechte  dritter 
Personen  an  dem  Restgrundstück  keine  Beein- 
trächtigung erfahren. 

Dem  Enteigneten  steht  es  frei,  von  dem 
auf  Ausdehnung  der  Enteignung  bereits  ge- 
stellten Begehren  zurückzutreten,  wenn  ihm  die 
für  das  Restgrundstück  festgestellte  Entschädi- 
gung nicht  genügt.  Der  Enteigner  kann  sich 
der  Verpflichtung,  das  Ganze  zu  erwerben,  da- 
durch entziehen,  dass  er  von  der  Ausübung  des 
Enteignungsrechts  mit  Beziehung  auf  das  ganze 
Grundstück  absteht. 

Nach  französischem  Enteignungsrechte 
müssen  Gebäude  (bätiments)  vom  Enteigner 
ganz  erworben  werden,  wenn  es  der  Eigentümer 
durch  eine  an  den  Vorsitzenden  der  Jury  inner- 
halb einer  Präklusivfrist  von  14  Tagen  resp. 
einem  Monate  gerichtete  Erklärung  verlangt 
(Art.  60  des  G.  v.  1841)-  ebenso  verhält  es  sich 
rücksichtlich  jeder  Parzelle  Grundes  und  Bodens, 
welche  infolge  der  durch  die  Enteignung  herbei- 
geführten Zerstückelung  auf  den  vierten  Teil 
des  ganzen  Grundes  und  Bodens  reduziert  würde, 
vorausgesetzt,  dass  der  Enteignete  nicht  ein 
unmittelbar  angrenzendes,  mit  jener  Parzelle 
zusammenhängendes  Grundstück  besitzt  und 
dass  das  Flächenmass  dieser  übrig  bleibenden 


Parzelle  kleiner  wäre  als  100  Ares.  Die  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  des  Ausdehnungsrechts 
werden  von  den  Gerichten  festgestellt;  der 
Jury  liegt  ob,  eine  doppelte  Entschädigung  aus- 
zusprechen, einmal  für  das  ganze  Gebäude  oder 
Grundstück,  dann  eine  Entschädigung  für  die 
der  Enteignung  unterworfene  Parzelle. 

Das  belgische  Recht  Art.  51  gewährt 
den  Anspruch  auf  Ausdehnung  lediglich  bei 
Gebäuden,  das  italienische  Recht  Art.  23 
auch  bei  anderen  Grundstücken,  wenn  die  Rest- 
teile auf  ein  solches  Mass  reduziert  sind,  dass 
sie  nicht  mehr  eine  nützliche  Bestimmung  für 
die  Eigentümer  haben  oder  dass  beträchtliche 
Arbeiten  notwendig  sind,  um  sie  zu  erhalten 
oder  in  gewinnbringender  Weise  zu  benutzen. 
In  umfassender  Weise  wird  der  Anspruch 
des  enteigneten  Eigentümers  auf  Ausdehnung 
der  Enteignung  durch  §  9  des  preussischen 
G.  V.  11.  Juni  1874  anerkannt.  Voraussetzung 
des  Anspruches  ist,  dass  das  Grundstück  (wo- 
runter nach  Art.  4  jeder  im  Zusammenhang 
stehende  Grundbesitz  des  nämlichen  Eigentümers 
verstanden  wird)  durch  die  Abtretung  so  zer- 
stückelt werden  würde,  dass  das  Restgrundstück 
nicht  mehr  zweckmässig  benutzt  werden  könnte. 
Bei  Gebäuden  insbesondere  wird  der  Anspruch 
auf  Uebemahme  des  ganzen  Gebäudes  durch 
jede  partielle  Enteignung  begründet;  bei  anderen 
Grundstücken  erstreckt  sich  das  Ausdehnungs- 
recht so  weit,  als  die  geminderte  Benutzbarkeit 
eintritt. 

Das  österreichische  Enteignungsgesetz 
V.  18.  Februar  1878  kennt  einen  Anspruch  des 
Enteigneten  auf  Ausdehnung  der  Enteignung 
nicht.  (Vgl.  die  Verordnung  der  Ministerien 
des  Innern  und  des  Handels  v.  6.  Dezember  1878 
Z.  33137,  welche  sich  jedoch  bloss  auf  Enteig- 
nung von  Grundflächen  bezieht);  wohl  aber 
das  ungarische  Recht  und  ebenso  die 
schweizerischen  Gesetze,  welche  zugleich 
in  eingehender  Weise  die  Voraussetzungen  fest- 
stellen, unter  denen  dieser  Anspruch  ausgeübt 
werden  darf. 

Nach  englischem  Enteignungsrechte 
Lands  Clauses  Consolidatlon  Act  (8  et  9  Vict. 
cap.  18  sect.  92)  ist  niemand  verpflichtet,  nur 
einen  Teil  eines  Hauses  oder  eines  anderen 
Wohngebäudes  oder  einer  Fabrik  dem  Enteig- 
neten abzutreten,  wenn  er  das  Ganze  übertragen 
will  und  zu  übertragen  das  Recht  hat.  Der 
enteignete  Eigentümer  aber,  welcher  von  dem 
Rechte  zur  Ausdehnung  der  Enteignung  über- 
haupt Gebrauch  machen  will,  kann  den  Ent- 
eigner in  keinem  Falle  zwingen,  weniger  als 
das  Ganze  zu  nehmen,  und  es  steht  dem  Ent- 
eigner überdies  frei,  ganz  zurücktreten,  selbst 
wenn  er  dem  Enteigneten  seine  Enteignun^- 
absicht  in  rechtsverbindlicher  Weise  bereits 
notifiziert  hätte  (notice  te  treat). 

7.  Das  Rückerwerbsrecht  des  Ent- 
eigneten. Aus  dem  Principe  des  Enteig- 
nungsreclits  folgt,  dass  sich  die  Enteignung 
auf  die  Entziehung  jener  Privatrechte  be- 
schränken muss,  welche  für  die  Ausführung 
der  im  allgemeinen  Interesse  gelegeneu 
Unternehmung  unbedingt  notwendig 
sind.  Wo  das  allgemeine  Interesse  nicht 
vorhanden  ist,  cessiert  auch  die  Verpflich- 
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tung  des  Berechtigten,  sich  sein  Recht  ent- 
ziehen zu  lassen.  Wenn  daher  das  im  ver- 
meintlichen allgemeinen  Interesse  enteignete 
Privat  recht,  gleichgültig  aus  was  immer  für 
einem  Grunde,  seiner  Bestimmung  nicht 
zugeführt  wird,  so  ist  es  eine  aus  dem 
Principe  des  Enteignungsrechts  fliessende 
Fordenmg  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit, 
dass  dem  Enteignelen  das  Recht  gewahrt 
bleibe,  wieder  zu  seinem  Rechte  zu  gelangen. 

Das  Recht  des  Rückerwerbes  erstreckt 
sich  aber  nur  auf  diejenigen  Grundstücke, 
welche  wirklich  für  die  öffentliche  Unter- 
nehmung bestimmt  waren  und  daher  zu 
diesem  Zwecke,  sei  es  im  freundschaftlichen 
Wege  unter  der  Aussicht  auf  die  unver- 
meidlich gewonlene  Enteignung,  sei  es  auf 
dem  Wege  des  Enteignungsverfahrens  er- 
worben worden  waren,  ohne  im  allgemeinen 
Interesse  wirklich  verwendet  zu  werden; 
es  bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  jene  Grund- 
stücke, welche,  ohne  der  p]nteignung  bereits 
unterworfen  zu  sein,  von  dem  Eigentümer 
freiwillig  abgetreten  wiu^en  oder  die  vom 
Enteigner  auf  Verlangen  des  Enteigneten, 
der  sein  Ausdehnungsrechl  geltend  machte, 
erworben  werden  mussten,  es  sei  denn,  dass 
der  ganze  Grund,  sowohl  der  enteignete 
Teil  als  auch  der  Teil,  welcher  auf  Ver- 
langen des  Enteigneten  von  dem  Enteigner 
übernommen  wurde,  keine  Verwendung  für 
die  Unternehmung  findet.  Ebensowenig 
unterliegen  jene  Grundstücke  dem  Rücker- 
werbsrechte,  welche,  nachdem  sie  die 
Bestimmung  ad  usum  publicum  er- 
halten hatten,  infolge  von  Veränderun- 
gen an  dem  ausgeführten  Werke  wieder 
aufhören,  ein  Bestandteil  des  öffentlichen 
Gutes  zu  sein.  Endlich  sclüiesst  auch  die 
Verwendung  der  Grundstücke  für  einen 
anderen  öffentlichen  Zweck,  als  für 
w^elchen  sie  enteignet  wurden,  das  Rücker- 
werbsrecht  aus. 

Welchen  Personen  ist  das  Rückerwerbs- 
recht  einzuräumen?  Zunächst  dem  Enteig- 
neten und  jenem  Rechtsnachfolger  desselben, 
welcher  das  Gnmdstück,  von  dem  die  ent- 
eignete Parzelle  abgetrennt  wurde,  nunmehr 
besitzt;  nicht  aber  dem  Enteigneten,  der  die 
Stammrealität  bereits  veräussert  hat,  da  ja 
die  Absicht  des  Gesetzgebers  bei  der  Zu- 
lassung des  Rückerwerbsrechts  dahin  geht, 
die  Wiedervereinigung  der  übriggebliebenen 
Parzelle  mit  der  Stammrealität,  von  welcher 
sie  abgetrennt  worden  war,  zu  befördern. 
Das  Rückerwerbsrecht  ist  ein  Recht,  welches 
rei,  nicht  ein  Recht,  welches  personae 
inhaeret.  Dinglich  berechtigte  dritte  Per- 
sonen können  ein  Rückerwerbsrecht  nicht 
in  Anspruch  nehmen;  ja  noch  mehr,  der 
Rückerwerb  hat  nicht  einmal  zur  Folge,  dass 
solche  durch  die  Enteignung  bereits  er- 
loschene Rechte  wieder  aufleben. 


Bei  der  Bestimmung  des  Preises  für  die 
im  Wege  des  Rückerwerbes  wieder  erlangten 
Grundstücke  kommen  folgende  Momente  in 
Betracht.  Eine  Werterhöhung,  welche  in- 
folge der  Zeit  oder  natürlicher  Ursachen 
auch  dann  eingetreten  wäre,  wenn  das 
Grundstück  in  der  Hand  des  Eigentümer 
geblieben  wäre,  wird  nicht  in  Anschlag  ge- 
bracht, wohl  aber  gebührt  dem  Enteigner 
Ersatz  für  seine  Aufwendungen,  insoweit 
dieselben  die  durch  Meliorationen  geschaffene 
Werterhöhung  nicht  übersteigen.  Im  Falle 
einer  eingetretenen  Wertverminderung  da- 
gegen hat  der  Eigentümer  nicht  die  ganze 
Entschädigungssumme  zurückzugeben ,  son- 
dern nur  den  gegenwärtigen  Wert  zu  be- 
zahlen. 

Die  Geltendmachung  des  Rechts  auf 
RückenÄ'erb  muss  im  Interesse  der  Rechts- 
sicherheit auf  einen •  kürzeren  Zeitraum  ein- 
geschränkt sein.  Es  ist  begründet,  sobald 
in  den  vorgeschriebenen  Formen,  welche 
den  Formen  der  Einleitung  der  Enteignung 
entsprechen,  die  Bekanntmachung  erfolgte, 
dass  die  enteigneten  Grundstücke  ad  usum 
publicum  nicht  erforderlich  seien,  und  von 
selten  der  zum  Rückerwerbe  Berechtigten 
der  Wille  erkläi-t  wurde,  ihr  Reclit  geltend 
zu  machen.  In  diesem  Augenblicke  ist  ein 
die  Parteien  bindender  Vertrag  zu  stände 
gekommen  und  zwar  ein  Kaufvertrag, 
wobei  die  Fixierung  des  Preises  einem  diu*ch 
das  Gesetz  bestimmten  Dritten  überlassen 
wird,  einem  Dritten,  welcher  die  Erfüllung 
der  ihm  anvertrauten  Aufgabe  nicht  ablehnen 
darf. 

Das  französische  G.  v.  7.  Juli  1883 
war  das  ei*ste,  welches  dieses  Rücker^^erbs- 
recht  anerkannt  hat  (Art.  66  al.  3)  bei  Er- 
werbungen für  Fortifikationszwecke  im  Falle 
der  Dringlichkeit  (en  cas  d'urgence).  Das 
G.  V.  Jahre  1841  Ai-t.  60—62  regelt  dasselbe 
entsprechend  den  oben  dargestellten  Grund- 
sätzen ;  ähnlich  das  italienische  Ent- 
eignungsgesetz, welches  in  dieser  F'rage  den 
Anforderungen  der  Wissenschaft  am  meisten 
entspricht.  Die  belgischen  GG.  v.  Jalire 
18r)8  und  1867  haben  das  Recht  auf  den 
Rückerwerb,  welches  durch  das  G.  v.  Jahre 
1835  anerkannt  war,  wcvsentlich  modifiziert, 
indem  sie  unter  gewissen  Modalitäten  dem 
Enteigneten  anstatt  des  Rückerwerbsrechts 
ein  Vorzugsrecht  auf  die  Ausfühnmg  der 
öffentlichen  Arbeiten  zuerkennen. 

Das  preussische  Enteignungsgesetz  v. 
11.  Juni  1874  hat  an  die  Stelle  des  im 
preussischen  G.  v.  3.  November  1838  nor- 
mierten Rückerwerbsrechts  ein  V  o  r  k  a  u  f  s  - 
recht  gesetzt,  welches  dem  jeweiligen 
p]igentümer  des  Restgrundstückes  für  den 
Fall  zusteht,  dass  das  enteignete  Grund- 
stück ganz  oder  teilweise  für  die  Zwecke 
der   Unternehmung    entbehrlich    wird    und 
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veräussert  werden  soll.  Die  Ausübung  dieses 
Kechtä  ist  an  die  Präklusivfrist  von  2 
Monaten  nach  erfolgter  Verständigung  vom 
bevorstehenden  Verkaufe  gebunden. 

Das  ö s t e rre i c h i s c h e  G.  V.  18.  Februar 
1878  kennt  ebensowenig  ein  Rückerwerbs- 
recht  als  ein  Vorkaufsrecht  des  Enteigneten. 
In  Ungarn  ist  das  im  Enteignungsgesetze 
vom  Jahre  1868  anerkannte  Kückerwerbs- 
recht  durch  den  XVI.  Gesetzesartikel  vom 
Jahre  1881  beseitigt  worden. 

Dagegen  hat  das  Institut  des  Rücker- 
werbes im  schweizerischen  Recht  Auf- 
nahme gefimden.  Das  englische  Recht 
statuiert  neben  dem  Rückerwerbsrecht  des 
Enteigneten  ein  eigentümliches  Vorkaufs- 
recht der  nachbarlichen  Grundbesitzer. 

8.  Die  rechtliche  Natur  nnd  die  Per- 
fektion der  E.  Die  früher  herrschende 
Ansicht  sah  in  der  Enteignung  einen  ge- 
zwungenen Verkauf.  Dagegen  spricht 
nicht  bloss  die  Beeinträchtigung  der  Willens- 
freiheit des  Enteigneten,  welche  mit  dem 
Wesen  des  Konsensualkontraktes  unverträg- 
lich ist ;  auch  die  Rechtswirkungen  der  Ent- 
eignung lassen  sich  aus  der  Annahme  eines 
Kaufvertrages  gar  nicht  oder  bloss  gezwun- 
gen erklären.  Denn  der  Enteigner  schöpft 
seinen  Rechtstitcl  im  Gesetze,  nicht  im 
Willen  des  Enteigneten,  die  üebertragung 
des  Eigentums  findet  bei  der  Enteignung  in 
einer  absoluten  Weise  statt,  es  bedw^  ferner 
keiner  Tradition  von  Seiten  des  Enteigneten ; 
endlich  kommt  nicht  in  Betracht,  ob  das 
Grundstück  einer  einzigen  oder  mehreren 
Personen,  ob  es  der  im  Enteignungserkennt- 
nisse genannten  Person  oder  einer  anderen 
gehört;  die  Enteignung  wirkt  so  absolut, 
dass  ihre  Wirkungen  auch  dann  eintreten, 
wenn  das  Verfahren  nur  gegen  den  an- 
scheinenden, nicht  gegen  den  wahren 
Eigentümer  durchgeführt  worden  wäre ;  der 
letztere  kann  nicht  etwa  die  Rückgabe  des 
G^rundsttlcke8  von  der  enteignungaberechtig- 
ten  Verwaltung  verlangen,  sondern  nur  den 
früheren  Besitzer  wegen  der  Herausgabe 
der  Entschädigungssumme  in  Anspruch 
nehmen.  Veräusserungsverbote  können  die 
Enteignung  nicht  hindern,  und  dingliche 
Rechte  dritter  Personen  erlöschen,  sofern 
sie  dem  Enteignungszwecke  entgegenstehen. 
An  die  Stelle  des  Eigentums  tritt  für  den 
Eigentümer  der  Anspruch  auf  die  Ent- 
schädigungssuTT^me,  welche  allein  fortan  den 
Gegenstand  soiner  Dispositionen  bilden  kann. 
Andererseits  trifft  den  Enteigneten  auch 
nicht  die  Pflicht  der  Haftung  wegen  Ent- 
währung  oder  wegen  der  Beschaffenheit  der 
enteigneten  Sache.  Eine  Rescission  wegen 
laesio  enorrais  ist  bei  der  Enteignimg  nicht 
zulässig.  Zwischen  dem  Verkaufe  im  Privat- 
interesse und  der  Entei'  "^ung  im  allgemeinen 
Interesse  besteht  demüach  eine  tiefe  Kluft, 


welche  durch  eine  blosse  Fiktion  nicht  aus- 
gefüllt werden  kann;  die  Verschiedenheit 
der  beiden  rechtlichen  Situationen  über- 
wiegt bei  weitem  die  anscheinende  Ver- 
wandtschaft. 

Die  Enteignung  ist  überhaupt  vom  Stand- 
punkte der  Obligation  nicht  zu  erklären ;  sie 
ist  kein  Rechtsgeschäft,  kein  Vertrag;  sie 
kommt  vielmehr  aus  dem  öffentlichen 
Rechte;  das  enteignete  Recht  geht  auf  den 
Enteigner  kraft  des  Gesetzes  über;  es 
liegt  ein  Legalerwerb  vor,  ein  Er- 
werb ipso  iure  unmittelbar  durch 
das  objektive  Recht,  unabhängig 
von  dem  Willen  des  bisherigen 
Eigentümers. 

0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  34  denkt  die  Ent- 
eignung 80,  dass  durch  den  Verwaltnngs- 
akt  das  Eigentum  an  der  Sache  unmittel- 
bar, mit  ursprünglicher  Kraft  ergriffen 
wird;  es  wird  nicht  abgeleitet  vom  bis- 
herigen Besitzer. 

Aber  auch  die  Verpflichtimg  des  Ent- 
eigners  ziu*  Entschädigung  ist  ihrer  Natur 
nach  eine  öffentlich-rechtliche 
Pflicht,  ebenso  wie  die  ihr  entspre- 
chende Pflicht  zur  Abtretung.  Das  Sub- 
jekt dieser  Entschädigungspflicht  ist  mit  dem 
Subjekte  des  Enteignungsrechtes  identisch; 
Recht  und  Pflicht  stammen  aus  ein  und 
derselben  Quelle.  Die  Entschädigungspflicht 
trifft  daher,  je  nachdem  man  die  Verwal- 
tung oder  (mit  der  herrschenden  Lehre)  das 
Unternehmen  als  Subjekt  des  Enteignungs- 
rechts ansieht,  unmittelbar  die  erstere  oder 
das  letztere. 

Nach  JeUinek  a.  a.  0.  S.  60  entspringt 
die  Beziehung  des  Expropriierten  zum  expropri- 
ierenden  Staate  zwar  der  gliedlichen  Stel- 
lang des  Individnnms,  der  Entschädigungsan- 
spmch  jedoch,  der  ersterem  gewährt  ist,  be- 
steht überwiegend  im  individuellen  Inte- 
resse. Im  konkreten  Falle  werde  die  Grenze 
manchmal  nicht  leicht  zu  ziehen  sein,  und  der 
Staat  habe  hier  die  Macht,  formell  diese 
Ansprüche  zu  privat-  oder  öffentlich- 
rechtlichen  zu  erklären. 

An  der  rechtlichen  Natur  der  Enteignung 
wird  auch  durch  eine  freiwillige  Vereinba- 
rung zwischen  Enteigner  und  Eigentümer 
nichts  geändert,  wenn  dieselbe  im  Hinblick 
auf  die  in  der  gesetzlichen  Form  bereits 
festgestellte  Notwendigkeit  der  Abtretung 
des  betreffenden  Gnmdstückes  erfolgt.  Trotz 
einer  solchen  Vereinbarung  ist  der  Eigen- 
tümer des  abgetretenen  Grundstückes  durch- 
aus nicht  als  Verkäufer  zu  behandeln,  er 
hat  vielmehr  in  jeder  Beziehung  die  recht- 
liche Stellimg  eines  Enteigneten.  Diese 
Gleichstellung  äussert  sich  praktisch  beson- 
ders darin,  dass  die  zu  Gunsten  dritter  Per- 
sonen begründeten  dinglichen  Rechte  dem 
abgetretenen  Grundstücke  nicht  folgen.  Da- 
her muss  auch  den  dritten  Berechtigten  in 
Beziehung  auf  die   Bestimmung   der  Ent- 
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schädigungssumme  die  volle  Einflussnahme 
gewahrt  bleiben,  insbesondere  auch  das 
Recht  zu  erlangen,  dass  die  Entschädigung 
in  gleicher  Weise  wie  bei  der  zwangsweise 
voDzogenen  Enteignung  festgestellt  werde. 
Dagegen  bedarf  es  in  diesem  Falle  nicht 
des  besonderen  Verfahrens  für  die  Ab- 
tretung, insbesondere  nicht  eines  Enteignungs- 
erkenntnisses. Anders  verhält  es  sich  aber, 
wenn  die  Einigung  über  die  Abtretung  eines 
Grundstückes  zu  stände  kommt,  bevor  noch 
definitiv  festgestellt  ist,  dass  die  Enteignung 
desselben  gesetzlich  begründet  sei;  hier 
wild  in  der  Regel  ein  wirklicher  Kaufver- 
trag anzunehmen  sein. 

Mit  der  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur 
der  Enteignung  hängt  die  Frage  nach  der 
Perfektion  des  durch  dieselbe  herbeige- 
führten Rechtsverhältnisses  auf  das  engste 
zusammen.  Von  dem  hier  vertretenen  Stand- 
punkte aus  muss  die  Enteignung  als  perfekt 
angesehen  werden,  sobald  die  Staat^walt 
in  der  Ausübung  ihres  Hoheitsrechts  den 
Ausspruch  über  die  Notwendigkeit  der  Ab- 
tretung des  bestimmten  Gnmdstückes  ge- 
^It  hat.  Als  Moment  der  Perfektion  der 
Enteignung  muss  also  der  Zeitpunkt  gelten, 
in  welchem  sich  der  Enteignete  dem  Ent- 
eignungsantrage entweder  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  unterworfen  oder  die  Rechts- 
mittel gegen  den  Enteignungsausspruch  ver- 
braucht hat. 

Von  diesem  Zeitpunkte  angefangen  sind 
beide  Teile  definitiv  gebunden ;  wie  der  Ent- 
eigner einerseits  befugt  ist,  den  enteigneten 
Grund  und  Boden  in  Anspruch  zu  nehmen, 
so  ist  auch  der  Enteignete  andererseits,  un- 
abhängig von  dem  Willen  des  Enteigners, 
berechtigt,  auf  Zahlung  der  Entschädigung 
zu  driijgen.  Die  Gefahr  des  enteigneten 
Objektes  geht  auf  den  Enteigner  über,  denn 
der  Enteignete  hat  mit  dem  Enteignungs- 
ausspruche das  Recht  auf  Entscliädigung 
definitiv  erworben ;  die  Hinausschiebung  der 
Besitzanweisung  bis  zur  LfOistung  der  Ent- 
sdiädigung  hat  bloss  die  Bedeutung  einer 
gesetzlichen  Garantie  für  den  Enteigneten. 
Nach  allgemeinen  Rechtsgnmdsätzen  müssen 
aber  dem  Enteigner,  welcher  die  Gefahr 
zu  tragen  hat,  auch  jene  Vorteile  zukommen, 
welche  das  enteignete  Objekt  von  dem  Zeit- 
punkte des  Enteignungsausspruches  an  ge- 
währt. In  der  Regel  wird  jedoch  die  Per- 
ception  der  natürlichen  imd  bürgerlichen 
Früchte  des  enteigneten  Grundstückes,  so 
z.  B.  der  nach  dem  Enteignungsausspruche 
fälligen  Pacht-  und  Mietzinse  dem  Enteigne- 
ten für  den  Zeitraum,  für  welchen  ihm  die 
Detention  nach  dem  Gesetze  zusteht,  also 
bis  ziur  Bezahlung  der  Entschädigungssumme, 
als  Aequivalent  überlassen. 

Ueber  die  rechtliche  Natur  der  Enteig- 
nung enthalten  die  positiven  Gesetzgebungen 
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nur  in  den  seltensten  Fällen  eine  ausdrück- 
liche Entscheidung.  Bloss  einige,  darunter 
das  preussische  Landrecht,  das  nassauische 
Enteignimgsgesetz  v.  12.  Juni  1838  §  19, 
das  Hamburger  G.  v.  26.  April  1844  §  4 
und  das  G.  für  den  Kanton  Genf  v.  14 
Februar  1834  erklärten  zweifellos  die  Ent- 
eignung als  einen  Zwangskauf.  Wohl  aber 
wird  die  Perfektionsfrage  in  den  meis- 
ten Gesetzgebungen  ausdrücklich  entschie- 
den. Die  französische  Gesetzgebung 
lässt  die  Perfektion  mit  dem  Enteignung 
erkenntnisse  eintreten;  es  bedarf  nicht  em- 
mal  der  Intimation  des  Erkenntnisses  (Art. 
55  al.  I  des  G.  v.  1841).  Die  Rechtswir- 
kungen der  Enteignung  sind  von  denen  des 
Kaufvertrages  wesentlich  verschieden;  ins- 
besondere steht  dem  Enteigneten  das  Recht 
des  Verkäufers,  wegen  Nichteinhaltung  des 
Kaufvertrages  auf  Auflösung  zu  klagen, 
nicht  zu,  und  die  Rechte  dritter  Personen 
ergreifen  bloss  die  Entschädigungssumme. 
Der  freiwilligen  Abtretung  kommt  die  Wir- 
kung des  Enteignungserkenntnisses  zu,  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  erst  erfolgt,  nachdem 
das  Grundstück  von  der  Verwaltung,  als 
der  Enteignung  mit  Rücksicht  auf  jene  Un- 
ternehmung unterworfen,  specieU  bezeichnet 
worden  war. 

Von  denselben  Anschauungen  geht  die 
belgische  Gesetzgebung  aus,  nur  mit 
dem  wichtigen  ünterscniede,  dass  die 
freiwillige  Abtretung  als  Kaufvertrag  be- 
handelt wird,  insbesondere  bleiben  nach 
dem  G.  v.  1835  die  Hypotheken  bestehen. 

Das  italienische  Recht  hingegen 
schliesst  sich  auch  in  diesem  Punkte  dem 
französischen  Rechte  an.  Das  Eigentum 
des  enteigneten  Grundstückes  geht  an  dem 
im  Dekrete  des  Präfekten.  durch  welches 
die  Enteignung  ausgesprocnen  wird,  ange- 
gebenen Tage  der  Datierung  auf  den  Ent- 
eigner über. 

Das  preussische  G.  v.  11.  Juni  1874 
lässt  die  Frage  der  rechtlichen  Natur  der 
Enteignung  offen.  Als  perfizierendes  Mo- 
ment der  Enteignung  muss  im  Sinne  des 
§  42  die  Feststeilung  der  Entschädigung 
angesehen  werden,  welche  durch  Beschluss 
der  Regierung  (resp.  Verwaltungsgerichtes) 
erfolgt,  da  aer  Unternehmer  von  diesem 
Zeitpunkte  an  nicht  mehr  einseitig  zurück- 
treten kann,  der  Eigentümer  vielmehr  die 
Zahlung  der  festgestellten  Entschädigungs- 
summe gegen  Abtretung  des  Grundstückes 
im  Rechtswege  beanspruchen  darf.  Das 
Eigentum  des  enteigneten  Grundstückes 
geht  mit  der  Zustellimg  des  Enteignungs- 
beschlusses an  Eigentümer  und  Unternehmer 
auf  den  letzteren  über,  bezw.  mit  dem  Tage 
der  zuletzt  erfolgten  Zustellung. 

Nach  österreichischem  Recht  wird 
die  Enteignung  mit  der  Rechtskraft  des  von 
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der  Administrativbeliörde  gefällten  Erkennt- 
nisses perfekt.  Das  Eigentum  gehl  erst 
nach  Zahlung  oder  Deponierung  der  Ent- 
schädigungssumme auf  den  Enteigner  über. 
Yor  der  Rechtskraft  des  Enteignungserkennt^ 
nisses  und  der  Erlegung  des  Schätzungsbe- 
trages soll  sich  der  Enteigner  keine  Ein- 
griffe in  die  zu  enteignenden  Grundstücke 
erlauben.  Die  österreichische  Gesetzgebung 
geht  nicht  von  der  Theorie  des  Zwangs- 
kaufes aus.  Das  Hofkanzleidekret  v.  30. 
April  1841  spricht  es  mit  klaren  Worten 
aus,  dass  bei  der  Enteignung  das  Eigentum 
des  betreffenden  Grundstückes  durch  das 
Gesetz  verloren  gehe. 

Diese  Grundsätze  haben  auch  durch  das 
G.  V.  18.  Februar  1878  keine  Abänderung 
erfahren. 

Nach  ungarischem  Enteignungsrechte 
(§  38)  ist  die  Enteignung  mit  der  definiti- 
ven Feststellung  des  Enteignungsplanes  per- 
fekt; es  muss  diese  Feststellung  über  Ver- 
einbarung der  Parteien,  welche  indes  der 
Genehmigung  des  Gemeindevorstandes  be- 
darf, oder  durch  Beschluss  der  Kommission, 
gegen  welchen  der  Instanzenweg  an  den 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Kom- 
munikationen offen  steht,  erfolgen.  Der 
Enteignungsplan  muss  sogleich  dem  kompe- 
tenten Gerichte  wegen  Feststeüung  der 
Entschädigung  übersendet  werden  (§  40). 
Der  Gerichtshof  fällt  über  die  Entschädi- 
gungsfrage auf  Grund  der  geschlossenen 
Vereinbanmg  resp.  der  Abschätzung  der 
Sachverständigen  eine  meritorische  Entschei- 
dung (§  43).  Um  die  Besitzeinweisung 
kann  sofort  nach  Rechtskraft  des  Entschädi- 
gungserkenntnisses ^  um  die  bücherliche 
üebertragimg  erst  nach  Zahlung  oder  Depo- 
nierung der  Entschädigungssumme  ange- 
sucht werden. 

Nachdem  schweizerischen  Bundes- 
gesetze wird  die  Enteignung  mit  dem  Tage 
der  definitiven  FeststeUimg  der  Entschädi- 
gung perfekt,  also  mit  dem  Tage,  an  wel- 
chem die  Entscheidung  einer  Schätzungs- 
kommission oder  ein  bundesgerichtliches 
Urteil  in  Rechtskraft  tritt. 

Nach  englischem  Rechte  ist  der  Ent- 
eigner nach  erfolgter  Verständigung  der 
Interessenten,  deren  Grundstücke  enteignet 
werden  sollen  (notice  to  treat),  gebunden 
und  kann  von  der  durch  diese  Verständi- 
gung perfekt  gewordenen  Enteignung  nicht 
mehr  zurücktreten.  In  der  Verständigung 
üegt  der  Enteignungsausspruch.  Innerhalb 
21  Tagen  nach  dieser  Verständigimg  muss 
zur  Feststellung  der  Entschädigung  ge- 
schritten werden  (Lands  Clauses  Consolida- 
tion  Act  Sect.  21)  und  kann  der  Enteigner 
durch  ein  writ  of  mandamus  gezwungen 
werden,  der  Verständigung  gemäss  zu  han- 
deln.     Mit    dem   englischen   stimmt    das 


nordamerikanische     Enteignungsrecht 
im  wesentlichen  überein. 

in.  Das  formeQe  Enteignnngsrecht 

9.  Das  Enteignangsverfahreii  im 
engeren  Sinne.  Das  formelle  Enteignungs- 
recht enthält  die  Normen  in  Ansehung  jener 
Rechtsformen,  in  welchen  sich  die  zwangs- 
weise Entziehung  eines  individuellen  Rech- 
tes gegen  Entschädigung  und  die  Ueber- 
tragung  desselben  in  das  öffentliche  Gut  zu 
verkörpern  hat.  Logisch  zerfäUt  das  Ver- 
fahren in  zwei  gesonderte  Stadien,  in  das 
Enteignungsverfahren  im  engeren 
Sinne,  in  welchem  sich  die  zwangsweise 
Entziehung  des  Privatrechts  und  die  Ueber- 
tragung  desselben  in  das  öffentliche  Gut 
vollzieht,  ferner  in  das  Entschädigungs- 
verfahren, in  welchem  die  durch  die 
Rechtsbasis  der  Enteignung  geforderte  Ge- 
währung des  AequivaJentes  von  Vermögens- 
werten an  den  Enteigneten  realisiert  wird. 
Bei  dem  Enteignungsverfaluren  im  engeren 
Sinne  handelt  es  sich  um  folgende  Punkte : 

a)  die  Feststellung  des  Enteignungsfalles, 

b)  die  Bestimmung  der  einzelnen  Ent- 
eignungsobiekte  und  den  Enteignimgsaus- 
spruch,  welcher 

c)  auch  auf  Verlangen  der  Grundeigen- 
tümer stattfinden  kann. 

a)  Das  erste  Stadium,  die  Voraussetzung 
und  Vorbereitung  des  Enteignungsverfahrens, 
bildet  die  Feststellung  des  Umstandes,  ob 
überhaupt  eine  das  Enteignungsrecht  be- 
gründende Unternehmung  vorliegt.  Hierzu 
bedarf  es  einer  unter  Beobachtung  gewisser 
Förmlichkeiten  vorgenommenen  eingehenden 
Untersuchung,  ob  die  Unternehmung,  behufs 
deren  Ausführung  eine  Enteignung  statt- 
finden soll,  im  aUgemeiuen  Interesse  ge- 
legen sei.  Für  diese  Untersuchung  genügt 
ein  allgemeiner  Plan  der  Unternehmung, 
aus  welcliem  man  sich  über  die  Hauptrich- 
tung der  Arbeiten,  über  die  wichtigsten 
Hindernisse  derselben,  über  die  Ausgaben 
und  über  die  zu  erwartenden  Vorteile  Klar- 
heit zu  schaffen  vermag. 

Dagegen  entspricht  es  nicht  bloss  Rück- 
sichten der  Zweckmässigkeit,  sondern  er- 
scheint auch  als  eine  wichtige  Garantie  der 
Privatrechte,  dass  den  Grundeiffentümem, 
welche  durch  die  Ausführung  aer  Unter- 
nehmung betroffen  werden  können,  schon 
in  diesem  Stadium  des  Verfahrens  Gelegen- 
heit geboten  werde,  gegen  das  Vorhanden- 
sein des  Enteignungsfalles  ihre  Bemerkungen 
vorzubringen. 

Die  wichtigsten  Enteignungsgesetzgebun- 
gen verlangen  eine  solche  vorausgehende 
Untersuchung  vor  der  Statuierung  des  Ent- 
eignungsfalles. In  der  französischen 
Gesetzgebung   wurde    diese    Untersuchung 
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(enqnete  prealable)  durch  die  könig- 
liche Ordonnanz  vom  28.  Februar  1831  zu- 
nächst nur  für  die  Eröffnung  einer  Strasse 
oder  eines  Kanals,  für  die  Schaffung  und 
Vervollkommnung  der  Schiffbarkeit  eines 
Flusses,  für  die  Erbauung  einer  Eisenbahn 
eingeführt  (Art.  1),  durch  die  Gesetze  von 
1833  und  1841  für  alle  öffentlichen  Unter- 
nehmungen, bei  welchen  eine  Enteignung 
stattfinden  soll.  Auch  das  belgische 
Recht  schreibt  in  den  meisten  Fällen  eine 
vorgängige  Untersuchung  vor.  Nach  italie- 
nischem Enteignungsrechte  bedarf  es 
bloss  dann  keiner  vorausgehenden  Förm- 
lichkeiten, wenn  die  Feststellung  des  Ent- 
eignungsfalles durch  Gesetz  erfolgt.  Nach 
dem  preussischen  G.  v.  11.  Juni  1874 
und  dem  österreichischen  Eisenbahn- 
enteignungsgesetze findet  eine  förmliche 
enquAte  pri'äable  nicht  statt. 

Die  meisten  mit  Enteignung  verbunde- 
nen öffentlichen  Unternehmungen  erfordern 
mehr  oder  weniger  umfassende  Vorberei- 
tungen, wie  Vermessungen,  Absteckung  von 
Demarkationslinien  etc.  Die  Eigentümer 
der  Grundstücke  sind  verpflichtet,  diese 
vorbereitenden  Arbeiten,  wenn  sie  von  der 
Verwaltungsbehörde  angeoixlnet  wurden, 
auf  ihren  Grundstücken  gegen  Entschädi- 
gung zu  dulden.  Diese  Bewilligung  der 
\"erwaltungsbehörde  braucht  selbstverständ- 
lich nicht  von  der  Beobachtung  gleich  feier- 
licher Förmlichkeiten  abhängig  gemacht  zu 
werden  wie  die  definitive  Besitznahme  des 
Grundes  und  Bodens. 

Diese  Verpflichtung  der  Gnmdeigen- 
tümer  wird  insbesondere  durch  das  italie- 
nische und  preussische  Recht  ein- 
gehend normiert.  Nach  dem  preussischen 
6.  V.  11.  Juni  1874  sind  die  Bezirksregie- 
rungen befugt,  die  Erlaubnis  zur  Vornahme 
von  Vorarbeiten  zu  erteilen. 

Das  österreichische  Eisenbahn- 
konzessionsgesetz (V.  V.  14.  September 
1854)  untei-scheidet  zwischen  der  Bewilli- 
gung zu  den  Vorarbeiten  und  der  Bewilli- 
gung zur  Anlage  der  Bahn  und  der  dazu 
gehörigen  Gebäude  selbst.  Die  erstere  wird 
vom  Handelsministerium  im  Einvemelmien 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  erteilt. 
Die  Bewilligung  giebt  das  Recht,  auf  eigene 
Kosten  die  Vorerhebungen  für  die  künftige 
Ausführung  der  projektierten  Eisenbahn 
unter  Aufsicht  der  Behörden  zu  pflegen 
imd  die  nötigen  Vermessungs-  und  Nivel- 
lieningsarbeiten  vorzunehmen :  sie  hat  bloss 
für  den  in  derselben  ausdrücklich  bestimm- 
ten Zeitraum  Gültigkeit,  kann  aber  von 
neuem  erteüt  werden. 

b)  An  die,  sei  es  durch  Gesetz,  sei  es 
durch  Erklärung  der  Verwaltimgsbehörde, 
erfolgte  Feststellimg  des  Enteignungsfalles 
schliesst  sich  als  das  zweite  Stadium  des  Ent- 


eignungsverfahrens die  administrative  Be- 
stimmung jener  Grundstücke  an,  welche,  als 
zur  Ausführung  des  genehmigten  Unter- 
nehmens unumgänglich  notwendig,  der  Ent- 
eignung unterzogen  werden  sollen.  Nur  der 
Verwaltung  kann  dieses  Bestimmimgs- 
recht  zustehen,  denn  sie  allein  vereinigt  in 
sich  die  für  eine  solche  Thätigkeit  notwen- 
digen Elemente,  sie  ist  dabei  an  die  in  der 
Genehmigungserklärung  für  den  Umfang  des 
Enteignungsrechts  gezogene  Grenzlinie  ge- 
bunden. Zum  Zwecke  dieser  Bestimmung 
bedarf  es  der  Aufnahme  eines  Detail - 
planes,  der  zur  Ausführung  des  Unter- 
nehmens für  notwendig  erachteten  Grund- 
stücke und  Gebäude  und  der  Ueberprüfung 
dieses  Planes  unter  Hinzuziehung  sämtlicher 
Interessenten  dimjh  eine  Specialkommissiou. 
Die  Wahl  einer  geeigneten  Publikationsform 
ist  hierbei  von  grosser  Bedeutung,  da  die 
Veröffentlichung  des  Detailplanes  im  öffent- 
lichen Interesse  erfolgt  und  allen  Beteüigtea 
Gelegenheit  geboten  werden  muss,  sich  gegen 
eine  Verletzung  ihrer  Interessen  zu  verwahren. 
Nach  Beendigung  der  Thätigkeit  dieser  Spe- 
cialkommission ist,  wenn  eine  gütliche  Aus-* 
gleichung  der  Interessenten  nicht  stattge- 
hmden  hat,  die  Verwaltungsbehörde 
berufen,  bezüglich  der  einzelnen  Enteignungs- 
objekte den  Enteignungsausspruch  zu  fällen. 
Die  Gerichte  sind  sowohl  wegen  ihrer  Or- 
ganisation als  auch  wegen  der  bei  einer  Ent- 
eignung zu  berücksichtigenden  politischen 
und  administrativen  Erwägungen  hierzu  nicht 
geeignet. 

Nach  französischem  Enteignungs- 
rechte bedarf  es  neben  einer  Verfügung, 
welche  die  Territorien  bezeichnet,  auf  denen 
die  Arbeiten  vorzunehmen  sind,  und  die  auch 
mit  der  Genehmigimgserklänmg  verbunden 
sein  kann,  einer  Entscheidung  über  die  ein- 
zelnen der  Enteignung  zu  unterziehenden 
Objekte.  Dieselben  werden  auf  Gnmd  eines 
für  jede  Gemeinde  besonders  angefertigten 
Detailplanes  nach  Abhaltung  eines  von  einer 
besonders  zusammengestellten  Kommission 
diu'chzuführenden  ReÜamationsverfahrens  zu- 
nächst durch  den  Präfekten  in  einem  mit 
Gründen  versehenen  Bescheide  (arrete  motivö) 
festgestellt;  hierauf  wird  das  Enteignungs- 
erkenntnis auf  Grund  dieses  Bescheides  durch 
die  Gerichte  und  zwar  die  Realinstanzen 
ausgesprochen,  welche  zugleich  eines  ihrer 
Mitglieder  zur  Erfüllung  der  Funktionen  des 
Vorsitzenden  (magistrat  directeiu*)  der  Jury 
bestellen.  Das  Gericht  hat  zu  prüfen,  ob 
der  Enteignungsfall  in  der  gesetzlichen  Form 
festgestellt  wurde  (Art.  2)  und  ob  die  Förm- 
lichkeiten bei  der  Bezeichnung  der  einzelnen 
Enteignungsobjekte  beobachtet  wurden.  Ge- 
gen das  Enteignungserkenntnis  ist  nur  die 
Kassationsbeschwerde  zulässig  (wegen  In- 
kompetenz, Ueberschreitung  der  Gewalt  oder 
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Formfebler  des  Erkenntnisses).  Wird  die 
Kassation  ausgesprochen,  so  ist  alles,  was 
auf  Grund  des  kassierten  Erkenntnisses  vor- 
genommen worden  war,  nichtig. 

In  Belgien  gilt  das  Gesetz  von  1810 
Tit.  1  und  2  Art.  3—10.  Sowohl  rücksicht- 
lich der  Bestimmung  der  Territorien  als 
auch  rücksichtlich  der  Bezeichnung  der  ein- 
zelnen Enteignungsobjekte  kommen  dieselben 
Grundsätze  wie  in  Frankreich  zur  Anwen- 
dung. Nach  definitiver  Bestimmung  der 
Enteignungsobjekte  tritt  in  Ermangelung 
eines  gütiidien  Uebereinkommens  ein  gericht- 
liches Yerfahren  ein.  Kompetent  ist  das 
forum  rei  sitae.  Das  belgische  Yerfcihren 
ist  aber  von  dem  französischen  dadmx3h  we- 
sentiich  verschieden,  dass  es  kontradiktorisch 
durchgeführt  wird.  Wird  eine  gegründete 
Einwendung  nicht  vorgebracht,  so  fällt  das 
Gericht  das  Enteignungserkenntnis,  gegen 
welches  die  Appellation,  jedoch  ohne  Suspen- 
siveffekt, zulässig  ist. 

In  Italien  wird  das  Hauptmoment  des 
Enteignungsverfahrens  gebildet  durch  die 
Anfertigung  von  Detailplänen  und  deren  Ver- 
öffentlichung, woran  sich  ein  Reklamations- 
verfahren  anschliesst.  Das  Verfahren  kann 
dadurch  beschleunigt  werden,  dass  sofort 
mit  dem  Gesuche  um  Genehmigungserklärung 
ein  Detailplan  beigebracht  wird.  Das  zur 
Bestimmung  der  Enteignungsobjekte  dienende 
Verfeihren  ist  mit  dem  Entschädigungsver- 
fahren  insofern  amalgamiert.  als  der  Präfekt 
nach  erfolgter  Zahlung  oder  Deponierung 
der  Entschädigungssumme  das  Enteignungs- 
erkenntnis fällt  und  zur  Besitznahme  der 
enteigneten  Grundstücke  ermächtigt. 

Nach  dem  preussischen  Enteignungs- 
gesetze wird  ein  Plan  der  zu  enteignenden 
Gnmdstücke,  welcher  dieselben  und  ihre 
Eigentümer  gemeindeweise  bezeichnet,  bei 
der  Bezirksregierung  von  dem  Unternehmer 
überreicht  und  von  der  Regierung  auf  orts- 
übliche Weise  durch  14  Tage  kundgemacht. 
Nach  Ablauf  dieser  Zeit  entscheidet  die  Re- 

flerung  durch  Beschluss  auf  Grund  des 
lanes  mit  Rücksicht  auf  die  erhobenen  Ein- 
reden. Hierbei  werden  sowohl  der  Gegen- 
stand der  Enteignung  mit  genauer  Bestim- 
mung seiner  Grösse  imd  Grenzen  als  auch 
die  Art  und  der  Um^ng  der  aufzulegenden 
Beschränkungen  sowie  die  Zeit,  innerhalb 
deren  vom  Enteignungsrechte  Gebrauch  zu 
machen  ist,  und  endlich  die  Anlage,  zu  deren 
Errichtung  der  Unternehmer  verpflichtet  ist, 
festgestellt.  Gegen  diese  Entscheidung  steht 
der  Rekurs  an  das  Ministerium  offen. 

Das  österreichische  G.v.  18.  Febniar 
1878  regelt  diese  Materie  in  den  §§  11—21. 
DieEisenbahnunternehmung  hat  dem  Handels- 
ministerium ausser  dem  Detailprojekte,  wel- 
ches die  Anlage  der  Bahn  darstellt,  die  nach 
Katasti-algemeinden  getrennt  zu  verfassenden 


Gruudeinlösungspläne  und  Verzeichnisse  der 
in  Anspruch  genommenen  Grundstücke  vor- 
zulegen. Dieser  Plan  sowie  ein  für  jede 
Katasti*algemeinde  besonders  anzufertigendes 
Verzeichnis  der  Namen  und  Wohnorte  wird 
üblicherweise  kund  gemacht  und  zur  all- 
gemeinen Einsiclit  aufgelegt.  Einwendungen 
können  bei  der  politischen  Bezirksbehörde 
sowie  bei  der  vom  Ministerium  angeordneten, 
mit  der  politischen  Begehung  der  Bahn  be- 
trauten Kommission  vorgebracht  werden. 
Wird  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht 
erzielt,  so  wird  die  Entschädigung  von  der 
politischen  Landesbehörde  (Statthalterei,  Lan- 
desregierung) auf  Grund  der  vorgelegten 
Akten  gefällt.  Dagegen  steht  der  Instanzen- 
zug an  das  Ministerium  offen;  der  Civil- 
rechtsweg  ist  ausdrücklich  ausgeschlossen. 

c)  Die  durch  die  Veröffentüchung  des 
Enteignimgsplanes  für  jedes  in  demselben 
inbegriffene  Grundstück  herbeigeführte  Un- 
sicherheit, welche  den  Eigentümer  faktisch 
der  Disposition  über  dasselbe  beraubt  imd 
seine  ökonomische  Lage  schädigt,  erheischt, 
dass  den  Eigentümern  der  zur  Enteignung 
definitiv  bestimmten  Grundstücke  das  Recht 
gewährt  werde,  auf  die  wirkliche  Enteignung 
diurch  den  Enteignungsausspruch  Einfluss 
zu  nehmen.  Das  französische  Euteignungs- 
recht  bestimmt,  dass  die  Enteignung  auf 
Verlangen  des  Eigentümers  mit  derselben 
Bechtswirkung  wie  auf  Verlangen  der  Ver- 
waltung ausgesprochen  werden  kann,  wenn 
in  dem  Jahre,  in  welchem  der  Bescheid 
(arröte  motiv6)  des  Präfekten  gemäss  Art.  10 
erflossen  ist,  das  Enteignungsverfahren  von 
der  Verwaltung  nicht  fortgesetzt  wird. 

Das  preussische  sowie  das  österreichische 
Gesetz  gestatten  den  Eigentümern,  wenn 
auch  nicht  auf  den  Ausspruch  des  Enteig- 
nungserkenntnisses, so  doch  auf  dessen  Voll- 
zug indirekt  liinzu wirken,  indem  nach  §  37 
des  österreichischen  Gesetzes  der  Enteignete 
nach  Ablauf  des  Jahres  von  der  Rechtskraft 
des  Enteignungserkenntnisses  an,  sofern  die 
Entschädigung  noch  nicht  festgestellt  und 
von  seiner  Seite  noch  kein  Ansuchen  um 
Feststellung  der  Entschädigungssumme  er- 
folgt ist,  das  Recht  hat,  die  Aufhebung  des 
Enteignungserkenntnisses  zu  begehren.  Die 
Eisen bahnunternehmung  hat  für  den  Schaden, 
welcher  dadurch  entsteht,  dass  sie  eine  Ent- 
eignung nicht  in  Vollzug  setzen  Hess,  Ersatz 
zu  leisten.  Das  preussische  Enteignungs- 
gesetz (§  42)  statuiert  eine  Entschädigungs- 
pflicht des  Unternehmers  für  die  in  dem 
Enteignungsverfehren  dem  Eigentümer  er- 
wachsenen Nachteile.  Das  durch  den  Ent- 
eignungsausspruch begründete  Recht  des 
Unternehmers  erlischt  durch  Nichtausübung 
wähi^end  der  im  Enteignungserkenntnisse 
dafür  gesetzten  Frist.  Zieht  sich  der  Unter- 
nehmer   erst    nach    Feststellung    der    Ent- 
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Schädigung  zurück,  so  steht  dem  Enteigneten 
nach  seiner  Wahl  frei,  eine  Entschädigung 
für  den  durch  das  Enteignungsverfahren  er- 
littenen Nachten  oder  die  Uebernahme  des 
Grundstückes  gegen  die  festgesetzte  Ent- 
schädigung vom  Eigentümer   zu  begehren. 

10.  Das  EntsehädlgnngrBTerfAhreD.    Das 

£ntschädifi;iin|2:s verfahren  enthält  das  System  von 
Formen,  durch  welches  der  Wert  des  enteig- 
neten Gutes  festgestellt  wird  und  den  Berech- 
tigten als  Aequivalent  übergeben  wird;  es  zer- 
fällt in  folgende  Teile:  a)  Die  Ermittelung  des 
Entschädigungsberechtigten,  b)  Die  Feststellung 
der  Entschädigung. 

a)  Zur  Regelung  der  Entschädigungsfrage 
bedarf  es  vor  ^lem  der  Kenntnis  jener  Personen, 
welchen  überhaupt  Rechtsansprüche  auf  das 
enteignete  Grundstück  zustehen ;  dieselben  nam- 
haft zu  machen,  ist  vor  allem  der  Eigentümer 
in  der  La^e  und  hierzu  auch  verpflichtet,  will 
er  den  dritten  Berechtigten  gegenüber  wegen 
der  Nichtberücksichtigung  ihrer  Ansprüche  nicht 
haftbar  bleiben.  Hingegen  ist  er  nicht  ver- 
pflichtet, die  Entschädigung  für  jene  Berech- 
tigten zu  liquidieren,  welche  er  dem  Enteigner 
bekannt  gegeben  hat  und  welche  sich  trotz 
der  öffentlichen  Aufforderung  nicht  gemeldet 
haben. 

Diese  Verpflichtung  des  Eigentümers  zur 
Anzeige  ist  jedoch  durch  das  positive  Recht 
nicht  allgemein  festgesetzt  worden.  In  weitester 
Ausdehnung  wird  sie  normiert  durch  das 
französische  Enteignungsrecht;  sie  ist  hier 
sogar  auf  den  Nutzniesser  erstreckt,  —  in  be- 
schränktem Masse  durch  das  belgische.  Das 
italienische  Enteignungsrecht  kennt  eine 
solche  Verpflichtung  überhaupt  nicht.  Die  im 
§  22  des  preussischen  Entwurfes  vorge- 
schlagene Anzeigepflicht  des  Eigentümers  ist 
nicht  Gesetz  geworden,  ebensowenig  kennt  das 
österreichische  G.  v.  18.  Februar  1878  eine 
derartige  Anzeigepflicht. 

b)  Zu  den  schwierigsten  legislatorischen 
Fragen  des  Enteignungsrechtes  zählt  die  Be- 
stimmung der  Behörde,  welcher  die  Feststellung 
der  Entschädigung  obliegt,  und  ihrer  Organisa- 
tion. Zu  Gunsten  der  Gerichte  spricht  ihre 
Unabhängigkeit,  gegen  dieselben  der  schwer- 
föllige  Gang  des  gerichtlichen  Verfahrens  und 
ihre  geringe  Eignung  zur  Lösung  technischer 
Fragen.  Die  grossen  Vorzüge,  welche  eine  Jury 
aufweist,  Unabhängigkeit,  genaue  Kenntnis  der 
einschlägigen  Verhältnisse  und  Raschheit  der 
Durchführung  werden  zum  Teile  aufgewogen 
durch  die  zu  befürchtende  Beeinflussung  durch 
Koterien  und  nachbarliche  Verhältnisse.  Es 
empfiehlt  sich  daher,  die  Mitglieder  nicht  aus 
einer  örtlich  allzu  beschränkten  Liste  zu  nehmen ; 
andererseits  darf  es  denselben  auch  nicht  an 
der  notwendigen  Lokalkenntnis  fehlen.  Im  all- 
gemeinen lässt  sich  anführen,  dass  in  Ländern, 
in  denen  das  Institut  der  Civiljury  lebenskräftig 
blüht,  also  in  England  und  rf  ordamerika, 
mit  dem  Systeme,  die  Entschädigung  durch  eine 
Jury  feststellen  zu  lassen,  die  günstigsten  Er- 
fahrungen gemacht  wurden,  minder  günstige 
allerdings  in  Frankreich. 

Die  französische  Gesetzgebung  zeichnet 
sich  durch  eingehende  Bestimmungen  über  die 
Bildung  und  das  Verfahren  der  Jury  aus.    Die 


Specialjnry  wird  aus  einer  vom  Generalrate  des 
Departements  entworfenen  Hauptliste  durch  den 
höchsten  Gerichtshof  des  Departements  gebildet. 
Für  jedes  enteignete  Grundstück  wird  eine  be- 
sondere Jury  gebildet,  damit  das  den  Parteien 
in  zweckmässiger  Ausdehnung  zugestandene 
Rekusationsrecht  gehörig  ausgeübt  werden 
könne.  Die  Jury  darf  Erhebungen  durch  Augen- 
schein, Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachver- 
ständigen etc.  in  ausgedehntem  Masse  vor- 
nehmen. Hierauf  erfolgt  eine  die  Jury  bindende 
Fragestellung  von  Seiten  des  Vorsitzenden, 
welche  die  erstere  mit  Majorität  beantwortet. 
Die  von  der  Jury  zuerkannte  Entschädigung 
darf  niemals  niedriger  als  das  Angebot  des 
Enteigners  und  niemals  höher  als  das  Bei^ehren 
der  Entschädigungsberechtigten  sein.  Sie  hat 
nur  über  die  Höhe  der  Entschädigung  zu  ent- 
scheiden, nicht  aber  über  das  Recht  der  die 
Entschädigung  in  Anspruch  nehmenden  Personen. 
Gegen  die  Entscheidung  der  Jury  und  des  Vor- 
sitzenden besteht  kein  anderes  Rechtsmittel  als 
die  Kassationsbeschwerde  ( wegen  Uebersch reitung 
der  Amtsgewalt,  Inkompetenz  oder  Verweigerung 
der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Aufgabe,  ferner 
wegen  Verletzung  anderer  Gesetze  als  des  G. 
V.  1841,  so  des  G.  v.  1807,  1810  etc.). 

Nach  belgischem  Enteignungsrechte  wird 
dagegen  die  Feststellung  der  Entschädigung 
von  Seiten  des  Gerichtes  und  zwar  wenn 
möglich,  in  Verbindung  mit  dem  Enteignungs- 
erkenntnisse, eventuell  sobald  sich  die  Not- 
wendigkeit weiterer  Erhebungen  herausstellt, 
nach  durchgeführtem  Sachverstäudigenverfahren 
vorgenommen,  wobei  jedoch  das  Gutachten  der 
letzteren  wohl  als  Belehrung:  für  das  Gericht 
gilt,  für  dasselbe  aber  nicht  bindend  ist.  Auch 
das  allgemeine  ungarische  Ent.eignungsgesetz 
sowie  das  österreichische  G.  betr.  die  Ent- 
eignune  zu  Eisenbahnzwecken  v.  18.  Februar 
1878  mssen  die  Entschädigung  unmittelbar 
durch  das  Gericht  unter  Mitwirkung  von  Sach- 
verständigen feststellen,  während  in  den  übrigen 
praktisch  minder  wichtigen  Fällen  nach  öster- 
reichischem Rechte  die  Entschädigungssumme 
zunächst  durch  die  Verwaltungsbehörde  er- 
mittelt wird  und  den  Parteien  gegen  diesen 
Spruch  lediglich  der  Rechtsweg  an  die  ('ivil- 
gerichte  vorbehalten  ist.  In  Italien  werden 
die  Sachverständigen  vom  Gerichte  ernannt  und 
erstatten  ihren  Befund  an  dasselbe,  doch  erfolgt 
der  Zuspruch  der  Entschädigungssumme  un- 
mittelbar durch  die  Verwaltungsbehörde  (den 
Präfekten). 

Nach  dem  preussischen  G.  v.  11.  Juni 
1874  wird  die  Entschädigungssumme  auf  Grund 
des  Gutachtens  besonders  qualifizierter  Sach- 
verständiger durch  die  Verwaltungsbehörde  aus- 
gesprochen, wogegen  den  Parteien  der  Rechts- 
weg an  das  Gericht  der  belegenen  Sache  ein- 
geräumt ist. 

c)  Eine  wichtige  Garantie  für  den  Eigen- 
tümer wird  mit  Recht  darin  gesehen,  dass  die 
Bezahlung  der  Entschädigung  der  Entziehung 
des  Besitzes  vorauszugehen  hat.  Darin 
liegt  eine  Kompelle  für  den  Enteigner,  die  Ent- 
schädigung sobald  als  möglich  zu  bezahlen, 
wenn  er  die  enteigneten  Grundstücke  so  bald 
als  möglich  in  Besitz  nehmen  will.  Ueberdies 
ist  der  Enteigner,  wenn  er  die  Leistung  der 
Entschädigungssumme  hinausschiebt,  dem  Ent- 
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eigneten  VerztigBzinsen  zn  leisten  schuldig.  In 
den  Fällen,  in  welchen  die  Zahlung  an  den 
enteigneten  Grundeigentümer  nicht  oder  nicht 
mit  Sicherheit  erfolgen  kann,  steht  der  Zahlung 
die  Deponierung  gleich. 

In  Frankreich  ist  der  Grundsatz  der 
▼orgängigen  Entschädigung  durch  die  Enteig- 
nungsgesetze von  1833  und  1841  (Art.  63)  fest- 
gehalten worden.  Die  Verpflichtung  erstreckt 
sich  sowohl  auf  das  Kapital  als  auch  auf  die 
Zinsen  und  Kosten.  Innerhalb  sechs  Monaten 
nach  der  Entscheidung  der  Jury  muss  die  Ent- 
schädigung flüssig  gemacht  werden;  sonst  be- 
steht die  Verpflichtung  zur  Zahlung  gesetz- 
licher Zinsen.  Nach  belgischem  Bechte  muss 
die  Entschädigungssumme  immer  gerichtlich 
deponiert  werden  und  wird  erst  nach  erfolgter 
Deponierung  die  Besitzeinweisungsverordnung 
vom  Gerichtspräsidenten  erteilt.  In  Italien 
darf  die  Besitzeinw^eisung  gleichfalls  erst  nach 
vorgängiger  Zahlung  oder  Deponierung  der  Ent- 
schädigungssumme erfolgen. 

Ebenso  das  preussische  G.  v.  11.  Juni 
1874.  Dasselbe  (§  39)  gestattet  jedoch  in  dring- 
lichen Fällen  der  Bezirksregierung  bezw.  dem 
Verwaltungsgerichte,  den  Vollzug  der  Enteig- 
nung auszusprechen,  bevor  das  die  Entschädi- 
gung bestimmende  Erkenntnis  die  Bechtskraft 
erlangt  hat,  wofern  der  Unternehmer  die  vor- 
läufig bestimmte  Entschädigungssumme  gezahlt 
oder  deponiert  und  überdies  nach  Ermessen  der 
Behörden  eine  provisorische  Kaution  jc^estellt 
hat.  Das  österreichische  G.  v.  18.  Februar 
1878  bestimmt  Überhaupt  (§  3ö):  Der  zwangs- 
weise Vollzug  kann  auch  dadurch  nicht  aufge- 
halten werden,  dass  die  Entscheidung,  welche 
die  Entschädigung  feststellt  oder  eine  zu  leis- 
tende Sicherheit  bestimmt,  mittelst  des  Beknrses 
angefochten  wird. 

11.  Die  Kosten  des  EnteignimgSYerfah- 
rens«  Grundsätzlich  gilt:  Die  Kosten  des  Ent- 
eignungsverfahrens im  engeren  Sinne  sind  dem 
Enteigner  zur  Last  zn  legen,  dem  Enteigneten 
bloss  dann,  wenn  er  dem  Verfahren  mutwüliger- 
weise  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt  hat; 
die  Kosten  des  Entschädigungsverfahrens  sind 
derjenigen  Partei  ganz  oder  in  entsprechender 
Quote  aufzulegen,  deren  Anspruch  resp.  Ange- 
bot sich  als  ungerechtfertigt  erweist.  Diese 
Grundsätze  haben  in  die  positiven  Gesetz- 
gebungen durchgehends  Eingang  gefunden. 

12«  Das  ausserordentliche  äiteignungs- 
Terfahren«  Die  Förmlichkeiten  des  Enteig- 
nungsverfahrens, durch  welche  das  Gesetz 
Garantieen  zu  Gunsten  der  betreffenden  Privat- 
rechte schöpft,  müssen  in  jenen  Fällen  eine 
Verringerung  erfahren  oder  ganz  wegfallen,  in 
denen  eine  Verzögerung  wichtige  allgemeine 
Interessen  gefährden  könnte.  Sobald  insbesondere 
infolge  öfl'entlicher  Kalamitäten  das  Notrecht 
der  Staatsgewalt  (jus  extremae  necessitatis,  jus 
eminens)  zur  Wirksamkeit  gelangt  und  soweit 
dieNotwendigkeit  reicht,  alle  Ausnahme- 
massregeln rechtfertigt,  lassen  sich  bestimmte 
gesetzliche  Begeln  überhaupt  nicht  verzeichnen. 
Allein  es  giebt  auch  Fälle,  in  welchen  aus  be- 
sonderen Gründen  eine  schleunige  Durchführung 
des  öffentlichen  Unternehmens  dnrch  das  allge- 
meine Interesse  geboten  scheint,  ohne  dass 
die  Grenzen  des  Enteignungsrechts 
irgendwie  überschritten  werden   dür- 


fen. Für  solche  Dringlichkeitsfälle  tritt  ein 
ausserordentliches,  aber  gesetzlich 
geregeltes  Enteignungsverfahren  ein;  die 
Voraussetzungeii  des  Eintrittes  hat  die  oberste 
Verwaltungsbehörde  unter  ihrer  Verantwort- 
lichkeit festzustellen.  Das  Enteignungs  verfahren 
wird  in  seiner  ersten  Phase  m  summarische, 
mit  der  Notlage  der  Verwaltung  in  Einklang 
stehende  Formen  gekleidet,  die  Besitzeinweisung 
findet  vor  definitiver  Feststellung  der  Entschä- 
digungssumme gegen  eine  provisorische  Kaution 
statt.  Die  zweite  Phase,  das  Entschädigungs- 
verfahren, bedarf  keiner  Abkürzung.  Die  Grund- 
sätze des  materiellen  Enteignungsrechts  müssen 
auch  in  solchen  Fällen  der  Dringlichkeit  genau 
beobachtet  werden. 

Ein  solches  ausserordentliches  Enteignungs- 
verfahren kennen  das  französische  Gesetz 
vom  Jahre  1871,  das  italienische,  schwei- 
zerische und  das  englische  Enteignungs- 
recht. Im  belgischen  Bechte  ist  dasselbe 
unbekannt.  Das  preussische  Enteignungs- 
gesetz enthält  Bestimmungen  über  ein  abge- 
kürztes Verfahren  in  den  §§  34  und  35,  das 
österreichische  Gesetz  v.  18.  Februar  1878 
in  den  §§  39—41. 

Lltteratur:  Bahr  und  I/angerhauM,  Bas  Ge- 
setz über  die  Enteignung  von  Grundeigentum 
vom  IL  VI,  1874,  ^-  Ausgabe,  Berlin  1878,  — 
Beschomer,  Das  deutsche  Eisenbahnrecht  etc.. 
Erlangen  1858.  —  Bering^  Das  preussische 
Enteignungsrecht  in  seiner  praktischen  Anwen- 
dung, Erfurt  1883,  —  Bessel  und  Kühlwetter, 
Das  preussische  Eisenbahnrecht,  Kfiln  1855,  — 
Bohlmann,  Die  Praxis  in  Expropriations- 
sachen, Berlin  1881,  —  vwi  Bopp  in  Weiskes 
Rechtslexikon  rerb.  Expropriation,  —  Brinz  in 
Rottecks  Stantslexikon  und  in  Bluntschli  und 
Braters  Staatswörterbtich  verb,  Expropriation,  — 
Btiddeus  in  Erach  und  Grubers  Encyklopädie, 
T,  39,  —  Burckhardt,  Zur  Lehre  von  der 
Expropriation  in  der  Zeitschrift  für  Civilr,  und 
Proz.,  1849.  —  DcUcke,  Das  Gesetz  über  die 
Enteignung  von  Grundeigentum  vom  11.  VI,  1874» 
Berlin  1874,  —  Demburg,  Lehrbuch  dcspreuss, 
Priratrechts,  3,  Aufl,,  Bd,  1,  S,  66 f.  —  Eger, 
Die  Notwendigkeit  einer  Revision  des  preuss, 
Enteignungsgesetzes,  Breslau  1881,  —  Derselbe, 
Beiträge  zur  Lehre  von  der  Enteignung  im 
Archiv  f,  d,  dvüist.  Prax.,  Bd,  70  u,  71  (X,  F. 
Bd.  20  1«.  21).  —  Derselbe,  Handbuch  des 
preuss,  Eisenbahnrechts,  Leipzig  1886.  —  I>er~ 
selbe.  Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von 
Grundeigentum  v.  11.  VI,  1874,  Breslau  1887, 
—  Endemannt  Das  Recht  der  Eisenbahnen, 
Leipzig  1886,  —  Förster  (Eccius),  Theorie  und 
Praxis  des  preuss,  Privatrechts,  4'  Aufl,,  Bd,  2, 
S,  165 f,,  Berlin  1882,  —  Friedrichs,  Das  Ge- 
setz betreffend  die  Anlegung  ....  von  »Strassen  etc,, 
Berlin  und  Leipzig  1882.  —  Oleim  im  preuss. 
Eisenbahnarchiv,  1885,  Bd.  VIII,  S.  43—65.  — 
Oruchot  in  seinen  Beiträgen,  IX,  Jahrg,, 
1865,  S.  74 — 102.  —  GrUnhutf  Das  Enteignungs- 
recht,  Wien  1873.  -  Häberlin  im  Archiv  f,  d, 
civilist,  Prax.,  1856,  S.  1—46,  147—217,  — 
Höinghaus,  Das  neue  Expropriationsgesetz, 
Berlin  1874,  —  G,  Jellinek,  System  der 
subjektiven  öffentlichen  Rechte,  Freiburg  i,  B, 
1892,  —  Kletke,  Das  Expropriationsrecht 
des    preuss.     Staates    etc.,     Berlin     1874'     — 
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Klostemnann  in  der  ZUehr,  /.  Bergrecht,  1878, 
Ä'.  SS6 — 858,  —  C  F.  Koch,  Kommentar  z. 
AUg.  Preuas,  Landrecht,  8,  Aufl,  —  Derselb€f 
Pretuts.  Privatrecht.  —  W,  Koch,  Deutachlands 
Eisenbahnen,  Marburg  1858.  —  Ijaband  im 
Archiv  f.  d.  civilist.  Prax.,  1869,  S.  151—194.  — 
Lette  in  v.  RoUeck  und  Welckers  Staatslexikon, 
8,  Aufl.,  Bd.  6,  —  Löhell,  Das  preuss.  Eni- 
eignungsgesetx  vom   IL   VI.  1874»  Leipzig  I884. 

—  Xe  Loup  de  Saney  im  Bulletin  de  la 
Societe  de  Ugislation  comparee,  Bd.  6,  S.  8S — 4^- 

—  Martin  im  Archiv  f.  d.  prakt.  Hechts  wissen- 
schaß, 1862,  S.  64—98  und  169—292.  —  Otto 
Mayer, .  Deutsches  Verwaltungsrecht  in  Bindings 
Handh.  d.  deutschen  Rechtswissenschaft,  Leipzig 

1896.  —  E.  Meier,  Art.  Expropriation  im 
Bechislexihm  I,  S.  764,  —  G.  Meter,  Das 
Recht  der  Expropriation,  Leipzig  1868.  — 
JDer^elbe  in  Behrends  Zeitschr.  f.  deut- 
sche Gesetzgebung  etc.,  1875,  S.  547 — 608.  — 
Derselbe,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungs- 
rechts,   Leipzig    188S,    T.  L    —   Michaelis  in 

Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft  etc.  v. 
Faucher  und  Michaelis,  1866,  Bd.  13,  S.  I46  bis 
181,  Bd.  15,  8.  152^186.  —  Paris,  Die  Ent- 
schädigungsberechttgung  der  Adja.eenten  etc., 
Berlin  1881.  —  Braiak,  Das  Recht  der  Ent- 
eignung in  Oesterreich,  Prag  1877.  —  Handa 
in  der  Zeitschr.  f.  Priv.-  und  öffentl.  Recht, 
Bd.  10,  S.  618- -660,  Bd.  11,  S.  1—8.  —  Der- 
selbe ^  Das  Eigentumsrecht  nach  österr.  Rechte 
etc.,  Leipzig  I884,  1.  Teil,  S.  129—182.  —  von 
Rohlund,  Zur  Theorie  und  Praxis  des  deut- 
schen Enteignungsrechts.  Leipzig  1875.  —  von 
Jiöwne,     Staatsrecht    der    preuss.    Morw^chie, 

4.  Auß.,  Bd.  2,  S.  97 f.  —  Rösier,  Lehrbuch 
des  deutschen  Vencattungsrechts  I,  ^  195 f..  Er- 
langen 1872  u.  1878.  —  Itoth,  System  des  deut- 
schen Privatrechts,  IIL  Teil,  S.  2SSff.,  Tübingen 
1886.  —  Sarweyt  Das  Staatsrecht  des  König- 
reichs WUrUemberg,  Bd.  I,  S.  248 f.,  Tübingen 
1888.  —  Walter  Seheteher,  Die  Rechtswir- 
kungen der  Enteignung  nach  gemeinem  und 
sächsischem  Rechte,    Freiberg    in  Sachsen  1898. 

—  M,  Seydel,  Zeitschrift  für  Reichs-  und 
Landrecht,  Bd.  III,  S.  228.  —  Derselbe, 
Bayerisches  Staatsrecht,  Bd.  III,  S.  617 f., 
München  1887.  —  A,  Seydel,  Das  Gesetz  über 
die  Enteignung  von  Grundeigentum  vom  11.  VI. 
1874,  Berlin  1887.  —  Sieber,  Das  Recht  der 
Expropriation  etc.,  Zürich  1889.  —  Siegfried, 
Das  neue  Expropriationsgesetz.  Berlin  1874'  — 
Stein,  Die  Verwaltungslehre,  III.  Hauptgebiet, 
I.  Teil,  S.  292 f.  —  Stobbe,  Handlmch  des 
deutschen  Privatrechts,  II,  Bd.,  S.  166  f.  — 
Stubenrauch  in  Haimerls  Österr.  Vierteljahrs- 
schrift  f.    Rechts-    u.    StaatswissenscJiaft,    1859, 

5.  159 — 196.  —  Thiel,  Das  Expropriationsrecht 
und   das  Exproprialionsi'erfahren,   Berlin  1866. 

—  Treichler  in  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Recht  etc.  von  Beseler,  I848,  S.  128 — 167.  — 
Veith,  Die  Entschädigungsverbindlichkeü  der 
Eisenbahnen  den  Bergwerkseigentümem  gegen- 
über, I864.  —  Gabriel  de  Weiss,  De  l'erpro- 
priation  pour  cause  d*utüite  publique,  Lausanne 

1897.  —  Wolff  im  Archiv  f.  prakt.  Rechts- 
wissenschaft, 1866,  S.  240—272.  —  Zander, 
Handbuch  der  preUss.  Gesetze  über  die  Enteig- 
nung von  Grundeigentum,  Breslau  1881. 

ChrünhuU 


Bntwflsserimg    und  BntwAssermigs- 

recht. 

I.  Einleitung.  1.  Begriff  und  üeber- 
sicht.  IL  Preussen.  2.  Geschichtliche  Ent- 
Wickelung  im  Geltungsbereich  des  Allgemeinen 
Landrechts.  3.  Gec^enwärtiger  Rechtszustand 
im  Geltungsbereich  des  Allgemeinen  Landrechts. 
4.  Fortsetzung.  Verfahren.  6.  Bechtszustand 
im  Geltungsbereich  des  französischen  Eechts. 
6.  Verfahren  im  Geltungsbereich  des  französi- 
schen Rechts.  7.  Rechtszustand  im  Geltungs- 
bereich des  Gemeinen  Rechts.  IIL  Die  ande- 
ren deutschen  Staaten.  8.  Bayern.  9. 
Baden  und  Hessen.  10.  Elsass-Lothringen.  11. 
Sachsen.  IV.  Oesterreich-Ungarn.  12. 
Oesterreich.    13.  Ungarn. 

L  Einleitung. 

t  Begriff  und  Uebersicht  Eni- 
wässserung  nennt  man  die  Beschaffung 
eines  Abflusses  für  stehende  Gewässer  oder 
für  die  im  Boden  stauende  Nässe  sowie  die 
Verbesserung  der  Abflussverhältuisse  der 
fliessenden  Gewässer.  Es  kann  dies  ge- 
schehen durch  die  Beseitigung  künstlicher 
Anlagen  oder  natürlicher  Hindemisse,  welche 
bisher  den  Abfluss  des  Wassers  gehemmt 
haben,  durch  Erweiterung  oder  Ergänzung 
der  natürlichen  Abflusswege  oder  durch  die 
künstliche  Herstellung  neuer  Abflusswege. 
»Entwässerung«  im  Sinne  Rechtens  und  der 
Technik  ist  stets  künstlich,  d.  h.  durch 
Menschenhand  planmässig  bewirkte  oder 
beförderte  Entwässerung;  die  natürliche 
Selbstentwässerung  des  Grundes  und  Bodens 
durch  Abfluss  des  Wassers  von  Berg  zu 
Thal,  d.  h.  die  Vor  flu  t,  gehört  nicht  hier- 
her; vgL  hierüber  den  Art.  Vorflut. 

Das  Recht  der  Entwässerung  bestimmt 
die  Grenzen,  in  welchen  solche  Massnahmen 
den  Grundbesitzern  ihren  Nachbarn  gegen- 
über gestattet  sind  sowie  das  Verfahren, 
mittelst  dessen  Entwässerungsunternehmun- 
gen in  jenen  Grenzen  zur  Ausführung  ge- 
bracht werden  können.  Das  Recht  der 
Entwässeining  gehört  ausschliesslich  der 
Neuzeit  an  und  hat  in  den  einzelnen  Län- 
dern eine  durch  das  Bedürfnis  bedingte 
Entwickelung  erfahren,  die  einen  verschie- 
denen Gang  genonmien  hat.  Das  gemeine 
Recht  hatte  sich  darauf  beschränkt,  die  Ver- 
pflichtung der  Eigentümer  tiefer  belegener 
Grundstücke  zur  Aufnahme  des  von  oben  her- 
abfliessenden  Wassers  festzustellen  (vgl.  den 
Art.  Vorflut),  ermangelte  aber  aller  Be- 
stimmungen, wonach  diese  Verpflichtung  zur 
Förderung  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens 
erweitert  und  eine  Entwässerung  ermöglicht 
werden  kann.  Als  mit  den  Fortschritten  im 
Gebiete  der  Landwirtschaft  das  Bedürfnis 
zu  Entwässerungen  hervortrat,  suchten  zu- 
nächst zahlreiche  Sonderordnungen,  mit  ört- 
lich begrenzter  Gültigkeit,  diese  Lücke  in 
den  einzelnen  Ländern  zu  ergänzen  und  zu- 
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gleich  den  Wünschen  nach  einer  streng  ge- 
ordneten Vorflut  zu  entsprechen,  bis  die 
einzelnen  Staaten  durch  Erlass  besonderer 
Gesetze  die  Fr^e  regelten  und  zwar  teils 
ganz  selbständig,  teils  in  Verbindung  mit  dem 
Rechte  der  Vorflut  (vgl.  diesen  Art.)  und  mit 
dem  Rechte  der  Bewässenmg  (vgl.  den  Art. 
Bewässerung  und  Bew^ässerungs- 
reeht  oben  Bd.  II  S.  773 ff.). 

Die  Grundsätze,  auf  w^elchen  das 
geltende  Entwässerungsrecht  durchschnittlich 
beniht,  lassen  sich  daliin  zusammenfassen: 

1.  Die  Vornahme  von  Entwässenuigen 
ist  dem  freien  Belieben  des  Grundeigentü- 
mers überlassen,  niemand  wird  zur  Ent- 
wässerung seines  Grundstückes  von  Staats- 
wegen gezwungen.  Abweichend  hiervon 
gestattete  die  friUiere  (d.  h.  vorlandrechtliche, 
vgl.  unten  S.  649)  preussische  nnd  fran- 
zösische (unten  S.  651,  656/57)  Gesetz- 
gebung den  Staatsbehörden,  die  Eigentümer 
zur  Vornahme  von  Entw^ässerungen  im  In- 
teresse der  Landeskultur  zwangsweise  an- 
zuhalten, —  ein  Standpunkt,  der  seither  in 
Preussen,  wie  auch  sonst  überall  in  Deutsch- 
land, ganz,  in  Frankreich  (und  Elsass-Loth- 
ringen)  jedoch  noch  nicht  völlig  aufgegeben 
worden  ist.  Ein  »Entwässerungszw^ang« 
jnag  gegenwärtig  nur  etwa  in  den  fast 
allenthalben  anerkannten  Rechtssätzen  er- 
blickt werden,  wonach  einmal  der  einzelne 
Gnmdeigentümer  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen gezwungen  werden  kann,  sich 
einer  Entwässerungsgenossen  Schaft 
anzuschliessen  (s.  den  Art.  Wasserge- 
nossenschaften) imd  wonach  sodann 
die  Polizeibehörden  allgemein  ermäch- 
tigt sind,  zum  Schutze  der  ilmen  anvertrau- 
ten Interessen,  insbesondere  aus  gesund- 
heitspolizeilichen  Gründen,  die  Vornahme 
von  Entwässerungen  anzuordnen  und  even- 
tuell zwangsweise  durchzuführen. 

2.  Die  Vornahme  von  Entwässerungen 
ist  an  gewisse  öffentlichrechtliche  Beschrän- 
kungen, nach  manchen  Gesetzen  insbeson- 
dere an  die  vorgängige  obrigkeitliche  Ge- 
nehmigung gebunden  (vgl.  Baden,  Hessen, 
Elsa8s-Ix)thringen,  unten  S.  655  ff.). 

3.  Der  Durchfühnmg  solcher  Entwässe- 
nmgsunternehmungen,  deren  überwiegender 
Nutzen  für  die  Landeskultur  amtMch  fest- 
gestellt ist,  können  Dritte  auf  Grund  ihrer 
Privatrechte  am  Wasser  oder  am  Grund 
und  Boden  nicht  widersprechen,  vielmehr 
(durch  Richterspruch  oder  expropriativen 
Verwaltungsakt,  vgl.  den  Art.  Bewässe- 
rung und  Bewässerungsrecht  oben 
Bd.  II,  bes.  S.  782/83)  genötigt  werden,  jene 
Privatrechte  gegen  Entschädigimg  insow^eit 
aufzugeben,  als  die  zweckdienliche  Ausfüh- 
nmg  der  Entwässerungsanlage  dies  erfordert. 

Hierzu  ist  im  allgemeinen  folgendes  zu 
bemerken : 


Soll  ein  Entwässerungsimtemehmen  sich 
über  fremde  Grundstücke  erstrecken,  so  ist 
an  und  für  sich  jeder  Besitzer  zum  Ein- 
spruch befugt  und  zwar  sowohl  dem  ein- 
zelnen Unternehmer  als  auch  öffentlichen 
Genossenschaften  gegenüber.  Die  neueren 
Gesetze  haben  aber  dieses  Widerspruchs- 
recht beschränkt  und  damit  ein  Recht  zur 
Entwässerung  unter  Mitbenutzung  fremder 
Grimdstücke  fast  überall  eingeführt,  das  in 
dem  Geltungsbereich  der  einzelnen  Gesetze 
sich  nur  insofern  unterscheidet^  als  die 
Voraussetzungen,  an  welche  die  Ausführung 
geknüpft  ist,  die  Einschränkungen,  an 
Avelche  dieselbe  gebunden  ist,  und  die  Leis- 
tungen an  die  nicht  beteiligten  Besitzer  in- 
Berücksichtigung der  dem  Unternehmen 
entgegenstehenden  Rechte  und  Interessen 
verschieden  bestimmt  sind.  Unter  den  in 
den  Gesetzen  festgestellten  Vomusselzungen 
und  Beschränkungen  hat  jeder  Besitzer  die 
Befugnis  zu  entwässern.  Auch  besondere 
Rechtstitel,  welche  den  durch  das  Ent- 
wässern ngsuntemehmen  betroffenen  Eigen- 
tümer dem  Unternehmen  gegenüber  zum 
Widerspruch  an  sich  ermächtigen,  stehen 
dieser  Befugnis  nicht  entgegen;  vielmehr 
lösen  sich  Widerspruchsrechtc  dieser  Ai-t, 
mögen  sie  nur  die  Ablassung  des  Wassers 
oder  die  bei  der  Entwässerung  anzuneh- 
mende Höhe  des  Wasserstandes  oder  end- 
lich die  Art  der  Ausführung  des  ganzen 
Entwässerungsplanes  betreffen,  lediglich  in 
Entschädigungsansprüche  auf  und  sind  da- 
her bei  der  Feststellung  der  Entschädigimg, 
zu  welcher  der  Unternehmer  verpflichtet 
ist,  in  Anschlag  zu  biingen.  Die  Entschä- 
digung ist  für  alle  Nachteile  und  Einsclirän- 
kungen  zu  gewähren,  welche  die  Entwässe- 
rung im  Gefolge  hat.  Sie  kann  sich  des- 
halb einerseits  auf  die  Verminderimg  der 
Wassermenge  selbst  und  die  Senkung  des 
Wasserstandes,  w^elche  die  Ent^^ässerung 
bewirkt,  beziehen ;  andererseits  hat  sie  auch 
den  zu  den  Ableitungskanäleu  benutzten 
Grund  und  Boden  sowie  diejenigen  Grrund- 
stücke  und  Abflusswege  in  Betracht  zu 
ziehen,  welchen  das  abgeleitete  Wasser  zu- 
geführt wird.  Sie  umfasst  femer  sowohl 
den  vollständigen  Ersatz  des  Verlustes  der 
Eigentilmer  und  Nutzungsberechtigten  als 
auch  die  Vergütung  aller  der  Lasten  und 
Nachteile,  welche  durch  infolge  der  Ent- 
wässerimg notwendig  gewordene  Einrich- 
tungen und  Veranstaltungen  entstehen.  So- 
weit ihnen  aber  durch  die  Entwässenmg 
Vorteile  zugeführt  werden,  müssen  dieselben 
in  der  Regel  auf  die  Nachteile  mit  in  An- 
rechnung kommen.  Dieser  weitgehenden 
Entschädigungspflicht  der  Unternehmer  ent- 
spricht es,  dass  die  Ausfülirung  einer  jeden 
Entwässerung  der  fi'eien  Entschliessung  des 
Untemehmei-s  überlassen  ist,  der  allein  zu 
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entscheiden  hat,  ob  der  Nutzen  der  AnJage 
den  zu  bringenden  Opfern  entspricht,  da 
die  Gesetzgebung  zum  allgemeinen  Nutzen 
nur  solche  Unternehmungen  zu  fördern  und 
zugleich  den  Unternehmungsgeist  in  den  be- 
teiligten Kreisen  anzuregen  beabsichtigt. 

Die  vorstehend  entwickelten  allgemeinen 
(resichtspunkte,  welche  jetzt  die  Grundlage 
ties  Entwässerungsrechts  fast  in  ganz  Mit- 
teleuropa bilden,  sind  zuerst  und  nach  viel- 
fachen Schwankungen  in  der  preussischen 
Gesetzgebung  anerkannt  worden,  die  auf 
diesem  Gebiet  (im  Gegensatz  zu  manchen 
andern  wasserrechtlichen  Materien,  nament- 
lich dem  Bewässerungswesen)  balmbrechend 
wurde. 

IL  Prenssen. 

2.  Geschichtliche  Entwickelnn^  im 
Geltungsbereich  des  Allgemeinen  Land- 
rechts. Das  Streben,  die  Verhältnisse  der 
Gewässer  in  einer  den  Anfordenmgen  der 
Neuzeit  entsprechenden  Weise  zu  regeln, 
geht  in  dem  preussischen  Staate  sehr  weit 
zurück.  Dasselbe  tritt  schon  unter  den 
ersten  Königen  hen-or  und  gewann,  nament- 
lich unter  Friedrich  dem  Grossen,  einen 
lebendigen  Fortgang.  Die  althergebrachte 
Grundanschauung  der  preussischen  land- 
wirtschaftlichen Gesetzgebung,  die  Beziehun- 
gen des  Privatrechts  den  staatswirtschaft- 
li(!hen  Interessen  unterzuordnen,  fand  dabei 
einen  lebendigen  Ausdruck  und  führte 
schnell  über  den  Standpunkt  des  gemeinen 
Rechts  hinaus.  Die  Gesetzgebung  begann 
mit  dem  Ed.  v.  25.  Februar  1704  wegen 
der  Wasserleitungen  in  Brüchen  imd  Nie- 
derungen (Nov.  Corp.  Const.  T.  IV,  Abt.  ü, 
Kap.  IV,  Nr.  10),  wonach  der  Staat  die 
r)l>erste  Leitung  aller  Entwässerungen  selbst 
in  die  Hand  nahm  und  denselben  mit  Ge- 
walt Eingang  zu  erzwingen  suchte.  Dann 
folgten  das  Patent  v.  9.  November  1717 
wegen  Käumung  der  Gräben  und  das  er- 
neute Ed.  V.  7.  Oktober  1726  wegen  Räu- 
mung der  Gräben  und  Brüche  (a.  a.  0.  Nr. 
19,  20),  die  jenen  Standpunkt  noch  schärfer 
[)etonten  und  dahin  erweiterten,  dass  auf 
lie  tüchtige  Erhaltung  der  bestehenden 
VVasserableitungsanlagen  mehr  als  bisher 
Bedacht  genommen  und  die  Ausfühning 
leuer  Entwässenuigen  diurch  Berech tigun- 
i:en  begünstigt  wurde,  welche  auch  den 
iabei  nicht  beteiligten  Grundbesitzern 
schwere  Verpfüchtungen  auferlegte.  Erfolg 
laben  diese  Gesetze  nicht  gehabt,  obgleich 
vielfache  örtliche  Verordnungen  den  darin 
lusgedrückten  Anschauungen  und  Bestre- 
bungen grössere  Bedeutung  zu  geben  such- 
en. Unter  Friedrich  dem  Grossen  wurde 
lie  Ausbildung  dieser  Gesetzgebung  von 
leuem  in  Angriff  genommen,  durch  Erlass 
ron  Verordnungen  für  einzelne  Teile  des 
lamaligen    Staatsgebietes,    von    denen    das 


Ed.  V.  20.  Dezember  1746  über  Vorfiut  und 
Entwässerung  in  dem  neu  erworbenen 
Schlesien  (Korns  Ed.-Samml.  II,  S.  392)  die 
bedeutendste  ist.  Zugleich  wurde  die  all- 
gemeine Gesetzgebung  weiter  gefördert  in 
dem  an  Stelle  der  älteren  Edikte  erlassenen 
erneuten  Edikt  wegen  zu  verschaffender 
Vorflut  und  Räumung  der  Gräben  und 
Bäche  V.  6.  Juli  1773  (N.  C.  G.  Vc  Nr.  34), 
das  zum  ersten  Mal  eine  vollständige  Ord- 
nung aller  den  Wasserabfluss  betreffenden 
Verhältnisse  enthielt  und  die  Bestrebungen, 
die  in  den  älteren  Ordnungen  zum  Aus- 
druck gelangt  waren,  im  weitesten  Umfange 
und  auf  das  entschiedenste  zur  Geltung  zu 
bringen  suchte.  Das  Leben  vermochte  sich 
mit  diesen  schroffen  Bestimmungen,  die 
den  Grundbesitz  erheblich  belasteten,  nicht 
zu  befreunden,  und  der  Erfolg  auch  dieses 
Ediktes  war  ebenso  unbedeutend  wie  der 
seiner  Vorgänger.  Diese  Erfahrtmgen  be- 
stimmten die  Verfasser  des  Allgemeinen 
Landrechts,  das  auch  diesen  Teil  der  Ge- 
setzgebung enthielt,  einen  milderen  Stand- 
punkt zu  vertreten.  Sie  beseitigten  das 
frühere  Recht,  verliessen  das  Princip  des 
Entwässerungszwangs  und  hoben  die  weit- 
gehenden Begünstigimgen,  mit  denen  die 
Gesetzgebung  von  1704--1773  die  Entwässe- 
rungsanlagen ausgestattet  hatte,  auf.  Auf 
diese  Weise  wurden  allerdings  grosse  Er- 
leichterungen geboten,  aber  zugleich  auch 
der  Boden  der  überlieferten  Bestrebungen 
des  preussischen  Rechts  verlassen.  In  der 
That  gelangten  dann  auch  diese  Bestim- 
mungen des  A.L.R.  nirgends  zu  einer  wei- 
terreichenden Wirksamkeit  und  lebendigen 
Bedeutimg,  um  so  weniger,  als  es  die  bis 
dahin  bestehenden  Gesetze  und  örtlichen 
Rechte  nicht  ausdrücklich  aufhob  (A.L.R. 
Einl.  §§  59,  61),  so<lass  dieselben  ihre  GiÜ- 
tigkeit  neben  dem  Landrecht  behielten. 
Dieser  Zustand  einer  den  Anschauungen 
und  Bedürfnissen  des  Lebens  nicht  ent- 
sprechenden Gesetzgebung  erhielt  sich  bis 
in  den  Anfang  dieses  Jahrhunderts ,  bis 
zu  der  Zeit,  in  der  die  grossen  Kriege  den 
Wohlstand  verwüsteten  und  der  Zustand 
des  tiefsten  wirtschaftlichen  Niederganges 
die  Erkenntnis  erweckte,  daas  nur  die  He- 
bimg der  Erträge  des  Landes  zu  neuem 
wirtschaftlichen  Aufschwünge  führen  kann. 
Diese  Erkenntnis  veranlasste  die  Ausbildung 
einer  die  Förderung  der  Landwirtschaft  an- 
strebenden neuen  Geöetzgebung,  die  durch 
das  Ed.  V.  14.  September  1811  zur  Beför- 
derung der  Landeskultur  eingeleitet  wurde, 
das  eine  allgemeine  neue  Regelung  der 
Vorflut,  der  Entwässerung  und  Be- 
wässerung und  zu  dem  Behufe  die  Ein- 
setzung einer  eigenen  technischen  Ver- 
waltungsbehörde in  Aussicht  stellt.  Da<^ 
letztere  ist  bis  heute  nicht  geschehen,  das 
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erstere  hat  sich  nur  in  sehr  allmählicher 
Weise  vollzogen,  und  zwar  in  einem  Um- 
fange, der  den  berechtigten  Anforderungen 
der  heutigen  Landwirtschaft  auch  nicht  im 
entferntesten  Rechnung  trägt,  so  sehr  die 
damals  erlassenen  Gesetze  den  Anforderun- 
gen ihrer  Zeit  entsprachen.  Zunächst  wm»- 
den  gleichzeitig  mit  jenem  Edikt  die  Ent- 
wässerungen wieder  in  die  Gesetzgebiuig 
gezogen.  Es  erging  dafür  das  G.  v.  15. 
November  1811  wegen  desWasser- 
stauens  bei  Mühlen  und  Verschaf- 
fung der  Yorflut,  —  das  sogenannte 
»Yorflutgesetz« ,  —  welches  für  seine 
Zwecke  sehr  segensreich  gewirkt  und  seine 
Geltimg  bis  heute  behauptet  hat.  Durch 
dasselbe  wurde  das  durch  das  A.L.R.  fast 
ganz  beseitigte  Entwässerungsrecht,  unter 
grosser  Schonung  der  vorhandenen  Besitz- 
stände, wieder  eingeführt,  die  Vornahme 
von  Entwässerungen  aber  nach  wie  vor  der 
freien  Entscldiessung  des  Grundeigentümers 
überlassen  und  dem  Unternehmer  eine 
weitgehende  Entschädigungspflicht  gegen- 
über den  von  solchen  Anlagen  Betroffenen 
auferlegt.  Das  Gesetz  hatte  für  die  Ent- 
wässerung einen  doppelten  Zweck.  Auf 
der  einen  Seite  erweitert  es  das  Recht  zur 
Entwässerung,  indem  es  die  früher  festge- 
stellte, durch  das  A.L.R.  (§  117,  I,  8)  be- 
seitigte Befugnis,  auch  stehende  Gewässer 
über  fremde  Grundstücke  hinweg  durch 
Entwässerungsgräben  abzuleiten,  wiederher- 
stellte und  die  Erweiterung  des  Abflusses 
fliessender  Gewässer  unter  Beseitigung  aller 
künstlichen  Anlagen,  insbesondere  auch  der 
Stauvorrichtungen,  welche  einem  Entwässe- 
rungsunternehmen im  Wege  standen,  ge- 
stattete. Auf  der  anderen  Seite  führte  es 
ein  besonderes  Verfaliren  ein,  durch  wel- 
ches dergleichen  Unternehmungen  zum  Voll- 
zug zu  bringen  sind,  das  von  den  Verwal- 
tungsbehörden geleitet  wird,  aber  nur  auf 
Antrag  zur  Einleitung  kommt,  wenn  der 
Unternehmer  es  nicht  auf  eine  Klage  sol- 
cher ankommen  lassen  will,  die  sich  durch 
die  Anlage  beeinti'ächtigt  glauben.  Ergänzt 
wurde  das  G.  v.  15.  November  1811  durch 
das  G.  V.  23.  Januar  1846  betreffend  das 
für  Entwässerungsanlagen  einzuführende 
Aufgebots-  und  Präklusionsverfahren,  das 
den  Schutz  der  Entwässeningsuntemehmun- 
gen  gegen  unberechtigte  Einspiiiche  imd 
Ansprüche  vermehrt,  und  durch  das  G.  v. 
11.  Mai  1853  über  die  Anwendung  der  Vor- 
flutgesetze  auf  unterirdische  Wasserleitun- 
gen, welches  das  geltende  Recht  auch  auf 
Drainierungen  ausdehnt,  die  bis  dahin  der 
gesetzlichen  Berücksichtigung  ganz  entbehrt 
hatten. 

3.  Gegenwärtiger  Rechtszastand  im 
Geltungsbereich  des  Allgemeinen  Land- 
rechts.   Jeder  Besitzer  eines  höher  gelege- 


nen Gnmdstückes  ist  berechtigt,  zur  Ablei- 
tung des  auf  seinem  Grundstück  sich  sam- 
melnden Tagewassers,  das  ausserhalb  der 
ordentlichen  Kanäle  und  Gräben  vnld  ab- 
läuft, zu  verlangen,  dass  die  Besitzer  der 
tiefer  belegenen  Grundstücke  ihm  das 
Wasser  abnehmen,  wenn  er  nicht  in  der 
Lage  ist,  dasselbe  durch  die  auf  eigenem 
Grund  und  Boden  zu  machenden  Veranstal- 
tungen abzuführen.  Ist  es  aber  einem  Be- 
sitzer der  tiefer  liegenden  Grundstücke 
durch  natürliche  Hindernisse  unmöglich, 
das  Wasser  weiter  abzuleiten,  so  ist  er  zu 
dessen  Annahme  nur  verpflichtet,  wenn  der 
entstehende  Schaden  durch  die  Vorteile  des 
Besitzers  des  höheren  Grundstückes  be- 
trächtlich überwogen  und  vollständig  ver- 
gütet wird,  unter  diesen  Voraussetzungen 
kann  die  Anlegung  neuer  Gräben  und  die 
Verbreiterung  oder  Vertiefung  vorhandener 
Gräben  gefordert  werden.  Die  Kosten  sol- 
cher Anlagen  einschliesslich  der  Entschädi- 
gungen für  die,  welche  Grund  und  Boden 
dazu  hergeben  müssen  oder  Schaden  erlei- 
den, müssen  alle,  welche  Nutzen  davon 
haben,  nach  Verhältnis  desselben  aufbringen 
(A.L.R.  I,  8,  §§  102—116;  s.  übrigens  den 
Art.  Vorflut).  Die  solchergestalt  ziemlich 
verklausulierte,  dem  Vorfluts-  und  Ent- 
wässerungsinteresse nicht  eben  günstige  Ge- 
staltung der  Pflicht  des  ünterliegers  zur 
Aufnahme  des  ihm  vom  Oberlieger  her  zu- 
strömenden Wassers  ist  nun  nach  dem 
A.L.R.  noch  weiterhin  dadurch  beschränkt, 
dass  die  Aufhebung  oder  Verminderung 
eines  Staurechts  (insbesondere  eines 
Mühlenstaus)  im  Entwässerungsinteresse  nie- 
mals verlangt  werden  kann  und  dass  fer- 
ner der  Cnterlieger  unter  keinen  umstän- 
den verpflichtet  ist,  das  auf  dem  höher  ge- 
legenen Grundstücke  (z.  B.  in  Teichen, 
Sümpfen,  Morästen)  stehende  Wasser 
mittelst  Gestattung  einer  Entwässerungsan- 
lage (Gräben,  Böhrenleitung)  aufzunehmen 
und  weiter  zu  leiten.  —  Soweit  hiernach 
ein  Anspruch  des  Oberhegers  gegen  den 
ünterlieger  auf  Abnahme  imd  Weiterleitimg 
von  Wasser  anerkannt  ist,  hat  er  einen  wie 
privatrechtlichen  Charakter;  der  An- 
spruch ist  statuiert  im  nachbarlichen  Privat- 
interesse, er  ist  in  seinem  Bestände  unab- 
hängig von  der  Koexistenz  eines  öffentlichen 
Interesses  und  unterliegt  im  Streitfalle  der 
Kognition  der  ordentlichen  Gerichte. 

Hier  hat  nun  das  Vorflutgesetz  von  1811 
reformierend  eingegriffen.  Es  hebt  die  ge- 
schilderten Bestimmungen  des  A.L.R.  nicht 
allgemein  auf,  sondern  ersetzt  sie  durch 
neue,  den  Vorflutanspnich  sehr  erheblich 
erweiternde  Vorschriften  lediglich  zu  Guns- 
ten solcher  Entwässerungsuntemehmimgen, 
deren  Ausführung  nach  behördlicher  Prü- 
fung und  Feststellung  einen  überwiegenden 
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Vorteil  für  »Bodenkultur  (d.  h.  Landwirt- 
schaft) *)  oder  Schiffahrt«  darbietet  ( Vorflul^ 
gesetz  §§  11 — 34,  vgl.  den  Kommentar 
hierzu  in  v.Brauchitschs  Preussischen 
Yerwaltungsgesetzen  Bd.  lY,  11.  Aufl.  S. 
62  ff.).  Der  Unternehmer  einer  solchen  An- 
lage kann  von  den  Besitzern  tiefer  liegen- 
der Gnmdstticke  verlangen,  dass  sie  ihm 
das  Ziehen  von  Entwässenmgsgräben  (Vor- 
flutgesetz  §  13)  oder  Drains  (ö.  v.  11.  Mai 
1853)  gestatten,  weiterhin  kann  die  Ein- 
schränkung oder  nach  Befinden  auch  die 
flnzliche  Aufhebung  vorfluthindernder 
taurechte  gefordert  werden  (Vorflutge- 
setz  §  11,  12),  wobei  es  überall  gleichgiütig 
ist,  ob  das  durch  die  Entwässerungsanlage 
fortzuschaffende  kulturschädliche  Wasser 
einem  fliessenden  oder  stehenden  Gewässer 
(Teich,  See,  Sumpf)  angehört.  Entschä- 
dig jing  wird  dem  ünterlieger  in  allen 
Fällen  gewährt  (a.  a.  0.  §§  11—14).  Der 
Umfang  sowohl  des  Vorflutanspruchs,  d.  h. 
der  dem  ünterlieger  aufzuerlegenden  Wasser- 
leitimgsservituten  und  Staurechtsbeschrän- 
kimgen ,  wie  der  des  Entschädigungs- 
anspruchs wird  im  Einzelfalle  durch  die 
Verwaltungsbehörden  (cL  h.  nach  dem 
Vorflutgesetz  der  Polizeibehörde  bezw.  der 
Regiening,  jetzt,  d.  h.  seit  der  Kreisordnung 
von  1872  \md  dem  Zuständigkeitsgesetz  v. 
1.  August  1883,  §  68  Nr.  1  des  Kreis- 
ausschusses) unter  Ausschluss  des  Rechts- 
weges, jedoch  mit  Eröffnung  des  Verwal- 
timgsstreitverfahrens  festgestellt. 

4.  Forts etzniig.  Verfahren.  —  Das 
Thätigwerden  der  Verwaltungsbehörden  zu 
Gunsten  von  Entwässenmgsan lagen  ist  durch 
das  bereits  erwähnte  G.  v.  23.  Januar  1846 
betreffend  das  für  Entwässerungsanlagen 
einzuführende  Aufgebots-  und  Präklusions- 
verfahren  sowie  durch  das  Zuständigkeits- 
gesetz V.  1.  August  1883,  §  68  dem  analo- 
gen Verfahren  in  B  e  wässerungsangelegen- 
neiten  so  sehr  angenähert  worden,  dass  hier, 
unter  Ausserachtlassung  der  unbedeutenden 
Abweichungen  im  einzelnen  auf  die  Dar- 
stellung des  letztgedachten  Verfahrens  im  Art. 
Bewässerungu.Bewässerun^srecht, 
oben  Bd.  n  S.  782/83  vei'wiesen  werden 
kann.  Das  dort  unter  a  geschilderte  Prä- 
klusionsverfahren  findet  auch  hier,  bei  Ent- 
wässenmgsanlagen,  Anwendung,  desgleichen 
zeigt  das  eigentliche  administrative  Haupt- 
verfahren (s.  das.  unter  b)  ebenso  wie  das 
gleichartige  Verfahren  in  Bewässerungssachen 
eine  den  vier  Stadien  des  Enteignungs- 


')  Nur  Landwirtschaftliche  nud 
Schiffahrtsinteressen  will  das  Vorflatgesetz  be- 
lustigen, nicht  z.  B.  Entwässerungen  behufs 
Gewinnung  von  Boden  für  indnstriefie  Zwecke; 
vgl.  Entscheidung  des  preussischen  Oberver- 
waltungsgerichts ^d.  28,  S.  280. 


Verfahrens  (Feststellung  des  Enteignungs- 
falles, des  Enteignungsplanes,  der  Entschä- 
digung, Vollziehung  der  Enteignung)  analoge 
Gliederung.  Vgl.  über  alles  Nähere  Vor^ 
flutgesetz  §§  15 — 34;  Zuständigkeitsgesetz 
§§  68-72. 

Der  ausser  und  neben  dem  Vorflutgesetz 
noch  aus  dem  A.L.R  I,  8,  §§  103  ff.  herzu- 
leitende privatrechtliche,  von  dem  Nach- 
weise eines  öffentlichen  Interesses  unab- 
hängige Anspnich  auf  Gewähnmg  von  Vor- 
flut ist  unter  Ausschluss  der  von  Hause 
aus  begründeten  Kompetenz  der  Civilge- 
richte  durch  das  Zuständigkeitsgesetz  §  68 
Nr.  1  dem  vorstehend  bezeichneten  Verwal- 
tungs-  und  Verwaltungsstreitverfahren  gleich- 
falls imterstellt  worden  (vgl.  hierzu  v.  Brau- 
chitsch  a.  a.  0.  Bd.  IV  S.  63,  64). 

5.  Rechtszustand  im  Geltungsbereich 
des  französischen  Rechts.  Die  die  ältere 
preussische  Gesetzgebimg  beherrschenden 
Gnmdanschauungen  treten  auch  in  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung  hervor ;  zwar  später, 
dafür  aber  mit  der  ganzen  Entschiedenheit 
welche  für  die  Revolutionszeit  bezeichnena 
ist.  Durch  ein  G.  v.  5.  Januar  1791,  Decret 
relatif  au  dess6chement  des  marais,  wurde 
die  Ableitung  der  kulturschädlichen  Q^ 
Wässer  durch  eigentliche  Entwässerungsan- 
lagen unbedingt  angeordnet  und  unter  staat- 
liche Aufsicht  gestellt.  Ein  weiteres  G.  v. 
4.  Dezember  1793,  Decret  relatif  au  dessMie- 
ment  des  6tangs,  ging  sodann  in  der  rück- 
sichtslosen Ausführung  noch  weiter  vor. 
Bei  der  napoleonischen  Kodifikation  wurde 
der  Boden  des  hergebrachten  Rechts  zwar 
nicht  verlassen,  sondern  dessen  Grundsätze, 
soweit  sie  aus  dem  strengen  Rechtsstand- 
pimkte  über  den  Ablauf  und  die  Nutzung 
der  Gewässer  herzuleiten  sind,  zusammen- 
gefasst  und  ergänzt,  doch  blieb  man  allen 
Kulturvorschriften  fern  imd  überging  dem- 
gemäss  die  Verhältnisse  der  Entwässerung 
gänzlich.  Obwohl  jene  älteren  Kulturvor- 
schriften durch  den  Code  nicht  beseitigt 
waren,  kam  es,  da  dieselben  die  Anforde- 
rungen der  Neuzeit  nicht  befriedigten,  schon 
im  Jahre  1807  (Loi  du  16.  septembre  1807, 
relative  au  dess^hement  des  marais  etc.) 
zu  einer  abermaligen  Regelimg  des  Rechts 
der  Entwässerung,  die  von  einem  weit  um- 
fassenderen Standpunkte  als  die  frühere 
Gesetzgebung  atisging  und  trotz  der  Bei- 
behaltung der  gewaltsamen  Grundsätze  des 
Dekrets  vom  5.  Jantiar  1791^)  vielfach  eine 
biUige  Rücksicht  auf  die  Beteiligten  nahm, 
die  jenes  ältere  Gesetz  nicht  kannte.    Hier- 


>)  Das  G.  V.  16.  September  1807  beruht 
durchaus  auf  dem  Princip  der  Zwangsent^ 
wässerune;  vgl.  Art.  1  Abs.  2:  „le  Gouverne- 
ment ordonn  er  a  les  des86chement8  qu'il  ju- 
gera  utiles  ou  n^cessaires.** 
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mit  war  die  in  das  preussische  Recht  auf- 
genommene französische  Gesetzgebung  ab- 
geschlossen. Das  Gesetz  ist  bis  heute  in 
Giütigkeit,  hat  aber  durch  die  neue  Gesetz- 
gebung wie  durch  eine  gemilderte  Anwen- 
dung von  Seiten  der  Verwaltungsbehörden 
seine  alte  Bedeutung  verloren.  Der  erste 
Schritt  in  dieser  Richtung  geschah,  als  das 
G.  V.  11.  Mai  1853  die  ireiwillige  wie  die 
zwangsweise  Ausführung  grösserer  Ent- 
wässenmgsanlagen  durch  ein  neues  Ver- 
fahren regelte  und  als  erstes  preussisches 
Gesetz  in  das  rheinische  Entwässenmgsrecht 
eingriff.  Üas  Gesetz,  das  abgesehen  von 
rler  Bestimmung  über  die  Drainanlagen  (vgl. 
oben  sub  2,  3)  seit  Erlass  des  G.  v.  1.  April 
1879  (vgl.  den  Art.  Wassergenossen- 
schaften) nicht  mehr  zur  Anwendung 
kommt,  ist  jedoch  im  rheinischen  Gebiete  ohne 
weitere  Wirkung  geblieben,  indem  im  rheini- 
schen Rechte  jede  angemessene  Vorschrift 
fehlte,  welche  Entwässenmgsanlagen  zum 
Nutzen  einzelner  oder  weniger  Grundstücke 
ordnet  und  schützt.  Bei  der  steigenden  Ent- 
wickelung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
wurde  dieser  Mangel  immer  fühlbarer  luid 
führte  endlich  zu  dem  G.  v.  14.  Juni  1859 
wegen  Verschaffung  der  Vorfhit  in  den 
Bezirken  des  Appellationsgerichtshofes  zu 
Köln  und  des  Justizsenats  zu  Ehrenbreiteu- 
stein  sowie  in  den  hohenzollem  sehen  Lan- 
den, welches  für  das  rheinische  Entwässe- 
nmgsrecht den  Abschluss  bildet.  Auf  dem 
schroffen  Standpunkte  des  älteren  Rechts 
ist  dieses  Gesetz  nicht  geblieben,  es  schliesst 
sich  vielmehr  den  Anschauungen  des  G.  v. 
15.  November  1811  (vgl.  oben  sub  2)  an, 
indem  es  die  Ausführung  von  Entwässenm- 
gen  lediglich  in  das  Ermessen  des  Eigen- 
tümers stellt.  Es  bestimmt  die  Grenzen, 
innerhalb  deren  der  Eigentümer  zu 
Entwässerungsanlagen  anderen  gegenüber 
berechtigt  sein  soll,  und  beachtet  dabei 
neben  den  Interessen  der  Landwirtschaft 
die  ihnen  entgegenstehenden  Rechte  in 
weiterem  umfange  als  das  G.  v.  15.  No- 
vember 1811.  Die  Zulässigkeit  eines  jeden 
Kntwässeningsunternehmens,  bei  welchem 
die  Ableitungen  durch  fremde  Gnmd stücke 
gezogen  wenlen  sollen,  ist  hier  davon  ab- 
hängig, dass  diese  Gräben  weiterhin  einem 
bereits  bestehenden  Wasserlaufe  oder  sons- 
tigem Abflusswege  zugeleitet  werden  kön- 
nen, widrigenfalls  die  Entwässerung  ohne 
freiwillige  Zustimmung  des  Besitzers  der 
Gnmdstücke,  auf  denen  das  Wasser  ver- 
bleiben müsste,  nicht  erfolgen  darf  (G.  v. 
14  Juni  1859  §  1);  die  Entwässenmg  darf 
nur  an  der  Stelle  des  betroffenen  Grund- 
stückes ausgeführt  werden,  wo  sie,  unbe- 
schadet ihres  Zweckes,  am  wenigsten  be- 
lastend ist:  durch  Gebäude  und  die  mit 
ihnen   in  Verbindung  stehenden  Hofräume 


ist  sie  überhaupt  nicht,  durch  Gärten  und 
eingeschlossene  Parkanlagen  niu*  in  bedeck- 
ten Kanälen  oder  Röhren  zulässig,  soweit 
nicht  nur  die  Erweiterung  oder  Vertiefung 
eines  vorhandenen  Wasserlaufes  verlangt 
wird.  Gewerblichen  Anlagen  darf  sie  das 
zum  Betriebe  erforderliche  Wasser  nicht 
entziehen.  Dagegen  müssen  die  Besitzer 
gewerblicher  Anlagen  sich  deren  Abände- 
rung gefallen  lassen,  sofern  der  umfang 
des  Betriebes  dadmx*h  nicht  eingeschränkt 
wird  (G.  V.  14.  Juni  1859  §  2).  Die  Mit- 
benutzimg von  Enfrw^ässerungsanlagen  muss 
der  Unternehmer  jedem  anderen  Grund- 
eigentümer gegen  einen  verhältnismässigen 
Beitrag  zu  den  Kosten  der  Herstellung  und 
Unterhaltung  gestatten ;  die  Eigentümer  der 
von  den  Anlagen  diu-chschnittenen  Grund- 
stücke dürfen  die  Leitimgen  überdies  auf 
eigene  Kosten  an  eine  andere  Stelle  •  ver- 
legen, soweit  die  Ausübung  des  Rechts  des 
Unternehmers  dadurch  nicht  wesentlich  er- 
schwert und  eine  Verbesserung  des  be- 
lasteten (rrundstückes  dadurch  ermöglicht 
oder  eine  Erleichterung  der  durch  die  Be- 
lastung bedingten  Unbequemlichkeiten  her- 
beigeführt werden  kann  (G.  v.  14.  Juni 
1859,  §  3). 

6,  Terfahren  im  Geltongsbereieh  des 
ft^anzöslBohen  Rechtg.  Das  Verfahren  ent- 
spricht dem  für  den  Geltungsbereich  des  A.L.R. 
vorgeschriebenen  Verfahren  (vgl.  oben  snb  4), 
mit  der  Massgabe,  dass  die  Entschädigungen 
in  etwas  anderer  Art  ermittelt  und  unter  Vor- 
behalt der  Berufung  auf  den  Rechtsweg  fest- 
gesetzt werden,  dass  auch  die  Festsetzung  der 
Entschädigung  ausdrücklich  für  eine  vorläufige 
erklärt  und  eine  nähere  Festsetzung  bis  nach 
Beendigung  der  Anlage  vorbehalten  werden 
kann,  die  aber  jedenfalls  binnen  Jahresfrist  nach 
Beginn  der  Arbeiten  auf  dem  belasteten  Grund- 
stück erfolgen  muss,  und  dass  der  Kreis-  (Stadt-) 
Ausschuss  der  Berufung  auf  den  Kechtsweg  nn- 

feacht«t  die  Ausführung  der  Anlage  gestatten 
ann.  Wird  der  Rechtsweg  zum  Zweck  der 
Feststellung  der  Höhe  der  Entschädigung  be- 
schritten, dann  muss  die  vorläufig  festgestellte 
Entschädigung  gezahlt  oder  hinterlegt  werden, 
ehe  die  Ausführung  beginnen  kann.  Entsteht 
über  das  Bestehen  oder  den  Umfang  eines 
Rechtes,  auf  welches  ein  Widerspruch  oder  ein 
Entschädigungsansprnch  gegründet  wird,  Streit, 
dann  hängt  es  von  dem  Ermessen  des  Kreis- 
( Stadt-)  Ausschusses  ab,  ob  er  das  weitere  Ver- 
fahren bis  nach  rechtskräftiger  Entscheidung 
des  Gerichts  aussetzen  oder  die  Ausführung 
unter  Annahme  des  bisherigen  Besitzstandes 
oder  des  nach  seinem  Ermessen  nachgewiesenen 
Umfanges  der  Berechtigung  vorläufig  gestatten 
will  (G.  v.  14.  Juni  1859  S§  4—9,  Zuständig- 
keitsgesetz  v.  1.  August  1883  §  68). 

7.  Rechtsznstand  im  Geltnng^abe- 
reich  des  Gemeinen  Rechts.  (Vgl.  hierzu 
den  Art.  Vorflut).  Hinter  dem  preussi- 
schen  und  hinter  dem  französischen  Rechte 
stand  das  gemeine  Recht  weit  zurück.   Nur 
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lie  mannigfaltige  Ausbildung  örtlicher  Ver- 
31-dnungen  war  im  stände,  hier  den  hervor- 
:retenden  Bedürfnissen  der  neueren  Zu- 
stande einigermassen  Genüge  zu  leisten. 
Es  bot  sich  infolge  davon  auf  diesem  Ge- 
:)iete  ein  buntes  Süd  der  verschiedenartig- 
^tea  privat-  und  polizeirechtlichen  Ordnim- 
ren  dai\  die  je  nach  den  örtlichen  Verhält- 
lissen  den  Schutz  des  Wasserablaufes  und 
lie  Beförderung  der  Entwässerung  mehr 
)der  weniger  beachteten  und  so  das  Recht 
ler  Entwässenmg,  namentlich  in  Bezu^  auf 
5tau-  und  Wassertriebwerke  verschieden 
)rdneten.  Einige  Sondergesetze  haben  in 
^ezug  hierauf  eine  gleiche  Befugnis,  wie 
ra  Gebiete  des  Landrechts  besteht,  einge- 
ührt,  während  überall,  wo  solche  Bestim- 
nungen  nicht  erlassen  sind,  ein  gleicher 
iechtszustand  wie  im  Gebiete  des  rheini- 
chen  Rechtes  besteht.  Allgemeine  Gesichts- 
)unkte  und  eine  einheitliche  Entwickelung 
ehlen,  jeder  Landesteil  hat  vielmehr  seine 
»esondere,  von  dem  allgemeinen  Rechte  un- 
bhängige  Gesetzgebung.  Im  ostrheinischen 
^eile  des  Regierungsbezirks  Koblenz  und  in 
ien  hohenzoUemschen  Landen  gilt  das  zu- 
:leich  für  das  Gebiet  des  französischen 
iechts  erlassene  G.  v.  14.  Juni  1859  (vgl. 
ben  sub  5) ;  in  Neuvorpommem  und  Rügen 
3t  das  Recht  der  Entwässerung  durch  ein 
<?sonderes  Vorflut-G.  v.  9.  Februar  1867 
uf  derselben  Grundlage  wie  in  der  Rhein- 
•rovinz  geordnet  (G.  v.  9.  Februar  1867 
§  14— IV),  die  fast  wörtlich  mit  §§  1—3 
es  G.  V.  14.  Juni  1859  übereinstimmend 
nd  nur  in  §  16  bezüglich  der  Triebwerke 
nd  Stauanlajgen  dasselbe  Recht  wie  §§  11, 
2  des  G.  V.  15.  November  1811  den  Unter- 
ehmern  von  Entwässerungsanlagen  geben. 
Q  den  im  Jahre  1866  mit  Preussen  ver- 
inigten  Ländern  sind  überall  die  alten 
Äudesgesetze  beibehalten  worden.  In 
chleswig  in  den  Geestdistrikten  ist  ieder 
rnindbesitzer  verpflichtet,  sowohl  das  Ober- 
Is  das  Grundwasser  von  anderen  höher 
elegenen  Grundstücken  in  einem  solchen 
m  fange  entgegenzunehmen,  wie  die  fortr 
^hi-eitende  Bodenkultur  derselben  solches 
rfordert,  und  die  vorhandenen  Wasserläufe 
ine  Vergütung  in  gehöriger  Breite  und 
iefe  im  Stande  zu  halten.  In  Fällen  je- 
3ch,  in  denen  diCvSe  Pflicht  unverhältnis- 
lässig  schwer  auf  dem  Belasteten  ruht, 
)U  dieselbe  von  denen  übernommen  wer- 
3n,  welche  Nutzen  davon  haben,  und  dür- 
n  ausser  den  Angrenzern  auch  die  heran- 
*zogen  werden,  deren  Ländereien  an  die- 
iiigen  Seeen  stossen  oder  welche  Anteile 
1  denjenigen  Wiesen  und  Mooren  haben, 
o  die  Wavsserläufe  entspringen.  Es  gilt 
es  namentlich,  wenn  ein  Wasserlauf  regu- 
^rt  wird,  mag  die  Regulienmg  eine  Yer- 
iderung  seiner  Richtung  otler  seiner  Breite 


oder  Tiefe  zur  Folge  haben.    Bei   solchen 
eine    Entwässerung    bezweckenden    Regu- 
lierungen     sind    Verschlechterungen      der 
Wiesen,  Weiden  und  Torfmoore  möglichst 
zu    vermeiden,    schlimmstenfalls    den    Be- 
troffenen zu  entschädigen.    Ist  der  Eigen- 
tümer nicht  zugleich  Nutzniesser  der  Grund- 
stücke, welche  durch  die  Anlage  verbessert 
werden,  hat  er  gleichwohl  die  mehr  als  ge- 
wöhnlichen Kosten  zu  tragen,  aber  von  dem 
Nutzniesser  eine  Verzinsung  des  Aufwandes 
mit   vier   vom  Hundert  zu  fordern.    Auch 
die  Anlegung  ganz  neuer  Wasserleitimgen 
kann   von   dem   Besitzer    entwässeningsbe- 
dürftiger    Grundstücke    auf    den    Nachbar- 
grundstücken gegen  angemessene  Entschä- 
digung verlangt  werden,  wenn  er  den  An- 
trag genügend   begründen  und  namentlich 
nachweisen  kann,  dass  der  durch  die  Anlage 
bezweckte  Vorteil   in   einem  angemessenen 
Verhältnis  zu  den  ünzuträgüchkeiten  steht, 
welche  dieselbe  mit  sich  bringt  (Provinzial- 
verfassung  für  die  Geestdistrikte   des  Her- 
zogtums Schleswig,  betreffend  die  Ableitimg 
und   Benutzung  des  Wasfters   behufs  Ver- 
bessenmg  der  Ländereien  vom  6.  September 
1863,  §§  2,  3,  10,  28-  11;  14,  35^;  17,  35«; 
18,  357;  44—48).    Ganz  ähnliche  Besüm- 
mungen  gelten  in  den  G^estdistrikten  von 
Holstein  und  in  Lauenburg  (Wasserlösungs- 
ordnungen vom  22.  Mai  1857  und  vom  16. 
Juli  1857  §§  1—4).    Für  die  Marschen  in 
Schleswig-Holstein  ist  die  Entwässerung  ge- 
setzlich nicht  geregelt.    Ein  Bedürfnis  liegt 
nach  den  eigenartigen  Verhältnissen  und  der 
Abhängigkeit  aller  Wasserläufe  von  dem  um- 
fangreichen dort  bestehenden  Deichnetz  (vgl. 
d.  Art.  Deichwesen  oben  S.  152)  nicht  vor. 
In   Hannover   ist   den  Behörden   ein   um- 
fassender Eiufluss  eingeräumt,  indem  zur  Her- 
stellnng  sowohl  als  auch  zur  Art  der  Ausführung 
von  Entwässernngs&nlafifen  die  vorgängi^e  Ge- 
nehmigung der  ^astänaigen  Behörde  erfordert 
wird,  wenn  in  eine  bedeichte  Marsch  Wasser 
aus  einer  ausserhalb  der  Marschdeiche  belegenen 
Gegend    durch    künstliche    Leitungen   geführt 
werden   soll,   bei   Ableitung   des    Wassers   aus 
Binnenseeen,   wenn  Grundstücke  aus   mehr  als 
einer  Feldmark  oder  wenn  Moor-  oder  Bruch- 
flächen  im   Flächengehait   von  mehr   als   100 
hannoverschen  Morgen  entwässert  werden,  wenn 
zur  Ausführung  der  Anlaufe   eine  Vertiefung, 
Verbreiterung  oder  Geradelegunfi'  eines  natür- 
lichen Wasserzuges  nötig  ist,  endlich  wenn  be- 
hufs   der   Entwääserung   eine    Stauanlage   ge- 
macht oder  geändert  werden  soll,  die  selbst  der 
behördlichen  Genehmigung  unterliegt.   Die  Ge- 
nehmigang  darf  aber  nur  versagt  werden,  wenn 
ein  überwiegendes  öffentliches  Interesse  entge- 
gensteht.    Im   allgemeinen   ist  ieder   Besitzer 
der    unterhalb    einer    zum   Zweck   der  Boden- 
nutzung    abzuwassernden     Fläche     belegenen 
Grundstücke  verpflichtet,  die  Durchführung  des 
denselben  von  oberhalb  belegenen  Grundstücken 
künstlich  zugeleiteten  Wassers  zu  dulden,  so- 
weit   die   durchzuleitenden   Gräben    weiterhin 
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einem  bereits  bestehenden  Wasserlanf  zugeleitet 
werden  können.  Ein  Widerspruchsrecht  ist  nur 
gegeben,  wenn  die  Durchführung  des  Wassers 
unmöglich  ist,  wenn  erweislich  der  Schaden  der 
betroffenen  Grundstücke  den  Nutzen  im  Ent- 
wässerungsgebiet aufwiegt  oder  übersteigt; 
endlich  wenn  die  Entwässerung  durch  die  eige- 
nen Grundstücke  des  Unternehmers  möglich  ist. 
Den  zu  Entwässerungsanlagen  erforderlichen 
Grund  und  Boden  ist,  unter  den  angegebenen 
Voraussetzungen,  jeder  Eigentümer  abzutreten 
verpflichtet,  doch  bleibt  ihm  die  Wahl  zwischen 
Eigentumsabtretun^  oder  Servitnteinräumun^, 
und  es  kann  die  Leitung  des  Wassers  sowohl  in 
neuen  als  auch  durch  bereits  vorhandene  na- 
türliche oder  künstliche  Wasserläufe,  unter 
Verbreiterung  und  Vertiefung  derselben,  sowie 
unter  Beseitigung,  Anlage  oder  Aenderung  von 
Stauanlagen  geschehen.  In  den  Marschgebieten 
ist  dieses  Recht  noch  einigen  besonderen  Ein- 
schränkungen unterworfen  (Hannoversches  G. 
V.  22.  August  1847  über  Ent-  und  Bewässerung 
der  Grundstücke  sowie  über  Stauanlagen  §§  1 — 5, 
17  ff.,  22  ff.).  Die  Entschädigungsfrage  ist  auf 
der  Grundlage,  dass  der  Unternehmer  einer  Ent- 
wässerungsanlage allen,  die  einen  wirklichen 
Schaden  dadurch  erleiden,  ersatzpflichtig  ist, 
geregelt,  mit  der  Massgabe,  dass  in  Bezug  auf 
das  Mass  der  Entschädigung  das  G.  v.  16. 
September  1846  über  die  Veräusserun^spflicht 
behufs  der  Anlage  von  Schiffahrtskanälen  etc. 
Anwendung  findet  (G.  v.  22.  August  1847  §§ 
20,  21).  In  der  Provinz  Hessen-Nassau  sind  in 
den  vormals  kurhessischen  Gebietsteilen  die 
Grundbesitzer  berechtigt,  zu  verlangen:  dass 
die  Besitzer  der  benachbarten  Grundstücke  sich 
die  Anlage  von  Entwässerungsgräben  oder  von 
Böhrenleitungen  durch  ihre  Grundstücke  ge- 
fallen lassen,  wenn  der  Kreis-(Stadt-)Ausschuss 
es  zur  Erlangung  einer  wesentlichen  landwirt- 
schaftlichen Verbesserung  der  Grundstücke  für 
notwendig  erkennt  (kurhessisches  G.  v.  28. 
Oktober  1834,  die  Beseitigung  mehrerer  der 
Verbesserune  des  Acker-  und  Wiesenbaues  ent- 
gegenstehender Hindernisse  §  6  und  kur- 
hess.  G.  V.  17.  Dezember  1857,  die  Ausführung 
von  unterirdischen  Entwässerungen  betreffend, 
§  1 ;  Zust.-G.  V.  1.  August  1883  §  86=»).  Als 
Entschädigung  kann  nur  eine  billige  Vergütung 
des  wirklichen  Schadens  gefordert  werden,  auf 
den  jedoch  etwaige  Vorteile,  die  dem  Grund- 
stück aus  der  Anlache  erwachsen,  anzurechnen, 
während  zufällige  Nebennutzungen  nicht  zu  be- 
rücksichtigen sind.  Besitzer  von  Ufergrund- 
stücken an  fliessenden  Gewässern  mit  hohen 
Ufern  sind  die  Anlegung  von  Entwässerungs- 
gräben nach  dem  Flutbett  zu  dulden  verpflichtet 
(G.  V.  28.  Oktober  1834  §  8).  In  den  vormals 
grossherzoglich  und  landgräflich  hessischen  Ge- 
bietsteilen kann,  wenn  zum  Zweck  der  Ver- 
besserung von  Grundeigentum  mittelst  Ent- 
wässerung oder  zum  Schutz  gegen  Benach- 
teiligungen durch  Quellwasser  die  Abtretung 
von  Privateigentum,  dessen  Veränderung  oder 
Belastung  mit  Dienstbarkeiten  oder  die  Auf- 
hebung oder  Veränderung  von  Privatgerecht- 
samen notwendig  erscheint,  ein  Zwang  dazu 
stattfinden,  soweit  nicht  bebaute  Höfe,  dazu 
gehörige  Gärten,  Wohnhäuser  und  sonstige 
zur  Landwirtschaft  oder  zum  Gewerbebetriebe 
dienende  Gebäude  berührt  werden,  selbst  wenn 


die  Anlagen  den  betroffenen  Grundstücken  zum 
Nachteil  gereichen,  insofern  der  Vorteil  des 
Unternehmers  überwiegt.  Eine  Entschädigung 
kann  nur  in  Höhe  des  wirklichen  Schadens 
unter  Ausschluss  des  Wertes  der  besonderen 
Vorliebe  gefordert  werden  (grossherzogl.  hessi- 
sches G.  V.  2.  Januar  1858  und  landgräfl.  hes- 
sisches G.  V.  15.  Juli  1862,  die  Entwässerung 
von  Grundstücken  betreffend,  Artt.  1,  5,  6,  9, 
10,  11).  Dass  von  mehreren  möglichen  Arten 
die  gewählt  werden  muss,  welche  dem  Eigen- 
tümer der  beanspntchten  Grundstücke  bei  min- 
destens gleichem  Erfolge  den  geringsten  Nach- 
teil bringt,  ist  auch  hier  vorgesehen  (Art.  7 
a.  a.  0.) ;  auch  ist  den  Besitzern  der  betroffenen 
und  der  benachbarten  Grundstücke  das  Recht 
des  Anschlusses  vorbehalten  (Art.  4  a.  a.  0.). 
In  den  vormals  nassauischen  Gebietsteilen  sind 
die  Entwässerungen  zunächst  lediglich  als  ein 
Teil  der  Güterkonsolidationen  angesehen  und  in 
den  diesbezüglichen  Gesetzen  mit  behandelt.  In 
der  V.  V.  l2,  September  1829,  betreffend  die 
Güterkonsolidationen,  ist  in  §  1  bestimmt,  dass, 
um  die  Vorteile  zu  erreichen^  welche  aus  der 
Regulierung  und  der  dabei  etwa  notieren 
Streckung  des  Laufes  der  Bäche  fi)r  die  Landes- 
kultur hervorgehen  können,  überall,  wo  es  des 
allgemeinen  Nutzens  wegen  erforderlich  er- 
scheint, behördlicherseits  die  nötigen  Einlei- 
tungen hierzu  getroffen  und  über  die  Verwen- 
dung des  zu  diesem  Zweck  erforderlichen  Privat- 
grundeigentums als  zu  einem  öffentlichen  Zwecke 
ebenso  verfügt  werden  soll,  wie  dies  bei  der 
Anlage  und  Herstellung  der  Landstrassen  und 
Vicinalwege  geschieht.  •  Eemer  bestimmt  die 
V.  V.  2.  Februar  1830,  betreffend  die  Konsoli- 
dation der  Güter,  dass  bei  den  Kulturverbesse- 
rungen unter  anderem  die  Trockenlegung  und 
Ableitung  alles  in  Feldern  und  Wiesen  stehen- 
den schädlichen  W^assers  durch  Auffassungs- 
und Abzugsgräben  vorzüglich  zu  berücksichtigen 
ist  (§  16»;.  Die  V.  v,  22.  März  1852,  betreffend 
die  Konsolidationen  einschliesslich  der  Güter- 
regulierungen, bestimmt  sodann,  dass  die  Regu- 
lierung^ der  Güter  einer  ganzen  Feldmark  oder 
eines  Teiles  derselben  da  selbständig  zur  Aus- 
führung kommen  kann,  wo  eine  Zusammenlegung 
nicht  erforderlich,  dass  man  dabei  aber  dieselben 
Zwecke,  namentlich  die  Regulierung  der  Ent- 
wässerungsanlagen erstreben  soll  (§§  1,  2).  Die 
V.  V.  27.  Juli  1858,  betreffend  das  Verfahren 
bei  Be-  und  Entwässerungsanlagen,  gestattet, 
dass  solche  Regulierungen  auch  selbständig  vor- 
genommen werden  (§§  1 — 5),  wenn  der  Bezirks- 
ausschuss  und  im  Falle  des  Widerspruchs  der 
Beteiligten  der  Kreisansschuss  (Zust.-G.  v.  1. 
August  1883  §§  87«,  89»)  die  Genehmigrung  er- 
teilt. Bei  Erteilung  der  Genehmigung  ist  dann 
zugleich  über  Zulässigkeit  und  Umfang  der 
Enteignungen  zu  entscheiden.  Für  Drainanlagen 
finden  dieselben  Grundsätze  Anwendung  (§  18 
V.  V.  27.  Juli  1858).  Die  durch  Bachregulie- 
rungen oder  Entwässerungsanlagen  entstehenden 
Kosten  sind  von  den  politischen  Gemeinden  auf- 
zubringen (§§  1,  3  V.  V.  27.  Juli  1858).  Die 
Einrichtungen  werden  hiemach  Gemeindeeigen- 
tum, wenn  das  Unternehmen  selbständifif  zur 
Ausführung  gelangt  (§  4  ebenda),  ist  es  Teil  einer 
Güterkonsolidation  oder  Regulierung,  so  steht 
das  Recht  der  Enteignung  der  Konsolidations- 
masse zu,  die  auch  Eigentümerin  der  Einrieb- 
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ingen  wird  (§§  3,  1,  17  ebenda),  aber  nur  für 
ie  Kosten  der  Böhrenlage  in  den  Hauptab- 
lirssrräben  zu  sorgen  hat,  wenn  Drainagen  ans- 
f führt  werden,  während  Anlage  und  Unter- ; 
iltung  der  Röhren  in  den  einzelnen  Grund- 
ücken  deren  Eigentümern  obliegt,  die  hierzu 
Idpolizeilich  angehalten  werden  (§§  17,  18 
)enda).  Die  spätere  Unterhaltnnfl:  der  von  der 
uiisolidationsmasse  herznstellenden  Anlagen 
t'ä:t  aber  ebenfalls  der  Gemeinde  ob  (§  17  eben- 
i).  (Bezüglich  des  Rechts  in  den  vormals  baye- 
soht'n  Gebietsteilen  vgl.  unten  Abschnitt  III 
ib  12.)  Das  Verfahren  ist  durchweg  in  die 
and  der  Selbstverwaltungsbehörden  gelegt 
:ust.-G.  V.  1.  August  1883  S§  68—72,  81  -  91) 
it  der  Massgabe,  dass  in  den  (veestdistrikten 
>n  Schleswig-Holstein  und  in  Lauenbur^  die 
?.sonderen,  unter  dänischer  Herrschaft  einge- 
ihrten,  örtlichen  Behörden,  Schaukommissionen 
Vasserlösungsordnung  für  das  Herzogtum 
auenburg  v.  22.  Mai  1857  S  9ff ,  für  die  Geest- 
strikte des  Herzogtums  Holstein  v.  16.  Juli 
K)l  ^  10  ff.),  die  Wasserlösun^kommissionen 
rovisorische  Verf.  f.  d.  Geestdistrikte  d.  Her- 
»iftum  Schleswig  v.  6.  September  1863  §  6  ff.) 
id  Schauungsmänner  (ebenda  §§  29  ff.)  beibe- 
ilten  sind,  welche  die  erstinstanzlichen  Fest- 
t Zungen  und  Erkenntnisse  erlassen,  gegen 
eiche  eine  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren 
ilässig  ist  (Zu8t.-G.  V.  1.  August  1883  §§  81, 82). 

III.  Die  anderen  deutschen  Staaten. 

8.  Bayern.  Ueber  die  aus  drei  Einzel- 
•setzen  bestehende  technische  Wassergesetz  - 
ibung  vom  28.  Mai  1852  vgl.  die  Art.  B  e  - 
ässerung  und  Deichwesen  sub  Bav- 
n  oben  Bd.  II  S.  78485  und  Bd.  III  S. 
')4  55.  Das  Entwässerungsrecht  ist  geregelt 
ils  in  dem  ersten  der  drei  Gesetze  (dem 
a^sserbenutzungsgesetz),  teils  in  dem  zweiten 
resetz  über  die  Be-  und  Entwässenmgs- 
iternehmungen  für  Zwecke  der  Boden- 
iJtur).  Der  Hauptinhalt  des  zweiten  Ge- 
tz(»s  bezieht  sich  jedoch  auf  genossen- 
•haft liehe  Be-  und  Entwässeningsunter- 
'hmungen  und  ist  insoweit  nicht  hier, 
ndernim  Art.  Wassergenossenschaf- 
n  zu  behandeln;  s.  den  Art.  In  den 
f;enwärtigen  Zusammenhang  gehört  ledig- 
•h  die  Bestimmung  des  Be-  und  Ent- 
Issorungsgesetzes  Art.  46,  wonach  für  (Be- 
ul) Entwässerungsanlagen  jeder  Art,  einer- 
L  ob  sie  von  einzelnen  oder  von  Genossen- 
liafteii  ausgeführt  werden  wollen,  ob  sie 
liglich  privaten  Nutzen  oder  überwiegende 
mein  wirtschaftliche  Vorteile  versprechen 
1(1  einerlei,welchen  wirtschaftlichen  Zwecken 
andwirtschaft,  Industrie,  Gesundheitspflege 

s.  w^.)  das  Entwässerungsprojekt  dienen 
11,  die  Vermittelung  der  Staatsbehönle  in 
ispruch  genommen  werden  kann  behufs 
itlicher  Ermittelung  und  eventueller  Prä- 
ision  der  Widerspruchsreehte  Dritter. 
u^  einschlägige  Yerwaltungsverfahren  ist, 
>bosondere  was  seine  Voraussetzungen  und 
irkungen  betrifft,  dem  preussischen  »Auf- 


gebots- und  Prftkhisionsverfahren«  (s.  olien 
sub  4)  nachgebildet. 

Zwangs  rechte  gegen  Dritte,  nament- 
lich die  Durchbrechung  nicht  präkludierter 
Widerspruchsrechte  können  zu  Gunsten  einer 
Entwässerungsanlage  nur  beansprucht  wer- 
den, wenn  die  Anlage  landwirtschaft- 
lichen Interessen  zu  dienen  bestimmt  ist 
(wie  in  Preussen,  vgl.  oben  S.  651)  und 
ferner  entweder:  1.  als  Unternehmer  eine 
Genossenschaft  auftritt  und  die  Entwässerung 
zu  einem  »Unternehmen  für  öffentliche 
Zwecke«  erklärt  ist;  s.  hierüber  den  Art. 
Was8ergenos8enschaften;oder2.  bei 
nichtgenossenschaftlichen  Privatanlagen  die 
Voraussetzungen  des  Wasserbenutzungsgeset- 
zes  Art.  89  zutreffen.  Diese  Voraussetzungen 
sind  im  Art.  Bewässerung  und  Be- 
wässerungsrecht oben  Bd.  U  S.  7H5 
angegeben;  zutreffendenfalls  kann  der  do- 
minus inferior  gezwungen  werden,  die  Ab- 
leitung des  Wassers  über  sein  Grundstück 
in  Gräben  oder  Röhrenleitungen  (Novelle  v. 
15.  April  1875)  zu  gestatten. 

Ueber  die  privatrechtliche  Pflicht  des 
Unterliegers,  die  Vorflut,  d.  h.  die  natürliche, 
durch  die  Bodenneigiuig  bedingte  Entwäs- 
serung des  höher  gelegenen  Gnmdstücks 
nicht  zu  stören,  vgl.  den  Art.  Vorflut. 
Eine  Erweiterung  dieser  Pflicht  über  das 
gesetzliche  Normalmass  (Wasserbenutzungs- 
gesetz V.  28.  Mai  1852  Art.  84,  35)  hinaus, 
also  die  Konstituienmg  eines  eigentlichen, 
dem  Oberlieger  mehr  als  die  gesetzliche 
Vorflut  gewäJirenden  Entwässenmgsrechtes, 
kann  nach  bayerischem  Recht  ausser  durc*h 
Vertrag  auch  noch  durch  erwerbende  Ver- 
jährung, d.  h.  durch  zehnjährigen  fehlerlosen 
Besitz  (Art.  37  des  cit.  G.)  erfolgen. 

9.  Baden  nnd  Hessen.  Ueber  die 
Wassergesetze  dieser  beiden  Staaten,  welche 
beide  das  Entwässerungsrecht  mitbehandeln, 
vgl.  die  Artt.  Bewässerung  und  Be- 
wässerungsrecht und  Deichwesen 
sub  »Baden«  und  »Hessen«  oben  Bd.  II  S. 
785  ff.  und  Bd.  III  S.  155  ff.  Wie  auch 
sonst,  so  stimmen  die  beiden  Gesetze,  das 
badische  Wassergesetz  vom  25.  August  1876 
und  das  hessische  Gesetz,  die  Bäche  und 
nicht  ständig  fliessenden  Gewässer  betref- 
fend, vom  30.  Juli  1887,  insbesondere  be- 
züglich der  hier  erörterten  Materie  inhaltlich 
grösstenteils,  vielfach  sogar  wörtlich,  überein. 
Beiden  Gesetzen  ist  vor  allem  gemeinsam, 
dass  wie  Be-  so  auch  Entwässerungsanlagen 
der  vorgängigen  obrigkeitlichen  Genehmi- 
gung dann  bedürfen,  wenn  durch  ihre 
Errichtung  oder  Abänderung  der  Lauf  des 
Wassers  mit  Wirkung  für  dritte  Grund- 
eigentümer gehemmt,  beschleunigt  oder  ab- 
geleitet wird  (Badisches  G.  Art.  28,  Hessi- 
sches G.  Art.  13).  Zwangsrechte  ge^n 
Dritte    können    für   Entwässenuigsanlagen 
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unter  denselben  Voraussetzungen  und  in 
demselben  Masse  in  Anspruch  genommen 
werden  wie  für  Bewässerungen;  vgl.  Ba- 
disches Gr.  Art.  12,  Hessisches  Qr.  Art.  70 
und  im  übrigen  den  Art.  Bewässerung 
und  Bewässerungsrecht  a.  a.  0. 

Beide  Staaten  legen  den  Gemeinden 
(das  hessische  G.  Art  96,  auch  fakultativ  zu 
bildenden  Gemeinde  verbänden)  eine  öf- 
fentlichrechtliche Verpflichtung  auf,  inner- 
halb ihrer  Gemarkimgen  für  eine  ordnungs- 
mässige  Entwässerung  Sorge  zu  tragen,  d.  h. 
die  zum  Schutz  der  Ortschaft,  der  Felder 
oder  grösseren  Flachen  gegen  Ueberschwem- 
mung  und  Versumpfung  erforderlichen  An- 
lagen herzustellen  und  zu  unterhalten  (Ba- 
disches G.  Art.  61  ft.  Hessisches  G.  Art.  93  ff.). 
Diese  Verpflichtung  der  Gemeinden  erscheint 
lediglich  als  Ausfluss  der  allgemeinen  Pflicht 
zur  Instandhaltimg  der  Gewässer;  vgl.  auch 
den  Art.  Deichwesen  oben  S.  156  zu  6, 1. 
Wie  diese  allgemeine  Pflicht  überhaupt,  so 
reicht  auch  die  hier  in  Rede  stehende  Special- 
verpflichtung, die  Entwäösenuigslast,  nur  so 
weit,  als  ein  öffentliches  Interesse 
vorliegt;  ein  solches  ist  unter  anderem  an- 
zunehmen, wenn  eine  den  öffentlichen  Ghe- 
sundheitszustand  gefährdende  Ausdünstung 
eintritt  oder  wenn  die  geordnete  Bewirt- 
schaftung eines  gemeinsamen  Komplexes 
durch  Stauwasser  erschwert  oder  gehindert 
wird.  Die  Gemeinde  kann  aber  nach  der 
ihr  zukommenden  Aufgabe  der  örtlichen 
Selbstverwaltung  die  Sorge  für  den  Wasser- 
schutz in  viel  weiterem  Umfange,  als  Art.  61 
feststellt,  übernehmen,  namentlich  weiter- 
gehende Regulienmgen  der  die  Gemarkung 
berührenden  Gewässer  herstellen  und  ver- 
sumpfte Geländeflächen  entwässern.  Auch 
können  mehrere  Gemeinden  des  gleichen 
Kreises  zur  Ausführung  solcher  Anlagen  zu 
der  körperschaftlichen  Organisation  eines  Be- 
zirksverbandes zusammentreten  (vgl.  Schenkel 
S.  27,  Verwaltimgsg.  v.  5.  Oktober  1863 
§  57).  Der  Kreis  ist  zur  Förderung  der  ge- 
meinsamen Kultur  und  Wirtschaft  die  Kreis- 
gemeinden zu  unterstützen,  namentlich  Ka- 
näle anzulegen  und  Gemeindelasten  ganz 
oder  teilweise  zu  übernehmen  berechtigt. 
Daraus  ergiebt  sich  für  den  Kreis  die  Be- 
fugnis zur  Uebernahme  der  im  allgemeinen 
Interesse  gelegenen  Regulienmgsmassnahmen 
an  den  Kreisgewässern  (Verwaltungsg.  v. 
5.  Oktober  1863  §  41,  Schenkel  S.  27).  Zur 
Durchführung  solcher  Aufgaben  kann  der 
Kreis  Umlagen  erheben,  Anleihen  aufnehmen 
und  auch  über  die  Leistung  von  Voraus- 
beiträgen seitens  der  besonders  beteiligten 
Gemeinden  beschliessen  (§§  43,  54,  41^ 
Verw.-G.).  Eine  besondere  Förderung  der 
Landeskiütur  ist  dadurch  erreicht,  dass  in 
Baden  eine  besondere  Landeskulturbehörde 
organisiert  ist,  in  der  centralen  Landeskultur- 


inspektion, der  besondere  Bezirkskulturbe- 
hörden unterstellt  sind  (Schenkel  S.  40,  V.  d. 
Handelsmin.  v.  6.  April  1868  und  V.  v. 
9.  Mai  1874),  denen  msbesondere  die  Auf- 
gabe zugewiesen  ist,  Kulturuntemehmungen, 
welche  sich  auf  Ent-  und  Bewässenmgen 
imd  auf  die  Ueberwachung  von  Flächen  be- 
ziehen, anzuregen,  die  erforderlichen  Vor- 
arbeiten zu  fertigen,  bei  den  Verhandlungen 
über  die  Deckung  des  Aufwandes  mitzu- 
vniken  und  auf  Verlangen  der  Beteiligten 
die  Ausführung  zu  leiten  bezw.  zu  über- 
wachen. Durch  den  Erlass  des  Wasser- 
gesetzes V.  25.  August  1876  ist  dieser 
Thätigkeitskreis  der  Kulturbehörden  er- 
heblich erweitert  und  auf  eine  feste 
Rechtsgnmdlage  gestellt,  das  Vorhanden- 
sein der -Behörde  hat  die  Wirkung  des  Ge- 
setzes gefördert. 

10.  Elsass-Lothrin^n.  Das  im  Reichs- 
lande geltende  Wasserrecht  ist  nach  der 
öffentlichrechtlichen  Seite  hin  erschöpfend 
und  nach  der  privatrechtlichen  in  einzelnen 
Paitieen  neu  geordnet  worden  durch  das 
G.  betreffend  Wasserbenutzung  und  Wasser- 
schutz V.  2.  Juli  1891  (vgl.  die  Artt.  Be- 
wässerung und  Bewässerungsrecht 
sowie  Deichwesen  sub Elsass-Lothringen. 
oben  Bd.  H  S.  787  und  Bd.  IE  S.  157/58. 
Von  Bedeutung  für  das  Entwässerungs- 
recht  ist  sogleich  die  Bestimmung  im  §  1 
dieses  Gesetzes,  wonach  an  Wasserläufen 
jeder  Art  diejenigen  Veranstaltimgen,  welche 
geeignet  sind,  den  Lauf  des  Wassers  zu 
verändern,  zu  stauen,  zu  hemmen  oder  zu 
beschleunigen,  insbesondere  (a.  a.  0.  litt  d) 
Wassereinführungen  in  einen  Wasserlauf, 
der  von  der  Verwaltungsbehörde  zu  ertei- 
lenden Genehmigung  bedürfen.  Entwässe- 
rungsanlagen, jedenfalls  solche  von  einiger- 
raasaen  bedeutendem  Umfang,  werden  hier- 
nach im  Durchschnittsfalle,  wie  in  Baden 
und  Hessen,  genehmigungspflichtig  sein. 
Für  solche  Entwässerungsanlagen ,  wel- 
che einen  wesentlichen  landwirt- 
schaftlichen Nutzen  versprechen,  kann 
das  Zwangswasserleitungsrecht  an  fremden 
Grundstücken  unter  denselben  Voraussetzun- 
gen (Entschädigung!)  und  in  demselben 
Masse  beansprucht  werden  wie  für  Be- 
wässerungsanlagen (§  12  des  G.  V.  2.  Juli 
1891;  vgl.  den  Art.  Bewässerung  und 
Bewässerungsrecht  a.  a.  0.).  Gleich- 
massig  für  Be-  und  Entwässerungsanlagen 
gilt,  dass  der  Eigentümer  des  die  Zwangs- 
leitung duldenden  Grundstücks  befugt  ist, 
die  Leitung  gegen  entsprechende  BeteiJjgimg 
an  den  Anlage-  und  Unterhaltungskosten 
mitzubenutzen.  Ueber  das  Vorhandensein 
der  Voraussetzungen  des  Zwangsrechts  und 
über  die  Ali:  der  Ausführung  der  bean- 
spruchten Wasserableitung  entscheidet  die 
Verwaltungsbehörde  (Meliorationsbau- 
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Inspektor  mit  Rekurs  an  das  Ministerium)  ^), 
über  die  Höhe  der  zu  gewährenden  Ent- 
scliädigung  dagegen  der  ordentliche  Richter. 
Unberührt  lässt  das  G.  v.  2.  Juli  1891  (§  51 
Ziff.  2)  die  bestehenden  Vorschriften  über 
die  Beseitigimg  und  Nutzbarmachung  der 
Sümpfe.  Danach  stehen  die  französischen 
G.  V.  16.  September  1807  über  Austrock- 
nung der  Sümpfe  (vgl.  oben  sub  5)  und  v. 
28.  JuH  1860,  betreffend  die  Urbarmachung 
der  den  Gemeinden  gehörigen  Sümpfe  imd 
Gedungen,  noch  heute  formell  in  Kraft 2), 
kommen  jedoch  mit  ihrem  veralteten  Princip 
der  »Zwangsentw'ässerung«  (vgl.  oben,  Ein- 
leitung) praktisch  kaum  noch  zur  Anwendung. 
11.  Sachsen.  In  Sachsen  wurde  gleich- 
zeitig ein  bürgerliches  Gesetzbuch  und  ein 
Wasserrecht  herausgegeben,  die  deshalb  in 
engen  Wechselbeziehungen  stehen.  Aller- 
dings ist  das  bürgerliche  Gesetzbuch  v.  2. 
Januar  1862  fast  zehn  Jahre  später  als  das 
Gesetz  über  Berichtigung  von  Wasserläufen 
und  zur  Ausführung  von  Ent-  und  Bewässe- 
rungsanlagen V.  15.  August  1855,  nämlich 
v.  1.  März  1865  in  Wirksamkeit  getreten, 
aber  die  Konmiission  ziu*  Ausarbeitung  des 
B.G.B.  war  bereits  1846  zusammengetreten 
und  der  erste  Entwurf  in  den  Jaliren  1851 
und  1852  veröffentlicht.  Die  §§  354—356  des 
B.G.B.  ordnen  das  gegenseitige  Verhältnis 
zwischen  den  Besitzern  höher  und  niedriger 
gelegener,  aneinander  gi*enzender  Grund- 
stücke bezüglich  des  natürlichen  Wasserab- 
flusses, soweit  deren  gegenseitige  Lage  auf 
den  Wasserlauf  von  Einfluss  ist,  dahin: 
dass  die  Besitzer  niedriger  liegender  Grund- 
stücke von  dem  höher  liegenden  den  Wasser- 
abfluss  zu  dulden  haben,  welcher  infolge 
der  natürlichen  Bodenverhältnisse  stattfin- 
det; dass  Vorrichtimgen,  durch  welche  eine 
Aenderung  des  Wasserlaufs  zum  Nachteil 
eines  Nachbars  verursacht  wird,  nicht  ge- 
troffen werden  dürfen ,  sofern  sie  nicht 
durch  Aendenmgen  in  der  Art  und  Weise 
der  wirtschaftlichen  Benutzung,  die  nicht 
untersagt  ist,  bedingt  werden  und  dass  je- 
der auf  seinem  (>rund  und  Boden  die 
Wegräumung  von  Hindernissen,  welche  den 
natürlichen  Abfluss  des  Wassers  beeinflussen, 
dem,  der  dadurch  Schaden  leidet,  gegen 
Entschädigung  zu  gestatten  hat.    Diese  an 

M  Es  ist  dies  eine  Nenerung  gegenüber 
dem  irüheren,  ans  dem  französ.  G.  v.  29.  April 
1845  (vgl.  den  Art.  „Bewässerung"  u.  s.  w. 
sah  Frai3ureich  oben  Bd.  II S.  788/89)  beruhenden 
"Recht,  welches  nicht  nur  über  die  Entscbädi- 
gimgsfrage,  sondern  auch  über  den  im  Texte  be- 
zeichnetem Punkt  die  Civilgerichte  entscheiden 
Hess. 

*)  Beide  Gesetze  sind  abgedruckt  bei  H  u  b  e  r , 
Wassergesetze  Elsass-Lothringens  (2.  Aufl.), 
S.  322  ff.  üeber  das  G.  von  1807  vgl.  femer 
den  Art.  „Deichwesen",  S.  157/58. 
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sich  lediglich  die  Yorflut  (vgl.  diesen  Art.)  re- 
gelnden Bestimmungen  sind  jedoch  bei  der 
Anwendung  des  Gesetzes  auch  auf  Entwäjsse- 
nmgen  ausgedehnt,  indem  man  unter  »Aen- 
derungen  in  der  Art  und  Weise  der  wirt- 
schaftlichen Benutzung«  auch  die  infolge 
einer  den  Bodenverhältnissen  entsprechen- 
den Bestellung  entstehenden  Veränderungen 
des  Wasserlaufs  verstanden  hat  und  die 
Anlegung  von  Wasserfurchen  für  zulässig 
erachtet,  soweit  sie  zur  angemessenen  Be- 
wirtschaftung eines  Gnmdstückes  erforder- 
lich sind  und  dem  Eigentümer  des  niedri- 
ger gelegenen  Grundstücks  keinen  Schaden 
venu-sachen.  Ferner  hat  das  Königliche 
Oberappellationsgericht  diese  Grundsätze 
auch  auf  die  Drainage  angewendet,  die  be- 
züglich des  unterirdischen  Wassers  ganz 
unter  dieselben  Gesichtspunkte  gestellt 
wurden  wie  die  Wasserfurche  für  das  ober- 
irdisch fliessende  Wasser.  Beides  wird  je- 
doch nur  dann  für  zulässig  erklärt,  wenn 
sonst  das  zu  entwässernde  Grundstück  nicht 
benutzt  werden  kann.  Die  blosse  landwirt- 
schaftliche Verbesserung  genügt  zur  Be- 
gründung ihrer  Statthaftigkeit  nicht,  viel- 
mehr ist  in  diesem  Falle  das  durch  §§  31  ff. 
des  G.  V.  15.  August  1855  vorgeschriebene 
Verfahren  einzuschlagen  (Rissmann,  Wasser- 
recht S.  16).  Das  Verfahren  ist  dasselbe 
wie  bei  Bewässerungen  (vgl.  diesen  Art.  a.  a.0.). 
Das  G.  V.  15.  August  1855  behandelt  in  sei- 
nem ersten  Abschnitt  die  Berichtigung  von 
Wasserläufen,  zu  deren  Ausführung  und 
Unterhaltung  die  Eigentümer  derjenigen 
Grundstücke  und  Triebw-erke,  deren  Wert 
durch  die  Berichtigung  erhöht  wird,  nach 
Verhältnis  der  eintretenden  Werterhöhung 
verpflichtet  sind,  wenn  sie  von  einem  oder 
mehreren  Beteiligten  beauftragt  und  vom 
Ministerium  des  Innern  wegen  eines  zu  er- 
wartenden erheblichen  Landeskulturinte- 
resses genehmigt  wird.  Die  Genehmigung 
darf  jedoch  erst  erteilt  werden,  wenn  die 
Mehrheit  der  Beitragspflichtigen  sich  für 
das  Unternehmen  erklärt  hat  (vgl.  das  G. 
V.  9.  Februar  1864  und  Bekanntmachung  v. 
22.  Febniar  1870;  Rissmann  S.  84).  Im 
zweiten  Abschnitt  werden  die  Bedingimgen 
festgestellt,  unter  denen  die  zur  Ausführung 
einer  Ent-  und  Bewässerung  notwendigen 
Vorrichtungen  zu  gestatten  sind.  Der  dritte 
Abschnitt  bestimmt  das  Verfahren.  Dieses 
braucht  aber  in  beiden  Fällen  nur  einge- 
leitet zu  werden,  wenn  die  Dm^chfühning 
des  Unternehmens  gegen  den  Widerspruch 
eines  Teiles  der  Beteiligten  auf  Antrag  Be- 
teiligter erfolgen  soU.  Die  behördliche  Ge- 
nehmigung, die  im  Falle  des  §  1  von  dem 
Vorhandensein  eines  erheblichen  Landes- 
kulturinteresses abhängig  gemacht  ist,  muss 
im  Falle  der  §§  31,  32  schon  dann  erteilt 
Werden,  wenn  ohne  die  Benutzung  fremden 
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Grund  und  Bodens  die  Anlage  gar  nicht 
oder  doch  nur  mit  einem  unverhältnismässi- 
gen Aufwand  auszuführen  sein  würde  (V. 
V.  7.  April  1857 ;  Rissmann  S.  84). 

IV.  Oesterreich-Ungarn. 

12.  Oesterreich.  In  Oesterreich  ist 
das  Recht  der  Entwässerung  in  dem  Reichs- 
gesetz V.  30.  Mai  1869  im  sdlgemeinen  dahin 
festgestellt,  dass  zur  Beseitigung  der  schäd- 
lichen Wirkung  des  Wassere  im  Verwaltungs- 
wege verfügt  werden  kann,  dass  Besitzer 
von  Liegenschaften  die  Begiiindung  von  Ser- 
vituten auf  ihrem  Besitztume  gegen  an- 
gemessene Entschädigung  zu  dem  Ende  ge- 
statten, damit  Wasser  über  ihren  Grund  und 
Boden  geleitet  und  daselbst  die  zu  dieser 
Leitung  erforderlichen  W^erke  und  Anlagen 
errichtet  werden,  wenn  sie  es  nicht  vor- 
ziehen, dem  Unternehmer  das  Eigentum  an 
dem  Grundstücke  gegen  angemessenen  Preis 
zu  übereignen,  der  in  diesem  Falle  zum  An- 
kauf verpflichtet  ist  (§  15*>  a.  a.  0.).  Der 
Landesgesetzgebimg  ist  der  Erlass  näherer 
Bestimmungen  über  die  Einräumung  von 
Zwangssei-vituten  der  angegebenen  Art,  so- 
weit solche  Bestimmungen  in  den  einzelnen 
Königreichen  und  Ländern  zur  Förderung 
der  Landeskultur  erforderlich  sind,  vorbe- 
halten (§§  18,  27  a.  a.  0.).  Es  kann  die 
Herstellung  von  Entwässerungsanlagen  aber 
auch  von  Amts  w-egen,  ohne  Antrag  eines 
Unternehmers,  angeordnet  werden,  wenn 
eine  solche  zur  Sicherung  der  thunlichst 
unschädhchen  Ableitung  des  Gebii*gswassers 
diu'ch  Befestigimg  des  Bodens  erforderlich 
ist  (Reichsgesetz  v.  30.  Juni  1884  betreffend 
Vorkehrungen  zur  unschädlichen  Ableitung 
von  Gebirgswässern  §  2).  Die  Landesgesetze 
haben  dann  das  Recht  der  Bewässenmg 
(vgl.  diesen  Art.  a.  a.  0.  S.  789  ff.)  eingehend 
geregelt,  mit  dem  Hinzufügen,  dass  die  in  Be- 
zug hierauf  gegebenen  Bestimmimgen  auch 
auf  Entwässerungen  sinngemässe  Anwendung 
finden  (vgl.  Wassergesetz  für  Böhmen  v.  28. 
August  1870  §  41  und  die  entsprechenden  §§ 
der  Gesetze  für  die  anderen  Länder).  Alle  Ein- 
richtimgen  aber,  welche  auf  die  Beschaffen- 
heit des  Wassers  oder  auf  die  Höhe  des 
Wasserstandes  in  öffentlichen  Flüssen  Ein- 
fluss  üben  oder  deren  Ufer  gefälirden,  be- 
dürfen der  behördlichen  Genehmigung,  gleich- 
viel ob  die  Einrichtung  den  öffentiichen 
Fluss  unmittelbar  berührt  oder  zimächst  einen 
Privatfluss  betrifft,  der  infolge  derselben  auf 
einen  öffentlichen  Fhiss  in  der  gedachten 
Art  einwirkt  (G.  für  Böhmen  v.  28.  August 
1870  §  17  etc.).  Bezüghch  der  Stauwerke 
besteht  in  den  einzelnen  Ländern  ein  ver- 
schiedener Zustand.  In  Böhmen  sind  die, 
welche  an  ihren  Grundstücken  infolge  des 
Bestehens  eines  Stauwerkes  Schaden  leiden, 
namentlich  diuxjh  Rückstau  und  Versumpfung,- 


ein  Tieferlegen  oder  eine  Abänderung  des- 
selben nur  zu  verlangen  berechtigt,  soweit 
die  Triebkraft  des  Werkes  dadurch  nicht 
beeinträchtigt  wird  (G.  füi*  Böhmen  v. 
28.  August  1870  §  22).  In  der  Bukowina 
und  in  Dalmatien  ist  die  Beseitigung  solcher 
Uebelstände  an  die  Voraussetzung  geknüpft, 
dass  dadurch  dem  Stauungsberechtigten  nicht 
ein  überwiegender  Nachteil  entsteht  (G.  für 
die  Bukowina  v.  6.  März  1873  §  20;  für 
Dalmatien  vom  9.  März  1873  §  21).  Die 
Kosten  haben  in  der  Regel  die  Antragsteller 
zu  tragen.  Zum  Teil  wird  aber  auch  unter- 
schieden, ob  der  Werkbesitzer  an  den  Grund- 
beschädigungen ein  Verschulden  trägt. 
Nur  soweit  dies  nicht  der  Fall,  haben  die 
Antragsteller  die  Kosten  zu  tragen  und  über- 
dies Ersatz  für  die  Venninderung  der  Trieb- 
kraft zu  leisten,  wenn  eine  solche  infolge 
der  Aenderung  eintritt  (G.  für  Galizien  v, 
14.  März  1875  §  21).  Die  gnmdlegenden 
Rechtssätze  über  den  Anspruch,  Flüssigkeiten 
überhaupt  von  höhei-en  auf  niedrigere  Grund- 
stücke ableiten  zu  dürfen,  sipd  in  dem  a.  b. 
G.  B.  festgestellt.  Sind  zur  Ausübung  des 
Rechts  Gräben  und  Kanäle  erforderlich,  so 
muss  der  Eigentümer  des  oberen  Grundstücks 
beziehungsweise  der  Unternehmer  der  Ent- 
wässerung dieselben  errichten  und  unter- 
halten (a.  b.  G.  B  §  491).  Diese  Bestimmung 
ist  in  den  einzelnen  Landesgesetzen  dalün 
erweitert,  dass  erforderlichenfalls  der  Unter- 
nehmer auch  eine  Verbindung  beider  Ufer 
des  Wasserlaufes  durch  Herstellung  und 
Unterhaltung  von  Brücken  und  Stegen  zu. 
beschaffen  und  bei  hochgebauten  Wasser- 
leitungen für  die  erforderlichen  Durchlässe 
und  die  zum  Schutze  der  Sicherheit  von  Per-, 
sonen  und  Eigentum  erforderlichen  Vorkeh- 
nmgen  zu  sorgen  hat  (Wasser-G.  für  Böhmen. 
V.  28.  August  1870  §  33  und  die  entsprechen- 
den §§  der  übrigen  Landesgesetze). 

13.  Ungarn.  In  Ungarn  ist  das  gesamte 
Wasserrecht  durch  das  G.  v.  14./23.  Juni  1886 
geregelt.  Das  Gesetz  erachtet  Wasserleitungen, 
welche  das  Wasser  von  einem  Gebände  oder 
Grundstück  ableiten,  fUr  ein  Zubehör  deijenigen 
Realität,  zu  deren  Nutzen  dieselben  das  Wasser 
ableiten,  und  zwar  einschliesslich  des  Wasser- 
leitungsrechts  (§  2).  Abgesehen  hiervon  sind 
Ufer  und  Bett  der  Gewässer  Eigentum  des 
Uferbesitzers  und  ein  untrennbarer  Bestandteil 
des  Uferbesitzes  (§  4).  Die  Ausführung  von 
Entwässerungen  wird  besonders  begünstigt,  in- 
dem im  Falle  eines  Widerstreites  verschiedener 
Anforderungen  diese  den  Vorzag  vor  allen 
anderen  Unternehmungen  geniessen  und  selbst 
dann  genehmigt  werden  sollen,  wenn  zn  ihrer 
Durchführung  die  Einschränkung  oder  die  gänz- 
liche Einstellung  von  Wasserbenutzungsrechten 
erforderlich  wird,  jedoch  nur  gegen  vollen 
Schadenersatz  (§§  29,  28).  Zur  Instandhaltung 
von  Bett  und  Ufer  aller  Wasserläufe  sind  in  der 
Regel  die  Uferbesitzer  verpflichtet,  zu  den  hier- 
für  aufzuwendenden  Kosten  haben   aber   alle, 
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denen  hieraus  ein  Nutzen  erwächst,  nach  Ver- 
hältnis desselben  beizutragen  (§  40).  Die  Behörden 
können  jedoch  die  Bewilligung  erteilen,  dass 
Arbeiten  zur  Regelung  der  Gewässer  auch  auf 
fremdem  Boden  bewerkstelligt  werden  (ij  42). 
Unternehmer  von  Wasserregulierungs-  und  Ent- 
wässerungsanlagen, die  zu^eich  den  Wert  eines 
fremden  (Tmndstückes  erhöhen,  sind  innerhalb 
fünf  Jahren  nach  der  Ausführung  berechtigt, 
von  den  Besitzern  dieser  Grundstücke  einen 
Beitrag  zu  den  Kosten  nach  Verhältnis  des  er- 
langten Nutzens  zu  fordern  (§  43).  Den  Be- 
sitzern anderer  Liegenschaften  ist  ein  Anschluss- 
recht an  solche  Anlagen  vorbehalten,  wenn  sie 
dadurch  ihre  Grundstücke  verbessern  können, 
ohne  den  Zweck  der  ursprünglichen  Unterneh- 
mungen zu  gefährden,  wenn  sie  die  Kosten  der 
Umgestaltung  der  Anlage  allein,  die  Kosten 
der  ursprünglichen  Anlage  und  der  Unterhaltung 
anteilig  nach  Verhältnis  des  Nutzens  ttbemeh- 
men  (^§  44,  37).  Den  Eigentümern  entwässerter 
(iruudstücke  liegt  die  Pflicht  ob,  dafür  Sorge 
zu  tragen,  dass  der  Ablauf  der  von  höher  ge- 
legenen Gründstücken  heirabfliessenden  Regen-, 
Schnee-  und  Grundwässer  gesichert  ist;  doch 
können  sie  verlangen,  dass  alles  ausserhalb  ihrer 
entwässerten  Grundstücke  sich  sammelndeWasser 
so  lange  stufenweise  abgesperrt  wird,  bis  der 
Wasserstand  des  Flusses,  nach  dem  sie  entwäs- 
sern, das  Ablassen  gestattet  (§§  47,  48).  Die 
Eiirentnmer  von  Strassen  und  Eisenbahnen  sind 
verpflichtet,  die  zum  Abfluss  des  Wassers  er- 
forderlichen Durchlässe  auf  ihre  Kosten  herzu- 
stellen, soweit  die  Unzulänglichkeit  der  Abfluss- 
verhältnisse nicht  eine  Folge  später  errichteter 
Wasserwerke  ist  (§  61).  Der  Besitzer  höher 
L'-elegener  Grundstücke  darf  von  den  Besitzern 
tieferer  Grundstücke  die  Duldung  des  natür- 
lichen Abflusses  des  Wassers  verlangen,  er  darf 
eigenmächtig  dessen  Lage  nicht  durch  Abände- 
rungen des  natürlichen  Ablaufs  erschweren,  wohl 
iber  von  der  Behörde  die  Genehmigung  erbitten, 
legen  volle  und  vorübergehende  Entschädigung 
las  Wasser  abzuleiten  und  zu  dem  Zweck  auf 
len  Nachbargnindstücken  alle  Arbeiten  vorzu- 
lehmen,  welche  zur  Erreichung  des  angestrebten 
Zieles  erforderlich  sind.  Nur  Häuser,  Höfe  und 
T  arten  sind  unberührt  zu  lassen  (§§  57,  59,  61). 
)ie  behördliche  Erlaubnis  giebt  dem  Unter- 
jehmer  das  Recht,  alles  zu  thun,  was  zur  Er- 
eichung  des  Zweckes  nötig  ist.  Der  Nachbar 
lat  daher  zu  dulden,  dass  der  Unternehmer 
luch  die  Instandhaltungsarbeiten  ausführt;  da- 
ür  darf  er  verlangen,  dass  der  Graben  stets 
ein,  die  Ufer  stets  in  gutem  Zustande  erhalten 
Verden  (§  60).  Das  Dienstbarkeitsrecht  erlischt 
iiit  dem  Wasserleitungsrecht  von  selbst.  Beides 
:ann,  auf  Antrag  des  Belasteten,  von  der  Be- 
(irde  aufgehoben  werden,  wenn  der  Berechtigte 
ie  Wasserleitung  drei  Jahre  nicht  benutzt. 
>er  Belastete  kann  dann  verlangen,  dass  alle 
Bestandteile  der  Leitung,  welche  nicht  ein  nn- 
rennbares  Zubehör  des  Grundstücks  bilden,  auf 
Lösten  des  Unternehmers  entfernt  werden,  und 
raucht  von  der  empfangenen  Entschädigung 
ichts  zu  erstatten  (§  62).  Ist  auf  einem  Grund- 
tück  bereits  ein  Wasserleitungsgraben  vor- 
auden,  so  braucht  der  Eigentümer  neuen  Anträ- 
en  gegenüber  die  Anlegung  eines  neuen  Grabens 
icht  zu  dulden,  wenn  der  bestehende  Graben 
uch   dem  Zweck  eines  neuen  Eutwässerungs- 


untemehmens  entspricht;  er  kann  vielmehr  ver- 
langen, dass  der  Unternehmer  einer  neuen  An- 
lage denselben  Graben  benutzt.  Der  zur  Be- 
nutzung des  alten  Grabens  Berechtigte  ist  ver- 
pflichtet, den  Anschluss  zu  dulden,  aber  nicht 
berechtigt,  zu  verlangen,  dass  der  Anschluss 
genommen  wird,  wenn  der  Eigentümer  die  An- 
legung eines  neuen  Grabens  gestatten  will  (§  64). 

Lltteratar:  Siehe  die  in  dem  Artikel  nBeiräs- 
serung  und  Bnrässerungtrechtn  oben  Bd.  IT  S, 
79j!  angeführten  Schriften.  ¥ranh. 

Durchgesehen f  umgearbeitet  und  ergänzt  von 

G.  AnsehüU. 


Erbpacht. 

1.  Die  rechtliche  Natur  der  alten  E. 
2.  Die  Anwendung  der  E.  bis  zum  Anfange 
des  19.  Jahrhunderts.  3.  Die  Beseitigung  der 
alten     E.     im     Laufe     dieses     Jahrhunderts. 

4.  Die    reformierte    E.    in    Mecklenburg    etc. 

5.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  refor- 
mierten E. 

1.  Die  rechtliche  Xatar  der  alten  E. 

Die  Erbpacht,  Erbzinsleihe  und  Emphyteuse 
stellen  eine  Form  des  Grundbesitzes  dar, 
bei  der  das  Eigentunisrocht  von  der  dau- 
ernden Nutzung  derartig  getrennt  ist,  dass 
letztere  als  ein  veräusserÜches  und  vererb- 
liches dingliches  Recht  am  Gnmd  und  Boden 
gegen  die  Verpflichtimg  bestimmter  Leis- 
tungen einem  anderen  als  dem  Grundeigen- 
tümer zusteht. 

Die  römisch-rechtliche  Emphyteusis 
ist  ein  an  fremdem  Gm nd stück  gegen  ein- 
seitig nicht  ablösbare  Rente  eingeräumtes, 
erbliches,  veräusserliches  und  verpfändbares 
Nutzungsrecht.  Es  wird  durch  Vertrag  oder 
Vermächtnis  geschaffen,  gewährt  dem  Em- 
phyteuta  volle  Freiheit  der  Nutzung  des 
Grundstückes,  die  nur  eingeschränkt  wird 
durch  das  Verbot  der  Verschlechterung.  Bei 
Veräusserung  ist  die  üenehmigimg  des 
önmdherm  erforderlich,  die  bei  Erlegimg 
von  2  ^/o  des  Kaufgeldes  als  Laudemium  nur 
aus  erheblichen  Gründen  verweigert  werden 
darf.  Nur  wenn  der  Emphyteuta  seinen 
Verpflichtungen  nicht  nachkommt,  drei  Jahre 
mit  Zahlung  der  Abgaben  im  Rückstande 
bleibt,  wii^  das  Nutzungsrecht  verwirkt, 
das  zumeist  auf  unbegrenzte  Dauer,  selten 
auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  begrün- 
det ist. 

Erbpacht  imd  Erbzinsleihe  sind 
der  römischen  Emphyteuse  nahe  verwandt, 
aber  in  Deutschland  deutschrechtlichen  Ur- 
sprunges. Sie  haben  namentlich  bei  Bauern- 
gütern eine  besondere  Bedeutung  erlangt 
und,  obwolil  }>artikularrechtlich  vielfach  von 
einander  unterschieden  und  unter  den  man- 
nigfaltigsten Namen  vorkommend,  haben  sie 
doch  insofern  eine  gemeinschaftliche  Grund- 
lage, als  sie  ein  erbliches  dingliches  Nutzungs- 
recht an  einem  Ginndstück  darstellen,  das 
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im  Eigentum  eines  anderen  verbleibt.  Der 
Erbpächter  (Erbzinsraann,  Grundholde,  Erb- 
meier, Erbi-echter  etc.)  ist  zur  Zahlung  be- 
stimmter Abgaben  oder  zur  Leistimg  von 
Diensten  verpflichtet,  er  kann  das  Gut  für 
die  Dauer  des  Nutzungsrechtes  mit  Servi- 
tuten belasten,  muss  in  der  Kegel  auf  dem 
Gute  selbst  wohnen  und  es  in  gutem  wirt- 
schaftlichen Zustande  erhalten.  Zur  Sichenmg 
der  ausbedungenen  Leistungen  darf  das  Gut 
nur  mit  Genehmigung  des  Obereigentümers, 
meist  auch  der  Regierung  parzelliert  werden 
und  geht  im  Erbgange  ungeteilt  auf  den 
Anerben  über.  Letzterer  ist  jedoch  ver- 
pflichtet, von  neuem,  gegen  Entrichtung  eines 
laudemium,  mortuarium,  Lehnware  etc.,  eine 
Anerkennung  des  Grundherrn,  den  »Leihe- 
brief« einzuholen.  Beim  Aussterben  der 
Bauemfamilie  fällt  das  Gut  an  die  Gruud- 
herrschaft  zui'ück,  bei  Verkauf  ist  die  Ge- 
nehmigung derselben  einzuholen,  und  es  steht 
ihr  ein  Vorkaufsrecht  zu,  ebenso  wie  sie  zur 
Verpfändung  ihre  Genehmigung  zu  erteilen 
hat,  diese  aber  nicht  verweigern  darf ^  wenn 
die  Belastung  des  Gutes  zum  Vorteil  des- 
selben erfolgt.  Bei  schlechter  Wirtschaft 
des  Erbpächters,  jahrelanger  Versäumnis  in 
der  Zinszahlung  oder  wenn  sonstige  vertrags- 
mässige  Bedingungen  nicht  erfüllt  wurden, 
konnte  der  Obereigentümer  den  Bauern  ent- 
setzen. 

In  den  Partikularrechten  der  neueren 
Zeit  wurden  diese  Bestimmungen  teilweise 
modifiziert.  Das  preussische  Land- 
recht  scheidet,  mehr  nach  äusseren  Merk- 
malen, Erbzins-  und  Erbpachtgüter,  indem 
bei  letzteren  namentlich  eine  dem  Ertrags- 
werte annähernd  entsprechende  Höhe  des 
Kanons  gefordert  wird,  während  die  niedri- 
geren Abgaben  des  Erbzinsbauem  nur  als 
Anerkenntnis  des  Obereigentums  der  Guts- 
herrn gelten.  Infolge  dessen  hat  der  Erb- 
pächter, wenn  nicht  kontrakthch  anders  be- 
stinmit  ist,  Anspruch  auf  Nachlass  am  Ka- 
non ,  wenn  der  Ertrag  dauernd  ohne  sein 
Verschulden  sinkt,  der  Ilrbzinsmann  dagegen 
nicht.  Ist  drei  Jahre  der  Kanon  nicht  ge- 
zahlt, so  fällt  das  Erbzinsgut  dem  Grund- 
herrn heim;  an  dem  Erbpachtgut  steht  da- 
gegen dem  Obereigentümer  wegen  seiner 
Forderungen  nur  ein  Vorzugsrecht  im  Kon- 
kiuse  zu.  Eine  Vorpfändung  kann  bei  beiden 
auch  ohne  Genehmigung  des  Gnmdherm 
erfolgen.  Ganz  ähnlich  lauten  die  Bestim- 
mungen des  österreichischen  Rechtes, 
das  ebenso  nach  äusserlichen  Merkmalen 
Erbzins  und  Erbpacht  unterscheidet,  während 
das  bayerische  Landrecht  niu"  ein  »Erb- 
recht« kennt,  das  gegen  Zahlung  von  Erb- 
zins, Stift  oder  Gilt  ein  erbliches  Nutzungs- 
recht gewährt. 

2.  Die  Anwendnng  der  £.  bis  zum 
Anfange  des  19.  Jahrhunderts.   Als  durch 


das  mittelalterliche  Feudalsystem  der  ur- 
sprüngliche freie  Bauernstand  fast  allentlialben 
zu  Gnmde  gegangen  und  der  leibeigene,  mit 
Frondiensten  imd  Abgaben  überlastete  Land- 
mann nicht  in  der  Lage  war,  in  leidlicher 
Kultur  dem  Boden  lohnende  Erträge  abzu- 
ringen, als  die  vielgeplagten  Bauern  trotz 
ihrer  Gebundenheit  an  die  Scholle  wenig 
Anhänglichkeit  an  die  heimischen  Felder 
zeigten,  gar  nicht  selten  die  väterliche  Hufe 
veniessen,  weil  sie  bei  den  unsicheren  Be- 
sitzesverhältnissen froh  waren ,  den  drücken- 
den Lasten  entfliehen  zu  können,  da  ist  viel- 
fach die  Erbpacht  benutzt  worden,  um 
wieder  einen  ansässigen  Bauernstand  zu 
schaffen.  Die  Erbpacht  war  nicht  selten  die 
Vor-  und  Zwischenstufe  zur  völligen  Freiheit 
des  Grundbesitzes. 

Je  mehr  die  Grundherren  darauf  hin- 
gewiesen wurden,  bei  zunehmender  Geld- 
wirtschaft aus  dem  Boden  grössere  Einnahmen 
zu  gewinnen,  je  mehr  bei  steigender  Rechts- 
sicherheit den  Regierenden  daran  gelegen 
war,  eine  zahlreiche,  auch  zahlungsfäMge 
Landbevölkerung  auf  ihren  Domänen  und 
Vorwerken  zu  besitzen,  um  so  mehr  zeigt 
sich  die  Neigung,  dem  bisher  misshandelten, 
willkürlich  von  der  Scholle  absetzbaren  Bauern 
dingliche  Rechte  am  Gnmd  und  Boden  zu- 
zusichern und  ihn  zum  Herrn  seiner  Hufe 
zu  machen. 

Naturgemäss  hatten  dazu  die  Landes- 
fürsten mehr  Neigung  und  Veranlassung  als 
die  privaten  Grundherrn,  und  so  flnden  sich 
die  ersten  ausgedehnten  Versuche,  erbpacht- 
ähnliche Verhältnisse  einzuführen,  auf  fürst- 
lichen Domänen.  Zwar  sind  auch  bei  den 
grossen  Kolonisationen  der  ursprünglich  sla- 
vischen  Marken  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
Erbzinsleute  angesiedelt ;  aber  in  den  meisten 
FäUen  haben  wohl  die  für  die  Erhaltung  des 
Bauernstandes  ungünstigen  Verhältnisse  der 
folgenden  Jahrhunderte  die  erblichen  Besitzes- 
rechte derselben  wieder  vernichtet,  und  es 
werden  nicht  viele  gewesen  sein,  die  ihi-e 
Erbpachtkontrakte  aus  den  Stürmen  der  Re- 
ligionskriege gerettet  haben. 

In  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhun- 
derts finden  wir  bereits  grössere  Versuche, 
die  Fronbauern  der  Domänen  zu  freien  erb- 
lichen Nutzniessern  der  Fliu'en  zu  machen, 
die  sie  bisher  für  die  Grundherrschaft  be- 
stellt hatten.  Meist  war  es  die  Aussicht 
auf  grössere  finanzielle  Erträge  aus  den  bis 
dahin  diu*ch  Frondienste  bearbeiteten  und 
schlecht  administrierten  Vorwerken,  welche 
die  Veranlassung  dazu  bot.  Da  aber  die 
gehegten  Hoffnungen  häufig  bei  übereiltem 
und  unkundigem  Vorgehen  nicht  in  der  er- 
warteten Weise  in  Erfüllung  gingen,  so 
sind  die  Versuche  nicht  selten  wieder  ein- 
gestellt und  rückgängig  gemacht,  ehe  ein 
dauernder  Erfolg  erzielt  werden  konnte. 
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So  wurde  iinter  der  Ref^erung  des  Kur- 
fürsten August  I.  in  Sachsen  in  den  Jahi-en 
l.V)?— 1565  eine  grosse  Zahl  von  Domänen- 
i^ütern  zerschlagen  und  an  die  Bauern  zu 
Krb]>acht  verliehen.  Da  die  Erti-äge  aber 
nicht  besser  waren  als  früher,  sind  die 
meisten  Erbzinsgüter  wieder  eingezogen  und 
in  Domänenland  verwandelt  worden. 

Ein  Versuch  des  grossen  Kurfüi-sten  in 
der  Mitte  des  siebenzehnten  Jahrhunderts 
hatte  wenig  Ausdehnung  und  geringe  Be- 
deutung. 

König  Friedrich  I.  unternahm  zwar  auf 
Ani*e^mg  des  Geheimen  Kammerrats  von 
Luben  im  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  in 
iri-ossartigera  Massstabe  eine  Verpachtung  der 
zahlreichen  Domänen  Vorwerke  des  preussi- 
schen  Staates ;  aber  da  es  auch  hier  dem  Monar- 
chen in  erster  Linie  auf  bessere  finanzielle  Er- 
trä^re  ankam,  der  wirtschaftliche  Nutzen  eines 
erbgesessenen  Bauernstandes  niu:  vom  Stand- 
[>unkt  der  Volkszunahme  in  Rechmmg  ge- 
zogen wurde,  so  scheiterte  auch  dieser  Versuch. 

Die  Fronbauern,  die  bis  dahin  auf  den 
Domänenvorwerken  für  die  Pächter  und  Ad- 
ministratoren gearbeitet  und  überlastet  mit 
Fi'on-  und  Handdiensten  ihre  eigene  kleine 
Hufe,  die  sie  ernähren  sollte,  nur  schlecht 
bewirtschaftet  hatten ,  waren  naturgemäss 
zu  lohnender  Kultur  überzugehen  nicht  ohne 
weiteres  im  stände ,  die  grösseren  Felder  er- 
forderttm  grossere  ^Mittel,  die  neu  angesiedel- 
ten hatten  Baulasten  aller  Art  zu  tragen, 
und  anstatt  dass  die  Erbpächter  ziu*  i-egel- 
[uässigen  Zahlung  ihres  Kanons  angehalten 
werden  konnten,  mussten  die  Kaounerbe- 
initen  nicht  selten  Remissionen  und  direkte 
Hilfen  gewähren,  die  das  finanzielle  Erti-äg- 
ais  empfindlich  schmälerten.  Ausserdem 
wurde  unstreitbar  in  überstürzter  und  un- 
iiberlegter  Weise  eine  so  wichtige  Massregel 
)hne  die  notAvendigsten  Vorarbeiten  begonnen, 
md  die  Domänenbeamten  gingen  widerwillig 
in  die  Arbeit  hinderten  sie  auf  alle  Weise 
ind  suchten  den  Urheber  derselben  beim 
Könige  zu  stürzen.  Trotzdem  gelang  das 
Kx]H»i'iment  anfangs.  In  den  meisten  Pro- 
vinzen wurden  die  Domänen  in  Erbpacht- 
?üter  pai'zeLliert,  auch  die  finanzielle  Aus- 
)Oute  befriedigte,  bis  im  Jahre  1710,  nach 
'twa  10  jähriger  Arbeit,  v.  Luben  dem  An- 
Inlngen  seiner  Gegner  erlag  und  mit  ihm 
^ein  Werk  zu  Gnmde  ging.  Die  weitere 
V^ererbpachtung  wurde  sistiert  und  sogar  in 
•ücksit:htsloser  Weise  den  bisherigen  Erb- 
rachtem ihr  Kontrakt  gekündigt,  oft  ohne 
Entschädigung.  Dass  dabei  noch  eine  Reihe 
.on  Erbpachtkontrakten  der  Umwandlung  in 
^eitpacht  entging,  lag  hauptsächlich  wieder 
m  den  finanziellen  Schwierigkeiten. 

So  kam  die  Ei-bpacht  in  Preussen  in 
klisskredit,  auch  bei  den  Bauern  selbst.  Erst 
an  f zig  Jahre  später  erneuerte  Friedrich  der 


Grosse  in  richtiger  Erkenntnis  der  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Vorteile  eines  gesunden 
erbansässigen  Bauernstandes  den  Versuch, 
die  Domanialbauem  zu  Erbzinsleuten  zu 
machen.  Fremde  Kolonisten  wurden  mit 
grossen  Opfern  herangezogen  imd  auf  den 
zerschlagenen  Domanialgnmdslücken  in  Erb- 
pacht angesiedelt,  meist  in  sehr  liberaler 
Weise,  ohne  Rücksicht  auf  baldigen  pekuniären 
Nutzen  für  die  Domanialkasse,  doch  wurde 
der  Kanon  in  Getreide  festgesetzt  und  da- 
durch den  Fruchtpreisen  entsprechend  eine 
Steigerung  des  Geldertrages  nicht  ausge- 
schlossen. 

Ein  ansehnlicher  Stamm  freier  Bauern- 
güter wurde  auf  diese  Weise  durch  die 
Kolonisationsbestrebungen  des  grossen  Königs 
geschaffen.  Unter  seinem  Nachfolger  geriet 
die  Bewegung  freilic;h  wieder  ins  Stocken, 
weil  der  König  die  Unzufriinienheit  der 
ritterechaftlichen  Bauern  zu  erregten  fürch- 
tete; aber  Friedrich  Wilhelm  III.  begann  in 
den  ersten  Jahren  des  neuen  Jahrhunderts 
die  Vererbpachtung  der  Domanialbauem  aufs 
neue  imd  zwar  mit  glänzendem  Erfolga 
Ihm  folgten  zahlreiche  Korporationen,  Stif- 
tungen und  Privatpersonen  in  der  Schaffung 
von  Erbpachtstellen,  so  dass  hier  und  na- 
mentlich auf  den  Staatsländereien  schon 
eine  stattliche  Zahl  freier  Bauern  sass,  als 
die  schweren  Zeiten  der  napoleonischen 
Kriege  die  Widerstandskraft  Preussens  er- 
probten. 

Auch  ausserhalb  Preussens,  in  Darm- 
stadt, Waldeck,  Anspach  und  Bayreuth  eta 
wurden  in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhunderts  Domänengüter  in  Menge  an 
Bauern  zu  Erbpacht  ausgegeben ;  in  Böhmen 
seit  1776  unter  der  Kaiserin  Maria  Theresia 
der  gesamte  Domanialbesitz  in  bäuerliche 
Erbpachthufen  verwandelt,  und  in  Schles- 
wig-Holstein wimle  nach  dem  Zeugnis 
Hanssens  der  erbangesessene  wohlhabende 
Bauernstand  des  Landes  durch  die  auch  von 
der  Ritterschaft  freiwillig  durchgeführte 
Vererbpachtung  der  bisher  leibeigenen  Bauern 
begriindet. 

So  war,  da  ein  plötzlicher  Uebergang  der 
bisher  abhängigen  und  leibeigenen  Bauern 
zur  Vollfreiheit  nicht  möglich  erschien,  die 
Erbi)acht  in  zahlreichen  Fällen  mit  Erfolg 
angewendet,  um  wenigstens  die  grössten 
Uelielstände  des  bisherigen  Besitzrechts  zu 
beseitigen  und  einen  ländlichen  Kleinbesitjier- 
stand  heranzubilden,  der  mit  der  Liebe  zum 
erblichen  Besitz  auch  die  Liebe  zum  Vater- 
lande verband  und  ein  kräftiger  Stützpunkt 
in  den  Stürmen  des  Zeitalters  der  Revolu- 
tion wurde,  trotz  der  Mängel,  die  dem  alten 
ErbjÄchtsystem  noch  anhafteten  und  den 
Bauern  namentlich  auf  den  Gütern  des  Adels 
zu  einem  abhängigen  Hintersassen  seines 
Gnmdherrn  herabdrüctten. 
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3.  Die  Beseitigiug  der  alten  £.  im 
Laufe  dieses  Jahrhunderts.  Seitdem  in 
Frankreich  die  grosse  Revolution  in  der  einen 
denkwürdigen  Nacht  vom  4.  August  1789 
alle  Feudallasten  und  Freiheitsschranken  be- 
seitigt und  an  Stelle  des  überbürdeten,  leib- 
eigenen Bauernstandes  einen  freien,  selb- 
ständigen Kleingrundbesitzerstand  geschaffen 
hatte,  erwachte  allenthalben  das  Bestreben, 
dem  Grundbesitzer  die  veralteten  dinglichen 
und  persönlichen  Lasten  der  Gutsunterthänig- 
keit  abzunehmen  und  ihm  möglichst  un- 
gehinderte Verf  ügungsfreiheit  über  die  eigene 
Scholle  zu  gewähren. 

Diesem  Streben,  das  durch  die  volks- 
wirtschaftHchen  Lehrmeinungen  damaliger 
Zeit  kräftige  Unterstützung  fand,  fiel  die 
Erbpacht  in  den  meisten  Fällen  zum  Opfer. 

In  gewissem  Sinne  machte  die  freiheit- 
liche Bewegung  selbst  in  Frankreich  vor 
der  Erbpacht  Halt.  Während  die  Gesetze 
der  Nationalversammlung  und  des  Konventes 
alle  ewigen  Renten  für  ablösbai*  erklärten, 
liess  man  die  zeitlich  beschränkte  Erbpacht, 
wenn  sie  über  99  Jahre  nicht  hinausging, 
bestehen,  ebenso  Pachtverhältnisse  auf  3 
Generationen,  und  noch  heute  sind  diese 
Bestimmungen  in  Geltung,  obwohl  der  Code 
civile  alle  Renten  für  ablösbar  erklärte  und 
neue  Renten  nur  für  30  Jahre  unablösbar 
aufgelegt  werden  können. 

Auch  in  Prcussen,  das  durch  die 
schweren  Zeiten  der  napoleonischen  Knech- 
tung zu  wirtscliafüichen  Reformen  in  frei- 
heitlichem Sinne  gedrängt  wurde,  verfolgte 
das  erste  Landeskultur-Ed.  v.  9.  Oktober  1807, 
das  die  Leibeigenschaft  aufhob,  noch  den 
Zweck,  die  Vererbpachtung  der  Banernfelder 
zu  fördern,  die  der  Staat  auf  seinen  Do- 
mänen mit  Eifer  fortsetzte.  Erst  das  Ed. 
V.  14.  September  1811  nahm  eine  der  Erb- 
pacht feindliche  Stellung  ein,  indem  es 
auch  die  Ablösbarkeit  der  aus  ilu*  herrüh- 
renden Laston  erklärte  und  sogar  zu  er- 
zwingen suchte. 

Die  Beschränkungen,  die  mit  der  alten 
Erbpacht  noch  immer  verbunden  waren  und 
zeitweise  lävStig  werden  konnten,  scheinen  die 
grossen  Reformatoren  veranlasst  zu  haben, 
auch  hier  gnissore  Freiheit  zu  fordern  im 
Interesse  »der  freien  Verfügung  über  länd- 
liche Gnmdstücke  und  zur  Hinwegräumung 
der  Hindernisse  der  Landeskultiu*«. 

Obwohl  nun  das  geteilte  Eigentum  be- 
stehen blieb,  war  doch  durch  die  Möglich- 
keit der  Tilgung  der  Rente  das  Wesen  der 
Erbpacht  beseitigt,  und  wenn  auch  durch  G. 
v.  13.  Juli  1845  die  Ablösbarkeit  der  Erb- 
pacht durch  Vertrag  auszuschliessen  gestattet 
wurde,  so  machte  doch  die  Verfassung  v. 
31.  Januar  18r>0,  welche  die  Ablösbarkeit 
der  Grundlasten  in  Art.  42  gewährleistest 
und  nur  die  erhebliche  Ueberlassung  vollen 


Eigentums  an  Gnmdstücken  zulässt,  der  Erb- 
pacht in  Preussen  ein  Ende. 

Das  G.  V.  2.  März  1850  schliesst  gleich- 
falls geteiltes  Eigentum  aus,  gestattet  nur 
feste  Geldrenten  aufzuerlegen,  bestimmt 
aber,  dass  diese  mit  dem  20  fachen  Betrage 
ablösbar  seien  und  nie  für  länger  als  30 
Jahre  ihre  Ablösbarkeit  vertragsmässig  aus- 
geschlossen, auch  kein  höherer  als  der 
25  fache  Betrag  als  Ablösungskapital  ausbe- 
dungen werden  darf. 

Damit  ist  in  den  alten  Provinzen 
Preussen s  die  Erbpacht  definitiv  beseitigt 
und  ihre  Wiedereinfühnmg  immöglich  ge- 
macht. In  den  neuen  Provinzen  wurden 
dieselben  Gnmdsätze  zur  Geltung  gebracht, 
in  Hohenzollern  diu-ch  G.  v.  28.  Mai  1860, 
in  Hessen-Nassau  durch  GG.  v.  15.  Februar 
1872  und  23.  Juli  1876,  in  Schleswig- Hol- 
stein durch  G.  v.  3.  Januar  1873  und  in 
Lauenburg  durch  G.  v.  17.  August  1872. 

In  Hannover  hat  man  durch  G.  v.  10. 
November  1831  die  alten  Erbpachtlasten  für 
ablösbar  erklärt,  aber  die  Begründung  einer 
Art  Rentengüter  unterm  23.  Juli  1833  \iieder 
gestattet,  indem  man  zuliess,  »Grundstucke 
unter  Vorbehalt  einer  auf  jeden  Erwerber 
übergehenden,  unablösbaren  Rente  zu  über- 
tragen«, weim  sonst  volles  Eigentum  und 
volle  Verfügungsfreiheit  gewährt  wird.  Nur 
ganze  Bauernhöfe  sollten  nicht  ohne  Geneh- 
migung des  Empfangsbei'echtigten  geteilt 
wertlen,  die  Rente  durfte  aber  auch  in  Ge- 
treide, Erdarten,  selbst  in  Naturaldiensten 
festgesetzt  werden,  und  letzteres  ist  be- 
stehen geblieben,  während  die  Ablösbarkeit 
der  Rente  am  4.  April  1869  gesetzlich  ge- 
stattet wurde. 

Im  ehemaligen  K  u  r  h  e  s  s  e  n  ist  die  durch 
G.  V.  20.  Juni  1850  gestattete  Ablösung  der 
erbpachtlichen  Lasten  insofern  erschwert, 
als  bei  Antrag  seitens  des  Berechtigten 
nur  der  18 fache  Betrag  zu  zalüen  ist,  der 
Verpflichtete  dagegen  das  25  fache  der 
Rente  zu  zahlen  hat,  wenn  er  auf  Ablösung 
dringt. 

Auch  das  Königreich  Sachsen,  das  ur- 
sprünglich durch  Erhöhung  der  Rente  um 
5  ®/'o  das  Obereigentum  abzulösen  gestattete, 
erschwerte  die  Abstossung  der  Rente,  indem 
durch  G.  v.  15.  Mai  1851  das  20  fache  des 
um  5  ^/o  erhöhten  Kanons  als  Tilgungskapital 
gefordert  wiid.  Bayern  ermöglicht  durch 
G.  V.  4.  Juni  1848  Abstossung  der  »Erb- 
rechts« lasten  zum  18  fachen  Beti-age  und 
verbietet,  geteiltes  Eigentum  wieder  einzu- 
führen. Württemberg,  Oldenburg  und  andere 
Staaten  Deutschlands  erklärten  die  Erbpacht- 
lasten gleichfalls  f  ftr  ablösbar.  In  den  meisten 
Fällen  wurde  unter  dem  Druck  der  Bewe- 
gung des  Jahres  1848  auf  Grund  des  allge- 
meinen Widerwillens  gegen  Reallasten  und 
»mittelalterliche  Ueberreste«  auch  die  Erb- 
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pacht  ohne  gründliche  Prüfung  über  Bord 
geworfen,  statt  sie  der  ihr  anhaftenden 
Mängel  und  Schwächen  zu  entkleiden. 

Nur  in  einzelnen  deutschen  Kleinstaaten, 
in  Sachsen- Altenbiu-g ,  Gotha,  Weimar  und 
Meiningen,  in  Lippe-Schaumburg,  in  Heuss 
und  Rudolstailt  sowie  in  Braunschweig  und 
Mecklenburg  ist  die  Erbpacht  bestehen  ge- 
bheben. Mecklenburg-Schwerin  hat  sie  so- 
gar zu  der  fast  ausschliesslichen  Form  des 
bäuerlichen  Besitzes  in  reformierter  Gestalt 
gemacht,  deshalb  wollen  wir  kurz  diese  Ent- 
wickelung  hier  kennzeichnen. 

4.  Die  reformierte  E.  in  Mecklenburg 
etc.  In  Mecklenburg-Schwerin  wur- 
den die  zahlreichen  Domanialbauern ,  nach- 
dem im  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts 
ein  Versuch  der  Vererbpachtung  wegen 
mangelnder  Umsicht  gescheitert  war,  von 
jeher  als  einfache  Zeitpächter  ihrer 
Hufen  behandelt,  und  wenn  man  auch  fnih- 
zeitig  die  Frondienste  des  Bauern  beseitigte 
und  schon  seit  1773  bei  Verpachtung  der 
Domanialhöfe  keine  Bauerndienste  mehr  mit- 
verpachtete, sondern  ihnen  Geldpacht  oder 
Dienstgeld  auferlegte,  so  wiu-de  doch,  als 
die  Leibeigenschaft  1820  beseitigt  wurde, 
der  Bauer  weder  im  Domanium  noch  in  der 
Ritterschaft  zum  freien,  erblichen  Eigentümer 
seiner  Hufe  gemacht,  sondern  ferner  als 
Zeitpächter  behandelt. 

Die  grossherzogliche  Regierung  hat  jedoch 
seitdem  fortwährend  darauf  hingearbeitet, 
einen  erbangesessenen  Bauernstand  zu  schaf- 
fen, und  sich  dazu,  da  staatsrechtlich  ein 
Verkauf  von  Domanialeigentum  nicht  zu- 
lässig erschien,  der  Form  der  Erbpacht 
bedient,  die  man  gerade  hier  in  zweckent- 
sprechender Form  umgestaltet  hat,  so  dass  die 
Durchführung  der  allgemeinen  Vererbpach- 
tung seit  1867  für  ähnliche  Bestrebungen 
als  mustergiitig  angesehen  werden  kann. 

Nachdem  schon  früher  zahlreiche  heim- 
gefallene BauemsteUen  zu  Erbpacht  gegen 
Roggenkanon,  nach  zwanzigjährigen  Diu-ch- 
schnittspreisen  in  Geld  zahlbar,  veräussert 
waren,  wurde  seit  1867  die  allgemeine  Ver- 
erbpachtung zwangsweise  durchgeführt,  in- 
dem man  die  bisherigen  Hauswirte  zu  erb- 
lichen Nutzniessern  ihrer  Stelle  machte. 
Dabei  erhielten  sie  in  Anerkennung  ihrer 
sehr  zweifelhaften  Anrechte  am  Grund  und 
Boden  bis  zu  150  preussischen  Morgen  ohne 
alles  Erbstandsgeld ,  nur  für  den  darüber 
hinausgehenden  Teil,  den  sie  aber  nicht  zu 
nehmen  brauchten,  zahlten  sie  geringes 
Kaufgeld,  ebenso  hatten  nur  die  grösseren 
Besitzer  für  ihre  Gebäude  bis  zur  Hälfte  des 
Brandkassenwertes  zu  zahlen,  und  die  Hof- 
wehren wurden  ihnen  nach  der  niedrigen 
Taxe  von  1806  überlassen. 

Die  Regierung  machte  zum  letzten  Male 
von  ihrem  Rechte  Gebrauch,  die  Hufe  zu 


verändern,  so  dass  wohl  abgerundete,  mit 
Wiesen  und  Ackerland  gut  versehene  Bauern-^ 
höfe  geschaffen  wurden,  daneben  aber  für 
Schul-  und  Gemeindedotationen  entspre- 
chende Ländereien  reserviert  werden  konnten. 
So  sind  im  mecklenbiu^ischen  Domanium 
mehr  als  5300  gut  fundierte  bäuerliche  Erb- 
pachtstellen geschaffen  worden. 

Alle  lästigen  Beschränkungen,  wie  sie 
in  den  älteren  Erbpachtkontrakten  noch  vor- 
handen waren,  wurden  aus  dem  neuen  ent- 
fernt und  auch  den  älteren  Erbpachten! 
gestattet,  die  vereinfachten  Kontrakte  zu 
wählen. 

Der  Kanon  ist  der  früheren  Zeitpacht 
gleich,  er  wird  mit  25  kapitalisiert,  als  erste 
Hypothek  auf  das  Gut  eingetragen  und  ist 
seitens  der  Grundherrschaft  unkündbar,  darf 
aber  von  dem  Erbpächter  durch  Zahlung 
des  vollen  Kanonkapitals  in  einer  Summe 
abgelöst  werden,  so  dass  also  nicht  einmal 
unablösbare  Renten  auf  den  Gütern  haften. 
Der  Erbpächter  hat  volle  Freiheit  in  der 
Bewirtschaftung,  darf  daß  Gnmdstück  ver- 
pfänden und  veräussem.  Die  Gebühren  bei 
freiwilligem  Verkauf  sind  nicht  viel  höher 
als  sonst  die  Immobiliarstempel ,  von  dem 
Vorkaufsrecht  der  Grundherrschaft  wird 
kaum  Gebrauch  gemacht.  Ein  besonderes 
Intestaterbrecht  sichert  die  Erbfolge  nach 
altem  deutschen  Anerbenrecht ;  nur  der  Name 
Erbpacht  und  damit  das  nominelle  Ober- 
eigentum des  Grossherzogs  und  die  Bestim- 
mung, dass  die  Erbpachtstelle  nicht  ohne 
Genehmigung  der  Grundherrschaft  parzelliert 
und  mit  anderen  zusammengelegt  werden 
darf,  scheiden  diese  neuen  Erbpachtgüter 
von  vöUig  freiem  Eigentum. 

Neben  diesen  bäuerlichen  Erbpachtgütem 
existieren  noch,  abgesehen  von  wenigen 
grösseren  Erbpachthöfen,  zahlreiche  klein- 
bäuerliche Besitzungen,  die  sogenannten 
Büdnereien,  die  gleichfalls  nach  dem  Recht 
der  Emphyteuse  ihr  Areal  von  15 — 20  Mor- 
gen besitzen,  zum  Teil  einen  ablösbaren 
Kornkanon  zahlen,  zum  Teil  gleich  bei  der 
Vererbpachtung  diis  volle  Kaufgeld  zahlen 
mussten,  nur  ebenso  wenig  geteilt  und  zu- 
sammengelegt werden  dilrfen  wie  die 
grösseren  Gnmdstücke.  Dasselbe  gilt  von 
den  Tausenden  von  Häuslereien,  die  ihren 
Hofplatz  und  ihr  Gartenland  in  derselben 
Weise  ohne  unablösbare  Rente  zu  Erbpacht 
besitzen. 

Im  Territorium  der  Ritterschaft  und  der 
drei  Landesklöster  hat  die  Erbpacht  noch 
manches  von  den  alten  Beschränkungen  be- 
halten, die  Bauernstellen  sind  zum  Teil  zu 
unveräusserlichen  und  unverschuldbaren  Fa- 
milienfideikommissen  gemacht,  und  die  hy- 
pothekarische Belastungsfähigkeit  ist  viel- 
fach beschränkt. 

Wenn  so  in  Mecklenbui'g  die  Erbpacht 
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zur  Sesshaftmachung  einer  bereits  vorhan- 
denen bäuerlichen  Bevölkerung  in  verbesser- 
ter Gestalt  Anwendung  gefunden  hat  und 
den  früheren  Zuständen  gegenüber  sich  als 
grosser  Fortschritt  bewährt  hat,  so  sucht 
man  mit  noch  grösserem  Eecht  erbpacht- 
ähnliche Verhältnisse  wieder  einzuführen 
oder  zu  erhalten,  wo  eine  Ansiedelung  von 
mittleren  und  kleineren  Grundbesitzern 
wünschenswert  ist  und  ein  bisher  unkulti- 
vierter Boden  in  Ackerland  verwandelt  wer- 
den soll.  In  den  Fehn-  und  Moorkolonieen 
Ostfrieslands  und  Oldenburgs  findet 
daher  die  Erbpacht  noch  heute  ausgedehnte 
Anwendung  trotz  der  die  Ablösung  begüns- 
tigenden modernen  Gesetzgebung,  und  neue 
Ansiedelungen  werden  hier,  wo  der  Kolonist 
seinen  Boden  erst  erarbeiten  muss,  durch 
üeberlassung  gegen  unablösbare  Rente  ge- 
wiss gefördert. 

5.  Die  wirtschaftliche  Bedentnng  der 
reformierten  E.  Während  die  alte  Erb- 
pacht mit  iliren  zahlreichen  Beschränkungen 
der  Freiheit  des  Erbpächters  mit  ihren  oft 
recht  lästigen  besonderen  Abgaben,  ihren 
gutsherrlichen  Konsensen  etc.  in  der  Neu- 
zeit naturgemäss  keine  Stätte  mehr  finden 
konnte,  ihre  baldige  Beseitigung  daher  all- 
seitig angestrebt  wurde,  ist  neuerdings  ein 
berechti^r  Umschwung  der  Meinungen  in- 
sofern emgetreten,  als  man  die  Erbpacht  in 
verbesserter  Form,  frei  von  allen  jenen 
ihrem  Wesen  fernen  Beschränkimgen  wieder 
einführen  will,  um  da,  wo  noch  unsichere 
Besitzesrechte  einer  bäuerlichen  Bevölkenmg 
existieren,  diese  zu  beseitigen,  namentlich 
aber  um  Kolonisationen  und  Ansiedelungen 
zu  erleichtem. 

Das  Wesen  dieser  reformierten  Erbpacht 
erblickt  man  darin,  dass  Grundstücke  gegen 
feste,  einseitig  nicht  ablösbare  Rente  zu  erb- 
licher Nutzung  gegeben  werden,  die  frei 
veräusserlich  und  verschuldbar  sind,  nur 
nicht  ohne  Genehmigung  des  Verpächters 
geteilt  und  mit  anderen  Grundstücken  zu- 
sammengelegt werden  dürfen. 

Diese  neue  Form  der  Erbpacht  hat  un- 
bestreitbar mancherlei  wirtschaftliche 
Vorteile,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
neue  Ansiedelungen  ins-  Leben  zu  nifen, 
Bauern  und  kleinere  Gnmdbesitzer  da  anzu- 
siedeln, wo  diese  Elemente  fehlen  oder  wo 
bisher  unkultivierte  Flächen  in  Kultur  ge- 
nommen werden  sollen.  Sie  hat  der  Zeit- 
pacht gegenüber  den  gössen  Vorzug,  dass 
kleinere  Besitzer  nur  dann  wirklieli  zweck- 
entsprechend wirtschaften  werden,  wenn  sie 
wissen,  dass  die  SchoUe  ihr  erbliches  Eigen 
bleibt,  dass  keine  Erhöhung  der  Pachten  sie 
um  die  Früchte  ihres  Fleisses  bringen  kann. 
Dem  Verkauf  zu  vollem  freien  Eig»entum 
gegenüber  verdient  sie  für  diese  Zwecke 
den  Vorrang,  weil  der  Grundeigentümer  die 


Möglichkeit  in  der  Hand  behält,  die  einmal 
geschaffenen  Besitzesstellen  auch  zu  erhalten, 
ohne  Gefahr  zu  laufen,  dass  das  mit  Opfern 
seinerseits  Erreichte  durch  Parzellierung 
oder  Zusammenkauf  bald  wieder  ver- 
schwindet. 

Der  Verkauf  gegen  feste,  unablösbare  und 
deshalb  von  den  Schwankungen  des  Zins- 
fusses  fast  unabhängige  Rente  erleichtert 
auch  vielfach  den  ersten  Ansiedlern  die  Er- 
werbung von  Grundeigentum. 

Namentlich  da,  wo  es  sich  darum  han- 
delt, bisher  unkiütivierten  Moor-  oder  Heide- 
boden durch  die  fleissige,  mühevolle  Arbeit 
des  Kolonisten  zu  ei-tragsfähigen  Ackerlän- 
dereien im  Laufe  von  vielen  Jahren  zu 
machen,  wird  eine  üeberlassung  des  Grund 
und  Bodens  fast  ohne  alle  Anzahlung  zu- 
lässig sein  und  der  Veräusserer  sich  mit 
dem  Versprechen  der  Rentenzahlung  be- 
gnügen können,  so  dass  auch  wenig  be- 
mittelte Ansiedler  sich  auf  diese  Weise  eine 
behagliche  Heimstätte  erarbeiten  können. 

Wo  grössere  Güter  zu  kleineren  Besit- 
zungen zerschlagen  werden,  die  Kolonisten 
den  Ausbau  der  Stelle  selbst  übernehmen, 
wird  gleichfalls  das  Interesse  beider  Kon- 
trahenten gewahrt  werden  können,  wenn 
der  Erwerb  des  Grund  und  Bodens  dem 
Erbpächter  fast  ohne  Anzahlung  gestattet 
wird. 

Sollten  aber  ausgebaute  Bauernhöfe  oder 
Häuslereien  an  neu  anzusiedelnde  Erbpächter 
ausgegeben  werden,  so  wird  der  Vorteil 
leichteren  Erwerbes  nicht  sonderlich  hoch 
anzuschlagen  sein,  weil  hier  ein  Verzicht 
auf  angemessenes  Erbstandsgeld  notwendiger- 
weise, ähnlich  wie  beim  Zeitpächter,  ein 
Kontroll-  imd  Aufsichtsrecht  seitens  des  Ver- 
erbpächters im  Gefolge  haben  müsste,  das 
gerade  hier  möglichst  zu  vermeiden  ist  Für 
diese  Erbpachtgüter  würde  also  nur  der 
Vorteil  der  festen  unkündbaren  Ren- 
tenschuld bleiben,  die  vor  einer  kündbaren 
Kapital  Verschuldung  das  voraus  hätte,  dass 
ein  Schwanken  des  Zinsfusses  dem  Land- 
mann keine  Verlegenheiten  bereiten  kann. 
Unkündbare  Hypotheken  würden  aber  das- 
selbe leisten  und  hätten  einem  nicht  kapi- 
talisierten Kanon  gegenüber  noch  den  Voiv 
zug,  dass  eine  wechselnde  Bewertung  der 
Rente  bei  Kauf  oder  Erbgang  ausgeschlos- 
sen ist. 

Die  neueren  Verteidiger  der  reformierten 
Erbpacht  stellen  den  Nutzen  der  leichteren 
Erwerbung,  der  unkündbaren  Rente  vielfach 
zu  stark  in  den  Vordergrund  und  übersehen 
dabei  nicht  selten,  dass  dieser  Vorteil  auch 
nur  dem  ersten  Erwerber  zu  gute 
kommt,  während  bei  jedem  Besitzeswechsel 
genau  so  wie  beim  Kauf  und  Verkauf  freien 
Eigentums  verfahren  werden  wird,  indem 
der  Kaufpreis  der  Hufe  nach  ihrem  Rein- 
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ertrage  berechjiet  und  die  Rente  wie  der 
Oberschuss  nach  dem  landesüblichen  Zins- 
fiiss  kapitalisiert  werden  wird. 

Die  Bestimmung,  dass  ohne  Genehmigung 
les  Vererbpächt^rs  nicht  parzelliert  und 
ivonsohdiert  werden  darf,  wird  zur  Erhaltimg 
?ines  einmal  geschaffenen  bäuerlichen  Besitz- 
standes wesenthch  beitragen  und  keine  Ge- 
fahren für  die  Zukimft  bieten,  wenn  der 
5taat  selber  oder  der  staatlichen  Aufsicht 
mtei-stellte  Korporationen  und  Stiftungen 
lie  Gnmdherren  sind.  In  den  Händen  von 
Privatpersonen  könnten  solclie  Bestinmiun- 
2:en,  wenn  keine  Appellationsinstanz  vor- 
landen ist,  leicht  zu  einer  schädlichen  Fixie- 
i-ung  veralteter  Grössenverhältnisse  oder  zu 
Mner  Ausbeutung  der  Erbpächter  führen. 
A.nderei*seit8  wird  gerade  diese  Bestimmung 
iazu  beitragen,  Privat[)ersonen,  Fideikomraiss- 
Dositzer  etc.  zxvr  Schaffung  von  bäuerlichen 
Erbpachtstellen  oder  zur  Ansiedelung  von 
2:rundbesitzenden  Tagelöhnern  zu  veranlas- 
sen, weil  sie  dadurch  allein  die  Handhabe 
uesitzen,  dauernd  leistungsfähige  Stellen  zu 
Dcgi-ünden  und  einer  ihren  Interessen  wenig 
3utsprechenden  Bildung  von  Zwergwirt- 
>chaften  oder  der  Zusammenlegung  zu  grös- 
seren Gütern  entgegenzutreten. 

Für  Korporationen,  Stiftungen,  Fidei- 
\ommisse  und  Private  würde  auch  die  Auf- 
^'rlegung  eines  Fruchtkanons,  der  nach  den 
angjährigen  Durchschnittspreisen  der  Frucht 
n  Geld  zu  zahlen  wäre,  das  zweckent- 
sprechendste sein,  da  sie  alsdann  demStei- 
ren  der  Preise  entsprechend  Anteil  an  der 
steigenden  Grundrente  behielten  imd  sicher 
«raren,  keine  Entwertimg  des  Kanons  be- 
hlrchteu  zu  müssen.  Für  den  Erbi)ächter 
bliebe  damit  die  Rente  im  Einklang  mit  dem 
Ertrage  seines  Grundstückes,  doch  hätte  für 
hn  solche  Realrente  den  Nachteil,  bei  Ver- 
cauf  oder  Yerpföndimg  des  Gutes  nicht  ge- 
lau  bemessen  werden  zu  können,  so  dass 
)ft  eine  Verminderimg  des  Realkredites  die 
b'olge  solcher  Kornrenten  ist. 

vVo  heute  diutjh  Verfassungsbestimraun- 
ren  die  Begründung  geteilten  Eigentums 
lusf^eschlossen  ist  sucht  man  durch  Schaf- 
iing  sogenannter  *  Rentengüter«  (s.  d.)  die  Vor- 
eile der  reformierten  Erbpac'ht  auszunützen. 

[iitteratar:  Nasse,  Die  wirUch,  Bedeutung  von 
Erbpacht  und  Erbzin^verhältnisBen ,  in  Thiels 
landw.  Jahrbüchern  VII,  S.  Jßff.  —  Sch&n,- 
berg,  Erbpacht  und  Erbzinsleihe,  Jahressupple- 
ment, Bd,  II,  1881  zu  Meyers  Konvers. -Lexikon. 
—  Zur  inneren  Kolonisation  in  Deutsch- 
kind. Schriften  d,  Ver.  f.  SozialpolUik,  XXXII, 
Leipzig  1886.  —  Huprecht y  Die  Erbpacht, 
(löttingen  1882.  —  nDenhtchrift  betreffend  Renten- 
gütcrti,  vorgelegt  vom  preuss.  Landwirtschafts- 
ministerium, in  Thiels  Jahrbüchern  XIV,  Stipple- 
menthefi  III,  S.  92  ff.,  auch  in  den  Schriften  des 
V.  f.  SoziaipoliHk  XXXII,  S.  94  ff.  —  Ad. 
Wagner,    Finanzwissenschaft,    Bd.   I,   Leipzig 


und    Heidelberg   1877,    —    Q.    Hanssen,    Die 

Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Schleswig' 
Holstein,  1861.  —  Falke,  Die  Gesch.  des  Kur- 
fürsten August  von  Sachsen,  1868.  —  Hüll» 
mann,  Die  Geschichte  der  Domänenbenutzung 
in  Deutschland,  1807.  —  Balck,  Zur  Geschichte 
der  Vererbpachtung  der  DomanicUbauem  in 
Mecklenburg-Schwerin,  1869.  —  Verselbe,  Fi- 
nanxverhäUnisse  in  Mecklenburg- Schwerin,  1877. 
—  Michelsen,  Ueber  die  Vererbpachtung  kleiner 
und  grösserer  Grundstücke,  18S2.  —  Paasehe, 
Die  rechtliche  und  wirtschaftliche  iMge  des 
Bauernstandes  in  Mecklenburg-Schwerin,  SchriJ- 
ten  des  Vereins  für  Sozialpolitik  XXIV,  S.  327 
bis  381.  —  Derselbe,  Erbpacht  und  Renten- 
guter  als  Mittel  zur  Erhaltung  und  Schaffung 
eines  ländlichen  Mittel-  u.  Kleinbesitzes,  Jahrb.  f. 
NaL  u.  Stau,  JV.  F.  U,  S.  S09ff. 

H,  Paasche. 


Erbrecht. 

I.  Wirtschaftlich-soziale  Bedeutung  des  E. 
(S.  665).    n.  E.  als  Rechtsiustitnt  (S.  671). 

I.  Wirtschaftlich-soziale  Bedeutang 
des  Erbrechts. 

1.  Begriff  des  E.  2.  Wirtschaftlich-soziale 
BegrtLndnng  des  E.  3.  Gesichtspunkte  fttr  die 
Reform  des  gesetzlichen  £.  4.  Das  testamen- 
tarische E.    ö.  Fideikommisse. 

1.  Begriff  des  E.  Erbrecht  im  ob- 
jektiven Sinne  ist  die  Summe  der  Grund- 
sätze, nach  welchen  das  Vermögen  eines 
Subjektes  (einer  Person)  nach  dessen  Unter- 
gang (deren  Tode)  in  andere  Hände  über- 
geführt wird.  Dasselbe  kann  also  nur  unter 
der  Herrschaft  des  Privateigentums,  nicht 
der  des  Gesamteigentums  bestehen;  bei 
letzterer  wenigstens  nur  in  den  Fällen,  wo 
die  ganze  vermögensrechtliche  Gesamtheit 
(Stamm,  sonstige  über  die  Familie  hinaus- 
reichende Gesamtheit)  untergegangen  ist. 

Erbrecht  im  subjektiven  Sinn  ist  das 
Recht  auf  den  Eintritt  in  das  Vermögen 
eines  Gestorbenen  (untergegangenen  Wirt- 
schaftssubjekts). 

Neben  dem  Erbrecht,  welches  sich  auf 
Vermögen  (wirtschaftliche  Werte)  bezieht 
giebt  es  ein  Erbrecht,  welches  einen  Teil 
des  öffentlichen,  insbesondere  Staatsrechts 
bildet:  Recht  auf  Thronfolge,  Recht  auf  den 
Sitz  in  einer  gesetzgebenden  Versammlung 
(Hen^enhaus,  Reichsrat)  etc. 

Erbfolge  ist  die  Reihenfolge  der  Erb- 
berechtigrten.  Dieselbe  wird  ebenso  wie  die 
Bestimmungen  über  den  Anteil,  den  die 
Erben  und  Vermächtnisnehmer  haben  sollen, 
dim^h  zwei  Mittel  geschaffen :  1.  die  gesetz- 
liche Erbfolge,  2.  die  dim;h  vorsorgliche 
Verfügimg  des  Erblassers  geordnete  Erbfolge, 
welche  aus  dem  »Testament«  des  Erblassers 
hervorgeht.  Diese  ist  in  den  meisten  Kul- 
turstaaten —  in  England  und  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika  nicht  — -  an  ge- 
wisse Rücksichten  auf  die  gesetzliche  Erb- 
folge, das  sogenannte  Pflichtteilsrecht,  ge- 
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blinden.  Diese  letztere  wird  auch  »Intestat- 
erbfolge« genannt,  in  der  Annahme,  dass  die 
durch  Testament  geordnete  Erbfolge  in  erster 
Linie  stehe. 

Im  vorliegenden  Artikel  handelt  es  sich 
nicht  darum,  das  Erbrecht  von  der  juristi- 
schen Seite  zu  beleuchten  —  dies  geschieht 
durch  einen  anderen  Artikel,  sondern  die 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte, 
aus  denen  das  Erbrecht  anzusehen  ist,  klar 
hinzustellen,  ohne  aufEinzelheiten  einzugehen. 

2.  Wirtschaftlich-soziale  Begrandung 
jdes  E.  In  der  heutigen  Wirtschaftsordnung 
des  germanischen  und  romanischen  Kultur- 
kreises bildet  das  individuale  Eigentum  (s. 
d.  Art.  Eigentum  oben  S.  294  ff.)  die  Grrund- 
lage ;  dem  entsprechend  handelt  es  sich  auch 
beim  Erbrecht  um  den  üebergang  des  Ver- 
mögens einer  gestorbenen  Person  auf  über- 
lebende Einzelpersonen,  eventuell  juristische 
Personen. 

Der  allgemeine  Gnmd  des  Erbrechts  ist 
die  Notwendigkeit,  die  Güter  (Werte),  welche 
das  Vermögen  eines  Verstorbenen  aus- 
machen, ihren  vernünftigen  Zwecken  zu  er- 
halten und  die  ordnungsmässige  Abwickelung 
der  Geschäfte,  welche  der  Erblasser  einge- 
gangen ist,  zu  ermöglichen.  Dieser  allge- 
meine Gnmd  giebt  noch  nicht  die  Weisung 
dafür,  wem  das  Vermögen  übertragen,  wie 
es  verteilt  werden  soll,  denn  es  giebt  ver- 
schiedene Organe,  welche  jenen  Zweck  er- 
füllen können,  und  es  kann  streitig  sein, 
welche  ihn  am  besten  erfüllen.  Es  kommt 
offenbar  nicht  darauf  an,  das  Vermögen 
überhaupt  unterzubringen,  sondern  es  an 
solche  überzuleiten,  welche  den  am  besten 
und  gerechtesten  zu  begründenden  Anspruch 
darauf  haben.  Dass  diese  schwierige  Aufgabe 
durch  das  gegenwärtig  geltende  Erbrecht 
unserer  Kulturstaaten  schon  ei'füllt  werde, 
kann  nicht  gesagt  werden.  Für  die  Ver- 
teilung giebt  es  (vorerst  abgesehen  vom 
testamentarischen  Erbrechte)  vier  Gesicht- 
punkte und  Begründungen: 

1.  nach  der  Blutsverwandtschaft, 
mit  mehr  oder  weniger  Rücksicht  auf  die 
Ehefi-au.  Dieser  Verteilungsgrund  ist  nach 
Vorgang  des  romischen  Rechts  in  den  mo- 
dernen Erbrechten  herrschend.  Er  löst  die 
Fragen  in  der  That  am  einfachsten,  indem 
er  regelmässig  die  Unterbringung  des  Ver- 
mögens nach  leicht  nachweisbaren  Merk- 
malen ermöglicht;  man  hat  mit  ihm  ein 
mechanisches  Princip  gewonnen,  das  nur 
ausnahmsweise  —  wenn  keine  Blutsver- 
wandten aufzufinden  sind  —  im  Stich  lässt. 
Immerhin  geht  es  auch  hierbei  nicht  ohne 
einige  Willkür  ab,  weil  es  verschiedene 
Möglichkeiten  giebt,  die  Bluts ver^-^and tschaft 
zu  verfolgen.  Entweder  nämlich  teilt  man 
die  Blutsverwandtschaft  a)  nach  Stämmen 
ab:   1.  die  eigenen  Kinder,   und  zwar  so. 


dass  die  Enkelkinder  statt  des  schon  ver- 
storbenen Sohnes  oder  der  verstorbenen 
Tochter  erben  —  Repräsentation  — ,  2.  die 
Eltern  und  deren  Descendenz:  Geschwister 
des  Erblassere,  wieder  mit  Repräsentation, 
3.  die  Grosseltern  etc.j  der  nähere  Stamm 
schüesst  dabei  den  weiteren  ganz  aus.  Oder 
b)  man  rechnet  die  Blutsverwandtschaft  nur 
nach  d^r  Gradnähe  zum  Erblasser :  zunächst 
Kinder  und  Eltern,  dann  Geschwister,  dann 
Geschwisterkinder  etc.  Dabei  würde,  streng 
genommen ,  Repräsentation  ausgeschlossen 
sein  und  z.  B.,  wenn  ein  Bruder  noch  am 
Leben,  ein  anderer  gestorben  ist  mit  Hin- 
terlassung von  Kindern,  jener  Erbe  sein, 
diese  würden  nichts  bekommen.  Indessen 
ist  auch  im  römischen  Recht  für  die  näch- 
sten Verwandtschaftsgrade  Repräsentation 
zugelassen,  so  dass  z.  B.  Geschwisterkinder 
neben  Geschwistern  erben. 

2.  Nach  dem  sozialen  Zusammen- 
hange des  Erblassers  mit  den  Hinterblie- 
benen. Hier  weixlen  zunächst  regelmässig 
dieselben  Personen  in  Betracht  kommen  wie 
zu  1.  und  mit  ihnen  die  Ehefrau.  Für  ent- 
ferntere Blutsverwandte,  sofern  sie  nicht  mit 
dem  Erblasser  in  Wohn-  und  Wirtschafts- 
gemeinschaft gelebt  haben,  wird  sich  aber 
unter  diesem  Gesichtspunkte  kein  Erbrecht 
herleiten  lassen.  Es  gilt  hier  nicht  das 
mechanische  Princip  der  Blutsverwandtschaft, 
und  es  muss  ein  auf  dem  Rechtszwecke  und 
auf  Gerechtigkeit  begründetes  eintreten. 
Allerdings  ist  es  für  den  Gesetzgeber  un- 
gleich schwerer,  Regeln  in  diesem  Sinne 
aufzustellen,  indem  es  dabei  gilt,  die  Be- 
dürfnisse des  Volkslebens  des  betreffenden 
Zeitalters  nachzuempfinden  und  ihnen  ent- 
sprechende Anordnungen  zu  treffen,  sowohl 
hmsichtlich  der  Personen,  an  welche  das 
Erbe  zu  verteDen  ist,  wie  hinsichtiich  der 
Güter,  welche  die  Erbschaft  bilden. 

Hinsichtlich  der  Personen  würde  nach 
diesem  Principe  zu  bestimmen  sein,  wie 
weit  der  Kreis  der  Personen  anzunehmen 
ist,  welche  regelmässig  einen  sozialen  (Fa- 
milien-) Zusammenhang  miteinander  haben, 
wo  demgemäss,  da  man  das  Erbrecht  eben 
auf  diesen  Zusammenhang  stellen  will,  der 
Abschluss  des  Erbrechts  zu  erfolgen  hat 
und  an  wen  in  Ermangelung  von  nach  die- 
sem Principe  berechtigten  Personen  das 
Ei'be  fallen  soU.  Es  kann  doch  nicht  ge- 
leugnet werden,  dass  das  Erbrecht  der  Bluts- 
verwandten, soweit  es  über  den  wirklich 
und  lebendig  vorhandenen  Familien  Zusam- 
menhang hinausgeht  —  was  ja  immerhin 
nur  die  Ausnahme  bildet,  da  meist  Ehefrau, 
Kinder,  nahe  Verwandte,  die  mit  dem  Erb- 
lasser in  beständiger  Fühlung  geblieben  sind, 
vorhanden  sind  —  ein  Notbehelf  zur  Unter- 
bringung der  herrenlos  gewordenen  Güter 
und  dass  der  »lachende  Erbe«   eine  sinn- 
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•widrige  Einrichtung  ist.  Der  thatsächliche 
soziale  Zusammenhang  auf  Grund  der  Bluts- 
Terwandtschaft  ist  heutzutage  regelmässig 
auf  sehr  nahe  Grade  beschränkt  und  reicht 
nicht  über  Enkel  und  Grosseltern  sowie 
Geschwisterkinder  (echte  Vettern  und  Basen) 
hinaus.  Der  Abschluss  des  Erbrechts  bei 
diesen  Verwandtschaftsverhältnissen  ist  also 
sozial  unbedenklich;  zumal  die  Korrektur 
Ton  Verstössen  des  gesetzlichen  Erbrechts 
nach  den  Bedürfnissen  des  licbens  im  ein- 
zelnen Falle  durch  Vorsorge  mittelst  letzt- 
williger  Verfügung  erfolgen  kann.  Wohin 
die  durch  den  Abschluss  der  Erbfolge  bei 
den  bezeichneten  Graden  etwa  frei  bleiben- 
den Erbteile  zu  leiten  seien,  darüber  nachher. 
Was  dann  zweitens  die  Güter,  also  die 
Art  des  durch  Erbgang  zu  überliefernden 
Vermögens  betrifft,  so  wird  aus  dem  sozialen 
Gesichtspunkte  das  gegenwärtig  geltende 
Eecht  in  dieser  Hinsicht  auch  nicht  ohne 
weiteres  als  genügend  hingestellt  werden 
können.  Nach  den  geltenden  Rechten  wird 
regelmässig  kein  unterschied  zwischen  den 
Teilen  einer  Erbschaft  nach  Güterklassen 
gemacht.  Wertpapiere,  Fabriken,  Landgüter 
etc.  werden  in  ihrer  Eigenschaft  als  Werte 
und  gemäss  ihrer  Abschätzung  als  Kauf- 
werte  nach  gleichen  Grundsätzen  vererbt; 
gleichfalls  nach  dem  Vorgange  des  römischen 
Rechts,  welches  aus  einer  Volkswirtschaft 
stammt,  die  auf  Sklavenwirtschaft,  Aussau- 
gung der  Provinzen  und  anderen  dem  mo- 
dernen Volksleben  unbekannten  Einrichtun- 
gen und  Anschauungen  beniht.  Vom  Stand- 
S unkte  des  sozialen  Erbrechts  ist  zu  fordern, 
ass  für  gewisse  Güterklassen  ein  beson- 
deres Erbrecht  festgestellt  wei-de,  welches 
diejenige  Unterscheidung  unter  den  Erben 
träfe,  die  ein  sorglicher  und  hellsehender 
Familienvater  regelmässig  im  Testament 
machen  würde.  Für  Ijandgüter  ist  im  An- 
erbenrecht ein  Schritt  in  dieser  Richtung 
gethan, 

3.  Ein  drittes  Princip  für  die  Ordnung 
des  Erbrechts  kann  darin  gefunden  werden, 
dass  man  den  Anteil  berücksichtigt,  den  die 
Ei'ben  an  der  Schaffung  des  Vermö- 
gens des  Erblassers  gehabt  haben;  sei  es 
in  dem  Sinne,  dass  vorausgesetzt  werden 
darf,  der  Erblasser  habe  für  sie  sein  Ver- 
mögen erworben  und  erhalten,  oder  in  dem 
Sinne,  dass  man  denen  Rechte  einräumt, 
welche  in  gemeinsamer  Arbeit  mit  dem  Erb- 
lasser, nicht  nur  in  der  Stellung  als  seine 
bezahlten  GehUfen,  sondern  im  innigen 
geistigen  und  wirtschaftlichen  Zusammen- 
hange mit  ihm,  das  Vermögen  haben  er- 
werben und  erhalten  helfen.  Der  Regel 
nach  wird  man  auch  aus  diesem  Gesichts- 
punkte zunächst  auf  denselben  Personenkreis 
treffen  wie  aus  den  beiden  schon  besproche- 
nen.   Aber  erstens  wird  man  den  Famüien- 


gliedern,  die  in  der  Wirtschaft  des  Erb- 
lassers erwerbsthätig  waren,  ein  Vorzugs- 
recht einräumen  können  vor  den  anderen, 
die  ausserhalb  derselben  standen;  zweitens 
wird  man  von  diesem  Standpunkte  aus  noch 
viel  leichter  sich  zum  Abschluss  des  Erb- 
rechts schon  bei  nahen  Verwandtschafts- 
graden entschliessen ;  drittens  muss  hier  die 
Erwägung  eintreten,  wie  weit  denn  für  den 
Staat,  die  Gemeinde,  andere  öffentliche  Ver- 
bände, in  denen  der  Erblasser  gelebt  und 
unter  deren  Schutz  und  Förderung  er  sein 
Vermögen  erwerben  und  erhalten  konnte, 
ein  Miterbrecht  gerechtfertigt  sei.  Es 
ist  klar,  dass  insbesondere  der  Staat,  wel- 
cher mit  seiner  Rechts-  und  Verwaltimgs- 
ordnung  alle  wirtschaftlichen  Beziehungen 
des  Volkes  ermöglicht,  regelt  und  zusammen- 
fasst,  als  Faktor  bei  jedem  Erwerb  beteiligt 
ist.  Wenn  nun  von  dem  hier  in  Rede  ste- 
henden Gesichtspunkte  aus  das  i)rivate  Erb- 
recht bei  denen  abgeschlossen  werden  soll, 
die  in  einer  Erwerbsgemeinschaft  mit  dem 
Erblasser  gelebt  haben  (als  Mitei  werbende 
betrachtet  werden  dürfen),  so  wird  der  Staat, 
eventuell  an  seiner  Stelle  die  Gemeinde,  in 
welcher  der  Erblasser  wirtschaftlich  thätig 
war,  sogleich  als  der  Nächstberechtigte  in 
die  Reihe  treten.  Nach  den  gegenwärtig 
geltenden  Rechten  tritt  der  Staat  als  Erbe 
nur  dann  ein,  wenn  kein  Blutsverwandter 
mehr  gefunden  werden  kann  oder  niemand, 
den  das  Gesetz  als  solchen  anerkennt  — 
denn  in  weiteren  Verwandtschaftsgraden, 
etwa  schon  im  4.,  ist  ja  die  Buts Verwandt- 
schaft bereits  so  verdünnt,  dass  in  Wirklich- 
keit nichts  mehr  davon  zu  merken  ist  — , 
aber  aus  dem  Princip  der  Teilnahme  an  dem 
Erwerb  des  Erblassers  würde  er  mit  seinem 
Erbrecht  viel  näher  heranrücken.  Es  handelt 
sich  also  hier  um  die  Frage:  wann  soll  das 
Privaterbrecht  abgeschlossen  werden  und 
das  staatliche  Erbrecht  eintreten,  wenn  man 
einerseits  zwar  die  IMvateigentumsordnung, 
auf  der  unsere  Gesellschaft  beruht,  insbe- 
sondere auch  die  wirtschaftliche  Grundlage 
der  Familie  nicht  zerstören  will,  anderer- 
seits aber,  in  Ermangelung  von  Personen, 
die  zu  dem  Erblasser  in  wirtschaftlichem 
Zusammenhange  gestanden  liaben,  die  aus 
der  Natur  des  Erwerbsiebens  für  den  Staat 
herzuleitenden  Rechte  zur  Geltung  bringen 
wiU.  Eine  Teilnahme  des  Staates  an  den 
Verlassenschaf ten  kann  auch  auf  dem  Wege 
der  Erbschaftssteuer  (s.  d.  Art.  unten  S.  698  ff.) 
herbeigeführt  werden,  und  es  kann  eine  mit  der 
Entfernung  des  Verwandtschaftsgrades  zu- 
nehmende Steuer,  die  eine  Quote  der  Hin- 
terlassenschaft absorbiert,  aus  diesem  Ge- 
sichtspunkt begründet  werden ;  womit  keines- 
wegs behauptet  werden  soU,  dass  die  gegen- 
wärtig geltenden  Erbschaftssteuern  nach 
diesem  Gesichtspunkte  angelegt  seien. 
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4  Als  ein  viertes  Princip  für  die  Ord- 
nung des  Erbrechts  lässt  sich  endlich  auf- 
stellen die  Yerteilung  der  durch  Todesfall 
herrenlos  werdenden  Güter  au  diejenigen, 
welche  davon  den  im  Interesse  der  Yolks- 
wirtschaft  besten  Gebrauch  machen  werden. 
Dieses  hat  zur  Yoitiussetzung,  daßs  die  Hin- 
terlassenschaften zunächst  an  die  wirtschaft- 
liche Gemeinschaft,  welcher  der  Erblasser 
angehörte  (den  Staat),  fallen  und  von  hier 
aus  durch  eine  zu  diesem  Zwecke  geschaf- 
fene Stelle  unter  die  •üeberlebenden  nach 
bestimmten  Grundsätzen  verteilt  werden, 
so  dass  die  Erbschaften  zunächst  ins  Ge- 
samteigentum fielen  und  dann  wieder  zu 
Sondereigentum  ausgegeben  würden.  Dieser 
Gedanke  ist  bekanntlich  von  St.  Amand  Bazard 
(s.  d.  oben  Bd.  U  S.  532),  einem  Schüler  St. 
Simons  (s.  d.),  entwickelt  worden  und  in  seinen 
Grundzügen  folgender:  Gegen wäi-tig,  sagt 
Bazard,  ist  jeder  Besitz  noch  immer  Besitz 
der  Familie,  in  dieser  forterbend.  Die  Erb- 
lichkeit, welche  früher  auch  in  anderen 
sozialen  Beziehungen,  bei  Aemtern,  Gewer- 
ben etc.  bestand,  ist  bei  diesen  schon  auf- 
gehoben und  damit  das  richtige  Mittel  ziu* 
Beseitigimg  der  wirtschafthchen  Missstände 
geschaffen;  und  dieses  ist:  nicht  die  Ab- 
schaffung des  Sondereigentums,  vielmehr 
die  Aufstellung  des  Erbrechts  des  Y'erdiens- 
tes  an  Stelle  desjenigen  der  Blutsverwandt- 
schaft. Die  Yermittelung  dieser  beiden  Erb- 
rechte, des  alten  und  des  neuen,  liegt  in 
dem  Grundsatz,  dass  bei  dem  Tode  des  Be- 
sitzers nicht  die  FamiHe,  sondern  die  Ge- 
samtheit der  Gesellschaft,  unter  deren  Schutz 
und  Mitwirkung  das  Eigentum  erworben 
und  erhalten  wurde,  und  m  Yertretung  der- 
selben der  Staat  als  Erbe  eintrete.  —  Hier- 
durch will  Bazard  das  Mittel  gefunden  haben, 
um  den  von  der  poUtischen  Oekonomie  der 
"Wirkung  der  Arbeit  zugeschriebenen  Natio- 
nalreichtum ZIU*  Yerfügung  der  Gesellschaft 
zu  stellen  und  Besitz  mit  Arbeit  zu  ver- 
einigen. Zur  Ausführung  dieses  neuen  Erb- 
rechts wurde  ein  System  von  Staatsbanken 
vorgeschlagen,  welche  die  Yerteilung  der 
frei  werdenden  Erbschaften  an  diejenigen 
vornehmen  soUten,  welche  den  besten  Ge- 
brauch von  ihnen  zu  machen  geeignet  wären. 
—  Diese  Theorie  Bazards  wurde  schon  von 
den  St.  -  Simonisten  selbst  auf  ein  beschei- 
deneres Mass  zurückgeführt,  nämlich  auf 
das  Yerlangen  hoher,  progressiver  Erbschafts- 
steuern und  die  Aufhebung  des  Erbrechts 
in  denjenigen  Yerwandtschaftsgraden ,  in 
denen  eine  ökonomische  Rechtfertigung  des- 
selben aufhört. 

Dieses  sind  die  vierPrincipien,  auf  denen, 
der  Idee  nach,  das  Erbrecht  begründet  wer- 
den kann;  sie  bilden  eine  Stufenleiter  vom 
Yorhandenen  zum  Unerreichbaren ;  inmitten 
liegt  das  Ideal  und  Erreichbare. 


8.  Gesichtspunkte  für  die  Reform  des 
gesetzlichen  E.  Aus  der  Thatsache,  dass 
das  Grundprincip  der  heutigen  Eigentums- 
ordnung das  Sondereigentum  (Individual- 
eigentum)  ist,  folgt  noch  nicht,  dass  die 
Yermögen  nach  der  Blutsverwandtschaft 
und  bis  in  die  Grade  beliebiger  Yerdünnung 
derselben  forterben  müssen.  Es  ist  das 
Yerlangen  gerechtfertigt,  dass  das  Erbrecht 
einerseits  auf  die  FamiHenzusammengehörig- 
keit  und  auf  den  Grad  des  in  der  Gegen- 
wart regelmässig  vorhandenen  Bewusstseins 
davon,  das  ein  ziemlich  eng  begrenztes  g^ 
worden  ist,  Rücksicht  nehme,  andererseits 
den  Bedürfnissen  der  Yolkswirtschaft  und 
den  Fordenmgen  des  öffentlichen  Lebens 
Rechnung  trage.  Hiernach  muss  das  Erb- 
recht sowohl  hinsichtlich  der  Personen 
(Erben)  als  der  vererbten  Güter  gestaltet 
werden ,  und  die  Erfüllung  dieser  Yerlangen 
bedeutet  dem  heutigen  Erbrecht  gegenüber 
zugleich  eine  Reform. 

Hinsichtlich  der  Personen,  die  ziu*  gesetz- 
hchen  Erbfolge  berufen  werden  sollen,  hat 
nicht  nur  die  oben  angeführte  sozialistische 
Schule,  sondern  eine  Yielzahl  von  Scluift- 
stellern,  die  durchaus  auf  dem  Boden  der 
gegenwärtigen  Wirtschaftsordnung  stehen 
bleiben  wollen,  eine  Einschränkung  des 
Erbrechts  für  die  entfernteren  Yerwandt- 
schaftsgrade  oder  einen  Abschluss  desselben 
bei  verhältnismässig  nahen  Graden  gefordert, 
weil  in  der  heutigen  Gesellschaft  die  ma- 
terielle und  ideelle  Familienzusammenge- 
hörigkeit nicht  mehr  über  die  Grosseltern 
selbst  und  die  grosselterliche  Parentel  hin- 
ausreicht. Hierdurch  würden  viel  eher  und 
mehr  »erblose«  Yerlassenschaften  entstehen 
als  jetzt,  wo  man  den  Yerwandten  bis  ins 
Unendliche  nachspürt  und  eret,  wenn  man 
keine  mehr  finden  kann,  die  bona  vacantia 
dem  Staate  oder  der  AYohngemeinde  des 
Ei'blassers  überweist.  Für  die  innere  Be- 
gründung solcher  Massregel  macht  man  zwei 
Gesichtspunkte  geltend :  erstens  die  Unver- 
nunft, einer  Person,  die  bei  Lebzeiten  des 
Erblassers  mit  ihm  gar  nichts  zu  thun  hatte, 
dessen  Yermögen  zuzuweisen;  zweitens  die 
Berechtigung  des  Staates  oder  der  Gemeinde 
oder  überhaupt  der  wirtschaftlichen  Gesamt- 
heit, in  welcher  der  Erblasser  gelebt  unter 
deren  Schutz  \md  Mitwirkung  er  sein  Yer- 
mögen erworben  und  verwaltet  hat,  an  Stelle 
der  entfernten  Blutsverwandten  einzutreten, 
die  keinerlei  natürlichen  Anspruch  auf  das 
Erbe  haben.  Man  hat  diese  letztere  Be- 
gründung wohl  als  eine  »sozialistische«  zu- 
rückzuweisen gesucht,  indes  ist  die  Zurück- 
weisung eines  Yorechlages  unter  diesem 
Titel  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn  nach- 
gewiesen werden  kann,  dass  die  zurückge- 
wiesene Idee  mit  der  anerkannten  Grund- 
lage der  Wirtschafts-  (Eigentums-)  Ordnimg 
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nicht  vereinbar  sei.  üebrigens  genügt  schon 
der  erstangeführte  Gesichtspunkt  zur  Recht- 
fertigung einer  gewissen  Einschränkung  des 
Erbrechts  bezüglich  der  zur  Erbschaft  be- 
rufenen Personen.  Von  grosser  praktischer 
Bedeutung  ist  freilich  die  ganze  Frage  des- 
halb nicht,  weil  sich  für  die  allermeisten 
Erbschaften  nahe  Verwandte  finden*  aber 
deshalb  darf  man  sich  der  principiell  rich- 
tigen Lösung  doch  nicht  entziehen. 

Hinsichtlich  der  Güter  ist  zu  fragen :  was 
man  denn  eigentlich  als  Zweck  des  ganzen 
Erbvorganges  betrachtet.  Will  man  die 
Güter  niu*  verteilen,  oder  will  man  das  Be- 
stehen der  Familie  des  Erblassers  durch  Be- 
gfmstigimg  der  kräftigsten  Zweite  derselben 
sichern?  Will  man  für  die  wirtschaftlich 
rationellste  Verwendung  der  Hinterlassen- 
schaft Vorsorge  treffen,  oder  hat  der  Gesetz- 
geber dazu  keine  Befugnis  und  muss  alles 
dem  Zufall  anheimstellen?  Die  richtige  Be- 
antwortung dieser  Fragen  kann  wohl  nur 
dann  gefimden  werden,  wenn  der  Gesetz- 
geber sich  auf  den  Standpunkt  des  Erb- 
lassers stellt ;  aber  nicht  eines  gedankenlosen 
Erblassers,  dessen  Gesichtskreis  in  Bezug 
auf  das  Erbrecht  durch  das  ziu*  Zeit  geltende, 
wenn  auch  noch  so  mangelhafte  bestimmt 
wird,  sondern  eines  solchen,  der  Verständnis 
für  das  Bedürfnis  seiner  Familie  und  seiner 
Zeit  hat.  So,  wie  ein  solcher  idealer,  sozu- 
sagen zeitgemässer  Erblasser  testiert  haben 
würde,  wenn  er  nicht,  ehe  er  das  zur  Aus- 
führung brachte,  gestorben  wäre,  so  soll  der 
Gesetzgeber  bestimmen.  Einem  solchen  wird 
vor  allem  daran  liegen,  unter  seinen  Erben 
den  richtigen  Mann  für  die  Fortführung 
seines  Unternehmens,  sei  es  landwirtschaft- 
lich, gewerblich  oder  kaufmännisch,  zu  be- 
stimmen und,  ohne  ihn  zu  sehr  zu  belasten, 
die  anderen  Erben  auf  ihn  anzuweisen;  er 
wird  Kinder,  die  schon  aus  dem  Hausstande 
bei  seinen  Lebzeiten  ausgeschieden  sind, 
nicht  in  derselben  Weise  bedenken  wie  die, 
bei  denen  es  noch  nicht  der  Fall  ist;  er 
wird  seine  Ehefrau  standesgemäss  zu  ver- 
sorgen suchen  und  mit  ihr  nur  Kinder  und 
Eltern,  kaum  Verwandte  auch  nur  zweiten 
Grades  konkurrieren  lassen,  immer  aber  sich 
dabei  nach  der  Beschaffenheit  der  zu  ver- 
erbenden Güter  richten. 

Man  könnte  meinen,  um  das  Erbrecht 
solchen,  auf  reale  Bedürfnisse  Rücksicht 
nehmenden  Formen  anzupassen,  könne  ein 
einheitliches  Erbrecht  für  ein  grösseres 
Wirtschaftsgebiet,  z.  B.  das  Deutsche  Reich, 
nicht  genügen,  sondern  es  müsse  auf  die 
territorialen  und  lokalen  Verhältnisse  Rück- 
sicht genommen  werden.  Indes  wäre  das 
ein  Irrtum.  Die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse in  ihren  Grundzügen  sind  innerhalb 
des  remanisch  -  germanischen  Civilisations- 
kreises  heute  so  gleichmässig,  dass  ein  ein- 


heitliches Erbrecht  für  alle  zugehörigen 
Völker  wahrscheinlich  ohne  wesentliche 
Störungen  der  wirtechaftlichen  Entwicklung 
eingeführt  werden  könnte,  und  ein  solches 
für  ein  und  dieselbe  Volkswirtschaft,  z.  B. 
die  auf  der  politischen  Grundlage  des  Deut- 
schen Reichs  bestehende,  durcliaus  gerecht- 
fertigt ist.  Dass  in  Deutschland  bis  jetzt 
vier  Gruppen  von  Erbrechten  —  das  ge- 
meine, (las  gemeine  sächsische,  das  des 
preussischen  Landrechts,  das  französische 
—  nebeneinander  bestanden  und  daneben 
noch  über  100  Stadt-  und  Landschaftsrechten 
Einfluss  in  Erbfällen  gewährt  wurde,  be- 
ruhte nicht  in  der  Natur  der  Sache,  sondern 
in  der  ünvollkommenheit  unserer  politischen 
Zustände.  Der  Ursprung  dieser  Erbrechte 
liegt  zum  Teil  Jahrhunderte  zurück,  und 
schon  dies  lässt  voraussetzen,  dass  sie  unse- 
rem heutigen  Bedürfnisse  nicht  mehr  ent- 
sprachen. Wie  kann  ein  Erbrecht,  das 
seine  Entstehung  einer  ganz  anderen  Kultur- 
schicht entlehnt  für  die  Gegenwart  Geltung 
beanspruchen? 

4.  Das  testamentarische  E.  Bisher 
war  nur  vom  gesetzlichen  Erbrecht  die  Rede, 
und  es  ist  nunmehr  das  testamentarische 
Erbrecht  zu  besprechen,  d.  h.  dasjenige, 
welches  auf  dem  in  einer  gesetzlich  zulässig 
erachteten  Form  bei  Lebzeiten  des  Erb- 
lassers geäusserten  Willen  über  die  A"er- 
teilung  und  Behandlung  seines  Nachlasses 
beruht.  Dem  Principe  des  Sondereigen- 
tums, als  dem  die  moderne  Volkswirtschaft 
der  germanisch-remanischen  Kulturvölker 
beherrschenden,  entspricht  das  Recht  der 
freien  Verfügung  von  Todes  wegen.  Aller- 
dings würde  das  Sondereigentum  auch  ohne 
Testierfreiheit  bestehen  können,  denn  nie- 
mand verschwendet  sein  Vermögen  des- 
wegen, weil  er  nicht  nach  Gefallen  vererben 
kann;  aber  wenn  man  das  Sondereigentum 
als  Norm  hinstellt,  so  ist  es  nicht  einzu- 
sehen, warum  man  nicht  auch  die  ideelle 
Konsequenz  desselben:  die  Testierfreiheit 
zulassen  wollte.  Wie  man  aber  jenes  nicht 
ganz  schrankenlos  zulassen  kann,  so  auch 
diese  nicht.  Jeder  Familienvater  hat  die 
Pflicht,  sein  Vennögen  zum  Unterhalt  seiner 
Famüie  zu  verwenden;  man  wird  keinem 
gestatten,  seine  Ehefrau  und  seine  Kinder 
der  öffentlichen  Armenpflege  anheim  fallen 
zu  lassen ,  soweit  er  sie  selbst  zu  ernähren 
vermag;  man  wird  also  auch  keine  letzt- 
willige Verfügung  gestatten  dürfen,  welche 
die  bei  Lebzeiten  vom  Erblasser  abhängigen 
Familienglieder  in  eine  solche  Lage  versetzt. 
Dem  Erblasser  mehr  Verpflichtungen  auf- 
zuerlegen, als  er  bei  Lebzeiten  hatte,  wider- 
spricht jedoch  der  Idee  der  aus  dem  Sonder- 
eigentum gerechtfertigten  Testierfreiheit. 
Man  hat  nun  bekanntlich  im  deutschen 
Recht  den  »Pflichtteil«,  im  französischen  die 
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»reserve«,  welche  den  nächsten  Erben  regel- 
mässig gebühren.  Diese  Einrichtungen  sind 
aber  keine  Verwirklichungen  des  eben  er- 
wähnten Princips,  denn  sie  gelten  auch 
dann,  wenn  keine  Bedürftigkeit  der  Hinter- 
lassenen  nachgewiesen  ist:  ein  Sohn,  der 
Millionär  ist,  liat  ebenso  das  Recht  auf  den 
Pflichtteil  wie  ein  solcher,  der  wegen 
Ki-änklichkeit  sich  nichts  verdienen  kann. 
Die  gesetzlichen  Erbpoi-tionen  beruhen  viel- 
mehr auf  Ueberresten  der  Idee  des  Familien- 
eigentums. Aus  diesem  mag  es  auch  er- 
klärlich sein,  dass  der  Erblasser  das  Recht 
hat,  unwüi'dige  Familienmitglieder  zu  »ent- 
erben« — ,  eine  Einrichtimg,  die  sich  weder 
aus  dem  Princip  des  Sondereigentums  recht- 
fei-tigen  lässt  noch  vom  Standpunkte  der 
Volkswirtschaft  vernünftig  ist.  Nach  dem 
Princip  des  Sondereigentmns  kann  über- 
haupt niemand  ein  Anrecht  auf  die  Erb- 
scliaft  zugestanden,  es  kann  also  auch  keiner 
»enterbt«  werden;  vom  Stand jmnkte  der 
Volkswirtschaft  aus  aber  ist  es  gleich,  ob 
der  Erbe  »unwürdig«  ist  oder  nicht;  es 
kommt  nur  darauf  an,  ob  er  etwa  wegen 
seiner  »Enterbung«  der  Gesamtlieit  als  aus 
öffentlichen  Mitteln  zu  ernährende  Person 
zur  Last  fallen  kann.  Dies  braucht  nicht 
geduldet  zu  werden,  solange  die  Erbschaft 
Mittel  bietet,  die  Nachkommen  zu  ernähren. 
Unser  gegen wäi'tiges  Erbrecht  entbehrt  also 
auch  in  diesem  Punkte  der  rationellen  und 
konsequenten  Ausbildung.  Es  ist  weder  die 
Testierfreiheit  —  wie  in  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  —  zulässig,  weil  diese 
über  das  Mass  des  Gebrauchsrechts  des 
Eigentums  selbst  hinausgeht,  i\och  'sind, 
wenn  man  vom  Princip  des  Sondereigen- 
tums ausgeht,  Einschränkungen  gerechtfer- 
tigt, die  nicht  auf  volkswirtschaftlicher  Not- 
wendigkeit beruhen.  Nur  aus  der  Idee  des 
Famüieneigentums  heraus  kann  man  von 
einem  Vater  verlangen,  dass  er  seinen  Kin- 
dern sein  Vermögen  oder  einen  Teil  des- 
selben hinterlasse;  vom  Standpunkte  der 
Volkswirtschaft  aus  kann  man  in  jedem 
FaUe,  mag  man  dem  Eigentima  diese  oder 
jene  Natm*  beilegen,  verlangen,  dass  der 
Vater  keine  unversorgten  Kinder  hinterlasse, 
soweit  er  dazu  vermögend  war. 

Die  Testierfreiheit  wird  regelmässig 
zwar  nicht  die  beste,  aber  die  den  zeitweili- 
gen Rechtsanschauungen  entsprechendste 
Vererbung  mit  sich  bringen.  Unter  ein- 
fachen wirtschaftlichen  Verhältnissen  ist  das 
Testieren  überhaupt  nicht  nötig,  und  das 
Testament  tritt  geschichtlich  auch  später 
auf  wie  die  gesetzliche  oder  durch  HerKom- 
men  geheiligte  Erbfolge.  Je  verwickelter 
aber  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  wer- 
den ,  desto  nötiger  und  infolgedessen  ge- 
bräuchlicher wird  das  Testament  Anderer- 
seits, je  mehr  das  gesetzliche  Erbrecht  dem 


allgemeinen  Bedürfnisse  entsprechend  ge- 
regelt ist,  desto  entbelu'licher  ist  das  Testa- 
ment; denn  jemand,  der  das  Bewusstsein 
hat,  dass  nach  seinem  Tode  das  von  ihm  als 
richtig  Anerkannte  von  Gesetzes  wegen  zur 
Ausführung  kommen  werde,  der  hat  keine 
Veranlassung,  ein  Testament  zu  machen. 
Dem  Gesetze  ist  es  aber  selbstverständlich 
unmöglich,  mehr  im  Auge  zu  haben,  als  die 
Verhältnisse  so  zu  ordnen,  wie  sie  durch- 
schnittlich auf  der  gegebenen  Wirtschafts- 
stufe vorkommen  imd  wie  es  nach  den  An- 
schauungen der  Einsichtigsten  wünschens- 
wert erscheint;  es  kann  besondere  Verhält- 
nisse nicht  berücksichtigen  und  wird  des- 
halb im  einzelnen  Falle  oft  unzweckmässig 
wirken.  Das  Gesetz  kann  z.  B.  nicht  vor- 
sehen für  den  Fall,  dass  eine  mit  dem  Erb- 
lasser durcliaus  nicht  verwandte  Person  ein 
viel  näheres  persönliches,  wirtschaftlich  ^'iel 
besser  begründetes  Recht  an  das  Vermögen 
des  V^erslorbenen  hat  als  ehi  vielleicht 
recht  naher  Verwandter ;  es  kann  z.  B.  nicht 
sagen,  welches  der  Kinder  für  die  Verwal- 
tung des  hinterlassenen  Gutes  am  geeignet- 
sten ist ;  es  kann  nur  gewisse  äussere  Merk- 
male zur  Richtschnur  nehmen.  Um  solche 
besonderen  Fälle  sachgemäss  zu  ordnen,  dazu 
ist  eben  das  Testament  da,  und  dämm  ist 
die  Testierfreiheit  mit  den  principiellen  Ein- 
schränkungen zuzulassen ,  die  dem  Zwecke 
des  Erbrechts  entsprechen. 

5.  Fideikommisse.  Die  Befugnis,  durdi 
letzwillige  Verfügung  vermögensrechtlich  zu 
binden,  kann  vernünftigerweise  nur  bezüg- 
lich der  Personen  gestattet  werden,  welche 
mit  dem  Testator  zugleich  noch  leben ;  denn 
er  ist  nicht  in  der  Lage,  die  Bedürfnisse 
künftiger  Generationen  zu  übersehen.  Wenn 
Kinder  des  Testators  bei  Lebzeiten  desselben 
Nachkommen  haben,  so  mag  er  zu  der  letz- 
teren Gunsten  die  ersteren  binden:  oder  es 
mag  als  generell  zulässig  erklärt  werden, 
dass  Enkel  den  Kindern  »substituiert«  wer- 
den können.  Letztwillige  Verfügungen  dar- 
über hinaus  zu  gestatten,  widerspricht  der 
Vernunft  und  den  sozialen  Bedürfnissen. 
Die  in  Deutschland  erlaubte  und  übliche 
Errichtung  von  »Fideikommissen«  auf  un- 
begi-enzte  Zeit  ist  entschieden  zu  verwerfen, 
und  ihr  Zweck,  der  in  der  Erhaltung  be- 
stimmter Famihen  in  einem  gewissen  Wohl- 
stande besteht,  ist  nicht  nur  ebenso  gut, 
sondern  besser  auf  dem  Wege  zu  erreichen, 
dass  vom  Vater  auf  den  Sohn  oder  höch- 
stens Enkel  entsprechende  testamentarische 
Bestimmungen  getroffen  werden.  Es  ist  ja 
an  und  flu*  sich,  zumal  in  heutiger  schneÜ- 
lebiger  Zeit,  ein  Widei*sinn,  auf  unabsehbare 
Zeit  Verfügungen  über  ein  Vermögen  zu 
treffen  und  die  eventuelle  Aufliebimg  solclier 
Verfügungen  von  der  Einstimmigkeit  samt-, 
lieber  Interessenten,   wobei  die  blöde  Hart- 
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Zackigkeit  eines  einzelnen  aUes  vereiteln 
kann,  abhängig  zu  machen ;  ausserdem  wider- 
spricht die  Festlegung  von  Vermögensmassen 
auf  ewige  Zeit  den  Interessen  der  Yoiks- 
wirtschaft.  Man  kann  sich  hier  nicht  dar- 
aiif  berufen,  dass  ja  auch  Staats-,  Gemeinde-, 
Kiixihen-  etc.  Güter  dem  Verkehre  entzogen 
seien;  diese  sind  unter  öffentlicher  Kon- 
trolle, ihre  Benutzung  und  anderweite  Ver- 
wendung kann  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltimg  herbeigeführt  wer- 
aen;  Missstände  aber,  die  durch  die  Fest- 
legung von  Frivatvermögen  auf  ewige  Zeiten 
erzeugt  werden,  sind  nur  diuxjh  gewaltsame 
Umwälzungen  zu  beseiti^n  und  sind  ge- 
eignet, solche  mit  herbeizui-ufen.  Da,  wo 
derartige  Fideikommisse  bestehen,  wird  da- 
her die  Gesetzgebung  bei  Zeiten  dazu  thim 
müssen ,  eine  den  Widerstreit  der.  privaten 
und  öffentlichen  Interessen  vermittelnde 
Auskunft  zu  suchen. 

■V 

Litterator:  v.  Schmitt,  Begründung  zum  Ab- 
schnitt Erbrecht  des  Entwurfs  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  (als  Nachweis  der  vorhandenen  lAtte' 
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IL  Erbrecht  als  Bechtsinstitut. 

I.  G  r  u  n  d  b  e  g  r i  f  f  e.  1.  Grundgedanke  des 
£.  2.  Die  technische  Behandlung  des  E.  II. 
Die  Berufung  zur  Erbfolge.  1.  Das  ge- 
setzliche £.  2.  Die  gewillkürte  Erbfolge.  III. 
Die  Erbschaft.  1.  Erwerb.  2.  Be^iüierung. 
3.  Nacherbschaft.  IV.  Vermächtnisse  und 
Pflichtteilsrechte.  1.  Vermächtnisse.  2. 
Pflichtteil. 

I.  Grundbegriffe. 

1.  Grundgedanke  des  £.  Zweck  des 
Erbrechts  ist,  den  Besitz  einer  Generation 
auf  die  nächste  zu  übertragen. 

Die  Völker  auf  der  niedrigsten  Stufe  der 
Bildung  haben  kein  Erbrecht.  Das  Eigen- 
tum eines  Verstorbenen  wird  bei  ihnen  ent- 
weder herrenlos  und  kann  dann  von  jedem 
mit  gleichem  Recht  in  Besitz  genommen 
werden,  oder  es  bleibt  in  der  Vorstellung 
der  Lebenden  auch  femer  unter  der  recht- 
lichen Herrschaft  des  Toten,  welcher  eifer- 


süchtig darüber  wacht  und  jeden,  der  sich 
daran  vergreift,  mit  seiner  Rache  verfolgt. 
Unter  dem  Einfluss  dieser  Idee  fliehen  die 
Angehörigen  von  dem  Ort  des  Todes  und 
lassen  die  Leiche  mit  allem,  was  dem  Ver- 
sclüedenen  gehörte,  in  der  Einsamkeit  zu- 
rück. Eine  jede  Generation  nimmt  gewisser- 
massen  alles,  was  sie  erworben  hat,  mit  sich 
ins  Grab. 

Das  Erbrecht  entwickelt  sich  auf  doppel- 
ter Grundlage :  einerseits  aus  dem  Familien- 
eigentum,  andererseits  aus  dem  Gedanken, 
dass  das  Eigentumsrecht  noch  nach  dem 
Tode  des  Eigentümers  fortwirkt. 

Den   geschichtlichen  Ausgangspimkt  hat 
meist   das  Familieneigentum   gebildet.     In 
der  vorgeschichtlichen  und  noch  in  der  äl- 
testen geschichtlichen  Zeit  treten  geschlossene 
Familienverbände  auf,   von  denen  sich  viel- 
fach   Ueberbleibsel    bis     auf     uns     erhal- 
ten haben.    Selbst  auf  europäischem  Boden  < 
haben  wir  solche  in  den  slavischen  Haus- 
kommunionen.   Diese  Familienverbände  be-. 
trachteten    gerade    die    wichtigsten    Güter, 
insbesondere  das  Land,  das  Vieh  und  alles, 
was    zum    gemeinsamen    Unterhalt    diente, 
als  G^emeineigentum  der  Familie.    Demge-. 
raäss  schrumpfte  das,  was  dem  Toten  ge- 
bührte,   auf    solche    Gegenstände    zusam- 
men, die  er  ausschliesslich  in  seinem  per- 
sönlichen Gebrauch  gehabt  hatte,  seine  Klei- . 
düng,  seine  Waffen,  sein  Leibross  u.  s.  w. 
Diese  wurden  ihm  auch  jetzt  noch  in  das 
Grab  mitgegeben,  und  die  Reste  dieser  Sitte 
reichen  bis  in  unsere  Zeit  hinein.    An  dem 
Familieneigentimi  aber  blieb  das  Recht  der 
Lebenden  bestehen;  durch  den  Wegfall  der 
Konkurrenz    des   Veretorbenen    gewann   es 
freilich  an  Inhalt,  veränderte  aber  seinen 
Charakter    nicht.      Freilich    wirkte    selbst 
hierfür    die    alte   Anschauung   nach.     Man 
fürchtete  immer  noch,   dass   der  als  fort- 
lebend   gedachte    Tote    wieder    erscheinen; 
werde,  um  sein  Recht  auf  Mitherrschaft  gel- . 
tend  zu  machen,   und  suchte  ihm  deshalb 
durch  abergläubische  Gebräuche  die  Rück- 
kehr in  seine  frühere  Heimat  unmöglich  zu . 
machen.    Mannigfaltige  Volkssitten  erklären  - 
sich  mit  diesem  Bestreben,  juristisch  aber 
ist  es  in  der  Folge  ohne  Bedeutung. 

Mit  der  Entwickelung  von  Gememde  und  • 
Staat  trat  eine  Rückbildung  der  Familien- 
verbände ein.  Sie  lösten  sich  in  Einzel- 
familien auf,  an  deren  Spitze  ein  Familieu- 
haupt  oder  paterfamilias  stand.  Innerhalb 
der  so  entstandenen  Hausgenossenschaften 
wurden  zunächst  die  Machtbefugnisse  des 
paterfamilias  um  so  grösser,  je  mehr  sich  die 
Rechtszustände  befestigten.  Schon  bisher 
hing  der  Umfang  des  Rechtes,  welches  das 
einzelne  Mitglied  an  dem  Gesamteigentum 
ausübte,  zu  einem  Teil  von  seinem  Jthat- 
sächlichen  Einflüsse,   zum  anderen  von  der 
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schwankenden  Yolkssitte  ab,  und  ein  that- 
kräftiges  Familienhaupt  konnte  meist  nach 
freiem  Belieben  verfügen.  Die  neue  Rechts- 
ordnung erhob  dies  zur  Regel.  Das  Fami- 
lienhaupt war  jetzt  ausschliesslich  die  Per- 
son, der  von  Rechts  wegen  die  Entscheidung 
gebührte  und  deren  Erwägung  es  überlassen 
blieb,  inwieweit  die  Wünsche  der  anderen 
Mitglieder  berücksichtigt  werden  sollten.  So 
kam  es,  dass  der  Familienvater  mehr  und 
mehr  als  der  eigentliche  Eigentümer  erschien. 
Freilich  ist  auch  hier  die  alte  Anschauung 
nicht  spurlos  verschwunden,  denn  selbst  in 
Rom,  wo  die  väterliche  Gewalt  am  schärf- 
sten und  schrankenlosesten  entwickelt  wor- 
den ist ,  taucht  noch  in  der  Kaiserzeit  die 
Erinnenmg  daran  auf,  dass  das  Vermögen 
im  Gnmde  Gesamteigentum  aller  Familien- 
mitglieder ist. 

Für  die  juristische  Behandlung  aber  trat 
durchaus  die  Idee  des  Individualeigentums 
nunmehr  in  den  Vordergrund.  Dadurch  ver- 
schob sich  die  Grundlage  des  Erbrechts 
etwas.  Denn  jetzt  übten  die  nächsten  An- 
gehörigen des  Verstorbenen,  die  dessen  Be- 
sitztum an  sich  nahmen,  nicht  mehr  ein 
altes,  ein  schon  bestehendes  Recht  weiter 
aus,  sondern  sie  erwarben  ein  neues  Recht. 
Es  entstand  der  Begriff  der  Erbfolge.  Den 
Mitlebenden  ist  freilich  der  Umschwung,  da 
er  sich  sehr  langsam  und  ohne  Sprünge 
vollzog,  kaum  zum  Bewusstsein  gekommen. 

Das  so  entwickelte  Erbrecht  beruht  immer 
noch  auf  dem  Familienbande.  Die  Verwandt- 
schaft giebt  jetzt  nicht  mehr  ein  Mitrecht 
an  dem  Vermögen  des  Famüiengenossen, 
das  nach  dessen  Tode  durch  den  Wegfall 
der  Konkurrenz  voll  in  Kraft  tritt,  aber  es 
bleibt  immer  noch  der  Gedanke  lebendig, 
dass  das  Vermögen  nicht  lediglich  den  ego- 
istischen Zwecken  des  juristischen  Eigen- 
tümers, sondern  auch  —  wenngleich  in  be- 
schränkterem Masse  —  den  Interessen  seiner 
Angehörigen  zu  dienen  bestimmt  ist.  Der 
Anspruch,  den  diese  haben,  ist,  wie  aUe 
familienrechtlichen  Ansprüche,  seiner  Gnind- 
lage  nach  sittlicher  Natur.  Juristisch  tritt 
er  regelmässig  nicht  hervor,  weil  die  Frage, 
in  welchem  Umfange  und  unter  welchen 
Umständen  er  berechtigt  ist,  zunächst  von 
dem  freien  Ermessen  des  Eigentümers  zu 
entscheiden  ist,  so  dass  bestimmte  juristische 
Pflichten  für  diesen  nicht  entstehen.  In 
zwei  Füllen  aber  gewinnt  er  auch  juristische 
Gestalt :  er  erscheint  im  Falle  der  Bedürftig- 
keit des  Familiengenossen  als  Unterhaltsan- 
spnich,  und  ferner  bei  dem  Tode  des  Eigen- 
tümers als  Intestaterbrecht  imd  als  Pflicht- 
teilsrecht 

Darüber  hinaus  können  sich  die  Nach- 
wii-kungen  der  Idee  des  Familieneigentümers 
nicht  erstrecken.  Solange  man  an  ihr  fest- 
hält, ist  das  Testamentserbrecht  ginindsätz- 


lich  ausgeschlossen.  Nur  das  Familienband, 
nicht  menschlicher  Wüle  kann  zum  Erben 
machen.  Eine  Handlung,  die  die  Rechte 
der  hinterbliebenen  Angehörigen  einschränkte, 
musste  von  diesem  Standpunkt  sogar  als 
Eingriff  in  die  naturgemässe  Ordnung  der 
Erbfolge  erscheinen. 

Dagegen  zeigt  die  Idee  des  Individual- 
eigentums ihre  rechtsschöpferische  Kraft, 
nach  einer  ganz  anderen  Richtung  hin.  Es  ist 
ein  nahe  liegender  Gedanke,  dass  derjenige, 
der  zu  Lebzeiten  die  unbeschränkte  Ver- 
fügung über  ein  Vermögen  hat,  auch  für  die 
Zeit  nach  seinem  Tode  massgebende  Be- 
stimmungen treffen  kann.  Da  nun  dem 
älteren  Recht  aus  den  soeben  entwickelten 
Gründen  Testamente  und  überhaupt  Rechts- 
geschäfte von  Todes  wegen  imbekannt  sind, 
so  pflegea  sich  anfänglich  die  Verfü^ngen 
über  den  Nachlass  im  Anschluss  an  die  Ver- 
träge unter  Lebenden  zu  entwickeln.  Um 
das  Vermögen  oder  einzelne  Gegenstände 
desselben  anderen  als  den  gesetzlichen  Erben 
zuzuwenden,  schliesst  man  einen  Verkauf 
oder  eine  Schenkung  darüber  ab,  modifi- 
ziert diese  aber  so,  dass  sie  erst  nach  dem 
Tode  des  Verfügenden  in  Wirksamkeit  tre- 
ten. So  stellt  sidi  z.  B.  das  älteste  römische 
Privattestament  als  ein  Verkauf  des  Ver- 
mögens (familia)  dar,  bei  dem  die  Wirkung 
bis  zum  Tode  aufgeschoben  ist.  Später  .wird 
dann  das  Testament  zu  einem  eigenen  Rechts- 
geschäft, und  die  dem  Kauf  entnoomienen 
Bestandteile  erstarren  zur  leeren  Form. 

Gerade  bei  den  Römern  ist  das  Testa- 
ment der  eigentliche  Angelpunkt  des  ganzen 
Erbrechtes  geworden.  Das  hängt  mit  der 
übermässigen  Entwickelung  der  Stellung 
des  paterfamilias  zusammen,  die  zeitweilig 
geradezu  den  Charakter  einer  rechtlich  un- 
beschränkten Allgewalt  angenommen  hat. 
Von  diesem  Standpunkt  aus  erscheint  den 
Römern  das  Intestaterbrecht  als  ein  blosser 
Notbehelf,  den  die  Rechtsordnung  für  den 
Fall  geschaffen  hat,  dass  der  paterfamilias 
nicht,  wie  es  seine  sittliche  Pflicnt  ist,  selbst 
die  erforderlichen  Bestimmungen  für  seinen 
Nachlass  getroffen  hat.  Unsere  Anschauung 
über  das  Intestaterbrecht  ist  eine  andere. 
Wir  sehen  es  als  das  Natürliche  an,  dass 
das  Gesetz,  wenn  es  in  Ermangelung  eines 
Testamentes  die  Angehörigen  des  Verstor- 
benen benift,  damit  nur  dessen  mutmass- 
lichen Willen  zur  Geltung  bringen  will. 

Dass  aber  auch  nach  der  neueren  Auf- 
fassung wenigstens  die  nächsten  Angehöri- 
gen ein  von  dem  Willen  des  Erblassers  im- 
abhängiges  Erbrecht  haben,  beweist  das 
Pflichtteilsrecht.  In  diesem  schlägt  plötz- 
lich wieder  das  auf  dem  Familienbande  be- 
ruhende Erbrecht  diu'ch.  Es  ist  allerdings 
für  die  Macht  der  Idee  des  Testamentserb- 
i^chts  charakteristisch,  dass  bei  den  Römern 
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die  gescliichtli(!he  Entwickelung  tles  Pfliclit- 
teilsrechtos  gerade  daran  anknüpfen  musste. 
Man  ging  von  dem  Gedanken  aus,  dass  der 
Erblasser,  der  einen  nächsten  AngehOngen 
nicht  oder  ganz  ungenügend  berücksichtigt 
hatte,  gleich  einem  Geisteskranken  testiert 
habe  imd  dass  sein  Testament  deshalb  als 
nichtig  zu  behandeln  s(n.  Erst  in  der  Folge 
emancipierte  sich  die  Lehre  vom  Pflichtteil 
davon  nnd  wurde  das  Pflichtteilsrecht  zu 
einem  selbständigen  Recht  der  nächsten  An- 
gehörigen. Diö  Geschichte  dieser  Rechts- 
bildung giebt  zugleich  ein  schlagendes  Bei- 
spiel dafür,  dass  der  gescliichtliche  Ausgangs- 
punkt einer  Entwickelung  von  ihrem  Grund- 
gedanken dui-chaus  verschieden    sein  kann. 

Nach  dem  ol)en  Ausgeführten  beruht  djis 
moderne  Erbrecht  nicht  auf  einer  einheit- 
lichen Gnmdlage.  Es  handelt  sich  bei  der 
technischen  Dm*chbildung  nicht  darum,  einen 
einzigen  Gedanken  folgerecht  nach  allen 
Richtungen  durchzuführen,  sondern  vielmelir 
danum,  zwischen  widerstreitenden  Ideeen, 
von  denen  jede  eine  gewisse  Berechtigung 
hat,  einen  Ausgleich  zu  finden. 

Koch  ein  drittes  selir  gewichtiges  Mo- 
ment kommt  hinzu:  das  Interesse  der  Gläu- 
biger. Die  vei-mögensrechtlichen  Pflichten, 
die  der  Veretorbene  hatte,  lasteten  zugleich 
auf  dessen  Vermögen,  und  es  ist  ein  dring- 
liches Erfordernis  der  Billigkeit,  dass  sie 
aus  diesem,  soweit  es  reicht,  befriedigt  wer- 
den. In  dieser  Beziehung  stösst  das  Inte- 
resse des  Erben,  möglichst  freie  Verfügung 
über  den  Nachlass  zu  erhalten,  mit  dem  der 
Gläubiger,  ihre  Befiiedigung  aus  dem  Nach- 
lasse gesichert  zu  sehen,  auf  einander. 

2.  Die  technische  Behandlung  des  E. 
Zwischen  den  widerstreitenden  Interessen  zu 
vermitteln,  ist  die  Aufgabe  der  Rec^htskunst. 

Wenn  der  Gedanke,  dass  das  Vermögen 
des  Verstorbenen  dessen  Gläubigern  weiter 
haftet,  rein  durchgeführt  werden  soll,  so 
ergeben  sich  mancherlei  Schwierigkeiten.  Es 
ist  nicht  möglich,  dem  Erben  bei  der  Liqui- 
dation der  Erbschaft  vollständig  freie  Hand 
zu  lassen,  ohne  ihn  persönlich  für  die  Erb- 
schaftsschulden haftbar  zu  machen,  denn  da 
er  ohne  alles  eigene  Risico  handeln  wünle, 
so  wäre  die  Gefahr  der  Verschleuderung 
mid  selbst  der  Veruntreuung  von  p]rbschafts- 
gegenständen  sehr  gross.  Die  Gläubiger 
müsstcn  ihm  ein  weitgehendes  Verti-auen 
schenken  und  würden,  wenn  er  dann  später 
die  ünzulängliclikeit  des  Nachlasses  zu  ihrer 
Befriedigung  behauptete,  in  den  meisten 
FäUen  ohne  rechtlichen  Schutz  sein.  Eine 
strenge  Beaufsichtigung  engt  wieder  den 
Erben,  auch  den  vertrauenswürdigen,  über 
Gebühr  ein,  auch  fehlte  es  noch  in  der 
klassischen  Zeit,  in  der  das  römische  Recht 
seine  Gestalt  erhielt,  an  den  geeigneten 
Organen  dazu. 

Handwörterbach  der  StaaUwissenschaften.    Zweite 


Deshalb  schlug  das  römische  Recht  einen 
ganz  andei-en  Weg  ein.  Es  gab  dem  Erben 
vollständig  fivie  Hand  bei  der  Liquidation, 
aber  es  belastete  ihn  mit  den  Erl)schafts- 
schulden  in  ihrem  vollen  Betrage  pei-sönlich. 
Er  konnte  sich  also  nicht  auf  die  Unzuläng- 
lichkeit des  Naclüasses  berufen,  sondern 
niusste  die.  Erbschaftsschulden  nötigenfalls 
aus  seinem  eig(^n(Mi  Vermögen  deck(*n  und 
geriet,  wenn  (»r  das  nicht  konnte,  für  seine 
Person  in  Konkurs. 

Um  dies  technisch  zu  vermitteln,  stellten 
die  Römer  den  Begriff  der  Univei-salsucc^es- 
sion  auf. 

Der  Erbe  (heres)  ist  Universalsuccessor 
des  Verstorbenen  d.  h.  eine  Pei-son,  auf  die 
dtT  Nachlass  mit  den  darauf  ruhenden  Lasten 
und  Verbindlichkeiten  als  Ganzes  übergeht, 
die  lüso  in  Verni(")irensrechte  und  Vermö- 
genspflichten  dc^s  VtM-storbenen  ihrem  ganzen 
Umfang(^  nach  einti'itt  (succedit  in  omne  jus 
defuncjti). 

In  scharfem  Gegensatze  dazu  steht  der 
Vermä(ihtnisnehmer  (legatarius),  dem  der 
Erblasser  testamentaiisch  bestimmte  Ver- 
mögens vorteile  zuwendet.  Dieser  tiiigt  kein 
Risico;  er  erhält  das  ihm  zugewendete,  so- 
fern der  Nachlass  dazu  ausreicht,  aber  er 
nimmt  nicht  an  der  Liqiddation  teil  und 
haftet  andei-erseits  auch  nicht  für  die  Erb- 
scliaftsschulden. 

Dementsprechend  war  auch  der  Erwerb 
von  Erbschaft  und  Vermächtnis  ganz  ver- 
schieden geregelt.  Die  Erbschaft  erwarb 
man  regelmässig  durch  eine  Erklärung,  die 
Antretung  (aditio),  man  übernahm  also  die 
damit  verbundenen  Lasten  durch  seinen 
eigenen  freien  Willen.  Ausnahmsweise  voll- 
zog sich  der  Erwerb  der  Erbschaft  ohne 
Erklärung,  von  Gesetzes  wegen  (ipso  jure), 
dann  aber  trat  nach  prätorischem  Recht  die 
Haftung  für  die  Schiüden  ei-st  ein,  wenn  der 
Erbe  diu'ch  Besitznahme  des  Naclüasses  oder 
auf  andere  Weise  den  WiUen  bekundete,  die 
Erbscliaft  haben  zu  wollen  (sese  immiscei^e 
hereditati).  Vermächtnisse  wunlen  dagegen 
immer  von  Gesetzes  wegen  erworben;  man 
konnte  sie,  wenn  man  wollte,  nachti'äglich 
ausschlagc^n  und  damit  auf  den  zugewende- 
ten Vermr)gensvorteil  verzichten. 

Die  von  den  Römern  entwickelten  Grimd- 
begriffe  sind  bis  auf  unsere  Zeit  massgebend 
geblieben,  im  einzelnen  ist  freilich  Vieles 
und  Wichtiges  geändert  worden. 

Die  Wandelungen  des  römischen  imd 
später  des  gemeinen  Rechtes  können  hier 
um*  angedeutet  werden.  Die  Konstniktion 
der  Universalsuccession  führte  neben  Vor- 
teilen auch  mancherlei  Nachteile  herbei. 
Namentlich  wurde  die  auf  keine  Art  zu  ver- 
meidende Schuldenhaftung  des  Erben  schon 
von  den  Juristen  dei*  klassischen  Zeit  als  ein 
Uebelstand  empfunden,  da  dadurch  dem  Ei-- 
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ben  eine  bedenkliche  Gefahr  bereitet  wurde, 
die  ihn  in  vielen  Fällen  zur  Ausschlagung 
der  Ei'bscliaft  bewog  und  dann  im  weiteren 
Verlaufe  meist  zum  Xachlasskonkiu^e  führte, 
also  schliesslich  auch  den  Gläubigern  selbst 
zum  Schaden  gereichte.  Aber  lange  Zeit 
hat  man  dies  als  einen  unvermeidlichen 
üebelstand  betrachtet,  und  erst  Justin ian  hat 
es  dem  Erben  ermöglicht,  seine  Haftung  für 
die  Schulden  der  Erbschaft  auf  deren  Betrag 
zu  bescliränken ,  wenn  er  durch  Emchtung 
eines  Nachlassinventars  den  Gläubigern  eine 
Gnmdlage  für  die  Beurteilimg  des  Bestan- 
des des  Nachlasses  bot. 

Einen  weiteren  Eingriff  in  das  feste  Ge- 
füge des  römischen  Rechtes  bedeutet  es, 
wenn  das  gemeine  Recht  in  dem  Listitut 
des  Testamentsvollstreckers  dem  Erblasser 
ein  Mittel  an  die  Hand  giebt,  dem  Erben 
die  Verwaltung  und  Liquidation  der  Erb- 
schaft zu  entziehen.  Denn  nach  römischer 
Anschauung  war  der  Erbe  notwendig  aucli 
Liquidator  der  Erbschaft,  und  für  einen 
Testamentsvollstrecker  blieb  neben  ihm  kein 
Platz.  Durch  die  Neuerung  des  gemeinen 
Rechtes  ist  die  scharfe  Grenze  zwischen 
dem  Erben  und  dem  Vermächtnisnehmer 
einigermassen  verwischt  worden. 

Trotzdom  haben  auch  die  neueren  Rechte 
an  den  römischen  Grundbegriffen  principiell 
festgehalten.  Freüich  haben  sie  es  kaum 
verstanden,  zwischen  den  verschiedenen 
Interessen  in  allseitig  befriedigender  Weise 
zu  vermitteln,  und  noch  weniger  ist  es  ihnen 
gelungen,  ein  durchsichtiges,  leicht  zu  hand- 
habendes System  zu  schaffen.  Vielmehr 
tritt  die  Inferiorität  der  heutigen  Rechts- 
kunst gegenüber  der  römischen,  ^vie  wir 
leider  gestehen  müssen,  fast  überall  zu 
Tage. 

Das  pi-eussische  Landrecht,  welches  auf 
das  B.G.B.  den  grössten  Eiufluss  gehabt  hat, 
unterscheidet  in  römischer  Weise  zwischen 
Erbrecht  und  Vermächtnis.  Aber  der  Er- 
werb des  Erbrechtes  gestaltet  sich  ganz 
anders.  Er  vollzieht  sich  von  Gesetzes 
wegen,  also  ohne  Wissen  und  Willen  des 
Berufenen,  und  kann  dann  innerhalb  einer 
Ausschlagungsfrist  durch  eine  gerichtliche 
Erklärung  des  Berufenen  wieder  rückgängig 
gemacht  werden.  Mit  Ablauf  der  Ausschla- 
gungsfrist wird  dieser  endgültig  Ei'be.  Er 
haftet  dann  freilich  für  die  Nachlassschul- 
den nur  bis  zum  Betrage  der  Erbschaft, 
wenn  er  innerhalb  einer  bestimmten  weite- 
ren Frist  ein  Inventar  in  ordnungsmässiger 
Form  errichtet;  verstreicht  aber  auch  diese 
Frist  fruchtlos,  so  haftet  er  persönlich  und 
unbeschränkt  für  die  Nachlassschulden. 

Die  landrechtlichen  Bestimmungen  ent- 
halten für  den  Bei-ufenen  mehrfache  Un- 
billigkeiten. Ohne  jedes  Zuthun  seinerseits 
werden  ihm  Verpflichtungen  auferlegt,  und 


er  muss  sich,  um  die  Lasten  des  Erbschafts- 
erwerbes zu  vermeiden,  unter  Umständen 
die  Kosten  der  gerichtlichen  Erklärung 
machen.  Vor  allem  aber  besteht  für  den 
Unkundigen  die  Gefahr,  dass  er  die  Frist 
für  die  Einrichtung  des  Inventars  versäumt 
und  dadurch  die  Haftimg  für  die  Schulden 
einer  vielleicht  gänzlich  unzureichenden  Erb- 
schaft auf  sich  zieht.  Leider  ist  der  Ein- 
fluss  der  landrechtlichen  Juristen  so  gross 
gewesen,  dass  man  trotzdem  das  preussische 
System  für  das  B.G.B.  zu  Grunde  gelegt 
hat.  Man  liat  sich  begnügt,  die  Härten  des 
Landrechtes  etwas  zu  mildern;  sie  zu  be- 
seitigen ist  nicht  gelungen,  im  Grunde  auch 
nicht  einmal  versucht  worden. 

Auch  das  B.G.B.  unterscheidet  zwischen 
dem  Erben  und  dem  Vermächtnisnehmer. 
Der  Erbe  erwirbt  die  Erbschaft  von  Gesetzes 
wegen.  Er  kann  dann  noch  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  —  regelmässig  sechs 
Wochen  — ,  nachdem  er  von  dem  Erwerbe 
Kenntnis  erhalten  hat,  diu*ch  eine  öffentlich 
beglaubigte  Erklärung  an  das  Nachlassge- 
richt ausschlagen.  Sein  Erwerb  wird  end- 
gültig, wenn  er  die  Erbschaft  annimmt  oder 
wenn  er  die  sechswöchentliche  Frist  zur 
Ausschlagimg   fruchtlos   verstreichen    lässt. 

Ganz  eigentümlich  gestaltet  sich  aber  die 
Haftung  des  Erben  für  die  Nachlassschiüden. 
Ein  bestimmtes  System  ist  überhaupt  nicht 
durchgeführt. 

Mit  dem  endgültigen  Erwerbe  der  Erb- 
scliaft  tritt  zunächst  ein  Zustand  der  Unge- 
gewissheit  (ein  sogenannter  »Schwebezu- 
stand«) ein.  Es  ist  noch  ungewiss,  ob  der 
Erbe  für  die  Nachlassverbindliclikeiten  nur 
bis  zum  Betrage  der  Erbschaft  oder  persön- 
lich und  mit  seinem  ganzen  Vermögen 
haftet.  In  gewissen  Fällen  haftet  er  nur 
bis  ziun  Beti-age  der  Erbschaft,  namentlich 
wenn  eine  Nachlassverwaltimg  durch  einen 
gerichtlich  bestellten  Verwalter  angeordnet 
wird,  —  was  er  selbst  beantragen  kann  — , 
oder  wenn  Naclüasskonkurs  eröffnet  w^ird. 
Er  haftet  dagegen  unbeschränkt,  wenn  er 
seine  Pflicht  zur  Inventarerrichtung  verletzt 
Um  die  Gefahr  filr  ihn  zu  mindern,  bestimmt 
das  Gesetzbuch,  dass  die  Frist  z\u:  Inventar- 
errichtung diu-ch  das  Gericht  gesetzt  wird, 
also  nicht,  wie  nach  preussischem  Landi-echt, 
von  Gesetzes  wegen  von  einem  bestimmten 
Termine  an  läuft. 

Der  Schwebezustand  kann  sich  unter 
Umständen,  wenn  weder  Nachlassverwal- 
tung oder  Nachlasskonkurs  eingeleitet  noch 
eine  Frist  zur  Inventarerrichtung  gesetzt 
wird,  eine  unbegrenzt«  Zeit  hindurch  ziehen, 
sodass  er  lediglich  durch  die  schliessliche 
Bofi*iodigung  der  Nachlassgläubiger  that- 
sächlich  beendet  wird.  Was  einstweilen, 
ehe  die  Entscheidung  erfolgt  ist,  gilt,  ob  der 
Erbe  beschränkt  oder   unbeschränkt  haftet, 
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darüber  bestellt  schon  jetzt  eine  lebhafte 
Kontroverse.  Die  herrscliende  Ansicht  neigt 
dahin,  einstweilen  unbeschränkte  Haftung 
anzunehmen.  Der  Erbe  hat  es  freihch  in 
der  Hand,  durch  einen  Antrag  auf  Nachlass- 
verwaltung die  beschränkte  Haftung  herbei- 
zuführen. 

Im  Gegensatz  zum  römischen  Reclit  ver- 
bindet sich  also  schon  mit  der  Berufung 
der  vorläufige  Erwerb  der  Erbschaft.  Die 
Berufung  selbst  ist  nach  ähnlichen  Grund- 
sätzen geregelt  wie  im  gemeinen  Recht.  Sie 
erfolgt  entweder  von  Gesetzes  wegen  (ge- 
setzliches Erbrecht,  Intestaterbrecht)  oder 
durch  Verfügung  des  Erblassers.  Diese 
schliesst,  soweit  sie  reicht,  das  Intestaterb- 
recht aus. 

Ein  Pflichttoilsrecht  giebt  das  B.G.B.  — 
ziemlich  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
römischen  Recht  —  den  Abkömmlingen 
(Kindern,  Enkeln,  Urenkeln)  und  den 
Eltern  und  fügt  den  überlebenden  Ehegatten 
hinzu. 

Die  technische  Behandlung  des  Pflicht- 
teilsrechtes hat  sich  im  Laufe  der  Zeiten 
sehr  geändert.  Nach  dem  älteren  Principe, 
von  dem  das  römische  Recht  ausgegangen 
ist,  haben  die  nächsten  Angehörigen,  die 
nicht  genügend  bedacht  sind,  die  Möglich- 
keit, das  Testament  als  ein  unvernünftiges 
anzufechten  (»color  insaniae«),  dadurch  die 
Intestaterbfolge  herbeizuführen  imd  dann  die 
Erbscliaft  als  Intestaterben  zu  erhalten. 
Nach  dem  neueren  Princip  bleibt  das  Testa- 
ment auch  gegenüber  dem  Pflichtteüsbe- 
rechtigten  bestehen,  die  darin  eingesetzten 
Erben  werden  also  berufen.  Der  Pflicht- 
teüsberechtigte  wird  nicht  Erbe,  sondern  er 
hat  nur  gegen  die  vom  Erblasser  eingesetz- 
ten Erben  den  Anspruch  auf  Auszahlimg 
eines  bestimmten  Bnichteils  von  dem  Werte 
des  Nachlasses.  Dieses  neuere  Princip  findet 
sich  schon  im  justinianischen  Rechte  neben 
dem  älteren.  Das  B.G.B.  hat  ihm  zur  alleini- 
gen Geltung  verhelfen. 

So  entscheidet  also,  wenn  eine  Verfügung 
des  Erblassers  vorliegt,  in  erster  Linie  diese, 
und  das  gesetzliche  Erbrecht  tritt  immer 
nur  ein,  insoweit  der  Erblasser  nicht  ver- 
fügt liat.  Aber  die  nächsten  Angehörigen 
des  Erblassers,  Abkömmlinge,  Eltern  und 
Ehegatten  haben  gegen  die  an  ihrer  Stelle 
eingesetzten  Erben  einen  Anspruch,  der  ge- 
radezu als  ein  gesetzliches  Vermächtnis  be- 
zeichnet werden  kann.  Zu  den  Gründen 
der  Benifimg  zur  Erbscliaft  gehört  das 
Pflichtteilsrecht  nach  dem  B.G.B.  nicht  mehr. 

Die  Berufung  erfolgt  entweder  auf  die 
ganze  Ei'bschaft  (Alleinerbe,  Universalerbe, 
heres  ex  asse)  oder  auf  Bruchteile  derselben 
(Teilerbe,  im  Verhältnis  zu  den  anderen 
Erben :  Miterbe).  Dies  sind  nach  B.G.B.  die 
einzigen  Möglichkeiten.    Das  römische  Recht 


hatte,  einem  damaligen  Bed(\rfnisse  folgend, 
auch  eine  Erbeinsetzung  auf  einzelne  Gegen- 
stände der  Erbscliaft  (heredis  institutio  ex  re 
certa)  anerkannt,  obgleich  sie  principwidrig 
war,  da  sie  mit  dem  Begriff  der  Universal- 
succession  in  Widerspruch  stand.  Nach 
B.G.B.  ist  dies  fortgefallen ;  eine  Zuwendung, 
die  sich  nicht  auf  Bruchteile  der  Erbschaft 
bezieht,  sondern  sich  auf  einzelne  Gegen- 
stände beschränkt,  ist  lediglich  als  Ver- 
mächtnis zu  behandeln. 

Mit  mehreren  formalistischen  Regeln  des 
römischen  Rechtes  hat  das  B.G.B.  gebrochen. 

Das  römische  Recht  hatte  den  Grundsatz 
der  Einheitlichkeit  der  Erbfolge.  Es  war 
ausgeschlossen,  dass  diese  zum  Teü  nach 
einem  Testamente,  zum  anderen  Teü  nach 
den  gesetzlichen  Bestimmungen  erfolgte 
(nemo  pro  parte  testatus,  pro  parte  intesta- 
tus decedere  potest).  Nach  B.G.B.  kann 
dagegen  der  Erblasser  seine  Verfügungen 
auf  einen  Teil  des  Nachlasses  beschränken, 
also  z.  B.  lediglich  über  die  Hälfte  verfügen. 
Dann  tritt  für  das  übrig  Bleibende  die  gesetz- 
liche Erbfolge  ein. 

Nach  einem  anderen  römischen  Grund- 
sätze ist  die  Erbeseigenschaft  notwendig 
dauernd  (semel  heres  semper  heres).  In  der 
That  bereitet  es  grosse  technische  Schwierig- 
keiten, wenn  der  Naclilass,  nachdem  er  mit 
Rechten  und  Pflichten  auf  einen  Erben  über- 
gegangen ist  und  sich  mit  dessen  Vermögen 
vermischt  hat,  später  wieder  von  diesem  ge- 
trennt werden  und  auf  eine  andere  Person 
übergehen  soll.  Aber  schon  das  römische 
Recht  hatte  unter  dem  Druck  dos  prakti- 
schen Bedürfnisses  Mittel  und  Wege  ge- 
funden, einen  solchen  nachträglichen  Ueber- 
gang  zu  ermöglichen.  Das  B.G.B.  hat  den 
Satz  vollständig  fallen  lassen.  Der  Erblasser 
kann  bestimmen,  dass  zunäc;hst  eine  Pei*son 
Erbe  wird,  dass  aber  bei  einem  bestimmten 
Ereignisse  oder  nach  einer  bestimmten  Frist 
ein  anderer  Erbe  wird.  Dann  heisst  der 
erste  Erbe  Vorerbe,  der  spätere  Nacherbe. 
(Vgl.  hierzu  und  zu  den  folgenden  Ab- 
schnitten Bernhöft,  Zur  Reform  des  Erb- 
rechts). 

II.  Die  Berufung  zur  Erbfolge. 

1.  Das  gesetzliche  E.  Das  Erb- 
recht hat  im  Lanfe  der  Jahrhunderte 
vielfache  Wandelungen  erfahren,  weü  sich 
mit  den  Veränderungen,  die  sich  bei  fort- 
schreitender geschichtlicher  Entwickelung 
in  der  Organisation  der  Familie  vollzogen, 
auch  seine  Grundlage  verschob. 

Die  Familien  verbände  der  europäischen 
Völker  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Geschichte 
waren  agnatischer  Natur.  Es  waren  Männer- 
verbände. Die  Frauen  wurden  zwar  grund- 
sätzlich aus  einem  fremden  Verbände  ge- 
nommen (Ghrimdsatz  der  Exogamie),  aber  sie 
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traten  durch  die  Heirat  in  die  Familie  des 
Mannes  ein,  und  ihre  Kinder  g^ehörten  dem- 
nach dieser  an.  Die  Verwandtschaft,  die 
dun*h  diese  Faniiliengemeinschaft  begründet 
Avird,  heisöt  bei  den  Kömern  Agnat ion.  Sie 
umfasst  regehnässig  die  Verwandten  im 
Mannstamme  und  ist  die  Grundlage  des 
älteren  gesetzlichen  ii.rbrechtes.  Das  Ver- 
hältnis zu  den  Verwandten  im  Weiberstamme 
war  zwar  als  ethisches  anerkannt,  äusserte 
aber  als  juristisches  nur  untergeordnete 
Wirkungen. 

DementvSprechend  gründete  das  alte  rö- 
mische Cinlrecht  das  gesetzliche  Erbrecht 
allein  auf  die  Agnation.  Der  Römer  ver- 
erbte seinen  Naclüass  (familia)  zunä<ihst 
innerhalb  des  Hauses ;  waren  keine  hausge- 
hörigen Kinder  (sui)  vorhanden,  so  folgte 
dei-  nächste  Agnat;  in  Ermangelung  von 
Agnaten  erbten  die  weiteren  Familienver- 
bände, die  gentes.  Si  intestato  moritiu:  cui 
suus  heres  nee  escit,  proximus  adgnatus 
familiam  habeto ;  si  adgnatus  nee  escit,  gen- 
tiles  familiam  haben  to. 

Im  Grunde  hatte  dieses  System  schon 
gegen  Ende  der  Republik  durch  die  fort- 
sclu'eitende  Auflösung  der  Farn ilicni verbände 
seine  innere  Berechtigung  verloren.  An  die 
Stelle  der  Agnation  trat  im  Volksbewusst- 
sein  melir  und  melir  eine  losere,  aber  alle 
Verwandten  umfassende  Familiengemein- 
schaft,  die  Cognation.  Trotzdem  trat  bei 
den  Römern  das  Bedürfnis  nach  einer  Ab- 
änderung kaiun  hervor,  weil  nach  allge- 
meiner Sitte  der  paterfamilias  ein  Testament 
zu  errichten  pflegte  und  das  gesetzliche 
Erbrecht  demnach  lediglich  als  Notbehelf 
ei'isichien.  Auch  das  jüngere  pnitorische 
Recht  berücksichtigte  die  Versvandten  im 
weiteren  Sinne  nur  in  sehr  bescheidener 
Weise.  Lediglich  die  emancipierten  Kinder, 
die  nicht  mehr  zii  den  Agnaten  gerechnet 
-wiuxlen,  weil  sie  aus  dem  Famihenverbande 
ausgeschieden  waren,  erhielten  neben  den 
hausgehörigen  Kindern  und  vor  den  anderen 
Agnaten  ein  besseres  Erbrecht;  im  übrigen 
behaupteten  die  Agnaten  ilire  bevorzugte  Stel- 
lung, und  nur  in  Ermangelung  von  Agnaten 
"wm-den  die  Cognaten  der  näheren  Grade 
berufen. 

Auch  die  Kaiserseit  ging  mit  Reformen 
sehr  langsam  vor.  Dnrch  die  Einfülnamg 
einer  neuen  Eheform,  der  sogenannten  freien 
Ehe,  war  es  ziu*  Regel  geworden,  dass  die 
Frau  nicht  melir  in  die  Familie  und  in  den 
Agnation s verband  des  Mannes  eintrat,  wäh- 
rend es  für  die  Kinder  bei  dem  alten  Recht 
verblieb.  Die  Folge  war,  dass  Mutter  imd 
Kinder  nicht  mehr  derselben  familia  ange- 
hörten und  sich  auch  nicht  gegenseitig  als 
Agnaten  beerben  konnten.  Die  Mutter  wurde 
zur  Erbschaft  der  Kinder,  die  Kinder  zur 
Erbschaft    der  Mutter   von  Gesetzes  wegen 


hinter  dem  entferntesten  Erbvetter  berufen. 
Billigerweise  war  dies  der  Punkt,  wo  die 
Reform  zimächst  einsetzte.  Das  senatus 
consultum  Tertidlianum  gab  der  Mutter,  das 
senatus  consiütum  Orfitianum  den  Kindern 
ein  der  neueren  Zeit  mehr  entsprechendes 
Erbrecht.  Die  spätere  Kaiserzeit  durchbrach 
dann  das  Svstera  in  einem  anderen  Punkte, 
und  durch  eine  mit  dem  Kaiser  Anastasius 
beginnende  Entwickelung  erhielten  die 
näclist(ni  cognatischen  Seiten  verwandten,  Ge- 
schwister und  deren  Kinder,  ein  gleiches 
Erbi-echt  wie  die  entsprechenden  agnatischeu 
Verwandten. 

Als  Justinian  ziu*  Regierung  gelangte, 
fand  er  ein  ziemlich  verwickeltes  System 
vor.  Er  vereinfachte  dasselbe,  indem  er  in 
d(T  Novelle  118  Männer  und  Weiber,  Agnaten 
und  Cognaten  ginmdsätzlich  gleichstellte. 
Dabei  dehnte  er  die  Erbberechtigung  auch 
auf  die  entfernte^sten  Cognaten  aus.  Im 
übrigen  aber  beseitigte  er  die  Spuren  des 
alten  Rechtes  keinesw-egs,  und  so  weisen 
denn  die  vier  Klassen,  in  die  die  Novelle 
118  die  Erbfolgeberechtigten  teilt,  keines- 
w^egs  ein  einheitliches  Princip  auf.  Auch 
die  neueren  Gesetzgebungen  schw'anken 
zwischen  grundverscliiedenen  Principien. 
Ueberein Stimmung  herrscht  nur  bezüglich 
der  Abkömmlinge  (Descendenten),  die  der 
ersten  Klasse  der  Novelle  118  entsprechen. 
Berufen  werden  zunächst  die  Kinder  des 
Ei'blassers,  ist  ein  Kind  mit  Hinterlassung 
von  Abkömmlingen  gestorben,  so  erhalten 
diese  den  Teil,  den  das  verstorbene  Kind 
erhalten  haben  würde.  Enkel  teilen  also 
nicht  nach  Köpfen  (in  capita),  sondern  nach 
Stämmen  (in  stirpes). 

Bei  den  Ascendenten  und  den  Seitenver- 
wandten finden  wir  dagegen  alle  möglichen 
Variationen.  In  der  That  hat  sich  hier  kein 
festes  Rechtsgefühl  entwickelt,  imd  jede 
gesetzliche  Regelung  hat  daher  notwendig 
etwas  WiDkürliches.  Die  Schwankungen 
beginnen  bereits  bei  den  nächsten  in  Frage 
kommenden  Verwandten:  bald  erben  die 
Eltern  wie  im  Justinianischen  Rechte  neben 
den  Geschwistern  des  Erblassers,  bald 
schüessen  sie  diese  aus.  Gnmd sätzlich 
lassen  sich  die  Verschiedenheiten  in  folgen- 
der Weise  kennzeichnen. 

Nach  römischem  Rechte  ist  regelmässig 
der  Grad  der  Verwandtschaft  massgebend. 
Der  Grad  bestimmt  sich  nach  der  Zahl  der 
Zeugungen,  oder,  wie  das  B.G.B.  sagt,  der 
Geburten,  die  die  Verwandtschaft  vermitteln 
(({uot  generationes  tot  gradus).  Verwandte 
ereten  Grades  sind  demnach  Eltern  und 
Kinder,  Verwandte  zweiten  Grades  Gross- 
eltera,  Enkel  und  Geschwister,  Verwandte 
dritten  Grades  Urgrosseltern,  Urenkel,  Oheime 
und  Tanten,  Neffen  und  Nichten  u.  s.  w. 
Es  werden   wie  man  sieht,  bei  dieser  rein 
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mechanischen  Berechüung  Yerwandte  sehr 
verschiedener  Ai*t  gleichgestellt.  Ganz  all- 
gemein hat  das  IVincip  nie  gegolten,  auch 
nicht  im  römischen  Rechte.  Aber  es  galt 
nach  altem  Civilrecht  füi*  die  Erbfolge  der 
Agnaten,  so  dass,  da  die  Eltern  nicht  in 
Frage  kamen,  zunächst  die  Geschwister 
als  Yerwandte  zweiten  Grades,  dann  Oheime 
und  Neffen  als  Yerwandte  dritten  Grades 
u.  s.  w.  benifen  wurden.  Es  gilt  ferner  noch 
heute  für  die  vierte  Klasse  der  Novelle  118 
d.  h.  für  die  entfernteren  Verwandten. 

Im  Gegensatz  dazu  steht  das  sogenannte 
Parentelensystem,  welches  man  meistens  als 
das  eigentlicjh  gennanische  anzusehen  pflegt. 
Unter  Parentel  versteht  man  die  Gesamtheit 
der  Personen,  die  von  einer  bestimmten 
Pereon  abstammen.  Die  erste  PartMitel  ist 
natüi'lich  die  des  Erblassei'S,  sie  umfasst 
dessen  Abkömmlinge  und  stinmit  mit  der 
ersten  Klasse  der  Novelle  lltS  diu-chaus 
ülierein.  Es  folgen  die  Eltern  und  deren 
Parentel,  umfassend  (leschwister,  Neffen, 
Grossneffen  des  Erblassers.  In  gleicher 
Weise  folgen  die  Parentelen  der  Grosseltern, 
der  Urgrosseltern  u.  s.  w.  Die  l'arentelen 
werden  der  Reihe  nach  bemfen,  so  dass  die 
früheren  den  späteren  vorgehen.  Das  System 
hat  den  Yorzug,  dass  ein  (ünheitlicJies 
Princip  für  die  ganze  gesetzliche  Erbfolge, 
auch  die  der  Nachkommen  gilt  und  dass 
«lie  jüngeren  Generationen  vor  den  älteren 
l>egünstigt  werden.  Es  ist  daher  auch  von 
dem  B.G.B.  angenommen  wonlen. 

Innerhalb  der  einzelnen  Parentel  werden 
zunächst  die  dem  Grade  nach  Nächsten  be- 
nifen. Es  werden  also,  wenn  keine  Ab- 
kömmlinge des  Erblassers  vorhanden  sind, 
dessen  Eltern, "  wenn  keine  Eltern  oder 
Abkömmlinge  von  ihnen  vorhanden  sind,  die 
Grosseltern  u.  s.  w.  berufen.  Für  den  Fiill 
aber,  dass  von  den  zunächst  Berufenen  je- 
mand verstorben  ist,  ist  eine  zweifache  Be- 
handlung möglich. 

Entweder  treten  an  die  Stelle  eines  Yer- 
storbenen  stets  dessen  Kinder.  Der  Anteil 
des  verstorbenen  Yatei-s  oder  der  verstorbentjn 
Mutter  fällt  dann  an  die  Geschwister.  Ist 
auch  von  diesen  jemand  schon  gestorben,  so 
fällt  sein  Anteil  an  seine  Kimler  u.  s.  w. 
Diesen  \Veg  hat  das  Gesetzbuch  für  die 
ersten  Parentelen  gewählt. 

Oder  es  erben  ausschliesslich  die  nächsten 
Verwandten  der  betreffenden  Parentel  in 
der  Art,  dass  sie  unter  einander  gleich  teilen. 
Hiemach  würden,  wenn  noch  einer  von  den 
Eltern  lebt,  Geschwister  übei'haupt  nicht 
erben,  wenn  noch  einer  von  den  Geschwistern 
lebt,  Neffen  überhaupt  nicht  erlx»n  u.  s.  w. 
Nach  dem  Gesetzbuch  gilt  dies  nur  für  die 
entfernteren  Parentelen. 

Auch  das  Erbrecht  des  überlebenden 
Ehegatten  hat  im  Laufe  der  geschichtlichen 


Entwickelung  vielfach  geschwankt.  Das 
alte  römische  Civilrecht  behandelte  die  Frau, 
die  in  die  Familie  des  Mannes  eingetreten 
war,  wie  eine  hausgehörige  Tochter,  gab  ihr 
also  Kindesteil.  Da  bei  (ler  freien  Ehe,  wie 
sie  später  üblich  wunle,  die  Frau  nicht 
mehr  in  die  Familie  des  Mannes  eintrat,  so 
fiel  dies  fort,  und  die  Ehegatten  hatten 
überhaupt  kein  Erbrecht  mehr  gegen  einander. 
Auch  das  prätorisclu*  Recht  sorgte  für  sie 
nur  in  geringem  Masse,  indem  es  sie  in 
letzter  vStelle  hinter  den  Cognaten  berief. 
Man  überliess  es  eben  den  Ehegatten,  einan- 
der testamentarisch  zu  bedenken.  Dabei  ist 
es  im  grossen  und  ganzen  im  römischen  wie 
im  gemeinen  Recht  geblieben.  Das  Erb- 
i-echt,  welches  Justinian  der  Witwe,  wenn 
sie  vermögenslos  war,  zugestand,  hat  einen 
diu-chaus  exceptionellen  Charakter. 

Diese  Ordnung  winl  dem  Wesen  der 
Ehe  nicht  gerocht,  und  das  musste  im 
deutschen  Rechte  um  so  fühlbarer  wenlen, 
als  bei  uns  die  KoiTcktur  des  gesetzüclien 
Eiin-echth^s  din^ch  Errichten  von  Testamenten 
keineswegs  so  allgemein  üblich  ist  wie  bei 
den  Römern.  Bei  der  that&ichlichen  Güter- 
gemeinschaft, die  unter  Ehegatten  einzutreten 
pflegt,  dient  das  Vermögen  des  einen  auch 
den  Interessen  d(\s  anderen,  und  es  ist 
zweifellos  eine  Härte,  wenn  dann  die  Erb- 
schaft des  Verstorbenen  dem  Ueberlebenden 
ganz  entzogen  wird,  um  möglicherweise  au 
«•anz  entfernte  Verwandte  zu  fallen.  Aus 
diesem  Grunde  hat  sich  in  Deutschland 
eine  Gruppe  von  Rechtsinstituten  entwickelt, 
die,  so  vei-sciiieden  sie  unter  sich  auch  an 
Umfang  und  Inhalt  sein  mögen,  doch  in 
dem  Gnmdg(Mlanken  übereinstimmen,  dem 
überlebenden  Ehegatten  wcntei'gehende  An- 
sprüche^ an  dem  Nachlass  des  Verstorbenen 
zu  geben.  Meist  schliessen  sie  sich  an  tlas 
eheliche  GüteiTCcht  an,  das  ebenfalls  in  den 
Einzelrechten  eigenartige,  von  dem  römi- 
schen Recht  völlig  abweichende  Gestaltimgen 
erhalten  hat,  imd  es  ist  oft  in  Zweifel  ge- 
zogen worden,  ob  im  Grunde  ihre  Natur 
familien rechtlich  oder  erbrechtlich  ist. 

Das  B.G.B.  ist  auf  diesem  Wege  mit 
Entschiedenheit  weiter  gegangen  und  hat 
das  Erbrecht  des  überlebenden  Ehegatten 
so  günstig  gestaltet  wie  kaum  eines  der 
bisher  geltenden  Rechte.  Dabei  löst  es  das- 
selbe formal  aus  dem  Zusammen liange  mit 
dem  elieUchen  Güterrecht  vollständig  los. 
Der  überlebende  Ehegatte  behält  zunächst 
sein  eigenes  Vermögen,  zu  dem,  wenn  Güter- 
gemeinschaft bestand,  der  auf  ihn  fallende 
Anteil  an  dem  Gesamtgute  gehört,  und  er- 
hält ausserdem  einen  bestimmten  Anteil  an 
dem  Vermögen  des  Verstorbenen.  Immer- 
hin hat  auch  noch  im  B.G.B.  das  Einbrecht 
des  Ehegatten  den  Charakter  eines  ausser- 
ordentlichen   Erbrechtes    bewahi't,   welches 
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gewissermassen  neben  dem  ordentHchea  Erb- 
recht der  Verwandten  herläuft  und  dieses 
einschränkt.  Je  nach  der  Art  der  erbenden 
Verwandten  bestimmt  sich  die  Grösse  des 
Anteils ;  entferntere  Verwandte  werden  durch 
den  Ehegatten  ganz  ausgeschlossen. 

Die  Gestalt,  die  das  B.G.ß.  dem  gesetz- 
lichen Erbrecht  gegeben  hat,  ist   folgende. 

Soweit  nicht  eine  Verfügimg  des  Erb- 
lassers in  Kraft  tritt,  beruft  das  Gesetz  die 
Verwandten,  den  Ehegatten  und  den  Fiskus 
zur  Erbfolge. 

Die  Verwandten  sind  in  Ordnimgen  ge- 
teilt, die  nach  einander  berufen  werden. 
Neben  ihnen  hat  der  überlebende  Ehegatte 
ein  Erbrecht,  welches  je  nach  den  Ord- 
nungen, neben  denen  er  erbt,  einen  ver- 
schiedenen Umfang  annimmt.  In  Ermange- 
lung von  Verwandten  oder  Ehegatten  erbt 
der  Fiskus. 

Wenn  mehrere  Personen  berufen  w^erden, 
so  teilt  sich  die  Erbschaft  in  Bruchteile. 
Auch  der  überlebende  Ehegatte,  Mann  oder 
Frau,  erhält  einen  Bruchteil,  der  mindestens 
^'4  der  Erbschaft  beträgt.  Billiger  wäre  es 
gewesen,  w^enn  er  statt  eines  Teiles  des 
Kapitalvermögens  den  Niessbrauch  an  dem 
Nachlasse  oder  mindestens  an  der  Hälfte 
desfr^elben  erlialten  hätte.  Er  wäre  dadurch 
in  den  Stand  gesetzt  worden,  die  Nutzungen 
des  Vermögens  des  Verstorbenen  in  ähn- 
licher Weise  zu  seinem  Lebensunterhalte 
zu  verwenden,  wie  dies  regelmässig  auch 
früher,  zu  Lebzeiten  des  Verstorbenen,  ge- 
scliehen  ist,  während  die  Kapitalabfindung, 
die  ihm  jetzt  zugebilligt  ist,  in  vielen  Fällen 
dazu  nicht  ausreichen  wird.  Anderei'seits 
wäre  es  ihm  nicht  möglich  gewesen,  den 
ihm  zukommenden  Teil  des  Vermögens  des 
Vei-storbenen  durch  Erbgang  in  eine  fremde 
Familie  zu  bringen.  Dass  dies  den  wirt- 
schaftlichen Bedürfnissen  entspricht,  zeigt 
auch  die  grosse  Zahl  der  Testamente,  in 
denen  dem  Ueberlebenden  kein  Kapital,  wohl 
aber  der  Niessbrauch  an  dem  Nachlasse  zu- 
gewendet wird.  Die  Bearbeiter  des  Gesetz- 
buches haben  aber  gefürchtet,  dass  durch 
eine  solche  Regelung  des  Intestaterbrechtes 
das  Vermögen  auf  zu  lange  Zeit  festgelegt 
werden  w^ürde. 

Natürlich  muss,  wenn  ein  verheirateter 
Mann  oder  eine  verheiratete  Frau  stirbt,  das 
Vermögen  der  Eliegatten  zunächst  gescliieden 
werden.  Wie  dies  geschieht,  richtet  sich 
nach  dem  Güterrecht,  unter  dem  die  Ehe- 
gatten leben.  Bei  der  Verwaltnngsgcmein- 
schaft  erhält  die  Frau  ihr  Eingebrachtes 
zurück,  und  dieses  bildet  dann  zusammen 
mit  ihrem  Vorbehidtsgut  ihr  Vermögen. 
Unter  dem  System  der  Gütergemeinschaft 
fällt  von  dem  gemein scliaft liehen  Vermögen 
auf  jeden  Gatten  die  Hälfte.  Die  Hälfte 
(los  \  ei-storbenen  gehört  zu  dessen  Nachlass, 


doch  giebt  es  davon  eine  wichtige  Ausnahme 
in  dem  Falle,  dass  aus  der  Ehe  Kinder 
stammen  imd  der  überlebende  Ehegatte  mit 
diesen  die  Gütergemeinschaft  fortsetzt.  Dann 
beschränkt  sich  die  Erbfolge  auf  das  Vor- 
behaltsgut des  Verstorbenen. 

In  allen  Fällen  behält  der  Ueberlebende 
sein  eigenes  Vermögen  und  erhält  von  dem 
Vermögen  des  anderen  seinen  gesetzlichen 
Erbteil. 

Von  den  Verwandten  erben  in  der  ersten 
Ordnung  die  Abkömmlinge,  und  zwar  zu- 
nächst die  Kinder,  doch  so,  dass  der  Teil, 
den  ein  verstorbenes  Kind  erhalten  haben 
würde,  dessen  Kindern  zukommt.  Wenn  ein 
überlebender  Ehegatte  vorhanden  ist,  so  er- 
hält er  1/4,  und  die  übrigen  ^/i  werden  unter 
die  Abkömmlinge  in  der  angegebenen  Art 
verteilt. 

Die  Kinder  rechnen  sich  aber  bei  der 
Teilung  gegenseitig  gewisse  Zuw^endungen 
an,  die  sie  von  dem  Erblasser  bei  dessen 
Lebzeiten  erhalten  haben  (Ausgleichung, 
Kollation).  Dazu  gehört  vor  allem  die  Aus- 
stattung, d.  h.  alles,  was  ihnen  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Verheiratung  oder  auf  die 
Erlangimg  einer  selbständigen  Lebensstellung 
oder  zur  Begründung  oder  Erhaltung  der  Wirt- 
schaft oder  Lebensstellung  gegeben  worden 
ist.  Ausgenommen  sind  Zuschüsse,  die  als 
Einkünfte  verbraucht  werden  sollten,  z.  B. 
Nadelgelder.  Die  Kosten  der  Vorbildung 
zu  einem  Berufe  w^eixien  einem  Kinde  nur 
angerechnet,  wenn  sie  höher  gewesen  sind, 
als  es  den  Vermögensverhältnissen  des  Erb- 
lassers entsprach.  Ausserdem  kann  der 
Erblasser,  wenn  er  andere  Zuwendungen 
macht,  dabei  bestimmen,  dass  sie  angerechnet 
werden  sollen. 

Die  Ausgleichung  geschieht  in  der  Weise, 
dass  der  zur  Ausgleichung  zu  bringende  Betrag 
dem  Betrage  des  Nachlasses  zugerechnet  und 
dann,  nachdem  so  die  Erbteile  bestimmt  worden 
sind,  von  dem  Erbteile  des  ausgleichpflichtigen 
Kindes  abgerechnet  wird.  —  Beispiel:  Jemand 
hinterlässt  einen  Sohn  und  eine  Tochter,  der 
Betrag  der  Erbschaft  ist  80000,  die  Tochter 
hat  10000  als  Ausstattung  erhalten,  der  Sohn 
nichts.  Dann  werden  die  Erbteile  von  80000 
und  10000  =  90000  berechnet,  ieder  Erbteil 
beträgt  also  46000,  und  es  erhält  der  Sohn 
45000,  die  Tochter  45000-10000  =  35000.  — 
Ein  überlebender  Ehegatte  nimmt  an  der  Aus- 
gleichung nicht  teil,  er  bringt  also  seinerseits 
nichts  zur  Ausgleichung,  hat  aber  auch  keinen 
Vorteil  davon,  was  die  Kinder  zur  Ausgleichung 
bringen.  Wenn  in  dem  obigen  Beispiele  ausser 
den  beiden  Kindern  noch  eine  Frau  hmterblieben 
wäre,  so  würde  sie  in  jedem  Falle  V4  =  20000 
erbalten.  Die  Kinder  teilen  dann  die  übrig 
bleibenden  600(X)  in  der  Art,  dass  ihre  Erbteile 
von  60000  +  10000  =  70000  berechnet  wer- 
den, und  dass  der  Sohn  35000,  die  Tochter 
35000—10000  =  25(X)0  erhält. 

Die  Ausgleichung  kommt  namentlich  den 
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jüngeren  Kindern  zu  gute,  die  noch  nicht 
eine  Ausstattung  oder  andere  griissere  Zu- 
wendungen erhalten  haben,  weil  es  an  einem 
Anlass  dazu  felilte.  Gleichwohl  hat  sie 
keinen  so  grossen  Umfang,  um  alle  Unbillig- 
keiten zu  heben.  Wenn  ältere  und  jüngere 
Kinder  neben  einander  zur  Erbschaft  be- 
rufen weitlen,  so  kann  es  der  Fall  sein,  dass 
die  älteren  ihre  Erziehung  und  ihre  Vor- 
bildung zu  einem  Berufe  bereits  erhalten 
haben.  Die  Kosten  dafür  worden  ihnen 
regelmässig  nicht  angei-echnet.  Die  jüngeren 
Kinder  verlieren  dagegen  durch  den  Tod 
ihres  Vaters  ihren  Anspruch  auf  Unterhalt 
und  demnach  auch  auf  die  Kosten  der  Er- 
ziehmig  und  Vorbildung  zu  einem  Berufe. 
Trotzdem  teüen  sie  die  Erbschaft  mit  ihren 
bereits  erwachsenen  Geschwistern  nur  zu 
gleichen  Teilen,  selbst  dann,  wenn,  was 
bei  kleineren  Vermögen  oft  genug  vorkommt, 
ihr  Erbteil  zu  ihrer  Erziehung  überhaui)t 
nicht  ausreicht.  Sie  sind  dann  auf  die  Wohl- 
thätigkeit  ihrer  Geschwister  angewiesen, 
müssen  sich,  wenn  diese  versagt,  zu  einer 
niederen  Lebensstellung  bei[uemen  und  ge- 
raten unter  Umständen  in  unmittelbare  >iot. 
Selbst  durch  Testament  kann  der  Erblasser 
diesen  Uebelstand  nur  mildem,  aber  nicht 
ganz  beseitigen,  weil  ihm  das  Pflichtteils- 
recht  der  älteren  Kinder  entgegensteht.  Eine 
gereclite  Lösung  der  Frage  wäre  auf  zweierlei 
Weise  möglich  gewesen:  entweder  dadurch, 
dass  man  den  Anspruch  der  ehelichen  Kin- 
der auf  Unterhalt  auch  nach  dem  Tode  des 
Vaters  gegen  dessen  Erben  fortbestehen 
liess,  wie  ja  übrigens  der  Unterhaltsanspnich 
der  unehelichen  Kinder  nach  dem  Tode  des 
Erzeugers  fortbesteht,  oder  daduixjh,  dass 
man  den  älteren  Kindern  den  bereits  erhal- 
tenen Unterhalt  anrechnete.  Leider  haben 
die  Bearbeiter  des  Gesetzbuches  beide  Wege 
verschmäht. 

Ein  Beamter,  der  bei  seinen  Lebzeiten  ein 
für  ihn  und  seine  Famüie  ausreichendes  Ein- 
kommen bezog,  hinterlässt  nur  3ÜÜÜ  Mark.  Es 
hinterbleiben  zwei  bereits  erwachsene  und  gut 
versorgte  Söhne,  die  er  mit  grossen,  aber  nicht 

Geradezu  unverhältnismässigen  Kosten  hat  stu- 
ieren  lassen,  und  ein  jüngerer  Sohn  von  14 
Jahren.  Die  Billigkeit  würde  verlangen,  dass 
die  vorhandenen  3(XX)  Mark  in  erster  Linie  für 
die  Erziehung  des  Jüngsten  Sohnes  verwendet 
werden,  znmal  die  Erziehung  der  erwachsenen 
Söhne  erheblich  mehr  gekostet  hat.  Statt  dessen 
teilen  alle  drei  gleich,  und  der  jüngste  Sohn  erhält 
nur  1000  Mark.  Selbst  durch  Testament  kann 
ihm  der  Vater  wegen  des  entgegenstehenden 
Pflichtteilrechtes  der  älteren  nur  2000  Mark 
höchstens  zuwenden. 

Wenn  keine  Abkömmlinge  berufen  wer- 
den, so  erben  in  der  zweiten  Ordnung  die 
Eltern  und  die  von  ihnen  abstammenden 
Verwandten,  also  Geschwister,  Neffen  und 
Nichten,  Grossneffen  und  Grossnichten  und 
deren  Kinder.     Wenn   beide  Eltern  leben, 


so  erben  nur  diese  allein  zu  gleichen  Teilen. 
Ist  aber  einer  von  den  Eltern  gestorben,  so 
fällt  sein  Anteil  zu  gleichen  Teilen  an  seine 
Kinder,  also  die  Geschwister  des  Erblassers ; 
ist  eines  von  diesen  gestorben,  so  fällt  sein 
Anteil  an  seine  Kinder,  also  die  Neffen  des 
Erblassers  u.  s.  w.  Wenn  beide  Eltern  ge- 
storben sind,  so  fallen  ilire  beiderseitigen 
Teile  nach  den  obigen  Kegeln  an  die  Ge- 
schwister und  nach  Umständen  an  die  Neffen 
des  Erblassers.  Halbgeschwister  haben  An- 
teil an  der  Hälfte  des  Elternteils,  von  dem 
sie  abstammen. 

Ehegatten  erben  neben  Verwandten  der 
zweiten  Ordnung  ^h  und  erhalten  aussenlem 
als  gesetzliches  Vermächtnis  die  zum  ehe- 
lichen Haushalt  gehörigen  Gegenstände  und 
die  Hochzeitsgeschenke  vorsveg  (»Voraus«), 

Jemand  binterlässt  den  Vater  und  zwei 
Geschwister:  dann  erhält  der  Vater  */j,  die  Ge- 
schwister teilen  die  Hälfte,  die  auf  die  Matter 
gefallen  wäre,  erhalten  also  je  74-  —  Jemand 
hinterlässt  den  Vater,  einen  voll  hurtigen  Bruder 
und  einen  Halbbruder  von  Vaterseit« :  dann  er- 
hält der  Vater  V?>  der  vollbürtige  Bruder  */« 
und  der  Halbbruder  nichts.  Wäre  die  Mutter, 
ein  vollbUrti||er  Bruder  und  ein  halbbürtiger 
Bruder  von  Vaterseite  hinterblieben,  so  würde 
die  Hälfte,  die  der  Vater  bei  Lebzeiten  be- 
kommen hätte,  zwischen  dem  vollbürtigen  Bruder 
und  dem  Halbbruder  geteilt  werden.  —  Hinter- 
lässt jemand  keine  Eltern,  sondern  nur  einen 
vollbürtigen  Bruder  und  einen  Halbbruder  von 
Vaterseite,  so  fällt  die  Hälfte  der  Mutter  an 
den  vollbürtigen  Bruder,  die  Hälfte  des  Vaters 
wird  zwischen  beiden  geteilt:  im  ganzen  erhält 
also  der  vollbürtige  Bruder  '/4,  der  Halbbruder 
*'4.  —  Ist  ein  überlebender  Ehegatte  vorhanden, 
so  ermässigen  sich  in  allen  Fällen  die  Erbteile 
auf  die  Hälfte.  In  dem  ersten  Beispiele  würden 
I  also  der  Vater  Vi»  jedes  der  Geschwister  \h 
I  und  die  Frau  ^'2,  dazu  den  gesetzlichen  Voraus 
erhalten. 

In  der  dritten  Ordnung  erben  die  Gross- 
eltern und  deren  Abkömnüinge,  also  Oheime 
und  Tanten  des  Erblassers,  Vetteni,  deren 
Kinder  u.  s.  w.  Es  gelten  dabei  dieselben 
Grundsätze  wie  bei  den  beiden  ersten  Ord- 
'  nungen.  Zunächst  erben  die  Grosseltern, 
doch  fällt  der  Teil  eines  Verstorbenen  stets 
an  dessen  Kinder. 

Jemand  hinterlässt  einen  Oheim  von  väter- 
licher Seite,  einen  Oheim  von  mütterlicher  Seite 
und  den  Sohn  eines  verstorbenen  Oheims  von 
mütterlicher  Seite.  Dann  fallen  die  Teile  der 
väterlichen  Grosseltern,  zusammen  ^o,  an  den 
Vaterbruder,  von  den  Teilen  der  mütterlichen 
Grosseltern  erhält  der  Mutterbruder  die  Hälfte, 
also  V4>  und  die  andere  Hälfte  fällt  an  den 
Neffen,  der  an  die  Stelle  seines  Vaters,  des 
verstorbenen  Mutterbruders  des  Erblassers,  ge- 
treten ist. 

Wenn  ein  überlebender  Ehegatte  vor- 
handen ist,  so  erhält  er  die  Hälfte  von  dem, 
was  nach  den  obigen  Kegeln  die  Grosseltern 
bekommen  haben  würden,  und  alles,  was 
andere  Verwandte  bekommen  haben  würden. 
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Ausserdem  hat  er  neben  den  Grosseltern 
denselben  Yorans  wie  neben  Verwandten 
der  zweiten  Ordnung. 

Jemand  hinterlässt  die  väterlichen  Grosa- 
eltem  und  einen  Mutterbruder:  dann  erhält 
nach  den  obigen  Regeln  jeder  der  väterlichen 
Grosseltern  74»  ^l^r  Hutterbruder  den  Teil  der 
mütterlichen  Grossei tem,  also  Vs-  I>ebt  aber 
noch  der  Ehegatte,  so  beschränkt  er  die  väter- 
lichen Grosseltern  auf  je  V«  und  erhält  den 
Teil,  den  sonst  der  Mutterbruder  erhalten  hätte, 
bekommt  also  im  i^anzen  ^U. 

Wenn  also  keine  Grosseltern  vorhanden 
sind,  erbt  der  überlebende  Ehegatte  alles. 
Ebenso  schliesst  er  alle  Erben  der  folgen- 
den Ordnungen  völlig  aus. 

Erben  der  vierton  Ordnung  sind  die  Ur- 
grosseltern  und  deren  Nach  kommen.  Zu- 
nächst werden  wieder  die  Urgrosseltern  be- 
rufen, aber  es  gilt  hier  nicht  der  Satz,  dass 
an  die  Stelle  Verstorbener  deren  Kinder 
treten.  Wenn  daher  noch  Urgrosseltern 
leben,  so  teilen  diese  die  Erbschaft  unter 
sich  zu  gleichen  Teilen,  mit  Ausschluss  aller 
ferneren  Verwandten.  Leben  keine  Urgross- 
eltern melir,  so  werden  nur  die  nunmehr 
nächsten  Verwandten  berufen,  also  zunächst 
die  Grossoheime  und  Grosstanten,  wenn 
keine  solchen  vorhanden  sind,  die  Oheime 
zweiten  Grades,  in  deren  Ermangelung  die 
Vettern  zweiten  Grades.  Man  hat  auf  diese 
Weise  die  Zersplitterung  der  Erbschaft  in 
allzu  viele  und  allzu  kleine  Teile  vermeiden 
wollen. 

In  der  fünften  Ordnung  werden  dann 
die  Eltern  der  Urgrosseltern  und  deren  Ab- 
kömmlinge, in  der  sechsten  die  Grosseltern 
der  Urgrosseltern  und  deren  Abkömmlinge 
berufen  u.  s.  w.  Es  gelten  dabei  dieselben 
Regeln  wie  für  die  vierte  Ordnung. 

Verv\'andte  einer  späteren  Ordnung  können 
durchweg  nur  zur  Erbschaft  gelangen,  wenn 
alle  Verwandten  der  früheren  Oixlnungen 
gestorben  oder  aus  anderen  Gründen  von 
der  Erbschaft  ausgeschlossen  sind. 

Der  Entwurf  hatte  das  Erbrecht  auf  die 
näJieren  Verwandten  beschränkt,  leider  aber 
hat  der  Reichstag  diese  Neuerung  beseitigt 
imd  das  Erbrecht  auch  für  die  fernsten  Ver- 
wandtschaftsgrade wieder  hergestellt.  Kun 
hat,  wie  oben  gezeigt,  das  Intestaterbrecht 
überhaupt  nur  eine  Berechtigimg,  soweit 
noch  das  Bewusstsein  der  Familienzugehörig- 
keit lebendig  ist.  Wie  die  Verhältnisse 
gegenwärtig  liegen,  bilden  die  äusserst e 
Grenze  dafür  die  Verwandten,  die  noch  von 
den  Urgrosseltern  des  Ei^blassers  abstammen 
(Grossoheime,  Vettern  zweiten  Grades),  da- 
rüber hinaus  erlischt  das  Gefühl  der  ge- 
meinsamen Abstammung.  Vei'schwägerte, 
selbst  Freunde  stehen  dem  Erblasser  sehr 
viel  näher  als  solche  Personen,  mit  denen 
die  Verwandtschaft  meist  nur  durch  Rech- 
lumg   festgestellt  werden   kann.     Wo   aus- 


nahmsweise ein  näheres  Verhältnis  eintritt, 
wird  es  durch  andere  Umstände  begründet, 
und  die  Verwandtseliaft  tritt  nur  als  admi- 
nikulierendes  Moment  hinzu. 

Auch  vom  sittlichen  Standpunkte  gelangt 
man  zu  keinem  anderen  Ergebnisse.  Gerade 
die  übermässige  Ausdehnung  des  Erbrechtes 
führt  dazu,  dessen  natürliche  Grundlage  zu 
verdimkeln  und  dessen  innere  Berechtigimg 
überhaupt  in  Frage  zu  stellen,  und  es  be- 
darf keiner  weiteren  Ausführung,  dass  dies 
bei  der  jetzigen  j)olitischen  Lage  gefälirlicher 
ist  als  je.  fias  Erbrecht  eines  ferneren  Ver- 
wandten, der  mit  dem  Erblasser  in  gar 
keinen  pereönlichen  Beziehungen  gestanden 
hat,  der  ihm  vielleicht  völlig  unbekannt  war 
uncl  der  seine  Verwandtschaft  erst  mühsam 
aus  alten  Kirchenbüchern  nachweisen  muss, 
ist  geradezu  verwerflich.  Ein  Institut,  das 
einen  Pfeiler  unserer  Kultur  bildet,  wird 
auf  diese  Weise  zu  einem  Spiel  für  die 
Laune  des  Zufalls.  Auf  der  anderen  Seite 
stehen  Staat  und  Gemeinde,  die  bei  steigen- 
der Kultur  die  Aufgabe  der  alten  Familien- 
verbände libernommen  haben,  dem  Erblasser 
\^el  näher  und  haben  einen  viel  besser  be- 
gründeten Anspruch  auf  dessen  Naclilass. 
Man  kann  mit  vollem  Rechte  verlangen, 
dass  der  Erblasser,  wenn  er  wirklich  ent- 
fernte Verwandte  bedenken  will,  dies  aus- 
drücklich in  einem  Testamente  thut  und 
dass  sonst  die  Erbschaft  an  den  Staat  oder 
an  die  Ileimatsgemeinde  fällt. 

Endlich  empfiehlt  sich  die  unbegrenzte 
Ausdehnung  des  Erbrechtes  auch  nicht  vom 
wirtschaftlichen  Standpunkte.  Der  Gewinn, 
der  durch  die  Erbschaft  eines  kaum  ge- 
kannten Verwandten  gemacht  wird,  liat 
auch  ökonomisch  nicht  den  Wert  eines  durch 
eigene  Arbeit  erzielten  Erwerbes.  Auch 
wirkt  die  Hoffnung,  solche  Erbschaften 
machen  zu  können,  wirtschaftlich  nachteilig. 
Viele  werden  bei  der  Xacluicht  von  dem 
Tode  eines  reichen  aUeinstehenden  Mannes 
zu  einer  Reihe  von  Schritten  veranlasst, 
durch  die  sie  von  ihi'cm  Berufe  abgezogen 
werden  und  die  in  zalikeichen  Fällen 
schliesslich  fruchtlos  sind,  weil  ein  näherer 
Verw-andter  auftritt,  der  sie  aussclüiesst, 
oder  weil  bei  dem  Nachweise  der  Verwandt- 
schaft in  der  langen  Kette  ein  einziges  Glied 
fehlt.  Andererseits  ist  mit  Recht  darauf 
aufmerksam  gemacht  worden,  dass  es  bei 
der  Heftigkeit  des  heutigen  Klassenkampfes 
versöhn licih  wirken  würde,  wenn  derartige 
Erbschaften  zu  allgemeinen  Wolüfahrtsein- 
richtungen  und  zu  Verbesserungen  des  Loses 
der  minder  gut  gestellten  Stände  benutzt 
würden.  Dass  dies  einer  im  Volke  weit 
verbreiteten  Anschauung  entspricht,  beweist 
die  Häufigkeit  der  Testamente,  die  in  diesem 
Sinne  abgefasst  werden. 

Alle  diese  Gründe  sind  für  den  Reichs- 
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tag  nicht  massgebend  gewesen,  und  gerade 
die  Anhänger  der  gegenwilrtigen  auf  das 
Erbrecht  gegründeten  Gesellschaftsordnung 
müssen  dringend  hoffen,  dass  der  Fehler 
liünftig  wieder  gut  gemacht  wird.  Das  Erb- 
i-echt,  welches  das  Gesetzbuch  in  seiner 
letzten  Gestalt  dem  Fiskus  hinter  allen, 
auch  den  entferntesten  Verwandten  gii'bt, 
hat  nur  eine  verschwindende  Bedeutung. 
Es  ist  im  Grunde  nichts  anderes  als  ein 
Mittel,  die  Erblosigkeit  der  Erbschaften  zu 
verhüten.  Dieser  Charakter  wird  ihm  auch 
durch  mehrere  andere  Bestimmungen  auf- 
geprägt. Der  Fiskus  kann  die  Erbschaft 
nicht  ausschlagen,  und  infolgedessen  kann 
Erblosigkeit  überhaupt  nicht  mehr  eintreten. 
Andrerseits  liat  ihm  das  Gesetzbuch  gewisse 
Vorteile,  die  anderen  gesetzlichen  Erben 
zukommen,  entzogen. 

2.  Die  gewillkürte  Erbfolge.  Ver- 
fügiuigen  von  Todeswegen  sind  Verfügungen, 
die  jemand  für  seinen  Xachlass  oder  für 
seine  Hinterbliebenen  trifft.  Es  lic^gt  in 
dem  Begi'iffe,  dass  sie  immer  erst  mit  dem 
Tode  des  Verfügenden  in  Kraft  treten  und 
liis  daliin  für  niemanden  Kechte  irgend 
welcher  Art  beginmden. 

Sie  geschehen  (»nt weder  von  d(^m  Erb- 
lasser einseitig  und  können  dann  jederzeit 
von  ihm  widerrufen  werden  (letzt willige 
A>rfügimgen,  Testamente)  oder  sie  ge- 
schehen vertragsmässig  (Erbverträge).  Dtis 
römische  Recht  lässt  nur  letztwillige  Ver- 
fügimgen  von  Todeswc^gen  zu,  weil  es  von 
dem  Grundsatze  ausging,  dass  der  F^rblasser 
unbedingt  fi-eie  Hand  behalten  müs^e,  den 
zur  Zeit  seines  Todes  obwaltenden  Verhält- 
nissen Rechnung  zu  tragen,  also  bis  zu 
seinem  Tode  in  der  Lage  sein  müsse,  zu 
verfügen  und  getroffene  Verfügungen  wieder 
aufzuheben.  Dem  deutschen  l^^chte  ist 
dieser  Gedanke  fremd,  imd  das  B.G.B.  hat 
sich  ihm  angeschlossen. 

Die  Testamente  sind  im  römischen  Rechte 
von  altei*s  her  an  strenge  Formen  gebunden 
gewesen.  Verschiedene  Gründe  kamen  da- 
ffu"  zusammen:  die  Absicht,  das  Testament 
auch  äusserlich  als  eine  hochwichtige  Rechts- 
handlung zu  kennzeichnen;  die  Absicht, 
leichtsinnige  Testameutserrichtungen  da- 
diu-ch  zu  hindern,  dass  man  die  Emchtung 
schwierig  machte  und  die  Mitwirkung  einer 
gewissen  Anzahl  von  Personen  erfordei-te; 
endlich  auch  der  Gedanke,  dass  durch  die 
Notwendigkeit  der  Zeugen  Testamentsfäl- 
schungen wirksam  vorgelxMigt  wurde. 

Die  römischen  Anscliauungen  sind  in  das 
Rechtsbewusstsein  unserer  Juristen  überge- 
gangen und  sogar  in  dem  weitaus  grössten 
Teile  Deutschlands  volkstümlich  gew^orden. 
So  hatte  denn  der  dem  Reichstage  vorge- 
legte Entw^urf  an  dem  Princip  der  Fönnlich- 
keit  der  Testamente  mit  aller  Strenge  fest- 


gehalten und  war  dabei  selbst  noch  über 
das  römische  Recht  hinausgegangen.  Die 
vorgeschlagene*  Regelung  süxnd  vollkommen 
im  Einklang  mit  der  ganzen  Richtung  des 
B.G.B.,  welches  auf  andei^en  Gebieten  in 
grossem  Umfange  Förmlidikeit  von  Rechts- 
geschäften verlangt. 

Al>er  in  einem  Teile  Deutschlands,  in 
den  linksrheinischen  I^inden  und  in  Baden, 
besteht  unter  dem  Einfluss  des  französischen 
Rechts  eine  Rechtsbildung,  die  die  Errichtung 
letzt  williger  Verfügungen  ausseronlentlich 
erleichtert  Der  »blasser  kann  eigenhändig 
geschriebene  Ti^stamente  aussergerichtlich 
und  ohne  Zeugen  machen.  Es  scheint  nicht, 
f\ls  ob  sich  dabei  j\Iissstände  herausgestellt 
haben,  die  Bevölkerung  der  betreffenden 
Gegenden  hat  im  Gegenteil  mit  aller  Ent- 
schicnlenheit  die  Beibehaltung  des  eigen- 
händigen Testamentes  verlangt ,  und  die 
durch  sie  beeinflusste  öffentliche  Meinung 
hat  es  durchgesetzt,  dass  dasselbe  noch  in 
letzter  Stunde  diu'ch  den  Reichstag  einge- 
führt wurde. 

Dadurch  ist  es  gekommen,  dass  sich  in 
dem  jetzt  vorliegenden  B.G.B.  zwei  völlig 
vei-schiedene  Rechtsbildungen  neben  einander 
finden:  das  öffentliche  Testament,  welches 
unter  dem  strengsten  Princip  der  Förmlich- 
keit steht,  und  das  ohne  alle  Umstände  zu 
errichtende  Privattestament.  Die  abweichen- 
de Behandlung  beider  Testamentsfonnen  er- 
klärt sich  lediglich  aus  dem  angegebenen 
geschichtlichen  Grunde,  einen  inneren  Grund 
hat  sie  nicht.  Im  Gegenteil  würden  die 
oben  angedeuteten  Erwägungen,  die  füi*  das 
i-ömische  Recht  massgebend  w^aren,  dahin 
führen,  das  öffentliche  Testament  von  dem 
Formgange  möglichst  zu  befreien,  weil  schon 
die  Mitwirkung  einer  Behörde  Garantie 
gegen  leichtsinniges  Tc^stieren  und  gegen 
Testamentsfälschungen  bietet,  und  umge- 
kelirt  das  Privat testament  ihm  zu  unter- 
werfen, weil  hier  jene  Garantie  felüt. 

Das  öffentliche  Testament  wird  vor  einem 
Richter  oder  einem  Notar  eiTichtet,  und 
zwar  entweder  durch  mündliche  Erklärung 
oder  durch  Ueberreichung  einer  Testaments- 
urkunde. Der  Richter  hat  einen  Gerichts- 
schreiber oder  zw^ei  Zeugen  hinzuzuziehen, 
der  Notar  einen  anderen  Notar  oder  zwei 
Zeugen.  Für  die  Verliandlung  und  für  den 
Inhalt  des  darüber  aufzunehmenden  Proto- 
kolles  weixlen  sehr  genaue  A^'orschriften  ge- 
geben. Diese  sind  an  sich  gewiss  zu  billigen, 
aber  nicht  zu  billigen  ist,  dass  von  ihrer 
Beobachtimg  die  Gültigkeit  des  Testamentes 
abhängig  gemacht  ist.  Ein  Vei*sehen  des 
Richtei-s  oder  Notars  schadet  also  nicht 
diesem  selbst,  sondern  den  vom  Erblasser 
bedaditen  Personen.  Man  fragt  vergeblich 
nach  Gründen  für  diesen  bis  ins  Unendliche 
getriebenen  Formalismus.     Denn   der  Erb- 
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lasser  wird  in  den  wenigsten  Fällen  im 
Stande  sein,  selbst  zu  prilfen,  ob  alle  Förm- 
lichkeiten erfüllt  sind,  und  sollte  sich  jedenfalls 
darauf  verlassen  können,  dass  die  vom  Staate 
angestellte  Persönlichkeit  ihre  Pflicht  thut. 
Ihm  für  den  Fall,  dass  dies  nicht  ge- 
schieht, die  Ungültigkeit  seines  Testamentes 
anzudrohen,  ist  ein  offenbarer  Missgriff. 
Man  darf  sich  auch  nicht  darauf  berufen, 
dass  in  anderen  Fällen,  z.  B.  bei  dem 
römischen  Privattestament,  bei  dem  Wechsel, 
ein  Formfehler  Nichtigkeit  des  Rechtsge- 
schäftes herbeiführt.  Denn  hier  handelt  der 
Privatmann  selbst,  und  es  ist  allerdings 
Sache  des  Handelnden,  für  die  Erfüllung 
aller  Förmlichkeiten  zu  sorgen.  Das  Recht 
kann  von  ihm  verlangen,  dass  er  sich  mit 
allem,  was  dazu  notwendig  ist,  bekannt 
macht.  Bei  einer  öffentlichen  Rechtshand- 
lung aber  soll  gerade  der  Beamte  die  Ge- 
währ für  die  Ordnungsmässigkeit  bieten. 
Bei  anderen  Rechtsbildungen,  z.  B.  bei  dem 
Abschluss  einer  Ehe,  hat  auch  das  B.G.B. 
in  richtiger  Erwägimg  dieses  Grundes  die 
Zahl  der  wesentlichen,  d.  h.  der  zur  Gültig- 
keit erforderlichen  Formen  auf  das  äusserste 
beschränkt.  Die  erwähnten  Vorschriften 
über  die  Verhandlung  bei  der  Testaments- 
errichtung hätten  dalier  die  Gültigkeit  des 
Testamentes  nicht  in  Frage  stellen  sollen, 
am  besten  wären  sie  aus  dem  Gesetze  ganz 
fortgeblieben,  denn  sie  gehören  vielmehr  in 
eine  Dienstanweisung  für  Richter  und  Notare. 

In  gewissen  FäJQen,  in  denen  die  Er- 
füllung der  ordentlichen  Formen,  nament- 
lich die  Zuziehung  eines  Richters  oder 
Notars  auf  Schwierigkeiten  stösst,  lässt  das 
B.G.B.  andere  Formen  zu.  Bei  Todesgefahr 
des  Erblassers  kann  statt  des  Richters  oder 
Notars  der  Ortsvorsteher  eintreten,  während 
einer  Seereise  kann  der  Erblasser  vor  drei 
Zeugen  mündlich  verfügen,  bei  AbspeiTung 
des  Aufenthaltsortes  des  Erblassers  wegen 
ansteckender  Krankheit  oder  anderer  ausser- 
ordentlicher Umstände  sind  beide  Formen 
zulässig.  Aber  die  Vorschriften  ftir  die 
Verhandlung  und  den  Inhalt  des  Protokolls 
gelten  auch  hier.  Natürlich  ist  die  Gefahr 
eines  Verstosses  bei  dem  Ortsvorsteher  noch 
viel  grösser  als  bei  einem  Richter  oder  No- 
tar, und  einem  nicht  Unterrichteten  wird 
die  richtige  Beobachtung  überhaupt  kaum 
möglich  sein.  Der  Wert  dieser  erleichterten 
Formen  wird  dadurch  sehr  zweifelhaft. 
Testamente  dieser  Art  gelten  übrigens  nur 
noch  drei  Monate  nach  Wegfall  des  Hinder- 
nisses, der  Erblasser  muss  also,  wenn  er 
länger  lebt,  in  der  gewöhnlichen  Form  vor 
Richter  oder  Notar  nochmals  verfügen. 

Im  Gegensatz  zu  dem  öffentlichen 
Testament  ist  die  Form  des  Privattestaments 
für  jeden  Gebildeten  ausserordentlich  leicht 
zu  handhaben.    Es  genügt  eine  mit  Angabe 


von  Ort  und  Tag  eigenhändig  geschriebene 
und  unterschriebene  Urkunde,  ohne  Be- 
glaubigung, Mitwirkung  von  Zeugen  und 
sonstige  Förmlichkeiten. 

Ein  eigenhändiges  Schriftstück :  ;, Hallstadt, 
den  3.  Juni  1900.  Mein  Neffe,  der  Kaufmann 
Panl  Schulz,  soll  mein  Erbe  sein.  Friedrich 
Müller",  ist  nach  dem  B.G.B.  ein  fonngerechtes 
Testament. 

Das  Testament  kann  jederzeit  wieder  auf- 
gehoben werden,  und  ein  Verzicht  darauf 
ist  ungültig.  Die  Aufhebung  kann  bei  öffent- 
lichen Testamenten  durch  Rücknahme  der  Ur- 
kunde aus  der  amtlichen  Verwahnmg,  bei 
Privattestamenten  durch  Vernichtung  der  Ur- 
kunde (auch  Durchfitreichen),  ausserdem  bei 
beiden  durch  ein  neues  Testament  erfolgen. 

Fähig,  ein  Testament  zu  emchten, 
sind  Personen  über  sechzehn  Jahre  mit  Aus- 
nahme der  Entmündigten.  Mindei'jährige 
über  sechzehn  Jahre  bedüi-fen  dazu  nicht 
der  Genehmigung  ihres  gesetzlichen  Ver- 
treter, sind  aber  insofern  beschränkt,  als 
sie  nur  in  der  Form  des  mündlichen  öffent- 
lichen Testamentes  testieren  können. 

Ehegatten,  und  nur  solche,  können  ein 
gemeinschaftliches  Testament  errichten.  Auch 
die  Form  des  eigenliändigen  Testamentes 
ist  dazu  verwendbar:  es  hat  ein  Ehegatte 
das  Testament  allen  Inhalts  in  ordnungs- 
mässiger  Form  zu  machen  und  der  andere 
eine  mit  Angabe  von  Ort  und  Tag  eigen- 
händig geschriebene  und  untei*sclmebene 
Erkläinmg  beizufügen,  dass  das  Testament 
auch  als  wsein  Testament  gelten  solle.  Ein 
gemeinschaftliches  Testament  stellt  sich, 
juristisch  betrachtet,  als  zwei  Testamente 
dar,  von  denen  jedes,  wie  es  der  Natur  des 
Testamentes  entspricht,  'v^'ideiTufen  wenlen 
kann.  Es  sind  also  weder  Mann  noch  Frau 
daran  gebunden.  Aber  immerhin  ist  der 
Widerruf  solcher  Verfügungen,  die  ein  Ehe- 
gatte mit  Rücksicht  auf  die  entsprechenden 
Verfügungen  des  anderen  getroffen  hat 
(korrespektiver  Bestimmungen),  etwas  mehr 
erschwert.  Bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehe- 
gatten können  sie  nur  durch  eine  gericht- 
lich oder  notariell  beurkundete  Erklärung 
an  diesen  widerrufen  wenlen,  und  nach 
dessen  Tode  kann  sie  der  Uebeiiebende  nur 
widerrufen,  wenn  er  das  ihm  Zugewendete 
ausschlägt  oder  weim  der  Dritte,  der  da- 
durcli  bedacht  ist,  sich  einer  Verfehlung 
schuldig  macht,  wegen  deren  ihm  der  Pflicht- 
teil liätte  entzogen  werden  können.  Ausser- 
dem werden  bei  Hinfälligkeit  solcher  Ver- 
fügungen auch  die  entsprechenden  Vei^ 
fügungen  des  anderen  Ehegatten  hinfällig. 

Beispiel.  Zwei  Ehegatten  haben  sich  ge- 
genseitig und  nach  dem  Tode  des  Längstleben- 
den  ihre  beiderseitigen  Verwandten  zu  gleichen 
Teilen  eingesetzt.  Dann  steht  ihnen,  solange 
sie  beide  leben,  Widerruf  frei,  dieser  muss  aber 
durch  eine  förmliche  Erklärung  an  den  anderen 
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Teil  erfolgen.  Widerruft  der  Mann  auf  diese 
Weise,  so  wird  auch  seine  Erbeinsetzung  auf 
das  Vermögen  seiner  Frau  ungültig  und  um- 
gekehrt. Stirbt  die  Frau,  so  muss  der  Mann, 
wenn  er  die  Erbeinsetzung  der  beiderseitigen 
Verwandten  ändern  will,  die  Erbschaft  seiner 
Frau  aus  dem  Testamente  ausschlagen.  Den 
gesetzlichen  Erbteil  (also  nach  Umständen  Ve) 
kann  er  natürlich    immer  noch  beanspruchen. 

Der  Inhalt  der  Testamente  kann  sehr 
verschiedenartig  sein:  er  kann  namentlich 
in  Erbeinsetzungen  und  Vermächtnissen  be- 
stehen, auch  kann  der  Erblasser  bestimmte 
gesetzliche  Erben  von  der  Erbfolge  aus- 
schliessen.  Ferner  sind  familienreclitliche 
Verfügungen  möglich,  z.  B.  Ernennung  von 
Vormündern  für  die  hinterbliel)enen  Kinder, 
Ausschliessung  bestimmter  Personen  von 
der  Vormundschaft,  gewisse  Anordnungen 
über  die  Führung  der  Vormundschaft  u.  s.  w. 
Dass  das  Testament  eine  Erbeinsetzung  ent- 
hält, ist  im  Gegensatz  zu  dem  römischen 
Recht  nicht  nötig,  und  deshalb  verschwindet 
der  gemeinrechtliche  Unterschied  zwischen 
Testamenten  und  Kodizillen  für  das  B.G.B. 

Auch  ein  Schriftstück:  „Hallstadt,  den  3. 
Juli  1900.  Meiner  Haushälterin  Frieda  Meyer 
vermache  ich  1000  Mark.  Friedrich  Müller", 
ist  nach  B.G.B.  ein  Testament. 

Für  die  Auslegung  testamentarischer 
Verfügungen  hat  das  Gesetzbuch  ziemlich 
zahlreiche  Regeln  aufgestellt.  Diese  sind 
im  allgemeinen  sachgemäss,  aber  sie  können, 
wie  es  in  der  Natur  derartiger  Regeln  liegt, 
gerade  im  einzelnen  Falle  zu  einem  Ergeb- 
nisse führen,  das  dem  wirklichen  Willen  des 
Erblassers  nicht  entspricht.  Darm  liegt  eine 
Grefahr  für  den  Erblasser,  der  ohne  Rechts- 
rat verwickeitere  Verfügungen  trifft:  es 
kann  leicht  geschehen,  dass  aus  seinen 
Worten  nach  den  gesetzlichen  Auslegungs- 
regeln etwas  herausgelesen  wii-d,  woi*an  er 
nicht  entfernt  gedacht  hat 

So  findet  z.  B.  nach  gesetzlicher  Be- 
stimmung auch  unter  testamentarisch  ein- 
gesetzten Abkömmlingen  die  Ausgleichs- 
pflicht statt,  aber  nur  dann,  wenn  sie  nach 
Verhältnis  ihrer  gesetzlichen  Erbteile  ein- 
gesetzt sind.  Dabei  Lst  angenommen  w^orden, 
dass  der  Erblasser,  wenn  er  das  Verhältnis 
der  gesetzlichen  Erbteile   ändert,  das,  was 

i'edes  seiner  Kinder  zur  Ausgleichung  zu 
)ringen  hat,  bereits  berücksichtigen  wird. 
Vielfach  wird  das  zutreffen,  aber  oft  wird 
der  Erblasser  an  diesen  Punkt  garnicht  ge- 
dacht haben.  Das  Ergebnis  kann  sein,  dass 
jemand,  der  auf  w^jeniger  eingesetzt  wird, 
gerade  dadurch  mehr  erhält,  als  er  sonst 
erhalten  haben  würde.  Es  muss  daher 
dringend  davor  gewarnt  werden,  dass  ein 
Rechtsunkimdiger  Bestimmungen,  die  von 
den  gesetzlichen  Regeln  in  wesentlichen 
Punkten  abweichen,  ohne  Beirat  eines 
Rechtskundigen  trifft. 


Beispiel.  Es  hinterbleiben  drei  Kinder,  A, 
B  und  C.  Der  älteste  Sohn  A  hat  bereits  30000 
Mark  zur  Begründung  eines  Geschäftes  er- 
halten. Bei  der  Liquidation  der  Erbschaft  er- 
geben sich  60000  Mark.  Hat  der  Erblasser 
seine  Kinder  zu  gleichen  Teilen,  also  aiif  je 
Va  eingesetzt,  so  muss  A  die  erhaltenen  30000 
Mark  zur  Ausgleichung  bringen,  und  die  Folge 
ist,  dass  er  aus  dem  Nachlasse  gar  nichts,  B 
und  C  dagegen  je  30000  Mark  erhalten.  Setzen 
wir  aber  den  Fall,  dass  der  Erblasser  den  A, 
der  sich  bereits  in  gesicherter  Lebensstellung 
befindet,  zu  Gunsten  der  anderen  Kinder  mög- 
lichst beschränken  will  und  ihn,  da  der  Pflicht- 
teil gleich  der  Hälfte  des  Wertes  des  gesetz- 
lichen Erbteils  ist,  auf  Vo  zum  Erben  einsetzt, 
den  anderen  Kindern  dagegen  je  ^'le  zuwendet. 
Dann  erreicht  er  gerade  das  Gegenteil  von  dem, 
was  er  wollte,  denn  jetzt  findet,  da  die  Kinder 
nicht  nach  Verhältnis  ihrer  gesetzlichen  Erb- 
teile eingesetzt  sind,  keine  Ausgleichung  statt. 
A  erhält  also  10000  Mark,  B  und  C  je  26000 
Mark.  Nehmen  wir  endlich«  an,  der  Erblasser 
habe  die  Kinder  zwar  zu  gleichen  Teilen  einge- 
setzt, habe  aber  dem  A  ein  grösseres  Vermächtnis 
zu  Gunsten  eines  entfernteren  Verwandten  auf- 
erlegt. Dann  findet  wieder  Ausgleichung  statt, 
A  erhält  also  nichts,  und  auch  das  Vermächtnis 
wird  nicht  ausgezahlt,  weil  Vermächtnisse 
immer  nur  soweit  ausbezahlt  werden,  wie  dem 
damit  Belasteten  etwas  aus  der  Erbschaft  zu- 
kommt. Freilich  greifen  die  entwickelten  Regeln 
nicht  Platz,  wenn  ein  anderer  Wille  des  Erblassers 
nachgewiesen  werden  kann,  aber  ein  solcher 
Nachweis  wird  selten  zu  führen  sein. 

Erbvei-träge  sind  vertragsmässige  Ver- 
fügiuigen  von  Todes  wegen.  Sie  werden 
vor  einem  Richter  oder  Notar  bei  gleich- 
zeitiger Anwesenheit  beider  Teile  in  den 
Formen  eines  öffentlichen  Testamentes  ge- 
schlossen. Eine  dem  Piivattestament  ent- 
sprechende Form  giebt  es  nicht. 

Denjenigen,  der  in  einem  Erbvertrage 
über  seinen  Naclilass  verfügt,  bezeichnet 
das  Gesetzbuch  als  Erblasser.  Der  ein- 
fachste Fall  ist  der,  dass  jemand  vertrags- 
mässig  den  anderen  Teil  oder  dritte  Per- 
sonen, etwa  die  Kinder  des  anderen  Teiles, 
zu  Erben  einsetzt.  Es  ist  aber  auch  mög- 
lich und  winl  sogar  der  häufigere  Fall  sein, 
dass  beide  vertragsclüiessenden  Teile  als 
Ei'blasser  auftreten ,  indem  sie  sich  etwa 
gegenseitig  zu  Erben  einsetzen.  Minder- 
jährige können  —  abgesehen  von  der  so- 
gleich zu  erwähnenden  Ausnahme  —  nicht 
durch  Erbvertrag  tlber  ihren  Nachlass  ver- 
fügen. 

Besondere  erleichtert  sind  Erbverträge 
zwischen  Ehegatten  und  Verlobten.  Sie 
können  mit  einem  Ehevertrage  verbunden 
werden  und  bedürfen  dann  nur  der  für 
diesen  vorgeschriebenen  Form,  d.  h.  der  ge- 
richtlichen oder  notariellen  Form  ohne  Zu- 
ziehung von  Zeugen.  Auch  können  be- 
schränkt geschäftsfähige  Pereonen,  also  die 
Minderjährigen  und  die  wegen  Verachwen- 
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düng,  Tninksucht  oder  Geistesschwäche 
Entmündigten,  mit  Eliegatten  oder  A^erlobten 
einen  Erbvertrag  absclüiessen.  Sie  bedürfen, 
wenn  sie  unter  elterlicher  Gewalt  stehen, 
der  Zustimmtmg  des  Gewalthabers,  wenn 
sie  unter  Vormimdschaft  stehen,  der  Zustim- 
mung des  Vormundes  und  der  Genehmi- 
gung dos  Yormundschaftsgerichts. 

Der  Erbvei-trag  kann  durch  einen  Vortrag 
in  gleicher  Form  unter  den  Personen,  die  ihn 
geschlossen  haben,  aufgehoben  werden.  Statt 
eines  solchen  Vei-trages  ist  auch  die  Auf- 
hebung durch  Testament  des  Erblassers 
miter  gerichtlich  oder  notariell  beurkundeter 
Zustimmung  des  anderen  Teiles,  und,  wenn 
es  sich  um  einen  Erbvertrag  unter  Ehegatten 
handelt,  duK*h  gemeinschaftliches  Testament 
möglich.  Nach  dem  Tode  eines  Teiles  ist 
regelmässig  die  Aufhebimg  ausgeschlossen. 

Ein  einseitiger  Rücktritt  dos  P^rblassers 
ist  niu*  ausnahmsweise  zulässig,  namentlich 
dann,  w^enn  er  ausdrücklich  vorbehalten  ist 
oder  wenn  der  in  dem  Erb  vertrag  Bedachte 
sich  einer  Verfehl luig  schuldig  gemacht  hat, 
wegen  der  ilmi  der  Pflichtteil  entzogen  wer- 
den könnte.  Der  Rf'icktritt  erfolgt  bei  Ijob- 
zeiten  des  anderen  Teiles  durch  geiichtlich 
oder  notariell  beurkundete  Erklärung  an 
diesen,  nach  dessen  Tode  dm-ch  Testament. 

Inhalt  eines  Erbvei-trages  können  Erb- 
einsetzungen, Vermächtnisse  und  Auflagen 
sein.  Soweit  sie  reichen,  sind  alle  späteren 
Verfügungen  ungültig. 

In  einen  Erbvertrag  können  auch  letzt- 
w^illige  Verfügungen  aufgenommen  werden, 
d.  h.  Verfügungen,  die  nicht  vertragsmässig 
bedungen  sind  und  an  die  der  Erblasser 
nicht  gebunden  ist.  Diese  kann  der  Erb- 
lasser jederzeit  in  derselben  Form  wie 
testamentarische  Verfügungen,  also  nament- 
lich durch  Testament,  aufheben.  Erbein- 
setzungen, Venuächtnisse  und  Auflagen 
können  dazu  gehören,  wenn  es  dem  Willen 
der  Beteiligten  entspriclit.  Andere  Ver- 
fügungen, z.  B.  Ernennung  eines  Testaments- 
vollstreckers, Ernennung  eines  Vormimdes 
u.  s,  w.  gehören  stets  dazu.  In  Bezug  auf 
diese  kann  also  der  Erblasser,  auch  wenn 
er  es  will,  sich  nicht  binden. 

III.  Die  Erbschaft 

1.  Eni'erb.  Die  Berufung  zur  Erbschaft 
tiitt .  regelmässig  mit  dem  ErbfaUe,  d.  h.  mit 
dem  Tode  des  ErblavSsers  ein.  Ausnahms- 
weise wird  die  Berufung  hinausgeschoben, 
wenn  die  Person  des  Erben  juristisch  noch 
tmgewiss  ist,  nämlich  wenn  noch  die  Geburt 
eines  Erben  erwartet  wird  oder  weini  je- 
mand testamentarisch  unter  einer  Bedingung 
eingesetzt  ist.  Thatsächliche  Ungewissheit 
über  die  Person  des  Erben  hindert  den  Ein- 
tritt   der   Benifung   des   wirklichen   Erben 


nicht.    Diese  erfolgt  vielmehr  trotzdem  mit 
allen  ihren  juristischen  Wirkungen. 

Jemand  hinterlässt  als  nächsten  Erben 
einen  Bruder;  es  ist  zweifelhaft,  ob  ein  Sohn 
von  ihm  noch  lebt.  Dann  wird  trotz  dipser 
thatsächlichen  Ungewissheit  der  wirkliche  Erbe 
sofort  berufen.  Ist  also  der  Sohn  bereits  ge- 
storben, so  wird  der  Bruder  sofort  berufen, 
auch  wenn  er  selber  nicht  weiss,  ob  er  berufen 
ist.  Lebt  der  Sohn  noch,  so  wird  er  berufen, 
auch  wenn  er  selber  von  dem  Tode  des  Erb- 
lassers gar  nichts  weiss.  —  Anders,  wenn  eine 
schwangere  Frau  und  ein  Bruder  hinterbleibt. 
Dann  wird  die  Berufung  des  Bruders  hinaus- 
geschoben, bis  entweder  ein  Kind  geboren  wird 
oder  Abortus  erfolgt. 

Mit  der  Berufung  ist  von  Gesetzeswegen 
der  vorläufige  Erwerb  der  Erbschaft  ver- 
bunden. Die  Berufung  wird  dadurcli  ver- 
erblich, geht  also,  wenn  der  Erbe  stirbt, 
auf  seine  Erben  über.  Im  übrigen  treten 
aber  allerdings  nicht  alle  Wirkungen  des 
Erbschaftserwerbes  ein.  Ansi)rüche  aus  der 
Erbschaft  köimen  gegen  den  Erben  über- 
hauj)t  noch  nicht  gerichtlich  geltend  ge- 
macht w^erden.  Andererseits  hat  er  auch 
noch  kein  Recht  auf  Besitz  und  Verwaltung 
des  Nachlasses,*  das  Nachlassgericht  kann 
vielmehr  alle  zur  Sicherung  desselben  er- 
forderlichen Massregeln  treffen,  insb(\<ondere 
Siegel  anlegen,  Ilinterlegmig  von  Geld,  Wert- 
papieren und  Kostbarkeiten  sowie  Aufnahme 
eines  Nachlassverzeiclmisses  anordnen  und 
einen  Pfleger  bestellen.  Tjctzteres  hat 
namentlich  auf  den  Antrag  von  Personen 
zu  geschehen,  die  gegen  den  Nachlass  An- 
sprüciie  geltend  machen  wollen.  Allerdings 
soll  das  JJ^aclüassgericht  nur  im  Falle  ehies 
Bedürfnisses  einschreiten.  Erbschaftliche 
Geschäfte  kann  der  Erbe  vornehmen,  aber 
sie  gelten  gcwissermassen  als  fremde,  und 
er  haftet  daftir,  wenn  er  ausschlägt,  den 
nimmehrigen  Erben  wie  ein  Geschäftsführer 
olme  Aufti-ag.  Auch  den  Gläubigern  gegen- 
ül)er  findet  nach  Umständen  eine  gleiche 
Haftung  statt. 

Die  Sicherung,  welche  das  Gesetzbuch 
auf  diese  Weise  den  Gläubigern  gewährf, 
ist  einem  unredlichen  Erben  gegenüber  von 
ziemlich  zweifelhaftem  Werte,  denn  das 
Nachlassgericht  wird  ein  vorhandenes  Be- 
dürfnis häufig  nicht  erkennen  und  daher  in 
manchen  Fällen,  wo  es  sehr  nötig  wäi"e, 
keinen  Anlass  zum  Einschreiten  finden. 
Der  Erbe  kann  dann  den  Nachlass  in  Besitz 
nehmen.  Schränke  und  Schreibtische  öffnen, 
Papiere  durchmustern,  und  es  ist  ihm,  wenn 
er  sich  vor  der  Unredlichkeit  nicht  scheut, 
sehr  leicht  gemacht,  Wertgegenstände  bei 
Seite  zu  bringen  imd  die  Belege  darüber  zu 
vernichten,  ehe  die  Gläubiger  das  Gericht 
zum  Einsclu-eiten  veranlassen  können.  In 
der  Folge  sciilägt  er  dann  die  Erbschaft 
aus     und    überlässt    den     ausgeplünderten 
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Nachlass  den  Gläubigern.  Hier  hätte  nur 
der  altrömische  Grundsatz,  dass  der  Erbe 
in  jedem  Falle  durch  Einmischung  in  den 
Nachlass  (sese  immiscere  hereditati)  die  un- 
beschränkte Haftung  auf  sich  zieht,  wirk- 
same Abhülfe  schaffen  können. 

Binnen  sechs  Woclien  von  der  Kenntnis 
von  der  Berufung  kann  der  Erbe  die  Erb- 
schaft ausschlagen.  Ausnahmsweise  beträgt 
die  Frist  sechs  Monate,  nämlich,  wenn  der 
Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  im  Aus- 
lande gehabt  hat  oder  der  Erbe  sich  bei 
Beginn  der  Frist  im  Auslande  aufhäJt.  Die 
Ausschlagung  muss  durch  eine  öffentlich 
beglaubigte  Erklärung  an  das  Xaclilassge- 
richt  d.  h.  das  Gericht  des  letzten  Wohn- 
sitzes des  Erblassers  geschelien.  Hier 
können  dem  Erben  Scliwierigkoiten  ent- 
stehen, wenn  der  Wohnsitz  des  Erblassers 
unbekannt  oder  —  was  sehr  leicht  der  Fall 
sein  kann  —  juristisch  zweifelhaft  ist. 

Durch  die  Ausschlagimg  wird  der  Er- 
werb rückgängig  gemacht.  Es  wird  nun- 
mehr mit  rilckwii'kender  Kraft  derjenige  be- 
rufen, der  Erbe  geworden  wäi^e,  wenn  der 
zuerst  Berufene  nicht  gelebt  hätte.  Handelt 
es  sich  um  einen  testamentai-isch  eingesetzten 
Erben,  so  fällt,  wenn  der  Erblasser  in  dem 
Testamente  über  seinen  ganzen  Nachlass 
verfügen  wollte,  der  frei  gewordene  Erbteil 
an  die  anderen  eingesetzten  Erben  nach 
Verhältnis  ihrer  Erbteile  (Accrescenz,  An- 
wachsung). Wenn  der  Erblasser  nur  über 
einen  Teil  seines  Nachlasses  verfügen  wollte, 
so  tritt  gesetzliche  Erbfolge  ein.  Dasselbe 
gilt,  wenn  alle  eingesetzten  Erben  aus- 
schlagen. Schlagen  gesetzliche  Erben  aus, 
so  werden  zunächst  in  derselben  Ordnung 
diejenigen  berufen,  die  durch  die  Aus- 
schlagenden ausgeschlossen  waren;  sind 
solche  nicht  vorhanden,  so  werden  die  Erben 
der  nächsten  Ordnung  berufen. 

Beispiele.  1.  Der  Erblasser  hat  eingesetzt: 
A  zu  ^'.>,  B  zu  V^j  ^  zu  V4-  ^^  schlägt  aus. 
Dann  erhält  von  seinem  Erbteile  A  -/g,  B  Va- 

—  2.  Der  Erblasser  hat  A,  B  und  C  zu  je  */« 
eingesetzt  und  im  übrigen  die  gesetzliche  Erb- 
folge bei  Bestand  gelassen.  C  schlägt  aus. 
Dann  fällt  sein  Teil  an  die  gesetzlichen  Erben. 

—  8.  Der  Erblasser  hinterlässt  als  gesetzliche 
Erben  zwei  Söhne  A  und  B,  die  beide  ihrerseits 
wieder  Kinder  haben.  A  schlägt  aus.  Dann 
fällt  sein  Erbteil  an  seine  Kinder,  da  er  diese 
von  der  Erbschaft  angeschlossen  hat.  Schlagen 
auch  die  Kinder  ans,  so  fäUt  der  Erbteil  an  B. 
Schlagen  alle  Erben  der  ersten  Ordnung  aus, 
so  werden  in  der  zweiten  Ordnung  Eltern  u.  s.  w. 
berufen. 

Für  den  nunmehr  Berufenen  läuft 
dann  ebenfalls  eine  sechswöchentliche  Aus- 
schlagungsfrist von  dem  Tage,  wo  er 
Kenntnis  erhält.  Schlägt  auch  er  aus,  so 
wird    in    derselben    Weise    der    nunmelu* 


Nächste  berufen,  und  so  fort  ins  Unend- 
liehe.  Auf  die  testamentanschen  Ei-ben 
folgen  so  die  gesetzlichen  Erbim  der^Reihe 
nach  bis  zu  entferntesten  Verwandten.  Von 
jeder  Ausschlagimg  hat  das  Nachlassgericht 
den  nächst  Berufenen  Mitteilung  zu  machen. 
AVenn  demnach  ein  überschuldeter  Mann 
mit  grosser  Verwandtschaft  stirbt,  so  wh-d 
eine  Anzahl  von  Personen  gezwungen,  über 
die  Verhältnisse  Erkundigungen  einzuziehen 
und  öffentlich  beglaubigte  Ausschlagungs- 
erklärungen an  das  Nachlassgericht  zu 
richten,  um  von  der  Erbschaft  loszukommen, 
eine  Menge  Mitteüungeu  wird  von  dem 
Nachlassgericht  erlassen  —  und  diese  ganze 
fruchtlose  Thätigkeit  ist  zur  Abwendung  von 
Sehaden  um  so  notwendiger,  je  wertloser 
die  Erbschaft  ist,   um   die   es  sich  handelt. 

Es  war  schon  ein  Missgriff,  dass  man 
den  Erben,  der  die  mit  dem  endgültigen 
Erbschaftserwerbe  verbundenen  Pflichten 
vermeiden  wül,  zwingt,  eine  positive  Er- 
klärung, und  zwar  noch  in  bestimmter  Form, 
abzugeben.  Für  den  Rechtskundigen  liegt 
hierin  freilich  meistens  nur  eine  unnötige 
Belästigimg,  für  den  Rechtsunkundigen  aber 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Gefahr.  Dem 
Interesse  der  Gläubiger,  das  hier  allein  in 
Betracht  kommt,  konnte  vollständig  dadurch 
Rechnung  getragen  werden,  dass  man  ihnen 
frei  liess,  eine  gerichtliche  Nachlassverwal- 
tung zu  beantragen,  wenn  der  Erbe  die 
Erbschaft  nicht  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  annimmt. 

Ganz  wertlos  ist  die  nachträgliche  Be- 
rufung bis  ins  Unendliche.  Denn  aus  ge- 
schlagene Erbschaften  versprechen  dem 
nächst  Berufenen  nur  in  seltenen  Fällen  noch 
einen  Vorteil.  Um  dieser  w^enigen  Fälle 
wegen  bei  allen  übei^ichiüdeten  Erbschaften 
den  ferneren  Verwandten  und  den  Gerichten 
eine  derartige  Thätigkeit  aufzubürden,  ist 
unnötig.  Denn  wenn  ausnahmsweise  die 
ausgeschlagene  Erbschaft  noch  einen  Vor- 
teil verspricht,  so  geschieht  den  entfernteren 
Verwandten  kein  Unrecht,  wenn  das,  worauf 
der  zuerst  Berufene  verzichtet  hat,  nicht 
an  sie,  sondern  an  den  Fiskus  fällt. 

Der  vorläufige  Erwerb  wird  endgültig 
durch  die  Annahme  und  ebenso  durch 
den  Ablauf  der  sechswöchentlichen  Aus- 
schlagungsfrist. Für  die  Erklänmg  der  An- 
nahme verlangt  das  Gesetzbuch  keine  Form, 
sie  kann  daher  durch  Aeusserung  gegen- 
über beliebigen  Personen  und  auch  durch 
Handlungen  geschehen,  die  den  Willen  er- 
kennen lassen,  dass  man  die  Erbschaft  haben 
will  (»konkludente  Handlungen«).  Wann 
solche  Handlungen  vorliegen,  vdrd  oft 
zweifelhaft  sein,  da  das  Gesetzbuch  die  Be- 
sorgimg erbschaftlicher  Geschäfte  und  selbst 
die  Verfügung  über  Nachlassgegenstände 
nicht  unbedingt  als  Annalmieerklärung  auf- 
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fasst.  Eine  nach  der  Annahme  erfolgende 
Ausschlagung  ist  ungiütig. 

Da  der  endgültige  Erwerb  sich  unter 
umstünden  auch  ohne  den  wirklichen  "Willen 
des  Erben,  nämlich  durch  Versäumnis  der 
Ausschlagungsfiist  vollziehen  kann,  so  hat 
das  Gesetzbuch  die  darin  liegende  Härte 
dadurch  mildern  wollen,  dass  es  die  mit 
dem  Erbschaftserwerbe  verbundene  Gefahr 
für  den  Erben  m()glichst  beschränkt. 

Zunächst  tritt,  wie  wenigstens  die  herr- 
schende Meinung  annimmt,  mit  dem  Erb- 
schaftserwerbe die  unbeschränkte  Haftung 
des  Erben  für  die  Nachlassverbindliehkeiten 
ein,  aber  der  Erbe  kann  diese  jederzeit  auf 
den  Betrag  des  Nachlasses  beschränken, 
indem  er  Naclüassverwaltung  beantragt. 
Immerhin  haftet  er  selbst  in  diesem  Falle 
den  Gläubigern  für  die  bisherige  Yer- 
"waltimg  ebenso,  w^ie  wenn  er  sie  auf- 
tragsmässig  übernommen  hätte.  Er  steht 
also  für  jegliche  Sorgfalt  in  dieser  Beziehung 
ein.  Allerdings  kann  er  auch  die  Verwal- 
tung dadurch  von  sich  abw^älzen,  dass  er 
Nachlassverwaltung  beantragt,  aber  dieses 
Mittel  versagt  gerade  in  einem  Falle,  wo 
ihm  am  meisten  daran  liegen  muss.  t)enn 
wenn  keine  genügende  Masse  vorhanden  ist, 
um  die  Kosten  zu  decken,  wird  die  Ein- 
leitung einer  Nachlass Verwaltung  von  dem 
Gerichte  abgelehnt.  In  einem  solchen  Falle 
haftet  er  freilich  nur  noch  mit  den  Nach- 
lassgegenständeu,  imd  nicht  mehr  persönlich, 
aber  die  Verwaltung  muss  er  mit  aller  Ver- 
antwortlichkeit weiter  führen. 

Es  ist  leicht  zu  sehen,  dass  in  diesen 
Regeln  für  den  Rechts-  und  Geschäftsun- 
kimdigen  zahlreiche  Fallstiicke  verborgen 
sind.  Er  kann,  wenn  ihm  eine  überschuldete 
Ei'bschaft  anfällt,  leicht  die  Frist  für  die 
Ausschlagung  versäumen  oder  die  Aus- 
schlagung in  unrichtiger  Form  oder  gegen- 
über dem  unrichtigen  Gerichte  vornehmen, 
dann  haftet  er  bis  zur  Einleitung  der  Nach- 
lassverwaltung den  Gläubigern  für  jede  Ver- 
nachlässigimg in  der  Verwaltung  auf  vollen 
Schadensersatz.  Und  dies  gilt  nicht  nur 
für  die  Erbschaften  von  Verwandten,  sondern 
auch  füi'  die  Erbschaften  fremder  Personen, 
die  jemanden  testamentarisch  zum  Erben 
eingesetzt  haben.  Man  darf  sich  für  diese 
Unbilligkeit  nicht  auf  den  römischen  Satz 
»jus  vigilantibus  scriptum  est«  berufen.  Ge- 
wiss haben  die  Römer  ihn  in  sehr  weitem 
Umfange  angewendet,  aber  so  weit  wie  das 
B.G.B.  sind  sie  nicht  gegangen.  Sie  legen 
den  Erben,  ehe  sie  den  Willen  bekunden, 
die  Erbschaft  haben  zu  wollen,  überhaupt 
keine  positiven  Pflichten  auf,  selbst  nicht, 
wenn  sie  hausgehörige  Kinder  des  Erb- 
lassers sind,  geschweige  w^enn  es  sich  um 
entfernte  Verwandte  oder  ganz  fremde  Per- 
sonen handelt. 


Andererseits  ist  auch  die  Sichenmg,  die 
das  Gesetzbuch  den  Gläubigern  gegenüber 
unredlichen  Erben  bietet,  wieder  völlig  un- 
genügend. Selbst  nach  dem  endgültigen 
Erwerbe  kann  der  Erbe  den  Nachlass  in 
Besitz  und  Verwaltung  nehmen,  wenn  ihm 
nicht  nachzuweisen  ist,  dass  er  die  Ueber- 
schuldung  hätte  erkennen  müssen,  er  kann 
sogar  Verfügungen  über  die  Nachlassgegen- 
stände  treffen  und  gefahrlos  Erbschafts- 
schulden bezahlen.  Sobald  dann  die  Ueber- 
schuldung  offenbar  wird,  beantragt  er  Nach- 
lassverwaltung und  maclit  sich  für  die  Folge 
von  jeder  Haftung  frei.  Bei  der  Heraus- 
gabe hat  er  gleich  einem  Beauftragten  Rech- 
nung zu  legen.  Diese  Verpflichtung  mag 
einem  Unerfahrenen,  der  nicht  ordnungs- 
mässig  Buch  geführt  und  für  Belege  ge- 
sorgt hat,  gefährlich  werden,  aber  gegen 
Veruntreuung  bietet  sie  nur  einen  ziemlich 
geringen  Schutz.  Die  Bearbeiter  des  Gesetz- 
buches scheinen  auch  hier  einen  römischen 
Grundsatz,  den  Satz  »quisquis  praesumitur 
bonus's  im  Auge  gehabt  zu  haben.  Aber 
dieser  bedeutet  nur,  dass  eine  Schidd,  deren 
Rechtsfolgen  man  geltend  machen  will, 
nachge'vs'iesen  werden  muss,  nicht,  dass  jeder 
Mensch,  so  lange  bis  dieses  geschehen  ist, 
von  Gesetzes  wegen  ein  imbegrenztes  Ver- 
trauen beanspnichen  kann.  Dazu  kommt, 
dass  jeder  Erbe  die  bezeichneten  Vorteile 
geniesst,  auch  wenn  er  bereits  wiegen  Be- 
tnigs  oder  Meineids  verurteilt  wäre. 

Die  Rechtsbehelfe,  die  das  Gesetzbuch 
dem  Gläubiger  ziu*  Verfügung  stellt,  bieten 
gegen  vorbedachte  Unredlichkeit  nur  geringen 
Schutz.  Der  Gläubiger  kann  allerdings 
innerlialb  zweier  Jahre  nach  dem  endgültigen 
Erbschaftserwerbe  auch  seinerseits  Nach- 
lassverwaltung beantragen,  aber  er  muss  zu 
diesem  Zwecke  glaubhaft  machen,  dass  seine 
Befriedigung  aus  dem  Naclüasse  durch  das 
Verhalten  des  Erben  oder  durch  dessen 
Vermögenslage  gefährdet  wird.  Ein  blosser 
Verdacht  gegen  den  Erben,  auch  w^enn  er 
etwa  auf  Vorbestrafungen  gegründet  ist, 
genügt  also  nicht.  Ausserdem  wird  die 
Massregel  meist  zu  spät  kommen.  Der 
Gläubiger  kann  ferner  dem  Erben  die  Ein- 
reichung eines  Inventars  innerhalb  be- 
stimmter Frist  gerichtlich  aufgeben  lassen. 
Hierdiu-ch  aber  werden  gewissenlose  Erben 
noch  w'eniger  gehindert  werden,  Erbschafts- 
gegenstände bei  Seite  zu  schaffen  und  zu 
verheimlichen. 

Die  Losung  der  gesetzgeberischen  Auf- 
gabe ist  also  in  diesem  Punkte  nicht  ge- 
lungen. Die  Bestimmungen  des  Gesetz- 
buches haben  auf  der  einen  Seite  unbillige 
Belastung  des  Erben,  auf  der  anderen  Seit<5 
ungenügende  Sicherung  des  Gläubigers  zur 
Folge. 

2.  Regulierung.    Mit  dem  endgültigen 
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Ei'werbe   fallen   dem   Erl)en    die  Nachlass- 
verbiiidliclikeiten  zur  Last.    Hierzu  gehören : 

1.  Die  Schulden  des  Erblassers. 

2.  Die  Verpflichtungen,  die  der  Erbe  als 
solcher  hat,  namentlich  aus  Pflichtteils- 
rechten, Vermächtnissen  und  Auflagen. 

Wenn  der  Naclüass  zweifellos  zur  Be- 
richtigung der  Nachlassverbindlichkeiten  aus- 
reicht, so  ist  natürlich  fiir  den  Erben  kein 
Grund  zu  besonderen  Vorsiclitsraassregeln. 
Er  kann  den  Nachlass  ohne  weiteivs  als 
sein  Eigentiun  in  Besitz  nehmen.  Etwaige 
gerichtliche  Massregeln  wie  Siegelung  des 
Nachlasses  beseitigt  er  dadurch,  dass  er  die 
Annahme  der  Erbschaft  ausdrücklich  erklärt. 
Abgesehen  davon  ist  eine  Annahmeerklänmg 
nicht  nötig,  er  wird  vielmt^hr  nach  Ablauf 
von  sechs  Wochen  von  Gesetzes  wegen 
endgültig  Erbe.  Um  zur  Geltendmachung 
der  erbschaftlichen  Rechte  legitimiert  zu 
sein,  bedarf  er  eines  Erbscheins,  der  ihm 
auf  Antrag  vom  Naclüassgericht  ausgestellt 
wird.  Häufig  wiixl  ein  solcher  nicht  nötig 
sein,  wenn  sich  in  dem  Nachlass  lediglich 
bewegliche  Sachen  befinden,  da  der  Erbe 
über  diese  auch  ohne  besonden»  Legitimation 
verfügen  kann.  Die  Gläubiger  ihnu-seits 
können,  wenn  ihre  B(»fiie(ligung  durch  den 
Erben  gefälu-det  wird,  in  den  oben  ange- 
gebenen Fällen  Nachlassverwaltung  'x^an- 
tragen  und  dadurch  die  Regulierung  dem 
Erben  entziehen. 

Wenn  der  Nachlass  zweifellos  unzu- 
reichend ist,  um  die  Nachlassverbindlich- 
keiten zu  berichtigen,  so  ist  (^s  für  den  Er- 
ben das  beste,  durch  eine  öffentlich  d.  h. 
von  einem  dazu  befugten  Beamten  beglau- 
bigte Erklärung  an  das  Nachlassgericht  in- 
nerhalb sechs  Wochen  von  seiner  Kenntnis 
von  der  Berufung  die  Erbschaft  auszuschla- 
gen. Ist  dies  nicht  mehr  möglich,  so  hat 
er  alle  Sorgfalt  anzuwenden,  um  sich  vor 
Schadensersatzansprüchen  der  Gläubiger  zu 
sichern.  Beruht  die  Unzulänglichkeit  des 
Nachlasses  auf  den  darauf  lastenden  Schul- 
den, so  muss  er  unverzüglich  Nachlass- 
konkurs beantragen,  und  er  haftet,  wenn  er 
dies  wegen  falu-lässiger  Unkenntnis  von  der 
Ueberschiddung  vei*säumt.  Beruht  die  Un- 
zulänglichkeit auf  Vermächtnissen  und  Auf- 
lagen, so  kann  er  freilich  dit^  Regiüieining 
selbst  übernehmen,  trägt  aber  dann  die  volle 
Verantwortlichkeit  eines  Beaufti-agten.  Es 
ist  schon  oben  darauf  aufmerksam  gemacht 
worden,  dass  ein  unredlicher  Erbe  diese 
Stellung  zum  Nachteil  der  Gläubiger  be- 
nutzen kann.  Ein  redlicher  Erbe  winl  meist 
kein  Interesse  daran  haben,  einen  Nachlass 
zu  liquidieren,  aus  dem  in  keinem  Falle 
etwas  für  ihn  übrig  bleiben  kann,  imd  wird 
daher  gut  thun,  sobald  als  möglich  durch 
Beantragung  einer  Nachlassvergeltung  alle 
Verantwortlichkeit    imd   Mühewaltiuig    von 


sich  abzuw^älzen.  Dabei  ist  aber  zu  be- 
merken, dass  dei  Antrag  auf  Einleitung 
eines  Nachlasskonkurs(»s  oiler  einer  Nacih- 
lass  Verwaltung  abgt4(»hnt  wenlen  kann, 
wenn  keine  genügende  Aktivmasse  in  der 
Erbschaft  ist,  um  die  Kosten  zu  decken. 
In  diesem  Falle  verbleibt  dem  Erben  die 
volle  Verantwortlichkeit  für  den  Nachlass 
ohne  jeden  Entgelt.  Er  hat  den  Gläubigern 
dann  die  Nachlassgegen stände  auf  dt'ren 
Verlangen   zur  Befriedigung  herauszugeben. 

Wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Nachlass 
zur  Befriedigung  der  Naclüassverbindlich- 
keiten  ausreicht,  so  kann  der  Erbe»  alle 
Weiterungen  vermeiden,  indem  er  annimmt, 
aber  sogleich  Nachlassverwaltung  beantragt. 
Er  verliert  dann  allerdings  allen  P]influss 
auf  die  Regulierung,  und  es  ist  auch  anzu- 
nehmen, dass  die  Regulierung  diu-ch  einen 
Nachlass  Verwalter  mcust  kostspiel  igi.'r  sein 
wii-d  als  durch  ihn  selbst,  aber  dafür  wird 
er  auch  von  jeglicher  Mühewaltung  und 
Vei*antwortlichkeit  frei  und  behält  ihm  An- 
s[)iuch  auf  einen  etwa  verbleibenden  Ueber- 
schuss.  Das  Mittel  viTsagt  wir'drr  in  dem 
Falle,  dass  keine  den  Kosten  dc^s  Vt^rfahrens 
entsi)rechende  Aktivmasse  vorhanden  itt. 

Der  Erbe  kann  aber  auch  die  Regulie- 
rung selber  übernehmen,  ohne  sich  für  die 
Schulden  iXTwSönlich  haftbar  zu  machen. 
Er  muss  dann  aJleitlings  alle  Sorgfalt  lM?i 
der  Verwaltung  anwenden,  da  er  nach  Um- 
ständen später  glei(jh  einc^m  Beauftragten 
Rechnung  zu  legen  hat.  Auch  muss  (t 
wieder,  sobald  Uebei-schuldung  erkennbai" 
wird,  Konkiu-s  beantragen.  Es  empfiehlt 
sich  für  ihn,  ein  Aufgebot  der  Nachlass- 
gläubiger zu  beantragen ;  dies  ist  sogar  not- 
wendig, wenn  er  Grund  hat,  das  Vorhan- 
densein unbekannter  Nachlassverbindlich- 
keiten anzunehmen,  weil  er  sonst  den  Gläu- 
bigem verantwortlich  wird.  Die  Verwal- 
tung und  Regulierung  führt  er  frei  und 
darf  sogar,  solange  er  die  Zulängliclikeit 
des  Naclilasses  annehmen  kaim,  Erbsdiafts- 
schulden  aus  der  Masse  bezahlen.  Auch 
kann  er,  wenn  er  der  Verwaltung  über- 
drüssig wird,  noch  immer  nachträglich 
Nachlass  Verwaltung  beantragen.  Er  nimmt 
also,  wenn  er  alle  Voi-sichtsmassregeln  be- 
obachtet, die  Regulierung  vollständig  auf 
Gefalir  der  Gläubiger  vor. 

Der  Erbe  kann  ferner  unter  Zuziehung 
einer  ztiständigen  Behcmle  oder  eines  zu- 
ständigen Beamten  oder  Notars  ein  Inven- 
tar d.  h.  ein  Verzeichnis  der  Nacldiissgegen- 
stände  imd  der  Nachlassverbindlichkeiten 
errichten  oder  kann  bei  dem  Nachlassgericht 
den  Antrag  stellen,  dass  es  die  Errichtung 
eines  solchen  Inventars  veranlasst  Dies 
hat  für  ihn  den  A' erteil,  dass  es  ihm  eine 
Gnmdlage  für  eine  etwaige  spätere  Rech- 
nmigslegung  giebt  und  dass  vermutet  wii*d, 
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dass  keine  -weiteren  Nachlasspregenstände 
als  die  in  dem  Inventar  verzeichneten  vor- 
handen sind. 

Verpflichtet  zur  Inventarerrichtung  ist 
der  Erbe  an  sich  nicht,  die  Gläubiger  können 
aber  beantragen,  dass  sie  ihm  innerhalb 
einer  Frist  von  1 — 3  Monaten  gerichtlich 
aufgegeben  wird.  Er  kann  dann,  statt  der 
Auflage  zu  gentigen,  noch  innerhalb  der 
Frist  Xachlass Verwaltung  beantragen.  Lässt 
er  dagegen  die  Frist  fi-uchtlos  vorstreichen, 
so  liaftet  er  filr  die  Nachlassverbindlich- 
keiten unbeschränkt  usd  kann  diese  Haf- 
tung nicht  mehr  diu*ch  einen  Antrag  auf 
Nachlassverwaltung  von  sich  abwälzen. 
Dieselbe  Folge  tritt  ein,  wenn  er  in  mired- 
licher  Absicht  vorhanclene  Nachlassgegen- 
stände in  dem  Inventar  fortlässt  oder  nicht 
bestehende  Naclüassverbindlichkeiten  in  das- 
selbe aufniimnt.  Ausserdem  kann  jeder 
Gläubiger  verlangen,  dass  er  einen  Offen- 
barungseid leistet,  und  er  haftet,  wenn  er 
diesen  verweigert,  dem  betreffenden  Gläubi- 
ger unbeschränkt. 

Die  voi'Stehenden  Regeln  finden  Anwen- 
dung, wenn  ein  Erbe  vorhanden  ist.  Weim 
mehrere  Erben  vorlianden  sind,  so  modifi- 
zieren sie  sich  etwas. 

Der  Nachlass  wird  dann  bis  zur  Teilung 
gemeinschaftliches  Yennögen  der  Miterben. 
Jeder  von  diesen  hat  Anspruch  daran  zu 
einem  bestimmten  Bi*uchteil.  Ueber  den 
Bruchteil  kann  er  im  ganzen  verfügen, 
kann  ihn  also  an  dritte  verkaufen  oder 
schenkungshalber  abtreten;  im  Falle  des 
Verkauf  es  haben  die  anderen  Miterben  ein 
innerhalb  zweier  Monate  auszuübendes  Vor- 
kaufsrecht. Dagegen  kami  er  nicht  etwa 
seinen  Anteil  an  den  einzelnen  Nach- 
lassgegenständen selbständig  geltend  ma- 
chen. 

Die  Verwaltimg  ist  \delmehr  in  der  Art 
gemeinschaftlich,  dass  bei  jeder  Rechtshand- 
lung alle  Miterben  mitwirken  müssen.  Zu 
ihrer  legitim  ation  erhalten  sie  einen  ge- 
meinschaftlichen Erbschein.  Erbschafts- 
sachen sind  von  ihnen  gemeinschaftlich  zu 
veräussern,  Erbschaftsforderungen,  sind  an 
sie  gemeinschaftlich  zu  bezahlen.  Die  Mit- 
erben sind  bei  solchen  Massregeln,  die  zur 
ordnungsmässigen  Verwaltung  gehören,  ein- 
ander zur  Mitwh'kung  verpflichtet,  und  ein 
Miterbe,  der  diese  ohne  genügenden  Grund 
verweigerte,  würde  den  anderen  schadens- 
crsatzpf lichtig  weixien.  Auch  die  Fifichte 
werden  zimächst  gemeinschaftlich  und  wer- 
den erst  bei  der  Auseinandersetzung  geteilt. 
Nur  dann,  wenn  die  Auseinandersetzimg  auf 
länger  als  ein  Jahr  ausgeschlossen  ist,  was 
namentlich  durch  Verfügimg  des  Erblassers 
möglich  ist,  kann  jährlich  Teilung  des  Rein- 
erti-ages  verlaugt  werden.  Auch  zm*  Ein- 
leitung   einer   Nachlassverwaltung    ist    der 


gemeinscliaftliche  Antrag  aller  Miterben  er- 
forderlich. 

Der  einzelne  Miterbe  kann  selbständig 
nur  solche  Massregeln,  die  zur  Erhaltung 
notwendig  sind,  treffen  und  ein  Inventar 
errichten.  Letzteres  kommt  auch  den  anderen 
Miterben  zu  gute,  soweit  nicht  in  ihrer  Per- 
son ein  Grund  zur  unbeschränkten  Haftung 
vorliegt. 

Die  Erbschaftsgläubiger  können  vor  der 
Teilung  nur  Befriedigung  aus  dem  Nach- 
lasse von  allen  Miterben  verlangen.  Der 
einzelne  Miterbe  ist  zur  Befriedigung  aus 
seinem  pei*sönlichen  Vermögen  nicht  ver- 
pflichtet. Nur,  wenn  in  seiner  Pei'son  ein 
Grund  zur  unbeschränkten  Haftung  vorliegt, 
kann  er  für  den  seinem  Erbteile  entsprechen- 
den Teil  der  Verbindlichkeit  mit  seinem 
ganzen  Vennögen  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Nach  der  Absicht  des  Gesetzbuches  soll 
vor  der  Teilung  die  Befriedigimg  aller  Nach- 
lassverbindliclikeiten  bewirkt  oder  wenig- 
stens sicher  gestellt  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  kann  ein  Aufgebot  der  Gläubiger 
erfolgen,  und  es  kaim  auch  jeder  Miterbe 
auf  seine  Kosten  eine  öffentliche  Aufforde- 
rung an  die  Gläubiger  erlassen,  binnen  sechs 
Monaten  ihre  Forderungen  bei  ihm  oder  bei 
dem  Nachlassgerichte  anzumelden.  Wenn 
die  Erben  teilen,  ohne  alle  Nachlassverbind- 
lichkeiten berichtigt  zu  haben,  so  können 
die  noc'h  nicht  befriedigten  Gläubiger  jeden 
Miterben  als  Gesamtschuldner  voll  in  An- 
spruch nehmen,  und  dem  in  Anspruch  Ge- 
nommenen bleibt  es  dann  überlassen,  seine 
Mitorben  wegen  ihrer  Anteile  zur  Deckimg 
anzuhalten.  Nur  ausnahmsweise  beschränkt 
sich  die  Haftung  des  einzelnen  auf  den  Teil, 
der  seinem  Ei^bteile  entspricht,  namentlich 
wenn  ein  Gläubiger  im  Aufgebots  verfahren 
ausgeschlossen  worden  ist  oder  wenn  ein 
Gläubiger  binnen  fünf  Jaliren  sich  nicht 
meldet  und  auch  den  Miterben  nicht  be- 
kannt wird. 

Das  Gesetzbuch  sieht  es  demnach  in 
üebereinstimmung  mit  dem  gemeinen  Recht 
als  Regel  an,  dass  der  Erbe  oder  die  Ge- 
samtheit der  Miterben  die  Liquidation  der 
Erbschaft  übernelmien.  Ausnahmen  werden 
entweder  durch  Einleitung  einer  Nachlass- 
verwaltung oder  Erneimimg  eines  Testa- 
mentsvollstreckere  herbeigeführt. 

Die  Nachlassverwal tiing  ist  eine  Art  der 
Naclilasspflegschaft.  Während  aber  im  all- 
gemeinen der  Zweck  der  Nachlasspflegschaft 
dahin  geht,  die  Erbschaft  in  ihrem  Bestände 
zu  erhalten  und  sie,  soweit  erforderlich,  in 
Ermangelung  eines  anerkannten  Erben  nach 
aussen  zu  vertreten,  bezweckt  die  Nachlass- 
verwaltung Liquidation  und  namentlich  Be- 
friedigung der  Gläubiger. 

Sie  kann,  wie  oben  gesagt,  immer  von 
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em  Erben  und  unter  umständen  auch  von 
inem  Gläubiger  beantragt  wenlen  und  wird 
m'</h  Beschluss  des  Nachlassgerichtes  ein- 
eleitet.  Der  Erbe  verliert  dadurch  das 
!echt  zur  Verwaltung  und  Vertretung  der 
Irbschaft,  obwohl  er  Subjekt  des  erbschaft- 
chon  Vermögens  bleibt.  Der  eingesetzte 
'achlassverwalter  kann  den  Nachlass  in 
l^'sitz  nehmen,  über  die  einzelnen  Gegen- 
tände  verfügen  und  Prozesse  führen.  Er 
orichtigt  die  Nachlassverbindlichkeiten, 
teilt  für  die  Nachlassverbindlichkeiten,  die 
treitig  sind  oder  noch  nicht  berichtigt  werden 
önnen,  den  Gläubigern  Sicherheit  und  giebt 
ann  das,  was  übrig  geblieben  ist,  dem  Erben 
eraus.  Für  seine  Verwaltung  ißt  er  dem 
Irben  wie  den  Nachlassgläubigem  verant- 
rortlieh.  Sobald  die  Ueberschuldung  des 
Tachlasses  erkennbar  wird,  hat  er  ebenso 
rie  der  Erbe  den  Nachlasskonkurs  zu  be- 
ntragen. 

Diu-ch  die  Nachlassverwaltung  wird  dem- 
ach der  Nachlass  ein  selbständiges,  von 
imi  Erben  zur  Zeit  unabhängiges  Verraten, 
'orderungen,  die  der  Erblasser  gegen  den 
Irben  oder  der  Erbe  gegen  den  Erblasser 
atte,  leben  wieder  auf.  Selbst  die  An- 
prüche,  die  die  Gläubiger  gegen  den  Erben 
US  der  Zeit,  wo  dieser  noch  die  Verwaltung 
iUirte,  haben,  werden  als  zum  Nachlasse 
eh()rig  betrachtet,  können  also  von  dem 
•'achlassverwalter  geltend  gemacht  werden. 

Den  Gläubigern  bietet  die  Nachlassver- 
raltung  den  Vorteil,  dass  sie  ihnen  die 
Befriedigung  aus  dem  Nachlasse  sichert. 
iio  sind  nicht  nur  gegen  nachteilige  Ver- 
iigiuigen  des  Erben  geschützt,  sondern  auch 
eg(m  die  Ansprüche,  die  die  persönlichen 
rläubiger  des  Erben  erheben.  Diese  dürfen 
rälu'end  der  Dauer  der  Nachlassverwaltimg 
eine  Zwangsvollstreckung  in  Nachlass- 
egenstände erwirken ;  die  letzteren  werden 
ielmehr  in  erster  Linie  ziu*  Befriedigung 
er  Nachlassgläubiger  verwandt.  Wenn  da- 
er  der  Erbe  überschuldet  ist,  so  bietet  die 
J^achlassverwaltung  den  Nachlassgläubigern 
ieselben  Vorteile  wie  im  gemeinen  Recht 
as  beneficium  separationis. 

Für  den  Erben  führt  die  Nachlassver- 
raltung  die  Befreiung  von  der  persönlichen 
laftung  für  die  Erbschaftsschulden  herbei, 
renau  genommen,  haftet  er  für  diese,  se- 
in ge  die  Nachlass  Verwaltung  dauei-t,  über- 
aui)t  nicht,  denn  die  Gläubiger  können  nur 
en  Nachlaßsverwalter  belangen.  Bei  Auf- 
e])ung  der  Nachlasßverwaltimg  sollen  ord- 
uiigsmässigerweise  alle  Verbindlichkeiten 
edeckt  sein;  würden  einzelne  von  ihnen 
usnahmsweise  übersehen  sein,  so  haftet  der 
]rbe  dafür  nur  bis  zum  Betrage  des  ihm 
usgeantworteten  Nachlasses. 

Die  Verwaltung  des  Nachlasses  kann 
em  Erben  auch  dadurch  entzogen  wei*den,dass 
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der  Erblasser  letztwÜlig  einen  Testaments- 
vollstrecker ernennt.  Die  Aufgabe  des  Testa- 
mentsvollstreckers fällt  mit  der  des  Nach- 
lassverwalters nicht  ganz  zusammen,  sie 
besteht  in  erster  Linie  in  der  Sorge  für  die 
Durcliführung  des  letzten  Willens  des  Erb- 
lassers. Das  Interesse  der  Nachlassgläubiger 
tritt  daher  mehr  zurück.  Aus  diesem 
Grunde  wird  die  persönliche  Haftung  des 
Erben  für  die  Nachlassschulden  durch  das 
Vorhandensein  des  Testamentsvollstreckers 
nicht  berühit.  Dem  Erben  kann  trotzdem 
die  Errichtung  eines  Inventars  aufgegeben 
werden,  die  ihm  der  Testamentsvollstrecker 
ermöglichen  muss,  und  er  würde  durch 
Versäumung  der  Frist  die  unbeschränkte 
Haftung  für  die  Ei^bschaftsschulden  auf  sich 
ziehen. 

Der  Erblasser  kann  einen  oder  mehrere 
TestamentsvoDstrecker  ernennen,  er  kann 
auch  die  Ernennung  dem  Nachlassgerichte 
oder  einem  Dritten  überlassen.  Wenn  der 
Erblasser  nichts  anderes  angeordnet  hat,  so 
führen  mehrere  Testamentsvollstrecker  das 
Amt  gemeinschaftlich,  und  bei  Meinungs- 
verschiedenheiten entscheidet  das  Naclüass- 
gericht. 

Das  Gesetzbuch  giebt  dem  Testaments- 
vollstrecker im  allgemeinen  eine  dem  Beauf- 
tragten ähnliche  Stellung.  Er  hat  die  An- 
ordnungen des  Erblasser  zu  befolgen,  giebt 
dem  !&ben  auf  Verlangen  Auskunft  und 
Rechenschaft  und  haftet  für  Verschulden 
dem  Erben  und  nach  Umständen  den  Ver- 
mächtnisnehmern, wenn  sie  durch  ihn  ge- 
scliädigt  sind,  auf  vollen  Schadensersatz. 

Im  übrigen  hängen  seine  Befugnisse  von 
den  Bestimmimgen  des  Erblassers  ab,  der 
ihnen  einen  weiteren  oder  engeren  Umfang 
geben  kann  und  dessen  Wille  überhaupt 
darüber  entscheidet,  ob  die  Verwaltung  sich 
auf  die  ganze  Erbschaft  oder  nur  auf  ein- 
zelne Gegenstände  erstrecken  soll.  In  Er- 
mangelung besonderer  Bestimmungen  hat 
der  Testamentsvollstrecker  Besitz  und  Ver- 
fügimg über  die  betreffenden  Nachlassgegen- 
stände und  macht  die  seiner  Verwaltung 
unterliegenden  Rechte  gerichtlich  geltend. 
Nur  Gegenstände,  »deren  er  zur  Erfüllung 
seiner  Obliegenheiten  offenbar  nicht  bedarf«, 
hat  er  dem  Erben  herauszugeben.  Ver- 
pflichümgen  für  den  Nachlass  kann  er  ein- 
gehen, soweit  er  zur  Verfügimg  über  Nach- 
lassgegenstände berechtigt  ist  oder  sow^eit 
sie  zur  ordnungsmässigen  Verwaltung  er- 
forderlich sind.  Er  kann  also  z.  B.  die 
seiner  Verfügung  unterstehenden  Sachen 
verkaufen  und  Verträge,  die  zur  Erhaltimg 
des  Nachlasses  notwendig  sind,  abschliessen. 
Nachlassverbindlichkeiten  können  stets  gegen 
den  Erben  geltend  gemacht  werden,  ausser- 
dem aber  mit  Ausnahme  von  Pflichtteils- 
rechten   auch    gegen    den    Testameutsvoll- 
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Strecker,  wenn  er  die  Verwaltung  des  Nach- 
lasses hat.  Die  persönlichen  Gläubiger  des 
Erben  können  sich  dagegen  an  die  der  Verwal- 
tung des  Testamentsvollstreckers  unterlie- 
genden Gegenstände  nicht  halten.  • 

Der  Zweck,  den  der  Erblasser  bei  der 
Ernennung  eines  Testamentsvollstreckers  ver- 
folgt, wird  häufig  darin  bestehen,  Streitig- 
keiten luiter  mehreren  Miterben  bei  der 
Auseinandersetzung  zu  verhindern.  Die 
Regel,  dass  alle  Miterben  gemeinschaftlich 
handeln  müssen,  kann  bei  hartnäckiger 
Weigerung  eines  einzelnen  Miterben  zu 
grossen  Schwierigkeiten  führen,  die  auch 
nicht  durch  Einleitung  einer  Nachlassver- 
wdtung  zu  heben  sind,  da  diese  selbst  von 
allen  Miterben  gemeinschaftlich  beantragt 
werden  muss.  In  solchen  Fällen  wird  dann 
meist  nur  der  kostspielige  Weg  der  Erb- 
teilungsklage übrig  bleiben.  Ein  voraus- 
schauender Erblasser  wird  daher  oft,  um 
diese  zu  vermeiden,  einen  Testamentsvoll- 
strecker ernennen,  der  dann  nach  ausdrück- 
licher Bestimmung  des  Gesetzbuches  die 
Auseinandersetzung  zu  leiten  hat.  Wenn 
die  Erben  noch  minderjährig  sind,  so  kann 
ein  Testamentsvollstrecker  deshalb  ernannt 
werden,  um  die  vormundschaftliche  Ver- 
waltung des  Nachlasses  zu  vermeiden. 
Ferner  hat  der  Testamentsvollstrecker  dafür 
zu  sorgen,  dass  Vermächtnisse  und  Auf- 
lagen ordnungsmässig  entrichtet  werden, 
und  er  kann,  wie  das  Gesetzbuch  hervorhebt, 
auch  gerade  zu  dem  Zwecke  ernannt  werden, 
dass  er  einen  Vermächtnisnehmer  in  Bezug 
auf  die  Verpflichtungen,  die  diesem  aufer- 
legt sind,  überwacht.  Das  wird  namentlich 
bei  Auflagen  wichtig,  da  bei  diesen  kein 
bestimmter  Berechtigter  vorhanden  ist  und 
deshalb  die  Gefahr  besonders  gross  ist,  dass 
sie  unerfüllt  bleiben.  (Vgl.  weiter  unten 
über  die  Auflagen.) 

Beispiel:  Der  Erblasser  legt  einem  Ver- 
mächtnisnehmer, dem  er  ein  grösseres  Kapital 
zuwendet,  auf,  jährlich  einen  bestimmten  TeÜ 
der  Zinsen  zu  einem  unter  gewissen  Bedingungen 
zu  verleihenden  Stipendium  zu  verwenden.  Hier 
kann  die  Erfüllung  leicht  unterbleiben,  denn 
die  Bewerber  haben  kein  Recht,  die  Kollation 
an  einen  von  ihnen  zu  erzwingen,  und  die 
Erben  unterlassen  es  vielleicht  aus  Mangel  an 
Interesse,  einen  Zwang  zu  üben.  In  solchem 
Fall  wird  sich  die  Bestellung  eines  Testaments- 
vollstreckers empfehlen. 

Ebenso  kann  der  Erblasser,  der  eine  noch 
imbestimmte  Person  oder  eine  Person,  die 
erst  in  Zukunft  geboren  werden  soll,  zum 
Nacherben  einsetzt,  einen  Testamentsvoll- 
strecker eraennen,  um  einstweilen  gegen- 
über dem  Vorerben  die  Rechte  des  Nach- 
erben auszuüben. 

3.  Nacherbschaft  Der  Erblasser  hat 
häufig  Veranlassung,  die  Erbschaft  zunächst 
einer  Person,   für   eine    spätere    Zeit  aber 


einer  anderen  Person  zuzuwenden.  Nament- 
lich bei  Ehegatten  ist  es  häufig,  dass  sie 
die  Erbschaft  dem  überlebenden  Teil,  solange 
er  lebt,  nach  dessen  Tode  aber  ihren 
Kindern  oder  sonstigen  Verwandten  zu 
hinterlassen  »wünschen. 

Es  bietet  sich  dafür  zunächst  die  auch 
dem  B.G.B.  bekannte  Form  des  Niessbrauchs 
an  einem  ganzen  Vermögen.  Der  Mann, 
der  seiner  Frau  die  Nutzung  an  seinem 
Nachlasse  für  ihre  Lebenszeit  zuwenden 
will,  kann  dies  in  der  Art  thun,  dass  er 
seine  Kinder  zu  Erben  einsetzt  und  seiner 
Frau  den  Niessbrauch  vermacht.  Die  Folge 
ist  dann  nach  B.G.B.,  dass  die  Frau  an  den 
unverbrauchbaren  Sachen  sowie  an  den 
Forderungen  gewöhnlichen  Niessbrauch,  an 
verbrauchbaren  Sachen  aber  wie  z.  B.  an 
bai'em  Geld  sog.  uneigentlichen  Niessbrauch 
d.  h.  Eigentum  mit  der  Verpflichtung 
späterer  Rückgabe  des  Wertes  fordern 
^nn.  Die  Kinder  bekommen  in  diesem 
Falle  an  den  unverbrauchbaren  Gegen- 
ständen nach  Verhältnis  ihrer  Erbteile  sofort 
Eigentum,  das  zur  Zeit  durch  den  Niess- 
brauch beschränkt  ist  und  später  durch  den 
Tod  der  Frau  frei  wird;  wegen  der  ver- 
brauchbaren Sachen  haben  sie  bei  dem^Tode 
der  Mutter  einen  Anspmch  auf  Ersatz  des 
Wertes. 

Indessen  genügt  diese  Form  nicht  allen 
Bedürfnissen.  Zunächst  ergeben  sich  Kon- 
struktionsschwierigkeiten, da  der  Niessbrauch 
als  ein  einheitliches  Recht  an  dem  ganzen 
Vermögen  gedacht  ist,  während  er  in  der 
juristischen  Konstruktion  in  eine  grosse  Zahl 
von  Niessbrauchsrechten  an  den  einzelnen 
Gegenständen  zerfällt,  wobei  noch  zu  be- 
achten ist,  dass  diese  Niessbraüchsrechte 
selbst  teils  als  eigentlicher  teils  als  uneigent- 
licher Niessbrauch  einen  ganz  verschiedenen 
Charakter  haben.  Rein  durchgeführt  würde 
diese  Konstruktion  in  Bezug  auf  die  Schul- 
den zu  grossen  ünzuträglichkeiten  führen, 
denn  die  Gläubiger  des  Erblassers  würden 
durch  die  entstandenen  Niessbrauchrechte 
in  der  Durchführung  der  Ansprüche  be- 
schränkt sein,  und  die  Eigentümer  würden 
andererseits  kein  Recht  haben,  die  Berichti- 
gung der  auf  dem  Nachlass  ruhenden  Ver- 
bindlichkeiten zu  fordern.  Beide  Folgerungen 
hat  nun  freilich  das  Gesetzbuch  ausdrück- 
lich beseitigt,  aber  gerade  dadurch  auch  die 
Konstruktion  durchbrochen.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  auf  diese  rein  technische 
Frage  näher  einzugehen. 

Die  Konstruktion  hat  aber  ferner  zur 
Folge,  dass  die  auf  den  Niessbrauch  einge- 
setzte Person  wegen  des  Eigentumsrechtes 
der  Erben  nicht  die  Verfügung  über  die 
unverbrauchbaren  Sachen  hat  und  deshalb 
bei  der  Verwaltung  starken  Beschränkungen 
unterliegt,  die  sich  in  vielen  Fällen  unliebsam 
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eltend  machen  milssen  und  auch  meist 
icht  dem  Willen  des  Erblassers  entsprechen 
werden.  Weiter  ergeben  sich  Schwierig- 
eiten,  wenn  der  Erbe  noch  ungewiss  ist, 
twa  weil  er  bedingt  eingesetzt  ist  oder 
reil  seine  Person  erst  durch  ein  künftiges 
Ereignis  bestimmt  werden  soll,  oder  wenn 
r  erst  in  Zukunft  geboren  werden  soll 
s.  B.  »die  künftigen  Kinder  meines  Bru- 
ers  sollen  meine  Erben  sein«). 

Alle  diese  Umstände  rechtfertigen  es, 
ass  das  Gesetzbuch  neben  dem  Niess- 
rauche  am  Nachlasse  noch  ein  anderes 
nstitut  mit  ähnlichem  wirtschaftlichen 
Avecke,  aber  auf  ganz  anderer  juristischer 
rrundlage  zugelassen  hat :  die  Nacherbschaft. 
V^ie  oben  bemerkt,  waren  schon  die  Römer 
urch  das  Bedürfnis  des  Lebens  dazu  ge- 
rängt worden,  das  alte  Princip  »semel 
eres  semper  heres«  zu  durchbrechen  und 
ine  Verfügung  derart  zuzulassen,  dass  an 
teile  des  zunächst  eingesetzten  Erben  zu 
iner  späteren  Zeit  ein  anderer  Ei*be  wurde. 
]in  solches  üniversalfideikommiss  hatte  in 
Itestei  Zeit  nur  obligatorische  Wirkung 
ehabt,  hatte  also  nur  für  den  ursprüng- 
chen Erben,  den  Fiduciar,  die  Verpflich- 
iing  begründet,  die  Erbschaft  an  den  Fidei- 
ommissar  herauszugeben.  Aber  in  späterer 
ieit  war  man  darüber  weit  hinausgegangen 
nd  der  Anspnich  des  Fideikommissars  war 
nmer  mehr  zu  einem  selbständigen,  auch 
egen  Verfügungen  des  Fiduciars  geschütz- 
ten Rechte  geworden.  Die  neueren  Rechte, 
ie  das  Institut  übernommen  haben,  sind 
iesem  Zuge  weiter  gefolgt.  Im  einzelnen 
reilich  ist  die  Ausgestaltung,  die  sie  ihm 
egeben  haben,  sehr  verschieden. 

Das  B.G.B.  hat  die  Reste  aus  der  Zeit, 
»0  das  Üniversalfideikommiss  einen 
pin  obligatorischen  Charakter  trug,  voU- 
tändig  beseitigt  und  die  Nacherbschaft  zu 
inem  Institut  gemacht,  welches  dem  un- 
littelbaren  Erbrechte  dimihaus  gleichartig 
5t.  Es  ist  also  möglich,  dass  der  Erblasser 
ie  Erbschaft  zunächst  einem  Vorerben  zu- 
wendet und  bestimmt,  dass  sie  zu  einer 
ewissen  Zeit  oder  bei  einem  gewissen  Er- 
ignisse  an  einen  Nacherben  fallen  soll.  Er 
ann  z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  Falle 
eine  Frau  zur  Erbin  einsetzen  und  dabei 
erfügen,  dass  bei  ihrem  Tode  oder  bei 
iirer  Wiederverheiratung  oder  nach  einge- 
retener  Mündigkeit  aller  Kinder  diese 
^acherben  sein  soUen.  Man  ersieht  schon 
ieraus,  dass  die  wirtschaftlichen  Zwecke, 
ie  der  Erblasser  dabei  verfolgt,  sehr  ver- 
ehieden  sein  können,  er  kann  in  erster 
jinie  gai*  nicht  die  Zuwendung  der  Nutzung 
les  Nachlasses  an  den  Yorerben,  sondern 
lie  Vermeidung  einer  vormundschaftlichen 
rerwaltung  beabsichtigen. 

Die  Wirkung  ist,  dass  der  Vorerbe  zu- 


nächst die  Erbschaft  in  der  gewöhnlichen 
Art  erwirbt  und  auch  für  die  Nachlassver- 
bindlichkeiten nach  den  allgemeinen  Regeln 
haftet,  demnach  auf  Antrag  der  Gläubiger 
zur  Inventarerrichtung  angehalten  werden 
darf,  seinerseits  Nachlassverwaltimg  und 
nach  Umständen  Nachlasskonkurs  beantragen 
kann,  u.  s.  w.  Sobald  dann  der  Fall  der 
Nacherbschaft,  also  die  bestimmte  Zeit  oder 
das  bestimmte  Ereignis,  eintritt,  wird  die 
Nacherbschaft  in  derselben  Ä.rt  erworben 
wie  jede  Erbschaft:  es  erfolgt  also  vor- 
läufiger Erwerb  unter  Vorbehalt  der  Aus- 
schl^ung. 

Für  die  Auseinandersetzung  zwischen 
dem  Vorerben  und  dem  Nacherben  ist 
zwischen  dem  Stammvermögen  und  den 
Nutzungen  zu  unterscheiden.  Denn  das 
Stammvermögen  geht  auf  den  Nacherben 
von  Gesetzes  wegen  über,  während  die 
Nutzungen,  Früchte,  Zinsen  u.  s.  w.,  aus  derZeit 
der  Vorerbschaft  dem  Vorerben  verbleiben. 

Zu  dem  Stammvermögen  gehört  das, 
was  der  Vorerbe  durch  die  Erbschaft  er- 
halten hat,  ferner  das,  was  er  als  Ersatz 
für  Erbschaftssachen  z.  B.  bei  Beschädi- 
gung oder  Zerstörung  erhalten  hat,  endlich 
das,  was  er  mit  Erbschaftsmitteln  erworben 
hat,  also  der  Preis  verkaufter  Sachen^ 
Sachen,  die  mit  erbschaftlichem  Gelde  ange- 
schafft worden  sind,  Forderungen,  die  mit 
erbschaftlichem  Gelde  erworben  worden  sind, 
u.  s.  w.  Gegenstände,  die  der  Vorerbe  für 
sich  verbraucht  hat,  muss  er  bei  Eintritt 
der  Nacherbfolge  ersetzen.  Ausserdem  haftet 
er  wegen  Verschuldens.  Die  gewöhnlichen 
Erhaltimgskosten  hat  der  Vorerbe,  da  er  die 
Nutzungen  zieht,  zu  tragen,  ebenso  die  ge- 
wöhnlichen Lasten,  ausserordentliche  Ver- 
wendungen werden  ihm  wie  einem  Ge- 
scliäftsführer  ohne  Auftrag  ersetzt. 

Bis  zum  Anfalle  der  Nacherbschaft  ist 
der  Vorerbe  Subjekt  des  erbschaftlichen 
Vermögens,  also  Eigentilmer  der  Erbschafts- 
sachen, Gläubiger  der  Erbschaftsforderungen 
und  hat  als  solcher  im  allgemeijien  auch  die 
Verfügung  darüber.  Im  Interesse  des  Nach- 
erben, dem  das  Stammvermögen  gesichert 
werden  soll,  unterliegt  er  indessen  erheb- 
lichen Beschränkungen.  Schenkungen  darf 
er  nur  insoweit  machen,  wie  sie  einer  sitt- 
lichen Pflicht  oder  einer  Anstandspfüclit 
entsprechen.  Grundstücke  und  Rechte  an 
Grundstücken  darf  er  nicht  veräussern. 
Hypotheken  und  Grundschiüden  darf  er 
zwar  kündigen,  doch  muss  zu  der  Auszah- 
lung der  Nacherbe  seine  Einwilligung  geben. 
Zwangsvollstreckungen  der  persönlichen 
Gläubiger  des  Vorerben  in  das  erbschaft- 
liche Vermögen  sind  gegenüber  dem  Nach- 
erben unwirksam.  Inhaberpapiere  sind  zu 
hinterlegen,  Geld  soll  mündelsicher  angelegt 
werden. 
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Allerdings  kann  der  Erblasser  dem  Vor- 
erben eine  freiere  Stellung  einräumen  und 
ihn  namentlich  von  den  Verfügungsbe- 
schränkungen entbinden,  auch  kann  er  be- 
stimmen, dass  der  Nacherbe  nur  das  aus 
der  Erbschaft  erhalten  soD,  was  noch 
tlbrig  ist. 

Mit  dem  Anfalle  der  Nacherbschaft  haben 
sich  die  Erbschaftsgläubiger  zunächst  an 
den  Nacherben  nach  den  gewöhnlichen 
Regeln  zu  halten.  Soweit  der  Nacherbe 
nicht  haftet  kann  auch  der  Vorerbe  heran- 
gezogen werden,  und  zwar  immer  mit  dem, 
was  ihm  aus  der  Erbschaft  verbleibt,  also 
mit  den  Nutzungen,  ausserdem  mit  seinem 
ganzen  Vermögen,  wenn  aus  irgend  einem 
urunde  seine  unbeschränkte  Haftung  einge- 
treten ist. 

Vergleicht  man  die  Stellung  des  Vor- 
erben mit  der  eines  Niessbrauchers,  so  lassen 
sich  trotz  der  Aehnlichkeit  des  wirtschaft- 
lichen Zweckes  wichtige  Unterschiede  nicht 
verkennen.  Der  Niessbraucher  hat  nicht  die 
selbständige  Stellung  und  die  sonstigen 
Vorteile  des  Erben,  er  kann  über  die  Erb- 
schaftsgegenstände nicht  verfügen,  nament- 
lich auch  nicht  Nachlassverwaltung  bean- 
tragen, und  der  Wegfall  von  Vermächtnissen, 
die  auf  der  Erbschaft  ruhen,  kommt  ihm 
nicht  zu  gute,  andrerseits  haftet  er  auch 
nicht  in  der  Art  wie  der  Erbe  für  die 
Erbschaftsschulden.  Die  Errichtung  des  In- 
ventars liegt  nicht  ihm,  sondern  dem  Erben  ob. 
Auch  sonst  bewahrheitet  sich  in  vielen 
Einzelheiten  der  Satz,  dass  Verschiedenheit  der 
juristischen  Konstniktion  trotz  aller  üeberein- 
stiramung  des  wirtschaftlichen  Zweckes  ver- 
schiedene Wirkungen  herbeiführt.  Jemand  habe 
seinen  einzigen  Sonn  zum  Erben  eingesetzt  und 
seiner  Frau  den  Niessbrauch  vermacht.  Wenn 
dann  der  Sohn  vor  ihm  stirbt,  das  Testament 
aber  nicht  g:eändert  wird,  so  tritt  Intestaterb- 
folge ein,  die  Frau  behält  also  natürlich  den 
Niessbrauch,  das  Eigentum  an  den  Erbschafts- 
gegenständen aber  bekommt  sie,  wenn  etwa 
noch  Geschwister  oder  Neffen  vorhanden  sind, 
nur  zur  Hälfte,  während  die  andere  Hälfte  an 
die  Verwandten  fällt.  Hat  dagegen  der  Erb- 
lasser seine  Frau  zur  Vorerbin  und  bei  deren 
Tode  den  Sohn  zum  Nacherben  eingesetzt,  so 
verbleibt  die  Erbschaft  im  Fall  des  vorzeitigen 
Todes  des  Sohnes  bei  der  Frau,  weil  die  Nach- 
erbeseinsetzung hinfällig  wird. 

IV.  Vermächtnisse  und  Pflichtteilsrechte. 

1.  Vermächtnisse.  Vermächtnisse  sind 
nach  B.G.B.  Verpflichtimgen,  die  einem  oder 
mehreren  Erben  zu  Gunsten  bestimmter 
Personen  auferlegt  werden.  Der  Begriff  ist 
enger  als  nach  römischem  Recht.  Dieses 
kannte  ausser  den  obligatorischen  auch 
dinglich  wirkende  Vermächtnisse  (legata  per 
vindicationem,  i^er  praoceptionem),  bei  denen 
der  Erblasser  das  Eigentimi  an  einer  zur 
Erbschaft     gehörigen      Sache     immittelbar 


auf  den  Bedachten  übertrug.  Die  Lage  des 
Bedachten  war  in  diesem  Falle  eine  güns- 
tigere, da  er  die  vermachte  Sache  nicht  niu* 
von  dem  Erben,  sondern  auch  von  jedem 
Dritten  beanspruchen  konnte,  während  es 
bei  dem  lediglich  obligatorischen  Vermächt- 
nisse (legatum  per  damnationem,  sinendi 
modo)  dem  Erben  möglich  war,  die  Sache 
durch  Veräusserung  dem  Bedachten  zu  ent- 
ziehen, so  dass  er  an  ihr  selbst  kein  Recht 
geltend  machen  konnte,  sondern  darauf  be- 
schränkt war,  gegen  die  Erben  einen  Ersatz- 
anspruch zu  erheben. 

Obgleich  die  meisten  Rechte  das  ding- 
liche Vermächtnis  zugelassen  haben,  hat  das 
B.G.B.  es  ausgeschlossen.  Der  wichtigste 
Grund,  den  die  Motive  hierfür  angeben, 
liegt  in  der  Erschwerung,  welche  das  ding- 
liche Vermächtnis  dem  Erben  bei  der  Liqui- 
dation bereitet.  Denn  während  er  für  die 
Schulden  haftet,  ist  er  doch  nicht  in  der 
Lage,  die  einem  anderen  zu  Eigentum  ver- 
machte Sache  zur  Befriedigung  der  Gläubi- 
ger heranzuziehen.  Möglicherweise  wird  die 
vermachte   Sache   von   dem  Bedachten  so- 

fleich  verbraucht  oder  veräussert,  und  der 
)rbe  sieht  sich,  wenn  sich  später  die  Un- 
zulänglichkeit des  Nachlasses  herausstellt, 
auf  einen  unter  Umständen  sehr  zweifel- 
haften Ersatzanspruch  gegen  den  Bedachten 
augewiesen.  Auch  die  Erbscbaftsgläubiger 
selbst  können  auf  diese  Weise  Schaden 
leiden.  Es  dürfte  daher  richtig  sein,  dass 
das  Gesetzbuch  das  Interesse  des  Bedachten 
gegenüber  diesen  wichtigeren  und  schutz- 
bedürftigeren Interessen  zmückgestellt  hat. 
Jedes  Vermächtnis  giebt  also,  gleichgültig, 
worauf  es  sich  bezieht,  dem  Bedachten  nur 
einen  persönlichen  Anspruch  gegen  den 
Erben  auf  Erfüllung. 

Die  Vermächtnisse  werden,  wenn  der 
Erblasser  nichts  bestimmt  hat,  von  den 
Erben  nach  Verhältnis  ihrer  Erbteile  ge- 
tragen, doch  können  auch  einzelne  Miterb^n 
damit  belastet  werden.  Bedacht  werden 
kann  mit  einem  Vermächtnis  jeder,  auch  ein 
Miterbe,  das  Gesetzbuch  spricht  in  diesem 
Falle  von  einem  Vorausvermächtnis. 

Vermächtnisse  können  in  Testamenten 
und  Erbverträgen  gegeben  werden.  Gesetz- 
liche Vermächtnisse  bilden  die  Ausnahme. 
Als  solche  finden  sie  sich  schon  im  römi- 
schen Recht,  und  auch  das  B.G.B.  hat 
einige  hierher  gehörige  Bestimmungen. 
Die  familienangehörigen  Hausgenossen  des 
Erblassers,  die  von  diesem  im  Hausstande 
Unterhalt  bekonunen  haben,  können,  wenn 
der  Erblasser  nichts  anderes  bestimmt,  auch 
von  dem  Erben  Unterhalt  für  30  Tage  nach 
dem  Erbfalle  verlangen.  Ferner  ist  der  Voraus, 
den  der  Ehegatte  neben  Verwandten  der 
zweiten  Ordnung  erhält,  ein  gesetzliches 
Vorausvermächtnis.  Namentlich  aber  charak- 
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risiert  sich  der  Pflichtteil,  von  dem  noch 

I  spi'ochen  ist,  als  ein  ge8etzli(»hes    vom 
rbl asser  nicht  zu  entziehendes  Vermächtnis. 

Das  römische  Recht  hatte  in  der  lex 
ilcidia  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  dem 
rben  von  seinem  Erbteile  mindestens  ein 
iertel  des  Wertes  (Quarta  Falcidia)  von 
ermächt nissen  frei  bleiben  müsse,  ge- 
issormassen  als  Entgelt  für  die  Mühe- 
aJtung  und  die  Gefahr,  die  er  mit  der 
rbschaft  übernahm.  An  die  Rechtsregel 
it  sieh  eine  Menge  von  schwierigen  und 
?r\N'ickelten  Streitfragen  geknilpft.  Schon 
e  Ausführung  der  Berechnung  für  einen 
nzelnen  Erbteil  ist  in  vielen  Fällen  nicht 

II  fach,  bedingte  und  befristete  Rechte  er- 
Inveren  die  Feststellung  des  Wertes  der 
rbschaft,  bedingte  und  l>efristete  Vermächt- 
isse  die  Feststellung  der  Höhe  der  Belas- 
iiiff.  Ferner  aber  kommt  es  oft  vor,  dass 
ch  melirere  Erbteile  in  der  Hand  eines 
rb<*n  vereinigen.  Dieselbe  Person  kann 
if  mehrere  Erbteile,  insbesondere  auf  einen 
?cUn^,  auf  den  aaderen  unbedingt,  einge- 
^tzt  sein,  sie  kann  auch  von  Gesetzes  wegen 
if  mehrere  Erbteile  berufen  werden,  end- 
L-h  ist  es  möglich,  dass  durch  WegfaD 
nt^s  Erben  sein  Anteü  an  die  andei-en 
rben  kommt.  Sind  dann  die  beti-effenden 
rbteile  verschieden  mit  Vermächtnissen 
i^lastet,  so  erhebt  sich  die  Frage,  ob  die 
uarta  Falcidia  von  den  einzelnen  Erbteilen 
Inr  von  allen  Erbteilen,  die  ein  Erbe  in 
?iner  Hand  vereinigt,  gemeinschaftlich  be-  | 
'chnet  werden  soU. 

Es  erscheint  auf  den  ersten  Blick  als 
11  glücklicher  Giiff  des  Gesetzbuches,  dass 
<  die  Quarta  Falcidia  kurzerhand  beseitigt 
at.  Bei  näherer  Prüfimg  zeigt  sich  aber, 
ass  dadui*ch  die  Schwierigkeiten,  die  im 
unischeu  Rechte  erwuchsen,  keineswegs 
rsoitigt  sind.  Denn  das  Gesetzbuch  musste 
er  Natiu-  der  Sache  entsprechend  die  Ver- 
mächtnisse,  wenn  kein  Grund  zur  unbe- 
-hränkten  Haftimg  für  den  Erben  vorliegt, 
onigstens  insoweit  beschränken,  wie  sie 
eil  Wert  des  Erbteils  des  belasteten  Erben 
bersteigen.  Insoweit  tritt  dann  auch  in 
ukunft  verhältnismässige  Kürzung  der 
ermäclitiiisse  ein,  und  natürlich  kann  der 
Irblasser  diese  Kürzung  nicht  verbieten, 
)iidern  lediglich  einzelne  Vermächtnisse 
('Zeichnen,  die  erst  in  allerletzter  Linie 
ekürzt  werden  sollen.  Bei  dieser  Kürzung 
*eten  n\m  alle  die  Fragen  wieder  auf,  die 
as  römische  Recht  bei  der  Kürzung  wegen 
er  Quarta  Falcidia  behandeln  müsste. 

Ferner  kann  sehr  wohl  bezweifelt  werden, 
b  durch  die  Beseitigung  der  Quarta  Fal- 
idia  der  wahre  Wille  des  Erblassers  zu 
?inem  Recht  kommt.  Diesem  wird  es  in 
on  wenigsten  Fällen  entsprechen,  dass  ge- 
ade  der,  den  er  zum  Erben  eingesetzt  hat 


und  dadurch  —  wie  man  als  Regel  an- 
nehmen kann  —  am  meisten  hat  be- 
günstigen wollen,  schliesslich  gar  nichts 
erhält,  während  die  mit  Vermächtnissen 
Bedachten  grosse  Summen  ohne  Gefahr  und 
Mühewaltung  erhalten.  Meist  wird  die 
übermässige  Höhe  der  Vermächtnisse  darauf 
benihen,  dass  das  Testament  in  einer  frühe- 
ren Zeit,  wo  die  Vermögensverhältnisse 
besser  waren ,  errichtet  woixlen  ist  oder 
dass  der  Erblasser  sein  Vermögen  überschätzt 
hat  oder  auch  dass  die  Liquidation  in  Folge 
besonderer  Umstände  erheblich  weniger  er- 
giebt,  als  er  er^^artet  hatte.  Dass  gerade 
der  letzte  Fall  keineswegs  selten  ist,  lehrt 
die  Erfahnmg.  Dem  Willen  des  Erblassers 
wird  dann  die  römische  Vorschrift,  dass  der 
Erbe  jedenfalls  ein  Viertel  des  Restbetrages 
erhält  und  dass  insoweit  auch  die  mit  Ver- 
mächtnissen Bedachten  einen  Abzug  erleiden, 
viel  mehr  gerecht.  Wo  aber  wirklich  die 
Absicht  des  Erblassers  dahin  ging,  dem 
Erben  Mühewaltung  und  Gefahr  ohne  jeden 
Vorteil  aufzubürden,  da  liegt  geradezu  eine 
Chikane  vor,  die  das  Gesetz  nicht  begünsti- 
gen sollte. 

Die  Lage  eines  mit  Vermächtnissen  ül)er- 
lasteten  Erben  ist  überhaui)t  eine  ganz 
eigentümliche.  Er  trägt  diesellie  Gefahr 
wie  jeder  andere  Erbe,  und  es  ist  oben  ge- 
zeigt worden,  wie  nachteilig  diese  dem  L*n- 
kundigen,  wie  lästig  sie  selbst  dem  Kundi- 
gen werden  kann.  Al)er  andererseits 
liat  er  auch  alle  Älachtbefugnisse  eines  Erben, 
obgleich  er  redlicherweise  an  deren  Aus- 
übung nicht  das  mindeste  Interesse  liat 
Er  bestimmt,  ob  Nachlassverwaltung  ein- 
treten soll,  er  kann,  ohne  dass  jemand  in 
der  Lage  isl,  ihn  daran  zu  hindern,  die  Li- 
quidation selbst  übernehmen,  Erbschafts- 
forderungen einziehen,  Erbschaftssachen, 
selbst  die,  die  Gegenstand  von  Vermächt- 
nissen sind,  veräussem.  Die  Bedachten 
können  dann  natürlich  die  veräusserten 
Sachen  nicht  erhalten,  sondern  sind  auf  die 
Geltendmachung  eines  Ersatzanspruches  an- 
gewiesen. Der  Umstand,  dass  die  Ueber- 
lastung  offenbar  ist,  hindert  ihn  in  keiner 
Weise,  weil  dadurch  weder  der  Antrag  auf 
Konkiu'seröffnung  noch  auf  Nachlassverwal- 
tung notwendig  wird.  Verbraucht  er  erb- 
schaftliches Geld,  das  er  in  der  Folge  nicht  er- 
setzen kann,  so  ist  das  keine  Untei-sclilagung, 
weil  das  Geld  ihm  selbst  gehörte  und  die 
mit  Vermächtnissen  Bedachten  lediglich 
einen  obligatorischen  Anspruch  haben.  Frei- 
lich bleibt  diesen  das  Mittel,  ihrerseits 
Nachlassverwaltung  zu  beantragen,  aber  sie 
müssen  zur  Begründung,  wie  oben  bemerkt, 
bestimmte  Thatsachen,  durch  die  sie  ge- 
fährdet wei-den,  angeben,  und  wenn  sich 
diese  ereignet  haben,  wird  meist  der  Schade 
auch  schon  geschehen  sein.    Ein  unredlicher 
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Erbe  wird  von  dem  Gesetzbuch  geradezu 
eingeladen,  eine  solche,  an  sich  unvorteil- 
hafte Erbschaft  zu  rechtswidriger  Bereiche- 
rung zu  benutzen. 

Schlägt  der  belastete  Erbe  aus,  so  wird 
dadurch  das  Yermächtnis  nicht  unwirksam, 
wie  es  im  römischen  Rechte  der  Fall  war, 
sondern  derjenige,  an  den  jetzt  die  Erbschaft 
oder  der  betreffende  Erbteil  fällt,  wird  da- 
mit belastet.  Die  Vermächtnisse  bleiben 
namentlich  auch  dann  bei  Bestand,  wenn 
alle  im  Testament  eingesetzten  Erben  aus- 
schlagen (der  Fall  des  testamentum  deser- 
tum  im  römischen  Recht).  Die  nun  an  die 
gesetzlichen  Erben  f^ende  überlastete  Erb- 
schaft ist  also  für  diese  gerade  so  wertlos, 
wie  sie  es  für  die  testamentarischen  Erben 
gewesen  wäre.  Trotzdem  findet  auch  in 
diesem  Falle,  wenn  die  nächsteu  gesetz- 
lichen Erben  ausschlagen,  Nachberufung  bis 
zu  den  entferntesten  Verwandten  statt. 

Der  Erbe,  der  an  die  Stelle  des  ursprüng- 
lich belasteten  Erben  tritt,  hat  aber  nicht 
mehr  ausziizahlen,  als  dieser  hätte  geben 
müssen.  Er  braucht  also,  wenn  er  etwa 
noch  einen  anderen  Erbteil  erhält,  von  diesem 
nichts  zuzuzahlen. 

Der  Erblasser  hat  A  nnd  B  zu  Erben  ein- 

Sesetzt  nnd  dem  A  ein  Vermächtnis  von  60000 
[ark  auferlegt.  Bei  der  Liquidation  ergeben 
sich  im  ganzen  80000  Mark.  Dann  ist  A  über- 
lastet nnd  braucht  das  Vermächtnis  nur  bis 
zum  Betrage  von  40000  Mark,  die  auf  seinen 
Erbteil  fallen,  zu  erfüllen.  Schlägt  er  aus,  so 
fällt  sein  Erbteil  vermöge  des  Anwachsungs- 
rechtes an  B,  aber  auch  dieser  braucht  nur 
40000  Mark  aaszuzahlen,  obgleich  sein  eigener 
Erbteil  völlig  unbelastet  ist. 

Das  Recht  aus  dem  Vermächtnis  wird 
ebenso  wie  die  Erbschaft  von  Gesetzes 
wegen  mit  dem  Erbfalle,  also  ohne  Wissen 
und  Willen  des  Bedachten,  erworben.  Der 
Erwerb  ist  zunächst  ein  vorläufiger,  er  wird 
durch  Annahme  endgültig  und  wird  durch 
Ausschlagung  rückgängig  gemacht.  Die 
Ausschlagimg  ist  aber  nicht  wie  bei  der 
Erbschaft  an  eine  Form  oder  Frist  gebunden. 
Schlägt  der  Bedachte  aus,  so  kommt  das 
regelmässig  dem  belasteten  Erben  zu  gute. 

Der  Vermächtnisnehmer  kann  seinerseits 
wieder  mit  Vennächtnissen  belastet  sein. 
Auch  diese  braucht  er  natürlich  nur  inso- 
weit auszuzahlen,  wie  der  Wert  seines 
eigenen  Vermächtnisses  reicht.  Wenn  er 
ausschlägt,  so  sind  die  Vermächtnisse,  mit 
denen  er  belastet  ist,  von  demjenigen  zu 
tragen,  der  an  seine  Stelle  tritt,  also  regel- 
mässig von  dem  Erben,  der  mit  seinem 
Vennächtnisse  belastet  war.  Aber  auch 
dieser  zahlt  nicht  mehr  aus,  als  er  selbst 
ausgezahlt  haben  würde. 

A  ist  mit  einem  Vermächtnis  von  20000 
Mark  bedacht,  aber  seinerseits  mit  Ver- 
mächtnissen   von   25000   Mark   belastet.      Er 


würde  also  nur  20000  Mark  auszuzahlen  haben. 
Wenn  er  ausschlägt,  so  hat  auch  der  Erbe,  dem 
nunmehr  sein  Vermächtnis  verbleibt,  nur  20000 
Mark  auszuzahlen. 

Eine  Abart  der  Vermächtnisse  sind  die 
Auflagen.  Dies  sind  Verfügimgen  des  Erb- 
lassers, die  einen  Erben  oder  einen  mit 
einem  Vermächtnis  Bedachten  im  Interesse 
des  Gemeinwohls  oder  zu  Gunsten  unbe- 
stimmter Personen  belasten.  Ihre  Eigen- 
tümlichkeit besteht  darin,  dass  kein  be- 
stimmter Berechtigter  vorhanden  ist.  In- 
folge davon  können  diejenigen,  denen  die 
Erfüllung  der  Auflage  zu  gute  kommen 
würde,  nicht  auf  Erfüllung  klagen,  und  das 
Gesetzbuch  hat  andere  Mittel  schaffen  müssen, 
um  dem  Willen  des  Erblassers  gerecht  zu 
werden.  Wie  oben  bemerkt,  wird  hierzu 
die  Ernennung  eines  Testamentsvollstreckers 
dienlich  sein.  Im  übrigen  sind  die  Erben 
und  diejenigen,  denen  der  Wegfall  des  Be- 
lasteten zu  statten  kommen  würde,  berech- 
tigt, auf  Erfüllung  der  Auflage  zu  klagen. 
Wenn  ein  öffentliches  Interesse  vorliegt, 
kann  auch  die  betreffende  Behörde  die  VoU- 
ziehimg  verlangen. 

A  ist  Erbe,  dem  B  ist  ein  Kapital  von  50000 
Mark  vermacht,  dabei  ist  ihm  auigfegeben,  jähr- 
lich 500  Mark  an  C  zu  zahlen,  damit  dieser 
sie  zur  Aussteuer  eines  armen  jungen  Paares 
verwende.  Auf  dem  Vermächtnis  des  B  ruht 
demnach  ein  zweites  Vermächtnis  zu  Gunsten 
des  0,  auf  diesem  eine  Auflage.  Die  jungen 
Paare,  die  vielleicht  an  der  Erfüllung  der  Auf- 
lage interessiert  wären,  können  nicht  klagen, 
weil  es  in  das  Belieben  des  C  gestellt  ist,  wem 
er  die  Aussteuer  zuwenden  will.  Dagegen  kann 
A  als  Erbe  die  Vollziehung  verlangen  und 
femer  B,  weil  ihm  der  Wegfall  des  C  zu  statten 
kommen  würde.  Ausserdem  wird  man  der  Be- 
hörde, etwa  dem  Gemeindevorstande,  eine  Klage 
zugestehen  müssen.  —  Ist  einem  Teilerben  eine 
Aiulage  gemacht  worden,  so  wird  er  durch  seine 
Miterben  kontrolliert. 

Im  übrigen  gelten  für  Auflagen  dieselben 
Regeln  wie  für  Vermächtnisse.  Der  Be- 
lastete braucht  nicht  mehr  zu  geben,  als  er 
selbst  erhalten  hat,  und  es  erfolgt  nötigen- 
falls verhältnismässige  Kürzimg.  Der  Weg- 
fall der  Auflage,  etwa  wegen  Unmöglichkeit 
der  Erfüllung,  kommt  regelmässig  dem  Be- 
lasteten zu  statten. 

2.  PflichtteiL  Die  Rücksicht  auf  die 
nächsten  Angehörigen  macht  eine  Beschrän- 
kung der  vollständigen  Testierfreiheit  durch 
das  Gesetz  notwendig.  Wie  schon  oben  an- 
gedeutet, bieten  sich  dabei  dem  Gesetzgeber 
verschiedene  Wege.  Man  pflegt  die  dahin 
gehörigen  Regeln  unter  der  Bezeichnung 
Sfoterbrecht  zusammenzufassen  und  spricht, 
wenn  der  Erblasser  nur  in  der  Form  be- 
schränkt ist,  von  einem  formellen  Noterb- 
rechte, wenn  dan  Berechtigten  ein  bestimmter 
Anteil  an  dem  Nachlasse  gewährleistet  wird, 
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von  materiellem  Noterbrecht  oder  Pflicht^ 
teilsrecht. 

Das  formelle  Noterbrecht  hat  mir  noch 
geschichtliche  Bedeutung.  Das  älteste  rö- 
mische Recht  tastete  zwar  materiell  die 
Testierfreiheit  des  paterfamilias  nicht  an, 
aber  es  verlangte  von  ihm,  dass  er  in  jedem 
Falle  seine  hausgehörigen  Kinder  im  Testa- 
mente erwähnte  und  sie,  wenn  er  sie  nicht 
zu  Erben  einsetzen  woUte,  ausdrücklich  ent- 
erbte. Das  prätorische  Recht  fügte  die 
emancipierten  Kinder  hinzu.  Da  das  In- 
stitut em  Erzeugnis  der  altrömischen  Formal- 
jurisprudenz ist,  so  hat  es  in  unserem  Rechts- 
bewusstsein  keinen  Boden  gefunden  und  ist 
im  neueren  Rechte  verschwunden. 

Bei  dem  Pflichtteilsrecht  kann  der  Ge- 
setzgeber von  dem  Gedanken  ausgehen,  dass 
der  Erblasser  die  sittliche  und  rechtliche 
Pflicht  hat,  seine  nächsten  Angehörigen 
wenigstens  mit  einem  Teil  seines  Nachlasses 
zu  bedenken.  Thut  er  das  nicht,  so  stellt 
sich  das  Testament  von  diesem  Standpimkte 
aus  als  ein  fehlerhaftes  dar  und  unterliegt 
der  Anfechtung.  Die  verletzten  Pflichtteils- 
erben  treten  nunmehr  in  ihrer  Eigenschaft 
als  gesetzliche  Erben  auf  und  machen  gegen- 
über dem  ungültigen  Testamente  ihr  Erb- 
recht geltend.  Auch  dieser  Weg  ist  in  neu- 
erer Zeit  meist  verlassen  worden.  Er  hat 
namentlich  für  den  Erblasser  den  Nachteil, 
dass  die  Verletzung  eines  Pflichtteilsrechtes 
die  ÜmstossuDg  des  ganzen  Testamentes  her- 
beiführt. 

Es  bleibt  noch  übrig,  dem  Pflichtteils- 
berechtigten bestimmte,  gesetzlich  fest- 
gestellte Ansprüche  an  den  Nachlass  zu 
geben,  die  zwar  die  Errichtung  eines  Testa- 
mentes nicht  hindern,  aber  ihrerseits  durch 
Testament  nicht  aufgehoben  oder  beschränkt 
werden  können.  Der  Vorzug  dieses  Ver- 
fahrens liegt  darin,  dass  das  Testament  nicht 
durch  einen  Verstoss  gegen  Pflichtteüsrechte 
eanz  ungültig  wird,  sondern  in  dem  üm- 
uinge,  in  welchem  der  Gesetzgeber  dem 
Erblasser  freie  Verfügung  lassen  will,  immer 
zur  Geltung  kommt. 

Der  Anspruch,  den  der  Gesetzgeber  dem 
Pflichtteilsberechtigten  giebt,  kann,  wie  im 
französischen  Rechte,  ein  Erbrecht  sein  oder 
eine  persönliche  Forderung  gegen  die  vom 
Erblasser  eingesetzten  Erben  nach  Art  eines 
Vermächtnisses.  Das  Erbrecht  bietet  dem 
Pflichtteilsberechtigten  eine  grössere  Selb- 
ständigkeit und  ermöglicht  es  ihm  nament- 
lich, an  der  Liquidation  teilzunehmen,  aber 
es  enthält  eine  sehr  weitgehende  Beschrän- 
kung des  Testierrechtes.  Es  erscheint  hart, 
dem  Erblasser  gegen  seinen  Willen  einen 
Erben  aufzuzwingen. 

So  hatte  denn  auch  schon  das  jüngste 
römische  Recht  dwn  Pflichtteilsberechtigten 
in  der  actio  suppletoria  einen  rein  obligato- 


rischen Anspruch  gegeben  und  diesen  zum 
eigentiichen  Angelpunkt  des  Pflichtteils- 
rechtes gemacht.  Zu  einer  folgerechten 
Durchbildung  des  ganzen  Systems  gelangte 
es  freilich  nicht,  weil  Justinian  die  Reste 
früherer  Rechtsinstitute  nicht  vollständig 
beseitigte,  und  so  bietet  es  denn  durch  seine 
bunte  Mischung  alter  und  neuer  Bestand- 
teile ein  wenig  erquickliches  Bild. 

Jene  alten  Bestandteile  hat  das  B.G.B. 
kiu^erhand  beseitigt  und  dadurch  eine  ein- 
heitliche Grundlage  für  das  Pflichtteilsrecht 
gewonnen.  Dieses  stellt  ein  von  dem  Erb- 
lasser gemachtes  Testament  an  sich  nicht 
in  Frage,  aber  es  begründet  gegen  die  Erben 
einen  bestimmten  obligatorischen  Anspruch. 
Der  Erblasser  kann  also,  obgleich  er  nahe 
Angehörige  hinterlässt,  dritte  Personen  auf 
seinen  ganzen  Naclüa&s  einsetzen.  Diese 
werden  auch  wirklich  Erben  zu  dem  Bruch- 
teile, den  ihnen  der  Erblasser  zugeschrieben 
hat,  aber  die  Pflichtteilsberechtigten  können 
von  ihnen  den  Betrag  ihres  Pflichtteils  ver- 
langen. 

Pflichtteilsrecht  ist  daher  das  Recht,  einen 
bestinmiten  Teil  des  Wertes  des  gesetzlichen 
Erbteils  aus  dem  Nachlasse  zu  erhalten. 
Nach  B.G.B.  beträgt  der  PfUchtteü  die 
Hälfte  des  Wertes  des  gesetzlichen  Erbteils. 

Pflichtteilsberechtigt  sind: 

1.  Ehegatten. 

2.  Abkömmlinge. 

3.  Eltern. 

Ehegatten  und  Kinder  sind  immer  pflicht- 
teilsberechtigt, weil  sie  unter  allen  Um- 
ständen zur  gesetzlichen  Erbfolge  berufen 
werden;  entferntere  Abkömmlinge  (Enkel, 
Urenkel)  und  Eltern  sind  nur  dann  pflicht- 
teilsberechtigt, wenn  sie  nicht  durch  nähere 
Verwandte  ausgeschlossen  werden.  So 
schliessen  Kinder  des  Erblassers  ihre  Kinder 
und  alle  Abkömmlinge  des  Erblassers  dessen 
Eltern  von  der  Erbfolge  aus. 

Beispiele:  1.  Es  hinterbleiben:  die  Frau, 
ein  Sohn  A  und  zwei  Kinder  eines  verstorbenen 
Sohnes,  B  und  G.  Dann  betragen  die  gesetz- 
lichen ErbteUe  für  die  Frau  V4,  für  A  %,  für 
B  und  C  je  '/i«.  Demgemäss  beträgt  der  Pflicht- 
teil der  Frau  V«»  des  A  V161  des  B  und  des  C 
je  '/ss.  Etwaige  Kinder  des  A  sind  nicht  pflicht- 
teilsberechtifift,  weil  sie  durch  A  von  der  gesetz- 
lichen Erbfolge  ansfi^eschlossen  werden.  Eben- 
sowenifif  sind  die  Eltern  des  Erblassers,  wenn 
sie  nocn  leben,  ^flichtteilsberechtigt.  —  2.  Es 
hinterbleiben:  die  Fran,  der  Vater  und  ein 
Bruder.  Dann  beträgt  der  gesetzliche  Erbteil 
der  Frau  Va,  des  Vaters  V4,  des  Bruders  Vi- 
Demnach  ist  der  Pflichtteil  der  Fran  V4t  des 
Vaters  Vs-  Der  Bruder  hat  kein  Pflichtteils- 
recht. 

Der  Pflichtteil  von  Abkömmlingen  wird, 
wenn  mehrere  Abkömmlinge  vorhanden  sind, 
unter  Beriicksichtigung  der  Ausgleichspflicht 
berechnet;  er  beträgt  die  Hälfte  von  dem, 
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was  der  Pflichtteilsberechtigte  mit  Rücksicht 
auf  diese  erhalten  haben  würde.  Natürlich 
wird  der  Pflichtteil  durch  die  eigene  Aus- 
gleichspfhcht  kleiner,  dui*ch  die  Ausgleichs- 
pflicht der  anderen  grosser.  Es  kann  vor- 
kommen, dass  ein  Abkömmling,  der  schon 
erhebliche  Kapitalien  vorweg  erhalten  liat, 
im  Falle  gesetzlicher  Erbfolge  bei  der  Erb- 
teilung gar  nichts  erhalten  würde;  er  kann 
dann  auch,  obgleidi  er  an  sich  pflichtteils- 
berechtigt  ist,  doch  nichts  als  Pmchtteü  in 
Anspruch  nehmen. 

Die  oben  für  die  Ausgleichung  gegebenen 
Beispiele  sind  auch  hier  verwendbar.  Die 
Summen,  die  in  diesen  Beispielen  die  Abkömm- 
linge bei  gesetzlicher  Erbfolge  erhalten,  können 
zur  Hälfte  als  Pflichtteil  beansprucht  werden. 

Der  Pfüchtteilsberechtigte,  der  von  dem 
Erblasser  ganz  übergangen  worden  ist,  ver- 
langt die  seinem  Pflichtteil  entsprechende 
Summe  von  den  eingesetzten  Erben  nach 
Verhältnis  ihrer  Erbteile. 

In  dem  obigen  Beispiel  Nr.  1  konkurriert 
eine  Frau  mit  Abkömmlmgen,  und  ihr  Pflicht- 
teil beträgt  daher  Vs-  Nehmen  wir  an,  die  Erb- 
schaft betrage  120000  Mark,  so  beträgt  ihr 
Pflichtteil  15000  Mark.  Wenn  nun  der  Erb- 
lasser X  zu  '/a,  Y  zu  ^8  zum  Erben  einge- 
setzt hat,  so  verlangt  die  Frau  von  X  10000 
Markj  von  Y  5000  Mark.  Nach  demselben  Ver- 
hältnisse verlangen  auch  die  Abkömmlinge  ihre 
Pflichtteile. 

Auch  andere  Pflichtteilsberechligte,  die 
zu  Erben  eingesetzt  sind,  werden  in  dieser 
Art  herangezogen,  nur  brauchen  sie  niemals 
mehr  auszuzahlen,  als  ihnen  nach  Abzug 
ihres  Pflichtteils  übrig  bleibt.  Den  Ausfall 
haben  die  anderen  Erben  zu  tragen. 

Die  in  Anspruch  genommenen  Erben 
kürzen  die  Vermächtnisse  und  Auflagen,  mit 
denen  sie  belastet  sind,  in  demselben  Ver- 
hältnisse, in  dem  ihnen  wegen  des  Pflicht- 
teils ihr  Erbteil  gekfirzt  worden  ist.  Sind 
sie  selbst  pflichtteilsberechtigt,  so  können 
sie  die  Vermächtnisse  und  Auflagen  wegen 
der  Pflichtteilslast  ausserdem  soweit  kürzen, 
dass  ihnen  ihr  eigener  Pflichtteil  verbleibt. 

Sehr  grosse  Schwierigkeiten  ergeben  sich 
in  dem  Falle,  dass  der  Erblasser  den  Pflicht- 
teilsberechtigten durch  Erbeinsetzung  oder 
Vermächtnis  bedacht,  aber  nicht  genügend 
bedacht  hat.  Es  ist  offenbar,  dass  der 
Pflichtteüsberechtigte  durch  die  Verfügung 
nicht  beeinträchtigt  werden  darf,  dass  er 
aber  andererseits  auch  nicht  beides,  die  Zu- 
wendung und  seinen  Pflichtteil,  fordern  kann. 

Am  einfachsten  wäre  es  gewesen,  ihm 
durchweg  ein  Wahlrecht  zu  geben  derart, 
dass  er  entweder  das  Zugowendetc  aus- 
schlägt und  dann  seinen  Pflichtteil  von  den 
Personen,  die  nunmehr  Erben  sind,  in  der 
gewöhnlichen  Weise  fordert  oder  dass  er 
das  Zugewendete  mit  allen  Belastungen  und 
Beschi-änkungen  annimmt,  und  was  ihm  dem 


Werte  nach  an  seinem  Pflichtteile  fehlt,  nach 
Analogie  der  römischen  actio  suppletoria  von 
den  anderen  Erben  verlangt. 

In  der  That  bildet  dies  nach  B.Gr.B.  die 
Regel.  Wer  auf  mehr  als  die  Hälfte 
seines  gesetzlichen  Erbteils  zum  Erben  ein- 
gesetzt ist,  hat  ein  solches  Wahlrecht.  Nimmt 
er  das  Hinterlassene  an,  so  kann  er  wegen 
der  ihm  auferlegten  Lasten  keine  Ansprüche 
erheben,  wohl  aber  kann  er,  wenn  sein 
Pflichtteil  wegen  der  Ausgleichspflicht  an- 
derer Abkömmlinge  so  gix)ss  ist,  dass  er 
durch  den  ilim  hinterlassenen  Erbteil  nicht 
gedeckt  ^ird,  von  den  anderen  Erben  Aus- 
zalüung  des  Fehlenden  verlangen.  Ebenso 
kann  der  Pflichtteüsberechtigte,  der  ein  ihm 
hinterlassenes  Vermächtnis  annimmt,  zwar 
wegen  der  darauf  gelegten  Lasten  keine 
Ansprüche  erheben,  aber  wenn  durch  den 
Wert  des  Vermächtnisses  sein  Pflichtteil 
nicht  gedeckt  wird,  Nachzahlung  des  Feh- 
lenden fordern. 

Beispiel.  Es  hinterbleiben  zwei  Söhne 
A  und  B.  A  hat  30000  Mark  zum  Ausgleich 
zu  bringen,  die  Erbschaft  beträgt  30000  Mark. 
Dann  kann  A  kein  Pflichtteilsrecnt  mehr  geltend 
machen,  der  Pflichtteil  von  B  beträgt  15000 
Mark.  Wenn  nun  B  auf  Vs  iii^d  ein  Fremder 
X  auf  */8  zum  Erben  eingesetzt  ist,  so  findet 
natürlich  bei  der  Erbteilnng  zwischen  B  und  X 
keine  Ausgleichung  statt.  B  wird  also  ledig- 
lich Va  von  30000  Mark  =  10000  Mark  er- 
halten, und  es  fehlen  ihm  an  seinem  Pflichtteil 
5000  Mark,  die  er  von  seinem  Miterben  X  ver- 
langen kann.  Wenn  keine  Auss^leichspflicht 
bestände,  so  betrüge  sein  PflichtteU  7500  Mark, 
wäre  also  völlig  gedeckt.  In  diesem  Falle 
würde  er  nur  die  W  ahl  haben,  sein  Erbteil  mit 
allen  Lasten  anzunehmen  oder  es  auszuschlafen 
und  dann  von  X,  der  dadurch  Alleinerbe  wird, 
den  Pflichtteil  zu  verlangen. 

Leider  ist  das  Gesetzbuch  von  der  liegel 
in  dem  Falle  abgegangen,  dass  der  Pflicht- 
teilsberechtigte  auf  die  Hälfte  des  gesetz- 
lichen Erbteüs  oder  auf  weniger  zum  Eichen 
eingesetzt  ist.  In  diesem  Falle  werden  alle 
üim  auferlegten  Belastungen  und  Beschrän- 
kungen, also  namenthch  auch  alle  ilim  auf- 
erlegten Vermächtnisse  gestrichen.  W^as  ihm 
etwa,  wenn  er  auf  weniger  als  die  Hälfte 
des  gesetzlichen  Erbteils  eingesetzt  ist  oder 
wenn  sein  Pflichtteil  infolge  der  Ausgleichs- 
pflicht der  anderen  Abkömmlinge  grösser 
ist,  an  diesem  fehlt,  kann  er  noch  ausserdem 
fordern.  Dies  gilt  nach  dem  Wortlaut  des 
Gesetzes  sogar  dann,  wenn  der  Pflichtteils- 
berechtigte soviel  zur  Ausgleichung  zu 
bringen  hat,  dass  er  kein  Pflichtteilsrecht 
mehr  geltend  machen  kann. 

Gehen  wir  wieder  von  dem  Fall  aus,  dass 
zwei  Söhne  A  und  B  hinterbleiben,  von  denen 
A  30000  Mark  zum  Ausgleich  zu  bringen  hat, 
und  dass  die  Erbschaft  30000  Mark  beträert. 
Bei  gesetzlicher  Erbfolge  würde  A  wegen  der 
Ausgleichungspflicht  gar  nichts  erhalten,  also 
reduziert  sich  auch   sein  Pflichtteil  auf  nichts. 
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iVenn  dann  der  Erblasser  A  zu  ^'4,  B  zu  ^U 
'.um  Erben  einsetzt  nnd  dem  A  Vermächtnisse 
ra  Betragfe  von  5000  Mark  auferle^,  so  werden 
liese  Vermächtnisse,  da  A  nur  zur  Hälfte  seines 
reaetzlichen  Erbteils  einp^esetzt  ist,  einfach  ge- 
it riehen,  und  A  erhält  7500  Mark  ohne  jegliche 
Belastung,  obgleich  er  thatsächlich  gar  nichts 
»ehr  als  Pflichtteil  zu  fordern  hat.  —  Ganz 
tiiders,  wenn  A  zu  Vs,  B  zu  */»  zum  Erben 
iingesetzt  und  A  mit  Vermächtnissen  im  Be- 
rage  Ton  5000  Mark  belastet  ist.  Dann  ist  A 
luf  mehr  als  die  Hälfte  seines  gesetzlichen  Erb- 
eils  eingesetzt,  die  ihm  auferlegten  Vermächt- 
lisae  werden  also  nicht  gestrichen,  und  er  er- 
lält  7000  —  5000  =  2500  Mark.  Es  ist  also  für 
hn  vorteilhafter,  wenn  er  auf  Vi»  ^Is  wenn  er 
nf  ^\n  eingesetzt  ist.  Natürlich  nützt  es  ihm 
lieh  nicht,  wenn  er  seinen  Erbteil  ausschlägt, 
enn  we^en  seiner  Ausgleichungspflicht  würde 
r  gar  nichts  als  Pflichtteil  fordern  können.  -— 
soch  ungünstiger  ist  es  für  A,  wenn  A  und  B 
u  je  V'>  eingesetzt  sind.  Dann  tritt,  da  sie 
iif  ihre  gesetzlichen  Erbteile  eingesetzt  sind, 
Luter  ihnen  die  Ausgleichungspflicht  ein,  und 
i  erhält  gar  nichts. 

Derartige  Folgeningen  können  natürlich 
on  keinem  rechtsunknndigen  Erblasser  vor- 
lergesehen  werden,  und  so  ist  das  schliess- 
ichc  Ergebnis  ein  Spiel  des  Zufalls.  Äusser- 
em ist  es  offenbar  unbillig,  das»  gerade 
ie  auf  den  Pflichtteilsberechtigten  ange- 
^'iesenen  Vermächtnisse  wegfallen,  also 
lirei-seits  in  erster  Linie  zur  Deckung  des 
Pflichtteils  herangezogen  weixlen.  Auch 
ies  wird  dem  Willen  des  Erblassers  in  den 
reuigsten  Fällen  entsprechen. 

Ob  es  gelingen  wird,  durch  Auslegimg 
reuigstens  einige  Härten  zu  beseitigen,  ist 
ehr  zweifelhaft.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes 
-t  zu  klar,  und  der  Fehler  liegt  keineswegs 
1  einem  falschen  Ausdruck,  sondern  darin, 
asö  die  Tragw^eite  der  Bestimmimgen  nicht 
ollstäudig  erkannt  worden  ist.  Uebrigens 
estehen  schon  jetzt  über  die  Auslegung 
eradezu  erstaunliche  Meinungsverschieden- 
c'iten,  auf  die  hier  nicht  eingegangen  werden 
ann.  Das  Wahrscheinlichste  ist,  dass  zu- 
ächst  eine  grosse  Verwirrung  entstehen 
ird. 

Wenn  der  Pflichtteilsberechtigte  das  ihm 
[interlassene  ausschlägt,  so  hat  derjenige, 
Q  den  das  Hinterlassene  nunmehr  fällt,  bis 
nr  Höhe  desselben  die  Pflichtteilslast  zu 
agen  und  er  kürzt,  soweit 'es  dazu  not- 
endig ist,  die  darauf  ruhenden  Vermächt- 
isse.  Soweit  das  dem  Pflichtteilsberechtigten 
[interlassene  nicht  ausreicht,  haften  die 
Irben  nach  den  gewöhnlichen  Regeln. 

Der  Pflichtteil  kann  von  dem  Erblasser 
nr  aus  bestimmten  Gründen  und  unter 
ngabe  derselben  entzogen  werden.  Der 
bcrlebende  Ehegatte  kann  ausgeschlossen 
cu'den,  wenn  er  sich  einer  Verfehlung 
^huldig  gemacht  liat,  die  einen  Scheidungs- 
rund   gebildet   hätte.      Abkömmlinge   imd 


Eltern  können  ausgeschlossen  werden,  wenn 
sie  dem  Erblasser,  dessen  Ehegatten  oder 
dessen  Abkömmlingen  nach  dem  Leben  ge- 
trachtet haben,  wenn  sie  sich  eines  schweren 
vorsätzlichen  Vergehens  gegen  den  Erblasser 
oder  dessen  Ehegatten  schiddig  gemacht 
haben  oder  wenn  sie  die  Unterhaltspflicht 
gegen  den  Erblasser  böswillig  verletzt  haben, 
Abkömmlinge  ausserdem  auch  wegen  vor- 
sätzlicher körperlicher  Misshandlung  des 
Erblassers  oder  seines  Ehegatten ,  sofern  sie 
von  diesem  abstammen,  und  wegen  ehrlosen 
oder  unsittlichen  Lebenswandels. 

Der  Erblasser  kann  ferner  Vorsorge 
treffen,  wenn  wegen  Verschwendung  oder 
wegen  Verschuldung  des  Pflichttoilsberech- 
tigten  zu  fürchten  ist,  dass  das  Vermögen 
ihm  nicht  zu  Nutzen  kommen  werde.  Er 
kann  das  dem  Pflichtteil  entsprechende  Ka- 
pital festlegen,  indem  er  entweder  die  ge- 
setzlichen Erben  des  Pflichtteilsberechtigten 
als  Nacherben  oder  Nachvermächtnisnehmer 
einsetzt  oder  indem  er  die  Venvaltung 
einem  Testamentsvollstrecker  für  die  Lebens- 
zeit des  Pflichtteilsbei'echtigten  überträgt. 

Sehr  häufig  ergiebt  sicli  für  den  Erb- 
lasser eine  Schwierigkeit,  ^venn  er  wünscht, 
dass  ein  grosses  Vermögensobjekt,  wie  ein 
Landgut  oder  eine  Fabrik,  in  die  Hand  seiner 
Frau  oder  eines  einzigen  von  mehreren 
Kindern  übergehen  soll.  Meist  gentigt  das 
Kapital,  w^elches  dem  Erbteil  des  betreffenden 
Kindes  entspricht,  nicht  ziu*  Uebernahme. 
Das  Pflichtteilsrecht  der  Frau  und  der  an- 
deren Kinder  lässt  dem  Ei'blasser  nur  be- 
schränkten Spielraum.  Er  kann  ihnen  das 
Recht,  ihren  Pflichtteil  bar  zu  fordern,  nicht 
nehmen.  Demnach  ist  er  nur  in  der  Lage, 
demjenigen,  dem  er  die  Uebernahme  ermög- 
lichen will,  ausser  seinem  eigenen  Erbteile 
nocli  die  Hälfte  des  übrigen  Vennögens  zu- 
zuwenden. Bisweilen  wii-d  er  wünschen, 
die  auf  die  anderen  Erben  fallenden  Kapita- 
lien so  festzulegen,  dass  sie  dem  über- 
nehmenden Erben  nicht  beliebig  gekündigt 
werden  können.  Das  Gesetzbuch  bietet  ihm 
dafür,  w^enn  ein  Grundstück  übernommen 
werden  soll,  namentlich  die  Form  der  Renten- 
schiüd;  er  kann  den  anderen  Erben  eine 
ihrem  Erbteile  entsprechende  Rentenschuld 
an  dem  Grundstücke  vennachen,  die  dann 
nicht  von  ihnen  als  Gläubigern,  sondern  nur 
von  dem  Schuldner  kündbar  ist.  Aber  auch 
dann  ist  es  jedem  der  anderen  Erben  mög- 
lich, statt  der  vermachten  Rentenschuld 
seinen  Pflichtteil  bar  zu  fordern. 

An  Taxen,  die  der  Erblasser  aufstellt, 
ist  der  Pflichtteilsberechtigte  natürlich  nicht 
gebunden,  da  es  sonst  in  der  Hand  des  Erb- 
lassers läge,  auf  diesem  Umwege  durch 
Vorschreiben  einer  sehr  niedrigen  Taxe  den 
Betrag  des  Pflichtteils  zu  mindern.  Dieser 
wird  \4elmehr  nach  dem  wirklichen  Werte 
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der  Erbschaft  berechnet.  In  e  i  n  e  m  Punkte 
hat  aber  das  Gesetzbuch  dem  oft  sehr  dring- 
lichen Bedilrfnisse  Rechnung  getragen.  Bei 
Landg^ütem  ist  der  Verkaufswert  oft  sehr 
viel  höher  als  der  Ertragswert.  Müsste  nun 
der  Pflichtteil  der  anderen  Erben,  wie  es 
der  allgemeinen  Regel  entspricht,  nach  dem 
Yerkaufswerte  berechnet  werden,  so  würde 
der  übernehmende  Erbe  in  vielen  Fällen 
übermässig  belastet  werden,  da  der  Ertrags- 
wert gegenüber  der  durch  die  Auszahlung 
der  anderen  Erben  entstehenden  Schulden- 
last zu  ungenügend  wäre.  Deshalb  lässt 
das  Gesetzbuch  es  dem  Erblasser,  der  einem 
Pflichtteilsberechtigten  ein  im  Nachlasse  be- 
findliches Landgut  zuwenden  will,  frei,  zu 
bestimmen,  dass  der  Pflichtteil  der  anderen 
Pflichtteilsberechtigten  nicht  nach  dem  Yer- 
kaufsweite  bestimmt  werden  soll,  sondern 
nach  einer  geringeren  Schätzung,  die  aber 
nicht  unter  den  Ertragswert  heruntergehen 
darf.  Bemhöft. 


Erbschaftssteuer. 

1.  Begriif,  Entstehung  und  wachsende  Be- 
deutung der  £.  2.  Die  E.  im  Rahmen  der 
allgemeinen  direkten  Steuern.  3.  Die  E.  und 
ihr  Verhältnis  zur  Erbrechtsordnung.    4.  Fol- 

feningen  aus  den  vorstehenden  Erörterungen. 
.  Andere  Auffassungen  und  ihre  Kritik. 
6.  Frage  der  Steuerhoheit  und  der  Verwendung 
der  E.  7.  Kleinere  stenertechniscbe  Details. 
8.  Uebersicht  über  die  Erbschaftssteuergesetz- 
gebnng  mit  geschichtlichen  Daten  a)  die  Erb- 
schaftäteuer  im  Altertum  und  Mittelalter,  b) 
die  Erbschaftssteuer-Gesetzgebunc:  in  Deutsch- 
land, c)  geschichtliche  Daten  über  die  Erbschafts- 
steuer im  Ausland.  9.  Erbschaftssteuerstatistik. 
10.  Ergänzungen  der  E. 

1.  Begriff,  EntstehnBg  und  wachsende 
Bedentung  der  E.  Die  Erbschaftssteuer 
ist  eine  Abgabe  vom  Nachlass  der  Verstor- 
benen, welche  von  denjenigen  zu  entrichten 
ist,  die  als  Erben  oder  Legatare  den  Nachlass 
rechtlich  überkommen. 

Bereits  in  Aegypten  und  der  römischen 
Republik  zeitweise  vorhanden,  in  der 
Kaiserzeit  wieder  erstanden  und  mehrere 
Jalirhunderte  von  den  römischen  Impe- 
ratoren festgehalten,  beginnt  die  Erbschafts- 
steuer später  in  den  italienischen  Stadtstaaten 
und  mit  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  in 
den  modernen  Staaten  sich  auszubreiten; 
sie  hebt  an  in  Holland  1598,  in  England 
1694,  in  Frankreich  1703,  in  Oesterreich 
1759,  in  Norwegen  und  Dänemark  1792,  in 
der  Helvetik  1798;  auch  in  einer  Reihe 
deutscher  Territorien  hat  sie  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  Wurzel  gefasst.  Zur  allge- 
meinen Verbreitung  und  völligen  Durch- 
bildung gelangte  sie  aber  erst  in  diesem 
Jalirhundert.    In  manchen  Ländern   liefert 


sie  staunenswerte  Erträgnisse,  wie  unten 
sub  9  näher  gezeigt  wird,  um  so  merkwür- 
diger ist,  dass  die  Wissenschaft  hinsichtiich 
der  Stellung  und  Begründung  der  Erbschafts- 
steuer noch  sehr  schwankt  und  zu  keinem 
einhelligen  Resultat  gelangt  ist,  was  auch 
auf  die  Ausgestaltung  der  Steuer  vielfach 
ungünstig  eingewirkt  hat. 

2.  Die  E.  im  Rahmen  der  allgemeinen 
direkten  Stenem.  Die  Begründung  der 
Erbschaftssteuer  muss  m.  E.  zunächst  in 
ihrer  Stellung  zu  den  allgemeinen  direkten 
Steuern  gesucht  werden. 

In  erster  Linie  tritt  uns  hier  die  That- 
sache  entgegen,  dass  jede  Bereicherung, 
welche  ein  Erbe  oder  Legatar  erliält,  für 
diesen  einen  Zuwachs  von  Leistungsfähigkeit 
bedeutet.  Diesen  Gesichtspunkt  hat  nun  die 
Erbschaftssteuer  mit  den  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuern gemeinsam,  nur  dass  letztere 
hauptsächlich  jene  Leistungsfähigkeit  treffen, 
welche  durch  Arbeit  und  wirtschaft- 
liche Thätigkeit  des  Steuerpflichtigen  ent- 
standen ist,  während  die  Erbschaftsanfälle 
in  weitgehendem  Masse  den  Charakter  des 
Unverdienten  haben  und  sich  darin  und  in 
dem  Zufälligen,  das  ihnen  eigen  ist,  mit 
Lotterie-,  Konjunkturgewinnen  und  ähnlichen 
Erwerbungen  berühren.  Besteuert  man  den 
selbsterwirtschafteten  Erwerb,  so  wird  man 
vernünftigerweise  den  zufälligen  nicht  frei 
lassen  dürfen.  Die  Besteuerung  der  Erb- 
schaften erweist  sich  so  als  eine  Notwendigkeit. 
Fasst  man,  wie  ich  es  thue  ^),  das  Einkommen 
als  die  Summe  der  Reinvermögenszugänge, 
die  einem  Wirtschafter  innerhalb  eines 
Jahres  zugehen,  so  würde  nichts  im  Wege 
stehen,  die  Erbschaftsanfälle  der  Einkommen- 
steuer zu  unterstellen,  wie  man  dies  bezüg- 
lich der  Lotteriegewinne  und  mancher  Kon- 
junkturengewinne  bereits  vielfach  thut 
Allein  sowohl  die  historische  Entwickelung 
als  auch  die  weiter  noch  zu  berührenden 
Besonderheiten  der  Erbschaftssteuer  lassen 
dieses  Verfahren  als  nicht  räthch  erscheinen. 

Steht  die  Erbschaftssteuer  den  allge- 
meinen direkten  Steuern  sehr  nahe,  so 
kommt  dieser  enge  Zusammenhang  auch 
noch  in  einer  zweiten  Richtung  zur  Geltung, 
insofern  es  sich  nämlich  darum  handelt,  in 
der  allgemeinen  dii*ekten  Besteuerung  dem 
Unterschied  des  fundierten  und  unfundierten 
Einkommens  gerecht  zu  werden.  Bekannt- 
lich wird  allgemein  für  richtig  gehalten, 
dass  das  fundierte  Einkommen  höher  zu  be- 
lasten sei  als  das  unfundierte.   Diese  Forde- 


^)  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Der  Einkommensbe- 
griif  und  die  Einkommensteuergesetze"  Finanz- 
archiv 13  (1896)  S.  i.  f.  Auch  Berffhoff-Jsing, 
Das  staatiiche  Erbrecht  und  die  Erbscnaftssteuer, 
Leipzig:  1885  fasst,  wie  ich  nachträglich  sehe, 
in  Anlehnung  an  Knies  die  Erbschaftsanfälle 
als  einmaliges  Einkommen  auf. 
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ning  lässt  sich  auf  sehr  verschiedenen 
Wegen  erreichen:  im  Rahmen  der  Ein- 
kommensteuern (Italien,  Luxembiu^g,  teil- 
Ä^eise  auch  Anhalt)  oder  der  Ertragssteuern 
Bayern,  Württemberg)  oder  durch  Kombi- 
lation  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
nit  einzelnen  auf  Besitz  hinweiseniden  Er- 
ragsstenern  (Baden,  bis  1899  Hessen)  oder 
lurch  Kombination  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer mit  einer  Vermögenssteuer 
Preussen,  jetzt  Hessen)  oder  durch  Kom- 
bination der  aUgemeinen  Einkommensteuer 
nit  einer  Vermögenssteuer  und  einem  Rest 
;^on  Ertragssteuem  (Braunschweig);  man 
iann  aber  statt  dieser  Wege  auch  den 
'inschlagen,  dass  man  der  Erbschaftssteuer 
lie  diesbezügliche  Funktion  zuweist.  Der 
S^achlass  stellt  das  Vermögen  dar,  das  der 
Erblasser  bis  zu  seinem  Tode  angesammelt 
lat.  Soweit  das  Vermögen  nicht  in  tote 
iand  übergeht,  werden  die  Erben  nach 
Vblauf  einer  Generation  es  wieder  hinter- 
assen.  Statt  das  Vermögen  jährlich  mit 
^inem  kleinen  Prozentsatz  zu  treffen,  kann  man 
on  Zeit  zu  Zeit  d.  h.  jedesmal  beim  Tod  auf 
ünmal  die  Summe  dieser  Prozentsätze 
lehmen.  Setzt  man  eine  Generation  durch- 
ichnittlich  zu  30  Jahren  an,  so  würde  einem 
ährlichen  Vermögenssteuersatz  von  V2  ^/oo 
iin  Erbschaftssteuerzuschlag  von  1,5  ^/o  ent- 
;preehen.  Natürlich  hat  auch  dieser  Modus, 
vie  mehr  oder  minder  alle  im  Steuerwesen 
eingeschlagenen  Wege,  ünvollkommenheiten ; 
's  wird  gewissermassen  vorausgesetzt,  dass 
las  Vermögen  30  Jahre  gleich  gross  ge- 
)lieben  sei,  während  es  doch  bedeutenden 
>chwankimgen  unterliegt;  der  Erblasser 
:ann  es  erst  nach  und  nach  auf  die  Höhe 
gebracht  haben,  die  es  bei  seinem  Tode 
latte,  er  kann  es  erst  kurz  vor  seinem  Tode 
erworben,  aber  auch  kurz  vor  seinem  Tode 
^össtenteils  wieder  verloren  haben;  auch  sind 
iicGenerationen,  je  nachdem  es  sich  um  gesund 
eranlagte  oder  kränkliche  Familien  handelt, 
'erschieden  lang^).  Man  wird  deshalb  vor- 
iichtig  in  der  Höhe  des  Steuersatzes  sein  müs- 
;en,  sofern  die  Erbschaftssteuer  diese  Rolle 
ler  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens 
ibomehmen  soll,  und  erwägen,  ob  sie  in 
lieser  Aufgabe  nicht  durch  andere  Steuern 
fortlaufende  Vermögenssteuern)  zu  unter- 
stützen ist. 

Bekanntlich  wurde  ausdrtLcklich  die  Erb- 
schaftssteuer im  Jahre  1853  dem  englischen 
Parlament  als  eine  Art  von  Ergänzung  der 
'^inkommenstener    vorgeführt^,   und    auch   in 

')  Ueber  die  Abschwächong  dieses  Momentes 
iehe  nnten  sab  7. 

')  Das  fundierte  Einkommen  sollte  dadurch 
nit  2*li\  jährlich  getroffen  werden;  dabei 
vurde  die  Annahme  zu  Grande  gelegt,  dass  ein 
rermöged  den  30  fachen  Betrag  der  Rente  dar- 
teile und  dass  etwa  alle  30  Jahre  eine  Ver- 


Prenssen  war  dieser  Modus  1890  beabsichtigt 
und  vorgeschlagen  ^).  Hamburg  und  Lübeck 
haben  bei  der  neuerlichen  Ausdennung  der  Erb- 
schaftssteuer auf  die  direkte  Linie  im  Jahre 
1894  bezw.  1896  ausdrücklich  der  Erbschafts- 
steuer diese  Bolle  einer  ergänzenden  Vermögens- 
steuer zugewiesen'). 

Eine  weitere  der  vorerwähnten  ähnliche 
Funktion  könnte  der  Erbschaftssteuer  noch 
zugewiesen  werden,  nämlich  die,  gegenüber 
der  unzureichenden  Gesamtbesteuerung  hoher 
Einkommen,  die  der  Erblasser  genossen 
hat,  noch  nachträglich  ausgleichend  zu 
wirken^).  Ob  und  inwieweit  dieser  Ge- 
sichtspunkt zu  berücksichtigen  ist,  hängt 
von  der  thatsächlichen  Beschaffenheit  des 
vorhandenen  Steuersystems  ab. 

Eine  dritte  Beziehung,  welche  die  Erb- 
schaftssteuer zu  den  aUgemeinen  direkten 
Steuern  hat,  ist  die,  dass  sie  das  vorzüg- 
lichste und  wichtigste  KontroUmittel  für  die- 
selben ist.  Ohne  die  Erbschaftssteuer  ist 
das  direkte  Steuerwesen,  namentlich  die 
allgemeine  Einkommensteuer,  auf  Sand  ge- 
baut; erstere  lässt  sich  so  ausbilden,  dass 
sie  grobe  Defrauden  an  den  Tag  bringt. 

Aus  vorstehendem  ergiebt  sich,  dass  die 
Erbschaftssteuer  ein  äusserst  wichtiges  und 
wertvolles  Glied  an  der  Seite  der  direkten 
Steuern  ist.  Man  schätzt  sie  aber  noch 
mehr,  wenn  man  ihre  sonstigen  Vorzüge  in 
Betracht  zieht.  Sie  ist  die  einzige  Steuer, 
die  absolut  unabwälzbar  ist;  derjenige,  den 
man  ti  offen  will,  wird  mit  unzweifelhafter 
Sicherheit  getroffen  •  sie  venu-sacht  geringe 
Erhebungs-  und  Verwaltungskosten:  sie 
knüpft  an  eine  nicht  zu  verheimlichende 
Thatsache,  den  Todesfall,  an  und  kann  ziem- 
lich gegen  Hinterziehungen  gesichert  wer- 
den, sie  wird  trotz  grosser  Ergiebigkeit 
relativ  leicht  getragen;  auch  ist  sie  ein 
wertvoDes  Mittel,  die  Bewegung  des  Natio- 
nalvermögens zu  verfolgen  und  die  Völker 
hinsichtlich  ihres  Reichtums  zu  vergleichen*). 

Ein  Hauptvorwurf,  den  man  der  Erb- 
schaftssteuer macht  bezw.  gemacht  hat,  ist 
der,  dass  die  Erbschaftssteuer  nicht  etwa 
wie  meist  die  Vermögenssteuer  nur  eine 
nach  dem  Vermögen  erhobene  Einkommen- 


änderung  durch  Erbschaft,  also  eine  Steuerer- 
hebun&p  vorkomme,  so  dass  die  bei  jedem  Erb- 
fall erhobenen  Prozente  des  Vermögens  einer 
jährlichen  Steuer  zu  2  ^/^  7o  von  der  Rente  des- 
selben gleichkomme.  Vocke,  Geschichte  der 
Steuern  des  brit.  Reichs,  Leipz.  1866  S.  229. 

0  Siehe  Finanzarchiv  7  (1890)  S.  668 f.; 
719  f. 

')  Siehe  Finanzarchiv  16  Jahrg.  1899, 
II.  Band. 

')  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Sparsteuer  oder 
progressive  Erbschaftssteuer^.  Finanzarchiv  15 
(1898)  S.  597  f. 

*)  Einen  Versuch  dazu  habe  ich  im  Finanz- 
arcbiv  15  (1898)  S.  145  gemacht. 
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Steuer,  sondern  eine  wirkliche  aus  dem  Yer- 
mögen  bestrittene  Steuer  sei.  Dieser  Vor- 
wurf hat  aber  eine  geringe  Bedeutung; 
er  lässt  sich  sehr  abschwächen  durch  eine 
in  der  Praxis  bereits  eingeführte  Verteilung 
der  Steuer  auf  mehrere  Jahre  (siehe  unten 
sub  7),  auch  haben  schon  Umpfenbach  und 
andere  darauf  verwiesen,  dass  in  jedem  öffent- 
lichen Haushalt  Kapitalanlagen  (Erbauung  von 
Gebäuden  u.  s.  w.)der  Erbschaftssteuer  gegen- 
über stehen  und  dass  die  Erbschaftssteuer 
ohnehin  nur  eintrete,  wenn  regelmässig  die 
Verlassenschaft  verteilt  und  die  bisherige 
Wirtschaft  aufgelöst  werde ;  es  bleibe  jeder- 
mann unbelästigt  in  seinem  Kapitalbestand, 
keine  einzige  bestehende  Wirtschaft  werde 
gekränkt.  Dem  wird  man  noch  mehr  zu- 
stimmen, wenn  man,  wie  ich  vorgeschlagen, 
den  Einkommen sbegriff  konsequent  als  Rein- 
vermögenszugang auffasst.  Allein  selbst 
w^enn  es  sich  bei  der  Erbschaftssteuer  in 
ihren  höheren  Steuersätzen  um  eine  wirkliche 
Vennögenswegnahme  seitens  des  Staates 
handelte,  so  ist  doch  noch  die  Frage,  ob 
nicht  auch  hierfür  gute  Gründe  sich  geltend 
machen  lassen.  Das  fülirt  uns  zu  einer 
weiteren  Betrachtung;  die  Erbschaftssteuer 
will  noch  von  einer  neuen  Seite  gewürdigt 
sein. 

3.  Die  E.  nnd  ihr  VerhäLtnis  zur 
Erbrechtsordnniig.  Im  Gegensatz  zu 
allen  anderen  Steuern  zeigt  die  Erbscliafts- 
steuer  eine  Abstufimg  der  Steuersätze 
nach  der  Verwandtschaft;  die  nahen  Grade 
sind  gering  oder  gai*  nicht,  die  fernen 
hoch  bedacht.  Das  lässt  sich  aus  den  bis- 
her entwickelten  Principien  nicht  genügend 
ableiten.  Mit  der  Erbschaftssteuer  als  einer 
Ergänzung  der  Einkommensteuer  behufs 
Besteuerung  des  fundierten  Einkommens  hat 
diese  Abstufung  nach  Verwandtschaftsgraden 
gar  nichts  zu  schaffen,  imd  auch  mit  dem 
Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit  lässt  sie 
sich  nicht  konstruieren;  10000  Mark,  die 
ein  leiblicher  Nachkomme  erbt,  sind  genau 
so  viel  wert  vom  Gesichtspunkt  der  Leis- 
tungsfähigkeit wie  10000  Mark,  die  ein 
fernerer  Verwandter  oder  Nichtverwandter 
erbt;  auch  ist  hierbei  irrelevant,  ob  sie  der 
eine  oder  andere  mehr  verdient  hat. 

Die  Abstufung  nach  Verwandtschafts- 
graden muss  in  einem  anderen  Gedankenkreis 
wurzeln,  und  dem  ist  auch  so;  sie  wurzelt 
in  der  Auffassung  und  Begründung  des 
Erbrechts. 

Das  zur  Herrschaft  gekommene  (Intestat-) 
Erbrecht  legt,  um  den  Nachlass  zur  Ver- 
teilung zu  bringen,  die  Blutsverwandtschaft 
zu  Grunde,  hierbei  die  Frau  den  Blutsver- 
wandten melu*  oder  weniger  gleichstellend. 
Das  erscheint  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
auch  als  zweckentsprechend  und  mit  unseren 
Empfindungen  in  Harmonie.    Es  entscheiden 


bei  diesem  Verteilungsgrund  nicht  nur- 
leicht  nachweisbare  Merkmale,  was  die 
Unterbringung  des  Nachlasses  sehr  veröin- 
facht,  sondern  er  knüpft  auch  an  die  unbe- 
streitbare Thatsache  an,  dass  die  nächsten 
Blutsverwandten  (inkl.  Ehegatten)  sich  regel- 
mäiSsig  Virklich  am  nächsten  stehen,  der 
soziale  Zusanmienhang  unter  ihnen  am  leb- 
haftesten ist,  geistig  und  wirtschaftlich  sie 
unter  sich  am  engsten  verbimden  sind. 

Ehegatten  leben  in  der  innigsten  Ge- 
meinschaft, sind  für  das  Leben  aneinander 
gekettet,  erwerben  und  konsumieren  zusam- 
men, teilen  Leid,  Freud,  Ziele  und  Aufgaben 
mit  einander.  Kinder  wiederum  sind  Ge- 
schöpfe ihrer  Eltern,  sie  empfangen  von 
ihnen  ihr  Dasein,  ihre  Eigenschaften,  ihren 
Körper,  ihre  geistigen  Anlagen,  ihre  Er- 
ziehung, ihre  Neigungen,  sie  setzen  die 
Persönlichkeit  ihrer  Eltern  fort,  empfangen 
schon  bei  Lebzeiten  ihrer  Eltern,  was  diese 
entbehren  konnten,  also  auch  nach  deren 
Tod,  was  durch  den  Tod  frei  geworden  ist. 
In  des  Menschen  Brust  lebt  das  Gefühl, 
dass  Eltern  für  einander  und  für  ihre  Kin- 
der arbeiten  und  sammeln,  es  ist  ein  mäch- 
tiger Trieb  im  Menschen,  für  seine  Hinter- 
bliebenen zu  sorgen,  diejenigen,  denen  er 
im  Herzen  so  nahe  stand,  nicht  in  Not  zu 
hinterlassen,  die  Gesittung  und  Oekonomie 
der  Gesellschaft  ist  dadurch  wesentlich  ge- 
sichert, die  ökonomischö  Kontinuität  gewahrt 
Die  Evolution,  »das  Aufwärts  der  Mensch- 
heit« wäre  sehr  erschwert,  wenn  das  Erbrecht 
nicht  wäre.  Wenn  das  Erbrecht  an  diese 
Thatsachen  anknüpft,  so  schafft  es  diese 
nicht,  sondern  erkennt  sie  nur  an,  der  Staat 
oder  die  Gemeinschaft  schafft  nur  die  ent- 
sprechenden Formen,  um  der  natürlichen 
Idee  zum  Eintritt  in  das  Rechtsgebiet  zu  ver- 
helfen (Baron). 

Analog  ist  das  Ascendentenerbrecht  wohl 
begründet.  Wenn  Kinder,  ohne  selbst  Kin- 
der zu  hinterlassen,  sterben,  erscheint  es 
billig,  dass  ihr  Nachlass  an  ihre  Eltern 
falle;  letztere  nehmen  vielfach  nur  zurück, 
was,  nachdem  es  von  ihnen  ausgegangen 
war,  sich  eine  Zeit  lang  selbständig  entwickelt 
hatte,  auch  kann  man  auf  die  unbegrenzten 
Pflichten  der  Eltern  gegenüber  ihren  Kin- 
dern hinweisen,  auf  die  unzähhgen  Leistun- 
gen, welche  die  Kinder  von  ihren  Eltern 
empfangen  und  welche  oft  genug  bis  zur 
Selbstaufopfening  gehen. 

Geht  man  über  die  umschriebenen  Kreise 
hinaus,  so  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  das 
Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  imd  des 
Sichnahestehens  in  schneller  Abnahme  be- 
griffen ist;  es  ist  noch  einigermassen  leben- 
dig bei  Geschwistern  und  deren  Descen- 
denten,  von  da  an  aber  verflüchtigt  es  sich 
rasch,  so  dass  man  es  oft  kaum  mehr  walir- 
zunehmen  im  stände  ist,  und  es  ist  thörichte 
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Hoffnung,    an    seine    Wiederbelebung    zu 
glauben. 

Ganz  hat  sich  auch  die  Gesetzgebung 
dem  nicht  verschliessen  können;  es  kommt 
besonders  ziun  Ausdruck  in  der  Unterhalts- 
pflicht. Während  früher  die  Verwandtschaft 
eine  grosse  Familie  daratellte,  in  welcher 
die  Mitglieder  im  Notfalle  einander  schützten 
und  unterstützten,  ist  heute  die  gesetzliche 
Unterhaltspflicht  meist*)  nur  noch  auf  Ver- 
wandte in  gerader  Linie  beschränkt  (B.G.B. 
§  1601) ;  so  schwach  ist  das  Band  geworden, 
dass  der  Gesetzgeber  nicht  mehr  wagt,  die 
Geschwister  —  und  wären  sie  noch  so  sehr 
dazu  im  stände  —  zur  Unterstützung  her- 
anzuziehen.2)  ^^  Stelle  der  zerstörten  Gross- 
familie ist  in  den  heutigen  Kulturstaaten 
die  Gemeinde  resp.  der  Staat  getreten;  die 
Vormundschaft  wird  von  Staat  und  Ge- 
meinde überwacht;  der  Gemeinde  hat  man 
ausserhalb  der  geraden  Linie  die  volle  Un- 
terstützungs-  und  Älimentierungspflicht  auf- 
erlegt. Es  ist  verwunderlich,  dass,  während 
der  Gesetzgeber  hier  anerkennt,  dass  das 
Sichnahestehen  nicht  einmal  bei  Geschwis- 
tern stark  genug  sei,  um  eine  gesetzliche 
Pflicht  zur  gegenseitigen  Hilfe  zu  begrün- 
den, er  auf  der  anderen  Seite  die  &bbe- 
rechtigung  bis  in  die  fernsten  Verwandt- 
schaftsgrade laufen  lässt.  Man  sollte  meinen, 
dass  den  Rechten  auch  Pflichten  entsprechen 
müssten.*)  Und  natürliche  Vorgänge  wie 
die  Verwandtschaft  haben  doch  nur  unter 
der  Voraussetzung  Anspruch  auf  Geltimg, 
dass  sie  eines  geistigen  Gehaltes  fähig  sind ; 
die  Verwandtschaft  als  causa  acquirendi  in 
infinitum  anerkennen,  heisst  aber  auf  ethische 
Motive  verzichten  (Baron).  Es  kann  auch 
unmöglich  richtig  sein,  dass  man,  wie  es 
jetzt  so  oft  geschieht,  nach  einem  ganz  ent- 
fernten Verwandten  fahndet  oder  dass  irgend 
ein  Advokat  gegen  Participation  an  der  Erb- 


')  In  China  gilt  heute  noch  die  Verpflich- 
tung, für  die  Verwandten  entferntester  Grade 
aufzukommen.  Baron,  Zur  Erbschaftssteuer. 
Hüdebrands  Jahrb.  26  (1876)  S.  288  Note  4. 

•)  Der  Entwurf  des  B.G.B.  erster  Lesung 
vom  Jahre  1888  hatte  im  §  1480  neben  den 
Verwandten  in  gerader  Linie  die  Geschwister 
unterhaltspflichtig  machen  wollen.  In  der  Kom- 
mission für  die  zweite  Lesung  wurde  die  ge- 
setzliche Unterhaltspflicht  der  Geschwister  unter 
einander  beseitigt;  es  entsprach  dies  dem 
Wunsche  sämtlicher  Bundesregierungen  mit 
Ausnahme  der  preussischen. 

')  Manchmal  bricht  dieser  Gedankengang 
beim  Gesetzgeber  durch.  So  hatte  das  preussische 
Landrecht  das  Erbrecht  entzogen,  wenn  der 
Unterhaltspflichtige  den  Unterhalt  verweigerte. 
Die  Motive  zum  bayerischen  Erbschaftssteuerg. 
V.  1879  meinen,  es  entspreche  der  Billigkeit, 
dass  Anfälle  bis  zum  Betrage  von  1000  Mark 
für  jeden  Eltemteil  als  Aequlvalent  der  even- 
tuellen „Alimentationspflicht^  frei  blieben. 


Schaft  durah  langwierige  Archivstudien  be- 
weist, dass  ein  Wildfremder,  von  dem  der 
Verstorbene  nie  etwas  gewusst,  noch  ein 
Quentchen  verwandt  ist;  auch  wird  man 
schwor  begreifen,  dass  dieser  so  besonders 
geeignet  sein  soll,  den  Eigentümer  fortzu- 
setzen. 

Die  Gesetzgeber  haben  bisher  manche  An- 
läufe gemacht,  das  Erbrecht  zu  begrenzen,  im 
grossen  Ganzen  mit  äusserster  Vorsicht ;  es  tritt 
ein  ausserordentlicher  Konservativismus  zu 
Tage,  zuweilen  hat  man  sogar  die  Abgrenzung 
wieder  rückgängig  gemacht  und  die  „lachenden 
Erben"  weiter  geduldet. 

Bekanntlich  hat  schon  das  römische  Becht 
Begrenzungen  in  der  Berufung  zur  Erbschaft 
gekannt;  erst  unter  Justinian  wurde  durch 
die  Novelle  118  die  Erbfolge  in  infinitum  sta- 
tuiert. Das  altdeutsche  Recht  liess  die  Sippe 
bald  in  der  6.,  bald  in  der  6.  oder  7.  Generation, 
aufhören.  Der  Code  Napoleon  (Art.  7öÖ)  schliesst 
mit  dem  12.,  das  wUrttembergische,  Mainzer 
und  Baden-Durlachische  Landrecht  sowie  die 
Kölner  Reformation  ^gen  bis  zum  10.  Grade 
in  der  Seitenlinie.  Nach  dem  österreichischen 
Gesetzbuch  reicht  das  Erbrecht  nicht  über  die 
6.  Parentel  hinaus,  das  neue  Züricher  Gesetz- 
buch V.  4.  September  1887  schliesst  den  Kreis 
der  erbfähigen  Verwandtschaft  mit  den  Ur- 
grosseltem  ab  (§  891).  In  Frankreich  wurde 
der  Entwurf,  den  die  Regierung  am  15.  Ok- 
tober 1888  dem  Parlament  vorlegte,  wonach 
die  Erbfähigkeit  statt  mit  dem  12.,  mit  dem 
6.  Grad  abschliessen  sollte,  nicht  Gesetz.  Man 
machte  unter  anderem  dagegen  geltend,  dass 
wohl  die  Mehrzahl  das  Erbrecht  des  Staates 
durch  Testament  verhindern  könne,  dass  das 
aber  nicht  möglich  sei,  wenn  es  sich  um  Min- 
derjährige und  Geisteskranke  handle. 

Auch  beim  deutschen  B.G.B.  hat  die  Frage 
eine  grosse  Rolle  gespielt.  Der  Entwurf  erster 
Lesung  vom  Jahre  1888  kannte  keine  Begren- 
zung. In  dem  zweiten  Entwurf  des  B.G.B. 
waren  hinter  der  dritten  Linie  als  gesetzliche 
Erben  zur  Erbfolge  berufen  die  Urgrosseltem 
des  Erblsissers  sowie  die  gemeinschaftlichen 
und  einseitigen  Abkömmlinge  derselben.  Dage- 
gen sollte  die  fünfte  und  die  folgenden  Parentelen 
ausgeschlossen  sein.  In  der  Kommission  für  die 
zweite  Lesung  des  Entwurfs  (1894)  wurde  von 
manchen  das  noch  als  zu  weitgehend  angesehen. 
„Auch  unter  den  Angehörigen  der  vierten  Pa- 
rentel sei  das  Gefühl  der  Blutsverwandtschaft 
und  der  Familienangehörigkeit  häufig  nur  noch 
in  einem  so  geringen  Grade  vorhanden,  dass 
es  richtiger  sei,  die  gesetzliche  Erbfolge  bereits 
hinter  der  dritten  Parentel  abzuschliessen.  Auf 
den  abweichenden  Standpunkt  früherer  Kodifi- 
kationen dürfe  entscheiaendes  Gewicht  nicht 
felegt  werden.  Die  Vervollkommnung  der 
Kommunikationsmittel  und  die  gesetzliche  An- 
erkennung der  unbedingten  Freizügigkeit  habe 
gerade  in  der  neueren  Zeit  bewirkt,  dass  die 
einzelnen  Familienangehörigen  mehr  und  mehr 
auseinander  gegangen  seien  und  auf  diese 
Weise  den  örtlichen  Zusammenschluss  an  die 
engere  Heimat  verloren  hätten.  Dies  habe 
auch  das  Gefühl  für  die  verwandtschaftliche 
Zusammengehörigkeit  wesentlich  abgeschwächt. 
Man  könne  für  die  Gegenwart  behaupten,  dass 
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unter  den  Angehörigen  der  vierten  Parentel 
dieses  Gefühl  meist  nur  noch  so  gering  sei, 
dass  die  Gründe,  welche  dafür  sprächen,  ent- 
fernte Verwandte  bei  der  gesetzlichen  Erbfolge 
nicht  zu  berücksichtigen,  es  rechtfertigten,  wenn 
der  Gesetzgeber  die  Angehörigen  der  vierten 
Parentel  als  entfernte  Verwandte  ansehe  und 
demgemftss  ihnen  ein  gesetzliches  Erbrecht  ver- 
sage.*' Die  Mehrheit  teilte  aber  diese  Ansicht 
nicht.  „Innerhalb  der  vierten  Parentel  sei 
auch  in  der  s^egenwärtigen  Zeit  das  Gefühl  der 
Blutsverwandtschaft  unter  den  Angehörigen 
einer  Familie  keineswegs  in  dem  Masse  ge- 
schwunden, wie  der  Antragsteller  annehme.  Es 
sei  nicht  unbedingt  richtig,  dass  die  Verbesse- 
rung und  Ausdehnung  der  Kommunikations- 
mittel auf  den  Zusammenhalt  der  Familie  im 
weiteren  Sinne  störend  und  zersetzend  einge- 
wirkt habe.  Wie  die  Verbesserung  der  Kom- 
munikationsmittel einerseits  die  Möglichkeit 
biete,  die  Familienangehörigen  schneller  aus- 
einander zu  bringen,  so  habe  sie  andererseits 
zur  Folge,  dass  die  Familienangehörigen  sich 
nach  einer  vorausgegangenen  Trennung  schneller 
und  leichter  wieder  zusammenfinden.  Man 
müsse  deswegen  bei  einer  etwaigen  Beschrän- 
kung des  gesetzlichen  Erbrechts  gegenüber 
dem  geltenden   Rechte   vorsichtig    zu    Werke 

fehen,  wenn  man  sich  nicht  mit  wohlbegründeten 
raditionen  in  W^iderspruch  setzen  und  den 
Vorwurf  auf  sich  laden  wolle,  dass  man  die 
sittliche  und  soziale  ,  Bedeutung  der  Blutsver- 
wandtschaft, welche  als  solche  ein  Erbrecht 
begründen,  im  Gegensatz  zu  der  Volksüber- 
zeugung verkannt  habe.  Die  Vorschläge  der 
Bundesregierungen  wichen  in  der  Frage  der 
Beschränkung  des  gesetzlichen  Erbrechts  von 
einander  ab.  Bedenke  man  aber,  dass  von 
keiner  Regierung  beantragt  sei,  die  js^esetzliche 
Erbfolgeordnung  mit  der  dritten  Lmie  abzu- 
schliessen,  so  erscheine  es  zum  mindesten  ge- 
wagt, wenn  der  Gesetzgeber  bereits  den  Ver- 
wandten der  vierten  Linie  ein  gesetzliches  Erb- 
recht versage.  Dagegen  erscheine  es  zulässig, 
solchen  Verwandten,  welche  auch  der  vierten 
Linie  nicht  angehören,  ein  gesetzliches  Erb- 
recht nur  dann  zu  gewähren,  wenn  sie  Vor- 
eltern sind.  Es  könne  zweifelhaft  sein,  ob  ein 
Bedürfnis  vorliege,  ein  gesetzliches  Erbrecht 
fünfter  Linie  auch  nur  mit  dieser  Beschränkung 
zuzulassen,  indessen  würden  sich  doch  Fälle 
denken  lassen,  in  denen  es  als  ein  Mangel  der 
Berücksichtigung  verwandtschaftlicher  Bezie- 
hungen auffallen  würde,  wenn  einer  Person, 
von  welcher  der  Erblasser  in  gerader  Linie  ab- 
stamme, das  gesetzliche  Erbrecht  versagt 
würde.  Die  Vorschrift  werde  überdies  nur  so 
selten  zur  Anwendung  kommen,  dass  im  prak- 
tischen Erfolge  das  gesetzliche  Erbrecht  auf 
die  vier  ersten  Linien  Deschränkt  bleiben  werde. 
Bei  den  der  fünften  oder  einer  noch  weiteren 
Linie  angehörigen  Seitenverwandten  treffe  der 
Grund  der  gesetzlichen  Erbfolge  so  wenig  zu, 
dass  der  Anfall  einer  Erbschaft  an  einen  solchen 
Seitenverwandten  als  ein  blosser  Zufall  werde 
aufgefasst  werden."  Ausser  dieser  Einschrän- 
kung der  Erbberechtigung  war  noch  eine  weitere 
insofern  gegeben,  als  in  der  vierten  Linie  die 
vollständige  Durchfühnmg  des  Parentelsysteras 
aufgegeben  war,  um  eine  zu  grosse  Zersplitte- 
rung des  Vermögens  des  Erblassers  zu  vermeiden. 


Der  dem  Reichstag  vorgelegte  Entwurf 
war  konform  diesen  Beschlüssen;  die  demselben 
beigegebene  Denkschrift  vom  Jahre  1896  S.  258 
sagt  hierzu :  „Das  Bewusstsein  der  Familienzu- 
sammengehörigkeit ist  bei  so  entfernter  Ver- 
wandtschaft (Abkömmlinge  der  in  der  fünften 
Ordnung  berufenen  Voreltern)  meist  nicht  mehr 
vorhanden.  Der  Uebergang  des  Vermögens  auf 
die  betreffenden  Verwandten  entspricht  daher 
nicht  einmal  der  mutmasslichen  Absicht  des 
Erblassers,  stellt  sich  vielmehr  als  reiner  Zufall 
dar."  Die  heutige  Rechtsauffassung  fordert, 
dass  in  solchen  Fällen  die  Erbschaft  für  Zwecke 
der  Allgemeinheit  verwendet  werde."  Allein 
der  Reichstag  folgte  nicht  diesen  verständigen 
und  gewiss  mit  grosser  Mässigung  gemachten 
Vorschlägen ;  es  blieb  bei  der  gesetzlichen  Erb- 
folge in  infinitum;  die  einzige  Einschränkung 
besteht  darin,  dass  wenn  die  Urgrosseltem  und 
noch  fernere  Voreltern  zur  Zeit  des  Erbfalls 
nicht  mehr  leben,  von  deren  Abkömmlingen  je- 
weils nur  derjenige  erbt,  welcher  mit  dem  Erb- 
lasser dem  Gradejnach  am  nächsten  verwandt  ist. 

Giebt  man  zu,  dass  unter  heutigen  Ver- 
hältnissen die  Begrenzung  des  Erbrechts 
richtig  ist,  dann  wird  man  sich  bei  der 
Erbschaftssteuer  mit  sehr  massigen  Steuer- 
sätzen begnügen  können,  sofern  die  Erb- 
berechtigimg  schon  nach  den  ersten  Graden 
abschneidet ;  ist  dagegen  die  Grenze  der  Erb- 
berechtigung sehr  weit  hinausgerückt,  so 
wird  man  die  Steuersätze  umsomehr  steigern 
dürfen,  je  näher  man  der  Grenze  kommt, 
bei  der  die  Erbberechligung  aufhört,  bezw. 
je  sinnloser  die  Erbberechtigiing  wird. 

Cnd  mir  will  scheinen,  dass  der  Gesetz- 
geber heute  schon  instinktiv  von  solchen 
Erwägungen  geleitet  werde.  Seine  grosse 
Zurückh^tung  auf  dem  Gebiete  des  Erb- 
rechts kompensiert  er  durch  Abstufung  der 
Steuersätze  nach  der  Verwandtschaft.  Er 
negiert  die  volle  Erbberechtigung  um  so 
melir,  je  entfernter  die  Verwandtschaft  ist. 
Indem  er  diese  Ktirzung  in  die  Form  der 
Steuer  kleidet,  ist  er  in  der  Lage,  feiner 
und  beweglicher  zu  nuancieren,  als  er  es 
im  Erbrecht  könnte,  und  sein  Quasilegat 
gegen  alle,  die  bereichert  werden,  geltend 
zu  machen,  ohne  sich  mit  den  Geschäften 
der  Nachlassregulierung  befassen  zu  müssen. 

Neben  dem  Intestaterbrecht  hat  man  bei 
allen  Kulturvölkern  das  testamentarische; 
die  Testierfreiheit  ist  ein  Ausfluss  des  Sonder- 
eigentums imd  angesichts  des  ümstandes, 
dass  das  Intestaterbrecht  nur  diuxihschnitt- 
liche  Verhältnisse  im  Auge  haben  kann,  zweck- 
mässig; doch  hat  man  —  ausgenommen  Eng- 
land und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
—  überall  eine  Begrenzung  dieser  Befugnis 
durch  Statuiening  der  Pflichtteilsrechte ;  das 
schon  deswegen,  weil  die  Gemeinschaft  sich 
nicht  gefallen  zu  lassen  braucht,  dass  in- 
folge der  Enterbung  eventuell  sie  selbst  für 
die  Hinterbliebenen  aufkommen  muss. 

Bei  der  Besteuerung  pflegen  die  Gesetz- 


Erbschaftssteuer 


703 


ober  keinen  Unterschied  zu  machen,  ob  der 
Inverb  auf  Testament  cxler  Intestiiterbrecht 
oniht.  Eine  Ausnahme  machen  die  Nieder- 
mde  und  Belgien,  welche  in  der  Soiten- 
nio  den  über  den  Intestaterbteil  hinaus- 
ohenden  Betrag  so  hoch  belasten,  wie  wenn 
r  an  Nichtverwandte  fiele.  In  dieser  Ver- 
härfung  kommt  zum  Ausdruck,  dass  man 
1  der  Seitenlinie  dem  Erwerber  nur  inner- 
alb  der  Grenzen  des  Intestaterbteils  eine 
f^ wisse  Schonung  zukommen  lassen  zu 
nissen  glaubt.  Auch  Zürich  (G.  v.  1870)  be- 
:ouert  das,  was  die  erbberechtigten  Ver- 
andten  noch  besonders  durch  Testament 
^halten,  mit  dem  h(>chsten  Satz;  die  Vor- 
ige V.  22.  Januar  1895  ans  Volk  wollte  den 
üterschied  fallen  lassen,  die  neueste  der 
mtonsrätlichen  Kommission  v.  18.  September 
s98  wollte  jeweils  den  nächstfolgenden  Satz 
?rwenden.  Auch  Freibiu^  i.  Ue.  lässt  bei 
evorzugimgen  ein::elner  Eroen  einen  um  1  ®/o 
'hüllten  Steuei-salz  eintreten.  Uober  die 
fiher  niedrigere  Besteuerung  des  testamenta^ 
sehen  Nachlasses  in  England  s.  unten 
ib  8. 

4.  Folgemngen  ans  den  vorstehen- 
en  Erörterungen.  Sind  die  vorstehenden 
mrteningen  richtig,  dann  ergiebt  sich 
'l<2:eude  steuerliche  Behandlung  der  Nach- 
ssvermugen : 

1.  Eine  der  Einkommensteuer  analoge 
teuer;  eine  Berücksichtigung  der  Ver- 
andtijchaft  ist  liier  nicht  geboten,  ebenso 
cht  schlechthin  eine  Freilassung  der  geraden 
inie^)  und  Ehegatten*),  auch  muss  die 
euer  wie  bei  der  Einkommensteuer  pro- 
•essiv  nach  der  Höhe  des  Anfalls  gestaltet 
in;  dabei  sind  die  Bedachten  gegenüber 
listigen  Einkoramen  steuerpflichtigen  etwas 
'güiistigt,  weil  ihr  übriges  Einkommen 
cht  eingerechnet  ist ;  '^iinle  es  geschehen, 
ergübe  vSich  ein  etwas  höherer  Progrossions- 
tz ;  allein  das  wird  man  nicht  beanstanden, 
1  Gi^genteil,  man  wird,  um  den  Bereicherten 
0  Möglichkeit  zu  geben,  das  durch  den 
nfall  erhaltene  einmalige  Einkommen '^^ieder 
T  Vermögensanlage  zu  widmen,  die  Pro- 
essionsskala  viel  langsamer  wachsen  lassen 
irfen. 

Wenn  die  preussische  Einkommensteuer 
•i  900  Mark  0,66  «/o,  bei  1200  Mark  1  o,o, 
i  24(>()  ^lark  2^.\  bei  10  (XK)  Mark  3»,o, 
i  1  (KJ 000  4«o  beträgt,  wird  man  für  die 
rbschaftssteuer  zunächst  die  steuerfreie 
r*enze  auf  5000  hinaufrücken  und  etwa  bei 
iifiillen  von  ilOOO— lOO(X)  0,5^0,  10000  bis 
KXX)  lo'o,  50000—100000  1,5 »/o,  100000 
s  150000  20/0,  150000-200000  2,5^/0, 
M )  000—300  000     3  o/o ,     300  000—400  000 


5  0/0,  über  400000  40/0  festsetzen  dürfen. 


*)  üeber  die  Besteuerung  derselben  in  der 
?setzgebung  vgl.  Finanzarchiv  1898  S.  608  f. 


2.  Sofern  die  Erbschaftssteuer  die  Rolle 
übernelunen  soll,  das  fundierte  Einkommen 
zu  treffen,  ist  ein  gleichmässiger  Zuschlag 
zuzufügen.  Dieser  Zuschlag  wird,  falls 
nicht  noch  andere  Steuern  das  fundierte 
Einkommen  treffen,  1 — 1,5 0/0  nicht  über- 
steigen dürfen.  Soll  die  Erbschaftssteuer 
auch  noch  die  ungenügende  Belastung  der 
hohen  Einkommen  richtig  stellen,  so  müsste 
man  streng  genommen  einen  weiteren  pro- 
gressiv gestalteten  Zuschlag,  und  zwar  be- 
rechnet nach  der  ganzen  Erbmasse,  hinzu- 
fügen, ähnlich  wie  er  in  England  besteht. 
Allein  davon  kann  man  absehen,  insofern  in 
unseren Vorsclüägen  sub  1  und  3  die  kleineren 
Anfälle  besonders  geschont  sind  und  damit 
im  grossen  Glänzen  dieser  Gesichtspunkt 
genügend  berücksichtigt  erscheint. 

3.  Zu  diesen  Sätzen  käme  ein  weiterer 
Zuschlag,  der  lediglich  mit  Rücksicht  darauf 
zugefügt  wird,  dass  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen nicht  alle  Erben  und  Legatare 
die  voUe  Anfallsumme  beanspnichen  können. 

Bei  diesem  Zuschlag  kommt  die  Ver- 
wandtschaftsnähe in  voller  Stärke 
zur  Geltung.  Gerade  Linie  und  Ehegatten 
sind  als  unterhaltspflichtig  vollständig  von 
diesem  Zuschlag  frei  zu  lassen;  bei  den 
übrigen  Verwandten  wäre  mit  der  Ver- 
ringerung der  Ven^•andtschaftsnähe  in 
rascher  Progression  (U  r  Zuschlag  zu  steigern, 
da  thatsächlich  das  Uefiilü  der  Zusammen- 
gehörigkeit progressiv  mit  der  Entfernung 
schwindet;  man  könnte  daran  denken, 
die  Progression  geometrisch  verlaufen  zu 
lassen. 

Man  könnte  z.  B.  für  die  Seitenverwandten 
im  2.  und  3.  Grad  (Geschwister,  Onkel, 
Neffe)  3  0/0,  im  4.  und  5.  Grad  ((jeschwister- 
kinder,  Grossonkel,  Grossneffe,  Ui-grossonkel, 
Urgrovssneffe)  6^/0,  im  6.  und  7.  Grad  (Ge- 
schAÄ^sterenkel  etc.)  12  0/0,  im  8.  und  9.  Grad 
(Geschwisterurenkel  etc.)  240/0,  im  10.  und 
11.  Grad  48 0/0  ins  Auge  fassen,  wenn 
über  den  11.  Grad  hinaus  der  Staat  Erbe 
wäre.  Die  Adoptivverwandten  und  Ver- 
schwägerten wären  einem  der  Blutsver- 
wandtschaftsgrade zuzuteilen,  wie  dies  heute 

—  freilich  von  einander  selir  abweichend 

—  bereits  die  Erbschaft«steuergesetze  thun. 
Nichtverwandte  Testamentserben  oder  Lega- 
tare sind,  da  sie  dem  Erblasser  noch  nahe 
gestanden,  wie  die  letzte  oder  vorletzte  noch 
erbberechtigte  Klasse  zu  behandeln. 

Kombiniert  man  die  Abgal)en  1  und  3 
und  fügt  für  die  Abgabe  2  den  Satz  von 
10/0  hinzu,  so  ergäbe  sich  eine  Gesamt- 
besteuenmg,  die  bei  Beträgen  bis  5000  Mark 
in  der  direkten  Linie  und  bei  Ehegatten  1  o/o^ 
bei  Seitenverwandten  und  zwar  2.  und  3.  Grad 
40/0,  4.  und  5.  Grad  70/0,  6.  und  7.  Grad 
130/0,  8.  und  9.  Grad  25  0/0,  10.  und  11.  Grad 
49  0/0  betrügen ;  bei  einem  Anfall  von  400  000 
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Mark  und  darilber  wären  die  analogen  Sätze 
5,  8,  11,  17,  29,  53^/0. 

Diese  Sätze  erfahren  zweckmässig  eine 
Korrektur,  insofern  sich  empfielüt,  die  kleine- 
ren Anfälle  etwas  zu  schonen  ^),  auch  wenn 
sie  entfernteren  oder  Nichtverwandten  zu 
gute  kommen.  Massige  Vermögen  können 
auch  für  solche  von  wohlthuendster  Wir- 
kung sein  und  sind  stets  zu  fördern;  je 
mehr  aber  das  Existenzminimum  der  Ver- 
sorgung überschritten  ist,  um  so  höher  darf 
die  Steuer  werden.  Der  Staat  braucht  die 
Erbberechtigimg  der  fernsten  Verwandten 
um  so  weniger  anzuerkennen,  je  grösser  der 
Anfall,  so  dass  ihnen  selbst  nach  Abzug  der 
Steuer  immer  noch  eine  hübsche  Summe 
bleibt.  Berücksichtigt  man  das,  gewährt 
man  femer  in  direkter  Linie  und  fiir  Ehe- 
gatten überhaupt  völlige  Steuerfreiheit  bis 
5000  Mark  imd  modifiziert  etwas  die  Steuer- 
sätze für  diese  Gruppe,  so  möchte  etwa 
folgende  Steuerskala  passend  erscheinen: 
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Bis       6000  —  4,0  8,0  12,0  16,0  30 

5000-  10000  0,5  4,5  8,5  12,5  17,0  32 

10000—  50000  1,0  5,0  9,0  13,0  18,0  35 

ÖOOOO— 100000  1,5  5,5  9,5  13,5  20,0  40 

100000—150000  2,0  6,0  10,0  14,0  22,0  45 

150000—200000  2,5  6,5  10,5  14,5  24,0  50 

200000—300000  3,0  7,0  u,o  15,0  26,0  55 

300000—400000  3,5  7,5  11,5  15,5  28,0  60 

400  000  n.  darüb.  4,0  8,0  12,0  16,0  30,0  65 

Man  wird  es  nicht  als  ungeheuerlich 
finden,  wenn  ein  Kind,  dem  10000  Mark 
Reinvermögen  zufallen,  50  Mark  steuert,  und 
ebenso  nicht,  wenn  es  bei  einem  Anfall  von 
400000  Mark  an  den  Staat  16000  Mark  ab- 
giebt;  man  muss  immer  im  Auge  behalten, 
dass  viele  ihren  Weg  durch  das  Leben 
machen  müssen,  ohne  überhaupt  etwas 
Nennenswertes  mitzubekommen.  Ebenso- 
wenig wird  sich  ein  Bruder  für  beschwert 
erachten  können,  wenn  er  von  einem  anderen 
Bnider  400000  Mark  Reinvermögen  erbend 
32000  Mark  Steuer  bezahlt.  Und  nehmen 
wir  den  Fall  ganz  entfernter  Verwandtschaft, 
80  würde  jemand,  der  von  dem  Urenkel 
oder  gar  Unu-enkel  dos  Bruders  seines  Ur- 
grossvaters  (8.  und  9.  Grad)  5000  Mark 
Reinvermögen  erbte,  800  Mark  Steuer,  bei 
400000  Mark  Reinvermögen  120000  Mark 
an  den  Staat  abzugeben  luiben.  Handelt  es 
sich  um  noch  ein  oder  zwei  entferntere 
Grade,  so  wären  von  5000  Mark  1500  Mark 
und  von  400000  Mark  260000  Mark  an  den 
Staat  abzugeben;  es  blieben  ihm,  der  sich 


')  Es  können  allerdings  solche  kleine  An- 
fälle an  sehr  reiche  Leute  fallen,  allein  das 
muss  man  hinnehmen. 


kaum  seiner  Verwandtscliaft  mehr  bewusst 
ist,  im  ersten  Fall  3500  Mark,  im  zweiten 
Falle  140  000  Mark  —  füi-  sein  Quentchen 
Verwandtscliaft  gerade  genug;  er  winl  im- 
mer noch  seines  zufälligen  Anfalls  sich  freuen. 
Dasselbe  ergäbe  sich  für  einen  nicht  ver- 
wandten Testameutserben. 

Will  man  die  vorstehenden  Steuersätze 
etwas  mildern,  so  braucht  man  nur  zu  be- 
stimmen, dass  der  höhere  Steuerfuss  jeweils 
nm*  von  der  überschiessenden  Summe  zu 
zahlen  ist. 

Die  heute  bestehenden  Steuersätze  (vgl. 
unten)  weichen  freilich  noch  erheblich  von 
den  vorgeschlagenen  ab;  doch  sind  sie  be- 
reits auf  gutem  Weg,  sich  ihnen  zu  nähern, 
namentlich  seit  auch  die  Progression  der  Erb- 
schaftssteuer nach  der  Grösse  des  Anfalls  immer 
mehr  Terrain  gewinnt.  Sie  besteht  in  Solo- 
thum  seit  1848,  in  Thnrgan  seit  1850,  in  Zürich 
seit  1869,  in  Bern  seit  1879,  in  Schaffhansen 
seit  1884,  in  Uri  seit  1889;  in  Grossbritannien 
und  Irland  seit  1894;  ebenso  ist  sie  vorhanden 
in  Missouri  und  Illinois ;  in  Frankreich  war  sie 
1894  vorgeschlagen,  ebenso  1897  im  Königreich 
Sachsen,  1898  in  Italien.  Für  die  häufigsten 
Erbschaftsfälie  hat  meine  Skala  überhaupt  nichts 
Befremdendes  und  ist  zum  Teil  sogar  milder 
als  die  bestehenden.  Beim  zweiten  und  dritten 
Verwandtschaftsgrad  bewerfen  sich  meine  Sätze 
zwischen  4 — 8<^/o,  in  Hamburg*)  zahlen  heute 
schon  Geschwister  von  jedem  Betrag  6  ^/q,  Neffen 
und  Nichten  von  jedem  Betrag  870,  in  Elsass- 
Lothrinß:en  beide  Verwandtschaftsgruppen  von 
jedem  Betrajg  6V4^/o;  ^  Italien  müssen  Ge- 
schwister 1  %j  Neffen  und  Nichten  8,5  ®/o  be- 
zahlen und  zwar  ebenfalls  von  jedem,  auch  dem 
kleinsten  Betrag.  In  Frankreich  zahlen  Ge- 
schwister, Onkel  undNefifen  8,125  ^/q,  nach  dem 
Entwurf  von  1894  sollten  Geschwister  8,5  bis 
120  0,  Onkel  und  Neffen  10-13,5  <>|o  zahlen. 
Beim  4.  und  5.  Grad  bewegen  sich  meine  Sätze 
zwischen  8— 120|^j,  in  Italien  sind  sie  teils  8,50  ^1^,, 
teils  120|o,  in  Frankreich  teUs  8.75  o|o,  teUs  10  «lo, 
nach  dem  Entwurf  von  1894  teils  12  bis 
15,5,  teils  14 — 17,5^1^.  Selbst  beim  6.  und  7. 
Grad  halten  sich  meine  Sätze  12— I60L  noch 
innerhalb  einer  Grenze,  die  hinter  den  in 
Frankreich  1894  vorgeschlairenen  (teils  14  bis 
17,50,  teils  15— 18  o|^,)  zurückbleiben.  Nur  beim 
8.  und  9.  und  beim  10.  und  11.  Grad  zeigt 
meine  Skala  etwas  wirklich  abweichendes,  in- 
dem sie  nur  konsequent  die  vorhergehenden 
fortsetzen  und  zu  bisher  nicht  gewohnter  Höhe 
fortschreitend  den  Uebergang  zu  der  Stufe 
bilden,  bei  welcher  die  Intestaterbfolge  doch 
zum  allermindesten  abzuschliessen  hätte;  es 
sind  dies  Grade,  bei  denen  überhaupt  selten 
eine  Vererbung  vorkommt.  Während  in  Deutsch- 
land bisher  als  höchster  Satz  lO^I©  nicht  über- 
schritten wurden,  beträgt  er  in  Luzem  und 
Basel  12  \,  in  Genf,  Zürich  und  Italien  15  \, 
in  England  18<>|o,  in  Holland  20,7  °|o,  in  Argau 
20%,  Schaffhausen  für  Nichtverwandte  bei  einem 
Anfall  von  90000  Francs  20%,  und  der  neueste 
Vorschlag  der  kantonsrätlichen  Kommission  in 
Zürich  v.  18.  September  1898  will  bei  gar  nicht 


')  Nach  Befinden  sind  1000  Mark  frei. 
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sehr  fernen  Verwandten*)  und  Nichtverwandten 
einen  Anfall  von  20000  Francs  bereits  mit  32  ^^l^ 
besteuern. 

Je  höher  die  Steuersätze  bei  einer  ratio- 
nell durchgeführten  Erbschaftssteuer  aus- 
laufen, um  so  wichtiger  werden  die  zu  ge- 
währenden Befreiungen. 

So  ist  es  empfohlen,  kleine  Anfälle  zu 
befreien;  ich  möchte  für  deutsche  Verhält- 
nisse diese  Summe  auf  1000  Mark  setzen, 
schon  um  den  notwendigsten  Hausrat  da- 
durch gi"össtenteils  steuerfrei  zu  machen. 
In  der  direkten  Linie  und  bei  Ehegatten 
ist  die  steuerfreie  Summe  höher  zu  bemessen, 
es  wurden  oben  5000  Mark  vorgeschlagen. 

In  Deutschland  beträgt  zur  Zeit  das  steuer- 
freie Minimum  in  der  Regel  150  Mark,  in 
Bayern  nur  50  Mark,  in  Württemberg  ist  nur 
bewegliches  Vermögen  bis  100  Mark  frei.  Der 
sächsische  Entwurf  vom  Jahre  1897  wollte  An- 
fälle bis  100  Mark  frei  lassen.  Oesterreich; 
Frankreich,  Italien  haben  keine  Befreiungen 
in  Belgien  sind  1000  Francs,  in  England  100  £ 
=  2000  Mark  frei 

In  zweiter  Linie  wird  man  die  Zuwen- 
dungen an  Personen,  die  zum  Hausstand 
des  Erblassers  gehört  und  in  einem  Dienst- 
verhältnisse zu  diesem  gestanden  haben, 
günstiger  behandeln  dürfen.  Zweckent- 
sprechend dürfte  sein,  bei  ihnen  ebenfalls 
1000  Mark  frei  zu  lassen,  den  Rest  aber  so 
zu  besteuern  wie  bei  Seitenverwandten  des 
4.  und  5.  Oi-ades  (8— 12  o/o). 

Bayern  befreit  600  Mark,  Württemberg, 
Sachsen,  Hessen,  Sachsen-Meiningen  bis  1000 
Mark;  in  Preussen,  Anhalt,  Braunschweig  900 
Mark,  bei  einem  höheren  Betrag  ist  nur  der 
900  Mark  überschiessende  Teil  steuerpflichtig, 
und  besteht  der  Anfall  in  Papieren,  Beuten, 
Nutzungen  auf  Lebenszeit,  so  ist  der  Steuersatz 
nur  1®L.    In  Oesterreich  steuern  Dienstboten 


l^A,  wenn  die  Erbschaft  eine  Rente  von  50 
Gulden  nicht  übersteigt.  Waadt  erhebt  4% 
von  den  1000  Francs  übersteigenden  Erbschaften. 

In  dritter  Linie  dürfte  man  Descenden- 
ten  und  Ascendenten  ganz  frei  lassen,  wenn 
der  Erblasser  im  Dienste  des  Staates  für 
die  Gesamtheit  auf  gewaltsame  Weise  sein 
Leben  verloren  hat.  In  England  sind  die 
Yermögensstücke  der  im  Krieg  versterben- 
den gemeinen  Soldaten  und  Seeleute  von 
der  estate  daty  frei. 

Endlich  wird  man  Zuwendungen  für 
öffentliche,  gemeinnützige  Zwecke,  milde, 
fromme  und  Unterrichtsstiftungen  frei  lassen 
oder    doch    nur  massig  besteuern    dürfen. 


^)  Adoptivkinder,  Verlobte  und  Geschwister 
(sowie  bei  Zuwendungen  über  den  gesetzlichen 
Erbteil  hinaus  Descendenten,  Eltern,  Ehegatten) 
sollen  4^|p,  Adoptiveltern,  die  ferneren  Linien 
der  elterlichen  Parentel  und  die  Grosseltem  8^|o, 
alle  weiteren  Verwandten  1G\  bezahlen;  von 
einem  Anfalle  von  10000  Francs  an  erhöht 
sich  bis  zur  Verdoppelung  jeder  Steuersatz  um 
1\  für  jedes  Tausend. 


Es  sind  dies  Fälle,  in  denen  der  Erblasser 
sein  Vermögen  oder  Teile  davon  dem  Ge- 
meinwesen überhaupt  zur  Verfügung  stellt. 
Dafür,  dass  man  eine  Steuer,  wenn  auch 
eine  massige,  fordern  soll,  spricht  der  um- 
stand, dass  es  doch  vielfach  nur  lokale 
Zwecke  und  Gemeinschaften  sind,  die  be- 
dacht werden  und  zu  deren  Gunsten  der 
Staat  nicht  schlechtweg  zurückzutreten 
braucht 

Die  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  ist  in 
dieser  Hinsicht  sehr  rücksichtsvoll.  Keinerlei 
Befreiungen  dieser  Art  kennt  Elsass-Lothringen, 
auch  wollte  der  sächsische  Entwurf  von  1897 
keine  gewähren;  die  Motive  meinten,  in  einem 
Gesetz,  das  die  Verwandten  der  geraden  Linie 
und  die  Ehegatten  heranziehe,  könnten  solche 
Befreiungen  keine  Berechtigung  mehr  bean- 
spruchen. 

6.  Andere  Anffassnngen  und  ihre 
ELriük.  a)  Die  Erbschaftssteuer  wird  keines- 
wegs generell  als  eine  Bereicherungssteuer 
aufgefasst,  vielmehr  sehen  manche  Gesetz- 
geter  und  Theoretiker  in  ihr  eine  Hand- 
änderungs-  oder  üebergangsabgabe. 
Vielfach  hat  sich  die  Erbschaftssteuer  wohl 
aus  dieser  entwickelt.  In  notwendiger  Folge 
dieser  Auffassung  wird  die  Abgabe  dann  zu 
den  Verkehrssteuern  gerechnet  und  wie  bei 
diesen  auf  die  mit  dem  Erwerb  verknüpften 
Passiva  und  Lasten  keine  Rücksicht  ge- 
nommen, wohl  aber  (was  jedoch  inkonsequent) 
oft  auf  die  Verwandtschaft.  Unter  den  Ge- 
setzgebungen steht  heute  noch  die  französi- 
sche auf  diesem  Boden;  auch  in  der  belgi- 
schen und  holländischen  und  österreichischen 
sind  Spuren  davon  geblieben  (s.  unten  S. 
722ff).  Die  früher  sehr  übliche  Vermischung 
der  Erbschaftssteuer  mit  dem  Stempelwesen 
und  ihre  gleichzeitige  Behandlung  mit  den 
Besitzveränderungsabgaben  in  manchen  älte- 
ren und  heute  noch  bestehenden  Gesetzen 
(s.  unten  Ziff.  8  S.  716  S.- Altenburg)  weisen 
eine  ähnliche  Gedankenrichtung  hin. 

Unter  den  Theoretikern  hat  noch  neuestens 
Vocke^)  die  Erbschaftssteuer  als  eine  reine 
Verkehrssteuer  aufgefasst;  er  zieht  auch  die 
volle  Konsequenz:  keine  Berücksichtigung 
der  Verwandtschaft  und  keine  der  Schulden 
(erst  beiliückzahlung  derselben  tritt  wieder 
ein  steuerpflichtiger  Verkehrsvorgang  ein), 
proportionaler  Steuersatz  und  zwar,  da  es 
sich  um  eine  einseitige  Vermögensüber- 
tragung, nicht  um  eine  zweiseitige  handelt, 
w^ie  bei  einem  Kauf,  nur  der  halbe  Satz  von 
dem  bei  zweiseitigen  Vermögensübertra- 
gungen verlangten.  Diese  Auffassung  ist 
meines  Erachtens  nicht  haltbar;  man  muss 
es  als  unnatürlich  ansehen,   w^enn  man  den 


*)  Die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer 
vom  Standpunkte  der  Geschichte  und  der  Sitt- 
lichkeit, Stuttgart  1887  S.  621;  Grundzüge  der 
Finanzwissenschaft,  Leipzig  1894  S.  121. 
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Erbschaftsanfall  auf  das  Niveau  der  in  der 
Hauptsache  nur  fiskalisch  zu  begründenden 
Verkehrssteuern,  bei  denen  eine  strenge 
Relation  zwischen  Leistungsfälligkeit  und 
Steuer  nicht  konstniierbar  ist,  herabdrückt. 
Einen  ungerechtfertigten  Druck  auf  die  Steuer- 
pflichtigen auszuüben  auch  da,  wo,  wie  bei 
den  Erbschaften,  die  wirkliche  Bereicherung 
mit  nahezu  absoluter  Sicherheit  festgestellt 
werden  kann,  muss  als  absurd  gelten.  Die 
Zukunft  wird  auch  bei  den  Verkehrssteuern 
noch  manche  Korrektiuren  bringen  und 
namentlich  bei  Immobüiarverkäufen  dem 
wirklichen  Gewinn  und  dem  ^ärklichen  Ge- 
winner nachgehen.  Wenn  man  die  Erb- 
schaftssteuer als  Verkehrssteuer  auffasst, 
verschliesst  man  sich  den  Weg  zu  ihrer 
ganzen  Entfaltung  in  finanzieller  und  erb- 
rechtlicher Hinsidit  und  geht  auch  von  der 
unrichtigen  Unterstelhmg  aus,  dass  das 
Nachlass vermögen  in  der  Hand  der  Erben 
oder  Legatare  ebenso  Anlagevermögen  sei 
wie   ein   gekauftes  Haus  oder  Grundstück. 

b)  Eine  zweite  Auffassung  will  in  der 
Erbschaftssteuer  eine  Gebühr  sehen  (Rau, 
AI.  Meyer,  Eschenbach  u.  s.  w.),  wie  ja  die 
ältere  Praxis  überhaupt  den  Namen  Erb- 
schaftssteuer nicht  gekannt  zuhaben  scheint. i) 
Auch  diese  Konstruktion  muss  meines  Er- 
achtens  als  verfehlt  erachtet  werden.  Be- 
schränkt man  den  wissenschaftlichen  Be- 
griff der  Gebühr  auf  Abgaben,  welche  für 
specielle  Gegenleistungen  gezahlt  werden, 
so  kann  die  hohe  Erbschaftssteuer  unmög- 
lich darunter  gebracht  werden,  abgesehen  da- 
von, dass,  soweit  behördliche  Mitwirkung  bei 
Erbschaftsauseinandersetzungen  erfolgt,  re- 
gelmässig dafür  besondere  Gebühren  ver- 
langt werden.  Will  man  aber  die  Erb- 
schaftssteuer als  Gebühr  deshalb  bezeich- 
nen, weil  der  Staat  den  Eigenlumsübergang 
von  Todeswegen  sichert  und  schützt,  dann 
kann  man  alle  Steuern  als  Gebühren  be- 
zeichnen, da  der  ganze  Erwerb  auch  zu 
Lebzeiten  unter  diesem  Schutz  steht  und 
seiner  bedarf.  Eine  solche  Verwischung 
zwischen  generellem  Entgelt  (Steuer)  und 
speciellem  Entgelt  (Gebühr)  ist  in  meinen 
Augen  kein  wissenschaftlicher  ¥oi1schritt, 
sondern  Rückschritt. 

c)  Nichts  wert  und  nur  eine  Verlegen- 
heitsbegründung ist  eine  dritte  Auffassung, 
welche  in  der  Erbschaftssteuer  eine  Er- 
gänzungssteuer in  dem  Sinn  sehen  wül, 
dass  sie  defraudiertes  odeiwentgangenes  Ein- 
kommen noch  nachträglich  trifft.  Das  letztere 
mag  für  einzelne  Vermögensstücke,  wie 
Parks   und   dergleichen    zutreffen,    obwohl 


*)  Wie  es  scheint,  hat  zuerst  Klüber  1790 
vorgeschlagen,  den  Namen  Erbschaftssteuer  statt 
der  bis  dahin  gebräuchUchen :  Erbengebühr, 
Collateralanfall  und  dergleichen  zu  gebrauchen. 


unschw^er  diese  Lücke  bei  den  allgemeinen 
direkten  Steuern  ausgefüllt  werden  könnte 
und  auch  vielfach  thatsächlich  ausgefüllt 
wird.  Was  das  defi-audierte  Einkommen 
betrifft,  so  ist  ja  richtig,  dass  die  Erbschafte- 
steuer ziu*  Nachholung  der  hinterzogenen 
direkten  Steuer  führt,  aber  man  sieht  nicht 
ein,  weshalb  man  dann  den  Erben  und 
Legataren  vielfach  eine  so  hohe  Steuer  auf- 
bürdet, und  zwar  auch,  wenn  der  Verstor- 
bene aufs  gewissenhafteste  bei  Lebzeiten 
gesteuert  hat.  Eine  kleine  auf  alle  Vermächt- 
nisse (auch  in  direkter  Linie  und  bei  Ehe- 
gatten) gelegte  Kontrollabgabe,  würde  ja  in 
dieser  Hinsicht  vollständig  genügen  und 
besser  funktionieren  als  die  vielfach  nur  auf 
die  erbenden  Seitenverwandteu  und  Freunde 
gelegte  Steuer. 

d)  Einen  sehr  interessanten  Versuch  hat 
nach  Vorgang  Bluntechlis  v.  Scheel  gemacht, 
die  Erbschaft,ssteuer  als  ein  staatliches 
Miterbenrecht  zu  konstniieren ;  er 
streitet  ihr  den  Charakter  als  einer  Steuer 
ganz  ab.  Trotz  aller  Angriffe,  welche 
Scheels  Ausführungen  erfahren  haben,  glaube 
ich  doch,  dass  er  den  Kernpunkt  ge- 
troffen hat.  Nicht  zustimmen  kann  ich  ihm, 
dass  er  der  Erbschaftssteuer  ihrem  inneren 
Wesen  nach  ganz  den  Steuercharakter  ab- 
spricht; nach  zwei  Seiten  hin  erscheint  sie  mir 
als  eine  wahre  Steuer  (s.  oben  sub  2) ;  auch 
ist  die  Formulierung  der  Abgabe  als  eines 
Erbrechte  des  Staats  nicht  einwandfrei ;  denn 
man  kann  sagen,  dass,  wenn  der  Staat  Mit- 
erbe ist,  so  hat  er  auch  die  Pflichten,  die 
mit  der  Erbschaft  verknüpft  sind,  zu  über- 
nehmen und  gleich  den  übrigen  Erben  den 
Erblasser  fortzusetzen;  er  müsste,  wenn  ein 
Geschäft  von  den  Erben  weitergeführt  wer- 
den wollte,  weil  ohne  Nachteil  eine  Bar- 
abfindimg nicht  möglich  ist,  als  Teilhaber 
mit  eintreten.  Auch  begreift  man  nicht, 
wie  er  als  Miterbe  noch  einmal  an  jeden 
Legatar  mit  einer  Forderung  herantreten 
soll.  Der  Legatar  hat,  wenn  der  Pflicht- 
teil nicht  verletzt  ist,  einen  Anspruch  an 
den  Erben,  der  Erbe  aber  nicht  an  den  Le- 
gatar. Eher  könnte  man  den  Anspruch  des 
Staates  mit  einem  Legat  vergleichen,  das 
auf  jeder  Erbschaft  und  jedem  Vermächtnis 
ruht.  Allein  auch  ein  Zwangslegat  ist 
juristisch  nicht  konstruierbar.  Es  ist  eben 
unthunlich,  die  juristischen  Begriffe  hier 
direkt  für  die  Abgal)e  zu  verwerten.  Die 
Erbschaftssteuer  tritt  als  Aequivalent 
für  die  Erbberechtigung  des  Staate  ein,  sie 
ist  ein  Surrogat  für  dieselbe;  wirklicher 
juristischer  Erbe  ist  der  Staat  nm*,  wo  ein 
anderer  Erbe  sich  nicht  findet,  imd  er  darf 
in  diesem  Fall  nicht  einmal  nach  dem  neuen 
deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuche  die 
Erbschaft,  ausschlagen  (B.G.B.  §  1942); 
ausseitlem,  wenn  der  Staat  die  entferntesten 
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Ti-ade  ansschlieSvSt,  was  in  Deutsclüand  aber 
licht  der  Fall  ist.  Sieht  mau  von  dieser 
'twas  mangelhaften  yorniulieniiig  ab,  so 
timrae  ich  v.  Sch(H»l  und  Adolf  Wagner 
)»'i,  dass  die  Ei'bscliaftssteuer  (d.  h.  meines 
Trachtens  wenigstens  ein  Teil  derselben) 
•ich  nur  innerlich  begründt^n  lässt,  wenn 
uau  sie  als  Aequivalent  geminderter  Erb- 
•t'i-echtigung  ansieht;  in  der  Ziehung  der 
Consetiuenz  gehe  ich  dann  freilich  weit  über 
^chee]  hinaus,  der  infolge  mir  nicht  ganz 
uti-effend  ei-scheinender  Voraussetzungen 
ibor  einen  Satz  von  5®.'o  überhaupt  uicht 
linauskommt. 

Ohne  Zurückgreifen  auf  die  Erbrechts- 
rdnung  ist  meines  Erachtens  die  Abstufung 
ach  Verwandtschaftsgraden  nicht  ernstlich 
u  bc^gründen.  Manche,  welche  diesen  Zu- 
aninienhang  leugnen ^  gestehen  auch  zu,  dass 
tinen  eine  Begründimg  unmöglich  scheine.^) 
ladere  mühen  sich  ab,  um  um  diesen  Punkt 
enmi  zukommen,  ohne  dass  ihnen  dies  recht 
elingt.  So  sagen  die  einen,  der  Gnind  für 
ie  Abstufung  liege  darin,  dass  die  ent- 
ernteren  Grade  die  stärkere  Abgabe  leichter 
[■airon  könnten  oder,  wie  sich  Schall  feinei 
usdriickt,  die  Steuer  müsse  mit  dem  ent- 
:'rnteren  Ven^'audtschaftsgrad  höher  ge- 
riffen  werden,  *um  als  gleich  empfunden 
u  worden«.  AJlein  was  ist  das  anders,  als 
ass  die  entfernten  Ver^^andten  selbst  über 
ire  volle  Erbl)erechtigung  etwas  skeptisch 
enken  und  fühlen  und  dass  der  Staat  ihnen 
ios(^  beschneiden  muss?  Analog  liegt  es 
lit  dem  ausserordentlich  häufigen  Ausspruch, 
ie  Erbschaft  erscheine  als  ein  um  so 
rr)sserer  Glücksfall,  je  entfernter  die  Ver- 
andtschaft.  Gewiss  wird  das  Erben  mit 
atfornteren  Vei'\vandtschaftsgrad(ni  seltener 
nd  tritt  deshalb  auch  unerwarteter  ein; 
lein  das  ist  doch  an  sich  noch  kein  Gnind 
1  höherer  Belastung,  der  Gnmd  muss  in 
was  anderem  liegen,  der  Glücksfall  liegt 
I  dem  Unverdienten,  liegt  darin,  dass  der 
taat  die  entfernteren  Grade  überhaupt  noch 
u-  Erbschaft  beruft,  was  wieder  zu  unsei^em 
Iisgangspunkt  führt.  Berghoff-Ising,  der 
ir  Begrenzung  des  Erbrechts,  aber  gegen 
iterbrecht  sich  ausspricht,  sucht  die  Pro- 
vssion  nach  Verwandtschaft  damit  zu 
chtfcn-tigen,  dass  »derjenige,  welcher  ge- 
isse  ilim  von  Rechtswegen  gebührende 
iis[)i-üche  auf  einen  Vcnmögenskomplex 
hobt»n  kann,  für  den  Fall,  dass  derselbe 
irch  Erbsdiaft  in  den  Besitz  gelang,  nicht 
'11  ganzen  Umfang  derselben  als  ein  neues 
in  zugefallenes  Einkommen  betrachte.« 
anchmal  hätte  ein  solcher  schon  eine  ge- 
isse  Verfügungsgewalt  über  das  Vermögen 

^)  So  Eschenbach  S.  75,  was  aber  um  so 
ffallender,  als  er  doch  für  eine  Begrenzmig 
s  Erbrechts  eintritt. 


besessen  oder  man  rechne  auf  das  Ver- 
mögi3n,  richte  seine  Verhältnisse  imd  Mass- 
nahmen danach  ein.  Allein  mit  einem  an- 
ticipierten  Einkommen  zu  oi)erieren,  er- 
scheint mir  nicht  angängig,  dafür  feldeii 
alle  Grenzlinien;  selbst  Kinder  müssen  sich 
sagen,  dass  sie,  wenn  sie  erben,  besser  gestellt 
sind  als  diejenigen,  die  nichts  erlKMi,  und 
wenn  sie  viel  erben,  besser  daran  sind  als 
diejenigen,  die  wenig  erben;  auch  müssen 
sie  sich  sagen,  dass  sie  erst  mit  dem  Tode 
der  Eltern  wirklich  verfügungsberechtigt 
werden  und  es  vom  Verhalten  der  Eltern 
abliängt,  wie  viel  übtThaupt  hintt^rlassen 
wird ;  und  bei  ganz  entfernten  Verwandten, 
welche  oft  von  der  Existenz  des  Erblassers 
nicht  einmal  etwas  wussten,  passt  die  De- 
duktion ohneliin  nicht;  auch  geisselt  mit 
Recht  ein  solches  Verhalten  der  Volksmund : 
Wer  verlässt  sich  aufs  Erben,  thut  gern 
verderben.  Oder  soll  wirklich  die  Steuer 
deshalb  kleiner  werden,  weü  die  Leute  sich 
trügerischen  Hoffnungen  hingaben,  weniger 
erhielten,  als  sie  erwarteten! 

6.  Frage  der  Steuerhoheit  und  der  Ver- 
wendung der  E.  Wird  die  Erbschaftssteuer 
als  eine  Bereicherungssteuer  aufgefasst,  so  ist 
selbstverständlich,  dass  man  den  Bereicherten 
zum  Steuerpflichtigen  stempelt.  Nicht  (»benso 
glatt  liegt  die  Frage,  welcher  Staat  die  Steuer 
zu  beanspruchen  hat.  Das  Nächstliegende 
scheint  zu  sein,  dass  man  dem  Staat  die 
Steuer  zuspricht,  welchöVn  der  bereicherte 
Erbe  angehört.  Allein  das  geschieht  fcist 
nirgends,  übt^rall  wird  das  Steuerrecht  in 
erster  Linie  abhängig  gemacht  von  einer 
Beziehung  des  Erblassers  zum  Staiit  Die 
Erbschaftssteuer  hat  den  Cliarakter  der 
Nachsteuer  bis  heute  nicht  eingebüsst ;  auch 
die  Auffassung,  welche  die  Erbschaftssteuer 
als  ein  Mittel,  das  fundierte  Einkommen  be- 
sonders zu  treffen,  ansieht,  harmoniert  gut 
damit.  Als  entscheidende  Beziehungen  des 
Erblassers  zum  Staat,  welche  desstMi  Steuer- 
reclit  begriinden,  hat  man  verschitxh^ne  auf- 
gest^dlt.  Ein  Teil  ^z.  B.  Sachsen,  Roden, 
Hessen,  vor  181)1  Pi-oussen  u.  s.  w.)  legt 
Wert  auf  die  politisclie  Staatsangehörigkeit 
des  Erblassers.  In  der  That  erscheint  es 
auf  den  ereten  Blick  als  billig,  dass  der 
Staat,  der  den  Erblasser  zu  den  Seinigen 
zählte,  ihn  aufnahm,  wenn  er  andc^rswo  Ver- 
stössen wurde,  für  ihn  sorgte,  wenn  er  ver- 
armte, auch  zu  den  Bedachten  gehöre.  In 
der  Durchführung  •tr)sst  der  Grundsatz  auf 
Schwierigkeiten,  teils  weil  es  heute  nicht 
selten  mehrfache  Staatsangehörigkeit  giebt, 
teils  weil  der  Staat  sein  SteueiTCcht  nicht 
wirksam  machen  kann,  was  z.  B.  der  Fall  ist, 
wenn  der  Staatsangehörige  und  sein  Vermögen 
im  Ausland  sind.  Ein  anderer  Teil  Staaten 
(z.  B.  Preussen  seit  1891,  Württemberg  u.  s.  w.) 
machen  ilir  Steuerrecht  vom  Wohnsitz  des 
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Erblassers  abhängig.  Das  hat  den  Vorzug, 
dass  dadurch  grössere  Konkordanz  mit 
den  diesem  Grundsatz  folgenden  allgemeinen 
direkten  Steuern  erzielt  wird,  was  wichtig 
ist,  insofern  die  Erbschaftssteuer  einKontroU- 
mittel  derselben  darstellen  soll;  es  ist  eben 
die  Regel,  dass  Besitz  und  Steuerquellen  am 
"Wohnsitz  sich  finden.  Auch  der  Gerichts- 
stand der  Erbschaft  und  die  für  das  Kon- 
kiu^verfahren  über  einen  Nachlass  festge- 
stellte Zust&idigkeit  führt  regelmässig  auf 
den  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers  ziunick. 
Es  scheint,  dass  der  Gnmdsatz  des  Domizüs 
im  Vordringen  begriffen  ist.  Natürlich  führt 
auch  er  auf  Schwierigkeiten,  da  jemand 
melirfaches  Domizü  haben  kann  und  der 
Staat  sein  Steuerrecht  nicht  wirksam  machen 
kann,  wenn  der  Erblasser  am  Wohnsitzstaat 
wenig  oder  nichts  besessen  hat. 

Man  hat  denn  auch  in  Wirklichkeit  er- 
hebliche Abweichungen,  gleichgültig  ob  man 
den  einen  oder  andern  Grundsatz  oder  eine 
Kombination  beider  aufstellt,  zugelassen. 
So  ist  es  vor  allem  eine  beinahe  internationale 
Re^l,  dass  beim  Grundbesitz  das  Terri- 
tonalitätsprincip  gilt;  der  Staat,  in  dessen 
Territorium  die  Nachlassgrundstücke  liegen, 
beansprucht  die  Erbschaftssteuer,  ganz  gleich- 
gültig, wo  der  Erblasser  seine  Staatsange- 
hörigkeit oder  sein  Domizil  hatte.  Es  ist 
leicht  begreiflich,  dass  man  sich  auf  diesen 
Standpunkt  gestellt  hat;  der  Staat  macht 
hier  vor  allem  seih  Steuerrecht  vollständig 
wirksam;  bei  ihm  muss  der  Erbe  seinen 
dinglichen  Schutz  suchen .  ihm  muss  der 
Erbe  sich  fügen,  da  der  Staat  den  Zugriff 
auf  das  Nachlassgrundstück  hat. 

Sodann  ist  auch  vom  Standpunkt  der 
wünschenswerten  Korrelation  zwischen  Erb- 
schaftssteuer und  allgemeinen  direkten  Steuern 
diese  Regel  wohl  begründet;  bei  letzteren 
wird  bekanntlich  hinsichtlich  der  Grund- 
stücke ebenfalls  regelmässig  vomWohnorts- 
princip  abgewichen  und  die  Steuer  vom  Er- 
trag oder  Einkommen  aus  Gnmdstücken 
dem  Staat  der  Lage  zugesprochen ;  in  diesem 
Staat  hatte  eben  auch  der  Erblasser,  soweit 
das  Nachlassgrundstück  in  Frage  stand, 
seine  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  und 
seinen  Rechtsschutz. 

Auch  beim  beweglichen  Vermögen  wird 
fast  nirgends  der  etwa  angenommene  Grund- 
satz der  Staatsangehörigkeit  oder  des  Domi- 
zils strenge  durchgeführt;  man  schränkt 
denselben  bald  ein,  bald^eht  man  über  ihn 
hinaus;  besonders  viele  Ansätze  zeigen  sich 
nach  der  Richtung,  dass  die  Staaten  ihr 
Steuerrecht  soviel  wie  möglich  auf  das  im 
Inland  gelegene  bewegliche  Vermögen  be- 
schränken, dagegen  auf  die  Besteuerung  des 
im  Ausland  gelegenen  Vermögens  möglichst 
verzichten  oder  diesem  die  Vorhand  lassen. 
Bei  diesem  Verfahren  würde  auch  bezüglich 


der  Besteuerung  des  gewerblichen  Ertrags 
bezw.  Einkommens  und  der  Erbschaft  sich 
teilweise  Korrelation  ergeben,  da  erstere 
ebenfalls  meist  dem  Ort  des  Betriebs  folgen, 
was  bei  den  beweglichen  Gegenständen,  die 
dem  Gewerbe  dienen,  für  die  Erbschafts- 
steuer ebenfalls  der  Fall  ist.  Das  gleiche 
trifft  nur  teilweise  bei  den  Schuldforderungen 
zu;  hinsichtlich  ihrer  Lage  lassen  manche 
Staaten  (z.  B.  Bayern)  für  die  Erbschaftssteuer 
den  Wolinort  des  Gläubigers  entscheiden,  was 
andere  Staaten  z.  B.  Pfeussen)  nicht  thun; 
die  Zinsen  dagegen  folgen  in  der  allgemeinen 
direkten  Besteuerung  meist  dem  Wohnort 
des  Gläubigers,  soweit  aber  Couponsteuer 
besteht,  dem  des  Schuldners. 

Da,  wie  ersichtlich,  bei  der  Erbschafts- 
steuer die  Staaten  hinsichtlich  des  beweg- 
lichen Vermögens  einer  ganz  gleichen  Auf- 
fassung nicht  folgen,  so  kann  es  leicht  zu 
Steuerkonflikten  und  Doppelbesteuerungen 
kommen.  Durch  Retorsions-  und  Reciprod- 
tätsklauseln  i),  in  einzelnen  Fällen  auch  durch 
Verträge,  sucht  man  diese  möglichst  zu 
verhindern,  in  Bundesstaaten  lässt  sich  die 
Doppelbesteuerung  verbieten ;  in  der  Schweiz 
schützt  die  Bundespraxis  gegen  Doppelbe- 
steuenmg  bei  der  Erbschaftssteuer^,  in 
Deutschland  ^t  dagegen  das  Reichsgesetz 
in  betreff  der  Doppelbesteuerung  nicht  auch 
für  die  Erbschaftssteuer.  Die  Ausdehnung 
auf  letztere  wurde  mehrfach  angeregt  und 
war  auch  zeitweise  geplant 

Auf  weitere  Einzelheiten,  welche  das 
Problem  der  Steuerhoheit  einschliesst,  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden.^) 

Selten  ist,  dass  der  Staat  die  Erbschafts- 
steuerhoheit den  Gemeinden  überlässt;  es 
kommt  vor  in  Graubünden,  Nidwaiden  imd 
Glarus.  Eine  besondere  gemeindliche  Erb- 
schaftssteuer läuft  neben  der  staatlichen  ein- 
her in  Zug.  Zuschläge  zur  Staatssteuer 
sind  den  Gemeinden  eingeräumt  in  Neuen- 
burg, Waadt.  Am  Ertrag  participieren  die 
Gemeinden  in  bestimmter  Weise  m  Aargau 
und  Uri.  *)    Auch  in  England  wird  ein  Teil 


^)  Vgl.  die  Zusammenstellung  im  Finanz- 
archiv 7  (1890)  S.  323. 

')  Näheres  bei  Schanz,  Stenem  der 
Schweiz  I  (1890)  S.  77  ff. 

•)  Vgl.  meine  eingehende  üntersncbong 
darüber  im  Finanzarchiv  9  (1892)  S.  420  ff. 

*)  Siehe  Näheres  hierüber,  auch  in  princi- 

Sieller  Hinsicht,  in  meinem  Werk,  „Die  Steuer  in 
er  Schweiz**  I  (1890)  S.  207.  Von  Interesse 
und  teilweise  hierhergehörig  ist  die  Bestimmung 
des  privatrechtlichen  G^etzbuchs  von  Zürich 
im  §  906:  „Wenn  weder  erbfähige  Verwandte 
noch  ein  Oberlebender  Ehegatte  vorhanden  sind, 
so  fällt  das  erblose  Gnt  dem  Staate  in  der 
Meinung  zu,  dass  derselbe  die  Hälfte  der  reinen 
Verlassenschaft  an  die  Gemeinde  des  Kantons 
abgiebt,  in  welcher  der  Erblasser  verbürgert  war." 
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der  Erbschaftssteuer  an  die  Lokalverwaltung 
zur  Mitdeckung  der  Armenlasten  abgegeben. 
Es  geschieht  dies  seit  1888/89;  die  über- 
lassene  Quote  betrug  im  ersten  Jahr  ^/a, 
von  da  ab  V2  des  Ei-trags  der  probate  duty. 
Da  letztere  das  bewegliche  Yermögen  trifft, 
so  lag  in  dieser  Participation  der  Lokalver- 
w^altimg  eine  Abschwächung  der  einseitig 
auf  das  Einkommen  aus  imbeweglichem  Ver- 
mögen sich  stützenden  Lokalbesteuerung. 
Durch  G.  von  1894  wurde  an  Stelle  des 
bisherigen  Anteils  an  der  probate  duty  ein 
fester  Anteil  (IVx^/o)  des  reinen  Kapitalwerts 
des  nach  Testament  oder  ab  intestato  ver- 
erbten persönlichen  Yennögens  aus  dem  Er- 
trag der  estate  duty  der  Lokalverwaltung 
zugewiesen.  In  Deutschland  hat  man  eine 
Beteiligung  der  Gemeinden  an  der  Erb- 
schaftssteuer meines  Wissens  in  keiner 
Weise. ^)  Dagegen  haben  ältere  Gesetze  den 
Ertrag  gerne  einem  bestimmten  Zwecke  ge- 
widmet und  damit  gewissermassen  gerecht- 
fertigt. 

In  einzelnen  Staaten  Mitteldeutschlands, 
ebenso  im  Fürstentum  Bayreuth  nnd  im  Hochstift 
Speier  wurde  die  „lachende  Erbengebühr"  im 
vorigen  Jahrhundert  zum  Vortdl  des  Zuchthauses 
eingeführt.  Gotha  Hess  die  eine  Hälfte  in  die  Kasse 
des  Waisenbanses,  die  andere  Hälfte  in  das  Aerar 
der  Kirche  fliessen;  seit  1.  Juli  1858  bezieht 
die  eine  Hälfte  der  Staat,  wogeg^en  er  der 
Waisenkasse  eine  feste  Beute  von  18000  Mark 
zahlt.  Sachsen-Weimar  hat  das  Collateralgeld 
der  Waisenhauskasse  überlassen;  infolge  des 
G.  V.  10.  April  1895  bezieht  seit  1.  Januar  1896 
der  Staat  die  Erbschaftssteuer  und  leistet  an  die 
Waisenversorgungsanstalt  einen  festen  Betrag. 
Das  Schwarzburg-Sondershausener  Erbschafts- 
.^tenerges.  v.  12.  Februar  1840  bestimmt  den 
Ertrag  .zu  gemeinnützigen,  das  Landesinteresse 
fOrdemaen  Zwecken,  zunächst  zur  Erhaltung 
des  errichteten  Arbeitshauses".  Das  Erbschafts- 
äteuerges.  v.  13.  Oktober  1849  in  Eeuss  j.  L. 
bestimmt  den  Ertrag  zu  Kirchen-  und  Schul- 
zwecken im  Land. 

7.  Kleinere  steuertechnische  Details. 
Sieht  man  von  den  bisher  erörterten  Fi'agen 
ab,  so  bleiben  nur  noch  Funkte  übrig,  welche 
überwiegend  dem  Gebiet  der  eigentlichen 
Steuertechnik  angehören.  Eine  eingehendere 
Erörtenmg  derselben  muss  angesichts  des 
zugewiesenen  Raumes  hier  unterbleiben. 
Wir  begnügen  uns  mit  einer  flüchtigen  An- 
deutung der  wichtigeren,  in  der  Regel  die 
Lösung  beifügend,  welche  in  den  fortge- 
schritteneren neueren  deutschen  Gesetzen 
sich  findet. 

Was  zunächst  den  Umfang  der  &b- 
schaftssteuer  betrifft,  so  geht  derselbe  häufig 
über  die  Erbschaften  und  Vermächtnisse 
hinaus;  es  ist  sehr  üblich,  aus  naheliegen- 
den Gründen    auch   Schenkungen   für  den 


^)  Nur  Bostock   hat  seit  alter  Zeit  eiae 
eigene  Erbschaftssteuer  neben  der  Landessteuer. 


Todesfall  sowie  Schenkungen  unter  Leben- 
den, deren  Vollzug  bis  zum  Ableben  des 
Schenkgebers  aufgeschoben  ist,einzubeziehen ; 
zuweilen  geht  man  noch  weiter,  wie  England 
und  Hamburg  zeigen  (s.d.  Art.  Schenkungs- 
steuer); in  deutschen  Gesetzen  dehnt  man 
die  Erbschaftssteuer  auch  auf  Anfälle  aus, 
in  denen  gar  kein  TodesfaU  vorliegt,  z.  B. 
auf  Successionen  bei  Fideikommissen  und 
landwirtschaftlichen  Erbgütern,  wenn  solche 
erfolgen  infolge  Verzichts,  eingetretener  Un- 
fähigkeit, Adelsverlustes,  Religionswechsels, 
Missheirat  des  letzten  Inhabers  u.  s.  w. 
Analog  werden  behandelt  Bezüge,  welche 
bei  Familienstiftungen  auf  den  durch  die 
Successionsordnung  Berufenen  übergehen. 

Die  Feststellung  der  steuer- 
pflichtigen Masse  und  der  Berei- 
cherung der  einzelnen  Anfallsberechtigten 
erfordert  naturgemäss  eine  Reihe  von  Einzel- 
vorschriften. Älit  Rücksicht  auf  civilrecht- 
liche  BestünmuDgen  wird  vielfach  besonders 
hervorgehoben,  dass  alle  zum  Rücklass  ge- 
hörigen Forderungen,  auch  die,  welche  der 
Erwerber  selbst  zur  Masse  schuldet  oder 
welche  ihm  erst  mit  dem  Anfall  erlassen 
werden,  zur  steuerpflichtigen  Masse  gehören. 
Unter  den  Passiven  w^erden  vielfach  beson- 
ders namhaft  gemacht:  Kosten  der  Krank- 
heit, Begräbniskosten  (der  neue  sächsische 
Entwurf  wollte  ziu:  Beseitigung  von  Zweifeln 
die  Kosten  für  Errichtung  eines  Grabdenk- 
mals nennen),  Nachlassregulierungskosten, 
die  Kosten  der  im  Interesse  der  Masse  ge- 
führten Prozesse. 

Schulden  und  Lasten  müssen  auf  die 
Masse  entsprechend  verteilt  werden ;  soweit 
sie  auf  einem  bestimmten  Teile  haften, 
kommen  sie  regelmässig  von  diesem,  wenn 
sie  sowohl  auf  dem  steuerfreien  als  auch 
auf  dem  steuerpflichtigen  Teile  der  Masse 
haften,  von  letzterem  nur  nach  dem  Verhält- 
nisse dieses  Teils  zur  gesamten  Masse  in 
Abzug;  haften  sie  vorzugsweise  auf  einem 
steuerpflichtigen  oder  steuerfreien  Teüe,  so 
ist  zweckmässig,  sie  zunächst  bei  diesem 
Teile  und  erst,  soweit  sie  hierdurch  nicht 
gedeckt  werden,  bei  der  übrigen  Masse  ab- 
ziehen zu  lassen. 

Für  die  Berechnung  der  Masse  gilt  all- 
gemein der  gemeine  Wert;  Affektionswerte 
sind  mit  Recht  ausgeschlossen ;  als  für  die  Be- 
rechnimg massgebenderZeitpunkt  wird  zweck- 
mässig bestimmt  der  Zeitpunkt  des  Todes  des 
Erblassers^  bei  der  Ausantwortung  des  Ver- 
mögens emes  Verschollenen  der  Zeitpunkt 
der  Besitzeinweisung,  für  Anfälle  aus  Fidei- 
kommissen u.  s.  w.  der  Zeitpunkt  der  Er- 
öffnung der  Nachfolge. 

Werden  Zuwendungen  zur  Vergeltung 
von  Leistungen  bestimmt,  welche  mit  dem 
Anfalle  übernommen  werden,  so  entspricht 
es   dem   Grundsatz  der  Bereicherung,  den 
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•Wert  der  Leistungen   von   der  Zuwendung 
in  Abzug  zu  bringen. 

Nutzungen  und  Leistungen  milssen  selbst- 
verständlich mit  Eücksicht  auf  ihre  Zeit- 
dauer kapitalisiert  werden.  Die  in  neueren 
Gesetzen  hierfür  aufgestellten  Regeln  be- 
deuten einen  erheblichen  Fortschritt  ^egen 
früher,  welche  nur  mangelhaft  dem  Gesichts- 
punkt der  wirklichen  Bereichenmg  ent- 
sprachen. Auch  die  Frage  des  bedingten 
bezw.  betagten  Erwerbs  wurde  in  deutschen 
Gesetzen  allgemein  erst  mit  dem  preussischen 
G.  V.  30.  Mai  1873  gelöst.  Die  Mehrzahl  be- 
steuert Vermögen,  dessen  Erwerb  von  dem 
Eintritt  einer  aufschiebenden  Bedingung  ab- 
hängt, erst  bei  deren  Eintritt,  gewährt 
aber  dann  fast  ausnahmslos  der  Steuerbehörde 
das  Recht,  Sicherstellun^  zu  fordern.  Unter 
einer  auflösenden  Bedmgung  erworbenes 
Vermögen  (mit  Ausnahme  der  Nutzungen 
von  imbestimmter  Dauer)  besteuern  die  Ge- 
setze wie  unbedingt  erworbenes,  erstalten  aber 
die  gezahlte  Steuer  bei  dem  Eintritt  der  Be- 
dingung bis  auf  den  der  wirklichen  Berei- 
cherung entsprechenden  Betrag  zurück,  der 
Resolutivbedingung  wii*d  die  Beifügung  eines 
unbestimmten  Endtermins  des  Erwerbes 
gleichgestellt.  Natürlich  erfordert  die  be- 
dingte bezw.  betagte  Belastung  ebenfalls 
entsprechende  Regelung.  Der  häufige  Fall 
des  Erwerbs  einer  Vermögenssubstanz  ohne 
die  Nutzung  ist  in  neueren  Gesetzen  so 
entschieden,  dass  dem  Erben  oder  Vermächt- 
nisnehmer das  angefallene  Vermögen  um 
den  Wert  der  Nutzung  geringer  angeschlagen 
wird  ;  der  Erwerber  der  Substanz  kann  aber 
die  Versteuerung  der  Substanz  bis  zur  Ver- 
einigung der  Nutzung  mit  der  Substanz  be- 
antragen; in  diesem  Fall  findet  natürlich 
kein  Abzug  statt,  es  entscheidet  der  Wert, 
den  die  Substanz  bei  ihrer  Vereinigung 
mit  der  Nutzung  noch  hat,  und  wenn  in- 
zwischen eine  weitere  Vererbung  der  Sub- 
stanz eingetreten  sein  soUte,  so  wird  das  so 
angesehen,  als  ob  der  in  die  Nutzung  ein- 
tretende Ei^werber  der  Substanz  das  Eigen- 
tum unmittelbar  von  dem  ursprünglichen 
•Erblasser  erworben  hätte.  Bei  fideikommis- 
sarischen  Substitutionen  wird  der  Fiduciar 
als  Niessbraucher,  der  Fideikommissar  als 
Substanzerbe  behandelt;  liegt  ein  Fidoikom- 
miss  auf  den  Ueberrest  vor,  so  haben  so- 
wohl der  Fiduciar  von  dem  vollen  Betrage 
des  Anfalls  als  der  Fideikommissar  von 
dem  vollen  Betrag  des  an  ihn  herausge- 
gebenen Vermögens  die  Steuer  zu  entrichten 
•und  zwar  meist  nach  ihrem  Verwandtschafts- 
verhältnisse zum  Erblasser.  Der  nicht  seltene 
Fall,  dass  Ehegatten  beiderseitige  Verwandte 
zu  Erben  einsetzen,  ohne  anzugeben,  von 
welchem  der  Testatoren  die  Einsetzung  aus- 
geht, wird  seit  dem  Vorgang  Preussens  im 
Weg  einer  verständigen  Präsumtion  gelöst. 


Unsichere  Forderungen  werden  in*  gewisser 
Weise  mit  einem  mutmasslichen  Wert  in 
Anschlag  gebracht,  ungewisse  oder  noch  un- 
bekannte Ansprüche  späterer  Regulierung 
vorbehalten. 

Die  Eruierung  der  steuerpflich- 
tigen Anfälle  und  ihrer  Grösse  muss 
durch  besondere  Massregeln  sichergestellt 
werden.  Dazu  dient  die  den  Standesbeamten 
oder  Gemeindebehörden  auferlegte  Verpflich- 
tung, der  Steuerbehörde  alle  Todesfälle 
anzuzeigen,  ferner  die  Anmeldepflicht  von 
Gerichten,  Notaren,  Testamentsvollstreckern 
u.  s.  w.  hinsichtlich  der  Verlassenschaften, 
die  sie  behandeln.  Ausserdem  besteht 
für  jeden  Erwerber  eines  steuerpflich- 
tigen Anfalls  die  Anmeldepflicht,  des  wei- 
teren in  der  Regel  die  Pflicht  zur  Erb- 
schaftsdeklaration,  d.  h.  zur  Angabe  aller 
die  Feststellung  der  Steuer  bedingenden  Ver- 
hältnisse. Deklarationen  und  Angaben  unter- 
liegen der  Prüfung.  Versicherung  an  Eides- 
statt kann  in  einer  Reihe  von  Staaten  ver- 
langt werden ;  ein  ausnahmeloser  Zwang  zur 
eidlichen  Erhärtung  der  Richtigkeit  des^ach- 
lassverzeichnisses  und  der  Deklaration  be- 
steht nur  in  Bremen,  S.-Weimar  und  Ham- 
burg. In  manchen  Fällen  ist  die  Aufstellung 
eines  vollständigen  Naclilassverzeichnisses 
mit  weitaussehenden  Ermittelmigen  imd 
Differenzen  verbunden;  als  Ausnahme  ist 
deshalb  meist  eine  Aversionalbesteuerung  zu- 
gelassen. 

Zahlungspflichtig  ist  jeder  Erwerber 
für  seinen  Anteü.  Doch  ist  sehr  häufig, 
dass  Erben  bis  zui*  Höhe  des  an  sie  ge- 
langten Anfalls  auch  für  die  Steuerbeträge, 
die  von  anderen  bei  demselben  Nachlasse 
beteiligten  Personen  geschuldet  werden,  per- 
sönlich und  als  Gesamtschuldner  verpflich- 
tet sind;  auch  Testamentsvollstrecker,  ge- 
setzliche Vertreter  und  Bevollmächtigte  der 
Erbinteressenten  und  dergleichen  sind  per- 
sönlich haftbar,  sofern  sie  die  Erbschaft, 
einzelne  Erbteile  u.  s.  w.  vor  Berichtigung 
oder  Sicherstellung  der  darauf  lastenden 
Erbschaftssteuer  überantworten.  Meist  ist 
auch  noch  die  Haftung  der  »ganzen  steuer- 
pflichtigen Masse*  ausgesprochen,  was  aber 
in  Deutschland  praktisch  nur  geringe  Be- 
deutung hat,  da  hierdurch  weder  ein  ding- 
liches Recht  noch  ein  Absonderungsrecht  im 
Konkurse  begründet  wird. 

Die  Steuertermine  und  Steuer- 
stundung sind  bei  der  Erbschaftsbesteue- 
rung von  um  so  grösserer  Bedeutung,  je 
höher  die  Erbschaftssteuersätze  sind.  Man 
soDte  soviel  wie  möglich  eine  Einrichtung 
treffen,  bei  der  der  Erbe  nicht  zur  Ver- 
äussening  der  rentierenden  Vermögensstüeke 
geradezu  gezwungen  ist.  Das  ist  besonders 
bei  Immobilien  notwendig,  obschon  auch 
hier   die   Aufnahme   einer  Hypothekschuld 
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(l(3in  Bereicherten  als  Ausweg  offen  steht. 
Immerhin  empfiehlt  sich  bei  hohen  Summen, 
^♦*^^en  entsprechende  Sicherheit,  eventuell 
Stundun^ziosen ,  eine  weitgehende  Vertei- 
lung der  Steuerbeträge  zuzulassen,  so  dass 
dieselbe  nach  und  nach  durch  die  Erträge 
seihst  gedeckt  werden  kann. 

In  England  wird  bei  der  1— 8®/o  betragen- 
den estate  duty  (Steuer  vom  ganzen  Nachlass- 
vermögen) die  vom  Immobiliarvermögen  fällige 
Steuer  gestundet  und  ist  dann  die  erste  Rate 
12  Monate  nach  dem  Tode  fällig;  für  die  ganze 
Steuer  dieser  Art  können  acht  gleiche  Jahres- 
rutenzahlangen  oder  16  halbjährige  gewährt 
werden ;  doch  müssen  alle  diese  einstweilen  ge- 
stundeten Beträge  mit  3%  Zinsen  verzinst 
werden. 

Berücksichtigung  rasch  aufein- 
anderfolgender Todesfälle  ist  bei 
liohen  Erbschaftssteuern,  welche  auch  die 
:rerade  Linie  treffen,  empfohlen,  da  sonst 
las  Vermögen  einer  Familie  zu  sehr  durch 
lie  Ansprüche  des  Staates  decimiert  wünle. 
[ieaehteüswert  ist  der  Versuch,  diese  Frage 
in  lösen,  im  sächsischen  Entwurf  v.  9.  No- 
/eniher  1897,  daiin  heisst  es: 

„Wenn  der  Erwerber  eines  steuerpflichtigen 
Unfalls  zu  den  Abkömmlingen  und  Ehegatten 
rt'liört  und  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  10 
Jaliren  vom  Anfalle  an  gerechnet  verstirbt,  wird 
lir  jedes  von  ihm  nicht  angetretene  Jahr  dieses 
^('itraumes  ein  Zehntel  des  wegen  jenes  Anfalls 
)ereits  entrichteten  oder  noch  zu  entrichtenden 
Krbschaftssteuerbetrags  auf  die  wegen  des  An- 
falls ans  seinem  Nachlasse  für  seine  Abkömmlinge 
)der  seinen  Ehegatten  auszuwerfende  Erbschaf ts- 
jteuer  nach  denselben  Anteilen  in  Anrechnung 
^a'bracht,  nach  denen  diese  Personen  am  Nach- 
asse ihres  Erblassers  beteiligt  sind."  Vgl. 
ibrifrens  damit  den  analogen  (lebührennachlass 
n  Oesterreich  (F.M.E.  v.  B.  Mai  1^50). 

Eine  eigenartige  Berücksichtigimg  des 
)l)en  erwähnten  Moments  auch  hinsichtlich 
1er  Seitenlinie  wollte  der  preussisehe  Ent- 
Aiirf  v.  13.  November  1872  dui-chführen,  in- 
leni  er  die  Descendenten  der  Geschwister 
im  1  ®.  0  höher  ti-effen  wollte  als  die  Ge- 
schwister und  das  u.  a.  auch  damit  be- 
gründete, »dass  Geschwister  einer  imd  der- 
H^lben  Generation,  die  Kinder  der  Geschwister 
iber  der  nächstfolgenden  Generation  ange- 
K'iren  und  letztere  deslialb  den  erbschaft- 
ichen  Erwerb  präsumtiv  für  eine  längen^ 
^♦'itdauer  behalten  und  geniessen«. 

Die  Verwaltung  dos  Erbschafts- 
;t  (Ml  er  Wesens  ist  verschieden  geordnet, 
n  Preussen  wiuden  1873  eigene  Sr)e('ial- 
Initer,  welche  unter  Leitung  des  tinanz- 
lünisteriums  von  den  k.  Provinzialsteuer- 
iin^ktionen  ressortieren,  geschaffen.  Diese 
^rbschaftssteuei'ärater  sind  mit  den  Stempel- 
iskalaten  verbunden.  Pi-eussens  Beispiel 
and  Nachahmung  in  Hessen  (Erbschafts- 
teueramt  in  Darmstadt),  Hamburg,  Reuss  ä.  L. 

Die  anderen  Staaten  benutzen  —  in  nicht 
mmer   ganz   einwandfreier  Weise   —   den 


vorhandenen  Behördenapparat.  Bei  der 
grossen  Bedeutung,  welche  die  Erbschafts- 
steuer für  die  Kontrolle  der  allgemeinen 
direkten  Steuern  hat,  halte  ich  den  Anschluss 
an  die  Verwaltung  dieser,  wie  er  in  Bayern 
besteht,  für  das  einfachste  und  angemessenste. 

Was  das  Beschwerdeverfahren  und 
den  Rechtsweg  anlangt,  so  ist  ersteres  in 
vielen  Staaten  besonders  geregelt ;  am  ausge- 
büdetsten  ist  dasselbe  in  Baden,  Bayern, 
Hessen  mit  oberster  Entscheidung  durch  den 
Verwaltungsgerichtshof;  Sachsen  wollte  im 
neuen  Entwurf  für  Beschwerden  im  Minis- 
terium eine  kollegiale  Behörde  (»Erbschafts- 
steueramt«) sohaÄen.  Der  Rechtsweg  ist  in 
einer  Reihe  von  Staaten  offen  gehalten,  so 
namentlich  auch  in  Preussen;  der  neue 
sät»hsische  Entwurf  wollte  ihn  ebenfalls  zu- 
lassen. 

Ueber  Strafbestimmungen,  Ver- 
jährungen und  dergleichen  kann  hier  hin- 
weggegangen werden. 

8.  Uebersicht  über  die  Erbsehafts- 
steuergesetzgebnng  mit  geschichtlichen 
Daten,  a)  Die  ErbBohaftssteuer  im  Alter- 
tum imd  Mittelalter.  Dass  die  Eg^^pter 
eine  Erbschaftssteuer  bereits  117  v.  (.'hr. 
hatten,  ist  zweifellos,  und  zwar  betinig  sie 
wahrscheinlich  lO^/o  und  galt  auch  für  die 
direkte  Linie.  In  Rom  wurde  die  Erb- 
schaftssteuer in  republikanischer  Zeit  im 
Jahre  169  v.  Clir.  durch  die  lex  Voconia 
eingeführt.^)  Dieses  Gesetz  war  gegen  die 
(ökonomischen  Ausschreitungen  und  die  da- 
mit zusammenhängenden  lleberhebungen  der 
Frauen  gerichtet  und  ordnete  in  diesem 
Sinne  das  ganze  Gebiet  der  letztwüligen 
Vergabungen.  Keine  Frau  durfte  in  einem 
Testamente  eines  Bürgers  der  ersten  Census- 
klasse  zur  Erbschaft  berufen  wenlen.  Das 
väterliche  Erbgut  soll  dem  Schwiegersohn 
als  Dos  zugesagt,  nicht  der  Tochter  als  selb- 
ständiges Verm()gen  letztwiDig  zugewendet 
werden.  Kein  Vermächtnis  sollte  mehr  die 
Summe  der  Erbix)rtionen  übersteigen  dürfen. 
Diesen  Einschränkungen  sclüoss  sich  die 
5prf>zentige  Steuer  an,  sie  trat  da  ein,  wo 
die  Erb-  und  Legatfälligkeit  begann,  be- 
lastete also  diejenigen  Erben  und  Ver- 
mächtnisnehmer, welche  innerhalb  der 
Grenzen  des  Gesetzes  bedacht  waren  und 
doch  nicht  zu  den  schon  durch  die  lex 
Furia  ausgenommenen  Cognaten  gehöi-ten. 
Die  Aufhebung  dieser  Steuer  erfolgte  noch 
in  der  Zeit  der  Republik. 

In  den  Kämpfen,  welche  die  Ermordung 
Cäsars  hervorriefen,  trat  die  Erbschafts- 
steuer von  neuem  auf.  Um  die  Kosten  des 
Krieges  gegen  Sextus  Pomj)eius  zu  bestreiten, 


^)  Sin  unmittelbarer  urkundlicher  Beleg 
hierfür  ist  nicht  gegeben ;  aber  man  kann  es 
mit  ziemlicher  Sicherheit  erschliessen. 
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forderten  die  Triumvirn  im  Jahre  40  v.  Chr. 
durch  ein  Edikt  bestimmte  Prozente  von 
jeder  testamentarischen  ZuiÄ-eisung;  dafür 
veranlassten  sie  aber  zugleich  die  Einbringung 
der  lex  Falcidia,  wonach  nicht  mehr  als  ^/4 
des  Vermögens  zu  L^aten  verwendet  werden 
dui-fte.  Es  wurden  dadurch  die  Erben 
günstiger  gestellt  als  bisher  und  in  gewisser 
Beziehung  auch  die  Legatare.  Die  Steuer 
überdauerte  jedoch  den  Krieg  nicht. 

Die  entschiedene  Wiederherstellung  der 
Erbschaftssteuer  erfolgte  erst  im  Jahre  6 
n.  Chr.  durch  die  lex  Julia  vicesima.  Augustus 
musste  alle  Vorsicht  anwenden,  um  den 
Widerstand  des  Volkes  zu  beschwichtigen; 
er  berief  sich  auf  Cäsars  Kommenlarien,  in 
welchen  sich  ein  ausgearbeiteter  Gesetzent- 
wurf vorgefunden  habe,  er  wälzte  die  ^nze 
Sadie  auf  den  Senat;  alles  half  nichts, 
offener  Aufruhr  drohte.  Die  Erhaltimg  des 
politischen  Vorrangs  stand  auf  dem  Spiele, 
wenn  Rom  fortan  auch  steuern  musste.  Da 
wurde  mit  der  Vermessung  des  Landes  der 
Anfang  gemacht,  und  jetzt  erst  nahmen  die 
Römer  die  Erbschaftssteuer  hin  aus  Furcht 
vor  der  noch  verhassteren  Vermögenssteuer. 
Die  Steuer  war  von  jeder  Erbschaft  und 
jedem  Veiinachtnis  zu  entrichten ;  frei  blieben 
aber  kleine  Erbschaften  bezw.  Erbschafts- 
anfälle und  die  nächsten  Blutsverw'andten 
(welche  das  sind,  ist  strittig). 

Diese  vicesima  hereditatium  hat  als  eine 
der  einträglichsten  Einnahmequellen  über 
drei  Jahrhunderte  lang  bestanden ;  gemildert 
wurden  die  drückendsten  Bestimmungen  na- 
mentlich gegenüber  den  neuen  Bürgern  von 
Nerva  und  Trajan,  während  Caracalla,  der 
die  Bürgerrechtsverleihung  an  das  ganze 
Reich  vollzog,  angeblich  um  die  Steuer, 
die  nur  die  römischen  Büi'ger  traf,  auf  alle 
Unterthanen  auszudehnen,  sie  von  5®/o  auf 
10%  erhöhte;  jedoch  wurde  sie  schon  von 
seinem  Nachfolger  Maerinus  auf  den  ur- 
sprünglichen Satz  reduziert. 

Die  Existenz  der  Erbschaftssteuervei- 
waltung  ist  bis  auf  die  Zeit  Gordianus'  III 
(238 — 244)  durch  inschriftliche  Zeugnisse 
nachweisbar ;  später  mangelt  es  gänzlich  an  Be- 
legen und  die  einzige  Erwähnung  dieser 
Steuer  in  einem  Reskript  des  Justinian  kon- 
statiert nur  ihr  Verschwinden,  aber  nicht 
die  Zeit  der  Abschaffung.  Vermutlich  er- 
folgte letztere  im  4.  Jahrhundert. 

Erwähnt  mag  noch  sein,  dass  unter  den 
Einnahmeposten  des  kaiserlichen  Etats  auch 
die  Erbschaften  selbst  eine  hervorragende 
Stelle  einnahmen^).  Die  Sitte,  den  Kaiser 
als  Erben  oder  Legatar  im  Testament  ein- 
zusetzen, hat  fast  gleichzeitig  mit  der  Be- 


*)  Vgl.  näheres  bei  Hirsch feld,  Unter- 
snchnngen  auf  dem  Gebiete  der  röra.  Verwal- 
tungsgeschichte  I  (Berl.  1877),  S.  53. 


gründung  des  Principates  begonnen  und 
unter  schlechten  wie  guten  Kaisern  sich  er- 
lialten  und  wurde  immer  mehr  zu  einem 
Recht  des  Kaisers.  Schon  Augustus  hat  in 
den  letzten  20  Jahren  seiner  Regierung  aus 
den  Testamenten  seiner  Freunde  1400  Mil- 
lionen Sesterzen  empfangen. 

Wie  Alessio  mitteilt^),  figurierte  die  Erb- 
schaftssteuer in  den  Budgets  der  italieni- 
schen Stadtstaaten  desM  i  1 1  e  1  a  1 1  e  r  s*).  Nach 
neuesten  üntereuchungen  wurde  in  Genua 
1395  eine  Erbscliaftssteuer  eingefühlt  und 
betrug  2  ®/o  vom  Reinvermögen  für  alle  Ver- 
wandten^). In  Venedig  wurde,  wie  ich  in 
Erfahning  brachte,  eine  solche  im  Betrag 
von  5^/o  durch  G.  v.  4.  August  1565  ge- 
schaffen, doch  blieben  Ehegatten  und  der 
1.  und  i,  Grad  frei. 

b)  Die  ErbBchaftsBteuergeBetzgebung 
in  Deutschland.  Eine  Geschichte  der 
deutschen  Erbschaftssteuern  fehlt  noch.  Es 
scheint  jedoch,  als  ob  mit  dem  Bekannt- 
werden des  römischen  Staats-  und  Finanz- 
rechts auch  die  römische  Erbschaftssteuer 
schon  beachtet  wurde.  Bereits  im  16.  Jahr- 
hundert hat  Joh.  Sturm,  wenn  auch  vergeb- 
lich, die  Einführung  derselben  im  ganzen 
Deutschen  Reich  dringend  dem  Kaiser  an- 
geraten, um  den  Krieg  gegen  die  Türken 
mit  Nachdruck  zu  führen  *).  Zu  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  haben  dann  auch  Obrecht  % 
Lipsius,  ®)  Waremund  ^),  Besold  ^)  und  Andere 
diese  Abgabe  ganz  allgemein  empfohlen,  und 
was  der  Kaiser  nicht  befolgt,  das  befolgten 
die  einzelnen  Reichsstände.  Baden-Diirlach 
beschloss  1622,  dass  bei  Intestaterbfolge 
Seitenverwandte  über  den  7.  Grad  10  "/o 
entrichten ;  über  den  10.  Grad  hinaus  cessirte 


')  Saggio  sul  sistema  tribntario  in  Italia  11 
(1887)  S.  60. 

*)  lieber  die  in  Frankreich  bis  hoch  in  den 
Norden  hlnanf  im  frühen  Mittelalter  übliche 
Abgabe  „tertia^^  und  ihre  Anwendnng  auf  den 
£rbgang  und  den  Einkauf  in  die  Lehens- 
succession  seitens  der  Seitenverwandten  durch 
den  racbat  vgl.  £.  Mayer,  Deutsche  und  franzö- 
sische Verfassnngsgeschichte  v.  9.  bis  zum  14. 
Jahrb.,  Leipzig  1899,  I,  S.  53;  n,  S.  168. 

•)  Sieveking,  Genueser  Finanzwesen  vom 
12.  bis  14.  Jahrh.  Freib.  1898  S.  132. 

*)  Joh.  iSturmii  de  hello  adversus  Turcos 
perpetuo  administrando  commentarii.  Jenae  1597. 

^)  Ein  politisch  Bedenken  und  Discurs  von 
Verbesserung,  Land,  und  Leut,  Anrichtung  gnter 
Policey  und  fürnemblich  von  nutzlicher  Er- 
ledigung grosser  Aussgaben  und  billiger  Ver- 
mehrung eines  jeden  !^genten  und  Ol^rherren 
jährlichen  Gefällen  und  Einkommen.  Beendigt 
1609  (hrsg.  1617). 

^)  Jnsti  Lipsi  Admiranda  sive  de  magni- 
tudine  Romana  iibro  qnattuor  Antwerpen  1598 
S.  54  f. 

^)  De  snbsidiis  Frankfurt  1606  c.  5  n.  54. 

')  Discursus  de  aerario  politico,  2.  Aufl., 
Tübingen  1620,  cap.  IV. 
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das  Erbrecht.  1624  folgte  Lilneburg  mit 
einer  Erbschaftssteuer  von  Vi^/o  in  der 
Seitenlinie,  Hamburg  1624  mit  10  ^/o  in  der 
Seitenlinie  über  Neffen  und  Nichten  hinaus, 
Rostock  1669  mit  2^/o  in  der  Seitenlinie. 
Im  18.  Jahrhundert  begann  die  Collateral- 
steuer  im  Fürstentum  Gotha,  Eisenach,  Jena, 
Sachsen- Altenburg,  Ansbach,  Bayreuth,  Hoch- 
stift Speyer  u.  s.  w.  Schon  die  ganze 
Art  ihres  Aufkommens  zeigt,  dass  die 
Erbschaftssteuer  unabhängig  von  den  grund- 
herriichen  Abgaben  entstanden  ist;  nur  da, 
wo,  wie  in  sehr  kleinen  Fürstentümern,  der 
Liandesherr  zugleich  fast  der  einzige  Grund- 
herr war,  mag  zuweilen  ein  Zusammenhang 
vorliegen ;  so  wurde,  wie  die  Einleitimg  zum 
Schwarzbiu^-Rudolstadter  G.  v.  12.  Februar 
1840  hervorhebt,  mit  der  Einführung  einer 
Collateralabgabe  auf  die  »Lehngelderhebung« 
verzichtet. 

Im  grosseren  Teil  Deutschlands  (Preussen, 
Sachsen,  Bayern,  Anhalt,  Braunschweig  u.s.w.) 
wurde  die  Erbschaftssteuer  den  Stempel- 
abgaben assimiliert,  wodurch  sie  lange  zu 
einer  gewissen  Verkümmening  venirteilt  war. 

Unter  den  kleineren  Staaten  aber  gab  es 
eine  ziemliche  Anzahl,  welche  sie  selbständig 
geordnet  hatten.  Die  Abgabe  war  friiher 
wenig  differenziert,  nicht  selten  bestand  sie 
aus  einem  einzigen  Steuersatz.  Eine  ein- 
schneidende Wirkung  übte  das  preussische 
G.  V.  30.  Älai  1873  aus,  indem  darin  die 
unpassende  Verbindung  mit  dem  Urkunden- 
Stempel  aufgegeben,  die  Erhebimg  und  Ver- 
waltung den  Gerichten  abgenommen  und  an 
Steuerbeamte  übertragen  und  die  liaupt- 
sächlichsten  technischen  Details  in  zweck- 
mässiger Weise  gelöst  wurden.  Fast  die 
seitdem  in  Deutschland  erschienenen  voll- 
ständigen Erbschaftssteuergesetze  folgten  in 
der  Hauptsache  dem  preussischen  Muster; 
die  Verwaltung  der  Steuer  durch  die  Ge- 
richte war  seit  dem  Einführungsgesetz  zu 
dem  Gerichtsverfassungsgesetz  v.  27.  Januar 
1877,  streng  ^nommen,  ohnehin  nicht  mehr 
angängig.  Die  Steuei-sätze  haben  sich  nicht 
nur  immer  mehr  differenziert,  sondern  sind, 
namentlich  in  den  Kleinstaaten,  auch  nicht 
unerheblich  erhöht  worden. 

Im  Jahre  1877  legte  Preussen  dem  Bundes- 
rat eine  Denkschrift  vor  (Hirth's  Annalen 
des  D.  R.  1877  S.  1038),  welche  die  Ueber- 
tragimg  des  Urkundenstempels,  Spielkarten- 
stempels und  der  Erbschaftssteuer  auf  das 
Reich  ins  Auge  fasste.  Eine  eingesetzte 
Kommission  sprach  sich  gegen  dieUnifizierung 
der  Erbschaftssteuer  aus  ^),  und  diese  wui-de 
seitdem  nicht  mehr  amtlich  verfolgt  Nachdem 
durch  das  B.G.B.  ein  einheitliches  Erbrecht 
gescliaffen,  wäre  der  Weg  geebneter  und,  inso- 

^)  Vgl.   näheres  bei  Becher,   Die  d.  Erb- 
schafta-  und  Schenkungssteuer  1886,  S.  7  f. 


weit  die  Erbschaftssteuer  mit  dem  Erbrecht  zu- 
sammenhängt, auch  erwünscht ;  allein  es  ist 
kaum  eine  Aussicht  zur  Verwirklichung  ge- 
geben, da  die  Einzelstaaten  diese  ihr  direktes 
Steuersystem  stützende  und  fiir  ihre  wachsen- 
den Bedürfnisse  notwendige  Steuer  nicht  ent- 
behren können.  Man  könnte  nun  freilich 
die  Erbschaftssteuer  unifizieren  in  dem 
Sinne,  daßs  man,  wie  bei  dem  Gerichts- 
kostengesetz, die  Einnahmen  den  Einzel- 
staaten liesse,  allein  auch  das  stösst  auf 
Schwierigkeiten,  da  in  den  Einzelstaaten  das 
fundierte  Einkommen  sehr  verschieden  ge- 
troffen und  ein  gleichheitlicher  Erbschafts- 
steuertarif, der  doch  mit  diesem  Faktor 
auch  zu  rechnen  hat,  deshalb  nicht  wohl 
angängig  ist.  Dagegen  wäre  (zur  Vermei- 
dung von  Steuerkonflikten)  über  die  Steuer- 
hoheit und  selbst  über  die  wichtigsten  sons- 
tigen Bestellerungsgrundsätze  recht  wohl  ein 
Reichsgesetz  möglich  und  angezeigt. 

Nachstehend  folgen  einige  Daten  über 
die  Erbschaftssteuergesetzgebung. 

Anhalt-Dessau.  Stempel  fllr  Erbver- 
träge gab  es  in  Dessau  schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert. Das  G.  die  Erbschaftssteuer  betreifend 
V.  4.  Februar  1874  schliesst  sich  eng  an  das 
preussische  an  und  hebt  die  früheren  Erbschafts- 
stempel auf.  Die  Novellen  vom  29.  März  1892 
und  29.  Mai  1897  trugen  den  in  Preussen  voll- 
zogenen Aenderungen  von  neuem  Eechnung. 

Baden  hatte  schon  in  früheren  Jahrhunder- 
ten das  Lacherbengeld.  Die  Erbschaftsaccise 
wurde  als  Glied  dem  indirekten  Abgabensystem 
1812  eingefügt;  diese  Acciseordnung  v.  4.  Januar 
1812  wurde  ergänzt  durch  die  GG.  v.  14.  Januar 
1828  und  3.  August  1837;  frei  waren  die  Des- 
cendenten  und  Eltern;  die  nahen  Verwandten 
zahlten  l%7o'  ^^®  anderen  Erbschaften  5%, 
von  1850—1862  war  der  Satz  für  Erbschaften 
unter  Ehegatten  l*/ji®'o»  f^r  solche  der  Ge- 
schwister und  deren  Abkömmlinge  ö^/n,  im  übrigen 
10%,  seit  1862  wieder  wie  früher  1%  und  b%; 
1880  erfolgte  eine  Erhöhung,  so  dass  nun  zu 
entrichten  war  von  dem  Ehegatten  des  Erblassers 
1*/«%;  von  Geschwistern  desselben  und  von 
deren  Abkömmlingen  SVa^,  in  allen  ttbrifi^en 
Erbschaftsanfällen  10  ^/^  des  übergehenden  Ver- 
mögens. Eine  völlige  Neugestaltung  erfuhr  die 
bisherige  Gesetzgebung  durch  das  neue  Erb- 
schafts- und  Schenkungssteuergesetz  v.  14.  Juni 
1899.  Eltern  zahlen  l^L;  soweit  der  Anfall  an 
den  einzelnen  Eltemteil  den  Wert  von  10000 
Mark  nicht  übersteigt,  sind  sie  frei;  Voreltern 
entrichten  von  Beträgen  bis  5000  Mark  l®/o, 
über  5000  Mark  27o;  Geschwister  und  deren 
Abkömmlinge  von  Anfällen  bis  3000  Mark  3%, 
über  3000  Mark  47o;  andere  Seitenverwandte 
bis  zum  4.  Grad  einschliesslich,  Stiefkinder  und 
deren  Abkömmlinge,  Stiefeltern,  Schwiegerkinder 
und  Schwiegereltern,  Anfälle,  die  ausschliesslich 
zu  milden,  gemeinnützip^en  oder  sonstigen 
öffentlichen  Zwecken  bestimmt  sind,  insofern 
solche  nicht  einzelne  Familien  oder  bestimmte 
Personen  betreffen,  6%;  alle  sonstigen  Personen 
10*^/0.  Descendenten ,  auch  anerkannte  unehe- 
liche, sowie  Ehegatten  sind  frei.  Das  Gesetz 
hat  auch  noch  Befreiungen  für  Personen,  die 
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dem  Hausstand  des  Erblassers  ang^ehört  haben, 
für  Arbeiterversicherungsanstalten  u.  s.  w. 

Bayern.  Ein  Mandat  vom  3.  Juli  1756 
machte  in  Bayern  den  Versuch,  einen  Teil  der 
für  kirchliche  Zwecke  vermachten  Mittel  den 
Armen  zuzuwenden.  Es  sollte  „von  aller  Ver- 
lassenschaft, soweit  solche  nicht  ohnehin  schon 
denen  Armen  zu  Gute  gehet,  sondern  an  andere 
causas  pias  verschaffet  wird,  a  proportione  ein 
leiden tliches  Quantum,  jedoch  niemal  über  den 
vierten  Theil  sothaner  Vermächtniss  defalcirt 
und  zur  Almosenbüchsen  genommen"  werden. 
(Quarta  pauperum). 

20  Jahre  später,  durch  Mandat  vom  23. 
April  1776  wurde  oestimmt,  dass  eine  Erb- 
steuer zu  Gunsten  des  Armenfundus  erhoben 
werden  solle;  die  Einführung  wurde  damit  be- 
g^ründet,  dass  der  Ertrag  der  quarta  pauperum 
infolge  der  neuesten  Amortisationsgesetzgebung 
auf  ein  Minimum  gesunken  sei.  Blutsverwandte 
in  auf-  und  absteigender  Linie  waren  frei,  Ge- 
schwister und  Geschwisterkinder  sollten  2%, 
Ehegatten,  wenn  Kinder  aus  der  Ehe  blieben, 
nichts,  sonst,  vom  Heiratsgut,  Errungenschaft 
u.  dgl.  abgesehen,  2%,  alle  übrigen  Personen 
4%  zahlen.  Die  Steuer  trat  indessen  ni*»mals 
in  Wirksamkeit  und  wurde  1801  formell  als 
aufgehoben  erklärt.  Dagegen  wurde  die  quarta 
pauperum  um  die  quarta  scolarum  verstärkt, 
indem  ein  kurfürstliches  Reskript  v.  6.  Mai  1803 
verordnete,  „dass  künftig  von  allen  Vermächt- 
nissen, bei  denen  der  Abzug  des  vierten  Teils 
zum  Besten  der  Armen  nach  den  hierüber  bereits 
bestehenden  Generalien  statt  hat,  auch  ein 
weiterer  vierter  Teil  für  den  Land-  und  Bürger- 
schulfonds unter  den  nämlichen  Bedingungen, 
welchen  die  quarta  pauperum  unterliegt,  abge- 
zogen werden  solle.'*  Eine  V.  v.  31.  Dezember 
1810  dehnte  die  quarta  scolarum  auf  die  neuen 
erworbenen  Gebietsteile  aus.  Nachdem  in  der 
K.  d.  A.  1884  ein  Antrag,  die  Krone  um  Be- 
seitigung oder  Milderung  der  quarta  pauperum 
et  scolarum  zu  bitten,  abgelehnt  worden  war, 
fand  ein  abermaliger  Antrag  auf  Aufhebung 
der  Quart  1840  die  Zustimmung  des  Landtags, 
und  der  Landtagsabschied  v.  15.  April  iSo 
verfügte  in  diesem  Sinne.  Ein  Antrag  Wrede 
auf  Wiedereinführung  der  Quart,  der  1845/46 
in  der  K.  d.  R.  R.  gestellt  wurde,  fand  keinen 
Anklang.') 

Ausser  dieser  Quarta  pauperum  et  scolarum 
war  es  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  zu  keiner 
rechten  Erbschaftssteuer  gekommen;  noch  eine 
V.  V.  3.  Mai  1800  sprach  den  Grundsatz  aus, 
„dass  Erbsteuem  auf  keinem  richtigen  Staats- 
grundsatze beruhen*'  und  auch  in  der  Pfalz 
hatte  die  V.  des  Generalgouverneurs  v.  14./26. 
Februar  1814  die  Sterbfallgebühren  des  Enregis- 
trements  aufgehoben. 

Bereits  1816  wurde  aber  für  das  König- 
reich die  Einführung  einer  Erbsteuer  zur 
Deckung  des  Kurren tdeficits  geplant;  es  blieb 
jedoch  bei  einem  Vortrage  der  Steuer-  und 
Domänen  Sektion ;  auch  1819  konnte  mau  sich 
im  Staatsrat  nicht  dazu  entschliessen,  doch  sah 
man   in    dem   Stempelgesetze,    das    1819   dem 


*)  M.  Seydel,  Baverisches  Staatsrecht  I 
(1884)  S.  149,  289;  iV  (1889)  S.  94  Note  7; 
daselbst  die  Quellenbelege. 


Landtag  vorgelegt  wurde,  eine  erhöhte  Erb- 
schaftstaxe vor;  allein  die  Stände  lehnten  den 
ganzen  Entwurf  ab.  Erst  mit  dem  Stempelg. 
V.  11.  September  1825  gelang  es,  einen  Erb- 
schaftsstempel einzuführen.  Dieser  CoUateral- 
erbschaftsstempel  betrug  V4 — •^%  ^^^  Betrag 
der  Erbschaften  und  der  Legate,  sein  Ertrag 
wurde  durch  weitgehende  Ausnahmen  zu  einer 
unbedeutenden  Summe  herabgedrückt.*)  Be- 
reits durch  Finanz^,  v.  28.  Dezember  1831 
wurde  er  indessen  wieder  beseitigt,  kehrte  aber 
mit  dem  Taxr^ulativ  v.  28.  Mai  1852  als  Taxe 
der  nichtstreitigen  Rechtspflege  wieder.  Ge- 
schwister, Stiefeltern  und  Stiefkinder  hatten 
■'6%;  Onkel,  Tante,  Neffe,  Nichte  1-3 *lo; 
Grossonkel,  Grosstante,  Grossneffe,  Gross- 
nichten, Geschwisterkinder  3 ''3,  alle  übrigen 
5*^-Q  zu  zahlen.  Diese  Taxsätze  wurden  durch 
G.  V.  17.  Februar  1878  bedeutend  erhöht:  4«o 
hatten  des  Erblassers  Geschwister  und  Ge- 
schwisterkinder, Grosseltem  und  entferntere 
V'erwandte  in  aufsteigender  Linie  sowie  Stief- 
eltern und  Stiefkinder,  6^^  die  übrigen  Ver- 
wandten des  Erblassers  in  der  Seitenlinie  des 
dritten  und  vierten  Verwandtschaftsgrades 
(nach  dem  Civilrechte) ,  8^^  ^^^  übrigen  Erben 
und  Legatare  zu  zahlen. 

Das  —  von  den  Steuersätzen  abgesehen  — 
dem  preussischen  Gesetz  nachgebildete  Erb- 
schaftssteuerg.  v.  18.  August  1879  hat  auch 
noch  die  Eltern  von  einer  gewissen  Höhe  an 
beigezogen  und  ausser  ihnen  nur  noch  voll- 
und  halbbürtige  Geschwister  oder  deren  Ab- 
kömmlinge, Stiefeltern,  Stiefverwandte  in  ab- 
steigender Linie,  Schwiegerkinder  dem  Steuer- 
satz von  4^0  unterworfen,  dagegen  wurden 
Grosseltem  und  entferntere  Verwandte  in  auf- 
steigender Linie  der  6^0  zahlenden  Gruppe 
beigesellt. 

Infolge  des  B.G.B.  erfuhr  das  Gesetz  einige 
Aenderungen,  welche  enthalten  sind  im  bayer. 
Ausführungsgesetz  v.  9.  Juni  1899  Art.  168. 

B  r  a  u  n  s  c  h  w  e  i  g.  Das  Stempelsteuerg. 
V.  29.  Okt.  1821,  welches  an  Stelle  des  west- 
fälischen Dekrets  v.  28.  Juni  1812  trat,  be- 
steuerte nur  die  Seitenlinie  und  fernere  Ver- 
wandte; vollbürtige  und  Halbgeschwister  und 
deren  Descendenten  zahlten  2^^^^^  alle  übrigen 
5^0;  a»  seine  Stelle  trat  das  G.  betr.  die  Erb- 
schaftssteuer V.  18.  April  1876,  das  ganz  dem 
preussischen  folgt.  Dazu  Novelle  v.  10.  Juni 
1892. 

Bremen.  Die  Erbschaftssteuer  wurde 
durch  G.  v.  3.  September  1808  auf  fünf  Jahre 
eingeführt  (2'*o  i»  der  Seitenlinie,  jedoch  mit 
Ausnahme  der  Geschwister  und  deren  Kinder); 
nach  Ablauf  dieser  Zeit  erneuert,  erschien  sie 
von  1814  ab  in  dem  jährlichen  Steuergesetz. 
Sie  erfuhr  viel  Veränderungen  im  Laufe  der 
Zeit;  seit  1895  besteht  ein  eigenes  nicht  mehr 
auf  die  Dauer  eines  Jahres  beschränktes  G.  v. 
13.  Dezember  1895  betr.  die  Erbschafts-  und 
Schenkungsabgabe.  Tarif:  4®o  voll-  und  halb- 
bürtige Geschwister  und  deren  leibliche  Kinder; 
80.0  in  allen  übrigen  Fällen. 

Elsass-Lothringen.  Die  von  Frank- 
reich übernommene  Erbschaftssteuer  wurde  durch 


*)  Rudhart,  Znstand  des  Königreich  Bayern 
3.  Bd.,  1827,  S.  158. 
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r.  T.  21.  Mai  1873  durch  Aufhehung  der  Zu- 
chla^szehntel  ermässigt;  das  G.  betr.  die  £rb- 
chaftssteuer  v.  12.  Juni  1889  beseitigte  die 
ranzr)Hi»cbe  Gesetzgebung;  es  schliesst  sich  in 
rr  Form  den  deutschen  Erbschaftssteuer- 
erorduun^en  an  und  beseitigte  eine  Reihe 
lüften,  Mie  die  gleichmässige  Bewertung  der 
aitzniessung  ohne  Rllck sieht  auf  das  Lebens- 
Iter  des  Berechtigten,  das  Verbot  des  Abzugs 
er  Schulden,  das  Verbot  der  Rückerstattung 
iuer  einmal  erhobenen  Steuer  u.  s.  w. ;  die  j 
Kontrolle  wurde  verschärft ;  die  Steuersätze  i 
rurden  nicht  wesentlich  geändert:  l^jo  gerade 
.inie;  3®o  Ehegatten;  6^1«  °io  Geschwister, 
[Inder  von  Geschwistern,  Geschwister  der 
;itern,  7^'o  Seitenverwandte  des  vierten  Grades, 
<\,  »Seitenverwandte  des  fünften  bis  zwölften 
irades,  ö'^o  ^^  *1*®D  übrigen  Fällen. 

Hamburg.  Die  Erbschaftssteuer  geht 
is  ins  17.  Jahrhundert  zurück,  konnte  aber  lange 
eit  nicht  recht  Wurzel  fassen ;  seit  dem  G.  v. 
.  Juni  171-iö  waren  Seiten  verwandte  über  den 
ritten  Grad  hinaus  und  Nicht  verwandte  mit  ö^j^ 
ruber  mit  10%J  besteuert ;  die  V.  v.  16.  Dezember 
^07  belebte  "Verwandte  über  den  vierten  Grad 
inaus  und  Nichtverwandte  mit  7'  «^i«;  die  V.  v. 
,  März  1830  dehnte  die  Steuer  auf  den  zweiten 
i'itenverwandtschaftsgrad  ans  und  zwar  mit 
'«"o;  die  V.  v.  Ä).  Dezember  1851  zog  die 
ficendenten  mit  2%^^  heran,  belegte  den 
kveiten  und  dritten  Seitengrad  mit  5  ^/o,  erhöhte 
ie  Steuer  für  den  vierten  auf  7S"io»  für  die 
brigen  auf  10**  o-  Nachdem  schon  1863  neben  einer 
inkonimensteuer  als  Ergänzung  eine  Vermögens- 
eiier  vorgeschlagen  worden,  letztere  aber  mit 
ücksicht  auf  die  kaufmännischen  Kreditver- 
iltnisse  nicht  angenommen  worden  war,  kam 
an  18^)3  auf  die  Ergänzung  in  Form  der  Erb* 
haftssteuer  zurück.  Das  G.  v.  9.  Mai  1894 
»iren  Abgabe  von  Erbschaften  und  Vermächt- 
issen  brachte  Einbeziehung  der  Descendenten, 
rhöhung  mancher  Sätze,  Ausbildung  der 
-henkungssteuer  und  einige  steuertechnische 
etails.  Das  G.  musste  vor  Ablauf  von  drei 
ihren  einer  Revision  unterzogen  werden;  das 
Mie  ist  datirt  vom  19.  Dezember  1898.  Tarif: 
o  Kinder;  3®'o  andere  Descendenten  und  die 
•icendenten;  4%  Stief-  und  Schwiegerkinder; 
iet-  und  Schwiegereltern;  6"'o  2.  Seitengrad, 
Idptivkinder,  gewisse  legitimierte  Kinder  und 
reu  Descendenten;  S^/o  3.  Seitengrad;  10*^/« 
le  übrigen.  Für  die  nahen  Verwandten  sind 
wisse  Vermögensbeträge  frei.  (Vgl.  Finanz- 
chiv  1899  S.  370.) 

Ergänzend  kommt  in  Betracht  das  G.  v. 
.  Dezember  1868  betr.  die  Behandlung  von 
L'rlassenschaften. 

Hessen.  Die  sogenannte  Collateralbe- 
Liierung  wurde  durch  die  V.  v.  11.  August 
nw  in  den  Provinzen  Starkenburg  und  Ober- 
ssen  und  seit  G.  v.  8.  Juni  1821  in  der  Pro- 
uz  Kheinhessen  eingeführt.  Dazu  kamen  im 
Ulfe  der  Zeit  zahlreiche  Zusätze  und  Modifi- 
itionen,  ohne  dass  damit  die  vielen  Unklar- 
iten  und  Zweifel  beseitigt  worden  wären. 
it  dem  Einftihrunfi^sg.  zum  deutschen  Gerichts- 
rfassungsg.  v.  27.  Januar  I8ül  war  auch  die 
?r waltung  der  Erbschaftssteuer  durch  die  Ge- 
hte  nicht  mehr  möglich.  Das  G.  über  die 
•bschafts-  und  Schenkun^ssteuer  v.  30.  August 
H4  brachte  für  Hessen  die  vielfach  gewünschte 


einheitliche  Regelung.  Im  Gegensatz  zu  bisher 
wurden  Ascendenten,  wenn  auch  beschränkt, 
steuerpflichtig,  Ehegatten  dagegen  vollständig 
befreit;  bisher  Eintritt  der  Stenerpflicht  bei 
einer  Erbmasse  von  100  Gulden,  jetzt  dagegen, 
wenn  die  Zuwendung  an  einzelne  Personen 
1(X)  Mark  übersteigt ;  neu  befreit  wurden  Staats- 
oberhaupt, Staat,  Reich,  Vermächtnisse,  Stiftun- 
gen zu  mildthätigen  Zwecken,  Zuwendungen 
an  Dienstboten  bis  KKX)  Mark,  dagegen  aurge- 
hoben alle  bisher  bestandenen  Befreiungen  zu 
Gunsten  bestimmter  Anstalten  und  Kassen. 
Die  Befreiung  der  Familienfideikommissanfälle, 
wenn  der  Fideikommisserbe  ein  Descendent  des 
Fideikommissstifters  war,  wurde  ebenfalls  be- 
seitigt. Der  bisherige  einheitliche  Steuersatz 
von  5^0  wurde  nach  Verwandtschaft  abgestuft: 
4®/o  Eltern,  vollbürtige  Geschwister;  5%  As- 
cendenten, halbbürtige  Geschwister ;  Arrogierte, 
Adoptierte  und  Ein^ekindschaftete ;  Neffen  und 
Nichten;  6^/^  Stiefkinder  und  deren  Abkömm- 
linge, Schwiegerkinder,  Stief-  und  Adoptiv- 
Schwiegereltern ;  Oheim,  Tanten,  Grossneffen  und 
-nichten;  S^j^  in  allen  übrigen  Fällen.  Die 
Schenkungssteuer  wurde  ganz  neu  zugefügt. 
Das  Verfahren  und  eine  Menge  Details  wurden 
neu  geregelt. 

Gelegentlich  der  neuen  Steuerreform  in 
Hessen  ist  durch  G.  v.  12.  August  1899  eine 
Erhöhung  der  Erbschaftssteuersätze  eingetreten ; 
der  Steuersatz  für  Geschwister  und  Eltern  wurde 
um  l'^'o.  die  Sätze  6%  und  8«o  für  die  fernen 
und  Nichtverwandten  um  je  2  "q  erhöht.  Eine 
Umarbeitung  des  Gesetzes  auf  Grundlage  des 
B.G.B.  ist  eoenfalls  geplant. 

Lauenburg.  Landesherrliche  V.  über 
die  provisorische  Beibehaltung  einer  Stempel- 
steuer in  den  sämtlichen  hannoverschen  Landen 
V.  31.  Dezember  1814.  Ehegatten  l^oy  die 
Seitenverwandten  und  Nichtverwandten  5% ;  bei 
Lehens-  oder  Fi deikommisanf allen  10  ^^  vom 
erstjährigen  Ertrag  des  Anfalls. 

Lippe- Detmold,  G.  die  Erhebung  einer 
Abgabe  von  Erbschaften,  Vermächtnissen  und 
Schenkungen  auf  den  Todesfall  betreffend  v. 
29.  Dezember  1869  schliesst  sich  eng  an  das 
oldenburgische  v.  16.  Juli  1868  an;  Novelle 
V.  20.  April  18J)7  erhöht  die  Steuersätze  (vgl. 
Finanzarchiv  1898  S.  624). 

Lübeck  kennt  die  Erbschaftssteuer  seit 
dem  G.  v.  12.  August  1808 ;  Collateralverwandte 
des  3.  und  4.  Grades  zahlten  4^{o,  alle  ent- 
fernteren 6^,0.  Die  V.  V.  30.  August  1845  be- 
steuert die  Geschwister  mit  3°/o,  den  3.  Grad 
mit  4^oj  den  4.  Grad  mit  6°o,  entferntere  Ver- 
wandte und  Nichtverwandte  mit  8°/o;  diese  V. 
wurde  durch  die  v.  18.  September  1862,  die 
Erbschaftssteuer  betreffend,  ersetzt;  dazu  kam 
Novelle  v.  lö.  Oktober  1868,  welche  die  Steuer- 
sätze erhöhte  (vgl.  Finanzarchiv  1898  S.  606). 
Die  Beratungen  über  die  Aufbringung  der  für 
den  Elbe  -  Travekanal  erforderlichen  Mittel 
führten  u.  a.  zum  G.  v.  20.  Mai  185)6  be- 
treffend die  Erbschaftssteuer;  neu  ist  die  Ein- 
beziehung der  Descendenten,  Ascendenten  und 
Ehegatten,  ebenso  der  grösste  Teil  der  steuer- 
technischen Bestimmungen  (Finanzarchiv  1898 
S.  660). 

Mecklenburg -Schwerin.  Die  Colla- 
teralerbsteuer  wurde  1809  eingeführt ;  es  folgten 
die  Collateralerbsteuerordnung    v.   22.  August 
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1810,  V.  31.  Dezember  ia%,  v.  12.  Februar 
1835,  V.  11.  September  1858;  Novelle  dazu  v. 
24.  Juni  1879.  Die  Steuersätze  sind  sehr  massig: 
Geschwister  1  %,  Geschwisterkinder,  Verwandte 
bis  zum  vierten  Grade  civUer  Komputation 
inkl.  Stiefdescendenten  und  -ascendenten  2°/^, 
alle  übrigen  5%. 

MecKlenburg-Strelitz  besitzt  keine 
Erbschaftssteuer. 

Oldenburg.  G.  betr.  die  Erhebung  einer 
Abgabe  von  Erbschaften,  Vermächtnissen  und 
Schenkungen  v.  16.  Juli  1868.  Tarif:  3«/o 
adoptierte  und  durch  Einkindschaft  berufene 
Kinder  und  deren  Descendenten ;  Stiefkinder 
und  deren  Descendenten ;  Schwiegerkinder ;  Ge- 
schwister, Neffen  und  Nichten,  vollbürtige  wie 
halbbürtige;  5%  Stief-  und  Adoptiveltern; 
Schwiegereltern;  Descendenten  von  Schwieger- 
kindem,  sofern  dieselben  nicht  zugleich  Des- 
cendenten der  Erblasser  und  deshalb  abgabefrei 
sind;  sonstige  Verwandte  bis  zum  fünften 
Grad  inkl. ;  8  \  alle  übrigen. 

Preussen.  Die  Erbschaf tshesteuerung 
beginnt  in  Brandenburg  1685  mit  der  Stempel- 
steuer auf  Testamente,  Erbverträge  und 
Teilungen;  sie  war  ganz  unbedeutend;  im  18. 
Jahrhundert  wurde  sie  etwas  schärfer  ausge- 
bildet. Zu  wirklicher  Bedeutung  gelangte  sie 
erst  durch  das  Stempelgesetz  v.  7.  März  1822 
mit  den  Sätzen  1,  2,  4,  6,  8%.  Diese  enge 
Verbindung  mit  dem  Stempelwesen  wurde 
schon  bezüglich  der  im  Jahre  1866  mit  Preussen 
vereinigten  Landesteile  gelöst  und  die  Erb- 
schaftssteuer mittelst  der  V.  v.  5.  Juli  1867 
feregelt.  Durch  G.  v.  30.  Mai  1873  wurde 
iese  Aussonderung  auch  für  die  alten  Landes- 
teile vollzogen,  femer  die  Bearbeitung  der  Erb- 
schaftssteuersachen auf  besondere  Erbschafts- 
steuerämter in  denjenigen  Provinzen,  in  denen 
sie  bis  dahin  noch  den  Gerichten  oblag,  über- 
tragen und  das  steuertechnische  Detail  geklärt. 
Die  Erbschaftssteuer  von  überlebenden  Ehe- 
gatten wurde  aufgehoben,  während  bis  dahin 
die  Witwe,  die  nicht  zugleich  mit  Kindern 
erbte,  ebenso  wie  in  allen  Fällen  der  über- 
lebende Ehemann  l®/o  von  dem  erbschaft- 
lichen Erwerb  aus  dem  Nachlass  des  verstor- 
benen Ehegatten  zu  entrichten  hatte.  Diese 
Bestimmungen  hatten,  je  nachdem  Gütergemein- 
schaft oder  Gütertrennung  bestand,  in  den  ein- 
zelnen Landesteilen  unter  sich  ganz  verschieden 
gewirkt,  ja  nicht  selten  wegen  Klarstellung 
der  ehelichen  Vermögens  Verhältnisse  zu  Zwistig- 
keiten  und  Prozessen  unter  den  Interessenten 
geführt. 

Das  G.  V.  30.  Mai  1873  wurde  durch  das 
V.  24.  Mai  1891  ersetzt;  dazu  Novelle  v.  31. 
Juli  1896.  Im  Entwurf  vom  Jahre  1890  war 
die  Besteuerung  der  Ehegatten  und  der  geraden 
Linie  beabsichtigt,  was  aber  nicht  Annahme 
fand,  dafür  wurde  später  das  Ergänzungs- 
(Vermögens-)  Steuergesetz  geschaffen.  Der 
Steuertarif  ist  noch  derselbe  wie  1873.  Die 
hauptsächlichste  Neuerung  1891  war  die,  dass, 
soweit  es  sich  nicht  um  Immobilien  handelt, 
für  die  Steuerhoheit  nicht  mehr  die  Staatsange- 
hörigkeit, sondern  die  Domizil szngehörigkeit  des 
Erblassers  entscheidet.  Tarif  und  Gesetz  s. 
Finanzarchiv  1891  S.  948. 

Reuss  ä.  L.  Die  älteren  in  Bezug  auf 
die  Abgabe  von  „Kollateral-  und  Lacherbenan- 


fällen*' bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften 
(angeführt  in  der  Bekanntmachung  v.  3.  Juli 
1852)  wurden  durch  das  G.  betreffend  die  Erb- 
schaftssteuer V.  3.  März  1875,  das  dem  preus- 
sischen  v.  30.  Mai  1873  nachgebildet  ist^  er- 
setzt. Tarif:  3^0  Ehegatten,  welche  alleinige 
Erben  des  Verstorbenen  sind  oder  mit  Seiten- 
verwandten desselben  oder  demselben  nicht  ver- 
wandten Personen  zusammentreffen;  Wahlkin- 
der, voll-  und  halbbürtige  Geschwister  oder 
deren  Kinder;  6®/q  sonstige  Verwandte  bis  zum 
sechsten  Grad,  Stiefkinder,  Stiefeltern,  Schwie- 
gerkinder oder  Schwiegereltern,  Schwäger-  und 
Schwägerinnen;  8^o  ui  allen  übrigen  Fällen. 
Reuss  j.  L.  Das  G.  betr.  die  Abgabe  von 
Collateralerbschaftsfällen  v.  13.  Oktober  1849, 
eine  Art  Abdruck  des  Sachsen- Weimarischen  G. 
V.  3.  September  1844,  beseitigte  die  in  den 
Fürstentümern  Schleiz  und  Lobenstein-Ebersdorf 

? eltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  v.  7.  Juli 
843  und  4.  Juli  1825  über  Collateralerbschaf tsab- 
gaben;  es  erstreckte  sich  auf  das  ganze  Fürs- 
tentum Reuss  j.  L.  Dazu  Erläutenmgsv.  v. 
14.  Juni  1852.  Die  Novelle  v.  21.  Dezember 
1868  erhöhte  die  zwei  vorhandenen  Sätze  2  %  und 
4  % ;  fortan  hatten  zu  zahlen  2  ^j^  Neffen  und 
Nichten;  4\  sonstige  Seitenverwandte  des 
dritten  bis  sechsten  Grades,  Adoptiv-  und 
Stiefkinder,  Stiefeltern,  Schwiegerkinder,  Sch^iie- 
gereltern;  8"^!^  alle  übrigen.  Die  Novelle  v. 
20.  Dezember  1880  dehnte  die  Steuer  auf  Schen- 
kungen unter  Lebenden  aus. 

Königreich  Sachsen.  Das  Mandat,  die 
neue  Einrichtung  der  Stempelsteuer  betreffend 
V.  11.  Januar  1819  (für  die  Oberlausitz  v.  12. 
August  1819)  und  Mandat  wegen  Erläuterung 
einiger  Stellen  der  die  Stempelsteuer  betreffen- 
den GG.  V.  4.  September  1822  bilden  die  Grund- 
lage der  älteren  Erbschaftsbesteuernng.  Der 
Entwurf  von  1875/76  behandelte  die  Erbschafts- 
steuer abermals  als  Stempelgebühr;  bei  den 
Beratungen  der  zweiten  Kammer  wurde  aber 
die  Erbschaftssteuer  vom  Urkundenstempelge- 
setz  getrennt  und  selbständig  nach  preussischem 
Muster  geordnet.  Das  G.  v.  13.  November  1876 
über  die  Erbschaftssteuer  mit  Novelle  v.  9. 
März  1880  wurde  bis  heute  nicht  verändert. 
Tarif:  1\  Personen,  welche  dem  Hausstand 
des  Erblassers  angehört  und  in  demselben  in 
einem  Dienstverhältnis  gestanden  haben«  sofern 
der  Anfall  in  Pensionen,  Renten  oder  anderen 
auf  die  Lebenszeit  des  Bedachten  beschränkten 
Nutzungen  besteht,  die  ihnen  mit  Rücksicht 
auf  dem  Erblasser  geleistete  Dienste  zugewendet 
werden;  2^/^  Gescnwister ;  3%  Geschwisterab- 
kömmlinge  ersten  Grades,  Schwieger-,  Stief- 
kinder; 4°/o  Geschwisterabkömmlinge  zweiten 
Grades ;  Geschwister  des  Vaters  oder  der  Mutter; 
Abkömmlinge  ersten  Grades  von  Stiefkindern; 
Schwieger-  oder  Stiefeltern;  6^/^  Abkömmlinge 
ersten  Grades  von  Geschwistern  des  Vaters  o<ler 
der  Mutter;  8®/«  in  allen  anderen  Fällen.  Der 
Entwurf  v.  9.  November  1897,  welcher  die  Ehe- 
gatten und  die  gerade  Linie  zur  Steuer  bei- 
ziehen und  die  Progression  nach  der  Höhe  des 
Anfalls  durchführen  wollte,  erhielt  nicht  Ge- 
setzeskraft. 

Sachsen-Altenburg.  Die  Collateral- 
steuer  wurde  am  28.  Mai  1788  eingeführt,  und 
zwar  in  der  Höhe  von  2^«%.  Kleine  Aende- 
rungen  enthielten  die  Novellen  v.  16.  Febr.  1822 
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id  24.  Mai  1827.  Das  G.  v.  15.  Juni  1852 
achte  eine  Abstufung  von  4,  5,  6%.  Das  G. 
1 .  Oktober  1879  die  Entrichtung  der  Erbschaf ts- 
i^uer  (des  sogenannten  Collateralgeldes)  und  der 
•oschenabgaoe  (=  Abgabe  von  Besitzänderun- 
n  in  unbeweglichen  Sachen)  betreffend  be- 
itigte  das  ältere  G.  v.  15.  Juni  1852.  Zu 
sterem  Gesetz  kam  die  Novelle  v.  18. 
?zember  1885.  Tarif  seit  1852:  4%  Gross- 
id  Urgrosseltem,  voll-  und  halbbürtige  Ge- 
hwiater  und  deren  Abkömmlinge ;  6°/oSeiten- 
Twandte  in  aufsteigender  Linie;  6^/^  Nicht- 
utsverwandte. 

Sachsen-Gotha.  Die  landesherrliche  V. 
treffend  die  bei  Collateralerbschaften  und  Er- 
erbungen von  Grundstücken  und  Realberech- 
Sfungen  zu  entrichtende  Abgabe  v.  3.  Mai 
i3B,  die  sich  selbst  wieder  an  ältere  bis  1733 
irückreiohende  Gesetze  anlehnt,  besteuert  die 
äten-  und  Nichtverwandten  mit  5 ^^  vom  Rein- 
irmögen.  Die  eine  Hälfte  war  für  die  Kasse 
is  Waisenhauses,  die  andere  für  das  Aerar 
ir  Kirche  bestimmt.  Seit  1.  Juli  1858  bezieht 
e  eine  Hälfte  der  Staat  und  zahlt  der  Waisen- 
Brsorgungsanstalt  eine  feste  Summe  von  18000 
ark. 

Daneben  verlangt  noch  das  G.  v.  1.  Juli 
^  betreffend  die  Einführung  einer  Stempel- 
euer  eine  1 — 3  prozentige  Stempelabgabe. 

Sachsen-Coburg.  Die  älteren  Bestim- 
lungen  über  CoUateralgeld  (VV.  v.  30.  August 
^),  14.  Oktober  1810,  24.  Oktober  1816,  19. 
ani  1819  und  23.  November  1824)  wurden 
arch  G.  betreffend  die  Entrichtung  einer  Nach- 
isssteuer  v.  15.  Juni  1858  aufgehoben;  der 
teuersatz  betrug  5°/o.  Die  Novelle  v.  12.  Mai 
M)  traf  Aenderungen  in  betreff  der  Steuerpflicht, 
urch  die  Novelle  v.  29.  November  1895  wurde 
3r  bisher  einheitliche  Satz  von  5  *  ^^  abgestuft  in 
6  und  8"/o  und  Anfälle  bis  zu  100  Mark  be- 
eit.  (Genaueres  s.  Finanzarchiv  1898  S.  624.) 
nabhängig  davon  sind  die  abgestuften  Sportein, 
enn  der  Nachlass  gerichtlich  reguliert  oder 
n  Nachlassinventar  dem  Gericht  übergeben 
ird  (G.  V.  29.  Juni  1868). 

Sachsen- Meiningen.  Das  G.  v.  24. 
mi  1835  betreffend  die  Abgabe  von  CoUateral- 
•bschaften  wurde  ersetzt  durch  das  G.  v.  15. 
ili  18H7  betreffend  die  Erbschaftssteuer;  an 
!ine  Stelle  trat  das  G.  v.  20.  Mai  1885. 

Sachsen-Weimar.  In  einzelnen 
/'eimarischen  Gebietsteilen  war  das  CoUateral- 
eld  schon  im  vorigen  Jahrhundert  eingeführt 
Orden ;  ganz  aUgemein  und  einheitlich  geschah 
es  dann  durch  das  Patent  vom  24.  Apnl  1817 ; 
18  G.  V.  29.  März  1886  erhöhte  die  Abgabe 
)n  3  auf  4^/o;  dieses  Gesetz  wurde  durch  das 
3.  September  1844  ersetzt.  Die  Steuer  betrug, 
ie  bisher,  4%  von  Seitenverwandten  und  Nicht- 
jrwandten,  in  Bezug  auf  Lehensgüter  2  ^L. 
urch  Novelle  v.  10.  April  1895  wurde  bestimmt, 
ISS  die  Abgabe  nicht  mehr  der  allgemeinen 
^aisenversorgungsanstalt  zufliesst,  sondern  an 
e  Staatskasse  zu  entrichten  ist,  wogegen 
stere  jähriich  vom  Staat  78000  Mark  erhält; 
tr  einheitliche  Satz  von  4  %  wurde  nach  Yer- 
andtschaft  abgestuft  zu  4,  6,  8  ^L.  Xsl  Fi- 
mzarchiv  1898,  S.  623.      '     '       ^«        ^ 

Schaumburg-Lippe.     Das  Erbschafts- 
empeig.  v.  1.  Juli  1811  wurde  ersetzt  durch 


G.  V.  26.  April  1880  betreffend  die  Erbschafts- 
steuer.   Tarif  gleich  dem  preussischen. 

Schwarzburg-Rudolstadt.  Die  Ein- 
führung geschah  durch  G.  v.  12.  Februar  1840 
die  Entrichtung  einer  Abgabe  von  Erbschaften 
betreffend.  Sie  betrug  1,  2  und  6®'o,  ihr  Ertrag 
war  zu  „gemeinnützigem,  das  Landesinteresse 
förderndem  Zwecke,  zunächst  zur  Erhaltung  des 
jetzt  errichteten  Waisenhauses^  bestimmt.  Die 
Novelle  v.  6.  April  1894  änderte  den  Tarif,  die 
Abstufung  wurde  2,  4,  8\.  Vgl.  Rnanzarchiv 
1898  S.  623. 

Schwarzburg- Sondershausen.  Die 
älteren  Bestimmungen,  insbesondere  auch  das 
für  die  Oberherrschaft  publizierte,  die  Collate- 
ralgeldabgabe  betreffende  Reskript  v.  11.  De- 
zember 1832,  wurden  ersetzt  durch  G.  v.  20. 
Dezember  1861  betreffend  die  CoUateralabgabe : 
diese  betrug  3^/o.  An  dessen  Stelle  trat  das 
G.  V.  9.  Februar  1892  betreffend  die  Erbschafts- 
und Schenkungs8t«uer  mit  Steu^rabstufungen  ■ 
von  3,  4,  5.  8%.  Vgl.  Finanzarchiv  1898, 
S.  623. 

Waldeck-Pyrmont  besitzt  keine  Erb- 
schaftssteuer. 

Württemberg.*)  Die  Erbschaftssteuer 
ist  daselbst  1808  für  Erbschaften  und  Ver- 
mächtnisse an  Seiteuverwandte  vom  dritten 
und  entfernteren  Grad  und  an  andere  mit  dem 
Erblasser  nicht  verwandte  Personen  in  dem 
massigen  Betrage  von  1®^^  eingeführt  worden: 
1868  wurde  dieser  SaU  auf  l,bO%  erhöht! 
Erst  mit  dem  G.  v.  24.  März  1881  wurde  eine 
ergiebige  Besteuerung  der  Erbschaften  und 
Schenkungen  erzielt.  Durch  Novelle  v.  3.  April 
1885  wurden  die  Zuwendungen  zu  kirchlichen, 
wohlthätigen,  Unterrichts-  und  sonstigen  ge- 
meinnützigen Zwecken,  soweit  dieselben  in 
beweglichem  Vermögen  bestehen  und  nach  der 
vom  Erblasser  gegebenen  Bestimmung  nicht 
ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  zur  Ver- 
wendung gelangen,  ganz  befreit,  während  sie 
nach  dem  G.  v.  1881  4  °/o  zu  zahlen  hatten,  wenn 
sie  1000  Mark  überschritten.  Der  derzeitige  Tarif 
lautet :  2  ^L  Eltern,  voll-  und  halbbürtige  Ge- 
schwister ;  ä  ®,  0  Grosseltem  und  entferntere  Vor- 
eltern, adoptierte,  arrogierte,  eingekindschaftete 
Kinder,  Stiefkinder  und  deren  Abkömmlinge. 
Schwiegerkinder,  Neffen  und  Nichten;  4**/^, 
Stief-,  Adoptiv-  und  Schwiegereltern,  Oheime. 
Tanten,  Grossneffen  und  Grossnichten;  6®,o 
andere  Verwandte  des  vierten  Grades;  ö^/^  in 
allen  übrigen  Fällen.  Eine  Vorlage  behufs 
Umgestaltung  des  Gesetzes  nach  den  Normen 
des  B.G.B.  ist  bereits  unterm  14.  März  1899 
erfolgt;  die  Steuersätze  sollen  (winzige  Aus-, 
nahmen  abgerechnet)  nicht  geändert  werden; 
die  wesentlichste  Neuerung  ist,  dass  in  Zu- 
kunft nicht  mehr  die  Teilungsbehörden,  sondern 
die  Steuerbehörden  die  Steuer  anzusetzen  haben ; 
auch  soll  die  Steuerhoheit  fortan  nach  dem 
Wohnsitz  des  Erblassers  sich  richten. 

c)  G^BChiohtliche  Daten  über  die 
Erbscliaftssteuer  im  Ausland.  Gross- 
britannien und  Irland.  Die  briti- 
sche  Erbschaftsbesteuemng ,     ebenso    kom- 

»)  Riecke,  Verf.,  Verw.  und  Staatshaushalt 
des  Königreichs  Württemberg,  2.  Aufl.,  Stutt- 
gart 1887  S.  H46. 
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pliziert  als  finanziell  ergiebig,  hat  eine  lange 
Entwickelung  aufzuweisen ;  sie  umfasst  meh- 
rere Glieder.  Zuerst  ist  die  probate  duty 
entstanden.  Sie  ist  eine  Sterapelabgabe  von 
denjenigen  Urkunden,  deren  Ausstellung 
unerlässlich  ist,  so  oft  jemand  ziu*  Verwal- 
tung eines  Mobiliarnachlasses  berechtigt 
werden  soll.  Nach  englischem  Recht  be- 
darf der  üebergang  eines  Mobiliarnaclüasses 
stets  eines  Nachlassverwalters;  ist  er  im 
Testament  bestimmt,  so  heisst  er  executor 
und  muss  sich  in  seiner  Eigenschaft  vor 
Gericht  anerkennen,  mit  anderen  Worten 
das  Testament,  das  ihn  ernennt,  prüfen 
(probare)  und  bestätigen  lassen ;  als  stempel- 
pflichtige Urkunde  ergab  sich  so  der  pro- 
bate of  will.  Fehlt  eine  testamentarische 
Bestimm I  mg,  so  wird  durch  Gericht  ein 
'Erbschaftsverwalter  ernannt,  er  heisst  admi- 
nistrator ;  ähnlich  wenn  überhaupt  ein  Testa- 
ment nicht  existiert.  Die  Urkunden,  die  so 
bei  der  Einsetzung  eines  administrator  sine 
oder  cum  testamento  auftreten  imd  an  die 
man  den  Stempel  knüpfen  konnte,  heissen 
letters  of  administration.  In  Schottland  ist 
unbedingtes  Erfordernis  für  den  Nachlass- 
verwalter, dass  er  über  den  Mobiliarnachlass 
ein  Juvental*  bei  dem  Erbschaftsgericht 
einreicht  und  beschwört,  dies  inventory  ist 
dort  die  stempelpflichtige  Urkunde.  Im  Jahre 
1881  hat  man  auch  in  England  das  Inven- 
tar zum  Träger  des  Stempels  erklärt.  Be- 
i-eits  in  dem  ersten  englischen  Stempel- 
steuergesetz V.  1694  sind  die  probates  of  wills 
imd  die  letters  of  administration  als 
stempelpflichtige  Urkrmden  genannt;  der 
Stempel  betrug,  wenn  der  Mobiliarnaclüass 
20  £  erreichte,  5  sh,  seit  1697  10  sh.  Im 
Jalir  1779,  wo  die  probate  duty  auch  in 
Schottland  Platz  griff  —  in  L'land  war  sie 
1774  eingeführt  worden,  hatte  aber  bis  1842 
geringere  Sätze  —  wurde  der  erste  Versuch 
gemacht,  die  probate  duty  nach  der  Grösse 
des  Nachlasses,  dessen  Verwaltung  zu  führen 
war,  abzustufen ;  diese  Stufen  wurden  1783, 
1789,  1795  vermehrt  und  mit  Ausnahme 
der  untersten  erhöht;  1801  und  1804  er- 
folgten abermals  Umbildungen;  lange  Zeit 
blieben  dann  bestehen  die  Bestimmungen 
des  Stempelgesetzes  v.  11.  Juli  1815.  l)ie 
Steuer  bewegte  sich  um  etwa  1  ^2 — 2  Vs  % ; 
1815  wiu-den  die  Verlassenschaf ten ,  bei 
denen  ein  Testament  felüte,  höher  belastet 
als  diejenigen,  bei  denen  es  vorhanden  war. 
1880  wurde  diese  Vei^chiedenheit  wieder 
beseitigt  und  zwar  so,  dass  unter  Schonung 
der  kleinen  Vermögen  die  höheren  Sätze 
der  einen  Gruppe  auf  die  andere  übertragen 
wurden.  Die  Pix)portionalität  der  Steuer 
wiu*de  etwas  besser  als  früher  gewahii. 
Zur  Zeit,  als  das  Finanz^esetz  von  1894  in 
Kraft  trat,  unterschied  man  3  Wertklassen ; 
die    erste    (100—500  £')    zalüte    1  £;    die 


zweite  (500—1000  £)  auf  je  50  £  und  den 
überschiessenden  Bruchteil  1  £  5  sh:  die 
dritte  (1000  £  und  mehr)  auf  je  100  £  und 
den  überschiessenden  Bruchteil  3  £.  Die 
Steuer  ergriff  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
englischen  naclilassgenchtlichen  Verfahren 
alle  in  Grossbritannien  und  Irland  belegenen 
Nachlassstücke,  ohne  Rücksicht  auf  das 
Domizil  und  die  Staatsangehörigkeit  des 
Verstorbenen  und  ohne  Unterschied,  ob 
ausserhalb  Englands  Steuern  gezahlt  wurden 
oder  nicht.  Hierbei  galten  Nachlassforde- 
rungen als  englische  Nachlassstücke,  falls 
der  Schuldner  in  England  wohnte,  und  nicht- 
englische Aktien,  Staatspapiere  u.  s.  w. 
waren  pflichtig,  falls  sie  sich  in  England 
befanden  und  dort  übertragen  werden  konnten. 
Während  die  probate  duty  den  Mobiliar- 
nachlass  als  Ganzes  erfasst,  ist  es  anders 
bei  der  legacy  duty.  Diese  entspricht 
vielfach  unseren  Ei'bschaftssteuem.  Sie  wird 
erhoben  von  den  Bereicherten  in  3  Fällen, 
1)  von  den  Legaten  und  Anteilen  an  einer 
Erbschaft,  wenn  sie  vom  Nachlassverwalter 
demjenigen,  dem  sie  bestimmt  sind,  ausge- 
liefert oder  vom  Nachlassverwalter  als  ihm 
selbst  oder  einer  von  ihm  vertretenen  Per- 
son zufallend  zurückbehalten  werden ;  2)  wenn 
aus  einem  Immobiliarnachlasse  jemandem 
Mobiliarwerte,  sei  es  als  Legat  oder  auch 
als  Universalerbscliaft  zufallen,  z.  B.  in  der 
Weise,  dass  jemand  Grundeigentiun  vererbt 
und  den  Erben  mit  der  Auflage  belastet, 
dass  er  an  bestimmte  Personen  Geldsummen 
auszahle  oder  sonstige  Mobiliargegenstände 
übereigne ;  in  solchem  Falle  bedarf  es  keines 
Nachlassverwalters,  aber  diese  Mobüiarwerte 
unterliegen  der  legacy  duty;  3)  wenn  es 
sich  um  donationes  mortis  causa  handelt. 
Die  legacy  duty  wurde  allmählich  so  aus- 
gebildet, dass  sie  heute  fast  alle  Mobiliar- 
werte, die  jemandem  als  Erbschaft  zufallen, 
erfasst.  Sie  wurde  eingeführt  1780  und 
zwar  gleich  ftir  Grossbritannien  (5  Jahre 
später  auch  in  Irland  mit  etwas  abweichen- 
der Entwickehmg) ;  sie  trat  zunächst  auch 
als  Stempelabgabe  auf,  sie  war  den  Quit- 
tungen auferlegt,  welche  ein  Nachlassver- 
walter bei  der  Auslieferung  der  Legate  imd 
der  Erbschaftsanteile  von  dem  Empfänger 
sich  ausstellen  liess;  sie  war  progressiv; 
rasch  mehrmals  erhöht  betrug  sie  bereits 
seit  1789  von  aUen  Beträgen  über  400  £ 
sogar  fast  3  ®/o.  Die  Steuer  wai*  lückenhaft, 
da  sie  in  vielen  Fällen,  z.  B.  wenn  der 
Nachlassvervvalter  selbst  Ijegatar  oder  Erbe 
war  oder  wenn  er  auf  Quittung  verzichtete, 
gar  nicht  auftrat.  1796  liess  deshalb  Pitt 
alle  Legate  und  Erbschaftsanteile  aus  einem 
Mobiliarnachlass  als  solche,  ebenso  Schen- 
kungen von  Todeswegen  als  steuerpflichtig 
erklären ;  damit  war  die  legacy  duty  aus 
einer   Stempelabgabe   eine   Steuer  auf   das 
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Erben  gewordeo.  Dies  Gesetz  stufte  auch 
die  Abgabe  nach  der  Verwandtschaft  ab: 
Descendenten,  Ascendenten,  Ehegatten  blie- 
ben frei,  Gesch^'ister  und  ihre  Nachkommen 
zahlten  2®/o,  Geschwister  der  Eltern  und 
ihre  Nachkommen  3  ^/o,  Geschwister  der 
Grosseltern  und  ihre  Nachkommen  4  ^/o,  alle 
übrigen  6^/o  des  ererbten  Weiis.  Erb- 
schaftsanteile unter  20  £  blieben  befreit. 
1804  traten  Erhöhungen  der  Prozentsätze 
ein,  1805  wurde  eingeführt,  was  Pitt  im 
Jahre  1796  als  undenkbare  Massregel  weit  von 
sich  gewiesen  hatte:  Descendenten  wurden 
mit  1%  als  steuerpflichtig  erklärt.  Der 
hixjhste  Satz  betnig  jetzt  8  %,  und  die 
Mobiliarwerte,  die  aus  einem  Immobiliar- 
nachlass  ererbt  wurden,  zog  man  ebenfalls 
bei.  1815  traten  neue  Erhöhungen  ein;  die 
Klasse  der  Descendenten,  in  welche  jetzt 
auch  die  bisher  steuerfreien  Ascendenten 
eingeschlossen  wurden,  behielt  den  Satz  von 
1  ®/o ;  die  Geschwister  und  Descendenten 
wurden  mit  3  °/o,  die  Onkel  und  Tanten  imd 
deren  Descendenten  mit  5*^/o,  die  Gross- 
onkel  und  Grosstanten  und  deren  Descen- 
denten mit  6®/o,  die  entferntesten  Ver- 
w^andten  und  Fremden  mit  lO^/o  belegt. 
Ehegatten  wai'en  frei.  Diese  Sätze  gelten 
noch  heute.  Die  Steuei^pflichtigkeit  tiitt  nur 
dann  ein,  w^enn  der  Verstorbene  im  lulande 
domiziliert  war,  und  trifft  solchenfalls  sämt- 
liche Mobilien,  mögen  sich  dieselben  im  In- 
lande  oder  Auslande  befinden. 

Zu  den  zwei  bisher  behandelten  Steuern 
trat  1881  eine  dritte:  die  account  duty. 
Sie  stellt  sich  als  eine  Ergänzung  der  pro- 
bate dutv  dar,  indem  sie  die  Lücken  aus- 
füllte,  welche  in  letzterer  bestanden:  es 
waren  drei  Fälle,  in  denen  eine  Thätigkeit 
eines  Nachlassverwalters  nicht  erforderüch 
war.  Um  diese  Lücken  zu  schliessen,  musste 
der  Erbe  eine  stempelpflichtige  Aufstellung 
(account)  in  beeidigter  Fonn  einreichen. 
Ihr  ErtiTig  war  natürlich  unbedeutend. 

Die  drei  Steuern  beziehen  sich  auf  das  be- 
wegliche Vermögen  in  dem  weiten  Sinne 
des  englischen  Rechts,  wonach  z.  B.  auch  nicht- 
lebenslängliche Nutzungen  von  Grund- 
stücken dazu  zählen.  Dasselbe  ist,  w^e  man 
sieht,  formell  und  materiell  doppelt  und  er- 
heblich besteuert,  was  zum  Teu  damit  zu- 
sammenhängt, dass  bis  Mitte  des  14.  Jahrh. 
ein  Intestaterbrecht  für  Mobiliarvermögen 
gar  nicht  existierte,  dasselbe  vielmelir  beim 
Fehlen  einer  testamentarischen  Bestimmimg 
anfangs  dem  König,  später  dem  Bischof  an- 
heim  ifiel.  In  der  probate  und  account  duty 
kommt  sozusagen  die  Vorwegnahme  des 
Staates  zur  Geltung  dafür,  dass  er  überhaupt 
erben  lässt. 

Erst  1853,  nachdem  inzwischen  auch  der 
Einfluss  der  Gnmdbesitzer  auf  die  Gesetz- 
gebung gebrochen  war,  wurde  auch  das  un- 


bewegliche Vermögen  durch  die  succes- 
sion  duty  getroffen  und  zwar  nur  nach 
dem  als  Leibrente  berechneten  Nutzuugs- 
wert  für  den  Erben ;  ihr  Steuerf uss  richtete 
sich  nach  dem  Verwandtschaftsverhältnis 
und  war  der  nämliche  wie  bei  der  legacy 
duty.  Die  im  ganzen  viel  mildere  und  ge- 
ringere Belastung  des  Immobiliarvermögens 
wm*de  damit  bekundet,  diiss  dieses  bei  der 
Einkommensteuer  härter  imd  in  der  Lokal- 
besteuerung einseitig  getroffen  ist.  Doch 
wurden  1889  die  Steuersätze  der  succession 
duty  erhebhch  erhöht. 

Diese  vier  Glieder  erhielten  1889  durch 
die  Göschen'sche  Steuerreform  noch  ein 
fünftes,  die  estate  duty.  Sie  war  eine 
Steuer  von  den  Erbschaftsmassen,  von  w- ei- 
chen, wenn  sie  mehr  als  10  000  £  betrugen, 
eine  Steuer  von  1  ^/o  entrichtet  werden 
musste.  Die  höheren  Erbschaften  w'urden 
dadurch  gesondert  geti-offen,  gleichgültig  an 
w^en  sie  fielen,  ob  an  steuerfreie  Berechtigte 
oder  nicht. 

Dieses  fünfgliederige  Sj^stem  wurde  1894 
etwas  vereinfacht  und  finanziell  w'ie  sozial- 
politisch ausgebaut  (Reform  Harcourts). 
Formell  wiurden  die  5  Glieder  in  3  bezw.  4 
zusammengezogen.  Die  neue  estate  duty 
sog  in  der  Hauptsache  die  alte  (temporäre) 
estate  duty,  die  probate  und  account  duty 
auf.  Sie  trifft  das  ganze  Reinvermögen  des 
Nachlasses,  mag  es  schliesslich  fallen  an 
wen  immer,  als  eine  einheitliche  Masse: 
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Eine  feststehende  Steuer  von  30  bezw. 
50  sh  wird  in  Fällen  erhoben,  in  denen  der 
Bruttöwert  der  steuerpflichtigen  Vermögens- 
stücke, unter  Ausschluss  der  auf  andere 
Weise  als  dmxih  letztwillige  Verfügung  des 
Verstorbenen  festgelegten  Vermögensstücke, 
300  £  bezw.  500  £  nicht  übersteigt.  Immo- 
bilien, die  im  Ausland  liegen,  sind  frei,  beim 
Mobiliarnachlass  ist  dagegen  für  die  Steuer- 
pflicht massgebend  das  inländische  Domizil 
des  Veratorbenen  (der  ausländische  Mobiliar- 
nachlass ist  also  nur  frei,  wenn  auch  das 
letzte  Domizil  im  Ausland  sich  befand).  Es 
war  eine  der  Hauptabsichten  des  Gesetzes  v. 
1894,  im  Fall  eines  inländischen  Domizils 
die  Mobilien  ohne  Rücksicht  auf  ihre  ört- 
liche Belegenheit  zm*  estate  duty  heranzu- 
ziehen;  man   wollte   damit  erreichen,  dass 


720 


Erbschaftssteuer 


nicht  die  Kapitalanlagen  im  Ausland  geför- 
dert und  dadiu'ch  den  inländischen  Unter- 
nehmungen geschadet  werde.  Frei  sind 
die  Yermögensstücke  der  im  Kriege  ver- 
sterbenden geraeinen  Seeleute  und  Soldaten ; 
die  ohne  nachlassgerichtliches  Verfahren 
auszahlbaren  Beträge  unter  100  £;  Nach- 
lässe unter  100  £ ;  Präsentationsrechte  und 
Kirchenpatronate.  Die  Erhebung  der  30 
bezw.  50  sh  betragenden  Steuer  geschieht 
vermittelst  Stempel,  die  sonstige  wird  in  Geld 
erhoben.^) 

Vermögensstücke,  die  (seit  dem  1.  Aug. 
1894)  festgelegt  sind,  über  welche  also  der 
Verstorbene  nicht  verfügen  konnte  —  in 
England  sind  solche  Vermögensstiftungen 
bei  Mobüien  und  Immobilien  sehr  häufig  — 
brauchen  während  der  Dauer  der  Festlegung 
nur  einmal  Steuer  zu  entrichten ;  diese  Ver- 
günstigung  ist  dadurch  abgeschwächt,  dass 
mit  der  estate  duty  zugleich  eine  einmalige 
Extrasteuer  von  1  %  —  settlement 
estate  duty  —  zu  zahlen  ist.  Diese  Ex- 
trasteuer wird  indessen  nicht  erhoben,  wenn 
niit  dem  Todesfalle  die  festgelegten  Ver- 
mögensstücke auf  eine  verfügungsberechtigte 
Person  übergehen :  dieselbe  fällt  femer  weg, 
falls  nach  dem  Tode  nur  ein  Niessbrauch 
für  den  Ehegatten  entsteht.  Gekürzt  wird 
die  auf  der  Stiftungsurkunde  lastende  Stem- 
pelabgabe von  5  sh  für  jede  100  £  und 
überschiessenden  Bruchteil.  Nach  dem 
Finanzgesetz  von  1898  ist  die  Steuer  zurück- 
zuzahlen, wenn  sie  von  bloss  bedingt  fest- 
gelegten Vermögensstücken  entrichtet  worden 
und  später  nachgewiesen  wird,  dass  die  Be- 
dingung sich  nicht  erfüllt  hat  und  sich  auch 
nicht  erfüllen  kann.  2) 

Neben  dieser  estate  duty  bezw.  settle- 
ment estate  duty  trifft  die  Erbschaftssteuer 
noch  die  Erben  nach  der  Verwandtschaft 
und  zwar  mit  der  bisherigen  legacy  duty 
imd  succession  duty;  bei  letzterer  ist 
der  volle  Kapitalwert  des  unbeweglichen 
Vermögens  gerechnet  (dafür  ist  die  üeber- 
lastung  des  Grundbesitzes  mit  der  Ein- 
kommensteuer beseitigt).  Die  direkte  Linie 
ist,  wenn  sie  estate  duty  zahlt,  von  der 
Steuerpflicht  wie  in  der  legacy  duty  (hier 
schon  seit  1881)  so  jetzt  auch  in  der  suc- 
cession duty  frei  gemacht.^) 


')  Für  die  weiteren  schwierigen  Details 
mass  ich  auf  das  Gesetz  selbst  verweisen,  das 
in  Uebersetznng  mitgeteilt  ist  im  Finanzarchiv 
12  (1895)  S.  617  f. 

'^)  Finanzarchiv  16  (1899)  S.  184;  ebenda 
S.  183  auch  der  Zusatz,  der  zu  Z.  2  des  §  ö 
des  Finanzges.  v.  1894  kam, 

^)  Ebenso  kommen,  wenn  die  estate  duty 
einmal  von  festgelegten  Vermögensstücken  ent- 
richtet ist,  bis  zum  Tode  einer  Person,  welche 
nach  Belieben  über   die   Vermögensstücke    zu 


Frankreich.  Die  französische  Erb- 
schaftsbesteuerung geht  auf  den  centieme 
denier  zurück,  der  durch  ein  Edikt  vom 
Dezember  1703  allem  Immobiüarübergang 
—  der  üsusfructus,  die  Grundrenten  und 
andere  Immobüiarrechte  waren  mit  einbe- 
griffen —  auferlegt  war;  ausgenommen  von 
der  Abgabe  blieben  die  Successionen,  gleich- 
gültig ob  sie  ab  intestato  oder  durch  Testa- 
ment erfolgten,  in  ^rader  Linie,  ebenso  die 
in  gerader  Linie  mfolge  Heiratskontrakts 
zu  Gunsten  der  heiratenden  Kinder  erfolgen- 
den Schenkungen. 

Dieser  centiöme  denier  wurde  beseitigt 
durch  das  Enregistrementsgesetz  vom  5.  bis 
19.  Dez.  1790,  welches  die  Steuer  auch 
ausdehnte  auf  die  gerade  Linie  und  auf 
Mobüien,  welche  durch  Legate  oder  eventu- 
elle Schenkungen  anfielen;  ausgenommen 
blieben  die  durch  Intestatserbfolge  ange- 
fallenen Mobüien.  Der  Tarif  war  folgender 
von  100  Liv. 


Immob.        MobU. 


5   8. 
20  S. 

5  8. 
20  s. 

40  8. 

3  Liv. 

4  Liv. 

30  8. 
30  8. 
30  8. 

Direkte  Linie 

Ehegatten 

Gescnwister,  Onkel,  Neffen 

3.  und  4.  Grad 

Darüber  hinaus  und  Fremde 


Wie  bisher  wurde  die  Abgabe  vom 
Bruttowert  ohne  Abzug  der  Lasten  erhoben : 
die  Abgabe  von  Nutzniessungen  betrug  die 
Hälfte  der  Abgabe  vom  Eigentum. 

An  Stelle  des  G.  v.  5.— 19.  Dez.  1790 
trat  das  vom  12.  Dezember  1798,  dessen  all- 
gemeine Bestimmungen  grösstenteils  heute 
noch  gelten.    Der  Tarif  dieses  Gesetzes  wai' 


folgender : 


Immob. 


Direkte  Linie 

Ehegatten  2^$^ 

Seiten-  und  Nichtverwandte    5,00 


MobU. 

0,625% 
1,25^ 


Dieser  Tarif  wurde  durch  das  G.  v.  28. 
April  1816  folgendermassen  geändert. 

Immob.        Mobil. 

Direkte  Linie  1%  o,25**lo 

Ehegatten  3^\o  1,50«:^, 

Seiten  verwandte  s\  ^jS^\ 

Nichtverwandte  j\  3,5o^o 


Auch  wurde  ausgesprochen,  dass,  wenn 
der  überlebende  Ehegatte  oder  die  natür- 
lichen Kinder  in  Ermangelung  successions- 
fähiger  Erben  zur  Erbschaft  berufen  werden, 
sie  wie  Nichtverwandte  zu  steuern  haben. 

Durch  G.  V.  21.  April  1832  wiu-de  der 
Tarif  abermals  erhöht  und  zugleich  weiter 
specialisirt : 


verfügen  vermag,  die  l%ig[e  legSLCj  duty  und 
die  l%ige  succession  duty  m  WegMl. 
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Immob. 
3     % 


Direkte  Linie 

Ehegatten 

Geychwister,  Onkel,   Tanten, 

Neffen,  Nichten 
Grossonkel,     -tante,     -neffe, 

-nichte 

Verwandte  des  4.— 12.  Grades  8,oo% 
Nichtverwandte  9,oo^/o 


6,50« 


7.00% 


MobU. 

0,25% 
1,50% 

3,oo»/o 

4,oo»/o 

5,00% 
6,00% 


Die  seit  1790  gemachte  Unterscheidung 
zu  Gunsten  der  Mobilien  wiurde  als  eine 
KorajxMisation  für  den  Nichtabzug  der 
Schulden  angesehen;  Cr6tet  betonte  dies 
170S  ausdrücklich  in  seinem  Rapport  im 
conseil  des  anciens.  Allein  durch  G.  v. 
18.  Mai  1850  wurde  dieser  Unterschied  auf- 
gehoben und  der  obige  Tarif  für  Immobilien 
auch  auf  Mobilien  ausgedehnt  mit  der  Modi- 
fikation, dass  die  Geschwisterkinder  fortan 
den  nämlichen  Satz  wie  Grossonkel  u.  s.  w. 
zu  zahlen  hatten,  d.  h.  7®'o  und  die  Ver- 
wandten über  den  4.  Grad  hinaus  8^/0. 

Zu  der  Hauptsteuer  kommen  noch  2^/2 
Zehntel,  welche  durch  die  GG.  v.  6.  Prai- 
rial  an  Vn  (1798),  23.  Aug.  1871,  30.  Dez. 
1873  gescliaffen  wurden. 

Die  französische  Erbschaftesteuergesetz- 
,ir(4)ung  enthält  namentlich  zwei  Härten :   1) 


war,  dass  die  Steuer  auch  nach  Höhe  des 
Anfalls  abgestuft  und  in  den  entfernteren 
Graden  etwas  mehr  differenziert  werden  sollte. 
Der  neue  Tarif  hätte  sich  gegenüber  dem 
alten  in  folgenden  Grenzen  bewegt  (nie- 
derster Satz  bei  Anfällen  von  unter  2000 
Francs,  hckjhster  bei  Anfällen  von  über  1 
Million  Francs). 

Bisheriger  Satz        „^„*.» 
mit  27,  Zehntel       ^^^l 
Zuschlag  ^"" 


3,75"/^^ 


8,»257o 


Gerade  Linie 

Ehegatten 

Geschwister 

Onkel,  Tanten,  Neffen, 
Nichten 

Grossonkel  etc.,Gro88- 
neffen  etc. ,  Ge- 
schwisterkinder 

Verw.  d.  5.  u.  6.  Gr.  10,00% 

Verw.  üb,  d.  6.  Gr.  10,00»  ^ 

Nichtverwandte         ii»25% 


8,75% 


) 


I   —  2,5o»;o 

3,75—  7.00% 
8,50— I2,oo»/o 

10,00—13,50% 


12,00-15,50^/0 

14,00—17,50% 

15,00—18,50% 


Weitere  Details  über  die  Reform  siehe 
Bulletin  de  stat.  et  lögisl.  comp.  1889  11 
S.  78  f.  Ad.  Wagner,  Finanzw.  UI.  Teü 
Ergzsh.  1896  S.  91  f. 

Holland.    In  der  Provinz  Holland  erhob 

man  seit   1598  2^/2^/0  von   imbeweglichen 

Gütern,  Obligationen  und  Rentenbriefen,  die 

Derjenige,  der  Eigentum  ohne  die  Nutzung !  der  Vererbung  unterlagen ;  und  zwar  waren 


erwirbt,  muss  steuern,  als  wenn  er  volles 
Eigentum  erworben  hätte;  der  Nutzniesser 
seinerseits  muss  dagegen  den.  halben  Wert 
des  Eigentums  versteuern.  2J  Die  Schulden 
und  Lasten,  welche  mit  dem  Anfall  verbim- 
(len  sind,  dürfen  nicht  abgezogen  werden. 
Den  ersten  Punkt  wollte  ein  Gesetzent- 
wurf v.  20.  März  1880  abändern,  indem  er 
die  Steuer  zwischen  dem  Nutzniesser  imd 
Eij^ontümer  entsprechend  teilen  wollte:  ist 
doT  Nutzniesser  unter  20  Jahre  alt,  so  sollte 
er  '  10  und  der  Eigentümer  der  Substanz  ''*/io 
zahlen:  ist  er  über  20  Jahre  alt,  so  ver- 
mindert sich  für  je  10  Jahre  der  Anteil  des 
Nutzniessers   um    ^/lo    und    steigt    der   des 


pflichtig  Ascendenten,  Verwandte  vom  3. 
Grad  der  Seitenlinie  an  und  Nichtverwandte. 
Die  Erbschaftssteuer  war  ein  Bestandteil  der 
Besitzveränderungsabgabe.  Im  Jahre  1612 
wurde  sie  auf  S^/a^/o,  1637  auf  b^lo  er- 
höht und  16r>3  auf  alle  beweglichen  Güter 
ausgedehnt.  Die  übrigen  niederländischen 
Provinzen  folgten  bald  dem  Beispiel.  In 
der  Zeit  der  einheitlichen  batavischen  Re- 
publik (1795 — 1806)  wurde  eine  einheitliche 
Erbschaftssteuer  geschaffen.  Nach  dem  G. 
V,  4.  Oktober  1805  blieben  Descendenten 
frei,  ebenso  Eltern  für  das,  wozu  sie  ab 
intestato  berechtigt  waren.  Grosseltem, 
Ehegatten,  Geschwister  bezahlten  5  ®  0,  Onkel, 
Ei^^entümers  um  ^/lo ;  ist  der  Nutzniesser  70  Tanten,  Neffen,  Nichten  7  ^'2  ®/o ;  alle  übrigen 


Jahre  alt,  so  zahlt  derselbe  nur  noch  ^;io,  der 
Eigentümer  ^/lo  der  Steuer.  Dieses  Prejekt 
blieb  ohne  Erfolg.  1888  wurde  es  von 
neuem  der  Kammer  vorgelegt  und  zugleich 
der  Abzug  der  Schidden  in  weitem  Masse 
zugelassen,  der  Ausfall  sollte  durch  Erhö- 
hung der  Sätze  in  der  Seitenlinie  bezw.  Be- 
gi*enzung  der  Successionsfähigkeit  gedeckt 
werden.  Der  Entwurf  wiu'de  wieder  zurück- 
gezogen. Es  kam  in  den  folgenden  Jahren 
(Ct.  v.  9.  März  1891)  nur  zu  einer  kleinen 
Aenderung  für  den  Fall,  dass  der  über- 
hebende Gatte  den  anderen  beerbt.  Eine 
durcligreifende  Reform  wurde  wieder  1894 
vom  Finanzminister  Poincare  vorgesehlagen 
und  von  seinem  Nachfolger  übernommen, 
aber  auch  sie  kam  bis  heute  nicht  zur  An- 
nahme.   Beachtenswert  an  dem  Vorschlag 


10  ^/o.  Wer  mehr  bekam,  als  er  ab  intestato 
zu  beanspruchen  hatte,  zieihlte  10®/o,  Eltern 
in  diesem  Falle  5®/o,  Kinder  nichts.  Nach- 
lassenschaften  unter  300  Gulden  waren  frei. 

In  der  Zeit,  als  die  Niederlande  unter 
dem  Bruder  Napoleons  Ludwig  ein  König- 
reich büdeten  (1806—1810),  wurde  die  Erb- 
schaftssteuer nach  und  nach  um  30®/o  er- 
höht. Nachdem  die  Niederlande  am  9.  Juli 
1810  dem  französischen  Kaiserreich  einver- 
leibt worden  waren,  ^urde  auch  in  Bälde 
die  französische  Gesetzgebung  mit  ihrer  Be- 
steuening  der  direkten  Linie  massgebend. 

Als  die  Niederlande  wieder  von  Frank- 
reich abgetrennt  wurden,  trat  ein  Rückschlag 
ein;  das  G.  v.  27.  Dezember  1817  brachte 
wieder  eine  selbständige  Regelung  der  Steuer 
auf  den    Uebergang  von    Todeswegen  und 
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zwar  im  Sinn  einer  Bereichenmgssteiier 
(Schulden  und  Lasten  wiu^en  abgezogen), 
lieben  dieser  ging  aber  eine  Steuer  auf  den 
Uebergang  von  Immobilien,  die  im  Inland 
gelegen  sind  und  zu  eines  Nichtein wohners 
Nachlassenschaft  gehörten,  einher;  diese  be- 
trug für  die  direkte  Linie  l®/o,  für  alle 
übrigen  5®/o.  Yon  der  Erbschaftssteuer 
selbst  waren  befreit  die  ganze  direkte  Linie, 
ferner  die  Vererbimg  zwischen  Ehegenossen 
mit  Nachkommenschaft  oder  bei  Stiftung 
von  Nutzniessungen  und  periodischen  Aus- 
zahlungen zu  Gunsten  des  Ueberlebenden 
und  zu  Lasten  der  Kinder  aus  früherer  Ehe 
sowie  aUe  Nachlassenschaften  mit  einem 
Reinsaldo  von  weniger  als  300  Gulden.  Für 
Ehegenossen,  auf  welche  die  vorstehend 
genannten  Fälle  nicht  zutrafen,  betrug  die 
Steuer  4  ®/o ;  für  Geschwister  4  %  von  dem, 
was  sie  ab  intestato  zu  erben  gehabt  hätten, 
und  10  %  von  dem  darüber  hinausgehenden 
Teil  des  Ererbten;  für  Oheime,  Tanten, 
Neffen  und  Nichten  sowie  für  Grossoheime, 
Grosstanten,  Grossneffen  und  Grossnichten 
6®/o  von  dem  Betrag,  den  sie  ab  intestato 
zu  erben  gehabt  hätten,  lO^/o  von  dem  da- 
rüber hinausgehenden;  für  alle  übrigen 
Fälle  10%.  Es  bestand  Deklarationszwang 
(bei  Verzögerung  10 '^/o,  später  40%  der 
Steuer  Strafe)  mit  Eidesabiegung.  Der 
Deklarierende  hatte  die  Walil  zwischen 
eigener  Schätzung  oder  Schätzung  durch 
Sachverständige  auf  seine  Kosten. 

Als  steuerbarer  Wert  galt  der  Verkaufs- 
wert im  Augenblick  des  Todes  des  Erb- 
lassers. Bei  Leibrenten  wurde  als  Maximum 
das  Zehnfache,  bei  Auszahlungen  von  be- 
stimmter Dauer  das  Zwanzigfache  ange- 
nommen; doch  vnirde  jede  Nutzniessung 
auf  den  halben  Wert  des  Eigentums  ange- 
setzt. 

Die  Gesetze  v.  31.  Mai  1824  und  16. 
Juni  1832  brachten  einige  Modifikationen, 
letzteres  namentlich  in  Bezug  auf  Deklara- 
tion und  Entrichtung  der  Steuer;  die  Aus- 
nahme von  der  Eidesabiegung  wurde  er- 
weitert und  ein  Reiuigungseid  für  den  an 
die  Stelle  eines  ablehnenden  Erben  Treten- 
den eingeführt;  die  Nutzniessung  und  die 
periodischen  Auszahlungen  wurden,  falls  der 
berechtigte  den  Erblasser  niu*  um  weniger 
als  4  Monate  überlebte,  von  der  Steuer  frei- 
gelassen ;  auch  brachte  das  Gesetz  noch  eine 
Steuer  aiif  die  Schenkungen  unter  Lebenden 
an  die  tote  Hand  für  den  Fall,  dass  eine 
besondere  Urkimde  über  die  Schenkung 
vorlag. 

Durch  das  G.  v.  13.  Mai  1859  wurde  die 
Erbschafts-  und  Uebergangssteuer  neu  ge- 
regelt; Novellen  dazu  erfolgten  am  28.  Mai 
1869;  9.  Juni  1878:  31.  Dezember  1885; 
24.  Mai  1897.  Das  Gesetz  mit  Novellen  ist 
übersetzt  imd  im  Finanzaix-hiv  5  (1888)  S.. 


1071  f.,  die  neueste  Novelle  v.  24.  Mai  1897 
im  Finanzarchiv  Jahrg.  16  (1899)  S.  630 
mitgeteilt. 

Belgien.  Das  im  Jahre  1830  neu  ge- 
bildete Königreich  Belgien  überkam  von  den 
Niederlanden  das  Erbschaftssteuergesetz  v. 
27.  März  1817.  Eine  der  ersten  Thaten 
der  provisorischen  Regierung  war  die  Ab- 
schaffung der  Beschwönmg  der  Deklaration 
seitens  der  Erbenden  (17.  Oktober  1830). 
Am  12.  November  1847  und  wieder  am  7. 
November  1848  wurde  ein  Entwurf  vorge- 
legt, welcher  die  Wiederherstellung  des  Eids 
in  Erbschaftssteuersachen  und  die  Besteue- 
rung der  geraden  Linie  mit  l^/o  von  dem, 
was  ab  intestato,  mit  c^%  von  dem,  was 
darüber  erhalten  wurde,  verlangte.  Infolge 
der  ungünstigen  und  erregten  Stimmung  der 
Kanmier  zog  Fröre-Orban  die  Bestimmung 
wegen  der  Besteuenmg  der  direkten  Linie 
zurück;  aber  auch  der  Eid  fand  keine  Zu- 
stimmung, was  zur  Demission  des  Ministe- 
riums fülirte.  Die  Regierung  machte  nun  eine 
Konzession,  indem  sie  einesteils  die  Eides- 
bestimmung definitiv  aufgab,  andernteils 
bezüglich  der  Besteuerimg  der  geraden  Linie 
den  Erben  die  Wahl  lassen  wollte,  ob  sie 
als  Steuer  1%  vom  Nettovermögen  oder 
^U^lo  vom  Bruttovermögen  zahlen  wollten, 
so  dass  die  Kinder  nicht  genötigt  seien,  das 
Aktiv-  und  Passivvermögen  der  Familie  zu 
enthüllen.  Die  Kammer  stimmte  im  wesent^ 
liehen  zu,  der  Senat  lehnte  aber  ab  und  wiuile 
daraufhin  aufgelöst;  da  er  auch  in  seiner 
neuen  Zusammensetzung  dem  Projekt  sich 
nicht  günstig  gestimmt  zeigte,  machte  Spitaels 
einen  Vermittehin gsvorschlag,  er  schlug  einen 
droit  de  mutation  vor,  wonach  die  gerade 
Linie  und  der  überlebende  Ehegatte  nur 
vom  Wert  dejr  in  Belgien  gelegenen  Immo- 
bilien und  der  Renten  und  Hypothekforde- 
rungen auf  den  in  Belgien  gelegenen  Immo- 
bilien, aber  auch  nur  nach  Abzug  der  Schul- 
den, welche  die  der  Steuer  unterworfenen 
Objekte  beschweren,  zu  steuern  hätten. 
Trotz  der  mancherlei  Bedenken,  welche  gegen 
diese  verstümmelte  Yorschrift  mit  Recht 
geltend  gemacht  wimien,  wurde  sie  schliess- 
lich doch  angenommen  und  am  17.  Dezember 
1851  Gesetz.  So  kommt  es,  dass  die  bel- 
gische Erbscliaftsbesteuerung  in  drei  unho- 
mogene Glieder  zerfällt:  1.  Der  droit  de 
succession  bezieht  sich  auf  die  Seitenlinie 
und  ihnen  angeschlossene  Fälle;  es  werden 
vom  Bruttovermögen  die  Schulden  und 
Leichenkosten  abgezogen;  durch  G.  v.  28. 
Jidi  1879  wurden  die  Steuersätze  von  1817 
und  1851  etwas  erhöht ;  mit  Zuschlägen  be- 
tragen sie:  Geschwister  6.80 ^/o  für  den 
ab  intestato  erhaltenen  Teil;  13,80^/0  für 
den  Ueberechuss ;  Neffe,  Nichte,  Grossneffe, 
Grossnichte,  Onkel,  Tante,  Grossonkel,  Gross- 
tante analog  8,20  ^/o    bezw.    13,80;   weitere 
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oder  nicht  Verwandte  13,80  ^/o;  Adoptiei-te 
und  ihre  Descendenten  8,20  ®/o;  Ehegatten 
mit  Ausnahme  der  unter  3  genannten  5,50^/0 ; 
die  Sätze  werden  halbiert  bei  Csusfructus. 
Yermögensanfall  von  634  Francs  92  Cents 
(die  alten  300  Gulden)  ist  fi'ei.  2.  Der  droit 
de  mutation  par  deces,  aus  der  nieder- 
ländischen Besteuerung  übernommen ;  er  trifft 
Immobilien,  die  im  Königreich  liegen  und 
von  einem  Nichteinwohner  Belgiens  geerbt 
werden;  hier  ist  der  Charakter  der  Ueber- 
gangsabgabe  festgehalten ;  Abzug  der  Lasten 
findet  nicht  statt.  Die  Steuersätze  sind :  in 
gerader  Linie  1,40  ^/o  für  Eigentum,  0,70  ^/o 
für  Ususfructus;  in  der  Seitenlinie  oder 
bei  Nichtverwandten  6,80  ®/o  für  Eigentum, 
3,40%  für  Ususfructus;  der  Adoptierte  und 
seine  Nachkommen  zahlen  6,80  "/o.  3.  Der 
droit  de  mutation  en  ligne  directe, 
wie  ihn  das  G.  v.  17.  Dezember  1851  geschaffen 
hat ;  er  winl  gezahlt  von  der  geraden  Linie, 
ferner  von  Ehegatten,  welche  leibliche  Des- 
cendenz  hinterlassen  oder  welche,  falls  die 
Descendenz  einer  früheren  Heirat  das  Eigen- 
tum erwirbt,  die  Nutzung  oder  von  dieser  Des- 
cendenz Renten  oder  Pensionen  erhalten ;  seit 
18/9  beträgt  der  Satz  mit  Zuschlägen  1,40^/0 
bei  Eigentum  und  0,70%  bei  Ususfructus. 
Frei  bleibt  bei  jedem  Pflichtigen  der  Teil, 
der  nach  Abzug  der  Schulden  nicht  auf 
1000  Francs  sich  beläuft. 

Oesterreich.i)  Aus  Anlass  des  7  jäh- 
rigen Krieges  war  zur  Rückzahlung  der 
mittlerweile  aufgenommenen  Darlehen  die 
Ausschreibung  einer  neuen  Auflage  in  Frage 
gebracht  worden.  Unter  den  verschiedenen 
Vorschlägen  ist  nach  dem  Patente  v.  6.  Juni 
1759  jener  für  den  billigsten  erkannt  wor- 
den, durch  welchen  »die  Armen  niemalen, 
die  Vermöglichern  aber  nur  damalen  zu 
einer  Abgabe  verhalten  werden,  wenn  ihnen, 
so  zu  sagen,  ein  im  vermutetes  Glück  zustosset 
und  sie  zu  einer  fremden  erträglichen  Erb- 
schaft oder  anderem  Yermögenszuwachse 
oder  Einkunft  gelangen,  da  es  ihnen  nicht 
schwer  fallen  kann,  aus  diesem  neuen  Zu- 
wachse ihres  Vermögens  eine  massige  Ab- 
gabe, nämlich  10  vom  Hundert  abzureichen 
und  dem  gemeinen  Wesen  . . .  aufzuopfern«. 
Mit  diesem  Patente  wurde  die  Erbsteuer  in 
den  beiden  Erzherzogtümern  Oesterreich,  in 
den  Ländern  der  böhmischen  Krone  und  in 
Innerösterreich  eingeführt ;  mit  dem  wesent- 
lich besser  redigierten  Patente  v.  1.  De- 
zember 1785  wnu-de  sie  in  Tirol,  mit  dem 
v.  31.  August  1786  in  Galizien  imd  dem  v. 
13.  Dezember  1790  in  Vorderösterreich  ein- 
geführt.    Das   Hofdekret   v.    16.  Dezember 


^)  Vgl.  Haner,  Beitr.  z.  Geschichte  der 
österr.  ü^nanzen  1848,  S.  53;  Koczynski, 
Untersuchungen  über  ein  System  des  österr. 
Gebührenrechts,  Finanzarchiv  15  (1898),  S.  50, 82. 


1791  sistiei-te  die  Geltung  der  Erbsteuer, 
In  den  während  der  Franzosenkriege  ab- 
gängigen Provinzen  ausser  Kraft  getreten, 
wurde  die  Erbsteuer  in  denselben  nach  ihrer 
Wiedergewinnung  neuerlich  eingeführt,  el)en- 
so  in  den  neuerworbenen  Pi-ovinzen  ausser 
Dalmatien.  Inzwischen  war  aber  in  den 
alten  Provinzen  eine  Reform  der  Ei'bsteuer 
durch  das  Patent  v.  15.  Oktober  1810  erfolgt. 
Die  Erbsteuer  umfasste  ursprünglich  auch 
die  Schenkungen  und  zwar  sowohl  die  auf  den 
Todesfall  als  die  unter  Lebenden,  sofern 
letztere  nicht  remimeratorisch  waren  und 
1000  Gulden  überstiegen.  1810  wurde  diese 
Einscliränkung  fallen  gelassen  und  die  Erb- 
steuerpflicht für  jene  donationes  inter  vivos 
statuiert,  bei  welchen  das  Genussrecht  des 
Beschenkten  einer  zeitlichen  Beschränkimg 
unterlag.  Seit  dem  Tiroler  Patent  ^alt  die 
merkwürdige  Bestimmung,  dass  bei  Leib- 
renten der  Renten  verkauf  er  nach  dem  Tode 
des  »Rentiers«  von  dem  erübi'igten  Nutzen 
die  Erbsteuer  zu  zahlen  hatte.  Als  solcher 
Nutzen  wurde  jener  Teil  des  angelegten 
Kapitals  angesehen,  der  erübrigte,  wenn  die 
Suimne  der  bereits  erfolgten  Leistungen, 
jedoch  nur  insofern  sie  die  üblichen  Zinsen 
übei-stiogen,  davon  abgezogen  wm*de.  Kleine 
Erbteile,  Legate  und  Schenkungen  von 
Todeswegen  (anfangs  imter  500  Gulden,  seit 
1810  unter  100  Gulden)  wai-en  steuerfrei; 
in  gleicher  Höhe  auch  der  Nutzen  aus  l^eib- 
renten.  Gänzlich  befreit  wai-en  Uebertra- 
gungen  zwischen  Ascendenten  und  Descen- 
denten. Bei  Familien fideikommissen  war  das 
Verhältnis  zum  letzten  Vorbesitzer,  bei  der 
fideikommissari sehen  Substitution  dagegen 
das  Verhältnis  zum  Testator  massgebend. 
Bei  Uebertragimgen  zwischen  Eheleuten  war 
der  dritte  Teil  des  Vermögens  steuerfrei. 
Begünstigt  waren  bei  Nachlässen  die  legata 
pia  sowie  das  instnimentum  domus  und 
fundus,  wozu  jedoch  Geld  und  Wertsachen 
nicht  gerechnet  werden  durften.  Ebenso 
waren  abzurechnen  alle  Passiven  des  Nach- 
lasses. Der  Steuersatz  von  10  %  wurde  auf 
5  "/o  ermässigt  fiir  den  Fall,  dass  der  Nach- 
lass  diu-ch  Abgaben  aus  dem  Gutsunter- 
thänigkeitsverband  (Mortuar,  Laudemium, 
Abfalirtsgeld)  bereits  bis  zur  Höhe  von  5®/o 
des  Wertes  belastet  war.  Das  Tiroler  Patent 
hatte  den  Steuersatz  auch  nach  Verwandt- 
schaft abgestuft,  indem  es  für  Neffen, 
Nichten  und  den  liberlebenden  Ehegatten 
5"/o  statuierte,  das  Patent  vom  15.  Oktober 
1810  kelirte  aber  für  diese  wieder  zu  dem 
Satz  von  10%  zurück.  Die  Geistlichkeit, 
Kapitel,  Kommenden  und  geistlichen  Gemein- 
den, bei  welchen  kein  Erbgang  eintreten 
konnte,  waren  einem  Erbsteueräquivalente 
unterworfen;  die  Geistlichkeit  musste  bei 
Erlangung  einer  geistlichen  Würde  oder 
eines  Amtes  auf  Lebenszeit  3  %,  falls  selbes 
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aber  nur  2  bis  4  Jahre  dauerte,  Vi^lo  von 
dem  zu  Kapital  geschlagenen  Genüsse  ent- 
richten ;  jene  aber,  die  nur  die  Congrua  ge- 
nossen, sollten  ganz  davon  befreit  sein ;  das 
geistlichen  Korporationen  zufallende  Ver- 
mögen aber  hatte  jederzeit  die  lO^/o  zu 
zahlen. 

Diese  sicher  viel  beachtete  Erbsteuer 
wurde  hinfällig  mit  dem  Erlass  des  Stempel- 
und  Taxgesetzes  v.  27.  Januar  1840.  Für  ihre 
Auflassung  war  massgebend  einmal,  dass 
Tirol  und  Dalmatien  eximiert  waren  und 
man  sich  scheute,  diese  Exemtion  zu  brechen, 
sodann  dass  die  Erbsteuer  noch  mit  den 
Abgaben  aus  dem  Gutsunterthänigkeitsver- 
band  konkurrierte  —  die  oben  erwähnte 
Rücksichtnahme  konnte  Ungleichförmigkeiten 
der  Belastung  nicht  hintanhalten  — ,  femer 
dass  die  Centralisienmg  der  Erbsteuerver- 
waltung für  das  ganze  Reich  grosse  Ver- 
zögerung in  den  gerichtlichen  Verhandlungen 
bewirkte  und  immer  unhaltbarer  wurde.  In 
letzter  Linie  war  auch  massgebend  das  Be- 
streben, das  ganze  Rechtsleben  einer  ein- 
heitlichen Besteuerungsordnung  zu  unter- 
werfen. Da  man  die  Stempelsteuern  ab- 
sichtlich niedrig  hielt,  weil  sie  neben  den 
Ertragssteuem  nur  die  Rolle  von  Neben- 
steuern hätten,  so  wurde  als  höchster  Satz 
20  Gulden  festgestellt,  und  diesen  erreichte 
eine  Verlassenschaft  bei  5000  Gulden ;  han- 
delte es  sich  um  eine  Millionenerbschaft, 
so  wurde  auch  nicht  mehr  entrichtet. 

Das  Stempelgesetz  v.  27.  Januar  1840 
hatte  aber  nur  kurze  Dauer,  es  wurde  ab- 
gelöst von  dem  heute  noch  geltenden  »Ge- 
bührengesetz« V,  9.  Februar  1850.  Dieses 
griff  auf  die  vor  1840  bestandenen  Einrich- 
tungen vielfach  zurück  und  brachte  so  unter 
der  neuen  Firma  als  Bereicherungsgebühr 
auch  die  Erbsteuer  wieder  imd  im  Gebühren- 
äquivalent das  Erbsteueräquivalent.  Der  Tarif 
ist  in  Oesterreich:  1%  für  direkte  Linie, 
imeheliche  und  Wahlkinder,  Schwieger-  und 
Stiefkinder,  Ehegatten ;  Dienstboten  bei  einer 
Rente  von  nicht  über  50  Gulden  oder  nicht  über 
500  Gulden  Kapital.  4^/0  für  andere  Ver- 
wandte bis  einschliesslich  4.  Grad ;  8  ®/o  in  allen 
anderen  Fällen.  Schuldenabzug  findet  statt ;  be- 
steht jedoch  eine  Erbschaft  aus  Mobiliar-  und 
Immobiliarvermögen,  so  werden  die  Schiüd- 
fordemngen  zuerst  von  dem  Mobiliarvermögen 
bestritten,  auch  die  Hypothekenschulden. 
Bei  Immobilien  erhöhen  sich  die  obigen 
Steuersätze  teils  um  lV2®/o,  teils  um  3V2®/o. 

Russland.  Ueber  die  frühere  unzu- 
reichende Gesetzgebung  vgl.  Scheel,  Erb- 
schaftssteuer und  Erbrechtsreform  1877, 
S.  97  ff.  Jetzt  gilt  das  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuergesetz  v.  15.  (27.)  Juni  1882 
(übersetzt  im  Finanzarchiv  1888  S.  1096  f.). 
Ehegatten,  Descendenten,  Ascendenten,  Adop- 
tivkinder, Ehegatten  der  Kinder  zahlen  1  ®/o ; 


Stiefkinder,  vollbtirtige  und  Stiefgeschwister, 
Kinder  verstorbener  Geschwister  4  ®/o ;  sons- 
tige Verwandte  in  der  Seitenlinie  3,  Grades 
und  Verwandte  4.  Grades  6®/o,  sonstige  8®/o. 

Schweden  unterwirft  nach  dem  G.  v. 
24.  September  1886  über  die  Stempelsteuer 
(vde  auch  in  früheren  Stempelsteuergesetzen) 
die  bei  Todesfällen  gesetzmässig  zu  errich- 
tenden Inventarien  bei  der  gerichtlichen 
Registrierung  einer  Stempelsteuer  von  0,5  % 
des  reinen  Bestandes  der  Verlassenschaft; 
dieser  Satz  erhöht  sich  auf  0,6  %,  wenn  der 
Erblasser  keine  Descendenten,  sondern  nur 
entferntere  Erben  nachgelassen  hat  oder  ohne 
bekannte  Erben  verstorben  ist  Befreit 
von  der  Steuer  sind  Verlassenschaften,  deren 
reiner  Betrag  die  Summe  von  1000  Kronen 
nicht  erreicht.  1884  ertrug  dieser  Inven- 
tarienstempel  282192  Kronen. 

Norwegen.  Durch  G.  v.  12.  Septem- 
ber 1792  wurde  für  Norwegen  und  Däne- 
mark eine  Steuer  von  4®/o  eingeführt  »von 
allem  Erbe,  das  entweder  nach  dem  Gesetze 
oder  nach  einem  Testamente  oder  Vertrage 
anderen  Personen  als  des  Erblassers  Ehe- 
gatten, Kindern  und  ganzen  Abkommen- 
schaft, Vater,  Mutter,  Geschwistem  und  vor- 
her verstorbener  Geschwister  Kindern,  jedoch 
nur  auf  den  Fall,  wenn  sie  nach  dem  Ge- 
setze zugleich  mit  Vater,  Mutter  oder  beiden 
Eltern  erben,  anheimfällt«,  ebenso  von  den 
Vermächtnissen.  Verlassenschaften  und  Ver- 
mächtnisse, deren  reiner  Betrag  unter  100 
Thaler  ausmacht,  Vergabungen  zum  öffent- 
lichen Gebrauch,  Pensionen  und  Jahrgelder 
wurden  befreit.  In  der  Einleitung  ist  hervor- 
gehoben, dass  diese  »in  anderen  Ländern  längst 
eingeführte«  Abgabe  den  ünterthanen  am 
wenigsten  zur  Bürde  gereiche.  Durch  G. 
V.  1.  Juh  1816  wurde  obige  Abgabe  nach 
der  Höhe  des  Anfalls  auf  1,  2,  6^/o  abgi*- 
stuft  Das  G.  V.  28.  April  1866  regelt  den 
Fall,  dass  ein  Erbanfall  mit  einer  Pension 
belastet  ist.  Durch  G.  v.  29.  Juni  1895 
wurden  die  Steuersätze  ledidich  auf  6  und 
8®/o  festgesetzt;  frei  bleiben  Ehegatten,  Des- 
cendenten, Eltern  mid  AnfäUe,  deren  Wert 
400  Kronen  nicht  übersteigt  (Finanzarchiv 
1898  S.  626).  . 

Dänemark.  Zu  dem  Collateralgeld  der 
V.  V.  12.  September  1792  (s.  o.  Norwejgen) 
kam  durch  V.  v.  8.  Februar  1810  eine  weitere 
Abgabe:  V2®/o  von  jedem  Immobiliarüber- 
gang ;  erfolgte  solcher  im  Wege  gesetzlicher 
Erbfolge,  testamentarischer  Dispositionen  oder 
durch  Schenkungen,  so  konnten  die  auf  den 
Grundstücken  haitenden,  vom  neuen  Besitzer 
mit  übernommenen  Schulden  abgezogen 
werden;  der  nämliche  Satz  von  h'i^lo  war 
von  allem  sonstigen  Reinvermögen  bei  Erb- 
gang zu  entrichten.  Durch  königliche  Re- 
solution V.  12.  August  1812  wiuxien  die 
Erbschafton,  dei-en  Reinertrag  weniger  als 
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100  Reichsthaler  (jetzt  200  Kronen)  war, 
von  dieser  Abgabe  befreit.  Das  G.  v.  19. 
Februar  1861  erhöhte  das  i,2«;o  auf  l^/o 
und  änderte  die  V.  v.  12.  September  1792 
dahin,  dass  Geschwister  und  deren  Doscen- 
deuten,  gleichgültig  ob  sie  allein  oder  mit 
einem  Eltemteü  erben,  statt  4  %  fortan  niur 
3  %,  die  entfernteren  Verwandten  und  Nicht- 
verwandten  dagegen  statt  4^/o  fortan  6^/o 
zu  zahlen  hatten.  Kombinieil;  man  beide  Ab- 
gaben, so  zahlen  Ehegatten,  Descendenten 
und  Eltern  l^/o;  Geschwister  und  deren 
Nachkommen  4%;  entferntere  und  Nicht- 
verwandte  7  ®/o. 

Italien.  Die  einzelnen  Gebiete  hatten 
mit  Ausnahme  des  Königreichs  beider  Sici- 
lien  Erbsc'hafts-  und  Schenkungssteuern. 
Die  höchsten  Sätze  hatte  das  Königreich 
Sardinien.  (Ygl.  eine  Uebersicht  der  da- 
maligen Tarife  bei  Alessio,  Saggio  sul  siste- 
ma  tributario  in  Italia,  Turin  1883,  II,  S. 
118.)  Nach  der  Errichtung  des  Königreichs 
Italien  wurde  durch  G.  v.  1862  folgender 
Tarif  eingeführt:  Descendenten  und  Ascen- 
denten  0,55  <>/o;  Ehegatten  2,20  »/o;  Ge- 
schwister 5,50  ®/o;  Onkel,  Neffen,  Tanten, 
Nichten  5,50%;  Geschwisterkinder  7,70; 
andere  Verwandte  9,90%;  Nichtverwandte 
11% ;  fromme  Institute  5,50  %.  Dnrch  Dekret 
V.  14.  Juli  1866  wurde  der  Satz  fibr  die  ge- 
rade Linie  von  0,55  %  auf  0,22  %  ermässigt. 
Infolge'  des  Kriegs  von  1866  erfolgten  be- 
deutende Erhöhungen;  das  G.  v.  19.  Juli 
1868  erhöhte  den  Satz  in  der  geraden  Linie 
von  0,22%  auf  1,20  und  unter  Einschluss 
eines  Zehntelzuschlags  auf  1,32;  bei  Ge- 
schwistern, Onkeln,  Tanten,  Neffen,  Nichten 
von  5,50  auf  6,  beziehungsweise  mit  Zu- 
schlag auf  6,60,  bei  leiblichen  Geschwister- 
kindern von  7.70  auf  8  beziehungsweise  mit 
Zuschlag  8,80%.  Durch  G.  v.  11.  August 
1870  kwn  zum  ganzen  Tarif  ein  2.  Zehntel- 
zuschlag hinzu.  Die  Gesetze  v.  12.  Juli 
1888  und  20.  Juli  1894  brachten  neue  Er- 
höhungen.   Das  Bild  ist  folgendes: 


Direkte  Linie :  Erbnchaftsst. 
„  „       Schenknngsst. 

Ehegatten 

Geschwister 

Onkel ,      Neffen ,      Tanten, 

Nichten 

Geschwisterkinder  .... 
Seitenverwandte  bis  zmn  10. 

Grad 

Andere  und  Nichtverwandte 
Wohlthätigkeitsanstalten    . 


0.  V.  19. 
Jnli  1868. 

G.  V.  11. 
Aüg.  1780 
(Tarif  m. 
*/io  Zschl.) 

I,20 

',44 

I,20 

3,oo 

1,44 
3,6o 

5,oo 

6,oo 

6,oo 

7,20 

8,oo 

9,6o 

9,oo 

io,8o 

io,oo 

I2,00 

5,oo 

6,oo 

O.  V.  18. 
JqU  1888 

Direkte  Linie :  Erbschaftsst.  1,44 

„           „       Schenkungsst.  1,56 

Ehe^tten 3,90 

Gescüwister 6,50 

Onkel ,      Neffen ,      Tanten, 

Nichten 7,80 

Geschwisterkinder  ....  10,40 
Seitenverwandte  bis  zum  10. 

Grad 11,70 

Andere  und  Nichtverwandte  13,00 

Wohlthätigkeitsanstalten     .  6,50 


G.  V.  80. 
JuU  1894 

1,60 
1,60 

4,50 
7,00 

8,50 
12,00 

13,00 
15,00 

5,00 


Im  Jahre  1898  (16.  März)  wurde  vou 
der  italienischen  Regierung  eine  Progression 
nach  Höhe  der  Erbschaften  vorgeschlagen. 
Die  Erbschaften,  welche  einen  Nettowert 
von  nur  bis  500  Lire  hatten,  sollten  ganz 
befreit  werden,  dagegen  war  für  jeden  Erb- 
schaftsanfall, der  über  10000-50000  Lire 
betrug,  die  ordentliche  Erbschaftssteuer  um 
V20,  bei  über  50000—100000  um  2/20,  bei 
über  100000—300000  um  ^ifo,  bei  jedem 
höheren  Anfall  um  V20  zu  erhöhen.  Der 
Entwurf  WTirde  mit  dem  Fall  des  Ministe- 
riums Kudini  begraben,  lieber  die  Ein- 
richtung der  Erbschaftssteuer  finden  sich 
einige  Angaben  im  Bulletin  de  stat.  et  de 
legisl.  comp.,  Tome  17  (1885)  S.  608  f. 

Spanien.  Ygl.  Finanzarchiv  10  (1893) 
S.  636  f. 

Schweiz.  Ausführliche  Mitteilungen 
über  die  Geschichte  und  Einrichtung  der 
Erbschaftssteuern  finden  sich  in  meinem 
Werke  »Steuern  der  Schweiz«  1890  5  Bde., 
zusammenfassend  1.  Bd.  S.  155  f.  Der 
neuerliche  Versuch  des  Kantons  Zürich, 
Kinder,  Eltern  und  Ehegatten  zur  Steuer 
heranzuziehen  und  dadurch  die  auch  für  die 
Kontrolle  der  allgemeinen  direkten  Staats- 
steuern wichtige  Inventarisation  zu  erlangen 
sowie  auf  diese  Weise  und  durch  Erhöhung 
der  Erbschaftssteuersätze  den  Ertrag  un- 
gefähr zu  verdoppeln,  ist  gescheitert;  das 
Volk  lehnte  die  Vorlage  am  19.  Mai  1895 
mit  34 190  Nein  gegen  21 278  Ja  ab.  Zur 
Zeit  ist  die  Beratung  eines  neuen  Gesetzes 
im  Gang,  nach  der  Vorlage  der  Konunission 
(18.  September  1898)  wird  hierbei  von  der 
Herbeiziehung  der  direkten  Nachkommen- 
schaft und  der  Ehegatten  innerhalb  des  ge- 
setzlichen Erbteils  abgesehen,  die  Inventari- 
sation soU  selbständig  geregelt  werden;  die 
Steuererhöhung  im  übrigen  soll  beträcht- 
lich w^erden. 

9.  Erbschaftsstenerstatistik.  Aufgabe 
derselben  ist,  die  Erträgnisse  der  Erbschafts- 
steuer im  ganzen  und  nach  Verwandtschafts- 
graden aufzuweisen,  ebenso  die  versteuerten 
Vermögen  in  beiderlei  Hinsicht  und,  soweit 
möglich,  die  steuerfrei  bleibenden  Vermögens- 
massen darzulegen  sowie  das  quantitative 
Verhältnis    der    Erbschaftssteuererträgnisae 
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zu  den  Erti'ägnissea  anderer  Steuern  zu 
eruieren.  Solange  die  Erbschaftssteuer  im 
Stempelwesen  unterging,  waren  gesonderte 
Angaben  über  ihre  Erträgnisse  vielfach  gar 
nicht  bekannt:  seitdem  sie  aber  sich  selb- 
ständig gemacht,  ist  ihre  Statistik  immer 
mehr  gepflegt  w^orden. 

Der  hier  zur  Yerfü^img  stehende  Raum 
gestattet  nicht,  das  vorbegende  Material  aus- 
zubreiten. Ftlr  die  Jahre  1870—84  habe  ich 
im  Finanzarchiv  1885  S.  176  f.  die  Ergeb- 
nisvse  aller  einzelnen  deutschen  Staaten  mit 
einigen  Daten  über  die  auswärtigen  Staaten 
vorgeführt  imd  verarbeitet;  im  Jahrgang 
1898  S.  622  habe  ich  für  die  Jahre  1885—96 
von  neuem  das  Material  in  vervollkommneter 
Weise  geboten  und  Beti-achtungen  daran  an- 
geknüpft Auf  diese  eingehende  Arbeit 
muss  ich  verweisen,  an  dieser  SteUe  können 
nur  einige  Hauptdaten  gegeben  werden. 

In  Deutschland  betrug  die  Erbschafts- 
steuer 1876  10,2  MiUionen  Mark,  1896  21,6 
Millionen  Mark. 

Das  ist  eine  Steigerung  um  112^^0 »  ^^h- 
rend  die  Bevölkerung  in  dieser  Zeit  nur  um 
22^lo  gestiegen  ist.  Das  rasche  Wachstum  er- 
klärt sich  zum  Teil  durch  verschärfte  Aus- 
bildung der  Steuer  und  Erhöhung  ihrer  Sätze, 
zum  TeU  aber  auch  durch  das  Steigen  der 
Wohlhabenheit. 

Nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1894  bis 
1896  waren  die  Eopfbeträge  in 

Mark 
Hamburg  2,74 

Bremen  1,99 

Elsass-Lothringen  1,91 


Lübeck  0,95 

Coburg-Gotha  0,58 

Baden  0,52 

Oldenburg  0,47 

Hessen  0,46 

Bayern  0,42 

S.-Altenburg  0,42 

Württemberg  0,41 

S.- Weimar  0,41 

Schw.-Sondersh.  0,38 


Eeuss  j.  L. 
Braunschweig 
Egr.  Sachsen 
Anhalt 
Preussen 

Meckenburg-Schw 
Lippe-Detmold 
Reuss  ä.  L. 
Schw.-Rudolstadt 
S.-Meiningen 
Schaumb  .-Lippe 
Ganz  Deutsch- 
land 


Mark 

0,37 
0,36 
0,36 
0,29 
0,28 

.  0,24 
0,20 

0,20 

0,16 

0,15 
0,15 


0,42 


Die  Durchschnittserträge   der  wichtigsten 
europäischen  Länder  waren  1894 — 96: 

Mü-  Bevöl- 

lionen  kerung 

Mark  Mill. 

Grossbritanuien  und  Irland     264,64  39,61 

Frankreich 152,53  38,52 

Italien 30,29  31,10 

Deutschland 21,80  52,28 

Holland 20,47  4,86 

Oesterreich 20,28  24,97 

Belgien 15,72  6,41 

Spanien 12,99  17,26 

Ungarn 8,93  18,34 

Dänemark 1,61  2,30 

Norwegen ....:..        0,62  2,04 

Das  macht  pro  Kopf  der  Bevölkerung: 

Grossbritannien  und  Irland    .    .    .    6,60  Mark 
Holland 4,22     „ 


Frankreich 3,95  Mark 

Bellen 2,45  „ 

Italien 0,98  „ 

Schweiz  (1886) 0,87  „ 

Oesterreich 0,80  „ 

Spanien 0,75  „ 

Dänemark 0,57  „ 

Ungarn  (1893—95) 0,49  „ 

Deutschland 0,42  „ 

Norwegen 0,30  „ 

Die  Ursachen  dieser  ausserordentlich  ver- 
schiedenen Erträgnisse  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung sind  hauptsächlich:  1.  der  verschiedene 
Umfang  der  Steuerpflicht,  wobei  besonders  von 
Belang  ist,  ob  die  direkte  Linie  und  die  Ehe- 
gatten der  Erbschaftssteuer  unterließen  oder 
nicht  (wie  meist  in  Deutschland),  ob  die  Schul- 
den und  Lasten  in  Abzug  kommen  oder  ob  es 
nicht  der  Fall  iAt,  wie  in  Frankreich,  teilweise 
in  Oesterreich,  Belgien,  Holland;  2.  die  Höhe 
der  Steuerfüsse;  3.  die  Wohlhabenheit  eines 
Volkes,  der  hohe  oder  niedrige  Geldwert,  der 
in  einem  Lande  besteht,  schliesslich  auch  die 
geringere  oder  grössere  Defraudation. 

Fasst  man  Staaten  zusammen,  welche  un- 
gefähr gleichen  Umfang  der  Steuerpflicht  haben, 
so  war  1894 — ^96  das  vererbte  steuerbare  Ver- 
mögen durchschnittlich  getroffen  in 

Grossbritannien  und  Irland    ....  mit  6,4% 

Belffien 5,3,, 

Holland 4,9,, 

Italien 4,2  „ 

Hamburg 3,6,, 

Frankreich 3,3,, 

Elsass-Lothringen 2,9,, 

Oesterreich 2,6  „ 

Spanien 2,4,, 

Dänemark 2,1  „ 

Das  besteuerte  Vermögen  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung zeigt  in  folgenden  Staaten,  in  denen 
Descendenten,  Ascendenten  und  Ehegatten  be- 
steuert sind,  folgende  Beträge: 

Frankreich 120,80  Mark 

Grossbritannien  und  Irland     .    .  110,73  „ 

Holland 85,68  ,, 

Belgien 52,16  '., 

Dänemark 33,52  „ 

Oesterreich 31,31  „ 

Spanien 31,27  „ 

Italien 23,42  „ 

Die  verschiedene  Wohlhabenheit  kommt  in 
diesen  Ziffern  zum  Teil  recht  deutlich  zum 
Ausdruck,  allerdings  nur  zum  Teil;  der  Um- 
fang der  Steuerpflicht  ist  eben  auch  bei  diesen 
Ländern  vielfach  verschieden;  die  hohe  Ziffer 
für  Frankreich  rührt  zum  Teil  daher,  dass  kein 
Schuldenabzug  stattfindet;  würde  man  hoUän- 
dische  Erfahrungen  zu  Grunde  legen,  so  er- 
gäbe sich  für  Schulden  ein  Abzug  von  V9  (nach 
englischen  Vio)  ^»d  ein  Kopfbetrag  von  107,4 
Mark  Vermögen  statt  120,8  Mark. 

In  Elsass-Lothringen,  wo  analoger  Umfang 
der  Steuerpflicht  besteht,  ist  der  Kopfbetrag  des 
besteuerten  vererbten  Vermögens  67  Mark. 
Da,  wo  Ehegatten  und  direkte  Linie  steuerfrei 
sind,  sinkt  der  Betrag  des  besteuerten  Ver- 
mögens pro  Kopf  natürlich  auf  ein   Minimum, 
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im  Königreich  Sachsen  1895  9,74  Mark,  Prenssen 
1888—1891  9,02  Mark;  in  Baden,  wo  die  Ehe- 
gatten —  in  Zukunft  nicht  mehr  —  beigezogen 
aind,  steigt  der  Betrag  auf  12,15  Mark. 

Die  Rolle,  welche  die  Erbschaftssteuer  in 
den  einzelnen  Staaten  spielt,  wird  noch  beson- 
ders ersichtlich  aus  dem  Vergleich  des  Ertrages 
der  Erbschaftssteuer  mit  dem  der  allgemeinen 
direkten  Steuern.  Das  Verhältnis  beider  ist  in 
Grossbritannien  und  Irland  1 : 1,4,  Frankreich 
1:2,5,  Belgien  1:2,5,  Holland  1:3,8,  Däne- 
mark 1 :  7,0,  Oesterreich  1 : 9,6,  Italien  1 :  12,8. 

In  Oesterreich  und  Italien  ist  es  die  ge- 
ringe Wohlhabenheit  und  die  ausserordentliche 
Höhe  der  allgemeinen  direkten  Steuern,  welche 
die  Erbschaftssteuer  im  Verhältnis  zu  den  all- 

gemeinen  direkten  Steuern  herabdrückt.  In 
Deutschland  tritt  die  Erbschaftssteuer  zum  Teil 
recht  zurück  gegenüber  den  allgemeinen  direk- 
ten Steuern.  Das  Verhältnis  ist  in  Bayern 
1 :  13,7,  Baden  1 :  14,0,  Preussen  1 :  16,4,  Würt- 
temberg 1 :  18,9,  S.-Weimar  1 :  19,4 ,  Hessen 
1 :  20,1,  Königreich  Sachsen  1 :  22.  In  Elsass- 
Lothringen  dagegen,  wo  eine  Beiziehung  der 
direkten  Linie  und  Ehe^tten  besteht,  1 : 3,6. 

Rectinet  man  in  Deutschland  ein  ver- 
erbtes Vermögen  von  2092  Millionen  Mark 
=  40  Mai'k  pro  Kopf  der  Bevölkerung  und 
unter  Berücksichtigung  von  Freilassimgen 
1568  Millionen  Mark  =  30  Mark  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  als  steuerbares  Vermögen, 
so  würde  das  letztei'e  in  England  imgefähr 
100  Millionen  Mark,  in  Belgien  83  Millionen 
Mark,  in  Holland  77  Millionen  Mark,  in 
Italien  66  Millionen  Mark,  in  Frankreich 
52  3fillionen  3Iark,  in  Oesterreich  41  Mil- 
lionen Mark  Steuern  liefern. 

Ueber  die  Vorwegbelastung  der  fun- 
dierten Quellen  durch  die  Erbschaftssteuer 
und  andere  Besitzsteuern  vgl.  meine  Ab- 
handlung im  Finanzai'chiv  1898  S.  637  f. 

10.  Ergänzungen  der  £.  bilden  die 
Schenkungssteuer  und  das  Erbschaftssteuer- 
äquivalent,  üeber  erstere  vgl.  unten  den 
Art.  Schenkungssteuer;  über  letztere 
den  Art.  Gebühren;  auch  den  Art.  Stif- 
tungen. 

Litteratnr:  A.  Allgemeines.  —  n Ueber  Erh- 
schaflssteuem  und  lachende  Erben-Gebührv.  mit 
Vorrede  von  Kl  üb  er,  Erlangen  1790.  —  Jt. 
BratCTy  Die  Reform  des  Erbrechts  zu  Gunsten 
der  Notleidenden,  München  1848,  —  Stichling, 
Ueber  die  Anforderungen  des  JStaales  an  die 
Hinterlassenschaften  seiner  Bürger,  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  die  Geschichte  des  Steuerwesens 
in  Deutschland,  Zeitschr.  f.  gesamte  Staatsw,  6 
(1850)  Heft  2  u.  S.  —  Gerard  Anton  Nahuya, 
De  belasting  op  de  erfopvolging  uit  een  staathuis- 
houdkundig  oogpunt  beschouwd,  akademisch  proef- 
schrift,  Utrecht,  Beijers  1869,  —  Munzinger, 
Erbrechtliche  Studien  1874-  —  Untpfen-' 
hart,  Des  Volkes  Erbe,  Berlin  1874.  —  V, 
Scheel,  Erbschaftssteuer  u.  Erbschaftsreform, 
Jena,  1.  Aufl.  1875,  2.  Aufl.  1877.  —  Derselbe, 
Volksw.  Bemerkungen  z.  Reform  des  Erbrechts 
(Hirths  Annal.  1877  8.  97).  —  J.  Baron,  Zur 
Erbschaftssteuer  (Jahrbücher  f.  NationalÖk.  u. 
Stat.,  hrsg.  v.  Hildebrand  u,  Conrad,  26  (1876), 


S.  £75  f.).  —  Blunt9€hli,  Das  Erin-echt  u,  die 
Reform  desErbrechts(Gesammelte  kleinere  Schriften, 
Bd.  1, 1879).  —  C,  Frantz,  Die  soziale  Steuer- 
reform als  die  conditio  sine  qua  non,  wie  der 
sozialen  Revolution  vorgebeugt  werden  soll,  Main» 
1881.  —  Gesffeken,  Erbrecht  und  Erbschafts- 
steuer, Jahrb.  f.  Ges.,  Verw.  u.  Volkew.,  5.  Jahrg. 
1881.  —  V,  Miaskoteshl,  Das  Erbrecht  u.  die 
Grundeigentumsverteilung,  Leipzig  1889,  I 
(Schriften  des  Ver.  für  Sozialpol.).  —  Berg-' 
hoff'IHng,  Das  staatliche  Erbrecht  und  die 
Erbschaftssteuer,  Leipzig  1885.  —  Bacher,  Die 
deutschen  Erbscha^-  u,  Schenkungssteuem. 
Systemat.  u.  krit.  Darstellung  ders.,  Leipz.  1886. 

—  Krikger,  Erbschaftssteuer  nach  ihrer  Aus- 
Übung  in  d.  ausserd.  Staaten,  Tüb.  1889.  — 
Zeller f  Die  Erbschaftsbesteuerung  im  Verhältnis 
zum  Heimalstaate  u.  zu  anderen  Staaten.  Be- 
stimmungen über  Redprocitäl,  Schanz*  Finanz- 
archiv 7  (1890)  S.  816 f.  —  EiMihenhaen,  Erb- 
rechtereform u.  Erbschaftssteuern,  Berl,  1891.  — 
Platter,  Die  Besteuerung  der  Erbschaften,  Basel, 
H.  Müller  1893.  —  G.  Schanz,  Erbschafts- 
steuern in  Deutschland  u.  einigen  andern  Staaten, 
Finanzarchiv  1885  S.  876 f  —  Derselbe,  Ver- 
gleichende Untersuchung  der  Erbschaftssteuer- 
erträgnisse in  Deutschland  u.  im  Aueland,  Finanz- 
archiv 1898,  S.  622 f.  —  Derselbe,  Sparsteuer 
und  progressive  Erbschaftssteuerti,  Finanzarchiv 
1898  S.  597 f.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  und 
Theorie  der  Erbschaftssteuer,  Finanzarchiv  1900 
(noch  nicht  erschienen).  —  Vgl.  ausserdem  die 
bekannten  fmanztvissenschafllichen  Werke  von 
Roseher,  Cohn,  Stein,  Vocke,  Schaffte, 
Meyer,  Leroy^Beaulieu  etc.  und  besonders 
Ad.  Wagner,  Finanzwissenschaft,  2.  Teil,  S. 
Aufl.,  Leipz.  1890,  S.  568 f.  u.  588 f.  Femer  die 
reiche  Litteratur  zu  den  Enttvürfen  des  deutschen 
B.  G.B.  (O.  Mühlhrechi,  Bibliographie  des  B.  G.B., 
Berlin  1898). 

B.  Specialschriften,  Altertum: 
JL/umbroso,  Recherches  sur  l'economie  politique 
de  l'Egypte  sous  les  Lagides,  Turin  1870  S. 
807 f.  —  Wilcken,  Griechische  Ostraka  aus 
Aegypten  u.  Nubien.  I.  Leipzig  1899  S.  S45,  468.  — 
Baehofen,  Die  Erbschaftssteuer,  ihre  Geschickte, 
ihr  Einfluss  auf  das  Privatrecht  (in  dessen  nAus- 
gewähite  Lehren  des  römischen  Civilrechts«,  Bonn 
1848,  S.  S22—395).  —  Hirschfeld,  Unter- 
suchungen auf  dem  Gebiete  der  römischen  Ver- 
waltungsgeschichte, 1.  Bd.,  Berl.  1877,  8.  62^68. 

—  Cagnat,  itude  historique  sur  les  impots 
indirects  chez  les  ^Romains  j\tequ*aux  invctsions 
des  barbares  d*apr^s  les  documents  litlSraires  et 
Spigraphiques,  Paris  1882.  — 

Baden:  Meutti,  Zusammenstellung  der  in 
Baden  gültigen  Gesetze  über  Liegenschafts-,  Erb- 
schafts- u.  SchenkungscLcdse,  KarUrtihe  1875.  — 
Bayern:  v,  Stengel,  Das  bayer.  Ges.  über  die 
Erbschaftsste^ier  v.  18.  Aug.  1879  mit  Einlei' 
iungen,  Anmerkungen,  Register,  —  H,  Pfaff, 
Das  b.  Ges.  über  die  Erbsehaftssi.  v.  18.  Aug, 
1879,  erl.  (mit  Vollzugsvorschr.  v.  21.  Sept.  1879), 
Nördl.  1889.  —  Knobling,  D.  b.  Ges.  v.  18.  8, 
1879   über   die   Erbschaftsst.   erl,    Würzb.  1879. 

—  Bremen:  Gesetz  v.  13.  Dezember  1895 
betr.  die  Erbschafts-  u.  Schenkungsabgabe,  mü- 
get.  in  Schanz*  Finanzarchiv  15  (1898)    S.  650 f, 

—  Eis.- Lothringen:  Hollerith,  Ges.  betr. 
die  ErbschafUsteuem  in  Els.-Lothr.  v.  12.  Juni 
1889  mit  Erläut.,  Strassb.  1889.  —  Jacob,   Erb- 
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schaftstL-Ges,  /.  EU.-Lothr»  v.  It,  Juni  1889,  erl., 
Sirassb.  1890,  —  Carl,  Die  R^orm  der  Erb- 
schafiasteuer  in  EUius-Lothringen,  Schanz* 
Finanzarchiv  10  (189S),  Ä.  S4I,  Gesetzeatext 
ebenda  S.  369,  —  Hessen:  Q,  Krug,  Ges. 
über  die  Erbsch,'  u.  SchenkungssL  in  Hessen  v. 
SO,  Aug.  1884,  Dannst.  1885.  —  ^off,  Das 
grossh.  hess.  Ges.  v.  SO,  Aug.  I884  über  die 
Erbsch'.  u.  SchenkungssL,  Mainz  1888. — L  üb  eck: 
Ges,  betr,  die  Erbschaftssteiier  v.  20.  Mai  1896 
mitgeteilt  in  Schanz*  Finanzarchiv  15  (1898), 
S,  659 f.  —  Preussen:  Entwurf  v,  S.  Nov.  1890 
nebst  Begründung,  Schanz*  Finanzarchiv  7  (1890), 
S,  709;  Erbsehßßssteuergesetz  v.  24.  Mai  1891 
u.  Novelle  v.  Sl,  JuU  1896,  ebenda  8  (1891),  S. 
948;  lg  (1895),  S.  SSO.  —  Menzen,  Erbschafts- 
steuerges.  v.  19,  Mai  1891,  Berlin  1891,  — 
Hoyer,  Die  preuss.  Stempelgesetzgebung  f. 
d.  alten  u,  neuen  Landesteile  u.  das  preuss, 
Erbschaftssteuerges,  Kommentar  neu  bearbeitet 
u,  bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführt  von  Gaupp. 
5.  Aufl.,  Berl.  1896,  J.  Guttentag.  —  Kühne" 
mann,  Die  Stempel-  u.  Erbschaftssteuer  mit 
Einschluss  der  Reichsstempelabgabe  in  Preussen, 
erläutert  mit  bes,  Berücksichtigung  der  Provinz 
Hannover,  S.  mit  Nachträgen  vermehrte  Aufl., 
Hannover  189S,  C.Meyer.  —  JL  Labus,  Das  Erb- 
schafissteu,ergesetz  v.  SO,  Mai  187S  u.  die  im  Ge- 
biete dess.  bestehenden  erbrechüichen  Vorschriften  ; 
erläutert  durch  Gesetzesmotive,  Au^filhrungsvor- 
schriften  etc.,  f.  durch  das  Abänderungsges.  v.  19. 
Mai  1891,  vermehrte  Ausg,,  Breslau  1892,  J.  U. 
Kern.  —  J,  Boehmt,  Das  Gesetz  betr.  die 
Erbschaftssteuer  v.  19.jg4.  Mai  1891  in  der  Fas- 
sung des  Gesetzes  v.  Sl.  Juli  1895,  erläutert, 
Berlin  1897,  Heymann.  —  Hummel  u.  Specht, 
Das  Stempelsteuerges.  v.  Sl,  Juli  1895  nebst  dem 
Erbschaftssteuergeselz  etc,,  Kommentar,  Berlin 
1899,  Guttentag.  —  K.  Sachsen:  Wahl, 
D.  Sachs.  Gesetze  über  die  Erbschaftssteuer  u.  d. 
Urkundenstempel  v.  IS.  Nov.  1876,  S.  Juni  1879, 
9,  März  1880,  mit  ErlätU.,  S.  Aufl.,  Leipz,  1886.  — 
Projektierte  Erbschaftssteuerreform  i,  J.  1897, 
Schanz'  Finanzarchiv  16  (1890),  S.  S97.  —  Würt- 
temberg: Wintterlin,  D,  württemb,  Erbschafts- 
und Schenkungssteuerges.  v,  £4'  März  1881,  erl. 
Stuttg,  1881.  — 

Belgien:  L,  Bichald,  Histoire  des 
flnances  publiques  de  la  Belgique  depuis  18S0, 
Bruxelles  I884,  S,  276 f,  —  Frankreich: 
Dictionnaire  des  FKnances  T,  II  (1894),  ^*b 
nenregistremenUi  8, 102 f,  und  sub  nsuecessiomt  p, 
122s f.  (wo  auch  das  Verfahren  eingehend  dar- 
gestellt u.  vfeüere  Litteratur  angegeben  ist); 
Ad,  Wagner,  Finanzwissenschaß  JII  (1889),  S. 
161  f,,  682 f.;  Ergzhefl.  (1896),  S,  89 f.  Paultre, 
Etüde  sur  la  modiflcation  de  rSgime  fiscal  des 
succ€ssi4)ns,  ChcUeaudun  1897.  —  Chesnelong, 
Le  regime  fiscal  des  successions  et  Vimpot  pro- 
gressif.  Paris  1898.  —  Grossbritannien  u, 
Irland:  Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  brU. 
Reichs,  Leipz,  1866,  S,  22S,  —  Dawell,  Hietory 
of  taxes,  4  Bde.  London  I884.  —  Leser,  Die 
britische  Erbschaftsbesteuerung  (Zeitschr.  f.  Staats- 
vfissensehaft  S7  (1881),  S,  S2Sf,,  496 f,  —Wagner, 
Finanzwissenschaft,  S,  Teil,  Leipz,  1889,  S.  192 f., 
266 f,;  Ergänzungsheft,  Leipz,  1896,  8.  22 f.  — 
2Vevor'«  taxes  on  succession,  4  ed.,  by  E,  Freeth 
u,  R.  WcUlace.  —  Elliot  in  Palgrave*s  diettonary 
of  political  eeonomy,  Art.  ndeath  duties«,  —  In-^ 
hülsen,  Die  neue  estate   duty  der  Finance  Act 


1994  (Uebersetzung  des  Gesetzestextes  mit  Ein- 
leitung) im  Finanzarchiv  12  (1895),  S.  617 f. 
Vgl,  dazu  Finanzarchiv  16  (1898),  S.  181f, 
(Nachlasspflicht  ausländischer  Souveräne ;  Nach- 
lasssteuer von  Gemälden  und  anderen  Kunst- 
werken) und  Finanzarchiv  16   (1899)   S.   1/7 f. 

—  Verselbe,  Die  englischen  Nachlasssteuem, 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  St,,  III,  F,,  16,  Bd., 
1898,  S.  794,  Eine  französische  Uebersetzung 
des  Ges.  v.  Sl.  Juli  1894  findet  sieh  auch  im 
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Ertragsstenern. 

1.  Das  Ertragsstenersy Stern  im  Gegensatz 
zu  anderen  Steuersystemen  und  seine  Gliede- 
rung. 2.  Entstehung  des  Ertragssteuersystems. 
sTseurteilung  des  Ertragssteuersystems.  4. 
Verbreitung  der  £.  und  ihr  Schicksal  in  den 
letzten  Decennien. 

1.  Das  Ertragssteuersystem  im  Gegen- 
satz zn  anderen  Steuersystemen  und 
seine  Gliederung.  Bei  der  Durchführung 
der  direkten  Besteuerung  kann  man  aus- 
ihen  vom  Yermögen,  vom  Ertrag  und  vom 
linkommen,  es  sind  dies  die  Grundtyi)en 
für  die  Bemessung  der  Leistungsfähigkeit; 
man  erhält  auf  diese  Weise  die  Vermögens-, 
Ertrags-  und  Einkommensteuersysteme  oder 
die  aus  Vermögens-  und  Einkommensteuer 
bezw.  aus  Ertragssteuern  imd  Einkommen- 
steuer kombinierten  Systeme.  FürdieErtrags- 
steuem  ist  charakteristisch,  dass  sie  nicht 
die  Steuerfähigkeit  bei  der  Person  nach 
dem  Vermögen  oder  Einkommen  einheitlich 
zusammenfassen,  sondern  eine  Veranlagung 
nach  Ertragsobjekten  vornehmen.  Die  Er- 
tragssteuern treten  deshalb  als  eine  Vielheit 
von  Steuern  in  die  Erscheinung,  die  bedingt 
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ist  durch  die  weitere  oder  engere  Zusam- 
meufassuDg  von  Ertragsgruppen. 

Als  natürliche  Ertragsgruppen,  die  die 
Unterlage  für  je  eine  Steuer  darstellen,  er- 
geben sich  Landwirtschaft,  Industrie  und 
Handel,  Hausbesitz,  Eapitalbesitz,  Lohn,  Be- 
soldungs-  und  Berufseinkommen.  Sämtliche 
Ertragspartikel  werden  bei  dem,  welchem 
sie  zufliessen,  verfolgt  und  dadurch  eine 
generelle  Besteuerung  erzielt.  Diese  rich- 
tige Zuteilung  der  Erträge  ist  aber  selbst- 
verständlich nur  möglich,  wenn  man  den 
Reinertrag  zu  Grunde  legt;  denn  dieser  ist 
es,  der  dem  einzelnen  Steuerpflichtigen 
bleibt;  die  Kosten,  welche  vom  Bruttoer- 
trag abgehen,  büden  Erträge  bei  anderen 
Personen,  die  Ijöhne  beim  Arbeiter,  die 
Miete  beim  Hausbesitzer  etc.  Aehnlich  sollte 
es  auch  bei  den  Zinsen  sein,  allein  hier 
steUen  sich  der  praktischen  Ausführung 
Schwierigkeiten  entgegen;  die  Ertrags- 
steuem  sind  verzettelt,  eine  natürliche  Ver- 
teilung der  Schulden  auf  die  Objekte  giebt 
es  aber  nicht;  eine  Schuld  behufs  Anschaf- 
fung eines  gewerblichen  Betriebskapitals 
z.  B.  kann  auf  ein  Haus  gelegt  werden,  oder 
die  Verpfändung  von  Grundstücken  geschah, 
um  Erbanteile  hinauszuzahlen;  die  Schuld 
lasst  die  Beziehung  zu  den  einzelnen  Er- 
tragselementen nicht  ersehen,  sie  hat  immer 
einen  persönlichen  Charakter.  Dazu  kommt, 
dass  der  Abzug  von  Schuldzinsen  nur  mög- 
lich ist  ^genüber  einem  wirklichen  Rein- 
ertrag, nicht  aber  gestattet  werden  kann 
gegenüber  einem  fiktiven  Ertrag,  wie  er 
sich  vielfach  bei  den  Ertragssteuern  findet. 
Deshalb  hat  man  auch  überwiegend  bei  den 
Ertragssteuern  keine  Berücksichtigung  der 
Schuldzinsen  oder  nur  unvollkommene  An- 
sätze hierzu. 

Infolgedessen  bildet  die  reine  Verzin- 
sung der  Kapitalien,  der  Arbeitsverdienst 
und  ünternehraerlohn  den  steuerbaren  Rein- 
ertrag. Allein  die  Praxis  hat  sich  auch  an 
diese  Norm  nicht  schlechtweg  gehalten,  sie 
operiert  z.  B.  häufig  mit  dem  Rohertrag; 
so  legt  sie  z.  B.  bei  Häusern  oft  die  Miete 
zu  Gnmde,  ohne  für  Reparaturkosten,  Ver- 
sicherung und  dergleichen  etwas  abziehen 
zu  lassen;  bei  Leihkapitalien  geht  sie  vom 
Bnittozins  aus,  in  Bayern  wird  sogar  bei 
der  Landwirtschaft  in  der  Hauptsache  der 
Bruttoertrag  zu  Grunde  gelegt.  Solche  ün- 
voUkommenheiten  sucht  man  dann  hie  und 
da  im  Steuerfuss  zu  korrigieren;  z.  B.  in 
Preussen  war  deshalb  der  Steuerfuss  für 
Gebäude  halb  so  gross  wie  für  die  Grund- 
stücke. 

Wird  durch  die  bald  schärfere,  bald 
weniger  konsequente  Festhaltung  des  Rein- 
ertrags der  Ch£urakter  und  die  Ausdehnung 
der  einzelnen  Ertragssteuer  schon  sehr  ver- 
schieden, 80  ist  dies  auch  noch  nach  ande- 


ren Richtungen  der  Fall.  Bei  der  Ghrund- 
steuer  hat  man  es  äusserst  selten  mit  einer 
Steuer  vom  gesamten  landwirtschaftlichen 
Reinertrag  zu  thun ;  meist  besteuert  sie  nur 
den  Zins  vom  Bodenkapital,  die  Grundrente ; 
der  Zins  vom  Betriebsinventar  und  den 
Wirtschaftsgebäuden  wird  entweder  frei  ge- 
lassen oder  in  der  Gewerbe-  und  Haussteuer 
noch  berücksichtigt.  Häufig  werden  der 
Grundsteuer  auch  Seeen,  Teiche.  Gräben 
und  ähnliches  assimiliert.  Der  Hausboden 
wird  zuweüen  auch  besonders  in  der  Grund- 
steuer berücksichtigt,  z.  B.  in  Bayern  und 
Frankreich,  es  ergiebt  sich  dadurch  zum 
Teil  eine  doppelte  Belastung.  Die  Ge- 
werbesteuern sind  sehr  verschieden  umfang- 
reich, z.  B.  in  Preussen  war  die  staatliche 
Gewerbesteuer  ziemlich  eng,  in  Bayern  ist 
sie  weit  begrenzt.  Manchmal  erweitern  sie 
sich  durch  Hinzunahme  des  Erwerbs  aus 
freien  Beschäftigungen,  Lohnarbeit  und  Be- 
soldung zu  förmlichen  Erwerbssteuern.  In 
die  Kapitalrentensteuer  sind  Rentenbezüge, 
Wittume  und  ähnliches  bald  aufgenommen, 
bald  einer  anderen  Steuer  zugeteilt. 

Diese  verschiedenen  Grenzlinien,  die 
man  zwischen  den  einzelnen  Steuern  zieht, 
sind  im  allgemeinen  von  nebensächlicher 
Bedeutung ;  sie  können  aber  eine  Bedeutung 
gewinnen,  wenn  die  einzelnen  Ertrags- 
steuern verschiedene  Steuerfüsse  haben. 
Ebenso  ist  es  von  sekundärer  Bedeutung, 
ob  man  mehr  oder  weniger  Glieder  in  dem 
Ertragssteuersystem  aufstellt,  wofern  nur 
alle  Ertragselemente  erfasst  sind.  Mecklen- 
burg hat  z.  B.  sieben  gesonderte  Faktoren 
aufgestellt :  landwirtschaftliche  Steuer,  Miet- 
steuer, Gewerbesteuer,  eine  Zinsensteuer, 
eine  Besoldungssteuer,  Erwerbssteuer  vom 
Erwerb  aus  der  Ausübung  einer  Kunst  oder 
Wissenschaft  sowie  aus  höheren  Privat- 
dienstverhältnissen, eine  Lohnsteuer.  Bayern 
hat  nur  eine  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  und 
Kapitalrentensteuer  und  hat  alles,  was 
durch  diese  Steuern  nicht  getroffen  ist^ 
unter  dem  Namen  Einkommensteuer  ver- 
einigt. 

2.  Die  Entstehung  des  Ertra^stener- 
systems  war  im  Keim  schon  zur  Zeit  der  Ver- 
mögenssteuer gegeben.  Die  wenig  befriedi- 
gende Erfassung  des  Vermögens  führte  sehr 
bald  (lazu,die  einzelnen  Vermögensbestandteile 
zu  verfolgen,  dadurch  zerfiel  die  Vennögens- 
steuer  in  ein  Konglomerat  von  einzelnen 
Steuern,  denen  dann  der  Abzug  der  Schulden 
fremd  blieb.  So  traf  schon  die  vielgerühmte 
venetianische  Vermögenssteuer  des  14.  Jahr- 
hunderts das  Vermögen  nur  in  seinen  Bestand- 
teilen* es  gab  daselbst  eine  Häusersteuer, 
eine  Steuer  für  Grundstücke  ausserhalb  der 
Stadt,  eine  Steuer  auf  die  Anteile  an  der 
Staatsschuld,  eine  Steuer  auf  das  im  Waren- 
handel angelegte  Kapital  und  eine  auf  das 
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in  der  Rhederei  angelegte  Kapital.  In  all 
diesen  Fällen  blieben  die  Schulden  unbe- 
rücksichtigt. Klerus  und  Juden  unterlagen 
besonderen  Abgaben,  Sehr  bald  suchte 
man  allerwärts  durch  Vermessungen  und 
Katastrienmgen  wenigstens  das  Vermögen 
des  Grund  und  Bodens  sicher  zu  erfassen, 
damit  war  dann  regelmässig  der  Zerbröcke- 
lungsprozess  bei  der  Vermögenssteuer  ein- 
geleitet. Man  kann  das  für  das  16.  und  17. 
Jahrhundert  hinsichtlich  der  Württemberger, 
Würzbiu'ger,  Fuldaer  und  sonstiger  Ver- 
mögenssteuern verfolgen.  Andererseits  aber 
war  man  auch  bald  zu  der  Erkenntnis  ge- 
kommen, dass  bei  einer  Durchführung  des 
Vermögenssteuerprincips  Besoldungen,  Ar- 
beitslöhne, Renten  gar  nicht,  Gewerbser- 
träge sehr  unvollkommen  getroffen  wurden ; 
die  Zusatzsteuern,  die  infolge  dieser  Er- 
kenntnis hinzukamen,  gingen  alle  mehr  oder 
minder  vom  Ertrage  aus;  ihre  zeitweise 
Kapitalisierung  war  wenig  natürlich  ge- 
wesen und  wurde  fallen  gelassen. 

Manche  kleinere  Momente  traten  dann 
noch  hinzu,  um  das  Vordringen  der  Er- 
tragssteuer zu  fördern;  die  Objektbesteue- 
rung  gab  leichter  eine  Handhabe,  Vorrechte 
einzelner  Stände  und  Personen  zu  brechen, 
als  die  Vermögenssteuer,  auch  vermied  sie 
die  Nachteile  der  Besteuerung  am  locus 
domicilii,  indem  sie  den  locus  rei  sitae  als 
entscheidend  ansah. 

Seinen  Ursprung  dokumentiert  das  Er- 
tragssteuersystem vielfach  noch  durch  die 
teilweise  Beibehaltung  der  Kurrentwerte 
(besonders  bei  Grund  und  Boden,  l^usern) 
als  Massstab  für  den  Ertrag. 

Besonders  einflussreich  wurde  für  seine 
weitere  Verbi-eitung  die  Ausbildung  des  Er- 
tragssteuersystems zm-Zeit  der  französischen 
Revolution. 

Die  Details  der  historischen  Entwicke- 
lung  können  hier  nicht  verfolgt  werden. 

3.  Benrteilnng  des  Ertragsstener- 
systems.  Das  Ertragssteuersystem  wurde 
bei  seiner  Einführung  meist  als  ein  Fort- 
schritt und  als  eine  Wohlthat  empfunden. 
Es  ging  viel  energischer  den  einzelnen 
steuerbaren  Objekten  nach,  als  es  die  Ver- 
mögenssteuer gethan  hatte,  und  lieferte  sehr 
gleichmässige  Erträgnisse;  auch  befriedigte 
es  sehr  durch  die  objektiven  Normen,  die 
bei  der  Veranlagung  angewendet  wurden; 
man  hielt  sich  so  \ael  wie  möglich  an 
äussere  Merkmale  und  an  eine  danach  be- 
messene mittlere  Ertragsfähigkeit,  vermied 
soviel  wie  möglich  das  Eindringen  in  die 
persönlichen  Verhältnisse  des  einzehien. 
bogar  die  Personalsteuern  wurden  Welfach 
objektiviert,  z.  B.  diu*ch  Zugrundelegung 
der  Miete  (Frankreich,  Hessen).  Dies  Ver- 
fahren stand  in  Harmonie  mit  den  noch  ge- 
bundenen Wirtschaftsverhältnissen,   welche 


es  gestatteten,  von  gewissen  Ertragstypen 
auszugehen.  Die  Zersplitterung  der  Steuer 
nach  Ertragsobjekten  hatte  ferner  den  Vor- 
zug, dass  dem  einzelnen  Lande  die  Steuer 
auch  dann  blieb,  wenn  der  Besitzer  ein 
Ausländer  war^),  auch  machte  dieser  Um- 
stand und  die  Nichtberücksichtigimg  der 
Schulden  sie  ausserordentlich  geeignet,  zu- 
gleich eine  Grundlage  der  direkten  kommu- 
nalen Besteuerung  zu  bilden.  Gnmdstücke 
und  Gewerbe  besteuert  man  in  der  Gemeinde, 
wo  sie  liegen,  Besoldungen,  Zinsen,  Lölme 
da,  wo  der  Besitzer  wohnt.  Grundstücke 
und  Gewerbe,  welchen  die  kommunalen 
Verwendungen  besonders  zu  gute  kommen 
bezw.  welche  vielfach  zur  Steigerung  der 
Gemeindelasten  beitragen,  gleichgültig,  ob 
sie  verschuldet  sind  oder  nicht,  werden  in 
eben  dem  Masse  auch  zu  den  Lasten  bei- 
gezogen. 

Allein  alle  diese  Vorzüge  mit  Ausnahme 
des  letzteren  mussten  zurücktreten,  je  be- 
weglicher die  Wirtschaftsverhältnisse  wiu*- 
den  und  je  weniger  man  sich  bei  wachsen- 
der Steuerlast  mit  einer  formalen  Gerechtig- 
keit begnügen  konnte.  Die  zu  ausschliess- 
liche  Anwendung  äusserer  Merkmale  ohne 
Rücksicht  auf  die  persönliche  Thätigkeit 
und  den  raschen  Wechsel  der  Erwerbszu- 
stände,  die  Nichtberücksichtigung  der  Schul- 
den waren  grobe  Verletzungen  des  Princips 
der  Bemessung  der  Steuer  nach  der  Leis- 
tungsfähigkeit. Auch  erkannte  man,  dass 
die  Verzettelung  der  Ertragssteuern  nur 
äusserst  schwer  eine  Verhältnismässigkeit 
der  Belastung  unter  den  einzelnen  Ertrags- 
steuern heratellen  lässt,  da  die  Bemessungs- 
grundlagen unter  sich  gar  nicht  kommen- 
surabel sind,  ferner  dass  sie  entweder 
nicht  oder  nur  unvollkommen  die  Forde- 
i-ung  eines  steuerfi-eien  Existenzminimums 
und  der  Progression  erfüllen  lassen.  Das 
Steuersystem  erwies  sich  infolge  seiner  Un- 
vollkommenheit  auch  viel  zu  starr  und  un- 
gelenk, genügte  infolgedessen  auch  nicht 
mehr  den  finanziellen  Anforderungen. 

Diese  Erkenntnis  führte  in  der  Mehr- 
zalil  der  Staaten  zu  Umgestaltungen,  die 
teils  bei  den  Ertragssteuern  selbst  an- 
setzten, teils  sie  ganz  oder  teilweise  ver- 
drängten. 

4.  Verbreitung  der  E.  und  ihr  Schick- 
sal in  den  letzten  Decennien.  Das  Vor- 
kommen der  Ertragssteuern  muss  natürlich 
nach  der  ganzen  Stellung  beurteilt  werden, 


^)  Das  geschieht  jetzt  auch  allgemein  bei 
der  Einkommensteuer,  insofern  man  das  Ein- 
kommen aus  Gewerbe  und  Grundbesitz  in  dem 
Staate  der  gelegenen  Sache  der  Steuer  sichert. 
Nur  bei  starker  Verschuldnng  ans  Ausland  ist 
heutzutage  der  Einkommensteuerstaat  noch  im 
Nachteil  gegenüber  dem  Ertragsstenerstaate. 
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welche  sie  im  direkten  Steuersystem  ein- 
sehmen.  Danach  ist  es  zweckmässig,  ver- 
schiedene Gruppen  zu  bilden. 

Eine  erste  Gruppe  hat  das  reine  Er- 
tragssteuersystem. Zu  dieser  zählen  in 
Deutschland  nur  noch  Bayern,  Mecklenburg, 
Elsass-Lothringen ,  Württemberg.  Bayern 
hat  in  den  zwanziger  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts sich  für  dieses  System  entschie- 
den, es  aber  erst  in  den  fünfziger  Jahren 
voll  und  rein  ausgebildet.  Im  Jahre  1881 
nahm  es,  nachdem  der  Uebergang  zum  kom- 
binierten System  nicht  durchzusetzen  war, 
eine  Reform  vor,  welche  jedoch  hauptsächlich 
nur  die  Gewerbesteuer  tiefer  ergriff;  die 
schablonenhafte  Anwendung  äusserer  Merk- 
male wurde  dadurch  sehr  durchbrochen  und 
dieEIrfassung  der  wirklichen  Erträge  mehr  als 
früher  ermöglicht.  Insofern  bei  der  Kapital- 
rentensteuer sämtliche  Schuldzinsen,  bei 
der  Gewerbesteuer  und  speciellen  Ein- 
kommensteuer wenigstens  die  mit  dem  Er- 
werb verknüpften  Schuldzinsen  in  gewissen 
Grenzen  berücksichtigt  werden  konnten, 
wurden  diese  Ertragssteuern  dem  Ein- 
kommensteuerprincip  sehr  genähert;  das 
trat  auch  in  den  partiellen  Befreiungen,  teil- 
weise progressiven  Steuerskalen  u.  a.  hervor. 
Im  ganzen  System  waren  die  fimdierten 
Ertragsquellen  höher  belastet  als  die  Lohn- 
und  Besoldungserträge.  Yor  kurzem  (G. 
V.  9.  Juni  1899)  kam  es  zu  einer  neuen 
Reform,  die  abennals  das  subjektive  Moment 
stärker  betont  imd  in  der  feineren  Ausge- 
staltung der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit die  Annäherung  an  das  Einkom- 
raensteuersystem  abermals  fördert. 

Mecklenburg  hat  von  neuem  durch  G. 
V.  11.  Mai  1897  sein  Ertragssteuersystem 
sanktioniert. 

Elsass-Lothringen  ist  noch  in  Umände- 
rung der  französischen  Steuern  und  in  vollem 
Ausbau  eines  Ertragssteuersystems  nach  deut- 
schen Vorbildern  (besonders  Bayem)begriff  en ; 
es  bedeutet  das  schon  einen  Fortschritt. 

Württemberg  machte  einen  Anlauf, 
dem  reinen  Ertragssteuersystem  untreu  zu 
werden;  nachdem  es  ihm  in  den  letzten 
Decennien  nochmals  gelungen  war,  ziemlich 
sorgfältige  Kataster  neu  zu  erstellen,  die 
unterschiedliche  Belastung  des  fundierten 
und  unfundierten  Einkommens  in  dem  ge- 
samten Ertragssteuersystem  zur  Geltung  zu 
bringen  und  nach  langem  Kampf  im  G.  v. 
14.  Juni  1887  iixr  die  fundierten  Quellen 
den  ungleichen  Steuerfuss  zu  beseitigen, 
kam  seit  1895  eine  grosse  Reformarbeit  in 
Gang,  welche  das  kombinierte  System  zum 
Zweck  hatte ;  allein  in  letzter  Stunde  schei- 
terte das  Ganze. 

Ausserkalb  Deutschlands  sind  als  dem 
Ertragssteuersystem  angehörig  besonders 
namhaft   zu   machen    Frankreich,    Belgien, 


Russland.  In  Frankreich  ist  es  bis  jetzt 
nicht  gelungen,  das  seit  der  Revolutionszeit 
begründete  Ertragssteuersystem  zum  Wan- 
ken zu  bringen;  nm*  eine  Reform  der  Ge- 
bäudesteuer 1890,  erhebliche  Nachlässe  bei 
der  Grundsteuer  und  kleinere  Aende- 
nmgen,  z.  B.  bei  der  Besteuerung  des  Er- 
trags gewisser  ausländischer  Papiere  — 
eine  vollständige  Kapitalrentensteuer  fehlt 
heute  noch  —  sind  durchgegangen.  Yer- 
suche,  eine  Einkommensteuer  oder  ihr  ähn- 
liche Steuer  einzuführen,  sind  bis  jetzt  ge- 
scheitert. In  Russland  haben  die  Ertrags- 
steuem  erst  Eingang  gefunden  mit  der  Ab- 
schaffung der  Kopfsteuer,  an  deren  Stelle 
sie  traten. 

Gegenüber  diesen  Staaten  besteht  eine 
zweite  Gruppe,  welche  ihre  meist  im- 
vollkommen  ausgebildeten  Ertragssteuern 
bis  auf  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen,  welche  über>^'iegend  einen 
polizeilichen  Charakter  hat,  und  bis  auf 
Reste  von  einer  Grundsteuer  fallen  Hessen 
und  diu^h  die  allgemeine  Einkommensteuer 
ersetzten ;  dahin  gehören  Königreich  Sachsen, 
01denbiu"g,  Sachsen-Weimar,  Sachsen-Alten- 
burg, Sachsen-Meiningen,  Schwarzburg-Son- 
dershausen, Coburg- Gotha,  Reuss  j.  Linie 
und  die  Hansestädte.  Ihnen  kann  auch 
England  angeschlossen  werden ;  doch  nimmt 
es  eine  Mittelstellung  ein,  es  hat  eine  all- 
gemeine Einkommensteuer,  daneben  eine 
ablösbar  gestellte  alte  Grundsteuer  und  eine 
Haussteuer ;  allein  auch  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer stellt  streng  genommen  ein 
Ertragssteuersystem  dar,  das  aber  dem  Ein- 
kommensprincip  sich  nähert,  insofern  als 
der  Schuldner  das  Recht  hat,  den  Gläubi- 
gem einen  entsprechenden  Steuerabzug  zu 
machen,  und  insofern  der  einzelne  Steuer- 
pflichtige Befreiung  bezw.  Ermässigung  ge- 
niesst,  wenn  er  nachweist,  dass  seine  Er- 
tragsquellen zusanunen  nicht  160  £  bezw. 
160—400  £  betragen. 

Eine  dritte  Gruppe  behielt  die  Er- 
tragssteuern, soweit  sie  fundierte  Quellen 
betreffen,  in  verringertem  Masse  bei,  fügte 
aber  im  übrigen  eine  allgemeine  Einkom- 
mensteuer hinzu;  es  hat  dies  den  Vorzug, 
dass  der  Unterschied  der  Leistungsfähigkeit 
von  fundiertem  und  unfundiertem  Einkom- 
men in  der  Belastung  zur  Geltung  kommt, 
indem  das  erstere  zweimal,  das  letztere  niur 
einmal  getroffen  wird,  auch  tritt  in  der 
Einkommensteuer  eine  Entlastung  der  ver- 
schuldeten Steuersubjekte  und  Rücksicht- 
nahme auf  die  persönlichen  Verhältnisse 
ein.  Durch  diese  Kombination  ist  unstrei- 
tig ein  Teil  der  Mängel  der  Ertragssteuem 
erheblich  abgestumpft.  Das  kombinierte 
System  haben  18S4  bewusstermassen  aus- 
gebildet Hessen  und  Baden ;  am  konsequen- 
testen   und    feinsten    ist    es   geschehen   in 
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Baden,  namentlicli  insofern  seine  Grund-, 
Haus-,  Kapital-  und  Gewerbebetriebskapital- 
steuer partikuläre  Bruttovermögensstenem 
sind.  Die  in  Wfirttemberg  1895  in  An- 
griff genommene,  aber  schliesslich  ge- 
scheiterte Eeform  bewegte  sich  in  der 
Richtung  einer  ähnlichen  Kombination. 
Weniger  voHkomraen  ist  das  kombinierte 
System  in  Waldeck-Pyrmont,  Lippe-Detmold, 
Schaumburg-Lippe,  Schwarzburg-Rudolstadt ; 
es  fehlen  regelmässig  die  Kapitalrenten- 
steuern in  dieser  Gruppe.  Analog  lag  bis 
zur  neuesten  Reform  die  Sache  in  Preussen, 
wo  man  übrigens  die  Kapitalrentensteuer 
1883  einfügen  wollte,  und  bis  1899  in  Braun- 
schweig, i^euerdings  hat  sich  auch  Anhalt 
dem  kombinierten  System  teilweise  ange- 
schlossen. Hatte  es  1886  sein  vollkommen 
ausgebildetes  Ertragssteuersystem  bis  auf 
einen  Rest  von  Grundsteuer  (3  Einheiten) 
aufgegeben  und  durch  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer ersetzt,  so  fügte  es  1897 
wieder  zwei  neue  Ertragssteuern  zu  letzte- 
rer hinzu:  eine  Gewerbesteuer  (erst  begin- 
nend bei  10000  Mark  Reinertrag)  und  eine 
Kapitalrentensteuer  (erst  beginnend  bei  5000 
Mark  Rente  imd  lediglich  aus  den  Fassionen 
der  Einkommensteuer  abgeleitet).  Auch 
Oesterreich  ist  hierher  zu  zählen;  seit  der 
Steuerreform  von  1896  besteht  sein  Steuer- 
system aus  einer  Kombination  einer  allge- 
meinen Einkommensteuer  mit  einer  Grund-, 
Haus-,  Renten-,  Erwerbs-  und  Besoldungs- 
steuer (letztere  bei  3200  fl.  beginnend, 
hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die  bis- 
herigen Belastungsverhältnisse  hinzugefügt). 

Eine  eigentümliche  Verbindung  von  Er- 
trags- und  Einkommensteuer  liegt  vor  in 
Reuss  ä.  Linie ,  Luxemburg  und  Italien ; 
die  letztere  trifft  alles,  was  nicht  von  der 
Grundsteuer  erfasst  ist 

Eine  vierte  Gruppe  endlich  hat 
neuestens  auch  zu  Zwecken  eines  kombi- 
nierten direkten  Steuersystems  die  Ertrags- 
steuem  fallen  lassen  oder  steht  im  Begnff, 
dies  zu  thun.  Es  sind  dies  die  Staaten, 
welche  an  Stelle  der  Ertragssteuern  die 
Vermögenssteuer  mit  der  Einkommensteuer 
verbinden.  Diesen  Schritt  hat  namentlich 
Preussen  gethan,  indem  es  durch  G.  v.  14. 
Juli  1893  die  Ertragssteuem  aus  dem 
Staatssteuersystem  ausschied  und  den  Selbst- 
verwaltungskörpern überliess;  Hessen  und 
Braunschweig  haben  neuerdingB  den  gleichen 
Weg  eingeschlagen.  Braunschweig  jedoch 
mit  der  Modifikation,  dass  es  auch  noch  die 
Ertragssteuem  als  Staatssteuer  aufrecht  er- 
halten, 75%  des  Aufkommens  aber  den  Ge- 
meinden überlassen  hat  (vgLFinanzarchiv  1899 
S.  7 13  f.) ;  Baden  hat  ein  dem  preussischen  ähn- 
liches Vorgehen  bereits  erwogen  und  geplant.^) 

')  Vgl.  Finamsarchiv  15  (1898)  S.  410  f. 


Diese  aus  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuer gebildete  Kombination,  welche  auch  in 
Basel-Stadt,  Basel-Land,  Solothurn  undTessin 
besteht,  hat  den  Vorzug,  dass  sie  die 
durch  Schulden  geminderte  Leistungsfähig- 
keit zweimal  zur  Geltung  bringt,  auch 
für  Befreiungen  gleichmässigere  Grenzen 
findet  als  die  Ertragssteuem  und  fiktive 
Annahmen  beseitigt,  andererseits  ist  doch 
auch  hervorzuheben,  dass  die  Vermögens- 
steuer die  verschiedenen  Rendite  keines- 
wegs gerecht  trifft  und  deshalb  nur  nied- 
rigen Steuerfuss  verträgt,  was  ihre  Verwen- 
dung zur  Kombination  bei  hoher  Steuer- 
last von  vornherein  erschwert,  und  dass 
auch  unter  Umständen  die  Anknüpfung  an 
das  historisch  Gegebene  und  an  die  äusse- 
ren KontroUbehelfe  bei  den  Ertragssteuem 
schwer  in  die  Wagschale  fallen  können. 

Vgl.  im  übrigen  die  Artt.  Grund-, 
Gebäude-,  Gewerbe-,  Kapitalren- 
ten-, Erwerbs-,  Einkommensteuer; 
Existenzminimum;  Progression. 

Litteratur:  Die  bekannten  Lehrbücher  von  Ad. 
WagneTy  L,  van  Stein,  Umpfenhach,  W, 
Moscher,  Cohn,  Schaffte.  —  KÖUe,  Zur  Ent- 
stehung der  Ertragt-  und  Katastersteuem  in  den 
deutschen  Stadien  (Finanzarchiv  16  (1899)  S477). — 
Eine  ausßihrliche  Betrachtung  widmet  den  Er- 
tragssteuem Vocke,  Die  Abgaben,  Auflagen  und 
die  Steuer  vom  Standpunkte  der  Geschichte  und 
der  Sittlichkeit.  —  Neuniann,  Die  persönlichen 
Steuern  vom  Einkommen,  verbunden  mit  Er- 
irags-  oder  mit  Vermögenssteuern  mit  besonderer 
Beziehung  auf  württ,  Verhältnisse,  TÜb.  1896.  — 
Ueber  sämtliehe  neueren  Reformen  finden  sich 
ausführliche  Mitteüu/ngen  in  Schanz*  Finanz- 
archiv 1884 — 99. 

O,  Schanz, 


Brwerbsftteuer. 

Man  muss  eine  Erwerbsstcuer  im  wei- 
teren und  engeren  Sinne  unterscheiden. 

a)  Die  Erwerbssteuer  im  weiteren  Sinne 
ist  ein  wissenschaftlicher  Terminus,  der  von 
den  Theoretikern  benutzt  wird,  um  die  ver- 
schiedenen Steuern  zu  einem  System  zu- 
sammenzufassen. So  ist  dies  neuerdings 
von  Ad.  Wagner,  G.  Cohn  und  L.  Stein  ge- 
schehen. 

Ad.  Wagner  bildet  aus  den  Steuern  drei 
Gruppen,  die  er  dann  auch  seinem  System 
zu  Grunde  legt.  Diejenigen  Steuern,  welche 
Einzelein  kommen  und  Vermögen  in  der 
Entstehung  beim  einzelnen  aufsuchen,  nennt 
er  Erwerbssteuem ,  diejenigen,  welche  sie 
im  Besitz  aufsuchen,  Besitzsteuem,  diejeni- 
gen, welche  sie  im  Gebrauch  verfolgen, 
Gebrauchssteuern.  Diese  drei  Gruppen 
gliedern  sich  dann  wieder  weiter;  die  Er- 
werbssteuern umfassen  1)  die  Steuern  vom 
berufsmässigen  Erwerb   und   zwar  sowohl 
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die  verschiedenen  Subjekt-  als  Objekt-{Er- 
trags)8teuem :  2)  die  Steuern  vom  Erwerb 
durch  einzelne  Akte  und  Rechtsgeschäfte, 
es  sind  dies  die  Verkehrssteuem ;  3)  die 
Steuern  vom  Erwerb  durch  Anfall,  wobei 
an  die  Spiel-  und  Konjunkturgewinne,  Erb- 
schaften, Geschenke  gedacht  ist. 

Diese  Einteilimg  der  Steuern,  die  gegen- 
über der  üblichen  Scheidung  in  direkte  und 
indirekte  manche  Vorzüge  hat^  ist  neuer- 
dings auch  von  Cohn  in  seiner  Finanzwissen- 
schaft  zu  Grunde  gelegt  worden.  Er  hat 
hierbei  einige,  wie  mir  scheint,  zweck- 
mässige Modifikationen  vorgenommen;  er 
geht  aus  vom  Erwerb,  Besitz  und  Verbrauch; 
die  Steuern  vom  Gebrauchsvermögen  wer- 
den den  Besitzsteuern  eingegliedert;  es 
wird  hierdurch  die  unsichere  Grenze  zwi- 
schen Gebrauch  und  Besitz  eliminiert.  Bei 
den  Erwerbssteuern  unterscheidet  Cohn 
Subjekt-,  Objekt-  und  Verkehrssteuern,  die 
"Wagnerschen  Anfallsteuern  werden  in  die 
Kategorie  der  Verkehrssteuern  aufgenonunen. 

Schon  vor  Ad.  Wagner  und  Cohn  hat 
L.  Stein  den  Begriff  der  Erwerbssteuern 
systematisch  zu  verwerten  gesucht,  es  ge- 
schieht dies  aber  in  anderem  Sinne  als  bei 
den  Vorgenannten.  Steins  Steuersystem 
setzt  sich  aus  den  direkten,  den  indirekten 
und  einer  beide  korrigierenden  bezw.  er- 
gänzenden Einkommensteuer  zusammen ;  die 
direkten  zerlegt  er  in  Ertrags-,  Erwerbs- 
und Verkehrssteuern ;  zu  den  Ertragssteuem 
werden  nur  Grund-,  Gebäude-  und  Kapital- 
rentensteuern gerechnet,  wogegen  das  Sys- 
tem der  Erwerbssteuern  die  Personalerwerbs- 
steuer (Lohn-,  Besoldungs-,  Benifssteuern), 
die  Gewerbesteuer  und  die  Unternehmungs- 
oder Industriesteuer  umfasst.  Das  Verhält- 
nis der  Ertrags-  zu  den  Erwerbssteuern 
denkt  sich  Stein  so,  dass  »die  Ertragssteuer 
das  Kapital  mit  seiner  Ertragsfähigkeit  von 
der  Thätigkeit  seines  Eigentümers  loslöst, 
mithin  die  Produktivität  des  Kapitals  für 
sich  bestimmt  (!)«,  wogegen  beim  Erwerb 
das  Zusammenwirken  der  Kapitalskraft  (sei 
es  des  persönlichen  (!)  oder  Güterkapitals) 
mit  der  persönlichen  Produktivkraft  vor- 
liegt. Auf  die  Eigentümlichkeiten  der 
Steinschen  Konstniktion  kann  hier  nicht 
näher  eingegangen  werden. 

b)  Der  Begnff  >Erwerbssteuer«  im  enge- 
ren Sinne  ist  überwiegend  der  Praxis  an- 
gehörig und  dient  zumeist  der  Zusammen- 
fassung einzelner  Ertragssteuern  oder  zur 
Bezeichnung  einzelner  Partikeln  einer  Ein- 
kommensteuer. In  dieser  Weise  ist  z.  B. 
der  Ausdruck  Erwerbssteuer  in  die  öster- 
reichische (ungarische),  badische  und  schwei- 
zerische  Steuergesetzgebung   eingedrungen. 

Das  österreichische  Steuersystem  setzte 
sich  bisher  zusammen  aus  einer  Grund-, 
Gebäude-,  Erwerbs-  und  Einkommensteuer. 


Die  Erwerbssteuer  datierte  v.  31.  Dezember 
1812  und  traf  nach  einem  Klassenschema 
die  Fabriken ,  Handelsuntemehmungen, 
Künste  und  Gewerbe  sowie  die  Dienstge- 
werbe (Unterricht,  Geschäftsvermittelungen, 
Beförderung  von  Personen  und  Sachen); 
Besoldung,  Arbeitslohn  und  KapitaJzinsen 
wai-en  nicht  in  dieselbe  einbegriffen,  auch 
sonst  zahlreiche  Ausnahmen  gemacht;  zur 
Ergänzung  dieser  Lücken  und  als  Zuschlag 
zu  den  bisherigen  Steuern  wurde  im  Jahre 
1849  die  Einkommensteuer  hinzugefügt,  die 
aber  diesen  Namen  sehr  wenig  verdiente. 
Dm-ch  die  Steuerreform  von  1896  wurde 
das  Steuersystem  umgestaltet;  aber  die 
»Erwerbssteuer«  in  ihrer  früheren  Umgren- 
zung mit  dem  Charakter  einer  Art  Ge- 
werbesteuer ging,  wenn  auch  sonst  sehr 
umgestaltet,  auch  in  das  neue  System  über 
(Finanzarchiv  14  (1897),  S.  1  f.). ' 

Auch  in  Baden  hat  die  Erwerbssteuer 
eine  Zeit  lang  als  erweiterte  Gewerbesteuer 
im  Steuersystem  funktioniert.  Durch  das 
Erwerbssteuerg.  v.  25.  August  1876  wurde 
die  Klassen-  und  Gtewerbesteuer  in  der  Er- 
werbssteuer verschmolzen,  sie  traf  die  Ge- 
werbe, Besoldungen,  Löhne  etc.,  auch  die 
Landwirte,  weil  die  Grundsteuer  nur  die 
Grimdrente,  den  Zins  von  Bodenkapital, 
nicht  aber  den  Zins  von  Betriebskapital 
und  Arbeitsverdienst  besteuerte.  Diese  Er- 
werbssteuer bildete  mit  der  Grund-,  Ge- 
bäude-, Kapitalrenten-,  Berg-  und  Beförste- 
rungssteuer  das  Ertragssteuersyslem  bis 
1884,  wo  man  zu  einem  aus  Ertrags-  und 
Einkommensteuer  kombinierten  System  über- 
ging. Aus  der  Erwerbssteuer  wurde  dabei 
die  nach  dem  Betriebskapital  bemessene 
Gewerbesteuer  ausgeschieden,  der  Rest  ging 
in  der  Einkommensteuer  auf. 

In  den  Schweizer  Kantonen  findet  sich 
der  Ausdruck  Erwerbssteuer  häufig.  Die 
Mehrzahl  der  Kantone  besteuert  zunächst 
das  Vermögen,  dann  in  weiterer  Linie  alles 
Einkommen  nach  Abzug  eines  Zinsbetrages 
für  das  bereits  versteuerte  Vermögen.  Die- 
ses Einkommen  wiuxle  schlechtweg  Erwerb 
genannt  in  Aargau  (G.  v.  11.  März  1865), 
Luzern  (G.  v.  18.  September  1867),  Uri  (6\ 
V.  10.  Mai  1886),  in  einigen  anderen  stellte 
man  dem  Vermögen  in  analogem  Sinne 
gegenüber  Einkommen  und  Erwerb ;  in  Zug 
geschah  dies  ohne  specielle  begriffliche 
Trennung  (G.  v.  1.  Juli  1876),  in  Obwalden 
nennt  man  Einkommen  die  Leibrenten  und 
Pensionen,  Erwerb  das  übrige  Einkommen 
(G.  V.  3.  März  1870),  in  Neuenburg  Ein- 
kommen (revenus)  ausser  Rente  und  Pension 
auch  noch  den  Reinertrag  von  Immobilien,  die 
ausserhalb  des  Kantons  liegen ,  dagegen 
Erwerb  (ressources)  das  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Einkommen  nach  Abzug 
von  5*^/0  des  verwendeten  Kapitals,  ferner 
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das  Besoldungs-  und  Berufseinlvommen.  Ein 
älteres  Züricher  G.  v.  28.  Juni  1832  be- 
zeichnete als  Erwerb  den  Ertrag  der  ge- 
werblichen Thätigkeit  nach  Abzug  von  4=^/0 
für  das  verwendete  Kapital,  als  Einkommen 
dagegen  Eenten,  Lohn,  Besoldung;  das  G. 
V.  14.  Februar  1861  lässt  diese  Scheidung 
fallen  und  spricht  nur  noch  von  Yermögens- 
und  Einkommensteuer. 

Auf  die  Details  der  Erwerbssteuem 
kann  hier  nicht  eingegangen  wei-den,  es 
hat  dies  bei  der  einzelnen  Ertrags-,  der 
Einkommen-  und  der  Vermögenssteuer  zu 
geschehen. 

Lftteratnr:  Wagner ,  Finanzwissenschaft  II, 
2.  Aufl.,  S.  22S,  §  93  und  S.  514,  ^  ^i^ff-  — 
Cohn,  Finanzwissenschaft,  18S9,  ^  SS2ff.,  8. 
WS*  —  stein,  Finamwissenschaftf  5.  Avfl., 
IL  Teil,  2,  Abteilung,  1886,  S.  149 ff.  —  Le- 
wald,  Die  direkten  Steuern  im  Grossherzogtum 
Baden,  Finanzarchiv  1886,  S.  76Sff.  —  Schanz, 
Die  Steuern  der  Schweiz,  1890,  5  Bde.,  passim. 

G.  Schanz, 


Erwerbs-  und  Wirtscbaftsgenossen- 

scbaften. 

1.  Allfi^emeines.  2.  England.  3.  Frankreich. 
4.  Deutschland.  5.  Oesterreich-Üngam.  6.  Ita- 
lien. 7.  Belgien.  8.  Holland.  9.  Dänemark. 
10.  Schweiz.  11.  Kussland.  China.  12.  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika.  13.  Andere 
Staaten.    14.  Internationale  Beziehungen. 

1.  Allgemeines.  Die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften sind  eine  Unterart 
der  Genossenschaften  im  weitesten  Sinne. 
Genossenschaft  ist  jede  Gemeinschaft  von 
Personen  zur  Verfolgung  gemeinsamer 
Zwecke,  diese  können  sowohl  öffentlich- 
rechtlicher wie  privater  Natur  sein.  In 
diesem  Aufsatz  haben  wir  es  nur  mit  einer 
bestimmten  Art  der  Genossenschaften,  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaft,  zu 
thun.  Huber  bezeichnete  dieselben  treffend 
als  die  »Verbindung  atomistischer  Elemente 
der  arbeitenden  Klasse  in  gemeinsamen  Be- 
strebungen zur  Besserung  ihrer  Lage«.  Der 
Kürze  wegen  werden  wir  uns  im  folgenden 
auch  für  diese  Art  der  Genossenschaft  der 
allgemeinen  Bezeichnung  »Genossenschaft« 
bedienen.  Die  Genossenschaft  ist  eine  Er- 
gänzung zur  Aktiengesellschaft.  Wie  die 
Aktiengesellschaften  ihrer  Natur  nach  zum 
Betriebe  von  Unternehmungen  bestimmt  sind, 
welche  die  Kräfte  des  einzelnen  Kapitalisten 
übersteigen,  so  ist  der  eigentliche  Zweck 
der  Genossenschaft,  die  in  ihrer  Isoliertheit 
wirtschaftlich  schwachen  Personen  zu  ge- 
meinsamer wirtschaftlicher  Thätigkeit  zu 
vereinigen  —  handelt  es  sich  dort  um  die 
Verwertung  eines  vorhandenen  Kapitals,  so 
giebt  der  Mangel  an  Kapital  oft  gerade  die 


Veranlassung  ziu*  Gründung  einer  Genossen- 
schaft. Wie  die  Aktiengesellschaften,  so 
sind  auch  die  Genossenschaften  eine  Folge 
der  veränderten  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse, sie  sind  die  der  modernen  Kapitals- 
wirtschaft angepassten  Innungen,  die  Schulze- 
Delitzsch  mit  Recht  als  die  »Innungen  der 
Zukunft«  bezeichnete  und  von  denen  wir 
heute  als  von  den  »Innungen  der  Gegen- 
wart« sprechen  können.  Völlig  verschieden 
sind  diese  Genossenschaften  von  den  sozia- 
listischen Gemeinschaften,  wenn  auch  beide 
Gesellschaftsarten  die  wirtschaftliche  Hebung 
der  beteiligten  Klassen  durch  gemeinschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb  zur  Aufgabe  haben, 
denn  die  Genossenschaft  wahrt  voU  die 
Individualität  ihrer  Mitglieder,  sie  ist  er- 
richtet auf  den  Grundsätzen  der  Selbst- 
verwaltung und  Selbstverantwortung  —  we- 
nigstens soll  es  sein.  Diese  beiden  Bestand- 
teile der  Genossenschaft  gehören  untrenn- 
bar zusammen,  wird  an  einem  gerüttelt  so 
wird  das  andere  in  Mitleidenschaft  gezogen ; 
und  wie  die  Erfahrung  gezeigt,  geschieht 
dies  stets  auf  Kosten  des  Gedeihens  der  Ge- 
nossenschaft.   Sie  bUden  das  Lebenselement 

Ueber  der  Erreichung  materieller  Vor- 
teile für  die  Mitgheder  aber  steht  der  sitt- 
liche Wert  der  Genossenschaft  Es  ist  das 
Band  der  Solidarität,  das  die  Genossen  be- 
wusst  —  und  häufiger  wohl  auch  unbe- 
wusst  —  verbindet  »Die  materielle  Signa- 
tur der  Association  kann  nicht  nur  P^nd 
in  Hand  mit  sittlichen  und  geistigen  Be- 
strebungen gehen,  sondern  es  gehört  eben 
eine  solche  Verbindung  sogar  wesentlich  zu 
der  vollen  Signatur  der  Association« 
(Huber).  Die  in  der  Genossenschaft  ge- 
pflegte Selbstverwaltung  ist  eine  Vorschule 
für  die  Anforderungen,  die  Staat  und  Ge- 
meinde an  ihre  Bürger  stellen.  Freilich 
giebt  es  auch  Ausnahmen,  Genossenschaften^ 
die  jedes  sittlichen  Wertes  entbehren,  die 
nur  den  Vorteil  einiger  weniger  verfolgen; 
doch  derartige  »ßastardgenossenschaften« 
beweisen  nichts  gegen  das  Princip  der  ge- 
nossenschaftlichen Bestrebungen  überhaupt^ 
sie  sind  nur  ein  Missbrauch  desselben. 

Die  Genossenschaft  bietet  auch  einen 
Weg  zur  Linderung  der  Klassengegensätze, 
zur  Aussöhnung  von  Kapital  und  Arbeit 
Ein  Blick  auf  die  Resultate  der  über  die 
ganze  Erde  verbreiteten  Genossenschaften 
legt  unwiderlegliches  Zeugnis  ab  von  der 
wirtschaftlichen  Bedeutung,  die  ihnen  inne^ 
wohnt 

Genossenschaften  sind  nach  der  Defini- 
tion des  deutschen  G.  v.  1.  Mai  1889:  Ge- 
sellschaften von  nicht  geschlossener  Mit- 
gliederzahl, welche  die  Förderung  des  Er- 
werbs oder  der  Wirtschaft  ihrer  Mitglieder 
mittelst  gemeinschaftlichenGeschäftsbetriebes 
bezwecken.     Die  Genossenschaften  werden 
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am  richtigsten  eingeteilt  in  distributive,  die 
den  Mitgliedern  bei  Anschaffung  der  in 
Gewerbe  und  Wirtschaft  nötigen  Bedürf- 
nisse die  Vorteile  des  Grossbezugs  gewähren 
(Konsum-,  Rohstoff-,  Vorschussvereine,  Bau- 
genossenschaften) —  und  in  produktive  (Ge- 
werbebetrieb für  gemeinschaftliche  Rech- 
nung). Unmöglich  ist  es,  eine  vollständige 
Aufzählung  oder  auch  nur  Klassifizierung 
der  Genossenschaften  zu  geben,  denn  kaum 
giebt  es  heute  einen  Gewerbszweig,  in  dem 
diese  Gesellschaftsform  nicht  bereits  Ver- 
breitung gefunden  hat.  Auch  die  Einteilung 
in  Käufer-  und  Verkäufergenossenschaften 
(Oppenheimer)  ist  keineswegs  erschöpfend, 
deckt  sich  übrigens  wesentlich  mit  der  obigen. 

Nicht  hierher  gehören  die  »Dividenden- 
genossenschaften« und  die  »industrielle  Part- 
nerschaft«, bei  denen  der  Geschäftsbetrieb 
kein  gemeinschaftlicher  ist,  auch  nicht  die 
»latenten  Genossenschaften«,  bei  denen  die- 
jenigen, welche  den  Vorteil  haben,  nicht  die 
xräger  des  Unternehmens  sind. 

In  nachstehendem  geben  wir  eine  kurze 
Darstellung  der  Entwickelung  der  Genossen- 
schaften in  den  für  das  Genossenschafts- 
wesen hauptsächlich  in  Betracht  kommen- 
den Staaten ;  Einzelheiten,  insbesondere  auch 
Organisation  und  Bedeutimg  der  einzelnen 
Genossenschaftsarten,  finden  sich  in  be- 
sonderen Artikeln  behandelt. 

2.  England.  Wir  beginnen  mit  Eng- 
land, weil  von  dort  aus  die  Genossenschafts- 
bewegung ihren  Ausgang  nahm.  Wie  In- 
dustrie und  Handel  vor  allen  Ländern  in 
England  zur  Blüte  gelangten,  so  fanden 
auch  die  Genossenschaften  als  eine  Folge 
der  sich  hieraus  ergebenden  Arbeiterfrage 
zuerst  in  England  ihre  Anwendung  auf  das 
wirtschaftliche  Lel)en. 

Die  Anfänge  der  Grenossenschaftsbewegung 
reichen  bis  in  das  18.  Jahrhundert  zurück  und 
bestanden  in  der  Gründung  von  Kramläden  Und 
Getreidemühlen.  Drei  Perioden  sind  für  die 
Geschichte  der  englischen  Genossenschaften  zu 
unterscheiden.  Die  erste  Periode  reicht  bis  zum 
Jahre  1831.  Die  Genossenschaften  waren  in 
jener  Zeit  fast  ausschliesslich  Vereine  zur  Be- 
schaffung von  Lebensmitteln.  In  diesen  Ver- 
einen wurde  hauptsächlich  an  Nichtmitglieder 
verkauft,  der  Gewinn  aber  nur  unter  die  Mitglieder 
nach  den  Geschäftsanteilen  verteilt,  so  dass  die- 
selben, wenn  auch  ursprünglich  vielleicht  im 
Interesse  weiterer  Kreise  gegründet  —  doch 
schliesslich  nur  dem  Nutzen  einiger  weniger 
Personen  dienten. 

Diese  Genossenschaften  blieben  infolgedessen 
auch  ohne  volkswirtschaftlichen  Wert. 

Die  zweite  Periode  reicht  bis  zum  Jahre 
1844;  es  ist  die  sozialistische  Periode,  die  Ge- 
nossenschaften waren  in  derselben  nicht  Selbst- 
zweck, sondern  dienten  wesentlich  der  sozialis- 
tischen Propaganda  nach  Owenschen  System. 
Mag  man  das  Owensche  System  auch  als  Utopie 
bezeichnen,  so  kann  es  heute  doch  kaum  mehr 
bestritten   werden,  dass  Owen   der  Begründer 


der  Genossenschaften  in  ihrer  heutigen  Gestal- 
tung ist.  Aus  den  Owenschen  Bestrebungen 
hat  sich  der  gesunde  genossenschaftliche  Kern 
herausgeschält,  dem  Einfluss  Owens  ist  es  zu 
verdanken,  dass  die  Genossenschaften  mehr  als 
rein  geschäftliche  Unternehmungen  geworden 
sind  und  über  die  materiellen  Ziele  nicht  ver- 
gessen, dass  sie  auch  höhere  Aufgaben  zu  er- 
füllen haben.  Würde  der  Konsumverein  — 
und  diese  Genossenschaftsart  ist  für  England 
entscheidend  —  nichts  anderes  als  ein  Kram- 
laden sein  und  für  die  Mitglieder  keine  weitere 
Bedeutung  haben,  als  ihnen  Lebensbedürfnisse 
zu  verschaffen,  so  würden  gewiss  nicht  die  be- 
deutensten  Männer  Englands  die  genossen- 
schaftlichen Bestrebungen  mit  Wort  und  Schrift 
fördern.  Infolge  der  Owenschen  kommunistischen 
Versuche  war  in  den  20  er  Jahren  der  genossen- 
schaftliche Gedanke  auch  für  Fabrikbetrieb 
und  Landbau  verwertet,  und  mit  dem  Jahre 
1827  begann  sogar  eine  sehr  lebhafte  Agitation 
nach  dieser  Richtung  hin.  Besonders  in  den 
zahlreichen  Versuchen  des  genossenschaftlichen 
Betriebes  der  Landwirtschaft  aber  herrschten 
vielfach  kommunistische  Ideeen  vor,  infolge 
dt-ren  diese  Unternehmungen  nur  in  seltenen 
Fällen  von  Erfolg  waren. 

Mit  dem  Jahre  1835  war  die  Genossen- 
schaf tsbewegung  ganz  in  die  sozialistische  auf- 
gegangen. 

Auch  in  politischem  Interesse  wurden  die 
Genossenschaften  in  jener  Zeit  viel  missbraucht. 
Das  politische  Stimmrecht  war  nämlich  an  den 
Besitz  von  Land  gebunden;  und  nur  um  mög- 
lichst viele  Stimmen  für  sich  zu  gewinnen, 
gründeten  Chartisten  Ackerbaugenossenschaften, 
mit  dem  Zweck,  grössere  Güter  zu  parzellieren 
und  die  Mitglieder  zu  Eigentümern  der  Par- 
zellen zu  machen. 

Die  Folffe  des  Hineinziehens  der  Genossen- 
schaften in  den  Sozialismus  war,  dass  dieselben 
mit  diesem  aufblühten,  mit  dessen  Niedergang 
aber  auch  zu  Grunde  gingen.  Mitte  der  40er 
Jahre  lösten  sich  die  sozialistischen  Genossen- 
schaften fast  ausnahmslos  auf.  Die  Genossen- 
schaften, welche  sich  diesen  Bestrebungen  fern 
gehalten  hatten,  fielen  der  Handelskrisis  von 
1845  zum  Opfer  oder  wurden  durch  religiöse 
Zwietracht,  Betrug  der  Verwalter  etc.  zur  Auf- 
lösung gedrängt. 

So  finden  wir  denn  1844  einen  völligen 
Niedergang  der  Genossenschaften  in  England. 
Die  Zahl  der  in  den  30  er  Jahren  vorhandenen 
Genossenschaften  war  nicht  gering  gewesen, 
bereits  im  Jahre  1830  hatte  ein  Konffress  statt- 
gefunden, auf  dem  56  Genossenschaften  mit 
3000  Mitgliedern  vertreten  waren,  266  Genossen- 
schaften sollen  damals  in  den  Vereinigten 
Königreichen  bestanden  haben.  Von  jener  Zeit 
ab  fanden  sogar  regelmässige  jährliche  Ge- 
nossenschaf tokongresse  statt,  die  freilich  mit 
dem  Jahre  1836  zu  ausgesprochenen  Sozialisten- 
kongressen wurden. 

Die  dritte  Periode  beginnt  einerseits  mit 
den  genossenschaftlichen  Bestrebungen  in 
Rochdale,  der  Gründung  des  Konsumvereins 
der  redlichen  Pioniere  von  Rochdale,  anderer- 
seits mit  den  Bemühungen  Maurices,  die 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  zu  verbessern. 
Mögen  auch   die  Ende   der  40  er  Jahre  in 
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Frankreich  mit  den  Crenossenscbaften  —  vor- 
übergehend —  erzielten  Erfolge  nicht  ohne 
Einfluss  auf  die  Wiederbelebung  der  Ge- 
nossenschaften in  England  gewesen  sein,  so 
ist  doch  ein  Zusammenhang  zwischen  der 
dritten  und  zweiten  Periode  und  der  Ein- 
fluss Owens  auf  erstere  unverkennbar. 

Die  wesentliche  Neuerung  der  Rochdaler 
Pioniere  in  der  Organisation  der  Genossen- 
schaft war,  dass  sie  nicht  wie  die  Konsum- 
vereine der  ersten  Periode  den  Reingewinn 
nach  den  Geschäftsanteilen  verteilten,  son- 
dern nach  den  Einkäufen,  und  hiermit 
wirkten  sie  bahnbrechend  für  die  ganze 
spätere  Entwickelung  der  Genossenschaften. 
Dieser  veränderte  geschäftliche  Gnmdsatz 
hatte  z\ir  Folge,  dass  die  Käufer  dauernd 
an  den  Konsumverein  gefesselt  imd  in  die 
Lage  versetzt  wurden,  auch  bei  massigen 
Einkünften  Ersparnisse  zu  erzielen,  ohne 
sich  Entbehrungen   auferlegen    zu  müssen. 

Der  Rochdaler  Konsumverein  wiuxle  1844 
von  einem  Dutzend  armer  Flanellweber  ^- 
gründet,  die  sich  zu  wöchentlichen  Em- 
zalüungen  von  2  Pence  verpflichteten.  Das 
Programm  dieser  Genossenschaft  gab  als 
»Zweck  und  Absicht«  an,  »Einrichtungen 
für  das  materielle  Wohl  und  die  Verbesserung 
der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lage  ihrer 
Mitglieder  zu  treffen«,  und  führte  dann  eine 
Reihe  solcher  an,  die  von  Femstehenden 
1844  als  ütopieen  und  Narrheiten  bezeichnet 
wurden,  die  aber  heute  zum  grossen  Teil 
erreicht  sind.  Die  Berühmtheit  und  Be- 
deutung dieser  Genossenschaft  verlangt  es, 
einige  Zahlen  über  die  Entwickelung  der- 
selben anzugeben.  Folgende  Zusammen- 
stellung veranschaulicht  die  wirtschaftlichen 
Erfolge : 


Jahr 

Mit- 

Geschäfts- 

Verkaufs- 

Gewinn 

glieder 

anteile 

erlös 

M. 

M. 

M. 

ISöO 

6oo 

45780 

262  580 

17600 

1887 

11  152 

6562000 

5  134  720 

920  940 

1897 

12775 

7  003  440 

5893000 

763960 

2^/2  %  vom  Reingewinn  werden  statuten- 
gemäss  für  Bildungszwecke  verwendet,  die 
Genossenschaft  besitzt  18  Lesezimmer,  eine 
BibHothek  von  20000  Bänden  etc.,  Wohn- 
häuser, Fabriken.  Das  überflüssige  Vermögen 
ist  bei  Produktivgenossenschaften  werbend 
angelegt. 

Das  neue  Princip  der  Gewinnverteilung 
nach  den  Einkäufen  soll  zwar  bereits  vor 
Rochdale  in  einzelnen  Konsumvereinen  be- 
standen habeUj  doch  hatte  es  keine  Wirkung 
gehabt  und  ist  auch  auf  Rochdale  nicht 
überkommen. 

Nur  eine  kleine  Anzahl  der  Konsum- 
vereine hat  nicht  den  »Rochdale-Plan«  an- 
genommen; es  sind  dies  die  Londoner  Be- 
amtenkonsumvereine,   welche    möglichst 


billig  verkaufen  und  den  Ueberschuss  nach 
den  Geschäftsanteilen  verteilen  (»Civil-Ser- 
vice-Plan«  genannt).  Der  hauptsächlichste 
Wert  dieser  Vereine  besteht  darin,  dass 
sie  infolge  ihres  grossen  Umsatzes  ausser- 
ordentlich biUig  verkaufen  können  und 
streng  an  dem  Grundsatz  der  Barzahlung 
festhalten.  Die  englischen  Genossenschaften 
aber  betrachten  diese  Vereine  mit  Recht 
als  ihnen  nicht  ebenbürtig  und  gleichwertig. 

Die  Produktivgenossenschaften 
in  England  sind  in  zwei  Arten  zu  scheiden : 
selbständige  Produktivgenossenschaften  mit 
Gewerbebetrieb  für  unmittelbare  Rechnung 
der  persönlichen  Mitglieder,  und  von  Kon- 
sumvereinen gegründete  Produktivgenossen- 
schaften. Die  ersteren  sind  vielfach  aus 
Strikes  hervorgegangen.  Owen  legte  schon 
besonderes  Gewicht  auf  die  Gründung  von 
Produktivgenossenschaften,  und  im  Jahre  1830 
gab  es  bereits  zu  London  eine  von  Pro- 
duktivgenossenschaften gegründete  Magazin- 
genossenschaft. Sie  teüten  aber  fast  alle 
das  gleiche  Schicksal  mit  dem  Owenschen 
Sozisdismus.  Erst  Anfang  der  50  er  Jahre 
machte  sich  auch  in  dieser  Genossenschafts- 
art eine  lebhaftere  Bewegung  bemerkbar, 
die  erzielten  Erfolge  sind  erst  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  erheblicher  geworden,  Dank  dem 
durch  die  Konsumvereine  gesicherten  Ab- 
satzgebiet und  einem  besonderen  Verbände 
zur  Förderung  der  Produktivgenossenschsrften. 
Es  bestehen  ca.  230  solcher  Genossenschaften. 
Erheblich  zahlreicher  und  umfangreicher 
sind  die  von  Konsumvereinen  gegründeten 
Produktivgenossenschaften.  Die  Konsum- 
vereine woUen  für  ihre  Mitglieder  gleich- 
zeitig als  Sparkasse  dienen  und  nehmen 
daher  alles  ihnen  zugetragene  Geld  als  Dar- 
lehen an;  mit  diesen  Mitteln  und  um  die 
Produktion  in  die  eigene  Hand  zu  bekommen, 
werden  vielfach  Fabriken  errichtet,  in  denen 
dite  Hauptbedarfsartikel  hergestellt  werden. 
Im  Jahre  1897  bestanden  580  derartige 
Produktivgenossenschaften  mit  zum  Teil 
sehr  guten  Erfolgen. 

Wie  industrielle  Produktion,  so  wird  auch 
von  einer  Anzahl  Konsumvereinen  Landbau 
betrieben. 

Die  Entwickelung  und  Verbreitung  der 
Baugenossenschaften  haben  wir  in  dem 
Specialartikel,  oben  Bd.  H  S.  465  ff.  dargestellt. 

unter  den  englischen  Genossenschaften 
nimmt  der  Kampf  zweier  Systeme  immer 
schärfere  Formen  an.  Das  englische  Ge- 
nossenschaftswesen beruht  hauptsächlich  auf 
den  Konsumvereinen.  Den  Führern  schwebte 
von  Anbeginn  der  Bewegimg  als  Ziel  vor, 
durch  die  Genossenschaft  die  Konkurrenz 
aus  der  Welt  zu  schaffen,  der  Konsumverein 
sollte  das  Mittel  dazu  sein.  Je  umfang- 
reicher aber  die  Produktion  wurde,  w^elche 
die  Konsumvereine   betrieben,   desto  wich- 
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tiger  wui-de  die  Frage  der  Entlohnung  der 
Arbeiter;  Freunde  und  Feinde  der  Gewinn- 
beteiligung der  Arbeiter  teilten  die  Ge- 
nossenschaiten  schliesslich  in  zwei  Lager, 
und  es  bildeten  sich  zwei  Richtungen.  Die 
Vertreter  der  einen  Richtung  fordern,  dass 
der  gesamte  Ueberechuss  der  von  Konsum- 
Tereinen  gebildeten  Produktivgenossenschaf- 
ten den  Konsumenten  zu  gute  kommt,  sie 
verwerfen  daher  eine  Gewinnbeteiligung  der 
Arbeiter ;  durch  eine  immer  weiter  gehende 
Ausbreitung  der  Konsimivereine  wollen  sie 
schliesslich  die  gesamte  Produktion  zum 
alleinigen  Nutzen  der  Konsumenten  betreiben 
imd  glauben  damit  auch  gleichzeitig  die 
Prodiüttion  regeln  zu  können.  Die  Vertreter 
der  anderen  Richtung  beanspruchen  einen 
Teil  des  Ueberschusses  für  den  Arbeiter,  sie 
pflegen  insbesondere  auch  die  Gründung 
selbständiger  Produktivgenossenschaften,  und 
haben  aucA  auf  diesem  Wege  recht  günstige 
Erfolge  zu  verzeichnen.  Ihre  Ziele  sind 
sehr  weit  gesteckt,  sie  bahnen  die  Grün- 
dung einer  internationalen  Genossenschafts- 
allianz an,  zu  deren  Aufgaben  es  u.  a.  ge- 
hören soll,  den  Austausch  der  Güter  zwischen 
den  Genossenschaften  der  verschiedenen 
Staaten  zu  vermitteln.  Der  Gedanke  ist 
allerdings  nicht  neu.  Die  Leiter  dieser  Be- 
wegung sind  daneben  auch  bestrebt,  z.  B. 
die  Kreditgenossenschaften,  welche  bisher 
in  England  ohne  Bedeutung  waren,  zu  ver- 
breiten, sie  beabsichtigen  mit  denselben 
Banken  für  die  Produktivgenossenschaften 
zu  schaffen.  Inwieweit  diese  Bestrebungen 
—  Regelung  der  Produktion  oder  Distri- 
bution —  Erfolg  haben  werden,  kann  nur 
die  Zukunft  lehren ;  inzwischen  breiten  sich 
Konsumvereine  und  Produktivgenossenschaf- 
ten (sowohl  selbständige  wie  als  Unterneh- 
mungen der  Konsumvereine)  immer  weiter  aus. 
Lm  ein  Bild  über  den  heutigen  Stand 
der  Genossenschaftsbewegung  in  den  ver- 
einigten Königreichen  zu  geben,  führen  wir 
für  das  Jahr  1897  folgende  Zahlen  an.  Ins- 
gesamt waren  1710  Genossenschaften  vor- 
handen, welche  1 507  461  Mitglieder  besassen, 
wozu  noch  4938  genossenschaftliche  Mit- 
glieder hinzutreten.  Ihr  gesamter  Jahres- 
umscMag  bezifferte  sich  auf  die  Summe  von 
fest  1400  Millionen  Mark,  ihr  Geschäftsge- 
winn einschliesslich  der  Verzinsung  ihrer 
Anteile,  aber  ohne  Verzinsung  des  geliehenen 
Kapitals  auf  130  Millionen  MarL  Die  un- 
vollständig angegebene  Zahl  der  direkt  von 
den  Genossenscliaften  beschäftigten  Personen 
betrug  73054.  Sie  arbeiteten  mit  einem 
Kapital  von  470  ^Millionen  Mark  und  ausser- 
dem von  25  Millionen  Mark  an  Reserven. 
Es  wurden  1487  Konsumvereine  mit 
1,5  Millionen  Einzelmitgliedem  und  1383 
genossenschaftlichen  gezählt.  Sie  erzielten 
einen  Umsatz  von  1132  Millionen  Mark  und 
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einen  Geschäftsgewinn  von  128  Millionen 
Mark. 

Nicht  ganz  dieselben  Dimensionen,  aber 
dennoch  einen  Aufschwung  zeigt  der  Aus- 
weis derPr  od  uktivgenossen  Schäften. 
Dieser  ist  in  der  englischen  Statistik  streng 
in  zwei  Teile  geschieden:  in  die  reinen 
Produktivgenossenschaften  imd  die 
von  den  Konsumvereinen  ausgehen- 
den und  betriebenen  Produktivge- 
nossenschaften. Letztere  Art  sind 
die  580  Detailkonsumvereine,  die  englische 
und  schottische  Grosseinkaufs^nossenschaft. 
Sie  verkauften  Waren  im  Werte  von  122 
Millionen  Mark  und  erlösten  daraus  einen 
Gewinn  von  1,5  Millionen  Mark.  Sie  gaben. 
20183  Personen  Beschäftigim^.  Die  580 
Detailkonsumvereine  stellten  mit  10830  Ar- 
beitern Waren  im  Werte  von  63  Millionen 
Mark  her*  zusammen  mit  den  Produktions- 
mengen der  Grosseinkaufsvereine  und  der 
Produktivgenossenschaften  belief  sich  jedoch 
der  Wert  der  hergestellten  Waren  auf  186 
Millionen  Mark  oder  21,9  ^/o  mehr  als  im 
Vorjahre. 

Die  223  reinen  Produktivgenossenschaften 
zählten  38306  Einzel*  und  3555  eenossen- 
schaftliche  Mitglieder;  ihr  Umschlag  belief 
sich  auf  den  Betrag  von  65  Millionen  Mark 
und  ihr  Geschäftsgewinn  auf  1,2  Millionen 
Mark.  Sie  hatten  9281  Personen  in  ihren 
Diensten,  während  die  prozentuale  Zunahme 
ihres  Umschlags  12,1  ®/o  betrug.  Dir  Kapital 
belief  sich  auf  28  Millionen  Mark  und  ausser- 
dem 1,7  Millionen  Mark  Reserven.  Weitere 
Angaben  s.  Blätter  für  Genossenschaftswesen 
von  1899,  S.  34. 

Eine  besondere  gesetzliche  Regelung  er- 
fuhren die  GenoBsenschaften  erst  durch  Ge* 
setz  von  1852;  bis  dahin  waren  sie,  wenn 
sie  überhaupt  unter  ein  Gesetz  sich  steilen 
wollten,  aui  die  friendly  socieües  act  von 
1834  angewiesen,  die  durch  Gesetz  von  1846 
noch  ausdrücklich  auch  für  die  Genossen- 
schaften anwendbar  (unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen) erklärt  wurde.  Das  Gesetz 
von  1852  wurde  1862  und  1867  abgeändert, 
und  am  11.  August  1876  wurde  dann  ein 
neues  Gesetz  (the  industrial  and  provident 
societies  act)  erlassen.  Die  Genossenschaften 
erlangten  hiemach  Korporationsrechte  mit 
der  Registrierung  ihrer  Statut^en  durch  den 
für  die  vereinigten  Königreiche  bestellten 
Registrar.  Die  Haftpflicht  der  Mitglieder 
ist  auf  den  gezeichneten  Geschäftsanteil  be- 
schränkt. Das  Gesetz  lässt  den  Genossen- 
schaften möglichste  Freiheit  in  der  Rege- 
lung ihrer  geschäftlichen  Einrichtungen.  Ein 
von  dem  Revisor  bescheinigter  Geschäftsbe- 
richt muss  der  Registerbehörde  eingereicht 
werden. 

Durch  die  neue  Industrial  and  Provident 
Act  vom  12.  September  1893   ist  das  eng- 
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lische  Genossenschaftsgesetz  von  1876  auf- 
gehoben, die  Aendeningen  des  neuen  Ge- 
setzes sind  im  allgemeinen  nicht  wesent- 
licher Natur. 

Auf  die  Verbreitung  der  Kenntnis  des 
Genossenschaftswesens  ist  in  England  schon 
früh  von  Gesellschaften  hingearbeitet,  die 
besonders  zu  diesem  Zwecke  ins  Ijcben  ge- 
rufen waren.  In  erster  Eeüie  war  es  Owen, 
der  diesen  Weg  der  Belehrung  wählte.  Be- 
sonders hervorzuheben  ist  die  society  for 
promoting  w^orking  men's  associations  (1853 
von  Maurice  gegründet).  Im  Jahre  1869 
wurde  der  englische  Genossenschaftsverband 
gegi'ündet,  der  sich  1889  als  Genossenschaft 
hat  registrieren  lassen;  gebildet  ist  diese 
Union  zur  »Förderung  der  "Wahrhaftigkeit 
und  Wirtschaftlichkeit  in  Produktion  und 
Handel«.  Die  Leitimg  liegt  bei  dem  jähr- 
lich zusammentretenden  Kongress  der  Mit- 
glieder des  Verbandes  und  dem  von  diesem 
gewählten  Central  Board,  das  in  6  Sektionen 
nach  den  Landesteilen  geteilt  ist;  das  Cen- 
tral Board  (53  Mitglieder)  wählt  seinerseits 
wieder  12  Mitglieder  zum  United  Board. 
Seit  dem  Jahre  1888  veranstaltet  der  Ver- 
band nationale  Ausstellungen  genossenschaft- 
licher Fabrikate  und  Konsumartikel  in  Ver- 
bindung mit  grossartigen  Genossenschafts- 
festen. 

Die  Konsumvereine  haben  ihre  Spitze  in 
zwei  Gi-osseinkaufsgenossenschaften  zu  Glas- 
gow und  ^Manchester  (gegründet  1868  und 
1863).  Von  der  Bedeutung  der  Genossen- 
schaft zu  Manchester  bieten  folgende  Zahlen 
ein  Bild :  ihr  gehören  1044  Genossenschaften 
an,  der  Verkaufserlös  betrug  222  Millionen 
Mark.  Auch  hier  wird  der  Gewinn  nach 
den  Einkäufen  verteilt  Viele  der  Bedarfs- 
artikel werden  in  eigenen  Fabriken  herge- 
stellt, die  Genossenschaft  hat  auch  eine 
eigene  Bankabteilung. 

Es  bestehen  folgende  Verbände:  a)  Coope- 
rative  Union  limited,  Manchester  —  7  Unter- 
verbände —  1065  Genossenschaften  (meist  Kon- 
sumvereine, auch  Produktiv-  und  Baugenossen- 
schaften). —  Zeitschrift :  Cooperative  News, 
Manchester,  b)  Federation  of  Productive  So- 
cieties,  Manchester  —  rund  100  Genossenschaf- 
ten. —  Zeitschriften  zur  Förderung  der  Pro- 
duktivgenossenschaften (aber  nicht  Verbands- 
organe) :  Labour  Copartnership,  London  —  her- 
ausgegeben von  der  Labour  Association,  London; 
auch  Amcultural  Economist,  London  —  her- 
ausgegeben von  der  Affricultural  and  Horticul- 
tnral  Association,  London. 

3.  Frankreich.  Anders  als  in  England 
haben  sich  Geschichte  und  Wert  der  Ge- 
nossenschaften in  Frankreich  gestaltet.  Die 
Genossenschaften  sind  in  Frankreich  meist 
ein  Spielball  politischer  Strömungen  gewesen. 
Bald  wurden  die  Genossenschaften  mit  allen 
Mitteln  gefördert,  bald  wieder  wurden  sie 
verfolgt,  und  nur  wenige  Genossenschaften 


vermochten  es,  sich  durch  die  Krisen  hin- 
durchzuarbeiten.   Die  Franzosen  bezeichnen 
ihr  Land  mit  Vorliebe   als   das   Land   der 
Produktivgenossenschaften.   Mit  Recht,  wenn 
man   nur  die  Zahl  dieser  Genossenschaften 
in  Betracht  zieht,  mit  Unrecht  aber,  was  die 
Erfolge   anlangt.     Die   mit  den  Produktiv- 
genossenschaften  in  Frankreich   gemachten 
Erfahrungen  haben  allen  hierauf  abzielenden 
Bestrebungen  viel   geschadet;   denn  es  ist 
schliesslich    zum    Gemeinplatz     geworden, 
Frankreich   als   Beispiel   dafür  anzuführen, 
dass    die    Produktivgenossenschaften     nicht 
geeignet  sind,  die  wirtschaftliehe  Lage  der 
Arbeiter  zu  verbessern,  und  nicht  vermögen, 
dauernde  Erfolge  zu  erzielen.    Ein  Blick  in 
die  Geschichte  der  französischen  Genossen- 
schaften beweist  aber,  dass  aus  dieser  keine 
allgemein  gilt  igen  Schlüsse  gegen  die  wirt- 
schaftliche Bedeutung  der  Produktivgenossen- 
schaften gezogen  werden   dürfen;   nur  der 
Schluss  ergiebt  sich,   dass   die  Produktiv- 
genossenschaften wie  alle  anderen  privaten 
industriellen   Unternehmungen    durch   poli- 
tische und  Handelskrisen  schwer  gefährdet 
werden.    Mit  jedem  anderen  wirtschaftliclien 
Unternehmen,   das   so  wie   die  Produktiv- 
genossenschaften in  Frankreich  ein  Gegen- 
stand des  Experiments  wird,  würden  ganz 
gewiss   keine  besseren  Erfolge  zu  erzielen 
sein.    Nicht  die  Organisation  einer  Unter- 
nehmung ist  häufig  an  ihren  Misserfolgen 
schuld,   sondern  es  sind   die   begleitenden 
Umstände,  unter  denen  die  beste  Organi- 
sation nur  Schaden  stiften  kann.    Man  muss 
daß  gesamte  wirtscliaftliche  Leben  mit   in 
Betracht  ziehen,  lun  zu  einem  Urteil  über 
Wert  oder  Unwert  der  Produktivgenossen- 
schaften in  einemLande  gelangen  zu  können. — 
Von  alters  her  bestehen  als  Genossen- 
schaften in  den  Thälern  der  Gebirge  Frank- 
reichs   die    fruitieres,    die    etwa    unseren 
Meiereigenossenschaften    entsprechen ;    die- 
selben sind  durch  die  natürlichen  Verhält- 
nisse entstanden ,   die  in  den   abgelegenen 
Gegenden  die  Verwertung   der  Milch   der 
einzelnen  Viehbesitzer  durch  diese  unmög- 
lich machen. 

Die  ersten  Prodaktivgenossenschaften  ent- 
standen in  den  30  er  Jahren  auf  Anregung 
von  Buchez. 

Buchez's  Gedanke  war  die  Kegelunc'  der 
Produktiv  Verhältnisse  durch  eine  Centralbank 
mit  einem  über  das  ganze  Land  verbreiteten  Netz 
von  Filialen,  die  regelmässig^  über  den  Stand 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  ihren  Be- 
zirken an  die  Centrale  berichten  sollten,  die 
Centralbank  sollte  dann  ihrerseits  weitere  Ge- 
samtberichte verÖflFentlichen,  nach  denen  Pro- 
duktion mid  Handel  ihre  Dispositionen  treffen 
würden.  So  würden  dann  stets  Produktion  und 
Konsumtion  in  einem  richtigen  Verhältnisse 
stehen.  Das  Hecht,  über  die  „  werkzeu£fe  "  und 
die  „Kapitalien*^  zu  verfügen,  gab  Buchez  nor 
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der  Gesamtheit.  In  der  Praxis  freilich  wollte 
er  auch  einen  „Zins"  für  dieselbe  gestatten. 
Wirtschaftlich  waren  diese  Ideeen  nicht  verwert- 
bar, und  so  hlieb  es  bei  einigen  Versuchen,  von 
denen  noch  zweifelhaft  ist,  ob  sie  ganz  den 
Gedanken  Buchez's  entsprachen. 

Auch  die  katholische  Kirche  suchte  in  jener 
Zeit  die  Genossenschaftsbewegunc;  für  ihre 
Zwecke  zu  verwerten;  ihre  Gründungen  aber 
entbehrten  der  wirtschaftlichen  (Grundlage  und 
waren  in  erster  Reihe  Wohlfahrtseinrichtungen. 

Eigentliche  Produktivgenossenschatten  ent- 
standen erst  mit  der  1848  er  Revolution.  Fou- 
rier  und  St.  Simon  hatten  hauptsächlich  den 
Boden  für  den  Staatssozial ismus  L.  Blancs  vor- 
bereitet und  es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  in 
den  Bestrebungen  jener  Phantasten  ein  gesunder 
genossenschaftlicher  Kern  steckte.  Ebenso  we- 
nig wie  bei  Owen  finden  wir  hier  die  völlige 
Auflösung  der  Gesellschaft  und  Wirtschaft  m 
den  Kommunismus.  Die  Folge  der  Februar- 
Revolution  war  die  Gründung  einer  grossen 
Anzahl  von  Arbeiter-Genossenschaften,  die  die 
Befreiung  der  Arbeiter  als.  Endziel  verfolgten 
und  zu  diesem  Zwecke  sich  gegenseitig  unter- 
stützten und  ans  dem  Reingewinn  ein  unteil- 
bares Kapital  ansammelten  (Proudhon),  mittelst 
dessen  eine  Arbeiterbank  gegründet  werden 
sollte.  Wirkliche  brüderliche  Gesinnung  zeich- 
nete  die    meisten  dieser  Genossenschaften  aus. 

Die  Regierung  stand  allen  diesen  Bestre- 
bungen feindlich  gegenüber,  wurde  es  doch  so- 
gar jLeclaire  —  der  zuerst  mit  Erfolg  die  Ge- 
winnbeteiligung einführte  und  dessen  Unterneh- 
men auch  heute  nach  seinem  Tode  eine  hervor- 
ragende Bedeutung  hat  —  verboten,  mit  seinen 
Arbeitern  über  Gewinnbeteiligung  zu  sprechen. 
L.  Blanc  proklamierte  die  Pflicht  des  Staates, 
für  Arbeit  und  Unterhalt  des  Arbeiters  zu  sor- 
gen ;  und  als  1848  die  Revolution  ausbrach  und 
die  Arbeiter  zum  grössten  Teil  infolge  der 
Einstellung  des  Betriebs  in  fast  allen  Fabriken 
brotlos  wurden,  da  setzte  er  es  mit  Hilfe  der 
aufgereizten  Yolksmassen  durch,  dass  die  seinen 
Bestrebungen  feindliche  Regierung  in  einem 
Dekret  vom  28.  Februar  1848  ihre  Verpflichtung, 
den  Arbeitern  Beschäftigung  zu  garantieren, 
anerkannte. 

So  entstanden  die  Natbnalwerkstätten 
(s.  d.  Art.),  deren  Aufhebung  den  Juniaufstand 
zur  Folge  hatte.  Als  Ablösung  der  National- 
werkstätten kann  das  Dekret  vom  5.  Juli  1848 
betrachtet  werden,  das  „in  der  Absicht,  die 
Gründung  von  Genossenschaften  zu  erleichtem,'' 
dem  Ministerium  einen  Kredit  von  3  Millionen 
Francs  eröffnete  „für  Genossenschaften  von 
Arbeitern  oder  von  Unternehmern  und  Ar- 
beitern". War  es  nun  allein  die  Aussicht  auf 
Staatsunterstützung,  war  es,  dass  der  genossen- 
schaftliche Gedanke  die  weitesten  Kreise  er- 
friffen  hatte  —  es  entstand  ein  wahres  Grün- 
nngsfieber  von  Genossenschaften.  In  der  Zeit 
von  1848  bis  1851  sollen  zwischen  300  und 
400  Genossenschaften  ins  Leben  gerufen  worden 
sein,  fast  ausschliesslich  Produktivgenossen- 
schaften.  Nicht  ein  geringer  Teil  darunter 
waren  Schwindeluntemehmungen,  die  allein  auf 
ein  Staatsdarlehn  spekulierten.  Die  Bewilligung 
eines  Kredits  war  übrigens  auch  in  der  Re- 
gierung selbst  auf  lebhaften  Widerspruch  ge- 
stossen.     600  Darlehnsgesuche  gingen  ein!  Un- 


'  terstützt  wurden  schliesslich  30  Genossenschaf- 
ten in  Paris  und  26  Genossenschaften  in  der 
Provinz,  und  von  diesen  subventionierten  be- 
standen 1867  noch  16,  und  heute  bestehen  viel- 
leicht noch  5  Genossenschaften !  Es  mag  zu 
weit  gehen,  als  Ursache  dieses  grossen  Misser- 
folges die  Subvention  hinzustellen,  auch  ohne 
dieselbe  wäre  der  Niedergang  infolge  der  übri- 
gen wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht  geringer 
gewesen,  nahm  doch  die  Regierung  selbst  bald 
gegen  die  subventionierten  Genossenschaften 
eine  feindselige  Haltung  ein.  —  Das  aber  ist 
gewiss,  dass  eine  Reihe  übereilter  Gründungen 
ohne  die  Subvention  nicht  erfolgt  gewesen 
wäre.  Und  das  können  wir  wenigstens  aus 
diesem  Staatsdarlehen  lernen,  dass  mit  derartigen 
künstlichen  Mitteln  auf  die  Dauer  keine  Erfolge 
zu  erzielen  sind.  Bereits  1849  schlug  die 
Stimmung  in  der  Regierung  wieder  um,  und 
1860  wurde  so^ar  ein  Genossenschaftsverband 
aufgelöst  und  die  Führer  wurden  wegen  einer 
Anteilnahme  an  einer  geheimen  Verbindung 
verurteilt!  Der  Staatsstreich  vom  2.  Dezember 
1851  nahm  dann  weiter  den  meisten  Genossen- 
schaften ihre  Führer. 

Erst  mit  dem  Jahre  1863  begann  wieder 
ein  neuer  Aufschwung  in  der  franzosischen 
Geuossenschaftsbewegung.  Der  Charakter 
ist  ein  wesentlich  verschiedener  von  den 
früheren  Perioden.  Die  Bewegung  fängt 
mit  der  Gründung  von  Kreditgenossenschaften 
an,  denen  die  Aufgabe  gestellt  wird,  Pro- 
duktivgenossenschaften das  nötige  Betriebs- 
kapital zu  vei^schaffen.  Die  Anregung  hier- 
zu ging  von  G.  P.  B61uze  aus,  der  den 
Credit  au  travail  gründete;  zwei  Jalire 
spater  (1865)  entstand  zu  Paris  auf  Betrciben 
von  L6ün  Say  und  Wallras  die  zu  gleichem 
Zwecke  gegründete  caisse  d'escompte  des 
associations  populaires.  Der  Bestand  beider 
Genossenschaften  war  nicht  von  langer 
Dauer,  sie  gingen  an  leichtfertiger  Kredit- 
gewährung zu  Grunde.  Das  gleiche  Schick- 
sal teilten  ähnliche  Unternehmungen  in' 
anderen  Städten.  Die  Folge  hiervon  war 
wieder  eine  schwere  Gefährdung  der  Pro- 
duktivgenossenschaf ton ,  die  zum  grössten 
Teil  mit  diesen  Kassen  in  Verbindung  ge- 
standen hatten.  Schwankend  war  auch 
wieder  das  Verhalten  der  Regierung  gegen- 
über den  Genossenschaften;  während  einer- 
seits der  Kaiser  Napoleon  die  Abhaltung 
eines  interaationalen  Genossenschaftskon- 
gresses zur  Zeit  der  Weltausstellung  in 
Paris  verbot,  half  er  gleichzeitig  mit  Privat- 
mitteln eine  Centralkasse  für  Genossen- 
schaften gründen.  Die  Ereignisse  des  Jahres 
1870  fegten  die  meisten  der  damals  noch 
bestehenden  Genossenschaften  hinweg. 

Zum  dritten  Male  kam  die  Genossen- 
schaftsbewegimg mit  dem  Jahre  1880  in 
Fluss.  Die  Genossenschaftsfrage  war  ein 
stehendes  Thema  der  Arbeiterkongresse  ge- 
worden, die  jedoch  nicht  immer  der  Be- 
deutung der  Genossenschaften  gerecht  wur- 
den, wenn   auch  die  (1884  gesetzlich  ge- 
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regelten)  Arbeitersyndikate,  die  Errichtung 
von  Produktivgenossenschaiten  vielfach  in 
ihi-en  Statuten  als  einen  Zweck  des  Syndi- 
kats bezeichnen.  Wieder  war  es  eine 
äussere  Veranlassung,  die  wiederbelebend 
auf  die  Genossenschaften  einwirkte;  nicht 
aus  sich  selbst  heraus  langsam  und  stetig 
vorwärts  schreitend  entstand  die  Bewegung, 
sondern  sie  enthielt  von  aussen  einen  plötz- 
lichen Anstoss.  Ein  im  Jahre  1879  ver- 
storbener Philanthrop  Rampal  hinterliess 
sein  bedeutendes  Vermögen  der  Stadt  Paris 
mit  der  Auflage,  aus  demselben  Darlehen 
an  Öenossenschaften  zu  gewähren.  Wieder 
gingen  Gesuche  in  solcher  Anzahl  ein,  dass 
an  eine  Befriedigung  aller  nicht  gedacht 
werden  konnte ;  und  obgleich  nun  die  Kom- 
mission bei  der  Ausleihung  anscheinend  mit 
aller  Vorsicht  verfuhr,  hatten  doch,  wie  sich 
später  herausstellte,  nicht  wenige  Unwürdige 
Darlehen  erhalten.  Nach  dem  Bericht  von 
1889  waren  von  49  subventionierten  Ge- 
nossenschaften 19  in  Konkurs,  18  in  Liqui- 
dation, 3  mit  den  Kückzahlungen  im  Rück- 
stande. 

Auch  mittelst  Kreditgenossenschaften 
wurde  wieder  ein  Versuch  zur  Förderung 
der  Produktivgenossenschaften  gemacht  — 
mit  dem  gleichen  Ausgang  wie  in  den 
früheren  Fällen. 

Auf  die  Neugründung  von  Genossen- 
schaften wirkte  endlich  noch  hin,  dass  die 
Stadt  Paris  in  erster  Reihe  Produktivge- 
nossenschaften bei  der  Vergebung  öffent- 
licher Arbeiten  berücksichtigte  —  oft  frei- 
lich mit  Verstoss  gegen  gesetzliche  Bestim- 
mungen —  und  aass  auch  der  Staat  der 
Heranziehung  der  Genossenschaften  zu  öffent- 
lichen Arbeiten  näher  trat.  — 

Die  starke  Ausbreitung  der  Kleinindustrie 
in  Paris  war  stets  eine  Triebfeder  für  die 
Entstehung  von  Genossenschaften  in  Paris, 
denn  naturgemäss  entwickeln  sie  sich  am 
ehesten  in  den  Industrieen,  die  kein  grosses 
Betriebskapital  notwendig  haben.  Die  Ar- 
beit wird  aber  auch  in  diesen  Genossen- 
schaften bei  der  Gewinnbeteiligung  nur  selten 
berücksichtigt. 

Die  Jahre  1885  und  folgende  bezeichnen 
wieder  einen  Wendepunkt;  von  den  74  in 
einer  im  Jahre  1885  veröffentlichten  Statistik 
aufgeführten  Produktivgenossenschaften  be- 
standen im  Jahre  1887  niu»  noch  25,  und 
auch  diese  führten  grossenteils  nur  ein  Schein- 
leben. 

So  ist  es  ein  fortw^ährendes  Steigen  und 
Fallen  üi  der  Bewegung  der  französischen 
Produktivgenossenschaften,  zu  einem  inneren 
Ausbau,  zu  einer  ruhigen  Entwickelung  fehlte 
es  an  der  Zeit.  1895  gab  es  140  Produktiv- 
genossenschaften, bis  1897  wurden  72  neu 
gegründet  und  gingen  29  ein.  Mit  Sicher- 
heit lassen  sich  liberaU  die  äusseren  Ein- 


flüsse nachweisen,  denen  in  erater  Reihe 
der  Misserfolg  der  französischen  Pi-oduktiv- 
genossenschaften  zuzuschreiben  ist.  Für  die 
genossenschaftliche  Sache  selbst  ist  die  Ge- 
schichte der  französischen  Produktivgeuossen- 
schaften  zw^ar  ausseiK)rdentlich  lehrreich, 
lässt  aber  keine  Schlüsse  gegen  den  Wert 
dieser  Genossenschaftsart  zu.  Vgl.  für  die 
Statistik  der  Produktivgenossenschaften 
Fontaine  im  August-Heft  des  Journal  de  la 
societe  de  Statistique  de  Paris  (1898). 

Das  BUd  einer  sehr  lebhaften  genossen- 
schaftlichen Thätigkeit  bietet  Frankreich 
wieder  seit  einigen  Jahren.  Man  könnte 
fast  sagen,  dass  alle  Parteien  wetteifern, 
ilir  Interesse  für  das  Genossenschaftswesen 
zu  bekunden,  was  freilich  bisher  nicht  hat 
erreichen  können,  dass  in  15  Jahren  die 
Genossenschaftsgesetzgebung  zum  Abschluss 
gelangt  ist!  Der  Entwurf  eines  Gesetzes 
wandert  zwischen  Senat  und  Kammer  hin  und 
her.  Inzwischen  ist  ein  G.  v.  5.  November 
1894  für  landwirtschaftliche  Kreditgenossen- 
schaften erlassen.  Wichtig  an  diesem  Gesetz 
sind  die  vorausgegangenen  Verhandlungen, 
die  darm  gipfelten,  die  Gründung  von  Ge- 
nossenschaften nach  Schulze-Delitzschschem 
System  zu  empfehlen.  Die  Regierung  hatte 
ursprünglich  sehr  weitgehende  Plane  gehabt, 
sie  wollte  mit  Staatsmitteln  eine  Central- 
kasse  gründen,  um  diutdi  diese  das  Land 
mit  einem  Netz  von  Kassen  zu  überziehen. 
Der  Gedanke  musste  als  undurchführbar 
fallen  gelassen  werden.  (Vergl.  über  die 
ablehnende  Haltung  der  französischen  Ge- 
nossenschaften Blätter  fiir  Genossenschafts- 
wesen 1898,  S.  46  und  ebenda  Rayneri  über 
diese  Pläne  und  die  Yerwendimg  von  Mitteln 
der  Bank  von  Frankreich  zur  Förderung  des 
Genossenschaftswesens.)  Ob  es  in  Frankreich 
gelingen  wird,  leistungsfähige  Kreditgenossen- 
schaften ins  Leben  zu  rufen,  ist  zweifelhaft. 
jpinmaJ  sind  die  Franzosen  nicht  leicht  ge- 
neigt, eine  weitgehende  persönliche  Haft- 
pflicht in  der  Genossenschaft  zu  übernehmen, 
wie  es  dazu  erforderlich  ist,  sodann  wirkt 
sehr  nachteilig,  dass  durch  das  eigentümlich 
geordnete  Sparkassenwesen  der  Provinz  die 
flüssigen  Mittel  entzogen  werden.  Gleich- 
wohl scheint  es  in  den  letzten  Jahren  zu 
gelingen.  Kreditkassen  in  grösserer  Anzahl 
zu  gründen,  über  deren  System  und  Or- 
ganisation in  Frankreich  aber  noch  lebhaft 
gestritten  wird.  Wir  sagten,  alle  Parteien 
nehmen  sich  der  Genossenschaft  an,  und 
daraus  kann  möglicherweise  eine  GeMir  für 
die  heutige  Entwickelung  entstehen,  denn 
schon  macht  sich  eine  katholische,  eine 
protestantische,  eine  sozialistische  Richtung 
bemerkbar. 

So  ist  z.  B.  die  Raiffeisensche  Bewegung 
—  die  sich  übrigens  wirtschaftlich  wesent- 
lich    von    der    deutschen    Raiffeisenschen 
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Richtung  und  zwar  nicht  zAim  Nachteil  jener 
unterscheidet  —  ganz  in  den  Händen  der 
katholisclien  Partei  (Blätter  für  Genossen- 
schaftswesen 1897,  S.  455)  —  dagegen  stehen 
an  der  Spitze  der  Kreditgenossenschaften 
Schulze-Deützschschen  Systems  —  die  von 
den  deutschen  Genossenschaften  in  mancher 
Einrichtung  z.  B.  der  Gewinnverteilung  nach 
den  beanspruchten  Krediten,  abweiclieu,  die 
wir  nicht  ads  Verbesserung  betrachten  können, 

—  Protestanten  und  Freimaurer.  Zwischen 
beiden  Parteien  herrscht  lebliafte  Gegner- 
schaft, die  sich  besonders  in  scharfen  Aus- 
fällen gegen  die  genossenschaftlichen  Frei- 
maurer äussert. 

Eine  besonders  kräftige  Entwickelung 
hat  in  Frankreich  das  landwirtschafthche 
Genossenschaftswesen  genommen ;  dazu 
haben  wesentlich  die  Syndikate  beigetragen 
(G.  V.  21.  März  1884).  Besonders  sind  hier 
Müllerei-  und  Bäckereigenossenschaften  zu 
erw^ähnen,  vielfach  erhalten  die  Käufer  An- 
teil am  Gewinn,  ein  Verfahren,  das  als 
sehr  zweckmässig  zu  bezeichnen  ist  Auch 
Molkereigenossenschaften  sind  stark  ver- 
treten, als  Einkaufsvereine  dienen  meist  die 
Syndikate. 

In  Frankreich  bestehen  folgende  Genossen- 
schaftsverbände:  a)  Union  cooperative  des 
l:>ociete3  fran^aises  de  consommation,  Paris  — 
rund  400  Konsumvereine.  —  Zeitschrift :  Bulletin 
de  rUnion  cooperative,  Paris;  ausserdem  als 
Zeitschrift  zur  Förderung  der  Interessen  der 
Konsumvereine  und  als  Organ  der  Arbeiterver- 
eine und  Genossenschaften  des  Centre  regional 
cooperatif  du  Midi:  l'Eraancipation,  Journal 
d'Economie  politiqne  et  sociale,  Nimes.  b) 
l  'hambre  consultative  des  Association s  ouvri^res 
de  Production  de  France,  Paris.  —  Zeitschrift: 
L'Association  ouvri^re,  Paris,  c)  Centre  fede- 
ratif  du  Credit  populaire  en  France,   Marseille. 

—  (Eine  Vereinigung  von  etwa  30  Volksbanken, 
ländlichen  Kreditgenossenschaften ,  landwirt- 
schaftlichen Syndikaten,  die  ohne  statutarisch 
festgesetzte  Organisation  sich  die  Förderung 
des  genossenschaftlichen  Volkskredits  zur  Auf- 
gabe gemacht  hat).  Zeitschrift:  Bulletin  du 
Credit  populaire,  Menton.  d)  Union  des  Caisses 
rurales  et  ouvrieres  ä  responsabilite  illimitee, 
Lyon.  —  rund  600  Darlehnskassen.  —  Zeit- 
schrift: Bulletin  mensuel  de  l'Union,  Lyon. 
e)  Die  GeneralsjTidikate  der  landwirtschaftlichen 
Ein-  und  Verkaufsvereinigimgen  (Syndicats 
agricoles):  Syndicat  economique  agricole  de 
France,  Paris;  Syndicat  goneral  des  Comices  et 
Syndicats  agricoles  de  la  Charente-Inferieure, 
Saintes;  Syndicat  central  des  agricnlteurs  des 
L'ötes-du-Nord,  Saint-Brieuc. 

Diese  Generalsyndikate  umfassen  10 
ünions  regionales  mit  64  Departements  und 
12  ünions  departementales. 

Die  Konsumvereine  haben  in  Frank- 
reich nach  einer  Mitteilung  der  Zeit- 
schrift der  CentralsteUe  für  Arbeitervv'ohl- 
fahrtseinrichlungen  in  den  letzten  Jahren 
keine  Zunahme   mehr,   sondern   sogar  eine 


geringe  Abnahme  aufzuweisen.  Für  das 
Jahr  1897  wird  ihr  Stand  auf  1199  ange- 
geben, worunter  sich  491  Bäckereigenossen- 
schaften befinden;  1895  dagegen  zählte 
schon  1217  Verbrauchsgenossenschaften  mit 
509  Bäckereigenossenscnaften.  Die  grösste 
Zahl  der  Genossenschaften  besitzt  das  De- 
partement Charante-Inferieure,  welches  sich 
namentlich  auch  durch  eine  hohe  Zahl  von 
ßäckercigenossenschaften  auszeichnet,  es  ent- 
hält nämlich  117  ßäckereigenossenschafteu 
imd  5  andere,  dagegen  finden  sich  in  dem 
Departement  Seine  gar  keine  Bäckereige- 
nossenschaften, aber  lOl  andere;  durch  eine 
grössere  Zalü  von  beiden  Arten  zeichnet 
sich  das  Departement  Saone-et-Loire  aus, 
in  welchem  sich  35  Bäckereigenossenschaften 
und  24  andere  befinden.  Gar  keine  Ge- 
nossenschaft haben  sechs  Dei)artements,  niu: 
elf  Departements  haben  je  eine  aufzuweisen. 

Die  Zahl  der  bestehenden  Kreditgenossen- 
schaften (nach  Schul ze-Delitzschschem  Sys- 
tem) übersteigt  kaum  12.  Für  1890  lagen 
die  Berichte  von  317  ländlichen  Darlehens- 
kassen (Hai ffei senschen  Systems)  mit  8648 
Mitgliedern,  920  591  Francs  ausstehenden  Dar- 
lehen vor  (Kudelka:  >Das  landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen  in  Frankreich«), 

Dem  eben  erwähnten  Buch  entnehmen 
wir  auch,  dass  in  Frankreich  im  Jahre  1896 
500  bis  600  Bäckereigenossenschaften  mit 
über  100000  Mitgliedern  vorhiinden  waren, 
zum  erheblichen  Teil  sind  es  ländliche 
Bäckereien.  Ausserordentlich  stark  ist  die 
Verbreitung  der  ländlichen  Syndikate.  Am 
1.  Jidi  1897  bestanden  1371  mit  438596 
Mitgliedern,  es  fehlt  aber  an  einer  Statistik 
über  die  Geschäftsumsätze  derselben. 

Die  Gesetzgebung  war  ursj)rünglich  den 
Genossenschaften  sehr  ungünstig,  der  code 
penal  verbot  sogar  jede  Arbeitervereinigung. 
Erst  diu-ch  G.  v.  24.  Juli  1867  wurden  die 
Kechtsverhältnisse  der  Genossenschaften  ge- 
regelt; das  Gesetz  ist  ein  Bestandteil  (les 
code  de  commerce,  es  trägt  den  Eigentüm- 
lichkeiten der  Genossenschaften  wenig  Rech- 
nung. Ausgegangen  wird  davon,  dass  das 
Vereinsvermögen  Schwankungen  unterworfen 
ist,  und  das  Gesetz  bezeichnet  sich  daher 
auch  als  ^'Sur  les  societes  ä  capital  variable«. 
Die  Aktien  (der  Mindestbetrag  ist  50  Francs) 
können  statutenmässig  in  Raten  eingezahlt 
werden,  die  ausgeschiedenen  Mitglieder 
bleiben  noch  5  Jahre  bis  zu  dem  Betrag  der 
von  ihnen  gezeichneten  Aktien  verhaftet. 
Es  dürfen  bei  der  Grilndung  nicht  mehr 
Aktien  als  für  200000  Francs  ausgegeben 
werden.  Ferner  gilt  das  G.  v.  5.  November 
für  landwirtschaftliche  Kreditgenossenschaf- 
ten. Zur  Zeit  —  d.  h.  seit  ca.  15  Jalu-en  — 
hegt  ein  neues  Gesetz  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  zur  Beratung  vor. 

4.  Dentschland.     Während  in  England 
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und  Frankreich  die  Genossenschaftsbewegung 
in  erster  Reihe  für  die  arbeitenden  Klassen 
im  eigentlichen  Sinne  bestimmt  war,  waren 
es  in  Deutschland  zunächst  mehr  die  Hand- 
werker, welche,  gedrängt  durch  die  Konkur- 
renz der  Fabriken  und  des  Grossbetriebs, 
sich  genossenschaftlich  organisierten.  In 
England  gingen  die  Bestrebungen  auf  Yer- 
billigung  des  Lebensunterhaltes,  in  Frank- 
reich versuchten  die  Arbeiter  und  Klein- 
handwerker im  Wege  der  Produktivgenossen- 
schaft unter  Aufgeben  ihrer  absoluten  Selb- 
ständigkeit zu  Unternehmern  zu  werden,  in 
Deutschland  waren  die  Genossenschaften 
anfangs  fast  ausschliesslich  auf  Erhaltimg 
des  selbständigen  Handwerkers  gerichtet. 
So  gingen  denn  die  ersten  Vorsuche  nicht 
von  Arbeitern,  sondern  von  Handwerkern 
aus,  und  die  ersten  Genossenschaften  waren 
bestimmt,  dem  Handwerker  beim  Einkauf 
der  Rohstoffe  die  Vorteile  des  Grossbezuges 
zugänglich  zu  machen. 

Die  Genossenschaftsbewes^ung  ist  in  Deutsch- 
land erheblich  später  als  in  England  und  Frank- 
reich entstanden,  es  ist  dies  die  natürliche  Folge 
der  späteren  industriellen  Entwickeluug  Deutsch- 
lands; dieselbe  hat  sich  völlig  unabhängig  von 
jenen  Ländern  herausgebildet,  wie  ja  denn  anch 
zunächst  ihre  Ziele  andere  waren.  Erst  all- 
mählich sind  immer  weitere  Kreise  in  die  Ge- 
nossenschaften hineingezogen;  heute  freilich 
giebt  es  kaum  einen  Beruf,  dessen  Mitglieder 
nicht  erwerbs-  und  wirtschaftliche  Förderung 
auf  dem  Wege  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
hilfe erstreben. 

Lassen  wir  hier  die  alten  genossenschaft- 
lichen Einrichtungen  ausser  Betracht,  so 
treten  die  eigentlichen  modernen  Genossen- 
schaften ziu"  Fördenmg  von  Erwerb  und 
Wirtschaft  der  Mitglieder  und  beruhend  auf 
dem  Grundsatze  der  Selbsthilfe  erst  seit 
1848  hervor. 

Im  Jahre  1848  wm-de  seitens  der  Hand- 
werker der  Ruf  nach  Gründung  von  Hand- 
werkerbanken, nach  Errichtung  von  gemein- 
schaftlichen Verkaufsstellen  (Schneider  »Vor 
50  Jahren«  in  den  Blättern  für  Genossen- 
schaften von  1898  S.  462)  laut,  wobei  frei- 
lich erwartet  wurde,  dass  Staat  und  Kom- 
munen das  nötige  Kapital  hergeben  sollten. 
Es  entstanden  denn  auch  thatsächlich  in 
^delen  Städten  sogenannte  » Darlehn skasscn- 
vereinec,  denen  von  Philanthropen  und  auch 
Gemeinden  das  Betriebskapital  zinslos  dar- 
geliehen oder  auch  geschenkt  wurde.  Die 
mit  diesen  Kassen  erzielten  Erfolge  wai^n 
sehr  unbedeutend,  dieselben  wurden  mehr 
oder  weniger  als  Almosenanstalten  verwaltet 
und  von  den  Handwerkern  schliesslich  auch 
als  solche  angesehen.  Die  besseren  Elemente 
hielten  sich  fern,  und  die  in  Not  befindlichen 
dachten  oft  nicht  an  Verzinsung  und  Rück- 
zalilung. 

Die    Fruchtbarmachung    des    genossen- 


schaftlichen Gedankens  für  die  Handwerker 
ging  von  der  kleinen  Stadt  Delitzsch  aus, 
wo  der  Patriraonialrichter  Hermann  Schulze 
im  Jahre  1849  eine  Kranken-  und  Sterbe- 
kasse errichtet  hatte,  in  der  jede  Gönner- 
schaft ausgeschlossen  war  und  die  Mitglie- 
der alle  gleiche  Rechte  hatten.  Unter 
Schulzes  Leitung  wnrde  daselbst  im  Herbst 
1849  von  13  Tischlermeistern  nach  den- 
selben Grundsätzen  der  erste  Rohstoffverein 
gegründet ;  bald  folgte  ein  Rohstoff  verein  der 
Schuhmacher.  Die  Erfolge  waren  so  günstig, 
dass  in  den  folgenden  Jahren  in  den  Nach- 
barstädten eine  nicht  geringe  Anzahl  gleicher 
Genossenschaften  gegründet  wurden.  Im 
Jahre  1850  hatte  Schidze  in  Delitzsch  auch 
einen  Vorschussverein  begründet,  der  sich 
von  den  »Darlehenskassenvereinen«  wesent- 
lich dadm*ch  imterschied,  dass  die  Vorscbuss- 
nehmer  Mitglieder  werden  und  regelmässige 
Monatsbeiträge  zahlen  mussten,  so  dass  sie 
selbst  die  Träger  ihres  Kreditinstituts  wur- 
den. Durch  Wort  und  Schrift  trug  Schulze 
dafür  Sorge,  dass  diese  Genossenschaften 
und  die  genossenschaftlichen  lehren  in 
weiten  Kreisen  bekannt  wurden.  Hierin 
wurde  er  aufs  eifrigste  imterstützt  durch 
V.  A.  Huber,  der  seine  auf  Reisen  in  Eng- 
land und  Frankreich  gesammelten  Erfahrungen 
veröffentlichte. 

Die  von  Schulze  gegi-ündeten  Rohstoff- 
vereine beruhten  auf  der  unbeschränkten 
solidaren  Haftbarkeit  der  Mitglieder,  und 
diese  weitgehende  Haftflicht  erschloss  ihnen 
einen  bedeutenden  Kredit.  Hierdurch  ver- 
anlasst, fülu-te  Dr.  Bernhard!  diese  Haft- 
pflicht auch  in  dem  Kreditverein  zu  Eilen- 
burg ein.  Der  Erfolg  war  ein  vollkommener, 
der  Kreditverein  konnte  sich  mit  leichter 
Mühe  die  für  das  Kreditbedürfnis  seiner 
Mitglieder  notwendigen  Kapitalien  beschaffen. 
Nun  i^eoiTganisieiie  auch  Schulze  auf  der 
gleichen  Grundlage  und  mit  dem  gleichen 
Erfolg  den  Vorschussverein  in  Delitzsch. 
Und  fortan  blieb  die  unbeschränkte  Solidar- 
haft  der  Mitglieder  die  Kreditbasis  der 
Genossenschaften.  Es  kann  heute  keinem 
Zweifel  mehr  unterliegen,  dass  diese  Haft- 
pflicht die  Grundlage  für  die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  Genossenschaften  in  Deutsch- 
land geworden  ist.  — 

Obgleich  die  Genossenschaftsbewegung 
in  Deutschland  mit  den  Rohstoffvereinen 
begann  imd  obgleich  die  Handwerker  sich 
offenbar  bewusst  wurden,  welche  Bedeutung 
diese  Art  Genossenschaft  für  die  Erhaltung 
des  selbständigen  Handwerks  hat,  traten 
die  Rohstoff  vereine  doch  mehr  imd  mehr  zu- 
rück. Auch  die  Magazingenossenschaften  ver- 
mochten nicht  den  rechten  Eingang  zu  finden. 
Und  doch  sind  die  Rohstoff-  und  Magazin- 
vereine die  berufenen  Vorläufer  der  Pro- 
duktivgenossenschaft,   in    der    die    Hand- 
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werker  mit  allen  Mitteln  des  Grossbetriebes 
und  Kapitals  den  Kampf  mit  der  Konkiu*renz 
der  Fabriken  am  leichtesten  aufnehmen 
könnten.  In  erster  Reihe  waren  es  die 
Vorschussvereine,  die  allgemeine  Verbrei- 
tung fanden  und  denen  bald  Mitglieder  aus 
allen  Berufsklassen  hinzuströmten. 

Es  erklärt  sich  dies  aus  dem  unent- 
wickelten Bankwesen  jener  Zeit,  aus  den 
schwierigen  Oeldverhältnissen  —  Schwierig- 
keiten, die  für  alle  Stände  fast  gleich  gross 
waren. 

Vereinzelt  blieben  lange  die  Produktiv- 
genossenschaften,  und  auch  heute  noch  hat 
diese  Genossenschaftsart  keine  glänzenden 
Erfolge  zu  verzeichnen,  wenn  auch  in  ein- 
zelnen Fällen  günstige  Resultate  erzielt 
worden  sind  —  und  dann  auch  hier  leider  oft 
wieder  auf  Kosten  des  genossenschaftlichen 
Charakters.  Schulze  selbst  warnte  vor  über- 
eilter Gründung  und  wünschte,  dass  uiu: 
Personen  an  die  Büdung  einer  Produktiv- 
genossenschaft  gingen,  die  bereits  genossen- 
schaftlich geschult  waren  imd  sich  im  Be- 
sitze eines  entsprechenden  Kapitals  befanden. 
Schulze  bezeichnete  die  Produktivgenossen- 
schaften als  die  Spitze  des  genossenschaft- 
lichen Baues.  Das  Nähere  hierüber  findet 
sich  in  dem  Art.  Produktivgenossen- 
schaften. 

Erst  in  den  60  er  Jahren  begann  eine 
lebhafte  Konsumvereinsbewegimg.  Der  Streit 
zwischen  Schulze  und  Lassalle  über  Staats- 
hilfe tmd  Selbsthilfe  hatte  viel  dazu  beige- 
tragen, dass  sich  auch  die  Arbeiter  für  die 
Genossenschaftsbewegung  interessierten.  Die 
Frucht  hiervon  war  die  Gründung  zahl- 
reicher Konsumvereine,  der  zunächst  für 
die  Arbeiter  wichtigsten  Genossenschaftsart, 
die  es  ihnen  nicht  bloss  ermöglicht,  ihre 
Lebensbedürfnisse  gut  und  preiswert  zu 
beziehen,  sondern  auch,  ohne  sich  eine  Ent- 
behrung aufzuerlegen,  Ersparnisse  zu  erzielen. 
Von  jener  Zeit  ab  befindet  sich  die  Konsum- 
vereinsbewegimg in  ununterbrochener  Fort- 
entwickelung; sie  ist  fortgeschritten  bis  zur 
Gründung  einer  Grosseinkaufsgesellschaft 
in  Hambm-g,  die  zum  Teil  beruht  auf  einer 
grösseren  Anzahl  Einkaufsvereinigungen  der 
Konsumvereine.  Die  Verhältnisse  der  deut- 
schen Konsumvereine  sind  thatsächlich  an- 
derer Art  als  in  England,  die  Bildung  von 
Gesellschaften  vde  in  Manchester  und  Glas- 
gow ist  wohl  erwogen,  aber  die  Ausfühnmg 
befindet  sich  noch  in  den  Anfängen,  "wozu 
nicht  zum  wenigsten  auch  die  geogra- 
phische Lage  beigetragen  hat. 

In  nicht  geringerem  Umfange  als  in  der 
Industrie  hat  die  Genossenschaftsbewegimg 
in  der  Landwirtschaft  Eingang  gefunden. 
Für  die  Beschaffung  der  Rohstoffe,  die  Ver- 
wertung landwirtschaftlicher  Produkte  war 
die    genossenschaftliche    Organisation    der 


Landwirte  unbedingtes  Erfordernis  geworden, 
um  die  Konkurrenz  mit  der  Landwirtschaft 
in  ausserdeutschen  Ländern  aufnehmen  zu 
können,  denn  dies  ist  nicht  durch  Aufstellung 
von  künstlichen  Schranken  zu  erreichen, 
sondern  allein  dui'ch  Verbilligung  und  Ver- 
besserung der  Produkte.  "Wie  in  der  In- 
dustrie ist  aber  auch  in  der  liandwirtschaft 
dieser  Erfolg  niu:  erreichbar  durch  Grossbezug 
der  Rohstoffe  und  Verarbeitung  der  Pro- 
dukte im  grossen.  Nachdem  erst  in  einzelnen 
Fällen  der  Wert  der  Genossenschaft  für  die 
Landwirtschaft  kennen  gelernt  war,  griff  die 
Bewegimg  überraschend  schnell  um  sich, 
und  heute  ist  es  allgemein  anerkannter 
Grundsatz,  dass  die  Anwendung  der  Ge- 
nossenschaft einen  wesentlichen  Faktor  für 
das  Gedeihen  der  Landwirtschaft  bildet. 
Landwirtschaftliche  Rohstoff  vereine ,  Molke- 
reigenossenschaften ,  Werkgenossenschaften 
bestehen  in  grosser  Anzahl.  In  einzelnen 
FäJlen  ist  auch  bereits  versucht,  mit  Hilfe 
der  Genossenschaft  einen  selbständigen 
Bauernstand  zu  scliaffen:  eine  Genossen- 
schaft von  Landwirten  kauft  als  solche  ein 
grcteseres  Gut,  parzelliert  dasselbe  und  über- 
lässt  nun  die  Parzellen  an  die  Mitglieder 
gegen  ratenweise  Tilgung  des  Kaufpreises; 
insoweit  eine  Parzellierung  nicht  erfolgt, 
findet  gemeinschaftliche  Bewirtschaftung 
durch  die  Mitglieder  statt.  Es  ist  dies  eine 
Nutzbarmachung  der  genossenschaftlichen 
Ideeen,  die  für  die  weitere  Entwickelung  der 
Landwirtschaft  die  weitgehendste  Bedeutung 
haben  kann. 

In  betreff  der  landwirtschaftlichen  Dar- 
lehenskassenvereine nach  dem  Raiff- 
eisenschen  System  s.  d.  Art.  oben  S.  120  ff.  ^) 

Die  vielfach  erhobenen  Zw^eifel  gegen  die 
Bedeutung  der  Schulzeschen  Vorschuss- 
vereine ft'ir  die  Landwirtschaft  sind  mehr 
und  mehr  verstummt,  nachdem  sie  selbst  von 
Seiten  des  preussischen  Landwirtschafts- 
ministers anerkannt  wurden  und  die 
Zahlen  einen  überzeugenden  Beweis  lieferten 
(s.  d.  Art.  Kreditgenossenschaften). 

Die  Erfolge  der  deutschen  Genossen- 
schaften sind  nicht  zum  wenigsten  dem  Um- 
stände zuzuschreiben,  dass  fast  von  Anfang 
der  Bewe^ng  an  ein  grosser  Teil  derselben 
sich  zu  emem  grossen  Verbände  vereinigte. 
Der  Verband  bot  den  Vorteil  des  Austausches 
der  gemachten  Erfahrungen,  förderte  den 
inneren  Ausbau   der  Genossenschaften  und 


^]  Hier  sei  nur,  um  Missverständnisse  zu 
vermeiden,  bemerkt,  dass  der  Verfasser  dieses 
Aufsatzes  in  der  Beurteilung  der  RaifFeisenschen 
Darlehuskassen  nicht  durchweg  auf  dem  Stand- 
punkte der  in  dem  Artikel  Darlehnskassen- 
v  er  eine  vertretenen  Ansicht  steht.  Näheres 
hierüber  in  dem  Artikel  Kreditgenossen- 
schaften. Der  Verfasser. 
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ermöglichte  diesen  nach  aussen  hin  als 
grosse  Gesamtheit,  als  wirtschaftliche  Macht 
aufzutreten. 

Schulze  war  bald  nach  den  ersten  mit 
den  Genossenschaften  erzielten  Erfolgen  in 
die  Oeffentlichkeit  getreten  und  versuchte 
zunächst  den  Kongress  der  deutschen  Volks- 
wirte für  seine  Bestrebungen  zu  interessie- 
ipen.  Bereits  Pfingsten  1859  berief  Schulze 
eine  Versammlung  der  deutschen  Vorschuss- 
vereine nach  Weimar  —  nachdem  eine  Zu- 
sammenkunft in  Dresden  von  der  säch- 
sischen Regierung  verboten  worden 
war  — ,  und  hier  wurde  die  Errichtung  eines 
Centralbureaus  beschlossen,  mit  dessen  Lei- 
tung Schulze  betraut  wurde.  Aus  diesem 
Centralbureau  entwickelte  sich  1864  der  All- 
gemeine Verband  deutscher  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  der  seinen  Mit- 
gliederkreis auf  alle  Genossenschaftsarten 
ausdehnte. 

An  der  Spitze  des  Verbandes  steht  der  von 
den  Geuossenschaften  auf  dem  Genossenschafts- 
tage gewählte  Anwalt  mit  einem  ständigen 
Bureau;  jährlich  beschicken  die  dem  Verbände 
zugehörigen  Genossenschaften  einen  Vereinstag 
zur  Beratung  genossenschaftlicher  Fragen.  Der 
Verband  selbst  zerfällt  in  32  ünterverbände, 
teils  nach  Provinzen  und  Ländern,  teils  nach 
Genossenschaftsgattungen  gegliedert,  die  ihrer- 
seits wieder  jährliche  Versammlungen  unter 
Beiwohnung  des  Anwaltes  oder  seiner  Vertreter 
abhalten ;  die  Direktoren  dieser  Verbände  bilden 
den  Gesamtausschuss,  neben  dem  der  von  dem 
Genossenschaftstage  gewählte  engere  Aus- 
schuss  besteht.  Infolge  der  Bestimmungen  des 
Genossenschaftsgesetzes  v.  1.  Mai  1889  üt)er  die 
Revision  der  Genossenschaften  haben  die  ünter- 
verbände das  Recht  verliehen  erhalten,  selb- 
ständig die  Revisionen  der  ihnen  zugehörigen 
Genossenschaften  vorzunehmen. 

Der  nächstälteste  Verband  ist  der  der 
Raiifeisenschen  Darlehnskassen,  der  im  Gegen- 
satz zu  dem  vorstehend  erwähnten  Verbände 
auf  Centralisation  beruht,  in  letzter  Zeit  aber 
auch  zur  Decentralisation  übergeht.  Der  zweit- 
grösste  Verband  ist  die  Vereinigung  der  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  des  Deutschen 
Reichs,  derselbe  ist  im  Jahre  1883  unter  der 
Mitwirkung  von  Schulze  gegründet ;  die  Organisa- 
nisation  ist  ähnlich  der  des  allgemeinen  Ver- 
bandes. 

Ausserdem  besteht  noch  eine  grosse  An- 
zahl kleinerer  Genossenschaftsverbände,  die 
ihre  Entstehimg  meist  der  Vorsclmft  des 
Genossenschaftsgesetzes  über  die  Bildung 
von  Revisions verbänden  verdanken. 

Die  Genossenscliaften  haben  sich  nicht 
immer  der  Gunst  der  Regierungen  zu  er- 
freuen gehabt,  sie  hatten  anfangs  oft  unter 
der  Verfolgimg  von  Behörden  zu  leiden,  so 
wurde  z.  B.  in  einzelnen  Staaten  verlangt, 
dass  die  Vorschussvereine  eine  Konzession 
einholten,  dann  wurde  ihnen  diese  wogen 
fehlenden  Bedürfnisses  verweigert.  Doch 
Schulze  setzte  seine  ganze  Autorität  bei  den 


Genossenschaften  daran,  politische  Bestre- 
bungen in  ihnen  fernzuhalten  und  so  die 
Ansicht  leitender  Kreise  zu  ^\^derle^n,  dass 
die  Genossenschaften  nur  ein  Mittel  der 
Liberalen  seien,  um  Einfluss  auf  die  grossen 
Kreise  der  Handwerker  und  Arbeiter  zu  ge- 
winnen. Freilich  standen  an  der  Spitze  der 
Genossenschaften  und  deren  Verbände  fast 
ausschliesslich  politisch  liberale  Männer,  doch 
der  Grund  hierfür  lag  allein  darin,  dass  die 
konsen'ativen  und  klerikalen  Parteien  sich 
diesen  Bestrebungen  nicht  nur  fern- 
hielten, sondern  dieselben  herabzusetzen 
suchten.  Der  konservative  Prof.  V.  A.  Huber 
hat  oft  genug  hierüber  bittere  Klage  geführt. 
Und  als  dann  endlich  diese  Parteien  die 
Gründung  von  Genossenschaften  in  ihr  Pro- 
gramm aufnahmen,  da  geschah  es  im  aus- 
gesprochenen politischen  Interesse.  Anfang 
der  60  er  Jahre  wurden  zuei'st  klerikale  Vor- 
schusskassen gegründet,  die  in  ihren  Statuten 
als  Zweck  die  Bestimmung  enthielten,  die 
Mitglieder  »zu  einem  gediegenen  katholischen 
Familienleben  und  zugleich  beim  Erwerb  der 
notwendigen  irdischen  Güter  zu  unterstützen«. 
Zahlreicher  als  diese  Kassen  waren  die  in 
den  60  er  Jahren  begründeten  konservativen 
Vorschussvereine,  deren  Zweck,  die  Beein- 
flussung der  politischen  Gesinnung  diu'ch 
Gewährung  und  Entziehung  von  Vorechüssen 
offen  zugestanden  wurde.  Diese  Vereine 
entstanden  aus  einer  Vereinigung  des  preus- 
sischen  Handwerkerbundes  —  eines  Ver- 
bandes der  Gegner  der  Gewerbefreiheit  — 
mit  der  Partei  der  Herren  Wagner,  v.  Kleist- 
Retzow  etc.  Es  wurden  von  dieser  Ver- 
einigung die  Gründung  eines  Centi'alkredit- 
institutes  in  Berlin  mit  Agenturen  in  den 
Provinzen  geplant.  Auch  wurde  die  Grün- 
dung selbständiger  Vorschusskassen  in  Form 
von  Kommanditgesellschaften  unter  Angriffen 
auf  die  Schulzeschen  Genossenschaften  leb- 
haft betrieben. 

Alle  diese  sogenannten  Genossenschaften 
sind  zu  Grunde  gegangen.  —  Schulze  und 
die  Genossenschaften  hielten  unentwegt  fest 
an  dem  Grundsatz  der  Selbsthilfe  und  wehrten 
alle  Versuche  positiver  staatlicher  Förderung 
aufs  entschiedenste  ab.  Als  seitens  der  Re- 
gierimg 1865  eine  Kommission  einberufen 
wurde,  um  die  Frage  zu  beraten,  was  ge- 
schehen könne,  um  die  Genossenschaften  zu 
fördern,  da  erklärte  der  zu  Stettin  ver- 
sammelteVereinstag  der  deutschen  Genossen- 
schaften auf  Antrag  von  Parisius  ein- 
stimmig, dass  alle  Versuche  der  Staats- 
regierung, die  auf  Selbsthilfe  benihenden 
Genossenschaften  durch  positive  Einmischung 
fördern  zu  woDen«,  als  »schädlich  zurück- 
gewiesen werden«  müssen. 

Das  Genossenschaftswesen  entwickelte 
sich  ruhig  bis  Ende  der  80  er  Jalire.  Das 
Genossenschaftsgesetz    von    1889    und    die 
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Zulassung  von  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht  führte  dann  zu  neuen 
G-enossenschaftssystemen,  zu  genossenschaft- 
lichen Experimenten.  Angeblich  war  das 
Genossenschaftswesen  nicht  mit  den  Zeit- 
verhältnissen mitgegangen  imd  es  wurde  ein 
sozial  reformatorisches  Genossen- 
schaftswesen erfunden  mit  dem  Gnmd- 
satz  »Selbstliilfe  ergänzt  durch  Staatsliilfe«, 
es  liatte  auch  einen  iK)litischen  Beigeschmack, 
Freiherr  v.  Broich  stand  an  der  Spitze.  Es 
ist  in  allen  seinen  Teilen  zu^^mmen  ge- 
bi-ochen  und  sei  hier  nur  erwähnt,  weil  in 
ihm  nicht  ohne  System  das  Eingi*eifen  des 
Staates  gefordert  wurde  und  weil  es  als  der 
Vorläufer  des  heutigen  staatssozialistischen 
Genossenschaftswesens  zu  betrachten  ist. 

Bei  der  Errichtung  der  ereten  modernen 
wirtschaftlichen  Genossenschaften  in  Preus- 
sen,  den  Landschaften,  finden  wir  zum  Teil 
eine  Anlehnung  an  den  Staat,  doch  das  (xe- 
nossen Schafts wesen  blieb  lange  auf  diesen 
engen  Kreis  beschränkt,  und  als  es  Ende 
der  40  er  Jahre  durch  Schulze-Delitzsch  neu 
belebt  und  den  entwickelten  Verhältnissen 
und  Bedürfnissen  angopasst  wurde,  da  gab 
ihm  sein  Schöpfer  als  die  Gnmdpfeiler:  die 
Selbsthilfe,  Selbstverantw^ortung  \md  Selbst- 
verwaltung der  Mitglieder.  Diese  Grundsätze 
erlangten  derart  die  allgemeine  Anerkennung 
und  Billigimg,  dass  1867  bei  den  Verhand- 
lungen über  das  preussische  Genossenscliafts- 
gesetz  die  Regierung  im  llerrenhause  einen 
Antrag  von  Kleist-Retzow ,  »die  Staats- 
regierung aufzufordern,  zur  Unterstützung 
der  Genossenschaften  2^  2  Millionen  Thaler 
zu  bewilligen« ,  bekämpfte  und  im  Falle 
seiner  Annahme  das  Zustandekommen  des 
Gesetzes  in  Frage  stellte.  Die  Begierung 
teilte  den  Standpunkt  der  Schulze-Delitzsch- 
schen  Genossenschaften,  dass  positive 
Eingriffe  der  Staatsgewalt  zur  Förderung 
des  Genossenschaftswesens  als  unbedingt 
schädlich  zurückgewiesen  werden  müssen. 
Der  Antrag  Kleist-Retzow  wurde  als  kom- 
munistisch bezeichnet.  Heute  besteht  in 
Preussen  eine  vom  Staate  mit  50  Millionen 
Mark  dotirte  Kasse,  die  Preussische  Central- 
genos^en Schaftskasse ,  zur  Fördei'ung  des 
genossenscliaftlichen  Personalkredits;  für 
Agitationen  zu  Gunsten  der  Gründung  von 
Genossenschaften  sind  nicht  unerhebliche 
Mittel  zur  Verfügimg  gestellt  —  im  König- 
reich Sachsen  stellt  die  Regierung  den  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  1  Million 
Mark  zur  Verfügimg  —  in  Bayern  werden 
mit  Staatsmitteln  Darlehnskassen  ins  Leben 
gerufen  und  ist  eine  H,\'pothekenbank  in  der 
Form  der  Genossenschaft  gegründet,  der 
der  Staat  1  Million  Mark  unverzinslich  und 
2  Millionen  Mark  zu  3  ^/o  verzinslich  gegeben 
hat,  der  Bayerischen  Centraldarlehnskasse 
sind    Zuschüsse     bis     zum    Betrage     von 


2  Millionen  Mark  gewährt:  Württemberg 
gewährt  den  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften 1  Million  Mark,  Baden  den  gleichen 
Betrag  —  in  Preussen  sind  5  Millionen 
Mark  bewilligt  zur  Förderung  der  Getreide- 
absatzgenossenschaften —  ähnliche  Mass- 
regeln erfolgen  in  anderen  Staaten  (Mecklen- 
burg, Hessen).  Als  Erfolg  zeigt  sich,  dass 
überall,  wo  Gelder  zur  Föi-derung  des  Ge- 
nossenschaftswesens gewährt  werden,  zahl- 
reiche Gründungen  erfolgen,  für  weite  Ki'eise 
wird  die  Genossenschaft  das  Mittel,  vom 
Staat  billiges  Geld  zu  erhalten.  Suchte 
man  früher  die  Genossenschaft,  insbesondere 
die  Kreditgenossenschaft,  in  der  Regel  auf 
möglichst  bi-eiter  Grundlage  anzulegen,  so 
hat  der  für  die  Preussische  Ontralgenossen- 
schaftskasse  geltende  Grundsatz,  nur  mit 
CentraLkasscn  von  Genossenschaften  zu  ar- 
beiten, jetzt  dahin  geführt,  dass  an  Stelle 
einer  grösseren  Genossen scliaft  mindestens 
7  kleine  gegründet  werden,  um  die  für 
Gründung  einer  Centralkasse  erfonlerliche 
Anzahl  Genossenschaften  zu  erhalten.  Die 
durch  das  Genossenschaftsgesetz  von  1H89 
zugelassene  beschränkte  Haftpflicht  er- 
leichtert wesentlich  diese  Griindungen.  Tau- 
sende von  ländlichen  Kreditkassen  sind  in 
den  letzten  Jalut3n  in  Deutschland  entstanden. 
Jetzt  beginnt  die  gleiche  Bew^egung  unter 
den  Handwerkern;  aUerdings  wird  sie 
schwerlich  hier  die  gleiche  Ausdehnung  ge- 
winnen, denn  die  Konkurrenz  unter  den 
Handwerkern  ist  eine  viel  zu  scliarfe,  als 
dass  diese  sich  unter  einander  zu  Kredit- 
genossenschaften vereinigen  sollten ,  es 
fürchtet  ein  jeder  zu  st^lir,  dass  er  sich 
neue  oder  leistungsfähige  Konkurrenz  schaffen 
könnte.  Solche  Gründungen  sind  daher 
ti-otz  der  Staatshilfe  selten  geblieben,  und 
nach  der  Gründung  hat  man  meist  die  Ge- 
nossenschaft auf  alle  Berufsklassen  erstreckt. 
Sehen  wir  hier  die  Genossenschaften  den 
Boden  der  Selbsthilfe  verlassen  und  be- 
sonders landwirtschaftliche  Genossenschaften 
unter  staatlichen  Massnahmen  ins  Leben 
treten,  so  läuft  damit  parallel  eine  Bewegung 
gleichfalls  in  der  Ijandwirtschaft,  in  der  die 
Genossenschaft  zu  vollständigen  Umwäl- 
zungen in  Handel  und  Verkehr  führen  soll ; 
wenigstens  werden  in  den  beteiligten  Kreisen 
entsprechende  Erwaii;ungen  daran  geknüpft. 
Wir  erwähnten  bereits  des  5  Millionen- 
Kredits  in  Preussen  zur  Förderung  der  Ge- 
treideabsatzgenossenschaften. Durch  G.  V. 
6.  Juni  1896  waren  3  Millionen  Mark  be- 
willigt, durch  G.  v.  8.  Juni  1897  ist  der 
Betrag  auf  5  Millionen  Mark  erhöht.  Die 
5  Millionen  Mark  sollen  zum  Bau  von  Korn- 
häusern dienen,  welche  als  der  Mittelpunkt 
der  Absatzgenossenschaften  gedacht  sind. 
Die  Ansichten  der  landwirtschaftlichen  Kreise 
über  den  Wert  dieser  Genossenschaften  und 
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besonders  über  die  Art  ihrer  Einrichtung 
sind  geteilt,  vielfach  glaubt  man  allerdings 
mit  Hilfe  von  Silos  und  derartigen  Genossen- 
schaften den  Getreidehandel  in  die  Hände 
der  Landwirte  zu  bringen  und  diesen  damit 
den  Handelsgewinn  zuzuführen.  Das  Handels- 
risico  wird  nicht  berücksichtigt,  ebensowenig 
der  Umstand,  dass  zum  Getreideliandel  mehr 
gehört  als  die  Bildung  einer  Genossenschaft 
und  der  Bau  eines  Lagerhauses.  Gleich- 
artiger Getreidebau  und  Bau  von  Qualitäts- 
getreide, die  notwendigen  Voraussetzungen 
einer  solchen  Genossenschaft,  fehlen  überdies 
fast  durchweg.  Während  ein  Teil  der  Land- 
wirte sich  diesen  Thatsachen  nicht  ver- 
schliest,  ist  für  andere  die  Getreideabsatz- 
genossenschaft nur  der  Anfang  des  Geti-eide- 
handelsmonopols  der  zur  Zwangsgenossen- 
schaft organisierten  deutschen  Tjandwirt- 
schaft.  Und  man  geht  noch  über  den 
Handel  hinaus.  Die  genossenschaftliche 
Produktion  beschränkte  sich  bisher  auf  die 
Yer^'endung  von  Milch-  und  Obstprodukten, 
jetzt  sollen  mit  den  Molkereigenossenschaften 
Bäckereien  verbunden  werden,  und  man  be- 
absichtigt damit,  nicht  nur  den  Handels- 
gewinn, sondern  auch  den  Müller-  und 
Bäckergewinn  für  die  Landwirte  aus  der 
Getreideproduktion  zu  erlangen,  derm  der 
Absatz  soll  direkt  an  die  Konsumenten  er- 
folgen. 

Auch  die  Verwertung  von  Schlachtvieh 
wird  trotz  der  damit  gemachten  schlechten 
Erfahrungen  wieder  versucht  und  meist 
auch  bereits  wieder  mit  bedeutendem 
finanziellen  Misserfolg.  Diese  zum  grössten 
Teil  aus  der  Initiative  der  Landwirte  hervor- 
gehende Genossen  Schaftsbewegung  wird  dann 
auch  noch  auf  anderen  als  den  bezeichneten 
Gebieten  durch  positiven  Eingriff  der  Ee- 
gierung  gefördert.  So  wird  staatlichei-seits 
die  Anregung  zur  Gründung  von  Molkerei- 
genossenschaften gegeben,  obgleich  z.  B.  der 
Verband  der  ostpreussischen  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  seine  Bedenken 
gegen  weitere  Gründungen  von  Molkerei- 
genossenschaften mit  Rücksicht  auf  drohende 
Ueberproduktion  und  die  damit  verbundene 
Gefahr  der  Qualitätsvei*schlechterung  aus- 
gesprochen hat. 

Zweifellos  fehlt  es  nicht  an  gross  ange- 
legten Plänen,  wir  wollen  uns  jeder  Prophe- 
zeiimg enthalten,  die  Zukunft  wird  zeigen, 
wohin  diese  Bewegung  —  die  aufzuhalten 
kaum  möglich  zu  sein  scheint  —  führt,  ob 
man  hier  allen  wirtschaftlichen  Erfahnmgen 
zum  Trotz  den  Betrieb  ins  Ungemessene 
komplizieren  könne  und  den  erwarteten 
Nutzen  gewiimen  wird  oder  ob  eine  wirt- 
schaftliche Krisis  dort  um  so  verhängnis- 
voller trifft,  wo  durch  übermässige  Centrali- 
sation  die  Gelegenheit  geboten  ist,  dass  sie 
die  fernsten  Gebiete  in  Mitleidenschaft  zieht. 


Gegen  die  Stellungnahme  des  Staates  im 
Konkurrenzkampf  der  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  mit  den  Händlern  durch 
Subventionierung  der  ersteren  ist  seitens 
einer  Reihe  von  Handelskammern  Stellung 
genommen. 

Kann  man  hiernach  in  der  Land  wir t- 
Schaft  von  einer  genossenschaftlichen  Hoch- 
flut sprechen,  deren  Verlauf  mit  der  grössten 
Spannung  schon  um  deswillen  verfolgt  wer- 
den muss,  da  die  Bewegimg  auf  vollständige 
Umwälzungen  in  Handel  und  Produktion 
gerichtet  ist  —  ist  doch  in  einer  Petition 
der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
an  den  preussischen  Landtag  aus  Veran- 
lassung der  Handelskammergesetzvorlage 
ausgesprochen,  dass  die  wirtschaftspolitischen 
Interessen  denen  der  Industrie  und  vor 
allem  denen  des  Handels  oft  genau  ent- 
gegengesetzt sind  — ,  so  kann  man  nicht  das 
gleiche  von  dem  Handwerk  sagen,  in 
dessen  Kreisen  die  ersten  Genossenschaften 
entstanden.  Die  eigen thchen  Handwerker- 
genossenschaften zur  gemeinsamen  Be- 
schaffung der  Rohstoffe,  zm*  Benutzung  von 
Maschinen,  zum  gemeinsamen  Absatz  der 
Produkte  haben  in  den  letzten  Jahren  keine 
erhebliche  Verbreitung  gefunden,  es  bleiben 
Ausnahmen,  dass  unter  der  Gunst  besonderer 
Verhältnisse,  dem  Einfluss  weniger  solche 
Genossenschaften  entstehen ;  und  wieder  von 
den  bestehenden  ist  auch  zuweilen  wenig 
Gutes  zu  hören :  Zwieti-acht  und  Konkurrenz- 
neid hindern  die  Entwickelung,  man  sondert 
sich  von  den  gix)ssen  Genossen schafts ver- 
bänden ab  und  verschliesst  sich  den  erteilten 
Ratschlägen.  Es  ist  dies  um  so  mehr  zu 
beklagen,  als  die  Handwerker  noch  auf  einer 
gewissen  wirtscliaftlichen  imd  sittlichen  Höhe 
stehen  müssen,  wenn  sie  sich  für  Genossen- 
schaft sorganisationen  eignen  sollen,  denn 
einem  pwletarisierten  Handwerk  ist  mit 
Genossenschaften  nicht  zu  helfen.  Nur  die 
Kreditgenossenschaft  wird  höchstens  noch 
aufgesucht.  Hatte  doch  sogar  die  Hand- 
werkerabteilung in  einer  preussischen  Ge- 
werbekammer jode  Agitation  für  Handwerker- 
genossenschaften selbst  mit  von  der  preus- 
sischen Regienmg  zur  Verfügung  gestellten 
Mitteln  verworfen  und  allein  die  Förtlerung 
von  Kreditgenossenschaften  mit  reichlicher 
staatlicher  Unterstützung  gefordert.  Das  ist 
es,  worauf  es  auch  diesen  Kreisen  meist 
ankommt:  Unterstützung  mit  Staatsmitteln! 
Und  so  erlahmt  denn  mehr  und  mehr  Ini- 
tiative und  Thatkraft.  Die  alte  Erfahrung 
wird  hier  von  neuem  bestätigt.  Die  preus- 
sische  Regierung  sucht  diu'ch  Wanderredner 
unter  den  Handwerkern  Stimmung  für  die 
Gründung  von  Genossenschaften  zu  machen, 
doch  sie  erreicht  nur  die  Entstehung  kleiner 
Handwerkerkreditkassen,  die  nach  ihrer 
ganzen  Anlage  den  Todeskeim  in  sich  tragen. 
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iclagt  man 


n^iins: 


Man  muss  Zeit  und  Kosten  bedauern,  die 
für  solche  Gründungen  aufgewendet  werden. 
[Jeher  die  Notwendigkeit  der  Handwerker- 
2:enossenschaften  zur  Erhaltung  des  Hand- 
werks ist  wohl  heute  kein  Wort  mehr  zu 
verlieren,  nachdem  auch  die  Enquete  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Lage  des 
Handwerks  dieselbe  ergab. 

Welche  Vorteile  könnten  sich  z.  B.  die 
Handwerker  verschaffen,  wenn  sie  sich  zu 
Nfagazingenossenschaften  vereinigten !  Da 
aber  über  die  Nichtberücksich- 
bei  Submissionen  und  verschmäht 
len  AVeg  der  genossenschaftlichen  Organi- 
sation, der  der  sicherste  ist,  um  zur  Be- 
'ücksichtigung  bei  der  Vergebung  von  Ar- 
beiten zu  gelangen. 

Ueber  die  Gründe  der  Misserfolge  auf 
liesem  genossenschaftlichen  Gebiete  lassen 
Ä'ir  uns  in  den  besonderen  Aufsätzen  aus. 
[mmer  deutlicher  tritt  hervor,  wie  schädlich 
lie  Antikonsumvereinsbewegimg  der  Aus- 
3reitiuig  der  Handwerkergenossenschaften 
geworden  ist;  mit  richtigem  Blick  erkennen 
iie  Handwerker,  dass  sie  nicht  gleichzeitig 
lie  Konsumvereine  bekämpfen  und  Roh- 
stoff gen  ossenschaften  gründen  können  —  zu 
A'iedorhblten  Malen  ist  dies  öffentlich  aus- 
gesprochen — ;  statt  aber  nun  den  richtigen 
^chl^ss  zu  ziehen  imd  den  Kampf  gegen 
lie  Konsumvereine  aufzugeben,  lehnt  man 
lie  Gründung  von  Rohstoff  genossen  Schäften 
ib  —  nicht  selten  unter  dem  Drucke  der 
Lieferanten.  Vielleicht  dass  hier  einiger 
iV^andel  geschaffen  wird  durch  in  letzter 
^oit  lebhaft  hervortretende  Bestrebungen, 
lie  Konsumvereine  in  unmittelbare  geschäft- 
if'he  Beziehungen  zu  den  Handwerken  zu 
)ringen,  dem  Konsumverein  den  Charakter 
1er  Absatzgenossenschaft  des  Handwerks  zu 
^ebt'n. 

Während  nun  von  allen  Seiten  die  Grün- 
lung  von  Genossenschaften  den  produzieren- 
l<'n  Klassen  empfohlen  und  diesen  die  Ge- 
lossen Schäften  als  das  Mittel  gezeigt  wird, 
\oi\  Handel  zu  umgehen  und  sich  direkt 
nit  den  Konsumeaten  in  Verbindung  zu 
if^tzen  —  werden  die  Genossenschaften  der 
\onsumenten  zum  gemeinschaftlichen  Ein- 
kauf der  Lebens-  und  Wirtschaftsbedturfnisse 
ron  {ülen  Seiten  angefeindet.  Die  Frucht 
lieses  Kampfes  gegen  die  Konsumvereine 
st  das  G.  V.  12.  August  1896,  durch  das 
nit  Strafen  die  Beschränkung  des  Geschäfts- 
)etriebes  auf  den  Kreis  der  Mitglieder  er- 
zwungen werden  soU  und  der  Entwickelung 
1er  Konsumvereine  Schranken  gezogen  wer- 
len  sollen.  Wie  stets  im  wirtschaftlichen 
jeben  werden  von  derartigen  gesetzlichen 
Beschränkungen  die  Kleinen  am  schwersten 
>etroffen.  Die  kleinen  Konsumvereine  leiden 
im  meisten  unter  dem  Gesetz,  und  eine 
Anzahl  ist  zur  Auflösung  gezwungen  worden. 


Wir  wollen  dahingestellt  sein  lassen,  ob  der 
Eingang  solcher  Genossenschaften  zu  be- 
klagen ist,  die  so  wenig  innere  Widerstands- 
kraft besitzen.  Sie  waren  \'ielleicht  ohne 
Rücksicht  auf  ein  Bedürfnis  gegründet  und 
muRsten  früher  oder  später  diesen  Weg 
gehen.  Die  grossen  Konsumvereine  haben 
sich  leicht  den  Bestimmungen  angepasst, 
und  das  Gesetz  ist  für  sie  sogar  die  beste 
Reklame  geworden,  zahlreiche  Mitglieder 
strömen  ihnen  zu.  Man  kann  heute  schon 
sagen,  dass  das  Gesetz  den  Gegnern  der 
Konsumvereine  mehr  geschadet  hat  als 
diesen. 

Die  Gegner  sind  nun  auf  den  raffinierten 
Gedanken  verfallen,  durch  eine  besondere 
Steuer  auf  den  Umsatz  die  Konsumvereine 
zu  vernichten;  ein  hoher  preussischer  Be- 
amter bezeichnet  die  Steuer  sehr  treffend 
als  Erdrosselungssteuer.  »Nur«  3®/o  des 
Umsatzes  will  man  erheben,  das  hört  sich 
so  wenig  an  und  bedeutet  doch  thatsächlich 
etwa  30 ^/o  des  Ertrages!  Das  Königreich 
Sachsen  bildet  den  Ausgangspunkt  dieser 
Konsum  Vereinssteuer,  nachdem  allerdings 
schon  vorher  im  Preussischen  Abgeordnet^- 
hause  über  einen  Antrag  (v.  Brockhausen) 
verhandelt  worden  war,  der  eine  ähnliche 
Steuer  auf  alle  Grossbel  riebe  gelegt  sehen 
wollte.  Hier  liegt  ganz  offenbar  ein  landes- 
gesetzlicher Widerapruch  gegen  die  reichs- 
gesetzlich gesicherte  Gewerbefreiheit  vor, 
die  man  hier  und  dort  zum  Schaden  der 
Konsumvereine  durch  Landes-  und  Kommu- 
nalstenern  beseitigen  möchte,  denn  diese 
Steuern  haben  den  Charakter  von  Prohibitiv- 
steuern,  und  offen  haben  die  Befürworter 
auch  dies  als  den  Zweck  solcher  Steuern 
erklärt.  Um  so  verletzender  aber  wirkt 
diese  Steuer,  als  sie  in  den  Kosumvereinen 
hauptsächlich  die  Bevölkerungskreise  trifft, 
die  verhältnismässig  am  schwersten  ums 
tägliche  Brot  arbeiten  müssen,  und  eine 
Steuer  an  den  notwendigsten  Lebens-  und 
Wirtschaftsbedürfnissen  wird.  Als  ein 
weiteres  Mittel  zur  Vernichtung  der  Kon- 
sumvereine haben  die  Händler  die  Forderung 
ersonnen,  den  Konsumvereinen  soll  verboten 
werden,  Dividende  zu  verteilen!  Selbst 
Handelskammern  unterstützen  eine  solche 
Fordenuig,  nicht  erkennend,  wie  der  Handels- 
stand seine  Entwickelung  verleugnet,  wenn 
er  den  Handel  in  gewissen  Betriebsformen 
in  Fesseln  legen  will. 

Ein  schärferer  Widerspruch  ist  nicht 
denkbar  als  die  Förderung  der  Landwirt- 
schafts- und  Handwerkergenossenschaften 
und  die  Bekämpfung  der  Konsumvereine, 
denn  sie  beruhen  auf  der  gleichen  Tendenz : 
Ausschaltung  der  Arbeitskraft  von  Gewerbe- 
treibenden durch  die  genossenschaftliche 
Organisation,  deren  Mitglieder  bisher  die 
Arbeit  der  Gewerbetreibenden  beanspruchten. 
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Wie  bei  jeder  wirtschaftlichen  Neugestaltung 
weixien  allerdings  auch  hier  Opfer  gefordert, 
denen  niemand  sein  Mitgefühl  versagen  wird 
—  doch  die  wirtschaftliche  Entwickelung 
kann  damit  nicht  aufgehalten  werden,  und 
dann  ist  es  auch  eine  arge  üebertreibung, 
dass  die  Konsumvereine  den  Kleinhandels- 
stand vernichteten.  Den  Kleinhändlern  geht 
es  dort,  wo  kein  Konsumverein  besteht, 
nicht  besser,  als  wo  sie  in  Konkurrenz  mit 
einem  Konsumverein  arbeiten  —  die  Schäden 
liegen  im  Kleinhandel  selbst.  Die  besonnenen 
Elemente  dieses  Standes  haben  sehr  richtig 
erkannt,  w^ie  die  Besserung  ihrer  Lage  zu 
erreichen  ist :  durch  genossenschaftliche  Or- 
ganisation, indem  sie  sich  zum  gemeinsamen 
Wareneinkauf  vereinigen,  wobei  sie  grosseren 
Nutzen  erzielen,  als  wenn  sie  gesondert 
einkaufen.  Wenn  nun  freilich  eben  dieselben 
Leute,  die  damit  dem  Grossisten  eine 
schwere  Konkurrenz  bereiten,  den  Konsu- 
menten die  genossenschaftliche  Vereinigung 
zum  gemeinsamen  Wareneinkauf  verboten 
sehen  wollen,  so  ist  das  eine  ausseroi-dent- 
liche  Unbilligkeit. 

Die  Genossenschaft  gehört  für  die  wirt- 
schaftlich schwachen  Kreise  zu  den  vollkom- 
meneren Betriebsformen,  deren  Benutzung 
man  den  Konsumenten  als  Wareuabnehmern 
nicht  missgönnen  darf,  wenn  man  sie  Pro- 
duzenten und  Händlern  empfiehlt,  und  dies 
imisow^eniger,  als  auch  diese  Klassen  stets 
wieder  als  Warenabnehmer  in  Betracht 
kommen  und  auch  in  dieser  Eigenschaft  sich 
der  Genossenschaft  bedienen  wollen.  That- 
sächlich  wird  der  Gegensatz  zwischen  Land- 
wirten und  Händlern  auf  diesem  Gebiete 
dann  auch  sehr  bald  schärfer  hervortreten, 
wie  der  zwischen  Konsumenten  und  Händ- 
lern. Im  Interesse  aller  beteiligten  Kreise 
'wtirde  es  liegen,  wenn  die  distributiven  Ge- 
nossenschaften den  Gewerbetreibenden  i  n 
Bezug  auf  Rechte  und  Pflichten 
gleichgestellt  würden. 

Die  Entwickelung  einer  Genossen schafts- 
art,  die  seit  einigen  Jaliren  eine  bedeutende 
Ausbreitung  zu  nehmen  schien,  der  Bauge- 
nossenschaft in  der  Form  des  Bau-  und 
Sparvereins  zur  Beschaffung  von  Miets Woh- 
nungen für  die  Mitglieder,  macht  weitere 
Fortsehritte  (vgl.  den  AitLkel  Bauge- 
nossenschaften oben  Bd.  II  S.  465ff.). 
Vielleicht  dass  eine  noch  lebhaftere  Ent- 
wickelung sich  daraus  ergeben  wird,  dass 
die  beiden  Baugenosseuschaftsarten  —  die 
zum  Erwerb  von  Häusern  für  die  Mitglie- 
der und  die  zur  Beschaffung  von  Miets- 
wohnungen für  die  Mitglieder  —  in  ein 
engeres  Verhältnis  durch  Gründung  eines 
Baugenossenschaftsverbandes  getreten  sind. 
Der  Zweck,  den  diese  Genossen schaftsarten 
verfolgen,  ist  auch  ein  so  ähnlicher,  dass  die 
Verbindung  eine  ganz  natürliche  ist,  künst- 


lich sind  nur  die  Unterschiede  in  übertriebener 
Weise  aufgebauscht.  Die  grösste  Schwierig- 
keit liegt  für  diese  Genossenschaften  in  der 
Geldbeschaffung,  und  hier  wird  es  mehr  als 
bisher  Aufgabe  der  Alters-  imd  Invaliditäts- 
versichenmgsanstalten,  öffentlicher  Pensions- 
fonds etc.  sein,  nach  dem  Vorbild  einiger 
Anstalten,  insbesondere  der  Hannoverschen, 
die  Kapitalien  zur  Verfügung  zu  stellen, 
ohne  dass  freilich  damit  Ansprüche  auf  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  der  Genossen- 
schaft verknüpft  werden  dürfen.  Derartige 
Anlagen  sind  produktiv  nach  jeder  Richtung 
hin.  Produktiv  ist  die  Anlage,  weil  sie  dem 
Arbeiter  ermöglicht,  sich  eine  billige  und 
gut«  Wohnung  zu  beschaffen,  wodurch  seine 
\i'irtscliaftliche  Lage  ausserordentlich  günstig 
beeinflusst  wird  —  produktiv  ist  die  Anlage 
aber  auch  besonders  vom  Standpunkt  der 
Alters-  und  Invaliditätsversicherungsanstalt, 
denn  durch  nichts  kann  sie  den  Fall  des 
Eintritts  der  Invalidität  besser  fernhalten,  als 
wenn  sie  den  arbeitenden  Klassen  die  Mög- 
lichkeit bietet,  gesunde  Wohnungen  zu  be- 
ziehen. Dazu  kommt,  dass  es  ja  zum  grossen 
Teil  gerade  Beiträge  der  Arbeiter  sind,  aus 
denen  sich  die  Bestände  jener  Anstalten  ge- 
bildet haben.  Mit  der  Ausbreitung  dieser 
Genossenschaften  beginnt  auch  —  eine  Agi- 
tation gegen  dieselben,  die  von  den  Grund- 
besitzervereinen ausgeht  und  mit  den  glei- 
chen Mitteln  arbeitet  wie  die  Agitatoren  der 
Händler  gegen  Konsumvereine. 

Es  fehlt  auch  nicht  an  wirtschaftlichen 
Experimenten  auf  der  Grundlage  der  Ge- 
nossenschaft. 

In  erster  Reihe  steht  hier  der  Versuch, 
im  Wege  der  Genossenschaft  das  Waren- 
geld an  die  Stelle  des  Metallgeldes  dadurch 
zu  setzen,  dass  die  Mitglieder  der  Genossen- 
schaft mit  Warenanweisungen  bezahlt  wer- 
den, die  sie  als  Bezahlung  beim  Einkauf 
der  Waren  benutzen.  Die  praktische  Be- 
thätigimg  der  Versuche  hat  unseres  Wissens 
zu  keinem  Erfolge  geführt.  Wir  zweifeln 
überhaupt  an  der  Möglichkeit  der  Verwirk- 
lichung dieser  Idee,  für  die  man  sich  darauf 
benift,  dass  im  Verkehr  die  baren  Zahlungen 
durch  Anweisungen  in  den  verschiedensten 
Formen  immer  melir  verdrängt  werden. 

Auch  die  »Organisation  der  Kundschaft« 
mit  Hilfe  des  Konsumvereins  ist  nicht  von 
der  Tagesordnung  verschwunden,  die  An- 
hänger dieser  wirtschaftlichen  Auffassung 
können  freilich  nicht  mehr,  als  sich  an 
Konsumvereinen  beteiligen.  Darin  aller- 
dings haben  sie  recht,  dass  es  gegen  et- 
waige Ringbildungen  für  die  Konsumenten 
keinen  wirksameren  Schutz  geben  würde 
als  die  »Or^nisation  der  Kundschaft«  ;  auf 
diesem  Gebiete  kann  den  Konsumvereinen 
die  Erfüllung  grosser  Aufgaben  noch  vor- 
behalten sein. 
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Das  Genossenschaftswesen  hat  im  wesent- 
lichen die  Grundidee  der  Garantie  einer 
lohnenden  Thätigkeit  für  alle  mit  dem  So- 
zialismus gemein.  Auch  fussen  beide  fer- 
ner, um  sich  diese  Gai'antie  zu  verschaffen, 
auf  dem  Grundsatze  der  Solidarität.  Der 
Unterschied  zwischen  Genossenschaftswesen 
und  Sozialismus  liegt  darin,  dass  dieser  die 
Garantie  der  Gesellschaft  und  ihrer  Gesamt- 
heit, jenes  den  Mitgliedern  der  Genossen- 
schaft aufbürdet.  Was  aber  ist  es  anders, 
als  der  Gesamtheit  die  Garantie  aufbürden, 
wenn  man  ihre  Mittel  beansprucht  um  Ge- 
nossenschaften zu  gründen  und  zu  unter- 
halten. Damit  steuert  man  die  Genossen- 
sd^ften  direkt  in  den  Sozialismus  hinein. 
Es  handelt  sich  nicht  um  die  Grundsätze 
der  Selbsthilfe  oder  Staatshilfe,  sondern  um 
die  Frage,  wie  ist  die  Grenze  zu  finden, 
bis  zu  der  der  Staat  bei  seinen  Eingriffen 
in  das  wirtschaftliche  Leben  hier  ^hen 
kann.  Wir  finden  diese  Grenze  bei  der 
Förderung  des  Genossenschaftswesens  in 
der  Aufklärung  und  Belehrung  der  beteilig- 
ten Klassen  über  die  Bedeutung  der  Ge- 
nossenschaften, in  der  Beseitigung  aller 
Bändemisse,  die  der  Gründimg  entgegen- 
stehen und  in  der  moralischen  Unterstützung. 
Geht  der  Staat  darüber  hinaus,  unterstützt 
er  die  Gründung  finanziell,  so  beseitigt  er 
die  Grenze,  die  das  Genossenschaftswesen 
und  den  Sozialismus  trennt.  An  diesem 
Wendepunkt  ist  das  Genossenschaftswesen 
heute  angelangt.  Wird  die  Grenze  über- 
schritten, so  wird  auf  die  freie  Genossen- 
schaft die  Zwangsgenossenschaft  folgen.  Wie 
aber  der  Zwangsgenossenschaft  aUe  die  Mo- 
mente fehlen,  auf  denen  das  Gedeihen  der 
wirtschaftlichen  Vereinigung  beruht,  ist 
hier  nicht  der  Ort  auseinanderzusetzen,  in 
ihr  tritt  die  Quantität  der  Mitglieder  an 
Stelle  der  Qualität,  der  w^irtschaftliche  Zwang 
an  die  Stelle  der  Freiwilligkeit. 

Auf  ein  eigentümliches  Moment  in  der 
Entwickelung  des  deutschen  Genossenschafts- 
wesens mag  hier  schliesslich  noch  hinge- 
wiesen werden:  es  ist  der  Anschluss  der 
sozialdemokratischen  Arbeiter  an  die  Ge- 
nossenschaften, während  die  sozialdemokra- 
tische Partei  selbst  ihre  gegnerische,  durch 
ihre  wirtschaftlichen  Anschauungen  gebotene 
Stellung  den  Genossenschaften  gegenüber 
beibehfut  Es  kann  freilich  nicht  über- 
raschen, dass  die  Arbeiter  sich  den  Kon- 
sumvereinen anschliessen,  denn  sie  erkennen 
die  ihnen  hier  sich  bietenden  wirtschaft- 
lichen Vorteile  zu  gut,  um  sie  theoretischen 
Erwägungen  ihrer  rartei  zu  Liebe  zu 
opfern.  Die  Sozialdemokraten  verschmähen 
aber  auch  nicht  den  Anschluss  an  Kredit- 
genossenschaften,  um  bei  diesen  ihre  Er- 
sparnisse anzulegen.  So  giebt  es  denn 
heute  thatsächlich  selbst  Kreditkassen,  die 


unter  der  Leitung  von  Personen  stehen,  die 
sich  zur  sozialdemokratischen  Partei  zälilen ; 
in  landwirtschaftlichen  Bezirken,  in  denen 
zahlreiche  Arbeiter  aus  benachbarten  In- 
dustrieorten wohnen,  sind  derartige  Verhält- 
nisse nicht  selten.  Die  Arbeiter  führen 
das  Geld  zu,  die  Landwirte  befriedigen  da- 
mit ihr  Kreditbedürfnis,  und  die  in  den 
Händen  der  Arbeiter  befindliche  Leitung 
soll  eine  wulilgeordnete  sein. 

Die  Genossenschaftsgesetzgebung  begann 
in  Deutschland  mit  dem  preussischen  G.  v. 
27.  März  1867,  es  folgten  in  kurzer  Zeit 
Gesetze  in  anderen  deutschen  Staaten.  Nach 
Gnlndung  des  Norddeutschen  Bundes  war 
eins  der  ersten  deutschen  Gesetze  das  Ge- 
nossenschaftsgesetz V.  4  Juli  1868.  Durch 
die  VersaiUer  Verträge  wurde  dann  das 
norddeutsche  Bundesgesetz  Reichsgesetz. 

Bald  nach  Erlass  des  Gesetzes  machte 
sich  dessen  Revisionsbedürftigkeit  fühlbar, 
und  Schulze  stellte  bei  dem  Reichstage 
mehrere  Anträge  auf  Abänderung  des  Ge- 
setzes. Desgleichen  gingen  Anträge  ein 
von  dem  Abgeordneten  v.  Mirbach  auf  Zu- 
lassung von  Genossenschaften  mit  beschränk- 
ter Haftpflicht  und  von  dem  Abgeordneten 
Ackermann  auf  Einräumung  einer  Kommu- 
nalaufsicht über  die  Genossenschaften.  Erst 
im  Herbst  1887  ging  dem  Reichstage  der 
Entwiu^F  eines  neuen  Genossenschaftsgesetzes 
zu,  das  dann  unter  dem  1.  Mai  1889  er- 
lassen wurde. 

Li  allen  diesen  Gesetzen  kommt  voll 
zum  Ausdruck,  dass  die  Genossenschaften 
PersonalgeseUschaften  sind.  Träger  der 
Genossenschaft  sind  die  Personen  mit 
gleichen  Rechten  und  Pflichten,  die  Beteili- 
gung mit  Geschäftsanteilen  ist  nur  eine 
notwendige,  mit  der  pei'sönlichen  Mitglied- 
schaft untrennbar  verbundene  Folge.  In 
der  Generalversammlung  darf  und  muss 
jedes  Mitglied  nur  eine  einzige  Stimme 
haben. 

Das  Genossenschaftsgesetz  v.  1.  Mai  1889, 
das  durch  G,  v.  12.  August  1896  in  einer 
Reihe  von  Bestimmungen  geändert  ist,  die  sich 
wesentlich  auf  die  Beschränkung  des  Ge- 
schäftsbetriebes der  Konsumvereine  be- 
ziehen, hat  weitere  Aenderungen  erfahren 
durch  Art.  10  des  Einführungsgesetzes  zum 
H.G.B.,  wobei  es  sich  meist  um  Anpassung 
an  das  B.G.B.  handelt.  .  Von  Bedeutung  ist 
nur  die  Einführung  des  Nichtigkeitsverfah- 
rens gegen  Genossenschaften,  deren  Statuten 
gegen  wesentliche  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes Verstössen. 

Indem  für  die  geschäftlichen  Residtate 
der  einzelnen  Genossenschaftsarten  auf  die 
Specialartikel  verwiesen  wird,  soUeu  nach- 
stehend nm*  die  Zahlen  der  am  31.  März 
1899  bestehenden  Genossenschaften  folgen: 
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Art  der  Genossenschaften 


Kreditgenossenschaften 

Rohstoffgenossenschaften :  gewerbliche  . 

landwirtsch. . 
Werkgenossenschaften:  gewerbliche.     . 

landwirtschaftl. 
Magazingenossenschaften :  gewerbliche  . 

landwirtsch. . 
Produktivgenossensch. :  o^e werbliche .    . 

landwirtschaftl. 
Verschied.  Arten  von  Genossenschaften 

Konsumvereine 

Baugenossenschaften 


zusammen 
mit  mehr  als  IVa  Millionen  Mitgliedern. 
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6.  Oesterreich-Ungam.  In  Oesterreich 
entstanden  die  ersten  Genossenschaften  in 
den  nOer  Jahren.  Es  waren  Vorschuss ver- 
eine, die  sich  aus  Sparvereinen  herausgebildet 
hatten.  Die  ei-ste  derartige  Genossenschaft 
war  der  1851  gegründete  Aushilfskassen- 
verein  in  Klagenfurt,  ^icht  in  dem  gleichen 
Masse  wie  in  Deutschland  gelang  es  hier 
sogleich,  die  Vereine  ganz  selbständig  zu 
stellen,  es  wurde  zunächst  das  Institut  der 
»Garanten«  beibehaltenj  es  sind  dies  Per- 
sonen, welche  für  die  \  erbindlichkeiten  der 
Genossenschaften  Bürgschaft  übernahmen 
und  sich  dafür  einen  gewissen  Einfluss  auf 
die  Verwaltung  vorbehielten. 

Die  österreichischen  Genossenschaften 
traten  sehr  bald  in  nahe  Beziehungen  zu 
den  deutschen  Genossenschaften,  und  es 
macht  sich  daher  auf  ihre  Eutwickelimg  der 
Einfluss  Schulzes  geltend.  Die  von  dem 
später  gebildeten  österreichischen  Genossen- 
schaftsverbande den  Genossenschaften  er- 
teilten Katsclüäge  mit  Bezug  auf  Geschäfts- 
führung und  Organisation  stimmen  im  Princip 
mit  den  in  Deutschland  vertretenen  An- 
schauungen überein,  und  das  österreichische 
Genossenschaftsgesetz  weicht  mit  Ausnahme 
der  Zulassung  von  Genossenschaften  mit 
beschränkter  Haftpflicht  nur  unwesentlich 
von  dem  deutschen  Gesetz  von  1868  ab. 
Die  politische  Zerrissenheit  Oesterreichs  und 
die  Sonderstellung  Ungarns  kommt  auch 
deutlich  in  der  Genossenschaftsbewegung 
zum  Ausdruck.  Die  Genossenschaften  der 
einzelnen  Länder  stehen  sich  in  ihren  Be- 
strebungen und  oft  auch  in  ihren  An- 
schauungen fremd  gegenüber.  Hierin  liegt 
ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  der 
Genossenschaftsbewegimg  in  Deutschland 
und  Oesterreich.  Schulze  fasstc  die  Ent- 
wickelung  der  Genossenschaften  als  eine 
deutsch-nationale  Sache  auf,  für  ihn 
gab  es  keine  preussischen  oder  badischen 
oder  bayerischen  Genossenschaften,  sondern 


nur  deutsche  G^enossenschaften,  und  die 
Genossenschaften  teilten  dies  Gefülil ;  —  in 
Oesterreich  dagegen  wai-en  —  und  sind 
noch  heute  —  auch  die .  Genossenschaften 
partikularistisch  gesondert. 

Am  zahlreichsten  waren  die  Genossen- 
schaften zünäclist  in  Böhmen  und  zwar 
unter  den  Deutschen  verbreitet,  bald  jedoch 
fassten  die  Tschechen  das  Genossenschafts- 
wesen als  ihre  nationale  Sache  auf  und 
betrieben  künstlich  die  Gründung  von  Vor- 
schussvereinen durchErrichtung  einei-Central- 
kasse.  In  den  70  er  Jahren  trat  der  Rück- 
schlag ein,  die  meisten  dieser  Kassen  gingen 
in  der  Krisis  zu  Grunde. 

Eine  besondere  Genossenscliaftsart  bildeten 
in  Schlesien,  Mähren  und  Böhmen  die 
Kontributionsfondskassen,  die  aus  den  Kontri- 
butionsgeti-eide-Schüttböden — Einrichtungen 
zur  Auispeicherung  von  Getreide  für  Not- 
jahre —  entstanden,  nachdem  die  Getrcide- 
abgaben  in  Geldleistungen  umgewandelt 
waren;  teilweise  haben  diese  Kassen  später 
eine  besondere  gesetzliche  Regelung  erfaliren, 
die  jedoch  den  modernen  Wirtschafts  Ver- 
hältnissen nicht  genügend  augepasst  ist. 

In  den  60  er  Jahren  breiteten  sich  die 
Genossenschaften  in  allen  ihren  Gattungen 
über  ganz  Oesterreich  aus,  sie  haben  jedoch 
hier  nicht  die  gleiche  Bedeutung  erlangen 
können  wie  in  Deutschland.  Nicht  zum  ge- 
ringsten Teü  lag  dies  wohl  an  der  staat- 
lichen Zerrissenheit  und  den  häufigen  Han- 
delskrisen, unter  denen  die  Genossenschaften 
—  besonders  die  Baugenossenschaften  und 
Konsumvereine  —  schwer  zu  leiden  hatten. 

Eine  besondere  Stellung  unter  den  Vor- 
schussvereinen nehmen  die  Spar-  und  Vor- 
schusskonsortien des  ersten  aligemeinen  Be- 
amtenvereins der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  und  der  Allgemeine  Grazer  Selbst- 
hilfverein sowie  die  ihm  nachgebildeten  Ver- 
eine ein. 

Im  Jahre  1869  bildeten  sich  zwei  Ge- 
nossenschaftsverbände, die  sich  1874  zu 
einem  allgemeinen  Verbände  (mit  dem  Sitz 
in  Wien  und  einer  dem  deutschen  allge- 
meinen Verbände  nachgebildeten  Organi- 
sation) vereinigten.  Der  allgemeine  Verband 
ist  ein  ausgesprochen  deutscher  Verband 
und  hat  dies  auch  später  in  seiner  Firma 
zum  Ausdruck  gebracht;  ein  im  Jahre  1878 
gestellter  Antrag,  den  Verband  auch  auf 
die  nicht  deutschen  Genossenschaften  aus- 
zudehnen, wurde  abgelehnt,  nachdem  darauf 
hingewiesen  war,  dass  in  Prag  und  Lemberg 
nationale  Verbände  beständen. 

Der  Kampf  gegen  die  Konsumvereine 
wird  in  Oesterreich  in  ähnlicher  Weise  ge- 
führt wie  in  Deutschland,  nur  dass  man 
dort  auch  bereits  zu  einer  offiziellen  Agita- 
tion der  Händler  gegen  die  Rohstoff-  und 
Magazingenossenschaften    der    Handwerker 


Erwerbs-  und  Wirtschafts^enossonscliaften 


751 


gelangt   ist,  da  die  letzteren  eine  grössere 
Ausdehnung;    gewinnen,    besondere   Erwäh- 
nung   verdienen    die    Handwerkergenossen- 
schaften in  Wien,  Kronstadt,  Herrmannstadt 
(vgl.  den  Bericht  der  Handelskammer  Kron- 
stadt).   Der  zeitige  Anwalt  des  Allgemeinen 
Verbandes   der    auf  Selbsthilfe    beruhenden 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, Wrabetz,  äusserte  in  seinem  Bei  icht 
»Ziu*  Lage«    1898:    »Aber   diese  Entwicke- 
hmg   des  Genossenschaftswesens   geht   mit 
wenig  Ausnahmen   mohr   in  die  Breite  als 
in  die  Tiefe;    sie  wächst   nicht  von   unten 
hinauf,  sondern  umgekehrt Die  Mit- 
glieder all  dieser  durch   behördliche  Initia- 
tive ins  Leben  genifenen  üenossenschaften 
stehen  eben  in  der  übergrossen  Mehrheit  der 
eigenen  Genossenschaft  innerlich  fremd  gegen- 
über.«     Das   landwirtschaftliche   Genossen- 
schaftswesen hat  sich  in  den  letzten  Jahren 
gleichfedls     infolge     staatlicher     Förderung 
mehr  entwickelt.     Die  Regierung  hat  einen 
Gesetzentwurf  veröffentlicht,  dessen  Zweck 
u.  a.  ist,  die  Landwirte  zu  Zwangsgenossen- 
schaften   zu    vereinigen.      Solche    Gebilde 
passen   schlecht   in  das  heutige  wirtschaft- 
liche Leben   und  hindern  die  segensreiche 
Eutwickelung  freier  Genossenschaften.  Für 
die   Ausbreitung    der    Raiffeisenschen   Dar- 
lehnskassen    sind    Staatsmittel    zur  Verfü- 
gung gestellt,  die  Unteretützung  aber  erfor- 
dert  die  Gründung   nach   einer   Schablone. 
Es  war  zu  erwarten,  dass  auch  andere  Be- 
rufsstände  danach  streben  würden,  die  finan- 
zielle  Fördenmg   durch   den    Staat   zu   er- 
langen, und  so  ist  dem  Landtage  von  einem 
Abgeordneten  ein  Antrag  zugegangen:  Er- 
hebungen zu  pflegen,  über  die  Begründung 
von   Darlehnstassen     nach    Raiffeisenschem 
System  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Kreditbedürfnisses  des  Kleingewerbestandes ; 
der  AuBSchuss,  welchem   der  Antrag   über- 
wiesen wimle,  stellte   sich  dieser  Tendenz 
durchaus  sympathisch  gegenüber. 

Es  bestehen  folgende  Verbände:  a]  Allge- 
meiner Verband  der  auf  SelbsthUfe  beruhenden 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, Wien  —  8  Unterverbände  —  316  Ver- 
bandsgenossenschaften (131  Kreditgenossen- 
schaften, 143  Konsumvereine,  43  Produktiv-, 
Magazin-,  Bohstofif-,  Molkerei-,  Baugenossen- 
schaften). —  Zeitschrift:  Die  Genossenschaft, 
Wien,  b)  Allgemeiner  Verband  landwirtschaft- 
licher (Genossenschaften  in  Oesterreich,  Wien. 
—  Zeitschrift:  Landwirtschattliches  Genossen- 
schaftsblatt für  Nieder-Oesterreich,  Wien.  1400 
Genossenschaften,  c)  Verband  der  bömischeu 
Vorschusskassen  von  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien,  Prag  —  rund  800  Vereine,  d)  Deut- 
scherland wir  tschaftlicherCentralgenossenschafts- 
verband,  Prag:,  e)  Verband  der  deutsch-tirole- 
rischen Raififeisenkassen -Vereine,  Innsbruck,  f) 
Verband  der  sloveni.schen  Vorschusskassen,  Cilli 
(Steiermark),  g)  Central  verband  der  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Kreditgenossenschaf- 


ten Mährens  und  Schlesiens ,  reg.  G.  m.  b.  H., 
Brunn  —  rund  150  Vereine.  —  Zeitschrift: 
Centralblatt  für  die  Mährischen  Landwirte, 
Brunn,  h)  Verband  der  auf  Selbsthilfe  beruhen- 
den Erwerbs-  und  Wirt  Schaftsgenossenschaften 
Oesterreichs,  Wien  —  rund  50  Konsumvereine. 
—  Zeitschrift:  Der  Genossenschafter,  Wien. 

Am  9.  April  1873  wurtle  das  öster- 
reichische Genossenscliaftsgesetz  erlassen, 
das,  wie  bereits  erwähnt,  mit  dem  deut- 
schen G.  v.  4.  Juli  1808  fast  wörtlich  über- 
einstimmt, nur  dass  dasselbe  —  trotz  da- 
maligen lebhaften  Widerspruchs  der  Ge- 
nossenschaften —  auch  Genossenschaften 
mit  beschränkter  Haftpflicht  zulässt.  Ein 
wesentlicher  Unterschied  des  deutschen  und 
österreiclii  sehen  Gesetzes  besteht  ferner 
darin,  dass  das  deutsche  Gesetz  es  der  Ge- 
nossenschaft überlässt,  ob  sie  sich  unter  das 
Gesetz  stellen  und  die  damit  verbundenen 
Vorteile  erwerben  will,  während  das  öster- 
reichische Gesetz  alle  Genpssenschaften 
zwingt,  sich  eintragen  zu  lassen. 

Eine  wichtige  gesetzgeberische  Mass- 
nahme beschäftigt  zur  Zeit  die  östen-eichi- 
schen  Genossenschaften:  die  Eiufühnmg  der 
von  ihnen  selbst  geforderten  obligatorischen 
Revision,  für  welche  die  Vorscliriften  des 
deutschen  Genossenschaftsgesetzes  vom  1. 
Mai  1889  vorbildlich  sind.  Doch  obgleich 
die  Rogienmg  bereits  einen  Entwtu-f  vorge- 
legt hatte,  in  dem  das  ganze  Genossenschafts- 
gesetz einer  Revision  unterzogen  wurde,  ist 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  in  Oester- 
reich an  einen  Abschluss  dieses  Gesetzes 
nicht  zu  denken. 

Ungarn  hat  ein  besonderes  Genossen- 
schaftsgesetz erhalten,  dessen  Erlass  sehr 
notwendig  gewesen  sein  soll,  da  das  unga- 
rische Genossenschaftswesen  infolge  der 
völligen  Freilieit,  die  seiner  Entwickelung 
die  Gesetzgebung  bis  dahin  liess,  vielfach 
auf  Abwege  geraten  sein  soll.  Nim  aber 
scheint  das  Gesetz  durch  die  einengendsten 
Vorschriften  ins  Gegenteil  verfallen  zu  sein. 
Im  übrigen  ist  auch  ein  staatliches  Kredit- 
institut filr  die  Genossenschaften  in  Ungarn 
gegründet,  das  aber  insoweit  von  der  preus- 
sischen  Centralgenossenschaftskasse  abweicht, 
als  der  Staat  zur  Bildung  des  Grundkapitals 
auch  private  Kapitalien  herangezogen  und 
sich  wesentlich  die  Besetzung  des  Direkto- 
riums und  die  Aufsicht  über  die  Feststellung 
der  Gnmdsätze  vorbehalten  hat. 

Nach  Ungarn  kamen  die  Schiüze-Delitzsch- 
schen  Ideeen  schon  Ende  der  50  er  Jahre, 
es  handelte  sich  um  die  Kreditfrage  der 
kleinen  Landwirte,  1865  wurden  Muster- 
statuten von  den  Behörden  vorbereitet.  Das 
ungarische  statistische  Jahrbuch  verzeichnet 
die  erste  Kreditgenossenschaft  aus  dem 
Jahre  1852,  die  zweite  aus  dem  Jahre  1858, 
aus  der  Zeit  von  1866  bis  1870  stammen  258 
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Genossenschaften.  In  den  90er  Jahren  ent- 
standen eine  grössere  Anzahl  ländlicher 
Kreditgenossenschaften.  Bis  zu  der  neuesten 
Gesetzgebung  galten  allein  die  Grundsätze 
der  Selbsthilfe. 

Die  Konsumvereine  in  Ungarn  haben 
einen  besonderen  Verband  gebildet. 

In  Galizien  und  Krakau  begann  erst 
mit  dem  Jahre  1869  die  Genossenschaftsbe- 
wegung,  dieselbe  machte  denn  aber  auch  dafür 
sehr  schnelle  Fortschritte ;  die  dortigen  Genossen- 
schaften haben  einen  besonderen  Verband  ge- 
bildet, mit  dem  Sitz  in  Lemberg. 

Auch  diese  Genossenschaften  sind  nach  dem 
Schulze-Delitzschschen  System  eingerichtet. 

Es  bestanden  in  Oesterreich  Ende  1894 
(nach  der  1898  er  Statistik  des  Oesterreichischen 
«tatistischen  Handbuchs)  2342  registrierte  Vor- 
flchussvereine  mit  777668  Mitgliedern.  Das 
eigene  Kapital  betrug  Ö8 535 000  Gulden,  das 
fremde  Kapital  392954000  Gulden;  die  aus- 
stehenden Kredite  betrugen  373028000  Gulden. 
Die  Zahl  der  registrierten  Konsumvereine  war 
353  mit  118348  Mitgliedern,  2655131  Gulden 
eigenem  Vermögen.  Der  Verkaufserlös  belief 
sich  auf  15953562  Gulden. 

Der  Jahresbericht  des  Verbandes  Tschechi- 
scher Spar-  und  Vorschusskassen  für  1897  er- 
streckt sich  auf  600  registrierte  Vorschussvereine. 

Der  Jahresbericht  über  die  Spar-  und  Vor- 
schusskassen Galiziens  für  1897  umfasst  555 
Kreditgenossenschaften.  Der  Jahresbericht  der 
deutsch -österreichischen  Genossenschaften  um- 
fasst die  Statistik  von  131  Vorschussvereinen 
mit  58530  Mitgliedern,  6188206  Gulden  Ge- 
schäftsguthaben, 3214990  Gulden  Eeserven, 
55470628  Gulden  fremden  Geldern;  es  wurden 
86770369  Gulden  an  Krediten  gewährt,  der  ge- 
samte Kreditausstand  betrug  55940817  Gulden 
—  142  Konsumvereine  mit  75  283  Mitgliedern, 
11489610  Gulden  Verkaufserlös,  743991  Gulden 
Beingewinn,  1094331  Gulden  Geschäftsguthaben, 
525898  Gulden  Reserven  —  13  Produktiv-  und 
11  sonstige  Genossenschaften  mit  1221  Mit- 
gliedern, wegen  der  Details  wird  auf  den  Jahres- 
bericht rar  1897  Bezug  genommen. 

6.  Italien.  Die  Genossenschaftsbewegung 
in  Italien  ist  im  Verhältnis  zu  der  in  den 
meisten  übrigen  Staaten  die  jüngste,  den 
Eesultaten  nach  aber  steht  sie  kaum  hinter 
einem  anderen  Staate  zurück. 

Zwar  wurde  bereits  1857  eine  Glas- 
macher-Produktivgenossenschaft  zu  Altare 
gegründet,  die  heute  noch  in  grosser  Blüte 
steht,  doch  begannen  die  Genossenschaften 
in  weiterem  Umfange  erst  Mitte  der  60  er 
Jahre  in  Italien  Fuss  zu  fassen.  Die  Be- 
wegung ging  von  der  Lombardei  aus. 

Es  kann  nicht  überraschen,  dass  bis  da- 
hin Italien  für  die  Genossenschaft  ein  un- 
fruchtbarer Boden  blieb.  Italien  befand  sich 
politisch  und  wirtschaftlich  in  einer  so 
schwierigen  Lage,  dass  den  Genossenschaften 
jedes  Feld  für  ihre  Thätigkeit  fehlte. 

Die  ersten  genossenschaftlichen  Schöpfungen 
in  Italien  sind  auf  den  Einfluss  Schulze-Delitzsch' 
zurückzuführen,  dessen  Werke  in  das  Italienische 


übersetzt  und  dessen  Gründungen  von  Luzzatti 
dem  praktischen  Studium  unterzogen  wurden. 
Luzzatti  —  genannt  der  Schulze-Delitzsch  Ita- 
liens —  gründete  1864  in  Lodi  die  erste  Volks- 
bank. Luzzatti  brachte  das  Schulzesche  System 
zur  Anwendung,  freilich  ohne  eine  einfache 
Uebertrag^ung  desselben  vorzunehmen,  vielmehr 
unter  völliger  Anpassung  an  den  italienischen 
Volkscharakter :  so  musste  er  insbesondere  die 
unbeschränkte  Solidarhaft  fallen  lassen,  mit  der 
es  ihm  nicht  möglich  gewesen  wäre,  auch  die 
Begüterten  für  seine  Unternehmungen  zu  inte- 
ressieren. Grosse  Schwierigkeiten  bereitete  auch 
das  Gesetz,  da  das  damals  geltende  Handels- 
gesetz für  die  Genossenschaften  völlig  untaug- 
lich war. 

Im  Jahre  1866  hatte  die  Regierung  zur 
Förderung  der  Volksbanken  diesen  das  Becht 
der  Notenausgabe  eingeräumt,  womit  grosse 
Gefahren  für  die  Solidität  der  Verwaltung  der 
Vereine  und  für  die  weitesten  Kreise  der  Be- 
völkeruufif  verbunden  waren.  Luzzatti  setzte 
daher  allen  seinen  Einfluss  daran,  dass  dieses 
Privilegium  wieder  aufgehoben  wurde,  was  im 
Jahre  1874  geschah. 

Neben  den  Vorschussvereinen  nach  Schulze- 
schem  System  giebt  es  auch  eine  Anzahl  von 
Darlehnskassen  nach  Baiffeisenschem  System, 
deren  Förderer  Dr.  WoUemborg  war.  Die  Ver- 
hältnisse in  Italien  scheinen  allerdings  derart 
zu  sein,  dass  auch  nach  solchen  kleinen  Kassen 
ein  Bedürfnis  vorhanden  ist,  denn  es  ^iebt  Ge- 
meinden, die  abgelegen  von  den  Städten  und 
Verkehrscentren  mfolge  der  mangelhaften  Kom- 
munikationsmittel auf  sich  angewiesen  sind  und 
also  auch  für  die  Befriedigung  des  Kreditbe- 
dürfnisses ihrer  Gemeindemi^lieder  selbst  sorgen 
müssen.  Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
diesen  Kassen  und  den  Luzzattischen  Genossen- 
schaften besteht  darin,  dass  jene  auf  der  unbe- 
schränkten Solidarhaft  beruhen.  Ein  Beweis 
dafür,  dass  diese  für  schwierige  Kreditverhält- 
nisse  immer  die  geeignetste  Haftbasis  bleibt. 

Die  Luzzattischen  Volksbanken  sind  weit 
verbreitet,  eine  Folge  des  Vorwiegens  des  Hand- 
werkerstandes in  Italien. 

Auch  die  Konsumvereine  sind  stark  ver- 
treten. 

Besonderes  Interesse  verdienen  für  Italien 
die  Produktivgenossenschaften.  Immer  mehr 
tritt  das  Interesse  der  Arbeiter  ftlr  diese  Ge- 
nossenschaftsart hervor,  und  viel  wird  von  den 
Männern  der  Wissenschaft  gethan,  die  Erkennt- 
nis von  der  Bedeutung  dieser  Genossenschafts- 
art in  die  weitesten  Kreise  hineinzutragen.  Be- 
reits in  der  Zeit  von  1865  bis  1870  wurden 
zahlreiche  Produktivgenossenschaften  gegründet, 
doch  sind  sie  fast  sämtlich  infolge  mangelhafter 
Vorbereitung  zu  Grunde  gegangen. 

Zur  Zeit  sollen  in  Italien  industrielle  Pro- 
duktivgenossenschaften zum  Teil  mit  bedeuten- 
dem Erfolge  bestehen.  Die  interessanteste  Art 
der  Produktivgenossenschaften  in  Italien,  die 
erst  seit  wenigen  Jahren  sich  bemerkbar  macht^ 
ist  zweifellos  die  der  Handarbeiter  (societä  di 
braccianti).  Es  sind  dies  Genossenschaften  von 
Arbeitern  zur  Ausführung  von  Ta^elöhner- 
arbeiten.  Die  bisher  erreichten  Erfolge  sind 
durchaus  zufriedenstellend.  Sowohl  Staat  wie 
Gemeinden  bevorzugen  diese  Genossenschaften 
bei  der  Ausbietung  von  Arbeiten.  — 
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Im  landwirtschaftlichen  Betriebe  sind  es 
hauptsächlich  die  Meiereigenossenschaften,  die 
eine  grosse  Verbreitung  gefunden  haben.  Nicht 
unerheblich  sind  nach  Zahl  und  Bedeutung 
auch  die  Baugenossenschaften. ') 

Wie  in  Frankreich  bemüht  sich  auch  in 
Italien  die  katholische  Geistlichkeit  seit  einigen 
Jahren  in  lebhafter  Weise  um  Gründung  und 
Leitung  der  Genossenschaften,  dabei  sucht  sie 
sich  ausschliesslich  die  ländlichen  Kassen  Raiff- 
eisenscher  Richtung  aus.  In  Italien  hat  die 
katholische  Partei  dem  früheren  Führer  der 
RaifTeisenschen  Kassen  die  Leitung  vollständig 
entwunden  und  zahlreiche  Kassen  ins  Leben 
gerufen.  Auf  den  katholischen  Kongressen  zu 
Genua  (1892)  und  Rom  (1894)  wurde  die  Er- 
richtung von  konfessionellen  ländlichen  Dar- 
lehnskassen  beschlossen.  Das  ist  ein  bedauer- 
licher Miss^ff,  unter  dem  die  Religion  nicht 
weniger  leidet  wie  das  wirtschaftliche  Unter- 
nehmen und  mit  vollem  Rechte  ist  seitens  des 
alten  italienischen  Genossenschaftsverbandes 
(Luzzatti)  dagegen  sehr  energisch  Einspruch 
erhoben. 

Eine    rechtliche  Grundlage  erlangten   die 


*)  Die  gewöhnliche  Art  der  Baugenossen- 
schaft ist  die,  in  der  die  Mitglieder  zu  regel- 
mässigen Einzahlungen  auf  Geschäftsanteil  ver- 
pflichtet werden  und  das  übernommene  Haus 
im  Wege  der  Amortisation  ratenweise  abzahlen, 
die  Amortisation  ist  auf  20  bis  30  Jahre  berech- 
net. Ausserdem  bestehen  noch  zwei  Systeme 
nach  den  Gebiet-en,  in  denen  sie  vorherrschen, 
benannt:  das  System  von  Toscana  und  das  von 
Ligurien.  Bei  der  ersteren  Gruppe  zerfällt  das 
Vereinsvermögen  in  Serien,  die  aus  je  15  Ak- 
tien bestehen,  jeder  Genosse  muss  eine  Serie 
übernehmen.  Die  Genossenschaft  baut  so  viel 
Häuser,  als  Serien  gezeichnet  sind;  der  Erwer- 
ber eines  Hauses  muss  einen  Mietszins  zahlen. 
Die  Genossenschaft  bleibt  Eigentümerin  der 
Häuser,  bis  alle  Serienbesitzer  ein  Haus  erhal- 
ten haben.  Nach  der  Gründung  beitretende 
Genossen  haben  alle  Raten  nachzuzahlen,  als 
wenn  sie  bereits  bei  der  Gründung  der  Ge- 
nossenschaft angehört  hätten.  Der  sich  bei 
Liquidation  der  Genossenschaft  ergebende  Ueber- 
schuss  wird  nach  Köpfen  verteilt.  In  der  ligu- 
rischen  Gruppe  muss  jeder  Genosse  eine  Aktie 
zeichnen,  auf  die  bestimmte  regelmässige  Ein- 
zahlungen zu  leisten  sind,  mit  dem  Erwerb  des 
Hauses  hören  die  regelmässigen  Zahlungen  auf 
die  Aktien  auf  und  beginnen  Zahlungen  auf 
das  Grundstück^  bis  dessen  Wert  abgezahlt  ist. 
Da  die  Mitglieder  im  Vorteil  sind,  welche 
früher  in  den  Besitz  eines  Hauses  gelangen, 
wird  dies  dadurch  ausgeglichen,  dass  die  Er- 
werber in  zwei  Klassen  geteilt  werden.  Die 
zur  ersten  Klasse  ^den  ersten  Erwerbern)  Ge- 
hörenden haben  bei  dem  Erwerb  des  Hauses 
einen  Zuschlag  zur  Aktie  zu  zahlen,  der  sich 
nach  der  Zeit  des  Erwerbs  richtet  und  der  der 
zweiten  Klasse  in  umgekehrter  Reihenfolge 
ausbezahlt  wird.  Die  bedeutendsten  Bauge- 
nossenschaften bestehen  zu  Florenz,  Galluzzo, 
Genua,  Mailand,  Verona,  Lonigo,  Luo^o.  Die 
Baugenossenschaften  werden  durch  die  unter 
den  günstigsten  Bedingungen  gebotenen  Dar- 
lehen von  den  Volksbanken  und  den  Sparkassen 
unterstützt. 

Handwörterbuch  der  StaatswiBsenschaften.    Zweite 


Genossenschaften  erst  mit  der  Einführung  des 
neuen  Handelsgesetzbuches  (1883),  das  in  den 
Artt.  219  flf.  die  Rechtsverhältnisse  der  Ge- 
nossenschaften regelt:  Die  Haftung  der  Mit- 
glieder ist  auf  den  Geschäftsanteil  beschränkt, 
das  Stimmrecht  aller  Genossen  ist  gleich. 

Es  bestehen  folgende  Verbände:  a)  L'As- 
sociazione  fra  le  Banche  popolari,  Rom  —  rund 
100  Volksbanken.  —  Zeitschrift:  Credito  e 
Cooperazione ,  Rom.  b)  La  Lega  nazionale 
delle  Cooperative  italiane,  Mailand  —  rund  300 
Konsumvereine,  Produktiv-  und  Arbeiterge- 
nossenschaften. —  Zeitschrift :  La  Cooperazione 
italiana,  Mailand,  c)  La  Federazione  fra  le 
Oasse  rurale  italiane,  Padua  —  etwa  50  land- 
wirtschaftliche Darlehnskassen.  —  Zeitschrift: 
La  Cooperazione  rurale,  Padua.  d)  La  Fede- 
razione delle  Casse  rurale  cattoliche,  Parma  — 
etwa  800  landwirtschaftliche  Darlehnskassen.  — 
Zeitschrift:  La  Cooperazione  popolare,  Parma. 
e)  La  Federazione  dei  Consorzi  agrari,  Piacenza. 
—  Zeitschrift:  L'Italia  rurale,  Piacenza. 

Im  „Credito  e  Cooperazione '^  erstattet  C. 
Concini  (1898)  einen  Bericht  über  die  genossen- 
schaftliche Bewegung  in  Italien,  dem  wir  fol- 
gendes entnehmen. 

Es  wurden  1897  in  Italien  453  neue  Ge- 
nossenschaften errichtet;  davon  waren: 

200  katholische  ländliche  Darlehnskassen 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  16  Volksbanken 
oder  Kreditgenossenschaften  mit  beschränkter 
Haftpflicht,  100  Konsumvereine,  81  Arbeiterge- 
nossenschaften, 17  Versicherungsgenossenschaf- 
ten, 16  Produktivgenossenschafien  (darunter  7 
Molkereigenossenschaften),  7  landwirtschaftliche 
Einkaufsgenossenschaften,  5  Arbeiterbaugenos- 
senschaften,  11  Genossenschaften  verschiäener 
Art. 

Die  zum  grössten  Teil  ausgesprochen  kon- 
fessionellen ländlichen  Darlehnskassen  verbrei- 
ten sich  in  nicht  unbedeutender  Zahl  infolge 
eifrigster  Agitation  nunmehr  auch  über  Pro- 
vinzen, in  denen  bis  vor  kurzem  solche  Kassen 
noch  nicht  bestanden. 

Von  den  16  neuen  Kreditgenossenschaften 
mit  beschränkter  Haftpflicht  haben  3  einen 
konfessionellen  Charakter,  die  katholische  Ge- 
nossenschaftsbank von  Ancona,  die  von  Came- 
rino  und  die  katholische  Bank  des  heiligen  An- 
tonius in  Piacenza.  Die  anderen  13  Kreditge- 
nossenschaften sind  Volksbanken  nach  dem 
Muster  der  Luzzattischen  Genossenschaften. 

Die  Konsumvereine  entfallen  zum  grössten 
Teil  auf  Oberitalien. 

Die  Arbeitergenossenschaften  vermehren 
sich  stetig  von  Jahr  zu  Jahr. 

Es  erfolgte  im  Jahre  1897  die  Auflösung 
von  61  Genossenschaften;  darunter  waren  10 
Volksbanken,  18  ländliche  Darlehnskassen,  6 
Konsumvereine,  5  Arbeiterbaugenossenschaften, 
13  Arbeiter-  und  Produktivgenossenschaften  u. 
s.   w. 

Die  Gründe  der  Auflösung  waren  verschie- 
den; bei  den  Arbeitergenossenschaften  Mangel 
an  Arbeit;  bei  den  Kreditgenossenschaften  die 
Nach  wehen  der  früheren  Krisen,  sie  konnten 
sich  trotz  der  besseren  Geschäftslage  nicht  hal- 
ten ;  einige  ländliche  Darlehnskassen  lösten  sich 
nach  fünfjährigem  Bestehen  auf,  um  nicht  der 
Stempelsteuer  zu  unterfallen,  da  Genossen- 
schaften mit  weniger  als  30000  Lire  Kapital 
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in  den  ersten  5  Jahren  ihres  Bestehens  von 
dieser  Steuer  frei  bleiben. 

Eine  vor  kurzem  veröffentlichte  Statistik 
giebt  folgende  Daten  über  die  italienischen  Ge- 
nossenschaften im  Jahre  1898:  In  diesem  Jahre 
wurden  insgesamt  365  Genossenschaften  ge- 
gründet, wovon  58  auf  die  Lombardei  entfallen. 
Unter  den  Neugründungen  befinden  sich  25 
Volksbanken  und  Kreditgenossenschaften ,  77 
landwirtschaftliche  Kassen,  129  Konsumgenos- 
senschaften, 14  Produktivgenossenschaften  u.  a. 
m.,  wie  wechselseitige  Versicherungsgesellschaf- 
ten, Baugenossenschaften  u.  s.  w.  Aufgelöst 
haben  sich  im  Berichtsjahre  97  Genossen- 
schaften. 

7«  Belgien.  In  Belgien  wurde  die  erste 
Volksbank  —  und  wohl  gleichzeitig  erste  Ge- 
nossenschaft —  1864  zu  Lüttich  von  Leon 
D'Andrimont  gekündet.  Auch  für  diese  Grün- 
dung lieferten  die  Schulzeschen  Genossenschaf- 
ten das  Vorbild,  und  Schulze  wurde  sogar  spä- 
ter Ehrenpräsident  der  Volksbank  zu  Xüttich. 
Von  da  ab  machte  die  Genossenschaftsbewegung 
stetige  Fortschritte. 

Bereits  1869  wurde  durch  d^Andrimont  ein 
Verband  der  Volksbanken  gegründet. 

In  neuerer  Zeit  beschäftigen  sich  die  Kon- 
gresse angelegentlich  mit  der  Begelung  des 
landwirtschaftlichen  Kreditbedürfnisses. 

Im  Jahre  1887  hat  sich  zu  Brüssel  ein 
Verband  der  Konsumvereine  gebildet ;  es  waren 
17  Vereine  mit  14000  Mitgliedern  vertreten. 
Die  Konsumvereine  sind  grösstenteils  in  den 
Händen  der  belgischen  Arbeiterpartei  und  ver- 
folgen ganz  oifen  deren  Unterstützung  durch 
Ueberweisungen  aus  dem  Reingewinn.  Eine 
derartige  politische  Verwertung  des  Genossen- 
schaftswesens ist  sehr  zu  beklagen. 

Eine  besondere  Art  von  Konsumvereinen 
besteht  in  Belgien,  dieselben  sind  bestimmt  zur 
Herstellung  von  Speisen,  die  sie  an  ihre  Mit- 
glieder zu  billigen  Preisen,  teils  in  Speisesälen, 
teils  nach  ausserhalb  verkaufen. 

Als  landwirtschaftliche  Genossenschaften 
(B^hstoffvereine)  dienen  15  Syndikate. 

Es  bestehen  folgende  Verbände:  a)  Föde- 
ration beige  des  Bahques  populaires,  Lüttich. 
—  21  Volksbanken,  b)  Fedöration  des  Caisses 
rurales  (RaiflFeisen),  Ligue  des  paysans  (Boeren- 
bond)  — ,  Löwen.  —  Zeitschrift:  Le  Paysan 
(De  Boer).  c)  Föderation  des  Societes  coopera- 
tives  socialistes,  Brüssel.  —  Zeitschrift:  Les 
Cooperateurs  beiges,  Brüssel. 

Nach  „Les  Coopörateurs  beiges"  wurden 
im  Jahre  1897  in  Belgien  312  neue  Genossen- 
schaften errichtet,  die  höchste  Zahl  im  Vergleich 
zu  früheren  Jahren :  davon  waren  85  Spar-  und 
Kreditgenossenschalten ,  80  Molkereigenossen- 
schaften, 57  Konsumvereine,  24  Ein-  und  Ver- 
kaufsgenossenschaften, 24  Brau-  und  Brennerei- 
genossenschaften, 17  Produktiv-,  7  Versiche- 
ruDgsgenossenschaften,  18  Genossenschaften  ver- 
schiedener Art. 

Die  grösste  Ausdehnung  hat  im  Jahre  1897 
in  Belgien  das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen genommen;  von  den  312  neuer- 
richteten Genossenschaften  sind  mehr  als  200 
ländliche  Genossenschaften :  Darlehnskassen, 
Molkereien,  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften, 
Brennereien  etc. 

Die  Errichtung  der  17  Produktivgenossen- 


schaften wird  besonders  hervorgehoben;  unter 
denselben  sind  4  Webereien  in  Ellezelles,  Den- 
terhautem,  Kerxken  und  Alort,  eine  Cigarren- 
arbeitergenossenschaft  in  Alort,  je  eine  Tisch- 
ler-, Maler-,  Blumenzüchtergenossenschaft  in 
Brüssel,  zwei  Schuhmachergenossenschaften  in 
Mons  und  Charleroi,  eine  Buchdruckergenossen- 
schaft in  Gent,  eine  Kupferschmiedegeuossen- 
schaft  in  Vanforcöe-Baulet.  Auf  die  Schwierig- 
keiten der  Leitung  von  Produktivgenossen- 
schaften weist  der  Berichterstatter  hin,  wofern 
diese  Genossenschaften  nicht  im  Absatz  ihrer 
Produkte  durch  die  Konsumvereine  unterstützt 
werden. 

Es  wird  festgestellt,  dass  seit  1873,  seit 
Erlass  des  belgischen  Genossenschaftsgesetzes, 
1094  Genossenschaften  errichtet  worden  sind; 
die  Zahl  der  Auflösungen  wird  nicht  angegeben. 

Ferner  entnehmen  wir  dem  Journal  „Les 
Cooperateurs  beiges" :  „Der  Verband  der  bel- 
gischen Volksbanken  hat  die  statistische  Zn- 
sammenstellung der  Bilanzen  u.  s.  w.  seiner 
Genossenschaften  auf  den  1.  Januar  1897  ver- 
öffentlicht." 

Die  Zahl  der  dem  Verbände  angehörenden 
Volksbanken  beträgt  71.  Die  älteste,  die  Lüt- 
ticher  Volksbank,  ist  am  1.  Juni  1864  errichtet 
worden,  die  jüngste,  auch  eine  Lütticher,  am 
15.  September  1892. 

Nachstehend  einige  Zahlen  aus  der  Zusam- 
menstellung : 

Mitgliederzahl:  13341. 

Anteilkapital       2895339  Frcs. 

Geschäftsumsatz  i.  J.  1896  .  309170922 

Gewährte  Vorschüsse  i.  J.1896  67  437  489 

Reservefonds 735  893 

Depositen   und  Spareinlagen      12235025     „ 
Wechsel  im  Portefeuille  .    .        5251  148     „ 

Die  Volksbank  in  Verviers  ist  die  grösste 
mit  3197  Mitgliedern;  die  GenossenschsSt  von 
Alost,  1886  errichtetj  hat  mit  59  die  kleinste 
Mitgliederzahl.  Verviers  hat  mit  639400  Francs 
auch  das  grösste  eigene  Vermögen.  Die  Volks- 
bank von  Gent  hat  mit  140124411  Francs  den 
grössten  Umsatz  gemacht. 

Es  wird  die  Frage  aufgeworfen,  warum 
die  Kleingewerbtreibenden  sich  in  so  geringer 
Anzahl  an  den  belgischen  Volksbanken  betei- 
ligen. Die  „Cooperateurs  beiges"  antworten 
darauf :  „Mangel  an  Initiative  und  Solidaritäts- 
gefühl, engherzifi:er  Egoismus,  das  sind  nach 
unserem  Dafürhalten  die  Gründe  dafür.  Wir 
sind  weit  entfernt,  zu  behaupten,  dass  der 
Kredit  das  Kleingewerbe  und  den  Kleinhandel 
retten  kann.  Das  wäre  eine  Utopie.  Aber  es 
ist  sicher,  dass  die  Mitglieder  der  Volksbanken 
mit  grösserem  Erfolge  ihre  Stellung  in  dem 
Existenzkampf  des  täglichen  Lebens  haben  be- 
haupten können." 

8.  Holland.  Erst  mit  dem  Jahre  1869 
beginnt  in  Holland  die  Genossenschaftsbewegung 
und  zwar  mit  der  Gründung  eines  Konsumver- 
eins in  Amsterdam.  Seit  dem  Jahre  1876,  in  wel- 
chem das  Genossenschaftsgesetz  erlassen  wurde, 
wird  die  Thäti^keit  auf  genossenschaftlichem 
Gebiete  sehr  lebhaft.  Besonders  waren  es  zwei 
Gesellschaften,  die  sich  um  die  Ausbreitung  des 
Genossenschaftswesens  grosse  Verdienste  er- 
worben   haben:   der   AUgemeen   Nederlandsch 
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Werkliedenverbond  und  Eigen-Hulp  im  Haag. 
Letztere  war  ursprünglich  eine  Beamtenverei- 
ni^nng,  gab  jedoch  bald  diesen  ausschliess- 
lichen Charakter  auf.  Besonders  die  Gesellschaft 
„Eigen-Hulp"  hat  viel  für  die  Verbreitung  der 
Konsumvereine  gethan.  Im  Jahre  1889  wurde 
der  Nederlandscne  Coöperative  Bond,  Haag  be- 
gründet. —  115  Genossenschaften  (Konsumver- 
eine, 3Iolkereigenossenschaften,  Bau-,  Produk- 
tiv- und  Kreditgenossenschaften).  —  Zeitschrift : 
Ons  Belang,  Haag. 

Das  Gesetz  von  1876  lässt  der  Genossen- 
schaft für  die  Eefi^elung  ihrer  Organisation 
grosse  f^eiheit  und  überlässt  ihnen  auch  die 
Bestimmung  der  Haftpflicht ;  der  Vertrag  muss 
bei  dem  Kantongericht  eingetragen  werden. 

Nach  dem  Jahrbuch  des  Niederländischen 
Genossenschaftsverbandes  für  1898  bestanden 
an  Genossenschaften  59  Konsumvereine,  3  Flei- 
schereien, 24  Bäckereien,  189  landwirtschaftliche 
Kohstofifvereine,  353  Produktivgenossenschaften, 
66  Baugenossenschaften,  35  Spar-  und  Yorschuss- 
vereine,  19  verschiedener  Art. 

9«  Dünemark«  Die  Genossenschaftsbewe- 
gung begann  Mitte  der  60  er  Jahre,  wesentlich 
beeinflusst  durch  die  mit  den  Vorschussvereinen 
in  Deutschland  erzielten  Erfolge.  Doch  haben 
die  Vorschussvereine  in  Dänemark  nicht  den 
geeigneten  Boden  finden  können,  die  wenigen 
in  den  ersten  Jahren  gegründeten  Vereine 
gingen  bald  wieder  ein. 

Grössere  Verbreitung  fanden  die  Konsum- 
vereine, die  sich  ganz  besonders  der  Gunst  der 
Eegierung  zu  erneuen  gehabt  haben.  Der 
erste  Konsumverein  wurde  1865  gegründet  (in 
Thisted),  bereits  1871  konnte  ein  Konsum vereins- 
kongress  abgehalten  werden,  der  von  44  Ver- 
einen beschickt  wurde,  es  bestanden  damals 
bereits  ca.  80  solcher  Vereine. 

Die  Bedeutung  Dänemarks  auf  genossen- 
schaftlichem Gebiete  aber  lie^  in  seinen  Bau- 
fenossenschaften,  in  betreff  deren  wir  auf  den 
pecialartikel  verweisen  (oben  Bd.  II  a.  a.  0.). 

Grosse  Erfolge  sind  auch  mit  Meiereige- 
nossenschaften erzielt,  welche  die  Butterprodi^- 
tion  ausserordentlich  gehoben  haben,  auch  die 
übrigen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
sind  entwickelt. 

Von  den  Dänischen  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  sind  hervorzuheben  (Blätter 
für  Genoss.-Wesen  1895  S.  530)  die  Molkereige- 
nossenschaften .  die  Genossenschaftsschlächte- 
reien,  die  Vienzuchtgenossenschaften,  die  Ge- 
nossenschaften für  den  genossenschaftlichen 
Eierexport.  Ende  1895  sollen  16  genossen- 
schaftliche Schlachthäuser  mit  einem  Jahresver- 
brauch von  10500  Schweinen  und  einem  Export 
nach  England  im  Werte  von  über  20  Millionen 
Kronen  bestanden  haben;  der  erzielte  Gewinn 
wird  nach  Dotierung  des  Reservefonds  u.  s.  w. 
an  die  Mitglieder  nach  Verhältnis  des  Gewichtes 
der  während  des  Jalires  abgelieferten  Stücke 
verteilt. 

Der  Verkaufserlös  der  Grosseinkaufs-Ver- 
einigung  der  jütischen  Konsumvereine  belief 
sich  im  Jahre  1894  auf  2 187  753  Kronen. 

An     Genossenschaftsverbänden      bestehen : 

a)  Faellesforeningen  for  Danemarks  Brugsfo- 
reninger  (Verband  dänischer  Konsumvereine), 
Kopenhagen.     —     rund    200    Konsumvereine. 

b)  Faellesforeningen  for  jydske  Brngsforeninger 


(Verband  der  jütischen  Konsumvereine),  Koldiug. 
—  rund  180  Konsumvereine.  —  Zeitschrift: 
Monatsblatt  für  die  iütländischen  Konsum- 
vereine, Kolding,  c)  De  samvirkende  jydske 
Mejeriforeninger  (Jütischer  Molkereigenossen- 
schaftsverband), Kolding.  -—  9  Unterverbände 
mit  rund  400  Molkereigenossenschaften. 

10«  Schweiz.  Bereits  im  Jahre  1850  wur- 
den in  der  Schweiz  Konsumvereine  und  Hob- 
stoffvereine  der  Schuhmacher  gegründet,  doch 
erst  Ende  der  60  er  und  Anfang  der  70  er  Jahre 
kam  eine  lebhaftere  Bewegung  in  die  Ent- 
Wickelung  der  Genossenschaften,  und  heute  hat 
dieselbe  eine  bedeutende  Höhe  erreicht.  Frei- 
lich entsprechen  die  dortigen  Kredit-Genossen- 
schaften nicht  den  Anforderungen,  die  man  ge- 
wohnt ist  an  diese  Gesellschaftsform  zu  stellen. 
Die  Volksbanken  haben  grossenteils  einen  völlig 
bankartigen  Charakter  angenommen. 

Grosse  Leistungen  aber  haben  die  Konsum- 
vereine und  die  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften aufzuweisen.  Von  besonderem  Einfluss 
ist  hierbei  der  Verband  der  schweizerischen 
Konsumvereine,  dem  es  auch  gelungen  ist,  den  ge- 
meinschaftlichen Einkauf  der  Vereine  mit  Erfolg 
zu  organisieren.  Die  Tendenz  der  schweize- 
rischen Konsumvereine  geht  auf  eine  Umgestal- 
tung der  Wirtschaftsordnung  durch  Organisation 
der  Kundschaft.  Die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften haben  sich  zu  verschiedenen 
territ^orialen  Verbänden  vereinigt,  von  denen 
der  bedeutendste  der  Verband  ostochweizerischer 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften  ist.  Häu- 
figer als  in  Deutschland  sind  mit  den  Konsum- 
vereinen Bäckereien  verbunden,  selbst  den 
Schlächtereibetrieb  haben  sie  aufgenommen, 
allerdings  dem  Anschein  nach  mit  den  gleichen 
üblen  Erfahrungen  wie  in  Deutschland. 

Von  den  Schweizer  Genossenschaften  hat 
die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen 
die  von  dem  als  Anhänger  der  Freiland theorie 
bekannt  gewordenen  Fabrikanten  Stephan 
Gschwind  ins  Leben  gerufene  „Birseck'sche  Pro- 
duktions-  und  Konsumgenossenschaft",  die  aus 
einem  Fachverein  in  Oberwil  hervorgegangen 
ist,  der  sich  im  Rahmen  einer  Milchgenossen* 
Schaft  daselbst  zuerst  als  lose  Vereinigung  im 
Jahre  1892  gebildet  hatte.  Die  Genossenschaft 
begnügt  sich  nicht  mit  dem  Verkauf  von  Spe- 
zereiwaren,  sie  bezieht  Getreide,  Obst  und  Milch 
von  ihren  Mitgliedern,  stellt  ihren  Bauern-Mit- 
gliedern  Maschinen  zur  Veriügung,  kurz,  ver- 
mittelt unter  ihren  Mitgliedern  Produktion  und 
Konsumtion.  Die  hierbei  erzielten  Erfolge  führ- 
ten zu  einer  Ausdehnung  auf  viele  benachbarte 
Orte,  die  Birsecksche  Gemeinde  ersetzte  die 
genannte  Genossenschaft,  die  im  Jahre  1895 
594  Mitglieder  hatte.  Seit  1894  findet  der  Ver- 
kehr mit  Markengeld  statt.  Nebenbei  bemerkt  sei, 
dass  das  deutsche  G.  v.  12.  August  1896  den 
Konsumvereinen  in  Deutschland  die  Ausgabe 
von  Markengeld  bei  Strafe  verbietet. 

Die  Volksbanken  werden  vielfach  ersetzt 
durch  die  Sparkassen,  besonders  durch  die  in  ein- 
zelnen Gebieten  befindlichen  sogenannten  obliga- 
torischen Sparkassen.  Diese  Kassen  verpflichten 
denjenigen,  der  einen  Depositenvertrag  abge- 
schlossen hat^  zu  regelmässigen  Einzahlungen 
bis  zur  Erreichung  eines  Guthabens  von  50 
Francs ,  auf  diese  Einzahlungen  werden  dann 
kleine  Darlehen  gewährt.     Von  dem  Gewinn 
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der  Sparkasse  kommt  ein  Teil  auch  diesen 
Spareinlegern  zu  gute,  die  auch  das  Recht  haben, 
Geschäftsanteile  bei  der  Sparkasse  zu  erwerben.  — 

Als  Verbände  bestehen :  a)  Verband  schwei- 
zerischer Konsumvereine,  Basel.  —  90Konsum- 
Tereine.  —  Zeitschrift:  Korrespondenzblatt  des 
Verbandes  schweizer  Konsumvereine,  Basel,  b) 
Verband  ostschweizerischer  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften,  Winterthur.  —  119  Genossen- 
schaften. —  Zeitschrift:  Der  Genossenschafter, 
Brugg.  c)  Verband  landwirtschaftlicher  Ge- 
nossenschaften des  Kantons  Bern,  Bern.  —  117 
Genossenschaften.  —  Zeitschrift:  Schweizer 
Bauer,  Bern,  d)  Genossenschafts  verband  des 
landwirtschaftlichen  Kantonal  Vereins  Zürich, 
Winterthur.  e^  Verband  centralschweizerischer 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften ,  Luzem. 
f)  Verband  waadtländischer  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften,  g)  Bund  der  schweizerischen 
Wirtschaftsgenossenschaften,  der  ein  allgemeiner 
Verband  sein  und  alle  vorgenannten  Verbände 
umfassen  soll,  ohne  jedoch  deren  Existenz  auf- 
zuheben. 

Ein  Genossenschaftsgesetz  besteht  erst  seit 
1881  und  zwar  als  Teil  des  Handelsgesetzbuchs, 
dasselbe  ist  im  wesentlichen  dem  deutschen  Ge- 
setze von  1868  nachgebildet,  nur  dass  es  zu- 
lässt,  dass  die  persönliche  Haftpflicht  der  Mit- 
fi^lieder  statutarisch  ausgeschlossen  und  die 
Haftbarkeit  der  Genossenschaft  auf  ihr  Ver- 
mögen beschränkt  wird  —  eine  Bestimmung, 
von  der  die  meisten  Genossenschaften  Gebraucn 
gemacht  haben. 

Nach  dem  für  1898  erstatteten  Bericht  des 
Verbandes  schweizerischer  Konsumvereine  be- 
trug die  Zahl  der  schweizer  Konsumvereine  328 
mit  104920  Mitgliedern. 

11.  Buggland«  China.  Kaum  in  einem 
anderen  Lande  sind  die  Geonssenschaften  so  ver- 
breitet wie  in  Russland.  Hauptsächlich  kommen 
hier  die  Arteis  in  Betracht  (s.  d.  Art.  Ar- 
telle oben  Bd.  II  S.  lif.  Eine  besondere 
Stellung  nehmen  die  Vorschussvereine  ein, 
die  ihre  Vorläufer  in  bureaukratischen  Volks- 
banken haben,  mit  deren  Errichtung  be- 
reits 1837  begonnen  wurde,  die  jedoch  keine 
Bedeutung  zu  erlangen  vermochten.  Die  erste 
Gründung  eines  Vorschuss Vereins  nach  Schulze- 
schem  System  fand  im  Jahre  1865  durch  einen 
Gutsbesitzer  Luginin  statt,  der  diese  Genossen- 
schaften in  Deutschland  kennen  gelernt  hatte. 
Erst  im  Jahre  1869  folgte  die  Gründung  eines 
zweiten  Vorschuss  Vereins.  Gleichzeitig  wurde 
ein  Gesetz  erlassen,  das  den  Ministern  der  Fi- 
nanzen und  des  Innern  die  Bestätigung  der 
Genossenschaftsstatuten  übertrug.  1870  ertlärte 
die  Landschaft  des  Nowgorodschen  Gouverne- 
ments die  Einführung  von  Vorschussvereinen 
als  im  Interesse  des  landwirtschaftlichen  Kredits 

felegen ;  dem  schloss  sich  der  zu  Moskau  tagende 
^ongress  russischer  Landwirte  an.  Auf  diesem 
Kongress  wurde  ein  Ausschuss  zur  Ausarbeitung 
eines  Musterstatuts  eingesetzt.  Dieses  Komitee 
blieb  bestehen,  setzte  sich  mit  allen  bestehenden 
Vereinen  in  Verbindung  und  hält  diese  aufrecht, 
wobei  es  von  dem  Minister  nach  Möglichkeit 
unterstützt  wurde.  So  konnte  es  geschehen, 
dass  wiederholt  eine  Statistik  über  die  russi- 
schen Vorschuss  vereine  veröffentlicht  wurde,  die 
an  (xründlichkeit  wohl  nicht  ihres  gleichen  hat. 
Ein  besonderes  Genossenschaftsgesetz  besteht  in 


Russland  nicht,  dessen  Stelle  vertritt  das  von 
dem  Ausschuss  entworfene  Musterstatut  ^  dem 
bis  vor  einigen  Jahren  als  Grundlage  das  damals 
in  Deutschland  geltende  Musterstatut  diente, 
wie  überhaupt  die  Organisation  fast  völlig  der- 
jenigen der  deutschen  Vorschussvereine  ent- 
sprach. 

Selbst  die  Geltendmachung  der  Haftpflicht 
war  in  der  gleichen  Weise  geregelt  wie  im 
deutschen  Gesetze  von  1868. 

Zur  Zeit  werden  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen über  Arteis  und  Grenossenschaften  einer 
Umarbeitung  unterzogen.  Es  ist  kennzeichnend 
für  die  wirtschaftliche  La^  und  den  Bildungs- 
grad der  russischen  Landwirte,  Handwerker  und 
Arbeiter,  dass  auch  ein  mündlicher  Vertrag  zur 
Gründung  der  Arteis  genügen  soll,  da  die  Ein- 
führung eines  schriftlichen  Vertrages  unzweck- 
mässig wäre,  weil  die  Artelmitglieder  zum 
grössten  Teil  des  Lesens  und  Schreibens  un- 
kundig wären,  eine  diesbezügliche  Gesetzesbe- 
stimmuuff  nur  toter  Buchstabe  bliebe.  Das 
neue,  1894  für  die  Vorschussvereine  entworfene 
Statut  soll  im  Gegensatz  zu  dem  früheren  die 
Grundsätze  der  Raiffeisenschen  Kassen  ange- 
nommen haben. 

Im  Jahre  1895  bestanden  in  Enssland  608 
Kreditgenossenschaften  mit  218 100  Mitgliedern, 
119  Konsumvereine ;  näheres  über  den  Geschäfts- 
umf  ang  der  Genossenschaften  s.  Blätter  f.  Genoss.- 
Wesen  1898  S.  211,  1896  S.  383,  vgl.  auch  a. 
a.  0.  1893  S.  400,  1895  S.  294,  1897  S.  193. 

In  China  ist  das  Genossenschaftswesen  in 
allen  Zweigen  der  Gewerbe  und  des  Handels 
hoch  entwickelt.  Vorschussvereine  sind  dort  in 
allen  Bezirken  zu  finden.  Es  bestehen  Schiffs- 
baugenossenschaften, und  die  Rhederei  wird  viel- 
fach genossenschaftlich  betrieben. 

Diese  Neigung,  sich  mit  seinen  Lands- 
männern zum  Geschäftsbetrieb  zu  vereinigen, 
nimmt  auch  der  auswandernde  Chinese  mit.  Am 
fremden  Orte  schliesst  er  sich  sofort  einer  Ge- 
nossenschaft an.  Und  die  genossenschaftliche 
Organisation  geht  hier  so  weit,  dass  auch  die 
Genossenschaften  sich  wieder  zu  einem  Verbände 
verbinden,  der  über  die  Annahme  neuer  Arbeits- 
kräfte in  den  einzelnen  Genossenschaften  ent- 
scheidet, von  dessen  Beschluss  der  Chinese  so- 
gar die  gewerbliche  Niederlassung  an  dem 
Orte  abhängig  macht. 

12.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Völlig  verschiedenartig  von  der  Genossen- 
schaftsbewegung in  Europa  ist  die  der 
Neuen  Welt.  Sie  steht  in  unmittelbarstem 
Zusammenhange  mit  der  gesamten  dortigen 
wirtschaftlichen  Entwickelung,  die,  wie  es 
in  der  Natur  der  Dinge  liegt,  etwas  Stoss- 
weises  an  sich  hat.  Das  Streben  nach 
schnellerem  Reichtum  ist  vorherrschend, 
der  Arbeiter  will  sich  nicht  begnügen  mit 
einer  auskömmlichen  Existenz,  sondern  er 
reclmet  darauf,  die  höchsten  Stufen  zu  er- 
klimmen. Weniger  noch  als  in  Europa 
fühlt  sich  der  Arbeiter  in  Amerika  an  die 
Scholle  gebunden.  AU  dies  war  von  wesent- 
lichem Einfluss  auf  die  Entwickehmg  und 
Entstehung  der  Genossenschaften,  die  selten 
mit    kleinen  Anfängen   begannen,   sondern, 
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wie  es  die  doi-tigen  Yerhältnisse  erforderten, 
-ofort  kapitalkräftig  hervortraten.  Die  durch- 
schnittlich weit  höhere  Löhnung  der  Ar- 
beiter in  Amerika  setzte  dieselben  auch  in 
len  Stand,  sich  an  den  Genossenschaften 
nit  üescliäftsanteilen  zu  beteiligen,  die  dem 
'uro|)äischen  Arbeiter  unerschwinglich  sein 
^vihden.  Dazu  kommt,  dass  die  in  Amerika 
zuwandernden  Arbeiter  meistens  eine 
inhere  wirtschaftliche  Bildung  und  grössere 
Energie  mitbringen.  Nur  ehie  Folge  der 
ivirtschciftlichen  Verhältnisse  ist  es  daher 
uich,  dass  in  erster  Reihe  die  Produktivge- 
lossen Schäften  Bedeutung  erlangt  haben.  Für 
^'orsehussvereine  fehlte  es  an  einem  ausge- 
)i-eiteten  Handwerkerstande,  und  die  ver- 
lältnismässig  geringen,  in  Konsumvereinen 
:u  ei-zielenden  Ersparnisse  erscheinen  dem 
im erikani sehen  Arbeiter  nicht  der  Mühe 
^iner  Vereinsbildung  wert. 

Der  Ausgangspunkt  für  die  Bildung  von 
Genossenschaften  sind  regelmässig  die  grossen 
Terbände  von  Berufsgenossen  gewessen,  die 
ich  über  das  ganze  Land  erstrecken.  Von 
cnisstem  Einfluss  waren  in  den  60  er  und  70  er 
fahren  nach  dieser  Richtung  hin  die  Patrons 
if  Hnsbandry  (ein  Verband  von  Landwirten)  und 
lie  iSovereigns  of  Industry  (ein  Verband  der 
ndiistriellen) ;  diese  Verbände,  welche  in  Sek- 
ionen  zerfielen,  bildeten  diese  zu  Genossen- 
chaften  (Rohstoif-  und  Konsumvereinen)  aus. 
)ie  Verbände  teilten  das  Schicksal  aller  über- 
nächtigen Organisationen,  sie  fingen  infolge 
on  Streitigkeiten  zu  Grunde;  die  Folge  davon 
il>er  war,  dass  ihr  Untergang  den  der  meisten 
on  ihnen  geg^ründeten  Genossenschaften  zur 
•olire  hatte,  ^ur  aus  dem  ersteren  Verbände 
ringen  nach  der  Auflösung  (1880)  eine  Reihe 
feinerer  Verbände  hervor,  die  in  ihren  Kreisen 
ie  Genossenschaf t«bildung  fortsetzten. 

Neben  diesen  Verbänden  ist  noch  für  die 
Gründung  von  Konsumvereinen  besonders  zu 
rwähnen,  die  Workingmen's  protective  Union, 
ie  in  den  40  er  und  50  er  Jahren  die  Gründung 
on  Konsumenvereinen  in  ihren  Sektionen 
etrieb. 

Selbständige  Konsumvereine  entstanden 
lur  in  wirtschaftlich  schlechten  Zeiten  bei  nie- 
rigen Löhnen,  doch  es  fehlten  ihnen  die  Erfah- 
ungen,  die  Kenntnis  der  richtigen  Grundsätze, 
o  konnten  nur  verhältnismässig  wenige  zu 
Erfolgen  gelangen.  Eine  neuere  Statistik  in 
ein  Bulletin  des  Departement  of  Labour  in 
N'ashington  kann  nur  von  33  Konsumvereinen 
erichten  (für  1896). 

Weit  besser  gediehen  die  Produkt!  vgenossen- 
ohaften,  deren  erste  bereits  im  Jahre  1849  von 
chneidern  begründet  wurde;  sie  war  jedoch 
ur  von  kurzem  Bestände.  Erst  mit  dem 
ahre  1867  beginnt  wieder  die  Bildung  von 
*roduktivgenossen8chaften,  ohne  dass  diese  je- 
och  eine  erhebliche  Verbreitung  gefunden 
aben. 

Zwei  typische  Arten  sind  zu  unterscheiden, 
ie  von  Massachusetts  und  von  Minneapolis. 
)ie  ersteren  Genossenschaften  sind  nichts 
nderes  als  Handelsunteruehmungen,  die  Aktien 
ind  auf  hohe  Beträge  ausgestellt,  der  Gewinn 


wird  nach  den  Aktien  verteilt,  die  Besitzer  der 
Aktien  —  meist  Arbeiter  —  arbeiten  selten  in 
der  Genossenschaft,  sondern  verbleiben  in  ihrem 
bisherigen  Arbeitsverhältnis.  Dennoch  sind 
auch  diese  oft  grosse  Gewinne  erzielenden  Ge- 
nossenschaften von  nicht  geringer  Bedeutung, 
einmal  beweisen  sie,  dass  die  Arbeiter  durch- 
aus nicht  unfähig  sind,  geschäftliche  Unterneh- 
mungen zu  leiten,  ferner  sind  sie  für  den 
Arbeiter  die  beste  Schule,  sich  zum  Unterneh- 
mer heranzubilden,  und  endlich  lehren  sie  den 
Arbeiter  die  Schwierigkeiten  der  Produktion 
kennen,  wodurch  er  wieder  lernt,  bis  zu  wel- 
chem Masse  seine  Anforderungen  an  den  Unter- 
nehmer gehen  können.  Nach  wahren  genossen- 
schaftlichen Grundsätzen  sind  dagegen  die  Ge- 
nossenschaften in  Minneapolis  gegründet,  es 
sind  dies  ^rossenteils  Böttchergenossen  Schäften, 
hervorgerufen  durch  die  gewaltige  Hebung  der 
dortigen  Mühlenindustrie.  Hier  werden  Gewinn 
und  Verlust  nach  Verhältnis  der  geleisteten 
Arbeit  verteilt.  Die  Gründung  der  meisten 
Produktivgenossenschaften  ist  auf  die  Knights 
of  Labor  zurückzuführen.  Nach  neueren  Be- 
richten sollen  jedoch  nur  noch  3  Genossen- 
schaften in  Minneapolis  bestehen,  die  es  auch 
zu  keinen  erheblichen  Ueberschüssen  mehr 
bringen.  Es  ist  dies  wohl  auf  wirtschaftliche 
Verschiebungen  zurückzuführen. 

Weite  Verbreitung  haben  die  Meiereigenos- 
senschaften gefunden. 

Zahlreich  sind  die  in  Amerika  gemachten 
Versuche,  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  ge- 
nossenschaftlich zu  organisieren,  in  den  meisten 
Fällen  freilich  bildeten  kommunistische  Ideeen 
die  Grundlage.  Zum  Teil  sind  auch  günstige 
Erfoljje  erzielt. 

Lnter  den  Baugenossenschaften  herrschen 
wie  in  England  die  Building  societies  vor,  wir 
verweisen  in  betreff  dieser  Genossenschaftsart 
auf  den  Specialartikel  a.  a.  0. 

Ors^anisation  und  Gesetzgebung  aller  die- 
ser Geuossenschaftsarten  ist  natürlich  sehr  viel- 
gestaltig, ebenso  wie  auch  die  Genossenschaften 
selbst  in  den  einzelnen  Staaten  sehr  verschiede- 
nen Charakter  haben.  Eine  besondere  Genossen- 
schaftsgesetzgebung ist  nur  in  wenigen  Staaten 
erlassen  (Massachusetts,  New-Yersey,  Minnesota, 
Wisconsin). 

Genossenschaftlicher  Verband  ist :  The  Coo- 
perative  Union  of  America,  Cambridge,  Mass. 
—  Zeitschrift:  The  American  cooperative  News, 
Cambridge. 

Nach  dem  oben  erwähnten  „Bulletin"  be- 
stehen die  meisten  Genossenschaften  in  New- 
Yersey,  Massachusetts,  Kalifornien,  Kansas 
und  Texas. 

Wiederholt  sind  auch  bereits  Geiiossen- 
schaftskongresse  abgehalten,  auf  denen  versucht 
wurde ,  einheitliche  Grundsätze  für  die  Ge- 
nossenschaften aufzustellen. 

13«  Andere  Staaten«  Wir  erwähnen  fer- 
ner, dass  in  Spanien  ein  Genossenschafts  ver- 
band in  der  Bildung  begriffen  ist.  In  Serbien 
besteht  der  Verband  der  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften Serbiens,  Belgrad.  Schweden: 
Nach  einem  Bericht  der  „Sozialen  Praxis"  waren 
vom  1.  Januar  1897,  wo  das  erste  schwedische 
Genossenschaftsgesetz  in  Kraft  trat,  bis  zum 
31.  Mai  1898  398  Genossenschaften  eingetragen, 
wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  Eintragung 
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eine  gfanz  freiwillige  Massnahme,  freilich  aber 
die  Yoranssetznng  ist  ftir  Erlangung  des  Rechts 
der  juristischen  rersönlichkeit.  Darunter  waren 
275  ohne  persönliche  Haftung  und  123  mit  be- 
schränkter persönlicher  Haftung,  unbeschränkte 
Haftung  erlaubt  das  Gesetz  nicht.  Diese  Zahl 
verteilt  sich  auf  folgende  Gruppen : 


mit  be- 

ohne 

schränk- 

Grenossenschaften 

ter 

persönl.  Haftung 

Bau- 

i*?© 

8 

Konsum- 

55 

13 

Produktiv- : 

• 

Brauereien 

I 

Bäckereien 

3 

— 

Holzsägen  und  Mühlen  .    . 
Stärkefabriken 

5 

1 

I 

2 

Brennereien 

— 

3 

Möbelfabriken 

1 

Molkerei- 

55 

85 

Landwirtschaftliche  Rohstoff- 

2 

4 

Andere  landwirtschaftliche : 

Gartenbau 

2 

— 

Tabakbau 

I 

Hühnerzucht 

I 

— 

Pferdezucht 

2 

4 

Dem  Verkehr  gehörend: 

Flössereianstalten  .... 

— 

1 

Wasserleitung 

I 

Fuhrwesen 

I 

Brückenbau  ...... 

I 

Telephonanstalt     .... 

I 

Für    Bau    von    Guttempler- . 

häusem 

11 

— 

Verschiedene : 

Guttemplerkaffee    .... 

1 

Badehäuser 

I 

1 

Gymnastik 

I 

— 

Versammlungshaus    .    .    . 

I 

Altersheim 

I 

Armen-  und  Ij'ankenunter- 

Stützung 

I 

— 

14.  Internationale  Beziehungen.  Ueber 
alle  Kultiirstaaten  erstreckt  sich  die  Genos- 
senschaftsbewegiing.  Fast  in  allen  Ländern 
haben  die  Genossenschaften  grosse  Bedeutung 
erlangt,  und  ihr  Geschäftsbetrieb  berechnet 
sich  auf  Milliarden.  Doch  nur  in  wenigen 
Staaten  besteht  bereits  eine  den  grössten 
Teil  der  Genossenschaften  fest  umfassende 
Organisation,  diese  aber  ist  unbedingt  not- 
wendig, wenn  die  Genossenschaften  eines 
Landes  als  Macht  im  wirtschaftlichen  Leben 
auftreten  sollen.  Seit  langem  schon  haben 
internationale  freundschaftliche  Beziehungen 
zwischen  den  Genossenschaften  der  einzelnen 
Länder  bestanden.  Bereits  für  das  Jahr 
1867  war  die  Abhaltung  eines  internatio- 
nalen Genossenschaftskongresses  in  Paris  ge- 
nant. Schulze  -  Delitzsch  war  dorthin  als 
Vertreter  der  deutschen  Genossenschaften 
unterwegs,  als  Kaiser  Napoleon  den  Kon- 
gress    verbot.      Ungefähr   20   Jahre   später 


^ng  von  Frankreich  der  Gedanke  aus,  die 
Genossenschaften  auch  wirtschaftlich  ein- 
ander näher  zu  führen,  es  wurden  inter- 
nationale Kongresse  abgehalten,  die  von  den 
Vertretern  der  grossen  Geuossenschafts-Or- 
ganisation  fast  aJler  Staaten  beschickt  wur- 
den. Auf  dem  Kon^ess  der  französischen 
Genossenschaften  zu  Paris  (1896)  wurde  der 
internationale  Verband  begründet,  dessen 
Zweck  ist: 

1)  Die  Genossenschaften  aller  Länder  mit 
einander  bekannt  zn  machen;  2)  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verbesserung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  die  wahren  Grundsätze 
und  besten  Methoden  aller  ohne  Staatshilfe 
organisierten  Genossenschaftsarten  zu  er- 
forschen und  sie  bei  den  Genossenschaften, 
bei  den  verschiedenen  Völkern  und  der 
öffentlichen  Meinung  der  ganzen  Welt  zu 
verbreiten ;  3)  da  die  Teilnahme  der  Arbeiter 
und  Angestellten  am  Gewinn  zu  den  Eigen- 
tümlichkeiten jeder  Genossenschaft  gehört, 
ist  es  die  Aufgabe  des  Verbandes,  mit  allen 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  den  Ein- 
tritt des  Augenblicks  zu  beschleunigen,  in 
dem  alle  Gesellschaften,  die  den  Namen  Ge- 
nossenschaft tragen,  seien  es  Produktiv-, 
Konsum-,  Bau-,  landwirtschaftliche  oder 
Kreditgenossenschaften ,  die  Gewinnbeteili- 
gung auf  das  gesamte  Personal  ohne  Aus- 
nahme ausgedehnt  und  die  Verpflichtung 
zur  Gewinnbeteiligung  in  ihren  Statuten 
vorgesehen  haben;  4)  im  allgemeinen  Inte- 
resse Handelsbeziehungen  unter  den  Ge- 
nossenschaften der  verschiedenen  Länder  an- 
zuknüpfen. 

Internationale  Genossenschaftskongresse 
sind  abgehalten  zu  London,  Paris  und  Delft, 
der  nächste  findet  1900  in  Paris  statt.  Als 
praktische  Ergebnisse  sind  bisher  zu  ver- 
zeichnen :  eine  internationale  Genossenschafts- 
Statistik,  die  nat^irgemäss  noch  lückenhaft 
ausgefallen  ist,  und  die  Bestrebungen)  die 
Genossenschaften  untereinander  in  geschäft- 
liche Beziehungen  zu  bringen;  zu  diesem 
Zweck  ist  ein  Katalog  herausgegeben,  der 
die  Firmen  der  Produktivgenossenschaften 
unter  Bezeichnung  ihrer  Erzeugnisse  ent^ 
hält. 

Litt^ratar : *)  Alm  anach  de  la  Cooperation 
FraiiQaise.  —  Almanach  des  cooperateun 
Beiges,  —  VAndrimont,  Cooperation  ouvrikre 
en  Belgique,  1876.  —  Berichte  Über  die  Annuai 
cooperative    Congress  in  England,   Returns 


*)  Vgl.  auch  die  Specialurlikel.  In  dem 
I/itteraturverzeichnis  sind  nur  die  wichtigeren 
Schriften  aufgeführt.  Aus  den  Werken  betreffend 
die  Geywssenschaftsge-setzgebung  sind  nur  einige 
grössere  Kommentare  angegeben,  för  die  umfang- 
reiche sich  auf  das  Genossenschaftsrecht  beziehende 
Litteratur  wird  auf  die  Fachwerke  Bezug  g^ 
nomm£n. 
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und  Reports,  herausgegeben  von  dem  Registrar. 

—  Banielf  Le  Cooperatieme  devant  les  eeoUs 
sociales  1897.  —  Beck,  Die  ländliche  Kredünot, 
1875.  —  Bernstein,  Schulze-Delüzschs  Leben 
und  Wirken,  1879.  —  Birnbaum,  Das  Ge- 
nossensehafUprincip  in  der  Landwirtschaft,  1870, 

—  Block,  Une  crise  de  la  proprietS  rurale, 
Paris  1898.  —  Bode,  Die  Pflicht  und  die  Mittel 
zur  Errichtung  von  landwirtsehafUiehen  Ge- 
nossenschaften. —  Derselbe,  Die  Verhandlungen 
des  28.  Kongresses  für  inTiere  Mission  in  Poseri 
über  die  Genossenschaftsfrage,  1896.  —  Bodio, 
SuUe  assoeiazioni  cooperative,  1890.  —  Brelay, 
Les  societis  de  consommation,  1881.  —  Der- 
selbe, Les  societis  cooperatives,  1884*  —  Der- 
selbe, Les  societes  cooperatives  de  production, 
1882.  —  Derselbe,  Cooperation  in  dem  nouveau 
diclionnaire  d*economie  politique.  —  Bren- 
tano, Die  christlich-soziale  Beweg^mg  in  Eng- 
land, 188S.  —  V.  Broich,  Sozialreform  und 
Genossenschaftswesen.  —  Christiani,  Anlei- 
tung für  Genossenschaftsvorstände,  1895,  — 
Courtois,  Banques  populaires,  1890.  —  Oraig, 
Sistory  of  Ralahine  and  Cooperative  Fanning, 
1891.  —  Crüger,  Die  Besserung  der  wirtschaft- 
lichen Lage  der  Handwerker  durch  Rohstoff- 
genossenschaften, 1894'  —  Derselbe,  Getreide- 
absatzgenossenschaften, 1896.  —  Derselbe,  Der 
heutige  Stand  der  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften, in  Jahrbüchern  für  National- 
ökanomie  und  Statistik,  1895.  —  Derselbe, 
Vorschuss-  und  Kreditvereine  als  Volksbanken, 
6.  Auflage  von  Schulze -Delitzsch,  Vorschuss- 
und  Kreditvereine  als  Volksbanken,  1897,  — 
Derselbe,  Die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften in  den  einzelnen  Ländern,  1892.  — 
Derselbe,  Der  heutige  Stand  des  deutschen 
Genossenschaftswesens,  1898.  —  Derselbe,  Die 
Zulassting  von  Genossenschaften  mit  beschränkter 
Haftpflicht,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht^ 
Bd.  IX,  Nr.  S.  —  Derselbe,  Zur  Kritik  der 
Agitation  gegen  die  Konsumvereine  aus:  nDie 
Lage    des  Kleinhandels   in   Deutschlandu,  1899. 

—  Derselbe,  Die  preuss.  Centralgenossenschafts- 
hasse,  im  Archiv  f.  öffentl.  Recht,  1899,  S.  S85ff. 

—  Derselbe  und  Jäger,  JRolistoffgenossen- 
schaften  für  Handwerker,  1896.  —  BnglAndev, 
Geschichte  der  französischen  Arbeiterassociationen, 
1864'  —  Enquete  sur  les  societes  de  Coope- 
ration, 1866.  —  Enquete  de  la  commission 
extraord.  parlamentaire  des  associations  ouvrieres, 
188S.  —  ErU-IAcht,  Das  landwirtschaftliche 
Genossenschaftswesen  in  Deutschland,  Wien  1899. 

—  Fassbender,  Neuwieder  Raiffeisenkalender. 

—  FlüiKlf  Produktivgenossenschaften,  1872.  — 
A,  JPrieIce,  Die  Spar-  und  I)arlehnskassen, 
ihre  Aufgabe,  Leitung,  Buch-  und  Geschäfts- 
führung, 1895.  —  Gerhard,  Konsumgenossen- 
schaft und  Sozialdemokratie,  1895.  —  Oide, 
De  la  Cooperation,  1889.  —  Oierke,  Das  deutsche 
Genossenschaftsrecht,  3  Bde.,  1868—1881.  — 
Ooldschntidt,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften, 1882.  —  Derselbe,  Die  Ge- 
nossenschaftstheorie, 1887.  —  </'.  C  Gray, 
Handbook  to  the  Industrial  and  Provident 
Societies,  1894.  —  Häntschke,  Die  geiverb- 
lichen  Produktivgenossenschaften  in  Deutschland 
1894'  —  Held,  Die  Darlehnskassenvereine,  187S. 

—  HeiligensUtdi,  Die  Preussische  Central- 
Genossenschaftskasse.  —  Q,  JT,  Holyoahe,  The 
Cooperative  Movement  to   day,  1891.   —   Der- 


selbe, History  of  Co-opercUion,  1875  u.  1885. 
In  der  Uebersetzung  von  Häntschke,  Ge- 
schichte der  redlichen  Pioniere  von  Rochdale, 
1888.  —  Hapicins,  History  of  Cooperation  in 
the  United  States,  1888.  —  Huber,  Association 
in  St.W.B.  von  Bluntschli.  —  Derselbe,  Soziale 
Fragen.  —  Derselbe,  Reisebriefe,  1854.  — 
Derselbe  in  der  Zeitschr.  für  Staatsw.  XV.  — 
Hubevt-YalleToux,  Socikes  cooperatives  en 
France  et  d  Vetranger,  I884.  —  Hughes  and 
Neal,  A  Manual  of  Co-opercUors.  —  J'Ager, 
Der  ländliche  Personalkredit,  189S.  —  Jaar- 
boek  van  den  Nederlandschen  Coöpera- 
tiven  Bond,  1895 ff.  —  Jahrbuch  des  all- 
gemeinen Verbandes  der  deutschen  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften,  herausgegeben  von 
dem  Anwalte  dieses  Verbandes,  Offenba^h.  — 
Jahresbericht  des  Allgemeinen  Verbandes 
der  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, herausgegeben  von  dem  Anwalte  des 
Verbandes,  1859 ff.  (seit  1897  unier  dem  TiUl 
ytJahrbuchn).  — Jessenberg  er,  Die  eingetragenen 
Genossenschaften,  1897.  —  JoPJ,  Genossen- 
schaftsgesetz, 1890.  —  TJ4fyd  Jones,  Life, 
Times  and  Labours  of  Robert  Owen,  1892.  — 
KniUel,  Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen 
Genossenschaftswesens,  1894»  —  Kraus,  Die 
Raiffeisenschen  Darlehnskassenvereine  in  der 
Rheinprovinz,  1876.  —  Derselbe,  Die  Solidar- 
haft,  1878.  —  Kudelka,  Das  landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen  in  Frankreich,   1899. 

—  Lassalle,  Herr  Bastial- Schulze  von  Delitzsch, 
1878.  —  Löll,  Die  Darlehnskassenvereine  Raiff- 
eisens.  —  Maurer,  Genossenschaftsgesetz,  1890 
(2.  Aufi.  von  Birkenbihl),  —  Mitteilungen 
über  die  allgemeinen  Genossenschaftstage  des 
Allgemeinen  Verbandes  deutscher  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  1895  ff.  —  Mimm, 
Les  associations  ourrihres  de  production,  Paris 
1897.  —  V.  Moseh,  Materialien  zu  einem 
Katechismus  der  sozialen  Reform,  1888.  — 
Müller,  Die  schweizerischen  Konsumgenossen- 
schaften, 1896.  —  Munding,  V.  A.  Hubers 
ausgewählte  Schriften,  1894.  —  Herbert  My» 
rieh,  How  to  cooperaie,  I894.  —  Nöll,  Die  länd- 
lichen Darlehnskassenvereine,  1878.  —  Oppen- 
lieivMfr,  Die  Siedlungsgenossenschaft,  1896.  — 
Oppermann  und  Häntschke,  Handbuch  für 
Konsumvereine,  1898.  —  Parisius,  Kredit- 
genossenschaften nach  Schulze- Delitzsch,  1896; 
2.  Aufl..,  1898.  —  Derselbe,  Das  Preussische 
Gesetz  betreffend  die  privatrechtliche  Stellung  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,   1868, 

—  Derselbe,  Die  Genossenschaftsgesetze  im 
DeuUchen  Reich,  1876.  —  Derselbe,  Schulze- 
Delitzsch  und  Alwin  Soergel,  1899.  —  Der^ 
selbe  und  Crüger,  Das  Reichsgesetz  betr.  die 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  v.  1, 
Mai  1889,  S.  Aufl.,  1899.  —  Dieselben,  Formu- 
larbuch zum  Genossenschaftsgesetz,  2.  Aufl.,  1897. 

—  Pfeiffer,   Ueber  Genossenschaftswesen,  186S. 

—  Derselbe,  Eigenes  Heim  und  billige  Woh- 
nungen, 1896.  —  Potter,  The  Cooperative  Move- 
ment in  Great-Britain  1891  (übersetzt  von 
Brentano  in  Brentano  und  Leser,  Sammlung 
älterer  und  neuerer  staatswtssenschafUicher 
Schriften  des   In-   und    Auslandes  Nr.  1,  189S). 

—  Probst,  Die  Grundlehren  der  deutschen  Ge- 
nossenschaft,  1873    «*.    188^.   —  Derselbe,    Ge- 
nossenschaftsgesetz,    1889.     —     Jiabhefno,     La 
eooperazume  in  Jtalia,    1886.  —  Derselhe,  Le 
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aocietu  di  produzione,  1888.  —  Raffalovlch, 
Le  logement,  1887.  —  Raiffeisefif  Die  Dar- 
lehnskcusen,  188S.  —  Derselbe,  Die  Darlehna- 
kassenvereine  in  Verbindung  mit  Konsum-  und 
anderen  Genossenschaften,  Xeuwied  1866,  5.  Aufl. 

1887.  —  Derselbe,  Instruktion  zur  (wesrhäft-s- 
und  Buchßlhrung  der  Darlehnskassenr  ereine, 
Neuwied  1869,  4.  Aufl.,  188;t.  —  Derselbe, 
Kurze  Anleitung  zur  Gründung  von  Darlehns- 
kussenvereinen,  6.  Aufl.,  Neuwied  1888.  —  Charles 
Haynei^i,  Manual  des  Banques  populaires, 
Paris  1896.  —  Jtetzbach,  Die  Handwerker  und 
die  Kreditgenossenschaften,  1899.  —  Stephan 
Richter,  Der  landwirtschaftliche  Kredit  und 
die  Spar-  und  Darlehnsv ereine,  1888.  —  Richter, 
Das  Reich^gesetz  v.  1.  Mai  1889  betr.  die  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenscfiaften,  189)1.  — 
Comte  de  Rocquigny,  La  Cooperation  de  pro- 
duction  dans  Vagrictdture,  syndicats  et  societccs 
cooperatives  agricoles  1896.  —  F.  Schnitd,  Die 
Genossenschaftssysteme  von  tSchulze-Delitzsch  und 
Raiffeisen,  1888.  —  Schtnid,  Die  geschäftlichen 
Ergebnisse  der  Rohstoff-  etc.  Genossenschaften  in 
Oesterreicfi  (August- September-Heft  der  sUiliHi- 
schen  Mmtatsschrift  1897).  —  Schneiiler, 
Taschenbuch  f.  Konsumvereine,  188S.  —  Der~ 
selbe,  Mitteilungen  über  die  deutschen  Bau- 
genossenschaften, 1873.  —  Derselbe  und  Wohl' 
getnuth,  Taschenbuch  ft'ir  Baugenossenschaften 
und  Bau-  und  Sparrereine,  1899.  —  Schulze- 
Delitzsch,  Die  arbeitenden  Klassen,  185S.  — 
Derselbe,  Associationsbuch,  185d.  —  Derselbe, 
Die  Genossenschaft  in  einzelnen  Gewerbszweigen, 

1888.  —  Derselbe,  Vorschuss-  und  Kredit- 
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Existenzminimnm  nnd  seine 
Steuerfreiheit. 

1.  Begriff  und  Begründung  seiner  Berech- 
tigung. 2.  Einwände  und  Einschränkungen. 
3.  Konsequenzen  aus  seiner  Anerkennung.  4. 
Bemessung  der  Höhe  des  steuerfreien  E.,  seine 
Individualisierung.  5.  Thatsächliche  Berück- 
sichtigung des  E.  in  der  Gesetzgebung. 

1.  Begriff  und  Begründung  seiner 
Berechtigung.  Man  versteht  unter  Existenz- 
minimum denjenigen  Einkommensbetnig,  der 
zur  Fristung  des  Lebens  eines  einzelnen  oder 
einer  Familie  notwendig  ist.  Die  Steuer- 
freiheit diesc^s  Existenzminimums  ^)  liegründet 
sich  folgendermassen :  Die  Steueii.)flicht  hat 
wie  jede  andere  Pflicht  ihre  Grenze  in  der 
Möglichkeit  ihrer  Erfüllung.  Die  Lebens- 
be(lingungen  des  Staates  stehen  zwar  höher 
als  die  Lebensbedingungen  der  einzelnen 
Staatsangehörigen;  der  Staat  darf  deshalb 
in  Notfällen  auch  das  an  sich  unbegrenzte 
Vermögensopfer,  ja  selbst  das  Leben  von 
seinen  Angehörigen  fordern,  wenn  dies  not- 
wendig ist,  um  sein  Dasein  zu  erhalten. 
Aber  der  Staat  hat  auch  Pflichten  gegen 
diejenigen,  die  ihm  angehören ;  er  darf  keine 
daucnuiden  Einriehtmigen  treffen,  welche  die 
Selbsterhaltung  und  das  Dasein  seiner  Mit- 
glieder gefährden.  Die  Gemein scliaft  negiert 
sich  sonst  selbst.  Daraus  folgt,  dass  das 
regelmässige  Recht,  Steuern  zu  fonlern,  erst 
da  beginnt,  wo  das  Einkommen  des  einzelnen 
den  zur  Erhaltung  seines  Lebens,  .seiner 
Gesundheit  und  Arbeitskraft  erforderlichen 
Bedai'f  überschreitet.  Wo  der  letztere  ge- 
deckt ist  und  der  Genuss  des  Entbehrlichen 
beginnt,  da  beginnt  die  Steuerfähigkeit. 
Nicht  der  standesgemä^^se,  sondern  der  un- 
bedingt notwendige  Lebensbedarf  entscheidet. 
Die  steuerliche  Befreiung  des  Existenz- 
minimums ist  ein  Pi-oblera,  das  zunächst 
nur  die  direkten  Steuern  angeht.  Bei  den 
indirekten  Steuern  reguliert  sich  die  Steuer- 
freiheit des  Existenzminimums  zum  Teil 
von  selbst,  da  sie  nicht  auftreten,  wenn  die 
Ausgabemöglichkeit  nicht  besteht.  Soweit 
infolge  der  Steuer  der  Verbrauch  sich  in 
schädlicher  Weise  einschränken  muss,  liegt 
eine  ünvollkommenheit  vor,  die  zur  Ver- 
urteilung derVerbrauchssteuern  bei  allgemein 


*j  Als  derjenige ,  der  die  Lehre  von  der 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  zuerst 
formuliert  hat,  gilt  Jeremias  Bentham:  sie 
wurde  von  seinem  Schüler  Stuart  Mill  ange- 
nommen und  drang  seitdem  weiter  in  Litteratur 
und  Gesetzgebung. 
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als  imentl)ehrlich  anerkannten  Waren  führt. 
Jedenfalls  bedeuten  aber  die  indirekten  Ver- 
brau(^hsiibgaben  für  ihre  Träger  eine  Ijast, 
ein  Opfer,  aber  ein  solches,  von  dem  die 
weniger  bemittelten  Klassen  der  Bevölkerung 
verhältnismässig  schwerer  getroffen  werden 
als  die  bemittelteren  Klass(»n:  erst  kürzlich 
hat  Xeumann  wieder  wahi-scheinlich  gemacht, 
dass  die  Reichsabgaben  an  Salz,  Zucker, 
Tliee  etc.  ein  Einkommen  unter  800  Mark 
mit  4,510/0,  ein  solches  über  10000  Mark 
mit  1,1^0  belasten.  Dadurch  gewinnt  die 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  eijie 
weitere  B(»gründung  und  Aufgabe;  sie  soll 
mit  dazu  dienen,  diest*  imgleiche  Belastiuig 
möglichst  zu  komi)ensieren.  Die  Steuerfrei- 
heit des  Existenzminimums  bei  den  direkten 
Steuern  erhält  noch  weiter  einen  mächtigen 
Stützpunkt  von  Seiten  der  in  bn*iter  Er- 
fahrung wurzelnden  st en ertechnischen  Er- 
fahnmg.  Bei  kleinen  Einkommen  verursacht 
nämlich  die  Veranlagung  und  Einziehung 
der  Steuer  soviel  Aufwand  an  Z(ut,  Mühe 
und  Geld,  dass  zwischen  Aufwand  und  Ein- 
nahme leicht  ein  schreiendes  Missverhältnis 
entsteht.  Man  hat  es  mit  sehr  viel  Steuer- 
l)flichtigen,  aber  mit  gelingen  Steuererträgen 
zu  thun.  Im  Königreich  Sachsen  betrug 
z.  B.  1892  die  Zahl  der  mit  300—500  Mark 
noch  Eingeschätzten  allein  34,11  ^^  o  tler  veran- 
lagten Personen,  diese  brachten  aber  nur 
1,06  ®.o  des  G(*samtertrags  auf.  Dazu  kommt, 
dass  die  Beitreibung  bei  diesen  kleinen  Ein- 
kommen mit  vielen  Härttm  verbunden  ist 
mul  die  Verfolgten  mit  gi'osser  Erbitterung 
erfüllt.  Gewohnt,  von  der  Hand  in  den 
Mund  zu  leben,  zeitweise  zu  unfreiwilliger 
Arbeitslosigkeit  verurteilt,  können  die  kleinen 
Leute  oft  nur  schwer  selbst  massige  Steuer- 
beträge aufbringen.  Nicht  stalten  müssen 
Stücke  aufs  Pfandhaus  wandern.  Häufig 
verläuft  die  Exekution  vergeblich.  Kommt 
es  aber  wirklich  zu  einer  Zwangsversteige- 
rung, so  werden  Preise  erzielt,  welche  hinter 
dem  wirklichen  Wert  der  Sachen  w(»it  zurück- 
bleiben, so  dass  der  Yt^rfolgte  hierdurch  und 
durch  die  Kosten  schwer  geschädigt  wird. 
Man  hat  neuerdings  in  Württemberg  die 
Kosten  der  Veranlagung  und  Erhebung  ^)  auf 
1,10  Mark  pro  Censiten  geschätzt;  selbst  bei 
einem  Steuerfuss  von  4^;^^  würden  die  Kosten 
hei  den  Einkommenstufen  öOO — 650  Mark 
55« 0,  bei  650—800  Mark  36,66 »o,  bei  800 
bis  950  27,50^0'  ^«  950—1100  18,33 ^»o  des 
bezüglichen  Aufkommens  verschlingen.  In 
Mannheim  wurde  1892  festgestellt,  dass  der 
Aufwand  für  die  Erhebung  der  direkten  Ge- 
meindesteuern von  den  sechs  untersten  Ein- 
kommenstufen, die  bis  zu  1000  Mark  Einkommen 
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*)  Vgl.  auch  die  interessante  Detaillierung 
der  Arbeit  der  Steuerbehörden,  wie  sie  die 
sächsische  Kegienmg  in  der  Kommission  gab 
(Finanzarchiv  12  (1895)  S.  753). 


reichen,  nahezu  ^4  des  Einnahmesoll  und  über 
^,5  der  thatsächlichen  Einnahmen  in  Anspruch 
genommen  habe.     (Finanzarchiv  1895  S.  222.) 

In  Preussen  kamen  in  den  Jahren  1878/81 
—  allerdings  schlechte  Jahre  —  auf  je  100 
Personen,  die  mit  420—660  Mark  veranlagt 
waren,  24,6  Pfändungen  und  bei  den  mit  660 
bis  900  Mark  Eingeschätzten  25,8  Pfändungen, 
von  denen  mehr  als  die  Hälfte  fruchtlos  war. 
Noch  schlimmer  aber  waren  die  Zahlungen  in 
den  Städten;  in  Berlin  hatte  es  bei  viertel- 
jähriger Hebung  in  den  beiden  untersten  Klassen 
70,0  und  (>5,6  Pfändungen  gegeben,  in  Breslau 
mit  monatlicher  Hebung  sogar  229,1  und  166,8 
Pfändungen;  dabei  waren  in  Berlin  unter 
190000  Pfändungen  178000,  in  Breslau  unter 
98000  Pfändungen  79000  fruchtlos  ausgefallen. 

In  Leipzig  musste  1891  in  den  Klassen  500 
bis  950  gegen  26 — 40^1^  der  Steuerpflichtigen 
der  Zwangsweg  beschritten  werden. 

2.  Einwände  und  Einschränkuni^en. 

Die  Fnnlassung  des  Existenzminimums  wird 
nicht  allerseits  als  berechtigt  anerkannt.  Es 
giebt  eine  Keilie  von  Schriftstellern,  die 
])rineii)iell  die  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums ablehnen.  So  sagt  noch  neuer- 
dings ("Ohn:  '>Offenbar  ist  von  dem  Stand- 
jnmkt  der  heutigen  Staatsansicht  aus  eine 
Auffassung  zu  missbilligen,  welche  den 
Staat  mit  seinen  Ansprüchen  erst  herein- 
trcten  lässt,  nachdem  die  Notwendigkeit  des 
Leben slxKlarfs  Umfriedigt  ist;  gehört  doch  der 
Staat  vor  allen  Dingen  zu  dieser  Notwendig- 
keit und  ist  daher  sein  Bedarf  ein  Teil  des 
notwendigen  Ltd)ensl)edarfs.«  Das  ist  »offt*n- 
bar<'  hyiKTidealistisch(^  Anschauung  vom 
Staat,  die  praktisch  unhaltbar  ist. 

Ebenso  kann  es  keinen  stichhaltigen 
Einwand  bedeuten,  wenn  Cohn  neuerdings 
die  praktische  Undurchführbarkeit  be- 
hau[)tet,  da  »das  Minimum  der  Lebensnot^ 
dürft  keine  j)hysische,  sondern  eine  mora- 
lische Grösse  sei,  deren  historische  Unter- 
lagen es  selber  an  sich  schon  dem  Fluss 
der  Entwickelung  unterwei-fen,  wie  auf  der 
anderen  Seite  die  Rangstellung  des  Staats- 
hedai^fs  im  Umkreise  (U^s  Gesamtbedarfs 
einer  Nation  wiedennn  nur  durch  sittliche 
Faktoren  bestimmt  wird,  welche  nach  Zeiten, 
Völkern,  Staatsverfassungen  wechseln«.  Mit 
solchen  im  historisclien  Fluss  befindlichen 
Verhältnissen  hat  der  0(»setzgeber  es  immer 
zu  thun,  ohne  dass  er  deshalb  vor  derAuf- 
stelhmg  bestimmter  und  annähernder  Durch- 
schnittsgrössen  zurückschreckt,  ich  erinnere 
niu"  an  das  Strafre(;ht.  Wäre  das  Minimum 
der  Lebensnotdurft  keine  physische,  sondern 
nur  eine  moralische  Grösse,  so  mtisste  man 
sich  nur  wundem,  dass  die  Gesellschaft  die 
Armen  noch  imtorstützt. 

Ein  anderer  Einwand  richtet  sich  speciell 
gegen  eine  Ausdehnung  des  Existenzmini- 
nuuns  durch  Berüeksichtigimg  der  Kopfzalil 
und  der  einzelnen  Haushaltung.  Man  hebt  her- 
vor, der  Staat  habe  selbst  dann,  wenn  eine 
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Volksverraehrung  erwünscht  erscheint,  keinen 
Grund,  sich  dafür  erkenntlich  zu  erweisen, 
ein  Gnmd  zur  Erkenntlichkeit  sei  immer 
bloss  dann  vorhanden,  wenn  die  Gesinnung 
auf  die  dankenswerte  That  gerichtet  war, 
wovon  hier  keine  Rede  sei  (Cohn).  Es  ist 
iedoch  zweifellos ,  dass ,  wenn  man  das 
Existenzminimum  überhaupt  anerkennt,  dies 
nicht  beim  einzelnen  aufhört,  sondern  im 
Yerhältnis  zur  Grösse  der  Familie  stehen 
muss;  der  Gesichtspunkt  der  Volksver- 
mehrung und  die  Gesinnungen,  die  hierbei 
obwalten,  sind  in  der  Frage  ganz  neben- 
sächlich, die  Steuerfreiheit  dürfte  kaum  einen 
entscheidenden  Faktor  für  das  Anwachsen 
einer  Familie  bedeuten. 

Ein  letzter  Einwand  endlich  geht  dahin,  es 
sei  eine  imsittliche,  zu  allen  Grundsätzen  politi- 
scher Ethik  im  strikten  Gegensatz  stehende 
Forderung,  fortschreitenden  Einfluss  im  Staat 
mit  fortschreitender  Befreiung  von  der  Steuer- 
last für  die  Volksmehrheit  Hand  in  Hand 
gehen  zu  lassen.  Diesen  Einwand  halte  ich 
allerdings  für  berechtigt ;  er  führt  aber  nicht 
zur  Aufliebung,  sondern  nur  zur  Einschrän- 
kimg des  Grundsatzes.  Ich  bin  der  Meinung, 
dass  derjenige,  der  so  hart  an  der  Grenze  des 
Existenzminimiuns  steht,  dass  er  dem  Staate 
direkt  nicht  zu  steuern  vermag,  kein  Recht 
haben  soll  mitzuthaten;  Vollbürger  ist  nur 
derjenige,  der  nicht  nur  Rechte,  sondern 
auch  Pflichten  übt  und  zu  üben  vermag. 
Es  führt  auch  zu  praktischen  Ungeheuerlich- 
keiten, wenn  man  die  steuerfreie  Masse 
ohne  jede  eigene  Verpflichtung  die  besser 
situierte  Minorität  emfach  vergewaltigen 
lässt.  In  der  Schweiz  hat  der  Gedanke 
vielfach  zu  einer  Aktivbürger-  und  Stimm- 
berechtigungssteuer  geführt. 

3.  Konseqnenzen  aus  seiner  Aner- 
kennnng.  Die  principielle  Anerkennung  der 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  ist  von 
weittragender  Bedeutung  für  andere  Grund- 
sätze im  Steuerwesen.  Sie  führt  in  not- 
wendiger Konsequenz  zur  Unterscheidung 
und  verschiedenen  Belastimg  fundierten  und 
unfundierten  Einkommens  imd  zur  Progression 
oder  verschiedenen  Steuerbelastung  nach  der 
Grösse  des  Einkommens.  Wenn  das  Existenz- 
minimum für  den  einzelnen  auf  900  Mark 
festgesetzt  wird  und  von  2  Personen  bezieht 
der  eine  1000,  der  andere  2000  Mark,  so  ist 
der  eine  steuerpflichtig  für  1000—900  =  100, 
der  andere  für  2000—900  =  1100  Mark. 
Der  zweite  ist  nicht  doppelt  so  steuerfähig 
wie  der  erste,  sondern  11  mal  so  steuerfähig 
—  das  bedingt  also  —  unabhängig  von 
etwaigen  weiteren  einschlägigen  Gesichts- 
punkten —  die  Progression,  sofern  man  nicht 
das  Existenzminimum  von  jedem  Einkommen 
abziehen  lässt.  Ebenso  klar  ist,  dass  die 
Berücksichtigung  der  notwendigstenExistenz- 
mittel  sich  nicht  bloss  auf  die  Zeit  der  Er- 


werbsfähigkeit erstrecken  darf,  sondern  auch 
die  Zeit  der  Erwerbsunfähigkeit  ins  Auge 
fassen  muss.  Derjenige,  der  hinlänglich 
fundiertes  Einkommen  hat,  ist  auch  für  diese 
Zeit  gesichert,  derjenige,  der  unfundiertes 
hat,  muss  für  diese  Sicherung  erst  sorgen 
durch  Rücklagen  aus  dem  Einkommen.  Es 
ist  billig,  wenn  der  Staat  diese  Vorsorge 
seinen  Ansprüchen  vorgehen  lässt  und  das 
unfundierte  Einkommen  schont 

4.  Bemessung  der  Höhe  des  steuer- 
freien E.,  seine  Individnalisierong.  Ein 
rationell  ausgestaltetes  steuerfreies  Existenz- 
minimum verlangt  vor  allem  eine  Berücksich- 
tigung des  verschiedenen  Geldwertes.  Die 
Kaufkraft  des  Geldes  variiert  ausserordentlich 
von  Ort  zu  Ort ;  es  liegt  auf  der  Hand,  dass  eine 
Freilassung  von  900  Mark  in  Hamburg  eine  an- 
dere Bedeutung  hat  als  die  derselben  Summe 
in  irgend  einer  entlegenen  Gebirgsgegend.  Im 
einen  Fall  knapp  ausreichend,  ist  sie  im 
anderen  viel  zu  reichlich  bemessen.  Die 
Ausführung  dieser  theoretisch  unstreitig 
richtigen  Forderung  ist  praktisch  natürlich 
schwer  zu  erfüllen;  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  findet  sie  von  selbst  ihre  Berück- 
sichtigung, wenn  es  sich  um  sehr  kleine 
Staatswesen  handelt  (Einzelkantone  in  der 
Schweiz,  Einzelstaaten  in  Deutschland);  in 
grösseren  Staaten  liesse  sich  derselben  in 
etwas  Rechnung  tragen  dadurch,  dass  man 
für  grosse  und  kleine  Orte  ein  verschiedenes 
Existenzminimum  festsetzte. 

Selbstverständlich  muss  bei  der  Be- 
messimg  der  Höhe  des  steuerfreien  Existenz- 
minimums auch  in  Erwägimg  gezogen  wer- 
den der  Umfang  der  indirekten  Steuern 
bezw.  das  Mass,  in  welchem  die  unteren 
Einkommensklassen  von  den  indirekten  Ver- 
brauchssteuern mehr  getroffen  sind  als  die 
höheren. 

Schwer  fäUt  femer  in  die  Wagschale  die 
finanzielle  Lage  des  Haushalts,  die  Opfer- 
wiDigkeit  der  leistungsfähigeren  Klassen  und 
ihre  hinlänglich  starke  numerische  Ver- 
tretung, um  eventuell  den  Ausfall  leicht  von 
ihnen  übernehmen  lassen  zu  können.  Wenn 
die  Gesamtheit  der  Bevölkerung  sich  nahe 
am  Existenzminimum  bewegt,  so  ist  es 
schwer,  die  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums zu  verwirklichen;  ein  solches 
Gemeinwesen  ist  finanziell  und  wirtschaft- 
lich wenig  leistungsfähig,  unter  umständen 
ein  siecher  Körper.  Gemeinden,  die  über- 
wiegend nur  Bezüge  kleiner  Einkommen, 
dagegen  viele  öffentliche  Aufgaben  zu  er- 
füllen haben,  zeigen  oft  grosse  Zurückhaltung 
in  der  Gewährung  von  steuerfreien  Existenz- 
minima,  wie  manche  Kleinstaaten  auch. 

Wie  schon  oben  hervorgehoben,  sollte, 
wenn  man  die  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums anerkennt,  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen werden,  ob  es  sich  um  eine  einzeln- 
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stehende  Person  oder  um  eine  Familie  han- 
delt, imd  zwar  sollte  man  die  Grrösse  der 
Familie  und  die  Erwerbsfähigkeit  ihrer  Mit- 
glieder, ob  z.  B-  die  Kinder  erwachsen  sind 
oder  nicht,  mit  in  Anschlag  bringen.  That- 
sächlich  zeigt  die  Gesetzgebung  in  dieser 
Richtung  bereits  viel  Entgegenkommen ;  vgl. 
unten  z.  B.  Preussen,  Braunschweig,  Basel- 
Stadt,  Luzem,  Appenzell  a.  Rh.,  Solothum, 
Neuchatel,  Zug,  Waadt. 

Eine  weitere  principiell  nicht  unwichtige 
Frage  ist  die,  ob  man  die  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums  nicht  auf  das  unfundierte 
Einkommen  vorwiegend  beschränken  soll. 
Man  kann  sagen,  es  ist  kein  Grrund  vor- 
handen, den,  der  kümmerlich  von  seinen 
Renten  lebt  und  nicht  arbeiten  will,  noch 
besonders  darin  zu  bestärken,  zumal  wenn 
man  sonst  das  fundierte  Einkommen  doppelt 
trifft  und  für  die  höheren  (meist  auch  fun- 
dierten) Einkonmien  hohe  rrogressionssätze 
hat.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die 
Gesetzgebung  vielfach  Neigung  zeigt,  so  zu 
veiiahren  oder  doch  wenigstens  bei  un- 
fundiertem Einkommen  das  steuerfreie 
Existenzminimum  reichlicher  zu  bemessen. 
Es  hängt  jedoch  viel  vom  Steuersystem 
ab,  ob  dieser  Gesichtspunkt  mehr  oder 
weniger  hervortritt ;  beinahe  gar  nicht  kommt 
er  zur  Geltimg  bei  reiner  Einkommensteuer, 
da  diese  nach  Quellen  nicht  scheidet,  etwas 
mehr  manchmal  bei  den  nach  Quellen  ver- 
zettelten Ertragssteuern,  am  meisten  prägt 
er  sich  aus  bei  jener  Kombination  von  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer,  welche,  wie 
in  der  Mehrzahl  der  Schweizer  Kantone 
es  geschieht,  mit  der  Einkommensteuer  nur 
das  unfundierte  Einkommen  trifft. 

Die  geringe  Freilassung  von  Einkommen 
aus  Vermögen  oder  ihre  gänzliche  Ver- 
weigerung muss  selbstverständlich  Aus- 
nahmen erleiden 

1.  wenn  es  sich  um  arbeitsunfähige, 
alte,  gebrechliche  Leute, 

2.  um  Witwen  und  minorenne  Waisen, 
alleinstehende  Frauenspersonen  handelt  in- 
soweit auch  bei  ihnen  Arbeitsunfähigkeit 
oder  Erwerbsbeschränkung  angenommen  wer- 
den kann. 

Die  Gesetzgebung  weist  nach  dieser 
Richtung  viele  Beispiele  auf  (vgl.  sub  5); 
selbst  in  der  Schweiz,  wo  man  mit  der 
Freilassung  von  Vermögen  ziemlich  sparsam 
ist,  zeigt  man  sich  hier  sehr  entgegen- 
kommend, zumal  die  bevogteten  Personen  in- 
folge der  genauen  Vermögenskontrolle  ohnehin 
schwerer  von  der  hohen  Vermögenssteuer 
getroffen  werden   als  die  Nichtbevogteten. 

Sehr  allgemein  befreit  aUerwärts  der 
Gesetzgeber  das  Vermögen,  soweit  es  aus 
notweridigem  Hausrat  besteht,  teils  weil 
dasselbe  keine  eigentliche  Rente  abwirft, 
teils  alle  Existenzbethätigung  an  einen  ge- 


wissen Hausrat  gebunden  ist  Vielfach  ist 
auch  das  nötige  Handwerks-  und  Feldgerät 
freigestellt. 

Endlich  kann  man  die  Frage  noch  auf- 
werfen, ob  man  das  steuerfrSe  Existenz- 
minimum von  jedem  Einkommen,  wie  gross 
es  auch  ist,  abziehen  lassen  oder  ob  man 
nur  diejenigen  Personen  befreien  soll,  deren 
Einkommen  das  steuerfreie  Existenzmini- 
mum nicht  überschreitet.  Die  Regel  ist  das 
letztere,  doch  kommt  auch  das  erstere  vor, 
z.  B.  in  Aargau,  Zürich,  Zug,  Uri,  Solothum, 
Bern,  Neuchatel,  Waadt.  Es  ist  relativ  von 
untergeordneter  Bedeutung,  ob  man  den 
einen  oder  anderen  Weg  wählt;  durch  die 
Art  der  Progressionsskala  kann  man  beide 
Methoden  sehr  einander  nähern.  Insoweit 
es  sich  um  genaue  Berücksichtigung  der 
Kinderzahl  oder  anderer  zu  unterhaltender 
Personen  handelt,  kann  nattirlich  nur  der 
aUgemeine  Abzug  zum  Ziele  führen. 

5.  Thatsächliche  Berücksichtigniig 
des  E.  in  der  Steaergesetss^bung.  Die 
Gesetzgebung  hat  die  Steuerfreiheit  des  Exis- 
tenzminimums in  ausserordentlich  verschiede- 
nem Grad  anerkannt  Schon  im  Altertum  fehlte 
es,  wie  Röscher  mitteilt,  nicht  an  Beispielen ; 
ebenso  kennt  man  solche  aus  dem  Mittelalter, 
z.  B.  in  Genua  und  Venedig  i),  in  der  Neu- 
zeit ist  aber  der  Grundsatz  immer  sieg- 
reicher durchgedrungen.  Das  ureigenste 
Feld  seiner  Anwendung  sind  diejenigen 
Steuern,  welche  die  ganze  Persönlichkeit 
und  ihre  Leistungsfähigkeit  ins  Auge  fassen, 
also  vor  allem  die  Einkommensteuer.  Der 
Ausbreitung  der  ersteren  folgte  die  Steuer- 
freiheit des  Existenzminimums  auf  dem 
Pfade. 

Schon  das  so  wirksam  gewordene  Pittsche 
Einkommensteuergesetz  von  1798  enthielt  das 
steuerfreie  Existenzminimum,  es  betrug  60  £ 
=  1200  Mark. 

Das  ebenfalls  berühmt  gewordene  Baseler 
Einkommensteuergesetz  v.  6.  April  1840  befreite 
wenigstens  ledige  Frauenspersonen,  sowie 
Witwen  und  Waisen^  deren  Einkommen  500 
Francs  nicht  überstieg,  sowie  Dienstboten, 
Handwerksgesellen,  Taglöhner  und  gewöhnliche 
Fabrikarbeiter,  welche  in  der  Fabrik  selbst 
arbeiteten,  hinsichüich  ihres  Lohns.') 

Auch  die  deutschen  Einkommensteuergesetze 
aus  dem  Revolutionsjahr  1848  haben  das  steuer- 
freie Existenzminimum  eingehend  berücksichtig ; 
z.  B.  das  bayerische  G.  v.  4.  Juni  1848  befreite 
unverheiratete  Personen,  wenn  ihr  jährliches 
Einkommen  nicht  250  Gulden,  Familien  ohne 
oder  mit  nicht  mehr  als  drei  noch  im  elterlichen 
Brote  stehenden  Kindern,  wenn  es  nicht  400 
Gulden,  Familien  mit  mehr  als  drei  im  elter- 
lichen Brote  stehenden  Kindern,  wenn  es  nicht 
500  Gnlden  erreichte.   Analog  das  badische  Ein- 

^)  Vgl.  Sieveking,  Genueser  Finanzwesen 
vom  12.  bis  14.  Jahrhundert,  Freiburg  1898 
S.  132. 

')  Schanz,  Steuern  der  Schweiz  n.  S.  33. 
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kommensteuergeaetz  v.  28.  Juli  1848,  welches 
einzeln  stehende  Personen  befreite,  wenn  ihr 
Einkommen  200  Gulden,  und  Personen  mit 
Familie,  wenn  ihr  Einkommen  300  Gulden  nicht 
überstieg. 

Gehen  wir  zur  Gegenwart  über,  so  finden 
wir  folgfenden  Zustand. 

Bei  den  Einkommensteuern  beträgt  zur 
Zeit  (1898)  die  Grenze  des  steuerfreien  generellen 
Existenzminimums 

300  Mark  in  Schaumburg-Lippe  (G.  v.  20.  Jan. 
1885  §  6) ;  Schwarzburg-Sondershausen 
(G.  V.  1.  Febr.  1894  g  6  Z.  4) ;  Lippe- 
Detmold   (G.  V.  28.  Aug.  1894  §  13). 
400  Mark  im  Königreich  Sachsen  (G.  v.  10.  März 

1894  §  6  Z.  8,  vorher  300  Mark). 
450  Mark  in  Sachsen- Altenburg  (G.  v.  24.  Apr. 

1896  §  16). 
500  Mark  in  Baden  (G.  v.  20.  Juni  1884  Art.  6) ; 
Hessen  (G.  v.  8.  Juli  1884  Art.  35  und 
ebenso  G.  v.  25.  Juni  1895  Art.  49)  und 
nach  dem  Einkommensteuergesetzent- 
wurf von  1895  in  Württemberg. 
600  Mark  in  Sachsen-Meiningen  (G.  v.  18.  März 
1890  Art.  6  Z.  5) ;  Anhalt  (G.  v.  18. 
April  1886  §  6  Z.  5) ;  Lübeck  (G.  v. 
27.  Mai  1889  §  4;  vorher  400  Mark); 
Bremen   (G.   v.   17.    Dez.   1874   §   3 
lit.  a). 
900  Mark  in  Hamburg  (G.  v.   22.   Febr.   1895 
§   2  Z.  1 ;   ebenso   bereits   nach  dem 
G.   V.  7.  März   1881   §  3);    Preussen 
(G.  V.  24.  Juni    1891   §  5);    Braun- 
schweig (G.  V.   16.  April   1896  §  5). 
1020  Mark    =  6U0  fl.  in  Oesterreich  (G.  v.  25. 

Okt.  1896  §  155). 
3200  Mark  =  160  £    in    Grossbritannien    und 
Irland. 
In  diesen  verschiedenen   Grössen   kommen 
recht   augenfällig  die   verschiedenen   Momente 
zur  Geltung,  welche  oben  sub  4  erörtert  wurden. 
Die  vorstehende  Uebersicht  erfährt   einige ! 
Modifikationen    teils    durch    Einschränkungen, 
teils  durch  Erweiterungen, 

Einschränkungen  ergeben  sich  hin- 
sichtlich der  auswärtigen  Steuerpflichtigen, 
welche  im  Staate  Grundbesitz  oder  Gewerbebe- 
trieb haben.  Man  wird  das  billigen  müssen, 
da  das  Existenzminiraum  doch  nur  auf  das 
ganze  Einkommen  einer  Persönlichkeit  zuge- 
schnitten ist;  seine  volle  Anwendung  würde 
hier  leicht  zur  Steuerfreiheit  von  grossem  Be- 
sitzeinkommen  führen. 

Im  Königreich  Sachsen  (§6  Z.  8)  müssen 
die  Genannten,  auch  wenn  ihr  Einkommen  aus 
sächsischen  Grundstücken  und  Gewerbeetablisse- 
ments 400  Mark  nicht  übersteigt,  doch  den  für 
die  unterste  Klasse  bestimmten  Satz  (1  Mark) 
bezahlen. 

In  Sachsen-Meiningen  haben  sie  eben- 
falls für  das  aus  diesen  Quellen  stammende 
Einkommen,  auch  wenn  es  600  Mark  nicht  er- 
reicht, den  niedrigsten  Satz  0,8  ^^/^  zu  zahlen, 
doch  bleibt  der  Jahressteuerbetrag  eines  Steuer- 
pflichtigen unter  50  Pfennigen  ausser  Ansatz. 
In  Sachsen-Altenburg  (§  16  Abs.  21 
haben  sie  von  60  Mark  Einkommen  an  zu 
steuern;  dies  gilt  auch  hinsichtlich  derer,  die 
mit  auswärtigem  Wohnsitz  aus  der  Staatskasse 
Besoldungen,  Pensionen  oder  Wartegelder  be- 
ziehen. 


Die  Einschränkung  erstreckt  sich  in  Sachsen- 
Meiningen  und  in  Sachsen -Altenbnrg  auch  auf 
die  juristischen  Personen.  Auch  in  Württem- 
berg hat  die  Kommission  der  ersten  Kammer 
eine  Herabsetzung-  des  steuerfreien  Existenz- 
minimums von  5(K)  auf  200  Mark  für  Fälle  wie 
die  in  Sachsen-Altenburg  vorgesehenen  vorge- 
schlagen. 

Erweiterungen  über  das  generelle 
steuerfreie  Minimum  hinaus  gewähren: 

Schwarzburg-Sondershausen  (§  6 
Z.  6),  indem  es  Personen  vor  vollendetem  18. 
Lebensjahre  befreit,  sofern  das  Einkommen  der- 
selben aus  Vermögen  oder  Betrieben  den  Betrag 
von  600  Mark  jährlich  nicht  übersteigt. 

Lippe-Detmold  (§2  Z.  8)  lässt  die  zur 
ersten  Stufe  eingeschätzten  Personen  frei,  wenn 
diese  am  1.  Januar  des  Jahres,  für  welches  die 
Veranlagung  geschieht,  ihr  60.  Lebensjahr  zu- 
rückgele^.  naoen,  erweitert  also  für  diese  das 
steuerfreie  Existenzminimum  von  300  Mark 
auf  400  Mark. 

Hessen  (Art.  6)  befreit  Arme,  die  im 
Wege  der  öflFentlichen  Armenpflege  eine  fort- 
dauernde Unterstützung  erhalten  oder  in  öffent- 
lichen Anstalten  auf  öffentliche  Kosten  verpflegt 
werden  oder  welche  ihren  Unterhalt  ganz  oder 
zum  grössten  Teile  durch  Privatwohlthätigkeit 
empfangen,  ohne  dafür  eine  Grenze  zu  setzen; 
ferner  diejenigen  Personen,  welche  das  18. 
Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  so- 
fern sie  nicht  ein  selbständiges  Einkommen  von 
wenigstens  700  Mark  beziehen,  sowie  unter 
gleicher  Voraussetzung  auch  Personen  höheren 
Alters,  welche  zu  ihrer  Ausbildung  ein  Gym- 
nasium, eine  Universität  oder  andere  Ünterrichts- 
anstalten  besuchen;  auch  Invaliden,  die  eine 
Invalidenpension  beziehen,  sofern  ihr  Gesamt- 
einkommen den  Betrag  von  600  Mark  nicht  er- 
reicht, sowie  Invaliden,  welche  infolge  von  Ver- 
letzungen in  ihrer  Erwerbsthätigkeit  wesentlich 
geschädigt  sind,  im  Falle  das  Gesamteinkommen 
weniger  als  700  Mark  beträgt. 

Eine  Verfeinerung  der  Steuerfreiheit 
des  Existenzminimums  liegt  vor,  weun  die 
Einkommensteuergesetze  auf  die  Kinder- 
zahl Rücksicht  nehmen.  Nachdem  das  Ham- 
burger G.  V.  7.  März  1881  (§  3)  und  das 
Lübecker  v.  27.  Mai  1889  (§  5)  Ermässigunff 
von  diesem  Gesichtspunkte  vorgesehen,  hat  auch 
Preussen  in  dem  G.  v.  24.  Juni  1891  diesen 
Weg  begangen,  insofern  nach  §  18  für  jedes 
nicht  selbständig  zu  veranlagende  Familienglied 
unter  14  Jahren  der  Betrag  von  50  Mark  von 
dem  steuerpflichtigen  Einkommen  des  Haushal- 
tungsvorstandes, sofern  dasselbe  den  Betrag 
von  3000  Mark  nicht  übersteigt,  in  Abzug  ge- 
bracht wird,  mit  der  Massgaoe,  dass  bei  Vor- 
handensein von  3  oder  mehr  Familiengliedem 
dieser  Art  auf  jeden  Fall  eine  Ermässigung 
um  eine  Stufe  stattfindet;  bei  2  Kindern  unter 
14  Jahren  rückt  also  das  steuerfreie  Existenz- 
minimum von  900  auf  1000,  bei  4  auf  1100  und 
bei  6  auf  1200  Mark.  Ebenso  das  Braun- 
schweigische G.  V.  16.  April  1896  (§  18). 

Kein  generelles  steuerfreies  Exis- 
tenzminimum kennen  Sachsen- Weimar  (G.  v. 
10.  Sept.  1883  und  2.  Juni  1897) ;  Sachsen-C^oburff- 
Gotha  (G.  V.  16.  Juni  1874) ;  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  (G.  V.  25.  März  1893);  Reuss  j.  L.  (G.  v.  16. 
Juni  1890) ;  Oldenburg  (G.  v.  6.  April  1864  nebst 
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späteren  Nov.);  Waldeck  (G.  v.  7.  Jannar  1865 
nebst  späteren  Nov.);  so  gnt  wie  keines  Reuss 
ä.  L,  (G.  V.  4.  Januar  1893  §  5),  insofern  es  die 
Stenerpflicht  bereits  bei  15  Mark  Einkommen 
beginnen  lässt.^) 

Allein  auch  diese  Staaten  haben  nicht 
schlechtweg  und  durchgängig  das  steuerfreie 
Existenzminimum  negieren  können. 

Sachsen -Weimar  (§  8  Z.  12)  befreit  das 
Einkommen  von  Almosenempfängern;  ebenso 
Reuss  ä.  L.,  das  aber  auch  noch  ein  steuer- 
freies Existenzminimum  von  600  Mark  den- 
jenigen Personen  zubilligt,  die  verheiratet  sind, 
oder  denen,  wenn  sie  verwitwet  sind  und  An- 
gehörige haben,  deren  Alimentation  obliegt; 
ausgeschlossen  bleiben  aber  auswärts  Wohnende, 
welche  aus  der  reussischen  Staatskasse  Besol- 
dung und  Pension  oder  aus  Gewerbsanlagen 
Einkommen  beziehen.  Femer  befreit  es  Per- 
sonen, welche  am  1.  Januar  des  Veranla^ungs- 
jahres  ihr  18.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
oder  ihr  60.  bereits  zurückgelegt  haben,  in 
Ansehung  ihres  Einkommens  aus  Gewerbs- 
und Geschäftsthätigkeit  bis  zu  150  Mark; 
endlich  Witwen  und  Waisen,  sowie  andere 
Personen  in  Ansehung  der  Pensionen,  die  sie 
aus  öfifentlichen  Kassen  beziehen,  ingleichen 
Auszügler  hinsichtlich  ihrer  Auszüge  aus  Land- 
gütern, sofern  diese  Pensionen  oder  diese  Auszüge 
weniger  als  löO  Mark  jährlich  betragen.  Bei 
all  diesen  —  im  Rahmen  einer  Eixikommen- 
steuer  zum  Teil  etwas  auffallenden  —  Bestim- 
mungen ist  im  Auge  zu  behalten,  dass  die 
Einkommensteuer  das  Einkommen  aus  Grund- 
besitz nicht  umfasst,  letzteres  wird  ausschliess- 
lich von  der  Grundsteuer  getroffen.  R  e  u  s  s  j.  L. 
(§  5  Z  1)  befreit  in  der  1.  Abteilung  d.  h.  bis 
zu  3000  Mark  Personen,  welche  im  Wege  der 
öffentlichen  Armenpflege  Unterstützung  be- 
ziehen, ausserdem  (Z.  2)  die  zur  1.  Stufe  ge- 
hörigen Personen  (also  bis  zu  300  Mark), 
welche  am  1.  Januar  desjenigen  Jahres,  für 
welches  die  Veranlagung  geschieht,  ihr  18. 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  oder  ihr  60. 
Lebensjahr  bereits  zurückgelegt  haben. 

In  Oldenburg  (Art.  3  Z.  4)  sind  frei 
diejenigen,  welche  aus  öffentlichen  weltlichen 
oder  kirchlichen  Armenmitteln  unterstützt  wer- 
den, desgleichen  diejenigen,  welche  in  Straf- 
anstalten, Hospitälern,  Irren-  und  Taubstummen- 
anstalten und  ähnlichen  Instituten,  wenn  auch 
nur  teilweise  auf  öffentliche  Kosten  unterhalten 
werden,  sowie  überhaupt  diejenigen,  deren  ge- 
g^esamte  Verhältnisse  so  dürftig  erscheinen,  dass 
sie  ohne  Druck  auch  nicht  einmal  zur  Zahlung 
der  Steuern  der  niedrigsten  Stufe  (1  M.)  für 
fähig  erachtet  werden  können  und  die  deshalb 
auch  zu  BeitTägen  zu  der  Gemeindearmenkasse 
nicht  herangezogen  werden,  ferner  diejenigen, 
welche  auf  Gymnasien,  höhern  Bürgerschiden, 
Schullehrerseminarien,  Navigationsschulen,  der 
Ackerbauschule  oder  andern  öffentlichen  oder  IM- 
vatunterrichtsanstalten  sich  ausbilden;desgleichen 
Lehrlinge  ohne  Verdienst.  Personen  jedoch, 
welche  in  diesen  Verhältnissen  sich  befinden 
und  ein  selbständiges  Einkommen  aus  Vermö- 
gen  oder   sonstigen  Berechtigungen   beziehen. 


^)  Das  Einkommensteuergesetz  bezieht  sich 
nicht  auf  Grund  und  Boden. 


sollen  wegen  dieses  Einkommens  nach  dessen 
Grösse  steuerpflichtig  bleiben,  sobald  dasselbe 
jährlich  wenigstens  225  Mark  beträgt;  femer 
überhaupt  Personen,  welche  beim  Beginn  des 
Steuerjahres  das  17.  Jahr  noch  nicht  vollendet 
haben,  jedoch  nur  insoweit,  als  ihr  Einkommen 
aus  ihrer  ei§:enen  Thätigkeit  entspringt,  nicht 
aber  auch  m  betreff  ihres  Einkommens  aus 
Vermögen  und  sonstigen  Berechtigungen,  sofern 
dieses  Einkommen  wenigstens  225  Mark  beträgt. 
Wal  deck  (§  3  Z.  7—9)  befreit  schlecht- 
weg Arme,  die  im  Wege  Öffentlicher  Armen- 
pflege eine  fortlaufende  Unterstützung  erhalten 
oder  in  öffentlichen  Anstalten  verpflegt  werden, 
sowie  gewöhnliches  Gesinde  und  diejenigen 
Handwerksgesellen,  welche  bei  ihrem  Meister 
Kost    und  Wohnung   erhalten;    diejenigen   da- 

fegen,  die  am  Beginn  des  Verwaltungsjahres 
as  60,  Lebensjahr  vollenden,  bleiben  befreit, 
wenn  sie  den  3  untersten  Stufen  angehören, 
also  10,  15,  20  Pfennige  pro  Monat  zu  zahlen 
hätten. 

Dem  Charakter  der  Ertrags  steuern 
>^^de^st^ebt  die  Berücksichtigung  des  Exis- 
tenzminimums insofern,  als  bei  ihnen  eine 
Zusammenfassung  der  Steuerfähigkeit  fehlt, 
die  Besteuerung  den  einzelnen  Objekten 
folgend,  sich  zersplittert;  allein  selbst  diese 
konnten  sich  der  Macht  der  Verhältnisse 
nicht  entziehen  und  suchten,  so  gut  es  ging, 
sich  mit  dem  steuerfreien  Existenzminimum 
abzufinden. 

Bei  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  ist  die 
Verzettelung  der  Steuer  auf  einzelne  Objekte 
besonders  gross,  eine  Berücksichtigung  eines 
Existenzminimums  deshalb  hier  auch  selten  ge- 
geben. Die  Steuerbefreiung  der  Gebäude  für 
eine  Reihe  von  Jahren  nach  Vollendung  des 
Baues  hat  andere  Gründe;  eine  Art  Existenz- 
minimum für  Häuser  existiert  in  England; 
Häuser  mit  einem  Jahresertrage  unter  20  £  = 
400  Mark  sind  frei.  Seit  dem  Finauzgesetz  v. 
1898  giebt  es  in  England  auch  eine  Steuerbe- 
freiung von  der  Grundsteuer;  von  der  land  tax 
sind  diejenigen  Personen  befreit,  welche  nach- 
weisen, dass  sie  einkommensteuerfrei  sind,  also 
nicht  über  160  £  Einkommen  haben.  (Finanz- 
archiv 16  (1899)  S.  183.) 

Bei  Gewerben  kann  schon  häufiger  ange- 
nommen werden,  dass  darin  die  ganze  Leistungs- 
fähigkeit einer  Persönlichkeit  sich  erschöpft; 
darum  findet  sich  bei  der  Gewerbesteuer  auch 
häufig  eine  Art  von  Existenzminimum.  So  sind 
in  Schaumburg-Lippe  und  Lippe-Detmold  wie 
früher  in  Preussen  frei  die  Handwerker,  welche 
in  der  Regel  nur  im  Lohn  oder  nur  auf  Be- 
stellung arbeiten,  ohne  auch  ausser  den  Jahr- 
märkten ein  offenes  Lager  von  fertigen  Waren 
zu  halten,  solange  sie  das  Gewerbe  nur  für  ihre 
Person  oder  mit  einem  erwachsenen  Gehilfen  und 
mit  einem  Lehrling  betreiben.  Eine  ähnliche 
Bestimmung  besteht  auch  in  Schwarzburg-Ru- 
dolstadt.  In  den  genannten  3  (4y  Staaten  sind 
auch  Weberei  und  Wirkerei,  sofern  dieselbe  als 
Nebenbeschäftigung  oder  auf  nicht  mehr  als 
4  Stühlen  betrieben  wird,  gewerbestenerfrei  ge- 
lassen :  in  Braunschweig  ist  die  Freilassung  auf 
2  Stühle  beschränkt.  Das  preussische  Gewerbe- 
steuergesetz V.  24.  Juni   1891,   für   den   Staat 
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inzwischen  aufj^eboben,  batte  die  Befreiung  nocb 
weiter  ausgedehnt,  insofern  alle  Gewerbtreiben- 
den,  welche  unter  1500  Mark  Gewerbsertrag 
oder  unter  3000  Mark  Anlage-  und  Betriebska- 
pital hatten,  steuerfrei  blieben.  Das  neue  baye- 
rische Gewerbesteuergesetz  v.  9.  Juni  1899  be- 
freit Gewerbsteuerpflichtige,  in  deren  Gewerbe 
entweder  kein  oder  nur  ein  geringfügiges  Be- 
triebskapital verwendet  wird,  wenn  das  Jahres- 
erträgnis aus  dem  Gewerbe  unter  500  Mark 
zurückbleibt  und  das  Gesamteinkommen  ein- 
schliesslich der  Bezüge  aus  anderen  Quellen  den 
Jahresbetrag  von  700  Mark  nicht  übersteiget. 
Auch  die  französische  Gewerbesteuergesetz- 
gebung kennt  eine  grosse  Zahl  Befreiungen; 
so  gilt  dies  namentlich  von  den  Handwerkern, 
die  zu  Hause  ohne  Gehilfen  oder  Lehrlinge 
arbeiten. 

Bei  der  Kapitalrentensteuer,  welche  ohne- 
hin oft  einen  einkommenartigen  Charakter 
erhält,  ist  ein  freies  Existenzminimum  sehr 
häufig,  besonders  wenn  aus  den  Nebenumständen 

fescmossen  werden  kann,  dass  die  Kapitalrente 
as  einzige  oder  hauptsächlichsteEinkommen  ist. 
Nach  dem  neuen  bayer.  Kapitalrentensteuergesetz 
V.  9.  Juni  1899  bleiben  frei  die  Kapitalrenten  unter 
70  Mark;  femer  die  einen  Jahresbetrag  von 
400  Mark  nicht  tibersteigenden  Kapitalrenten 
folgender  Personen,  *wenn  sie  im  ganzen  nicht 
mehr  als  700  Mark  Einkommen  beziehen:  der 
Witwen,  der  geschiedenen,  verlassenen  oder 
nach  t$  1575  des  B.G.B.  getrennt  lebenden 
Ehefrauen,  der  vaterlosen  Mmderjährigen,  der 
unter  Art.  2  lit.  a.  des  Einkommensteuergesetzes 
fallenden  Personen  (gewöhnliche  Tagelöhner, 
Dienstboten,  Lohndiener,  Handwerksgesellen, 
Gewerbsgehilfen  und  Fabrikarbeiter,  Schreiber 
und  andere  Personen,  deren  Dienstverhältnis 
durch  den  Dienstvertrag  nicht  für  einen  Monat 
oder  länger  gesichert  ist),  welche  im  Brote 
ihres  Dienstherrn  oder  Familienhauptes  stehen 
und  keine  eigene  Wohnung  haben,  sowie  der  er- 
werbsbeschränkten Personen.  Diejenigen  Steuer- 
pflichtigen, deren  Kapitalrente  den  Jahresbe- 
trag von  2000  Mark  nicht  übersteigt  und  wel- 
chen nicht  nach  den  vorstehenden  Vorschriften 
gänzliche  Befreiung  von  der  Kapitalrenten- 
steuer zukommt,  haben,  wenn  sie  ausser  der 
Kapitalrente  aus  anderen  Erwerbsquellen  ent- 
weder kein  oder  nur  ein  geringfügiges  Einkom- 
men beziehen,  lediglich  die  Hälfte  der  in  Art.  2 
bestimmten  Steuersätze  zu  entrichten.  Bei 
Steuerpflichtigen,  deren  Kapitalrente  den  Jahres- 
betrag von  3000  Mark  und  deren  Gesamtein- 
kommen einschliesslich  der  aus  anderen  Quellen 
herrührenden  Einkünfte  den  Jahresbetrag  von 
5000  Mark  nicht  übersteigt,  können  die  Leis- 
tungsfähigkeit wesentlich  beeinträchtigende  Ver- 
hältnisse berücksichtigt  werden.  In  Hessen  sind 
nach  dem  G.  v.  10.  Juli  1895  kapital  reuten  steuer- 
frei diejenigen  Personen,  deren  steuerbare 
Zinsen  die  Summe  von  100  Mark  nicht  erreichen ; 
sind  diese  Personen  Witwen,  elternlose  Minder- 
jährige oder  sind  sie  erwerbsunfähig,  so  bleiben, 
wenn  ihr  Gesamteinkommen  1500  Mark  nicht 
übersteiget,  ihre  jährlichen  Rentenbezüge  bis  zu 
750  Mark  unbestenert.  Baden  gewährt  allen, 
deren  steuerbare  Zinsen  und  Renten  nach  Ab- 
zug etwaiger  Schuldzinsen  und  Lasten  die 
Summe  von  60  Mark  jährlich  nicht  tibersteigen, 
sowie  Witwen,  elternlosen  Minderjährigen  und  er- 


werbsunfähigen Personen,  sofern  ihr  steuerbares 
Einkommen  im  ganzen  den  Betrag  von  500  Mark 
jährlich  nicht  übersteigt,  Freiheit  von  der  Ka- 
pitalrentensteuer. Auch  Württemberg  bestimmt, 
dass  die  einen  Jahresbetrag  von  500  Mark  nicht 
übersteigenden  Zinsen  und  Renten  derjenigen 
Witwen,  Waisen  und  gebrechlichen  Personen, 
welche  im  ganzen  nicht  mehr  als  500  Mark 
Einkommen  beziehen,  steuerfrei  bleiben,  ohne 
Unterschied,  ob  dieselben  bei  einer  Witwen- 
und  Waisenanstalt  beteiligt  sind  oder  nicht. 
(G.  V.  31.  März  1887.) 

Bei  der  Lohn-  und  Besoldungssteuer  kommt 
gleichfalls  die  Steuerfreiheit  des  Existenzmini- 
mums vor.  So  sind  in  Bayern  nach  dem  G.  v. 
9.  Juni  1899  von  der  sogenannten  speciellen 
Einkommensteuer  befreit  weibliche  Personen, 
deren  unter  das  Gesetz  fallende  Einkommens- 
bezüge den  Jahresbetrag  von  500  Mark  und 
deren  Gesamteinkommensbezüge  einschliesslich 
jener  aus  anderen  Quellen  den  Jahresbetrag 
von  700  Mark  nicht  übersteigen;  die  unter 
Art.  2  lit.  a.  fallenden  Personen  (siehe  oben), 
welche  im  Brote  ihres  Dienstherm  oder  Fami- 
lienhauptes stehen  und  keine  eigene  Wohnung 
haben,  sofern  deren  Einkommen  nach  den  ersten 
2  Klassen  des  Art.  5  (also  Einkommen  bis  750  M.) 
zu  besteuern  wäre;  W^itwen,  geschiedene  oder 
verlassene  Ehefrauen,  dann  solche  Ehefrauen,  für 
welche  die  eheliche  Gemeinschaft  nach  §  1575 
des  B.G.B.  aufgehoben  ist,  vaterlose  Minder- 
jährige sowie  erwerbsbeschränkte  Personen  hin- 
sichtlich ihrer  Pensionen  oder  Alimentationen  ein- 
schliesslich der  Bezüge  aus  Beamtenunter- 
stützungs-  und  Töchterkassen  und  hinsichtlich 
etwaiger  Unfall-,  Krankenversicherungs-,  Inva- 
liditäts-  und  Altersrente,  Mitglieder  von  frei- 
willigen Feuerwehren  oder  deren  Hinterbliebenen 
hinsichtlich  ihrer  Bezüge  aus  der  Landesfeuer- 
wehr-Unterstützungskasse,  wenn  die  erwähnten 
Einkommensbezüge  denJabresbetrag  von  750Mark 
und  deren  Gesamteinkommensbezüge  einschliess- 
lich jener  aus  anderen  Quellen  den  Jahresbetrag 
von  1200  Mark  nicht  übersteigen.  Personen, 
welche  zur  (speciellen)  Einkommensteuer  pflichtig 
und  nicht  ohnehin  von  dieser  Steuer  ausgenommen 
sind,  ist  eine  Befreiung  von  der  Einkommen- 
steuer auf  Antrag  zu  gewähren,  wenn  deren 
unter  das  Gesetz  fallende  Einkommensbezüge 
den  Jahresbetrag  von  500  Mark  und  deren 
Gesamteinkommensbezüge  einschliesslich  jener 
aus  anderen  Quellen  den  Jahresbetrag  von 
700  Mark  nicht  übersteigen. 

Relativ  leicht  gestaltet  sich  die  Berück- 
sichtigung des  steuerfreien  Existenzmini- 
mums bei  der  Kombination  einer  allge- 
meinen Yermögens-  xmd  allgemeinen  Fän- 
kom  mensteuer. 

Preussen  befreit,  wie  schon  oben  hervor- 
gehoben, die  Einkommensbezüger,  deren  Ein- 
kommen nicht  über  900  Mark  hinausgeht,  und 
dehnt  es  aus  je  nach  Grösse  der  Familie.  In 
der  Vermögenssteuer  (Ergänzungssteuergesetz 
V.  14.  Juli  1893,  Finanzarchiv  10  (1893)  S.  802) 
bleiben  frei  Möbel,  Hausrat  und  andere  beweg- 
liche körperliche  Sachen,  insofern  dieselben  nicht 
als  Zubehör  eines  Grundstücks  oder  als  Bestand- 
teil eines  Anlage-  und  Betriebskapitals  anzu- 
sehen sind;  femer  werden  nicht  herangezogen 
Personen,  deren  steuerfreies  Vermögen  aen  Ge- 
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imtwert  Ton  6000  Mark  nicht  übersteigt;  wie 
ie  Begründung  geltend  macht,  bedeutet  ein  so 
eringes  Vermögen  in  der  Regel  nur  das  Mittel 
ar  Verwertung  der  Arbeitskraft  und  verdient 
chonung  ebenso  wie  das  bis  zn  dieser  Höhe 
für  Notfälle,  Alter  und  Krankheit  zurückgelegte 
parkapital".  Weiter  sind  frei  diejenigen  Per- 
)uen,  deren  nach  Massgabe  des  Einkommen- 
euergesetzes  zu  berechnendes  Jahreseinkommen 
sn  Betrag  von  900  Mark  nicht  übersteigt,  in- 
)fern  der  Gesamtwert  ihres  steuerbaren  Ver- 
ögens  nicht  mehr  als  20000  Mark  beträgt. 
s  wollte  damit  das  steuerfreie  Existenzminimum 
3r  Einkommensteuer  annähernd  auch  auf  die 
ermögenssteuer  übertragen  werden;  nicht 
'.hlechtweg  liess  man  900  Mark  Einkommen 
itscheiden,  weil  sonst  grosse  Vermögen,  welche 
iitweise  keinen  oder  nur  einen  geringen  Ertrag 
efern,  unbesteuert  geblieben  wären.  Nicht  her- 
igezogen  werden  weibliche  Personen,  welche 
Inder  jährige  Familienangehörige  zu  unterhalten 
iben,  vaterlose  minderjährige  Waisen  und  Er- 
erbsunfähige,  insofern  das  steuerbare  Vermögen 
jr  bezeichneten  Personen  den  Betrag  von  20000 
ark  und  das  nach  Massgabe  des  Einkommen- 
euergesetzes  zu  berechnende  Jahreseinkommen 
jrselben  den  Betrag  von  1200  Mark  nicht  über- 
eigt.  Personen,  deren  Vermögen  32000  Mark 
[cht  übersteigt,  werden,  wenn  sie  nicht  zur 
inkommensteuer  veranlagt  sind,  mit  höchstens 
3Iark  jährlich,  wenn  sie  zu  den  ersten  4  Stufen 
?rselben  veranlagt  sind,  höchstens  mit  einem 
m  2  Mark  unter  der  von  ihnen  zu  zahlenden 
inkommensteuer  verbleibenden  Betrage  zur  Er- 
Linzungssteuer  herangezogen.  Steuerpflichtigen, 
eichen  auf  Grund  des  §  19  des  Einkommen- 
euergesetzes  eine  Ermässigung  der  Einkommen- 
ener  gewährt  wird,  kann  bei  der  Veranlagung 
ich  eine  Ermässigung  der  Ergänznngssteuer 
m  höchstens  zwei  Stufen  gewährt  werden,  so- 
rn  das  steuerpflichtige  Vermögen  nicht  mehr 
s  52000  Mark  beträgt.    {§  19.) 

Die  braunschweigische  und  hessi- 
3  h  e  Gesetzgebung  von  1899  (Finanzarchiv  16. 
irg.  1899  2.  Band)  folgt  der  preussischen  mit 
nigen    Einschränkungen    und   Modifikationen. 

Zu  der  Kategorie  der  Staaten,  welche  eine 
l^emeine  Einkommensteuer  und  eine  allge- 
eme  Vermögenssteuer  mit  einander  kombinieren, 
ghören  auch  Basel-Stadt,  Basel-Land,  Solothum 
ad  Tessin. 

In  Basel-Stadt  sind  nach  dem  G.  v.  14. 
ktober  1897  frei  die  Vermögen  unter  5000 
rancs ;  Witwen  mit  minorennen  Kindern,  wenn 
r  Vermögen  unter  20000  Francs  beträgt; 
inderjährige  Waisen  mit  Vermögen  unter  6000 
rancs.  Von  der  Einkommensteuer  sind  frei: 
nverheiratete ,  wenn  ihr  Einkommen  1200 
rancs  pro  Jahr  nicht  überstei^,  mit  */io,  */jo, 
to  ihres  Einkommens,  wenn  ihr  Einkommen 
)00,  2000,  2500  Francs  jährlich  nicht  über- 
eigt ;  Verheiratete,  femer  Witwer  mit  kleinen 
indem,  deren  Einkommen  1500  Francs  jähr- 
3h  nicht  übersteigt,  mit  */io,  *  lo,  */io  ihres  Ein- 
3mmens,  wenn  es  2000,  2500,  3000  Francs  jähr- 
[•h  nicht  übersteigt ;  Witwen  mit  kleinen  Kin- 
?m,  wenn  ihr  Einkommen  2000  Francs  nicht 
»ersteigt,  mit  */,«,  */iq,  */,o  ihres  Einkommens, 
enn  es  2500,  3000,  3500  Francs  nicht  über- 
eigt;  weibliche  Dienstboten,  welche  im  Hause 
ires  Herrn  leben.   B  a  s  e  1  -  L  a  n  d  (G.  v.  4.  April 


1892)  befreit  die  Vermögen  bis  1000  Francs  und 
das  Hausmobiliar ;  die  Einkommen  bis  500  Francs. 
Solothurn  (G.  v.  17.  März  1895)  lässt  frei 
jedes  Vermögen,  das  3000  Francs  nicht  über- 
steigt; vom  Vermögen  erwerbsunfähiger  Per- 
sonen einen  Betrag  bis  7000  Francs;  ganz  all- 
gemein Hausrat,  Kleider,  Handwerksgeschirr, 
Feldgeräte,  landwirtschaftliche  Vorräte,  letztere 
insoweit  sie  Be^^tand teile  des  Wirtschaftsbetriebes 
sind.  Bei  der  Einkommensteuer  sind  als  steuer- 
frei in  Abzug  zu  bringen  für  jede  einem  Haus- 
halte vorstehende  Person  900  Francs,  für  jedes 
Kind  unter  18  Jahren,  dessen  Erziehung  dem 
Haushaltungsvorstand  obliegt,  100  Francs;  für 
einzeln  stehende  Personen  700  Francs.  Tessin 
(G.  V.  4.  Dezember  1894)  befreit  Ackerbaugeräte 
und  Haushaltungsgerät;  die  Einkommensteuer 
lässt  nur  frei  ^  4  des  persönlichen  Verdienstes 
aus  einer  Besoldung,  einem  Beruf  oder  Gewerbe 
und  ^4  des  Gesamteinkommens  von  Familien- 
häuptern, die  wenigstens  4  minderjährige  Kinder 
haben. 

Die  Kombination  von  Vermögens-  und 
Einkommensteuer  ist  auch  derart  möglich, 
dass  die  Vermögenssteuer  alles  Vermögen 
trifft,  beim  Einkommen  dann  aber  die  Rente 
des  Vermögens  (ein  vom  Gesetzgeber  nor- 
miei^ter  Satz,  z.  B.  4  ^/o)  abgezogen  und  auf 
diese  Weise  niu*  das  unfundierte  Einkommen 
von  der  Einkommensteuer  getroffen  wird. 
Das  gewährt  dann  ebenfalls  die  Möglichkeit, 
die  fundierten  Quellen  starker  zu  treffen 
als  die  unfundierten,  zugleich  aber  die  Mög- 
lichkeit, das  steuerfreie  Existenzminimum 
dem  unfundierten  Einkommen  in  bedeutend 
stUi'kerem  Masse  einziuüumen  als  dem  fun- 
dierten. Bekanntlich  gehören  die  Nieder- 
lande^) imd  die  Mehrzalü  der  Schweizer 
Kantone  dieser  Kombination  an.  Ich  lasse 
letztere  nachstehend  folgen  und  zwar  in 
chronologischer  Reihenfolge  der  geltenden 
Gesetze;  es  veranschaulicht  dieser  Modus 
zugleich  das  immer  weitere  Vordringen  der 
Steuerfreiheit  des  Existenzminimiuns  in 
modemer  Zeit.  Wo  die  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums  durch  eine  Kopfsteuer 
wieder  eingeengt  wird,  ist  dies  ebenfalls  an- 
gegeben. 

St.  Gallen  (G.  v.  24.  Februar  1832)  be- 
freit die  Vermögen  unter  210  Francs  sowie 
Handwerks-,  Haus-  und  Feldgerätschaften.  Das 
Einkommensteuergesetz  v.  2ö.  März  1863  befreit 
diejenigen  Einwohner,  deren  jährliches  Ein- 
kommen den  Betrag  von  800  Francs  nicht  er- 
reicht. 

Thurgau  (G.  V.  6.  März  1849)  befreit  das 
Vermögen  von  Waisen,  sofern  dasselbe  den  Be- 
trag von  1000  Francs  nicht  erreicht;  Waisen, 
deren  Vermögen  den  Betrag  von  4000  Francs 
nicht  übersteigt,  sind  nur  zur  Besteuerung  der 
Hälfte  desselben  verpflichtet.  Von  der  Ein- 
kommensteuer sind  befreit  die  Knechte,  Mägde 
und  Handwerksgesellen. 

Bern  (G.  v.  15.  März  1856)  befreit  Immo- 


*)  Bezüglich   dieser   vgl.   Finanzarchiv   11 
(1891)  S.  287  f. 
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biliareigentum  unter  100  Francs  von  der  Ver- 
mögenssteuer, Bei  der  Einkommensteuer  (G. 
V.  18.  März  1865)  sind  von  jedem  Arbeits-  und 
Beamteneinkommen  600 Francs,  vom  Einkommen 
aus  Leibrenten,  Pensionen  etc.  und  von  verzins- 
lichen Kapitalien,  von  welchen  die  Vermögens- 
steuer nicht  entrichtet  wird,    100  Francs  ab- 

Obwalden  (G.  v.  10.  März  1870)  befreit 
Handwerks-,  Haus-  und  Feldgerät ;  femer  jedes 
Gesamtvermögen  eines  einzelnen  oder  einer 
Familie  in  gemeinschaftlicher  Haushaltung,  wenn 
es  nicht  600  Francs,  sowie  das  Vermögen  einer 
Witwe  und  eines  jeden  elternlosen  Kindes 
unter  16  Jahren,  wenn  es  nicht  1200  Francs 
erreicht;  sobald  diese  Vermögen  sich  höher 
belaufen,  sind  sie  im  vollen  zu  versteuern. 
Von  der  Einkommensteuer  sind  befreit  Knechte 
und  Mägde,  die  bei  ihren  Meisterleuten 
Kost  und  WohnuAg  erhalten  und  deren  Lohn 
in  Geld  300  Francs  nicht  übersteigt,  ebenso 
Handwerksgesellen;  endlich  jede  andere  Person, 
deren  Gesamterwerb  jährlich  nicht  500  Francs 
erreicht;  Leibrenten  und  Pensionen,  deren  jähr- 
licher Betrag  150  Francs  nicht  übersteigt.  Es 
besteht  aber  eine  Kopfsteuer  für  jede  majorenne 
im  Kanton  domizilierte  Person;  sie  beträgt  1 
Franc,  wenn  die  Vermögenssteuer  l^oo  beträgt. 

Zürich  (G.  v.  24.  April  1870)  befreit  von 
der  Vermögenssteuer  die  von  den  Pflichtigen 
benutzten  Kleider,  Bücher,  Feld-  und  Hand- 
werksgerätschaften und  den  nötigen  Hausrat; 
ferner  können  von  dem  Vermögen  von  Waisen 
und  anderen  erwerbsunfähigen  Personen  je  nach 
dem  Grade  des  Bedürfnisses  Beträge  bis  zu 
3000  Francs,  für  den  einzelnen  gerechnet,  von 
der  Staatssteuer  ausgenommen  werdeu.  Von  der 
Einkommensteuer  sind  die  ersten  500  Francs 
stets  frei.  Jeder  Stimmberechtigte  zahlt  aber 
eine  Kopfsteuer  gleich  V»°/oo  der  Vermögens- 
Steuer. 

Graubünden  (G.  v.  28.  August  1881) 
befreit  von  der  Vermögenssteuer  die  von  den 
Steuerpflichtigen  benutzten  Feld-  und  Hand- 
werksgeräte bis  1000  Francs ;  die  zum  Gebrauch 
der  Haushaltung  bestimmten  Mobilien  mit  In- 
begriff von  Wertgegenständen  bis  KXX)  Francs ; 
die  zum  landwirtschaftlichen  Betrieb  gehörige 
Viehhabe;  femer  können  von  dem  Vermögen 
von  Waisen  unter  16  Jahren  und  anderen 
arbeitsunfähigen  Personen  je  nach  dem  Grade 
des  Bedürfnisses  Beträge  bis  auf  3000  Francs, 
für  die  einzelnen  gerechnet,  von  der  Steuer 
ausgenommen  werden.  Von  der  Erwerbsteuer  sind 
befreit  der  landwirtschaftliche  Erwerb ;  jeder  Er- 
werb, welcher  jährlich  weniger  als  200  Francs 
reines  Einkommen  abwirft;  jeder  Erwerb  bis  auf 
800  Francs,  wenn  der  Pflichtige  kein  steuerbares 
Vermögen  besitzt;  jeder  Erwerb  unter  700 
Francs,  wenn  der  Pflichtige  ein  Vermögen  unter 
3000  Francs  versteuert,  jeder  Erwerb  unter  600 
Francs,  wenn  der  Pflichtige  ein  Vermögen  von 
mehr  als  3000  Francs,  aber  unter  5000  Francs 
versteuert.  Die  erwähnten  Steuerbefreiungen 
bis  800,  700,  600  Francs  fallen  dahin,  wenn  der 
Steuerpflichtige  mit  seinen  Eltern  in  gemein- 
schaftlicher Haushaltung  wohnt  und  mit  den- 
selben mehr  als  das  in  obigen  Ziffem  enthaltene 
Vermögensmiuimum  besitzt.  Es  besteht  aber 
eine  Kopfsteuer  von  1  Francs  für  jeden  männ- 
lichen majorennen  Bewohner. 


Aar g au  (G.  v.  26.  November  1885)  befreit 
Vermögen  erwerbsunfähiger  Personen,  sowie  von 
Witwen  und  Waisen  bis  zu  einem  Betrag  von 
2000  Francs;  die  ersten  500  Francs  Fahrhabe 
und  ersten  300  Francs  Handwerks-  und  Berufs- 
geräte ;  jeder  Steuerpflichtige  hat  für  die  ersten 
400  Francs  Erwerb  oder  Einkommen  beim  Be- 
zug einer  halben  Steuer  nur  50  Kappen  zu 
zahlen. 

Uri  (G.  V.  10.  Mai  1886)  befreit  von  der 
Vermögenssteuer  Haus-,  Handwerks-,  Feldge- 
räte, Kleider  und  Bücher  sowie  alles  Vermögen, 
welches  die  Höhe  von  2000  Francs  nicht  er- 
reicht ;  von  der  Erwerbsteuer  jeden  Erwerb  bis 
und  mit  700  Francs,  ferner  den  Erwerb  und 
Lohn  gewöhnlicher  Handwerksgesellen  und 
Dienstboten,  insofern  jene  300  Francs  im  Jahr 
nicht  übersteigen  und  diese  weder  eine  eigene 
Haushaltung  führen  noch  ein  Geschäft  oder 
einen  Beraf  auf  eigene  Rechnung  betreiben.  Sind 
in  einer  ungetrennten  Haushaltung  mehrere 
Familienglieder  zur  Entrichtung  einer  Erwerbs- 
steuer verpflichtet,  so  darf  nur  eines  derselben 
das  Existenzminimum  in  Abzug  bringen.  Es 
besteht  aber  eine  Kopfsteuer  für  die  männlichen 
majorennen  Kantonsbewohner;  sie  beträgt  0,50 
Francs,  wenn  die  Vermögenssteuer  0,5**/oo  be- 
trägt. 

Luzern  (G.  v.  30.  November  1892)  befreit 
die  Vermögen  Unverheirateter  bis  1000  Francs, 
die  von  Familien  bis  2000  Francs;  20\  vom 
Vermögen  arbeitsunfähiger  und  bevogteter  Per- 
sonen, wenn  es  6000  Francs  nicht  übersteigt. 
Bei  der  Einkommensteuer  sind  frei  500  Francs 
für  einen  Unverheirateten,  800  Francs  für  eine 
Familie,  wenn  das  Arbeits-  oder  Renten-  bezw. 
Pensionseinkommen  1800  Francs  nicht  übersteigt. 
Bei  höheren  Einkommen  bis  3000  Francs  treten 
gewisse  Reduktionen  ein. 

Neuchatel  (G.  v.  27.  Februar  1892)  be- 
freit die  Vermögen  unter  1500  Francs;  bei  der 
Einkommensteuer  ist  jeder  Steuerpflichtige  frei 
für  600  Francs,  ausserdem  200  Francs  für  jedes 
seiner  Kinder  unter  18  Jahren.  Von  Armut 
abgesehen,  darf  das  steuerbare  Einkommen  nicht 
unter  50  Francs  heruntergehen. 

Zug  (G.  V.  28.  Dezember  1896)  befreit  Ver- 
mögen unter  1000  Francs;  bei  gänzlicher  oder 
teilweiser  Arbeitsunfähigkeit  kann  diese  Be- 
freiung bis  zu  6000  Francs  ausgedehnt,  im  Fall 
von  Krankheit  eine  zeitweise  Befreiung  bis  zu 
5000  Francs  gewährt  werden.  Vermögen  von 
Witwen  mit  Kindern  und  solches  von  Waisen 
kann  befreit  werden  bis  zum  Betrag  von  10000 
Francs.  Von  der  Einkommensteuer  sind  600 
Francs  frei  bei  jedem  Unverheirateten,  900  Francs 
für  Famüieuvorstände  und  200  Francs  für  jedes 
seiner  unter  15  Jahre  alten  Kinder  und  für 
Familienangehörige,  deren  Unterhalt  ihm  oblie|gt. 
Im  Fall  von  Krankheit  und  Unglück  kann  völlige 
Befreiung  eintreten.  Kopfsteuer  für  jeden  männ- 
lichen wenigstens  19  Jahre  alten  Einwohner; 
eine  zweite  für  jeden  Stimmberechtigten.  Beide 
betragen  je  1  Franc  bei  1  ^/^^  Vermögenssteuer, 
aber  nie  über  3  Francs. 

Appenzell  a.  Rh.  (G.  v.  25.  April  1897) 
befreit  jedes  Vermögen  unter  800  Francs,  bei 
Vermögen  zwischen  800—2000  Francs  bleiben 
400  Francs  frei ;  bei  Bevormundeten  bleiben  frei 
1200  Francs  Vermögen.  Bei  der  Einkommen- 
steuer sind  befreit  Unverheiratete ,  deren  Ein- 
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kommen  800  Francs  nicht  übersteigt;  Ver- 
heiratete mit  weniger  als  3  Kindern  unter  16 
Jahren,  wenn  das  Einkommen  1200  Francs  nicht 
übersteigt;  Verheiratete  mit  3  oder  mehr  Kin- 
dern, Verwitwete  mit  Kindern  unter  16  Jahren, 
wenn  ihr  Einkommen  löOO  Francs  nicht  über- 
steigt. 400  Francs  werden  von  jedem  Einkom- 
men abgezogen,  das  2000  Francs  nicht  tibersteigt. 
Kopfsteuer  von  2  Francs  für  jeden  männlichen 
majorennen  Bewohner  mit  Ausnahme  der  Unter- 
stützten. 

Waadt  (G.  v.  18.  November  1897)  befreit 
von  der  Vermögenssteuer  Hausrat  und  Werk- 
zeufi:e  bis  zu  o(XX)  Francs  und  zwar  in  jedem 
Fall;  bei  der  Einkommensteuer  darf  jeder  Steuer- 
pflichtige für  sich,  seine  Frau,  jedes  seiner 
minderjährigen  Kinder  oder  jede  civilrechtlich 
zu  unterhfiutende  Person  je  700  Francs  als 
steuerfrei  von  seinem  Einkommen  abziehen. 
Ein  Verheirateter  mit  5  Kindern  und  einem 
Einkommen  von  4900  Mark  bleibt  also  frei. 

Schaffhausen  (G.  v.  23.  September  1879) 
befreit  von  der  Vermögenssteuer  Hausrat,  Bücher, 
Kleider,  Feld-  und  Handwerksgeräte',  welche 
dem  Steuerpflichtigen  resp.  seiner  Haushaltung 
zu  eigenem  Gebrauche  dienen.  Im  übrigen 
werden  von  der  ganzen  Steuersumme  (Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer)  jedes  Steuer- 
pflichtigen 4  Francs  mit  Rücksicht  auf  den 
Lebensunterhalt  abgezogen.  Das  entspricht  bei 
einfachem  Steuersatz  einem  Einkommen  von 
400  Francs  oder  einem  Vermögen  von  4000 
Francs  oder  einer  entsprechenSen  Mischung 
beider  Teile,  jedoch  so,  dass  bei  verschiedenem 
Steuerfuss  für  Vermögen  und  unfundiertes  Ein- 
kommen das  Einkommen  aus  Vermögen  that- 
Bächlich  ein  gerin^eresExistenzminimumgeniesst. 
Bei  reinem  Kapitaleinkommen  sind  in  Schaff- 
hausen nur  160  Francs  frei,  bei  Arbeitseinkom- 
men 400  Francs.  Eine  Kopfsteuer  von  2  Francs 
besteht  für  jeden  volljährigen  männlichen  Kan- 
tonseinwohner; für  den  Üeberschuss  über  I^Iqq 
wird  eine  Personalsteuer  von  1  Franc  pro  rata 
desselben  berechnet. 

Den  vorstehenden  Kantonen  mag  noch  an- 
geschlossen werden  Freiburg;  dasselbe  kennt 
bei  Immobiliarvermögen  (G.  v.  20.  September 
und  21.  November  lb67)  und  Kapitalvermögen 
(G.  v.  25.  November  1868  und  17.  Mai  1894) 
keine  hieher  gehörige  Befreiung ;  höchstens  kann 
man  die  der  Sparkasseneinlagen  bis  zu  1200 
Francs  hierher  rechnen.  Bei  der  Einkommen- 
steuer ,  die  nur  noch  auf  das  Einkommen  von 
einer  öffentlichen  oder  privaten  Anstellung  sich 
bezieht,  sind  schlechthin  befreit  die  Einkünfte 
der  Dienstboten,  Tagelöhner,  Arbeitsgesellen, 
welche  von  ihren  Dienstverhältnissen  herkommen. 
In  Rücksicht  des  Unterhaltes  der  Haushaltung 
und  anderer  notwendiger  Ausgaben  werden  dem 
Steuerpflichtigen,  dessen  Einkommen  nicht  724 
Francs  64  Cent.  bezw.  1449  Francs  28  Cent., 
2898  Francs  65  Cent.,  4347  Francs  83  Cent, 
tibersteigt,  7io  bezw.  */io.  */ioj  */io  ^t^^  allen 
denen,  deren  Einkommen  stärker  als  4347  Francs 
83  Gent,  ist,  '/lo  des  reinen  Einkommens  abge- 
zogen. Bei  denjenigen,  die  der  Steuer  von 
Handel  und  Gewerbe  unterliegen  (G.  v.  20. 
Dezember  1862,  30.  Januar  1864,  22.  Mai  1869, 
1.  Dezember  1874,  19.  Mai  1881)  können  „für  die 
Unterhaltungskosten  des  Steuerpflichtigen  und 
dessen  Famüie"  ^/lo  bezw.  */io,    ^lo  des  Rein- 


gewinns in  Abzug  gebracht  werden,  wenn  dieser 
nicht  die  Summe  von  1500  Francs  bezw.  5000 
übersteigt  bezw.  wenn  dieser  über  5000  Francs 
hinausgeht. 

Die  relativ  grösste  Berücksichtigung  des 
steuerfreien  Existenzminimums,  namentlich 
für  das  imfimciierte  Einkoramen,  liegt  natür- 
lich dann  vor,  wenn  überhaupt  nur  Ver- 
mögenssteuer besteht  und  selbst  diese  noch 
Befreiungen  kennt. 

Schwyz  (G.  V.  10.  Oktober  1854)  befreit 
das  Vermögen  eines  jeden  Kantonsbewohners, 
das  nicht  mehr  als  1000  Francs  beträgt,  das 
Besitztum  von  Witwen  und  Waisen ,  sofern 
dasselbe  den  Betrag  von  2000  Francs  nicht  über- 
steigt; die  zum  Betrieb  der  Landwirtschaft 
nötigen  Fonds.  Leibrenten  und  Pensionen  sind 
steuerpflichtig,  sofern  der  jährliche  Betrag  100 
Francs  übersteigt.  Das  Einkommen  aus  Arbeit 
ist  ganz  frei.  Kopfsteuer  entrichtet  jeder  ma- 
jorenne männliche  Einwohner  des  Kantons:  1 
Franc  bei  l**/oo  Vermögenssteuer. 

Nidwaiden  (G.  v.  27.  April  1879)  kennt 
keine  hierhergehörige  Befreiung  bei  Vermögen ; 
die  gesetzlich  zulässige  Kopfsteuer  wird  nicht 
erhoben. 

Glarus  (G.  v.  7.  Mai  1891)  befreit  jedes 
Vermögen  unter  3000  Francs,  das  Vermögen 
von  mtwen  und  Waisen  sowie  von  Personen, 
welche  wegen  geistiger  oder  körperlicher  Ge- 
brechen verdienstunfänig  sind,  ist  bis  zum  Be- 
trag von  15000  Francs  steuerfrei;  beträgt  es 
mehr  als  15000  Francs,  aber  weniger  als  40000 
Francs,  so  ist  es  zur  Hälfte  auf  das  Steuerregister 
zu  tragen.  Bei  besonders  drückenden  Familien- 
verhältnissen ,  wie  bei  grosser  Zahl  minderjähriger 
Kinder,  bei  längerer  schwerer  Krankheit  von 
Familiengliedem  und  dergleichen,  können  die 
Steuerbehörden  vorübergehend  Steuerbefreiung 
bis  auf  10000  Francs  eintreten  lassen.  Eine 
Kopfsteuer  besteht  für  jeden  männlichen  majo- 
rennen Bewohner  0,50  Franc  für  jedes  l^^/^o 
Vermögenssteuer. 

Appenzell  J.  Kh.  hat  tiberhaupt  nur 
Grundsteuer  (mit  Steuerabzugsrecht  des 
Schuldners  gegenüber  dem  Gläubiger),  kennt  aber 
für  diese  keine  Befreiung. 

Eine  aparte  Stellung  in  Bezug  auf  Steuer- 
system und  Existenzminimum  nehmen  Wallis 
und  Genf  ein. 

Der  Kanton  Wallis  kennt  keinerlei  Be- 
freiung, die  hierher  zählt  und  Genf  eine  sehr 
geringe. 

Genf  (G.  V.  9. November  1887)  befreit  das 
bewegliche  Vermögen  unter  3000  Francs;  die 
Gewerbesteuer  kennt  keine  Befreiungen ;  von  der 
Kopfsteuer  sind  nach  den  G.  v.  9.  November 
1887  und  30.  Mai  1888  befreit  ausser  Minder- 
jährigen und  Frauen,  die  bei  ihren  Männern 
wohnen,  Dienstboten,  die  im  Haushalt  ihrer 
Herrschaft  leben;  die  Unverheirateten  sind  frei, 
ebenso  die  Verheirateten  ohne  Kinder,  die  Väter 
oder  Mütter  mit  minderjährigen  Kindern :  wenn 
sie  keine  Dienstboten  haben  und  eine  Wohnung 
innehaben,  die  je  nach  dem  Ort  nicht  mehr 
wie  100—300  Francs  kostet. 

Litteratur:  H.  SchnUdtf  Die  Sietierfreiheit  des 
Existenzminimums f  Leipzig  1877.  —  O.  PeuheVf 
Veher  die  Befreiung   einer  geivissen  Klasse  von 
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StaaUhürgeni  von  der  persönlichen  Besteuerung , 
GöUingen  1877.  —  Ad,  Wa,gner,  Finamvyissen- 
schaft,  2.  Teil,  2.  Aufl.,  S.  ^02 ff.  —  Röscher, 
Finamwissenschaft,  S.  Aufl.,  1889  §  35,  S.  158.  — 
Cohn,Finan2wissenschaft,1889  S.S7gff.  —  Vocke, 
Die  Abgaben  etc.,  1887,  S.  458 ff.  —  Schaffte, 
Die  Steuern,  Allg.  Teil,  Leipzig  1895,  S.  277.  — 
Antoni,    Die  Steuersubjekte  im  Zusammenhalte 


mit  der  Durchführung  der  Aügemeinlieit  der  Be- 
steuerung nach  den  in  Deutschland  geltenden 
Steuergesetzen,  Finunzarchiv  1888,  S.  980  ff.  — 
Schanz,  Die  Steuern  der  Schweiz,  I,  S.  99  ff. 
—  M,  de  C^renvUle,  Les  impots  en  Suisse, 
Lausanne  1898,  8.  84  f.  —  Für  die  Gesetzgebung 
vgl.  Finanzarchiv,  Jhrg.  I884 — 99. 

O,  Sclianz, 


F. 


Fabrik. 

LWesenund  Art  derFabriken.  l.Be- 
eriff.  2.  Besonderheiten  der  F.  a)  Verhältnis  von 
Unternehmer  und  Arbeiter,  b)  Produktion  und 
Absatz,  c)  Arbeitsteilung,  d)  Maschinen  und 
Motoren,  e)  Kapital.  3.  Die  F.  als  ünter- 
nehmungsform.  4.  Beurteilung  der  Fabrikver- 
fassung in  technischer  und  sozialer  Beziehunjz:. 
5.  Statistik  der  deutschen  Fabriken.  6.  Statistik 
der  belgischen  Fabriken,  n.  Geschichte  der 
FabriKen. 

I.  Wesen  nnd  Art  der  Fabriken. 

1.  Begriff.  Die  Fabrik  stellt  eine  Ver- 
einigung einer  grösseren  Zahl  von  Arbeitern 
zu  Produktionszwecken  in  einem  Gebäude 
dar,  die  unter  Vorzugs  weiser  Anwendung  von 
Maschinen  und  Motoren  sich  gegenseitig  in 
die  Hände  arbeiten,  so  dass  alle  an  der  Her- 
stellung eines  und  desselben  Gegenstandes 
mit  bestimmten  Leistungen  beteiligt  sind. 
Die  Anordnung  der  Arbeiten  sowie  die 
Lieferung  der  Rohstoffe,  der  Werkzeuge  und 
Maschinen  übernimmt  der  Inhaber  der  Fabrik, 
dem  auch  die  Sorge  für  den  Absatz  der 
angefertigten  Erzeugnisse  obliegt.  Für  die 
Einrichtung  von  Fabriken  sind  massgebend 
gewesen  die  veränderte  Gestaltung  des  Ab- 
satzes, der  auf  dem  örtlichen  Markte  nicht 
mehr  ausreichend  erschien,  die  sich  weiter 
entwickelnde  Arbeitsteilung  und  die  Er- 
findung von  Arbeitsmaschinen.  Cebrigens 
ist  der  Begriff  ein  fliessender  und  von  den 
entsprechenden  Begriffen  »Handwerk«  (s.  d.) 
und  »Hausindustiie«  (s.  d.)  nicht  scharf  zu 
trennen. 

Die  mehrfach  gemachten  Versuche,  in 
einem  bestimmten  Umstände  allein  das  Kenn- 
zeichen der  Fabrik  zu  erblicken,  können  nicht 
als  befriedigende  angesehen  werden.  So 
wenn  neuere  Gesetzgebimgen  eine  gewisse 
Zahl  von  Arbeitern  als  massgebend  für  den 
Begriff  einer  Fabrik  sein  lassen.  Das  fran- 
zösische G.  V.  22.  Februar  1841  imd  die 
österreichischen  Gewerbeordnungen  von  1859 
und  1885  bestimmen,  dass  ein  Betrieb  mit 


20  und  mehr  Arbeitern,  das  italieniBche  G. 
V.  1886,  dass  ein  Betrieb  mit  mehr  als  10 
Arbeitern  als  Fabrik  angesehen  werde.  Die 
deutsche,  englische  und  schweizerische  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung sehen  von  solchen 
Festsetzimgen  ab.  Innerhalb  Deutschlands 
hielten  das  sächsische  Gewerbeg.  v.  1861 
imd  eine  ältere  württembergische  Verordnung 
einen  Betrieb  mit  mehr  als  20  Arbeitern  für 
eine  Fabrik.  Dagegen  lag  in  den  Verhand- 
lungen über  die  deutsche  Gew.-O.  von  1869 
dem  Antrag  der  Abgeordneten  Schweitzer 
und  Bebel,  den  Begriff  Fabrik  festzustellen, 
die  Idee  zu  Gninde,  dass  schon  bei  Be- 
schäftigung von  10  Personen  ein  Betrieb  zu 
einer  Fabrik  auswachse.  Die  deutsche  ün- 
fallversichenmg  erklärt  Betriebe  mit  60  und 
mehr  Arbeitern  als  Fabriken,  wobei  allerdings 
zu  bemerken  ist.  dass  hier  die  Grenze  mög- 
lichst weit  nacn  oben  hinauf  geschoben 
werden  musste. 

Diese  Versuche  entspringen  dem  Wunsche, 
für  den  praktischen  Zweck  der  Durchfüh- 
rung   der  Fabrikgesetzgebung    eine    Richt- 
schniu*  zu  haben,  aber  offenbar  kann  einer 
derartigen  Begrenzung  der  Vorwurf  der  Will- 
kür nicht  erspart  werden.    Selbst  eine  De- 
finition, wie  sie  das  schweizerische  Fabrikg. 
V.  23.  März  1877  aufstellt :  »Fabrik  sei  jede 
industrielle  Anstalt,  in  welcher  gleichzeitig 
eine  Mehrzahl  von  Arbeitern  ausserhalb  ihrer 
Wohnungen   in  geschlossenen  Räumen   be- 
schäftigt wird«,  ist  nicht  ganz  einwandfrei. 
Denn  um  eine  Mehrzahl  von  Arbeitern  han- 
delt es  sich  so  gut  bei  7  wie  bei  20  Ar- 
beitern.   Ebensowenig  zulässig  erscheint  es, 
den  Gebrauch  von  Motoren  und  Maschinen 
als    ausschlaggebend    für   den   Begriff    der 
Fabrik  anzusehen,  zumal  gegenwärtig,  wo 
I  die  Kleinkraftmaschine  sich  mehr  und  mehr 
j  verbreitet  und  bereits  in   \delen  Betrieben 
mit  w^eniger  als  5  Gehilfen  Eingang  gefunden 
ihat.     Älit  der  Erfindung  der  Buchdrucker- 
I  presse  hatte  man  unzweifelhaft  eine  Maschine, 
aber  es  dauerte  doch  Jahrhunderte,  bis  der 
I  Buchdnick   dem   Fabrikbetriebe   anheimfiel. 
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Ansprechender  ist  die  in  der  preiissischen 
Ausführungsinstmktion  v.  18.  August  1853 
enthaltene  Erklärung  einer  Fabrik,  die  dahin 
lautet,  dass  in  ihr  »ein  festes,  die  gesamte 
Ausbildung  der  jugendlichen  Arbeiter  zum 
selbständigen  Betrieb  eines  Geschäfts  be- 
zweckendes Lehrverhältnis  nicht  stattfinde.« 
Indes,  wenn  es  vielfach  zutrifft,  dass  jugend- 
liche Personen  in  Fabriken  nicht  als  Lehr- 
linge zur  Erlernung  eines  Geschäfts,  sondern 
als  einseitige  Arbeitskräfte  bescliäftigt  werden, 
so  lassen  sich  in  neuerer  Zeit  doch  nicht 
wenige  Grossindustrieen  anführen,  in  denen 
ein  förmliches  Lehrverhältnis  mit  schrift- 
lichem Lehrvertrag  und  Lehrzeugnis  die 
Regel  ist. 

2.  Besonderheiten  der  F.  Reichen  dem- 
nach die  äusseren  Kennzeichen  zur  Auf- 
stellung einer  Legaldefinition  nicht  aus,  so 
fallen  doch  gewisse  Besonderheiten  der  Fa- 
brikverfassung leicht  in  die  Augen. 

a)  Verhältnis  von  Unternehmer  und 
Arbeiter.  Unternehmer  und  Arbeiter  sind, 
abgesehen  von  der  Produktivassociation, 
nicht  in  einer  Person  vereinigt.  Den  Unter- 
nehmer trennt  von  dem  Arbeiter  eine  tiefe, 
durch  BUdung  und  Stand  bedingte  Kluft, 
und  selten  nur  gelingt  es  dem  letzteren,  ziu* 
Stellung  des  ersteren  emporzndringen,  wäh- 
rend im  Handwerk  der  Geselle  für  gewöhn- 
lich darauf  rechnen  darf,  zum  Meister  auf- 
zurücken. Die  Arbeiter  sind  zum  Teil  äl- 
tere Leute  und  oft  verheiratet.  Die  Hand- 
werksgehilfen dagegen  sind  meist  jünger  als 
der  Meister  und  in  der  Regel  unbeweibt. 
Die  Vereinigtmg  einer  grösseren  Zahl  von 
Arbeitern  an  einem  Orte  bedingt  den  Erlass 
einer  besonderen  Arbeits-  oder  Fabrikord- 
nung (s.  d.),  wogegen  im  engen  Handwerks- 
raum die  Autorität  des  Meisters  in  münd- 
lichen Befehlen  die  Ordnung  aufrecht  erhält. 
In  den  eigentlichen  Arbeitsräumen  ist  der 
Unternehmer  gar  nicht  oder  selten  anwesend ; 
er  legt  nicht  mehr  mit  Hand  an,  das  Werk 
zu  Stande  zu  bringen,  sondern  bezieht  seine 
Thätigkeit  auf  die  Leitung,  Anordnung  und 
Ueberwachung  der  Arbeit  und  den  kauf- 
männischen Vertrieb  der  fertiggestellten  Er- 
zeugnisse. Zwischen  ihm  und  den  Arbeitern 
schiebt  sich  liäufig  ein  administrativ  oder 
technisch  gebildetes  Beamtenpersonal  ein. 

b)  Produktion  und  Absatz.  Die 
Produktion  einer  Fabrik  geschieht  nicht  auf 
Bestellung  des  einzelnen  Konsumenten ;  sie 
ist  nicht  Kundenarbeit ,  wie  die  Produktion 
des  Handwerks,  sondern  schafft  auf  Vorrat. 
Die  Fabrik  bringt  Ware  hervor,  ohne  mit 
den  Konsumenten  direkt  Fühlimg  zu  haben 
und  ohne  zu  wissen,  wo  sie  den  Absatz 
endgültig  finden  wird,  wenn  sie  auch  in 
einigen  Fällen  Aufträge  ausfülirt.  Diese 
gehen  ihr  aber  in  der  Regel  vom  Zwischen- 
händler, nicht  direkt  vom  Konsumenten  zu. 


Sie  übergiebt  ihre  Erzeugnisse  Kaufleulen 
zum  weiteren  Vertrieb,  sei  es  auf  ihre  eigene 
oder  auf  deren  Rechnung  und  Gefahr.  Die 
Produktion  geht  ferner  in  sehr  grossem  Um- 
fange vor  sich ;  sie  ist  Massenproduktion  und 
nimmt  nicht  auf  das  individuelle  Bedürfnis 
Rücksicht,  sondern  stellt  die  Ware  schablonen- 
mässig  nach  bestimmten  Mustern  her.  Man 
versteht  unter  dem  Ausdruck  »fabrizierende 
ausdrücklich  das  Hervorbringen  einer  sehr 
grossen  Zahl  von  Gegenständen,  während 
bei  »verfertigen«  an  die  Hervorbringung  einer 
kleinen  Anzahl  gedacht  wird. 

c)  Arbeitsteilung.  Besonders  entwickelt 
ist  die  Arbeitsteilung  (vgl.  Art.  Arbeit  oben 
Bd.  I,  S.  454  ff.),  nicht  nur  bei  den  me- 
chanischen, sondern  auch  bei  den  geistigen 
Arbeiten.  Ihre  Anwendung  bietet  den  Vor- 
teil, dass  man  nur  gerade  die  Geschicklich- 
keit und  Kenntnis  sich  zu  verschaffen  nötig 
hat,  die  zu  jedem  einzelnen  Prozesse  er- 
forderlich sind,  und  demgemäss  Arbeiter 
verschiedener  Begabung  in  den  verschiedenen 
Stadien,  die  ein  Werk  bis  zu  seiner  Fertig- 
stellung durchlaufen  muss,  beschäftigen  kann. 
Da  der  einzelne  Arbeiter  ferner  nur  einen 
bescliränkten  Teil  der  ganzen  Arbeit  kennen 
lernt,  wird  er  schnell  leistungsfähig  und 
verdirbt  weniger  Material,  als  es  der  Fall 
wäre,  wenn  er  den  gesamten  Fabrikations- 
prozess  zu  beherrschen  erlernen  sollte.  Immer 
mit  demselben  Werkzeug  thätig,  erlangt  der 
Arbeiter  zuletzt  eine  solche  Vollkommenheit 
und  Schnelligkeit,  dass  der  gesamte  Ertrag 
der  Anstalt,  in  der  eine  Anzahl  solcher  ge- 
schickter Arbeiter  thätig  ist,  ausserordentlich 
gesteigert  wird.  Aber  die  Fabrik  ist  nicht 
nur  charakteristisch  in  der  Durchfühnmg 
der  Arbeitsteilung,  sondern  gleichzeitig  durch 
ihre  umfassende  Vereinigung  zahlreicher 
Arbeitskräfte  zu  einem  gemeinsamen  Pro- 
duktionszweck. In  den  grossen  Fabriken 
der  Gegenwart,  die  Hunderte  von  Arbeitern 
unter  einem  Dache  bergen,  tritt  dieses  Mo- 
ment augenfällig  hervor.  Auf  diesem  Wege 
wird  eine  Selbständigkeit  der  einzelnen 
Unternehmxmg  erreicht  und  eine  Ausnutzung 
der  zu  verarbeitenden  Stoffe  nach  den  ver- 
schiedensten Richtimgen  ermöglicht,  wie  sie 
bei  kleinerem  Betriebe  nicht  erreicht  werden 
kann.  In  der  Verteilung  der  Beschäftigung 
unter  so  viele  Hände,  die  alle  doch  ge- 
nau ineinander  greifen  mfissen,  wird  der 
grossartige  Mechanismus  einer  Fabrik  sehr 
deutlich. 

d)  Maschinen  und  Motoren.  Ihre 
grösste  üeberlegenheit  gegenüber  anderen 
ünternehmungsformen  weist  die  Fabrik  in 
der  Verwendung  von  Motoren  imd  Maschinen 
auf.  Den  Unterschied  der  Maschine  vom 
Werkzeuge  sieht  man  gewöhnlich  darin,  dass 
ihre  bewegende  Kratft  nicht  unmittelbar 
vom  Menschen  ausgehe,  während  das  letztere 
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ur  die  Bewaffnung  oder  gleichsam  einen 
esseren  Ersatz  für  einzelne  menschliche 
liedmassen  bilde  (Röscher).  Indes  stellt 
ie  fortschreitende  Technik  Maschinen  her, 
io  z.  B.  die  Teigteil-  und  Teigknet-,  die 
utter-,  Fleischhack-,  Näh-,  Stick-,  Wasch- 
lasehinen  etc.,  die  schon  mit  Handbetrieb 
ärwertbar  sind.  Somit  hat  Held  ganz  recht, 
enn  er  zwischen  beiden  lediglich  einen 
niilunterschied  findet  und  die  Maschine 
!s  ein  vervollkommnetes  Werkzeug  erklärt. 
Ire  erhöhte  selbstständige  Bedeutung  hat 
e  ei-st  durch  die  Anwendung  von  Trieb- 
läflon  (Motoren)  erhalten,  die  nicht  mit  der 
uskelkraft  des  Arbeiters  zusammenfallen, 
olänge  es  dem  Kleinbetriebe,  eine  billige 
iid  bequeme  Betriebskraft  nachzuweisen, 
)  würden  seine  Arbeitsmasclünen  eine  un- 
oich  grössere  Wichtigkeit  für  ihn  erlangen, 
nter  den  in  Frage  kommenden  Motoren  — 
Tasser,  Wind,  Dampf  —  kann  gerade  der 
tzlere  dem  Handwerk  nicht  zugänglich 
?macht  werden,  weü  mit  seiner  Benutzung 
nl>e(iuemlichkeiten  und  Kosten  verbunden 
nd,  die  verhältnismässig  wachsen,  je  kleiner 
it3  Maschine  ist.  Sowohl  die  An  schaff  ungs- 
)ston  einer  Dampfmaschine  von  100  Pferde- 
lüften  sind  nicht  die  gleichen  "me  für  zwei 
itsprechende  Maschinen  von  je  50  Pferde- 
iifton,  wie  auch  die  Betriebskosten  bei  der 
•(isseren  Maschine  relativ  geringer  sind, 
•azu  kommen  die  Notwendigkeit  der  Kon- 
^ssion  zur  Aufstellung  eines  Dampfkessels, 
?r  behördlichen  üeberwachimg  etc.,  die 
Ir  den  Handwerker  stets  schwer  zu  über- 
indende  Unzuträglichkeiten  bilden.  —  Die 
oberlegenheit  der  Kraftmaschine  zeigt  sich 
in  daiin,  dass  sie  die  betreffende^n  (jegen- 
ände  ingrössererVollkommenheitund  Wohl- 
ilheit  als  die  Menschenhand  herstellt  und 
nimer  ermüdet.  Wenn  so  oft  betont  wird, 
ISS  die  innere  Güte  der  Fabrikate  der  der 
andwerkswaren  nachstehe,  so  mag  das  mit 
?r  Verwendung  schlechterer  Rohstoffe  zu- 
immen hängen;  im  allgemeinen  bietet  die 
•r)ssoi*e  R(*gelmäs8igkeit,  mit  der  die  Ma- 
hine  thätig  ist,  Bürgschaft  für  bessere 
altbarkeit  Die  Wohlfeilheit  aber  der  Fa- 
ik waren  ist  bedingt  durch  die  stärkere 
(nstungsfähigkeit  der  Maschine.  Eine  gute 
andstickerin  macht  80 — 100  Maschen  in 
^r  Minute,  die  Leesche  Strumpf maschine 
KMj  in  Worsted,  1500  in  Seide  und  das 
('tifT  circulaire  derWeltausstellung  von  1867 
s  48000.  Mühsam  fertigte  Jahrhimderte 
ndiu-eh  die  Fiauenhand  die  Maschen  des 
iills  und  stallte  kaum  50  in  der  Minute 
?r,  während  Heathcoals  Maschine  deren 
)O00  in  der  gleidien  Zeit  macht.  Dass 
»dlich  die  Maschine  da  noch  tadellos  funk- 
Diiiei-t,  wo  Menschen  in  ihrer  Stärke  all- 
ählich  erlahmen  würden,  liegt  auf  der 
and.    Die  Eisenbahnen  wenden  Maschinen 


an,  die  täglich  bis  70000  Billets  drucken, 
bis  40000  mit  foi-tlaufender  Nummer  ver- 
sehen und  bis  140000  zählen.  ~  Für  den 
Arbeiter  bedeutet  die  Kraftmaschine  insofern 
einen  Vorteil,  als  ihm  manche  widerwäi-tige 
lästige  Arbeit  abgenommen  wiixi  und  in  dem 
Masse,  als  sie  in  Fabriken  Eingang  findet, 
die  Wahrscheinlichkeit,  beschäftigt  zu  wenlen, 
wächst.  Nicht  nur  nämlich,  dass  durch  Ver- 
wandlung des  Kapitals  in  stehendes  die 
Neigung  zum  Frieden  und  sozialen  Beharren 
entsteht,  ist  der  Fabrikant  selbst  bei  einem 
seinen  Erwartungen  nicht  entsprechenden 
Absatz  gezwimgen,  in  seiner  Anstalt  weiter 
arbeiten  zu  lassen,  lediglich  xua  das  in  die 
Maschinen  gesteckte  Kapital  nicht  völlig  nutz- 
los liegen  zu  lassen.  Nachteilig  zeigt  sich 
die  Maschine  für  den  Arbeiter  darin,  dass 
eine  jede  Maschine  mehr  die  Kluft  zwischen 
dem  Unternehmer  und  ihm  erweitert,  dass 
die  Thätigkeit  an  der  Maschine  oft  lästiger 
und  einförmiger  ist  als  die  entsprechende 
Handarbeit,  dass  endlich  durch  die  Möglich- 
keit, sie  von  Frauen  und  Kindern  bedienen 
zu  lassen,  und  dadurch,  dass  sie  Menschen- 
arbeit ersetzt,  die  Arbeitsgelegenheit  für  den 
erwachsenen  Mann  mitunter  schwindet.  Für 
die  Gesamtheit  wird  die  Erfindung  von  Ma- 
schinen immer  ein  Segen  sein,  weil  infolge 
der  gesteigerten  Produktion  die  Bedürfnis- 
befriedigung erleichtert  wird.  Sismondis 
Unterscheidung  zwischen  gemeinnützlichen 
und  schädlichen  Maschinen  ist  daher  ohne 
Gewicht.  —  Gegen  die  Einführung  von 
Maschinen  in  den  Gewerbebetrieb  erhob  sich 
zunächst  Widerspruch,  nicht  nur  in  den 
Kreisen  der  Arbeiter,  sondern  auch  bei  den 
Obrigkeiten,  da  diese  eine  Beschäftigungs- 
losigkeit  der  Handwerker  befürchteten.  An- 
ton Moller,  der  Erfinder  einer  Bandwebe- 
maschine im  16.  Jahrhundert,  wurde  in 
Danzig  vom  Rate  verfolgt  und,  wie  man 
behauptet,  heimlich  aus  der  Welt  geschafft. 
Desgleichen  wurde  der  Gebrauch  von  Band- 
mühlen in  Nürnberg  1664,  in  Köln  1676, 
im  ganzen  Deutschen  Reiche  1681  verboten, 
und  noch  Kaiser  Karl  VI.  liess  1719  dieses 
Verbot  erneuern.  In  Hamburg  liess  der 
Rat  einen  Bandwebestuhl  öffentlich  ver- 
brennen. In  England  zeigte  sich  am  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  ein  lebhafter  Wider- 
stand gegen  die  Maschinen.  Im  Jahre  1782 
wurde  ein  Gesetz  gegen  die  Zerstörung  von 
Eraeugnissen  oder  Werkzeugen  der  Textil- 
industrie nötig  und  im  Jahre  1788  folgte 
ein  anderes  zum  Schutze  der  Strumpfwirker- 
rahmen. Einige  Jalire  später  (1794)  ver- 
langten Tuchweber  aus  Gloucestershire  das 
Verbot  einer  Viosonderen  Walkmühle  für 
feines  Tuch,  und  erst  allmälilich  beruhigte 
sich  die  Bevölkerung,  nicht  ohne  dass  von 
Zeit  zu  Zeit  die  Abneigung  gegen  die  Ma- 
schine   leidenschaftlich   ausbrach,    so    dass 
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die  Chartisten  sogar  ganze  Fabriken  ver- 
wüsteten. 

e)  Kapital.  Die  Beschaffung  eines  oder 
mehrerer  Gebäude  zur  Aufnahme  der  Ar- 
beiter, die  Benutzung  von  Maschinen  und 
Motoren,  die  Notwendigkeit,  den  zu  ver- 
arbeitenden Rohstoff  in  ansehnlicher  Menge 
bereit  zu  halten  und  die  Arbeiter  wöchent- 
lich oder  monatlich  auslöhnen  zu  müssen, 
lange  bevor  das  Fabrikat  hat  verkauft  wer- 
den können,  bedingen  den  Besitz  gi-osser 
Kapitalien  bei  dem  Unternehmer  einer  Fabrik. 
Indem  nun  nach  dem  Vorgang  von  Karl 
Marx  und  anderer  Sozialisten  das  Kapital 
als  der  grosse  Besitz,  der  im  modernen  Ge- 
werbe- und  Handelsbetrieb  koncentriert  auf- 
tritt, im  Gegensatz  zu  dem  kleinen  Besitz 
bezeichnet  wird,  nennt  man  die  Produktions- 
weise der  Fabrik  die  kapitalistische. 

3.  Die  F.  als  Untemehmuiii^sfonii. 
Die  Fabrik  wird  meist  als  besondere  ünter- 
nehmungsform  aufgefasst ,  indem  man  für 
den  Entwickelungsgang  der  Industrie  die  3 
Stufen  Handwerk,  Hausindustrie  und  Fabrik 
annimmt  oder  ihnen  auch  den  Hausfleiss  und 
das  Lohnwerk  als  besondere  Stufen  voraus- 
gehen lässt  (Bücher).  Vom  Handwerk  würde 
sich  die  Fabrik  namentlich  durch  die  Art 
des  Absatzes  ihrer  Erzeugnisse,  von  der 
Hausindustrie  durch  den  Ort  der  Beschäf- 
tigung der  Arbeiter  unterscheiden.  Gemein- 
sam mit  der  Hausindustrie  hat  die  Fabrik 
die  Massenproduktion  und  die  Grossartigkeit 
des  Vertriebs.  Neuerdings  ist  die  Ansicht 
laut  geworden,  dass  man  es  bei  diesen  drei 
Bezeichnungen  nicht  mit  ünterneh- 
mungsformen,  sondern  mit  verschiedenen 
Betriebssystemen,  in  denen  die  ge- 
werbliche Thätigkeit  ausgeübt  werden  könne, 
zu  thun  hätte.  Sie  müssten  in  der  Ge- 
werbepolitik an  der  Stelle  erörtert  werden, 
an  welcher  in  der  Agrarpolitik  von  den 
Ackerbausystemen  die  Rede  sei.  Jedoch 
schemt  mir  mit  Annahme  dieses  Vorschlags 
nichts  gewonnen  zu  sein.  Zwischen  Be- 
trieb und  üntemehmimg  wird  in  der  Regel 
ein  Unterschied  nicht  gemacht.  Sie  werden 
erklärt  (Schönberg,  Kleinwächter)  als  Ver- 
einigungen produktiver  Kräfte  zum  Zwecke 
der  Produktion  und  des  Absatzes  von  Tausch- 
gutem.  Vielleicht  wäre  es  zweckmässiger, 
einen  Gegensatz  mehr  hervorzuheben  und 
Betrieb  als  den  engeren,  Unterneh- 
mung als  den  weiteren  Begriff  anzusehen. 
Man  könnte  unter  Festhaltung  der  herrschen- 
den Erklänmg  des  Begriffs  »Unternehmung« 
den  Betrieb  bezw.  den  Gewerbebetrieb  als 
die  Stätte  charakterisieren,  an  der  die  Unter- 
nehmung sich  abspielt  oder  von  der  aus  die 
gewerbliche  Produktion  in  Gang  gebracht 
wird,  letzteres  in  Gewerben,  die  persönliche 
Leistungen  anbieten.  Es  würde  also  mehr 
Betriebe   als    Unternehmungen   geben;    die 


Reichsgewerbestatistik  hält  sich  an  die 
ersteren  und  hatte  bei  der  Erhebung  für  die 
Art,  wie  das  Kapital  aufgebracht  und  das 
Risico  getragen  wird,  eine  besondere  Frage 
nach  dem  Eigentumsverhältnis.  Allein  diese 
Unterscheidung  von  Betrieb  und  Unterneh- 
mung ist  nicht  allgemein  anerkannt,  und  selbst 
wenn  sie  es  wäre,  so  müsste  man  doch  fest- 
halten, dass  in  der  Gewerbepolitik  der  Aus- 
druck Betriebssystem  nicht  die  gleiche  Be- 
deutung hat  wie  der  Ausdruck  »Ackerbau- 
system« in  der  Agrarpolitik.  Das  Betriebs- 
sj^stem  giebt  die  innere  Organisation  des 
Betriebes  bei  der  Stoffumwandlung  an,  d.  h. 
nicht  ein  einlieitliches  Verfahren  in  tech- 
nischer Hinsicht,  sondern  die  Regelung  der 
Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  des 
Absatzes  der  Erzeugnisse  etc.  Es  kommt 
darauf  an,  ob  der  Unternehmer  selbst  mit 
Hand  anlegt  oder  sich  niu-  die  Leitung  und 
Ueberwachung  zumutet,  ob  mit  Maschinen 
gearbeitet,  der  Absatz  mit  Hilfe  von  Zwi- 
schenpei*sonen  bewerksteDigt  wird  und  der- 
gleichen melir.  Das  Ackerbausystem  da- 
gegen ist  wesentlich  technischer  Natiu*  und 
kann  mit  mehr  oder  weniger  Aufwand  an 
Kapital  imd  Arbeit  betrieben  werden,  ohne 
seinen  Charakter  zu  ändern.  Eben  dieselben 
Umstände  aber,  die  das  Betriebssystem  be- 
einflussen oder  charakterisieren,  sind  auch 
für  die  Wahl  der  Unternehmungsform  mass- 
gebend, und  es  kommt  mm  darauf  an,  ob 
man  nur  eine  Einteilung  der  Untemeh- 
mungsformen  gelten  lassen  wül,  nämlich  die 
nach  der  Art,  wie  das  Kapital  aufgebracht 
und  das  Risico  getragen  wird  (Einzelunter- 
nehmimg, offene  Handelsgesellschaft  etc.) 
oder  ob  man  eine  Einteilung  auch  nach 
anderen  Rücksichten  für  zulässig  erachtet 
Die  Einteilung  der  Unternehmungen  nach 
der  Natur  der  produzierten  Güter,  ferner 
nach  der  Person  des  Unternehmers,  die 
beide  wieder  eine  andere  ErscJieinung  von 
Unternehmungsformen  bringen,  ist  meines 
Wissens  noch  nicht  angegriffen  worden.  Dann 
müsste  es  aber  auch  gestattet  sein,  nach 
dem  Verhältnis  von  Kapital  und  Arbeit  und 
der  Regelung  des  Absatzes  eine  Einteilung 
der  Untemehmnngsformen  zu  versuchen, 
zumal  wenn  sie  so  anschaulich  ist  wie  die 
in  Handwerk,  Hausindustrie  und  Fabrik. 
Dass  diese  Scheidimg  sich  formell  nicht 
scharf  durchführen  lässt,  dass  es  zwischen 
Handwerk  und  Hausindustrie  Uebergangs- 
formen  giebt,  dass  auch  Fabrik  und  Haus- 
industrie sich  miteinander  verbinden  —  alle 
diese  Un Vollkommenheiten  der  Einteilung 
beeinträchtigen  den  hohen  Wert,  welchen 
dieselbe  für  die  Beurteilung  wirtschaftlicher 
Zustände  hat,  nicht.  Immer  bietet  die  Art, 
in  welcher  die  Vereinigimg  der  Produktiv- 
kräfte Kapital  und  Arbeit  in  der  Unterneh- 
mung vor  sich  göht,  in  welcher  femer  der 
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Absatz  gedacht  ist,  verschiedene  charak- 
teristische Formen,  für  die  der  Ausdruck 
>üntemehmungsform«  nicht  unpassend  er- 
scheint. 

4.  Beurteilung  der  Fabrikverfassiing 
in  technischer  und  sozialer  Beziehung.  In 
technisch  wirtschaf  tlicherBeziehung  bekundet 
die  Fabrik  sehr  namhafte  Fortschritte.  Durch 
sie  ist  die  reichUche  und  billige  Produktion 
gewerblicher  Erzeugnisse  wesentlich  erieich- 
tert.  Mit  der  Vermehrung  der  Produktion 
hat  sich  der  Konsum  entsprechend  gesteigert. 
Diese  Steigenmg  aber  ist  besondere  den 
unteren  Klassen  zu  gute  gekommen,  denn  die 
Fabrik  liat  nicht  vorzugsweise  die  Erzeu- 
gung von  Luxuswaren  ins  Auge  gefasst, 
sondern  gerade  die  Herstellung  gewöhidicher 
Ai-tikel  des  täglichen  Bedarfes  begünstigt. 
Doch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  der  Aus- 
dehnung des  Fabriksystems  Grenzen  ge- 
zogen sind.  Wenn  man  früher  glaubte,  dass 
die  Fabrik  das  Handwerk  auf  die  Dauer 
völlig  aufsaugen  werde,  so  hat  man  sich 
jetzt  überzeugt,  dass  diese  Ansicht  nicht 
haltbar  ist.  Weder  kann  die  Maschinenarbeit 
den  künstlerischen  Geschmack  des  Konsu- 
menten befriedigen  noch  in  Feinheit  der 
Leistung  immer  mit  der  Handarbeit  wett- 
eifern. Für  feinere  Webwaren  hat  sich  bis 
auf  den  heutigen  Tag  die  Handarbeit  ge- 
halten, in  der  Spitzenindustrie  trägt  die 
Hand  den  Sieg  davon;  das  Kunstgewerbe 
im  engeren  Sinne  wird  kaum  fabrikmässig 
betrieben.  Dagegen  ist  die  Fabrik  besondere 
geeignet  auf  Gebieten,  wo  die  Umformung 
und  Ausnutzung  der  Rohstoffe  durch  kost- 
spielige Kraftmaschinen  eret  recht  gewinn- 
bringend wird,  wie  Spinnerei,  chemische 
Industrie,  Rübenzuckergewinnung,  Glaser- 
zeugimg, Brauerei  und  anderes  mehr.  Auf 
manchen  dieser  Gebiete  herrecht  eine  unver- 
kennbare Neigung  zur  ausschliesslichen  Er- 
öffnung von  grösseren  Fabriken,  weü  nur 
ganz  vollkommene  maschineDe  Vorrichtungen 
für  eine  erfolgreiche  Yerwertung  der  auf- 
gewandten Kapitale  Gewähr  leisten. 

In  sozialer  Hinsicht  hat  die  Fabrik  be- 
klagenswerte Erscheinimgen  zur  Folge  ge- 
habt. Ihre  Verfassung  zeigt  in  allem  das 
Gegenbild  derjenigen,  die  für  das  in  Zünf- 
ten gegliederte  Handwerk  galt.  In  den 
Zeiten  der  Zunftverfassung  beobachtet  man 
eine  weitgehende  Sorge  für  die  materielle 
Lage  der  Gewerbetreibenden,  denen  be- 
stimmte Löhne  und  Preise  garantiert  sind. 
Der  Fabrikarbeiter  dagegen  muss  sich  den 
Lohn  gefallen  lassen,  den  der  Unternehmer 
ihm  nach  den  Marktverhältnissen  von  An- 
gebot und  Nachfrage  zuerkennt,  und  in  der 
Regel  zufrieden  sein,  wenn  er  überhaupt  Be-- 
schäftigung  gefunden  hat.  Früher  wurde 
der  Lehrling  nmr  in  einem  bestimmten  Alter 
zum  Erlernen  des  Gewerbes  zugelassen  und 


gewann  die  Frauenai'beit  eine  ganz  gering© 
Bedeutung.  Jetzt  massenhafte  Verwendung 
von  Kindern  zartesten  Altera  und  von  Frauen, 
die  für  niedrigen  Lohn  zu  haben  sind  imd 
deren  Körperkraft  für  die  Bedienung  der 
Mas(*hine  ausreicht.  Nichts  mehr  von  dem 
Selbstbewusstsein ,  das  die  statutenmässige 
langjährige,  sorgfältige  Ausbildimg  dem  ehr- 
baren Handwerksmann  verlieh,  kein  berech- 
tigter Stolz  mehr  auf  hervorragende  Leistun- 
gen, sondern  eine  vielfach  stumpfe,  gleich- 
gültige Fabrikarbeiterbevölkenmg  tritt  ims 
entgegen,  die  in  harter  Thätigkeit  täglich 
aufs  neue  die  Mittel  zur  Bestreitung  einer 
kärglichen  Existenz  gewinnt^  die  keine 
Freude  an  der  Vollendung  eines  Erzeug- 
nisses empfindet,  zu  der  sie  nur  einen  Teil 
liefert,  die  bekümmert  in  die  Zukunft  blickt, 
weil  für  den  Fall  einer  Arbeitsunterbrechung 
oder  -einschränkung  in  der  Fabrik  sie  ge- 
zwungen sein  kann,  morgen  bettelnd  von 
Haus  zu  Haus  zu  ziehen,  um  nicht  Hungere 
zu  sterben.  Die  sich  einbürgernde  Sonn- 
tagsarbeit untergrub  den  i-eligiösen  Sinn,  die 
gewohnheitsmässige  Nachtarbeit  lockerte  die 
Sittlichkeit,  die  Beschäftigung  verheirateter 
Frauen  zeretörte  die  Häuslichkeit,  und  die 
regelmässige  Verblendung  junger  Mädchen 
erstickte  den  Sinn  für  ein  geordnetes  Fa- 
milienleben oder  Hess  ihn  nicht  gehörig  sich 
entwickeln.  Die  Beschäftigimg  von  Kindern 
jugendlichen  Alters  in  angestrengter  10 — 12 
stündiger  täglicher  Arbeitszeit  beeinträch- 
tigte die  körperliche  Entwickelung ;  die 
schlechte  hygienische  Beschaffenheit  der 
Arbeitsräume  venu^sachte  Krankheit  und 
frühzeitigen  Tod;  die  geringe  Verti-autheit 
erwachsener  Arbeiter  mit  den  Kraftmaschinen 
bedang  Unfälle  und  Verstümmelungen,  die 
gänzliche  oder  teilweise  Arbeitsunfäliigkeit 
nach  sich  zogQn. 

Alle  diese  Missstände  führten  zu  der 
ITeberzeugung,  dass  der  schnöden  Ausbeu- 
tung, der  der  Fabrikarbeiter  ausgesetzt  war, 
von  Rechts  wegen  ein  Ende  gemacht  wer- 
den müsste. 

Fast  überall,  zuerst  in  England,  dann  in 
Preussen  und  nach  und  nach  in  anderen 
Kulturetaaten  sind  Fabrik-  oder  Arbeiter- 
schutzgesetze erlassen  worden,  die  die  Be- 
dingungen regelten,  unter  denen  in  Fabriken 
gearbeitet  werden  darf.  Auch  hat  man  sich, 
insbesondere  in  Deutschland  und  derSc^hweiz, 
veranlasst  gesehen,  w^eitere  Sondergesetze 
zur  Abwendung  der  mit  der  Verallgemeine- 
rung des  Fabrikwesens  verbundenen  Ge- 
fahren für  die  Arbeiter  einzuführen,  wie 
die  Aufstellung  der  Haftpflicht  der  Unter- 
nehmer, die  Vereicherung  gegen  Krankheit, 
Unfall  und  fnihzeitige  Arbeitsunfähigkeit. 
Doch  treffen  diese  Gesetze,  sowie  auch  die 
Alterevereicherung,  in  ihren  Wirkungen  die 
gesamte  Ai*beiterklasse ,  nicht  bloss  die  Fa- 


776 


Fabrik 


brikarbeiter.  (Vgl.  die  Art.  Arbeit,  Ar- 
beiter oben  Bd.  I  S.  446ff.,  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung ebd.  S.  470ff., 
Haftpflicht,  Arbeiter  Versicherung 
ebd.  S.  607  ff.  etc.) 

5.  Statistik  der  dentscben  Fabriken. 
Eine  von  Land  zu  Land  vergleichende  Sta- 
tistik des  Fabrikwesens  wird  sich  so  lange 
nicht  aufstellen  lassen,  als  es  eine  einheit- 
liche Begrenzung  des  Begriffes  »Fabrik« 
nicht  giebt.  Die  Reichsgewerbestatistik 
unterscheidet  Alleinbetriebe  und  Gehülfen- 
betriebe,  wobei  unter  letzteren  Betriebe  mit 
5,  6—10,  11—50,  51—200,  201—1000  und 
über     1000    Pei-sonen    auseinandergehalten 


werden.  Betriebe  mit  mehr  als  50  Arbeitern 
als  Fabriken  anzusehen,  wird  wohl  kaiun 
Bedenken  erregen.  Natürlich  ist  diese  An- 
nahme nicht  frei  von  Willkür;  sicherlich 
sind  schon  manche  Betriebe  mit  40  bis  50 
Arbeitern  Fabriken  gleich  zu  achten.  Auf 
der  anderen  Seite  entbehren  gewdsse  gewerb- 
liche Unternehmungen  gi^össeren  Umfangs, 
wie  Fischereien,  Bergwerke  etc.  durchaus 
des  fabrikmässigen  Charakters.  Wenn  trotz- 
dem in  der  nachstehenden  Tabelle,  um  eine 
ziffermässige  Yorstellung  von  der  Ausdeh- 
nung des  deutschen  Fabrikwesens  zu  geben, 
die  Betriebe  mit  mehr  als  50  Arbeitern  als 
»Fabriken«  herausgegriffen  sind,  so  geschah 


Gewerbegruppen 


Zahl  aller 


Be- 
triebe 

mit 

51  und 

mehr 

Per- 
sonen. 


in  diesen 
beschäf- 
tigten 
Gewerb- 
tbätigen 


1895 


Zahl  aller 


Be- 
triebe 

mit 

51  und 

mehr 

Per- 


sonen. 


in  diesen 
beschäf- 
tigten 
Gewerh- 
thätigen 


1882 


Von  100 


Von  100 


Betrie- 
ben 


Gew.- 

thäti- 

gen 


jeder  Gruppe 


Betrie- 
ben 


Gew.- 

thäti- 

gen 


sind 
fabrik 
mas- 
sig 

1882 


arbei- 
ten in 
Fabri- 
ken 


jeder  Gruppe 


sind 

fabrik- 

mäs- 

sig 


arbei- 
ten in 
Fabri- 
ken 


1895 


3 


I 


7 

8 

io,7 

0,2 

o,5 

0,0 

92.4 

29,1 

33,1 

4, 

18,5 

0,9 

46,8 

1,9 

51,0 

3.6 

31,8 

3,2 

38,3 

1,6 

43,1 

3,4 

15,8 

0,5 

6,7 

0,3 

20,1 

0,7 

2,7 

0,1 

17,9 

1,7 

27,7 

3, 

1,5 

0,2 

2,3 

0,1 

13,1 

0,7 

18,6 

0,4 

0,4 

0,0 

1.  Kpnst-  und  Handelsgärtnerei 

2.  Tierzucht,  Fischerei.    .    .    . 

3.  Bergbau,  Hütten-  u.  Salinen- 
wesen   

4.  Industrie  d.  Steine  u.  Erden 

5.  Metallverarbeitung  .... 

6.  Maschinen,  Instrumente,  Ap- 
parate  

7.  Chemische  Industrie     .  *.    . 

8.  Forstwirtsch.,  Nebenprodukte, 
Leuchtstoffe 

9.  Textilindustrie 

10.  Papierindustrie 

11.  Leder-,  Wachstuch-,  Gummi- 
Industrie 

12.  Holz-  und  Schnitzstofie     .    . 

13.  Nahrungs-  und  Gennssmittel 

14.  Bekleidung  und  Reinigung  . 

15.  Baugewerbe 

16.  Polygraphische  Gewerbe   .    . 

17.  Künstlerische  Gewerbe.    .    . 

18.  Handelsgewerbe 

19.  Versicherungsgewerbe  .    .    . 

20.  Verkehrsgewerbe 

21.  Beherbergung  und  Erquick- 
ung     .    .    .    


47 

5 

1164 
1930 
1421 

1628 
376 

195 
3260 

603 

250 

755 
1826 

796 

3299 

423 

17 

510 

53 

301 

96 


6255 
929 

511  184 

249  548 
196  989 

343  690 

71  116 

23001 

587  399 
27567 

39269 

75565 
246490 

88825 

349  139 
45868 

1555 
52423 

5420 
64441 

7400 


28 
2 

1140 

875 
701 

894 
248 

119 

2134 

351 

131 
328 

1125 

315 

930 
186 

4 

230 

18 
196 

19 


4  443 
116 

397  367 

115559 

85175 

166539 
36573 

13559 
347708 

43117 

19206 

31653 

148  512 

33904 
95669 

19360 

230 

18886 

1556 
32718 

1397 


0,2 
0,01 


21,6 
1,6 
0,5 

1,1 
2,7 

1,7 
0,6 

2,3 

0,3 
0,1 

0,5 

0,04 

0,6 

1,9 

0,1 

0,1 

0,4 
0,2 


0,01 


8,3 
3,3 

95,3 
44,7 
30,8 

59 
61,7 

39,7 
59,2 
50,8 

24,5 
12,6 

24,2 

6,4 

33,4 

35,9 

7,8 

4 
24,6 

28 
1,3 


Gewerbe  überhaupt    |  18955I3044343I  9974  I1613247I    0,3   |  22      ,    0,6   |  29,6 


es   mit    Rücksicht   auf    das   veröffentlichte 
Material. 

Zu  denjenigen  Gewerbearten,  deren 
Schwerpunkt  ini  Hinblick  auf  die  in  ihnen 
thätigen  Personen  im  fabrikmässigen  Betriebe 
liegt,  gehören  nach  der  Reichsstatistik  Berg- 
bau, Chemische  Industrie,  Textilindustrie, 
Industrie  der  Maschinen  und  Instrumenten 


imd  Papierindustrie.  Fast  zwei  Drittel,  im 
Bergbau  sogar  95,3  ®/o  aller  Gewerbethätigen 
arbeiten  da  in  Unternehmungen  mit  über 
50  Personen.  Fasst  man  nur  die  Unter- 
nehmungen mit  über  200  Personen  ins  Auge, 
so  treffen  auf  diese  immerhin  fast  zwei 
Fünftel,  im  Bergbau  über  ein  Fünftel  des 
gesamten  in  den   genannten  Gewerben  thä- 
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tigen  Personals.  Ja  selbst  in  den  Kolossal- 
betrieben,  deren  jeder  mindestens  über  1000 
Personen  beschäftigt,  ist  der  Anteil  des  Per- 
sonals am  gesamten  Betriebspersonal  ver- 
hältnismässig noch  sehr  stark.  Er  beträgt 
bei  der  Textilindustrie  4,3,  der  Chemischen 
Industrie  12,6,  der  Maschinenindustrie  13,9, 
dem  Bergbau  45,3  %.  Von  1882  bis  1895  hat 
die  Zahl  der  in  Alleinbetrieben  thätigen  Per- 
sonen sich  um  8,7  ^/o  verringert,  die  Zahl 
der  in  Gehülfenbetrieben  mit  1 — 5*^/o  thäti- 
gen Personen  sich  um  24,3  ®/o,  in  den  Mittel- 
betrieben lun  76,3  ®/o,  in  den  Grossbetrieben 
(51  und  mehr  Arbeiter)  um  88,7  ^/o  ver- 
grössert.  Speciell  die  Zahl  der  Grossbetiiebe 
mit  über  1000  Personen  ist  in  der  angege- 
benen Zeit  um  100,8  *^/o,  die  Zalü  der  in  ihr 
thätigen  Personen  um  110,5%  gestiegen. 

6.  Statistik  der  belgischen  Fabriken. 
Mit  der  deutschen  Statistik  lässt  sich  die 
belgische,  die  auf  der  Zählung  von  1880 
beniht,  nicht  vergleichen.  Es  wurden  in 
Belgien  nicht  alle,  sondern  nur  die  Betriebe 
aus  60  verschiedenen  Industriezweigen,  den 
namhaftesten  des  Landes,  nachgewiesen. 
Wenn  in  der  folgenden  Tabelle  das  Ma- 
terial gleichwolü  zu  12  Gewerbegruppen  zu- 
sammengefasst  ist,  wie  sie  auch  in  der  deut- 

Die  Fabriken  in  Belgien  18801). 


Gewerbegruppen 


1.  Bergbau-,    Hütten-   und 
Salinenwesen 

2.  Industrie  der  Steine  und 
Erden    

3.  Metallverarbeitung .    .    . 

4.  Maschinen,   Instrumente, 
Apparate 

ö.  Chemische  Industrie   .    . 

6.  Forstwirtschaftliche    Ne- 
benprodukte, Leuchtstoffe 

7.  Textilindustrie   .    .    .    . 

8.  Papierindustrie  .    .    .    . 

9.  Leder-,  Wachstuch,  Gum- 
mi-Industrie   

10.  Nahrungs-  und   Genuss- 
mittelindnstrie   .    .    .    . 

11.  Baugewerbe 

12.  Polygraphische  Gewerbe. 


Summe 


a> 


pq 


'S 

CS3 


PS 


512 

2419 
320 

5538 
130 

865 

3  495 
86 

824 

11357 
398 
577 


267 

200 
34 

99 
19 

25 

451 

33 

17 

201 

13 

27 


«'S 

Im  «4-i 
•«.3 


52,1 

8 


10 


J2 


17 


>7 


2 


}8 


13 
38,8 


^»6 

1,7 
3,« 

4,e 


26521    1386     5,2 


^)  Berechnet  nach  Statistique  de  la  Belgique 
Industrie  Becensement  de  1080,  Band  1,  S. 
32—38. 


sehen  Statistik  vorkommen,  so  ist  doch  nicht 
zu  vergessen,  dass  die  belgischen  Gewerbe- 
gruppen nicht  immer  die  gleichen  Bestand- 
teile enthalten  wie  die  deutschen.  Manche 
Industriezweige  sind  eben  in  der  belgischen 
Statistik  gar  nicht  nachgewiesen.  Die  Ge- 
samtzahl der  in  den  fabrikmässigen  Betrieben 
mit  mehr  als  50  Arbeitern  beschäftigten 
Personen  lässt  sich  aus  der  belgischen  Ver- 
öffentlichimg nicht  entnehmen.  Die  Tabelle 
über  Belgien  bleibt  immerhin  sehr  lehr- 
reich, da  sie  zeigt,  dass  die  Fabrikindustiie  in 
allen  Gewerbegruppen  verhältnismässig  sehr 
viel  stärker  vertreten  ist  als  in  Deutschland. 

II.  Geschichte  der  Fabriken. 

Gewerbliche  Anstalten,  die  eine  grössere 
Zahl  von  Arbeiten!  beschäftigten,  lassen  sich 
bereits  im  Altertume  nachweisen.  Gewisse 
Gegenstände  wie  Backwai-en  und  Kleidungs- 
stücke scheinen  fabrikmässig  hergestellt 
worden  zu  sein.  Eine  Leder^rik,  in  der 
9 — 10  Sklaven  beschäftigt  wurden,  wird  bei 
Aeschines  namhaft  gemacht.  Erzarbeiten  in 
einer  Fabrik  w^erden  von  dem  Redner  Ly- 
kurgos  erwähnt  und  die  Messerfabrik,  die 
der  Vater  des  Demosthenes  mit  30  Sklaven 
betrieb,  gehörte  jedenfalls  zu  den  bedeuten- 
deren Anstalten.  Wahrscheinlich  wurden 
Metallwaren  imd  Waffen  vielfeich  in  Fabri- 
ken gemacht,  wie  denn  der  Redner  Lysias 
mit  seinem  Bruder  im  Piraeus  eine  Schild- 
fabrik besass,  in  der  120  Sklaven  beschäftigt 
wurden.  Inwieweit  diese  und  andere  ge- 
werbliche Werkstätten  gi-össeren  Umfanges 
den  heutigen  Fabriken  ähnlich  sehen,  muss 
bei  dem  Mangel  an  Nachrichten  dahingestellt 
bleiben.  Im  Mittelalter  waren  derartige 
Anhäufungen  von  vielen  gewerblichen  Ar- 
beitern in  einem  Räume  gleichfalls  keine 
Seltenheit.  Sowohl  die  Fronhöfe  als  die 
Klöster  bieten  dafür  Beispiele  j  indes  ^- 
scliieht  die  Vereinigung  der  Arbeitenden  hier 
nicht  für  einen  einzelnen  gewerblichen 
Zweck,  sondern  es  handelt  sich  um  die  Be- 
friedigung des  Bedarfs  jener  Gemeinschaften 
an  gewerblichen  Erzeugnissen  und  Leistun- 
gen überhaupt.  Die  an  jenen  Stätten  thäti- 
gen Gewerbetreibenden  sind  oft  nach  ihrer 
Beschäftigung  in  verschiedenen  Arbeits- 
räumen untergebracht,  deren  jeder  seine 
eigene  Leitung  aufweist,  oder  sie  arbeiten 
zunächst  immer  nur  füi*  die  Bedürfnisse  des 
Herrn  oder  der  Gesamtheit,  erst  in  zweiter 
Linie  und  in  selteneren  FäUen  für  den  Markt. 
Wo  im  mittelalterlichen  Latein  der  Ausdruck 
»fabrica«  vorkommt,  bedeutet  er  eine  Werk- 
statt schlechthin,  eine  Schmiede,  auch  wohl 
die  Bauhütte  bei  Kirchenbauten.  Während 
der  Dauer  der  Zunftverfassung  war  im 
allgemeinen  die  Möglichkeit  zur  Vereinigung 
einer  grösseren  Zalü  von  Arbeitern  in  einer 
gewerblichen  Werkstatt  nicht  gegeben,  da 
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die  Zimftrollen  häufig  die  Zahl  der  Werk- 
zeuge oder  Erzeugnisse,  die  in  einer  Werkstatt 
gebraucht  bezw.  gefertigt  wurden,  und  fast 
immer  die  Zahl  der  Lehrlinge  und  Gesellen, 
die  jeder  Meister  zu  seiner  Hülfe  halten 
durfte,  festsetzten.  Sowie  sich  nun  aber 
einzelne  Persönlichkeiten  (Freimeister)  und 
Hantienmgen  fanden,  die  niemals  dem  stren- 
gen Zunftrechte  unterworfen  waren,  so  traten 
in  dem  Masse,  als  die  gewerbliche  Thätig- 
keit  sich  entwickelte,  immer  mehr  Industrie- 
zweige auf,  die  ausserhalb  des  Rahmens  der 
Zunftverfassung  blieben.  Dahin  gehören  in 
älterer  Zeit  die  Papiermilllerei ,  die  Glas- 
bereitung, die  Bierbrauerei,  die  Eisen-  und 
Kupferhämmer,  die  Messinghütten  imd  an- 
dere, in  späterer  Zeit  die  Buchdruckerei,  die 
Wachsbleiche,  die  Stärkegewinnung  (Ami- 
domfabriken), die  Tabaksl)ereitung,  die  Ci- 
chorienbrennerei ,  die  Zuckerraffinerie  etc. 
Es  sind  in  der  Hauptsache  neu  aufkommende 
und  entstehende  Industriezweige,  die  sich 
den  beengenden  Fesseln  der  Zunft  Verfassung 
zu  entziehen  suchen,  ein  Bestreben,  das 
übrigens  gar  nicht  einmal  immer  von  Erfolg 
gekrönt  war.  So  sind  z.  B.  Bierbrauerei 
imd  Buchdruckerei  an  manchen  Orten  gleich- 
faDs  in  zunftähnlichen  Verbänden  orga- 
nisiert. 

Die  Gründe,  die  seit  dem  Ausgange  des 
16.  Jalirhunderts  zur  Fabrikunternehmung 
führen,  lassen  sich  bei  dem  heutigen  Stande 
der  Forschung  im  einzelnen  noch  nicht  völlig 
klar  legen.  Es  scheint,  wenn  auch  keines- 
wegs durchgängig,  in  der  Hausindustrie  (vgl, 
diesen  Art.)  oder  dem  Verlagssystem  eine 
Uebergangsstufe  gegeben  zu  sein.  Diejenigen 
Thatsachen  mithin,  die  das  Aufkommen  dieser 
Unternehmungsform  bedangen,  werden  auch 
auf  die  Entstehung  von  Fabriken  von  Ein- 
fluss  gewesen  sein.  Die  Verarmung  einzelner 
zünftiger  Meister,  die  ihre  wirtschaftliche 
Selbständigkeit  einbüssten,  die  Erschwerung 
des  örtlichen  Absatzes  w(»gen  ausgedehnten 
Wettbewerbs,  die  weitläuftigon  und  die  Frei- 
heit beengenden  Bestimmungen  des  herr- 
schenden Zunftrechts,  die  mehr  um  sich 
greifende  Verwendung  der  Frauenarbeit  — 
diese  und  andere  Ursachen  riefen  die  Haus- 
industrie hervor.  Doch  auch  diese,  wenngleich 
unverkennbar  ein  Fortschritt,  barg  ihre 
Schattenseiten.  Sie  konnte  sich  nur  in  den- 
jenigen Gewerbszweigen  einbürgern,  deren 
Erzeugnisse  bequem  sich  vom  Produktions- 
oii«  zu  den  in  weit  entfernten  Gegenden 
wohnenden  Konsumenten  befördern  liessen. 
Sie  bot  den  Uebelstand  einer  nur  geringen 
Beaufsichtigung  der  Heimarbeiter,  die,  sich 
selbst  überlassen,  in  Unehrlichkeit  verfielen 
und  unpünktlich  bei  der  Ablieferung  der 
l^stellten  Waren  wurden.  Sie  erschwerte 
die  Einführung  und  Verallgemeinerung  tech- 
nischer Fortschritte.     Tauchten  schliesslich 


neue  Industrieen  auf,  die  sich  in  handwerks- 
mässige  oder  hausindustrielle  Form  gar 
nicht  einzwängen  liessen,  so  wird  es  ver- 
ständlich, dass  man  zu  einer  neuen  Form 
griff,  welche  die  Uebelstände  der  bisherigen 
vermied.  Die  Errichtimg  von  Zucht-  und 
Waisenhäusern  seit  dem  17.  Jahrhundert, 
deren  Insassen  für  die  Bestreitung  ihres 
Unterhalts  gewerblich  beschäftigt  wurden, 
mochte  die  Vorteile  des  Grossbetriebes  ge- 
legentlich schärfer  beleuchtet  haben.  Diese 
zeigten  sich  gegenüber  der  Hausindustrie 
wesentlich  darin,  dass  man  die  Arbeiter  ver- 
einigt besser  überwachen  und  sich  gegen 
Uebervorteilung  schützen,  durch  Einführung 
einer  strengen  Disciplin  sie  zu  Regelmässig- 
keit und  Stetigkeit  in  der  Arbeit  anhalten, 
durch  Unterweisung  in  den  Fortschritten  der 
Technik  sie  zu  grösserer  Leistungsfähigkeit 
erziehen  konnte.  Wie  langsam  sich  trotz 
der  augenscheinlichen  Verbesserung  Fabriken 
einbürgerten  und  in  welchem  Masse  sich 
die  Obrigkeit  abwartend  zu  der  Neuening 
stellte,  beweist  in  charakteristischem  Bei- 
spiele das  gelegentliche  Vorgehen  des  Strass- 
burger  Rats.  Hier  war  1666  einem  Handeis- 
manne ein  Privileg  »wegen  manufactiu:  der 
wuUenen  teppich  und  say  (Wollenstoff)«  auf 
10  Jahre  erteilt  worden,  das  man  ihm  nach 
Ablauf  dieser  Zeit  einstweilen  nur  auf  5  Jahre 
verlängerte  unter  der  ausdrücklichen  Be- 
dingung, »dass  er  mehr  als  4  Familien  zu 
behuef  dieser  fabrique  nicht  an  sich  ziehen 
solle«.  In  der  Schweiz  imd  in  Deutsch- 
land hat  unverkennbar  französischer  und 
holländischer  Einfluss  bei  der  Entstehung 
von  Fabriken  mitgewirkt  In  Basel  und 
Zürich  bringt  die  Einwanderung  der  Lo- 
carner  und  Hugenotten  schon  am  Ende  des 
16.  Jahrhunderts  ganz  neue  Gewerbszweige 
auf,  wie  die  Sammetweberei,  Seidenfärberei, 
Band-  und  Bi-okatweberei ,  Passementerie, 
die  zuerst  hausindustriell,  dann  fabrikmässig 
mit  6 — 8  Lehriungen  »Maidlin  und  Knaben« 
betrieben  wercien.  In  Deutschland  aber 
sind  es  namentlich  die  seit  dem  Widernif 
des  Edikts  von  Nantes  massenhaft  einwan- 
dernden Franzosen  gewesen,  die  bisher  un- 
bekannte Industrieen  einbürgerten  imd  durch 
ihrc  Manuf acturiers  und  Fabrikanten 
zur  Eröffnung  von  Sammet-,  Seide-,  Band-, 
Tapeten-,  Tabaks-  und  anderen  Fabriken 
schritten.  Vereinzelte  Beispiele  privilegierter, 
d.  h.  fabrikmässig  betriebener  Anstalten 
lassen  sich  aus  süddeutschen  Städten  schon 
im  16.  Jahrhundert  nachweisen,  wie  1573 
eine  Zuckersiederei  in  Aug8biu*g,  1592  eine 
Gold-  und  Silberdrahtziehei'ei  in  Nürnberg, 
1593  eine  Seifensiederei  in  Augsburg,  1649 
ein  Blaufarben  werk  in  Annaberg,  1681  eine 
Gold-  und  Silberdrahtmanufaktur  in  Leipzig, 
1698  eine  Gold-  und  Silberdrahtzieherei  in 
Augsbiu-g.    Seit  1676  datieren  die  »Seiden- 
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und  feine  Wollenmanufaktiir«  in  Neuostra 
(Kurfürstentum  Sachsen),  die  durch  Joh. 
Dan.  Krafft  und  die  Gebriider  Span  in  Gang 
gebracht  wird.  Im  Jahre  1686  eröffnet 
Abraham  Valerv  seine  Tuchfabrik  in  Halle, 
die  im  nächsten  Jahre  über  50  Arbeiter  und 
300  Spinnerinnen  beschäftigte,  und  wenig 
später  kommt  in  Magdeburg  die  sogenannte 
gelbe  kurfürstliche  Strumpf-,  Weil-,  Tücher-, 
Bänder-  und  Seidenmaniifaktur  unter  Andr6, 
Pierre  Valentin  und  CJaparede,  die  500  Ar- 
beiter vereinigte,  in  Gang.  Am  12.  De- 
zember 1703  erliess  Friedrich  Wilhelm  I. 
das  Patent,  dass  eine  neue  Manufaktur  nicht 
ohne  Konzession  etabliert  werden  sollte,  und 
bald  darauf  wurde  das  königliche  Lagerhaus 
in  Berhn,  eine  ursprünglich  private,  später 
staatliche  grosse  Mustertuchfabrik  eröffnet. 
Die  Porzellan-  und  Favenceindustrie  ent- 
wickelte  sich  in  den  grösseren  Anstalten  und 
Manufaktm'en  zu  Meissen  1710,  zu  Strass- 
burg  1718,  zu  Berlin  1751,  zu  Hannoversch- 
Müuden  1753,  zu  Frankenthal  in  der  Pfalz 
1755,  zu  Höchst  1762.  Seit  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  bestanden  in  Hessen-Kassel 
Eisen-  und  Stalüwerke,  eine  Weissblechfabrik, 
Blaufarbenfabriken,  seit  1766  die  grosse  Spie- 
gelmanufaktur in  Schwarzenfels.  Im  Jahre 
1796  wurde  die  erste  Runkelrübenzucker- 
fabrik  auf  dem  Gute  Kunern  bei  Steinau  in 
Niederschlesien  eröffnet. 

Belegen  diese  Beispiele  das  allmähliche 
Aufkommen  der  Fabrikindustrie  im  vorigen 
Jahrhimdert,  so  gewährt  auch  ein  Blick  in 
die  damalige  volkswirtschaftliche  Litteratm* 
die  Ueberzeugung,  dass  ein  neues  System  sich 
Bahn  brach.  Freilich  w^eitlen  die  Ausdrücke 
»Manufaktur«  und  »Fabrik«  vielfach 
noch  in  einem  der  heutigen  Auffassung 
fremden  Sinne  gebraucht,  und  wenn  die  Ge- 
lehrten jener  Tage  einer  Aufnahme  des  Fa- 
brikwesens das  Wort  reden,  so  denken  sie 
nicht  immer  an  die  grosse  Unternehmung, 
sondern  wünschen  nur  überhaupt  das  Ge- 
werbewesen mehr  gefördert  zu  sehen.  Aber 
klar  ist  wenigstens  so  viel,  dass  sie  eine 
freiere  Organisation  ausserhalb  der  bestehen- 
den Zunftverfassung  befürworten.  Becher 
versteht  1668  unter  den  Seyden-,  Wüllenen 
und  Leinenmanufactiu^n ,  die  er  begünstigt 
wissen  wiU,  die  gewerbliche  Thätigkeit  in 
diesen  Zweigen  überhaupt,  keine  bestimmte 
üntemehmungsform.  Auf  dem  gleichen 
Standpimkte  steht  von  Schröder  1686, 
wenn  er  die  Fragen  untersucht,  »ob  die 
Manufaktur  einem  Lande  nötig  und  nützlich 
sei«,  und  »was  für  Manufakturen  ein  Fürst 
propagieren  solle«,  oder  den  Vorschlag  zur 
Einrichtung  eines  Manufaktur-Inventariums 
erörtert.  Das  Wort  »fabrica«,  mit  dessen 
Anwendung  er  übrigens  sehr  sparsam  ist, 
gebraucht  er  zur  Bezeichnung  teils  einer 
gewerblichen   Thätigkeit   schlechthin,   teils 


der  industriellen  Erzeugnisse  selbst,  also  für 
unser  heutiges  »Fabrikat«.  Dagegen  trennt 
die  »Entdeckte  Goldgrube  in  der  Accise« 
1685  das  Fabiiksystem  ganz  richtig  von  dem 
Verlagssystem  und  beschreibt  es  dahin,  dass 
»Fabrikanten  mit  grossen  Kosten  gantze 
grosse  Häuser  bauen,  darinnen  sie  die  WoUen- 
Scheider,  WoUen-Kämmer ,  die  Spinnerin, 
die  Weber,  die  Presser  und  wohl  gar  auch 
die  Ferber  beysammen  unterhalten«.  Ihr 
Verfasser  führt  die  neue  Gewohnheit  ajif 
Holland  zurück  und  nennt  deutlich  die  Fa- 
brik »ein  Hauss,  darinnen  die  manufakturen 
gearbeitet  und  verlegt  werden«.  Er  ist 
übrigens  ein  Gegner  dieser  »grossen  hollän- 
dischen Gebäude«  und  erwärmt  sich  für  das 
Verlagssystem. 

Die  gelehrten  Kameralisten  aus  der  ersten 
Hälfte  des  vorigen  Jalirhunderts,  Mar- 
perger,  Gadebusch,  Schmolders, 
Zinck  sind  meistens  in  der  Becherschen 
Auffassung  befangen.  Sie  gebrauchen  »Ma- 
nufakturen und  Fabriken«  im  Sinne  der 
Industrie  überhaupt  und  nennen  nicht  selten 
den  Handwerksmann  oder  Gewerbetreibenden, 
der  für  einen  kaufmännischen  Verleger  thätig 
ist,  einen  »Fabrikanten«,  »l^ianufactur«, 
so  heisst  es  in  dem  Allgemeinen  ökonomischen 
Lexikon  1731,  »bestehet  eigentlich  in  der 
Anordnung,  wie  aus  ein  und  anderen  Ma- 
terialien diese  und  jene  Waare  auf  eine 
nützliche  Art  könne  verfertiget  und  zum 
nöthigen  Gebrauch  zugerichtet  werden«, 
Fabrik  aber  »wird  bei  den  Kaufleuten  eine 
angerichtete  Manufactur  genannt«.  Erst  all- 
mählich klärt  sich  die  Meinung,  so  dass  z.  B. 
Adrian  Beyers  allgemeines  Handlungslexikon, 
das  1722  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
gedruckt  wurde,  s.  v.  »Fabric,  officina,  manu- 
factiu^«  die  Erklärung  bietet,  »eine  Werk- 
stätte, da  eine  gewisse  Art  von  allerhand 
Waaren  verfertigt  wird«.  Andere,  die  in 
der  bisherigen  Anschauung  über  Manufak- 
turen beharren,  fügen  dann  wenigstens  er- 
läuternd hinzu  »oder  man  giebt  auch  wohl 
dem  Hause,  wo  eine  gantze  Gesellschaft  der 
Arbeitenden  ein  solches  Geschaffte  in  ge- 
w^isser  Ordmmg  treibet,  diesen  Nahmen«. 
In  der  Hauptsache  bürgern  sich  die  Aus- 
drücke »Manufaktur«,  »Fabrik«  für  die  An- 
fertigung solcher  Gegenstände  ein,  die  bisher 
in  Deutschland  noch  gar  nicht  hergestellt 
worden  waren  und  deren  Erzeugung  nicht 
an  die  Zünfte  gebunden  war.  Vermutlich 
sind  sie  aus  dem  Holländischen  und  Fran- 
zösischen übernommen. 

In  fortschreitender  weiterer  Erkenntnis 
bemühte  man  sich  dann  in  der  zw^eiten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts,  den  Unter- 
schied zwischen  beiden  Ausdrücken  zu  finden. 
Bei  diesen  fruchtlosen  Bestrebungen  zeich- 
nete sich  besonders  von  Justi  aus.  »Unter 
Manufacturen« ,  äussert  er  sich,   »verstehet 
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man  eigentlich  diejenigen  Bearbeitungen,  die 
bloss  mit  der  Hand  ohne  Feuer  und  ohne 
Ham mer geschehen .  Fabriken  aber  heissen 
diejenigen  Arbeiten,  zu  welchen  Feuer  und 
Hammer  oder  ähnliche  Werkzeuge  ange- 
wendet werden.«  Er  muss  jedocli  zugeben, 
dass  im  gewöhnlichen  Leben  dieser  Unter- 
schied wenig  beachtet  werde  und  man  z.  B. 
von  einer  Tuch-,  Camelott-,  Kammertuch- 
Fabrik  spräche,  »welches  doch  bloss  den 
Namen  einer  Manufaetur  erlialten  sollte«, 
und  er  wurde  nur  verwirrender,  wenn  er 
im  zweiten  Bande  seiner  Abhandlung  von 
Manufakturen  und  Fabriken  alle  Handwerker, 
so  in  Feuer  arbeiten,  »Fabricateurs«  und  jeden 
Handwerksmann,  der  in  Wolle,  Leinen,  Seide 
und  Baumwolle  arbeitet,  als  »Manufacturier« 
zu  bezeichnen  voi-schlägt,  seine  fühere  Er- 
klärung von  der  Fabrik  aber  dahin  erläutert, 
sie  sei  »eine  zusammenhängende  wichtige 
Anstalt  verschiedener  Arten  von  Arbeiten, 
wodiu-ch  die  Metalle  und  mineralische  Pro- 
dukte vermittelst  Feuer  und  Hammer  oder 
andere  ähnliche  Werkzeuge  zu  vollkommenen 
Waaren  gemacht  werden«.  Justi  drang  mit 
seinen  Ansichten  nicht  durch.  Kurz  vor  ihm 
hatte  Moser  in  seinen  »Schwäbischen  Nach- 
richten von  Oekonomie-,  Cameral-etc.  Sachen« 
1757  erklärt,  dass  er  »Fabriquen  und  Ma- 
nufacturen  als  gleichgültige  Wörter  nehme« 
und  ebenso  besagt  Bergius'  Policey-  und 
Cameral-Magazin  1770,  das  wir  als  den  Nie- 
derschlag der  Kameralistengelehrtheit  des 
ganzen  Jahrhunderts  ansehen  dürfen,  »dass 
beyde  gemeiniglich  als  gleichbedeutende  Be- 
griffe angesehen  werden«.  Indes  kommt 
das  Magazin  in  der  selbständigen  Ei'klärung 
des  Begriffs  selbst  auch  noch  nicht  weit, 
sondern  betont  als  das  Wesentliche,  dass  Fa- 
briken in  neuerer  Zeit  gegründet  seien  und 
den  Innungen  imd  den  Zünften  nicht  unter- 
ständen. p]ine  über  diese  äusserliche  Auf- 
fassimg  triumphierende  Ansicht,  die  der 
heutigen  naliesteht,  üitt  uns  erst  in  Lam- 
prechts Kameralverfassung  1797  entgegen. 
Hier  wird  der  Unterschied  der  Manufakturen 
und  Fabriken  darin  gefunden,  dass  »sie  die 
Verarbeitung  der  rohen  Materien  mehr  im 
Grossen  betreiben,  die  einzelnen  zur  Zu- 
bereitung der  Kunst  waren  eiforderli-jhen 
Arbeiten  unter  mehrere  beständig  bei  einerlei 
Arbeit  bleibende  Arbeiter  veileilen,  oft  künst- 
liche Maschinen  als  Hülfsmittel  der  Ver- 
arbeitung anwenden  und  den  Vertrieb  der 
Waren  mit  kaufmännischer  Kenntnis  und 
Klugheit  bewirken«.  Gleichwolü  war  diese 
geläuterte  Vorstellung  noch  nicht  die  über- 
all herrschende,  und  in  anerkannten  Werken, 
wie  z.  B.  Patjes  Veraeichniss  der  Fabriken 
im  Churfürstenthum  Hannover,  werden  nicht 
nur  Spiegel-  und  Glashütten,  Steinzeug- 
fabriken  und  dergleiclien  mehi-,  sondern 
auch  Gewerbe  aufgeführt,  die  gai*  uiclit  in 


grösseren  geschlossenen  Etablissements  vor 
sich  gingen,  wie  Gerbereien,  Leinen-  und 
Wollwebereien. 

In  anderen  nichtdeutschen  Ländern,  in 
denen  die  Zunftverfassung  kein  so  grosses 
und  lange  sich  erlialtendes  Ansehen  genoss, 
iässt  sich  die  Begründung  grosser  Unter- 
nehmungen, die  als  Fabriken  anzusehen  sind, 
bedeutend  zeitiger  als  in  Deutschland  nach- 
weisen. In  Süd-  und  Mittel frankre ich 
herrscht  bereits  in  der  Mitte  des  siebzehnten 
Jahrhunderts  w^enigstens  in  der  Seiden-  und 
Sammetindustrie  da»s  System  der  Haus- 
manufaktur, wie  es  noch  heute  in  Lyon, 
St.  Etienne  und  anderen  Städten  vielfach 
besteht,  aber  mehrfach  auch  in  die  Fabrik- 
unternehmung übergeht.  In  Paris  fanden 
sich  in  den  sogenannten  lieux  privil6gi§s 
die  Personen  zusammen,  die  ohne  die  Mittel 
sich  als  Meister  oder  Kaufleute  aufnehmen 
lassen,  ihre  Gewerbe  ausüben  durften,  ohne 
befürchten  zu  müssen,  von  den  Zunftvor- 
stehern  gestört  zu  werden.  Diese  Stätten, 
deren  es  9  gab,  wmxien  Veranlassung  zu 
reicher  Entfaltung  gewisser  Gewerbe,  wie 
der  Spiegelglasfabrikation,  der  Tuchweberei, 
Töpferei,  Wachstuchfabrikation.  In  Amiens 
und  Tours  bestehen  seit  Ende  des  16.  Jahr- 
liunderts  Teppichfabriken,  Tuch-  und  Teppich- 
webereien teils  seit  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts, teils  durch  Colbert  veranlasst  in 
Sedan,  Beauvais,  Lorviers,  Aubusson  und 
Carcassonne.  Im  Jahre  1662  wurde  die 
Gobelinsmanufaktur  in  Paris  i-eorganisiert, 
1669  durch  Rabais  in  Abbe\dlle  in  der  R- 
cardie  eine  Tuchfabrik  mit  500  holländischen 
Arbeitern  eröffnet.  Häufiger  werden  Fabriken 
grösseren  Stils  im  18.  Jahrhimdert  erwähnt : 
1730  eine  Waffenfabrik  im  Elsass,  1745  die 
Porzellanfabrik  in  Vincennes,  die  1748  nach 
Sevres  verlegt  wurde,  1755  eine  Seiden- 
fabrik in  Pony  en  Velay,  1756  ebenda  eine 
Baumwollfabnk,  1757  eine  Tuchfabrik  in 
Bourges  unter  Leitung  einer  englischen  Ge- 
sellschaft. 

Li  1 1 al  i  e  n  erscheint  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert ein  Zug  zur  Centralisation  des  Be- 
triebs. Doch  scheint  es  zur  Bildung  grösserer 
geschlossener  Fabrikanstalten  nicht  ge- 
kommen zu  sein,  weil  es  den  Zünften  gelang, 
diese  Entwickeln  ng  zu  hemmen  oder  ein- 
zuschränken. In  der  Seidenindustrie  Genuas 
überwog  wohl  die  Hausmanufaktur.  Da- 
gegen scheint  es  in  Venedig  sowohl  private 
Grossbetriebe  (mit  20 — 25  Webstühlen)  als 
auch  staatlich  geleitete  fabrikähnliche  An- 
stalten zur  Herstellung  von  Schiffstauen  von 
Segeltuch  und  Rüstungen  gegeben  zu  haben. 
Im  allgemeinen  waren  dies  aber  Ausnahmen. 

In  den  Niederlanden  beschränkte  das 
Gilderecht  gleichfalls  die  Zahl  der  von  jedem 
Handwerksmeister  zu  haltenden  GehtÜfenimd 
die  Zalü  der  zu  gebrauchenden  Werkzeuge. 
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J»er  teilweise  zog  man  die  Grenzen  nicht 
:>  eng  wie  in  Deutschland,  teils  Hess  man 
ie  zeitig  ganz  fallen.  So  höi-te  das  für  die 
(t^nenweber  in  Amsterdam  bestehende  Ver- 
ot,  mehr  als  drei  Webstühle  in  Gang  zu 
3tzen,  im  Jahre  1657  auf.  Für  die  Tuch- 
ereiter aber  daselbst  war  eine  Zahl  von 
Ü  Gehilfen  im  Maximum,  für  die  Hut- 
lacher  von  6,  seit  1631  von  8  Gehilfen  und 
ir  die  Tuchmacher  in  Leyden  von  6  Ge- 
^Uen  vorgesehen.  Die  ersten  Fabriken 
:ammen  aus  dem  letzten  Drittel  des  sieb- 
^hnten  Jahrhunderts:  1666  eine  Spiegel- 
ilirik  in  Amsterdam,  1678  eine  Fabrik  ziu* 
erarbeitung  italienischer  Rohseide  in  Haar- 
'm.  Mit  der  Einwanderung  französischer 
lüchtlinge  gewann  die  Entwickelung  ein 
'bhafteres  Tempo  und  es  wurden  mehrere 
abriken  in  Haarlem  für  HutmachenM,  Sei- 
en- und  Halbseidcnweberei,  in  Uti-echt  und 
oorden  für  Sam met Weberei ,  an  anderen 
i-ten  für  Gerberei  und  Posamentiemrbeit 
pgrilndet.  Zum  Teil  waren  die  neuen  ün- 
Tnehmungen  sehr  grossen  ümfanges,  wie 
io  Weberei  des  Pieire  Baille  von  1682  in 
msterdam,  der  110  Stühle  beschäftigte,  und 
ie  Utrechter  Seidenfabrik  des  Jacob  von 
[ollem,  der  500  Arbeiter  in  seiner  durch 
m  Wasserrad  betriebenen  Anstalt  beschäftigte 
nd  ausserhalb  derselben  1100  Webstühle  in 
ewegimg  setzte. 

In  England  liefert  eine  Verordnung 
is  der  Zeit  Heinrichs  VIII.  (1530),  die  den 
emden  Handwerkern  in  Oxford  imtei'sagte, 
lelir  als  10  fremde  Gehilfen  auf  einmal  zu 
alten,  den  Beweis,  däss  das  Zunftrecht 
UT  gleichfalls  nicht  streng  gehandhabt  wur- 
e,  sondern  Unternehmungen  grösseren  Stils 
:)rkamen.  üel)er  die  Häufigkeit  derartiger 
tablissements  ist  aber  nichts  bekannt. 
nter  der  Benennung  »Manufakturen«  er- 
?heinen  gewerbliche  Anstalten  im  17.  Jahr- 
undert  —  z.  B.  1661  in  Schottland  Seiden- 
lanufakturen  —  und  erfreuen  sich  der 
uiKst  des  schützenden  Staats.  Erst  mit 
rfindung  verschiedener  Maschinen  entstehen 
ri  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  zahl- 
äche  Fabriken.  Die  beiden  Fabriken  frei- 
[•h,  die  die  1733  von  Wyatt  erfimdene 
pinnmaschine  anzuwenden  versuchten,  gin- 
3n  bald  wieder  ein.  Die  von  Highs  1764 
1er  1765  hergestellte  Spinnmaschine  (Jennj^), 
ie  sechs  Spindeln  zugleich  in  Thätigkeit 
3rsetzte,  wurde  noch  im  Hause  des  Webers 
1er  Spinners  benutzt,  aber  die  Vervoll- 
)mmnungen,  die  Arkwright  und  Hargraves 
•funden,  bedangen  Fabriketablissements, 
rkwright  eröffnete  das  erste,  das  mit  Pferde- 
raft  l)etrieben  wurde,  1768  in  Nottingham, 
IS  zw^eite,  das  mit  Wasserkraft  in  Gang 
\setzt  wurde,  1771.  Im  Jahre  1780  gab 
>  20  solcher  Fabriken,  die  entweder  Ark- 
right  oder  J^lännern  gehörten,  die  ihn  für 


sein  Patent  bezfihlt  hatten ;  im  Jahre  1790 
war  ihre  Zahl  auf  150  gestiegen.  Seit  1790 
war  man  auch  so  weit,  die  Wasserkraft  durch 
Watts  Dampfmaschine  zu  ersetzen,  und  ge- 
langte dadiu'ch  zur  Möglichkeit,  Fabriken  in 
Städten  zu  errichten,  statt  wie  früher  ver- 
streut an  Flussufern.  Cartwrights  Erfindung 
des  durch  W^asser  oder  Dampf  bewegten 
Webstuhls  führte  in  demselben  Jahre  ziu* 
ersten  von  Grimshaw  eröffneten  Dampf- 
weberei, die  leider  bald  aufbrannte.  Indes 
etabliei-ten  sich  seit  dieser  Zeit  bis  1800 
mehrere  mechanische  Webereien  in  Schott- 
land, und  der  Sieg  der  Fabrikweberei  wurde 
1803  durch  Thomas  Johnsons  Erfindung  der 
»dressing  frame«  entschieden.  P]in  Kind 
konnte  nun  zwei  Webstühle  liedienen  imd 
in  gleicher  Zeit  zwei-  bis  dreimal  soviel 
weben  als  die  besten  Handweber.  Indes 
nahm  man  die  neue  Entwickelung  nicht 
ruhig  hin.  1812  und  1816  brachen  in  Not- 
tingham und  Midland,  1826  in  Ijancashire 
Aufstände  aus  l>ehufs  ZerstÖnmg  der  mecha- 
nischen W^ebstühle.  Aelmlich  vollzog  sich 
in  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts der  Uebergang  zur  Fabrikunter- 
nelimung  in  der  Metall-  und  in  der  kera- 
mischen Industrie. 

In  Oesterreich  wurden  die  Zunft- 
rechte einmal  durch  »Hoffreiheiten«  ^  die 
einzelne  Handwerker  von  der  Zugehöngkeit 
zum  Zunftverband  befreiten,  durchbrochen.* 
Ferner  wurden  seit  Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts sogenannte  JMvativa«  erteilt,  d.  h. 
Privilegien,  durch  welche  man  neu  errich- 
tete Fabriken  vom  Handwerk  und  der  Zunft- 
verfassung möglichst  unabhängig  machte. 
Die  erste  derart  ins  Ijel>en  tretende  Fabrik 
war  die  eines  gewissen  Adam  Ignatz  Höger 
1709,  in  der  Oel  aus  Traubenkernen  erzeugt 
wurde.  Doch  schon  im  17.  Jahrhundert  er- 
scheinen grössere  Unternehmungen,  wie  1668 
die  seydene  Fäbrica  und  Manufaktur  des 
Grafen  Sinzendorf  und  1676  das  Manufaktur- 
haus auf  dem  Tabor  in  Wien,  das  Seiden- 
und  Wollenweberei-,  Glas-  imd  Majolika- 
fabrikation, Apothekentietrieb  und  Herstel- 
lung von  Hausgeräten  in  sich  vereinigte. 

In  Russland  war  bis  auf  Peter  den 
Grossen  die  gewerbliche  Thätigkeit  ai isser- 
ordentlich gering  entwickelt.  Dieser  macht- 
volle Herrscher  interessierte  sich  in  gleicher 
W^eise  für  Hebung  des  Handwerks,  dem  er 
durch  Verleihen  der  Zunftverfassung  aufzu- 
helfen gedachte,  als  für  Einbürgerung  von 
Fabrikindustrieen,  deren  Püege  dem  neuge- 
schaffenen Manufakturkollegium  übertragen 
wurde.  Wirklich  wan^n  seine  Bestrebungen 
soweit  von  Erfolg  gekrönt,  dass  bei  seinem 
Tode  100  Fabriken  vei-schiedener  Art  be- 
standen haben  sollen,  von  denen  einige  etwa 
300  Arbeiter  beschäftigten.  Für  das  I^nd 
war  ihre  Entstehung  von  der  grössten  Be- 
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deutung.  Denn  sie  führten  neue  Zweige 
ein,  die  bisher  noch  nicht  gepflegt  worden 
waren  (Seidenweberei,  Papier-,  Glas-,  Segel- 
tuch- etc.  Industrie),  und  wurtlen  zu  Schiilen 
für  den  nissischen  Arbeiter.  Fabriken  im 
eigentlichen  Sinne  waren  es  nicht,  insofern 
Maschinen  in  ihnen  äusserst  wenig  verwandt 
wurden.  Als  Katharina  IL  zur  Regierung 
kam  (i.  J.  1762),  zählte  man  984  Fabriken, 
im  Jahre  ihres  Todes  3161.  Für  die  Gegen- 
wart (1896)  wird  die  Zahl  aller  Fabriken, 
unter  welchen  Anstalten  mit  mindestens 
16  Arbeitern  oder  mechanischen  Motoren 
verstanden  werden,  auf  4459  angegeben. 
Offenbar  ist  in  der  älteren  Zeit  der  Begriff 
»Fabrik«  etwas  weiter  gefasst  worden  und 
wohl  nicht  immer  an  einen  Grossbetrieb 
bei  ihr  zu  denken. 

Litteratur:  Aiuser  den  im  Texte  genannten 
kameralütisehen  Schriftatellem  des  vorigen  Jahr- 
hunderts: Alhreehtf  £He  volkswirtschaftlich« 
Bedeutung  der  Kleinkraftmaschinen,  in  Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Verw.  IS,  S.  47S  5S2.  —  Ch,  Bdbh€ige, 
Ueber  Maschinen-  und  Fabrikenwesen.  Aus  dem 
Englischen  von  JPriedenberg ,  18SS.  —  Andr, 
BlaUf  Das  kommerziell-gewerbliche  Russland, 
1899.  —  J,  Deville,  Recueil  de  Statuts  et  docu- 
ments  relatif  d  la  Corporation  des  tapissiers, 
Paris  1875.  —  Ä  Büchaenschütz,  Besitz  und 
Erwerb  im  griechischen  Altertum,  Halle  1869.  — 
Henry  W,  Famantf  Die  innere  französische 

,    Gewerbepolitik   von    Colbert   bis  Turgot,   Leipzig 

1878.  —  H.  de  B,  Gibbina,  Industry  in  Eng- 
land, 1896.  —  H.  Grothe,  Bilder  und  Studien 
zur  Geschichte  der  Industrie  und  des  Maschinen- 
wesens, Berlin  1870.  —  tJ.  Hätschele,  Das 
Manufakturhaus  auf  dem  Tahar  in  Wien,  Leipzig 
1886.  —  A.  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen 
Geschichte  Englands,  Leipzig  1881,  —  Itevaaaeur, 
Histoire  des  classes  ouvrihres  en  France.  —  W, 
von  Oehenkowsht,  Englands  wirtschaftliche 
EntWickelung  im  Ausgang  des  Mittelalters,  Jena 

1879.  —  Af.  Mohl,  Ueber  die  wUrttembergische 
Gewerbsindustrie,  Stuttgart  1828.  —  O.  Prings- 
heint,  Beiträge  zur  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lungsgeschichte  der  vereinigten  Niederlande, 
Leipzig  1890.  —  H,  Reachatier,  Geschichte 
des  Kampfes  der  Handwerkerzünfte  etc.,  Wien 
1882.  —  JP.  KekUeaujc,  Die  Maschinen  in  der 
Arbeiterfrage,  Minden  1885.  —  W,  Röscher, 
Ansichten  der  Volkswirtschaft,  .i.  Aufl.,  1878, 
S.  101—294.  —  H.  SieveJclng  in  Jahrb.  f.  Ge- 
setzgebung XXI,  102  ff.  —  W.  Stieda,  Peter 
der  Grosse  aU  Merkantilist,  Russische  Revue  4, 
S.  105  ff.  —  Derselbe,  Die  Entwickelung  der 
russischen  Gewerbeiferfassung,  Nord.  Rundschau  I, 
S.  479  ff'.  —  H,  Toll  In,  Geschichte  der  franzö- 
sischen Kolonie  von  Magdeburg,  Halle  1886  bis 
1889,  8  Bände.  —  M,  Tugan-Baranowsky, 
Die  y^tssische  Fabrik  in  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart, 1898,  L  Teil  (in  russ.  Sprache).  —  A. 
Vre,  Das  Fabrikweiten  in  wissenschaftlicher, 
moralischer,  kommerzieller  Hinsicht.  Aus  dem 
Englischen  von  Diezmann,  Leipzig  1835.  —  Otto 
Wiedfeldt,  Statistische  Studien  zur  Entwicke- 
lungsgeschichte  der  Berliner  Industrie  von  1720 
bis  1890,  1898.  —    Vierteljahrshefte  zur  Statistik 


des  Deutschen  Reichs,  Jhrg.  1898.      Ergänzung 
z.    1.  Heft   Statistik  d.  D.  R.,    N.  F.  113,   1898. 

WilK  SUeda. 


Fabrikgesetzgebimg 

(Internationale  Regelung). 

1.  Vorbemerkung.  2.  Die  Bestrebungen  für 
internationale  F.  im  allgemeinen.  3.  Aeltere 
geschichtliche  Entwickelung.  4.  Die  internatio- 
nale Arbeiterschatzkonferenz  in  Berlin  im  März 
1890  und  spätere  Vorgänge. 

1.  Yorbemerkim^.  Der  Ausdruck  »Fa- 
brikgesetzgebimg« passte  eigentlich  nur  so 
lange,  wie  der  Arbeiterschutz  sich  aus- 
scluiesshch  auf  Fabriken  oder  auf  die  vor- 
zugsweise fabrikmässig  entwickelten  In- 
dustrieen  beschränkte,  weil  für  die  in  Fa- 
briken koncentrierten  Gewerbe  Schutzvor- 
schriften leichter  als  für  die  zerstreute 
Masse  der  Kleinbetriebe  durchzuführen 
waren  und  lu^prünglich  gerade  die  Fabriken 
durch  übermässige  Anspannung  der  mensch- 
lichen, namenthch  der  jugendlichen  oder 
weibüchen  Arbeitskraft,  durch  die  mit  dem 
Maschinenwesen  verbundene  UnfaUgefahr 
sowie  durch  ihre  meist  ungesunde  Sauart 
und  Einrichtung  das  Einschreiten  der  Ge- 
setzgebung am  meisten  herausforderten. 
Heute  stellt  in  den  vorgeschrittenen  In- 
dustriestaaten der  gewerbliche  üaus-  und 
Werkfltättenbetrieb  oft  viel  dringendere 
Schutzforderungen  als  der  git)ssindustrielle, 
welcher  eben  infolge  der  »Fabrikgesetz- 
gebung« vielfach  bereits  völlig  zeitgemäss 
reguhert  ist.  Man  kann  jedoch  gerade  für 
die  internationale  Betrachtung  jenen  Aus- 
druck noch  beibehalten,  da  der  Arbeiter- 
schutz ausserhalb  der  Fabriken  —  etwa  von 
der  Unfallverhütung  abgesehen  —  zumeist 
noch  wenig  oder  gar  nicht  entwickelt  ist 
Ueber  die  einzelnen  Länder  vgl.  den  Auf- 
satz Arbeiterschutzgesetzgebung 
oben  Bd.  I,  S.  470  ff. 

2.  Die  Bestrebungen  für  internatio- 
nale F.  im  allgemeinen  finden  ihre  Trieb- 
federn nicht  nur  in  humanitären  Rücksichten, 
sondern  auch  in  Interessen  der  Arbeitgeber. 
Schon  in  den  einzelnen  Ländern  ist  that- 
sächlich  der  gesetzliche  Arbeiterschutz 
durch  das  Eintreten  von  Unternehmerkreisen 
gef(irclert  worden,  welche  mit  seiner  Hülfe 
die  eigene  Stellung  zu  halten  oder  auch  die 
schwächeren,  zum  Teü  auf  erhebliche  Aus- 
nutzung der  Arbeitskraft  angewiesenen  Mit- 
bewerber ganz  aus  dem  Felde  zu  schlagen 
gedachten  (Gross-  und  Kleinbetrieb  in  Eng- 
land, westliche  und  centrale  Industrie  in 
Russland).  Von  gleichen  Gesichtspunkten 
aus  kann  auch  die  Unternehmerschaft  gan- 
zer Ijänder  ein  lebliaftes  Interesse  an  emer 
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internationalen  Fabrikgesetzgebung  haben ;  da- 
mit ist  aber  zugleich  gesagt,  dass  anderswo 
wichtige  Betriebsinteressen  der  internatio- 
nalen Regelung,  vor  allem  der  völlig  gleich- 
mitesigen,  widerstreben.  Nach  sachverstän- 
digen Aussagen  vor  einer  königlichen  Kom- 
mission in  England  hätten  z.  B.  von  den 
indischen  Spinnereien  ^6  nicht  bestehen 
können,  wenn  sie  den  englischen  Schutz- 
vorschnfteu  unterworfen  gewesen  wären! 
(S.  Adler  a.  a.  0.  S.  31.)  Aber  auch  die 
Interessen  der  Arbeiterfamilien  können  durch 
internationale  Fabrikgesetzgebung  ebensogut 
verletzt  wie  gefördert  werden :  ein  Land  z.  B., 
dessen  Bevölkenmg  sich  in  ihrer  Lebens- 
haltung, Familiengründung  u.  s.  w.  einmal 
darauf  eingerichtet  hat,  dass  schon  die  zehn- 
jährigen Kinder  in  den  Fabriken  ihr  Brot 
finden,  kann  sich  schwer  einer  internatio- 
nalen Vereinbarung  fügen,  welche  mit  ei- 
nem Schlage  Kinder  unter  !^  Jahren  von 
der  Fabrikai'beit  ausschliesst  (Gustav  Cohn). 
Bedenkt  man  ferner,  dass  das  Klima,  die 
nach  Stammesart  und  Himmelsstrich  frühere 
oder  spätere  körperliche  Reife  und  andere 
Rücksichten  auch  ein  verschiedenes  Mass 
von  Arbeiterschutz,  z.  B.  hinsichtlich  der 
Arbeitsdauer  und  des  Schutzalters  für  jugend- 
liche Personen  bedingen,  so  erscheinen  der 
internationalen  Regelung  von  vomhei-ein 
ziemlich  enge  Grenzen  gezogen.  Dazu 
kommt  die  Schwierigkeit  der  internationalen 
Konti^olle  und  Vollziehung;  kein  souveräner 
Staat  wirtl  sich  ernstlich  auf  eine  solche  ein- 
lassen wollen,  so  dass  die  einzelnen  Kontra- 
henten wesentlich  auf  die  Lovalität  der  ande- 
ren  angewiesen  bleiben;  wo  der  internationale 
Vertrag  am  gewissenhaftesten  eingehalten 
wird,  ergiebt  sich  leicht  eine  Schädigung 
der  heimischen  Industrie  zu  Gunsten  der- 
jenigen anderer  Länder,  in  denen  die  Auf- 
sicht allgemein  oder  gelegentlich,  wie  z.  B. 
bei  gewinnbringender  Hochkonjunktur, 
»nachsichtiger«  gehandhabt  wird. 

An  eine  gesetzliche,  wohl  gar  gleich- 
massige  internationale  Regelung  d(»s  Arbeiter- 
schutzes ist  hiernach  schwerlich  jemals  zu 
denken.  Ganz  ohne  Bedeutung  ist  das  in- 
ternationale Moment  für  die  Frage  darum 
aber  keineswegs.  Auch  unter  den  un- 
günstigsten Verhältnissen  wird  es  (»in 
Minimum  von  Schutz,  namentlich  hinsicht- 
lich der  Kinderarbeit  geben,  welches  aus 
überwiegenden  Rücksichten  der  Mensclüich- 
keit  und  Volksgesundheit  gewährt  werden 
muss,  selbst  wenn  dadurch  hier  und  da  ein  Ein- 
zelinterosse  verletzt  wird.  Halten  auch  die 
rückständigsten  Länder  dieses  Minimum 
ein,  so  können  die  übrigen  eine  intensivere 
Schutzpolitik  treiben,  ohne  zu  sehr  durch 
Konkurrenzrücksichten  behindert  zu  sein. 
Amtliche  oder  private  Veranstaltungen  (Kon- 
gresse, Vereine  u.  s.  w.),  die  dafüi-  zu  wir- 


ken suchen,  dass  jedes  Land  im  Wege  der 
eigenen  Gesetzgebung  sich  auf  die  seiner 
Eigenart  \md  seinen  IWürfnissen  ent- 
sprechende Stufe  des  Arbeiterschutzes  setze, 
können  daher  dessen  Gestaltung  auch  von 
Nation  zu  Nation  recht  wohl  vorteilliaft 
beeinflussen. 

3.  Aeltere  geschichtliche  Entwicke- 
Inng^).  Bald  nach  Einführung  der  ersten 
wirksamen  nationalen  Schutzgesetze  gegen 
die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hin  erfolgte 
auch  die  erste  Anregung  zu  ihrer  inter- 
nationalen Ausgestaltung.  Der  elsässische 
Fabrikant  Daniel  Legrand  schlug  (in  einer 
Eingabe  an  den  Kanzler  von  Frankreich 
und  die  Mitglieder  der  Pairskammer)  eine 
solche  schon  im  Jahre  1841  vor,  und  zwar 
aus  »humanitären«  Gesichtspimkten,  wäh- 
rend er  in  einer  im  Jahre  1857  an  die 
Kabinette  von  Berlin,  Wien,  Petersburg, 
Paris  und  Turin  gerichteten  Denkschrift 
zugleich  die  Schwierigkeiten  betonte,  die 
sich  bei  einer  bloss  nationalen  Fabiikgesetz- 
gebung  aus  der  internationalen  Konkuirenz 
ergäben.  Im  Jahre  1855  ging  dann  von 
dem  in  der  heimischen  Schutzgesetzgebung 
führenden  Kanton  Glanis  ein  Antrieb  a\is, 
der  allerdings  zunächst  nur  die  BaumwoU- 
industrie  der  schweizerischen  Kantone  im 
Auge  hatte;  jedoch  sogar  diese  beschränkte 
»interkantonale«  Regelung,  zu  deren  Herbei- 
führung in  den  Jahren  1859  und  18G4  in 
Bern,  1872  in  Glarus  Konferenzen  stattfan- 
den, scheiterte  bezeichnender  Weise.  Erst 
das  eidgenössische  Fabrikgesetz  von  1877 
stellte  für  seinen  Bereich  die  Einheitlich- 
keit des  Arbeiterschutzes  her.  Zugleich  er- 
gab sich  dai-aus  eine  Belebung  der  Bestre- 
bungen für  internationale  Fabrikgesetzgebung, 
da  die  Opfer  und  Schwierigkeiten,  die  das  Ge- 
setz den  einheimischen  Fabrikanten  aufer- 
legte, den  schweizerischen  Bundesrat  als- 
bald zur  Ergreifung  der  Initiative  für  Ver- 
handlungen zu  jenem  Zwecke  veranlassten. 
Eine  im  Jahre  1881  erfolgte  Sondierung  der 
Regierungen  von  Deutschland,  Frankreich, 
England,  Belgien,  Oesterreich  und  Italien 
begegnete  allerdings  noch  überall  einer 
mehr  oder  weniger  ablehnenden  Haltung. 
Inzwischen  begann  jedoch  die  Frage  immer 
weitere  wissenschaftliche  und  politische 
Kreise  zu  beschäftigen.  Sie  wunle  u.  a. 
auf  der  Vei*sammlung  in  Eisenach  im  Jaluv 
1872  zur  Besprechung  der  sozialen  Frage, 
sodann  im  Verein  für  Sozialpolitik  zu  Frank- 
furt im  Jahre  1882  verhandelt,  ebenso  u.  a. 
im  Jahre  1885  iji  der  »Freien  Vereinigung 
katholischer  Sozialpolitiker  in  Klein-Heubach, 


*)  Wir  folgen  hier  vornehmlich  den  sehr 
gründlichen  Darstellungen  bei  Bücher  und 
Adler  a.  a.  0.,  die  auch  noch  weitere  ein- 
gehende Quellennachweise  bieten. 
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im  Jahre  1887  auf  dem  internationalen  Kon- 
gress  für  Hygiene  und  Demographie  in 
Wien  sowie  auf  zahlreichen  nationalen  und 
internationalenArbeiterkongressen ;  die  christ- 
lich-sozialeArbeiterpartei  nahm  den  internatio- 
nalen Arbeiterschutz  1877  in  ihr  Programm 
auf,  die  sozialdemokratische  Reichstagsfrak- 
tion forderte  im  Januar  1885  ein  Vorgehen  der 
deutschen  Reichsregierung  zum  Zwecke  der 
Herbeifühnmg  einer  internationalen  Fabrikge- 
setzgebung auf  bestimmten  Grundlagen  (zehn- 
stündiger Arbeitstag,  Verbot  der  Nachtarbeit 
und  der  Beschäftigimg  von  Kindern  unter 
14  Jahren).  In  der  Wissenschaft  blieben 
die  Meinungen  geteilt;  von  den  Gelehrten, 
welche  sich  besonders  eingehend  mit  der 
Frage  befassten,  äusserten  Gustav  Cohn  und 
Bücher  sich  sehr  skeptisch,  Georg  Adler 
mehr  hoffnungsfreudig  über  internationale  Fa- 
brikgesetzgebung. Alle  diese  Erörterungen  be- 
günstigten jedenfalls  die  Stimmung  auch  für 
eine  amtliche  Behandlung  der  Frage.  So 
kam  es,  dass  die  Schweiz,  als  sie  im  März 
1889  abennals  eine  ümfnige  erliess,  allsei- 
tiges Entgegenkommen  fand.  Unter  dem 
Eindnick  der  Initiative  des  deutschen  Kai- 
sers durch  die  sogenannten  »Februarerlasse« 
überliess  sie  jedoch  diesem  den  Vortritt. 

4.  Die  internationale  Arbeiterschntz- 
konferenz  in  Berlin  im  März  1890  und 
spätere  Vorgänge.  Am  4.  Febniar  1890 
erging  ein  Erlass  Kaiser  Wilhelms  II.  an 
den  Reichskanzler,  in  dem  es  hiess:  »Ich 
^>bin  entschlossen ,  zur  Verbesserung  der 
»Lage  der  deutschen  Arbeiter  die  Hand  zu 
»bieten,  soweit  es  die  Grenzen  gestatten, 
»welche  Meiner  Fürsorge  durch  die  Not- 
» wendigkeit  gezogen  werden,  die  deutsche 
»Industrie  auf  dem  Weltmarkte  konkun-enz- 
»fähig  zu  erhalten  und  dadurch  ihre  und 
»der  Arbeiter  Existenz  zu  sichern  .  .  .  Die 
»in  der  internationalen  KonkuiTenz  begrün- 
»deten  Schwierigkeiten  der  Verbesserung 
»der  Lage  unserer  Arbeiter  lassen  sich  nur 
»durch  internationale  Verständigung  der  an 
»der  Beherrschung  des  Weltmarktes  be- 
»teUigten  Länder,  wenn  nicht  überwinden, 
»so  doch  abschwächen.«  Zugleich  erging 
ein  Erlass  an  die  Ressortminister  bezüglich 
des  weiteren  Ausbaues  der  nationalen 
Schutzgesetzgebung  und  Einladungen  an  die 
wichtigsten  Industriestaaten  zur  Beschickung 
einer  Konferenz,  die  thatsächlich  vom  15. 
bis  28.  März  1890  unter  Vorsitz  des  Mi- 
nisters V.  Berlepsch  und  Beteiligimg  der  Ver- 
treter von  15  Staaten  (Belgien,  Dänemark, 
Deutschland ,  Frankreich ,  Grossbritannien, 
Italien,  Luxemburg,  Niederlande,  Norwegen, 
Oesten-eich,  Portugal,  Schweden,  Schweiz, 
Spanien,  Ungarn)  stattfand.  Ihrer  natür- 
lichen Aufgabe  entsprechend  beschränkte 
sie  sich  darauf,  in  ihren  Antworten  auf  die 
ihr  vorgelegton,  deutscherseits  formulierten 


Fragen  die  Erfüllung  gewisser  Forderungen 
mehr  oder  weniger  bedingungsweise  als 
»wünschenswert«  zu  erklären.  Wir  geben 
nachfolgende  Skizze  der  Fragen  und  Ant- 
worten : 

I.  Arbeit  in  Bergwerken.  1)  Ist 
die  Beschäftigimg  »unter  Tage«  zu  verbieten 
a)  für  Kinder  unter  einem  bestimmten  Le- 
bensalter? b)  für  weibliche  Pei'sonen?  — 
Als  »wünschenswert  wurde  die  allmähliche 
Heraufschiebung  des  Zulassungsalters  »nach 
Massgabe  der  Erfahrung«  bis  zum  Ende 
des  14.,  für  südliche  Länder  des  12.  Jahres 
und  das  Verbot  der  Frauenarbeit  »unter  Tage« 
bezeichnet.  2)  Ist  für  Bergwerke,  in  denen 
die  Arbeit  mit  besonderer  Gesundheitsge- 
fahr verbunden  ist,  eine  Beschränkung  der 
Schichtdauer  vorzusehen?  —  »Wünschens- 
wert«, soweit  die  Bergwerkstechnik  nicht 
ziu"eicht,  »jedoch  nach  den  Grundsätzen  und 
der  Praxis  jed^s  Volkes.«  3)  Ist  es  im  all- 
gemeinen Interesse  möglich,  um  die  Regel- 
mässigkeit der  Kohlenfördenmg  zu  sichern, 
die  Arbeit  in  den  Kohlengruben  einer  inter- 
nationalen Regehmg  zu  unterstellen?  — 
> Wünschenswert«  grilndliche  Staatsaufsicht 
durch  erprobte  Techniker,  Unmittelbarkeit 
der  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und 
Ingenieuren,  Entwickelung  der  nationalen 
Vorbeugungs-  und  Hülfseinrichtungen,  Ein- 
schränkung der  Arbeitsein steDungen  dm-ch 
Schiedsgerichte  und  dergleichen. 

IL  Sonntagsarbeit.  1)  Ist  sie  der 
Regel  nach  zu  verbieten  ? — »Wünschenswert« 
unbeschadet  der  erforderlichen  Ausnahmen 
und  des  Aufschubes  ein  Ruhetag,  womög- 
lich Sonntag,  für  Jugendliche,  Frauen,  In- 
dustriearbeiter. 2)  W^elche  Ausnahmen?  — 
Für  täglich  nötige  Arbeiten,  kontinuierliche, 
Saison-  und  dergleichen  Betriebe,  jedoch 
unter  Freilassung  jedes  zweiten  Sonntags. 
3)  Sind  die  Ausnahmen  international,  durch 
Gesetz  oder  Verwaltungsvorschrift  zu  be- 
stimmen? —  Internationales  Uebereinkom- 
men  wünschenswert. 

III.  Kinderarbeit.  Hier  wiude  als 
»wünschenswert«  erklärt  der  Ausschluss 
der  Kinder  unter  12,  in  südlichen  Ländern 
unter  10  Jahren  von  der  industriellen  Ar- 
beit, unter  14  Jahren  von  Nacht-  und  Sonn- 
tagsarbeit und  von  ungesunden  oder  gefähr- 
lichen Beschäftigungen;  Arbeitszeit  nicht 
über  sechs  Stunden,  ^^2  Stunde  Pause,  aus- 
reichende Elementarbildung  vor  der  Zulas- 
sung zur  Arbeit. 

IV.  Arbeit  junger  Leute.  —  »Wün- 
schenswert« für  junge  Leute  von  14  bis  16 
Jahren  Ausschluss  der  Nacht-  und  Sonn- 
tagsarbeit ,  zehnstündiger  Höchstarbeitstag, 
1^2  Stunde  Pause  dazwischen;  Ausnahmen 
für  bestimmte  Betriebe,  dagegen  unter  Um- 
ständen auch  Ausdehnimg  des  Schutzes  bis 
18  Jahre. 
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V.  Frauenarbeit  —  »Wünschens- 
wert <r  für  Weiber  über  16  Jahre  Aus- 
schluss der  Arbeit  nachts,  Sonntags  und 
vier  Wochen  nach  der  Niederkunft,  elfstOn- 
diger  Höchstarbeitstag  mit  IV2  Stunde 
Pause  dazwischen,  Einschränkungen  der 
Arbeit  in  besonders  ungesunden  oder  ge- 
fährlichen Betrieben,  Ausnahmen  für  ge- 
wisse Industriezweige. 

VI.  Ausführung.  I)  Sollen  Bestim- 
mungen über  die  Ausführung  und  üeber- 
wachung  der  zu  vereinbarenden  Vorschriften 
gegeben  werden?  —  Falls  die  Regierungen 
den  Arbeiten  der  Konferenz  Folge  geben, 
empfiehlt  sich  die  Aufsicht  durch  nationale, 
von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  unabhängige 
Funktionäre,  internationaler  Austausch  ihrer 
Berichte,  desgleichen  Statistik  über  die  auf 
der  Konferenz  behandelten  Fragen.  2)  Wie- 
derholte Konferenzen  der  beteiligten  Regie- 
rungen? —  Sind  wünschenswert  zum  Aus- 
tausch der  Beobachtungen  und  Prüfung,  ob 
Abändenmgen  oder  Eiiänzungen  der  Kon- 
ferenzbescMüsse  wünscnenswert. 

In  Wirklichkeit  ist  es  zu  einer  Wieder- 
holung der  Konferenz  nicht  gekommen. 
Als  ergebnislos  darf  sie  gleichwohl  nicht 
bezeichnet  werden;  ohne  die  von  ihr  ge- 
gebene Anregung  wäre  der  vielfältige  Aus- 
bau der  nationalen  Gesetzgebung,  welche 
namentlich  die  erste  Hälfte  der  90  er  Jahre 
kennzeichnet,  wohl  schwerlich  erfolgt.  (Vgl. 
darüber  den  Art.  Arbeiterschutzge- 
setzgebung a.  a.O.)  Immerhin  bleiben  noch 
jetzt  viele  der  wichtigsten  Industriestaaten 
(in  der  Kindei-arbeit  sogar  England!)  hinter 
den  Forderungen  der  Konferenz  zurück. 
In  letzter  Zeit  hat  danach  die  Ansicht,  dass 
die  ganze  Frage  zu  ihrer  Belebung  wieder 
eines  kräftigen  Antriebes  bedürfe,  entschie- 
den Boden  gewonnen.  Schon  im  August 
und  Oktober  1897  fanden  in  Zürich  bezw. 
Brüssel  Beratungen  statt,  die  zur  Nieder- 
setzung eines  belgischen  Ausschusses  zur 
Ausarbeitung  eines  Statutenentwurfes  für 
eine  internationale  Vereinigung  ziu*  Förderung 
des  Arbeiterschutzes  führten.  Für  Deutsch- 
land wurde  dieser  im  Januar  1899  in  Berlin 
imter  Vorsitz  des  früheren  Ministers  von 
Berlej>sch,  am  3.  Mai  1899  imter  Vorsitz 
von  Professor  SchmoUer  in  einem  kleinen 
Kreise  von  Sozialpolitikern  verschiedener 
Richtung  beraten  und  ein  Ausschuss  von 
20  Mitgliedern  mit  dem  Rechte  der  Zuwahl 
eingesetzt,  um  sich  an  den  Beratungen 
einer  internationalen  Vereinigung  zur  För- 
derung des  Arbeiterschutzes  zu  beteiligen 
und  die  Bildung  einer  nationalen  Sektion 
für  Deutschland  vorzubereiten.  Empfohlen 
wurde  die  Errichtung  eines  Bureaus  zum 
Zwecke  der  Sammlung  und  Veröffent- 
lichung von  Informationen,  welches  zu- 
gleich    den     Mittelpunkt     der     Agitation 

Handwörterbach  der  StaatswiBsenschaften.    Zweite 


für   die    Fortführung   des   Arbeiterschutzes 
bilden  soll. 

Litteratnr:  Verfiandlungen  der  EUenaeher  Ver- 
sammlung zur  Betiprechung  der  sozialen  Frage, 
Leipzig  1872.  —  Verhandlungen  des  Vereins  filr 
Sozialpolitik  am  9.  und  10.  X.  1882,  in  den  Sehr,  d, 
V.filr  Sozialpolitik  Bd.  XXI,  S.  67ß.  —  G.  Cohn, 
Internationale  Fabrikgesetzgebung,  in  den  Jahrb. 
f.  Not.  u,  Stat.  N.F.  S,  S.  323 ff.  (auch  in  Cohns 
»  Volkswirtschaftlichen  Aufsälzenn,  Stuttgart  1882, 
S.  439 ff.).  —  Bücher,  Zur  Geschichte  der  inter- 
nationalen Fabrikgesetzgebung  in  den  »Deutschen 
Wortenn,  Jahrg.  1888,  S.  49 ff.  —  G,  Adler, 
Die  Frage  des  internationalen  Arbeitersehutzes 
u.  s.  w..  Manchen  und  Leipzig  1888.  —  Confe- 
rence intematioTuüe  concemant  le  r^lement  du 
travail  aux  Etablissements  industriels  et  dans  les 
mines.  Par  autorisation  officielle,  Leipzig  1890. 
(Ebenda  im  amtlichen  Auftrage  auch  deutsch  er- 
schienen). —  »Soziale  Prarisn  v.  11.  V.  1899 
(Bericht  Ober  die  Gründung  einer  internationalen 
Vereinigung  zur  Forderung  des  Arbeitersehutzes), 
—  G,  Evert,  Der  Arbeiterschutz  und  seine 
Enttpickelung  im  19.  Jahrhundert.  Kurze  Dar- 
Stellung  nebst  synoptischer  Uebersieht  des  gegen' 
wärtigen  Standes,  Berlin  1899, 

G.  Evert, 
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s.  Gewerbeinspektion. 

Fabrikkrankenkassen 

s.  Krankenkassen. 


Fachschulen,  gewerbliche. 

s.  Gewerblicher  Unterricht 


Fähren. 


1.  Oeffentliche  und  private  F.  2.  Inhalt 
der  Fährgerechtigkeit  und  deren  verwaltons^ 
rechtliche  Kontrolle.  3.  Rechtliche  Natur  der 
Leistung  und  Haftpflicht  des  Fähmntemehmers. 

1.  Oeffentliche  und  private  F.  Fähren 
sind  ständige  Einrichtimgen  zum  Zwecke  der 
gewerbsmässigen  Vermittelung  des  Personen- 
und  Güterverkelirs  von  einem  Fluss-,  See-  etc. 
Ufer  zum  jenseitigen  Gestade.  Nur  soweit 
die  zum  Uferwechsel  erforderlichen  Anlege- 
punkte im  Privateigentum  stehen  oder  bei 
Ausübung  des  Betriebes,  bei  Uebertragung, 
Vei-pachtung  vertragsmässige  Vereinbaningen 
vorliegen,  fallen  die  hier  in  Betracht  kom- 
menden Rechtsverhältnisse  auch  unter  die 
Gesichtspunkte  des  Privatrechts,  nach  allen 
anderen  wesentlichen  Beziehungen  hin  er- 
scheinen dit^  Fähinmternehmungen  in  Anlage, 
Begründung,  Uebertragimg,  Betriebsordnung 
\md  Betriebskontrolle  durch  die  Grundsätze 
des  öffentlichen  Rechts  bestimmt.  Das  E.G. 
zum  B.G.B.  hat  die  Materie  unberührt  in 
der  Zuständigkeit  der  Einzelstaaten  erhalten 
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(Art.  65).  Ihre  Quelle  ist  daher  nach  wie 
vor  das  Partiknlar-,  nicht  das  Reiehsrecht, 
denn  nach  §  6  der  R.Gew.-0.  v.  21.  Juni 
1869  (R.G.B1.  S.  245)  in  der  Fassung  des 
R.G.  V.  1.  Mi  1883  (R.G.B1.  S.  117)  findet 
dieses  Gesetz  keine  Anwendung  auf  die  Be- 
fugnis zum  Halten  öffentlicher  Fähren;  die 
Regelung  der  Materie  ist  demnach  den  Landes- 
gesetzgebungen überlassen,  welche  denn  auch 
eine  gi-osse  Mannigfaltigkeit  aufweisen.  Als 
durchlaufender  Grundsatz  kann  die  im  A.L.R. 
(n,  15,  §  50)  aufgestellte  Regel  anzusehen 
sein,  dass  Fähre  und  Prahme  zum  eigenen 
Gebrauche  jeder  Anwohner  eines  öffentlichen 
Flusses  halten  dürfe,  dass  aber  die  gewerbs- 
mässige Fühnmg  solcher  Verbindungsmittel 
zu  den  Regalien  des  Staates  zähle,  weil 
diesem  die  Nutzungen  an  den  öffentlichen 
Strömen  zustehe  (A.L.R.  II,  15,  •§§  38,  49 
bis  54,  bayerisches  G.  v.  28.  Mai  1852,  die 
Benützung  des  Wassers  beti-effend,  Art.  17). 
Das  entscheidende  Kriterium  der  Oeffent- 
lichkeit  für  Ströme  und  Flüsse  ist  landrecht- 
lich deren  natürliche  Schiffbarkeit,  soweit 
sich  dieselbe  erstreckt,  aber  als  öffentliche 
Gewässer  müssen  auch  diejenigen  Landseeen 
gelten,  welche  gleich  den  öffentlichen  Strö- 
men dem  Schiffsverkehre  des  Publikums  ge- 
widmet sind,  was  jedenfalls  da  anzimehmen 
sein  wird,  wo  sich  ein  solcher  Schiffsver- 
kehr unter  der  Obhut  der  zur  Schiffahrts- 
polizei benifenen  staatlichen  Organe  voll- 
zieht. Auch  Seeengen  können  unter  diesen 
Voraussetzungen  als  öffentliche  Gewässer 
angesehen  werden.  (E.  d.  pr.  Oberverw.-G. 
v.  2.  November  1885,  Bd.   XU,  S.  244  ff.). 

Das  staatliche  Aufsichtsrecht  ist  somit 
im  Gebiete  des  preussischen  wie  des  baye- 
rischen und  sächsischen  Rechts  begründet 
diuxjh  das  Moment  der  Oeffentlichkeit,  d.  h. 
hier  der  Entgelthchkeit  des  Betriebes  ohne 
Rücksicht  auf  die  i-echtliche  Beschaffenheit 
der  Gewässer,  in  welchen  die  Verkehrsver- 
mittelung diu-ch  Fähren  erfolgt 

2.  Inhalt  der  Fährgerechtigkeit  und 
deren  verwaltnngsrechtliche  Kontrolle. 
Die  Ausübung  der  Fähr^erechtigkeit  setzt 
überall  besondere  behördliche  Erlaubnis  vor- 
aus, welche  in  den  meisten  Bundesstaaten 
von  dem  Ministerium  des  Innern  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Finanzministerium  erteUt 
wird.  Der  juristische  Inhalt  der  »Gerech- 
tigkeit« umfasst  das  ausschliessliche  Recht, 
an  bestimmten  Punkten  des  Wasserlaufes 
mittelst  gewisser,  unter  polizeilicher  Kon- 
trolle stehender  Einrichtungen  Personen  und 
Sachen  gegen  einen  bestimmten  tarif  massigen 
Betrag  (Fährgeld)  ans  entgegengesetzte  Ufer 
gewerbsmässig  überzufahren  bezw.  dieses 
Recht  einem  Dritten  zur  Ausübung  zu  über- 
tragen. Sache  der  die  Bewilligung  erteilen- 
den Verwaltungsstelle  ist  es,  die  Bedingungen 
festzusetzen,   welche   der   Konzessionär  so- 


wohl bezüglich  der  Anlage  als  bezüglich 
des  Betriebes  und  der  Unterhaltung  der 
Ueberfuhranstalt  zu  erfüllen  hat.  Insbeson- 
dere kommt  es  ihr  zu,  die  Bedingungen  für 
den  Befähigungsnachweis  zur  Führung  der 
Fähre  zu  bezei(*hnen  (preuss.  G.  v.  17.  Ja- 
nuar 1845  §  45)  und  den  Tarif  der  Gebühren 
festzustellen,  welche  der  Inhaber  der  Fähre 
für  die  Benutzung  derselben  zu  erheben  das 
Recht  hat.  Tarifüberschreitungen  werden 
mit  Strafen  bezw.  mit  Konzessionsentziehung 
geahndet.  Für  Preussen  cf.  G.  v.  20.  März 
1837  (G.S.  S.  37)  beti-effend  die  Bestrafung 
der  Tarifüberschreitimg  bei  Erhebung  von 
Kommunikationsabgaben.  —  Wegen  Fest- 
stellung der  Fährgeldtarife  cf.  Reskript  v. 
31.  Mai  1883  (Preuss.  M.  Bl.  für  die  ge- 
samte innere  Verwaltung  S.  40).  Jedoch 
sind  Pferde  auf  dem  Wege  von  und  zu  den 
Vormusterungen,  Musterungen  und  Aushe- 
bungen auf  allen  fiskalischen  Fähren  Preus- 
sens  vom  Fährgeld  freizulassen.  Reskript 
V.  3.  November  1884  (M.  Bl.  S.  255).  Die 
überaus  verwickelten  Verhältnisse,  welche  in 
Ansehung  der  Fährgerechtigkeiten  auf  dem 
linken  Rheinufer  bestanden  hatten,  wurden 
zur  Regelung  gebracht  durch  das  preuss. 
G.  V.  4.  Juli  1840  (G.S.  S.  227)  betreffend 
die  Befugnis  zum  Uebersetzen  vom  linken 
zum  rechten  Rheinufer. 

Die  Bewilligung  einer  Fähre  schliesst 
keine  Gewähi'  ein  für  ein  bestimmtes  Ei-träg- 
nis  und  regelmässig  auch  kein  Bannrecht,  so 
dass  der  Inhaber  der  Fährgerechtigkeit  jeder 
anderen  Verkehrsverbindung  zwischen  beiden 
Ufern  ein  Veto  entgegenzusetzen  ausser 
Stande  ist.  Er  kann  insbesondere  nicht 
hindern,  dass  jemand  im  eigenen  Kahne 
überfahre  und  auch  andere  Personen  unent- 
geltlich übersetze  oder  dass  eine  Brücke 
oder  ein  Steg  gebaut  werde.  (E.  d.  württ 
Verw.-G.  v.  16.  Aprü  1879.)  Streitigkeiten 
über  das  Recht,  Fährgelder  zu  erheben,  das 
sowohl  einzelnen  Personen  wie  Gemeinden 
zustehen  kann,  sowie  über  die  Pflicht,  solche 
zu  entrichten,  nnd  Ansprüche  auf  Freiheit 
von  FährzoU  fallen  bald  in  den  Bereich  der 
ordentlichen,  bald  in  den  der  Verwaltungs- 
rechtsprechung. Es  ist  dann  Aufgabe  der 
Verwaltungsbehörden  im  Beschwerdewege 
bezw.  der  Verwaltungsgerichte  im  VerwaJ- 
tungsstreitverfahren,  darüber  zu  erkennen. 
(S.  das  bayer.  G.  über  den  Verwaltungsge- 
richtshof V.  8.  August  1878.) 

Ueber  das  Verhältnis  der  Fähren  zum 
System  des  allgemeinen  Wege-  und  Ver- 
kehrswesens ist  im  Verwaltungsrecht  der 
deutschen  Bundesstaaten  das  Maßs  des  Prin- 
cipiellen  nicht  gefunden.  Nach  preussischem 
Recht  wird  bei  Privatflüssen  die  Unter- 
haltung der  Fähren  als  ein  Teil  der  Wege- 
baulast angesehen,  so  dass  sie  den  für 
Wegebau   betreffenden  Orts  geltenden  all- 
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geraeinen  imd  besonderen  Regeln  folgt, 
während  Fähren  über  öffentliche  Gewässer 
auf  Grund  des  §  12  des  G.  v.  16.  Juni  1838 
(G.S.  S.  353)  als  besondere,  für  sich  be- 
stehende Kommunikationsanstalten  aufzu- 
fassen sind,  die  in  keinem  Zugehörigkeits- 
verhältnisse zu  den  Wegen  stehen.  (Erk. 
des  preuss.  Oberverwaltungsgerichts  v.  2.  No- 
vember 1885,  EntBch.  Bd.  XII,  S.  244  ff.) 
Nach  dem  A.L.R.  (Teü  II  Titel  15  §§  50, 
51,  94 — 96)  ist  das  Kecht,  auf  einem  öffent- 
lichen Flusse  eine  öffentliche  Fähre  zu 
halten,  ein  R^gal  des  Staates,  welches  auch 
in  einem  einzelnen  Falle  von  einer  Privat- 
person erworben  werden  kann.  Wie  es  filr 
den  Staat  keine  Pfliclit  giebt,  von  diesem 
Regale  Gebrauch  zu  machen,  s«  besteht 
auch  keine  Verpflichtung,  eine  eingerichtete 
Fähre  weiter  zu  betreiben.  In  der  Hand 
der  Privatperson  erhält  das  Regalrecht  eben- 
falls die  Eigenschaft  eines  verzichtbaren 
Rechts,  wenn  nicht  besondere  Rechtstitel 
eine  Verpflichtimg  zum  Betriebe  der  Fähre 
begründen.  Die  nach  §  138  Titel  15  Teil 
n  A.L.R.  dem  Privatinhaber  einer  Fähr- 
gerechtigkeit übertragene  Pflicht  der  Unter- 
haltung auf  eigene  Kosten  ist  daher  ledig- 
lich eine  accessorische  Verbindlichkeit,  die 
nur  so  lange  besteht,  als  von  dem  Rechte 
Gebrauch  gemacht  wird.  Der  Verzicht  auf 
die  Fährgerechtigkeit  ist  an  eine  bestimmte 
Form  nicht  gebunden.  Jede  sichere,  w^enn 
auch  durch  konkludente  Handlungen  er- 
folgte Willenserklärung  genügt  zum  Ver- 
zichte. Auch  wii-d  die  Gerechtigkeit  durch 
die  Fortdauer  der  Eintragimg  im  Grund- 
buche selbst  nicht  erhalten.  Die  Strom- 
polizei kann  daher  auf  den  Betrieb  und  die 
Unterhaltung  der  Fähre  nur  solange  dringen, 
als  bis  auf  den  Betrieb  selbst  nicht  ver- 
zichtet wird.  Denn  durch  polizeiliche  Ver- 
fügungen können  nur  t)estehende  Pflichten 
geltend  gemacht  und  nicht  neue  auferlegt 
werden.  (E.  des  Oberverw.-G.  Bd.  XXIII, 
S.  243  V.  30.  Mai  1892.) 

3.  Rechtliche  Natur  der  Leistung 
und  Haf^flicht  des  Fährunternehmers. 
Was  endlich  das  Verhältnis  zwischen  Fähr- 
gast imd  Fährunternehmer  bezw\  Fährmann 
betrifft,  so  charakterisiei-t  sich  das  Vertrags- 
verhäitnis  als  ein  Werkverdingungsvertrag, 
locatio  conductio  operis,  gerichtet  auf  die 
Beförderung  einer  Person  oder  einer  Sache 
nach  einem  bestimmten  Ziele;  es  ist  daher 
mit  Recht  anzunehmen,  dass  der  Fähnmter- 
nehmer  (Pächter  etc.),  von  welchem  pers()n- 
lich  die  Bewirkung  der  übernommenen 
Leistungen  offenbar  nicht  oder  doch  nicht 
immer  erwartet  werden  kann,  als  conductor 
operis  an  sich  für  schuldhafte  Handlungen 
und  Unterlassungen  der  von  ihm  angenom- 
menen Hilfspersonen  den  seine  Fähre  be- 
nutzenden Personen  gegenüber  haftet.   Ueber 


den  Umfang  dieser  Haftpflicht  hat  sich  das 
Reichsgericht  (10.  Oktober  1888)  dahin  aus- 
gesprochen, dass  der  seinen  Fahrgästen  für 
jede,  auch  die  geringste  Nachlässigkeit  haf- 
tende Fährinhaber  auch  eine  dieser  Haftimg 
entsprechende  Sorgfalt  aufzuw^enden  habe; 
dass  deshalb  die  sdlgemeine  Ueblichkeit  und 
die  Anforderungen  der  Polizeibehörde  in 
betreff  der  zur  Sicherheit  des  Publikums 
geeigneten  Vomchtungen  für  ihn  nur  die 
Minimalgrenze  des  zu  Leistenden  büden 
und  dass  er  auch  über  dieses  Mass  hinaus 
seinen  Fahrgästen  hafte,  wenn  er  bei  Auf- 
wendung der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
und  geschäftskundigen  Fährmanns  erkannte 
oder  erkennen  musste,  dass  das  allgemein 
Uebliche  oder  polizeilich  Vorgeschriebene  zu 
der  auf  Fährboten  zu  ermöglichenden  thim- 
lichsten  Sicherung  des  Publikums  nicht  ge- 
nüge; dass  die  Beschaffenheit  des  von 
ihm  zum  Transporte  benutzten  Fahrzeuges 
noch  w^eitere  Vorsichtsmassregeln  erfordere 
und  gestatte,  ohne  dass  hierdiu-ch  ein  be- 
sonderer unverhältnismässiger  Kostenauf- 
wand oder  eine  unthun liehe  Erschw^erung 
in  der  Handhabung  des  Fahrzeuges  oder 
ein  anderer  Nachteil  herbeigeführt  werde, 
durch  welche  die  Unterlassung  sich  recht- 
fertigen könnte. 

Litteratnr;  Ausser  den  im  Texte  angegebenen 
Quellen  und  Entscheidungen :  Risstnann,  Das 
Wasserrecht  nach  gemeinem  und  kgl.  sächsischem 
Rechte,  2.  Aufl.,  S.  75 ff.  —  v.  JPÖzl,  Die  baye- 
rischen Wassergesetze,  S.  Aufl.,  S.  76  f.  —  v. 
Holtzendorff  in  dessen  Rechtsie xiknn  s.  v. 
»Fährgerechtigkeitu.  —  O.  Mayer  in  v.  Stengels 
Wörterbuch  des  deutschen  Vencaltungsrechts,  L 
Rd.,  S.  $77 ff.  Stoerk. 


Faktoren,  Faktoreien. 

Die  Ausdehnung  des  Handelsverkehi*s 
im  Mittelalter  machte  es  dem  Kaufmanne 
schon  frühzeitig  unmöglich,  alle  diejenigen 
Orte,  mit  denen  er  Handel  trieb,  selbst  zu 
besuchen.  Der  Oberleiter  des  Greschäfts 
musste  im  Mittelpunkte  des  weitverzweigten 
Verkehres  dauernd  verbleiben,  während  er 
für  die  auswärtigen  Plätze  der  Vertre- 
tung bediu^te.  Letztere  enthielt  aber  Auf- 
gaben, die  für  das  ganze  Gedeihen  des 
Greschäfts  von  grösster  Bedeutung  waren, 
in  noch  weit  höherem  Grade,  als  dies  jetzt 
der  Fall  ist.  Denn  der  Handelsverkehr 
hatte  damals  mit  ganz  anderen  Hindernissen 
und  Gefahren  zu  kämpfen.  Regelmässig 
konnten  nur  solche  Waren  abgesetzt  w^erden, 
die  am  Orte  des  Verkaufs  vorhanden  und 
zu  besichtigen  waren;  sie  mussten  also  zu- 
nächst dorthin  transportiert  w^erden, 
was  bei  der  Mangelhaftigkeit  der  Land- 
strassen  und   Beförderungsmittel,    bei  der 
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Unsicherheit  zu  Lande  wie  zur  See,  bei  der 
ganzen  Auffassung  des  Mittelalters,  die  den 
diu-chziehenden  Kaufmann  in  der  Regel  nur 
als  Ausbeutungsobjekt  betrachtete,  eine 
sehr  schwierige  und  gefahrvolle  Aufgabe 
war,  welche  der  Kaufmann  unmöglich  einem 
Frachtführer  anvertrauen  konnte.  Vielmehr 
mussie  der  Transport  stets  von  einem  ge- 
wandten und  erfalirenen  Angestellten  des 
Eigentümers  begleitet  werden.  Am  Be- 
stimmungsorte sodann  waren  noch 
weit  bedeutendere  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden. 

Die  Stellung  der  fremden  Kaufleute  in 
den  Handelsstädten  des  Mittelalters  ähnelte 
ja  meist  derjenigen,  welche  die  europäischen 
Kaufleute  heutigen  Tages  in  vielen  Ländern 
des  Ostens  einnehmen:  Zunächst  waren 
die  »Gäste«  (vgl.  d.  Art.  Fremdenrecht) 
entweder  ganz  rechtlos  oder  sie  hatten  doch 
weit  geringere  Rechte  als  die  Einheimischen. 
Ihr  Recht  mussten  sie  sich  erst  durch  be- 
sondere Privilegien  erwerben.  Wenn  sie 
den  Machthabern  wertvolle  Dienste  leisteten, 
so  gelang  es  ihnen  oftmals,  sich  durch  der- 
artige Privilegien  eine  bevorrechtigte 
Stellung  zu  verschaffen.  Aber  gleichviel, 
ob  das  eine  oder  das  andere  der  Fall  war, 
stets  hatten  sie  ein  besonderes  Recht 
und  in  der  Regel  auch  eine  besondere  Ge- 
richtsbarkeit. Ihre  Sitten  und  Gebräuche 
waren  völlig  andere  als  die  der  einheimi- 
schen Bevölkerung,  mit  der  sie  in  der  Regel 
nur  soweit  verkehrten,  als  das  Geschäft  es 
notwendig  machte.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
wie  sehr  letzteres  durch  eine  derartige 
Stellung  des  fremden  Kaufmanns  erschwert 
werden  musste.  Dazu  kam  die  Schwierig- 
keit des  Absatzes  und  Einkaufs  von  Waren 
infolge  der  noch  vielfach  mangelhaften  Or- 
ganisation des  Lokalverkehrs  und  der  über- 
aus zahlreichen,  denselben  einschränkenden 
Verordnungen,  deren  üebertretung  schwere 
Strafen  nach  sich  zog.  Es  kam  hmzu,  dass 
oft  sehr  lange  Kredite  bewilligt  werden 
mussten,  während  die  Rechtspflege  noch 
meist  im  argen  lag.  Kurz,  der  Kaufmann 
bedurfte  zu  seiner  auswärtigen  Vertretung 
ganz  besonders  tüchtiger  und  vertrauens- 
würdiger Personen,  denen  er  eine  allgemeine 
Vollmacht  erteilen  konnte,  olme  sie  in  den 
Einzelheiten  sehr  zu  binden.  Dies  waren 
die  Faktoren. 

Der  mittelalterliche  Faktor  war  ein 
Angestellter  seines  Prinzipals,  dessen 
Interessen  er  auf  einer  ihm  aufgetragenen 
Handelsreise  vertrat,  um  dann  wieder  in 
die  Heimat  zurückzukehren.  Nur  ausnahms- 
weise konnte  er  in  älterer  Zeit  dai*an  den- 
ken, sich  dauernd  in  der  Fremde  ansässig 
zu  machen;  hierdurch  wäre  er  seiner  Han- 
delsprivilegien verlustig  gegangen,  während 
der  Erwerb   des  vollen  Bürgerrechts  einer- 


seits schwierig  und  andererseits  für  ilm, 
dessen  ganzer  Beruf  eben  in  der  vollkomme- 
nen Interessengemeinschaft  mit  seinem 
Pjinzipale  wurzelte,  widersinnig  gewesen 
wäre.  Der  Faktor  war  stets  ein  Lands- 
mann, in  der  Regel  ein  Vertrauter,  oftmals 
sogar  ein  Verwandter  des  Prinzipals  und 
stand  mit  demselben  fast  immer  in  einem 
Societätsverhältnisse,  indem  er  ent- 
weder zum  Betriebe  derjenigen  Geschäfte, 
welche  er  besorgen  sollte,  wirklich  Kapital 
einschoss  oder  —  was  meist  der  Fall  war 
—  nur  seine  Arbeitskraft  und  Intelligenz 
hergab,  wofür  ihm  ein  gewisser  Kapitalbe- 
trag als  Einlage  auf  Gewinn  und  Verlust 
angerechnet  wurde.  Ausserdem  wurden 
ihm  seine  Reisekosten  ersetzt,  und  in  der 
Regel  scneint  er  auch  sein  gewöhnliches 
Gehalt  als  Handlungsgehülfe  während  seiner 
Funktion  als  Faktor  weiter  bezogen  zu 
haben.  Das  Societätsverhältnis,  in  dem  der 
Faktor  zu  seinem  Prinzipale  stand,  war  die 
bekannte  commenda  (accommenda,  Wed- 
derleging,  Fürlegung),  die  im  Mittelalter 
am  weitesten  verbreitete  Handelsgesell- 
schaftsform. 

Der  eigentliche  mittelalterliche  Faktor 
kontrahierte  nicht  in  seinem  Namen,  son- 
dern in  dem  seines  Prinzipals,  als  dessen 
Vertreter  er  sich  durch  eine  Vollmacht 
auswies.  In  Italien  war  mehrfach  auch 
vorgeschrieben,  dass  diese  Vollmacht  bei 
der  Handelskorporation  des  Heimatsortes 
registriert  werden  solle.  Der  Faktor  musste 
über  seine  Thätigkeit  regelmässig  an  seinen 
Prinzipal  Bericht  erstatten.  Für  eigene 
Rechnung  durfte  er  wohl  meist  nebenbei 
etwas  Geschäfte  machen;  dagegen  durfte 
er  wenigstens  in  der  älteren  Zeit  dritten 
Personen  seine  Dienste  nicht  widmen. 
Wenn  wir  uns  die  Stellung  eines  mittel- 
alterlichen Faktors  diuxjh  unsere  heutigen 
Verhältnisse  veranschaulichen  wollen,  so 
können  wir  sagen,  dass  er  ein  Handlungs- 
gehülfe war,  der  vom  Geschäftsinhaber  zu 
seiner  Vertretung  —  und  zwar  etwa  in 
der  Eigenschaft  eines  Jimiorpartners  — 
auf  bestimmte  Zeit  in  die  Fremde  entsen- 
det wiu'de. 

Die  Stellung  als  Faktor  bildete  für  jeden 
tüchtigen  Grosshändler  ein  notwendiges 
Durchgangsstadium,  ohne  das  er  nienaals 
selbständig  ein  weitverzweigtes  Geschäft 
leiten  konnte,  und  mehr  als  irgend  ein 
anderes  Werkzeug  des  Verkehrs  hat  der 
Faktor  beigetragen,  in  dem  verkehrsfeind- 
lichen Mittelalter,  das  die  Welt  in  lauter 
isoherte  Bezirke  zu  zersplittern  drohte,  dem 
völkerverbindenden  Verkehre  und  somit  der 
Kultiu-entwickelung  die  Wege  zu  bahnen. 

So  war  die  Stellung  des  Faktors  auch 
noch  während  der  letzten  Jahrhunderte  des 
Mittelalters  beschaffen;  die  erste  Verände- 
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rung,  der  dieselbe  gegen  Ende  des  15.  und 
namentlich  im  16.  Jahrhundert  unterlag, 
bestand  darin,  dass  der  Faktor  längere  Zeit 
an  dem  fremden  Orte  wohnen  blieb,  dass 
er  sich  dort  sogar  oftmals  verheiratete  und 
dauernd  niederliess,  seitdem  die  mittelalter- 
liche Sonderstellung  der  fremden  Kaufleute 
sich  mehr  und  mehr  verwischte.  Sodann 
übernahm  der  Faktor  um  dieselbe  Zeit  auch 
häufig  Auftrage  von  mehreren  Personen, 
und  an  Stelle  des  mit  einem  festen  Gelialte 
kombinierten  Gewinnanteils  trat  die  Pro- 
vision. Der  Faktor  begann  im  eigenen 
Xamen  zu  kontrahieren.  Durch  die  Ver- 
besserung der  Kommimikationsmittel  und 
durch  die  grössere  Sicherheit  der  Strassen 
wurde  es  ermöglicht,  die  Besorgung  des 
Tran  Sportgeschäfts  mehr  und  mehr  den 
Prachtführern  (Schiffern,  Fulirleuten  etc.) 
zu  überlassen;  an  den  Plätzen,  wo  umge- 
laden werden  musste,  siedelten  sich  Spe- 
diteure an  (s.  d.  Art.  Speditionsge- 
schäfte), die  dem  Faktor  einen  wesent- 
lichen Teil  ihrer  Geschäfte  abnahmen,  wäh- 
rend die  Faktoren  selbst  sich  allmählich  in 
Kommissionäre  (s.  d.)  verwandelten.  In- 
des behielten  letztere  namentlich  in  derRechts- 
sprache  noch  lange  Zeit  den  alten  Namen  bei, 
was  in  England  selbst  jetzt  noch  der  Fall  ist. 
Die  mittelalterlichen  Faktoren  gleicher 
Nationalität  pflegten  in  den  Plätzen  ihres 
zeitweiligen  Aufenthalts  sich  möglichst  eng 
zusammenzuschliessen.  Die  Italiener,  Süd- 
franzosen  und  Spanier  wohnten  meist  in 
der  Nähe  ilires  Amts-  und  Gerichtshanses, 
in  denen  ihre  Consuln  residierten.  Die 
Deutschen  dagegen  besassen  an  den  wich- 
tigsten Plätzen  umfangreiche  Gebäude  und 
Höfe,  welche  nicht  nur  als  Amtshäuser 
dienten,  sondern  zugleich  auch  die  Woh- 
nungen und  Waren  Speicher  der  Faktoren 
enthielten.  In  der  Levante  bestanden  die 
Kolooieen  der  abendländischen  Kaufleute 
aus  zusammenhängenden  Häuserkomplexen 
oder  ganzen  Stadtvierteln.  Diese  Nieder- 
lassungen hatten  mancherlei  Namen :  Emboli 
i^^ßoXoi)^  loggie  (Lauben,  lobiae,  logeae,  loges), 
fondachi  (v.  arab.  fonduk,  nat^doxeioy)^  Kon- 
tore etc.  Der  Ausdruck  »Faktorei«  da- 
gegen scheint  erst  seit  dem  16.  Jahrhundert 
und  zwar  auf  die  Niederlassungen  der  Euro- 
päer in  überseeischen  Ländern,  vorzugsweise 
m  Ostindien,  angewendet  worden  zu  sein. 
In  dieser  Bedeutung  hat  er  sich  für  ein- 
zelne Gegenden,  wo  noch  festgeschlossene 
Handelsniederlassimgen  der  früheren  Art 
existieren,  bis  zimi  heutigen  Tage  erhalten ; 
besonders  spricht  man  wohl  noch  von  den 
Faktoreien  der  Pelzhändler-Kompagnieen  in 
Nordamerika  sowie  von  denen  der  Europäer 
in  Afrika:  doch  gehört  diese  Form  von 
Handelskoionieen  im  wesentlichen  der  Ver- 
gangenheit an. 


Wie  für  den  Handelsbetrieb,  so  stellten 
die  Kaufleute,  welche  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert grössere  gewerbliche  Unter- 
nehmungen errichteten  (als  »Verleger«,  vgl. 
(üe  Art.  Fabrik  [oben  S.  771  ff.]  und  Ge- 
werbe), auch  für  diese  »Faktoren«  an,  die 
den  Verkehr  mit  den  Arbeitern  vermittelten 
und  unter  Umständen  sogar  die  ganzen  Be- 
triebe leiteten.  Man  kann  sie  als  »G  e  w  e  r  b e  - 
faktoren«  vonjenen»Handelsfaktoren« 
unterscheiden.  In  der  Hausindustrie  sind 
sie  noch  jetzt  vielfach  unter  der  alten  Be- 
zeichnung thätig.  Es  scheint,  dass  diesen 
Gewerbefeiktoren  der  neuere  englische  Name 
einer  Fabrik  —  factory  — ,  der  den  älteren 
Ausdruck  »mill«  verdrängt  hat,  zu  danken 
ist,  sofern  hier  nicht  eine  Abkürzimg  von 
^manufactory<'  vorliegt. 

Litteratur:  GoldHcIvmidtf  Handb.  d.  Handels- 
rechts,  S.  Aufl.  I,  189 ff.,  25 4  ff.  —  Röscher, 
NÖ.  d.  Handels  u.  Gewerbeßeisses.  —  €?.  Cohn, 
NÖ.  d.  Handels  «.  d.  Verkehrvtresens  S.  71  ff. 
—  Heydf  Geschichte  d.  Levantehandels,  2  Bde. 
Stutt^.  1879  (franz.  vermehrte  Ausg.  1885,87). 

Richard  Ehrenberg, 


Fallati,  Johannes, 

geb.  am  15.  III.  1809  in  Hamburg,  gedt.  am 
5.  X.  1855  auf  einer  Reise  in  Amsterdam. 
Fallati  wurde  1842  ord.  Professor  der  politi- 
schen Geschieht«  und  Statistik  in  Tübmgen, 
gehört«  1848  in  der  Paulskirche  dem  linken 
Centrum  an  und  war  im  Beichsministerium 
Gagem  ünterstaatssekretär  des  Handels. 

Fallati  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform: 

Die  statistischen  Vereine  der  Engländer, 
Tübingen  1840.  —  Einleitung  in  die  Wissen- 
schaft der  Statistik.  Zum  Gebrauche  bei 
akadem.  Vorlesungen  herausg.,  Tübingen  1843. 

—  Der  statistische  Kongress  in  Brüssel  vom 
19.— 22.  IX.  1863,  Tübingen  1853. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
licheu  Abhandlungen  in  der  Zeitschr.  für 
Staatsw   na* 

Bd.  I  (1844} :  Die  Genesis  der  Völkergesell- 
schaft. Ein  Beitrag  zur  Revision  der  Völker- 
rechtswissenschaft. 3  Parallelen.  —  Das  Ver- 
einswesen als  Mittel  zur  Sittigung  der  Fabrik- 
arbeiter. —  Bd.  II  (1845):  Englische  Arbeiter- 
vereine für  Unterricht  und  Vergnügen.  —  Ein 
Beitrag  ans  Württemberg  zur  Frage  vom  freien 
Verkehr  mit  Grund  und  Boden.  —  Ein  Blick 
auf  die  deutschen  Staatshandbücher  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  Statistik.  —  Bd.  III  (1846): 
Gedanken  über  Mittel  und  Wege  zur  Hebung 
der  praktischen  Statistik  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Deutschland.  Ueber  die  Einrichtung 
statistischer  Enqueten  in  England,  Frankreich 
und  Belgien,  mit  einer  Schlussanwendnng  auf 
den  deutschen  Zollverein.  —  Bd.  IV  (1847): 
Belgische  Regierungsmassregeln  gegen  Teue- 
rung und  Not.  —  Das  Oktroi wesen  in  Belgien. 

—  Die  Einrichtung  der  belgischen  Volkszählung 
vom  15.  X.  1846.  —  Die  Statistik  auf  Sicilien. 
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—  Offizielle  Statistik  in  Dänemark  und  den 
Herzogtümern.  —  Zur  Verständigung  über  Be- 
griff und  Wesen  des  Sozialismus  und  des  Kom- 
munismus. -  Bd,  V  (1848):  Die  Statistik  auf 
der  Germanistenversammlung  zu  Lübeck.  — 
Bd.  VI  (18ö0):  Entwürfe  zu  einem  deutschen 
Flussschiffahrtsgesetze  und  zu  einem  Eeichsge- 
setze  über  die  Aufbebimg  der  Flusszölle,  nebst 
Motiven.  —  Keime  des  Völkerrechts  bei  den 
wilden  und  halbwilden  Stämmen.  —  Bd,  VII 
(1851) :  Gewerbliche  und  wirtschaftliche  Arbeiter- 
verbände in  Frankreich.  —  Bd.  VIII  (1852): 
Die  Einrichtung  der  administrativen  Statistik 
in  Norwegen. 

Im  (ie^ensatze  zu  Knies,  Adolf  Wagner 
und  Bümelin,  welche  auf  dem  Standpunkt 
stehen,  dass  die  Statistik,  sofern  sie  mit  metho- 
dischen Untersuchungen  sich  befasst,  streng 
unterschieden  werden  muss  von  der  zustands- 
schildemden  demographischen  Statistik,  erkennt 
Fallati  diese  notwendige  Trennung  der  theore- 
tischen von  der  deskriptiven  Statistik  nicht  an, 
sondern  teilt  der  Statistik  nur  eine  doppelte 
Aufgabe  zu,  nämlich  die  statistischen  Erschei- 
nungen nach  einem  besonderen,  dem  realen 
Zustande,  und  nach  einem  allgemeinen,  dem 
idealen  ZustÄude,  zu  erforschen.  Unter  dem 
realen  Znständlichen  versteht  er  die  konkreten 
Erscheinungen  der  Gegenwart,  unter  dem 
idealen  Zuständlichen  dagegen  das  aus  den 
scheinbar  veränderlichen  Erscheinungen  sich  als 
das  allgemein  Zuständliche  für  die  statistische 
Analyse  zur  Ermittelung  des  Kausalitätsver- 
hältnisses Absondernde. 

JLippert, 
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1.  Begriff.  2.  Promiskuität  und  Mutter- 
recht. 3.  Die  Formen  der  Ehe:  Polyandrie 
und  Polygamie,  Monogamie.  4.  Die  Formen 
der  Ehescnliessung.  5.  Die  Hausgemeinschaft. 
6.  Rechte  der  Sippe  und  Familie.  7.  Staat  und 
Familie.  8.  Beziehungen  der  Familie  zu  Kirche 
und  Kulturleben.  9.  Die  Familie  als  Konsum- 
tionsgera einschaft.  10.  Die  Familie  als  Produk- 
tions- und  Vermögensgemeinschaft. 

1.  Begriff.  Mit  dem  Worte  Familie 
werden  gewöhnlich  zwei  verschiedene  Arten 
persönlicher  Verbindungen  bezeichnet.  Wir 
gebrauchen  es  einmal  filr  eine  Grupfje  von 
Personen,  die  durch  Verwandtschaftsband 
mit  einander  verknüpft  sind,  auch  wohl  im 
engeren  Sinne  für  die  nähere  Verwandt- 
schaft, die  ihre  Zusammengehörigkeit  mit 
Bewusstsein  festhält ;  sodann  aber  bezeichnen 
wir  mit  Familie  auch  den  Hansstand,  wobei 
auch  solche  Mitglieder,  die  nicht  durch 
Blutsbande  oder  Verschwägerung  mit  den 
übrigen  verknüpft  sind,  »zm*  Familie  ge- 
hören« oder  »zu  ihr  gerechnet  werden«, 
oder  »in  ihi*  Aufnahme  finden«,  Personen 
also,  die  im  Dienstverhältnis,  in  Produktions- 
gemeinschaft oder  auch  nur  in  Konsumtions- 
gemeinschaft mit  dem  Haushaltungsvorst-ande 
stehen.  Will  man  durchaus  einen  einheit- 
lichen Begriff  aufstellen,  so  müssen  beide 


Momente  berücksichtigt  werden,  und  Familie 
im  Sinne  des  heutigen  Sprachgebrauchs 
würde  dann  eine  Gruppe  von  verwandten 
Personen  sein,  die  mit  einander  in  häus- 
licher Gemeinschaft  leben.  Damit  würde 
aber  nur  die  soziale  Erscheinung  der 
Familie  bezeichnet  werden,  der  juristische 
Begriff,  der  dem  »Familienrechte«  zu  Gnmde 
zu  legen  ist,  berücksichtigt  nur  das  Merk- 
mal der  Verwandtschaft.  Die  Unsicherheit 
des  Spmchgebrauchs  ist  jedoch  historisch 
wohl  berechtigt,  da  auf  früheren  Stufen  der 
Entwickebmg  die  Begriffe  Geschlecht  und 
Sippe  einerseits,  Hausgemeinschaft  andercr- 
seits  sich  schärfer  trennten  und  erst  später, 
nachdem  beide  Arten  von  Verbänden  einen 
beträchtlichen  Teil  ihrer  Bedeutimg  zu 
Gunsten  anderer  Gesellschaftsformen  einge- 
büsst  hatten,  sich  in  dem  neutralen  Begriff 
Familie  zusammenfanden,  der  aber  ursprüng- 
lich sich  nur  auf  die  Hausgemeinschaft 
bezog. 

In  diese  historische  Entwickelung  hat 
erst  die  der  jüngsten  Zeit  angehörige  ver- 
gleichende Rechts-  und  Wiiischaftsgeschichte 
Licht  gebracht.  Noch  ist  diese  wie  jede 
jugendliche  Wissenschaft  in  der  Quellenbe- 
nutzung nicht  frei  von  Willkürlichkeiten, 
noch  hat  sich  in  ihr  für  manche  Teile,  wie 
z.  B.  für-  die  unerlässliche  Verwertung  des 
religionsgeschichtlich-mythologischen  Mate- 
rials, keine  feste  Methode  ausgebildet,  noch 
ist  sie  mit  der  Verallgemeinerung  ihrer 
Sätze  zu  schnell  bei  der  Hand;  jedoch 
werden  in  ihr  immer  mehr  gesicherte  Re- 
sultate durch  exakte  Einzelforschung  ge- 
wonnen. Auf  den  primitiven  Entwickelungs- 
stufen  der  Kultur  herrscht  eine  so  grosse 
Aehnlichkeit  der  Erscheinungen,  auch  ohne 
dass  ein  wechselseitiger  Einfluss  stattge- 
funden hätte,  dass  die  vergleichende  Me- 
thode bei  der  Erforschung  der  Rechts-  mid 
Wirtschaftszustände  zumal  des  Familien- 
lebens eine  gleiche  Berechtigung  wie  in  der 
Sprachwissenschaft  geniesst.  Die  historische 
Erforschung  der  Gestaltung  der  Familie  bei 
den  einzelnen  Völkern  erhält  durch  die  Ver- 
gleichung  selber  erst  vielfach  ihre  richtigen 
Gesichtspunkte  und  erhebt  sich  durch  sie 
über  die  Isolierung  ihrer  Gegenstände,  wie 
sie  zwar  für  die  kritische  Arbeit,  aber  auch 
nur  für  diese,  notwendig  ist. 

Es  ist  erklärlich,  dass  die  Schöpfer  dieser 
Wissenschaft,  Bachofen,  Mac  Lennan,  Mor- 
gan, betroffen  über  die  häufige  Wiederholung 
der  von  iluien  beobachteten  Erscheinungen, 
eine  Regelmässigkeit,  ja  eine  Gesetzmässig- 
keit in  der  Aufeinanderfolge  annahmen,  wie 
sie  thatsäclüich  nicht  vorhanden  ist.  Manche 
ihrer  Nachfolger  begrüssten  ihre  Aufstel- 
lungen als  die  langbegehrten,  festen,  sozio- 
logischen Gesetze,  wobei  friBÜich  für  die 
Gegenwart  ganz  verschiedene  Folgerungen 
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gezogen  wurden,  individualistische  von  Her- 
bert Spencer,  Lubbock  und  ihren  Anhängern 
in  England  und  Deutscliland,  sozialistische 
von  deutschen  sozialdemokratischen  Schrift- 
stellern, wie  denn  namentlich  Morgan  von 
diesen  als  eine  der  festen  Säulen  »der  Wis- 
senschaft« recipiert  worden  ist.  Auf  der 
anderen  Seite  erwachte  auch  eine  lebhafte 
Skepsis,  in  der  allerdings  oft  nur  die  Un- 
fähigkeit, primitive  Zustände  zu  verstehen, 
zu  Worte  kam,  die  aber  doch  zu  einer  kri- 
tischen Sichtung  des  Materials  den  Anlass 
gab  und  auch  dazu  nötigt,  friihe  Entwicke- 
lungsstufen  und  Entartungsformen  genauer 
zu  scheiden.  Die  monographische  Arbeits- 
weise, wie  sie  von  dem  Holländer  Wilken 
für  die  Malaienländer,  von  Maine,  Sarrazin 
u.  a.  für  Indien  imd  vor  allem  von  Kohler 
für  die  verschiedenartigsten  Stämme  in  An- 
wendung gebracht  worden  ist,  gewährt  jetzt 
erst  den  Einblick  in  die  ungemeine  Mannig- 
faltigkeit der  Bildungsformen  imd  in  die 
Verschiedenheit  ihrer  Kombinationen  oft  auf 
engem  Kaume.  Wo  die  historische  Er- 
forschung der  Prühzeit  der  späteren  Kultur- 
völker am  gesichertsten  ist,  erscheint  das 
gleiche  Ergebnis,  z.  B.  in  der  mustergiltigen 
Arbeit  Wellhausens  über  die  Ehe  bei  den 
Arabern.  Allerdings  hat  die  indo-germani- 
sche  Sprachvergleichung,  auf  diesem  Gebiete 
besonders  durch  Delbrück  und  Schra- 
der,  und  die  Rechtsvergleichung,  hier  be- 
sonders durch  Leist  vertreten,  für  die  ari- 
schen Völker  einen  einheitlichen  Urzustand 
der  Familie,  der  schon  eine  ziemlich  hohe 
Entwickelungsstufe  darstellen  würde,  wahr- 
scheinlich gemacht.  Die  unzweifelhaften 
Abweichungen  zu  roheren  Formen  Im  meh- 
reren dieser  Völker  müssen  dann  durch 
Rückschläge  unter  dem  Einfiuss  der  Mischung 
mit  niedererstehenden  Urvölkeni  erklärt 
werden.  Wenn  die  Sprachwissenschaft  eine 
Kontrolle  der  historischen  und  ethnographi- 
schen Untersuchung  ermöglicht,  so  tritt  die 
Betrachtung  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
der  Familie,  auf  die  namentlich  K.  Bücher 
gedrungen  hat,  ebenbürtig  neben  die  des 
Aufbaues  der  Sippe,  welche  bisher  über- 
wogen hat.  Hingegen  dürfte  es  kaum  ge- 
lingen, die  einzelnen  Formen  der  Familie 
und  ihre  Reihenfolge  allein  aus  dem  wirt- 
schaftlichen Zustande  zu  erklären,  wie  es 
kürzlich  mit  viel  Scharfsinn  Grosse  ver- 
sucht hat;  denn  es  erscheint  derselbe  Auf- 
bau der  Familie  doch  zu  oft  auf  ganz  ver- 
schiedenen Stufen  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung. 

2.  Promiskuität  und  Mutterrecht  Ein 
Zustand  völliger  Familienlosigkeit  ist  nicht 
mit  Sicherheit  beobachtet,  doch  stehen  ihm 
einige  wilde  Stämme  Afrikas  und  Austra- 
liens sehr  nahe.  Die  Horde,  der  Stamm 
geht  hier  in  der  Entwickelung  der  Familie 


voraus.  Eine  Regelung  des  geschlechtlichen 
Lebens  findet  sich  bei  diesen  Stämmen,  zu- 
mal wo  noch  völlige  Nacktheit  besteht,  nicht. 
Man  bezeichnet  diesen  Zustand  als  Promis- 
kuität. Als  allgemeinen  Ausgangspimkt 
haben  wir  ihn  keinesfalls  anzunehmen. 
Stämme,  die  wie  die  Weddah  in  Ceylon  in 
allem  übrigen  noch  auf  der  imtersten  Stufe 
stehen,sind  doch  weit  von  ihm  entfernt.  Da- 
gegen hat  er  imzweifelhaft  früher  eine  weit 
grössere  Ausbreitung  gehabt,  wie  ausser  be- 
stimmten Nachrichten  die  vielen  Reste  einer 
gelegentlichen  Promiskuität  mit  besonderer 
Weihe  zeigen.  Die  verschiedenen  ly bischen 
und  äthiopischen  Stämme  lebten  ebenso  wie 
einzelne  thrakische  nach  den  übereinstim- 
menden Nachrichten  der  Griechen  in  aus- 
gesprochener Promiskuität.  Bei  zahlreichen 
australischen  Stämmen,  ebenso  bei  der  Mehr- 
zahl derer,  welche  der  dravidischen  Urbe- 
völkerung Indiens  angehören,  ist  die  Pro- 
miskuität Erfordernis  bei  der  Eingehung  der 
Ehe,  was  am  natürlichsten  aus  dem  ur- 
sprünglichen Anrecht  des  gesamten  Stam- 
mes oder  wenigstens  der  Sippe  auf  die 
Braut  zu  erklären  ist.  Sogar  einzelne  höhere 
Kasten  der  Bevölkerung  der  Malabarküste 
sind  unter  dem  Einfiuss  der  Urbevölkerung 
einer  fast  vollständigen  Promiskuität  ver- 
fallen. Auch  einige  Völker,  die  eine  hohe 
Kultur  gezeitigt  haben,  sind  auf  der  Stufe 
der  halben  Promiskuität  stehen  geblieben, 
haben  also  wahrscheinlich  ursprünglich  aui 
der  Stufe  der  vollständigen  gestanden.  Mit 
einiger  Sicherheit  kann  man  dies  von  allen 
vorderasiatischen  Völkern  behaupten.  Bei 
ihnen  fand  sich  durchweg  die  Prostitution 
als  Kultgcbrauch,  namentlich  wie  in  Ba- 
bylon wieder  in  Verbindung  mit  der  Ehe- 
schliessung; bei  anderen  in  der  ethischen 
Kidtur  weiter  fortgeschrittenen  Völkern  haben 
sich  wenigstens  religiöse  Symbole  oder  harm- 
lose Volksbräuche,  wie  noch  heute  z.  B.  bei 
den  sieben  bürgischen  Rumänen,  erhalten, 
die  unzweifelhaft  auf  frühere  Promiskuität 
deuten.  Es  ist  aber  eine  regelmässig  wieder- 
kehrende Erscheinung  der  Rehgionsge- 
schidite,  dass  Zustände,  die  früher  allge- 
mein waren,  später  als  Festgebräuche,  zu- 
letzt nur  noch  als  Symbol  fortdauern.  Das 
strenge  Familienleben  der  Juden  erweist 
sich  wie  die  ganze  jüdische  Kultiu*  als  eine 
mit  äusserster  Wülensanstrengung  aufrecht 
erhaltene  Opposition  gegen  die  herrschende 
semitische  Sitte.  Mit  dem  Abfall  von  Je- 
hovah  ging  stets  die  Hurerei,  d.  h.  die  Pro- 
stitution im  Dienste  der  Natiu^ttheiten 
Hand  in  Hand.  Eben  diese  vorderasiatischen 
Kulte  haben  durch  ihren  Geheimdienst  der 
Prostitution  vor  allem  die  Gesittung  der 
antiken  Welt  unterwühlt,  so  dass  sich  der 
Argwohn  gegen  die  Vereinigimgen  der 
Christen  und  gegen  ihr  Princip  der  allge- 
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meinen  Menschenliebe  eben  felis  nach  dieser 
Eichtung  lenkte.  Bei  schwärmerischen  Sekten 
ist  auch  innerhalb  des  Christentums  die 
altasiatische,  geweihte  Unzucht  als  bewusste 
Negierung  der  Famihenbande  oft  bis  zur 
Gegenwajrt  wieder  aufgelebt. 

Als  die  niedrigste  und  deshalb  in  vielen 
Fällen  auch  als  die  älteste  Form  des  Sippen- 
zusammenhanges erscheint  das  Maternitäts- 
system,  das  Mutterrecht,  wonach  das  Ver- 
wandtschaftsband nur  durch  gemeinsame 
Abstammung  von  einer  Mutter  hergestellt, 
eine  väterliche  Verwandtschaft  aber  über- 
haupt nicht  anerkannt  wii-d.  üeberall,  wo 
noch  keine  festen  ehelichen  Verhältnisse 
herrschen,  erklärt  es  sich  daraus,  dass  über- 
haupt nur  die  mütterliche  Herkunft  mit 
Sicherheit  bezeichnet  werden  kann,  obgleich 
bisweilen  auch  hier,  wie  bei  lybischen 
Stämmen  des  Altertums,  Verteilung  der 
Kinder  an  die  vermutlichen  Väter  statt- 
findet. Das  Mutterrecht  findet  sich  aber 
auch  in  den  verschiedensten  Abstufungen  bis 
herauf  zu  Völkern  mit  festgeregelter  Monoga- 
mie und  stren^r  Sittlichkeit.  Es  ist  auch 
gegenwärtig  bei  den  Naturvölkern  Asiens,  Aus- 
trsdiens,  Afrikas,  Amerikas  weit  verbreitet. 
Es  äussert  sich  namentlich  darin,  dass  in 
der  Hausgemeinschaft  der  Mutterbnider  die 
HausgewaJt  ausübt,  dass  die  Männer  von 
ihren  Neffen,  nicht  von  ihren  Söhnen  beerbt 
werden,  oft  auch  darin,  dass  der  Gatte  in 
die  Sippe  der  Frau  eintritt.  Jedoch  ist  auch 
Vielweiberei  mit  dem  Mutterrecht  verträg- 
lich. Ungemein  häufig  finden  sich  Ueber- 
gänge  zum  Paternitätssystem.  Sie  beginnen 
damit,  dass  die  Frau  beim  Manne  wohnt 
imd  dadurch  in  seine  Gewalt  kommt.  Bei 
den  maJayischen  Völkern  zeigen  sich  nicht 
nur  alle  Abstufungen  bei  nahe  benachbarten 
Stämmen,  sondern  vielfach  bestehen  sogar 
Formen  des  Matemitäts-  und  des  Patemi- 
tätssystems  in  einem  und  demselben  Stamme 
neben  einander;  es  steht  dann  die  Wahl 
offen,  welcher  Sippe  man  angehören  will, 
oder  es  wird  auch  die  Ehe  patriarchal,  wenn 
ein  Kaufgeld  für  die  Braut  gezahlt  wird, 
während  sie  matriarohal  bleibt,  wenn  ein 
solches  fehlt;  es  kann  sogar  durch  nach- 
trägliche Zahlung  die  Umänderung  später 
stattfinden.  Dieselben  Mischformen  finden 
sich  bei  den  westafrikanischen  Negerstämmen, 
bei  ihnen  ist  jedoch  das  auf  der  Neffenfolge 
berührende  Erbrecht  streng  mutterrechtlich 
geblieben,  da  sich  dieses  gewöhnlich  weit 
langsamer  als  das  übrige  Familienrecht  ver- 
schiebt. Der  Schluss  ist  fast  unabweisbar, 
dass  in  solchen  FäUen  überall  die  mutter- 
rechtliche Ordnung  der  Sippe  und  des 
Hauses  der  ursprüngliche  Ausgangspunkt 
gewesen  ist. 

Ein  gleiches  Neben-  und  Durcheinander 
der  entgegengesetzten  Familiensysteme  fin- 


den wir  bei  den  Arabern  vor  Mohammed. 
Erst  durch  diesen  wird  die  streng  patriar- 
chale  Familie  durchgeführt  nach  dem  Grund- 
satz des  Koran:  Die  Weiber  sind  ein  Ge- 
schenk, das  Gott  den  Männern  gegeben  hat 
Doch  hatten  seine  eigenen  Weiber  selber 
noch  getrennte  Zelte  und  Haushaltungen,  in 
die  der  Prophet  wechselnd  übersiedelte. 
Spuren  eines  lu^prünglichen  Maternitäts- 
systems,  —  Scheidung  der  Stämme  nach 
ihren  Stammmüttern  — ,  finden  sich  auch 
bei  den  Israeliten,  die  in  ihrer  historischen 
Zeit  ebenfalls  streng  patriarchalisch  sind. 
Bei  den  Mandäern,  namentlich  aber  bei  den 
Egyptern  bleibt  der  Name,  welcher  die 
mütterliche  Herkunft  angiebt,  der  sakrale, 
der  Name  des  gewöhnlichen  Lebens  ist  da- 
gegen der  Vatername.  Da  bei  den  Egyp- 
tern auch  im  Erbrecht  noch  matriarchale 
Spuren  vorhanden  sind,  muss  man  annehmen, 
dass  sie,  wenn  auch  in  sehr  früher  Zeit, 
von  der  Mutterfamilie  zur  Vaterfamilie  über- 
gegangen sind,  Ausgesprochenes  Mutter- 
recht herrschte  nach  den  Berichten  der 
Alten,  die  durch  Grabinschriften  unterstützt 
werden,  bei  den  drei  rätselhaften  Völkern, 
die  als  Reste  einer  Urbevölkerung  unter  den 
Ariern  sassen:  Lykiern,  Etniskern,  Iberern. 
Bei  den  seiner  Heimat  benachbarten  Lykiem 
erregte  es  jedoch  schon  Herodots  Verwun- 
derung. 

Die  Vergleichung  der  Verwandtschafts- 
namen ebenso  wie  die  der  grundlegenden 
Rechtsinstitutionen  hat  es  fast  unzweifelhaft 
gemacht,  dass  bei  den  Ariern  schon  vor 
der  Zeit  ihrer  Trennung  eine  im  wesent- 
lichen patriarchale  Ordnung  der  Familie  be- 
stand. Die  Namen  für  die  väterlichen  Ver- 
wandten «ind  ausgebildeter  als  die  für  die 
mütterlichen;  die  Hausgewalt  des  Vaters  ist 
unbestritten.  Auf  ihren  Wanderungen  sind 
jedoch  die  einzelnen  arischen  Stämme  augen- 
scheinlich mehrfach  Einwirkungen  von  Ur- 
bevölkeningen  der  besetzten  Ltoder,  die  in 
Matemitätsfamilien  lebten,  unterlegen.  Selbst 
in  Indien,  wo  die  frühe,  mit  religiöser 
Verbindlichkeit  versehene  Gesetzgebung  jede 
Hinneigung  zum  Mutterrecht  unmöglich  zu 
machen  schien,  finden  sich  schon  in  den  Epen 
untrügliche  Spuren  desselben,  auch  haben  die 
eingewanderten  Arier  auf  der  Küste  Malabar 
sich  ihm  angepasst  Bei  den  Griechen 
dagegen,  deren  Rechtsgeschichte  durch  den 
Fund  des  Rechts  von  Gortyn  ein  sicheres 
Fundament  erhalten  hat,  weisen  die  Ein- 
richtungen selber  gar  keine  Spur  des  Mutter- 
rechts auf.  Die  Deutung  von  Stammessagen 
wie  die  des  Kekrops  auf  Reminiscenzen  des 
Mutterrechtes  ist  ansprechend,  aber  sehr  un- 
sicher ;  und  dies  gilt  auch  von  der  Deutung 
der  Orestessage,  die  bei  AescJiylus  aUerdings 
in  einen  Rechtsstreit  über  den  Vorrang  des 
Mutter-  oder  Vaterrechtes  ausläuft    Bei  den 
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Römern  hat  nach  den  Untersuchungen  Bern- 
höfts wahrscheinlich  die  plebs  gleich  den 
benachbarten  Etruskem  ursprünglich  nach 
Mutterrecht  gelebt;  es  "wtlrde  dann  das 
schroff  durchgeführte  agnatische  System, 
das  dem  römischen  Familienrecht  zu  Gnmde 
liegt,  ursprünglich  nm*  den  Patriciem  eigen- 
tümlich gewesen  sein.  Der  Mangel  des 
)»connubium«  zwischen  den  beiden  Ständen, 
die  zur  Rechtfertigimg  desselben  angeführte 
Thatsache,  dass  die  Plebejer  keine  »gentes«, 
d.  h.  keine  Vatersippen  hätten,  der  Name 
*patricii«  gleich  »Vätersöhne«  selber  deutet 
darauf  hin.  Die  verschiedenen  Eheformen 
scheinen  sich  ebenfalls  auf  diese  unter- 
schiede zunickzufiihren,  so  dass  die  freie 
Ehe,  bei  der  der  Erwerb  der  hausherrlichen 
Gewalt,  der  Manus  über  die  Frau  durch  den 
Gatten  ausgeschlossen  war,  ursprünglich  die 
plebejische  Ehe  gewesen  wäre.  Von  den 
keltischen  Völkern  haben  nach  Cäsars  klarem 
Bericht  die  Britannier  vöUig  nach  Mutter- 
recht gelebt. 

Höchst  bestritten  sind  die  Verhältnisse 
bei  den  alten  Germanen.  Durch  Tacitus  ist 
das  Avimknlat,  jedoch  ausdrücklich  nur  für 
einige  Stämme  bezeugt,  jene  Erscheinung, 
die  sich  bei  allen  Völkern  wiederholt,  welche 
auf  der  Stufe  des  MutteiTechtes  stehen  oder 
sie  vor  kurzem  verlassen  haben :  Der  Mutter- 
bruder gilt  vor  dem  Vater  als  der  nächste 
Verwandte.  Bei  anderen  germanischen 
Stämmen  ist  dagegen  das  Avunkulat  schon 
zu  einem  blossen  Pietätsverhältnis  verblasst. 
In  den  ältesten  nordischen  Ehen  lässt  sich 
eine  Bevorzugimg  der  mütterlichen  Ver- 
wandtschaft erkennen;  doch  ist  der  in  den 
Sagenkreisen  aller  arischen  Völker  wieder- 
kehrende Zug,  dass  das  Geschwisterverhält- 
nis als  das  nächste  betrachtet  wird,  dem 
Gatte  und  Kinder  zu  opfern  seien,  nicht 
notwendig  auf  mutterrechtliche  Erinne- 
rungen zu  deuten.  Das  Erbrecht,  wie  es 
Tacitus  in  Kürze  mitteilt,  lässt  sich  nur 
durch  gewaltsame  Interpretation  mit  dem 
Mutterrechte  in  Einklang  bringen ;  hingegen 
zeigt  der  vielumstrittene  Titel  »de  alodis«  der 
lex  Salica  seinem  Wortlaute  nach  ein  allei- 
niges Erbrecht  der  durch  Weiber  vermittel- 
ten Verwandtschaft  in  die  fahrende  Habe, 
also  in  das  einem  Erbgang  ursprünglich 
allein  unterworfene  Vermögen.  Es  ist  dies 
kaum  anders  wie  als  letzter,  dem  Untergange 
bereits  geweihter  Rest  mutterrechtlicher 
Ordnimgen  aufzufassen.  Die  Hausgemein- 
schaft und  mit  ihr  das  Grundeigentum  be- 
ruht auch  hier  durchaus  auf  der  väterlichen 
Munt  und  dem  Zusammen  wohnen  einer 
Vaterfamilie ;  in  dem  Masse,  wie  das  Gnmd- 
eigentum  zum  Hauptbestand  des  Vermögens 
wird,  verlieren  sich  auch  jene  letzten 
Spuren  des  Mutterrechtes.  Diese  und 
ähnliche  Thatsachen  in  anderen  Volksrechten, 


(z.  B.  Angehörigkeit  der  Kinder  aus  einer 
Raubehe  ohne  Munt  zur  Sippe  ihrer  Mutter 
im  alamannischen  Volksrecht),  genügen 
nicht,  um  das  Mutterrecht  zum  Ausgangs- 
punkt des  deutschen  Familienrechtes  zu 
machen,  wie  es  besonders  Dargun  und 
Heusler  gethan  haben,  wohl  aber,  um  sein 
sporadisches  Vorkommen  zu  konstatieren. 

Bisweilen  führt  wie  bei  einzelnen  Neger- 
imd  Indianerstämmen  das  Mutterrecht  zu 
einem  eigentlichen  Matriarchat,  so  dass  eine 
oder  mehrere  Frauen  als  die  Vorsteher  des 
Stammes,  der  Sippe  und  des  Hauses  gelten. 
Die  ausschliessliche  Vererbung  der  Königs- 
wtirde  auf  Frauen  kommt  ebenfalls  bei 
mutterrechtlichen  Stämmen  vor,  eine  sub- 
sidiäre Vererbung  natürlich  auch  bei  vielen 
anderen  Völkern.  Die  weitverbreiteten 
Sagen,  die  von  einer  Gynäkokratie  oder  einem 
Amazonentum  erzählen,  sind  aber  nur  dich- 
terische Ausspinnungen  solcher  Zustände. 
Die  ausschliessliche  Vaterfamilie,  welche 
nur  die  durch  Männer  verwandten  Männer 
(Schwertmagen)  als  Verwandte  zählt,  ist  bis- 
weilen ebenso  einseitig  ausgebildet  wie  die 
Mutterfamilie.  Das  Agnatensystem  des  rö- 
mischen Rechtes  beruht  ursprünglich  nicht 
auf  der  natürlichen  Verwandtschaft,  sondern 
auf  der  Hausherrengewalt;  die  römischen 
Juristen  waren  sich  bewusst,  dass  es 
eine  besondere  Eigentümlichkeit  des  römi- 
schen Volkes  sei.  Die  Bevorzugim^  der 
Männerverwandtschaft  in  der  Feudalzeit  ver- 
schiedener, namentlich  der  abendländischen 
Völker  hängt  mit  den  militärischen  Zwecken 
des  Lehenwesens  zusammen,  gewinnt  aber 
ausserhalb  des  Erbrechtes  keinen  weiteren 
Einfluss. 

8.  Die  Formen  der  Ehe :  Polyandrie, 
Polyj^amie,  Monogamie.  Unter  den  Formen 
der  Ehe  steht  der  Promiskuität  am  nächsten 
die  Polyandrie,  die  Vielmännerei,  die  jedoch 
keineswegs  als  eine  allgemeine  Entwicjke- 
lungsstufe  anzusehen  ist.  Sie  ist  besonders 
ausgebildet  in  dürftigen  Gebirgsgegenden 
wie  in  Tibet,  wo  sie  sehr  wesentlich  dazu 
beiträgt,  das  Gleichgewicht  der  Volksver- 
mehnmg  und  der  Existenzmittel  aufrecht 
zu  erhalten;  den  gleichen  Erfolg  hat  die 
subsidiäre  Polyandrie  bei  den  Spartanern  ge- 
habt. Von  Tibet  aus  hat  die  Vielmännerei 
auch  bei  der  arischen  Bevölkening  des 
Pendschab  bis  heute  einigen  Einfluss  ge- 
wonnen. In  dem  altindischen  Hauptepos, 
dem  Mahabharatta,  wird  ihre  Zulässigkeit, 
ja  sogar  ihr  höherer  Wert  eifrig  verteidigt: 
doch  gilt  sie  auch  damals  als  befremdende 
Ausnahme.  Bei  einer  ungeregelten  Polyan- 
drie kann  das  Princip  der  Verwandtschaft 
nur  das  Mutterrecht  sein;  eine  erste  rohe 
Regelung  findet  sich  in  der  bei  Austral- 
negern  und  dravidischen  Stämmen  gebräuch- 
lichen Form   der   Gruppenehe,   wobei  eine 
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zusammenhausende  Sippe  in  Weibergemein- 
schaft lebt.  Als  Gruppen-  oder  Sippenehe 
erscheint  die  Polyandrie  auch  bei  höher- 
stehenden Völkern  mit  Vaterfamilie,  in- 
dem sämtliche  Brüder  eines  Hauses  nur 
eine  Frau  heiraten.  Die  Kinder  werden 
dann  dem  Aeltesten  zugerechnet  oder  auch 
der  Reihe  nach  verteilt. 

Auf  eine  früher  geltende  Polyandrie 
scheint  auch  die  ßechtssitte  vieler  Völker 
hinzudeuten,  dass  der  jüngere  Bruder  ein 
Elrbrecht  an  die  Witwe  hat,  insofern  die 
Frau  hierdurch  als  gemeinsames  Eigentum 
der  Sippe  gekennzeichnet  wird;  sie  kann 
aber  ebenso  gut  die  Konsequenz  der  voll- 
ständigen, eigentumsartigen  Herrschaft  des 
Gatten  über  die  geraubte  oder  erkaufte  Frau 
sein.  Bei  der  Leviratsehe  des  jüdischen 
Rechtes  und  der  ihm  entsprechenden  Nyoga 
der  Inder,  muss  der  nächste  Verwandte 
dem  kinderlos  Verstorbenen  mit  dessen 
Witwe  »Samen  erwecken«,  oder  es  erhält 
wenigstens  die  Witwe  hierzu  den  Auftrag. 
Die  Beauftragung  bei  Lebzeiten,  die  sich 
öfters  in  deutschen  Weistümern  findet,  ver- 
dankt wohl  nur  satirischem  Volkshumor 
ihren  Ursprung.  Der  Sinn  dieser  Institution 
ist  überall  ein  religiöser,  sie  entspringt  ent- 
weder der  Annahme  eines  Fortlebens  in  den 
Kindern  oder  dem  Ahnenkultus,  von  dessen 
Begehung  ebenfalls  die  Fortdauer  der  Seele 
nach  dem  Tode  abhängt.  Während  die  jü- 
dische Leviratsehe  als  unverbrüchliche  re- 
ligiöse Pflicht  betrachtet  wurde  (Juda  und 
Thamar),  hat  schon  das  Gesetzbuch  Manus 
die  Nyoga  auf  alle  Weise  eingeschränkt, 
da  sie  nicht  völlig  abgeschafft  werden  konnte. 
Auf  einer  weiteren  Stufe  hat  die  Adoption, 
die  überall  urspninglich  der  gleichen  An- 
schauung entstammt,  das  Levirat  ersetzt. 
Bei  Völkern,  in  deren  Religion  der  Ahnen- 
kult die  Hauptsache  bildet,  wie  bei  den 
Chinesen,  ist  die  Adoption  deshalb  besonders 
verbreitet. 

Bald  auf  ursprüngliche  Vielmännerei, 
bald  auf  die  schärfste  Form  der  Leibeigen- 
schaft, bei  der  eine  rechte  Ehe  des  als 
Sachgut  betrachteten  Knechtes  nicht  mög- 
lich ist,  lässt  sich  die  recht  häufige  Ein- 
richtimg zurückführen,  dass  nicht  der  Ehe- 
gatte, sondern  ein  anderer  Mann:  der  Herr, 
ein  Verwandter,  Priester,  Vornehmer,  das 
Beilager  mit  der  Braut  hält.  Bei  den  abend- 
ländischen Völkern  ist  die  Existenz  eines 
solchen  »jus  primae  noctis«  überhaupt  be- 
stritten worden,  allein  bei  den  Basken, 
einem  nichtarischen  ürvolk,  ist  es  unzweifel- 
haft, da  es  hier  ausdrücklich  erst  durch 
Ferdinand  den  Katholischen  abgestellt  wurde. 
Spuren  finden  sich  bei  Ehen  der  Leib- 
eigenen teils  in  der  Form  von  Symbolen, 
teils  als  Androhungen  auch  im  benachbarten 
Südfrankreich,    ja    sogar    in    der   Schweiz. 


Wirkliche  Anwendung  des  Rechtes  —  für 
die  Litteratur  der  Aufklänmgszeit  z.  B. 
Beaumarchais  ein  beliebter  Gegenstand  der 
Satire  — ,  ist  ausser  bei  den  Basken  kaum 
jemals  vorgekommen.  Im  Islam,  der  das 
Sklaveneherecht  ausführlich  in  höchst  hu- 
maner Weise  ausgebildet  hat,  ist  dagegen 
immer  Eheschliessung  und  Ehe  der  Unfreien 

unbeschränkt  natürlich 
des  Herrn  über  unver- 
heiratete Sklavinnen  ist. 

Noch  weiter  verbreitet,  wahrscheinlich 
eine  allgemeine  Sitte  der  Naturvölker,  ist 
der  Gebrauch  der  Gastehe.  Der  Fremde 
erhält,  um  ihn  zu  ehren,  die  Verfügimg 
über  die  Frau  oder  die  Tochter  seines 
Wirtes.  Sehr  ähnlich  ist  die  im  Islam  aus- 
gebildete Mutaehe,  die  Eheschliessung  auf 
Zeit,  selbst  auf  ganz  kurz  bemessene  Fristen, 
die  namentlich  für  Gäste  und  fremde  Kauf- 
leute bestimmt  ist.  Auch  in  dem  griechi- 
schen und  nordischen  Mvthus  erscheint  die 
Gastehe,  deren  wirkliche  üebung  bei  diesen 
Völkern  in  historischer  Zeit  nicht  mehr  ge- 
bräuchlich war,  als  etwas  ünanstössiges. 
Den  Aufklärungsphilosophen  des  vorigen 
Jahrhunderts  (Diderot)  diente  das  Bekannt- 
werden der  Gastßhe  bei  den  polynesischen 
Stämmen,  um  die  Relativität  oder  die  künst- 
liche Entstehung  der  Moralbegriffe  zu  er- 
weisen. 

Die  Polygamie,  Vielweiberei,  erscheint 
bisweilen  der  Promiskuität  noch  nahestehend 
als  Gruppenehe  mehrerer  Männer  mit  mehre- 
ren Frauen;  auch  die  Form  der  Sippenehe, 
bei  der  ein  Mann  sämtliche  Töchter  einer 
Familie  heiratet,  findet  sich  vereinzelt.  Am 
häufigsten  ist  die  Polj^gamie  aber  gerade 
auf  den  früheren  Stufen  der  Paternitätsfa- 
milie,  namentlich  da,  wo  der  Frauenkauf 
noch  wirklicher  Erwerb  der  Frau  und  nicht 
bloss  eine  Form  der  Ehoschliessung  und  des 
ehelichen  Güterrechtes  ist  Die  Polygamie 
ist  in  diesem  Falle  ein  Erzeugnis  des  Luxus, 
ein  Vorrecht  der  Grossen  und  Reichen, 
während  die  grcjssere  Menge  des  Volkes 
monogamisch  lebt.  So  erscheint  sie  auch 
bei  den  indogermanischen  Völkern,  ausser 
den  Gräkoitalikern.  Im  indischen  Recht  ist 
die  Polygamie  geradezu  nach  der  Vornehm- 
heit der  Kasten  abgestuft,  so  dass  den 
Sudra  nur  eine  Frau  erlaubt  ist.  Auch  bei 
der  Polygamie  ist  bisweilen  eine  Beauftra- 
gung und  Stellvertretimg  der  Mutterschaft 
(Raheis  und  Leas  Mägde)  üblich.  Die  Viel- 
weiberei hat  durch  ihre  Anerkennung  im 
Islam,  indem  der  Koran  wenigstens  vier 
Ehefrauen  erlaubt,  wiedenim  eine  weite 
Verbreitung  erhalten;  sie  macht  sich  als 
ein  Haupthindernis  des  Fortschreitens  der 
mohammedanischen  Nationen  geltend.  Denn 
mit  ihr  ist  die  Herabdrückung  des  weib- 
lichen Geschlechtes  infolge  der  vorwalten- 


Familie 


795 


den  Auffassung  der  Frau  als  Genussgegen- 
stand fast  notwendig  verbunden.  Bei  ihrer 
Sanktionierung  durch  den  Propheten  war 
allerdings  ausser  seinen  persönlichen  poly- 
gamen Neigungen  der  Wunsch  massgebend, 
die  bis  dahin  bei  den  Arabern  gebräuchliche 
Mädehentötung  zu  ersetzen. 

Die  Monogamie  ist  die  endgiütige  Form 
der  ehelichen  Gemeinschaft;  sie  ist  nicht 
wie  bei  vielen  Tiergattungen  eine  ursprüng- 
liche Anlage  des  Menschen,  sondern  eine 
Errungenscliaft  der  Kultur,  gerade  deshalb 
um  so  wertvoller  imd  notwendiger  als  Basis 
des  gesamten  sittlichen  und  sozialen  Zu- 
standes  der  civilisierten  Völker.  Kaum  eine 
andere  Institution  ist  ihrem  Volksbewusst- 
sein  in  solchem  Masse  zum  selbstverständ- 
lichen Axiom  geworden.  Besonders  bezeich- 
nend hierfür  ist  die  Energie,  mit  der  sich 
das  amerikanische  Volk  gegen  die  Wieder- 
einführung der  Polygamie  durch  die  Mor- 
monen aufgelehnt  hat.  Die  Ueberlegenheit 
der  europäischen  Zweige  der  arischen  Völ- 
ker liat  sich  namentlich  auch  darin  geäussert, 
dass  sie  sich  zuerst  entschieden  der  Einehe 
zugewandt  haben.  Eine  \m?prünglich  mono- 
game Familienordnung  der  Arier  ist  dagegen 
nicht  anzunehmen.  Auch  innerhalb  des 
monogamen  Systems  ist  hinsichtlich  der 
Art  (1er  Eheschliessung,  der  Festigkeit  oder 
Löslichkeit  und  der  inneren  Ausgestaltung 
noch  ein  weiter  Spielraum,  und  es  erscheint 
demgemäss  auch  die  monogame  Familie 
noch  historisch  äusserst  wandelbar. 

4.  Die  Formen  der  Eheschliessnng. 
Man  kann  zwei  Hauplsysteme  der  Ehe- 
schliessung, Endogamie  und  Exogamie, 
unterscheiden,  je  nachdem  die  Gattin  inner- 
halb oder  ausserhalb  des  Stammes-  oder 
Sippenverbandes  gesucht  wird.  Es  sind  hier 
vielfach  Abstufungen  möglich,  wie  z.  B.  die 
Inder  strenge,  im  Laufe  der  Zeit  immer 
noch  verschärfte  Endogamie  der  Kasten  imd 
ihrer  Unterabteilungen,  aber  ebenso  strenge 
Exogamie  der  Sippe  haben.  Beide  Systeme 
sind  wohl  gleich  ursprünglich.  Zwar  liegt 
die  Endogamie  bei  den  der  Promiskuität 
nahestehenden  Formen  der  Ehe  nahe  und 
ist  hier  sehr  häufig;  andererseits  aber 
ist  bei  ganz  rohen  Stämmen  wie  den  Austral- 
negern  auch  die  Exogamie  unverrückbarer 
Rechtsgrundsatz  und  \'iell eicht  ihi'e  einzige 
sittliche  Ueberzeugimg.  Auf  höheren  Stufen 
der  Kultiu"  ist  ein  Rest  der  Endogamie  die 
häufig  vorkommende  Bevorzugimg  der  Ehe 
mit  nahen  Verwandten.  Bei  den  Egyptern 
war  die  Geschwisterehe  häufig,  bei  den 
Pei-sern  und  noch  jetzt  bei  den  Parsis 
scheint  sie  sogar  religiösen  Vorrang  gehabt 
zu  haben  ;  selbst  in  der  Glanzzeit  Griechen- 
lands war  die  Ehe  von  Halbgeschwistem 
gebräuchlich  (Kimon).  Auch  für  die  Ger- 
manen ist  wahrscheinlich  die  Raubehe  nur 


Ausnahme,  Sippen -Endogamie  die  Regel; 
man  wird  solche  vielleicht  als  gemeinsame 
Sitte  des  arischen  ürvolks  ansprechen  dür- 
fen. Bei  den  Deutschen  hat  sich  die  Be- 
vorzugung der  Sippengenossen  zur  Ehe  lange 
erhalten  und  ist  von  der  Kirche,  deren 
rigorose  Ehegesetzgebung  sich  in  diesem 
Kampfe  erst  recht  ausbildete,  mühsam  ver- 
drängt worden.  Keineswegs  darf  man  nur 
eine  kurzlebige  üebergangserscheinung  in 
diesem  Auftreten  der  Endogamie  in  Deutsch- 
land sehen.  Am  längsten  erhält  sich  dieses 
System,  ebenso  wie  Reste  des  Mutterrechts, 
in  den  Kreisen  der  Hörigen.  Es  kann  als 
ein  allgemeiner  Gnmdsatz  der  Hofrechte 
gelten,  dass  der  Hörige  nur  in  der  Familie, 
d.  h.  in  der  hofhörigen  Genossenschaft,  die 
aber  für  ihn  vollständig  die  Sippe  ersetzt, 
heiraten  dai-f  und  dass,  wo  dies  übersehen 
wird,  die  Kinder  der  Mutter  nachfolgen. 
Die  beginnende  Emancipation  der  Leibeignen 
namentlich  seit  dem  Emporkommen  der 
Städte  führt  sie  alsbald  zum  Paternitäts- 
system,  indem  entweder  gesetzlich  be- 
stimmt wird,  dass  Weib  und  Kinder  Ge- 
nossen des  Gatten  und  Vaters  in  seinem 
Rechte  sein  sollen,  oder  Verträge  geschlossen 
weixlen,  die  auf  der  gleichen  Grundlage  das 
connubium  vei*schiedener  hofrechtlicher 
Kreise  feststellen.  Doch  ist  bis  zum  Ende 
der  Leibeigenschaft  die  Tendenz  verbreitet 
geblieben,  (lie  Endogamie  festzuhalten,  damit 
die  Kinder  nicht  dem  Herrn  entfremdet 
würden. 

Weit  wichtiger  für  die  Entwickelung  der 
Familie  ist  die  Exogamie >  geworden.  Bei 
den  Naturvölkern,  die  nach  ihr  leben,  er- 
scheint sie  oft,  namentlich  in  Australien 
und  Amerika,  in  Verbindung  mit  dem  Tote- 
mismus,  d.  h.  es  besteht  ein  festgeregeltes 
connubium  zwischen  Stämmen  oder  Sippen, 
deren  jede  ein  besonderes  Tier- Abzeichen, 
einen  Totem,  führen.  Ursprüngliche,  mit  der 
äussersten  PebiUchkeit  ausgebildete  Exo- 
gamie, bei  der  jede  noch  irgend  erkennbare 
Verwandtschaft  als  Ehehindernis  gilt, 
herrscht  bei  den  mongolischen  Kultur\'ölkern^ 
namentlich  bei  den  Chinesen.  Gewöhnlich 
erscheint  die  Exogamie  zuerst  in  der  Form 
der  Raubehe.  Man  hat  diese  und  die 
Exogamie  überhaupt  mit  der  bei  wilden  und 
halbwilden  Stämmen  sehr  gebräuchlichen 
Sitte  der  Mädchentötimg  in  Verbindung 
gebracht.  Unzweifelhaft  wird  sie  dadurch 
oft  zur  Notwendigkeit,  aber  selbst  bei  Völ- 
kern, die  nm*  die  Raubehe  kennen,  braucht 
sie  nicht  hieraus  hervorgegangen  zu  sein. 
Sehr  oft  ist,  wie  schon  von  den  Germanen  be- 
merkt wiu-de,  die  Raubehe  die  Ausnahme ;  sie 
ist  der  gewaltsame  Bruch  der  Endogamie,  der 
deslialb  wie  ein  anderer  Friedbruch  gebüsst 
werden  muss  und  der  oft  den  Eindringling 
dauernd  als  einen  Feind  der  Sippe  erschei- 


796 


Familie 


nen  lÄsst,  was  sich  in  der  Sitte  der  Yer- 
meidung  der  Schwiegereltern  bei  Negern 
und  anderen  Völkern  äussert.  Insofern  aber 
ist  die  Raubehe  oft  auch  ein  Fortschritt 
gegenüber  dem  herdenartigen,  stumpfen 
Zusammenleben,  wie  es  die  Endogamie  mit 
sich  brachte.  Sie  ist  überall  der  mächtigste 
Hebel  für  den  Uebergang  ziu*  Yaterfaimlie 
gewesen.  Je  nach  dem  Kulturstandpunkt 
der  Völker  zeigt  die  Raubehe  Abstufimgen 
von  der  brutalen  Vergewaltigung  bis  zum 
scherzhaften  Spiel.  Auch  bei  allen  arischen 
Völkern  ist  sie  nachweisbar,  wenn  auch  bei 
einigen  wie  bei  den  Römern  nur  noch  in 
der  Form  der  Sage,  die  an  die  Spitze  der 
Volksgeschichte  gesetzt  wird  (Raub  der 
Sabinerinnen).  Frühzeitig  bekämpft,  sobald 
eine  geordnete  Gesetzgebung  und  ein  star- 
ker religiöser  Einfluss  sich  geltend  machten, 
hat  sie  sich  doch  auch  mancher  Sympa- 
thieen  erfreut,  die  begreiflicherweise  in 
Sage  und  Dichtung  am  stärksten  hervor- 
treten. Bei  den  Indem  wird  zwar  in  den 
Gesetzen  unter  den  8  Eheformen  der  Raubehe 
der  zweitniederste  Grad  angewiesen  und  sie 
durch  den  schändenden  Samen  Rakliasa- 
Ehe,  Teufelsehe,  gezeichnet;  die  Dichtung 
aber  erklärt  sie  für  die  dem  Krieger 
passendste.  Die  mit  allem  Glanz  der  Dich- 
tung verklärte  Gandharwa-Ehe,  die  Liebesehe 
der  Inder,  ist  auch  nichts  anderes  als  eine 
auf  beiderseitige  Zustimmung  gebaute  Raub- 
ehe. Bei  den  Germanen,  wo  ims  gleich  die 
Raubehe  bei  Arminius  \md  Thusnelda  ent- 
gegentritt, sind  ihr  noch  in  den  Volksrechten 
bedeutende  Zugeständnisse  gemacht,  wenn 
sie  auch  bekämpft  wird.  Sie  wird  unter 
Busse  gestellt,  aber  anerkannt.  Im  angel- 
sächsischen Recht  wird  sogar  der  Entführer 
der  bereits  verheirateten  Frau  nur  zum 
Schadehersatz  an  den  ersten  Mann  verpflich- 
tet, und  nicht  viel  anders  erkennt  selbst 
das  alamannische  Recht,  das  sonst  starken 
kirchlichen  Einfluss  zeigt,  eine  solche  Raub- 
ehe an,  wenn  der  neue  Gatt>e  die  Munt  von 
dem  früheren  erwirbt.  Ob  freilich  jemals 
durch  den  Raub  allein  eine  anerkannte 
Munt,  eine  mehr  als  bloss  thatsächliche 
Herrschaft  des  Mannes  über  die  Frau,  ent- 
stand, ist  unwahrscheinlich.  Erst  die  Kirche 
hat  aber  unablässig  die  Notwendigkeit  des 
freien  Willensentschliisses  der  Braut  be- 
tont und  mit  Hülfe  ihrer  und  der  staat- 
lichen Strafgewalt  die  Raubehe  vernichtet. 
Doch  stellt  auch  heute  noch  der  weitaus 
grösste  Teil  der  volkstümlichen  Hochzeits- 
gebräuche bei  den  romanisch-germanischen 
Nationen  den  Raub  symbolisiert  dar.  Des- 
halb stimmen  diese  auch  in  überraschender 
Weise  häufig  mit  den  Gebräuchen  ganz  ent- 
legener Naturvölker  überein. 

Aus  der  Raubehe  entwickelt,  gleichsam 
als   deren    friedliche,    nicht    nachträgliche. 


sondern  vorweggenommene  Beilegung  ist 
die  Kaufehe.  Das  Recht  der  Endogamie 
der  fremden  Sippe  wird  durch  einen  Aauf- 
preis,  der  der  Busse  des  Friedbruchs  ent- 
spricht, abgelöst  oder  auch  durch  Arbeit 
abverdient  (Sogenannte  Jakobsehe  nach 
dem  Beispiel  im  alten  Testament,  jetzt 
namentlich  bei  Negerstämmen  verbreitet.) 
Der  Brautkauf  tritt  uns  denn  auch  überall, 
wo  Exogamie  besteht,  also  bei  den  meisten 
Völkern  der  Erde,  ganz  gleichartig  ent^gen. 
Bei  den  polygamen  Kulturvölkern  ist  er 
oft  in  seiner  uraprünglichen  Form  als  nutz- 
bringendes Geschäft  der  Sippen  erhalten  ge- 
blieben; die  indischen  Gesetze  verurteilen 
zwar  ein  solches  und  billigen  nur  die  sym- 
bolische Abschwächung ,  lassen  es  aber 
doch  zxi,  und  selbst  die  Dichtung  entschul- 
digt den  Frauenkauf,  bei  dem  die  Sippe  der 
Braut  einen  Preis  erhält.  Auch  das  isla- 
mitische Recht  hat  den  Kauf  nur  wenig 
abgeschwächt.  Bei  den  Chinesen,  wo  auf 
Frauenraub  Todesstrafe  steht,  ist  der  Kauf 
so  unverblümt,  dass  unter  Umständen  sogar 
Weiterverkauf  möglich  ist.  Innerhalb  des 
Systems  der  Einehe  ist  das  Wesen  des 
Kaufgeschäfts  meist  rasch  verblasst.  In  der 
römischen  coömptio  ist  es  zur  blossen 
Rechtsformalität  geworden,  so  dass  der  sym- 
bolische Kaufpreis  hier  keine  wirtschaft- 
liche Bedeutung  hatte;  bei  den  Germanen 
hatte  es  schon  zur  Zeit  des  Tacitus  eine 
ethische  Umdeutung  erfahren.  Demunge- 
achtet  blieb  auch  bei  ihnen  der  Kauf  die 
eigentliche  Rechtsgnmdlage  der  Ehe  und 
behielt  sogar  seinen  wirtschaftlichen  Wert, 
nur  dass  der  Kaufpreis  selber  sehr  früh 
von  dem  Geschlechte  der  Braut  nicht  be- 
halten werden  durfte,  sondern  vne  auch 
bei  den  Arabern  ihr  als  Wittum  bestellt 
wurde.  Nur  für  die  Ablösung  der  Munt 
bei  der  ursprünglich  untei'sagten  Witwen- 
ehe und  bei  nachträglicher  Legalisierung 
einer  Raubehe  erhielt  die  berechtigte  Sippe 
die  Gebühren.  Zu  diesem  von  Gatten  be- 
stellten Wittum  trat  dann  die  von  der  Fa- 
milie der  Braut  gegebene  Mitgift,  die  meist 
zugleich  eine  Erbschaftsabfindung  war,  und 
die  Morgengabe,  ursprünglich  das  freie  Ge- 
schenk der  Gattenliebe  nach  vollzogener  Elie, 
w^elches  aber  später  meist  das  alte  Wittum 
übertraf  und  ersetzte.  Aus  diesen  Elemen- 
ten entwickelt  sich  dann  in  ungemeiner 
Mannigfaltigkeit  und  Biegsamkeit  das  Sys- 
tem des  deutschen  ehelichen  Güterrechts, 
die  treueste  Abspiegelung  aller  Schattierun- 
gen der  deutschen  FamiHenentwickelimg. 

Der  alte  rechtsgültige  Kaufvertrag  ist 
ursprünglich  die  Verlobung,  für  deren  Bruch 
oder  Verletzung  deshalb  Bussen  bestehen, 
die  Trauung  ist  der  endgültige  Vollzug  des 
Vertrages,  der  mit  der  Heimführung,  der 
Besitzeinweisung    endet.      Rechtsbeständig 
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aber  wird  die  Ehe  erst  durch  das  Beilager, 
und  ilire  wichtigsten  Rechtsfolgen  wirtÄcliaft- 
licher  Art  treten  sogar  erst  nach  der  Geburt 
eijies  lebenden  Kindes  ein,  also  wenn  der 
Zweck  der  Ehe  zueret  erreicht  ist.    Diese 
Aufeinanderfolge  findet  sich  bei  allen  ari- 
schen Völkern  in  wesentlich    übereinstim- 
mender Art,  namentlich  zeigen  die  indischen 
und  die  germanischen  Rechte  hier  eine  auf- 
fallende Uebereitfstimmung.    Verschieden  ist 
aber  die  Ausbildung  der  eheherrlichen  Ge- 
walt,  der   manus   oder   Munt.    Neben   der 
coömtio  steht  bei  den  Römern,  vielleicht  als 
eine    Tradition    der    altarischen    Ehe,    die 
sakrale  Form  der  confarreatio,  bei  der  die 
Stellung   der  Frau  neben  dem  Mann  sich 
einer  Gleichberechtigung,  die  bei  jener  aus- 
geschlossen ist,  nähert.    Beiden  gegenüber 
steht  die  Ehe  ohne  manus  des  Mannes,  wie 
wir  sahen,  wahrscheinlich  die  alte  plebeji- 
sche Ehe.    Die  freie  Ehe  ist  vergebhch  be- 
kämpft  worden  durch  die  Einrichtung  der 
usus-Ehe,  d.  i.  durch  den  Grundsatz,  dass 
die  manus  in  Jahr  und  Tag  vom  Gatten  er- 
sessen werde,  wenn  nicht  durch  zeitweilige 
Entfernung  der  Ehefrau  während  eines  trinoc- 
tium   diese   Ersitzung    unterbrochen    wird. 
Für  die  weitere  Entwickelung  des  römischen 
Rechts    ist    trotzdem    die    freie   Ehe   ohne 
manus    massgebend    geworden.     Auch  das 
Konkubinat,  d.  i.  ein  regelmässiges,  eheliches 
Zusammenleben,  bei  dem  jedoch,  meist  wegen 
mangelnden   connubiimi,   eine  rechtsgültige 
Ehe  nicht  möglich  ist,  wird  durch  das  Redht 
geschützt     Bei    den    Griechen    sahen    wir 
schon  in  einer  frühen  Zeit,  deren  Kenntnis 
uns  durch  das  Recht  von  Gortyn  vermittelt 
ist,  einen  sehr  entwickelten  Zustand  in  der 
selbständigen  Stellung  der  Frau,  die  persön- 
lich  gewaltfrei   bleibt   und    ihr    Vermögen 
—  freilich  bei   schlechtem  Erbrecht  —  be- 
hält,  wälirend    im  übrigen  die  Hausgewalt 
des  Mannes,  namentlich  den  Kindern  gegen- 
über besteht,  jedoch  auch  diese  ist  w^eit  von 
der  Schroffheit  der  römischen  patria  potes- 
tas  entfernt.    Es  ist  endlich  eines  der  gröss- 
ten  Verdienste  des  deutschen  Rechtes,  dass 
es,    ohne   den   lU'sprüngUchen  Boden  völlig 
zu  verlassen,    ^ie   es  das   römische   Recht 
im  üebergang  zur  freien  Ehe  getlian  hat, 
der  Frau  in  steigendem  Masse  Selbständig- 
keit imd  Verfügimgsfreiheit  gesichert  hat. 
Die  alte  Bedeutung  der  Verlobung  ist  hier 
später  völlig  zurückgetreten,  nur  im  englischen 
Rechtsgebrauch  haben  sich  Spuren  in  der 
Möglichkeit    einer    Klage    wegen    Ehever- 
sprechen    erhalten,    die    Trauung    ist    der 
emzige  Rechtsakt  geworden;  sie  hat,   wie 
wir  weiterhin  sehen   werden,  den   mannig- 
faltigsten    Einwirkungen     von    Staat    und 
Kirche  unterlegen. 

Im  Wesen  der  Ehe  hat  stets  die  Voraus- 
setzung   der  Dauer  gelegen.      Selbst    eine 


wenig  geregelte  Gruppenehe  unterscheidet 
sich  hierdurch  von  der  rromiskuität,  und  bei 
Völkern,  wo  völlige  geschlechtliche  Regel- 
losigkeit vor   der  Ehe  Gebrauch  ist,  wird 
diese    durch   die  Ehe  beendigt.    Die  Mög- 
lichkeit,  die   Ehe   freiwillig   zu  lösen,   die 
Ehescheidung,  ist  jedoch  fast  überall,  aber 
in    sehr  ungleichem  Masse  vorhanden.    Es 
ist  in  Zeiten  einer  sti-engen  Ehegewalt  des 
Mannes  natürlich,  dass  dabei  die  Frau  un- 
günstiger gestellt  ist.     Wo  die  Frau  Besitz- 
stück ist,  besteht  vielfach  Erbrecht  an  ihr 
(s.  oben).    Ehescheidmig  kommt  hier  kaum 
vor.    Wo  der  Tote  einen  Teil  des  Vermö- 
gens  mit    ins    Grab  nimmt,    ist  sogar  die 
Sitte  der  Witwentötung  häufig.    Den  Ger- 
manen   und   Kelten   ist   sie  wenigstens  als 
freiwillige  Handlung  nicht  fremd,  bei  den 
Indern  hatte  sie  unter  dem  Einfluss  der  Ur- 
bevölkerung   sich    allmählich    ausgebreitet 
und   war  aus   einer  anfangs  nur   seltenen 
heroischen  Handlung  schliesslich  ein  über- 
aus  häufiger   Gebrauch   geworden,   bis  die 
Engländer   ihm   ein   Ende  gemacht  haben. 
Als  der  denkbar  höchste  Grad  der  Festig- 
keit des  Ehebandes,  freilich  immer  nur  füi* 
die  Frau,  behielt  hier  eine  solche  Selbstauf- 
opferung eine  religiöse  und  poetische  Ver- 
klärung.     Altarisch    scheint    dagegen    das 
Verbot  einer  zweiten  Ehe  für  die  Frau  zu 
sein,   das  Tacitus  bei  den  Germanen  seiner 
Zeit  besonders  lobt.    Bei  den  Griechen  ist 
aber  schon  im  Recht  von  Gortyn  die  Ehe- 
scheidung  frei,   ohne  dass  ein  Unterschied 
zwischen  dem  Recht  des  Mannes  und  der 
Frau    gemacht    wurde.      Bei    den   Römern 
wunle  sie  durch  den  Sieg  der  fi-eien  Ehe  in 
einer  Weise  erleichtert,  dass  man  von  einer 
Ehescheidungs  -  Epidemie    in    den   höheren 
Klassen  sprechen  könnte.    Die  Mögliclikeit, 
die  Frau  zu  Verstössen,  war  bei  den  Germa- 
nen fast  unbeschränkt;   noch  in  den  Volks- 
rechten erwachsen  dem  Gatten  daraus  nur 
Vermögensnachteüe ,  Verlust  des    Wittums 
und  eine  Busse.    Noch  leichter  war  sie  bei 
den    Semiten,    selbst    bei  den  Juden  trotz 
ihres   strengen  Familienlebens  war  sie  nur 
an  die  Ausfertigung  eines  formellen  Scheide- 
briefes geknüpft.   Hier  setzte  mit  schärfstem 
Gegensatze     Jesus     ein,     und    so    begann 
unter   dem   Einfluss   der  Kirche  eine   Be- 
kämpfung der  Ehescheidung,   die  für  lange 
Zeit  z.  B.  in  Frankreich  noch  bis  vor  kur- 
zem zu   einer  vollständigen  Ausschliessung 
derselben   führten.     Selbst   der   von   Jesus 
zugelassene  Fall,  Ehescheidung  wegen  Ehe- 
bruches,  w^\u*de,   soweit   es  irgend  möglich 
war,  eingeschränkt,  wobei  noch  dazu  dem 
Manne   höchst   unbülige  Vorzugsrechte  als 
Konzessionen  an  bestellende  Unsitten  einge- 
räumt wurden.    Freüich  suchte  man  im  Mit- 
telalter durch  spitzfindige  Ausgestaltung  der 
absoluten  Ehehindernisse  und  eine  oft  bis  zur 


798 


Familie 


Frivolität  gehende  Ausnutzung  derselben  die 
Ehescheidung  durch  eine  Hintertlittr  wieder 
einzuführen.  Erst  unter  dem  Einfluss  der 
individualistischen  Aufklärung,  der  sich  am 
meisten  in  den  deutschen  Gesetzgebungen 
geltend  machte,  ist  der  Ehescheidung  wie- 
der ein  grössei'er  Spielraum  gewährt  worden, 
ohne  dass  man  doch  zu  festen  Principien 
gelangt  wäre.  Vielmehr  schwanken  Gesetz- 
gebung und  Praxis  auch  in  Deutschland 
zwischen  Erleichterung  und  Erschwerung 
der  Ehescheidung  auf  und  ab. 

5.  Die  Hausgemeinschaft  Durch  ge- 
meinsames Wohnen  wird  jederzeit  auch  eine 
Wirtschaftsgemeinschaft,  gemeinsamer  Haus- 
halt, hergestellt  Es  erscheint  zunächst  als 
das  Naturgemässe,  als  eine  Folge  der  »ratio 
naturalis«,  die  im  Sinne  der  alten  Juristen 
der  Grund  des  jus  gentium,  des  allen  Völ- 
kern gemeinsamen  Rechtes  ist,  dass  eine 
solche  Hausgemeinschaft  auf  einem  Haus- 
halt von  Eltern  und  Kindern  beruht.  In 
diesem  Sinne  ist  die  familiäre  Hausgemein- 
schaft als  die  erste  Gesellschaft  und  als  der 
Keim  aller  weiteren  Geselischafts-  und  po- 
litischen Formen  bereits  von  Aristoteles  auf- 
gefasst  und  weiterhin  von  dem  gesamten 
Naturrecht  postuliert  worden.  Allein  die 
Betrachtung  primitiver  Kulturstufen  ^Seigt, 
dass  keineswegs  immer  die  Ehe  auch  die 
Hausgemeinschaft  zur  Folge  hat.  Erst  mit 
Raub  und  Kauf  der  Frau  ist,  wie  wir 
sahen,  der  Uebertritt  der  Frau  ins  Haus  des 
Gatten,  die  Begrilndung  des  Haushalts  auf 
die  Vaterfamilie,  verbunden.  Häufiger  steht 
am  Anfang  das  Zusammenhausen  einer 
Sippe,  die  auch  später  beim  Zerfall  eiuer 
solchen  Gemeinschaft  in  einer  nur  etwas 
gelockerten  Wohnungs-  und  Wirtschaftsge- 
meinschaft als  Sippendorf  verbleibt  Auch 
bei  den  Indogermanen  weist  schon  die 
sprachliche  Uebereinstimmung  von  oJxop, 
vicus,  vic,  wice,  auf  eine  solche  Ent Wicke- 
lung hin.  Bisweilen  al>er  wird  wie  bei 
dravidischen  Völkern  umgekelu-t  die  Ver- 
wandtschaft mehr  auf  die  Hausgemeinschaft 
als  umgekelu-t  diese  auf  jene  gebaut.  So 
hausen  auch  bei  den  Südamerikanern 
grössere  Abteilungen  des  Stammes  horden- 
weise zusammen.  Bei  ihrem  sozialpolitischen 
Exi)eriment  in  Paraguay  behielten  auch  die 
Jesuiten  die  gemeinsame  Arbeit  dieser 
Kazikschaften  bei,  während  sie  das  gemein- 
same Wohnen,  das  eine  monogamische  Ehe- 
ordnung nicht  aufkommen  liess,  aufhoben. 
Auf  manchen  Südseeinseln  (Palaugnippe, 
Freundschaftsinseln)  sind  es  sogar  eigentliche 
Vereine,  die  auf  freiem  Zusammentritt  be- 
ruhen, die  Kaldebekel,  welche  zusammen- 
wohnen und  die  \v4chtigsten  wirtschaftlichen 
und  kriegerischen  Aufgaben  der  Hausge- 
meinschaft vollziehen. 

Nicht  unbedingt  notwendig   hängt   also 


weder  auf  den  niederen  noch  auf  den  höhe- 
ren Stufen  der  Kultur  die  Hausgemeinschaft 
mit  der  Verwandtschaft  zusammen.  Sie  ist 
eine  wesentlich  wirtschaftliche  Einrichtung; 
imd  daher  wird  das  ökonomische  Leben 
ebenso  stark  durch  sie  bestimmt  wie  das 
sittliche  und  soziale  durch  den  Blutsverband. 
Sie  beruht  wesentlich  auf  gemeinsamer 
Produktion  und  Konsumtion  der  Mitglieder. 
Der  Knecht  gehört  ihr  daher  jederzeit  an 
und  nimmt  an  den  Hausheiligtümern,  einer 
der  stärksten  Wurzeln  aller  Urreligionen, 
Anteil;  Öfters  treten  auch  freie,  nichtver- 
wandte Mitglieder  zu  ihr.  Dies  gilt  ganz 
ebenso  von  den  nomadischen  wie  von  sess- 
haft  ackerbauenden  Völkern,  ja  es  ist  bei 
den  Nomaden,  die  ausser  Haus  resp.  Zelt, 
Sippe  und  Stamm  keine  weiteren  Formen 
gesellschaftlicher  Organisation  kennen,  der 
familiäre  Charakter  der  Sklaverei  noch 
schärfer  ausgebildet  Er  blieb  bei  den  ur- 
sprünglich nomadischen  semitischen  Kultur- 
völkern, Juden  imd  Arabern,  dauernd  ge- 
wahrt. Das  Wort  familia  selber  leitet  sich 
von  famulus,  Diener,  her ;  und  im  Verbände 
des  römischen  Hauses  unter  dem  pater- 
familias  sind  die  Kinder  nur  als  die  Freien, 
liberi.  von  den  servi  unterschieden.  Auch 
hat  aas  Wort,  so  frühzeitig  es  auch  auf 
Verwandtschaft  bezogen  wurde,  die  Hauptbe- 
deutung »Sklavenschar«,  später  »Verband 
der  Hörigen  eines  Herren  oder  Hofgenossen- 
schaft«, im  Altertum  und  Mittelalter  beibe- 
halten. 

In  etwas  fortgeschrittenen  Zuständen  Lst 
die  Sippe  immer  weiter  als  das  Haus.  Jeder 
gehört  bei  ausgebildeter  Elternfamilie  zwei 
Sippen,  der  des  Vaters  und  der  Mutter  an, 
bestimmte  Rechtspflichten  mit  bedeutsamen 
wirtschaftlichen  Folgen,  wie  die  Rache,  hat 
er  von  beiden  Sippen  zu  gewärtigen,  für 
beide  zu  leisten;  aber  er  steht  nur  in  einer 
Hausgemeinschaft  und  gehört  deshalb  der 
Sippe,  welche  diese  bildet,  näher  an. 

Bei  allen  arischen  Völkern  können  wir 
die  Hausgemeinschaft  der  Sippe  als  sozialen 
Ausgangspunkt  erkennen.  Wälirend  in  den 
indischen  Rechtsbüchern  das  Gesamteigen- 
tum der  Gemeinde  am  Felde,  das  doch 
gegenwärtig  in  Indien  ausserordentlich  ver- 
breitet ist,  nur  wenig  hervortritt,  beruht  der 
von  ihnen  geregelte  Rechtszustand  fast 
diu'chweg  auf  der  Hausgenossen schaft  mit 
ungeteiltem  Eigentum  der  Mitglieder.  Der 
leitende  Gedanke  des  grossen  indischen 
Epos,  des  Mahabarratha,  ist  die  Verherr- 
lichung der  ungeteilten  Familie.  Auch  jetzt 
ist  in  den  Gewohnheitsrechten  des  Pand- 
schab  das  Vermögen  der  Hauptsache  nach 
nicht  Individual-,  sondern  Familieneigentum. 
Hieraus  folgt  auch  die  geringe  Vermögens- 
fähigkeit der  Frau,  die  es  über  ein  be- 
schränktes  Teilrecht   bis   heute   in    Indien 


Familie 


799 


nicht  hinansgebracht  hat;  denn  wo  meh- 
rere Familien  in  ungeteiltem  Güterbesitz 
leben,  ist  die  Rechtslage  nicht  günstig  für 
die  Entwickelimg  der  Gemeinschaftsrechte 
der  Frau.  Ein  Tochtererbrccht  hat  sich 
liier  fast  niu*  da,  wo  die  Hausgenossen schaft 
nicht  vorhanden  ist,  und  meistens  nur  in 
der  Form  der  Beauftragung  der  To<:*hter 
zur  Fortsetzung  des  Geschlechts,  ent'vsickeln 
können.  Bei  den  Griechen  blieb  die  Pliratrie, 
wenn  aucli  das  gemeinsame  Wohnen  hier 
frühzeitig  aufgehört  hatte,  doch  im  Princij) 
Gesamteigentümerin  der  liegenden  Habe 
und  besass  ein  eigenes  Gericht,  durch  das 
die  Verfügungsfreiheit  des  einzelnen  stark 
beschränkt  war.  Auch  hier  ist  bei  sonst 
sehr  freier  Stellung  der  Frau  zu  Folge  des 
Gortyner  Rechtes  das  Erbrecht  für  diese 
sehr  ungünstig,  weil  sie  aus  der  Vermö- 
gensgemeinschaft der  eigenen  Sippe  ausge- 
schieden ist,  ohne  in  die  Vennögensgemein- 
schaft  ihrer  Gatte nsippe  einzutreten.  Bei 
den  Armeniern  ist  aus  gleichem  Grunde 
erst  durch  ein  Machtgebot  Justin ians  das 
Vermögensrecht  der  Fi-au  verbessert  worden. 
Bei  den  Südslaven  beruht  noch  heute  der 
soziale  Zustand  im  wesentlichen  auf  der 
Zadruga,  der  Giossfamüie  mit  ungeteiltem 
Eigentum,  die  jedoch  nur  einen  Teil  der 
Sippe  darstellt;  und  nur  sehr  allmählich  zersetzt 
sich  diese  Einrichtung  unter  dem  Einfhiss 
des  individualistischen  Rechts-  und  Wirt- 
schaftslebens der  westlichen  Nationen.  Auch 
die  russische  Wirtschaftsverfassung,  das 
Mir,  scheint  doch  nur  eine  Erweiterung  des 
altslavischen  Familien  Verbandes  zu  einer 
agrarkommunistischen  Dorigemeinschaft  zu 
sein.  In  den  italienischen  Alpenthälern,  wo 
die  Vermögensgemeinschaft  der  Grossfaniilie, 
wenn  auch  nicht  ihr  Zusammenhausen  üb- 
lich geblieben  ist,  beniht  nach  Brentano 
hierauf  der  Wohlstand  und  die  gefestigte 
Volkssitte.  Unter  den  Kelten  wohnten  die 
Iren  bis  ins  achte  Jalu-hundert  nur  in 
reinkommunistischen  Hausgemeinschaften , 
innerhalb  deren  bis  ziu-  christlichen  Bekeh- 
rung Promiskuität  herrschte.  Aehnlich 
scheinen  die  Zustände  der  alten  Britten  ge- 
wesen zu  sein. 

Bei  den  Germanen  erfolgt  ziu-  Zeit 
Cäsars  die  Landteilung  nach  den  »gentes 
cognatione&pie ,  quae  una  coierunt« ,  was 
wolü  auf  zusammenhausende  Vater-  und 
Mutterrechtssippen  zu  beziehen  ist.  Im 
alamannischen  Volksrecht  erscheinen  die 
genealogiae,  bei  den  Langobartlen  die  farae 
als  Besitzer  des  Bodens.  Bis  tief  ins 
Mittelalter  wird  die  gleiche  Erbteüung  bei 
der  ländlichen  Bevölkerung  sehr  oft  dadiu'ch 
vermieden,  dass  Brüder  und  Neffen  als 
oonsortes,  als  Miterben  zu  gesamter  Hand, 
auf  ungeteiltem  Gute  sitzen  bleiben.  Das 
schlechtere    Erbrecht  der  Enkel,    das   erst 


durch  die  Reichs-Gesetzgebung  allmählich 
verbessert  wird,  beruht  wohl  auch  nur  da- 
rauf, dasa  für  den  Antritt  des  Erbes  weni- 
ger die  Verwandtschaft  als  die  Fähigkeit 
zur  Mitarbeit  in  der  Wirtschaftsgemeinschaft 
den  Ausschlag  gab.  Ob  auch  das  Erbrecht 
an  der  falu^nden  Habe  bei  den  Germanen 
einmal  auf  der  Anteilnahme  an  der  Haus- 
gemeinschaft beruht  hat,  lässt  sich  nicht 
entscheiden;  jedenfalls  zeigen  schon  die 
ältesten  Volksrechte  dieses  niu*  nac^h  der 
Blutsverwandtschaft  geregelt.  Das  Erbrecht 
am  Grund  und  Boden,  au  der  liegenden 
Habe  beruht  aber  jedenfalls  auf  ihr,  nach- 
dem erst  einmal  ein  Eigentum  an  solcher 
nach  der  festen  Ansiedelung  der  halbnoma- 
discheu  Stämme  entstanden  war  und  nach- 
dem das  Heimfallsrecht  der  wirtschaftlichen 
Gesamtgemeinde ,  der  Markgenossenschaft, 
eingescliränkt  war.  Es  handelt  sich  ur- 
sprünglich dabei  weniger  um  ein  eigent- 
liches Erbrecht  als  um  ein  Accrescenzrecht : 
Durch  den  Tod  verändert  sich  nur  der  Per- 
sonalbestand der  Hausgemeinschaft,  die  nach 
wie  vor  im  Besitz  bleibt.  Daher  rührt 
namentlich  auch  hier  der  Ausschluss  der 
Frauen  vom  Erbrecht  am  Boden.  Erst 
nachdem  der  Boden  selber  einen  Tausch- 
wert erhalten  hatte,  nachdem  der  Besitz  der 
Hufe  zur  Grundlage  aller  öffentlichen  Rechte 
geworden  war  und  nachdem  auch  der 
Hauptteil  der  fahrenden  Habe  selbst  als 
Zul>ehör  zu  dieser  angesehen  wurde,  folgt 
der  Boden  den  Gnmdsätzen  des  Erbrechts 
und  Verkehrsrechtes,  die  sich  urspninglich 
nur  auf  die  anderen  Vermögensstiicke  be- 
zogen. Dieser  Pi-ozess  vollzieht  sic^h  lang- 
sam aber  stetig,  er  äussert  sich  zuerst  und 
am  stärksten  in  den  oberen  Ständen;  hier 
erscheint  schon  in  der  Volksrechtzeit  das 
Individualeigentum,  zwar  beschränkt  durch 
die  Sippe,  nicht  aber  durch  die  Hausgemein- 
schaft, als  die  Regel.  Von  jeher  sind  die 
Hausgemeinschaften  bei  den  Deutschen  wie 
noch  jetzt  bei  den  Südslaven  leicht  auflös- 
bar gewesen.  Sobald  sie  zu  stark  anwuchsen, 
war  ihre  Teilung  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  notwendig.  Diese  führt  zwar 
wiederum  regelmässig  zu  Neubikhmgen 
aber  auch  der  Abscluchtung  des  einzelnen 
hat  niemals  viel  im  Wege  gestanden,  wäh- 
rend doch  das  Ausscheiden  aus  der  Sippe 
sehr  erschwert  und  mit  den  grössten  Nach- 
teilen verbunden  war.  Kam  es  zur  völligen 
Aufteilung,  so  lag  es  nahe,  nicht  nach 
Stämmen,  sondern  nach  Köpfen,  also  nach 
der  Anzalü  der  vorhandenen  Mitarbeiter,  zu 
teilen.  Nur  wenn  man  die  Familienab- 
stammung stärker  als  die  Arbeitsgemein- 
schaft betonte,  kam  man  zu  dem  anderen 
System,  zum  Repräsentationsrecht.  Ob- 
gleich zu  wiederholten  Malen  dieses  als 
das   gültige   Reichsrecht    festgestellt    wur- 
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de,    konnte    es    nicht    vollständig    durch- 
dringen. 

Es  hat  jedoch  im  Mittelalter  anch  nicht 
an  Neubildnngen  gefehlt,  in  denen  die  Haus- 
genossenschaft wieder  auflebte.  In  den  Gran- 
erbschaften des  Adels,  —  z.  B.  Gesamtbe- 
sitz einer  gemeinsam  bewohnten  Biu*g  — , 
tritt  besonders  deutlich  hervor,  dass  auch 
andere  als  Blutsverwandte  in  diesen  häus- 
lichen Verband  aufgenommen  werden  können. 
Sie  geben  wieder  den  Anstoss  zu  den  Erb- 
verbrüderungen. Noch  am  Ende  des  Mittel- 
alters wird  das  Recht  der  Einkindschaft 
ausgebildet  nicht  im  Sinne  der  Adoption, 
die  den  Mangel  eines  Leibeserben  ersetzen 
soll,  sondern  zu  dem  Zwecke,  den  zuge- 
brachten Stiefkindern  Anteil  an  den  Rechten 
der  Hausgenossen  Schaft  neben  den  Leibes- 
erben zu  sichern. 

6.  Rechte  der  Sippe  nnd  Familie.  Der 
Einfluss,  den  die  Sippe  auf  das  Leben  des 
einzelnen  äussert,  blieb  bei  allen  Völkern, 
auch  nachdem  die  Hausgemeinschaft  der 
sämtlichen  Gesippen  aufgehört  hatte,  noch 
lange  überaus  stark.  Man  kann  die  Ent- 
wicäelungsstufe,  die  ein  Volk  erreicht,  das 
ein  bloss  hordenweises  Zusammenleben 
überwunden  hat,  doch  noch  immer  die  eines 
Sippen-  oder  Geschlechterstaates  nennen. 
Der  Einzelmensch  fühlt  sich  überhaupt 
ausser  auf  den  höchsten  Stufen  der  Kultur- 
entwickelung vorwiegend  als  Glied  der  Ge- 
meinschaft, der  er  angehört,  und  dabei 
überwiegt  lange  die  Blutsverwandtschaft  in 
seinen  Augen  alle  anderen  Formen,  nament- 
lich auch  die  einer  lokalen  und  wirtschaft- 
lichen Zusammengehörigkeit.  Am  wich- 
tigsten ist  hierbei  für  ihn  die  Verpflichtung 
zur  Blutrache  für  den  erschlagenen  Ver- 
wandten, die  Sippe  wird  dadiurch  zum  ers- 
ten und  wichtigsten  Sicherheitsverband. 
Die  Blutrache  äussert  sich  ursprünglich  als 
die  Fehde  eines  ganzen  Geschlechtes  gegen 
ein  anderes  und  behält  im  Bewusstsein  des 
Volkes  überaus  lange  diesen  Charakter.  Sie 
ist  eine  der  Hauptwurzeln  der  Rechtsent- 
wickelung überhaupt;  sie  findet  sich 
schleclitiun  übereinstimmend  bei  allen  ju- 
gendlichen Völkern,  in  denen  die  Sippen- 
verfassung noch  in  voller  Kraft  und  Blüte 
steht.  Für  die  frühzeitige  Reife  der  antiken 
Kidturvölker  ist  nichts  so  bezeichnend,  als 
dass  die  Blutrache  selu*  früh  von  der  staat- 
lichen Rechtspflege  verdrängt  wmxle.  Auch 
war  dies  nur  durch  die  Vermittelung  eines 
religiösen  Gedankens  möglich:  Die  Blut- 
rache weicht  der  Idee,  dass  der  Mord  ein 
das  ganze  Volk  befleckender  und  deshalb 
von  Staatswegen  zu  sühnender  Frevel  sei. 
Die  Nachkommen  jener  Völker,  Italiener 
und  Neugriechen,  wieder  jugendlich  gewor- 
den, haben  auch  sofort  wieder  auf  die  Blut- 
rache zurückgegriffen.    Während  des  gan- 


zen Mittelalters  begnügt  sich  in  Europa  der 
Staat  damit,  die  Blutrache  in  einer  Weise 
zu  regeln,  dass  sie  den  allgemeinen  Frieden 
nicht  allzu  sehr  stört.  Er  bietet  seine  Ver- 
mittelung an  und  begünstigt  dabei  nach 
Möglichkeit  den  Verfolgten,  den  TodschlÄ- 
ger;  hierin  unterstützt  ihn  die  Kirche  ge- 
rade so,  wie  es  in  den  Religionen  des  Alter- 
tums durch  Asylrecht  und  Sühnung  auch 
schon  geschehen  wai\  Schon  in  der  frühesten 
Zeit  —  vielleicht  die  früheste  Form  staat- 
licher Regelung  —  setzt  er  feste  Normen 
für  die  Entschädigimg,  Wergelder  und  Zii- 
schlagsbussen  für  den  Bruch  des  Volks- 
friedens an.  nicht  ohne  dass  noch  lange  der 
Verzicht  auf  die  Ausübung  der  Rache  als 
ein  Preisgeben  des  Familiengefühls  mit 
einer  Art  sittlichen  Makels  belastet  gewesen 
wäre.  Er  geht  dann  dazu  über,  den  Kreis 
derer,  die  der  Rache  oder  Busse  unterliegen, 
zu  verengen,  namentlich  aber  das  Anbieten 
und  Annehmen  des  Wei^eldes  zur  Pflicht 
zu  machen.  Da  die  Rache  eine  Angelegen- 
heit der  ganzen  Sippe  ist,  nehmen  am  Wer- 
geld  sämtliche  Verwandte,  auch  solche,  die 
nicht  erbberechiigt  sind,  teil.  Die  Wer- 
gelder stellen  gleichsam  einen  Verkehr  dar, 
der  sich  unter  staatlicher  Vermittelung 
zwischen  zwei  in  sich  abgeschlossenen  Ge- 
schlechtsgenossenschaften vollzieht.  Sie 
sind  daher  nicht  ohne  Einfluss  auf  die 
Wertberechnuug  und  Preistilgimg  überhaupt 
gewesen.  Erst  der  moderne  Staat  ist  durch 
den  Inquisitionsprozess  der  Blutrache  völlig 
Herr  geworden;  aber  selbst  nach  der  Kri- 
minalgesetzgebung  Karls  V.  finden  sich  noch 
in  den  verschiedensten  Teilen  Deutschlands 
ihre  Spuren.  Erst  seitdem  der  Staat  die 
Verfolgung  der  »schädlichen  Leute«  von 
sich  aus  betrieb,  wozu  im  Abendland  die 
Anordnungen  Karls  des  Grossen  den  Anlass 
gaben,  werden  die  Strafen  geschärft.  Der 
Pflicht  zur  Blutrache  nahe  verwandt  Lst  die 
Pflicht  der  Sippengenossen  zur  Eideshülfe, 
die  in  den  germanischen  Rechten  besonders 
ausgebildet,  auch  im  altgriechischen  Rechte 
in  Resten  vorhanden  war. 

Auch  auf  allen  Gebieten  des  Privatrechts 
machen  sich  die  Rechte  der  Sippe  geltend. 
Die  Verlobung  ist  ihre  Sache,  und  noch 
spät  erscheint  bei  ihr  die  Zustimmung  der 
Verwandten  erforderlich.  Die  Selbstwahl 
des  Mädchens,  von  der  indischen  Dichtung 
mit  Vorliebe  dargestellt,  bringt  im  indi- 
schen Recht  doch  einen  Makel  und  wird  nur  als 
Notbehelf,  wenn  der  Vater  die  Vermählungs- 
pflicht versäumt,  zugelassen.  Auch  im 
römischen  Recht  ist  der  Einspruch  des 
Mädchens  gegen  den  Willen  des  Vaters  nur 
in  wenigen  bestimmten  Fällen  möglich. 
Ebenso  rulit  das  Recht  der  Vormundschaft, 
das,  vieUeicht  ursprünglich  wie  die  Munt, 
gewöhnlich  als  Herrschaftsrecht  gilt,  bei  der 
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Sippe,  und  auch  im  weiteren  Verlauf  bleibt 
hier  Pflicht  und  Recht  der  Verwandten  vor- 
züglich erhalten.  Auch  die  Beschränkungen 
der  individuellen  Verfügimg  über  das  Eigen- 
tum gehen  noch  mehr  von  der  Familie  als 
von  den  wirtschaftlichen  Verbänden,  Mark- 
Dorf-  oder  Hofgenossenschaft,  aus,  und 
zeigen  sich  auch  weiterhin  als  ent wicke- 
lungsfähiger. Maimigfache  Einrichtungen, 
Erberlaub  bei  Veiilussenmg  von  Eigen, 
Beispruchsrecht,  später  Einstand  oder  Zug- 
recht  in  den  vollzogenen  Verkauf,  finden 
hier  ihren  Urspnmg. 

7.  Staat  nnd  Familie.  Uebei-all  zeigte 
sich  uns  bereits  in  der  weiteren  Ent  Wicke- 
lung der  Familie  eine  starke  Lockerung  des 
Sippen  Verbandes  dadurch,  dass  der  Staat 
seine  Fordenmgen  über  und  neben  dem- 
selben geltend  machte.  Nur  so  konnte  er 
Kaum  für  seine  eigene  Thätigkeit  gewinnen. 
Nur  soweit  es  mit  seinen  Zwecken  verträg- 
lich oder  für  sie  förderlich  war,  garantierte 
und  schützte  er  die  Familie.  Vom  Staate 
selbst  kann  man  nicht  eigentlich  sagen, 
dass  er  aus  der  Geschlechterverfassung  her- 
vorgegangen ist.  Die  primitiven  Staats- 
formen, Horde,  Stamm,  Klan  sind  älter  als 
die  Sippe,  ebenso  wie  dicvse  wiederum  älter 
als  die  Einzelfamilie  ist.  Freilich  winl  auch 
jener  Zusammenhang  von  den  Mitgliedern, 
sobald  überhaupt  eine  Reflexion  über  den 
Urspnmg  desselben  erwacht,  immer  genea- 
logisch gedeutet. 

Unter  den  Staatsformen  der  Kulturvölker 
ist  die  unvollkommenste,  die  orientalische 
Despotie  mit  der  Abart  der  Theokratio,  nur 
eine  Grossfamilie,  in  der  das  ganze  Volk 
aufgegangen  ist  und  in  der  die  alleinige 
Herrschaftsgewalt  des  gemeinsamen  Haus- 
vaters waltet.  Die  Autonomie  der  Familie 
ist  dadurch  aufgehoben,  die  Blutrache  un- 
möglich gemacht,  Erbrecht  und  Eigentum 
eigentlich  niu*  interimistisch  zugestanden. 
Im  Rechte  des  Islam  kommt  dies  klar  zum 
Ausdnick,  auch  der  russische  Staat  ist  in 
den  wesentlichen  Stücken  eine  patriarcha- 
lische Despotie.  Dagegen  ist  in  der  Epoche 
der  aufgeklärten  Despotie  im  abendländischen 
Europa  nur  von  theokratisch-gefärbten  The- 
oretikern (Filmer,  Hörn)  die  Souveränität  als 
Patriarchengewalt  aufgefasst  worden.  Wo 
der  Staat  auf  der  Gesellschaftsgliederung 
des  Kastenwesens  beruht,  in  Indien,  haben 
die  Einzelkasten  sich  nach  dem  Vorbild 
eines  Sippenzusammenhanges  gebildet  und 
zugleich  den  Sippen  selbst  noch  eine  Stütze 
zugeführt.  Dagegen  ist  bei  den  zwei  wich- 
tigsten abendländischen  Kulturvölkern  des 
Altertums  sehr  rasch  und  fast  unvermittelt 
das  staatsbürgerliche  Gemeinwesen,  die 
TioXtii  und  cintas,  aus  der  Geschlechterver- 
fassung hervorgegangen.  Der  Kampf  der 
Plebejer  und  Patricier  beniht  nicht  nur  auf 
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dem  Interessengegensatz  von  Kleinbauern  und 
Adel,  sondern  enthält  überhaupt  eine  Be- 
kämpfung des  Geschlechterstaates  mit  einer 
zugehörigen  gi'und herrlichen  Hofverfassung, 
der  alten  Klientel.  Aber  wenn  auch  die 
politische  Bedeutung  der  Sippe  vernichtet 
wird,  so  erhält  sich  auch  hier  noch  lange 
ihre  ethische  und  religiöse  in  ungebrochener 
Kraft.  Selbst  in  Athen  beharrt  die  Sittenauf- 
sicht der  Phratrie  über  ihre  Mitglieder  und 
ihre  Rechtsprechung  in  Familienangelegen- 
heiten als  ein  konservatives  Element  inmitten 
einer  sonst  civilisierten  Gesellschaft.  Auch 
in  Rom  erhalten  8i(!h  trotz  der  mit  äusserster 
Konsequenz  ausgebildeten  Gewalt  des  pater 
familias  Familiengerichte  der  Verv^'andten. 
In  der  Mehrzahl  der  Fälle  treten  die 
Völker  aus  der  Sippenverfassung  in  ihr 
Mittelalter.  Künstliche,  auf  freier  Verbin- 
dung beruhende,  aber  die  Formen  der  Sippe 
nachahmende  Verbände  treten  in  eine  Art 
Wettbewerb  mit  ihr;  namentlich  aber  ent- 
wickelt sich  das  Lehenswesen,  ein  persön- 
licher Herrschafts-  und  Treuverband,  und 
gewinnt  für  den  Staat  überwiegende  Be- 
deutung. Zuerst  tritt  meistens  eine  künst- 
liche, freiwillige  Verwandtschaft  auf,  die 
Blutsbrüderschaft,  welche  gleiche  Pflichten 
wie  die  Sippe  auferlegt.  Sie  ist  noch  jetzt 
bei  Südslaven,  Albanesen  und  Neugriechen 
in  Uebung  und  war  namentlich  bei  den 
Nordgermanen  im  frühen  Mittelalter  ver- 
breitet. Aus  ihr  geht  die  Schutzgilde  her- 
vor, die  wiederum  das  erste  Vorbild  anderer 
Gilden  wurde.  Auch  wo  die  Gilden  nur 
besondere  wirtschaftliche  Zwecke  verfolgten, 
kennzeichnet  ihre  Verfassung  sie  doch  stets 
als  Nachbilder  der  Sippe.  Das  gleiche  gilt 
von  den  Zünften,  wenn  auch  ihr  Uraprung 
ein  anderer  war.  Sie  erfassten  ihre  Mit- 
glieder nicht  nur  durch  die  Regelung  und 
Abmessung  ihrer  Wirtschaftsthätigkeit,  son- 
dern ebenso  in  religiöser  und  geselliger  Be- 
ziehung: sie  ordnen  das  Unterstützungs- 
wesen, durch  ihre  Vermittelung  geniesst 
ihr  Mitglied  seine  politischen  Rechte,  er- 
füllt es  seine  militärischen  Pflichten.  Gil- 
den und  Zünfte  haben  wohl  am  meisten 
beigetragen,  die  Sippe  überflüssig  zu  machen, 
indem  sie  alle  Aufgaben  derselben  besser 
erfüllten.  Ihre  eigene  Verfassung  bis  herab 
zur  Konsumtionsordnung  im  Gildehause  zeigt 
sie  immer  noch  als  Nachbilder  der  Familie. 
Der  Staat,  der  in  ihnen  eine  neue  Einengung 
seiner  Wirksamkeit  sah,  hat  ihnen  lange, 
sogar  mit  schärfsten  Strafbestimmungen 
widei-strebt,  später  aber  sie  für  sich  nutzbar 
zu  machen  gesucht.  Hingegen  ist  die  Aus- 
bildung des  Lehenswesens  unter  seiner 
eigenen  regen  Beteiligimg  erfolgt.  Der 
Feudalismus  erscheint  mit  wesentlich  gleich- 
artigen Zügen  bei  Völkern,  die  ganz  unab- 
hängig  von   einander    entwickelt    sind:   in 
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Ansätzen  bei  den  alten  Persern  und  den 
Azteken,  höchst  ausgebildet  bei  den  Osmanen 
und  bei  den  Japanern,  die  schon  hierdurch 
ihre  den  übrigen  Stämmen  der  gelben  Easse 
überlegene  Fähigkeit  der  Fortbildung  zei- 
gen, besonders  aber  bei  den  romanisch- 
germanischen Völkern.  Seine  ersten  An- 
fänge findet  auch  er  in  der  Hausgemein- 
schaft zwischen  den  Qefolgsherrn  und  dem 
Gefolgsmann,  der  von  jenem  Nahning,  Klei- 
dung, Waffen  empfängt.  So  zeigen  sidi 
ebenso  die  deutsche  trustis  wie  die  keltische 
Vasallität,  die  beiden  Wurzeln  des  Lehens- 
wesens. Dieses  gewinnt  seine  Bedeutung 
durch  seine  militärische  Brauchbarkeit,  die 
das  alte  Yolksheer,  das  sich  auf  die  Sippen 
aufbaut,  ziu-ückdrängt,  und  wird  deshalb  vom 
Staat  begünstigt  und  organisiert.  Zerfällt 
hierbei  auch  die  Hausgemeinschaft  zwischen 
Herr  und  Mann,  so  bleibt  doch  im  übrigen 
das  Verhältnis  beider  das  familiäi^e,  nur 
dass  an  Stelle  der  Verabreichung  von  Nah- 
rung das  beneficium,  eine  streng  persön- 
liche Besoldung  in  Land,  tritt.  Dieses  rein 
persönliche  Verhältnis  ändert  sich,  sobald 
die  Lehen  erblich  werden,  was  früher  oder 
später  überall  der  Fall  ist.  Damit  dringt 
die  FamUie  ins  Lehenswesen  ein;  die  mili- 
tärische Bedeutung  desselben  bringt  es  mit 
sich,  dass  das  Paternitätssystem  unter  Aus- 
schluss der  Frauen  in  ilir  strenger  als  bis- 
her ausgebildet  wird,  denn  vom  ßitterlehen 
soll  auch  ein  Ritterdienst  geleistet  werden. 
Wenn  im  Landrecht  bereits  eine  Lockerung 
der  Famüie  eingetreten  ist,  zeigt  das  Le- 
hensrecht, solange  es  militärische  Zwecke 
verfolgt,  eine  strenge  Bindung  des  Besitzes 
an  die  Familie;  sobald  diese  zurücktreten, 
verlieren  auch  jene  Beschränkungen  ihren 
alten  Sinn. 

Namentlich  die  deutsche  Rechts-  und 
Wirtschaftsgeschichte  zeigt  solche  Schwan- 
kungen. Sehr  frühzeitig  macht  sich  die 
Neigimg  zu  einer  Lockerung  der  Familie 
geltend  und  spricht  sich  in  der  Erweiterung 
des  Erben kreises  sowie  in  der  Erhöhung 
der  Verfügimgsfreiheit  aus ;  hiergegen  gehen 
von  den  höheren  und  herrschenden  Klassen 
mehrfach  Rückschläge  aus,  welche  die  Ab- 
sicht erkennen  lassen,  ihnen  ihr  üeberge- 
wicht  dauernd  zu  sichern.  Dieser  Gesichts- 
punkt hat  schon  bei  der  Entstehung  des 
Lehenswosens,  bei  der  Ausbildung  eines 
abgeschlossenen,  allein  lehensfähigen  Ritter- 
standes mitgesprochen.  Durch  die  Feudali- 
tät  hat  sich  die  starke  Famihengesinnung 
des  Adels  erhalten,  dessen  Wesen  überall 
in  der  Pflege  der  Familientradition  besteht. 
Als  auch  das  Lehensrecht  bei  beständigen 
Erweiterungen  einen  mehr  individualistischen 
Charakter  erhall,  hat  durch  Annahme  der 
fremdländischen  Rechtsform  des  Fideikom- 
misses  der  höhere  Adel  die  Fortdauer  der 


Familie  allen  Wechselfällen  zu  entheben 
gesucht.  Der  höchste  Adel,  die  Regenten- 
häuser, sind  schon  zuvor,  wenn  auch  selir 
allmählich,  zur  strengsten  Sippenverfassung, 
überwiegend  in  der  Form  der  Paternitäts- 
familie,  zm^ckgekehrt.  Die  Unterordnung 
des  Einzel  willens  unter  den  Beschluss  des 
patriarchalisch  -  autokratisch  regierten  Ge- 
schlechtes ist  hier  bis  zum  äussersten  ge- 
trieben. Auch  wo  der  niedere  Adel  nicht 
die  Privilegien  der  Fideikommissbildung  er- 
halten hat,  besteht  da,  wo  er  eine  Aristo- 
kratie von  Gnmdbesitzern  ist  oder  sein  will, 
bei  ihm  die  starke  Neigung,  das  Familiengut 
ungeteilt  dem  Mannesstamme  zu  erhalten. 
Die  Bevorzugung  eines  einzelnen  Erben  ist 
Lebensbedingung  einer  Aristokratie.  Selbst 
im  Rheinland,  im  Gebiete  des  französischen 
Erbrechtes,  hat  man  dem  Adel  unter  der 
preussischen  Herrschaft  wieder  ein  solches 
Sondererbrecht  eingeräumt. 

Im  Bauernstand  hat  erst  aristokrati- 
scher Einfluss  wieder  zu  einer  schärferen 
Betonung  eines  dauernden  Zusammenhanges 
von  Familie  und  Grundbesitz  gefülut.  Die 
Beschränkung  des  Erb^ngs  und  der  Land- 
teilung sind  im  Gebiete  des  sächsischen 
Stammes  durch  den  Wunsch  der  Herren, 
dauernd  leistungsfähige  Bauern  zu  haben, 
veranlasst,  in  Süddeutschland  (Schwarzwald, 
Allgäu)  durch  eine  Reaktion  am  Ende  des 
Mittelalters  gegen  eine  bereits  eingetretene 
Zerstückelung  der  Güter  und  die  Auflösung 
der  Hausgenossenschaften.  Dabei  wmxie  der 
frühere  Repräsentant  (Vorträger)  der  Haus- 
gemeinschaft zum  bevorrechteten  Anerben. 
Die  stillschweigende  Voraussetzung  bei  der 
P]inpfehlung  des  Anerbenrechtes  auch  in 
unserer  Zeit  ist,  dass  das  Gut  der  Familie 
erhalten  bleibt;  wo  sie  täuscht,  wird  das 
Vorrecht  des  Anerben  widersinnig.  Eine 
Aufhebung  der  Verkehrsfreiheit  aber,  die 
zu  bäuerlichen  Fideikommissen  führen  würde, 
hat  sich  stets  als  unmöglich  gezeigt.  Wo 
solche  Rückschläge  nicht  eintraten,  hat  sich 
überall  von  selbst  die  aus  Eltern  und  Kin- 
dern bestehende  Einzelfamilie  mit  gleicher 
Erbteilung  und  mit  Gleichberechtigung  der 
beiden  Geschlechter  her^stellt.  In  Deutsch- 
land hat  das  individualistische  römische  Recht 
diesen  Prozess  höchstens  noch  etwas  be- 
schleunigen können,  zugleich  aber  durch  die 
Testirfreiheit  das  Mittel  in  die  Hand  des 
einzelnen  gegeben,  die  Gestaltung  der  Fa- 
milie während  der  nächsten  Generation  stark 
zu  bestimmen.  In  Frankreich  hat  die  Re- 
volution das  Erbrecht  ausdrücklich  mit  der 
Absicht  geändert,  »die  väterliche  Tyrannei 
zu  brechen«  (Mirabeau),  das  Familienband 
zu  lockern  und  eine  Nivelliei-ung  der  Ge- 
sellschaft durchzuführen.  Napoleon  hat  das 
Erbrecht  des  Code  civil  als  das  mächtigste 
Mittel  zu  diesem  Zwecke,  zugleich  aber  das 
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Eideikommiss  als  das  Mittel  bezeichnet  und 
verwendet,  um  in  der  atomisierten  Gesell- 
schaft eine  kleine  Anzahl  aristokratischer, 
mit  den  Traditionen  des  Herrscherhauses 
verbundener  Familien  zu  gründen.  Eüg- 
land,  wo  sich  allein  die  Aristokratie  fortzu- 
entwickeln und  dadurch  zu  erhalten  ver- 
standen hat,  hat  durch  die  Kombination 
eines  feudalen  Intestaterbrechtes  mit  der 
weitesten  Verfügungsfreiheit  und  mit  zeit- 
lich beschränkten  Fideikommissen  sein  Recht 
am  vollständigsten  den  Bedürfnissen  dieser 
Aristokratie  angepasst.  Die  Familienver- 
fassuag  steht  also  auch  heute  namentlich 
in  ihren  wichtigsten  Aeussenmgen,  Erb- 
recht und  ehelichem  Güterrecht,  in  bestän- 
diger Wechselwirkung  mit  der  Verfassung 
des  Staates.  Heute  und  in  Zukunft  werden 
weder  die  politischen  Parteien  noch  der 
Staat  darauf  verzichten  können,  auf  die  Fa- 
milienverfassung nach  ihren  l)esonderen, 
wechselnden  Zwecken  Einfluss  zu  gewinnen. 

8.  Beziehungen  der  Familie  zu  Kirche 
und  Kulturleben.  Nicht  minder  einfluss- 
reich als  der  Staat  ist  die  Kirche,  die 
Religion  überhaupt,  auf  die  Fortbildung  der 
Familie  gewesen.  Bei  allen  heidnischen 
Völkern  knüpft  sich  der  Hauptteil  des 
Kultes  imd  mit  ihm  ein  grosser  Teil  des 
Glaubens  an  die  Familie.  Der  Seelenkultus 
der  Ahnen  ist  zwar  nicht,  wie  man  oft  zu 
beweisen  versucht  hat,  der  alleinige  Ursprung 
der  Religion,  jedenfcills  aber  die  stäikste 
ihrer  Wurzeln :  die  Familie  ist  Kultgemein- 
schaft, und  dies  vor  allem  bringt  den  kon- 
servativen Zug  in  sie.  Einrichtungen,  die 
keiuen  praktischen  Wert  mehr  haben,  blei- 
ben um  der  religiösen  Tradition  willen  in 
ihr  erhalten.  Die  Sitte  der  Familie  erhält 
durch  diese  religiöse  Beziehimg  einen  höhe- 
ren Grad  von  Heiligkeit  und  Festigkeit;  die 
Anfänge  des  Familienrechtes  selber  sind 
durchweg  religiös  geheiligte  Familiensitte, 
bei  der  die  staatliche  Garantierung,  die 
öffentliche  Erzwingbarkeit,  noch  keine  Rolle 
spielt. 

Auch  bei  den  Kultmrölkern  zeigt  sich 
dies  noch  in  starkem  Masse.  Bei  Chinesen 
und  Japanern  ist  der  familiäre  Ahnenkult 
der  Hauptbestandteil  der  Religion,  der  un- 
bedingte Gehorsam  gegen  die  Eltern  die 
grundlegende  sittliche  Pflicht,  man  könnte 
sagen,  das  eigentliche  Band  der  Gesellschaft. 
Auch  bei  den  klassischen  Völkern  ist  nicht 
nur  der  ünsterblichkeitsglaube ,  sondern 
auch  die  wichtigsten  Formen  des  privaten 
wie  des  staatlichen  Kultus  aus  der  Seelen- 
verehrung der  Ahnen  hervorgegangen ;  pietas, 
die  Bezeichnung  des  richtigen  religiösen 
Verhaltens,  ist  doch  zunächst  »Pflichtgefühl 
gegen  Eltern  und  Familie«.  Bei  allen  Völ- 
kern, bei  denen  ein  einzelner  Religionsstifter 
oder    eine    geschlossene   Priesterkaste    den 


religiösen  Einfluss  auf  das  praktische  Leben 
verstärken,  unterliegt  vor  allem  die  Familie 
demselben  und  erfährt  meistens  eine  völlige 
Umwandlung  nach  dem  festgestellten  reli- 
giösen Ideal.  So  ist  das  indische  Familien- 
recht selbst  in  seinen  ältesten  Formulierun- 
gen schon  ganz  dui-ch  das  von  den  Brah- 
manen  vertretene  dharma,  das  göttliche 
Recht,  umgestaltet  und  führt  einen  erfolg- 
reichen Kampf  mit  einer  älteren,  jetzt  als 
unsittlich  betrachteten  Farailiensitte.  Ganz 
analog  der  Einwirkung  des  kanonischen 
christlichen  Rechtes  sind  hier  Endogamie, 
Polyandrie,  Mutterrecht,  Raubehe,  eigentliche 
Kaufehe,  dazu  das  Nyoga  bekämpft  ist,  aie  reli- 
giöse Form  der  Eheschliessung  ausgebildet 
worden ;  imd  nur  in  der  Dichtung  sah  man 
sich  genötigt,  die  verbannten  älteren  Ein- 
richtungen, die  in  der  Sage  fortlebten,  zu 
rechtfertigen.  Die  Umwandlung  der  arabi- 
schen Familie  durch  Mohammed,  der  der 
streng  patriarchalischen  Gestaltung  dersel- 
ben zum  Siege  verhalf,  war  eine  vollstän- 
dige und  hat  unverändert  Familienrecht  und 
Sitte  aller  islamitischen  Völker  bis  heute 
bestimmt.  Ein  zufälliges  persönliches  Er- 
lebnis des  Propheten  hat  genügt,  um  im 
ganzen  Umkreis  der  mosleminischen  Welt 
die  Adoption  auszuschliessen. 

Das  Christentum  als  die  individualis- 
tischste aller  Religionen  hat  in  den  Zeiten, 
wo  es  seine  Einwirkung  am  kräftigsten  gel- 
tend machte,  ausgenommen  die  Erschwe- 
rung der  Ehescheidung,  immer  einen  anti- 
familiären Zug  gehabt,  der  schon  bei  seinem 
Stifter  in  ausgesprochenen  Formen  hervor- 
tritt. Hierdurch  aber  ward  zugleich  ein 
neuer  Boden  für  eine  freiere  und  veredelte, 
sittliche  Auffassung  der  Familienverhältnisse 
geschaffen.  Die  Kirche  im  früheren  Mittel- 
alter hat  in  der  Bekämpfung  des  starren 
Sippenzusammenhanges  bei  den  neubekehr- 
ten Völkern  ihre  Hauptaufgabe  gethan.  Nur 
mit  ihrer  Hülfe,  fast  nur  in  ihrem  Gefolge, 
war  es  dem  Staat  möglich,  den  alten  Zu- 
stand zu  untergraben.  Wir  sahen  schon, 
dass  sie  ebenso  die  Verwandtenehe  wie  die 
Raubehe  wie  den  Frauenkauf,  ebenso  die 
Blutrache  wie  den  Eideszwang  bekämpfte; 
zugleich  war  sie  schon  in  ihrem  eigenen 
Interesse  bemüht,  die  Verfügungsfreiheit  des 
einzelnen  gegen  die  Rechte  der  Familie 
zur  Geltimg  zu  bringen.  Während  sie  für 
sich  selber  die  Familienlosigkeit  feststellte 
und  als  das  sittlich-asketische  Ideal  verherr- 
lichte und  hierdurch  vielleicht  am  meisten 
ihre  Herrschaft  über  die  Geister  begnindete, 
suchte  sie  doch  zugleich  die  Eheschliessung 
der  Laien  ganz  in  ihre  Hand  zu  bekommen. 
Während  der  Priester  anfangs  nur  der  voll- 
zogenen Ehe  beim  ersten  Kirchgang  seinen 
Segen  spendet,  wird  er  später  erwählter 
Trauvormund   der   Braut,   und   schliesslich 

61* 


804 


Familie 


wird  die  kirchliche  Eheschliessung  fiir  die 
büi'gerliche  Gültigkeit  der  Ehe  unerlässlich. 
Auf  keinem  andern  Lebensgebiete  ist  das 
kirchliche  Recht  im  Mittelalter  so  vollständig 
zum  Siege  gelangt^  und  auf  keinem  andern 
hat  es,  namentlich  in  den  katholischen  Län- 
dern, so  tiefe  Spuren  hinterlassen. 

Mit  dem  erhöhten  ethisch-religiösen  Ge- 
halt, den  Ehe  und  Familienleben  hierdurch 
erhalten,  geht  die  Ei'^chwerung  der  Ehe- 
scheidung, überhaupt  ein  überkünstlicher 
Ausbau  des  kanonischen  Familienrechtes, 
Hand  in  Hand.  Die  Reformation  greift  viel- 
fach auf  den  älteren  Rechtszustand  zunick.  Die 
alttestamentarischen  Anwandlungen ,  wobei 
nach  dem  Pairiarchenvorbild  die  Polygamie 
zulässig  schien,  überwand  sie  in  kiurzem,  sie 
betonte  vor  allem  den  w-eltlichen  Charakter 
der  Ehe  als  eines  »fleischlichen  Werkes« 
und  ist  daher  aller  kirchlichen  Behandlung 
des  Ehe-  und  Familienrechtes  abgeneigt. 
Die  rechtsverbindliche  kirchliche  Eheschlies- 
sung behält  sie  jedoch,  da  sie  längst  in  den 
Yolksgebrauch  als  selbstverständlich  über- 
gegangen wai%  bei,  so  dass  erst  bei  der 
strengeren  Scheidung  der  Befugnisse  von 
Staat  und  Kirche  im  19.  Jahrhundert  der 
Rechtsakt  der  Familiengründung  wieder  vom 
Staate  an  sich  genommen  woi-den  ist. 

Endlich  wird  die  Familie  sehr  wesent- 
lich diu'ch  den  allgemeinen  Bildungsstand 
und  das  gesellige  Leben  bestimmt,  wie  sie 
ihrerseits  wiederum  auch  diese  bestimmt. 
Bei  einer  i-eicheren  Entfaltung  der  Gesittung 
nehmen  gewöhnlich  die  Frauen  der  höhe- 
ren Gesellschaftsschichten  den  lebhaftesten, 
wenn  auch  selten  schöpferischen,  Anteü  am 
geistigen  Leben ;  hierdiux;h  wird  ihre  ganze 
Lage  gehoben  und  das  Familienleben  zwar 
oft  gelockei"t,  aber  auch  vergeistigt.  Der 
Unterschied  der  Ansichten  über  die  Frau 
in  der  sie  feiernden  indischen  Dichtung,  die 
nur  den  höheren  Schichten  angehört,  und  in 
den  Rechtsbüchern,  die  sie  aufs  verächt- 
lichste behandeln,  ist  besonders  auffallend. 
Im  klassischen  Altertum  macht  nur  Atlien 
eine  Ausnahme,  wo  in  der  Zeit  höchster 
Steigenmg  des  geistigen  Lebens  die  Frau 
von  ihm  ausgeschlossen  blieb,  was  jedoch 
nicht  allgemeine  griechische  Sitte  war.  Die 
hohe  Stellung,  welche  die  Bildung  der 
Ritterzeit  der  Frau  anweist,  hat  auch  ihre 
Stellung  in  der  Familie  gehoben  xmd  sich 
sogar  in  einer  Erweiterung  ihrer  Rechtsbe- 
fugnisse geäussert.  Andererseits  wdrkt  da- 
mals der  Minuedienst,  der  grundsätzlich  nur 
verheirateten  Frauen  gewidmet  wird,  viel- 
fach zersetzend  auf  das  Familienleben  der 
höheren  Stände.  Dieselbe  Erscheinung  wie- 
derholt sich  in  der  Renaissancezeit  und 
namentlich  in  der  Glanzzeit  der  französischen 
und  deutschen  Bildung  im  18.  Jahrhundert. 
Die  Bildungsgleichlieit  der  Frauen   und  ihr 


hoher  Einfluss  auf  die  Geselligkeit  führt  im 
18.  Jahrhundert  die  Litteratur  und  Kunst 
zur  Berücksichtigung  und  Behandlung 
des  häuslich  familiären  Lebens.  Hier- 
durch wirken  diese  ihrerseits  sehr  stark  auf 
die  Veredelung,  oft  auch  auf  die  Verzärte- 
lung der  Familie  zurück.  Die  Befreiung 
des  Individuums  in  diesen  Zeiten  äussert 
sich  aber  auch  in  einer  weitgehenden  Zer- 
rüttung der  Familienverhältnisse  in  den 
höheren  Klassen.  Da  die  äusseren  Formen 
bei  dieser  inneren  Zersetzung  konventionell 
beibehalten  werden,  erwächst  hieraus  eine 
Frivolität,  die  den  Bestand  dieser  Klassen 
untergräbt.  Erst  das  19.  Jahrhundert  hat 
bei  ihnen  zufolge  eines  Instinktes  der  Selbst- 
erhaltung den  Familiensinn  wieder  stärker 
hervortreten  lassen  und  namentlich  die  weib- 
lichen Sitten  gebessert.  Dabei  hat  es  frei- 
lich auch  von  der  Freiheit  und  Zartheit 
der  früheren  Zeit  viel  eingebüsst  und  mit 
der  Sitte  auch  ihr  Zerrbild,  die  Konvention, 
gekräftigt. 

9.  Die  Familie  als  Konsumtionage- 
meinschaft  Der  soziale  Zustand  der  ein- 
zelnen Völker  und  Kulturepochen  hat,  wie 
wir  bisher  gesehen,  stets  die  Famdlienver- 
fassung  zu  seiner  Grundlage  gehabt  Dies 
wird  nicht  zuletzt  auch  dadiuxih  ermöglicht 
dass  mit  der  Familie  eine  ökonomische 
Gliederung  gegeben  ist.  Die  Familie  als 
Hausgemeinschaft  bringt  vor  allem  eine  ge- 
meinsame Ordnimg  der  Konsumtion  ihrer 
Mitglieder  mit  sich;  sie  überwiegt  jede  an- 
dere Art  von  Konsumtionsvereinigungen  so 
sehr  an  Wichtigkeit  und  Verbreitung,  dass 
diese  neben  ihr  nur  eine  ganz  untergeord- 
nete Bedeutung  haben,  ja  sogar  die  Fonnen 
des  Familienlebens  zu  entlehnen  suchen, 
sobald  sie  nur  auf  einige  Dauer  Anspruch 
machen.  Die  Beschaffenheit  des  Familien- 
gefühls wird  sich  danach  bemessen,  wie 
weit  sich  dieser  Konsumtionskreis  nach 
aussen  abschliesst  und  nach  innen  gliedert. 
Der  Aufbau  der  Familie  als  Hausgenossen- 
schaft ist  w^esentlich  verschieden,  wo  das 
Gesinde  mit  am  Tisch  des  Hen-en  isst  imd 
wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  wo  die  Familie 
sich  durch  Kostgänger  erweitert  oder  sich 
isoliei-t.  wo  die  erwachsenen,  vielleicht  noch 
die  verneirateten  Söhne  in  der  Konsumtions- 
gemeinschaft mit  den  Eltern  bleiben  oder 
wo  sie  dieser  möglichst  bald  zu  entgehen 
suchen.  Darum  giebt  auch  die  Geschichte 
des  Hausbaues  und  der  Hofanlage  ein  treues 
Bild  der  Konsumtion s-  und  Lebensgewohn- 
heiten, damit  aber  zugleich  der  Familien- 
verfassung der  entsprechenden  Zeiten  und 
Stämme.  So  bringt  das  niedersächsische 
Bauernhaus  mit  der  grossen  Diele  als  Mit- 
telpunkt und  mit  den  Ställen  unter  dem- 
selben Dach  eine  vollständige  Lebensgemein- 
schaft  der   sämtlichen  Insassen    mit   sich, 


Familie 


805 


während  das  fränkische  Bauernhaus  mit 
seinen  gesonderten  Räumen  eine  individuelle 
Gestaltung   des   Familienlebens   ermöglicht. 

Auch  in  der  Wohnungsfrage  der  Gegen- 
wart wird,  sobald  man  über  die  bloss  sani- 
tären Gesichtspunkte  hinausgeht,  immer  die 
Erhaltimg  oder  Stärkung  des  Familienzu- 
sammenhanges der  Kernpunkt  sein.  In  un- 
gesunder und  unzureichender  "Wohnung 
kann  sich  kein  rechtes  Familienleben  ent- 
falten; der  Arbeiter  sucht  so  oft  wie  mög- 
lich ihr  und  zugleich  der  Familie  zu  ent- 
gehen. Die  Mietskaserne,  für  Grossstädte 
imter  Umständen  doch  die  erträglichste 
Form,  ist  der  individuellen  Gestaltung  des 
Familienlebens  wenigstens  nicht  günstig; 
das  vielgetadelte  und  einer  unsittlichen  Ent- 
artung auch  besonders  ausgesetzte  Einlieger- 
wesen  dagegen  ist  bei  richtiger  Gestaltung 
eher  eine  Stärkung  der  Familie;  denn  es 
sichert  dem  jüngeren  Arbeiter  den  Anschluss 
an  eine  Familie  und  gewährt  der  Arbeiter- 
frau die  Möglichkeit,  in  einem  erweiterten 
Haushalt  ihre  volle  Arbeitskraft  zu  verwen- 
den, also  sich  dem  Hause  zu  erhalten.  Die 
weitere  Frage,  ob  es  angezeigt  sei,  den  ar- 
beitenden Klassen  Mietwohnungen  zu  Ge- 
bote zu  stellen  oder  ihnen  zum  Hauseigen- 
tnm  zu  verhelfen,  wird  sich  ebenfalls  nur 
nach  dem  Grade  des  vorhandenen  Familien- 
gefühls entscheiden  lassen.  Nur  wo  dieses 
so  stark  ist,  dass  auch  die  folgende  Genera- 
tion den  Familienbesitz  festzulialten  bestrebt 
ist,  wird  der  Eigentumserwerb  angezeigt 
sein;  andernfalls  giebt  er  eher  Anlass  zu 
ausbeutenden  Kleinunternehmungen  und  zu 
thatsächlicher  Verschlechterung  der  Woh- 
nungsverhältnisse. 

Gemeinsamkeit  der  Konsumtion  über  die 
Familie  hinaus  wird  überall,  wo  es  zu  einer 
durchgeführten  Familien  Verfassung  gekom- 
men ist,  als  Ausnahme  und  eben  deshalb 
als  Fest  angesehen.  Dies  gilt  von  den 
Opferschmäusen  der  antiken  Völker  an  bis 
zu  den  Volksfesten  und  der  öffentlichen 
Geselligkeit  in  der  Gegenwart,  deren  Ueber- 
wuchern  leicht  zu  einer  Gefahr  für  das  Fa- 
milienleben, wie  z.  B.  im  Rheinland,  werden 
kann. 

Unzweifelliaft  wird  dm^ch  die  Vereinze- 
hmg  der  Konsumtion  in  der  Familie  eine 
weit  grössere  Menge  von  Arbeit  aufgewandt, 
als  es  bei  einer  Organisation  derselben  in- 
nerhalb grösserer  Gruppen  der  Fall  sein 
würde.  Jedoch  hat  es  sich  gezeigt,  dass 
selbst  da,  wo  man  zu  dieser  Erkenntnis  ge- 
langt ist,  sich  doch  auf  die  Dauer  ein  un- 
überwindlicher Widerwille  gegen  die  Ge- 
meinschaftsregelung der  Konsumtion  äussert. 
Selbst  die  besten  Fabrikküchen,  die  für  die 
unverheirateten  Arbeiter  von  grösstem  Vor- 
teil sind,  werden  fast  durchweg  von  den 
verheirateten   verschmäht.     Es   leitet  diese 


dabei  die  klare  Erkenntnis,  dass  mit  der 
Aufhobung  der  Konsumtionsgemeinschaft  die 
Familie  überhaupt  ihre  sicherste  materielle 
Grundlage  verliert.  In  dieser  Neigung  zur 
Familienvereinzelung  liegt  die  hauptsächliche 
Schutzwehr  gegen  eine  V(»rwirklichung  kom- 
munistischer Idoeen ;  es  haben  daher  auch 
die  Mehrzahl  aller  Gesellschaftskonstruktio- 
nen, die  vom  privaten  Eigentum  absahen, 
von  Plato  bis  Fourier  die  private  Konsum- 
tion und  die  Famihe  zugleich  bekämpft. 
Der  gewöhnliche  und  wohlberechtigto 
Sprachgebrauch  unterscheidet  hieran  den 
Kommunismus  vom  Sozialismus,  der  nur 
die  private  Produktion  bekämpft. 

Infolge  der  Familienorganisation  ist  der 
überwiegende  Teil  der  weiblichen  Bevölke- 
rung mit  der  Leitung  der  Konsumtion,  d.  h. 
mit  der  letzten  Stufe  der  Produktion,  wel- 
che die  Güter  in  die  zur  Konsumtion  ge- 
eignete Form  bringt,  beschäftigt.  In  den 
meisten  Fällen  erfoi-dert  diese  Thätigkeit 
nicht  die  ganze  Arbeitszeit  und  ArV)eitskraft, 
zumal  seitdem  in  der  städtischen  Wirtschaft 
eine  ganze  Reihe  früherer  häuslicher  Thätig- 
keiten  dies  zu  sein  aufgehr)rt  Imt.  Daher 
ist  den  Frauen  der  höheren  Stände,  soweit 
sie  nicht  der  Gefahr  des  Müssigganges  und 
der  Scheinbeschäftigimg  unterliegen,  eine 
harmonische  Ausbildung  und  eine  Pflege 
ästhetischer  Genüsse  ermöglicht,  welche  die 
der  Männer  jener  Stände  meistens  übertrifft. 
In  den  mittleren  und  unteren  Ständen  ist 
dieselbe  Zeit  für  produktive  Thätigkeit  im 
Wettbewerbe  mic  den  Männern  frei.  Die 
Frauenbewegung  der  Gegenwart  beruht  nach 
ihrer  ökonomischen  Seite  in  dem  Bestreben, 
diese  überschüssige  Zeit  und  Kraft  der 
Frauen  und  Mädchen  der  gebildeten  Mittel- 
stände nutzbar  zu  machen.  Eine  Aenderung 
der  Familie  als  Konsumtionsverband  wii*d 
dadurch  nicht  bewirkt,  wohl  aber  gehen 
daraus  weitere  Verschiebungen  in  ihrer  Be- 
deutung als  Pix)duktions-  und  Vermögens- 
gemeinschaft hervor. 

10.  Die  Familie  als  Produktions-  und 
Vermögensgemeingchaft  Die  Bedeutung 
der  Familie  als  Produktionsgemeinschaft 
zeigt  weit  grössere  Schwankimgen  als  die 
eben  betrachteten.  Jederzeit  freilich  voll- 
zieht sich  in  der  Familie  die  einfachste 
Form  der  Arbeits  Vereinigung  und  Arbeits- 
teilung; lange  Zeit  bleibt  die  Vervollkomm- 
nung derselben  an  die  grossen  Hausgemein- 
schaften geknüpft,  und  auch  die  natural- 
wu-tschaftlichen  Grossbetriebe,  die  zuerst 
bedeutende  wirtschaftliche  und  monumentale 
Aufgaben  zu  bewältigen  im  stände  waren, 
zeigen  doch  noch  eine  ganz  familiäre  Orga- 
nisation. Auch  in  sehr  hochgebildeten  und 
auf  geistigem  Gebiete  sehr  individualisti- 
schen Zeiten  ist  diesem  Charakter  der  Fa- 
milie oft  noch  stark  hervorgetreten.    Trotz 
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grossstädtischen  Lebens  und  einer  glänzen- 
den Entfaltung  des  Handels-  und  Markt- 
verkehrs hat  das  römische  Altertum  nie 
völlig  die  Züge  dieser  Familienwirtschaft 
abgelegt.  Die  Grosswirtschaften  behalten 
die  Neigimg,  sich  naturalwirtschaftlich  ab- 
zuschliessen,  und  ihre  oft  sehr  verfeinerte 
Ai'beitsgliederung  bleibt  die  familiäre.  Doch 
wird  man  kaum  mit  Rodbertus  und  Bücher 
auch  für  die  Höhenzeit  des  Altertums  die- 
sen Zustand  als  den  gewöhnlichen  annehmen 
können;  er  tritt  mit  verschärfter  Deutlich- 
keit erst  wieder  mit  dem  sinkenden  Alter- 
tum hervor.  Ebenso  ist  es  im  Zeitalter  der 
italienischen  Renaissance  das  privatokono- 
mische  Ideal,  ein  FamUien^it  zu  besitzen, 
das  alles  im  Haushalt  Nötige  hervorbringt, 
und  noch  jetzt  ist  die  »coltura  mista«,  die 
diesen  Zweck  verfolgt,  die  ökonomisch  we- 
niger rentable,  sozial  aber  um  so  höher  zu 
schätzende  Wirtschaftsform  der  gebildetsten 
italienischen  Landschaften.  Auch  in  den 
Gebieten  der  deutschen  Güterzersplitterung 
dient  der  zwerghafte  Grundbesitz  fast  nur 
der  Eigenwirtschaft  der  Familie,  und  den- 
selben Zweck  verfolgt  in  diesen  Gegenden 
die  sozial  überaus  segensreiche,  ökonomisch 
nicht  immer  unbedenkliche  Ausgabe  von 
Bürgernutzung  aus  der  Ackerallmende. 
üeberhaupt  ist  alle  Naturalwirtschaft,  d.  h. 
jener  Zustand,  in  dem  Produktion  und  Kon- 
sumtion unvermittelt  ineinandergreifen,  zu- 
gleich Famüienwirtschaft,  und  deshalb  geht 
auch  der  Kampf  des  Staates  und  der  Kirche 
gegen  die  Sippen  Verfassung  im  Mittelalter 
mit  einer  Lockerung  der  Naturalwirtschaft 
parallel. 

Auch  heute  lassen  sich  die  Unterschiede 
des  Grundeigentums  und  damit  der  soziale 
Aufbau  der  Landbevölkerung  überhaupt  nur 
bestimmen  nach  der  Beziehung  der  Familie  zur 
Bewirtschaftung  des  Gutes.  So  nennen  wir 
Zwergbesitz  denjenigen,  welcher  der  Familie 
nicht  volle  Arbeitsbeschäftigung  gewährt, 
also  nur  zur  Unterstützung  ihrer  Konsum- 
tion dient,  Kleinbesitz  denjenigen,  wo  die 
Arbeit  der  Familie  zur  Bewirtschaftung  ge- 
nügt, mittleren  den,  wo  sie  sich  durch  Zu- 
ziehung anderer  Arbeitskräfte  ergänzt,  Gross- 
besitz den,  wo  die  Handarbeit  der  Familie 
nicht  nötig  ist,  sondern  die  Leitung  der 
landwirtschaftlichen  Unternehmung  die  Thä- 
tigkeit  des  Besitzers  vollständig  in  Anspruch 
nimmt.  Selbst  im  kapitalistischen  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  zeigt  sich  aber  noch 
die  Wichtigkeit  der  Mitarbeit  der  Frau. 
Nicht  nur  dass  die  Leitimg  der  Konsumtion 
eines  grossen  Hofgesindes  ein  sehr  wesent- 
licher Teil  der  Produktion  ist,  sondern  der 
Gutsfrau  fällt  aucli  fast  ausnahmslos  der 
grösste  Teil  der  Beaufsichtigung  der  schwie- 
rigen und  verantwortlichen  Yieli-  und  Milch- 
wirtschaft, die  Geflügel-  und  Gemüsezucht 


zu.  Lange  Zeit  war  die  soziale  Position 
der  landwirtschaftlichen  Grossbetriebe  durch 
das  Einvernehmen  von  Unternehmer  und 
Arbeiter  günstiger  als  die  der  gewerblichen. 
Dies  beruhte  auf  ihrem  mehr  familiären 
Charakter.  Zur  Zeit  hat  sich  dies  geändert ; 
es  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  in 
Zeiten,  wo  die  Verteüung  der  arbeitenden 
Bevölkerung  sich  wieder  gleichmässiger  ge- 
staltet, sich  im  landwirtschaftlichen  Betriebe 
auch  wieder  eine  mehr  patriarchalische  Ar- 
beitsverfassung ausbildet,  die  hier  infolge 
der  besonderen  Art  der  Landarbeit  mehr 
Lebenskraft  und  Berechtigung  besitzt  als  in 
der  Industrie.  Jedenfalls  ist  selbst  in 
Gegenden  der  vollständigen  Mobilisierung 
des  Arbeitsmarktes  eine  bis  zur  Erblichkeit 
feste  Beziehung  des  Unternehmers  zu  Tage- 
löhnerfamüien  möglich. 

Das  Gewerbe  hat  sich  nur  stufenweise 
aus  der  familiären  Produktionsweise  losge- 
löst. Auch  im  sogenannten  Störhandwerk 
bleibt  die  Familie  noch  die  gegebene  Pro- 
duktionsgemeinschaft, nur  dass  der  Handwer- 
ker bloss  zeitweilig  zur  Aufarbeitung  der  von 
ihr  gewonnenen  Rohprodukte  in  sie  über- 
siedelt. In  dünnbevölkerten  Gegenden,  na- 
mentlich in  Gebirgslandschaften,  herrscht 
diese  Form  der  Arbeitsgliederung  noch  all- 
gemein; sie  hatte  auch  in  den  Städten  des 
Mittelalters  noch  ihre  grosse  Bedeutung, 
obwohl  sie  dort  eifrig  von  den  Zünften  be- 
kämpft wurde.  Die  Lösung  der  gewerb- 
lichen Produktion  von  der  konsumierenden 
Familie  ist  auch  auf  der  Stufe  der  Heim- 
arbeit noch  keine  vollständige,  da  die  Ma- 
terialien nur  zur  letzten  Verarbeitung  aus 
dem  Hause  gegeben  werden.  Erst  da,  wo 
der  Handwerker  seine  Waren  zum  Verkaufe 
auf  dem  Wochenmarkt  oder  Jahrmarkt  pro- 
duziert, wo  er  unter  die  Kaufleute  gerech- 
net wird,  hat  diese  Trennung  stattgefunden. 
Es  scheint,  als  ob  die  gewerblichen  Ver- 
bände nicht  aus  familienhaften  hofhörigen 
Genossenschaften  hen^orgegangen  sind,  die 
vielmehr,  wo  sie  vorhanden  sind,  in  der 
Berührung  mit  dem  freien  Marktverkehr 
alsbald  zerbröckeln,  sondern  teils  aus  poli- 
tisch militärischer  Gliedening  der  Bü^r- 
schaft,  teüs  aus  der  freien  Einung  der  am 
Marktverkelir  teilnehmenden  und  füi*  Privat- 
künden  arbeitenden  Handwerker. 

Im  Handwerk,  das  so  unter  den  Be- 
dingungen des  lokal  begrenzten  Marktes 
steht,  ist  die  Arbeitsgliederung  der  kleinen 
Unternehmung  selber  noch  wesentlich  fa- 
miliär. Stets  wird  in  der  Zunftverfassung 
gefordert,  dass  der  selbständige  Unternehmer, 
der  Meister,  auch  eine  FamUie  begründen 
muss.  Die  gewerbliche  Tliätigkeit  beruht 
aber  nicht  auf  den  Familienmitgliedern 
allein,  diese  wird  sogar  öfters  beschränkt, 
sondern  auf  der  Zuziehung  nichtverwandter 
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Gesellen  und  Lehrlinge.  Sie  treten  in  die 
Hausgemeinschaft  des  Meisters  ein,  ihre 
Mitarbeit  erscheint,  wie  es  die  Sitte  der 
Familie  mit  sich  bringt,  als  Lehre  und 
als  vorbereitende  Stufe  zur  gewerblichen 
und  familiären  Selbständigkeit.  Hierin  be- 
steht der  Hauptunterschied  des  Handwerks 
von  der  Industrie.  Eine  Entartung  des 
Handwerks  lag  denn  auch  entweder  darin, 
dass  dieser  familiäre  Charakter  verwischt 
ward  und  der  Lehrling  jugendlicher  Arbeiter 
wurde,  oder  dai*in,  dass  er  allzu  sehr  ver- 
schärft wurde  durch  Begünstigung  der  Far 
miliengenossen  in  der  Zunft  und  durch 
missbräuchliche  Verwendung  des  Lelirlings 
zu  häuslichen  Dienstleistungen.  Auch  die 
konservative  Handwerkerpolitik  der  Gegen- 
wart sucht  vor  allem  wieder  den  familiären 
Charakter  des  Arbeitsverhältnisses  zu  stär- 
ken. Zeitweilig  war  neuerdings  die  Verleihung 
weiterer  Rechte  an  die  Zünfte  davon  abhängig 
gemacht,  dass  sie  sich  auf  dem  Gebiet  des 
Lehrlings  Wesens  bewährten.  Die  Unmög- 
lichkeit, Handwerk  und  industrielle  Klein- 
unternehmung zu  trennen,  und  die  weit 
fortgeschrittene  Aufhebung  der  Hausgemein- 
schaft zwischen  Meister  und  Gehülfen  be- 
reitet hier  unübersteigliche  Schwierigkeiten. 
Ganz  und  gar  auf  der  Familie  beruht 
die  Arbeit  in  der  Hausindustrie.  Bei  Süd- 
slaven ,  Russen,  Norditalienern  geht  diese 
geradezu  aus  der  agrarischen  Organisation 
der  Hausgemeinschaften  hervor.  Andernfalls 
ist  sie  wenigstens  überall  jene  Form  der 
Heimarbeit,  in  der  statt  der  verschiedenen 
Kunden  ein  einziger  kaufmännischer  Unter- 
nehmer eintritt.  Sie  ist  Hand  eis  Vormund- 
schaft über  familiäre  Arbeit.  Die  Hausin- 
dustrie hat  deshalb  überall  leicht  Eingang  ge- 
funden, wo  sie  bereits  einen  Hausfleiss  vor- 
fand, den  man  nur  zu  organisieren  und  dem 
man  einen  erweiterten  Absatzkreis  zu  ver- 
schaffen braucht ;  sie  hat  sich  leicht  ausgebrei- 
tet, weil  ihre  Arbeit  sich  als  Haussitte  ein- 
bürgerte. Daher  gehört  die  für  den  Welt- 
markt arbeitende  Industrie  in  ihrem  ersten 
Stadium  überall  mehr  dem  Land  als  der 
Stadt  an.  Die  Hausindustrie  gelangt  zu 
ihrer  Fertigkeit  besonders  durch  die  Zer- 
le^ng  der  Arbeit  zwischen  den  FamDien- 
mitgliedern,  wobei  das  Princip  aller  Klein- 
wirtschaft, möglichst  exakte  Ausnützung 
der  Nebenstunden,  zur  Geltung  kommt.  Da 
aber  aus  allgemeinen  wirtschaftlichen  Grün- 
den keiner  Produktionsform  die  Entartimg 
so  nahe  liegt  wie  dieser,  hat  sie  doch  meistens 
zu  Dnick  und  Ausbeutung  der  schwächeren 
Familienglieder  geführt  Als  familiäre  Ver- 
wahrlosung wird  zwar  dieses  Elend  von 
den  Betroffenen  verhältnismässig  gutwillig 
ertragen ,  ist  aber  der  Besserung  am 
schwersten  zugänglich.  Die  oft  geforderte 
Unterstellung  der  Hausindustrie  unter  die 


Fabrikinspektion  scheitert  nicht  nur  an  der 
Schwierigkeit,  ein  in  tausend  Häusern  zer- 
splittertes Gewerbe  zu  überwachen,  sondern 
mehr  noch  an  der  Unmöglichkeit,  die  Ord- 
nung der  Familie  durch  Staatsorgane  zu 
regeln. 

Die  Grossindustrie  hat  sich  unter  allen 
Fonnen  der  Produktion  am  meisten  von 
der  Familie  entfernt.  Ihre  Organisation, 
auf  der  mehr  noch  als  auf  ihrer  besseren 
Bewaffnung  ihre  Leistimgsfähigkeit  beruht, 
ist  in  technischer  Beziehung  der  müitäri- 
schen  zu  vergleichen  —  Lenkung  grösserer 
Massen  durch  exakte  Disciplin  zur  Bewäl- 
tigung komplizierter  Aufgaben  — ,  in  so- 
zialer beruht  sie  ganz  auf  dem  freien  Ar- 
beitsvertrag. Die  Forderung  einer  familiären 
oder  patriarchalischen  Leitung  der  Gross- 
industrie ist  entweder  ein  Deckmantel  für 
weitergehende  Herrschaftsansprüche  oder 
bloss  ein,  nicht  unbedenkliches,  Gleichnis 
für  Vertrauen  von  der  einen,  Wohlwollen 
von  der  andern  Seite.  Die  Grossindustrie 
musste  auf  ihren  früheren  Stufen  oft  ge- 
radezu zerstörend  auf  die  Familie  der  ar- 
beitenden Klassen  wirken,  solange  sie  Frauen- 
arbeit und  jugendliche  Arbeit  bevorzugte. 
Sie  kann  sich  überhaupt  nicht  an  die  Fa- 
milie als  einheitliche  Produktionsgemein- 
schaft anschliessen,  sie  erschwert  sehr  häufig 
schon  durch  die  Ortsentfemung  deren  Kon- 
sumtionsgemeinschaft,  sie  begünstigt  in 
vielen  Fällen  das  Fluktuieren  der  Bevölke- 
rung, sie  veranlasst  durch  die  frühzeitige 
Selbständigkeit  weit  mehr  als  durch  zeitweilig 
unzureichende  Löhne  die  Geringschätzung 
der  monogamischen  Sittlichkeit  im  Ai'beiter- 
stand.  Keine  dieser  Schwächen  haftet  ihr 
aber  mit  Notwendigkeit  an.  Es  ist  daher 
ein  Hauptzweck  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, die  Ausbildung  des  Familienlebens 
wieder  mehr  zu  begünstigen.  Eben  dahin 
zielen  auch  positive  Massregeln  wie  Be- 
kämpfung der  Wohnungsnot  (s.  oben)  und 
Haushaltungsschulen.  Dagegen  ist  die  Ver- 
stärkung der  väterlichen  Gewalt  ein  frag- 
würdiges Mittel  zu  diesem  Zweck,  da  bei 
ihren  Arbeitern  geradeso  wie  in  der  Haus- 
industrie die  Neigung  der  Eltern,  die  Arbeit 
ihrer  Kinder  zu  eigenem  Vorteil  auszubeuten, 
sehr  häufig  ist. 

In  der  Produktionsthätigkeit  des  Han- 
dels, der  stets  die  vorwiegend  individualis- 
tische Wirtscliaftsweise  gewesen  ist,  hat  die 
Familie  vergleichsweise  geringere  Bedeutung. 
Die  Geschichte  des  Handelsrechts  zeigt 
aber,  dass  auch  hier  die  wichtigsten  Ein- 
richtungen einen  familiären  Urspnmg  haben. 
Dies  zeigt  sich  vor  allem  in  der  konsequent 
durchgeführten  Gewinnbeteiligung  der  Hand- 
lungsdiener,  in  ihrem  fast  regelmässigen 
Emporrücken ,  in  der  Orgamsation  der 
Schiffsmannschaften    nach    der   Weise    von 
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Hausgenossenschaften,  in  der  Durchführung 
strengster  Hausgemeinschaft  und  Familien- 
onlnung  in  den  Kontoren,  den  privaten 
Kaufmannsniedorlassungen  im  Ausland.  Noch 
die  grossen  Gesellschaften  des  IG.  Jahrhun- 
derts, die  ei*sten  grosskapitalistischen  Han- 
dclsunternehmimgen  diesseits  der  Alpen, 
tragen  familiäre  Züge  an  sich.  Der  Hau- 
sierhandel vollends,  der  heute  wohl  ganz 
individualisiert  ist,  beruht  in  der  Zeit  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts,  in  der  seine  Be- 
deutsamkeit für  die  Volkswirtschaft  auf 
ihrem  Höhepunkt  steht,  ganz  und  gar  auf 
streng  geregelten  Familien  verbänden.  Die 
Schwarz waldindustrie  z.  B.  verdankt  solchen 
Trägergesellschaften  ihren  Ursprung.  Die 
Mitarbeit  der  Frau  ist  im  Kleinhandel,  na- 
mentlich wo  derselbe  mit  Gewerbebetrieb 
verbunden  ist,  allgemein  üblich;  im  Gross- 
handel ist  sie  bei  den  genuanischen  Völkern 
selten,  bei  den  Franzosen  gebräuchlich  und 
vorteilhaft. 

Schon  aus  der  Thatsache,  dass  sich  die 
Konsumtion  überwiegend  in  der  Familie 
vollzieht,  folgt  auch  die  Wichtigkeit  der- 
selben für  die  private  und  nationale  Ver- 
mögensbildung. Zwar  gilt  uns  heute  nicht 
mehr  das  Sparen  an  der  Konsumtion  als 
Ursprung  des  Kapitals,  aber  selbstverständ- 
lich wächst  das  Vermögen  durch  den  Ueber- 
schuss  der  verfügbaren  Gütermenge  über 
den  Bedarf.  Das  Vermögensrecht  der  Fa- 
milie wird  sich,  wo  es  nicht  gesetzlich 
völlig  festgelegt  ist,  den  Zwecken,  die  in 
jedem  Stande  das  Vermögen  en-eichen  soll, 
anpassen.  Wie  s(4u'  dies  mit  dem  Erbrecht, 
je  nach  der  aristokratischen  oder  individua- 
listischen Stimmung  der  sozialen  Scliichten, 
der  Fall  ist,  sahen  wir.  Im  ehelichen  Gü- 
teiTccht  dagegen  suchen  wohl  gerade  die 
höheren,  vermögenden  Stände,  das  Besitztum 
der  Frau  sicher  zu  stellen  und  ilu-e  Ver- 
waltungsrechte zu  erweitem.  Auch  dies 
geschieht  aber  im  Interesse  der  Familie,  um 
dieser  nicht  den  Rückhalt  des  Frauengutes 
zu  entziehen.  So  erklärt  sich  die  ungemein 
freie  Behandlung  dieses  Rechtes  beim  Adel 
des  Mittelalters,  während  in  den  Städten, 
wo  Mann  und  Frau  ihr  Vermögen  zusam- 
menwerfen mussten,  um  die  für  ilire  ge- 
meinsame Thätigkeit  nötige  Kapitalgrund- 
lage zu  gewinnen,  die  Gütergemeinschaft 
entstand.  Die  Gegenwart  zeigt  grössere 
Unterschiede  in  der  Gestaltung  der  FamiUe 
und  selbst  in  ihrer  sittlichen  Auffassung  als 
jede  frühere  Zeit;  und  mit  vollem  Rechte 
konnte  daher  bei  der  Vorbereitung  des 
deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuches  Menger 
behaupten,  dass  für  die  vei-schiedenen  so- 
zialen Klassen  auch  nur  verschiedene  Sys- 
teme des  ehelichen  Güterrechtes  passen,  je 
nach  der  Stellung,  welche  die  Frau  in  der 
Ehe  und  im  Erwerbsleben  einnimmt.    Eine 


soziale  Abstufung  des  Rechts,  wie  sie  frei- 
lich schon  bei  einer  obligatorischen  Fassung 
des  Anerbenrechtes  für  einen  neu  zu  kon- 
struierenden Bauernstand  vorliegen  würde, 
hat  aber  zu  viel  Bedenkliches.  Durch  eine 
Freistellung  der  Eheverträge  lässt  sich  das 
gleiche  erreichen,  wobei  das  gemeine  Recht 
doch  nach  dem  durchschnittlichen  Bedürf- 
nis der  Mehrzahl  abgemessen  werden  kann. 
Diesen  Weg  liat  die  neue  deutsche  Gesetz- 
gebung eingeschlagen ;  sie  eröffnet  dem  ein- 
zelnen die  denkbar  weiteste  Freiheit  zur 
Abändenmg  geltenden  Rechtes,  sie  stellt 
aber  als  Regel  die  Verwaltungsgemeinschaft 
auf,  um  zugleich  die  Erhaltung  der  ur- 
sprünglichen Vermögensstämme  zu  gewähren, 
den  gemeinsamen  Aufgaben  des  ehelichen 
Lebens  Rechnung  zu  tragen,  dem  Manne 
die  Stellung  an  der  Spitze  des  Haus(?s  zu 
sichern  und  der  geschäftlichen  Unerfahren- 
heit  der  meisten  Frauen  zu  Hülfe  zu  kom- 
men. Ob  diese  Vermittelung  haltbar  sein 
wird,  muss  die  Zukunft  lelu*en.  Schon 
musste  das  Vorbehaltsgut  der  Frau,  weiter 
als  ursprünglich  beabsichtigt  war,  ausge- 
dehnt werden  namentlich  für  den  selbständi- 
gen Erwerb  der  Frau,  weil  bei  diesem 
die  Familie  aufgehört  hat,  Produkt ionsge- 
meinschaft  zu  sein.  Die  Familie  ist  hier 
wie  bei  allen  ihren  Funktionen  nach  wie 
vor  ein  historisch -w^andelbares  Gebilde, 
dessen  Umformimg  keineswegs  aus-  und  ab- 
geschlossen ei-scheiut.  Soviel  aber  ist  sicher, 
dass  in  einer  Erhaltung  und  Vertiefung 
dieser  wichtigsten  Form  des  Gemeinschafts- 
lebens die  Existenz  der  Kultiu*  selber  ein- 
geschlossen ist.  Wohin  aber  die  weitere 
Eutwickelung  gehen  wird  oder  soll,  darüber 
kann  man  zwar  Pai-teiprogramme  liefern, 
wissenschaftlich  aber  nichts  ausmachen. 

Litteratur:  I>ic  LUteratur  aber  die  Familie  ge- 
hört Hhenviegend  Witsenschaftsgebieien  an,  die 
nur  geringen  Zusammenhang  mit  der  Volkswirt- 
schaftslehre haben.  Einige  der  wichtigsten  seien 
hier  hervorgehoben.  —  Waitz,  Anthropologie 
der  Naturvölker.  —  Mat^gan,  Systems  of  con- 
sangtnnity  of  the  human  family.   Ancient  society. 

—  Bachofen,  Das  Mutterrecht.  Antiquarische 
Briefe.  —  Mac  Lennatif  Studies  in  ancient 
history.  —  Die  Arbeiten  Kohlers  und  Bern- 
höfts  überwiegend  in  der  Zeitschrift  für  ver- 
gleichende Rechtsgeschichte.  —  Post,  Bausteine 
für  eine  allgemeine  Rechtsgeschichte,  (jcschlechts- 
gemeinschaft  der  Urzeit  und  triele  andere  Schraten. 

—  Jjubbockf  Entstehung  der  (Xvilisaiion.  — 
Maine,  H.  &,  Ancient  IcAc.  Early  history  of 
instilutions.  —  Westertnark,  Geschichte  der 
menschlichen  Ehe.  —  Grosse,  Die  Formen  der 
Familie  und  der  Wirtschaft.  —  Laveleye- 
Bischer,  Das  Vreigentum.  —  Bücher,  Die  Ent- 
stehung der  Volksiüirtschuft.  —  Sturche,  Die 
primitive  Familie.  —  v.  Jiellwald,  Die  mensch- 
liche Familie  nach  ihrer  Entstehung.  —  Rhodte, 
Psyche.  —  Fustel  de  Coulanges ,  La  cit^ 
antique.   —  Lippert,    SeelenkuU.  —  Für    ein- 
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zclne  Völker  besonders:  tfollyt  Recht  imd  Sitte 
der  Inder.  —  DaMntann,  Das  Mahahharratta 
cUs  Epo»  und  Rechtsbuch,  —  Sarviizln,  Die 
Weddahvölker.  —  Wflfcre»,  Verxcantschap  bij  de 
rolken  ran  den  Indischen  Archipel  und  andere 
Schriften  über  Malaien  und  Araber.  —  Weil- 
hausen.  Die  Ehe  bei  dm  Arabern.  —  J>el- 
f^rUck,  Die  indogermanischen  Vertcandtscha/ts- 
namen,  —  I^eistf  Altarisches  jus  gentium  und 
Altarisches  jus  civile.  —  Büchel^ev  und  Zitel" 
tnantif  Das  Recht  ron  (iortyn,  —  Bemhöftf 
Das  Recht  ron  Gortyn.  Stadt  und  Recht  der 
römischen  Königszeit. — Dargun,  Mutterrecht  und 
Raubehe.  —  Heusler,  Institutimicn  des  deut- 
schen Rechts.  —  BrunneTf  Deutsche  Rechts- 
geschichte. —  Schröder  f  Deutsche  Rechtsge- 
schichte. Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts. 
—  Amiray  Erbenfolge  und  Verwandtschafts- 
gliederung.  —  Vicicer ,  Erbenfolge  der  ostger- 
manischen Völker.  —  Gierkef  Erbrecht  und 
Vicinenrecht.  —  Wilda,  Strafrecht  der  Ger- 
manen. —  JFrauensMtltf  Blutrache  und  Tot- 
schlagssUhne.  —  Sohnif  Recht  der  Eheschliessung. 
Trauung  und  Verlobung.  —  Brentano,  Ge- 
sammelte Abhandhingen.  —  Weinhold ,  Die 
deutschen  Frauen.  —  Riehl,  Die  Familie.  — 
t/.  St,  Moll,  Die  Hörigkeit  der  Frau.  —  Bebet, 
Die  Frau.  (Diese  drei  nur  Programmschriften 
vom  konserralivcn,  radikal-liberalen  und  sozia- 
listischen Standpunkt.)  Die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  Familie  ist  in  allen  Handbüchern 
mehr  oder  minder  genau  behandelt,  bes.  Lejci», 
Konsumtion  in  Schönbergs  Handbuch.  Alle 
sozialen  Erhebungen  und  Einzeldarstellungen, 
zumal  die  über  Erbrecht  (Miaskowski,  Sering, 
Brentano),  über  Wohnungsfrage  (Bücher,  Herkner 
etc,  etc.),  Konsumtion  (Le  Play,  Buchcnberger, 
Schnapper,  Arndt),  Sittlichkeit  (Booth,  r.  Oettingen) 
bringen  reiches  Material  zur  Beurteilung  der 
gegenwärtigen  Zustände  der  Familie,  namentlich 
in  den  arbeitenden  Klassen. 

E.   Gothein, 


Familiengflterrecht. 

1.  Grundlagen.  2.  Elterliche  Vermögens- 
gewalt  gegenüber  den  Kindern  3.  Von  der 
elterlichen  Gewalt  unabhängiges  F.  4.  Ver- 
mögensrecht der  unehelichen  Kinder. 

1.  Grundlagen.  Wenn  man  gewöhnlich 
sagt,  dass  das  Recht  entweder  die  Vermögens- 
oder die  Familienverhältnisse  der  Personen 
regele,  und  demgemäss  Vermögens-  und 
Familienrecht  unterscheidet,  so  nimmt  das 
Familiengüterrecht  insofern  eine  Mittel- 
stellung ein,  als  es  beide  Begriffe  in  sich 
vereinigt.  Es  liegt  darin  keine  Anomalie, 
indem  sich  die  in  Rede  stehende  Verbindung 
auch  sonst  vorfindet.  Das  Erbrecht  z.  B. 
bezieht  sich  (trotz  §  1922  B.G.B.)  nicht  bloss 
auf  das  vom  Erblasser  hinterlassene  Ver- 
mögen, und  die  Verbindlichkeiten  (Schuld- 
verhältnisse) brauchen  nach  neuestem  Recht 
(cf  §§  241,  249,  253  B.G.B.)  durchaus  nicht 
bloss  einen  Vermögenswerten  Inhalt  zu  haben, 
sondern  können  uns  auch  andere  ideale  oder 


immaterielle  Güter  verschaffen.  So  setzt 
sich  auch  das  Familiengüterrecht  aus  ver- 
sclüedenen,  hier  specifisch  familienrecht- 
licheii  und  vermögensrechtlichen  Elementen 
zusammen. 

Grundlage  der  F'amilie  ist  die  Ehe.  Aus 
ihr  ergiebt  sich  ein  Verhältnis  zwischen 
den  Ehegatten  einerseits  und  auf  der  anderen 
Seite  zwischen  den  Eltern  und  den  Kindern. 
Beide  Verhältnisse  haben  ihre  eigentümliche 
pei-sönliche  und  vermögensrechtliche  Seite, 
indem  das  Familienband  nicht  bloss  die  Per- 
sonen als  solche  umschlingt,  wechselseitige 
Rechte  und  Pflichten  (des  Gehorsams,  der 
Unterordnung,  des  Zusammenlebens  etc.) 
zwischen  ihnen  erzeugt,  sondern  sie  auch 
als  vermögensrechtliche  Personen  ergreift, 
also  ihre  vermögensrechtlichen  Sphären  unter 
einander  in  nähere  Beziehung  rückt  und 
gegen  einander  abgrenzt.  Das  veraiögens- 
rechtliche  Verhältnis  der  Ehegatten  zu  ein- 
ander wird  im  Zusammenhang  der  ehelichen 
Rechte  und  Pflichten  liehandelt,  die  man  in 
obiger  Art  als  rein  persönliche  und  ver- 
mögensrechtliche untei-scheidet.  S.  darüber 
den  Art.  Eheliches  Güterrecht  oben 
S.  266  ff.  Das  eheliche  Güterrecht  gehört 
nmr  iju  weiteren  Sinne  zum  Familiengüter- 
recht. Im  engeren  Sinne  redet  man  vom 
Familiengüteri-echt  erst,  wo  nicht  schon  der 
Begriff  der  Ehe  zur  Kennzeichnung  des 
betreffenden  Verhältnisses  ausreicht,  wo 
also  zu  den  Ehegatten  (als  Eltern)  die 
Kinder  hinzutreten.  Dieses  F'amilien- 
güten-echt  ist  also  wesentlich  Eltern - 
und  Kindesrecht  in  vermögensrecht- 
licher Beziehung.  Die  Grundlage  dieses 
Verhältnisses  ist  regelmässig  die  elterlicjhe 
Gewalt.  Kur  einzelne  Erscheinungen  des 
Famüiengüterrechts  sind  heutzutage  von 
dieser  Basis  unabhängig. 

1.  Die  elterliche  Gewalt  im  hier 
veretandenen  Sinne  ist  deutschen  Urspnmgs ; 
mit  der  römischen  patria  potestas  hat  sie 
nur  w^enig  gemein.  Die  Kinder  in  der  Were, 
d.  h.  in  der  Hausgenossenschaft  der  Eltern, 
können  zwar  unter  Umständen  eigenes  Ver- 
mögen haben,  doch  liaben  sie  regelmässig 
nicht  die  Verwaltung  dieses  Vermögens. 
Diese  steht  dem  Hausherrn  als  Muntwalt 
zu.  Wie  er  die  Kinder  unterhält  und  erzieht, 
nach  aussen  hin  vertritt  und  beschützt,  so 
nimmt  er  auch  ihr  Gut  in  Besitz,  verwaltet 
und  nutzt  es  zusammen  mit  dem  seinigen 
im  Interesse  der  F'amilie.  Es  waltet  also 
hier  das  nämliche  Verhältnis  und  im  wesent- 
lichen dieselbe  Auffassung  ob,  wie  hinsicht- 
lich des  Vermögens  der  Frau,  sofern  keine 
Gütergemeinschaft  besteht.  Wie  dort  der 
Mann  das  Frauengut  in  seinen  Besitz  (Ge- 
were  zur  rechten  Vormundschaft)  nimmt, 
es  mit  dem  seinigen  verwaltet  und  nutzt, 
so  geschieht  dies  hier  mit  dem  Vermögen 
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der  Kinder.  Damit  ist  der  Gegensatz  gegen 
das  Römertum  bezeichnet,  wo  der  manus 
über  die  Frau  und  (nach  Beseitigung  der- 
selben) dem  dominium  au  dem  in  dotem 
gegebenen  Frauengut  die  potestas  über  ver- 
mögensunfähige Kinder  und  Kindeskinder 
entsprach.  Hier  ist  das  Gewaltverhältnis 
kein  Schutzverhältnis  und  hört  daher  auch 
mit  dem  Wegfall  des  Schutzbedürfnisses 
nicht  auf.  Die  Kinder  bleiben  ihr  ganzes 
Leben  vermögenslos,  solange  ihr  Gewalthaber 
nicht  wegfällt:  indem  er  entweder  stirbt 
oder  sich  freiwillig  seiner  Macht  entscUägt 
(emancipatio).  Kann  er  doch  diese  Macht 
sogar  auf  einen  anderen  übertragen.  Das 
Gewaltverhältnis  ist  von  den  Banden  des 
Blutes  unabhängig.  Nur  ausnahmsweise 
wird  das  Princip  der  Vermögenslosigkeit 
der  Hauskinder  im  römischen  Recht  (dm-ch 
die  Pekiüienlehre)  durchbrochen.  Als  mit 
der  Reception  dieses  unserem  Familiensinn 
und  gesamten  Gefülilsleben  fremde  Recht 
in  Deutschland  eingeführt  wurde,  konnte 
dies  erklärlicherweise  nicht  ohne  tiefgreifende 
Reformen  geschehen.  Zwar  wm^ie  die  rö- 
mische Begriffswelt  zur  herrschenden,  die 
deutsche  Sitte  und  Gewohnheit  haben  sie 
nicht  zu  verdrängen  vermocht;  aber  inhalt- 
lich voUzieht  sich  eine  tiefgreifende  Wand- 
lung. Die  Kinder  bleiben  unter  der  patria 
potestas  nur  solange,  als  sie  in  der  Were 
sind;  begründen  sie  einen  eigenen  Haus- 
stand, so  muss  sich  die  römische  Emanci- 
pationslehre  einen  Zusatz,  durch  Einfügung 
der  sogenannten  emancipatio  Germa- 
nica seu  Saxonica,  gefallen  lassen. 
Diese  hebt  ohne  Rücksicht  auf  den  Willen 
desYaters  die  patria  potestas  auf,  die  ehe- 
mals nur  eine  Ausnahme  vom  Princip  dar- 
stellende Pekulienlehre  wird  zur  Auf- 
nahme des  deutschen  Rechtsge- 
dankens der  Yerwaltungsgemein- 
schaft  ausgeweitet;  das  dazu  nicht 
passende  Detml  stirbt  ab,  kurz  das  im  rö- 
mischen Sinn  Bedeutungslose  wu'd  jetzt 
die  Hauptsache  —  es  wird  das  unterste  zu 
oberst  gekehrt.  Neuerdings  hat  man  dann 
endlich  in  dieser  Lehre  auch  die  römische 
Begriffsschablone  preisgegeben  und  ist  zur 
Anerkennung  einer  Schutzgewalt 
derEltern  über  ihreKinder, solange 
diese  eines  solchen  Schutzes  be- 
dürfen, zurückgekehrt.  Die  Ausübung 
dieser  Gewalt  ist  in  dem  so  bezeichneten 
Rahmen  nicht  bloss  ein  Recht,  sondern  auch 
eine  Pflicht  der  Eltern:  sie  müssen  die 
Kinder  schützen  und  vertreten,  wie  sie 
dieselben  zu  ernähren  imd  zu  erziehen 
verpflichtet  sind.  Die  elterliche  Gewalt 
in  diesem  Sinne  steht  beiden  Eltern, 
nicht  bloss  dem  Yater  zu;  wenngleich 
die  Ausübung  seitens  der  Mutter  bei  Leb- 
zeiten  des   Vaters   naturgemäss    bedeutend 


zurücktritt.     Denn   herrschen   kann  überall 
nur  einer. 

2.  Die  Berechtigung  der  elterlichen  Ge- 
walt ist  im  vorstehenden  an  eine  Zeitgrenze 
geknüpft  worden :  an  die  Dauer  der  Schutz- 
bedürftigkeit  der  Kinder.  Wann 
diese  Schutzbedürftigkeit  endet,  ist  an  sich 
eine  Thatfrage;  nicnt  anders  als  wie  die 
der  Geschlechtsreife,  der  Zurechnungsfähig- 
keit etc.  Der  eine  ist  früher  selbständig, 
zurechnungsfähig  als  der  andere.  Die  hier 
in  unserem  Falle  zu  fordernde  Selbständig- 
keit der  Kinder  wird  sich  in  praxi  äussern 
in  der  Begründung  eines  eigenen  Haus- 
stands, welche  bei  Töchtern  mit  der  Heirat, 
bei  Söhnen  mit  der  sogenannten  separata 
oeconomia  als  einer  Thatsache  gegeben  ist 
Damit  verband  das  frühere  gemeine  Recht 
bereits  eine  Beendigung  der  elterlichen  Ge- 
walt. Wie  aber  die  neuere  Rechtsordnung 
das  Ende  der  Kindheit  (als  der  gänzlichen 
Verneinung  der  Handlungsfälligkeit)  und  der 
Minderjähngkeit  (als  Zustand  besclu^kter 
Geschäftsbefugnis)  nicht  an  die  jedesmalige 
Konstatierung  der  vorhandenen  (mehr  oder 
minder  herangereiften)  Verstandeski-äfte  an- 
knüpfen kann,  sondern  für  diese  Dinge  ein 
genereUes  Durchschnittsmass  annimmt,  so 
setzt  das  heutige  Recht  a\ich  hier  an  Stelle 
einer  bloss  de  facto  zu  bestimmenden  Grenze 
einerechtliche,  d.h.  es  bestimmt  unmittel- 
bar nach  einer  allgemeinen  Diu'chschnitts- 
regel,  ob  jemand  noch  des  hier  in  Rede 
stehenden  häuslichen  Schutzes  bedarf  oder 
nicht.  Nicht  jede  Tochter  ist  heutzutage  in 
der  Lage  zu  heiraten,  nicht  jeder  Sohn,  sich 
einen  eigenen  Hausstand  zu  gründen;  um 
(wie  der  Vogel,  der  das  elterliche  Nest  ver- 
lässt)  auf  diese  Art  den  unumstösslichen 
Beweis  zu  liefern,  dass  er  des  elterlichen 
Schutzes  nicht  mehr  bedarf.  An  die  Stelle 
der  früher  fektisch  bestunmten  Grenze 
musste  das  neuere  Recht  eine  einfache  Zeit- 
grenze setzen,  mit  deren  Erreichung  der 
Wegfall  der  Schutzbedürftigkeit  ohne  weiteres 
angenommen  wird.  Moderne  Partikular- 
rechte hatten  diese  Grenze  verschieden  be- 
stimmt. Konsequent  kann  sie  nur  zu  dem 
Zeitpunkt  angenommen  werden,  wo  man 
auch  sonst  die  Jugend  selbständig  werden 
lässt,  also  mit  Eintritt  der  Volljährigkeit. 
Mit  diesem  Zeitpunkt  endigt  denn  heutzutage 
auch  die  elterliche  Gewalt.  §  1626  B.G.B. 
Frühere  Heirat  oder  separata  oeconomia  ist 
demgegenüber  nicht  gerade  bedeutungslos, 
aber  nicht  in  dem  Sinne,  dass  sie  die  elter- 
liche Gewalt  aufheben. 

3.  Auf  der  anderen  Seite  kann  das  Ge- 
waltverhältnis, da  es  jetzt  konsequent  nidit 
bloss  als  Schutzrecht,  sondern  auch  als  eine 
Schutzpflicht  der  Eltern  aufgefasst  wird, 
gegen  deren  Willen  vorzeitig  en- 
digen,  sofern  letztere  diese  Pflicht  nicht 
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mehr  erfüllen  können  oder  wollen.  Um- 
gekehrt endigt  das  Gewaltverhältnis  nicht 
mehr  schlechthin  durch  Tod  des  Yaters, 
sofern  die  Mutter  lebt  und  zur  Austlbung 
tauglich  ist.  Die  Mutter  ist  durch  das  ß.G.B. 
in  ihre  natürlichen  Rechte  wieder  eingesetzt ; 
sie  braucht  sich  nicht  mit  der  bescheidenen 
Bolle  einer  Vormünderin  ihrer  Kinder  zu 
begnügen.  Kann  ihr  auch  unter  Umständen 
für  mehr  oder  minder  oder  gar  für  alle 
Angelegenheiten  ein  Beistand  zugeordnet 
werden,  so  wird  dadurch  ihre  Stellung  als 
Mutter  im  Princip  nicht  beeinträchtigt. 
S.  §§  1686  ff.  Das  Nähere  gehört  nicht 
hierher.  Dagegen  endigt  die  elterliche  Ge- 
walt sowohl  in  der  Person  des  Yaters  als 
der  Mutter,  wenn  der  eine  oder  andere  von 
ihnen  für  tot  erklärt  oder  wegen  gevrisser 
an  dem  Kinde  verübter  Vergehen  zu  schwe- 
rerer Freiheitssti'afe  verurteilt  wird  (Ver- 
wirkung).  §§  1679  ff.,  1686.  Im  letzteren 
Falle  tritt  die  Mutter  auch  nicht  an  Stelle 
des  entsetzten  Vaters,  sofern  nicht  überdies 
die  Ehe  aufgelöst  worden  ist  (§  1684).  Sonst 
würde  die  Massregel  der  Entziehung  er- 
fahrungsmässig  ohne  praktische  Folge  sein. 
Die  Mutter  verliert  die  elterliche  Gewalt 
auch  dann,  wenn  sie  zu  einer  neuen  Ehe 
schreitet.  §  1697.  Daneben  giebt  es  schliess- 
lich noch  ein  Ruhen  der  elterlichen  Gewalt 
wegen  Geschäftsunfähigkeit,  Bescliränkung 
in  der  Geschäftsfähigkeit  oder  langdauernder 
thatsächlicher  Behinderung  der  Ausübung 
von  Seiten  ihres  Inhabers  (§§  1676  ff.,  1686). 
Hier  ist  nur  (vorbehaltlich  des  §  1696)  die 
Ausübung  untersagt,  ohne  dass  das 
Nutzungsrecht  am  Kindesvermögen  beein- 
trächtigt wird.  Mit  dieser  Massgabe  wird 
die  ruhende  väterliche  Gewalt  von  der  Mutter 
ausgeübt,  sofern  letztere  lebt  imd  tauglich 
ist.  Auch  bei  geringei'en  thatsächlichen 
Behinderungen  des  Vaters  tritt  sie  in  dieser 
Weise  in  die  Funktionen  des  Vaters  ein. 
§§  1678,  1685.  Fehlt  bei  dem  Ruhen  der 
väterlichen  Gewalt  die  Mutter  (oder  ist  sie 
untauglich  oder  ruht  ihre  elterliche  Gewalt), 
so  muss  eine  Vormundschaft  eingeleitet 
werden.  Eine  Scheidung  der  Eltern  hat 
auf  den  Bestand  der  elterlichen  Gewalt  in 
vermögensrechtlicher  Beziehung  keinen  Ein- 
fluss;  letztere  verbleibt  also  dem  Vater, 
wenn  er  als  schuldiger  Teil  auch  gewissen 
Beschränkungen  unterworfen  wird.  Nur 
wenn  zugleich  seine  Gewalt  ruht  und  keine 
Aussicht  auf  Wiederaufleben  derselben  vor- 
handen ist,  geht  die  voUe  Ausübung  auf  die 
Mutter  über  (§  1685  Abs.  2).  Hat  der  Vater 
die  elterliche  Gewalt  verwirkt,  so  tritt  die 
geschiedene  Mutter  gänzlich  an  seine  Stelle 
(§  1684  imd  oben).  Alles  dies  kann  hier 
nur  angedeutet  werden.    Ebenso 

4.    dass  durch   Adoption   eines    Kindes 
die  elterliche  Gewalt  von  den  leiblichen  auf 


die  Adoptiveltern  übergeht  §§1757  ff.,  1765. 
Auch  sonst  stehen  die  Adoptivkindei  im 
allgemeinen  den  leiblichen  Kindern  des  An- 
nehmenden gleich.    S.  aber  §  1767. 

2.  Elterliche  Vermögensgewalt  gegen- 
über den  Kindern.  1.  Solange  die  dter- 
liehe  Gewalt  besteht,  hat  der  Inhaber  der 
letzteren  (nach  den  vorigen  Ausführungen 
der  Vater  oder  in  dessen  Ermangelung  die 
Mutter)  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  das 
Vermögen  des  Hauskindes  zu  sorgen. 
§§  1627 ff.,  1638 ff.  B.G.B.  Inwiefern  das 
Kind  zu  eigenem  Vermögen  kommen  kann 
(Schenkung,  Erbschaft,  Betrieb  eines  selb- 
ständigen Erwerbsgeschäftes  oder  üeber- 
nahme  von  sonstigen  Arbeiten  etc.),  braucht 
hier  nicht  untersucht  zu  werden.  Wir  wer- 
den sehen,  dass  die  verschiedenen  Erwerbs- 
zweige unter  Umständen  eine  abweichende 
Behandlung  der  dadurch  erworbenen  Glücks- 
güter bedingen.  Die  Hauptsache  ist  zu- 
nächst, dass  das  Kind  de  jiu^  eigenes  Ver- 
mögen haben  kann.  Was  das  römische  Recht 
mit  seiner  Pekulienlehre ,  insbesondere  mit 
dem  peculium  castrense,  quasi  castrense  und 
adventicium  nur  zögernd  und  widerwillig 
zugelassen  hatte,  ist  bei  uns  allgemeine 
Regel.  Es  ist  keinerlei  Grund  ersichtlich, 
welcher  dem  Schutzbefohlenen  Hauskinde 
die  Vermögensfähigkeit  rauben  sollte.  Die 
Schutzbedürftigkeit  des  Inhabers  bewirkt 
nur,  dass  sein  Vermögen  von  den  Eltern 
verwaltet  wird ;  und  die  enge  Beziehung 
zwischen  den  Eltern  und  dem  Kinde,  imd 
die  Wohlthaten  (Unterhalt,  Erziehung  etc.), 
welche  das  Kind  von  seinen  Eltern  empfängt 
oder  empfangen  hat,  lassen  es  gerechtfertigt 
erscheinen,  dass  mit  dem  Schutz  auch  eine 
entsprechende  Nutzung  des  Kindesver- 
mögens seitens  der  Eltern  verbunden  wird. 
So  steht  dem  Vater  (resp.  an  seiner  Statt 
der  Mutter)  regelmässig  die  Verwaltung  und 
Nutzniessung  des  Kindesvermögens  zu;  ganz 
ähnlich  wie  auch  kraft  Gesetzes  der  Ehe- 
mann das  eingebrachte  Gut  der  Frau,  ob- 
schon  es  in  deren  Eigentum  verbleibt,  zu 
verwalten  und  zu  nutzen  berechtigt  ist.  Vgl. 
den  Art.  Eheliches  Güterrecht  sub  V 
oben  S.  27 1  ff.  Auch  die  elterliche  Vermögens- 
verwaltimg und  Nutzniessung  ist  keine  freie, 
sondern  in  einen  bestimmten  Zweck 
gebunden.  Wie  für  die  Verwaltung  eine 
Anzahl  von  Vorschriften  gegeben  und  Schran- 
ken gesetzt  sind,  so  sind  auch  die  Einkünfte 
des  Kindesvermögens  nicht  schlechthin  zur 
freien  Verfügung  der  Eltern.  Die  Nutz- 
niessung ist  nicht  mit  dem  gewöhnlichen 
Niessbrauch  des  Sachenrechtes  zu  ver- 
wechseln, wenngleich  nach  §  1652  B.G.B.  ge- 
wisse Bestimmungen  des  letzteren  allerdings 
auch  auf  die  elterliche  Nutzniessimg  An- 
wendung finden.  Dem  lassen  sich  gleich 
viele  Abweichungen   gegenüberstellen.     Es 
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handelt  sich  um  eine  familienrechtliche  Be- 
fugnis des  betreffenden  Elternteils,  die 
wesentlich  einen  vormundschaftlichen  Cha- 
rakter hat.  Darum  endigt  sie  beispielsweise 
mit  dem  Bedürfnis  der  Bevormundung 
(s.  auch  §  1661),  ist  unübertragbar  und  un- 
pfändbar (5^  1658)  und  ist  endlich  mit  einer 
Anzahl  Pflichten  verbunden,  die  dem  ge- 
wöhnlichen Niessbrauch  nicht  in  dieser  Weise 
inhärieren.  Dahin  gehört  besonders  die 
Pflicht,  die  Kosten  des  Unterhalts  und  der 
Erziehung  des  Kindes  zu  tragen  —  eine 
Pflicht,  welche  den  Eltern  zwar  auch  an 
sich,  als  solchen,  oblieg,  hier  aber  zugleich 
als  eine  auf  der  NutzniCvSSung  ruhende  Last 
erscheint,  insofern  einmal  die  Eltern  den 
Erziohimgsaufwand  etc.  nicht  ausser  Ver- 
hältnis zu  den  Erträgnissen  des  Kindesver- 
mögens setzen  oder  ihn  dereinst  dem  Kinde 
in  Anrechnung  bringen  düHen,  andererseits 
mangels  gehöriger  Darreichung  des  Unter- 
halts die  Nutzniessung  selbst  verlieren. 
§  1666  Abs.  2.  Ebenso  haben  die  Eltern  als 
Nutzniesser  des  Kindes  Vermögens  ent- 
sprechend die  Lasten  dieses  Vermögens  zu 
tragen,  geradeso  wie  im  System  der  Ver- 
waltungsgemeinschaft der  Ehemann  als  Nutz- 
niesser des  Frauen guts.    §  1654. 

2.  Endlich  giebt  es,  wie  dort,  neben  dem 
der  Verwaltung  und  Nutzniessung  der  Eltern 
unter wortenen  auch  ein  sogenanntes  freies 
Kindesvermögen,  an  welchem  die  Nut- 
zung dem  Kinde  verbleibt.  Das  freie  Ver- 
mögen entspricht  dem  gesetzlichen  Vor- 
behaltsg^ut  der  Frau.  Für  die  Ausbildung 
dieses  freien  Kind  es  Vermögens  ist  die  Pe- 
kulienlehre  von  Einfiuss  gewesen.  Hier 
fand  man  die  Unterscheidung  zwischen  Ver- 
mögen, woran  dem  Kinde  die  Verwaltung 
und  Nutzniessung  zusteht,  und  solchem,  wo- 
ran (im  Anschluss  an  das  deutsche  Recht) 
der  Vater  die  Ven^'altimg  und  Nutzimg  hat. 
Das  in  Verwaltung  inid  Nutzniessung  des 
Vaters  stehende  Kindes  vermögen  hat  man 
dem  sogenannten  peculium  adventicium  re- 
guläre angeschlossen;  das  freie  Kindesver- 
mögen in  Anlehnung  an  das  peculium 
castrense,  quasi  castrense  und  adventicium 
irreguläre  entwickelt.  Doch  ist  die  Ver- 
wandtschaft des  imfreien  Kindesvermögens 
mit  dem  peculium  adventicium  reguläre  im 
Grunde  nicht  gn>8ser  als  die  Verwandt- 
schaft der  dos  mit  dem  eingebrachten  Gute 
der  Frau.  Beide  sind  aus  verschiedenem 
Geist  heraus  geboren,  niu:  künstlich,  in  der 
Struktur,  einander  angenähert  worden.  Wie 
das  Dotalsystem,  so  muss  auch  die  römische 
Pekidienlelire  heutzutage  in  das  juristische 
Antiquitätenkabinett  verwiesen  werden.  An- 
lehnung für  unser  Institut  finden  wir  in 
der  Behandlung  des  Frauenvermögens.  Ent- 
spricht das  unfreie  Kindesvermögen  dem 
eingebrachten  Gut  der  Frau,  so  lehnt  sich 


die  Behandlung  des  freien  Vermögens  natur- 
gemäss  an  die  des  weiblichen  Vorbehalts- 
gutes an.  Nur  dass  (seitdem  die  elterliche 
Gewalt  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten 
auf  den  Zeitraum  der  Minderjährigkeit  der 
Kinder  beschränkt  ist,  also  auf  eine  Zeit,  in 
welcher  den  Kindern  normalerweise  die 
Befugnis  und  Befähigimg  zur  selbständigen 
Verwaltung  ihres  Vermögens  überhaupt  ab- 
geht) sich  die  Befreiung  in  erster  Linie  auf 
die  elterliche  Nutzniessung  des  Kindes- 
vermögens beschränkt,  nicht  auch  auf  die 
Verwaltung  beziehen  kann.  §§  1650  ff.  B.G.B. 
Soll  auch  die  elterliche  Verwaltung  des 
Kindesvermögens  ausgeschlossen  sein,  so  ist 
dies  nicht  allein  eine  besondere  Verfügung, 
welche  für  sich  getroffen  werden  muss, 
sondern  sie  ist  auch  nur  in  viel  geringerem 
Umfang  zulässig  als  die  Befreiung  von  der 
elterlichen  Nutzniessung.  Nach  §  16B8  B.G.B. 
ist  der  Verwaltungsausschluss  nur  statthaft 
mit  Beziehung  auf  das  dem  Kinde  von  einem 
Dritten  unentgeltlich  unter  Lebenden  oder 
von  Todeswegen  zugewendete  Vermögen 
durch  Bestimmung  eben  dieses  Dritten  bei 
der  Zuwendung.  Es  muss  dann  zur  Ver- 
waltung ein  Pfleger  bestellt  werden  (§§  1628  ff., 
1909),  dessen  Funktion  sich  auf  den  zu- 
gewiesenen Vermögenskreis  (die  ursprüng- 
liche Zuwendung  einschliesslich  des  damit 
Erworbenen  und  der  eventuellen  Surrogate) 
beschränkt.  Den  Eltern  braucht  die  Nutz- 
niessung des  in  Sonderverwaltung  befind- 
lichen Vermögens  dabei  gai*  nicht  zu  fehlen. 
Sie  beziehen  in  diesem  Fall  die  Reineinkünfte 
nach  näherer  Bestinunung  des  §  1656  durch 
den  Pfleger.  So  sind  die  beiden  Zweige 
des  elterlichen  Vermögensrechts  heutzutage 
streng  geschieden.  Auch  sonst  werden  wir 
sehen,  dass  sie  jeder  für  sich  (einer  ohne 
den  anderen)  verloren  und  entzogen  werden 
können.  Nur  der  Verlust  der  elterlichen 
Gewalt  im  ganzen  hebt  beide  Befugnisse 
gleichmässig  auf.  Weil  die  Verwaltung  des 
Kindesvennögens  mehr  Pflicht  als  Recht 
der  Eltern  ist,  wird  auch  im  Falle  eines 
Ausschlusses  derselben  durch  Verfügimg  des 
zuwendenden  Dritten  die  Möglichkeit  vor- 
gesehen, statt  des  totalen  Ausschlusses  nur 
Anordnungen  für  die  Verwaltung 
vorzuschreiben,  die  dann  der  Vater  etc.  bei 
der  1^'ihnmg  der  Verwaltung  in  angemessener 
Weise  und  unter  Kontrolle  des  Vormund- 
schaftsgerichtes zu  befolgen  hat.    §  1639. 

Das  von  der  Nutzniessung  der  Eltern 
ausgeschlossene,  also  freie  Kindesvermögen 
kann  dagegen  so  umfangreich  sein  wie  auch 
das  Vorbehaltsgut  der  Frau.  Die  gesetzliche 
Regelung  stimmt  mit  dem  letzteren  im  all- 
gemeinen überein.  Freies  Vermögen  ist, 
was  das  Kind  durch  seine  Arbeit  oder  den 
ihm  gestatteten  Betrieb  eines  selbständigen 
Erwerbsgeschäftes  verdient;  die  zu  seinem 
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persönlichen  Gebrauch  bestimmten  Sachen 
(insbesondere  Kleider,  Schmucksachen  \md 
Arbeitsgeräte);  endlich  dtisjenige,  was  dem 
Kinde  von  einem  Dritten  luientgeltlich  (unter 
Lebenden  oder  von  Todeswegen)  mit  der 
Bestimmung  zugewendet  wird,  dass  es  der 
elterlichen  Nutzniossung  entzogen  sein  soll, 
und  die  Accessorien,  Zuwaclis  und  Surro- 
gate aller  dieser  Sachen.  §§  1650 — 1651. 
Auch  kommt  ein  freies  Kinde^vermögen  auf 
Grund  einer  Vereinbarung  mit  den  Kindern 
oder  einseitig  durch  Verzicht  des  bezugs- 
berechtigten Elternteiles  auf  die  Nutzniessung 
vor.  §  1662.  Doch  ist  diese  freiwillige 
Regelung  nur  gtUtig,  wenn  der  Verzicht 
durch  formelle  Erklärung  gegenüber  dem 
Vormundschaftsgerichte  stattgefunden  hat. 
Denn  ein  Accept  der  Kinder  würde  der  aU- 
gemeiuen  Rechtsstellung  derselben  und  der 
Natur  der  elterlichen  Etechte  widerppi-echen. 

3.  Die  Verwaltung  des  Kindesver- 
mögens wird  im  allgemeinen  nach  der  Art 
der  ehemännlichen  V'erwaltung  des  einge- 
brachten Gutes  der  Frau  geführt;  nur  dass 
mit  Rücksicht  auf  die  Minderjährigkeit  der 
Kinder  die  letzteren  kein  Zustimmungsrecht 
zu  wichtigeren  Verfügimgen  des  verwalten- 
den parens  haben  können,  wie  die  Frau; 
sondern  dass  an  dessen  Stelle  eine  Zustim- 
mung des  Vormund schaftv«?gericht8  treten 
mus8,  wie  bei  der  Vermögensverwaltung  des 
Vormunds.  Cf.  §  1613  B.G.B.  Bei  üeber- 
schreitimg  dieser  Schranke  duKih  den  ver- 
waltenden Eltemteil  sind  die  geschlossenen 
Geschäfte  in  derselben  Weise  unwirksam, 
wie  die  von  einem  Minderjährigen  ohne  die 
erforderliche  Zustimmung  des  gesetzlichen 
Vertreters  geschlossenen  Geschäfte  (§§  1829 
bis  1831).  Dagegen  ist  den  Eltern  em  weiterer 
Spielraum  für  ihre  Verwaltungstliätigkeit  ge- 
lassen als  dem  Vormund,  wie  das  der  Natur 
des  Verhältnisses  durchaus  entspricht.  Es 
sind  hiernach  die  Eltern  als  Verwalter  des 
Kindesvermögens  sogar  freier  gestellt  als 
der  Ehemaiui  bei  Verwaltung  des  einge- 
brachten Gutes  der  Frau:  Mobil iarveräusse- 
rungen  und  -Verpfändungen,  Cessionen  und 
dergleichen  sind  den  Eltern  nicht  untersagt 
und  an  keinerlei  Zustimmung  gebunden. 
Auf  der  anderen  Seite  dürfen  sie  gewisse 
Geschäfte  für  die  Kinder  überhaupt  nicht 
vornehmen:  sei  es  schlechthin,  wie  Schen- 
kungen (abgesehen  von  geringfügigen  und 
remuneratorischen  im  Sinne  des  §  1641), 
oder  beim  Vorliegen  kollidierender  Interessen 
(cf.  §§  1630,  1795,  1796)  wie  beim  Vor- 
munde. 

Eine  besondere  In ventarisationspf licht  in 
Ansehung  des  Kindesvermögens  liegt  den 
Eltern  beim  Tode  des  einen  Ehegatten 
mit  Bezug  auf  dessen  hinterlassenes  Ver- 
mögen —  bei  der  Wiederverheiratung  des 
Vaters  (einschliesslich  einer  eventuellen  Aus- 


einandersetzung mit  den  Kindern)  —  und 
im  Gefähnlefalle  auch  sonst  auf  Anordnung 
desVorraundschaftsgerichts  ob.  Vgl.  §§  1640, 
1669,  1667  B.G.B.  Die  Mutter  verliert  die 
elterliche  Gewalt,  wenn  sie  zu  einer  neuen 
Ehe  schreitet.  §  1697.  Ueber  den  ihr 
eventuell  für  die  Verwaltung  zu  bestellenden 
Beistand  s.  §§  1687  ff. 

Gelder  des  Kindes  sind  auch  von  den 
Eltern  als  Vermögensverwalt^r  mündelsicher 
anzuliegen,  soweit  nicht  das  Vormundschafts- 
gericht ein  anderes  gestattet.  Gegenstände, 
zu  deren  Veräusserung  die  Genehmigung 
des  Vormundscliaftsgerichts  erforderlich  ist, 
düi'fen  dem  Kinde  nicht  ohne  eine  solche 
zur  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  oder 
zu  freier  Verfügung  überla.ssen,  —  Erwerbs- 
geschäfte für  das  Kind  nicht  ohne  Genehmi- 
gung neu  begonnen  werden.  §§  1642,  1644 
bis  1645.  Die  Haftung  der  Eltern  als  Ver- 
walter beschränkt  sich  abei*,  wie  die  des 
Ehemannes,  auf  eine  solche  für  diligentia 
quam  in  suis  rebus.     §  1664. 

Obgleich  die  Eltern  als  gesetzliche  Ver- 
treter des  Kindes,  also  im  allgemeinen  in 
dessen  Namen  handeln,  findet  doch  auch, 
wenn  letzteres  nicht  geschehen  resp.  hervor- 
getreten ist,  wie  bei  dem  eingebrachten  Gut 
der  Frau  eine  gesetzliche  Surrogation  des 
Eigentums  statt,  wenn  d(?r  Vater  etc.  beweg- 
liche Sachen  und  dergleichen  oder  Rechte, 
zu  deren  üebertragung  der  Abtretungsver- 
trag genügt,  mit  Mitteln  des  Kindes  erworben 
hat.  Die  betreffenden  Gegenstände  werden 
also  mit  dem  Erwerbe  sofort  wieder  (und 
zwar  im  Zweifel)  Eigentum  des  Kindes;  es 
sei  denn,  dass  der  Vater  l»ei  dem  Erwerbe 
nicht  für  Rechnung  des  Kindes  handeln 
wollte.     §  1646. 

Schliesslich  kann  die  Vermögensverwal- 
tung nicht  bloss  mit  der  Beendigung  der 
elterlichen  Gewalt,  sondern  auch  für  sich 
ihr  Ende  erreichen,  wenn  der  Gewalthaber 
in  Konktirs  gerät  (mit  der  Rechtskraft  des 
Ei-öffnungsbeschlusses) ,  oder  diu-ch  Ent- 
ziehung seitens  des  Vormundschaftsgerichts. 
Vgl.  §§  1647,  1666  Abs.  2,  1670  (Wieder- 
verleihung nach  Ermessen ;  —  im  Konkurs- 
fall erst  nach  Beendigung  des  Konkursver- 
fahrens). Es  wird  eine  Pflegschaft  eingeleitet. 
Den  Abschluss  der  Vermögensverwaltung 
bildet  selbstverständlich  die  Herausgabe  des 
Vermögens  mit  RfH'hnungslegimg,  Ersatz  und 
Erstattung  der  Impensen  (soweit  die  letzteren 
nicht  als  Korrelat  der  Nutzniessung  des 
Kindesvermögens  dem  Verwalter  zur  Last 
fallen)  nach  allgemeinen  Grundsätzen.  Nach 
Beendigimg  der  Verwaltungsbefugnis  bona 
fide  geschlossene  Geschäfte  sind  für  das 
Kindesvermögen  wirksam.  Nach  dem  Tode 
des  Kindes  dürfen  notwendige  Vorkehrungen 
überhaupt  noch  getroffen  werden.  §§  1681 
bis  1683. 
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4.  Die  elterliche  Nutzniessung  des 
(unfreien)  Kindesvermögens  entspricht  im 
wesentlichen  derjenigen  des  Ehemannes  am 
eingebrachten  Gut  der  Frau.  Von  den  diesem 
Nutzungsrechte  inhärierenden  Lasten  und 
seiner  (familienrechtlichen)  Unüberti-agbarkeit 
war  schon  die  Rede.  Die  Vorschriften 
(§§  1652,  1654—55,  1658)  entsprechen  we- 
sentlich denjenigen  für  den  Ehemann.  Fehlt 
dem  Nutzungsberechtigten  die  elterliche 
Vermögensverwaltung,  so  darf  er  die  Nut- 
zimgen  nicht  selbst  ziehen,  sondern  muss 
sich  den  Reingewinn  von  dem  Verwalter 
herausgeben  lassen.    §  1656. 

Uebrigens  ist  auch  dieser  Niessbrauch  ein 
sogenannter  Dispositionsniessbrauch ,  d.  h. 
mit  einer  beschränkten  Verfügungsbefugnis 
des  Berechtigten  über  die  Substanz  des  Ver- 
mögens verbimden.  Dies  ist  gegenüber  dem 
SteUvertretungs-  und  Surrügations])rincip 
(s.  oben)  von  grosser  Wichtigkeit.  Der  Vater 
etc.  darf  (ähnlich  wie  der  Ehemann  nach 
§  1376  ff.)  über  gewisse  Stücke  des  Kindes- 
vermögens für  sich  verfügen.  Er  darf 
die  verbrauchbaren  Sachen  für  sich  ver- 
brauchen oder  veräussern,  und  zwar  allein; 
bei  Geld  bedai-f  er  dazu  der  Genehmigung 
des  Vormundschaftsgerichts.  Er  hat  dann 
nur  bei  Beendigung  der  Nutzniessung  den 
Wert  der  fehlenden  Sachen  zu  erstatten, 
üeber  den  Rahmen  ordnungsmässiger  Ver- 
waltung geht  dieses  Dispositionsrecht  nicht 
hinaus,  widrigenfalls  der  £]rsatz  sofort  zu 
leisten  ist.    §  1653. 

Schulden  dos  Kindes  verhaften  sein  Ver- 
mögen, gleichgültig  aus  welchem  Grunde 
sie  (wenn  nur  gültig)  entstanden  sind.  Sie 
sind  also  aus  dem  Kindesvermögen  ohne 
Rücksicht  auf  die  elterliche  Nutzniessung 
beizutreiben.  Für  die  etwaigen  von  den 
Eltern  in  Ausübung  ihres  Dispositionsniess- 
brauchs  verbrauchten  oder  veräusserten 
Sachen  können  die  Gläubiger  des  Kindes 
daher  sofort  Ersatz  verlangen.  §  1659.  Hin- 
sichtlich der  Früc^hte  des  Kindes  Vermögens 
entscheidet  für  den  Zugriff  der  Gläubiger, 
ob  die  Früchte  bereits  ins  Eigentum  des 
Nutzniessers  übergegangen  sind  oder  dem 
Kinde  noch  gehören.  Füi*  die  Schulden  des 
parens  haftet  das  Kindesvermögen  nicht, 
gleichviel  ob  die  betreffende  Schuld  im 
Interesse  des  Kindes  kontrahiert  war  oder 
nicht.  —  Hat  übrigens  die  Bezahlung  irgend 
einer  Schuld  aus  einem  anderen  Ver- 
mögen skomplexe  stattgefunden  als  aus 
demjenigen,  welchem  sie  hiernach  eigent- 
lich zugehörte  (was  auch  für  das  Ver- 
hältnis des  freien  und  unfreien  Kindes- 
vermögens zutrifft),  so  findet  zwischen 
den  Elteni  und  dem  Kinde  eine  Ausglei- 
chung statt,  ähnlich  derjenigen  der  Ehe- 
gatten für  Schulden  unter  einander.  S.  da- 
riiber    §§    1660    und   Cit.    sowie   den   Art. 


Eheliches  Güterrecht  sub  V,  5  oben 
S.  274  ff. 

Die  elterliche  Nutzniessung  kann  auch 
für  sich  endigen,  und  zwar  einmal  durch 
den  schon  erwähnten  Verzicht  des  parens, 
kon sentierte  Heii-at  der  Tochter,  dann  auch 
diu-ch  Entziehung  seitens  des  Vormund- 
schaftsgerichts wegen  Gefährdung  des  Unter- 
halts des  Kindes.  §§  1661,  1662  und  1666 
Abs.  2.  lieber  die  Folge  der  Endigimg  für 
schwebende  Mietverhältnisse  s.  §  1663  B.G.ß. 

3.  Von  der  elterlichen  Gewalt  on- 
abhän^ges  F.  Nicht  aUe  familiengüter- 
rechtlichen  Beziehungen  zwischen  den  Eltern, 
und  Kindern  können  an  den  Bestand  der 
elterlichen  Gewalt  angeknüpft  werden.  Da- 
für ist  deren  Zeitgrenze  zu  kurz.  Wie  in 
persönlicher,  so  stehen  sich  auch  in  ver- 
mögensrechtlicher Hinsicht  Eltern  und  Kin- 
dern nach  erlangter  Volljährigkeit  der  letzteren 
nicht  fremd  gegenüber ;  die  Bande  des  Bluts 
machen  noch  weiter  ihre  Rechte  geltend  — 
Rechte,  welche  der  Staat  nicht  ignorieren 
darf.  Immerhin  sind  die  auf  dem  Familien- 
band in  dieser  weiteren  Beziehung  ruhenden 
Rechtsverhältnisse  von  denjenigen,  die  aus 
der  elterlichen  Gewalt  folgen,  genau  zu 
unterscheiden. 

1.  Zu  dem  in  Rede  stehenden  weiteren 
FamiliengüteiTechtskomplex  lässt  in  ge- 
wissem Sinne  sich  auch  zählen  die  gesetz- 
liche Unterhaltspflicht,  die  zwischen 
Eltern  und  Kindern  besteht.  Jedoch  er- 
streckt sich  die  Unterhaltspflicht  auf  alle 
Ascendenten  und  Descendenten  ohne  Rück- 
sicht auf  Gradesnähe.  Sie  beruht  also  zwar 
auch  auf  den  Banden  des  Bluts  und  einem 
dadurch  geschaffenen  natürlichen  und  sitt- 
lichen Verhältnis  der  betreffenden  Personen 
zu  einander,  setzt  aber  einen  weiteren  Fa- 
milienbegriff voraus,  als  wie  er  gewöhnlich 
angenommen  wird.  Mit  Rücksicht  darauf 
sowie  aus  anderen  Gründen  kann  man  zwei- 
feln, ob  das  gesetzliche  Alimentationsrecht 
der  Verwandten  dem  Familiengüten'echt^ 
wie  wir  es  hier  verstehen,  überhaupt  zu- 
zuordnen sei.  Auf  den  Banden  des  Bluts 
im  obigen  Sinne  und  der  dadiux)h  ge- 
schaffenen Beziehung  bestimmter  Personen 
zueinander  beruht  schliesslich  auch  das  ge- 
setzliche Erbrecht  der  Verwandten,  das 
zweifellos  dem  Familiengüterrecht  nicht 
einzugliedern  ist.  Was  die  gesetzliche  Unter- 
haltspflicht anlangt,  so  ist  sie  ihrer  Natur 
nach  ein (ge8etzliches)Schuld  Verhältnis, 
das  von  den  neueren  Gesetzbüchern  und  so 
auch  vom  B.G.B.  nur  deshalb  in  das  Familien- 
recht gestellt  wird,  weil  die  betreffenden 
Ansprüche  das  Verwandtschaftsverhältnis 
zmr  Grundlage  haben.  Wie  die  auf  Gniod 
dinglicher  Rechtsverhältnisse  entstehenden 
Ansprüche  im  Sachenrecht  abgehandelt  wer- 
den, so  die  auf  der  verwandtschaftlichen  Ba- 
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ßis  beruhenden  im  Familien  recht.  S.  §§  1589  ff., 
1601  ff.  Terwandtscliaft  ist  aber  noch  nicht 
Familie  (im  Wortsinn  wie  in  dem  von  uns 
bisher  gebrauchten  Sinne),  obschon  die  Motive 
(IV  S.  677)  hier  beides  durch  einander  werfen. 
Es  hiesse  den  Begriff  unseres  Familiengüter- 
rechts ins  Ungemessene  erweitern  und  aller 
Bestimmtheit  berauben,  wollten  wir  diese 
und  andere  unter  Blutsverwandten  noch  vor- 
kommenden vermögensrechtlichen  Beziehun- 
gen in  den  Begriff  hineinziehen.  Das  ge- 
setzliche Aliraentationsrecht  ist  unter  dem 
weiteren  Gesichtspunkt  der  Verwandtschaft : 
abzuliandelu.  Insoweit  es  zwischen  Eltern 
und  Eandem  besteht,  ist  daher  lediglich  auf 
diesen  (den  allgemeinen)  Sitz  der  Materie  zu 
verweisen. 

2.  Dagegen  giebt  es  einige  weitere,  nur 
zwischen  Eltern  und  Kindern  ohne  Rück- 
sicht auf  elterliche  Gewalt  und  Volljährig- 
keit vorkommende  Rechtsverhältnisse,  die 
hier  Erwähnung  finden  müssen.  Dahin  ge- 
hört vor  allem  die  Verpflichtimg  der  ziun 
elterlichen  Haushalt  gehörigen  Kinder,  soweit 
sie  entweder  noch  von  den  Eltern  erzogen 
wenlen  oder  ihren  Unterhalt  im  elterlichen 
Hause  empfangen,  als  billigen  Lohn  dafür 
unentgeltlich  Dienste  im  Haus- 
wesen oder  im  elterlichen  Geschäft 
zu  leisten,  vorausgesetzt,  dass  diese 
Dienste  den  Kräften  und  der  allgemeinen 
Lebensstellung  der  Kinder  entsprechen. 
Z.  B.  wenn  der  Sohn  als  Geistlicher,  Schul- 
amts- oder  Rechtskandidat,  solange  er  un- 
entgeltlich beschäftigt  winl,  Wohnung  und 
Unterhalt  im  elterlichen  Hause  erhält,  kann 
der  Vater  ihn  nicht  in  seinem  Geschäft  als 
Laufburschen  verwenden.  Wohl  aber  würde 
er  es  können,  wenn  etwa  der  Sohn  bei  einem 
Handwerker  etc.  in  der  Lehre  ist.  Die  Ver- 
pflichtung ist  eine  vermögensrechtliche,  keine 
bloss  persönliche.  Die  Unentgeltliclikeit  der 
Dienstverpflichtung  ist  das  Wesentliche  und 
tritt  dalier  selbst  dann  ein,  wenn  die  be- 
treffenden Dienstleistimgen  sonst  still- 
schweigend honoriert  zu  werden  pflegen, 
wenn  also  in  anderen  Fällen  von  selbst  ein 
dahin  gehender  Anspruch  existiert.  Ja  selbst 
das  aus  den  in  Rede  stehenden  Dienst- 
leistungen vom  Hauskind  anderweitig  Er- 
w^orbene  muss  aus  diesem  Grunde  den  Eltern 
herausgegeben  werden.     §  1617  B.G.B. 

3.  JÖit  der  Volljährigkeit  des  Kindes  und 
der  Endigung  der  elterlichen  Gewalt  wird 
das  gesamte  Vermögen  des  Kindes  frei,  es 
erlöschen  alle  irgendwie  daran  bestandeneu 
früheren  Rechts-  imd  Verwaltungsbeschrän- 
kungen. Gehört  aber  das  Kind  danach  noch 
weiter  dem  elterlichen  Hausstand  an,  so 
besteht  in  vermögensreclitlicher  Beziehimg 
ein  ähnli(^hes  Verhältnis  des  Zusammenlebens 
wie  zwischen  Ehegatten  im  Falle  der  Güter- 
trennung.   Zwar  sind  die  Kinder  nicht  wie 


die  Ehefrau  V(»i7)flichtet ,  den  Eltern  aus 
ihrem  Vennögen  zur  Bestreitung  der  Kosten 
des  Haushalts  Beiträge  zu  leisten  (dazu 
müssten  die  Voraussetzungen  der  gesetzlichen 
Alimentationspflicht,  also  insbesondere  Be- 
dürftigkeit der  Eltern  vorliegen),  aber  die 
nahe  Familienbeziehung  der  Beteiligten  recht- 
fertigt hier  wie  dort  freiwillige  Bei- 
träge; —  ebenso  wie  auch  häufig  eine  frei- 
willige weitere  Ueberlassung  der  Vermögens- 
verwaltung seitens  des  Kindes  an  den  Vater 
oder  die  Mutter  vorkommt,  besonders  wenn 
diese  die  Verwaltung  bis  zur  Grossjährigkeit 
des  Kindes  geführt  hatten.  In  allen  diesen 
Fällen  nun  entsi)richt  es  der  natürlichen 
Auffassung  und  der  vermutlichen  Intention 
der  Parteien,  dass  die  betreffende  Zuwen- 
diuig  von  Seiten  des  Kindes  ersatzlos 
gemacht,  —  mit  der  Verwaltungsüber- 
lassung die  Ermächtigung  zum  freienBe- 
zug  d  erEinkünfte  des  verwalteten  Ver- 
mögens durch  die  Eltern  verbunden  sein 
soU.  Gleichgültig  ist  hier,  ob  das  Kind  noch 
den  Unterhalt  im  elterlichen  Hause  bezieht: 
die  Zuwendung  hat  nicht  den  Charakter 
einer  Gegen-,  sondern  vielmehr  den  einer 
unentgeltlichen  remuneratorischen  Leistung. 
Die  Eltern  resp.  derjenige  von  ihnen,  dem 
die  Vermögensverwaltung  überlassen  wurde, 
kann  daher  die  Einkünfte  des  verwalteten 
Vermögens  nach  freiem  Ermessen  verwenden, 
soweit  sie  nicht  nac»h  den  Gnindsätzen 
ordnungsmässiger Verwaltung  in  die  Substanz 
zu  verwenden  oder  zu  laufenden  Ausgaben 
der  Verwaltung  selbst  oder  des  Kindes  bereit 
zu  halten  sind.  Eine  Rechnungsablegung 
findet  also  bei  Endigung  des  Zustands  nur 
hinsichtlich  der  Substanz  des  überlassenen 
Vermögens  statt.     §§  1618—19. 

4.  Töchter  haben  einen  Rechtsanspruch  auf 
die  Gewährung  einer  Aussteuer  seitens 
der  Eltern,  sofern  diese  unter  Berücksichti- 
gung ihrer  sonstigen  Verpflichtungen  und 
ohne  Gefährdung  ihi-es  standesmässigen 
Unterhaltes  dazu  im  stände  sind,  —  auch  die 
Tochter  nicht  selbst  ausreichendes  Vermögen 
besitzt.  Objekt  der  Aussteuer  ist  eine  zur 
Einrichtung  des  Haushalts  angemessene 
Zuwendung  (Geld  oder  Hausrat).  Nach 
Analogie  der  gesetzlichen  Alimentations- 
pflicht geht  der  Anspruch  zunächst  gegen 
den  Vater,  subsidiarisch  gegen  die  Mutter. 
Die  Leistung  kann  verweigert  wenlen,  wenn 
sich  die  Tochter  ohne  die  erforderliche  elter- 
liche Einwilligung  verheiratet ;  wenn  sie  erb- 
unwürdig ist  in  dem  Masse,  dass  ihr  auch 
der  gesetzliche  Pflichtteil  entzogen  werden 
könnte,  und  wenn  sie  schon  einmal  ausge- 
steuert worden  ist.  Auf  der  anderen  Seite 
ist  der  Dotationsanspruch  unübertragbar  und 
unpfändbar,  verjähi-t  aber  vom  Eheschluss 
der  Tochter  ab  in  einem  Jahre.  Er  soll 
eben  die  Heirat  unbedingt,  aber  auch   nur 
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diese  erleichtern.  §§  1620—1623.  Die  Aus- 
bildung der  Söhne  zu  einem  Lebensberuf 
^dcos  Korrelat  der  Aussteuer)  ist  unter  dem 
ijesichtspunkt  der  gesetzlichen  Alimenta- 
tionspflicht gleichfalls  eine  civilrechtliche 
Verpflichtung  der  Eltern.     §  1610  Abs.  2. 

5.  Verschieden  von  der  Aussteuer  ist  die 
Gewähnmg  einer  Ausstattung  an  Söhne 
oder  Töchter  mit  Eücksicht  auf  die  Heirat 
oder  eine  anderweitige  separata  oeconomia 
(mag  es  sich  um  die  Erlangung  einer  selb- 
ständigen Lebensstellimg,  die  Begründung 
einer  besonderen  Wirtscliaft  oder  um  die 
Erhaltung  der  einen  oder  anderen  handeln). 
Zu  einer  derartigen  Ausstattung  der  Kinder 
(die  übrigens  auch  nach  der  Heirat  gesche- 
hen kann)  besteht  für  die  Eltern  keinerlei 
Verpflichtung-  doch  soll  die  Zuwendung, 
wenn  sie  erfolgt  (mit  Rücksiclit  auf  die  hier 
anerkannte  moralische  oder  Liebespflicht), 
nicht  als  Schenkung  angesehen  werden,  in- 
soweit nicht  die  Gabe  die  nach  den  Um- 
ständen angemessene  Höhe  übersteigt.  Nur 
die  Gewährleistungspflicht  ist  unbedingt  auf 
das  für  Schenkungen  bestimmte  Mindestmass 
herabgesetzt.  Verwaltet  der  Geber  kraft 
elterlicher  Gewalt  oder  als  Vormund  eigenes 
Vermögen  des  Kindes,  so  ist  überhaupt  nicht 
auf  eine  Zuwendung  zu  interpretieren,  viel- 
mehr in  erster  Linie  anzuneiimen,  dass  die 
Ausstattung  dem  Kinde  aus  dessen  eigenem 
Vermögen  gegeben  worden  sei,  so  dass  der 
Gewalthaber  demnächst  bei  Ausantwortung 
dieses  Vermögens  den  Betrag  der  Ausstat- 
tung vorweg  abziehen  darf.  Den  Gegenbe- 
weis (dass  die  Zuwendung  aus  dem  elter- 
lichen Vermögen  erfolgte)  hat  das  Kind  zu 
führen.     §§  1624—25. 

6.  Wenn  die  Eltern  in  Gütergemeinschaft 
gelebt  haben,  so  ist  nach  dem  Tode  des 
einen  Ehegatten  eine  Fortsetzung  der  Ge- 
meinschaft seitens  des  überlebenden  Eltern- 
teiles mit  den  Kindern  mögüch:  fortge- 
setzte Gütergemeinschaft.  Bei  all- 
gemeiner Gütergemein scliaft  findet  dieser 
Zustand  sogar  gesetzlich  ohne  weiteres  statt ; 
ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  der  Kinder, 
ja  selbst  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  viel- 
leicht einzelne  dereelben  inzwischen  ver- 
storben und  von  ihren  Descendenten  beei'bt 
worden  sind.  §  1483  ß.G.B.  Bei  partieller 
Gütergemeinschaft  der  Eltern  tritt  die  Fort- 
setzung nur  ein,  wenn  sie  entweder  von  den 
Kindern  mit  dem  überlebenden  Ehegatten 
bedungen  wird  oder,  wie  bei  der  Fahmis- 
gemeinschaft,  schon  im  Ehevertrag  der  Eltern 
vorgesehen  war.  Siehe  §  1557  und  den  Art. 
Eheliches  Güterrecht  a.  a.  0.  Selbst- 
refiend  beschränkt  sich  in  den  letzteren 
FäUen  die  Fortsetzung  auf  die  Güter,  mit 
Bezug  auf  welche  schon  zwischen  den  Eltern 
die  Gemeinschaft  bestand,  während  im  übri- 
gen  die  Kinder  und    sonstigen   Erben    des 


verstorbenen  Ehegatten  an  dem  Vermögen 
des  letzteren  ihr  gewöhnliches  Erbrecht 
geltend  machen  können.  Dasselbe  gilt  auch 
neben  allgemeiner  Gütergemeinschaft  der 
Eltern  mit  Bezug  auf  etwaige  Sondergüter 
des  vei*storbenen  Ehegatten.  Die  fortgesetzte 
Gütergemeinschaft  hat  mit  der  sonstigen 
Erbfolge  in  das  Vermögen  des  vorverstorbe- 
nen Ehegatten  und  dessen  Auseinanderset- 
zung nichts  zu  thun;  sie  enthält  eine  voll- 
kommen selbständige  Regelung  für  die  in 
die  bisherige  elterliche  Vermögensgemein- 
schaft gefallenen  Gegenstände.  Sind  also 
die  Kinder  noch  minderjährig,  so  kommen 
mit  Bezug  auf  diese  Gegenstände  die  oben 
entwickelten  Grundsätze  über  freies  imd 
unfreies  Kindes  vermögen  nicht  Eur  Anwen- 
dung :  die  Gemeinschaft  der  Kinder  mit  dem 
überlebenden  Elternteil  wird  nach  besonderen 
(einheitlichen)  Grundsätzen  verwaltet.  An- 
dererseits treten  die  letztgenannten  Grund- 
sätze auch  dann  ein,  wenn  die  Kinder 
grossjährig  sind;  sie  beruhen  eben  nicht 
auf  der  elterlichen  Gewalt,  sondern  auf  der 
natürlichen  und  ethischen  Grundlage  dieser 
Gemeinschaft. 

a)  Die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  des 
überlebenden  Ehegatten  findet  nur  mit  seinen 
Kindern,  Enkeln  u.  s.  w.  aus  der  Ehe  mit 
dem  vorverstorbenen  Ehegatten 
statt.  Also  mu*  mit  den  gemeinschaft- 
lichen Abkömmlingen  wird  die  bisherige 
Gütergemeinschaft  fortgesetzt.  Die  Kinder 
(resp.  anstatt  eines  vorverstorbenen  Kindes 
dessen  gesetzliche  Erben)  treten  an  Stelle 
des  verstorbenen  Ehegatten  in  die  Gemein- 
schaft ein,  so  wie  sie  sich  in  dem  betreffen- 
den Augenblicke  befindet.  Das  eben  ist  die 
wirtschaftliche  und  ethische  Bedeutimg  des 
Vorganges,  dass  in  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen nichts  geändert  wird.  Auch  recht- 
lich ist  der  Eintritt  der  Kinder  in  die  Ge- 
meinschaft keine  erbschaftliche  Succession. 
Das  bringt  §  1483  B.G.B.  deutlich  zum  Aus- 
druck: der  Gemeinschaftsanleil  des  ver- 
storbenen Ehegatten  wird  nicht  als  Nach- 
lass  angesehen.  Unmittelbare  Folge  davon 
ist,  dass  die  Kinder  nicht  in  die  pereönliche 
Haftung  ihres  parens  für  die  Gesamtguts- 
verbindlichkeiten eintreten  (s.  u.).  Anderer- 
seits werden  die  nicht  gemeinschaftlichen 
Abkömndinge  (Stiefkinder)  durch  den  Ein- 
tiitt  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  in 
ihrer  RechtssteDung  in  keiner  Weise  be- 
rührt. Ihr  Erbrecht  und  der  Erbanteil  der- 
selben an  dem  zurückgelassenen  Vermögen 
ihres  parens  wird  genau  so  bestimmt,  als 
wenn  die  fortgesetzte  Gütergemeinscliaft 
gar  nicht  existierte.  Mit  anderen  Worten,  so- 
weit das  übrige  Vermögen  des  Erblassers 
zu  der  Abfindung  dieser  Kinder  nicht  aus- 
reicht,  sind  sie  aus  der  Gesamtmasse  zu  be- 
friedigen.    Dadurch  winl  also  die  letztere 
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ovt^ntnell  lun  soviel  vorringert.    §§  14H3  i.  f. 
1485.      Ei*stehelicho  Kinder  des   üborleben- 
«lon    Ehe^tten    sind   von   der   fortgesetzten 
Grütergemeinschaft  gänzlich  ausgeschlossen. 
b)    Wo  das  VtThältnis  der  fortgose^tzten 
(TÜtergenaeinschaft  in  seiner  reinsten  Gestalt 
auftritt  —  also  im  Anschluss  an  aDgemeine 
Gütergremeinschaft  der  Eltern  — ,   wii-d  sie 
nicht   durch   besonderes  Rechtsgeschäft  ein- 
^•t »führt,     sondern    ist    die    gesetzliche 
Folf^e    der  Auflösung  der  Ehe  durch  den 
Tod    des   einen  Ehegatten.    Doch  kann  der 
Eintritt    schon   iin  Ehevertrage  ausgeschlos- 
sen vferden ;  und  auch  einseitig  kann  der 
Ausschluss  durch  le^ztwillige  Verfügung  des 
vorversterbenden    Eheg-atten    herbeigeführt 
Av erden,  wenn  die  Voraussetzungen  voiliegen, 
unter  denen  dieser  Ehegatte  berechtigt  wäre, 
dem    überlebenden   den   Pflichtteil   zu    ent- 
ziehen, oder  wenn  er  bei  seinen  Lebzeiten  auf 
Aufhebung  der  Gütergemeinschaft  (also  auf 
Gütertrennung)  hätte  klagen  können.    Um- 
gekehrt kann  der  überlebende  Ehegatte  nach 
Eintritt  des  Todesfalls   die  Fortsetzung  der 
Gütergemeinschaft  ablehnen   —    nach   den 
Grundsätzen   über  die  Ausschlagung   einer 
angefallenen  Erbschaft.    Es  tritt  dann  die 
Auseinandersetzung    (Liquidation)    der    Ge- 
meinschaft nach  gewöhnlichen  Grundsätzen 
und  Erbteilung  ein.    Siehe   §§  1482,  1484, 
1508—1510  und  den  Artikel  Eheliches 
Güterrecht  a.  a.  0. 

c)  Auch  für  den  überlebenden  Ehegatten 
macht  sich  der  Ginindsatz  fühlbar,  dass  bei 
Fortsetzung  der  Gütergemeinschaft  der  An- 
teil des  vorverstorbenen  an  dem  Gesamtgut 
nicht  zu  seinem  Nachlasse  gerechnet  wird. 
Der  überlebende  Ehegatte  kann  also  an  die- 
sem Anteile  nicht  sein  gesetzliches  Erbrecht 
ansprechen.    An  dessen  Stelle  tritt  für  ihn 
das  aleatorische  Verhältnis  der  Fortsetzung 
der  Gemeinschaft.   Der  überlebende  Eltern- 
leil  und  die  Kinder  sitzen  von  nun  an  auf 
Gedeih  und  Verderb,  wie  einstmals    nach 
den  Principien  der  Gütergemeinschaft   die 
Eltern.     Alles  das    kann    durch  Privatver- 
füguDgen  nicht  abgeändert  werden.   Das  In- 
stitut der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft, 
so  wie  es  in  dem  Gesetz  geregelt  ist,  kann 
nur  entweder  ganz  eintreten  oder  ganz 
ausgeschlossen  resp.  vom  überlebenden 
Eliegatten  abgelehnt  werden.  Modifikationen 
sind  —  abzüglich  einiger,  die  sich  auf  den 
Ausschluss  eines  Abkömmlings  oder  auf  Ent- 
ziehung oder  Herabsetzung    seines   Anteils 
bei  der  Auseinandei-setzung    oder    auf   die 
Art  der  Teilung   beziehen   —   bei   diesem 
Verhältnis  unstatthaft.    Cf.  §§  1511—1518. 
Ausgeschlossen  ist  damit  insbesondere  auch 
die  Verbindung  der   fortgesetzten  Güterge- 
meinschaft mit  Einkindschaft,  insl)eson- 
dere  eine  Herübernahrae  der  erstehelichen 
Kinder  des  einen  Ehegatten  in  die   fortge- 


setzte Gütergemeinschaft  und  dergleichen. 
Der  Einkindsohaftsvertrag  als  solcher  ist 
überhaupt  beseitigt.  Von  unserem  Falle  ab- 
gesehen, können  die  materiellen  Wirkungen 
auf  andere  Weise  —  sei  es  diu-ch  Adoption 
der  betreffenden  Kinder,  sei  es  durch  Schlies- 
sung eines  Erbvertrages  (§§  2274ff.  B.G.B.) 
—  herbeigeführt  werden, 

d)  Das  Gemeinschaftsverhältnis  ist  bei 
der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  ein  dem 
Verhältnisse  der  ehelichen  Gütergemeinschaft 
durchaus  entsprechendes,  also  gleicjhfalls  eine 

^  Gemeinschaft  zu  gesamter  Hand.  Quoten 
;  des  überlebenden  Ehegatten  oder  einzelner 
Kinder  ti'cten  daran  in  keiner  Weise  hervor. 
Es  kann  daher  auch  kein  Abkömmling  über 
seinen  Anteü  eine  Verfügung  treffen;  aus- 
genommen der  Befugnis,  darauf  zu  verzich- 
ten, in  welchem  Fall  er  nur  für  seine  Per- 
son ausscheidet,  während  sein  Anteil  den 
übrigen  an  der  Gemeinschaft  beteiligten  Ab- 
kömmlingen zuwächst.  Das  Ausscheiden  des 
überlebenden  Ehegatten  fülirt  die  Auflösung 
der  fortgesetzten  Gemeinschaft  selbst  herbei. 
Entspi-echende  Wirkung  hat  der  Tod  eines 
Beteiligten.  Derjenige  des  überlel:>enden 
Ehegatten  führt  die  Auflösung  der  Güter- 
gemeinschaft selbst  herbei.  Der  Tod  eines 
der  anderen  Teilhaber  ändert  an  dem  bis- 
herigen Verhältnis  nichts.  Entweder  hinter- 
lässt  dieser  Teilhaber  erbberechtigte  Ab- 
kömmlinge; dann  treten  letztere  einfach  an 
seine  Stelle:  anderenfalls  wächst  wiederum 
der  Anteil  den  übrigen  Kindern  und  Des- 
c^endenten  als  Teilhabern  zu.  In  beiden 
FäUen  wird  (ohne  Aufwerfung  der  Quoten- 
frage) das  Gemeinschaftsverliältnis  fortge- 
setzt.    §§  1490—92,  1494. 

e)  Gegenstand  der  fortgesetzten  Güter* 
gemeinschaft  ist  zunächst  das  bisherige  Ge- 
samtgut bei  Auflösung  der  Ehe,  soweit  es 
nicht  zur  Abfindung  nicht  anteilsberechtig- 
ter Abkömmlinge  verwendet  werden  muss. 
Sodann  ist  principiell  Gesamtgut  sämtliches 
Vermögen,  welches  der  überlebende  Ehe- 
gatte nach  dem  gedachten  Zeitpunkte  resp. 
nach  Eintritt  der  fortgesetzten  Gütergemein- 
schait  erwirbt.  Dies  ist  als  Sicherungsmass- 
regel (gegen  Benachteiligimg  der  Kinder) 
vorgesclirieben.  Es  fäUt  daher  in  die  Ge- 
meinschaft auch  der  Erbteil  des  überleben- 
den Ehegatten  an  den  Sondergütern  des  vor- 
verstorbenen Elternteils,  ingleichen  jeder 
weitere  Erwerb  des  überlebenden  Ehegatten. 
Mit  anderen  Worten  die  Gemeinschaft 
ist  für  den  überlebenden  Ehegatten 
von  nun  an  eine  vollständige:  er  be- 
hält nur  die  Sondergüter,  die  er  von  früher 
her  besass,  bezw.  deren  Surrogate,  oder  was 
ihm  unentgeltlich  (unter  Lebenden  oder  von 
Todeswegen)  mit  der  Bestimmung  zuge- 
wendet winl,  dass  es  nicht  in  die  Güterge- 
meinschaft fallen  soll.   Auch  können  selbst- 
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verständlich  nicht  solche  Gegenstände  in  die 
Gemeinschaft  eintreten,  welche  durch  Rechts- 
geschäft nicht  übertragen  werden  können.  Da- 
ngen ist  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft 
;ür  die  Kinder(Abkömmlinge)  eine  nur 
artielle.  Sie  behalten  nicht  nur  ihr 
mdervermögen,  w^elches  sie  bei  Eintritt  des 
Gemeinschaftsverhältnisses  besassen,  sondern 
es  fällt  auch  das,  was  sie  vom  vorverstor- 
benen Elternleil  aus  dessen  anden\'eitigem 
Yermögen  ererbt  oder  sonst  nach  Eintritt 
der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  erwor- 
ben haben,  nicht  in  diese  Gemeinschaft. 
§§  1485—1486.  Solange  die  Kinder  minder- 
j^ig  sind,  kann  der  überlebende  Eltern- 
teil  an  diesem  Yermögen  die  oben  sub  2 
besprochenen  Rechte  haben.  Das  Gemein- 
schaftsverhältnis wird  dadurch  nicht  be- 
rührt. 

f)  Für  das  Gesamtgut  der  fortgesetzten 
Gütergemeinschaft  gelten  im  allgemeinen 
die  Regeln  der  ehelidien  Gütergemeinschaft. 
Der  überlebende  Eltemteil  hat  dabei  die 
Rechtsstellung  des  Mannes,  die  Kinder  (Ab- 
kömmlinge) haben  die  Rechtsstellung  der 
Frau.  Nur  fehlt  den  Kindern  das  selbstän- 
dige Yerfügiuigsrecht  über  die  Masse,  wel- 
ches der  Frau  neben  oder  an  Stelle  des 
Mannes  auf  Grund  ihrer  Schlüsselgewalt.  — 
in  Notfällen  (bei  Behindenmg,  Abwesenheit 
oder  ungerechtfertigtem  Widerspruch  des 
Mannes),  —  oder  infolge  des  Betriebes 
eines  selbständigen  Erwerbsgeschäftes  etc. 
bis  zu  gewissem  Grade  zusteht.  Cf.  §§  1450 
bis  1454,  1460  ff.  Die  Frau  nimmt  eben 
eine  andere  allgemeine  Rechtsstellung  im 
Hauswesen  ein  als  die  Kinder  (sie  hat  als 
Hausfrau  besondere  Befugnisse);  auch  ist 
die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  von  sel- 
ten der  Kinder  eine  so  viel  beschränktere 
als  bei  der  Frau,  dass  die  Yerfügungsmacht 
über  die  Masse  entsprechend  kleiner  sein 
muss.     §  1487. 

Demgemäss  nimmt  der  überlebende  Ehe- 
gatte das  Gesamtgut  in  seinen  Besitz  und 
verwaltet  es  selbständig  nach  den  in  ehe- 
güterrechtlicher Beziehung  für  den  Mann 
geltenden  Grundsätzen.  Zu  Yerfügui^n, 
welche  hiemach  der  Zustimmung  der  Sxau 
bedürfen,  hat  er  die  Zustimmung  der  Kinder, 
eventuell  ihres  gesetzlichen  Yertreters  resp. 
Pflegers  einzuholen.  Die  Haftung  des  über- 
lebenden Ehegatten  für  seine  Verwaltung 
ist  nicht  grosser  als  die  des  Ehemannes 
gegenüber  der  Frau.  Verwendungen  aus 
dem  etwaigen  Sondergut  des  überlebenden 
Ehegatten  in  die  Gesamtmasse  und  umge- 
kelirt  sowie  Bereicherungen  ohne  Rechts- 
grund unterliegen  der  Ausgleichung  bezw. 
der  Herausgabe  wie  bei  der  aDgemeinen 
Gütergemeinschaft.    §§  1455 ff.,  1466,  1487. 

Gesamtgutsverbindlichkeiten  sind  einmal 
diejenigen  Schulden,   welche   aus.  der   ur- 


sprünglichen Gemeinschaft  zwischen  den 
Eltern  herstammen  und  dort  Gesamtguts- 
schulden  waren,  sodann  sämtliche  Schulden 
des  überlebenden  Ehegatten  als  jetzigen 
»Herrn«  der  Gütergemeinscliaft,  —  nicht 
aber  die  Schulden  der  Kinder.  Wie  diese 
Teilhaber  nicht  über  die  Gemeinschaft  ver- 
fügen können  (s.  o.),  so  können  sie  dieselbe 
auch  nicht  mit  Schulden  belasten.  Für  die 
Gesamtgutsverbindlichkeiten  haftet  der  über- 
lebende Ehegatte  auch  persönlich  (also  mit 
seinem  Sondergut) ;  die  Kinder  (Abkömmlinge) 
nicht,  —  also  selbst  dann  nicht,  wenn  eine 
Gesamtgutsschuld  dereinst  von  selten  ihres 
parens  (des  vorverstorbenen  Ehegatten)  in 
die  Gemeinschaft  gefallen,  also  eigentlich 
dessen  Schuld  war.  Vielmehr  haftet  per- 
sönlich auch  für  solche  Schulden  der  über- 
lebende Ehegatte;  er  kann  sich  aber  von 
der  Haftung  für  diese  Schulden  wie  ein 
Erbe  befreien,  der  für  die  Nachlassschulden 
seines  Erblassers  nur  beschränkt  haftet :  also 
indem  er  die  betreffenden  Gläubiger  auf  den 
Bestand  der  Gesamtmasse  verweist.  §§  1488 
bis  1489.  Insoweit  die  Gesamtgutsverbind- 
lichkeiten von  dem  überlebenden  Ehegatten 
selbst  herrühren,  haftet  er  selbstverständlich 
fortdauernd  persönlich  und  hat  eventuell, 
wenn  sie  aus  dem  Gesamtgute  getilgt  wur- 
den, dem  letzteren  Ersatz  zu  leisten.  Um- 
gekehrt schuldet  die  Gütergemeinschaft  an 
ihn  Ersatz,  wenn  er  ihn  nicht  persönlich 
angehende  (d.  h.  nicht  von  ihm  herrührende) 
Gesamtgutsschulden  aus  seinen  Mitteln  (sei- 
nem Sondergute)  getilgt  hat  Diese  wechsel- 
seitigen Erstattungsansprüche  können  übri- 
gens, ebenso  wie  sonstige  Verwendungs- 
und Bereicherungsansprüche,  erst  nach  Be- 
endigung der  fortgesetzten  Gütergemein- 
schaft gätend  gemacht  werden  und  kommen 
meist  bei  der  Auseinandersetzung  zur  Ver- 
rechnung. Siehe  §§  1487  Abs.  2  und  1499 
bis  1500. 

g)  Die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft 
endigt  mit  dem  Tode  (auch  der  Todeser- 
klärung) des  überlebenden  Ehegatten,  — 
durch  Aufkündigung  seitens  des  letzteren 
nach  Massgabe  des  §  1492,  sowie  durch 
dessen  Wiederverheiratung.  Cf.  §§  1493 
bis  1494.  Der  Tod  einzelner  Kinder  oder 
sonstiger  beteüigter  Abkömmlinge  hat,  wie 
wir  sahen,  diese  Wirkung  nicht  Ebenso- 
wenig der  Austritt  (Verzicht)  einzelner  die- 
ser Beteiligten.  Die  Gemeinschaft  setzt  sich 
entweder  mit  den  Desoendenten  des  Weg- 
gefallenen oder  unter  den  übrigen  Beteilig- 
ten fort.  §§  1490—91.  Nur  der  Wegfall 
sämtlicher  Abkömmlinge  ohne  Repräsentanten 
wnlrde  das  Erlöschen  zur  Folge  haben  — 
die  Masse  in  der  Hand  des  überlebenden 
Ehegatten  als  dessen  ausschliessliches  Eigen- 
tum vereinigen.  Da  der  Austritt  von  Des- 
oendenten stets  als  vollkommener  Verzicht 
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derselben  auf  die  Gemeinschaft  wirkt,  so  dass 
an  Stelle  des  Verzichtenden  seine  Abkömm- 
linge nicht  treten  können  (§  1491  i.  f.),  so 
können  die  Kinder  eine  vorzeitige  Beendi- 
gung der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
mit  Aufteilung  der  Masse  nur  im  Wege  der 
Auflösungsklage  herbeiführen ;  und  zwar  im 
allgemeinen  aus  den  Gründen,  woraus  der 
Regel  nach  (bei  allgemeiner  Gütergemein- 
schaft) die  Frau  gegen  den  Mann  auf  Güter- 
trennung klagen  Irann.  S.  §  1495  (entsprechend 
dem  §  1468).  Hinzu  tritt  noch  der  Gnmd, 
dass  bei  dem  überlebenden  Ehegatten  Um- 
stände eingetreten  sind,  die  eine  Verwirkung 
seiner  elterlichen  Gewalt  über  die  Kinder 
zur  Folge  haben  oder  haben  würden,  wenn 
die  Kinder  zur  Zeit  noch  darunter  ständen. 
Andererseits  fällt  hier  der  Klagegrund  der 
Frau  aus  §  1468  Ziff.  5  weg,  weil  eine  Ge- 
fährdung des  späteren  Erwerbs  der  Kinder 
durch  (ks  Verhalten  des  überlebenden  Ehe- 
gatten mit  Beziehung  auf  die  Gütergemein- 
schaft nicht  möglich  ist.  Zur  zwangsweisen 
Auflösung  der  fortgesetzten  Gütergemein- 
schaft genügt  die  (siegreich  diuxjhgeführte) 
Klage  eines  oder  einiger  Abkömmlinge. 
Die  Gemeinschaft  endigt  alsdann  mit  der 
Rechtskraft  des  Auflösungsurteils  für  sämt- 
liche Beteiligten.    §  1496. 

An  die  Beendigung  des  Verhältnisses 
reiht  sich  die  Auseinandersetzung.  Für  die 
Daner  der  Liquidation  besteht  unter  den 
Teilhabern  das  Gesamthänderverhältnis  fort ; 
nur  verwalten  jetzt  die  Beteiligen  das  Ge- 
samtgut gemeinschaftlich.  Die  präponde- 
rierende  Stellung  des  überlebenden  Ehegatten 
ist  dahin.  Die  Beteiligten  führen  also  die 
Auseinandersetzung  gemeinschaftlich  herbei 
und  zwar  in  der  von  dem  Gesetz  dafür  be- 
stimmten Weise.  Vor  allem  können  sie  auch 
jetzt  nicht  einzeln  über  bestimmte  Gegen- 
stände oder  über  ihren  Gemeinschaftsanteil 
eine  Verfügung  treffen.  Die  Auseinander- 
setzung ist  nach  den  Regeln  über  die  Liqui- 
dation der  allgemeinen  Gütergemeinschaft 
herbeizuführen.  §§  1497  ff.  Von  dem,  was 
nach  Tilgung  der  Gesamtgutsverbindlich- 
keiten  übrig  bleibt,  erhält  der  überlebende 
Ehegatte  die  eine,  die  Kinder  (Abkönmilinge) 
die  andere  Hälfte.  Letztere  teilen  das  Em- 
pfangene unter  einander  nach  erbrechtlichen 
Grundsätzen.  Ausgleichungsansprüche  (s.  o. 
lit.  f.)  kommen  auf  die  verschiedenen  An- 
teile zur  Verrechnung.  §§  1499 ff.,  1503. 
Der  überlebende  Ehegatte  hat  kein  Erbrecht 
an  dem  Anteil  der  Kinder,  weil  dieser  An- 
teil als  Nachlass  des  vorverstorbenen  Ehe- 
gatten nicht  angesehen  wird.  Darum  haften 
die  Abkömmlinge  auch  jetzt  nicht  für  die 
aus  der  Person  dieses  Ehegatten  herrühren- 
den Gesamtgutsverbindlichkeiten.  Nur  in 
einem  Falle  haften  sie  persönlich:  wenn  den 
gesetzlich,    aufgestellten    Liquidationsgrund- 


sätzen zuwider  Gesamtgutsschulden 
vor  der  Teilung  nicht  berichtigt 
worden  sind.  Doch  beschränkt  sich  auch 
hier  (wie  bei  der  Lvniidation  der  allgemei- 
nen Gütergemeinschaft.)  die  Haftung  auf  die 
den  einzelnen  bei  der  Teilung  zugewiesenen 
Gegenstände  (nach  Massgabe  der  Vorschrif- 
ten für  den  Erben,  der  für  die  Nachlass- 
verbindlichkeiten nur  beschränkt  haftet).  Die 
hiemach  in  Anspruch  genommenen  Abkömm- 
linge haben  gegen  die  übrigen  Regress  pro 
rata  ihres  Anteils  am  Gesamtgut.  §§  1480, 
1504. 

Besondere  Umstände  können  eine  Modi- 
fikation der  Grösse  der  Anteile  herbeiführen. 
So  werden  Abfindungen,  die  ein  anteüsbe- 
rechtigter  Abkömmling  für  seinen  Verzicht 
auf  die  Gütergemeinschaft  erhalten  hat,  voi^ 
behaltlich  näherer  Festsetzungen  unter  den 
Beteiligten,  auf  den  Anteil  der  Kinder  ab- 
gerechnet; desgleichen,  im  Fall  des  letzt- 
willigen Ausschlusses  eines  Abkömmlings 
von  der  Gemeinschaft,  der  Pflichtteil,  den 
dieser  Abkömmling  abgesehen  von  der  (Ge- 
meinschaft (also  auch  gegenüber  den  darin 
verbleibenden  Gütern)  anzusprechen  hat 
§§  1501,  1511.  Umgekehrt  können  die  An- 
teile der  Teilhaber  (der  an  der  Gemeinschaft 
teilnehmenden  Descendenten)  durch  letzt- 
willige Verfügimg  des  verstorbenen  Ehe- 
gatten beschränkt  (bis  auf  die  Hälfte  herab- 
gesetzt), ja  bei  der  Auseinandersetzung  ein- 
zelnen Teilhabern  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ganz  entzogen  werden  (mit  oder 
ohne  Zuwendung  der  entzogenen  Beträge 
an  einen  Dritten).  Doch  kann  hiergegen 
wiederum  der  Descendent  eventuell  Ergän- 
zung des  Pflichtteils  nach  erbrechüichen 
Grundsätzen  fordern.  §§  1505, 1512  ff.  Wird 
die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  durch 
den  Tod  des  überlebenden  Eltemteiles  auf- 
gelöst, so  behalten  die  Abkömmlinge  auch 
ihr  gesetzliches  Erbrecht  in  den  zum  Nach- 
lasse des  parens  gehörigen  Gesamtgutsanteü. 
Erfolgt  die  Auflösung  dagegen  zu  Lebzeiten 
des  überlebenden  Elternteils,  so  hat  dieser 
das  Recht,  das  Gesamtgut  im  ganzen  oder 
einzelne  dazu  gehörende  Gegenstände  in 
natura  zu  übernehmen  und  die  Kinder  durch 
Ersatz  des  Wertes  abzufinden.  Dieses  Recht 
verliert  der  überlebende  Ehegatte  jedoch 
dann,  wenn  im  Rechtswege  gegen  ilm  auf 
Gütertrennung  erkannt  ist  Dieseufalls  kön- 
nen sogar  umgekehrt  die  Kinder  (Abkömm- 
linge) äle  diejenigen  Gegenstände  gegen  Er- 
satz des  Wertes  übernehmen,  welche  ihr  vor- 
verstorbener parens  (als  von  ihm  herrührend) 
in  natura  hätte  übernehmen  können.  Auch 
kann  vom  vorverstorbenen  Eltemteil  letzt- 
willig für  einen  oder  einzelne  Abkömmlinge 
angeordnet  sein,  dass  dieselben  bei  der  Auf- 
lösung der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft 
das  Recht  haben  sollen,  das  Gesamtgut  oder 
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bestimmte  dazu  gehörende  Gegenstände 
(ohne  Rücksicht  auf  deren  Provenienz)  gegen 
Ersatz  des  Wertes  zu  übernehmen.  §§  1502, 
1515ff. 

4.  Verniö^eii  »recht  der  unehelichen 
Kinder.     Uneheliche  Kinder   stehen   nach 
althergebrachter  Rechtsauffassung  ausserhalb 
der  Familie  des  Vaters;  sie  gehörten   aber 
schon    nach   römischem   Recht    und    vielen 
deutschen  Partikularrechten  zur  Familie  der 
Mutter.     Das  heisst,  sie    haben  in    dieser 
Familie,  also  nicht  bloss  im  Verhältnisse  zur 
Mutter  selbst,  die  Rechtsstelhmg  der  ehe- 
lichen Kinder.  Ebenso  bestimmt  jetzt  §  1705 
des  B.G.B.    Danach  würde  konsequent  nach 
dem  Sj^stem  dieses  Gesetzes  die  Mutter  auch 
die  elterliche  Gewalt  über  das  Kind  haben, 
da   der  Yater   resp.   die   familienrechtliche 
Beziehung  zum  Vater  fehlt.     Indessen  er- 
scliien   dies  nach  den  Erfahnmgen  des  Le- 
bens unzweckmässig.   Es  ging  nicht  an,  die 
Rechtsstellung  der  unehelichen  Mutter   so 
zu  steigern,  wie  die  der  ehelichen  Mutter 
durch    das  Gesetz    gesteigert    worden    ist. 
Der   dafür    ^Itend   gemachte   Grund    der 
natürlichen,  immer  gleichen  Mutterliebe  ist 
nicht  stichhaltig.   Die  Erfahrung  lehrt,  dass 
die  unehelichen  Kinder  nur  zu  oft  in  kör- 
perlicher "^ie  in  geistiger  Hinsicht  verwahr- 
lost  werden;    dass    die   Persönlichkeit  der 
Mutter   in   vielen  FäUen   nicht   die   nötige 
Garantie  dafür  bietet,  dass  die  Kinder  zu 
nützlichen  Gliedern  der  menschlichen  G^e- 
seUschaft  erzogen  und  dass  ihre  Rechte,  ins- 
besondere gegen  den  natürlichen  Vater,  ge- 
nügend gewahrt  werden.    Aus  allen  diesen 
Gründen  empfahl  es  sich  nicht,  der  unehe- 
lichen Mutter,  wie  der  ehelichen  nach  Weg- 
fall des  Vaters,  die  elterliche  Gewalt  einzu- 
räumen.    Vielmehr   erhält    das   uneheliche 
Kind  während  seiner  Minderjährigkeit  einen 
Vormund.   Damit  entfallen  in  güterrecht- 
licher Beziehung  für  die  uneheliche  Mutter 
die  oben  sub  2  erwähnten  Rechte  am  Ver- 
mögen des  Kindes.    Die  uneheliche  Mutter 
hat  als  solche  weder  die  Verwaltimg   des 
Kindesvermögens  noch  das  Recht  der  Nutz- 
niessung.     Letzteres   erhält    sie    selbstver- 
ständlich auch  dadurch  nicht,  dass  sie  (was 
möglich)  zur  Vormünderin  des  Kindes  be- 
stellt wird.    §  1707.   Die  abgesehen  von  der 
elterlichen  Gewalt  bestehenden  Eltern-  und 
Kindesrechte  —  die  Verpflichtung  zur  un- 
entgeltlichen   Leistung    häuslicher   Dienste, 
Aussteuer  etc.  (9.  oben  sub  3)  —  kommen 
im  Verhältnis    zur  Mutter  auch   hier  vor, 
soweit  dies  überhaupt  nach  Lage  der  Sache 
möglich  ist.    Ingleichen  der  gesetzliche  ün- 
terhaltsanspruch  zwischen  Mutter  und  Kind 
und     gegenüber     den     mütterlichen    Ver- 
wandten. 

In  der  Regel  haben  übrigens  die  unehe- 
lichen Kinder,  bevor  sie  selbständig  zu  er- 


werben anfangen,  kein  Vermögen.  Sie  sind 
also  regelmässig  selbst  alimentationsbedürf- 
tig. Während  die  gesetzliche  Alimentations- 
pflicht der  mütterlichen  Verwandten  sich 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  bestimmt, 
ist  hier  überdies  der  uneheliche  Er- 
zeuger, und  zwar  in  erster  Linie,  heran- 
zuziehen. §§  1708  imd  1709.  Wenn  also 
die  uneheliche  Erzeugung  dem  Vater  keine 
Rechte  gegenüber  dem  Kinde  giebt,  so  steht 
dem  doch  nicht  eine  Befreiung  von  allen 
Pflichten  gegenüber.  Im  Gegenteil  ist  das 
moderne  Recht  fortlaufend  bestrebt,  die 
Pflichten  des  unehelichen  Vaters  gegen  seine 
Kinder  zu  vermehren.  Dazu  ist  vor  allen 
Dingen  eine  unzweifelhafte  Feststellung  der 
Vaterschaft  erforderlich.  Diese  hat  das 
deutsche  Recht  (im  Gegensatz  zum  französi- 
schen) unbedingt  zugelassen.  Allerdings  ist 
die  Erzeugung  ein  innerer  Vorgang,  der  sich 
der  Wahrnehmung  und  damit  auch  dem 
direkten  Beweise  entzieht.  Das  Gesetz  regelt 
die  Frage  daher  zunächst  durch  eine  Prä- 
sumtion. Als  Vater  des  Kindes  gut  (vorbe- 
haltlich des  Gegenbeweises)  derjenige,  wel- 
cher der  Mutter  innerhalb  der  Empfängnis- 
zeit geschlechtlich  beigewohnt  hat.  Erwie- 
sene Beiwohnung  mehrerer  (exceptio  plurium 
concumbentium)  entkräftet  die  Vermutung; 
es  sei  denn,  aass  einer  seine  Vatersch^ 
nach  der  Geburt  des  Kindes  öffentlich  an- 
erkannt hätte.  Näheres  in  §§  1717—1718 
B.G.B.  Die  älteren  Rechte  wichen  in  die- 
sem Punkt  erheblich  von  einander  ab. 

Aus  der  Feststellung  der  Vaterschaft,  die 
von  der  Mutter,  dem  Kinde  selbst  oder 
sonstigen  Interessenten  betrieben  werden 
kann,  folgt  eine  Verpflichtung  des  unehe- 
lichen Erzeugers  auf  Ersatz  der  Kindbetts- 
kosten und  der  damit  in  Verbindung  stehen- 
den Auslagen  gegenüber  der  Mutter  (§§  1715 
biß  1716)  und  eine  Verpflichtung  gegen- 
über dem  Kinde  auf  dessen  Alimentation. 
§§  1708  ff.  Dem  Kinde  wird  der  Unterhalt 
geschuldet  auf  Grund  der  erwiesenen  na- 
türlichen Verwandtschaft;  nicht  etwa  der 
Mutter  auf  Grund  der  Schwängerung.  Die 
Mutter  kann  nur  eventuell  den  Anspruch 
als  gesetzliche  Vertreterin  des  Kindes  gel- 
tend machen.  Das  Kind  (bezw.  sein  Vor- 
mund) ist  der  Kläger.  Die  Alimentations- 
pflicht ist  gegenüber  dem  älteren  Recht  ver- 
schärft. Sie  umfasst  Gewährung  des  stan- 
desmässigen  (nicht  bloss  notdürftigen)  Unter- 
halts; freilich  bemessen  nach  der  Lebens- 
stellung der  Mutter  (mit  welcher  die  Ver- 
wandtschaft im  Rechtssinne  allein  besteht), 
und  nur  bis  zur  Vollendung  des  16.  Lebens- 
jahres des  Kindes,  es  sei  denn  dass  es  sich 
in  diesem  Zeitpunkt  infolge  körperlicher 
oder  geistiger  Gebrechen  nicht  selbst  zu 
unterhalten  im  stände  ist  Im  allgemeinen 
wird  also  angenommen,  dass  sich  das  Kind 
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mit  16  JaJiren  selbst  ernähren  könne.  Bis 
dahin  umfasst  aber  der  standesmässige  Un- 
terhalt den  ganzen  Lebensbedarf,  einschliess- 
lich der  Kosten  der  Erziehung  und  Vor- 
bildung des  Kindes  zu  einem  entsprechen- 
den Benife.  Die  Unterhaltspflicht  des  un- 
ehelichen Vaters  geht,  wie  gesagt,  derjenigen 
der  Mutter  und  mütterlichen  Verwandten 
des  Kindes  vor.  Ja,  diese  können  für  etwa 
Geleistetes  gegen  den  Vater  Regress  nehmen. 
Auch  wird  letzterer  nicht  durch  zeitweilige 
Leistungsunfähigkeit  oder  mangelnde  Be- 
dürftigkeit des  Kindes  befreit.  Der  Unter- 
halt ist  ratenweise,  in  Form  einer  Geldrente, 
und  pränumerando  zu  gewähren,  was  aber 
eine  nachträgliche  Beitreibung  (innerhalb 
der  Verjährungsgrenze)  nicht  ausschliesst. 
Durch  den  Tod  des  Vaters  erlischt  seine 
Verpflichtung  nicht;  wohl  aber  durch  den- 
jenigen des  Kindes,  soweit  es  sich  nicht  um 
bereits  verwirkte  Beträge  handelt  (diese  ge- 
hören zur  Erbschaft  des  Kindes).  Durch 
Vereinbarung  des  Vaters  mit  dem  Kinde 
resp.  seinem  gesetzlichen  Vertreter  kann 
unter  Zustimmung  des  Vormundwschaftsge- 
richts  an  Stelle  der  gesetzlichen  Bezüge  eine 
andere  Art  der  Unterhaltsgewährung  oder 
eine  einmalige  Abfindung  gesetzt  werden. 
Die  Erben  des  Vaters  dürfen  auch  einseitig 
das  Kind  mit  dem  Betrage  abfinden,  den  es, 
wenn  es  ehelich  wäre,  als  Pflichtteil  erhal- 
ten w^ürde  (sind  mehrere  uneheliche  Kinder 
vorhanden,  so  müssen  diese  dabei  sämtlich 
als  eheliche  gerechnet  werden).  Ein  unent- 
geltlicher Verzicht  auf  Alimeute  von  selten 
des  Kindes  ist,  insoweit  er  die  Zukunft  be- 
trifft, nichtig.    Siehe  §§  1708—1714.  — 

Auch  Brautkinder  und  Kindf^r  aus  nich- 
tigen Ehen  haben  die  Rechtsstellung  der 
unehelichen  Kinder.  Nur  erhöht  sicn  bei 
Nichtigkeit  der  Ehe  der  Unterhaltsanspruch 
der  Kinder  gegen  den  Vater  auf  das  Mass,  das 
ehelichen  Kindern  gebührt,  und  dauert  bis 
zum  Tode  des  Vatere.  §  1703.  War  einem 
der  Eltern  die  Nichtigkeit  der  (formrichtig 
ins  Heiratsregister  eingetragenen)  Ehe  un- 
bekannt, so  liegt  eine  sogenannte  Putativ- 
ehe vor  und  gelten  die  daraus  erzeugten 
Kinder  als  ehelich.  Hier  wird  ihr  Verhält- 
nis zu  den  Eltern  im  allgemeinen  so  ge- 
ordnet, als  sei  die  Ehe  unter  Verschulden 
beider  Ehegatten  gescliieden  worden.  Da- 
neben verliert  der  bösgläubige  Ehegatte  die 
elterliche  Gewalt  §§  1Ö99— 1702.  Legiti- 
mierte und  adoptierte  uneheliche  Kinder 
werden  ebenfalls  den  ehelichen  gleichge- 
stellt.   §§  1719,  1736  ff.,  1757,  1765  ff.  B.G.B. 

Litteratnr:  Kraut,  Vormundschaß  II  (1847)  S. 
586.  —  RtvBf  Geschichte  der  deutsche».  Vormund- 
schaß II,  Abt.  1  (1866)  S.  174,  Abt.  2  (1875)  S. 
149.  —  Stölzely  Das  Recht  der  väterlichen  Gewalt 
in  Preussen  (1874)»  Sep.-Abdr.  a.  d.  preuss.  Jus- 

.  tizminisieriaiblaU.  —  K.  Lehtnann,  Die  väter- 


liche Gewalt  im  heutigen  Europa  t'.  Iherings 
Jahrb.  f.  Dogmatik  B.  XXV  n.  2.  —  Buengner, 
Zur  Theorie  und  Praris  der  Alimentationspflicht 
mit  Berücksichtigung  partikulärer  BecfUe   1879. 

—  Roth,  Deutsches  Pnvatrecht  II,  1881  ^^  151  ff., 
bes.  161  ff.,  165  ff.,  171  ff.  —  Stobhe,  Desgl.  IV,  I884 
§§  254 ff.,  259 ff.,  261  ff.  —  BeseleVf  Desgl.  I,  4. 
A.,  1885  §^  ISlff.  —  Gerher  (Cosack),  Desgl.  17, 
A.,  1895  i^  285ff.  —  Mandry,  Das  gemeine 
Familiengmcrrecht,  2 Bde.,  1871— 76.^  WiUing, 
Die  vermögensrechtliche  Stellung  der  Ilauskinder 
i.  Arch.  f.  PraH.  B.Wiss.,  N.  Folge,  B.  XI,  16. 

—  Pitting  f  Das  castrense  peculium  i.  s.  ge- 
schichil.  Eniwickelung  und  gemeinrechtlichen 
Geltung  1871,  —  m.  die  Lehrbücher  des  Pandekten^ 
rechts.  —  Für  Preussen:  Demhurg ,  Preuss. 
Privatrecht  III,  4.  A.  1896,  §^  42 ff.,  bes.  ^j?  5Sff., 
71  ff.  —  F&rster^Eeciuaf  Desgl.  IV,  7.  A.  1897, 
^§  218 ff.,  bes.  22s,  227 ff.  —  Rheinisches  Recht: 
Zacharlae-Crome,  Handb.  des  französ.  CHvil- 
rechts  III,  8.  A.  1895,  §^  512 ff. ,  bes.  ^^  619 ff., 
540,  542ff.,  556.  —  B.G.B.  Opet,  Das  Ver- 
wandtschaßsrecht  des  bürgerl.  Gesetzbuchs  (1899) 
bes.  SS.  171,  217,  256,  S04.  -  Knitsehky, 
Das  Rechtsverhältnis  zwischen  Eltern  und  Kin- 
dern n.  d.  B.G.B.  (1899)  bes.  SS.  ISS,  168  f.  — 
MathiasSf  Lehrbuch  des  Bürgerl.  Rechts  (1899) 
II  §^  105  ff.  —  Ennecceras- Lehmann  j  Das 
Bürgerl.  Recht  (VoHräge)  II  (1899)  ^^  128 ff.  — 
Weyly  lorträge  über  das  B.G.B.  H  (1900)  §^ 
245  ff.  —  Femer  die  Ko  mmentare  zu^§  148Sff\ 
1627 ff.,  1627 ff.  B.G.B. 

Carl  Crome, 


Farr,  William 

wurde  am  30.  XI.  1807  zu  Kenley  (Shropshire) 
geboren.  Trotz  aller  Heminnisae  wusste  er  sich 
als  Autodidakt  eine  gute  klassische  und  mathe- 
matische Bildung  und  mit  Hilfe  eines  Legates 
in  Paris  und  London  gründliche  medizinische 
Kenntnisse  zu  erwerben.  Na^ih  seiner  Ver- 
heiratung (1833)  suchte  er  neben  seiner  me- 
dizinischen Praxis  in  den  verschiedenen  Fach- 
schriften für  die  Fragen  der  heutigen  Hygiene 
allgemeineres  Interesse  zu  wecken.  Gleichzeitig 
war  er  bemüht,  öfl'entliche  Vorträge  über 
„Hy^iologie"  zu  veranstalten.  Allein  im  ganzen 
veremigten  Königreich  fand  sich  keine  Körper- 
schaft, welche  derartige  Vorträge  über  das 
öffentliche  Gesundheitswesen  für  wünschenswert 
erachtet  hätte.  So  suchte  er  den  Grundgedanken 
dieser  Vorträge  wenigstens  in  der  angesehenen 
Fachschrift  „The  Lancet"  und  in  den  mit  seinem 
Freunde  Dnndas  Thomson  herausgegebenen 
„British  Annais  of  Medicine"  weiter  zu  ver- 
breiten. Im  Jahre  1837  erregte  ein  Artikel 
Dr.  Farrs  in  Mc.  GuUochs  „Account  of  the 
British  Empire",  betitelt  „Vital  Statistics", 
allgemeines  Aufsehen.  Diese  Abhandlung,  in 
Noel  Humphreys  „Memorial  Volume"  der  Schriften 
Farrs  im  Auszug  abgedruckt,  wurde  für  Eng- 
land der  Ausgangspunkt  der  neuen  Wissenschaft 
„of  public  health",  welcher  der  Autor  hinfort 
sein  Leben  widmete.  Ausserdem  enthalten  die 
„British  Annais  of  Medicine"  desselben  Jahres 
eine  bemerkenswerte  Untersuchung  Farrs  unter 
dem  Titel  „A  method  of  determining  the  danger 
of  the  duration  of  diseases  at  every  period  of 
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their  progress."  Gleichzeitig  übernahm  Farr 
die  Revision  des  Werkes  „Consumption"  von 
James  Clark. 

Abgesehen  von  seinem  medizinischen  Wissen 
mit  ausgezeichneten  Kenntnissen  der  Mathe- 
matik aasgestattet  und  von  dem  lebhaftesten 
Interesse  tür  die  Probleme  der  Bevölkerungs- 
und Sanitätsstatistik  erfüllt,  erschien  Farr  ganz 
vorzüglich  geeignet  für  die  Mitarbeit  in  dem 
1836  neu  errichteten  Amt  für  Bevölkerungs- 
statistik in  England  und  Wales,  dem  „Registrar- 
Generals  Oflfice",  welches  am  1.  VII.  1837  unter 
T.  H.  Lister  als  erstem  ßegistrar-General  seine 
Thätigkeit  begann.  Es  erH)lgte  denn  auch  die 
Aufnahme  Farrs  in  dieses  Amt  am  10.  VII.  1839 
als  „Compiler  of  abstracts".  Sein  Beruf  als 
praktischer  Arzt  vrar  hiermit  abgeschlossen,  da- 
g^en  beginnt  mit  dieser  Ernennung  eine  ausser- 
ordentlich fruchtbare,  wahrhaft  bahnbrechende 
40jährige  Thätigkeit  im  Dienste  der  »Be- 
völkernngs-Statistik"  („Vital  Statistics"). 

Schon  der  erste  der  „Annual  Reports  of  the 
Registrar-General"  eröffnet  die  lange  Reihe  der 
berühmten  Briefe  „On  the  Causes  of  Death  in 
England"  —  adressiert  an  den  Registrar-General 
—  berühmt  ob  ihrer  lichtvollen  Darstellung  der 
Massen  von  Thatsachen  und  der  meisterhaften 
Verwertung  der  numerischen  Methode;  hierzu 
die  von  enjg^ischen  Autoritäten  gerühmte  Sprache, 
vom  ersten  bis  zum  letzten  Briefe  „the  same 
unaffected  and  vigorous  English**,  bei  dem  Aus- 
blick auf  weitere  Generalisationen  neben  philo- 
sophischer Tiefe  der  Gedanken  sich  vielfach  zur 
höchsten  Beredsamkeit  erhebend.  Hierzu  die 
strenge  Systematik  im  Arbeitsplan.  So  erörtert 
der  erste  Bericht  die  verschiedenen  Aufgaben 
der  Forschung:,  für  welche  die  Totenregister 
auszunützen  sind.  Sodann  wird  gegenüber  dem 
bestehenden  Chaos  der  Benennungen  in  der  bis- 
herigen Sterblichkeitsstatistik  sofort  die  un- 
erlässliche  Voraussetzung  dieser  Forschung,  die 
fest  bestimmte  Nomenklatur  und  Klassifikation 
der  Todesursachen  erstrebt  als  das  „einheitliche 
Mass  und  Gewicht"  dieser  Untersuchung. 

Die  Zusammenfassung  seiner  Einzelunter- 
suchungen in  den  40  Bänden  der  „Annual  Re- 
ports" erfolgte  in  zwei  „Supplementary  Reports" 
über  die  Mortalität  in  England  und  Wales  nach 
den  einzelnen  Registerdistrikten  in  den  De- 
cennien  1851—60  und  1861—70.  Diese  Supple- 
mente, ebenfalls  in  Form  von  Briefen  an  den 
Registrar-General  abgefasst,  sind  allgemein  als 
die  vollkommensten  aller  Arbeiten  Farrs  wie 
der  englischen  Mortalitätsstatistik  überhaupt 
anerkannt.  Besonders  der  letztere  Band,  im 
Jahre  1875  ausgegeben,  gilt  als  die  erschöpfendste 
und  vollendetste  Darsteuung  aller  theoretischen 
und  praktischen  Fragen  der  Bevölkerungs-  und 
Sanitätsstatistik,  ^s  Vorstudien  können  die 
drei  Mortalitäts-  oder  „Life  Tables"  angesehen 
werden,  welche  unter  Nr.  1  und  2  in  den  „Reports" 
der  Jahre  1843  und  1853  veröffentlicht  sind, 
während  die  dritte  als  ein  grosses  Separatwerk 
im  Jahre  1864  erschien  unter  dem  Titel :  „English 
Life  Table".  Tables  of  Lifetimes,  Annuities  and 
Premiums,  with  an  Introduction  by  William 
Farr,  M.  D.,  F.  R.  S.;  D.  C.  L.  Published  by 
Authority  of  the  Registrar-General  of  Births, 
Deaths  and  Marriages  in  England,  London  1864, 
pp.  CLV,  605.  Es  ist  die  eindringendste  Be- 
arbeitung von  6470720  der  registrierten  Sterbe- 


fälle von  England  und  Wales  in  den  17  Jahren 
1838 — 54,  vereinigt  mit  den  Censusdaten  der 
Jahre  1841  und  1851.  Dieses  Massenmaterial 
ist  von  Farr  bis  ins  letzte  Detail  mit  einer 
Sorgfalt  und  Ausdauer  für  das  gestellte  Problem 
verwertet,  welche  die  Hilfsarbeiter  zur  Be- 
wunderung hinriss;  und  zwar  dies  um  so  mehr, 
als  während  dieser  Arbeiten  im  Jahre  1859  die 
sogenannte  „Healthy  District  Life  Table"  er- 
schien, der  „RoyaJ  Society"  zugeeignet  unter 
dem  Titel :  „On  äie  Construction  of  Life  Tables, 
iUustrated  by  a  new  Life  Table  of  the  Healthy 
Districts  of  England",  nachdem  er  bereits  1852 
seinen  „celebrated"  Report:  „The  Mortality  of 
Cholera  in  England  1848—49"  veröffentlicht 
hatte. 

Die  hohe  Bedeutung  dieser  Schriften  für 
^e  medizinische  Wissenschaft  kam  zur  An- 
erkennung in  der  Wahl  des  Autors  zum  Prä- 
sidenten der  hygienischen  Sektion  der  -British 
Association  for  Advancement  of  Social  Science" 
wie  in  dem  Beschluss  des  „Sanitary  Institute 
of  Great  Britain"  vom  Juli  1883,  aus  den 
statistischen  Schriften  Farrs  einen  übersichtlichen, 
systematischen  Auszug  zu  veranstalten  als  „the 
best  of  all  possible  mouuments  before  the  lessons 
of  his  life  and  character^'.  Dieses  Denkmal, 
vorzüglich  ausgeführt,  die  Quintessenz  der  Ar- 
beiten des  gefeierten  Statistikers,  ist  das  heute 
weit  verbreitete  Werk  „Vital  Statistics", 
A  Memorial  Volume  of  Selections  from  the 
Reports  and  Writings  of  William  Farr, 
M.  D.,  D.  C.  L.,  C.  B.,  F.  R.  S.,  Late  Super- 
intendent of  the  Statistical  Department  of  the 
Registrar  Generals  Office,  England.  Edited  for 
the  Sanitary  Institute  of  Great  Britain  by  Noel 
A.  Humphreys,  of  the  Registrar  General 
Office,  Member  of  the  Council  of  the  Statistical 
Society  of  London,  1885,  XXIV,  556,  mit  Por- 
trait und  biographischer  Skizze  des  Verstorbenen. 
Der  reiche  Inhalt  seiner  Werke  ist  hier  in 
6  Abteilungen  zusammengefasst  unter  den  Titeln : 
„Bevölkerung,  Eheschliessung,  Geburt,  Tod, 
Sterbetafel,  vermischte  Schriften"  („Üeber  die 
Krankheiten  und  die  Krankenversicherung ;  über 
den  Elementarunterricht  und  seine  Statistik; 
über  die  Civilstandsregister ;  über  die  Kosten 
und  den  ökonomischen  Wert  des  Menschen"  etc.), 
jede  Abteilung  mit  einer  vorzüglich  orientierenden 
Erklärung  über  die  Beziehungen  zu  den  Original- 
publikationen eingeleitet,  der  Wert  des  Werkes 
dadurch  noch  erhöht.  Auch  die  zahlreichen  Bei- 
träge Farrs  für  die  Schriften  der  „British  and 
Social  Association"  sind  in  dem  Sammelwerke 
Humphreys  vielfach  aufgenommen.  Von  diesen 
wertvollen  Abhandlungen  seien  hier  nur  hervor- 
gehoben die  hervorragendsten :  „On  the  Inflnence 
of  Marriage  on  the  Mortality  of  the  French 
People".  —  „On  Recent  Improvements  in  the 
Health  of  the  British  Army".  —  Some  Doctrines 
of  Population".  —  Babbage's  Analytical  Mashine". 
—  „On  Density  or  Proximity  of  Population;  its 
advantages  and  disadvantages".  In  der  Statistical 
Society  of  London  las  er  bei  Gelegenheit  der 
Jahresversammlung  im  Eine 's  College  1876 
„On  the  mode  of  estimating  äe  value  of  Stocks 
having  a  deffered  dividend",  eine  Studie,  welche 
Giffen,  der  Präsident  von  1883,  in  seinem  Nach- 
ruf (Journal  1883)  nur  dem  berühmten  Supple- 
mentbericht von  1875  an  die  Seite  zu  stellen 
weiss.    Ausserdem  lieferte  Farr  zahlreiche  Bei- 
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träge  für  das  Jonrnal  der  statistischen  Ge- 
sellschaft, welcher  er  vom  Jahre  1839  an  als 
eines  der  thätigsten  Mitglieder  und  von  1867— 
1876  als  Präsident  und  Präsiden tenstellvertreter 
angehörte.  Cf.  die  Jahrge.  1841 :  „The  Mortality 
of  Lunatics*',  im  Auszuge  in  dem  Werke 
Humphreys;  1846:  „Influence  of  Scarcities  and 
of  the  Prices  of  Wheat  on  the  Mortality  of  the 
People  of  England";  1849:  „Civil  service  of 
England,  with  observations  on  the  constitutions 
of  Funds  for  Fatberless  Children  and  Widows" ; 
1852 :  „Influence  of  Elevation  on  the  Fatality  of 
Cholera";  1853:  „Income  and  Property  Tax", 
im  Auszüge  bei  Humphreys;  1857:  „On  the 
Pay  of  Ministers  of  the  Crown" ;  1866 :  „Infant 
Mortality,  and  on  alieged  inaccuracies  of  the 
Ceusus";  1866:  Mortality  of  Children  in  the 
Principal  States  of  Europe";  endlich  der  letzte 
Beitrag  aus  den  Jahren  1873—76:  „Valuation 
of  Railways,  Telegraphs,  Water  Companies, 
Canals,  and  other  commercial  Concerns,  with 
Prospective,  Deferred,  Increasing,  Decreasinp, 
or  Terminating  Profits."  Für  diese  Auswahl 
im  ^Memorial  Volume"  war  der  Titel  „Vital 
Statistics"  massgebend. 

Dass  Farr  auch  in  Assekuranzfragen  als 
Autorität  angesehen  war,  beweist  dessen  Be- 
ruf uur  in  das  „Select  Committee  on  Assecurance 
Associations"  von  1852—53  wie  die  1853  edierte 

Schrift:  „A  System  of  Life  Assecurance ". 

Im  Jahre  1865  verfasste  Farr  im  Auftrage  des 
Schatzkanzlers  Gladstone  ein  „Memorandum  for 
the  use  and  guidance  of  the  Chancellor  of  the 
Exchequer  in  the  development  of  the  Government 
System  of  insurance".  Auch  die  1864  eingeführte 
-Post  Office  Insurance"  wird  auf  die  Anregung 
Farrs  zurückgeführt,  dessen  „English  Life  Table 
Nr.  3"  der  Prämienberechnung  zu  Grunde  ge- 
legt wurde.  Ausserdem  war  er  von  der  Re- 
«erung  1858  in  das  Komitee  tür  Herstellung 
der  nArmy  Medical  Statistics",  1859  in  die 
„Royal  Commission  for  Inquiry  into  the  Sanitary 
Condition  of  the  Army  in  India",  1864  in  die 
königliche  Kommission  „On  the  Condition  of 
Miners  in  Great  Britain",  1869  in  die  „Royal 
Sanitary  Commission"  u.  a.  Regiemngsenqueten 
berufen,  überall  als  Mitglied  ob  seiner  „important 
and  valuable  evidence,  füll  of  Statistical  in- 
formation"  hochgeschätzt. 

Im  Verein  mit  Quetelet,  Porter,  Dupin, 
Fletcher,  Kennedy  u.  a.  ward  Farr  der  Begründer 
der  internationalen  statistischen  Kongresse, 
welchen  er  als  Delegat  Englands  regelmässig 
beiwohnte.  Die  „Compte-rendus"  der  Kongresse 
enthalten  die  interessanten  Berichte  und  Dis- 
kussionen des  ausfifezeichneten  englischen  Sta- 
tistikers. Auch  das  ständige  Problem  aller 
Kongresse  bis  herauf  auf  die  jüngste  Fach- 
männerversammlung zu  Christiania  1899,  die 
schwierige  Fra^e  der  Herstellung  einer  einheit- 
lichen ^omenkTatnr  der  Todesursachen  als  der 
unerlässlichen  Basis  der  internationalen  Mor- 
talitäts-Statistik, wurde  von  W.  Farr  bereits 
1847  für  die  amtliche  Statistik  Englands  in 
Angriff  genommen  und  mit  Marc  d'Espine  schon 
18^  imKongress  zu  Brüssel  für  die  internationale 
Statistik  bearbeitet.  Das  Formular  Farrs  erhielt 
auch  thatsächlich  vor  jenem  des  Genfer  Kollegen 
den  Vorzug. 

Seine  amtliche  Thätigkeit  im  „Statistical 
Department"  schloss  Farr  am  1.  II.  1880,  nach- 


dem auch  der  Nachfolger  Listers,  der  Registrar- 
General  Major  Graham,  dessen  ausgezeichnetes 
Organisationstalent  er  stets  anerkannte,  im 
Jahre  1879  zurückgetreten  war,  ohne  dass  der 
Superintendent  Farr,  seinen  grossen  Leistungen 
nach  der  Berufenste,  an  dessen  Stelle  ernannt 
worden  wäre. 

Am  14.  IV.  1883  starb  dieser  vornehmste 
Begründer  der  heute  mustergiltigen  Mortalitäts- 
und Sanitäts-Statistik  Ensrlands,  bis  jenseits  des 
Oceans  gefeiert  als  the  „Master  Spirit"  of  „Vital 
Statistics". 


Fassstener 


s.  Bier,  Bierbrauerei  und  Bier 
besteuerung  oben  Bd.  11  S.  801ff. 


Faucher,  Julius, 

geb.  am  13.  VI.  1820  in  Berlin,  gründete  1846 
(mit  Prince-Smith  etc.)  den  ersten  Freihandels- 
verein und  1861  im  Verein  mit  Michaelis  das 
Organ  der  deutschen  Freihandelspartei,  die  189.? 
eingegangene  „ Viertel jahrschrift  für  Volkswirt- 
schaft und  Kulturgeschichte"  sowie  1868  den 
Verein  fl\r  Fluss-  und  Kanalscbiffahrt  in  Berlin. 
Faucher  starb  am  12.  VI.  1878  in  Rom. 

War  Faucher  auch  nicht  gerade  ein  „Tempel- 
herr der  Wissenschaft",  wie  ihn  der  Nekrolog 
des  LIX.  Bandes  der  Viert,  f.  Volksw.  nennt, 
so  ist  ihm  doch  nachzurühmen,  dass  er,  obwohl 
einer  der  extremsten  Anhänger  der  Freihandels- 
doktrin, niemals  in  geistesverwandte  Berührung 
mit  der  Manchesterschule  gekommen  ist;  seine 
arbeiterfreundliche  Gesinnung  bekundete  er 
vielmehr  in  Wort  und  Schrift.  Ausserdem  war 
er  ein  Ge^er  ungedeckter  Banknoten,  sympathi- 
sierte mit  dem  Reichsbahnprojekt  und  trat 
energisch  für  Aufbebung  der  Leibeigenschaft 
in  Russland  ein,  wo  er  „durch  seine  persönliche 
Agitation  die  Keime  der  Freihandelspartei 
legte",  wie  es  in  dem  oben  angezogenen  Nekro- 
loge heisst.  Boscher  (s.  u.)  nennt  ihn  „reich 
an  guten  Gedanken  über  das  städtische  Ab- 
gabenwesen" (vgl.  Jabrg.  1863,  Bd.  2  der  Viert. 
f.  Volksw.).  Gegen  die  historische  Schule  ver- 
stieg sich  Faucher  1863  zu  einem  von  Röscher 
a.  a.  0.  (s.  u.)  festgenagelten  unqualifizierbaren 
Angriff.  Er  argumentiert  nämlich,  da  die 
Nationalökouomik  ein  Feld  „rein  logischer  und 
mathematischer  Forschung",  seien  diejenigen 
Nationalökonomen  „unproduktiv  und  logische 
Schwächlinge",  die  von  Geschichte  und  Statistik 
für  ihre  Wissenschaft  etwas  erwarteten.  Lange 
schon  vor  Gründung  seiner  Vierteljahrschrift 
machte  Faucher  als  Journalist  Propaganda  für 
den  Freihandel:  1847 — 56  redigierte  er  die 
Stettiner  Ostseezeitung,  war  ISS)  Mitgründer 
der  Berliner  Abendpost  und  1856—60  Mit- 
redakteur .der  Cobden-Brightschen  Zeitung 
„Morning  Star"  in  London. 

Von  seinen  als  selbständige  Werke  ver- 
öffentlichten Druckschriften  seien  hier  nur  auf- 
geführt: Die  Vereinigung  von  Sparkasse  und 
Hypothekenbank  und  der  Anschluss  eines  Häuser- 
bauvereins  als  sozialökonomische  Aufgabe  unserer 
Zeit,   insbesondere   der   Bestrebungen   für  das 
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Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Berlin  1845. 
In  dem  Sammelwerk:  Cobden  Club  essays, 
2nd  series,  lb71— 72,  2.  ed.  London  1872  ver- 
öffentlichte Faucher:  A  new  commercial  treaty 
between  Great  Britain  and  Germany.  — ;  und 
das  Sammelwerk:  Systems  of  land  tenure  in 
various  countries,  ed.  by  Probyn  London  1876 
enthält  aus  seiner  Feder :  The  Russian  agrarian 
legislation  of  1861. 

Vgl.  über  Faucher:  Röscher,  Gesch.  d.  Nat. 
München  1874.  —  Viert,  f.  Volksw.,  Bd.  LIX 
(1878):  Nekrolog:.  —  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  III, 
S.  360  f.  (Hierm  findet  sich  das  Verzeichnis 
seiner  zahlreichen  Artikel  in  der  Viert,  f.  Volksw.) 

lAppert 


Fancher,  L^on  Leonard  Fran^ois, 

geb.  am  8.  IX.  1804  zu  Limoges,  gest.,  als  Mit- 

flied  der  Academie  des  sciences  morales  etc.  seit 
849,  am  14.  XII.  1854  zu  Marseille.  Die  von 
ihm  eingeschlagene  journalistische  Laufbahn 
brachte  ihn  mit  dem  Saint-Simonismus  in  Be- 
rührung. Er  war  aber  nicht  publizistisch  dafür 
thätig,  sondern  schrieb  für  den  „Temps",  den 
„National**  und  das  „Si^cle",  von  der  liberalen 
Tendenz  dieser  Blätter  angezogen.  Er  w^urde 
Gründer  des  „Bien  public",  dann  Leiter  des 
„Constitutionnel"  und  des  „Courrier  de  Paris". 
Seine  gesetzgeberische  Thätigkeit  als  Mitglied 
der  Konstituante  bahnte  ihm  den  Weg  zum 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  welches 
Portefeuille  ihm  im  Dezember  1848  zufiel,  und 
zum  Ministerium  des  Innern,  dem  er  bis  1851 
zweimal  vorstand. 

Von  seinem  individualistisch-antisozialisti- 
schen  Standpunkte  aus  verurteilt  er  in  seinem 
Beitrag  zu  dem  Sammelwerk:  „Le  droit  au 
travail  k  Tassembl^e  nationale"  etc.  (s  u.)  das 
Recht  auf  Arbeit,  dessen  Wirkung  er  derjenigen 
des  kommunistischen,  Produkte  und  Produktiv- 
kräfte sequestrierenden  Güterteilun.ffsprozesse8 
gleichstellt.  Es  befremdet  dies  insoiern,  als  er 
im  Frühjahr  1848  in  seiner  Eigenschaft  als 
Mitglied  der  Konstituante  für  Errichtung  der 
National  Werkstätten  stimmte,  allerdings  in  der 
falschen  Voraussetzung,  dass  der  Staat  sowohl 
die  schrankenlose  Produktion  als  deren  Absatz 
in  seiner  Gewalt  habe. 

Faucher  war  erklärter  Freihändler  und  Mit- 
gründer der  „Association  pour  la  liberte  des 
?changes"  Seinem  Projekt,  einen  französisch- 
belgisch-spanisch-schweizerischen Zollverein  (vgl. 
seine  Schnft  „L'Union  du  midi"  s.  u.)  ins  Leben 
zu  rufen,  stand  der  damalige  französische  Gross- 
handel, der  nur  für  Abschluss  eines  französisch- 
belgischen  Handels-  und  ZoUbuudes  zu  haben 
war,  ablehnend  gegenüber. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissen  schaft- 
lichen Schriften  in  Buchform  u.  a. :  L' Union  du 
midi.  Association  de  douanes  entre  la  France, 
la  Belgique,  la  Suisse  et  l'Espagne.^  Avec  une 
introduction  sur  Tunion  commerciale  de  la 
France  et  de  la  Belgique,  Paris  1842.  —  Re- 
cherches  sur  l'or  et  sur  Targent  consideres 
comme  etalons  de  la  valeur,  Paris  1843.  —  De 
l'industrie  manufacturi^re.  —  Etudes  aur  l'Angle- 
terre,  2  Bde.,  Paris  1845;  dasselbe,  2.  Aufl.  1856; 
dasselbe,   deutsch  von  J.  Seybt  u.  d.  T.:  Eng- 


land in  seinen  sozialen  und  kommerziellen  In- 
stitutionen, 2  Bde.,  Leipzig  1846.  —  Du  Systeme 
de  M.  Louis  Blanc,  ou  le  travail,  Tassociation 
et  Fimpöt,  Paris  1848.  —  De  la  Situation  du 
budgfet,  Paris  1849.  —  De  Timpöt  sur  le  revenu, 
Paris  1849.  —  Das  posthume  Werk:  M^langes 
d'economie  politique  et  de  finances^  2  tomes, 
Paris  1856.  (Tome  I.  Histoire  financidre ;  Tome 
II.  Economie  politique.)  [Teil  I  behandelt  nur 
die  Finanzgeschichte  der  IL  französischen  Re- 
publik.] 

Er  war  durch  einen  Beitrag  beteiligt  an 
dem  Sammelwerk:  Le  droit  au  travail  a 
l'assemblee  nationale,  recueil  de  tous  les  dis- 
cours  etc.  Avec  des  observations  in^dites  par 
L.  Faucher  etc.,  Paris  1848. 


Vgl.  über  Faucher:  sein  Leben  und  seinen 
Briefwechsel  (Vie  et  correspondence) ,  2  vols., 
Paris  1878;  3.  ed.  1888.  —  Renaudin,  Leon  L. 
F.  Faucher  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  361  f. 

lApperU 


Fawcett,  Henry, 

geb.  in  Salisbury  am  26.  August  1838,  erblindet 
1858,  wurde  1863  Professor  der  politischen 
Oekonomie  in  Cambridge,  stand  1880  bis  1884 
unter  dem  Ministerium  Gladstone  dem  Amte 
eines  Generalpostmeisters  vor  und  starb  am  6. 
November  1884  zu  Cambridge. 

Fawcett  war  ein  Vertreter  und  namentlich 
in  seinem  Manual  (s.  u.)  ein  Interpret  der  ab- 
strakten Lehren  Ricardos  und  Stuart  Mills,  ohne 
indes  dem  laissez-faire  in  so  entschiedener  Weise 
wie  sein  Lehrer  Mill  zu  huldigen,  von  dem  er 
als  unbedingter  Freihändler  (vgl.  seine  Schrift: 
Free  trade  and  protection,  s.  u.)  auch  darin  ab- 
weicht, dass  er  zur  Rechtfertigung  interimis- 
tischer Protektionsmassregeln  ausserordentliche 
Verhältnisse  nicht  anerkannte.  Als  Parlaments- 
mitglied (seit  1865)  stimmte  er  zwar  für  Aus- 
dehnung der  Arbeiterschutzgesetze  auf  die  länd- 
lichen Arbeiter,  im  übrigen  gab  er  jedoch 
dem  Verfahren  den  Vorzug,  der  Selbstbestim- 
mung der  Arbeiter  durch  freiwillige  Gewäh- 
rung von  W^ohlfahrtseinrichtungen  nicht  vorzu- 
greifen. Er  war  kein  Gegner  der  Lohnfonds- 
theorie; seine  sozialökonomischen  Ansichten 
näherten  sich  dem  Staatssozialismus  (vgl.  das 
bezügliche,  für  die  6.  Auflage  seines  Manual  etc. 
neu  hinzugekommene  Kapitel).  Obwohl  er 
eigentlich  ein  Goldwähruugsmann  war,  kriti- 
sierte er  die  Finanzen  von  Britisch-lndien  im 
„Nineteenth  Century"  so  treffend,  dass  ihm  da- 
für der  Beiname  „niember  of  India"  verliehen 
wurde. 

Von  seinen  Schriften  seien  hier  nur  genannt: 
Manual  of  political  economy.  London  (1863); 
dasselbe,  6.  Aufl.  1884.  —  The  economic  Posi- 
tion of  the  british  labourer,  Cambridge  1865. 
—  Pauperism,  its  causes  and  remedies,  Lon- 
don 1871.  —  Free  trade  and  protection.  Lon- 
don (1878);  dasselbe,  6.  Aufl.  1885;  dasselbe, 
deutsch  von  A.  Passow,  Leipzig  1878.  —  In- 
diau  finance,  three  essays,  London  1880.  (Son- 
derabdruck aus  dem  rNiueteenth  Century",  1879.) 

Die  in  Zeitschriften  niedergelegte  publizis- 
tische Thätigkeit  Fawcetts  war  eine  nicht  un- 


Fawcett — Feingehalt  der  Edelmetalle 


825 


bedeutende;  ausser  dem  genannten  Nineteenth 
Century  erstreckte  sie  sich  auf  folfi^ende  ße- 
Tiews:  British  Quarterly;  CasseFs  Magaizine; 
Fortnightly  Review,  Fraser's  Magazine,  Mac- 
mlllan's  Magazine,  Westminter  Review. 


Vgl.  Über  Fawcett:  Leslie  Stephen,  Life  of 
Henry  Fawcett,  5.  Aufl.  London  1886.  —  Dic- 
tionary  of  national  biograpby,  Bd.  XVIII,  Lon- 
don 1889,  8.  252  fr.  —  Sophie  Raifalovich,  Henry 
Fawcett,  in   Dictionnaire   d'econ.    polit.,   publ. 

gar  Say  et  Chailley,  Bd.  I,  Paris  1891.  —  Stephan 
auer,  Henry  Fawcett,  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl., 
Bd.  III,  S.  362.  —  Palgrave.  Dictionary  of  polit. 
economy,  Bd.  II,  London  1896. 

Idppert. 


Feingehalt  der  Edelmetalle  (Gold- 
nnd  Silberwaren). 

1.  Begrifl^sbestimmungen  und  Allgemeines. 
2.  Geschichtliches.    3.  Das  deutsche  Fein^ehalts- 

fesetz.  4.  Die  Gesetzgebung  des  Auslandes. 
.  Schluss. 
1.  Begriffsbestinunnngeii  und  Allge- 
meines. Fein  ist  in  Beziehung  auf  die 
Edelmetalle,  von  welchen  hier  nur  Gold  und 
Silber  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  der  tech- 
nische Ausdruck  für  »rein«.  Feingehalt, 
Feinheit  oder,  wie  der  österreichische 
Ausdruck  lautet,  Feine,  bedeutet  das  Ver- 
hältnis der  Gewichtsmenge  des  in  einer 
Edelmetall  wäre  oder  Münze  enthaltenen 
Edelmetalls  zu  der  Gewichtsmenge  des  in 
der  Ware  oder  Münze  enthaltenen  Zusatzes 
an  ünedelmetall  (zu  der  Legierung).  Ein 
Silbergerät  ist  z.  B.  800  Tausendteile  »fein«, 
wenn  die  Gewichtsmeuge  des  in  ihm  ent- 
haltenen Silbers  **^/iooo  oder  *ln  des  Ganzen 
ausmacht  Während  somit  der  Feingehalt 
oder  die  Feinheit  etwas  Relatives  auscb'ücken, 
bedeutet  Feingewicht  die  absolute  Menge 
des  in  einem  bestimmten  EdelmetaDgegen- 
stande  enthaltenen  Goldes  oder  Silbers.  So 
stellt  sich  z.  B.  nach  dem  G.  v.  4.  Dezember 
1871,  betreffend  die  Ausprägimg  von  Reichs- 
goldmünzen, das  Feingewicht  des  deiitschen 
Zwanzigmarkstückes  —  der  sogenannten 
Doppelkrone  —  auf  7,1685  g,  wähi-end  das 
Raugewicht  der  Doppelkrone  bei  100  Tau- 
sendteilen Kupferzusatz  7,9650  g  beträgt 
(Bekanntmachung  vom  21.  Januar  1872). 
Nach  dem  richtigen  Sprachgebrauche  ist  bei 
Münzen  der  Ausdruck  Korn  (von  den 
Gerstenkörnern,  mit  denen  man  Goldmünzen 
wog)  gleichbedeutend  mit  Feingewicht,  und 
der  Ausdruck  Schrot  gleichbedeutend  mit 
dem  ünedelmetallzusatz  oder  der  Ijegierung, 
beides  Bezeichnungen,  welche  indessen  mehr 
und  mehr  ausser  Anwendung  kommen. 

Beim  Golde  drückte  man  früher  den 
Feingehaltsgrad  durch  Karate,  beim  Silber 
durch  Lote  aus.  Karat  (französisch  carat, 
italienisch  carato,  spanisch  quüäte),  stammt 


aus  dem  arabischen  ktnlt,  welches  wiederum 
aus  dem  griechischen  xtpanoi.,  getrockneter 
Johannisbrotkern,  hergeleitet  ist  In  Deutsch- 
land wurden  24  Karat  eine  Mark  genannt, 
das  Karat  in  12  Grän  geteilt.  —  Beim  Sil- 
ber wurde  die  Mark  (»kölnische«  Mark,  weil 
in  Köln  nur  reines  Feinsilber  verarbeitet 
werden  durfte)  in  16  Lot  geteilt,  jedes  Lot 
in  18  Grän,  so  dass  sowohl  beim  Golde  als 
auch  beim  Silber  jedes  Grän  V^hs  Mark  wog. 
24karätige8  Gold  und  16  lötiges  Silber  ist 
absolut  reines  Gold  imd  absolut  reines  Silber. 
In  neuerer  Zeit,  in  Deutschland  seit  dem 
Jahre  1872,  wird  der  Feingehalt  der  Gold- 
und  Silberwaren  dem  Decimalsvsteme  ent- 
sprechend  mehr  und  mehr  nach  Tausend- 
teilen ausgedrückt. 

Für  die  Ermittelung  des  Feinge- 
haltes giebt  es  liauptsächlich  drei  Yer- 
fahrensarten :  die  sogenannte  Nadel-  oder 
Strichprobe,  die  Feuerprobe  (Ab- 
treiben auf  der  »Kapelle«)  und  die  soge- 
nannte Titriermethode  oder  nasse 
Probe  (chemische  Behandlung  des  Silbers 
mit  Salpetersäiu^  etc.).  Die  beiden  ersten 
Pi-oben  geben  nur  annähernd  richtige  Resul- 
tate, die  dritte  Methode,  von  Gay-Lussac 
erfunden,  ist  die  in  allen  Münzwerkstätten 
übliche. 

Die  Umständlichkeit  und  Schwierigkeit 
der  Anwendung  einer  dieser  Verfahi-ens- 
arten,  welche  bei  dem  Kaufe  einzelner  Gold- 
oder Silberwaren  für  den  Käufer  übenlies 
thatsächlich  ausgeschlossen  ist,  so  dass  er 
den  wahren  Gehalt  an  Edelmetall  zu  er- 
kennen ausser  stände  ist,  liess  das  Bedürfnis 
hervortn^ten,  zum  Sclnitze  gef;en  lJel>ervor- 
teüiingen  eine  obrigkeitüche  Sicherheit  da- 
für zu  bieten,  dass  in  den  zum  Verkauf  ge- 
stellten Waren  der  angegebene  Feingehalt 
wirklich  enthalten  sei.  Die  zu  diesem 
Zwecke  von  den  Gesetzgebern  ergriffenen 
Massregeln  lassen  mit  grösseren  oder  ge- 
ringeren Schattierungen  zwei  wesentlich 
verschiedene  Systeme  erkennen:  das  Bra- 
ven tivsy  st  em,  nach  welchem  die  Be- 
zeichnung des  Feingehaltes  ausschliesslich 
durch  Beamte,  die  vom  Staate  hierzu  be- 
sonders bestellt  sind,  zu  geschehen  hat,  und 
das  Repressivsystem,  welches  die  Be- 
zeichnung des  Feingehaltes  dem  dafür  ver- 
antwortlichen und  deshalb  in  geeigneter 
Weise  beaufsichtigten  Verfertiger  überlässt. 
Nebenher  gehen  Bestimmungen,  nach  welchen 
nur  gewisse  Mischungsverhältnisse  für  zu- 
lässig erklärt  werden  (L  e  g  i  e  r  u  n  g  s  z  w  a  n  g). 

2.  Geschichtliches.  Gesetze  über  diese 
Materie  bestanden  schon  seit  langer  Zeit, 
namentlich  in  England  (nachweislich  seit 
dem  Jahre  1238),  Frankreich,  Belgien,  Italien, 
Holland,  Oesteixeich  und  vor  allem  in  Deutsch- 
land. Hier  war  schon  zur  Zeit  der  Ottonen 
das    Goldschmiedehandwerk    ziu*    grössten 
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Blüte  eelangt.  DieEdelinetallbestände,  welche 
in  früheren  Jahrhunderten  als  Tributbeträge 
an  die  drohenden  germanischen  Stämme  ge- 
langt waren,  römische  Beutestücke  imd 
später  die  Erzeugnisse  der  rheinischen  Gold- 
wäschereien und  der  böhmischen  Berg- 
werke etc:  bildeten  die  Unterlagen  jenes 
namentlich  in  den  Klöstern  und  Fronhöfen 
der  Grossen  gepflegten  Handwerks.  —  Mit 
der  Bildung  der  Städte  und  deren  wachsen- 
dem Wohlstande  von  der  Zeit  der  Staufen 
an  gelangte  die  Gold-  und  Silberschmiede- 
kunst, vielfach  vereint  mit  der  Münzerei 
nnd  Malerei,  zu  immer  allgemeinerer  Ver- 
breitimg und  höherer  Blüte.  Gleichzeitig 
"^Tirden  von  selten  der  Städte  in  Beziehung 
auf  jene  Gewerbe  strenge  Vorschriften  er- 
lassen, welche  sich  neben  der  allgemeinen 
Ordnung  der  Zunftverhältnisse  namentlich 
auch  mit  den  Legienmgsverhältnissen  be- 
fassten. 

Es  war  somit  überall  im  Reiche  vorge- 
arbeitet worden,  als  der  Titel  36  der  Reichs- 
polizeiordnung vom  Jahre  1577  und  später 
ein  Reichsgesetz  vom  Jahre  1667  in  diese 
Materie  regelnd  eingriffen.  —  Als  diese 
beiden  Gesetze  allmählich  ausser  Gebrauch 
kamen,  trat  in  einzelnen  Ländern  die  Lan- 
desgesetzgebung an  ilire  Stelle :  so  in  Bayern 
Verordnungen  aus  dem  Jahre  1741,  in  Baden 
die  V.  V.  25.  Aprü  1827,  in  Hannover  das 
G.  V.  15.  Juli  1836.  —  Versuche  unter  den 
Zollvereinsstaaten,  sowie  aus  Anlass  der 
Münzkonvention    mit   Oesterreich    vom   24. 

• 

Januar  1857  zu  einer  umfassenden  einheit- 
lichen Regelung  zu  gelangen,  missglückten 
vollständig;  auch  die  Handelsverträge  mit 
üesterreich  vom  Jahre  1865  und  1868 
brachten  die  Angelegenheit  nicht  voran. 

Als  indessen  das  Deutsche  Reich  er- 
richtet, die  Gewerbegesetzgebung  auf  das 
Reich  übergegangen  und  neben  Einfühnmg 
eines  neuen  Gewichtssystems  der  üeber- 
gang  zur  Goldwälirung  bewerkstelligt  war, 
lagen  die  Voraussetzungen  ziu*  gesetzlichen 
Regelung  des  Feingehaltes  der  Gold-  und 
Silberwaren  günstiger.  Angeregt  durch  eine 
Petition  aus  den  Kreisen  der  Beteiligten 
nahmen  die  verbündeten  Regieningen  sich 
in  den  Jahren  1873  und  1875  der  Sache 
an,  um  im  Jahre  1878  einen  entsprechenden 
Gesetzentwiurf  an  den  Reichstag  gelangen 
zu  lassen.  Zwar  fand  dieser  Gesetzentwurf 
im  Reichstage  keine  Erledigung;  als  in- 
dessen sowohl  die  Schweiz  als  auch  Frank- 
reich in  den  Jahren  1880  bis  1882  ihre 
Feingehaltsgesetzgebung  zu  erweitern  unter- 
nahmen, gelang  es  dem  Verfasser  dieser 
Zeilen  als  damadigen  Gewerbereferenten  im 
Reichsamt  des  Innern,  mit  seinem  Antrage 
auf  Wiederaufnahme  des  Gesetzgebungs- 
werkes durchzudringen,  so  dass  die  ver- 
bündeten Regierungen   im  Jahre  1884  mit 


einem  erneuten,  diesmal  zur  Verabschiedung 
gelangten  Gesetzentwurf  vor  den  Reichstag 
traten. 

3.  Das  deutsche  Feingehaltsgesetz. 
Das  Gesetz  über  den  Feingehalt  der  Gold- 
und  Silberwaren  vom  16.  Juli  1884  steht 
auf  dem  Boden  des  oben  bezeichneten  Re- 
pressivsystems mit  Stempelungsverbot  für 
die  nicht  normalhaltigen  Legierungen;  es 
unterscheidet  zwischen  goldenen  und  silber- 
nen Geräten,  zu  denen  auch  die  Uhrgehäuse 
gehören,  einerseits  imd  den  Schmucksachen 
von  Gold  und  Süber  andrerseits.  Während 
es  die  Anfertigung  und  Feilhaltung  von  Gold- 
und  Silberwaren  an  sich  zu  jedem  Feinge- 
halte gestattet,  wird  die  Angabe  des 
Feingehaltes  auf  denselben  bei  gol- 
denen Geräten  nur  dann  erlaubt,  wenn  der 
Feingehalt  585  Tausendteile  oder  mehr  und 
bei  sübernen  Geräten  nur  dann,  wenn  er 
800  oder  melir  Tausendteile  betragt 
Schmucksachen  dürfen  in  jedem  Fein- 
gehalte gestempelt  werden,  dagegen  darf 
bei  ihnen  das  für  die  Geräte  bestimmte 
Stempelzeichen  nicht  angebracht  werden. 
Dieses  Stempelzeichen  besteht  laut  einem 
am  7.  Januar  1886  bekannt  gemachten 
Bundesratsbeschlusse  a)  in  der  Reichslax)ne, 
b)  dem  Sonnenzeichen  für  Gk)ld  und  der 
Mondsichel  für  Silber,  c)  in  der  Angabe  des 
Feingehalts  in  Tausendteilen  und  d)  in  der 
Angabe  der  Firma  oder  der  Schutzmarke 
des  die  Stempelung  bewirkenden  Geschäfts. 
Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Fein- 
gehaltes haftet  der  Verkäufer  der  Ware. 
Ist  die  Stempelung  im  Inlande  erfolgt,  so 
haftet  ausserdem  der  Inhaber  des  Geschäfts, 
für  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist  Aus 
dem  Auslande  eingeiührte  Gold-  und  Silber- 
waren, deren  Feingehalt  durdi  eine  dem 
Gesetze  nicht  entsprechende  Bezeichnung 
augegeben  ist,  dürfen  nur  dann  feilgehalten 
werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem 
Stempelzeichen  nach  Massgabe  des  Gesetzes 
versehen  sind. 

In  der  Bevölkerung  hat  das  Gesetz  bis- 
her durchweg  Anklang  gefunden.  Ohne 
dem  Bedürfnisse  nach  minderwertigen  Waren 
entgegenzutreten,  ermöglicht  es  dem  Käufer 
die  Beschaffung  solider  und  reeller  Waren 
und  erhöht  das  Ansehen  der  deutschen 
Fabrikate  im  Auslande.  Der  deutsche  Ex- 
port an  EdelmetaUfabrikaten  stieg  in  den 
80er  Jahren  auf  40  bis  50  Millionen  Älark, 
nachdem  er  im  Jahre  1882  nur  29  Vs  Mil- 
lionen Mark  betragen  hatte ;  der  Import  war 
5  bis  9  Millionen  Mark. 

4.  Die  Gesetzgebung  des  Auslandes. 
In  Belgien  ist  durch  das  G.  v.  5.  Juni 
1868  und  dazu  ergangene  kgl.  Verordnung 
bestimmt,  dass  unter  Wegfall  der  bisherigen 
obligatorischen  staatlichen  Kontrolle  fortan 
die  Herstellung  von  Gold-  und  Silberwaren 
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zu  jedem  Feingehalt  gestattet  sein  soll,  dass 

i'edoch  Gold-  und  Süberwaren  von  dem  Yer- 
[äufer  oder  Käufer  der  Prüfimg  und  Stempe- 
lung durch  den  von  der  Regierung  ernannten 
Probierer  unterzogen  werden  können,  wenn 
die  Goldwaren  einen  Feingehalt  von  800 
oder  750  Tausendteilen,  die  Silberwaren 
einen  Feingehalt  von  900  oder  800  Tausend- 
teilen haben.  Ausserdem  ist  bestimmt,  dass 
bei  jedem  Verkauf  von  Gold-  oder  Silber- 
waren der  Verkäufer  verpflichtet  ist,  dem 
Käufer  auf  dessen  Verlangen  eine  die  Gat- 
tim^,  das  Gewicht,  den  Feingehalt  und  den 
Preis  der  verkauften  Gegenstände  enthaltende 
Eechnung  auszuhändigen. 

Dänemark  hat  durch  G.  v.  5.  April 
1888,  mit  Gesetzeskraft  v.  1.  Januar  1893 
den  Feingehalt  bei  Gold-  und  Silberwaren 
nach  dem  Vorbild  des  deutschen  Gesetzes, 
übrigens  mit  fakultativer  Staatsstempelung 
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bei    ^'*.'iooo    Gold    imd    mindestens 
Silber,  geregelt. 

In  Frankreich  hat  das  140  Artikel 
enthaltende  strenge  G.  v.  19  Brumaire  des 
Jahres  VI  bis  jetzt  jeden  Regierungswechsel 
überdauert.  Aufgebaut  auf  den  Principien 
des  Präventivsystems  (Staatsstempelung), 
des  Stempelungs-  und  des  Legierungszwanges, 
gestattet  es  fiir  Gold  die  Feingehaltsgrade 
920,  840  und  750  Tausendteile,  für  Silber 
950  und  800  Tausend  teile  und  schreibt  für 
jede  Edelmetallware  vor,  dass  sie  mit  dem 
dreifachen  Stempel  der  Feingehaltsangabe, 
des  Fabrikanten  und  des  KontroUbui'eaus 
gestempelt  werde. 

Nur  im  Interesse  der  Ausfuhr  wurde 
durch  ein  G.  v.  25.  Januar  1884  für  Uhr- 
gehäuse ein  vierter  gesetzlicher  Feingehalt 
(titre)  von  ^'looo  eingeführt  und  gleichzeitig 
die  Anfertigung  von  Schmucksachen  etc.  für 
den  Export  zu  jedem  Feingehalt  (ohne 
Staatsstempelung,  aber  mit  der  Meister- 
Btempelung  und  besonderen  Kontrollen)  ge- 
stattet. 

Andrerseits  ist  hinsichtlich  der  Einfuhr 
von  Gold-  und  Silberwaren  durch  das  Dekret 
vom  11.  November  1890  und  das  G.  v.  11. 
Januar  1892  vorgeschrieben,  dass  die  für 
den  Verkauf  im  Inlande  bestimmten  aus- 
ländischen Fabrikate  denselben  Feingelialts- 
bestimmungen ,  Prüfungsprozeduren  und 
sonstigen  Regeln  unterliegen  sollen  wie  die 
Waren  französischen  Ursprungs. 

Es  möge  hinzugefügt  wei-den,  dass  die 
Regierung  im  Jalire  1898  einen  auf  die  Ab- 
ändening  der  geltenden  Gold-  und  Silber- 
warengarantiebestimmungen  abzielenden  Ge- 
setzentwurf an  die  Deputiertenkammer  ge- 
bracht hat,  der  dort-  zur  Zeit  von  einer 
Kommission  beraten  wird. 

Gleichwie  in  Frankreich  bestehen  auch 
in  Grossbritannien  der  Prüfungs-  und 
der  Stempelungszwang;   dabei  giebt  es  für 


Groldwaren  5  gesetzlich  erlaubte  Feingehalte : 
22,  18,  15,  12  und  9  Karat  (die  niedrigen 
Gehalte,  nachträglich  eingeführt  im  Inte- 
resse des  Uhrenexports)  und  für  Silber- 
waren (umgerechnet  in  Tauseudteilen)  958 
imd  925. 

In  Italien  ist  die  Fabrikation  und  der 
Handel  bei  Gold-  und  Silberwaren  aller  Art 
frei  (G.  v.  3.  Mai  1873),  doch  wird  in  staat- 
lichen Prüfungsämtern  auf  Wunsch  (fakul- 
tativ) eine  Stempelung  der  folgenden  Fein- 
gehaltsgrade bewirkt:  beim  Gold  zu  900. 
750  und  500,  beim  SUber  zu  950,  900  imd 
800  Tausendteilen. 

Dieser  Zustand  wird  von  den  einsichtigen 
und  ehrlichen  Fabrikanten  wie  von  der  Re- 
gierung je  länger  desto  mehr  als  abände- 
rungsbedürftig angesehen,  und  es  ist  ein  ent- 
sprechender Gesetzentwurf  im  Jahre  1897 
regierun^seitig  aufgestellt  worden  (Atti  Par- 
lamentari  Camera  dei  Deputati  1897  Nr.  305 
Seite  51  ff.).  Der  Entwurf  ist  von  dem  fol- 
genden Ministerium  jedoch  nicht  aufgenom- 
men worden.  »Gegen  denselben«  schreibt 
man  uns,  »haben  sich,  so  dringend  er  auch 
vom  Publikum  und  von  den  gewissenhaften 
Fabrikanten  gewünscht  wird,  diejenigen  er- 
hoben, die  es  bequemer  finden,  Gold  zu 
verkaufen,  das  kein  Gold  ist  oder  einen  sehr 
niedrigen  Gehalt  hat.  Und  diese  Menschen 
sprechen  laut  im  Namen  der  Freiheit  des 
Handels  und  von  der  Achtung  vor  der  Hon- 
netheit  der  Fabrikanten.  Noch  haben  wir 
kein  Heilmittel  ^egen  diese  Phylloxora  ge- 
funden, die  grosse  Verwüstungen  in  unserer 
Industrie  und  vielen  anderen  Dingen  an- 
richtet.« 

Die  Niederlande  haben  durch  G.  v. 
18.  September  1852  die  Verarbeitung  der 
Edelmetalle  zu  jedem  Feingehalt  gestattet, 
gewähren  jedoch  eine  fakultative  Staats- 
sterai)elung  beim  Golde  zu  916,  833,  750 
und  583  Tausendteilen,  beim  Silber  zu  934 
und  833  Tausendteilen. 

Oesterreich-Ungarn  hat  durch  G. 
V.  19.  August  1865  den  Stempelungs-  und 
Staatskontrollzwang  für  die  im  Inlande  zum 
Handel  verfertigten  Gold-  und  Silberbarren, 
Gold-  und  Silbergeräte,  einschliesslich  der 
Schmucksachen,  sowie  für  Gold-  und  Silber- 
draht eingeführt,  für  Geräte  und  Draht 
ausserdem  einen  Legierungs-(Feingehalts-) 
zwang  festgestellt.  Die  gesetzlichen  Fein- 
gehaltsgrade sind  für  Goldgeräte  920,  840, 
750  und  580  Tausendteile,  für  Silbergeräte 
950,  900,  800  imd  750  Tausendteile. 

Die  zur  Ausfuhr  bestinunten  uupunzierten 
Gold-  und  Silbergeräte  dürfen  keinen  ge- 
ringeren als  den  niedrigsten  gesetzlichen 
Feingehalt  besitzen.  Im  Reichsgesetzblatt 
veröffentlichte  Ei'lasse  des  Finanzministe- 
riums vom  30.  November  1866  und  vom 
10.  März  1872  enthalten  die  näheren  Aus- 
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ftihrungsbestimmungen ,  insbesondere  auch 
die  Abbildungen  der  Fein^ehaltspunzen. 

Für  Portugal  schreibt  das  G.  v.  27. 
Juli  1882  (mit  Ergänzungsdekret  v.  10.  Fe- 
bruar 1886)  die  Staatskontrolle  vor,  es  unter- 
scheidet zwischen  Export-  und  Heim  waren. 
Die  Exportwaren  müssen  bei  Gold  mindes- 
tens 333,  bei  Silber  mindestens  800  Tausend- 
teile des  Edelmetalls  enthalten.  Für  den 
einheimischen  Handel  sind  die  entsprechen- 
den Zahlen  einerseits:  Gold  916,66  oder 
800  und  andrerseits:  Silber  916,66  oder 
883.  Für  den  Export  bestimmte  plattierte 
Waren  werden  mit  P.  L.  gestempelt. 

Alle  nach  Russland  importierten  und 
dort  fabrizierten  Gold-  und  Silberwaren 
müssen  den  gesetzlichen  Feingehalt  haben 
und  von  der  Staatskontrolle  gestempelt  wer- 
den (mit  unerheblichen  Ausnahmen).  Ein 
G.  V.  11.  März  1896  hat  den  Gegenstand 
neu  geregelt.  Die  Feingehaltsverhältnisse 
sind  für  goldene  Gegenstände  56,  72,  82, 
92,  94;  für  silberne  84,  88,  91,  95;  fiu: 
Edelmetallfäden  (silberne  und  silbern-ver- 
jgoldete)  94  bis  96 ;  für  Blattgold  87  bis  96 ; 
für  sogenanntes  grünes  Gold  72.  Der  Fein- 
gehalt wird  durch  Ziffern  auf  dem  Gegen- 
stande angegeben,  die  die  Anzahl  der  Solotnik 
des  reinen  Edelmetalls  bezeichnen,  die  in 
einem  Ligaturpfund  d.  h.  in  96  Solotnik 
enthalten  sind. 

Für  die  Sachen  aus  Piatina  sind  beson- 
dere Vorschriften  gegeben. 

In  Schweden  besteht  der  Staatsstem- 
pel ungszwang  mit  hohen  Feingehaltssätzen: 
Gold  975,7,  847,2,  763,9  Tausendteüen,  Silber 
828,1  Tausendteilen. 

Die  Schweiz  machte  dem  bisherigen 
sehr  verschiedenartigen  Kantonalrecht  durch 
das  Bimdesgesetz,  betreffend  Kontrollierung 
und  Garantie  des  Feingehalts  der  Gold-  und 
Silberwaren  vom  23.  Dezember  1880,  ein 
Ende.  Danach  wurde  für  Uhrgehäuse, 
welche  eine  der  folgenden  Bezeichnungen 
führen:  für  Gold  750  Tausendteile  und  da- 
rüber oder  583  »und  darüber«  (G.  v.  21. 
Dezember  1886),  für  Silber  875  und  darüber 
oder  8<X)  die  Kontrolliening  und  amtliche 
Stempelung  mit  dem  eidgenössischen  Kon- 
trollstempel obligatorisch,  es  sei  denn,  dass 
sie  das  als  gleichwertig  anerkannte  Stempel- 
zeichen eines  anderen  Staates  tragen.  Für 
die  anderen  Gold-  und  Silberwaren  ist  die 
KontroUierung  fakultativ,  dieselben  können 
bei  mindestens  750  Tausendteilen  Gold  oder 
875  Tausendteüen  Silber  amtlich  gestempelt 
werden;  selbst  wenn  sie  eine  Angabe  des 
Feingehalts  nicht  enthalten.  Vollziehungs- 
verordnungen vom  17.  Mai  1881  —  uner- 
heblich ergänzt  unter  dem  24.  Dezember 
1887  —  regeln  die  Probierung,  Kontrollie- 
rung und  Stempelung,  sowie  die  Organi- 
sation der  (kantonalen)  Kontix)llämter. 


Neuerdings  macht  sich  sowohl  in  den 
Fabrikanten-  als  auch  in  den  Regierungs- 
kreisen ein  starker  Zug  nach  einer  Ver- 
schärfung der  Vorschriften  auch  wegen  der 
oben  genannten  anderen  Gold-  und  Silber- 
waren bemerkbar.  Die  gedruckt  vorliegenden 
Berichte  des  eidgenössischen  Handels-,  In- 
dustrie- und  Landwirtschaftsdepartements 
über  die  Jahre  1897  und  1898  lassen  dies 
zur  Genüge  erkennen.  Danach  steht  die 
obligatorische  Kontrolle  und  Stempelung 
der  Gold-  und  Silberschmucksachen  (Bijou- 
teriew^aren)  in  ziemlich  sicherer  Aus- 
sicht. 

In  Spanien  besteht  keine  obligatorische 
Stempelung  von  Gold-  und  Silberw^aren. 
Sollen  die  Waren  staatlich  gestempelt  wer- 
den, so  müssen  sie  einen  Feingehalt  haben, 
bei  Goldgeräten  von  916,  bei  Goldschmuck- 
sachen von  750,  bei  Silbergeräten  von  916 
und  bei  kleinen  Gegenständen,  die  nicht 
mehr  als  eine  Unze  wiegen,  von  750  Tau- 
sendteilen. 

Dabei  findet  sich  wegen  der  Silber- 
waren in  den  Provinzen  ausserhalb  Madrids 
und  Alt-  und  Neu-Castiliens  die  Duldung 
eines  Feingehalts  von  900,  zusammenhängend 
mit  den  Privilegien  der  heute  nicht  mehr 
vorhandenen  Königlichen  Silberschmiede- 
kollegien in  den  Königreichen  Aragon,  Va- 
lencia, Catalonien  etc. 

Nordamerika  besitzt  keine  hierher 
schlagenden  Gesetze.  Indessen  pflegen  die 
Fabrikanten  ihre  Namen  oder  ihre  Handels- 
marke und  den  Feingehaltsbetrag  auf  die 
Ware  zu  stempeln,  wobei  für  Silber  der 
englische  Standard  allgemein  üblich  und 
bei  Goldwaren  18  und  14  Karat  gebräuch- 
lich ist. 

6.  Schluss.  Es  vei-steht  sich  von  selbst, 
dass  alle  vorgenannten  Staaten  einerseits 
auf  die  Uebertretung  der  von  ihnen  gegebe- 
nen Vorschriften  Strafen  —  und  zwai' 
meistens  recht  empfindliche,  wegen  der  in 
Betracht  kommenden  hohen  Werte  und  der 
Schwierigkeit,  Zuwiderhandlungen  zu  ent- 
decken —  gesetzt,  andrerseits  aber  gewisse 
Fehlergrenzen  (Remedien),  3,  5,  8  Tau- 
sendteile, gegenüber  den  obligatorischen  oder 
fekidtativ  gemachten  Feingelialtsangaben  zu- 
gelassen haben.  Nähere  Ausführungen  hie- 
rüber sowie  über  die  ganze  Frage  finden 
sich  bei  T.  Bödiker,  die  gesetzliche  Rege- 
lung des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silber- 
waren, Leipzig  1886,  wo  auch  die  einsclüägige 
Litteratur  zu  vergleichen  ist  "Eine  beach- 
tenswerte Zusammenstellung  erhält  auch  der 
»Return  »»of  Information  from  foreign  coun- 
ties  relative  to  the  assaying  and  hall-marking 
of  gold  and  silver  wares««,  ordered  by  the 
House  of  Commons  to  be  printed,  25.  Fe- 
bruary  1890,  pubhshed  by  Eyre  and  Spot- 
tiswoode,  East  Harding-street  London  K  G.«, 
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wo  sich  übrigens  bei  Dentscliland  auf  S.  15 
der  Fehler  ^^/looo  statt  ^^/looo  für  den  Gold- 
Feingehalt  findet. 

7.  Bödiker, 


Felderwirtscliaft. 

1.  Begriff.    2.  Formen. 

1,  Begriff.  Der  Ausdruck  »Felder- 
wirtschaft« ohne  sonstigen  Zusatz  ist, 
soweit  ich  festzustellen  vermag,  zuerst  von 
A.  T  h  a  e  r  gebraucht  worden  (Einleitung  zur 
Kenntnis  der  englischen  Landwirtschaft, 
Bd.  II,  1  Abt.  S.  328  und  Grundsätze  der 
rationellen  Landwirtschaft  Bd.  I,  §  297). 
Thaer  verstand  darunter  dasjenige  Ackerbau- 
system, bei  welchem  der  Acker  zum  An- 
bau von  Getreide  oder  solchen  vegetabili- 
schen Produkten,  die  unmittelbar  zur  Nah- 
rung oder  zu  anderen  Bedürfnissen  des 
Menschen  verwendet  werden,  ausschliesslich 
bestimmt  ist,  während  gleichzeitig  die  für 
die  Ernährung  der  Zug-  und  Nutztiere  not- 
wendigen Pflanzen  auf  abgesonderten  Flächen 
(Grasländereien)  erzeugt  werden.  Tliaer 
fasst  das  Charakteristische  der  Felderwirt- 
schaft in  dem  Satze  zusammen:  »Sie  hat 
besonderes  Ackerland  und  besonderes  Gras- 
land zu  Wiesen  imd  Weiden.«  Ihr  stellte 
er  als  das  zweite  der  beiden  überhaupt  vor- 
handenen Ackerbausysteme  gegenüber  »die 
Wechsel-  oder  Schlagwirtschaft«. 
Hienmter  verstand  er  diejenige  Betriebs- 
weise, bei  welcher  das  Ackerland  ab- 
wechselnd zur  Erzeugimg  von  eigentlichen 
Feldgewächsen,  vornehmlich  von  Getreide, 
und  zur  Erzeugung  von  Viehfutter,  also  vor- 
zugsweise von  Gras,  benutzt  wird;  es  ist 
dies  die  nämliche,  welche  jetzt  als  »Feld- 
gras- oder  Koppelwirtschaft«  bezeichnet  zu 
werden  pflegt. 

Tliaer  ist  auf  die  dem  Wesen  der  Sache 
nicht  entsprechende  Bezeichnung  »Felder- 
wirtschaft« vielleicht  dadiuxih  gebracht 
worden,  dass  man  die  früher  am  meisten 
übliche  Form  dieses  ganzen  Ackersystems 
»Dreifelderwirtschaft«  nannte;  an  der  oben 
zuerst  angeführten  Stelle  braucht  er  sogar 
die  Ausdi-ücke  »Dreifelderwirtschaft«  und 
»Felderwirtschaft«  als  gleichbedeutende. 
Er  sagt  »jenes,  durch  ganz  Eiux>pa  und  auch 
in  England  von  altersher  eingeführte  Feld- 
system,  welches  man  —  weil  drei  Felder 
das  gewöhnlichste  sind  —  die  Dreifelder- 
oder die  Felderwirtschaft  nennt«. 

Möglicherweise  kam  Thaer  aber  auch  auf 
die  Bezeichnung  »Felderwirtschaft«,  weil 
man  dort,  wo  die  Dreifelderwirtschaft  oder 
ein  ihr  ähnliches  Ackerbausystem  bestand, 
die  einzelnen  Abteilungen  des  Ackere  mit 
dem    Worte    »Feld«    bezeichnete,    während 


man  dort,  wo  die  Feldgras-  oder  Koppel- 
wii'tschaft  existierte,  den  gleichen  Ab- 
teilungen den  Namen  »Schlag*  beilegte. 
Hierfür  spricht  der  Umstand,  dass  Thaer 
die  beiden  zu  seiner  Zeit  hauptsäclilich  in 
üebung  befindlichen  Systeme  durch  die 
Ausdrücke  »Felderwirtschaft«  und  »Schlag- 
wirtschaft« unterschied. 

Nachdem  das  Fruchtwechselsystem  all- 
gemeinere Verbreitung  gewonnen  hatte  und 
die  Notwendigkeit  hervortrat,  die  ver- 
schiedenen Ackerbausysteme  schärfer  von 
einander  zu  trennen,  zeigte  es  sich,  dass 
jene  Ausdrücke  dem  Wesen  der  Sache  wenig 
entsprachen.  Man  fand  richtigerweise  das 
charakteristische  Merkmal  der  sogenannten 
Felderwirtschaft  darin,  dass  der  Acker  aus- 
schliesslich oder  doch  zum  weit  über- 
wiegenden Teil  zum  Körner-(Getreide-)Bau 
benutzt  wurde,  während  bei  der  sogenannten 
Sclilagwirtschaft  der  Acker  abwechselnd  zu- 
erst eine  Reihe  von  Jahren  zum  Anbau  von 
Feldgewächsen,  dann  eine  Reihe  von  Jahren 
ziun  Anbau  von  Gräsern  diente.  Infolge- 
dessen nannte  man  und  nennt  man  noch 
jenes  System  »Körnerwirtschaft«,  dieses 
dagegen  »Feldgraswirtschaft«.  Da- 
neben unterschied  man  als  drittes  Haupt- 
ackerbausystem die  »Fruchtwechsel- 
wirtschaft«, bei  welcher  ein  annähernd 
regelmässiger  jährlicher  Wechsel  in  dem 
Anbau  von  Körner-(Getreidehalm-)Früchten 
und  sonstigen  Ackerpflanzeu ,  namentlich 
Futter-   und  Wurzelgewäclisen ,   stattfindet. 

In  der  Gegenwart  imd  schon  seit  einigen 
Jahrzehnten  wird  der  Ausdnick  »Felderwirt- 
schaft« ohne  sonstigen  klärenden  Zusatz 
kaum  mehr  angewendet.  Wo  er  noch  vor- 
kommt, versteht  man  danmter  Körnerwirt- 
schaft, also  ein  System,  bei  welchem  der 
Acker  lediglich  oder  doch  vorzugsweise  zum 
Anbau  von  Körnerfrüchten  dient.  Schon 
der  Zeitgenosse  Thaers,  Joh.  Nep.  S  c  h  w  e  r  z , 
bezeichnet  in  der  3.  Auflage  seines  Acker- 
baues (1837)  jenes  System  als  Körner-  oder 
Felderwirtschaft  (1837),  während  Burger 
in  der  4.  Auflage  seines  Lehrbuches  der 
Landwirtschaft  (1838)  allerdings  noch  das 
Wort  »Felderwirtschaft«  schlechthin  ver- 
wendet. Göriz  (1854)  und  Pabst  (1865) 
vermeiden,  gewiss  nicht  ohne  Absicht,  über- 
haupt den  Ausdruck  »Feldenvirtschaft«  und 
setzen  dafür  »Körnerwirtschaft« ,  während 
Kr  äfft  noch  neuerdings  (1892)  von  der 
»Felderwirtschaft,  auch  Kömerwirtschaft  ge- 
nannt«, spricht.  Jedenfalls  herrscht  darüber 
jetzt  kein  Zweifel  mehr,  dass  unter  Felder- 
wirtschaft nichts  anderes  als  Körnerwirt- 
schaft zu  verstehen  ist.  Der  Gebrauch  des 
ersteren  Ausdruckes  neben  dem  der  Sache 
mehr  entsprechenden  letzteren  hat  insofern 
eine  gewisse  Berechtigung,  als  die  einzelnen 
Formen   der   Körnerwirtschaft   auch   heute 
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noch  allgemein  als  Ein-,  Zwei-,  Drei-,  Vier- 
Felderwirtschaft  etc.  bezeichnet  werden. 

2.  Formen.  Die  am  meivSten  bekannte 
und  verbreitete  Art  der  Felderwirtschaft  ist 
die  D  r  e  i  felderwirtschaft.  Dieselbe  hat  von 
Karl  dem  Grossen  ab  bis  fast  zur  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  den  Ackerbaubetrieb  in  dem 
grössten  Teile  Europas  beherrscht;  jetzt 
kommt  sie,  wenigstens  im  Deutschen  Reich, 
fast  nur  noch  in  der  Gestalt  der  verbesserten 
Dreifelderwirtschaft  vor  (über  die  Dreifelder- 
wirtschaft 8.  d.  Art.  Ackerbausysteme 
sub  II,  3  oben  Bd.  I  S.  40). 

Neben  der  Dreifelderwirtschaft  hatte, 
wenigstens  in  Deutschland,  innerhalb  des 
Gebietes  der  Felderwirtschaft  nur  noch  die 
Y  i  e  r  felderwirtschaft  eine  erheblichere  Aus- 
dehnung. Nach  Schwerz  lag  die  Ursache 
zur  Einführung  derselben  in  dem  Umstände, 
dass  in  manchen  Gegenden  die  Unmöglich- 
keit vorlag,  den  Acker  alle  drei  Jahre  zu 
düngen,  wie  es  das  System  der  Dreifelder- 
wirtschaft erforderte.  Die  lursprüngliche 
Fnichtfolge  bei  der  Vierfelderwirtschaft  war : 

1.  Brache,  2.  Wintergetreide,  3.  Sommerge- 
treide, 4.  Sommergetreide  oder  auch  reifende 
Hülsenfrüchte.  Auf  besserem  Boden  und 
unter  günstigeren  Düngungsverhältnissen 
versuchte  man  auch  die  Brache  durch  An- 
bau von  Wurzelgewächsen,  Futterpflanzen 
etc.  auszunutzen.  Es  entstanden  dann 
Frnchtfolgen  von  nachfolgender  Art:  1. 
Kartoffeln  (gedüngt),  2.  Gerste,  3.  Roggen, 
4.  Hafer  oder:  1.  Weizen  (gedüngt),  2.  Klee, 
3.  Gerste,  4.  Hafer  oder:  1.  Hanf  (gedüngt), 

2.  Roggen,  3.  Hafer,  4.  Buchweizen.  Der- 
artige Formen  der  Felderwirtschaft  sind 
noch  in  den  ersten  Decennien  dieses  Jahr- 
hunderts in  einzelnen  Teilen  des  mittleren 
und  westlichen  Deutschland  in  Uebung  ge- 
wesen, mögen  hier  und  da  auch  jetzt  noch 
vorkommen;  eine  innere  Berechtigung  be- 
sitzen sie  nicht  mehr,  falls  sie  nicht  durch 
bestehende  rechtliche  Verhältnisse  zur  Not- 
wendigkeit werden.  Denn  wo  der  freien 
Benutzung  des  Bodens  kein  Hindernis  ent- 
gegensteht, lässt  sich  überall  die  Vierfelder- 
wirtschaft zweckmässigerweise  und  ohne  er- 
hebliche Schwiei'igkeit  in  eine  Frucht- 
wechselwirtschaft umwandeln. 

Viel  seltener  als  Vierfelderwirtschaft  kam 
Fünffelderwirtschaft  vor.  Ihre  ur- 
sprüngliche Form  war,  dass  man  nach  der 
gedüngten  Brache  viermal  Getreide  folgen 
Hess.  Solches  war  aber  ohne  übermässig 
starke  Aussaugung  des  Ackers  auf  die  Dauer 
nur  durchführbar  auf  sehr  gutem  Boden 
oder  bei  ungewöhnlich  starkem  Düngerzu- 
schuss  von  aussen  (z.  B.  durch  Haide- 
plaggen).  Deshalb  stellen  die  meisten  der 
uns  bekannten  Beispiele  von  Fünffelderwirt- 
schaft schon  den  Anfang  einer  Frucht- 
wechselwirtscliaft  oder  den   Uebergang   zu 


einer  solchen  dar,  wenn  sie  auch  noch  deut- 
lich den  Charakter  der  Körnerwirtschaft  an 
sich  tragen.  So  u.  a.  die  folgenden:  1. 
Brache,  2.  Wintergetreide,  3.  Sommerge- 
treide, 4.  Brachfrüchte,  5.  Winter-  oder 
Sommergetreide;  oder:  1.  Kartoffeln  und 
Rüben,  2.  Weizen,  3.  Klee,  4.  Weizen,  5. 
Hafer. 

Die  sechs-  und  mehrfeldrigen 
Felderwirtschaften  dürfen  wohl  ausnahmslos 
als  aus  der  Drei-  bezw.  Vierfelderwirtschaft 
oder  aus  der  gleich  zu  erwähnenden  Zwei- 
felderwirtschaft hervorgegangene  verbesserte 
Kömerwirtschaften  betrachtet  werden,  so 
z.  B.  diejenige  mit  dem  siebenfeldrigen  Um- 
lauf :  1.  Brache,  2.  Wintergetreide,  3.  Sommer- 
getreide, 4.  Hackfrüchte,  5.  Sommergetreide, 
6.  Klee,  7.  Wintergetreido.  Von  den  sechs- 
imd  neunfeldrigen  Umläufen  nach  dem 
Princip  der  Körnerwirtschaft  ist  in  den 
meisten  Fällen  anzunehmen,  dass  dieselben 
einfach  durch  die  Teilung  der  bei  der  Drei- 
felderwirtschaft vorhandenen  drei  Schläge 
in  je  zwei  oder  drei  Felder  entstanden  sind. 

Neben  der  Dreifelderwirtschaft  hat  ausser 
der  Vierfelderwirtschaft  nur  noch  die  Z  w  ei- 
felderwirtschaft  eine  nennenswerte 
Verbreitung  gehabt;  dies  sowohl  in  einigen 
westdeutschen  Distrikten  als  namentlich 
stellenweise  in  Belgien^  Frankreich  und 
England.  Ihre  ursprünghche  Form  bestand 
in  dem  regelmässigen  jährlichen  Wechsel 
von  Brache  und  Getreidebau.  Die  Zwei- 
felderwirtsehaft  machte,  wie  schon  Schwerz 
treffend  hervorhebt,  den  Uebergang  zu  einer 
besseren  Ausnutzung  des  Ackers,  also  zu 
einer  zweckmässigen  iVuchtfolge  viel  leichter 
als  die  Dreifelderwirtschaft.  Wenn  Schwerz 
als  in  Frankreich  und  England  vorkommende 
Fruchtfolgen  wie:  1.  Mais,  2.  Weizen,  oder: 
1.  Bohnen,  2.  Weizen,  oder:  1.  Rüben,  2. 
Gerste  anführt,  so  darf  man  wohl  annehmen, 
dass  dieselben  aus  der  alten  Zweifelderwirt- 
schaft entstanden  sind,  obwohl  sie  selbst 
den  Charakter  der  Fruchtwechselwirtschaft 
an  sich  tragen.  Auch  der  Urspnmg  mancher 
der  von  Schwerz  erwähnten,  von  demselben 
in  der  Rhein-  und  Moselgegend  gefundenen 
mehrfeldrigen  Rotationen  ist  auf  die  Zwei- 
felderwirtschaft zurückzuführen;  so  z.  B. 
1.  Brache,  2.  Roggen,  3.  Klee,  4.  Hafer, 
5.  Brache,  6.  Roggen. 

Unter  Einfelderwirtschaft  versteht 
man  dasjenige  Ackersystem,  bei  welchem 
auf  demselben  Felde  ununterbrochen  dieselbe 
Körnerfrucht  gebaut  wird  (s.  d.  Art  Acker- 
bausysteme  sub  11,  4  oben  Bd.  I  S.  41). 

Litteratnr:  </.  Burger,  Lehrbuch  der  Land- 
wirUchaft,  4.  Axtfi.,  g  Bde,,  Wien  18S8,  —  K. 
Göriz,  Die  landw.  Betriebslehre,  2  Bde.,  Stutt- 
gart 185S54.  —  O,  Hans8en,  Agrarhtstoritche 
Abhandlungen,  2  Bde,,  Leipzig  1880  «.  I884.  — 
O.  Krafft,  Die  Betriebslehre  (4.  Bd.  des  Lehr- 
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btiches  der  Landwirtschaft),  5.  Aufl,,  Berlin  1892. 

—  «r.  Nep,  Schwerz,  Anleitung  zum  prak- 
tischen Ackerhau,  Z.  Aufl.,  S  Bde.,  Stuttgart  1837. 

—  A*  ThaeVf  Einleitung  zur  Kenntnis  der 
engl.  Landwirtschaß,  3  Bde.,  Hannover  1798  bis 
I8O4.  —  Derselbe,  Grundsätze  der  rationellen 
Landwirtschaß,  4  Bde.,  Berlin  1810— 181M.  — 
Th,  Frhr,  v,  d,  Goltz,  Handbuch  der  landw. 
Betriebslehre,  g.  Aufl.,  1896,  S.  336ff. 

Th,  Frhr,  v,  d.  Goltz, 


Feldgemeinscliaft. 

1.  Begriff.  2.  Gemeinbesitz.  3.  Feste  An- 
siedelungen. 4.  Gemarkungen.  5.  Verteilung 
der  Flur.  6.  Nutzungen.  7.  Periodische  Neu- 
teilungen des  Besitzes.  8.  Der  russische  Mir. 
9.  Hanskommunionen.  10.  Kelten.  11.  Runrig- 
^stem.  12.  Java  und  Indien.  13.  Verschiedene 
volksrechte.  14.  Fiskalische  und  grundherr- 
liche Neuteilungen.  15.  Ungarn.  16.  Ursprüng- 
lich volkstümliche  Neuteilun&fen.  17.  Gehöfer- 
schaften  im  Kegierungsbezirk  Trier.  18.  Ent- 
stehung der  Gehöfer  nach  1200.  19.  Wechsel- 
äcker in  Norwegen.  20.  Volksgesetze  der  Ger- 
manen. 21.  Berichte  der  Kömer.  22.  Mangel 
an  Anhaltspunkten.  23.  Feldeinteilung.  24. 
Beschränkung  des  Besitzwechtels.   25.  Ergebnis. 

1.  Begriff.  Der  Ausdruck  Feldgemein- 
schaft ist  YOQ  Haussen  und  Eoscher  in 
dem  Sinne  in  die  Wissenschaft  eingeführt 
worden,  dass  er  die  ursprünglichen  wirt- 
schaftlichen Zustände  auf  einer  von  Volks- 
genossen besiedelten  Gemarkung  bezeichnet, 
so  lange  dieselbe  noch  als  gemeinschaft- 
licher Besitz  der  beteiligten  Ansiedler  be- 
trachtet wird.  Beide  Agrarhistoriker  sehen 
in  dem  Zustande  eines  solchen  gemein- 
schaftlichen Besitzes  nicht  die  ausschliess- 
liche Eigentümlichkeit  eines  besonderen 
Volksstammes,  sondern  eine  bestimmte 
Kulturstufe,  welche  von  allen  sich  fest  an- 
siedelnden und  zu  höherer  Kultur  empor- 
strebenden Völkern  in  kürzerer  oder  längerer 
Zeit  durchlaufen  wird. 

Bei  näherer  Erwägung  ergiebt  sich  in- 
des, dass  die  Erscheinungen,  welche  in  den 
Kreis  dieses  Begriffes  einbezogen  werden, 
sich  nach  zwei  besonderen  Gesichtspunkten 
scheiden,  in  den  Gemeinbesitz  oder  die 
Feldgemeinschaft  im  weiteren  Sinne  und 
in  die  periodische  Verteilung  der  Aecker 
oder  die  Feldgemeinschaft  im  engeren  Sinne. 

2.  Gemeinbesitz.  Der  Gemeinbesitz  der 
Gemarkungen  darf  für  alle  Volksstämme  als 
ein  notwendiger  Zustand  bei  dem  Ueber- 
gange  zur  festen  Ansiedelung  beurteilt  wer- 
den. Es  sind  schon  im  Art  Ansiedelung 
oben  Bd.  I  S.  355  die  Gründe  angegeben  wor- 
den, weshalb,  je  früher  hinauf  im  Dasein  der 
Völker,  destoweniger  an  eine  vereinzelte  Exis- 


tenz des  Menschen  oder  weniger  Angehöriger 
einer  Familie  zu  denken  ist.  Sie  entbehren 
zu  sehr  des  Schutzes  und  der  körperlichen 
und  intellektuellen  Hilfsmittel,  um  sich  als 
Jäger  und  Nomaden  oder  als  Ackerbauer 
dauernd  halten  zu  können.  Diese  Möglich- 
keit tritt  ersl  ein,  wenn  sie  sich,  wie  die 
Waldbauern  Skandinaviens  oder  die  Settier 
Amerikas  auf  die  entwickelte  Kultur,  den 
bereiten  Schutz  und  die  Staatsgewalt  ihrer 
Heimat  stützen  können. 

Will  man  an  die  Urzustände  der  Mensch- 
heit anknüpfen,  so  ist  es  notwendig,  auf  das 
Leben  unter  den  Tropen  mit  ihrer  über- 
reichen Natiur  zurückzugehen.  Nur  hier,  wo 
weder  Kleidimg  noch  Wohnung  erforderlich 
waren  und  die  nötige  Nahrung  sich  von 
selbst  darbot,  konnte  das  Menschengeschlecht 
überhaupt  entstehen.  Auch  war  nur  da, 
wo  über  sehr  grosse  Länderstreckeu  Klima, 
Flora  und  Fauna  ausgeglichen  waren  und 
im  ganzen  Laufe  des  Jahres  gleichen  Ein- 
fluss  übten,  die  Entwickelung  der  Rassen 
denkbar,  die  ihre  Konstanz  in  den  mannig- 
fach zerstreuten  BmchstückeD  bis  zur  Gegen- 
wart bewahren.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass 
hier  zunächst  ein  Zustand  des  üeberflusses 
bestand,  der  das  Bewusstwerden  eines  Ge- 
meinbesitzes unter  Verwandten  oder  Ge- 
nossen und  eines  Ausschlusses  anderer  nicht 
hervorrief.  Wohl  aber  muss  ein  solches 
Bewusstsein  der  Abwehr  und  Anteüsrecht 
zur  Geltung  gekommen  sein,  wenn  Ueber- 
völkerang  oder  Zudrang  auf  irgend  einem 
Gebiete  Schwierigkeiten  oder  Mangel  er- 
zeugten. Es  liegt  nahe,  dass  die  Anfänge 
von  Anbau,  Viehzucht  und  Jagd  mit  einer 
solchen  beginnenden  Fürsoijge  für  den  Lebens- 
unterhalt schon  unter  den  Tropen  entstanden. 
Bei  der  dort  so  wesentlich  erleichterten 
Lebensführung  konnten  die  ersten  Er- 
findungen, Fertigkeiten  und  Werkzeuge  zu- 
fällig und  fast  spielend  gewonnen  werden. 
Aber  es  ist  ganz  unmöglich,  dass  sich  auf 
ähnliche  Weise  irgend  welche  Stämme,  seien 
es  Jäger,  Fischer,  Nomaden  oder  Ackerbauer, 
in  den  nördlichen  oder  auch  nur  in  den 
gemässigten  Klimaten  von  ihrem  Ursprünge 
an  entwickelt  haben  könnten.  Dass  der 
Mensch,  welcher  Rasse  immer,  htüflos  wie 
er  geboren  wird,  die  Winter  jenseits  der 
Wendekreise  überstanden  hätte,  ist  undenk- 
bar. Dazu  haben  ihn  erst  die  Vorbereitungen 
unter  den  Tropen  mit  Verständnis  und 
HiUfsmitteln  ausgenistet.  Aber  auch  die  so 
erworbenen  Mittel  unter  einer  fremdartigen 
Natur  zu  seiner  Erhaltung  zu  benutzen, 
dazu  ist  er  erst  durch  kaum  ttbervrindliche  Ge- 
fahren und  schwere  Opfer  und  Anstrengimgen 
gezwimgen  worden.  Nur  grosse  umge- 
staltende Weltereignisse,  wie  das  Einsinken 
der  Südsee,  Eintrocknen  weiter  Wüsten- 
strecken und  das  Aufeinanderdrängen  fluch- 
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tender  Yolksmassen  macheu  erklärlich,  dass 
wir  Bewohner  in  den  kälteren  Zonen  finden. 
Auch  die  durch  Not  und  Zwang  mannig- 
fach diu*cheinander  gemischten  Rassen  Splitter 
müssen  sehr  verschiedene  Schicksale  gehabt 
haben.  Alle  sind  genötigt  gewesen,  sich 
den  Ländgebieten,  auf  denen  sie  hinreichende 
ßuhe  erlangen  konnten,  möglichst  zweck- 
mässig anzupassen.  Aber  die  einen  konnten 
durch  die  Kulturmittel,  die  sie  mitgebracht 
hatten,  in  der  neuen  Heimat  frohen  Lebens- 
genuss  erreichen  und  die  Vorzüge  der  Natur 
ihres  Landes  mit  wenig  Mühe  steigern.  Die 
anderen,  die  in  Einöden  wie  Centiulasien 
verschlagen  wiu'den,  vermochten  als  Steppen- 
nomaden nur  ein  karges  Dasein,  aber  diu'ch 
vieltausendjährige  Anstrengung  die  Nerven- 
kreJt  zu  erringen,  welche  Chinesen  und 
Indogermanen  zu  Herren  der  ganzen  Kultur- 
welt gemacht  hat.  Stämme  endlich,  welche 
in  die  Polarwelt  vordringen  mussten,  kämpften 
auf  das  äusserste  um  des  Lebens  Notdurft. 
In  menschlicher  Kultur  sind  sie  eher  zurück- 
gegangen als  vorwärts  gekommen,  aber 
keiner  imserer  Kulturmenschen  würde  durch 
so  geringe  Mittel  mit  ähnlichem  Scharfsinn 
und  Todesmut  sein  Leben  zu  erhalten  ver- 
mögen. 

Diese  Ausbreitung  der  Menschen  unter 
Zwang  und  Not  ist  nicht  ohne  gegenseitige 
Hülfe  der  einander  Nächsten  zu  denken, 
und  sie  kann  schon  Geschlechts-  und 
Stammesorganisationen  eingeleitet  haben, 
aber  so  lange  sie  weite  leere  Räume  vor 
sich  fand,  war  Idee  und  Uebung  des  Ge- 
meinbesitzes nicht  notwendig  gegeben. 

Solche  Zeiten  und  Zustände  liegen  längst 
hinter  uns.  Es  giebt  kaum  noch  einen  nutz- 
baren Teil  der  Welt,  auf  den  nicht  irgend 
eine  Gemeinschaft  den  Anspruch  der  Herr- 
schaft machte,  und  es  handelt  sich  im 
wesentlichen  nur  danim,  wie  viel  von  dem 
Gemeinbesitz  in  die  individuelle  Verfügung 
übergegangen  ist 

Jäger,  Fischer  wie  Nomaden  sehen  in 
ihren  mehr  oder  weniger  zahlreichen  Ge- 
nossenschaften gewisse  Oertlichkeiten  und 
Landgebiete,  solange  sie  dieselben  benutzen 
wollen,  als  ihren  ausschliesslichen  Besitz 
an,  den  sie  gegen  fremde  Eingriffe  nach 
Möglichkeit  verteidigen.  Je  bestimmter  und 
dauernder  sie  aber  für  ihre  Lebenserhaltung 
auf  diesen  Ijandbesitz  angewiesen  sind,  desto 
deutlicher  mnss  nicht  bloss  seine  Auffassung 
als  Gemeinbesitz,  sondern  auch  ein  gewisses 
Bewusstsein  von  den  Anrechten  der 
Genossen  an  denselben  geltend  werden. 
Diese  Anrechte  sind  diu-ch  den  Bedarf, 
aber  auch  durch  die  persönliche  SteDung, 
durch  die  Kraft  und  das  Ansehen  des  ein- 
zelnen bedingt.  Die  waffenfähigen  Familien- 
väter worden  gleiche  oder  ihrer  Bedeutung 
verhältnismässige   Ansprüche   machen    und 


darin  anerkannt  werden.  Je  nach  der  An- 
zahl der  Genossen  und  der  Art,  wie  sie 
ihi^en  Unterlialt  gewinnen,  wenlen  sie  sich 
auch  in  zweckentsprechende  Abteilimgen 
sondern  müssen  und  entsprechend  ilir  Land- 
gebiet in  einzelne  Jagd-  oder  Weidereviere 
scheiden,  in  denen  den  verschiedenen  Grup- 
pen des  Stammes  nach  der  nötigen  Zahl 
oder  nach  Geschlechtern  und  Sippen  die 
ausschliessliche  oder  vielleicht  auch  zm* 
Ausgleichung  eine  wechselnde  Ausübung 
der  Nutzungsrechte  zugestanden  bleibt. 

Seit  unvordenklichen  Zeiten  bestehen  in 
den  Steppen  Centralasiens  feste,  freilich 
imscheinbare ,  aber  jedem  Nachbarstamm 
bekannte  Grenzen,  die  mit  fremder  Herde 
zu  überschreiten  Kriegsfall  ist.  Jedes  dieser 
Reviere  verteilt  der  Chan  der  berechtigten 
Weidegenossen  in  Schlägen  auf  das  Vieh 
der  Herden  nach  Anzahl  und  Art  und  nach 
Wochen  imd  Monaten  so  sorgsam,  dass  die 
Erhaltung  das  Jahr  über  gesichert  erscheint. 
Dabei  wird  auch  sporadischer  Anbau  geübt. 

3.  Feste  Ansiedelungen.  Es  lässt  sich 
also  schon  vor  der  festen  Ansiedelung  nur 
ganz  ausnahmsweise  ein  Leben  der  unsteten 
Volksmenge  denken,  bei  welchem  sie  nicht 
gewisse  Tenitorien  als  einen  der  Gesamt- 
heit oder  einzelnen  Abteilungen  zustehenden 
Gemeinbesitz  betrachtete. 

Diese  Auffassung  musste  aber  auch  ihren 
Einfluss  äussern,  wenn  sich  der  Stamm 
seiner  angewachsenen  Zahl  oder  anderer 
zwingender  umstände  wegen  in  der  Gesamt- 
heit oder  in  einzelnen  Griippen  entschloss, 
die  bisherige  ungebundene  Lebensweise  auf- 
zugeben und  Landbau  von  festenAnsiede- 
lungen  aus  zu  beti-eiben.  Alsbald,  bei  dem 
Ausscheiden  des  zu  besiedelnden  Landes 
aus  dem  bisherigen  gemeinsamen  Besitze, 
kamen  die  Anrechte  in  Frage.  Die  Gebiete 
der  Ansiedelungen  mussten  bis  zu  einer 
hinreichend  bestimmten  Grenze  von  der 
bisher  ausgeübten  Benutzung  aller  Genossen 
befreit  werden.  Ebenso  war  zu  entscheiden, 
ob  und  wie  weit  den  durch  dieses  An- 
siedelungsgebiet abgefundenen  Genossen  noch 
Mitnutzungen  an  dem  übrigen  Volkslande 
gestattet  sein  sollten.  Ein  ungefährdeter 
imd  streitfreier  Anbau  auf  den  einzelnen 
Gemarkungen  war  ohne  Klarheit  über  diese 
Abgrenzungen  nicht  möglich.  Wenn  nur 
ein  Teil  der  Bevölkerung  sich  ansiedelte, 
blieb  der  Rest  des  Lanaes  den  nicht  an- 
gesiedelten Genossen  zu  weiterer  gemein- 
samer Benutzung.  Wenn  sich  alle  an- 
siedelten, musste  in  Frage  kommen,  ob  das 
gesamte  Gebiet  abschnittsweise  den  ein- 
zelnen Ansiedelungen  als  ihnen  ausschliess- 
lich zugehörig  zugewiesen  oder  ob  gewisse, 
zum  Anbau  ungeeignete  Teile  des  Gebietes 
den  Bewohnern  melirerer  Ansiedelungen  zu 
fernerer  gemeinsamer  Nutzung  offen  stehen 
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oder  ob  sie  als  Gemeingut  aller  eihalten 
bleiben  sollten. 

4.  Gemarkungen.  Auch  innerhalb 
der  den  verschiedenen  Gruppen  der  An- 
siedler zur  Siedelung  zugewiesenen  Ge- 
markungen musste  unter  den  Genossen  der- 
selben Ansiedelung  so  lange  völliger  Ge- 
meinbesitz bestehen,  als  nicht  bestimmte 
Grundstücke  dem  einzelnen  als  Sondereigen 
überwiesen  waren. 

Diese  üeberweisung  geschah,  wie  oben 
Bd.  I,  S.  366  gezeigt  ist,  in  den  Clanen  der 
irischen  Kelten,  als  dieselben  um  das 
7.  Jahrhimdert  n.  Chr.  von  der  Weidewirt- 
schaft zum  festen  Anbau  übergingen,  sofort. 
Die  Tates  wurden  überall  als  geschlossene 
Einzelbesitzungen  abgegrenzt  und  nahmen 
nebeneinander  in  unmittelbarem  Zusammen- 
hange das  kultivierbare  Land  ein.  Wenn 
ihnen  noch  gemeinsames  Land  zustand,  so 
lag  es  in  Sümpfen,  Haiden  oder  Gebirgen. 

Die  Zuweisung  von  Sondereigentum  aus 
dem  Gemeinbesitz  der  Siedelungsgenossen 
konnte  indes  auch  völlig  unterbleiben.  Bei 
den  Slawen  blieben  die  Ansiedler  dauernd 
uud  zum  Teil  bis  zur  Gegenwart  in  völlig 
kommunistischem  Besitze  ihres  Landes.  Sie 
führten  ihre  gemeinsame  Hauswirtschaft  ohne 
Privateigentum  an  Land  und  an  Sachen  so 
lange  fort,  bis  die  wachsende  Anzahl  der 
Hausgenossen  zur  Trennung  in  mehrere 
Hauskommunionen  zwang.  Sie  konnten 
dann  wandern  und  neues  Land  occupieren 
oder  mussten   das  ÜLneu.   gemeinschaftlich 

gehörige  Land  entsprechend  teilen   und  auf 
en  Teilstücken  in  gleicher  Weise  im  Ge- 
meinbesitz weiter  leben. 

5.  Verteilung  der  Flur.  Bei  den  Deut- 
schen und  Skandinaven  war,  wie  alle 
alten  volksmässigen  Ansiedelungen  (Bd.  I, 
S.  362)  übereinstimmend  erweisen,  Grund- 
satz der  Teilung,  die  Gemarkung  im  Sinne 
gleichberechtigter  Genossen  nach  Hufen  in 
eine  bestimmte  Anzahl  gleicher  Anrechte 
geteilt  zu  denken.  Anfänglich  mögen  die 
meisten  Genossen  einen  solchen  Mannesteil, 
wie  die  Schweden  die  Hufe  nennen,  er- 
halten haben.  Thatsächlich  zeigt  sich  indes, 
dass  ein  Dorfgenosse  auch  ein  oder  mehrere 
oder  nur  Bruchteile  solcher  Anrechte  be- 
sitzen konnte.  Die  Verteilung  der 
Flur  schritt  stets  allmählich  vor.  Jeder 
Genosse  nahm  die  Stätte  seines  Wohnplatzes 
in  Besitz.  Für  den  Anbau  aber  erhielt  nach 
dem  Bilde  der  altertümlichsten  Feldein- 
teilung zunächst  jede  Hufe  einen  Morgen 
oder  ein  Tagwerk  Land  von  gleicher  Güte. 
An  den  so  entstandenen  als  Gewann  be- 
zeichneten Feldabschnitt,  in  welchem  alle 
Hufen  je  einen  Morgen  oder  doch  stets 
gleiche  Anteile  Bauland  besassen,  reihten 
sich  in  geeigneter  Lage  andere  ähnliche 
Gewanne  so  lange  an,  bis  der  für  die  Wirt- 


schaft eines  Hüfners  notwendige  Bedarf  an 
Ackerland  erreicht  war.  Wahrscheinlich 
wurde  die  Anlage  dieser  Kulturen  im  Laufe 
weniger  Jahre  durchgeführt.  Immer  aber 
blieb  das  nicht  verteilte  Land  noch  im 
Gemeinbesitz  der  Genossen,  und  dieses  All- 
mendland  stand  denselben  nach  dem  gleichen 
AnteilsverhäHnis  wie  das  verteilte  Hufschlag- 
land zu. 

6.  Nutzungen.  Auf  solchem  Allmend- 
lande  konnten  nun  alle  Nutzungen  zu  Weide, 
Holz,  Heu,  Streu,  Jagd  und  ähnlichem,  wie 
sie  der  Gemeinbesitz  darbot,  geübt  werden. 
Sie  konnten  aber  auch  im  Dorfe  neube- 
gründeten oder  auswärtigen  Stellen  gestattet 
oder  von  denselben  durch  Kauf  oder  Ver- 
jährung erworben  werden. 

Auch  auf  den  verteilten  Aeckern  selbst 
bestanden  die  Nutzungen  des  Gemeinbesitzes 
fort,  soweit  dies  mit  dem  Anbau,  den  jeder 
Genosse  auf  dem  ihm  überwiesenen  Grund- 
stücke für  eigene  Rechnung  betrieb,  ver- 
träglich war.  Dieser  Anspruch  und  der 
Mangel  an  Zugangswegen  zu  der  völlig  zer- 
streuten Lage  der  einzelnen  Hufenanteile  in 
den  zahlreichen  Gewannen  machte  den  so- 
genannten Flur  zwang  (s.  d.  Art.)  nötig, 
d.  h.  das  Innehalten  gleicher  Fristen  für 
Bestellung,  Aussaat  und  Ernte,  und  damit 
den  schlagmfissigen  Anbau  gleicher  Früchte. 
Denn  einerseits  mussten  die  Aecker  jedem 
Nachbar  zur  geeigneten  Zeit  für  Ueberfahrt 
und  Uebertritt  offen  stehen,  andererseits 
wurde  der  Anbau  als  eine  Einbusse  an  der 
gemeinsamen  Weide  angesehen,  und  die 
Aecker  blieben,  sobald  es  die  Ernte  erlaubte, 
dem  Vieh  der  Genossen  zu  Stoppel-,  Dreesch- 
und  Brachweide  überlassen.  Die  stehenden 
Früchte  wurden  gemeinsam  verzäunt,  zu 
bestimmter  Zeit  aber  die  Zäune  wegge- 
nommen. So  bestand  also  auf  den  volks- 
tümlichen germanischen  Ansiedelungen,  der 
Auffassung  nach  und  thatsächlich,  der  Ge- 
meinbesitz in  dauernder  üebung.  Ob  aber 
die  Üeberweisung  des  Hufschla^ndes,  also 
der  zum  Anbau  bestimmten  Aecker  alsbald 
zu  Sondereigentum  mit  dauerndem,  aus- 
schliessendem  Besitz  an  die  Dorf^nossen 
erfolgte,  so  dass  die  gedachten  gemeinsamen 
Nutzungen  auf  denselben  nur  den  Charakter 
der  Grundgerechtigkeiten  hatten,  oder  ob 
auch  der  Rechtsanschauung  nach  wenigstens 
für  eine  gewisse  Zeit  noch  der  Gemeinde- 
besitz auf  ihm  fortbestand,  dies  ist  die 
Frage,  die  sich  auf  den  engeren  Begriff  der 
Feldgemeinschaft,  auf  die  Erscheinung  perio- 
discher Verteilungen  der  Aecker  richtet. 

7.  Periodische  Nenteilungen  des  Be- 
sitzes. Feldg:emeiu8chaft  im  engeren  Sinne 
oder  periodische  Neuteilungen  der 
Aecker  in  den  besiedelten  Feldfluren  sind 
bei  verschiedenen  Völkern  in  älterer  und 
neuerer  Zeit  beobachtet  und  noch  in   der 
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Gegenwart  in  grosser  Ausdehnung  in 
üebung. 

Der  Gedanke  lie^t  nahe  und  scheint 
überzeugend,  dass  diese  Neuteilungen  die 
natürliche  Folge  und  die  kaum  anders  zu 
erwartende  Entwickelung  des  ursprünglichen 
Gemeinbesitzes  bilden. 

Diese  Auffassimg  haben  besonders  Röscher 
und  Laveleye  durch  zahlreiche,  sehr  ver- 
schiedenen Verhältnissen  angehörige  Bei- 
spiele solcher  ßesitzweise  aus  allen  Teilen 
der  Welt  zu  belegen  gesucht. 

Die  nähere  Vergleichung  dieser  Beispiele 
ergiebt  indes  sehr  abweichende  Zustände 
und  erlaubt  niu*  ausnahmsweise  den  Schluss 
auf  diesen  allgemeineren  Zusammenhang  der 
Feldgemeinschaft  im  engeren  Sinne. 

Ihrem  Begriffe  nach  kommt  dieselbe  in 
Frage,  wenn  sich  die  an  einem  Grundbesitz 
beteiligten  Grundbesitzer  unter  Umständen 
veranlasst  sehen,  ihre  Grundstücke  sämtlich 
oder  teilweis  als  eine  gemeinsame  genossen- 
schaftliche Masse  zusammenzuwerfen  und 
sich  aus  derselben  gleiche  oder  veränderte 
Anrechte  wieder  ausweisen  zu  lassen. 

Die  Entstehung  solcher  genossenschaft- 
licher Anrechte  lässt  sich  dabei  in  ver- 
schiedener Weise  denken.  Sie  können  auf 
der  ursprünglichen  Besitznahme  und  her- 
gebrachtem Gemeinbesitz  beruhen,  aber  auch 
aus  einseitigen  Anordnungen  eines  Grund- 
herrn, der  sein  Grundstück  vorübergehend 
oder  dauernd  an  Eigene  oder  Freie  ver- 
liehen hat,  wie  aus  Vorschriften  eines  Vaters 
oder  Erblassers  über  die  Besitzrechte  seiner 
Söhne  oder  Erben  hervorgehen.  Ebenso 
können  sie  auf  besonderen  Verträgen  über 
die  pachtweise  oder  zinspflichtige,  auf  Zeit 
oder  dauernde  und  erbliche  Uebernahme  des 
Grundbesitzes  beruhen  und  ein  eigenartiges 

Sitsherrlich-bäuerliches Verhältnis  darstellen, 
ir  Grund  kann  aber  auch  in  gesetzlichen 
Anordnungen  des  Staates  oder  der  von 
Staats  wegen  geltenden  Gemeinde  Verfassung 
oder  Steuerordnung  liegen.  So  unzweifel- 
haft also  der  Ursprung  aus  dem  volkstüm- 
lichen Gemeinbesitz  als  möglich  erscheint, 
darf  er  gleichwohl  nicht  in  jedem  Falle  als 
notwendig  vorausgesetzt  werden.  Vielmehr 
lässt  sich  für  eine  Reihe  von  Erscheinungen, 
die  ihm  zugerechnet  zu  werden  pflegen,  das 
Gegenteil  beweisen,  dazu  gehört  insbesondere 
der  russische  Mir. 

8.  Der  russische  Mir.  Die  Geschichte 
der  russischen  Gemeindeverfassung  des  Mir 
(s.  d.  Art.)  ist  hinreichend  bekannt  und  be- 
ruht auf  Anordnungen  und  Vorgängen,  welche 
nicht  über  das  17.  Jahrhundert  hinaufi^ichen. 
In  älterer  Zeit  sind  in  Russland  nur 
freie  Bauern  und  wirkliche  Sklaven  bekannt. 
Die  Bauern  aber,  soweit  sie  nicht  auf  eigenen 
Steüen  sassen,  erscheinen  als  Pächter  auf 
Höfen  des  Zaren,  der  Kirche  oder  des  Adels. 


1460  zeigt  ein  Privileg,  dass  Klöstern  und 
Gutsbesitzern  das  Recht  verliehen  wurde 
den  Pächtern  die  Kündigung  zu  versagea 
und  sie  zum  Bleiben  zu  zwingen.  Das  Ge- 
setzbuch (Sudebnik)  von  1497  erschwert  das 
Verziehen  derselben  durch  starke  Abstands- 
zahlungen. 1592  fand  eine  aUgemeiue  Auf- 
nahme der  Güter  und  Bauern  statt,  und 
1597  A^iirde  angeordnet,  dass  auf  5  Jahre 
zurück  aUe  Bauern,  welche  von  den  Dienst- 
\md  Erbgütern  der  Bojaren  und  anderer 
Gutsbesitzer  weggelaufen  sind,  mit  Weib 
und  Kind  zurückgebracht  werden  sollen. 
Später  soll  (1604)  unter  Boris  Godunow 
wegen  Hungersnot  jedem  Bauern  das  Ver- 
lassen seines  Dorfes  verboten  und  jeder 
Flüchtling  dem  Gutsbesitzer  zu  eigen  ge- 
geben worden  sein,  der  ihn  in  seinem 
Walde  findet.  Jedenfalls  wurden  seit  der 
Mitte  des  17.  Jatu'hunderts  die  Bauern  völlig 
an  die  Scholle  gebunden,  ihre  Schulden  un- 
klagbar, den  Gutsherren  Körperstrafen  gegen 
sie  gestattet,  den  Gerichten  die  Annahme 
von  Klagen  gegen  die  Herren  untersagt  und 
das  Fortlaufen  der  Bauern  für  ein  Ver- 
brechen erklärt,  gegen  das  wiederholte  poli- 
zeiliche Razzias  ausgeführt  wurden.  Bauern 
und  Sklaven  fielen  unter  gleiche  Leibeigen- 
schaft. 

Unter  diesen  Verhältnissen  ist  die  Ge- 
meindeverfassimg  des  Mir  entstanden.  Das 
von  den  Bauern  eines  Dorfes  bewirtschaftete 
Land,  neben  welchem  sie  in  der  Regel  das 
gutsherrliche  zu  bestellen  hatten,  wurde  als 
Gemeindebesitz  betrachtet.  Der  Gutsherr 
konnte  nach  Belieben  in  die  Gemeinde  Leute 
einweisen  oder  aus  ihr  fortnehmen.  Die 
Bewirtschaftung  dieses  Bodens  war  keine 
gemeinschaftlicYie,  sondern  jedem  Familien- 
vater oder  jedem  männlichen  Kopfe  wurde 
sein  verhältnismässiger  Anteil  zum  Anbau 
auf  eigene  Rechnung  zugeteilt.  Für  die 
Leistungen  aber  war  die  Gemeinde  soli- 
darisch verhaftet,  und  die  Feldgemeinschaft 
kam  darin  entscheidend  zur  Geltung,  dass 
das  dem  einzelnen  angewiesene  Land  dem- 
selben nicht  dauernd  verblieb,  sondern  niu: 
so  lange,  bis  eine  neue  Teilung  erfolgte. 
Diese  wm^de  in  der  Regel  bei  den  Steuer- 
revisionen etwa  jedes  15.  Jahr  vorgenommen, 
konnte  aber  aucli  zu  anderer  Zeit  eintreten, 
sofern  dies  zur  Versorgung  der  höher  an- 
gewachsenen Anzahl  von  Familienvätern  oder 
männlichen  Seelen,  welche  als  Gleichbe- 
rechtigte zu  beteiligen  waren,  erforderlich 
wurde. 

Diese  Grundsätze  galten  unter  der  Leib- 
eigenschaft, sind  mit  Ausnahme  der  Ab- 
hängigkeit vom  Gutsherrn  bei  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  diu'ch  das  Manifest  v. 
19.  Februar  1861  aufrecht  erhalten  worden 
und  haben  durch  dasselbe  erst  ihre  volle 
Konsequenz   erlangt     Das   den    bisherigen 
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Leibeigenen  zugewiesene,  mit  Araortisations- 
rente  belastete  Land  wurde  nicht  ihnen 
persönlich,  sondern  der  Gemeinde  über- 
geben. 

A.  V.  Haxthausen  und  mit  ihm  eine 
Reihe  slawischer  Gelehrter  haben  nun  zwar 
den  Mir  fiir  die  urslawische  Gemeinde  Ver- 
fassung erkläi-t.  Indes  ist  unschwer  zu  er- 
kennen, dass  er  auf  wirklich  ursprüngliche 
und  volkstümliche  slawische  Verhältnisse 
nicht  gedeutet  werden  kann.  Denn  wenn 
auch  seine  späte  Entstehung  nicht  bekannt 
wäre  und  sich  in  der  Lage  der  Kronbaueru 
ein  Zusammenhang  mit  früheren  Rechts- 
zuständen finden  liesse,  würde  schon  sein 
Gegensatz  gegen  die  unbestritten  ältesten 
Reste  nationalslawischer  Agrarverfassung  mit 
hohem  Alter  unvereinbar  sein. 

9.  Uauskommnnionen.  Diese  volks- 
ttimliche  Verfassung  der  Slawen  kennen  wir 
sehr  genau  diu-ch  die  bis  auf  die  Gegen- 
wart gekommenen  Hauskommunionen  der 
Südslawen.  Sie  bestand  aber  nicht  allein 
seit  den  ältesten  Erinnerungen  in  Serbien, 
Kroatien  und  Montenegro,  sondern  wie  sich 
urkundlich  erweisen  lässt,  auch  bei  allen 
Nordslawen  bis  zum  Aufkommen  der  fürst- 
lichen Gewalt 

Die  Hauskommunion  beruht,  wie  oben  Bd. 
1,  S.  368  gezeigt  ist,  ganz  und  gar  auf  der 
Idee  des  Familiendaseins.  Wie  die  Familie 
lebt  die  Hauskommunion,  die  Zadniga,  unter 
der  patriarchalischen  Leitung  des  Familien- 
hauptes, das  mit  väterlicher  Gewalt  über 
ihr  gesamtes  Thun  und  Lassen,  über  Ver- 
mögen und  Arbeitskräfte  verfügt.  Der  Be- 
sitz jeder  Art,  Grundslücke  wie  Sachen,  sind 
Gesamteigentum,  niemand  besitzt  Sonder- 
eigen ausser  erlangtem  Schmuck  und  Waffen. 
Es  besteht  kein  Erbrecht.  Alle  Arbeit,  alle 
Genussmittel  und  aller  Erwerb  sind  gemein- 
schaftlich. Das  gesamte  Dasein  ist  kommu- 
nistisch. Die  Teilung  kann,  wie  en^'ähnt, 
allerdings  stattfinden,  aber  sie  erfolgt  nur, 
wenn  die  Zahl  der  Teilnelimer  zu  hoch  an- 
wächst, als  dass  das  Leben  von  demselben 
Herde  und  imter  einheitlicher  Arbeitsver- 
teilung möglich  bliebe.  Dann  scheidet  sich 
aber  die  Hauskommunion  nach  gleichberech- 
tigten Stämmen  vom  Vorahn  her.  Alles 
Vermögen,  alle  einzelnen  Grundstücke  wer- 
den nach  diesen  Stämmen  geteilt,  und  jeder 
derselben  beginnt  ein  gesondertes  kommu- 
nistisches Hauswesen,  welches  mit  den 
früheren  nichts  weiter  mehr  gemein  hat, 
als  dass  eine  Anzahl  solcher  Hauskommu- 
nionen unter  der  höheren,  nicht  wirtschaft- 
lichen, sondern  politischen  Leitung  des  Häupt- 
lings der  angesehensten  unter  ihnen  steht. 

Von  keinem  dieser  Züge  findet  sich  auch 
nur  ein  Anklang  im  nissischen  Mir.  Es 
hat  aber  dieses  kommunistische  Zusammen- 
leben der  Familie  unter  väterlicher  Gewalt 


auch  kernen  Zusammenliang  mit  wechselnden 
Nutzungen  des  Gemeinbesitzes. 

10.  Kelten.  Dasselbe  Urteil  lässt  sich 
bezüglich  des  volkstümlichen  Ursprunges 
solclier  Erscheinungen  bei  den  Kelten  aus- 
sprechen. Bezüglich  des  keltisclien  Volks- 
tums ist  oben  Bd.  I,  S.  366  gezeigt,  dass  die 
Iren  noch  bis  in  das  7.  Jahrhundert  unserer 
Zeitrechnung  in  Baues,  Townlands,  Hirten- 
wirtschaften von  je  16  Familien  völlig  kom- 
munistisch unter  demselben  Dache  und 
unter  der  väterlichen  Gewalt  eines  Häupt- 
lings zusammenlebten  und  dass  ein  solcher 
Haushalt  für  seinen  Lebensunterhalt  über 
eine  Herde  von  durchschnittlich  300  Kühen 
verfügte.  Als  dann  die  Clane  wegen  der 
angewachsenen  Volksmenge  zur  festen  An- 
siedelung schreiten  mussten,  geschah  dies 
nicht  in  Dörfern,  sondern  in  cliarakteristi- 
schen  Einzelhöfen,  die  von  den  zugehörigen 
Ländereien  in  geschlossenen,  durch  Hecken, 
Gräben  oder  Mauern  verzäunten  Kämpen 
imigeben  waren  und  die  ungefähre  Grösse 
einer  deutschen  Banerhufe  hatten.  Es 
wird  ausdriicklich  überliefert,  dass  die 
Fläche  dieser  Tates  nicht  gi-össer  als  29 
acres  für  die  einzelne  Anbauerfamilie  be- 
messen werden  konnte.  Sie  nahmen  alles 
damals  für  den  Anbau  verfügbai-e  Land  ein, 
auch  sind  sie  noch  heut  in  überzeugender  Weise 
auf  den  Survey karten  innerhalb  ihrer  festen 
Grenzen  klar  erkennbar  und  nach  ihren 
urkundlich  bekannten  Namen  auf  denselben 
bezeichnet.  Die  Hofbesitzer  bildeten  indes 
sehr  bald  eine  Grundaristokratie,  deren  Be- 
sitzungen zwar  beim  Aussterben  gewisser 
Verwandtschaftsgrade  an  den  Clan  zurück- 
fielen, im  wesentlichen  aber  vererblich  und 
teilbar  blieben  und  von  denen  Sir  John 
Davies  1607  berichtet,  dass  sie  unter  die 
Berechtigten  vielfach  bis  in  sehr  kleine, 
fast  unbrauchbare  Anteile  parzelliert  seien. 

!  Wenn  also  Sumner  Maine  erklärt:  »Es  exis- 
tiere noch  heute  in  Irland  das  ßundale- 
system,  wonach  ein  Wiesengrund  von  einer 
Gruppe  von  Familien  gemeinschaftlich  be- 
sessen wird,  ein  System,  das  sich  vor  50 
Jahren  noch  auf  Aecker  zu  ersü'ecken  pflegte, 
indem  die  Flur  in  eine  Reihe  einzelner 
Stücke  zerlegt  wurde,  deren  Besitz  regel- 
mässig, zum  Teil  jälirlich  wechselte«,  so 
lässt  sich  nur  denken,  dass  dieser  Wechsel 
des  Besitzes  entweder  auf  Grundstücken 
stattgefunden  habe,  welche  ausserhalb  der 
Einzelhöfe  auf  kultivierten  Oedländereien 
oder  Waldungen  angebaut  werden  konnten, 
oder  dass  es  sich  um  eine  wechselnde  Be- 
nutzung von  Teilen  des  einzelnen  Einzel- 
hofes durch  Miterben  oder  vertragsweise 
^Mitbesitzer  handelte. 

11.  Runrigsystem.  Diesem  Schlüsse 
wideraprechen  die  einzigen  bestimmten  Bei- 
spiele nicht,  welche  bis  jetzt  durch  Gomme, 
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Maine  und  Seebohm  filr  das  Auftreten  des 
ßundalo-  oder  Runrigsystem  in  Irland  und 
Wales  veröffentlicht  sind. 

Als  das  eine  wird  ein  der  Stadt  Keils, 
nahe  Dublin,  gehöriges  Grundstuck  von  312 
acres  genannt,  welches  in  6  Schlägen  so 
bewirtschaftet  wird,  dass  jedes  Jahr  ein 
Schlag  zu  vierjähriger  Nutzung  an  die  Mit- 
glieder der  Gemeinde  zur  Verteiliuig  kommt. 
Da  in  einer  Stadt  die  beteiligten  Bürger 
sich  vermehren  und  vennindem  und  die 
bevorrechteten  Gemeindebeamten  wechseln, 
sind  für  die  Nutzung  eines  städtischen 
Grundstückes  Neuverteilungen  nicht  zu 
vermeiden. 

Ein  anderes  Beispiel  ist  eine  von  See- 
bohm mitgeteilte  Karte  der  Devon  Kommis- 
sion, von  der  diese  Kommission  ohne  An- 
gabe des  Ortes  erklärt,  dass  sie  das  Bild 
der  Teilung  des  Besitzes  nach  dem  Run- 
rigsystem in  einem  irischen  Townlande  sei. 
Dieselbe  umfasst  die  Fläche  von  205  acres 
anscheinend  nur  1  höchstens  2  Tates,  ent- 
hält aber  422  wenig  regelmässige  Parzellen, 
welche  imter  29  Ijandwirte  verteilt  sind. 
Bei  einer  solchen  dem  Berichte  Sir  John 
Davies  entsprechenden  Besitzzersplitterung 
konnte  aUerdings  der  Gedanke  leicht  Platz 
greifen,  die  Ausgleichung  zwischen  einzelnen 
Anteilsberechtigten  durch  einen  Wechsel  in 
der  Benutzung  zu  bewirken.  Es  ist  auch 
möglich,  dass  ein  solcher  Wechsel  bei  Erb- 
teilungen oder  anderen  Güterzerschlagungen 
in  weiterer  Ausdehnung  üblich  geworden, 
ist,  aber  es  ist  keinerlei  vermittelnder  An- 
haltspunkt gegeben,  durch  welchen  dieses 
Verfahren  der  Teilimg  von  Bauernhöfen  mit 
dem  volkstümlichen  Gemeinbesitz  der  kelti- 
schen Clane  in  Verbindung  gebracht  wer- 
den könnte.  Für  Wales  wird  das  Runrig- 
system mit  dem  Brauche  des  Zusammen- 
Eflügens  (Zyvar)  als  gegeben  betrachtet. 
>er  nordwalisische  Yenedotian  code  belehrt 
indes  darüber,  dass  darunter  ein  gesetzlich 
geschütztes  Vertragsverhältnis  zu  verstehen 
ist,  durch  welches  sich  die  Besitzer  von  8 
Ochsen,  ein  Pflugbesitzer,  ein  Schmied,  ein 
Treiber  und  ein  Pflugbote  gegenseitig  ver- 
bindlich machen,  12  acres  Land  gemein- 
schaftlich gleich  gut  zu  pflügen  und  sich 
die  gepflügte  Fläche  in  einem  bestimmten 
Verhältnis  zur  Benutzung  für  das  Jahr  zu 
teilen.  Der  Grund  liegt  zunächst  in  dem 
schweren  Boden,  der  nur  diurch  einen  starken 
Pflug  und  8  Ochsen  bestellt  werden  kann, 
welche  kleinen  Besitzern  nicht  zu  Gebote 
stehen.  Da  aber  für  eine  Heimstätte,  füi* 
welche  nach  südwalisischem  Rechte  78  acres 
gehören,  in  dem  gebirgigen,  im  wesentlichen 
auf  Getreide  angewiesenen  Nordwales  nur 
4  acres  Sonderland  angewiesen  wurden,  so 
musste  der  übrige  Bedarf  aus  dem  Ge- 
meindelande gedeckt  werden,  und  es  scheint, 


dass  deshalb  den  kleinen  Wirtschaften  die 
Benutzung  von  Gemeindeland  durch  solche 
Verträge  ermöglicht  wurde.  Eine  derartige 
gegenseitige  Hilfeleistung,  die  auch  ander- 
weit vorgekommen  sein  dürfte,  lässt  sich 
indes  nicht  als  Feldgemeinschaft  auffassen. 
Dagegen  scheint  Feldgemeinschaft  in  Schott- 
land üblich  gewesen  zu  sein. 

Allerdings  ist  dahin  das  Beispiel  der 
Stadt  Landers,  südlich  von  Edinburg,  nicht 
zu  rechnen,  wo  die  Eigentümer  von  Bürger- 
äckern nach  Verhältnis  derselben  auch  ein 
Stück  Gemeindeland  ähnlich  wie  in  Keils 
unter  periodischen  Neiüeistungen  nutzten. 
Auch  berichtet  Skene  noch  aus  dem  Jahre 
1746,  dass  in  den  Hochlanden  der  einzelne 
Clanberechtigte,  obgleich  er  von  den  Häupt- 
lingen als  ein  Höriger  betrachtet  wurae, 
dennoch  für  seine  Person  frei  war  und 
mit  seinem  beweglichen  Eigentume  aus- 
wandern konnte.  Er  besass  eine  Steinhütte 
und  ein  mit  einem  Steinwall  umgebenes 
Stück  Land  und  leistete  dafür  einige  Dienste 
und  Abgaben  an  Fellen,  Federn,  gedörrten 
Fischen,  Schafen  und  ähnlichem.  Dafür 
konnte  er  seine  Wohnung  im  Clan  auf- 
schlagen, wo  es  ihm  anstand,  und  Fischerei, 
Jagd,  Weide  oder  Forstnutzung  war  ihm 
überall  erlaubt.  Neuere  Ermittelungen 
haben  indes  auch  andere  Verhältnisse  er- 
geben. Die  Pikten,  von  denen  neuerdings 
bezweifelt  worden  ist,  ob  sie  überhaupt  zu 
den  Keltenstämmen  gehörten,  setzten  aus  Ir- 
land in  die  Öden,  weglosen  und  unfnichtbaren 
Bergmassen  des  schottischen  Hochlandes  zu 
einer  Zeit  über,  in  welcher  die  Iren  noch 
ihr  Hirtenleben  in  Genossenschaften  trieben. 
Diese  lebten,  wie  gezeigt  ist,  in  Balles  von 
je  16  Familien  in  einem  gemeinsamen  Hause 
und  die  im  Besitz  einer  Herde  von  durch- 
sdinittlich  300  Kühen  waren.  Diese  Haus- 
genossenschaften unter  einem  ceann-tigh, 
einem  Haushaupte,  werden  auch  für  die  Pikten 
in  den  Hochlanden  überliefert,  und  es  finden 
sich  hier  später  auch  zahlreiche  Weiler, 
elienso  zu  etwa  16  Familien.  Wie  lange 
noch  das  blosse  gemeinsame  Hirtenleben 
fortgedauert  hat,  lässt  sich  nicht  erkennen. 
Alle  unsere  Nachrichten  gehen  nur  wenig 
über  das  13.  Jahrhundert  zurück.  Die  Oert- 
lichkeit  ist  aber  in  den  Hochlanden  überall 
so,  dass  enge,  tief  eingesenkte  Thäler  durch 
ein  wirres  Netz  schwer  zugänglicher  Gte- 
birgszüge  von  einander  abgeschnitten  sind, 
so  dass  nur  ausnahmsweise  in  guter  Zeit 
einige  Verbindungen  durch  Viehhandel  be- 
standen, wohl  aber  zwischen  den  abge- 
schiedenen Clanen  aus  stetig  Rauflust, 
Rache  und  Räubereien,  zahllose  blutige 
Fehden  ausbrachen.  Unter  diesen  Umstän- 
den ist  erklärlich,  dass,  als  die  Hirten  zum 
Ackerbau  übergingen,  die  Genossen  häufig 
nicht  wie  die  Iren  und  Waliser  in  Einzel- 
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höfen  zerstreut,  sondern  in  der  Enge  des 
Thaies  und  zu  gegenseitigem  Schutz  in 
kleinen  Weilern  nachbarlich  wohnten.  Be- 
merkenswert aber  ist,  dass  die  Aecker  dieser 
Weiler  völlig  der  deutschen  Siedelungs- 
weise  entsprechend  in  Gewannen  und  in 
jedem  Gewanne  nach  gleichen  Teilen  für 
jeden  Gleichberechtigten  aufgeteilt  waren 
sowie  ferner  dass  diese  Gewannteile  jedes 
oder  jedes  dritte  Jahr  neu  ausgelegt  worden 
sind.  Die  deutsche  Einteilung  liesse  sich 
vielleicht  auf  die  Nachahmung  der  im  7. 
luid  8.  Jahrhundert  schon  weit  in  Schott>- 
land  verbreiteten  angelsächsischen  und  dä- 
nischen Ansiedelungen  zurückführen,  die 
periodische  Neulosung  aber  ist  in  Deutsch- 
land oder  Dänemark  nicht  in  der  Ackerflur, 
sondeni  nur  in  der  Nutzung  von  Wiesen 
und  Allmendeländereien  bekannt.  Sie  würde 
sich  in  Schottland  am  natürlichsten  auf  den 
nicht  erblichen  und  wenigstens  in  älterer 
Zeit  jedem  Clanmitgliede  zu  gleichem  Recht 
zustehenden  Landbesitz  ziurückführen  lassen, 
also  in  der  That  ein  Runridgeverfahren  und 
eine  eigentliche  Feldgemeinschaft  bekunden. 
12.  Java  und  Indien.  In  Java  winl  in 
den  Bezirken,  in  welchen  der  Boden  nicht 
als  Privateigentum  gilt,  das  Land  periodi- 
schen Auslosungen  seitens  der  Dorfgemeinde 
luiterworfen,  auch  ist  unbestritten,  dass  die 
zum  Dorfe  gehörigen  Ländereien  als  gemein- 
schaftlich betrachtet  werden  und  dass  jeder 
nach  dem  alten  Gewohnheitsrechte  in  den- 
selben Nutzungsbefugnisse  an  dem  bestimm- 
ten Grundstücke  zu  gewinnen  vermag,  wel- 
ches er  kultiviert  hat  und  bebaut.  Aber 
die  Gemeinde,  die  Dessa,  ist  solidarisch  ver- 
pflichtet, dem  Bh'irsten,  als  dem  Obereigen- 
tümer, für  Natural-  und  Geldzinsungen  und 
für  Frouleistungen  aufzukommen.  Deshalb 
sucht  sie  alle  in  Privathände  gekommenen 
Grundstücke  thunlichst  an  sich  zu  bringen 
und  besondere  Kulturen  zu  verhindern,  legt 
dagegen  m()glichst  viele  bewässerte  Reis- 
felder an,  welche  nur  durch  ausgedehnte 
gemeinschaftliche  Arbeiten  bestellt  werden 
können,  und  verlost  nun  diese  Reisfelder 
an  die  Anbauer  jährlich  oder  in  2-  oder 
3- jährigen  Fristen.  Dabei  werden  indes  nur 
diejenigen  Familien  berücksichtigt,  welche 
ein  Paar  Büffel  oder  Ochsen  besitzen,  damit 
die  Leistung  der  Fronden  und  der  Zinser- 
trag gesichert  sind.  Die  zur  Gemeinde  ge- 
hörigen gewöhnlichen  Handarbeiter,  welche 
keinerlei  Zugtiere  stellen  können,  waren  bis 
auf  die  Versuche  der  holländischen  Regie- 
nmg,  dies  zu  ändern,  ausgesclilossen.  Das 
ganze  Verfahren  wircl  von  einem  wohlorga- 
nisierten, durch  Landanteile  entschädigten 
und  amtlich  bestätigten  Dorfvorstande  ge- 
leitet. Die  unmittelbare  Verknüpfung  mit 
der  Haftung  für  die  Lasten  zeigt  also,  dass 
auch   diese    Landverteilung    ihrem    Wesen 


nach  eine  grundherrliche  oder  fiskalische 
an  die  Zins-  und  Dienstpflichtigen  ist. 

Aehnliche  wechselnde  Landzuweisungen 
bestehen  auch  in  Indien,  von  welchem 
sich  die  Kultur  Javas  herschreibt.  In  Indien 
liegt  die  Landzuweisung  in  der  Befugnis 
der  Zemindare.  Indes  ist  für  Indien  die 
eigentliche  volkstümliche  Grundlage  des 
Agrarwesens  hinreichend  bekannt.  Sie 
stimmt,  wie  schon  aus  dem  Berichte  des 
Nearchos  hervorgeht,  mit  der  slawischen 
durchaus  überein.  Im  Pendschab,  wo  die 
Zemindare  nur  selten  sind,  hat  sich  wenig- 
stens das  alte  Kollektiveigentura  des  Bodens 
noch  zum  gn3ssten  Teil  erhalten  können. 
Hier  gelten  alle  Ackerbauer  als  Pächter  der 
Gemeinde,  die  Abgaben,  die  sie  ihr  zahlen, 
als  ein  jährlicher  Pachtzins.  Sie  haftet  der 
Regierung  gegenüber  solidarisch  für  alle 
Auflagen,  welche  von  dem  Dorfe  erhoben 
werden.  Veräussert  ein  Dorfbewohner  sein 
Land  an  Fremde,  so  wird  der  Erlös  nach 
dem  Verhältnis  der  Kollektivrechte  verteilt, 
wünschen  aber  die  übrigen  Dorfbewohner 
das  Land  zu  behalten,  so  haben  sie  das 
Vorkaufsrecht  vor  dem  Fremden  zu  dem 
von  jenem  gebotenen  Preise.  Hierin  liegt 
eine  Auflösung  des  Kommunismus,  aber 
doch  noch  der  Bestand  des  volkstümlichen 
Gemeinbesitzes. 

Die  SteDung  imd  Macht  der  Zemindare 
dagegen,  welche  allerdings  vielfach  von 
älteren  Fürsten  familien  abstammen,  ist  erst 
spät  durch  die  Mohammedaner  entstanden. 
Die  Herrschaft  der  Muselmanen  machte  die 
Bauern  zu  Zeitpächtern  des  Fürsten.  Die 
Pacht  wurde  aber  nicht  direkt  an  die  Steuer- 
behörde, sondeni  au  den  Zemindar,  den  als 
Mittelsperson  eingesetzten  Agenten  oder 
Generalpächter,  der  auch  die  Pachten  zu 
ordnen  hatte,  bezahlt.  Wenn  er  also  das 
Land  zur  Neupacht  verteilte  oder  auch  aus- 
loste, so  hat  diese  Einrichtung  der  fiskali- 
schen Verwaltung  mit  der  frühei*en  Haus- 
kommunion nichts  mehr  gemein. 

13.  Verschiedene  Volksrechte.  Von 
den  bei  anderen  Völkern  beobachteten  Er- 
scheinungen, die  zu  der  Feldgemeinschaft 
gerechnet  worden  sind,  gehört  ein  Teil  niu* 
(lem  Gemeinbesitz,  nicht  den  periodischen 
Verteihmgen  desselben  an.  Insbesondere 
zeigen  sehr  viele  der  in  Bezug  genommenen 
Agrarverhältnisse  lediglich  den  ursprüng- 
lichen Rechtszustand,  wonach  der  Boden  als 
dem  gesamten  Volke  oder  kleineren  Stam- 
mesabteilimgen  desselben  gemeinschaftlich 
gehörend  betrachtet  wird  und  von  dem 
einzelnen  durch  Rodung  und  Kultur  ein 
dauerndes  Nutzungsrecht  erworben  weitlen 
kann,  welches  indes  nur  so  lange  geachtet 
wird,  als  der  Anbau  dauert.  Mit  dem  Auf- 
hören der  Bearbeitung  fällt  auch  der  Boden 
wieder  der  Gemeinschaft  anheim. 
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Dahin  geliören  alle  über  Teüe  von  Afrika 
und  Polynesien  gesammelten  Beobachtimgen 
mit  Ausnalime  von  Tahiti,  wo  Privateigen- 
tum anscheinend  schon  vor  der  Entdeckimg 
bestand.  Es  bleibt  indes  zweifelhaft,  ob 
diese  Gremeinschaften  dem  gesamten  Volke 
zugeschrieben  werden  oder  nur  einer  höheren 
Adelsklasse,  wie  bei  den  Mikron  esiern  imd 
den  meisten  Malaien,  oder  ob  sie  in  einer 
Art  Obereigentum  des  Königs  untergehen, 
wie  in  Madagaskar. 

Ebenso  gehört  die  der  slawischen  ent- 
sprechende Hausgenossenschaft  der  Osseten 
nicht  den  periodischen  Teilungen,  sondern 
dem  Gemeinbesitz  an.  Die  Sitte  der  Araber 
in  Algerien  aber,  welche  den  Landbesitz 
der  Familie  ohne  Teilung  gemeinsam  be- 
stellen und  lediglich  den  Ei-trag  teilen,  ist 
nur  eine  der  gemeinsamen  Wirtschaftsfüh- 
rungen, welche  vielfach  aus  der  Verwaltung 
ungeteilten  Erbes  hervorgehen  und  denen 
aUes  angehört,  was  von  Hausgenossenscliaf- 
ten  aus  Franki*eich,  Italien  und  Deutschland 
berichtet  wird.  Dass  Eskimos  und  Finnen 
sich  durch  gemeinsame  Wirtschaft  mehrerer 
Familienglieder  die  Schwierigkeiten  er- 
leichtern, ihren  Unterhalt  zu  erzielen,  hat 
ebensowenig  allgemeinere  Bedeutung.  Aehn- 
lich  ist  die  Erscheinung  zu  beurteilen,  dass 
die  Grundherren  des  nördlichen  Italiens  in 
der  Regel  vorziehen,  statt  mit  einzelnen 
Parzellenpilchtern  zu  verhandeln,  gi-össei-e 
Pachtstücke  von  10 — 20  Hektar  auf  einmal 
und  solidai'isch  an  Pachtgenossenschaften 
zu  verpachten,  welche  meist  aus  einigen 
als  Hausgenossen  zusammenlebenden  nahe 
verwandten  Familien  bestehen. 

14.  Fiskalische  und  grundherrliche 
Neuteilungen.  Aber  auch  wirkliche  perio- 
dische Neuteilungen  lassen  keinen  Bezug 
auf  alten  volkstümlichen  Gemeinbesitz  zu, 
wenn  sie  Verwaltungsmassregeln 
von  Fürsten  oder  Grundherren  zur 
Sicherung  und  Vereinfachung  des  Einganges 
der  von  ihnen  a\if gelegten  Lasten  sind. 

Eine  unbedingte  Herrschaft  des  Fürsten, 
w^elcher  nach  w'eltlichem  wie  religiösem 
Rechte  alles  Eigentum  der  Unterthanen  als 
dem  Hen'scher  gehörig  und  zur  Verfügimg 
stehend  betrachtet,  ist  die  grundlegende  An- 
schauung für  den  grössten  Teil  der  von  der 
europäischen  Bildung  wenig  berührten 
mohammedanischen  Reiche,  insbe- 
sondere für  Indien,  Java,  Sumatra,  Malakka 
imd  für  die  ausgedeluiten  Länder  der  Fulbe 
in  Afiika.  Dieser  Grundsatz  würde  w^ahr- 
scheinlich  alle  mohammedanischen  Staaten 
fühlbar  beherrschen,  wenn  ihre  Entstehung 
nicht  so  jung  und  vielfach  so  unorganisch 
wäre,  dass  sie  die  älteren  hergebrachten 
Verhältnisse  teils  durch  Abkommen,  teils 
wenigstens  thatsäclilich  unverändert  über- 
nommen haben.    Die  Verknüpfung  der  jähr- 


lichen oder  mehi-jährigen  Neuteilungen  des 
Ackerbaulandes  mit  dem  Steuerwesen  solcher 
mohammedanischer  Herrscher  durch  die 
Zemindare  hat  sich  schon  oben  für  Java  imd 
Indien  gezeigt. 

Dasselbe  ist  von  Sardinien  zu  sagen. 
Denn  die  von  Phöniziern  und  Griechen  be- 
völkerte und  von  Tiberius  mit  Juden  kolo- 
nisierte Insel  wurde  mehrmals  von  den  Sa- 
razenen erobert  und  stand  von  850  bis  1007 
dauernd  unter  ihrer  Herrschaft,  dann  war 
sie  bis  1296  zwischen  Genua  und  Pisa 
streitig,  zumeist  aber  von  pisanischen  Richtern 
höchst  tyrannisch  verwaltet.  "Wenn  unter 
diesen  Umständen  berichtet  wird,  dass  von 
den  Censoren,  den  Steuerbeamten  und  Auf- 
sehern für  den  Ackerbau  und  die  Vieh- 
zucht jälirliche  Neuverteilungen  der  Dorf- 
läudereien  vorgenommen  wurden,  ist  nur 
auf  fiskalischen,  nicht  auf  volkstümlichen 
Ursprung  dieses  Verfahrens  zu  schliessen. 

Eher  könnte  vielleicht  in  Spanien  an 
volkstümliche  Reste  gedacht  werden.  Hier 
soll  in  manchen  Dörfern  das  Gf  neindeland 
jährlich  neu  verteilt  werden.  Aber  auch 
abgesehen  von  der  hier  besonders  langen 
imd  eingreifenden  Dauer  der  maurischen 
Herrschaft  l)ezieht  sich  die  Nacluicht  niu* 
auf  das  Gemeindeland. 

Auch  die  bestimmteren  Angaben  über 
die  Agrarverhältnisse  im  Reiche  der  In- 
kas  erweisen  die  Neuverteilung  der 
Ländereien  als  eine  fiskalische  Verwaltungs- 
ein rieht  uijg.  AUer  Grund  und  Boden  wai* 
in  drei  Teile  geschieden ,  einen  für  die 
Sonne  und  ihre  Priester,  einen  für  den  Inka 
und  einen  für  das  Volk.  Ueber  das  Volks- 
land hatte  der  Inka  ebenfalls  das  Eigentums- 
recht, die  Unterthanen  waren  nur  Nutz- 
niesser.  Die  Verteilung  desselben  fand 
jährlich  nach  Abzug  des  für  den  Curaca, 
den  adligen  Häuptling  des  Bezirkes,  be- 
stimmten Landes  unter  alle  Familien  statt, 
und  zwar  nicht  für  alle  Teüe  des  Reiches 
und  für  alle  Familien  gleichmässig,  sondern 
je  nach  Bedürfnis.  Zu  dem  Ende  existierten 
über  die  Ländereien  eines  jeden  Bezirkes 
sorgfältig  ausgeführte  Grundkataster  in  der 
Hauptstadt.  Ijaveleye  meint  selbst,  dass  die 
ganze  Einteilung  auf  ein  durch  Eroberung 
hei*vorgerufenes  Herrschafts  Verhältnis  hin- 
deute. Es  ist  auch  bekannt,  dass  die  Inka 
nicht  lange  vor  der  simnischen  Entdeckung 
von  den  südlichen  Hochgebirgen  kriegerisch 
eingew^andert  wai'en. 

15.  Ungarn.  Sehr  eigentümliche  Ver- 
hältnisse haben  sich  ffir  die  landwirtschaft- 
liche Entwickelung  Ungarns  ergeben.  Als 
Arpad  von  seinem  fruchtlosen  Zuge  gegen 
Swatopluk  892  durch  Galizien  zurückge- 
drängt, sich  in  Kiew  durch  Chazaren  und 
Ruthenen  verstärkt  hatte  und  von  Podolien 
aus     über     die    Karpathen     zurück    nach 
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Munkacz  ging,  fand  er  fasst  ganz  Ungarn 
ina  Besitz  verschiedener  Slavenstämme,  die 
seit  zwei  Jahrhunderten  angesessen  und  in 
Woiwodschaften  und  Zupaneien  organisiert 
wären.  Nur  das  Land  zwischen  dem  Plattensee 
imd  der  Donau  war  seit  Karl  dem  Grossen 
deutsch  besiedelt,  und  im  Banat  und  Sieben- 
bürgen herrschten  Bulgarenfürsten  über 
slawische  und  wallachische  Bevölkenmgen. 
Die  Eroberung  gelang  in  wenigen  Jahren. 
900  fiel  auch  der  deutsche  Besitz  in  seine 
Hand  und  es  begannen  die  mehr  als 
50  jährigen  Plünderungszüge  nach  Westen, 
welche  zwar  mit  der  Schlacht  auf  dem 
Lechfelde  endeten,  aber  gleichwohl  erst  1043 
zu  einem  Friedensschluss  gelangten,  der  die 
heutige  Grenze  feststellte.  Ausser  dem 
Menschenverluste  scheint  inzwischen  das 
Lmere  des  Landes  nicht  wesentlich  gelitten 
zu  haben.  Schon  894  soll  es  die  auf  den 
slawischen  Zupaneien  (Gespanen)  beruhende 
Vei-waltungseinteilung  erhalten  haben.  Das 
Land  aber  vergabte  der  König.  Der  Landes- 
archivar K.  Taganyi,  welcher  neuerdings 
die  ältesten  Ueberlieferungen  des  ungarischen 
Agrarwesens  bearbeitete,  erklärt,  djiss 
bei  diesen  Vergabungen  die  Anschauung 
heri-schle,  der  Boden  bedeute  nichts,  der 
Mensch  alles.  Es  werden  in  den  Urkunden 
nur  namentlich  genannte  Knechte,  nicht  Güter 
verschenkt.  Die  Besitzer  einer  Gemarkung 
setzen  sich  ganz  vermischt  aus  Magnaten, 
geistlichen  Korporationen ,  Ministerialen, 
Burgleuten  und  Burgknechten  zusammen, 
ihre  Besitzungen  mit  einbegriffen,  und  be- 
nutzen die  Gemarkimgen  gemeinschaftlich, 
ohne  individuelles  Eigentum  zu  kennen. 
Noch  im  13.  Jahrhundert  bemühen  sich  die 
Könige,  wenigstens  der  Krone  eigene  Be- 
sitzungen und  Burggebiete  auszuscheiden. 
Das  Los  über  das  von  jedem  zu  bestellende 
Land  wird  mit  dem  Pfeile  geworfen.  Auch 
jedem  Knechte  kommt  der  Pfeil  zu,  eine 
IJrkimde  von  1197  sagt  hinter  den  Namen 
überlassener  Leute:  ünusquistiue  istorum 
sortem  habet  cirni  villanis,  et  si  numerus 
ipsorum  creverit,  crescunt  et  sortes.  Noch 
aus  Statuten  und  Urbaren  des  16.  und  17. 
Jahrhunderts  und  aus  den  jeden  Ort  be- 
schreibenden Landeskonskriptionen  von 
1715/20  geht  unzweifelhaft  hervor,  dass 
zwar  in  einer  grossen  Anzahl  Ortschaften, 
die  als  freie  oder  als  grundherrliche  Ko- 
ionieen  galten,  den  Bauern  das  Ackerland 
zu  bestimmten,  bleibend  zugewiesenen 
Sessionen  oder  Hufen  zustand  und  nur  die 
Allmenden  gemeinschaftlich  oder  wechselnd 
genutzt  wui-den,  dass  aber  in  den  meisten 
Komitaten  anscheinend  die  Mehrzahl  der 
Orte  die  Felder  teils  im  Turnus,  teils  be- 
liebig wechselte  und  dazu  neu  einteilte,  in 
nicht  wenigen  aber  auch  den  Insassen  vöDig 
freistand,  in  der  Flur,  wo  es  dem  einzelnen 


gut  schien,  Land  zu  bestellen  und  es  wieder 
liegen  zu  lassen,  wenn  er  anderes  vorzog. 
Die  Erklärung  solcher  Agrarzustände  liegt 
in  den  ganz  ausserordentlich  grossen  Ge- 
markmigen,  die  weit  über  das  Bedi'u'fnis  der 
durch  die  steten  Kriege  schwachen  Be- 
völkenmg  hinausgehen.  Ebenso  benihen  sie 
auf  dem  Brauche,  die  meist  sehr  frucht- 
baren Aocker  nicht  zu  düngen,  sondern  nur 
5,  höchstens  6  Jahre  hindurch  zu  bestellen 
und  dann  6  bis  12  und  mehr  Jahre  ruhen 
zu  lassen,  endlich  in  den  häufigen  Ueber- 
schwemmungen  und  klimatischen  Schä- 
digungen, welche  die  Benutzung  vieler 
Flächen  als  Weide  am  vorteilhaftesten  und 
den  Anbau  zur  Nebensache  machten.  Ob 
man  aber  nach  den  historischen  Vorgängen 
bei  den  Ungarn  in  einem  solchen  Wirtschafts- 
betriebe die  natürliche  Folge  eines  volks- 
tümlichen Gemeinbesitzes  und  den  Uebergang 
von  demselben  zum  Privateigentum  sehen 
will,  steht  dahin. 

16.  UrsprÜDglich  yolkstümliche  Nen- 
teilnngen.  Als  wirklich  ursprünglich  volks- 
tümliche Neuteilungen  seit  der  festen  An- 
siedelung eines  herkömmlichen,  a\if recht  er- 
haltenen Gemeinbesitzes  wird  sich  auffassen 
lassen,  dass  bei  den  Joloffen  auf  der 
Küste  von  Goree  in  Senegambien  der 
Häuptling  des  Dorfes  unter  dem  Beistande 
des  Rates  der  Alten  die  Aufteilung  der  zu- 
bebauenden  Aecker  veranstaltet,  indem  er 
die  Lose  nach  den  Bedürfnissen  jeder 
Familie  bemisst. 

Ebenso  bemerkt  Sumner  Maine,  dass  in 
den  Centralprovinzen  Indiens  bei 
der  nichtarischen  Urbevölkerung  Beispiele 
gelegentlicher  Umlegun^  der  gesamten 
Ackerflur  von  einem  Teile  des  Dorflandes 
auf  den  anderen  und  periodischer  Neu- 
teilungen der  Lose  innerhalb  des  Mutter- 
landes vorkommen  und  dass  dies  bei  der 
arischen  Bevölkerung  zwar  nicht  niehi*  statt- 
findet, indes  früher  ebenfalls  vorgekonmien 
sein  soll  und  das  Aufhören  Gegenstand  von 
Beschwenlen  sei. 

Am  deutlichsten  ausgesprochen  bestehen 
solche  Ueber lief enui gen  bei  den  Afghanen. 
Nach  Spiegel  und  Elphinstone  zerfallen  die 
Afghanen  in  drei  Clane.  Jedem  Clan  ist 
das  volle  Eigentum  des  Bodens  zuerkannt, 
und  er  verteilte  dasselbe  ebenfalls  auf  immer 
unter  seine  Khails  oder  Unterclane.  In 
einigen  dieser  Khails,  insbesondere  bei  den 
Jussufzais  im  Osten,  wird  nun  das  Land 
den  einzelnen  Genossen  nicht  dauernd  zu- 
gewiesen, sondern  es  vollzieht  sich,  wie  aus- 
dinicklich  angegeben  wird  infolge  freiwilliger 
Abmachungen,  ein  steter  Wechsel  der  Güter. 
Alle  5  oder  10  Jahre,  je  nach  der  Gewohn- 
heit, gehen  die  Grundstücke  aus  einer  Hand 
in  die  andere  über,  und  am  Ende  eines  ge- 
wissen  Zeitraumes    hat   jeder   im   Reihen- 
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Wechsel  die  guten  und  schlechten  Aecker 
besessen.  Daher  sollen  Wanderungen  ganzer 
Dörfer  entstehen,  infolge  deren  das  neu  in 
Besitz  genommene  Gebiet  unter  die  an- 
ziehenden Familien  mittelst  einer  neuen 
Auslosung  verteilt  wird.  Diese  nennen  die 
Afghanen  bald  pucha,  bald  purra,  und,  da 
man  überhaupt  in  den  Afghanen  manchen 
semitischen  Zug  zu  erkennen  meint,  glaubt 
man  auch  in  purra  das  hebräische  pur  (Los) 
sehen  zu  dürfen.  Mit  den  Nachrichten  über 
diese  Verfassung  bei  den  östlichen  Afghanen 
stimmt  die  Nachricht  Junges  hinreichend 
überein,  dass  unter  den  afghanischen 
Stämmen  westlich  des  Indus  früher  alle  90 
Jahre  eine  neue  Verteilung  des  Bodens  und 
selbst  der  Häuser  vorgenommen  worden  sei 
und  dass  diese  »Wesch«  genannte  Sitte  in 
etwas  modifizierter  Form  noch  in  Bannu 
(südlich  Peschaver)  bestehe. 

17.  Gehöferschaften  im  Kegieniiigs- 
bezirk  Trier.  Bei  Erwägimg  aller  dieser  Bei- 
spiele lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  mit 
einiger  Sicherheit  aus  dem  alten  volkstüm- 
lichen Gemeinbesitz  herzuleitenden  Vor- 
gänge periodischer  Ackerverteilungen  nur 
selten  und  vereinzelt  bekundet 
werden  imd,  gegenüber  der  für  die  Slawen, 
Kelten  und  Inder  nachweisbaren  Unverein- 
barkeit mit  den  Grundgedanken  ihrer  volks- 
tümlichen Agrarverfassung,  für  allgemeine 
Gesichtspunkte  kaum  in  Betracht  kommen 
können. 

Es  bleibt  also  übrig,  die  gewonnenen 
Ergebnisse  mit  der  geiinanischen  Agrar- 
verfassung in  Beziehung  zu  setzen,  von 
welcher  alle  diese  Untersuchungen  ausge- 
gangen sind. 

Die  Anregung  dazu  gaben  die  sogenann- 
ten »Gehöferschaften«  im  Regierungsbezirk 
Trier.  Diese  agrarischen  Genossenschaften, 
auf  welche  schon  Schwerz  und  der  Land- 
rat von  Briesen  lünge wiesen  hatten,  sind 
von  G.  Haussen  in  die  wissenschaftliche 
Kunde  eingeführt  und  in  ihren  thatsäch- 
lichen  Eigentümlichkeiten  sorgfältig  unter- 
sucht worden. 

Es  sind  dies  genossenschaftliche  Ver- 
bände von  Grundbesitzern,  oft  mehrere  ver- 
schiedene in  derselben  Dorfschaft,  welche 
an  grösseren  oder  kleineren  Teilen  der  eige- 
nen oder  auch  einer  fremden  Flur  nach  be- 
stimmten, den  Lasten  entsprechenden  An- 
teilen berechtigt  sind.  Ihre  Mitglieder  sind 
gegenwärtig  durch  die  Landeskulturgesetz- 
gebung unter  Ablösung  der  Lasten  freie 
Eigentümer  der  zur  Zeit  der  Ablösung  von 
ihnen  besessenen  Grundstücke  geworden. 
Bis  dahin  aber  stand  der  Besitz  dieser  Ge- 
nossenschaften, der  als  ihr  Eigentum  be- 
trachtet wurde,  unter  dem  Obereigentum 
des  Grundherrn,  an  das  er  zinspflichtig  war^ 
und  blieb  solidarisch  für  den  Eingang  dieser 


Zinsen  verhaftet  Die  beteiligten  Genossen 
hatten  in  der  Regel  schon  seit  längerer 
Zeit  aufgehört,  eine  Veränderung  in  dem 
bestehenden  Besitzstande  vorzunehmen.  Bei 
einer  Anzahl  dieser  Genossenschaftsländereien 
aber  bestanden  bis  zur  Mitte  des  laufenden 
Jahrhunderts  periodische  Neuteilungen  und 
Auslosungen,  welche  einen  12-,  9-  oder 
selbst  3  jährigen  Turnus  innehielten.  Von 
den  Gehöfern  zu  Losheim,  welche  sie  im 
17.  Jalirhimdert  aufgegeben  hatten,  wurden 
sie  im  18.  auf  einstimmigen  Beschluss  wie- 
der aufgenommen.  Es  steht  ausser  Zweifel, 
dass  alle  Gehöferschaften,  solange  das  Her- 
kommen bestand,  die  Pflicht  jedes  Genossen 
anerkannten,  sich  diesem  Wechsel  zu  unter- 
werfen. Die  Anteile  an  diesen  Flurstücken 
konnten  ganz  oder  geteilt  vererbt  und  ver- 
äussert werden  und  waren  nach  der  Sitte 
des  fränkischen  Rechtes  sehr  zerstückelt 
Bei  den  Neulosungen  wurden  nach  Mög- 
lichkeit die  Anteile  eines  Besitzers  inner- 
halb der  meist  ziemlich  kleinen,  ein  Ge- 
wann bildenden  Feldabschnitte  zu  einem 
grösseren  Stücke  vereinigt. 

Der  lange  Bestand  dieser  genossenschaft- 
lichen Vorgänge  erklärt  sich  in  der  Haupt- 
sache aus  der  Oertlichkeit.  Die  gehöfer- 
schaftlichen  Ländereien  nehmen  verhältnis- 
mässig sehr  ungünstige  Lagen  auf  dem 
Hunsrück  und  der  südlichen  Eifei  ein.  In 
diesen  Grauwackengebirgen  sind  die  Thäler 
sehr  tief  und  schroff  eingeschnitten  und 
lassen  in  der  Regel  nur  sehr  geringen  Raum 
für  die  Gehöfte  und  Gärten  der  Ortschaften. 
Das  Ackerland  liegt  dagegen  auf  den  pla- 
teauartigen Höhen,  auf  welchen  steinige 
Kuppen  mit  sumpfigen  Mulden  wechseln, 
der  tiefere  und  tragbare  Boden  sich  nur 
sehr  spärlich  zwischen  beiden  hinzieht  und 
das  rauhe  und  wechselnde  Klima  durch 
späte  Fröste,  dürre  Hitze,  Sturm  und  Lager- 
schnee den  Anbau  gefährdet.  Nur  ein  ver- 
hältnismässig geringer  Teil  des  Gehöfer- 
schaftslandes  hat  deshalb  allmählich  zu 
dauerndem  Ackerlande  in  Drei-  oder  Mehr- 
felderwirtschaft kultiviert  werden  können, 
der  bei  weitem  grössere  Teil  dient  unter- 
geordneterer, sehr  extensiver  Bewirtschaf- 
tung. Die  immerhin  noch  besseren  Lagen 
werden  nach  5  oder  6  Getreide-  und  Brach- 
friichten  ebenso  lange  in  Dreesch  gelegt; 
die  geringeren  sind  als  Wildland  benutzt, 
d.  h.  sie  werden  2  oder  3  Jahre  mit  Roggen 
und  Hafer  bestellt  und  bleiben  dann  je  nach 
der  Güte  10  bis  20  Jahre  als  räume  spär- 
liche Hutung  liegen,  bis  sie  wieder  zum 
Umbruch  kommen.  Das  sogenannte  Schiffel- 
land nimmt  die  noch  flacheren  und  dürre- 
ren Lagen  ein.  Es  bedeckt  sich  nach  einem 
ähnlichen  2-  oder  3  jährigen  Anbau  erst 
in  20  bis  40  Jahren  mit  einem  schwachen 
Füz  von  Ginster  und  Heidepflanzen,  welcher 
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vor  der  neuen  Bestellung  abgeschält  und 
auf  dem  Felde  verbrannt  wird,  so  dass  die 
Asche  den  Boden  erwärmt  und  einiger- 
massen  düngt  Wo  etwas  mehr  Schutz  und 
Feuchtigkeit  namentlich  an  den  steilen 
Thalabhängen  einen  hinreichend  lebendigen 
Baumwuchs  gestatten,  wird  das  Land  zu 
Hackwald  benutzt.  Man  pflanzt  Eichen  und 
Buchen,  vermeidet  aber  Kahlschlag  und 
lässt  sie  nicht  zu  Hochstämmen  wachsen. 
Vielmehr  werden  sie  als  Niederwald  in  18- 
bis  20  jährigem  Tiunus  in  der  Weise  be- 
wirtschaftet, dass  jedes  Jahr  je  einer  der 
Schläge  zum  Einschlag  als  Knüppelliolz 
kommt,  von  welchem  man  die  Rmde  zu 
Lohe  schält.  Der  Wald  bleibt  durch  W^ie- 
derausschlag  aus  den  Wurzeln  und  gelegent- 
liches Nachpflanzen  erhalten.  Zwischen  den 
Stubben  aber  wird  1  oder  2  Jahre  mit 
dem  Schwingpfluge  oder  der  Hacke  Roggen 
bestellt. 

Diese  Wirtschaftsverhältnisse,  die  sich 
bis  nach  Beaumont  und  Sedan  verbreitet 
haben,  können  auch  in  älterer  Zeit  nicht 
wesentlich  andere  gewesen  sein. 

18.  Entstehung  der  Gehöf er  nach  1200. 
Lamprecht  hat  nun  im  einzelnen  topo- 
graphisch nachgewiesen,  dass  man  das  Ein- 
dringen des  Anbaues  auf  diese  Höhen  nicht 
vor  das  11.  und  12.  Jahrhundert  zu  setzen 
hat  und  dass  es  grosse  geistliche  und  welt- 
liche Grundherrschaften  waren,  welche  diese 
ausgedehnten  Wald-  imd  Öedländereien 
nutzbar  zu  machen  suchten.  Sie  bewirkten 
dies  zuerst  von  ihren  Fronhöfen  aus,  in- 
dem sie  durch  ihre  Meier  Rodimg  und  Be- 
stellung der  geeigneten  Lagen  als  soge- 
nannte Beunden  ausführen  und  dazu  die 
Dienste  der  Hörigen  verwenden  Hessen.  In- 
des vermochte  ein  so  beschwerlicher  und 
unsicherer  Anbau  in  eigener  Wirtschaft  den 
Grundherren  keinen  Nutzen  zu  versprechen. 
Die  in  den  erweiterten  oder  neu  angelegten 
Ortschaften  anwachsende  landwirtschaftliche 
Bevölkerung  allein  konnte  durch  ihr  stei- 
gendes Bedürfnis  dazu  gedrängt  werden, 
die  notwendigen,  verhältnismässig  sehr  har- 
ten Arbeiten  bei  so  geringer  Aussicht  auf 
Erfolg  zu  unternehmen.  Deshalb  ist  erklär- 
lich, dass  die  Grundhenen  vorzogen,  den 
Anbauem  das  Land  dauernd  gegen  Zins  zu 
überlassen.  Dies  geschah  anfänglich  in 
Zeitpacht^  dann  in  Erbpacht  und  endlich  zu 
Erbzins.  Eins  dieser  Verhältnisse  ging  un- 
merklich in  das  andere  über.  Der  Grund- 
herr hatte  kein  anderes  Interesse  daran,  als 
die  Sicherung  des  nach  der  Anschauung 
des  Mittelalters  zur  ReaHast  geworde- 
nen Zinses.  Er  hielt  sich  an  die  Genossen- 
schaft. Innerhalb  dieser  aber  veränderten 
sich  die  Anrechte  der  Teilnehmer  mit  dem 
Besitz  ihrer  Höfe  im  Orte,  sie  konnten  auch 
je    nach    ihrer   Arbeitskraft    ihre    Anteile 


untereinander  ab-  oder  zukaufen,  ja  es 
mochte  wünschenswert  erscheinen,  gelegent- 
lich neue  zahlungs-  und  arbeitsfäluge  Teil- 
nehmer zur  Erleichterung  und  zum  Ersatz 
anderer  heranzuziehen.  Auch  war  die 
Vereinigung  der  durch  Kauf  und  Vererbung 
zerstückelten  Parzellen  zweckmässig.  Durch 
alles  dies  verlieren  die  periodischen  Aus- 
losungen dieser  Ländereien  einen  wesent- 
lichen Teil  ihres  befremdlichen  Anscheines. 
Entscheidend  für  ihre  Beurteilung  aber  ist 
der  Nachweis  Lamprechts,  dass  die  Ent- 
stehung ihrer  genossenschaftlichen  Gestalt 
und  der  darauf  beruhenden  Feldgemeinschaft 
nicht  vor  das  13.,  zumeist  erst  in 
das  14.  Jahrhundert  zu  setzen  und 
durchweg  auf  grundherrliche  Ver- 
leihung zurückzuführen  ist. 

19.  Wechseläcker  in  Norwegen.  In- 
des stehen  die  periodischen  Auslosungen 
von  Ackerland  im  Hunsrück  und  der  Eifel 
nicht  völlig  vereinzelt  auf  dem  Boden  der 
germanischen  Ansiedelungen.  Vielmehr  sind 
ähnliche  Feldgemeinschaften  auch  auf  dem 
Gebiete  des  norwegischen  Volkslandes  in 
Uebung  gekommen  und  bis  auf  die  Gegen- 
wart erhalten  geblieben.  In  Norwegen 
haben  die  Könige  schon  sehr  früh  die  ziem- 
lich beträchtlichen  Allmenden  der  Hüfner- 
gemeinden  als  Staatsland  behandelt,  welches 
mdes  den  Nutzungsberechtigungen  der  an- 
grenzenden Ortsciiaften  unterliegt.  Doch 
gab  es  in  neuerer  Zeit  auch  solche  All- 
menden, welche  als  besondere  vom  Staats- 
lande ausgeschiedene  Gnmdstücke,  als  Jord- 
faettesskab,  Gemeinheiten,  selbständig  be- 
standen. Sie  lagen  meist  unkultiviert  und 
ungeteilt,  als  nicht  allein  zwischen  den  Hufen 
des  Gutes,  sondern  häufig  zwischen  ver- 
schiedenen Pfarreien  gemeinschaftlich.  Unter 
diesen  Jordfaettesskab  kamen  aber  auch,  wie 
Broch  erklärt,  zwar  sehr  selten,  indes 
hie  und  da,  geraeinsame  Gnindstücke  vor, 
welche  man  Arbytte  nennt,  d.  h.  solche,  von 
denen  die  verschiedenen  Eigentümer  die 
Nutzung  auf  denselben  Stücken  oder  Fel- 
dern der  Reihe  nach  wälirend  verschiedener 
Jahre  zu  gewinnen  hatten.  Blom  aber 
bemerkt  in  seiner  Statistik  von  Norwegen 
(Bd.  I,  S.  143)  über  dieses  Verhältnis:  zu 
den  politischen  Hindernissen  gehört  vorzüg- 
lich der  gemeinschaftliche  Besitz  der  Felder, 
eine  Alt  Ganerbschaft.  In  vielen  Gegenden, 
besonders  in  den  Küsten-  und  Alpengegen- 
den ist  dieses  Uebel  in  allen  seinen  schäd- 
lichen Formen  herrschend.  Nicht  nur,  dass 
mehrere  Besitzer  eines  Bauerhofes  ihreAecker 
stückweise  untereinanderliegend  haben,  son- 
dern in  vielen  Gegenden  hat  man  aus 
Furcht,  durch  die  Verteil\mg  der  Grund- 
stücke den  küraeren  zu  ziehen,  den  schäd- 
lichen Gebrauch  eingeführt,  die  Aecker 
jährlich  oder  mehrjährig  unter  den  Eigen- 
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tümern  wechseln  zu  lassen,  so  dass  sie  dieses 
Jahr  von  diesem,  ein  anderes  von  jenem 
angebaut  werden.  Um  diesem  Uebcl  ein 
Ende  zu  machen,  wurde  durch  ein  G.  v. 
17.  August  1821  bestimmt,  dass  alles  Land- 
eigentum innerhalb  8  Jahren  unter  die  Be- 
sitzer geteilt  sein  solle  und  dass  diejenigen 
Besitzer,  welche  diese  Teilung  nicht  bis  ziu* 
bestimmten  Zeit  zu  stände  gebracht  hätten,  die 
Gnmdsteuer  doppelt  zu  bezahlen  haben. 

Da  nicht  die  Gemeinden,  sondern  die 
Odalsbauei-n,  die  auf  erbeigenon  geschlosse- 
nen Höfen  sitzenden  alten  Hüfner,  über  die 
Allmende  verfügten  und  als  Grundherren 
der  Allmenden  den  Alhnendbauern  auf  der- 
selben zuerst  ge^on  Pacht,  dann  dauernd 
die  Ansiedelung  gestatteten,  ergiebt  sich, 
dass  diese  norwegischen  Feldgemeinschaften 
den  Gehöferschaiften  des  MoseUandes  in 
allem  Wesentlichen  entspra<:hen. 

20.  Yolksf^esetze  der  Germanen.  Geht 
man  aber  im  Verlaufe  der  Jalirhunderte 
weiter  rückwärts,  um  den  Zusammenhang 
dieser  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  be- 
kannten agrarischen  Erscheinungen  mit  dem 
alten  germanischen  Gemeinbesitze  aufzu- 
suchen, so  fehlt  schon  in  den  norwegi- 
schen und  dänischen  Gesetzen  des 
13.  Jahrhunderts  jede  Andeutung  derselben. 

Letztere  zeigen  zwar,  dass  durch  das 
R e e  b n  i  n  gs  V e r f  a h r e n  (s.  d.  Art.)  einzelne 
Teile  der  Ackerflur  und  wenn  nötig  auch 
ganze  Gemarkungen  als  gemeinsame  Masse 
für  eine  Neuverteilung  zusammeugeworten 
wurden  und  das»  durch  Aufmessung  und 
Unterteilung  neuer  Gewanne  sowie  Aus- 
losung dieser  Unterteile  das  richtige  Ver- 
hältnis unter  den  einzelnen  an  der  Flur 
berechtigten  Hufen  oder  den  Hufenbruch- 
teilen wiederhorgesteDt  wiuxle.  Aber  dies 
Verfahren  fand  ausdrticJclich  nur  statt,  wenn 
die  eingetretenen  Grenzverwimuigen  nicht 
einfacher  zu  ordnen  waren,  und  die  Hai'des- 
männer  hatten  vorachriftsmässig  darauf  zu 
sehen  imd  darüber  zu  entscheiden,  dass  die 
Neuteiluhg  a\if  der  Flur  nicht  weiter  ging, 
als  zTir  Wiederherstellung  der  verletzten 
oder  verdunkelten  Rechte  der  Antragsteller 
durchaus  erforderlich  erschien. 

Ebensowenig  ist  aus  den  zahlreichen  be- 
kannten Urkunden,  Registern  und  Urbarien 
durch  das  gesamte  Mittelalter  bis  zu  den 
ersten  Nachrichten  in  der  Karolinger-  und 
Merowingerzeit  zunick  irgend  eine  Aeusse- 
rung  zu  entnehmen,  welche  periodische  Neu- 
losungen der  Ackerfluren  bekundete  oder 
auch  nur  andeuten  könnte. 

Dasselbe  ist  von  den  deutschen 
Volksgesetzen  und  insbesondere  von 
der  lex  salica  zu  sagen.  Die  Volksgesetze 
bezeichnen  die  Ansiedelungen  als  von  Ge- 
schlechtsgenossen, von  consanguineis,  cogna- 
tionibus,  faramannis,  begründet  und  bewohnt. 


Sie  benennen  diese  Bewohner  auch  commar- 
cani  oder  vicini,  lassen  erkennen,  dass  beim 
erblosen  Absterben  eines  der  Genossen  sein 
Gut  der  Genossenschaft  anheimfällt  sprechen 
ihnen  auch  das  Recht  zu,  dass  ohne  ihre 
Einwilligung  keiner  der  Genossen  sein  Gut 
ganz  oder  teilweise  einem  auswärtigen  Zu- 
wandernden überlassen  darf.  Die  Genossen 
einer  Flur  besitzen  auch  gemeinsame  Wälder 
und  Weiden,  und  in  den  Ackerschlägen 
sind  stets  mehrere  oder  alle  derselben  mit 
Grimdstücken  beteiligt.  Aber  dass  das 
von  dem  einzelnen  Nachbar  bestellte  Land 
nicht  in  seinem  festen  imd  dauernden  Be- 
sitze stehe,  sondern  gelegentlich  wieder  ab- 
getreten werden  müsse  oder  in  bestimmten 
Perioden  neu  verlost  werde,  davon  spricht 
keines  der  Gesetze.  Auch  bei  den  wenigen 
darauf  gedeuteten  Stellen  lex  salica  27,  15, 
17,  23  und  74  Extrav.  ist  diese  Auffassung 
ohne  Zwang  nicht  möglich  und  gegenüber 
der  sonstigen  Behandlung  des  Gnmdeigen- 
tums  und  S(»iner  Veräusserlichkeit  unzulässig. 

21.  BeHchte  der  Römer.  Dagegen 
scheinen  die  wenigen  Worte,  die  uns  von 
gleichzeitigen  römischen  Beobachtern  über 
die  ältesten  Anlagen  der  Germanen  vor- 
liegen, die  Vorgänge  der  Feldgemeinschaft 
auszuspivchen. 

Dazu  lässt  sich  allenlings  Cäsars  Aus- 
lassung in  den  Comment  d.  b.  g.  VI,  22 
nicht  rechnen.  Er  sagt  zwar:  Neque  quis- 
quam  agi'i  modum  certum  aut  fines  habet 
propnos,  sed  magisti'atus  ac  principes  in 
annos  singulos  gentibus,  cognationibusque 
hominum,  qui  una  cx)ierunt,  quantiun  et  quo 
loco  Visum  est,  agrura  attribuimt  atque 
anno  post  alio  ti*ansire  cx)gunt  Aber  er 
schildert  damit  nicht  die  Ansiedelung.  Seine 
eigenen  Erläuterungen  zeigen  vielmehr,  dass 
die  Vornehmen  das  Ansä^sigwerden  der 
Volksmasse  zu  verhindern  eifrig  bestrebt 
waren  und  dass  die  Deutschen  in  der  Zeit 
vor  der  festen  Ansiedelung  zwar,  wie  alle 
Weidenomaden,  Ackerbau  in  einer  gewissen 
Ausdehnung,  aber  nur  sporadisch  unter 
jährlichem  Wechsel  der  Anbaustellen  be- 
trieben. 

Der  entscheidende,  die  wirkliche  feste 
Ansiedelung  beschreibende  Ausspruch  ist 
der  des  Tacitus,  Gt?rm.  26:  Agri  pro 
numero  cultorum  ab  imiversis  in  vices 
occupantur,  quos  mox  inter  se  secundum 
dignationem  partiuntur,  facUitatem  partiundi 
camporum  spatia  praestant.  Arva  per  annos 
mutant,  et  superest  ager. 

Indes  ist  gerade  (üese  Stelle  unklar  und 
sti-eitig.  Es  wird  allgemein  anerkannt,  dass 
sie  einer  erheblichen  Verderbnis  unterlegen 
haben  könne.  Der  Zweifel  richtet  sich  nicht 
gegen  die  Worte  von  quos  mox  an,  welche 
die  Aufteilung  der  Gewannfluren,  wie  wir 
sie   als   die   volksmässigen   vorfinden,    mit 
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ihren  verliältnismässigen  Anteilen  und  ihrer 
notwendig  sehlagroässigen  Bestellung  ziem- 
lich deutlich  und  zutreffend  ausdrücken. 
Sondern  die  Unsicherheit  liegt  in  dem  Satze : 
Agri  pro  numero  cultonim  ab  universis  in 
\ices  occupantur.  Derselbe  steht  nicht  allein 
mit  dem  folgenden  in  logischem  und  prak- 
tischem Widei-spHich,  weil  nach  letzterem 
die  Fruchtschläg*e,  nach  ersterem  al:»er  über- 
haupt die  zu  bestellenden  Feldgnmdstücke 
wechseln  sollen,  sondern  er  ist  auch  in 
sich  selbst  unklar,  weil  die  Worte  ab  uni- 
versis eine  Ergänzimg  fordern,  die  nur  füg- 
lich als  Germanis  oder  cultoribus  zu  denken 
wäre.  Dann  aber  würde  der  Ausdruck  in 
vices  den  Gedanken  einer  Besitznahme  der 
Feldgnmdstücke  mit  der  Absicht  des  Wech- 
sels unter  der  gesamten  Völkerschaft  ent- 
halten, der  weder  mit  dem  thatsächlichen 
Befunde  noch  mit  den  Gesichtspunkten  der 
Volksgesetze  und  ebensowenig  mit  den  peno- 
dischen  Auslosimgen  der  Gehöferschaften 
in  Einklang  zu  bringen  wäre. 

Es  ist  nun  zunächst  die  Frage,  ob  nicht 
die  Lesart  überhaupt  imrichtig  ist.  Aus 
den  besten  Handschriften  ist  statt  in  vices 
lediglich  uicis  am  meisten  beglaubigt,  so 
das«  der  Satz  zu  lesen  wäre:  Agri  pro 
numero  cultonim  ab  universis  vicis  occu- 
pantur. Man  könnte  denken,  von  allen 
Gauen,  oder  vielleicht  ab  univei-sis  viris, 
beides  aber  ohne  ei-sichtlich  guten  Sinn, 
indes  auch  ohne  jede  Hindeutung  auf  Feld- 
gemeinschaft. Den  besten  Sinn  würde  geben, 
wenn  das  Taciteische  Latein  zuliesse,  den 
Satz  Agri  pro  numero  cultonim  ab  universis 
Germanis  in  vicis  occupantur  zu  übersetzen : 
von  allen  Germanen  werden  die  Ländereien 
in  der  Gestalt  oder  in  dem  Ausmass  von 
Dörfern  oder  Dorfgemarkungen  in  Besitz 
genommen.  Dies  entspräche  der  Wirklich- 
keit und  des  Tacitus  eigener  Beschreibung 
der  Anlagen.  Muss  aber  die  übliche  Les- 
art nicht  bloss  der  Konjektur  eines  Ab- 
schreibers zugeschiieben  werden,  sondern 
ist  nach  Tacitus'  Absicht  in  vices  oder 
gleichbedeutend  in  vicis  »zum  Wechsel« 
aufrecht  zu  erhalten.  Dann  bleibt  immer 
noch  die  Frage,  ob  er  die  Angaben  von 
quos  mox  ab  nicht  einem  mit  der  Sache 
bekannten  Berichterstatter  entnahm,  den 
ersten  Satz  aber  lediglich  als  eine  Eeminis- 
cenz  aus  den  von  jedem  Römer  gekannten  und 
mit  Recht  als  beste  Quelle  gewürdigten 
Kommentaren  des  Cäsar  vorausschickte,  mit 
denen  er  sich  nicht  in  Widerspruch  setzen 
wollte.  Die  Ergänzung  würde  dann  etwas 
deutlicher  sein:  Agri  pro  numero  cultonim 
ab  universis  hominibus,  qui  una  coienmt, 
in  vices  occupantur.  Sie  würde  dann  aber 
auch  als  Wiedergabe  von  Cäsars  Bericht 
der  Beweiskraft  für  periodische  Neuteilungen 
der  Aecker  nach  der  Ansiedelung  ermangeln. 


Die  Unsicherheit  des  Tacitus  in  seinem 
Bericht  geht  auch  aus  Kap.  16  der  Germ, 
hervor,  das  vielleicht  absichtlich  soweit  ent- 
fernt gestellt,  ohne  jede  Erläutenmg  durch 
die  verschiedene  Oertlichkeit,  ebenfalls  von 
allen  Germanen  sagt:  notum  est,  ne  pati 
quidem  inter  se  jundas  sedes,  colunt  dis- 
creti  ac  diversi  ut  fons,  ut  campus,  ut 
nemus  placuit. 

22.  Mangel  an  Anhaltspunkten.  Man 
muss  also  anerkennen,  dass  die  ansprechende 
Idee,  Neuteilungen  des  zuerst  ergriffenen 
Besitzes  bildeten  bei  allen  Völkern  mit 
einer  gewissen  Notwendigkeit  den  Ueber- 
gang  vom  Gemeinbesitze  zum  Privateigen- 
tume,  nur  sehr  beschränkte  Bedeutimg  hat 
und  für  die  Germanen  nicht  als  historische 
Voraussetzung  gelten  kann,  wenn  sie  für 
die  Slawen,  Kelten  und  Inder  nicht  zutrifft. 
Die  si)äten  Beobachtungen  solcher  Neu- 
teilungen auf  gnmdherrlichem  oder  All- 
mendeland  sind  ohne  jedes  analoge  Zeugnis 
in  der  Ueberlieferung  der  älteren  deutschen 
Urkunden  und  Rechtsquellen,  und  die 
wenigen  Worte  des  Tacitus  sind  Konjektiu- 
aus  einer  kaum  vei-ständlichen  Lesait  und 
enthalten  im  besten  Falle  eine  durchaus  un- 
bestimmte und  widerspnichsvoUe  Andeutung. 

23.  Feldein  teil  ang.  Nach  der  gegen- 
wärtigen Kenntnis  des  deutschen  Altertums 
lässt  sich  nur  versuchen,  aus  den  Resten 
und  Spuren  der  ältesten  Anlagen,  welche  in 
der  Feldeinteilung  der  Ackerflui-en  selbst 
erhalten  sind,  unmittelbai'e  Schlüsse  darauf 
zu  ziehen,  ob  die  Gehöferschaften  eine  völlig 
eigenartige  Erscheinung  sind  oder  ob  in 
ihnen,  wie  Lamprecht  meint,  die  Erinnerung 
der  ältesten  Art  der  Benutzung  des  be- 
siedelten Bodens  wieder  aufgelebt  ist.  In 
dieser  Beziehung  lässt  sich  sagen,  dass  zwai* 
die  Gemarkungen  aller  volkstümlichen  ger- 
manischen Ansiedelungen  ebenso  wie  das 
Gehöferschaftsland  nach  der  Bodengüte  in 
Gewannabschnitte  geteilt  und  alle  diese 
Gewanne  nac;h  den  verhältnismässigen  An- 
teilen der  Berechtigten  zur  Unterteilung  ge- 
bracht sind  imd  diese  Anteile  auch  bei  beiden 
Arten  der  Anlage  nach  Hufen  zusammen- 
gefasst  wurden.  Aber  es  besteht  gleichwohl 
ein  wesentlicher  Unterschied.  Die  ältesten 
Dorfgemarkungen  sind  in  unregelmässig  ab- 
gegrenzte Gewanne  geteilt,  innerhalb  deren 
die  meist  morgen  grossen  Hufenanteile  nach 
verschiedenen  Richtimgen  und  mit  un- 
gleichen Längen  und  Breiten  zusammen- 
liegen, während  bei  den  Gehöferschaften 
rechteckig  abgegrenzte  Gewanne  erscheinen, 
deren  innei-e  Teüung  geometrisch  in  Pai-allel- 
streifen  durchgeführt  ist. 

Dieser  Unterschied  ist  eingreifender,  als 
er  äusserlich  erscheinen  kann.  Er  beniht 
auf  einem  ganz  verschiedenen  Messungs- 
verfahren. Die  unregelmässigen  Gewanne 
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müssen  als  Flächen  gemessen  sein.  Die 
regelmässi^n ,  in  Parallelstreifen  oder  in 
gleichmässige,  spitzer  zulaufende  sogenannte 
Geren  geteilten  wurden  geometrisch  durch 
die  verhältnismässige  Teilung  zweier  Seiten 
des  Rechtecks  festgestellt.  Dies  ist  indes 
ein  Unterschied,  der  nicht  allein  zwischen 
den  Gehöferschaftsteilungen  und  den  alten 
Dorfgemarkungen  besteht,  sondern  der  aucli 
auf  allen  denjenigen  Dorfgemarkungen  zur 
Geltung  kam,  aaf  denen  sich  die  Grenzen 
der  alten  Gewanne  aus  irgend  welchen 
Gründen  derart  verwischten,  dass  sie  nicht 
in  der  alten  Lage  wieder  aufgefimden  und 
hergestellt  werden  konnten.  Es  trat  dann 
die  Notwendigkeit  einer  Regiüienmg  diu'ch 
Neuteilung  ein.  Diese  Regulienmg  ist  in 
den  skandinavischen  Reebningsgesetzen  in 
diesem  Sinne  ausführlich  dargelegt.  In 
Deutschland  wurde  sie  nach  allgemeiner 
Sitte  durch  die  von  den  Dorfgenossen,  selbst 
erwählten  Feldgeschworenen  und  mittelst 
der  geringen  Hilfsmittel  der  Mass-  und  Teil- 
stäbe und  später  des  Seiles  vorgenommen. 
Über  welche  diese  Feldgeschworenen  ver- 
fügten. 

Aber  die  gedachten  älteren  unregel- 
mässigen Gewanne,  deren  Abgrenzung  in 
Ecken  und  Bogen  aus-  und  einsprang,  konnten 
durch  diese  Hilfsmittel  der  Feldgeschworenen 
nicht  eingeteilt  werden.  Sie  wurden  als 
gleiche  Flächenmasse  ursprünglich  ohne  jede 
geometrische  Beihilfe  auf  das  allereinfachste 
von  den  Bauern  durch  Abschreiten  des 
gleichen  Aussaatmasses  hergestellt.  Kein 
anderes  Verfahren  vermag  sie  zu  erklären. 
Es  war  zugleich  das  natürlichste  und  von 
allen  Beteiligten  am  leichtesten  durchzu- 
fiihrende. 

Aber  wenn  die  auf  diese  Weise  fest- 
gelegten Gewanne  in  Unordnung  gerieten, 
was  durch  Verpf lügen  sehr  leicht  geschieht, 
konnten  sie  nur  durch  genaues  Aufsuchen 
der  alten  Grenzen  wieder  ganz  in  alter 
Weise  hergestellt  Avenlen.  Wenn  das  nicht 
möglich  oder  zu  mühsam  erschien,  musste 
die  Neuteilung  durch  die  Feldgeschworenen 
mit  dem  Massstabe  in  geometrischen  Parallel- 
streifen geschehen.  Daher  lassen  sich  die 
ältesten  unverändert  gebliebenen  Anlagen 
an  ihren  unregelmässigen  Gewannen  und 
ihren  sogenannten  Lagemorgen  von  den  in 
Unordnung  geratenen,  später  regidierten 
unterscheiden  und  entsprechen  den  gehöfer- 
schafüichen  Teilungen  nicht.  Die  Neu- 
messungen der  Gehöfer  lassen  sich  also 
auch  nicht  als  eine  Erinnerung  an  das 
älteste  Verfahren  der  deutschen  Ansiedelung 
auffassen. 

24.  Beschränkung  des  Besitzwech- 
sels. Indes  ist  daraus  doch  nicht  mit 
Sicherheit  zu  folgern,  dass  die  alten  un- 
regelmässigen   Gewanne    nicht    ohne   Ver- 


ändenmg  der  Reihenfolge  neu  verlost  worden 
seien,wenigstens  ist  die  Möglichkeit  des  Besitz- 
wechsels auch  für  sie  denkbar.  Wohl  aber 
müsste  eine  solche  jährliche  oder  periodische 
Neulosung  notwendig  auf  die  Lage  der  fest- 
begrenzten Morgen  innerhalb  des  einzelnen 
Gewannes  beschränkt  geblieben  sein. 

Vergegenwärtigt  man  sich  diese  Sach- 
lage, so  Aväre  dieser  Wechsel  auch  der 
einzige,  von  welchem  Tacitus  gehört  haben 
könnte  imd  auf  welchen  er  in  dem  in  vices 
Bezug  nähme,  falls  er  es  geschrieben. 
Ebenso  aber  erhält  auch  der  Zusammen- 
hang mit  dem  Gemeinbesitz  bei  dieser  Be- 
grenzung der  möglichen  Veränderungen  be- 
sonderen Cliarakter.  Die  Grundidee  der 
Frage  nach  dem  Gemeinbesitz  richtet  sich 
auf  Verhältnisse  von  weiteren  Beziehungen. 
Sie  setzt  bei  den  Beteiligten  ein  gewisses 
Bewusstsein  gemeinsamen  Stammeslebens 
voraus,  ein  Dasein,  das  sich  auch  für  die 
Zukunft  samt  Kindern  und  Kindeskindern 
mit  einem  gewissen  Landgebiet  eng  ver- 
knüpft fülilt,  auf  das  jeder  Anspruch  hat, 
und  darin  seine  Sicherstellung  und  seine 
Geltimg  als  Stammesgenosse  sieht.  Der 
Wechsel  in  der  Benutzung  ist  nur  die  Folge 
und  der  Ausdruck  dieser  Ansprüche  an  dias 
Ganze,  und  die  Besitzrechte  sind  nicht  bloss 
vorübergehende,  sondern  auch  je  nach  der 
Zahl  und  dem  Bedarf  der  Genossen  ver- 
änderliche und  verschiedene.  Von  einer 
solchen  auf  dem  Seelenleben  und  dem 
Naturzustande  beruhenden  Auffassung  und 
Behandlung  des  gemeinsamen  Landes  ist 
bei  dem  Verfahren  der  wenigen  Hüfner 
eines  deutschen  Gewanndorfes,  durch  das 
sie  ihre  Fliur  teilen,  offenbar  auch  dann 
keine  Spur  zu  suchen,  wenn  sie  die  Morgen 
des  einzelnen  Gewannes  noch  durch  eine 
gewisse  Zeit  periodisch  neu  verlost  haben 
sollten.  Sie  hatten  jeder  seine  Hufe  zu 
ganz  festem  Recht  übernommen.  Diese 
bestand  aus  der  Wohnstätte  imd  ihrem  in 
Kultur  gebrachten  sowie  dem  noch  nicht 
in  Kidtur  gebrachten,  noch  zu  gemeinsamer 
Nutzung  als  Allmende  daliegenden  Lande. 
Die  Nutzung  der  Allmende  zur  Viehhaltung 
war  ebenso  unentbehrlich  wie  die  des  Ackers, 
und  bei  der  anfänglichen  Feldgraswirtschaft 
blieb  mindestens  die  Hälfte  des  kultivierten 
Ackerlandes  ziu*  Viehweide  liegen.  Ob  dann 
der  Neubruch  wieder  auf  dem  alten  Morgen 
oder  auf  einem  unmittelbar  benachbarten, 
ebenso  guten  geschah,  konnte  keinen  erheb- 
lichen Unterschied  in  der  Empfindung  des 
Bauern  machen,  dass  er  sein  eigenes  Land 
bestelle.  Die  Hufe  war  sein  Eigentum  und 
konnte  weder  grösser  noch  kleiner  und  weder 
besser  noch  sclüechter  werden,  wo  immer 
im  einzelnen  Gewann  ihr  Anteil  lag.  Ei'st 
wenn  sich  die  Landwirtschaft  in  Beackerung 
und    Düngung    zu    grösserer    und    erfolg- 
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reicherer  Sorgfalt  entwickelte,  begann  auf 
dem  einzelnen  besser  bearbeiteten  Anteile 
gröSvserer  Wert  zu  liegen.  Da  aber  schon 
üie  lex  salica  gar  nichts  mehr  von  einem 
solchen  Wechsel  weiss  und  durchaus  nur 
festos  f*rivateigentum  der  Besitzungen  kennt, 
zeigt  sich,  dass,  wenn  bei  den  Deutschen 
überhaupt  solche  wiederholte  Gewannaus- 
losungen stattgefunden  haben  sollton,  sie 
nur  durch  kurze  Zeit  üblich  gewesen  und 
dieses  Auslosen  gewissermassen  nur  ein 
möglichst  gerocht  ausgleichendes  Verfahren 
der  Ueberweisung  des  Hufenlandes,  keines- 
wegs ein  bewusstes  Aufreohthalton  eines 
Gemeinbesitzes  an  der  Gemarkung  für  die 
bestehenden  und  die  kommenden  Geschlechter 
der  angesiedelten  Genossen  bedeutete.  Die 
Erben  des  einzelnen  Ansiedlers  haben  bei 
den  Germanen  stets  den  ererbten  Liand- 
besitz  selbst  unter  sich  geteilt,  niemals  ist 
für  die  angewachsene  folgende  Generation 
eine  neue  Teilung  der  Gemarkung  vorge- 
nommen worden. 

25.  Eri^ebDis.  Daraus  folgt  als  Ergeb- 
nis, dass,  wenn  selbst  bei  den  Germanen 
die  denkbare,  aber  durch  keine  Thatsache 
belegte  Wiederholung  der  Auslosungen  der 
Gewanne  in  der  ältesten  Zeit  Gebrauch  ge- 
wesen wäre,  eine  an  den  Gemeinbesitz  dos 
Stammes  geknüpfte  Feldgemeinschaft  im 
engeren  Sinne  ihnen  gleichwohl  so  wenig 
zuzuschreiben  ist  als  den  Slawen,  den 
Kelten  und  den  Indorn.  Da  nun  dieser 
Hauptmasse  der  Kulturvölker  neben  ver- 
schiedenen anderen  nur  eine  ■  vwhältniB- 
mässig  sehr  kleine  Zahl  von  Stämmen  gegen- 
übersteht, bei  denen  ein  IJebergan^  von  dem 
allgemein  vorhandenen  Gemeinbesitz  bei  der 
Gründung  fester  Ansiedelungen  zum  Privat- 
eigentum durch  einen  wirtschaftlichen  Zu- 
stand periodischen  Besitzwechsels  erkenn- 
bar ist,  so  ist  offenbar  unmöglich,  einen 
solchen  Uebergang  als  eine  notwendige 
Stufe  der  ethnologischen  Entwickelung  der 
Beurteilung  aller  Volkergeschichte  zu  Grunde 
zu  legen. 

Lltteratur:  TT.  Röscher,  System  der  Volkt- 
Wirtschaft,  Bd.  II  (1),  (9—16),  —  G.  Haussen, 
Die  Gehöferschaflen  im  Regierungsbezirk  Trier, 
Abhandl.  der  Akad,  d.  Wissensch.  zu  Berlin, 
186S ;  Agrar historische  Untersuchungen  Bd.  I, 
1880,  Bd.  II,  1884  (^J,  (17).  —  K.  Lamprecht, 
Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  Bd.  I 
(S)f  (S)f  (18).  —  j;  Engelmann,  Entstehung 
und  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Russland, 
Baltische  Monatsschrift  von  A.  Deubner,  Bd.  £7, 
1880  (8).  —  A,  V.  Haxthausen,  Studien  über 
Zustände,  Volksleben  etc.  in  Russland,  1847 — 52 
(8).  —  Reüssier,  Der  bäuerliche  Gemeinde- 
besitz in  Russland,  Riga  1877  (8).  —  E,  Eckardt, 
Russlands  ländliche  Zustände,  1870  (8).  -^  E. 
Seebohnt,  The  English  village  Community, 
London  1883,  übersetzt  von  Theod.  v.  Bunsen, 
Heidelh.   1885   (10).   —   A,    Sumner  Maine, 


Village  communities  in  East  and  West,  London 
1871  (W,  (IS),  (16).  —  E,  de  Laveleye,  De 
la  propriete  et  de  ses  formes  primitives,  Paris 
1874'  —  Derselbe,  Das  Vreigentum,  bearb.  von 
K.  Bücher,  Leipzig  1879  (12),  (18),  (14).  ■— 
E*  Jung,  Das  Pendschab,  in  der  Zeitschrift 
der  Beritner  Gesellschaft  für  Erdkunde,  Bd. 
XXVI  (12),  (16).  —  Spiegel,  Eranische  Alter- 
tumskunde, Bd.  I  (16).  —  Eiphinstone,  Cabul, 
übers,  von  Rühs,  Bd.  II  (16).  —  K,  Taganyi, 
Geschichte  der  Feldgemeinschafi  in  Ungarn. 
(Ungarische  Revue,  XV,  1895),  (15).  —  A. 
Conrady  •  Geschichte  der  Klanverfassung  in 
den  schottischen  Hochlanden,  Leipzig  1898  (11). 
—  A,  Meitzen,  JSiedelung  und  Agrarwesen  der 
Westgennanen  und  Ostgennanen,  der  Kelten, 
Rihner,  Finnen  und  Slawen,  Bd.  I — ///  Anl.  151, 
Berlin  1895  (1—28). 

August  Meitzen* 


Feldpolizei. 

1.  Begriff  und  Gesetz^ebune.  2.  Strafbe- 
stimmnngen.  3.  PrivatrechUicfae  Bestimmungen. 
4.  Feldhüter. 

1.  Begriff  luid  GesetzgebiiD|^.  Aecker 
und  Weinberge,  Wiesen  und  Weiden  bedürfen 
eines  besonderen  Schutzes,  den  nur  das 
öffentliche  Recht  zu  verleihen  vermag.  Sie 
kann  der  Besitzer  weder  ununterbrochen 
überwachen,  noch  auch  kann  er  sie  diutih 
äussere  Vorrichtungen  gegen  Beschädigung 
genügend  sichern.  Diesen  Schutz  zu  ver- 
leihen, den  der  einzelne  sich  zu  verschaffen 
nicht  vermag,  ist  die  Aufgabe  der  Feld- 
polizei.  Sie  umfasst  alle  Vorschriften 
und  Verwaltungsmassregeln,  welche  den 
Zweck  haben,  die  Feld-  und  Weidewirtschaft 
gegen  Beschädigtmgen  durch  MenSvhen  und 
Tiere  zu  schützen.  Wie  dies  zu  allen  Zeiten 
eine  Aufgabe  der  Gemeinden  war,  deren 
Bewohner  Landbau  treiben,  so  waren  auch 
die  über  die  Feldpolizei  geltenden  Rechts- 
sätze bis  in  die  neuere  Zeit  nur  in  den 
Weistümem  und  Willküren  der  einzelnen 
Gemeinden  enthalten.  Erst  seit  dem  17. 
Jahrhundert  griff  die  landesherrliche  Ge- 
setzgebung in  immer  gi-össerem  Umfange  in 
dies  Gebiet  ein.  Die  zahlreichen  Bauern-, 
Dorf-,  Acker-  und  Feldordnungen  des  17. 
und  18.  Jahrhunderts  enthalten  in  unsyste- 
matischer Reihenfolge  und  Auswahl  Vor- 
schriften über  den  ganzen  Wirtschaftsbetrieb 
der  Bauern,  sie  beschränken  sich  nicht  auf 
feldpoÜzeiliche  Bestimmungen,  sondern  sie 
wollen  zugleich  eine  rationelle  Bewirtschaf- 
tung diutjh  Strafgobote  und  Verbote  ein- 
führen. Indes  verloren  die  meisten  dieser 
Vorschriften  ihre  Anwendbarkeit  durch  die 
Befreiung  des  Bauernstandes  und  durch  die 
Umbildung,  welche  der  landwirtschaftliche 
Betrieb  im  19.  Jahrhundert  erfuhr.  In 
Frankreich  wurden  schon  durch  den  so- 
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genannteu  Code    niral   vom   25.  September 

—  6.  Oktober  1791  die  rechtliehen  Ver- 
hältnisse der  Landwirtschaft  nach  den  ver- 
schiedensten Seiten  hin  geregelt  und  in  dem 
Titel  II  eine  ausfülirliche  Feldpolizeiorduung 
gegeben,  die  durch  ortspolizeiliche  Verord- 
nungen ergänzt  werden  kann.  Dieses  \im- 
fassende  Gesetz  steht  mit  den  durch  G.  v. 
6.  April  1889  gegebenen  Abänderungen  und 
Ergänzungen  noch  heilte  in  Ki'aft.  Xach 
diesem  Vorbild  wai*d  in  Preussen  für 
das  Geltungsgebiet  des  Allgemeinen  Land- 
ivchts  die  Feldj)olizeiordnung  vom  1.  No- 
vember 1847  erlassen,  während  in  den  an- 
deren Landesteilen  und  in  den  neuen  Pro- 
vinzen sehr  voi*sc]iiedenartige  Vorsclu-iften 
bestehen  blieben.  Erst  durch  das  Feld- 
und  Forstpolizeigesetz  v.  1.  Ai)ril  1880  sind 
einheitliche  Normen  filr  den  ganzen  Staat 
gegeben  worden,  die  aber  durch  örtliche 
Polizei  Verordnungen  ergänzt  worden  können. 
Dieses  preussische  Gesetz  hat  dann  wieder 
die  Grundlage  gebildet,  auf  der  in  E 1  s  a  s  s  - 
Lothringen  die  Gesetzgebung  in  dem 
Feldpolizeistrafgesetze  v.  25.  April  1888 
einer  Umgestaltimg  imterzogt^n  worden   ist. 

—  In  den  deutschen  Mittelstaaten  sind  da- 
gegen die  auf  die  Feldpolizei  bezüglichen 
Rechtssätze  nicht  in  einem  Gesetz  vereinigt 
worden.  Man  liat  vielmehr  entweder  die 
wichtigsten  Strafvorsclu'iften  tiber  Feldfrevel 
in  einem  Feldsti*afgesetz  vereinigt  (Gross- 
herzogtum Hessen,  Feldstrafgesetz  v.  21. 
September  1841,  abgeändert  und  ergänzt 
durch  G.G.  v.  10.  Oktober  1871  und  31. 
August  1874;  Sachsen,  Foi'st Strafgesetz 
V.  30.  April  1873)  oder  sie  in  das  Polizei- 
strafgesetzbuch aufgenommen  (Bayern, 
Polizeistrafgesetz  Ai't.  111 — 124,  Würt- 
temberg, Art.  33 — 37,  40  und  Gesetz  über 
Ausübung  der  Weiderechte  v.  26.  März  1873 ; 
Baden,  §  143 — 145)  und  dieselben  durch 
einzelne  Gesetze  und  Landesverordnungen 
über  Gegenstände   der  Feldpolizei   ergänzt. 

Insofern  diese  Landesgesetze  Strafbestim- 
mungen und  besondere  Normen  über  das 
Verfahren  in  Feldpolizeisachen  enthalten, 
stehen  sie  neben  dem  Reichsstrafgesetzbuch 
imd  der  Strafprozessordnung  in  Kraft,  da 
das  Einfülirungsgesetz  zum  Reichsstrafge- 
setzbuch §  2  sowie  das  Einführungsgesetz 
zur  Strafprozessordnung  §  3  die  Regelung 
des  Feldpolizeirechtes  dem  Landesrecht  über- 
lassen haben. 

InOesterreich  sind  durch  das  Reichs- 
gesetz V.  16.  Juni  1872  nur  Bestimmungen 
über  die  Feldschutzbeamten  und  deren  Be- 
fugnisse g(^geben  worden,  wälirend  in  den 
einzelnen  Kronländern  die  Feldpolizei  durch 
Landesgesetze  (meist  in  den  Jahren  1875 
imd  1876)  normiert  worden  ist. 

2.  Strafbestimmnngeii.  Die  Strafbe- 
stimmungen   der    Feldpolizei    richten    sich 


teils  gegen  rechtswidrige  Beschädigungen 
der  Feld-  und  Weidewirtschaft,  teils  be- 
drohen sie  Handlungen  und  Unterlassungen 
mit  Strafe,  die  an  sich  nicht  eine  Beschädi- 
gung mit  sich  fülii*en  rafissen,  die  aber  die 
(jefahr  einer  Beschädigimg  in  sich  enthalten. 
Zu  den  ei*steren  gehören  die  Rechtssätze 
über  den  Felddiebstahl,  d.  h.  die  rechts- 
widrige Aneignung  von  Feldfrüchten  mid 
anderen  Bodenerzeugnissen  von  Aeckern, 
Wiesen,  Gärten  etc.;  über  rechtswidriges 
Betreten  fremder  Gnmdstücke,  über  Be- 
sitzesstörungen, über  Weidefrevel  etc.;  die 
letzteren  haben  einen  rein  polizeilichen 
Charakter.    Hervorzuheben  ist  folgendes: 

a)  Die  Ausübung  des  Weideroithts  ist 
durch  mancherlei  Vorschriften  eingoscliränkt 
sowohl  um  die  Feldwirtschaft  der  Grund- 
nachbarn gegen  Beschädigungen  als  lun  btn 
Weidegerechtigkeiten  und  Koppelweiden  die 
als  Weidegi"und  dienenden  Aecker, Wiesen  etc. 
zu  vschützen.  (Vgl.  den  Artikel  Grund- 
gerechtigkeiten.) 

b)  Zum  Schutze  der  Weinberge  ist  nach 
dem  Reichsstrafgesetzbnch  §  368 1  die  Poli- 
zeibehöi*de  befugt,  die  Weinberge  zu  schliessen 
und  deren  Betrcten  jedermami,  auch  dem 
Eigentümer  zu  verbieten. 

c)  Durch  Polizeiverordnung  kann  die 
Einsperrung  der  Tauben  in  der  Zeit  der 
Saat  und  Ernte  imd  die  Verhinderung  des 
Auslaufens  des  Hausgeflügels  auf  die 
Felder  anbefohlen  werden.  Nach  fi-anzösi- 
schem  \md  prcussischem  Rechte  sind  Tauben 
während  der  von  der  Gemeinde  bestimmten 
verbotenen  Zeit  Geg(m  stände  des  Tierfangs, 
wenn  sie  auf  fremdem  Felde  betroffen  werden. 

Derartige  landesgesetzliche  Bestimmungen 
bleiben  neben  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
in  Kraft.    (Einfühnmgsgesetz  Art.  130). 

d)  Auch  über  die  Aufstellung  von  Bie- 
nenstöcken können  Polizei  Verordnungen 
erlassen  wenlen. 

e)  Eine  wichtige  Aufgabe  der  Feldpolizei 
ist  der  Kampf  gegen  die  kleinen  Tiere  imd 
Unkräuter,  die  vereinzelt  keinen  bedeuten- 
den Schaden  anrichten,  die  aber  durch  ihre 
fiu-chtbare  Vermelirung  und  rasche  Verbrei- 
tung dem  Wohlstand  ganzer  Landesleüe 
Gefahren  bringen  können,  gegen  die  der 
einzelne  sich  nicht  zu  schützen  vermag 
(Maikäfer,  Heuschrecken,  Nonne,  Feldmäuse, 
Wucherblume  etc.).  Sie  sind  nur  zu  be- 
kämpfen durch  gemeinschaftliche  Arl>eit  imd 
Massregeln  der  Grundl>esitzer,  die  dureh 
Polizeiverordnungen  vorgeschrieben  werden 
müssen,  lieber  die  zur  Bekämpfung  der 
Reblaus  getroffenen  Massregeln  s.  den  Art 
Reblauskonvention. 

f)  Die  Vertilgung  der  dem  Landbau 
scliädlichen  Insekten  kann  vor  allem  geför- 
deii;  werden  durch  den  Schutz  der  natür- 
lichen Feinde  dei*selben,  der  Vögel. 
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lieber  das  Straf verfahi*en,  in  welchem 
die  Strafen  wegen  Verletzung  der  feld poli- 
zeilichen Vorschriften  zu  erkennen  .  sind, 
können  die  Ijandes^esetze  einzelne  von  dem 
geraeinen  Strafprozess  abweichende  Normen 
aufstellen.  Es  kann  bestimmt  wenlen,  dass 
Feldiwlizeisachen  durch  die  Amtsgeiicrhte  in 
einem  besonder^jn  Verfahren  und  ohne  Zu- 
ziehung von  Schöffen  verhandelt  und  ent- 
schieden werden,  so  in  Sachsen  (G.  v.  10. 
März  1879  §  1)  und  Hessen  (G.  v.  10. 
Juni  1879  §  1). 

3.  Privatrechtliche  BestimmuDgen. 
Privati-eclitliche  Bcstimmungt^n  gehören  der 
Feldi)olizei  eigentlich  nicht  an,  doch  stehen 
einzelne  derselben  in  enger  Verbindung  mit 
ihr  und  haben  deshalb  in  m  ebneren  Staaten 
(so  in  Preussen  und  Elsass-Loth- 
ringen)  in  den  Feldj)olizcigesetzen  Auf- 
nahme gefunden. 

a)  Bei  einzelnen  Feldpolizeiübertretiuigen, 
durch  welche  zwar  ein  Schaden  dritten  Per- 
sonen zugefügt  wird,  aber  ein  Schaden, 
dessen  Höhe  im  einzelnen  Fall  oft  schwer 
nachweisbar  ist,  "vde  bei  Weidefrevel,  Uclx^r- 
tritt  von  Tieren  auf  fremde  Grundstücke, 
imbefugtem  Reiten,  Fahimen,  Viehtreiben  auf 
fremdem  Gnuid  und  Boden,  hat  der  Be- 
schädigte in  Preussen,  Elsass-Lothringen  etc. 
die  Wahl,  die  Erstattung  des  nachweisbaren 
Schadens  oder  aber  die  Zahhmg  eines  Er- 
satzgeldes (Busse,  Lösegeld)  zu  ford(»rn, 
dessen  Höhe  gesetzlich  f(»stgestellt  und  von 
dem  Nachweis  des  Schadens  unabhängig  ist. 

b)  Wie  schon  nach  altem  deutschen 
Recht,  so  ist  auch  nach  den  neueren  Landes- 
gesetzen der  Grundbesitzer  berechtigt,  frem- 
des Vieh,  das  unbefugt  auf  seinen  Gnmd 
und  Boden  übergetreten  ist,  auf  der  Stelle 
oder  in  unmittelbai-er  Verfolgimg  zu  pfän- 
den, sowohl  um  den  Beweis  führen  zu 
können,  dass  es  sich  zu  Unrecht  auf  fi*em- 
dem  Gnmd  und  Boden  befimden  hat,  als 
auch  um  ein  Pfandobjekt  füi-  den  entstandenen 
Schaden  oder  für  das  Ersatzgeld  zu  haben. 
Auch  die  Pfändung  der  Reit-  und  Zugtiere 
ist  z)ilässig,  wenn  jemand  unbefugt  über 
Grundstücke  reitet,  fährt,  Vieh  treibt  oder 
den  Pflug  wendet.  Widerstand  gegen  die 
rechtmässige  Pfändung  ist  strafbar,  und 
ebenso  ist  es  strafbar,  die  abge])fändete 
Sache  eigenmächtig  zmnlckzunehmen.  Von 
der  geschehenen  Pfändung  muss  binnen  24 
Stunden  der  Ortspolizei  Anzeige  gemacht 
werden,  die  über  die  vorläufige  Verwahnmg 
der  gepfändeten  Tiere  Bestimmung  trifft. 
Sie  hat  femer  einen  Bescheid  darüber  zu 
erteilen,  ob  die  Pfändung  aufrecht  zn  er- 
halten oder  aufzuheben  ist.  Gegen  diesen 
Bescheid  haben  die  Beteiligten  nach  dem 
preussischen  Feld-  und  Forstpolizeigesetz 
§  84 ff.  Klage  vor  den  Verwaltungsgerichten. 
Ist   durch   rechtskräftige  Entscheidung  die 


■  Pfändung  aufrecht  erhalten  und  löst  der 
I  Gepfänd(»te  die  gepfändeten  Tien^  nicht 
'  gegen  Zahlung  des  festgesetzten  Geldbetrages 
aus,  so  werden  die  gepfändeten  Tiere  öffent- 
lich versteigert.  Der  Erlös  aus  der  Ver- 
steigerung dient  zur  DcKikung  alltT  entstan- 
denen Kosten  sowie  der  Ersatzgt^der.  (In 
den  anderen  Staaten  gelten  mehr  oder  min- 
der ähnliche  Bi^stimraungen.)  Die  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  über  die  zum 
Schutze  der  Grundstücke  und  der  Eraeug- 
nisse  von  Gnmdstücken  gestattete  Pfändung 
von  Sach<*n  sowie  die  Voi-schriften  ülx^ 
Entrichtung  von  Pfandgeld  oder  Ersatzg(»ld 
bleiben  nel>en  dem  Büi-gerlichen  Gesetzbuch 
in  Kraft  (Einfühnmgsgesetz  Art.  89). 

4.  Feldhüter.  Die  Gemeinden  sind  ver- 
pflichtet, zur  Fühnmg  einer  ununterbrochenen 
Aufsicht  über  die  Feldmark  Feldhüter  anzu- 
stellen, deren  Ernennung  in  Preussen  und 
Hessen  der  staatlichen  Genehmigung  be- 
darf. Auch  können  Ehrenfeldhüter 
ernannt  wenlen,  die  zu  allen  Dien  st  Verrich- 
tungen der  Fel(ihüter  berechtigt,  aber  nicht 
verpflichtet  sind.  Die  Feldhüter  sind  Polizei- 
beamte, die  die  Felder  zu  beaufsichtigen 
und  zu  beschützen  und  für  die  Ausführung 
der  feld  polizeilichen  Vorschriften  Sorge  zu 
tragen  haben. 

Litteratur:  Loening,  Lehrbuch  des  Verwaltuvg«- 
recht«,  JS.  S98—407.  —  Meyer,  Lehrbuch  des 
Venraltungsrecht»  I,  SSJ^ff,  —  Ausgaben  des 
preussischen  Feld-  und  ForstpolizeigeseUes  vom 
1,  April  18S0  mit  Anmerkungen  von  v.  Bülow 
und  Siemberg,  4.  Aufl.  1895;  Daude,  3.  Aufl. 
1885;  Kotering,  1802.  —  Hhm,  Feldstnifge- 
setz  f.  Hessen,  1887. 

E,  Loening, 


Ferienkolonieen. 

1.  Zweck  und  Form  der  F.    2.  Ausbreitung 
und  Erfolge  der  F. 

1.  Zweck  nnd  Form  der  F.  Die  Ferien- 
kolonieen imd  verwandten  Einrichtungen  be- 
zwecken die  Verbesserung  des  Gesundheits- 
zustandes schwächlicher  oder  kränklicher 
Stadtkinder  durch  ihre  Versetzung  in  einen 
gesunden  Landaufenthalt  während  der  Som- 
merferien. Im  Juli  1876  entsandte  der 
Pfarrer  Bion  aus  Zürich  die  erste,  aus  34 
Knaben  und  30  Mädchen  bestehende  Kolonie 
unter  Begleitung  von  Lehrern  und  Lehre- 
rinnen auf  14  Tage  ins  Gebirge.  In  Deutsch- 
land leistete  zuerst  der  Geheime  Sanitätsrat 
Dr.  Varrentrapp  in  Frankfurt  a.  M.  Nach- 
folge, indem  er  im  Jahre  1878,  gleichfalls 
unter  Aufsicht  je  eines  Ijehrers,  97  Knaben 
in  acht  Gruppen  in  den  Odenwald  schickte. 
In    Hamburg    entsandte    der    »wohlthätige 
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Schiilverein«  schon  früher  Kinder  in  die 
Sommerfrische,  nur  nicht  in  Kolonieen,  son- 
dern einzeln  in  geeignete  Bauernfamilien. 
Ferner  entwickelten  sich  sogenannte  Stadt- 
oder  Halbkolonieen  (Milchstatio- 
nen) in  den  Städten  und  Kinderheil- 
stätten in  See-  und  Soolbädem.  Vorzugs- 
weise haben  Wohlthätigkeitsvereine,  dem- 
nächst auch  einzelne  Gemeinden  die  Sache 
der  Ferienkolonieen  betrieben;  seit  dem 
Jahre  1885  haben  sie  sich  zu  einer  »Cen- 
tralstelle  der  Vereinigimgen  für  Sommer- 
pflege« zusammengeschlossen.  Für  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  Ferienkolo- 
nieen sind  namentlich  die  auf  der  dritten 
Konferenz  jener  Vereinigungen  zu  Frank- 
furt a.  M.  im  Jahre  1887  vereinbarten  Grund- 
sätze von  Bedeutung.  Danach  wurden  für 
verhältnismässig  gesunde  Stadtkinder  die 
»Milchstationen«  für  ausreichend  erachtet, 
für  kränkliche  und  ski'ophidöse  Kinder  Sool- 
und  Seebäder,  für  schwächlichere  und  ge- 
nesende Kinder  die  vollen  Ferienkolonieen 
auf  dem  Lande  oder  im  Gebirge,  für  noch 
schwächere  oder  herzleidende  Kinder  »Ruhe- 
stationen« in  der  Nähe  des  Waldes  empfoh- 
len. Einem  Führer  können  bis  zu  25  Kin- 
der anvertraut  werden ;  in  erster  Linie  sind 
Schulkinder,  imd  zwar  solche  gemischter  Al- 
tersklassen, zu  berücksichtigen ;  zwei  Anzüge 
und  ausreichende  Wäsche  smd  nötig,  ein  klei- 
ner Kostenbeitrag  der  Eltern  wünschenswert. 
Selbstbeköstigung,  womöglich  in  eigenem 
»Kinderheim«  (Sommerheim),  ist 
der  Gasthof vei'pflegimg  vorzuziehen.  Reich- 
licher Müchgenuss  ist  Hauptbedingung  des 
Erfolges ;  dieser  winl  durch  Wägungen  kon- 
trolliert. Bei  Familienpflege  ist  Sorgfalt  in 
der  Auswahl  der  Pfleger  und  BeaiSsichti- 
gung  derselben  durch  den  Lehrer  des  Ortes 
zu  empfehlen.  —  Die  Beschlüsse  des  inter- 
nationalen Kongresses  für  Ferienkolonieen 
in  Zürich  vom  13.  bis  14.  August  1888  be- 
wegten sich  in  ähnlicher  Richtung. 

2.  Ansbreitung  und  Erfolge  der  F. 
Die  Ferienkolonieen  haben  im  ganzen  eine 
stetige,  wenn  auch  nicht  gerade  glänzende, 
Entwickelung  aufzuweisen.  In  Deutschland 
stieg  von  1885  bis  1897  die  Zalü  der  Ver- 
eine und  Koi'porationen,  welche  bei  der  Be- 
richterstattung an  die  erwähnte  »Ceutral- 
stelle«  beteiligt  wai*en,  von  77  auf  148,  die 
der  Kinderheilanstalten  in  Soolbädern  von 
26  auf  32  und  in  Seebädern  von  8  auf  16. 
Auch  die  Zahl  der  verpflegten  Kinder  nimmt 
im  ganzen  regelmässig  zu;  von  1890  bis 
1897  ist  sie  von  20586  auf  28774,  der  Aus- 
gabeetat von  445793  auf  798479  Mark  ge- 
stiegen. Im  Jalire  1897  wurden  1)  in  Ver- 
einshäusern 4775,  2)  in  fi-eraden  Häusern 
6800,  3)  in  Seebädern  1615,  4)  in  Stadt- 
kolonieen  9882,  5)  in  ländlicher  Famiüen- 
pflege  2644,  6)  in  Soolbädern  3058  Kinder 


verpflegt;  die  Ziffern  zu  1  bis  4  sind  in 
Zunahme,  die  zu  5  und  6  in  Abnahme  be- 
griffen. Ganz  einwandfrei  sind  übrigens 
diese  Angaben  nicht ;  wahrscheinlich  ist  der 
wirkliche  Umfang  der  Sommerpflege  grosser, 
andererseits  sein  Wachstum  teilweise  nur 
scheinbar  und  auf  genauerer  Berichterstat- 
tung beruhend.  Eigene  Sommerheime 
waren  im  Jahre  1897  bereits  25  in  19 
Städten  vorhanden  und  zwar  in  1)  Bamberg, 
Verein  für  Knabenhorte  und  Ferienkolonieen, 
Knabenhorthaus  in  Bamberg,  60  Kinder,  2) 
Barmen,  Verein  für  Ferienkolonieen,  Kinder- 
kiu'haus  in  Königsbom  bei  Unna  (100),  3) 
Bautzen,  Provinzialverein  für  innere  Mission, 
Bethlehemstift  zu  Nieder-Neukirch  (50),  4) 
Berlin,  Verein  für  häusliche  Gesundheits- 
pflege, Kaiser  und  Kaiserin  Friedrich  Ber- 
liner Sommerheim  in  Kolberg  (97),  5)  Berlin, 
Verein  für  häusliche  Gesundheitspflege, 
Kinderheim  der  Berliner  Ferienkolonieen  in 
Bad  Elmen  (30),  6)  Berlin,  C.  Bolle,  Meierei- 
besitzer (Privathaus),  7)  Berlin,  Plötzensee, 
Evangelisches  Johannesstift,  8)  Berlin,  Ver- 
ein Lenzheim,  Schreiberhau  im  Riesenge- 
birge (40),  9)  Bremen,  Verein  für  Ferien- 
kolonieen, Sandwichsheim  bei  Neurennebeck 
a.  d.  Weser  (58),  10)  Charlottenburg,  Verein 
gegen  Verarmung,  Heim  in  Rügen walder- 
münde  (32),  11|  Dresden,  Gemeinnütziger 
Verein,  Sommerneim  in  Klingenberg  L  S. 
(100),  12)  Elberfeld,  eigene  Anstalt  des 
Frauenvereins,  13)  Hamburg,  Schule  des 
Paulsenstiftes,  Olgaheim  am  Timmendorfer 
Oslseestrande  (50—52),  14)  Hamburg,  Slo- 
mans  Sanatorium,  Friedeburg  bei  Plön,  Pri- 
vatbesitz, 15)  Karlsnihe,  Badischer  Frauen- 
verein, Kindersoolbad  Dürrheim  (38),  16) 
Landsberg,  Verein  für  Ferienkolonieen, 
Ferienheim  in  Altensorge  (30),  17)  Leipzig, 
Verein  für  Ferienkolonieen,  Kinderheim 
in  Grünheide  (100),  18)  Leipzig,  Ver- 
ein für  innere  Mission.  Bethlehemstift  in 
Lausigk  (80),  19)  Lübeck,  Verein  für  Fe- 
rienkolonieen, Lübecker  Ferienheim  auf 
dem  Priwall  bei  Travemünde  (40),  20) 
Magdeburg,  Vaterländischer  Frauenverein 
Kaiserin  Augusta,  Kinderheilanstalt  zu  Bad 
Elmen  (100),  21)  München,  Verein  für  Ferien- 
kolonieen, Vereinsanwesen  in  Tölz  (42),  22) 
Posen,  Abteilung  für  Ferienkolonieen  des  Ver- 
eins Stella,  Zabikowo  (100),  23)  Regensburg, 
Verein  für  Ferienkolonieen,  Schottenhof  bei 
Kelheim  (36),  24)  Stettin,  Komitee  für 
Ferienkolonieen,  Ferienheim  in  Berg-Dieve- 
now  (40),  25)  Weimar,  Frauen  verein  im 
Grossherzogtum  Sachsen,  Sophienheim,  Kin- 
derheilbad zu  Suiza  (80  Kinder). 

Die  bisherigen  Erfolge  der  Ferienkolo- 
nieen sind  insofern  recht  zufriedenstellend, 
als  die  Kinder  unzweifelhaft  an  Leib  und 
Seele  erfrischt  werden,  auch  an  Körperge- 
gewicht  (bis   zu   2   kg  und  mehr  in  vier 
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Wochen)  sowie  an  Gesundheit  (Verminde- 
rung des  Fettes,  Stärkung  der  Muskulatur, 
Verbesserung  der  Bhitbeschaffenheit)  zu- 
nehmen. Bei  Rückkelir  in  äi*miiche  und 
ungesunde  Verhältnisse  geht  allerdings  die- 
ser Erfolg  allmählich  wieder  verloi-en,  so 
dass  es  der  Ergänzung  der  Ferienkolonieen 
durch  verwandte  Einrichtungen  (Verabrei- 
chung von  Milch  und  Weissbi-ot  oder  un- 
entgeltliche Speisung  in  Volksküchen)  im 
Winter  bedarf,  an  denen  es  zumeist  noch 
mangelt.  Die  Urteile  über  den  erziehe- 1 
rischen  Wert  der  Ferienkolonieen  gehen  | 
noch  sehr  auseinander,  doch  überwiegt  die 
Ansicht  dass  bei  gewissenhafter,  richtiger 
Ijeitung  der  Erfolg  auch  in  dieser  Hinsicht 
befriedigt,  da  das  ständige  Zusammensein 
von  Lehi-er  und  Schüler  eine  planmässige 
Ein  wirk  img  auf  die  Kinder  begünstige  und 
die  Bekämpfung  ihrer  F(»hler  und  Unarten 
erleichtert. 

Litteratur:  Jahresberichte  der  CentrctUtelle  der 
Vereinigung  für  Sommerpßege  in  Berlin.  — 
Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege 
und  WohUhätigkeit,  1884,  1885.  —  Zahlreiche 
Berichte  in  der  Zeitschrift  »  Volkswohla  Dresden. 

ö.  EiverU 


FemsprecheinrichtaDgeii 

s.  Telegraphie. 


Ferrara,  Francesco, 

geb.  im  Dezember  1810  zu  Palenno,  war  1849 
bis  1859  Professor  der  politischen  Oekonomie 
an  der  Universität  Turin,  1867  folgte  er  einer 
Berafun^  als  Finanzminister  des  König:reichs 
Italien  m  das  Kabinett  Rattazzi,  schied  nach 
wenigen  Monaten  aus  dieser  Stellung  und  be- 
kleidet ,  als  Mitglied  der  H.  Academia  dei 
Lincei,  seit  1868  das  Amt  eines  Direktors  der 
höheren  Handelsschule  in  Venediisf. 

Ferrara  war  s.  Z.  das  geistige  Oberhaupt 
der  Smith  -  Bastiatschen  an  den  italienischen 
Universitäten  vertretenen  Richtung.  Er  ist 
Vater  der  nach  Carey  formulierten ,  vielfach 
n.  a.  auch  von  Loria  angefochtenen  Reproduk- 
tionskosten-Wertlehre; er  ist  ferner  Anhänger 
der  Carey-Bastiatschen  Grundrententheorie. 

Er  veröfifentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform :  Importanza  dell'- 
economia  politica,  Turin  1849.  —  Esame  storico- 
critico  di  economisti  e  dottrine  economiche  del 
secolo  XVIII  e  prima  meta  del  XIX;  2  vols., 
Turin  1889—91.  (Der  Inhalt  dieses  Werkes  be- 
steht aus  den  Vorreden  zu  der  „Biblioteca 
deirEconomista",  welche  Ferrara  in  27  auf  2 
Serien  verteilten  Bänden  in  den  Jahren  1850 
bis  1868  herausgegeben.)  —  Er  ist  femer  der 
Verfasser  der  „Lettere  (X)  d'introduzione"  all'- 
opera  del  (Prof.)  TuUio  Martello:  La  moneta  e 
gli  errori  che  corrono  intorno  ad  essa,  Florenz 
1882. 

Er   veröffentlichte   von   staatswissenschaft- 

Handwörterbach  der  Staatswissensohaften.    Zweite 


liehen  Aufsätzen  in  Zeitschriften:  a)  Giomale 
di  statistica  pubblicato  dalla  Direzione  centrale 
di  statistica  di  Sicilia,  (welche  Zeitschrift  Fer- 
rara 1886  in  seiner  Eigenschaft  als  Direktor 
der  amtlichen  Statistik  des  Königreichs  beider 
Sicilien  (seit  1834)  gegründet  hatte)  u.  a.: 
Jahrg.  1836 :  Sulla  teoria  della  statistica  secondo 
Romagnosi.  —  Jahrg.  1840:  Studii  suUa  popo- 
lazioue  della  Sicilia.  —  Jahr&f.  1841:  I  periodi 
della  economia  politica.  —  Malthus,  i  suoi  av- 
versari,  i  suoi  seguaci,  le  conseguenze  della  sua 
dottrina.  —  b)  Economista  di  Firenze,  Jahrg.  II 
(1875) :  L'italianita  della  scienza  economia.  Due 
lettere  all'on.  Sen.  F.  Lampertico,  datate  da 
Venezia  U  25  X  e  1'8  XI  1876.  -  Jahrg.  XI 
(1884):  II  problema  ferroviario.  —  c)  Nuova 
Antologia  di  scienze,  etc.  Jahrsf.  1871:  Gli 
antichi  banchi  di  Venezia.  —  Jahrg.  1874:  II 
Germanismo  economico  in  Italla  (Bekämpfung 
des  Einflusses  der  historischen  Schule  und  der 
neuen  realistischen  Richtung  der  deutschen 
Nationalökonomie  auf  Lehrer  und  Schüler  der 
Staatswissenschaften  an  den  italienischen  Uni- 
versitäten). —  Jahr^.  1878  u.  1879 :  L'America- 
nismo  economico  in  Italia. 


Vgl.  über  Ferrara:  Co^etti  de  Martiis. 
Francesco  Ferrara  all'üniversita  di  Torino,  1849 
bis  1859  in  Giomale  degli  Economisti,  serie  II da, 
anno  IV,  1893,  S.  521  flf.  —  D.  Berardi,  La 
dottrina  politico-economica  di  Fr.  Ferrara,  in 
Giorn.  d'econ.,  anno  V,  1894,  Sept.  u.  Okt.  — 
A.  Bertolini,  La  vita  e  il  pensiero  di  Francesco 
Ferrara  in  Giorn.  d'Econ.,  anno  VI.  1896,  Jan. 
—  Rabbeno,  Fr.  Ferrara  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl., 
Bd.  III  S.  385.  lApperU 


Ferraris,  Carlo  Francesco, 

geb.  am  15.  VIII.  1850  zu  Moncalvo  (Prov. 
Alessandria),  setzte  seine  in  Turin,  wo  er  pro- 
movierte, begonnenen  Studien  in  Deutschland 
(u.  a.  als  Schüler  Conrads  und  E.  Engels)  fort. 
1874 — 1876  gehörte  er  dem  italienischen  statis- 
tischen Bureau  als  Mitglied  au,  wurde  1878 
ausserordentlicher  Professor  an  der  Universität 
Pavia,  1883  Direktor  im  Ministerium  für  Acker- 
bau, Industrie  und  Handel  in  Rom,  im  Oktober 
1885  ord.  Professor  für  Verwaltungsrecht  und 
-Wissenschaft  und  ergänzungsweise  Statistik  an 
der  Universität  Padua. 

Unter  jenen  hervorragenden  Nationalökono- 
ra en  Italiens,  welche  sich  für  Herbeiführung 
des  Uebergangs  von  der  orthodoxen  zur  neuen 
realistischen  Schule  verdient  gemacht  haben, 
nimmt  Ferraris  neben  Luzzatti,  Lampertico, 
Scialoja,  Messedaglia,  Minghetti,  Nazzani,  Mor- 
purgo,  Cusumano,  Toniolo  etc.  etc.  einen  bevor- 
zugten Platz  ein. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissen  schaft- 
lichen Schriften  in  Buchform :  La  rappresentanza 
delle  minoranze  nel  Parlamento,  Turin  1870. — 
La  statistica  e  la  scienza  deiramministrazione 
nelle  facoltä  giuridiche,  Padua  1878.  —  Moneta 
e  corso  forzoso,  Mailand  1879.  —  Saggi  di  eco- 
nomia, statistica  e  scienza  deH'ammiuistrazioue, 
Turin  1880.  —  Les  projets  de  legislatiou  sociale 
en  Italic,  Rom  1883.  —  La  statistica  del  movi- 
mento  dei  metalli  preziosi  fra  l'Italia  e  l'eatero, 
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Rom  1883.  —  L^assicnrazlone  obbligatoria  e  la 
responsabilitä  dei  padroni  ed  imprenditori  per 
gli  infortnni  sul  lavoro,  2.  ed.  Rom  1890.  — 
La  statistica  della  coltura  in  teilet  tuale  e  special- 
ment«  delle  universitÄ,  Venedig  1891.  (Diese 
Schrift  zuerst  veröffentlicht  in  „Atti  del  R. 
Istituto  veneto  di  scienze,  lettere  ed  arti", 
tomo  II  Serie  7  ist  „al  venerato  maestro"  Ernst 
Engel  zu  seinem  70.  Geburtstage  gewidmet.)  — 

I  princip!  di  scienza  bancaria,   Mailand   1892. 

—  Professioni  e  classi  e  loro  rilevazione  sta- 
tistica, Padua  1894.  —  II  sigillo  storico  dell'- 
uni versitz  di  Padova,  Padua  1896.  —  Elletorato 
ed  eleggibilita  nel  comune,  Turin  1898  (enthal- 
ten in  dem  Sammelwerk  „Studi  giuridici").  — 
Teoria  del  dicentramento  amministrativo,  2a  ediz. 
(ampliata),  Mailand  1899  (Biblioteca  di  scienze 
politiche  e  social!  no  25). 

Ferraris  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Abhandlungen  in  Zeitschriften:  a) 
Nuova  Antologia  di  Scienze,  Lettere,  etc.  (Rom) : 
La  circolazione  cartacea  (Sept.  1875).  —  Le 
ultime  fasi  della  questione  monetaria  (15  II 
1881).  —  L'imposta  müitare  (15  III  1883  e  1 

II  1890).  —  Le  nuove  riforme  amministrative 
(16  II  1889).  —  Le  istituzioni  di  beneficenza 
(16  IV  e  1  V  1889).  —  L'assicurazione  degli 
operai  in  Germania  (16  VIII  1889).  —  II  rior- 
dinamento  degli  istituti  di  emissione  (16  IV 
1891).  —  Sul  censimento  delle  professioni  (1  IX 
1893).  —  b)  Rassegna  settimanale  (Rom):  I 
tessitori  di  Aquisgrana  (26  XII  1880).  —  II 
bimetAllismo  universale  (27  III  1881).  —  I  con- 
tadini  nella  Russia  centrale  (29  V  1881).  —  c) 
Annuario  delle  scienze  giuridiche,  sociali  e  po- 
litiche (Mailand):  L'insegnamento  delle  scienze 
politiche  nelle  üniversitä  itAliane  (vol.  III  1882). 

—  L'abolizione  del  corso  forzoso  (vol.  IV  1883). 

—  d)  Giomale  degli  Economisti  (Rom) :  La  sta- 
tistica nelle  Universit^  e  la  statistica  delle 
üniversitÄ,  (marzo  1886).  —  Nota  sulla  tecnica 
della  statistica  criminale  (settembre  1892).  — 
Le  operazioni  ausiliarie  e  compiementari  nella 
statistica  metodologica  (Maggio  1895).  —  e)  Bul- 
letin de  rinstitut  international  de  statistique 
(Rom):  Examen  des  difficultes  partlculi^res  que 
rencontre  la  statistique  du  mouvement  des  me- 
taux  precieux  dans  le  commerce  international 
(avec  des  tableaux  aunexes):  tome  2,  1887.  — 
Statistique  de  la  production  du  mouvement  in- 
ternational et  de  la  consommation  des  m^taux 

Srecieux :  tome  IX,  1896,  livr.  2/3.  —  f)  Rivista 
i  diritto  pubblico  (Bologna):  Provvedimenti 
per  gli  infortuni  sul  lavoro,  vol.  I,  marzo  e 
luglio  1890.  —  g)  Atti  del  r.  Istituto  Veneto 
di  scienze,  lettere,  etc.  (Venedig) :  La  statistica, 
le  sue  partizioni  teoretiche  ed  il  sue  insegna- 
mento,  1890,  serie  VII,  tomo  1  (die  in  Serie 
VII,  tomo  2  enthaltene  Abhandlung  ist  bereits 
oben  im  Sonderabdruck  erwähnt]. 

Ferraris  lieferte  ferner  Artikel  in  folgende 
Zeitschriften:  „Archiviogiuridico"  (Pisa),  „Füni- 
versitä,  rivista  dell'istruzione  superiore"  (Bo- 
logna), „Annali  del  credito  e  della  previdenza*', 
„Conrads  Jahrbücher  fUr  Nationalökonomie" 
(Uebersichten  der  wirtschaftlichen  Gesetzgebung 
Italiens).  Dieses  Handwörterbuch  verdankt  ihm 
den  Art.:  Die  Banken  in  It-alien,  oben  Bd.  U, 
S.  266  ff.  Red. 


Fenerpolizei. 

1.  Einleitung.  Bedeutung  und  Zweck.  2. 
Geschichtliche  Entwickelung.  3.  Feuerverhütung". 
a)  Gesetze  und  Verordnungen,  b)  Baup<ilizei- 
liche  Vorschriften.  4.  Beschränkung  des  Feuers 
und  Sicherung  der  Personen.  5.  Feuerlöschwesen. 
6.  Schlussbetrachtungen. 

1.  Einleitmig.  Bedeutung  und  Zweck. 

Feuerpolizei  begreift  alle  die  Bestim- 
raungen  und  Einrichtungen  in  sich,  welche 
seitens  der  staatlichen  Behörden  oder  seitens 
der  Gemeinden  getroffen  werden,  um  Feuers- 
gefahr insoweit  zu  verhüten  oder  zu  be- 
schränken, wie  das  allgemeine  oder  öffent- 
liche Interesse  dabei  in  Fi-age  kommt 

Feuerpolizeiliche  Bestimmungen  werden 
dementsprechend  der  Regel  nach  nur  dann 
erlassen,  wenn  tiberwiegende  Gründe  der 
öffentlichen  Sicherheit  solche  notwendig  er- 
scheinen lassen. 

Die  Bestimmungen  der  Feuerpolizei  kön- 
nen daher  nicht  so  weit  gehen,  dass  sie 
alles  vorschreiben,  was  zur  Verhütung  eines 
Schadenfeuers  überhaupt  zu  beobachten  not- 
w^endig  wäre,  sondern  sie  geben  das  an, 
was  zu  beobachten  ist,  damit  Leben  und 
Gut  der  Staatsangehörigen  im  allgemeinen 
vor  Feuersgefahr  gesichert  erscheint  Bis 
ins  einzelne  gehende  Vorschriften  zur  Ver- 
hütung jeden  Feuers  könnten  auch,  selbst 
wenn  deren  Aulstellung  möglich  wäre,  schon 
deswegen  nicht  gut  erlassen  werden,  weil 
damit  die  Polizei  zu  sehr  in  die  Privatinte- 
ressen des  einzelnen,  d.  h.  bis  in  sein  ihm 
als  unverletzlich  gewährleistetes  Heim  hin- 
eindringen müsste.  Zu  weit  gehende  Forde- 
rungen in  sicherheitlicher  Beziehiuig  bringen 
sodann  auch  grosse  Schädigungen  für  Han- 
del und  Industi-ie  mit  sich,  da  diese  in  ihrer 
freien  Entfaltung  dadurch  zum  Teil  lahm 
gelegt,  wenigstens  aber  beschränkt  werden 
können. 

Je  nach  der  Auffassung  der  Behörden 
und  nach  der  Anschauimg  der  massgeben- 
den Personen  über  allgemeine  Feuersgefahr 
werden  daher  die  feuerpolizeilichen  Bestim- 
mungen in  den  einzelnen  Staaten  nicht  nur, 
sondern  auch  in  einzelnen  Landesteilen  und 
sogar  in  nahe  bei  einander  liegenden  Ort- 
schaften von  einander  verschieden  sein,  zu- 
mal einheitliche  Bestimmungen  in  ganzen 
Staaten  nur  besondere  Seiten  der  Feuer- 
sicherheit berühren. 

Selbst  dort,  wo  klare  leitende  Ideeen  über 
I'euersicherheit  vorhanden  sind,  werden  die 
Sicherheitsverordnungen  für  alle  Landesteile 
nicht  gleichmässig  erlassen,  da  die  etwa  be- 
stehenden besonderen  Rechtsverhältnisse,  die 
Anschauungen,  die  Lebens-,  Beschäftigungs- 
und Ernährungsweise  der  Bevölkerung  not- 
gedrungen Abweichungen  von  der  allge- 
meinen Norm  erheischen.  Die  Berücksich- 
tigung der  vorbesprochenen  allgemeinen  Ver- 
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hältnisse  verlangt  es  gebieterisch,  dass  vor 
Erlass  feuerpolizeilicher  Bestimmungen  ge- 
nau Einwägungen  daniber  stattfinden,  wie 
gross  die  Feuersgefahr  einerseits  ist  und  wie 
gross  der  wirtschaftliehe  Nachteil  anderer- 
seits werden  kann,  wenn  die  Gefahr  teil- 
weise oder  ganz  beseitigt  werden  soll;  die 
sich  schn)ff  gegenüberstehenden  Intei-essen 
einerseits  der  Sicherheit,  andererseits  der 
fi'eien  Entwickelung  der  Geschäfte  werden 
sich  immer  ausgleichen  müssen.  Es  kann 
daher  keine  bestimmte  Norm  darüber  geben, 
wie  weit  die  feuer])olizeilichen  Vorschriften 
sich  mit  den  Massnahmen  der  Feuerver- 
hütung überhaupt  decken  sollen. 

2.  Geschichtliche  Entwickelung.  Yor- 
schriften  der  Feuerpolizei  finden  sicli  schon 
im  klassischen  Altertume,  die  rt)mischen 
Kaiser  Augustus  und  Trajan  erliessen  be- 
reits Feueronlnungen.  In  Deutschland 
lassen  sich  die  ersten  Anfänge  obrigkeit- 
licher Fürsorge  zur  Abwen(hmg  von  Feuers- 
gefahr bis  zurück  ins  13.  Jahrhundort  hin- 
ein verfolgen.  In  den  Städten  Wien,  Zwickau, 
Erfurt,  Frankfurt,  Nüi-nberg,  Köln,  Augsburg 
und  anderen  melir  wm\len  Feueronlnungen 
erlassen,  die  anfangs  wenig  übereinstimmend 
teils  direkte  bauliche  Yoi-schriften  enthalten, 
teils  Massnahmen  bringen,  nach  denen  man 
sich  bei  ausgebrochenem  Feuer  richten  soll. 
Im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  sind  die 
Feuerordnungen  schon  ziemlich  ausführlich 
behandelt. 

Die  furchtbaren  Feuersbrünste,  w^elche 
die  leicht  gebauten  Städte  Deutschlands  im 
Mittelalter  erschreckend  heimsuchten,  waren 
die  Veranlassung  zum  Erlasse  dieser  Ver- 
ordnungen ;  religiöse  Wahnideeen  waren  aber 
teilweise  so  vorherrschend,  dass  Mittel  gegen 
Feuersbrünste  an  vielen  Orten  als  verbreche- 
rische Handlungen  angeselien  wurden,  da 
man  Feuersbrünste  als  von  Gott  gesandte 
Prüfungen  betrachtete.  —  Die  älteste  Feuer- 
ordnung soD  in  Rotenburg  zu  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  erlassen  sein,  die  leicht 
brennenden  Schindeldächer  soDen  hiernach 
bereits  durch  Ziegeldächer  ersetzt  werden. 
—  In  Augsburg  wird  1276  bestimmt,  dass 
die  Wein  träger  bei  Ausbruch  eines  Feuers 
Wasser  heran  zu  tragen  haben,  wofür  ihnen 
gew^isse  Steuerfreiheiten  gewährt  weitlen 
sollen.  Die  Feuerlöschordnimg  der  Stadt 
Zwickau  vom  Jahre  1348  bestimmt,  dass 
jeder,  der  ein  Feuer  bemerkt,  sofort  das 
Feuer  anzeigen  soU.  Der  Hausbesitzer  muss 
sein  Haus,  wenn  es  in  Brand  gerät,  ein- 
reissen,  damit  das  Feuer  sich  nicht  weiter 
verbreiten  kann.  Thut  er  das,  so  soll  er 
von  der  Stadt  Unterkunft  und  Entschädigimg 
erhalten,  im  anderen  Falle  aber  nicht  ent- 
schätligt  w^erden.  Des  weiteren  wird  be- 
stimmt, dass  die  Bewohner  des  vom  Feuer 
betroffenen   Kirchspiels    sich   mit    Eimern, 


Schöpfkellen  und  Einreissgerät  zum  Brand- 
j)latze  begeben  soDen,  wo  sie  nach  den  Be- 
fehlen des  Bezirkshauptmannes  zu  handeln 
hal)en.  Andere  Bürger  sollen  die  Stadtthore 
besetzen,  damit  die  Stadt  von  Gesindel  nicht 
überfallen  werde.  —  Die  Erfurter  Verord- 
nungen von  1351  und  1429  verbieten  die 
Anlage  von  Feuerstätten  in  Kammern  und 
I  Lauben,  berechtigen  den  Rat  der  Stadt  bei 
Ausbruch  eines  Feuers,  unter  Umständen 
Häuser  niederreissen  zu  lassen,  imd  verlan- 
gen von  jedem  Hausbesitzer  die  Vorhaltung 
von  L<>sch-  und  Einreissgeräten,  tlber  dessen 
Vorhandensein  und  gute  Beschaffenheit  die 
Stadthauptleute  innerhalb  ihrer  Bezirke 
Feuerschau  zu  halten  haben.  Bei  Nacht 
sollen  Wächter  auf  den  Kirchtürmen  sein, 
die  jeden  Ausbruch  eines  Feuers  durch 
Läuten  der  Glocken  zu  signalisieren  haben, 
auch  ist  schon  von  besoldeten  LKtechmann- 
schaften,  den  sogenannten  Feuermeistern,  die 
Rede.  Die  bezüglichen  Bestimmungen  sollen 
ab  und  an  wieder  bekannt  gemacht  werden. 
—  Die  Feueronlnung  der  Stadt  Bremen  von 
1433  legt  besondei-eu  Wert  auf  das  recht- 
zeitige Herbeirufen  von  Hilfe,  das  sogenannte 
Beschreien,  bei  Ausbruch  eines  Brandes.  — 
Besonders  bemerkenswert  sind  die  verschie- 
denen Bestimmungen  der  Stadt  Nürnberg, 
die  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  er- 
lassen wiurdeu  und  die  so  richtig  aufgefasst 
sind,  dass  man  ihnen  noch  heute  die  Er- 
haltung vieler  schöner  Erinnerimgen  an  das 
alte  Nürnberg  verdankt.  —  Hiernach  mussten 
an  vielen  Orten  der  Stadt  Feuerhaken  und 
Feuerleitern  bereit  gehalten  werden.  An 
den  Eckhäusern  hingen  grosse  Laternen, 
welche  bei  nächtlichem  Brande  sofort  ange- 
zündet werden  mussten.  Von  Rats  wegen 
war  ein  Schaff  er  bestellt,  der  für  Anschaf- 
fung, Aufbewahrung  und  Instandhaltung  der 
Geräte  sowie  für  deren  rechtzeitiges  Herbei- 
schaffen zur  Brandstelle  Sorge  tragen  musste 
und  die  erste  Anweisung  zum  Löschen  und 
Retten  zu  geben  hatte.  Die  Stadt  selbst 
war  in  Bezirke  geteilt,  deren  jeder  eine 
Schaff hütte  enthielt,  wo  lederne  Eimer  und 
Wasserfässer  untergebracht  waren,  welch 
letztere  mit  Pferden  zur  Brandstelle  beför- 
dert wurden.  Des  weiteren  ist  hier  schon 
von  der  Vorhaltung  messingener  Spritzen 
die  Rede,  wie  auch  schon  von  den  Mass- 
nahmen gesprochen  wird,  die  bei  einem 
gleichzeitig  ausgebrochenen  zweiten  Feuer 
zu  ergreifen  sind.  —  In  der  Feuerordnung  der 
Stadt  Lübeck  von  1461  ordnet  der  Magis- 
trat an,  dass  bei  Tag  und  Nacht  auf  den 
T boren  und  Türmen  Waclüeute  sein  sollen, 
die,  sol>ald  ein  Feuer  entsteht,  sofort  blasen 
und  Sturm  läuten  sollen.  Wenn  ein  Feuer 
ausgebrochen  ist,  sollen  sämtliche  Diener 
des  Rats  sofort  zur  Brandstätte  eilen,  löschen 
helfen  und  darüber  wachen,  dass  bei  der 
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infolge  des  Brandes  herrschenden  Verwir- 
rung keine  Diebstähle  vorkommen.  Ferner 
soll  niemand  zum  Brande  kommen,  der  nicht 
beim  Löschen  und  Retten  helfen  will.  Wer 
auf  der  Brandstelle  erscheint,  muss  mit 
Hand  anlegen,  neugieriges  müssiges  Volk 
wird  nicht  geduldet.  Frauenzimmer  sollen 
der  Brandstätte  fern  bleiben,  nur  wenn  sie 
Wasser  herbeischaffen,  sollen  sie  geduldet 
sein.  Die  Trägermeister  und  Träger  sollen 
sich  auf  die  zunächst  liegenden  Häuser  be- 
geben, retten,  Wasser  zutragen  und  löschen. 
Diejenigen  Fuhrleute,  welche  als  die  ersten 
mit  einer  Last  Wasser  auf  der  Brandstelle 
erscheinen,  erhalten  eine  Belohiumg.  Die 
vom  Rate  beschafften  Feuerhaken  und  Feuer- 
eimer müssen  von  den  Hausleuten  zur  Brand- 
stelle und  später  wieder  an  ihren  Aufstel- 
lungsplatz zurückgeschafft  werden.  1521 
erscheint  die  erate  Landesgesetzgebung  in 
Bezug  auf  das  Feuerlöschwesen  als:  Säch- 
sische Feuerordnung  des  Herzogs  Georg 
unter  dem  Titel  »Begreyff  der  Fewer  Orde- 
nunge«.  Da  finden  sich  schon  die  ersten 
Yorschriften  über  feuersichere  Bauart  der 
Häuser,  namentlich  der  Dachungen  und 
Feuerungsanlagen,  über  Auf  bewalirung  leicht 
brennbarer  Gegenstände,  über  den  Betrieb 
feuergefährlicher  Gewerbe,  über  den  vor- 
sichtigen Umgang  mit  Feuer  und  Licht  und 
über  die  Feuerschau.  —  In  der  Stadt  Wien 
wird  1534  jeder  Hausherr  dafür  verantwort- 
lich gemacht,  dass  Feuerstätten  und  Rauch- 
fänge rein  erhalten  werden  und  mit  Licht 
vorsichtig  umgegangen  wird.  In  jedem 
Hause  sollen  Wasserfässer  mit  Wasser  und 
Eimer  sowie  Haken  und  Leitern  bereit  ge- 
halten werden.  Ffir  Ermittelung  eines 
Brandstifters  wird  eine  hohe  Belohnung  aus- 
geworfen. Wie  häufig  zu  damaliger  Zeit 
Räubereien  bei  Gelegenheit  der  Brände  vor- 
kamen, erhellt  aus  der  Bestimmung,  dass 
sich  die  Hausmieter  mit  Handgeschütz  und 
Steinen  w^ohl  versehen  sollen,  damit  sie  ihr 
Haus  vor  einem  räuberischen  UeberfaUe  ver- 
teidigen können. 

In  der  Breslauer  Feuerordnung  von  1630 
ist  von  hölzernen  und  messingenen  Spritzen 
die  Rede.  Jeder  Hausbesitzer  ist  verpflichtet, 
sich  eine  solche  nebst  zwei  Ledereimern 
und  einer  guten  Axt  und  einer  Feuerleiter 
zu  lialten.    Die  Viertelsmeister  haben  diese 

i 'ährlich  zwei-  bis  dreimal  zu  revidieren.  Be- 
lufs  Feuerverhütung  wird  bei  Neubauten  die 
Auffühnuig  von  Schindeldächern,  mit  Bret- 
tern verschlagenen  Schuppen  von  engen  und 
niedrigen  Rauchfängen  verboten  und  die 
Auffühnmg  von  Feuermauern  angeordnet. 
Den  Schornsteinfegern  wird  zur  Pflicht  ge- 
macht, den  Feuer-  oder  Viertelsherren  Mel- 
dung zu  machen,  wenn  sie  feuergefährliche 
Anlagen  finden.  Der  Gebraucli  von  Fackeln 
und  Windlichtern  wird  verboten.   Den  Hand- 


werkern wird  verboten,  feuergefährliche  Ge- 
genstände wie  Holz,  Teer,  Hanf,  Pulver  etc. 
in  ihrer  Wohnung  in  grösseren  Mengen  auf- 
zubewahren, und  es  werden  ihnen  behufs  Auf- 
bewahning  Plätze  vor  der  Stadt  angewiesen. 
In  den  Wohnungen  dürfen  Holz,  Späne  etc. 
nur  in  geringen  Mengen  und  an  Orten  auf- 
bew^ahrt  werden,  die  mit  massiven  Mauern 
umgeben  sind.  Bei  Ausbruch  eines  Feuers 
ist  es  verboten,  die  Ziegel  vom  Dach  zu 
reissen,  damit  das  Feuer  keine  Luft  erhält. 

Anschliessend  an  diese  verschiedenen 
Feuerordnungen  seien  die  Feuersicherheits- 
massnahmen  der  Städte  Berlin  und  CöUn  in 
ihrer  Entwickelung  kurz  berührt,  da  aus 
ihnen  auch  die  jetzt  anderswo  geltenden 
feuerpolizeilichen  Verordnungen  ersichtlich 
sind. 

Johann  Sigismund  erlies  unterm  17.  April 
1618  eine  Feuerverordnung,  die  alles  bis 
dahin  Bekannte  umschliesst^  auch  schon  von 
grossen  Spritzen  spricht,  die  des  leichteren 
Transportes  wegen  aus  Kupfer  oder  Messing 
gebaut  werden  sollen,  da  die  hölzernen  In- 
strumente leicht  aufreissen  und  bersten,  audi 
zu  unhandlich  seien.  Die  auf  das  soi*^- 
samste  ausgearbeitete  Verordnung,  die  m 
Wirklichkeit  befolgt  die  Feuersicherheit  der 
churfürstlichen  Residentzien  auf  die  Höhe 
der  damaligen  Zeit  gebracht  haben  würde, 
bleibt  jedoch  ohne  Wirkung,  da  der  herein- 
brechende dreissigjährige  Krieg  alle  Ordnung 
über  den  Haufen  wirft.  Wandel  zum  Bes- 
sern wird  erst  durch  den  Grossen  Kurfürsten 
geschaffen,  der  1672  eine  neue  Feuerordnung 
erlässt,  diese  Ordnung,  die  wie  alle  Gesetze, 
die  der  Grosse  Kurfürst  erlassen  hat,  den 
Stempel  seiner  Grösse  aufgedrückt  trägt, 
bringt  die  Feuei-sicherheit  ein  gewaltiges 
Stück  vorwärts.  Feuerstätten  sind  mit  fes- 
ten Mauern  zu  umgeben,  hölzerne  Schorn- 
steine müssen  durch  massive  ersetzt  werden, 
Schindel-  und  Bretterdächer  sowie  hölzerne 
Altane  werden  verboten,  Scheunen  sind  vor 
der  Stadt  anzulegen.  Tabakrauchen  nalie 
bei  Heu  und  Stroh  wird  verboten,  Ställe 
und  Böden  dürfen  nicht  mit  offenem  Licht 
betreten  werden,  der  Handel  mit  Pulver 
wird  streng  kontrolliert,  Schiessen  und  Ra- 
ketenwerfen in  der  Stadt  ist  bei  schwerer 
Strafe  verboten.  Asche  darf  nicht  mehr  auf 
die  Böden  geschüttet  werden,  Feuer  in  Oefen 
darf  nur  während  der  Tagesstimden  vorge- 
halten werden.  Die  Bereitschaft  zur  sofor- 
tigen Hülfe  bei  Feuer,  sogenannte  Feuerbe- 
reitschaft, ist  wie  folgt  vorgesehen:  Die 
Hauptwache  (Militär)  sendet  nachts  Pa- 
trouillen aus,  die  Wächter  müssen  Sommers 
um  10,  Winters  um  9  Uhr  abends  aufziehen, 
die  Kunstpfeifer  haben  auf  den  Türmen  Tag 
und  Nacht  Wächter  zu  halten,  die  sich 
stündlich  mit  Blasen  melden.  Vorhalten 
von  L()schgerät  und   dessen  Instandhaltung 
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wird  besonders  vorgeschrieben.  Wer  ein 
Feuer  entdeckt,  hat  Lärm  zu  machen  und 
die  Wache  zu  benachrichtigen,  welche  einen 
Tambour  zum  Läi'mschlagen  ausschickt.  Die 
Löschhilfe  ist  auch  von  dem  benachbarten 
Friedrichs  Werder  zu  entsenden  und  soll  der 
Eat  der  Residenzstädte  mit  dem  Wenlor  ein 
Abkommen  auf  gegenseitige  Unterstützung 
bei  Feuersgefahr  abschiiessen.  Den  Brunnen 
und  den  Zufahrten  zur  Spree,  die  gepflas- 
tert sein  müssen,  wird  besondere  Fürsorge 
zugewendet.  Von  dem  Corps  de  Guarde 
werden  die  entbehrlichen  Mannschaften  mit 
den  Geräten  des  nahe  gelegenen  Leiterhauses 
zur  Brandstelle  gesandt,  auch  sendet  der 
Gouverneiu*  Musketiei'S  unter  Befehl  eines 
Ijeutnants,  welche  die  Brandstelle  abzu- 
sperren haben. 

Zu  derselben  Zeit,  wo  diese  hochbedeut- 
same Ordre  erlassen  wiu-de,  erfand  der 
geniale  Johann  xun  der  Hey  de  zu  Amsterdam 
die  Schläuche,  eine  Erfindung,  die  das  Feuer- 
löschwesen so  gewaltig  vorwärts  führte,  dass 
man  mit  einem  Schlafe  aus  dem  Defensiv- 
kampf gegen  das  Feuer  zum  offensiven  An- 
griff auf  die  Feuei-sbrünste  übergehen  konnte. 

Die  Feuerordnung  des  Königs  Friedrich 
vom  3.  Mai  1707  fordert  die  Beschaffung 
zweier  Prahraspritzen  auf  der  Spree,  bringt 
verschärfte  Bestimmungen  über  Massivbau, 
überträgt  den  Innungen  bestimmte  Anteile 
der  Löschhilfe  und  sucht  dadurc'h  besonders 
für  Feuersicherheit  zu  wirken,  dass  sie  ein 
erschreckendes  System  gegenseitiger  Spionage 
über  die  Feuersicherheitsmassregeln  zwisc^hen 
Wirt,  Mietern  und  Nachbarn  zm*  Pflicht 
macht.  lieber  Löschmassregeln  darf  offen 
geschimpft  werden,  damit  deren  Mängel  er- 
kannt werden  können,  das  System  der  all- 
gemeinen Löschpflicht  wird  w^eiter  ausge- 
baut, doch  in  anderem  Sinne  aufgefasst,  in- 
dem befohlen  wird :  man  solle  die  Löschenden 
nicht  mit  Schlägen,  sondern  in  Müde  und 
durch  gütliches  Zureden  antreiben,  damit 
sie  nicht  venlriesslich  oder  von  der  Ai-beit 
abgeschreckt  werden.  —  Erst  im  Jahre 
1709  wurde  in  den  Residenzstädten  die  erste 
Schlauchspritze  angescliafft.  —  Die  Feuer- 
ordnung von  1727  betont  b)esonders  die  Vor- 
sichtsmassregeln,  indem  sie  besagt,  dass 
insbesondere  der  Hauswirt  der  beste  Wächter 
sei,  daher  am  frühesten  aufstehen  unil  als 
letzter  zur  Ruhe  gehen  solle.  Die  Stadt 
besitzt  zu  dieser  Zeit  11  Spritzen  mit 
Wenderohr,  2  Schlauchspritzen  und  2  Prahm- 
spritzen. Von  Wichtigkeit  ist  die  Be- 
stimmung, dass  Schornsteinfegermeister  sich 
nicht  mehr  ohne  Magisti-atserlaubnis  aus 
der  Stadt  entfernen  dürfen.  Diese  letztere 
Bestimmung  der  Feueronlnung,  welche  ge- 
wisse Berufsklassen  weit  in  ilirer  persön- 
lichen Freiheit  bindet,  kennzeichnet  die 
höchste  Stufe  des  Standes  der  allgemeinen 


Löschpflicht,  d.  h.  derjenigen  Einrichtung, 
welche  jeden  Bürger  zv^angt,  beim  Brande 
mit  Hand  anzulegen. 

Mehr  als  hundert  Jahre  gehen  mm  da* 
hin,  bis  sich  an  verschiedenen  Orten  Deutsch- 
lands die  Ueberzeugung  Bahn  bricht,  dass 
—  wenigstens  in  grösseren  Städten  —  mit 
der  allgemeinen  Löschpflicht  auf  die  Dauer 
nicht  mehr  auszukommen  sei  und  das 
Feuerwehrwesen  gründlich  umgestaltet 
werden  müsste.  In  Barmen,  Hamburg  und 
anderen  Städten  hatte  man  schon  längst 
bessere  Einrichtungen  getroffen,  und  1841 
bildete  sich  auch  in  Meissen  ein  freiwilliger 
Feuerwehrverein.  Es  bedurfte  aber  erst 
einer  gewaltigen  Kata»^trophe ,  bevor  die 
bisherigen  Feuerlöscheinrichtungen  auch  in 
weiteren  Ki^eisen  als  durchaus  unzu- 
reichend angesehen  wurden.    Diese  trat  ein. 

In  der  Nacht  vom  4.  auf  den  5.  Mai 
1842  kam  in  Hamburg  ein  Brand  zum  Aus- 
bruch, der  binnen  drei  Tagen  über  4000 
Gebäude  einäscherte  und  mehi*  als  100 
Menschen  das  Leben  kostete. 

Jetzt  war  es  allgemein  klai'  gew^orden, 
dass  andere  Organisationen  gt»schaffen  werden 
mussten,  und  man  fand  auch  bald  heraus, 
dass  neben  zeitgeraässen  Geräten  vor  allen 
Dingen  einheitliches  Kommando,  militäi'ische 
Discipiin  und  gründliches  Exercitium  not- 
wendig seien, 

184G  wurde  auf  diesen  Grundlagen  in 
dem  badischen  Städtchen  Durlach  eine 
militärisch  organisierte  Pflichtfeuerwehr  ge- 
schaffen, nach  deren  Einrichtungen  sich 
später  in  vielen  Orten  Süddeutschlands  frei- 
j  willige  Feuerwehren  bildeten,  während  in 
Norddeutschland  1851  als  ganz  neues  Institut 
die  Berliner  Berufsfeuerwehr  ins  Leben  trat, 
welche  ein  Vorbild  für  die  Einrichtungen 
grösserer  Städte  wurde. 

Seitdem  hat  das  Feuer  weh  rwesen  Deuts(?h- 
lands  einen  gewaltigen  Aufschwimg  ge- 
nommen, imd  die  Einrichtungen  vieler 
Grossstüdte  wetteifern  erfolgi-eich  mit  den 
Einrichtungen  der  Reichshauptstadt.  Süd- 
deutschland, insbesondere  Bayern,  stoUt  das 
grösste  Kontingent  an  fi-ei willigen  Wehren, 
während  in  Württemberg,  Braimschw^eig, 
den  thüringischen  Staaten  sowie  in  den 
preussischen  Provinzen  Sachsen  und  Schles- 
wig-Holstein auch  die  militäiisch  organisierten 
Pfli(?htfeuerwehren  stark  vertreten  sind. 

Zur  Zeit  des  XV.  deutschen  Feuerwehr- 
tages zu  Charlottenburg  im  Jahre  1898  be- 
standen in  Deutschland  57  Berufs-,  12  088 
freiwillige  und  13  916  Pflichtfeuerwxhren, 
zusammen  26  061  Wehren  mit  einer  Mit- 
gliederzahl von  4548  bezahlten,  624  548  frei- 
willigen und  821 991  Pflichtigen  ]\iann- 
schaften,  zusammen  1451  087  Mann. 

Welcher  Wert  den  Feuerwehrergani- 
sationen  beizulegen  ist,  mag  daraus  ersehen 
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werden,  dass  noch  heute  allein  im  König- 
reich Preussen  alljährlich  60  bis  70  Millionen 
Mark  an  Nationalvermögen  durch  Brand- 
schäden dahingerafft  werden. 

3.  Feuerverhütmig.  a)  (besetze  und 
Verordnungen.  Der  alte  Nachtwächter- 
ruf: »Bewahrt  das  Feuer  imd  das  Licht, 
dass  Niemanden  ein  Schad  geschieht«  muss 
noch  heute  als  dringendste  Mahnung  jeder 
Feuerverhütung  angesehen  werden,  Vor- 
sicht im  Umgehen  mit  Feuer  und  Licht, 
Beobachtung  aller  leicht  brennbaren  imd 
leicht  entzündbaren  Materialien  sind  die 
Dinge,  welche  sorjjfäJtig  berücksichtigt  den 
Ausbruch  der  meisten  Brände  verhindern 
würden.  Das  unvorsichtige  Nahebringen 
von  brennenden  Lampen  und  Kerzen  an 
Gardinen  und  Portieren,  Spielen  der  Kinder 
mit  Streichhölzern,  Aufgiessen  von  Petroleiun 
auf  die  Feuerung  oder  Nachgiessen  von 
Petroleum  auf  noch  brennende  Lampen, 
Hantieren  mit  Benzin  oder  anderen  leicht 
brennbaren  Flüssigkeiten  in  der  Nähe  von 
offenem  Feuer  und  Licht  sind  Dinge,  die 
fast  täglich  beobachtet  werden  und  welche 
den  Anlass  zu  den  meisten  Bränden  bieten. 
Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsehe  Reich 
sagt  hierüber  im  §  367  Abs.  6 :  Wer  Wai*en, 
Materialien  oder  andere  VoiTäte,  welche 
sich  leicht  von  selbst  entzünden  oder  leicht 
Feuer  fangen,  an  Orten  oder  in  Behältnissen 
aufbewahrt,  wo  ihre  Entzündung  gefährlich 
werden  kann,  wird  bestraft.  Auch  trifft 
eine  gleiche  Strafe  denjenigen,  der  Stoffe, 
die  nicht  ohne  Gefahr  einer  Entzündung 
bei  einander  liegen  können,  ohne  Absonderung 
aufbewahrt.  Im  §  368  Abs.  5,  6  und  7 
wird  mit  Strafe  bedroht,  wer  Scheunen, 
Siälle,  Bcklen  oder  andere  Räume,  welche 
ziu"  Aufbewahnmg  leicht  feuerfangender 
Sachen  dienen,  mit  unverwahrtem  Feuer 
oder  Licht  betritt  oder  sich  denselben  mit 
unverwahrtem  Feuer  oder  Licht  nähert; 
wer  an  gefährlichen  Stellen  in  Wäldern  oder 
Haiden  oder  in  gefährlicher  Nähe  von  Ge- 
bäuden oder  feuerfanerenden  Sachen  Feuer 
anzündet;  wer  in  gefährlicher  Nähe  von 
Gebäuden  oder  feuerfangenden  Sachen  mit 
Feuergewehr  schiesst  oder  Feuerwerke  ab- 
brennt. Eine  härtere  Strafe  ist  aber  im 
§  369  Abs.  3  fiir  Handwerker  festgestellt, 
wo  bedroht  werden  Gewerbetreibende,  welche 
im  Feuer  arbeiten,  wenn  sie  die  Vorscliriften 
nicht  befolgen,  welche  von  der  Polizeibe- 
hörde wegen  Anlegung  und  Verwahrung 
ihrer  Feuei*stätten  sowie  wegen  der  Art 
und  der  Zeit,  sich  des  Feuers  zu  bedienen, 
erlassen  sind. 

Es  ist  Sache  der  Polizeibehörden,  da 
weitergehende  Vorschriften  zu  erlassen,  wo 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  aus- 
reichend erscheinen.  Hierhin  gehören  Vor- 
schriften über  die  Aufbewahrung  von  Streich- 


hölzern imd  Feuerwerkskörpem  sowie  über 
die  Femhaltimg  unzurechnungsfähiger  Per- 
sonen und  Kinder  von  den  Feuerstätten. 
Weiterhin  ist  das  Rauchen  in  der  Nähe 
leicht  brennbarer  Gegenstände  sowie  in 
Räumen  und  auf  Plätzen,  die  zur  Aufbe- 
wahrung leicht  Feuer  fangender  Sachen 
dienen,  zu  verbieten. 

Weiter  gehören  hierhin  Vorschriften  über 
das  Abfüllen  von  Spiritus,  Petroleum  und 
dergleichen,  über  die  Aufstellung  von  Heu-, 
Stroh-  und  Korndiemen,  Benutzmig  der 
Ijokomobilen,  Unterbringimg  heisser  Asche, 
Lagenmg  von  Holz-  und  Wellenhaufen  so- 
wie von  Reisig  in  der  Nähe  der  Gebäude, 
Vorschriften  über  die  Reinigung  der  Schorn- 
steine und  dergleichen  mehr.  Für  Theater 
und  andere  zur  Ansammlung  grösserer 
Menschenmassen  dienende  Lokale  sind 
weitergehende  detaillierte  Bestimmungen  zu 
treffen.  Durch  periodisch  wiederkehrende 
feuersicherheitliche  Revisionen  muss  die 
sorgfältigste  Innehaltung  der  Vorscliriften 
überwacht  werden. 

Da  nicht  nur  durch  Soi-glosigkeit  und 
ünvoi-sichtigkeit  ein  Brand  veriu-sacht,  son- 
dern solcher  auch  böswillig  angelegt  wer- 
den kann,  so  sind  im  Gesetze  besonders 
scharfe  Bestimmungen  gegen  Brandstifter 
erlassen.  Die  angedrohte  Strafe  ist  eine 
ungleich  höhere,  wenn  Gebäude  angezündet 
werden,  in  denen  Menschen  wohnen  oder 
zeitweise  sich  aufhalten,  als  wenn  es  sich  nur 
um  andere  Sachen  handelt.  §  306  lautet: 
Wegen  Brandstiftung  wird  mit  Zuciithaus 
bestraft,  wer  vorsätzlich  in  Brand  setzt: 
1)  ein  zu  gottesdienstlichen  Versammlungen 
dienendes  Gebäude;  2)  ein  Gebäude,  ein 
Schiff  oder  eine  Hütte,  welche  ziu*  Woh- 
nung von  Menschen  dienen,  oder  3)  eine 
Räumlichkeit,  welche  zeitweise  zum  Aufent- 
halt von  Menschen  dient  und  zwar  zu  einer 
Zeit,  während  welcher  Menschen  in  dersel- 
ben sich  aufzuhalten  pflegen.  §  307.  Die 
Brandstiftung  wird  mit  Zuchthaus  nicht 
unter  zehn  Jahren  oder  mit  lebenslänglichem 
Zuchthause  bestraft,  wenn  1)  der  Brand  den 
Tod  eines  Menschen  dadurch  verursacht  hat, 
dass  dieser  zm*  Zeit  der  That  in  einer  der  in 
Brand  gesetzten  Räumlichkeiten  sich  be- 
fand; 2)  die  Brandstiftung  in  der  Absicht 
begangen  worden  ist,  um  unter  Begünsti- 
gimg derselben  Mord  oder  Raub  zu  begehen 
oder  einen  Aufi'uhr  zu  erregen,  oder  3)  der 
Brandstifter,  um  das  Löschen  des  Feuers 
zu  verliindern  oder  zu  erschweren,  Lösch- 
geräte entfernt  oder  imbrauchbar  gemacht 
hat.  §  308.  Wegen  Brandstiftung  wird  mit 
Zuchthaus  bis  zu  zehn  Jahren  bestraft,  wer 
vorsätzlich  Gebäude,  Schiffe,  Hütten,  Berg- 
werke, Magazine,  Warenvorräte,  welche 
auf  dazu  bestimmten  öffentlichen  Plätzen 
lagern,  Von*äte  landwirtschaftUcher  Erzeug- 
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nisse  oder  von  Bau-  und  Brennmaterialien, 
Früchte  auf  dem  Felde,  Waldungen  oder 
Torfmoore  in  Brand  setzt,  wenn  diese  Ge- 

fenstände  fremdes  Eigentum  sind  oder  das 
euer  einem  der  im  §  306  Nr.  1  bis  3  be- 
zeichneten Gegenstände  mitteilen  können. 
§  311  besagt,  die  gänzliche  oder  teilweise 
Zerstörung  einer  Sache  durch  Gebrauch  von 
Pulver  oder  anderen  explodierenden  Stoffen 
ist  der  Inbrandsetzung  der  Sachen  gleich 
zu  achten. 

Ausser  den  böswilligen  Brandstiftungen 
sind  auch  die  aus  Eigennutz  oder  S])eku- 
lation  ins  Auge  zu  fassen,  denen  durch  die 
peinlichste  Ueberwachung  des  Versicherungs- 
wesens —  Verhütung  jeder  Doppel-  oder 
Ueberversicherung  —  vorgebeugt  werden 
kann. 

Für  einzelne  feuergefährliche  Industrieen 
kann  die  zuständige  Polizeibehörde  auf 
Grund  der  Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
nung besondere  Sicherheitsmassregeln  er- 
lassen. 

Ueber  die  Lagerung  von  Brennmateria- 
lien, Mineralölen,  Spirituosen,  den  R^trieb 
in  Gasanstalten,  Zündholzfabriken,  Mühlen, 
Giessereien,  Spinnereien  und  dei-gleichen 
mehr,  besonders  aber  bezüglich  der  Fabri- 
ken zur  Anfertigung  von  Pulver,  Feuer- 
werkskörporn ,  Sprengstoffen  und  anderer 
gefährlicher  Etablissements  werden  zumeist 
speciolle  Verordnungen  g(»troffen. 

Die  Berechtigung  der  Polizeibehörde  zum 
Erlass  derartiger  Sicherheitsvorschriften  ba- 
siert auf  der  folgenden  Bestimmung  des 
Allgoraeinen  Landrechts:  Die  nötigen  An- 
stalten zur  Erhaltung  der  öffentliclien  Ruhe, 
Sicherheit  und  Onlnung  und  zur  Abwen- 
dung der  dem  Publike  oder  einzelnen  Mit- 
gliedern desselben  bevorstehenden  Gefahr 
zu  treffen,  ist  das  Amt  der  Polizei  (11, 
17,  §  10). 

b)  Baupoliaeüiolie  Vorschriften. 
Die  im  letzten  Absatz  berührten  Verord- 
nungen beziehen  sich  sowohl  auf  Mass- 
nahmen der  Vorsicht  als  auf  bauliche  An- 
ordnungen. Feuerungen ,  Leimküchen , 
Trockenöfen  etc.  sowie  die  Beleuchtungsr 
Vorrichtungen,  insbesondere  elektrische  An- 
lagen, werden  durch  dieselben  tangiert. 
Feuerstätten  in  Gebäuden  müssen  in  allen 
Bestandteilen  feuerfest  hergestellt  sein,  des 
w^eiteren  ist  eine  gehörige  Isolierung  der 
Feuerstätten  von  hölzernen  Fussböden  und 
seitlichen  Holzkonstruktionen  notwendig. 
Offene  Herde  müssen  feuersicher  überman- 
telt  werden.  Vor  den  Oeffnungen  deneni- 
gen  Feuerstätten,  welche  auf  dem  Fuss- 
böden keinen  feuersicheren  ümfassungs- 
streifen  haben,  ist  der  Fussböden  feuerfest 
zu  bekleiden  (Ofenblech).  Von  verputztem 
oder  verblendetem  Holzwerk  sinci  nach 
neueren    Verordnungen    Feuerstätten     aus 


Stein  oder  Kacheln  25  cm,  eiserne  Feuer- 
stätten 50  cm  entfernt  zu  halten;  gegen- 
über freiem  Holzwerk  sind  diese  Entfernun- 
gen mindestens  zu  verdoj)pelu.  Werden 
Feuerstätten  von  erheblichem  Umfange 
(grosse  Kochherde,  Waschküchen  etc.)  an- 
gelegt, so  bleibt  vorbelialten,  in  Hinsicht 
der  Feuersicherheit  der  umgebenden  Wände 
und  Decken  weitergehende  Anforderungen 
zu  stellen. 

Raucliröhreu,  die  von  den  Feueretätten 
zu  den  Sclioni steinen  führen,  sollen  feuer- 
fest sein  und  dürfen  nur  durch  feuerfestes 
Material  unterstützt  werden.  Rauchröhren 
sind  in  Berlin  von  verf)utztem  oder  ver- 
blendetem Holz  50  cm,  von  freiem  Holzwerk 
100  cm  entfernt  zu  halten.  Sind  die  Rauch- 
röhren ummantelt  oder  sind  sonstige  gleich 
wirksame  Schutzvorrichtungen  getroffen,  so 
ist  eine  Verminderung  dieses  Entfernungs- 
masses  zulässig.  Alle  Rauchröhren  müssen 
mit  den  zu  ihrer  Reinigung  nötigen  Vor- 
richtungen versehen  sein.  Schornsteine 
sind  durchweg  feuerfest  herzustellen.  Sie 
müssen  von  (>rund  auf  fundamentiert  sein 
und  auf  feuerfesten  Konstruktionen  ruhen. 
Schornsteine  müssen  eine  Wangenstärke  von 
mindestens  12  cm  erhalten,  von  Holz  werk 
müssen  die  äusseren  Flächen  10  cm  entfernt 
bleiben,  sie  sind  des  weiteren  so  einzu- 
richten, dass  sie  genügend  gereinigt  werden 
können. 

4.  Beschränkung  des  Feuers  und 
Sicherung  der  Personen.  Ist  ein  Feuer 
zum  Ausbruch  gekommen,  sei  es  durch 
Nichtbeachtung  der  nötigen  Vorsichtsmass- 
regeln, sei  es  durch  fehlerhafte  bauliche 
Anlagen,  sei  es  durch  elementare  Ereignisse 
oder  irgend  welche  Zufälligkeiten,  so  ist  es 
vor  allen  Dingen  notwendig,  diesem  Feuer 
so  schnell  entgegenzutreten,  dass  dasselbe 
möglichst  noch  im  Keime  erstickt  werden 
kann.  Je  schneller  man  einem  Feuer  ent- 
gegentritt, um  so  geringere  Mittel  reichen 
zu  seiner  Bekämpfung  aus. 

Gefässe  mit  Wasser,  Feuertartschen, 
Löschpinsel  und  kleine  Hand-  oder  Garten- 
spritzen sind  vielfach  ausreichend,  dem 
ausbrechenden  Brande  erfolgi-eich  entgegen- 
treten zu  können.  Das  Gesetz  verlangt  da- 
her, dass  jedermann  da,  wo  polizeilich 
Löschgeräte,  als  Ledereimer,  Feuerhaken 
und  Leitern  vorgeschrieben  sind,  diese  vor- 
rätig halten  muss.  §  368  Abs.  8  des 
Str.G.B.  bedroht  den  mit  Strafe,  der  die 
polizeilich  vorgeschriebenen  Feuerlöschge- 
rätschaften überhaupt  nicht  oder  nicht  in 
brauchbai^m  Zustande  hält.  Je  nach  der 
Gefahr,  welche  Bauart,  Einrichtung,  Be- 
nutzung und  Umgebung  von  Gebäuden  mit 
sich  bringen,  können  seitens  der  Behörden 
geringere  oder  weitgehendere  Sicherheits- 
massregeln vorgeschrieben  werden.   Brunnen 
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mit  YorrichtungeD  zum  Anschluss  der 
Saugeleitungen  der  Spritzen,  "Wasserleitungen 
mit  Hydranten  und  Schläuchen,  ja  selbst 
Dampfspritzen  können  für  grosse,  besondere 
feuergefährliche  Etablissements  vorgeschrie- 
ben weixlen.  Der  Gefahr  der  Weiterver- 
breitung  eines  Brandes  wird  des  weiteren 
in  sehr  wirksamer  Weise  durch  bauliche 
Anlagen  entgegengetreten.  Das  Allgemeine 
Landrecht  für  die  preussi sehen  Staaten 
spricht  im  §  66,  Titel  8,  T.  1  den  Grund- 
satz aus,  dass  kein  Bau  und  keine  Ver- 
änderung an  Gebäuden  zum  Schaden  und 
zur  Unsicherheit  des  gemeinen  Wesens 
vorzunehmen  ist,  und  der  §  82  a.  a.  0.  be- 
hält die  näheren  Bestimmungen  darüber  den 
besonderen  Polizeigesetzen  eines  jeden 
Ortes  vor. 

Teilung  der  Gebäude  durch  Brand- 
mauern, welche  bis  tlber  das  Dach  aufge- 
führt sein  müssen,  sollen  verhindern,  dass 
in  denselben  ausgebrochene  Brände  das 
ganze  Haus  zerstören.  Gerohrte  und  ge- 
putzte Bretterwände  sollen  den  Brand  mög- 
lichst auf  den  Raum  beschränken,  in  welchem 
er  ausgebrochen  ist.  Wände  aus  Gipsdielen, 
Rabitz-  und  Monier-Konstruktionen  gewähren 
erhöhte  Sicherheit.  Undurchbrochene  Zwi- 
schendecken, die  auf  der  Unterseite  gleichfalls 
durch  Rohren  und  Putzen  widerstandsfähig 
gegen  den  ersten  Angriff  des  Feuers  ge- 
macht sind,  sollen  das  Dm*chbrechen  der 
Flammen  nach  den  oberen  Stockwerken  ver- 
hüten. Die  notwendige  Durchbrechung  der 
Zwischendecken,  welche  die  Anlage  der 
Treppen  erforderlich  macht,  sucht  man 
durch  Unterbringung  der  Treppen  in  mas- 
siven Treppenhäusern  unschädlich  zu 
machen.  Auf  die  Anlage  und  Sichenmg 
von  Aufzügen,  Fahrstuhlöffnungen,  Licht-, 
Luft-  und  Treibriemenschächten  muss  hier 
besonders  hingewiesen  werden.  Ausser  den 
baulichen  Einrichtungen,  welche  innerhalb 
der  Häuser  der  schnellen  Verbreitung  eines 
Feuers  entgegenwirken  sollen,  müssen  andere 
Massnahmen  getroffen  werden,  die  verhin- 
dern, dass  ein  ausgebrochenei  Brand  sich 
Nachbarhäusern  mitteilt.  Massive  Umfas- 
sungswände, feste  Materialien  zum  Abdecken 
der  Dächer  imd  Auseinanderbau  der  Ge- 
bäude, die  in  den  einander  zugekehrten 
Seiten  Ooffnungen  haben,  sind  hier  die 
Schutzmittel.  Scheunen  und  Wirtschafts- 
läume,  die  mit  den  Wohnräumen  und 
Ställen  in  Westfalen  z.  B.  alle  unter  einem 
Dach  liegen,  dürfen  in  der  Kurmark  nicht 
an  einander  gebaut  werden.  In  den  Ort- 
schafton der  Kurmark  findet  man  die 
Wohnhäuser  von  den  Ställen  und  Scheunen 
getrennt  angelegt.  Für  kleinere  Städte  gehen 
die  Vorschriften  teilweise  so  weit  dass  die 
Scheunen  ganz  ausserhalb  der  Stadt  liegen 
müssen. 


Wie  schwer  durchführbar  viele  Vor- 
schriften sind  und  wie  verschiedenen  Zu- 
ständen der  Feuersicherheit  man  noch  be- 
gegnet, ergiebt  die  Thatsache,  dass  schon 
zm*  Zeit  des  Grossen  Kurfürsten  die  Ab- 
schaffung leichter  Bedachungen  gefordert 
wurde  und  dass  noch  vor  kiu^er  Zeit  in 
Stralau,  einem  Vororte  Berlins,  einige  di- 
rekt an  der  Hauptstrasse  belegene  Gebäude 
mit  Strohdächern  versehen  waren. 

In  D()rfern  sind  die  sogenannten  Dorf- 
freiheiten, breite,  unbebaute  Wege  und 
Plätze,  die,  zum  Teil  mit  Bäumen  be- 
pflanzt, gute  Schutzwehren  gegen  direkte 
Uebertragimg  der  Brände  und  auch  gegen 
Flugfouer  bilden,  von  Wichtigkeit.  Im  all- 
gemeinen muss  berücksichtigt  werden,  dass 
der  Auseinanderbau  der  Häuser  bezüglich 
der  Entfernung  nicht  schablonenmässig  vor- 
genommen werden  darf,  sondern  dass  man 
Bauart,  Benutzungsart  und  Feuergefähr- 
lichkeit der  Gebäude  in  Betracht  ziehen  muss. 

Nicht  nur  der  Verhindenmg  der  Weiter- 
verbreitung der  Brände  selbst  müssen  die 
baulichen  Einrichtungen  genügen,  sondern 
auch  der  Sicherung  der  Personen  muss  vor 
allen  Dingen   Beachtung  geschenkt  werden. 

Ein  Gebäude  muss  so  eingerichtet  werden, 
dass  ein  in  demselben  ausgebrochener  Brand 
den  Leuten  nicht  den  Rettungsweg  ins  Freie 
abschneiden  kann.  Da  die  Zugänge  der  Woh- 
nungen mm  zumeist  Treppen  sind,  so  folge 
hier,  was  die  neueren  Bauordnungen  darüber 
sagen:  Jedes  Gebäude,  in  dessen  oberstem  Ge- 
schosse der  Fussboden  höher  als  2  m  über  dem 
Erdboden  liegt,  muss  mindestens  mit  einer 
Treppe  versehen  sein,  welche  jedoch  aus  Holz 
bestehen  kann.  Gebäude,  in  deren  oberstem 
Geschosse  der  Fussboden  höher  als  6  m  über 
dem  Erdboden  liegt,  müssen  mindestens  zwei 
in  gesonderten  Räumen  befindliche  Treppen 
oder  eine  feuerfeste  Treppe  enthalten.  Doch 
soll,  wenn  der  oberste  Fussboden  über  10  m 
hoch  belegen  ist,  eine  Treppe,  selbst  wenn  sie 
feuerfest  ist,  nur  in  Ausnahmefällen  als  genü- 
gend erachtet  werden.  Von  jedem  Punkte 
eines  Gebäudes  aus  muss  eine  Treppe  auf  höch- 
stens 25  m  Entfernung  erreichbar  sein.  Für 
Gebäude,  deren  einzelne  Geschosse  in  verschie- 
dene Wohnungen  etc.  abgeteilt  sind,  ergeben 
sich  noch  besondere  Anforderungen.  Jede  nach 
den  Vorschriften  dieser  Bauordnung  notwendige 
Treppe  muss  mit  den  Räumlichkeiten,  fiir 
welche  sie  bestimmt  ist,  unmittelbar  Verbindung 
haben,  in  einer  freien  Breite  von  mindestens 
1  m  sicher  gangbar  durch  alle  Geschosse 
führen  und  auch  dem  Tageslicht  überall  hin- 
reichenden Zutritt  gewähren.  Alle  Treppen- 
läufe müssen  mit  schützenden  Geländern  ver- 
sehen werden.  Im  obersten  Geschosse  muss 
sich  an  jede  notwendige  Treppe  eine  weitere 

feeignete,  feuersicher  abzuschliessende  Verbin- 
ung  zum  Dachboden  anschüessen.  Als  feuer- 
fest gilt  eine  Treppe,  deren  tragende  Teile, 
Tritt-  und  Futterstufen,  massiv  oder  in  Eisen 
hergestellt  sind.  Die  Stufen  dürfen,  wenn  sie 
massiv  oder  in  durchbrochener  Eisenkonstrak- 
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tion  ausgeführt  sind,  mit  Holz  belegt  werden. 
Notwendige  hölzerne  Treppen  sind  unterhalb 
entw^eder  za  röhren  und  zu  putzen  oder  mit 
einer  in  s^leichem  Masse  feuerfesten  Bekleidung 
zu  versehen.  Es  dürfen  unter  ihnen  keine 
Verschlage  angelegt  werden. 

Steinerne  Treppen  gelten  als  feuersicher; 
tue  Erfahning  hat  aber  gelehrt,  dass  die 
Stufen  fi-eitragender  Granittreppen  schon 
bei  sehr  geringer  Gluthitze  zerspringen  und 
ganze  Trepi)enläufe  infolgedessen  zusammen- 
brechen. Je  massiver  und  feuersicherer  ein 
Gebäude  hergestellt  wird,  um  so  mehr  wird 
der  Weiterverbreitung  eines  Brandes  vorge- 
beugt. Schadenfeuer  sind  mm  aber  nicht 
nur  durch  ihre  Flammen  gefährlich,  sondern 
in  sehr  festen  Gebäuden  hauptsächlich 
durch  den  erstickend  wirkenden  Kauch. 
Die  Bestimmiuig,  dass  dem  Tag»»slicht  über- 
all freier  Zutritt  zu  den  Trepi)en  gewährt 
werden  müsse,  berücksichtigt  die  Vertrei- 
bung des  Rauches  durch  Oeffnen  der  Fenster, 
es  wäre  aber  vielleicht  gut  noch  weiter  zu 
gehen  und  zu  fordern,  dass  Treppen  zu 
Wohnungen  mit  Kellern,  Geschäftsläden 
und  Lagerräumen,  in  denen  leicht  feuer- 
fangende und  viel  Qualm  entwickelnde 
Waren  lagern,  keinerlei  Verbindung  haben 
dürften,  Eisenkonstruktionen,  die  früher  als 
feuersicher  galten,  haben  dem  Feuer  weni- 
ger widerstanden  als  llolzkonstruktionen, 
sie  sind  daher  nur  zulässig,  wenn  sie  mit 
feuerfestem  Material  umkleidet  werden. 

Fabriken  und  Geschäftshäuser,  in  denen 
viele  Leute  arbeiten,  bedürfen  weiterer 
Sicherheitsmassregeln.  Für  alle  grösseren 
Arbeitsräume  wei-den  vielfach  mindestens 
2  Treppen,  die  an  den  beiden  Enden  liegen 
müssen,  gefordert,  auch  werden  hin  und 
wieder  vor  den  Fenstern  eiserne,  leicht  zu- 
gängliche Podeste  verlangt,  von  denen  aus 
eiserne  Leitern  zur  Erde  führen.  Die  in 
grosseren  Fabriken  vielfach  an zuti-eff enden, 
gusseisernen  und  schmiedeeisernen  Fenster- 
rahmen, welche  niu*  das  Oeffnen  einzelner 
Scheiben  gestatten,  haben  in  Brandfällen 
schon  häufig  grosses  Unglück  herbeigeführt, 
es  müssen  die  Fenster,  die  zu  den  eisernen 
Podesten  führen,  diiher  leicht  zu  öffnen  sein 
und  stets  frei  gehalten  werden. 

Sehr  weitgehend  sind  die  polizeilichen 
Forderungen  für  die  bauliche  Anlage  und 
die  innere  Einrichtung  von  Theatern,  Cir- 
kusgebäuden  und  öffentlichen  Versamm- 
lungsräumen. Die  hier  erlassenen  Vor- 
schriften fassen  nicht  nur  die  unmittelbaren 
Gefahren  ins  Auge,  wie  sie  etwa  bei  Ent- 
stehung eines  Brandes  das  in  geschlossenen 
Bäumen  vers«immelte  Publikum  dim'h  Ver- 
brennen oder  Ersticken  bedrohen,  sondern 
auch  die  Folgen  einer  bei  wirklicher  oder 
vermeintlicher  Gefahr  entstehenden  Panik. 
Die  schnelle  und  gefahrlose  Entleerung  der 


Räume  ist  hier  insbesondere  ins  Auge  ge- 
fasst  durch  Anlage  breiter  Gänge,  Korridore 
und  Treppen,  welch  letzteren  direktes 
Tageslicht  zugänglich  sein  muss,  sowie 
duivh  die  Fürsorge,  dass  das  Publikum 
unter  allen  Umständen  leicht,  schnell  und 
sicher  die  Ausgänge  ins  Freie  erreichen 
kann.  Der  Verhütung  der  Venpialmung  der 
Räume,  Trei)pen  und  Ausgänge  ist  hier  be- 
sondere Sorgfalt  gewidmet,  indem  bestimmt 
ist,  dass  die  für  den  Verkehr  des  Publi- 
kums bestimmten  Treppen  niemals  mit 
Kellerräiuuen  unmittelbar  in  Verbindung 
stehen  dürfen,  wful  erfahnmgsgemäss  in 
solchen  zu  den  mannigfachsten  Zwecken 
benutzten  imd  schwer  kontrollierbai-en  Räu- 
men leicht  ein  Feuer  entsteht,  welches  an 
sich  vielleicht  nur  unerheblich,  doch  in 
wenigen  Minuten  Tref)pen,  Korridore  und 
Flure  mit  Qmüm  erfüllen  kann. 

Bezüglich  der  Anlage  derartiger  Gebäude 
ist  es  auch  bemerkenswert,  dass  dieselben 
von  anderen  Gebäuden  bedeutend  weiter 
entfernt  liegen  müssen  als  gewöhnliche 
Wohnhäuser  und  Fabriken. 

Die  Sicherheitsmassnahmen  in  Theatern 
lassen  sich  in  drei  Gruppen  teilen. 

1.  Vorsichtsmassregeln  gegen  den  Ausbruch 
eines  Feuers  überhaupt,  als  sorgfältigste  Anlage 
aller  Heiz-  und  Beleuchtungs Vorrichtungen,  Ent- 
fernung aller  leicht  brennbaren  Stoife,  Ueber- 
sichtlichkeit  aller  Gegenstände  und  stete  Kon- 
trolle aller  Räume  bei  Tag  und  Nacht. 

2.  Massnahmen  gegen  Ausbreitung  eines 
entstandenen  Brandes,  als  Einrichtung  privater 
und  polizeilicher  Feuerwachen,  welche  alle  Mittel 
zur  Verfügung  haben,  einem  entstehenden  Brande 
entgegenzutreten,  feuersicherer  Abschluss  der 
Bühne  von  Zuschauer-  und  Garderobenhaus 
durch  massive  Wände,  eisernen  Schutzvorhang 
und  selbstthätig  zufallende  eiserne  Thüren. 

3.  Sicherung  des  Publikums  durch  Sorge 
für  Hauchabzng  und  grösste  sowie  sicherste 
Entleerungsmöglichkeit  für  die  Zuschauerräume. 

6.  FeueriöBchwesen.  Da  trotz  aller 
Vorsichtsmassregeln  dennoch  grössere  Brände 
vorkommen  werden,  so  sind  Kinrichtungen 
nötig,  um  einer  Weiterverbreitung  derselben 
entgegentret(Mi  und  durch  sie  eventuell  ge- 
fährdete Menschen  retten  zu  können,  üie 
hier  in  Betracht  kommenden  Einrichtungen 
werden  unter  der  Bezeichnung  ^Feuerlösch- 
wesen«  zusammengefasst.  Die  Ausgestal- 
tung des  Feuerlöschwesens  verlangt  die  Vor- 
haltung von  Lösch-  und  Rettungsgeräten, 
die  Füi-sorge  für  Löschwasser,  die  Bereit- 
haltung von  Mannschaften  und  die  Mittel 
zur  Herbeirufung  derselben. 

Je  kleiner  ein  Ort  ist,  um  so  einfacher 
ist  das  Feuerlöschwesen  zu  gestalten. 

ITeber  die  Art  der  Regelung  des  Feuer- 
löschwesens gehen  in  Preussen  die  An- 
sichten auseinauder.  Das  Allgemeine  Land- 
recht l)esagt  unter  Titel  II,  17,  §  10,  dass 
die    nötigen    Anstalten    zur   Erhaltimg   der 
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öffentlichen  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung 
und  zur  Abwendung  der  dem  Publike  oder 
einzelnen  Mitgliedern  desselben  bevorstehen- 
den Gefahr  zu  treffen,  Sache  der  Polizei  ist. 
Das  Gesetz  über  die  Polizeiverwaltung  vom 
11.  März  1850  besagt  weiter,  dass  zu  den 
Gegenständen  der  ortspolizeilichen  Vor- 
schriften gehören 

§  6.   a)  der  Schutz  der  Personen   und   des 
Eigentums, 

f)  Sorge   für   Leben   und  Gesundheit, 

g)  Fürsorge  gegen  Feuersgefahr,  bei 
Bauausführungen,  sowie  gemeinschädliche 
und  gemeingefährliche  Handlungen,  Unter- 
nehmungen und  Ereignisse  überhaupt 

Hiernach  sind  die  Polizeibehörden  un- 
zweifelhaft befugt,  Verordnungen  über  die 
Regelung  des  Feuerlöschwesens  bezw.  die 
Bildung  von  Feuerwehren  zu  erlassen. 

Andrerseits  muss  hervorgehoben  werden, 
dass  der  Name  »Feuerwehr«  in  keinem 
preussischen  Gesetze  vorkommt,  sondern  in 
denselben  nur  von  Gemeinde-  oder  Schutz- 
wehren sowie  vom  »Feuerlöschen«  die 
Rede  ist. 

In  der  Städteordnung  für  die  sechs  öst- 
lichen Provinzen  der  preussischen  Monarchie 
V.  30.  Mai  1853  lautet  §  11: 

Jede  Stadt  ist  befugt,  besondere  sta- 
tutarische Anordnungen  zu  treffen  über 
solche  Angelegenheiten  der  Stadtgemeinclen 
sowie  über  solche  Rechte  und  Pflichten 
ihrer  Mitglieder,  hinsichtlich  deren  das 
Gesetz  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen 
enthält. 

Ferner  steht  in  der  Landgemeindeord- 
nung für  die  sieben  östlichen  Provinzen  der 
Monarchie  v.  3.  Juli  1891  zu  lesen: 

§  6.  Die  Landgemeinden  sind  zum  Er- 
lasse besonderer  statutarischer  Anordnungen 
über  solche  Angelegenheiten  der  Gemeinde, 
hinsichtlich  deren  das  Gesetz  Verschieden- 
heiten gestattet,  befugt. 

Weiterhin  besagt  der  §  68  des  Kommu- 
nalabgabengesetzes V.  14.  Juli  1893,  dass  die 
Steuerpflichtigen  durch  Gemeindebeschluss 
zu  Naturaldiensten  (Hand-  und  Spann- 
diensten) herangezogen  werden  können. 

Endlich  lautet  aber  wieder  der  §  360  des 
Strafgesetzbuches : 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundert  und 
fünfzig  Mark   oder  mit  Haft  wird   bestraft: 

10.  wer  bei  Unglücksfällen  oder  ge- 
meiner Gefalu»  oder  Not  von  der  Polizeibe- 
hörde oder  deren  Stellvertreter  zur  Hilfe 
aufgefordert,  keine  Folge  leistet,  obgleich  er 
der  Aufforderung  ohne  erhebliche  eigene 
Gefahr  genügen  konnte. 

Aus  den  vorangeführten  Gesetzespara- 
graphen erhellt,  dass  Städte  und  Landge- 
meinden die  Befugnis  haben,  das  Feuerlösch- 
wesen durch  Statut  zu  regeln,  dass  andrer- 
seits jedoch  auch  die  Regelung  des  Feuer- 


löschwesens im  Wege  der  Polizeiverordnung 
zulässig  ist. 

Ein  besonderes  Geschick  hat  über  dem 
Feuerlöschwesen  der  Reichshauptstadt  ge- 
waltet, deren  Feuerwehr  vom  Polizeipräsi- 
dium ressortiert,  aber  von  der  Kommune 
unterhalten  werden  muss. 

Diese  Sonderstellung  war  der  Entwicke- 
lung  der  Berliner  Feuerwehr  anfangs  nicht 
ungünstig,  hat  späterhin  jedoch  daüiin  ge- 
führt, dass  die  Beniföfeuerwehren  der  meisten 
anderen  Grossstädte  Deutschlands  der  Ber- 
liner jetzt  bezüglich  der  Geräte  überlegen 
sind. 

An  Feuerwehrorgauisationen  unterscheidet 
man  heute: 

1.  Die  Löschpflichtigen,  d.  h.  alle  zum 
Löschdienst  tauglichen  Personen,  die 
nur  in  BmndfäUen  und  zu  Spritzen- 
proben herangezogen  werden. 

2.  Die  Pflichtfeuerwehren,  die  auf  Grund 
von  Statuten  oder  Polizeiverordnungen 
errichtet  und  regelrecht  ausgebildet 
sind. 

3.  Freiwillige  Feuerwehren,  deren  Mit- 
glieder regelrecht  ausgebildet  sind  und 
mehr  Dienste  und  Pflichten  über^ 
nommen  haben,  als  ihnen  durch  Ge- 
setz, Statut  oder  Verordnung  auferlegt 
werden  kann. 

4.  Die  Berufsfeuerwehren,  deren  Mit- 
glieder das  Feuerlöschen  als  Lebensberuf 
betreiben  und  daher  am  vollkommensten  be- 
herrschen müssen. 

Die  Stellimg  der  Feuerwehr  ist  dem  Ge- 
setz gegenüber  eine  eigenartige,  sie  begeht 
im  Dienst  die  verschiedensten  Verstösse 
gegen  das  Strafgesetzbuch,  ohne  dass  sie 
von  den  angedrohten  Strafen  ausdrücklich 
dispensiert  wäre.  Die  Feuerwehr  macht 
ruhestörenden  Lärm  während  der  Nacht, 
sie  fährt  auf  den  Strassen  übermässig  schnell, 
dringt  in  fremde  Häuser  und  Wohnungen 
ein  und  entfernt  unter  Umständen  den  Be- 
sitzer aus  denselben,  sie  zei-stört  fi-emdes 
Eigentum  und  handelt  trotzdem  nur  im  In- 
teresse des  Gemeinwohles.  Wenn  auch  im 
Gesetz  nicht  ausgesprochen,  so  ist  wohl  all- 
gemein anerkannt,  dass  die  Feuerwehr, 
nachdem  sie  zum  Feuer  gerufen  ist,  sich 
im  Notstande  befindet  und  daher  auf  Grund 
des  §  54  des  St.G.B.  für  das  Deutsche  Reich 
straflos  ist. 

Mit  der  Organisation  der  Feuerwehr  ist 
die  Fürsorge  der  Gemeinden  für  die  öffent- 
liche Sicherheit  nun  nicht  erledigt,  sondern 
es  ist  auch  nötig,  dahin  Anordnungen  zu 
treffen,  dass  die  Feuerwehr  im  stände  ist, 
erfolgreich  eingreifen  zu  können.  Die  Ein- 
richtung einer  Stadt  soll  sich  zwar  nicht 
der  bestehenden  Feuerwehr  anpassen,  son- 
dern diese  hat  sich  nach  den  bestehenden  Orts- 
verhältnissen zu  organisieren  und  auszurüsten. 
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Trotz  dieser  aUgeraeinen  Wahrheit  muss 
aber  doch  die  Feuei*wehr  berilcksichtigt 
werden.  Trennung  der  Gebäude  durch 
Brandmauern  reicht  nicht  aus,  der  Feuer- 
wehr muss  auch  die  Zugänglich keit 
zu  allen  Räumen  möglich  sein.  Qepflasterte 
Strassen,  breite  Thorwege,  geräumige  Höfe 
und  genügende  Zugänge  und  Treppen  sind 
hier  erfonlerlich ;  im  NotfaDe  sind  an  den 
Aussenwänden  der  Gebäude  Notleitern  oder 
Steigeeisen  anzuordnen. 

Die  Feuerwehr  braucht  nicht  nur  gute 
Geräte,  sondern  auch  Wasser,  es  sind  daher 
noch  tiberall  die  genugenden  Wasserent- 
nahmestellen auf  den  Strassen  vorzusehen. 

In  Preussen  ist  man  erst  in  allerjüngster 
Zeit  der  allgemeinen  Ausgestaltung  des 
Feuerwehrwesens  näher  getreten.  In  dem 
Ministerialerlass  v.  28.  Dezember  1898  (vgl. 
Ministerialblatt  für  die  innere  Verwaltung 
vom  Jahre  1899,  S.  6  ff.)  sind  die  Grund- 
züge angegeben,  nach  denen  verfahren  wer- 
den soll.  Wer  sich  für  das  Zustandekom- 
men dieses  Erlasses  und  die  Vorgeschichte 
desselben  interessiert,  findet  Auskunft  in 
der  bei  Julius  Springer  in  Berlin  erschiene- 
nen Schrift:  »Die  Organisation  der  Feuer- 
wehren«, die  vom  Verfasser  dieses  Artikels 
bearbeitet  wurde. 

6.  Schlussbetrachtnngen.  Der  End- 
zweck aller  Massnalimen  der  Feuerpolizei 
kann  und  darf  nur  der  sein,  dass  die  Zahl 
und  Ausdehnung  der  Schadenfeuer  möglichst 
verringert  wird.  Die  hier  zum  Ziele  führen- 
den Einrichtungen  lassen  sic^h  in  drei  Grup- 
pen teilen,  die  ihrer  Bedeutung  nach  sind: 

1)  Die  Verhütung  der  Brände  überhaupt. 

2)  Die  Beschränkung  derselben  durch 
feuersichere  Bauart. 

3)  Die  Beschränkung  derselben  durch 
Feuerlöscheinrichtungen. 

Es  sei  hier  vorerst  betont,  dass  die 
Brandstatistik  kein  getreues  Bild  von  der 
Bedeutung  der  organisierten  Feuerwehren 
giebt,  und  zwar  einfach  deshalb  nicht,  weil 
an  Orten  ohne  organisierte  Feuerwehren 
durch  Brände  venirsachte  Schäden  vielfach 
überhaupt  nicht  bekannt  werden,  die  man 
in  Orten  mit  guten  Feuerwehren  schon  als 
erhebliche  Kleinfeuer  bezeichnet.  Die  Gründe 
dafür  liegen  auf  der  Hand.  'An  kleineren 
Orten,  wo  die  Bewohner  ihre  Objekte  gar- 
nicht  oder  nur  teilweise  versichert  haben, 
kann  ihnen  nui*  daran  gelegen  sein,  jeden 
Ausbnich  eines  Brandes  zu  verschweigen, 
und  daher  kommen  die  Feuer,  welche  die 
Hausbewohner  oder  die  Nachbarn  unter- 
drücken konnten,  meistens  nicht  zur  An- 
zeige. Selbst  wenn  die  Versicherungsge- 
seUachaften  den  Schaden  vergüten  würden, 
wird  derselbe  häufig  nicht  zur  Anzeige  ge- 
bracht, damit  man  den  vielen  Nachfragen, 
Vernehmungen  und  Schreibereien  aus  dem 


Wege  geht;  garnicht  davon  zu  reden,  dass 
man  unter  Umständen  bestraft  zu  werden 
fürchtet 

Diesen  Verhältnissen  gegenüber  haben 
die  Berufsfeuerwehren  das  grösste  Interesse 
daran,  jeden  kleinen,  noch  so  unbedeutenden 
Brandschaden  als  Feuer  zu  bezeichnen,  weil 
sie  den  Beweis  führen  woUen,  dass  ihnen 
die  Unterdrückung  fast  aller  Brände  gehm- 
gen  ist,  d.  h.  in  ihrem  Wirkungsbereiche 
soU  die  Zahl  der  Grossfeuer  im  Vergleich 
zu  allen  vorgekommenen  Bränden  möglichst 
klein  sein. 

Es  giebt  Ortschaften,  deren  Bauart  die 
denkbar  feuergefährlichste  ist  und  deren 
Löscheinrichtungen  die  primitivsten  der  Welt 
sind,  imd  dennoch  gehören  diese  Ortschaf- 
ten zu  den  sogenannten  »brandfreien«,  weil 
die  Bevölkerung  Feuer  und  Licht  mit  ängst- 
licher Vorsicht  handhabt  und  alles  vermei- 
det, was  den  Ausbruch  eines  Feuers  herbei- 
führen könnte.  Kommt  in  solchen  Ort- 
schaften trotz  aller  Sorgfalt  einmal  ein  Feuer 
zum  Ausbruch,  so  arbeitet  alles  fieberhaft 
an  der  Löschung  desselben,  und  meistens 
gelingt  es  trotz  der  einfachsten  Mittel,  das- 
selbe zu  bewältigen. 

Der  Charakter  der  Bevölkerung  ist  hier 
ausschlaggebend,  denn  er  vermag  mehr  als 
die  weitgehendsten  feuerpolizeilichen  Mass- 
nahmen. Solche  Charaktereigenschaften  zu 
erzielen,  sollte  daher  die  Hauptaufgabe  der 
feuerpolizeilichen  Gesetzgebung  sein.  Un- 
möglich erscheint  diese  Aufgabe  nicht ;  denn 
es  ist  nur  nötig,  die  Einrichtungen  so  zu 
treffen,  dass  jeder  vom  Brande  betroffene 
Eigentümer  und  jede  vom  Brande  betroffene 
Gemeinde  infolgedessen  thatsächlich  einen 
Nachteil  hat. 

Allerdings  kann  der  Sinn  der  Bevölke- 
rung allein  weder  jeden  Brandausbruch  ver- 
hüten noch  unschädlich  machen,  und  Brand- 
stifter, Blitzschläge  und  allerlei  andere  ver- 
steckte Ursachen  können  leicht  Brände  her- 
beiführen. Diese  in  möglichst  engen  Gren- 
zen zu  halten,  ist  in  erster  Linie  die  Bau- 
art berufen,  die  durch  Brandmauern  und 
feuersichere  Konstruktionen  wirken  soD. 

Gebäude  aus  Stein  und  Eisen  sind  nicht 
feuei-sicher ,  wie  früher  geglaubt  wurde, 
denn  Eisen  dehnt  sich  in  der  Hitze  aus, 
schiebt  die  Wände  aus  ihrer  Lage  und 
führt  so  zu  den  weitgehendsten  Zerstörun- 
gen. Granit,  Kalkstein  und  Marmor  sind 
gleichfalls  im  Feuer  wenig  widerstandsfähig, 
dagegen  haben  sich  gebrannte  Ziegel  und 
Asbest  als  widerstandsfähig  erwiesen.  Gips-, 
Kalk-  und  Cementmörtel  als  Füll-  und  Be- 
kleidungsmaterial können  gleichfalls  als 
ziemlich  feuerfest  bezeichnet  werden,  und 
mit  solchen  Mörteln  umkleide  Eisenteile 
leisten  dem  Feuer  schon  erheblichen  Wider- 
stand. 
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Bei  der  Organisation  der  Ijösohmann- 
schaften  sollte  man  sich  in  kleinen  Dör- 
fern auf  ein  Minimum  von  Anforderungen 
beschränken  und  zufrieden  sein,  wenn  in 
jedem  Dorfe  vier  bis  sechs  Mann  die  Spritze 
richtig  zu  bedienen  verstehen  und  deren 
innere  Einrichtung  kennen.  Im  Falle  eines 
Brandes  wird  doch  jeder,  der  zur  Hand  ist, 
zufassen  müssen.  In  grösseren  Orten 
dagegen  ist  eine  organisierte  Wehr  schon 
deshalb  nötig,  damit  nicht  alles  durchein- 
ander läuft  und  damit  nicht  jeder  komman- 
dieren will. 

Mit  der  Einführung  der  organisierten 
Feuerwehren  sind  Einrichtungen  in  die  Ge- 
meinden gekommen,  die  nicht  nur  bei  Aus- 
bruch von  Bränden,  sondern  auch  bei  man- 
nigfachen anderen  Anlässen,  als  Wassersnot, 
drohendem  Einsturz ,  Verunglückung  von 
Personen  und  dergleichen  mehr  zur  Hand 
sein  müssen. 

Diese  Stellung  der  Feuerwehren  liat  es 
mit  sich  gebracht,  dass  die  Mitglieder  der- 
selben nun  auch  die  Gefalu-en,  deren  Ur- 
sachen etc.  systematisch  erforschen,  um 
möglichst  denselben  vorbeugen  zu  können. 
Dieses  Studium  führt  zu  den  Mitteln  der 
Verhütung  der  Gefahr,  insbesondere  der 
Abwendung  der  Feuersgefalir ,  imd  damit 
werden  die  organisierten  Feuerwehren  in 
Bezug  auf  Feuei-sgefahr  Instanzen,  welche 
über  die  Peuergefälirlichkeit  der  verschieden- 
sten Sachen  zu  urteilen  und  deren  Ein- 
führung imter Umständen  zu  bekämpfen  haben. 

Die  Feuerwehren  sind  damit  bedeutungs- 
volle Einrichtungen  geworden,  und  der  Er- 
lass  polizeilicher  Verordnungen  bezüglich 
der  Feuersicherheitsmassnahmen  und  bezüg- 
lich der  Bauordnung  wiixi  ohne  ihre  Mit- 
arbeit nicht  mehr  möglich  sein.  In  Berlin 
z.  B.  hat  der  Branddirektor  bei  Erlass  der 
Bauordnung  luul  bei  Erlass  der  Vorschriften 
für  die  bauliche  Anlage  von  Theatern  etc. 
seine  Meinung  nicht  unwesentlich  mit  zm' 
Geltung  gebraclit.  In  New- York  geht  die 
Bedeutung  der  Feuerwehren  so  weit,  dass 
denselben  sogar  die  gesamte  Baupolizei  un- 
terstellt ist. 

Diese  und  ähnliche  Verliältnisse  haben 
nun  schon  dahin  geführt,  an  einigen  Bau- 
gewerk-  und  Gewerbeschulen  Unterricht 
über  FeuerKtechwesen  einzuführen,  und  der 
ganze  Stand  der  Dinge  lässt  es  gewisser- 
massen  wünschenswert  erscheinen,  dass  der 
Staat  eine  centiiile  Lehrstelle  für  Feuer- 
polizei errichte,  die  in  der  Reichshauptstadt 
mit  der  Berliner  Feuerwehr,  der  grössten 
deutschen  Berufsfeuerwehr,  in  Fühlung 
stände  und  die  gleichzeitig  mit  der  bereits 
bestehenden  Versuchsanstalt  für  Bauma- 
terialien an  der  technischen  Hochschule  zu 
Charlotten  bürg  in  engste  Vorbindung  ge- 
bracht würde. 
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1.  Einleitung.  2.  Allgemeine  Begriffsbe- 
stimmungen. 3.  Das  Risiko.  4.  Die  Prämie, 
ö.  Die  Schadenvergütung.  6.  Der  Versiche- 
rungsvertrag. 7.  Der  Versicherer.  Geschicht- 
liches. Privat-  und  öffentliche  Unternehmungen. 
8.  Kostenzuschläge.  Reserven.  Rückversiche- 
rung. 9.  Wirtschaftliche  Bedeutung  der  F.  10. 
Die  Gesetzgebung. 

1.  Einleitung.  Der  Gedanke,  Vermö- 
gensverluste, welche  einzelnen,  immerlün 
wenigen,  durch  Feuersbrünste  erwachsen, 
durch  nach  bestimmten  Grundsätzen  ge- 
regelte Beiträge  vieler  oder  aller,  die  solchen 
Verlusten  ausgesetzt  sein  können,  zu  decken, 
aus  den  Beiträgen  dieser  Personen  gemein- 
schaftliche Ka^n  zu  bilden,  welche  für 
die  innerhalb  gewisser  Verkehrskreise  durch 
Feuerschäden  entstandenen  Verluste  solcher, 
die  so  vorgesorgt  haben,  aufkommen  — 
dieser  Gedanke  ist  so  ungemein  einfach, 
dass  man  versucht  ist,  nach  einem  Erklä- 
rungsgrunde für  die  Thatsache  zu  forschen, 
dass  die  Anfänge  der  Feuerversicherung 
in  den  heutigen  Kulturstaaten  nicht  weit 
hinter  den  Beginn  des  vorigen  Jahrhunderts 
zurückreichen.  Die.  überall  noch  hen*schende 
Naturalwirtschaft,  die  überall  noch  weitver- 
breitete Rechtsunsicherheit,  die  Häufigkeit 
verheerender  Kriege,  der  Mangel  an  wirt- 
schaftlichem Solidaritätsgefühl,  die  Mangel- 
haftigkeit des  öffentlichen  Kredits  imd  der 
Verkehrsanstalten  und  die  Masse  der  be- 
stehenden, auch  künstlichen,  Verkehrshin- 
dernisse mögen  jene  Thatsache  vielleicht 
erklären.  Immerhin  bleibt  sie  mindestens 
ebenso  befremdlich,  wie  die  Riischheit  der 
Verbreitung  und  thatsächlichen  Verwertung 
des  Gedankens,  nachdem  er  einmal  be- 
stimmte praktische  Gestalt  gewonnen,  er- 
staunlich ist.  Die  erste  grössere  Unter- 
nehmung zum  Zwecke  des  rationellen  ge- 
schäfthcnen  Betriebes  der  Feuerversichenmg 
ward  in  London  im  Jahre  1710  begründet 
(die  »Sun-Fire-Office«),  und  heute  wird  in 
den  Kidtui-ländern  von  vielen  Hunderten 
von  Feuervei-sicherungsan stalten  der  mannig- 
fachsten Art  das  Vennögen  zahlloser  Per- 
sonen gegen  den  Verlust  durch  Feuersehaden 
gesichert. 

Es  braucht  nicht  gesagt  zu  werden,  dass 
das  Wort  »Feuerversicherung«  für  die  da- 
mit gemeinte  Sache  unbezeichnend  ist.  Es 
wäre  richtiger,  Blitzableiter  oder  Eisen- 
und  Steiukonstniktion  Feuerversicherung  zu 
nennen,  als  gewisse  jMitlel  und  Einrichtun- 
gen zur  Ausgleichung  von  Vermögensver- 
lusten, welche  durch  Brandfälle  entstehen, 
unter  jenem  Namen  zusammenzufassen. 
Aber  gerade  im  Gebiete  des  V^ersicherungs- 
wesens  verfolgt  die  Sprachbildung  ihre 
eigenem,  schier  unbegreiflichen,  Wege,  und 
tauben  Ohren  predigen  würde  jeder  mit  dem 


Vorschlage,  jene  Bezeichnung,  deren  Mängel 
übrigens  in  allen  Kultursprachen  wieder- 
kehren, durch  eine  andere,  sachlichere,  zu 
ersetzen,  zumal  dieselbe  schwerlich  des 
Vorzuges  gleicher  Kürze  sich  würde  rühmen 
können.. 

2.  Allgemeine  Begriffsbestimninngen. 
Das  Wesen  der  sogenannten  »Feuerversiche- 
rung« besteht  in  der  Gewährleistung  des 
Anspruches  auf  Entschädigung  für  Ver- 
mögensverluste, welche  durch  Schaden- 
feuer (s.  w.  u.)  entstehen.  Schadenfeuer 
aber  ist  unwirtschaftlich  wertzerstörendes 
Feuer.  Das  Risiko  ist  hier  die  Möglich- 
keit der  Vermögenszerstörung  durch  Scha- 
denfeuer. Wo  diese  Möglichkeit  fehlt,  fehlt 
das  Risiko. 

Der  Versicherungsnehmer  sucht 
die  Gewähr  der  Schadloshaltung  für  deu 
Fall  der  Vermögensbeschädigung  durch 
Schadenfeuer;  der  Versicherer  giebt 
diese  Gewähr  unter  gewissen  Bedingungen, 
welche  den  wesentlichen  Inhalt  des  Ver- 
sicherungsvertrages bilden.  Die  gewähr- 
leistete Schadloshaltung  kann  begreifen  die 
ganze  Differenz  des  Vermögensbestandes 
vor  und  nach  der  zerstörenden  Einwirkung, 
also  die  Entschädigung  für  Substanzverluste 
ebenso  wie  für  Anspruchs-,  Anwartschafts-, 
Nutzungsverluste  oder  nur  gewisse  Teile 
jener  Differenz^).  Die  Vermögensbeschädi- 
gung braucht  nicht  unmittelbar  durch  Scha- 
denfeuer zu  erfolgen,  sondern  kann  auch 
nur  im  Gefolge  von  ausgebrechenem  Scha- 
denfeuer durch  die  Bemühungen,  seiner 
Weiterverbreitung  zu  wehren,  durch  Ber- 
gungsversuche etc.  entstehen,  sie  kann 
völlige  Wertsvernichtung  oder  Wertsverrin- 
gerung sein. 

Als  Versicherer  können  selbstver- 
ständlich ebensogut  einzelne  Privatpersonen 
wie  Vereine  solcher  als  Erwerbsgesellschaf- 
ten oder  als  gegenseitige  Hilfsvereine  —  im 
letzteren  Falle  sind  die  Versicherungsnehmer 
zugleich  Versicherer  — ,  kann  auch  der 
Staat  oder  können  politische  Körperschaften 
innerhalb  des  Staates  gedacht  werden. 
Thatsächlich  sehen  wir  das  Feuerversiche- 
nmgsgeschäft  heutzutage  nirgends  von  ein- 
zelnen Privatpersonen,  sondern  nur  einmal 

—  und  dies  vornehmlich  in  Deutschland  — 
von  politischen  Körperschaften,  so- 
dann von  Erwerbs-  —  ausschliesslich 
Aktien Gesellschaften,  endlich  von  Ver- 
einen zu  gegenseitiger  Hilfe  betreiben. 

Die  regelmässige  Gegenleistung  des  Ver- 
sicherungsnehmers für  die  Uebernahme  des 
Verlust risikos  seitens  des  Vereicherers  heisst 

—  ebenfalls    unbezeichnend   —    Prämie, 


*)  W.  Kasch  „Zur  Frage  des  Versiche- 
rungswertes und  der  Feuerversicherung",  Jena, 
Gustav  Fischer  1892. 
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gleichviel  ob  sie  als  endgiltige  Abfindung 
des  Versicherers  für  die  Uebemalime  der 
Gefahr  während  eines  bestimmten  Zeit- 
raumes —  Prämie  im  handelsrechtlichen 
Sinne  —  oder  nur  als  vorläufiger  Beitrag, 
dessen  endgiJtige  Feststellung  erst  nach 
Verlauf  einer  Versicherungsperiode  erfolgt, 
entrichtet  wird.  Die  Höhe  der  Prämie  wird 
im  Feuerversicherungsgeschäft  ganz  allge- 
mein in  Geld  und  zwar  in  Promillesätzen 
der  Versicherungssumme  festgestellt.  Unter 
*  Prämien  tarif«  versteht  man  das  Ver- 
zeichnis der  verschiedenen  Prämiensätze, 
welche  der  Versicherer  für  Risiken  ver- 
schiedener Gefahrenklassen  fordert. 

Der  Prämientarif  der  Feuerversicherer 
pflegt  weder  so  feststehend  zu  sein  wie 
der  der  Lebensversichening  noch  pflegt  er 
wie  dieser  den  Versicherungslustigen  hin- 
ausgegeben zu  werden.  Es  ist  vielmehr 
ein  Instruktionsstück  für  den  Versicherungs- 
vermittler. 

Nach  diesen  allgemeinen  Vorerörterungen 
und  Begriffsbestimmungen  mag  eine  ein- 
gehendere Betrachtung  der  für  das  Ver- 
ständnis wichtigen  Hauptpunkte  des  heutigen 
Feuerversicherungswesens  Platz  finden. 

3.  Das  Risiko.  Theoretisch  betrachtet 
die  Möglichkeit  einer  durch  gewisse  Um- 
stände herbeigeführten  Verlustgefahr  —  s.  o. 
sub  2  —  bedeutet  in  der  Praxis  und  in  der 
Sprache  der  Technik  »Risiko«  zweierlei, 
nämlich  einmal  die  Gesamtheit  der  vom 
Versicherer  im  Einzelfalle  übernommenen 
Gefahren  und  dann  die  Gesamtheit  der  ge- 
fährdeten Objekte,  für  deren  Beschädigimg 
oder  Verlust  der  Versicherer  im  Einzelfalle 
aufzukommen  sich  verpflichtet.  Man  hat 
daher  unter  diesem  Stichworte  Art  und 
Umfang  der  übernommenen  Gefahren  und 
Art  und  Umfang  der  gefährdeten  und  »ver- 
sicherten« Gegenstände  zu  besprechen. 

Heutzutage  pflegt  der  Versicherer  nicht 
nur  für  die  durch  Schadenfeuer  unmittelbar 
und  mittelbar  —  bei  Löschung  und  Bergung 
—  sondern  auch  für  die  durch  Blitzschlag 
oder  Explosionen,  denen  Schadenfeuer  niclit 
zu  folgen  braucht,  unmittelbar  und  mittel- 
bar entstehenden  Beschädigungen,  aber  auch 
für  die  zweckmässig  aufgewendeten  Rettungs- 
kosten, soweit  solche  dem  Versicherten  zur 
Last  fallen,  aufzukommen,  und  zwar  pflegt 
er,  was  die  Explosionsschäden  anbelangt, 
durch  Leucht-  und  Heizgas  entstandene 
solche  Schäden  ohne  weiteres,  durch  andere 
Explosionen  entstandene  dann  mit  zu  über- 
nehmen, wenn  dies  besonders  ausbedungen 
war.  Ganz  allgemein  dagegen  pflegt  er  von 
seiner  Ersatzpflicht  auszuschliessen  solche 
Schäden,  welche  durch  Aufruhr,  Land- 
friedensbnich  oder  durch  militärische,  wäh- 
rend eines  Krieges  auf  Anordnung  eines 
Befehlshabers  zum  Zwecke  von  Kriegsope- 


rationen getroffene  Massregeln  venirsacht 
werden  (während  Schäden,  die  durch  Ruch- 
losigkeit oder  Mutwillen  des  Militärs  oder 
des  Heeresgefolges  eintreten,  vergütet  wer- 
den); ferner  Schäden,  welche  absichtlich 
oder  durch  grobes  Verschulden  des  Ver- 
sicherten selbst  oder  mit  seinem  Wissen 
und  Willen  oder  auf  sein  Geheiss  von  einem 
Dritten  verursacht  oder  dadurch  entstanden 
sind,  dass  der  Versicherte  ohne  obwaltende 
Gefahr  oder  gegen  den  Rat  der  zuständigen 
Behörde  oder  des  Vertreters  des  Versicherers 
ausräumte  oder  ohne  obrigkeitliche  Anord- 
nung ein  nicht  vom  Brande  ergriffenes  Ge- 
bäude niederriss,  oder  dadurch,  dass  er  die 
zur  Rettimg  und  sicheren  Unterbringung 
der  gefäliiSeten  Gegenstände  sowie  zur 
Wiedererlangimg  des  Entwendeten  geeigneten 
Massregeln  schuldbarerweise  unterliess. 

Anlangend  die  Art  und  den  Umfang  der 
»versicherten«  Objekte,  so  kann  das  ver- 
sicherbare »Risiko«  in  der  That  aDe  durch 
Ursachen  der  obigen  Art  zerstörbaren  Ver- 
mögensbestandteile, bewegliche  \  und  unbe- 
ligliche^),  aber  auch  gewisse  Fordenmgs- 
rechte  Dritter^),  welche  aus  dem  Brandfalle 
gegen  den  Versicherteu  erwachsen,  um- 
fassen. 

Der  vorsichtige  Versicherer  wendet  ein- 
mal der  Abschätzung  und  dann  der  ratio- 
nellen Verteilung  der  »Risiken«  die  gröeste 
Aufmerksamkeit  zu.  In  beiderlei  Richtung 
hat  eine  langjährige  Praxis  auf  empirischem 


')  Bei  der  Mobiliarversicherung  pflegen  ge- 
wisse Mobilien  wegen  zu  hohen  Wertes  (Edel- 
steine) ansgeschlossen  zu  sein,  andere  (Konst- 
sammlungen,  Bibliotheken)  nur  nach  speciellen 
Verzeichnissen  mit  Wertangabe  sämtlicher 
einzelnen  Bestandteile,  Geld  und  Wertpapiere 
gamicht  zur  Versicherung  angenommen  zu 
werden. 

*)  Ganz  üblich  ist  die  Feuerversicherung 
von  Rohbauten  nach  steigendem  Werte, 
also  mit  steigender  Summe  je  nach  verschiedenen 
Stufen  bis  zur  Bauvollenaung.  Die  Feuerver- 
sicherung von  Wäldern  ist  wegen  verhält- 
nismässig zu  hoher  Prämie  äusserst  selten. 
Zweifelhaft  ist  hier  die  Zweckmässigkeit  der 
Mitversicherung  der  Wiederanschonungskosten. 

')  Nach  hierauf  bezüglichen  Verhandlungen 
des  preussischen  Versicherungsbeirates  vom 
Frühjahr  1897  ist  in  Deutschland  die  „Ver- 
sichening  gegen  indirekte  Schäden"  zwar  recht- 
lich durchaus  zulässig,  aber  wenig  beliebt.  In 
Frankreich  unterscheidet  man  ausser  der  Ver- 
sicherung zur  Ausgleichung  des  direkten  Feuer- 
schadens noch  folgende  Versicherungskombi- 
nationen, welche  mit  der  eigentlichen  Feuer- 
versicherung verbunden  werden  können:  1. 
Kisques  locatifs.  2.  Eecours  des  voisins.  3. 
Recours  contre  le  proprietaire.  4.  Assurance 
du  proprietaire  pour  chömage  de  ses  loyers. 
5.  Ass.  du  locataire  pour  le  chömage  des  loyers 
qu'il  fait  perdre.  6.  Ass.  contre  chömage  In- 
dus triel. 
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Wege  gewisse  Gnmdsätze  festgestellt,  welche 
sich  auf  das  richtige  Verhältnis  zwischen 
der  Leistungsfähigkeit  des  Versicherere  und 
der  Maximal  grenze  der  von  ihm  übernehm- 
baren Gefahren  beziehen  und  deren  gewissen- 
hafte Beobachtung  für  die  gedeihliche  Ent- 
wickelung  des  Feuervei-sicherungswesens 
von  der  grössten  Bedeutung  ist.  Die  zu- 
treffende Abschätzung  der  Risiken  er- 
heischt heutzutage  eine  vielseitige  und  ein- 
dringende Kenntnis  der  mannigfaltigsten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  Anlagen,  Ein- 
richtungen imd  Betriebe;  der  rationelle 
Feuen'ersichenmgstechniker  muss  mit  allen 
Betriebs^formen  und  Betriebsmitteln  in  allen 
Zweigen  der  produktiven,  der  Handels-  und 
Verkehrage werbe  einigermasson  vertraut  sein 
und  alle  Wandlungen  auf  diesem  weiten 
Gebiete  aufmerksam  verfolgen.  Die  ratio- 
nelle Verteilung  der  »Risiken«  dagegen  ver- 
langt eine  sehr  sorgsame  Buchung  und  die 
Aufstellung  und  Richtighaltung  von  zuver- 
lässigen Uebereiehtsplänen,  welche  es  dem 
Feuerveraicherer  ermöglichen,  jederzeit  zu 
kontrollieren,  an  welcher  Stelle  etwa  die 
»Risiken«  1)  sich  zu  sehr  häufen  würden,  an 
welcher  anderen  jederzeit  noch  weitere  Ri- 
siken übernommen  werden  können. 

Macht  schon  die  Beurteilung  und  Klassi- 
fizienmg  der  individuellen  Risiken  nicht 
gewöhnliche  Schwierigkeiten,  welche  noch 
erhöht  werden  durch  die  Notwendigkeit  der 
Beobachtung  von  zonen weise  verschiedenen 
klimatischen  und  oft  land strichweise  ver- 
schiedenen persönlichen  Verhältnissen,  von 
Volksgewohnheiten  und  Volksbildungszu- 
ständen,  so  wird  die  Aufgabe  der  Abschät- 
zung noch  wesentlich  erhöht  durch  die  not- 
wendige Rücksicht  auf  die  ebenfalls  vielfach 
verschiedene  und  wechselnde  Beeinflussung 
des  individuellen  Risikos  von  dritter  Seite 
her,  also  auf  die  sogenannte  Nachbarschafts- 
gefahr, welche,  mag  sie  nun  in  der  Bauart 
von  benachbarten  Gebäuden  oder  in  dem 
Vorhandensein  von  feuergefährlichen  Gegen- 
ständen oder  dem  Betriebe  feuergefährlicher 
Geschäfte  in  der  Nachbarschaft  bestehen, 
das  individuell  vielleicht  vollkommen  güns- 
tige Risiko  in  eine  hohe  Gefahrenklasse  ein- 
zureihen nötigen  kann.  Dazu  kommt  end- 
lich noch  die  Notwendigkeit,  das  Vorhan- 
densein oder  den  Mangel  genügender  Lösch- 
ungs-  und  Bergungsmöglichkeit  ins  Auge 
zu  fassen.  (Einzeln  stehende  Gebäude,  Ge- 
höfte etc.  können,  wenn  bei  ihnen  auch  von 


')  „Risiko",  hingesehen  auf  die  Verteilung, 
heisst  hier  die  durch  einen  Unfall  —  Schaden- 
feuer, Blitzschlag,  Explosion  —  zerstörbare 
Summe,  die  von  einem  Versicherer  auf  ein  Ob- 
jekt gezeichnet  ist,  oder  dieses  Objekt  und  die 
darauf  gezeichnete  Summe,  —  also  eine  dritte 
technische  Bedeutung  deb  Wortes. 


individueller  Gefahr  und  von  •  Nachbar- 
schaftsgefahr gar  nicht  die  Rede  ist,  doch 
eben  aus  jener  Rücksicht  in  eine  höhere 
Gefahrenklasse  eingeschätzt  werden  müssen.) 
Kurz  —  die  Risikenabschätzung  und  Klassi- 
fizierung ist  ein  überaus  schwieriges  und 
verwickeltes  Geschäft  —  um  so  schwieriger, 
da  es  sich  niu*  mit  ennjirischen  Mitteln 
ausbilden  lässt,  aber  ein  Geschäft,  welches 
heutzutage  in  Kulturländern  durch  die  Ar- 
beitsteilimg  unter  einer  grossen  Zahl  von 
wesentlich  interessierten  Kräften,  dm-ch  die 
antreibende  Gewalt  der  Nachfrage-  und  An- 
gebotskonkurrenz schon  zu  einem  hohen 
Grade  der  Entwickelung  und  zu  einer  be- 
wundernswerten Sicherheit  gediehen  ist^). 
4.  Die  Prämie*).  Die  dem  Risiko  ent- 
sprechende Leistung  des  Veisichenmgsneh- 
mers  festzustellen,  ist  bei  der  sogenaunten 
Lebensversichenmg  im  wesentlichen  ein  ma- 
thematisches und  rechnerischevS,  dagegen  bei 
der  Fenervei^jichenmg,  wie  bei  aller  Sach-  oder 
Schadenversichenmg,  ein  Problem,  bei  des- 
sen Lösung  man  lediglich  auf  die  Erfah- 
nmg  angewiesen  ist  und  von  jeder  exakten 
Hülfe  im  Stiche  gelassen  wird.    Es  ist  un- 


^)  Die  fortschreitende  Sicherheit  der  Risi- 
kenscnätzung  wird  recht  deutlich  an  den  Er- 
gebnissen einer  alten,  stets  rationell  und  um- 
sichtig geleiteten  Feuerversicherungsanstalt. 
Bei  der  Feuerversicherungsbank  für  Deutsch- 
land zu  Gotha  betrugen  die  gezahlten  Brand- 
schäden : 
im  1.  Jahrzehnt  1,71  %  des  Versich.- Bestandes 


3. 


n 


4. 
5. 
6. 

7. 
8. 
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1,72    „        „ 

0,61    „        „ 

0,44    n        n  « 

0,40    r        yj  n 

n     -  „bl8h.O,48    „        „  ^ 

Der  Fortschritt  würde  voraussichtlich  sehr 
gleichmässig  gewesen  sein,  wenn  nicht  im  drit- 
ten Jahrzehnt  der  grosse  Hamburger  und  im 
vierten  der  grosse  Memeler  Brand  eine  Störung 
verursacht  hätte. 

*)  Unter  „Prämie"  wird  hier  —  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Unterschied  zwischen  Prämie  im 
handelsrechtlichen  Sinne  und  Beitrag  bei  Ver- 
sichernngsuntemehmungen  auf  Gegenseitigkeit 
—  die  von  dem  Versicherungsnehmer  als  sol- 
chem an  den  Versicherer  als  solchen  als  Entgelt 
für  die  Versicherungsgewähr  regelmässig  zu 
leistende  Zahlung  verstanden.  Der  Prämien- 
tarif bei  Versichernn^anstalten  auf  Gegenseitig- 
keit enthält  nicht  die  endgültig  vom  Versicher- 
ten zu  entrichtenden,  sondern  die  vorläufig  sei- 
tens des  Versicherers  für  angemessen  gehalte- 
nen Sätze,  welche  erst  nach  Ablauf  einer  ge- 
wissen Geschäftsperiode  durch  Herauszahlung 
oder  Nachzahlung  richtiggestellt  werden;  ge- 
wöhnlich enthält  er  die  dem  Risiko  für  ent- 
sprechend gehaltenen  Sätze  und  Zuschläge, 
welche  höher  sind,  als  zur  Bestreitung  der 
Verwaltungskosten  nötig  wäre.  (S.  auch  unten 
sub  7.) 
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möglich,  .in  der  Feuervereicherung  einen 
Prämientarif  aufzustellen,  von  dem  man  mit 
Sicherheit  im  voraus  behaupten  könnte,  dass 
er  allen  denkbaren  Gefahrenklassen  und 
allen  Möglichkeiten  der  Einwirkung  von 
dritter  Seite  auf  das  individuelle  Risiko 
vollkommen  entsprechen  weixle.  Man  kann 
daher  ent\^'^eder  nur  von  vornherein  auf 
jeden  Voi-such,  dem  Risiko  möglichst  genau 
entsprechende  Beiti-äge  von  clen  Vereiche- 
rungsnehmern  zu  fordern,  verzichten  und  da- 
rauf rcchnen,  dass  die  möglichst  einfach 
abgestuften  wenigen  Sätze  des  Prämien- 
tarifs in  der  Masse  der  Geschäfte  sich  ein- 
ander überti'agen  und  im  ganzen  mindestens 
ausreichen  werden,  wie  es  viele  der  öffent- 
lichen Feuerversicheningsinstitute  (s.  weiter 
unten  sub  7)  thun,  oder  man  kann,  auf  zeit- 
lich, räumÜch  und  sachlich  möglichst  aus- 
gedehnte Erfalmmgen  über  den  Bedarf  jeder 
einzelnen  Klasse  einer  sehr  umfassenden 
und  vollkommenen  Risikenklassifikation  ge- 
stützt, Tarife  ausarbeiten,  welche  wenigstens 
für  gewisse  Gegenden  und  Zeiträume  vor- 
aussichtlich bei  erheblicher  Besetzung 
aller  Risikenklassen  mit  Versicherungen 
überall  das  entsprechende  Aequivalent  für 
Risiko  und  Verwaltungskosten  ergeben.  Da 
alle  rationell  geleiteten  Privatfeuerversiche- 
nmgsinstitute  in  den  Kulturländern  sich 
diese  letztere  Arbeit  unausgesetzt  angelegen 
sein  lassen  und  überall  viele  solche  Insti- 
tute miteinander  im  Wettbewerbe  stehen, 
bilden  sich  auf  diesem  empirischen  Wege 
und  unter  dem  Einflüsse  der  Konkurrenz 
in  der  That  sehr  umfassende  Feuerversiche- 
nmgsprämientarife  aus ,  deren  Einzelsätze 
wenigstens  als  Minimalsätze  eine  hinrei- 
chende Gewähr  des  Zutreffens  bieten  ^).  Es 
ist  dann  lediglich  Sache  des  Geschäftstaktes, 
inwieweit  im  einzelnen  Falle  an  den  Sätzen 
dieses  Tarif  es  festgehalten,  daran  nachge- 
lassen oder  darüber  hinausgegangen  werden 
80U.  Gegenseitige  vertragsmä.ssige  Bindun- 
gen der  verschiedenen  Vereicherer  eines  ge- 
gebenen Gebietes  an  gewisse  Tarifsätze,  wie 
sie  oft  versucht  worden  sind,  pflegen  aus 
naheliegenden  Gründen  keinen  Bestand  zu 
haben;  allein  auf  die  Dauer  lassen  sich 
auch  selbst  von  den  kapitalkräftigsten  In- 
stituten Tarifsätze,  welche  wesentlich  unter 
der  erfahrungsmässig  festgestellten  Minimal- 
grenze bleiben,  ohne  Nachteil  nicht  be- 
haupten. Es  giebt  vielleicht  keinen  ein- 
leuchtenderen Beweis  für  die  wohlthätige 
Wirkung  vielseitiger  und  möglichst  unl>e- 
schränkter  Konkurrenz  des  Angebotes  einer 
massenhaft  begehrten  Leistung  als  die  that- 
sächUch    bestehende    grosse    Uebereinstim- 


mung  der  verschiedenen  Minimalsätze  der 
Prämientarife  privater  Feuerversicherungs- 
institute in  Ländern,  in  denen  jene  Voraus- 
setzungen gegel)en  sind. 

5.  Die  Schadenver^timg.  Es  ist  ein 
wie  für  die  Sachen-  oder  Schadenversiche- 
nmg  überliaupt,  so  auch  für  die  Feuerver- 
sicherung insbesondere  allgemein  gültiger, 
vielfach  auch  gesetzlich^)  festgestellter 
Gnmdsatz,  dass  der  Versichenmgsnehmer 
aus  der  Versicherung  niemals  Gewinn  ziehen 
soll.  Deshalb  pflegt  der  Versicherer  den 
Scliaden  dann,  wenn  der  Wert  der  ver- 
sicherten Gegenstände  zur  Zeit  des  Scliadens- 
falles  über  die  Versichenmgssumme  hinaus- 
geht 2),  sofern  im  Versicherungsvertrage 
nicht  anderes  vereinbart  worden  ist,  mvr 
nach  dem  Verhältnisse  jenes  Wertes  zur 
Versicherungssumme ,  andererseits  dann, 
wenn  die  versicherten  Gegenstände  zur  Zeit 
des  Schadensfalles  einen  geringeren  Wert 
liatten  als  die  Versichenmgssumme,  nur 
nach  dem  geringeren  Werte  zu  vergüten. 
Wird  festgestellt,  dass  das  Versicherungs- 
objekt, welches  zu  10000  versichert  war, 
zur  Zeit  des  Schadensfalles  einen  Weit  von 
9000  gehabt  hatte,  so  werden  bei  Totalver- 
lust nur  9000  vergütet;  andererseits:  wird 
festgestellt,  dass  das  mit  10000  versichert 
gewesene  Objekt  zur  Zeit  des  Schadens- 
faJles  20000  wert  war,  so  muss  sich  der 
Versicherte  —  bei  Totalverlust  —  doch  mit 
10000  begnügen.  Bei  teilweisem  Verlust 
erfolgt  die  Vergütimg  in  gleichem  Verhält- 
nisse, bei  Halbverlust  z.  B.  dort  mit  4500, 
hier  mit  5000. 

Quaestio  facti  dagegen  ist  es  und  hängt 
von  dem  im  Versichenmgsvertrage  zum 
Ausdruck  gelangten  Willen  der  vertrag- 
schliessenden  ab,  ob  der  Vereicherer  nur 
für  die  durch  den  Schadenfall  wirklich  ein- 
getretene unmittelbare  Einbusse  oder  auch 
ftir  die  mittelbaren  Nachteile  eines  Schaden- 
falles und  den  infolgedessen  entgangenen 
Gewinn  (s.  oben  sub  3)  aufzukommen  hat 
Indes,  abgesehen  von  der  im  französischen 
Geschäft  üblichen  Mitv^ersicherimg  gegen 
Mietverlust  und  den  dort  üblichen  anderen 
Mitversicherungsarten  pflegen  sich  Feuer- 
versicherungsverträge auf  Deckung  von  mittel- 
baren Nachteilen  imd  auf  Entschädigung  für 
entgangenen  Gewinn  selten  zu  ei-strecken  — 


*)  Jul.  Hopf,  Denkschrift  betreffend  den 
öffentlichen  mid  Privatbetrieb  in  der  Feuerver- 
sicherung, Gotha  1884,  S.  42  ff. 


^)  Preussisches  Landrecht  II,  8,  §  19&S: 
„Durch  Versicherungen  muss  der  Versicherte 
sich  nur  gegen  Schaden  decken,  nicht  aber  Be- 
reicherung dadurch  suchen". 

*)  Hier  hat  der  Versicherungsnehmer  Scha- 
den, der  durch  die  Versicherung  nicht  gedeckt 
wird;  aber,  obwohl  er  bei  ZaUung  des  vollen 
Wertes  an  sich  keinen  Gewinn  machte,  so  be- 
zöge er  doch  vom  Versicherer  Beträge,  deren 
Deckung  dieser  nicht  übernommen  hat. 
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wohl  wegen  der  Umständlichkeit  und 
Schwierigkeit  der  Schadensermittelung. 

Die  derWirklichkeit  entsprechende  Eiinit- 
telung  des  Schadens  und  die  Feststellung  der 
vertragsmässigen  Schadenvergütung  —  das 
sind  Geschäfte,  welche  unter  Umständen  die 
höchsten  Anfordenmgen  an  den  Scharfsinn 
imd  die  Sachkunde  der  dabei  thätigen 
Kräfte  stellen.  Bei  unzweifelhafter  bona 
fides  auf  lieiden  Seiten  begegnen  diese  Ge- 
schäfte doch  schon  um  deswillen  bisweilen 
den  grössten  Schwierigkeiten,  weil  es  an 
jedem  Hilfsmittel  zur  Ermittelung  des  wah- 
ren Wertes  der  versicherten  Objekte  zur 
Zeit  des  Schadensfalles,  also  an  zuverlässi- 
ger Wissenschaft  des  Versicherungsnehmers 
oder  seiner  Untergebenen,  an  genügenden 
Urkunden,  .wie  Wirtschafts-  und  Handels- 
büchem,  an  der  Möglichkeit,  von  Dritten 
genügende  Zeugenaussagen  darüber  zu  er- 
langen, fehlen  kann.  Fehlt  es  an  solchen  Be- 
weismitteln nicht,  so  erheischt  jene  Ermitte- 
lung bisweilen,  zumal  wenn  der  Schaden 
Warenlager,  grosse  landwirtschaftliche  oder 
industrielleÜnternehmungen  etc.  betroffen  hat, 
doch  die  umfassendste  Kenntnis  des  Ganges 
und  der  Betriebsart  der  mannigfaltigsten 
wirtschaftlichen  Unternehmungen.  In  vielen 
Fällen  müssen  die  Parteien  sich  eingestehen, 
dass  selbst  eine  nur  annähernd  richtige 
Werlermittelung  unmöglich  ist,  und  bleibt 
die  Schadenfeststellung  einer  Uebereinkunft 
überlassen,  deren  Formen  im  Versicherungs- 
vertrage festgestellt  zu  sein  pflegen  und 
bei  deren  Herbeiführung  sich  teils  aus  Bil- 
ligkeitsgefühl, teils  aus  geschäftlichen  Rück- 
sichten die  Versicherer  überall  da,  wo  das 
Feuerversichenmgsgeschäft  hoch  entwickelt 
ist,  gern  geneigt  zeigen,  den  Versicherungs- 
nehmern weitgehende  Zugeständnisse  zu 
machen.  Sind  mehrere  Versicherer  an  dem 
Schaden  beteiligt,  so  pflegt  der  letztere  ge- 
meinschaftlich festgestellt  zu  werden  und  es 
tritt  dann  jeder  Versicherer  für  die  Deckung 
desselben  nach  Verhältnis  dei*  für  seine 
Rechnung  gezeichneten  Versicherungssumme 
ein.  Ist  em  Objekt  von  100000  bei  Ä.  mit 
50000,  bei  B  mit  30000  und  bei  C  mit 
20000  versichert  und  wird  der  von  den 
Versicherem  zu  deckende  Schaden  auf 
75000  festgestellt,  so  hat  A  davon  37  500, 
B  22500  und  C  15000  zu  decken. 

Die  Zahlung  der  festgestellten  Entschä- 
digung pflegt  nach  heute  gemeingiltiger 
Praxis  dann  nur  bedingungsweise  zu  er- 
folgen, wenn  versicherte  Immobilien  von  dem 
Schadensfalle  betroffen  wurden,  auf  denen 
Hypotheken  oder  andere  Realverpflichtungen 
eingetragen  gewesen  waren.  Hat  dann 
nämlich  der  Gläubiger  seine  Forderungen 
bei  dem  Vei-sicherer  angemeldet,  so  erfolgt, 
wenn  jener  nicht  hierauf  ausdrücklich  ver- 
zichtet, die  Entschädigung  nur  behufs  der 


Wiederherstellung  und  nachdem  diese  ge- 
sichert worden.  Zur  Sichenmg  von  Pfand- 
rechten an  versicherten  beweglichen  Gegen- 
ständen dient  es,  dass  der  Versicherer  sich 
Üblichermassen  im  Vei'sicherungsvertrage 
die  Berechtigung  ausbedingt,  Pfandgläubigern, 
die  ihr  Pfandrecht  vor  dem  Schadensfalle 
bei  ihm  angemeldet  haben,  die  Auszahlung 
der  Entschädigung  bis  auf  Höhe  ihrer  For- 
derung gegen  Abtretung  ihrer  Rechte  auch 
für  den  Fall  zuzusichern,  dass  der  Ent- 
schädigte selbst  den  Anspruch  auf  Entschä- 
digung dui'ch  seine  Schuld  verloren  hat*) 

6.  Der  Versichemng^svertra^.  Neben 
den  gelegentlich  schon  in  den  beiden  vor- 
hergehenden Abschnitten  berührten  Punkten, 
welche  zu  den  wesentlichen  Bestandteilen 
des  Versichenmgsvertrages  in  der  Feuer- 
versichenmg  gehören,  bedürfen  noch  fol- 
gende Punkte  der  übersichtlichen  Betrach- 
tung. Abgesehen  von  dem,  was  zur  Per- 
fektion des  Feuerversicheruugsvertrages  vom 
privatrechtlichen  Standpunkte  aus  formell 
und  miateriell  erforderlich  ist,  werden 
nach  aUgemein  geltender  Geschäitspraxis 
Verträge  dieser  Art  schriftlich,  jedoch  so, 
dass  in  einem  Schriftstück  (dem  Antrage) 
die  Absicht  des  Versicherungsbegehrers, 
und  in  einem  anderen  (dem  Versicherungs- 
scheine, der  Police)  das  Versprechen  des 
Versicherers,  die  Versicherung  unter  den 
und  den  Bedingungen  zu  übernehmen,  ent- 
halten ist,  abgefasst  Der  Versicherungsan- 
trag als  wesentlicher  Bestandteil  des  Ver- 
sicherungsvertrages muss  ausser  der  genauen 
Angabe  der  Gegenstände,  welche,  und  der 
Beträge,  zu  denen  sie  vereichert  werden 
sollen,  aUe  die  meist  dureh  Formular  seitens 
des  Versicherers  vorgeschriebenen  Angaben 
enthalten,  welche  diesen  in  den  Stand 
setzen,  das  ihm  angebotene  Risiko  genau 
und  nach  allen  Seiten  zu  beurteilen.  Ganz 
allgemein  zieht  unrichtige  Darstellung  we- 
nigstens wesentlicher  Thatsachen  im  Ver- 
sicherungsantrage den  Verlust  des  An- 
spruches auf  Schadensersatz  nach  sich  — 
gleichviel,  ob  die  Unrichtigkeit  auf  Absicht 
oder  auf  Fahrlässigkeit  beruht,  gleichviel, 
ob  die  verschwiegenen  oder  unrichtig  ange- 
gebenen Umstände  die  Veranlassung  zu 
einem  Schaden  wurden  oder  nicht.  Ergiebt 
sich  die  Verschweigung  oder  unrichtige 
Angabe  erst  nach  Auszahlung  einer  Ent- 
schädigung, so  hat  der  Versicherer  das 
Recht,  die  Zahlung  als  ohne  Verbindlichkeit 
geleistet  ziu:ückzufordern. 

Der  Versicherungsnehmer  ist  verpflichtet, 
bei  anderen  Versicherern  auf  die  nämlichen 


*)  Eine  recht  übersichtliche  Darstellung  der 
Nonnen  für  die  Brandschadenre^liemng  im 
deutschen  Geschäft  giebt  L.  Siloerberg  in 
Ehrenzweigs  Assekur.- Jahrbach  1891,  S.  133  ff. 
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Objekte  schon  genommene  oder  während 
des  Bestandes  des  Vertrages  noch  zum  Ab- 
schhiss  kommende  Yersicheruugen  mit  spe- 
deller  Namhaftmachung  der  Beträge  und 
der  anderen  Versicherer  anzuzeigen. 

Wie  schon  oben  sub  3  Note  1  angedeutet, 
pflegen  Geld  und  Wertpapiere  gar  nicht, 
Gegenstände,  welche  zwar  einen  beträcht- 
lichen, aber  nur  schwer  festzustellenden 
Wert  haben,  z.  B.  Kunstsachen,  nicht  nach 
Gattungen,  sondern  nur  einzeln  je  mit 
der  besonders  angegebenen  Versicherungs- 
summe versichert  zu  werden.  Anderes 
bewegliches  Gut  kann  entweder  nach  ein- 
zelneu Gegenständen  und  zu  bestimmten 
Preisen  oder  nach  Gattungen  im  Antrage 
aufgeführt  werden.  Anträge  auf  Versiche- 
rungen in  Bausch  und  Bogen  pflegen  nur 
ausnahmsweise  angenommen  zu  werden. 
Bei  Waren  und  Vorräten  von  Eoh-  und 
Hilfsstoffen  etc.  pflegt  durch  besonderes 
üebereinkommen  bestimmt  zu  werden,  ob 
die  eine  oder  andere  Art  der  Vereicherung 
Platz  greifen  soll.  In  der  Regel  gilt  alles 
bewegliche  Gut  nur  in  den  Räumlichkeiten, 
welche  in  der  Versichenmgsurkunde  be- 
zeichnet sind,  als  versichert  und  hat  der 
Versicherungsnehmer  daher  die  Pflicht,  bei 
üeberführung  desselben  nach  anderen  Räum- 
lichkeiten dem  Versicherer  hiervon  Anzeige 
zu  machen,  wenn  die  Versicherung  trotz- 
dem in  Kraft  bleiben  soll.  Der  Versicherer 
pflegt  sich  aber  auf  besondere  Vereinba- 
rungen einzulassen,  denen  zufolge  die  ver- 
sicherten Gegenstände  überall  da,  wo 
sie  sich  gerade  befinden,  als  versichert 
gelten. 

Der  Versicheningsnehmer  verpflichtet 
sich  zur  Zahlung  der  Prämie  in  der  ver- 
einbarten Höhe  und  zu  dem  festgestellten 
Termine;  Vorausbezahlimg  auf  ein  Jahr 
oder  —  bei  Abschluss  der  Versicherung  auf 
mehrere  Jahre  —  auch  Vorauszahlung  auf 
mehrere  Jahre,  in  welchem  Falle  Rabattab- 
zug einzutreten  pflegt,  ist  Regel. 

Auch  über  den  Termin,  von  welchem 
ab  die  Versicherung  gelten  soll,  muss  der 
Antrag  eine  Bestimmung  enthalten.  Der 
Versicherungsschein  enthält  dann  eine  ent- 
weder diesem  Antrage  entsprechende  oder 
eine  anderweite  vereinbarte  Angabe  hier- 
über. Gewöhnlich  beginnt  das  Risiko  für 
den  Versicherer  mit  dem  Vollzug  des  Ver- 
sicherungsscheines.  wenn  darin  nicht  ein 
anderer  Termin  namhaft  gemacht  ist.  Vor- 
aussetzung ist  zwar  die  rechtzeitige  Ent- 
richtimg der  Prämie,  und  die  Versicherung 
erhscht,  wenn  diese  Bedingung  unerfüllt 
bleibt;  allein  für  einen  zwischen  dem  Voll- 
züge des  Versicherungsscheines  und  dem 
äussersten  Termin  für  die  Prämienzahlung, 
und  zwar  vor  dieser,  eintretenden  Schaden 
haftet   der  Versicherer,   der    mm   für   die 


Prämie  aus  der  Entschädigung  sich  bezahlt 
machen  kann. 

Veränderungen,  welche  mit  dem  Risiko, 
sei  es  durch  Verbringung  der  versicherten 
Gegenstände  nach  einem  anderen  Orte,  sei 
es  durch  Gefahrserhöhung  irgend  w^elcher 
Art,  während  des  Laufes  der  Versichenmg 
vor  sich  gehen,  ist  der  Versicherungsnehmer 
verpflichtet,  bei  Verlust  seiner  Ansprüche 
dem  Versicherer  rechtzeitig  anzuzeigen; 
diesem  bleibt  es  vorbehalten,  wegen  ander- 
weiter Prämien  festsetzung  mit  jenem  Ver- 
einbarung zu  treffen. 

Im  Schadenfalle  ist  der  Versichenings- 
nehmer verpflichtet,  für  Rettung,  Sichenmg 
und  Erhaltung  der  versicherten  Gegenstände 
nach  Kräften  zu  sorgen,  dem  Versicherer 
oder  dessen  Vertreter  sobald  als  möglich 
Anzeige  zu  machen,  sich  lun  die  Herbei- 
schaffimg  der  wälirend  des  Schadenfeuers  etc. 
abhanden  gekommenen  versicherten  Gegen- 
stände zu  bemühen  und  dem  Versicherer 
jede  von  diesem  in  Bezug  auf  den  Schaden 
verlangte  Auskunft,  welche  er  geben  kano, 
zu  erteilen.  Wenn  der  Versicherungsnehmer 
diese  Auskunft  zu  geben  oder  die  zur  Scha- 
denfeststellung erforderlichen  Beweismittel 
zu  liefern  verweigert,  wenn  er  absichtlich 
seinen  Schaden  zu  hoch  berechnet  insbe- 
sondere  wenn  er  wissentlich  mehr  für  zer- 
stört oder  verloren  angegeben  hat,  als  zur 
Zeit  des  Schadenfalles  wirklich  vorhanden 
war,  wenn  er  gerettete  Sachen  verheimlicht 
oder  eingebüsste  wissentlich  über  den  wahren 
Wert  berechnet  hat,  so  verwirkt  er  den 
Anspruch  auf  Schadensersatz  aus  allen  an 
dem  betreffenden  Schadenfalle  beteiligten 
Versicherungen. 

Alle  die  im  vorstehenden  genannten  Ver- 
pflichtungen übernimmt  der  Versicherungs- 
nehmer teils  ausdrücklich,  teils  unter  Bezug- 
nahme auf  ihm  bekannte  Versicherungsbe- 
dingungen im  Versicherungsantrage.  Der 
Versicherer  dagegen  bestätigt  die  seinerseits 
übernommenen  Verbindlichkeiten  ebenfalls 
teils  ausdrücklich,  teils  unter  Berufung  auf 
die  allgemein  für  seine  Verträge  massgeben- 
den Bestimmungen  im  Versicherungsscheine 
(der  Police). 

Als  wesentlicher  Inhalt  der  Police  pflegen 
zu  gelten:  die  Bezeichnung  des  Versiche- 
rungsnehmers, die  Bezeichnung  der  ver- 
sicherten Gegenstände  mit  Angabe  der  Sum- 
men, mit  denen,  und  des  Ortes,  wo  sie 
versichert  sein  sollen,  die  Gesamtver- 
sicherungssumme, der  Versicherungsbeginn, 
die  Versicheningsdauer  und  die  zu  zah- 
lende Prämie;  endlich  entweder  die  all- 
gemeinen Versicherungsbedingungen  oder 
eine  ausdrückliche  Bezugnahme  darauf  und 
die  etwa  vereinbarten  besonderen  Ver- 
sicheningsbedingungen.  Solche  besondere 
Versicherungsbedingungen  können  sich  ins- 
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besondei"e  (ia  nötig  machen,  wo  der  Ver- 
sicherer sich  gegen  erhebliche  Gefahren 
durch  die  Verpflichtung  des  Versicherungs- 
nehmers zu  gewissen  Vorsichtsmassrogeln 
glaubt  schützen  zu  müssen.  Die  Verpflich- 
timg zur  Zahlung  im  Schadenfalle  braucht 
selbstvei-ständlich  nicht  ausdrücklich  im 
Text  der  Police  ausgesprochen  zu  sein;  sie 
erhellt  aus  der  stets  darin  enthaltenen  aus- 
drücklichen Uebernahme  der  Versichening 
und  dem  Hinweise  auf  die  allgemeinen  und 
besonderen  Versicherungsbedingungen. 

Freie  und  vielfache  Konkurrenz  des  Ver- 
sichenmgsangef)otes  bewirkt,  dass  bei  der 
Auslegung  des  Veraicherungsvertrages  seitens 
der  Vei*sicherer  überall  mit  der  äussersten 
Billigkeit  verfahren  und  in  Zweifelsfällen, 
soweit  es  sich  mit  der  gebotenen  Vorsicht 
gegen  Irrtum  und  Täuschung  verträgt,  zu 
Gunsten  des  Versicherungsnehmers  verfahren 
wird.  Bei  der  häufig  grossen  Schwierigkeit 
der  Abschätzung  des  Risikos  und  der  Er- 
mittelung des  Schadens  setzt  aber  eine  ge- 
deihliche Entwickelung  des  Feuerversiche- 
rungswesens voraus,  dass  Treue  und  Glauben 
zu  bewahren  auf  beiden  Seiten  unver- 
brüchlicher Grundsatz  sei. 

7.  Der  Versicherer.  Geschichtliches. 
Privat-  und  öffentliche  rnternehnmngeD. 
Wie  bei  allen  Zweigen  der  Versicherung,  so 
können  auch  bei  der  Feuerversicherung  als 
Versicherer  oder  Versicherungsimteraehmer 
ebensowohl  einzelne  Privatpersonen  wie  Er- 
werbsgesellschaften, wie  Vereine  (sogenannte 
Gegenseitigkeitsgesellschaften),  wie  politische 
Verbände  im  Staate  oder  der  Staat  selbst, 
gedacht  werden.  Die  Geschichte  der  Feuer- 
versichening  kennt  kein  hervorragendes  Bei- 
spiel einer  Feuerversicherungsunternehmung 
durch  eine  Privatperson.  Der  Grund  dieser 
Erscheinung  ist  einleuchtend^).  Wie  alle 
Versicherung,  so  bietet  auch  die  Feuen^er- 
sicherung  nur  möglichst  volle  Gewähr  der 
Sicherheit  bei  grossem  Geschäftsumfang  (Be- 


')  W.  G all  US,  Die  Grundlagen  des  ge- 
samten Versichemngswesens.  Leipzig,  A.  Fritsch, 
1874,  sagt  dagegen  S.  78:  „In  der  That  liegt 
kein  vernünftiger  Grund  vor,  warum  eine  phy- 
sische Person  nicht  ebensogut  ein  Versiche- 
rungsgeschäft auf  eigene  Rechnung  betreiben 
darf  wie  jedes  andere,  sobald  eben  nur  die  Be- 
dingungen erfüllt  sind,  welche  wir  an  den  ratio- 
nellen Betrieb  eines  solchen  stellen."  Das 
„Dürfen"  ist  wohl  allgemein  nicht  zu  bezweifeln, 
wo  nicht  gesetzliche  Bestimmungen  entgegen- 
stehen. Nach  dem  im  Jahre  1898  veröifentlichten 
Entwurf  eines  deutschen  Reichsgesetzes  über 
die  privaten  Versicheningannternehmungen  — 
§  6,  Abs.  2  —  darf  die  Erlaubnis  zum  Betriebe 
der  Lebens-,  Unfall-,  Haftpflicht-,  Feuer-  und 
Hagelversicherung,  ausser  den  Versicherungs- 
vereinen auf  Gegenseitigkeit,  nur  an  Unterneh- 
mungen in  der  Form  der  Aktiengesellschaft  er- 
teilt werden. 


deutung  der  »gi-ossen  Zahl«);  aber  dem 
Einzelunternehmer  würde  es  schon  wegen 
der  Unbeständigkeit  des  menschlichen  Lebens 
kaum  gelingen,  das  Vertrauen  vieler,  dass 
er  für  alle  Schadensfälle,  für  welche  er 
Deckung  zusichei'e,  werde  aufkommen  wollen 
oder  können,  auf  sich  zu  vereinigen.  Grosse 
und  grösste  Handelshäuser  könnten  mit 
Rücksicht  hierauf  den  Versuch  mit  einiger 
Aussicht  auf  Erfolg  schon  wagen;  werden 
solchen  doch  oft  von  zahllosen  Kunden  mit 
grösstem  Vertrauen  Leistungen  übertragen, 
(leren  Erfüllung  man  auch  erst  in  ungewisser 
Zukunft  zu  erwarten  hat.  Sie  aber  finden 
Gelegenheit  genug  zu  anderweiten,  minder 
mühsamen  und  einträglicheren  Unterneh- 
mungen. 

Unter  den  Erwerbsgesellschaftsformen 
ist  aus  naheliegenden  Gründen  fast  aus- 
schliesslich die  Aktiengesellschaft  (in  der  in 
Deutschland  ausgebildeten,  wie  in  den  ähn- 
lichen anderwärts,  z.  B.  in  Grossbritannien 
und  den  Vereinigten  Staaten,  entwickelten 
Gestalten)  für  die  Feuerversicherungsunter- 
nehmung verwendet  worden.^) 

Neben  den  in  dem  späteren  Artikel  »Ver- 
sicherungswesen« enthaltenen  Ausführungen 
über  die  Versicheningsimternehraung  wüixien 
Erörtenmgen  über  die  Unternehmungsformen 
an  dieser  Stelle  überhaupt  übergangen  wer- 
den können,  wenn  sich  nicht  in  der  Feuer- 
versicherung eine  solche  Form  zuerst  und 
fiist  ausschliesslich  ausgebildet  hätte,  welche 
auf  die  meisten  anderen  Versicherungszweige 
nicht  oder  nur  ausnahmsweise  Anwendung 
gefunden  hat,  nämlich  die  Unternehmung 
durch  kommunale  oder  staatliche  Verbände 
und  durch  den  Staat. 

Die  Feuerversicherung  begann  im  kleinen 
und  als  Wohlthätigkeitsanstalt.  Die  Gilden 
des  Mittelalter  waren  bekanntlich  Vereine 
zur  gegenseitigen  Unterstützung  in  Unglücks- 
fällen aller  Art,  Feuerschäden  inbegriffen. 
Es  war  dies  nicht  eine  Unterstützung  mit 
technischer  Berechnung  von  Leistimg  und 
Gegenleistung,  sondern  man  steuerte  nach 
Kräften  zusammen,  um,  so  gut  es  gehen 
wollte,  dem  beschädigten  Gtinossen  beizu- 
springen, geleitet  von  dem  Solidaritätsgefühl, 
welches  Verwandte,  Nachbarn,  Berufsge- 
nossen verbindet,  Leid  und  Freude  zu  teilen. 
Solche   Vereine   (»Brandgilden«)    bestanden 

^)  Dass  diese  Beschränkung  innere  Gründe 
nicht  für  sich  habe,  ist  nachzuweisen  versucht 
in  der  Abhandlung  von  A.  Emminghaus,  „Zur 
Lehre  von  der  Erwerbsgesellschaft"  in  Fauchers 
Vierteljahrschrift,  Jahrg.  VI,  III,  1869,  S.  62  ff. 
Allein  es  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  die 
Dauer  aller  anderen  Erwerbsgesellschaftsformen, 
vielleicht  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaft ausgenommen,  mehr  von  einzelnen,  also 
wechselnden,  Persönlichkeiten  abhängt,  als  für 
den  Versichernngszweck  gut  ist. 
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schon  im  13.  Jahrhundert-  auf  der  Insel  Is- 
land ;  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert  sind 
noch  Statuten  von  holsteinischen  Gemeinde- 
vereinen zu  gemeinschaftlicher  Tragung  von 
Feuer-  und  anderen  Schäden  vorhanden  (1543 
die  »Liebe  Frauengilde«  in  Itzehoe) ;  im  17. 
Jahrhundert  besteht  bereits  eine  gi-osse 
Schleswig-Holsteinische  Laudesbrandkasse, 
ferner  mehrere  ausgedehnte  Brandkassen  in 
der  Weichselniedenmg,  werden  in  Hamburg 
mehrere  kleinere  gildenähnliche  Brandkassen 
zu  einer  grösseren  verschmolzen,  entsteht 
eine  Gemeindebrandkasse  in  Kopenhagen. 
Alle  diese  Anfänge  waren  Früchte  der  Selbst- 
hilfe und  des  Gemeingeistes.  Im  vorigen 
Jahrhundert  entstanden  zuerst  in  Deutsch- 
land, wo  der  Gedanke  der  Volkswohlstands- 
sorge die  Regierenden  vielleicht  am  leb- 
haftesten erfüllte  und  wo  dieser  Gedanke 
vielseitiger  und  intensiver  als  irgendwo  ver- 
wertet wurde,  öffentliche  Feuerversicherungs- 
anstalten aus  der  Initiative  der  Staatsgewalt ; 
80  1701  und  1705  für  Dorfschaftskreise  in 
Brandenburg,  1706  für  Berlin,  1729  für  Kur- 
Sachsen,  gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts 
für  andere  preussische  Provinzen  und  nicht- 
preussische  Territorien  des  deutschen  Reiches. 
Diese  Anstalten  übernahmen  nur  Immobiliar- 
versicherungen und  wurden,  wenn  nicht  alle 
von  Anfang  an,  so  doch  meist  sehr  bald, 
mit  dem  Rechte  des  Zwanges  der  Haus- 
eigentümer ihres  Geschäftsbereiches  zum 
Beitritt  ausgestattet.  Die  Tendenz  ihrer  Er- 
richtung und  Verwaltung  bestand  darin,  die 
Verarmung  einzelner  und  ganzer  Ortschaften 
infolge  von  Brandschäden  zu  verhüten  und 
dem  Hypothekenkredit  Vorschub  zu  leisten. 
Die  Beiträge  der  Versicherten  wurden  durch 
nachträgliche  Umla^  meist  wie  Steuern,  oft 
auch  zugleich  mit  den  Gebäudesteuern, 
(»Brandsteuetn«)  eingezogen;  sie  waren 
meist  gar  nicht  oder  nur  nach  sehr  wenigen 
Gefahrsklassen  abgestuft.  Wenn  und  inso- 
fern man  den  Beitrittszwang  mit  dem  Prin- 
cipe der  Gegenseitigkeit  verträglich  erachtet, 
kann  man  diese  öffentlichen  Brandkassen 
als  auf  diesem  Principe  beruhend  bezeichnen. 
Jedenfalls  wurden  die  Brandsteuem  nicht 
zu  anderen  als  Feuerversicherungszwecken 
verwendet  und  war  jede  auf  Gewinn  ge- 
richtete Absidit  dabei  überall  ausgeschlossen. 
Diese  öffentlichen  Feuerversicherungsan- 
stalten haben  sich  dann  im  Laufe  der  Zeit, 
von  Staats  wegen  errichtet  oder  doch  be- 
günstigt, als  staatliche,  gemeindliche,  pro- 
vinzielle, Kreis-Institute  extensiv  und  intensiv 
in  Deutschland  ziemlich  rasch  ausgebildet, 
haben  nach  und  nach,  nach  dem  Aufkommen 
der  Feuerversicherung  durch  Privatunter- 
nehmungen, in  ihren  Geschäftsbetrieb  man- 
cherlei neue  Formen  aufgenommen,  haben 
den  Beitrittszwang  zum  Teil  lange  behauptet ; 
einige  von  ihnen  sind  auch  ziu*  Mobiüarver- 


sichenmg  übergegangen  und  konkurrieren 
in  neuerer  Zeit  vielfach  mit  Privatinstituten 
für  Feuerversicherung  auf  gleichem  Gebiete. 
Deutsch-Oesterreich,  die  Schweiz,  Norwegen 
und  Dänemark  sind  seit  Anfang  unseres 
Jahrhunderts  dem  deutschen  Beispiele  mit 
der  Gründung  solcher  öffentlichrechtUcher 
FeuerversicheningsanstaJten  nachgefolgt  ^). 
Es  bestanden  im  Jahre  1897  in  Preus- 
s  e  n  2) : 

34  öffentliche  Feuerversicherungsanstalten, 
von  denen  ihrer  17  die  Immobiliar-  und 
Mobiliarversicherung,  die  anderen  nur 
die  erstere  betreiben.  Von  jenen  öffent- 
lichen Anstalten  gemessen  viele  das  Mo- 
nopol der  Immobüiarversicheiaing. 
In  den  übrigen  Staaten  des  Deut- 
schen Reiches  bestehen: 
20  öffentliche  Feuerversicherungsanstalten, 
von  denen  einige  auch  MobiliaiTersiche- 
rung  betreiben  und  von  denen  ihrer  13 
das  Monopol  der  Immobiliarversicherung 
gemessen. 

in  der  Schweiz^): 
19  öffentliche  (kantonale)  Feuerversichenmgs- 
anstalten,  von  denen  17  nur  Immobiliar-, 
zwei  nur  Mobiliarversicherung  betreiben, 
und  welche  zusammen  Ende  1897  einen 

» 

Versicherungsbestand  von  5684  Millionen 

Francs  aufwiesen. 

In  Oesterreich-Üngarn: 
17  öffentliche    Feuerversicherungs-(Landes-) 

anstalten^)   mit  2,518  Millionen  Kronen 

Versicherungssumme  Ende  1897. 

In  den  skandinavischen  Staaten 
nur  einige  wenige  öffentliche  Feuerversiche- 

nmgsanstalten. 

In  Grossbritannien  reichen  die 
ersten  Anfänge  der  Feuerversicherung  zwai* 
in  die  zweite  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
zurück;  allein  der  regelmässige  und  umfang- 
reichere Betrieb  dieses  Versicherungszweiges 
beginnt  dort  doch  erst  mit  der  Errichtung 
der  bereits   eingangs  erwähnten   »Sun  Fire 


^)  Eingehendere  Darstellung  der  geschicht- 
lichen Entwickelung  der  Feuerversichenmg  s. 
bei  H.  u.  K.  Brämer,  „Das  Versicherungs- 
wesen" (Leipzig,  Chr.  Hirschfeld  1894)  S.  234  ff. 

*)  B.  Iranyi  in  Ehrenzweigs  Assekuranz- 
Jahrbuch  (Wien  1899).  lieber  den  Stand  der 
öffentlichen  Societäten  in  Deutschland  im  Jahre 
1892  vgl.  H.  u.  K.  Brämer  a.a.O.,   S.  241ff. 

^  iBericht  des  eidgen.  Versicherungsamtes 
über  die  privaten  Versichenmgsantemehmongen 
in  der  Schweiz  im  Jahre  1897.  Bern,  Schmid, 
Francke  &  Co.,  1899.  Dieser  Bericht  enthält 
wohl  die  einzigen  zuverlässigen  Zahlenangaben 
in  der  ganzen  veröffentlichten  Feuerversiche- 
rungsstatistik. 

*)  Ausserdem  giebt  Iranyi  bei  Ehrenzweig 
a.  a.  0.  über  eine  Menge  kleiner  Verbände, 
welche  er  Bauemassekuranzen  nennt  und  denen 
er  ftlr  1897  einen  Versicherungsbestand  von 
757,1  Millionen  Gulden  zuschreibt,  Auskunft. 
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)ffice«  (1710),  welcher  dann  bald  eine  schnell 
vaeh sende  Zahl  anderer  Gesellschaften  folgt, 
n  der  britischen  Feuerversicherung  hat  von 
eher  dominiert  und  dominiert  noch  heute 
lie  rein  gewerbliche  Unternehmung.  Wie 
veiter  initen  gezeigt  wird,  hat  der  Umstand, 
lass  englische  Aktiengesellschaften  Ende 
ies  vorigen  Jahrhunderts  ihren  Geschäfts- 
>etrieb  auf  Deutschland  ausdehnten  imd 
lier  eine  Art  von  Raubwirtschaft  begannen, 
:ur  Errichtung  deutscher  Privatfeuerver- 
iicherungsanstalten  den  Anstoss  gegeben. 
A^uffallend  ist  die  grosse  Zahl  der  entstan- 
lenen  und  wieder  verschwundenen  oder  mit 
mderen  vereinigten  (»amalgainierten«)  eng- 
ischen Feuen^ersicherungsgosellschaften. 

Eine  umfassende  englische  Versicherun gs- 
>tatistik  wird  alljährlich  im  »Post  Magazine 
\lnianack«  ^)  veröffentlicht.  Hiernach  waren 
ISÜ7  in  Grossbritannien  68  Feuerversiche- 
ungsan stalten  domiziliert,  von  denen  ihrer 
22  grosse  Zweiggeschäfte  in  Canada  und 
hrer  23  dergleichen  in  den  Vereinigten 
Staaten  hatten*^). 

In  Nordamerika  hat  sich  das  Feuer- 
versichenmgsgeschäft  namentlich  nach  der 
l'nabhängigkeitserklärung,  ebenfalls  fast  aus- 
"icliliesslich  als  Erwerbsgeschäft,  binnen  kur- 
/.em  zu  einer  ausserordentlichen  Ausdehnung 
:*nt wickelt.  Das  »up  and  down*  in  der  Zahl 
der  Gesellschaften  tritt  hier  noch  erheblich 
•stärker  hei'vor  als  in  Grossbritannien.  Der 
s|H^kulative  Charakter  des  Geschäftes  ist  hier 
noch  wesentlich  stärker  ausgeprägt.  Im 
lahi-e  1897  sollen  dort,  nach  Ehren  zweig  a. 
a.  0.  S.  452  ff.,  136  Feuervorsicherungsan- 
stalten  bestanden  haben,  nämlich  123  Aktien- 
nnd  13  GegenseitigkeitsgeseUschaften. 

In  Frankreich,  wo  zu  Ende  des  vo- 
rigen Jahrhunderts  die  Feuerversicherung, 
und  zwar  als  Gebäudeversicherung  in  Paris, 
zuerst  Boden  gewinnt,  tiberwiegt  unter  den 
geschäftlichen  Unternehmungen  der  gewerb- 
liche Charakter  weniger  stark  als  in  Gross- 
britaimien  und  Nordamerika.  1897  gab  es 
doi-t  neben  22  grösseren  Aktiengesellschaften 
für  Feuen'ersicherung  doch  auch  noch  eine 
ziemliche  Zahl  grösserer  und  kleinerer  Ge- 
genseitigkeitsaustalten.  Der  »Post  Magazine 
Almanack«  filr  1899,  der  »Paris  Assureur«^ 
par  E.  Lechaitier  für  1899  und  p]hrenzweig 
a.  a.  0.  enthalten  voneinander  abweichende 


^)  London,  T.  J.  W.  Buckley,  4,  Wine 
Office  Court,  Fleetstreet,  1899. 

*)  Ehrenzweig  a.  a.  0.  S.  348,  führt  für 
1897  öö  englische  Gesellschaften  auf,  leider 
ohne  Angabe  der  Versicherungssumme,  welche 
auch  im  P.  Magaz.  Alm.  fehlt  Die  Prämien- 
einnahme dieser  55  Gesellschaften  wird  für  1897 
auf  19,  die  Schäden  dieses  Jahres  werden  anf 
10,78,  die  Unkosten  anf  6,58,  der  Gesamtüber- 
schass  ynid  auf  1,75  Millionen  £  angegeben. 


Angaben  über  Zahl,  Art  uud  Betriebs-Ergeb- 
nisse der  französischen  Gesellschaften. 

Im  P.  Mag.  Alm.  sind  für  1897  namhaft 
gemacht : 

20  ÖS terreichisch  -  ungarische 
Anstalten,  darunter  11  gegenseitige^),  25 
belgische,  8  niederländische,  12 
italienische,  22  russische,  37  skan- 
dinavische, danmter  12  schwedische 
Gegenseitigkeits-GeselLschaften. 

Diese  Statistik  darf  übrigens,  wie  leider 
fast  alle  über  eine  Mehrheit  von  Staatsge- 
bieten sich  ei-streckende  Versicherungssta- 
tistik, Anspruch  auf  Vollständigkeit  und  Zu- 
verlässigkeit nicht  erheben. 

In  der  Schweiz-)  domizilieren  nur  4 
Anstalten,  wovon  zwei  auf  Gegenseitigkeit 
und  zwei  auf  Aktien  begründet  sind;  die 
ersteren  hatten  E.  1897:  1S9G,  die  anderen 
70H4  Millionen  Francs  Versicherungsbe- 
stand. 

In  Deutschland  ward  die  erste 
Privatfeu  er  Versicherungsgesell- 
schaft, jedenfalls  angeregt  durch  das  von 
Hamburg  aus  wirkende  englische  Beispiel, 
1812  in  Berlin,  dann  die  zweite  1819  in 
Ijcipzig  begi-ündet.  Beide  folgten  noch  dem 
englischen  Beispiele,  indem  sie  sich  als 
'  Aktiengesellschaften  einführten.  Beide  An- 
stalten hatten  in  den  ersten  Jahren  ihres 
Bestehens  wenig  mehi*  als  lokale  Bedeutimg, 
während  die  englische  Assekurrenz  -  Kom- 
pagnie »Phönix« ,  welche  schon  in  den 
achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
eine  Zweigniederlassung  in  Hamburg  er- 
richtet hatte,  im  ganzen  deutschen  Bundes- 
gebiete Versicheningen  vermittelte.  Es  war 
bedeutsam,  dass  auch  die  in  Gotha  beste- 
hende Handelsfirma  Ernst  Arnoldis  Söhne 
die  Dienste  des  Londoner  Phönix  benutzte, 
um  sich  gegen  Verluste  zu  decken,  welche 
ihr  durch  Brandschaden  an  ihrem  ziemlich 
beträchtlichen  Geschäfti^vermögen  entstehen 
könnten.  So  lernte  der  Chef  jener  Firma, 
der  durch  seine  vielseitigen  gemeinnützigen 
Schöpfungen,  durch  seine  Beteiligiing  an  der 
Errichtung  des  deutschen  Zollvereines,  durch 
seine  ffli*  den  Kaufmann  einer  kleinen 
Binnenstadt  in  damaliger  Zeit  ganz  erstaun- 
liche, umsichtige  imd  weitherzige  öffent- 
liche Wirksamkeit  sich  in  der  deutschen 
Wirtschaftsgeschichte  der  ei-sten  Jahrzehnte 
des  Jahrhunderts  eines  hervon-agenden  Na- 
m(»ns  erfreut,  die  Pi-axis  der  englischen 
Feuerversicherung  kennen.    Einer  englischen 


*)  B.  Iranyi  bei  Ehrenzweig  a.  a.  0.  führt 
für  1897  9  österreichische  Aktien-  und  12  Ge- 
genseitigkeitsgesellschaften,  jene  mit  einem 
Versicherungsbestande  von  24  616  Millionen, 
diese  mit  einem  Versicherungsbestande  von 
Ö292  Millionen  Kronen  auf. 

')  Bericht  d.  eidgenöss.  Vers.-Amtes  f.  1897. 
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Erwerbsgesellschaft  hinsichtlich  wichtiger 
Interessen  sich  und  seine  Landsleute  auf 
Gnade  und  Ungnade  ergeben,  ihr  aUjähr- 
lich  die  infolge  ilu^s  thatsächlichen  Mono- 
pols hohen,  wohl  auch  recht  willkürlich 
bemessenen,  Beiträge  zahlen  und  dabei  Ge- 
fahr laufen  müssen,  dass  im  Schadensfalle 
die  teuer  erkaufte  Yerpflichtunff  doch  nur 
notdürftig  oder  gar  nicht  erfüllt  werde  — 
das  war  ein  für  Arnoldi  auf  die  Dauer  un- 
erträglicher Zwang.  Er  war  bald  entschlos- 
sen, sich  und  seine  Landsleute  von  diesem 
Zwange  zu  befreien,  und  trat  schon  im 
Herbste  1819  mit  seinem  Plane  ziu*  Grün- 
dung einer  deutschen  Feuerversicherungs- 
bank auf  Gegenseitigkeit  hervor.  Am  1.  Ja- 
nuar 1821  wurde  diese  Anstalt  eröffnet^), 
welche,  im  Geiste  ihres  Gründers  geleitet, 
sich  stetig  und  grossartig  wie  eine  ledig- 
lich gemeinnützige  Unternehmung  fortent- 
wickelt hat,  vorbildlich  für  die  Amvendung 
des  Gegenseitigkeitsprincipes  auf  die  Ver- 
sicherung geworden  ist  und  unstreitig  auf 
die  Entwickehmg  des  Feuerversicherungs- 
geschäftes in  Deutschland,  auch  insoweit  es 
von  Aktiengesellschaften  betrieben  wird,  den 
wesentlichsten  Einfluss  gewonnen  hat. 

Es  bestehen  zur  Zeit  im  Deutschen 
Reiche,  von  den  zahlreichen  Vereinen  mit 
nur  lokaler  Bedeutung  abgesehen,  19  grös- 
sere Gegenseitigkeitsanstalten  und  29  Aktien- 
gesellschaften fiir  Feuerversicherung. 

Nach  B.  Irauyi  (a.  a.  0.)  hatten  jene  An- 
stalten Ende  1897  insgesamt 
10240526193  M.  (davon  Gotha  allem 
5176  Millionen)  versichert,  während  bei  den 
Aktiengesellschaften  zu  jener  Zeit  im  gan- 
zen etwa 

67  266  Millionen  Mark 

einschliesslich  aller  übernommenen  und  ab- 
gegebenen Rückversicherungen  versichert 
gewesen  sein  sollen. 

Die  Versicherungssumme  der  oben  er- 
wähnten sämtlichen  deutschen  öffent- 
lichen Feuerversichenmgsanstalten  giebt 
Iranyi  (a.  a.  0.)  für  Ende  1897  auf  etwa 

43767  Millionen  Mark 
an.    Der  Versicherungsbestand  einer  grossen 
Zahl  kleiner,  wesentlich  lokaler,   Feuerver- 
sicherungs -Vereine  in  Deutschland  ist  mit 
einiger  Sicherheit  nicht  zu  ermitteln. 

Die  vorstehenden  Ziffern  enthalten  nam- 
hafte Summen,  welche  auf  ausländische 
Risiken  laufen,  da  viele  Privatfeuerver- 
sicherungsanstalten   ihren    Geschäftsbetrieb 


\)  A.  E  m  m  i  n  g  h  a  u  s ,  Ernst  Wilhelm  Ar- 
noldi, Weimar,  Böhlau,  1878.  Derselbe, 
Geschichte  der  Lebensversicherungsbank  für 
Deutschland,  Weimar,  Böhlau,  1877,  S.  16  ff. 
Jul.  Hopf,  Ernst  Wilhelm  Arnoldi  und 
seine  Schöpfung,  die  Feuerversichenmgsbank, 
Gotha  1878. 


über  die  Grenzen  des  Vaterlandes  aus- 
dehnen ;  sie  geben  weder  ein  Bild  von  dem 
Geldwerte  aUer  im  Deutschen  Reiche  lau- 
fenden Feuerversicherungsrisiken  (weil  die 
Bestände  der  kleinen  Vereine  fehlen) 
noch  ein  Büd  von  dem  Umfange  der 
deutschen  Risiken  aller  im  Deutschen 
Reiche  bestehenden  Anstalten  für  Feuerver- 
sicherung. Aber  sie  charakterisieren  eini- 
germassen  die  Leistungen  der  gesamten 
drei  Gruppen  von  Feuerversicherungsan- 
stalten Deutschlands.  Und  diesem  Zwecke 
lediglich  mögen  weiter  auch  die  folgenden, 
der  nämlichen  Quelle  entnommenen,  An- 
gaben dienen.     (S.  die  Tab.  auf  S.  871.) 

Seit  dem  Aufkommen  der  Privatfeuerver- 
sichenmg  in  Deutschland,  namentlich  aber 
seit  diese  unter  der  mannigfach  be- 
günstigten Konkurrenz  der  öffentlichen 
Anstalten  in  ihrer  Entwickehmg  zu 
leiden  begonnen  hat,  hat  sich  ein  zuweilen 
zu  Heftigkeit  ausartender  Streit  zwischen 
diesen  beiden  Gnippen  von  Unternehmungen 
entsponnen,  welcher  auch  jetzt  noch  nicht 
geschlichtet  ist  und  in  dem  neben  Fach- 
leuten auch  Theoretiker,  die  nicht  Fachleute 
sind,  sich  entschieden  auf  die  Seite  der 
öffentlichen  Feuerversicherungsanstalten  ge- 
stellt haben.  In  den  Zeiten,  wu  es  dem 
deutschen  Volke  gelungen  war,  das  längst 
ersehnte  Ziel  der  staatlichen  Einheit  und 
seine  Grossmachtstellung  zu  erkämpfen,  wo 
infolge  dieser  grossen  Errungenschaft  auch 
das  Staatsgefühl  mächtig  bei  uns  auflebte 
und,  wie  fi'üher  oft  zu  wenig,  so  nun  leicht 
zu  viel  von  der  Staatsgewalt  erwartet  wurde, 
nahm  jener  Streit  unter  den  Theoretikern 
wohl  auch  die  Gestalt  des  Streites  zu 
Gunsten  oder  wider  die  Verstaatlichung 
der  Feuerversicherung  an.  Da  die  Ver- 
teidiger der  Verstaatlichung  ihr  Begehren 
nicht  auf  die  Feuerversicherung  beschränkten, 
wird  diese  Principfrage  besser  in  dem  Ar- 
tikel Versicherungswesen  erörtert, 
wenn  auch  die  ernstesten  Angriffe  wider 
die  Privatversicherung  jedenfalls  der  Privat- 
f  e  u  e  r  Versicherung  gelten.  Hier  aber  muss 
jedenfalls  des  Streites  zwischen  den  Ver- 
tretern der  bestehenden  öffentlichen  Feuer- 
versiclierungsanstalten  (den  sogenannten 
»Societäten«)  und  den  Vertretern  der  Privat- 
thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Feuer\'er- 
sicherung  gedacht  werden. 

Es  mag  im  folgenden  das  Für  und  Wider 
der  streitenden  Parteien  gegenübergestellt  ^) 

Theoretische  Begünstiger  der  öffentlichen 
Feuerversicherung  und  der  Verstaatlichung  der 
Feuerversicherung:  Der  Hauptvertreter  ist  A. 
Wagner  in  „Der  Staat  und  das  Versicherongs- 
weseu",  Tübingen  1881.  Derselbe  in  Schön- 
bergs Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  1. 
Bd.,  Art.  „Feuerversicherung"  sowie  in  anderen 
Werken   und   Aufsätzen.     0.   Ploner,   „Ver- 


Feuerversichening 


871 


1897. 


Einnahmen: 


Beiträge  bezw.  Prämien 
Zinsen  and  sonstiges  . 


Ausgaben: 

Kückversichernngsprämien 

Netto  •  Schadenvergütungen  und  Schädenerhebnngs- 

kosten 

Kosten,   Beiträge  für  das  Löschwesen,  für  andere 

öffentliche  Zwecke  und  Abschreibungen      .    .    . 

(Jeberschuss  derEinnahmen  über  dieAus- 
gaben     

Verwendung  des  Ueberschusses: 

Zu  Rückzahlungen  an  die  Versicherten  (einschliessl. 

Gewinn-Reserven) 

Prämien-  und  Schaden-Reserve 

Zu  Zins  und  Dividende  für  die  Aktionäre  .... 

Gesamtfonds 

Es  hatten  in  Millionen  Mark  versichert: 

1884 
Die  Deutschen  Aktien-Gesellschaften    .    .    .    42000 

öffentl.  F.V.Anstalten    .    .    .    29658 
gegenseit.  F.V.Gesellschaften      6380 


54  öffentliche 
Feuerver- 
sicherungs- 
Anstalten 


19  grössere 

gegenseitige 

Privat- 

Feuerver- 
sicherungs- 

Anstalten 

in  1000  Mark 


29  Feuerver- 

sicherungs- 

Aktiengesell- 

Schäften 


56784 
4418 


5572 

44254 
10  331 

1053 


137997 


26289 
1519 

2405 

7  975 
3467 

13776 


14634 
13975 

49703 


136668 
5167 


61  481 
42083 
22159 

13544 


57812 
8711 

287  685 


n 


n 


1887 

1890 

1893 

1896 

1897 

44972 

50506 

56955 

63074 

67266 

32  146 

36706 

39203 

42934 

44218 

7035 

8  127 

8934 

10  132 

10  241 

und  dem  Leser  das  End  urteil  überlassen 
werden. 

Vernehmen  wir  zunächst  die  Stimmen  der 
Vertreter  der  öffentlichen  Feuerversicherungfs- 
anstalten,  wie  diese  letzteren  thatsächlich  sind 
oder  sein  sollten.  —  Dieselben  machen  im  In- 
teresse der  Begünstigung  oder  Alleinherrschaft 
ihrer  Schützlinge  namentiich  folgendes  geltend : 

a)  Nur  beim  Betriebe  der  Feuerversiche- 
rung durch  öffentliche  Anstalten  lasse  sich  der 
Gefahr  der  Ueberversicherung  wirksam  steuern. 

b)  Eine  Abstufung  der  Prämie  nach  dem 
Risiko,    wie    sie   der   Privatfeuerversicherung 

staatlichung  des  Versicherungswesens?"  Mün- 
chen, G.  Franzscher  Verlag,  1884  (nur  polemisch, 
aber  ohne  jeden  Versuch  einer  tieferen  wissen- 
schaftlichen Begründung).  Vertreter  der  Pii- 
vatfeuerversicherung :  J  u  1.  H  0  p  f ,  Denkschrift, 
betr.  den  öffentlichen  und  Privatbetrieb  in  der 
Feuerversicherung,  Gotha  1884.  Kummer, 
„Der  Betrieb  von  Versicherungsgeschäften  durch 
den  Staat",  Zürich,  J.  Herzog,  1879.  W. 
Schäfer,  „Die  Verstaatlichung  des  Versiche- 
rungswesens", Hannover,  Schmorl  &  von  See- 
feld, 1884.  A.  Emminghaus,  „Staatsver- 
sicherung", Sep.- Abdruck  aus  d.  Br.  Handels- 
blatt, Jahrg.  188I.  Vgl.  auch  die  „Verhand- 
lungen des  Kongresses  deutscher  Volkswirte" 
in  Königsberg  vom  September  1883  Über  „die 
VerstaaUichung  des  Versicherungswesens". 


augenscheinlich  nicht  gelinge,  könne  allerdings 
die  öffentliche  Feuerversicherung  noch  weniger 
erfolgreich  anstreben;  sie  allein  aber  könne  es 
durchsetzen,  dass  die  „etwas  grösseren  Risiken 
durch  die  etwas  kleineren  mittelst  demgemässer 
Prämienabstufung  mitgetragen  werden". 

c)  Die  obrigkeitliche  Mitwirkung  bei  jedem 
Feuerversicherungsvertrage,  welche,  sofern  es 
sich  um  Verträge  mit  Privatfeuerversicherungs- 
anstalten handle,  nicht  entbehrt  werden  könne, 
wenn  nicht  erhebliche  Gefahren  aus  der  Ver- 
sicherung erwachsen  sollen,  sei  ja  unzweifelhaft 
lästig  für  beide  Teile;  bei  Versicherungen  mit 
öffentlichen  Instituten  könne  sie  entbehrt 
werden. 

d)  In  betreff  der  Versicherungsbedingungen 
sei  das  Publikum,  wenn  es  an  öffentliche  An- 
stalten gewiesen  sei,  der  Gefahr  der  Chikane, 
welche  inm  jederzeit  von  seiten  des  Privatver- 
sicherers drohe,  nicht  ausgesetzt. 

e)  Die  Wohlthat  der  Feuerversicherung 
lasse  sich  bis  zur  äusserst  möglichen  Grenze 
ausdehnen  nur  durch  den  Zwang,  und  Versiche- 
rungszwang vertrage  sich  nur  mit  der  öffent- 
lichen Feuerversicherung ;  aber  auch  ohne  Zwang 
gehe  die  letztere  weniger  wählerisch  zu  Werke 
als  die  Privatfeuerversicheruny,  welche  nur  die 
guten  Risiken  übernehme,  mit  den  schlechten 
sich  nicht  befasse. 

f )  Nur  die  öffentliche  Unternehmung  mache 
die  streng  loyale  Erfüllung  des  Versicherungs- 
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Vertrages  im  Schadenfalle  and  die  richtige 
Normierung  des  Schadens  zur  Eegel;  bei  der 
Privatfeuerversicherung  stehe  dem  das  speku- 
lative Interesse  entgegen. 

g)  Auf  Verbesserung  der  Feuerpolizei  und 
der  Feuerlöscheinrichtungen  hinzuwirken,  sei 
den  öffentlichen  Anstalten  leichter  als  den  pri- 
vaten; beim  Nebeneinanderbestehen  beider 
komme  die  erfolgreiche  Thätigkeit  jener  diesen 
ohne  ihr  Verdienst  zu  gnte. 

h]  Gesicherter  seien  die  Interessenten  bei 
öffentlichen  Anstalten.  Aktienfeuerversiche- 
rungs^esellschaften  insbesondere  vernachlässig- 
ten bei  ihren  hohen  Verwaltungsaufwänden  und 
ihrer  Dividendensucht  die  genügende  Ansamm- 
lung von  Reserven. 

i)  Die  öffentlichen  Anstalten  seien  billiger 
als  die  privaten,  namentlich  als  die  Aktienge- 
sellschaften. 

k)  Wenn  behauptet  werde,  die  Privatan- 
stalten seien  in  ihrem  ganzen  Geschäftsverkehr 
entgegenkommender  gegen  das  Publikum,  so  treffe 
das  bisweilen  zu;  aber  darauf  komme  wenig  an. 

Hierauf  wird  nun  von  den  Vertretern  der 
Schonung  und  Weiterentwickelung  der  Privat- 
thätigkeit  auch  auf  dem  Gebiete  der  Feuerver- 
sicherung, welche  übrigens  die  bestehenden 
öffentlichen  Anstalten  keineswegs  gewaltsam 
beseitigt,  sondern  nur  nicht  monopolisiert  und 
bevorzugt  wissen  wollen,  folgendes  erwidert: 

Zu  a.  In  Kulturländern  sei  die  Gefahr  der 
spekulativen  üeberversicherung  nicht  allzu  gross, 
könne  ihr  aber  durch  andere  Mittel  viel  wirk- 
samer gesteuert  werden  als  durch  die  öffent- 
liche Feuerversicherung.  Um  des  sehr  zweifel- 
haften Beitrages  willen,  welchen  diese  Institu- 
tion angeblich  zur  Steuer  des  üebels  leisten 
solle,  lohne  es  keineswegs,  die  Nachteile  und 
Schwächen  der  öffentlichen  Feuerversicherungs- 
anstalten in  den  Kauf  zu  nehmen  oder  diese 
Anstalten  mit  Privilegien  und  Begünstigungen 
aller  Art  auszustatten,  die  Privattnätigkeit  auf 
dem  Gebiete  des  Feuerversicherungswesens  aber 
zu  lähmen. 

Zu  b.  Die  Bemühungen  der  Privatfeuer- 
versicherun^,  den  Prämientarif  möglichst  genau 
den  verschiedenen  Gefahren  anzupassen,  seien 
schon  zn  sehr  erfreulichen  Erfolgen  gediehen, 
nnd,  wenn  es  den  Öffentlichen  Anstalten  bei 
ihren  unzureichenden  Kräften  nicht  gelinge,  die 
Schwierigkeiten  der  Gefahrenklassi&ation  und 
der  entsprechenden  Prämienbemessung  zu  über- 
winden, so  sei  dies  doch  von  allen  möglichen 
Gesichtspunkten  aus  gewiss  ein  schwacher 
Punkt  in  der  Thätigkeit  dieser  Anstalten;  wer 
dies  geflissentlich  übersehe  und  dem  Produkt 
dieser  Schwäche,  der  TJnvollkommenheit  des 
Prämientarifs,  nachrühme,  dass  sie  dazu  führe^ 
Lasten  der  Aermeren  mit  auf  die  Schultern  der 
Reicheren  zu  legen,  gehe  von  der  gänzlich  un- 
zutreffenden Annahme  aus,  dass  die  gefährdeten 
Risiken  überwiegend  bei  Armen  (Theater!),  die 
mindergefährdeten  überwiegend  bei  Reichen  zu 
finden  seien,  und  huldige  mit  seinem  Lobe 
einer  Anschauung,  deren  Konsequenz  der  Kom- 
munismus sei. 

Zu  c.  Der  Untersatz  sei  falsch;  die  poli- 
zeiliche Mitwirkung  bei  jedem  Feuerversiche= 
rungs vertrage  sei  in  vielen  grossen  und  blühen- 
den Wirtschaftsgebieten  niemals  für  erforder- 
lich erachtet  worden  oder  werde  dort  "als  ein 


längst  überwundener  Standpunkt  betrachtet. 
Dass  anch  bei  uns  jede  „Präventivkontrolle" 
ohne  jede  Gefahr  beseitigt  werden  könne,  dass 
sie  auch  entfernt  nicht  zu  leisten  vermöge, 
was  legislativ-politisch  damit  angestrebt  wor- 
den sei*),  darüber  seien  dieienigen,  welche  da- 
bei amtlich  mitzuwirken  haoen,  am  wenigsten 
im  Zweifel.  Damit  werde  aber  auch  dieses 
Argument  hinfällig. 

Zu  d.  Es  sei  eine  durch  nichts  bewiesene 
Verdächtigung,  dass  die  Privatfeuerversicherung 
darauf  ausgehe,  die  Versicherten  in  ihren  ver- 
tra^smässigen  Ansprüchen  zu  verkürzen,  sie  zu 
„chikanieren";  ja  aus  sehr  erklärlichen  Grün- 
den komme  die  Verletzung  der  Vertragstreue 
bei  der  Feuerversicherung  durch  Privatgesell- 
schaften überhaupt  nur  äusserst  selten  und  ge- 
wiss eher  weniger  häufig  als  bei  anderen  ähn- 
lichen Privatuntemehmungen  vor,  weil  dort 
jede  solche  Handlung  alsbald  an  die  Oeffent- 
lichkeit  komme  und  dem  Rufe  des  Unterneh- 
mens selbstverständlich  schade.  Ganz  unzwei- 
felhaft lassen  sich  genau  so  viele  Fälle,  in 
denen  die  Versicherten  bei  „Societäten"  zu  Un- 
recht verkürzt  würden,  wie  solche,  in  denen 
solche  Verkürzung  von  Privatgesellschaften 
ausgehe,  aufführen.  Dieses  Arp^ument  könne 
überhaupt  nur  bei  gänzlicher  Unkenntnis  des 
wirklichen  Lebens  und  bei  leidenschaftlicher 
einseitiger  Befangenheit  in  Vorurteilen  zu  be- 
nutzen gewagt  werden. 

Zu  e.  Ebenso  verhalte  es  sich  zum  Teil 
mit  dem  Argumente  unter  e.  Sehr  fraglich 
erscheine  doch  die  hier  aufgestellte  Theorie 
vom  Segen  des  Zwanges.  Ein  öffentliches 
Interesse,  dass  Feuerversicherung  genommen 
werde,  bestehe  in  einer  sehr  grossen  Zahl  von 


Fällen  gar  nicht*);  überall^  wo  es  fehle,  fehle 

jeder  Berechtigungs- 
grund für  den  Zwang').    In  grossen  und  blü- 


stverständlich  auch  jeder  Berechtigung 


henden  Staaten  der  Kulturwelt  wisse  man  von 
einem  solchen  Zwange  überhaupt  gar  nichts, 
ohne  diesen  Mangel  im  mindesten  übel  zu  em- 
pfinden. Wenn  aber  behauptet  werde,  dass  die 
„Societäten"  auch  ohne  Zwang  minder  wähle- 
risch in  der  Annahme  der  Risiken  seien  als  die 
Privatfeuerversicherungen,  dass  fiir  die  erst^ren 
ja  sogar  eine  Annahmepflicht  in  ihrem  Bereiche 
bestehe,  so  stehe  dieser  Behauptung  die  Wirk- 
lichkeit, ja  der  eine  Menge  von  Risiken  be- 
stimmt ausschliessende  Wortlaut  vieler  Regle- 
ments entgegen*). 

Zu  f.  Mangel  an  Gewissenhaftigkeit  bei 
Erfüllung  des  Vertrages  im  SchadenfaUe  könne 
doch  unmöglich  der  Privatfeuerversicherung 
ohne  weiteres  vorgeworfen  werden;  der  richti- 
gen Bemessung  des  Schadens  wende  dieselbe 
im  allgemeinen  erfahrungsmässig  viel  grössere 
Aufmerksamkeit     zu    als    die    „Societäten"^). 

*)  Fr.  Knoblauch,  Die  Fehler  und  Män- 
gel des  öffentlichen  Feuerversicherungsrechts  in 
Deutschland.  Magdeburg  1868,  Haenelsche 
Buchdruckerei,  Ten  II  und  III.  K.  ist  zwar 
Partei,  aber  ungemein  sachkundig  und  behaup- 
tet nichts,  ohne  eine  Fülle  von  unvdderleglichen 
Beweisen  beizubringen. 

•)  J.  Hopf  a.  a.  0.  S.  27. 

»)  Derselbe  a.  a.  0.  S.  30  ff. 
Derselbe  a.  a.  0.  S.  38  ff. 
Derselbe  a.  a.  0.  S.  4öff. 
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Wenn  bei  der  Privatfenerversichemng  wirklich 
der  ffute  Wille  hierzu  fehlen  sollte  —  was  an- 
zunehmen doch  für  eine  grosse  und  angesehene 
Klasse  von  Geschäftsleuten  geradezu  beleidigend 
wäre  —  so  zwinge  schon  das  eigenste  Interesse 
zu  gewissenhaftestem  und  rationellstem  Ver- 
fahren —  ein  Antrieb,  welcher  den  Societäten 
vollkommen  fehle.  Habe  man  bei  jener  Gegen- 
überstellung das  Ideal  der  öffentlichen  Feuer- 
versicherung im  Auge,  so  müsse  man  mit  ihr 
auch  nur  das  Ideal  der  Privatfenerversicherungs- 
unternehmung  vergleichen.  Auch  bei  solcher 
Yergleichung  noch  spreche  aber  auch  in  dem 
hier  fraglichen  Punkte  vieles  für  die  beweg- 
lichere, zu  emsiger  und  umsichtiger  Arbeit  ge- 
neigtere Privatieuer Versicherung.  Die  Wirk- 
lichkeit anlangend,  so  könne  kein  Sachkundiger 
darüber  im  unklaren  sein,  dass  ganz  besonders 
die  Schadenreguliernngen  im  grossen  und  gan- 
zen rascher  und  zutriedenstellender  für  die 
Versicherten  von  den  Privatgesellschaften  be- 
wirkt werden  als  von  den  „Societäten".  Wie 
Hesse  es  sich  sonst  auch  erklären,  dass  überall 
da.  wo  die  letzteren  mit  den  ersteren  konkur- 
rieren müssten,  der  Sieg  der  ersteren  sicher  sei 

—  trotz  der  Machtmittel,  mit  denen  die  öif ent- 
liehe Feuerversicherung  umgeben  sei*)? 

Zn  g.  Warum  die  an  einer  guten  Bau- 
und  Feuerpolizei  sowie  an  guten  Feuerlösch- 
einrichtungen noch  mehr  interessierte  Privat- 
feuerversicnerung  auf  Verbesserungen  in  diesen 
Stücken  nicht  ebenso  erfolgreich  sollte  hinwir- 
ken können  wie  die  öffentliche  Feuerversiche- 
rung, sei  unverstÄndlich.  Verständige  Regie- 
rungen pflegten  doch  Anregungen  zum  Fort- 
schritte in  diesen  Stücken  um  deswillen,  weil 
sie  nicht  ans  den  Kreisen  ihrer  Beamten  ge- 
kommen seien,  nicht  von  der  Hand  zu  weisen. 
Dass  gute  Löscheinrichtungen  nicht  der  Feuer- 
versicherung zu  Liebe,  sondern  im  Interesse 
der  Gesamtheit  gefordert  werden  müssten  und 
beschafft  würden,  sei  bekannt  genug;  eben 
deshalb  sei  es  durchaus  ungehörig,  die  Kosten 
solcher  Einrichtungen  ganz  oder  zum  Teil  den 
Feuerversicherungsanstalten  aufzubürden,  was 
übrigens  der  Privatfeuerversicherung  gegen- 
über in  weitem  Umfange  thatsächlich  geschehe 

—  ganz  abgesehen  von  den  Steuer-  und  Ge- 
bührenlasten,  mit  denen  man  diesen  Zweig 
wirtschaftlicher  Arbeit  verfolge  ^).  Gute  Feuer- 
löscheinrichtungen wirkten  ja  mit  zwingender 
Notwendigkeit  auf  die  Ermässigung  der  Prä- 
mientarife. 

Zu  h.  Die  Annahme,  dass  ein  Unterschied 
in  der  Sicherheit  der  Versicherung  zwischen 
den  öffentlichen  und  den  Privatinstitnten  zu 
Gunsten  der  ersteren  bestehe,  werde  schon  durch 
die  Thatsache  widerleget,  dass  viele  der  ersteren 
Rückversicherungsbedingungen  mit  Privatin- 
stituten unterhielten.  Bei  sehr  grossen  Kala- 
mitäten, welche  eine  oder  die  andere  der  „Socie- 


*)  Schäfer  a.  a.  0.  S.  65  unten  ff.  —  In 
einem  von  dem  preussischen  Minister  des  Innern 
an  den  Provinziallandtag  von  Brandenburg  er- 
lassenen Reskript  V.  28.  Juli  1882  wird  als 
eines  der  Mittel  zur  Wiedergewinnung  der  zu 
den  Aktiengesellschaften  übertretenden  Mitglie- 
der eine  „zweckmfissigere  Schadenfeststellung" 
angeraten. 

»)  Knoblauch  a.  a.  0.  S.  30ft.,  33ff. 


tÄten"  betreffen  würden,  könne  sehr  wohl  auch 
eine  solche  zahlungsunfähig  werden  oder  ge- 
nötigt sein,  ihren  beschädigten  Mitgliedern  nur 
einen  Teil  des  Schadens  zu  vergüten.  Der  Zu- 
sammenbruch einer  vorsichtig  und  rationell  ge- 
leiteten älteren  Feuer  Versicherungsgesellschaft 
gehöre  in  Deutschland  zu  den  grössten  Selten- 
heiten; kleinere  solche  Gesellschaften  oder  in 
den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  grösser  an- 
gelegte und  rasch  gross  gewordene  seien  wohl 
zu  Grunde  gegangen;  aber  daran  sei  gewiss 
nicht  „Dividendensucht"  schuld  gewesen.  Die 
Behauptung,  dass  es  Privatgesellschaften  an 
genügenden  Reserven  fehlen  zu  lassen  pflegen, 
werde  durch  das  Alter  und  den  festen  Bestand 
der  meisten  jetzt  in  Deutschland  arbeitenden 
Privatfeuerversicherungsanstalten  widerlegt;  be- 
kannt sei,  dass  eine  der  grössten  unter  ihnen, 
die  Aachen  -  Münchener ,  während  der  ersten 
fünfzehn  Jahre  ihres  Bestandes  ihre  Ueberschüsse 
überhaupt  nicht  verteilt  habe  und  dass  die  grösste 
deutsche  Feuer  Versicherungsanstalt  auf  Gegen- 
seitigkeit, die  Gothaer,  in  den  nahezu  achtzig 
Jahren  ihrer  Wirksamkeit  mit  ihren  erstmals 
erhobenen  Beiträgen  ausser  in  zwei  Jahren  nicht 
nur  stets  allen  Anforderungen  gewachsen  ge- 
wesen sei,  sondern  davon  stets,  ausser  in  einem 
jener  zwei  Jahre,  in  welchem  eine  Nachschuss- 


zahlung    von 


14 


in 


einer   Jahresprämie    nötig 


wurde,  sehr  namhafte  Beträge  (21— 80*/o)  an  ihre 
Versicherten  zurückgewährt  habe*). 


')  Die  Gegner  der  Privatuntemehmung  auf 
dem  Gebiete  der  Feuerversicherung,  von  denen 
Schäfer  a.  a.  0.  S.  87  sagt,  dass  sie  im  Grunde 
weniger  von  stichhaltigen  Gründen  als  von 
einer  instinktiven  Abneigung  gegen  alle  (?) 
grossen  und  gewinnbringenden  Privatunterneh- 
mungen geleitet  seien,  pflegen  von  „unverhält- 
nismässig grossem  Gewinne",  welchen  Aktien- 
gesellschaften durch  die  Feuerversicherung  er- 
zielten, zu  reden,  unter  Hinweis  darauf,  dass 
einige  dieser  Gesellschaften  auf  ihr  verhältnis- 
mässig zum  Geschäftsumfange  äusserst  geringes 
Aktienkapital  Dividenden  verteilen,  welche,  na- 
mentlich verglichen  mit  den  Einzahlungen  auf 
die  Aktien  —  nicht  natürlich  mit  den  Kursen 
dieser  letzteren  —  allerdings  enorm,  aber  immer 
nicht  höher  als  bei  anderen  auf  Gewinn  be- 
rechneten Unternehmungen,  erscheinen.  Dazu 
ist  zu  bemerken,  dass  von  den  deutschen  Feuer- 
versicherungsaktiengesellschaften meist  einige 
nicht  mit  Gewinn,  sondern  mit  Verlust  arbeiten 
(im  Jahre  1881  z.  B.  waren  es  ihrer  11  von  28, 
im  Jahre  1888  7  von  29,  1897  4  von  29)  und 
dass  der  Durchschnittsgewinn  aller  im  ganzen 
recht  massig  ist.  Dies  erhellt  aus  der  im  Text 
oben  mitgeteilten,  im  Jahre  1882  dem  preussischen 
Handelsminister  von  dem  Verbände  deutscher 
Privatfeuerversicherungsgesellschaften  unter- 
breiteten Aufstellung,  deren  zur  Erbringung 
des  Beweises  dienende  Ziffern  sich  im  Laufe  der 
letzten  achtzehn  Jahre  höchstens  noch  mehr  zu 
Gunsten  der  Beweisführung  geändert  haben. 
Iranyi  a.  a.  0.  giebt  als  „industriellen  Ueber- 
schuss"  der  29  deutschen  Aktiengesellschaften, 
also  als  üeberschuss,  der  zum  grösseren  Teil 
aus  den  Zinsen  des  Aktienkapitales  und  der 
Reserven,  zum  geringeren  aus  den  Prämien- 
einnahmen herziueiten  war,  an: 
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Bei   sämtlichen    deutschen    Feuerversiche- 
rungsaktiengesellschaften  betrugen : 

In  Tausend  Mark 


1879 


1880 


1881 


Im 
Durch- 
schnitt 


1)  Die  Gruudka- 
pitale   .    .    . 

2)DieBareinzah- 
lung  darauf . 

3)  Die  Grundka- 
pitale u.  die 
Ileserven  .    . 

4)  Die  Prämien- 
einnahmen 

5)  Die  Zinsein- 
einnahmen 

6)  Die  Einnah- 
men aus  ande- 
renOeschäften 

7)  Die  d.  Aktion, 
zugeiloss.  Di- 
vidende    .    . 

8)  Der  aus  den 
Prämienein- 
nahmen her- 
rührende Teil 
d.  Dividenden 
abzügl.d.  Ver- 
lustes der  Ak- 
tionäre der 
Berlin -Kölni- 
schen Gesell- 
schaft .  .  . 
bleibt  .    .    . 

9.Verhältn.v.8:l 

10.  „        „8:2 

11.  „        „8:3 


i6i  162 
37082 


169964 
38843 


221  230,236930 


83814 
4789 

66 
7741 


2887 


83990 
5092 

145 
6973 


178820 
40310 

233616 

80469 

4861 

61 
9299 


169982 
38745 

239  592 

82757 

4914 

90 

7005 


1736 


12. 


8:4 


2887 

/o 
1,77 
7,78 

1,31 
3,44 


1736 

% 
1,02 

4,46 

0,73 
2,07 


1378 


—  6225 

—  4847 


2000 


2075 

75 


Zu  i.  Die  Behauptung,  dass  die  öfifentlichen 
Feuerversicherungsanstalten  billiger  seien  als 
die  privaten,  treffe  in  keiner  Weise  zu.  Zwar 
lasse  sich  der  Beweis  natürlich  nicht  aus  einer 
allgemeinen  Statistik,  etwa  durch  Vergleichung 
der  Prämieneinnahmen  eines  Jahres  mit  dem 
Gesamtrisiko,  welches  in  diesem  Jahre  getragen 
wurde,  führen,  da  selbstverständlich  auf  die 
Zusammensetzung  dieser  Risikosumme  alles  an- 
komme; die  Risiken,  welche  zur  Zeit  in  Deutsch- 
land von  öffentlichen  Anstalten  übernommen  zu 
werden  pfles^ten,  seien  aber  im  ganzen  erheblich 
weniger  gefährdet  als  das  Durchschnittsrisiko 
der  privaten  Anstalten;  auch  sei  nicht  ausser 
Betracht  zu  lassen,  dass  die  scheinbar  bei 
öfi'entlichen  Anstalten  unentgeltlich  geleisteten 
Dienste  öffentlicher  Beamten  doch,  wenn  auch 
nicht  unmittelbar  von  den  Versicherten,  bezahlt 


1897    1896    1895    1894 
%  der  Nettoprämien     ^^5  -  ^4  q  -  ö,3~'T27i' 

Der  Berieht  des  eidgen.  Versicherungsamtes 
für  1897  (S.  L VII  ff.)  berechnet  den  aus  der 
Prämie  stammenden  Ueberschuss  der  in  der 
Schweiz  arbeitenden  Feuerversicherungsaktien- 
gesellschaften auf  7,88  ^/o- 


werden  müssten.  Dass  aber  trotzdem  der  Privat- 
versicherung der  Vorzug  ^sserer  Billigkeit 
gebühre,  ^ehe  augenscheinlich  daraus  hervor, 
aass  überall,  wo  diese  mit  der  öffentlichen  auf 
gleichem  Boden  konkurriere,  den  Privatanstalten 
trotz  der  weitgehenden  Privilegien  ihrer  Kon- 
kurrenten der  Sieg  sicher  sei,  was  keineswegs 
etwa  vorzugsweise  auf  die  grössere  Rührigkeit 
in  der  Weroung  —  doch  auch  ein  Vorzug  und 
eine  kosten  verursachende  Leistung  —  zurück- 
zuführen sei.  Was  man  auch  zu  Gunsten  des 
öffentlichen  Betriebes  irgend  welcher  wirtschaft- 
lichen Thätigkeit  anführen  könne  —  mit  ge- 
ringerem Aufwände  als  die  in  der  gleichen 
Richtung  mögliche  private  Arbeit  vermöge  er 
höchstens  bei  strammer  Centralisation  zu  wirt- 
schaften, und  auch  diese  wieder  sei  mit  be- 
sonderen, ihr  eigenen,  sehr  beträchtlichen  Auf- 
wänden verknüpft.  Uebris'ens  sei  es  auch  kaum 
möglich,  die  meist  qualitativ  sehr  einfachen 
Leistungen  der  öffentlichen  Anstalten  mit  den 
sehr  viel  umfänglicheren  und  intensiveren,  aber 
auch  zu  einer  angemesseneren  und  deshalb  an 
sich  schon  im  ganzen  billigeren  Tarifierung  der 
Risiken  führenden  Leistungen  der  Privatfeuer- 
versicherungsinstitute  zu  vergleichen*). 

Zu  k.  Den  Vorzug  grösseren  Entgegen- 
kommens gegen  das  Publikum  pflegten  in 
Deutschland  öffentliche  Beamte  —  und  in  den 
Händen  solcher  befände  sich  doch  die  Verwaltung 
der  „Societäten"  —  notorisch  den  Beamten  von 
Privatfeuerversicherungsinstituten  gegenüber 
nicht  für  sich  geltend  machen  zu  können;  die 
meisten  seien  geneigt,  solches  Entgegenkommen 
nicht  einmal  für  eines  Beamten  würdig  zu  halten. 
Allein  in  der  That  sei  dieses  Argument  zu  vage, 
um  weiter  erörtert  zu  werden. 

Bei  unbefangener  Würdigung  des  Für 
und  Wider  wird  man  die  Existenzberechti- 
gung der  öffentlichen  Feuerversicherung  in 
Deutschland  nicht  verkennen,  ebensowenig 
aber  eine  Bevorzugung  derselben  recht- 
fertigen können,  wird  man  wünschen  müssen, 
dass  beide  Formen  unter  einer  für  beide 
massgebenden,  der  Ausdehnung  der  Feuer- 
versicherung günstigen  Gesetzgebung  sich 
frei  und  ungehindert  weiter  entwickeln  und 
auch  die  Monopole  der  öffentlichen  Anstalten, 
wo  jene  noch  bestehen  und  aufrechterhalten 


1)  J.  Hopf  a.  a.  0.  S.  60 ff.  Zu  vgl.  auch 
die  durchaus  objektiven  Ausführungen  des  eidgen. 
Berichts  für  1897  S.  L VIII  ff.  Uebrigens  betrugen 
die  Verwaltunffskosten  der  bayer.  Brandver- 
sicherungsanstalt  nach  S.  82  der  gelegentlich  des 
100  jährigen  Bestehens  dieser  Anstalt  heraus- 
gegebenen Denkschrift  (München,  R.  Oldenbourg, 
1899)  in  letzter  Zeit  1,34  Pf.  auf  100  M.  Hier- 
bei sind  natürlich  die  Kosten  der  von  Staats- 
beamten geleisteten  Arbeiten  nicht  gerechnet. 
Dagegen  betrugen  die  Verwaltungskosten  der 
deutschen  Feuerversicherungsaktieugesellschaf- 
ten,  einschliesslich  der  Abschreibungen,  der 
Feuerlöschbeiträge  und  selbstverständlich  der 
Steuern :  3,20  Pf.  auf  100  M.Versicherungssumme. 
Es  ist  dies  sehr  wahrscheinlich  bei  richdg'er 
Vergleichung  des  Inhaltes  der  Leistimgen  ein 
absolut  niedrigerer  Kostenbetrag. 
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werden  sollen,  diese  nicht  abhalten,  lediglich 
dem  gemeinen  Besten  zu  dienen  i).  — 

Es  ist  unumgänglich,  an  dieser  Stelle 
noch  ein  Wort  über  die  Anwendbarkeit 
der  Gegenseitigkeit  und  des  Er- 
werbsprincipsaufdie  Feuerversichenmg 
zu  sagen. 

Den  Vorzug  der  Sicherheit  geniesst  hier, 
wo  das  Risiko  jeder  exakten  Yorausfeststel- 
lung  widerstrebt,  die  Gegenseitigkeit  nur 
bei  umfassendem  Grossbetriebe. 
Easch  und  mit  einiger  Gewähr  gegen  in- 
zwischen eintretende  verheerende  Verluste 
zu  einem  solchen  zu  gelangen,  giebt  es  aber 
heutzutage  in  Kulturstaaten,  in  denen  alle 
Betriebsformen  der  Feuerversicherung  bereits 
ausgebildet  sind,  kaum  ein  Mittel,  zumal 
gerade  in  diesem  Geschäftszweige,  wo  es 
sich  ja  doch  meist  um  verhältnismässig  ziun 
Risiko  kleine  Beiträge  handelt,  die  feste 
Prämie  beliebter  ist  als  die  Beitragszahlung 
mit  Aussicht  auf  Nachschuss  oder  Rück- 
gewährung. Aber  auch  der  Vorzug  der 
Billigkeit  Kann  der  Gegenseitigkeit  nur  beim 
Grossbetriebe  zugesprochen  werden.  Deshalb 
geniessen  offenbar  alte,  grosse  und  unter 
günstigenUmständen  gross  gewordene  Gegen- 
seitigkeitsgesellschaften bei  gleich  rationeller 
Verwaltung  einige  Vorzüge  vor  den  Erwerbs- 
geselLschaften ;  allein  geschätzt  werden  diese 
Vorzüge  doch  immer  nur  von  denen,  welche 
nicht  genötigt  oder  geneigt  sind,  grosses  Ge- 
wicht darauf  zu  legen,  dass  im  Augenblicke 
des  Vertragsschlusses  auch  die  Beitrags- 
leistung ein  für  aUemal  bestimmt  ist.  Die 
Schwierigkeiten  der  Vertretung  der  Ver- 
sicherten bei  der  Aufsicht  und  Verwaltung  — 
und  irgend  eine  solche  Vertretimg  erheischt 
das  Princip  der  Gegenseitigkeit  doch  — 
sind  wegen  des  raschen  Wechsels  der  Ver- 
sicherten und  der  meist  kiu-zen  Dauer  der 
Verträge  bei  der  Feuerversicherung  noch 
grösser  als  bei  anderen  Versicherungszweigen ; 
aber  sie  fallen  aus  demselben  Grunde  und 
bei  der  verhältnismässigen  Geringfügigkeit 
des  Interesses  auch  weniger  ins  Gewicht. 
In  angemessener  Grösse  beginnen  könnte  eine 
Feuerversicherungsanstalt  auf  Gegenseitigkeit 
heutzutage  nur  bei  fester  Vorauszusicherung 
einer  bedeutenden  Zahl  mannigfaltiger  und 
gut  verteilter  Risiken  für  den  Anfang.  Da- 
zu fehlt  es  aber  bei  der  Massenhaftigkeit 
besten  Versicherungsangebotes  an  einem  ver- 
nünftigen geschäftlichen  Anlasse.  Kleine 
Gegenseitigkeitsverbände,  etwa  unter  Slandes- 
genossen,  können  bei  überall  ungefähr  gleich 
geringer  Gefährdung  und  guter  Verteilung 


*)  Die  Frage  der  vorzngsweisen  Berechti- 
gung der  Privatfeuerversicherung  wird  fast  in 
jedem  der  Berichte  des  eidgen.  Versicherunflfs- 
amtes  gründlich  und  vollkommen  vorurteüsTos 
erörtert.    In  dem  Berichte  für  1897  S.  LVIff. 


des  Risikos  ^t  gedeihen.  Wenn  sie  sich 
besonderer  Billigkeit  ihrer  Gegenseitigkeits- 
versicherung rühmen,  so  beruht  dies  meist 
auf  Illusion.  Das  gewöhnliche  Hausmobiliar 
der  Geistlichen  und  Lehrer  einer  Pi-ovinz 
nimmt  heutzutage  jede  Feuerveisicherungs- 
^esellschaft  in  Vei'^icherung  zu  Prämien,  die 
jede  Konkurrenz  eines  Verbandstarifes  be- 
stehen —  freilich  aber  zu  Sätzen,  die  doch 
noch  nach  der  Verschiedenheit  der  Gefahren 
abgestuft  sind.  Indes  kann  man  solche  Ver- 
bände immerhin  als  wertvolle  Früchte  des 
Strebens  nach  Selbsthilfe  und  als  Schulen 
selbsthelfender  wirtschaftlicherVorsorge  will- 
kommen heissen. 

8.  Kostenzuschläge.  Reserven.  Rück- 
versicherung. Bei  aller  verhältnismässiger 
Richtigkeit  der  Prämientarife  erfahrungs- 
reicher Grossbetriebe  für  Feuerversichenmg 
(vgl.  oben  sub  4)  pflegt  hier  doch  ein  so  be- 
stimmter Unterschied  zwischen  Risiko-  (in 
diesem  Sinne  Netto-)Prämie  und  Tarifprämie 
wie  in  der  Lebensversicherung  nicht  zu  be- 
stehen und  pflegen  in  der  Feuerversicherung 
die  Kostenzuschläge  nicht  die  rechnerische 
Bedeutung  wie  dort  zu  gewinnen.  Der 
h()here  Satz  für  das  höhere  Risiko  muss 
auch  für  die  höheren  Kosten,  welche  die 
Abschätzung  imd  Feststellung  des  letzteren 
in  der  Regel  venu-sacht,  mit  aufkommen. 
Es  kommt  daher  auch  eine  Vergleichung 
zwischen  der  Summe  der  Verwaltungskosten 
und  der  Summe  vereinnahmter  Kostenzu- 
schläge nicht  in  Fi-age.  Die  ersteren  werden 
aus  den  verfügbaren  Einnahmen  bestritten 
und  bei  Prüfung  der  Gesch^tsergebnisse 
mit  diesen  in  Vergleich  gesetzt.  Bei  ratio- 
nellem und  nicht  verlustbringendem  Ge- 
schäftsbetriebe müssen  sie  zusammen  mit 
den  bezahlten  Schadens-  und  anderen  zu- 
fälligen Kosten  von  der  Gesamteinnahme 
mindestens  einen  Betrag  übrig  lassen,  der  die 
nötigen  Prämienüberträge  (auch  Prämien- 
i*eserve  genannt),  deckt,  also  das,  was  von  den 
im  Laufe  des  Rechnungsjalires  gezahlten  Prä- 
mien über  den  Schluss  desselben  hinaus  vali- 
diert, ferner  einen  Betrag  zur  Deckung  schon 
erwachsener,  aber  erst  m  der  nächsten  Ge- 
schäftsperiode liquid  werdender  Schäden 
(Schadenreserve),  weiter  einen  Betrag  zur 
Deckung  etwaiger  ausserordentlicher  Schäden 
der  nächsten  und  späteren  Geschäftsperiode 
(Kapitalresen^e) ,  endlich,  bei  Aktiengesell- 
schaften, den  ziu*  Verzinsung  des  Aktien- 
kapitals erforderlichen  Betrag.  Die  Prämien- 
überträge und  die  Scliadenreserve  sind, 
letztere  wenigstens  annähernd,  rechnerisch 
genau  festzustellen;  für  die  Bemessung  der 
Kapitalreserve  ist  man  auf  Schätzung  unter 
Zuhilfenahme  der  Erfahrungen  früherer  Ge- 
schäftsperioden angewiesen. 

Nach  Iranyi  a.  a.  0.  S.  234  ff.  hatten  i.  J. 
1897 
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Einnahmen  im  ganzen 

Yerwaltungskosten       

Schadenkosten  für  eigene  Rechnung 

Prämienreserve 

Schaden  reserve 

Vermögensreserve 


17  deutsche  29  deutsche 
gegenseitige  Anstalten    Aktiengesellschaften 

27807115  M.  141  834465  M. 

3466734    „  22159122 

7  975  400    „  42  082  722 

12  531  954    „  49858175 
1442592    „  7954104    „ 

19  441  380    „  49368291    „ 


Die  Feuerrück  versicherung  ver- ! 
dankt  ihre  Entstehung  und  Entwickelung 
dem  bisweilen  vollkommen  berechtigten 
Wunsche  des  Vereicherers  oder  der  sich  für 
ihn  ergebenden  geschäftlichen  Notwendigkeit, 
i^siken  zunächst  für  eigene  Rechnung  zu 
übernehmen,  welche  nach  seinen  geschäft- 
lichen Erfahrungen  für  ihn  zu  gross  sind 
oder  deren  ganze  Uebernahme  für  eigene 
Rechnimg  nach  seinen  Anschauungen  und 
nach  dem  Gnindsatze  der  Risikenteilung  zu 
einer  zu  beträchtlichen  Risikenhäiifimg  führen 
würde.  Oeffentliche  Feuerversicherungsan- 
stalten,welche  mit  demGebäudeversichemngs- 
monopol  ausgestattet  sind,  können  der  Rück- 
vei*sicherimg  um  so  weniger  entbehi'cn,  je 
kleiner  ihr  Geschäftsgebiet  ist;  sie  können 
nur  auf  diesem  Wege  einigermiassen  den 
Mangel  der  Risiken  verteihing  ersetzen^). 
Durch  genereDe  Verträge  pflegt  das  Ver- 
hältnis zwischen  Versicherer  und  Rtick- 
versicherer  in  betreff  der  Risiken-Abgabe  und 
Uebernahme,  in  betreff  derRückversichenings- 
prämien,  der  Haftung,  der  Schaden  Zahlung, 
der  Regulierungsbeteiligung  und  der  Ver- 
kehrsformen geregelt  zu  werden. 

9.  Wirtschaftliche  Bedeutung  der  F. 
Die  Feuerversicherung  ist  nicht  ein  Mittel  der 
Naturbehen-schung,  aber  ein  Mittel  zur  Aus- 
gleichung grösserer  im  Kampfe  des  Menschen 
mit  der  Katur  bisweilen  unvermeidlicher  Nie- 
derlagen. Scliritt  für  Schritt  mit  der  steigen- 
den Xultur  wächst  die  Masse  des  durch 
Feuer  zerstörbaren  Gutes,  wachsen  auch  die 
Anlässe  zu  solcher  Zerstörung.  Wenn  die 
Kultur  gleichzeitig  immer  vollkommenere 
Einrichtungen  zur  Schadenvorkehr  und 
Schadeneinschränkung  ausbildet  und  es  be- 
wirkt, dass  der  vertrautere  Umgang  mit  der 
Gefahr  diese  selbst  mindert,  so  reichen  jene 
Einrichtimgen  und  diese  Wirkung  doch 
keineswegs  aus,  Vermögensverluste  durch 
Schadenfeuer  auszuschliessen.  Die  Feuer- 
versicherung verteilt  solche  unvermeidliche 
Verluste  auf  Gesamtheiten  und  macht  sie 
so  für  den  einzelnen  wirtschaftlich  beinahe 
unffihlbar.    Im  Jahre  1897  sollen  von 

55i  öflFentlichen  deutschen  Feuer- 
versicherangsanstalten  M.  44254260 


*)  Nach  dem  mehrangeftihrten  Bericht  des 
eidgen.  Versicherungsamtes  (S.  LV)  waren  Ende 
1897  bei  19  kantonalen  Feuer  Versicherungsan- 
stalten in  der  Schweiz  5603958 155  Fr.  ver- 
sichert, davon  aber  824683  805  Fr.  rückversichert. 


17  deutschen  gegenseitigen  Feuer- 
versichemngsanstalten  M.    7  975  4oo 

29  deutschen  Aktienfeuerversiche- 
rungsgesellschaften       „  4^  Q^^  7^^ 

zusammen  M.  94312382 

für  Verluste  durch  Schadenfeuer  bezahlt 
worden  sein.  Dabei  fehlen  die  Ent- 
schädigungssummen, die  von  kleineren 
lokalen  Verbänden  gezahlt  sind.  Die  Durch- 
schnittssumme von  500  Mark  für  den  ein- 
zelnen Fall  ist  willkürlich  —  aber  jedenfalls 
hoch  —  geschätzt.  Ihre  annähernde  Richtig- 
keit angenommen  und  angenommen,  dass 
jeder  Fall  nur  eine  Person  oder  Haushaltung 
und  nur  einen  Versicherer  betroffen  hätte, 
wären  in  diesem  Jalire  etwa  188  624  Per- 
sonen oder  Haushaltungen  durch  das  Mittel 
der  Feuerversicherung  ohne  nennenswertes 
Opfer  ihrerseits  Verluste  ersetzt  worden, 
welche  aussei-dem  für  die  grosse  Mehrzahl 
von  ihnen  sicher  den  wirtschaftlichen  Ruin 
zur  Folge  gehabt  hätten,  deren  Ersetzung 
aber  sie  wirtschaftlich  leistungsfähig  erliielt, 
oft  durch  Ermöglichung  von  Neugründungen 
wirtschaftlicher  Anlagen  sie  leistungsfähiger 
machte,  als  sie  vorher  waren. 

So  gleicht,  wenn  die  Feuerversicherung 
nicht  ein  Mittel  der  Natui'beherrschung  ist, 
ihre  Wirkung  doch  in  gewissem  Masse  den 
Wirkungen  dieser  Mittel. 

Aber  unzweifelhaft  wirkt  die  FeueiTer- 
sicherung  auch  in  höherem  Masse,  als  sie 
etwa  Gefahren  und  Verluste  erzeugt,  auf 
die  Vermindening  der  ZerstÖiomgen  durch 
Feuer  hin,  teils  unmittelbar,  indem  die  Ver- 
sicherer unablässig  die  Verbesserung  feuer- 
polizeilicher Einrichtungen  anregen  und  die 
Feuerlöscheinrichtungen  verbessern  helfen 
(»Meidimg  und  Unterdrückung«  bei  Herr- 
mann, »Die  Theorie  der  Versichenmg«, 
3.  Aufl.  W^ien  C.  Konegen  1897),  teils  mittel- 
bar, indem  sie  ihre  Leistungen  zu  um  so 
günstigeren  Bedingimgen  anbieten,  je  bessere 
Vorkehrungen  gegen  verheerende  Brand- 
schäden getroffen  sind.  (Die  Einwirkung 
der  Feuerversicherung  auf  die  Verbesserimg 
der  Bauart  der  Häuser,  auf  die  Verwalinmg 
von  Warenlagern,  auf  die  Einrichtung  von 
Werkstätten  und  Fabriken  ist  in  dieser  Be- 
ziehung überaus  mächtig  und  erfolgreich.) 

Röscher  (Nationalökonomik  des  Acker- 
baues) legt  besonderen  Wert  darauf,  dass 
der  durch  die  Versicherung  (und  es  gilt 
dies  wie  für  jede  Schaden-  so  auch  für  die 
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Feuerversicherung)  unter  viele  repartierte 
Schaden,  welcher  also  jeden  einzelneu  nur 
leicht  berührt,  »nicht  durch  Anbnich  der 
noch  vorhandenen  Kapitalien,  sondern  durch 
Ersparnisse  vom  Einkommen  ersetzt  wird«. 
Herrmann  a.  a.  0.  schreibt  der  Ver- 
sichenmg  —  imd  dies  gilt  insbesondere 
auch  von  der  Feuervei-sicherung  —  die 
Aufgabe  zu,  »die  Nachteile,  welche  un- 
beglichene Störungen  hervorbringen  würden, 
gänzlich  zu  vermeiden  oder  wenigstens  auf 
das  geringste  Mass  zu  beschränken«. 

10.  Die  Gesetzgebnng.  Es  wäre  hier 
nicht  der  Ort,  eine  auch  nur  notdürftig  er- 
schöpfende Uebersicht  der  Feuerversiche- 
rungsgesetzgebung in  den  Kultiu^taaten  zu 
geben  ^).  Dagegen  wird  es  unerlässlich  sein, 
in  kiu'zen  Zügen  festzustellen,  was  heutzu- 
tage in  wohlgeordneten  Staatswesen  im 
Interesse  einer  gedeihlichen  Entwickelung 
der  Feuerversicherung  von  der  Gresetzgebung 
zu  fordern  ist.  Mit  Beschränkimg  auf  das 
Deutsche  Reich  und  mit  kritischer  Be- 
leuchtung des  hier  bestehenden  Feuerver- 
sicherungsrechts sind  diese  Forderungen  in 
neuerer  Zeit  mehrfach  klai^stellt  worden  2), 
weil  hier  Rechtsunklarheit  und  Rechts- 
mannigfaltigkeit  der  Entwickelung  des  Feuer- 
versicherungsgeschäftes in  hohem  Grade 
hinderlich  sind  und  das  Reich  von  der  ihm  in 
der  Reichsverfassung  (Art.  4  Z.  13)  verliehe- 
nen Vollmacht  zur  gesetzlichen  Regelung 
des  gesamten  Versicherungsw^esens  der  viel- 


^)  Für  die  emt)päischen  Staaten  enthält 
eine  treffliche  Uebersicht  wenigstens  der 
öffentlichrechtlichen  Bestimmungen  über 
das  Versicherungswesen  überhaupt  die  Schrift 
von  J.  J.  Kummer:  Die  Gesetzgebung  der 
europäischen  Staaten,  betr.  die  Staatsaufsicht 
über  die  privaten  Versicherungsanstalten,  Bern, 
K.  J.  Wyss,  1883.  Freilich  sind  seit  dem  Er- 
scheinen des  Buches  einige  neuere  Gesetze  ver- 
abschiedet, andere  vorbereitet  worden.  Unter 
den  erschienenen  gesetzlichen  Bestimmungen 
öffentlichrechtlichen  Inhalts  zeichnet  sich  die 
österreichische  Ministerialverordnun^  v.  ö. 
März  1896,  betreffend  die  Errichtung,  die  Ein- 
richtung und  die  Geschäftsgebahrun^  von  Ver- 
sicherungsgesellschaften in  Oesterreich,  unter 
den  neueren  Entwürfen  der  189ö  erschienene 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  Versicherungsge- 
sellschaften für  das  Königreich  Norwegen, 
durch  eingreifendste  Formalistik  und  ein  tief- 

Gehendes  Misstrauen  gegen  die  Versicherungs- 
rivatun ternehmung  aus.  Besprechung  vgl. 
Masius'  Rundschau  N.  F.  Bd.  IX  S.  295,  327, 
Bd.  VIII,  8.  107. 

')  So  in  besonders  eingehender  Weise  und 
mit  guter  wissenschaftlicher  und  sachkundi&^er 
Begründung  von  J.  Hopf,  Aufgaben  der  Ge- 
setzgebung im  Gebiete  der  Feuerversicherung, 
Berlm,  G.  Reimer,  1880.  V^l.  auch  A.  Em- 
minghaus,  Die  reichsgesetzliche  Regelung  des 
Versicherungswesens  in  Hirths  Annalen  des 
Deutschen  Reichs,  Jahrgang  1880. 


seitigsten  Mahnungen  und  der  Dringlichkeit 
des  Bedürfnisses  ungeachtet  bisher  keinen 
Gebrauch  gemacht  liat.  Endlich  ist  Ende 
1898  ein  die  öffentlichrechtliche  Seite  des 
Privatversicherungsw^esens  betreffender  Ge- 
setzentwurf erschienen,  mit  dem  von  Reichs- 
Avesen  Ernst  gemacht  werden  soll,  imd  es 
verlautet,  dass  auch  ein  Reichsgesetzent- 
wurf, betreffend  das  Versicherungsvertrags- 
recht, in  Bälde  an  den  Reichstag  gelangen 
soll.  Der  erstere  Entwurf,  eine  hervor- 
ragende ^setzgeberische  Arbeit,  verfolgt 
das  Princip  der  Konzession  und  der  Ueber- 
wachung  bis  in  die  äussersten  Konsequenzen, 
wenn  auch  gemildert  durch  die  Einsetzung 
eines  Versicherungsbeirates  und  die  Garantie 
der  öffentlichen  Berichterstattung,  und  hat 
insbesondere  den  deutschen  Privatfeuerver- 
sicherungsgesellschaften  Anlass  zu  heftiger 
Beschwerde  gegeben,  weil  er  die  häufig  in 
scharfem  Wettstreite  mit  der  Privatfeuer- 
versicherung stehenden  öffentlichrechtlichen 
Versicherungsanstalten ,  die  Societäten 
u.  s.  w.,  von  der  Staatsaufsicht  eximiert 
und  weil  er  die  sogenannte  Präventiv- 
kontrolle bestehen  lässt.  Diese  soll  aber 
dem  Vernehmen  nach  durch  die  Kodifikation 
des  Vertragsrechts  beseitigt  werden. 

Die  allgemeinen  Versicherungsbedingun- 
gen nebst  den  Gnmdsätzen  der  Schaden- 
vergütung gehören  dem  Gebiete  des  b  ü  r  g  e  r  - 
lichenRechtsan.  Einzelne  Gesetzbücher 
haben  sich  mit  dieser  Aufgabe  auch  befasst  ^). 
In  Deutschland  entbehrt  die  Feuerversiche- 
rung gänzlich  gemeinsamer  civilrechtlicher 
Vorschriften  2).  Auch  von  den  Landesgesetzen 
ordnen  hier  nur  wenige  den  Gegenstand, 
und  ihre  Bestimmungen  sind  vielfach  lücken- 
haft und  veraltet  Solche  Mängel  nötigen 
die  Feuerversichenmgsanstalten  zur  sorg- 
föltigsten  und  eingehendsten  Durchbildung 
des  Versicherungsvertrages.  Daher  rühren 
auch  manche  übliche  grundsätzliche  Vor- 
behalte im  Vertrage,  deren  allgemeine  und 
rücksichtslose  Durchführung  Härten  ein- 
schliessen  könnte  und  denen  deshalb  eine 
milde  und  schonende  Praxis  zur  Seite  gehen 
muss.  Wie  in  betreff  desVersicherungs- 
vertrages und  in  betreff  der  Beziehun- 
gen zwischen  dem  Hypothekar- 
gläubiger  und  dem  Versicherten 
fehlt  es  in  Deutschland  noch  zur  Zeit  aber 
auch  an  einer  gesetzlichen  Ordnung  der 
gesellschaftlichen  Rechtsverhält- 
nisse gegenseitiger  Privatunter- 
nehmungen. Dies  vielleicht  einer  der 
Gründe  des  spärlichen  Vorhandenseins  grosser 

*)  Vgl.  B  e  z  0 1  d ,  Die  deutsche  Gesetzgebung 
über  das  Versicherungswesen  in  v.  Holtzendorffs 
Jahrbuch,  1874. 

*)  Aber,  wie  oben  gesagt,  ist  ein  ent- 
sprechender Gesetzentwurf  demnächst  zu  er- 
warten. 
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Gegenseitigkeitsgesellschaften  für  Feuerver- 
sicherung. Auch  in  dieser  Beziehung  kann 
von  dem  obenerwähnten  1898  er  Gesetzent- 
wurf, der  das  Recht  der  gegenseitigen  Ver- 
sicherungsvei-eine  im  III.  Abschnitt  behan- 
delt, Wandel  erwartet  werden.  Dieser  Ab- 
schnitt gehört  nicht  nur  zu  den  besten, 
sondern  auch  zu  den  unangefochtensten  des 
Entwurfes. 

Zu  den  berechtigten  Forderungen  an  die 
öffentlichrechtliche  Gesetzgebung  gehört  die, 
dass  die  in  der  Versicherung  liegende  wirt- 
schaftliche Fürsorge  des  einzelnen  für  den 
Schutz  seiner  Habe,  die  zu  befördern  der 
Staat  verpflichtet  ist,  nicht  zimi  Gegenstand 
der  Besteuerung  irgend  welcher  Art  ge- 
macht werde.  In  dieser  Beziehung  versagt 
leider  der  oben  erwähnte  ßeichsgesetzent- 
wurf. 

Die  verwaltungs-  imd  gewerberechtliche 
Aufgabe  der  Gesetzgebung  hat  sich  zunächst 
mit  der  Organisation  der  verschiedenen 
Unternehmungen  zu  befassen.  Auf  die  öffent- 
lichen Anstalten  braucht  sich  diese  Aufgabe 
kaum  zu  erstrecken.  Für  die  Privatunter- 
nehmungen aller  Art  und  für  das  dabei  be- 
teiligte Publikum  ist  das  gefährlichste 
legislative  Princip  das  der  Konzession  ohne 
gleichzeitige  sorgfältige  und  sachkundige 
Ueberwachung. 

Besser  ist  jedenfalls  das  Princip  der 
Konzession  mit  solcher  Ueberwachung.  Aber 
es  setzt  allerdings  eindringendste  Sach- 
kunde imd  unbefangenste  Prüfung  bei  der 
Aufsichtsbehörde  voraus.  Das  Princip  der 
Normativbestimmungen  überhebt  die 
Staatsgewalt  der  Verantwortung.  Aber  die 
genügend  umfassende  und  nicht  zu  sehr  ins 
einzelne  gehende  Aufstellung  solcher  Be- 
stimmungen ist  eine  sehr  schwierige  und 
noch  selten  gelungene  Aufgabe.  Denn  diese 
Bestimmungen  sollen  jede  imnötige  Erschwe- 
nmg  der  Bildung  von  Feuerversicherungs- 
anstalten vermeiden,  aber,  soweit  dies  über- 
haupt auf  solchem  Wege  geschehen  kann, 
der  Entstehung  innerlich  unhaltbarer  Unter- 
nehmungen vorbeugen. 

Wenn  die  öffentiichrechtiiche  Regelung 
wie  des  Versicherungswesens  überhaupt,  so 
des  Feuerversicherungswesens  insbesondere, 
die  Absicht  verfolgt,  die  Staatsbürger  zur 
Selbstprüfung  zu  zwingen  und  sie,  um  es 
sprachgebrauchmässig  auszudrücken ,  aus 
Schaden  klug  werden  zu  lassen,  so  ist  das 
Princip  das  beste,  welches  nicht  weiter  geht, 
als  dass  es  die  Veraicherer  lediglich  zu 
voller  Oeffentlichkeit  ihres  Gebahrens,  zumal 
zur  eingehenden  öffentlichen  Berichterstat- 
tung in  vorgeschriebener  Form,  nötigt. 

DavSs  die  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe 
niemals  von  einer  behördlichen  Entschei- 
dung über  die  Bedüi-fnisfrage,  sondern  ledig- 
lich von   der  Unterwerfung   unter   die   be- 


stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  ab- 
hängig gemacht  werde,  ist  eine  selbstver- 
ständliche Forderung. 

Anlangend  den  Geschäftsbetrieb, 
so  ist  die  u.  W.  nur  in  Deutschland  übliche 
sogenannte  Präventivkontrolle  durch- 
aus zu  entbehren,  wenn  das  bürgerliche 
Recht  richtige  Entschädigungsgrundsätze  auf- 
stellt. 

Für  die  Geschäftsführung  aller  Anstalten 
muss,  gleichviel  welche  Grundsätze  die  Ge- 
setzgebung im  übrigen  verfolgt,  der  Grund- 
satz der  Oeffentlichkeit  gelten.  Das 
Gesetz  hat  zu  dem  Ende  u.  a.  den  notwen- 
digen Inhalt  der  periodischen  Rechenschafts- 
legung zu  bestimmen  und  die  Treue  der- 
selben durch  geeignete  Vorkehrung  sicher- 
zustellen. 

Ein  mit  allen  zur  Erfüllung  seiner  Auf- 
gaben und  mit  allen  zum  Schutze  der  in  Frage 
kommenden  Gemeininteressen  unentbehr- 
lichen Machtbefugnissen  ausgestattetes  Ver- 
sicherungsamt ^),  welches  die  staatliche 
Oberaufsicht  zu  handhaben,  die  amtliche  Statis- 
tik desVersicherungswesens  zu  bearbeiten,  die 
nötige  Gesetzgebung  vorzubereiten  und  über- 
haupt alle  in  das  Fach  einschlagenden  höhe- 
ren Verwaliungsfuuktionen  auszuüben  hat, 
ist  auch  im  Interesse  der  gesunden  Ent- 
wickelung  des  Feuerversicherungswesens 
durchaus  geboten.  Aber  es  ist  von  einem 
solchen  Amte  eine  segensreiche  Wirksamkeit 
in  der  Regel  nur  zu  erwarten,  wenn  es  nicht 
vom  »grünen  Tische«  regiert,  sondern,  wie 
auch  der  mehrerwähnte  Reichsgesetzentwurf 
vorsieht,  sich  den  steten  sachkundigen  Bei- 
rat von  Beisitzern  aus  dem  Kreise  der  Prak- 
tiker sichert.  — 

Anlangend  die  Litteratur  des  Feuer- 
versicherungswesens, so  fehlt  es  leider  an 
umfassenden  und  den  Gegenstand  von  allen 
Seiten  beleuchtenden  »Standard  «-Werken. 
Für  einzelne  Partieen  des  weitschichtigen 
Gebietes  ist  wenigstens  die  deutsche  Litte- 
ratur im  Texte  durch  Namhaftmachung 
mancher  besonders  instruktiven  Schriften, 
berücksichtigt.  Ein  gutes  Litteraturverzeich- 
nis  ist  bei  H.  u.  K.  Brämer  a.  a.  0.  S.  401  ff. 
gegeben.  A.  Emminghaus. 

')  Ein  solches  ist  musterhaft  fttr  die  Schweizer 
Eidgenossenschaft  organisiert  und  verwaltet. 
Besser  bisher  wohl  nirgends  in  der  Welt,  nur 
dass  es  hier  leider  an  der  gesetzlichen  Garantie 
sachverständigen  Beirates  und  dem  Kreise  der 
Versicherungspraktiker  fehlt  und  dass  hier  im 
übrigen  die  öffentlichrechtliche  Regelung  des 
Versicherungswesens  eine  in  vielen  Stücken 
recht  mangelhafte  und  verbesserungsbedürftige 
ist.  Das  Amt  hat  viele  dieser  Mängel  verständig 
auszugleichen. 
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Flehte,  Johann  Gottfried, 

wurde  geb.  am  19.  Mai  1762  zu  Rammenau  in 
der  Oberlangitz,  lehrte  als  Professor  von  1794 
bis  1799  in  Jena,  1805  in  Erlangen,  1806  in 
Königsberg,  1809  bis  1814  in  Berlin ;  hier  starb 
er  am  27.  Januar  1814. 

In  staatswissenschaftlicher  Hinsicht  sind 
namentlich  folgende  Werke  Fichtes  von  Bedeu- 
tung: Grundlage  des  Naturrechts  nach  Princi- 
pien  der  Wissenschaftslehre  (1796).  Der  ge- 
schlossene Handelsstaat.  £in  philosophischer 
Entwurf  als  Anhang  zur  Rechtslehre  und  Probe 
einer  künftig  zu  liefernden  Politik  (1800). 
System  der  Rechtslehre  (1812).  Die  Staatslehre 
oder  über  das  Verhältnis  des  ürstaats  zum  Ver- 
nunftreiche (Vorlesungen  gehalten  im  Sommer 
1813). 

Das  Recht  wird  —  nach  Fichte  —  durch 
das  Selbstbewusstsein  gefordert  und  gehört  zum 
Ich;  es  muss  als  eine  Bedingung  der  Möglich- 
keit des  Selbstbewusstseins  einleuchten.  Diese 
Nachweisung  ist  die  Deduktion  des  Rechts.  — 
Das  Recht  muss  aber  die  gegenseitige  Aner- 
kennung; der  persönlichen  Freiheit  zur  Grund- 
lage haben.  Um  die  eigene  Freiheit  und  die 
Freiheit  der  anderen  beizubehalten,  ist  R  e  c h  t  s - 
emeinschaft  nötig.  Ihr  Inhalt  ist  das 
;chtsgesetz.  Die  Deduktion  geschieht  nicht 
aus  dem  Sittengesetz;  das  Recht  gilt  unabhängig 
von  der  Moral.  —  Das  Rechtsgesetz  fordert  die 
Urrechte,  zu  deren  Verteidigung  und  Schutz  im 
Falle  der  Verletzung  die  Zwangsrechte,  zu 
deren  Anwendung  die  Herrschaft  der  Gesetze 
oder  den  Staat;  Urrechte  und  Zwangsrechte  sind 
daher  die  beiden  Bedingungen,  deren  notwendige 
Vereinigung  den  Staat  fordert.  Die  zwingende 
Macht  darf  niemals  ein  Privatwüle  sein,  sondern 
nur  der  gemeinsame  Wille.  —  Der  gemeinsame 
Wille  kann  nur  durch  Uebereinkunit  oder  Ver- 
trag gefunden  werden ;  es  ist  daher  der  Staats- 
bürgervertra^.  der  den  gemeinsamen  Willen 
findet  und  feststellt.  Diese  Feststellung  ist  das 
Gesetz.  Zur  Beaufsichtigung  der  Rechtsgewalt 
ist  ein  Ephorat  nötig. 

Der  erste  Teil  des  Staatsbürgervertrags  ist 
der  Eigentumsvertrag;  ohne  Eigentums- 
vertrag keine  Rechtss^emeinschaf  t ;  dieser  fordert 
zu  seiner  Sicherung  den  Schutz-  und  Verei- 
nigungsvertrag. — 

Wie  der  Eigentumsvertrag  die  erste  Be- 
dingung des  Staatsbürgervertrags  bildet,  so 
können  nur  Eigentümer  Staatsbürger  werden, 
so  müssen  alle  Staatsbürger  Eigentümer  sein, 
und  da  keine  Person  von  der  Rechtsgemein- 
schaft und  vom  Staatsrechte  ausgeschlossen  sein 
darf,  so  muss  jede  Person  Eigentum  haben. 
Wenn  jemand  nicht  so  viel  hat,  um  leben  zu 
können,  so  hat  er  nicht,  was  er  zu  haben  be- 
rechtigt ist;  er  hat  das  Seinige  nicht. 

Um  dieses  Eigentumsrecht  zu  gewährleisten, 
vindiziert  Fichte  dem  Staate  weitgehende  Auf- 
gaben zur  positiven  Fürsorge  für  das  Wohl  des 
einzelnen;  es  solle  im  Staate  weder  Arme  noch 
Müssi^gänger  geben;  der  Staat  hat  über  die 
Verteilung  der  Bürger  in  die  verschiedenen  Be- 
rufsklassen und  über  die  Ausdehnung  der  ein- 
zelnen Fabrikationszweige  etc.  Bestimmung^en 
zu  treffen.  Jeder  soll  von  seiner  Arbeit  leben 
können;  mithin  hat  jedes  Mitglied  des  Staates 
nicht  nur  die  Pflicht  zur,  sondern  auch  das 


Recht  auf  Arbeit.  Es  wird  daher  die  bürger- 
liche Gesetzgebung  so  eingerichtet  sein  müssen, 
dass  der  Staat  diese  Aufgabe  lösen,  diese  Be- 
dingungen erfüllen,  jedem  seiner  Bürger  das 
Recht  auf  Arbeit  und  Eigentum  sichern  kann. 
Der  StAat  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  erstens  die 
zum  Lebensbedürfnis  nötigen  Objekte  in  einer 
der  Anzahl  der  Bürger  entsprechenden  Menge 
durch  Arbeit  erzeugt  werden  und  zweitens  dass 
jeder  durch  seine  Arbeit  erwerben  kann,  was 
er  braucht. 

Diese  im  „Naturrecht"  ausgesprochenen 
Grundgedanken  werden  im  „geschlossenen  Han- 
delsstaat" ^  weiter  ausgeführt  und  zu  einem 
System  der  organisierten  Arbeit  ausgebildet. 
Das  Werk  zerfällt  inhaltlich  in  zwei  Haupt- 
teile; in  dem  einen  Teile  wird  Kritik  ^eübt 
an  den  bestehenden  Zuständen  des  Handelsver- 
kehrs; hier  weist  Fichte  in  der  Art  der 
meisten  sozialistischen  Schriftsteller  —  und 
speciell  an  Fourier  erinnernd  —  die  Uebel- 
stände  nach,  die  aus  der  freien  Konkurrenz  ent- 
stehen: die  Absatzstockungen,  zeitweilige  Er- 
werbslosigkeit der  Arbeiter  u.  a. ;  —  im  anderen 
Teile  entwirft  Fichte  das  Bild  eines  Idealstaates. 
—  Er  ist  sich  bewusst,  dass  seine  Vorschläge 
nicht  sofort  in  einem  konkreten  Staate  ausführ- 
bar seien,  will  aber  das  Ideal  eines  Staates 
zeichnen,  das  die  Staatsmänner  allmählich  und 
unter  Berücksichtigung  der  specieUen  Verhält- 
nisse der  einzelnen  Staaten  zu  erreichen  bestrebt 
sein  sollen. 

Im  Gegensatze  zu  der  gewöhnlichen  Mei- 
nung, dass  der  Staat  nichts  mehr  zu  thun  hätte, 
als  nur  jeden  in  seinen  persönlichen  Rechten 
und  seinem  Eigentum  zu  erhalten  und  zu 
schützen,  meint  Fichte,  dass  es  die  Bestim- 
mung des  Staates  sei,  jedem  erst  das  Seinige 
zu  geben,  ihn  in  sein  Eigentum  erst  einzu- 
setzen, und  sodann  erst,  ihn  dabei  zu  schützen. 
Da  alle  Menschen  den  gleichen  Rechtsan- 
spruch darauf  hätten,  von  ihrer  Thätigkeit 
leben  zu  können,  müsse  auch  der  Staat  eine 
solche  Organisation  der  Arbeit  vornehmen,  dass 
dieser  Anspruch  erfüllt  werde.  —  Der  Staat 
solle  dafür  Gewähr  geben,  dass  jeder  stets 
Arbeit  oder  Absatz  für  seine  Ware  finde  und 
für  dieselbe  den  auf  ihn  kommenden  Anteil  an 
den  Gütern  des  Lebens  erhalte. 

Mit  Unrecht  habe  sich  das  Eigentumsrecht 
auf  Sachen  erstreckt,  es  dürfe  nur  das  aus- 
schliessende  Recht  auf  eine  bestimmte 
freie  Thätigkeit  zum  Inhalte  haben;  z.  B. 
das  Recht,  aussch liessend  eine  gewisse  Fertig- 
keit zu  Üben  (anderen  Kleider,  Schuhe  u.  dgl. 
zu  verfertigen)  und  alle  anderen  an  der  Aus- 
übung derselben  Fertigkeit  zu  hindern,  bedeute 
ein  Eigentum  ohne  den  Besitz  irgend  einer 
Sache.  Der  Staat  solle  daher  die  verschiedeneu 
Berufsarten  so  verteilen,  dass  gewisse  Personen 
ausschliessend  sich  gewissen  Thätigkeiten  wid- 
men. Ein  Stand,  der  der  Produzenten,  er- 
hielte das  ausschliessende  Recht,  Produkte  zu 
gewinnen,  ein  anderer,  der  der  Künstler,  das 
ausschliessende  Recht,  diese  Produkte  für  be- 
stimmte menschliche  Zwecke  weiter  zu  verar- 
beiten; der  dritte  Stand,  der  der  Kaufleute 
tritt  zwischen  beide:  er  besorgt  den  Tausch- 
handel. Die  Anzahl  von  Bürgern,  welche  den 
einzelnen  Ständen  zugehören  kann,  hat  der 
Staat  zu  berechnen;   und  wenn  einer  sich  zu 
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einem  Berufszweige  meldet,  in  dem  schon  die 
vorgeschriebene  Zahl  von  Bürgern  beschäftigt 
ist,  muss  er  zu  einem  anderen  Stande  übergehen. 
Die  Preise  aller  Produkte  und  Fabrikate  wer- 
den vom  Staate  festgesetzt;  durch  diese  Fest- 
setzung soll  auch  bewirkt  werden,  dass  jede 
Arbeit  ihren  ^erecbten  Lohn  finde;  gleiche 
Mühe  soll  gleichen  Preis  erlangen;  doch  sollen 
z.  B.  Gelehrte  und  Künstler  wegen  der  Eigen- 
tümlichkeit ihres  Berufs  reicheren  Lohn  erhalten 
als  gewöhnliche  Handarbeiter.  —  Um  all  dies 
aber  durchführen  zu  können,  muss  der  Staat 
völlig  vom  Auslande  abgeschlossen  sein;  jeder 
Verkehr  mit  dem  Auslande  soll  dem  Bürs^er 
verboten  und  unmöglich  gemacht  werden;  be- 
darf der  Staat  einmal  des  Tauschhandels  mit 
dem  Auslande,  so  hat  lediglich  die  Regierung 
ihn  zu  führen.  Der  geschlossene  Handelsstaat 
braucht  auch  kein  Fdelmetallgeld,  er  bedarf  als 
Geld  nur  ein  Wertzeichen,  und  als  solches 
kann  jedes  Ding  dienen;  am  besten  wird  dazu 
ein  Gegenstand  ohne  inneren  Wert  genommen. 
Das  Weltgeld  —  Gold  und  Silber  —  wird 
abgeschafft  und  dafür  ein  Landesgeld  einge- 
führt, dessen  Menge  immer  gleich  oleiben  und 
im  Verhältnis  zum  vorhandenen  Staatsvermögen 
stehen  soll. 

Ist  somit  alles  im  geschlossenen  Haodels- 
staate  aufs  genaueste  von  der  Regierung  regle- 
mentiert und  geordnet,  so  findet  der  Zwang 
doch  eine  Grenze  in  der  Hauswirtschaft 
des  einzelnen;  die  Produktion  ist  bis  ins 
kleinste  geregelt,  in  Bezug  auf  die  Konsum- 
tion ist  volle  Freiheit  gestattet.  Jeder  kann 
mit  seinem  Gelde  —  dem  FrlÖse  seiner  Arbeit 
—  machen,  was  er  will,  kann  es  sparen  oder 
völlig  ausgeben  etc  —  Andrerseits  geht  Fichte 
wieder  in  der  Bevormundung  so  weit,  dass  er 
das  Reisen  verbietet:  „Zu  reisen  hat  aus 
einem  geschlossenen  Handelsstaate  nur  der  Ge- 
lehrte und  der  höhere  Künstler,  der  müssigen 
Neugier  .und  Zerstreuungssucht  soll  es  nicht 
erlaubt  werden,  ihre  Langeweile  durch  alle 
Länder  herumzutragen". 

Wie  aus  dem  Dargelegten  ersichtlich,  stellt 
der  „geschlossene  Handelsstaat*'  ein  ausgebildetes 
sozialistisches  System  dar.  Es  ist  Mer  nicht 
der  Ort,  nachzuweisen,  dass  Fichtes  Vorschläge 
teils  unpraktisch,  teils  undurchführbar  sind  (s. 
den  Art.  „Sozialismus").  Aber,  soviel  auch 
Im  einzelnen  gegen  die  Fichteschen  Ideeen  ge- 
sagt werden  kann,  es  bleibt  ihm  das  Verdienst, 
dass  er  als  erster  in  Deutschland  die  soziale 
Frage  energisch  in  Angriff  genommen,  die 
Schäden  des  rücksichtslosen  Walteus  der  freien 
l^onkurrenz  aufgedeckt  hat  und  weitgehende  po- 
sitive Fürsorge  des  Staates  für  die  wirtschaftlich 
Schwachen  gefordert  hat.  —  Das  System  Fichtes 
erinnert  vielfach  einerseits  an  Pia  tos  Staat, 
andrerseits  an  Rodbert us,  der  offenbar  von 
Fichte  beeinflusst  ist.  Im  Gegensatz  zu  den 
meisten  Vertretern  des  französischen  Sozialis- 
mus und  Kommunismus,  die  das  individu- 
elle Recht  auf  möglichst  viele  Genüsse  bei 
wenig  Arbeit  in  den  Vordergrund  stellen,  ist 
Fichte  vor  allem  Anti-Individualist.  Er 
betont  zuvörderst  die  sittliche  Pflicht 
und  das  Recht  des  Staates,  für  die 
harmonische  Ausbildung  aller  seiner  Glieder 
zu  sorgen  und  die  Pflicht  des  einzelnen,  sich 
als  Glied  des  Ganzen  zu  fühlen,  dem  Alle  ihre 


Kräfte  zu  widmen  hätten,  wofür  sie  dann  auch 

f erechten  Anteil  an  dem  Gesamteinkommen  zu 
eanspruchen  hätten.  —  Im  Gegensatz  zu  P la t  o 
und  den  meisten  französischen  Sozialisten  ist 
Fichte  nicht  für  die  Weibergemeinschaft,  sondern 
für  die  Monogamie  eingetreten.  (Cf.  Erster  An- 
hang des  Naturrechts.  Grundriss  des  Familien- 
rechts.) 

Litteratnr:  Johann  OotUieb  Fichtes  sämt- 
liche Werke,  herausgeg.  von  J.  H,  Fichte,  Berlin 
1846-  III'  Band:  Grundlage  de«  Naturrechtt 
(1796).  Der  geschlossene  Handelsstaat  (1800). 
IV.  Band:  Die  Staatslehre  (nach  den  Vor- 
lesungen von  1818).  —  Nachgelassene  Werkt, 
Bonn  1834.  II.  Band:  System  der  Rechtslehre 
(von  1812).  —  Schmoller,  Johann  GotÜieb 
Fi<;hte,  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  1865  (wieder 
abgedruckt  in  den  Ges.  Aufsätzen  nZur  Litteratur- 
geschichte  der  Staats-  und  Sozialwissenschc^ftenti, 
Leipzig  1888).  —  Zeller,  J.  G,  FichU  als 
Politiker  in  Syhels  Historischer  Zeitschrift,  Bd. 
IV,  S.  Iff.  (auch  in  Zellers  Vorträgen  und  Ab- 
handlungen, Leipzig  1865).  —  Bluntschlif  Ge- 
schichU  des  Allg.  StaatsrechU  S.  849  ff.  —  Stahl, 
Philosophie  des  Rechts,  I.  Bd.,  5.  Aufl.,  S.  f20ff. 
—  «/.  H,  Fichte,  Die  philosophischen  Lehren 
von  Recht,  Staat  und  Sitte  in  Deutsehland, 
Frankreich  und  England  S.  98 — 168.  —  J.  B, 
Meyer,  Fichte,  LasscUle  und  der  Sozialismus, 
1878.  —  C  Noaeh,  J.  H.  Mchte  nach  seinem 
Leben,  Lehren  und  Wirken,  Leipzig  186 f.  — 
A,  lM89on,  J.  G.  Fichte  im  Verhältnis  zu 
Kirche  und  Staat,  Berlin  1863.  —  Anton 
Menger,  Das  Recht  auf  den  voUen  Arbeits- 
eHrag,  II.  Aufl.  SttUtgaH  1891,  S.  SS—S5.  —  F, 
Schneider,  J.  H.  Fichte  als  Sozialpolitiker, 
Halle  a.  S.  I894.  —  Willniann,  Geschiehte 
des  Idealismus,  III.  Bd.,  S.  5t9ff.  —  WindeU 
band,  Geschichte  der  neueren  Philosophie,  II. 
Bd.,  S.  200  ff.  — .  K,  FUcher,  J.  G.  Fichte 
und  seine  Vorgänger,  II.  Aufl.,  Heidelberg  1890. 
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Fideikommisse. 

I.  Geschichte  und  Recht  der  F.  (S.  880). 
n.  Die  volkswirtschaftliche  und  sozialpolitische 
Bedeutung  der  F.  (S.  892). 

I.  Geschichte  und  Rechte  der 
Fideikommisse. 

1.  Begriff.  2.  Geschichte.  3.  Errichtung. 
4.  Rechtsverhältnis.  6.  Rechte  und  Pflichten 
des  Fideikommissbesitzers.  6.  Rechte  und 
Pflichten  der  Anwärter.  7.  Veräusserung. 
8.  Fideikommissschulden.  9.  Fideikommissfolge. 
10.  Fideikommisssonderung.  11.  Beendigung. 
12.  Die  Zukunft  der  Familienfldeikommisse. 

1. Begriff.  Familie nfideikommiss 
nennt  man  im  heutigen  Rechte  einen  Ver- 
mögensinbegriff, der  durch  eine  private 
Willenserklärung  für  unveräusserlich  erklärt 
ist,  um  in  einer  Familie  zur  Erhaltung 
ihres  Ansehens  von  Geschlecht  zu  Geschlecht 
vererbt  zu  werden.  Dadurch,  dass  die  Ge- 
bundenheit auf  Rechtsgeschäft  beruht,  unter- 
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scheidet   sich   eine  solche    »Stammgutsstif- 1  in  Kraft,  welche  auf  die  Erhaltung  der  Gü- 


tung«  von  dem  unmittelbar  kraft  Rechts- 
norm in  ähnlicher  Weise  gebundenen 
Stammgute  sowie  von  dem  durch  das 
Satzungsrecht  eines  hochadeligen  Hauses 
geschaffenen  Haus  gute.  Dem  Lehn  ^- 
genüber  wird  das  Familienfideikommiss 
durch  den  Mangel  der  Lehnsherrlichkeit 
gekennzeichnet,  deren  ehemaliges  Vorhan- 
densein auch  bei  allodifizierteu  Lehen,  in- 
soweit sie  unter  Aufrpchterhaltung  der  Rechte 
der  Lehusanwärter  als  fideikommissähnliche 
Güterarten  fortbestehen,  für  das  Lehnsband 
bestimmend  bleibt.  Von  verwandten  Insti- 
tuten des  Bauernrechtes  unterscheidet 
sich  das  Familienfideikommiss  durch  die 
Zweckbestimmimg,  die  hier  in  erster  Linie 
auf  die  Erhaltung  einer  Familie  in  hervor- 
ragender sozialer  Stellung,  dort  auf  die  Er- 
haltung eines  Gutes  in  seinem  wirtschaft- 
lichen Bestände  gerichtet  ist  —  ein  Unter- 
schied, der  auch  bei  den  Versuchen  einer 
üebertragung  des  Fideikommissrechtes  auf 
bäuerliche  »Erbgüter«  oder  sonstige  »Bau- 
emfideikommisse«  sich  geltend  gemacht  hat. 
Wenn  endlich  das  Familienfideikommiss  sich 
vielfach  mit  der  Familien  Stiftung  be- 
rührt, so  gehört  doch  die  letztere,  da  sie 
als  selbständige  Stiftungsperson  der  Fa- 
milie gegenübertritt,  einem  ganz  anderen 
Rechtsgebiete  an  und  pflegt  überdies  weni- 
ger dem  splendor  familiae  als  der  Vjcrsor- 
gung  oder  Unterstützung  einzelner  Fanulien- 
glieder  zu  dienen. 

2.  Geschichte.  Die  Entstehung  unseres 
Rechtsinstitutes  ist  noch  keineswegs  ausrei- 
chend erforscht  und  neuerdings  wiederum 
Gegenstand  eines  lebhaften  Streites  gewor- 
den. Gewiss  ist,  dass  das  deutschrechtliche 
beständige  Familienfideikommiss  in  seiner 
gegenwfitigen  Gestalt  erst  seit  dem  sieb- 
zehnten Jahrhundert  bei  uns  zur  Ausbildung 
gelangt  ist  und  seine  juristische  Form  der 
romanistischen  Jurisprudenz  verdankt,  wel- 
che hierbei  dem  Vorbilde  der  vor  allem  in 
Spanien  für  die  dortigen  Majorate  aufge- 
stellten und  demnächst  in  Italien  fortge- 
führten Theorie  folgte.  Aeusserst  bestritten 
dagegen  ist,  ob  und  welche  Wurzeln  das 
Institut  im  älteren  einheimischen  Rechte  hat. 

Ursprünglich  musste  dem  germanischen 
Rechte  der  Gedanke,  durch  ein  besonderes 
Rechtsgeschäft  ein  Gut  einer  Familie  zu 
sichern,  selbstverständlich  fern  liegen.  Denn 
das  Vermögen  war  schon  von  Rechts  wegen 
zu  Gunsten  der  Familie  gebunden.  Insbe- 
sondere blieben  für  das  Grundeigentum, 
das  mehr  und  mehr  die  Grundlage  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Stellung  wurde 
und  zugleich  die  wichtigsten  Befugnisse  und 
Verbindlichkeiten  des  öffentlichen  Rechtes 
in  sich  aufnahm,  auch  nach  der  freieren 
Entfaltung  des  Sondereigentimis  Rechtssätze 
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ter  im  Mannesstamme  des  Geschlechtes  hin- 
wirkten,    üeberall  bestanden   erbrechtliche 
Vorzüge  des  Speeres  vor  der  Spindel,  über- 
all    war    zugleich    die   Veräusserung    der 
Liegenschaften  durch  feste  Erbenwartrechte 
beschränkt.    Als  jedoch  im  Laufe  der  Zeit 
das  Erbrecht  der  Weiber  sich  besserte  und 
das  Beispruchsi-echt  der  Erben  mancherlei 
Abschwächungen  erfuhr,  erhielten  sich  die 
strengeren  Grundsätze  vielfach  nur  für  das 
Erb-  oder  Stammgut  der  Familie  imd  kamen 
zum  Teil  auch  hier  ins  Wanken.    Nunmehr 
war  Platz  und  Bedürfnis  für  Familienguts- 
stiftungen gegeben.    Denn  nun  lag  es  nahe, 
durch  Verfiigimg  oder  Vertrag  auch  einem 
neu   erworbenen   Grundstücke  die  Stamm- 
gutseigenschaft  zu   verleihen   oder  da,  wo 
das   gesetzliche   Recht   der  Stamm^ter  in 
Verfall  geriet,  durch  rechtsgeschäftliche  An- 
ordnung für  ein  bestimmtes  Gut  ein  ent- 
sprechendes  Recht   zu  begründen.    In  der 
xhat  tauchen  bei  den  Angelsachsen  schon 
seit  dem  8.  Jahrhundert  derartige  Stamm- 
gutsstiftungen auf,  die  B  r  u  n  n  e  r  für  Nach- 
ahmungen der  ursprünglichen  Stellung  des 
Ethels  hält  und  aus  dessen  frühem  Schwin- 
den erklärt.    Auch  in  Deutschland  aber  be- 
gegnen  seit   dem   11.  Jahrhundert  Disposi- 
tionen, welche  ein  Gut  unveräusserlich  im 
Mannesstamme   des  Erwerbers  festzuhalten 
suchen.     An    der  Rechtsgültigkeit   solcher 
Verfügimgen  scheint  niemals  gezweifelt  zu 
sein.    Blieben  sie  immerhin  vereinzelt,    so 
ist  zu  bedenken,  dass  sowohl  im  Adel  wie 
im    Bauernstande    ein    immer    wachsender 
Teil  des  Grundbesitzes  dem  gemeinen  Land- 
rechte überhaupt  entzogen  und  dem  Lehn-, 
Dienst-  oder  Hofrechte  unterworfen  wurde, 
womit     neben     der    Gebundenheit    durch 
Herrenrecht  zugleich  eine  familienrechtliche 
Vinkulierung  gegeben  war.    Jedenfalls  ging 
die  tief  im  germanischen  Rechtsbewusstsein 
wurzelnde  Vorstellung,  dass  das  Gnmdeigen- 
tum  Familiengut  sei,  niemals  verloren.  Da- 
gegen wurde  nur  schwer  und  unvollkommen 
ein   Hindernis    überwunden,    welches    das 
germanische  Familienrecht  selbst  dem  Be- 
streben   entgegensetzte,    eine    Familie    als 
solche   dauernd  in  ihrer  durch  Grundbesitz 
bedingten    Stellung    zu    erhalten.      Dieses 
Hindernis  war  der  Mangel  eines  Erstgeburts- 
rechtes oder  einer  sonstigen  Einzelerbfolge. 
Indem  mehrere  Söhne  gleichen  AnteU  am 
Erbe   nahmen,   war   das   Familiengut  stets 
mit  der  Zersplitterimg,  die  Famüie  mit  der 
Einbusse  ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Position  bedroht    Es  ist  bekannt,  wie  so- 
gar auf   das   fränkische   Reich   selbst  und 
später  auf   die   deutschen   Territorien    der 
Grundsatz  der  Gleichberechtigung  mehrerer 
Erben   angewandt   wurde   und  überall,  wo 
nicht  ein  Rest  des  alten  Amtscharakters  die 
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Unteilbarkeit  der  Herrschaft  sicherte,  zu 
Landteilungen  führte.  In  noch  höherem 
Masse  gefährdeten  die  Erbteilungen  den 
Bestand  der  adeligen  xmd  bäuerlichen  Güter 
und  Familien.  Ein  kräftiges  Gegengewicht 
gegen  diese  Entwickelung  bot  freilich  von 
Alters  her  die  weit  verbreitete  germanische 
Sitte  der  Fortsetzung  der  Erbengemeinschaft 
unter  Brüdern  und  Vettern.  Allein  mochte 
auch  durch  mehrere  Geschlechterfolgen  ein 
Gut  in  ungeteilter  Gemeinschaft  zu  gesam- 
ter Hand  besessen  werden,  so  kam  es 
■schliesslich  doch  einmal  zur  Teilung,  zumal 
seitdem  statt  der  Thatteilung  (»Totteilung«) 
die  blosse  Nutzteüung  (»Mutschienmg«)  üb- 
lich wurde,  welche  die  aus  dem  Gemein- 
schaftsbande fliessenden  gegenseitigen  An- 
wartschaftsrechte imberührt  Hess.  Vielfach 
wurden  daher,  um  ein  Besitztum  für  immer 
zusammenzuhalten,  unter  den  Gemeinern 
besondere  Verträge  (»Erbeiuigungen«  und 
bei  ritterlichen  Gütern  auch  »Burgfrieden«) 
errichtet,  die  der  Gemeinschaft  eine  bestän- 
dige Organisation  verliehen  imd  regelmässig 
jede  Teilung  und  jede  Veräusserung  ver- 
boten. Solche  »Ganerbschaften«  haben  na- 
mentlich unter  dem  niederen  Adel  in 
grosser  Zahl  Jahrhunderte  hindurch  bestan- 
den und  zum  Teil  sogar  unsere  Tage  er- 
reicht. Die  Verwendbarkeit  der  verschie- 
denen Formen  der  Gemeinschaft  hatte  indes 
ihre  natürlichen  Grenzen.  Wo  die  Gemein- 
schaft imdurchführbar  oder  ungeeignet  war, 
gab  es  zur  Herstellung  eines  ungeteilten 
Familienbesitzes  schlechthin  kein  anderes 
•Mittel  als  die  Einzelerbfolge.  Das  Sonder- 
interesse der  einzelnen  Geschlechtsgenossen 
musste  dem  einheitlichen  Interesse  des  Ge- 
schlechtes im  ganzen  zum  Opfer  gebracht 
.werden,  indem  ein  durch  feste  Folgeordnung 
bestimmtes  Familienhaupt  zum  Besitz  und 
Genuss  des  Familiengutes  berufen,  die  an- 
deren Familienglieder  aber  auf  Anwart- 
schaftsrechte eingeschränkt  und  im  übrigen 
durch  nebensächliche  Anteüe  oder  Bezüge 
abgefunden  wurden.  So  drang  in  der  That 
schon  in  das  mittelalterliche  Recht  an  ver- 
schiedenen Stellen  eine  Einzelerbfolge  nach 
Erstgeburtsrecht  ein.  Doch  stiess  sie  durch- 
.weg  auf  zähen  Widerstand  und  kämpfte 
sich  mu"  mühsam  und  keineswegs  allgemein 
durch.  Nur  vereinzelt  stellte  sieh  im  Land- 
.  recht  für  das  Haupt-  oder  Stammgut  eines 
Geschlechtes  die  ungeteilte  Vererbung  auf 
den  ältesten  Schwertmagen  fest,  wie  sie 
z.  B.  nach  dem  sächsischen  Recht  der  Hei- 
mat imd  des  Hantgemais  galt.  Allgemeiner 
wurde  im  Hofrecht  unter  Mitwirkung  des 
Gnmdherm  eine  Individualsuccession  in  die 
Bauernhufe  durchgeftihrt,  von  wo  aus  dann 
allmählich  die  Institution  des  Anorbenrechts 
in  Verbindung  mit  dem  Gnuidsatz  der  Un- 
teilbarkeit    der    Höfe    fast    das    gesarate 


deutsche  Bauerngüterrecht  eroberte.  Da- 
gegen gingen  im  Lehnrecht  die  Ansätze  zu 
einer  Einzelerbfolge,  obwohl  sie  auch  hier 
in  den  Rechten  und  Interessen  des  HeiTn 
eine  Stütze  fanden,  bei  uns  wieder  unter; 
während  in  Frankreich  gerade  das  Lehns- 
wesen sich  im  Sinne  eines  mehr  und  mehr 
durchdringenden  Erstgeburtsrechtes  fort- 
bildete, trug  im  deutschen  Lehnrecht  das 
Princip  der  gesamten  Hand  den  Sieg  davon. 
Immerhin  ist  zu  beachten,  dass  in  gewissem 
Umfange  auch  bei  d^m  Gemeinschaftsbesitz 
ein  Altersvorzug  zur  Geltung  kam,  da  die 
Gemeinschaft  nach  aussen  einen  einheit- 
lichen Träger  und  regelmässig  auch  nach 
innen  ein  leitendes  Haupt  forderte,  diese 
Stellung  aber  dem  Aeltesten  zuzufallen 
pflegte.  Vielfach  bildete  daher  die  unge- 
teilte Gemeinschaft  unter  einem  Direktorium 
des  Aeltesten  den  Uebergang  zur  Einzel- 
nachfolge. Am  bedeutungsvollsten  wurde 
in  dieser  Richtung  die  durch  die  Hausge- 
setzgebung der  Familien  des  hohen  Adels 
seit  dem  14.  Jahrhundert  eingeleitete  Be- 
wegimg. Denn  indem  die  reichsständischen 
Geschlechter  sich  behufs  Erhaltung  ihrer 
Stellung  als  ausschliesslich  vom  Manus- 
stamm  dargestellte  einheitliche  Häuser  mit 
einer  monarchischen  Hausverfassung  kon- 
stituierten und  durch  eine  Reihe  von 
Satzungen  den  Familienbesitz  mit  Einschluss 
der  Landeshoheit  als  unzerstörbares  Haus- 
gut zu  befestigen  suchten,  wurden  sie 
mehr  und  mehr  zur  Einfühnmg  der  Unteil- 
barkeit imd  der  Primogenitur  ge(b*ängt.  Es 
ist  freilich  bekannt  genug,  wie  lange  es 
dauerte,  bis  die  Gnmdsätze  der  Unteilbar- 
keit und  der  Primogenitur,  obwohl  sie  in 
manchen  Häusern  fi-ühzeitig  ausgesprochen 
und  ftir  die  Kiuiürstentümer  schon  in  der 
goldenen  Biüle  reichsrechtlich  sanktioniert 
wiutlen,  allgemein  im  hohen  Adel  dtuxjh- 
drangen  und  wie  oft  trotz  der  offenbarsten 
Nachteile  und  im  Widerspruch  mit  dem 
im  übrigen  siegreichen  Staatsgedanken  ein 
Rückfall  in  das  Teilungswesen  erfolgte. 
Allein  es  war  doch  bereits  seit  dem  Mittel- 
alter der  Weg  gewiesen,  der  zu  dem 
schliesslich  überall  erreichten  Ziel  führte. 
Zugleich  aber  war  hiermit  ein  Vorbild  auf- 
gestellt, das  andere  Stände  und  insbesondere 
den  niederen  Adel  zur  Nachahmung  reizte, 
sobald  auch  hier  ein  besonders  kräftiger 
Familiensinn  den  Wunsch  erzeugte,  einer 
Familie  für  alle  Zeiten  durch  beständige 
Vermögenskonc^entration,  sei  es  auch  auf 
Kosten  der  einzelnen,  Glanz  und  Ansehen 
zu  sichern.  Schon  aus  dem  13.  und  14. 
Jahrhundert  sind  mehrfach  Stammgutsstif- 
tungen mit  Anordnung  einer  Individual- 
succession urkundlich  bezeugt.  Dass  sie  in 
den  folgenden  Jahrhunderten  nicht  fehlten, 
beweist  schon  der  nach  der  Reception  unter 
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den  gelehrten  Juristen  geführte  Streit  über 
ihre  im  Mittelalter  nicht  bezweifelte  Gültig- 
keit. Auch  lässt  sich  die  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert erfolgte  Ueberleitung  einzelner 
Ganerbschaften  in  Majorate  nachweisen. 
Doch  begann  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert 
und  besonders  seit  dem  dreissigjährigen 
Kriege  eine  niassenliafte  Stiftung  von 
Stammgfitern  mit  Enstgeburtsrecht,  in  denen 
von  da  an  der  niedere  Adel  das  vornehmste 
Mittel  erblickte,  um  sich  ein  ihm  kongeni- 
ales Grundeigentumsrecht  zu  schaffen. 
Auf  die  Entfesselung  dieser  starken  Bewe- 
gung zu  Gunsten  der  Einzelnachfolge 
scheint  das  diu-cli  die  politische  Verbindung 
der  Länder  und  das  Uebergewicht  der  habs- 
biu'gischen  Macht  nahe  gerückte  Vorbild 
der  spanischen  Majorate,  die  schon  im  Mit- 
telalter eine  grosse  Verbreitung  und  eine 
gesetzliche  Form  erlangt  hatten,  nicht  ohne 
Einfluss  gewesen  zu  sein.  Wenn  aber 
neuerdings  Pf  äff  und  Hoffmann,  denen 
das  Verdienst  der  Aufdeckung  dieses  Zu- 
sammenhanges gebührt,  in  dem  spanischen 
Recht  die  eigentliche  Quelle  des  gesaraten 
deutschen  Famihenfideikommissrechtes  er- 
blicken w^oUen  und  dasselbe  demgemäss 
'>eine  fremde  Erfindung,  einen  welschen 
Importartikel«  nennen,  so  liegt  hierin 
auch  abgesehen  davon,  dass  die  Fortbildung 
zum  Majorat  nur  ein  einzelnes  Moment  in 
der  Geschichte  der  Stammgutsstiftungen  ist, 
eine  gewaltige  Uebertreibung. 

Inzwischen  war  in  Deutscliland  mit  der 
Aufnalime  der  fremden  Rechte  die  Herr- 
schaft der  gelehrten  Jurisprudenz  ange- 
brochen. Es  fragte  sich  daher,  ob  und  in 
welcher  Gestalt  die  Staramgutsstiftung  sich 
juristisch  zu  legitimieren  vermöge.  Zu- 
nächst bi'achte  man  sie  unter  den  Begriff 
des  Familienstatuts  und  beraass  daher  ihre 
Geltung  nach  dem  Umfange,  in  dem  man 
der  Familie  oder  doch  der  familia  nobilis 
ein  jus  statuendi  beüegte.  So  behandelt 
noch  Betsius  im  Jahre  1611  die  ganze 
Lehre  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Auto- 
nomie. Allein  mehr  und  mehr  drang  eine 
der  Autonomie  feindselige  Strömung  diutih. 
Auf  die  Dauer  wahrte  sich  nur  der  hohe 
Adel  im  Zusammenhange  mit  seiner  politi- 
schen Stellung  eine  durchgreifende  Sat- 
zungsgewalt, vermöge  deren  er  sich  des 
römischen  Rechtes  erwehrte  und  nament- 
lich auch  das  Sonderrecht  seiner  Haus-  und 
Stammgüter  auf  der  mittelalterlichen  Grund- 
lage fortbildete.  Dagegen  unterlag  der  nie- 
dere Adel,  in  dem  ohnehin  die  Ansätze  zu 
einer  tragfähigen  Familienorganisation  nur 
schwach  entwickelt  waren,  dem  gemeinen 
Recht  und  der  romanistischen  Jurisprudenz. 
Diese  aber  ergriff  mit  merkwürdiger  Ein- 
stimmigkeit die  künstliche  Konstruktion, 
durch    welche    nach    dem    Vorgange    von 


Spaniern  (insbesondere  Molina)  und  Itali- 
enern (wie  Peregrinus  und  Fusarius) 
in  Deutschland  zuerst  Knipschild  (in 
einer  Dissertation  von  1626  und  ausführlich 
in  seinem  epochemachenden  Buch  von  1654) 
die  Stammgutsstiftuugen  vom  römischen 
Recht  her  ausdeutete.  Sie  knüpfte  an  das 
römische  Fideikommissrecht  an  und  schuf 
so  den  Begriff  und  Namen  des  »beständigen 
Famüienfideikommisses«.  Doch  durchbiuch 
man  nicht  nm*  an  zahlreichen  Punkten,  vor 
allem  durch  Zulassung  der  immerwälu^nden 
Bindmig  und  durch  Gleichstellung  der 
Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  mit  den 
Anordnungen  von  Todes  wegen,  die  Schran- 
ken der  römischen  fiduziarischen  Substitu- 
tion^ sondern  verschmolz  auch  mit  dem 
römischen  Gedanken  eine  Fülle  fremdai'ti- 
ger  Gedanken,  unter  denen  an  erster  Stelle 
der  den  Feudisten  entlehnte  Gedanke  der 
»successio  ex  pacto  et  Providentia  majorum« 
eine  konstitutive  Bedeutung  für  das  moderne 
Fideikommissrecht  gewann.  Eine  Zeit  laug 
unterateUte  man  sogar,  indem  man  auch 
stillschweigende  Fideikomraissstiftungen  an- 
nahm oder  Anordnungen  eines  Stammvaters 
beliebig  fingierte,  alle  möglichen  Reste  des 
alten  Familiengüterrechts  dem  neuen  Be- 
giiff.  Erst  im  vorigen  Jahrhundert  wurden 
die  gesetzlichen  Stammgüter  allgemein 
wieder  ausgeschieden.  Noch  später  und 
bis  heute  nicht  ohne  Widerspruch  entschloss 
sich  die  Theorie,  die  Hineintragung  des 
Fideikommissbegriffos  in  das  liausverfas- 
sungsmässig  gebundene  hochadelige  Haus- 
vermögen, das  freilich  im  Leben  stets  seine 
Eigenart  gewahrt  hatte,  aufzugeben.  Im 
übrigen  dagegen  erhob  sich  das  Famüien- 
fideikommiss  in  der  ihm  vom  Jiuistenrecht 
aufgeprägten  Gestalt  zum  gemeinrechtlichen 
Institut  imd  muss  auch  heute,  so  nachteilig 
die  Vorbildung  des  deutschen  Stoffes  durch 
Einzwängung  in  das  fremde  Gewand  sich 
fühlbar  macht,  nach  den  in  diesem  Zusam- 
menhange ausgebildeten  Grundsätzen  behan- 
delt werden. 

Auch  die  Gesetzgebung  stellte  sich,  seit- 
dem sie  in  einzelnen  Ländern  sich  mit  den 
Familienfideikommissen  bef aaste,  auf  den 
von  der  romanistischen  Theorie  bereiteten 
Boden.  Doch  brachten  schon  die  grossen 
Gesetzbücher  —  das  bayerische  Landrecht, 
das  preussische  Landrecht,  das  österreichi- 
sche Gesetzbuch  und  das  badische  Land- 
recht —  in  ihren  Bestimmungen  über  das 
Familienfideikommiss  wieder  mehr  den  ger- 
manischen Gedanken  des  Familiengutes  zur 
Geltung.  Noch  entschiedener  geschah  dies 
in  den  in  unserem  Jahrhundert  erlassenen 
Reformgesetzen,  die  auch  in  manchen  ande- 
ren Punkten  mit  den  starren  Regeln  des 
gemeinen  Rechtes  brachen.  Am  bestimm- 
testen  wurden   im  preussischen  Recht  die 
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Konsequenzen  aus  dem  Begriff  des  Familien- 
vennögens  gezogen. 

Die  in  der  französischen  Revolution  zum 
Durchbnich  gelangten  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Tendenzen,  die  den  Individua- 
lismus auf  den  Schild  gehoben  und  sich 
gegen  jede  Gebundenheit  des  Eigentums, 
jede  Ungleichheit  des  Erbrechts  und  jede 
dem  Adel  förderliche  Emrichtung  kehrten, 
mussten  auf  völlige  Beseitigimg  der  Fami- 
lienfideikommisse  hindrängen.  In  Frank- 
reich erfolgte  ihre  Aufhebung  im  Jahre 
1792;  der  Code  civ.  art.  896  verbietet  so- 
gar jede  auch  nur  einmalige  Beschwerung 
eines  Erben  mit  einer  Substitution.  Auch 
in  Deutschland  folgte  man  in  den  Rhein- 
landen, in  Bayern  (1808)  und  mehrfach 
sonst  diesem  Vorbilde,  stellte  aber  nach 
1815  fast  überall  das  frühere  Recht  wieder 
her.  Einen  neuen  Ansturm  gegen  das  In- 
stitut brachte  das  Jahr  1848;  mit  den 
deutschen  Grundrechten  (Art.  38)  ordneten 
viele  Verfassungsurkunden  (die  preussische 
in  Art.  40)  die  Aufhebung  der  Familienfidei- 
kommisse  an.  Allein  diese  Bestimmungen 
blieben  unausgeführt  und  wurden  wieder 
beseitigt  (in  Preussen  durch  G.  v.  5.  Juli 
1852).  Nur  in  Braunschweig  ('1850)  und 
Oldenburg  (1852)  ergingen  Aufnebungsge- 
setze,  von  denen  aber  das  erstere  wieder 
rückgängig  gemacht  ist  (1858).  Das  am 
1.  Januar  1900  in  Kraft  tretende  B.G.B. 
greift  in  das  Recht  der  Familienfideikom- 
misse  nicht  ein;  nach  E.G.  a.  59  bleiben 
die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  Fa- 
milienfideikommisse  unberührt. 

Wesentlich  verschieden  von  der  konti- 
nentalen Entwickelung  verlief  die  Ge- 
schiclite  der  Familien  fideikommisse  in  Eng- 
land. Wirkliche  Fideikommisse  sind  heute 
dort  selten.  Dagegen  haben  die  im  eng- 
lischen Recht  sehr  verbreiteten  entails  einen 
durchaus  abweichenden  Charakter. 

3.  Errichtung.  Die  Errichtung  eines 
Familienfideikommisses  erfolgt  durch  eiae 
rechtsgeschäftliche  Willenserklärung  des 
Stifters,  die  sowohl  unter  Lebenden  wie 
von  Todes  wegen  und  in  beiden  Fällen  so- 
wohl einseitig  wie  vertragsmässig  abgege- 
ben w^erden  kann.  Eine  besondere  Form 
ist  gemeinrechtlich  nicht  vorgeschrieben, 
putsch,  des  Reichsgenchts  in  Civilsachen 
fed.  39  Nr.  44).  Doch  ist  mindestens 
Schriftform  unerlässlich.  Der  in  der  Stif- 
tungsurkunde ausgedrückte  Wille  ist  Quelle 
und  bleibt  Norm  des  Rechtsverhältnisses, 
solange  es  besteht. 

Fähig  ziu*  Errichtung  eines  Familienfi- 
deikommisses ist  jede  Person,  die  über  ihr 
Vermögen  frei  verfügen  kann.  Etwaige 
Einschränkungen  der  Verfügungsfreiheit  in 
Bezug  auf  ein  zum  Fideikommiss  gewidme- 
tes Vermögensstück,  z.  B.  bei  Lehen,  ver- 


langen natürlich  Beachtimg.  Auch  dürfen 
durch  die  Errichtung  von  Todes  wegen 
Pflichtteilsrechte  nicht  verletzt  werden. 

Der  Stifter  kann  das  Fideikommiss  füi* 
seine  eigene  oder  auch  für  eine  fremde  Fa- 
milie begründen.  Bewidmungsfäliig  ist 
heute,  obschon  das  Institut  noch  immer  vor- 
zugsweise vom  niederen  Adel  benutzt  wird, 
so  gut  die  bürgerliche  wie  die  adelige  Fa- 
milie. Hierin  stimmen  mit  dem  gemeinen 
Recht  alle  Partikularrechte,  ausser  dem 
bayerischen ,  das  Fideikommissstiftungen 
nur  »zum  Vorteil  adeliger  Personen  und  Fa- 
milien« zulässt,  überein. 

Erforderlich  ist  femer  ein  geeignetes 
Vermögensobjekt.  Als  geeignet  erscheint 
gemeinrechtlich  jede  beständige  fruchttra- 
gende Sache,  also  aubser  einem  Grundstück 
mit  Zubehör  auch  eine  nutzbare  Gerechtig- 
keit, ein  sichergestelltes,  zinstragendes  Ka- 
pital oder  ein  Einkünfte  gewährender  Ver- 
mögensinbegriff. Wenn  manche  (wie  z.  B. 
Stobbe)  auch  Mobiüen,  welche  einen  dau- 
ernden Genuss  darbieten,  für  geeignete  Fi- 
deikommissgegenstände  erklären,  so  ist  für 
das  gemeine  Recht  vielmehr  daran  festzu- 
halten, dass  Fahrnis  nur  in  Verbindung  mit 
Liegenschaften  fideikommissarisch  gebunden 
werden  kann.  Partikularrechte  aber  lassen 
auch  selbständige  Fideikommisse  an  körper- 
lichen Gesamtsachen,  z.  B.  an  Juwelen- 
schätzen, Kunstsammlungen,  Bibliotheken  zu. 
Umgekehrt  beschränken  andere  Partikular- 
rechte,  insbesondere  das  preussische  und 
ietzige  bayerische,  die  Zulässigkeit  der  Fidei- 
rammissstiftung  auf  Ijandgütor  (womit  also 
z.  B.  Häuser  ausgeschlossen  sind)  und  Gold- 
kapitalien.  Das  Fideikommissobjekt  muss 
aber  stets  ansehnlich  genug  sein,  um  den 
Zweck  einer  Erhöhung  des  Glanzes  der  Fa- 
milie erfüllen  zu  können.  Partikularrechte 
fordern  einen  festen  Mindestwert;  so  das 
preussische  Recht  bei  Landgütern  einen 
Reinertrag  von  mindestens  7500  Mark,  bei 
Geldfideikommissen  einen  Kapitalbetrag  von 
ndndestens  30000  Mark. 

Einer  staatlichen  Mitwirkung  bedarf  die 
Fideikommissstiftung  gemeinrechtlich  nicht. 
Hieran  haben  indes  unter  den  Partikular- 
rechten  nur  das  sächsische,  hessische  und 
württembergische  festgehalten.  Nach  preus- 
sischem  Recht  bedarf  es  gerichtlicher  Ver- 
lautbarung und  nach  bayerischem  Recht  ge- 
richtlicher Bestätigung,  die  aber  nicht  ver- 
sagt werden  kann,  wenn  die  gesetzlichen 
Erfordernisse  erfüllt  sind.  Die  meisten 
neueren  Gesetze  verlangen  landesherrliche 
Bestätigung;  nach  preussischem  Recht  ist 
eine  solche  wenigstens  bei  selir  grossen  Fi- 
deikommissen  (mit  einem  Reinertrag  über 
30000  Mark),  nach  sächsischem  Recht  bei 
Fideikommissen ,  die  noch  in  der  dritten 
Hand  unabänderlich  eein  sollen,  erforderlich. 
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In  Oesterreich  wird  sogar  die  Einwilligung 
der  »gesetzgebenden  Gewalt«,  somit  seit 
Einfiihning  einer  Verfassung,  wie  das  G.  v. 
13.  April  1868  festgestellt  hat,  die  Zustim- 
mung der  Volksvertretung  gefordert. 

Mitunter  schreiben  die  Partikularrechte 
auch  die  Errichtung  eines  Inventars  und 
Sicherheitsbestellung  vor. 

Wo  das  Gnnidbuchsystera  durchgeführt 
i^t,  hängt  zwar  nicht  die  Begründung  der 
Fideikomraissqualität ,  wohl  aber  ihre  Voli- 
wirksamkeit  gegen  Dritte  bei  Grundstücken 
von  der  Eintragung  ab  (E.G.  a.  61  zum 
B.G.B.).  Die  Eintragung  erfolgt  bald  in  der 
Tilgen turasrubrik,  bald  in  der  Abteilung  für 
die  dinglichen  Jjasten. 

Erleichtert  ist  neuerdings  in  mehrei*en 
preussi sehen  Provinzialgesetzen  die  Errich- 
tung eines  Familien fideikommisses  in  dem 
Falle,  wenn  bei  Auflösung  des  Lehnsver- 
bandes  ein  Lehn  in  ein  Fideikommiss  um- 
gewandelt wenlen  soll.  Insbesondere  wird 
liier  ein  geringerer  Erti'ag  als  ausreichend 
erachtet  und  von  dem  bekanntlich  sehr 
hohen  Fideikommissstempel  abgesehen. 

4.  Rechtsverhältnis.  Der  Idee  des  In- 
stitutes entspricht  am  meisten  eine  Auffas- 
sung, nach  welcher  das  Fideikommiss  ver- 
mögen ein  zweckbestimmtes  Sondervermögen 
ist,  an  welchem  das  Eigentum  der  Faniilie 
als  solcher,  dem  jedesmaligen  Besitzer  aber 
ein  selbsti'.ndiges  Nutzungsrecht  zusteht.  ■ 
Gemeinrechtlich  lässt  sich  indes,  da  die  i 
Familie,  vom  hochadeligen  Hause  abgesehen, 
kein  Rechtssubjekt  ist,  diese  Auffassung 
nicht  durchführen.  Man  muss  dalier  mit 
der  schon  von  Knipschild  aufgestellten 
und  neuerdings  wieder  heiTschend  gewor- 
denen Lehre  dem  jedesmaligen  Besitzer  das 
Eigentum  zuschreiben  und  die  Einschrän- 
kungen dieses  Eigentums  auf  dingliche 
Rechte  der  Anwärter  zurückführen. 

In  den  meisten  ParfikulaiTeehten  dagegen 
ist  die  früher  auch  für  das  gemeine  Recht 
\4elfach  verteidigte  Ansicht  zur  Geltung  ge- 
langt, dass  dem  jeweiligen  Inhaber  nicht  das 
alleinige  Eigentum,  sondern  nur  ein  unvoll- 
kommeneres Recht  gebühre,  das  im  bayeri- 
schen, preussischen  und  österreichischen 
Recht  unter  Heranziehung  der  Lehre  vom 
geteilten  Eigentum  als  Nutzeigentum  oder 
Untereigentum,  sonst  als  Niessbrauch  oder 
ein  dem  Niessbrauch  verwandtes  umfassen- 
des dingliches  Nutzungsrecht  chai'akterisiert 
wird.  Als  Subjekt  des  Obereigentums  oder 
Eigentums  wii-d  dann  regelmässig  die  Fa- 
milie gedacht.  Man  hat  freilich  auch  ver- 
sucht, die  Frage  nach  dem  Eigentumssub- 
jekt in  anderer  Weise  zu  lösen.  Allein 
wenn  man  das  Obereigentum  oder  Eigentum 
dem  jedesmaligen  Nachfolger  oder  dem 
Staate  oder  gar  niemandem  zuschrieb,  so 
mussten  derartige  Konstruktionen  an   ihrer 


eigenen  Unnatur  scheitern.  Die  meisten 
Gesetze  behalten  daher  in  üebereinstimmung 
mit  der  im  vorigen  Jahrhundeit  fast  allge- 
mein durchgedrungenen  Lehre  das  Ober- 
eigentum oder  Eigentum  ausdrücklich  der 
Familie  vor.  Bei  der  Verflachung,  die  unter 
dem  Einfluss  der  naturrechtlichen  Schule  der 
Begriff  der  »moralischen  Person«  erfahren 
hatte,  standen  theoretische  Bedenken  einer 
solchen  Annahme  nicht  entgegen.  Denn  in- 
dem man  die  moralische  Pei-sönlichkeit  rein 
kollektiv  auffasste,  behandelte  man  ohne 
weiteres  gleich  jeder  Gesellschaft  oder  Ge- 
meinschaft auch  die  Faniilie  als  Rechtssub- 
jekt. Im  Sinne  der  Zeit  wurde  es  daher 
auch  nicht  als  Widers pnich  empfiuiden, 
wenn  z.  B.  das  östeiTeichische  Recht  gleich- 
zeitig das  Obereigentum  einer  moralischen 
Person  beilegte  und  Anteile  an  diesem  Ober- 
eigentum den  einzelnen  Familiengenossen 
mit  Einschluss  des  jeweiligen  Untereigen- 
tümers zuschrieb.  Mit  der  schärferen  Er- 
fassung des  Wesens  der  juristischen  Person 
gerieten  die  theoretischen  Grundlagen  dieser 

fesetzliehen  Konstruktionen  ins  Wanken. 
)ieselben  erwiesen  sich  aber  auch  praktisch 
als  wertlos,  solange  mau  es  unterliess,  die 
Familie  als  willens-  und  handlungsfähige 
Verbandseinheit  zu  organisieren.  Mehr  und 
mehr  jedoch  schufen  die  Gesetze  in  diesem 
Punkte  Abhilfe,  indem  sie  der  überein- 
stimmenden Willenserklärung  der  gegen- 
wärtigen Anwärter  eine  gewisse  Macht 
über  das  Fideikommiss  einräumten,  zur 
Ergänzung  aber  einen  Kurator  des  Fidei- 
kommisses oder  der  künftigen  Generatio- 
nen als  Vertreter  der  dauernden  Stiftungs- 
interessen einsetzten  und  darüber  eine  ge- 
richtliche oder  landesheiTliche  Oberaufsicht 
ins  Leben  riefen.  Hiermit  wurde  offenbar 
eine  mit  obersten  Hen-schaftsrechten  über 
das  Fideikommiss  ausgestattete  juristische 
Pei^on,  die  freilich  mehr  einer  Stiftung  als 
einer  Familien  gen  ossenschaft  ähnelt,  zur 
Wirklichkeit.  Mithin  haben  Pf  äff  und 
Hoffmann  nicht  unrecht,  wenn  sie  insbe- 
sondere für  das  österreichische  Recht  ein 
»unpersönliches  Rechtssubjekt«  annehmen, 
das  teils  mit  der  Korporation,  teils  mit  der 
Stiftung,  teils  mit  der  ruhenden  P]rbßchaft 
Verwandtschaft  zeige  und  am  besten  »Fidei- 
kommiss« genannt  werde.  Dagegen  machen 
diese  Schriftsteller  dem  romanistischen  Eigen- 
tumsbegriff ein  unberechtig-tes  Zugeständnis, 
wenn  sie  diis  gesetzlich  angenommene  ge- 
teilte Eigentum  verwerfen,  dem  Inhaber  das 
Alleineigentum  zusprechen  und  jenes  unper- 
sönliche Rechtssubjekt  nur  zum  »Hüter  der 
Substanz«  berufen. 

Vollständig  hat  das  preussische  Recht 
den  Gedanken  des  Familieneigeutums  durch- 
geführt, indem  es  der  ein  Fideikommiss  be- 
sitzenden Familie   eine   genossenschaftliche 
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Verfassung  verlielien  hat.  Die  Familie  be- 
sitzt hier  ein  oberstes  Organ  in  der  gericht- 
lich zusaramenberufenen  Gesamtheit  der 
lebenden  Anwäi-ter  und  vermag  duijih  einen 
Familienschlnss ,  der  zwar  im  Zweifel  Ein- 
stimmigkeit forciert,  jedoch  sowohl  die  nicht 
erschienenen  wie  die  künftigen  Familien- 
glieder bindet,  ihren  Willen  zu  erklären 
(vgl.  die  G.G.  über  Familienschlüsse  v. 
15.  Februar  1840  und  5.  März  1855).  In 
minder  Mächtigen  Angelegenheiten  wird  die 
Familie  durch  den  Fideikommissbesitzer  und 
die  zwei  nächsten  Anwärter  dargestellt. 
Leitung  und  Aufsicht  suchen  der  Fideikom- 
raissbehörde  zu,  als  welche  jetzt  das  Ober- 
landesgericht der  belegenen  Sache  fungiert. 
Diese  Ordnung  des  Rechtsverhältnisses 
kommt  dem  inneren  Wesen  des  Institutes  am 
nächsten.  Mit  den  romanistischen  Schulbe- 
griffen freilich  ist  sie  am  wenigsten  verein- 
bar: die  Annahme  eines  Eigentums  an  einem 
Sondervermögen  als  solchem,  die  Teilung 
dieses  Eigentums  in  Ober-  und  Untereigen- 
tum, die  Erhebung  der  Familie  zu  einer 
Genossenschaft  mit  eigentümlicher  Zerlegimg 
der  Vermögensherrscliaft  in  eine  einheitliche 
Sphäre  der  Verbandsperson  und  getrennte 
ludividualsphären  der  einzelnen  sind  vom 
Standpunkte  des  strengen  Pandektendogmas 
aus  arge  Ketzereien. 

5.  Rechte  und  Pflichten  des  Fideikom- 
migsbesitzers«  Der  jeweilige  Inhaber  hat  im 
allgemeinen  Besitz,  Verwaltung  und  Fruchtge- 
nuss.  Die  Früchte  erwirbt  er  als  Allod.  Er 
übt  die  mit  dem  Fideikommiss  verbundenen 
Rechte  aus  und  vertritt  dasselbe  im  Prozess. 
Doch  soll  er  nach  preussischem  Recht  bei  Pro- 
zessen über  die  Substanz  zwei  Anwärter  zu- 
ziehen. Alle  diese  Rechte  finden  aber  ihre 
Schranke  an  der  stiftungsmässigen  Pflicht,  das 
Gut  dem  Nachfolger  in  unversehrtem  Zustande 
zu  überliefern.  Er  darf  daher  die  Substanz  des 
Fideikommisses  weder  belasten  noch  veräussern. 
Auch  mnss  er  die  Lasten  tragen,  die  notwen- 
digen Reparaturen  vornehmen  und  darf  das 
Gut,  obwohl  frei  bewirtschaften,  niemals  ver- 
schlechtern. 

6«  Rechte  und  Pflichten  der  Anwärter« 
Die  übrigen  Familienglieder  haben  gemeinrecht- 
lich nur  ihre  unentziehbare  dingliche  Anwart- 
schaft, die  ihnen  weder  unter  Lebenden  noch 
von  Todes  wegen  genommen  werden  kann.  Kraft 
Anordnung  des  Stifters  und  partikularrechtlich 
schon  kraft  Gesetzes  gebühren  ihnen  zwei  Grup- 
pen weitergehender  Rechte.  Einmal  Rechte  auf 
Üeberwachung  des  Besitzers,  auf  Inventarisie- 
rung, Sicherstellun^  und  Rechnungslegung,  auf 
Zuziehung  bei  g^ewissen  Verwaltungsakten,  auf 
Mitwirkung  bei  der  Bestellung  eines  den  Be- 
sitzer einschränkenden  Familienrates  etc.  So- 
dann gewisse  Sondergenussrechte,  Ansprüche  auf 
eine  Abfindung,  auf  Unterhalt  oder  auf  Bezug 
einer  (nach  dem  Vorbilde  der  Apanagen  in  hoch- 
adeligen Häusern  gestalteten)  Rente  aus  den 
Einkünften  des  Fideikommissvermögens  etc. 
Vielfach  werden  auch  den  Töchtern  des  letzten 
Besitzers  Ansprüche  auf  Abfindung,   Unterhalt, 


Ausstattung  oder  Rente  aus  dem  Fideikommiss 
ausbedungen. 

7.  Veräussemn^.  Das  Yeräusserungs- 
verbot  ist  dem  Familieniideikommiss  wesent- 
lich und  liegt  daher  selbst  unausgesprochen 
in  jeder  Fideikommissstiftimg.  (R.Ger.  CS. 
Bd.  39  Nr.  44).  Die  Yeränsserung  der  Sub- 
stanz ist  nichtig  (nicht,  wie  Stobbe  meint, 
bloss  anfechtbar).  Der  Yeräusserer  selbst 
kann  sich  auf  diese  Nichtigkeit  nur  berufen, 
wenn  er  in  entschuldbarem  Irrtimi  handelte. 
Jeder  Anwärter  aber  kann  die  Nichtigkeit 
jedem  dritten  Besitzer  gegenüber  geltend 
machen.  Die  KJage  auf  Herausgabe  des 
Gutes  (actio  revocatoria)  wird  ihm  von  der 
seit  Lewis  im  gemeinen  Recht  herrschend 
gewordenen  Meinung  erst  in  dem  Augen- 
blicke gewährt,  in  dem  er  zur  Fideikommiss- 
folge  gelangt.  Demgegenüber  hat  neuerdings 
Rosin  nachgewiesen,  dass  nicht  mu*  nach 
Partikiüarrechten ,  sondern  auch  nach  ge- 
meinem Recht  dem  nächsten  Anwärter  die 
sofortige  Anstellung  der  revokatorischen 
Klage  nicht  versagt  werden  darf.  Denn  aus 
dem  älteren  deutschen  Beispruchsrecht  ist 
in  das  Fideikommissrecht  der  Satz  überge- 
gangen, dass  der  Besitzer  dm\*h  unbefugte 
Veräusserung  sein  Recht  zu  Gunsten  des 
Nachfolgers  verwirkt.  Jedenfcüls  muss  dem 
Anwärter  ein  sofortiges  Widerspruchsreeht 
gegen  eine  sein  künftiges  Recht  in  Frage 
stellende  Veräusserung  zugestanden  werden 
(R.Ger.  CS.  Bd.  30  Nr.  119).  Auch  eine 
dingliche  Belastung  der  Substanz  durch  den 
Fideikommissbesitzer  ist  nichtig  (R.Ger.  a. 
a.  0.  Bd.  39  Nr.  46),  nicht  etwa  (wie  Rosin 
imd  andere  meinen)  für  die  Besitzdauer  des 
Bestellers  wirksam.  Nur  eine  persönliche 
Verpflichtung  des  Bestellers  kann  daraus 
entstehen.  Der  Anwärter  hat  aber  regel- 
mässig erst  dann,  wenn  das  Gut  an  ihn  ge- 
langt ist,  Gelegenheit,  die  Nichtigkeit  der 
Belastung  geltend  zu  machen.  Im  Gegen- 
Siitze  zum  Lehnreeht  besteht  hinsichtlich  der 
Rechte  der  Anwärter  bei  unzulässigen  Ver- 
äusserungen  und  Belastungen  kein  Unter- 
schied zwischen  Nachkommen  und  Seiten- 
verwandten des  Besitzers.  Doch  muss  atich 
hier  derjenige  Anwärter,  der  zugleich  Allo- 
dialerbe  des  Veräusserers  geworden  ist. 
dessen  Handlungen  gegen  sich  gelten  lassen 
(R.Gor.  a.  a.  0.  Bd.  26  Nr.  26  S.  153—154; 
a.  M.  Rosin).  Wo  gesetzlich  auch  dem 
Allodialerben  die  Anfechtungsklage  gewährt 
wird,  muss  dieser  doch,  wenn  er  das  Gut 
heraus  verlangt,  den  Kaufpreis  ersetzen. 

Ausgeschlossen  wird  jede  Anfechtung 
einer  Veräusserung  durch  Einwilligung  in 
dieselbe.  Der  Konsens  bindet  aber  nur  den 
Einwilligenden  selbst,  nicht  dessen  Nach- 
kommen. Nur  wenn  die  Nachkommen  Allo- 
dialerben des  Einwilligenden  geworden  smd, 
müssen  sie  nach  gemeinem  Recht  die  Hand- 
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limg  ihres  Rechtsvorgängers  anerkennen 
(a.  M.  hier  nicht  bloss  Rosin,  sondern  auch 
Beseler).  Partikularrechtlich  sind  auch 
die  AHodialerben  entweder  überhaupt  nicht 
oder  doch  niu*  dann,  wenn  ausdrücldich  für 
sie  mitverzichtet  ist,  gebunden. 

Die  Anfechtungsklage  des  einzelnen  An- 
wärters verjährt  von  dem  Augenblick  an,  in 
dem  sie  angestellt  werden  kann.  Dagegen 
ist  die  Fideikommisseigenschaft  selbst  ge- 
meinrechtlich unverjährl)ar.  Doch  erkennt 
das  Reichsgericht  hier  wie  bei  Ijchen  die 
ausserordentliche  Ersitzung  des  Eigentums 
an  einzelnen  Stücken  des  Fideikommisses 
sowie  von  Servituten  an  demseU>en  als  mög- 
lich an  (a.  a.  0.  Bd.  19  Nr.  51).  Partiku- 
lan-echte  lassen  eine  Ersitzung  des  freien 
Eigentums  an  Fideikommissen  zu. 

Gemeinrechtlich  giebt  es  hiernach  kein 
Mittel,  eine  Veräusserung  für  immer  unan- 
fechtbai*  zu  machen.  Haben  auch  alle  leben- 
den Anwärter  eingewilligt,  so  kann  noch 
nach  Jahrhunderten  ein  nunmehr  berufener 
Folger  die  Konsequenzen  aus  dem  Veräusse- 
ningsverbot  des  Stifters  ziehen. 

Die  meisten  Partikuiarrechte  dagc^gen 
erkläi'en  eine  Veräusserung  dui'ch  die  Fa- 
milie als  solche  oder  das  an  ihrer  Stelle 
zur  Herrschaft  über  die  Substanz  berufene 
Rechtssubjekt  für  gültig.  In  Preussen  ge- 
nügt ein  Familienschluss.  Anderswo  wird 
ausser  der  Zustimmung  aller  lebenden  An- 
wärter die  Einwilligung  eines  Kuritora  der 
Nachkommenschaft  und  die  gerichtliche  oder 
landesherrliclie  Bestätigung  gefordert.  Noch 
mehr  erleichtert  sind  imscliädliche  Abver- 
äusserungen  einzelner  Stücke  oder  blosse 
Yei-tauschungen. 

Zwangsenteignungen  und  Zwangsablö- 
sungen werden  durch  das  Veräusserungs- 
verbot  nicht  gehindert.  Das  gewährte  Aequi- 
valent  nimmt  aber  Fideikommissqualität  an. 

8.  Fideikommissschnldeii.  Die  Be- 
lastung des  Fideikommisses  mit  Hypotheken, 
Grundschulden  oder  sonstigen  dinglichen 
Lasten  steht  unter  den  Regeln  der  Veräus- 
senmg.  Für  die  persönlichen  Schulden  des 
Fideikommissbesitzers  haften  nur  die  Früchte 
imd  auch  diese  nur  während  seiner  Besitz- 
zeit. 

Nach  Analogie  der  Lehnsschulden  wer- 
den aber  gewisse  Schulden  als  »Fideikom- 
missschulden«  abweichend  behandelt.  Sie 
gelten  als  Passivbestandteile  des  Fidei- 
kommissv^ermögens  und  gehen  daher  mit 
diesem  auf  jeden  Fideikommissfolger  über, 
'Während  die  Allodialerben  entweder  über- 
haupt nicht  oder  nur  subsidiär  für  sie  haf- 
ten. Fideikommissschulden  sind  vor  allem 
die  vom  Stifter  selbst,  z.  B.  ziw  Erwerbung 
des  Gutes  oder  ziur  Abfindung  von  Pflicht- 
teilsberechtigten, dem  Fideikommissvermögen 
einverleibten  Schuldverbindlichkeiten.    Aus- 


serdem aber  solche  Schulden,  die  ein  spä- 
terer Besitzer  zum  Vorteile  des  Fideikom- 
misses, also  z.  B.  zur  Vermehrung  der  Sub- 
stanz, zur  Erhöhung  des  Kultiu-zustandes, 
zur  Herstellung  notwendiger  oder  nützlicher 
Anlagen,  zur  Ablösung  von  Lasten,  zur  Ab- 
tragimg von  Fideikommissschulden,  zur  Füh- 
rung von  Prozessen  etc.,  kontrahiert  hat. 
Doch  ist  der  jeweilige  Besitzer  durch  die 
Partikularrechte  bei  der  Eingehung  von  Fi- 
deikommissschidden  vielfach  beschränkt.  So 
bedarf  er  nach  preussischera  Rechte  zu  not- 
wendigen oder  geringfügigen  Verschuldungen 
des  Konsenses  zweier  Anw^ärter,  im  übrigen 
eines  Familiensclüusses ;  nach  sächsischem 
und  hessischem  Rechte  muss  er  die  Zustim- 
mung aller  lebenden  Anwärter,  die  aber  das 
Gericht  ergänzen  kann,  einholen ;  das  bayeri- 
sche Recht  fordert  ausserdem  gerichtliche 
Bestätigimg;  in  Oesterreich  wird  von  der 
Befragung  der  Anwärter  abgjesehen,  jedoch 
gerichtlicne  Einwilligung,  in  Baden  und 
Braunschweig  landesherrliche  Genehmigung 
verlangt.  Na(;h  österreichischem  Rechte 
dai-f  ferner  die  Verschuldung  nicht  über  ein 
Drittel  des  Wertes  lünausgehen.  Fast  über- 
all endlich  wiixl  der  Besitzer  verpflichtet, 
einen  Teil  der  Erti'äge  zur  Schulden tilgimg 
zu  verwenden,  und  öfter  ist  vorgeschrieben, 
dass  gleich  bei  Aufnahme  des  Darlehens  ein 
bindender  Tilgimgsplan  aufgestellt  werden 
soll. 

Auch  für  Fideikommissschiüden  haften 
im  Zweifel  nur  die  Früchte,  so  dass  Zwangs- 
vollstreckung nur  im  Wege  der  Zwangsver- 
waltung zulässig  ist.  Darum  sehen  die 
Laiidesgesetze  die  Eintragung  einer  Reve- 
nuenhypothek  vor  (vgl.  für  das  preussische 
Recht  R.Ger.  a.  a.  0.  Bd.  34  Nr.  56)  und 
bleiben  dazu  auch  künftig  ermächtigt  (E.G. 
a.  60  zum  B.G.B.).  Jedoch  kann  vom  Stif- 
ter auch  die  Substanz  beschwert  werden, 
und  nach  manchen  Partikularrechten  treffen 
auch  andere  Fideikommissschulden  die  Sub- 
stanz. In  solchen  Fällen  kann  es  auch  zm- 
Zwangsversteigening  des  Fideikom missgutes 
kommen. 

9.  Fideikommissfolge.  Die  Fideikom- 
missfolge  ist  ihrem  rechtlichen  Wesen 
nach  eine  deutschrechtliche  Sondernachfolge 
in  •  einen  Vermögensinbegriff  als  solchen 
(vgl.  Erkenntnis  des  Reichsgerichts  v.  4. 
Febniar  1890,  CS.  Bd.  26  Nr.  26  S.  141), 
w^elche  sich  in  jedem  einzelnen  Falle  un- 
mittelbar aus  dem  Wülen  des  Stiftei-s  voll- 
zieht. Jeder  einzelne  Anwärter  succediert 
also  nach  dem  Principe  der  successio  ex 
pacto  et  Providentia  majorum  kraft  eines 
ihm  direkt  vom  Stifter  verliehenen  und  vom 
Vorbesitzer  völlig  unabhängigen  Rechts. 
Dieser  Gedanke  ist  hier  w^eit  strenger  durch- 
geführt als  im  Lehnrecht,  so  dass  auch  die 
Nachkommen  des  letzten  Besitzers  (anders 
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wie  nach  11  Fend.  45)  die  Allodialerbschaft 
ausschlagen  und  gleich wolil  das  Fideikom- 
miss  behalten  können  und  niemals  das  Recht 
irgend  eines  Anwärters  durch  eine  Handlung 
seines  Vorfahren  verwirkt  oder  durch  eine 
Unfähigkeit  desselben  berührt  wii*d.  Zu- 
gleich vollzieht  sich  der  Anfall  des  Fidei- 
kommissvermögens  an  den  Folger  stets  von 
Rechts  wegen,  so  dass  auch  gemeinrechtlich 
hier  die  Regel  »der  Tote  erbt  den  Lebendi- 
gen« gilt.  Die  Eintragung  des  Folgei-s  in 
das  Gnmdbuch  bedingt  nicht  den  Anfall, 
sondern  dient  niu*  zur  Legitimation  (Er- 
kenntnis des  Reichsgerichts  v.  28.  Februar 
1881,  CS.  Bd.  4  Xr.  69). 

DieFoigefähigkeit  richtet  sich  nach 
der  Anordnung  des  Stifters,  der  beliebige 
Bedingungen  setzen  kann.  Häufig  wird  z. 
B.  Adel  oder  ein  durch  eine  besimmte  Zahl 
von  Ahnen  qualifizierter  Adel,  Abstammung 
aus  ebenbürtiger  Ehe,  ein  bestimmtes  Reli- 
gionsbekenntnis, Vollbesitz  der  bürgerlichen 
Ehre  etc.  gefordert.  Auch  ohne  besondere 
Anordnung  ist  im  Zeifel  eheliche  und  leib- 
liche Abstammung  vom  ereten  Erwerber, 
männliches  Geschlecht  und  Zugehörigkeit 
zum  Mannesstamme  erforderlich.  Die  oft 
verteidigte  Ansicht,  dass  niu*  bei  adeligen, 
nicht  auch  bei  bürgerlichen  Familien  sich 
die  ausscliliessliche  Berufung  des  Mannes- 
Btammes  von  selbst  verstehe,  ist  verwerflich, 
da  auch  der  bürgerliche  Name  sich  nur  im 
Mannesstamme  fortpflanzt,  ohne  das  äussere 
Merkmal  des  Geschlechtsnamens  aber  eine 
Familie  kaum  sich  auf  lange  Zeit  als  eine 
zur  Trägerin  von  Glanz  und  Ansehen  ge- 
eignete Einheit  behaupten  kann.  Von  den 
Partikularrechten  verlang-t  nur  das  sächsi- 
sche die  ausdrückliche  Anordnung  der  agna- 
tischen Folge.  Auch  subsidiär  ist  im  Zwei- 
fel (ausser  nach  braunschweigischem  Rechte) 
der  Weibei-stamm  nicht  folgefähig.  Der 
Stifter  kann  jedoch  Weiber  und  durch  Wei- 
ber Verwandte  in  beliebigem  Umfange,  da- 
her auch  zu  gleichem  Rechte  mit  Männern 
oder  gar  ausschliesslich  (»Frauenfideikom- 
misse«),  zur  Nachfolge  berufen  und  beruft 
sie  überaus  häufig  für  den  Fall  des  Er- 
löschens des  Mannesstammes,  oft  mit  der 
Auflage,  dessen  Namen  und  Wappen  fortzu- 
führen. Im  Zweifel  beginnt  aber  nach  "er- 
folgtem Uebergange  auf  den  Weiberstamm 
sofort  wieder  eine  neue  agnatische  Folge 
(Entsch.  des  R.Ger.  in  CS.  Bd.  18  Nr.  42 
S.  217). 

Auch  die  Folgeordnung  hängt  von 
der  Anordnung  des  Stiftei^s  ab.  Hat  er 
nichts  bestimmt,  so  tritt  die  gesetzliche  Erb- 
folge hinter  dem  letzten  Besitzer  ein  (R.Ger. 
bei  Seuf  fert  Bd.  51  Nr.  274).  In  diesem 
Falle  kann  also  das  Fideikommiss  auch 
gleichzeitig  mehreren  anfallen;  selbst  eine 
Teilung,    mindestens   eine   Nutzteilung   im 


Sinne  der  alten  Mutschiening,  ist  dann  nicht 
ausgeschlossen.  Vereinzelt  kommen  auch 
heute  Fideikommisse  vor,  bei  denen  kraft 
ausdrücklicher  stifterischer  Anordnung  ein 
ganerbschaftlicher  Gemeinschaftsbesitz  statt- 
findet, so  dass  den  Häuptern  der  einzelnen 
Linien  des  Geschlechtes  verhältnismässige 
Sonderanteile  an  den  Nutzungen  zustehen, 
hinsichtlich  der  Substanz  aber  die  gesamte 
Hand  vorbehalten  bleibt.  Durchaus  die 
Regel  bildet  jedoch  die  stiftungsmässige  An- 
ordnung einer  Einzelfolge.  Gemeinrechtlich 
kann  der  Stifter  eine  solche  Einzelfolgeord- 
nung beliebig  gestalten.  Am  häufigsten  be- 
gegnen Folgeordnungen  mit  Vorzug  des 
höheren  Alters  (Majorate  im  weiteren  Sinne); 
wird  dabei  derAelteste  unter  den  nach  ge- 
setzlichem Erbrecht  nächsten  Erben  des 
letzten  Besitzers  berufen,  so  spricht  man 
von  einem  Majorat  im  engeren  Sinne:  suc- 
cediert  der  Aelteste  des  ganzen  Geschlech- 
tes, so  liegt  ein  Seniorat  vor;  gebührt  der 
Von-ang  dem  Aeltesten  aus  der  ältesten 
Linie,  so.  besteht  eine  Primogenitur.  Da- 
neben begegnen  Folgeordnungen  mit  Vorzug 
des  jüngeren  Alters,  wobei  in  entsprechen- 
der Weise  Minorat  im  engeren  Sinne,  Ju- 
niorat  und  Ultimogenitur  unterschieden  wer- 
den. Von  den  neueren  Gesetzen  lassen  es 
manche  (z.  B.  das  hessische  und  sächsische) 
bei  der  freien  Wahl  der  Successionsoi'dnung 
bewenden,  andere  verbieten  bestimmte  Siic- 
cessionsordnungen  (wie  das  preussische 
Recht  Seniorate  bei  Landgütern),  wieder 
andere  (wie  das  bayerische,  hannoversche 
und  braunschweigische)  gestatten  für  die 
Zukunft  nur  die  Errichtung  von  Primogeni- 
turen. Die  Folgeordnung  unter  den  subsi- 
diär berufenen  Kognaten  richtet  sich  im 
Zweifel  nach  denselben  Grundsätzen,  welche 
für  den  Mannesstamm  eingeführt  sind ;  doch 
enthalten  die  Partikularrechte,  insbesondere 
das  preussische,  mancherlei  abweichende 
Bestimmungen.  Sehr  häufig  entstehen  in 
der  Praxis  Zweifel  und  Prozesse  aus  un- 
klaren oder  vieldeutigen  Wendungen  in  den 
auf  die  subsidiäre  Kognatenfolge  bezüglichen 
Klauseln  älterer  Stiftungsurkunden.  Bei  der 
Auslegimg  ist  zu  beachten,  dass  es  im 
Zweifel  auch  hier  auf  die  grössere  Nähe 
zum  letzten  Besitzer  ankommt  und  dass  da- 
her, falls  nicht  ausdrücklich  das  Gegenteil 
bestimmt  ist,  die  Erbtochter  dem  Regre- 
dienterben  vorgeht. 

Vielfach  finden  sich  in  derselben  Familie 
mehrere  Fideikommisse,  von  denen  das  eine 
als  Hauptfideikommiss  gilt,  die  anderen  als 
Sekundogenituren ,  Tertiogenituren  etc.  an 
Nebenlinien  fallen.  Rückt  dann  eine  Neben- 
linie durch  Aussterben  der  älteren  Linie  in 
das  Hauptfideikommiss  ein,  so  hat  sie  ihr 
Fideikommiss  an  die  folgende  Linie  abzu- 
geben. 
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Die  stifterischen  Anordnungen  über  die 
Fideikommissfolge  sind  gemeinrechtlich 
schlechthin  unabänderlich.  Nach  preussi- 
schem  Recht  können  sie  diu'ch  Familien- 
schluss  abgeändert  werden.  Auch  andere 
Partikularrechte  lassen  eine  Umwandlung 
der  Fideikommissstiftung  unter  ähnlichen 
Voraussetzungen  wie  die  Aufhebung  (vgl. 
unten  sub  11)  zu. 

10.  Fldeikoinmisssonderun^«  Gehen  Fi- 
deikommiss vermögen  und  AUodialvermögen  im 
Erbgange  oder  sonst  (z.  B.  im  Konkurse)  ver- 
schiedene Wege,  so  bedarf  es  einer  Sonderung, 
für  welche  die  Grundsätze  der  Lehnssonderung 
vorbildlich  geworden  sind.  Insbesondere  ist  auch 
hier  wegen  ausserordentlicher  Verbesserungen 
des  Fideikoramisses,  die  der  Besitzer  aus  eigenen 
Mitteln  bestritten  hat,  ein  Ersatzanspruch  der 
Allodialerben  an  den  Fideikommissf olger,  wegen 
erhebUcher  Verschlechterung  umgekehrt  ein  Er- 
satzanspruch des  Fideikommissfolgers  an  die 
Allodialerben  begründet. 

11.  Beendigung.  Das  Fideikommiss  er- 
lischt durch  Untergang  seines  Objektes  und 
durch  Aussterben  der  bewidmeten  Familie. 
Im  letzteren  Falle  entscheidet  über  die 
Schicksale  des  Fideikommissvermögens  zu- 
nächst die  etwaige  Verfügung  des  Stifters. 
Insbesondere  kann  in  der  Stiftungsurkunde 
eine  bestimmte  kognatische  Erbfolge  für 
den  Fall  des  Erlöschens  des  Fidcikommisses 
durch  Aussterben  des  Mannesstammes  vor- 
geschrieben sein  (R.Ger,  in  CS.  Bd.  13  Nr. 
53)  —  eine  Anordnung,  die  von  der  An- 
ordnung subsidiärer  Kognatenfolge  in  das 
als  solches  fortbestehende  Fideikommiss  wohl 
zu  unterscheiden  ist  (R.Ger.  a.  a.  0.  Bd.  18 
Nr.  42  S.  209).  Hat  der  Stifter  nichts  ver- 
fügt, so  verwandelt  sich  das  Fideikommiss 
in  freies  AUodialvermögen  des  letzten  Be- 
sitzers, unterhegt  also  dessen  freier  Dispo- 
sition unter  Lebenden  und  von  Todeswegen 
und  fällt  mangels  solcher  an  dessen  gesetz- 
liche Erben.  Nur  das  badische  Recht  weicht 
hier  ab,  indem  es  den  Anfall  des  Gutes  an 
die  gesetzlichen  Erben  des  letzten  Besitzers 
zwingend  voi-schreibt. 

Eine  Aufhebung  des  Fidcikommisses 
durch  Willenserklärung  der  Beteiligten  ist 
gemeinrechtlich  unstatthaft.  Jeder  Verzicht 
eines  Anwärtere  wirkt  nur  wider  ihn  selbst 
und  lässt  die  Rechte  späterer  Anwärter  mit 
Einschluss  der  Nachkommen  des  Verzichten- 
den unberührt.  Dagegen  kann  nach  preus- 
sischem  Recht  die  Aufhebung  durch  Fami- 
lienschluss  erfolgen.  Auch  die  meisten  an- 
deren Gesetze  ermöglichen  die  Auflösung 
des  Fideikommissbandes  durch  übereinstim- 
mende Willenserklärungen  der  gegenwärtigen 
Famihenglieder  und  eines  Kurators,  fordern 
aber  überdies  landesherrliche  Genehmigung 
(so  in  Baden  und  Braunschweig)  oder  ge- 
richtliche Bestätigimg  (so  in  Bayern  und 
Oesterreich).    Auch  soll  die  Aufhebung  in 


Bayern  nur,  wenn  sie  notwendig  oder  in 
hohem  Masse  nützlich  ist,  in  Oesterreich  nur, 
wenn  keine  Nachkommenschaft  zu  vermuten 
ist,  stattfinden. 

Immer  endlich  kann  durch  Gesetz  die 
Aufhebung  des  Fideikommissverbandes  aus- 
gesprochen wenlen.  Die  älteren  Aufhebungs- 
gesetze  pflegten  dabei  dem  augenblicklichen 
Besitzer  ohne  weiteres  das  freie  Eigentum 
zuzusjn^chen.  Ein  reines  Geschenk  auf 
Kosten  der  Anwärter!  Das  Oldenburger 
Aufhebungsgesetz  v.  28.  März  1852  lässt 
noch  einmal  nacli  Fideikommissrecht  succe- 
dieren.  Das  Braun  Schweiger  Aufhebungsge- 
setz  v.  19.  März  ISoO  gewährte  dem  Nach- 
folger einen  Entschädigimgsanspnich  in  Höhe 
eines  Drittels,  den  übrigen  Anwärtern  zu- 
sammen einen  gleichen  Entschädigungsan- 
spruch in  Höhe  eines  anderen  Drittels. 
Lassalle  sucht  sogar  die  Teilung  des  Fi- 
dcikommisses unter  alle  Familienglieder  als 
das   aDein  gerechte  Verfahi-en  zu  erweisen. 

12.  Die  Zukunft  der  Familienfidei- 
kom misse.  Bei  der  Netiordnung  unseres 
gesamten  Privatrechts,  die  am  1.  Januar 
1900  in  Kraft  treten  wml,  hat  das  Reich 
den  vielfach  geäusserten  Wunsch  nach  ein- 
heitlicher Regelung  des  Fideikommissrechts 
nicht  erfüllt.  Unmöglich  indes  kann  hier 
auf  die  Dauer  alles  beim  alten  bleiben.  Viel- 
mehr werden  sich  über  kiu-z  oder  lang  die 
Landesgesetzgebungen  entschliessen  müssen, 
das  Recht  der  Famiüenfideikom  misse  dem 
veränderten  Zustande  des  bürgerlichen 
Rechtes  anzupassen.  Jedenfalls  wird  das 
Problem  der  künftigen  Gestaltung  dieser 
Rechtsmaterie  nicht  so  bald  von  der  Tages- 
ordnung verschwinden. 

So  wird  denn  zunächst  das  Institut 
der  Familienfideikommisse  einem  erneuten 
Kampfe  um  seine  Daseinsberechtigung  nicht 
entgehen.  Gerade  in  jüngster  Zeit  sind 
wieder  gewichtige  Stimmen  laut  geworden, 
die  einer  völligen  Beseitigtmg  der  Familien- 
fideikommisse das  Wort  reden  oder  doch 
ein  Verbot  der  Neuerrichtung  von  Familien- 
fideikom missen  empfehlen.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  Uass  für  den  politischen  und 
wirtschaftlichen  Radikalismus  das  Institut 
von  vornherein  gerichtet  ist.  Sind  alle  der 
demokratischen  Nivellierung  der  Gesellschaft 
entgegenstehenden  aristokratischen  Elemente 
vom  Üebel,  so  muss  das  Familienfideikom- 
miss  als  eine  künstliche  Schutzwehr  des 
Erbadels  und  der  Grundaristokratie  verdammt 
werden.  Ist  die  möglichste  Fi-eiheit  des 
Einzeleigentums  ein  Postulat  der  modernen 
Kultiu*,  so  erscheint  diese  vollkommene  Vin- 
kulienmg  eines  Vermögens  als  der  Gipfel 
des  Widersinns.  Aber  auch  der  gemässigte 
Liberalismus  vermag  schwer  die  Abneigung 
gegen  die  Familienfideikommisse  zu  über- 
winden, weil  er  sich  nicht  über  die  tief  in 
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das  Bewusstsein  unserer  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft eingedrungenen  individualistischen 
Grundanschauungen  zu  erheben  vermag.  Bei 
den  meisten  Juristen  zumal  wird  diese  Rich- 
tung durch  eine  einseitig  römisch-rechtliche 
Bildung  verstärkt.  Insbesondere  klagt  man 
das  Institut  der  Unbilligkeit  und  Härte  gegen 
die  vom  Besitz  ausgeschlossenen  Familien- 
glieder an;  man  empfindet  es  als  unerträg- 
liche Ungerechtigkeit,  dass  ein  Erbe  allen 
anderen  vorgehen  soll,  dass  die  Weiber  leer 
ausgehen,  dass  ein  Besitzer,  der  nur  Töchter 
hat,  vielleicht  für  einen  entfernten  Ver- 
wandten arbeitet.  Auch  weist  man  auf  die 
Absurdität  einer  lex  in  perpetuum  valitiu*a 
hin,  die  hier  durch  einen  privaten  Willen 
allen  künftigen  Geschlechtern  auferlegt  wird. 
Endlich  wird  selbst  von  Yertretern  einer 
konservativen  Auffassung,  die  den  Gedanken 
einer  familienrechtlichen  Gebundenheit  des 
Grundeigentums  an  sich  keineswegs  ver- 
weisen und  mit  Wärme  für  eine  Sondererb- 
folge in  Landgüter  eintreten,  doch  das  Fa- 
milienfideikommiss  angefochten.  Von  dieser 
Seite  wird  namentlich  die  Gefahr  betont, 
dass  durch  das  Institut  der  Familienfidei- 
kommisse  die  Aufsaugung  des  mittleren  und 
kleinen  Landbesitzes  befördert,  die  Gründung 
neuer  Ansiedelungen  erschwert  und  so  das 
Unheil  einer  Latifundien-wdrtschaft  heraufbe- 
schworen werde. 

Das  Familienfideikommiss  verkörpert  in- 
des einen  so  gesunden  germanischen  Kechts- 
gedanken,  es  hat  so  weit  verzweigte  Wurzeln 
in  unserer  Rechtsgeschichte  und  bewährt 
noch  in  der  Gegenwart  eine  so  starke  Lebens- 
kraft, dass  es  den  Kampf  mit  seinen  zahl- 
reichen Gegnern  ungescheut  aufnehmen  kann. 
Je  mehr  überhaupt  die  Einsicht  durchdringt, 
dass  nicht  von  fortschreitender  Nivellierung 
und  Atomisierung,  sondern  von  neuer  Gliede- 
rung und  Bindung  der  Gesellschaft  das  Heil 
unserer  Zukunft  abhängt,  desto  weniger 
wii'd  man  leichten  Herzens  eine  Einrichtung 
austilgen,  die  es  hervorragenden  Familien 
ennöglicht,  sich  in  einem  der  Herrschaft 
des  Einzelwillens  entzogenen  Besitztum  die 
vermögensrechtliche  Basis  eines  dauernden 
Bestandes  zu  sichern.  Unsere  deutsche  Er- 
fahrung ist  wahrlich  dazu  angethan,  den 
Wert  geschichtlicher  Familien,  die  durch 
lange  Ueberliefenuig  mit  dem  staatlichen 
Leben  verwachsen  sind,  vor  aller  Augen  zu 
stellen.  Mit  seinen  geschichtlichen  Grund- 
lagen aber  darf  kein  Staatswesen  brechen, 
das  seine  Vollkraft  wahren  will.  Mögen  wir 
einerseits  noch  so  fest  von  der  Unumgäng- 
lichkeit eines  demokratischen  Unterbaues 
des  modernen  Staates  überzeugt  sein  und 
andererseits  noch  so  hoch  von  dem  künftigen 
Berufe  der  Monarchie  denken,  so  werden 
wir  uns  doch  der  Einsicht  nicht  verschliessen 
dürfen,    dass    ermässigende    aristoki'atische 


Elemente  unentbehrlich  sind,  um  unser  Volk 
vor  der  Alternative  revolutionärer  oder 
cäsaristischer  Entartung  zu  schützen.  Die- 
jenigen Gesinnungen  und  Fähigkeiten  aber, 
durch  deren  Fortpflanzung  eine  Aristokratie 
staatserhaltend  wirkt,  vermag  in  vollem 
Masse  nur  eine  bodenständige  Grundaristo- 
kratie zu  entfalten.  Gewiss  haben  die 
Familienfideikommisse  gleich  allen  mensch- 
lichen Einrichtungen  ihre  Schattenseiten. 
Allein  das,  was  sie  leisten,  ist  mit  den  von 
ihnen  untrennbaren  Missständen  nicht  zu 
teuer  erkauft.  Die  den  ausgeschlossenen 
Familiengliedern  zugemuteten  Opfer,  die  vom 
individualistischen  Gesichtspunkte  aus  nie- 
mals gerechtfertigt  werden  können,  er- 
scheinen als  selbstverständlich,  wenn  und 
solange  ein  Familiengeist  lebt,  der  in  den 
einzelnen  das  Gefülil  der  Zugehörigkeit  zu 
einem  einheitlichen  Ganzen  und  in  dem 
lebenden  Geschlechte  das  Bewusstsein  des 
Zusammenhanges  mit  den  vergangenen  und 
künftigen  Geschlechtern  wach  erhält.  Frei- 
lich soU  vor  allem  auch  der  jeweilige  Be- 
sitzer stets  dessen  eingedenk  bleiben,  dass 
er  nicht  als  Individuum,  sondern  als  Fa- 
müienhaupt  bevorzugt  ist  und  darum  mit 
den  Rechten  zugleich  schwerwiegende  Pflich- 
ten gegen  die  Familie  übernommen  hat. 
Doch  ist  zidetzt  auch  da,  wo  im  einzelnen 
Falle  das  Idealbild  des  Familiengutes  durch 
das  Uebergewicht  egoistischer  Gesinnung 
verzeiTt  wird,  der  Ausschluss  der  Jünger- 
geborenen  an  sich  nicht  »ungerechter«,  als 
es  überhaupt  die  Abhängigkeil  alles  Erb- 
rechts vom  Zufalle  der  Geburt  ist !  Schwerer 
wiegen  die  Bedenken  gegen  die  starre  Un- 
abänderliclikeit  einer  durch  private  Willens- 
erklärung für  alle  Zukunft  getroffenen  An- 
ordnung. Allein  diesem  bei  der  gemein- 
rechtlichen Ausgestaltung  der  Familienfidei- 
kommisse in  der  That  unerträglichen  Uebel- 
stande,  der  sich  übrigens  bei  den  Stiftungen 
wiederholt,  haben  die  meisten  Parükulai*- 
rechte  bereits  in  gewissem  Umfange  abge- 
holfen und  wird  die  Gesetzgebung  weiter 
abhelfen  können.  Was  endlich  den  Einfluss 
auf  die  Verteilung  des  Grundeigentums  be- 
trifft, so  ist  insoweit,  als  überhaupt  Gross- 
grundbesitz wiitschaftlich  und  sozial  be- 
rechtigt ist,  auch  der  Schutz  seines  Be- 
standes ein  legitimer  Erfolg  der  fideikom- 
missariöchen  Bindung.  Der  Gefahr  aber 
eines  übermässigen  Anwachsens  des  Gross- 
grundbesitzes kann  nur  zum  Teil  durch  eine 
Reform  des  Fideikommissrechts,  im  übrigen 
lediglich  durch  Massregeln  allgemeinerer 
Art  begegnet  werden.  Zunächst  ist  zur  Auf- 
saugung der  kleineren  Güter  sicherlich  der 
freie  Grossgiiindbesitz  nicht  weniger  geneigt 
und  befähigt  als  der  fideikommissarisch  ge- 
bundene Besitz,  dessen  Mangel  ja  auch  das 
Verderben  des  römischen  Agrarwesens  durch 
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T^tifnndienwirtschaft  nicht  gehindert  hat. 
Hier  kann  nur  die  Wiederaufnahme  der 
Idee  des  Bauernschiitzes  helfen.  Sodann 
wird,  wenn  behufs  Durchführung  des  ziu* 
Gesundung  unserer  Verhältnisse  unerläss- 
lichen  Ansiedelungswerkes  die  schon  allzu- 
weit gediehene  Verschlingung  der  mittleren 
und  kleinen  Güter  teilweise  wieder  rück- 
gängig gemacht  werden  soll,  der  Fidei- 
kommissbesitzer  an  sich  gewiss  nicht  schwerer 
als  irgend  ein  anderer  Besitzer  die  nötigen 
vermeintlichen  oder  wirklichen  Opfer  bringen. 
Doch  wird  es  allerdings  eines  Eingriffes  der 
Gesetzgebung  bedürfen,  um  behufs  Ab- 
zweigung von  AnsiedelungsgüteiTi ,  mögen 
sie  nun  als  Rentengüter,  als  Erbpachtgüter 
oder  als  Heimstätten  konstituiert  wenlen, 
das  Veräusserungs verbot  unschädlich  zu 
machen.  Wenn  schliesslich  trotz  allem  die 
Besorgnis  bcvsteht,  dass  der  fideikommissa- 
risch  gebundene  Besitz  sich  auf  Kosten  des 
fi-eien  Einzeleigentums  übermässig  ausdehne, 
so  wird  der  Staat  hier  mit  ähnlichen  Schutz- 
weliren  ausreichen,  wie  er  sie  heute  für 
hinlänglich  hält,  um  eine  bedrohliche  An- 
häufung des  Besitzes  der  toten  Hand  zu 
verhüten.  Will  man  die  Zahl  der  Fidei- 
kommissstiftungen  einschränken,  so  mag  man 
jede  Xeuerrichtung  eines  Fideikommisses  an 
landesherrliche  Genehmigung  binden.  Will 
man,  was  wichtiger  ist,  der  Vereinigung 
eines  allzugrossen  Fideikommissbesitzes  in 
einer  Hand  vorbeugen,  so  mag  man  eine 
obere  Grenze  setzen,  die  dann  etwa  nur 
durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  über- 
schritten werden  kann. 

Das  deutschrechtliche  Familienfideikom- 
miss  hat  also  einen  wohlbegründeten  An- 
spnich  auf  Fortbestand.  Allein  es  bedarf, 
wie  schon  aus  dem  Gesagten  folgt,  der 
Reform.  Die  Reform  muss  an  die  ur- 
sprüngliche und  niemals  ganz  erstickte  Idee 
des  Instituts  anknüpfen,  die  Verbildung 
aber,  die  der  deutschen  Stammgutsidee  durch 
Einzwängung  in  den  römischen  Begriff  der 
fideikommissarischen  Substitution  wider- 
fahren ist^  nach  Möglichkeit  beseitigen.  Zu 
diesem  Behufe  braucht  man  nur  auf  dem 
bereits  von  den  neueren  Landesgesetzen  und 
namentlich  in  Preussen  eingeschlagenen 
Wege  entschlossen  fortzuschreiten.  Es  gilt, 
das  Fideikommiss  voll  und  ganz  als  Familien- 
eigentum auszugestalten. 

Scliliesslich  aber  muss  darauf  hinge- 
wiesen werden,  dass  auf  die  Dauer  auch 
das  reformierte  Familien  fideikommiss  dem 
Ansturm  seiner  Gegner  schwerlich  Stand 
halten  wird,  solange  die  Möglichkeit  eines 
Schutzes  des  Gnmdeigentimis  flurch  famUien- 
rechtliche  Bindung  als  Privileg  des  Gross- 
grundbesitzes  empfunden  wird.  Wül  der 
Grossgrundbesitz  sich  sein  Fideikommiss- 
recht  erhalten,  so  möge  er  beherzigen,  dass 


ihm  die  hierzu  unentbehrliche  Bundesge- 
nossenschaft nur  dann  nicht  fehlen  wird, 
wenn  dem  mittleren  und  kleinen  Grund- 
besitz durch  entsprechende  Institute  ein 
gleich  wirksamer  Schutz  ^gen  die  zer- 
setzenden Kräfte  des  Individualismus  und 
des  Kapitalismus  geboten  ist.  Dass  eine 
üebertragung  des  Fideikommissrechts  selbst 
auf  bäuerliche  Verhältnisse  den  Bedürf- 
nissen und  Anschauungen  unserer  Bevölke- 
rung nicht  entspricht,  haben  die  in  Bayern 
imd  Hessen  mit  den  landwirtschaftlichen 
Erbgütern  gemachten  Erfahrungen  gelehrt. 
Wohl  aber  bedarf  es  eines  kräftigen  An- 
erbenrechts, das  die  Erhaltung  der  Bauern- 
güter in  ihrem  Bestände  und  bei  der  Familie 
durch  die  hier  angemessene  und  eingelebte 
Form  der  Einzelerbfolge  sichert.  Und  es 
bedarf  darüber  hinaus  eines  energischen 
Heimstätteni*echts,  das  die  Möglichkeit  ge- 
währt, mittlere  und  kleine  Güter  durch 
Ausschluss  der  kapitalistischen  Schuldformen 
und  durch  Regulierung  und  Begrenzung  der 
Renten  Verschuldung  dauernd  der  freien  Ver- 
schuldbarkeit  zu  entziehen  und  als  unan- 
tastbare Familienheimat  zu  befestigen. 

Gesetze:  Bayer.  Mandat  von  1H72;  Cod. 
Max.  Bav.  civ.  III,  c.  10;  Bayer.  Ed.  v.  26. 
Mai  1818  und  G.  v.  11.  September  1829.  — 
Preuss.  AUg.  Landr.  II,  Tit.  4,  §  47  ff. ;  Preuss. 
G.  V.  15.  Februar  1840  und  5.  März  1855; 
Preuss.  V.  U.  Art.  40  und  G.  v.  5.  Juli  1852. 
—  Bad.  Landr.  Art.  577  ca — cv.  —  Oesterr. 
Bürg.  Gesetzb.  §?5  618-645  und  G.  v.  13.  Juni 
1868.  —  Weimarisches  G.  v.  22.  April  1838.  — 
Hannover.  G.  v.  13.  April  1833.  -  Braun- 
schweig. GQ.  v.  28.  März  1837,  v.  19.  März 
1850  und  V.  20.  Mai  1858.  —  Oldenburg.  G.  v. 
28.  März  1852.  —  Grossherz.  Hess.  G.  v.  13. 
September  1858.  —  Sachs  Bürg.  Gesetzb.  §§ 
2527—2541.  —  Anhalt.  G.  v.  17.  April  1870. 

Litteratlir:  Betsius,  De  statulU  pactU  et  con- 
s^ietudinibus  famüiarum  iUustrium  et  nobilium, 
1611.  —  Knip8childf  De  ßdeicommissi«  fami- 
liarum  nobilium  sive  de  bonia  quae  pro  familia- 
nim  nobilium  comservatwne  constUmintur ;  von 
JStammgiUem  Trartatus ,  Ulmae  1654  (vorher 
iStraasburger  Doktordissertation  von  1626),  — 
Kreittmayr,  Anmerkungen  über  den  Codirem 
Max.  Bav.  civ.  T.  III  (176S),  c.  10.  —  J,  H. 
BoehmeTf    Exerc.   ad  pandectaa  II,   exere.  31, 

—  V.  Salza  und  Lichtenau,  Die  Lehre  von 
Familien-,  Stamm-  und  Geschlechts  Fideikom- 
missen,  Leipzig  1838.  —  G.  Be^eler,  Die  Lehre 
vmi  den  Erbverträgen  II,  2  (Göttingen  I84O), 
S.   75ff.;  Syst.  des  gern,  deutsch.  Priv.R.  ^  176. 

—  Etchhomf  Einl.  in  da«  deutsche  Privat- 
recht (5.  Aufl.  1845),  §§  368— S7L  —  Mltter^ 
maier,  Grund*,  des  gem.  deutschen  Privatr. 
(7.  Aufl.  1847),  I,  ^  158.  —  H,  Schulze,  Das 
Recht  der  Erstgeburt,  Leipzig  1851;  Aus  der 
Praxis  des  Staats-  und  Privatrechts,  Leipzig 
1876,  S.  69—134.  —  Homeyer,  Ueber  die 
Heimat  luich  altdeutschem  Recht,  insbesondere 
über  das  Hantgemal,  Abh.  der  Bert.  Akad.  der 
Wiss.  V,  1852.  —  Zintmerle,  Das  deutsche 
Stammgutsystem,   Tübingen  1857.  —  r.  Gerbet*, 
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Seiträge  zur  Lehre  vom  deutschen  Famüien- 
ßdeikommüs,  in  seinen  Jahrb.  I,  S.  öS — 100  (Ge- 
sammelte Abh.  I,  S.  100 — 14s);  System  ^^  8S— 
84'  —  Costa,  Entwickelungsgeschicht^  der  deut- 
schen Familienfideikomntisse,  München  I864.  — 
Lewis f  Das  Recht  des  Familienfideikoiamisses, 
Berlin  1868 ;  Die  in  den  devtschen  Staaten  be- 
stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Familienfideikommisse,  in  Hirths  AnnaJen  1879, 
S.  4^5 — öOO.  —  Gierice,  Das  deutsche  Genossen- 
schaftsrecht, Bd.  I  (1868),  S.  42s ff. ;  Zeitschr.  f. 
d.  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart, 
Bd.  V  (Wien  1878),  S.  5.57—599;  Jahrbtich  für 
Gesetzg.,  Verwaltung  u.  Volkswirtschaft,  herau^g. 
von  Schmoller,  Bd.  XII  (1888),  S.  4'Ji9—436; 
Jahrb.  f.  Dogm.,  Bd.  XXXV  (1896),  S.  274—284. 

—  Wippermann,  Ueber  Ganerbschaften,  Wies- 
baden 187S.  —  Sally  Meyer,  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  fideikommissarischeyi  Substitutionen, 
insbesondere  der  bürgerlichen  Familienßdeikom- 
■misse  in  Deutschland,  Bonn  1878 ;  Nachtrag  in 
Zeitschr,  für  RechUgesch.  XV,  S.  lHl—hi7.  — 
Waltet*,  Syst.  des  gem.  deutsch.  Privatr.  ^^ 
470—476.  —  Gengier,  Lehrb.  S.  244—242.  -- 
Bluntschll,  Deutsch.  Pritatrecht  ^  68.  — 
Freiesleben,  Die  Familienanwartschaft  nach 
dem  neuesten  sächs.  R.,  Leipzig  1868.  —  Roth, 
Bayer.  Oirilr.  IT,  §^  217-  236;  System  der 
Icutschen  Privatr.  Bd.  III  (1886),    S.  753—781. 

—  Förster ^ Ecetus ,  Theorie  und  Praxis  des 
preuss.  Privatr.  III,  ^  242.  —  Jßemhurg, 
Lehrb.  d.  pren^s.  Privatr.  I,  ^§  874 — ^79 ;  Das 
bürgerliche  Recht  des  Deutschen  Reichs  und 
Preu^sens,  Bd.  III  (1898),  ^  125— ISS.  —  Stobbe, 
Handb.  des  deutsch.  Privatr.  Bd.  II,  ^  138 — 140 
(in  der  3.  Auß.  von  H,   O.  Lehmann,    §197 

—  199),  Bd.  V,  §321.  —  Brunnei*,  Zur  Rechts- 
ge^chichte  der  röm.  und  germ.  Urkunde,  Bd.  I 
(1880),  S.  190 — 193 ;  Art.  y) Familienßdeikom missu 
in  V.  Holtzendorff,  Rechtslerikon,  3.  Auß.,  I, 
S.  792—796,  Encyklopädie  5.  Auß.,  S.  287.  — 
JPfaff  und  Hoffinann,  Kommentar  zum  öster- 
reichischen allgemeinen  bürgerl.  Gesetzb.,  Bd.  II, 
S.  319—386  (1880  u.  1883) ;  Exkurse  über  österr. 
allgem.  bürgerl.  Recht,  Bd.  II,  IL  2  (1880),  S. 
163  ff.,  H.  3  (1884),  S.  219—315  (daraus  Separat- 
abdi^ick  nZur  Geschichte  der  Familienßdeikom- 
misseu,  Wien  1884).  —  V.  MicLSkowshl,  Das 
Erbrecht  und  die  Grundeigentumsvertcilung  im 
Deutschen  Reich,  Abt.  II  (1884),  S.  Iff.  —  von 
Kayser,  Für  oder  gegen  Fideikommisse,  im 
Landwirt  von  1887,  Xr.  46.  —  Graf  von 
Bothmer,  Die  Reform  des  adeligen  Erbrechts, 
Dresden  1888.  —  FrfmttnhoM,  Beiträge  zur 
Ernzel^n-bfolge  im  deutschen  Privatrecht,  Heft  33 
der  von  Gierice  hei'ausgegeb.  Unters,  zur  deut- 
schen Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Breslau  1889. 

—  Conrad,  Die  Fideikommisse  in  den  öst- 
lichen Provinzen  Preussens,  Sonderabdruck  aus 
der  Festgabe  für  G.  Hanssen  zum  31.  V.  1889, 
Tübingen  1889.  —  H.  Rosin,  Beiträge  zum 
Recht  der  revokatorischen  Klage  bei  Familien- 
üdeikommissen  u.  s.  w.,  Jahrb.  f.  Dogm.  Bd. 
XXXII  (1893)  S.  323—469.  —  P.  Hager, 
Familienßdeikommisse,  Jena   1897. 

O.   Gierke. 


II.  Die  Tolkswirtschaftlicbe  und 
sozialpolitische  Bedeutung  der  Fidei- 
kommisse. 

1.  Allgemeine  Betrachtung,  die  Bedeutung 
der  F.  für  preussisch-deutsche  Verhältnisse.  2. 
Die  Statistik  der  F.  für  Preussen  und  Oester- 
reich.  3.  Der  Einfluss  der  F.  auf  die  Lati- 
fuudienbildung. 

1.  Allgemeine  Betrachtung,  die  Be- 
deutung der  F.  für  preussisch-deutsche 
Verhältnisse.  Die  Wirkung  dieser  Institu- 
tion muss  naturgeraäss  auf  verseliiedenen 
Kultlirstufen  und  unter  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  eine  sehr  un- 
gleiche sein.  Man  kann  deshalb  nicht  a 
priori  ein  allgemein  gültiges  Urteil  darüber 
abgeben,  sondern  muss  dasselbe  niu*  für  ein 
bestimmtes  Land  in  einem  gegebenen  Mo- 
mente vorbehalten.  Wir  haben  bei  der 
folgenden  Untersuchung  hauptsächlich  das 
gegenwäiüge  Deutschland  im  Auge.  In 
gleicher  Weise  wird  die  Wirkung  der  Ein- 
richtung eine  sehr  verschiedene  sein,  je  nach- 
dem sie  sich  auf  mobiles  Kapital  oder  Grnmd 
und  Boden  bezieht,  sie  wird  anders  für  den 
Gi'ossgnuidbesitz  als  für  den  Kleingnmd- 
besitz  ausfallen,  verschieden  nach  der  Aus- 
dehnung, welche  die  Institution  bereits  ge- 
funden hat.  Nach  allen  diesen  Richtungen 
wird  deslialb  in  dem  weiteren  Verfolg  die 
Untei'suchimg  geführt  werden  mtlssen. 

Die  ei*ste  und  hauptsächlichste  Wirkung 
der  Fideikommisse  ist,  bestimmte  Familien 
in  einer  günstigen  Vermögenslage  oder  in 
dem  Besitze  bestimmter  Realitäten  zu  er- 
halten. Zu  diesem  Zwecke  ist  die  Institu- 
tion geti^offen,  wie  aus  dem  Vorstehenden 
hervorgeht,  als  Fortsetzung  der  Erbbe- 
schränkung bei  den  alten  Stammgütei'n  in 
den  Hansgesetzen  vieler  alter  Adelsfamilien 
und  als  Verschärfung  der  Gebundenheit  der 
früheren  Lehnsgüter. 

Das  Vorhandensein  wohlhabender,  selbst 
reicher  Familien,  welche  vom  eigenen 
Erwerb  unabhängig  dastehen,  im  stände 
sind,  eine  hervorragende  soziale  Stel- 
lung einzunehmen  und,  ohne  auf  Erwerb 
zu  sehen,  sich  dem  Dienste  des  Staates  und 
der  Gesellschaft  zu  widmen  oder  auch  mit 
den  eigenen  Mitteln  wirtschaftliche  Thätig- 
keit  in  grossem  Massstabe  zu  unterstützen, 
ist  unzweifelhaft  für  den  Staat  und  die 
Volkswirtschaft  von  höchster  Bedctitung. 
Ebenso  ist  es  wünschenswert,  dass  land- 
wirtscliaftliche  Grossgrundbesitzer  im  Lande 
vorhanden  sind,  die  mit  höherer  Intelligenz 
und  grösseren  Mitteln  ausgerüstet  iUs  ihre 
kleineren  Nachbarn,  durch  das  Vorbild  ihrer 
wirtschaftlichen  Tliätigkeit  den  Fortscluitt 
in  dem  ganzen  Lande  anbahnen  und  in  die 
rechte  Richtung  zu  lenken  vermögen. 
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In  unseren  Kulturländern  liegt  aber  ein 
Bedib'fnis,  künstlich  die  Zahl  solcher  Familien 
zu  vermehren,  offenbar  nicht  vor.  Die  Zahl 
der  reichen  Familien  vennehrt  sich  vielmehr 
auch  ohne  beso^idere  Hilfe,  und  im  Gegen- 
teil ist  die  Furcht  verbreitet,  dass  der  Zug 
der  Zeit  ohnehin  auf  die  Koncentrierung 
grosser  Vermögen  in  einzelnen  Händen  hin- 
führt. Es  giebt  aber  keine  Familien,  in 
denen  die  Tüchtigkeit  der  Nachkommen- 
schaft in  besonderer  Weise  garantiert  ist. 
Körperkraft  vererbt  sich  bekanntlich  weit 
sicherer  als  geistige  Fähigkeit.  Daher  giebt 
die  künstliche  Erhaltung  bestimmter  Familien 
keine  Garantie,  dass  sie  dem  Staate  und  der 
Gesellschaft  hervorragende  Dienste  leisten 
werden,  und  niemals  hat  es  die  Geschichte 
bekundet,  dass  sich  Majoratsherren  allge- 
meiner durch  hervorragende  Tüchtigkeit 
ausgezeichnet  haben.  Unter  den  grossen 
Männern,  welche  bei  der  Neuaufrichtung  des 
Deutschen  Reiches  einen  hervorragenden  An- 
teil genommen  haben,  ist  auch  nicht  einer, 
dessen  Familie  in  Fideikommiss  gebundenem 
Grundbesitz  eine  wesentliche  Stütze  besitzt. 
Erst  aus  den  Dotationen  ist  ihnen  eine  solche 
Basis  für  die  Zukunft  erwachsen. 

Wohl  ist  auch  heutigen  Tages  eine  hohe 
Aristokratie  von  besonderer  Bedeutung, 
welche  durch  Tradition  sich  dem  öffent- 
lichen Dienste  widmet,  doch  besitzt  diese 
ohnehin  durch  die  Geburt  einen  so  hohen 
Vorzug  vor  der  übrigen  Bevölkerung,  dass 
es  ihr  bei  einiger  Tüchtigkeit  leicht  ist,  sich 
in  dem  Kampfe  um  das  Dasein  auf  der 
Höhe  zu  erhalten.  Es  ist  auch  nicht  zu  be- 
fürchten, dass  eine  Geldaristokratie  nur 
weiter  auf  den  Erwerb  sehen  und  nicht  all- 
gemeine Pflichten  auf  sich  nehmen  wird. 
Vielmehr  zeigt  es  sich  allgemein,  dass  der 
Erwerbstrieb  in  solchen  Familien  bald  er- 
lischt und  ihre  Mitglieder  sich  einer  Be- 
rufsthätigkeit  zuwenden,  bei  denen  gesell- 
schaftliche Stellung,  geistige  oder  künst- 
lerische Thätigkeit  dem  Leben  einen  be- 
sonderen Reiz  verleihen.  Auch  eine  be- 
sondere Stütze  der  Monarchie  ist  in  Deutsch- 
land in  der  Aristokratie  nicht  zu  sehen. 
Diese  ist  vielmehr  in  der  ganzen  gebil- 
deten Klasse  zu  finden. 

Ebensowenig  liegt  ein  Bedürfnis  vor, 
den  Grossgrundbesitz  künstlich  zu  fördern 
und  zu  stützen,  der  namentlich  in  Preussen 
in  einzelnen  Gegenden,  Westfalen,  Pommern, 
Schlesien  im  Uebermasse  ausgebi-eitet  ist. 
Dagegen  ist  es  allerdings  wünschenswert, 
dass  der  Grundbesitz  möglichst  in  dei  selben 
Familie  erhalten  bleibt,  damit  der  Wirt- 
schaftende nicht  nur  für  den  Moment  ar- 
beitet, sondern  zugleich  für  die  Zidninft. 
Auch  gesetzliche  Einrichtungen  werden  des- 
halb am  Platze  sein,  welche  diese  be- 
günstigen.    Doch   kann  es  nicht  die   Auf- 


gabe sein,  die  Erhaltung  im  Besitze  unbe- 
dingt zu  erzwingen,  weil  es  dann  auch  in 
solchen  FäUen  geschieht,  wo  eia  Wechsel 
durchaus  angebracht  ist.  Eine  Familie  auf 
einem  Gute  zu  erhalten,  welche  keinen 
tüchtigen  I^andwirt  aufzuweisen  hat  und 
welche  sich  in  pekuniär  zerrütteten  Ver- 
hältnissen befindet,  ist  wirtschaftlich  in 
höchstem  Masse  schädlich,  und  wenig  solche 
Fälle,  die  häufig  genug  vorkommen,  wiegen 
den  anderweiten  Nutzen  der  zwangsweisen 
Erhaltung  auf.  Man  hat  gemeint,  das  Be- 
denken beseitigen  zu  können,  wenn  einem 
Famüienausschusse  oder  der  Majorität  der 
stimmberechtigten  Familienglieder  das  Recht 
eingeräumt  würde,  einen  untüchtigen  Erben 
auszuschliessen  und  durch  den  nächsten  zu 
ersetzen.  Indessen  wird  ein  solcher  Schritt 
natürlich  nur  im  äussersten  Notfalle  unter- 
nommen werden.  Im  grossen  Ganzen  würde 
die  Bestimmung  ohne  jede  praktische  Be- 
deutung sein  (P.  Hager,  Familienfidei- 
kommisse,  Jena  1897). 

Solange  nun  nicht  beqpndere  Gründe 
für  die  Sdeikommissarische  Festlegimg  an- 
geführt werden  können,  wird  es  das  Natür- 
liche sein,  solche  Beschränkung  des  freien 
Verkehrs  zu  unterlassen ;  es  erscheint  dann 
vielmehr  als  eine  Ungerechtigkeit,  die  j  üngeren 
Geschwister,  ohne  die  vorliegenden  Ver- 
hältnisse zu  berücksichtigen,  ein  für  allemal 
von  einer  angemessenen  Erbteilnahme  aus- 
zuschliessen und  nur  einen  einzigen  Erben 
zu  begünstigen.  Dazu  kommt,  dass  bei  den 
alten  Fideikommissen  die  dem  Inhaber  auf- 
erlegten Pflichten  zur  Versorgung  der  Mit- 
erben durch  Ausstattung,  Apanagen  etc. 
längst  hinter  den  Anforderungen  der  Zeit 
zuriickgeblieben  sind,  weQ  sie  aus  einer 
Zeit  mit  ungleich  höherem  Geldwerte 
stammen.  Die  Ungerechtigkeit  wird  dadurch 
eine  noch  grössere.  Denn  diuxjh  Standes- 
vonirteile,  eigene  wie  die  anderer,  die  sich 
gegen  Adelige  richten,  in  der  freien  Be- 
nutzung ihrer  Kräfte  im  gewerblichen  Leben 
gefesselt,  sind  jüngere  Kinder  des  Adels 
nach  Fortfall  früherer  Sineciu-en,  durch 
solche  Zurücksetzung  leicht  in  die  traiuigste 
Lage  versetzt. 

Man  hat  aber  auf  das  natürliche  Streben 
des  Menschen  hingewiesen,  seine  Nach- 
kommenschaft und  seinen  Namen  auch  für 
die  Zukunft  sicherzustellen,  imd  es  als  eine 
zu  weitgehende  Beschränkung  des  pei-sön- 
lichen  Verfügungsrechts  angesehen,  wenn 
hierzu  der  Weg  eines  Fideikommisses  nicht 
gestattet  sein  soU.  Solange  sich  dieselben 
in  massigen  Grenzen  lialten  nach  Zahl  und 
Höhe  der  Beträge,  so  dass  ein  wirtschaft- 
licher Nachteil  für  die  Gesamtheit  daraus 
nicht  zu  erwarten  steht,  und  wenn  die  Be- 
seitigung der  Schranken  erleichtert  ist,  um 
sie  Veränderungen    anzupassen,    wird  des- 
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halb  die  Institution  zu  tolerieren  sein.  Es 
muss  aber  speciell  untersucht  werden,  "was 
für  Nachteile  dadurch  zu  befürchten  sind 
und  welche  Bedeutung  dieselben  annehmen 
können. 

Vor  allem  ist  in  unserer  Zeit  der  Kredit- 
Wirtschaft  die  Erschwerung  des  Kredit- 
nehmens überall  verhängnisvoll,  wo  sich 
nicht  neben  dem  Giiind  besitz  noch  erheb- 
liche Kapitalien  in  der  Hand  des  Besitzers 
befinden.  Deshalb  ist  schon  vielfach  darauf 
hingewiesen,  dass  es  w^ünschenswert  sei, 
Fideikommisse  fürMobihen  mit  den  füi*  Immo- 
bilien zu  verbinden.  Thatsächlich  aber  ist  dieses 
bisher  eine  Ausnahme  geblieben.  Mangel  an 
Kredit  ist  aber  die  Ursache,  dass  gebundener 
Besitz  thatsächlich  schlechter  bew^irtschaftet 
zu  werden  pflegt  als  ein  im  freien  Verkehr 
stehender.  Das  ist  allerdings  nicht  statistisch 
zu  belegen,  nach  unserer  persönlichen  Be- 
obachtung aber  im  allgemeinen  entschieden  der 
Fall,  wenn  uns  auch  glänzende  Ausnahmen 
bekannt  sind.  Diese  schlechtere  Bewirt- 
schaftung findet  sich  ausserdem  sehr  allge- 
mein, weil  die  Besitzer  in  Reichtxmi  er- 
zogen und  in  dem  Bewusstsein  ihi-er  ge- 
sicherten Stellung  aufgewachsen,  in  der 
Regel  keinen  wirtschaftlichen  Sinn  und  nur 
geringe  Ai'beitslust  besitzen.  Der  Inhaber 
wird  eben  nicht  nach  seiner  wirtschaftlichen 
Tüchtigkeit  ausgewählt,  sondern  dm-ch  den 
Zwang  des  Statuts,  und  die  Unveräusser- 
lichkeit  der  Güter  verhindert  den  üebergang 
in  die  Hände  tüchtigerer  Kräfte.  Je  mehr 
die  landwirtschaftliche  Thätigkeit  Kenntnisse, 
Fleiss  und  geistige  Tüchtigkeit  voraussetzt, 
je  mehr  der  Ertrag  der  Landwirtschaft  ein 
unsicherer  wird,  um  so  bedeutsamer  wird 
es,  dass  das  Gut  nur  von  solchen  Persön- 
lichkeiten bewirtschaftet  wird,  welche  der 
Aufgabe  gewachsen  sind.  Ein  Ausweg  wird 
durch  die  Möglichkeit  der  Verpachtung  ge- 
boten, diu-ch  welche  auch  bei  einem  un- 
geeigneten Eigentümer  eine  angemessene  Be- 
wirtschaftung des  Landes  herbeigeführt 
werden  kann.  Doch  sind  von  den  Gütern 
mit  mehr  als  1000  ha  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen Preussens  bis  jetzt  nur  43,4  ®/o  ver- 
pachtet, 34,2  ^/o  wurden  administriert,  22,4  ^lo 
selbst  bewirtschaftet;  und  das  Wünschens- 
werte ist  sicher,  dass  der  Besitzer  das  Gut 
selbst  bewohnt  und  bewirtschaftet.  Er  wird 
dadurch  erst  seine  sozialen  und  politischen 
Aufgaben  richtig  erfüllen. 

Die  grösste  Gefahr  dieser  statutarischen 
Erbbeschränkung  und  ünveräusserlichkeit 
des  Grundbesitzes  liegt  in  der  dadurch  ge- 
botenen Gnuidlage  zu  einer  übermässigen 
Konceutiierung  des  Vermögens  überhaupt 
sowie  der  Vereinigung  des  Gnmdbesitzes  in 
wenig  Händen,  d.  i.  in  der  dadurch  be- 
günstigten La  tifun  dien  bil  düng. 

Die  Gefahr  unserer  Zeit  liegt  nicht  in 


einer  zunehmenden  Zersplitterung  des  Ver- 
mögens, sondern  in  einer  zu  grossen  Kou- 
centration  desselben.  Das  wird  auch  der- 
jenige zugeben,  der,  wie  der  Unterzeichnete, 
nicht  der  Meinung  ist,  dass  unsere  Zeitent- 
wickelung unaufhaltsam  die  mittleren  Ver- 
mögen sklassen  verschwinden  lässt,  sondern 
anerkennt,  dass  dieselben  sich  in  neuerer 
Zeit  nicht  nur  absolut,  sondern  auch  relativ 
sogar  vermehrt  haben.  Denn  dass  daneben 
sich  kolossale  Vermögen  entwickelten,  die 
in  keinem  Verhältnis  zum  entsprechenden 
Bedarf  einer  Familie  stehen  und  welche 
damit  einen  übergrossen  Prozentsatz  des 
Nationalvermögens  der  übrigen  Bevölkerung 
entziehen,  bleibt  darum  doch  eine  Thatsache. 
Ist  die  Koncentration  dmxjh  hervorragende 
Leistungen  erzielt,  so  hat  sie  ihre  voUe  Be- 
rechtigung und  kann  nur  als  Prämie  fiir 
die  Verwertung  der  Kraft«  wünschenswert 
sein.  Jedes  Bedenken  wird  ihr  genommen, 
wenn  die  Summen  sich  schnell  wieder  ver- 
teilen, wie  es  bei  freier  Erbteilung  er- 
fahnmgsgemäss  allgemein  geschieht.  Die 
Erhaltimg  eines  Vermögens  beanspnicht 
heutigen  Tages  nicht  unbedeutende  Thätig- 
keit. Die  künstliche  Garantie  grosser  Ver- 
mögen ohne  Ai'beit  imd  Sorgfalt  wird  leicht 
zur  Erschlaffung  und  Entartung  führen. 
Die  Wirkung  dieser  Koncenti-ation  wird  eine 
um  so  nachteiligere,  wenn  das  Vermögen  in 
Grund  und  Boden  besteht  und  damit  der 
übrigen  Bevölkerung  die  Mögliclikeit,  Grund 
und  Boden  zu  erwerben,  übermässig  er- 
schwert wird.  Je  grösser  die  Volksdichtig- 
keit ist,  um  so  fühlbai"er  wird  dieser  Miss- 
stand. Ist  gar  diese  Fläche  gesetzlich  zu- 
sammengehalten imd  weder  einer  Erbteilung 
noch  einer  Abzweigung  durch  Verkauf  zu- 
gänglich, so  felilt  eben  die  Mögliclikeit,  eine 
angemessene  Verteilung  des  Grund  und 
Bodens  vorzunehmen;  und  da  die  Verwal- 
tung in  kleinen  Stücken  weit  umständlicher, 
schwerer  zu  kontrollieren  und  misicherer  ist 
als  in  grossen  Gütern,  so  zeigte  sich  bisher 
überaD  das  Streben,  namentlich  in  Nord- 
deutschland, den  Grossgrundbesitz  auch  in 
möglichst  grossen  Gütern  zu  verwerten, 
auch  dann,  wenn  eine  Zerlegung  in  Bauern- 
güter und  Parzellen  wirtschaftlich  wie 
sozialpolitisch  in  hohem  Masse  wünschens- 
wert war. 

Die  fideikommissarische  Festlegimg  des 
Grundbesitzes  ist  naturgemäss  das  wirk- 
samste Mittel  in  den  Händen  einer  Famüie, 
im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  Grund  und 
Boden  zu  vereinigen  und  ein  immer  grösseres 
Vermögen  anzuhäufen.  Die  folgende  sta- 
tistische üntersuchiuig  wird  ergeben,  dass 
in  tlem  östlichen  Preussen  die  Folgen  dieser 
Institution  in  der  erwähnten  Weise  scharf 
hervorgetreten  sind.  Die  Fideikommiss- 
gnindung     von     der     Genehmigimg     des 
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HeiTSchers  abhängig  zu  machen,  ist  er- 
fahr« ngsgemäss  keine  Schranke,  da  die 
Fürsten  stets  die  Institution  zu  erweitern 
bestrebt  gewesen  eind,  in  der  Meinung,  sich 
dadurch  besondere  Stützen  zu  schaffen. 
Jedenfalls  wäre  unter  den  dentsclien  Ver- 
hältnissen die  Beschränkung  des  territorialen 
Umfanges  eines  Fideikommisses  sowie  der 
in  einer  Hand  zu  vereinigenden  Fidei- 
kommisse dringend  geboten,  dann  eine  ge- 
setzliche Erleichtenmg  der  Verpfändung, 
um  Meliorationskapital  kreditiert  zu  er- 
halten, und  der  Veräussermig  von  Be- 
sitzteilen sowie  der  Aufhebung  der  Institu- 
tion durch  Majoritätsbeschluss  der  majorennen 
männlichen  Familienmitglieder.  In  einer  Zeit, 
wo  alle  Konjunktui'en  eine  Verkleinerung 
der  Guts  wirtschaften  für  vorteilhaft  er- 
scheinen lassen,  muss  jede  Bindung  des  Be- 
standes von  Nacliteil  sein.  Liegt  auch  nach 
der  Gesetzgebung  die  Möglichkeit  der  Ab- 
zweigung einzelner  Besitzstücko  vor,  so  ist 
sie  doch  mehr  oder  weniger  erscliwert  und 
vmd  von  einem  Fideikommissbesitzer,  der 
sich  nicht  als  alleiniger  Besitzer  fühlt,  weit 
schwerer  vorgenommen  werden  als  von 
einem  Allodbesitzer.  Aus  demselben  Gnmde 
erschweren  die  Fideikommisse  die  wünschens- 
werte Vermehrung  der  ländlichen  Arbeiter, 
den  Erwerb  von  Grundeigentum  durch  Hand- 
werker, Arbeiter'und  somit  die  Sanierung  im- 
serer  ländlichen  wie  städtischen  Verhältnisse. 

2.  Die  Statistik  der  F.  für  Preussen 
und  Oesterreich.  Die  Tabelle  auf  S.  896 
ergiebt  die  Zahl  der  Fideikommisse  an 
Gnmd  und  Boden  in  Preussen,  die  Zahl  der 
Besitzer,  die  Ausdehnung  der  Kulturfläche 
und  die  Höhe  des  Grundsteuerreinertrags, 
auf  welchen  dieselbe  geschätzt  ist. 

Das  Areal  der  Fideikommisse  im  preus- 
sischen  Staate  betrug  im  Jahre  1895  nach 
der  offiziellen  Statistik  in  1045  Fideikom- 
missen  2 121 636  ha  Fläche,  d.s.  6,09^/0  der 
Gesamtfläche.  Fast  die  Hälfte  davon  ist 
Wald,  welcher  11,65 ^/o  des  preussischen 
Waldbestandes  ausmacht.  Der  Gnmdsteuer- 
reinertrag  ist  auf  26  Millionen  Mark  geschätzt, 
5,8  ^/o.  Die  grosste  Ausdehnung  haben  die 
Fideikommisse  in  Schlesien  mit  13,7  %  der 
Fläche,  die  geringste  in  Hannover  imd  im 
Rheinland  mit  2,1  und  2,6  ®/o.  Ein  bedeuten- 
der Teil  betrifft  grosse  Komplexe.  89  Fidei- 
kommisse umfassen  Besitzungen  mit  mehr 
als  5000  ha,  im  ganzen  1,3  Millionen  ha, 
343  sind  mit  weniger  als  500  ha  angegeben, 
zusammen  mit  77  009  ha  oder  nur  3,64% 
Fideikommmissfläche. 

Das  üeberwiegen  der  Wald  fläche  wird 
unzweifelhaft  als  günstig  angesehen  werden 
können,  da  diese  im  grossen  Betriebe  besser 
zu  verwerten  ist  und  bei  garantierter  Dauer 
des  Besitzes  in  derselben  Hand  weniger 
leicht  dem  Raubbau  verfällt. 


In  den  7  östlichen  Provinzen  sind  1851  Gü- 
ter und  Vorwerke,  114  Forsten,  8  Höfe  und  2 
Feldmarken  fideikomraissarisch  gebunden,  im 
ganzen  1975  Besitzteile,  welche  fast  sämtlich 
ein  Areal  von  mehr  als  100  ha  benutzter 
Fläche  umfassen.  Im  ganzen  giebt  es  nun 
auf  unserem  Temtorium  17  896  Betrieln?  mit 
mehr  als  100  ha,  von  denen  also  die  ersteren 
11%  ausmachen.  Unter  diesen  befindet 
sich  aber  namentlich  im  äussersten  Osten 
eine  Anzahl,  die  nicht  zu  grösseren  Gütern 
zu  rechnen  sind.  Auf  Grund  des  Handbuchs 
des  Grossgrundbesitzes  in  Deutschland  von 
Eilei'holz  haben  wir  in  den  achtziger  Jahren 
für  die  7  östlichen  Provinzen  die  Güter 
mit  mehr  als  100  ha  Land  herausge- 
sucht, von  welchen  15017  Güter  sich  in 
der  Hand  von  10712  Privatbesitzern 
l)efinden.  Davon  wai-en  damals  13,2  ^/o  fidei- 
kommissarisch  festgelegt  in  der  Hand  von 
4,9%  der  grösseren  Grundbesitzer.  Hier 
gewinnt  mithin  der  fideikom missarische  Be- 
sitz bereits  eine  grössere  Bedeutung  als 
im  Vergleich  zum  gesamten  Grund  imd 
Boden;  seine  Bedeutung  wächst,  je  gi'össer 
die  Güter  werden  und  bei  den  Besitzern, 
besonders  in  den  höheren  Standeskategorieen. 

Nach  der  offiziellen  Statistik  befanden 
sich  1895  die  1045  Fideikommisse  in  den 
Händen  von  939  Inhabeni,  so  dass  einzelne 
mehrere  Fideikommisse  besitzen.  Unter  den 
Fideikommissbesitzern  befinden  sich: 

23  Inh.  a.  regierenden  Häusern  m.  204077  ha 

41     „  „   deutschen     standesherr- 
lichen Häusern  mit  .  326  844  „ 

20     „  „    sonst,  fürstl.  Häusern  m.  229761  „ 

240     „  „   gräflichen  Häusern  mit  733  866  „ 

525     „  „   dem  sonstigen  Adel  mit  589  043  „ 

90     „  „   bürgerlichen  Familien  m.    37821  „ 


» 


Von  den  bürgerlichen  Fideikommiss- 
besitzern haben  die  meisten  nur  kleinere 
Flächen  in  der  Hand;  40  mit  weniger  als 
100  ha,  28  mit  100  bis  500  ha,  7  mit  500 
bis  lOÖO,  15  mit  1000  bis  5000  ha. 

Der  Adel  besass  vor  15  Jahren  nach 
unserer  Untersuchung  in  den  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.  N.  F.  Bd.  Xvl  S.  121  überhaupt  in 
den  sieben  östlichen  Provinzen  7165  Güter, 
wovon  in  Fideikom  missen  1927  oder  26,9  ®/o. 
Die  Grafen  allein  disponierten  über  2175 
Güter,  wovon  1238  in  Fideikommissen,  d.  s. 
58  %,  also  erheblich  über  die  Hälfte.  Hier- 
aus ergiebt  sich,  welche  bedeutende  Stütze 
heutigen  Tages  jene  Geschlechter  durch 
diese  Einrichtung  erhalten. 

Wir  glaubten  den  Besitz  des  Adels  auf 
5770016  ha  annehmen  zu  können,  wovon 
landwirtschaftliche  Kulturfläche  3452161  ha 
und  1886064  ha  Wald.  Nehmen  wir  diese 
Zahlen  als  richtig  an,  so  läge  davon  in 
Fideikommissen  24,2%  der  Gesamtfläche 
(1 394  819  ha),  18,9  %  der  Aecker  und  Wiesen 
I  (655 164  ha),  33,8  0/0  des  Waldes  (623  840  ha). 
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A.  Staut      .    .    . 

B.  Provinzen: 

II  Westprenssen     .    . 

III  Stadtkreis  Berlin    . 

IV  Brandenburg .    .    . 

V  Pommern  .... 

VI  Posen 

VII  Schlesien    .... 

VIII  Satlisen      .... 

X    Hannover  .... 
XI    Westfalen  .... 

XII  Hessen-Nassau    ,    . 

XIII  Eheinland  .... 

XIV  Hohenzoliern  .    .    . 
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Fideikommisse  (Volkswirtschaftliche  und  sozialpolitische  Bedeutung) 


Auch  in  diesen  Zahlen  tritt  die  Bedeutung 
der  Fideikommisse  in  ein  scharfes  Licht. 

Selbst  inOesterreich  haben  die  Fidei- 
kommisse keine  solche  Ausdehnung  wie  in 
den  untersuchten  preussischen  Landesteilen. 
In  ganz  Oesterreich-Cisleithanien  (s.  Tabelle) 
giebt  es  nur  292  Fideikommisse  an  Grund 
und  Boden,  gegen  547  in  dem  östlichen 
Preussen;  dazu  gehören  in  Oesterreich  880 
Güter,  in  Preussen  über  1900.    Die  Fläche 


ist  in  Oesterreich  1 140 193  ha,  im  östlichen 
Preussen  1408860  ha;  im  ersteren  Lande 
4,1  ^/o,  im  letzteren  6,2  '\'o  der  Gesamtfläche ; 
an  landwirtschaftlicher  Fläche  dort  2,16  ®/o. 
hier  4,6  »/o  ;  der  Wald  dort  8,6  «/o,  hier  11,7  <>^. 
Die  Vei^chiedenheit  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen ist  freilich  in  Oesterreich  noch  grösser, 
worauf  ^nx  liier  indessen  nicht  näher  ein- 
gehen können. 


Realfideikommisse  in  Oesterreich. 


Zahl  der 

Die  Fideikommissgüter  bestehen  ans 

Land 

bestehen- 
den Real- 
fidei- 
kommisse 

dazu 
gehörigen 

Fidei- 
kommisse 

Gesamtareal 
ha 

Aecker  u.  Wiesen 
ha 

Wald 
ha 

Nieder-Oesterreich   .    . 
Ober-Oesterreich  .    .    . 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenland      .... 

Tirol 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Dalmatien 

71 

20 
30 

15 

10 

19 

I 

58 
18 

5 

9 

36 

174 

43 
80 

53 

17 
92 

4 
220 

59 
20 

82 
36 

125  956 

6,32   % 
60334 

5,04   % 
23767 

1,06   % 
70492 

6,83   % 

48921 
4,87  7» 

I  272 
0,16   % 

87 
0,003  <»/o 

579  220 
11,15    % 
177539 

7,99   7o 
17671^ 

3,43     /o 
30027 

0,38    X 

4909 

0,38    % 

34700 

3,31   % 
2358 
0,38   % 
3417 

0,51    % 
3886 

1,52   % 
1476 

669 

0,301  X 

6 

0,001  % 
169956 

5.58    % 
40355 

3,13   \ 
4428 

18087 

0,39  % 
618 

0,41  % 

76218 

11,97    7o 
50800 

12,66   0/^ 

16  153 

1,59   7g 

51831 

12,35   % 
44608 

9,20   % 

481 
0,26   \ 

50 

0,004  7o 
359608 

23,88  % 
128  271 

22,09  7o 
12523 

7,58  «/ 
10542 

0,52  7« 

730 
0,27  7o 

Zusammen 

292 

880 

1  140  193 
4,075  7o 

279  956 

2,16    «/o 

75«  814 
8,66   7, 

3.  Der  Einflnss  der  F.  auf  die  Lati- 
f  andienbildnng.  unsere  Tabelle  ffh*  Preussen 
zeigt,  dass  die  überwiegende  Mehrzahl  der 
Fideikommisse  einen  bedeutenden  umfang 
hat;  14,2%  der  Fideikommissbesitzer,  aber 
niu-  0,5  %  der  Fläche  betrifft  Fideikommiss- 
besitzungen  von  weniger  als  200  ha,  2,4% 
der  Fideikommisse  festgelegte  Fläche  in 
Gütern  von  200  bis  500,  6,9  %  500  bis  1000, 
während  gegen  90%  in  Komplexen  von 
über  1000  ha  vereinigt  sind.  Circa  10% 
der  Fideikommissbesitzer  vereinigten  mehr 
als  5000  ha  in  ihren  Händen,  und  53,3  %  der 
gebundenen  Fläcjhe. 

Dies  Ergebnis  wird  noch  mehr  durch 
folgende  positive  Zahlen  illustriert,  indem 
die  Gesamtzahl  der  939  Fideikommissbesitzer 
Güter  mit  über  26  Millionen  Mark  Gnmd- 


steuerreinertrag  in  ihrer  Hand  vereinigen, 
also  auf  jeden  im  Durchschnitte  fast  28000 
Mark  Grundsteuerreinertrag  fallen,  während 
die  461  Fideikommissbesitzer  mit  über 
1000  ha  Grund  imd  Boden  ^egen  2  Mil- 
lionen ha,  34  allein  717  993  ha  in  ihrer  Hand 
vereinigen.  Auf  jeden  der  letzteren  fallen 
deshalb  über  20000  lia. 

Ein  noch  klareres  Bild  von  der  Bedeu- 
tung der  Fideikommisse  im  gegenwärtigen 
Grossgnindbesitz  wird  nun  eine  Untersuchung 
darüber  geben,  welcher  Prozentsatz  der  über- 
haupt vorliandenen  Herrschaften  fideikom- 
missarisch  zusammengehalten  wird  und  wann 
sie  entstanden  sind. 

Wir  haben  am  angegebenen  Orte  fest- 
gestellt, dass  in  den  7  östlichen  Provinzen 
Preussens  überhaupt  existieren :  Privatbesitzer 
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von  über  1000  ha  (exkl.  Aktiengesellschaften, 
Kommunen  etc.)  2498  Besitzer  mit  5320 
Gütern,  4684254  ha  und  39968168  Mai'k 
Gnindst^uerreinertrag.  Hiervon  waren  im 
Jahre  1886  308  Fideikommissbesitzer  mit  1696 
Besitzungen,  1295613  ha  imd  11886816 
Mark  Grundsteuerreinertrag,  d.  s.  12,4  %  der 
Besitzer,  32  »/o  der  Güter,  27  ^/o  der  Fläche 
und  fast  30  ^/o  des  Grundsteuerreinertra^. 
Der  Prozentsatz  der  Güter  erscheint  hier 
allerdings  grosser,  als  er  in  Wirklichkeit  an- 
zunehmen ist,  weil  bei  der  älteren  Zälüung 
die  kleineren  Besitzstücke  überhaupt  nicht 
in  Rechnung  kamen,  während  in  der  zweiten 
einige,  wenn,  wie  wir  sahen,  auch  niu*  we- 
nige, Aufnahme  fanden.  Je  grösser  aber 
die  Komplexe  sind,  um  so  grösser  wird  auch 
der  Prozentsatz,  der  davon  fideikommissarisch 
gebunden  ist.  Ueberhaupt  gab  es  Private 
besitzer  mit  mehr  als  5000  ha :  148  Besitzer 
mit  1744  Gütern  mit  1680224  ha  imd 
12186350  Mark  Grund  Steuerreinertrag ;  da- 
von wai-en  Fideikommissbesitzer  65  mit  956 
Gütern,  798199  ha  und  5857  034  Mark 
Grundsteuerreinertrag,  d.  s.  43,9  ^/o  der  Be- 
sitzer, 54,9  <>/o  der  Güter,  47,5^/0  der  Fläche 
und  48,8  %  des  Grundsteuerreinertrags.  Bei 
Herrschaf  len  von  über  10000  ha  stellen  sich 
die  Zahlen  wie  folgt:  44  Besitzer,  1020 
Güter,  999  285  ha,  6499616  Mark  Grund- 
steuerreinertrag; davon  Fideikommisse:  24 
Besitzer,  610  Güter,  499646  ha,  3269  554 


Mark  Gnmdsteuen-einertrag .  d.  s.  55  "'o  der 
Besitzer,  60  %  der  Güter,  50  ^lo  der  Fläche, 
50  ^/o  des  Grundsteuerreinertrags. 

Den  vollen  Anteil,  den  die  Fideikommisse 
an  diesen  Latifundien  haben,  können  wir 
allerdings  aus  diesen  Zahlen  nicht  einsehen, 
denn  es  braucht  ein  Besitzer  von  100  ha 
nur  200  ha  etwa  zu  dem  Fideikommiss  noch 
hinzugekauft  zu  haben,  so  fällt  dasselbe  be- 
reits in  die  niedrigere  Kategorie  und  drückt 
den  Prozentsatz  erheblich  herab. 

Aus  allem  ergiebt  sich,  dass,  je  grösser 
der  Besitz,  ein  um  so  grösserer  Teil  davon 
in  Fideikommissen  festgelegt  ist  in  ge- 
ringerem Masse  ist  das  noch  der  Fall  bei 
den  Bürgerlichen,  in  höherem  beim  Adel, 
bei  weitem  am  meisten  bei  den  Grafen- 
geschlechtern, und  man  wird  überhaupt  die 
Behauptung  aufstellen  können,  dass  demnach 
der  alte  Grossgnindbesitz  durch  Fideikom- 
misse auf  das  festeste  zusammengehalten 
wird  und  durch  diese  Einrichtung  seine 
jetzige  Bedeutung  auch  für  die  Zukunft 
gesichert  hat 

In  Bezug  auf  die  zweite  wichtige  Frage, 
wann  die  Fideikommisse  gestiftet  sind  (s. 
Tabelle),  wie  lange  sie  daher  gewirkt  haben, 
liegen  uns  leider  vollständig  ausreichende  An- 
gaben nicht  vor.  Es  war  nicht  möglich,  die 
Zeit  der  Gründung  überall  vor  diesemJahrhun- 
dert  festzustellen,  so  dass  uns  von  92  Fidei- 
kommissen   das   Alter  fehlt   und   wir   niu* 


Gründungszeit  der  Fideikommisse  in  den  7  östlichen  Provinzen  Preussens. 


Zahl  der 

Gesamt- 
fläche 
in  ha 

Grund- 
steuer- 
rein- 
ertrag 
in  M. 

Durch- 
schnittliche 
Fläche 

Durch- 
schnittlicher 
Reinertrag 

Fidei- 
kommisse 

Be- 
sitzungen 

pro  Fideikommiss 

ha 

M. 

Vor  diesem 

Jahrhundert 

1800-iaöO 

1851    1860 

1861    1870 

1871—1880 

1881-1888 

153 

72 

40 

63 
84 

135 

798 
377 
137 
169 
211 
283 

568421 
263  966 
94028 
151  049 
1 50  496 
180900 

5  198672 

2  585  680 

863  131 

I  370  243 

1  710646 

2  445  035 

3715 
3666 

2351 
2398 

1792 
1340 

33  978,25 
35  991,22 
21  078,27 
21  749,89 
20  364,83 
17370,69 

Insgesamt : 

547 

1975             1408860 

14173407     ,        2576 

25911,16 

In  Pi 

ozenten  von  der  Gesamtsumme: 

Vor  diesem 
Jahrhundert 
1800—1850 
1851     1860 
1861     1870 
1871    1880 
1881—1888 

27,97  ^/o 
13,16  „ 

7,31  „ 

11,52  „ 

15,35    n 
24,68   „ 

40,41  % 
19,80  „ 

6,94  „ 

8,56  „ 

10,69  „ 

14,83  „ 

40.6  % 

18,8  „ 
6,7  „ 

10.8  „ 

10.7  „ 

12.9  „ 

36,67  0/0 

18.24  „ 

6,03  „ 

9,66  , 

12,08  „ 

17.25  „ 

-• 

wissen,  dass  dieselben  schon  vor  diesem 
Jahrhimdert  gegründet  sind.  Wohl  ist  es 
möglich,  dass  mehrere  von  diesen  aus  dem 
17.  Jahrhundert  stammen,  mit  Genauigkeit 


ist  uns  dies  Alter  nur  für  5  konstatiert, 
während  für  56  der  Ursprung  im  vorigen 
Jahrhundert  mit  dem  Stiftungsjahr  ange- 
geben ist      Im  ganzen   sind   von   547   von 
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uns  untersuchten  Fideikoniraissen  153,  welche 
vor  diesem  Jahrhundert  gegründet  sind  oder 
28  ^/o  von  denen,  welche  1885  existierenten. 
Das  älteste,  welches  uns  überhaupt  vorliegt, 
ist  aus  der  Pro^inz  Brandenburg,  das  Majorat 
des  Prinzen  Schöuaich-Carolath,  Anüitz  im 
Kreise  Guben,  welches  bereits  aus  dem 
Jahre  1601  stammt.  Dasselbe  scheint  aber 
völlig  isoliert  dazustehen,  denn  obgleich  uns 
für  die  Provinz  Brandenburg  keine  einzige 
Altersangabe  fehlt,  so  sind  doch  nur  noch 
zwei  vorhanden,  welche  aus  dem  17.  Jahr- 
hundert stammen,  nämlich  das  Majorat  des 
Reichsgrafen  von  Schwerin  von  1679  und 
des  Grafen  zu  Lynar  zu  Lübbenau,  Kreis 
Kalau,  aus  demselben  Jahre. 

Diese  153  alten  Fideikommisse  umfassen 
aber  bereits  798  Güter,  d.  s.  50  «/o  aller  1885 
in  gleicher  Weise  gebunden  gewesenen 
Besitzungen,  welche  auch  volle  40®/o  der 
Fläche  ausmachen  und  ebensoviel  von  dem 
Gnmdsteuerreinertrag.  Ein  so  bedeutender 
Teil  ist  also  bereits  seit  dem  vorigen  Jahrhun- 
dert in  der  Hand  der  betreffenden  Familien  auf 
diese  Weise  künstlich  zusammengehalten.  Es 
ist  femer  beachtenswert,  dass  diese  älteren 
Gründungen  sich  auf  sehr  bedeutende  Herr- 
schaften beziehen,  indem  dm*chschnittlich 
auf  jede  mehi-  als  5  Güter,  3715  ha  und 
über  34000  Mark  Grundsteuerreinertrag 
kommen,  was  sehr  erheblich  über  dem 
gesamten  Durchschnitt  steht.  Dies  ist  aller- 
dings auch  sehr  natürlich,  da  in  den  frühe- 
ren Jahrhunderten  der  Besitz  einen  selir 
viel  geringeren  Wert  hatte  als  gegenwärtig ; 
sollte  er  deshalb  der  Famüie  ein  wirkliches  An- 
sehen verleihen,  so  musste  es  sich  um  einen  sol- 
chen von  grösseren  Dimensionen  handeln.  Die 
Fideikommisse  der  Grafen  von  Brühl  mit  über 
20  000  ha,  des  Herzogs  zu  Sagan  mit  23  500, 
des  Grafen  von  Schaffgotsch  mit  21000, 
des  Fürsten  zu  Carolath  mit  16000  ha  sind 
schon  vor  diesem  Jahrhundert  gestiftet. 

In  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhimderts 
Welten  sich  die  Gründimgen  in  bescheide- 
nen Grenzen,  es  sind  nur  72  zu  verzeichnen, 
deren  Ausdehnung  aber  noch  mit  denen  des 
vorigen  Jalu:hunderts  vollständig  harmoniert. 
Seitdem  nimmt  die  Zahl  der  Stiftungen  von 
Jahi'zehnt  zu  Jahrzehnt  erheblich  zu,  was 
auf  die  Anbahnung  der  Beseitigung  der 
Lehen  durch  die  Gesetzgebung  zurückzu- 
führen ist,  indem  nun  eine  gi'osse  Zahl  der- 
selben in  Fideikommisse  umgewandelt  wur- 
den. In  den  50  er  Jahren  wurden  in  ganz 
Preussen  94,  in  den  60  er  Jahren  103,  in 
den  70  er  Jahren  110,  in  den  80  er  Jahren 
aber  166,  von  1891 — 97  75  Fideikommisse 
mit  136296  ha,  das  sind  durchschnittlich 
nicht  ganz  2000  ha  pro  Fideikommiss,  ge- 
stiftet. Diese  Zahlen  fallen  um  so  mehr  ins 
Gewicht,  als  in  den  90er.  Jahren  in  der 
Provinz  Brandenburg  niu*  noch  wenige  Leim- 


güter in  Fideikommisse  umgewandelt  wur- 
den, der  Prozess  nun  abgelaufen  ist.  Es 
handelte  sich  in  der  neuesten  Zeit  dai-um, 
frei  vererbliche  Güter  fortan  in  der  Familie 
festzulegen.  Die  Fläche  hat  im  Laufe  der 
Zeit  eine  weit  höhere  Bedeutung  erlangt, 
daher  auch  die  Bindung  derselben. 

Wie  die  Tabelle  ergiebt,  hat  fortdauernd 
eine   Abnahme    der   Grösse    der   einzelnen 

In  den  7  östlichen  Provinzen  Preussens. 


Zeitraum 


Zahl  der 


0 

93 


Gesamt- 
fläche in 
ha 


Durch- 
schnitt- 
liche 
Fläche 

pro 
Fidei- 
kommiss 


a)  Grafen  und  Fürsten  exkl.  souveräne  Häuser : 
Vor  diesem 


Jahrhundert 
1800—1850 
1861—1860 
1861—1870 
1871—1880 
1881—1888 


Insgesamt : 


79 

634 

458  048 

36 

300 

214  582 

21 

88 

59  743 

27 

80 

85096 

37 

95 

72293 

24 

45 

31992 

206 

1242 

921  748 

5  798.07 
5  960,60 

2  844,43 

3  15^33 
I  953,88 
i  333,00 


4  474,02 


b)  Bürgerliche: 


Vor  diesem 

Jahrhundert 

5 

5 

1432 

286,40 

1800—1860 

2 

3 

823 

412,00 

1861—1870 

2 

5 

3007 

1503,50 

1871    1880 

I 

4 

917 

917,00 

1881-1888 

10 

21 

7863 

786,30 

Insgesamt : 

20 

38 

14  041 

702,02 

38,34 

51,05 

49,67 

17,48 

24,15 

23,32 

10,15 

7,09 

6,51 

13,11 

6,44 

9,22 

17,96 

7,65 

7,81 

",65 

3,62 

3,47 

a)  inProzenten  von  der  Ge8amtsumme(Grafen  etc.) : 

Vor  diesem 
Jahrhundert 

1800—1850 

1851—1860 

1861—1870 

1871  1880 

1881—1888 

b)  In  Prozenten  v.  d.  Gesamtsumme  (Bürgerliche) : 

Vor  diesem 

Jahrhundert 

1800—1860 

1861—1870 

1871—1880 

1881—1888 

Stiftimgen  stattgefunden.  Während  noch  in 
der  ereten  Hälfte  des  Jahrhunderts  in  den 
östlichen  Provinzen  auf  jede  einzelne  diu'ch- 
schnittlich  3666  ha  mit  gegen  36000  Mark 
Gnmdsteuerreinertrag  kamen,  ist  dieser  Be- 
trag von  Jalu'zehnt  zu  Jahrzehnt  gesunken, 
beträgt  aber  noch  in  den  80  er  Jahren  immerhin 
1340  ha  und  über  17  000  Mark  Grundsteuer- 
reinertrag, war  in  den  90  er  Jahren  im 
Durchschnitt  des  ganzen  Staates  fast  2000  ha. 
In  der  Hauptsache  handelt  es  sich  hier  um 
mittleren  Besitz.     Indessen   fehlt   es   auch 


25 

13,42 

10,00 

10 

7,89 

5,86 

10 

13,42 

21,41 

5 
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in  der  neuesten  Zeit  nicht  an  Beispielen, 
dass  grössere  Heri-schaften  fideikomnüssa- 
risch  festgelegt  wurden,  so  das  Majorat  des 
Grafen  zu  Solms-Sonnenwalde  vom  Jahre 
1882  mit  5487  ha  und  über  45000  Mark 
Grundsteuerrein  ertrag  (früher  Mannlehen) ; 
das  Fideikommiss  des  Herzogs  zu  Schles- 
wig -  Holstein  vom  Jahre  1886  mit 
13262  ha  und  über  72000  Mark  Grund- 
steuerreinertrag; das  Majorat  des  Kammer- 
herrn von  Buch  in  Stolpe  von  1886  mit 
gegen  6000  ha  und  über  85000  Mark  Grund- 
steuerreinertrag. 

Sc;hliesslich  entnehmen  wir  unserem  Ma- 
teriale  noch,  dass  sich  unter  den  Fideikom- 
missen  noch  sechs  Seniorate  und  zwei  ^li- 
norate  befinden. 

Das  Ergebnis  imserer  bisherigen  Unter- 
suchung war,  dass  zwar  von  dem  gesamten 
Gnmdbesitz  nur  ein  verliältnismflssig  klei- 
ner Teil  in  Fideikommissen  ruht,  dass  aber 
der  Prozentsatz  in  gewaltiger  Weise  steigt, 
wenn  man  den  gi-ossen  Gnmdbesitz  allein 
in  Beti-acht  zieht,  und  dass  die  Bindung 
steigt,  je  grösser  die  Koncentrierung  des 
Gnmd  und  Bodens  in  der  Hand  einer  Fa- 
milie ist.  Zwar  zeigte  es  sich,  dass  über 
die  Hälfte  erst  in  diesem  Jahrhundert  er- 
richtet wiuxle  und  ein  bedeutender  Teil  i 
erst  in  den  beiden  letzten  Decennien.  Da 
aber  wiedeinim  der  grösste  Teil  hiervon  als 
Lehensgüter  längst  in  gebiuidener  Erbfolge 
lag  imd  bei  dem  hohen  Adel,  der  haupt- 
sächlich den  grossen  Grundbesitz  repräsen- 
tiert, besondere  Hausgesetze  euier  Vertei- 
lung des  Gnmdbesitzes  entgegenwirken,  so 
ist  mit  Zuvei*sicht  zu  sagen,  dass  die  vor- 
liegende Besitzkoncentrierung  hauptsächlich 
durch  die  gebundene  Erbfolge  herbeigefülul 
ist,  dass  diese  Bindung  füi'  die  Zukmift 
einen  noch  schärferen  Charakter  gewonnen 
hat  und  am  umfassendsten  die  Latifundien- 
bildung befördera  muss. 

</.   Conrad, 


Filangieri,  Oaetano, 

geb.  am  18.  VTH.  1752  zu  Neapel,  gest.  daselbst 
am  21.VII.  1788,  wurde  1777  königlicher  Kammer- 
herr, 1778  Offizier  der  Marinegfarde  (kgl.  Korps 
der  Volontäre  im  Seedienst)  und  1787,  als  Nach- 
folger Galianis,  Mitglied  des  obersten  Finanzrats 
in  Neapel. 

Füangieri  ist  der  Verfasser  des  hochbedeu- 
tenden Werkes  „Scienza della  legislazione"  (s. u), 
was  zur  Herstellung  einer  Finheitlichkeit  der 
äusserst  verworrenen,  auf  römischen,  longo- 
bardischen,  spanischen  u.  a.  Rechtsquellen 
fassenden  Gesetzgebnng  Italiens  den  Grund 
legen  sollte.  Diesen  Zweck  zu  erreichen  be- 
absichtigte er,  im  Gegensatz  zum  „Esprit  des 
lois",  worin  Montesquieu  die  Ursächlichkeit  der 
bestehenden  Gesetzgebungen  zu  erforschen  ge- 


sucht hat,  Grundsätze  anzugeben  und  Kegeln 
aufzustellen  für  das,  was  in  legislatorischer  Be- 
ziehung zum  Wohl  der  italienischen  Staaten- 
bevölkerung  zu  geschehen  habe.  Dass  ihm  dies 
in  manchen  Stücken  gelungen,  bewies  die  güns- 
tige Aufnahme  seines  W^erkes  seitens  der  welt- 
lichen Regiening,  während  die  klerikale  Index- 
Kongregation  es  inhibierte.  Im  II.  Band  der 
„Scienza"  etc.,  der  als  besonderes  Buch  unter 
dem  Titel  erschienen  ist:  ^Delle  le§^ge  politiche 
ed  economiche"  entwickelt  Filangieri,  obwohl 
er  Adam  Smiths  Werk  nicht  kannte,  die  An- 
sichten eines  exaltierten  Anhängers  des  Industrie- 
systems und  wirtschaftlichen  Freiheitsapostels, 
der  ausser  der  Handels-  und  Verkehrsfreiheit 
und  freien  Konknrrenz  auch  einer  ihn  zu  Lists 
Vorgänger  stempelnden  Handels  Verbrüderung 
aller  Völker  das  W^ort  redet.  Seine  zur  Be- 
seitigung der  wirtschaftlichen  Ungleichheiten 
in  Vorschlag  gebrachten  Keformen  bestehen  in 
Aufhebung  der  Zünfte  und  Privilegien,  in  Ab- 
lösung der  Fideikommisse,  in  Parzellierung  der 
Latifundien.  Als  Gegner  der  indirekten  Steuern 
adoptiert  er  die  physiokratische  einzige  Steuer 
auf  Grund  und  Boden.  Als  Gegner  des  Kolonial- 
systems  sagt  Filangieri  u.  a.  den  Abfall  der 
englischen  Kolonieen  in  Nord-Amerika  von  dem 
Mntterlande  voraus.  Er  tritt  ferner  für  Ab- 
schaffung des  stehenden  Heeres  zu  Gunsten  der 
Einführung  des  Milizsystems  ein  und  befürwortet 
die  Verwendung  der  bisherigen  Militäretats  für 
die  Erziehung  der  Kinder  auf  Kosten  des  Staates. 
Dagegen  empfiehlt  er  eine  bedeutende  Erhöhung 
des  Marineetats,  die,  wenn  erfolgt,  die  Marine 
des  Königreichs  beider  Sicüien  wahrscheinlich 
vor  der  totalen  Vernichtung,  welche  noch  vor 
1815  erfolgte,  bewahrt  hätte. 

Von  Filangieris  Hauptwerk  „La  scienza 
della  legislazione"  erschien  Bd.  I  u.  II  (1780), 
Bd.  III  (1783),  Bd.  IV  (178ö),  der  V.  (und  letzte, 
unvollendet  gebliebene,  bezw.  mit  dem  8.  Kapitel 
abbrechende)  Bd.  (1788)  nach  des  Verfassers 
Tode  in  Neapel.  Neue  Ausgaben  der  „Scienza 
della  legisl.*'  erschienen  3  in  Neapel,  3  in  Venedig, 
2  in  Florenz,  je  1  in  Mailand  und  Catauia; 
Uebersetzungen  1  englische,  Philadelphia  1799, 
1  französische  von  Gallois,  Paris  1786—91, 
1  spanische  von  D.  Rubio,  Madrid  1787  ff., 
1  deutsche  von  G.  R.  Zink,  mit  Vorrede  von 
J.  C.  Siebenkees,  Altdorf  1784;  eine  2.  deutsche 
von  Link,  Ansbach  1788 — 93  u.  eine  3.  deutsche 
von  Gustermann,  Wien  1784  ff.  —  Die  Sonder- 
ausgabe des  II.  Bds.  u.  d.  T.:  Delle  leggi 
politiche  ed  economiche,  I^-  edizione  italiana 
Napoli  1782  wurde  abgedruckt  in  C-ustodi, 
Scrittori  classici  italiani  di  econoroia,  Mailand 
1803-16  in  Bd.  XXXII,  wurde  femer  kritisch 
beleuchtet  und  auszugsweise  abgedruckt  in 
Ferrara,  Prefazione  al  vol.  III,  serie  I  della 
Biblioteca  dell  Economista,  Turin  1852.  Von 
4  französ.  Uebersetzungen  dieser  Sonderausgabe, 
die  erste  von  1786,  die  zweite  von  1798,  die 
dritte  von  1822  und  die  vierte  von  1840,  be- 
sorgte die  erste  J.  A.  Gauvain-Gallois  und  die 
dritte  Benjamin  Constant. 


Vgl.  über  Filangieri:  Donato  Tommasi^ 
Elogio  storico  del  Cav.  G.  Filangieri,  Napoh 
1788  (deutsch  v.  F.  Munter,  Ansbach  1790).  — 
Pecchio,  Storia  della  economia  pubblica  in  Italia. 
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2»  ediz.,  Lugano  1832.  —  Mittermaier,  Filangieri 
in  St.  W.  B.  V.  Bluntschli  u.  Brater,  Bd.  III, 
Stnttg.  1858,  S.  Ö20ff.  —  Gobbi,  La  concorrenza 
e8t«ra  e  gli  antichi  economisti  italiani,  Milano 
1884.  —  Fornari,  Delle  teorie  economiche  nelle 
provincie  napoletane,  Vol.  II,  Milano  1888.  — 
Itabbeno,  Filangieri  in  H.  d.  St.,  1.  Aufl.  Bd.  III, 
S.  432  f.  Lippert. 


Finanzen. 

I.  Finanzen  und  Finanzwirtschaft 
(S.  902).  11.  Geschichte  der  Finanzen 
(S.  936). 

L  Finanzen  nnd   Finanzwirt- 

schaft. 

I.  Allgemeines.  1.  Wort  und  Begriff 
Finanz.  2.  Begriff  und  Eigenart  der  Finanz- 
wirtschaft. IL  Der  Zusammenhang 
zwischen  dem  Finanzwesen  und  der 
Entwickelung  des  Staates.  3.  Vorbe- 
merkung. 4.  Finanzen  und  Kulturgeschichte. 
ö.  Finanzen  und  Gesellschaf  t-sordnung.  6.  Finanzen 
und  Volkswirtschaft.  7.  Finanzen  und  Staats- 
verfassung. 8.  Der  Einfluss  äusserer  Verhältnisse 
auf  das  Finanzwesen.  III.  Geschichte  des 
Finanzwesens  in  neuererZeit  bis  zum 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts.  9.  Vorbe- 
merkung. A.  Freu  SS  en  10.  Das  Domänen- 
und  Steuerwesen.  11.  Der  Staatsschatz  und  das 
Schuldenwesen.  12.  Die  Finanzverwaltung.  B. 
Oesterreicb.  13.  Das  Finanzwesen  Oester- 
reicbs  im  allgemeinen.  14  Die  Steuerreformen  im 
18  Jahrhundert.  C.Frankreich.  15.  Das  Fi- 
nanzwesen des  Ancien  Eegime.  16.  Die  Finanzver- 
waltung. 17.  Die  Revolution  von  1789  und  das 
Finanzwesen.  D.  England.  18.  Das  britische 
Finanzwesen  bis  179B.  19.  Das  Finanzwesen 
Englands  in  der  Zeit  von  1793-1815.  E  Rück- 
blick. IV.  Das  Finanzwesen  im  19.  Jahr- 
hundert. A.  Die  moderne  Einnahme- 
wirtschaft. 20.  Die  Domänen  und  Erwerbs- 
einkünfte. 21.  Das  Steuerwesen  im  allgemeinen. 
22.  Das  britische  Steuerwesen.  23.  Das  fran- 
zösische Steuerwesen.  24.  Das  Steuerwesen  in 
Deutschland  und  Oesterreicb- Ungarn.  B.  Die 
Staatsausgaben  im  19.  Jahrhundert 
und  das  Schul  den  wesen.  25.  Einteilung 
der  Staatsausgaben.  26.  Statistik  der  Staats- 
ausgaben. 27.  Die  Zunahme  des  Staatsbedarfs 
im  19.  Jahrhundert.  28.  Das  Staatsschuldenwesen. 

L  Allgemeines. 

1.  Wort   und    Begriff  Finanz.     Das 

Wort  Finanz  stammt  aus  dem  Latein  des 
Mittelaltei*s  und  zwar  von  dem  Worte  finis, 
welches  im  mittelalterlichen  Ijatein,  teil- 
weise entsprechend  der  ursprünglichen  latei- 
nischen Bedeutung,  Friede,  Abschluss,  Ende 
einer  Sache,  dann  wolil  auch  Zahlungstermin, 
Bezahlung  bedeutete.  Daraus  wunie  financia 
\md  finatio  gleich  praestatio  pecuniaria  oder 
auch  financia  pecimiaria,  Geldzahlung  über- 
haupt. In  der  deutschen  Litteratur  findet 
sich  das  Wort  nicht  vor  dem  15.  oder  16. 
Jahrhundert   (nach   Grimm,  Wörterbuch   3, 


1639  nicht  vor  dem  16.  Jahrhundert)  und 
zwar  zunächst  in  üblem  Sinne  für  Betrug, 
List  etc.,  vieUeicht  weil,  wie  Röscher  meint, 
das  fremde  Wort  an  fein  oder  erfinderisch 
erinnerte,  wahrscheinlich  aber,  weil  die 
finationes  mit  vielen  Bedrückungen  verbun- 
den w'aren.  Schottelius  setzt  Finanz  gleich 
Scliinderei  und  Wucher;  Sebastian  Brant 
nennt  in  einem  Zuge  Untreu,  Finantz,  Neid 
und  Hass.  Noch  Seckendorff  gebraucht  das 
Wort  in  seinem  »Füi-stenstaat«  1656  mit 
dem  üblen  Beigeschmäcke  als  imbillige,  zu- 
mal arglistige  Erpressung.  In  Frankreich 
dagegen  bezeichnet  schon  im  Mittelalter,  nach 
dem  Dictionnaire  de  la  langue  fran^aise 
finance  uj-sprünglich  »uue  somme  payoe  au 
rei  poiu*  acqu6rir  une  Charge«,  dann  aUgemein 
eine  Geldsumme,  insbesondere  die  Staats- 
einnahmen, les  finances  aber  das  ganze 
Staatsvermögen ,  die  Regierungswirtschaft. 
Nachdem  auch  im  Deutschen,  zweifellos 
unter  dem  Einflüsse  der  französischen  Sprache, 
der  üble  Sinn  des  Wortes  verschw-unden 
war,  bezeichnete  das  Wort  Finanzen  im  18. 
Jalirhundert,  z.  B.bei  Justi,die  Staatseinkünfte. 
Heute  ist  auch  bei  uns  der  französische 
Gebrauch  vorherrschend,  wonach  man  also 
mit  dem  Worte  Finanzen  den  Gesamtzustand 
des  Finanzwesens  eines  Staates,  eventuell 
als  Gemeinde-,  Kreis-  etc.  Finanzen  den  der 
Gemeinden  und  der  anderen  politischen  Ver- 
bände, d.  h.  den  Inbegriff  aller  Thatsachen, 
die  sich  auf  die  Einnahmen,  Ausgaben  tmd 
das  Schuldenwesen  der  öffentlichen  Körper 
beziehen,  bezeichnet.  In  England  wird  je- 
doch das  Wort  finance  ausser  für  Staats- 
haushalt und  Finanzwissenschaft  auch  noch 
in  anderer,  volkswirtschaftlicher  Bedeutung 
gebraucht.  Und  wohl  unter  dem  Einfluss 
der  englischen  Auffassung  spricht  man  auch 
bei  uns  und  anderwärts  von  Finanzgesell- 
schaften, finanziellen  Unternehmungen  u.  s.  w., 
um  damit  privatwirtschaftliche  Vereinigungen 
und  Veranstaltungen  auf  dem  Gebiete  des 
Börsen-  und  Bank-,  des  Geld-  und  Kredit- 
wesens zu  bezeichnen,  und  von  Haute  Finance, 
Finanzwelt  u.  s.  f.  als  den  leitenden  Führern 
solcher  Finanzgeschäfte. 

2.  Begriff  und  Eigenart  der  Finanz- 
wirtschalt Unter  Finanzwirtschaft  ver- 
steht man  diejenige  planmässige  Thätigkeit 
des  Staates  und  der  sonstigen  öffentlichen 
Gemeinwirtschaften,  welche  auf  Erwerbung, 
Verwaltung  und  Verwendung  der  zur  Be- 
friedigung ihrer  Bedürfnisse  erforderlichen 
Mittel  gerichtet  ist.  Statt  des  Wortes  Finanz- 
wirtschaft findet  sich  auch  der  Ausdruck 
Staatswirtschaft  (L.  v.  Stein),  ein  Ausdruck, 
der  au  sich  nicht  unrichtig  ist,  ^Is  man 
nur  an  die  Wirtschaft  des  Staates  denkt, 
aber  doch  um  deswillen  besser  vermieden 
wiixl,  weil  derselbe  auch  für  Volkswirtschaft 
vorkommt  (Hermann,  Sax).     Ungefähr  das 
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gleiche  wie  das  Wort  Finanz  Wirtschaft  sagt 
das  Wort  Staats-  oder  Regieningshaushalt. 

Die  Notwendigkeit  einer  wie  immer  ge- 
arteten Finanzwirtschaft  des  Staates  ergiebt 
sich  aus  den  Aufgaben,  welche  der  Staat 
zu  erfüllen  hat  Um  die  Selbständigkeit 
nach  aussen,  das  Recht  im  Innern  zu  wahren, 
lun  Gresuudheit,  Bildung  und  materielle 
Wohlfahrt  seiner  Angehörigen  zu  pflegen 
und  zu  fördern,  bedarf  der  Staat  der  Grnuid- 
stucke,  der  Gebäude  und  Anstalten,  eines 
zahlreichen  Beamten-  und  Arbeiterpei*sonals, 
beweglicher  Sachgüter  und  insbesondere  des 
Geldes.  Er  muss  Wege,  Kanäle,  Eisen- 
bahnen bauen,  er  muss  Gerichts-,  Schulge- 
bäude, Kasernen  u.  s.  w.  errichten  und  in 
stand  halten,  er  muss  Richter,  Leiirer,  Ver- 
waltungsbeamte, Soldaten  anstellen  und,  so- 
weit sie  ihre  Dienste  nicht  unentgeltlich 
leisten,  unterhalten,  militärische  Ausrüstungs- 
gegenstände und  Mobilien  aller  Art  her- 
stellen oder  erwerben;  er  muss,  um  die 
hierfür  erforderlichen  Ausgaben  bestreiten 
zu  können,  für  die  nötigen  Geldeinnahmen 
sorgen.  Zwar  waren  die  Ausgaben  oder 
der  Bedarf  des  Staates  nicht  zu  allen  Zeiten 
von  dem  Umfange  und  der  Höhe  wie  heute, 
aber  ein  bestimmtes  Mass  von  Ausgaben  war 
immer  vorhanden,  und  immer  hatte  der  Staat, 
sobald  er  auf  diesen  Namen  Anspruch  er- 
heben konnte,  füi-  eine  grösserc  oder  ge- 
ringere Menge  von  Einkünften  als  Bedarfs- 
deckimgsmitteln  zu  sorgen. 

Was  vom  Staate  gilt,  ist  sinngemäss  auch 
von  den  übrigen  öffentlichen  Verbänden,  den 
Gemeinden,  Kreisen,  Provinzen  u.  s.  w. 
einerseits,  den  Bundesstaaten  und  ähnlichen 
Gebilden  andererseits  zu  verstehen.  Siehe 
darüber  die  Specialartikel  Gemeinde- 
finanzen und  Reichsfinanzen. 

Die  Finanzwirtschaft  ist  demnach  Aus- 
gabowirtschaft  und  Einnahmewirt- 
schaft, wie  sie  in  jeder  Wirtschaftseinheit 
sich  findet.  Aber  ihre  besondere  Natur  er- 
langt sie  —  wobei  wir  freilich  an  eine  be- 
reits höher  entwickelte  denken  —  im  Gegen- 
satze zu  den  Einzelwii-tschaften  dadiuxjh, 
dass  sie  eben  die  Wirtschaft  der  öffent- 
lichen Körperschaften  ist  und  als  solche 
ganz  andere  Zwecke  verfolgt  und  über  ganz 
andere  Mittel  verfügt  als  die  private. 

Die  Zwecke  des  Staates  und  seiner 
Wirtschaft  reichen  weit  über  die  der  Pri- 
vaten hinaus.  Die  wirtschaftlichen  Ziele 
der  einzelnen  sind  darauf  gerichtet,  in  geis- 
tiger oder  körperlicher  Arbeit  oder  durch 
nutzbringende  Verwendung  wirtschaftlicher 
Mittel  die  materiellen  Güter  zu  erwerben, 
welche  den  Unterhalt  des  Lebens  oder  die 
höhere  Bedürfnisbefriedigung  gestatten.  Der 
Staat  dagegen  erzeugt  in  erster  Linie  inma- 
terielle Güter,  die  keinen  Geldwert  dar- 
stellen  und    (He   doch  die  Gnmdlage  aller 


geistigen  und  materiellen  Kultur  sind,  wie 
die  Sicherung  des  Friedens,  der  nationalen 
Unabhängigkeit,  die  Sicherheit  nach  innen 
und  aussen,  den  Schutz  des  Rechtes,  die 
Fördenmg  des  wirtschaftlichen  Lebens.  In 
der  Privatwirtschaft  herrscht  das  Princip 
specieller  Eutgeltlichkeit.  Leistung  und 
Gegeuleistimg  werden  im  einzelnen  mit 
einander  verglichen,  nach  Art,  Mass  und 
Höhe  durch  zweiseitige  Abmachung  festge- 
stellt. Die  Güter  des  Staates  dagegen,  so- 
weit sie  allgemeiner  und  immaterieller  Art 
sind,  können  nicht  im  einzelnen  berechnet 
werden;  hier  herrscht  das  Princip  der  ge- 
nerellen Entgeltlichkeit,  und  die  Gegen- 
leistung wird  nicht  vertragsmässig,  sondern 
autoritativ  und  einseitig  durch  den  Staat 
bestimmt. 

Solche  immaterielle  Leistungen  des 
Staates  kommen  der  Gesamtheit  in  uotrenn- 
liarer  Weise  zu  gute;  sie  sind  nicht  im 
einzelnen  verkäuflich.  Deshalb  findet  die 
Finanz  Wirtschaft  auch  nicht  wie  die  Privat- 
wii'tschaft  in  dem  Absätze  derselben  den 
materiellen  Ersatz  ihrer  Kosten  und  die 
Mittel  zu  weiteren  Leistungen,  sondern  sie 
bedarf  anderer  Mittel,  die  sie  auf  dem  Wege 
einer  selbständigen,  ihr  eigentümlichen  Er- 
werbsart bezieht.  Diese  Erwerbsart  ist 
der  auf  der  Souveränität  des  Staates  be- 
ruhende Zwangserwerb,  sein  Recht,  aus 
dem  Einkommen  oder  Vermögen  der  Unter- 
thanen  diejenigen  Summen  zu  beanspruchen 
vmd  mittelst  der  Steuern  und  sonstigen  Ab- 
gaben zu  erheben,  welche  zur  Bestreitung 
der  als  notwendig  und  nützlich  anerkannten 
Kollektivbedürfnisse  erforderlich  sind. 

Der  Staat  kann  wohl  auch  wie  jede  pri- 
vate Einzelpersönlichkeit  über  eigenes  Ver- 
mögen verfügen,  dieses  gewinnbringend  ver- 
wenden und  mit  den  Erträgnissen  einen 
Teil  seiner  allgemeinen  Aufgaben  erfüllen, 
aber  die  Geschichte  zeigt,  dass  diese  Er- 
werbsgüter in  ihrer  Bedeutung  für  die 
Finanzen  zurückgehen,  weil  sie  auch  bei 
grossem  Umfange  dem  wachsenden  Bedarfe 
des  Staates  immer  weniger  genügen.  Dazu 
kommt,  dass  selbst  solche  Güter,  welche 
man  als  privatwirtschaftliche  oder  Erwerbs- 
einkünfte bezeichnet,  um  damit  zu  bekun- 
den, dass  sie  den  Mitteln  des  privaten  Er- 
werbes iQinlich  sind,  in  der  Hand  des  Staates 
jederzeit  ihre  specielle  Bestimmung  zu 
Gunsten  einer  allgemeinen  verlieren  können. 
Gewiss  kann  der  Staat  seine  Domänen, 
Forsten,  Eisenbahnen  nach  dem  Principe 
der  Rentabilität  bewirtschaften;  aber  es 
bleibt  doch  immer  der  Unterschied,  dass  er 
nicht  auf  den  Reingewinn  angewiesen  ist, 
dass  er  mit  solchen  Erwerbsanstalten  auch 
andere  Zwecke  erfüllen,  dass  er  z.  B.  Do- 
mänen in  Mustergüter  verwandeln,  auf  die 
Eisenbahnrente  zu  Gunsten  der  Volkswirt- 
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Schaft  verziehten  kann,  während  der  Private 
i*egelinässig  den  Reinertrag  und  nui'  diesen 
im  Auge  hat. 

Eine  weitere  charakteristische  Eigentüm- 
lichkeit der  Finanzwirtschaft  ergiebt  sich 
aus  der  unbegrenzten  Dauer  ihrer 
Subjekte.  Weil  der  Staat  eine  Art  irdischer 
Unsterblichkeit  besitzt,  kommen  die  jeweils 
zu  öffentlichen  Zwecken  gemachten  Aus- 
gaben ebenso  der  Zukunft  wie  der  Gegen- 
wart zu  gute;  auch  kann  er  Verbindlich- 
keiten und  Geschäfte  auf  eine  sehr  viel 
längere  Reihe  von  Jahren  und  Jahrzehnten 
eingehen  als  die  zeitlich  begi^enzten  Privat- 
wirtschaften. Das  erklärt  es  nicht  nur, 
sondern  macht  es  geradezu  nötig,  dass  die 
Wirtschaftspläne  auch  die  kommenden  Zeiten 
berücksichtigen  und  dass  die  Finanzwirt- 
schaft  zur  Durchführung  grosser  Reformen 
und  Unternehmungen  oder  zur  Abwehr  all- 
gemeiner Gefahren  nicht  nur  die  wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit  der  Gegenwart, 
sondern  auch  jene  der  Zukunft  in  Anspruch 
nimmt.  Die  ausserordentliche  Ausdehnung 
des  Staatsschuldenwesens  liefert  hierfür  den 
praktischen  Beweis. 

Eine  weitere  Besonderheit  der  Finanz- 
wirtschaft ergiebt  sich  aus  der  Begrenzt- 
heit ihrer  Ausgaben  und  Einnahmen.  Die 
Ausgaben  des  Staates  sind  begrenzt  dm^ch 
den  Umkreis  der  Aufgaben,  w^elche  ihm  je- 
weils gestellt  sind.  Das  Mass  der  Einnah- 
men ist  abhängig  von  Art  und  Mass  der 
Ausgaben.  Während  das  Erwerben  in  der 
Privatwirtschaft  unbeschränkt  ist,  haben  die 
Einnahmen  des  Staates  ihr  Mass  in  dem  Be- 
dürfnis. Und  während  in  der  Privatwirt- 
schaft sich  die  Ausgaben  nach  den  Einnah- 
men zu  richten  haben,  sind  die  Einnahmen 
des  Staates  vielmehr  bedingt  durch  die  Höhe 
der  erforderlichen  Ausgaben.  Das  ist  frei- 
lich nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  die  Aus- 
üben -ohne  Rücksicht  auf  die  Frage  der 
Deckung  festgestellt  werden  könnten:  bei 
Feststellung  der  Ausgaben  darf  das  Mass 
der  erreichbaren  Mittel  nicht  ausser  acht 
gelassen  werden;  aber  innerhalb  dieser 
Grenze  hat  sich  die  Einnahmebeschaffung 
nach  dem  Bedarfe  zu  richten. 

IL  Der  Zusammenhang  zwischen  dem 
Finanzwesen  und  der  Entwickelang  des 

Staates. 

3.  Yorbemerkung.  Da  die  Finanzwirt- 
schaft die  Wirtschaft  der  öffentlichen  Körper 
ist,  so  muss  sie  mit  der  allgemeinen  Entwicke- 
lung  des  Staatslebens  in  enger  Beziehung  stehen. 
Der  jeweilige  Zustand  der  Kultur  und  Volks- 
wirtschaft, der  gesellschaftlichen  Gliederung, 
der  Verfassung  und  Verwaltung  muss  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Finanzen  nach  den  ihm  adä- 
quaten Einrichtungen  ringen.  Sehr  häufig  ent- 
scheiden auch  die  rein  äusserlichen  Geschicke 
eines  Landes,  seine  Lage,  seine  Kriege,  Siege 


und  Niederlagen  üher  den  Gang  des  Finanz- 
wesens, wie  andererseits  auch  der  Zustand  der 
Finanzen  die  Schicksale  eines  Landes  bestimmen 
kann. 

Alle  oder  selbst  nur  alle  einflnssreichen 
Einzelheiten,  welche  die  Finanzen  beeinflussen, 
hervorzuheben,  kann  weder  hier  noch  in  den 
folgenden  Uebersichten  über  die  Finanzgeschichte 
angestrebt  werden,  vielmehr  mag  es  an  dieser 
Stelle  gentigen,  die  fünf  Hauptgruppen  von  Ur- 
sachen, welche  über  den  Gang  des  Finanzwesens 
entscheiden,  nämlich  1)  die  allgemeinen  Kulturver- 
hältnisse, 2)  die  gesellschafuichen  Verhältnisse, 
3)  den  Stand  der  Volkswirtschaft,  4)  den  Zu- 
stand der  Verfassung  und  Verwaltunfl;,  5)  die 
geschichtlichen  Verhältnisse,  kurz  zu  berühren. 

4,  Finanzen  ond  Kulturgeschichte.  Die 
historische  Betrachtung  erblickt  ein  allmähliches 
Heranwachsen  des  gemeinschaftlichen  Lebens 
im  Staate,  welches  diesen  fortschreitend  be- 
fähigt, im  Dienste  der  Kultur  thätig  zu  werden. 
Die  Aasdehnung  der  Staatsthätigkeit ,  damit 
auch  die  Notwendigkeit,  finanzielle  Mittel  zu 
deren  Bewältigung  bereit  zu  halten,  ist  immer 
bedingt  diu*ch  die  jeweils  erreichte  Kulturstufe ; 
andrerseits  wirkt  freilich  auch  das  Mass  der 
Staatsthätigkeit  wieder  auf  die  Höhe  der 
Kultur  ein. 

Es  ist  aber  ein  langer  Weg,  dem  die  Be- 
trachtung des  Finanzwesens  folgen  muss,  bis 
sich  aus  dem  Zustande  primitiver  Roheit  das 
Kunstgebilde  des  modernen  Staates,  aus  der 
ursprünglichen  Einheit  des  Zweckes  die  heutige 
Vielheit  der  Aufgaben,  aus  den  geringen  Natural- 
leistungen der  Volksklassen  die  reich  gegliederten 
Budgets  der  Gegenwart  entwickelt  haben.  Jahr- 
hunderte lang  hat  die  fortschreitende  Kultur 
der  Völker  sich  damit  beschäftigt,  das  Mass  von 
Ordnung  und  Herrschaft  zu  sichern,  das  für 
alle  weiteren  Kulturaufgaben  die  unentbehr- 
liche Voraussetzung  bildet,  und  Organisationen 
zu  scliaffen,  die  den  Frieden  nach  innen,  den 
Schutz  nach  aussen  gewähren.  An  diesen  ele- 
mentaren Staatsberuf  knüpfen  allmählich  alle 
anderen  Aufgaben  an.  Aber  der  Umkreis  der 
Öffentlichen  Bedürfnisbefriedigung  bleibt  doch 
beschränkt,  die  öffentliche  Thätigkeit  selbst  im 
Altertum,  trotz  seiner  hohen  Vollendung  auf 
wichtigen  Gebieten  der  Lebensentfaltung,  eine 
einseitige.  Erst  die  romanisch-germanische  Welt 
erzeug  seit  dem  16.  Jahrhundert  allmählich 
die  Vielseitigkeit  der  Staatszwecke.  Das  alte 
öffentliche  Gebiet  der  Rechtspflege  wird  centra- 
listischer  ausgebildet:  seine  Kosten  erscheinen 
im  Laufe  des  19.  Janrhunderts  in  wachsenden 
Summen  in  den  Budgets  der  Staaten,  während 
sie  früher  grossenteils  auf  die  einzelnen  Gnind- 
herrschaften  und  die  städtischen  Gemeinwesen 
sich  verzettelten.  Während  in  den  Anföngen 
des  deutschen  Staatslebens  die  freie  Leistung 
der  Volksgenossen  die  Aufgaben  der  Rechts- 
pflege erledigt  und  das  Gericht  unter  freiem 
Himmel  abgehalten  wird,  bedarf  der  moderne 
Staat  ebenso  gelernter  Beamten  als  umfang- 
reicher Gebäude.  Es  tritt  hinzu  die  Sorge  für 
das  Unterrichtswesen,  da  der  Staat  die  Aner- 
kennung seiner  Bedeutung  nicht  mehr  dem  Be- 
lieben des  einzelnen  überlassen  kann.  Auch 
das  wirtschaftliche  Leben  wird  in  seiner  vollen 
Tragweite  für  den  Kulturfortschritt  erkannt 
und  erfordert  wachsende  Leistungen  des  Staates, 
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besonder8  im  Wege-,  Kanal-,  Verkehrswesen, 
neuerdings  anch  zur  Verbesserung  der  Lage  der 
arbeitenden  Klassen.  Daneben  wächst  auch  die 
Aufgabe  der  Gemeinden,  von  denen  die  kultur- 
gewohnten Angehörigen  solche  Anstalten  lokaler 
Natur  verlangen,  welche  das  allgemeine  Wohl- 
befinden erhöhen  sollen,  Beleuchtung,  Reinigung, 
Anstalten  der  Gesundheitspflege,  der  Strassen- 
und  Sicherheitspolizei  etc.  Gerade  unsere  grossen 
Stadtgemeinden  haben  in  dieser  Beziehung  in 
dem  kurzen  Zeitraum  weniger  Jahrzehnte  ausser- 
ordentliche Umwandlungen  erlebt,  welche  ihren 
Ausdruck  in  einer  rapiden  Steigerung  des  Ge- 
meindehaushaltes finden. 

Die  unbegrenzte  Entwickelung  der  öffent- 
lichen und  gemeinsamen  Bedürfnisse,  wie  sie 
die  steigende  Kultur  mit  sich  bringt,  findet 
auch  ihren  Ausdruck  in  den  wachsenden  Zah- 
len des  öffentlichen  Bedarfs.  Sie  erscheint  als 
ein  naturnotwendiger  Zug  selbst  in  solchen 
Zeiten,  in  welchen  man  der  Ausdehnung  der 
Stautsthätigkeit  nicht  besonders  hold  ist  und 
das  meiste  von  der  Initiative  der  freien  Privat- 
wirtschaft sich  verspricht.  Und  man  hat  mit 
Recht  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass,  wenn 
wir  in  früherer  Zeit  oft  eine  grössere  Staats- 
thätigkeit  zu  sehen  glauben  als  heute,  wir  die 
Grösse  der  Staatsthätigkeit  mit  der  grösseren 
Rücksichtslosigkeit  der  früheren  Zeit  verwech- 
seln, welche  nur  den  Schein  einer  grösseren 
Thätigkeit  erweckt.  Es  ist  unvermeidlich,  dass 
mit  der  wachsenden  Thätigkeit  des  Staates  auch 
die  Leistungen  der  Bürger  an  denselben,  nament- 
lich die  Steuern,  wachsen  müssen ;  aber  der  auf- 
feklärte  Sinn  des  Bürgers  wird,  wenn  er  die 
umme  des  Steuerzettels  unangenehm  empfindet, 
seine  Gedanken  auch  auf  die  JSumme  der  Wohl- 
thaten  und  vor  allem  der  immateriellen  Güter 
zu  richten  wissen,  die  er  durch  den  Staat  em- 
pfang. 

o.  Finanzen  und  GeBellsehaftsordnung. 
Der  Einfluss  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
äussert  sich  im  Finanzwesen  vornehmlich  in 
der  Verteilung  der  zwangsweise  erhobenen  Ab- 
gaben. Es  ist  erklärlich,  dass  in  einer  Zeit, 
welche  eine  zahlreiche  unfreie  Bevölkerung  hat 
und  der  der  Gedanke  der  menschlichen  Gleich- 
heit noch  nicht  zum  Bewusstsein  gekommen  ist, 
der  Herrschende  versucht,  die  Lasten  des  Ge- 
meinwesens abzuwälzen,  sei  dies  in  der  Form, 
dass  ganze  Völker  ihre  öffentlichen  Bedürfnisse 
durch  Tribute  besiegter  Feinde  oder  abhängiger 
Bundesgenossen  bestreiten  oder  dass  Staats- 
sklaven die  öftentlichen  Güter  zu  bestellen 
haben  oder  da-ss  die  freie  Klasse  eines  Volkes 
direkt  oder  indirekt  die  öffentlichen  Lasten  auf 
die  Unfreien  legt.  Dies  um  so  mehr,  wenn  An- 
sichten herrschend  geworden  sind,  welche  Ab- 
gaben an  den  Staat  als  überhaupt  des  freien 
Mannes  unwürdig  bezeichnen.  Aber  nicht  nur 
da,  wo  die  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  sich 
findet,  sondern  überhaupt  in  Zeiten  mit  starken 
Standesunterschieden  werden  die  schwächeren 
Volksgenossen  die  Einkünfte  des  Staates  zu 
liefern  haben,  während  seine  Ausgaben  zumeist 
den  herrschenden  Klassen  zu  gute  kommen. 
Es  ist  bekannt,  wie  die  zahlreichen  Privilegien 
des  Adels  und  der  Geistlichkeit  in  Frankreich 
und  anderwärts  noch  am  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  jede  gerechte  Verteilung  der 
Steuern   unmöglich   machten.    Ja   selbst   heut« 


nn^en  für  den  Staat,  hauptsächlich  unter  dem 
Intnebe  volkswirtschaftlicher  (rründe  einen  lang- 


sind noch  nicht  alle  Privilegien  verschwunden 
und  wird  nicht  selten  der  Vorwurf  laut,  dass 
„die  herrschenden  Klassen"  den  Hauptteil  der 
öffentlichen  Lasten  z.  B.  in  den  indirekten 
Steuern  auf  die  unteren  abwälzten. 

tt.  Finanzen  und  Yolkswirtsohaft.  Blickt 
man  auf  den  Zusammenhang  dieser,  so  lässt  sich 
leicht  erkennen,  dass  die  Art  der  Arbeitsleis- 
t 

Antriebe 

samen,  aber  tiefgreifenden  Umschwung  erfahren 
hat,  der  an  den  Begriff  der  Arbeitsteilung 
anknüpft.  Während  in  der  früheren  Zeit  bei 
der  geringen  Nötigung  zur  Anspannung  der 
Erwerbskräfte  das  Staatswesen  auch  leicht  seine 
gering  bemessenen  Aufgaben  nicht  nur  im  Heer- 
wesen, sondern  auch  in  den  höheren  Aemtem 
der  Regierung  durch  die  freie  Thätigkeit  der 
Bürger  bewältigen  konnte,  hat  sich  im  Laufe 
der  Zeit  die  Notwendigkeit  einer  hoch  ent- 
wickelten Arbeitsteilung  im  Staate  herausge- 
stellt, welche  auch  aus  der  Thätigkeit  für 
den  Staat  einen  I^bensberuf,  ein  bezahltes  Amt 
macht.  Aus  zwei  Gründen.  Einerseits  erfordert 
die  Ausfüllung  eines  Staatsamtes  die  ganze 
Kraft  eines  Arbeiters  und  lange  dauernde  Vor- 
bereitung, andrerseits  lässt  das  wirtschaftliche 
Erwerbsieben  mit  der  durch  den  Druck  der 
Konkurrenz  und  die  Erschwerung  der  Existenz 
bedingten  Anspannung  aller  Kräfte  dem  ein- 
zelnen nicht  mehr  so  viel  Müsse  und  Ruhe,  um 
einen  grossen  Teil  seiner  Zeit  den  öffentlichen 
Geschäften  zu  widmen.  Machen  wir  doch  die 
Wahrnehmung. r>dass  selbst  bei  den  ehrenvollsten 
und  höchsten  Verrichtungen  des  Staalslebens, 
den  parlamentarischen,  ein  wirtschaftlicher  Er- 
satz in  Diäten  und  Tagegeldern  geboten  wird. 
Selbst  im  Gemeindedienst  wird  das  unentgeltliche 
Ehrenamt  immer  mehr  verdrängt  durch  den  be- 
zahlten Beruf.  Diese  differenzierende  Wirkung 
der  Arbeitsteilung  äussert  sich  in  den  Finanzen 
in  der  steigenden  Summe  für  Beamtengehälter, 
den  Personalbedarf  der  Finanzwirtschaft,  einmal 
veranlasst  durch  die  wachsende  Zahl  der  Be- 
amten, dann  aber  auch  durch  die  Notwendigkeit, 
die  Gehälter  den  steigenden  Lebensmittel-  und 
Wohnungspreisen  anzupassen. 

Wir  haben  aber  noch  ein  anderes  im  Sinn, 
wenn  wir  von  dem  Zusammenhange  zwischen 
Finanzwesen  und  Volkswirtschaft  sprechen, 
nämlich  einmal,  dass  die  Organisation  der 
Volkswirtschaft  auch  die  Mittel  des  öffent- 
lichen Bedarfes,  die  A r t  und  Wahl  der  Ein- 
nahmen bestimme,  ferner  dass  auch  das  Mass 
derselben  bedingt  sei  durch  den  Grad  ihrer 
Entwickelung. 

Es  bedarf  kaum  des  Beweises,  dass  in 
Zeiten  der  Naturalwirtschaft  sich  ein  umfang- 
reiches Abgabewesen  gar  nicht  oder  doch  nur 
in  mangelhafter  Form  wird  einstellen  können. 
Zwar  werden  in  den  früheren  Verhältnissen 
des  Mittelalters  ebenso  wie  in  den  Anfangs- 
stadien neu  erschlossener  Kolonieen  öffentliche 
Abgaben,  vornehmlich  Zölle,  in  natura  entrichtet; 
aber  solche  Abgaben  sind  für  den  Empfänger 
eine  unversiegliche  Quelle  der  Besorgnis  und 
Belästigung.  Ein  breites  Abgabe wesen  kann 
sich  darauf  schon  wegen  der  zeitlich  beschränkten 
Haltbarkeit  vieler  W  aren  nicht  entwickeln.  Die 
Möglichkeit  der  Erhebung  von  (jeldabgaben, 
durch  welche  das  Finanzwesen  auf  ganz  andere 
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Grundlagen  gestellt  wurde,  beruhte,  abgesehen 
von  einer  gewissen  Reife  des  SUatslebens.  vor- 
nehmlich auf  dem  Siege  der  Geld  Wirtschaft 
über  die  Naturalwirtschaft.  Sie  beruhte  aber 
des  ferneren  auch  auf  einer  Entwickelung  des 
wirtschaftlichen  Lebens,  bei  welcher  bereits 
Reineinkünfte  erzielt  wurden.  Wenn 
Deutschland  vor  dem  15.— 16.  Jahrhundert  nicht 
zu  einer  Verallgemeinerung  des  Steuerwesens 
gelangte,  so  lag  dies  teilweise  an  dem  Mangel 
baren  Geldes,  der  erst  allmählich  beseitigt  werden 
konnte;  und  wenn  in  Deutschland  zuerst  die 
Stadt«  zu  eigentlichen  Steuern  kamen,  so  hat 
dies  seinen  Grund  neben  anderen  Dingen  eben 
darin,  dass  hier  zuerst  regerer  Geldverkehr 
und  eine  umfangreichere  Kapitalbilduug  ent- 
stand. 

Auf  dem  Siege  der  Geldwirtschaft  beruht 
auch  die  Möglichkeit  eines  geordneten  Rech- 
nungs-  und  Kassenwesens,  von  Finanzplänen, 
Voranschlägen  und  Budgets.  Deshalb  findet 
sich  dieses  wenigstens  einigermassen  entwickelt 
in  dem  römischen  Kaiserreiche,  während  in 
Frankreich  et}  erst  Colbert  schuf  und  man  in 
Deutschland  es  da  und  dort  noch  im  vorigen 
Jahrhundert  vermisst. 

Aber  nicht  nur  die  Wahl  der  Mittel,  son- 
dern auch  die  Grösse  derselben  ist  von  dem 
Zustande  der  Volkswirtschaft  abhängig.  Zwar 
lässt  sich  das  Verhältnis  des  öffentlichen  Be- 
darfes zum  Volkseinkommen  nicht  allgemein 
ziffermässig  feststellen,  also  nicht,  wie  man 
schon  gemeint  hat,  sagen,  dass  der  Staatsauf- 
wand  15  ^/o  des  Volkseinkommens  nicht  über- 
steigen dürfe,  denn  die  Entscheidung  wird  hier 
immer  abhängen  von  der  individuellen  Lage 
und  von  den  Quellen,  aus  denen  die  Staatsein- 
künfte fliessen,  aber  das  lässt  sich  doch  sagen, 
dass  das  grosse  Mass  von  Ausgaben,  welches 
heute  die  Staaten  zeigen,  unmöglich  hätte  er- 
reicht werden  können,  wenn  nicht  der  Volks- 
wohlstand so  bedeutend  gewachsen  wäre.  Zu 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  betrug  die  Staats- 
schuld in  England  l^ls  Millionen  i^,  und  man 
hielt  dies  für  eine  unerträgliche  Last;  in  der 
Gegenwart  beträgt  die  englische  Staatsschuld 
700  Millionen  £,  und  doch  ist  der  englische 
Staatskredit  der  sicherste  der  Welt.  Die  jähr- 
liche Zinsenlast  betrug  1815  ein  Drittel  des 
Nationaleinkommens;  heute  erreicht  sie  kaum 
ein  Zwanzigstel.  Oder,  um  noch  einen  anderen 
Massstab  der  Vergleichung  zu  geben,  in  der 
Zeit  von  1842—75  hat  sich  das  der  Einkommen- 
steuer unterworfene  Vermögen  mehr  als  ver- 
doppelt, während  die  Staatsausgaben  in  dem 
weit  längeren  Zeiträume  von  18&--79  nur  um 
etwa  60%  gewachsen  sind.  Eine  solche  Meh- 
rung des  Wohlstandes  lässt  das  Wort  Beacons- 
fields,  dass  die  Hilfsquellen  Englands  praktisch 
unerschöpflich  seien,  gerechtfertigt  erscheinen. 
Ebenso  erregte  es  in  Frankreich  peinliches 
Aufsehen,  als  das  Budget  1828  zum  ersten  Mal 
die  erste  Milliarde  überstieg;  heute  beträgt  es 
über  drei  Milliarden,  und  doch  geht  Frankreich 
an  Wohlstand  nicht  zurück,  sondern  vorwärts. 
So  hat  hier  das  der  Erbschaftssteuer  unter- 
worfene Vermögen  sich  von  1608  Millionen 
Francs  im  Jahre  1840  auf  4700  im  Jahre  1876 
gehoben.  Freilich  wäre  beispielsweise  der 
rassische  Staat  trotz  seiner  viel  grösseren  Aus- 
dehnung und  seiner  mehr  als  doppelt  so  starken 


Bevölkerung  nicht  in  der  Lage,  gleich  grosse 
Lasten  zu  tragen. 

Endlich  üben  die  volkswirtschaftlichen  Zu- 
stände noch  in  vielen  Einzelheiten  einen  mass- 
febenden  Einfluss  auf  die  Finanzen  aus.  lieber 
ie  ganze  Technik  der  Verbrauchsbesteuerung 
entscheidet  die  Art  des  industriellen  Betriebes, 
die  Organisation  der  Gewerbe  und  ähnliches. 
Eine  auf  Schutzzölle  gerichtete  Handelspolitik 
wird  immer  auch  die  Finanzen  bereichern,  wie 
denn  z.  B.  die  deutschen  Getreidezölle  im  Augen- 
blicke nahezu  140  Millionen  Mark  in  die  Reichs- 
kasse liefern.  Auf-  und  Niedergang  der  Ge- 
werbe und  der  Landwirtschaft  äussern  sich  in 
den  Erträgnissen  der  Gewerbe-  und  Grundsteuer, 
allgemein  günstige  Konjunkturen  ebenso  in 
einer  Erhöhung  des  Erträgnisses  der  Verbrauchs-, 
der  Uutemehmnngs-  und  Kapitalrentensteuern 
wie  ungünstige  in  deren  Zurückgehen. 

7.  Finanzen  und  StaatsTerfassong.  Man 
braucht  nur  die  Worte  Aristokratie  und  Demo- 
kratie, Absolutismus  und  konstitutionelle  Mo- 
narchie, Monarchie  und  Republik,  Central isation 
und  Decentralisation  zu  erwähnen,  um  eine 
Reihe  hierher  gehöriger  Vorstellungen  zu  er- 
wecken. Der  Unterschied  äussert  sich  finanziell 
vor  allem  in  dem  Masse  der  Ausgaben  und  in 
der  Art  ihrer  Verwendung. 

Mit  dem  Wachsen  der  Staatsgewalt  wird 
diese  auch  mehr  central isiert,  d.  h.  flie  mittel- 
alterliche Selbständigkeit  der  kleineren  Gruppen 
im  Volke,  namentlich  der  Stände  und  Provinzen, 
wird  zurückgedrängt.  Während  in  der  Zeit 
der  früheren  Decentralisation  der  W^ert  staat- 
licher Leistungen  wenig  anerkannt  wird  und, 
soweit  öffentliche  Aufgaben  zu  erfüllen  sind, 
diese  auf  die  einzelnen  Volksgruppen  sich  ver- 
teilen, finden  sie  später  ihren  zanlenmässigen 
Gesamtausdruck  im  Budget  des  Staates.  Im 
Absolutismus  kann  nicht  nur  das  Mass  der 
Staatsthätigkeit  eine  der  Privatinitiative  ge- 
fährliche Grösse  erreichen,  sondern  bei  der  Un- 
beschränktheit  des  Regierenden  auch  eine  mit 
dem  Gesamtwohle  unvereinbare  Richtung.  Wie 
die  Aristokratie  dazu  neigt,  die  Mittel  des 
Staates  im  Interesse  der  herrschenden  Klassen 
zu  verwenden,  so  wird  der  absolute  Fürst,  wenn 
nicht  ein  hohes  Pflichtgefühl  ihn  beseelt,  seinen 
Neigungen  nicht  selten  die  Interessen  der  All- 
gemeinheit opfern.  Frankreich  unter  LudwigXIV, 
und  XV.  liefert  hierfür  den  Beweis.  Dass  üb- 
rigens auch  in  der  konstitutionellen  Monarchie, 
wenn  das  Parlament  sich  seiner  Rechte  begiebt, 
die  Ausgaben  für  die  Person  des  Regenten  eine 
überraschende  Höhe  erreichen  können,  zeigt  die 
grosse  Summe,  welche  Napoleon  III.  (es  waren 
einmal  über  40  Millionen  Francs)  zu  seiner  per- 
sönlichen Verwendung  erhielt. 

Auch  durch  viele  Einzelheiten  wirken  die 
konkreten  Verfassungs-  und  Verwaltungsver- 
hältnisse  auf  die  Finanzen.  So  vor  allem  durch 
die  Behördenorganisation,  die  Organisation  der 
Gerichte,  die  Art  des  Gerichtsverfahrens,  die 
Frage,  ob  das  Parlament  Diäten  erhält  oder 
nicht,  nnd  zahlreiche  andere.  Während  der 
deutsche  Reichstag  ca.  690000  Mark  Ausgaben 
verursacht,  kostet  das  französische  Parlament 
über  12  Millionen  Francs. 

Es  ist  aber  noch  ein  anderes,  welches  den 
Zusammenhang  zwischen  Finanzwesen  und 
Staatsverfassung  unserer  Beachtung  nahe  legt, 
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nämlich  das  Verhältnis  zu  den  unter- 
staatlichen Verbänden  (Gemeinden,  Be- 
zirken, Kreisen,  Provinzen)  einer-,  den  über- 
staatlichen Verbänden  (Bundesstaat)  an- 
dererseits. 

Das  Verhältnis  des  Staates  zu  den  Selbst- 
verwaltungskörpem  äussert  sich  finanziell  schon 
in  dem  Zusammenhange  der  Staatsünanzeu  mit 
den  örtlichen,  in  dem  Grundsätze,  dass  das 
Finanzwesen  der  Gemeinden  etc.  sich  im  Ein- 
klänge mit  dem  des  Staates  beHnden  und  ent- 
wickeln muss.  Daher  ein  weitgehendes  Auf- 
sichtsrecht des  Staates  über  das  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskörper,  unter  Umständen 
ein  enger  Anschluss  des  letzteren  an  das  erstere. 
Noch  wichtiger  fast  ist  die  Frage,  wie  die 
Kompetenzen  zwischen  Staat,  Provinz  oder 
Kreis  und  Gemeinde  verteilt  sind,  welche  Auf- 
gaben die  einen  und  die  anderen  zu  erfüllen 
baben:  denn  davon  ist  die  Höhe  des  Budgets 
bedingt.  Dies  zu  beachten  ist  namentlich  er- 
forderlich, wenn  es  sich  um  den  Vergleich 
zweier  verschiedener  Staatswesen  rücksichtlich 
ihres  Haushaltes  handelt. 

Unter  den  überstaatlichen  Verbänden  ist  es 
namentlich  der  Bundesstaat,  der  das  Finanz- 
wesen der  beteiligten  Einzelstaaten  beeinflusst. 
Ein  Staatenbund,  d.  h.  eine  rein  völkerrecht- 
liche Vereinigung  mehrerer  Staaten,  ^*ird  bei 
der  geringen  Kompetenz  der  Bundesgewalt  keine 
nennenswerten  Ausgaben  baben.  Soweit  solche 
vorkommen,  werden  sie  durch  Beiträge  der 
einzelnen  Staaten  aufgebracht.  So  waren  im 
deutschen  Bunde  die  geringen  Kosten  der 
Bundeskanzlei  etc.  auf  alle  17  Stimmen  des 
engeren  Rates  gleichmässig  verteilt.  In  Bandes- 
staaten dagegen,  wo  der  Bundesgewalt  ver- 
fassungsmässig bestimmte  selbständige  Auf- 
gaben übertragen  sind,  ist  ein  selbständiger 
Bundeshaushalt  unentbehrlich.  Je  grösser  die 
Aufgaben  der  Centralgewalt  sind,  um  so  grösser 
werden  auch  die  Bundesausgaben  sein.  Und 
je  fester  der  Bau  ist,  um  so  mehr  werden  die- 
selben durch  eigene  Einnahmen  und  nicht  aus- 
schliesslich mehr  durch  Matrikularbeiträge  der 
Einzelstaaten  bestritten.  Die  Natur  des  Bundes- 
staates bringt  es  mit  sich,  dass  seiner  Kompe- 
tenz die  Landesverteidigung,  die  auswärtige 
Vertretung  und  diejenigen  inneren  Angelegen- 
heiten unterstehen,  welche  eine  einheitliche 
Regelung  erfordern,  wie  das  Verkehrswesen, 
das  Mass-,  Münz-  und  Papiergeldwesen,  das 
höchste  Gericht  und  ähnliches.  Zu  den  hierfür 
erforderlichen  Ausgaben  treten  noch  jene  für 
die  gemeinsame  Schuld.  So  kommt  es,  dass  die 
Ausgaben  der  Bundesstaaten  eine  bedeutende 
Höhe  erreichen  können.  Es  betrug  z.  B.  das 
Ausgabebudget  des  Deutschen  Reiches  für 
1898/99  1441578  Mark  gegenüber  einem  Aus- 
gabebudget der  Einzelstaaten  von  ca.  4  Mil- 
liarden, das  der  Schweiz  nach  der  Abrechnung 
von  1897  87317364  Francs  gegenüber  einer  Ge- 
samtausgabe der  Kantone  von  etwas  über  44 
Millionen. 

Auch  das  Einnahmewesen  der  Einzelstaaten 
muss  sich  mehr  und  mehr  mit  dem  des  Bundes- 
staates auseinandersetzen;  Zölle  und  indirekte 
Steuern  fallen  mehr  dem  letzteren  zu,  die 
direkten  Steuern  bleiben  die  passendsten 
Deckungsmittel  für  die  ersteren. 

8*   Der  EüiflaBS   äusserer  Terhältnlsse 


anf  das  Finanzwesen.  Wir  gedenken  endlich 
des  Einflusses,  den  rein  äusserliche  Verhältnisse 
auf  die  Finanzen  ausüben.  Es  ist  eine  hin- 
länglich bekannte  Thatsache,  dass  die  durch  oft 
zufällige  Verhältnisse  hervorgerufenen  Kriege, 
selbst  wenn  sie  glücklich  endeten,  zumeist  eine 
starke  und  dauernde  Erhöhung  der  Staatsaus- 
gaben, eine  bedeutende  Verschnlduni^  nach  sich 
zogen.  War  der  Krieg  ein  unglücklicher,  dann 
kommen  noch  die  Kriegsentschädigungen  und 
Kontributionen  dazu. 

Aber  schon  die  Lage  eines  Landes,  seine 
Grösse,  seine  äussere  Stellnng  kann  den  Staats- 
haushalt nachhaltig  beeinflussen.  Kleinere 
Staaten  können  mit  einem  viel  kleineren  Militär- 
aufwand auskommen  als  grössere,  da  sie  durch 
die  Rivalität  der  grossen  Staaten,  mitunter 
durch  eigene  internationale  Verträge  geschützt 
werden.  In  dieser  Lage  ist  vor  allem  die 
Schweiz,  auch  Belgien,  Holland  und  Luxem- 
burg. Die  ungünstige  La^e  Deutschlands  mitten 
in  Europa  ohne  feste  ^aturgrenzen  im  Osten 
und  Westen  muss  durch  grösseren  Aufwand  im 
Heerwesen  verbessert  werden.  Staaten  wie 
Grossbritannien,  auch  Frankreich,  Russland, 
Schweden  geniessen  natürliche  Vorzüge. 

IIL  Geschichte  des  Finanzwesens  in 
neuerer  Zeit  bis  zum  Beginn   des  19. 

Jahrhunderts. 

9*  Vorbemerkung.  Die  im  2.  Abschnitt 
angestellten  allgemeinen  Betrachtungen  sollen 
durch  die  folgenden  kurzen  historischen  Ueber- 
sichten  in  Einzelheiten  ergänzt  und  erläutert 
werden.  Diese  Uebersichten  beginnen  nicht  alle 
mit  dem  gleichen  Zeitpunkte,  wie  auch  die 
Schilderungen  der  Finanzen  im  Mittelalter  nicht 
alle  mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  schliessen 
konnten.  Die  Gründe  liegen,  wie  dort  erwähnt 
ist,  in  den  besonderen,  sei  es  politischen,  sei  es 
rein  fiuanzgeschichtlichen  Vorgängen  und  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  Staaten.  Die  Ueber- 
sichten beziehen  sich  nur  auf  einige  Länder,  die 
ein  hervor  ragendes  Interesse  bieten,  nämlich 
Preussen,  Oesterreich,  Frankreich  und  England. 
Es  schien  angezeigter,  die  Auswahl  zu  be- 
schränken und  dafür  die  zur  Betrachtung  ge- 
zogenen Länder  eingehender  zu  behandeln.  Dass 
die  Geschichte  des  Finanzwesens  vor  dem  Be- 
ginne des  19.  Jahrhunderts  wesentlich  breiter 
behandelt  wurde  als  die  des  19.  Jahrhunderts, 
erklärt  sich  aus  der  ganzen  Anlage  dieses 
Werkes.  Für  das  19.  Jahrhundert  darf  auf  die 
Specialartikel  über  Domänen  (oben  S.  186  fl^.), 
Gebühren,  Steuern,  Budget  (oben  Bd.  II 
S.  1138  ff.),  Finanz  Verwaltung  u.  s.  w.  ver- 
wiesen werden. 

A.  Preussen. 

10.  Das  Domänen-  und  Steuenvesen*    Im 

16.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
blieben  im  allgemeinen  die  Finanzverhältnisse 
Preussens  die  gleichen  wie  am  Ausgange  des 
Mittelalters.  Erst  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  tritt  die  ältere  Natural-  und  Domänen- 
wirtschaft allmählich  zurück  zu  Gunsten  einer 
umfassenderen  Steuerwirtschaft.  Zugleich  wird 
der  Einflnss  der  Stände  durch  die  aufstrebende 
und  sich  kräftiger  entwickelnde  landesherrliche 
(Gewalt  zurückgedrängt.  Die  Veranlassung  zu 
dieser  Entwickelung  gaben  die  durch  den  dreissig- 
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jährigen  Krieg  veranlassten  Finanznöte,  die 
steigenden  Ausgaben  für  das  Heerwesen,  die 
Aendernngen  in  der  allgemeinen  Landesverwal- 
tung, die  Bestrebungen  zur  Hebung  der  Lan- 
deskultur. 

Bezüglich  der  Domänen  ist  bemerkens- 
wert, dass  sie  1675  in  Administration  genommen, 
aber  gegen  das  "Ende  der  Regierung  des  grossen 
Kurfürsten  auf  6  Jahre  verpachtet  wurden. 
Unter  Friedrich  III.  wurde  ein  verunglückter 
Versuch  gemacht,  die  Domänen  zu  zerschlagen 
und  in  Erbpacht  hinauszugeben,  aber  durch 
Friedrich  Wilhelm  I.  zum  Teil  wieder  rück- 
gängig gemacht.  Friedrich  Wilhelm  I.  wendete 
überhaupt  den  Domänen  besondere  Fürsorge 
zu,  indem  er  sie  zu  vergrössem  und  abzurunden 
trachtete.  Durch  Edikt  vom  23.  August  1713 
vereinigte  er  die  königlichen  Schatullgüter  mit 
den  Kammergütern  und  sprach  zugleich  die 
Unveräusserlichkeit  sämtlicher  Domänen  aus. 
Von  dem  Gesamterträgnis  derselben  sollten 
270000  Thaler  an  die  königliche  Schatulle, 
270  UOO  an  den  Hofstaat  abgeführt  werden.  Das 
Allgemeine  preussische  Landrecht  erklärte  die 
Domänen  gleichfalls  für  Staatseigentum,  hob 
aber  die  Unveräusserlichkeit  derselben  wieder 
auf.  In  der  That  wurde  zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts, als  die  Kriege  steigende  Anforde- 
rungen stellten  und  die  Schulden  wuchsen,  eine 
grössere  Anzahl  von  Domänen  veräussert. 

Von  besonderer  Bedeutung  wird  in  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  in  den  da- 
maligen preussischen  Landen  die  Kontri- 
bution, ursprünglich  eine  Art  Grundsteuer, 
später  die  Gesamtbezeichnung  für  verschiedene 
direkte  Steuern.  Sie  kommt  schon  im  16.  Jahr- 
hundert vor,  wird  aber  erst  seit  1626,  als  die 
Kurmark  stehende  Truppen  erhielt,  zur  Unter- 
haltung derselben  regelmässig  erhoben.  Ihr 
Betraff  schwankte  jedoch  von  Jahr  zu  Jahr,  je 
nach  dem  Bedarf.  Sie  lag  auf  den  kontribu- 
ablen  Gnindstücken  und  wurde  nach  alter  Pro- 
vinzial Verfassung  und  nach  dem  Recess  von 
1653  innerhalb  der  Kreise  durch  die  Stände  ver- 
teilt. Die  Grundlage  zu  der  Veranlagung  der 
Kontribution  in  den  einzelnen  Kreisen  bildeten 
die  grösstenteils  1624  aufgestellten  Schoss- 
kataster, in  welche  alle  kontribuablen  Höfe  und 
Stellen  der  Handwerker  aufgenommen  waren. 
Aber  da  die  Kontributionsanlage  nach  den  sehr 
verschieden  grossen  Hufen  geschah  und  in  jedem 
Kreise  nach  anderen  Principien  verfahren  wurde, 
so  war  die  Belastung  eine  sehr  ungleiche.  In 
einigen  Kreisen  wurden  nur  die  ehemaligevi 
schossbaren  Ländereien  und  Höfe  herangezogen, 
in  anderen  auch  die  Handwerker,  Schäfer,  Hirten, 
Hausleute,  Einlieger  etc.  und  dabei  die  Kontri- 
bution in  eine  fixierte  und  unfixierte  geteilt. 
Von  der  Steuer  befreit  waren  die  königlichen 
Domänen,  die  Rittergüter,  die  Ländereien  der 
Kirchen,  Stifter  und  Geistlichen,  soweit  sie 
nicht  ehemalige  schossbare  Grundstücke  iim- 
fassten,  ebenso  alle  Kolonen  (Weber,  Spinner  etc.), 
die  auf  steuerfreien  Grundstücken  ansässig 
waren.  Zu  der  Kontribution  waren  im  Laufe 
der  Zeit  noch  die  Legationsgelder,  der  Münz- 
recess,  die  Hart-  und  Ranchfuttergelder,  die 
Schlossban-  und  die  Dispositionsgelder  getreten, 
die  1715  mit  einander  verschmolzen  wurden. 
Im  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  und  später 
haben   königliche  Kommissare   die  Steuer  revi- 


diert und  z.  B.  171 8  festgestellt,  welche  Grund- 
stücke steuerpflichtig  bezw.  steuerfrei  sein 
sollen.  Durch  Edikt  von  1749  wurde  im  Inte- 
resse der  Sicherung  der  Steuererträgnisse  die 
Erhaltung  der  vorhandenen  und  die  Neube- 
setzung wüster  Höfe  durch  die  Grundherrschaft 
befohlen.  Im  Jahre  1718  war  den  Rittergütern 
unter  Beseitigung  des  alten  Lehnsverbandes 
eine  feste  Grundabgabe,  Lehnskanon  oder  Lehns- 
pferd egel  der  genannt,  aufgelegt. 

In  der  Altmark  bestand  die  Kontribution 
zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  aus  einer  im 
Jahre  1748  fixierten  und  einer  unfixierten  Steuer 
und  den  Beiträgen  der  Mediatstädte.  Die  erstere 
beruhte  auf  dem  Kataster  von  1693  und 
wurde  auch  von  Handwerkern,  Kossäten  etc. 
und  zwar  teils  nach  Aussaat  und  Bodengüte, 
teils  nach  dem  Viehbestande,  dann  nach  Feuer- 
stellen und  anderen  Grundlagen  erhoben.  Mit 
der  Kontribution  zusammen  wurden  die  Kriegs- 
metzgelder vom  Brot-  und  Schrotkome  erhoben. 
In  der  Priegnitz  und  in  den  anderen  Kreisen 
wurden  zum  Teil  wieder  andere  Bemessungs- 
grundlagen angewendet.  In  Pommern  bestand 
gleichfalls  eine  grosse  Ungleichheit  der  auf  dem 
ande  ruhenden  Abgaben.  Die  Rittergüter 
waren  von  der  Grundsteuer  befreit,  zahlten  aber 
die  Lehnspfcrdegelder.  Ebenso  war  es  in  der 
Provinz  Sachsen.  Nur  der  steuerbare  Stand 
zahlte  die  Gnind-  oder  Schocksteuer  und  die 
anderen  Abgaben. 

Die  Kontribution  war  demnach  eine  direkte 
Steuer  von  den  steuerbaren  Grundstücken  des 
platten  Landes  und  wohl  auch  der  Mediatstädte, 
traf  aber  auch  noch  andere  als  die  grundbe- 
sitzenden  Klassen  auf  dem  Lande  und  hat  dem- 
nach auch  etwas  von  dem  Wesen  der  älteren 
Vermögens-,  Personal-  und  Einkommensteuern  an 
sich.  So  traf  beispielsweise  im  Magdeburgischen 
die  sogenannte  „Nahrungssteuer"  die  Mühlen, 
Krüge,  Schmieden,  Tagelöhner  mit  verschieden 
abgestuften  Steuersätzen.  Auch  sonst  unter- 
liegen ländliche  Handwerker  festen  Klassen- 
sätzen nach  ungefährer  Leistungsfähigkeit. 
Während  die  Kontribution  in  den  älteren  Pro- 
vinzen nach  alten  Katastern  erhoben  wurde,  die 
trotz  kleiner  Verbesserungen  immer  recht 
ungenügend  blieben,  versuchte  man  in  Ost-, 
später  in  Westpreussen  und  in  Schlesien  wenig- 
stens die  drückendsten  Ungleichheiten  zu  besei- 
tigen. In  Ostpreussen  wurde,  trotz  des  heftigen 
Widerstandes  des  Adels,  im  Jahre  1715  und  in 
den  folgenden  Jahren  der  Generalhufen- 
schoss  neu  geregelt,  dabei  die  Grundsteuer 
auf  verschwiegenen  Hufenbesitz  ausgedehnt, 
Grösse,  Kulturait,  Bonität,  Ertragsfähigkeit  der 
ländlichen  Grundstücke  behufs  Verteilung  der 
Steuerart  genauer  ermittelt,  der  adelige  Grund- 
besitz neben  dem  kölmischen  und  bäuerlichen, 
wenn  auch  mit  geringerem  S teuer satze,  mit- 
besteuert. Für  die  nicht  grund  besitzende  Be- 
völkerung auf  dem  Lande  waren  Personal  steuern 
(Kopf-,  Klauen-,  Hornschösse)  nach  bestimmten 
Sätzen  zur  Kontribution  zu  entrichten.  In 
Schlesien  wurde  die  Kontribution  1743  und  in 
den  folgenden  Jahren  nach  einem  gleichfalls 
verbesserten  Grundkataster  neu  geregelt,  wobei 
auch  der  adelige,  der  Pfarr-  und  Schulbesitz, 
die  königlichen  Domänen,  allerdings  mit  ge- 
ringeren Sätzen,  mitbeateuert  wurden.  Die 
Sätze  betrugen,  unter  der  Annahme,   dass  die 


Finanzen  (Finanzen  und  Finanz  Wirtschaft) 


909 


Erträge  viel  zu  niedrig  angesetzt  wären,  28*/8% 
des  Reinertrages.  Handwerker,  Krämer  u.  dgl. 
auf  dem  platten  Lande  zahlten  auch  hier  eine 
nach  verschiedenen  Klassen  abgestufte  Nahnings- 
stener.  Eine  ähnliche  Neuregelung  wurde  in 
Westpreussen  im  Jahre  1772  und  später  in  Sttd- 
preussen  vorgenommen.  Zumeist  war  die  Kon- 
tribution in  Monatsraten  zu  entrichten. 

An  sonstigen  regelmässigen  direkten  Steuern 
bestanden  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
die  Eavalleriegelder,  das  Lehnsritterpferdegeld, 
der  Hufen-  und  Giebelschoss,  die  Kriegsmetze, 
Judensteuem  und  verschiedene  kleinere  Abgaben. 

Die  Kavalleriegelder  wurden  1655  zur 
Unterhaltung  der  neu  errichteten  Regimenter 
aufgelegt  Diese  mussten  zunächst  auf  dem 
Lande  durch  Naturalleistungen  unterhalten  wer- 
den. Als  sie  dann  1717  m  die  Städte  gelegt 
wurden,  hatte  das  Land  an  Stelle  der  bisherigen 
Leistungen  entsprechende  Geldabgaben  zu  leisten, 
in  der  Kegel  in  Form  einer  Zuschla^squote  zur 
Kontribution.  Uebrigens  wurden  sie  nicht  in  allen 
Provinzen  erhoben.  Der  alte  Giebel-  und  H u - 
fenschoss  (s.  d.  Art.  Finanzen  im  Mittel- 
alter, unten  S.  955  fif.)  blieb  in  den  alten  Sätzen 
bis  in  aas  18.,  ja  teilweise  bis  ins  19.  Jahrhundert 
in  der  Mark  bestehen.  Die  Kriegsmetze  war, 
wie  erwähnt,  eine  seit  1636  von  den  kontribu- 
ablen  Unterthanen  zu  leistende  Abgabe  von 
Mehl  und  Malz;  sie  war  anfänglich  m  natura 
zu  leisten,  wurde  aber  1736  auf  dem  platten 
Lande  in  eine  Geldabgabe  umgewandelt,  in  den 
Städten  1766  gegen  Erhöbung  der  Accise  von 
Fleisch  und  Bier  aufgehoben.  Die  verschiedenen 
anderen  kleinen  Abgaben  des  platten  Landes 
wurden  auf  dem  Wege  der  Kontribution  er- 
hoben und  waren  nur  nach  der  Bestimmung 
geschieden.  Hierher  gehören  die  „Potsdamer 
Bettgelder"  in  Kur-  und  Neumark  für  die  Unter- 
haltung der  Betten  des  ersten  Garderegiments, 
die  oben  erwähnten  Schutz-  und  Nahrungsgelder 
und  die  Kopf-,  Klauen-  und  Hufenschösse  in 
Ost-  und  Westpreussen,  die  Brauzinse  und  andere 
Abgaben. 

Das  Lehnsritterpferdegeld  war  die 
wesentlichste,  oft  die  einzige  Abgabe  des  Adels  an 
den  Staat  an  Stelle  des  einstigen  Reiterdienstes. 
Vereinzelt  schon  früher,  allgemein  im  17.  und 
zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  wurde  ein  jähr- 
licher Geldkanon  für  die  Verpflichtung  zur  Stel- 
lung von  Lehnspferden  festgesetzt,  der  in  der 
Mark  und  in  Magdeburg  40,  m  Pommern  20,  in 
Ostpreussen  bei  grösseren  Gütern  10  Thaler 
betrug.  Die  Judengekler  endlich  waren  Schutz- 
gelder nebst  Beiträgen  für  bestimmte  Zwecke 
und  einzelne  Abgaben  verschiedener  Art  bei 
besonderen  Gelegenheiten. 

Mit  der  Kontribution  und  den  übrigen  ge- 
nannten Abgaben  war  aber  die  Belastung  des 
platten  Landes  noch  nicht  erschöpft.  Auf  ihm 
bezw.  auf  den  kontribuablen  Bauern  und  Kos- 
säten ruhte  auch  die  Verpflichtung,  Fuhren  und 
Vorspann  zu  leisten,  Reitpferde  zu  stellen,  für 
die  in  der  Provinz  liegende  Kavallerie  Hart- 
und  Rauchfutter  zu  liefern  und  eine  gewisse  An- 
zahl Pferde  im  Sommer  auf  der  Weide  unter- 
zubringen, letzteres  allerdings  gegen  eine  ge- 
wisse Vergütung.  Solche  Lasten  wurden  wieder- 
holt beseitigt,  aber  im  Bedarfsfalle  doch  wieder 
forterhoben.  Erst  seit  1721  wurden  einige 
dieser  Lasten  aus  einer  besonderen  Marsch-  und 


Molestienkasse  vergütet.  Die  Immediatstädte 
waren  von  solchen  Lasten  befreit,  hatten  aber 
dafür  Einquartierungslasten  und  Servis  zu  tragen. 

War  die  Kontrinution  die  Steuer  des  platten 
Landes  und  der  Mediatstädte,  so  war  die  Ac- 
cise  oder  Generalaccise  die  Hauptsteuer  in 
den  grösseren  StÄdten.  Diese  neue  Accise,  nicht 
zu  verwechseln  mit  der  alten  des  15.  Jahr- 
hunderts und  den  alten  Tranksteuern,  war  ein 
System  von  verschiedenen  Steuern,  im  wesent- 
lichen aber  von  indirekten  Steuern  auf  Getreide, 
Getränke,  Fleisch,  sonstige  Lebens-  und  Genuss- 
roittel,  endlich  auf  Roh-  und  Hilfsstoffe  und 
Kaufmannswaren.  Sie  begann  in  der  Mark  im 
Jahre  1641,  wo  sie  einzelne  Landschaften  mit 
Zustimmung  des  Kurfürsten  an  Stelle  der  alten 
Matrikeln  als  zweckmässigere  Form  der  Steuer- 
erhebung eingeführt  hatten.  Trotz  des  Wider- 
standes des  Adels,  der  von  der  Accise  mit  ge- 
troffen wurde,  fand  sie  in  den  Städten  immer 
mehr  Aufnahme.  Der  grosse  Kurfürst  war  von 
jeher  für  diese  Form  der  Besteuerung  einge- 
nommen und  verlangte  im  Jahre  1667,  dem 
Zuge  der  Zeit  folgend,  ihre  allgemeine  Ein- 
führung. Man  sah  damals  und  nocn  lange  Jahr- 
zehnte später  in  der  Accise  eine  „neu  entdeckte 
Goldgrube",  weil  sie  im  Gegensatze  zu  dem 
alten  und  mangelhaften  System  der  direkten 
Besteuerung  viel  besser  geeignet  war,  den 
wachsenden  Ansprüchen  des  Staatsbedarfs  ohne 
allzu  fühlbaren  Druck  sich  anzuschmiegen.  Sie 
galt  als  die  „sanftmütige''  im  Gegensatze  zu 
der  „gewaltthätigen  Kontribution".  Allerdings 
wollte  der  Adel  von  ihr  nichts  wissen,  weil  er 
durch  diese  Art  der  Besteuerung  den  Bürgern 
und  Bauern  gleichgestellt  würde.  Auf  erneute 
städtische  Petitionen  wurde  im  Jahre  1667  den 
Städten  die  Einführung  der  Accise  freigestellt, 
das  platt«  Land  aber  oei  der  Kontribution  be- 
lassen. In  den  magdeburgischen  Städten  wurde 
die  Accise  im  Jahre  1(580  allgemein  eingeführt 
und  1684  neu  geregelt,  in  Pommern  gegen  1700, 
in  anderen  Provinzen  unter  Friedrich  Wilhelm  L, 
in  Schlesien  unter  Friedrich  IL,  erst  1777  in 
den  westfälischen  Provinzen,  zuletzt  noch  im 
Jahre  1804  in  den  damaligen  Erwerbungen,  da- 
gegen nicht  in  Süd-  und  Neuostpreussen.  Am 
§9.  Dezember  1736  war  ein  umfassendes  Accise- 
reglement  erlassen  worden.  Von  1766 — 1786 
war  die  Verwaltung  der  Accise  und  Zölle  einer 
eigenen  Verwaltung  unter  französischen  Beamten, 
der  „Regie **,  unterstellt  worden;  Friedrich  W^il- 
helm  IL  beseitigte  aber  die  höchst  unjfopuläre 
Einrichtung.  Erst  1787  wurden  die  bis  dahin 
provinziell  verschiedenen  Tarife  einheitlicher 
gestaltet. 

Die  Accise  erstreckt  sich,  wie  bereits  er- 
wähnt, auf  viele  Artikel ;  die  Steuersätze  waren 
im  allgemeinen  niedrig.  Die  Accise  vom  Ge- 
treide wurde  als  Eingangsaccise  von  allem  in 
den  Städten  eingehenden  Getreide,  als  Accise 
auf  Scharren-  und  Hausbacken,  als  Mahlaccise, 
der  auch  Mehl  und  Brot  vom  Lande  unterworfen 
war,  als  Weizenmehlsteuer  mit  verschiedenen 
Sätzen  je  nach  der  Verwendung  des  Getreides  zu 
Brot,  Bier  oder  Branntwein  erhoben.  Die  Ge- 
tränkeaccise  wurde  beim  Bier  nach  dem  Malz,  beim 
Branntwein  nach  dem  Schrot,  beim  W'ein  nach 
Sorte  und  Güte  erhoben.  Die  Fleischaccise 
wurde  als  Abgabe  vom  Schlachtvieh  und  Haus- 
schlachten,  als  Handlungsaccise  von  dem  zum 
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Verkaufe  in  Städten  eingehenden  Vieh,  als 
Accise  vom  Viehhandel  auf  Jahrmärkten  und 
von  dem  vom  platten  Lande  eingehenden  Fleisch 
aller  Art  (auch  Speck,  Geflügel,  Wildpret, 
Fischen)  erhoben.  An  weiteren  Lebens-  und 
Genussmitteln  wurden  besteuert:  Viktualieu, 
Material-,  Kolonial-,  Special-,  Apothekerwaren,  so 
Kaffee,  Chokolade,  Zucker,  Thee,  Tabak,  Gewürze, 
Delikatessen,  Salz,  Essig.  Obst,  Gartenfrüchte, 
Eier,  Butter,  Käse,  Honig,  Oele  etc.  Die  Accise 
auf  Roh-  und  Hilfsstoffe  der  Fabrikation  und 
Produktion  und  auf  fertige  Manufaktur-  und 
Fabrikwaren  belastete  beispielsweise:  Haare, 
Borsten,  Federn,  Talg,  Leder,  Stärke,  Nutzholz, 
Flachs,  Hanf.  Baumwolle,  Steine,  Metalle,  Farb- 
waren, Seidenwaren.  Von  der  Accise  waren 
die  Bewohner  des  platten  Landes  an  sich  be- 
freit; doch  traf  sie  dieselben  natürlich  in  all 
den  Fällen,  in  denen  sie  sich  mit  accisepflichtigen 
Waren  aus  den  Städten  versehen  mussten.  Aus- 
drücklich befreit  waren  die  adeligen  Grundherr- 
schaften und  die  sonst  regelmässig  befreiten 
Kategorieen,  die  in  und  bei  accisepflichtigen 
Städten  auf  ihren  Gütern  wohnten,  sowie  deren 
Pächter  und  Wirtschaftsdiener,  Geistliche, 
Universitäten,  Rittergutsbesitzer  und  deren  Be- 
amte und  zahlreiche  sonstige  Beamte,  Waren 
für  Fürsten  und  Militär,  mitunter  für  gewisse 
Freijahre  auch  Künstler,  Fabrikanten  und 
Handwerker. 

Zu  dieser  ordentlichen  oder  General  accise 
traten  noch  in  gewissen  Fällen  bestimmte  Zu- 
schläge, ferner  die  sogenannten  Fixaccisen,  end- 
lich gewisse  direkte  städtische  Steuern.  Die 
letzteren  erfassten  insbesondere  in  offenen 
Städten  an  Stelle  der  Accise  von  den  Erzeug- 
nissen die  städtischen  Aecker,  Wiesen  und 
Gärten,  das  Milch-,  in  einzelnen  Landesteilen 
auch  das  Zugvieh.  Die  Fixaccise  traf  in  offenen 
Städten  einige  besondere  Gegenstände,  mitunter 
auch  einzelne  vorstädtische  Gewerbe,  sodann 
diejenigen  Landhandwerker,  welche  über  die  be- 
stimmte Zahl  hinaus  zugela^en  wurden.  Die 
Ergänzungsaccise  war  teils  Ausgleichungsab- 
gabe von  Waren,  welche  aus  Provinzen  und 
Orten  mit  niedrigeren  Abgabesätzen  eingingen, 
teils  Zuschlagssteuern  bei  besonderen  Fällen 
und  Waren. 

Neben  der  Accise  kamen  die  Zölle,  Land- 
zölle, zu  keiner  rechten  Bedeutung.  Es  waren 
dies  zumeist  Abgaben,  die  beim  Uebergang  der 
Waren  von  einer  Provinz  in  eine  andere  an  be- 
stimmten Strassenstellen  und  Orten  erhoben 
wurden,  Abgaben,  die,  soweit  sie  den  inländi- 
schen Verkehr  betrafen,  einen  gemischten  Cha- 
rakter trugen,  teils  Gebühren  für  Benutzung 
der  Strassen,  Brücken  oder  Schutz-  und  Er- 
laubnisgebühren, teils  eigentliche  Steuern  waren. 
Mittels  der  Durchfuhrzölle  suchte  man  die  aus- 
ländischen Produzenten  und  Kaufleute  zu  be- 
lasten. Das  lästige  System  der  Binnenzölle 
wurde  erst  1805  beseitigt,  ein  eigentlicher 
Grenzzoll  erst  1806  eingeführt. 

Verhältnismässig  grosse  Einkünfte  lieferten 
einzelne  der  unter  dem  Namen  der  Regalien 
zusammengefassten  verschiedenartigen  Ein- 
nahmequellen. Entschieden  steuermässigen 
Charakter  hatten  das  Salzregal  und  das  Tabak- 
regal. Das  erstere  war  im  Jahre  1HÖ6  durch 
den  grossen  Kurfürsten  eingeführt,  in  der  Folge 
aber    mannigfach    verändert   worden.     In   den 


Städten,  seit  1763  im  ganzen  Staate  bestand 
die  Einrichtung  der  sogenannten  Salzkonskrip- 
tion, gemäss  welcher  jeder  Hauswirt  jährlich 
eine  bestimmte  Menge  Salz,  zuletzt  4  Metzen 
für  jede  über  9  Jahre  alte  Person,  kaufen 
musste.  Ursprünglich  waren  die  Herren,  Ritter 
und  Prälaten,  später  der  grundbesitzende  Adel 
von  der  Steuer  bezw.  Konskription  frei.  Das 
Tabakmonopol  wurde  1763  eingeführt  und  an 
eine  Gesellschaft  verpachtet,  dann  für  kurze 
Zeit  an  die  französische  Verwaltung  der  Accise 
und  Zölle  vergeben,  schliesslich  in  eigener  Regie 
durch  eine  selbständige  Staatsbehörde  betrieben. 
Obwohl  sein  Ertrag  im  Jahre  1786  auf  1,256 
Millionen  Thaler  gestiegen  war,  wurde  es  von 
Friedrich  Wilhelm  II  aufgehoben,  1797  vorüber- 
gehend wieder  eingeführt,  aber  noch  in  dem- 
selben Jahre  durch  eine  eigentliche  Steuer  er- 
setzt. Vorübergehend  (seit  1781  bis  zum  Tode 
Friedrichs  des  Grossen)  bestand  auch  ein  Kaffee- 
brennereimonopol,  wonach  eine  Staatsbehörde 
das  ausschliessliche  Recht  erhielt,  die  Bevöl- 
kerung mit  gebranntem  und  gemahlenem  Kaffee 
zu  versorgen.  Die  sonst  noch  vorkommenden 
Regalien:  das  Münz-,  Post-,  Berg-,  Bernstein-, 
Mühlstein-  und  das  Lotterieregal,  haben  keinen 
reinen  Stenercharakter. 

Endlich   sei  noch   des   Stempelwesens 

fedacht,  das  unter  dem  grossen  Kurfürsten  im 
ahre  1682  eingeführt,  bald  erweitert  und  durch 
das  Edikt  vom  16.  Mai  1765  und  das  Haupt- 
reglement vom  13.  Mai  1766  noch  weiter  auf 
Urkunden  und  Verträge  ausgedehnt,  zugleich 
auch  in  den  bisher  stempelfreien  Provinzen  ein- 

geführt  wurde.  Der  Stempel  betraf  Patente, 
iplome,  Bestallungen,  Begnadigungen,  Kon- 
zessionen, Konsense,  Privilegien,  Dokumente 
und  Urkunden,  Kontrakte  bei  über  50  Thalem 
Wert,  Wechsel,  Obligationen,  Erbteilun^en, 
Vollmachten ,  kaufmännische  Handelsbücner, 
Spielkarten,  Stempel  u.  s.  w.  und  wurde  dem- 
nach sowohl  bei  Gebühren  wie  Steuern  ange- 
wendet. 

Nach  Schmoller  ertrugen  die  gesamten 
Steuern  gegen  1806  :  16—20  Millionen  Thaler 
neben  ungefähr  8  Millionen  Thaler  Reineinnahmen 
aus  den  Domänen.  Die  Kontribution  des  platten 
Landes  soll  nach  Schmoller  5,8,  die  Accise  in 
den  Städten  9,5  Millionen  Thaler  ergeben  haben. 
Riedel  beziffert  den  Bruttoertrag  der  Accise 
für  1796—1797  auf  7,83,  der  Zölle  auf  2,98,  zu- 
sammen mit  den  Strafgeldern  auf  8,8  Millionen 
Thaler  netto. 

Ueber  das  preussische  Steuerwesen  der 
älteren  Zeit  sagt  Schmoller:  „die  Accise  hatte 
manche  Mängel,  die  ländlichen  Kataster  waren 
teilweise  noch  entsetzlich,  die  Steuerfreiheiten 
des  Adels  dauerten  in  mehreren  Provinzen  noch 
fort."  Wenn  er  trotzdem  im  grossen  und 
ganzen  dieses  Finanzwesen  als  eine  der  grössten 
Leistungen  hohenzoUernscher  Staatskunst  be- 
zeichnet, so  muss  man  allerdings  mit  A.  Wagner 
betonen,  dass  es  in  wichtigen  Punkten  nicht 
unerheblich  hinter  dem  Finanzwesen  Frank- 
reichs, Englands  und  auch  Oesterreichs  zurück- 
stand. 

11*  Der  Staatsschatz  nnd  das  Sehalden« 
ivesen.  Es  ist  oben  bereits  gelegentlich  der 
Benutzung  des  Staatsschat>zes  zur  Deckung 
ausserordentlicher  Bedarfsfälle  gedacht  worden, 
wie  sie  durch  den  Mangel  an  Kredit  bedingt 
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war.  Die  Kosten  der  beiden  ersten  schlesischen 
Kriege  wurden  zum  grössten  Teil  aus  dem 
Staatsschatz  gedeckt,  welchen  Friedrich  Wil- 
helm I.  seinem  Sohne  im  Betrage  von  8,7  Mil- 
lionen Thalern  hinterlassen  hatte.  Dazu  kamen 
sonstige  Bestände  im  Betrage  von  1  Million 
Thaler  und  IV«  Millionen  Thaler,  welche  durch 
Einschmelzung  von  Gold-  und  Silbergeräten  ge- 
wonnen wurden.  Nur  1,35  Millionen  Thaler 
hatte  die  kurmärkische  Landschaft  als  Anlehen 
vorgeschossen.  Zum  dritten  schlesischen  Kriege 
war  wieder  ein  Schatz  von  13,38  Millionen 
Thalern  vorhanden;  dazu  kam  ein  Anlehen 
ebenfalls  bei  der  kurmärkischen  Landschaft  mit 
3,57  Millionen.  Diese  im  ganzen  etwa  18  Mil- 
lionen Thaler  waren  aber  schon  Ende  1757  er- 
schöpft, und  so  war  der  König  genötigt,  zu 
einem  Finanzmittel  zu  greifen,  welches  einer 
viel  früheren  Kulturstufe  entspricht  und  nur 
von  einem  Staate  angewendet  werden  konnte, 
dessen  Kredit  erschöpft  war  und  der  nun  mit 
jedem  Mittel  um  seine  Existenz  kämpfte.  Das 
sind  die  Münzverschlechterungen,  die  freilich 
nicht  auf  Preussen  allein  beschränkt  blieben, 
sondern  bald  in  anderen  Ländern  Nachahmung 
fanden.  Weitere  Mittel  zur  Kriegführung 
lieferten  die  Subsidien  Englands,  die  Kontri- 
butionen, endlich  auch  halb  erzwunipene  An- 
lehen bei  sämtlichen  Dom-  und  Kollegialstiften, 
bei  den  Städten,  bei  den  magdeburgischen  Land- 
ständen. 

Friedrich  IL  sah  aber,  entsprechend  den 
Traditionen  seines  Hauses,  das  beste  Mittel 
gegen  weitere  Verlegenheiten  in  der  Ansamm- 
lung eines  Staatsschatzes,  welcher  länger  vor- 
halten sollte  als  der  letzte  und  zu  dessen  Auf- 
bringung er  gleich  nach  dem  Kriege  schritt. 
In  der  That  orachte  es  der  König  durch  An- 
spannung der  Accisen  und  Monopole  und  durch 
Ausnutzung  der  Lotterieen  zu  einem  Staats- 
schatz, der  im  Jahre  1766  19  Millionen  Thaler, 
im  Jahre  1780  37  Millionen,  im  Jahre  1786  beim 
Tode  desselben  55  Millionen  betrug.  Und  da- 
zwischen hatte  er  noch  die  Kosten  des  baye- 
rischen Erbfolgekrieges  mit  17  Millionen  Thaler 
bestritten.  In  den  letzten  Regierungsjahren 
hatte  das  reine  Staatseiukomraen ,  dank  der 
FinanzkuDst  des  Königs,  jährlich  ca.  20  Millio- 
nen Thaler  betragen, '"von  denen  1272  für  das 
Heer,  4  Millionen  für  Hof  und  Civilverwaltung, 
2 — 3  Millionen  zur  Fundierung  des  Schatzes 
verwendet  wurden.  Daneben  bestand  allerdings 
noch  eine  Schuld  von  über  12  Millionen  Thaler. 

Nach  den  unglücklichen  Kriegen  lasteten 
neben  den  bisherigen  Schulden  noch  120  Mil- 
lionen Francs  Kriegskontributionen  auf  dem  er- 
schöpften Lande.  Sie  konnten  nicht  ganz  in 
Geld  abgetragen  werden,  obwohl  ein  Mittelding 
zwischen  Vermögenssteuern  und  Zwangsanleihe, 
nämlich  eine  Abgabe  von  ii\  des  gesamten 
Vermögens  und  5%  vom  Personaleinkommen, 
und  die  Ausgabe  von  Papiergeld  mit  Zwungs- 
kurs  zu  Hilfe  genommen  wurde.  Glücklicher- 
weise löste  die  günstige  Wendung  der  Ereig- 
nisse den  Rest  der  Verpflichtungen.  Aber  trotz 
der  an  Preussen  fallenden  Kontribution  von 
145  Millionen  Mark  und  einer  Entschädigung 
von  50  Millionen  Thaler  für  die  Verpflegung 
der  Truppen  hefreundeter  Staaten  gelang  es 
doch  nur  allmählich,  Ordnung  in  das  Schulden- 
wesen zu  bringen  und  den  Kredit  zu  heben. 


Noch  im  Jahre  1818  mussten  bei  Gelegenheit 
der  Aufnahme  neuer  Anlehen  zur  Heimzablung 
älterer  dem  Hause  Rothschild  in  London  die 
Domänen  verpfändet  werden. 

Im  Jahre  1820  betrug  die  Staatsschuld  rund 
218  Millionen  Thaler,  die  jährliche  Last  7,6 
Millionen  Thaler  für  Zinsen  und  2,5  für  Tilgung. 
Ihre  Beseitigung  erfolgte  teilweise  durch  Do- 
mänenverkäufe. Die  Steuerreform  von  1818—20 
gestattete  endlich  eine  definitive  Ordnung  und 
Tilgung.  Es  mag  im  Anschluss  an  diese  Be- 
merkungen gleich  erwähnt  werden,  dass  der 
wachsende  Kredit  des  preussischen  Staates  und 
die  Lage  des  Kapitalmarktes  im  Jahre  1830 
die  Konvertierung  der  5prozentigen  Schulden 
in  4prozentige.  dann  S^^prozentige  gestattete 
und  dass  der  Zinsbedarf  im  Jahre  1833  6,4 
Millionen,  im  Jahre  1848  4,35  Millionen  Thaler 
betrug. 

12*  Die  Finanzverwaltang.  Einen  nicht 
minder  schweren  Kampf  wie  die  materielle  Ord- 
nung des  Finanzwesens  verursachte  den  preussi- 
schen Regenten  die  formale  Ordnung,  die  Fi- 
nanzverwaltung. 

Eine  Uebersicht  über  die  Finanzverhält- 
nisse der  älteren  Zeit  ist  dadurch  erschwert, 
dass  die  Domänen  den  grössten  Teil  des  Unter- 
halts des  Hofes  und  der  Beamten  in  natura  zu 
liefern  hatten;  ausserdem  noch  dadurch,  dass 
der  Fürst  willkürlich  auch  über  die  Einnahmen 
untergeordneter  Kassen  verfügte,  so  dass  die 
Einkünfte  der  Centralstelle  ganz  unregelmässige 
und  Ordnung  und  Kontrolle  unmöglich  waren. 

Die  branden  burgische  Finanz  Verwaltung  in 
der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  zer- 
fällt in  zwei  Teile:  die  Civil-  und  die  Heeres- 
finanzverwaltung.  Die  erstere,  die  ursprüng- 
lich allein  in  Betracht  kam,  hatte  die  Ver- 
waltung aller  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Hof-  und  Civilverwaltung  und  basierte  in  der 
Hauptsache  auf  den  älteren  Einnahmequellen, 
den  Domänen  und  Regalien,  die  zweite,  die 
erst  mit  der  Ausbildung  des  stehenden  Heeres 
entstand,  bezog  naturgemäss  die  neueren  Ein- 
nahmearten, bestimmte  Steuern,  Kontribution 
und  Accise. 

lieber  die  Civilfinanz-  oder  Kammerver- 
waltung Brandenburgs  in  der  Zeit  von  1640 
bis  1697  unterrichtet  uns  neuerdings  das  Werk 
von  K.  Breysig.    Damach  fehlte  es  beim  Re- 

fierungsantritt  des  grossen  Kurfürsten  im  Jahre 
640  noch  gänzlich  an  einer  centralen  Kammer- 
verwaltung. Die  Finanzverwaltungen  der  ein- 
zelnen Territorien  standen  wie  diese  selbst 
einander  unabhängig  gegenüber.  Der  Versuch 
des  Grafen  Waldeck.  1651  aus  der  Mitte  des 
Geheimen  Rates,  der  höchsten  kurfürstlichen 
Behörde,  ein  Kollegium  der  Staatskammerräte 
als  obei*8tes  Organ  der  Finanz  Verwaltung  aller 
Territorien  zu  bilden,  blieb  ohne  nachhaltige 
Wirkung.  Erst  Ende  des  Jahres  1659  wurde 
die  Kammerverwaltung  sämtlicher  Lande  inso- 
fern centralisiert,  als  mit  deren  Leitung  eine 
Persönlichkeit,  zuerst  Raban  von  Canstein,  dann 
Friedrich  von  Jena,  dann  Bodo  von  Gladebeck 
betraut  wurde.  Als  der  letztere  1678  starb, 
blieb  die  Stelle  bis  1683,  in  welchem  Jahre 
Dodo  zu  Inn-  und  Knyphausen  sie  übernahm, 
unbesetzt.  Dem  organisatorischen  Talent  und 
der  Energie  Knyphausens  gelang  es  endlich, 
dem  Kammerwesen  eine  geeignete  Centralstelle 
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in  der  „Geheimen  Hofkammer''  zu  geben,  aus 
der  1713  das  Generalfiuanzdirektorium  wurde. 

Ebenso  wie  die  Centralisierung  der  Kammer- 
verwaltung bedurfte  auch  die  des  Kassenwesens 
einer  längeren  Entwickelung.  In  der  ersten 
Zeit  der  Regierung  Friedrich  Wilhelms  kommen 
hauptsächlich  zwei  Kassen  in  Betracht:  die 
Kammer  oder  Schatulle  für  die  persönlichen 
Bedürfnisse  des  Kurfürsten,  deren  Mittel  haupt- 
sächlich aus  den  Erträgen  der  märkischen 
Forstverwaltung  flössen,  und  die  Hofrentei,  die 
zum  Unterhalt  des  Hofes  und  der  Berliner  Be- 
hörden bestimmt  war  und  deren  Mittel  haupt- 
sächlich aus  den  märkischen  Domänen  sowie 
aus  der  Zoll-  und  Salzadministration  rührten. 
Allein  sie  boten  nur  ein  lückenhaftes  Bild  von 
der  gesamten  finanziellen  Leistungsfähigkeit 
der  kurfürstlichen  Lande.  Abgesehen  davon, 
dass  diese  Kassen  ihre  Einkünfte  fast  aus- 
schliesslich aus  der  Mark  bezogen,  flössen  ihnen 
nicht  einmal  die  märkischen  Einkünfte  voll- 
ständig zu.  Denn  ein  erheblicher  Teil  der 
Domänen-  und  Forsterträge  ging  in  natura  an 
den  Hof  und  die  Beamten,  über  einen  anderen 
verfügte  der  Kurfürst  durch  unmittelbare 
Zahlungsanweisungen  unter  Umgehung  der 
Hauptkassen.  Später  wurde  noch  eine  dritte 
Sonderkasse,  die  Hofstaatsren tei  zum  Zweck 
der  Sicherstellung  des  Hofbedarfs  gegründet. 
Eine  durchgreifende  Reform  rief  erst  Knyphausen 
ins  Leben;  er  liess  genaue  und  übersichtliche 
Generaletats  und  -rechnungen  über  die  Domänen- 
einkünfte aufstellen,  bescnränkte  die  mit  einer 
geordneten  Kassenverwaltung  unverträglichen 
direkten  Zahlungsanweisungen  des  Kunürsten 
und  liess  die  Ueberschüsse  der  Provinzialrenteien 
einer  Generalkasse  zuführen. 

Es  war  ein  besonderes  Verdienst  des  Kur- 
fürsten Friedrich  III.,  dass  er  die  regelmässige 
Aufstellung  von  Voranschlägen  verlangte  und 
das  ganze  Rechnungswesen  verbesserte.  Auch 
beseitigte  er  die  persönlichen  Verfügungen  über 
specielle  Einnahmen,  so  dass  nunmehr  die  sämt- 
lichen Eingänge  in  den  Staatskassen  auch  wirk- 
lich vereinnahmt  und  von  der  Centralkasse  ge- 
bucht werden  konnten,  und  vereinigte  zunächst 
die  Hofrentei,  dann  die  Schatulle  mit  der 
Generalkasse,  die  nunmehr  den  Namen  General- 
domänenkasse erhielt,  so  dass  nur  noch  die  Hof- 
staatsrentei  als  eine  besondere  Kasse  für  den 
Hofbedarf  bestehen  blieb.  Er  begnügte  sich 
mit  einem  Jahresgehalt  von  52000  Thalern 
für  seinen  persönlichen  Gebrauch,  welches  nun 
zusammen  mit  einigen  privaten  Einnahmen 
die  Handgelderkasse  des  Königs  bildete. 
Unter  ihm  wurden  auch,  wie  bereits  erwähnt 
wurde,  die  verschiedenen  Verwaltungen  zu  einer 
Centralbehörde ,  dem  Generalfinanzdirektorium, 
vereinigt.  Im  Jahre  1722  wurde  daraus  eine 
General-Oberfinanzkriegs-  und  eine  Domänen- 
direktion gebildet,  nach  deren  Muster  auch  die 
Provinzial Verwaltungen  eingerichtet  und  in 
Kriegs-  und  Domänenkammern  geschieden  wur- 
den. Besonders  erwähnenswert  ist  die  von  dem- 
selben König  im  Jahre  1723  geschaffene  General- 
Rechenkammer,  eine  selbständige  Behörde  zur 
Prüfung  der  Rechnungen  des  Staatshaushalts. 
Die  Ueberschüsse  der  für  Hof-  und  Oivilzwecke 
bestimmten  Einkünfte  überwies  der  König  teils 
für  militärische  Zwecke,  teils  zur  Ansammlung 
eines  Staatsschatzes,   so   dass   es  ihm  gelang. 


sein  bedeutend  vergrössertes  Heer  ohne  Extra- 
steuern zu  unterhalten. 

Friedrich  II.  änderte  zunächst  nichts  an 
den  materiellen  Finanzeinrichtungen.  Das  blosse 
Anziehen  der  Steuerschraube  jSfenügte,  um  bis 
1756  einen  Schatz  von  13  Millionen  Thaler  zu- 
sammenzubringen. Dabei  wurden  auch  die  Hand- 
gelder des  Königs  auf  134000  Thaler  erhöht. 
Bekannt  sind  die  Versuche  des  Königs,  sich 
die  nötigsten  Mittel  zur  Kriegführung  zu  ver- 
schaffen :  Münzverschlechternngen ,  Bezahlung 
der  Gehälter  und  Pensionen  in  entwerteten 
Kassenscheinen,  nach  dem  siebenjährigen  Kriege 
namentlich  die  Verpachtung  der  Domänen  an 
den  Meistbietenden,  die  Einrichtung  der  Lotterie 
(Zahlenlotto)  im  Jahre  1703,  das  Tabakmonopol, 
besonders  aber  die  Uebertragung  der  Verwaltung 
der  Accise  und  der  Zölle  an  französische  Unter- 
nehmer („Regie")  nach  dem  System  der  Ge- 
währsverwaltung, wobei  der  bisherige  Betrag 
vorweg  an  die  Kriegs-  und  Domänenkasse  ab- 
geführt, der  Ueberschuss,  nach  Abzug  der  Ge- 
hälter der  fünf  Chefs  der  Regie,  an  die  königliche 
Dispositionskasse  fliessen  sollte.  Allein  das  Mehr- 
erträgnis der  Steuern  stand  in  keinem  Verhält- 
nis zu  dem  grossen  Erhebungsaufwand  und  der 
Gehässigkeit  der  Durchführung.  Besonderes 
Aergernis  bei  der  Bevölkerung  erregte  das  oben 
erwähnte  Monopol  der  Kaffeebrennerei,  dessen 
Ausnutzung  gleichfalls  den  Franzosen  übertragen 
war.  Die  neuen  Einkünfte  flössen  nicht  in  die 
alten  Kassen,  sondern  in  den  Dispositionsfonds 
des  Königs,  an  den  auch  die  Ueberschüsse  der 
Provinziaikassen,  der  Forsten,  die  Einnahmen 
aus  Fabriken  und  eine  1769  eingeführte  Mahl- 
steuer auf  Weizen,  endlich  bedeutende  Summen 
aus  den  Staatskassen  abzuliefern  waren.  Die 
Verwendung  des  Dispositionsfonds,  der  eine  Ein- 
nahme bis  gegen  6  Millionen  Thaler  aufwies, 
geschah  vom  König  allein  und  ohne  Kontrolle. 
Aus  diesem  Fonds  entstand  d^r  Staatsschatz, 
der  bald  nach  dem  siebenjährigen  Kriege  lo 
Millionen  Thaler,  beim  Tode  des  Königs  55 
Millionen  Thaler  betrug.  Wie  auf  allen  Gebieten 
der  Staatsverwaltung,  so  ist  auch  auf  dem  der 
Finanz  Verwaltung  der  König  der  oberste  Leiter. 
Die  frühere  Bebördencentralisation  ging  mehr 
und  mehr  verloren  und  wurde  durch  die 
Provinzialverwaltungen  und  besondere  neue 
selbständige  Finanzorgane  beschränkt,  die  direkt 
mit  dem  König  verkehrten.  Auf  die  Dauer  wäre 
ein  solcher  Zustand  unhaltbar  gewesen.  Friedrich 
Wilhelm  II.  stellte  die  Centralisation  unter  dem 
Generaldirektorinm  wieder  her  und  erweiterte  die 
Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  wieder  auf 
die  Kontrolle  aller  Kassen  mit  Ausnahme  der 
Hofstaats-,  Dispositions-  und  Legationskasse, 
gab  ihr  das  ihr  von  Friedrich  IL  entzogene 
Recht  der  materiellen  Prüfung  wieder  und 
machte  sie  unabhängig  vom  Generaldirektorinm. 
Die  Dispositionskasse  behielt  auch  er  zu  freier 
Verfügung.  Die  verhasste  französische  Regie 
wurde  sofort  nach  dem  Regierungsantritt  des 
Königs  aufgehoben,  die  Kaffeesteuer  ermässigt, 
die  Tabakadministration  aufgehoben  und  durch 
eine  massige  Steuer  ersetzt.  Im  Jahre  1797 
wurde  zwar  noch  einmal  zur  Monopolisierung 
gegriffen,  diese  aber  schon  im  folgenden  Jahre 
von  Friedrich  Wilhelm  III.  wieder  beseitigt. 
Sofort  nach  seinem  Regierungsantritt  begann 
dieser  König  eine  Neuorganisierung  der  Finanz- 
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behörden.  Der  Oberrechnnngskammer  worden 
die  ihrer  Aufsicht  noch  nicht  unterworfenen 
Kassen  unterstellt  und  ihr  das  Recht  erteilt, 
die  Ausgaben  auch  nach  ihrer  Zweckmässigkeit 
zu  prüfen,  ihr  Präsident  zum  Generalkontrollen r 
der  Finanzen  ernannt  und  mit  weitgehenden 
Befugnissen  ausgestattet. 

Sach  den  Zusammenstellungen  J.  Conrads 
(Grundriss,  Bd.  3  S.  162  if.)  betrugen  die  Ein- 
nahmen des  Grossen  Kurfürsten  in  seinem 
Sterbejahre  etwa  36i)8000  Thaler,  die  Ausgaben 
der  Kriegs-  und  Domänenkammer  für  Militär- 
zwecke  1274000  Thaler  (=  34  »/o).  Bei  dem 
Regierungsantritt  Friedrich  Wilhelms  I.  waren 
die  Einnahmen  auf  4,8  Millionen  Thaler,  die 
Ausgaben  für  Militärzwecke  auf  1,788  Millionen 
Thaler  (=  38%)  gestiegen.  Im  ersten  Jahre 
der  Regierung  Friedrichs  II  betrugen  die  Ein- 
nahmen 21,3,  1748  31,2  Millionen  Mark  =  9  Mark 
pro  Kopf  der  Bevölkerung,  die  Ausgaben  für 
das  Militär  17,73  Millionen  Mark  =  57  %  der 
Einnahme,  wobei  der  Dispositionsfonds  des 
Königs  nicht  inbegriffen  ist.  Zu  Ende  der  Re- 
giernngszeit  Friedrich  des  Gro.<sen  betrug  das 
reine  Einkommen  des  Staates  59,067  Millionen 
Mark  =  11,2  Mark  pro  Kopf  der  Bevölkerung, 
wovon  25,239  Millionen  Mark  =  42,5  %  der  Ein- 
nahmen und  4,7  Mark  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
für  das  Militär  verausgabt  wurden.  Die  Aus- 
gaben für  Hof-  und  Civilz  wecke  stellten  sich 
auf  13,5  Millionen  Mark  =  23%  der  Ein- 
nahmen; 3,3  Millionen  Mark  flössen  in  den 
Tresor. 

B.  Oesterreich. 

13.  Das  FInaiizivesen  Oesterreichs  im 
allgemeiBen.  Das  Finanzwesen  Oesterreichs, 
speciell  Niederösterreichs  zeigt  selbstverständ- 
lich in  wichtigen  Punkten  eine  den  deutschen 
Ländern  analoge  Entwickeluiig,  namentlich  was 
das  Domänen-  und  Regalienwesen  anlangt. 
Aber  zwei  Momente  sind  ihm  eigentümlicn : 
einerseits  das  dauernde  Einbürgern  direkter 
Steuern  schon  im  16.  Jahrhundert,  andererseits 
die  bekannten  Grandsteuerreformen  im  18.  und 
teilweise  im  19.  Jahrhundert,  die  „von  allge- 
meinster Bedeutung  für  die  Entwickelung 
der  direkten  Besteuerung  eines  grossen  Teils 
Europas  geworden  sind"  (A.  Wagner).  Es  ist 
an  anderer  Stelle  ausgeführt,  da.«(s  der  grössere 
Finanzbedarf  des  österreichischen  Staates,  na- 
mentlich die  Ausgaben  für  die  Türkenkriege, 
von  jeher  zu  einer  höhereu  Anspannung  der 
Finanzen  und  zur  Erhebung  von  regelmässigen 
und  ausserordentlichen  Steuern  führte. 

Die  in  die  zweite  Hälfte  des  18.  Jahrhun- 
derts fallenden  langwieritren  und  kostspieligen 
Kriege,  in  welche  Oesterreich  wiederholt  ver- 
wickelt wurde,  waren  desgleichen  von  grossem 
Eiufluss  auf  seine  Finanzen.  Die  steigenden 
Bedürfnisse  für  das  Heer  verursachten  viele 
Schulden;  sie  gingen  auch  in  die  Budgets  der 
Friedenszeiten  über  und  wirkten  auf  die  Be- 
steuerung. 

Blickt  man  auf  das  Einnahmewesen  in  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  so  findet 
man  eine  ziemlich  reichliche  Auslese  aller  mög- 
lichen Steuern^  deren  Erträgnisse  unter  den  da- 
maligen schwierigen  Verhältnissen  Oesterreichs 
immerhin  als  eine  beachtenswerte  Leistung  er- 
scheinen.    Die  Hauptsteuer  war  die  „Kontri- 


bution'', in  der  Hauptsache  eine  Grundsteuer. 
Bei  benonderen  Anlässen  wurden  Personal-, 
Kopf-,  Vermögens-,  Einkommen-,  Klassensteuem 
erhoben.  Dazu  Zölle,  Mauten,  Lotto,  Salz-  und 
Tabakregal,  Steuern  auf  Bier  und  andere  Ge- 
tränke, endlich  Stempel,  Taxen  und  eine  Erb- 
steuer. Freilich  konnte  auch  diese  Vielheit 
direkter  und  indirekter  Steuern  und  steuer- 
ähnlicher Abgaben  den  Staat  nicht  vor  finan- 
ziellen Sorgen  wegen  der  rasch  steigenden  Ver- 
schuldung und  der  Papiergeld  Wirtschaft  be- 
wahren Selbst  in  Friedenszeiten  musste  ge- 
wöhnlich mit  einem  mehr  oder  weniger  grossen 
Deficit  gearbeitet  werden.  Die  Österreichische 
Staatsschuld  betrug,  teils  als  Erbschaft  des  17. 
Jahrhunderts,  grösstenteils  aber  als  Folge  der 
Kriege  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhun- 
derts, und  zwar  ohne  das  Papiergeld,  im  Jahre 
1755  118  Millionen  Gulden.    Sie  betrug 

1763  271,87  Millionen  Gulden 
1781  286,86        „  „ 

1792  377,60        „ 
1810  658,22        „ 

Die  Zinsenlast  belief  sich  1781  auf  11^7, 
1792  auf  17,20,  1810  auf  39,76  Millionen  Gulden. 
Der  Militäraufwand  erforderte  seit  1748  ge- 
wöhnlich ca.  15  Millionen  Gulden,  während  des 
Kriege."«  natürlich  viel  mehr,  so  z.  B.  im  Jahre 
1761  40,71  Millionen  Gulden.  Seit  1780  stand 
er  auch  in  Friedenszeiteu  auf  über  30,  später 
über  50  Millionen  Gulden  und  stieg  im  Kriege 
bis  zu  200  Millionen. 

Ueber  das  Verhältnis  der  Staatsausgaben 
zu  den  Einnahmen  während  des  18.  Jahrhun- 
derts, unter  Verteilung  derselben  auf  die  Haupt- 
zweige, geben  die  beiden  folgenden  statistischen 
Zusammenstellungen  Aufschluss. 

I.  Netto-Staatsausgaben  in  Millionen  Gulden. 


Jahr 

Schuld- 
etat 

Müitär 

Civilver- 
waltung 

Summa 

1719 
1754 
1781 
1786 
1792 
1804 

13,59 

21,05 
39,01 

33,1 

44,34 
46,10 

18,30 

25,36 
28,95 

34,19 
36—40 

65 
81,40 

90,76 

114,06 

II.  Netto-Staatseinkünfte  in  Millionen   Gulden. 


1754 

1781 
178« 
1792 
1804 


Staats- 
eigentum 


5,05 
5,63 
6,39 
14.77 


Steuern 


24,61 

24,49 
22,70 

35,68 


28,00 
32,62 
37,32 
39,98 


Andere 
Zu- 
flüsse 


8,12 
11,58 
20,27 

17,13 


Summa 


39,81  (?) 
65,78 

74.31 
86,67 

107,57 


Ueber  die  Zusammensetzung  der  Einkünfte 
um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  unterrichtet 
die  folgende  Uebersicht  für  1754  (Zahlenangaben 
in  Millionen  Gulden): 
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Domänen                i.o 

Uebertrag 

27,682 

Bergwerke             2,0 

Linien-  u.  Sperr- 

Kontribution       1 4,67 1 

gelder 

0,25 

Mauten                  3,  i 

Taxen 

0,4 

Trank-  u.  Salz- 

Lotto 

0,187 

st<iuer                 5,0 

Post 

0,2 

Tabak                     1,5 

Summe 

29,808 

Landgrafenamt 

■^  7 

(Vieh-  u.  Ge- 

Lombardei 

3,0 

treideaufschlag)  1 , 5 

Niederlande 

7,0 

IJebertrag  27,682 

39,808 

14.  Die  Steuerreformen  Im  18.  Jahr- 
hundert. Eine  Uebersicht  über  die  Finanz- 
verhältnisse Oesterreichs  im  18.  Jahrhundert 
wäre  unvollkommen,  wenn  sie  nicht  mit  einigen 
Worten  der  verschiedeneu  Steuerreformen  in 
diesem  Jahrhundert  gedenken  würde.  Das 
Oesterreich  des  18.  Jahrhunderts  ist  das  Land  der 
Steuerreformen.  Die  Grundsteuerreform  unter 
Karl  VI.  im  Mailändischen,  die  Steuerrektifika- 
tionen Maria  Theresias  stellen  nach  dem  Urteil 
A.  Wagners  das  Wichtigste  dar,  was  zur  Her- 
beiführung einer  aligemeineren  und  gleich- 
massigeren  direkten  Besteuerung  vor  dem  19. 
Jahrhundert  in  einem  Grossstaate  Europas  ge- 
schah. Es  war  freilich  an  dem  Masse  unserer  Zeit 
gemessen  doch  noch  unvollkommen.  Der  Mai- 
ländische  Kataster,  censimento  milanese,  unter 
Karl  VI.  im  Jahre  1719  begonnen,  1749— 6() 
durchgeführt,  ist  das  Vorbild  für  viele  andere 
gewesen  und  bildet  eine  höchst  bedeutende 
Etappe  auf  dem  Wege  zu  einer  rationellen  Be- 
steuerung. Die  Grundstücke  wurden  geome- 
trisch gemessen  und  aufgezeichnet,  nach  Kultur 
und  Bonität  unterschieden^  die  Erträgnisse,  die 
Gewinnungskosten  und  die  Abzüge  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  lokaler  Verhältnisse 
festgestellt.  Die  so  gewonnenen  Reinerträge 
wurden  an  Kauf-  und  Pachtpreisen  kontrolliert, 
zu  4%  kapitalisiert  und  davon  eine  bestimmte 
Quote  als  Steuerfuss  erhoben.  Die  Gebäude  in 
den  Städten  wurden  nach  dem  wirklich  er- 
zielten oder  geschätzten  Mieteertrag  besteuert. 
Die  Steuerrektifikation  der  Kaiserin  Maria 
Theresia  in  Niederösterreich,  die  vom  Jahre 
1756  bis  1817  in  Kraft  blieb,  bestand  in 
einer  Katastrierung  des  Erträgnisses  vom  Grund 
und  Boden,  dessen  Nutzungen  und  Gefällen, 
Nutzungen  von  Häusern  und  den  mit  diesen 
untrennbar  verbundenen  Gewerben  und  Industrie- 
zweigen, wobei  als  Steuergrundlage  bei  Grund- 
stücken, Gewerben,  städtischen  Gebäuden  der 
Ertrag  bezw.  der  Gewinn,  bei  Gebäuden  auf 
dem  Lande  ein  Klassentarif,  in  Wien  der  Miet- 
zins diente.  Die  von  Grundstücken  und  Wäl- 
dern abgeleiteten  Nutzungen  und  Gefälle  wur- 
den nach  einem  zehnjährigen  Durchschnitt  ka- 
pitalisiert und  darnach  die  Steuer  bemessen. 
Diese  Steuerrektifikation  wurde,  jedoch  mit 
mehreren  Abweichungen,  auch  in  Oesterreich, 
Kärnten,  Steiermark  eingeführt.  In  Böhmen 
wurde  ebenfalls  unter  Maria  Theresia  eine  all- 
gemeine Steuerreform  1748 — 1768  durchgeführt. 
Dagegen  konnte  die  Josefinische  Steuerreform 
auf  Grund  einer  neuen  Grundsteuerkatastrierung:, 
der  ein  grösserer  Zug  und  das  Streben  nach 
rationellen  Grundsätzen  nicht  abgesprochen 
werden  kann,  sich  nicht  behaupten. 


C.  Frankreich. 

15.  Das  Finanzwesen  des  Aneien  R^g>ime. 

Die  Einnahmequellen  des  Aneien  Regime  be- 
standen wie  überall  1.  in  den  Domänen,  2.  den 
Abgaben,  3.  in  ausserordentlichen  Hilfsquellen, 
vornehmlich  in  Anleihen. 

Die  Domänenwirtschaft  zeigt  in 
Frankreich  dasselbe  Bild  wie  in  Deutschland. 
Die  wachsenden  Ausgaben  führten  bald  zur  Ver- 
äusserung  oder  Verpfändung  derselben.  Die 
Ordonnanzen,  welche  ihre  Ünveräusserlichkeit 
und  Un Verpfändbarkeit  statuierten,  konnten  an 
der  Entwickelung  nichts  ändern;  die  Domänen 
wurden  immer  weniger  und  ihr  Erträgnis  deckte 
den  öffentlichen  Bedarf  nicht  mehr  Sully  und 
C^olbert ,  letzterer  durch  eine  Ordonnanz  von 
1667,  suchten  die  veräusserten  Domänen  wieder 
für  den  Staat  zu  gewinnen,  das  gleiche  ver- 
suchte Ludwig  XV.;  aber  der  Erfolg  war  nur 
ein  halber.  Da  der  Unterhalt  der  Liegenschaften 
der  Krone  viel  kostete,  so  schlug  man  dem 
König  1781  vor,  dieselben  zu  verpachten,  um 
sie  in  einen  guten  Zustand  zu  bringen.  Der 
Ertrag  der  Domänen  ohne  Forsten  belief  sich 
1789  nur  noch  auf  rund  V^  Millionen  Lire. 

Die  Steuern  waren  teils  direkte,  teils  in- 
direkte: die  ersteren  waren  die  taille,  die 
capitation  und  der  Zwanzigste  (les  vingtiömes). 
Die  indirekten  Steuern  trafen  gewisse  Ver- 
brauchsgegenstände, Handel,  Industrie  und  die 

Es  gab  Salzsteuern  (gabelies),  Getränke- 
steuern (aides),  Zölle  (traites),  Registrierungs- 
abgaben (domaines).  Ausserdem  hatte  der  Staat 
das  Tabakmonopol. 

Unter  den  direkten  Steuern  ist  die  taille 
die  älteste.  Sie  wurde  ständig  1444  unter 
Karl  VII.,  und  ihr  Erträgnis  diente  zur  Bezah- 
lung der  stehenden  Söldnerheere  Unter  Hein- 
rich II.  kam  im  Jahre  1549  dazu  der  taillon, 
dessen  Erträgnis  zur  Besoldung  der  Gendarmerie 
und  zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  bestimmt 
war.  Die  taille  war  Repartitionssteuer  mit 
zum  teil  fixen,  zum  teil  beweglichen  Beträgen 
(crue).  Sie  war  nicht  gleichmässig  im  ganzen 
Königreich;  sie  war  anders  in  den  Provinzen 
des  rays  d'election,  anders  im  Pays  d'etat  und 
anders  in  den  eroberten  oder  abgetretenen  Pro- 
vinzen. 

Was  die  Pays  d'election  anlangt,  so  wurde 
hier  die  taille  von  Grundstücken  je  nach  ihrem 
(-harakter  als  bäuerliche  oder  adelige  ohne 
Rücksicht  auf  die  Person  des  Besitzers  erhoben. 
In  den  drei  übrigen  Provinzen  war  sie  persön- 
lich bezw.  gfemischt,  d.  h.  sie  wurde  von  den 
Personen  mit  Rücksicht  auf  ihren  Grundbesitz, 
ihr  Vermögen  oder  ihren  Gewerbebetrieb  er- 
hoben. Die  Steuerpartition  vollzog  sich  in 
der  Weise,  dass  der  Conseil  des  finances  die 
Steuer  unter  die  gen^ralites  austeilte.  Der 
Intendant  und  die  Finanzkammer  bestimmten 
den  Anteil  jeder  election.  Die  Steuereinnehmer 
endlich  nahmen  in  jedem  Kirchspiel  die  Vertei- 
lung auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  vor 

Die  Pays  d'etut  waren  wie  fast  bei  allen 
Steuern  so  auch  bei  der  taille  mannigfach  be- 
vorzugt. Jede  Provinz  zahlte  eine  Pauschal- 
summe. Repartition  und  Erhebung  der  ein- 
zelnen Steuerbeträge  war  Sache  der  Chefs  der 
Provinzialverwaltung.  In  den  eroberten  oder 
sonst  angefallenen  Ländern  gab  es  keine  taille. 
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Sie  wurde  hier  durch  eine  analoge  Steuer  er- 
setzt, die  im  Elsass,  in  Lothringen  und  den  3 
Bistümern  Subvention,  in  der  Franche-Comte  und 
Eoussillon  imposition  ordinaire,  im  Hainaut 
aide  ordinaire  genannt  wurde  Auch  diese 
Steuern  zerfielen  wie  die  taille  in  Hauptsteuer 
und  Zuschläge. 

Die  capitation  wurde  zuerst  1695  zur 
Bestreitung  der  im  Frieden  von  ßyswick  ent- 
standenen Kosten  erhoben.  Sie  war,  wie  der 
Name  besagt,  eine  persönliche  Steuer  und  sollte 
nur  für  kurze  Zeit  bestehen.  In  der  That 
wurde  sie  1698  aufgehoben,  dann  aber  von  1701 
an  wieder  ins  Leben  gerufen.  Sie  wurde  nach 
dem  Stand  und  dem  Charakter  in  2ii  Klassen 
von  20  sols  bis  2000  Lire  erhoben.  Der  Klerus 
kaufte  sich  durch  ein  Abonnement  los,  das  all- 
mählich in  ein  don  gratuit  von  24  Millionen 
Lire  überging.  Alle  Jahre  wurde  der  Steuer- 
anteil jeder  genoralite  festgestellt.  Die  capi- 
tation wurde  in  zwei  Teile  geteilt:  der  Adel 
und  die  Privilegierten  wurden  nach  dem  Tarif 
besteuert,  die  übrigen  im  Verhältnis  zur  taille. 
Die  Steuer  unterstand  dem  Intendanten;  aber 
die  cours  souverains  erhielten  das  Hecht,  die 
Steuer  auf  ihre  Mitglieder  selbst  zu  repartieren. 
Die  Stadt  Paris  betraute  damit  den  Vorstand 
der  Kaufleute,  die  Vereinigungen  der  Künstler 
und  Gewerbetreibenden  ihre  Vorstände  und 
Syndici. 

Als  der  Krieg  im  Jahre  1709  neue  Opfer 
forderte  und  Anlehen  nicht  mehr  ergiebig  genug 
waren,  da  wurde  das  Jahr  darauf  der  Zehnte 
(le  dixi^me)  von  allem  Einkommen  als  neue 
Steuer  erhoben.  Die  Steuer  beruhte  in  der 
Hauptsache  auf  Selbstangaben.  Der  Klerus 
kaufte  sich  durch  Zahlung  von  8  Millionen  Lire 
los;  einige  Städte  und  Provinzen,  besonders 
die  Pays  d'etat  nahmen  Abonnements.  Diese 
Steuer  sollte  3  Monate  nach  dem  Friedensschluss 
aufhören,  allein  sie  wurde  erst  1725  für  zwei 
Jahre  durch  eine  Steuer  vom  fünfzigsten  Teil 
(cinquantieme)  ersetzt.  Von  1733  bis  1737  und 
1741  bis  1750  wurde  sie  wieder  eingeführt,  dann 
durch  den  Zwanzigsten  (vingtieme)  ersetzt.  Im 
Jahre  1756  wurde  ein  zweiter  Zwanzigster  ein- 
und  damit  der  alte  Zustand  bis  zum  Jahre  1781 
wieder  herbeigeführt.  An  Stelle  der  Deklarationen 
waren  bald  strenge  Einschätzungen  getreten; 
doch  sollten  die  Steuerrollen  unveränderlich  sein. 
1771  wurde  jedoch  das  Versprechen  seitens  der 
Regierung  gebrochen  und  erst  1777  auf  ener- 
gische Vorstellungen  des  Steuergerichtshofes 
der  Rechtszustand  wieder  hergestellt. 

Die  indirekten  Steuern  hatten  inso- 
feme  einen  Vorzug  vor  der  eben  erwähnten 
direkten,  als  ihre  Einführung,  Aenderung  oder 
Erhöhung  der  Zustimmung  des  Parlaments  und 
der  cours  souverains  bedurfte.  Ihre  Erhebung 
aber  war  an  Finanzgesellschaften  verpachtet, 
welche  eine  hohe  Kaution  zu  erlegen  und  jähr- 
lich eine  bestimmte  Summe  zu  garantieren 
hatten.  Sie  waren  auch  noch  weniger  einheit- 
lich als  die  direkten  Steuern,  sondern  fast  von 
Provinz  zu  Provinz  verschieden. 

Unter  dem  Namen  traites  wurden  Zölle 
von  Handelswaren  beim  Eingang,  Ausgang  und 
beim  inneren  Umlauf  derselben  erhoben.  Diese 
Zölle  reichen  weit  zurück ;  aber  sie  beschränkten 
den  Verkehr  so  sehr,  dass  1614  die  General- 
staaten ihre  Beseitigung  dringend  verlangten 


—  ein  Verlangen,  welchem  später  Colbert  in 
dem  von  ihm  ausgearbeiteten  Tarif  von  1664 
nachkam.  Viele  Provinzen  nahmen  den  Tarif 
an  und  bildeten  „die  Provinzen  der  fünf  grossen 
Pachten",  so  genannt,  weil  das  ganze  Zollwesen 
ihres  Gebietes  an  fünf  verschiedene  Pächter- 
gesellschafteu  verpachtet  war,  die  1698  in  eine 
einzige  verwandelt  wurden.  Während  in  dem 
eben  bezeichneten  Gebiete  die  Binnenzölle  fielen 
und  ein  einheitliches  Handelsgebiet  entstand, 
verschmähten  es  die  anderen  Provinzen,  den 
Tarif  von  1664,  der  ihnen  zu  lioch  schien,  an- 
zunehmen, und  blieben  deshalb  in  dem  alten 
Zustand.  Doch  wurde  von  Colbert  1667  und 
1671  ein  einheitlicher  Tarif  für  die  wichtigsten 
Handelswaren  eingeführt  und  die  Erhebung  der 
Zölle  hierfür  an  der  Grenze  angeordnet.  Elsass- 
Lothringen,  die  drei  Bistümer  und  andere  erst 
später  an  Frankreich  gefallene  Gebietsteile 
blieben  jedoch  ausserhalb  dieser  Zollgrenze, 
konnten  vielmehr  frei  mit  dem  Ausland  ver- 
kehren, hatten  aber  von  dem  Verkehr  mit  dem 
übrijs^en  Frankreich  Ein-  und  Ausfuhrzölle  zu 
entrichten. 

Die  älteste  und  verschiedenartigste,  zu- 
gleich am  meisten  bekämpfte  indirekte  Steuer 
war  die  Salz  st  euer.  Es  gab  hier  die  Pro- 
viuces  de  grandes  gabelles,  in  denen  die  in 
Preussen  sogenannte  Salzkonskription  existierte, 
d.  h.  die  Verpflichtung  für  jede  Privatwirtschaft, 
in  den  öffentlichen  Salznieaerlagen  sieben  Pfund 
Salz  für  jeden  über  sieben  Jahre  alten  Haus- 
genossen zu  kaufen,  dann  die  Provinces  de 
petites  gabelles,  in  denen  jeder  Salz,  so  viel  er 
nötig  hatte,  und  in  beliebigen  Niederlagen  der 
Pächterei  kaufen  konnte,  femer  die  Provinces 
redimees,  die  auf  Grund  alter  Abmachungen  nur 
einen  Salzzoll  zu  bezahlen  hatten,  endlich  Pro- 
vinzen, die  von  der  Salzsteuer  befreit  waren. 
Aber  innerhalb  dieser  Provinzen  bestanden 
weitere  Verschiedenheiten,  deren  Schilderung 
jedoch  hier  zu  weit  führen  würde. 

Die  aides  waren  Steuern  von  anderen 
Verzehrungsgegenständen  ausser  Salz  und  Tabak, 
vornehmlich  von  den  Getränken.  Sie  wurden 
erhoben  als  droits  d'entree  (von  den  Getränken, 
Früchten,  frischen  Seefischen,  Vieh  etc.),  als 
vente  en  gros,  vente  an  detail  und  droits  de 
transport.  An  Stelle  aller  dieser  Abgaben  trat 
in  Paris  die  taxe  de  remplacement  und  in  den 
Pays  d'etat  eine  für  deren  eigene  Bedürfnisse 
bestimmte  Konsumsteuer.  Mit  den  aides  waren 
einige  Abgaben  von  gebührenähnlichem  Cha- 
rakter verbunden;  Stempel  auf  Eisen,  auf  Gold- 
und  Silberwaren  u.  s.  w.  Zu  allen  diesen  in* 
direkten  Steuern  kam  noch  das  Tabakmono- 
pol (seit  1674)  und  die  Spielkartensteuer. 

Die  droits  domaniaux  endlich  zerfielen 
in  zwei  Klassen:  in  die  Besitz  Veränderungsab- 
gaben und  die  Stempel-  und  Registrierungsab- 
gaben. Die  ersteren  wurden  als  amortissement  von 
den  Gütern  der  toten  Hand  erhoben,  als  francs 
fiefs  von  dem  bäuerlichen  Erwerber  eines  Lehns- 
gutes, als  usages  und  nouveaux  acqu^ts  von 
Angehörigen  der  toten  Hand  beim  Erwerb  eines 
Gutes,  als  aubaine  und  batardise  von  Fremden 
und  Unehelichen.  Zu  den  letzteren  zählte  die 
Abgabe  von  Akten,  welche  vor  Gericht  benutzt 
werden  wollten,  von  gewissen  Amtshandlungen 
der  Gerichtsdiener,  von  Formularen  und  Stempel- 
papieren, von  Gerichtsentscheidungen,  von  der 
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gerichtlichen  Insinuation  von  Schenkungen  he- 
weglicher  Sachen,  von  der  Insinuation  unbeweg- 
liclier  Sachen  n.  a. 

Als  sich  die  Ausgaben  ständig  mehrten 
und  die  Einkünfte  aus  den  Domänen  und  den 
Aberaben  die  Bedürfnisse  der  Monarchen  nicht 
mehr  befriedigen  konnten,  musste  zu  A  n  1  e  h  e  n 
gegriffen  werden.  Anfänglich  nutzte  auch  der 
französische  König  seinen  Kredit  wie  ein  anderer 
Grundbesitzer  aus,  indem  er  einen  Teil  seines 
Grundbesitzes  verpfändete.  Aber  auf  diese 
Weise  kamen  nur  kleine  Anlehen  zu  hohen 
Zinsen  zu  stände.  Auch  die  Leibrenten  anlehen 
hatten  erst  Erfolg,  als  Franz  I.  im  Jahre  1522 
zum  Zweck  der  wiedereroberung  des  Herzog- 
tums Mailand  sich  auf  den  Kredit  der  Stadt 
Paris  stützte.  Er  verkaufte  an  den  Vorstand 
der  Kaufleute  zu  Paris  25000  Lire  Leibrenten 
jährlich  zu  10  Prozent  und  verpfändete  der 
^tadt  dafür  gewisse  Abgaben.  Die  Gemeinde- 
verwaltung besorgte  die  Unterbringung  der 
Beuten,  und  diese  waren  so  beliebt,  dass  diese 
Art  der  Schuldaufnahme  1789  weitaus  den 
grössten  Teil  der  konsolidierten  öffentlichen 
Schuld  bildete.  Aber  auch  die  Pays  d'^tat,  der 
Klerus,  der  Orden  vom  heiligen  Geist  mussten 
ihren  Kredit  dem  Königtum  zur  Verfügung 
stellen.  Neben  den  Leibreuten  erschienen  seit 
der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  die  Zeitrenten 
und  zwar  als  einfache  Zeitrenten,  als  Ueber-* 
lebensrenten  und  als  Tontinen.  Die  letztere 
Form  des  Anlehens  war  besonder^  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  beliebt.  Dazu 
kamen  seit  1700  Lotterieanlehen  und  einige 
wenige  Anlehen  mit  festem  Rückzahlungstermin. 
Die  Anlehen  waren  anfangs  und  dann  zu  Col- 
berts  und  Terrays  Zeiten  bei  einzelnen  Kapita- 
listen oder  Bankhäusern  aufgenommen  worden, 
später  durch  öffentliche  Subskription.  Neben 
diesen  offenen  Anlehen  gab  es  auch  versteckte 
und  zwar  zwei  Arten:  Münzverschlechterungen 
und  Benutzung  von  Kreditscheinen.  Ueber  die 
ersteren  ist  nicht  viel  zu  sagen:  sie  haben  die 
gleiche  Form  wie  in  Preussen  und  anderwärts, 
nur  dass  sie  in  Frankreich  in  weit  ausgedehnterem 
Masse  verwendet  wurden.  Mit  Kreditscheinen 
aller  Art  war  der  Markt  überfüllt;  sie  bildeten 
eine  schwebende  Schuld,  die  weit  ansehnlicher 
war  als  die  konsolidierte.  Die  Schatzmeister, 
die  Generalschatzmeister,  die  Generaleinnehmer, 
die  Schuldenkasse  und  andere  gaben  Papiergeld 
aus;  desgleichen  der  Staat  selbst  unter  der 
Form  von  Schatzscheinen,  Staatsscheinen,  Bank- 
billets.  Sie  wurden  später  in  konsolidierte 
Schulden  verwandelt,  aber  die  Zinszahlung 
wurde  eingestellt.  Kein  Wunder,  dass  unter 
solchen  Massregeln  der  öffentliche  Kredit  zu 
Grunde  ging. 

Unter  Siilly  war  Ordnung  im  Staatshaus- 
halt, ja  es  gelang  ihm,  einen  nicht  unerheblichen 
Staatsschatz  anzusammeln.  Aber  mit  dem  Tode 
Heinrichs  IV.  und  Sullys  Entlassung  endigte 
diese  kurze  Glanzperiode,  um  einer  Zeit  der 
grössten  Verwirrung  und  der  schamlosesten 
Uuterschleife  Platz  zu  machen.  Man  verschlen- 
derte nicht  nur  die  angesammelten  Schätze, 
sondern  griff  wieder  zu  den  alten  Mitteln  der 
früheren  Zeit,  um  die  notwendigen  Summen 
aufzutreiben,  zu  Anlehen  mit  überhohem  Zins- 
fusse,  Errichtung  zahlloser  neuer  Aemter,  Ver- 
pfändung der  Domänen,  ZwangsanleheUj  Renten- 


verkürzungen u.  dgl.  Noch  einmal  schien  Frank- 
reich geordnete  Kreditzustände  zu  erhalten,  als 
der  grosse  Minister  Colbert  eine  bessere  Finanz- 
verwaltung durchführte,  eine  Caisse  des  empmnts 
errichtete  und  die  30  Millionen  Renten,  auf 
welche  die  Schuld  im  Jahre  1663  angeschwollen 
war,  auf  8  Millionen  herabbrachte,  jene  Summe, 
welche  Colbert  selbst  einmal  als  diejenige  be- 
zeichnet hatte,  die  Frankreich  ohne  Gefahr  tragen 
könnte.  Aber  mit  dem  Tode  Colberts  waren 
diese  Aussichten  vorüber;  in  dem  letzten  Jahr- 
zehnt des  17.  Jahrhunderts  wurden  fast  jährlich 
neue  Anlehen  aufgenommen.  Noch  schlimmer 
wurde  es  unter  Ludwig  XV. :  wir  erinnern  nur 
an  die  Assignatenwirtschaft  mit  den  wieder- 
holten Staatsbankerotten,  an  die  Lotterie-  und 
Tontinenanlehen  in  den  1740er  und  50er  Jahren, 
an  die  fortwährenden  Einstellungen  der  Renten- 
zahlung, an  die  Zwangsanleihen  und  ähnliche 
Operationen.  Als  Turgot  die  Finanzen  über- 
nahm,    betrug     die    Höhe    der    Scbuldzinsen 

119  752  753  Livres ;  dazu  kam  noch  eine  Schuld, 
welche  Turgot  als  dette  arri6ree  exigible  be- 
zeichnete, mit  eiuemKapitalbetrag  von  235  261 360 
Livres.  Der  gesamte  Zinsenetat  betrug  da- 
mals ca.  154  Millionen,  das  waren  40  ^/^  der  ge- 
samten Staatseinnahmen,  die  im  Jahre  1775  auf 
377287637  veranschlagt  waren.  Und  wieviele 
Schuldverbindlichkeiten  waren  auf  unrecht- 
mässige Weise  gelöst  worden! 

In  seiner  Verzweiflung  griff  das  Ancien 
Regime  zu  höchst  bedenklichen  fiskalischen 
Mitteln :  die  versteckten  und  die  Zwangsanlehen 
nahmen  die  abenteuerlichsten  Formen  an;  aber 
sie  ergaben  in  der  Zeit  von  1689 — 1715  mehr 
als  900  Millionen  Livres.  Sehr  beliebt  war  der 
Aemter  kauf,  namentlich  gegen  das  Ende  der 
Regierung  Ludwigs  XIV.  und  während  der 
Regentschaft.  Man  zwang  die  Beamten  gegen 
die  Gewährung  höherer  Gehälter  zu  bestimmten 
Geldleistungen  und  erzielte  auf  diesem  Wege 

120  Millionen  Noch  höhere  Einkünfte  gewährte 
die  Errichtung  neuer  Aemter  und  ihre  Ver- 
leihung gegen  entsprechende  Geldleistungen. 
Unzählige  Aemter,  zum  Teil  ganz  merkwürdiger 
Art,  wurden  so  gegründet.  Da  die  Beamten 
grösstenteils  von  Steuern  befreit  waren,  so  fiel 
eine  um  so  grössere  Last  auf  den  Rest  der  Nation. 
Das  machte  in  der  Zeit  vom  15.  bis  18.  Jahr> 
hundert  den  Druck  der  Steuer  auf  die  unteren 
und  mittleren  Klassen,  besonders  auf  die  Land- 
bevölkerung, immer  stärker  und  verhasster; 
denn  es  wurde  in  diesen  die  üeberzeugung  ge- 
stärkt, dass  sie  mit  den  Früchten  ihres  Fleisses 
das  staatliche  Schmarotzertum  zu  ernähren  hätten. 
Und  die  Art.  wie  die  Einnahmen  seit  Ludwig  XIV. 
verwendet  wurden,  konnte  diese  Üeberzeugung 
nur  bestärken.  Es  ist  bekannt,  welche  enormen 
Summen  der  Hofhalt  des  14.  und  15.  Ludwig 
verschlang  und  zu  welchen  Zwecken  dieselben 
verwendet  wurden.  Zwischen  1550 — 80  schon 
hatten  die  Ausgaben  für  den  Hof  und  die  Garden 
über  11V>%  der  Gesamtausgabe  betragep.  Hein- 
rich IV.  soU  jähriich  1,2  Millionen  Ecus  für 
Spiel,  Maitressen,  Jagdhunde,  Schlösser  gebraucht 
haben.    Noch  im  Jahre  1609  kosteten 

Heer  und  Flotte        4,6  Mill.  Livres 
dagegen  der  Hof       2,3    „         „ 
Pensionen  2,0    „         „ 

Geschenke  ^i7    n         r 

Le  comptant  da  roi  2,3    „         „ 
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Ludwig  XIV.  Budget  von  1662  enthielt 
35  Millionen  Livres;  davon  11,6  Millionen  für 
die  verschiedenen  Zweige  des  königlichen  Hofes 
nnd  Hanses.  Im  Jahre  1670,  als  Colbert  den 
Höhepunkt  seiner  Thätigkeit  erreicht  hatte,  be- 
trug die  Staatsausgabe  nahezu  8()  Millionen 
Livres;  davon  entfiel  nahezu  ein  Drittel  auf 
den  Hof.  Der  Bau  des  Versailler  Schlosses  soll 
allein  ca  165  Millionen  Livres  =  20()  Millionen 
heutiger  Francs  gekostet  haben.  Solche  Lasten, 
so  druckend  sie  vor  allem  in  anbetracht  ihrer 
ungleichen  Verteilung:  waren,  konnten  getragen 
werden,  solange  die  Nation  nach  aussen  an  Glanz 
gewann  und  im  Innern  teils  Ludwig  XIV.  selbst, 

1.  Etat  für  1773 

A.  Ausgaben. 

1)  Civilverwaltung  (inkl.  königl.  Hof)       109,16 

davon  der  königl.  Hof  .  .  32,00 
das  Auswärtige  ....  8,00 
Caisse  des  arrerages  .  .  20,00 
Zins.,Erlässe,Kost.d.Finanz.    19,00 

2)  Militär 127,29 

davon  Marine  u.  Kolonieen    30,^^ 

Zusammen       236,45  | 

3)  Abzüge  von  der  Einnahme 

(Schuldzinsen,  specieUe  Erhebungs-  j 

kosten) 160,00 

Summe  aller  Ausgaben       39^,45 

2.  Neckers  Anschlag  für  den  Beginn 

A.  Ausgaben. 

1.  Königlicher  Hof   .    .    .    33,7 

2.  Schuld 262,5 

3   Auswärtiges     ....      8,5 
4.  Civilverwaltung    .    .    .    62,122 
5   Militär  und  Marine       .  150,8 

6.  Finanzverwaltung     .    .    66,378 

7.  Ausgaben  der  Städte  etc.    26,0 

Summe  aller  Ausgaben  610,0 


teils  sein  grosser  Minister  fruchtbare  volkswirt- 
schaftliche Reformen  durchführten.  Anders  aber 
wurde  dies  unter  Ludwig  XV.,  dessen  Namen 
man  nur  auszusprechen  braucht,  um  sich  die 
traurige  wirtschaftliche  und  finanzielle  Lage 
Frankreichs  in  jener  Zeit  zu  vergegenwärtigen. 
Die  Lasten,  welche  Ludwig  XV.  auf  das  Volk 
legte,  konnten  unter  Ludwig  XVI.,  selbst  wenn 
eine  grössere  Neigung  hierzu  vorhanden  gewesen 
wäre,  nicht  mehr  herabgemindert  werden  Die 
Höhe  des  Budgets  war,  auch  am  Massstabe 
unserer  Zeiten  gemessen,  eine  ungewöhnlich 
grosse.  Die  zwei  folgenden  Uebersichten  (nach 
A.  Wagner)  geben  ein  Bild  derselben. 

in  Millionen  Livres. 

^  B.  Einnahmen. 

1)  Direkte  Steuern 1 73,95 

davon:  Taille 66,17 

;         Capitation  (1768)    ....  41,70 

I         Zwanzigster  (1768)     .    .     .34,00 

Aus  den  Pays  d'^tat  .     .    .  23,68 

2)  Indirekte  Steuern 186,90 

i         davon :  durch  die  Fennes  generales 

(netto) 132,00 

Zuschläge  dazu  ....      22,00 

j  3)  Domänen  und  Forsten 6,40 

I  4)  Ferme  der  Posten _^ 7Ji 

Summe  aller  Einnahmen       374,9^ 

der  1780er  Jahre  in  Millionen  Livres. 

<  B.  Einnahmen. 

1)  Direkte  Steuern        242,56 

davon:  Taille      ....      91,0 

Capitation       41,5 

Zwanzigster 55,0 

3.  Zwanzigster   ....      21,5 

2)  Indirekte  Steuern 319,04 

davon:  Fermes  g^nörales     166,00 
Regie  generale  .    .    .    .      51,5 
Octrois 27,0 

3)  Andere  Einnahmen 23,4 

davon  Posten 10,3 

Summe  aller  Einnahmen       585.0 


16.  Die  FinanzYerwaltung«  Unter  dem 
AncienB^gime  gab  es  keine  geordnete  Finanz- 
verwaltung. Das  Rechnungswesen  war  so 
zersplittert,  dass  es  niemand  im  ganzen  über- 
schauen konnte.  Das  Budget  existierte  nur 
dem  Namen  nach.  Das  moderne  Princip,  dass 
alle  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Budget  vor- 
getragen werden  müssen,  war  unbekannt.  Ein 
grosser  Teil  der  Staatseinkünfte  war  nirgends 
vorgetragen;  ein  anderer  nur  in  Specialetats. 
Es  gab  Zuschlagsteuem,  die  weder  in  den  Ein- 
nahmen noch  in  den  Ausgaben  erschienen.  So 
flössen  die  Zuschläge  zur  taille  direkt  an  die 
Steuereinnehmer.  In  den  sogenannten  Pays  d' 
^lection  wurden  bestimmte  Zuschläge  zur  ca- 
pitation und  den  vingti^mes  direkt  zur  Wege- 
nnterhaltung,  zum  Unterhalt  der  Kirchen  und 
Geistlichen  und  zur  Dotierung  von  Wohlthätig- 
keitsanstalten  verwendet,  ohne  die  Staatskassen 
zu  passieren.  Es  war  deshalb  nicht  möglich, 
die  wirklichen  Einnahmen  des  Staates  wie  die 
Gesamtlast  der  Steuerpflichtigen  festzustellen. 
An  der  Spitze  jedes  Verwaltungszweiges  stand 
ein  nahezu  unumschränkter  Herr,  welcher  nach 


seinem  Gutdünken  schaltete.  Ursprünglich  war 
der  Regisseur  du  domaine  rojale  Chef  der 
Finanzverwaltung,  später  trat  an  seine  Stelle 
der  Oberintendant  der  Finanzen.  Allein  die 
Vereinigung  der  ganzen  Finanzverwaltung  ein- 
schlies.slich  der  Kontrolle  in  einer  Hand  erwies 
sich  als  gefährlich,  und  Colbert  wurde  als 
Generalkontrolleur  Chef  der  Finanzen.  Im 
Jahre  1661  beseitigte  man  das  Amt  des  Ober- 
intendanten, und  an  seine  Stelle  trat  der  (^nseil 
royal  des  flnances,  dessen  Mitglieder  vom  König 
ernannt  wurden  und  dessen  Vorsitzender  der 
König  selbst  war.  Der  Controleur  general  war 
stellvertretender  Vorsitzender,  er  hatte  über 
alle  Angelegenheiten  Bericht  zu  erstatten  und 
die  Generalüirektion  des  Finanzwesens.  Ihm 
unterstanden  die  Beamten  und  Pächter,  er  ent- 
warf das  Budget  und  unterbreitete  dem  König 
die  auf  Erhöhung  oder  Emiedrigunj^  der  Steuer 
bezüglichen  Anträge.  Er  hatte  die  Kontrolle 
über  die  Amtsführung  seiner  Kollegen  im  Mi- 
nisterium und  infolgedessen  den  weitreichend- 
sten Eiufluss. 

Die  Provinzialverwaltung   wurde    in  den 
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unter  dem  Namen  Pays  d*election  bekannten 
Landesteilen  durch  Beamte  pfeführt,  welche  ur- 
sprünglich von  den  Steuerpliichtifiren  gewählt 
wurden.  Die  Generalsuperintendanten  repar- 
tierten im  Vereine  mit  gewählten  Vertretern 
der  Städte  und  Gemeinden  die  Steuer.  Aber 
aus  den  gewählten  Beamten  wurden  allmählich 
königliche  und  ihre  Kompetenzen  beschränkt. 
Später  trat  an  die  Spitze  der  einzelnen  Pro- 
vinzen je  ein  Intendant,  der  in  Bezug  auf  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  die  ausgedehntesten 
Kompet«^nzen  besass.  In  der  Frage  der  Repar- 
tition  der  Steuern  war  er  ausschlaggebend. 
Ein  königliches  Brevet,  das  im  (-onseil  des 
finances  beschlossen  wurde  und  den  aufzu- 
bringenden Steuerbetrag  festsetzte,  wurde  ihm 
zur  Begutachtung  mitgeteilt.  Darnach  wurde 
der  Steueranteil  jeder  election  definitiv  fest- 
gestellt. Das  bei  jeder  Intendantur  bestehende 
bureau  des  financos  beauftragte  die  Exekutiv- 
behörden. So  vollzog  sich  die  erste  Repartition. 
Die  zweite  vollzog  sich  in  jedem  Departement 
durch  Austeilung  der  Steuer  auf  die  einzelnen 
Kirchspiele.  In  den  Pays  d'etat  trat  an  die 
Stelle  des  Intendanten  der  mit  verschiedenen 
Namen  bezeichnete  gewählte  Kommissär,  der 
im  übrigen  so  ziemlich  die  gleichen  Funktionen 
hatte  wie  jener.  Unter  dem  Intendanten  bezw. 
dem  Kommissär  standen  die  (^'ollecteurs  -oder 
Asseeurs,  welche  für  die  Repartition  und  den 
richtigen  Eingang  der  Steuern  in  den  einzelnen 
Kirchspielen  zu  sorgen  hatten.  Das  waren  aber 
keine  fest  angestellten  Beamten,  sondern  aus 
den  Einwohnern  eines  Kirchspiels  wurde  für  je 
ein  Jahr  eine  Kommission  von  sechs  Steuer- 
pflichtigen durch  den  Intendanten  oder  Kom- 
missär bestimmt,  welche  für  den  richtigen  Ein- 
gang der  Steuer  zu  sorgen  und  zu  haften  hatten. 
Deshalb  wurden  die  Steuern,  da  die  KoUekteure 
einen  Ausfall  eventuell  aus  eigenen  Mitteln  zu 
decken  hatten,  mit  grosser  Strenge,  ja  Härte 
eingetrieben. 

Die  indirekten  Steuern  waren,  wie  erwähnt, 
verpachtet.  Im  Jahre  1720  wurden  die  Ver- 
brauchssteuern für  55  Millionen  pro  Jahr  an 
eine  Gesellschaft  von  40  Aktionären,  die  soge- 
nannten fermiers  generaux,  verpachtet.  Diese 
Summe  wurde  aber  bei  jeder  Stenerpachtung 
gesteigert  und  betrug  1789  180  Millionen  Lire. 
Nichtsdestoweniger  machten  die  Pachtgesell- 
schaften noch  ein  gutes  Geschäft.  Allerdings 
wuchs  mit  der  Pachtsumme  auch  die  Härte 
und  Rücksichtslosigkeit  der  Steuerbeitreibung. 

Neben  den  bisher  erwähnten  Organen  der 
Finanz  Verwaltung  gab  es  zahlreiche  Beamte 
im  Dienste  des  Königs  oder  der  Pächtergesell- 
schaften. Da  viele  dieser  Aemter  käuflich  und 
mithin  eine  Einnahmequelle  des  Staates  ge- 
worden waren,  so  wurden  stets  neue  geschaffen. 
Aber  ihre  Bezahlung  erfolgte  nicht  aus  dem 
Budget,  sondern  meistens  wieder  seitens  der 
Steuerpflichtigen  durch  Steuerzuschläge.  So 
kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  der  Ueber- 
fluss  an  grossenteils  beschäftigungslosen  Be- 
amten zusammen  mit  den  übrigen  Missständen 
im  Finanzwesen  den  wesentlichsten  Anteil 
an  dem  Zusammenbruch  des  Ancien  Regime 
trug. 

17.  Die  Revolution  von  1789  nnd  das 
Finanzwesen.  Ein  ungeheuerer  Druck  lastete, 
wie  die  obigen  Ausführungen  zeigen  ,zur  Zeit 


des  Beginnes  der  grossen  Revolution  auf  dem 
französischen  Volke.  Unerträglich  waren  die 
Ungleichheiten  zwischen  den  Provinzen  und  den 
einzelnen  Klassen  der  Unterthanen.  Mit  ge- 
rechter Erbitterung  blickte  das  mit  Steuern 
überbürdete  Volk  auf  die  Privilegies  und  auf 
die  sich  bereichernden  Steuerpächter,  empfand 
es  die  Willkür  der  Verwaltung,  den  Mangel  an 
Ordnung,  die  Verschwendung  der  Könige.  Es 
ist  erklärlich,  dass  die  Revolution  zugleich  mit 
dem  Ancien  Regime  auch  das  alte  Steuerwesen 
beseitigte.  Die  konstituierende  Versammlung 
dekretierte  im  Oktober  1789,  „dass  alle  Steuern 
und  öffentlichen  Lasten,  wie  immer  sie  geartet 
sein  mö§:en,  von  allen  Bürgern  und  Eigen- 
tümern im  Verhältnis  zu  ihren  Gütern  und 
ihrer  Leistungsfähigkeit  getragen  werden 
sollen."  Sodann  ging  man  in  der  Annahme, 
dass  infolge  der  Aenderung  in  der  Verfassung 
und  Verwaltung  die  Ausgaben  wesentlich  ver- 
mindert werden  könnten,  an  eine  Vereinfaehung 
des  Steuerwesens.  Man  erliess  1790  unter  dem 
Einfluss  physiokratischer  Lehren  ein  Gesetz, 
durch  welches  eine  Steuer  vom  Reinertrag  alles 
Grundeigentums,  bemessen  nach  dem  mittleren 
Ertrag  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren,  ein- 
geführt ^^nirde.  Ihrem  Grundgedanken  nach 
sollte  sie  die  einzige  Steuer  sein;  insbesondere 
fielen  die  besonders  verhassten  indirekten  Steuern 
und  die  Binnenzölle.  Dagegen  blieben  die 
Aus.senzölle  bestehen,  und  alle  bisher  durch  Zölle 
von  einander  getrennten  Gebietsteile  Frank- 
reichs und  die  noch  ganz  ausserhalb  des  ält.eren 
Grenzzollsystems  stehenden  Provinzen  wurden 
in  das  neue  grosse  Zollgebiet  aufgenommen. 
Man  musste  jedoch  bald  erkennen,  dass  die 
Grundsteuer  allein  den  Bedürfnissen  nicht  ge- 
nügte, und  so  schuf  man,  beherrscht  von  der 
allgemeinen  Abneigung  gegen  das  indirekte 
Steuerwesen,  ein  neues  direktes  Steuersystem, 
indem  man  neben  die  Grundsteuer  als  Haupt- 
steuer im  Jahre  1791  die  Personal-  und  Mo- 
biliarsteuer als  Nebensteuer,  vorwiegend  be- 
messen nach  Wohnungs-  oder  Mietaufwand, 
setzte.  Dazu  kamen  noch  in  demselben  Jahre 
die  Patent-  und  die  Thür-  und  Fenstersteuer 
(1798)  sowie  einige  Luxussteuern  und  die  Re- 
gistrierungs-  und  Stempelabgaben,  die  anfangs 
nicht  im  Steuerplane  lagen,  sondern  ihre 
Kreierung  fiskalischen  Erwägungen  verdanken. 
Damit  ist  in  der  Zeit  der  Revolution  und  der 
ersten  Republik  das  heutige  System  der  direkten 
Besteuernnof  in  Frankreich  begründet  worden; 
zur  gesetzlichen  Ausbildung  und  ordentlichen 
praktischen  Durchführung  gelangte  aber  diese 
direkte  Besteuerung  erst  unter  dem  Consulat 
und  Kaisertum  Napoleons  I.  und  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts.  Leitstern  und  Zielpunkt 
bei  den  Reformplänen  der  Revolutionszeit  war 
das  Streben,  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit, 
Gesetzmässigkeit  und  Gleichmässigkeit  zur  An- 
wendung zu  bringen,  alle  Willkür  bei  der  Ver- 
anlagung und  Erhebung  nach  Möglichkeit  aus- 
zuschliessen,  die  Erhebung  wohlfeil  zu  machen 
und  diese  wie  die  Veranlagung  dem  Volke 
selbst  zu  übertragen.  Eine  eigentumsfeindliche 
Tendenz  zeigte  sich  nur  zur  Zeit  des  Hoch- 
standes der  revolutionären  Beweguufi:  in  den 
Versuchen  mit  starken  Extrasteuem  und  Zwangs- 
anleihen der  Reichen. 
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D.  England. 

18.  Das  britische  Finanzwesen  bis  1793. 

Für  die  Geschichte  der  Finanzen  bietet  England 
ein  ganz  besonderes  Interesse.  Zum  ersten  ist 
eine  grosse  Anzahl  der  wichtigsten  Grundsätze 
der  Finanzverwaltung  zuerst  in  England  er- 
kannt und  angewendet  worden,  zum  anderen 
zeigt  die  Geschichte  des  englischen  Finanz- 
wesens am  klarsten  den  engen  Znsammenhang 
der  Finanzen  mit  dem  ganzen  (lang  des  Staats- 
lebens. 

In  erster  Beziehung  mag  nur  daran  erinnert 
werden,  dass  das  wichtigste  Princip  des  mo- 
derneu Budgetrechts ,  die  Bewilligung  der 
Steuern  durch  das  Parlament  in  England  viel 
früher  als  in  allen  anderen  Staaten  in  regel- 
mässiger Uebung  stand.  Das  Princip  der  Steuer- 
bewilligung, welches  in  der  Magna  Charta  seinen 
verbrieften  Ausdruck  fand,  obwohl  es  schon 
vorher  in  Geltung  war,  beherrscht  die  Be- 
ziehungen zwischen  Nation  und  Königtum.  In 
der  Acte  von  1627  verlangen  die  Barone,  dass 
kein  freier  Mann  gezwungen  werde,  ein  Ge- 
schenk, ein  Darlehen  oder  sonst  eine  andere 
Reichung  zu  leisten  ohne  eine  Acte  des  Parla- 
ments, wobei  allerdings  die  Tonnengelder 
nicht  inbegriffen  waren;  die  Acte  von  1688 
nntersagt  Wilhelm  von  Oranien  neuerdings, 
Steuern  ohne  Zustimmung  des  Parlaments  zu 
erheben,  und  stützt  dieses  Verbot  durch  wirk- 
same Kautelen,  häufige  Einberufung  des  Parla- 
ments, freier  Wahlen,  Redefreiheit,  Verbot  des 
Unterhalts  einer  Armee  in  Friedenszeiten  so- 
wie der  Aufhebung  oder  Nichtdurchfühmng 
von  Gesetzen.  , 

Was  den  zweiten  Punkt  anbelangt,  so  wird 
an  anderer  Stelle,  (Art.  Finanzen  im  Mittel- 
alter) erwähnt  werden,  dass  die  Steuerein- 
treibungen Johanns  ohne  Land  den  Aufstand 
der  Barone  zu  Runnvmede  und  die  Charta 
magna  von  1215  herbeigeführt  hatten  nnd  dass 
der  Aufstand  Wat  Tylors  zu  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts durch  die  poll-taxe,  der  Jacques  Cade's 
durch  ungewöhnlich  hohe  Steuern  veranlasst 
war.  Grundlegende  Aenderungen  im  englischen 
Steuerwesen  brachte  die  erste  Revolution  und 
Republik.  An  Stelle  der  alten  den  Bedürfnissen 
nicht  mehr  genügenden  direkten  Steuern,  der 
Subsidien,  Zehntel  und  Fünfzehntel,  traten  die 
Monatsanlagen,  „monthly  assessments",  d.  h. 
eine  Vermögens-  und  Einkommensteuer  nach 
neuer  Veranlagung  und  unter  umfassender  Ein- 
beziehung der  Besoldungen  im  Civildienst  und 
des  persönlichen  Erwerbs.  Sie  wurden  nach  Be- 
darf in  Monatssummen  festgestellt  und  auf  die 
Grafschaften  und  Städte  repartiert.  Am  wich- 
tigsten aber  war  die  Einführung  innerer  Ver- 
branchssteuern auf  eine  Anzahl  von  Artikeln, 
insbesondere  Getränke,  im  Jahre  1643.  Da- 
gegen blieb  das  alte  Zollwesen  in  der  Haupt- 
sache bestehen. 

W^ährend  der  Restaurationszeit  und  der 
Zeit  der  letzten  Stuarts,  1660—1688,  werden 
zwar  Versuche  gemacht,  auf  die  ältere  direkte 
und  indirekte  Besteuerung:  zurückzugreifen, 
aber  in  der  Hauptsache  blieb  es  bei  dem  bis- 
herigen Zustande.  Eine  neue  Herdsteuer  (hearth 
money),  neue  Kopfsteuern,  eine  Bankierbe- 
steuerung und  eine  Steuer  auf  gewisse  andere 
Einkommen   werden    eingeführt.      Die    älteren 


Zölle  werden  weiter  entwickelt,  ein  neuer  Tarif 
aufgestellt,  der  insbesondere  Abgaben  auf  Wein, 
Zucker,  Tabak,  Branntwein  enthält  Von  be- 
sonderer und  dauernder  Bedeutung  aus  dieser 
Zeit  ist  die  Bildung  einer  Civilliste  durch  Be- 
willigung besonderer  Abgaben,  einer  „erblichen 
Accise"  (besonders  auf  (betränke)  und  einer 
temporären,  in  Zuschlägen  bestehende  Accise. 
Abgaben  im  Gerichtsverfahren  werden  neu  ein- 
geführt. 

Die  Periode  von  Wilhelm  III.  bis 
zur  französischen  Revolution,  1688  bis 
1793.  Auch  in  dieser  Periode  ist  es  das  Steuer- 
wesen, welches  die  Aufmerksamkeit  besonders 
auf  sich  lenkt.  Die  bestimmenden,  allgemeinen 
Faktoren  für  die  Entwickelung  des  britischen 
Finanz-  und  Steuerwesens  in  dem  bezeichneten 
Zeiträume  sind  nach  A.  Wagner  (Finanz Wissen- 
schaft, Teil  in  S.  181)  die  wiederholten  grossen 
und  kostspieligen  Kriege,  welche  stets  mit  einer 
starken  Vermehrung  der  Staatsschuld  und  einer 
dadurch  mit  bedingten  Erhöhung  des  Finanz- 
bedarfs verbunden  waren,  femer  die  endgiltige 
Einbürgerung  des  parlamentarischen  Partei- 
regiments in  den  Händen  der  Aristokratie, 
welche  besonders  die  indirekten  Verbrauchs- 
steuern bevorzugte.  Die  Entwickelung  der 
englischen  Finanzen  (ohne  Irland)  in  dieser  Zeit 
zeigt  die  folgende  Zusammenstellung  nach 
Dowell  (bei  A.  Wagner  a.  a.  0.)  in  Millionen  iJ. 

Qf«o*n    c,.i,«i^  Ausgabe f.^'ivilver-     Eln- 
TT  fetaats-  Schuld-    ^^  waltunp  nähme 

^^™         schuld    Zinsen    ^?,^^.^-      (inkl.        aus 
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hn 
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1,85 

0,95 
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1755 

72,5 
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2,0 

1,0 

6,75 

1775 

126,0 

4,6 

3,81 

1,2 

10,0 

1792 

237,4 

9,3 

6,25 

2,0 

17,3 

Bei  der  Ungenügendheit  der  Monatsanlagen 
wurden  Versuche  mit  verschiedenen  direkten 
Steuern  (Kopf-,  Klassen-,  Standes-,  Geburts-, 
Heirats-,  Begräbnis-,  Junggesell ensteuem)  ange- 
stellt, die  jedoch  keinen  dauernden  Erfolg  hatten 
und  im  ganzen  das  direkte  Steuerwesen  eher 
verschlechterten  als  verbesserten.  Die  Haupt- 
steuer dieser  Zeit  blieb  die  im  Jahre  1692  ein- 
geführte land-tax,  die  ursprünglich  als  allge- 
meine Vermögens-  und  Besoldungpssteuer  ge- 
dacht war,  sehr  bald  jedoch  zu  einer  reallast- 
artigen  Grundsteuer  wurde,  in  ihrer  späteren 
Entwickelung  überhaupt  kaum  mehr  als  Steuer 
bezeichnet  werden  kann.  Sie  wurde  in  der  Be- 
drängnis der  französischen  Eevolutionskriege, 
um  mehr  Mittel  auf  einmal  zu  erhalten,  für 
ablösbar  erklärt.  Diese  Ablösbarkeit  blieb  bis 
in  die  neueste  Zeit  zu  Recht  bestehen,  und  des- 
halb findet  sich  im  heutigen  britischen  Finanz- 
weseL  nur  ein  Rest  der  alten  Landtaxe.  Die 
unpopuläre  Herdsteuer  wurde  1696  durch  eine 
Fenstersteuer  und  diese  1778  durch  eine  Steuer 
von  Wohnhäusern  ersetzt.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  18.,  teilweise  noch  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  tauchen  verschiedene  neue  direkte 
Steuern  auf,  die  sogenannte  assessed  taxes, 
(Steuern  auf  Droschken  und  Landkntschen. 
Mietpferde  und  Wagen,  auf  einzelne  Berufe  und 
Gewerbe),  die  grösstenteils  als  specielle  Ge- 
werbesteuern zu  betrachten  sind.  Eine  be- 
sondere Ausbildung  erlangten  in  England  im 
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18.  Jahrhundert  die  sogenannten  Luxusstenem, 
hervorgejjfaugen  aus  einem  gewissen  Gefühl  der 
Notwendigkeit  der  verteilenden  Gerechtigkeit 
im  Zusammengange  mit  den  wachsenden  Be- 
dürfnissen des  Staates.  Steuern  auf  Karossen, 
Silbergeschirr,  Haarpuder,  Wappen,  Taschen- 
uhren, Diensthoten  u.  s  w.,  die  häufig  wechseln, 
aber  trotz  der  Vielheit  der  Gegenstände  dem 
Staate  keine  nennenswerte  Aushilfe  gewähren. 
Auch  die  Accise  wird  in  der  Zeit  von  1688  bis 
1793  erhöht  und  auf  immer  mehr  Artikel  der 
verschiedensten  Art ,  Verzehrungsgegenstände, 
Bohstoffe  und  Fabrikate  ausgedehnt,  namentlich 
werden  die  Getränkesteuem  immer  höher.  Da- 
gegen scheitert  das  von  Walpole  und  andern 
vertretene  Problem  einer  allgemeinen  Accise  an 
dem  Widerstand  der  öffentlichen  Meinung  und 
d€8  Parlaments.  Die  en«:lische  Accise  war  da- 
her nicht  eine  allgemeine,  wie  beispielsweise 
die  preussische,  sondern  blieb  beschränkt  auf 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Artikeln  (in  der 
Hauptzeit  28).  Der  Ertrag  der  Accise  stieg  von 
1 — 1,4  Millionen  £  zu  Anfang  des  18.  Jahr- 
hunderts auf  10  Millionen  gegen  den  Schluss 
desselben.  Mit  der  Accise  im  Zusammenhang 
stand  ein  System  von  Lizenzen  für  Produzenten, 
Händler^  Wirte  und  dergleichen,  welche  mit 
accisepflichtigen  Artikeln  zu  thun  hatten.  Das 
Lizenzsystem,  aus  gebührenartigen  Anfängen 
herausgewachseu,  besteht  in  der  Verpflichtung, 
den  betreffenden  Gewerbebetrieb  anzumelden 
"und  eine  bestimmte  jährliche  Abgabe  zu  be- 
zahlen, giebt  aber  insbesondere  der  Verwaltung 
das  Recht,  den  lizenzpflichtigen  Betrieb  jeder- 
zeit zu  kontrollieren,  und  gewährt  so  ein  wirk- 
sames Mittel  gegen  Schmuggel  und  Unterschleif. 
Auch  Verkehrssteuem,  namentlich  Erbschafts- 
steuern, haben  sich  vornehmlich  in  dieser  Zeit 
in  England  eingebürgert  und  entwickelt.  Der 
Stempel  von  Itechtsgeschäften  und  von  Erb- 
schaften ist  1694  eingeführt,  die  Erbschafts- 
steuer zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wesent- 
lich weiter  gebildet  worden.  Das  Zollwesen 
wird  in  dieser  Zeit  immer  komplizierter,  die 
älteren  Zölle  werden  teilweise  erhöht,  andere 
neu  eingeführt;  handelspolitische  Momente  finden 
immer  mehr  Berücksichtigung.  Im  ganzen  weist 
England  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
noch  einen  sehr  umfassenden  Tarif  mit  zahl- 
reichen Artikeln  und  hohen  Zollsätzen  auf. 

Was  den  Staatskredit  anlangt,  so  zeigt  er 
in  der  älteren  Zeit  ähnliche  Züge  wie  in 
den  anderen  Staaten.  Karl  11.  fiel  es  noch  schwer 
genu^,  das  Kreditbedürfnis  zu  befriedigen.  Anti- 
cipation  von  Steuern  durch  Verpfändung  der- 
selben blieb  die  stehende  Form  der  Kreditauf- 
nahmen, ergänzt  (1692)  durch  Anlehen  gegen 
99jährige  Renten,  auch  Leibrenten  und  Tontinen. 
Nur  in  den  grossen  Handelskompagnieen  hatte 
man  Gesellschaften  an  der  Hand,  welche  gegen 
Gewährung  und  Verlängerungen  von  Privilegien 
zu  Vorschüssen  geneigt  waren.  Im  Jahre  1701 
betrug  die  Staatsschuld  16,4  Millionen  £,  die 
jährlichen  Zinsen  dafür  1,3  Millionen,  Ende  1714 
die  dauernde  Schuld  an  die  Kompagnieen  20'  ^ 
Millionen  £;  dazu  eine  Rentenschuld  von  26, 
eine  schwebende  von  ö  Millionen,  im  ganzen 
54  Millionen  £  mit  3,3ö  Millionen  Zinsen,  die 
bis  zum  Jahre  1738  infolge  guter  Fortschritte 
des  Staates  auf  46  Millionen  £  herabgemindert 
werden  konnten.    Aber  von  da  ab  stellen  die 


Kriege,  vor  allem  die  Kämpfe  gegen  Frankreich 
in  Europa  und  den  Kolonieen,  der  Kampf  gegen 
die  Losreissung  der  englischen  Kolonieen  vom 
Mutterlande,  endlich  der  Kampf  gegen  die  fran- 
zösische Republik  und  das  Kaiserreich  an  den 
englischen  Staat  ausserordentliche  Anforderungen 
und  zwangen  zu  einer  Anspannung  des  Kredits, 
die  den  Zeitgenossen  nicht  selten  ernstliche 
Besorgnisse  einflösste.  Die  oben  gegebene  Ta- 
belle zeigt  ein  Anwachsen  der  Schuldenlast  von 
46,0  Millionen  £  im  Jahre  1738  auf  72,5  im 
Jahre  1755,  126,0  im  Jahre  1775,  237,4  im 
Jahre  1792. 

19.  Das  Finanzwesen  Englands  in  der 
Zelt  von  1793—1815.  Während  dieser  Periode 
erhält  das  britische  Finanzwesen  seine  Rich- 
tung durch  die  enormen  Ansprüche,  welche 
die  Kriej^e  gegen  die  französische  Republik  und 
das  Kaisertum  an  dasselbe  stellten.  In  der 
Zeit  von  1802 —  1815  waren  die  Schulden  von 
537,65  Millionen  £  auf  861,04,  die  Zinsen 
von  9,43  auf  32,66  gestiegen.  Aber  die  Schul- 
denlasten wären  ungleich  höher  gewachsen, 
wenn  nicht  die  Steuern  in  so  ausserordentlichem 
Masse  in  Anspruch  genommen  worden  wären. 
In  der  Zeit  von  1793 — 1815  stiegen  sie  von  20 
auf  72  Millionen  £.  Man  kann  die  Tragweite 
dieser  Zahl  ermessen,  wenn  man  sich  die  That- 
sache  vergegenwärtigt,  dass  das  englische  Bud- 
get erst  seit  dem  Jahre  1883  wieder  eine  gleich 
hohe  Steuersumme,  nun  freilich  dauernde,  auf- 
weist und  dass  in  den  dazwischen  liegenden 
70  Jahren  die  Bevölkerung  von  Grossbritannien 
von  12*!a  auf  31  Millionen  gestiegen,  der  Wohl- 
stand ungeheuer  gewachsen  und  der  Wert  des 
Geldes  gefallep  ist.  In  dieser  Beziehung  ist 
das  Jahr  1798  in  der  englischen  Finanzgeschichte 
besonders  bemerkenswert.  Denn  in  diesem  Jahre 
führte  Pitt  zum  ersten  Mal  die  income-tax  ein. 
Der  Grund  war  die  Notwendigkeit,  neue  Ein- 
nahmequellen für  den  Krieg  mit  Frankreich  zu 
eröffnen,  nachdem  eine  weitere  Anspannung  des 
Kredits  und  der  bereits  erhöhten  Zölle  und 
innerenAufwandsteuem  nicht  mehr  angänglich  er- 
schien. Im  Jahre  1799  trat  diese  Einkommen- 
steuer an  die  Stelle  der  oben  erwähnten  assessed- 
taxes  und  der  speciellen  Lohn-  und  Besoldungs- 
steuem.  Die  Steuer  beruhte  auf  Selbstau gaben 
der  Steuerpflichtigen,  welche  von  gewählten 
sowie  seitens  der  Regierung  ernannten  Kom- 
missären kontrolliert  wurden.  Aber  diese 
Art  der  Kontrolle,  die  übrigens  auch  in  Frank- 
reich durch  Gesetz  vom  5.  Thermidor  des  Jahres  V 
eingeführt  wurde,  gab  zu  Willkür  und  Be- 
trügereien reichlich  Veranlassung  und  bereitete 
erhebliche  Schwierigkeiten.  Die  kleinen  Ein- 
kommen bis  1200  Mark  waren  steuerfrei,  Ein- 
kommen von  1200 — 4000  Mark  waren  massiger 
besteuert.  Nach  dem  Frieden  von  Amiens  wurde 
diese  Steuer,  welche  lediglich  eine  Beihilfe  zur 
Fortführung  des  Krieges  sein  sollte,  wieder  auf- 
gehoben, wobei  grosse  Summen  rückständig 
blieben,  jedoch  beim  Wiederbeginn  des  Krieges 
in  veränderter  Gestalt  wieder  eingeführt.  Adding- 
ton  machte  aus  der  Einkommensteuer  eine  Steuer 
auf  die  einzelnen  Ertragsquellen,  welche  in  fünf 
Shedules  oder  Klassen,  nach  den  fünf  ersten 
Buchstaben  des  Alphabets  bezeichnet,  geschieden 
wurden  (A  Ertrag  von  Grund  und  Boden ,  B 
aus  Pacht,  C  aus  Renten  von  öffentlichen  Fonds, 
D  ans  Gewerbe,  Handel  und  Bemf,  £  ans  Lohn 
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und  Gehalt)  Das  Gesamteinkommen  wurde 
nur  dann  berUckRichti^t,  wenn  jemand  Steuer- 
befreiung oder  Steuerminderung  beanspruchen 
wollte.  Steuerfrei  blieben  Gesarateinkommen 
bis  60  £,  in  geringerem  Masse  besteuert  waren 
Einkommen  von  §0 — 150  £.  L.  Say  versucht 
(Les  Solutions  democratiques  de  la  question  des 
impots,  Paris  1886,  t.  II  S.  78—80)  den  Nach- 
weis, dass  diese  Steuerbefreiungen  nicht  aus 
Bücksich rnahme  für  Besitzer  kleiner  Einkommen, 
sondern  lediglich  aus  Befürchtung  vor  zu  grossen 
Erhebungsküsten  der  vielen  kleinen  Steuerbe- 
träge erfolgt  sei.  Dem  widerspricht  aber,  dass 
im  Jahre  1806  lediglieh  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  bezüglich  der  Einkommen  unter  60  £ 
zwischen  solchen  aus  fundiertem  Vermögen 
(from  realized  property)  und  unfundiertem  Ein- 
kommen unterschieden  wurde,  indem  die  Steuer- 
befreiung der  ersteren  aufgehoben,  die  letzteren 
aber  innerhalb  bestimmter  Grenzen  befreit  blieben. 
Nach  dem  Frieden  von  1813  wurde  die  Ein- 
kommensteuer wieder  aufgehoben  Sie  war 
wegen  ihrer  Höhe  von  10%  seit  1806  in  hohem 
Grade  unpopulär.  Diese  ausserordentliche  Er- 
höhung der  Besteuerung  in  allen  möglichen 
Formen,  namentlich  aber  in  der  Form  einer 
neuen  direkten  Einkommensteuer  und  besonderer 
Einkommensteuern  der  Kriegszeit,  sind  ein  be- 
redtes Zeichen  für  den  bereits  damals  vorhan- 
denen Wohlstand,  die  Energie  und  Thätigkeit 
der  Verwaltung  und  den  Opfersinn  des  Volkes 
zur  Zeit  der  grossen  Not  Sie  bezeugen  die  in 
der  Geschichte  der  Finanzen  der  neueren  Zeit 
nnr  selten  vorkommende  Thatsache,  dass  es 
einem  opferbereiten  und  volkswirtschaftlich 
höher  stehenden  Volke  gelingt,  vorübergehend 
auch  tiusserordentliche  Ausgaben  ohne  Schulden- 
mehrung zu  bestreiten.  Welcher  Gegensatz  zur 
Zeit  Richards  IL.  wo  die  Lords  erklärten,  sie 
wollten  zwar  persönlich  in  den  Krieg  ziehen, 
aber  sie  hätten  kein  Geld  zu  Schulddarlehen 
an  den  König! 

£.  Bückblick. 

Dieser  kurze  Abriss  zeigt,  was  früher 
bereits  ausgesprochen  wurde,  dass  das  Fi- 
nanzwesen das  Ergebnis  der  verschiedenen 
historischen,  gesellschaftlichen,  volkswirt- 
schaftlichen und  staatlichen  Zustände  ist  — 
auch  insofern,  als  bei  einer  gewissen  Gleich- 
artigkeit der  Gesaintentwickelung  jedes  Land 
doch  seine  Besonderheiton  aufweist.  Es  ist 
ein  verwirrendos  Detail,  welches  vornehmlich 
die  Klarheit  der  Steuergeschichte  trübt; 
schon  die  verschiedene  Namengebung  er- 
sch-wert  oft  die  Erkenntnis. 

Vergleicht  man  den  Zustand  zu  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  etwa  mit  dem  des 
12.  oder  13.,  so  wird  man  zwar  viele  Aen- 
derungen  und  Fortschritte  finden,  aber  noch 
bis  zum  Zusammenbruch  des  Ancien  Regime 
dauern  die  Gnmdlagen  der  früheren  Zeit  fort. 
Noch  behauptet,  in  manchen  Staaten  melir, 
in  anderen  weniger,  in  Deutschland  in  sehr 
hohem  Grade,  die  Domänen  Wirtschaft  ihre 
finanzielle  Bedeutimg,  so  dass  im  18.  Jahr- 
hundert noch  die  Meinung  deutscher  Schrift- 
steller dahin  geht,  dass  Domänen  dem  Staate 


erst  den  nötigen  Rückhalt  gäben.  Auch 
das  Regalien-,  das  Aemtec-  und  Sportel- 
wesen  bleiben  in  ungosch Wächter  Weise  be- 
stehen. Bis  in  das  19.  Jahrhundert  herein 
dauern  die  Steuerprivilegien  des  Adels,  des 
Klerus,  einzelner  Stände,  Städte  und  Per- 
sonen, die  provinzielle  YerschifKlenheit,  die 
die  französische  Taille  so  drückend  machte, 
die  in  dem  pi-eussischen  Binnenzoll wesen 
den  Verkehr  so  sehr  erschwerte.  Selten 
noch  ist  der  Gedanke  der  Steuerpflicht  ent- 
schieden zum  Durchbruch  gelangt  und  konnte 
es  wohl  auch  nicht  Im  der  Un  Vollkommen- 
heit des  Steuerwesens.  Aber  das  kann  nicht 
übersehen  werden,  dass  doch  in  viel  breite- 
rer und  dauernderer  Weise  als  fiüher  der 
Staatsbedarf  mittelst  Steuern  gedeckt  wird, 
dass  diese  sich  mehr  und  mehr,  vornehmlich 
mit  der  wachsenden  Macht  des  absoluten 
Staates  einbürgern.  Auch  das  ist  unver- 
kennbar, dass  grosse  Staatsmänner  und 
Fürsten,  namentlich  in  Preussen,  Oesterreich 
und  in  anderen  deutschen  Territorien,  be- 
müht waren,  das  Steuerwesen,  besonders 
das  direkte,  im  Sinne  grösserer  Gleichheit 
und  Allgemeinheit  desselben  zu  i'eformieren. 
Auch  das  Schuldenwesen  zeigt  nur  einen 
geringen  Fortschritt.  Wie  der  Privatkredit 
so  ist  auch  der  öffentliche  zuerst  und  lange 
Zeit  Faustpfandkredit.  Versetzungen  von 
Domänen,  \  erpfändmigen  von  Steuern  kom- 
men noch  im  vorigen  Jahrhundert  vor,  und 
erst  in  dem  unseren  erscheint  die  Verpflich- 
tung des  Staates  und  das  Vertrauen  in  seine 
finanzielle  Leistungsfähigkeit  allein  als  eine 
genügende  Bürgschaft  Lange  Zeiten  hin- 
durch sind  die  Anlehen  kurzfristig,  weil  das 
Vertrauen  der  Gläubiger  nur  auf  Monate 
oder  wenige  Jahre  reicht,  weil  zur  Aengst- 
lichkeit  in  dem  Verhalten  der  Schuldner 
sowohl  wie  in  dem  geringen  Bestände  ver- 
fügbarer Kapitalien  genügende  Gründe  vor- 
handen sind.  Erst  allmählich  bürgern  sich 
Leib-  und  Erbrenten,  Tontinen,  Renten  auf 
99  Jahre  und  dergleichen  ein;  aber  im 
Hintergnmd  des  Darlehnsgedankens  liegt 
immer  die  Idee  der  Rückzahlung.  Heute 
finden  wir  die  dauernde  Schuld  als  die 
passendste  Art  der  Staatsschulden.  Und 
trotz  solcher  Garantieen  und  der  zeitlichen 
Beschränktheit  war  der  Kredit  ein  teurer, 
und  selbst  die  zahlnnchen  üblichen  »Würzen« 
des  Kredits,  wie  Cohn  sie  nennt,  die  in 
Aussicht  gestellten  Lotteriegewinne  und 
ähnliches,  konnten  die  nöti^n  Summen  nicht 
anlocken.  Was  den  früheren  Kredit  aber 
noch  besonders  von  dem  modernen  unter- 
scheidet, ist  die  Verschiedenheit  der  An- 
lässe. Die  Staaten  glichen  früher  mit  ihrem 
unentwickelten  Kredit  ungeordneten  Privat- 
wirtschaften;  sie  gingen  Schuldverbindlich- 
keiten ein,  über  deren  Dauer  sie  sich 
täuschten,  zu  deren  Tilgung  dann  die  Mittel 
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fohlten,  ja  die  häufig  aus  einem  chronischen 
Miss  Verhältnis  zwischen  Einnahmen  und 
Ausgaben  stammten,  zu  dessen  Deckung 
Anlehen  gar  nicht  hätten  verwendet  werden 
sollen.  Es  sind  nicht  wie  in  den  modernen 
Staaten  wirklich  ausserordentliche  Anlässe, 
sondern  die  nä(»hsten  Verlogenheiten,  die 
zur  Aufnahme  einer  Schuld  führen.  Deshalb 
reicht  dann  bei  wirklich  ausserordentlichen 
Anlässen  der  Kredit  nicht  mehr  aus  und 
kommen  Mittel  vor,  die  an  hödist  i)rimitive 
Verhältnisse  erinnom,  Zwangsanleihen  oder 
Mitteldinge  zwischen  solchen  und  Steuern, 
Renten verkürzungen,welche  die  französischen 
Rentner  des  18.  Jahrhunderts  oft  zur  Ver- 
zweiflung brachten,  Münzverschlechterungen, 
Devalvationen  und  mehr  oder  weniger  ver- 
schleierte Bankerotte. 

Auch  die  Finanzverwaltung,  das  Kassen-, 
Rechnungs-  und  Kontrollwesen  entsprachen 
den  Anforderungen  nicht,  welche  haupt- 
sächlich die  Steuerzaliler  an  dasvsolbe  stellen 
konnten.  Steueri)ächter  mit  ihren  beson- 
dei-en  Interessen  schoben  sich  zwischen  den 
Staat  und  die  Steuerzahler  und  verwischten 
das  Verhältnis  von  Recht  und  Pflicht,  Günst- 
lingswirtschaft  im  Monopol-  und  Regalion- 
wesen beeinträchtigte  wesentlich  das  Er- 
trägnis. 

Bei  allen  diesen  Un Vollkommenheiten 
überrascht  um  so  mehr  die  grosse  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  des  vorigen  Jahrhunderts, 
namentlich  Preussens  imter  Friedrich  IL 
Freilich  wissen  wir  auch,  dass  nur  die 
äusserste  Ansj)aunung  aller  Kräfte  sie  zu 
Stande  brachte  und  qass  sie  auf  die  Dauer 
nicht  hätte  getragen  werden  können. 

lY.  Das  Finanzwesen  im  19.  Jahrhundert 
A.  Die  moderne  Eiiinahmewirtsehaft. 

20.  Die  Domänen  und  Erwerbsein- 
künfte. Die  ordentliclien  d.  h.  regelmässig 
wiederkehrenden  Einkünfte  des  modernen 
Staates  bieten  auch  heute  noch  fast  alle 
diejenigen  Arten  dar,  in  denen  sie  in  der 
Geschichte  der  Völker  nach  einander  auf- 
getreten sind.  Nur  dass  das  Verhältnis 
ihrer  Bedeutung  zu  einander  sich  im  Laufe 
der  Zeit  je  nach  den  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  verschoben  hat 
und  dass  allenthalben  das  Steuer-  und  Staats- 
schuldcuwesen  eine  die  Finanzen  beherr- 
schende Stellung  einnimmt. 

Die  ältere  DQmänen Wirtschaft,  die 
schon  seit  dem  17.  Jahrhundeii;  erheblich 
an  Bedeutung  verloren  hatte,  ist  im  19.  Jahr- 
hundert noch  mehr  zurilckgetreten.  Ein 
immer  kleinerer  Teil  der  Staatsausgaben 
wird  je  länger  je  mehr  durch  die  Einkünfte 
aus  Feldgütern,  Forsten,  Berg-  xmd  Hütten- 
werken, Salinen,  StaatsJfabriken  u.  s.  w.  ge- 
deckt.   Sie  nahen  sich  im  allgemeinen  in 


ihrem  Bestände  nirgends  vermehrt  während 
der  Staatsbodarf  zu  ungeahnter  Höhe  sich 
entwickelt  hat  Was  insbesondere  die  Do- 
mänen im  engeren  Sinne  d.  h.  Feldgüter 
und  Forsten  anlangt,  so  sind  zu  den  früheren 
Ui-sachen  der  Ven^ingerung  derselben :  Land- 
vei-schonkungen.  Vergebung  an  kleine  bäuer- 
liche Wirte,  Aemtenlotierungen.  in  neuerer 
Zeit  noch  andei'o  getreten:  es  sind  unter 
der  liberalisierenden,  dem  Staatsbesitz  un- 
günstigen Strömung  in  den  ersten  Jalir- 
zehnten  des  19.  Jahrhunderts,  zum  Teil  auch 
infolge  von  finanziellen  Notlagen  Veräusse- 
rungon  von  Domänenland  vorgenommen 
worden.  Sodann  ist  bei  den  infolge  der 
Loslösung  des  füi-stlichen  Hofhaushalts  vom 
Staatshaushalt  in  neuerer  Zeit  durchgeführten 
Auseinandersetzungen  über  Staats-  mid  Kron- 
gut mitunter  das  ganze  Domanium,  noch 
häufiger  ein  Teil  desselben  der  Dynastie 
zugesprochen  und  dadurch  abermals  der 
Bestand  des  alten  Domaniums  verringert 
worden.  Allerdings  haben  allenthalben  und 
zu  allen  Zeiten  auch  wieder  Vermehrungen 
desselben  stattgefnnden,  so  zu  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  Frankreich,  zu  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  in  Deutschland, 
noch  in  den  70  er  Jahren  in  Italien  durch 
Säkularisation  von  Kirchengut;  allein  diis 
Endergebnis  ist  doch  ein  verhältnismässig 
nur  kleiner  Grundbesitz  in  Händen  des 
Staates.  Wenn  in  einzelnen  deutschen  Staaten 
sich  noch  ein  verhältnismässig  grosser  staat- 
licher Grundbesitz,  namentlich  an  Forsten, 
teilweise  auch  an  Feldgütern  erhalten  hat. 
so  ist  dies  der  eigentümlichen  politischen 
Entwickolung  Deutschlands  zu  verdanken. 
Genaue  finanzstatistische  Vergleich  un  gen  des 
Anteils  des  älteren  werbenden  Staats  Vermö- 
gens an  der  Declamg  dos  Staatsbedarfs 
bieten  wegen  der  Verschiedenheit  der  Etati- 
sienmg  der  einzelnen  Staaten  und  der  Be- 
standteile des  privatwirtschaftlichen  Ein- 
kommens erhebliche  Schwierigkeiten.  Was 
die  Einnahmen  aus  den  älteren  Arten  des 
Domaniums  in  den  wichtigeren  deutschen 
Staaten  betrifft,  so  betrugen  diese  nach  den 
Etats  von  1896/97  netto  in  Millionen  Mark: 

Preus-  Bay-  Sach-^^^^' 
sen       ern      sen     ^^^'^ 

Grundbesitz  (Feld- 
güter  und  Forsten)  39,864  14,857  7,066  7,256 

Bergwerke ,  Ssüinen 
und  Hütten     .    .    .  10,403    0,507  1,149  0,850 

andere  Gewerbsunter- 
nehmungeu      .    .    .   4,097     1,291  0,326  0,016 

Lotterie 9,763      —     4,235    — 

Das  Reinerträgnis  des  Gnmdbesitzes 
beträgt  in  Prozenten  der  Nettogesamtein- 
nahmen :  in  Preussen  9,1,  Bayern  7,8,  Sachsen 
9,0,  Wiirttemberg  14,0  ^/o. 

Hat    so    der   ältere    Domänen  besitz    im 
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Preus-  Bav-  Sach- 
seu      ern     sen 


Laufe  der  Zeit  an  Bedeutung  für  die  Staats- 
einnahmen erheblich  verloren,  so  sind  in  den 
modernen  Verkehrsanstalten,  insbe- 
sondere in  den  Eisenbahnen,  neue  werbende 
Staatsanstalten  voq  hervorraj^ender  Bedeutung 
entstanden.  Und  wenn  auch  die  Grund- 
sätze für  die  finanzielle  Behandlung  der 
einzelnen  Verkehrsanstalten  noch  nicht  völlig 
geklärt  sind,  so  wird  doch  im  Eisenbahn- 
wesen die  Anwendung  des  gewerblichen 
Princips,  welches  dem  Staate  erhebliche 
Reineinkünfto  liefert,  allgemein  gebilligt. 
Die  Eisenbahnunternehmungen  bilden  sich 
immer  mehr  zum  wichtigsten  Erwerbsver- 
mögen der  Staaten  heraus  und  stellen  Be- 
sitzwerte dar,  wie  sie  in  solchem  Umfange 
niemals  früher  in  Eigenbewii-tschaftung  des 
Staates  standen.  Für  die  deutschen  Finanz- 
wirtschaften sind  sie  neben  den  Forsten 
schon  heute  der  wertvollste  Besitzstand,  und 
von  den  hauj)tsächlichsten  ruropäischen 
Staaten  hat  nur  Grossbritannien  bisher  keine 
Anstalten  getroffen,  um  diese  ilirer  Natiu* 
nach  auf  den  Staatsbetrieb  angewiesenen 
Tran  Sportunternehmung  in  denselben  zu  über- 
nehmen. Das  Nettoerträgnis  der  staatlichen 
TransjKn-tunternehmungen  stellte  sich  in  den 
eben  angegebenen  Staaten  und  Etatsjahren : 

Würt- 
tem- 
berg 

Post  Dnd  Telegraphie    —        2,1      —        1,9 
Eisenbahnen  u.Dampf- 
schiife 173,8    40,3    32,1    14,1 

Das  Erträgnis  der  Eisenbahnen  (und 
Dampfschiffe)  allein  betrug  in  Preussen  39,6, 
in  Bayern  21,0,  Sachsen  42,G,  Württembei-g 
27,3 '^'o  der  gesamten  Nettoeinnahmen.  Die 
Einnahmen  des  Reiches  aus  Post  und  Tele- 
graphie  betrugen  25,6,  aus  Eisenbahnen  17,1, 
aus  anderen  Gewerbsunternehmungen  8,2 
Millionen  Mark  -  0,6^/0  der  Gesamtein- 
nahmen. Alle  Erwerbseinkünfte  zusammen 
betrugen  (nach  von  Scheel  in  Schönbergs 
Handbuch) : 

Millionen  ' '^  ^^^^  pro  Kopf 

Mark  ^*"-  d.Bevöl- 

nahmen  kening 

im  Deutschen  Reich        67,8          5,6  1,3 

in  Preussen       .    .    .    248,7         56,8  7,8 

in  Bayern     ....      59,0        30,7  10,2 

in  Sachsen    ....      46,1         59,5  12,2 

in  AVürttemberg    .    .      24,6        47,7  11,8 

21.  Das  Steuerwesen  im  allgemeinen. 

Der  Ueberblick  über  das  Finanzwesen  der 
früheren  Jahrhunderte  hat  gezeigt,  wie  aus 
ursprünglich  mehr  privatrechtlichen  Vor- 
stellungskreisen heraus  die  moderne  Auf- 
fassung der  Besteuerung  sich  Bahn 
schafft.  Nur  langsam  und  in  jahrhunderte- 
langen Kämpfen  gelingt  es  dem  Fürstentum, 
die  Leistungsfähigkeit  des  Volkes  zuerst  zu 
gebührenartigen  Abgaben  für  gewisse  Amts- 


handlungen und  für  die  Ausübung  einzelner 
Hoheitsrechte,  zuletzt  auch  zu  direkten 
Steuern  aus  dem  Einkommen  oder  Vermögen 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Nur  schwer  ver- 
mag der  Gedanke  an  die  Notwendigkeit  und 
Regelmässigkeit  solcher  Abgaben  Platz  zu 
gi-eifen ;  nur  von  Fall  zu  Fall ,  gegen  Ge- 
währung von  Vorrechten  und  Privilegien 
werden  sie  anfänglich  bewilligt.  Es  ist  die 
absolute  Monarchie,  die  das  Recht  der  Auf- 
legung von  Sttiuern  überhaupt  und  allgemein 
in  Anspruch  nimmt;  es  ist  dann  der  neu- 
zeitliche Verfassungsstaat,  der  mit  der  An- 
erkennung der  öffentlich-rechtlichen  Ver- 
pflichtung zur  Ti-agung  und  Bewilligimg  der 
notwendigen  Steuern  auch  das  Recht  der 
Ausgabenbewilligimg  durch  die  Volksver- 
tretung verbindet.  Erst  von  da  ab  ist  das 
Steuerwesen  ein  organischer  Bestandteil  des 
Einnahmewesens.  ^>An  die  Stelle  der  im 
wesentlichen  auf  die  direkten  Steuern  be- 
schränkten Steuerbewilligimg  durch  haupt- 
sächlich nur  die  besitzenden  Klassen  re[)rä- 
sentierende  privilegierte  Stände  tritt  im  Ver- 
fcissungsstaate  die  den  gesamten  Staatshaus- 
halt umfassende  Etatsverabschiedung  zwi- 
schen Regierung  und  Volksvertretung,  an 
die  Stelle  der  ehemaligen  mechanischen 
Trennung  der  Kammerkasse  und  der  Landes- 
steuerkasse die  moderne,  den  heiTSchenden 
und  alle  unt<^rworfenen  Einzelwillen  in  Wir- 
kung und  Gegenwirkung  unmittelbar  zu- 
sammenfassende organische  Staats-  und 
Finanzeinheit«  (Schall,  Allgemeine  Steuer- 
lehre, in  Schönbergs  Handbuch).  An  dem 
organischen  C/harakter  des  Steuerwesens  für 
die  moderne  Finanz  Wirtschaft  ändert  auch 
die  Thatsache  nichts,  dass  Auflagen  auf  die 
Staatsbürger  erst  dann  imd  nur  insoweit 
platzgreifen,  als  die  anderen  Einnahme- 
quellen nicht  den  zur  Deckung  der  Staats- 
ausgaben erforderlichen  Bedarf  liefern  und 
dass  dieser  subsidiäre  Charakter  von  ein- 
zelnen Verfassungen  ausdrücklich  betont 
wird.  Denn  eine  Einrichtung  verliert  ihr 
Subsidiäres,  wenn  sie  erfahnmgsgemäss  un- 
entbehrlich ist.  In  Frankreich  werden  1898 
von  dem  Gesamtbudget  von  3380,6  Millionen 
Francs  3193,4  Millionen,  in  England  1898 
von  106,6  ÄliUionen  £  88,5,  in  Italien  1899 
von  1596,4  Millionen  Lire  wirklicher  Ein- 
nahmen 1398,2,  im  Deutscjhen  Reich  1898/99 
von  1441,6  Mülionen  Mark  1233,1  Millionen 
durch  Steuern  (und  Gebühren)  aufgebracht. 
In  den  deutschen  Einzelstaaten  ist  aus  den 
oben  angeführten  Gründen  der  durch  Steueni 
(und  Gebühren)  gedeckte  Teil  der  Gesamt- 
ausgabe wesentlich  geringer,  doch  beträgt 
er  immerhin  in  Bayern  rund  70,  in  Württem- 
berg  52,  in  Preussen  43,  in  Sachsen  40  ^/o. 
Die  Thatsache,  dass  das  Steuerwesen 
nunmehr  einen  imbestrittenen  organischen 
Bestandteil  des  neuzeitlichen  Finanzwesens 
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bildet,  hat  im  Znsammeugange  mit  den  ver- 
änderten politischen  und  wirtschaftlichen 
Yerhältnissen  des  19.  Jahrhunderts  vielfach 
auch  zu  einer  völligen  Neugestaltung  der 
Besteuerung  geführt.  Diese  eingehender  zu 
betrachten  ist  hier  keine  Stelle  (s.  d.  Art 
Steuer),  vielmehr  können  nur  einige  Grund- 
züge hervorgehoben  wenlen.  Die  erste 
Forderung,  welche  Erfüllung  heischte  imd 
zumeist  auch  Ende  des  vorigen  und  zu 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  fand,  war  die 
der  Beseitigung  der  vielen  noch  vorhandenen 
pro\inziellen  und  lokalen  Verschiedenheiten 
und  einer  vollständigen  Vereinheitlichung 
des  Staatssteuerwesens,  des  direkten  sowohl 
wie  des  indirekten.  Sodann  musste  an  die 
Stelle  der  bunten  und  unorganischen  Viel- 
heit der  Steuern  der  früheren  Zeit  ein 
eigentliches  vSteuersystem,  wenigstens 
was  die  sogenannten  direkten  Steuern  an- 
langt, treten.  Die  darauf  bezüglichen  Be- 
strebungen beginnen  bald  nach  den  grossen 
Kriegen.  Die  infolge  der  Kriege  zen*ütteten 
FinanzverhäJtnisse,  die  ungeheuere  Schulden- 
last, welche  die  meisten  Staaten  zu  tragen 
und  zu  verzinsen  liatten,  drängten  dazu,  die 
Steuern  zur  vornehmsten  ordentlichen  Ein- 
nahmequelle zu  machen,  und  Theorie  und 
Praxis  mussten  sich  damit  befassen,  dauernde 
Grundlagen  der  Besteuerung  zu  schaffen. 
Bei  Herstellung  dieser  Grundlagen  musste 
den  neueren  politischen  Fordenmgen,  den 
veränderten  volkswirtschaftlichen  Anschau- 
ungen und  Verhältnissen  Rechnung  getragen 
wei'den.  Bei  den  direkten  Steuern  wird  das 
Postidat  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung, 
der  Beseitig\mg  aller  Privilegien  und  Vor- 
rechte mehr  imd  mehr  verwirklicht;  nur 
wenige  Ausnahmen  erinnern  noch  an  frühere 
Zeiten.  Schwerer  als  die  Allgeraeinheit 
der  Besteuerung  erwies  es  sich,  die  Forderung 
der  Gleichmässigkeit,  der  gerechten  Be- 
steuerung nach  der  individuellen  Leistungs- 
fähigkeit, zu  verwirklichen.  Aber  das  ernst- 
liche Streben,  die  einzelnen  historisch  über- 
kommenen Steuern  vom  Standpunkte  dieser 
Forderung  aus  zu  prüfen  und  zu  reformieren, 
ist  nicht  zu  verkennen.  Die  Vertiefung  der 
Volkswirt schaftslelire ,  die  Untersuchungen 
über  den  Einkommensbogriff,  die  Scheidung 
des  fundierten  und  des  nicht  fundierten 
Einkommens,  die  durch  die  soziale  Bewegung 
unserer  Zeit  erzeugte  feinere  Empfindung 
für  die  verteilende  Gerechtigkeit  haben  die 
Aufstellung  neuer  Steuersysteme,  die  Ein- 
führung von  neuen  ergänzenden  Gliedern 
angeregt  imd  das  Bestreben  entstehen  lassen, 
auch  die  Aufwandsbesteuening  mehr  den 
neuzeitlichen  Forderungen  anzupassen  und 
mit  dem  direkten  Steuerwesen  in  einen 
organischen  Zusammenhang  zu  bringen. 
Freilich  stellen  sich  der  Erreichung  des 
Endzieles   erhebliche   Schwierigkeiten    ent- 


gegen :  die  steigende  Bedeutung  des  beweg- 
lichen Vermögens,  des  Kapital-  und  Renten- 
einkommens und  des  Kreditwesens,  die  Um- 
wälzungen in  der  Produktionstechnik  und 
im  Verkehrswesen  gaben  der  direkten  Be- 
steuerung schwierige  Probleme  zu  lösen, 
insbesondere  wieder  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts.  Dazu  kommt,  dass 
zwar  die  eigentlich  politischen  Kämpfe  im 
Steuerwesen  in  diesem  Jahrhundert  beendigt 
sind,  dass  aber  neue  entstehen  zwischen  den 
wirtschaftlichen  Berufs-,  Besitz-  und  Erwerbs- 
klassen, die  sich  vornehmlich  um  die  Steuer- 
arten drehen,  sow^ie  zwischen  den  sozialen 
Klassen,  bei  denen  es  sich  gleichfalls  um 
die  Steuerarten,  des  weiteren  aber  auch  um 
Steuerfuss  und  Steuerfreiheit  handelt. 

Die  eben  angedeuteten  Reformen  des 
Steuerwesens  vollzogen  sich  nun  natürlich 
nicht  in  allen  Staaten  gleichmässig,  son- 
dern in  mannigfacher  Verschiedenheit  je 
nach  der  bisherigen  geschichtlichen  Ent- 
wickelung,  nach  den  politischen,  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Verhältnissen,  nach  Art  und 
Höhe  des  Finanzbedarfs  der  einzelnen  Staaten. 

22.  Das  britische  Steuerwesen.  In 
England  war  im  Jahre  1815  die  Einkom- 
mensteuer wieder  aufgehoben  worden.  Seit 
dieser  Zeit  bis  1842  beruhten  die  englischen 
Staatseinnahmen  ganz  vorwiegend  auf  den 
indirekten  Steuern  und  den  Zöllen,  welche 
angesichts  der  grossen  Zinsenlast  der 
öffentlichen  Schuld  erheblich  erhöht  werden 
mussten. 

Allein  die  Zollpolitik  der  Regierung 
wurde  seit  1822,  wo  Huskisson  sich  an 
die  Spitze  der  Bewegung  zu  Gunsten  des 
Freihandels  gestellt  hatte,  dann  namentlich 
seit  1840  heftig  angegriffen.  Im  Jahre  1840  ' 
brach  eine  Krisis  in  der  Industiie  aus;  die 
Zölle,  namentlich  die  Kornzölle  drückten 
schwer  auf  die  arbeitenden  Klassen ;  die  Fi- 
nanzen wiesen  ein  jährliches  Deficit  von 
2^/2  bis  3  Millionen  £  auf.  So  Jiam  Robert 
Peel,  nachdem  die  Whigs  die  Majorität  ver- 
loren hatten  und  er  an  die  Spitze  der  Re- 
gierung getreten  war,  auf  die  Wiederein- 
fühmng  der  Einkommensteuer  unter  gleich- 
zeitiger Reduzierung  der  Verbrauchssteuern 
auf  wenige  zu  Steuerzwecken  besonders  ge- 
eignete Genussmittel  zurück.  Nach  seinen 
eigenen  Aeusserungen  war  die  Einkommen- 
steuer nicht  nur  bestimmt,  das  Deficit  im 
Budget  zu  beseitigen,  sondern  auch  ein  ge- 
rechteres Princip  der  Besteuerung  zu  ver- 
wirklichen und  durch  Verbilligung  der  not- 
wendigen Verzehrungsgegenstände  Gewerbe 
und  Handel  zu  beleben. 

In  der  Zeit  von  1845  bis-  1860  wurde 
die  Navigationsacte  aufgehoben,  die  Schutz- 
zölle und  eine  Menge  inländischer  Ver- 
brauchsabgaben, sogenannte  Accisen  (exd- 
ses)   beseitigt,    darunter    die   Steuern   auf 
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Papier,  Seife,  Salz,  Zucker  und  anderes. 
Der  Ersatz  der  dadurch  entstandenen  Aus- 
fälle kam  von  der  Income-tax.  Aber  nicht 
von  ihr  allein,  sondern  von  der  erstaun- 
lichen Entwickelung  des  englischen  Natio- 
nalreichtums, der  sich  auch  in  einer  unge- 
heueren Vermehrung  des  Ertrages  der 
wenigen  in  Bestand  gebliebenen  Aufwand- 
steuern äusserte.  Die  1849  bis  1876  auf- 
gehobenen Steuern  hatten  nach  Leroy-Beau- 
iieu  (Trait6  de  la  Science  de  Finances  t. 
I.  p.  766)  einen  Ertrag  von  710  Millionen 
Francs  ergeben;  und  doch  betrugen  1875 
die  Einnahmen  um  440  Millionen  Francs 
mehr  als  1850.  Dabei  ist  die  Organisation 
der  Income-tax  seit  1842  die  gleiche  ge- 
blieben: die  kleinen  Einkommen  blieben 
ganz  von  der  Steuer  befreit,  die  mittleren 
wurden  geringer  belastet.  Im  Jahre  1876 
hat  man  alle  Einkommen  von  weniger  als 
150  £  von  der  Steuer  befreit;  Einkommen 
bis  400  £  blieben  für  die  ersten  120  £ 
steuerfrei,  (üeber  die  neueste  Organisation  der 
englischen  Einkommensteuer  s.  d.  Art.  Ein- 
kommensteuer in  Grossbritannien 
und  Irland  oben  S.  429 ff.)  Besondere  Be- 
achtung verdient  die  Thatsache,  dass  in  Eng- 
land die  Einkommensteuer  das  Princip  der 
Beweglichkeit  in  hohem  Masse  verkörpert. 
Je  nach  Bedürfnis  ist  sie  erhöht  oder  er- 
niedrigt worden.  Sie  musste  die  Ausfälle 
anderer  Steuern  decken  und  in  ausserge- 
wöhnlichen  Lagen,  in  denen  andere  Staaten 
zu  Schuldaufnahmen  schreiten  mussten, 
Hilfe  bringen.  Die  Kriegskosten  von  1814 
und  1853—1856  wurden  grösstenteils  durch 
Verdreifachung  der  Einkommensteuer  ge- 
deckt; mit  einem  Steuersatz  von  6V'2®/o  für 
die  grösseren,  von  5**/o  für  die  mittleren 
Einkommen  ergab  sie  rund  21  Millionen  £. 
Daneben  blieben  nur  ein  paar  kleinere 
Steuern,  der  Rest  der  alten  Landtaxe  und 
eine  reformierte  massige  Haussteuer  be- 
stehen. Die  hierdtu-ch  bewirkte  gerechtere 
Verteilung  der  Steuerlast  wurde  fortgesetzt 
durch  die  Ausbildung  der  Erbschaftssteuer 
im  Sinne  einer  höheren  Belastung  der  be- 
sitzenden Klassen.  Allerdings  ergeben  die 
Zölle  und  inneren  Verbrauchssteuern  zu- 
sammen mit  den  Abgaben  vom  Geschäftsver- 
kelir,  Urkunden  u.  s.  w.  noch  immer  ^Is 
des  gesamten  Steuerertrages,  aber  diese  an 
sich  ungünstige  Verteilung  wird  gemildert 
dadurch,  dass  ^/lo  des  von  den  Aufwand- 
steuem  gelieferten  Ertrages  aus  der  Be- 
steuerung von  Spirituosen,  Bier,  Tabak 
und  Wein  erbracht  wirrl  und  dass  die 
Steuerfreiheit  der  kleineren  Einkommen 
verhältnismässig  weit  ausgedehnt  ist.  Dass 
die  englische  Besteuerung  noch  in  manchen 
Punkten  reformbedürftig  ist,  ist  keine  Frage, 
immerhin  bedeutet  das,  was  in  diesem  Jahr- 
hundert geschah,  einen  grossen  Fortschritt. 


Nach  dem  Rechnungsabschluss  für  das 
Finanzjahr  bis  zum  31.  März  1898  ist  das 
Bruttoerträgnis  des  englischen  Abgabenwe- 
sens folgendes  (in  £): 

Zölle 22321882 

darunter  Tabak     .    ..11  676  562 

„       Spirituosen  .    .    4  526  754 

„       Thee     ....    3874893 

Acxjise .3395^834 

darunter  Spirituosen  .    .  17697  143 

„        Malzsteuer  .    .12011652 

Stempelsteuer 23229311 

darunter  Erbschaftssteuer  15  562  265 

„       Kontrakte  etc.      4189632 

Grundst-euer i  003  547 

Hanssteuer i  567  416 

Einkommensteuer 18061999 

23.   Da«   französische  Stenerwesen. 

In  Frankreich  hatte  die  erste  Revolution 
das  verhasste  Steuersystem  der  alten  Re- 
gierung zerstört,  namentlich  waren  die  in- 
direkten Steuern  bis  auf  die  Grenzzölle  und 
die  steuerartigen  Monopole  ohne  Ersatz  auf- 
gehoben worden.  Dagegen  führten  die  Ver- 
suche, die  alte  direkte  Besteuerung  durch 
eine  neue  zu  ei-setzen  und  die  Verkehrsab- 
gaben umzubilden,  erst  unter  Napoleon  I. 
zu  einem  dauernden  Erfolg.  Was  damals 
eingeführt  wunle,  bildet  bis  zum  heutigen 
Tage  die  Grundlage  der  französischen  Be- 
steuerung, ein  System  von  Ertragssteuern, 
bestehend  aus  der  Gnmd Steuer  von  1790, 
für  welche  eine  grossarlige  Neukatastrierung 
im  Jahre  1807  begonnen  wtirde,  der  Per- 
sonal- und  Mobiliarsteuer  von  1791,  der 
Patentsteuer  aus  den  Jahren  1791 — 1795, 
der  Thür-  und  Fenstei*steuer  von  1798. 
Diese  Steuern  haben  nur  eine  weitere 
systematische  Durchbildung  und  administra- 
tive Ausgestaltung  erfahren.  Steuertech- 
nisch in  hohem  Masse  entwickelt,  trägt 
dieses  System,  abgesehen  von  den  demErtrags- 
steuersy Stern  an  sich  anhaftenden  Mängeln 
noch  den  weiteren  an  sich,  dass  ihm  bis 
in  die  neuere  Zeit  ein  notwendiges  Glied: 
eine  direkte  Steuer  auf  das  bewegliche 
Kapital,  fehlte.  Die  1872  eingef ülirte  Zins- 
steuer trifft  noch  nicht  alle  Arten  von  Ka- 
pitalerträgnissen. Versuche,  die  Ertragsbe- 
steuerung durch  eine  Einkommensteuer  zu 
ergänzen,  haben  bisher  noch  zu  keinem 
Resultate  geführt.  Tiefer  greifende  Refor- 
men sind  nur  bezüglich  der  in  der  Grund- 
steuer mitbegriffenen  Gebäudesteuer  vor- 
genommen wonlen.  Neben  den  alten  Er- 
tragssteuern weist  die  französische  Be- 
steuerung eine  eigentümliche  Gruppe  der 
sogenannten  »den  Steuern  assimilierte 
Taxen«  auf,  tmter  sich  recht  verschieden- 
artige Abgaben  (Bergwerkssteuer,  Steuer 
von  den  Gütern  der  toten  Hand),  die 
namentlich  nach  dem  Kriege  von  1870/71 
aus  fiskalischen  Rücksichten  erheblich  ver- 
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mehrt  worden  sind  (Steuern  auf  Wagen 
und  Pferde,  BilJanls,  gaschlosseue  Gesell- 
schaften, Fahrräder,  dazu  die  Militäreteuer). 
Auch  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrs-, 
Stempel-  und  Registerabgabeu  sowie  der 
inneren  Aufwandsteuern  und  der  Zölle 
füluie  ziumchst  die  Finanznot  nach  dem 
Kriege,  später  die  Notwendigkeit  der  Siche- 
rung der  Finanzen  überhaupt,  auf  dem  Ge- 
biete des  Zollwesens  auch  ein  hochgespann- 
tes Schutzsystem  zu  erheblicher  Erhöhung 
der  Steuersätze. 

Die  Einnahmen  aus  Steuern  und  Ge- 
bühi-en  stellten  sich  nach  dem  Budget  von 
189S  \ne  folgt  (in  Francs) 

Grundsteuer 174833288 

Personal-  und  Mobiliarsteuer    .    .  93  273  138 

Thür-  und  Fenstersteuer  .    .    .    .  59717  140 

Gewerbesteuer 127429990 

Steuerrollentaxe i  060  830 

Den  direkten  Steuern  assim.  Taxen  37  066  582 
darunter     Pferde-     und    Wagen- 
steuer      12860000 

Einkommensteuer  vom  beweglichen 

Vermögen 69 126000 

Zölle 460  845  600 

Aufwandsteuern 606177220 

darunter  Getränke    .     467  765  220 
„        Salz  .    .    .         9667000 

Zuckerzoll  und  -Steuer     ....  192  663  500 

Tabak-,  Zündholz-,  Pulvermonopol  432  926  500 

Enregistremeut 508  656  100 

Stempel  .     .    .     , 177905622 

Börseusteuer 5  05  3  000 

24.  Das  Steaerwesen  in  Deutsch- 
land und   Oesterreich-Ungarn.    Wie  die 

historische  Entwickelung,  so  weist  auch  der 
derzeitige  Zustand  des  Steuerwesens  der 
deutschen  Staaten  noch  grosse  Ver- 
schiedenheiten auf.  In  einem  aber  unter- 
scheidet es  sich  von  der  Besteuerung  der 
anderen  europäischen  Staaten:  Das  grosse 
Erträgnis  der  Erwerbseinkünfte  in  Deutsch- 
land, teilweise  auch  die  geringeren  Finanz- 
bediirfnisse  überhaupt  haben  längere  Zeit 
die  Bedeutung  und  damit  auch  die  Ent- 
wickelung des  Steuerwesens  nicht  so  her- 
vortreten lassen.  Die  Ausbildung  des  Zoll- 
wesens haben  die  politischen  Zustände  lange 
hintangehalten.  Erst  im  Zollverein,  beson- 
ders aber  seit  der  Gründung  des  deutschen 
Reiches  sind  die  volkswirtschaftlichen  und 
politischen  Voraussetzungen  einer  grösseren 
Ent>\4ckehmg  und  ausgiebigeren  Benutzung 
der  indirekten  Besteuerung  gegeben,  und 
das  Wachstum  der  Bevölkenmg  und  des 
Wohlstandes  haben  das  ^Erträgnis  derselben 
sehr  gesteigert.  Aber  auch  die  Verkehrs- 
stoiiern,  die  Erbschaftssteuern,  die  übrigen 
direkten  Steuern  werden  in  Deutschland 
heute  im  ganzen  noch  weniger  ausgebeutet 
als  in  den  übrigen  Staaten  Westeuropas, 
auch  noch  in  der  Periode  des  deutschen 
Kelches    mit    den    steigenden    Militäi'lasten 


und  dem  ungemein  rasch  wachsenden  Be- 
darf für  Kultur-  und  Wohlfahrtszwecke. 
Der  Grund  für  die  verhältnismässig  nie- 
di'igere  Steuerbelastuug  Deutschlands  liegt, 
wie  A.  Wagner  zutreffend  hervorhebt,  zum 
Teil  darin,  dass  der  gi-osse  Xeubildungspro- 
zess  der  politischen  Einheit  nebst  den  ihn 
einleitenden  politischen  Bewegungen  und 
begleitenden  Kriegen  nicht  zu  erheblichen 
unproduktiven  Schulden  geführt  hat  und  so 
eine  der  Haupt  Ursachen  der  starken  An- 
spannung der  Besteuerung  in  anderen 
Ländern  gefehlt  hat.  »Der  Superfiskal Is- 
mus, teils  in  der  ganzen  Besteuerung,  teils 
in  einigen  Haui)tzweigen  derselben,  am 
meisten  in  Frankreich,  aber  auch  in  Oester- 
reich  und  Italien  und  immerhin  auch  in 
einzelnen  exorbitant  hohen  Steuersätzen  in 
England,  konnte  so  dank  einer  glückliche- 
i-en  inneren  und  äusseren  politischen  Ent- 
wickelung in  Deutschland  vermieden  wer- 
den'/  (A.  Wagner,  Finanzwissenschaft, 
4  Teil,  1.  Halbb.,  S.  10).  Auch  insofern 
weist  das  deutsche  Steuerwesen  einen  ein- 
heitlichen Zug  auf,  als  die  direkten 
Steuern  mehr  als  anderswo  eine  ausglei- 
chende Rolle  gegenüber  den  indirekten 
Steuern  ausüben,  so  dass  das  Problem  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
in  Deutscliiand,  wenn  auch  keineswegs  ge- 
löst, so  doch  der  Lösung  näher  gebracht 
ist  als  in  irgend  einem  anderen  Lande. 

Trotz  solcher  gemeinsamer  Grund züge 
bleiben  noch  erhebliche  Verschiedenheiten, 
namentlich  in  Bezug  auf  die  direkten 
Steuern  zwischen  den  einzelnen  deutschen 
Staaten  bestehen,  auf  die  aber  an  dieser 
Stelle  nicht  weiter  eingegangen  werden 
kann  (s.  d.  Art.  Steuer).  Nur  so  viel  sei  be- 
merkt: In  den  süddeutschen  Staaten  vor- 
nehmlich, teilweise  aber  auch  in  anderen 
Staaten,  ist  in  diesem  Jahrhundert  die  Um- 
bildung des  älteren  direkten  Steuerwesens 
unter  Anlehnung  an  das  Beispiel  der  fran- 
Z()sischen  Ertragsbesteuerung  vor  sich  ge- 
gangen. Nur  dass  in  Deutschland  das 
zumeist  aus  3 — 5  Ertragssteuern  bestehende 
System  gleichmässiger  aisgebaut  ist  und 
die  einzelnen  Ertragsarten  vollkommener 
umfasst  als  in  Frankreich.  Für  die  Steuer- 
geschichte  zweifellos  wichtiger  ist  aber  das, 
was  in  Preussen,  Sachsen  und  anderen 
Staaten  namentlich  in  der  allerjüngsten  Zeit 
geschah :  die  Umbildung  des  älteren  direkten 
Steuerwesens  zu  einem  allgemeinen  Perso- 
nal- und  Einkominensteuei-system,  das  ent- 
weder ergänzend  neben  ofler  über  die 
aussenlem  bestehende  Ertragsbesteuerung 
tritt.  ¥jS  soll  hier  kein  Urteil  über  das 
heute  im  Deutschen  Reiche  und  in  den 
Einzelstaaten  bestehende  Steuerwesen  ab- 
gegeben werden  (s.  d.  Art.  Steuer),  vielmehr 
niu*   an    wenigen    Zahlen   gezeigt   werden. 
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welche  Bedeutung  die  Steuern  heute  für  die 
Finanzen  der  deutschen  Staaten  haben. 

Ueber  die  Ent Wickelung  der  Steuern 
und  der  sonstigen  Staatseinnahmen  in 
Preussen  seit  dem  Beginne  dieses  Jalirhun- 
derts  findet  sich  in  J.  Conrads  Fiuanzwissen- 
schaft  eine  lehrreiche  Zusammenstt^llung, 
der  wir  die  Tabelle  auf  SS.  928  und  929 
entnehmen. 

In  Bayern  stellt  sich  das  Netto-Ei-trflg- 
nis  der  direkten  Steuern  1898,99  auf 
32273  200,  das  der  indirekten  auf  76303295, 
zusammen  108576  495  Mark  bei  einer  Ge- 
samt-Nettoeinnahme  von  208624594,  so 
dass  die  Steuern  52,1  ®/o  ertragen.  In 
Sachsen  erbringen  die  direkten  Steuern  1898 
32722225,  die  indirekten  3707  197,  die 
Steuern  zusammen  also  36429422  Mark 
netto  bei  einer  Gesamteinnahme  von 
82  909  955,  das  ist  43,9  «/o.  In  Württemberg 
werden  1898/99  von  dem  Gesamtbedarf  mit 
74  690  265  Mark  16  546  330  von  den  direkten, 
15066250  von  den  indirekten,  zusammen 
31 612  5vS0  Mark  ^  42,4  ^.'o  gedeckt. 

In  Geste r reich  wurde  zu  Anfang 
dieses  Jahrhunderts  nash  Ablauf  der  Kriegs- 
zeit  die  direkte  Besteuerung  allmählich  in 
der  Form  des  Ertragssteuersystems  mit 
hohen  Steuersätzen,  urepmlnglich  aus  einer 
Grund-,  Gebäude-  und  Erwerbssteuer  be- 
stehend, ausgebildet.  Daneben  bestand  bis 
1829  eine  Personalsteuer  und  in  einigen 
Provinzen  eine  Judensteuer.  Im  Jahre  1849 
kam  eine  specieUe  Einkommensteuer  in 
mehreren  Gliedern  dazu,  teils  als  Zuschlag- 
steuer zur  Erwerbssteuer,  teils  als  Kapitalren- 
ten-, teils  als  Lohn-  und  Besoldungssteuer.  Die 
Reform  versuche  in  den  70er  Jahren,  welche  auf 
Einführung  einer  allgemeinen  Einkommen- 
steuer zur  Ergänzung  des  Ertragssteuer- 
systems abzielten,  führten  zu  keinem  Ke- 
sultat  In  den  80  er  Jahren  erfolgte  eine 
Kontingentierung  der  Grund-  und  eine 
Revision  der  Gebäudesteuer.  Auch  in  den 
Jahren  1889/90  wurde  eine  grössere  Steuer- 
reform gei)lant,  jedoch  erst  1896  im  Sinne 
der  Einführung  einer  Persoualeinkommen- 
steuer  bei  entsprechender  UmgCvStaltung  der 
Ertragssteuern  durchgefühii:.  Die  direkte 
Besteuening  Ungarns  ist  der  österreiclu- 
schen  vor  der  Reform  im  ganzen  ähnlich  — 
im  wesentlichen  ein  Ertragssteuersystem 
mit  hohen  Sätzen.  Ueber  das  dermalige 
Erträgnis  der  direkten  imd  indirekten  Steu- 
ern in  Oesterreich  und  Ungarn  siehe  die 
folgende  Uebersicht. 

A.  Oesterreich,  1898,  in  fl. 

Direkte  Steuern 123087900 

und  zwar  Grundsteuer  28  722  500 
Gebäudesteuer  33  829  600 
Erwerbssteuer  33  678  600 
Einkommenst.       25  535  200 


Indirekte  Steuern 387  748  353 

darunter  Zölle  52  067  653 

Verzehrungsst.     129295000 
Salzmonopol  22  iSi  500 

Tabaksmonopol     98  502  300 
Stempel  22  181  500 

flauten  i  036  600 

Bes.  Abgaben  v. 
Getränkehaudel       i  140000 

B.  Ungarn,  1898,  in  fl. 

Direkte  Steuern 99140000 

und  zwar  Grundsteuer  33  306  000 
Gebäudesteuer        1 1  360  000 
Erwerbssteuer       20  720  000 
Steuer  v.  Gesellsch. 
mit  oblig.  Rech- 
nungsablegnng      3  462  000 
Kapital-u.Rentenst.4  034  100 
Einkommensteuer  15  900000 
Transportsteuer      6  368  500 
Militärtaxe               i  850  000 
Verschiedenes         2138800 
Indirekte  Abgabeu        ....        179  604  107 
darunter  Konsumst.     72  234  000 
Salzmonopol           15  358  744 
Tabaksmonopol      54  037  000 
S  tempel                  14653  000 
Mauten                       130000 
Zölle                          453  033 
Dazu  aus  dem  Budget  der  Ge- 
samtmonarchie    (1899)     Nettoein- 
nahmen der  Zölle  und  Matrikuiar- 
beiträge 1643783820. 

B.  Die  Staatsausgaben  im  19.  Jahr- 
hundert und  das  Sohuldenwesen. 

25.  Einteilung    der   Staatsausgaben. 

a)  Scheidung  nach  den  einzelnen 
Verwaltungszweigen.  Wenn  die 
Finanzwirtschaft  dem  Staate  die  sachlichen 
Hilfsmittel  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben 
zu  beschaffen  hat,  so  ist  der  Umfang  der 
Finanz  Wirtschaft  bestimmt  durch  Art  und 
Umfang  der  Aufgaben  des  Staates.  Nach 
ihnen  gestaltet,  gliedert  und  bewegt  sich 
die  Einnahmebeschaffung.  Die  Ausgabe- 
wirtschaft ist  äusserlich  in  ihrer  formalen 
Ordnung  bedingt  durch  die  im  Aufbau  des 
Budgets  oder  Staatthaushaltsgesetzes  sich 
dokumentierenden  und  jeweils  für  eine  be- 
stimmte Zeit,  die  Wirtschafts-  oder  Finanz- 
periode, geltenden  Erfordernisse  der  Staats- 
verwaltung für  die  einzelnen  Verwaltungs- 
zweigc.  Das  Budget  unserer  Zeit,  es  mag 
im  einzelnen  so  oder  so  geordnet  sein, 
unterscheidet  sich  dadurch  wesentlich  von 
ähnlichen  Einrichtungen  früherer  Zeit,  dass 
es  alle  eigentlichen  Staatsausgaben  imifasst, 
so  dass  es  ausserhalb  des  Budgets  keine 
Staatsausgaben  giebt.  In  jedem  neuzeitlichen 
Budget  finden  sich  Ausgaben: 

1.  für  die  verfassungsmässige  oberste 
Staatslcitung,  d.  h.  in  Monarchieen  für  den 
Fürsten  und  dessen  Hof  halt  und  für  die 
fürstliche  FamUie,   in  Republiken    für   den 
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Die  Entwickelung  der 

in  1000 


Jahr 


Domä- 
nen, 
Forsten 


netto 


Sonsti- 
ger 
Staats- 
betrieb 
bes.  Ei- 
senbahn. 


Personalsteuer 

(ohne  Erb- 
schaftssteuer) 


Summa 


pro 
Kopf 


Grund-  und 
Gebäudesteuer 

Summa  \^J^^ 


Sonstige 
direkte 
Steuern 


Direkte 
Steuern 


S-na^-Jf 


Getränke- 
Steuern 


Summa 


pro 
Kopf 


1805 
1812 
1823 

ias7 

1850 

1861 

1873 

1881;2 

1890/1 

1898/9 


26  100 
26.7  % 

13080 
25,4  °  0 

(12,30,0?) 
(13,8%?) 

24339 

29421 
10,^3% 

35231 
8,26  % 

39  611 
7,33  % 

39  737 
3,91  % 

43468 
3,21  % 


17  018  ' 
17,3  %j 


4500 

2,45  7o 
45  180 

15,56% 

78833 
18,49% 

IQ2  742 
19,01  % 

341  102 

33,59  % 
590099 

43,57  7o 


20080  j 

(13,6  V)l 

21 298 

I 
22896 

12,49% 

40872 

14,07  0  0 

60792 
14,26% 

59876 
11,08% 

69043 
6,80  0  0 

164300 
12,16% 


8952 

17,4  7o 

29636 

(20,2  \) 


1,70 

1,51 
1,33 


2,21 


2,42 

2, 16 
2,30 

5,17; 


30490 
17,  *% 

30318 
16,54% 

30624 
10,54% 

53766 
12,61  % 

6769«; 
12,53  % 
72407 
7,13% 


1,7 
1,7 
2,50 
2,16 

1,76 
1,66 
2,14 

2,44 
2,42 


7500 
/o 


7,7»' 


2043 
4,0  \ 

5  345 
(3,1  •/»  ?) 

6765 

3,9  7o 

7800 

4,»S  "/o 

II  496 

3,96  % 
23604 

5,54% 

21  913 
4,06  % 

24394 
2,40% 

5998 
0,44  % 


24518 
25,0% 

10995 

23.3  % 

55061 
(37,0%  ?j 

58553 

33.4  7o 

61  014 
33,28  % 

82992 
28,57  % 
138  162 
32,41  % 
149484 
27,67  % 

1 72  746 
17,01  % 

179298 
13,24% 


2,45 

2,44' 

4,65!( 

4,15 

3,55 

4,49 

5,48 

5,39 

5,77 

5,62 


11,6%?) 

19704 
11,8% 

18245 
9,95  % 

25194 

8,67  % 

44500 
10,44% 
51036 
9,44% 

11750 
11% 

115750 
7,54  % 


1,47 


1,06 


1,36 
1,77 
1,84 
3,73 
3,63 


Präsidenten,  sodann  füi*  die  Volksvertretung 
und  gewisse  oberste  Staatskörper  (Staats- 
rat etc.); 

2.  für  die  Vertretung  des  Staates  im 
Auslande  (Gesandtschaften,  Consulate) 

3.  für  das  Militärwesen  (Heer  und  Flotte) ; 

4.  für  die  Reclitspflege  einschliesslidi 
der  Gefängnisse  imd  Strafanstalten; 

5.  für  die  Verwaltung  des  Innern,  d.  i. 
für  die  Verwirklichung  des  Kultur-  und 
Wohlfahrtszweckes  (Ausgaben  für  die  all- 
gemeine Landesverwaltung,  für  Ordnung 
und  Förderung  der  Volkswirtschaft,  für 
Kidtus  und  Untenicht,  Gesundheitswesen, 
Wohlthätigkeit  u.  a.); 

6]  für  die  eigentliche  Finanzverwaltung 
und  das  Schuldenwesen. 

»b)  Personal-  und  Realbedarf.  In 
jedem  Zweige  der  Staatsverwaltung  finden 
sich  persönliche  und  sachliche  Ausgaben, 
die  die  FinaLz Wissenschaft  als  Personal- 
und  Real-  oder  Sachbedarf  bezeichnet. 

Der  Personalbedarf  umfasst  die  Auf- 
wendungen des  Staates  für  die  Beamten 
und  Bediensteten,  deren  der  Staat  zur  Er- 
füllung seiner  Aufgaben  bedarf.  Seine  Höhe 
ist  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden, 
weil  abhängig  von  der  Besetzung  der  Aemter, 
also  von  der  Verfassungsform  des  Staates 
(Monarchie,  Repubük),  von  der  Verwaltungs- 
organisation, der  Heeresverfassung   u.  s.  w. 


Die  Einzelheiten  gehören  deshalb  nicht  hier- 
her.   Hier   soll   nur   die   für  die  Finanzen 
der  Neuzeit   wichtige  Thatsache  konstatiert 
werden,  dass  die  Summe  der  für  den  Per- 
sonalbedarf erforderlichen  Mittel  je  länger 
^  je  mehr  gewachsen  ist    Zwar  giebt  es  auch 
I  Leute  noch   wie  früher  zahlreiche  teils  er- 
I  zwungene,  teils  freiwillige  Dienstleistungen 
für  den  Staat,   für  welche  keine  oder  nur 
teilweise  Vergütimg  geleistet  wird  —  die 
sogenannten  Ehrenämter,  der  fleerdienst  — , 
aber  daneben   hat   doch  das  besoldete  Be- 
I  nifsbeamtentum    selbst    in    demokratischen 
Staaten  sich  immer  mehr  entwickelt.   Diese 
Entwickelung   ist   in  der  Natur  der  Sache 
begründet;    denn   sie   ist   nur    eine  Folge 
'  der  Fortschritte   auf   A^'i^tschaftlichem  und 
I  geistigem  Gebiete,  infolge  deren  auch  die 
1  Ansprüche  an  die  I^eistungen  der  Beamten 
wachsen,   sowie  des  zunehmenden  Arbeits- 
!  teilung,    welche    auf    Schaffung    specieller 
I  Organe  für  jeden  Umkreis  selbständiger  Auf- 
'  gaben  hindrängt.     Diese  Entwickelung  ist 
ein  grosser  Fortschritt ;  denn  die  specielle 
durch  Ablegung  von  Prüfungen  erwiesene 
'  Befähigung  sichert  die  Güte  der  Leistimgen 
und   giebt  die  Möglichkeit,   die   durch  die 
Thätigkeit    im   Dienste    der   Allgemeinheit 
'  erwachsenen    Lasten    am    gleichmäßsigsten 
auf  die  Staatsangehörigen  zu  verteilen.    Die 
!  Verpflichtung  der  massgebenden  Faktoren, 
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Finanzen  in  Prenssen. 
Mark. 


Zölle 


Sninma 


pro 
Kopf 


Sonstige 
indirekte 
Steuern 


Indirekte  Steuern 


Summa 


pro 
Kopf 


Sonstige  Ein- 
nahmen inkl.  Erb- 
schaftssteuer 


Ordentliche 

Brutto- 
einnahmen 

1.  Sa.  Preussen 

2.  Sa.  D.  Reich 


Netto- 
einnahmen 


6  loo 
6,2  % 
2280 

26400 

(17,8%?) 

35400 

20,2  % 

40500 
22,09  % 

37  377 
12,87  \ 

73250 
17,18% 


110757 

/O 


20,50  ^' 


222  303 
21,89% 

271  398 
20,03  % 


0,62 


0,51 
2,23 

2,52 

2,35 
2,08 

2,91 

4,00 

7,42 

8,52 


37300 
38,1% 

23096 
44,8  \ 

(•5,6%) 

26414 
15,0% 

16695 

9,11% 

49458 
17,03% 

47600 
11,17% 

63835 
11,81% 

79  394 
7,82  % 

89248 
6:59% 


43400 
44,3  % 

25376 
49,3  ^0 


45,9  % 

82554 
47.0% 

75440 
41,15  % 

112  029 
38.57  % 

165  350 
38,79  % 

255  628 
40,75  '^'o 

413447 
41,71% 

476  396 
35,16% 


4,3 


5,' 


5,86 
4,39 


6,06 


6,57 
i  8,15 
j  13,8 
i    14,9 


1  800 
1,9% 

2  103 

4,1% 
8268 

5,7  % 

10335 
5,7  % 

18057 
9,85  % 

20820 

7,17% 

29205 

2,5% 

24500 

4,24  ^0 

S5  435 
4,78  % 

74048 
4,82  % 


0,08 

0,47 
0,7 
0,75 
1,05 


1,1 


1,01 


0,9 
1,84 

2,33 


274014 

406023 

630  130 
244150 

913070 
320  363 

1  593  093 
568  572 

2  187  527 
571029 


51557 
148000 

175400 

183  350 
290  442 
426  326 
540  380 

1315567 
I  054  509 


der  Regierung  und  der  Volksvertretung, 
den  Gehalt  der  Beamten  in  einer  seinen 
Leistungen  und  der  Preisbewegung  der 
Lebensmittel  entsprechenden  Höhe  zu  halten, 
hat  allenthalben  Steigerungen  des  Personal- 
bedarfs bewirkt.  Die  Ausgaben  für  den 
Personalbedarf  sind  aber  aus  einem  anderen 
Grunde  noch  gewachsen.  Während  näm- 
lich frtlher  die  Gnmdherrschaften  und  ge- 
wisse Korporationen  einen  Teil  der  staat- 
lichen Funktionen  ausübten  imd  für  die 
Beamten  zu  sorgen  hatten,  sind  diese  im 
Laufe  dieses  Jahrhunderts  auf  den  Staat 
übernommen  worden.  Dazu  kommt,  dass 
das  früher  übliche  System  der  Besoldung 
des  Beamten  durch  Sporteln  und  Taxen,  die 
das  Publikum  zu  entrichten  hatte,  immer 
mehr  zu  Gunsten  einer  direkten  Besoldung 
durch  den  Staat  verdrängt  worden  ist. 

Bezüglich  des  Real-  oder  Sachgüterbe- 
dai-fs  hat  es  sich  im  Laufe  der  Zeit  als 
zweckmässiger  und  der  entwickelten  Volks- 
wirtschaft angemessener  erwiesen,  dass  der 
Staat  die  erforderlichen  Sachgüter  im  freien 
Verkehr  kauft  oder  sie  auf  Bestellung  durch 
Private  liefern  lässt.  Denn  hier  konkumert 
der  Staat  selten  erfolgreich  mit  der  Privat- 
industrie. Deshalb  hat  der  Staat  zumeist 
die  eigene  Produktionsthätigkeit  zum  Zweck 
der  Beschaffung  der  erfonlerlichen  Sach- 
güter aufgegeben.     Doch  sind  auch   heute 
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noch  Fälle  denkbar,  in  denen  staatliche 
Eigenproduktion  vorzuziehen  ist,  so  wenn 
die  einheimische  Industrie  nicht  Ent- 
sprechendes leistet  und  ein  Bezug  aus  dem 
Auslande  nicht  angezeigt  erscheint,  dann 
bei  Gegenständen,  ftir  welche  der  Staat  der 
einzige  Abnehmer  ist  oder  deren  Herstellung 
der  Geheimhaltung  bedarf. 

c)  Ordentlicheundausserordent- 
liche    Ausgaben.     Für    die   Frage   der 
Wahl  der  Deckungsmittel  des  Staatsbedarfes 
ist  diese  gleichfalls  erst  in  den  modernen 
Budgets  durchgeführte  Scheidung  von  gnmd- 
legender    Bedeutung.      Denn    die    ordent- 
lichen Ausgaben,   d.  h.  diejenigen,  welche 
regelmässig     in     jeder     finanzgesetzlichen 
Wii-tschaftsperiode  in  annähernd  der  gleichen 
Höhe  wiederkehren  (Ausgaben  für  Erhebung, 
Gewinnung  und  Verwaltung  der  Staatsein- 
nahmen, Bedarf  für  das  Staatsoberhaupt,  für 
die   Organe    der  Staatsverwaltung,   für  Be- 
schaffung  der  jährlich  erforderlichen  Sach- 
güter,   für    Verzinsung    und    Tilgung    der 
I  Staatsschulden),  bedürfen  zu  ihrer  Deckung 
I  ordentlicher,  d.  h.  solcher  Einnahmen,  welche, 
'  wie    die    Erwerbseinkünfte    und    Abgaben, 
I  eine    regelmässige   Wiederholung    in   jeder 
Finanzperiode  gestatten.    Dagegen  erhalten 
i  die  ausserordentlichen,  d.  h.  die  einmal  oder 
I  in    unregelmässigen   Zeiträumen    notwendig 
i  werdenden  Ausgaben  (Krieg,  Neubewaffnung, 
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Durchführung  grosser  Yerwaltungsreformen, 
Bau  von  Eisenbahnen,  Elementarereignisse) 
ihre  Deckung  durch  besondere  keiner  regel- 
mässigen Wiederholung  zugängliche  Mittel 
(Schuldaufnahme,  Verausserung  von  Staats- 
gut, Inanspruchnahme  eines  Staatsschatzes, 
Extrasteuern),  deren  Wahl  durch  die  kon- 
fa^ten  Umstände  bestimmt  wird. 

(üeber  andere  Eiüteilungsgründe  s.  A. 
Wagner,  Finanz  Wissenschaft ,  Teil  1  §§ 
42—64.) 

d)  Betriebs-  und  Regierun^saus- 
gaben.  Bei  Betrachtung  der  Fmanzen 
eines  Ijandes  ist  es  wichtig,  das  Verhältnis 
der  Betriebs-  zu  den  Regierungsausgaben 
ins  Auge  zu  fassen.  Die  Betriebsausgaben, 
d.  h.  diejenigen  Ausgaben,  welche  notwendig 
mit  dem  ^firwerb  und  der  Erhebung  der 
Staatseinnahmen  verbunden  sind,  sind  natur- 
gemäss  da  grösser,  wo  die  Staatseinnahmen 
zu  einem  guten  Teile  aus  Erwerbsgeschäften 
und  Unternehmungen,  deren  Ausbeutung 
grosse  Produktionskosten  .  verursacht,  oder 
aus  den  teuer  zu  erhebenden  indirekten 
Steuern  herrühren.  Sie  sind  da  am  ge- 
ringsten, wo  die  Staatseinnahmen  ausschliess- 
lich oder  fast  ganz  von  den  direkten 
Steuern  erbracht  werden.  Nach  den  Zu- 
sammenstellungen R.  V.  Kaufmanns  betragen 
pro  Kopf  der  Bevölkerung 


In 

Die 
Staats- 
ausgaben 
Brutto 

Die  Be- 
triebs- 
ansgaben 

Mark 

Mark 

Preussen  inklus. 

Eeichsanteil 

75,4 

32,2 

Oesterreich    .    . 

46,9 

13,2 

-Ungarn     .    .    . 

42,8 

4,4 

•Frankreich    .    . 

68,5 

6,3 

Grossbritannien 

47,3 

5,0 

Bussland  .    .    . 

25,6 

2,3 

Die 
Staats- 
ansgaben 
Netto 

Mark 


43,2 

33,7 

38,4 
62,2 

42,3 
23,3 


Man   vergleiche   die   hohen   Betriebaus- 

Siben  Preussens  gegenüber  dem  geringen 
etriebsaufwand  Grossbritanniens,  Russlands 
und  Frankreichs.  In  Preussen  fliesst  ein 
grosser  Teil  der  Staatseinnahmen  aus  Do- 
mänen und  Staatseisenbahnen,  während  in 
.den  anderen  Staaten  der  Bedarf  fest  nur 
diu-ch  Steuern  gedeckt  wird.  Uebrigens 
kommen  für  das  Verhältnis  der  Betriebs- 
kosten zu  den  Reineinnahmen  ausser  der 
Natur  der  Einkünfte  selbst  noch  mannig- 
fache andere  Umstände  in  Betracht,  so  der 
"Wohlstand  des  Landes,  die  Verkehrs-  und 
Produktionsbedingungen,  die  geographischen 
Verhältnisse.  In  einem  weitausgedehnten,  Ver- 
kehrs- und  industriearmen  Lande  werden  die 
Unkosten  der  Staatseisenbahnen  und  Posten 
grösser,  die  Ueberschüsse  geringer  sein  als 
in    einem    dicjhtbesiedelten    und    industrie- 


reichen. Wo  das  Erträgnis  der  direkten 
Steuern  sich  aus  vielen  kleinen  Beträgen 
zusammensetzt,  ist  die  Erhebung  teiu^r  als 
in  Ländern,  in  denen  die  kleinsten  Ein- 
kommen befreit  sind  und  nur  die  mittleren 
und  höheren  Klassen  zu  Steuerleistungen 
herangezogen  werden.  In  einem  Lande 
mit  schwer  zu  überwachenden  Grenzen  und 
einer  zu  Schmuggel  geneigten  Bevölkerung 
wird  ein  unverhältnismässiger  Teil  der 
Bruttoeinnahmen  aus  den  Zöllen  für 
Grenzbewachung  u.  s.  w.  in  Anspnich  ge- 
nommen. 

26.  Statistik  der  Staatsans^aben.  Im 
folgenden  sollen  einige  statistische  An- 
gaben über  die  dermaligen  Ausgaben  der 
bedeutendsten  Staaten  gemacht  wer- 
den. Die  Zahlen  der  folgenden  Tabelle  (SS. 
932  u.  933)  sind  nach  dem  Gothaer  Alma- 
nach  von  1899  zusammengestellt. 

Die  Ausgaben  des  deutschen  Reiches 
betragen  (1898/99): 

Fortdanernde  Einmalige 

1.  Reichstag  689400  — 

2.  Reichskanzler  nnd 

-kanzlei  228  370 

3.  Auswärtiges  Amt        1 1  360  749 

4.  Reichsamt  des  Innern  40  755  686 

5.  Post-   nnd    Telegra- 
phenverwaltun^  — 

6.  Keichsdrnckerei  — 

7.  Verwaltung  d.Reichs- 
heeres  5 1 1  892  464    96  309  585 

8.  Marineverwaltnng       62  750  898    59  303  650 

9.  Verwaltung  von  Ki- 
autschou  — 


10794682 
1  763000 

7  589  594 
loi  700 


10.  Reichsjustizverwalt. 

11.  Reichsschatzamt 

12.  Reichseisenbahnafait 

13.  Reichsschuld 

14.  Rechnungshof 

15.  Eisenbahnverwaltg. 

16.  Allg.  Pensionsfonds 


2  008  202 
446  750  520 

373  250 

73  858  800 

808970 


5  000000 
268300 

lOOOO 


16  601  200 


61 713074         — 


17.  Reichsinvalidenfonds  28  646  5  54 — 

I  241  836897  199  741  711 


Summa  der  Ausgaben  i  441  578  608 

Das  deutsche  Reich  kennt  nach  der 
Verfassung  kein  Deficit,  da,  soweit  die 
eigenen  Einnahmen  nicht  ausreichen,  nach 
Bedürfnis  die  Matrikularbeiträge  der  Einzel- 
staaten einzutreten  haben. 

Dieselben  betrugen  1898/99  in  Mark: 
Preussen      277  727  724  S.-Cob.-Gotha  i  887  897 
Bayern  60196842   Anhalt  2557956 

Sachsen         33046577   Schw.-S0ndersh.679  185 
Württemb.    21047687   Schw.-Rudolst.   773785 
16327685   Waldeck  503406 

9053  9^1  Renss  ä.  L.  588206 
Meckl.-Schw.  5212001  Reuss  j.  L  i  156908 
S.- Weimar       2959436   Schanmb.-Lippe  359  337 


Baden 
Hessen 


Meckl.-Strel.       885  306  Lippe 

Oldenburg       3  258  370  Lübeck 

Brannschweig  3  787  300  Bremen 

S.-Meiuingen   2040010  Hamburg 

S.- Altenburg    i  574091  El8.-Lothr. 


Zusammen  demnach  470  726  568  Mark. 


I  177335 
726  307 

1  732  976 

5  941  565 
15544695 
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Zu  den  Reichsausgaben  treten  die  der 
Einzelstaaten,  welche  in  den  bedeutenderen 
Staaten  (mit  Matiikularbeiträgen)  betragen  in 

Ordi-  Extra- 

narinm  ordinarium 

Prenssen         2055,9  Mill.  M.  131,6  Mill.  M. 

Bayern  379,4  „  n  —       n       n 

Württemberg     73,9  „  „         —       n       » 

Sachsen  82,9  „  „  113,0     n       n 

Baden  67,4  „  „  7,4     n       « 

Hessen  37,3  n  »  9,6     „       „*) 

Sachs.- Weimar  io,5  n  »         — 

Oldenburg  ii,5  «  n  — 

Brannschweig    14,4  „  „         — 

Hamburg  79,8  „  „  10,9 

Elsass-Lothr.     52,3  „  „  2,5 

27.  Die  Zunahme  des  Staatsbedarfs 
im  19.  Jahrhnndert  Das  Anwachsen  der 
Staatsaus^ben  ist  eine  so  gleidunSasige  und 
charaktenstische  Erscheinung  in  den  mo- 
dernen Staaten,  dass  sie  nicht  als  etwas  Zu- 
fälliges und  Krankhaftes  betrachtet  werden 
kann.  L6on  Say  und  andere  behaupten, 
dass  das  Anwachsen  der  Staatsausgaben  der 
Demokratisierung  des  Staatslebens  zuzu- 
schreiben sei;  alleiu  es  findet  sich  auch  in 
absolut  regierten  Staaten.  Es  ist  unab- 
hängig von  der  Art  der  Verfassung  und  der 
Grösse  des  Landes.  Deshalb  spricht 
A.  Wagner  und  Ähnlich  auch  Leroy-Beau- 
lieu  von  einem  »Gesetz  der  wachsenden 
Ausdehnimg  der  öffentlichen.  Insbesondere 
derStaatsthAtigkeiten«  und  dementsprechend 
von  einem  »Gesetz  der  wachsenaen  Aus- 
dehnung des  Finauzbedarfs«  in  dem  gegen- 
wärti^n  Zustand  der  Kultur.  Finanzielle 
Schwierigkeiten  könnten  die  Ausdehnung 
der  Staatsthätigkeit  hemmen  und  damit  die 
letztere  wieder  in  Abhängigkeit  von  der 
Finanzwirtschaft  bringen.  Aber  auf  die 
Dauer  überwinde  das  Entwickelungsbedürf- 
nis  fortschreitender  Völker  doch  immer 
wieder  diese  Schwierigkeiten.  Und  A.  Wag- 
ner schliesst  daran  die  für  die  Einnahme- 
wirtschaft des  Staates  principiell  wichtige 
Forderung,  dass  diese  die  nötige  Expan- 
sionsfähigkeit besitzen  müsse,  um  sich  dem 
steigenden  Finanzbedarf  anzupassen.  Dem- 
nach kein  ausschliessliches  Angewiesensein 
auf  unbewegliche,  wenig  bewegliche  oder 
nach  anderen  Rücksichten  als  derjenigen 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs  sich  bewe- 
gende EinnaJmien,  sondern  Begründung  der 
Siinnahmewirtschi^  des  modernen  Staates 
wenigstens  stark  mit  auf  bewegliche  Steuern 
und  Staatskredit.  Niclit  minder  wichtig  für 
die  Theorie  und  Praxis  des  Finanzwesens 
ist  nach  A.  Wagner  ein  zweites  »Gesetz«, 
dasjenige  des  Vorwaltens  des  Präventivprin- 
cips  vor  dem  Repressivprincip  im  entwickel- 

^)  Das    ausserordentliche  Bndget   umfasst 
die  ganze  Finanzperiode  von  1897—1900. 


ten  Staate,  eines  Princips,  welches  dieVer- 
ändenmg  der  techniscnen  Art  und  Weise 
oder  Methode  betrifft,  in  der  der  Staat 
seine  Thäti^keiten  ausführt.  Diese  Ver- 
änderung sei  einerseits  wieder  eine  Konse- 
quenz eines  allgemeinen  ökonomischen  Ge- 
setzes, nämlich  der  allmählichen  Präponderanz 
des  Kapitalfaktors,  besonders  des  stehenden 
Kapitals,  tmd  der  qualifizierten  Arbeit  im 
gesamten  Prozess  der  Volkswirtschaft.  Sie 
sei  andererseits  eine  Folge  des  allgemeinen 
Bedürfnisses  eines  entwickelten  Volkslebens, 
Kechtsstörungen  möglichst  vermieden  zu 
sehen,  welches  den  Staat  zu  umfassenden, 
Rechtestörungen  veriiütenden  Einrichtungen 
und  Massregeln  veranlasst.  Aus  alldem 
ergebe  sich  eine  feste  Oi^ganisation  des 
Staatsdienstes,  die  Ausbildung  und  An- 
stellung eines  berufsmässigen  Beamtentums, 
die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befestigungen.  Das  Vorwalten 
des  Präventivprincips  habe  für  die  Finanzen 
vor  allem  auch  eine  andere  zeitliche  Ver- 
teilung des  Finanzbedarfs  zur  Folge:  der 
laufende  Bedarf  sei  hier  dauernd  höher,  bei 
der  Repression  geringer.  Dagegen  seien 
hier  Störungen,  deshalb  Extrabedürfnisse 
seltener,  und  es  verdiene  demnach  im  ent- 
wickelten Staate  auch  in  finanzieller  Hin- 
sicht das  Präventivsystem  den  Vorzug, 

Fragt  man  nach  den  Ursachen  der 
Bedarfssteigerung,  so  wird  der  erste 
Eindruck  unwillkürlich  dahin  gehen,  dass 
dieselbe  zumeist  durch  die  Kriege  und 
Kriegsrüstungen  herbeigeführt  worden 
sei.  Die  lauge  Dauer  und  die  Kostspielig- 
keit der  napoleonischen  Kriege  verursachte 
allen  Staaten  eine  bedeutende  •  dauernde 
Erhöhung  des  Finanzbedarfs  haiiptsächlich 
zur  Fundierung,  Tilgung  und  Verzinsung 
der  Schulden.  Hatte  doch  die  Kriegszeit 
von  1802  bis  1815  nach  ungefährer  Schätzung 
einen  Kostenaufwand  von  5  Milliarden 
Francs  verursacht,  die  Schuld  von  1814  bis 
1819  um  2520  Millionen  Francs  zugenonmien. 
Der  Krimkrieg  soll  die  beteiligten  Nationen 
9950  Millionen  Francs,  der  italienische  Feld- 
zug von  1859  15(K)  Millionen,  der  dänische 
von  1864  175  Millionen  gekostet  haben. 
Die  Kosten  des  amerikanischen  Seeessions- 
krieges  werden  auf  14  Milliarden,  die  des 
preussisch-österreichischen  Krieges  von  1866 
auf  1650  Millionen,  die  des  deutsch-franzö- 
sischen auf  11  Milliarden,  die  des  russisch- 
türkischen  Krieges  auf  5625  Millionen,  end- 
lich die  der  serbisch-bulgarischen  Insuirek- 
tiou  auf  925  Millionen  angegeben.  Mögen 
diese  Zahlen  auch  vielleicht  den  Thatsachen 
nicht  ganz  entsprechen,  mögen  auch  grössere 
Teile  dieser  Kosten  nicht  gerade  in  den  Fi- 
nanzbudgets erscheinen,  so  ist  doch  selbst 
der  nach  solchen  Abzügen  bleibende  Rest 
gross  genug,  um  die  Finanzen  in  stärkster 
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Ausgaben 

Preussen 

Frankreich 

Gross- 
britannien 

Mark 

Francs 

£ 

1.  Betriebskosten    .    .    . 

979  o6o  923 

I  379  569  535 

14310000 

2.  Schuld  u.  Dotationen  . 

274  798  600 

269370059 

26  885  594 

3.  AUg.Finanzver waltung 

350  382  042 

in  Pos.  10 

4.  Staatsministerium  .    . 

7  340  169 

— 

5.  Auswärtiges  .... 

551300 

15  2Q9800 

1  209  577 

6.  Finanzministerium  .    . 

91395047 

19692910 

in  Pos.  10 

7.  Oeflfentliche  Arbeiten  . 

29053432 

183484494 

I  887  587 

8.  Handel  und  Gewerbe  . 

8  932  573 

35  901  047 

9.  Justiz 

103  145000 

35  028  033 

3  683  683 

10.  Ministerium  d.  Innern 

60  259  739 

75314545 

2  120260 

11.  Landwirtschaft,     Do- 

mänen und  Forsten 

20877014 

— 

12.  Kultus  u.  Unterricht  . 

129958014 

2143594^4 

1 1  535  249 

13.  Kriegsministerium 

137  527  ') 

639  987  987 

19330000 

14.  Marine  (u.   Kolonieen) 

8.  Reich 

378  589  486 

20  850  000 

15.  Ausserord.  Ausgaben  . 

131  637  004 

105  711  494 

23  482  422 

Gesamtausgaben 

2  187  526  384 

3  359  679  433  *) 

126  418  416') 

^)  S.  dazu  die  Ausüben  des  Reichs.  ^  Hier  inbe^iffen  40154162  Fr.  Ausfälle  und 
Rückzahlungen.  ')  Hier  inbegriffen  1123644  £  für  Pensionen,  Wohlthäti^eitsanstalten  und 
verschiedene  Ausgaben.  *)  Nur  Ausgaben  für  Posten  und  Telegraphen.  '^)  Hier  die  Ausgaben 
für  Kultus  inbegnffen.  *)  Nur  Ausgaben  für  öffentlichen  Unterricht.  ')  Im  Budget  nicht  an- 
gegeben, teilweise  in  Pos.  6  enthalten.  **)  Inbegriffen  1614850  Rub.  für  Generaldirektion  der 
Gestüte.  •)  Dazu  1 718065  Rub.  für  „Fremde  "Kulte",  im  Etat  des  Ministeriums  des  Innern 
enthalten.  ^°)  Hier  inbegriffen  12000000  Rub.  für  unvorhergesehene  Ausgaben.  ")  Die  Betriebs* 
kosten  sind  Im  österreichischen  Budget  nur  für  das  Finanz-  und  Handelsministerium  angegeben, 
und  diese  in  Pos.  6  und  8  enthalten.  ^')  In  Pos.  2  enthalten.  ^')  In  gemeinschaftlichen  Aus- 
gaben enthalten.  ")  In  Pos.  8  mit  enthalten.  ")  Hier  inbegriffen  120260242  fl.  Anteil 
an   gemeinsamen    Ausgaben.      ^^)   Darunter   ungarische   Schuld    118898047  fl.     '^)   Darunter 


Weise  zu  beeinflussen.  Es  kommt  dazu, 
dass  infolge  des  Präventivsystems  in  der 
internationalen  Politik,  das  seinen  Ausdruck 
in  dem  Satze  »si  vis  pacem  para  beUura« 
findet,  die  Heere  allenthalben  stark 
vermehrt,  Flotten  gegründet  und  re- 
formiert, Neubewaffnungen  durchgeführt 
wurden.  Unter  Friedrich  II.  kostete  das 
preussische  Heer  ca.  17  Älillionen  Thaler, 
die  Heeresausgaben  des  norddeutschen  Bun- 
des betrugen  1870  66,6  Millionen.  Die 
Gesamtausgaben  der  deutschen  Länder, 
welche  jetzt  im  Deutschen  Reiche  vereinigt 
sind,  betrugen  1870  ca.  240  Mülionen  Mark, 
sie  betrugen  1898/99  511,9  ^üUionen  im 
ordentlichen,  96,3  Millionen  im  ausserordent- 
lichen Etat. 

Für  Frankreich  berechnet  Necker  1784 
die  Kosten  des  Militärs  auf  122  Millionen 
Livres;  das  Budget  für  1811  setzte  dieselben 
auf  640  Millionen  Francs  und  mit  Einrech- 
nung  der  140  Millionen  für  die  Marine  auf 
600  Millionen.  1870  war  der  Friede ns- 
etat  ftii'  das  Heer  376  Millionen,  für  die 
Marine  (mit  Einschluss  der  Kolonieen)  173,3, 
zusammen  549,3  Millionen  Francs.  1883 
betrug  er  584,1  Millionen  für  das  Heer, 
204,9  für  die  Marine  (ohne  Kolonieen),  also 
zusammen  789,0  Millionen  Francs.  Nach 
dem  Voranschlage  für  1898  beti'agen  die 
Ausgaben  des  Kiiegsministeriums   640,   die 


des  Marineministeriums  287,  zusammen  927 
Millionen  Francs.  Selbst  die  Schweiz  muss 
mit  einem  wachsenden  Militäraufwande 
rechneu,  denn  derselbe  stieg  dort  in  den 
Jahi-en  1849  bis  1897  von  683450  auf 
24433748  Francs. 

Es  hängt  grösstenteils  mit  den  Anforde- 
rungen des  Heerwesens,  ziun  anderen  Teil 
freilich  auch  mit  der  vermehrten  Thätigkeit 
des  Staates  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
wesens zusammen,  wenn  auch  der  Schul- 
denstand in  diesem  Jahrhundert  so  sehr 
gewachsen  ist. 

Die  Steigerung  der  Ausgaben  für  Heer 
und  Marine  macht  in  der  Regel  so  nach- 
haltigen Eindruck,  dass  darüber  die  Frage, 
ob  nicht  auch  auf  anderen  Gebieten  des 
Staatslebens  eine  entsprechende  Steigerung 
stattgefunden  hat,  leicht  übersehen  wird. 
Und  doch  zeigt  eine  genauere  Betrachtung, 
dass  auch  hier  die  Zunahme  eine  sehr  er- 
hebliche, ja  oft  eine  relativ  erheblichere  ist 
als  dort.  Und  es  ist  das  erkläi'lich.  Denn 
der  Mensch  bedarf  in  steigendem  Masse 
des  Schutzes  gegen  Gefährdungen  seiner 
Person  imd  seines  Eigentums,  nachdem  die 
Bevölkerung  gewachsen,  das  Erwerbsleben 
viel  intensiver,  die  Berührung  der  Menschen 
mit  einander  viel  lebhafter  geworden  ist. 
Auch  die  Notwendigkeit  der  materiellen 
Fördenmg,    besonders   aber    der    geistigen 
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Italien 

Bnssland 

1 
Oest^rreich 

Ungarn 

Belgien 

Lire 

Rubel 

11. 

11. 

Fr. 

149540622 

-        ') 

-   ") 

__ 

778741460 

281  884049 

205  258  552 

133  J69918") 

130561  850 

in  Pü8.  2 

624465450»') 

in  Pos.  2 

12597492 

-  '^) 

-    ") 

— 

12797930 

4802  176 

-       ") 

_    ») 

2  822  965 

207  998  826 

211  188038 

105  669  176 

74  720  382 

19834265 

27  978  423 

264677  232 

-  '') 

-    "j 

156324474*') 

60  089  029  *) 

138880420 

97  256  100 

— 

40  175  798  *) 

42  733  274 

26  501  050 

16539356 

27  893  66o*ö) 

64  198  946  «) 

80  175  211 

21  517  296 

17053907 

31253250*1) 

9139838 

37  352  833  •) 

16  543  123 

18479464 

2S\ 
-     ") 

44  625  844 

46815784') 

27  270  169 

13  123716 

263  306  783 

288  808  664 

23  648  485 

16  164  135 

5  325  620 

loi  843  646 

67  050000 

-   *') 

-   ") 

113557680 

123  964  710 

29872314 

— 

1  686  793  409 

1474049923*^) 

715  920827***) 

449019228") 

422912084 

Beitrag  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben  30310839.  Beitrag  zur  österreichischen  Schuld 
12968778,  Grundentlastung  10242751,  Verwaltung  von  Kroatien-Slavonien  8307881  fl.  *»)  Da- 
zu  durchlaufende  Ausgaben  14  536878,  Investitionen  35170964  fl.  Das  Budget  der  Gesamt- 
monarchie enthält  an  Ausgaben  1)  für  das  Ministerium  des  Aeussem  4274  200,  2)  für  dag 
Kriegsministerium  a)  Landarmee  143685251,  b)  Marine  16941260,  3)  für  das  Finanzministerium 
2137184,  4)  für  den  Rechnungshof  138045,  zusammen  167175940  fl.,  darunter  17053894  fl. 
ausserordentliche  Ausgaben.  ^•)  Darunter  132301590  Fr.  für  Eisenbahnen,  Posten  und  Tele- 
graphen, auch  sind  hier  die  Ausgaben  für  Ackerbau  mitenthalten.  *®)  Inbegriffen  5058800  Fr. 
Sir  Gendarmerie.  *')  Ausgaben  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  öifentlichen  Unterrichts 
und  des  Ministeriums  der  Industrie  und  Arbeit.    *-)  S.  Anm.  19.    -*)  S.  Anm.  21.*; 


Ausbildung  jedes  Staatsbiirgers  ist  in  vollem 
Umfange  anerkannt,  die  letztere  auch  in 
dem  Sinne,  dass  nicht  nur  die  ganze  Ge- 
sellschaft ein  ausserordentliches  Interesse 
daran  habe,  sondern  auch  der  Staat  selbst 
immer  besser  ausgebildeter  Bürger  und 
Beamten  bedürfe.  Das  äussert  sich  vor- 
nehmlich in  dem  Anwachsen  des  Bedarfs 
fllr  Rechtspflege,  öffentliche  Arbeiten,  öffent- 
lichen Unterricht.  Während  in  Frankreich 
von  1869 — 1878  die  Ausgaben  für  das 
Militär  um  44,30  ®/o  wuchsen,  haben  die  für 
öffentliche  Arbeiten  um  103,50  ^/o,  die  für 
Unterricht  um  1 10,20  ®/o  zugenommen.  In 
der  Zeit  von  1878—1890  hat  zwar  der  Be- 
darf für  die  öffentlichen  Arbeiten  etwas  ab- 
genommen, aber  während  der  Heeresbedarf 
um  nur  3,3  ®/o  stieg,  erhöhte  sich  der  Etat 
für  Unterricht  und  Künste  um  nahezu 
148  ^/o,  der  Justizetat  um  nahezu  9"/o.  In 
England  war  für  den  öffentlichen  üntemcht 
im  Jahre  1834  zum  ersten  Male  ein  Zuschuss 
von  2000  £  bewilligt  worden;  heute  steht 
im  englischen  Budget  ein  Posten  für  Unter- 
richt, Kunst  und  Wissenschaft  von  11,2 
Millionen  £. 

In  Bayern  haben  sich  nach  der  unten 
mitgeteilten  Uebersicht  in  der  Zeit  von 
1819.'25  bis  1888/89  die  Ausgaben  für  Kiü- 


tus  von  1195000  Millionen  Gulden  auf 
6221436  Mark,  für  Erziehung  und  Bildung 
von  692000  MiUionen  Gulden  auf  14140898 
Mark,  für  Industrie  und  Kultur  von  108  200 
Millionen  Gulden  auf  1 198  236  Mark  geho- 
ben. Der  Justizetat  Preussens  betrug  1850 
9,4,  1867  12,64,  1890  nahezu  29  Millionen 
Thaler,  der  Etat  für  Unterricht  und  Kultus 
3,37  b^zw.  5,17  und  etwas  über  30  Millionen 
Thaler. 

Aus  diesen  Angaben  sowohl  wie  aus 
allen  auf  das  öffentliche  Bedarfsleben  be* 
züglichen  Untersuchungen  geht  mit  zweifel- 
loser Klarheit  hervor,  nicht  nur,  dass  die 
Ausgaben  allenthalben  und  stetig  wachsen, 
sondern  auch,  wie  R.  von  Kaufmann  sagt,  dass 
die  modernen  Kultiu^taaten  denselben  all- 
gemeinen Gesetzen  in  ihren  ganzen  Le- 
bensäussenmgen  unterworfen  sind:  Beförde- 
rung der  Kultur,  das  ist  geistiger  und 
materieller  Fortschritt  und  deren  Sicherung 
nach  innen  und  nach  aussen. 

Diese  Ausführungen  sollen  im  folgenden 
durch  einige  weitere  Zahlenangaben  ergänzt 
werden. 

Es  betrugen  in  Preussen  (nach  den  Zu- 
sammenstellungen Conrads  in  Finanz^^ässen- 
schaft  S.  165)  in  1000  Mark  die 
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Jahr 

AuBf^abe  für 
Staatsschulden 

Ausgabe  für 
Militär 

Ordentliche 
Ausgaben ') 

Ausser- 
ordentliche 

Sa. 

pro  Kopf 

Sa. 

pro  Kopf 

Ausgaben ') 

1850 

1861 

1873 

1881/2 

1890/1 

1898;9 

22  500 

46643 

77484 
100  158 

250  968 

265  397 

^31 
2,52 
3,08 
3,62 
8,38 
8,33 

76485 
107  697 

186750 

223  532 

284  820 

349  398 

4,45 
5,82 

7,40 
8,07 

9,51 
11,0 

272  922 
388  566 

559  779 
873021 

1544780 

2055891 

14775 
29415 
70350 
40049 

48313 
131  636 

1)  Dazu  Anteil  an  den  Ausgaben  des  Reichs  1873  175,271,  1881/2  310,244,  1890,1 
627,917,  1898/9  487,784  Mül.  M. 

')  Dazu  Anteil  an  den  ausserordentlichen  Ausgaben  des  Reichs  1873  651,460,  1881/2 
59,464,  1890/1  235,781,  1898/9  121,706  Mül.  M. 


1849 
1883 
1889 
1898 


n 
n 


n 
n 


Die  Ausgaben  betrugen: 

In  Oesterreich: 

163,1  Mill.  fl. 

491,9 
540,0 
716,0 

In  Frankreich: 

1816—29  durchschnittl.    960  Mill.  Frcs. 
1830—39  „  II 70 

1840-48  „  1432 

1862  1970  MiU.  Frcs. 

1890         3046 
1898         3360 


n 
r? 


» 
n 


71 

n 


In  Italien: 

1861 

812     MiU.  Lire 

1872 
1885/86 
1889/90 
1899 

1366,9     „       „ 
1707,3     „        n 
«857,9     „ 
1686,8     „       „ 

In  Russland: 

1859 

260,2  MiU.  Rubel 

1869 
1885 
1889 
1898 

482        „ 

866,3      „ 

895,2     „ 

1474,0     „ 

Es  ist  lehrreich,  die  Steigerung  der  Ausgaben  an  einem  grösseren  ausserdeut- 
schen  Staate,  dessen  Ausgabebudget  eine  besonders  rasche  Steigerung  aufweist,  nänüich 
an  Frankreich,  nachzuweisen.    Es  geschieht  dies  in  der  folgenden  TabeUe: 

Staatsausgaben  Frankreichs  von  1830—98  in  1000  Francs. 


Staatsausgaben 


1830 


1851 


1874 


1878 


1890 


1898 


Staatsschulden  und  Dotationen  . 

Rechtspflege 

Auswärtiges 

Inneres 

Finanzen  

MUitär 

Marine  und  Eolonieen    .... 
Unterricht  und  Künste  .... 

Kultus 

Landwirtschaft,  Gewerbe,  Handel 
OefPentliche  Arbeiten      .... 
Regie-,  Betriebs-  und  Erhebungs- 
kosten    

AusfäUe  und  Rückzahlungen  .    . 


362  319 

19082 

8  116 

16562 

18625 

186  845 

65  HO 

9462 

36  611 

6911 

41438 

U8366 
22749 


414305 
26271 

6852 

23  110 

16595 
294  700 

106449 

21  042 

40993 

14715 
122867 

148  445 
26991 


210574 
33740 
II  255 
80814 
20612 

466  509 

152945 
42585 
53491 
15484 

160483 

246  388 
15036 


I  221  701 

34715 
12720 

83729 
20388 

538  326 

193  952 

61  220 

53644 

42556 

234631 

241  033 
17020 


I  321  292 
37468 
14168 
68873 

19577 

556  333 

255  387 
152048 

45085 

43783 
176761 

329893 
22666 


1  269  370 

35028 

15300 

75314 
19692 

639988 
378589 

214359 
43065 

65763 
183484 

379569 
40154 


Summe  der  Ausgaben 


912  198 


I  275  680  2  532  690  2  781  035  3  046  021 


3  359  679 


28.  Das  Staatsschuldenwesen.  Es  ist 
oben  bereits  des  Anwachsens  der  Staats- 
schulden und  der  Ursachen  desselben  ge- 
dacht worden.  Die  obenstehenden  Ueber- 
sichten  über  die  Entwickelung  der  Aus- 
|[aben  in  Preussen  von  1850 — 1898/9  und 
in  Frankreich  von  1830—1898  enthalten 
auch  die  dai^uf  bezüglichen  Zahlen.  Die 
engUsche  Staatsschuld  bezw.  die  Aus- 
gaben  für  die  Schuld   betrugen  nach  der 


ZusammensteUung    Conrads    a.    a.   0.    in 
1000  £: 


Staats- 

Ausgaben für 

schuld 

die  Schuld 

1793 

244440 

9624 

1817 

848  282 

32453 

1845 

830000 

28253 

1860 

823  934 

26231 

1870 

789184 

27053 

1890 

688944 

24798 

1898 

634436 

25000 
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Im  Deutschen  Reich,  welches  1875 
120323  Millionen  Schulden  hatte,  betrugen 
die  Schulden 

1877       19^,433  Millionen  Mark 
1887      674,237       „  n 

1893    1860,860       „ 

1896    2245,273       „ 

Ende  März  1897  steUt  sich  der  Schuld- 
betrag auf  2485  Millionen  Mark,  darunter 
175  Millionen  Mark  schwebende  Schuld, 
und  120  Millionen  Mark  Reichskassen- 
scheine. 

In  den  grösseren  deutschen  Staaten  be- 
tnig  die  Staatsschuld 


in  PreuBsen  1898/99 
„  Bayern  1897 

„  Sachsen  1898 

„  Württemberg      1898 
.  Baden  1898 


n 


Hessen 


1898 


6485222069  Mark 
I  415  219  964      n 

752  464  950    n 
479570000    „ 

329  029  252    „ 

238  769  225    „ 


Dabei  ist  aber  zu  bemerken,  dass  ein 
grosser  Teil  der  Schuld,  in  Baden  die  ganze 
Schuld,  in  Bayern  über  zwei  Drittel,  in 
Württemberg  nahezu  die  ganze  Schuld  von 
Eisenbahnbauten  oder  -erwerbungen  her- 
rührt. 

In  den  Vereinigten  Staaten  betrug  die 
Schuld  Ende  September  1898  988958768 
Dollar.  Die  Scnulden  der  Einzelstaaten 
beliefen  sich  1895  auf  202801927  Dollar. 
Oesterreich  -  Ungarn  hatte  am  1.  Juli 
1898  eine  gemeinsame  Staatsschuld  von 
2757449395  Gulden,  darunter  62601214 
schwebende  Schuld  und  120892780  Gulden 
Staatsnoten.  Die  Schuld  der  im  Reichsrat 
vertretenen  Länder  betrug  am  gleichen 
Zeitpunkt  4228238274  Giüden,  die  unga- 
rische Staatsschuld  Anfang  1897  2  474  972  260 
Gulden,  darunter  194,2  Millionen  Gulden 
Grundentlastungsschuld.  Russland  hatte  am 
1.  Januar  1898  eine  Schuld  in  Rubel 
Metall  im  Betrage  von  2133758956  Rubel, 
in  Rubel  zu  Vis  Imperial  2900701468 
Rubel,  zusammen  6101339902  Rubel  zu 
*/i5   Imperial.    Die   Schuld  Italiens  betrug 

1897  (nach  Juraschek)  10323  Millionen 
Mark,  die  Belgiens  am  1.  Januar  1898 
2566593476   Francs,   die   der  Niederlande 

1898  1085066200  Gulden. 

Diese  Uebersichten  zeigen,  dass  die  Staats- 
schulden und  die  Ausgaben  für  Verzinsung 
imd  Tilgung  allenthalben  stark  gewachsen 
sind ,  doch  kann  der  moderne  Staat,  weil  in 
seinen  Einnahmen  fest  gegründet  und  auf 
zuverlässigen  Voranschlägen  fussend,  auch 
eine  grosse  Staatsschuld  ohne  Gefahr  ertra- 
gen. Das  moderne  Schuldenwesen  unter- 
scheidet sich  von  dem  der  früheren  Zeit 
hauptsächlich  dadiu*ch,  dass  in  der  weitaus 
Überwiegeaden  Zahl  der  Fälle  die  Ki-editbe- 
nutzung  wirklich  nur  zur  Befriedigung 
ausserordentlicher  Bedürfnisse  vorgenommen 


wird  und  dass  die  Verwaltimg  eine  geord- 
nete ist.  Klarhaltung  der  einzelnen  Schuld- 
titel, jpünktliche  Zinszahlung,  Fernhaltung 
aDer  Operationen,  welche  ernsthafte  Kapi- 
talisteu  bedenklich  machen,  und  vieles 
andere  sichert  dem  gutverwalteten  und  w^irt- 
schaftlich  wohlsituierten  Staate  einen  stets 
bereiten  Kredit. 

Lltteratur:  /•  Allgemeine  Litteratur:  O.  Cohn, 
System  der  Finanzwutenschaftt  Stuttgart  1889, 
S.  SO—lOS,  lS5ff.,  641  ff.,  671^746.  —  H.  Qeff" 
cken,  Art.:  Wesen,  Aufgaben,  Geschichte  der 
Finanzwissenschaft,  und  Art.:  Die  Staatsaus- 
gaben,  in  Schönberg  (4.  Avfi.,  1896),  III.  — 
H.  Roacher,  Syst.  IV,  ^^  I—4, 109—127,  ISO  ff., 
166 ß.;  II,  §§  1—6.—L/v,  Stein,  Fin.  (5.  Aufl.), 
I,  S.  1—160,  II,  1,  S.  17  ff.,  8iff.,  S46S84,  II, 
S,  S.  l—d9.  —  A.  Wagner,  Fin.  I,  ü  1—11, 
31—59,  78—92,  170—196,  218  ff. ;  II,  ^^  342—862; 
Grundl.  §§  161—190;  III  und  Ergänzungsheft; 
IV,  1.  Ilalbband.  —  J".  Conrad,  Orundriss  zum 
Studium  der  politischen  Oekonomie,  3.  T.  Finanz» 
Wissenschaft,  Jena  1899. 

IL  Litteratur  zur  Geschichte  des  Finanz^ 
Wesens:  1.  Preussen:  Q,  Bielefeld,  Geschichte 
des  magdeburgischen  Steuerwesens  von  der  Reform 
mationszeü  tds  ins  18.  Jahrh.,  Leipzig  1888.  — 
C.  IHeterici,  Zur  Geschichte  der  Steuerreform 
in  Preussen  von  1810—1820,  Berlin  1875.  — 
Kotelmann,  Die  Finanzen  Albrecht  Achills, 
in  der  Zeitschr^  für  preuss.  Landesgeschiehte, 
Bd.  4.  —  Krug,  Geschichte  der  preussischen 
Staatsschulden,  1861.  —  Biedel,  Der  branden- 
burgiseh'preuMsische  StcuUshaushalt  in  den  beiden 
letzten  Jahrhunderten,  1866,  —  Cif.  SehmoUer, 
Die  Epochen  der  preiusischen  Finanzpolitik,  in 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  Bd.  1.  —  Derselbe, 
Studien  Über  die  wirtschaftliche  Politik  Fried» 
richs  des  Grossen  und  Preussen*  überhaupt  voTk 
1680—1786,  ebenda  I884  und  1886187.  —  Tippen, 
Die  Zinsveffassung  Preussens  unter  der  Herr» 
schuft  des  deutschen  Ordens,  in  der  Ztschr.  f, 
pretus.  Gesch.  Bd.  4  und  in  Sybels  Ilistor.  Zeit- 
schrift, Bd.  46.  —  Zakrezewski,  Ueber  den 
Generalkufenschoss,  1855,  —  K,  Breysig,  Ge* 
schichte  der  brandenburgischen  Finanzen  in  der 
Zeit  von  1640—1697,  Bd.  1,  1895.  —  Mamroth, 
Geschichte  der  preussischen  Staatsbesteuerung 
1806—1816,  Bd.  1,  Leipzig  1890.  Weiteres  bei 
Wagner,  Fin.  III,  S.  34.  S.  daselbst  auch 
die  LiUercUumachweise  über  die  anderen  deut- 
schen TerritoriaJfilrstentümer.  S.  dazu  auch: 
E.  Lobe,  Der  Staatshaushalt  des  Königreichs 
Sachsen,  Leipzig  1889.  —  2.  Oesterreich: 
&  Bruder,  Finanzpolitik  Rudolfs  IV.  — 
Beer,  Finanzen  Oesterreichs  im  19.  Jahrh., 
Prag  1877.  —  Qindely,  Die  Finanzen  Böhmens 
im  16.  und  17.  Jahrh.,  in  den  Wiener  Akademie- 
Schriften  Bd.  18,  1869.  —  H.  v.  Hauer,  Bei- 
träge zur  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen^ 
Wien  1848.  —  Kries,  Historische  Entwickelung 
der  Steuerverfassung  in  Schlesien.  Breslau  I842. 
—  Oherleitner,  Finanzlage  in  den  deutsch' 
österreichischen  Erblanden  im  Jahre  1761,  Wien 
1865.  —  Derselbe,  Finanzlage  Siederösterreichs 

•  im  16.  Jahrh.,  Wien  1863.  —  Schalck,  Oester- 
reichs Finamverwaitung  I4IS — 1436,  Wien  1881. — 
3.  Frankreich:  Besonders  S,  de  Blignitre^ 
und  M,  Harbulot,  Art.:  Finances  de  l*aneien 
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regime  im  Nouveau  dictionnaire  d*Economie 
Politvque,  publie  sotts  la  direction  de  Leon  Say 
et  de  J.  Chailley,  Paris  1896.  —  M..  Harhulotf 
les  EmprunU  de  Vancienne  monarchie  i.  Les 
emprunts  loteries  (Journal  de  la  Societe  de 
statiatique  de  Paris  1889) ;  2.  Les  rentes  viageres 
et  les  tontines  (Bulletin  du  Cmnit/'  des  trav. 
kiator.  et  scicntif.  1890).  —  Bailly ,  Histoire 
ßnancihe  de  la  France,  1830.  —  Clamagerafiy 
Histoire  de  Vimpot  en  France  (3  Bde.), 
Paris  1867J76.  —  ForhonnaiSf  Reckerches  et 
considerations  sur  les  ßnances  de  France  depuis 
Vannee  1598  jusquVn  Vannee  1721,  2  vol.,  Basel 
1758.  —  NeekeVf  De  l'administration  des 
ßnances  en  France,  Paris  1784-  —  Sudre,  Les 
ßnances  de  la  France  au  19.  sihcle,  2  vol.,  Paris 
188S.  —  JR.  Stourw,,  Les  ßnances  de  VAncien 
Begime  et  de  la  Revolution,  origines  du  Systeme, 
ßn.  actiiel,  2  vol.,  Paris  1885.  —  Vignea,  TraiU 
des  impots,  4  Sd.,  Paris  1880.  —  A,  Wiihrer, 
Histoire  de  la  Dette  publique  en  France,  2  vol., 
Paris  1886.  —  v.  Wolf,  Die  JStaalsrenlenschuld 
in  Frankreich,  Leipzig  o.  J.  —  Ä.  v.  Kaufntann, 
DieFinanzen  Fravkreiclis,Leipzig  1882.  —  4-^^9- 
land:  St.  Dowell^  History  of  taxation  and  taxes 
in  F7igland,  fr  am  tke  earliest  times  to  the  present 
day,  4  Bde.,  London  I884.  —  Douhledayy 
Financial  history  0/  England,  London  I847.  — 
B.  Gneistf  Englische  Verfassungsgeschichte,  I842. 
Derselbe,  Das  englische  Vencaltungsrecht,  8 Bde., 
S.  Aufl.,  Berlin  188S',84.  -—  Derselbe^  Das  eng- 
lische Parlament  in  tausendjährigen  Wandelungen, 
Berlin  1886.  —  Derselbe,  Selfgovemment  et^., 
Berlin  1871.  —  Hamilton,  History  of  public 
debt.  —  Sinclair,  History  of  the  public  revenue 
of  the  british  empire,  2  vol.,  S  ed.,  London  1803. 
—  W.  Taylor,  History  of  taxation  of  England, 
London  1853.  —  W.  Vocke,  Geschichte  der 
Steuern  des  britischen  Reichs,  Leipzig  1866. 

II L  Statistik:  G,  Kolb,  Handbuch  der 
vergleichenden  Statistik,  bes.  8.  Aufl.,  Leipzig 
1879.  —  Gothaer  Hofkalender.  —  Die 
Bundesfinanzen  der  Schweiz  I848 — 1886,  im 
Finanzarchiv  1888,  S.  4S4.  —  W,  Burichard, 
Das  bayerische  Staatsbudget  in  den  ersten  70 
Jahren  seit  Bestehen  der  Verfassung  1819 — 89, 
im  Finanzarchic  1888,  S.  220.  —  Ä.  r.  Kauf- 
mann, Die  öffentlichen  Aufgaben  der  grössten 
europäischen  Länder  nach  ihrer  Zweckbe- 
stimmung,  1893.  —  Pfeiffer,  Verglei- 
chende Zusammenstellung  der  europäischen 
Staatsausgaben,  2.  Aufl.,  Stuttgart  1877.  —  Q* 
JPicot,  La  Progression  des  depenses  publiques 
de  1800  ä  1886,  in  der  Reforme  sociale,  Bd.  3 
(1887),  S.  145i  —  Bicca-Salemo,  Im  pro- 
gressione  dei  bilanci  negli  stati  modemi,  in  dem 
Archivio  di  statistica,  Bd.  3  (1878),  S.  497. 

K,  Th,  Eheberg, 


IL  Geschichte  der  Finanzen. 

A.  Griechische  Finanzen  (S.  936).  B.Finanzen 
des  alten  Kom  (S.  949).  C.  Finanzen  im  Mittel- 
alter (S.  955). 

Griechische  Finanzen. 

1.  Giiechenland  im  allgemeinen.    2.  Athen. 
1.  Griechenland  im  allgenieinen.    Wie 

überaD  ist  auch  in  den  griechischen  Staaten 


das  staatliche  Finanzwesen  ein  Erzeugnis 
gesteigerter  Kultur.  Der  Stamm  auf  der 
Wanderschaft  und  auch  noch  der  Gaustaat 
sesshaft  gewordener  Bauern  und  Edelinge 
hat  wohl  gelegentlich  Ausgaben  zu  leisten, 
er  hat  auch  Eigentum,  das  von  ihm  ver- 
wendet und  von  seinen  Organen  venvaltet 
wii'd,  aber  der  Gedanke,  dass  er  mit  den 
ihm  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  etwas 
Bestimmtes  leisten  solle,  ist  für  diese  Zeit 
noch  nicht  vorhanden.  Der  Staat  ist  über- 
haupt noch  nicht  die  alle  Verhältnisse  des 
Lebens  behen*schende,  ihnen  allen  überge- 
ordnete Macht;  er  tritt  nur  vorübergehend 
vmd  zeitweilig  in  Aktion,  und  in  seinem 
Rahmen  stehen  zahlreiche  gleichaii;ige  Ver- 
bände, die  im  täglichen  Leben  viel  wirkungs- 
voller sind  und  vom  Staat  nur  in  beschränktem 
Masse  beeinflusst  werden. 

Dass  Besitz  Macht  ist,  dass,  wer  etwas 
leisten  soll,  ein  Vermögen  haben  muss,  gilt 
freilich  auch  für  diese  Zeit  Der  unter- 
schied des  Adligen,  der  zur  Leitung  der 
Gemeinde  im  Kampf  und  in  Rat  und  Ge- 
richt berufen  ist,  und  des  Gemeinen,  der 
als  Knecht,  als  Tagelöhner,  als  Pächter  in 
seinen  Diensten  steht  oder,  wenn  er  persön- 
lich unabhängig  ist  und  eigenen  Besitz  hat, 
doch  ohne  den  Schutz  des  vornehmen  Mannes 
nicht  bestehen  und  gegen  ihn  nicht  auf- 
kommen kann,  beruht  auf  der  Ungleichheit 
des  Besitzes,  zunächst  imd  vor  allem  in 
Vieh,  dann  daneben  im  Grundbesitz.  So 
bedarf  auch  der  König  eines  grossen  Ver- 
mögens, um  seine  Stelhmg  auszufüllen.  In 
der  alten  Zeit  welche  die  Sage  widerspiegelt, 
ist  es  vor  allem  der  Reichtum  an  Edel- 
metallen, an  Schmucksachen,  kostbaren 
Waffen  und  Hausgerät,  welcher  dem  König 
Glanz  und  Macht  verleiht ;  wie  in  der  deut- 
schen Heldensage  spielt  auch  in  der  grie- 
chischen der  Schatz  des"  Fürsten,  derKönigs- 
hoi-t,  eine  Hauptrolle.  Aber  auch  sonst 
müssen  die  mächtigen  Fürsten  der  mykeni- 
schen  Epoche,  ^'ie  ihre  Bauten  und  der 
Ruhm  des  »Goldreichtums«  von  Troja, 
Mykene,  Orchomenos  beweisen,  über  grosse 
Mittel  verfügt  haben.  Nicht  nur  ein  grosser 
Teil  des  Landes  wird  ihnen  gehört  haben^ 
mit  zahlreichen  Leibeigenen  und  fronpflich- 
tigen Bauern,  über  deren  Kräfte  sie  ver- 
fügten, auch  aus  dem  i'egen  Handel  der  Zeit 
werden  sie  Gewinn  gezogen,  ja  vielleicht 
ihn  teilweise  monopolisiert  haben. 

Aber  das  Kömgtum  der  mykenischen 
Zeit  ist  untergegangen;  und  die  folgende 
Epoche,  das  griechische  Mittelalter,  dessen 
Zustände  die  homerischen  Gedichte  schildern 
(etwa  950 — 650  v.  Chr.),  zeigt  wesentlich 
beschränktere  Verhältnisse.  Auch  liier  be- 
steht noch  die  Ehrenstellung  des  Königs; 
ihm  ist  aus  der  gemeinen  Mark,  die  ur- 
sprünglich durch    das  Los    unter    die  Ge- 
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meindegenossen  verteilt  wurde  und  dann  in 
Familienbesitz  und  Privateigentum  überging, 
ein  grosses  Grundstück  als  Königsgut  »aus- 
geschnitten« {ritt6i^os)^  vde  den  Göttern;  er 
erhält  von  allen  Geschenke,  ja  nach  einer 
alten  Stelle  der  Odyssee  (11,  185)  wird  er 
von  den  Unterthanen  der  Reihe  nach  zu 
Gast  geladen  —  eine  Verpflegungspflicht, 
ein  ^> Einhegen«  des  Herrschers,  das  in  pri- 
mitiven Verhältnissen  sehr  begreiflich  ist. 
Sonst  kommt  es  im  Epos  nicht  mehr  vor, 
ist  vielmehr  in  das  Gegenteil  umgeschlagen, 
dass  der  König  die  Verpflichtung  liat,  die 
Adligen  regelmässig  an  seinem  Hofe  von 
seinem  Gut  zu  bewirten.  Ueberhaupt  ver- 
liert bekanntlich  das  Königtum  in  der  ho- 
merischen Zeit  immer  melir  an  Bedeutung. 
Es  ist  die  Zeit,  in  der  der  adlige  Kleinstaat 
mit  städtischem  Mittelpunkt  zu  voller  Aus- 
bildung gelangt  und  die  reichen  Adligen 
dem  Könige  gleichberechtigt  zur  Seite  treten 
—  auch  der  Königstitel  geht  auf  sie  über 
— ,  bis  schliesslich  das  Königtum  weniger 
abgescliafft  als  von  seinen  Standesgenossen 
absorbiert  wird. 

Das  griechische  Mittelalter  ist  eine  Zeit 
reiner  Naturalwirtschaft.  Als  Wertmesser 
dienen  zwar  auch  die  Edelmetalle,  in  Barren- 
form von  bestimmtem  Gewicht,  daneben 
Kupfer  und  Eisen  (oder  z.  B.  auf  Kreta  in 
Form  von  Becken  U.irrreg) ;  aber  die  Metalle 
sind  noch  kein  Geld,  und  weit  gewöhnlicher 
ist  bei  Homer  und  noch  in  den  Busssätzen 
älterer  Gesetze  die  Wertbestimmung  nach 
Rindern  imd  Kleinvieh  (ebenso  in  Italien: 
neben  dem  Zuwägen  des  Kaufpreises  per 
aes  et  libram  steht  der  Name  pecunia,  der 
später  zur  Bezeichnung  des  Geldes  gewor- 
den ist).  Der  Stamm-  oder  Gauverband,  die 
Gemeinde  (demos,  lat.  populns)  gliedert  sich 
in  die  aus  uralter  Zeit  stammenden  Bluts- 
verbände, die  als  Nachkommen  eines  ge- 
meinsamen Ahnherrn  betrachtet  werden: 
die  »Brüderschaften«  (Phratrien,  den  römi- 
schen Curien  entsprechend),  welche  die 
höhere  Einheit  der  adligen  und  nichtadligen 
Geschlechter  bilden,  und  über  ihnen  in  der 
Regel  die  »Stämme«  (Phylen,  lat.  tribus). 
Diese  Verbände  werden  wohl  unter  der  Ein- 
wirkung der  in  dem  einen  Gemeinwesen 
früher,  in  dem  anderen  später  sich  geltend 
machenden  lokalen  Interessen  umgestaltet 
und  gelegentlich  in  Tausend-  und  Hundert- 
schaften, Bezirke,  Abteilungen  umgewandelt, 
aber  die  zu  Grunde  liegende  Auffassung 
bleibt  noch  lange  bestehen.  Sie  haben  eine 
dem  Staate  völlig  gleichartige  Organisation, 
Beamte  für  Krieg  und  Frieden  so  gut  wie 
dieser,  imd  so  auch  eigenen  Besitz  an  Her- 
den und  Land.  Dieser  Besitz  dient  einem 
Zwecke,  der  für  die  Entwickelung  des  grie- 
chischen Staats  im  Gegensatz  zu  den  analogen 
Gestaltungen  bei  anderen  Völkern  charakte- 


ristisch ist.  In  alter  Zeit  hielten  die  freien 
Gemeindemitglieder  die  Mahlzeit  nicht  für 
sich,  sondern  gemeinsam  —  aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  dass  der  einzelne  mit  seiner 
Familie  ein  geschlachtetes  Schwein  oder  gar 
ein  Rind  nicht  verzehren  kann,  sondern  nur 
eine  grössere  Genossenschaft.  Diese  gemein- 
samen Malüzeiten.  die  Syssitien,  haben  sich 
wie  so  viele  uralte  Einrichtungen  in  Sparta 
und  in  den  kretischen  Staaten  alle  Zeit  er- 
halten —  sie  führten  hier  in  den  Zeiten  der 
durchgeführten  Sesshaftigkeit  mit  Notwen- 
digkeit zur  Koncentration  der  freien  Bevöl- 
keriuig  im  Mittelpunkt  des  Gaues,  während 
die  auf  den  Feldern  wohnende  Bauernschaft 
ihre  politischen  Rechte  nicht  mehr  behaupten 
konnte  und  leibeigen  wani.  In  Sparta  hat 
jeder  Volibürger  seinen  Beitrag  an  Brot, 
Wein  und  Oel  selbst  zu  liefern  —  nur  die 
Könige  erhalten  eine  doppelte  Portion  von 
Staatswegen  — ,  während  das  Fleisch  wahr- 
scheinlich auf  gemeinsame  Kosten  geliefert 
wurde;  auf  Kreta  dagegen  werden  alle 
Kosten  von  der  Gemeinde  bestritten,  grössten- 
teils von  den  Lieferungen  der  Leibeigenen. 
In  den  übrigen  Staaten  dagegen  hat  sich 
die  Einrichtung  als  regelmässige  Institution 
nur  bei  dem  adligen  Rat  der  »Alten«  er- 
halten; diese  speisen  und  zechen  (s.  oben) 
täglich  am  Tisch  des  Königs  —  später  ist 
daraus  das  gemeinsame  Mahl  der  Beamten 
im  Prytaneion  hervorgegangen,  zu  dem  ver- 
diente Bürger,  die  besonders  geehrt  werden 
sollen,  fremde  Gäste,  Gesandte  etc.  hinzu- 
gezogen wertlen.  Für  die  Gesamtheit  der 
Bürger  aber  hat  sich  das  gemeinsame  Mahl 
nur  noch  als  Götterfest  erhalten.  Nach  ur- 
sprünglicher Anschauung  nimmt  die  Gott- 
heit an  jedem  Mahl  Teil  und  erhält  von 
ihm  einen  Anteil  im  Brandopfer  und  in  der 
Weinspende,  so  gut  wie  der  König  —  in 
Sparta  erhält  der  König  allezeit  von  jedem 
Opfer  eine  Ehrengabe.  Noch  bei  Homer 
giebt  es  für  Schlachten  und  Opfern  nur 
einen  Ausdruck  (U^eveip),  Wenn  die  Sitten 
sich  ändern,  bleibt  die  religiöse  Veipflich- 
tung  doch  bestehen;  und  so  finden  sich  bei 
regelmässigen  und  ausserordentlichen  Festen 
die  Bürger  zu  grossen  Opfermahlen,  den 
Hekatomben,  zusammen.  (In  Athen  hat  sich 
die  Speisung  der  Phylen  an  grossen  Festen 
als  Liturgie  zu  allen  Zeiten  erhalten.)  Die 
Kosten  dieser  Mahlzeiten  werden,  ursprüng- 
lich wenigstens,  aus  dem  Vermögen  der 
Verbände  bestritten ;  die  »Führer  des  Volks« 
trinken  den  »Staatsw^ein«  (Dias  17,  250), 
das  Mahl  »der  Alten«,  d.  h.  des  Rats,  wird 
von  der  Gemeinde  zugerichtet  (Ilias  4,  344), 
fremde  Gäste  werden  auf  ihre  Kosten  ver- 
pflegt (Od.  19,  197),  die  (Gastgeschenke, 
welche  sie  erhalten,  durch  eine  Umlage  auf 
die  gesamte  Bürgerschaft  aufgebracht  (Od. 
13,  14). 
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Mit  der  Verwaltung  iind  Beitreibung  des 
Vermögens  des  Staats  wie  der  Verbände 
werden  erwäMte  Beamte  beauftragt,  die 
mehrfach  den  bezeichnenden  Titel  naoxQoi 
»Eintreiber«  führen,  genau  entsprechend  den 
römischen  Quästoren.  Ganz  allgemein  ver- 
breitet für  Finanz-  oder  Kassenbeamte  ist 
der  Name  lauiai^  das  sind  ursprünglich  die 
Truchsesse,  die  bei  den  Mahlzeiten  das 
Fleisch  zu  »schneiden«  haben.  In  Athen 
findet  sich  daneben  der  Name  xeoXnxpHai 
»Fleischschneider« ;  sie  verwalten  die  Ein- 
nahmen des  Staates  und  richten  die  öffent- 
lichen Speisungen  im  Prytaneion  aus.  Deut- 
lich lassen  diese  Namen  die  ursprüngliche 
Bedeutung  und  die  allmähliche  Entwicke- 
lung  der  Finanzämter  erkennen. 

Die  Einnahmen,  die  sie  beizutreiben  und 
zu  verwalten  haben,  bestehen  ursprünglich 
vor  allem  in  den  Pachtgeldern  von  den  dem 
Staat  oder  dem  Verband  gehörigen  Be- 
sitzungen —  Grundstücken,  Bergwerken  und 
anderen  Domänen.  Dazu  kommen  Gebühren 
für  die  Benutzung  staatlicher  Einrichtungen, 
so  der  gemeinen  Weide,  des  Marktes,  des 
Hafens.  Von  jener  erhebt  der  Staat  ein 
Hutgeld,  von  diesen  Marktgebühren,  Zölle, 
Hafengelder  —  doch  ist  es  fraglich,  ob  wir 
diese  der  homerischen  Zeit  bereits  zuschreiben 
dürfen. 

In  den  einfachen  wirtschaftlichen  und 
politischen  Verhältnissen  der  mittelalterlichen 
|[leinstaaten  sind  wie  die  Einnahmen  so 
die  Bedürfnisse  des  Staates  gering.  Der 
König  bezieht  seine  Einkünfte  aus  den  ihm 
zugewiesenen  Besitzungen  und  aus  den  Ge- 
sdienken,  die  ihm  ^bracht  werden,  nament- 
lich wenn  man  semen  Richtersprudi  nach- 
sucht Mit  dem  Emporkommen  der  Adels- 
herrschaft gehen  diese  auf  die  adligen  Rats- 
herren über,  die  den  ganzen  Tag  auf  dem 
Markt  sitzen,  um  Recht  zu  sprechen.  Das 
führte  bald  zu  unerträglichen  Missständen: 
Hesiods  Anklagen  ^q^qtv  die  »Geschenke 
verzehrenden  Könige  (d.  h.  Adligen)«  führen 
uns  die  Bestechlichkeit  und  Parteilichkeit 
der  Richter  drastisch  vor  Augen.  Der  erste 
Schritt  zu  dem  neu  sich  bildenden  bürger- 
lichen Rechtsstaat  ist  daher  überall  die  Neu- 
ordnung und  schriftliche  Festlegung  des 
Rechts,  mit  der  die  Abschaffung  der  Ge- 
schenke an  die  Richter  verbunden  ist.  An 
ihre  Stelle  tritt  die  Erhebung  einer  Ge- 
richtsgebühr durch  den  Staat,  die  vor  Be- 
ginn des  Prozesses  von  den  Parteien  zu 
hinterlegen  und  vom  unterliegenden  zu 
zahlen  ist.  In  Athen  wird  sie  von  den 
Kolakreten  erhoben  und  verwaltet. 

Eine  staatliche  Entschädigung  für  die 
Leistungen  der  Bürger  für  die  Gesamtheit 
kannte  die  ältere  Zeit  nicht  AUe*Aemter 
sind  tmbesoldete  Ehrenämter,  die  Ausrüstung 
imd  Verpflegimg  im  Kriege  hat  der  einzelne 


Krieger  selbst  zu  tragen.  Die  Leistungen 
entsprechen  daher  dem  Vermögen  der  ein- 
zelnen; wer  nichts  besitzt,  ist  auch  nicht 
kriegspfhchtig.  Mithin  bestehen  die  Aus- 
gaben des  Staats  is&t  ausschliesslich  in  den 
Kosten  der  Feste  und  des  Gottesdienstes, 
in  den  Geschenken  an  die  Götter  des  Staats 
und  bei  besonderen  Anlässen,  bei  Gelübden, 
bei  Einholung  von  Orakeln  u.  a.  an  die 
grossen  durch  ganz  Griechenland  verehrten 
Gottheiten,  namentlich  den  Apollo  von  Delphi 
und  den  Zeus  von  Olympia ;  ferner  in  öffent- 
lichen Bauten,  so  der  Aniaige  und  Instand- 
haltung der  Amtslokale,  des  Marktes,  der 
Wege  u.  ä.  Dazu  kommen,  wie  es  scheint, 
schon  früh  Ehrengaben  an  einzelne  Bürger, 
die  sich  um  das  Gemeinwesen  verdient  ge- 
macht haben,  namentlich  an  die  Sieger  in 
den  grossen  nationalen  Festspielen. 

mt  der  Entwickelung  einer  höheren 
Kultur,  mit  dem  Eindringen  der  Geldwirt- 
schaft, mit  der  Ausbildung  des  Heerwesens, 
welche  an  Stelle  der  adligen  Einzelkämpfe 
die  geschlossene  Hoplitenphalanx  setzt,  mit 
dem  Emporkommen  eines  neuen  Bürger- 
standes von  Kaufleuten  und  Handwerkern, 
der  zwischen  die  Adligen  und  die  abhängige 
Landbevölkerung,  die  Bauern  und  Tage- 
löhner, tritt  und  die  treibende  Kraft  der 
weiteren  Entwickelung  wird,  vermehren  sich 
auch  die  Bedürfnisse  und  Ausgaben  des 
Staats.  Die  öffentlichen  Bauten  müssen  er- 
weitert und  vermehrt  werden,  die  Götter 
erhalten  Götterbilder  und  stets  reichere  Ge- 
schenke, und  an  Stelle  des  alten  einfachen 
Gotteshauses  von  Holz  und  Ziegeln  tritt  ein 
prächtiger  Steintempel.  Die  Feste,  die 
öffentlichen  Spiele  werden  weit  glänzender 
ausgestattet  als  früher.  Das  Bürgerheer 
kann  sich  wohl  noch  auf  eigene  Kosten  aus- 
rüsten, aber  im  Felde  muss  es  vom  Staat 
ern^rt  werden:  der  Sold  wird  eingeführt 
Die  Stadt  muss  befestigt,  die  Mauer  im 
Stand  gehalten  werden.  Dazu  kommt  in 
der  Mehrzahl  der  griechischen  Staaten  das 
Bedürfnis  einer  Seewehr,  die  Schöpfimg 
einer  Flotte.  Das  letzte  Moment  endlich 
ist,  dass  in  den  Staaten,  wo  die  Demokratie 
zur  vollen  Ausbildung  gelangt,  der  Grund- 
satz, dass  alle  staatlichen  Fimktionen  allen 
Bürgern  ohne  Ausnahme  zugänglich  sein 
sollen,  mit  Notwendigkeit  dazu  führt,  dass 
ihnen  dafür  eine  Entschädigung  gewährt 
wird.  Der  Staat  muss  ihnen  einen  Ersatz 
dafür  gewähren,  dass  sie  in  der  Zeit,  wo 
sie  ihm  dienen,  in  ihrem  bürgerlichen  Be- 
rufe nichts  verdienen  können.  So  wird  die 
Besoldung  der  Aemter,  der  Ratsstellen,  der 
Teilnahme  am  Volksgericht,  schliesslich 
selbst  der  Teilnahme  an  der  Volksversamm- 
l^g  eingeführt.  Die  Frage,  ob  Ehrenämter, 
ob  Besoldung,  ist  es,  nach  der  sich  seit  der 
Mitte    des    5.   Jahrhimderts   die    Parteien 
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scheiden  imd  um  die  von  da  an  die  schweren 
inneren  Kämpfe  in  allen  griechischen  Staaten 
geführt  werden.  Sie  zeigt  zugleich,  wie 
schwer  und  wie  langsam  die  moderne  Staats- 
idee sich  aus  der  älteren  ihr  diametral  ent- 
gegengesetzten Auffassung  herausgerungen 
liat  und  welche  Umwälzung  der  Zustände 
imd  der  Anschauungen  sie  m  sich  trug. 

Mit  besonderer  Deutlichkeit  imd  in  ge- 
radezu typischer  Anschaulichkeit  tritt  uns 
dieses  Verhältnis  und  dieser  Gegensatz  der 
Anschauungen  entgegen,  wenn  wir  die  Be- 
handlung der  Einnahmen  betrachten. 

ursprünglich  unterscheiden  sich  die  Ein- 
nahmen des  Staats  dem  Princip  nach  in 
nichts  von  denen  des  Privatmanns:  er  lebt 
von  dem  Ertrage  der  ihm  gehörigen  Be- 
sitzungen. Mit  der  Steigerung  der  Kultur 
und  des  Verkehrs  wächst  ihr  Betrag:  die 
ZöUe,  die  Hafen-  und  Marktsteuem  können 
erst  jetzt  zur  Bedeutung  gelangt  sein,  sind 
vielleicht  erst  jetzt  eingefilhrt  worden.  Andere 
gleichartige  Steuern  kommen  hinzu,  z.  B. 
eine  Verkaufssteuer  für  bestimmte  Waren, 
wie  Sklaven  und  Pferde,  die  nach  der  Ver- 
kauf ssumme  berechnet  wird.  Aber  der 
Staat  kann  diese  Gelder  wohl  einnehmen, 
aber  nicht  selbst  erheben.  Dafür  fehlt  ihm 
jedes  Organ,  da  der  Begriff  eines  Benifs- 
beamten  dem  antiken  Staate  ganz  fremd  ist. 
Daher  muss  er,  wie  die  Gnmdstücke,  Berg- 
werke etc.,  so  auch  die  Steuererhebung  ver- 
pachten. Ebensowenig  aber  kann  er,  wenn 
nach  Zahlung  der  regelmässigen  Ausgaben 
üeberschüsse  da  sind,  diese  behalten  und 
etwa  für  zukünftige  Bedürfnisse  aufspeichern, 
wie  es  der  Privatmann  thun  mag;  weder 
sind  solche  Bedürfnisse  vorauszusehen,  noch 
hat  er  dazu  die  nötigen  Einrichtungen  und 
Organe.  Er  mag  einen  TeU  der  üeber- 
schüsse für  ausserordentliche  Unterneh- 
mungen, Bauten  zur  Verschönerung  der 
Stadt,  wie  Markt,  öffentliche  Hallen,  Tempel, 
oder  etwa  für  den  Bau  von  Schiffen  u.  a. 
verwenden  1);  was  sonst  noch  bleibt,  kann 
er  nicht  behalten.  Vielmehr  tritt  hier  so- 
fort hervor,  dass  der  Staat  nichts  anderes 
ist  als  die  Gesamtheit  der  vollberechtigten 
Bürger.  Sie  allein  sind  an  ihrem  Teil  Eigen- 
tümer der  Einkünfte  des  Staats;  wenn  sie 
dieselben  zunächst  dem  Staate  überlassen, 
verzichten  sie  gewissermassen  auf  ihre 
Rechte,  sobald  die  staatlichen  Bedürfnisse 
befriedig  smd,  treten  dieselben  ungeschmälert 
wieder  m  Kraft  Daher  werden  alle  üeber- 
schüsse unter  die  vollberechtigte  Bürgerschaft 
verteilt  2).     Die  Frage  ist  nur,  wer  zu  ihr 


^)  So  haben  die  Thasier  von  dem  Ertrag 
ihrer  Goldbergwerke  auf  der  Insel  und  in  Thra- 
kien eine  Kriegsflotte  und  eine  starke  Festnngs- 
mauer  um  die  Stadt  gebaut  (Herod.  VI,  46). 

')  Analoge  Zustände  haben  sich  bekanntlich 


gehört;  als  seit  dem  7.  Jahrhundert  die 
Parteikämpfe  begannen  und  oft  zu  raschem 
und  gewaltsamem  Wechsel  der  Staatsord- 
nung führten,  warfen  die  Zurückgesetzten 
den  Machthabem  vor,  dass  sie  die  Staats- 
gelder unterschlügen  und  lediglich  zu  ihrem 
persönlichen  Nutzen  verwerteten,  während 
umgekehrt  die  gestürzten  Anhänger  der 
alten  Ordnung  klagen,  dass  das  Gesindel, 
welches  zur  Macht  gekommen  ist,  »die 
Gelder  mit  Gewalt  raubt,  dass  die  Ordnung 
aufgehört  hat,  und  eine  gleichraässige  Ver- 
teilung nicht  mehr  stattfindet«  (Theognis  v. 
677  ff.).  —  Neben  den  Bürgern  stehen  die 
Götter,  welche  im  Staate  leben,  seine  Schick- 
sale teilen  und  ihm  ihren  Schutz  gewähren, 
unter  ihnen  vor  allem  die  Hauptgottheit  des 
Gemeinwesens.  Wie  sie  beim  Opfermahl 
ihren  Anteil  erhalten,  wie  ihnen  jeder  ein- 
zelne die  »Erstlinge«  des  Gewinns  darbringt, 
den  sie  ihm  bescheren,  so  auch  der  Staat 
Bei  der  Verteilung  dürfen  sie  natürlich  nicht 
leer  ausgehen ;  sie  erhalten  regelmässig  den 
»Zehnten«  des  Gewinns.  Ganz  in  derselben 
Weise  wird  auch  der  Kriegsgewinn,  die 
Beute,  behandelt ;  auch  hier  erhält  die  Gott- 
heit den  Zehnten,  das  übrige  wird  unter 
die  Sieger  verteilt.  —  Als  ein  Beispiel  für 
diese  Verhältnisse  sei  erwähnt,  dass  die 
kleine,  aber  goldreiche  Insel  Siphnos  im  6. 
Jahrhundert  aus  ihren  Minen  reiche  Ein- 
künfte zog.  Davon  erbauten  sie  den  Markt 
(d.  h.  die  Markthallen)  und  das  Rathaus  in 
parischem  Marmor  —  damals  noch  ein  un- 
erhörter Luxus  — ;  den  Zehnten  erhielt  statt 
eines  einheimischen  Gottes  der  Apollo  von 
Delphi,  dem  man  davon  ein  stattliches 
Schatzhaus  errichten  konnte,  so  gut  wie  die 
angesehensten  griechischen  Gremeinden ;  das 
übrige  wurde  alljährlich  imter  die  Bürger 
verteilt  (Herodot  III,  57).  Ebenso  wurden 
bekanntlich  in  Athen  die  Üeberschüsse  aus 
den  laurischen  Silbei^ruben  verteilt,  bis 
Themistokles  im  Jahre  482  die  Athener  ver- 
anlasste, sie  zur  Schaffung  einer  grossen 
Kriegsflotte  zu  verwerten. — Die  Anschauung, 
dass  jeder  einzelne  Bürger  einen  Anspnich 
hat,  aus  den  Errungenschaften  des  Staats 
direkt  für  sich  einen  Vorteil  zu  erhalten,  ist 
im  griechischen  Staat  immer  lebendig  ge- 
blieben; sie  wird  uns  später  als  ein  wich- 
tiger Faktor  im  Finanzwesen  des  demokra- 
tischen Athen  begegnen. 

Die  Kehrseite  dieser  Auffassung  ist,  dass, 
wenn  der  Staat  Ausgaben  zu  leisten  hat, 
die  seine  Mittel  überschreiten,  die  einzelnen 
Bürger  mit  ihrem  Venhögen  einzutreten 
haben.  Direkte  Abgaben,  Grund-  und  Er- 
tragssteuern so  gut  wie  eine  Kopfsteuer, 
sind  nach  antiker  Auffassung  mit  dem  Be- 


anch  bei  uns  in  manchen  begüterten  GemeindeA 
noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten. 
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griff  eines  freien  Staates  unverti'äglich ;  denn 
sie  beschränken  die  freie  Verfügung  des 
Bürgers  über  sein  Eigentmn  \ind  setzen 
voraus,  dass  der  (inmd  und  Boden  eigent- 
lich dem  Staate  gehört  und  der  Besitzer 
ihn  nur  verwaltet  und  dafür,  dass  der  Staat 
ihn  im  Besitz  lässt  eine  Abgabe  zahlt  M. 
Dei-ai-tige  Steuern  sind  ein  Zeichen  der 
Knechtschaft,  der  Unfreiheit,  wie  sie  in  den 
orientalischen  Reichen  herrscht.  Von  ünter- 
thanen  wii*d  sie  daher  auch  in  Griechenland 
erhoben;  so  zahlen  in  Kreta  die  Leibeigenen 
eine  Kopfsteuer  an  den  Staat  (in  Sparta  an 
ihre  Herren),  und  aus  den  spartauischen 
Periökenstädten  ziehen  die  Könige  grosse 
Einkünfte.  Ebenso  zahlen  überall  die  im 
Gemeinwesen  ansässigen  Fremden,  dieScliutz- 
befohlenen  (Metöken),  dem  Staate  ein  Kopf- 
geld. Als  die  Ständekämpfe  zu  einer  Wie- 
<ieraufrichtung  der  Monarchie,  der  soge- 
nannten Tyrannis,  führten,  haben  die  neuen 
Horrsclier  oft  direkte  Steuern  erhoben,  so 
die  Pisistratiden  in  Athen  eine  Ertragssteuer 
von  5%.  Aber  in  den  griechischen  Repu- 
bliken finden  sie  sich  höchstens  ganz  ver- 
einzelt. Auch  dass  das  Vermögen  der 
Witwen  und  Waisen  als  Aequivalent  füi-  die 
Kriegspflicht,  die  sie  nicht  leisten  können, 
zu  einer  Steuer  herangezogen  wird,  wird 
ims  nur  von  Korinth  überliefert.  Die  Ein- 
richtung kehrt  bekanntlich  in  Rom  wieder; 
in  beiden  Staaten  dient  das  so  erhobene 
Geld  zur  Beschaffung  der  Pferde  filr  die 
Reiterei. 

Wenn  also  der  Staat  i-egelmässige  direkte 
Steuern  nicht  erhobt,  so  wendet  er  sieh  zur 
Bestreitung  ausseroi-dentlicher  Ausgaben  an 
die  Gesamtheit  der  Bürger :  sie  werden  durch 
eine  Umlage  auf  den  Kopf  der  Bttrgei-schaft 
gedeckt.  Diese  Einrichtung  kennt,  wie  be- 
reits oben  erwähnt  schon  die  homerische 
Zeit.  Mit  der  Steigerung  der  Bedürfnisse 
w^inl  sie  häufiger  und  schwerer;  namentlich 
im  Kriege  ist  sie  kaum  zu  vermeiden.  Ur- 
sprünglich wird  für  diese  »Einzahlung« 
(tiatpogd)  die  erforderliche  Summe  gleich- 
massig  auf  alle  vollberechtigten,  d.  h.  be- 
sitzenden und  kriegspflichtigen  Bürger  ver- 
teilt worden  sein  —  ebenso  wie  es  z.  B. 


*)  Diese  Konsequenz  hat  das  römische  Recht 
"bekanntlich  ftir  den  tributpflichtigen  proTinzialen 
Grund  und  Boden  gezogen.  —  Dieselbe  An- 
schauung wie  in  Griechenland  und  Rom  herrscht 
Auch  im  altisraelitischen  Staate.  Eine  direkte 
Steuer  zahlen  auch  hier  nur  die  unterworfenen 
kanaanäischen  Gemeinden.  Dass  in  Aegypten 
der  Pharao  eine  Ertragssteuer  von  20  ^o  erhebt, 
erklärt  die  Josephbiegende  bekanntlich  dadurch, 
dass  in  einer  Hungersnot  aller  Grundbesitz  und 
alles  Vieh  —  mit  Ausnahme  des  Besitzes  der 
Priester,  der  steuerfrei  bleibt  —  in  die  Hände 
des  Königs  gekommen  und  die  Bewohner  leib- 
eigen geworden  seien. 


König  Menachem  von  Israel  that,  als  er  im 
Jahre  738  einen  dem  AssjTerkönig  zu  zah- 
lenden  Tribut   aufzubringen  hatte.     Später 
tritt  dann  eine  Abstufung  nach  dem  Ver- 
mengen ein  —  so  ist  auch  König  Jojakim  von 
Juda   608   verfahren,    als    er    dem    Pharao 
Necho  einen  ausserorclentlichen  Tribut  zahlen 
musste.     Diesem  Zwecke  und  zugleich  der 
Abstufung  der  Wehrpflicht  und  der  politischen 
Rechte  dient  in  Athen  die  solonische  Ein- 
teilimg  der  besitzenden  Bevölkerung  in  di-ei 
Klassen,  zu  denen  als  vierte  die  Besitzlosen, 
die   »Tagelöhner«   (Theten),   kommen.     Da- 
durch wii-d  wenigstens  eine  Abstufung  der 
ausseronlentlichen    Steuer    erreicht,    wenn 
auch  innerhalb  der  Klassen   der  Besitz  der 
einzelnen   noch  selir  ungleich  war  und  na- 
türlich die  Reicheren  weniger  stark  hemn- 
gezogen   wurden  als  die  Aermerea.    Später 
hat  man  dann  in  verschiedener  Weise  wei- 
tere Abstufungen  imd  eine  gerechtere  Ver- 
teilung  durclizuführen   versucht.     Aber  es 
begivift  sich,  dass  die  Eisphora  immer  eine 
selir   drückende   Last    war    und    dass    die 
Gelder  nur  sehr  unregelmässig  und  unzu- 
reichend eingingen,  so  dass  man  immer  nur 
sehr  ungern  dazu  schritt,  sie  auszuschreiben. 
Von  w^eit  gr()sserer  Bedeutung  ist  es,  dass 
man  bestimmte  regelmässig  wiederkehrende 
Jjcistungen  für  den  Staat  auf  die  reichen 
Bürger  in  festem  Turnus  verteilte.   Es  sind 
das   Leistungen,   die   das  Eingreifen   einer 
Einzeli)ersöniichkeit  fordern,  für  deren  Aus- 
führung aber  dem  Staate  die  Organe  fehlen. 
So». vor  allem  die  Ausrüstung  und  Einübung 
der  Chöre  für  die  Götterfeste  (zu  denen  be- 
kanntlich auch  die  musikalischen  und  drama- 
tischen Aufführungen  gehörten)  und  die  In- 
standsetzung   der    dem    Staate    gehörigen 
Kriegsschiffe.     Diese   und   ähnliche    »Leis- 
tungen   für    das   Gemeinwesen«    oder  Lei- 
turgien,  wie  sie  mit  einem  Worte,  das  das 
hohe  Alter  der  Einrichtung  bezeugt,  benannt 
werden,  stellen  natürlich  an  den  einzelnen, 
der  von  ihnen  betroffen   wird,  viel  höhere 
Anforderungen  als  eine  direkte  Steuer.    Aber 
sie  sind  nicht  wie  diese  ein  unmittelbaier 
Eingriff  in  sein  Vermögen:   ihm  wird  nur 
eine  Leistung  auferlegt ;  wie  er  sie  beschafft, 
ist  seine  Sache,  und  sein  eigenes  Literesse 
ist  es,  sie  möglichst  glänzend  zu  erfüllen. 
Die  Liturgie  ist  im  Gnmde  nichts  anderes 
als  die  Uebemahme  eines  unbesoldeten,  aber 
mit  bedeutenden  Kosten  verbundenen  poli- 
tischen oder  militärischen  Amtes.    Die  An- 
schauung, dass  die  Teilnahme  am  politischen 
Leben  mehr  noch  ein  Recht  als  eine  Pflicht 
des  begüterten  (ursprünglich  des  vornehmen) 
Mannes  sei,  ist  immer  lebendig  geblieben; 
die  Kosten,  welche  das  mit  sich  bringt,  wird 
er  nicht  scheuen.    Man  erwartet  von  ihm, 
dass  er  auch  sonst  von    seinem  Reichtum 
dem  Staat  wie  seinen  Mitbürgern  si>endet. 
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freiwillig  Lasten  auf  sich  nimmt  mid  der 
erschöpften  Staatskasse  zu  Hilfe  kommt, 
durch  Speisungen,  Geld  Verteilungen  bei 
Festen  ii.  a.  die  Aermeren  unterstützt.  In 
der  Zeit  des  Vei-falls  seit  der  makedonischen 
Zeit,  als  die  Einnahmen  immer  geringer, 
die  Armut  und  damit  die  Bedürfnisse  immer 
grösser  wurden,  haben  sich  diese  Ansprüche 
nur  noch  gesteigert  (s.  am  Schluss). 

In  den  Staatskassen  finden  sich,  wie  wir 
gesehen  haben,  im  allgemeinen  nur  die 
Öelder,  die  im  laufenden  Jahre  eingenommen 
und  wieder  ausgegeben  werden.  Dagegen 
sammelt  sich  ein  ständig  wachsender  Bestand 
von  Geld  und  Geldeswert  in  den  Tempeln 
an,  vor  allem  —  abgesehen  von  den  nationalen 
Heiligtümern  Delphi  und  Olympia,  die  hier 
ausser  Betracht  bleiben  —  in  dem  Tempel 
der  Haupt-  und  Schirmgottheit  des  Staats. 
Die  Ausgaben  der  Tempel  sind  gering,  wenn 
nicht  einmal  grosse  Neubauten  davon  be- 
stritten werden  sollen,  die  Einkünfte  dagegen 
sehr  beträchtlich.  Sie  stammen  teils  aus 
dem  Eigenbesitz  des  Tempels,  namentlich 
an  liegenden  Gründen,  teils  aus  den  Ge- 
schenken der  Privaten  mid  denen  des  Staats ; 
die  beiden  letzteren  Kategorieen  wachsen 
ständig  in  Zeiten  steigender  Prosperität,  vor 
allem,  wenn  der  Staat  grosse  äussere  Fjrfolge 
erringt.  Der  Tempelschatz  vermehrt  sich 
daher  ununterbrochen;  er  besteht  teils  aus 
Kleinodien,  Schmucksachen,  Geräten  und 
Statuen  von  Edelmetall,  teils  aus  barem 
Geld.  Natürlich  ist  er  als  Eigentum  der 
Gottheit  unveräusserlich.  Aber  er  steht  wie 
der  gesamte  Öffentliche  Gottesdienst  unter 
der  Kontrolle  und  Leitung  des  Staats.  Auch 
die  Götter  sind  Mitglieder  der  Staatsgemein- 
schaft; sie  stehen  zu  den  Bürgern  älinlich 
wie  etwa  in  alter  Zeit  die  Könige,  sie  leben 
mit  ihnen  und  nehmen  Anteil  an  dem  Ge- 
schick und  dem  Wohlergehen  des  einzelnen 
wie  des  ganzen  Staats.  Wie  sie  von  jedem 
Festmahl,  von  jedem  Gewinn^  jeder  Beute 
ihren  Anteil  erhalten,  so  ist  es  auch  billig, 
dass  sie  mit  beitragen  zu  den  Leistungen, 
wenn  der  Staat  in  Not  ist  oder  ausserordent- 
liche Ausgaben  zu  machen  hat.  Zwar  das 
Tempelvermögen  zu  konfiszieren  wird  nur 
ein  skrupelloser  Gewaltherrscher  wagen; 
aber  unbedenklich  erhebt  man  bei  ihm  An- 
leihen und  verwendet  es,  wenn  die  Not  ge- 
bietet, bis  auf  die  letzte  Drachme  und  das 
letzte  Weihgeschenk  zu  Staatszwecken,  mit 
der  Absicht,  später  das  Entliehene  mit  Zinsen 
zurückzuzahlen  —  ob  das  m()glich  sein  wird, 
muss  der  Ausgang  lehren.  So  hat  der  Staat 
ein  lebhaftes  Interesse  daran,  die  Tempel- 
schätze möglichst  zu  vermehren;  und  als 
die  staatlichen  Aufgaben  grösser  imd  die 
alte  naive  Finanzwirtschaft,  welche  die  tJeber- 
schüsse  verteilte,  zur  Unmöglichkeit  wurde, 
hat  man  wohl  WeUeicht  einzelne  Summen, 


deren  sofortige  Verwendung  in  nächster  Zeit 
man  voraussah,  in  den  Staatskassen  be- 
halten, aber  alle  grösseren  Ceberschüsse  in 
den  Tempelschatz  überwiesen.  So  schuf  man 
für  den  Notfall,  für  zukünftige  Kriege  u.  a. 
einen  Reservefonds,  der  thatsächlich,  wenn 
auch  nicht  dem  Namen  nach,  zur  Verfügung 
des  Staats  stand  und  durch  den  Schutz  der 
Gottheit  gegen  missbräuclüiche  Verwertung, 
Verschleuderung  und  Cnterschleif  ganz  anders 
geschützt  war,  als  es  ein  Staatsschatz  hätte 
sein  können.  Wir  kennen  diese  Einrichtimg 
vor  allem  in  Athen  im  5.  Jahrhundert ;  doch 
hat  sie  auch  in  anderen  griechischen  Staaten 
bestanden.  In  manchen  Staaten  mag  man 
allerdings  auch  damals  schon  die  Üeber- 
Schüsse  in  den  Staatskassen  behalten  haben, 
wo  es  sich  um  geringe  Summen  handelte, 
und  in  späterer  Zeit  wird  das  allgemeine 
Regel  geworden  sein  —  damals  gab  es 
allerdings  auch  niu*  noch  wenige  griechische 
Staaten,  die  mit  Ueberschüssen  wirtscliaften 
konnten. 

Das  ist  in  grossen  Zügen  die  Gestaltung 
des  Finanzwesens  in  den  griechischen  Staaten. 
Eine  Ausnahme  bildet  nur  Sparta,  wo,  wie 
auf  allen  Gebieten,  so  auch  im  Finanzwesen, 
die  Verhältnisse  der  ältesten  Zeit  künstlich 
konserviert  wurden,  solange  es  möglich  war. 
Die  Könige  lebten  von  den  ihnen  über- 
wiesenen Gefällen  (s.  o.),  die  geringen  Aus- 
gaben des  Staats  sind  wohl  meist  von  den  Ab- 
gaben  der  Periökenstädte,  daneben  vielleicht 
aus  Domänen,  bestritten  worden.  Für  den 
Krieg  liatten  die  Vollbürger  sich  selbst  aus- 
ziu-üsten,  für  die  gemeinsamen  Malilzeiten 
ihre  Beiträge  zu  liefern.  »Geld  haben  wir 
nicht  im  Staatsscliatz  und  können  es  auch 
nicht  aus  Privatmitteln  (durch  Eisphora)  be- 
quem aufbringen,«  sagt  König  Archidamos 
im  Jahre  432  (Thuk.  I  80,  vgl.  Aristot. 
pol.  II  9  fin,).  Bekanntlich  hat  der  Staat 
sich  auch  nicht  entschliessen  können,  zur 
Geldprägung  überzugehen;  nm*  Elisenstücke 
gab  er  äs  Scheidemünze  aus.  Erst  als  am 
Ende  des  peloponnesi  sehen  Krieges  gewaltige 
Summen  nach  Sparta  zusammenströmten  und 
die  politische  Situation  die  Gründung  eines 
Staatsschatzes  unabweislich  machte,  ist  nach 
langer  Diskussion  beschlossen  worden,  dass 
der  Staat  einen  Goldschatz  besitzen  dürfe, 
wälirend  den  Privaten  der  Besitz  von  Silber 
und  Gold  nach  wie  vor  bei  schwerer  Strafe 
verboten  blieb  —  eine  Vorschrift,  die  freilich 
nach  wie  vor  fortwährend  übertreten  wurde 
(vgl.  fPlato]  Alkib.  I  122  e  u.  a.). 

2.  Athen.  Wir  wenden  uns  nunmehr 
zu  dem  Finanzwesen  desjenigen  griechischen 
Staats,  der  uns  am  genauesten  bekannt  und 
geschichtlich  weitaus  der  wichtigste  ist :  des 
demokratisclien  Athen.  *) 

^)  Vgl.   meinen   Aufsatz:   zur  Geschichte 
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Die  Finanzbearaten  des  alten  Atlien,  der 
Adelszeit,  sind  die  schon  erwälmten  Kola- 
kreten.  Sie  führen  die  Staatskasse  (t6  Bq^ooiov), 
sie  ziehen  die  Einkünfte  des  Staats  ein,  da- 
runt-er  auch  die  Gerichtsgelder,  und  zahlen 
alle  laufenden  Ausgaben,  darunter  auch  die 
Kosten  der  öffentlichen  Mahlzeiten.  Neben 
ihnen  stehen  die  Poleten,  die  »Auktiona- 
toren«, -w eiche  alle  Verpachtungen  vergeben: 
die  Zölle  werden  alljährlich,  Häuser  auf  5, 
Grundstücke  auf  10  Jalu-e  an  den  Meist- 
bietenden verpachtet,  die  Bergwerke  in  der 
Regel  auf  3  Jahre,  in  besonderen  Fällen  auf 
sehr  viel  längere  Zeit  Ebenso  haben  sie  die 
Leistungen  für  den  Staat  —  z.  B.  die  Aus- 
führung eines  Baues  oder  die  Anfertigung 
einer  Steininschrift  —  an  den  Mindest- 
bietenden  zu  vergeben.  Ausserdem  versteigern 
sie  das  konfiszierte  Yermögen  Verurteilter, 
wobei  der  Staat  eine  Verkaufsgebühr  auf 
die  Eaufsumme  aufschlägt  Eine  eigene 
Kasse  haben  sie  nicht;  die  Summen,  die  sie 
einnehmen,  werden  vielmehr  an  die  Kola- 
kreten»  abgeführt.  Aber  auch  diese  sind 
offenbar  schon  in  alter  Zeit  keine  selbständige 
Behörde  gewesen,  sondern  haben,  wie  die 

fleichen  Beamten  in  anderen  Staaten,  der 
[entrolle  des  Rats  unterstanden,  und  zwar 
bis  zur  Vollendung  der  Demokratie  wahr- 
scheinlich der  des  Areopags.  Dieser  hat 
bis  dahin  die  Oberaufsicht  über  den  ge- 
samten Staat;  er  verschafft,  als  Xerxes 
heranrückt,  den  Bürgern  das  nötige  Geld, 
um  Athen  räumen  zu  können.  Auch  das 
Recht,  Bürgern  wegen  Ungebühr  nach  seinem 
Ermessen  Geldstrafen  aufzuerlegen,  stand  ihm 
zu;  während  aber  gesetzlich  fixierte  und 
von  den  Gerichten  verhängte  Geldstrafen 
(z.  B.  C.  I.  Att.  I  la)  meist  an  die  Staats- 
kasse fallen,  werden  diese  Bussen  dem  Schatz 
der  Athena  übe^^^'iesen,  wie  manche  andere 
auch.  Dieser  hat  auch  sonst  bedeutende 
Einkünfte,  die  von  Schatzmeistern  {rabiat) 
verwaltet  werden ;  in  ihrem  Tempel  auf  der 
Burg  müssen  schon  vor  den  Perserkriegen 
sehr  bedeutende  Sunmien  gelegen  haben. 
Hingegen  sind  die  üeberschüsse  der  Staats- 
einnahmen aus  den  Bergwerken,  wie  schon 
erwähnt,  unter  die  Büi^r  verteilt  worden, 
bis  Themistokles  im  Jahre  482  durchsetzte, 
dass  sie  zur  Schöpfung  der  grossen  Flotte 
verwendet  wurden.  Vorher  hatte  man.  vor 
allem  für  die  Instandhaltimg  der  Seewehr 
von  50  Schiffen,  aber  auch  für  administra- 
tive Zwecke,  das  Land  in  50  (lu^prünglich  48) 
Bezirke,  Naukrarien,  geteilt,  an  deren  Spitze 
ein  Naukraros  stand.  Derselbe  hatte  auch 
finanzielle  Fimktionen;  er  hatte  vor  allem 
die  Beisteuern  für  die  Flotte  und,  wie  es 


der  attischen  Finanzen  im  fünften  Jahrhundert, 
in  meinen  Forschungen  zur  alten  Geschichte. 
II,  1899. 


scheint,  die  Eisphora  oder  Vermögens- 
steuer zu  erheben,  wenn  eine  solche  ausge- 
schrieben war. 

Durch  die  Demokratie,  welche  von  Klei- 
sthenes  (508)  begründet,  von  Ephialtes  und 
Perikles  seit  462  zum  Abschluss  geführt 
wurde,  sind  diese  Ordnungen  wesentlich 
umgestaltet  Die  politischen  Rechte  des 
Areopags,  und  mit  ihnen  auch  die  Leitung 
des  Finanzwesens,  werden  auf  den  Rat  der 
Fünfhundert  überti-agen,  der  alljähi-lich  aus 
der  gesamten  Bürgerschaft  erlost  wird.  Er 
teilt  sich  nach  den  Phylen  in  10  Sektionen, 
die  der  Reihe  nach  während  je  eines  Zehntels 
des  Amtsjahrs  (36  oder  in  Schaltjahren  39 
Tagen)  als  Piytanen  alle  laufenden  Ge- 
schäfte führen  und  ständig  im  Amtslokal 
versammelt  sind.  Die  alten  Kommissionen 
von  Finanzbeamten  sind  jetzt  sämtlich  zehn- 
steUig  geworden:  sie  werden,  wie  auch 
früher  schon,  nicht  gewählt,  sondern  erlost 
Für  die  höheren  Finanzämter,  so  die  Schatz- 
meister der  Athena,  ist  die  Zulassung  auf 
die  oberste  Klasse  beschränkt,  da  man  hier 
die  Garantie  eines  grossen  Vermögens  nicht 
entbehren  konnte.  Die  Kolakreten  und 
Poleten  haben  im  allgemeinen  ihre  Funktionen 
behalten  —  neben  ihnen  erscheint  eine  unter- 
geordnete Behörde  von  10  Praktoren.  »Ein- 
treibern«,  welche  Geldbussen  und  Staats- 
schulden einzutreiben  und  an  die  E[asse 
abzuliefern  haben.  Aber  über  ihnen  hat 
Kleisthenes  eine  gleichfalls  durch  das  Los 
gebildete  Kommission  von  10  »Einnehmern«, 
Apodekten,  eingesetzt,  welche  die  eigentliche 
Centralbehörde  für  die  Staatsfinanzen  bilden. 
Sie  haben  alle  Zahlungen,  die  aus  den  Ver- 
pachtungen der  Poleten  einkommen,  also  vor 
allem  die  Zölle  und  die  Pachtsummen  für 
Domänen  und  Bergwerke,  in  Gegenwart  des 
Rats  in  Empfang  zu  nehmen  —  die  meisten 
Zahlungen  erfolgen  in  der  neunten  Prytanie 
(Mai)  —  und  die  säiunigen  Zahler  zur  Strafe 
zu  ziehen.  Sie  haben  aber  keine  eigene 
Kasse,  sondern  überweisen  die  einkommenden 
Gelder  sofort  an  die  einzelnen  Beamten  oder, 
wenn  es  heilige  Gelder  sind,  z.  B.  von  ver- 
pachtetem Tempelgut,  an  die  Schatzmeister 
der  Götter  (C.  L  Att  I  53  a).  Ihnen  zur 
Seite  steht  eine  Kommission  von  30  »Rechen- 
meistern«, Logisten,  welche  alle  Staats- 
rechnungen aufzustellen  und  die  Rechnungen 
der  Beamten  zu  prüfen  haben.  Sie  erteüen 
daher  dem  Beamten  Dechai^e,  die  gericht- 
lich bestätigt  werden  muss,  oder  erheben 
gegen  ihn,  falls  ein  Fehler  oder  eine  Unter- 
schlagung vorkommt,  die  Rechenscluü^- 
klage^).  Die  grosse  Zahl  der  Logisten  er- 
klärt   sich   teils   aus    der   ausserordentlich 


*)  Klagen  wegen  anderer  Amtsver^hen 
werden  von  den  10  £uthynen  und  ihren  10  Bei- 
sitzern erhoben. 
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grossen  Zahl  der  in  Beti-acht  kommenden 
Rechnungen,  teils  ans  der  grossen  Schwierig- 
keit und  ümständüehkeit,  welche  z.  B.  eine 
richtige  Zinsberechnung  bei  dem  unent- 
wickelten Stande  der  Arithmetik  und  der 
Zahlenbezeichnung  im  Altertum  bot.  Rech- 
nungen, die  wir  in  wenigen  Minuten  mit 
Sicherheit  ausführen,  raussten  damals  Stun- 
den in  Anspruch  nehmen. 

Die  alten  Naukrarien  sind  von  Klei- 
sthenes  aufgehoben  und  an  ihre  Stelle  die 
Dorfgemeinden,  die  Demen  getreten,  an  deren 
Spitze  ein  erlöster  Demarch  steht  Ihre 
Verfetösung  ist  der  des  Staats  genau  nach- 
gebildet und  so  auch  ihr  Finanzwesen.  Wie 
früher  die  Naukraren,  so  haben  jetzt  die 
Demarchen  in  manchen  Fällen  Grelder  für 
den  Staat  beizutreiben,  wenn  sie  nftmlich 
von  allen  einzelnen  Bürgern  auf  Grund  der 
von  den  Dorfgemeinden  geführten  Bürger- 
listen (des  Irj^iitpxfKoy  ypa^uazeroy)  erhoben 
werden  und  deshalb  die  Gemeindebeamten 
in  Funktion  treten  müssen.  So  bei  den 
jährlichen  Abgaben,  die  jeder  Gnmdbesitzer 
vom  Ernteertanag  an  die  eleusinischen  Gott- 
heiten zu  leisten  hatte  (C.  I.  Att.  I  27  b); 
ferner  l»ei  einer  gegen  Ende  des  pelopon- 
nesischen  Krieges  eingefülurten ,  ihrer  Be- 
deutung nach  unbekannten  Steuer  (C.  I.  Att. 
I  79)  sowie  bei  ausserordentlichen  Abgaben, 
80  vor  allem,  wenn  eine  Einkommensteuer 
(Eisphora)  ausgeschrieben  war. 

Aber  das  Athen  des  5.  Jahrhunderts  ist 
nicht  nur  ein  auf  der  einheitlichen  Organi- 
sation der  Landschaft  Attika  beruhender 
Staat,  sondern  es  ist  auch  zum  Oberhaupt 
eines  Reiches  geworden.  Dieses  attische 
Reich  ist  bekanntlich  daraus  entstanden,  dass 
die  Inseln  und  Küsten  des  Aegäischen  Meeres 
sich  im  Frühjahr  477  unter  Fühnmg  Athens 
zu  einem  Bunde  zur  Abwehr  der  Perser 
vereinigten.  Die  Bundesglieder  waren  ver- 
pflichtet, für  die  Kriegführung  Truppen  zu 
stellen.  Aber  da  der  Kampf  vorwiegend 
zur  See  geführt  wurde,  war  die  Stellung 
von  Kriegsschiffen  die  Hauptsache.  Viele 
der  kleineren  Gemeinden  waren  dazu  gar 
nicht  im  stände,  anderen  war  es  unbequem ; 
so  wurde  es  jedem  Bundesgliede  freigestellt, 
dieselben  durch  einen  Jahresbeitrag  in  die 
Bundeskasse  abzulösen.  Weitaus  die  meisten 
haben  diesen  Ausweg  vorgezogen.  So  er- 
hält der  Bund  eine  jährliche  Einnahme  von 
460  Talenten   (2502630  Mark)i).    Der  Sitz 

*)  Mit  Bei  och,  Griechische  Geschichte  I. 
215  reduziere  ich  das  antike  Silbercfeld  ant 
unsere  Goldwährnng,  iDdem  ich  das  Silber  nach 
dem  antiken  Verhältnis  13  Va  :  1  in  Gold  um- 
rechne. Die  gewöhnliche  Umrechnung  in  mo- 
derne Silberwährun^  giebt  infolge  des  gewalti- 
gen Sinkens  des  Silberpreises  einen  ganz  fal- 
schen Massstab.  Die  sttische  Drachme  von 
4366  g  Silber   entsprach   im  Altertum   einem 


der  Kasse  imd  der  Bundesversammlung  war 
die  heilige  Insel  Dolos;  aber  verwaltet 
wurde  sie  von  Athen  durch  10  aus  den 
reichsten  Bürgern  erwählte  »Hellenenschatz- 
meister«, die  Hellenotamien,  und  Athen  be^ 
schaffte  aus  den  Geldern  die  nötigen  Schiffe 
und  das  sonstige  Kriegsmaterial.  So  war 
sein  üebergewicht  von  Anfang  an  gewaltig : 
diux5h  die  Gewinnung  neuer  Ortschaften  im 
Fortgange  des  Perserkrieges,  durch  energi- 
sches Einschreiten  gegen  säumige  Mitglieder, 
durch  die  Niederwerfung  von  Aufständen, 
bei  denen  die  Besiegten  gezwungen  wurden, 
fortan  an  Stelle  der  Schiffe  Geld  zu  zahlen, 
mehrte  es  sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Die 
Bundesversammlungen  wurden  gegenstands- 
los und  hörten  auf,  die  Kasse  wurde  im 
Jahre  454  wegen  Kriegsgefahr  nach  Athen 
verlegt.  Auch  sonst  griffen  die  Athener 
vielfach  in  die  Verhältnisse  der  abhängigen 
Gtemeinden  ein,  namentlich  in  das  Gerichts- 
wesen und  die  Verfassung.  So  verwandelte 
sich  das  Bundesverkältnis  in  eine  Herrschaft 
die  Beisteuer  in  einen  Tribut  an  Athen.  Seit 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  gab  es  nur  noch 
drei  autonome  Bundesgenossen,  Samos,  Chios 
und  die  Städte  von  Lesbos.  Ais  im  Jahre 
448  der  Perserkrieg  durch  ein  Abkommen 
mit  dem  Grosskönig  beendet  wurde,  that 
Perikles  den  letzten  Schritt:  er  erklärte, 
dass  Athen  als  Aequivalent  ftü*  den  Schutz, 
den  es  den  Bundesgenossen  gewähre,  das 
Recht  habe,  den  Tribut  fortzubeziehen  und 
nach  Gutdünken  für  seine  Zwecke  —  vor 
allem  für  die  grossen  Tempelbauten  —  zu 
verwerten.  Um  diese  Frage  ist  der  letzte 
der  grossen  inneren  Kämpfe  in  Athen  ge- 
führt worden.  Er  endete  mit  dem  Unter- 
liegen der  konservativen  Partei  und  dem 
Ostrakismos  ihres  Führers  Thukydides.  Nach 
seinem  Siege  hat  Perikles  die  Organisation 
des  Bundesgebiets  in  5  (später  4)  Provinzen 
durch^führt;  der  Vorsitzende  der  Helle- 
notamien,  welcher  im  Jahre  443/2  die  Mass- 
regel durchführte,  war  der  Tragiker  So- 
phokles. 

Der  Schatz  der  Athena  muss  bereits  vor 
den  Perserkriegen  sehr  bedeutende  Summen 
enthalten  haben.  Durch  die  reiche  Beute 
der  Kriege,  durch  Weihgeschenke  und  Straf- 
gelder, diu'ch  seine  eigenen  Einnahmen,  zu 
denen  seit  der  Ueberführung  der  Reichskasse 
nach  Athen  ein  Sechzigstel  der  jährlich  ein- 
gehenden Tribute  gehörte,  ferner  bei  erfolg- 
reichen Kriegen  durch  die  Rückzahlung  der 
entliehenen  Summen  samt  den  aufgelaufenen 
Zinsen  durch  die  Besiegten  mehrte  sich  der 
Bestand    ununterbrochen.      Kleine    Schätze 


Goldgewicht  von  0,327  g,  hat  demnach  den 
Wert  von  ca.  90  Pfennig,  das  Talent  (=  6000 
Drachmen)  von  etwas  über  26  kg  Silber  den 
Wert  von  rund  5440,6  Mark. 
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sammelten  sich  auch  bei  den  übrigen  Heilig- 
tümern an.  Dann  haben  die  gi'ossen  und 
keineswegs  erfolgreichen  Kriege,  welche 
Athen  in  der  Zeit  von  460 — 449  und  447 
bis  446  zu  führen  hatte,  den  Staat  gezwun- 
gen, grosse  Anleihen  bei  allen  Tempel- 
schätzen zu  machen.  In  der  Friedenszeit 
konnte  man  daran  gehen,  die  entliehenen 
Summen  zurückzuzahlen,  vor  allem  aus  den 
Bundessteuern  und  den  Zöllen.  Ausser  den 
Zuschüssen,  die  der  Staat  zu  den  Tempel- 
bauten leistete,  wurden  bis  zum  Jahre  434 
in  den  Schatz  der  Athena  3000  Talente  ge- 
zahlt. Dann  erhielten  die  übrigen  Götter 
200  Talente,  die  der  Staat  von  ihnen  ge- 
borgt hatte,  zurück.  Zugleich  wiu'den  diese 
kleinen  Schätze  zusammengelegt  und  einer 
Kommission  von  »Schatzmeistern  der  übri- 
gen Götter«  unterstellt.  Sie  wurden  wie 
die  Gelder  der  Athena  in  der  noch  aufrecht 
stehenden  Hinterkamroer  (Opisthodomos)  des 
alten  vorpersischen  Athenatempels  verwahrt. 
Für  die  Zukunft  wurde  bestimmt,  dass  fort- 
an die  Hellenotamien  die  Ueberschüsse  all- 
jährlich im  Schatz  der  Athena  deponieren 
sollten  —  dazu  ist  es  jedoch  nicht  mehr 
gekommen,  weil  gleich  darauf  der  pelopon- 
nesische  Krieg  ausbrach.  Die  Verwertimg 
dieser  Gelder  zu  Staatszwecken  wurde  mit 
besonderen  Kautelen  umgeben ;  nur  nachdem 
vorher  Indemnität  erteilt  war,  durfte  ein  An- 
trag derart  gestellt  werden^).  Auf  diese 
Weise  häuften  sich  auf  der  Burg  gewaltige 
Summen  gemünzten  Geldes  an ;  das  erreichte 
Maximum  betrug  9700  Talente  (Thuk.  11 13) 
=  52772850  Mark.  Davon  wurden  jedoch 
in  den  Jahren  437—432  2012  Talente  für 
den  Bau  der  Propylaeen  ausgegeben.  Diese 
Summe  wurde,  weü  die  Bauten  zu  Ehren 
der  Göttin  aufgeführt  wurden,  natürlich 
nicht  zurückgezahlt.  Bei  Anleihen  zu 
Staatszwecken  dagegen  war  die  Rückzahlung 
in  Aussicht  genommen  und  wurde  dalier 
von  den  Logisten  ein  Zins  berechnet  —  der 
aUei-dings  während  des  peloponnesischen 
Krieges  auf  den  ziemlich  geringfügigen  Be- 
trag von  Vsoooo  pro  Tag  —  1  Vs  "/o  pro  anno 
herabgesetzt  wurde. 

Wie  man  sieht,  fehlte  in  Athen  ebenso- 
wohl eine  einheitliche  Finanzbehörde  wie 
eine  einheitliche  Staatskasse.  Wenn  wir 
von  den  Geldmitteln  absehen,  welche  direkt 
den  einzelnen  Behörden  zugewiesen  werden, 
z.  B.  den  Strategen,  den  Baukommissionen, 
den  Opfer-  und  Festkommissionen,  so  finden 
wir  drei  gi'osse  Kassen :  die  Staatskasse  der 
Kolakreten,  die  Reicihskasse  der  Helleno- 
tamien, die  Tempelkasse  der  Athena  (und 


*)  Der  von  Kallias  beantragte  Volksbe- 
sehluss  vom  Jahre  434,  welcher  diese  Anord- 
nungen enthält,  ist  uns  iuschriftlich  noch  gros- 
seuteils  erhalten  (C.  1.  Att.  I,  32). 


der  übrigen  Götter),  jene  beiden  für  die 
laufenden  Ausgaben,  diese  für  die  Reserve 
bestimmt,  unter  den  Finanzbehörden  liatteu 
nur  die  Hellenotamien  eine  gewisse  selb- 
ständige Bedeutung,  da  sie  erwählt  wurden. 
Alle  anderen  wurden  durch  das  Los  ge- 
bildet. Aber  alle  ohne  Ausnahme  bestanden 
aus  einer  grossen  Zahl  (meist  10)  gleic;h- 
berechtigter  Beamten  ^),  und  für  sie  galt  wie 
für  aUe  Aemter  mit  Ausnahme  der  niih- 
tärischen,  dass  niemand  zum  zweiten  Mal 
dieselbe  Stelle  bekleiden  durfte.  So  waren 
diese  Männer  wohl  im  stände,  mit  Beihilfe 
der  freien  und  unfreien  Subalternbeamten 
(Schreiber)  die  laufenden  Geschäfte  zu  er- 
ledigen und  diese  einigermassen  zu  kon- 
trollieren :  aber  keine  dieser  Behörden  hatte 
einen  Ueberblick  über  die  Finanzlage  des 
Staats,  jede  Möglichkeit  einer  wirklichen 
Leitung  des  Finanzwesens,  einer  Finanz- 
politik, fehlte  ihnen  aüen.  Der  Verfassung 
nach  war  das  Aufgabe  des  Rats  2).  Aber 
eine  Körperschaft  von  500  durch  das  Los 
zusammengewürfelten  Menschen,  von  denen 
keiner  in  seinem  Leben  öfter  als  zweimal  im 
Rat  sitzen  durfte,  unter  denen  überdies  noch 
die  Beteiligung  an  den  Regieningsgescliäften 
alle  36  Tage  wecliselte,  konnte  diese  Auf- 
gabe ebensowenig  erfüllen.  Irgend  etwas, 
was  einem  Finanzministerium  entspräche, 
oder  ein  im  voraus  aufgestelltes,  auf  dem 
Gleichgewicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
beruhendes  Budget  gab  es  mithin  in  Athen 
so  wenig  wie  in  irgend  einem  anderen 
griechischen  Staate  —  wenn  man  auch  im 
allgemeinen  im  voraus  zu  übersehen  ver- 
mochte, wie  viel  die  laufenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  betragen  wüixlen.  Auch  der 
eigentliche  Souverän,  die  Volksversammlung, 
für  dessen  Entscheidung  Rat  und  Beamte 
alle  Dinge  nur  vorbereiteten  und  der  nach 
seinem  Ermessen  auch  auf  finanziellem  Ge- 
biet die  Vorscliläge  sanktionierte  oder  änderte, 
konnte  doch  niemals  ein  Budget  entwerfen, 
und  überhaupt  war  er  zur  Leitung,  zur  Ini- 
tiative 'Ä'ie  in  allen  Dingen  so  ganz  be- 
sonders auf  finanziellem  Gebiete  unfähig :  er 
musste  geleitet  werden.  Der  demoki-atischen 
Idee  nach  soll  hier  wie  überall,  wo  es  sich 
um   die    politische   Leitung  liandelt^),   der 


')  Dass  einer  von  ihnen  zum  Vorsitzenden 
bestellt  wird,  scheint  für  die  Ausübung  der 
Funktionen   ohne  Bedeutung  gewesen  zu  sein. 

®)  Die  Schrift  vom  Staat  der  Athener  (aus 
der  Zeit  um  424  v.  Chr.)  nennt  unter  seinen 
Aufgaben  ausdrücklich  auch  „die  Beschaffung 
von  Geldmitteln",  d.  h   die  Finanzpolitik. 

^)  Das  gleiche  gilt  bekanntlich  von  allen 
Prozessen,  hei  denen  es  sich  um  ein  staatliches 
Interesse  handelt.  Auch  die  zahlreichen  fiska- 
lischen Prozesse,  die  in  Athen  geradezu  eine 
Plage  für  alle  Volkskreise  und  besonders  eine 
Geissei  für  die  Besitzenden  waren,  gehen,  soweit 
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einzelne  Bürger  eingreifen,  jeder  soll  vor- 
schlagen, was  er  für  das  geeignetste  hält, 
das  Volk  soll  daraus  das  beste  und  dienlichste 
auswählen.  Thatsächlich  aber  war  ein  Ge- 
deihen des  Staates  nur  möglich,  solange  die 
politische  Leitung  Jahre  hindurch  sicher  in 
einer  festen  Hand  lag.  So  zeigt  sich  auch 
hier,  dass  der  attisclie  Staat  ein  Organ 
nicht  entbehi-en  kann,  ja  geradezu  darauf 
zugeschnitten  ist,  von  dem  in  der  Ver- 
fassung nicht  die  Reale  ist :  das  ist  der  Volks- 
führer, der  Demagoge.  Der  Staatsmann,  der 
durch  seinen  Einfluss  das  Volk  zu  leiten 
sucht,  muss  auch  von  dem  Finanzwesen  eine 
klare  Anschauung  haben;  er  muss  für  sich 
privatim  das  Budget  aufstellen  und  danach 
die  notwendigen  Massregeln  (Vermehrung 
der  Einnahmen,  Beschränkung  der  Ausgaben) 
vorschlagen  (Xenophon  Mcmor.  III  6,4  f.  Arist. 
Rhet.  I  4).  Solange  in  Perikles  ein  Mann 
mit  fester  Autorität  dem  Volke  gegenüber- 
stand, war  denn  auch  die  Politik  zielbewusst 
und  das  Finanzwesen  gesimd.  Er  war  that- 
sächlich auch  der  Finanzminister  Athens. 
Als  er  430  gestiirzt  wurde  und  niemand 
im  Stande  war,  seine  Stelhmg  zu  gewinnen, 
machte  sich  das  Fehlen  eines  Finanzamts, 
das  mehr  leisten  konnte  als  gegebene  An- 
weisungen ausführen,  sehr  bald  fühlbar. 
Verschiedene  Versuche  wurden  gemacht, 
dem  Uebel  abzuhelfen,  ohne  doch  viel  weiter 
zu  führen.  So  finden  wir  im  peloponnesischen 
Kiiege  zeitweilig  eine  Kommission  von  Po- 
risten,  »Geld beschaffen!«,  die,  wie  es  scheint, 
gewälilt  wurden  und  zu  der  Männer,  die 
sich  bewährt  hatten,  wieder  gewählt  wenlen 
konnten,  wie  zu  den  militärischen  Aemtern. 
Sie  sollten  in  der  stets  wachsenden  Geldnot 
des  Staats  die  Mittel  für  die  dringenden 
Bedürfnisse  des  Kri(»gs  beschaffen.  In  dem 
aristokratischen  Verfassungsentwurf  vom 
Jahre  411  wurde  vorgesclilagen,  die  sämt- 
lichen Finanzbehörden  des  Staats  und  des 
Reichs  durch  eine  Kommission  von  20  Be- 
amten zu  ersetzen,  die  aus  dem  Rat  erwählt 
werden  müssten.  Von  den  Neuerungen  des 
4.  Jahrhunderts  winl  später  zu  reden  sein. 
Unter  den  Ausgaben  des  attischen  Staa- 
tes stehen  nächst  denen  für  das  Kriegs- 
wesen, namentlich  für  die  Flotte,  imd  für 
Bauten  die  Remunerationen  der  Beamten  — 
das  Wort  im  weitesten  Sinne  genommen  — 
obenan.  Dass  der  Staat  den  Bürger  für 
die  Ausübung  staatlicher  Funktionen  be- 
zahlt, ist,  wie  schon  erwähnt,  das  Kenn- 
zeichen der  radikalen  Demokratie ;  um  diese 
Frage  dreht  sich  seit  Perikles  der  Kampf 


es  sich  nicht  um  die  Eintreibung  rückständiger 
Schulden  (z.  B.  von  säumigen  Pächtern)  handelt, 
meist  aas  privater  Initiative  hervor :  sie  werden 
durch  eine  Denunziation  beim  Rat  oder  bei  den 
Behörden  eingeleitet. 


der  Parteien.  Denn  nur  dadurch  ist  dem 
ärmeren  Bürger  die  Teilnahme  am  politi- 
schen Leben,  die  Ausübung  seiner  Souve- 
ränitätsrechte ermöglicht.  Auf  der  anderen 
Seite  empfinden  die  in  der  älteren  Ver- 
fassung privilegierten  Klassen,  welche  nach 
wie  vor  die  finanziellen  Lasten  ^lein  zu 
tragen  haben,  diese  Einrichtimg  als  eine 
schreiende  Ungerechtigkeit,  als  eine  Fütte- 
rung der  äi*meren,  überdies  infolge  mangeln- 
der Bildung  zum  politischen  Leben  untaug- 
lichen Bevölkenmg  auf  Kosten  des  Staats 
und  der  Wohlhabenden.  Um  diese  Auf- 
fassung, die  der  modernen  Anschauung  dia- 
metral entgegensteht,  richtig  zu  verstehen, 
darf  man  nie  vergessen,  dass  Berufsbeamte 
und  eine  Beamtenkarriere,  die  voraussetzt, 
dass  der,  welcher  sich  ihr  widmet,  diu-ch 
sie  auch  seinen  Lebensunterhalt  erhält,  dem 
Altertum  bis  auf  die  Kaiserzeit  vollständig 
fremd  waren  ^)  und  erst  in  dieser  ganz  all- 
mähüch  und  auf  Umwegen  geschaffen  sind. 
Bis  dahin  sind  alle  Aemter  dem  Begriffe 
nach  Ehrenämter,  die  auf  kiu*ze  Zeit  be- 
kleidet werden  und  eine  specielle  Vorbildung 
nicht  erfordern. 

Der  Begriff  der  Aemter  oder  Staats- 
stellen ist  in  Athen  im  allerweitesten  Sinne 
zu  fassen.  Zu  ihnen  gehören  nicht  nur  die 
zahlreichen,  fast  dui-chweg  durch  grosse 
Kommissionen  besetzten  Verwaltungsämter 
—  die  Zahl  der  alljährlich  funktionierenden 
Beamten  wird  in  Athen  auf  700  geschätzt, 
ungerechnet  die  Beamten  in  den  Kolonieen 
und  für  die  Reichs  Verwaltung  — ,  sondern 
auch  der  Rat  der  Fünfhimdert,  der  ständige 
Diäten  erhält,  imd  die  6000  alljähriich  er- 
losten Richter,  aus  denen  je  nach  Bedarf 
die  einzelnen  grossen  Gerichtshöfe  gebildet 
werden,  deren  Mitglieder  für  jede  Sitzung 
2  Obolen  (30  Pfennig),  dann  seit  Kleon  3 
Obolen  (45  Pfennig)  Entschädigung  erhiel- 
ten. Das  war  damals  für  den  Kleinbürger, 
der  einen  kleinen  Bauernhof  vor  der  Stadt 
besass,  noch  ein  recht  begehrenswerter  Zu- 
schuss  für  seinen  Haushalt.  Dazu  kommen 
die  Truppen,  deren  auch  in  friedlichen  Zei- 
ten eine  grosse  Anzahl  gebraucht  wurde, 
und  die  Matrosen  der  Kriegsschiffe  —  die 
allerdings  zum  grossen  Teil  ans  angeworbenen 
Fremden  bestanden.  Im  Felde  erhält  der 
Hoplit  eine  Löhnung  von  täglich  2  Drach- 
men (1,80  Mark),  wofür  er  seinen  Sklaven 
zu  unterhalten  hatte;  die  Löhnung  der  Ma- 
trosen schwankt  von  3  Obolen  (45  Pfennig) 
bis  1  Drachme  (90  Pfennig).  —  Rechnet 
man  alles  zusammen,  so  zeigt  sich,  dass  es 


*)  Die  Subaltembeamten,  Schreiber,  Amts- 
diener  u.  s.  w.  sind  natürlich  auch  in  Griechen- 
land und  Rom  besoldet  worden,  soweit  sie  nicht 
Staatssklaven  waren;  aber  sie  kommen  für  die 
politischen  Aemter  nicht  in  Betracht. 
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nicht  zu  hoch  gegriffen  ist,  wenn  behauptet 
wird,  im  5.  Jahrhundert  hätten  alljährlich 
über  20000  Bürger,  mehr  als  ein  Drittel 
der  gesamten  bürgerlichen  Bevölkerung 
AttikauB  (die  sich  auf  ungefähr  55000 
Männer  über  18  Jahre  belief),  vom  Staate 
gelebt.  Die  grossen  Summen,  welche  durch 
die  Staats-  und  Tempelbauten  nicht  niu* 
der  ärmeren  Bürgerschaft,  den  Handwerkern 
und  Tagelöhnern,  sondern  auch  den  grossen 
Unternehmern  zuflössen,  und  der  indirekte 
Gewinn,  den  jeder  Athener  aus  der  Macht- 
stellung des  Staates  und  der  dadurch  ge- 
sdiaffenen  Blüte  des  Handels  und  der  In- 
dustrie zog,  der  Vorteil,  der  dem  einzelnen 
durch  das  Zusammenströmen  zahlreicher 
Fremden  und  ünterthanen  zufloss,  die  als 
Gesandte,  Bittsuchende  und  vor  allem  durch 
die  Koncentration  der  wichtigeren  Prozesse 
nach  Athen  kamen,  ist  dabei  nicht  in  Rech- 
nung gesteUt.  Aber  die  attische  Politik 
hat  diesen  Gesichtspunkt  nie  ausser  acht 
gelassen:  man  verteilte  zwar  die  Ueber- 
schüsse  nicht  mehr  unter  die  Bürgerschaft, 
und  das  Gesetz  bestimmte,  dass  jeder  Bür- 
ger zur  Arbeit  angehalten  und  gerichtlich 
Erzwungen  werden  konnte,  sich  über  seinen 
ebensunterhalt  auszuweisen  ^) ;  aber  die  alte 
Anschauung,  dass  die  Erfolge  des  Staats 
dem  einzelnen  Bürger  zu  gute  kommen 
müssen  und  jeder  einen  Anspruch  darauf 
hat,  aus  seiner  Machtstellung  (urekt  für  sich 
Vorteil  zu  ziehen,  ist  noch  vollkommen 
lebendig  und  wird  durchweg  offen  ausge- 
sprochen. Daher  betrachtet  es  der  Staat 
als  eine  seiner  wichtigsten  und  unerläss- 
lichsten  Aufgaben,  dafür  zu  sorgen,  dass 
das  Leben  der  Bürgerschaft  sich  möglichst 
reich  an  geistigen  und  sinnlichen  Genüssen 

festalte.  Deshalb  werden  die  staatlichen 
este  mit  der  ^rössten  Pracht  ausgestattet 
und  die  Beteihgung  daran  jedem  Bürger 
ermöglicht.  Die  Zahl  der  Feste  war  in  Athen 
noch  einmal  so  gross  wie  in  den  anderen 
griechischen  Staaten,  und  die  Summen,  die 
dafür  ausgegeben  wurden,  waren  auch  in 
Zeiten  der  Not  gewaltig.  Um  der  Bürger- 
schaft die  Teilnahme  an  den  musikalischen 
und  dramatischen  Aufführungen  im  Theater 
zu  ermöglichen  —  die  bekanntlich  Staats- 
feste waren  und  den  ganzen  Tag  über 
dauerten  — ,  erhielten  sie  seit  Perikles  ein 
Theatergeld  (Theorikon)  von  2  Obolen,  eine 
Geldentschädigung,  so  gut  wie  für  ihre 
Funktionen  als  Ratsherren  oder  Richter. 
So  lange  die  attische  Macht  unerschüt- 


^)  Nur  die  Invaliden  und  Krüppel  und  die 
Waisen  der  im  Kriege  Gefallenen  erhielten  vom 
Staate  eine  Pension.  Sonst  gab  es  eine  staat- 
liche Armenpflege  nicht,  vielmehr  bewirkte  eben 
dieses  Gesetz  ein  energisches  Einschreiten  gegen 
Müssiggang  und  Bettel. 


tert  bestand,  i-eichten  die  Einkünfte  des 
Staats  —  die  wir  auf  600—800  Talente 
jährlich  (3  Vi — 4  Vs  Millionen  Mark)  schätzen 
können  —  und  die  aus  den  Tributen  und 
den  sonstigen  Einkünften  des  Beichs  (aus 
Ländereien  und  Zöllen)  gezogenen  Einnah- 
men, die  Thukydides  im  Jahre  431  auf  600 
Talente  ansetzt,  vollkommen  aus,  nicht  nur 
um  die  Bedürfnisse  des  Staats  zu  bestreiten, 
sondern  auch  um  den  gewaltigen  Reserve- 
fonds auf  der  Biu-g  aufzuhäufen,  von  dem 
oben  die  Hede  war.  Man  konnte  sich  daher 
mit  den  Pachtgeldern,  den  Erträgnissen  der 
ZöUe,  der  Sklavensteuer,  der  Gerichts-  und 
Strafgelder  etc.  begnügen  und  brauchte  zur 
Erhebung  einer  direkten  Vermögenssteuer, 
einer  Eisphora,  nicht  zu  schreiten.  Die- 
selbe war  als  eine  ausserordentliche,  nur 
durch  einen  Notstand  gerechtfertigte  Mass- 
regel auch  dadurch  charakterisiert,  dass  der 
Antrag  sie  zu  erheben  nur  nach  vorher  er- 
teilter Indenmität  eingebracht  werden 
durfte.  Um  so  stärker  war  die  Heran- 
ziehung der  grossen  Yermögen  zu  indirekten 
Leistungen  durch  die  Leitui^een,  nament- 
lich die  Choregie  und  die  Trierarchie,  die 
Ausrüstung  der  vom  Staate  gelieferten 
Kriegsschiffe,  die  alljährlich  400  reiche 
Bürger  traf  und  daher  in  sehr  kurzen  In- 
tervallen auf  dieselben  Personen  zurück- 
kehrte. Glaubte  jemand,  dass  ein  anderer 
ein  grösseres  Vermögen  habe  als  er  und 
daher  vor  ihm  zu  einer  Liturgie  herange- 
zogen werden  mtlsse,  so  konnte  er  einen 
Vermögenstausch  (antidosis)  beantragen,  über 
den  dann  gerichtlich  entschieden  wurde. 

Der  peloponnesische  Krieg  brachte  den 
Umschwung  auch  auf  finanziellem  Gebiete. 
Die  elf  Knegsiahre  433 — 421  verschlangen 
nicht  nur  die  Einnahmen,  sondern  audi  den 
grössten  Teil  der  Tempelschätze  auf  der 
Burg,  abgesehen  von  einem  zurückgelegten 
eisernen  Bestand  von  1000  Talenten,  von 
den  Urkunden  über  die  Anleihen  bei  den 
Tempelschätzen  sind  uns  noch  grosse  Bruch- 
stücke erhalten,  ebenso  von  einer  von  den 
Logisten  ausgeführten  Zinsberechnung  bis 
zum  Herbst  422.  Wir  sehen,  dass  damals 
aus  den  Schätzen  der  Athena  und  der  an- 
deren Götter  nicht  weniger  als  rund  5600 
Talente  (30  V2  Millionen  Mark)  entliehen 
waren.  Seit  dem  Jahre  428  musste  wieder 
und  wieder  eine  Eisphora  ausgeschrieben 
werden,  im  Jahre  425  wurden  die  Tribute 
der  Bundesgenossen  verdoppelt  Zu  einer 
Bückzahlung  war  auch  nach  dem  Nikias- 
frieden  421  keine  Möglichkeit,  da  er  keinen 
wirklichen  Frieden  brachte;  die  sicilische 
Expedition  (415 — 413)  und  der  im  Herbst 
414  wieuer  ausbrechende  Krieg  mit  Sparta 
verschlangen  dann  nicht  nur  die  inzwischen 
wieder  aufgelaufenen  Summen,  sondern  bin- 
nen  kurzem    auch    den  Eeservefouds   von 
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1000  Talenten.  Dazu  kam  der  Abfall  eines 
grossen  Teils  der  Bundesgenossen,  die  Ver- 
wüstung Attikas  durch  die  spartanische  Be- 
satzung in  Dekelea  und  die  gewaltig  ge- 
steigerten Anforderungen  des  grossen  Krie- 
ges. Ausserdem  verloren  zahlreiche  be- 
gütete  Familien  üii'en  ganzen  Besitz,  und 
die  in  die  Mauern  zusammengedrängte  Land- 
bevölkerung hatte  nichts  mehr  zu  leben, 
sondern  musste  vom  Staate  erhalten  wer- 
den. Zum  Teil  zu  diesem  Zwecke  hat  man 
mitten  in  der  Kriegsnot  die  Tempelbauten 
auf  der  Biu^  wieder  aufgenommen ;  ausser- 
dem führte  Kleophqn  im  Jahre  410  die 
Diobelie  ein,  eine  wahrscheinlich  tägliche 
Verteilung  von  2  Obolen  —  nachher  ver- 
suchte man  sie  auf  3  zu  erhöhen  —  \mter 
den  nicht  in  Waffen  stehenden  Teil^)  der 
städtischen  Bevölkerung.  Die  Massregeln, 
die  man  zur  Mehrung  der  Einnahmen  er- 
griff, konnten  wenig  helfen,  so  die  Er- 
setzung der  Tribute  durch  einen  ZoU  von 
5®/o  und  die  Erhebung  eines  lOprozen- 
tigen  Sundzolles  im  Bosporos.  Der  Staat 
lebte  aus  der  Hand  in  den  Mund;  schon 
im  Jahre  410/09  wird,  wie  eine  erhaltene 
Rechnung  lehrt,  jede  Summe,  die  bei  den 
Tempeln  einkommt,  und  seien  es  wenige 
Drachmen,  sofort  an  die  Hellenotamien 
(oder  gelegentlich  au  eine  Festkommission) 
überwiesen.  Man  kam  soweit,  dass  man  im 
Jahre  407  die  Flotte  nicht  mehr  bezahlen 
konnte  und  auf  70  Schiffe  reduzierte,  die 
von  Raub  xmd  Kaperei  lebten.  Endlich  in 
der  äussersten  Not  raffte  man  sich  noch 
einmal  auf;  im  Hochsommer  406  wiirden 
alle  goldenen  und  silbernen  Weihgeschenke 
eingeschmolzen  und  von  dem  Elrlös  noch 
einmal  eine  Flotte  geschaffen,  die  bei  den 
Arginusen  siegte.  Aber  der  Mangel  einer 
festen,  zielbewussten  Leitung,  das  Schwan- 
ken und  die  üeberhebung  des  Volks  und 
der  radikalen  Demagogen,  die  sich  nicht 
entschliessen  konnten,  die  Situation  anzu- 
schauen, wie  sie  war,  haben  die  Schluss- 
katastrophe herbeigeftihrt.  Nach  der  Ver- 
nichtung der  Flotte  bei  Aigospotamoi  405 
musste  die  Stadt  sich  im  Jahre  404  ausge- 
hungert und  wehrlos  den  Spartanern  er- 
geben. 

Die  äussere  Geschichte  Athens  im  4. 
Jahrhundert  bewegt  sich  in  den  immer  aufs 
neue  unternommenen  und  immer  nach  kur- 
zem Erfolg  wieder  scheiternden  Versuchen, 
die  alte  Macht  wieder  zu  gewinnen.  Die 
erste  Handelsstadt  der  griechischen  Welt 
ist  Athen  geblieben,  bis  durch  Alexanders 
Eroberungen  der  Welthandel  in  ganz  neue 
Bahnen  gelenkt  wurde.  Aber  die  Wunden, 
welche   der  grosse  Krieg  ihm   geschlagen 

')  Denn    die  Garnison   der   Stadt   erhielt 
Löhnung. 


hatte,  sind  nie  völlig  vernarbt.  Die  An- 
sprüche waren  geblieben,  oder  vielmehr  sie 
waren  beträchtlich  gesteigert,  teils  durch 
die  Verarmung  vieler  Familien  und  den 
Wegfall  der  Emolumente,  die  man  bisher 
aus  der  Machtstellung  der  Stadt  gezogen 
hatte,  teils  diu-ch  das  rapide  Sinken  des 
Geldwertes;  aber  die  Mittel,  sie  zu  befrie- 
digen, waren  gering.  In  der  Staatskasse 
herrschte  fast  immer  Ebbe ;  so  kam  es,  dass 
man  häufig  zu  den  schlimmsten  Mitteln 
griff,  um  Geld  für  die  Bezahlung  der  Rich- 
ter und  Beamten  zu  bekommen,  z.  B.  auf 
unbegründete  Denunziationen  hin  reiche 
Leute  verurteilte  und  ihr  Vermögen  konfis- 
zierte. Oft  genug  kam  es  vor,  dass  man 
der  Flotte  und  den  Soldtruppen,  mit  denen 
jetzt  die  Kriege  geführt  wurden,  kein  Geld 
zahlen  konnte  und  es  ihnen  überlassen 
musste,  sich  durch  Kontributionen  und  Er- 
pressungen in  Feindesland  oder  von  ab- 
hängigen Gemeinden  und  durch  Kaperei 
schadlos  zu  halten.  Trotzdem  war  eine 
Wiedereinführung  von  Geldverteilungen  an 
das  Volk  in  Form  des  Theorikon  unver- 
meidlich, weil  die  Armut  in  weiten  Kreisen 
zu  gross  war;  auch  für  den  Besuch  der 
Volksversammlungen  wurde,  da  die  Leute 
sonst  nicht  in  die  Versammlungen  gingen, 
seit  etwa  394  eine  Entschädigung  gezahlt 
—  sie  wuchs  von  1  und  2  Obolen  bald  auf 
3  und  im  Laufe  des  Jahrhunderts  auf  1 
Drachme  (=  6  Obolen)  und  für  die  wich- 
tigsten Versammlungen  auf  IV2  Drachmen 
(1  Mark  35  Pfennig). 

In  der  Fiuanzverwaltung  sind  bei  der 
Wiederherstellung  der  Demokratie  manche 
Aendeiungen  vorgenommen.  Vor  allem 
wurde  die  Kolakretenkasse  aufgehoben  und 
nunmehr  alle  Gelder  von  den  Apodekten 
sofort  an  die  einzelnen  Beamtenkassen  ver- 
teilt. Für  die  Ausgaben  der  Volks versammr 
lung,  z.  B.  die  Anfertigung  der  Dekrete, 
Diäten  an  (jesandte  u.  ä.,  wird  ein  »Volks- 
schatzmeister« eingesetzt  —  es  ist  charak- 
teristisch, dass  man  beginnt,  für  Finanz- 
ämter die  kommissarische  Besetzung  aufzu- 
geben. Viel  einschneidender  war  die  Neu- 
ordnung der  direkten  Steuern  im  Jahre 
378/7,  als  der  Staat  sich  anschickte,  vrieder 
eine  grössere  Politik  aufzunehmen,  und  an 
die  Spitze  eines  neuen  grossen  Seebundes 
trat^).  Der  bisherige  Erhebungsmodus  der 
Eisphora  nach  den  solonischen  Steuerklasse^ 
hatte  sich  längst  als  ganz  unzureichend  und 
ungerecht  erwiesen.    So  wurde  das  gesamte 


')  Dieser  zweite  Seehund  kommt  für  die 
Finanzen  Athens  direkt  nicht  in  Betracht,  da 
in  ihm  kein  Tribut  gezahlt  wurde,  sondern 
nur  Kontrihutionen  zu  Bundeszwecken,  die 
Athen  für  seine  eigenen  Interessen  nicht  ver- 
wenden durfte. 
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Vermögen  aller  Bürger  eingeschätzt  und 
danach  die  Bürger  in  Steuerbezirke  (Sym- 
morien)  geteilt,  welche  den  jedesmal  aus- 
geschriebenen Steuerbetrag  procentualiter 
unter  die  zugehörigen  Bürger  zu  verteilen 
hatten.  Die  Einschätzung  von  377  ergab 
ein  Gesamtvermögen  Attikas  von  5750  Ta- 
lenten (31  ^'4  Millionen  Mark)  —  das  that- 
sächliche  Yermögen  ist  natürlich  nicht  un- 
wesentlich höher  anzusetzen  als  das  dekla- 
rierte. 25  Jahre  später  ist  diese  Ordnung 
auch  auf  die  Leistung  der  Trierarchie  über- 
tragen worden.  So  gelangte  man  zu  einer 
gleichmässigeren  Verteilung  der  staatlichen 
Lasten,  die  um  so  nötiger  war,  je  unent- 
behrlicher fortan  die  direkte  Steuer  im 
Staatshaushalt  war. 

Die  äussere  Politik  litt  nach  manchen 
Erfolgen  im  Bundesgenossenkrieg  357—355 
aufs  neue  vollkommen  Schiffbruch.  Es 
zeigte  sich,  dass  Athen  nicht  mehr  im  stände 
-war,  eine  Grossmachtspolitik  zu  führen  und 
die  leitende  Stelle  in  der  griechischen  Welt 
zu  behaupten.  Das  Heerwesen  war  voll- 
ständig desorganisiert,  die  Finanzen  im 
tiefsten  Verfall,  die  Kräfte  der  Bürgerschaft 
versagten.  Da  ist  es  begreiflich,  dass  der 
Versuch  gemacht  wnirde,  das  Staatsschiff 
in  ganz  andere  Bahnen  zu  lenken.  Wenn 
man  auch  nicht,  wie  von  manchen  gefordert 
wurde,  auf  alle  auswärtigen  Unternehmungen 
verzichtete  und  die  noch  gebliebenen  Bun- 
desgenossen nicht  fi-oiliess,  so  liess  man 
doch  fortan  die  Dinge  so  ziemlich  gehen, 
wie  sie  wollten,  und  w^andte  sich  der  inne- 
ren Reorganisation  zu.  Die  Umwandlung 
Athens  in  die  Stadt  der  allgemeinen  Bil- 
dung beginnt.  Unvermeidlich  war  zu  dem 
Zw^ecke,  der  ärmeren  Büi-gerschaft  für  den 
Fortfall  des  Gewinns  aus  den  äusseren 
Unternehmungen  und  aus  dem  Kriegsdienst 
einen  Ersatz  zu  geben,  der  sie  zugleich  in 
Ruhe  und  in  Abhängigkeit  von  den  wohl- 
habenden Kreisen  hielt  ^).  So  begann  Eu- 
bulos,  der  leitende  Staatsmann  dieser  Epoche, 
seine  Thätigkeit  damit,  dass  er  den  Anti-ag 
durchbrachte,  alle  Ueberschüsse  der  Ver- 
waltimg  sollten  fortan  nicht  mehr  zu 
Kriegszwecken  verwendet,  sondern  als  The- 
atergelder (Theorika)  unter  die  Bürger  ver- 
teilt w^erden.  Eine  Aufhebung  dieser  Be- 
stimmung, wie  sie  vorübergehend  im  letzten 
Kriege  gegen  Pliilipp  Demosthenes  durch- 


^)  In  diese  Zeit  gehört  auch  der  bekannte 
phantastische  Vorschlag  Xenophons,  den  atti- 
schen Finanzen  dadurch  eineu  neuen  Auf- 
schwung zu  geben  uad  damit  die  Erfüllung 
der  kulturellen  Aufgaben  Athens  möglich  zu 
machen,  dass  man  die  Silberbergwerke  von 
Lanrion  ins  Ungemessene  ausheuten  und  zu  dem 
Zweck  der  Stadt  alljährlich  neue  Sklaven 
Icaufen  und  den  Bcrgwerksgesellschafteu  über- 
weisen sollte. 


setzte,  war  mvc  unter  erschwerenden  Um- 
ständen, nach  vorheriger  Erteilung  einer 
Indemnität,  zulässig  —  sonst  verfiel  der 
Antragsteller  dem  Verlust  der  bürgerlichen 
Rechte.  Die  Bestimmung  enthält  den  Ver- 
zicht auf  jede  grössere  auswärtige  Politik. 
Für  die  Beschaffung  und  Verteilung  der 
Gelder  wird  eine  auf  4  Jahre  gewählte^) 
Kommission  eingesetzt,  deren  Vorsitzender 
in  den  nächsten  Jahrzelinten  der  leitende 
Politiker  Athens  ist. 

Nach  der  Schlacht  bei  Chaeronea  338 
ist  die  Entwickelung  in  derselben  Richtung 
weiter  gegangen:  dia  grossen  Finanzämter 
wurden  immer  mehr  die  massgebenden 
Staatsämter  und  emancipierten  sich  immer 
mehr  von  der  Regel  der  demokratischen 
Ordnung.  Sie  sind  vierjährig,  sie  werden 
nicht  durch  das  Los,  sondern  wie  die 
militärischen  Aemter  durch  Wahl"  besetzt; 
mehrfach  tritt  ein  Einzelbeamter  an  Stelle 
der  sonst  üblichen  Kommissionen.  Auch 
scheint  Wiederwahl  zulässig  zu  sein.  Nach 
338  wird  ein  »Schatzmeister  der  Kriegs- 
gelder« der  Theorikenkommission  zur  Seite 
gestellt,  der  indessen  ebensogut  wie  die 
Feldherren  jetzt  vor^degend  für  friedliche 
Zwecke  in  Anspnich  genommen  wird.  Seit 
der  Zeit  nach  Alexander  finden  wir  regel- 
mässig bald  eine  Kommission,  bald  einen 
einzelnen  auf  4  Jahre  gewählten  Beamten 
als  »Chef  der  Finanzverwaltung«  an  der 
Spitze  des  Staats;  in  den  Jahren  300 — 295, 
als  eine  gemässigt  aristokratische  Partei  die 
Herrschaft  hatte,  wurde  er  durch  einen  »Kon- 
trolleur« (t^erttainv)  ereetzt.  Je  mannigfal- 
tiger und  komplizierter  trotz  des  Verlustes 
der  äusseren  Macht  die  Aufgaben  des  Staats 
wurden,  je  mehr  Dinge  er  in  seine  Obhut 
nahm  —  z.  B.  das  ganze  höhere  und  nie- 
dere Erziehnngs Wesen  — ,  desto  mehr  wurde 
es  unumgänglich,  von  den  Formen  der 
alten  i-einen  Demokratie  abzuweichen,  wenn 
auch  der  demokratische  Geist  in  Athen 
immer  die  Herrschaft  behauptet  hat. 

Auf  die  weitere  Entwickelung  Athens 
können  wir  liier  so  wenig  eingehen  wie  auf 
die  Entwickelung  der  übrigen  griechischen 
Welt  seit  dem  4.  Jahrhundert,  üeberall 
tritt,  je  komplizierter  und  verschlungener 
die  Politik,  je  entwickelter  die  ökonomischen 
Verhältnisse  werden,  um  so  mehr  das  Fi- 
nanzwesen in  den  Vordergrund.  Dem  Staate 
neue  Einnahmequellen  zu  erschliessen,  wer- 
den zahlreiche  praktische  und  unpraktische 


^)  Die  grosse  Finanzperiode  Athens  nm- 
fasste  auch  im  ö.  Jahrhundert  schon  4  Jahre, 
von  Pauathenäen  zu.  Panathenäen.  Nach  Ab- 
lauf der  4  Jahre  hatten  z.  B.  die  Schatzmeister 
der  Athena,  die  inzwi^chen  amtiert  hatten, 
Kechenschaft  abzulegen,  wurden  die  Tribate 
neu  revidiert  u.  ä. 
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Vorsehläge  gemacht,  und  hervorragende 
Staatsmänner,  wie  Dionysios  I.  von  Syi*akus, 
waren  unerschöpflich  in  der  Erfindung 
legitimer  und  illegitimer  Mittel,  ihre  Kasse 
zu  füllen.  Als  dann  nach  Alexander  Grie- 
chenland aus-  dem  Mittelpunkte  der  Welt- 
geschichte entrückt  ward  und  die  grossen 
Mächte  des  Ostens  und  des  Westens  in  den 
Vordergrund  traten,  wurde,  entsprechend  der 
Verarmung  der  grossen  Masse  —  der  ein- 
zelne steiui-eiche  Familien  gegenüberstehen 
—  die  Ebbe  in  den  Gemeindekassen  dau- 
ernd. Immer  mehr  wird  man  dazu  ge- 
drängt, sich  das  Geld  zur  Bestreitung. der 
nötigsten  Ausgaben  und  nun  gar  der  Kriege 
durch  ausserordentliche  Massregeln  zu  ver- 
schaffen, gelegentlich  durch  Anleihen  bei 
Tempelkassen  u.  ä.,  häufiger  durch  Aufrufe 
zu  freiwilligen  Zahlungen,  am  häufigsten 
durch  Vorschüsse  und  Geschenke  reicher 
Bürger,  welche  Ijeistungen  des  Staats  ganz 
oder  teilweise  selbst  übernehmen  und  sich 
durch  wohlberechnete  Freigebigkeit  nicht 
nur  ihr  Leben  und  Vermögen  gegen  die 
Begehrlichkeit  der  Massen  sichern,  sondern 
auch  Ansehen,  Ehrendekrete,  Ehrenstatuen 
gewinnen.  So  zeigt  uns  das  griechische 
Mutterland  seit  dem  3.  Jahrhundert  das 
Bild  eines  stets  fortschreitenden  unheilbaren 
Verfalls  auch  im  Finanzwesen.  Nur  in  den 
blühenden  Handelsstädten  Kleinasiens,  von 
denen  einige,  wie  Rhodos,  auch  eine  bedeu- 
tende politische  RoUe  zu  spielen  im  stände 
sind,  herrschen  auch  auf  diesem  Gebiet 
wohlgeordnete  und  gesunde  Zustände. 

Eduard  Meyer, 


B.  Finanzen  des  alten  Rom. 

(Republik  und  Kaiserzeit.) 

1.  Aelteste  Zeiten.  2.  Die  römische  Ge- 
meinde als  Vormacht  Italiens.  3.  Die  römische 
Gemeinde  als  Beherrscherin  überseeischer  Ge- 
biete.   4.  Die  Kaiserzeit. 

1.  Aelteste  Zeiten.  Vor  der  Einführung 
des  Geldes  konnte  in  Rom  von  Finanzen 
wohl  kaum  die  Rede  sein.  In  jenen  ältesten 
Zeiten  verlangte  der  Staat  von  seinen  Bürgern 
keine  Abgaben,  sondern  nur  Dienste,  ausser 
dem  Kriegsdienst  insbesondere  Fronarbeiten. 
Auf  solche  Weise  waren  die  Staatsbauten  der 
ältesten  Zeit  zu  stände  gekommen  und 
wurden  Reparaturen  ausgeführt.  Beamten- 
gehälter gsib  es  nicht;  dem  König  soU  ein 
Teil  des  Ager  publicus  zum  Unterhalt  zu- 
gewiesen gewesen  sein,  ein  anderer  Teil 
soll  den  Bedürfnissen  des  Kultus  gedient 
haben.  Die  öffentlichen  Lustbarkeiten  dürften 
kostenlos,    unter   Mitwirkung   der  Bürger, 


veranstaltet  worden  sein.  Eine  Einnahme 
hatte  der  Staat  durch  die  Viehbussen,  die 
es  sowohl  als  Strafe  als  auch  als  eine  Art 
Prozessgebühr  gab  (multa,  sacramen- 
tum):  doch  dürfte  diese  Einnahme  wohl 
kaum  von  Staatswegen  verwaltet  und  nutz- 
bar gemacht,  sondern  baldmöglichst  zu 
Opfern  und  Schmausereien  ver^'andt  worden 
sein. 

Nachdem  es  üblich  geworden  war,  Kupfer 
als  Geld  zu  betrachten,  übte  dies  auch  auf 
den  Staatshaushalt  einen  tiefgehenden  Ein- 
fluss  aus  (lange  bevor  der  Staat  selbst  die 
Münzprägung  in  die  Hand  genommen  hatte). 
Die  Viehbussen  wurden  in  Geld  (Kupfer) 
umgesetzt.  Die  Gemeinde  legte  sich  eine 
Kupferkammer  (Aerarium)  an  und  füllte  sie 
mit  den  Erträgen  ihres  nunmehr  nutzbringend 
verwalteten  Besitzes.  Zu  den  ertragbringenden 
Teilen  des  Gemeindebesitzes  gehörte  der 
Ager  publicus,  und  zwar  vornehmlich  die 
Gemeindeweide,  für  deren  Benutzung  eine 
Abgabe  gezahlt  wurde,  zu  welchem  Zweck 
die  Bürger  einschreiben  lassen  mussten,  wie- 
viel Stück  Vieh  sie  auf  die  Gemeinde  weide 
trieben  (der  Name  Script ura  blieb  dieser 
Abgabe  bis  auf  späte  Zeiten).  Das  unbestrittene 
Eigentumsrecht  der  Gemeinde  an  Markt  und 
Strassen  konnte  nutzbar  gemacht  werden 
und  ist  vielleicht  schon  früh  nutzbar  gemacht 
worden  durch  Erhebung  von  Standgeldern 
von  den  Verkäufern  (Besitzern  von  Buden) 
auf  den  öffentlichen  Plätzen,  das  Eigentums- 
recht der  Gemeinde  an  den  Thoren  und  an 
den  Landungsplätzen  vor  dem  Thor  und  in 
Ostia  durch  Erhebimg  von  Zöllen.  Nach 
Abschaffung  des  Königtums  soll  die  neue 
Regierung  Stimmung  fflr  sich  zu  machen 
gesucht  haben  durch  Abschaffung  der  das 
Volk  drückenden  Zölle.  Zum  Eigentum  der 
Gemeinde  gehörten  auch  die  Salinen  in  Ostia, 
wodurch  die  Gemeinde  wohl  thatsächlich  ein 
Salzmonopol  besass^  das  etwas  abwerfen 
konnte,  wenn  man  nicht  vorzog,  das  Salz 
zum  Herstellungspreise  abzugeben.  Die  Ein- 
nahmen wurden  verwandt  zur  Entlastung 
der  Bürger  von  den  Frondiensten  —  die 
öffentlichen  Arbeiten  wurden  nunmehr  thun- 
lichst  in  Submission  gegeben  und  bezahlt, 
zur  Ausgestaltung  des  Kultus  und  der  Volks- 
feste sowie  zur  Niederlegung  eines  Schatzes. 
In  Fällen  ausserordentlichen  Bedarfes  schritt 
man  zu  einer  Umlage,  Tributum.  Das  Tri- 
butum,  das  ursprünglich  eine  Kopfsteuer 
gewesen  sein  soll,  war  seit  Ser.  Tullius  eine 
Art  Vermögenssteuer,  zu  welchem  Behufe 
(doch  nicht  allein  zu  diesem)  von  Zeit  zu 
Zeit  ein  Census  abgehalten  wurde.  Man 
zahlte  1,  2,  auch  3  pro  Mille  des  ein- 
geschätzten Vermögens.  Häufiger  wurde 
das  Tributum,  als  die  Feldzüge  länger  wurden 
und  man  dem  Bürgeraufgebot  Sold  aus  der 
Staatskasse   zu  zahlen  anfing.     Die   durch 
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ihr  Alter  oder  ihr  Geschlecht  vom  Kriegs- 
dienst ausgeschlossenen  Personen,  die  In- 
haber eigener  Vermögen  waren,  also  die 
begüterten  Witwen  und  Waisen  (orfn  et 
orbae\  waren  zu  einer  besonderen  Abgabe 
verpflichtet,  sie  liatten  den  Reitern  ein 
Pferde-  und  ein  Futtergeld  (aes  eguestre, 
aes  hordiarium)  zu  zalüen ;  aJso  eine  besondere 
Belastung,  die  in  einem  gewissen  Sinn  der 
inodemen  Wehi*steuer  zu  vergleichen  ist. 
In  Zeiten  ausserordentlicher  Bedrängnis  half 
man  sich,  wie  man  konnte ;  zu  den  1000  Pfd. 
Gold,  die  den  Galliern  bei  ihrem  Abzug 
gezahlt  worden  sein  sollen,  hatten,  glaubte 
man,  die  Fi-auen  ihren  Schmuck,  ja  auch  die 
Tempel  ihre  Weihgeschenke  beigesteuert. 

2.  Die  römische  Gemeinde  als  Vor- 
macht Italiens.  Mit  der  Ausdehnung  der 
Macht  Roms  auf  immer  weitere  Kreise  der 
Umwohner  und  schliesslich  über  ganz  Italien 
wuchs  auch  das  Budget,  doch  nicht  ent- 
sprechend. Man  scheute  sich  vor  der  üeber- 
nahme  neuer  Ausgaben  und  legte  demnach 
auch  auf  die  Vermehrung  der  Einnahmen 
weniger  Gewicht;  auch  fürchtete  man  die 
von  einer  Steigerung  des  Budgets  un- 
zertrennliche Mühewaltung.  Eine  gewaltige 
Steigerung  der  Einnahmen  wäre  leicht 
möglich  gewesen,  da  infolge  der  vielen 
glücklichen  Kriege  die  Gelegenheit  gegeben 
war,  den  Gemeindebesitz  ausserordentlich 
zu  vermehren.  In  der  That  liatten  viele 
Gemeinden  ihren  Ager  publicus,  manche 
auch  TeUe  des  Privatbodens  an  Rom  ab- 
treten müssen.  Aber  man  hielt  in  Rom 
diesen  Erwerb  nicht  fest.  Das  gewonnene 
Land  wiu-de  zum  Teü  zur  Ausstattung  der 
ärmeren  Bürger  mit  Landbesitz  verwandt 
(oft,  doch  nicht  ausschliesslich,  in  der  Form 
von  Anlage  von  Kolonieen),  wodurch  es  aus 
dem  Besitz  der  römischen  Gemeinde  aus- 
schied, zum  Teil  blieb  es  zwar  im  Besitz 
des  Staates,  wurde  aber  den  Reichen  zu 
ilirer  eigenen  weiteren  Bereicherung  anheim- 
gegeben; die  »Occupation«  des  Ager  publicus 
war  staathch  autorisiert,  und  es  scheint 
nicht,  als  ob  es  mit  einer  Zinszahlung  dafür 
Ernst  gemacht  worden  sei.  Ackerland  zu 
verpachten  scheint  lange  nicht  in  den  Ge- 
wohnheiten der  römischen  Gemeinde  gelegen 
zu  haben.  Erst  als  die  Ereignisse  des 
zweiten  pimischen  Krieges  eines  der  frucht- 
barsten Gebiete  Italiens,  den  Ager  Cami)anus, 
frei  machten,  entschloss  man  sich*  zur  Ver- 
pachtung. Man  hatte  damals  dieses  System 
bereits  in  überseeischen  Gebieten  kennen, 
auch  wohl  den  Wert  des  Geldes  überhaupt 
für  das  Staatswesen  etwas  mehr  schätzen 
gelernt.  Es  ist  übrigens  fraglich,  ob  man 
es  mit  der  Revision  der  Pachtkontrakte  auf 
die  Dauer  genau  genommen  hat  und  ob  man 
stetig  auf  eine  Steigerung  des  Pachtschillings 
bedacht  gewesen  ist.    Trotz  der  Hinweggabe 


so  vieler  Erwerbungen  wuchs  aber  das 
nutzenabwerfende  Besitztum  der  römischen 
Gemeinde  mit  der  Zeit  erheblich.  Weideland, 
Waldungen  unterlagen  nicht  in  derselben 
Weise  der  Verschleuderung  ^ie  das  Acker- 
land. Sie  wurden  verpachtet,  ebenso  wie 
die  Fischerei  in  den  Binnenseeen.  Hafenzölle 
wurden  nun  nicht  mehr  blos  in  Ostia, 
sondern  auch  in  anderen  Bürgerkolonieen^ 
z.  B.  Puteoli,  erhoben.  Die  Salinen  bei 
Ostia  waren  wohl  schon  lange  nicht  mehr 
die  einzigen;  aber  an  dem  Monopol  hielt 
man  fest,  so  dass  Klagen  über  seine  Aus- 
nutzung laut  wurden.  Gänzlich  fehlten  im 
Etat  Roms,  ehe  der  Staat  das  Meer  über- 
schritt, die  Tribute  der  Unterthanen.  Von 
den  Städten  und  Bünden  Italiens,  die  es 
bezwungen  hatte,  hat  Rom  sich  keine  regel- 
mässigen Tribute  zahlen  lassen,  die  »Bundes- 
genossen« hatten  im  wesentlichen  nur  ihre" 
Wehrkraft  zur  Verfügimg  Roms  zu  lialten, 
nur  in  Kriegszeiten  wurden  ihnen  wohl 
Lieferungen  auferlegt.  (Subsidien  befreun- 
deter unabhängiger  Staaten  hat  der  römische 
Senat  selbst  in  der  schweren  Bedrängnis 
des  zweiten  punischen  Krieges  dankend  ab- 
gelehnt.) 

Auch  die  ausserordentlichen  Einnahmen 
infolge  der  vielen  glücklichen  Kriege  waren 
geringer,  als  man  erwarten  sollte.  Die  Beute 
wurde  keineswegs  regelmässig  und  voll- 
ständig für  Rechnung  des  Aerariums  verkauft, 
sondern,  soweit  sie  nicht  den  Soldaten  über- 
lassen wiurde,  blieb  sie  oft  zur  Disposition 
des  Feldherrn,  der  sie  nach  eigenem  Er- 
messen für  öffentliche  Zwecke  verwenden 
durfte ;  so  sind  viele  Tempelbauten  von  den 
siegreichen  Feldherrn  aus  dem  Erlös  der 
Kriegsbeute  bestritten  worden,  ohne  dass  die 
betreffenden  Summen  durch  das  Aerarium 
gegangen  wären. 

Dieser  verhältnismässig  lange  dauernden 
Gleichgültigkeit  gegen  die  Vermehrung  der 
Einnahmen  entsprach  es,  wenn  Rom  an 
äusserem  Schmuck  und  Comf ort  Jahrhunderte 
lang  hinter  den  ihm  unterworfenen  unter- 
italischen Städten  zurückstand.  Die  Bauten, 
für  die  man  noch  am  ehesten  etwas  Rechtes 
aus^b,  waren  die  für  die  Beherrschung 
Italiens  so  wichtigen  Landstrassen. 

3.  Die  romische  Gemeinde  als  Be- 
herrscherin überseeischer  Gebiete.  In- 
folge der  glücklichen  Kriege  mit  Karthago 
gelangte  Rom  in  den  Besitz  einer  Anzahl 
fruchtbarer  und  zum  Teil  altkultivierter 
Landschaften  des  westhchen  Mittelmeeres 
(Sicilien,  Sardinien,  Spanien,  Afrika),  zu 
denen  dann  später  die  früher  unter  Königs- 
hen'schaft  stehenden  Länder  des  Ostens 
kamen  geschlossen  ^vurde  der  Kreis  erst 
in  der  Kaiserzeit  durch  die  Annexion  von 
Aegypten  und  Mauretanien) ;  und  von  Anfang 
an  hat  Rom   diese   unterthänigen   Gebiete 
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andei^  auszunutzen  gesucht  als  die  »Ver- 
bündeten« Italiens.  Man  folgte  dabei  dem 
Beispiel  der  früheren  Herren  dieser  Gebiete, 
zunächst  der  Karthager,  wiu'de  übrigens 
mit  der  Zeit  dabei  energischer  und  rück- 
sichtsloser. In  den  meisten  der  imterworfenen 
lÄudschaften  erhob  man  als  hauptsächlichste 
regelmässige  Abgabe  eine  Quote,  in  der 
Regel  den  Zehnten,  vom  Ertrage  des  Bodens. 
Mitunter  geschah  dies  so,  dass  die  Land- 
wirte angewiesen  wurden,  den  Zehnten 
direkt  an  die  römische  Verwaltung  abzu- 
ftihren,  doch  war  dies  Ausnahme,  geschah 
hauptsächlich  wohl  nur  in  Kriegszeiten,  im 
Interesse  der  schleimigeren Verproviantiemng 
der  romischen  Heere.  Die  Regel  war,  dass 
die  Zehnten  verpaditet  oder,  wie  die  Romer 
sagten,  verkauft  wurden.  Es  konnte  dies 
an  Ort  und  Stelle,  oder  in  Rom,  auf  ein 
Jahr  oder  auf  mehrere  im  voraus  geschelien. 
Die  Finanzverwaltung  mochte  es  vorziehen, 
gleich  für  mehrere  Jahre  mit  dem  Meist- 
bietenden abzuschhessen ;  im  Interesse  der 
ünterthanen  lag  die  kürzere  Periode.  Ebenso 
lag  es  im  Interesse  der  ünterthanen,  wenn 
der  Zuschlag  in  der  Provinz  selbst  erfolgte. 
Es  konnten  sich  dann  die  Provinzialen  selbst 
daran  beteiligen  und  beteiligten  sich  faktisch 
oft  daran.  \Vo,  wie  es  meistens  der  Fall 
war,  die  Zehnten  der  einzelnen  Stadtgebiete 
getrennt  versteigert  wurden,  kam  es  nicht 
selten  vor,  dass  eine  Gemeinde  die  Zehnten 
ihrer  eigenen  Feldflur  von  der  römischen 
Verwaltung  erstand.  War  bei  der  Lizitation 
ein  römischer  Kapitalist  Obsieger  geblieben, 
so  suchte  die  Stadtgemeinde  sich  wohl  noch 
nachträglich  mit  ihm  zu  einigen  und  ihn 
abzufinden.  Direkte  Einziehung  der  Zehnten 
durch  den  Abgabenpächter  von  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  auf  dem  Felde  vor  Ein- 
bringiing  der  Ernte  war  vielleicht  Ausnahme 
und  jedenfalls  das  Drückendste.  Beim  Zu- 
schlag fand  auch  eine  Trennung  nach  Art 
der  Bodenprodukte  statt;  gesondert  wurde 
der  Zehnte  der  Weizenemte,  der  vom  Oel- 
und  Weinertrag  u.  s.  w.  verkauft.  Der 
Kaufschilling  wurde  in  der  Regel  in  barem 
Gtelde  erlegt,  doch  kam  es  vor  und  war 
vielleicht  stellen-  und  zeitweise  üblich,  dass 
ein  bestimmtes  Quantum  Korn  stipuliert 
wurde,  weil  die  Regierung  solches  bedurfte 
(nicht  bloss  in  Kriegszeiten  für  die  Heere, 
sondern  z.  B.  auch  für  die  Getreidespenden 
in  Rom,  s.  unten),  wo  dann  die  Unternehmer 
die  Verpflichtung  übernahmen,  dasselbe  ans 
Meer  oder  gar  nach  Rom  zu  schaffen.  Der 
Versteigerung  der  Zehnten  ging  eine  De- 
klaration der  Zehntenpflichtigen  ausbauten 
Grundstücke  durch  die  Steuerpflichtigen  zu- 
nächst bei  deren  lokalen  Vorständen  und 
durch  diese  bei  der  römischen  Behörde  vor- 
aus. Befreit  vom  Zehnten  waren  die  Terri- 
torien gewisser  begünstigter  Städte   (z.  B. 


solcher,  die  sich  von  Anfang  an  auf  die  Seite 
der  Römer  gestellt  hatten);  dagegen  wurde 
zehntenpflichtiges  Land  durch  Uebergang  in 
den  Besitz  eines  Römers  nicht  zehntenfi-ei.  (Um 
dies  zu  rechtfertigen,  ei*sann  man  die  Theorie 
von  einem  Obereigentum  des  römischen 
Volkes  an  sämtlichem  Provinzialboden). 
Abgesehen  von  dem  zehntenpflichtigen  Land 
gab  es  in  den  Provinzen  auch  domaniales 
Ackerland  (solches  z.  B.,  dessen  Besitzer  im 
Laufe  der  Kriege  ausgetrieben  worden  waren), 
das  nun  nicht,  wie  in  Italien,  der  »Occupation« 
überlassen,  sondern  verpachtet  wiu^e.  Selbst- 
verständlich gab  es  in  den  Provinzen  auch 
anderen  domanialen  Besitz,  Weideland, 
Waldungen,  Bergwerke.  Hafenzölle  hatte 
die  römische  Gemeinde  in  Italien  wohl  nur 
in  den  Bürgerkolonieen  erhoben,  nicht  in  den 
Städten  der  »Bundesgenossen«;  in  Sicilien 
errichtete  man  gleich  von  Anfang  ein  rö- 
misches Zollbureau  in  jeder  Hafenstadt,  ab- 
gesehen vielleicht  von  ein  paar  e;timierten 
Städten,  die  fortfahren  durften,  Zölle  auf 
eigene  Rechnung  zu  erheben.  —  Uebrigens 
waren  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Provinzen  zum  Teil  sehr  verschieden.  In 
Landschaften  mit  wenig  entwickelter  Boden- 
kidtur  oder  gar  noch  nicht  völlig  sesshafter 
Bevölkerung  wäre  die  Erhebung  des  Zehnten 
auf  Schwierigkeiten  gestossen ;  hier  zog  man 
es  vor,  den  einzelnen  Gemeinden  oder 
Stämmen  bestimmte  Naturallieferungen  oder 
auch  bestimmte  Geldzahlimgen  vorzu- 
schreiben. An  der  Eintreibung  der  Tribute 
beteiligten  sich  mitunter  Beauftragte  des 
römischen  Statthalters;  im  allgemeinen 
scheint  es  den  Eingeborenen  lieber  gewesen 
zu  sein,  wenn  man  sie  unter  sich  liess. 
Hie  imd  da  scheinen  die  Gemeindevorsteher 
oder  Häuptlinge  ziu:  Eintreibung  einer  Kopf- 
steuer autorisiert  gewesen  zu  sein.  —  Auch 
in  den  einzelnen  Landschaften  gerieten  die 
Verhältnisse  öfters  ins  Schwanken,  besonders 
in  Kriegszeiten.  Während  der  Kriege  der 
Römer  mit  den  Königen  Antiochus  und 
Perseus  z.  B.  mussten  auf  Anordnung  von 
Rom  aus  die  Bauern  Siciliens  und  Sardiniens 
von  der  Weizenernte  den  doppelten  Zehnten 
geben.  Die  Statthalter  verfügten  aber  auch 
eigenmächtig,  in  wirklichem  oder  vor- 
geblichem Bedürfnisfalle  nach  Gutdünken 
über  die  Steuerkraft  der  Provinzen.  Ein 
wegen  seiner  Einfachheit  beliebtes  Mittel 
war  die  Eintreibung  einer  einmaligen  Kopf- 
steuer. Solche  ausserordentliche  Einkünfte 
wurden  natürlich  gleich  wieder  verbraucht, 
soweit  sie  nicht  in  der  Tasche  des  Statt- 
halters verschwanden.  Ueberhaupt  war  es 
^nz  üblich,  dass  die  Statthalter  sich  und 
ihre  Begleiter  auf  Kosten  der  Provinzialen 
bereicherten  (z.  B.  durch  ungebührliche  Aus- 
nutzung ihres  Requisitionsrechtes).  Aber 
so  viel  auch  von  der  Steuerkraft  der  Pro\'inzen 
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von  den  Beamten  und  den  Mittelsmännern 
aufgezehrt  wurde  und  so  für  den  römischen 
Staat  verloren  ging,  bedeutend  genug  waren 
noch  immer  die  regelmässigen  Revenuen  der 
römischen  Staatskasse  aus  den  Provinzen. 
Verwandt  wurden  die  neuen  Einnahmen  zu- 
nächst zur  Entlastung  der  Bürgerschaft. 
Die  Fronarbeiten  waren  längst  abgekommen ; 
nun  wurde  auch  das  Tributiun,  die  alte 
Vermögenssteuer,  mehr  und  mehr  auf  den 
äussersten  Notfall  beschränkt  und  seit  dem 
Jahre  167  v.  Chr.  überhaupt  nicht  mehr  auf- 
gelegt. Sodann  wurden  die  bereits  be- 
stehenden Posten  des  Ausgabebudgets  reich- 
licher bedacht,  der  Kultus  grossartiger  ge- 
staltet, die  Volksfeste  reichlicher  ausgestattet 
(obwohl  die  staatlichen  Aufwendungen  dafür 
bald  zurücktraten  gegenüber  den  Zuschüssen 
der  Spielgeber).  Ein  guter  Teil  des  Ueber- 
flusses  kam  den  öffentlichen  Bauten  zu  gute ; 
eine  Zeit  lang  wurde  Vo  der  regelmässigen 
Einnahmen  den  Censoren  für  solche  Zwecke 
überwiesen.  Gänzlich  neue  Ausgaben  auf 
die  Dauer  zu  übernehmen,  scheute  der  rö- 
mische Staat  auch  in  dieser  Epoche  der 
Ueberschüsse.  Eigentliche  Gehälter  empfingen 
die  Beamten  immer  noch  nicht,  aber  wenig- 
stens diejenigen ,  die  in  den  Provinzen  zu 
thun  hatten,  erhielten  als  Ausrüstimgsgelder 
meist  erhebliche  Summen  bewilligt.  Eine 
als  dauernde  durchaus  neue,  sehr  erhebliche 
Ausgabe  erwuchs  der  Regierung  sehr  wider 
ihren  Willen  durch  die  regelmässigen  Getreide- 
verteüungen  in  Rom.  Schon  in  kleinen 
Verhältnissen  hatte  die  Regierung  in  Zeiten 
des  Misswachses  es  für  ihre  Pflicht  gehalten, 
Korn  im  Auslande  anzukaufen  und  es  billig 
abzugeben,  bisweilen  sollen  auch  reiche 
Privatleute  eingetreten  sein  und  sich  durch 
wohlberechnete  Mimificenz  einen  gefährlichen 
Einfluss  auf  die  Bevölkerung  der  Hauptstadt 
verschafft  haben.  Als  Rom  Beherrscherin 
der  fruchtbarsten  Landschaften  des  Mittel- 
meeres geworden  war,  setzten  Parteiführer 
es  durch,  dass  der  Bevölkerung  der  Haupt- 
stadt fast  alles  zur  Ernährung  notwendige 
Korn  zu  äusserst  billigen  Preisen  von  Staats 
wegen  geliefert  wurde.  Es  wurden  dafür 
teils  Quoten  der  Zehnten  der  Provinzen 
verwandt,  teils  in  den  Provinzen  Einkäufe 
gemacht.  Der  römische  Staat  ist  diese  Be- 
lastung niemals  wieder  los  geworden. 

4.  Die  Kaiserzeit  Auch  in  der  Kaiser- 
zeit bildeten  das  Rückgrat  der  Finanzen  die 
Bodenabgaben  der  Provinzen.  Aber  man 
schaffte  die  besonders  durch  ihre  Erhebungs- 
art drückenden  und  in  ihrem  Ergebnis  un- 
sicheren Zehnten  etc.  wenigstens  in  den 
Hauptländeru  des  Reiches  ab  imd  normierte 
für  die  einzelnen  Provinzen  oder  vielmehr 
Territorien  (Gaue,  Stadtgemeinden)  feste,  in 
Geld  ausgedriickte  Abgaben.  Die  neuen 
gallischen  Provinzen,  auf  die  das  alte  System 


gar  nicht  mehr  angewandt  worden  war, 
hatten  anfangs  zusammen  jährlich  40  Mill. 
Sesterzen  zu  zahlen.  Die  Feststellung  der 
Ertragsfähigkeit  der  einzelnen  Territorien 
erfolgte  in  den  meisten  Provinzen  des  Reiches 
unter  Kaiser  Augustus  durch  einen  Census, 
abgehalten  durch  die  Organe  der  Selbst- 
verwaltung, wo  solche  existierten,  aber  nach 
Anleitimg  unter  Aufsicht  und  schliesslicher 
Feststellung  der  kontrovei-sen  Punkte  durch 
Regieningsbeamte.  Der  Census  ward  von 
Zeit  zu  Zeit  erneuert,  unter  Leitimg  der 
Pix)vinzialstatthalter ,  oder  auch  durch  be- 
sondere Konunissarien.  In  Gallien  hielt  die 
Regienmg  darauf,  auf  dem  Laufenden  zu 
bleiben,  um  von  der  fortschreitenden  ökono- 
mischen Entwickelung  des  Landes  auch 
ihrerseits  zu  profitieren,  während  anderswo 
die  Sache  vernachlässigt  worden  zu  sein 
scheint.  Mit  der  Abschätzung  des  Bodens 
fand  eine  Aufnahme  des  Personenstandes 
statt,  in  einigen  Provinzen  zum  Zweck  der 
Erhebung  einer  Kopfsteuer,  in  anderen  mit 
Rücksicht  auf  eventuelle  Aushebungen, 
üebrigens  gab  es  viele  lokale  Verschieden- 
heiten. In  Aegypten,  wo  ein  äusserst  ent- 
wickeltes Abgaben-  und  KontreUsystem  be- 
standen hatte,  Hess  man  dies  weiter  bestehen ; 
Deklarationen  des  Personen-,  des  Vieh-,  des 
Immobilienbestandes  sowie  der  Verände- 
nmgen  in  demselben  waren  dort  an  der 
Tagesordnung.  Italien,  das  Stammland,  blieb 
auch  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Kaiser- 
zeit von  der  Grundsteuer  frei,  auch  die  alte 
Vermögenssteuer  wurde  nicht  wieder  ein- 
geführt, aber  in  gewissem  Sinne  ein  Ersatz 
für  dieselbe  geschaffen  in  der  neuen  Erb- 
schaftssteuer. Die  Steuer  traf  nur  die  Hinter- 
lassenschaften der  römischen  Bürger,  aber 
ohne  Rücksicht  darauf,  wo  die  Erblasser 
domiziliert  und  wo  die  Hinterlassenschaften 
belegen  waren,  so  dass  die  in  der  Provinz 
belegenen  Vermögen  römischer  Bür^r  so- 
wohl die  provinzialen  Lasten  als  die  Erb- 
schaftssteuer zu  tragen  hatten.  Frei  waren, 
wie  in  den  meisten  modernen  Staaten,  die 
kleinen  Vermögen  sowie  das  den  nächsten 
Verwandten  Hinterlassene.  Der  Betrag  der 
Steuer  war  5^/o  (Vicesima  hereditatiiun). 
Die  Einziehung  auch  dieser  Steuer  wurde 
anfangs  dm:ch  Unternehmer  besorgt,  wobei 
natürlich  für  den  Staat  nicht  so  viel  heraus- 
kam, wie  sonst  möglich  gewesen  wäre;  aber 
im  Laufe  der  Zeit  scheint  direkte  Erhebung 
durch  besoldete  Beamte  und  kaiserliche 
Sklaven  eingeführt  worden  zu  sein,  üebrigens 
war  der  Staat  bei  der  Hinterlassenschaft 
römischer  Bürger,  auch  abgesehen  von  der 
Erbschaftssteuer  und  über  den  Betrag  der- 
selben hinaus  interessiert  infolge  eigen- 
tümlicher Strafbestimmungen  der  (Jesetze, 
mit  denen  Kaiser  Augustus  der  sittenlosen 
Lebensführung  der  höheren  Stände  zu  steuern 
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gemeint  hatte.  Unverheiratete  und  Kinder- 
lose waren  in  ihrer  Erbfähigkeit  beschränkt, 
und  die  diesen  gemachten  testamentarischen 
Zuwendungen  fielen  unter  Umständen  ganz 
oder  teilweise  der  Staatskasse  zu.  (Auf  den 
Dualismus  der  Staatskasse  und  der  aus 
Staatsmitteln  gespeisten  und  in  den  Dienst 
des  Staates  gestellten  Kasse  des  Kaisers 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden.)  Eine 
weitere  Neubelastnng  Italiens  waren  seit 
Augustus  verschiedene  sehr  lästig  empfun- 
dene Verkehrssteuern :  eine  Abgabe  beim 
Verkauf  von  Sklaven  im  Betrage  von  4®/o 
und  eine  allgemeine  Auktionssteuer  im  Be- 
trage von  1  (zeitweise  ^2)  ®/o  des  Wertes 
der  verkauften  resp.  verauktionierten  Gegen- 
stände. (In  manchen  Provinzen  scheinen 
noch  höhere  Abgaben  dieser  Art  bestanden 
zu  haben.)  Gewerbesteuern  verschiedener 
Art  bestanden  hie  und  da,  wurden  auch 
wohl  wieder  abgeschafft;  verbreitet  und 
dauernd  war  die  Besteuenmg  der  Pro- 
stituierten. 

Im  ZoUwesen,  in  dem  bis  dahin  bunte 
Mannigfaltigkeit  geherrscht  hatte,  wurde  Ein- 
heitlichkeit geschaffen.  Ausser  in  den  Hafen- 
plätzen waren  Zollbureaus  in  der  Regel  an 
den  Uebergangspunkten  von  einer  Provinz 
in  die  andere  sowie  an  der  Reichsgrenze. 
Die  ZöUe  waren  Einfuhr-,  Ausfuhr-  und 
Durchgangszölle;  sie  wurden  erhoben  ad 
valorem  und  zwar  in  der  verhältnismässig 
sehr  geringen  Höhe  von  2^/2  %,  doch  scheinen 
vielfach  für  die  am  häufigsten  vorkommenden 
Waren  der  Prozentualgebühr  feste  Sätze 
substituiert  worden  zu  sein.  Die  Zölle  sollten 
nur  den  Handel  treffen;  demgemäss  waren 
die  zum  persönlichen  Bedarf  der  Reisenden 
dienenden  Gegenstände  frei.  Für  Sklaven 
brauchte  kein  ZoU  entrichtet  zu  werden, 
wenn  sie  ein  Jahr  lang  demselben  Herrn 
gedient  hatten.  Für  die  Stadt  Rom  bestand 
ein  Octroi  auf  Lebensmittel,  welches,  da  die 
Stadt  längst  über  ihre  Mauern  hinaus- 
gewaclisen  war,  an  bestimmten  Punkten  der 
aufs  Land  führenden  Strassen  erhoben  wurde. 

Diese  so  verschiedenartigen  und  auf  so 
viele  Länder  und  Stände  verteilten  Steuern 
genügten  im  allgemeinen  Jahrhimderte  hin- 
durch für  die  mit  dem  Eintritt  der  Kaiser- 
herrschaft ausserordentlich  angewachsenen 
Bedürfnisse.  Es  galt  ein  stehendes  Heer, 
das  seit  den  letzten  Jahren  der  Regierung 
des  Augustus  zum  mindesten  250  000  Mann 
stark  war,  sowie  eine  bedeutende  Flotte  zu 
imterhalten.  Mit  den  Kosten  des  Heeres 
hat  Augustus  die  neuen  Steuern,  mit  denen 
er  Italien  belastete,  motiviert.  Da  ferner 
das  meiste  von  dem  hinweggefallen  war, 
was  die  Aemter  der  Republik  begehrenswert 
gemacht  hatte,  wurde  es  notwendig,  für  die 
Beamten  ausreichende  Besoldungen  auszu- 
werfen;   femer  mussten,  da   die   Staatsge- 


schäfte sich  vermehrten,  zahlreiche  neue 
Stellen  geschaffen  werden.  Von  den  alten 
Ausgaben  fiel  keine  hinweg;  insbesondere 
hat  die  kaiserliche  Regierung  den  Pöbel  der 
Stadt  Rom  durch  Spenden  und  Vergnügungen 
noch  mehr  verhätschelt  als  die  frühere  repu- 
blikanische. Gegen  die  Aufnahme  gänzlich 
neuer  Ausgabeposten,  nachdem  einmal  die 
Ausgaben  für  das  Heer  und  die  Beamten 
stehende  geworden  waren,  sträubten  sich 
auch  die  Kaiser  in  uns  übertrieben  scheinen- 
der Weise.  Die  meisten  derselben  thaten 
\del  für  Kunst  and  Wissenschaft,  aber  nicht 
so,  dass  sie  bestimmte  Verpflichtungen  über- 
nommen hätten,  sondern  in  ungeregelter 
Munificenz.  Es  dauerte  ein  Jahrhundert, 
bis  man  anfing,  für  einige  Lehrer  der  ver- 
schiedenen Modewissenschaften  feste  Jahres- 
gehälter auszuwerfen,  (Mehr  thaten  hierfüi' 
die  Kommunen,  worauf  hier  nicht  einge- 
gangen werden  kann.)  Eine  sozialpolitische 
Massregel,  die  eine  dauenide  Ausgabe  in  sich 
schloss,  war  die  Gewährung  fester  Unter- 
stützungen an  Kinder  anständiger  Eltern  in 
Italien,  aber  anstatt  diese  Ausgabe  in  den 
Jahresetat  aufzunehmen,  zogen  die  Kaiser 
es  vor,  Kapitalien  dafür  beiseite  und  sicher 
zu  stellen,  aus  deren  Erträgnissen  die  Unter- 
stützungen gezahlt  werden  sollten.  (Also 
das  Umgekehrte  der  modernen  Praxis,  die 
einmalige  Ausgaben  durch  Aufnahme  von 
Anleihen  auf  einen  längeren  Zeitraum  ver- 
teilt. Uebrigens  beteiligten  sich  auch  an 
diesen  sozialpolitischen  Ausgaben  wiederum 
die  Kommunen.)  Eine  Schöpfung  der  Kaiser- 
zeit war  die  Staatspost:  aber  diese  belastete 
den  Staat  finanziell  überhaupt  nicht  (oder 
nur  durch  die  Verwaltungskosten),  da  alles, 
was  den  Betrieb  betraf,  auf  die  Anwohner 
der  Poststrassen  abgewälzt  war  (Stellung 
der  Pferde  etc.;  eine  Wiedererweckung  der 
alten  Frondienste,  freilich  nicht  für  die  Be- 
wohner der  Hauptstadt).  —  Gestört  wurde 
das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und 
Ausgaben  wiederholt  durch  die  masslose 
Verschwendung  einiger  meist  sehr  jugend- 
licher Regenten.  Das  gewöhnliche  Mittel, 
der  Verlegenheit  zu  steuern,  war,  da  die 
Einführung  neuer  Abgaben  oder  die  Erhöhung 
der  alten  nicht  rasch  genug  geholfen  hätte, 
ausserdem  jene  Herrscher  auch  meistens 
noch  populär  sein  wollten,  die  Konfiskation 
einiger  grosser  Privatvermögen,  deren  In- 
haber zu  diesem  Zweck  durch  Anklagen 
auf  Tod  und  Leben  beseitigt  wurden;  bis- 
weilen auch  Münzverschlecnterung.  Inan- 
spruchnahme des  Kredits  war  in  solchen 
Zeiten  natürlich  ganz  besonders  ausge- 
schlossen. Von  Caligula  sagte  man,  dass  er 
in  Gkdlien,  um  sich  für  Verluste  am  Spiel- 
tisch zu  entschädigen,  einer  Anzahl  Reicher, 
deren  Namen  er  der  Censusliste  entnommen 
hatte,   den  Kopf  abschlagen,  und  ihr  Ver- 
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mögen  habe  konfiszieren  lassen;  wer  hätte 
einen  Herrscher,  von  dem  nian  solches 
glaubte,  zum  Schuldner  haben  wollen?  Spar- 
same Regenten  stellten  .die  Ordnung  bald 
wieder  her  (doch  mitimter  auch  erst  nach 
Inanspruchnahme  solch  gewaltsamer  Mittel). 
Ernstlich  und  chronisch  wurden  die  Stönmgen 
seit  den  grossen  Kriegen  des  ausgehenden 
2.  Jahrhunderts  n.  Chr.  Die  Kriege  der 
früheren  Kaiserzeit  waren  meist  Grenzkriege 
und  mit  verhältnismässig  geringem  Aufwand 
von  Kräften  geführt  worden.  Der  erste 
Krieg,  der,  nach  langer  Zeit,  dem  Reiche 
wiederWimden  schlug,  war  der  Markomannen- 
krieg unter  Marc  Aiu-el.  Um  Mittel  zm* 
Kriegsfuhrung  zu  gewinnen,  soll  dieser  Kaiser 
damals  dazu  geschritten  sein,  massenhaft 
Pretiosen  aus  der  Schatzkammer  zu  ver- 
äussern, die  er  übrigens  nach  dem  Friedens- 
schlnss  zurilckkanfte  (also  vielleicht  eine  Art 
Anleihe  gegen  Unterpfänder).  Auch  der 
Erbfolgekrieg  der  Jahre  193—197  n.  Chr. 
zog  das  ganze  Reich  in  Mitleidenschaft. 
Auch  dfirfte  imabhän^ig  von  der  Kriegsnot 
sich  damals  schon  die  ökonomische  Deka- 
denz des  Reiches  durch  den  Minderertrag 
der  Steuern  bemerkar  gemacht  haben.  Im 
Laufe  des  3.  Jahrhundei-ts  müssen  dann  die 
immer  rascher  aufeinander  folgenden  und 
schliesslich  permanenten  Kämpfe  zwischen 
Kais^  und  Gegen kaiser  sowie  die  Streif- 
züge der  immer  kecker  werdenden  Barbaren 
die  Steuerkraft  des  Reiches  gänzlich  er- 
schöpft haben.  Als  gegen  Ende  des  3.  Jalir- 
hunderts  Diokletian  wieder  auf  längere  Zeit 
Ruhe  und  Ordnimg  schuf,  musste  das  mm 
wiederhergestellte  Reich  zur  Aufbringung 
des  immer  grösser  werdenden  Staatsbedarfs 
—  es  kamen  nun  noch  bald  die  Zahlungen 
an  die  Barbaren  in  verschiedener  Form  hin- 
zu —  seine  Kräfte  in  einer  Weise  anstrengen, 
die  zu  einer  Lähmung  der  Glieder  führte. 
Die  Grundzüge  der  Steuerordnungen  des  4. 
Jahrhunderts  waren  im  wesentlichen  die 
alten:  die  Lasten  sollten  weiter  in  erster 
Linie  durch  die  Bodenabgaben  der  Provinzen 
gedeckt  werden,  nur  dass  Italien  seine  Son- 
derstellung verlor,  und  die  Einschätzung 
sollte  strenger  und  gerechter  sein,  —  zu 
diesem  Zweck  die  Einteilung  des  Bodens  in 
Steuerhufen  von  ungleicher  Grösse,  aber  an- 
nähernd gleichem  Ertrag,  —  und  sollte  in 
regelmässigen  Abschnitten  erneuert  werden. 
Nicht  gänzlicli  neu,  wenn  auch  von  dem 
Usus  der  besseren  Zeiten  abweichend,  war, 
dass  die  Entrichtung  der  Steuern  in  Natu- 
ralien zunächst  wieder  Regel  und  die  Adae- 
ratio  Ausnahme  war.  Neu  war,  indes  nach 
Lage  der  Verhältnisse  nicht  unbillig,  dass 
der  Betrag  der  Steuer  jährlich  nach  Mass- 
gabe des  Bedarfs  festgestellt  wurde.  Viele 
harte  Bestimmungen,  um  Ausfälle  in  den 
Steuern  zu  verhüten  und  zu  decken,  waren 


schon  vor  Diokletian  in  Geltung  getreten; 
schon  vorher  durfte  kein  Grundbesitzer  seine 
Oelbäume  umhauen  ohne  ausreichende  Moti- 
vierung oder  musste  weiter  die  Steuern 
dafür  zalüen  (Dig.  50,  15,  4,  1);  schon  vor- 
her war,  wenn  man  glaubte,  falschen  Dekla- 
rationen auf  der  Spur  zu  sein,  es  üblich 
gewesen,  die  Sklaven  des  Verdächtigen  (wie 
bei  Majestätsverbrechen)  auf  der  Folter  über 
Schuld  oder  Unschuld  ihres  Herrn  zu  be- 
fragen. Nicht  die  Schatzungsordnung,  son- 
dern die  drückende  Höhe  der  Grundsteuer 
und  die  Strenge,  mit  der  die  Regierung 
darauf  hielt,  dass  die  Steuer  einging,  und  die 
Rücksichtslosigkeit,  mit  der  sie  diesem 
Zweck  zu  Liebe  in  alle  privaten  Verhält- 
nisse eingriff,  haben  zur  Folge  gehabt,  dass 
der  Grundbesitz  auf  dem  Lande  und  das 
Ijandvolk  die  frühere  Ungebundenheit  ein- 
büsste  und  vor  Ausgang  des  4.  Jahrhunderts 
durchweg  sowohl  die  früheren  Kleinpächter 
als  die  Ackersklaven  als  Leibeigene  an  die 
Scholle  gefesselt  waren.  Das  mobile  Kapital 
wurde  vornehmlich  durch  eine  allgemeine 
Gewerbesteuer  getroffen,  die  im  4  Jahr- 
hundert aus  den  verschiedenen  bereits  früher 
bestehenden  Steuern  dieser  Art  gebildet 
worden  zu  sein  scheint;  und  hier  hat  die 
Rigorosität,  mit  der  die  Korporationen  der 
Gewerbetreibenden  für  das  riciitige  Eingehen 
der  Steuer  haftbar  gemacht  wurden,  zum 
Zunftzwang  geführt  So  hat  der  Steuer- 
druck, neben  anderen  Dingen,  zu  den  Ver- 
hältnissen hinübergeleitet,  die  wir  als  mittel- 
alterliche zu  bezeichnen  gewohnt  sind. 

Litteratnr:  Marquardt,  Römische  Staatsver- 
waltung ^  Bd.  £ :  Das  Finanzwesen  (wo  auch  die 
ganze  ältere  LiUeratur  angefökrt  ist).  —  Motn/m^ 
sen.  Römisches  Staatsrecht,  besonders  die  Ab- 
schnitte nIHe  Censurti  (Bd.  £),  und  nDie  Frohn- 
den  und  Steuern  der  jMtrizisch-plebe}ischen  Ge- 
meinden (Bd.  S).  —  Hirschfeld,  Untersuchun- 
gen auf  dem  Gebiete  der  römischen  Verwaltungs- 
geschichte.  —  Mclx  Weber,  Römische  Agrar- 
geschiehte  (Abschn.  II  u.  III).  —  IHetrteh, 
Beiträge  zur  Kenntnis  des  römischen  Staats- 
Pächtersystems,  Leipzig,  Diss.  1877.  —  Ifaf- 
thi€Ut8,  Die  römische  Chrundst^uer  und  d€U 
Vectigalrecht  (Erlangen  1882).  —  €)4ionat,  Les 
impots  indirects  chez  les  Romains,  Baris  1882. 
—  Vesaau,  Der  St-euertarif  von  Palmyra,  in 
Hermes,  Zeitschr.  für  klass.  Philologie,  1884,  Ä. 
486  fg.  —  V.  ViynKMzewshi,  Der  illyrische 
Grejizzoll,  in  archäol.-epigr.  Mitteilungen  aus 
Gesterreich,  1890,  S.  129  fg.  —  Patsch,  Zur 
Verwaltung  des  iUyrischen  Zolles,  in  MiUeü.  des 
deutschen  archäol.  Instituts  in  Rom  1893,  S. 
192  fg.  —  Hogarth  bei  Flinders  PetHe  Koptos, 
1896,  S.  27  fg.  (neuer  Zolltarif).  —  Cich4>rius, 
Inschriften  aus  Lesbos  (Kataster)  in  diitieil.  de^ 
deutschen  archäol.  Instituts  in  Athen,  1888,  S. 
SS  fg.  —  Wilcken,  ^AnoyQacpai  (Steuerprofes- 
sionen), in  Hermes,  189S,  S.  29S  fg.  —  Seeek, 
Die  Entstehung  des  Indüetionencykhis,  Deutsche 
Zeitschrift  filr   Geschichtswissenschaft,   1894,    S^ 
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•jyy  fg,  —  Derselbe^  Die  Schat^inggordnmi^ 
Diokletians,  Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte, 1895,  S.  275  fg, 

jRT.  Dessau, 


C.  Finanzen  im  Mittelalter. 

Vorbemerkung.  I.  Die  fränkische  Zeit  IL 
Das  Deutsche  Reich.  III.  Die  deutschen  Terri- 
torien. IV.  Der  brandenburgisch  -  preussische 
Staat.  V.  Oesterreich.  VI.  Die  deutschen 
Reichsstädte.    VII.  Das  Finanzwesen  Englands. 

1.  In  der  angelsächsischen  und  normannischen 
Zeit.  2.  In  der  Zeit  der  Plantagenet, 
Lancaster  und  Tudors.  VIII.  Das  Finanzwesen 
Frankreichs.     1.  Vom  9.  bis  15.  Jahrhundert. 

2.  Das  Finanzwesen  bis  zu  Beginn  der  Neuzeit. 

Vorbemerkuiig.  Wenn  im  folgenden 
der  Versuch  gemacht  wird,  eine  Darstellung 
der  Finanzen  im  Mittelalter  zu  geben,  so 
muss  von  vornherein  bemerkt  werden,  dass 
diese  nur  eine  kurze  und  lückenhafte  ist 
und  auch  nur  sein  kann.  Sie  kann,  schon 
des  beschränkten  Raumes  wegen,  nur  die 
Staaten,  welche  ein  allgemeineres  Interesse 
beanspruchen,  berücksichtigen  und  sie  kann 
auch  bei  diesen  nur  die  wichtigeren  Vor- 
gänge und  Erscheinungen  im  Finanzwesen, 
die  für  die  Entwickelung  desselben  von  Be- 
deutung sind ,  hervorheben.  Eine  erschöpfende 
Darstellung  scheitert  schon  an  der  Lücken- 
haftigkeit des  Materials.  Das  gilt  nament- 
lich von  dem  wichtigsten  und  interessantes- 
ten Gebiete  des  Finanzwesens,  dem  Steuer- 
wesen. Insbesondere  sind  die  Anfänge  oft 
in  undurchdringliches  Dunkel  gehüllt  oder 
ist  die  juristische  und  wirtschaftliche  Natur 
der  Steuern  nicht  sicher  zu  bestimmen. 
Die  praktische  und  theoretische  Verquickung 
des  Öffentlichrechtlichen  mit  dem  privat- 
rechtlichen Moment,  das  Fortbestehen  der 
Naturalwirtschaft  neben  den  Anfängen  der 
Geldwirtschaft,  das  Auf-  imd  Absteigen  der 
füistlichen  Gewalt  mit  seinen  Folgen  für 
eine  mehr  oder  weniger  kräftige  Ausnutzung 
der  auf  Abgaben  und  Gerechtsamen  beruhen- 
den Eimiahmequellen  erschweren  die  Be- 
handlung sehr.  Für  ein  koncentriertes 
Staatswesen  mit  stärkerer  königlicher  Ge- 
walt ist  die  Geschichte  der  Finanzen,  spe- 
ciell  des  Steuerwesens,  noch  leichter  zu 
verfolgen  als  für  ein  so  eigentümliches 
Staat^ebilde,  wie  es  das  alte  Deutsche 
Reich  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters 
w^ar.  Das  Finanz-  und  Steuerwesen  der 
einzelnen  Territorien,  das  sich  vielfeich  an 
die  Stelle  des  Reichsfinanzwesens  setzte, 
bewegt  sich  zwar  im  ^ssen  und  ganzen 
in  der  Richtung  auf  gleiche  Ziele,  aber  die 
Wege,  welche  die  emzelnen  Staaten  ein- 
schlagen,  kreuzen   sich  häufig  und  laufen 


zeitweise  oder  auch  dauernd  neben  einander 
her.  Zudem  fehlt  es  vielfach  an  genügen- 
den Vorarbeiten.  Zwar  hat  die  deutsche 
Specialforschung  schon  vortreffliche  Arbeiten 
und  wichtige  Beiträge  «u  einer  allgemeinen 
deutschen  Territorialfinanzgeschichte  gelie- 
fert, aber  das  meiste  bleibt  doch  noch  zu 
thun.  Werke  wie  die  Clamagerans  für 
Frankreich,  Dowclls  für  England  können  für 
Deutschland  heute  ohne  umfassende  und  ein 
Leben  ausfüllende  Arbeiten  noch  nicht  ge- 
schrieben werden.  Die  beste,  ja  die  einzig 
wertvolle  Zusammenfassung  des  vorliegen- 
den Materials  aller  wichtigeren  Länder  fin- 
det sich  in  A.  Wagners  Finanzwissenschaft, 
auf  die  wir  denn  auch  uns  vielfach  beziehen. 
Selbstverständlich  sind  neuere  Untersuchun- 
gen, sow^eit  möglich,  berücksichtigt  worden. 
Im  folgenden  sind,  wie  gesagt,  nur  die 
wichtigeren  Vorgänge  und  Ei^scheinungen, 
die  typischen  Momente  in  der  Entwickelung 
der  Finanzen  des  Mittelalters  behandelt 
worden.  Einzelheiten  fanden  nur  Aufnahme, 
soweit  sie  zur  Charakterisierung  der  Zu- 
stände besonders  geeignet  erschienen.  Die 
allgemeine  Geschichte  ist  nur  da  und  dort 
gestreift  worden,  wo  es  zum  Verständnis 
unerlässlich  schien.  Vielleiciit  wäre  hier 
mehr  am  Platz  gewesen;  denn  das  Finanz- 
wesen knüpft  stets  an  praktische  Bedürf- 
nisse an  und  steht  im  engsten  Zusammen- 
hang mit  den  politischen,  rechtlichen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnissen.  Es  wird 
voUkommen  verständlich  erst  auf  dem  Hin- 
tergrund der  allgemeinen  Staatsgeschichte. 
Allein  die  Beschränktheit  des  Raumes  nötigt 
uns,  den  Leser  in  dieser  Beziehung  auf 
eigene  Lektüre  anzuweisen. 

L  Die  fränkische  Zeit 

Für  das  kontinentale  Finanzwesen  des 
frühesten  Mittelalters,  von  der  Auflösimg 
des  römischen  Weltreichs  bis  zur  abschlies- 
senden Teilung  der  fränkischen  Monarchie 
und  zur  Entstehung  eines  eigenen  deutschen 
Reichs,  genügt  die  Betrachtung  der  frän- 
kischen Verhältnisse  unter  den  Mero- 
wingern  und  Karolingern.  Zwar  zeigt 
sich  auch  später  noch  eine  gewisse  Aehn- 
lichkeit  in  den  Finanzverhältnissen  Deutsch- 
lands und  Frankreichs,  aber  in  dem  Masse, 
in  dem  die  Zeit  fortschreitet,  treten  auch 
die  Unterschiede  schärfer  hervor. 

Es  ist  erklärlich,  dass  die  römischen 
Einrichtungen  im  Frankenlande,  wo  sie  so 
lange  alle  Verhältnisse  beherrscht  hatten, 
wie  auf  anderen  Gebieten  des  Lebens,  so 
auch  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens 
gewisse  Spuren  hinterlassen  haben ;  aber  sie 
sind  schwächer,  als  man  nach  der  Stärke 
und  Dauer  der  römischen  Herrschaft  glau- 
ben soUte  —  ein  Beweis,  dass  die  ur- 
wüchsige Kraft  einer  jungen,  ganz  anders 
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gearteten  Staats-  und  Gesellschaftsordnung 
auch  ein  ganz  anders  geartetes  Finanzwesen 
erzeugen  wird.  Nur  das  formelle,  das  finanz- 
rechtliche, erinnert  da  und  dort  wenigstens 
in  der  ersten  Zeit  noch  an  ähnliche  römi- 
sche Einrichtungen  und  an  die  leisen  Nach- 
wirkungen derselben.  Römisch  war  das 
Münzwesen  und  das  gesamte  Zoll- 
wesen.  Neben  Wegegeldern,  Strom-  und 
Hafenzöllen,  Fähr-  imd  Brückengeldern  und 
ähnlichen  Gebühren  für  Benutzung  öffent- 
licher Anlagen  gab  es  eigentliche  Zölle,  die 
als  Passierzölle  an  alten  hergebrachten  Zoll- 
stätten von  den  Warentransporten  (Handels- 
waren) und  als  Marktzöile  von  allem  feilen 
Kaufe  auf  den  Märkten  zu  entrichten  waren. 
Diese  Abgaben  fielen  jedoch  bald  an  die 
Kirche,  die  Würdenträger,  die  Grundherren 
und  Grossen  des  Eeichs. 

Ausser  den  Zolleinrichtungen  hatten  die 
Franken  in  Gallien  ein  ausgebildetes 
Steuersystem  vorgefunden,  daß  sie  zu- 
nächst fortbestehen  Hessen;  Versuche,  das- 
selbe auch  auf  die  Franken  auszudehnen, 
waren  jedoch  ohne  Erfolg.  Eigentliche 
Steuern  ertrug  der  Germane  nicht ;  nament- 
lich erechien  ihm  die  Belastung  mit  einer 
Kopfsteuer  als  Mindenmg  der  Freiheit.  Da- 
gegen kamen  verschiedene  meist  auf  dem 
Grundbesitz  ruhende  Abgaben  vor.  So  eine 
allgemeine,  als  »Land recht«  oder  »Mo- 
dem« bezeichnete  Hufenabgabe,  die  jedoch 
im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  Abgabe  von 
Neukiüturen  wurde  und  zweifellos  mit  der 
den  Franken  eigentümlichen  Ausbildung  des 
Bodenregals,  des  idealen  Obereigentums  des 
Königs  am  gesamten  Grund  und  Boden,  zu- 
sammenhing. Sie  bestand  in  einer  Quote 
der  Erträgnisse  alles  Kulturlandes,  in  Weide- 
geldem  und  einem  Schweinezehnt.  An  ihre 
Stelle  trat  bei  den  Mainfranken  und  Ala- 
manen  eine  stuofa,  bei  den  Thüringern  der 
Schweinezins.  Weitere  staatliche  Einnahme- 
quellen bildeten  die  seit  Alters  üblichen 
Jahresgeschenke  bei  Gelegenheit  der  Reichs- 
versammlung, die  Tribute  unterworfener 
oder  Subsidien  und  Geschenke  verbündeter 
oder  befreundeter  Staaten,  die  Kriegsbeute, 
alles  im  eroberten  Lande  vorgefundene 
Staatseigentum,  das  Recht  des  Königs  auf 
herrenlose  oder  erblose  Güter.  Leistungen 
der  in  den  Königsschutz  aiugenommenen 
Kirchen  und  Klöster,  die  Bussen  und  Frie- 
densgelder sowie  die  Banngelder  (Heerbann, 
Wüdbann). 

Die  bei  weitem  wichtigste  Einnahme- 
quelle war  der  überaus  reiche  Bestand  an 
Krongütern,  d.  h.  an  Grundbesitz  des 
Königs,  der  in  seiner  Familie  ererbt,  oder 
der,  wie  bei  den  Angelsachsen  und  Longo- 
barden,  bei  Eroberungen  und  Landteilungen 
an  ihn  gefallen  ist,  aus  dem  er  nun  Schen- 
kungen  macht  an  alle,  die  sich  um  ihn  an 


Leib  oder  Seele  verdient  gemacht  haben. 
Dazu  bezieht  er  die  mit  dem  Grundbesita 
verbundenen  finanziellen  Rechte,  die  Grund- 
zinsen. Hüllmann  zählt  123  Villen  der  Karo- 
linger auf.  Diese  Krongüter  wmxlen  teila 
unmittelbar  für  den  Hof  bewirtschaftet,  teils 
gegen  Abgaben  und  Dienste  verliehen.  Bis 
auf  Karl  den  Grossen  war  der  Sitz  der  Do- 
mänenverwaltung in  den  Grafschaften,  und 
sie  lag  in  der  Regel  in  den  Händen  eines 
eigenen  Domesticus.  Karl  dei*  Grosse  löste 
die  Krongüter  ganz  aus  dem  Grafschafts- 
verbande und  gab  jedem  Doniänenarat  einen 
eigenen  Amtmann  (judex,  villicus,  actor)  der 
die  unmittelbare  Bewirtschaftung  des  Gute» 
leitete  und  die  Aufsicht  über  die  zu  dem 
Hauptgut  gehörigen  Nebenhöfe,  Benefizien 
und  Zinsgüter  führte.  Die  üeberschüsse 
wurden  entweder  für  die  Bedüifnisse  des 
Hofhalts  verwendet  oder  für  Heereszwecke 
aufbewahrt  oder  verkauft.  Die  Amtmänner 
unterstanden  der  Oberaufsicht  von  Königs- 
boten und  hatten  genau  sj^ecialisierte  Jahres- 
rechnungen abzulegen.  Die  oberste  Domänen- 
verwaltung lag  in  der  vorkarolingischen  Zeit 
in  den  Händen  des  Domesticus,  später  in 
denen  des  Hausmeier. 

Was  sonst  an  Leistungen  für  öffentliche 
Zwecke,  namentlich  für  Heereszwecke  er- 
forderlich war,  bildete  nur  Naturallast 
derUnterthanen.  Brücken- und  Strassen- 
bauten  galten  als  allgemeine  Unterthanen- 
lasten.  Zum  servitium  regis  gehörte  die 
Verpflichtung,  dem  Könige  nebst  seinem 
Gefol^,  den  Mitgliedern  der  königlichen 
Familie,  den  Königsboten  und  allen  den- 
jenigen, welche  einen  speciellen  Köniesbefehl 
vorweisen  konnten,  Aufenthalt  und  Unterhalt 
sowie  die  nötigen  Beförderungsmittel  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

Gemäss  dem  bei  allen  roheren  Völkern 
vorhandenen  Zuge  zu  den  EdelmetaUfio. 
spielte  der  königliche  Schatz  (aerarium 
publicum)  auch  bei  den  Franken  eine  grosse 
RoUe.  Er  bestand  aus  Geld,  Kleinodien, 
Gewändern  und  Stoffen  und  befand  sich 
früher  am  Sitze  des  Königs,  seit  Karl  dem 
Grossen  ständig  in  der  Pfalz  zu  Aachen. 
Er  gilt  fast  nicht  weniger  als  das  Reich; 
immer  wird  hervorgehoben,  dass  eines  mit 
dem  anderen  erworben,  vererbt,  erobert 
worden  sei.  Bei  Teüung  des  Landes  wird 
auch  dieser  geteilt.  Er  giebt  Einfluss  und 
Macht,  auf  ihn  nicht  zum  wenigsten  stützt 
sich  das  Ansehen  des  Königs.  Die  grosse 
Wichtigkeit,  die  ihm  beigelegt  wurde, 
macht  es  erklärlich,  dass  wir  schon  unter 
den  Merowingem  einen  eigenen  Kämmierer 
oder  Schatzmeister  (thesaurarius)  finden,, 
der  seine  Verwaltung  führte. 

Das  Charakteristische  der  Einnahme- 
wirtschaft lag  also  in  der  Ausbeutung 
der   Domänen    und    in   der  Erhebung   der 
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Naturalabgaben  und  sonstigen  Gefälle,  die 
•dem  Könige  wie  einem  anderen  grossen 
Grundbesitzer  zufloSvSen,  mu*  dass  seine  Be- 
amten neben  dieser  finanziellen  Aufgabe 
noch  eine  Reihe  von  anderen  Verrichtungen, 
militärischer,  allgemein  administrativer,  ])0- 
lizeilicher  und  ricliterlicher  Art  zu  besorgen 
hatten.  Zwischen  öffentlichem  Vermögen  und 
königlichem  Privatbesitz  ist  nach  Lage  der 
Verhältnisse  kein  Unterschied.  Der  König 
ist  Herr  des  gesamten  öffentlichen  Ver- 
mögens ,  alle  Staatseinnahmen  gelten  als 
Einnahmen  des  Königs.  Zwar  wurde  bei 
den  Franken  ebenso  wie  bei  anderen  deut- 
schen Völkerschaften  in  der  Verwaltung 
zwischen  Krongütern  und  staatlichen  Ein- 
nahmequellen unterschieden,  aber  die  Ein- 
nahmen selbst,  soweit  sie  nicht  zur  Aus- 
stattung öffentlicher  Aemter  gehörten,  flössen 
sämtlich  in  den  königlichen  Schatz. 

Aehnlich  ist  es  mit  den  Ausgaben. 

Der  ganze  primitive  Zustand  des  fränki- 
schen Lebens  musste  es  mit  sich  bringen, 
<lass  eine  centi-alistisch  angelegte,  von  einem 
Mittelpunkt  ausgehende,  einen  grösseren 
Umkreis  von  öffentlichen  Aufgaben  um- 
fassende Verwaltung  nicht  vorhanden  war. 
Was  man  als  öffentliche  Ausgaben  bezeich- 
nen kann,  waren  nicht  so  fast  Staatsaus- 
^ben  als  Ausgaben  des  Königs.  Der  König 
der  Merowinger  hat  für  sein  Volk  zu  sorgen, 
■das  Recht  zu  handhaben,  den  Frieden  zu 
wahren;  er  unterdrückt  Uebelthaten  und 
Gewalt,  er  belohnt  Dienste  und  thut  Gutes, 
•er  entschädigt  für  Verluste  im  Kriege  und 
gewährt  allen  Hülfe  und  Schutz,  besonders 
auch  der  Kirche  und  den  geistlichen  Stif- 
tungen. Das  ist  der  ganze  Umkreis  seiner 
Verpflichtungen. 

IL  Das  Deutsche  Reich. 

Wähi*end  in  Frankreich  wie  in  England 
sich  nun  ein  freilich  vielfach  gestörter  und 
sehr  langsamer  Prozess  der  staatlichen  Kon- 
solidation vollzog,  trägt  das  Deutsche 
Reich  von  Anfang  an  den  Keim  der  Auf- 
lösung in  sich.  Frühe  schon  und  in  dau- 
ernder Weise  geht  die  eigentliche  staatliche 
Thätigkeit  und  damit  auch  die  Ausbildung 
eines  selbständigen  Finanzwesens  auf  die 
Einzelterritorien  über.  Es  war  zum  Teü 
mit  Schuld  der  tramigen  Finanz  Verhältnisse 
-des  deutschen  Königtums,  dass  das  Reich 
so  bald  in  Ohnmacht  verfiel,  und  es  hat,  wie 
gesagt  worden  ist,  Deutschland  unendlich 
viel  gekostet,  dass  ihm  seine  Kaiser  so 
•wenig  gekostet  haben.  Zu  einem  geordne- 
ten und  auch  nur  einigermassen  ausgebilde- 
ten Finanzwesen,  das  den  deutschen  König 
finanziell  unabhängig  gemacht  und  ihm  die 
Durchführung  seiner  Aufgaben  gesichert 
hätte,  ist  es  niemals  gekommen. 

Auch  im  Deutschen  Reiche  ist  der  König 


finanziell  noch  ganz  abhängig  von  dem  Er- 
trägnisse der  Domänen.  Als  das  Bedürf- 
nis nach  geordneteren  Zuständen  im  Zoll- 
und  Wege-,  im  Mass-,  Gewichts-  und  Münz- 
wesen, nach  stärkerer  Ueberwachung  des 
Friedens  und  der  Rechtspflege  etc.  lebhafter 
wurde  und  die  Zahl  und  die  Aufgaben  der 
Beamten  wuchsen,  bildeten  die  Domänen 
die  Quellen,  aus  denen  dieselben  unterhalten 
und  entlohnt  wurden;  Schenkungen  aus 
dem  Domanium,  oft  in  verschwenderischer 
Weise  geübt,  waren  aber  auch  das  Mittel, 
um  die  Grossen  des  Reichs  an  die  Inte- 
ressen des  Königs  zu  fesseln,  sie  zu  Leis- 
tungen zu  seinen  Gunsten  zu  vermögen  und 
Treue  und  Dienste  zu  belohnen.  Nament- 
lich entsprachen  den  Vergebungen  an  die 
Bischöfe  und  Klöster  auch  erhebliche  Gegen- 
leistungen seitens  dieser,  Dienstleistimgen 
und  Beden.  Aber  auch  Verpfändungen  und 
Veräusserungen  von  Domanialland,  zu  denen 
finanzielle  Schwierigkeiten  die  Könige  bald 
veranlassten,  da  und  dort  auch  Usurpatio- 
nen seitens  der  Grossen  bewirkten  empfind- 
liche Verminderungen. 

So  waren  die  königlichen  Güter  im  Laufe 
der  Zeit  sehr  zusammengeschmolzen,  war- 
fen aber  immer  noch  bedeutende  Erträge 
ab.  So  lange  sie  in  Eigenwirtschaft  gelial- 
ten  wimlen,  dienten  ihre  Früchte  in  ei-ster 
Reihe  zum  Unterhalt  des  Königshofes  und 
wurden  daher,  soweit  möglich,  auf  den 
Pfalzen  aufgespeichert.  Seit  dem  Interreg- 
num hörte  jedoch  die  Eigenwirtschaft  gänz- 
lich auf,  an  ihre  Stelle  traten  die  verschie- 
denen Formen  der  Pacht  \md  des  Leihe- 
rechts. Die  der  fränkischen  Periode  anhaf- 
tende Unfähigkeit  der  Unterscheidung  zwi- 
schen dem  Staats  vermögen  und  Privatver- 
mögen des  Königs  blieb  im  allgemeinen 
auch  im  Mittelcilter  noch  vorherrschend, 
doch  gab  es  Fälle,  in  denen  infolge  der 
veränderten  Verfassimg  des  Reiches  und 
seiner  Teile  bereits  eine  Unterscheidung 
sich  aufdrängte.  Vor  allem  beim  Ueber- 
gange  des  Reiches  auf  ein  neues  Königshaus 
ergab  sich  die  Notwendigkeit,  die  Hausgüter 
des  letzten  Königs  von  dem,  was  er  an 
Reichsgütern  und  sonstigen  Einnahmequellen 
des  Reiches  besessen  hatte,  zu  trennen. 

Das  ausschliessliche  Recht  des  Reiches 
auf  alle  herrenlosen  Grundstücke  blieb  auch 
im  Mittelalter  bestehen.  Aber  es  wurde  in 
zweifacher  Weise  beschränkt,  einmal  durch 
den  von  der  Krone  veranlassten  oder  gedul- 
deten Ausbau  der  zum  Ackerbau  geeigneten 
Grundstücke,  dann  durch  die  Ausbildung 
der  Landeshoheit,  wobei  die  Reichsfürsten 
sich  einfach  an  die  Stelle  des  Königs  zu 
setzen  versuchten.  Das  Recht  des  Reiches 
auf  erbloses  Gut  ging  im  Laufe  des  13. 
Jahrhunderts  fast  allgemein  auf  die  Terri- 
torialherren über.    Dagegen  bildete  die  Ver- 
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mögenskonfiskation,  die  nicht  nur  als  Folge 
der  Reichsacht,  sondern  auch  bei  manchen 
Verbrechen  einzutreten  pflegte,  eine  nicht 
unbedeutende  Einnahmequelle.  Sie  stand 
aber  nach  Reichsgerichtsurteil  dem  Reiche, 
nicht  dem  Hausvermögen  des  Königs  zu. 
Auch  die  Bannbussen  und  noch  mehr  die 
Geschenke  an  den  König  zum  Zwecke  der 
Wiedererlangimg  der  verlorenen  Gnade  lie- 
ferten reiche  Erträge. 

Eine  weitere  Quelle  der  Einkünfte  bil- 
deten die  Regalien,  »die  Rechte  des 
Königs«,  welche  finanzielle  Ausbeutung  ge- 
statteten, wie  das  Münz-,  Berg-,  Salz-,  Jagd-, 
Fischerei-,  später  das  Postregal,  von  denen 
man  mit  Recht  sagt,  dass  in  ihnen  die 
Rechte  eines  mittelalterlichen  Grundherrn 
und  eines  neueren  Staatsoberhauptes  gleich- 
sam ineinander  fliessen  und  dass  sie  in  der 
Finanzgeschichte  der  Zeit  nach  die  üeber- 
gangsstufo  bilden  zwischen  dem  mittelalter- 
lichen Vorwiegen  der  Domänenwirtschaft 
und  dem  Vorwiegen  der  Steuerwirtschaft 
bei  jedem  hochkultivierten  Volke.  Zwar  hat 
der  deutsche  König  nie  die  grosse  Menge 
von  Regalien  besessen  wie  sein  westlicher 
Nachbar,  denn  der  deutsche  König  war  zu 
schwach,  um  den  Regalismus  konsequent 
auszunützen,  aber  sie  bildeten  doch  eine 
Zeitlang  wesentliche  Einnahmequellen  und 
würden  eine  noch  grössere  Bedeutung  ge- 
habt haben,  wenn  nicht  auch  hier  die  Not 
•zu  zahlreichen  Verleihungen,  Veräusserun- 
gen,  Verschenkungen ,  Verpfändungen,  na- 
mentlich an  die  Landesherren  und  Städte, 
geführt  hätte.  Von  besonderer  Bedeutung 
war  das  Bergwerks-  und  das  Salzregal. 
Die  finanzielle  Ausnutzung  dieser  Regalien 
bestand  in  der  Anlage  fiskalischer  Betriebe 
auf  Reichsboden  und  im  Bezug  der  Abgaben, 
die  aJlen  Privatbetrieben,  in  der  Regel  in 
Gestalt  eines  Berg-  oder  Salzzehnten,  zu- 
weilen aber  selbst  als  dritte  oder  halbe 
Schicht  auferlegt  wurden. 

Zum  Reichsvermögen  gehörten  auch  die 
schiffbaren  Gewässer,  welche  durch  Aus- 
übung des  Geleitsrechtes,  durch  Ausnützung 
von  Hafen-,  Fähr-,  Brücken-  imd  Mühlen- 
anlagen, und  des  Grundruhrrechts  auch  zu 
Einnahmequellen  wimien.  Freilich  gingen 
auch  sie,  ebenso  wie  die  Strassen,  allmäh- 
lich an  die  Territorialherren  über. 

Die  Zolleinrichtungen  waren  im 
wesentlichen  die  gleichen  wie  in  der  frän- 
kischen Periode.  Die  Zollverleihungen  nah- 
men immer  mehr  zu,  so  dass  die  Fürsten 
allmählich  anfingen,  die  Zölle  als  ihre  eigene 
Angelegenheit  zu  betrachten  und  nach  Be- 
lieben Zollerhöhungen  vorzunehmen,  bis  der 
Mainzer  Landfrieden  von  1235  solches  ver- 
bot. Aber  auch  dem  Reiche  selbst  w^urden 
seit  dem  13.  Jahrhundert  in  dieser  Beziehung 
enge  Schranken   gezogen.     Die  Errichtung 


neuer  Zollstätten  für  das  Reich  ward  auf 
die  Reichsstädte  und  Krongüter  beschränkt ; 
im  Jahre  1234  wurde  die  Aufhebung  aller 
ohne  Genehmigung  der  Fürsten  errichteten 
ZöUe  angeordnet.  Die  Finanznot  des  Reiches 
führte  auf  dem  Reichstage  zu  Nürnberg  im 
Jalire  1522  zu  dem  Plane,  zur  Deckung  der 
Reichsbedürfnisse  einen  ReichsgrenzzoÜ  mit 
4®/o  vom  Wert  der  eingeführten  Waren, 
unter  Freilassung  der  notwendigen  Lebens- 
mittel, zu  errichten.  Daneben  soUten  aber 
die  zahllosen  inländischen  ZöUe  bestehen 
bleiben.  Der  Plan  scheiterte  jedoch  an  dem 
Widerstände  der  Städte. 

Die  Marktgerechtigkeiten  endlich, 
die  als  Finanzquelle  wegen  des  Marktzolles, 
der  Budengelder,  der  wähi-end  des  Marktes 
verwirkten  Bannbussen  und  der  Marktge- 
richtsgefälle in  diesem  Zusammenhange  zu 
erwähnen  sind,  waren  gleich  der  Münze 
und  den  Zöllen  grösstenteils  verliehen;  nur 
wenige  befanden  sich  unmittelbar  in  den 
Händen  des  Reiches.  Eine  Einnahmequelle 
für  das  Reich  bildeten  sie  dann  nur  noch 
während  der  Reichstage. 

Die  ersten  Anfänge  der  späteren  direk- 
ten Staatssteuern  finden  sich  im  Deut- 
schen Reich  in  den  sogenannten  Beden 
(petitiones,  tallia,  collectae,  stiura,  Geschoss 
u.  s.  w.),  so  genannt,  weil  sie  nicht  auf 
Grimd  eines  Rechtsanspruchs,  sondern  mit 
Rücksicht  auf  bestimmte  vorliegende  Be- 
dürfnisse erbeten,  wegen  der  Stellung  des 
Bittenden  aber  in  der  Regel  nicht  ver- 
weigert wurden.  Nach  dem  Vorbild  der 
grimdherrlichen  Beden  übte  der  König  das 
Bederecht  in  den  Reichsvogteien  aus.  Von 
besonderer  Bedeutung  waren  die  Beden  der 
Städte,  die  in  den  Reichsstädten  dem  Stadt- 
herren, in  fürstlichen  Städten  dem  Fürsten 
in  den  unter  einer  Reichsvogtei  stehenden 
Bischofsstädten  zumeist  ziu*  Hälfte  dem 
König,  zur  Hälfte  dem  Bischof  zustanden. 
Einige  Städte  wussten  sich  im  späteren 
Mittelalter  Freiheit  von  der  ordentlichen 
Bede  zu  verschaffen,  in  den  übrigen  aber 
blieb  diese  als  feste  Jahressteuer  in  ziemlich 
unveränderter  Gestalt  bis  tief  in  die  Neuzeit 
bestehen.  Bei  aussererdentüchen  Gelegen- 
heiten, namentlich  bei  Aufgeboten  zur  Reichs- 
heerfahrt und  bei  Besuchen  des  Königs 
wurden  besondere  Beden  ausgeschrieben. 
Im  ersteren  Falle  pflegte  den  Städten  von 
vorneherein  die  Wahl  zwischen  Teünahrae 
an  der  Heerfahrt  oder  Zahlung  einer  be- 
stimmten Heersteuer  frei  zu  stehen.  Die 
Kosten  der  unentgeltlichen  Aufnahme  des 
königlichen  Hofes,  die  zum  servitium  regis 
gehörte  und  später  nur  noch  den  Städten 
und  den  geistlichen  Fürsten  oblag,  wimien 
früher  durch  Naturalbeiträge  der  Bevölke- 
rung, später  durch  Steuer  (Hofsteuer)  au^;e- 
bracht.     Unter  Rudolf  I.  wurde  1274,   be- 
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sonders  aber  1290  eine  solche  allgemeine 
Städtesteuer  mit  gutem  Erfolge  ausgeschrie- 
ben. Auch  unter  den  späteren  Königen 
kommen  noch  wiederholt  derartige  ausser- 
ordentliche allgemeine  Städtesteuern  vor. 
Bei  Besuchen  des  Königs  liessen  sich  die 
Städte  wohl  auch  zu  besonderen  Ehrenge- 
schenken bereit  finden. 

.  Ausser  den  Städten  konnte  nach  der 
Reichsverfassung  das  Reichskirchengut  in 
Notfällen  zu  ausserordentlichen  Beihülfen 
genötigt  werden.  Eine  allgemeine  Reichs- 
steuer, zu  der  auch  die  Städte  herangezogen 
wurden,  war  schon  unter  Heinrich  I.  aus- 
geschrieben worden;  im  Jahre  1207  wiunie 
auf  dem  Reichstage  zu  Quedlinbiu'g  eine 
Reichssteuer  für  das  gelobte  Land  beschlos- 
sen. Aber  da  dem  Deutschen  Reiche  jede 
geordnete  Finanz  Wirtschaft  fehlte,  so  wurden 
ie  Städtesteuern  in  der  Regel  sofort  für 
das  nächste  lokale  Reichsbedtirfnis  ver- 
wendet, besonders  zur  Rückzahlung  von 
Anleihen,  Vorschüssen,  Yei-satzgeldem  u.  s.  w., 
und  eine  wirksame  Hilfe  vermochten  sie 
infolgedessen  nicht  zu  gewähren.  Zu  dau- 
ernden Reichssteuem  ist  es  im  Mittelalter 
nicht  gekommen. 

Der  letzte  grössere  Versuch  direkter 
Reichssteuern  fällt  in  das  15.  Jahrhundert; 
er  knüpft  sich  an  den  Namen  des  »gemeinen 
Pfennigs«  und  ist  veranlasst  durch  die  Not- 
zeiten der  Hussiten-,  später  der  Türken- 
kriege. Es  ist  wohl  der  starke  Eindruck 
der  Gefahr  und  die  unabweisbare  Erkennt- 
nis, dass  bei  der  veränderten  Heeresver- 
fasßung  mit  den  alten  Mitteln  und  Dienst- 
leistungen nicht  mehr  auszukommen  sei, 
welche  das  Zustandekommen  dieser  Steuer 
bewirkte.  Freilich  war  der  gemeine  Pfennig 
nach  Veranlagung  und  finanziellem  Resultate 
man^lhaft  genug.  Er  war  ein  willkürliches 
Gemisch  von  Kopf-,  Personal-  und  Standes- 
steuem,  konnte  wegen  des  Widerstandes 
einzelner  Reichsstände  auch  nur  ungleich 
durchgeführt  werden. 

Es  fehlte  dem  Reiche  vor  allem  auch  die 
Verwaltungsorganisation  und  der  Kontroll- 
apparat zu  einer  solchen  direkten  Besteue- 
rung, es  fehlte  dem  Könige  an  der  Macht, 
den  Widerstand  der  Reichsstände,  Terri- 
torialherren und  Städte  zu  brechen.  Und 
doch  dränpte  gerade  im  15.  und  16.  Jahr- 
hundert die  Umgestaltung  des  Wehrwesens 
und  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zum 
üebergang  zur  Steuerwirtschaft,  wie  er  um 
jene  Zeit  in  Frankreich  auch  erfolgt  ist. 
Das  Scheitern  eines  selbständigen  Reichs- 
steuerwesens führte  seit  König  Sigismund 
notgedrungen  zu  einem  System  von  Matri- 
kiüarumlagen.  Die  einzelnen  Reichsstäude 
übernahmen  dabei  nach  einem  Anschlage 
bestimmte  Summen,  welche  sie  sodann  auf 
ihre  Unterthanen    verteilten    oder  sich  von 


ihren  Landständen  bewilligen  liessen.  Da- 
raus wurden  im  16.  Jahrhundert  die  soge- 
nannten Römermonate,  anfangs  als  Beihilfe 
zu  den  Türkenkriegen,  später  als  allgemeine 
Deckungsmittel  für  Reichsbedürfnisse. 

Bedeutende  Geldleistungen  bezog  der 
König  aus  Italien.  Aus  den  reichen  sicüi- 
schen  Einkünften  bestritt  Friedrich  IT.  die 
Kosten  der  Kriegführung.  Die  slavischen 
Völker  hatten  bis  zu  ihrer  Einverleibung  an 
das  Reich  Tributzahlungen  zu  leisten. 
Die  Reichsfürsten  hatten  dem  Könige,  wenn 
er  in  ihrer  Provinz  Hof  hielt,  zu  den  Hof- 
tagen Elirengeschenke  zu  überbringen,  wohl 
ein  Rest  der  altgerraanischen  Jahresge- 
schenke. Dagegen  sind  die  grossen  Geld- 
leistungen, mit  denen  die  meisten  Reichs- 
abteien und  Probsteien  unter  dem  Namen 
servitium  regium  belastet  waren,  in  der 
Hauptsache  aJs  Abgaben  für  den  Königsschutz 
und  vor  allem  als  Rente  aus  dem  Reichs- 
kirchengute aufzufassen.  Auch  für  die  Er- 
teilung der  Reichslehen  waren  thatsächlich, 
wenn  auch  nicht  von  Rechtswegen,  oft  recht 
erhebliche  Beiträge  zu  leisten.  Den  Juden 
hatte  das  Judenprivileg  Friedrichs  I.  von 
1157  fth-  die  ihnen  gewährten  Privilegien 
eine  bestimmte  Abgabe  an  die  Kammer  des 
Königs  auferlegt^  zu  der  später  nooh  andere 
kamen. 

Die  Lasten,  welche  der  König  aus  den 
Reichseinkünften  zu  bestreiten  hatte,  be- 
schränkten sich  auf  den  Unterhalt  des  Hofes 
und  die  dem  Könige  obliegenden  Geschenke. 
Der  Unterhalt  des  Hofes  konnte  wohl  in 
der  Regel  aus  den  Vorräten  der  königlichen 
Pfalzen  und  dem  servitium  regis  bestritten 
werden.  Der  häufige  Wechsel  des  Aufent- 
haltes des  Königs  im  Reiche  sollte  diese 
Last  verteilen.  Als  Rudolf  L  infolge  der 
Unbotmässigkeit  der  Kirchenftirsten  sich  in 
der  Wahl  seines  Aufenthaltes  vorübergehend 
auf  die  Städte  beschränkt  sah,  da  suchte  er 
durch  Ausschreibung  der  oben  erwähnten 
Hofsteuer  in  anderer  Weise  die  Last  zu  ver- 
teilen. 

Besonders  drückend  für  die  Reichsfinan- 
zen waren  die  dem  Könige  obliegenden  Ge- 
schenke, die  Schenkungen  an  Kirchen  und 
Klöster,  die  Reichsfürsten,  die  Kurie  (bei 
Kaiserkrönungen),  die  Aufwendungen  ftir 
Brücken-  und  Burgenbauten,  die  Kosten  län- 
gerer Kriege.  Vielleicht  hätten  bei  geregel- 
ter Finanzverwaltung  die  immerhin  mcht 
unbeträchtlichen  Mittel  des  Reiches  zur  Be- 
friedigung der  Reichsbedürfnisse  wenigstens 
in  normalen  Zeiten  ausgereicht;  allein  eine 
solche  fehlte;  die  Einnahmen  waren  ihrer 
ganzen  Natur  nach  unsicher  und  schwankend 
und  zudem  ging  eine  Finanzquelle  nach  der 
anderen  auf  die  Fürsten  über,  deren  Wohl- 
wollen man  erkaufen  musste.  Was  übrig 
blieb,  verfiel  dem  jedes  Finanzwesen  zer- 
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rüttenden  Anweisungssystem.  (Schröder, 
Rechtsgeschichte  S.  527.)  Man  lebte  durch- 
aus von  der  Hand  in  den  Mund  und  half 
sich,  wenn  es  an  barem  Geld  fehlte,  mit 
Vorschüssen,  wofür  dem  Darlehnsgeber  be- 
stimmte Einnahmequellen  zu  seiner  Befrie- 
digung überwiesen  wurden.  Als  Kaiser 
Maximilian  im  Jalire  1511  den  Gedanken 
hatte,  Pabst  zu  werden,  da  beauftragte  er 
seinen  Rat,  bei  Jakob  Fugger  ein  Darlehen 
von  300000  Dukaten  zur  Bestechung  der 
Kardinäle  aufzunehmen.  Als  Unterpfand 
sollten  die  Kleinodien  des  Kaisers,  ziu*  Be- 
zahlung sollten  das  Hilfsgeld  des  Reiches, 
die  Abgaben  der  österreichischen  Erblande, 
die  spanischen  Jahressubsidien ,  endlich  ein 
Drittel  aller  Einkünfte  aus  der  päpstlichen 
Würde  dienen.  Die  Kleinlichkeit  der  Zu- 
stände erhellt  die  Thatsache,  dass  Kaiser 
Friedrich  III.  im  Jahre  1473  in  Augsburg 
festgehalten  wurde,  weil  er  den  Augsbiu'ger 
Geschäftsleuten  noch  1730  Gulden  schiddig 
war.  Bei  Schuldaufnahmen  bediente  man 
sich  entweder  der  Satzung  oder  der  Rente. 
Der  landesübliche  Zinsfuss  betrug  meist 
10  ^/o.  Die  Auslösung  der  verpfändeten 
Finanzquelle  erfolgte  in  der  Regel  durch 
erneute  Schiüdauf nähme ,  in  vielen  Fällen 
unterblieb  sie  aber  auch  ganz. 

III.  Die  deutschen  Territorien. 

Ein  ähnliches  Bild  wie  das  Finanzw^esen 
des  Deutschen  Reiches  bietet  das  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Territorien  mit  Aus- 
nahme der  Reichsstädte  während  des  ganzen 
Mittelalters.  Erst  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  macht  sich  infolge  der  um  diese 
Zeit  eintretenden  grossen  Veränderungen  im 
Staatsleben  das  Steuerwesen  in  höherem 
Grade  geltend,  ohne  freilich  den  Charakter 
des  älteren  Finanzwesens  völlig  zu  ver- 
ändern. 

Auch  in  den  Tenitorialstaaten  fliessen 
die  meisten  Einnahmen  aus  dem  Grundbesitz 
des  Fürsten,  aus  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  Gefällen,  aus  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsgebühren, Strafgeldern,  sodann  aus 
Regalien,  Zöllen  und  ähnlichen  Einnahme- 
quellen. Aus  diesen  Einnahmen  wird  in 
der  Regel  der  Finanzbedarf  des  Fürsten  und 
des  Staates  in  gleicher  Weise  bestritten. 
Persönliche  Dienstpflichten  und  Natural- 
lieferungen  treten  ähnlich  wie  im  Reiche 
ergänzend  dazu. 

Nur  in  besonderen  Fällen  wird  eine  Ver- 
pflichtung der  Unterthanen  zu  besonderer 
Hilfeleistung  aus  ihren  Mitteln  anerkannt, 
gewöhnlich  in  den  drei  Fällen  des  Feudal- 
rechtes:  beim  Ritterschlag  des  Sohnes,  bei 
der  Ausstattimg  sich  verheii-atender  Töchter 
des  Landesherren  und  bei  feindlicher  Ge- 
fangenschaft des  Fürsten,  um  ihn  auszu- 
lösen.   Dazu  kommt  wohl  der  dem  Gebiete 


öffentlichen  Interesses  angehörige  Fall  der 
»allgemeinen  Landesnot« ,  besonders  des 
Finanzbedarfs  für  Kriegszüge  und  Krieg- 
fülirung,  namentlich  im  Reichsdienste,  zum 
Schutze  der  eigenen  .Landesgrenzen,  zur 
Vertreibung  des  eingedrungenen  Feindes 
(A.  Wagner,  Finanz  Wissenschaft  3.  T.  S.  61). 
Mit  dem  Zerfall  der  alten  Wehrverfassung 
wird  das  Finanzbedürfnis  für  Kriegszwecke 
immer  vordringlicher.  Unter  Berufung  auf 
die  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  Mittel 
für  diesen  öffentlichen  Landesbedarf  wenden 
sich  die  Fürsten  an  die  Stände  um  allge- 
meine Abgaben,  die  denn  auch  vereinzelt 
schon  im  13.  Jahrhundert,  allgemeiner  im 
14.  und  15.  Jahrhundert,  mitunter  aber  auch 
erst  im  16.  Jahrhundert,  zunächst  freilich 
nur  als  ausserordentliche  und  vorübergehende, 
gewährt  werden.  Eis  entsteht  das  Bede- 
wesen als  erste  Form  des  territorialen  direk- 
ten Steuerwesens.  Der  Urspnmg  der  Beden 
ist  im  Dunkeln ;  in  der  Zeit,  in  der  sie  häu- 
figer auftreten,  tragen  sie  einen  entsclueden 
öffentlicli-rechtlichen  Charakter,  sind  sie 
Beihilfen  zur  Kostendeckung  von  öffentlichen 
Leistungen,  namentlich  des  Heerwesens. 
Wie  schon  oben  erwähnt  wiu'de  und  wie 
aus  dem  Namen  hervorgeht,  sind  sie  ur- 
sprünglich auf  besonderes  Ansuchen  ge- 
währt worden,  aber  der  Name  blieb  auch 
dann  noch,  als  sie  längst  zur  Gewohnheit 
geworden  waren,  und  wiu'de  vielfach  syno- 
nym für  den  Namen  Steuer. 

Die  Beden,  die  sowohl  als  ordentliche 
wie  ausserordentliche  vorkommen,  sind  wohl 
als  direkte  Steuern  anzusehen,  sind  aber  in 
ihrem  Inhalt  je  nach  Ländern  und  Gütern 
verschieden.  Sie  werden  in  der  Regel  von 
den  drei  Ständen  übernommen  und  von 
diesen  nach  ihi'er  speciellen  Steuerverfassiuig 
oder  nach  ilirem  Belieben  unter  ihren  ein- 
zelnen Gliedern  aufgebracht,  häufig  jedoch 
ganz  oder  grossenteüs  auf  ihre  Hintersassen 
gelegt,  üeberwiegend  wenien  die  Beden 
wohl  von  dem  ländlichen  Grundbesitz  unter 
Zugrundelegung  verschiedener  Ertw^merk- 
male  (Flächengrösse ,  Hufenzahl,  Viehstand, 
Zahl  der  Pflüge  u.  s.  w.),  in  clen  Städten 
vom  Hausbesitze  erhoben.  Doch  kommen 
auch  allgemeine  Vermögenssteuern  und 
einkommen-  und  personalsteuerartige  Ab- 
gaben vor. 

Zu  diesen  direkten  Abgaben  treten  bald 
indirekte  Verbrauchssteuern,  namentlich  von 
Wein,  Bier  und  Meth,  und  Verkehrsabgaben 
vom  Kauf  und  Verkauf.  Sie  kommen  ver- 
einzelt schon  im  14.  Jahrhundert,  in  grosser 
Ausdehnung  mit  Erstreckung  auf  zalilreiche 
Artikel  im  17.  Jahrhundert  vor  (Aceise- 
system  in  Preussen  und  Sachsen).  Das 
Zollwesen  behält  überwiegend  seinen  sJten 
Charakter :  die  Zölle  sind  provinziale  Binnen- 
zölle, Passierzölle;  nur  teilweise  entstehen 
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Grenzzölle    als    Durchfuhr-    und    Ausfuhr- 
zölle. 

Die  Richtung  zum  Steuer wesen  ist  den 
mittelalterlichen  Staaten  in  erster  Linie 
durch  die  Aenderungeu  in  der  AVehrverfas- 
suug,  den  Uebergaug  vom  ständischen  zum 
Söldner-  und  später  zum  stehenden  Heere 
gewiesen  worden.  Dazu  kommt  der  Rück- 
gang der  domanialen  Einkünfte  namentlich 
im  17.  Jahrhundert,  die  Zunahme  der  Ver- 
schuldung und  das  Sinken  des  Geldwertes. 
Weniger  bedeutungsvoll  für  die  Entwicke- 
lung  des  Steuerwesens  wai-en  die  Aenderun- 
gen  in  der  Civilverwciltung ;  doch  haben 
auch  sie  je  länger  je  mehr  einen  erh()hten 
Staatsaufwand  verursacht.  Die  Uebernahme 
zahlreicher  Funktionen  der  städtischen  Ge- 
meinden und  der  Grundherrschaften  auf  den 
Staat,  die  beginnende  Fördenmg  der  terri- 
torialen Kultur  und  Volkswirtschaft,  mit 
einem  Worte  das  Entstehen  eines  mit  Auf- 
gaben sich  füllenden,  iülgemeine  Ziele  ver- 
folgenden Staates  und  die  Vei-drängung  der 
Naturalwirtschaft  diux^h  die  Geld  Wirtschaft 
mussten  auf  Steuern  hinführen,  wenn  diese 
zunächst  auch  vielfach  nur  verschleiert  in 
Regal-  und  Monopolformen  auftraten. 

IV.    Der    brandenburgisch-preussische 

Staat 

Im  allgemeinen  weist  das  branden- 
burgisch-preussische  Finanzwesen  dieselben 
Grundzüge  auf  wie  das  in  den  übrigen  Ter- 
ritorialstaaten. Die  Abweichungen,  die  liier 
bemerklich  sind,  erklären  sich  aus  der  Ver- 
fassung und  Besiedelungsgeschichte  des  auf 
slavischem  Boden  errichteten  Staates.  »Das 
Eroberungsprincip,  die  daraus  hervorgehende 
Behandlung  des  Gnmd  und  Bodens,  der  ver- 
bleibenden Reste  der  slavischen  Bevölke- 
nmg,  die  Ansiedlungsart  der  einwandernden 
deutschen  Bauern,  die  allgemeine  und  die 
besondere  Dienstpflicht  der  Ritter,  die  An- 
legimg von  Burgen  und  befestigten  Städten 
bedingen  von  vorneherein  manche  Abwei- 
chungen von  der  Organisation  des  öffent- 
lichen Dienstes  und  der  Verwaltung,  daher 
auch  im  Finanzbedarf,  verglichen  mit  dem 
westlichen  Deutschland.  Aber  sie  gestatten 
auch  von  vorneherein  eine  andere  Einrich- 
tung der  öffentlichen  Einkünfte,  namentlich 
aus  dem  Rechtstitel  der  Landvergebung 
kraft  Obereigentums  die  Auflegung  specieller 
Kriegs-  und  anderer  Dienstpflichten  und  die 
Belegung  mit  Zinsen ,  eventuell  auch  die 
Belastung  mit  Zehnten.«  (A.  Wagner  a.  a. 
O.  S.  106  f.^  In  der  Zinsverfassung  liegt 
für  die  ältere  Zeit  der  Schwerpunkt  der 
Finanzen.  Die  Regierung  hat  das  Ober- 
eigentum über  alles  I^and ;  sie  vergiebt  das- 
selbe unter  der  Bedingung  der  Leistung  des 
Kriegsdienstes  sowie  gewisser  Fronden,  z.  B. 
des   Wege-    und    Burgenbaues.     Auch  die 
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branden l)urgischen  Fürsten  behielten  bis  ins 
13.  Jahrhundert  hinein  die  alte  Gewohn- 
heit bei,  von  einer  Burg  zur  anderen,  von 
einem  grossen  Domänenhof  zum  anderen  zu 
ziehen  und  die  dort  aufgesj)eicherten  Vor- 
räte zu  verzehren,  Vorräte,  die  ebenso  aus 
der  Administration  der  Domänen  wie  aus 
den  in  Geld  und  Naturalien  vom  städtischen 
und  ländlichen  Grundeigentum  stammenden 
Zinsungen  herrühren :  die  Regierung  ist  auch 
überwiegend  im  Besitze  der  Zehnten.  Das 
sind  ihre  hauptsächlichsten  Einkünfte,  die 
sie  teils  selbst  benutzt,  teils  zu  Lehen  ver- 
giebt. 

Neben  den  Domänen  liefern  besonders 
auch  die  Feigsten  gi-össere  Erträgnisse.  An- 
dere Einkünfte  bezieht  der  Markgraf  aus 
den  Gerichtsgeldern,  den  Juden schutzgeldern, 
der  Münze,  dem  Wechsel,  dem  Zolle,  den 
Regalien.  Nach  dem  Landbuche  der  Kur- 
mark von  1375  betrugen  die  Judenschutz- 
gelder  gegen  5000  Thaler  heutigen  Geldes, 
die  Stendaler  Münze  wird  im  Jahre  1369 
um  5700  Mark  Sübers,  etwa  62700  Thaler 
verkauft.  Die  Zolleinnahmen  sollen  1375  in 
der  Mark  ca.  30000  heutige  Thaler  betragen 
haben.  In  Preussen  kommen  in  dieser  Zeit 
keine  allgemeinen  direkten  Steuein  vor ;  da- 
gegen findet  sich  in  Brandenburg  im  13. 
Jalirhundert  die  Bede  als  eine  Art  allge- 
meiner Vermögenssteuer.  Sie  w^urde  aber 
später  abgelöst  bezw.  durch  eine  regelmässig 
zu  zahlende  kleine  ersetzt,  und  niu*  in  Not- 
fällen sollte  noch  eine  besondere  Bede  er- 
hoben werden.  Im  14.  Jahrhundert  wurden 
die  meisten  landesheiTlichen  Einkünfte  ver- 
äussert oder  verpfändet,  so  dass  dieHohen- 
zoUern  im  15.  Jahrhundert  die  Mark  mit 
Schulden  belastet  und  fast  ohne  Einkünfte 
übernahmen. 

Aus  diesen  Verhältnissen  heraus  erklären 
sich  die  Versuche  der  Landesherren  im  15. 
Jahrhundert,  wieder  zu  neuen  Einkünften, 
namentlich  zu  regelmässigen  Steuern  zu  ge- 
langen. Es  gelingt  Albrecht  Achilles,  im 
Jahre  1470  und  in  den  folgenden  nach  lang- 
wierigen Verhandlungen  mit  den  wider- 
strebenden Ständen  doch  ziemlich  regel- 
mässig sich  wiederholende,  wenn  auch 
immer  nur  für  kurze  Frist  bewilligte  Beden 
zu  erlangen.  Auch  das  Biergeld  und  andere 
neue  Abgaben  und  Zölle  auf  Wein  und 
andere  Verbrauchsgegenstände  konnten  ein- 
gefülirt  werden.  Die  Einkünfte  aus  den 
Domänen  und  Forsten  blieben  aber  immer 
noch  der  Schwerpunkt  der  Einnahmewirt- 
schaft oder  wurden  es  vielmehr  wieder,  nach- 
dem zahlreiche  verpfändete  oder  sonstwie 
abhanden  gekommene  Domänen  wieder  zu- 
lückerworben  worden  waren. 

Im  16.  Jahrhundert  ändern  sich  die 
Grundlagen  der  direkten  Besteuerung.  Zur 
Aufbringung   der   bewilligten   Gelder  wird 
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auf  dem  Ijando  ein  Hufenschoss  von  den 
l)äuerlichcn  Gütern  eingeführt,  eine  Art 
i-oher  Eiirdgss teuer,  bemessen  nach  dem  in 
bestimmten  Taxi)reisen  ausgedrückten  Ernte- 
«iuantum.  Dazu  kam  in  der  Mark  im  Jahre 
1550  ein  Giebelschoss.  Andere  Klassen  der 
Ijandbevölkerung  wurden  gleichfalls  mit 
festen  Schosssätzen  belegt.  Die  Kataster 
waren  aber  sehr  luigleichmässig  und  blieben 
es,  trotz  einiger  Yerändenmgen  im  17.  Jahr- 
hundert, bis  in  die  Neuzeit.  Der  ritter- 
schaftliche Besitz  war  im  wesentlichen  von 
den  Steuern  befreit.  Nach  Schmoller  weist 
das  Steuerwesen  des  16.  Jahrhunderts  die 
Tendenz  auf,  die  alten  Vermögenssteuern  in 
einzelne  Objektssteuern  (vom  Kopf,  dem 
Viehbesitz,  dem  Ilausbesitz,  dem  Schornstein, 
der  Hufe)  aufzulösen.  Wie  in  anderen  deut- 
schen Territorien,  so  winl  um  diese  Zeit 
auch  in  der  Mark  die  Bierziese  eine  stän- 
dige Einrichtung  und  die  Ilau])tßteuer  der 
Städte. 

Doch  darf  man  sich  von  dem  Ei-trägnis 
der  Steuern  wie  dem  Finanzwesen  über- 
haupt keine  zu  grossen  Vorstellungen  machen. 
Von  den  ca.  100000  Gulden,  welche  in  den 
späteren  Regien  mgsjahren  des  Albrecht 
Achilles  die  Einkünfte  aus  den  süddeut- 
schen und  brandenburgischen  Landen  bilde- 
ten, betnigen  die  Steuern  nur  etwa  ein 
Fünftel.  Unter  Friedrich  I.  stellten  sich  die 
Jahresehmahmen  auf  ca.  30  000  Goldgulden, 
etwa  80000  Thaler.  Sie  hoben  sich  beson- 
ders unter  Albrecht  AchiUes.  Haushälterisch, 
wie  dieser  war,  brauchte  er  für  sich  und 
seinen  Hof  niu-  10—11 000  Goldgulden.  Ob- 
wolü  er  von  seinem  Vater  eine  Million 
Gulden  Schulden  übernahm  und  für  seine 
Kriege  Hunderttausende  verwendete,  brachte 
er  es  doch  dahin,  viele  Güter  zu  kaufen  imd 
einen  Schatz  von  400000  Gulden  zu  hinter- 
lassen. Die  brandenburgischen  Einnahmen 
erreichten  unter  Joachim  I.  die  Höhe  von 
80000  Gulden,  etwa  186000  heutigen  Tha- 
lern. 

V.  Oesterreich. 

Das  Finanzwesen  Oesterreichs ,  speciell 
Niederösterreichs,  zeigt  in  vielem  eine 
den  deutschen  Territorien  ähnliche  Entwicke- 
lung.  Bemerkenswert  ist,  dass  hier  schon  im 
14.  Jahrhundert  indirekte  Abgaben,  das  soge- 
nannte Ungeld,  besonders  Getränkesteuern  von 
Wein,  Bier.  Meth  als  landesfürstliche  Steuern 
vorkommen  und  sich  dauernd  einbürgern. 

Das  Ungeld  war  eine  Schanksteuer  nach 
der  Höhe  des  Absatzes,  vom  Wirt  zu  entrichten 
und  von  diesem  auf  die  Konsumenten  in 
Form   einer   Verkleinerung    des    Masses    über- 

fewälzt.  Dazu  kamen  Aufschläge  vom  Ver- 
auf  verschiedener  Waren  und  bei  der  inländi- 
schen Produktion  von  gewissen  feinen  Luxus- 
waren (Gold-  und  Silberwaren,  kostbare  Klei- 
dungsstoffe, Zölle  bei  der  Einfuhr  solcher 
Luxusgegenstände,     Ausfuhrzölle    von    Wein, 


Bier,  Meth,  Branntwein,  Getreide,  Vieh  und 
anderen  ländlichen  Produkten,  Fleisch  und 
Fischen,  inländische  Mauten  imd  die  erheb- 
lichen Einkünfte  aus  den  Salzämtern).  Der 
grosse  Bedarf  für  die  Ttirkenkriege  und  die 
anderen  zahlreichen  Kämpfe  der  östeiTcichischen 
Fürsten  drängten  zu  einer  Vermehrung  und  Er- 
höhung dieser  Abgaben  und  der  Zölle.  Seit 
dem  IB.  Jahrhundert  bürgern  sich  direkte  lan- 
desfürstliche Steuern  ein:  in  ausserordeutlichen 
Notlagen  mussten  auch  besondere  Steuern, 
,,Türken8teuern",  aushelfen.  Die  regelmässige 
;  direkte  Steuer  trug  in  Niederösterreich  den 
Namen  Kontribution  und  war  ihrem  Wesen 
nach  eine  Grundertragssteuer  mit  einem  Nor- 
malsatz (seit  1542)  von  1  *'/o  des  Gültanschlags 
von  dem  Erträgnis  des  landschaftlichen  und 
l%^/o  ^*^u  dem  des  unterthänigen  Grundbesitzes. 
Im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  wurde  das  £r- 
träguis  dieser  Steuer  erheblich  (von  20000  auf 
150  000  Gulden  und  mehr)  gesteigert  und  diente 
in  Friedenszeiten  meist  zur  Heimzahlung  der 
von  den  Stauden  übernommenen  Schulden.  Von 
weiteren  direkten  Steuern  sind  zu  erwähnen: 
Die  Urbarsteuer,  der  sogenannte  Hausgulden, 
mit  bestimmten  Sätzen  von  jedem  Haus  und 
bewohnten  Gut  in  Städten,  Märkten  und  auf 
dem  Lande,  die  Leibsteuer,  eine  Ende  des  16. 
Jahrhunderts  aufgehobene  Kopfsteuer.  Die 
ausserordentlichen  Türkensteuem  waren  teils 
klassifizierte  Vermögens-  und  Einkommen-, 
teils  Standes-,  Personal-  und  Kopfsteuern. 

In  Böhmen  zeigt  das  Einnahme wesen 
ungefähr  die  gleiche  Gestalt.  Auch  hier  reicht 
das  Einkommen  aus  Landgütern,  Bergwerken, 
aus  Zinsen,  Kep'alien  und  Ungeld  infolge  der 
wachsenden  Kriegskosten  nicht  mehr  aus,  so 
dass  ebenfalls  seit  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
direkte  Steuern^  als  deren  bedeutendste  eine 
direkte  allgemeine  Vermögen.«»steuer,  ungefähr 
nach  dem  Muster  der  städtischen  Vermögens- 
steuern, und  an  deren  Stelle  seit  1567  eine  zu- 
meist auf  den  Bauern  lastende  Haussteuer  er- 
scheint. Seit  dem  16.  Jahrhundert  bürgern 
sich  auch  die  Tranksteuem,  namentlich  die 
Biersteuer  ein;  an  Stelle  der  alten,  vielfach 
auch  hier  an  Adel  und  Kirche  gekommenen 
Lokalzölle  treten  neue  Grenzzölle,  vornehmlich 
in  der  Form  von  Ausfuhrzöllen,  auL  Gindely 
veranschlagt  die  Vermehrung  der  Steuerein- 
nahmen seit  Ferdinand  I.  bis  zur  Zeit  des 
SOiährigen  Krieges  auf  das  Vierfache.  Um 
1615  betrug  die  ganze  Stenereinnahme  420  407 
Schock  böhmische  Groschen  =  Ö40814  Thaler, 
von  denen  ungefähr  Vr — V*  ^^^  die  Verbrauchs- 
steuern, das  andere  auf  die  direkten  Abgaben, 
z.  B.  163356  auf  die  Untert-hanensteuem,  40625 
auf  die  Städte,  94203  auf  die  eigne  Steuer  der 
oberen  Stände,  14  000  auf  die  Kapitalisten,  9000 
auf  die  Judensteuer  entfielen.  Mit  Interesse 
erkennt  man  -übrigens,  dass  das  Wachsen  der 
Ausgaben  nicht  nur  zur  Erhöhung,  sondern 
auch  zu  einer  allgemeineren  Verteilung  der 
Steuern  führt. 

Auch  in  Schlesien  vollzieht  sich  der 
Uebergang  vom  Domänen-  und  Kegalienwesen 
zur  Steuerwirtschaft  im  16.  Jahrhundert  unter 
dem  Antrieb  der  gleichen  Bewegkraft,  nämlich 
der  Türkenkriege.  Im  übrigen  zeigt  die  Ent- 
wickelung  viel  den  böhmischen  Zuständen  Ana- 
loges.    Die  Schätzung,   im   wesentlichen  eine 
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Ertragsteuer  vom  Grundeigentum,  eine  Bier- 
«teuer  und  ein  neuer,  wie  in  Böhmen  zumeist 
als  Ausfuhrzoll  veranlagter  Grenzzoll  bildeten 
die  Hauptsteuem,  neben  denen  je  nach  den 
Bedürfnissen  noch  Verkaufssteuern  von  ver- 
schiedenen Verbrauchsgegenständen  erhoben 
wurden.  Die  Ende  des  16.  und  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  üblichen  40 — 50  Promille  der 
Schätzung  ergaben  ca.  3—400000  Thaler.  Um 
16"20  ertrug  die  Schätzung  mit  80  Promille  ca. 
H60000  Thaler,  die  Biersteuer  ca.  892(X),  der 
Grenzzoll  im  Jahre  1608  ca.  50000  Thaler,  so 
dass  also  die  Hauptsurame  der  Abgaben  durch 
die  direkten  Steuern  aufgebracht  wurde. 

VI.  Die  deutschen  Reichsstädte. 

Der  Zustand  des  Deutschen  Reiches  be- 
günstigte, wie  erwähnt,  den  Uebergang  der 
öffentlichen  Aufgaben  vom  Reiche  an  die 
Territorial gew^aiten.  So  wurde  auch  das 
Finanz-  und  Steuerwesen  Landes-  und  Städte- 
angelegenheit. Seine  Ausbildung  musste  da 
am  frühesten  erfolgen,  wo  sich  die  öffent- 
liche Thätigkeit  am  frühesten  und  stärksten 
entwickeln  konnte,  in  den  Städten,  nament- 
lich in  den  mächtig  aufstrebenden  fi-eien 
Reichsstädten.  Hier  erzeugte  das  Zusammen- 
wohnen einer  für  jene  Zeit  bedeutenden 
Menschenmenge  das  Bedürfnis  einer  tiefer 
eingreifenden  öffentlichen  Ordnung.  Die 
Notwendigkeit,  sich  nach  aussen  zu  be- 
haupten, der  Drang,  die  alte,  nun  drückende 
Herrschaft  der  ehemaligen  Stadtherren  ab- 
zusciiütteln  und  das  Gebiet  zu  erweitern, 
der  Bau  öffentlicher  Gebäude,  der  Kirchen, 
Rathäuser,  Kaufhäuser,  die  durch  den  leb- 
hafteren Verkehr  bedingte  Sorge  für  Strassen 
und  Bnicken,  Ausgaben  für  den  Erwerb  von 
HoheitsiT^chten,  für  Bestätigung  von  Pri\a- 
legien,  für  Gesandtschaften,  für  Silberkauf, 
Beamtenbesoldungen  etc.  —  alles  das  musste 
hier  frühzeitig  ein  höher  entwickeltes  Finanz- 
wesen erzeugen,  namentlich  in  jenen  Städten, 
deren  Allmendbesitz  zu  gering  war,  um 
solchen  Anforderungen  zu  genügen.  Hier 
waren  auch  die  oben  erwähnten  Vorbe- 
dingungen des  Steuerwesens,  nämlich  ein 
höherer  Grad  der  Geld  Wirtschaft  und  ein 
gewisser  Ueberschuss  der  Privathaushalte 
schon  im  13.  Jahrhundert  gegeben.  Hier 
entwickelte  sich  in  dem  engeren  Rahmen 
eines  lebendigen,  thätigen,  auf  Solidarität 
der  Interessen  gegründeten,  von  den  Bür- 
gern in  seiner  NützHchkeit  anerkannten  Ge- 
meinwesens auch  zuerst  ein  Gemeinsinn. 
Hier  konnte  die  Idee  der  Steuerpfhcht  ge- 
genüber der  öffentlichen  Gewalt  zuerst  ent- 
stehen; hier  werden  auch  die  Steuern  zu- 
erst um  des  öffentlichen  Wohles  willen  er- 
hoben und  unterscheiden  sich  wesentlich 
von  den  rings  umher  vorkommenden  Ab- 
gaben und  Zinsen.  Auf  dem  kleineren 
Territorium,  dessen  Zustand  gleich  weit 
entfernt  von  der  Zerrissenheit  des  platten 


Landes  wie  von  der  verwirrenden  Anhäufung 
der  modernen  Grossstädte  war,  konnte  auch 
eine  geordnete  Finanzverwaltung  duix-hge- 
führt  werden.  Die  Erhebung  der  Ver- 
bmuchssteuem  sowohl  wie  der  Vermögens- 
steuern wurde  dadurch  erleichtert. 

Die  städtischen  Einnahmen  ent- 
sprangen zum  Teil  denselben  Quellen  wie 
die  der  übrigen  Territorialherrschaften.  Fast 
alle  grösseren  Städte  hatten  Einnahmen  von 
eigenem  Grundbesitz,  ETträgnisse  von  der 
Stadtallmend ,  sowohl  von  der  innerhalb 
der  Stadt  gelegenen,  für  deren  Benutzung 
und  Ueberbauung  bedeutende  Abgaben  ent- 
richtet werden  mussten,  als  auch  von  den 
zur  Stadt  gehörigen  Dörfern  und  Grund- 
stücken. Sodann  bezog  die  Stadt  Bussen 
und  Gerichtsgefälle  und  gebührenartige  und 
Privatwirtschaft  liehe  Einnahmen  von  ver- 
schiedenen städtischen  Anstalten,  wie  der 
Wage,  dem  Krahn,  dem  Kaufliaus,  dem 
Ziegelliaus,  dem  Weinkeller,  den  Markt- 
buden, der  Münze.  Dazu  kamen  Bürger- 
aufnahme- und  Juden  Schutzgelder.  Auch 
mussten  in  manchen  Stallten  die  Handwerker 
Abgalx^n  an  die  Stadt  leisten,  so  bei  der 
Aufnahme  in  das  Amt,  für  Benutzung  der 
Verkaufsstellen,  aber  auch  Strafgelder  und 
dergleichen.  Aber  der  Hauptteil  der  regel- 
mässigen Einnahmen  entfiel  doch  bald  und 
allenthalben,  wenigstens  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert, auf  die  Steuern. 

Das  Steuer  wesen  der  deutschen 
Reichsstädte  ist  nun  weit  entfernt  ein  ein- 
heitliches zu  sein,  wenn  auch  nachweisbar 
einige  Grundzüge  demselben  gemeinsam 
sind,  wie  sich  dies  ja  bei  den  regen  Be- 
ziehungen der  Städte  unter  einander,  den 
gewohnten  gegensei tig:en  Entlehnungen  und 
Nachahmungen  ihrer  Einrichtungen  voraus- 
setzen lässt.  Gemeinsam  ist  dem  Steuer- 
wesen der  mittelalterlichen  Städte  das  Vor- 
kommen der  sogenannten  direkten  wie  der 
indirekten  Steuern. 

Unter  den  direkten  Steuern  finden  wir 
fast  allenthalben  eine  Vermögenssteuer, 
die  unter  verschiedenen  Namen  als  Schoss 
(Hamburg),  Schätzung  (Mainz),  Bede  (Frank- 
furt a.  M.),  Geschoss  (Dresden),  Stallgeld 
(Strassburg)  auftritt.  Der  Schoss  oder  diese 
Vermögenssteuer  musste  zumeist  von  dem 
ganzen  Vermögen,  von  hegender  und  fahren- 
der Habe,  Nutz-  und  Erwerbsvermögen, 
entrichtet  werden.  In  den  Hansestädten 
wurde  dabei  zwischen  Vorschoss  und  eigent- 
licher Steuer  unterschieden.  Der  Vor- 
schoss wiu-de  von  der  fahrenden  Habe,  ge- 
nauer gesprochen  von  dem  gewöhnlichen 
Hausrat,  in  einem  festen  kopfsteuerartigen 
Betrage  entrichtet,  von  dem  übrigen  Ver- 
mögen aber  wuinle  eine  nach  den  Verhält- 
nissen wechselnde  Summe  erhoben.  Ganz 
ähnlich  forderte  man  in  Mainz  neben  der 
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prozentualen  Schätzung  einen  festen  Henl- 
schilling  von  einem  halben  Gulden  pro 
Haushaltung.  Auch  in  Nürnberg  erhob  man 
einen  Vorschov^s  und  eine  eigeutliclu^  Yer- 
mögenssteuer.  Im  einzelnen  ist  aber  die 
Vermögenssteuer  hier  ^vie  in  Frankfurt  a.  M. 
feiner,  man  möchte  sagen,  moderner  aus- 
getdldet.  In  Nürnberg  wurde  im  15.  Jahr- 
hundert zwischen  den  Arten  des  V(Tmögens 
unterschieden.  Von  Leibgeding  und  Kapital- 
zinsen wurde  eine  höhere  Steuer  erhoben 
aJs  von  demjenigen  Vermögen,  welches  m 
fahrender  Habe  bezw.  in  gewerblichen  und 
kommerziellen  Unternehmungen  angelegt 
w^ar.  Das  letztere  zahlte  1  ^;3^-o,  Leibgeding 
8^3,  Kapitalzinsen  IG-Vs^/o.  Sicherlich  w^ar 
bei  dieser  Unterscheidung  eine  i*ohe  ökono- 
mische Vorstellung  von  der  grosseren  Leis- 
tungsfähigkeit der  beiden  zuletzt  genannten 
Kategorieen  massgebend.  In  Frankfurt  a.  M. 
w^ar  nach  der  Bedeordnung  von  1475  der 
Steuersatz  für  fahrende  Habe  mit  1,4,  füi- 
Leibgeding  4,63,  für  Einkommen  aus  Grund- 
zinsen, Iläuserrenten,  Erbleihegefällen,  Ge- 
rechtsamen u.  s.  w.  mit  9,26^/0  festgesetzt. 
In  Dresden  wurde  der  ursprünglich  als  Ver- 
mögenssteuer erhobene  Gesclioss  im  15.  Jahr- 
hundert zu  einer  auf  dem  Hausbesitz  liegen- 
den ReaUast,  während  die  Nicht- Hausbesitzer 


einer  sogenannten  Bürgersteuer,  wohl  einem 
Koi)fgeld  von  massiger  Höhe,  unterworten 
wurden.  In  besonderen  Fällen  aber  griff 
man  auf  die  allgemeine  Vermögenssteuer 
zui-ück.  Uebrigens  zeigen  die  noch  erhaltenen 
Schossregister  verschiedener  Städte,  dass  es 
auch  damals  recht  beträchtliche  Vennögens- 
verschiedenheiten  gjib.  Verschiedentlich  sind 
kleine  Vermögen  von  den  Steuern  befi*eit; 
aber  auch  als  Belohnung  treuer  Dienste  oder 
aus  besonderen  Privilegien  kamen  Steuerbe- 
freiungen vor. 

In  Fällen  eines  besonderen  Geldbedarfs, 
so  bei  kriegerischen  Ausrüstungen,  drücken- 
den Schuldenlasten  imd  dergleichen,  schritt 
man,  abgesehen  von  der  nachher  zu  er- 
wähnenden Benutzung  des  Kredits,  zur  Er- 
höhung des  Schosses  oder  einer  unter  ver- 
schiedenen Namen  vorkommenden  Zusatz- 
oder Ergänzungssteuer.  In  Hamburg  wimie 
zu  diesem  Zwecke  eine  »Kontribution«  be- 
nutzt, die  seit  ungefähr  der  Mitte  des  IG. 
Jahrhunderts  häufig  wiederkehrt,  eine  Steuer 
gleichfalls  vom  Vermögen  in  der  Regel  mit 
^/2,  mitunter  mit  ^/-i  und  l^/o,  ausnahras- 
weis(i  auch  einmal  mit  5^/o.  Nach  den  Zu- 
sammenstellungen von  Stieda,  dem  wir  hier 
zumeist  folgen,  betrugen: 


in  den  Perioden 


der  Schoss 


die  Gesamteinnahmen  der  i 
Stadt  Hamburg  | 

überhaupt    1    pro  Jahr        überhaupt    1  pro  Jahr 


die  Kontribution 
überhaupt       pro  Jahr 


1461—96 

1497—1521 

1522—62 


3239518 
I  981  477 
9  619  920 


89986 

79259 
234  632 


'»10 


662^ 

423  184 

I  320  lOI 


18396 
16947 
32  197 


83134 
I  353  139 


3336 
33004 


Interessant  ist  zu  bemerken,  dass  der 
Schoss  im  14.  Jahrhundert  zunimmt  imd 
eine  immer  grössere  Quote  der  Gesamtein- 
nahme ausmacht,  im  Jalire  1350  18,0, 
1356  40,8,  1372  60,0,  1374  61,8,  1379 
60,2,  1387  noch  42,5  «/o  der  Gesamtein- 
nahmen. Von  da  an  wächst  er  zwar  noch 
absolut,  geht  aber  relativ  ziu-ttck ;  er  lieferte 
am  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts  20  ^/o 
der  gesamten  Einnahmen,  in  den  beiden 
ersten  Jahrzehnten  des  16.  Jahrhunderts 
21%,  um  die  Mitte  desselben  nur  noch 
14°/o.  Rechnet  man  die  gleichzeitig  er- 
hobene Kontribution  dazu,  so  ergab  diese 
direkte  Besteuerung  1497 — 1521  cii.  26%, 
1522—1562  28%  aller  EinnaJimen,  also 
wieder  eine  erhebliclie  Steigenmg  gegen 
das  Ende  des  15.  Jahrhunderts.  Eine  ähn- 
liche Bewegung  der  dii-ekten  Besteuerung 
findet  sich  in  Hildesheim,  wo  der  Schoss 
am  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  43  ^/o,  in 
der  Mitte  nur  noch  22%  der  Einnahmen 
ergiebt,  und  in  Frankfurt,  wo  die  Btnle  am 
Anfang  des  15.  Jahrhunderts  ca.  21  %  ab- 
warf. 


In  Köln  allerdings  scheint  der  Schoss 
Ende  des  14.  Jahrhiuiderts  verschwunden 
zu  sein.  Auch  die  Natur  dieses  Schosses  ist 

I  niclit  ganz  klar.  Vorübergehend  wurde  ein 
anderer  Schoss  (1371)  erhoben,  über  dessen 

I  Veranlagung  auch  nichts  bekannt  ist.    Da- 

I  gegen  ist  sein  Erträgnis  bekannt  und  über- 
ra^scht  durch  seine  Höhe ;  denn  dieser  Schoss 

,  lieferte  bei  einer  Gesamteinnahme  der  Stadt 
von  382  363  Kmk.  175  348  Rmk.  oder 
45,9  %.  Diese  Steuer  wunle  nur  einmal  er- 

i  hoben ;    der   durch   ihre  Nichterhebung  im 

'  folgenden  Jahre  entstandene  Ausfall  wurde 
durch  Konfiskation  des  gesamten  Vermögens 
der   vertriebenen    Weber    seitens    der    Ge- 

.  schlechter  gedeckt.  Neue  Einnahmen  ver- 
schaffte man  sich  hier  durch  die  Zuhissung 
der  Juden  im  Jahre  1372  und  die  von  diesen 
gezahlten  Schutzgelder.  Die  Juden  standen 
gleichmässig  unter  dem  Schutz  des  Erz- 
bischofs und  der  Stadt  und  bezalüten  für 
die  Erlangung  desselben  und  ihrer  Sonder- 
rechte beiden  Teilen  ein  Aufnahme-  und  ein 
jährliches  Schutzgeld.  Das  ei*stere  betrug 
1372.73     10  682    Rmk  =    2,8%,    1384/85 
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17  040  Rmk.  ^=  5,1%  der  Gesamteinnahmen, 
üer  nach  dem  Vermögen  erhobene  jährliche 
Judenschoss  erbrachte  dagegen  nur  eine  ge- 
ringe Summe.  Im  übrigen  hat  Köln  i>eme 
Finanzwii-tschaft,  abgesehen  von  den  verhält- 
nismässig geringen  Einkünften  aus  Bussen, 
Gebühren  für  Bürgeraufnahmen,  Zinsen  vom 
städtischen  Immobiliarbesitz,  von  jeher  auf 
indirekte  Steuern  gestützt  auf  die  Belastung 
des  Lebensmittelsverbrauchs  und  die  fiska- 
lische Ausnutzung  von  Handel  imd  Ge- 
werbe. 

Der  eigentliche  Schoss,  also  die  regel- 
mässig oder  häufiger  erhobene  Vermögens- 
bezw.  Kopfsteuer  wurde  natürlich  in  den 
einzelnen  Städten  nicht  in  gleicher  H(")he 
erhoben.  Nach  den  Zusammenstellungen 
Stiedas  betrug  der  Schoss 

im  Jahre  in  der  Stadt  %  des  Vermögens 

1450  Hamburg  0,3 

1546  „  0,5 

1388  Braunschweig  2,1 

1404-6  „  0,5 


1376 

Lübeck 

0,5 

1410 

r 

0,37 

1404-31 

Hildesheim 

0,78 

1499 

Leipzig 

0,25 

1502    6 

n 

I 

1488,  1502 

Dresden 

I 

1546 

r» 

0,83 

1437 

Mainz 

I 

1472 

}) 

1,5 

1360    70 

Nürnberg 

3-3 

1427 

n 

1,66 

1475 

Frankfurt  a.  M. 

1,4 

In  Strassburg  war  die  direkte  Hauj)t- 
steuer  das  sogenannte  Stallgeld,  eine  Ver- 
mögenssteuer, dei-en  Name  davon  herrührt, 
dass  die  Bürger  verpflichtet  waren,  nach 
ihi-en  Vermögensverhältnissen  Pferde  für 
den  städtischen  Dienst  zu  halten.  Um  die 
Mitte  des  15.  Jahrhunderts  war  das  Ver- 
hältnis so,  dass  bei  400  i:  Vermögen  ^/2 
Pferd,  bei  800  1  Pferd,  bei  2000  1  Hengst, 
bei  3(X)0  1  Hengst  und  1  Pferd,  bei  4000 
2  Hengste  u.  s.  w.  zu  halten  waren,  vso  dass 
die  Abgabe,  da  der  Wert  eines  Hengstes 
auf  10  Pfund  berechnet  war,  im  Durchschnitt 
^,'2^/0  betrug.  Kleinodien,  Schmucksachen 
mussten  für  Bargeld  in  Ansatz  gebracht 
werden;  Leibgeding  war  nach  seinem  Ka- 
pitalwert, Lehen  imd  Wittum  zum  halben 
Werte  anzuschlagen.  Frei  war  der  Hausrat 
mit  Ausnahme  desjenigen  der  Wirte  und 
Bader.  Statt  des  Pferdehaltens  konnte  auch 
eine  Geldabgabe,  der  sogenannte  Zusatz  ge- 
geben werden,  wobei  1  Hengst  zu  10  Pfund 
berechnet  wurde.  Später  wurde  das  Stallgeld 
(auch  Schätzung  genannt)  erhöht  und  auch 
von  kleineren  Vermögen  erhoben.  In  be- 
sonderen finanziellen  Notlagen,  z.  B.  im 
Jahre  1429  wurde  ein  besonderer  »Wochen- 
pfennig« eingesammelt,  vermutlich  eine 
Kopfsteuer. 


Neben  den  direkten  Steuern  spielten  die 
Aufwand-  und  speciell  die  Verbrauchs- 
steuern eine  grosse  Rolle,  eine  oft  gnVsero 
als  die  Schätzungen.  In  Strassburg  waren 
sie  die  wesentlichsten  Steuern ;  unter  dem 
Namen  »üngeld«  und  »Zölle<x  kommen  sie 
schon  frühzeitig  vor.  Im  14.  Jahrhundert 
musste  jedermann  in  Strassbm^  jährlich 
schwören,  das  Ungeld  zu  entrichten.  Be- 
sondere bemerkenswert  ist  die  hier  schon 
fi'ühzeitig  auftretende  allgemeine  Accise  vom 
Grosshandel.  Von  den  iu  dem  städtischen 
Kaufhause  en  gi-os  zum  Verkaufe  gelangen- 
den Waren  aller  Art  hatten  in  der  Regel 
sowohl  der  Verkäufer  wie  der  Käufer  recht 
erhebliche  Abgaben  zu  leisten.  Die  Be- 
nutzung des  Kaufliauses  als  Niederlage-  und 
Verkaufsort  war  ursprünglich  zwangsweise 
vorgeschrieben  zum  Zweck  der  Erleichterung 
und  Sicherung  der  Gcfällerhebung.  Dass 
diese  Gefälle  in  der  That  Steuern  und  nicht 
nm*  Gebühi-en  für  Benutzung  des  Kauf- 
hauses waren,  geht,  abgesehen  von  ihrer 
Höhe,  auch  daraus  hervor,  dass  die  Abgaben 
auch  si)äter,  als  der  Kaufhauszwang  nicht 
mehr  im  frühei-en  Umfang  bestand,  noch 
forterhoben  wiurden.  Daneben  kamen  noch 
mancherlei  Z()Lle  von  Waren  vor,  welche  zu 
W^asser  und  zu  Lande  ein-,  aus-  und  durch- 
geff\hrt  wurden.  Von  Brot  und  Mehl  wird 
ein  Malilgeld,  vom  Wein  ein  Weinungeid  er- 
hoben. Das  Weinungeid  traf  im  15.  Jahr- 
hundert die  Wirte  und  alle  diejenigen, 
welche  Wein  in  den  Keller  einlegten,  nach 
Massgabe  der  eingekellerten  Mengen.  Statt 
des  Weinungeides  konnte  auch  eine  Ab- 
findung mit  8  Schilling  Pfenn.  für  jede 
»opferbare«  Person,  die  sogenannte  Ordnung, 
entrichtet  w^erden.  Erwähnung  verdienen 
auch  die  hi  Strassburg  schon  im  15.  Jahr- 
hundert vorkommenden  Versuche  mit  Ver- 
kauf und  Verpachtung  einzelner  unbequem 
zu  erhebender  Gefälle.  Um  die  W^ende  des 
15.  Jahrhimderts  hatte  die  Stadt  Strassburg 
auch  den  Handel  mit  Salz  und  Eisen  mono- 
jKilisiert. 

In  Köln  machte  die  indirekte  Besteuerung 
den  Anfang  mit  Verzehrungssteuern,  Auf- 
schlägen auf  Wein,  Malz,  Bier,  Mehl  und 
Brot,  Salz,  Fleisch  und  dem  Tonnenpfennig  von 
geräucherten  imd  gesalzenen  Fischen,  also 
Steuern,  die  auch  in  unserem  Jahrhundert 
noch,  abgesehen  vom  Tonnenpfennig,  einen 
wesentliclien  Teil  der  städtischen  Einnahmen 
bilden.  Stieda  berechnet,  dass  diese  Steuern 
in  Köln  1371/72  20,1  «/o  aUer  Einnalimen 
(77  383  Rmk.),  1392/98  27^/0  (126051  Rmk.) 
lieferten.  Die  weitere  Entwicklung  fülirte 
zu  einer  umfangreichen  Erhebung  von  Ge- 
bühren für  Benutzung  städtischer  Verkehrs- 
institute, des  Kaufhauses,  der  städtischen 
Standplätze  und  Verkaufsstellen,  der  Wage, 
Krahnen   u.   s.  w.     Bei   den  Lebensmittel- 
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steuern  waren  alle  Einwohner  beteiligt,  Ein- 
lieimischo  wie  Fremde,  bei  den  Abgaben 
für  Benutzung  der  Yerkehrsinslitute  scheint 
man  vorliegend  die  liandeltreibenden  Frem- 
den belastet  zu  haben.  Diese  Abgaben 
brachten  im  Jahre  1371/72  79670  Rmk.  ^ 
7,7,  im  Jahre  1392/93  73953  Rmk.  =  15,9% 
aller  Einnahmen  auf.  »Es  ist  unverkenn- 
bar,« sagt  Stieda,  »wie  man  in  den  zwei 
Jahi'zehnten  das  indirekte  Abgabensystem 
auszubilden  sieh  bemühte  mid  ihre  Erträge, 
dank  offenbar  der  zunehmenden  Bevölkerung 
luid  der  sie  vergrossernden  Bevölkerung,  zu 
steigern  wusste.<'  Allerdings  hätte  man, 
da  der  Schoss  seit  Anfang  des  14.  Jalir- 
hunderts  fehlte,  nicht  bestehen  können, 
wenn  man  nicht  Schulden  aufgenommen 
hätte. 

In  Dortmund  führten  die  grossen  An- 
strengungen zur  Behauptung  der  städtischen 
Sicherheit  und  Souveränität,  zum  Erwerb 
von  Gütern  und  die  Fehde  mit  dem  Erz- 
l)ischof  von  Köln  und  dem  Grafen  Engel- 
bert III.  von  der  Mark  (1388,89)  zur  Auf- 
nahme erheblicher  Schuldon,  zu  deren  Ver- 
zinsung und  Rückzahlung  die  Erhöhung  des 
schon  im  13.  Jahrhundert  vorkommenden 
Schosses  von  Immobilien  und  wahrschein- 
lich auch  Renten  nicht  entfernt  ausreichten. 
Man  schritt  daher  im  Jahre  1391  auch  zur 
Einführung  einer  Accise.  Diese  bestand 
darin,  dass  bei  jedem  Verkaufe  von  dem 
Schilling  ein  Vierling  =  ^48  des  Wertes 
entweder  vom  Käufer  odei*  vom  Verkäufer 
oder  beiden  zusammen  je  nach  ihrem  Yer- 
liältnis  zur  Stadt  gegeben  werden  sollten. 
Frei  von  dieser  Verkaufssteuer  waren  die 
Gegenstände  des  täglichen  Verkehi-s  mit 
Ausnahme  von  Rindern,  Schafen,  Schweinen, 
frischer  Butter,  frischem  Käse,  Hering, 
Stockfisch  und  getrocknetem  Fisch,  wenn 
die  Waren  von  Nichtbürgern  gekauft  wurden. 
Die  gleiche  Steuer  traf  Güter,  welche  von 
auswärts  zur  Yerfügung  eines  Bürgers  ein- 
geführt wurden,  mit  Ausnahme  von  Holz, 
Kolilen  und  Hopfen,  sofern  diese  Yerbrauchs- 
tmd  nicht  Handelsartikel  der  einzelnen  Bürger 
waren.  Dazu  kamen  noch  einige  specieUe 
Abgaben.  Diese  zunächst  nur  auf  4  Jahre 
bewilligten  Accisen  warfen  jährlich  2083 
Gulden  ab.  Sie  wurde  nach  Ablauf  dieser 
Frist  (1395)  auf  weitere  10  Jahre  nur  in 
wesentlich  ermässigtem  Umfange  erhoben, 
so  dass  sie  durchschnittlich  kaum  100() 
Gulden  erbrachte.  Zugleich  wendete  man 
sich  aber  wieder  der  direkten  Besteuerung 
zu  in  der  Form  der  Puntinge,  d.  h.  einer 
5  prozentigen  Steuer  von  allen  Liegenschaften 
und  Renten  von  solchen.  In  den  3  Jahren, 
in  welchen  die  Puntinge  erhoben  wurden, 
wai'fen  sie  41  414  Gulden  ab.  Sie  sind  je- 
doch s])äter  nicht  wiederholt  worden. 

Ueber    die    Höhe    der    Jahresetats 


lässt  sich  nicht  viel  Bestimmtes  sagen ;  nui' 
von  wenigen  Städten  liegen  Angaben  für 
eine  grössere  Anzahl  von  Jahren  vor.  Eine 
Vergleichung  der  Etats  verschiedener  Städte 
scheitert  zumeist  an  dem  Umstände,  dass 
es  sich  um  verschiedene  Zeiträume  und 
andei-e  Währungen  handelt.  Bei  den  folgen- 
den Zahlenangaben  in  heutigen  Reichsmark 
sind  die  Berechnungen  Stiedas  zu  Grunde 
gelegt,  bei  denen  nur  der  MetaUwert  der 
Münzen,  nicht  auch  die  Kaufkraft  des  Geldes 
beriicksichtigt  ist. 

In  Hamburg  betrug  die  Gesamteinnahme 
im  Jahre  1350  35  440  Rmk.,  1400  102  104. 
Am  Ausgang  des  15.  und  zu  Beginn  des 
16.  Jalirhunderts  stellte  sie  sich  regelmässig 
auf  unter  75  000  Rmk.  Während  des  16. 
Jahrhunderts  gab  es  einige  Jahre,  so  1546, 
1552  und  1559,  wo  die  Gesamteinnahmen 
über  300  000,  im  Jahre  1547  789  000  Rmk. 
betrug.  In  Köln  beliefen  sich  die  Eimiahmen 
1370  auf  114  780,  1392  auf  441397  Rmk. 
Lübeck  bezog  1421  96617,  1430  87  576 
Rmk.,  Hildesheim  1379  20794,  1425  50261 
Rmk.,  Hannover  1386  85(J8,  1400  31 462  Rmk. 

Aus  diesem  Anwachsen  der  Einnahmen, 
denen  das  Anwachsen  der  Ausgaben  ent- 
sprach, lässt  sich  aber  durchaus  nicht  immer 
ein  Aufstreben  und  Einporblülien  der  Städte 
ableiten,  wie  denn  Hamburg  im  16.  Jahr- 
hundert bei  gi*()sseren  Ausgaben  weniger 
Einnahmen  hatte  als  zu  Begiim  des  15. 
Jahrhunderts  bei  wesentlich  geringeren. 
Das  Anwachsen  der  Ausgaben  ist  eben  doch 
vorwiegend  die  Folge  politischer  Verhält- 
nisse, nicht  Folge  gesteigerter  Bedürfnisse 
der  Bevölkerung  und  grösserer  Ansprüche 
an  die  innere  städtische  A'^erwaltung.  Die 
eben  erwähnte  grosse  Ausgabe  Hambm'gs 
im  Jalu^  1547  mit  789  000  Rmk.  erklärt 
sich  durch  seinen  Anschluss  an  den  Schmal- 
kaldischen  Bund.  Die  unglückliche  Sdüacht 
von  Mühlberg  verursachte  564  000  Rmk. 
Unkosten.  In  ganz  ähnlicher  Weise  liing 
die  Steigerung  der  Ausgaben  Lübecks  von 
101 153  Rmk.  im  Jahre  1421  auf  180  997 
im  Jahre  1428  mit  dem  dänischen  Kriege 
zusammen.  In  dem  Kämmereiregister  der 
Stadt  Hamburg  von  1350  sind  als  Ausgabe- 
rubriken verzeichnet: 

1.  Bauwesen  einschliesslich  Befestigimg 
und  Stra^senreinigung ; 

2.  Bewachimg  der  Stadt  (Wächter,  Aus- 
lieger)  ; 

3.  Reisen  im  diplomatischen  Dienste, 
Boten wesen,  die  Schreibstube; 

4.  Ehrengeschenke  an  die  Landesherren 
(namentlich  Getränke),  Spenden  au 
Festtagen,  UnterhaJtskosten  der  Ver- 
waltung insbesondere  des  Rates 
(Gastereien  des  Rates,  Festlichkeiten 
auf  dem  Rathause): 

5.  Kriegszüge. 
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Und  ähnlich  gruppieren  sich  die  Aus- 
gaben in  Köln  und  Frankfurt  a.  M.,  wo 
Kirche  und  Schule  in  den  Händen  der  Geist- 
lichkeit sind,  das  Armen-  und  Sieithenwesen 
fast  ausschliesslich  Sache  der  privaten  Wohl- 
thätigkeit  ist,  insbesondere  in  der  Fonn  von 
Stiftungen.  Direkten  Nutzen  boten  den 
Stadtbewohnern  die  Ausgaben  für  Erhaltung 
und  Reinigung  der  Strassen  und  Plätze,  äev 
Brücken,  für  Flussarbeiten  (wie  in  Hamburg 
an  den  Flüssen  Alster  und  Elbe).  Sodann 
Ausgaben  für  Handelseinrichtungon  und  -er- 
leichtern ng-en,  für  Herstellung  eines  Kauf- 
hauses (in  Strassburg  und  sonst),  von  Ver- 
kaufsstellen und  Buden  auf  dem  Markte, 
der  Wage  und  eventuell  eines  Krahns,  eines 
Gerber-  und  Kalkhauses  (in  Hamburg).  In 
Hamburg  kamen  dazu  etwa  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  Ausgaben  zur 
Untei-stützung  von  Handelsfahrten  (Seege- 
leite gegen  Seeräuber).  Der  Gesundheit 
und  Geselligkeit  dienten  Ausgaben  für  Apo- 
theken, einen  Stadtphysik us,  für  Weinhäuser 
und  Spielleute.  Einzelne  dieser  Einrich- 
tungen lieferten  auch  wieder  Einnahmen, 
wie  die  Kaufhäuser,  die  Wagen,  Krahne, 
die  Marktbuden  u.  s.  w.  Jedenfalls  aber 
entfielen  die  Hauptausgaben  auf  den  Schutz 
nach  innen  und  aussen  und  die  Bestreitung 
der  Repräsentationsausgaben. 

Wie  schon  aus  obigen  Ausführimgen 
hervorgeht,  spielt  das  Schuldenwesen 
in  den  deutschen  Reichsstädten  eine  grosse 
Rolle.  Die  Städte  nahmen  ihre  Anleihen 
in  der  Form  des  Verkaufs  von  Zinsrenten 
oder  Leibrenten  vor.  Im  ersten  Fall  behielt 
sich  die  Stadt  das  Recht  vor,  nacli  einer 
gewissen  Zeit  die  Rente  zurückziücaufen,  im 
zweiten  Falle  zahlte  sie  in  der  jährlichen 
Rente  zugleich  eine  Quote  der  gekauften 
Geldsumme  zurück,  so  dass  am  Todestage 
des  Schuldners  die  Schuld  getilgt  erschien. 

Die  Bedeutung  des  Schuldenwesens  für 
die  Städte  des  Mittelalters  erhellt  schon  da- 
raus, dass  z.  B.  in  Basel  in  der  Zeit  von 
1861 — 1482  nur  drei  Jahre  vorkamen,  in 
denen  keine  neuen  Anlehen  abgeschlossen 
wurden.  Die  Stadt  Harabm-g  hat  von  1350 
bis  1400  alljährlich  eine  verhältnismässig 
hohe  Summe  Schiüdzinsen ,  1370  6804, 
1400  7923  Reichsmark,  zu  entrichten. 
Die  Schiüdentilgimg  betnig  1376  26964, 
1378  22608  Reichsmark.  Noch  höhere 
Beträge  erreichten  die  meist  in  der  Form 
der  Leibrenten  aufgenommenen  Schulden  in 
der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts, 
z.  B.  1465  38673,  1492  30708,  1493  46692 
Reichsmark.  Die  Zinszahlung  belief  sich  1461 
bis  1496  auf  14008  Rmk.  pro  Jahr;  die  Schuld- 
tilgimg  in  demselben  Zeitraum  auf  349  515 
Rmk.  Im  16.  Jahrhundert  ging  das  Schul- 
denmachen weiter,  ja  erreichte  in  der 
zweiten    Hälfte    desselben    eine   Höhe   wie 


niemals  vorher.  Von  1497 — 1521  betrugen 
die  durchschnittlich  jährlich  aufgenommeneu 
Kapitalien  15979  Reichsmark;  in  der  Zeit 
von  1522—62  aber  39236  Reichsmark,  die 
dm-chschnittUchen  Jahreszinsen  20  706 
Reichsmark.  Zu  diesen  nahezu  regelmässig 
wie<lerkehi'enden ,  gewissermassen  in  den 
Finanzplan  gehörenden  Anlehen  kamen  noch 
solche  bei  besondei-en  Veranlassungen  (meist 
Kriegsfälle)  hinzu,  so  von  1542—46  361 800, 
1547  527  527,  1548  und  1551  172725 
Reichsmark,  im  gjmzen  1062052  Reichs- 
mark. In  Prozent  der  Einnahmen  betrugen 
die  Anleihen:  1461—96  13,1,  1496—1521 
20,1,  1522—62  16,7.  Es  spricht,  wie  Slieda 
bemerkt,  für  den  Reichtum  Hamburgs,  dass 
es  in  den  Jahren  1537 — 62  von  dieser 
Schiüd  884  966  Reichsmark  zurückzahlen 
konnte. 

Diesen  Schulden  der  Stadt  stehen  aller- 
dings auch  Einnahmen  aus  Kapitalbesitz 
und  ausgeliehenen  Kapitalien  gegenüber. 
Die  Stadt  zog  Einnahmen  aus  dem  Ver- 
mieten von  Wohnungen  und  Häusern  und 
Zinsen  von  verliehenem  Gnmd  und  Boden, 
und  aus  Kapitalien,  die  sie  in  den  Grund- 
stücken von  Privaten  stecken  hatte.  Die 
empfangenen  Zinsen  betrugen  durchschnitt- 
lich jälirlich: 

1461—96  3514   Rmk. 

1497-1521        4724     ,. 
1522—66  6305      „ 

Daraus  ist  jedoch  ersichtlich,  dass  die 
empfangenen  Zinsen  nur  einen  bescheidenen 
Teil  der  jährlich  gezahlten  betrugen.  Unter 
den  Schuldnern  der  Stadt  befanden  sich  in 
dieser  Zeit  der  König  Cluistian  von  Dänemark, 
Herzog  Friedrich  von  Schleswig-Holstein, 
Graf  Adolf  von  Schaumburg,  die  Städte 
Braunschweig  und  Einbeck,  denen  wolü  aus 
politischen  Gründen  die  Anlehen  zu  5  oder 
6^/0  gewährt  wurden,  während  die  Stadt 
selbst  für  ihre  Anlehen  im  13.  Jahrhundert 
regelmässig  10,  in  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jalu-hunderts  6-/3,  erst  später  einen 
etwas  niedrigeren  Zinsfuss  zu  entrichten 
hatte.  Die  für  die  Anleihen  benötigten 
Summen  kamen  nur  zum  kleineren  Teil  aus 
Hamburg  selbst,  zum  grösseren  von  den 
reichen  Kaufleuten  der  benachbarten  Städte, 
besonders  aber  von  den  holsteinischen  Ade- 
ligen. Es  scheint  aber  doch,  dass  die  Schul- 
denlast der  Stadt  allmälüich  so  drückend 
wurde,  dass  sie  ihre  Zinszahlungen  nicht 
immer  pünktlich  erledigen  konnte  und  dass 
daraus  der  Antrieb  einer  Reform  der  Käm- 
mereiverwaltung erwuchs,  wie  sie  am  27. 
Apiil  1563  sich  vollzog. 

In  höherem  Masse  noch  als  Hamburg 
nahm  Köln  vom  letzten  Viertel  des  14.  Jahr- 
hunderts bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters 
den  Kredit  in  Anspruch  und  zwar  m  den- 
selben Formen  wie  Hamburg.    Bemerkens- 
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wert  ist,  dass  wonip:stens  im  13.  Jahrhnn- 
(lei-t  schon  Zwan(rsanl(»ilien  vorkommen,  in- 
dem die  Bürger  eljenso  wie  zur  Schosszah- 
lung  auch  zu  zinslosen  Darlehen  an  die 
Stadt  verpflichtet  waren.  In  den  Jahren 
1370 — 93  betrugen  nach  Knii)]>ing  bezw. 
Stieda  die  gt»samt<^n  städtischen  Einnahmen 
rund  704  Mille  heutige  Reichsmark; 
davon  wurden  durchschnittlich  20,3  *'  o  durch 
Anlehen  aufgebracht.  In  einzelnen  Jahren 
liefeiixin  die  Anlehen  aber  erlieblich  gi*(>ssere 
Beträge,  so  138384  40,5,  1388,89  42,5, 
1378/79  44,7,  1392  93  50,4  »'o  der  be- 
treffenden Jahreseinnahme.  Schon  im 
Jahre  1344  war  (nne  c^igene  Schuld enver- 
waltungsknsse  ins  Leben  gerufen  worden. 
Aber  die  Schuldon  wuchsen  immer  mehr. 
Die  Stadt  zahlte  nur  an  Erb-  und  Leibren- 
ten im  Jahi-e  1370  24  831,  14;^5  72645, 
1477  171348,  1511  153734,  1513  75902 
Reichsmark.  Auch  hier  veranlasste  das 
Sciiuldenwesen  schwierige  politische  Zu- 
stände. Eine  Erhöhung  der  Verbrauchs- 
steuern zum  Zweck  dor  Gewinnung  von 
Mitteln  für  Zins^'ii  und  Tilgung  der  Schuld 
war  der  Grund  zur  Empörung  von  1481. 
Da  andere  Voi*schläg»^  nicht  zum  Ziele 
führt(»n,  so  sucht(»  man  den  thatsfichlich  vor- 
handenen BankiM'ott  durch  rngenauigkeiten 
im  Rcchnungs-  und  Buchführungswesen  zu 
verheimlichen ;  1497  hörte  überhau2)t  j(^de 
Rech(»nschaftsab legung  auf.  Eine  erneute  Re- 
volution von  1512  bahnte  dann  eint^r  Neu- 
onlnung  der  Finanzen  den  Weg. 

In  eine  noch  trostlosere  finanzielle  Lage 
geriet  Dortmund  durch  sein  Schulden wesen. 
Im  Jahre  1394  hatte  es  für  354639  Reichs- 
mark Schulden  an  barem  Gelde,  eine  jähr- 
liche Zinsenlast  von  28053  Reichsmark, 
dazu  noch  unbezahlte  Reuten  aus  dem  Erb- 
kaufe von  1389  im  Betrag  von  40  551  und 
jähi'liche  Zinsen  mit  8210  Reichsmark. 
Hamburg  und  Köln  konnten  sich  auf  ein 
blühendes  Gemeinwesen  stützen  und  hatten 
vermögliche  Bih'ger,  Dortmund  dagegen 
musste  harte  Bedingungen  eingehen,  um 
von  fremden  Kapitalisten  Geld  zu  erhalten. 
Die  Zinshöhe  betrug  bei  Renten  11  und 
120/0,  und  seit  1396  war  die  Stadt  nicht 
mehr  in  der  Lage  ihren  Verbindlichkeiten 
nachzukommen.  Auch  hier  führten  die 
Schidd Verhältnisse  im  Jahre  1399  zu  einer 
Revolte  flogen  den  Rat.  Die  misslichen 
finanziellen  Verhältnisse  dauerten  aber  bis 
in  das  dritte  Jahrzehnt  des  15.  Jahrhunderts 
fort. 

Schliesslich  seien  noch  einige  Angaben 
über  die  Kasse nver'waltung  gemacht. 
Sie  ist  zwar  in  den  kleineren  Verhältnissen 
der  Städte  besser  geordnet  als  in  den 
grösseren  Territoi-ien,  aber  sie  ist  doi*h  auch 
hier,  wie  Stieda  sagt,  schwerfällig  und 
wenig   exakt.    Zum  Teil  riihrt  dies  davon 


her,  dass  mau  die  römischen  Zahlzeichen 
und  die  lateinische  Sprache  bei  Führung 
der  Rechnungen  bis  in  das  15.,  teilweise 
bis  in  das  16.  Jahrhundert  beibeiiielt,  zum 
Teil  auch  von  der  Formlosigkeit  der  ganzen 
Verwaltung. 

Mit  der  Verwaltimg  des  Kassenwesens 
war   in  den  noixl deutschen  Städten  die  so- 
genannte Kämmerei  betraut.    Sie  bestand  in 
Hamburg,  Lübeck,  Rostock  aus  zwei  jähi'lich 
neu   gewählten    Mitgliedern    des   sitzenden 
I^tes,  den  Kämmerern,  die  aber  die  Auf- 
zeichnung der  Rechnungen  nicht  selbst  be- 
sorgten,  sondern  sich  dazu  besonderer  Be- 
amten bedienten.    Für  einzelne  Zweige  der 
städtis<;hen   Wirtschaft,    so   für   die   Mühle, 
den  Weinkeller,  die  Münze,  die  Vogtei  waren 
besondere    Verwalter,    Ratshen'en,    bestellt, 
welche  alljährlich  dem  Bürgermeister  über 
ihren    Vc^rwaltung^szweig    Rechnung    legen 
I  mussten.    Die  Schlusssummen  wurden  dann 
I  in  das  Haui)tbuch  der  Kämmerer  übertragen. 
InKr)ln  ist  der  aus  15  Mitgliedern  bestehende 
sogenannte  enge  Rat  Aufsichtsorgan  über  die 
I  städtischen  Finanzen  und  besetzt  alle  Aemter, 
die  dazu  gehören.    Die  von  ihm  sowie  dem 
weiteren  Rat  delegierten  Rentmeister  führen 
sowohl  die  Finanz  Verwaltung  wie  das  Kassen- 
wesen.    In    Strassburg    unterstand    im    15. 
Jahrhundert  die  Finanzverwaltung  dem  Rate, 
beziehung-sweise    seit    1433  dem  Kollegium 
der    Fünfzehn.      Die    Ilaupteinnahmequelle 
der  Stadt,   üngeld  und  Zölle,  wunien   von 
den  »Dreien,   die  über  das  Ungeld  gesetzt 
sind< ,  auch  »die  Drei  vom  Pfennigturm«  ge- 
nannt,  verwaltet.    Diese  Drei  wiu'den  vom 
Rate   gewäiilt    in     der   W^eise,    dass    zwei 
jährlich    neu   gewählt   wurden,    einer   aber 
immer  zwei  Jahre  im  Amt  blieb.  AUe  Woche 
mussten   die  Einnahmen   aus  dem   Ungeld 
und    den  Zöllen    »an    das  Brett«    auf   dem 
Pfennigturm  eingeliefert  und  getrennt  auf- 
gezeichnet  werden.     Alle  Jahre  legten  die 
drei  üngeld  herreu  dem  Rate  Rechnung.    An 
dem   Brette   wmxlen   auch   die  Jahresrech- 
nungen der  städtischen  Amtleute  vor  den 
Dreien  imd  Delegiei*ten  des  Rates  abgehört. 
Natürlich    hatten    die    drei    Ungeldherren 
ein  ständiges  Personal.     Ihnen  waren  auch 
die    Zinsmeister    und    der    Verwalter    des 
städtischen    Kaufhauses,    die    Münze,    der 
Ziegelofen    u.  s.  w.    unterstellt.     Für    die 
dii-ekte    Hauptsteuer,  das   StaUgeld,  waren 
besondere  Organe,  die  drei  Stallherren,  ge- 
schaffen.  Es  lässt  sich  demnach  behaupten, 
dass  im   allgemeinen  die  Centralisation  des 
städtischen  Kassen-  und  Rechnuhgswesens 
in  Str^u^sburg  im   15.  Jahrhundert  ziemlich 
weit  fortgeschritten  war.    Aehnlich  war  es 
auch    in   Köln.     Aber  Nebenkassen   neben 
den  Hauptkassen  fanden  sich  hier  wie  dort. 
Und  in  der  Hauptsache  ei-scheint  K.  Büchers 
Behauptung,  dass  das  Mittelalter  das  Princip 
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der    fiskalischen    KlaSvseneinheit    nicht    ge- 
kannt hab(\  als  richtig. 

VII.  Da8  Finanzwesen  England». 

1.  In  der  angelsächsischen  und  nor- 
mannischen Zeit.  Das  Finanzwesen  Englands 
in  der  anfTt^lsächsiftchen  Zeit  (bis  1066)  beruht 
in  der  Hauptsache  auf  dem  grossen  Privatbesitz 
des  KüniiTS.  Unter  Eduard  dem  Bekenner 
(1042—65)  ^^ab  es  1422  Landjjüter  (manors), 
die  Zürn  Teil  von  der  sächsischen  Künit,^sfamilie 
herstammten,  nebr»t  68  Forsten  und  781  Parks. 
Paneben  stehen  die  nutzbaren  Hechte  an  dem 
eroberten,  im  (remeinbesitz  verbliebenen  Lande, 
dem  sogenannten  Volklande,  die  wohl  in  Na- 
turalleistungen und  Lieferungen  der  Besitzer 
und  Bebauer  des  Volklandes  bestanden.  Auch 
nachdem  das  Volkland  teils  zur  Ausstattung 
der  königlichen  Beamten  hinaus^egeben ,  teils 
durch  Schenkung  an  Kirchen  und  Klöster  und 
an  andere  um  den  König  Verdiente  oder  von 
ihm  Begünstigte  gelangt  war,  erhielten  sich  die 
darauf  haftenden  königrlichen  Rechte,  das  Recht 
zur  Reopehing  des  Verkehrs  der  Märkte  und  des 
Handels,  das  Recht  über  die  Landungsplätze 
und  Heerstrassen,  welche  die  Quelle  von  könig- 
lichen Zöllen,  insbesondere  auf  Wolle  und  Felle, 
wurden. 

Je  mehr  das  Volkland  ahnahm,  um  so  mehr 
entwickelten  sich  bei  der  Einheitlichkeit  der 
Verwaltung  die  nutzbaren  Rechte,  welche  sich 
an  die  Ausübunsf  der  öffentlichen  Gewalt  knüpften, 
an  die  Kriegs-,  Gerichts-  und  Polizeihoheit.  Aus 
der  Kriegshoheit  entsteht  das  Recht  auf  den 
Dienst  des  Volkes  beim  Bau  und  Unterhalt  der 
königlichen  Burgen  und  Schlösser.  Auch  die 
Verpflichtung  der  Shires  und  Hundertschaften 
zur  Stellung  und  Ausrüstung  von  Schiffen  in 
Kriegsgefahr  und  die  damit  zusammenhängenden 
SchiS^elder  gehören  hierher.  Aus  der  Gerichrs- 
hoheit  entsteht  das  Recht  auf  verwirkte  Güter 
infolge  von  Verrat  und  anderen  Verbrechen 
und  auf  zahlreiche  Geldbussen.  Aus  der  Polizei- 
gewalt entsteht  das  Marktrecht,  das  haupt- 
sächlich durch  Verleihungen  nutzbar  gemacht 
wird,  die  Ausdehnung  der  Zölle  in  Seehäfen 
und  an  schift'baren  Strömen,  entstehen  die 
Schutzgelder  für  Handeltreibende,  Juden  und 
sonstige  schutzbedürftige  Ausländer.  Dazu 
kommen  besondere  Gerechtsame  an  Forsten, 
gewissen  Bergwerken,  Strandgut,  herrenlosem 
Gut  u.  8.  w.  Wie  in  Deutschland  empfängt  der 
König  Geschenke  und  Ehrengaben  bei  Gelegen- 
heit von  Volksversammlungen.  Auch  in  Eng- 
land wird  der  König  und  sein  Gefolge,  werden 
später  auch  seine  Statthalter  und  Sendboten 
auf  ihren  Reisen  von  den  Unterthanen  ver- 
pflegt. Eigentliche  direkte  Steuern  aber  scheinen 
in  dieser  Zeit  nicht  vorgekommen  zu  sein.  Es 
ist  die  den  Germanen  aller  Stämme  wie  den 
Freien  der  alten  Kultur  eigentümliche  Abneigung 
^egen  persönliche  Abgaben,  die  auch  hier  sich 
tindet.  Es  bedurfte  des  ganzen  Elends  der 
dänischen  Seeräubereien  und  der  Normannen- 
kämpfe, um  die  englische  Landesversammlung 
zur  Zahlung  eines  Landestributs  in  Form  einer 
nach  der  Hufe  bemessenen  Abgabe  von  allem 
Grundbesitz,  dem  Dänengeld,  zu  vermögen. 
Aber  auch  dieses  wird  am  Schlüsse  der  angel- 


sächsischen Zeit  unter  Eduard  dem  Bekenner 
wieder  aufi^ehoben. 

Unter  den  normannischen  Königen  (1066 — 
1154)  wurde  in  der  Hauptsache  das  angel- 
sächsische Finanzrecht  mit  seinen  Gerechtsamen 
und  Einkünften  erhalten  und  in  fiskalischem 
Sinne  ausgebaut. 

Die  königlichen  Domänen  wurden  nach  der 
Eroberung  durch  ein  grosses  Reservat  von  Land- 
gütern und  Forsten  neu  fundiert  und  durch  die 
häufig  zurückfallenden  liChen  vermehrt.  Be- 
sondere Leistungen  lagen  der  Domauialbevölke- 
rung  ob,  d.  h.  den  auf  königlichem  Land  ange- 
siedelten Pächtern  und  den  Bewohnern  von 
solchen  Städten  und  Flecken,  welche  auf  Do- 
manialland  angelegt  waren.  Die  ländliche  Be- 
völkerung hatte  für  den  Hof  Naturalien  zu 
liefern,  später,  wie  die  städtische,  Geldabgaben 
zu  leisten.  Für  den  königlichen  Transportdienst 
waren  Wagen  und  Pferde  zu  stellen;  für  den 
königlichen  Hofhalt  bestand  ein  Vorkaufsrecht 
und  ähnliches.  Von  besonderer  Bedeutung  aber 
sind  die  sogenannten  tallagia,  Beiträge  bei 
ausserordentlichen  Bedürfnissen  des  Königs,  ins- 
besondere bei  Kriegszügen.  Die  Verpflichtung 
zu  den  tallagia  ward  allerdings  aus  der  An- 
siedelung auf  Domanialland  abgeleitet,  und  des- 
halb fehlt  dieser  Abgabe  der  reine  Charakter 
einer  allgemeinen  Steuer;  aber  sie  leiten  das 
Steuerwesen  in  England  ein.  Im  14,  Jahr- 
hundert verliert  diese  Abgabe,  in  der  Haupt- 
sache eine  Quotensteuer  vom  beweglichen  Ver- 
mögen, ihre  Selbständigkeit  und  geht  in  die 
allgemeinen  Vermögenssteuern  über.  Nur  in 
der  höheren  Quote,  dem  Zehntel,  welches  die 
Städte  und  Domanialbauern  statt  des  Fünf- 
zehntel der  übrigen  Bevölkerung  zu  entrichten 
hatten,  wirken  die  alten  tallagia  nach 

Die  nutzbaren  Rechte  aus  der  obrigkeit- 
lichen Gewalt  wurden  umfangreicher  und  inten- 
siver ausgenutzt.  Auf  dem  Gebiete  der  Militär- 
hoheit entstanden  neben  den  herkömmlichen, 
nun  aber  wirksamer  erzwungenen  Diensten  die 
neuen  Einkünfte  aus  dem  Lehnskriegsrecht,  die 
bei  der  grossen  Zahl  der  Belehnten  recht  er- 
hebliche Einkünfte  abwarfen.  Ungefähr  600 
Personen  und  Körperschaften  erscheinen  als 
weltliche  und  geistliche  Kronvasallen ,  welche 
unmittelbar  vom  König  belehnt  waren.  Ausser- 
dem werden  7871  Afterlelmsleute,  10097  Frei- 
sassen und  28072  Sokemannen,  d.  h.  Freie 
minderen  Rechts,  erwähnt.  Hierher  gehören 
die  auch  auf  dem  Kontinent  finanziell  aus- 
gebeuteten „drei  Fälle"  des  Lehnrechts:  Geld- 
abgaben der  Belehnten  beim  Ritterschlag  des 
ältesten  Sohnes,  bei  der  Verheiratung  der 
ältesten  Tochter,  bei  der  Gefangenschaft  des 
Königs.  Dazu  kamen  sehr  beträchtliche  „Lehna- 
accidenzien",  Geldabgaben  besonders  beim  Tode 
des  Vasallen  seitens  des  Erben,  dann  in  den 
Fällen  der  Vormundschaft  über  minderjährige 
Lehnsnachfolger,  die  dem  König  zustand,  von 
diesem  aber  gegen  Zahlung  weiter  vergeben 
wurde,  endlich  in  Fällen  der  Verheiratung.  Zu 
diesen  Abgaben  trat  schon  seit  der  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts  eine  Ersatzabgabe  der  Vasallen 
für  den  sonst  zu  leistenden  Lehnskriegsdienst 
in  Form  einer  (leldzahlung  von  jedem  Kron- 
lehen, das  scutagium  oder  Schildgeld.  Es  war 
eine  Art  Grundsteuer  vom  Lehnsbesitz,  die  bis 
ins  14.  Jahrhundert  in  Bestand  blieb,  dann  aber 
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in  den  allgemeinen  Vermögen  sstenern  auf- 
geht. 

Auf  dem  Gebiete  der  Gerichtshobeit  wurden 
die  in  der  angelsächsischen  Zeit  sehr  zurück- 
gegangenen Sportelu  und  Bussen  wieder  er- 
giebiger gemacht,  namentlich  infolge  der  Centrali- 
sierung  der  wichtigeren  Prozesse  bei  der  curia 
regis.  Nicht  unbeträchtliche  Einnahmen  flössen 
aus  der  Verwirkung  des  Vermögens  im  Falle 
der  Felonie.  Auf  dem  Gebiete  der  Polizei - 
hoheit  entsteht  eine  grosse  Anzahl  von  Polizei- 
bussen. Ueberhaupt  werden  die  Hoheitsrechte 
in  den  ersten  Jahrhunderten  der  normannischen 
Herrschaft  in  ausgesprochener  und  olienkundiger 
Weise  zu  üskalischen  Zwecken  ausgenützt. 

Neben  allen  diesen  teils  nur  von  gewissen 
Klassen  der  Bevölkerung,  teils  nur  in  bestimmten 
Fällen  zu  entrichtenden  Abgaben  kommen  noch 
in  der  normanniächen  Zeit  eigentliche  allge- 
meinere, wenn  auch  noch  ausserordentliche 
Steuern  für  die  ganze  Bevölkerung  in  der  Form 
direkter  Vermögenssteuern  auf.  Diese  Be- 
steuerung (carucagium)  urafasste  den  sämtlichen 
Grundbesitz  und  bald  auch  das  bewegliche 
Vermögen  und  setzte  sich  allmählich  an  die 
Stelle  der  oben  erwähnten  besonderen  Abgaben. 
Die  Steuer  war  eine  rohe  Ertragssteuer.  Das 
bewegliche  Vermögen  wurde,  unter  Freilassung 
bestimmter  Gegenstände,  nach  genauer  Speci- 
fizierung  der  Objekte  auf  Grund  eidlicher  Selbst- 
angaben von  Lokalkommissionen  veranlagt.  Je 
nach  den  Bedürfnissen  und  den  Zeitverhältnissen 
wurden  wechselnde  Quoten  erhoben;  die  Norm 
wird  der  „Fünfzehnte  und  Zehnte",  die,  wie 
erwähnt,  zunächst  neben  den  speciellen  Abgaben 
vom  Grundbesitz,  den  Scutagien  und  Tallagien 
und  dem  allgemeinen  carucagium,  erhoben  wer- 
den. Erst  im  13.  und  14.  Jahrhundert  kamen 
diese  letzteren  ab. 

2.  lu  der  Zeit  der  Plantagenet,  Lan- 
caster  und  Tudors.  Unter  den  ersten  Königen 
aus  dem  Hause  Plantagenet  dauerten  im  all- 
gemeinen die  eben  geschilderten  finanziellen 
Verhältnisse  fort,  auch  die  starke  fiskalische 
Ausbeutung  der  Einnahmen.  Ganz  besonders 
bemerkenswert  ist  aber  der  Einfluss,  den  in 
dieser  Zeit  die  Politik  auf  das  Finanzwesen 
und  umgekehrt  die  harten  Anforderungen  an 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerung  auf  die 
politische  Entwickelung  Englands  ausübten.  Es 
waren  zum  Teil  die  finanziellen  Erpressungen, 
welche  den  Aufstand  der  Barone  gegen  König 
Johann  ohne  Land  im  Jahre  1215  hervorriefen.  Zu 
Runnymede,  am  15.  Juni  1215,  sah  sich  Johann 
genötigt,  die  Magna  Charta  zu  unt-erzeichnen, 
welche  unter  anderem  die  ausserordentliche  Be- 
steuerung der  Lehnsträger  und  die  Schätzung 
der  Stadt  London  von  der  Bewilligung  des 
grossen  Reichsrats  abhängig  machte,  unter 
Pembroke,  dem  Vormund  des  jungen  Heinrich  111., 
wurde  ein  Jahr  darauf  die  Magna  Charta  be- 
stätigt, jedoch  mit  Uebergehung  der  auf  die 
Steuerbewilligung  bezüglichen  Bestimmungen. 
Neue  Wirren,  zum  Teil  auch  die  grossen 
finanziellen  Opfer,  welche  die  äussere  Politik 
Heinrichs  III.  dem  Lande  auferlegten,  führten 
auf  dem  Parlament  zu  Westminster  im  April 
1258  zur  Niedersetzung  eines  Ausschusses  von 
24  Baronen,  welcher  die  gesetzliche  Ordnung 
im  Reich  wieder  herstellen  sollte,  Bestimmungen, 
die  auf  dem  Parlament  zu  Oxford,   „The  mad 


parliament",  zur  Ausführung  gelangten.  Auch 
die  fortwährenden  Kämpfe  Eduards  I.  blieben 
nicht  ohne  Einwirkung  auf  die  Entwickelung 
der  Verfassung.  Wenn  er  oft  genug  Steuern 
und  Abgaben  ohne  Zustimmung  der  Gemeinen 
(1265  ist  das  Geburtsjahr  des  englischen  Unter- 
hauses) ausschrieb,  so  Hess  er  doch  andererseits 
häufig  und  seit  1295  fast  alljährlich  auch  die 
Vertreter  der  Grafschaften  und  Städte  zusammen- 
treten, um  sich  Abgaben  bewilliofen  und  in 
inneren  und  äusseren  Angelegenheiten  beraten 
zu  lassen.  Durch  ein  Gesetz  von  1297  ward 
verbrieft,  dass  neue  Steuern  und  Zölle  nicht 
j  ohne  Bewilligung  der  Barone  erhoben  werden 
sollten.  Eduard  III.,  unter  dem  sich  die 
Scheidung  des  Parlaments  in  ein  Oberhaus  und 
ein  Unterhaus  allmählich  fest  einbürj^erte,  be- 
stätigte das  Recht  des  Parlaments  m  Bezug 
auf  Steuerbewilligung  und  Gesetzgebung.  Im 
Jahre  1B81  rief  eine  neue  Kopfsteuer  (poll-tAX) 
den  Aufruhr  der  niederen  Schichten  der  Be- 
völkerung unter  Wat  Tylor  hervor,  der  freilich 
bald  niedergeschlagen  wurde.  Unter  Richard  II. 
erhielt  das  Unterhaus  das  Zugeständnis,  dass 
bei  Feststellung  der  Gesetze,  der  Geldbe- 
willigungen und  sonstigen  Dinge  für  den  ge- 
meinen Nutzen  seine  Zustimmmung  erforderlich 
sei.  Heinrich  IV.  sicherte  den  Gemeinen  neuer- 
dings ihr  Steuerbewilligungsrecht  und  räumte 
ihnen  im  Jahre  1404  sogar  eine  Kontrolle  über 
die  Verwendung  der  bewilligten  Steuern  ein. 
Seit  1297  gelangt  man  in  England  allmäh- 
lich zu  einer  festen  direkten  Besteuerung,  deren 
Ziel  nach  Gneist  darauf  gerichtet  war,  alle 
Grundabgaben  in  eine  allgemeine  Grundsteuer 
und  alle  persönlichen  Abgaben  in  eine  gleich- 
massige  Einkommensteuer  überzuführen.  Dies 
Ziel  wurde  freilich  nur  mangelhaft  erreicht: 
doch  zeigt  die  ganze  Bewegung,  wie  weit  Eng- 
land schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  deifl  Kontinent  in  der  annähernden 
Verwirklichung  der  Grundsätze  der  Allgemein- 
heit und  GleicTimässigkeit  der  Besteuerung  und 
in  der  Ueberwindung  von  Steuerprivilegien 
der  eximierten  Stände  voraus  w^ar  (A.  Wagner  a. 
a.  0.  S.  169).  Die  Besteuerung  bestand  nach 
wie  vor  in  dem  „Fünfzehnten  und  Zehnten", 
der  jedoch  auf  Andrängen  der  Steuerpflichtigen 
im  Jahre  1334  kontingentiert  und  nach  Art 
einer  Repartitionssteuer  auf  die  Grafschaften 
und  Städte  verteilt  wurde.  Im  16.  Jahrhundert 
kommt  es  vor,  dass  bei  grösserem  Bedarf  die 
Steuer,  ohne  Aenderung  der  alten  Veranlagungs- 
form, in  mehrfachen  Beträgen  erhoben  wird. 
Neben  dieser  Steuer  entwickelt  sich  später, 
vornehmlich  unter  den  Tudors,  die  „Subsidie", 
eine  Ergänzung  und  im  gewissen  Sinne  ein 
Zuschlag  zum  Fünfzehnten  und  Zehnten,  eine 
Steuer  vom  Grundbesitz  sowohl  wie  vom  be- 
weglichen Vermögen,  die  im  16.  Jahrhundert 
in  ähnlicher  Weise  wie  der  Fünfzehnte  und 
Zehnte  behandelt  wurde.  Die  Bewilligung  des 
Fünfzehnten  und  Zehnten  in  mehrfachen  Be- 
trägen, die  Hinzufügung  der  Subsidie  gleich- 
falls in  mehrfachen  Beträgen  erklären  sich  aus 
der  Zunahme  des  StAatsoedarfs,  dem  Sinken 
des  Geldwertes  und  dem  Zurückbleiben  des 
eingeschätzten  hinter  dem  wirklichen  Wert  der 
Steuergrundlagen.  Der  höchste  vorgekommene 
Betrag  einer  einfachen  Subsidie  soll  (nach  Do- 
well   bei   A.  Wagner   a.  a.  0.  S.  171)  120000 
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Pfund  Sterling,  der  durchschnittliche  70—80000, 
unter  Königin  Elisabeth  etwa  80000,  der  ein- 
fache des  Fünfzehnten  und  Zehnten  damals 
30000  Pfund  Sterling  gewesen  sein. 

Ausser  diesen  regelmässigen  Steuern  fehlte 
es  nicht  an  ausserordentlichen.  Hierher  ge- 
hören Kopfsteuern  und  klassifizierte  Kopf-  und 
Standessteuern.  Eine  reine  Kopfsteuer  wurde 
1377  zum  ersten  Mal  aufgelegt  und  von  jeder 
über  14  Jahre  alten  Person  beiderlei  Geschlechts 
erhoben.  Die  Wiederholung  einer  solchen 
Steuer  gab  Veranlassung  zu  dem  oben  er- 
wähnten Aufstand  Wat  Tylors.  Klassifizierte 
Kopf-  und  Standessteuern  wurden  ebenfalls 
wiederholt  versucht.  Von  Fremden,  die  von 
anderen  direkten  Steuern  frei  blieben,  wurde 
eine  nach  Beruf  und  Beschäftigung  abgestufte 
Kopfsteuer  erhoben.  Im  Jahre  1427  wurde  eine 
Haus-  und  Familiensteuer  aufgelegt,  1435  eine 
Art  allgemeiner  Einkommensteuer  unter  Frei- 
lassung der  kleinsten  Einkommen  und  selbst 
mit  Anwendung  eines  progressiven  Steuerfusses. 
Eine  Mischung  von  Steuer  und  Zwangsanlehen 
waren  die  ..benevolcnces",  d.  h.  Beisteuern 
einzelner  reicher  Leute  an  den  König,  die  hie- 
zu  durch  Gnadenbezeugungen,  aber  auch  durch 
Zwang  und  Drohung  veranlasst  wurden.  Sie 
bildeten  im  15. — 17.  Jahrhundert  ein  Mittel,  um 
Einkünfte  ohne  parlamentarische  Zustimmung 
zu  erlangen,  wurden  aber  1627  durch  die  „Pe- 
tition of  rights"  verboten. 

Die  indirekte  Besteuerung  Englands  voll- 
zieht sich  in  dieser  Zeit  in  England  ganz  in 
der  Form  der  Zölle.  Aber  das  Zollwesen 
unterscheidet  sich  dadurch  wesentlich  von  dem 
Deutschlands,  dass  es  keine  Binnenzölle,  sondern 
nur  Grenzzölle  giebt. 

Von  alters  her  unterstehen  die  Zölle  im 
auswärtigen  Verkehr  dem  König  als  dem  Schutz- 
herrn der  Fremden  und  dem  Polizeiherrn  über 
den  Handels-  und  Marktverkehr.  Die  Zölle 
sind  zunächst  Erlaubnisgebühren  für  die  Zu- 
lassung zum  Handel,  teilweise  auch  Abgaben 
für  die  Benutzung  der  öffentlichen  Anlagen. 
Bis  zum  13.  Jahrhundert  übt  denn  auch  der 
König  das  Recht  aus,  unabhängig  vom  Parla- 
ment Zölle  aufzulegen  und  zu  erhöhen.  Schon 
die  Mairna  Charta  sucht,  wie  erwähnt,  dies 
Recht  der  Zollerhebung  auf  die  alten  Zölle  zu 
beschränken,  Vermehrungen  und  Erhöhungen 
dagegen  ohne  Zustimmung  des  Parlaments  zu 
untersagen.  Aber  erst  in  der  Confirmatio  char- 
tarum  Eduards  I.  von  1297  wird  es  endgiltig 
anerkannt,  dass  ohne  Zustimmung  des  Parla- 
ments wie  keine  neuen  Steuern  so  auch 
keine  neuen  Zölle  eingeführt  noch  die  alten 
erhöht  werden  sollen  Nur  die  alten  her- 
kömmlichen Zölle  (magna  custuma)  verbleiben 
dem  König  unmittelbar  zur  Verfügung  als  erb- 
liches Kroneinkommen.  Die  neuen  Zölle  (parva 
custuma)  konnten  nur  durch  das  Parlament  be- 
willigt werden.  Neben  diesen  scheinen  noch 
Subsidien  als  variable  Zuschläge  erhoben  wor- 
den zu  sein,  während  die  Costume  gewisser- 
massen  fixiert  waren  Die  Zölle  erstreckten 
sich  hauptsächlich  auf  Wolle,  Felle,  Leder ;  da- 
zu kamen  allgemeine  Tonnen-  und  Pfund- 
steuern. Die  alten  Zölle  waren  allgemeine 
Ein-  und  Ausfuhrzölle  für  Handelswaren  in 
Form  von  Wertzöllen;  daneben  gab  es  höhere 
specitische  Zölle,  so  den  Weinzoll  bei  der  Ein- 


fuhr, die  Zölle  auf  Wolle,  Felle  und  Leder  bei 
der  Ausfuhr.  Die  Zölle  sind  nicht  immer  nur 
fiskalische  Massregeln,  also  Finanzzölle,  sondern 
sie  wurden,  besonders  seit  dem  15.  Jahrhundert, 
vereinzelt  auch  schon  früher,  auch  in  schutz- 
zöllnerischer  Absicht  benutzt,  indem  die  fremden 
Kaufleute  durchschnittlich  höher  besteuert 
wurden  als  die  einheimischen.  Das  Erträgnis 
der  Zölle  war  jedenfalls  ein  bedeutendes.  Nach 
Schanz  (Englische  Handelspolitik,  2.  Bd.  S.  37fif.) 
ergaben  in  den  24  Jahren  der  Regierungszeit 
Heinrichs  VIT.  in  London  die  magna  custuma  6355, 
die  parva  custuma  %602,  die  Subsidie  125892, 
der  Wollzoll  der  Stapelkaufleute  215811,  zu- 
sammen 444662  Pfund  Sterling;  in  den  38 
Jahren  der  Regierungszeit  Heinrichs  VII L 
stellten  sich  die  Londoner  Zolleinnahmen  in 
derselben  Reihenfolge  auf  32000  bezw.  227000 
und  388000,  zusammen  auf  895000  Pfund  Ster- 
ling. Dies  Beispiel  zeigt,  dass  die  indirekten 
Steuern  schon  damals  wie  heute  noch  den 
Hauptteil  der  Einnahmen  lieferten,  damals 
allerdings  nur  in  der  Form  von  Zöllen;  denn 
innere  Verbrauchsabgaben  fehlen  bis  in  die 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts.  Die  hohe  Bedeu- 
tung des  Zoll  Wesens  für  die  Finanzen  lässt  es 
erklärlich  erscheinen,  dass  ihm  besondere  Auf- 
merksamkeit gewidmet  wurde.  Die  Zollbeamten 
waren  verpflichtet,  über  die  von  ihnen  in  den 
Haupt-  und  den  dazu  gehörigen  Nebenhäfen 
gemachten  Einnahmen  in  genauer  und  be- 
stimmter Form  Rechnung  zu  stellen  und  die- 
selbe dem  Exchequer  zur  Prüfung  vorzulegen 
(Schanz  a.  a.  0.  S.  1). 

Unter  Heinrich  III.  scheint  auch  der  Kredit 
zuerst  in  Anspruch  genommen  worden  zu  sein. 
Aber  wie  Privat-  und  Oeffentlichrechtliches  in 
der  Regierungsgewalt  und  im  öffentlichen  Ein- 
nahme- und  Ausgabewesen  ineinanderfloss,  so 
war  auch  der  Staatskredit  identisch  mit  dem 
des  Königs.  Und  er  scheint  nicht  gross  ge- 
wesen zu  sein;  denn  man  erzählt  von  dem 
eben  genannten  Könige,  dass  er  kaum  öffent- 
lich sich  habe  zeigen  können,  ohne  das  Schreien 
seiner  Gläubiger  zu  hören.  Erst  Richard  IL 
wendet  sich,  freilich  ohne  Erfolg,  an  das  Par- 
lament, um  von  ihm  die  Mittel  zu  einem  Kriegs- 
zuge gegen  Frankreich  zu  erhalten.  Auch  sein 
Kredit  ist  so  gering,  dass  er  60000  Pfund 
Sterling,  welche  er  von  fremden  Kaufleuten 
ge^en  die  Vergünstigung,  in  England  Handel 
treiben  zn  dürfen,  aufzubringen  versucht,  nicht 
erlangen  kann.  Unter  Heinrich  VII.  bessern 
sich  zwar  die  Finanzen  durch  die  energische 
Ausbeutunjj  der  fiskalischen  Rechte ;  aber  schon 
Heinrich  \III.  muss  wiederholt  zu  dem  be- 
denklichen Mittel  greifen,  sich  von  dem  Parla- 
mente von  seinen  drängenden  Schuldverbind- 
lichkeiten einfach  freisprechen  zu  lassen.  Erst 
unter  der  Königin  Elisabeth  kann  der  Schatz- 
kanzler dem  Parlamente  versichern,  dass  die 
ganze  alte  Staatsschuld  nebst  Zinsen  zurück - 
bezahlt  sei,  dass  der  Kredit  der  Krone  infolge- 
dessen im  In-  und  Auslande  grösser  sei  als  der- 
jenige eines  anderen  Fürsten.  Aber  auch  sie 
musste  nicht  lange  darauf  im  Auslände  gegen 
10— 12*^/0  Zinsen  selbst  kleinere  Summen  borgen 
und  dafür  die  Bürgschaft  der  City  von  London 
und  ihrer  Staatsminister  bieten. 
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Till.  Das  Finanzwesen  Frankreichs. 

1.  Vom  9.  bis  16.  Jahrhundert.  —  In 

<len  ersten  Jahrhunderten  zeip:t  Frankn^ichs 
Finanzwesen  in  dov  Ilauptsiiclie  eine  dem 
«leutschen  ähnliche  Eutwickohmp:;  docth 
waren  die  Einkünfte  aus  den  Domänen  hier 
wenigstens  in  dieser  Zeit  nicht  sehr  beträcht- 
lich. Denn  das  Domanium  begann  bald 
sich  zu  verringern ;  ein  Teil  wurde  zu  onerosem 
Titel  verliehen,  häufiger  verschenkt,  sei  es 
an  Günstlinge,  sei  es  an  die  Mitglieder 
der  königlichen  Familie.  So  bestand  das 
eigene  Gebiet  Kai'ls  III.  nur  in  der  Um- 
gebung von  Laon  und  einigen  übcT  das 
ganze  Land  zerstreuten  Domänen.  Später 
(11—13.  Jahrhundert)  erweiteile  sich  aller- 
dings die  Macht  des  Königs  imd  damit 
auch  das  Domanium,  aber  die  Bemühungen 
der  Generalstände,  die  llnveräusserlichkeit 
<ler  Krongüter  durchzusetzen,  führte  nicht 
zu  dauernden  Erfolgen.  Da  indessen  die 
Ausgaben  des  Königs  erheblich  wuchsen, 
so  kam  mau  dazu,  die  Rechte,  die  der 
König  als  FeudalheiT  (Seigneur)  besass,  in 
stets  wachsendem  Masse  den  Finanzen 
dienstbar  zu  machen.  Nirgends  ist  das 
Feudalsystem  konseiiuenter  ausgebildet  wor- 
den als  in  Frankreich.  Das  Kecht  zur  Er- 
hebung der  verschiedenartigsten  Abgaben, 
die  den  königlichen  Schatz  zu  füllen  be- 
stimmt waren,  wunle  aus  dem  Feudalrechte 
abgeleitet.  Mit  ihm  rechtfertigte  man  die 
von  dem  Grundeigentnm,  teils  in  Natur, 
teils  in  Geld  erhobenen  Abgraben,  die  von 
den  verschiedensten  Gelegenheiten  her- 
rühren und  die  vei-schiedensten  Namen 
tiTigen  (chef  cens,  menu  cens,  dimes,  cham- 
part,  minage,  charme,  vendage  etc.).  Die- 
jenigen, welche  kein  Gnmdeigentum  be- 
sassen,  mussten  ihi-e  temps  (corvtV)  oder 
einen  Teil  ihn>s  Lohnes  steuern  (capitation  sur 
les  serfs  et  manoeuvres).  Alle  Vorgänge 
im  Handel  konnten  mit  Abgaben  belastet 
werden  und  wunlen  es  auch.  Um  die  Ver- 
einnahmung der  Abgaben  zu  sichern,  durften 
Handelsgüter  nur  auf  bestimmten  Strassen 
transportiert  wenlen.  Der  Eigentums- 
wechsel bei  adeligen  und  bäuerlichen  Grund- 
stücken (liehen)  gab  Veranlassung  zur  Er- 
hebung einer  Quote  vom  Wert  des  Lehens 
(relief,  rachat,  lods,  ventes);  bei  der  Nach- 
folge eines  Leibeigenen,  eines  AusL'lnders, 
eines  Unehelichen  war  der  Seigneur  sein 
Erbe.  Aus  der  Gerichtshoheit  flössen  die 
Pix)zessgebühren,  das  Recht  zur  Auflegung 
von  Bussen  und  zur  Vornahme  von  Kon- 
fiskationen. Aus  dem  Münzrecht  leitete 
man  das  Recht  ab,  den  Wert  der  Münze 
willkürlich  zu  bestimmen.  Wie  anderwärts 
bezog  der  König  auch  hier  von  den  Vasallen 
in  den  drei  Fällen  des  Lchnrechtes ,  bei 
der  Besteigung  des  Thrones,  bei  der  Ver- 


heiratung eines  Familiengliedes  und  beim 
Ritterschlag  des  Thronerben,  eine  Abgabe 
(aide).  Dazu  kamen  noch  dann  und  wann 
>exa€tions«.  der  Vasallen,  die  zwar  rechtlich, 
aber  nicht  immer  thatsächlich  von  den 
-aides<c  sich  unterschieden.  Sie  werden 
mit  der  Erweiterung  des  Domaniums  und 
der  königlichen  Macht  im  11.  bis  13.  Jahr- 
hundert ausgedehnt  und  zum  Teil  unter 
Mitwirkung  der  Generalstände  weiter  aus- 
gebildet. Mit  dem  Namen  »aides<<  werden  ver- 
schiedenartige direkte  und  indirekte  Abgaben 
l)ezeichnet.  Später  blieb  der  Name  an  in- 
direkten Abgaben,  besonders  der  Weinsteuer 
haften.  Die  Verwendung  der  Steuern  und 
Gebühren  erfolgte  für  öffentliche  Zwecke, 
(Landesverteidigung,  Kreuzzüge);  aus  den 
Domäneneinkünften  wurden  zunächst  die  Aus- 
gaben der  Hoflialtung  bestritten. 

In  der  älteren  Zeit  hatten  die  vaides^: 
den  Zweck,  eine  bestimmte  Ausgabe  zu 
decken;  sie  waivn  keine  dauernde  Auflage. 
Später  begann  man'  die  alten  Grundsätze 
zu  verlassen  und  solche  ausserordentliche 
Abgaben  in  Fällen  zu  erheben,  die  in  dem 
Herkommen  nicht  begründet  waren.  Das 
Unrechtmässige  dicvSes  Vorgehens  bedrückte 
das  Gewissen  Ludwigs  des  Heiligen  bei  Ge- 
legenheit einer  beabsichtigten  Besteuenmg 
d(»r  in  Aigues-Mortes  ein-  und  ausgehenden 
Waren  zum  Zwecke  der  Befestigung  dieser 
Stadt  so  sehr,  dass  er  den  FaU  dem  Papste 
vortrug.  Clemens  IV.  aber  gestattete  ihm, 
eine  massige  Abgabe  mit  Zustimmung  der 
Prälaten,  Barone  und  benachbarten  Städte 
zu  erheben.  Das  Gewissen  der  Nachfolger 
dieses  Königs  war  wenigstens  ängstlich  ;  sie 
erhoben  im  Bed«irfsfalle  neue  Steuern,  die, 
zumeist  unter  dem  Namen  der  »Taille«  oder 
»Gabelle«,  bald  zu  dauernden  wunien,  aucli 
ohne  Zustimmung  des  Papstes,  der  Barone 
und  der  StÄdte.  Allerdings  riefen  die 
Könige,  wenn  die  königliche  Gewalt  durch 
Kriege  gelähmt  war,  die  Generalstände  zu- 
sammen und  erbaten  sich  Beisteuern  von 
ihnen,  aber  doch  mehr,  weil  sie  anders  nicht 
zum  Ziele  kamen,  als  um  ihr  Gewissen  zu 
beruhigen.  So  berief  Johann  der  Gute,  als 
der  Prinz  von  Wales  mit  feindlichen  Scharen 
mitten  in  Frankreich  stand,  die  General- 
stände und  erbat  und  erhielt  von  ihnen  eine 
Gabelle  von  Salz  und  eine  Abgabe  von  8 
Pfennig  von  allen  verkauften  Kaufmanns- 
waren.  Diese  Steuern  solllen  nur  wähivnd 
eines  Jahres  erhoben  und  bei  weiterem  Be- 
darf neu  erbeten  werden.  Die  Erhebung 
sollte  durch  Beauftragte  der  Generalstände 
selbst  vollzogen  wei-den.  Seit  dem  Jahre 
1B60  jedoch,  in  welchem  der  Friede  von 
Bretigny  geschlossen  wunle,  ist  keine  Rede 
mehr  von  den  Generalständen.  Die  Steuern 
wurden  erhöht,  die  Erhebung  durch  könig- 
liche    Beamte     vorgenommen.      Allerdings 
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suchte  der  König  diese  neuen  Steuern  damit 
zu  rechtfertigen,  dass  er  dafür  versprach, 
eine  gute  Münze  mit  keinem  oder  nur  wenig 
Gewinn  zu  ])ragen;  »eine  neue  Steuer <', 
meint  er,  »würde  das  Volk  nicht  so  sehr 
belästigen  als  eine  Aenderung  der  Münze<. 

Auch  zu  anderen  kritischen  Zeiten  wer- 
den die  Generalstände  noch  einberufen, 
allein  sie  spielen  keine  entscheidende  Rolle. 
Im  Jahre  1614  traten  sie  zum  letzten  Mal 
zusammen. 

Im  Laufe  der  Jahrhunderte  wurden  aus 
den  »Aides«  ordentliche  bleibende  Steuern. 
Der  Abschluss  der  Eutwickelung  erfolgt 
gegen  Mitte  des  15.  Jahrhunderts,  als  das 
stehende  Heer  sich  einbüi'gerte  und  einen 
dauernden  Finanzbedarf  hervorrief,  zu  dessen 
Bestreitung  die  sonstigen  Einkünfte  des 
Königs  nicht  ausreichten.  Im  Jahre  1439 
bewilligten  die  Generalstände  des  Reichs 
zu  Orleans  dem  König  Karl  VIII.  eine 
bleibende  Koj)fsteuer,  die  Taille,  die  aller- 
dings dem  Namen  nach  auch  schon  in 
früheren  Jahrhunderten  auftaucht.  Im  Jalu'e 
1445  wm-de  für  das  stehende  Heer  ein 
fester  Jahresbetrag  der  Taille  von  1,2  Mill. 
Livres  bestimmt.  Zur  Verwaltung  der  ver- 
mehrten Einkünfte  waren  1443  die  Rech- 
nungskammer und  der  Steuergerichtshof  er- 
richtet worden. 

Was  die  Besteuerung  insbesondere 
anlangt,  so  hat  man  die  in  der  Zeit  vom 
11.  bis  15.  Jahrhundert  in  Frankreich  er- 
hobenen steuerai-tigen  Abgaben  nicht  mit 
Unrecht  als  die  »Steuern  des  Fetidalstaales« 
bezeichnet.  Sie  fliessen  aus  gemischt  pri- 
vaten und  öffentlichrechtlichen  Titeln  und 
sind  für  gemischt  private  und  Öffentliche 
Zwecke  bestimmt.  Nirgends  ist  die  feudale 
Gesellschaftsverfassung  so  sehr  zum  Aus- 
druck gekommen  wie  in  Frankreich.  Nament- 
lich wurde  das  allgemeine  Besteuerungsrecht 
erfolgreich  aus  dem  Rechte  des  König-s  als 
Suzerän  abgeleitet. 

Von  den  zahlreichen  und  verschieden- 
artigen Abgaben  dieser  Zeit  haben  die  Aides 
tmd  Exactions  wohl  am  meisten  die  Natur 
steuerartiger  Abgaben.  Die  Aides  sind 
ausserordentliche  Subsidien  aller  Unterthanen 
und  Vasallen  an  den  Herrn.  Sie  treten  in 
den  drei  obengenannten  Fällen  des  Lehn- 
rechts, dann  im  Falle  der  Gefangennahme 
des  Königs  ein.  Der  letztere  FaU  trat  in  der 
älteren  Zeit  dreimal  ein :  Für  die  Auslösung 
Ludwigs  des  Heüigen  bei  seiner  Gefangen- 
nahme in  Aegypten  waren  167  000  Pfund, 
für  die  König  Johanns  1360  3  Millionen 
Goldthlr.  (nach  Clamageran  36,27  Millionen 
Francs),  für  die  Franz  I.  2  Millionen  Gold- 
thaler  ( =23,58  Millionen  Francs)  zu  entrichten. 
Zum  unterschied  von  den  Aides  erecheinen 
die  Exactions  als  Abgaben,  die  nicht  auf 
Herkommen   oder  Zustimmung  der  Unter- 


thanen beruhen,  sondern  willkürlich  von  dem 
Herrn  erlioben  wurden.  Zu  diesen  Exactions 
rechnet  das  franzcisische  Feudalrecht  be- 
sonders die  unter  dem  Namen  Taille  (talia, 
tolta,  auch  mal  töte)  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert und  wohl  auch  schon  früher  vor- 
kommende direkte  ste\ierartige  Abgabe. 
Technisch  ist  die  gewöhnliche  Taille,  die 
übrigens  lokal  vei-schiedene  Namen  auf- 
weist, eine  Steuer  von  den  Rauch-  und  Feuer- 
stellen, eine  Familien-  und  Hausgenossen- 
steuer. Zumeist  treffen  die  Taille,  wie  die 
Aides  und  Exactions  wohl  den  ländlichen 
unterthänigen  Grundbesitz,  w^enn  sie  auch 
als  Vermögens-  und  Einkommen-  oder  als 
Herd-  und  Kopfsteuern  veranlagt  sind. 
Doch  sind  die  Steuern  vielfach  auch  allge- 
meine, sie  erstrecken  sich  auf  das  beweg- 
liche und  unbewegliche  Vermögen  und  sind 
principiell  auch  von  Adel  und  Geistlichkeit 
zu  entrichten.  Neben  den  gewöhnlichen 
Steuern,  insbesondere  der  Taille,  kommen 
wiederholt  ausserordentliche  Vermögens-  und 
Personalsteuern  vor,  so  z.  B.  1294  ein 
Hundertster,  1245  ein  Fünfzigster.  Die 
Kirche  und  der  Klerus  werden  öfters  zu 
besonderen  Beisteuern  veranlasst,  regel- 
mässig unter  dem  Namen  »don  gi-atuit«,  in 
Form  von  Zehnten,  »decimes«,  von  ihren 
Einkünften,  deren  Verteilung  sie  allerdings 
unter  sich  allein  vornehmen.  Namentlich 
bei  gewissen  Gelegenheiten,  früher  bei  den 
Kreuzzügen,  später  bei  Ketzerkriegen  und 
überhaupt  bei  vom  Papste  gebilligten  Kriegen, 
waren  solche  Zahlungen  herkömmlich. 

Neben  diesen  vorwiegend  direkten  Ab- 
gaben kommen  Verbrauchsabgaben  teils 
Steuer-,  teils  gebührenaiügen  Charakters  vor, 
so  die  Wege-  und  PassieraÖlle,  unter  diesen 
besonders  der  Salzzoll,  dann  die  Verkaufsab- 
gaben besonders  auf  Märkten,  unter  diesen  be- 
sonders vom  Detailhandel  mit  Wein,  Bann- 
rechte, Besitz  wechselabgaben,  die  oben  er- 
wähnten Droits  de  relief  et  de  rachat, 
und  die  Landes  et  Ventes,  Abgaben,  die 
nicht  nur  von  Unfreien,  sondern  auch  von 
Freien,  Vasallen  und  anderen  Unterthanen, 
sei  es  beim  Erbgange,  sei  es  bei  Eigen- 
tumsübertragungen unter  Lebenden  erhoben 
w  eitlen. 

Im  14.,  namentlich  seit  dem  15.  Jahr- 
hunderf,  wiitl  die  direkte  Hauptsteuer  der 
ländlichen  und  städtischen  Bevölkenmg  die 
Taille.  Sie  wird  ursprünglich  nicht  regel- 
mässig erhoben,  sondem  von  den  General- 
ständen nur  auf  bestimmte  Jahre  und  zur 
Bestreitimg  bestimmter  Ausgaben,  (meist 
Krieg  und  Landesverteidigung)  bewilligt. 
Adel,  Klerus,  Beamte  und  einzelne  Privile- 
gierte sind  regelmässig  von  der  Taille  und 
ähnlichen  Steuern  frei.  Die  Steuern  wenlen 
bei  ständisclien  Bewilligungen  oft  im  ganzen 
bewilligt  und  von  den  beteiligten  Provinzen 
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und  den  Ständen  unter  sieh  repartiert.  Der 
Klerus  l)oteilij2:t  sich  an  solchen  Steuerbe- 
willigungen, wie  erwähnt,  durch  Gewährung 
von  Dons  gratuits  in  Form  von  Decimen. 
Aus  der  schweren  Zeit  der  englischen  Kriege 
In  der  ei-sten  Halte  des  lo.  Jahrhunderts 
geht  die  Taille  als  bleib(Mide  Einrichtung 
hervor  und  bleibt  seitdem  die  hau]»tsäch- 
lichste  direkte  Steuer  bis  ziu*  Revolution. 
Die  indirekten  Abgaben,  namtMitlich  die 
Verbrauchs-  und  V(Tkein'ssteuern  sind  am 
Ausgange  des  Mittelalter  erweitert,  umge- 
staltet und  vermehrt  worden.  Das  gilt  in 
erster  Linie  von  den  Zollen,  in  deren  Er- 
hebung der  Konig  freiere  Hand  hatte,  da 
das  Zollrecht  zur  Domäne  gehörte.  Die 
Zölle  waren  teils  Ausfuhrzölle,  die  an  den 
Grenzen  gegen  das  Ausland  erhoben  wurden, 
teils  provinzielle  Binnenzölle.  Die  letzteren 
erkläi*en  sich  daraus,  dass  die  Steuern  nicht 
in  allen  Pi-ovinzen  gleich  waren,  vielmehr 
t?inzelne  Provinzialstände  sich  weigerten, 
bestimmte  Steuern  mit  zu  übc^rnehmen,  so 
dass  man  dit^sen  gegenüber  Binnenzölle  er- 
richtete. Die  Zölle  wai'en  wie  in  England 
ha\iptsächlich  Ausfuhrzölle  (auf  Wolle,  Ge- 
ti-eide,  Wein,  Salz,  Vieh  u.  s.  w.).  Versuche, 
iül gemeine  Steuern  vom  Verkauf  einzu- 
führen, hatten  keinen  dauernden  Erfolg.  Da- 
gegen erfuhren  die  städtischen  Thorsteuern, 
(.lie  Getränke-  imd  die  Salzsteutn-Ji  eine  be- 
sondere Ausbildung. 

Die  städtischen  Tlioi-steuern  oder  >Octi*ois« 
werden  bei  den*  Einbringung  von  Waiden  in 
die  Stadt  erhoben  und  dienen  in  ei'ster  Linie 
für  städtische  Zwecke,  doch  fliessen  dem 
König  bestimmte  Anteile  zur  Begleichung 
sonstiger  städtischer  Steuerverpflichtungen 
ihm  gegenüber  zu.  Die  Getränkesteuern, 
namentlich  die  Weinsteuern,  werden  in  Form 
von  Ti-anspoi-t-  und  Passier-Abgaben  und 
insbesondere  in  Form  städtischer  Octrois  er- 
hoben. Aber  abgesehen  davon  werden  die 
Getränke  mid  si)eciell  der  Wein  noch  in 
zwei  anderen  Formen  besteuert,  nämlich  in 
der  Form  einer  Abgabe  beim  Grossverkauf, 
die  den  Käufer  trifft,  und  mit  der  Kosum- 
steuer  beim  Kleinabsatz,  die  der  Wirt  zu 
bezahlen,  der  Konsument  aber  zu  tragen  hat 
der  Vorläuferin  des  späteren  Droit  de  detail. 
Die  Erhebung  der  Weinsteuer  geschah  schon 
damals  vorwiegend  auf  dem  Wege  der  Ver- 
pachtung. ^Zahlreiche  Veränderungen,  da 
die  Bestimmungen  regelmässig  nur  für  ge- 
wisse Jahi'e  und  Ausgabezwecke  getroffen 
werden  und  die  mannigfaltigsten  lokalen 
und  provinziellen  Verschiedenheiten,  zum 
Teil  auf  Gnmd  von  Privilegien  einzelner 
Landesteile  nach  der  verschiedenen  Stellung 
des  Königtums  in  denselben  und  nach  der 
verscliiedenen  Auffassung  der  Stände  herr- 
schen, sind  auch  für  die  Zeit  charakteristisch. 
Aber  in  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  ist  doch 


in  den  Weinsteuern  ein  weiteres  wiehtit»:es 
Stück  eines  allgemeineren  Steuersystems  d(^s 
Staates  im  wesentlichen  festlx^ginindet.e  (A. 
Wagner,  a.  a.  0.  S.  134.)  Die  SalzsteuiTn 
sind  ureprünglich  Abgaben  sowohl  an  dt)a 
König  wie  an  die  sonstigen  Feudalherren, 
die  in  vei"schiedener  Weise  (als  Produktinns- 
und Absatzsteueni  sowie  als  Grenz-  \uid 
BmnenzöUe)  erhoben  wurden.  Sie  gehörten 
zu  der  »(Tabelle<',  mit  welchem  Namen  man 
friilier  besondei-s  die  Auflagen  auf  Waivn 
bezeichnete.  Dann  wird  dieser  Name  speciell 
für  die  Salzsteuern  üblich  und  seit  dem  16. 
Jahrhimdert  überhaupt  i«lentisch  für  Salz- 
steuern gebraucht.  In  der  Mitte  des  14. 
Jahrhunderts  werden  zur  Sicherung  der 
Salzsteuer  königliche  Salzmagazine  angelegt, 
in  welche  alles  Salz  von  den  Produktions- 
stätten gebracht  mid  von  wo  aus  es  durch 
königliche  Agenten  mit  Steuerzuschlag  ver- 
kauft wurde.  Jeder  Salzverkauf  ausserhalb 
der  Magazine  war  verboten.  Daraus  ent- 
wickelte sich  sjmter  die  so  verhasste  Ein- 
richtung des  Z  wang-sabkaufs  gewisser  Mengen 
Salz.  Schon  1373  wurde  in  einigen  Pro- 
vinzen die  salzsteuerpflichtige  Bevölkerung 
gezwungen,  eine  gewisse  Menge  Salz  familien- 
oder  hauslialtung"s weise  aus  den  Salzmaga- 
zinen zu  entnehmen  (die  später  in  Preussen 
sogenannte  Salzkonskription),  und  jede  Kon- 
travention mit  harten  Strafen  bedix)ht. 
Später  wurden  die  Preise  bezw.  Steuei'sätze 
ausserordentlich  erhöht,  und  es  entstanden 
in  den  verschiedenen  Landesteilen  die 
gnkssten  Ungleichheiten.  Die  privilegierten 
Klassen  wai*en  im  allgemeinen  von  der 
Salzsteuer  befreit. 

Einen  wertvollen  Einblick  in  die  Aus- 
gabewirtschaft imd  das  Schulden- 
wesen im  13.  Jahrhundert  gewährt  die 
Abhandlung  A.  Schaubes  über  die  Wechsel- 
briefe König  Ludwigs  des  Heiligen  (s.  unten 
die  Litteraturangaben).  Allgemeiner  bekarmt 
sind  die  Kreditbriefe,  die  dieser  König  in 
grosser  Anzahl  ausgestellt  hat,  teils  zu 
Gunsten  hochgestellter  Personen,  die  seiner 
Unterstützung  bedurften,  teils  für  solche, 
die  in  seinem  Dienste  standen  und  während 
der  Kreuzzüge  seine  Interessen  im  Orient 
wahrnahmen.  Als  der  König  selbst  im  Ori- 
ent weilte,  gingen  ihm  wolil  auch  effektive 
Geldsendungen  zu,  aber  die  Umständlich- 
keit imd  Gefährlichkeit  einer  solchen  Sen- 
dung fühlten  dazu,  Gelder  teils  bei  den 
Ritterorden,  besonders  den  Templern,  teils 
bei  den  Geldleuten  Italiens,  insbesondere 
den  Genueser  Bankiers,  welche  ganze  Ge- 
sellschaften zur  gemeinsamen  Beti-eibung 
von  Geldgeschäften  in  der  Umgebung  des 
Königs  gebildet  hatten,  aufzunehmen  und 
dafiu"  Wechsel briefe  auszustellen  und  deren 
Honorierung  auf  den  Staatsscliatz  in  l'aris 
anzuweisen.     Im    Jalire    1253    betrug    die 
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Summe  aller  vom  König  ausgestellten 
Wechsel  etwa  104000  Pfund  Tournois, 
nach  unserem  Geld  ca.  2,7  Millionen  Reichs- 
mark. Da  die  Gesamtausgaben  der  Krone 
in  den  Jahren  1256  bis  1259  durchschnitt- 
lich 91000  Pfund  Parisern  134000  Pfund 
Tournois  betrug,  so  stellen  die  Weclisel  des 
Königs  von  1253  annähernd  -Vio  des  Jahres- 
budgets der  französischen  Krone  in  Frie- 
denszeiten dar.  Freilich  sind  nicht  alle 
diese  Schulden  Schulden  des  Königs,  denn 
der  König  hat  sich  auch  für  Barone  und 
Ritter  seines  Heeres  verbürgt.  In  Kriegs- 
zeiten waren  die  Ausgaben  natürlich 
grösser;    sie  betrugen  in  Pariser  Pfund  für 

1250/1    1251/2    1252/3 

Hostel  du  roy  48558    53621     60678 

La  giierre  et  la  navie    240800  212  164  270547 

Zusammen    289361  265785  331226 

Ausserdem  im  Jahre  1250  noch  1G7  102 
Pfund  Lösegeld  für  den  König.  Das  macht 
für  die  drei  Jahre  inclusive  Lösegeld 
1053476  Pfund  Pariser  oder  34  V4  Milli- 
onen Mark  in  Metall  wert,  demnach  pro 
Jahr  ca.  9^/2  Millionen  Mark.  Damit 
stimmt  die  Notiz  bei  Belgrano  (Documenti 
inediti  riguardanti  le  due  crociate  di  San 
Lodovico,  Genova  1859),  dass  der  König 
auf  dem  Kreuzzug  täglich  etwas  über 
1000  Pfimd  Tournois  =  26000  Mark  ge- 
braucht habe.  Genauer  verteilen  sich  diese 
1053476  Pfund  folgendermassen : 

Depens  de  l'hostel  162858 
Pour  la  redemption  du  roy  167  102 
Pour  la  giierre  594600 
Pour  la  navie  32026 
Pour  les  Oeuvres  faites  outre  mer  (Be- 
festigungen etc.)  95  839 
Pour  la  redemption  des  chetiz  (Loskauf 

der  Gefangenen)  i  050 

Die  Mittel,  um  die  Kosten  der  Ki*euz- 
züge  aufzubringen,  flössen  zum  grossen 
Teil  vom  französischen  Klerus.  Das  Konzil 
von  Lyon  hatte  in  üebereinstimmung  mit 
einem  früheren  Beschluss  der  4.  Lateran- 
synode die  Ueberweisung  des  Zwanzigsten, 
der  französische  Klerus  den  Zehnten  von 
allen  kirchlichen  Einkünften  erst  für  drei, 
dann  für  weitere  zwei  Jahre  zur  Verfügung 
gestellt.  Die  Finanzen  des  Königs  scheinen 
auch  sonst  geordnet,  seine  Hilfsquellen  er- 
giebiggewesen zu  sein ;  denn  es  sind  ihm  auch 
nach  seiner  schweren  Niederlage  in  Aegyp- 
ten  und  Aufbringung  des  hohen  Lösegel- 
des erhebliche  finanzielle  Schwierigkeiten 
nicht  erwachsen.  Der  Kredit  des  Königs 
erwies  sich  vielmehr  auch  in  der  kritischen 
Zeit  als  wohl  begründet. 

2.  Das  Finanzwe^eii  bis  zu  Beginn 
der  Neuzeit  Im  allgemeinen  hat  die 
Geschichte  der  Finanzen  in  diesem  Zeit- 
raum nichts  wesentlich  Neues  zu  berichten. 


Die  zunehmenden  Bedürfnisse  des  Hofes 
und  der  Regierung  führten  zum  Ausbau 
des  alten  Steuerwesens,  zur  Einführung- 
neuer  Steuern,  zur  Beseitigmig  einzelner 
Mängel;  aber  eine  grundsätzliche  Neuge- 
staltung wird  nicht  vei-sucht.  Namentlich 
blieb  der  Hauptübelstand  des  französischen 
Steuerwesens:  Die  Steuerfi-eiheit  der  privi- 
legierten Klassen,  die  sch>vere  und  imgleich- 
mässige  Belastung  der  mittleren  und  unte- 
ren lüassen,  besonders  der  ländliclien  Be- 
völkerung, bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhun- 
derts bestehen. 

Die  hauptsächliche  direkte  Steuer 
blieb  die  TailJe;  sie  ist  die  Hauptsteuer  des 
jdatten  Landes  und  der  kleinei-en  Städte. 
Zwei  Foimen  sind  dabei  zu  unterscheiden: 
die  taille  personelle,  die  im  grösseren  Teile 
Frankreichs  erhoben  wurde,  der  Absicht 
nach  eine  allgemeine  Vermögens-,  Er- 
werbs- und  Pei*sonalstouer,  und  die  taille 
reelle,  eine  Realsteuer  auf  Gnmd-  und 
Hausbesitz.  Während  bei  der  letzteren  der 
Willkür  der  Steuerorgane  wenigstens  eini- 
germassen  Schranken  gezogen  waren,  fehlte 
es  bei  der  ersteren  zumeist  an  objektiven, 
genügenden  Anhaltspunkten  für  eine  rich- 
tige Veranlagung,  und  je  mehr  die  Taille 
wuchs,  um  so  härter  wuirde  sie  empfunden 
und  um  so  mehr  machten  sich  iltre  grossen 
Ungleichheiten  bemerkbar  vmd  um  so 
schwerer  empfand  man  den  Missstand  der 
zahlreichen  persönlichen  Befreiungen  durch 
Privileg  und  Amt.  Sie  zerfiel  schon 
im  16.  Jahrhundert  in  ein  »principai« 
und  einige  »crus«  d.  h.  Zuschläge  für  Spe- 
cialzwecke ;  daneben  entstand  ein  Taillon,  ein 
Geldersatz  für  Natiu^Uieferungen.  Die 
Haftbarkeit  der  Steuererheber  für  nicht 
entrichtete  Steuerbetiilge  und  die  Solidar- 
haft  der  Kirchspiele  für  Steuerausfälle  wur- 
den immer  drückender.  Der  Klerus  beteiligte 
sich  an  der  Tragung  der  Staatslasten  nach  wie 
vor  durch  die  »Dons  gratuits«.  ein-  und  mehr- 
fache Decimen  von  den  kirchlichen  Ein- 
künften, die  aber  doch  nur  ausserordent- 
liche, wenn  auch  häufig  wiederholte  Leis- 
tungen darstellen. 

Auch  die  indirekte  Besteuerung  hat  sich 
seit  dem  15.  Jahj-hundert  auf  der  bis 
dahin  geschaffenen  Grundlage  ohne  w^esent- 
liche  Neuenmgen  weiter  entwickelt  mit  der 
einzigen  Ausnahme  des  Zollwesens.  Im 
ZoUwesen  treten  schon  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert, namentlich  aber  seit  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  Bestrebungen  auf,  die 
inneren  Zölle  zu  beseitigen  oder  doch 
wenig-stens  zu  vermindern  und  Grenzzölle 
an  ihre  Stelle  treten  zu  lassen,  die  Aus- 
fuhrzölle zu  beseitigen  imd  den  fiskalischen 
Interessen  durch  Einfuhrzölle  gerecht  zu 
werden.  Aber  bei  allen  diesen  Reforratje- 
strebungen  herrschen  mehr  Volkswirtschaft- 
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licho  als  finanzpolitische  Erwägungen.  Sie 
sind  auch  nur  insofern  gelungen,  als  an 
Stelle  der  Zollgrenzen  zwischen  den  einzel- 
nen Provinzen  verschiedene  Provinzial- 
gruppen  bezüglich  der  zoll  massigen  Be- 
handhmg  zusammengefasst  wunlen.  Die 
drückendste  unter  den  Yerbrauchssteuern 
blieb  die  hohe  und  höchst  ungleichmässige 
Salzsteuer.  Alte  Privilegien  und  zur  An- 
erkennung gebrachte  Interessen,  die  aus 
historischen  Gründen  zu  erklärende  Sonder- 
stellung vieler  Provinzen  standen  einer 
Vereinheitlichung  und  Ausgleichung  des 
indirekten  Steuerwesens  bis  zur  Hevolution 
entgegen.  An  den  Getränkesteuern  ist 
nichts  Wesentliches  mehr  geändert  worden. 
Erst  zu  Ende  des  16.  und  im  17.  Jahrhun- 
dert traten  neue  Steuern,  zum  Teil  von 
luxussteuerartigem  Charakter  (auf  Tuch  und 
andere  Wollwaren,  Leinwand,  Zinngeschin*, 
Eisen,  Papier,  Hüte,  Gold  und  Silber,  aus- 
ländische Bücher  u.  s.  w\),  besonders  die 
Tabaksteuer  (zuerst  1625  in  Form  eines 
Einfuhrzolles  von  fremden  Tabaken)  auf. 
Die  meisten  dieser  Steuern  wurden  auf  dem 
Wege  der  Verpachtung  eingezogen. 

Litteratur;  Fränkisches  und  deutsches 
Reich:  Hülltnanny  Deutsche  Finanzgeschichte 
des  Mittelalters,  Berlin  1805.  —  Inanta- 
St-emeggf  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  I, 
Leipzig  1879,  Bd.II,  1891,  Bd.  Hl,  1899.  —  Lang, 
Historische  Entwickelung  der  deutschen  Steuer- 
verfassung, Berlin  17 9S.  —  II,  Müllef*,  Beichs- 
steuem  und  Reichsreformbestrebungen  im  15.  und 
16.  Jahrh.,  Prenzlau  1880.  —  IFntte,  Deutsche 
Verfassungsgeschichte;  besonders  die  einschPig. 
Abschnitte  in  Bd.  IT,  IV,  VIII.  —  Weizsäcker, 
Rede  über  die  geschichtliche  Entwickelung  uvd 
Idee  einer  aligemeinen  Reichssteuer,  Berlin  188£. 
R,  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  Leipzig 
1889.  —  if,  Zeumer,  Die  deutschen  Städte- 
steuern, insbesondere  die  städtischen  Reichssteuern 
im  rj.  und  IS.  Jahrh.,  Leipzig  1878.  S.  auch 
A,  Weigner,  Fin.  JII,  S.  ldSß\  —  2.  Die 
deutsc  he  n  Städte.  Chroniken  deutscher 
Städte,  hvrausgegeb.  von  Hegel,  besonders  Nürn- 
berg und  Mainz,  München  1874  w«<^  1881.  — 
A,  Henning,  Steuergeschichte  von  JGUn  6fJ? 
1S70,  Dessau  1891.  —  Sch&nberg,  Finanzver- 
hfUtnisse  der  Stadt  Basel  im  I4.  und  15.  Jahrh., 
Tübingen  1879.  —  K,  Bücher,  Zwei  mittel- 
alterliche Steuerordnungen,  Festschrift  zum  deut- 
schen Jli-storikertage  1894.  —  W.  Stieda, 
Städtische  Finanzen  im  Mittelalter,  iii  den  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik 
S.  Folge,  17.  Bd.,  1.  Heft,  und  die  ausführlichen 
Litterat  urangaben  Stiedas.  —  K.  Th.  Eheberg, 
Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Wirtschaftsge- 
schichte der  Stadt  Strassburg  bis  1681,  Bd.  I,  Strass- 
hurg  i.  E.  1899.  —  8.  Preussen:  G,  Biel€~  \ 
feld,  Geschichte  des  magdeburgischen  Steuer-  | 
Wesens  von  der  Reformatio^nszeit  bis  ins  18.  Jahrh.,  \ 
J^ipsig  1888.  —  G.  Schmoller,  Die  Epochen  , 
der  preussischen  Finanzpolitik,  in  Jahrb.  f.  Ges. 
u.  Verw.  Bd.  1.  —  Toppen,  Die  Zinsverfassuug 
Preusseiis  unter  der  Herrschaft  des  deutschen 
Ordens,   in   der  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  Bd.  4 


und  in  Sybels  Histor.  Zeitschrift ,  Bd.  .;<>.  — 
Zakrezewskl,  Veber  den  General hufenschoss, 
1885.      Weiteres   bei  Wiigner,    Fin.  III,  S.  S4. 

5.  daselbst  auch  die  Litteratnniach weise  über  die 
anderen  deutschen  Territorialfürstentümer.  —  4- 
Oesterre i ch  :  S.  Btmder ,  Finan zpolitik 
Rudolfs  IV.  —  Beer,  Finanzen  Oesterreichs  im 
19.  Jahrh.,  Pi-ag  1877.  —  Ghidely,  Die  Finanzen 
Böhmens  im  10.  und  17.  Jahrh.,  in  den  Wiener 
Akademieschriften  Bd.  18,  1869.  —  H,  i\  Hauer, 
Beiträge  zur  Geschickte  der  österreichischen 
Finanzen,  Wien  I848.  —  Kries,  Ilistorüiche 
Entwickelung  der  Steuerverfassung  in  Schlesien, 
Breslau  184:^. — Oberleitner,  Finanzlage  Xieder- 
östoreichs  im  16.  Jahrh.,  Wien  186S.  —  Schalck, 
Oesterreichs  F^nanzverwaltung  141^ — J486,  Wien 
1881.  —  5.  England:  St,  Dowell,  History  of 
taxaiion  and  titxe^  in  England,  from  the  ear- 
liest  timcs  to  the  present  day,  4  Bde.,  Ijondon 
I884.  —  Doubleday,  Financial  history  of 
England,  London  I847.  —  JR.  Gneist,  Eng- 
lische Verfassungsgeschichte,  184^-  —  Den^selbe, 
Das  englische  Venvaltungsrecht,  2  Bde.,  S.  Aufl., 
Berlin  188S\84.  —  Derselbe,  Das  englische 
Parlament  in  tausendjähngen  Wandelungen, 
Berlin  1886.  —  Derselbe,  Selfgovernment  etc., 
Berlin  1871.  —  Sinclair,  History  of  the  public 
revenue  of  the  british  empire,  3  vol.,  8  ed.,  Lon- 
don 1808.  —  W.  Taylor,  History  of  taxation 
of  England,  London  1853.  —  ir.  Vocke,  Ge- 
schichte der  Steuern  des  britischen  Reichs,  Leipzig 
1866.  —  G,  Schanz,  Englische  Handelspolitik, 
2  Bde.,  Leipzig  1881.  —  V.  Marc^ ,  Artikel 
FHnances  de  l' Angleterre,  im  Nouveau  dictionnaire 
d'economie    politique,    Bd.    1,    l\iri*    1896.    — 

6.  Frankreich:  Forbonnais,  Recherches  et 
considerationa  »ur  les  ßnances  de  France  depuis 
l'annee  1598  jusqu^en  l'annee  1721,  Basel  1758. 

—  Ballly ,  Histoire  Jinanciere  de  la  France, 
1830.  —  Clanuiget*an,  Histoire  de  l'impot  en 
France  (bisher  3  Bde.),  Paris  1867,76.  —  Ä. 
Stotn^ni,  Les  ßnances  de  fanden  regime  et  de 
kl  revolution,  orrgines  du  Systeme,  ßn.  actuel, 
2  vol.,  Paris  1885.  —  Vlgnes,  Tmite  des  impots, 
4  ed.,  Paris  1880.  —  A,  Wuhrer,  Histoire  de 
la,  dette  publi^jue  en  France,    2  vol.,  Pari^  1886. 

—  M.  Harbulot,  Artikel  Finances  de  Vancien 
regime,  im  Nouveau  dictionnaire  d'economie 
politique   Bd.  1,  Rtris  1896. 

K.  Th,  Eheberg. 


Finanzgesellschaften. 

Als  FinanzgeseUschaften  im  neueren 
Sinne,  den  englischen  »Financial  Companies« 
entsprechend,  kann  man  diejenigen  Aktien- 
oder Kommanditaktiengesellschaften  bezeich- 
nen, die  hauptsächlich  Geschäfte  in  Bcirsen- 
papieren  machen  und  sich  nur  in  zweiter 
Linie  mit  der  gewöhidichen  Kredit  ver- 
mittelung  befassen.  Diese  Geschäfte  be- 
stehen namentlich  in  der  Beteiligung  an  der 
Gründung  neuer  Aktiengesellschaften  durch 
Zeichnung  eines  bedeutenden  Teiles  des 
Kapitals,  in  der  Ausgabe  von  Schiüdver- 
schreibungen  von  Staaten,  Gemeinden,  Eisen- 
bahnen etc.,  die  man  in  der  Regel  zu  einem 
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bestimmten  Kurse  fest  übernommen  hat;  in 
der  Beteiligung  an  bestehenden  Unter- 
nehmungen durch  Kommanditierung  oder 
Yorschitese;  in  der  Subskription  auf  neu 
auszugebencle  und  dem  Ankauf  bereits  um- 
laufender Wertpapiere  aller  Art  zum  Zwecke 
der  Kapitalanlage,  insbesondere  aber  auch 
in  dem  spekulativen  Effekten  h  a  n  d  e  1 ,  dem 
Ankauf  von  Wertpapieren  zum  Zweck  des 
Wiederverkaufs  mit  Gewinn,  w^obei  die 
eigentlichen  Termingeschäfte  zwar  in  der 
Regel  statutenmässig  ausgeschlossen,  die  Re- 
port- und  Deportgeschäfte  aber  gestattet 
sind.  Alle  diese  Geschäfte  werden  auch 
von  Privatbankiers  betrieben  und  lagen  bis 
ziur  Mitte  dieses  Jahrhunderts  fast  aus- 
sciiliesslich  in  deren  Händen.  Werden  sie 
aber  von  grossen  Gesellschaften  übernommen, 
so  trä^  dies  wesentlich  dazu  bei,  die  Börsen- 
spekiuation  weiter  auszubreiten  und  dadurch 
oft  schwere  Missbräuche  und  Schädigungen 
der  kleinen  Kapitalisten  zu  verursachen. 
Die  Zahl  der  privaten  Bankiers,  die  mit 
einem  Kapital  von  25  und  mehr  Millionen 
Mark  spekulative  Geschäfte  machen,  ist  sehr 
beschränkt,  und  ohne  ein  grosses  reelles 
Kapital  lassen  sich  wirklich  tiefgreifende 
Börsenoperationen  nicht  ausführen.  Durch 
die  Kapitalvereinigimg  mittelst  Aktien  aber 
lässt  sich  die  Zahl  solcher  gi-ossen  Spekula- 
tionsunternehmer in  der  Form  von  Gesell- 
schaften immer  mehr  vergrössern.  Die  Ein- 
wirkung derselben  auf  die  Börse  und  die 
ganze  Volkswirtschaft  aber  ist  eine  weit 
weniger  verantwortliche  als  die  der  Privat- 
bankhäuser.  Die  letzteren  wissen,  dass  sie 
bei  gewagten  Unternehmungen  auch  ihr 
eigenes  Vermögen  aufs  Spiel  setzen ,  die 
Leiter  der  Spekulatiousgesellschaften  aber 
operieren  mit  dem  Kapital  der  Aktionäre 
und  liaben  sich  ei-fahrungsmässig  nur  zu  oft 
eines  leichtsinnigen  imd  gewissenlosen  Ver- 
fahrens schuldig  gematjht.  Namentlich  sind 
auch  viele  Fälle  bekannt  geworden,  in  denen 
Verwaltungs-  oder  Aufsichtsräte  ihren  Ein- 
flnss  benutzt  haben,  lun  mit  den  Mitteln  der 
Gesellschaften  ihre  eigenen  unsoliden 
Gründungen  solange  zu  stützen,  bis  sie 
ihren  Gewinn  eingestrichen  hatten,  während 
die  Gesellschaften  sich  schliesslich  mit  wert- 
losen Effekten  überladen  fanden. 

In  gewissem  Sinne  kann  man  die  von 
Law  (s.  d.  Art.)  1710  errichtete  Bank  als 
Vorläufer  der  modernen  Finanzgesellschaften 
betrachten,  besonders  nach  ihrer  Verbindung 
mit  der  Ostindisdien  Gesellschaft.  Auch 
die  1772  von  Friedrich  dem  Grossen  ge- 
^"mdete  Seehandlungssocietät  zeigt  durch 
ihre  Beteiligungen  an  industriellen  Unter- 
nehmungen und  der  Ausgabe  von  Staats- 
schuldverschreibungen eine  gewisse  Ver- 
wandtschaft mit  jenen  Gesellschaften,  doch 
ist  sie  seit  1810  zu  einer  i-einen  Staatsan- 

MandwÖrterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


stalt  geworden  und  steht  schon  deswe^n 
der  eigentlicheu  Spekulation  fem.  Als  wirk- 
liche Effektenbank,  wie  man  die  Finanz^- 
sellschaften  auch  zu  nennen  pflegt,  erscheint 
zuerst  die  1822  in  Brüssel  von  dem  König 
Wilhelm  IL  gegründete  Societe  geniale 
(ursprünglich  »des  Pays-Bas«)  pour  favoriser 
rindustne  nationale,  die  bis  1850  auch  das 
Becht  der  Notenausgabe  besass.  Sie  hatte 
ausdrücklich  den  Zweck,  industrielle  Unter- 
nehmungen durch  Darlehen  zu  unterstützen 
und  neue  ins  Leben  zu  rufen.  Zur  Ver- 
stärkung ihrer  Mittel  war  sie  befugt,  neben 
ihrem  Aktienkapital  20  Millionen  Gulden  in 
Obligationen  auszugeben.  Im  Jahre  1849 
war  sie  durch  Aktienbesitz  bei  46  zum  Teil 
von  ihr  selbst  gegründeten  Gesellschaften 
mit  einem  Nominal£apital  von  68  ^U  Millionen 
Francs  beteiligt.  Von  dem  eigentlichen 
Spekulaüonshandel  in  Wertpapieren  hielt  sie 
sich  fem,  indem  sie  ihren  Effektenbesitz 
als  eine  dauernde  Kapitalanlage  betrachtete. 
Auch  in  neuerer  Zeit  hat  sie  ihren  ur- 
sprünglichen Charakter  beibehalten.  Ende 
1881  z.  B.  bestand  die  volle  Hälfte  iher 
Aktiva  aus  »Fonds  publics«  (101  Millionen 
Francs). 

Als  erste  eigentliche  Spekulationsbank 
und  als  Typus  einer  ganzen  Klasse  aber  er- 
scheint der  1852  von  den  Gebrüdern 
Pereire  in  Paris  gegründete  »Cr^it  mo- 
bilier«.  Die  ursprüngliche  Idee  desselben 
hatte  E.  Pei-eire  schon  in  seiner  Saint- 
Simonistischen  Periode  (1830  im  Journal  du 
commerce)  veröffentlicht  und  zwar  läuft 
diese  auf  eine  Art  von  gegenseitiger  Ver- 
sicherung der  Wertpapiere  hinaus.  Wie  der 
um  dieselbe  Zeit  gegründete  Cr6dit  foncier 
das  Recht  hatte,  Obligationen  auf  Gnuid 
von  erworbenen  Hypotheken  auszugeben,  so 
soUte  der  Credit  mobüier  befugt  sein,  eine 
gleiche  Summe  wie  die  von  ihm  in  Aktien 
und  anderen  Effekten  angelegte  in  eigenen 
Obligationen  auszugeben.  Das  Aktienkapital 
betrug  anfangs  60  Millionen  Francs,  die 
Obligationenschuld  aber  sollte  auf  das  Zehn- 
fache des  Kapitals  gebracht  werden  dürfen. 
Der  Credit  mobilier  sollte  also  der  Sammel- 
platz für  eine  enorme  Aktienmasse  werden, 
die  Obligationenbesitzer  aber  statt  der 
schwankenden  Erträge  dieser  Aktien  eine 
feste  Verzinsimg  ihres  Kapitals  erhalten. 
Thatsädilich  ist  indes  dieser  in  die  Statuten 
des  Credit  mobilier  au^nommene  Plan 
nicht  zur  Ausführung  gekommen,  sondern 
die  Gesellschaft  hat  sich  von  Anfang  an 
lediglich  auf  die  Börsenspekulation  verlegt. 
Als  im  Jahre  1855  eine  erste  Emission 
von  240  000  Obligationen  (zu  500  Francs, 
mit  200  Francs  Einzahlung)  stattfinden  sollte, 
wurde  sie  von  der  Regierung  verhindert. 
Man  war  in  den  Tuilerien  denn  doch  in  be- 
treff der  enormen  Spielgeschäfte  des  In- 
Auflage.  III.  62 
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stitüts  bedenklich  geworden.  Der  Gesamt- 
gewinn des  Jahres  1855  belief  sich  auf 
31 871 000  Francs,  und  von  dieser  Summe 
waren  nicht  weniger  als  26  167  000  lYancs 
auf  Kursgewinn  zunickzuführen.  Der  Be- 
trag der  in  diesem  Jahre  subskribierten  und 
gekauften  (meistens  natürlich  auch  wieder 
verkauften)  Effekten  stellte  sich  auf 
265821000  Francs.  Der  Credit  mobilier 
konnte  eben  seine  Spielgeschäfte  mit  barem 
Oelde  machen,  und  darin  lag  seine  Macht 
über  die  Kurse.  Und  wie  würde  diese  ge- 
steigert worden  sein,  wenn  er  mittelst  der 
Obligationen  noch  die  Verfügung  über  600 
Millionen  Mark  erhalten  hätte.  Ohnehin  war 
sein  Einfluss  schon  höchst  imheilvoU,  nicht 
nur  durch  die  Beförderung  des  Börsenspiels, 
sondern  auch  durch  die  Yerlockung  des 
Publikums  zur  Beteiligung  an  der  Gründung 
von  Unternehmungen,  die  sich  bald  als  im- 
wirtschaftlich  und  imrentabel  erwiesen.  Ein 
Rückschlag  trat  schon  1857  ein,  doch  hob 
sich  die  Dividende  in  den  Jahren  1862  und 
1863  wieder  auf  25®/o.  Aber  schon  im 
Jahre  1866  geriet  die  Gesellschaft  in  ernst- 
liche Yerlegenheiten,  die  sie  zu  einer  Ver- 
doppelung des  Kapitals  (auf  120  Millionen 
Francs)  nötigten.  Trotzdem  kam  die  Krisis 
1867  zum  Ausbruch,  bei  welcher  sich  die 
Herren  PereLre  und  Salvador  im  Vollbesitz 
ihrer  Millionen  zurückzogen,  die  Aktionäre 
aber  fast  alles  einbüssten.  Die  Leiter  der 
Gesellschaft  hatten  u.  a.  der  zahlungsun- 
fähigen Compagnie  immobüiere  beinahe  72 
Millionen  Francs  vorgeschossen.  Die  Ver- 
waltungsräte mussten  allerdings  später  eine 
Entschädigimg  herauszahlen,  aber  die  Ge- 
sellschaft blieb  im  kläglichsten  Zustande 
der  Liquidation,  und  erst  1871  wurde  sie 
durch  eine  neue  ersetzt,  wobei  fünf  alte 
Aktien  gegen  zwei  neue  eingetauscht  und 
82  Millionen  Francs  in  bar  neu  gezeichnet 
wurden.  Im  Jahre  1878  aber  wurde  das 
Kapital  dieses  neuen  Credit  mobilier,  nach- 
dem er  fünf  Jahre  hindurch  keine  Dividende 
bezahlt  hatte,  auf  die  Hälfte  herabgesetzt. 
Mittlerweüe  waren  in  Paris  noch  mehrere 
andere  grosse  Effektenbanken  entstanden, 
unter  denen  besonders  die  im  Jahre  1881 
zusammengebrochene  Union  g6n6rale  eine 
nicht  beneidenswerte  Berühmtheit  erlangt 
hat.  Auch  in  Deutschland  fand  das  Vorbild 
des  Credit  mobilier  zahlreiche  Nachahmungen 
in  der  Gestalt  von  Bänkgesellschaften,  die 
sich  vorzugsweise  mit  Gründungen,  Emis- 
sionen, Effektenhandel,  später  auch  in  be- 
deutendem Umfange  mit  Reportgeschäften 
befassten.  Die  erste  war  die  1853  gegrün- 
dete Bank  für  Handel  und  Industrie  in 
Darmstadt,  die  gegenwärtig  mit  dem  Haupt- 
sitz in  Berlin  und  einem  Kapital  von  105 
Millionen  Mark  eine  sehr  angesehene  Stellung 
einnimmt.      Sie   betreibt   übrigens  auch   in 


grossemümfange  die  sonstigen  Bankgeschäfte. 
Ueber  die  wichtigsten  anderen  Effekten banken 
findet  man  näheres  in  der  Tabelle  Bd.  'II, 
S.  218,  Art.  Banken.  In  Oesterreich  -woirde 
1855  die  »k.  k.  privilegierte  österreichische 
Kreditanstalt  für  Handel  und  Gewerbec  er- 
richtet, die  dem  Credit  mobilier  in  ihrer 
ganzen  Organisation  am  nächsten  steht. 
Das  Kapital  betrug  anfangs  60  MiUioneii 
Gulden,  seit  1869  nur  noch  40  Millionen, 
ist  aber  1899  auf  50  Millionen  erhöht  wonlen. 
Unter  dem  Namen  Kassenscheine  giebt  sie 
Obligationen  von  mindestens  einjäliriger  Ver- 
fallzeit aus.  Sie  darf  sogar  bis  zu  ^/lo  ihres 
Gnmdkapitals  Spekulationsankäufe  von  Im- 
mobilien machen.  Doch  ist  auch  ihr  Dis- 
konto- imd  Lombardgeschäft  von  bedeuten- 
dem Umfange.  Einen  ähnlichen  Charakter 
hat  die  1880  mit  einem  eingezahlten  Kapital 
von  40  Millionen  Gulden  gegröndete  vk.  k. 
privilegierte  österi'eichische  Länderbank' . 
In  England  sind  die  dem  Credit  mobilier 
entsprechenden  Finanzgesellschaften  zahl- 
reich vertreten;  ausserdem  aber  haben  sich 
auch  die  finanziellen  Trustgesellschaf- 
ten in  der  neueren  Zeit  mehr  imd  mehr 
entwickelt.  Diese  sind  von  den  industriellen 
Trusts,  welche  die  Monoi)olisierung  eines 
bestimmten^  Produktionszweiges  bezwecken- 
zu  unterscheiden  und  benilien  im  wesent, 
liehen  auf  der  oben  erwähnten  ursprünglichen 
Pereireschen  Idee,  die  übrigens  ju-aktisch 
auch  schon  früher  einigermassen  in  der 
Brüsseler  Societe  generale  verwirklicht  war : 
es  handelt  sich  um  ein  sogenanntes  »Oni- 
nium«  von  Aktien  einer  grösseren  Anzahl 
von  Gesellschaften  oder  auch  anderer  Wert- 
papiere, wodurch  den  Aktionären  der  Trust- 
gesellschaft eine  möglichst  sichere  Durch- 
schnittsdividende verschafft  werden  soll. 
Manche  geben  auch  zur  Verstärkung  ihiv.s 
Effektenbestandes  Obligationen  (Debentures) 
aus.  Gelegentliche  Käufe  und  Verkäufe  von 
Papieren  sind  nicht  ausgeschlossen,  abei*  sie 
sollen  doch  nur  ein  Nebengeschäft  dt»r 
eigentlichen  Tnistgesellschaften  bilden.  In 
Wirklichkeit  bleibt  indes  die  Versuchimg 
zum  Betrieb  des  spekulativen  Effekten- 
handels für  die  Leiter  dieser  Gesellschaften 
selir  gi'oss,  und  viele  der  letzteren  sind  da- 
her infolge  des  Rückschlags,  der  nach  der 
Spekidationsperiode  von  1889  eintrat,  em- 
pfindlich geschädigt  worden.  Viele  soge- 
nannte Tnistgesellschaften  sind  übrigens 
trotz  ihres  Namens  von  Anfang  an  nm' 
Spekulationsbanken  gewesen.  —  Sehr  e^n- 
pfehlenswert  ist  die  von  einigen  Trustge- 
seUschaften  angenommene  periodische  Ver- 
öffentlichung ihres  Effektenbestandes.  In 
Deutschland  hat  sich  1890  unter  dem  Namen 
»Treuhandgesellschaft«  eine  Trustgesellsdiaft 
für  amerikanische  Papiere  gebilaet  — Die 
Verantwortlichkeit  der  Emissionsbanken  ist 


Finanzgesellschaften — Fiuanzstatistik 


979 


in  Deutschland  durch  die  Bestimmungen 
der  S§  43— 4B  des  Börsengesetzes  v.  29. 
Juni  1896  über  die  Haftung  auf  Grund  des 
Prospekts  erheblich  verstärkt  worden.  Siehe 
den  Artikel  Börsenrecht  (oben  Bd.  II 
S.  999).  Vgl.  auch  den  Artikel  Börsen - 
wesen  (oben  Bd.  II  S.  1041)  und  Emis- 
sionsgeschäft (oben  Bd.  III  S.  602). 

Litteratnr:  O.  Hühner,  Die  Banken,  Leipzig 
IS54.  —  Praudhonf  Manuel  du  »peniUiieur  a 
la  bourse,  d  ed.,  Paris  1857.  —  Atfcard, 
Hiütoire  du  Credit  mobilier,  jftirw  1S67.  — 
SittUev,  Die  JE^fektenhanken,  Leipzig  1890.  — 
Model,  Die  grossen  Berliner  JCß'ektenbanken, 
fiernusgeg.  von  E.   Lorb.     Jena  1S96. 
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Finanzstatistik. 


I.  Allgemeines. 


1.   Wesen  und  Arten 


der  F.  2.  Die  Methode  finanzstatistischer  Ver- 
i^leichungeu.  3.  Die  technischen  Mittel  der  Ver- 
j^leichung.  4.  Die  Resultate  der  F.  IL  ü eber- 
blick über  die  Hauptdaten  der  Finanz- 
Statistik  einzelner  Länder.  1.  Deutsches 
Reich.  2.  Preussen.  3.  Oesterreich-Ungarn. 
4.  Frankreich.  5.  Grossbritannien.  6.  Italien. 
7.  Russland. 

I.  Allgemeines. 

1.  Wesen  und  Arten  der  F.  Wir  ver- 
stehen unter  Finanzstatistik  die  Ermittelung 
und  Darstellung  der  Thatsachen  der  Finanz- 
wirtscliaft  in  nach  Mass  oder  Zalü  erkenn- 
barer und  vergleichbarer  Form.  Sie  bildet 
einen  Teil  der  aUgemeinen  Statistik,  mit 
welcher  sie  daher  auch  Merkmale,  Methoden 
und  Darstellungsform  teilt.  Sie  beruht  darauf, 
dass  Eiuzelthatsachen  gleichartig  gezählt, 
die  Verschiedenheiten  abstrahiert  und  sie  zu 
Gruppen  oder  Typen  vereinigt  werden.  Da- 
bei handelt  es  sich  aber  nicht  um  die  Be- 
obachtung von  Massenerscheinungen,  wie 
beispielsweise  bei  Bevölkerungs-  oder  Pro- 
duktion sstatistik ,  sondern  lun  die  Unter- 
suchung Und  zahlenraässige  Beschreibung 
von  bestimmten  Organisationen,  welche  sich 
in  fest  vorgezeichneten  Geleisen  bewegen. 
Infolgedessen  erscheint  die  Finanzstatistik 
als  ein  Glied  der  Statistik  der  Verwaltung 
in  Staat  und  Gemeinde  und  beschäftigt  sich 
mit  der  Lösung  der  Frage,  welche  finanziellen 
Mittel  zur  ErfiÜlung  der  Staatszwecke  und 
Staatsaufgaben  verwendet  werden.  Daraus 
erhellt  auch  die  doppelte  Funktion  der  Fi- 
nanzstatistik.  Sie  giebt  einesteils  selbstän- 
dige Aufschlüsse  über  die  wichtigsten  so- 
zialen, politischen  und  staatlichen  Probleme, 
soweit  sie  in  der  Finanz  Wirtschaft  zum  Aus- 
druck kommen.  Andernteils  aber  erfahren 
wir  durch  sie  die  speciellen  Fragen  der  ver- 
schiedenen Yerwaltimgszweige    nach    dem 


Masse,  als  sie  finanzwirtschaftlichen  Inhalts 
sind. 

Das  Objekt  der  Finanzstatistik  ist  das 
gesamte  Zahlenmaterial  der  öffentlichen 
Wirtschaften  und  die  Verkettung  der  eigent- 
lichen Ursachen  der  Vorgänge,  welche  zur 
Entstehung  der  Zahlen  geführt  haben. 

Das  Zahlenmaterial  schöpft  die  Technik 
aus  den  Thatsachen  der  Finanzrechnungen 
im  weiteren  Sinne.  Die  Benutzung  der- 
selben setzt  daher  die  Publizität  der  Finanz- 
angelegenheiten im  Verfassungsstaate  voraus. 
War  daher  in  den  Zeiten  der  absoluten  Mo- 
narchie die  Beobachtung  der  Daten  aus- 
geschlossen, beschränkt  oder  doch  schwierig, 
so  hat  das  Budgetrecht  der  Volksverti-etungen 
und  die  Finanzkontrolle  der  konstitutionellen 
Stiiaten  eine  leichtere,  reichere  und  ergiebigere 
Auswertung  ermöglicht.  Dabei  kann  der 
Statistiker  entweder  den  Regierungsentwurf 
des  Hauslialtimgsplanes ,  das  verfassungs- 
mässig vei-abschiedete  Budget  oder  nach 
DurchfiÜinmg  desselben  die  Schluss-,  Staats- 
rechnung oder  Finanzrechnung  im  engeren 
;  Sinne  ben\itzen.  Werden  für  verschiedene 
Perioden  oder  verschiedene  Ländervergleiche 
angestellt,  so  ist  es  wichtig,  zu  unterscheiden, 
welche  Art  di(*ser  Zahlenmaterialien  dabei 
verwendet  wurde. 

Mit  den  nackten  Zahlen  ist  aber  keines- 
wegs die  Aufgabe  der  Finanzstatistik  er- 
ledigt. Soll  diese  vollständig  sein,  so  bedarf 
es  auch  der  Beachtung  jener  Umstände,  unter 
(leren  Einfluss  diese  Zahlen  entstanden  sind. 
Hier  liandelt  es  sich  um  die  Beobachtung 
aller  Ursachen,  w^elche .  aus  den  Gesetzen 
eines  Staats  oder  aus  den  bindenden  Be- 
schlüssen eines  Öffentlichen  Körpers  ent- 
wickelt werden.  Ei*st  hierdurch  wird  es 
erkennbar,  nicht  nur  dass  diese  Zahlen  diese 
Gestaltung  angenommen  haljen,  sondern 
warum  und  wie  sie  es  gethan  haben.  Die 
Zahlen  selbst  sind  nur  die  Hülle,  die  Ursachen 
dagegen  bilden  das  Wesen  der  Fioanz- 
statistik,  durch  welche  jene  erst  Leben  und 
Anschaulichkeit  empfangen.  Es  lässt  sich 
mu*  im  Zusammenhalte  beider  ein  treues 
Bild  der  einschlägigen  Verhältnisse  gewinnen. 
Daraus  aber  erklärt  sich  auch  die  Wichtig- 
keit der  finanzwirtschaftlichen  Einrichtungen 
für  alle  finanzstatistischen  Untersuchungen. 

2.  Die  Methode  iinanzstatistischer 
Vergleichnngen.  Der  Wert  der  Finanz- 
statistik wird  durch  die  Vergleichung 
der  Zahlen  \md  Daten  erhöht.  Diese  hat 
die  Aufgabe,  aus  der  Nebeneinanderstellimg 
der  Finanzrechnungen  i.  w.  S.  eines  Staats 
in  verschiedenen  Perioden  oder  verschiedener 
Staaten  in  demselben  Zeitabschnitt  oder  in 
verschiedenen  Perioden  die  charakteristischen 
Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  der  Ge- 
staltungen des  Finanzwesens  abzuleiten  und 
nachzuweisen.    Zu  diesem  Zwecke  sind  die 
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einzelneu  finanzstatistischen  Daten  möglichst 
genau  vergleichbar  zu  machen,  weu  sich 
eben  nur  Oleichartiges  miteinander  ver- 
gleichen lässt.  Und  gerade  hierin  liegt  die 
hauptsächlichste  Schwierigkeit,  namentlich 
der  vergleichenden,  internationalen  Finanz- 
statistik, welche  häufig  nicht  hinlänglich  be- 
achtet wurde  und  daher  zu  schiefen  Vor- 
stellungen geführt  hat. 

Der  erste  methodische  Grundsatz  fordert 
die  Gleichstellung  nur  vergleichbai'er  Zahlen. 
Man  muss  daJier  die  Grundlagen  der  Finanz- 
rechnungen, von  welchen  man  ausgeht,  ge- 
nau beachten.  Die  erste  Klippe  taucht  auf 
in  der  Verschiedenheit  der  Etatsansätze,  in- 
dem die  Staaten  teils  Brutto-,  teils  Netto- 
etats haben.  Bei  ersteren  sind  bei  den 
Einnahmen  die  Ausgaben  für  Betrieb,  Ge- 
winnung und  Erhebung  inbegriffen,  bei  letz- 
teren bereits  in  Abzug  gestellt.  Ohne  Rück- 
sicht auf  diesen  Umstand  zu  nehmen,  ent- 
behrt eine  statistische  Vergleichung  jeglicher 
Brauchbarkeit.  Auch  ist  dabei  stets  fest- 
zuhalten, dass  bei  den  Netto-Etats  der  ein- 
zelnen Länder  die  verschiedenen  Betriebs- 
und Erhebungskosten  fast  nie  in  ganz  gleicher 
Weise  berechnet  werden.  Eine  weitere 
Schwierigkeit  stellt  sich  der  Vergleichung 
dad\ut3h  entgegen,  dass  das  sogenannte 
Princip  der  fiskalischen  Kasseneinheit  in 
vielen  Staaten  nicht  vollständig  durchgeführt 
ist  Damit  hängt  es  zusammen,  dass  in 
einzelnen  Budgets  die  Einrichtung  von 
Specialetats  für  bestimmte  aus  dem 
Hauptfinanzetat  ausgeschiedene  Verwaltungs- 
zweige besteht.  Durch  diese  Verletzung  der 
Vollständigkeit  des  Budgets  wird  auch  die 
Vergleichung  erschwert  oder  ihr  Ergebnis 
ungenau. 

Ferner  müssen  bei  statistischen  Unter- 
suchungen die  »durchlaufenden« Posten 
wohl  in  Rechnung  gezogen  werden.  Da- 
nmter  hat  man  diejenigen  Zu-  und  Abgänge 
zu  verstehen,  welche  thatsächlich  weder  Ein- 
nahmen noch  Ausgaben  sind  und  daher  ohne 
Einfluss  auf  die  Gestaltung  der  finanz- 
statistischen Thatsachen  bleiben.  Sie  heben 
sich  gegenseitig  auf.  In  diese  Gruppe  ge- 
hören natürlich  alle  Erhebungskosten  der 
Staatseinnahmen  überhaupt.  Von  einschnei- 
dender Erheblichkeit  sind  in  dieser  Be- 
ziehung in  erster  Linie  die  Betriebsausgaben 
der  sogenannten  »privatwirtschaftli- 
chen« Einnahmen,  d.  h.  derjenigen,  welche 
aus  der  Bewirtschaftung  von  Ertragsobjekten 
und  Ertragseiniichtungen  fliessen,  wie  aus 
Domänen,  aus  werbendem  Vermögen,  aus 
dem  Betnebe  der  Eisenbahnen  u.  dgl.  m. 
"Wül  man  daher  vergleichen,  so  müssen  diese 
Beträge  abgesetzt  werden.  Wenn  dies  aber 
unterlassen  würde,  so  erhielte  man  ein  Zerr- 
bild der  thatsächlichen  Verhältnisse. 

Weiterhin  ist  es  misslieh,  die  Haushalte 


von  Staaten  sehr  ungleicher  Grösse 
miteinander  zu  vergleichen,  da  der  kleine 
Staat  nach  seinen  individuellen  Verhält- 
nissen dem  grossen  gegenüber  leicht  in  zu 
günstiger  oder  un^^stiger  Beleuchtung  er- 
scheint. Häufig  nimmt  der  kleine  Staat  in 
seiner  Finanzkraft  und  seiner  finanzwirt^ 
schaftlichen  Entwickelung  eine  ähnliche 
Stellung  ein  wie  etwa  ein  grösserer  Selbst- 
verwaltungskörper des  grossen.  Ein  kleiner 
Staat  kann  zudem  dem  grossen  gegenüber 
in  günstigerem  Verhältnisse  ersehemen,  weil 
derselbe  bei  seinem  beschränkteren  Terri- 
torium wirtschaftlich  gleichartiger  entwickelt 
ist  als  die  einzelnen  Bestandteile,  Provinzen 
etc.  des  grossen,  welche  je  nach  Umständen 
auf  sehr  verschiedener  volkswirtschaftlicher 
Entwickelungsstufe  stehen  oder  von  sehr 
abweichender  Bevölkeruiigsdichtigkeit  sind. 
Auch  dies  wird  für  die  Finanzverhältnisse 
nicht  ohne  Einfluss  sein. 

Endlich  darf  die  verschiedenartige  Ver- 
teilung der  öffentlichen  Thätig- 
keiten  auf  Staat  und  Selbstverwaltungs- 
köiper  nicht  unerwähnt  bleiben.  Die  Ab- 
weichungen in  der  üebertragung  öffentlicher 
Auflagen  äussern  auch  auf  die  Daten  der 
staatlichen  Finanzen  einen  massgeben- 
den Einfluss.  Darunter  leidet  naturgemäss 
die  internationale  Vergleichbarkeit  der  fi- 
nanzstatistischen Aufstellungen  ganz  we- 
sentlich. 

8.  Die  technischen  Mittel  der  Ver- 
gleichung. Um  die  vergleichenden  Daten 
der  Finanzstatistik  überblicken  zu  können, 
hat  man  zu  dem  Auskunftsmittel  der  Re- 
duktionsmittel gegriffen.  Man  versteht 
darunter  solche  Berechnungen  aus  den  ab- 
soluten Zahlen,  d.  h.  den  aus  dem  Urmaterial 
geschöpften,  welche  das  organische  Ver- 
hältnis der  Ziffemresultate  veranschaulichen 
sollen.  Auf  diese  Weise  hat  man  die  Kopf - 
quoten  und  die  Prozentanteile  be- 
rechnet. 

Bei  den  Kopf  quoten  handelt  es  sich 
darum,  •  auszurechnen,  wie  gross  der  Anteil 
ist,  welcher  von  einer  bestimmten  Budget- 
ziffer  je  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fällt. So  kann  man  z.  B.  berechnen,  wieviel 
Mark,  Gulden,  Francs  von  sämtlichen  Steuern 
auf  den  Kopf  fallen,  wie  gross  der  Kopf- 
anteil an  den  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte, 
fttr  öffentliche  Schulden  u.  s.  w.  ist.  Diese 
Berechnungen  können  natürlich  nicht  die 
Bedeutung  haben,  dass  jede  Person  diesen 
Anteil  beizubringen  oder  zu  tragen  hätte. 
Vielmehr  handelt  es  sidi  dabei  nur  darum, 
eine  Art  Durchschnitt  zu  ermitteln,  um 
dadurch  eine  Vergleichung  von  Land  zu 
Land  zu  ermöglichen.  Immerhin  aber  bleibt 
die  Kopfquote  ein  mangelhafter  Notbehelf 
zu  diesem  Zwecke.  Es  lässt  sich  dieselbe 
auch  nicht  schlechthin  auf  alle  Daten  an- 
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wenden.  Man  muss  sie  auf  die  Einnahme- 
und  Ausgabesummen  und  deren  Teilziffem 
beschränken.  Denn  es  ist  z.  B.  völlig  ver- 
kehrt, dieses  Mittel  bei  Yergleichung  der 
Staatsschulden  verschiedener  Länder  auch 
auf  das  Schuldenkapital  anzuwenden.  Eine 
Berechnung  des  Kopianteils  an  dem  Gesamt- 
kapitale der  öffentlichen  Schulden  ist  wertlos. 

Einen  besseren  Einblick  in  die  "Wirkung 
fiuanzwirtschaftlicher  Einzelerscheinungen 
würde  man  gewinnen  durch  die  Berechnung 
des  Anteils  der  Haushaltungen  an  Bud- 
getziffeni,  da  man  hierdurch  die  Anspan- 
nung der  Einzelwirtschaften  messen 
könnte.  Eine  solche  Darstellung  wäre  wert- 
voll, allein  ihre  Durchführung  hat  mit  zum  Teil 
unüberwindlichen  Hindernissen  zu  kämpfen. 

Günstiger  sind  die  Aussclüagimgen  der 
Prozentanteile  zu  beiu-teilen.  Diese 
Imben  teils  eine  selbständige  Bedeutung,  in- 
dem sie  zeigen,  wie  sich  die  Gesamtzahlen 
des  gleichen  Materials  verteilen.  Dalier 
lassen  sie  sich  mit  Vorteil  benutzen,  wenn 
man  die  Budgetziffern  des  nämlichen  Staates 
in  verschiedenen  Perioden  vergleichen  will. 
Niu-  ist  dabei  darauf  zu  achten,  ob  nicht  die 
Organisation  der  Finanzverwaltung  sich  in 
der  Zwischenzeit  geändert  hat.  Teils  aber 
dienen  die  Prozentrechnungen  der  inter- 
nationalen Finanzstatislik.  Voraussetzung 
hierfüi"  ist,  dass  man  die  zu  vergleichenden 
Finanzrechnungen  verschiedener  Staaten  auf 
eine  gleichartige  Fonn  reduziert,  die  ab- 
weichenden Einrichtungen  gleichmässig  in 
Gruppen  zusammenfasst.  Es  empfielilt  sich 
hierbei  vor  allem,  die  einzelnen  Etatstitel  in 
mögliclist  summarische  Gliederungen  einzu- 
zwängen, wie  Einnahmen  aus  privatwirt- 
schaftlichem Erwerb,  aus  Steuern  und  steuer- 
artigen Einkünften,  Ausgaben  der  Ci\il-, 
Justiz-,  UnteiTiclits-,  Militärvei-vvaltung,  für 
öffentliche  Schulden  u.  dgl.  m.  Auf  diese 
Weise  wii-d  am  besten  die  Individualität 
durch  die  Gattung  aufgesogen. 

Ziu'  Vergleichung  dienen  auch  die  U  m  - 
rech  nun  gen  der  Zahlen  auf  eine  einheit- 
liche Münze.  Man  wül  hiei-diu-ch  die  Zahlen 
unmittelbar  vergleichbar  machen.  Aber  auch 
hier  stösst  man  auf  mancherlei  Schwierig- 
keiten und  Bedenken.  Man  wird  in  der 
Regel  zu  diesem  Behufe  das  Münzsystem 
des  eigenen  Landes  wählen.  Nun  aber  ent- 
steht die  Frage,  nach  welchen  Grundsätzen 
die  Umrechnung  stattfinden  soll.  Bei  Län- 
dern mit  MetaJlwährung  kann  man  vom 
Wechselpari  ausgehen,  wiewohl  auch  hier- 
gegen mancherlei  einzuwenden  ist.  Hat  man 
es  dagegen  mit  Papierwährungsländern  zu 
thun,  so  lässt  sich  der  einfache  Kiurswert 
des  fi'emden  Papiergeldes  an  den  Inlands- 
plätzen nicht  zu  Grunde  legen.  Man  nimmt 
daher  entweder  den  Zollkiu's  oder  man  geht 
von  einem  Papierkurs  aus,  der  etwas  höher 


ist  als  der  Börsenkurs,  in  dem  man  wenig- 
stens grob  den  unterschied  des  Tauschwertes 
im  Inland  und  Ausland  in  Rechnung  ziehen 
will.  Allein  hier  fehlt  es  allenthidben  an 
grossen  Mängeln  nicht,  und  das  System  derUm- 
rechnungist  ein  sehr  mittelmässigesAuskunfts- 
mittel  bei  finanzstatistischen  Vergleichungen. 

Endlich  lassen  sich  auch  graphische 
Darstellungsmethoden  mit  Erfolg  für 
die  Finanzstatistik  vei-wenden.  So  sind  na^ 
mentlich  bei  Vergleichung  verschiedener 
Perioden  Kurven  passende  Formen,während 
man  bei  Prozentre<jhnungen  auch  die  Form 
des  Rechtecks  mit  sogenannten  Gitter- 
räumen mit  Vorteil  wählen  kann. 

4.  Die  Resultate  der  F.  Die  erste  Regel 
fth-  den  Finanzstatistiker  zur  Erzielung  brauch- 
barer, annähernd  richtiger  Resultate  ist  die 
sachgemässe  Beschränkung.  Er  darf  nicht 
zu  viel  vergleichen  wollen  und  muss  davon 
absehen,  zu  minutiöse  Einzelheiten  statistisch 
zu  fassen.  Die  Missachtimg  dieser  Regebi 
hat  die  meisten  IiTtümer  erzeugt.  Femer 
muss  die  Finanzstatistik  sich  darüber  klar 
sein,  dass  ihre  Ergebnisse,  insonderheit  bei 
internationalen  Vergleichungen,  im  Grunde 
nicht  mehr  bieten  können  als  Symptome  der 
finanzwirtschaftlichen  Entwickelung,  als  eine 
schematische  Darstellung  eines  Durchschnit- 
tes. Wir  müssen  uns  mit  Tyi)en  und  deren 
Fixierungen  begnügen.  Die  vergleichende 
Finanzstatistik  hat  aber  ihre  Aufgabe  gelöst, 
wenn  es  ihr  gelingt,  die  typischen  Entwicke- 
lungstendenzen  nach  Zeit  und  Raum  in 
messbarer  Form  aufzudecken  und  aufzuhellen. 
Darum  erreichen  wir  die  besten  Resultate 
bei  Vergleichungen  des  nämhchen  Staates 
in  verschiedenen  Zeitperioden.  Die  Schwierig- 
keiten sind  am  erheblichsten  und  die  Män- 
gel am  grössten,  wenn  verschiedene  Staaten 
und  deren  Budgets  verglichen  werden. 

Aus  diesen  Gründen  erscheint  mir  die 
internationale  Vergleichung  sich  in  dem 
Problem  zu  koncentrieren ,  mit  möglichster 
Schärfe  die  einzelnen  Finanzrechnungen  ver- 
schiedener Länder  nach  ganz  gleichmässigen 
Principien  üirer  äusseren  &scheinimg  zu 
entkleiden  und  sie  auf  ihre  organischen  Be- 
standteile zurückzufüliren  und  diese  zu- 
sammenzufassen. Denn  nm*  auf  diesem 
Wege  lässt  sich  ein  einigermassen  befriedi- 
gendes Resultat  erzielen. 

II.  Ueberblick  über  die  Hauptdaten  der 
Finanzstatistik  einzelner  Lander. 

Anmerkung:  Die  nachfolgenden  Zu- 
sammenstellungen sollen  in  grossen  Zügen  die 
wichtigsten  Zahlen  der  Finanzstatistik  veran- 
schaulichen. Eine  wrirkliche  internationale  Ver- 
gleichung war  damit  nicht  beabsichtigt,  die  Anf- 
stellune^en  eignen  sich  hierzu  nur  bedingt. 
Vielmehr  müssen  sie,  jede  Gruppe  einzeln  in 
sich,  d.  h.  die  Zahlen  des  gleichen  Staates  mit- 
einander, verglichen  werden. 
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1.  Deutsches  Reich  (Mill.  M.). 


Einnahme  u. 

I.  Privatwirtschaftliche  Einkünfte: 

1.  Aus  dem  Reichsinvalidenfonds      .    .    . 

2.  Zinsen  aus  belegten  Reichsgeldern    .    . 

3.  Veräusserung  von  Festungsgelände  .    . 

4.  Reichseisenbahnverwaltung 

5.  Reichsdruckerei 

6.  Bankwesen 

n.  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen: 
III.  Gebühren-  und  Verkehrsabgaben: 

1.  Spielkartenstempel 

2.  Wechselstempel 

3.  Stempel  abgaben  für  Wertpapiere      .    . 

4.  Statistische  Gebühr 

ö.  Post-  und  Telegraphenverwaltung    .     . 

III.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle 

2.  Tabaksteuer 

3.  Zuckersteuer 

4.  Salzsteuer 

6.  Branntweinsteuer 

6.  Brausteuer 

7.  Zollaverseu 

IV.  Matrikularbei träge : 
V.  Ausserordentliche  Deckungsmittel: 

1.  Aus  dem  Reichstagsgebäudefonds      .    . 

2.  Aus  Anleihen 

3.  Sonstige  ausserordentl.  Deekungsmittel 

Hauptsumme  aller  Einnahmen: 

Erhebungskosten  und  Abgänge: 

1.  Reichseisenbahn  Verwaltung 

2.  Reichsdruckerei 

3.  Gebühren  und  Verkehrsabgaben    .     .    . 

4.  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung    .     . 

Hauptsumme  der  Nettoeinnahmen: 

Ausgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung : 
Reichstag 

IL  Ausgaben  der  Reichsjustizverwaltung : 

III.  Ausgaben  der  Civilverwaltung : 

1.  Reichskanzler  und  Reichskanzlei  .     .     . 

2.  Auswärtiges  Amt 

3.  Reichsamt  des  Innern 

4.  Reichseisenbahnamt 


1890-91 


1892—93 


1896—97 


25,838 

0,539 
0,406 

50,989 
4,608 

1,383 


25,164 

0,295 
1,097 

55,639 
5,260 

4,773 


28,863 


1,582 
65,691 

6,317 
«>.6i8 


1897—98 


1898 


29,283 

0,411 

70,431 

6,317 
3,502 


28,646 

0,565 

75,440 
6,496 
«;,988 


83,763 
11,535 


1,144 

6,734 
22,130; 

0,627 

218,820 


92,228 
12,064 


1,206 

7,400 

28,219 

0,669 

247,457 


108,071 
18,477 


1,328 

8,230 

5 1 ,082 

0,806 

294,262 


109,944 

17,378 


1,366 

8,594 

51,521 

0,858 

314,683 


117,135 
14,470 


1,420 

9,200 

49,812 

0,882 

331.471 


249,455 

285,522 
10,302 

49,354 
41,000 

1 29,844 
21,342 
0^35^ 

537,399| 
302,172 


1,800 

306,175 
9,111 


284,951       355,708 


339,451 

10,773 
68,096 

41,514 
120,059 

23,877 
0,064 

603,834 
320,860 


4,000 

147,311 

18,418«) 


356,098 

11,191 
80.000 

44,540 
117,025 

25,746 
0^065 

634,665 
410,605 


26,659 

8,945-') 


377,022 

372.480 

11,293 
81,000 

45,669 

115,783 
26,843 

0,063 

653,131 
435,452 


81,694 
22,246^) 


392,785 

408,644 
11,667 
88,511 
46,655 

117,684 

28,26 1 

0,067 

701,489 
475,727') 


55,630 
30,489') 


317,086 
1501,410 


30,986 

3,432 

0,355 
186,101 


169,729 
1483,666 


35,814 
4,006 

0,386 

226,234 


35,604  1  103,940 
1563,130  1696,867 


42,227 

4,791 

0,446 

260,348 


45,052 
4,770 
0,466 

273,727 


86,119 
1787,725 


49,119 

4,857 

0,472 

291,699 


220,874!  266,440 


1280,536 


0,383 
1.860 


0,148 

8,835 
8,867 
0,300 

18,150 


1217,226 


0,423 
2,049 


0,150 
9,901 

19,897 
0^308 

30,256 


Jo7^8i2^ 
1255,318 


0,655 
1,974 


0,155 
10,606 

33,568 

0,356 


324,015  I  346,147 
1372,852  1441,578 


0,658 
1,981 

0,159 
11,022 

36,782 

44,685  I  48,320 


0,689 

2,OOS 


0.228 

11,361 

40,756 

0.373 

52,718 


')  Darunter  5,000  Mill.  M.  für  die  Verwaltung  von  Kiautschou,  welche  event.  durch  Matri- 
kularbeiträge  zu  decken  sind. 

")  Sonstige  Deckungsmittel  3, 1 1  o  Mill.  M.  Ueberschuss  aus  dem  Etatsjahr  1890—91  1 5,308  Mill.  M, 
V         ,.  ',  lisoo    „     .,  .,  „     „  .,         1894—95    7,445     -    •• 

*)         ..  ,.  10,138    „     ,.  ..  , 1896—97  12,108    „    ,. 

*)         ,.  „  1,797     „     »  .,  .,     .,  -r  1897—98  28,692     ..    .. 
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1890—91 


1892—93 


1896—97 


1897-98       1898 


IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1.  Reichsheer 

2.  Marine 

8.  Ans  dein  Eeichsinvalidenfonds  .    .    . 

4.  Militärpensionen 

5.  Marinepensionen 


V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung: 

1.  ReiclLSSchatzamt 

2.  Rechnungshof 

3.  C'ivilpensionen 

4.  Besoldungsver]»esserungen     .     .    .    . 


VI.  Ausgaben  für  die  Reichsschulden: 
Hauptsumme  der  fortdauernden  Ausgaben : 

VII.  Einmalige  Ausgaben: 

1.  Betriebsverwaltungen 

2.  Ausiraben  der  Reichsjustizverwaltung 
H.  Ausgaben  der  ( 'ivilverwaltung      .    . 

4.  Verwaltung  des  Reichsheeres    .     .     . 

5.  Verwaltung  der  Kaiserlichen  Marine 

6.  Ausgaben  der  Finanz  Verwaltung  .     . 

7.  Ausserordentlicher  Aufwand      .     .     . 
a}  Betriebsfonds  (Reichsheer;    .    .    . 

bi  Fehlbetnig 

(•    Zuschuss  zum  ausserordentlichen  Etat 
(l*  VfMwaltung  von  Kiautschou      .     .     . 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 
Erhebuugskosten  und  Abgänge: 

Netto-Gesamtsurame : 


385,524 
28,267 

25,838 

35,911 
1,210 


427,285 

45,299 
25,165 
40,086 

1,550 


479,074 
55,382 
28,863 

52,552 
2,690 


487,246 

58,930 

29,105 

53,775 
2.882 


511,892 

62,751 
28,647 

57,095 
3,113 


486,750   539,385   618,561   631,938'   663,498 


303,5091 

o,555| 

0,837 
1 2,688 


356,060 
0,626 
1,009 


392,510! 

0,737 
0,319 


409,151 
0,741 
1,424 


446,751 
0,809 

1,505 


9,250;    — 


317,589 
46,623 

1092,229 


357,695 
60.866 


394,566| 
75,943, 


420,5661 
75,0661 


449,065 
73,859 


1257,1141  1444,196  1502,544!  1587,984 


I 


14,379 

0,150 

31,082 

296,662 

41,483 
4r348 

0,878 
20,199 


21,799 
1,071 

13,747 

145,493 
40,110 

4^332 


I 


14,742 

10,825: 

62,434 
30,858 

0,075 


16,833    26,302 


12,085 

97,936 

5^,095 
0,076 


9,298 


12,558 

96,309 

59,304 
0.268 


5,000 


409,181   226,552;   118,934!   194,323!   199,741 


1501,410! 
220,874! 


1483,666 


1563,130:    1696,8671    1787,725 
266,440      307,8121      324,852!      346,147 


1280,536!    1217,226!    1255,318;    1372,852!    1441,578 


2.  Preussen  (Mill.  M.). 


1890—91 


1892—93 


1896—97  ;  1897—98 


1898—99 


Einnahmen. 
I.  Privatwirtschaftliche  Einkünfte: 

1.  Domänen  und  Forsten       

2.  Werbendes  Vermögen 

3.  Eisen bahnverwaltung 

4.  Berg-,  Hütten-  und  Salineuwesen 

0.  Seehandlungsinstitut 

6.  Lotterie 

7.  Ertrag  der  Münzanstalten     .... 

II.  Verschiedene  Verwaltungsei nnahraen 
'  vStaatsverwaltungseinnahmen) : 

III.  Gebühren  und  Verkehrsabgaben: 

1.  Erbschaftssteuer 

2.  Stempelsteueni 

3.  (Tcbühren 


82,682 
43,300 

852,959 
121,282 

2,052 

8,291^) 

0,246 


1110,812 
68,766 


6,900 

20,600 

4,532 


88,420 

41,705 
967,625 

146,714 

2,160 

66,757 
_  _°'339 
1313,720 

74,439 


7,600 
24,700 

4,791 


83,831 
61,880 

1027,173 

121,313 
2,106 

82,476 

_  _^357 

1379,136 

98,292 


8,800 

23,000 

1,640 


85,131 

47,446 

1118,355 

127,193 
2,202 

82,476 

__3357_ 

1463,161 

101,793 


8,800 

26,000 

3.092 


88,129 

45,892 

1209,717 

134,797 

2,344 

82,474 

0,359 


1563,712 
109,106 


8,900 
27,000 

2,073 


32,042   37,091   33,440   37,892  ;  47,973 


^)  Bis  zum  Finanzjahr  1892—93  wurde  der  Lotterieetat  nur  mit  seinem  der  Staatskasse 
verbleibenden  üeberschuss  in  den  Hauptfinanzetat  aufgenommen.  Von  da  an  ist  auch  hier 
die  Brutto-Etatisierung  recipiert  ^vorden.  Daher  die  Zunahme  der  privat  Wirtschaft  liehen  Einkünfte 
gegenüber  dem  Finanzjahr  1890—91. 
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1890—91 


1892-93  1896-97 


1897—98  1896—99 


IV.  Direkte  Stenern: 

1.  Grundsteuer 

2.  Gebäudesteuer 

H.  Gewerbesteuer 

4.  Wandergewerbesteuer 

5.  KJassensteuer 

6.  Eisenbahnabgabe 

7.  Direkte  Steuern  von  HohenzoUem  .    . 

8.  Einkommensteuer 

D.  Ergänzungssteuer 

10.  Sonstige  Einnahmen 

V.  Anteil  an  Beichssteuem : 

Hauptsumme  der  Einnahmen: 

Erhebungskosten  und  Abgänge: 

1.  Domänen  und  Forsten 

2.  Eisenbahnverwaltung 

3.  Gewerbliche  Staatsanstalteu    .... 

4.  Gebühren  und  Verkehrssteueni   .    .    . 

5.  Direkte  Steuern 

Hauptsnmme  der  Netto-Einnahmen : 

Ausgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Zuschuss  z.Rented.Kronfideikommissfonds 

2.  Landes  Vertretung 

IL  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 
III.  Ausgaben  der  Civil  Verwaltung: 

1.  Staatsministerium 

2.  Ministerium  des  Auswärtigen   .... 

3.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten   . 

4.  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  . 

5.  Ministerium  des  Innern 

6.  Landwirtschaftsministerium 

7.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 

IV.  Ausgaben  der  Militärverwaltung: 

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung: 

1.  Finanzministerium 

2.  Oberpräsidieii  und  Regierungen    .    .    . 

3.  Pensionen  und  Wartegelder      .... 

4.  Rentenbanken 

5.  Tiergarten  in  Berlin 

6.  Witwen-  und  Waisenversorgung  .    .    . 

7.  Allgemeine  Fonds 

8.  Apanagen,  Renten,  Abfindungen  .    .    . 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

VII.  Matrikularbeiträge : 

Hauptsumme  der  dauernden  Ausgaben: 
VIII.  Einmalige  AuHgaben: 

1.  Justizverwaltung 

2.  Civilverwaltung 

3.  Finanz  Verwaltung 

4.  Militärverwaltung 

Hauptsnmme  aller  Ausgaben: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 

Netto-Gesamtsumme : 


\ 


40,032 
32,375 
21,119 

24,681 

0,313 
0,282 

44,364 
2,681 


! 


39,907 
35,086 

21,919 

0,264 

0,287 

80,000 


2,226 


2,657 

0,301 

0,298 

122^000 

31,100 

1,915 


2,261 

0,325 

0,304 

125,000 

31,100 

2,200 


2,833 

0,394 

0,308 

133,000 

31,500 

2,363 


165,747 
215,726 


179,689 
246,176 


158,272 
270,118 


161,590 
282,595 


170,398 
306,338 


1593,093 


39,519 
522,079 

103,343 
31,174 
13,898 


1851,115 


41,543 
600,816 

183,347 
32,265 

15.560 


1939,258 


41,528 
588,918 

183,037 
31,328 

14,324 


2046,031!  2187,527 


42,109  44,660 

634,427  693,897 

186,107  191,587 

31,421  33,223 

14,122  15,694 


710,013 
883,080 


_?73,53i 
977,584 


859,1351   908,1861   979,061 


8,000 
1,386 


8,000 
1,382 


1080.12-^ 


8,000 

1,377 


1137,845 


8,000 
1,392 


1208,466 


8,000 
1,400 


9,386 
87,019 


3,982 
0,503 
20,955 
4,423 
43,840 
14,894 
92,477 


9,382 

9,377 

9,392 

90,971 

95,652 

97,146 

4,527 

6,557 

6,743 

0,542 

0,540 

0,551 

22,372 

24,048 

24,623 

5,731 

7,219 

7,723 

46,448 

56,215 

57,536 

16,056 

18,005 

18,698 

101,445 

109,483 

117,537 

9,400 

103,145 


7,340 

0,551 
29.053 

8,933 
60,260 

20,878 
129,958 


81,074 

197,161 

222,067 

233,411 

0,122 

0,129 

0,129 

0,135 

1,128 

1,149 

1,182 

1,199 

13,109 

13,503 

14,893 

15,132 

33,265 

37,978 

47,225 

51,560 

0,699 

0,649 

0,491 

0,501 

0,143 

0,145 

0,152 

0,162 

5,698 

5569 

5,296 

5,217 

2,813 

2,817 

8,812 

29,881 

93,589 

111,522 

73,960 

74,416 

256,973 
0,138 


1,246 

lS,02I 

55,934 

0,585 
0,1 68 


5,129 
10,312 

72,8^8 


1 50,444 
250,968 

155,754 


i73,332| 
272,045 

187,853! 


152,011 
278,037 

242,953 


178,068 
273,468 
256,278 


164,253 
265,398 

277,523 


1544,780 

2,551 
40,867 

4,875 
0,020 


1 804,404 

3,924 
42,248 

0,539 
0,000 


1859,361 

7,116 

72,437 

'  0,333 

0,011 


1956,0841  2055.891 


4,807 
83,642 

1,577 
0,010 


6,261 

124,384 
0,988 
0,003 


48,313 

1593,093 
710,013 


46,711 

1851,115 

873,531 


79,897 
1939,258 

859,135 


89,947 
2046,031 

908,186 


131,636 

2187,527 

979,061 


883,0801  977,5841  1080,1231  1137,8451  1208,466 
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3.  Oesterreich-Ungam. 

a)  Oesamtstaat  (Mill.  fl.) 


Einnahmen. 

1.  Einnahmen  der  Yerwaltnngszweige  .    . 

2.  Nettoeinnahmen  der  Zölle 

8.  ZnschosB  des  ungarischen  Staatsschatzes 

4.  Quote  der  österreichischen  Länder    .    . 

5.  Quote  der  ungarischen  Länder      .    .    . 

6.  Ausserordentl.  Erfordernis  f.  d.  Truppen 
in  Bosnien,  Herzegowina  u.  i.  Limagebiet 

Ausgaben. 

1.  Ministerium  des  Aenssem 

Ordinarium 

Extraordinarium 

2.  Landarmee 

Ordinarium 

Extraordinarium 

3.  Marine 

Ordinarium 

Extraordinarium 

4.  Finanzministerium • 

Ordinarium 

Extraordinarium 

5.  Gemeinsamer  Rechnungshof      .    .    . 

6.  Ausserordentlicher   Heeresaufwand    für 
Bosnien,  Herzegowina  u.  d.  Limagebiet 


1891 


2,7  c8 
40,492 

1,849 
63,410 

27,175 
4,465 


102,840 
14,450 


9,484, 
1,861 1 


4,465 


1893 


2,677 
42,283 

1,977 
67,819 
29,065 

3,712 


1896 


2,692 

49,047 

2,091 

71,723 

30,738 

3,559 


1897 


2,741 
50,573 

2,145 
73,587 
31,538 

3,533 


109,830 
16,127 


122,215 
14,390 


125,383; 
14,797: 


»i,345l    ^2,077| I3r58i| 

9,788    10,466 
2,289    3,115 


14,081 

10,481 
3,600 


3,712 


3,559 


3,533; 


1899 


2,797 
164,378 

3,519 


140,099 

4,861 

147,533 
3,650 

159,850 
3,911 

164,117 
4,097 

170,694 
4,274 

4,770 
0,091 

3,604 

0,046 

3,858 

0,053 

4,020 

0,077 

4,194 

0,080 

117,290 

125,597 

136,605 

140,180 

143,685 

132,468 

11,217 


16,941 

11,1 95 
5,746 


2,012 

2,011 

2,068 

2,093 

2,137 

2,012 

2,011 

2,035 
0,033 

0,126 

2,093 

2,126 
0,011 

0,126 

0,126 

0,133 

0,138 

3,519 


140,0991    147,5331    159,850!    164,1171    170,694 


b)  Oesterreich  (Mill.  fl.) 


Einnahmen. 


I.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen: 

1.  Staatsgebäude 

2.  Fiskalitäten 

3.  Domänen  und  Forsten 

4.  Bergwerke 

5.  Staatsdruckerei 

6.  Staatseisenbahnen 

7.  Lotto 

8.  Ertrag  der  Münze 

9.  Versen.  Einnahmen  (Ackerbauminister.) 

II.  Verschiedene  Verwaltungseiiinahmen : 
in.  Gebühren  und  Verkehrssteuern: 

1.  Stempelabgaben 

2.  Gebühren  von  Rechtsgeschäften    .    .    . 

3.  Punzierung 

4.  Abgaben  vom  Getränkehandel       .    .    . 

5.  Hafengebühren 

6.  Postsparkassen 

7.  Post-  und  Telegraphenverwaltung    .    . 

IV.  Direkte  Steuern: 

1.  Grundsteuer 

2.  Gebäudesteuer 

3.  Erwerbssteuer 

4.  fPersonal-)Einkommensteuer      .    .    .    . 
ö.  Exekutionsgebühren 


0,123 

0,120 

0,127 

0,115 

0,208 

0,240 

0,240 

0.260 

0,270 

0,285 

4,192 

5,026 

5,872 

5,968 

6,248 

7,886 

8,237 

6,913 

7,104 

7,518 

1,955 

2,150 

1,999 

2,014 

2,143 

66,776 

88,407 

108,446 

113,806 

118,830 

20,000 

16,771 

16,220 

16,420 

16,071 

0,399 

2,323 

0,409 

0,555 

0,562 

1,043 

1,526 

1,482 

1,676 

0,806 

102,544 

124,800 

141,729 

147,938 

152,671 

21,330 

30,020 

25,078 

20,279 

20,769 

19,229 

20,000 

21,582 

22,088 

22,553 

33,524 

36,067 

39,334 

43,123 

44,546 

0,265 

0,286 

0,350 

0,363 

0,355 

1,140 

1,130 

1,155 

1,135 

1,140 

0,494 

0,510 

1,555 

1,061 

0,911 

1,534 

1,946 

2,803 

3,143 

3,577 

30,905 

34,701 

41,994 

45,313 

47,206 

87,091 

94,640 

108,773 

116,226 

120,288 

35,673 

36,110 

35,500 

32,750 

28,723 

31,893 

32,349 

34,139 

35,626 

33,829 

11,156 

11,508 

12,251 

12,476 

33,679 

25,593 

27,737 

30,627 

32,403 

25,535 

0,903 

1,036 

1,099 

1,170 

1,322 

105,218 

108,740 

113,616 

114,325 

123,088 
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V.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle 

2.  Mauthen 

3.  Salzmonopol 

4.  Tabaksmonopol 

5.  Verzehrungssteuer 

a^  Bier      

b)  Branntwein 

c)  Wein  und  Most 

d)  Schlachtvieh 

e)  Zucker 

f)  Verschiedenes 

g)  Andere  Abgaben 

n)  Pachtungen 

Hauptsumme  aller  Einnahmen: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 

Ausgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Civilliste 

2.  Kabinettskanzlei 

3.  Reichsrat 

II.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

1.  Reichsgericht 

2.  Justizministerium 

III.  Ausgaben  der  Civilver waltung : 

1.  Ministerrat 

2.  Ministerium  des  Innern 

3.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 

4.  Ministerium  des  Handels 

5.  Eisenbahnministerium 

6.  Ministerium  des  Ackerbaues     .... 

IV.  Ausgaben  der  Landesverteidigung: 

(Landwehr,  Gendarmerie,  Militär-Polizei- 
wache)      

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung: 

1.  Finanzministerium 

2.  Allgemeine  Kassenverwaltung  .... 

3.  Verwaltunffskosten  der  Einnahmen    .    . 

4.  Rechnungshof       

5.  Pensionen 

6.  Dotationen  und  Subventionen   .... 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

1.  Verzinsung       

2.  Verwaltung  der  Staatsschulden     .    .     . 

VII.  Anteil  an  den  gemeinsamen  Ausgaben : 
Hauptsumme  der  dauernden  Ausgaben: 

VIII.  Ausserordentliche  Ausgaben: 

1.  Reichsrat 

2.  Ministerrat 

3.  Ministerium  des  Innern 

4.  Ministerium  der  Landesverteidigung 

5.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 

6.  Finanzministerium 

7.  Ministerium  des  Handels       

8.  Eisenbahnministerium 

9.  Ministerium  des  Ackerbaues      .     .    .     . 


41,180 

2,406 

20,752 

83,467 

104,377 
25,800 

31,000 

4,850 

5,850 
22,600 

4,333 
6,562 
3,382 


41,893 

1,237 

21,396 

85,298 

104,397 
28,000 

30,800! 

5,35oi 

6,340 

24,050 

0,670! 

6,245; 
2,942j 


46,553' 
1,068 

21,893; 
90,663 

116,6331 

32,760, 

33,ooOi 

5,300' 

6,800 

27,060 

0,627' 

8,055 
3,031, 


47,945 
1,046 

21,929 

93,618 

126,724 

36,100 

33,300 

5-370 
6,900 
33,065 
0,629 
8,270 
3,090 


52,068 

1,037 
22,182 

98,502 

129,295 

37,000 

34,040 

5,400 

7,200 

33,465 
9,058 
3,132 


252,182 

568,375 

154,287 

414,088 

254,311 

276,810 

291,262 

303,084 

612,511 

666,006 

690,030 

719,900 

1 74,603 
437,908 

193,181 
472,825 

198,009 
492,021 

208,781 
512,119 

4,650 

0,075 
0,705 

4,650 

0,073 
0,710 

4,650 
0,078 
0,749 

4,650 
0,079 

M55 

4,650 
0,077 

1.173 

5,430 

5,433 

5,477 

5.884 

5,900 

0,023 

20,464 

0,022 
20,812 

0,023 
22,090 

0,023 
22,860 

0,023 
26,501 

20,487 

20,834 

22,113 

22,883 

26,524 

1,054 
16,789 

21,132 

78,945 
12,792 

1,041 

17,830 

22,475 
99,520 

14,021 

1,238 
19,462 
24,888 

42,329 
75,237 
14,737 

1,317 
20,621 

26,174 

45,040 

85,344 
15,846 

1,329 

21,517 
27,270 

47,403 
91,477 
16,543 

130,712 


14,287 
19,705 

1,216 

64,191 
0,1691 

17,749! 

3,747; 


154,887 


16,577 

20,945 
1,190 

61,746 

0,177 

18,435 

5,975 


177,891 


21,514 

22,676 
2,065 

64,557 
0,179 

19,733 

5,731 


194,342 


22,678 

24,477 

2,137 
69,622 

0,175 

22,379 

5,746 


106,7771      108,468       114,941 


143,822, 
0,902; 


144,724 
99,234 


148,897 

149,784 
104,919 


167,763 
0,595 


168,1381 
0,6381 


521,651 


0,030 
0,006 

3,365 
3,296 
1,542 
5,867 
12,305 

2,815 


0,1291 
0,004! 
3,232i 
2,449 
1,561 
7,953 
18,149 

2,727 


0,184 

3,219 
0,487 

1,830 

5,117 

3,117 

18,485 

3,201 


0,186 

3,789' 
0,417 
1,689 

7,131 
2,283 

8,4571 
2,837' 


200,539 


23,649 

24,772 
2.182 

78,715 

0,177 

22,899 

4>72 


124,536       133,017 


170,554 
0,60; 


171,159 
120.260 


560,902;   623,943   655,836   686,04s 


0,134 

5.106 

0,424 
1,9öS 

6,983 
2,042 

5,048 

2.045 


Finaazstatistik 


987 


1891 

1893 

18% 

1897 

1898 

10.  Justizministerium 

11.  Rechnungshof,   Pensionen,   Dotationen 

12.  Staatsschulden 

13.  Gemeinsame  Ausgahen 

0,727 

5,970 
4,284 

2,995 

0,992 
4,822 
4,986 
2,478 

0,909 

1,658 
0,005 
2,414 

2,128 
1,904 
0,028 
2,396 

1,564 

2,177 
0,045 

2,396 

Hanptsumme  aller  Ausgaben: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 

43,202 

564,853 
154,287 

410,566 

49,482 
610,384 
174,603 

435,781 

40,626 
664,569 
193,181 

471,388 

33,245 
689,081 

198,009 

29,872 
715.920 
208,781 

Netto-Gesamtsumme : 

491,072 

507,139 

c)  Ungarn  (Mill.  fl.). 


Einnahmen. 
I.  Privatwirtschaft  liehe  Einnahmen: 

1.  Domänen • 

2.  Forsten • 

3.  Staatsdruckerei 

4.  Berg-  und  3Iünzwesen 

5.  Staatseisenbahnen 

6.  Lotto-  bezw.  Klassenlotterie 

IL  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen : 
III.  Gebühren  und  Verkehrssteuern: 

1.  Stempelsteuern 

2.  Gerichtsgebtthren 

3.  Punzierung 

4.  Transportsteuer 

5.  Verzugszinsen 

^.  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung    .    . 

IV.  Direkte  Steuern: 

1.  Grundsteuer 

2.  Gebäudesteuer 

3.  Erwerbssteuer 

4.  Steuer  der  Erwerbsgesellschaften    .    . 
o.  Kapital-  und  Rentensteuer      .... 

6.  Einkommensteuer 

7.  Militärtaxe 

8.  Bergwerkssteuer 

9.  Andere  Steuern       

10.  Steuerrückstände 

V.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle\) 

2.  Konsumsteuern 

a)  Bier ( 

b)  Branntwein 1 

(' )  Wein  und  Most J 

(1 1  Schlachtvieh 

e)  Zucker 

f)  Petroleum 

3.  Salzmonopol 

4.  Tabaksmonopol 

ö.  Mauthen 

Hauptsumme  der  Einnahmen:*) 
Durchlaufende  Einnahmen : 


0,883! 

7,275 
0,700 

18,146 

67,260 

2,629 

967893 
20,649 


0,598 

7,577 

0,745 
17,980 

104,932 

2,739 

134,571 


0,420 
8,303 

0,795 
15,512 

101,913, 

2,511: 


129,454 
42,342 


14,237 
21. 110 


91,900 

0,456 
44,560 

2,550 
23,070 
6,150 
3,200 
2,600 
6,990 
14,952 

47,355 
0,028; 


106,351 


0,454 
60,830 

4,330: 

34,500 

8,000' 

3,300; 

6,200' 

4,500 

15,303 

49,599 

J)^3o 

126.216 


0,401 

8,519 
0,824 

24,927 

132,420 

2,512 

169,603 

1,144 


0,389 

8,583 
0,858 

25,418 
136,414 
_  1,213 

172,875 
25,017 


13,700 

14,653 

20,612 

21,550 

0,065 

0,075 

5,760 

6,368 

1,206 

1,206 

1 8,900 

21,330 

61,278 

65,182 

34,306 

33,306 

10,960 

1 1 ,360 

20,720 

20,720 

2,963 

3,463 

4,035 

4,034 

1 6,200 

15,900 

1,850 

1,850 

0,800 

}     2,139 

0,220 

0,210 

92,054 


0,455 

0,455 

70,364 

71,434 

6,090 

6,840 

40,094 

39,500 

7,500 

7,500 

3,300 

3,300 

7,250 

8,050 

6,130 

6,244 

15,416 

15,632 

53,492 

53,568 

0,032 

0,030 

139,759 

141,119 

363,490!    403,332 
5,5181      83,3211 


462,644 

10,420 


465,198 
10,134 


92,982 

0,453 
72,234 

5,160 

40,200 

7,500 
3,300 

8,100 

7,974 

15,359 

54,037 
0,030 

242,U3 

498,169 


369,008       486,653;      473,0641      475,332!      498,169 

^j  Der  gerin^ügige  Ertrag  der  Zölle  erklärt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  weitaus  der 
grösste  Teil  der  Einfuhr  über  Oesterreich  kommt,  die  ungarischen  Zollgrenzen  in  der  Haupt- 
sache nur  für  den  Orient,  Russland  etc.  in  Betracht  kommen. 

'^)  Die  Erhebungskosten  und  Abgänge  sind  nicht  ersichtlich. 
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1891 


1893 

1896 

1897  : 

1 

4,650 
0,072 

1,299 

4,650 
0,078 
1,754 

\ 

4,650 
0,079 

1,775 

1898 


Ausgraben. 

I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Hofstaat 

2.  Eabinettskanzlei 

3.  Reichstag  und  Delegationen     .... 

II.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

III.  Ausgaben  der  Civilverwaltung; 

1.  Ministerpräsidium 

2.  Minister  am  Hoflager 

3.  Ministerium  für  Kroatien  und  Slavonien 
4  Ministerium  des  Innern 

5.  Verwaltungsgerichtshof 

6.  Ministerium  mr  Kultus  und  Unterricht*) 

7.  Handelsministerium 

8.  Ministerium  für  Ackerbau 

9.  Verwaltung  von  Kroatien  und  Slavonien 
10.  Verwaltung  von  Fiume       

IV.  Ausgaben  der  Landesverteidigung: 

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung : 

1.  Finanzministerium  ........ 

2.  Pensionen 

3.  Grundentlastnng 

4.  Ablösung  des  Weinbergzehnts  .... 

5.  Rechnungshof      

6.  Zinsvorschüsse  an  Eisenbahnen     .    .    . 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

1.  Ungarische  Staatsschuld 

2.  Beitrag  zur  österreichischen  Schuld  .    . 

VII.  Anteil  an  den  gemeinsamen  Ausgaben : 

Hauptsumme  an  den  ordentl.  Ausgaben: 
Ausserordentliche  Ausgaben : 

Investitionen : 
Durchlaufende  Ausgaben: 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 


4,650 
0,072 
1,265 


4,650 

0,077 
0,059*} 


5,987 
12,696 

0,306 

0,054 

0,036 

11,896 

7,294 

50,895 

13,031 

6,254 
0,030 


6,021 

6,482 

6,504 

13,586 

15,563 

15,966 

0,308 

0,399 

0,402 

0,059 

9,072 

0,071 

0,036 

0,043 

0,003 

12,139 

15,871 

16,448 

0,040 

0,241 

7,866 

10,958 

12,146 

65,527 

91,002 

93,489 

14,491 

16,833 

17,608 

7,107 

8,139 

8,356 

0,030 

0,038 

0,038 

4,786 

16,539 

0,416 

0,075 
0,044 

17,054 

0,264 

13,124 
97,256 

18,479 

8,308 

0,041 


89,796 

11,008 


60,677 

6,680 

8,870 

1.005 

0,110 
1,355 


107,563 
12,218 


64,808 

7,440 

9,039 
0,051 

0,111 
0,753 


143,395 
14,469 

78,620 

8,113 
10,280 

0,053 
0,145 
0,558 


148,802 
15,137 

75,197 

8,350 

10,281 

0,053 
0,149 
0,499 


155,061 
16,164 


74,720 
8,688 

10,243 
0,052 
0,150 

0,438 


78,697 

90,164 
30,312 


82,202 


100,730 
30,312 


97,769 

91,260 
41,142 


94,529,    94,291 


1 02,099 1 
27,903 


342,535 
6,521 

11,782 
8,131 


131,042 

25,245 

377,877 

6,931 

15,569 

85,806 


132,402 
27,306 

437,386 
9,629 

19,581 
9,447 


118,898 

3969 

130,0071  131,867 
30^311     30,311 

441,2561449,019 
6,898^       — 
19,102' 


8,018. 


368,9691      486,183! 

4.  Frankreich  (MilL  Frcs.). 


473,0431     475,269 


35,171 
14,536 

498,726 


1891 


1894 


1896 


1897     I     1898 


Einnahmen. 
I.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen : 

1.  Ertrag  des  Staatseigentums      .    .    . 

2.  Forsten 


II.  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen: 
ni.  Gebühren  und  Verkehrssteuern: 

1.  Gebühren 

2.  Enregistrement 

3.  Stempel 

4.  Börsensteuer 

5.  Transportsteuer  der  Eisenbahnen  .    .    , 

6.  Transportsteuer  anderer  Fahrzeuge    .    . 

7.  Ausserordentliche  Zugänge 

8.  Post-  und  Telegraphen  Verwaltung    .    , 


15,413 
25,213 


40,626 
26,441 

4,995 
505,502 
163,969 

100,385 

5,298 

27,175 
189,663 


19,402 
28,050 

47,452 
58,551 


5,192 

548,499 
161,785 

47,276 

5,135 
29,669 

207,622 


18,804 
26,967 

45,77'! 
57,298 


5,425 
531,190 
188,403 

50,790 
5,111 

216,332 


22,107 
28,514 
50,6211 
57,320; 

I 

5,445< 

529,183 

176,403. 

8,684! 
51,8901 

5,112] 

224,993i 


26,912 
_3oii99 

57tiii 
55.795 

5,550 
508,656 

177.906 

5,053 

54,084 

5.221 

7,600 

230.796 


996,987,    1005, i8i|      997,2511    1001,710'      994,866 


^)  Anomale  Ziffer  infolge  der  parlamentarischen  Wirren  in  Ungarn. 

*)  Ohne  die  Nutzniessung  des  Religions-  und  Schulfonds,  d.  h.  nur  der  staatliche 
zu  diesen.  Die  Zahl  giebt  nur  einen  Teil  der  Ausgaben  für  Kultus  und  Unterricht 
Best  Avird  von  Specialfonds  bestritten. 
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IV.  Direkte  Steuern: 

1.  Gnmd-  und  Gebäudesteuer 

2.  Personal-  und  Mobiliarsteuer    .    .    .    . 

B.  Thttr-  und  Fenstersteuer 

4.  Patentsteuer 

ö.  3-(4-)prozentige  Bentensteuer    .    .    .    . 

6.  Steuerrollentaxe 

7.  Steuer  von  Gütern  der^toten  Hand   .    . 

8.  Bergfwerkssteuer 

V.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle • 

2.  Getränkesteuern • 

3.  Expeditionstaxe • 

4.  Salzsteuer       

ö.  Oelsteuer • 

f).  Kerzen-  und  Stearinsteuer  .    .    .    .    • 

7.  Essigsteuer 

8.  Verschiedene  Aufwandsteuem      .    .    . 
y.  Zuckersteuer 

10.  Zündhölzer-,  Tabak-  u.  Pulvermonopol 

11.  Verschiedene  Monopoleinkünfte   .    .    . 

12.  Wagen-,    Pferde-,   Vereins-,   Fahrrad-, 
Wehrsteuer 

Durchlaufende  Einnahmen: 

Summe  der  Einnahmen: 

Einnahmen  des  speciellen  Budgets: 

Einnahmen  des  durchlaufenden  Budgets: 

Einnahmen  für  Algerien 

Uauptsumme  der  Einnahmen    .... 

Erhebungskosten  und  Abgänge     .    .    . 
Ausfälle  und  Rückzahluncfen    .... 
Erhebungskosten,    Ausfälle    und    Rück- 
zahlungen für  Algerien 

Nettoeinnahmen : 


Ausgaben. 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 


1.  Präsidentschaft  der  Republik 

2.  (gesetzgebende  Körper       .    . 


II.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

III.  Ausgaben  der  Ci vil Verwaltung : 

1.  Ministerium  des  Auswärtigen    .    .    .    . 

2.  Ministerium  des  Innern 

3.  Ausgaben  für  Kultuszwecke      .  * .    .    . 

4.  Mimsterium  für  Unterricht  und  Künste 

5.  Ministerium  für  Handel  und  Industrie  . 

6.  Ministerium  für  Koionieen 

7.  Ministerium  des  Ackerbaues      .... 

8.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten    . 


IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1.  Ausgaben  für  das  Landheer      .    .    . 

2.  Ausgaben  für  die  Marine      .    .    .    . 

3.  Militärpensionen 

4.  Militär(-Anmütäten) 


182,909 

81,641 

53,286 

111,648 

65,816 

0,628 

7,000 

2,500 


1894 

1896 

1897 

196,723 

198,650 

199,607 

8«,  173 

90,471 

91,690 

57,205 

58,425 

58,819 

1 22,645 

125,5^ 

125,580 

69,249 

66,220 

65,752 

1,053 

1,054 

1,057 

6,637 

6,957 

6,957 

4,130 

2,275 

2,275 

1898 


505,428 

385,166 
443,017 

4,843 
12,163 

2,521 

8,501 

2,950 

47,896 

175,570 

410,230 

10,078 

15,168 
1508,103 


545,815 

465,726 
469,482 

5,454 

10,939 

2,265 

8,425 

3,042 

49,844 

203.394 

411,057 
10,366 

19,299 
1659,293 


549,632 

446,236 
450,948 

5,645 

9,933 
2,112 

8,452 
2,796 

52,557 

196,473 
416,261 

10,693 

22,364 

"1624,4701 


551,746 

409,641 

459,406 

5,596 

9,670 

2,045 
8,312 
2,830 

53,876 
194,310 
420,596 

12,910 

23,255 


174,833 

93,273 

59,717 

127,443 
69,126 

1,061 

7,007 

___2j275 

534,735 

460,846 

467,765 

5,565 
9,667 

1,978 

8,294 
2,812 

50,792 
192,664 
432,926 

15,841 

22,234 


i6o2,447|  1671,384 


6o,94o|    74,447|   66,752!   68,059]   66,735 


3138,525 
447,700 

100,388 

36,611 


3390,739 

107,222 
48,291 


3341,174 

1 14,366 
52,337 


3331,903 

116,635 
53,802 


3380,626 

124,653 
53,487 


3723,2241  3546,252.'  3507,877!  3502,3401  3558,766 

379,569 
40,154 


337,516 
21,689 


358,335 

42,132 

15,739 


371,6^7 
41,456 

16,239 


374,018 
41,069 

16,360 


16,774 


3364,019 


3130,046 


1,200 

11,851 


3078,565 


1,200 


1,200 


11,973!    11,972 


3070,8931  3122.269 


1,200 


1,200 


} 


13,051 
37,493 


14,681 

73,488 

45,067 

181,479 

75,197 

20,791 
167,460 


13,173 

13,172 

13,184 

35,011 

35,213 

34,962 

16,344 

16,098 

14,990 

71,384 

74,374 

74,881 

44,224 

43,895 

43,092 

198,570 

208.603 

211,676 

)   99,585 

29,890 

28,790 

77,721 

83,875 

28,963 

29,362 

28,822 

256,627 

243,170 

224,532 

11,984   12,421 
13,621 

35,028 


15,300 

75,314 

43,065 

214,360 

35,901 
91,633 

29,861 

183,485 


578,163 


675,729 
209,563 

126,050 
12,993 


715,697 


633,653 
266,862 

124,700 
9,445 


723,113 


633,757 
265,927 

126,087 

8.820 


700,658 


622,551 

258,167 

129,204 

8,700 


688,919 


639,988 
286,957 

130,949 
8,842 


1024,3351  1034,6601  1034,5911  1018,6221  1066,736 
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V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung : 

1.  Finanzministerium 

2.  Leibrenten 

3.  C^ivilpensionen 

4.  Indemnitäten 

5.  Gehaltszulagen 

6.  Dotation  der  Ehrenlegion 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

1.  Rentenschnld 

2.  Kündbare  Kapitalien 

Hauptsumme  der  Ausgaben  (einschliesslich 
Ethebungskosten  und  Abgänge,  Ausfälle 
u.  Rückzahlung,  i  Frankreich  u  Algerien) : 

Ausgaben  des  speciellen  Budgets       .    .    . 

Ausgaben  des  durchlaufenden  Budgets 

Ausgaben  für  Algerien*) 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 
Abgänge,  Ausfälle,  Rückzahlungen    .    .    . 


19,937 
i,o8i 

62,100 
8,671 

10,045 


1894 


19,471 
0,871 

66,047 

7,530 

3,367 
9,672 


1896 


1897 


1898 


19,520 

0,797 
69,026 

6,928 

3,367 
10,992 


19,417 

0,753 
70,326 

6,601 

4,107 
10,999 


19,693 
0,737 

73,625 
6,297 
4>87 

10,999 


101,834 

748,060 
302,740 


106,9581      110,630 


761,667 
301J269 


693,762 

297,5031   325,962 


112,203 
693,680 


115,638 
693.680 

020,jjj 


1050,800!   1062,9361    991,2651   1019,642!   1020,013 


3164,881  3384,641 

447,700  — 

100,3881  107,222 

—  54,379 


3337,296 

114,366 
55,892 


3330,715 

1 16,635 
54,649 


3376,452 

124.653 
56,965 


3712,969 
359,205 


3546,242 
416,206 


3507,554 
429,312 


3501,999 
431,447 


3558,070 
436,497 


3353,7641    3130,0361    3078,242;    3070,5521    3121,573 
6.  Grossbritannien  (Staatsrechnung  in  Mill.  Pfd.  St.).  


1 1891—92  1 1892—93  1 1895—96  1 1896—97   1897—98 


0,526 
0,170 


0,516 
0.171 


0,529 
0,175 


0,539 
0,176 


0,569 
0.176 


Einnahmen. 

I.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen: 

1.  Domänen 

2.  Anteil  am  Gewinn  der  Bank  von  England 

II.  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen: 

III.  Gebühren  und  Verkehrssteuern: 

1.  ürkundenstempel 

2.  Erbschaftssteuer 

3.  Seeassekuranzen 

4.  Quittungsstempel 

ö.  Wechselstempel 

6.  Banknoten-  und  Cirkulationssteuer  .    . 

7.  Lizenzen  und  Certifikate 

8.  Spielkartenstempel 

9.  Apothekerwaren 

10.  Lebensversicherung 

11.  Abgabe  von  Eiseubahnbilletten   .    .    . 

12.  Strafgelder 

13.  Postverwaltung 

14.  Telegraphen  Verwaltung 

15.  Verschiedene  Stempelsteuern  .... 

IV.  Direkte  Steuern: 

1.  Grundsteuer 

2.  Haussteuer 

3.  Einkommensteuer 

V.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  Zölle 

2.  Branntweinsteuer 

3.  Malzsteuer 

4.  Brauerlizenz 

5.  Spiritnosenlizenz 

6.  Cichoriensteuer 

7.  Kaffeesteuer 

8.  Tabaklizenz 

9.  Andere  Lizenzen __^ _^_^ 

5o,86oj       50,2451       53,2311       54,466|       55,97« 
^)  Im„  Allg.  Budget^  enthalten.  In  den  folgenden  Jahren  ist  das  Budget  für  Algerien  separat  gestellt. 


0,696 
2,425 

2,421 

11,213 

0,152 

1,143 
0,722 

0,125 

0,164 

0,019 

0,240 

0,052 

0,325 

0,006 

11,604 

2,843 
0,477 


0,687 

2,U5 

2,749 
10,914 

0,135 

1,156 

0,672 
0,122 
0,164 
0,020 
0,220 

0,054 
0,310 

0,006 

11,699 

2,836 

0.459 


0,704 
2,048 

4,060 
14,179 

0,145 
1,263 

0,679 
0,124 
0,167 
0,020 

0,239 
0,067 

0,259 
0,007 

12,952 
3,261 
0,639 


0,715 
2,615, 

! 

3,97o| 
»3,958. 
0,152' 
1,308 
0,674 
0,124 
0,167 
0,022 

0,255 
0,066 

0,272 

0,007 

13,390 
3,288 
0,640 


0,745 

2,295 

4,190 

15.562 

.0,149 

■  1,352 
0,666 

0,123 

0,167 

0,023 

0,261 

0,069 

0,289 

0,007 

13,795 
3,436 
0.666 


3', 506 

1,060 

1,444 
14,338 


31,516 

1,047 
1,412 

13,925 


38,061 

1,044 

1,489 

16,806 


38,293 

0,967 

1,514 
17,803 


40,755 

1,004 

1,567 
18,062 


16,842 

20,307 
16,886 
10,031 
0,016 
0,010 
0,002 
0,003 
0,007 
3,598 


16,384 

20,083 
16,476 
10,006 

0,015 
0,011 
0,002 
0,003 
0,007 
3,642 


19,339 

21,240 

16,859 

11,305 
0,013 

0,012 

0,007 

0,002 

0,006 

3,794 


20,284 

21,778 

17,299 

11,503 
0,012 

0,012 

0,001 

0,002 

0,006 

3,853 


20,633 

22,322 

17,697 
12,012 

0,011 

0,013 

0,001 

0,002 

0,006 

3,914 
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1891—92 


1892—93 


1896—96 


1896—97 


1897—98 


Hanptsnmme  der  Einnahmen: 

Bilanz  des  Staatsschatzes 

Eückzahlungen,  Anleihen ,  Staatsschatz 

Hanptsnmme  aller  Einnahmen: 
Erhehnngskosten  und  Abgänge: 

Hanptsnmme  der  Netto-Einnahmen : 

Ansgaben: 
I.  Ansgaben  der  Verfassung: 

1.  Civilliste 

2.  Apanagen 

3.  Oberhans 

4.  Unterhaus 

II.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

III.  Ansgaben  der  Civilverwaltnng : 

1.  Auswärtige  Angelegenheiten     .... 

2.  Civil  dienst  in  England 

3.  Ausgaben  in  Schottland 

4.  Ausgaben  in  Irland 

5.  Bauverwaltung 

6.  Oeffentlicher  Unterricht  und  Künste 

7.  Verschiedene  Ausgaben 

IV.  Ausgaben  für  Heer  imd  Flotte: 

1.  Armeeverwaltung 

2.  Marineverwaltung 

3.  Marineverteidigungsfonds 

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung: 

1.  Verschiedene  Pensionen 

2.  Pensionen  und  Wohlthätigkeit .    .    .     . 

3.  Ehrenpensionen 

4.  Verschiedene  Ausgaben 

5.  Egyptische  Subvention 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

Summe  der  ordentlichen  Ausgaben    .    .     . 
Darlehen,  Zuschüsse  u.  s.  w 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 


102,329 

6,371 
67,553 

176,253 
23,343 


100,947 

6,255 

58,517 

165,719 

22,997 


152,910 


0,410 
0,188 
0,046 
^50 

0,694 
4,856 

0,684 
1,822 
0,083 
0,278 

1,959 
6,969 

1,031 


142,722 


0,408 
0,188 
0,041 
0,048 


113,382   116,373 

6,307    8,975 
16,760    13,546 

136,449   138,894 
_24,588 25,973 

111,861   112,921 


120,406 

9,867 

_9,937 

140,210 

28,102 


0,408 

0,173 
0,041 , 

0,052! 


0,408 

0,173 
0,013 
0,017 


112,108 


0,408 
0,172 
0,008 
0,024 


12,826 


17,259 
14,150 

1,429 


0,685 
4,278 

0,651 

1,553 
0,050 

0,247 

1,645 
8,892 

0,334 
13,373 

17,542 

14,302 

1,429 


0,674 
4,209 

0,925 

1,724 
0,059 

0,254 

1,855 
10,256 

0,291 
15,364 

18,4601 
19,724! 


0,61 1| 
4,1411 

0,825 
1,761 
0,056 
0,250 

1,869 

10,685 

0,346 

15,792 

18,270 
22,170 


32,838 

0,214 

0,734 
0,029 

0,528 


33,273 

38,184 

40,440 

0,201 

0,186 

0,175 

0,658 

0,705 

0,843 

0,029 

0,028 

0,028 

0,234 

0,236 

0,097 

— 

0,799 

1,505, 

25,200 

77,919 
74,991 


1,122 
^5,200 

77,930 
64,792 


1,155 
25,000 

'84,586 
27,270 


1,942 
25,000 

"87,926 

24,995 


0,612 
4,196 

1,209 

1,763 
0,068 

0,257 

1,888 

11,535 
3595 

17,315 

19,330 
20,850 

40, 1 80 

0,171 

0,748 
0,028 

0,375 

1,322 
25,000 

'88,625 
23,483 


176,253 

23,343 

152,910 


165,719 
22,997 


136,449 
24,588 


138,894 
25,973 


140,210 
28,102 


142,722 


lii,86i|      Ii2,92i|      112,108 


6.  Italien  (Hill.  Lire). 


1891—92 


1892—93 


1896—97 


1897-98 


1898—99 


Einnahmen: 

I.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen: 

1.  Renten  der  Domanialkapitalien     .    . 

2.  Zinsen  und  Eenten 

3.  Lotto 

4.  Eisenbahnverwaltung 

IL  Verschiedene  Verwaltnngseinnahmen 
in.  Gebühren  und  Verkehrssteuem : 

1.  Registerabgaben 

2.  Stempelsteuern 

3.  Erbschaftssteuer 

4.  Consulargebühren 

5.  Hypothekengebohren 

6.  Eonzessionsabgaben 


11,445 

4,187 

76,200 

71,215 


11,180 

4,706 

76,130 

73,300 


10,038 

3,891 
64,500 
73,212 


12,312 

1,582 

65,500 

76,975 


163,047 

165,316 

151,641 

156,369 

8,030 

8,530 

9,022 

18,267 

63,700 

62,700 

58,000 

58,000 

73,300 

73,300 

68,500 

68,500 

37,300 

36,300 

38,000 

37,500 

0,750 

0,750 

0,675 

0,675 

6,000 

5,500 

7,000 

7,300 

6,400 

6,400 

6,500 

6,500 

12,482 

1,456 
65,500 

79,932 

159,370 
20,342 

58,000 

67,900 

37,500 

0,67s 
7,300 
7,250 
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1891—92 


1892-93 


1896-97 


1897-98 


1898—99 


7.  Postverwaltong 

8.  Telegraphenverwaltong 

9.  Eatasterg^ebühren 

10.  Pnnziemng 

11.  Schulgebühren 

12.  Gefängnisse 

13.  Geldstrafen  nnd  Strafgelder    .... 

14.  Verschiedene  Abgaben 

IV.  Direkte  Stenem: 

1.  Grundsteuer 

2.  Gebäudesteuer 

3.  Einkommensteuer 

4.  Steuer  von  Gütern  der  toten  Hand 

5.  Bank-  und  Erwerbsgesellschaftsstener 

6.  Eisenbahnsteuer 

V.  zolle  und  Verbrauchssteuern    .    .    . 

1.  Zölle 

2.  Allgemeine  Verzehrungssteuer     .    .    . 

3.  Fabrikationssteuer  von  Spiritus,  Bier, 
Zucker,  kohlensaurem  Wasser  etc.  .    . 

4.  Tabakmonopol 

6.  Salzmonopol 

VI.  Rückzahlungen: 

Hauptsumme  der  ordentlichen  Einnahmen : 
I)urchlaufende  Einnahmen: 
Ausserordentliche  Einnahmen : 

Hauptsumme  aller  Einnahmen: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 

Hauptsumme  der  Netto-Einnahmen : 

Ausgaben: 
I.  Ausgaben  der  Verfassung: 

1.  Civilliste  und  Apanagen 

2.  Senat  und  Deputiertenkammer    .    .    . 

II.  Ausgaben  für  Justiz  und  Kultus: 

m.  Ausgaben  der  Civilverwaltung : 

1.  Ministerium  des  Aeussem 

2.  Ministerium  des  öffentlichen  Unterrichts 

3.  Ministerium  des  Innern 

4.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  . 

5.  Ministerium  des  Ackerbaues    .... 

IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1.  Heeresverwaltung 

2.  Marineverwaltung 

V.  Ausgaben  der  Finanzverwaltung: 

1.  Schatzministerium 

a)  Pensionen 

b)  Allgemeine  Ausgaben 

c)  Verschiedene  Ausgaben    .... 

d)  Beservefonds  u.  Unvorhergesehenes 

e)  Durchlaufende  Ausgaben  .... 

2.  Finanzministerium 

a^  Allgemeine  Ausgaben 

b)  Durchlaufende  Ausgaben  .... 


48,500 

15,600 

1,400 

3,530 
4,590 

7,177 
2,252 

2,662 


49,000 

15,100 

1,400 

3,530 

4,590 

7,177 
2,252 

2,776 


52,000 
12,600 

1,350 
2,700 

6,100 

5,405 
1,660 

2,160 


53,200 

13,100 

1,300 

3,020 

7,060 

5,405 
1,560 
2,160 


5S,ooo 
14,500 
1,400 
2,500 
7,200 
5,408 
1,460 

2,244 


273,161 

106,342 

83,000 

236,269 

6,400 

9,891 
18,300 


270,775 

262,650 

265,280 

106,342 

106,400 

106,615 

84,000 

88,500 

88,500 

233,307 

286,662 

287,707 

6,600 

6,300 

6,300 

9,891 

10,000 

10,500 

18,450 

18,770 

19,618 

268,337 
106,750 

88,500 

286,249 

6,300 

11,400 
19,800 


460,202 

458,590 

516,632 

519,240 

245,000 
69,978 

231,000 

69,023 

240,000 

52,350 

244,000 
51,865 

31,000 

193,000 
63,500 

33,000 

193,000 

63,500 

44,000 

191,000 

72,700 

45,500 

188,000 

73,700 

518,999 
245,000 

51,865 

48,000 

188,250 
74,000 


602,478 

36,704 


589,523 
36,179 


600,050 

38,238 


603,065 

22,262 


607,115 

22,263 


1543,622 
104,388 

127,113 


1528,913 

60,065 

77,144 


1578,233 

68,944 
80,802 


1584,483 
65,388 
35,402 


1596,426 

65,031 
35,334 


1775,123 
213,259 


1666,122 
200,847 


1727,979 
202,148 


1685,273 
202,416 


1696,791 
209,689 


1561,864 


15,050 
2,140 


1465,275 


1525,831 


15,050 
2,i6o| 


15,050 

2,120 


1482,8571  1487,102 


16,050 

2,155 


16,050 
2,201 


17,190 
33,740 

17,210 
33,161 

17,170 
32,753 

18,205 
33,061 

18,251 
40,176 

9,021 
39,927 

57,553 
27,803 

10,139 

8,469 
39,452 

53,751 

29,304 

9,606 

9,445 
,   40,824 

56,417 

26,437 

8,364 

9,392 

41,774 
56,768 

25,983 
8,446 

12,798 
44,626 

64,199 

27,978 

9,140 

144,443 

140,582 

141,487 

142,363 

158,74» 

243,144 
104,011 

243,059 
100,735 

267,253 
94,961 

235,598 
96,900 

263,307 
101,844 

347,155 

343,794 

362,214 

332.498 

365,151 

13,292 

2,258 

73,463 

15,131 
2,029 

78,800 

9,709 
1,026 

80,850' 
9,766 
1,021 

5,720»! 

9,696 

1,001 

*  4,000 
65,293 

3,000 

21,015 

3,500 
25,201 

3,500 
21,727 

3,500 
21.609 

18,438 
28,172 

17,045 
28,127 

16,528 
29,725 

16,416 
29,743 

28,724 
29,733 

^)  Pensionen  des  Schatzministeriums. 
treffenden  Ministerien  eingestellt. 


131,4531     i59,8io|      164,4891 
Die  übrigen  Pensionen  sind  in 


163,0231 
die  Etats 


99,983 
der  be- 
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VI.  Ausgaben  für  Staatsschulden: 

Hanptsümme  der  ordentlichen  Ausgaben : 
vn.  Ausserordentliche  Ausgaben: 

1.  Schatzministerium 

2.  Finanzministerium 

3.  Justiz  und  Kultus 

4.  Ministerium  des  Aeussem 

5.  Ministerium  des  Unterrichts    .... 

6.  Ministerium  des  Innern 

7.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  . 

8.  Eriegsministerium 

9.  Marineministerium 

10.  Ackerbauministerium 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 
Erhebungskosten  und  Abgänge: 


1891—92 


704,882 


1892—93 


651,418 


1896—97  1 1897—98 


687,769 


679,573 


1898-99 


1378,863 

50,088 
2,699 
0,546 
0,040 
1,038 

2,055 
115,506 

7,750 
7,200 

1,898 


1345,975 

52,839 

2,757 
0,042 

0,040 

0,726 

1,555 
76,980 

4,450 
6,875 
1,189 


1405,882 

1368,723 

33,723 
3,712 

0,066 

38,480 

3,683 
0,027 

0,053 

0,673 
2,089 

0,023 
0,624 

2,369 

55,012 
2,223 

50,974 
0,980 

4,375 
2,615 

4,275 
2,080 

681,304 


1363,606 

37,661 

3,471 
0,025 

0,023 

0,439 

2,329 

47,164 

16,038 

4,120 

2,228 


i88,82o|      147,453       104,5411      103,5151      113,558 


1780,942 
213,259 


1694,275 
200,847 


1712,5711 
202,148! 


1674,654! 
202,4161 


1686,793 
209,689 


1567,6831    1493,4281    1510,4231    1472,2381    1477,104 


7.  Rnssland  (Mill.  Rbl.). 


Einnahmen. 
I.  Priyatwirtschaftliche  Einnahmen: 

1.  Keichnisse  ehem.  Kronbauem  .... 

2.  Bewegliches  Staatsgut 

3.  Verkauf  von  Kronländereien  .... 

4.  Ertrag  der  Staatsforsten 

5.  Berg-,  Hüttenwerke,  Staatsanstalten   . 

6.  Staatseisenbahnen 

7.  Gewinnanteil  an  Eisenbahnlinien     .    . 

8.  Bergwerksregal 

9.  Münze 

U.  Verschiedene  Verwaltungseinnahmen: 
III.  Gebühren  und  Verkehrssteuem : 

1.  Stempelabgaben 

2.  Eintragungsgebühr 

3.  Erbschaftssteuer 

4.  Passgebühren 

5.  Eisenbahntransportsteuer 

6.  Abgaben  der  Feuerversicherung  .    .    . 

7.  Gebühren  von  Gehaltsaufbesserungen  . 

8.  Verschiedene  Verkehrsabgaben    .    .    . 

9.  Postverwaltung 

10.  Telegraphenverwaltung 

IV.  Direkte  Steuern: 

1.  Grund-  und  Häusivsteuer 

2.  Patent-(Gewerbe-)Steuer 

3.  Kapitalrentensteuer 

V.  Zölle  und  Verbrauchssteuern: 

1.  ZöUe 

2.  Getränkesteuem 

3.  Tabaksteuer 

4.  Naphthaölsteuer 

5.  Zuckersteuer 

6.  ZündhClzersteuer 

Summe  der  ordentlichen  Einnahmen: 


1891 


1893 


11,040 

0,819 
16,164 

5,990 
54,865 

2,847 
0.201 


13,647 

10,781 

0,828 

16,717 

9,489 
81,189 

3,672 
3,283 
0,626 


1896 


14,073 
8,021 

0,821 

27,570 

41,703 
232,328 

1,631 
3,829 
0,954 


1897 


14,534 
8,861 

0,598 

32,490 

74,956 

259,999 
1,821 

3,781 

1,304 


1898 


14,390 

13,350 

0,594 

36,864 

97,750 

291,489 

1,744 

3,524 
1,700 


91,926 
193,003 

20,580 
10,966 

4,090 
4,000 
8,442 
3,730 
1,130 

6,137 
21,382 

10,438 

90,895 

42,984 

33,930 
11,906 


} 


140,232 

155,511 

24,313 
15,126 

3,700 
8,800 
4,080 

5,260 
22,678 
11,950 


330,930 
159,271 

28,919 
15,411 

3,500 
8,000 
2,250 

7,195 
25,547 
14,450 


\ 
/ 


398,344 
154,219 

30,170 

17,355 

4,200 
9,000 
3,000 

7,087 
26,364 
15,696 


461,405 
145,490 

31,269 
18,580 


0,135 
[0,000 

3,000 


7,227 

26,435 
16,870 


95,907 

44,703 
37,733 
12,515 


105,272 

48,024 

43,353 
13,159 


112,872 


39,921 
44,048 

13,855 


88,820 

94,95 1 

104,536 

97,824 

110,655 

134,970 

153,876 

159,687 

259,481 

257,394 

284,252 

284,900 

28,205 

30,043 

32,461 

34,917 

9,528 

16,041 

19,060 

21,061 

20,161 

28,655 

42,295 

47,526 

4,524 

7,518 

7,518 

7,016 

113,516 

40,876 

45,278 

14,424 

100,578 

169,260 

260,453 
34,913 

20,782 

51,046 
7,015 


432,5541      474,62 1|      539,4621      555,107 1  _  543,469 

1364,458 


897,1981     961,222,    1239,471! 


Hand  Wörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage  III. 


1318,3661 
63 
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Durchlaufende  Posten 

Ausserordentliche  Einnahmen  .... 
Barmittel  der  Reichsrentei  ^)  .  .  .  . 
Best  an  Goldanlehen 

Hauptsumme  aller  Einnahmen: 

Ausgaben. 

I.  Ausgaben  der  polit.  Organisation:. 

1.  Bedürfnisse  des  Kaiserlichen  Hauses    . 

2.  Oberste  Staatskörperschaften   .    .    .    . 

II.  Ausgaben  der  Justizverwaltung: 

III.  Ausgaben  der  Civilverwaltung : 

1.  Ministerium  des  Auswärtigen.    .    . 

2.  Ministerium  des  Innern       .... 

3.  Heiligster  Synod 

4.  Ministerium  der  Volksaufklärung    . 

5.  Ministerium  der  Staatsdomänen  .    . 

6.  Ministerium  der  Verkehrsanstalten  . 

7.  GeneraJdirektion  der  Gestüte  .    .    . 

IV.  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte: 

1.  Eriegsministerium 

2.  Marineministerium 


V.  Ausgaben  der  Finanzver waltung : 

1.  Ministerium  u.  allg.  Finanzverwaltung 

2.  Pensionen  und  Unterstützungen  .    .    . 

3.  Subventionen 

4.  Eisenbahngarantieen 

Ö.  Entschädigungen 

6.  Restitutionen 

7.  Erhebungskosten        (Getränkesteuem, 
Zölle,  Münze) 

8.  Ausgaben  früherer  Jahre 

9.  Rückerstattungen  von  Ausgaben     .    . 

10.  Reichskontrolle 

11.  Mehrausgaben  durch  Preiserhöhung     . 

12.  I^n vorhergesehene  Ausgaben  .    .    .    . 

VI.  Ausgaben  für  die  Staatsschulden: 

Hauptsumme  der  ordentlichen  Ausgaben: 
Durchlaufende  Ausgaben : 

Ausserordentliche  Ausgaben : 

Hauptsumme  aller  Ausgaben: 


1891 


3,559 
13,750 
47,795 


1893 


1896 


79,236; 


962,302 


10,560 
2.081 


1040,458 


12,641 
24,102 

4,951 
80,297 

n,356 
22,936 

25,915 

57,367 
1,249 


204,07 1 

226,652 
43,760 


38,804 

33,802 

5,468 

13,054 

2,552 
2,072 

3,149 
1,530 

14,637 

4,294 
2,000 

6.000 


127,362 
256,742 


895,330 

3,559 

63,413 


10,560 

V15 
12,675 

25,311 

5,290 

82,353 
11,887 

22,411 

25,458 
70,801 

1,310 


2,200 

119,876 
1361,547 


1897 


3,809 
91,796 


1898 


3,300 
106,291 


12,965 
2,434 


1413,971 


12,811 
2,590 


1474,049 


15,399 
28,009 

4,693 
90,025 

17,488 

24,863 

32,180 

196,412 

1,536 


15,401 
42.815 

4,762 

78,503 
19,652 

25,495 

33,431 
226,910 

1,544 


219,5101   367,197 


232,9371 
49,8931 


288,522 
57,966 


284,380 
59,902 


270,4121   284,830 


39,838 

35,594 

5,567 

15,234 

2,541 
1,429 

3,365 
1,533 

17,472 
4,466 
6,000 

10,000 


346,488 

54,081 

37,057 
10,198 

3,296 

4,773 

1,450 

53,843 
3,210 

18,903 
5,956 


I2,000| 


50,821 

38,306 

9,193 

3,835 

3,773 
1,440 

75,882 

2,410 

19,475 
6,811 


12,000 


143,039 
264,325 


204,081 
269,228 


12,597 
2,613 


15,210 
42,733 

4,802 
80,175 

20,375 
26,441 

35,738 
264,677 

1,615 


390,2971   433,823 


288,809 
67,050 


344,282   355,859 


50,726 

38,254 
9,752 
1,520 

2,833 
1,661 

85,460 
2,640 

18,343 
7,179 


12,000 


223,046:     230,368 
269,117      272,092 


947,690 
92,768 


1231,088     1284,858.    1350,085 
130,459      129,113       123,964 


962,3021 
*)  Angewiesen  zur  Deckung  des  Fehlbetrages. 


1040,458;    1361,547!    1413,971,    1474,049 


Litteratar:  Wagner ,  Fin.  I  §  19  S.  24— S5.  — 
Czömigf  Das  österreichiache  Budget  im  Ver- 
gleich mit  jenen  der  vorzüglichsten  anderen 
europäischen  Staaten,  Wien  1863.  —  Engel, 
Kritische  Beiträge  zur  vergleichenden  Finanz- 
Statistik,  Ztschr.  des  k.  pretiss.  stal.  Bureaiis, 
1859,  S.  145.  —  Pfeiffer,  Verglei^hejide  Zu- 
sammenstellnng  der  europäischen  Staaisausgaben, 
Stutig.  1877.  —  Riecke,  Die  intemationcde 
Finanzstatistik,  ihre  Ziele  und  Grenzen,  Stutig. 
1876.  — -  GerstfeM,  Beiträge  zur  Statistik  der 
Finanzen  in  Preussen,  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  JV.  F. 
Bd.7.  —  Ä.  i'.  Kaufmann,  Finanzstatistisches  zu 
den  Schulden  der  eutxipäischen  (rrossmächte.  Eben- 
da y.  F.  Bd.  15.  —  Dernelhe,  Die  öffentlichen 
Ausgaben  der  grösseren  europäischen  Länder  nach 


ihrer  Zweckbestimmung.  Ebenda  N.  F.  Bd.  18 
(1893  selbständig  als  £.  Aufl.  erschienen).  — 
Derselbe,  Zur  internationalen  FinatizstaUstik, 
Allg.  stat.  Archiv  3.  Jg.  Bd.  2.  —  Jf,  v.  Heckel, 
Der  Staatshaushaltsetat  im  Königreich  Prettssen 
für  das  Jahr  vom  1.  April  1897 — 98,  Jahrb.  f.  Nat^ 
u.  Stat.,  in.  F,  Bd,  14.  —  Derselbe,  Beiträge 
zur  vergleichenden  Finantstatistik  europäischer 
Grossstaaten  i.  J.  1898.  Ebenda,  IIJ.  F,  Bd,  19. 
—  Materialien  finden  sich  in  Schanz'  Finanz- 
archiv  und  im  Gothaischen  Hofkalender.  Fetter 
die  einzelnen  Budgets  vgl.  auch  die  von  mir  regel- 
nUissig  in  den  Jahrb.  f.  Nat.u.  Slot,  erscheinenden 
synoptischen  Zusammenstellungen,  welche  nach 
Gruppen  gebildet  sind.      Max  von  Heelcel, 
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FinanzTerwaltang. 

I.  Allgemeines:  1.  Wesen  und  Aufga- 
ben der  F.  2.  Die  geschichtliche  Entwickelung 
derF.  — II.Die  Behörden  der  Finanzver- 
waltung: 1.  Das  Finanzministerium  und 
die  Centralbehörden.  2.  Der  Rechtsstand  in 
einzelnen  Ländern.  Deutsches  Reich.  Preussen. 
Bayern  und  deutsche  Mittelstaaten.  3.  Oester- 
reich-üngam.  4.  Frankreich.  5.  Grossbritannien. 
Exchequer  und  Treasury  in  geschichtlicher 
Entwickelung.  6.  Der  gegenwärtige  Zustand 
der  Treasury.  7.  Italien  und  Russland.  8.  Die 
mittleren  und  unteren  Finanzbehörden.  9.  Der 
Rechtsstand  in  den  verschiedenen  Ländern.  — 
IlL  Die  Einrichtung  der  Kassenver- 
waltung und  des  Zahlungswesens: 
1.  Die  Staatsfonds.  Separierung  und  Centrali- 
sierung.      2.    Die     fiskalische     Kasseneinheit. 

3.  Die  Kassenverwaltung  und  die  Kassensysterae. 

4.  Die  Verbindung  des  Kassenhaushalts  mit 
Banken.  5.  Die  Kassensysteme  in  verschiedenen 
Ländern.  Deutsche  Staaten  und  Oesterreich- 
Ungam.  6.  Das  Kassenwesen  in  Frankreich 
und  Grossbritannien.  7.  Das  finanzielle  An- 
weisungarecht.  —  IV.  Das  Rechnungs- 
wesen: 1.  Aufgabe  und  Formen  des  Rechnungs- 
wesens. 2.  Die  Sucbf  ührung  und  die  Rechnungs- 
bücher. Der  Rechnungsstil.  3.  Soll-,  Ist-  und 
Restrechnung.  Die  Behandlung  der  Aus-  und 
Rückstände.  4.  Rechnungsabschluss  und  Staats- 
rechnung. Die  Inventarisierung  des  Staatsver- 
mögens. 

I.  Allgemeines. 

1.  Wesen  und  Aufgaben  der  F.  Unter 
Finanz  Verwaltung  vorstehen  wir  einen  Or- 
ganismus derjenigen  Ordnungen,  nach  wel- 
chen das  reclitskräftig  verabschiedete  Bud- 
get (vgl.  die  Artt.  Budget  und  13  u  d  - 
get recht  oben  Bd.  II,  S.  1188 ff.  und 
1164  ff.)  vollzogen  wird.  Die  Finanzverwal- 
tung deckt  sich  daheT  mit  dem  Begriffe 
des  Vollzugs  des  Budgets  und  lunscliliesst 
alle  Einrichtungen  und  Anstalten,  welche 
in  bestimmten  Formen  die  vom  Budget  ge- 
wollte Deckung  der  öffentlichen  Bedürfnisse 
im  einzelnen  sichern.  Sie  bildet  daher 
einen  Teil  der  formellen  Ordnung  der  Fi- 
nanzwirtschaft und  hat  die  Aufgabe,  auf  der 
Grundlage  der  gesetzlichen  Vorschriften  für 
die  vollziehende  Gewalt  nach  Erwägungen 
der  Zweckmässigkeit  die  passendste,  ein- 
fachste, ausgiebigste  und  billigste  Durch- 
setzung der  Budgetzwecke  zu  leisten.  Als 
Inbegriff  verwaltnngstechnischer  Massregoln 
zur  Durchfühnmg  des  Wirtschaftsbetriebes 
des  Staates  oder  eines  sonstigen  öffentlichen 
Körpei-s  umfasst  die  Finanzverwaltung  die 
Einrichtung  des  Behördewesens  und  des 
Finanzdienstes,  die  Vollziehung  des  Budgets 
durch  das  Anweisungs-,  Zahlungs-  und 
Kassenwesen,  die  Buchfühnmg  und  das 
Rechnungswesen  sowie  endlich  den  Rech- 
nungsabschluss und  die  Staatsrechnung. 
Hieran  schliesst   si(th  dann  als  zweite  Ab- 


teilung die  Nachprüfung  der  Gebarung 
oder  die  Kontrolle  der  Verwaltung. 

Auf  diese  Weise  ist  das  Problem  der 
Finanzverwalttmg  ein  doppeltes.  Einmal  ist 
sie  Fürsorge  für  die  ordnungsmässige  Durch- 
führung des  Budgets,  eigentliche  Verwal- 
tungstliätigkeit  oiier  F  i  n  a  n  z  ^  e  b  a  r  u  n  g , 
und  sodann  erscheint  sie  als  Organisation  einer 
zuverlässig  wirkenden  Nachpnlf ung  jener  Re- 
siütate  mier  als  Kontrolle  desStaat^ihaushalt^. 

Allein  die  Verwaltungsthätigkeit  ist  re- 
gelmässig an  gewisse  Schranken  gebunden, 
welche  ihre  freie  und  willkürliche  Entfal- 
tung hemmen.  Die  meisten  Staaten  haben 
dem  Ermessen  der  Verwaltung  den  einzu- 
schlagenden Weg  durch  die  Aufstellung 
allgemeiner  Grundsätze  vorgezeichnet.  Das 
System  solcher  Principien  nennt  man  die 
Komptabilität  Dieselbe  beruht  entwe- 
der auf  durtih  Verordnungen  (Entschliessun- 
gen,  Ordere,  Reskripte)  geschaffenen  Normen 
oder  auf  besonderen  Gesetzen  (sogenannten 
»Komptabilitätsgesetzen«).  Diese 
Vorschriften  betreffen  aber  nicht  bloss  die 
Ordnung  des  eigentlichen  Re(»hnung8wesens 
(Komptabilität  i.  e.  S.),  sondern  diejenige 
des  gesamten  Staatshaushalts  überhaupt. 
Die  Aufgaben  der  Komptabilität  bestehen 
in  der  Schaffung  und  Erhaltimg  von  Ord- 
nung, Uebersicht  imd  Sparsamkeit  im 
Staatshaushalte  und  in  der  Abgrenzimg  der 
gegenseitigen  Befugnisse  der  gesetzgebenden 
und  vollziehenden  Gewalt  sowie  in  deijeni- 
gen  der  einzelnen  Ressorts  der  Verwaltung 
zueinander.  Ebenso  werden  das  Behörde- 
wesen und  der  Finanzdienst,  das  Anwei-« 
sungs-,  Zahlungs-  und  Kassen wesen,  die 
Grundsätze  der  Rechnungsstellung  und 
Buchführung  und  endlich  die  Bestimmungen 
über  die  Kontrolle  des  ganzen  Finanz- 
wesensund den  Rechnungsabschluss  geregelt. 

2.  Die  geschichtliche  Entwickelung 
der  F.  Während  das  entwickelte  Altertum 
in  seiner  Blütezeit  in  Griechenland  und 
Rom  eine  melu*  oder  minder  fein  geglie- 
derte Finanz  Verwaltung  aufzuweisen  hatte, 
ist  sie  dem  mittelalterlichen  Staate  in  der 
Hauptsache  fremd  geblieben.  Denn  das 
Vorherrschen  der  domanialen  Natm^lwirt- 
Schaft  und  die  völlige  Vermischung  des 
landesherrlichen  Hofhaushaltes  mit  dem 
Staatshaushalte  Hess  für  eine  besondere 
Verwaltung  niu*  beim  Zoll  wesen  Raum,  und 
diese  scheint  vermutlich  auf  den  Ceberres- 
ten  der  römischen  Zolleinrichtungen  aufge- 
baut worden  zu  sein.  Im  übrigen  wurde 
die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben durch  die  Funktionäre  der  allgemei- 
nen Administration,  durch  landesherrliche 
und  Hofbeamte,  Vögte,  Schultheissen , 
Kämmerer  und  dergleichen  mehr  besorgt. 
Selbständige  Zollbeamte  waren  mit  durch 
die  geldwirtschaftlichen  Einnahmen  aus  dem 
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Zollwesen  bedingt.  Ueberhaupt  stellten  in 
der  Entwickeliing  der  Pinanzverwaltung  die 
Ansprüche  der  Geldwirtschaft  die  treibenden 
Faktoren  dar. 

Auf  dieser  Grundlage  ist  es  zu  erklären, 
dass  die  Arbeitsteilung  und  die  Centrali- 
sation  der  Finanzverwaltung  zunächst  in  den 
Städten  und  in  der  städtischen  Finanz- 
wirtschaft ihre  Wurzeln  haben.  Denn  so- 
bald sich  diese  von  der  Oberhoheit  der 
Stadtherren  emancipiert  hatten,  machte  die 
fortschreitende  Geld  Wirtschaft ,  machten 
Steuern  und  Schulden  einen  besonderen 
Vei'waltungsorganismus  und  eigene  Fioanz- 
organe  unter  öffentlicher  Kontrolle  notwen- 
dig, welche  nach  Massgabe  gesetzlicher  Vor- 
schriften die  öffentlichen  Ausgaben  und 
Einnahmen  zu  verwalten  hatten.  Seit  dem 
14.  und  15.  Jahrhundert  werden  in  Deutsch- 
land die  Territorien  zu  den  Trägern  der 
Finanzgewalt,  nachdem  das  Reich  mehr  und 
mehr  seine  Machtstellung  an  jene  verlor. 
Die  territorialen  Finanzen  zeigen  vom  14. 
bis  16.  Jahrhundert  eine  steigende  Tendenz 
des  Finanzbedarfes,  welche  aus  der  Ver- 
mehrung und  Vervielfältigung  der  Staats- 
zwec^e  entspringt.  Jetzt  können  die  Öffent^ 
liehen  Ausgaben  nicht  mehr  aus  den  doma- 
nialen  Einkünften,  Gülten,  Gefällen,  Straf- 
geldern und  anderem  mehr  bestritten  werden, 
sondern  es  werden  Steuern  und  steuerartige 
Einnahmen  erforderlich.  Dadurch  hat  sich 
dann  allmählich  in  den  Ländeni  und  Terri- 
torien mit  ständischer  Verfassung  das 
Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  heraus- 
gebildet. Alle  diese  Vorgänge  waren  aber 
auch  für  den  Entwickelungsprozess  der  Fi- 
nanzverwaltimg  von  eminenter  Bedeutung. 
Denn  in  allen  ständisch  regierten  Staaten 
entsteht  mm  eine  Zweiteihmg  der  Finanz- 
verwaltung und  des  Finanzdionstes  mit  all 
ihren  Folgen.  Der  Einnahmedienst  der 
Domänen,  der  Zölle  und  Sportein  verbleibt 
regelmässig  der  landesherrlichen  Verwaltung, 
welche  sich  hierfür  in  der  landesherrlichen 
oder  Kammerkasse  ein  administratives  Or- 
gan schafft.  Dagegen  flössen  die  Steuern 
und  steuerartigen  Einkünfte  in  die  ständi- 
sche Steuerkasse,  welche  dann  von  den  Stän- 
den und  ihren  Ausschüssen  selbständig 
verwaltet  wurden.  Diese  Trennung  der  bei- 
den Träger  der  temtorialen  Finanzgewalt 
erzeugte  von  selbst  ein  gründlicheres 
Rechnungswesen,  eine  Specialkassen  Verwal- 
tung und  eine  Organisation  der  Kontrolle 
des  ganzen  Landeshaushalts.  Die  Verwal- 
timg der  Ausgaben  dagegen  lag  nach  dem 
Um&nge  der  verfügbai^en  und  bewilligten 
Mittel  in  den  Händen  der  landesheiTlichen 
Organe,  wobei  jedoch  die  Stände  wiederum 
eine  Kontrolle  ausübten,  ob  die  genehmigten 
Steuersummen  auch  ilu^n  speciellen  Be- 
stimmmigen  gewidmet  worden  >varen. 


Ln  Zusammenhang  mit  diesen  Ei^schei- 
nungen  steht  dann  weiterhin  die  Ei'weite- 
nmg  und  Vervollkommnung  des  Finanz- 
dienstes dm*ch  den  Prozess  der  Spedali- 
sierung.  Der  höheiv  und  niedei-e  Finanz- 
dienst wird  von  der  allgemeinen  Verwaltung 
abgetrennt,  und  für  denselben  werden  eigene 
»Kameralbeamte«  (Rentmeister,  Kammer- 
meister, Landschreiber  etc.)  bestellt,  unter 
welchen  iR-ieder  Unterbeamte  (Amtskassner, 
Amtsverwalter)  stehen.  Im  16.  und  17. 
Jahrhundert  wird  die  Aemterorganisation 
durch  Centralbehörden  gekrönt,  welche, 
auf  kollegialer  Verfassung  beruhend,  als 
»Hofrat«,  »Kanzlei«  oder  »Regierung«  mit 
der  Oberleitung  im  ganzen  Lande  oder  in 
grösseren  Landesbezirken  betraut  werden. 
In  der  Spitze  blieb  aber  bei  aller  Speciali- 
sieruug,  Fac^hschiüung  und  Arbeitsteilung  die 
innere  und  die  Finanzverwaltuug  vereinigt. 

Die  konsequentere  Centralisierung  der 
Finanzverwaltimg ,  ein  naturnotwendiges 
Resultat  infolge  des  steigenden  Finanzbe- 
darfes und  vorzüglich  infolge  der  sich  meh- 
renden Ausgaben  füi»  Militärzwecke  imd 
öffentliche  Schulden,  hat  in  den  kontinen- 
tiden  Staaten  die  absolute  Monarchie, 
insonderheit  der  aufgeklärte  Despotismus, 
bewirkt,  dessen  Bestrebungen  überhaupt 
auf  eine  stärkere  Koncentration  des  Staats- 
wesens gerichtet  waren.  Diese  Entwiekelung 
beginnt  besonders  früh  in  Franki'eich,  wo 
wii'  die  ersten  Spiu^en  hiei*zu  schon  im 
14.  Jahrhundert  finden,  und  zeigt  sich  spä- 
ter in  scharfer  Prägung  namentlich  in 
Preussen  unter  Friedrich  Wilhelm  1.  In 
den  kleineren  deutschen  Territorien  blieb 
lange,  mitunter  in  den  letzten  Spuren  bis 
an  die  Schwelle  der  Gegenwart,  die  stän- 
dische Zweiteilung  der  Finanzverwaltung 
erkennbar.  Dagegen  lässt  sich  in  England 
die  entgegengesetzte  Entwiekelung  wahr- 
nehmen. Die  Domänen  und  Regalien  wur- 
den hier  dem  Parlament  unterstellt,  und 
durch  die  Auflösung  des  Grossschatzmeister- 
amts in  eine  mehrgliederige  Schatzkom- 
mission ist  die  Einheit  der  Finanzverwal- 
tung im  Parlamentsystem  begründet  worden. 

Eine  vollständige,  unseren  modernen 
Anschauungen  adäquate  Durchbildung  und 
Regelung  der  Finanzverwaltung  und  des 
Finanzdienstes  bis  ins  einzelne  hat  erst  die 
konstitutionelle  Epoche  in  unseren 
Kulturstaaten  endgültig  erreicht.  Hier  er- 
scheint das  Princip  der  Centralisation  in 
seiner  Vollendung,  während  die  einzelnen 
Akte  der  Finanz  Verwaltung  in  specialisier- 
ter,  organischer  Arbeitsteilung  dxvcch  fach- 
mässig  vorgebildete  und  geschulte  Beamte 
vollzogen  wird.  Hier  sind  feste  Rechts- 
normen für  den  Budgetvollzug,  füi*  den  An- 
weisungs-,  Zahlungs-  und  Kassendienst  ge- 
troffen, und  hier  bringt  die  parlamentarisch 
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zu  kontrollierende  Staatsberecbnung  das 
Auswirken  des  Budgets  zum  formellen  Ab- 
schluss. 

(üeber  die  Entwickelung  der  Finanzver- 
waltung und  des  Finanzdienstes  in  den  ein- 
zelnen Staaten  vgl.  M.  v.  Hecke!  ,  Das 
Budget,  Leipzig  1898  11.  Abschn.  1.  Kap. 
§§  3-6). 

II.  Die  Behörden  der  Finanzverwaltniig. 

1.  Das  Finanzministerinm  und  die 
Centralbehörden.  In  unseren  modernen 
Yerfassungsstaaten  steht  an  der  Spitze 
der  Finanzverwaltung  das  Finanzminis- 
terium als  eine  den  höchsten  Staats- 
körperschaften (Staatsministerien)  gleichge- 
stellte Centralbehörde.  Sein  der  Krone  und 
der  Volksvertretung  verantwoiüicher  Leiter 
oder  Chef  ist  der  Finanzminister,  und  dieser 
liat  die  oberste  Leitung  der  gesamten  Fi- 
iianzwirtschaft  des  Staates  sowie  die  Ver- 
waltung und  Kontrolle  des  gesamten  Finanz- 
dienstes. Dabei  treten  aber  häufig  auf 
einzelnen  Gebieten  der  Einnahmewii*tschaft, 
wie  bei  den  Domänen,  Forsten,  Bergwerken, 
Staatseisenbahnen  u.  s.  w.,  und  mitunter 
auch  im  Bereiche  des  Ausgabedienstes 
andere  Fachministerien  oder  mehr  selb- 
ständig Centralbehörden  an  Stelle  des  Fi- 
nanzministeriums, indem  sie  diese  Zweige 
der  Finanzverwaltung  selbständig  verwalten. 
Das  Finanzministeriiun  ist  keine  kollegiale 
Behörde.  Vielmehr  entscheiden  bei  allen 
Amtshandlungen  der  Wille  und  die  An- 
schauungen des  Finanzministers  allein,  wie 
er  denn  auch  allein  für  diese  verantwort- 
b'ch  ist.  Die  Ministerialbeamten  haben  ihn 
dabei  zu  untei-sttitzen,  sind  aber  im  übrigen 
von  seinen  Weisungen  abhängig.  Eine  kon- 
stitutionell begründete  Präponderanz  steht 
dem  Finanzminister  gegenüber  seinen  Mi- 
nisterkoUegen  staatsrechtlich  nicht  zu. 
Doch  lie^  es  in  der  Natur  des  Verhält- 
nisses zwischen  Staatsverwaltung  und  Staats- 
haushalt, dass  er  thatsächlich  überall  da  zu 
hören  ist,  wo  neue  Aufwendungen  die  In- 
anspruchnahme von  Staatsmitteln  voraus- 
setzen oder  wo  Bedarfserhöhungen  die  Ver- 
wendung von  solchen  vermehren.  Auch  im 
übrigen  ist  seine  bevorzugte  Stellung  da- 
durch gegeben,  dass  eben  schliesslich  alle 
Verwaltungsaufgaben  in  einer  Geld-  oder 
Finanzfitige  zusanmienlaufen. 

Die  Funktionen  des  Finanzmini- 
steriums und  des  Finanzministers 
bestehen  teils  in  der  Vorbereitung  des 
Budgets,  in  der  Aufgabe,  den  Staatsvor- 
anscUag  für  die  künftige  Finanzperiode  aus- 
zuarbeiten und  für  die  parlamentarische  Be- 
handlung zu  eignen  (vgl.  darüber  d.  Art.  B  u  d  - 
get  a.  a.  0.),  teils  liegen  sie  in  dem  Bereiche 
der  eigentlichen  Finanzverwal- 
tung.     In    letzterer   Hinsicht  kann   man 


zwischen  allgemeinen  und  specieUen  Funk- 
tionen unterscheiden: 

1.  Die  allgemeinen  Funktionen  treten  in 
der  obersten  Leitung  und  Verwal- 
tung der  Finanzwirtschaft  in  Er- 
scheinung. Der  Finanzminister  hat  hier  das 
gesamte  Rechnungs-,  Kassen-  und  Kontroll- 
wesen wie  die  gesamte  formale  G^eschäfts- 
gebarung  anzuordnen,  zu  leiten  imd  zu 
beaufsichtigen.  Ebenso  liegt  ihm  die 
Ausschreibung,  Erhebung  und  Verrechnung 
der  Steuern  und  gebülirenartigen  Einkünfte 
sowie  die  Verwaltung  der  privatwirtschaft- 
lichen Einnahmefonds  (Domänen,  Bergwerke, 
Eisenbahnen  etc.)  ob,  soweit  diese  nicht  ande- 
ren administrativen  Organisationen  eingeglie- 
dert sind  (s.  0.).  Die  Ausgabewirtschaft  des 
Staates  ist  in  gleicher  Weise  mehrfach  dem 
Finanzminister  unterstellt:  einmal  im  Hin- 
blick auf  die  Aufwendungen  des  eigenen 
Ressorts  und  der  assimilierten  Dienstzweige 
(Besoldungs-  und  Pensionsetats,  Witwen- 
und  Waisenversorgung  etc.)  und  sodann  in 
Bezug  auf  die  Oberaufsicht  über  das  ganze 
Anweisungswesen  (s.  u.). 

2.  Die  speciellen  Funktionen  betreffen 
die  Vollziehung  des  Staatsvoran^ 
Schlags  nach  seiner  rechtskräftigen  Ver- 
abschiedung und  finanzgesetzlichen  Publi- 
kation sonWo  die  Vorbereitung  und 
Ausführung  aller  finanz wirtschaft- 
lichen Gesetze.  Die  erstere  Aufgabe 
wird  durch  das  finanzielle  An weisimgsrecht 
erfüllt  (s.  u.),  dessen  Wirksamkeit  sich  im 
Finanzministerium  als  Centralinstanz  kon- 
centriert.  Deshalb  verfügt  der  Finanzminister 
über  die  General-  oder  Hauptstaatskasse  als 
dem  Reservoir,  welches  die  Finanzmittel  in 
die  Kanäle  der  übrigen  Fachministerien  zu- 
leitet. Nach  dem  Principe  der  »fiskalischen 
Kasseneinheit«  läuft  die  Gesamtheit  der 
Ein-  und  Ausgänge  des  ganzen  Staates, 
wenigstens  rechnungsmässig,  thatsächlich 
aber  mii  nach  Gesichtspunkten  der  Zweck- 
mässigkeit, in  diese  Kasse  zusammen.  Die 
Methode  der  Befriedigung  der  Staatsbedürf- 
nisse ist  im  übrigen  die  Eröffnung  der 
Kredite  durch  den  Finanzminister,  indem 
dieser  den  einzelnen  Fachministerien  und 
koordinierten  Centralbehörden  die  diesen 
zugeteilten  Summen  aus  den  Staatsmitteln 
überweist,  worauf  sie  alsdann  innerhalb  der 
Grenzen  ihrer  Etats  darüber  selbständig 
durch  eigene  Anweisungen  verfügen  können. 
Bei  der  Vorbereitung  und  Ausführung  aller 
finanzwirtschaftlichen  Gesetze  hinwiederum 
handelt  es  sich  um  Gesetze  und  Gesetzes- 
vorlagen, welche  die  Einrichtung,  Verände- 
nmg  uad  Verbesserung  der  Staatseinnahmen, 
wie  namentlich  alle  Steuerreformen  und 
Steuerprojekte,  bezwecken.  Auch  an  der 
Vorbereitung  anderer  Gesetze  hat  der  Fi- 
nanzminister    insoweit     mitzuwirken,     als 
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die  Staatsfinanzen  betreffende  Interessen 
mitteibai*  oder  unmittelbar  in  Frage  kommen. 
I  \  Die  Organisation  und  Einteilung  des  Fi- 
nanzministeriums beruht  regelmässig  auf 
einer  Mehrzahl  von  Hauptabteilungen 
oder  Departements;  sie  sind  nach 
sachlichen  und  technischen  Gesichtspunkten 
arbeitsteilig  nach  den  konnexen  Angelegen- 
heiten gegliedert,  stehen  imter  besonderen 
Abteilungsvorständen  und  zerfallen  analog 
in  verschiedene  Unterabteilungen.  Zum 
Teil  haben  die  Hauptabteilungen  aus  finanz- 
technischen oder  staatsrechtlichen  Gründen 
den  Charakter  selbständiger  Direktionen, 
ohne  umdeswillen  vom  Finanz-  oder  einem 
anderen  Fachministerium  ganz  unabhängig 
zu  sein  (Staatsschulden-,  Staatseisenbahnen-, 
Monopolverwaltungen  etc.). 

2.  Der  Rechtsstand  in  einzelnen 
Landern.  Deutsches  Reich.  Prenssen. 
Bayern  nnd  deutsche  Mittelstaaten. 
An  der  Spitze  der  Finanzgeschäfte  steht  im 
Deutschen  Reiche  das  Reichsscliatzamt 
unter  dem  Staatssekretär.  Zum  Ressort 
desselben  zählen  die  Reichshauptkasse,  die 
Reichsbevollmächtigten  für  Zölle  und  Steu- 
ern und  die  denselben  unterstellten  Stati- 
on skontrolleure,  das  Zoll-  und  Steuerrech- 
nungsbureau, das  Münzmetalldepot  und  die 
Reichsrayonkommission,  welche  über  Ent- 
schädigungen für  die  Benutzung  des  Gnuid- 
eigentums  innerhalb  des  Rayons  von 
Festungen  zu  befinden  hat.  Selbständige 
Reichsnnanzbehörden  sind  die  Reichssdiul- 
den Verwaltung  (verbunden  mit  der  Haupt- 
verwaltung der  preussischen  Staatsschulden), 
die  Verwaltung  des  Reichsinvalidenfonds, 
der  Rechnungshof  des  Deutschen  Reiches 
(verbunden  mit  der  preussischen  Oberrech- 
nungskammer) und  die  Keichsschuldenkom- 
mission,  welch  letztere  die  Aufsicht  tiber 
die  Reichsschuldenverwaltung,  über  den 
Reichsinvalidenfonds,  über  den  Reichskriegs- 
schatz führt  und  die  Anfertigung,  Ein- 
ziehung mid  Vernichtung  der  Reichsbank- 
noten und  Reichskassenscheine   überwacht. 

In  Preussen  umfasst  das  Finanzminis- 
terium drei  Abteilungen,  von  welcher  die 
ei'ste  unter  der  Direktion  des  Unterstaats- 
sekretärs das  Etats-  und  Kassenwesen,  die 
zweite  unter  der  Leitung  eines  General- 
direktors die  direkten  Steuern  und  die  dritte, 
gleichfalls  einem  Generaldirektor  unterstellt, 
die  indirekten  Steuern  (Zölle,  Verbrauchs- 
abgaben, Stempelsteuern)  verwaltet;  daher 
»Generaldirektion  der  direkten,  bezw.  indirek- 
ten Steuern«.  Ausserdem  unterstehen  dem 
Finanzminister  noch  eine  Mehrzahl  von 
selbständigen  Centralbehörden :  die  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden,  die  General- 
Ijotteriedirektion,  die  Münzanstalten,  die 
Seehandlung,  das  Hauptstempelmagazin  u.s.w. 
Der  vernnt wörtliche  Finanzminister  ist  der 


oberste  Chef  der  Finanzverwaltung.  In 
Ausübung  seiner  Amtsgewalt  wird  er  be- 
schränkt durch  Verfassung  und  Gesetz, 
durch  die  Solidarität  des  Gesamtministeri- 
ums und  durch  das  Erfordernis  der  König- 
lichen Genehmigung.  Auch  im  Hinblick 
auf  die  Wirksamkeit  der  Generaldirektionen 
kann  sich  der  Finan  zminlster  —  neben  der 
allgemeinen  Oberaufsicht  —  bestimmte 
Fälle  seiner  persönlichen  Entscheidung  vor- 
behalten oder  auch  sonst  selbständige  Ver- 
fügungen treffen,  namentlich  wenn  er  an 
den  Sitzungen  der  Abteilungen  persönlich 
teilgenommen  hat.  Gesondert  neben  den 
drei  Abteilungen  steht  die  Geueralstaats- 
kasse,  welche  aber,  wie  jene,  dem  Finanz- 
minister unterstellt  ist.  Dem  Finanzminister 
liegt  die  Verwaltung  der  Staatseinnahmen, 
soweit  dieselben  nicht  andern  Ressorts  über- 
tragen ist,  die  Vorbereitung  des  Staatshaus- 
haltsetats, die  Mitrevision  aller  Minis- 
terialetats,  die  fortlaufende  Kontrolle  über 
alle  Staatseinnahmen  und  Staatsausgaben  ^ 
die  Kenntnisnahme  aller  Kassenabschlüsse 
sämtlicher  Staatsbehörden  und  Staatsanstal- 
ten und  endlich  die  oberste  Leitung  der 
Staatsschuldenverwaltung  ob.  Dagegen  sind 
dem  Ministerium  für  landwirtschaftliche 
Angelegenheiten  die  Domänen-  und  Foi-st- 
verwaltuug,  dem  Ministerium  für  Handel 
und  Gewerbe  das  Berg-,  Hütten-  und  Sa- 
linenwesen und  dem  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  Verwaltung  der  Staats- 
eisenbahnen zugeteilt. 

In  Bayern  leitet  der  Finanzminister 
die  gesamte  Finanz^\'irtschaft  des  Staats 
sowie  die  Verwaltung  des  Staatsvermögens. 
Das  Finanzministerium  hat  nur  eine  be- 
hördenartige Abteilung  neben  der  Central- 
stelle,  nämlich  die  Ministerialforstabteilung, 
welche  auf  kollegialer  Verfassung  beruht. 
Die  Leitung  und  Entscheidung  steht  dem 
Minister  zu.  Separat  gestellte  Vcrwaltungs- 
zweige  neben  dem  Finanzministerium  be- 
stehen nicht.  Daher  ist  die  Verwaltung  des 
Staatsschuldenwesens  und  die  Aufsicht  über 
den  Obersten  Rechnungshof  dem  Finanz- 
minister übertragen.  Die  Generalbergwerks- 
und Salinenadministration ,  die  königliche 
Bank  in  Nürnberg  und  die  Münzverwaltung 
unterstehen  gleichfalls  der  Kompetenz  des 
Finanzministeriums.  Zu  den  Obliegenheiten 
des  Finanzministers  zählen  die  Verwaltung 
des  staatlichen  Finanzvermögens  und  der 
staatswirtschaftlichen  Einnahme^juellen,  die 
Hauptredaktion  des  Staatsbudgets,  die  Ein- 
bringimg aller  Finanz  vorlagen  ziun  Landtag, 
die  Anweisung  des  Generaletats  an  die 
Staatskassen,  die  Oberaufsicht  und  Leitung 
des  ganzen  Ausgabedienstes,  die  Mitwirkung 
bei  Festsetzung  der  Kreisumlagen  und  end- 
lich (gemeinsciiaftüch  mit  dem  Ministeriiun 
des  Innern)  die  Geschäftsleitung  in  den  Ver- 
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handlungen  mit  dem  Landrate.  Zwei  Kron- 
anwälte haben  die  fiskalischen  Interessen 
wahrzunehmen,  Reehtsgutachten  zu  erstatten 
und  wichtigere  fiskalische  Prozesse  zu  in- 
struieren und  zu  führen. 

Die  Gliedenuig  des  Finanzministeriums 
ist  in  Württemberg,  Sachsen  und 
Baden  der  bayerischen  Organisation  ähnlich, 
in  Hessen  dagegen  bestehen  drei  Ab- 
teilungen, die  Forst-  imd  Kameral Verwaltung, 
die  Abteilungen  für  Steuerwesen  und  die 
Abteilung  für  das  Bauwesen. 

3.  Oesterreich-Ungarn.  Hier  besteht 
für  den  Gesamtstaat  ein  gemeinsames  Reichs- 
finanzministerium und  für  je  eine  Reichs- 
hälfte ein  besoDdei*es  Finanzministerium. 
Das  Reichsfinanzministerium  hat  nur  eine 
Abteilung.  Dem  Reichsfinanzminister  liegt 
die  Vorbereitung  des  gemeinsamen  Reiclis- 
budgets,  die  Eretellung  der  gemeinsamen 
Staatsrechnung,  die  Uebernahme  der  Quoten- 
abfuhr beider  Staatsgebiete,  die  Flüssig- 
machung der  Dotationen  fiü*  die  gemein- 
samen Etats,  die  Austeilung  der  Zollein- 
nahmen, die  Uebernahme  und  Abfuhr  des 
ungarischen  Staatsschuldenbeiti'ag's,  die  Yer- 
waJtung  gemeinsamer  Aktiva  und  Fonds  und 
die  Verwaltung  der  gemeinsamen  schweben- 
den Schuld  und  Papiergeldschuld  ob.  Endlich 
sind  dem  Reichsfinanzministerium  unterge- 
ordnet die  gemeinsame  Reichsceiitralkasse, 
das  Rechnimgsdepartement,  das  Archiv  der 
vormaligen  Hof kammer,  das  artistische  Atelier 
zur  Herstellung  der  Staatsnoten  und  endlich 
die  oberste  Leitung  und  Verwaltung  von 
Bosnien  und  Herzegowina. 

Für  das  (west-)ö  ster  reichische 
Staatsgebiet  hat  das  Finanzministerium 
die  Finanzangelegenheiten  der  im  Reichsrat 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  zu  be- 
sorgen. Dasselbe  besteht  aus  einem  Präsi- 
dialbureau und  5  Sektionen  (Budget-  und 
Kreditwesen,  Gebühren,  Gefälle,  direkte 
Steuern),  welche  wiederum  in  mehrere,  in 
ihrem  Geschäftskreis  mitunter  wechselnde 
Departements  zerfallen.  Besondere  Rech- 
nungs-  und  Fachrechnungsdepartements  ver- 
sehen den  Rechnungs-  und  Censurdienst. 
Als  selbständige,  der  Kompetenz  des  Finanz- 
ministers jedoch  unterstehende  Direktionen 
sind  ausgeschaltet :  Die  Lottogefällsdirektion, 
die  Generaldirektion  der  Tabakregie,  die 
Direktion  der  StaatSv«4chuld ,  die  Hof-  und 
Staatsdruckerei,  das  Hauptmünzamt,  das 
Generalprobier-  imd  Hauptpunzieramt  u.  a.  m. 
Vollständig  getrennt  sind  vom  Finanzressort 
die  Domänen  und  Foreten,  deren  Verwaltung 
dem  Ackerbauministerium  unterstellt  sind, 
die  Posten  und  Tele^aphen  unter  dem 
Handelsministerium,  die  Staatseisenbaiinen 
unler  dem  Eisenbahnministerium,  das  Schiess- 
pulvermonopol    unter     dem     Reichskriegs- 


ministerium und  die  zufälligen  Einnalimen 
imter  anderen  Ministerien. 

In  Ungarn  ist  das  (seit  1867  bestehende) 
Finanzministerium  mit  den  gleichen  Kompe- 
tenzen ausgestattet  wie  in  ( West-)Oesterreich. 
Neben  demselben  stehen  selbständig,  aber 
dem  Finanzministerium  untergeordnet:  Die 
Staatßcentralkassa,  das  Tabaksgefäll-Central- 
direktorium ,  die  Lotto  (Lotterie-)direktiou, 
die  Staatsdruckerei,  die  Grundentlastungs- 
fondsdirektion  u.  a.  m.  Die  Verwaltung  der 
Domänen,  Forsten,  Bergwerke  etc.  untersteht 
der  Zuständig:keit  des  Finanzministeriums. 

4.  Frankreich.  Die  Finanzverwaltung 
ist  in  Frankreich  konsequenter  als  in  anderen 
Staaten  im  Finanzministerium  centralisiert, 
indem  der  Finanzminister  beinahe  für  alle 
Einnahmezweige,  für  den  gesamten  Ausgabe- 
dienst und  für  aUe  Operationen  des  Staats- 
kredits zuständig  ist.  Das  Finanzministerium 
zerfällt  in  eine  Centralstelle  und  in  eine 
Mehrzahl  von  Ministerialabteilungen,  welche 
direkt  dem  Finanzminister  unteratellt  sind. 
Die  Centralstelle  (Kabinett  des  Ministei-s) 
umfasst  die  Bureaus  für  die  Vorbereitung 
des  Budgets  und  der  Gesetzesvorlagen  und 
diejenigen  für  den  Anweisungsdienst,  füi- 
die  Kontrolle  der  Personalabteilung,  für  die 
Geschäfte  des  Tabakdebits  etc.  Die  übrigen 
Fachabteilungen  sind :  die  aDgemeine  Finanz- 
inspektion, die  Personal-  und  Material- 
kommission, die  Unterdirektion  der  Finanz- 
kontrolle, die  Direktion  der  Geldbewegung, 
die  Generaldirektion  der  Buchhaltung,  der 
Dienst  der  Staatsbuchschulden,  das  Staats- 
fiskalat,  die  Centralkasse  des  Staatsschatzes, 
das  Centralzalilungswesen  der  Staatsschuld 
und  die  Centralkontrolle  des  Staatsschatzes. 
Neben  dem  Finanzininisterium  giebt  es  6 
mehr  selbständig  gestellte  Generaldirektionen 
(die  Geueraldirektion  der  dii-ekten  Steuern; 
diejenige  der  indirekten  Steuern ;  der  Zölle ; 
des  Enregistrements ,  der  Domänen  und 
Forsten ;  der  Staatsmanufakturen ;  der  Münzen 
und  Medaillen).  Eine  besondere  Stellung 
geniesst  im  Finanzministerium  die  Caisse 
d'amortissements,  des  depöts  et  consignations, 
welche  aus  einer  Tilgungskasse  zu  einer 
Depositenkasse  der  öffentlichen  Hinterlegungs- 
gelder und  zu  einer  Sammelstelle  für  be-p 
stimmte  Einrichtungen  der  Spai'kassen  und 
der  Lebensversichenmg  wimle.  Verwaltimgs- 
rechtlich  ist  sie  eine  unabhängige  Verwal- 
tungseinrichtimg und  unmittelbajr  dem  Parla- 
mente untergeordnet. 

Die  Verwaltung  der  Foreteu  ist  dem 
Ackerbauministerium,  diejenige  der  Posten 
und  Telegraphen  dem  Handels-  und  Ge- 
werbeministerium und  das  Pidvermonopoi 
dem  Kriegsministerium  unterstellt.  Der 
Rechnungshof  ist  dem  Finanzministerium 
gegenüber  selbständig  gestellt  imd  mit  den 
Qualitäten  eines  Gerichtshofes  ausgestattet. 
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5.  Grossbritannien.  fixchequer  und 
Treasnry  in  geschichtlicher  £ntwicke- 
InBg.  Bei  der  besonderen  Geartung  der 
englischen  Finanzvei*fassung,  deren  Kon- 
struktion grundlegend  von  derjenigen  der 
kontinentalen  Staaten  abweicht,  kann  ein 
Verständnis  des  einschlägigen  Rechtsstandes 
nur  gewonnen  werden,  wenn  man  auf  die 
historische  Entwickelung  desselben  zurück- 
geht. Eine  kurze  Skizze  soll  daher  an  dieser 
Stelle  eingeschaltet  werden. 

Wilhelm  1.,  der  Eroberer,  verpflanzte  aus 
seiner  normannischen  Heimat  die  dort  schon 
seit  1061  bestehende  Einrichtimg  des  Scac- 
cariura  oder  Echiquier  als  oberste  Reichs- 
behörde für  das  Finanzwesen  nach  England. 
Die  Funktionen  dieses  »Exchequer«  be- 
standen in  der  Leitung  des  Einnalimedienstes, 
in  der  Anweisung  der  Staatsmittel  für  die 
Ausgabezwecke,  in  der  Rechuimgskontrolle 
und  in  der  Entscheidung  von  Verwaltungs- 
i-echtsstreitigkeiten.  Der  Exche(^uer  zerfiel 
in  den  Rechnungsdienst  (Scaccaiium  maius) 
und  in  den  Einnahmedienst  (Scaccarium 
inferius  oder  de  recepta).  Auf  diese  Weise 
war  das  Finanzwesen  centralisiert,  und  die 
Nebenschatzämter,  wie  die  Hofstaatskasse, 
der  Eammerschatz,  das  Judenschatzamt  u.  s.w., 
blieben  nur  von  untergeordneter  Bedeutung. 
Die  schwerfällige  Einheit  dieses  Oi^ganismus 
entsprach  indessen  nicht  der  foiischreitenden 
Entwickelung.  Bei  dem  nun  folgenden  üm- 
bildungsprozesse  seit  dem  12.  und  13.  Jahr- 
hundert wird  zunächst  die  Gerichtsbarkeit 
vom  Exchequer  getrennt,  seine  Jurisdiktion 
auf  Finanzprozesse  beschi-änkt  und  seine 
Hauptthätigkeit  auf  die  Ausgabe-  und  Ein- 
nahmeverwaltung koncentriert.  Das  ad- 
ministrierende Kollegium  besteht  jetzt  aus 
dem  Grossrichter  und  den  Baronen,  unter 
welchen  aber  der  Treasurer  immer  mehr 
hervortritt  imd  der  nach  dem  Wegfall  des 
Grossrichters  alleiniger  Vorsitzender  wird. 
Seit  Heinrich  III.  erscheint  das  Amt  des 
Schatzkanzlers  und  seit  Eduard  I.  auch  ein 
Treasiu-er-Lieutenant  Nachdem  die  streitigen 
Finanzsachen  im  15.  Jahrhundert  auf  eine 
besondere,  den  übrigen  Reichsgerichten  ko- 
ordinierte Justizabteilung  des  Exchequer, 
den  Court  of  Ebcchequer  übergegangen  und 
der  Treasurer  und  der  Chancellor  of  Exche- 
([uer  die  leitenden  Persönlichkeiten  der  cen- 
tralen Finanzbehörden  geworden  waren,  löst 
sich  mit  der  Anwendung  der  gemeinen  Pro- 
zessentwickelung  auf  die  fiskialischen  Pro- 
zesse der  alte  Exchequer  nach  und  nach  in 
vier  Abteilungen  auf,  welche  allerdings  teil- 
weise mit  den  gleichen  Personen  besetzt 
sind :  Der  Reehnimgshof  (Court  of  Accounts), 
der  Einnahmehof  (Court  of  Receipts),  der 
Hof  der  Prozesse  (Court  of  Pleas)  und  der 
Billigkeitsgerichtshof  (Court  of  Equity  Juris- 
diction) zur  Ergänzung  von  Lücken  und  Härten 


fiskalischer  Prozesse.  Mit  der  Bildung  des 
Piivy  Council  unter  den  Tudors  tritt  auch 
der  Lora  Schatzmeister,  als  dinierender 
Minister  der  Finanzverwaltung,  m  diese 
oberste  Staatsbehörde  ein.  Später  unter 
Heinrich  YHI.  werden  noch  besondere  Be- 
hörden für  einzelne  Zweige  der  >erblichen 
Einkünfte«   neben  dem  Schatzamt  gebildet. 

Seit  Elisabeth  und  definitiv  seit  Karin, 
wiixi  der  Exchequer  zur  Centralkassen- 
und  Rechnungsverwaltung  imd  von  dem- 
selben die  Treasury  aJs  oberstes  Organ 
der  Finanzverwaltung  losgelöst  Kassen- 
und  Rechnimgswesen  einer-  und  die  Funk- 
tionen der  Finanzverwalhmg  andrerseits 
sind  so  piincipiell  getrennt.  Die  Treasury 
empfängt  die  Gestalt  eines  Finanzministe- 
riums, zu  dem  das  Generalacciseamt  neu 
hinzuKommt.  Im  18.  Jahrhundert  steht  an 
der  Spitze  der  Treasiu-y  oder  des  Schatz- 
amts der  Loi*d  Schatzmeister,  welcher  in 
der  Regel  der  leitende  Staatsmann  des  Kabi- 
netts ist.  Seit  Georg  I.  werden  die  Fimk- 
tionen  des  Lord  Schatzmeisters  in  ein 
Kollegium  von  Lord  Kommissaren  auflöst, 
welches  aus  dem  First  Lord  Commissioner, 
entweder  einem  Pair  oder  einem  Gemeinen, 
aus  drei  oder  vier  Junior  Lords  und  aus 
dem  Schatzkanzler  zusammengesetzt  ist 
Dieser  ist  das  Hauptmitglied  der  Kommission, 
der  Finanzminister  im  kontinentalen  Sinne 
und  regelmässig  Mitglied  des  Unterhauses. 
Die  Beteiligung  der  Unterhausmitglieder  am 
Schatzkollegium  ist  aus  parlamentarischen 
Giünden  eine  sehr  starke.  Unter  dem  Schatz- 
kollegium amtieren  in  der  Stellung  von 
Unterstaatssekretären  zwei  Sekretäre  mit 
gleichen  Rechten  (Joint  Secretaries).  Diese 
Organisation  wird  dann  weiter  durch  eine 
Mehrzalil  von  centralen  Bureaus  durch  zahl- 
reiche ünterbehörden  unterstützt. 

Der  alte  Exchequer  als  schwerfällige 
Centralkassenverwaltung  bleibt  zunächst  auf- 
recht erhalten.  Doch  werden  allmählich 
vei-schiedene  Geschäftskreise  von  ihm  abge- 
trennt, für  welche  dann  selbständige  Oi:gane 
gebildet  wei-den.  Zur  Revision  der  Rech- 
nimgen  wird  1785  die  Oberrechnungskammer 
eingerichtet,  zur  Verwaltung  der  Domänen 
und  Forsten  wird  ein  besonderes  Departe- 
ment der  Domänen  und  Forsten  ins  Leben 
gerufen,  die  Terwaltunf  der  Zölle  und 
Steuern  geht  auf  eine  specialisierte  Behörden- 
organisation über,  und  endlich  wird  das 
Kassengeschäft  der  Finänzverwaltung  diux^h 
eine  Verbindung  mit  der  Bank  von  England 
(s.  u.)  geordnet  Auf  diese  Weise  findet  ein 
allmählicher  Auflösungsprozess  statt,  wo- 
durch der  Exchequer  schrittweise  erlischt, 
ohne  mehr  Spuren  denn  einzelne  Bezeich- 
nungen zu  hinterlassen. 

6.  Der  gegenwärtige  Zustand  der 
Treasury.    In  der  Hauptsache  haben  sich 
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in  Ghx)ssbritaiinien  die  eben  geschilderten 
Verhältnisse  erhalten.  Die  Centralfinanz- 
yerwaltung  wii-d  gebildet  durch  die  TreaBiuy, 
welche  ans  dem  Ersten  Lord  des  Schatzes, 
dem  Schatzkanzler  und  den  Lord  Kommissaren 
besteht.  Der  Erste  Lord  des  Schatzes 
wirkt  nur  funktionell  als  Haupt  der  König- 
lichen Verwaltung  und  ist  wesentlich  leiten- 
der Staatsmann,  ohne  sich  überhaupt  per- 
sönlich an  den  Sitzungen  des  Schatzkollegiums 
zu  beteiligen.  Der  Schatzkanzler,  als 
Bewahrer  des  Schatzsiegels  und  zweiter 
Chef  der  Finanzverwaltung,  ist  der  eigent- 
liche parlamentarische  Finanzminister,  wel- 
chem die  Vorlage  und  die  Vertretung  der 
Finanzbills  im  Parlamente  obliegt.  Er  muss 
stets  ünterhausmitglied  sein.  Wenn  der 
Erste  Lord  des  Schatzes  ein  Gemeiner  ist, 
können  beide  Würden  in  einer  Person  ver- 
einigt sein.  Dazu  kommt  noch  das  dirigierende 
Finanzkollegium,  eine  kollegiale  Behörde, 
welcher  der  Erste  Lord  des  Schatzes,  der 
Schatzkanzler  und  drei  U  n  t  e  r  s  c  h  a  t  z  1 0  r  d  s 
(Junior  Lords)  angehören.  Zu  diesen  gesellt 
sich  zur  Zeit  als  sechstes,  und  zwar  ausser- 
ordentliches Mitglied,  ein  Hilfsfinanz- 
sekretär.  Die  eigentliche  Geschäftsf ühnmg 
liegt  in  den  Händen  zweier  Unterstaats- 
sekretärö  mit  gleichen  Rechten  (Joint 
Secretaries),  welche  auf  das  Finanzwesen 
euiflussreicher  einwirken  als  das  ganze 
Schatzkollegium.  Da  dieses,  einschliesslich 
der  beiden  ünterstaatssekretäre,  mit  jedem 
Ministerium  wechselt,  so  hat  man  seit  1805 
die  Kontinuität  und  Begelmässigkeit  der 
Finanzverwaltung  durch  die  Aufstellung  eines 
permanenten  Sekretärs  (Law  Clerk 
and  Assistant  Secretary)  zu  wahren  gesucht. 

Die  beiden  Unterstaatssekretäre  und  der 
permanente  Sekretär,  welcher  seiner  dauern- 
den Stellung  entsprechend  nicht  im  Parla- 
ment sitzen  soll,  sind  die  eigentlichen  Leiter 
des  Finanzwesens.  Von  den  beiden  ersteren 
hat  der  eine  die  Oberleitung  und  Oberauf- 
sicht über  den  ganzen  Einnahmedienst  und 
ist  thatsächlich  vor  allem  Kontroll-  und  Be- 
schwerdeinstanz, da  der  Einnahmedienst  im 
übrigen  durch  ziemlich  selbständige  General- 
direktionen verwaltet  wird.  Der  andere 
leitet  das  Anstellungswesen  (daher  Patronage 
Secretary),  welches  sehr  umfan^ich  ist 
Dem  Ausgabedienst  steht  der  (nicht  parla- 
mentarische) permanente  Sekretär  vor.  Das 
Schatzkollegium  hat  niu*  nominell  eine 
kollegiale  Verfassung,  da  die  ünterstaats- 
sekretäre und  der  permanente  Sekretär  in 
ihrem  Wirkungskreise  thatsächlich  autonom 
sind.  Dem  Schatzamt  sind  dann  endlich 
noch  angeschlossen  das  Generalfiskalat 
(Solicitor  to the Treasury)  und  das  Schreib- 
materialien- und  Drucksachen- 
Bureau  (Office  of  Stationerj'-). 

7.  Italien  und  Russland.   Die  centrale 


Finanzbehörde  scheidet  sich  in  Italien  in 
ein  Finanz-  und  Schatzministerium.  Dem 
Finanzministerium  sind  die  Steuern 
unterstellt.  Es  ist  daher  zuständig  ftlr  die 
Generaidirektion  der  Abgaben  und  Steuern, 
fiir  die  Domänendirektion,  ausschliesslich 
der  Verwaltung  der  Kanäle  und  Bergwerke, 
ftir  die  Katasterverwaltung  und  die  tech- 
nischen Finanzämter.  Das  Schatzminis- 
terium hat  die  Verwaltung  der  Rechnungs- 
fühnmg,  des  Staatseigentums  und  des  Staats- 
schatzes. Ihm  liegen  daher  die  Geschäfte 
der  Rechnungsführung  und  der  Staatsbuch- 
haltung, die  Direktionen  des  Schatzes  und 
des  Schuldendienstes  sowie  der  Depositen-  und 
Anlehenskassen  ob.  Ferner  sind  ihm  unter- 
stellt die  Attributionen  des  Rechnungshofes, 
die  Schatzadvokaturen,  die  Verwaltung  der 
staatlichen  Kanäle  und  Bergwerke  und  die 
fixen  Spesen  und  Pensionen.  An  der  Aus- 
gabewirtschaft ist  das  Finanzministerium 
wesentlich  mit  den  Betriebs-,  Erhebungs- 
und Verwaltungskosten  beteiligt,  während 
dem  Schatzministerium  die  Fürsorge  für  den 
Schuldendienst,  der  Aufwand  für  die  Aus- 
gaben der  Verfassung,  für  Pensionen  etc. 
übertragen  ist.  Für  die  Post-  und  Tele- 
giaphenverwaltung  ist  ein  besonderes  Minis- 
terium gebUdet. 

In  Russland  steht  das  Finanzminis- 
terium an  der  Spitze  der  Pinanzverwaltimg, 
welches  in  eine  Reihe  von  Departements 
mit  stai'ker  centralistischer  Organisation  zer- 
fällt Für  die  Staatsdomänen  und  die  Ver- 
kehrsanstalten bestehen  eigene  Fachminis- 
terien. 

8.  Die  mittleren  nnd  nnteren  Finanz- 
behörden. Zum  Vollzuge  der  Finanzver- 
waltung ist  neben  der  Centralleitung  ein 
decentralisiertes  Netz  von  mittleren  und 
unteren  Finanzbehörden  notwendig,  welche 
zur  Durchführung  der  Gesetze  und  Verord- 
nungen dem  finanziellen  Exekutivdienst  ge- 
widmet sind.  Diese  Aemterbildung  folgt 
entweder  der  Einrichtung  der  staatlichen 
Behörden  oder  der  spfecieUen  Organisiening 
der  Finanzwirtschaft  Die  specielle  Ordnung 
der  Finanzbehörden  ist  entweder  mehr  c  e  n- 
tralisiert,  in  einen  engeren  Zusammen- 
hang mit  dem  Finanzministerium  gesetzt 
und  von  diesem  unmittelbar  abhängig(Deutsch- 
land,  Oesterreich,  Frankreich,  Italien),  oder 
mehr  decentralisiert,  von  der  Spitze 
der  Finanzverwaltung  zwar  abhängig,  aber 
in  ihrem  Geschäftsgebaren  mehr  autonom 
und  mit  der  Centrale  loser  verbunden  (Gross- 
britannien). Die  Wahl  zwischen  beiden  Sys- 
temen ist  regelmässig  im  Anschluss  an  das 
ganze  politische  und  Verwaltungssystem  ge- 
troffen worden.  Die  einzelnen  Behörden 
können  entweder  auf  kollegialer  Ver- 
fassung beruhen  oder  nach  dem  Bureau- 
system   eingerichtet    sein.      Im    erstei-en 
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Falle  sind  die  Mitglieder  mit  gleichen  Rechten 
und  mit  gleichem  Range  ausgestattet,  die 
Angelegenheiten  -werden  auf  Gnmd  der  Aus- 
arbeitung (»Referat«)  eines  Berichterstatters 
(»Referenten«)  in  der  Yollvorversammlung  be- 
raten und  verbeschieden.  Dem  Vorsitzenden 
stehen  mitunter  bestimmte  Vorzugsattribute  zu. 
Beim  Bureausj^stem  dagegen  entscheidet  der 
Amtsvorstand  selbständig  und  nach  eigenem 
Ermessen,  die  übrigen  Beamten  sind  nur 
seine  Hilfsarbeiter  und  haben  ihre  Arbeiten 
den  Anschauungen  des  Decernenten  gemäss 
zu  erledigen. 

Neben  den  Organen  der  allgemeinen 
Finanz  Verwaltung,  die  sich  in  die  Struktur 
des  Aemtororganismus  eingliedern,  sind  noch 
Specialbehörden  oder  Specialämter 
zu  erwähnen.  Diese  sind  insbesondere  für 
solche  Verwaltungs-  und  Einnahmezweige 
gebildet,  bei  w-elchen  die  technische  Ein- 
richtung eine  besondere  Organisation  er- 
fordert. Sie  sind  meist  direkt  dem  Finanz- 
ministerium untergeordnet,  in  dessen  Rahmen 
für  sie  besondere  Abteilungen  (»General- 
direktionen«) geschaffen  sind.  Solche  Spe- 
cialbehörden bestehen  für  die  grossen  staat- 
lichen Betriebsverwaltungen  (Domänen,  Berg- 
werke, Staatseisenbahnen)  oder  für  Staats- 
monopole (Tabak-,  Salz-,  Zündhölzermono- 
pole) oder  sie  werden  für  grosse  Yerwal- 
tungszweige,  wie  für  das  Staatsschulden- 
wesen, errichtet.  Bisweilen  hat  mau  auch 
die  Administration  solcher  Verwaltungs- 
zw^eige  dem  Finanzministerium  abgenommen, 
anderen  Fachministerien  angegliedert  oder 
zu  selbständigen  Ministerialressorts  gestaltet. 

Die  Unterbehörden  der  allgemeinen 
Finanzverwaltung  zerfallen  dann  dem  Range 
nach  in  mittlere  und  untere  Behörden. 
Dieser  Unterschied  ist  wesentlich  darauf  zu- 
rückzuführen, ob  diese  Aemter  unmittelbar 
dem  Finanzministerium  unterstellt  sind  oder 
ob  zwischen  diesem  und  jenen  noch 
Zwischeninstanzen  eingeschaltet  sind,  sie 
also  mit  der  Centi-ale  niu*  mittelbar  ver- 
kehren. Einzelne  Staaten  haben  endlich 
noch  besondere  Gerichtsbehörden  ein- 
gerichtet, welche  über  Streitsachen  s^wischen 
dem  Fiskus  und  den  Steuerpflichtigen  zu 
entscheiden  oder  Steuerverletzimgen  etc.  zu 
verfolgen  und  zu  ahnden  haben.  So  z.  B. 
der  Court  of  Exchequer  in  England  oder 
die  »Gefällsgerichte«  in  Oesterreich. 

9.  Der  Rechtsstand  in  den  ver- 
schiedenen Ländern.  In  Preussen 
fungieren  als  Mittelbehöixien  die  betreffenden 
Abteilungen  der  Bezirksregierungen  für  die 
Verwaltung  der  direkten  Steuern  und  der 
Domänen  und  Forsten,  während  für  die- 
jenige der  indirekten  Steuern  besondere 
rrovinzialsteuerverwaltimgen  eingerichtet 
sind.  Mit  dem  Etats-  und  Kassen wesen 
sind  Einzelbeamte,  Kassenräte,  betraut.    Die 


ganze  Organisation  untersteht  der  Oberauf- 
sicht der  Oberpräsidenten.  Daneben  be- 
steht eine  Mehrzahl  von  Mittelbehörden, 
welche  innerhalb  ihrer  Befugnisse  ihre 
Wirksamkeit  auf  das  ganze  Staatsgebiet  er- 
strecken und  organisatorisch  den  Abteilungen 
des  Finanzministeriums  unterstellt  sind. 
So  die  Generallotteriedirektion,  die  Münzan- 
stalten, das  Hauptstempelmagazin  u.  s.  w. 
Die  ünterbehörden  sind  die  Kreiskassen  und 
die  Kreissteuereinnehmer  und  in  den  Pro- 
vinzen, in  welchen  die  Steuern  nicht  durch 
die  Kommunen  verwaltet  werden,  die  lokalen 
Steuerempfänger.  Die  Zölle  und  Verbrauchs- 
steuern werden  durch  Zoll-  und  Steuer- 
ämter verschiedenen  Ranges  verw^altet.  — 
In  Bayern  sind  die  Kammern  der  Finanzen 
der  Kreisregierungen  die  Mittelbehörden 
und  die  Rentämter  die  Unterbehörden.  Die 
Zölle  und  Verbrauchssteuern  werden  wie 
in  Preussen  verwaltet.  —  Die  Mittel behörden 
sind  in  Sachsen  und  Württemberg 
teils  mit  örtlich  begrenzter  Kompetenz  aus- 
gestattet, teils  erstreckt  sich  ihre  Wirksam- 
samkeit  auf  das  ganze  Ijand.  Aehnlicli 
liegen  die  Verhältnisse  in  Baden  und 
Hessen. 

Oesterreich  unterscheidet  zwischen 
leitenden  Finanzbehörden  und  Specialämtern. 
Elftere  sind  in  den  grösseren  Kronländern 
die  Finanzlandesdirektionen  und  in  den 
kleineren  Gebieten  die  Finanzdirektionen. 
Ihr  Vorstand  ist  in  der  Hauptsache  der 
Statthalter  oder  Landespräsident,  und  ihre 
Zuständigkeit  begreift  so  ziemlich  alle  Ge- 
biete der  Finanz  Verwaltung.  Die  weitere 
Gliederung  umfasst  dann  die  Finanzbezirks- 
behörden oder  Finanzbezirksdii'ektionen, 
welche  eine  gi'össere  Zahl  von  politischen 
Bezirken  umspannen.  Die  Unterorgane  dieser 
Behörden  sind  die  Finanzw^achen.  Die 
Specialämter  bilden  ein  nach  Gegenständen 
und  Fachabteilungen  gegliedertes  Finanz- 
sj'Stem.  Die  sind:  die  Verwaltung  der 
direkten  Steuern,  die  Lottogefällsdirektion, 
die  Generaldirektion  der  Tabakregie,  die 
Salinenverwaltungen,  die  Münzanstalten,  die 
Direktion  der  Staatsschuld  und  der  Staats- 
schuldenkasse, die  Hof-  und  Staatsdruckerei 
u.  a.  m.  —  In  Ungarn  sind  die  Mittelbe- 
hörden die  Finanzdirektionen  und  die  Unter- 
behörden die  Stenerämter.  Für  bestimmte 
Verwaltungszweige  sind  noch  Specialbe- 
hörden geschaffen. 

Die  Haupt-  und  Mittelbehörde  sind  in 
Frankreich  die  Generaleinnehmer  (Rece- 
veurs  göneraux,  tresoriers-payeurs  generaux) 
in  jedem  Departement.  Unter  diesen  stehen 
die  Kreiseinnehmer  (Rec^veurs  particuüei-s) 
in  jedem  Arrondissement  und  schliesslich 
die  Lokaleinnehmer  (Percepteurs).  Für  die 
Verwaltimg  der  direkten  Steueni  besteht  in 
den  Departements  ein  besonderer,  vielfach 
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gegliederter  Sei-vice  exterieur  und  ebenso 
ist  der  äussere  Dienst  der  indirekten  Steuern, 
der  Staatsmauufakturen  und  der  Staats- 
mouopole  eingerichtet.  Alle  diese  Organisa- 
tionen sind  wiederum  entsprechend  den  be- 
treffenden Generaldireklionen  im  Finanss- 
ministorium  untergeordnet.  Vielfach  besteht 
zur  Ei-spanrng  der  Vorwaltungskosten  die 
Uebung,  namentlich  in  den  kleineren  lokalen 
Bezii'ken,  die  gleichen  Beamten  für  die 
Fimktionen  mehrerer  Generaldirektionen  zu 
bestellen.  In  besonders  weitgehender  Weise 
ist  fiir  die  Filiation  der  Zollverwaltung  und 
ihre  Besetzung  von  Beamten  imd  ünter- 
organen  gesorgt.  Für  sie  werden  über  22  000 
Pei-sonen  in  Bewegimg  gesetzt. 

Die  mittlere  imd  untei-e  Finanzverwaltung 
schliesöt  sich  in  Grossbritannien  an 
grosse  Behördenkörper  an,  welche  bei  ihrer 
verwaltungsthätigkeit  relativ  autonom  ver- 
fahren imd  eine  weitgehende  Selbständigkeit 
geniessen.  Dieser  Generaldirekt ionen  sind 
im  ganzen  xier.  Für  die  Zollverwaltung 
besteht  das  General  Zollamt  (Com  missioners 
of  Custome)  und  für  die  Erhebimg  und  Ab- 
fiihrung  der  direkten,  Verkehrs-  und  Auf- 
wandsleuern  das  Generalsteueramt  für  in- 
ländische Einkünfte  (Commissioners  of  In- 
land Revenue).  Beide  Anitskörper  sind 
kollegial  organisiert  und  sind  mit  einem 
Voi-sitzenden,  einem  stellvertretenden  Vor- 
sitzenden und  vier  Mitgliedern  besetzt. 
Unter  ihnen  steht  ein  Generaleinnehmer 
und  ein  Generalkontrolleur;  ersterer  zur 
Leitung  der  Perception,  letzterer  zm'  Durch- 
führung des  Kassen-,  Reclmungs-  und  Kon- 
trollwesens. Die  Postnerwaltung  ist  dem 
Generalpostmeister  (Postmaster  General)  und 
die  Münze  dem  Münzmeister  (Master  and 
Worker)  untcirstoHt.  Die  Verwaltungsge- 
schäfte der  Finanzbehörden  werden  wesent- 
lich durch  die  Verbindung  des  staatlichen 
Zahlungswesens  mit  der  Bank  von  England 
vereinfacht. 

In  Italien  ist  in  jedem  Hauptort  einer 
Provinz  eine  Finanzintendantur  eingesetzt, 
deren  Zuständigkeit  sich  für  diesen  lokalen 
Bezirk  auf  alle  Gegenstände  des  Finanz- 
wesens erstreckt.  Die  Unterbehörden  werden 
von  den  Finanzämtern  (unter  verschiedenem 
Namen)  und  von  Special  Verwaltungen  ver- 
schiedener Art  gebildet. 

(Näheres  hierüber  vergl.  M.  v.  He  ekel, 
Das  Budget,  IL  Abschn.  2.  Kap.  §  4). 

III.    Die    Einrichtung    der   Ka^Hsenver- 
waltung  und  des  ZaJilungswesens. 

1.  Die  Staatsfonds.  Separierung  und 
('entralisiemng.  Unter  Staatsfonds  ver- 
stehen wir  den  Inbegriff  aller  Erträge, 
welche  dem  Staate  (oder  sonstigen  öffent- 
lichen Körpern)  aus  den  EinnaJimequellen 
des  Finanzhaushaltes   zufliessen.     Der   Be- 


griff deckt  sich  somit  mit  den  Staats-  oder 
öffentlichen  Einnahmen  überhaupt,  durch 
welche  die  Kollektivbedürfnisse  der  Ge- 
meinschaft bestritten  werden.  Der  Aus- 
druck ^Fonds*  erinnei-t  an  das  ursprüng- 
liche Verhältnis  des  Staatsfinanzwesens,  wo 
die  Staatsausgaben  stets  auf  bestimmte  Ein- 
nahmetitel angewiesen  wai-en  oder  die  staat- 
lichen Einkünfte  wesentlich  aus  realen  Fonds, 
wie  Domänen,  Regalien,  Rechten  und  der- 
gleichen mehr,  stammten.  Heute  ist  aber 
dieser  Zusanunenhang  aufgelöst,  und  man 
denkt  bei  Staatsfonds  an  die  Staatsein- 
nalimen  schlechtlün. 

In  den  älteren  Eix)chen  der  Finanzge- 
schichte und  dem  ganzen  System  gemä8s. 
nach  welchem  bei  vermehrten  öffentlichen 
Bedürfnissen  für  deren  Deckung  Sorge  ge- 
tragen wurde,  hatte  man  die  Gepflogenheit, 
die  einzelnen  Aufwandszwecke  materiell  auf 
separate  und  selbständige  Deckungsmittel  zu 
basieren  und  demgemäss  auch  die  formelle 
Gestaltung  des  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens diesen  Gnmdsätzeu  der  Specialisie- 
rung  anzujuissen.  Dadurch  entstand  mit 
Notwendigkeit  die  finanztechnische  Ein- 
richtung der  Separierung  der  Fonds. 
Sie  bestand  darin,  dass  man  jedesmal  beim 
Auftreten  eines  neuen  Aufwandszweckes  für 
diesen  eine  neue  Einnahmequelle  erschloss, 
welche  dann  für  alle  Zukunft  diesem  Aus- 
gabetitel gewidmet  mid  vorbehalten  blieb. 
Der  Fonds  hatte  seine  Gebarung  so  einzu- 
richten, dass  seine  Mittel  seinem  Zwecke 
genügten,  während  die  sich  etwa  ergebenden 
üeberschüsse  gleichfalls  seinen  Zwecken  zu- 
strömten. So  hatte  man  keinen  einheitlichen 
Staatshaushalt  mit  einem  General finanze tat 
sondern  ein  mitunter  buntes  Nebeneinander 
von  verschiedenen  selbständigen  Fonds. 
Dabei  konnte  der  eine  Fonds  für  seine  Be- 
stimmung zu  reichlich,  der  andere  zu  knapj) 
mit  Mitteln  ausgestattet  sein.  Der  eine 
schwamm  im  Ueberfluss,  der  andere  litt 
Mangel.  Bei  der  Zersplitterung  des  Ge- 
samthaushalts war  es  aber  auch  unvermeid- 
lich, dass  je  nach  Zeiten  und  Perioden  die 
Kassenmittel  sehr  ungleich  flössen,  die  Ein- 
nahmeziele den  Ausgabezielen  nicht  ent- 
sprachen oder  zeitweise  grössere  Geld  Über- 
schüsse in  den  Kassen  brach  und  ungenutzt 
lagen.  Auch  verführte  diese  Sepai'ierung 
bei  vorhandenen  Ueberschüssen  leicht  zu 
unökonomischer  Verwendung. 

Da  die  Gewinnung  MÖrtschaftlicher  Güter 
durch  den  Staat  nicht  Selbstzweck,  sondern 
Mittel  zur  Befriedigung  der  Kollektivbe- 
dürfnisse ist,  so  hat  man  die  angeführten 
Mängel  durch  die  Centralisierung  der 
Fonds  im  Budget  zu  beseitigen  gesucht. 
Man  eirichtete  eine  General-  oder  Central- 
staatskasse,  in  welcher  alle  Staatseinnahmen 
—  zum  mindestens   ^>rechnungsmässig<   — 
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2U8ammenflossen ,  versah  (»dotierte«)  von 
dieser  Centralstelle  aus  die  einzelnen  Auf- 
wandszwecke mit  den  erforderlichen  Geld- 
mitteln, gab  dem  Eassenhaushalte  die  not- 
wendige Bewegungsfreiheit  und  glich  Ueber- 
fluss  und  Mangel  gegeneinander  aus.  Jetzt 
stimmen  die  Ausgaben  und  Einnahmen  mit- 
einander überein,  die  tliatsächlichen  üeber- 
schüsse  der  Finanzperiode  werden  sichtbar, 
das  Budget-  und  Rechnungswesen  gewinnt 
an  Klarheit  und  Einfachheit,  die  Verwen- 
dung der  Kredite  kann  kontrolliert  werden. 
Schon  in  früherer  Zeit  lassen  sich  mancher- 
lei Ansätze  zur  Centralisierung  der  Fonds 
verfolgen.  Namentlich  hat  man  verfügt,  dass 
wenigstens  die  üeberschüsse  der  separierten 
Fonds  an  eine  Centralkasse  zur  Bestreitung 
der  Kosten  der  Centi-alverwaltung  oder  zur 
Ansammlung  eines  Reservefonds  abgeführt 
wurden.  Später  hat  man  dann  die  kleineren, 
nicht  genügend  leistungsfähigen  Specialfonds 
zu  grösseren  Verbänden  vereinigt  (»konso- 
lidiert«). Der  letzte  und  endgiltig  ent- 
scheidende Schritt  der  Unifizierung  ist  aber 
in  den  meisten  Staaten  erst  in  der  konsti- 
tutionellen Epoche  des  Staatslebens  gemacht 
worden.  Und  alle  Ueberreste  dieser  fifiheren 
Zustände  sind  auch  heute  noch  in  allen 
Ländern  nicht  vollständig  beseitigt. 

2.  Die  fiskalische  Kasseneinheit.  Vom 
Standpunkt  des  Kassenhaushalts  aus  ver- 
dichtet sich  die  »Centralisierung  der  Fonds 
im  Budget«  zum  Principe  der  fiskali- 
schen Kasseneinheit. 

Unter  fiskalischer  Kasseneinheit  versteht 
man  dasjenige  Princip  der  modernen, 
namentlich  konstitutionellen  Finanzverwal- 
tung, wonach  sämtliche  Ein-  und  Ausgänge 
im  Haushalt  des  Staates  oder  eines  öffent- 
lichen Körpers  thatsächlich  oder  mindestens 
rechnungsmässig  in  einer  Kasse  (»General- 
staatskasse«) zusammenströmen  und  in  eine 
Rechnung  (»Generalstaatsrechnung«)  zu- 
sammengefasst  werden.  Die  fiskalische 
Kasseneinheit  bietet  daher  eine  vollständige 
Darstellung  des  Auslebens  des  Budgets. 
Dieser  Gnindsatz,  welcher  insbesondere  seit 
der  französischen  Revolution  im  öffentlichen 
Haushalte  allgemeine  und  unbedingte  An- 
erkennung gefunden  hat,  entspricht  dem 
Wesen  der  modernen  Finanzverwaltung  und 
ist  ein  Ausfluss  der  Einheit  und  Voll- 
ständigkeit des  Budgets  und  der  Staats- 
i-echnung.  Neben  dieser  finanztechnischen 
Begründung  ist  die  fiskalische  Kassenein- 
heit die  Konsequenz  der  politischen  Staats- 
einheit und  ein  wesentlicher  Schritt  in  der 
Richtung  der  staatsrechtlichen  Koncentration 
gegenüber  der  vormaligen  Decentralisation 
und  provinziellen  Autonomie.  Sie  kenn- 
zeichnet den  Staat  als  homogene  Wirtschaft 
und  selbständige  Rechtspersönlichkeit  für 
finanzielle  Zwecke.    Grundsätzlich  ist  heute 


die  fiskalische  Kasseneinheit  überall  aner- 
kannt, wenn  auch  thatsächlich  mitunter 
durch  »Nebenetats«  (s.  d.  Art.  Budgeta.a. 
0.)  Durchbrechungen  vorkommen.  Diese  wer- 
den aber  dann  ausdrtlcklich  als  Ausnahmen 
bezeichnet  und  sind  Rückstände  aus  der 
Finanzverwaltung  früherer  Epochen. 

3.  Die  Kassenverwaltiuig  und  die 
Rassensysteme.  AUe  öffentlichen  Ein- 
nahmen, welche  zur  Bestreitung  der  Aus- 
gaben bestimmt  sind,  wei'den  durch  öffent- 
liche Kassen  verwaltet.  Das  Kassen wesen 
und  die  Kassenverwaltung  bilden  daher 
einen  wesentlichen  Bestandteil  jeder  Finanz- 
verwaltung. Das  Kassenwesen  muss  so  ge- 
ordnet sein,  dass  jede  Einnahme  leicht  auf- 
genommen und  jede  Ausgabe  bequem  an- 
gewiesen werden  kann,  ohne  eine  unnötige 
Anhäufung  von  Geldern  zu  verursachen. 
Man  pflegt  hier  mit  der  Einheit  der  ge- 
samten Finanzwirtschaft  auch  auf  eine  Kon- 
centration des  Kassenwesens  hinzuarbeiten. 
Alle  Einrichtimgen  werden  daher  an  be- 
stimmte Hauptformen  der  Kassenordnung 
und  an  ein  sinngemässes  Zusammenwirken 
der  einzelnen  Kassen  angelehnt,  und  die 
einzelnen  Vorgänge  des  Kassendienstes 
werden  zu  einem  einheitlichen  Svstem  ver- 
bunden. Den  Inbegriff  dieser  örundsätze, 
Ordnmigen  und  Formen  bezeichnet  man  als 
Kassensystem. 

Die  Kassenverwaltung  des  modernen 
Staates  kennt  im  allgemeinen  drei  Kassen- 
systeme : 

1.  Die  einheitlichen  Staatskassen. 
Sie  dienen  an  ihrem  Sitze  grimdsätzlich  als 
Kasse  für  die  Gesamtheit  der  staatlichen 
Verwaltungszweige,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen, welche  ein  eigenes  Kassenwesen 
haben.  Durch  diese  eine  Kasse  werden  an 
jedem  Orte  des  Gebiets  die  Geldanweisimgen 
sämtlicher  Verwaltungsbehörden  erledigt. 

2.  DieSpecial-  oderVerwaltungs- 
zweigkassen.  Diese  sind  für  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  eines  einzelnen  Ver- 
waltungsressorts bestimmt.  Jeder  Verwal- 
tungszweig hat  dann  sein  eigenes  Kassen- 
wesen. Solche  Kassen  bestehen  meist  für 
alle  selbständigen  Betriebsverwaltungen,  bei 
welchen  das  System  einheitlicher  Staats- 
kassen unzweckmässig  sein  würde:  bei 
Staatseisenbahnen,  Staatsbergw^erken,  bei  Mo- 
nopolverwaltuugen,  bei  der  Postverwaltung, 
beim  Staatsschuldenwesen  und  dergleichen 
mehr. 

3.  Die  behördlichen  Kassen,  wo 
jede  Behörde  für  ihren  Bezirk  eine  besondere 
Kasse  hat,  welche  die  Geldanweisungen 
vollzieht. 

Die  Verwaltungszweig-  und  die  behörd- 
lichen Kassen  sind  geschichtlich  die  älteren 
und  erklären  sich  aus  der  ehemaligen  De- 
centraiisierung  und  Zersplitterung  des  Finanz- 
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Wesens.  Die  einheitlichen  Staatskassen  sind 
der  Ausdruck  der  modernen  Einheit  des 
Finanzwesens  und  schliessen  sich  an  dessen 
Centralisation  und  an  die  fiskalische  Kassen- 
einheit an.  Die  Verwaltungszweig-  und  be- 
hördlichen Kassen  sind  durch  aiese  Ent- 
wickehing  nicht  völlig  beseitigt  worden,  da 
sie  auch  heute  noch  für  manche  Fälle  un- 
entbehrlich sind. 

Die  einheitlichen  Staats-  und  Verwal- 
tungszweigkassen steheu  nach  ihrem  räum- 
lichen Wirkun^kreise  miteinander  in  Ver- 
bindung und  im  Verhältnis  einer  wechsel- 
seitigen üeber-  imd  ünterordmmg :  Lokal- 
(ünter-,  Elementfu*-),  Mittel -(Bezirks-)  und 
Ober-  (Haupt-)K  a  s  s  e  n.  Die  einzelnen 
Glieder  des  Kassensystems  haben  dann  ihre 
Einnsüimen  oder  wenigstens  ihre  Ueber- 
schüsse  periodisch  an  bestimmte  höhere 
Sammelkassen  und  diese  gleichfalls  ihre 
Ueberschüsse  von  Zeit  zu  Zeit  an  die  Haupt- 
und  endlich  an  die  Centralkasse  abzuliefern. 
Auf  der  anderen  Seite  erhalten  die  Mitlel- 
imd  ünterkassen,  welche  keine  oder  keine 
genügenden  selbständigen  Einnahmen  haben, 
von  der  höheren  beziehungsweise  von  der 
Centralkasse  Fonds  oder  Verläge  ziu* 
Bestreitung  ihrer  Ausgaben  oder  Anweisungen 
von  der  Centralkasse  auf  andere  Kassen. 

Regelmässige  ^Mitteilungen  oder  Kassen- 
extrakte  über  den  Kassenbestand,  die 
Kassen  bewegimg,  die  vollzogenen  Ausgaben 
und  die  empfangenen  Einnaühmen  setzen  die 
höheren  Kassen,  die  vorgesetzten  Behörden 
und  schliesslich  die  Centralverwaltung  über 
die  »Fondsbewegung«  fortwährend  in  Kennt- 
nis zum  Zwecke  der  Anordnung  geeigneter 
Massregeln.  Das  Princip  der  Kassen  Ver- 
waltung ist  dabei  stets,  mit  möglichst  ge- 
ringen Mitteln  die  Geldgeschäfte  zu  ordnen, 
Geldveiisendungen  thunlichst  zu  vermeiden, 
die  durchschnittlichen  Geldbestände  auf  dem 
ausreichenden  Älinimum  zu  erlialten  und 
das  blosse  Abrechnungssystem  möglichst 
anzuwenden.  Alle  diese  Normen  verdichten 
sich  zu  dem  elementaren  Grundsatz  jeder 
Kassenverwaltung,  dass  keine  Kasse 
einen  grösseren  Bestand  führen 
soll,  als  sie  zur  Geschäftsführung 
und  Auslösung  ihrer  Verpflich- 
tungen nötig  hat.  Endlich  ist  durch 
eine  Mehrzahl  von  Vorschriften  für  die 
Sicherung  der  Kassen  und  Kassen- 
behältnisse gegen  Diebstahl,  Einbnich 
und  dergleichen  mehi*  in  geeigneter  Weise 
Sorge  zu  tragen. 

Die  Kassenbeamten  sind  meist 
folgende:  der  Amtsvorstand  oder  Rendant, 
der  Kontrolleur,  der  Oberbuchhalter  und 
die  Buchhalter,  die  eigentlichen  Kassenbe- 
amten oder  Kassierer  und  endlich  die  Hilfs- 
beamten für  Buchhaltung,  Korrespondenz, 
Kalkiilatur  etc.  bis  herunter  zu  den  Boten 


und  Dienern.  Die  Amtspflichten  und  Amts- 
rechte des  Kassen pei-sonals  sowie  der  Voll- 
zug der  Anweisungs-  imd  Zahlmigsgeschäfte 
sind  bis  ins  einzelne  genau  geregelt  (Defekteu- 
verfahren,  Kontrollen,  Kassenrevisionen  etc.). 
Die  früher  allgemeine  Einrichtung  der  Amts- 
bürgschaften und  Amtskautionen  ist  in  der 
neueren  Zeit  mehr  und  mehr  beseitigt  wor- 
den (Reich,  Preussen,  Oesterreich),  da  die 
Verwahrung  dieser  Depositen  un verhältnis- 
mässig  hohe   Verwaltungskosten    erfordert. 

4.  Die  Yerbindnii^  des  Kassenhaus- 
halts  mit  Banken.  Die  Schwerfälligkeit 
und  die  biu-eaukratischen  Schwächen  der 
staatlichen  Kassenverwaltimg  lassen  sich 
teilweise  mit  Vorteil  durch  die  Verbindung 
des  Kassenhaushalts  mit  Banken,  beson- 
ders mit  centrahsierten  Noten-  oder  Zettel - 
banken  überwinden.  Der  Staat  tritt  dann 
mit  einem  -solchen  grossen  Geld-  imd  Kre- 
ditinstitute in  ein  ständiges  Kontokorrent- 
verhältnis. Dabei  dient  die  Bank  dem 
Staate  als  gi-osse  Sammelkasse,  welche  die 
Ueberschüsse  aller  staatlichen  fassen  auf- 
nimmt und  sie  leistet  für  den  Steat  Auszah- 
lungen nach  generellem  Abkommen  oder 
nach  speciellen  Anweisungen.  Auf  diese 
Weise  ordnet  der  Staat  sein  Zahlungswesen, 
wie  ein  grosses  Handhmgshaus,  welches  bei 
der  Bank  ein  Conto  hat  und  dessen  Ein- 
und  Auszahlungen  durch  die  Hand  der  Bank 
laufen. 

Im  Deutschen  Reiche  ist  die 
Reichsbank  (G.  v.  15.  März  1875)  ver- 
pflichtet, unentgeltlich  für  Rechnung  des 
Reichs  Einzahlungen  anzunehmen  und  Aus- 
zahlungen bis  zur  Höhe  des  Reichsguthabens, 
über  welclies  ein  in  Credit  und  Debet  ge- 
führtes Conto  zu  halten  ist,  nach  Anwei- 
sungen des  Reichsschatzamtes  zu  leisten. 
Zur  Verrechnung  des  Reichsguthabens  ist 
eine  besondere  Abteilung  der  Hauptkasse 
der  Reichsbank,  die  »Reichshauptkasse«  als 
Centralkasse  des  Reichs  bestimmt,  während 
der  Bestand  der  Reichsgelder  vom  Gesamt- 
kassenstand der  Reichsbank  nicht  getrennt 
ist.  Seit  1.  Mai  1898  ist  die  Reichshaupt- 
kasse dem  Reichsbankgiroverkehr  ange- 
schlossen und  zwar  für  sämtliche  Einzah- 
lungen der  Reichseinnahmen.  Dagegen 
leistet  die  Reichsbank  nur  diejenigen  Aus- 
zahlungen, welche  von  der  Reichshauptkasse 
selbst  zu  vollziehen  sind.  Auch  ist  die 
Reichsbank  berechtigt,  für  die  Bundes- 
staaten die  gleichen  Rechnungs-  und 
Zahlungsgeschäfte  zu  übernehmen.  —  In 
Gross britannien  ist  die  eigentliche 
Kassen  Verwaltung  überhaupt  auf  die  Bank 
vonEngland  übergegangen.  Ebenso  wer- 
den ihr  alle  Einnahmeüberschüsse  überwiesen 
und  dem  Credit  of  the  Comptrollor  of  the 
Exchequer  gutgeschrieben.  Sodann  leistet 
die  Bank  nach  legitimierter  Anweisung  alle 


um 


Finanzverwaltung 


Auszahlungen  des  Staatsschuldendienstes, 
die  Ausgaben  des  Konsolidierten  Fonds  (vgl. 
d.  Art.  ß  u  d  g  e  t  r  e  0  h  t  a.  a.  0.)  und  alle  Zah- 
lungen an  die  vereehiedenen  Zweige  des  Staats- 
dienstes. Die  Bank  von  England  ist  so  in  der 
That  die  aJlgeraeine  Centralstaatskasse ,  bei 
welcher  jede  Centndverwaltung  ihr  Conto  hat 
und  die  durch  ihre  Zweiganstalten  die  Ein- 
künfte des  Staates  als  Sammelkasse  erhebt  und 
in  derselben  fiir  die  Regierung  die  Kassenge- 
schäfte besorgt.  Alle  Zahhuigen  der  Cen- 
tralverwaltungen  unter  sich  und  an  die- 
selben durch  dritte  Personen,  welche  bei 
der  Bank  von  England  ein  Conto  haben, 
werden  durch  einfache  Umschreibungen  in 
den  Btlchern  der  Bank  bewirkt  Zahlungen 
zwischen  der  Staatskasse  und  Personen  ohne 
Conto  bei  der  Bank  werden  entweder  direkt 
und  bar  oder,  was  häufiger  der  Fall  ist, 
dimih  Checks  und  Wechsel  beglichen.  Für 
Kassenhaushalt  und  Geldbewegung  ist  damit 
ein  ganz  wesentlicher  Fortschritt  erzielt. 

5.  Die  Kassensysteme  in  verschiede- 
nen Ländern.  Deutsche  Staaten  und 
Oesterreich-Ungam.  Die  Kassenverhält- 
nisse des  Deutschen  Reiches  sind  durch 
die  Verbindung  der  Reichsfinanz  Verwaltung 
mit  der  Reichsbank,  nämlich  durch  die 
'Reichshauptkasse«  geordnet  (s.  oben  subll,  4). 

In  Preussen  ist  die  Generalstaatskasse 
die  Hauptcentralkasse  für  alle  Staatsein- 
nahmen und  Staatsausgaben  und  untersteht 
dem  Finanzministerium.  In  dieselbe  fliessen 
die  Ueberschüsse  aller  Ober-  und  Mittel- 
kassen teils  bar,  teils  dadurch,  dass  sie  für 
jene  Zahlungen  leisten.  Von  der  General- 
staatskasse werden  die  Oberkassen  entweder 
unmittelbar  mit  Barfonds  dotiert  oder  mittel- 
l)ar  durch  Anweisung  etatsmässiger  Kredite 
ausgestattet,  indem  sie  Zahlungen  für  die- 
sell)e  ausführt'  oder  durch  andere  Kassen 
ausführen  lässt.  Als  weitei*e  Oeneralkassen 
bestehen  daneben  als  Einnahmekasse  die 
Generallotteriekasse  und  als  Ausgabekassen 
diejenige  des  Kidtusrainisteriums  und  die 
Staiatsschuldentilgungskasse.  Mit  Ausnahme 
<ler  Ministerialbiu^aukasse  des  Ministeriums 
des  Innern  verfügen  die  übrigen  Ministerien 
und  Centralbehönien  über  keine  selbständige 
Kassen  Verwaltung,  sondern  es  bestreitet  die 
Generalstaatskasse  im  Finanzministeriiun  die 
Ausgaben  dieser  Ministerialressorts,  soweit 
es  sich  um  Aufwendungen  der  Centralstelle 
in  Berlin  handelt.  —  Mittelkassen  sind  in 
den  Provinzen  die  Regierungshaupt- 
kassen für  den  Bezirk  und  am  Sitze  jeiler 
Regienrag  als  Kassen  für  den  gesamten  Ein- 
nahme- und  Ausgabedienst  und  als  Saramel- 
ka<?sen  für  die  Kreis-  und  sonstigen  Ele- 
mentarkassen. Diesen  Kassen  sind  die 
Kreiskassen  untergeonlnet,  welche  Ein- 
nalimekassen  für  die  direkten  Steuern, 
Sammelkassen    füi*  die   übrigen  Elenientar- 


kassen  und  Ausgabekassen  für  den  Staats- 
aufwand im  Kreise  sind.  Einnahmekassen 
sind  ferner  die  Kassen  der  Hauptzoll- 
und  Steuerämter  für  die  Verwaltung 
der  indirekten  Steuern  und  die  Steuer- 
kasse für  die  direkten  Steuern  in 
Berlin,  beide  teils  Mittel-,  teils  Elenien- 
tarkassen.  Specialkassen  bestehen  in 
Gestalt  der  Domänenrentamts-,  Forst-  und 
Nebenzollamtskassen,  als  Kassen  der  Steuer- 
empfänger imd  Steuererheber  bei  den  direkten 
Steuern  imd  als  Schul-,  Universitäts-,  Kranken- 
haus-, Gestüts-,  Gefängnis-,  Polizei-  und 
ähnliche  Kassen.  Im  Finanzministerium  ist 
zu  erwähnen  die  Hauptseehandlungskasse, 
die  Kassen  des  kgl.  Leihamts  und  der 
Münzverwaltung,  die  Ministerialbaukasse,  die 
Kassen  der  Witwen-  und  Waisenverpflegimgs- 
anstalten,  die  Kassen  der  Rentenbanken,  die 
Depositenkassen  u.  a.  m.  Im  Justizministe- 
rium besteht  eine  Justizofficiantenwitwen- 
kasse.  Verwaltungszweigkassen  (mit 
Mittel-  und  Elementarkassen)  haben  die  Berg- 
werksverwaltimg  und  Verwaltung  der  Staats- 
eisenbahnen. 

In  Bayern  steht  an  der  Spitze  des 
Kassenhaushalts  dieCentralstaatskasse, 
in  welche  die  Gelder  der  Mittel-  un<l  Ele- 
mentarkassen fliessen,  soweit  sie  nicht  zur 
Bestreitimg  der  an  die  Haupt-  und  Krois- 
kassen  gewiesenen  Ausgaben  oder  zur  Ver- 
zinsung und  Tilgimg  der  Staatsschulden 
dienen.  Sie  ist  dem  Finanzministerium  unter- 
stellt, mit  Verwaltung  der  ausserhalb  des 
Staatsbudgets  stehenden  Staatsfonds  beauf- 
tragt und  hat  ein  ausgedehntes  Abrechnungs- 
geschäft, insbesondere  mit  der  Reichsliaupt- 
kasse,  zu  erledigen.  Mittelkassen  sind  die 
Kreiskassen,  welche  die  Ueberschüsse 
der  äusseren  Kassen  aufnehmen  und  zudem 
auch  noch  eigene  Einnahmen  liaben.  Eie- 
mentarkassen  sind  die  Kassen  bei  allen 
äusseren  Aemtern,  die  mit  dem  Einnalime- 
dienst  betraut  sind  und  unter  welchen  die 
Rentamtskassen  die  Wichtigsten  sind.  Neben 
diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  be- 
stehen noch  Verwaltungszweigkassen,  führen 
den  Titel  Hauptkassen,  sind  bei  be- 
stimmten Centralstellen  gebildet  (Genei-al- 
dii-ektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern, 
Generalbergwerks-  und  Salineuadministm- 
tion,  kgl.  Münze,  kgl.  Bank  in  Nümbei*g, 
Staatseisenbahnen,  Posten  und  Telegraphen) 
und  haben  ihre  Ueberschüsse  an  die  Centi-al- 
staatskasse  abzuführen.  Der  Verwaltung 
der  Staatsschulden  gehören  drei  Special- 
und  Mittelkassen  an:  die  Staatsschulden- 
tilgimgshauptkasse,dieGrundrentenablösungs- 
kasse  und  die  EisenbahnbaudotationshaujU- 
kasse. 

In  Württemberg  ist  die  Kassenver- 
waltung nach  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  streng  centralistisch  geonlnet. 
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Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  fliessen  in 
der  Staatshan ptkasse  zusammen.  Sie 
teilt  sich  in  die  Oberein  nehmerei  für  den 
Einnahmedienst  und  in  die  Oberzahlmeisterei 
als  Organ  der  Ausgabewirtscliaft,  welche 
teils  unmittelbar,  teüs  mittelbar  diu'ch  die 
Anweisungeji  auf  die  Ministerialkassen  wirk- 
sam wird.  Filr  den  Bezug  der  Staatsein- 
nalimen  bestehen  Elementar-  und  lokale 
Hebekassen.  Mittelkasseu  fehlen.  In  B  a  d  e  n 
hat  man  gleichfalls  eine  Geoeralstaatskasse 
und  dann  als  Mittelkassen  die  Kassenstellen 
der  Finanzbezirksbehörden,  die  Amtskassen, 
die  Kassen  der  Bezirksforsteien  und  Domä- 
nenverwaltungen, die  Kassen  der  HauptzoU- 
und  Steuerämter  und  die  Oberein  nehmereien. 
In  Hessen  besteht  eine  Hauptstaatskasse 
und  besondere  Elementarkassen  nach  Be- 
zirken für  einzelne  Einnahmezweige  (Rent- 
amtskassen und  Distriktsein  nehmereien).  Eine 
besondere  Kassengliederung  ist  für  die  in- 
direkten Steuern  gebildet. 

In  Oe  st  erreich  gipfelt  das  Kassen- 
wesen in  der  Staatscentralkasse,  wo- 
neben für  den  Ministerialaufwand  das  Minis- 
terialamt  und  für  die  Staatsschulden  die 
Universalstaatsschuldenkasse  inFunktion  sind. 
Die  mittleren  Kassenorgane  smd  die  Lan- 
deshauptkassen,  als  Provinzialkassen 
am  Sitze  der  Provinzialregierungen,  bezw. 
die  Finanzlandeskassen  oder  Landeszalüämter. 
Dann  folgen  die  Hauptsteuerämter  und  end- 
lich die  mit  den  Steuer-  und  Gefällenämtern 
verbundenen  Elementarkassen.  Jede 
höhere  Kasse  ist  zugleich  Sanunelkasse  für 
die  imteren  Kassenstellen,  wie  sie  jene  bei 
Unzulänglichkeiten  ilirer  Mittel  mit  Zu- 
schüssen und  Dotationen  auszustatten  hat. 
Special-  oder  Verwaltungszweigkassen  sind 
gewidmet  ftir  die  Post-  und  Telegrai)hen- 
verwaltung,  für  die  Eisenbahn-  \md  Montan- 
verwaltung, für  die  Tabaksgefälle,  das  Lot- 
terieregal u.  s.  f.  Für  den  gemeinsamen 
Finanzliaushalt  besteht  die  R  e  i  c  h  s  c  e  n  t  r  a  1  - 
kasse,  welche  im  unmittelbaren  Kassen- 
verband mit  der  österreichischen  und  unga- 
rischen Staatscentralkasse  in  Wien  und 
Budapest  steht,  von  diesen  die  Quotenab- 
führungen empfängt  und  die  gemeinsamen 
Aufwandskassen  (Kriegsmini  steriiun  und 
Ministerium  des  Aeussern)  dotiert.  In 
Oesterreich  ist  auf  diese  Weise  in  der  Haupt- 
sache das  System  der  einheitlichen  Staats- 
kassen verwirklicht. 

6.  Das  Kassenwesen  in  Frankreich 
und  Grossbritannien.  Durch  alle  Stadien 
des  Kassen haushalts  ist  in  Frankreich 
die  Trennung  zwischen  dem  Anweisungs- 
dienst und  der  Zahlmeisterei  durchgeführt: 
anweisende  Behörden  (Ordonnateurs) 
und  Ausgabeämter  (Payeui-s).  Der  Ein- 
nahmedienst wird  stets  —  auch  für  die 
separat    gestellten    Yerwaltungszweige    — 


« 

von  den  Beamten  des  Finanzministeriums 
versehen,  so  dass  sich  jener  in  diesem  voll- 
ständig centralisiert.  Das  Kassensystem 
wird  durch  die  Staatscentralkasse 
(Caisse  centrale  du  Trt»sor  public)  als  selb- 
ständige Abteilung  des  Finanzministeriums 
geki-önt.  Die  universelle  Verfügung  über 
sämtliche  Staatsfonds  steht  der  Direktion 
der  Geldbewegung  (Direction  du  mou- 
vement  gen^i'al  des  fonds)  zu.  Eine  zweite 
Centralkasse  ist  dann  noch  die  Depositen- 
kasse  (Caisse  des  depöts  et  des  consigna- 
tions).  Die  mittleren  Kassenorgane  sind  die 
Generaleinnehmer,  in  den  Departe- 
ments, in  deren  Kassen  sich  alle  Einnahmen 
sämtlicher  Kassen  ihres  Bezirks  ohne  Unter- 
schied koncentrieren.  Sie  leisten  nach  legi- 
timierten Anweisungen  Zahlungen  in  ihrem 
Bezirk,  versehen  andere  Ausgabekassen  mit 
Fonds,  führen  die  Ueberschüsse  ilirer  und 
der  lokalen  Kassen  an  das  Finanzministerium 
ab  oder  beziehen  eventuell  Vorschüsse  aus 
der  Centralkasse.  Der  Generaleinnehmer  ist 
aber  auch  zugleich  eine  Art  Bankier  der 
Staatskasse,  steht  mit  diesei'  in  einem  Konto- 
korrentverhältnis, erhält  Zinsen  aus  der 
Staatskasse  bei  Ueberechüssen  über  das  Soll 
und  hat  Zinsen  an  den  Staat  bei  eventuellen 
Rückständen  zu  zahlen.  Als  Element ar- 
kassen  wirken  die  Kassen  der  Kreis-  und 
Lokaleinnehmer.  Für  die  direkten  Steuern, 
Enregistrement,  Stempel,  innere  Verbrauchs- 
steuern, Zölle  u.  s.  w.  besteht  ein  System 
von  Verwaltungszweigkassen. 

In  Grossbritannien  ist  der  Kasson- 
dienst  durch  die  Mitwirkung  der  Bank  von 
England,  in  deren  Händen  das  eigentliche 
Zahlungs-  und  Kassengeschäft  liegt,  wesent- 
lich vereinfacht  worden.  Die  General- 
kontrolle  (ComptroUor  General)  hat  ledig- 
lich die  Rechnungsmässigkeit  und  Gesetz- 
mässigkeit der  Ausgabe  zu  prüfen.  Das 
Generalzahlamt  (Pay master  General)  ist 
die  Generalzalilkasse  für  den  Civildienst  in 
England,  für  die  Ausgaben  des  Konsoli- 
dierten Fonds,  der  Armee-  und  Marinever- 
waltung etc.  Seine  Amtsfnnktionen  sind 
aber  nur  formeller  und  rechnerischer  Natur, 
da  die  Leistimg  aller  Zahlungen  durch  die 
Bank  von  England  erfolgt. 

7.  Das  finanzielle  An  Weisungsrecht 
Wir  verstehen  unter  dem  finanziellen  An- 
weisungsrechte  das  Recht  einer  Behörde, 
durch  generellen  oder  speciellen  Auftrag  in 
der  Form  schriftlicher  Anweisungen  über 
die  Verwendung  von  Staatsigeldern  zu  dis- 
ponieren. Dasselbe  umfasst  einerseits  die 
Befugnis,  andere  'Behörden  zur  Empfang- 
nahme von  Zahlungen  für  die  Staatskasse 
zu  ermächtigen,  und  andererseits  das  Recht, 
Auszahlungen  aus  Staatsmitteln  für  Rech- 
nung und  zu  Lasten  der  Staatsmittel  zu 
beglaubigen    und   anzuordnen.      Auf  Grund 
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des  Finanzgeeetzes  erfolgen  durch  die  an- 
weisenden Behörden  (Ordonnateurs)  Leis- 
tungsaufträge und  auf  Grund  dieser  Anwei- 
sungen die  Annahmen  oder  Auszahlungen 
der  Staatsgelder  durch  die  Kassenorgane 
(Payeurs).  Im  konstitutionellen  Staate  steht 
das  finanzielle  Anweisungsrecht  dem  Finanz- 
minister zu.  Es  ist  ein  Ausfluss  de»*  fiska- 
lischen Kasseneinheit  und  der  Koncentration 
der  Finanzverwaltung.  Da  dasselbe  ein 
organisches  Attribut  der  obersten  Leitung 
des  Finanzwesens  ist,  so  stellen  sich  alle 
übrigen,  delegierten  oder  von  anderen  Be- 
hörden ausgeübten  Anweisungsbefugnisse  als 
specialisierte  Ausflüsse  aus  der  staatsrecht- 
lichen Qualität  d6s  Finanzministeriums  dar. 

Im  Einnahmedienst  erhalten  die  mit 
der  Erhebung  von  Staatseinkünften  betrauten 
Organe  regelmässig  einen  Generalauf- 
trag, welcher  sich  aus  den  ressortmässigen 
Attnbutionen  einer  Behörde  ermebt  und  ein 
für  allemal  wirksam  bleibt.  Derselbe  geht 
vom  Finanzminister  aus,  während  die  übrigen 
Fachminister  einen  solchen  nur  im  Hinblick 
auf  die  ihnen  übertragenen  Einnahmezweige 
erteilen  können,  wobei  eine  teilweise  Mit- 
wirkung des  Finanzministers  häufig  erfor- 
derlich ist.  Die  Perceptionsbefugnis  ist  aber 
nur  durch  das  Mass  der  Generalassignation 
gegeben  und  durch  dieses  beschränkt.  Da- 
her müssen  Zahlungen  ausserhalb  des  Ge- 
schäftskreises ,  welche  irrtümlicherweise 
angeboten  wenlen,  entweder  sofort  an  das 
zuständige  Amt  abgeführt  oder  einstweilen 
verwahrt  werden.  Deshalb  hat  man  in 
Staaten  mit  stärker  decentralisierten  Ver- 
waltungszweigkassen das  Institut  der  Asser- 
vaten und  der  Asservatenaufräu- 
mung  ausgebildet  (Preussen).  Asservaten 
sind  solche  wirkliche  Einnalimen,  für  die  eine 
Kasse  nicht  zuständig  ist,  die  aber  später 
bei  anderen  Verwaltungen  etatsmässig  zu 
verrechnen  sind.  Die  Kassen,  welche  solche 
Beträge  geleistet  bekommen,  haben  dieselben 
anzunehmen,  sie  in  besonderen  Rechnungs- 
büchern (»Asservatenmanualien«)  vorzutragen 
und  sie  baldmöglichst  an  die  zuständigen 
Kassen  zu  überweisen,  sie  aufzuräumen 
(»Asservatenaufräumung«),  üebrigens  setzt 
auch  die  Annahme  von  Asservaten  eine  legi- 
timierte Specialanweisung  voraus. 

Beim  Ausgabedienst  sind  drei 
Gruppen  von  Anweisungen  zu  unterscheiden. 
Zunächst  weist  der  Finanzminister  den 
übrigen  Ministerien  ihre  etatsmässigen  Credite 
durch  eine  Total  an  Weisung  an,  welche 
durch  den  Umfang  ihres  betreffenden  ge- 
samten Einzeletats  begrenzt  sind.  Die  Chefs 
der  Ministerien  oder  der  selbständig  ge- 
stellten Gentralbehörden  können  dann  weiter 
durch  Partial-  oder  originäre  An- 
weisungen über  die  ihnen  zugeteilten 
Staatsgelder  veifügen.     Da   aber  bei   dem 


komplizierten  Aemtenueclianismus  der  Fach- 
minister  oder  Ressortchef  unmöglich  sein 
Anweisungsrecht  bis  hinab  zu  den  einzelnen 
Leistungen  der  Kassen  ausüben  kann,  so 
wird  den  Mittel-  und  Unterbehörden  inner- 
halb ihres  Dienstes  und  ihren  untergebenen 
Aemtern  und  Beamten  gegenüber  von  den 
Ministern  noch  ein  specieUes  und  abgeleitetes 
Anweisungsrecht  übertragen.  Die  finanz- 
technischen Formen  hierzu  sind  die  dele- 
gierten Anweisungen  der  Mittel-  und 
ünterbehörden. 

Ausserdem  zerfallen  die  Anweisungen 
beim  Einnahme-  wie  Ausgabedienst  in 
General  an  Weisungen,  welche  im  be- 
stimmungsmässigen  Wirkungskreise  eines 
Amts  und  in  der  Ueber Weisung  eines  Etats- 
teils als  Specialetat  für  dieses  Amt  »zur 
Vollziehung«  bestehen,  und  in  Special- 
anweisungen, welche  einzelne  Ge- 
schäfte, Empfänge,  Zahlungsleistungen  u.  s.w. 
betreffen.  Die  Ausübung  des  Anweisungs- 
rechtes  muss  sich  stets  in  Kongruenz  mit 
den  vorgezeichneten  Etatssummen  be- 
finden. Es  ist  daher  zu  fordern,  dass  die 
Zahlungsanweisungen  die  Füiation  der  Ein- 
zeletats nach  Kapitehi  und  Titeln  berück- 
sichtigen, die  unzulässigen  Uebertragungen 
(Virements)  vermeiden,  die  einzelnen  Jahres- 
dienste  getrennt  halten  und  die  Vorschriften 
bezüglicli  des  Erlöschens  innerhalb  bestimmter 
Frist  nicht  erschöpfter  Credite  respektieren. 
Aus  all  diesen  Verhältnissen  ergeben  sich 
Rechte,  Pflichten  und  Verantwortlichkeiten 
verschiedener  Art  für  die  anweisenden  Be- 
hörden. 

Für  die  Rechtswirksamkeit  der  Anwei- 
sungen bestehen  zwei  Methoden.  Sie  sind 
entweder  an  sich  durch  die  Attributionen 
der  anweisenden  Behörden  als  solcher  legi- 
timiert und  vollziehbar  ^unmittelbare  Legiti- 
mation) oder  sie  bedtirren  vor  ihrem  Ein- 
gange bei  den  Kassen  noch  der  vorgängi- 
gen Kontrolle  des  Finanzministeriums, 
des  Obersten  Rechnungshofes  oder  sonstiger 
Kontix)llbehörden ,  um  vollziehbar  zu  sein 
(Anweisungskontrolle,  Kontrolle  ob  ante, 
»Visakontrolle«,  eontröle  pr^alable).  (Vgl. 
d.  Art.  Rechnungskontrolle  und 
Rechnungshof). 

Ueber  den  Rechtsstand  des  finanziellen 
AnWeisungsrechtes  in  den  einzelnen  Ländern 
vgl.  M.  V.  Heckel,  das  Budget  S.  222—226. 

IV.  Das  Rechnungswesen. 

1  Aufgabe  und  Formen  des  Rechnungs- 
wesens. Ueber  alle  Vorgänge  der  Finanzwirt- 
scliaft  muss,  wie  bei  jeder  Wirtschaft,  eine  voll- 
ständige,genaue  und  systematischeZusammen- 
fassung  aller  Einzelerscheinungen  zu  einem 
einheitlichen  Ganzen  und  übersichtlichen  Bude 
aufgestellt  werden,  welche  wir  Rechnungs- 
abläge  oderRechnungswesen  schlecht- 
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hin  nennen.  Beim  staatlichen  Rechnungs- 
wesen handelt  es  sich  um  die  ziffermässige 
Konstatierung  der  Geldgebahrung  beim 
Vollzüge  des  Etats.  Man  hat  dabei 
zwei  Formen  des  Rechnungswesens  zu  unter- 
scheiden :  einmal  die  Anweisungsbucliführung 
oder  die  rechnungsmässige  Darstellung  der 
anweisenden  ßehöixlen  und  der  angewiesenen 
Kassen,  imd  sodann  die  Kassenbuchfühnmg 
oder  die  eigentliche  Rechnungsführung.  Die 
letztere  zerfällt  nach  den  Formen  der  Rech- 
nung in  Soll-,  Ist-  und  Restrechnung  (hier- 
über vgl.  unten  sub  IV,  3). 

2.  Die  Bnchfühmng  und  die  Rech- 
Bungsbücher.  Der  RechnnngsstiL  Die 
Buchführung  hat  das  Rohmaterial  für 
das  Rechnimgswesen  zu  sammeln  und  auf- 
zubereiten, die  einzelnen  Thatsachen  zusam- 
menzutragen und  in  verschiedenen  Formen 
festzuhalten,  um  gleichzeitig  eine  wirksame 
Kontrolle  zu  ermöglichen.  Sie  ist  eine  zwei- 
faclie.  Die  Anweisungsbuchführung 
hat  die  Geschäftsergebnisse  der  anweisenden 
Behörden  in  rechnungsmässige  Dai*stellimg 
zu  bringen,  und  dabei  handelt  es  sich  anderer- 
seits um  die  Aufstellung  der  Kassen,  wel- 
chen der  Zahlungsauftrag  übermittelt  wm*de. 
Die  Kassenbuchführung  hat  die  Geld- 
bewegung, alle  Eingänge  und  Ausgänge  zu 
buchen  und  ihre  Produkte  mit  dem  zur 
Vollziehung  überwiesenen  Etat,  mit  Special- 
anweisungen, Quittungen  und  Vermerken  zu 
versehen  und  zu  belegen.  Die  Eintragimg 
der  Rechnimgsergebnisse  geschieht  in  beiden 
Fällen  in  vorgeschriebene  Rechnungs- 
bücher, welche  nach  Zweck  und  Methode 
sehr  verschieden  sind.  Die  Buchfühnmg  ist 
teils  eine  chronologische,  teils  eine 
systematische.  Beide  müssen  sich  stets 
in  vollständiger  Uebereinstimmung  befinden, 
und  dieselbe  wird  durch  gegenseitige  Hin- 
weisimgen  fortlaufend  erhärtet.  Dem  chrono- 
logischen Zwecke  dienen  die  Tagebücher,  dem 
systematischen  die  Hauptbücher.  Herzu 
kommen  noch  die  Kassenbestandsbücher. 

1.  Die  Tagebücher,  Journale  oder 
Diarien  bringen  die  einschlägigen  Rech- 
nungsthatsachen  in  derjenigen  Reihenfolge 
und  Anordnung,  in  welcher  sie  in  AnfaJl 
kommen.  Sie  zerfallen  in  eine  Mehrzahl 
von  Spalten  \md  Rubriken,  von  welchen  die 
Numerierungs-,  Text-  und  Geldspalten  die 
wichti^ten  sind.  Dazu  kommt  noch  die 
Verweisungsspalte  auf  das  Hauptbuch  oder 
Manuale.  Bei  Mittelkassen  und  grösseren 
Aemtern  überhaupt  pflegen  drei  Tagebücher 
geführt  zu  werden.  In  das  Haupt  Jour- 
nal, welches  vom  Amtsvorstand  oder  Ren- 
danten  zu  führen  ist,  werden  alle  Einnahmen 
und  Ausgaben  ohne  Unterschied  eingetragen, 
um  den  baren  Kassenverkehr,  die  Manipu- 
lationen durch  Anrechnung  imd  die  Gesamt- 
einnahme imd  Gesamtausgabe  ersichtlich  zu 


machen.  Das  Kassenbuch  (Kassenjoumal) 
des  Kassierers  verzeichnet  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  in  barem  Gelde  oder  in  Geld- 
papieren und  stellt  den  täglichen  Kassen- 
verkehr  dar.  Endlich  bildet  das  Buch- 
halter ei  Journal  das  gemeinsame  und 
einheitliche  Rechnungsbuch,  das  aJle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Kasse  (die  baren 
wie  die  rechnungsmässigen)  verzeichnet. 
Die  einzelnen  Tagebücher  bilden  die  nach 
den  einzelnen  Buchhaltereien  geordneten 
Teüe  des  Hauptjoumals ,  umfassen  in  ihrer 
materiellen  Einheit  die  Verbuchung  der  ge- 
samten Ausgabe-  und  Einnahmewirtschaft 
der  Kasse  und  werden  vom  Amtsvorstand 
nach  den  Spalten  des  Hauptjoumals  kon- 
trolliert. 

2.  Die  Hauptbücher  oder  Manuale 
tragen  die  einzelnen  Rechnimgsthatsachen 
in  systematischer  Anordnung  und  knüpfen 
an  die  Rubriken,  Verwaltungszweige,  Ein- 
nahme- xmd  Ausgabekategorieen  imd  endlich 
an  die  Etatskapitel  an.  Für  die  einzelnen 
Sparten  werden  zunächstSpecialmanuale 
(etatsmässige  Verwaltungszweige,  ausge- 
scliiedene  Nebenfonds,  Asservate,  Vor- 
schüsse etc.)  geführt  und  diese  dann  im 
Hauptmanual  zu  einer  Einheit  vereinigt. 
Im  Manuale  wird  der  Zustand  jedes  Ver- 
waltungszweiges nach  den  durch  Etat  und 
Verordnung  vorgeschriebenen  Normen  dar- 
gestellt und  die  kflnftige  Rechnimgsablage 
vorbereitet.  Sie  dienen  daher  nicht  nur  als 
Vorbereitung,  sondern  zugleich  auch  als 
Konzepte  der  Rechnung  und  müssen  daher 
so  eingerichtet  werden,  dass  sie  als  Ghrund- 
l^e  derRechnungsaufetellimg  dienen  können. 
Eine  Mehrzahl  specieller  Vorschriften  regelt 
die  Fühnmg  der  Manuale. 

3.  Die  Kassenbestands-  oder  Tre- 
sorbücher haben  die  Aufgabe,  den  Bestand 
und  die  Kassenbewegung  in  Geld  und  geld- 
werten Effekten  festzuhalten  und  die  ein- 
zelnen Sorten  zu  unterscheiden.  Das  Tre- 
sorbuch enthält  die  Gesamtheit  der  Geld- 
und  Wertbestände  der  Kasse  und  ist  vom 
Kassenbuch  zu  unterscheiden,  welches  nur 
die  dem  Geldvorrat  entnommenen  Gelder 
zur  Bestreitung  der  Tagesausgaben  der 
Kasse,  nicht  aber  die  üeberschüsse  (Restbe- 
stand) des  Tresors  aufzeichnet. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Eintragun- 
gen der  einzelnen  Posten  in  die  Rechnungs- 
bücher  durch  die  betreffenden  Behörden 
vorgenommen  werden,  nennt  man  die  »Me- 
thode der  Buchführung«  oder  den  Rech- 
nungsstil. Man  unterscheidet  zwei  Sys- 
teme. 

1. Der Rechnungs Stil  in  einfachen 
Posten  oder  der Kanieralstil  bestehtin 
einer  systematischen  Anoitinung  der  Aus- 
gaben und  Einnahmen  als  Ganzes  mit  Haupt- 
imd  Unterabteilungen.    Alle  Veränderungen 
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im  Bestand  einer  Kasse  werden  als  Zu-  und 
Abgänge  vorgetragen,  die  Summen  der 
grösseren  oder  kleineren  Abteilungen  zusam- 
mengefasst,  um  schliesslich  zur  Hauptsumme 
geformt  zu  werden.  Durch  einfache  Addi- 
tionen und  Subtraktionen  erhält  man  dann 
das  Ergebnis  der  vollzogenen  Geld-  und 
Wertbewegung.  Geld-  und  Wertrechnung 
werden  getrennt  geführt. 

2.  Der  Rechnungsstil  in  doppel- 
ten Posten  oder  die  Dop  pik  (Merkantil- 
stil, Logismographie)  erfasst  alle  Eintragun- 
gen als  organisch  zusammenhängende  Leis- 
tungen und  Gegenleistungen,  jeder  Ge- 
schäftsfall wird  zugleich  als  Hingabe  und 
als  Empfang  charakterisiert.  Jeder  Buchungs- 
posten wii'd  doppelt  eingetragen ,  die 
Rechnung  wird  nach  Geschäftszweigen  ge- 
trennt, welche  sich  durch  Leistungen  und 
Gegenleistungen  in  das  Verhältnis  von  Gläubi- 
ger und  Schuldner  gesetzt  haben.  Eine  voll- 
zogene Leistung  erscheint  bei  jenem  als  Gut- 
haben (Haben,  Credit),  bei  diesem  als  Schiüdig- 
keit  (Soll,  Debet).  Wenn  sich  Leistung  und 
Gegenleistung  bis  zum  Rechiumgsabsclduss 
nicht  ausgeglichen  haben,  bleibt  ein  Aktiv- 
oder Passivrest,  ein  Saldo,  zu  Gunsten  des 
einen  oder  zu  Lasten  des  anderen.  Dieser 
Posten  wi.rd  mitgebucht  und  dann  durch 
eine  specielle  Gegenleistung  getilgt  oder  auf 
neue  Rechnung  vorgetragen.  Da  jeder  Posten 
zweimal  vorkommt,  so  muss  die  Summe  im 
Debet  und  Credit  stets  die  gleiche  sein. 

Während  der  Kamenüstil  von  alte«?  her 
die  Rechnungsmethode  der  Finanzverwaltung 
ist,  beruht  die  Doi)pik  auf  einer  Uebertra- 
gung  der  kaufmännischen  »doppelten  Buch- 
führung« (s.  d.  Art.  Buchführung 
oben  Bd.  II  S.  1105  ff.)  auf  das  Staats- 
rechnungswesen. Der  Kaufmann  ist  vor 
allem  an  der  Höhe  des  erwirtschafteten 
Geschäftsgewinnes  interessiert,  je  grösser 
der  Saldo  zu  seinen  Gunsten  am  Solüusse 
des  Geschäftsjahres  ist,  desto  zufriedener 
ist  er  mit  seinem  Wirtschaftserfolg.  Anders 
liegen  die  Interessen  der  Finanz  Verwaltung. 
Die  Staatsbtichführung  hat  die  Aufgabe,  die 
Kongruenz  der  Isteinnahme  und  Istausgabe 
mit  der  SoUein  nähme  und  SoHausgabe  zu 
erweisen,  die  Einhaltimg  der  Budgetansätze, 
die  Isteinnahme  nebst  Ausständen,  Rück- 
ständen und  üneinbringlichkeiten  zu  ver- 
folgen, eine  Kontrolle  der  ordnungsgemässen 
Verwaltung  der  Staatsmittel  abzugeben, 
kurzum  darzuthun,  ob  thatsächlich  soviel 
eingenommen  bezw.  nicht  mehr  ausgegeben 
wonlen  ist,  als  vereinnahmt  bezw.  voraus- 
gabt hätte  werden  sollen.  Aus  diesen  Grün- 
den erscheint  für  das  Staatsrechnungswesen 
der  Kameralstil  den  Vorzug   zu  verdienen. 

3.  Soll-,  Ist-  und  Restrechnung.  Die 
Behandlung  der  Aus-  und  Rückstände. 
Das    Rechnungswesen    unterscheidet     drei 


Formen  der  Rechnungen :  die  Soll-,  die  Ist- 
und  die  Restrechnung. 

1.  Die  Sollrechnung  hat  die  Reoh- 
nungsthatsachen  der  noch  zu  lösenden 
Aufgaben  zu  verzeichnen  imd  daher  die 
ziffermässige  Darstellung  der  künftigen 
Lebensfunktionen  einer  Kasse  und  schliess- 
lich der  ganzen  Finanz  Verwaltung  zu  erle- 
digen. Ilu*  Umfang  ist  durch  den  Etat  als 
Einnahme-  und  Aufwandsüberschlag  vorge- 
zeichuet  und  wird  den  einzelnen  Kassen 
und  Aemtern  durch  Generalauftrag  in  Ge- 
stillt von  Kassenetats  schon  vor  Beginn  der 
Rechnungsperiode  hinausgegeben.  Das 
Schema  der  (definitiven  oder  schätzungs- 
weisen) Fälligkeitstennine  wird  dann  im 
Laufe  der  Vollziehung  diuxjh  Specialanwei- 
sungen erweitert  und  ergänzt.  Bei  den 
Einnahmen  stellt  die  Sollrechnung  die 
Grundlage  dessen  dar,  was  die  Kasse  ein- 
bringen muss  und  zwar  eventuell  unter  An- 
wendung der  gesetzlich  zulässigen  oder 
vorgeschriebenen  Zwangsmittel  (Exekution). 
Im  Bereiche  der  Ausgaben  umfasst  die 
Sollrechnung  alle  Leistungen  durch  Gene- 
i-al-  oder  Specialauftrag  aus  Staatsmitteln 
und  bildet  daher  das  Maximum,  bis  zu 
welchem  Zahlungen  diu^h  die  Kassen-  und 
Verwaltungsstellen  erfolgen  dürfen.  —  »SoU<: 
—  »Darf«. 

2.  Die  Istrechnung  hat  zu  erweisen, 
wie  sich  in  der  Gegenwart  thatsächlich  die 
vollzogenen  Zahlimgen  an  die  Kasse  und 
aus  derselben  vollzogen  haben,  wie  die 
Eingänge  und  Ausgänge  verwirklicht  wm'den. 
Sie  verhält  sich  zur  Sollrechnung  wie  die 
Bewegung  zu  den  bedingenden  Kräften. 
Wir  haben  es  hier  zu  thuu  mit  den  ge- 
lösten Aufgaben  der  Finanzverwaltung 
oder  mit  der  Realisierung  der  Sollrechnung. 
Diese  giebt  die  Richtung  an,  die  Istrech- 
nung (auch  >Hat«-Rechnung  genannt)  da- 
gegen zeigt,  ob  die  Wirklichkeit  jenen  Vor- 
aussetzungen entsprach."  »Soll«  und  »Ist« 
sollen  sich  möglichst  decken.  Dieses  Ziel 
ist  aber,  da  eine  Mehrzahl  von  Etatsposten 
nur  auf  Scliätzungen  beruht,  mit  absoluter 
Vollständigkeit  bis  zum  Termin  des  Ab- 
schlusses der  Istrechnung,  bis  zum  soge- 
nannten Finalabschlusß  nicht  zu  er- 
reichen. Dadurch  wird  es,  um  die  ent- 
standenen Lücken  auszufüllen,  notw'endig, 
noch  eine  dritte  Rechnung,  die  »Restrech- 
nimg«, zu  führen. 

3.  Die  Restrechnung  ist  dazu  be- 
stimmt, diejenigen  Posten  der  Sollrechnung 
aufzunehmen,  welche  zur  Zeit  des  Finalab- 
sclüusses  noch  schweben.  Sie  hat  es  daher 
mit  den  der  Lösung  noch  harrenden 
Aufgaben  zu  thun.  Die  Eingänge,  welche 
noch  ausstehen,  heissen  Ausstände  oder 
Aktivreste  und  die  Ausgänge,  welche 
noch  »rückstehen«,  noch  nicht  vollzogen  sind; 
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nennt  man  Rückstände  oder  Passiv- 
reste. Der  Kassenhaushalt  muss  stets  be- 
strebt sein,  diese  Anomalieen  auf  ein  Mni- 
mum  zu  beschränken  und  die  Posten  der 
Restrechnung  möglichst  bald  zu  tilgen 
(»aufzuräumeuc),  wofür  meist  besondere 
Vorechriften  einflössen  sind.  Zu  diesem 
Zwecke  und  im  Interesse  einer  geordneten 
Rechnungsfühnmg  hat  man  eine  Schei- 
dung der  Jahresdienste  vorgenommen. 
Die  Rückstände  verjähi-en  nacli  Ablauf  einer 
bestimmten  Frist,  und  die  Ausstände  werden 
nach  dem  Yersti-eichen  eines  bestimmten 
Zeitraumes  niedergescldagen.  Ebenso  ent- 
scheidet eine  Fristfestsetzung,  ob  die  Aus- 
\md  Rückstände  ziu*  Restrechnung  früherer 
Jahre  oder  ziu*  Istrechnung  späterer  Jalire 
zu  zäiüen  sind.  Im  ersteren  Falle  sind  bis 
zu  ihrer  Aufräumung  bezw.  bis  zu  ihrer 
Aufnahme  in  der  Istrechnung  späterer  Jahre 
besondere  »Restfonds«  zu  halten. 

Um  die  Behandlung  der  Aus-  und 
Rückstände  zu  erleichtern,  hat  man  die 
Einrichtung  getroffen,  die  Rechnungsporiode 
(Budgetperiode)  um  eine  bestimmte  Frist  zu 
verlängern,  innerlialb  welcher  die  beim 
Finalabschluss  unerledigten  Geschäftsfälle 
abzuwickeln  sind.  Neben  den  Begriff  der 
Budgetperiode  tritt  hier  derjenige  der  Ge- 
barungsperiode oder  des  Exercice 
(Frankreich  hat  eine  solche  Zusatzfi'ist  von 
8  Monaten,  Russland  von  5,  Italien  von  4  ^/2, 
Preussen  von  2 1/2  Monaten).  Ygl.  hierüber 
d.  Ai-t.  Budget  oben  Bd.  II,  S.  1161. 

Da  indessen  trotzdem  alle  Aus-  und 
Rückstände  häufig  nicht  ztim  Abschluss  ge- 
bracht werden  können,  so  werden  entweder 

a)  die  Reste  auf  die  laufende  Fi- 
nanz periode  übernommen  und  ohne 
Rücksicht  auf  ilire  sachliche  Zugehörigkeit 
zu  einem  früheren,  bereits  abgelaufenen 
Finanzjahr  veiTCchnet ,  gleich  als  ob  sie 
Bestandteile  des  laufenden  Etats  wären. 
Oder 

b)  die  Reste  werden  vom  laufen- 
den Dienst  getrennt  und  selbständig 
behandelt,  obwolü  sie  sachlich  in  die  Rech- 
nung der  Vorjahre  gehöi-en.  Dann  ist  auch 
eine  Scheidung  im  Budget  gegeben.  Hier 
sind  dann  für  die  einzelnen  Jahre  oder  für 
mehrere  gleichzeitig  separate  Restrechnun- 
gen zu  führen  und  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Frist  abzuschliessen. 

Beide  Methoden  können  selbstredend 
nicht  ins  Unendliche  fortgesetzt  werden. 
Im  ersteren  FaU  (a)  erlöschen  die  Kredite 
nach  einem  bestimmten  Zeitablauf  und 
müssen  dieselben  im  Bedarfsfälle  unter 
Einrechnung  der  Reste  neu  bewilligt  wer- 
den. Im  letzteren  FaUe  (b)  w^erden  sie  nach 
dem  Fristverlauf  niedergeschlagen. 

In  Frankreich  können  die  nach  Ab- 
lauf des  Exercice  verbleibenden  Kreditreste 


(c.  9,00  MiU.  Frcs.)  ohne  erneute  Votierung 
während  der  nächsten  4  Jahre  noch  ver- 
wendet werden.  Diese  Kreditreste  werden 
nach  den  4  Jahi^esdiensten  als  »geschlossene 
Rechnungen«  (Service  des  exercices  clos) 
auch  in  das  Budget  der  laufenden  Rechnimg 
aufgenommen.  Nach  diesen  4  Jahren  gel- 
ten sie  als  erloschen.  Wenn  mm  nichts- 
destoweniger für  Rechnung  bereits  abge- 
schlossener Budgetperioden  innerhalb  30 
Jahren  Zahlungsschuldigkeiten  vorkommen, 
so  müssen  die  hierzu  notwendigen  Kredite 
neubewilligt  werden  und  heissen  dann 
»Kredite  abgeschlossener  Finanzperioden« 
(Service  des  exercices  perimes).  In  Bay- 
ern lässt  man  die  Reste  ausserhalb  des 
Budgets,  vereinigt  aber  in  der  Staatsrech- 
ntmg  nachträgliche  Atisgaben  und  Einnah- 
men mit  jenen  der  früheren  Finanzperioden 
unter  dem  Titel  »auf  den  Bestand  der  vo- 
rigen Finanzperiode  und  zurück«.  In 
Württemberg  besteht  eine  besondere 
Verwaltung  für  die  Aktiv-  imd  Passivreste, 
die  sogenannte  »Restverwaltung«.  Durch 
die  Aktivreste  werden  zunächst  diejenigen 
Passivreste  gedeckt,  welche  aus  demjenigen 
Jahre  stammen,  für  das  sie  etat^mässig  be- 
willigt wurden.  Ausserdem  sind  in  einzel- 
nen Verwaltungszweigen  Uebertragimgen 
statthaft,  indem  die  für  ein  bestimmtes 
Rechnungsjahr  votierten,  während  desselben 
aber  nicht  aufgebrauchten,  sondern  erübrig- 
ten Mittel  zu  diesem  Restbetrage  in  das 
nächste  Jahr  übertragen  werden  können. 
Ebenso  dürfen  sie  zu  etwa  neu  anfallenden 
Ausgaben  desgleichen  Aufwandszweckes 
verwendet  werden,  zumal  wenn  hierfür  die 
budgetmässig  bewilligten  Mittel  nicht  aus- 
reichen würden. 

4.  Rechnungsabschlnss  und  Staata- 
rechnnn^.  Die  Inventarisienuig  des 
Staatsvermögens.  Die  Finanzverwaltung 
und  ihre  Aemter  müssen  sich  selber  und 
den  Stellen,  denen  gegenüber  sie  verant- 
woi'tlich  sind,  am  Schlüsse  einer  Finanz- 
periode, meist  des  Finanzjahres,  Rechen- 
schaft über  ihre  Grebarung  ablegen.  Diesem 
Zwecke  dient  der  Rechnungsabschluss  und 
die  Staatsrechnung.  Hierdurch  soll  das 
Budget  »objektiviert«  werden,  es  sollen  die 
Thatsachen  den  Voranschlägen  gegenüber 
gestellt  werden.  Der  Rechnungsabschluss 
muss  daher  allgemein  imd  dem  Principe  der 
»fiskalischen  Kasseneinheit«  entsprechend 
dieErgebnisse  des  gesamten  Staats- 
haushalts umfassen.  Schwierigkeiten  ver- 
ui'sacht  hier  stets  die  Restrechnung  mit 
ihi-en  unerledigten  Fineuizposten.  Immerhin 
aber  soll,  schon  wegen  der  Ausübung  einer 
wirksamen  Finanzkontrolle,  der  Rechnungs- 
abscliluss  nicht  zu  lange  über  den  Abschluss 
des  Finanzjahres  liinausgoschoben  werden, 
ohne  aber  andererseits  die  Verglcichung  des 
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»Ist«  mit  dem  »Soll«  zu  stören.  Man  pflegt 
regelmässig  von  einem  vollständigen  Kech- 
nnngsabscliluös  formell  abzusehen,  begnügt 
sich  mit  der  Istrechnuug  und  fügt  gleich- 
zeitig eine  Uebersicht  der  vorhandenen 
Aktiv-  und  Passivreste  nach  der  Sollrech- 
nung bei,  um  Etat  und  Rechnung  vergleich- 
bar zu  machen.  Dadurch  lässt  sich  die 
Finanz-  oder  Staatsrechnung  bald  nach 
Schluss  des  Finanzjahres  aufstellen. 

Die  Staatsrechnung  kommt  zu  stände  wie 
das  Budget.  Die  äusseren  Behörden  liefern 
hierzu  die  ersten  Elemente  in  Berichten 
über  ihre  Yerwaltungsthätigkeit.  Aus  ihnen 
bearbeiten  die  Mittel-  und  selbständigen 
Centralbehörden  die  Special-  und  Haupt- 
rechnungen über  die  ihnen  übertragenen 
Yerwaltungszweige  und  Staatsfonds.  End- 
lich wird  aus  dem  so  aufbereiteten  Urma- 
terial  die  Staatsrechnung  im  engeren 
Sinne,  die  Generalstaats-  oder  Gene- 
ralf inanzrechuung  hergestellt,  in  wel- 
cher das  gesamte  Finanzwesen  des  Staates 
in  rechnungsmässiger  Zusanunenfassung  zu 
Tage  tritt  und  die  zugleich  als  Grundlage 
für  die  Staatskontrolle  der  ganzen  Finanz- 
wirtschaft dient.  Die  Erstellung  liegt  ent- 
weder dem  Finanzministerium  (Preussen, 
Franki-eich)  ob  oder  dem  obersten  Rechnungs- 
hofe, welcher  dann  dieselbe  dem  Finanz- 
ministerium unterbreitet  (Bayern). 

Zum  Rechnungsabschluss  gehört  auch  die 
Inventarisierung  des  Staatsver- 
mögens und  die  Buchführung  über  Be- 
stand und  Veränderung  desselben.  Sie 
ist  teils  eine  Natural-  oder  Materialrechnung, 
welche  die  einzelnen  Vermögensobjekte  und 
Vermögensbestandteile  aufzeichnet,  und  teils 
eine  GeJdwertrechnung,  welche  jene  in  üu^em 
Geldwerte  und  in  dessen  Verändei-ungen 
verfolgt.  Die  Inventaiisierung  schliesst  sich 
meist  an  die  einzelnen  Verwaltungszweige 
an,  welchen  die  verschiedenen  Vermögens- 
objekte unterstellt  sind.  Eine  Älaterialrech- 
nung  wird  namentlich  bei  »Betriebsverwal- 
tungen«, wie  bei  Staatseisenbahnen,  Staats- 
gewerben, Monopolen,  Münze  und  so  fort, 
erforderlich  sein,  woran  dann  eine  Geldwert- 
bestandsrechnung angeschlossen  wird,  wel- 
che nach  kaufmännischen  Gnmdsätzen  auf- 
zustellen ist. 

Litteratnr:  Eine  ausführliche  Behandlung  der 
hier  dargestellten  Materien  findet  sich  bei  M, 
V,  Heckelf  Das  Budget  (Hand-  und  Lehrbuch 
der  Staatswissenschaften  II,  4)t  Leipzig  1898, 
S.  138 — 269.  —  Ebenso  kurz  bei  Vocke,  Art. 
nFinanzrerwaltungn,  IL  d.  St.  (1.  Aufl.).  —  Af. 
V.  Wecket f  Art.  nFinanzveriraltungn,  W.  d.  V. 
Bd.  I,  S.  703^707.  —  Wagner,  Ein.  Bd.  I, 
^§  78—100,  119—148.  —  Derselbe,  Schönberg 
in,  1,  S.  543  ff.  —  stein.  Ein.  Bd.  S,  S.  13 
bis  54,  70—81.  —  Röscher,  Syst.  IV,  ^i  147  ff. 
—  Schrott,  Lehrbuch  der  Verrechnungswissen' 
Schaft,  5.  Aufl.,  Wien  1886.  —  Herrfurth,  Das 


gesamte  preus^ische  Etats-,  Kassen-  u.  Rechnungs- 
wesen, 3.  Aufl.,  Berlin  1896,  Bd.  I,  mit  Nach- 
tragsheft 1899  (nEomptabüitätsgesetza).  —  Seid" 
ler,  Leitfaden  der  Stcuttsverrechnung,  Wien  1886. 
—  I}erselbe,  Lehrbuch  der  österreichischen 
Staatsverrechnung,  Wien  1888.  —  Voeke,  Das 
Staatsrechnungswesen,  Vjschr.  f.  V.W.,  Bd.  15 
(2  u.  3).  —  Stoumt,  Le  Budget  et  son  meca- 
nisme,  Pär.  1888.  —  Marcillnc,  Ckiisse  centrale 
du  Tresor  public,  Par.  1890  (amtlich!).  —  Cam- 
pfignole,  Art.  nComptabiliteu  in  Say,  Diction- 
naire  des  Finances.  —  CoMLder,  Art.  nCompta- 
bilileu  in  Block',  Dictionnaire  de  l' Administration 
frangaise.  —  Eine  atisfUhrliche  Zusammenstellung 
der  einschlägigen  Litteratur  van  Dr.  JPaut 
lÄppert  findet  sieh  im  Anhang  zu  meinem 
Buche:  nDas  Budgetn,  S.  S43 — 354,  woselbst 
zahlreiche  Nachweisungen  aus  der  älteren  Litte- 
ratur und  eine  Uebersicht  über  die  Erscheinungen 
betr.  den  Rechtsstand  und  die  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse in  den  einzelnen  Ländern  dargeboten  sind. 

Max  von  Hecket. 


Finanswisgenschaft. 

I.  Allgemeines  (S.  1012).   11.  Geschichte  der 
Finanzwissenschaft  (S.  1014). 

I.  Allgemeines. 

1.  Begriff.   2.  HUfslehren  der  Finanzwissen- 
schaft. 

1.  Begriff,  unter  Finanzwissen- 
schaft versteht  man  die  Lehre  von  der 
Finanzwirtschaft  oder  vom  Öffent- 
lichen Haushalt. 

Sie  ist  die  systematische  Darstellung  der 
Grundsätze,  welche  in  der  Finanzwirtschaft 
herrschen,  nach  denen  also  der  Staat  und 
die  anderen  öffentlichen  Körper  (Gemeinde, 
Kreis,  Provinz  etcJ  die  ziu*  Erreichung  ihrer 
Zwecke  nötigen  Mittel  beschaffen  und  ver- 
wenden. Sie  sucht  das  in  den  öffentlichen 
Verbänden  sich  vollziehende  Wirtschaftsleben 
als  ein  Ganzes  mit  bestimmten  Einrichtungen 
und  Organisationsformen  für  sich  und  durch 
Vergleich  der  verschiedenen  in  Raum  imd. 
Zeit  sich  darbietenden  analogen  Erscheinun- 
gen zu  erkennen.  Seitdem  auch  in  der 
Finanzwissenschaft  die  Berechtigung  der 
historisch-realistischen  Forschung  anerkannt 
ist,  erscheint  als  nächst«  Aufgabe  derselben 
die  Beobachtung,  Feststellung,  Beschreibung 
von  Thatsachen,  welche  sich  auf  die  Be- 
schaffung und  Verwendung  der  dem  Staate 
und  den  anderen  öffentlichen  Körpern  nöti- 
gen Mittel  beziehen.  Aber  die  wissenschaft- 
liche Arbeit  kann  in  dieser  Thäti^keit  nicht 
aufgehen.  Ihr  letzter  Zweck  wird  immer 
darin  bestehen,  die  auf  dem  Wege  der  In- 
duktion gewonnene  Erkenntnis  zu  allgemeinen 
Schlüssen  und  Gnmdsätzen  zusammenzu- 
fassen und  zu  einer  wissenschaftlichen  Lösung 
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der  im  Finanzwesen  auftretenden  Probleme 
zu  befähigen. 

Bei  aller  Verschiedenheit  der  Auffassung 
und  Behandlimg  der  Finanzwissensehaft  sei- 
tens der  einzelnen  Autoren  sind  die  dieselbe 
behandelnden  Lehrbücher  etc.  doch  einig  in 
der  Dreiteilung  des  Stoffes,  die  sich  an  ent- 
sprechende Vorgänge  der  Finanzwirtschaft 
knüpft;  ein  Teil  behandelt  die  Ausgaben, 
ein  zweiter  die  Einnahmen,  ein  dritter  das 
Schuldenwesen. 

Nach  unserer  Auffassimg  der  Finanz- 
wissenschaft hat  dieselbe  immer  mehr  auch 
die  innerhalb  des  Staates  vorhandenen  öffent- 
lichen Verbände  zu  berücksichtigen.  Aller- 
dings hebt  sich  unter  den  öffentlichen  Kör- 
pern der  Staat  mit  seinem  grossen,  das 
ganze  Land  umfassenden  Wirkimgskreise, 
mit  seinen  souveränen  Zwangsbefugnissen, 
mit  seinen  vielseitigen  civilisatorischen  und 
kulturellen  Aufgaben  so  bedeutimgsvoll  her- 
vor, dass  die  Finanzwissenschaft  sich  bisher 
fast  ausschliesslich  mit  dem  Staatshaushalt 
beschäftigte  und  mit  dem  Worte  Finanz- 
wissenschaft stillschweigend  die  Staats- 
finanzwissensehaft  gemeint  war.  Bei  der 
grossen  Bedeutung  aber,  welche  die  anderen 
politischen  Körper,  besonders  die  Gemeinden, 
für  die  öffentliche  Bedürfnisbefriedigung 
haben  und  in  steigendem  Masse  haben  wer- 
den, bei  dem  grossen  Aufwände,  welchen 
dieselben  zu  machen  gezwungen  sind,  und 
bei  dem  innigen  Zusammenhange  der  Ein- 
nahmewirtschaft der  Gemeinden  imd  Kom- 
munalverbände höherer  Ordnung  mit  der 
des  Staates  wird  die  Berücksichtigung  des 
Finanzwesens  der  Gemeinden,  Kreise,  Pro- 
vinzen etc.  immer  unerlässlicher.  Die  jüngsten 
Lehrbücher  versuchen  bereits  dieser  Forde- 
rung nachzukommen.  Ebenso  imerlässlich 
aber  wird  es  speciell  für  die  deuteche  Fi- 
nanzwissenschaft sein,  in  steigendem  Masse 
auch  des  Zusanuneuhangs  des  Finanzwesens 
der  Einzelstaaten  mit  dem  des  Reiches  zu 
gedenken,  der  schon  heute  in  unverkenn- 
baren Einwirkungen  auf  das  erstere  sich 
äussert. 

2.  Hilfslehren  der  Finanzwissensehaft 
Zu  denjenigen  allgemeinen  Disciplinen,  denen, 
wie  die  Staatswissenschaften  überhaupt,  so 
speciell  die  Finanzwissenschaft  grosse  Förde- 
rung verdankt,  gehören  die  allgemeine  Ge- 
schichte (die  politische,  Wirtschafts-,  Kidtm-- 
und  Rechtsgeschichte),  die  Volkswirtschafts- 
lehre, die  allgemeine  Statistik.  Auch  die 
Technologie  und  Privatökonomie  und  die 
Staatsrechenkimde  geben  ihr  wertvolle  Auf- 
sclüüsse. 

Einzelne  Zweige  des  Finanzwesens  und 
der  Finanzverwaltimg  sind  auch  Gegenstand 
selbständiger  Untersuchungen  geworden,  und 
gerade  diese  letzteren  haben  nicht  wenig 
dazu  beigetragen,  die  Finanzwissenschaft  zu 


vertiefen  und  zu  vervollkommnen.  Es  sind 
das  die  Geschichte  der  Finanzen  so- 
wie der  finanzwissenschaftlichen 
Litteratur,  die  Finanzstatistik  und 
das  Finanz  recht  Die  erstere  schildert 
das  Finanzwesen  der  öffentlichen  Körper- 
schaften und  die  darauf  bezüglichen  Schrift- 
werke in  ihren  zeitlichen  Wandlungen;  die 
zweite  giebt  zalilenmässigen  und  soweit 
möglich  vergleichenden  Aufschluss  über 
Einnahmen,  Ausgaben,  Anleihen;  das  Finanz- 
recht  endlich  behandelt  die  auf  das  Finanz- 
wesen bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen, 
Instruktionen  etc. 

Litteratur:  In  diese  Litteratur llhersicht  intrden 
nur  die  Werke  allgemeinen  Inhalte  aufge- 
genommen;  alles,  iras  nur  auf  einzelne  Teile  des 
t^nanzwesens  (z.  B.  Steuern)  sich  bezieht,  wird 
bei  den  einschlägigen  Artikeln  zu  citieren  sein. 
Von  den  älteren  Lehr-  und  Handbüehern  er- 
wähne  ich  nur  L,  v,  tlacob,  Die  Staatsßnanz- 
Wissenschaft,  2  Bde.,  Halle  1821;  2.  Aufl.  18S7, 

—  CA,  V,  Malchus,  Handbuch  der  Finanz- 
Wissenschaft,  2  Bde.,  Stuttgart  18S0,  —  K.  H.Rau, 
Grundsätze  der  Finanzwissenschaft,  2  Bde.,  Lei])- 
zig  18S2;  5.  Aufl.  1864 — ^'  —  'S^-  «w<*Ä  die  im. 
folgenden  Artikel  angeführte  Litteratur  (unten 
S.  10i5SJS4). 

Neuere  deutsche  Werke:  K,  Uinpfen" 
bach,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft,  2  Bde., 
Erlangen  1859 — 60,  2.  Aufl.  Stuttg.  1887.  — 
L,  V.  Stein,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft, 
Wien  1860;  5.  Aufl.  1885—86.  —  E.  SaJCf 
Grundlegung  der  theoretischen  Siu<U»wirtschaft, 
Wien  1887.  —  A,  WagneTy  Finanzwissenschaft, 
T.  1,  Leipz.  1871;  S.  Aufl.  188S ;  T.  2,  1878—80; 
T.  8,  1886—89;  Ergänzungsheft  1896;  T.  4,  1. 
Halbband  1899.  —  Derselbe f  Grundriss  zu 
Vorlesungen  über  Finanzwissenschaft  (Berl.  1898), 

—  «/.  ConraA,  Grundriss  zum  Studium  der 
politischen  Oekonomie,  3.  Teil  Finanzurissenschaft, 
Jena  1899.  —  K,  Th,  Eheberg y  Grundriss  der 
Finanzwissensehaft,  5.  Aufl.  1898.  —,  W,  Rö- 
scher, System  der  Finanzwissenschaft.,  Stuttg, 
1886;  4.  Aufl.  1890.  —  G,  Cohn,  System  der 
Finanzwissenschaft,  Stuttg.  1889.  —  Handbuch 
der  politischen  Oekonomie,  herausgeg.  von  G,  v, 
Schönberg,  Bd.  2,  Tübingen  1882,  4.  Aufl, 
Bd.  S,  1897. 

Ausländische  We rke:  «T.  Gamiei',  EJe- 
ments  de  flnances,  Paris  1856;  S.  Aufl.  u.  d.  T. : 
TraitS   de  flnances,    Paris  1877;    4,  Aufl.  1882, 

—  P,  Leroy-BeauUeu,  Traue  de  la  science 
des  flnances,  2  Bde.,  Paris  1877;  6.  Aufl.  1899.  — 
Dictionnaire  des  flnances,  public  sous  la  direc' 
tion  de  L.  Say  etc.,  Paris  seit  1887.  —  C.  F, 
BastablCf  Public  finance,  London  1898,  2.  Aufl, 

1895.  —  J*.  de  LMca,  La  scienza  delle  fluanze, 
Neapel  1858.  —  E,  Morpurgo ,  La  flnanza, 
Florenz  1877.  —  L,  Cossa,  Elementi  di  scienza 
deUe  flnanze,  1.  Aufl.  Mailand  1876,  7.  Aufl.  als: 
Scienza  delle  flnanze,  auch  unter  dem  Titel: 
Primi  Elementi  di  Economia  Politica   vol.  III, 

1896.  —  Q,  BoccardOf  I  principii  della  seiema 
delle  flnanze,  Turin  1886.  —  G.  Rieca^Salemo, 
Scienza  delle  Finanze,  Florenz  1888.  —  A,  Gra- 
zianiy  Istituzioni  di  scienza  delle  finanze,  Turin 

1897.  —  J,  M,  Piernas  y  HurtadOj  Manual 
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de  iTtatitucion^s  de  hacienda  publica  Espanola, 
Madrid  1869;  4. Aufl.  1891.  —  A.  dos  Sanctos 
Pereira  tiavdint ,  Pnruripios  de  financas, 
Coimbra  1867;  4.  Aufl.  1891.  —  J,  Gorloff, 
Theorie  der  FinaTuen  (rtissisch),  Petersburg  I845. 

—  W.  JLebedeff,  Lehrbuch  der  Finanzwissen- 
jschaß,   Petersburg   1882 — 86,    2.    Aufl.  1S90—9S. 

—  Xi.  V,  Bilinakij  System  der  Finamwissen- 
schaft  (polnisch)  Lemberg  1876.  —  J.  Kautz, 
Finanzioisseiischaft   (ungarisch),   Budapest  1885. 

Viele  Abhandlungen  und  MaieriaJlien  in  den 
bekannten  nationalökonomischen  Zeitschriften,  in 
den  Ann.  d.  D.  R.  und  besonders  in  dem  von 
Cr.  Schanz  herausgegebenen  Finanzarchiv,  jähr- 
lich 3  Bde.,  1.  Bd.  StuttgaH  I884. 

K,  Tli.  Eh^herg. 


II.  Geschichte  der  Finanzwissenschaf t. 

I.  D  i  e  A  n  f  ä  n  g  e.  1.  Altertum  und  Mittel- 
alter. 2.  Carafa.  3.  Die  florentinischen  Schrift- 
steller Palmieri,  Guetti,  Guicciardini,  Macchia- 
velli.  4.  Kückblick.  5.  Italien  im  16.  JaJir- 
hundert.  11.  Jean  Bodin  und  die  von 
hm  beeinflussten  Schriftsteller.  6. 
Bodin.  7.  Botero.  8.  Obrecht.  III.  Die  Deut- 
schen in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts. 9.  Bomitz.  10.  Christoph  Besold.  11. 
Klock,  FaustjWesembecius.  IV.  DieEngländer 
und  die  Niederländer  im  17.  Jahrhun- 
dert. 12.  DieEngländer.  13.  Die  Niederländer.  V. 
Die  Deutschen  in  der  zweiten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts.  14.  Vorbemerkung. 
15.  Seckendorff.  16.  Conring.  17.  Pufendorff. 
18.  Der  Accisestreit.  VI.  Die  Ausländer 
bis  auf  Quesnay.     19.  Vauban.     20.  Bois- 

fuillebert,  Melon.  21.  Pascoli  und  Bandini. 
2.  Broggia.  23.  Montesquieu.  24.  Davenant 
und  Hume.  VU.  Die  Ausländer  in  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts. 
25.  Vorbemerkung.  26.  Quesnay  und  die  Phy- 
siokraten.  27.  Steuart.  28.  A.  Smith.  Vlll. 
Die  Deutschen  im  18.  Jahrhundert.  29. 
Justi.  30.  Sonnenfels.  IX.  Das  19.  Jahr- 
hundert. 31.  Vorbemerkung.  A.  DieDeut- 
schen.  32.  Die  Litteratur  bis  auf  Bau.  33. 
Bau  und  Umpfenbach.  34.  Die  modernen  Lehr- 
bücher. 35.  Die  monographische  Litteratur.  B. 
Die  ausländische  Litteratur.  36.  Die 
englische  und  französische  Litteratur.  37.  Die 
italienische  Litteratur. 


I.  Die  Anfänge. 

1,  Altertum  und  Mittelalter.    Wie  die 

Staats^vissenschaften  überhaupt  in  ihrer  Ent- 
wickelung  mit  dem  staatlichen  und  gesell- 
schaftlichen Leben  aufs  engste  zusammen- 
hängen, so  auch  die  Finanzwissenschaft. 
Namentlich  ist  es  der  jeweilige  Zustand  der 
Finanzwirtschaft,  der  auch  den  Grad  der 
wissenschaftlichen  Erkenntnis  mehr  oder 
weniger  entscheidend  bestimmt.  Aber  es 
ist  aus  den  Kulturzuständen  zu  erklären,  dass 
die  Anfänge  wissenschaftlichen  Denkens  und 
Erkennens  so  viel  später  einsetzen  als  die 
praktischen  Fertigkeiten,  dass  die  praktische 


Finanzkunst  schon  lange  bedeutende  Erfolge 
aufzuweisen  vermochte,  ehe  die  dabei  zu 
Gninde  liegenden  Vorgänge  und  Handlungen 
systematisch  betrachtet  werden  konnten. 
Ja  man  darf  für  die  ältere  Zeit,  wie  A.  Wagner 
sagt,  aus  den  Finanzeinrichtungen  nur  mit 
Vorsicht  auf  theoretische  Ansichten  der  be- 
treffenden Epoche  schliessen,  indem  dabei 
gewöhnlich  rein  praktische  (resichtspunkte 
massgebend  waren  und  Zufall,  Tradition 
und  Koutine  entschieden. 

So  fehlt  es  dem  Altertum  und  dem 
früheren  Mittelalter  nicht  nur  an  einer 
systematischen  Beliandlung  finanzwirtschaft- 
licher  Materien,  sondern  selbst  an  zusammen- 
hängenden Erörterungen  einzelner  Fragen. 
Es  kann  das  auch  nicht  wunder  nehmen,  da 
in  jenen  Zeiten  nicht  nur  die  bescheidensten 
Anfänge  einer  Wirtschaftswissenschaft,  son- 
dern auch  die  thatsächlichen  Grundl^cn 
einer  solchen  fehlen.  Zwar  finden  sich  auch 
bei  antiken  Schriftstellern,  so  bei  Aristoteles 
und  Xenophon,  vereinzelte  Bemerkungen 
über  ökonomische  und  finanzielle  Zustände, 
aber  sie  sind  so  düi'ftig,  dass  sie  nicht  ein- 
mal als  der  erste  Anfang  eines  wissenscliaft- 
lichen  Aufbaues  betrachtet  wei-den  können. 

Der  erst^  Schriftsteller  des  Mittel- 
alters, der,  wenn  auch  in  völlig  unsyste- 
matischer und  mehr  zufälliger,  so  doch  in 
etwas  zusammenhängenderweise  über  finanz- 
wirtschaftliche Gegenstände  sich  äussert,  ist 
wohl  Thomas  von  Aquin   (1227—1274). 

Thomas  gesteht  schon  in  jener  Zeit,  da 
die  ersten  tastenden  Versuche  im  Steuerwesen 
gemacht  wurden,  dem  Souverän  das  Recht  zu, 
die  Unterthanen  in  ausserordentlicher,  aber  ab- 
soluter Weise  um  des  gemeinen  Nutzens  wülen 
oder  zur  Erhaltung  seiner  eigenen  Person  mit 
Steuern  zu  belasten,  wenn  die  gewöhnlichen 
Einkünfte  nicht  genügen.  Der  Fürst,  sagt  er, 
will  das  gemeine  Beste  und  darf  infolgedessen 
von  den  Mitteln  der  Allgemeinheit  leben.  Dazu 
dienen  in  erster  Linie  die  Domänen;  aber  da 
es  vorkommen  kann,  dass  die  regelmässigen 
Einkünfte  zur  Landesverteidigung  und  den  an- 
deren Zwecken  nicht  genügen,  so  soll  er  be- 
rechtigt sein,  neben  den  gewöhnlichen  Ein- 
künften auch  neue  Abgaben  von  den  Unter- 
thanen zu  erheben,  die  diese  auch  zum  Nutzen 
der  Allgemeinheit  zu  zahlen  verpflichtet  sind. 
Er  zeigt  femer  die  Notwendigkeit,  dass  der 
Fürst  Geld  in  Form  eines  Schatzes  zur  Ver- 
fügung habe;  denn  das  stärke  sein  Ansehen, 
erleichtere  und  sichere  ihm  die  Verbindung^en 
mit  anderen  Staaten  und  benehme  ihm  die  \er- 
anlassung,  zu  Anlehen  zu  greifen,  welche  seine 
Würde  schädigen,  die  Achtung  und  Ergeben- 
heit der  Unterthanen  schwächen,  die  Völker  be- 
drücken und  die  Staaten  entnerven. 

Man  könnte  auch  Francesco  Petrarcas 
(1304 — 1374)  gedenken,  welcher  in  seiner  Schrift 
„De  republica  optime  administranda"  wünscht, 
dass  der  Fürst  ein  guter  Verwalter  sei,  nur  in 
äussersten  Fällen  zu  Steuern  greife  und  be- 
sonders die  Missbräuche  der  Steuerpächter  ab- 
stelle. 
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Schon  im  15.  Jahrhundert  beginnt 
übrigens  eine  eingehendere  Betrachtung 
finanzwissenschaftlicher  Materien,  denen  wir 
bei  genauerer  Würdigung  die  Bedeutung  von 
nennenswerten  Anfängen  auf  diesem  Gebiete 
nidit  absprechen  können  und  welche  zu 
verfolgen  sich  um  so  mehr  verlohnen  dürfte, 
als  sie  uns  zeigen,  wie  allmäldich  die  Er- 
kenntnis wuchs  und  die  Theorie  und  Speku- 
lation sich  finanzieller  Fi-agen  bemäclitigte. 
Es  sclieint  nicht  richtig  zu  sein,  die  finanz- 
wissenschaftliche Litteratur  erst  im  1 8.  oder 
17.  Jahrhundert  beginnen  zu  lassen,  da  eine 
genauei'e  Benlcksichti^ung  frühei-er  Schrift- 
steller den  ununistösslichen  Beweis  erbringt, 
dass  die  Theorieen  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts auf  einer  Jahrhunderte  langen,  an 
Rücks(;hlägen  reichen  Geistesarbeit  beruhen. 

2.  Caraia.  Wenn  die  Behauptung  Sis- 
mondis  richtig  ist,  dass  das  Produktivkapital 
Italiens  im  15.  Jahrhundert  ungefähr  so 
gi-oss  war  als  der  Kapit.ilreichtum  aller  an- 
deren Nationen  Europas  zusammen  und 
dass  dieses  Kapital  in  den  Händen  von  ar- 
beitsajnen  Wirtschaftern  beinahe  niemals 
müssig  war,  und  wenn  wir  dazu  den  hohen 
Zustand  der  geistigen  Kultur  in  jenem  Ita- 
lien uns  vergegenwärtigen,  so  wenlen  wir 
bei  den  italienischen  Schriftstellern  jener 
Zeit  nicht  mit  Unrecht  die  meiste  Ausbeute 
erwai-ten.  In  der  That  zeigen  die  Sclu*iften 
Garafas,  Palmieris,  Guettisetc.  eine 
für  jene  Zeit  ungewölmliche  Einsicht  in  das 
Gebiet  der  Finanzwirtschaft. 

AVir  nennen  vor  allem  Carafa,  gestorben 
1487,  der  eine  hervorragende  Stellung  iinter 
den  staatsrechtlichen  Schriftstellern  des  Mittel- 
alters einnimmt.  Seine  Doktrinen,  die  er  in 
dem  Buche  „De  regis  et  boni  principis  officio" 
(zuerst  publiziert  1668)  niedergelegt  hat,  hängen 
enge  mit  den  bemerkenswerten  Reformen  zu- 
sammen, welche  das  Haus  Arragonien  im  König- 
reich Neapel  durchführte.  Er  steht  im  allge- 
meinen auf  derselben  Grundlage  wie  seine  Zeit- 
genossen und  Landsleute  Tommaso,  Egidio  Ro- 
mano, Fr.  Petrarca,  Bartol.  Piatina,  Giov.  Ser- 
cambi,  Franc.  Patrizi:  er  betont  auch,  dass  der 
Fürst  j  wenn  er  gute  Gesinnungen  seines  Volkes 
wünsche,  dasselbe  nicht  mit  zu  starken  Lasten 
bedrücken  dürfe,  dass  er  neue  Lasten  nur  im 
Notfalle  und  nur  in  ausserordentlicher  Weise 
auflegen,  dass  er  in  den  Bussen  und  Geldstrafen 
die  Grenze  der  Billigkeit  nicht  überschreiten 
dürfe,  dass  er  alle  Sorgfalt  auf  die  Einnahme- 
verwaltung verwenden  und  sich  in  Zeiten  des 
Friedens  mit  den  Mitteln  für  die  Zeiten  des 
Krieges  versorgen  solle.  Wie  die  anderen  hält 
auch  er  die  Domänen  für  die  Hauptgrundlage 
der  Finanzen,  fordert  er  Gerechtigkeit  im  Steuer- 
wesen und  die  Benutzung  desselben  zur  Ein- 
nahmebeschafifung  nur  in  ausserordentlichen  und 
fest  bestimmten  Fällen.  Aber  er  bleibt  nicht 
völlig  auf  dem  Boden  des  Ueberkommenen 
stehen,  sondern  es  finden  sich  bei  ihm  Ausein- 
andersetzungen, welche  das  Urteil  Ricca-Salernos 
rechtfertigen^  welcher  meint,  dass  Carafa  mit 
Ausnahme  einiger  Schriftsteller  in  Florenz  zu 


den  besten  Finanzschriftstellem  des  früheren 
Italien  zähle.  Er  zieht  auch  die  Ausgaben  in 
den  Kreis  seiner  Betrachtungen.  Ein  Teil  der- 
selben soll  für  Heerwesen  und  Befestigungen 
und  andere  zur  Verteidigung  und  Machterhal- 
tung des  Staates  dienende  Einrichtungen  ver- 
wendet werden,  ein  anderer  für  den  Unterhalt 
und  den  äusseren  Glanz  des  Fürsten  und  seiner 
Familie,  ein  dritter  für  ausserordentliche  Be- 
dürfnisse. Ihm  schwebt  schon  die  Idee  von 
der  Notwendigkeit  eines  Gleichgewichts  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben,  eines  häufigeren 
Ueberschlags  der  Einnahmen  und  der  Begrün- 
dung des  Staatshaushalts  auf  sichere  Einkünfte 
vor.  wie  sie  dann  in  Italien  später  von  Botero 
und  Brogffia  weiter  entwickelt  wurde.  Er  er- 
klärt sich  Destimmt  gegen  Zwangsanlehen,  Kon- 
fiskationen und  Münz  Verschlechterungen,  deren 
schlimme  politische  und  wirtschaftliche  Folgen 
er  klar  erkennt.  Er  missbilligt  auch  den  Be- 
trieb von  Handel  und  Gewerbe  durch  die  Fürsten. 
Der  Fürst  solle  gut  regieren  und  den  Privaten 
Kunst,  Gewerbe  und  Handel  überlassen;  der 
Wohlstand  der  Bürger  sei  das  Fundament  der 
königlichen  Gewalt.  Er  spricht  sich  mit  Nach- 
druck für  Steuerverpachtung  aus,  denn  die  Pacht 
gebe  bessere  und  sicherere  Einkunft«,  und  bleibt 
damit  konsequenterweise  in  dem  Kreise  seiner 
Ideeen  über  die  Ordnung  der  Verwaltung,  die 
Sicherheit  der  Einkünfte,  die  Notwendigkeit  ge- 
nauer Vorherberechnnng  und  Bilanzierung  und 
die  geringe  Geeignetheit  des  Staates  für  ge- 
werbliche Unternehmungen. 

Alle  diese  Ideeen,  mit  denen  Carafa  teil- 
weise unzweifelhaft  seiner  Zeit  vorauseilt,  waren 
wohl  hervorgerufen  durch  die  Misswirtschaft 
der  Fürsten  aus  dem  Hause  Anjou,  von  denen 
Bianchini  sagt ,  dass  sie  arm  waren ,  weil  sie 
die  Industrie  und  das  Eigentum  der  Bürger  zer- 
störten, den  Kredit  in  solchem  Masse  verloren, 
dass  sie  oft  niemanden  fanden,  der  ihnen  kleine 
Summen  ohne  Verpfändung  ihrer  Kleinodien 
vorgeschossen  hätte,  und  durch  Übermässige  Er- 
höhung der  Steuern  nur  einen  Rückgang  der 
Einkünfte  bewirkten.  Sie  entsprachen  also  der 
lebhaften  Empfindung  der  Bedürfnisse  und 
Mängel  jener  Zeit  auf  dem  Gebiete  des  Finanz- 
wesens. Solche  Ideeen  waren  geeignet,  die  Neu- 
ordnung des  Finanzwesens  heroeiführen  zu 
helfen,  wie  sie  im  Königreich  Neapel  unter  dem 
Hause  Arragonien  sich  vollzog. 

3.  Die  florentinischen  Schriftsteller 
Palmieri,  Gnetti,  Gniccardini,  Macchiar 
velli.  Von  der  florentinischen  Republik  gilt 
das  oben  angeführte  Wort  Sismondis  wohl  am 
meisten.  Es  kann  nicht  wunder  nehmen, 
dass  auf  jenem  Boden,  auf  welchem  an  der 
Grenze  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit 
Kunst,  Wohlstand,  Litteratur  Tage  seltener 
Blüte  erlebten,  auch  die  Schriften  über  Ver- 
waltimg, Staatsrecht  und  Finanzen  einen 
relativ  hohen  Grad  von  Verständnis  und  Ein- 
sicht aufweisen. 

Die  Güte  gewisser  finanzieller  Einrich- 
tungen in  Florenz  schon  im  14.  Jahrhundert 
ist  bekannt;  ich  erinnere  an  den  florenti- 
nischen Kataster,  an  das  besser  geordnete 
Anleihewesen,  den  monte  dei  debiti,  Ein- 
richtungen, die  teils  als  Zeichen  grosser  Er- 
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fahning  in  der  Finanzknnst,  teils  als  Be- 
weise eines  früh  aufdämmernden  Gerechtig- 
keitsgefühls auch  heute  noch  gerühmt  zu 
werden  verdienen. 

Auf  diesem  Boden  entstanden  die  Schrif- 
ten des  Bernardo  von  Sieha  (1380  bis 
1444),  des  Antonio  von  Florenz  (1389 
bis  1459),  die  sich  hauptsächlich  mit  dem 
Anleihewesen  beschäftigen,  besonders  aber 
die  Schriften  Palmieris,  Guettis  und 
Guicciardinis. 

Matteo  Palmieri,  dessen  hier  zu  nen- 
nende Schrift  „Della  vita  civile"  in  Florenz  1629 
publiziert  wurde,  fordert  mit  einer  Beg'ründunp:, 
welche,  wenn  wir  sie  auch  nicht  für  richtig 
haJten,  so  doch  von  reifem  Nachdenken  Zeugnis 
giebt,  eine  Verteilung  der  Steuern  nach  pro- 
portionalem, nicht  nach  progressivem  Massstabe. 
Er  hält  die  Verschiedenheit  der  Vermögen  für 
in  der  Natur  begründet  und  meint,  dass  die- 
selbe nicht  durch  die  öffentlichen  Abgaben 
alteriert  werden  dürfe;  diese  dürften  die  Emzel- 
vermögen  nicht  verändern,  sondern  nur  ver- 
mindern. An  dieser  Auseinandersetzung,  die 
sich  ^egen  die  damals  in  Florenz  übliche  pro- 
gressive Besteuerung  gerichtet  zu  haben  scheint, 
mag  man  ersehen,  wie  weit  zurück  die  Kontro- 
verse über  proCTessive  und  proportionale 
Steuer  reicht.  Dabei  darf  man  freilich  nicht 
vergessen,  dass  Palmieri  sich  in  der  Erkenntnis 
der  Steuerbemessungsgrundlape  von  der  Gegen- 
wart grundsätzlich  unterscheidet. 

Ludovico  Guetti  in  seiner  „Inventiva 
d^una  imposizione  di  nuova  gravezza"  erkennt 
zunächst  rückhaltlos  das  Recht  des  Staates, 
Steuern  aufzulegen,  an,  soweit  dieselben  durch 
dringende  öffentliche  Bedürfnisse  veranlasst 
sind,  und  begründet  es  mit  dem  Schutz  der 
Person  und  des  Eigentums  durch  den  Staat. 
Was  seine  neue  Steuer  anlangt,  so  fordert  er 
an  Stelle  der  bis  dahin  üblichen  allgemeinen 
Steuern  Einzelsteuem,  die  aber  so  eingerichtet 
Bein  müssten,  dass  sie  jeden  Unterthanen  träfen. 
Er  schläft  vor  einen  allgemeinen  Zehnten  von 
den  Ländereien,  den  Tieren,  den  Häusern,  Ka- 
pitalien, Stipendien,  Pensionen,  den  Gewerben, 
den  sieben  höheren  und  den  vierzehn  niederen 
Künsten  —  eine  Idee,  die  wenig  später  in  der 
Praxis  Englands  und  anderer  Länder,  teilweise 
auch  Italiens  sich  Anerkennung  verschaffte. 

Die  erste  Stelle  unter  den  mit  finanzwirt- 
schaftlichen Fragen  sich  beschäftigenden  Flo- 
rentinern nimmt  der  erste  Politiker  des  da- 
maligen Florenz  ein:  Francesco  Guicci- 
ardini  (1483—1540),  hauptsächlich  in  seiner 
Schrift  „i)el  reggimento  di  Firenze'*  (im  Bd.  II 
seiner  1858  zum  erstenmal  veröffentlichten 
Werke).  Er  macht,  indem  er  bei  seinen  Aus- 
führungen die  florentinischen  Verhältnisse  ins 
Auge  lasst,  die  interessante  Bemerkung,  dass 
oft  eine  Volksherrschaft  weniger  massvoll  in 
der  Einführung  von  Lasten  sei  als  ein  Fürsten- 
tum, weil  sie  gerne  die  Reichen  zum  Schaden 
der  Allgemeinheit  besonders  heranziehe;  und 
doch  sei  eine  wohlverteilte  Besteuerung  die 
Voraussetzung  eines  kräftigen  Staates.  Bei 
ihm  vollzieht  sich  erkennbar  der  Umschwung 
der  Meinungen  über  die  direkten  und  indirekten 
Steuera.    Er  hält  zwar   an   den  Steuern   auf 


Immobilien  fest,  aber  da  sie,  namentlich  in 
Florenz,  wo  die  Immobilien  nur  den  geringeren 
Teil  des  Vermögens  ausmachten,  nur  ungenü- 
gendes Erträgnis  lieferten  und  da  es  teils  un- 
möglich, teils  sehr  schwierig  und  belästigend 
sei,  die  beweglichen  Vermögen  zu  erfassen,  so 
müsse  man  sds  Ergänzung  zu  den  indirekten 
Steuern  greifen,  besonders  von  Mehl  und  Salz. 
Diesen  Ideeen  des  Guicciardini  entsprach 
auch  teilweise  die  zu  Anfang  des  15.  Jahr- 
hunderts vorgenommene  Steuerreform  in  Florenz, 
wonach  der  Katiister  durch  einen  Zehnten  von 
den  unbeweglichen  Gütern  ersetzt  wurde.  Als 
dann  die  Demokratie  in  Florenz  wieder  zu 
einer  progressiven  Steuer,  der  „decima  scalata^^ 
führte  (1499),  da  stellte  Guicciardini  in  zwei 
Discorsi  die  Gründe  für  und  gegen  die  progressive 
Steuer  zusammen,  nicht  alku  weit  von  der 
Weise  entfernt,  wie  dies  heute  noch  geschieht. 
Es  geben  aber  auch  bei  ihm  "wie  bei  Palmieri 
die  Gründe  gegen  die  Progression  den  Aus- 
schlag. Wie  dieser  meint  er,  dass  die  natürliche 
Ordnung  der  Einkommen  durch  die  Besteuerung 
nicht  gestört  werden  dürfe  und  dass  es  gerecht 
sei,  dass  jeder  einen  genau  bestimmten,  ver- 
hältnismässigen Teil  seines  Vermögens  entrichte, 
nicht  diesen  oder  jenen  willkürlich  geschätzten. 
Wenn  die  Florentiner  nichtsdestoweniger   eine 

nressive  Skala  annahmen,  so  wird  man  dies 
Bu  Tendenzen  der  Demokratie  begründet 
finden;  denn  sie  drängt  immer,  wie  Laveleye 
sagt,  dazu,  die  politische  Gleichheit  durch  die 
wirtschaftliche,  d.  h.  hier  durch  die  im  Sinne 
einer  grösseren  Vermögensgleichheit  wirkende 
Besteuerung  zu  ergänzen. 

Unter  den  Florentiner  Politikern  jener  Zeit 
nenne  ich  noch  Maccchiavelli,  m  dessen 
„Principe"  und  „Discorsi"  auch  finanzwirtschaft- 
liche Fragen  gestreift  werden.  Ein  Kapitel  seiner 
Discorsi  hat  die  Ueberschrif t :  I  danari  non  sono 
il  nervo  della  guerra  secondo  ch'  ö  la  comune 
opinione;  er  hält  die  moralische  Kraft  und  die 
politischen  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  für 
wichtiger.  Er  scheint  eine  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer zu  billigen,  wie  sie  der  florenti- 
nische  Kataster  und  einige  deutsche  Städte 
geordnet  hatten.  Die  stehenden  Söldnerheere 
sind  nach  ihm  eine  der  Hauptursachen  der  Ver- 
armung und  Schwächung  des  Staates. 

4.  Rückblick.  Ueberblickt  man  diese 
friiliesten  mehr  oder  weniger  zusammen- 
hängenden Aeusseningen  über  das  Finanz- 
wesen, so  wird  man  überrascht  sein,  schon 
in  jener  Zeit  an  Ideeen  erinnert  zu  werden, 
die  man  als  ausschliessliches  Eigentum  der 
Gegenwart  anzusehen  gewohnt  ist.  Aber 
die  Aehnlichkeit  ist  doch  eine  mehr  äiisser- 
liche  und  zerfliesst,  wenn  man  genauer  zu- 
sieht. Dann  bleiben  alle  die  wesentlichen 
Unterschiede,  welche  schon  in  der  Verschie- 
denheit der  Kultur,  Verfassung,  Verwaltimg 
etc.  des  Cinquecento  und  der  Gegenwart 
gelegen  sind.  Palmieri,  Guetti  und  die  an- 
deren denken  in  ei^ster  Linie  an  die  Do- 
mänen, wenn  von  Deckung  des  öffentlichen 
Bedarfes  die  Rede  ist;  sie  fassen  zwar  die 
Steuei-zahlung  als  eine  Pflicht  der  Unter- 
thanen auf,  aber  als  Grundlage   derselben 
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gilt  immer  das  Vermögen.  Es  fehlte,  viel- 
leicht mit  Ausnahme  einiger  Anläufe  bei 
Gruicciardini ,  eine  klare  Vorstellung  vom 
Wesen  des  Einkommens  und  seinem  Zu- 
sammenhang mit  jedem  Steuenvesen.  Wenn 
man  sich  bemühte,  einzelne  Einkommens- 
teile  festzustellen,  so  that  man  dies,  um  die 
Kapitalsumme  zu  finden,  nach  welcher  die 
Steuer  erhoben  werden  sollte.  Der  Gegen- 
satz zwischen  den  heutigen  Ansichten  und 
den  damaligen  wäre  noch  auffälliger,  wenn 
die  finanzwirtschaftlichen  Erörterungen  der 
Palmieri  etc.  einen  breiteren  Kaum  einneh- 
men wurden.  Die  schreibseligeren  nächsten 
Generationen  in  Italien  wie  anderwärts 
decken  den  Gegensatz  viel  klarer  auf  als 
die  hauptsächlich  mit  Politik  beschäftigten 
eben  genannten  Schriftsteller.  Aber  der 
Gegensatz  ist  schon  begi'eiflich  aus  der 
Thatsacho,  dass  selbst  in  dem  in  diesen 
Verhältnissen  hochstehenden  Florenz  das 
Steuerwesen  überhaupt  noch  in  seinen  An- 
fängen sich  befand  und  die  ersten  schwie- 
rigen Proben  seiner  Leistungsfähigkeit  ab- 
legte, dass  es  immer  noch  und  noch  sehr 
lange  nachher  nur  als  ausserordentliche  Ein- 
nahmequelle gedacht  war  und  dass  die 
Steuertechnik  auch  den  niedrig  gestellten 
Anforderungen  der  Theorie  nicht  zu  ent- 
sprechen vermochte. 

5.  Italien  im  16.  Jahrhundert«  Während 
sich  nun  im  Auslande,  anknüpfend  an  praktische 
Vorgänge  im  Finanzwesen,  namentlich  an  die 
Aufnahme  der  Accisen,  bald  lebhafte  und  an- 
regende Kontroversen  entspannen,  bleiben  die 
itflienischen  Schriftsteller  des  16.  Jahrhunderts 
auf  dem  bisher  gewonnenen  Boden  stehen.  Sie 
erhalten  noch  die  Traditionen  des  ausgehenden 
Mittelalters,  und  nur  langsam  fühlt  man  den 
Einfluss  der  sich  ändernden  Verhältnisse,  indem 
z.  B.  mit  der  Anerkennung  von  der  Notwendig- 
keit des  Staates  auch  das  Recht  des  Fürsten 
auf  die  Abgaben  anerkannt  wird.  Die  Bezie- 
hungen zwischen  Theorie  und  Praxis  werden 
weniger  intim  als  früher.  Die  Litteratur  be- 
wegt sich  mehr  in  Allgemeinheiten,  in  der  Er- 
örterung allgemeiner  theoretischer  Probleme, 
nicht  mehr  in  der  Behandlung  specieller  Fragen, 
die  mit  den  thatsächlichen  Verhältnissen  zu- 
sammenhängen. Auch  die  Verhältnisse  anderer 
Länder  werden  nicht  berücksichtigt;  denn  das 
Wiedererwachen  des  Altertums  führt  wie  in 
anderen  Wissensgebieten  so  auch  hier  mehr 
zur  Beschäftigung  mit  vergangenen  Zeiten  als 
zur  Analyse  der  Gegenwart. 

Im  16.  Jahrhundert  aber  stehen  die  Studien 
noch  in  Blüte,  nimmt  die  italienische  Wissen- 
schaft noch  einen  ersten  Rang  in  den  Eultur- 
staaten  Europas  ein;  erst  im  17.  Jahrhundert 
zerfällt  wie  das  staatliche  so  das  geistige  Leben. 
In  der  Theorie  und  Praxis  äussert  sich  der 
Zustand  der  AbhäDg^igkeit  und  Isolierung,  in 
dem  Itahen  damals  sieb  befand. 

Von  den  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens 
thätigen  Schriftstellern  Italiens  im  16.  Jahr- 
hundert nenne  ich  Sabba  da  Castiglione 
(1484—1654),  Pietro  Bizzari,  welcher  den 


schönen  Gedanken  ausspricht,  dass  die  Steuern 
nicht  als  eine  Feindesbeute  angesehen,  sondern 
nur  mit  Sorgfalt  gehandhabt  werden  dürften, 
dann  Francesco  Sansovino,  welcher  schon 
erkennt,  dass  es  nicht  Zweck  der  Finanzwirt- 
schaft sein  könne,  Ueberschüsse  zu  erzielen, 
dass  das  den  Unterthanen  abgenommene  Geld 
nur  zu  Ausgaben,  nicht  zur  Ansammlung  eines 
Schatzes  benutzt  werden  dürfe,  ausser  für  Be- 
dürfnisse des  Krieges. 

Gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  werden 
dann  die  diesen  Schriftstellern  gemeinsamen 
Lehren  von  der  Notwendigkeit  des  öffentlichen 
Vermögens  und  eines  Eriegsschatzes,  der  Spar- 
samkeit in  den  Ausgaben  und  dem  Masshalten 
in  den  Einnahmen,  von  dem  Rechte  des  Fürsten 
in  bedingter  und  ausserordentlicher  Weise 
Steuern  zu  erheben,  vertieft  und  schärfer  ge- 
fasst,  teils  unter  dem  Druck  der  Aendemngen 
in  der  Finanzverwaltung,  teils  unter  dem  Ein- 
fluss Jean  Bodins. 

IL  Jean  Bodin  nnd  die  von  ihm  beein- 
flnssten  Schriftsteller. 

6.  Bodin.  Man  hat  nicht  mit  Unrecht 
gesagt,  dass  Jean  Bodin  (Joannes  Bodi- 
nus  1530 — 96)  in  der  Uebergangsepoche  zur 
neuen  Zeit  in  Frankreich  ungefähr  dieselbe 
Stelle  in  der  Nationalökonomie  einnehme, 
wie  etwa  Monis  und  Bacon  in  England, 
SeiTa  in  Italien,  indem  er  als  der  erste 
Theoretiker  der  Volkswirtschaft  einen  grös- 
seren Kreis  ökonomischer  ^Erscheinungen 
und  Vorgänge  beobachtet  und  in  zusammen- 
hängender Weise  dargestellt  hat. 

Dieser  grössere  Gesichtskreis,  der  Bo<li- 
nus  beispielsweise  zu  richtigen  Ansichten 
in  der  Teuerungs-  und  Edelmetallpreisfrage 
kommen  Hess,  findet  auch  in  dem  auf  dem 
Gebiete  des  Finanzwesens  liegenden  Kapitel 
VI  seiner  Schrift  »Les  six  livres  de  la  Re- 
publique«,  Lyon  1576  oder  1577,  deutlichen 
Ausdnick.  Bodin  hat  ein  offenes  Auge  für 
die  im  Staatswesen  seiner  Zeit  herrschen- 
den Missstände;  er  missbilligt  die  Ver- 
schwendung der  Höfe,  die  Münzverschlech- 
terungen, den  Aemterkauf  behufs  Erhöhung 
der  öffentlichen  Einnahmen.  »Les  finances 
sont  les  nervs  de  la  Röpublique«^.  Es  ist  auf 
finanziellem  Gebiet  Aufgabe  der  Regierung: 
1.  nach  angemessenen  Mitteln  zur  Befriedi- 
gung des  Staatsbedarfs  imd  zur  Begri\ndung 
des  öffentlichen  Reichtums  zu  suchen,  2. 
die  Einkünfte  zur  Ehre  und  zum  Vorteil 
des  Staates  zu  verwenden,  3.  einen  Teil  für 
ausserordentliche  Bedürfnisse  zu  reservieren. 

Die  Staatseinkünfte  haben  nach  ihm  fol- 
gende Rangordnung:  1.  Einkünfte  aus  den 
agris  publicis,  2.  ex  hostium  spoliis,  3.  ex 
amicorum  largitionibus,  4  ex  sociorum  vec- 
tigaübus  ac  tributis,  5.  ex  eanim  rerum 
vectigalibus  quae  aut  invehuntur  aut  exve- 
himtur,  6.  ex  mercatura,  7.  ex  subditonim 
tributis.  Von  diesen  scheinen  ihm  nur  die 
Domänen    und    die  Ein-   und  Ausfuhrzölle 


1018 


Finanzwissenschaft  (Geschichte) 


wertvolle  Einnahmequellen  zu  sein;  alle 
anderen  haben  nur  untergeordnete  Bedeutimg. 
Doch  legte  er  der  Staatsverwaltung  die  ge- 
wissenhafte Erforschung  und  Beachtung  der 
ökonomischen  Kräfte  und  Zustände  dos 
Landes  zum  Zwecke  der  Einrichtung  eines 
guten  Steuerwesens  dringend  ans  Herz. 
Steuern  sollen  aber  nach  ihm  nur  in  Not- 
fällen und  in  ausserordenthcher  Weise  in 
Anspruch  genommen  werden.  In  solchen 
Fällen  seien  sie  aber  gerechtfertigt,  weil  ja 
die  Sicherheit  und  der  Rechtsschutz  als 
Fundamente  des  allgemeinen  Wohls  und  der 
Gesellschaft  mittelst  derselben  hergestellt 
würden.  Doch  glaubt  Bodin  im  Falle  eines 
Krieges  fi^eiwillige  Anlehen  vorziehen  zu 
sollen;  Zinsdarlehen  dagegen  verwirft  er; 
sie  seien  der  Ruin  der  Staaten.  Da  aber 
Fürsten  häufig  keinen  Kredit  hätten,  so 
seien  auch  hier  Steuern  oft  unvermeidlich. 
Bodin  macht  zutreffend  darauf  aufmerksam, 
dass  viele  Steuern  zuerst  in  ausserordent- 
licher Weise  erhoben,  dann  allmählich  dau- 
ernd geworden  seien  und  dass  sieh  daraus 
die  vorhandene  Vielheit  der  Steuern  erkläre. 
Da  die  privilegierten  Klassen  inmier  das 
Streben  hätten,  die  Lasten  auf  die  unteren 
abzuwälzen,  so  mtissten  die  Steuern  Real- 
und  nicht  Personalsteueru  sein.  Gerade 
diese  letzte  Ansicht,  die  auch  bei  den  Ita- 
lienern auftaucht,  ist  ein  Zeichen  der  Zeit, 
welche,  allmählich  den  Gedanken  an  allge- 
meine Vermögens-  oder  Personalsteuern  auf- 
gebend zu  Objektssteuern  hinneigte. 

Wenn  so  die  Ansichten  Bodins  gerade 
über  die  uns  am  wichtigsten  erscheinenden 
Einkünfte  des  Staates  auch  ziemlich  dürftig 
sind  und  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  auch 
kaum  anders  sein  können,  so  gewinnen  sie 
doch  zweifellos  durch  ihre  Verbindung  mit 
der  allgemeinen  Politik  und  der  Volkswirt- 
schaft. Mögen  ihn  einzelne  der  oben  ge- 
nannten Italiener  in  Einzelheiten  übertroffen 
haben,  er  übertrifft  sie  alle  durch  Vielseitig- 
keit und  Klarheit.  In  ihm  fasst  sich  die 
ganze  frühere  Erkenntnis  zusammen;  von 
ihm  aus  strömt  sie  wieder  in  die  civilisierte 
Welt.  JVIan  merkt  dies  deutlich  nicht  nur 
an  dem  Werke  seines  Zeitgenossen  Grego- 
rius  Tholosanus,  »De  republica<s  sondern  be- 
sonders an  den  Schriften  Obrechts  und 
Boteros. 

7.  Bolero«  —  Die  Ansichten  Giovanni 
Boteros  (1540—1617)  über  finanzielle  Gegen- 
stände, niedergelegt  in  seinem  Werke  „Della 
Ragione  di  Stato",  Venezia  1589,  unterscheiden 
sich  nicht  iji  Hauptpunkten  von  denen  Bodins; 
wohl  aber  erkennt  man  in  Einzelheiten  die 
Verschiedenheit  der  Länder,  denen  sie  ange- 
hören. Botero  bespricht  eingehender  die  ausser- 
ordentlichen Bedürfnisse  und  den  Staatsschatz. 
Er  räumt  dem  Fürsten  ausdrücklicher  und  be- 
stimmter das  Recht  ein,  Steuern  zu  erheben, 
und  zählt  diese  mit  den  Domänen  zu  den  ordent- 


lichen Einkünften.  Er  beschränkt  die  direkten 
Steuern  in  der  Hauptsache  auf  die  liegenden 
Güter,  indem  er,  ähnüch  wie  Guicciardini.  die 
Zölle  und  Konsumtionsabgaben  als  eine  ge- 
nügende Besteuerung  der  Industrie  und  des 
beweglichen  Vermögens  ansieht.  Und  solche 
Ansichten  sind  zum  Teil  aus  dem  Leben  ge- 
nommen, denn  unter  der  Herrschaft  Emmanuel 
Philiberts  finden  sie  sich  verwirklicht.  Sie  be- 
gegnen uns  später  wieder  bei  Broggia.  der  sie 
auf  dem  Boden  der  praktischen  und  theore- 
tischen Fortschritte  des  18.  Jahrhunderts  weiter- 
bildete. 

Bei  Botero  wie  bei  anderen  italienischen 
Schriftstellern  jener  Zeit,  z.  B.  Nicolo  Vito 
di  Gozzi,  Scipione  Ammirato,  Zecchi, 
Frachetta,  findet  man  eine  gewisse Mässigung 
und  Ausgeglichenheit  der  Meinungen,  ein  An- 
lehnen an  die  frühere  Zeit,  von  deren  Ruhme 
allerdings  das  16.  und  17.  Jahrhundert  zehrte. 
War  auch  Italien  selbst  im  Sinken  begriffen, 
hauptsächlich  unter  dem  Druck  der  spanischen 
Oberherrschaft,  so  vermochte  die  italienische 
Wissenschaft  doch  wie  auf  anderen  Gebieten  so 
auch  hier  ihren  ehrenvoUen  Platz  als  die  hohe 
Schule  der  Staatskunst  und  der  Volkswirtschaft 
zu  behaupten.  Der  nationale  Zerfall  war  noch 
nicht  weit  genug  fortgeschritten,  um  sich  in 
der  Litteratur  recht  bemerkbar  zu  machen. 

8,  Obrecht.  Mehr  Eigentümliches,  wenn 
auch  freüich  nicht  immer  in  vorteilhafter 
Weise,  zeigt  sich  bei  dem  Strassburger  Ju- 
risten Obrecht.  Sein  finanzwissenschaft- 
lich bemerkbares  Werk  ist:  Ftinf  under- 
schiedliche  Secreta  politica  von  ....  billicher 
rechtmässiger  imd  notwendiger  Erhöhung 
eines  jeden  Regenten  jährlichen  Gefällen 
und  Einkommen  .  .  .,  nach  seinem  Tode 
herausgegeben  von  seinem  Sohn,  Strassburg 
1617.  Seine  Ansichten  bewegen  sich  im 
Ideeenkreise  Bodins.  Er  wünscht,  dass  bei 
der  Besteuerung  die  Güter,  nicht  die  Kopfe 
oder  Personen  zu  Grunde  gelegt,  ferner 
dass  Luxusgegen stände ,  nicht  notwendige 
Lebensmittel  besteuert  werden  sollen.  Wie 
Bodinus  empfiehlt  auch  Obrecht,  mehr  die 
Fremden  als  die  Einheimischen  zu  besteuern, 
geringe  Einfuhrzölle,  hohe  Ausfulirzölle  von 
entbehrlichen  Waren  zu  erheben.  Daneben 
entwickelt  er  eine  reiche  Musterkarte  von 
Gebühren  und  Begalien,  um  die  Staatskasse 
zu  bereichern,  zum  Teil  solche,  die  erheiternd 
wirken,  z.  B.  Geldbussen  für  Sabbatschän- 
dung und  Gotteslästerung,  für  schlechte 
Richter  und  Anwälte,  Abgaben  von  Injurien- 
prozessen, vom  Verkaufe  von  Aemtern  und 
Adel  etc.  Während  er  in  einer  früheren 
Abhandlung  auch  Münzvei-schlechtenrngen 
als  Einnahmequellen  nicht  zurückweist,  warnt 
er  doch  später,  wahrscheinlich  belehrt  durch 
die  wachsenden  !Missbräuche  in  der  Praxis, 
vor  denselben.  Er  empfiehlt  eine  geordnete 
Haushaltimg  und  die  Ansammlung  eines 
Staatsschatzes,  die  hauptsächlich  aus  den 
eben  genannten  Strafgeldern  bewerkstelligt 
werden  könnte. 
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Alles  in  allera  genommen  ist  Obrecht 
ein  Schüler  Bodins;  er  ist  ein  Anhänger 
der  Regalienwirtschaft,  ein  Vertreter  des 
Absolutismus,  der  nicht  nur  durch  Bodin, 
sondern  auch  durch  seine  Lebensschicksale 
und  seinen  späteren  Wohnort  dem  franzö- 
sischen   Finanzwesen    nähergeführt  wurde. 

III.  Die  Deutschen  in  der  ersten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts. 

9.  Bomitz.  Mehr  in  deutschen  Ver- 
hältnissen wurzelt  Jac.  Bornitz;  es  zeigt 
sich  das  weniger  in  dem  Gegensatz  zu  dem 
universell  veranlagten  Bodin,  von  dem  Bornitz 
im  Gegenteil  nicht  wenig  angenommen  hat, 
als  gegenüber  dem  einseitigen  Standpunkte 
Obrechts.  Bornitz,  dessen  Schriften  »De 
aerario«,  Frankfurt  1612,  und  »Tractatus  poli- 
ticus  de  rerum  sufficientia  in  ropublica 
procuranda«,  Frankfurt  1625,  hierher  gehören, 
ist  ein  eifriger  Verteidiger  der  Domänen, 
welche  allein  einem  Staate  die  gehörige 
finanzielle  Sicherheit  geben  könnten,  sowie 
des  Lehnswesen.  Voi-sichtig  zu  Werke 
gehend,  mcichte  er  nicht  gerne  mit  alten 
Einrichtungen  auf  einmal  aufräumen.  So 
ist  er  zwar  principiell  gegen  den  Aemter- 
kauf,  aber  er  lässt  ihn  doeli  wieder  zu,  faUs 
dadurch  Anleihen  verhütet  werden  können, 
die  er  sonst  im  Gegensatz  zu  Bodin  für  viel 
weniger  bedenklich  hält  als  Steuern.  Die 
Steueni  soUen  gleichmässig  verteilt  sein  in 
dem  Sinne:  »ut  nemo  plus  oneris  sustineat, 
quam  emolumenti  et  lucri  ex  rebus  capiat«; 
aber  er  erwärmt  sich  doch  auch  für  die  da- 
mals reichlich  vorhandenen  Steuerbefreiungen 
der  Geistlichen,  Adeligen  etc.  Er  missbiÜigt 
den  Betrieb  von  Handels-  und  Gewerbege- 
schäften durch  den  Staat,  lässt  ihn  aber  doch 
zu,  wo  das  gemeine  Wohl  es  erfordert  oder 
wo  die  privaten  Kräfte  nicht  genügen,  um 
einen  notwendigen  Gewerbezweig  ins  Leben 
zu  rufen,  oder  wo  der  Fiskus  ohne  die  Ein- 
nahmen aus  einem  solchen  Betrieb  nicht 
bestehen  kann.  Allgemein  wanit  er  vor  zu 
hohen  Steuern,  denn  der  Wohlstand  des 
Volkes  müsse  der  Obrigkeit  wertvoller  sein 
als  die  Einkünfte. 

10.  Christoph  Besold  (1577—1638), 
dessen  Abhandhmg  »De  aerario«  zum  ersten 
Mal  1620  erschienen  ist,  zeichnet  sich  vor 
Bomitz  durch  umfassendere  Kenntnisse  und, 
wie  mir  scheinen  will,  guten  historischen  Sinn 
aus.  Er  ist  ebenso  weit  von  dem  Absolutis- 
mus des  Fürsten  wie  von  jenem  des  Volkes 
entfernt.  Deshalb  erkennt  er  zwar  das 
Recht  des  Fürsten  auf  Steuern,  aber  ebenso 
auch  das  Bewilligungs-  und  Kontrollrecht 
der  Stände  an.  Die  Steuern  sind  auch  für  ihn 
nur  vorübergehende  Hilfen.  Wie  Guicciardini 
ist  er  mehr  für  indirekte  Steuern  als  direkte, 
weil  die  ersteren  leichter  getragen  würden, 
wie  Bodinus  empfiehlt  er  mehr  die  Ausfuhr- 


ais die  Einfuhrzölle,  namentlich  wenn  sie 
den  Ausländern  aufgebürdet  werden  können. 
Er  ist  in  der  Regel  gegen  den  Handels-  und 
Gewerbebetrieb  des  Staates  sowie  gegen  die 
Ausdehnung  der  Regalien ;  das  Lotterieregal 
verwarft  er  mit  der  bemerkenswerten  Moti- 
vienmg,  >dass  nicht  nur  der  Zweck,  sondern 
auch  die  Mittel  ehrenhaft  sein  müssten«. 

Besolds  Aeusserungen  über  Staatsschulden 
sind  nach  Röscher  ebenso  charakteristisch 
für  den  üebergang  aus  der  rein  privatrecht- 
lichen Auffassung  des  Staates  in  die  staats- 
rechtliche wie  für  das  gänzliche  Fehlen  der 
neueren  Kreditideeen ;  denn  er  erklärt,  dass 
die  ünterthanen  nicht  veri^flichtet  seien, 
eine  Schuld  des  Landesherrn  zu  bezahlen, 
wenn  sie  infolge  wseines  Luxus  entstanden 
sei,  wohl  aber,  wenn  sie  aus  ernsthafter 
Ursache  herrtihi-e. 

11.  Klock,  Faust,  Wesembecins.  Wenn 
Bornitz  und  Besold  den  Merkantilismus  in 
Deutschland  vorbereiteten,  so  Klock  den 
üebergang  von  der  ständischen  Freiheit  zum 
Absolutismus.  Freilich,  wie  mir  scheinen 
will,  unter  vorwiegender  Benicksichtigung 
der  ersteren.  Es  geht  dies  meines  Erachtens 
daraus  hervor,  dass  er  an  dem  freien  Steuerbe- 
willigungsrecht der  Stände  für  alle  direkten 
Steuern  festhielt. 

Kaspar  Klock  (1583— 1655)  hat  einen 
begeisterten  Lobredner  in  L.  v.  Stein  ge- 
funden, der  ihn  den  (zeitlich)  ersten  Finanz- 
lehrer und  den  Begründer  sowohl  der  Steuer- 
lehre füi*  sich  als  der  Finanz  Wissenschaft 
überhaupt  bezeichnet.  Aber  abgesehen  davon, 
dass  Klock  vielfach  aus  den  ^Consilia  pro 
aerario  ciNdli  etc.«  des  M.  Faust  von 
Aschaffenburg  abgeschrieben  hat,  scheint 
mir  doch  das  Urteil  Steins  an  jener  Ein- 
seitigkeit zu  leiden,  wie  sie  leicht  durch  die 
ausschliessliche  Beschäftigung  mit  einer  be- 
stimmten Persönlichkeit  erzeugt  wiixl.  Vieles, 
was  Stein  als  eine  besondere  Emingenschaft 
Klocks  preist,  reicht,  mindestens  in  seinen 
Anfängen,  auf  frühere  Zeiten  zunick.  Aller- 
dings sagt  Klock  in  seinen  Werken  »Tracta- 
tus  nomico-politicus  de  contributionibus« 
(Basel  1634)  und  »De  aerario«  (Nürnberg  1691), 
dass  die  Steuer  ihren  letzten  Grund  in  der 
utilitas  publica  habe,  und  übertrifft  in  dieser 
Ansicht  auch  nach  meinem  Erachten  das 
egoistische  Steuerprincip  Montesquieus  eben- 
so wie  die  fürstendienerischen  Aeusserungen 
Macchiavellis,  aber  schon  Bodin  rechtfertigt 
die  Steuern  damit,  dass  sie  bestimmt  seien, 
Sicherheit  und  Rechtsschutz  als  Grund- 
lagen des  allgemeinen  Wohls  und 
der  Gesellschaft  zu  schaffen.  Auch 
wenn  Klock  den  Satz  aufstellt,  den  Stein 
als  den  eigentlichen  Ausgangspunkt  der 
Finanzwissenschaft  bezeichnet,  dass  das  erste 
EHordernis  einer  coUectio  oder  Steuer  eine 
justa  et  ralionabilis  causa   sei,   meint   und 
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sagt  er  damit  doch  nichts  wesentlich  an- 
deres als  seine  Vorgänger,  die  die  Steuern 
nur  in  dringenden  Notfällen  zugestehen. 
Im  übrigen  hält  er  wie  seine  Vorgänger  an 
dem  Gedanken  fest,  dass  die  Steuern,  wenn 
sie  auch  die  Tendenz  hätten,  zu  dauernden 
Einrichtimgen  zu  werden,  doch  zunächst 
ausserordentlicher  Natur  seien.  Auch  im 
Anleihewesen  nimmt  er  den  Oedanken  Be- 
solds  auf,  dass  die  Unterthauen  verpflichtet 
seien,  für  die  Anlehen  ihres  Fürsten  auf- 
zukommen, wenn  diese  zur  Verteidigung  und 
Erhaltung  des  Staates  aufgenommen  seien. 

Wichtiger  als  die  eben  hervorgehobenen 
Punkte  scheinen  mir  andere  zu  sein,  so  z.  B., 
dass  Klock  die  Besteuenmg  nur  auf  solche 
Gegenstände  angewendet  wissen  will,  welche 
Früchte  abwerfen,  dass  die  Steuer  auf  alle 
Ertragsgüter  sich  erstrecken  solle,  die  zu  die- 
sem Zwecke  neu  aufgenommen  werden 
müssten,  dass  sie  nach  den  jährlichen  Ein- 
künften bemessen  werden  solle.  Er  zeichnet 
die  Umrisse  eines  Grundstücks-,  Haus-,  Kapi- 
talien- und  Gewerbekatasters,  was  gewiss 
Beachtung  verdient.  Dass  er  den  Zug  seiner 
Zeit  nicht  begreift,  ergiebt  sich  aus  seiner 
Abneigung  gegen  die  damals  allenthalben 
emporschiessenden  Accisen.  Freilich  bringt 
er  gegen  sie  den  anerkennenswerten  Grund 
vor,  dass  sie  für  Deutschland  sich  wegen 
der  dünneren  Bevölkenmg  und  des  unent- 
wickelteren Verkehrs  nicht  recht  eigneten. 
Dass  er  vornehmlich  gegen  Mehl-  und  Fleisch- 
steuem  eingenommen  ist,  erklärt  sich  aus 
seinem  Gnmdsatz,  dass  die  Armut,  und  nur 
diese  allein,  steuerfrei  sein  solle.  Er  ver- 
steht allerdings  die  Armut  standesgemäss, 
wie  Koscher  sagt,  so  dass  z.  B.  ein  Edel- 
mann arm  sein  könne,  der  ebenso  viel  hat 
wie  ein  reicher  Bauer. 

In  seinen  Aeusserungen  über  die  Anlehen 
sowie  in  seiner  der  absolutistischen  Richtung 
zuneigenden  Behandlung  der  Bussen  und 
Gebühren  ragt  Klock  kaum  über  die  oben 
genannten  Schriftsteller  hinaus.  So  wird  man 
ihn  allerdings  als  einen  Förderer  finanz- 
wissenschaftlicher Ideeen  ansehen  müssen, 
dessen  Einfluss  auf  die  Litteratur  weit  über 
seine  Lebenszeit  hinausreicht,  aber  seine 
Schriften  berechtigen  nicht  zu  der  Ansicht, 
dass  erst  mit  ihm  oder  gerade  mit  ihm 
die  finanzwissenschaftliche  Litteratur  beginne. 
Man  muss,  je  nach  dem  Standpunkte,  den 
man  einnehmen  will,  den  Beginn  entweder 
früher  oder  dann  gleich  ins  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts legen.  Es  bedarf  wohl  kaum  der 
Bemerkung,  dass  Klock  von  den  Mängeln  der 
damaligen  Litteratiu*,  Breite,  Weitschweifig- 
keit, Unklarheit  etc.,  durchaus  nicht  frei  ist. 

Will  man  in  jenen  Zeiten  schon  die 
Grund  Züge  unserer  Steuerideeen  erkennen,  so 
wird  man  sie  noch  viel  eher  bei  zwei  Schrift- 
stellern  finden,   auf  welche  Cusumano  zu- 


erst aufmerksam  gemacht  hat,  nämlich  bei 
Matthäus  Wesembecius  und  Thomas 
Maull,  von  denen  der  erstere  in  seiner 
»Cynosura  liturgica  de  subsidiis  necessitati 

gublicae  ferendis«,  Frankfurt  a.  M.  1645,  die 
teuer  folgendermassen  definiert :  Necessitas 
contributi  per  onus  pro  publice  bono  a 
magistmtu  subditis  ratione  facultatum 
impositum,  ita  tamen,  ut  necessitatis  dis- 
criminatio  vel  respectus  tum  et  proportionis 
ratio  habentur,  und  als  Erfordernisse  einer 
gerechten  Steuer  aufstellt :  legitima  potestas, 
lüititas  et  necessitas  publica  juxtaque  pro^ 
portia  vel  harmonia.  und  nicht  wesentlich 
anders  äussert  sich  Th.  Maull  in  seiner 
Schrift  »De  homa^o,  reverentia,  obsequio, 
operis,  auxilio  et  ahis  juribus  quae  sunt  inter 
dominos  et  subditos«,  Giessen  1614. 

IV.  Die  Engländer  und  die  Niederlander 
im  17.  Jahrhundert 

12.  Die  Engländer.  An  der  Weiterent- 
wickelung der  Finanz wissenscliaft  im  17. 
Jahrhundert  nehmen  die  Engländer  und 
Niederländer  thätigen  AntheiL  Unter  den 
ersteren  namentlich  Hobbes  imd  Locke, 

Thomas  Hobbes  erkennt  in  seinen 
„Elementa  philosophica  de  Cive"  (1642)  zwar  das 
absolute  Recht  des  Fürsten,  Steuern  auf  die 
ünterthanen  zu  legen,  an.  Aber  er  meint,  dass 
dieselben  am  der  Kahe  des  Landes  willen  doch 
ein  gewisses  Mass  nicht  überschreiten,  vor  allem 
aber,  dass  sie  sfleichmässig  auf  die  Pflichtigen 
verteilt  sein  sollen.  Eine  Last,  sagt  er,  die 
leicht  ist,  wenn  sie  in  gleichem  Masse  auf  alle 
verteilt  ist,  wird  schwer,  ja  unerträglich,  wenn 
viele  sich  ihr  entziehen.  Er  glaubt,  dass  eine 
gerechte  Besteuerung  sich  am  besten  durch  in- 
direkt« Steuern  auf  den  Verbrauch  verwirk- 
lichen lasse,  weil  eben  dann  jeder  in  dem  Ver- 
hältnis bezahle,  in  dem  er  von  seinem  Ver- 
mögen Gebrauch  mache.  Eine  Vermögenssteuer 
sei  deshalb  ungerecht,  weil  zwei  Personen,  die 
das  gleiche  Einkommen  haben,  doch  nicht  das 
gleiche  Vermögen  besitzen  werden,  da  der  eine 
sein  Einkommen  verschwendet,  während  der 
andere  es  mit  Sparsamkeit  zusammenhält. 

Mit  dieser  Befürwortung  der  Verbrauchs- 
steuern drückt  Hobbes  übrigens  nur  die  damals 
in  England  herrschende  öffentliche  Meinung  aus. 
Auch  J,  Child  und  vor  allem  W.  Petty  ver- 
teidigen sie  warm. 

Aber,  ^egen  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
schlug  die  Meinung  allmählich  zu  Gunsten  der 
direkten  Steuern  um.  Praktisch  findet  diese 
Reaktion  ihren  Ausdruck  in  der  Einführung  der 
land-tax  und  des  Katasters  von  1692,  theoretisch 
bei  keinem  geringeren  als  Locke. 

In  den  sehr  beachtenswerten  Ausführungen 
Lockes  über  die  Steuern,  die  in  seinem  Werke 
„Some  considerations  of  the  consequences  of  the 
iowering  of  interest,  and  raising  of  the  valne 
of  money*^  enthalten  sind,  findet  man  bekannt- 
lich eine  erste  Andeutung  des  physiokraüschen 
Impot  unique,  indem  Locke  den  Versuch  machte 
nachzuweisen,  dass  in  einem  vorwiegend  Acker- 
bau treibenden  Volk  (wie  das  damalige  England 
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noch  war)  die  Steuern  nur  auf  dem  Grundbesitz 
liegen  könnten ;  denn  alle  anderen  Steuern,  vor- 
nehmlich jene  auf  Waren,  fielen  doch  in  letzter 
Linie  auf  den  Grundbesitzer. 

13.  Die  Hiederländer.  Erwähnenswert 
sind  die  Ausführungen  Boxhorns  in  den  „In- 
stitutionum  politicarum  libri  duo"  und  die 
Schriften  der  beiden  Delacourt,  besonders 
Jan  Delacourt's. 

Während  Boxhorn  im  wesentlichen  auf  der 
Grundlage  Bodins  steht,  nur,  wie  es  dem  Bürger 
des  geldwirtschaftlich  höher  stehenden  Holland 
zukommt,  die  Steuern  mehr  gegenüber  den 
Domänen,  Regalien  etc.  hervortreten  lässt,  ist 
Jan  Delacourt  der  vornehmste  Vertreter  der 
dann  auch  nach  Deutschland  herüberreichenden 
Bewegung  zu  Gunsten  der  indirekten  Besteue- 
rung. Er  erklärt  sich  entschieden  gegen  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuern,  die  den  Mein- 
eid beförderten  oder  peinliche  Haussuchungen 
veranlassten  oder  zu  ungerechter  Belastung 
führten.  Die  Verbrauchssteuern  dagegen  lägen 
auf  allen  Teilen  des  Volkes  und  besteuerten 
die  einzelnen  im  Verhältnis  zu  ihren  im  Ver- 
branch sich  äussernden  Vermögen.  Da  er  die 
Steuer  als  im  Schutze  des  Staates  begrtLndet 
ansieht,  so  erwidert  er  auf  den  Einwand,  dass 
eine  zahlreiche  Familie  mehr  Steuern  zu  be- 
zahlen habe  als  eine  wenijs^er  zahlreiche,  dass 
eben  hier  der  Staat  auch  eine  grössere  Anzahl 
von  Personen  zu  schützen  habe.  Er  zieht 
übrigens  viele  kleine  Zölle  wenig  grossen  vor, 
weil  er  annimmt,  dass  die  erstereu  weniger 
Veranlassung  zum  Schmuggel  gäben. 

y.  Die  Dentschen  in  der  zweiten  Hälfte 
des  17.  Jahrhunderts. 

14.  Vorbemerknng.  Wenn  wir  mit  der 
zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  einen 
Abschnitt  in  der  deutschen  Litteratur  über 
die  Finanzen  beginnen  lassen,  so  sind  es 
zwei  Gründe,  die  hierzu  veranlassen.  Es 
ist  dies  einmal  die  Aufnahme  merkantilisti- 
scher  Ansichten  in  Deutschland,  zum  zweiten 
ist  es  die  Ausbildung  der  sogenannten 
Kameral  wissen  Schaft. 

Was  den  ersten  Punkt  anlangt,  so  haben 
zwar  schon  Männer  wie  Bornitz  und  Be- 
sold  Anklänge  an  den  Merkantilismus  ge- 
bracht, aber  es  tritt  bei  ihnen  das  Princip 
der  Bevormundung,  die  Ueberschätzung  der 
Staatsthätigkeit  doch  nicht  so  hervor.  Aller- 
dings äussert  der  Merkantilismus,  oder  was 
man  so  zu  nennen  pflegt,  seine  Wirkung 
mehr  in  der  Litteratur  über  volkswirtschaft- 
liche als  über  finanzwirtschaftliche  Dinge, 
aber  er  tritt  doch  auch  in  der  letzteren  so- 
weit hervor,  dass  ein  erkennbarer  Unter- 
schied zwischen  ihr  und  der  bisherigen 
Litteratur  sich  ergiebt;  namentlich  die 
mit  dem  Merkantilismus  zusammengehende 
Neigung  zum  Absolutismus  bewirkt  mannig- 
fache Aenderungen.  Das  schliesst  aber  bei 
der  Unsicherheit  und  Verschwommenheit 
der  merkantilistischen  Lehren  nicht  aus,  dass 
einzelne  der  nachher  zu  nennenden  Schrift- 


steller sich  in  wichtigen  Punkten  als  Gegner 
derselben  bekennen. 

Es  hängt  damit  in  Deutschland  enge  die 
Ausbildung  der  Kameralistik  zusammen.  In 
der  That  sind  die  meisten  Schriften  der 
Merkantilisten  nichts  anderes  als  weitläufige 
Entwürfe  für  staatliche  Verwaltungsinstruk- 
tionen,  und  es  lag  dann  nahe,  alle  ökono- 
mischen und  administrativen  Fragen  vom 
Standpunkte  der  camera  principis,  d.  h.  des 
Fiskus,  zu  betrachten.  In  der  kameralisti- 
schen  Litteratur  finden  sich  deshalb  nicht 
nur  die  ersten  Grundrisse  der  späteren 
Nationalökonomie,  sondern  sie  umschliesst 
auch  auf  lange  Zeit  alle  Untersuchungen 
über  das  Finanzwesen, 

Man  könnte  übrigens  das  Eecht,  mit  dem 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  einen  neuen  Ab- 
schnitt einzuleiten,  schon  darauf  begründen, 
dass  nun  allmählich  die  ganze  Art  des 
Schreibens  eine  andere  wird.  An  die  SteUe 
der  Kompilation  und  der  unzähligen  Citate, 
namentlich  aus  dem  Altertiun,  tritt  mehr 
die  Beobachtung  der  Gegenwait  und  der 
zeitgenössischen  Litteratur.  Pie  in  der 
Kameralistik  selbständiger  werdenden  Staats- 
wissenschaften lösen  sich  allmählich  los  von 
der  Theologie  und  der  Jiu-isprudenz  und 
schaffen  sich  einen  Umkreis  selbständiger 
Lehren,  die  ihre  Autorität  weder  bei  Thomas 
von  Aquin  noch  in  den  Digesten  borgen. 

15.  Seckendorff.  Der  erste  hier  zu 
nennende  Schriftsteller  ist  Veit  Ludwig 
von  Seckendorff  (1626—1692),  dessen 
Werk,  »Der  Teutsche  Fürstenstaat«  (1655), 
seiner  Zeit  so  grosses  Aufsehen  erregt  und 
so  viel  Anerkennung  gefunden  hat,  dass  wir 
es  als  den  Ausdruck  der  geistigen  Strömung 
um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  betrachten 
dürfen.  Der  3.  Teil  desselben  handelt:  Von 
eines  Landsherm  eigenen  Gütern  und  Ein- 
künften, Vorzügen  und  Regalien  ete.  Ei 
behandelt  darin  auch  die  Staatsausgaben  und 
zählt  zu  diesen  in  erster  Linie  die  Ausgaben 
für  den  Hof  und  die  Beamten,  dann  solche 
für  auswärtige  Geschäfte,  Reichs-  und  Kreis- 
sachen, Ausgaben  für  Erhaltung  der  öffent- 
lichen Bauten,  für  Kirchen  und  Schulen, 
Almosen,  Belehrungen,  endlich  für  fürstliche 
Ergötzlichkeiten  imd  Uebungen. 

Die  Staatseinkünfte  teilt  er  in  solche, 
die  nur  dem  Grade  nach  von  denen  der 
Privaten  verschieden  sind,  und  in  specifisch 
regale  und  stellt  damit  die  bis  in  die  Ge- 
genwart festgehaltene  Scheidung  in  Er- 
werbseinkünfte und  Abgaben  fest  Der  Ge- 
danke Klocks,  dass  die  Armut  steuerfrei 
sein  solle,  wirkt  auch  bei  Seckendorff  nach : 
die  Vermögenssteuer  soll  den  notwendigen 
Bedarf  frei  lassen.  Aus  demselben  Gnmde 
verwirft  er  die  Kopfsteuer.  Die  alte  Zeit 
erscheint  bei  ihm  übrigens  noch  deutlich  in 
der  Hoffnung,  dass  die  herrschende  schwere 
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Steuer-  und  Schuldenlast  enden  und  dann 
der  Landeshaushalt  ohne  eigentliche  Steuern 
geführt  werde.  Sind  Steuern  imvermeidlich, 
so  zieht  er  Accisen  und  Verbrauchsabgaben 
überhaupt  den  Schätzungen  wegen  ihrer 
ünmerklichkeit  und  Freiwilligkeit  vor.  Er 
übersieht  nicht ,  dass  diese  die  Aermeren  j 
mehr  belasten  als  die  Reicheren,  aber  er 
tröstet  sich  mit  dem  Gedanken,  dass  sich 
dies  diu*ch  höhere  Löhne  ausgleiche.  Im 
Regalien-  wie  im  Domänenwesen  nimmt 
Seckendorff  eine  vermittelnde  Stellung  ein. 
Auch  die  Neigung  zum  Absolutismus  ist  bei 
ihm  nicht  in  scharfer  Weise  ausgeprägt. 

16,  Conring.  Auf  ähnlicher  Grundlage 
stehen  die  finanzwissenschaftlichen  Ideeen 
des  letzten  grossen  deutschen  Polyhistors, 
Hermann  (Conrings  (1606—1681).  Sie 
sind  enthalten  in  seinen  Schriften  »De  vecti- 
gaübus«,  1653,  »De  aerario«,  1663,  und  »De 
contidbutionibus«,  1669.  Bemerkenswert  an 
ihm  ist,  wie  Röscher  hervorhebt,  dass  er 
Domäneuverkäufe  für  Notfälle  und  unter 
Anwendung  gehöriger  Vorsicht  durchaus 
empfiehlt:  »ein  merkwürdiger  Gegensatz 
gegen  die  Mehrzahl  von  Conrings  deutschen 
Zeitgenossen,  und  zu  erklären  teils  diu-ch 
seine  Geistesverwandtschaft  mit  dem  hoch- 
kultivierten Holland,  teils  aber  auch  schon 
dm'ch  sein  universal-europäisches  Hinweg- 
sehen über  die  Beschränktheit  des  deutschen 
Territoiialismus.«  Regalistische  Tendenzen 
finden  sich  bei  ihm  nicht  im  üebermasse. 
Das  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  wie 
eine  Rechenschaftslegung  des  Fürsten  diesen 
gegenüber  über  die  Verwendung  der  ge- 
währten Mittel  hält  er  für  nützlich.  Doch 
scheint  er  zu  der  später  von  Pufendorff  und 
anderen  entschieden  vertretenen  Meinung 
zu  neigen,  dass  der  Fürst  an  sich  ein  unbe- 
schränktes Recht  auf  die  Steuern  habe. 
Wie  seine  nächsten  deutschen  Vorgänger 
erklärt  er  sich  gegen  die  Kopfsteuern  und 
eine  zu  starke  Belastung  der  unteren  Klassen. 
Steuerprivilegien  widersprechen  ihm  zwar 
im  aUgomeinen,  doch  lässt  er  einige,  aller- 
dings nur  aus  den  Zeitumständen  erklär- 
liche Steuerbefreiungen,  z.  B.  der  Adeligen, 
zu.  Er  erklärt  sich  für  Luxussteuern 
namentlich  auf  Spielkarten,  Tabak,  gegen 
Trunksüchtige  etc.  Wie  Bodinus  und  Klock 
spricht  er  auch  für  Ausfuhrzölle,  von  denen 
er  meint,  dass  die  Fremden  sie  trügen. 

17.  Pufendorff.  Wir  übergehen  die 
Ansichten  Joh.  Joadiim  Bechers  und 
Wilhelm  v.  Schröders,  die  beide  in  der 
Volkswirtscliaft  bedeutmigsvoUer  hervor- 
treten als  in  der  Finanz  Wissenschaft,  und 
wenden  ims  zu  Samuel  Pufendorff 
(1681 — 1694),  dem  geistreichsten  und  origi- 
nellsten staatswissenschaftlichen  Schrift- 
steller seiner  Zeit. 

Er    zeigt    in  seinem   »Jus  natm^ae  und 


gentium <^,  namentlich  in  den  hierher  ge- 
hörigen Büchern  VII  und  VIH  deutlicher 
als  andere,  wie  die  Finanzlehre  sich  auf 
Grund  nationalökonomischer  Eröi'terungou 
immer  mehr  vertieft,  wie  sie  den  Ueber- 
gang  von  der  alten  partrimonialen  Auf- 
fassung des  Staates  zum  Hobbesschen  Ab- 
solutismus vollzieht.  Freilich  entbelirt  der 
Absolutismus  Pufendorffs  der  rücksichts- 
losen Härte,  die  Hobbes  in  ihn  gelegt,  ist 
vielmehi-  in  der  Theorie  das.  was  die  Ver- 
waltung des  gix)ssen  Kurfürsten  in  der 
Praxis  war  (Röscher).  Aber  im  Hinter- 
gnmde  steht  doch  immer  der  fürstliche  Ab- 
solutismus. Er  räumt  der  Staatsgewalt  das 
unbeschränkte  Recht  ein,  die  Unterthanen 
direkt  und  indirekt  zu  besteuern :  aber  die 
Steuer  ist  nicht  mehr  wie  bei  Klock  eine 
Abgabe  zum  Besten  des  allgemeinen  Wohls, 
sondern  der  Pi-eis  für  den  Schutz  des 
Lebens  und  des  Vermögens.  Noch  deut- 
licher tritt  diese  sogenannte  Assekuranz- 
und  Genusstheorie  auf  in  dem  Satze  Pufen- 
dorffs, dass  die  Abgaben  nach  der  Grösse 
des  Nutzeus  bemessen  werden  sollen,  den 
der  einzelne  von  dem  öffentlichen  Frieden 
habe.  Pufendorff  legt  diese  Theorie  auch 
der  Wald  der  Steuern  zu  Grunde:  Für  den 
Schutz  des  Lebens,  das  Reichen  und  Armen 
gleich  wert  sei,  eine  massige  Kopfsteuer 
und  Militärdienstpflicht,  für  den  Schutz  des 
Vermögens  Steuern  nach  der  Grösse  der 
Einkünfte.  Die  diuxjh  den  Staat  gewährte 
Möglichkeit,  das  Vermögen  zu  vermelii*en, 
soll  durch  Konsiuntionssteuern  vergolten 
werden.  Ausserordentliche  Auflagen  sollen 
nur  die  Einkünfte  treffen.  Pufendorff  ist 
nicht  so  unbedingt  für  Ausfuhrzölle  wie 
Bodinus,  er  sieht  wohl,  dass  man  damit  die 
Fremden,  statt  sie  auszubeuten,  auch  ver- 
treiben und  das  Inland  schädigen  könne. 

Wie  zäh  übrigens  die  Traditionen  des 
alten  Patrimonialstaates,  die  freilich  in  der 
Praxis  niemals  aufgegeben  waren,  auch  in 
dem  Gedankenkreise  fortgeschrittener  Geister 
noch  lebten,  zeigt  die  Thatsache,  dass  Pufen- 
dorff dem  Fürsten,  dem  er  das  unbedingte 
St^uerrecht  einräumt,  das  Recht  zur  Do- 
mänen veräusserung  vei-sagt. 

18.  Der  Accisestreit  Gegen  das  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  beginnt  in  der  staats- 
wissenschaftlichen Litteratur  der  sogenannte 
Accisestreit,  d.  h.  der  Streit  über  die  Vor- 
züge der  Accise  oder  der  Kontribution,  der 
Verbrauchs-  oder  der  Vermögens-  bezw. 
Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung.  Schon 
seit  längerer  Zeit  spielte  dieser  Streit  in 
den  landständischen  Versammlungen;  in 
vielen  deutschen  Ländern,  namentlich  in 
Prenssen,  Hannover,  Oesterreich  hatte  die 
durch  die  Wirren  des  30  jährigen  Krieges 
bewirkte  Finanznot  dazu  gefülu^,  das  Bei- 
spiel  der  deutschen  Städte,  vor  allem  al»er 
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Hollands  nachzuahmen  und  Acdsen  als  all- 
gemeine Landessteuern  einzufülu^en.  Wenn 
bis  dahin  die  indirekte  Besteuerung  in 
Deutschland  als  Landessteuer  nicht  oft  zu 
finden  war,  so  trug  dai'an  teils  die  geringe 
Entwickelung  des  Verkehrs,  teils  die 
Schwierigkeit  der  Erhebung,  teils  wohl 
auch  die  staatliche  und  ständische  Zerrissen- 
heit die  Schuld. 

Nachdem  die  Accise  einmal  aufgekommen 
war  und  gewissermassen  als  eine  neue  Er- 
rungenschaft angesehen  wurde,  fehlte  es  ihr 
nicht  an  begeistei-ten  Lobrednern;  ja  der 
Reiz  der  Neuheit,  der  sie  umgab,  und  der 
Eindruck  von  der  grossen  Blüte  des  Landes, 
in  dem  sie  hauptsächlich  verwendet  wurde, 
ftüirte  dazu,  sie  als  ein  Universalmittel 
gegen  alle  finanziellen  Schwächezustände 
zu  empfehlen.  Man  lese  niu*  die  Titel  der 
Werke,  welche  ihrer  Verteidigung  gewidmet 
waren.  So  betitelt  Christianus  Teuto- 
philus  (SteueiTat  Tenzel)  sein  Werk: 
Entdeckte  Goldgrube  in  der  Accise,  d.  i. 
kurzer,  jedoch  gründlicher  Bericht,  dass 
dieselbe  die  aUen-eichste,  solideste,  billigste, 
ja  eine  ganz  nötige  Collekte  . . .  sei .  .,  allen 
Obrigkeiten  zu  gi-ossen  Aufnahmen  und  Po- 
piüierung  ihres  Landes,  denen  Staats-  und 
Cammerbedienten  zur  Verminderung  ihrer 
Geldsorge  und  denen  Unterthanen  zur  Er- 
leichterung ihrer  Last  vorgestellt,  1685. 
Uebrigens  blieb  diese  Arbeit  nicht  ohne 
Widerspruch,  ohne  dass  es  möglich  wäre, 
hier  auf  alle  Einzelheiten  der  70  jährigen 
Kontroverse  einzugehen,  die  erst  mit  der 
für  ihre  Zeit  bemerkenswerten  Schrift  von 
der  Liths,  »Politische  Betrachtungen  über 
die  verschiedenen  Arten  von  Steuern <^,  Bres- 
lau  1751,  ihren  Abschluss  erhielt. 

Für  Deutschland  hatte  diese  Kontroverse 
aber  das  Gute,  dass  sie  den  theoretisch  und 
praktisch  falschen  Gedanken  der  physioki*a- 
tischen  einzigen  Steuer  nicht  so  Platz 
greifen  Hess. 

VI.  Die  Ausländer  bis  auf  Quesnay. 

10.  Yauban.  Nachdem  die  Völker  längere 
Zeit  die  steigenden  Lasten  der  absolutistischen 
Regierung  getragen  hatten,  regte  sich  im  18. 
Jahrhundert  die  Opposition  gegen  das  über- 
kommene Steuer-  und  Schuldenwesen,  da  na- 
tfirlich  am  frühesten  und  schärfsten,  wo  die 
finanzielle  Misswirtschaft  am  grössten,  die  Ab- 
gaben am  ungleichsten  verteilt  und  die  Lage 
des  Volkes  am  traurigsten  war,  in  Frankreich 
und  Italien,  eine  Opposition,  die  sich  freilich 
auch  auf  die  bis  dahin  üblichen  Grundanschau- 
tingen  des  wirtschaftlichen  Lebens  bezieht,  den 
üebergang  vom  Merkantilismus  zur  Physio- 
kratie  andeutet  nnd  in  der  Kritik  mehr  leistet 
als  in  der  positiven  Theorie.  Sie  wird  haupt- 
sächlich repräsentiert  von  Vauban  und  Bois- 
guillebert  in  Frankreich,  von  Pascoli,  Bandini, 
Broofgia  in  Italien. 

v  a  u  b  a  n  s  berühmte  „Dime  royale",  veröffent- 


licht 1707,  giebt  denUmriss  einer  Steuerreform, 
deren  Wesentlichstes  nach  ihm  in  der  Beseitigung 
der  alten,  höchst  schlexjht  proportionierten,  will- 
kürlichen, den  Volkswohlstand  schwer  schädi- 
f  enden  Steuern  und  in  der  Ersetzung  derselben 
urch  ein  einfaches,  genau  bestimmtes,  gerechtes, 
unschädliches,  die  Entwickelung  der  Industrie 
und  des  allgemeinen  Wohlstandes  nicht  be- 
hinderndes Steuersystem  besteht.  Vauban  sieht 
dieses  in  einer  dime  royale,  deren  Objekt  die 
Erträgnisse  des  Bodens  und  überhaupt  alle  Ein- 
kommensquellen bilden  sollten.  „C'est  le  Systeme 
le  moins  susceptible  de  corruption  de  tous,  parce 
qn'il  n'est  soumis  qu'a  son  tarif  et  nullement 
k  l'arbitrage  des  hommes  .  .  .  L'^tablissement 
de  la  dime  royale  assurerait  les  revenus  du  roi 
sur  les  Mens  certains  et  reals,  qui  ne  pourront 
Jamals  lui  manquer.  C'e  serait  une  rente  fon- 
ci^re  süffisant  sur  tous  les  biens  du  royaume, 
la  plus  belle,  la  plus  noble,  la  plus  assuf^e  qui 
füt  Jamals."  Diese  allgemeine  Objektssteuer  kann 
nach  Vauban  ergänzt  werden  ^wobei  der  Ein- 
fluss  der  französischen  Verhältnisse  unverkenn- 
bar ist)  durch  eine  Landessteuer  auf  Salz  in 
der  Form  eines  Produktions-  und  Handelsmono- 
pols; dazu  kommen  die  Einkünfte  aus  den  Re- 
galien und  vom  Konsum  von  Gegenständen,  die 
zum  Leben  nicht  notwendig  sind,  wie  Tabak, 
Kafl'ee,  Thee  etc.  Die  Abhandlung  Vaubans 
wird  belebt  durch  die  Schilderung  der  bestehen- 
den Missstände  und  giebt  sich  in  ihrer  Grund- 
tendenz als  eine  energische  Forderung:,  die  un- 
teren Klassen,  namentlich  die  bäuerlichen,  von 
dem  auf  ihnen  einseitig  ruhenden  Druck  zu  ent- 
lasten. 

20*  BolBgnillebert,  Melon.  In  demselben 
Ideeenkreis  bewegen  sich  die  Schriften  P.  de 
Boisguilleberts:  „Le  detail  de  la  France'* 
(1695)  und  „Factum  de  la  France"  (1707).  Auch 
er  zei^t  die  Mängel  der  Taille,  die  Verwirrungen 
des  wirtschaftlichen  Lebens  durch  die  Accisen, 
die  Binnen-  und  Aussenzölle.  Er  wünscht,  wie 
Vauban,  Beseitigung  der  Privilegien,  Gleich- 
mässi^keit  der  öffentlichen  Lasten,  Einfachheit 
und  öleichartigkeit  des  Steuersystems.  Nach 
Boisguillebert  soll  diese  Reform  durch  die  Ver- 
allgemeinerung derTaille  bewirkt  werden,  welche 
aber  fest  fixiert  und  in  Verhältnis  zu  dem  Ein- 
kommen der  Steuerpflichtigen  gesetzt  werden 
müsste. 

Solche  Ideeen  blieben  übrigens  in  Frank- 
reich selbst  nicht  ohne  Widerspruch.  J.  F. 
Melon  unterscheidet  in  seinem  „Essai  politique 
sur  le  commerce"  (1734),  anknüpfend  an  franzö- 
sische Zustände,  zwei  Arten  von  Steuern,  die 
einen  willkürlich,  gewaltthätig:  und  doch  nicht 
sehr  ertragsreich,  wie  die  Taille  und  die  Capi- 
tation,  die  anderen  verhältnismässig  und  seor 
einträglich,  weil  die  Steuer  sich  mit  dem  Preise 
der  Produkte  vermischt,  wie  die  Accisen  und 
Zölle.  Da  in  der  Finanzwirtschaft  sich  die 
Einnahmen  nach  den  Ausgaben  zu  richten 
hätten  und  die  letzteren  immer  im  Wachsen 
begriffen  seien,  so  komme  es  darauf  an,  mög- 
lichst aUgemeine  Steuern  zu  wählen,  weil  sie 
dann  für  den  einzelnen  nicht  zu  hoch  würden. 
Wie  man  sieht,  giebt  Melon  die  Ansichten 
wieder,  welche  in  England  und  zum  Teil  auch 
in  Deutschland  zur  breiten  Anwendung  der 
Accise  geführt  hatten. 

Ungefähr  die  gleichen  Reformgedanken  wie 
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Yauban  und  Boisffuillebert  vertreten  Pas  coli 
nnd  Bandini,  der  erstere  in  seiner  Schrift 
„Testamente  politico  etc."  (1733),  der  zweite  in 
seinem  „Discorso  economico"  (1737).  Beide  be- 
absichtigen, mit  ihren  Vorschlägen  zu  Reformen, 
der  erste  im  Kirchenstaat,  der  zweite  in  der 
Maremma,  Veranlassung  zu  geben,  nnd  ent- 
nehmen deshalb  diesen  ihre  Beispiele,  beide 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  leidenden 
Landwirtschaft. 

21.  Pasooli  und  BandinL  Pas  coli 
wünscht  Steuern  auf  Grund  und  Boden  und 
die  Kapitalien,  fem  er  auf  Gewerbe  und  Handel ; 
Fremde  könnten  doppelt  hoch  veranlagt  werden. 
Die  Zahl  der  Steuerbeamten  wünscht  er  mög- 
lichst klein.  Er  verlangt,  dass  der  Fürst  die 
Lage  des  Staatshaushaltes  sich  stets  vergegen- 
wärtige, um  die  Bilanz  zwischen  Einnahmen 
und  Ausgaben  aufrecht  zu  erhalten  und,  falls 
die  letzteren  die  ersten  übersteigen,  die  nötigen 
Einsparungen  zu  machen.  Anlehen  sind  als 
sichere  Ursachen  des  Euins  für  den  Staat  zu 
vermeiden;  sie  nötigen,  falls  die  ordentlichen 
Einnahmen  zur  Bezahlung  der  Zinsen  nicht 
ausreichen,  zu  neuen  Anlehen  und  neuen  Be- 
schwerungen der  Unterthanen.  Im  Zollwesen 
steht  er  noch  vorwiegend  auf  merkantilistischer 
Grundlage.  Binnenzölle  verwirft  er,  Accisen 
und  Verbrauchssteuern  billigt  er  nur  bei  ent- 
behrlichen Gegenständen  und  solchen,  welche 
vornehmlich  von  den  Vermöglichen  verbraucht 
werden.  Steuerverpachtungen  bespricht  er  nach 
ihrer  günstigen  und  ungünstigen  Seite  und 
kommt  zu  dem  Urteil,  dass  sie  im  allgemeinen 
zu  widerraten,  aber  für  gewisse  Steuern  unter 
Anwendung  der  nötigen  Vorsicht  wohl  zu  be- 
nutzen wären. 

Bandini  vertritt  im  allgemeinen  die 
gleichen  Gedanken.  Vielleicht  schildert  er  die 
Missstände  im  Abgabenwesen,  den  übermässigen 
Druck,  die  ungeneuren  Erhebungskosten,  die 
grossen  Belästigungen  durch  die  Steueragenten 
in  noch  lebhafteren  Farben.  Auch  er  sieht  die 
Bettung  nur  in  einer  einzigen  Steuer,  die  er 
sich  aber  wieder  etwas  anders  vorstellt  wie 
sein  italienischer  Zeitgenosse,  nämlich  in  der 
Art  der  alten  Census.  Die  Veranlagung  der 
Steuer  denkt  er  sich  auf  Grund  der  Selbst- 
fassionen, die  von  Fiskalbeamten  nach  gewissen 
Merkmalen,  Quantität  des  Saatgetreides,  Zahl 
der  Tiere  etc.  rektifiziert  werden  müssten. 

22«  Broggia*  Der  bedeutendste  unter  den 
italienischen  Schriftstellern  jener  Zeit  ist  aber 
zweifellos  Carlo  Antonio  Broggia.  Sein 
Werk  „Trattato  dei  tributi,  delle  monete  e  del 
governo  della  sanita'^,  Neapel  1743,  das  erste 
methodische  Werk  Italiens  über  das  Steuer- 
wesen, war  zu  dem  praktischen  Zwecke  ge- 
schrieben, um  in  die  damaligen  Steuerreformen 
Neapels  einzugreifen.  In  seiner  späteren  Schrift 
„Memoria  ad  oggetto  di  varie  politiche  ed 
economiche  ragioui  etc.",  Neapel  1754,  werden 
die  in  dem  ersten  Werk  enthaltenen  Ansichten 
wiederholt  und  erweitert.  Auch  Broggia  ver- 
mittelt zwischen  dem  Merkantilismus  und  der 
Physiokratie ;  volkswirtschaftlich  in  der  Haupt- 
sache Merkautilist,  spricht  er  in  der  Steuer- 
lehre Ansichten  aus,  die  mehr  in  den  Ideeen- 
kreis  der  Physiokratie  passen.  Er  giebt  sich 
in  seiner  bekannten  Steuerlehre  als  ein  ent- 
schiedener  Gegner   aller   Privilegien,    als  ein 


warmer  Vertreter  der  unteren  Klassen.  Auch 
er  wünscht  eine  Vereinfachung  des  Steuer- 
wesens. Aber  zwischen  ihm  und  seinen  Vor- 
gängern bestehen  doch  bemerkenswerte  Ver- 
schiedenheiten, welche  Ricca-Salemo  folgender- 
massen  zusammenfasst.  Broggia  wünscht  keine 
direkte  Besteuerung  der  Industrie  wie  Pascoli; 
aber  er  beschränkt  dieselbe  auch  nicht  auf  die 
Grundstücke  wie  Bandini ;  er  besteht  auch  nicht 
wie  diese  beiden  auf  einer  völligen  Aufhebung 
der  Accisen  und  Binnenzölle.  Auch  begnügt 
er  sich  nicht,  wie  seine  Vorgänger,  mit  einer 
blossen  Vereinfachung  des  Steuerwesens,  sondern 
er  knüpft  an  Bodin  und  Botero  an,  nimmt  ihre 
Theorie  von  den  Realsteuern  wieder  auf,  ge- 
staltet sie  aber  klarer,  einfacher  und  wirkungs- 
voller. Neben  den  Ertragssteuem  vom  Grund 
und  Boden  und  den  Kapitalien  lässt  er  auch 
Zölle  und  wohlgewählte  Verbrauchssteuern  zu. 
Gerade  in  dieser  gleichmässigen  Berücksich- 
tigung der  beiden  Bestandteile  des  Steuerwesens 
liegt  sein  wesentliches  Verdienst;  er  brach 
nicht  ganz  mit  der  Praxis  und  gewährte  doch 
auch  der  theoretischen  Spekulation  ihr  Becht. 
So  übertraf  er  seine  Zeitgenossen  nicht  nur, 
sondern  auch  seine  Nachfolger,  die  sich  mehr 
in  allgemeinen  Theorieen  gefielen,  und  mus9 
mit  denjenigen  Schriftstellern  verglichen  werden, 
welche  in  Deutschland  und  Italien  in  der 
zweiten  Hälft«  des  18.  Jahrhunderts  ein  wohl 
ausgeglichenes  System  der  Finanzwissenschaft 
schufen. 

23.  Montesquieu.  In  der  Regel  wird 
Montesquieu  als  derjenige  Schriftsteller  an- 
gesehen, der  vor  A.  Smith  die  Finanzwissen- 
schaft am  meisten  gefördert  habe.  Und  das  ist 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  zweifeUos 
richtig.  Zwar  finden  sich  in  dem  13.  Buch 
seines  „Esprit  des  lois*^  (1748)  keine  zusammen- 
hängenden oder  gar  systematischen  Erörterungen 
über  die  Finanz  Wissenschaft,  aber  er  bereicherte 
sie  doch,  indem  er  sie  in  Zusammenhang 
brachte  mit  der  inneren  Entwickelung^  des 
Staatswesens  und  der  gesellschaftlichen  Ordnung. 
Wertvoll  ist  seine  Theorie,  dass  die  Gestalt 
des  Einnahmewesens  von  der  Form  der  Staats- 
verfassung abhänge  und  dass  die  Art  des  posi- 
tiven Steuerwesens  durch  den  Klassenunter- 
schied bedingt  werde.  Er  drückt  dies  in  dem 
bekannten  Satz  aus :  „on  peut  lever  des  tributs 
plus  forts  ä  Proportion  de  la  liberte  de  sujets^ ; 
er  stellt  ferner  den  nicht  minder  beachtens- 
werten Satz  auf,  der,  so  wenig  genau  er  ist, 
doch  von  historischer  Auffassung  zeugt,  dass 
die  Kopfsteuer  mehr  der  Zeit  der  Abhängigkeit, 
die  Steuern  auf  Waren  mehr  dem  Zustand  der 
Freiheit  entsprächen.  Für  die  Steuer  selbst 
stellt  er  das  bis  in  die  Gegenwart  hinein- 
reichende Princip  auf,  dass  sie  den  Teil  des 
Vermögens  der  Unterthanen  darstelle,  den  diese 
an  den  Staat  entrichten,  um  den  übrigen  in 
Sicherheit  und  Bequemlichkeit  geniessen  zu 
können.  Dieser  Satz,  den  wir  schon  bei  Pufen- 
dorff  finden,  bedeutet  in  gewisser  Beziehung 
gegenüber  der  Steuerbegründung  z.  B.  Kloclu 
einen  Rückfall,  erklärt  sich  aber  aus  der  all- 
mählich beginnenden  Reaktion  gegen  den  ab- 
soluten Staat.  Es  hängen  damit  auch  noch 
andere  Einzelheiten  der  Montesquieuschen 
Grundsätze  zusammen. 

Im  Anleihewesen  vermag  er  sich  nicht  zu 
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einer  höheren  Anlfassung  aufzuschwingen  oder 
auch  nur  den  Zeitverhfitnissen  Rechnung  zu 
tragen.  Er  erwähnt  nichts  von  den  triftigen 
Ursachen,  welche  zur  Aufnahme  von  Schulden 
veranlassen  können,  sondern  hegnügt  sich  mit 
einer  Aufzählung  der  wirklichen  oder  vermeint- 
lichen Nachteile  derselben.  Freilich  kann  uns 
angesichts  der  endlosen  Misere  im  Schulden- 
wesen niclit  nur  in  den  unentwickelten,  sondern 
sogar  den  bestsituierten  Ländern  des  18.  Jahr- 
hunderts eine  solche  Auffassung  nicht  wunder 
nehmen. 

2#.  Davenant  und  Hume*  Es  liegt  nahe,  hier 
daran  zu  erinnern,  dass  die  englischen  Schrift- 
steUer  des  18.  Jahrhunderts  bis  auf  Steuart  in 
dieser  Frage  dieselbe  Stellung  einnehmen.  Ch. 
Davenant,  „der  Zeitgenosse  der  mühseligen 
Anstrengungen,  welche  das  neue  Regime  um 
die  Wende  des  17.  zum  18.  Jahrhundert  macht, 
den  Staatskredit  zu  Hilfe  zu  ziehen"  (Cohn), 
äussert  in  seiner  Schrift:  „An  Essay  upon  wages 
and  means  of  supplying  the  war",  169ö,  einen 
grundsätzlichen  N^iderwillen  gegen  Staats- 
schulden. Er  behauptet,  England  werde  wirt- 
schaftlich nicht  eher  aufblühen  können,  als  bis 
der  grösste  Teil  der  Staatsschulden  getilg^t 
worden  sei.  Ganz  das  gleiche  meinte  David 
Hume  in  seinen  „Essays  moral,  political  and 
literary"  (1752),  wenn  er  seine  Kritik  des  Schuld- 
wesens in  dem  Satz  zusammenfasst,  dass  ent- 
weder die  Nation  die  Staatsschulden  vernichten 
müsse  oder  dass  umgekehrt  die  Staatsschulden 
die  Nation  zu  Grunde  richten  werden. 

Auch  sonst  weist  Hume  manche  Aehnlich- 
keit  mit  Montesquieu  auf.  Mit  seiner  Steuer- 
lehre steht  er  vorwiegend  auf  dem  Standpunkt 
der  Praxis  seiner  Zeit.  Die  Luxussteuem 
wären  nach  ihm  die  besten ;  da  die  Erträgnisse 
derselben  aber  dem  Staatsbedürfnis  nicht  ge- 
nügen, 80  mttssten  auch  Gegenstände  mehr 
oder  weniger  allgemeinen  Verbrauchs  der  Steuer 
unterworfen  werden.  Zu  Gunsten  der  indirekten 
Steuern  führt  er  die  meisten  der  uns  auch  heute 
geläufigen  Vorzüge  an,  ihre  Erhebung  im 
Augenblick  des  Erwerbs  von  Waren,  ihre  teil- 
weise Freiwilligkeit,  ihre  Unmerklichkeit  und 
Unfühlbarkeit :  nur  die  Erhebungskosten,  meint 
er,  seien  hier  grösser  als  bei  den  Steuern  auf 
die  Güter  und  Vermögen.  Aber  die  letzteren 
dürften  wegen  ihres  zu  fühlbaren  Druckes  nur 
beim  völligen  Versagen  der  ersteren  angewendet 
werden. 


VII.  Die  Ausländer  in  der  zii^eiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts. 

25.  Vorbemerkung.  Seit  der  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  beginnt  der  bekannte  Um- 
schwung in  den  volkswirtschaftlichen  An- 
sichten, teils  veranlasst  durch  die  staats- 
rechtlichen Doktrinen  Montesquieus ,  Rous- 
seaus,  später  vor  allem  Kants,  teüs  durch 
eine  veränderte  Auffassung  von  den  Trieb- 
kräften des  ökonomischen  Lebens.  Es  ist 
hier  nicht  der  Platz,  die  ökonomischen 
Lehren  der  Physiokratie  und  ihre  phi- 
losophische Begründung  ins  Auge  zu  fassen. 
Nur    soweit     dieselben    auf    die    Finanz- 
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Wissenschaft  Einfluss  ausüben,  ist  ihrer  zu 
gedenken. 

Der  Absolutismus  Frankreichs  hatte  die 
Nation  in  ungeheuere  Lasten  gestürzt.  Was 
die  Schuld  einzelner  Fürsten  gewesen  war, 
legte  man  dem  System  der  Bevormundung 
überhaupt  zur  Last  und  trat  mit  Entschie- 
denheit auf  gegen  die  Vielregiererei  und 
vor  allem  die  Eiumischimg  des  Staates 
in  das  wirtschaftliche  Leben.  Freilich  über- 
S(^hoss  auch  die  Reaktion  weit  ihr  Ziel,  in- 
dem sie  dem  Staate  in  der  Hauptsache  mu* 
die  Sichenmg  des  Friedens  und  des  Rechts- 
schutzes, vielleicht  noch  die  Yolkserziehung 
überlassen  wollte  und,  befangen  in  den 
schlimmen  Erfahnmgen  der  damaligen  Zu- 
stände, den  grossen  Kulturberuf  des  Staates 
fast  gänzlich  übersah.  Der  noch  verblei- 
bende geringe  Staatsbedarf  sollte  nach  den 
Lehren  der  Phvsiokratie  bestritten  werden 
dm*ch  eine  einzige  Steuer  (impOt  unique) 
vom  Reinertrag  des  Bodens  (dem  proauit 
net),  so  ungefähr  wie  sie  der  Italiener 
Bandini  schon  geraume  Zeit  vorher  gedacht 
hatte.  Es  hängt  diese  Theorie  zusammen 
mit  den  anderen  Ansichten  der  Physiokra- 
ten,  wonach  niu-  die  Landwirtschaft  ein 
produktives  Gewerbe  sei,  also  einen  steuer- 
fähigen Reinertrag  erziele. 

26.  Quesna^'  nnd  die  Physiokraten. 
Es  ist  namentlich  FranQois  Quesnay, 
der  in  seinem  bekannten  »Tableau  econo- 
mique«  und  in  den  »Maximes  generales« 
solche  Ansichten  entwickelte  und  die  »einzige 
Steuer«  teils  aus  Gründen  der  Steuertechnüc, 
teils  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  ver- 
teidigte. Alle  indirekten  Abgaben  sind  nach 
ihm  zurückzuweisen,  da  sie  einerseits  den 
Yerkelir  hemmen,  andererseits  die  Konsum- 
tion verkümmern.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  die  Physiokratie  noch  ^^el  entschiede- 
ner als  ihre  Vorgänger  alle  Prox-inzialzölle, 
Vorrechte  etc.  bekämpfte. 

Am  eingehendsten  beschäftigte  sich  unter 
den  Physiokraten  Mirabeau,  der  ältere, 
mit  dem  Steuerwesen  in  seiner  1761  er- 
schienenen »Theorie  de  TimpAt«.  Bei  ihm 
tritt  jedoch  sogleich  wieder  der  Gedanke  auf, 
dass  die  einzige  Steuer  den  Bedürfnissen 
des  Staates  nicht  genüge,  und  er  ergänzt 
sie  durch  die  Salz-  und  Tabaksteuer  und 
eine  Personalsteuer  nach  dem  Werte  der 
Wohnungen,  verbunden  mit  einer  Klassen- 
steuer (capitation). 

Die  Hauptforderung  des  extremen  Phy- 
siokratismus,  die  der  einzigen  Steuer,  ist 
nur  die  Folge  der  an  sich  falschen  Lehre 
von  der  alleinigen  Fähigkeit  des  Ackerbaues, 
Reinertrag  zu  geben,  und  fällt  mit  dieser. 
Als  die  französische  Revolution  den  ersten 
Versuch  machte,  die  Ijehren  der  Theorie 
in  die  Praxis  zu  übertragen,  machte  sie 
Fiasko,  und  erst  das  auf  eine  Mehrheit  von 
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Steuern  aufgebaute  System  Napoleons 
konnte  die  Bedürfnisse  des  Staates  befrie- 
digen. 

Trotz  der  stets  betonten  ünivei'salität 
ihrer  Lehren  hängt  die  Physiokratie  doch 
so  enge  mit  französischen  Eigentümlich- 
keiten zusammen,  dass  sie  ausserhalb 
Frankreichs  nur  wenig  Boden  gewinnen 
konnte  und  erst  in  der  Form,  die  A.  Smith 
ihr  gegeben,  auf  den  civilisierlen  Erdkreis 
wirkte.  Die  deutschen  PhysiokTaten  Ise- 
lin,  Schlettwein,  der  Markgraf  Karl 
Friedrich  von  Baden  und  andere  sind 
zu  unbedeutend,  treten  auch  schriftstelle- 
risch auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens 
nicht  hervor.  Nur  unter  den  Italienern, 
bei  denen  Bandini,  wie  gesagt,  schon  phy- 
siokratische  Ideeen  vertreten  hatte,  finden 
sich  einige  nennenswerte  Anhänger,  wie 
Filangieri,  während  sich  auch  hier  bei 
anderen,  z.  B.  Yerri  und  Beccaria,  die  Vor- 
liebe für  indirekte  Steuern  behauptet. 

27.  Stenart.  Ganz  andere  Ansichten 
als  die  französische  Physiokratie,  aber  eben- 
falls ausgehend  von  den  Zuständen  seines 
liandes,  entwickelte  James  Steuart  in 
seinem  Werk  »An  Inquiry  into  the  princip- 
les  of  political  Economy«.  Er  verteidigt 
nachdrücklichst  die  indirekten  Steuern  auf 
den  Verbrauch;  sie  seien  proportional  und 
entsprächen  dem  Princip  der  verteilenden 
Gerechtigkeit,  weil  in  der  Regel  der  Ver- 
brauch nach  dem  Einkommen  sich  richte. 
Sie  hätten  zwar  auch  ihre  Mängel,  indem 
sie  die  Preise  erhöhten,  den  Konsum  ver- 
ringerten, grosse  Erhebungskosten  verur- 
sachten; aber  diese  seien  doch  weniger 
schwer,  als  es  den  Anschein  habe.  Denn 
die  Erhöhung  der  Preise  bewirke  auch  eine 
Erhöhung  der  Löhne;  die  Erhebung  lasse 
sich  je  nach  den  Verhältnissen  des  Landes 
mehr  oder  weniger  kostspielig  einrichten, 
jedenfalls  sei  sie  weniger  gewaltthätig  als 
bei  anderen  Steuern.  Die  einzige  Steuer 
Vaubans  würde  schwere  Schäden  nach  sich 
ziehen. 

Einen  bedeutenden  Schritt  über  seine 
Vorgänger  macht  Steuart  in  seiner  Auffas- 
sung vom  Staatsschulden wesen.  Zwar  ver- 
anlassen ihn  die  oft  und  mannigfach  er- 
schwerten Kreditoperationen  Englands  zu 
seiner  Zeit  zu  Aeusseningen  der  Befürch- 
tung imd  Vorsicht  wie  zu  ausdrücklicher 
Verwerfimg  der  halben  und  ganzen  Banke- 
rotte ;  aber  wenn  er  den  öffentlichen  Kredit 
auffasst  als  das  Vertrauen  zu  einer  öffent- 
lichen Körpei-schaf t ,  welche  Geld  borgt 
unter  der  Bedingung,  dass  das  Kapital  niclit 
zm-ückgef ordert,  sondern  nur  eine  jälirHche 
Zinszalilung  beansprucht  werden  könne, 
so  steht  er  damit  völlig  auf  moderner 
Grundlage. 

28.  A.  Smith.     In  der  Regel  datiert  man 


von  A.  Smith,  namentlich  im  Hinblick 
auf  seine  bekannten  vier  Steuerregeln, 
auch  einen  Abschnitt  in  der  Finanzwissen- 
schaft. Zweifelsohne  ist  der  »In(jnirj^'< 
Smiths  eine  wisse  nschaftUche  Leistimg 
ersten  Ranges,  der  es  auch  in  späterer  Zeit 
nicht  an  Anerkennimg  fehlen  kann. 

Es  ist  hier  nicht  die  Stelle,  auf  seine 
Verdienste  imd  Vorzüge  gegenüber  allen 
seinen  Vorgängern  aufmerl^m  zu  machen. 
Solche  hat  er  sich  zweifellos  auch  in  der 
Finanz  wissen  Schaft  erworben.  Sie  liegen, 
wie  schon  Rau  gesagt  hat,  darin,  dass  die 
Staatseinkünfte  aus  der  Vereinzelung,  in  der 
man  sie  bisher  (wenigstens  grösstenteils) 
betrachtet  hatte,  zu  einem  Ganzen  zusam- 
mentraten, das  mit  dem  grösseren  Ganzen 
der  Volkswirtschaft  in  der  engsten  Ver- 
bindung erschien,  dass  nun  an  SteDe 
schwankender  und  imklarer  Vorstellungen 
bestimmte  Grundsätze  für  die  notwendige 
Schonung  des  Volksvermögens  imd  der  In- 
dustrie gewonnen  waren.  Aber  das  völlige 
Aufgehen  der  Finanzwissenschaft  in  der 
Nationalökonomie,  als  deren  kleinster  Teil 
die  Finanzwissenschaft  bei  A.  Smith  und 
seinen  Nachfolgern  erscheint,  im  Zusammen- 
hang mit  dem  kritisch-negativen  Standpunkt 
desselben  gegenüber  der  Thätigkeit  des 
Staates,  verkümmerte  auch  ihre  selbständige 
Entwickelung.  Es  ward  völlig  vergessen 
und  ist  es  auch  heute  noch  bei  manchen 
Schilf tsteUern,  dass  die  Finanzwissenschaft 
zwar  nach  den  Mitteln,  mit  denen  sie  rech- 
net, zur  Volkswirtschaftslehre,  dass  sie  aber 
nach  den  Zwecken,  denen  sie  dienen  soll, 
zur  Verwaltungslehre  gravitiert,  also  jeden- 
falls nicht  in  der  Volkswirtschaftslehi^  auf- 
gehen darf. 

Was  die  Steueiielu'e  anlangt,  so  lauten 
die  vier  bekannten  Steuerregeln :  1.  die  Un- 
tei-thanen  sind  verpflichtet,  zu  den  öffent- 
lichen Ausgaben  im  Verhältnis  zu  ihren 
Mitteln,  d.  h.  zu  den  Einkünften  beizutragen, 
die  sie  unter  dem  Schutz  des  Staates  ge- 
niessen  ;  2.  die  Steuer  soll  nicht  willkürlich, 
sondern  nach  Grösse,  Termin  und  Art  der 
Zahlung  bestimmt  sein ;  3.  sie  soll  auf  eine 
den  Steuerzahlern  möglichst  bequeme  Art 
erhoben  werden;  4.  sie  soll  möglichst  we- 
nig Belästigungen  und  Erhebungskosten  ver- 
ursachen. Diese  Steuerregeln  lassen  sich 
alle  schon  bei  frülieren,  zum  Teil  schon  l>ei 
bedeutend  frülieren  Scliriftstellern,  ich  er- 
innere nur  an  Klock  und  Wesembecius, 
nachweisen;  die  erste  derselben  bedeutet 
nach  unserer  heutigen  Auffassung  sogar 
einen  Rückschritt  gegenüber  der  Begrün- 
dung der  Steuer  durch  Kaspar  Klock.  Der 
den  Engländern  eigene  Zug  zur  indirekten 
Besteuerung  ist  auch  bei  Smith  zu  erkennen, 
doch  weiss  er  dieselbe  mit  der  direkten  zu 
verbinden:  er  schlägt  Grund-  und  Gewerbe- 
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Steuer  in  den  kleineren,  Accisen  in  den 
grösseren  Städten  vor. 

In  Bezug  auf  den  Kredit  ist  es  A.  Smith 
noch  weniger  gelungen,  eine  Ansicht  fest- 
zustellen, welche  dauernden  Wert  bean- 
spruchen konnte.  Seine  vorgefasste,  aus 
den  Umständen  der  Zeit  allerdings  erklär- 
liche Meinung,  dass  die  Regierungen  über- 
haupt zu  Verschwendung  oder  wenigstens 
Mangel  an  Sparsamkeit,  die  Fürsten  zu 
Luxus  neigten,  bringt  ihn  zu  einer  Verur- 
teilung des  Staatskredits,  die  nach  ihrem  wört- 
lichen Ausdruck  sehr  an  die  oben  erwähnten 
Aeusserungen  seines  Freundes  Hume  erinnert. 

Alles  in  allem  wird  man  dem  Ui-teil  A. 
Wagners  zustimmen  düi'fen,  welcher  von  A. 
Smith  sagt,  dass  es  hier  in  der  Finanz- 
wissenschaft wie  sonst  nicht  sowolü  die 
keineswegs  überall  vorhandene,  mehrfach 
ganz  fehlende  Originalität  als  die  glückliche 
Form  seiner  Darstellung,  die  grossartige 
Zusammenfassung  des  Stoffes,  die  richtige 
Verbindung  theoretischer  und  praktischer 
Auffassung  sei,  welche  seine  Bedeutung 
begründe;  dass  seine  staatsmännische  Auf- 
fassung ihn  die  doktrinären  Einseitigkeiten 
eher  vermeiden  und  dadurch  auch  für  die 
Praxis  grössere  Ei-folge  habe  erzielen  lassen. 

VIII.  Die  Deutschen  im  18.  Jahrhundert 

29.  Justi.  Justi  ist  der  bedeutendste 
unter  den  bisher  genannten  Schi-iftstellern 
über  das  Finanzwesen.  Ohne  sich  gegen 
fremde  Einflüsse  zu  verschliessen  —  so  ist 
er  in  seinen  politischen  Ansichten  vielfach 
von  Montesquieu  beeinflusst  — ,  steht  er 
doch  ganz  auf  dem  Boden  der  deutschen 
Kameralistik ,  als  deren  hervorragendster 
Vertreter  er  gelten  darf.  Seine  Werke  sind : 
1.  Systematische  Abhandlung  aller  ökonomi- 
schen und  Kameral Wissenschaften,  1755;  2. 
Ausführliche  Abhandlung  von  denen  Steuern 
und  Abgaben,  1762;  3.  System  des  Finanz- 
wesens, 1766.  Das  erstgenannte  Werk  zer- 
fällt in  zwei  Teile,  nämlich  die  Lehre  von 
Ei-haltung  und  Vennehrung  des  Vermögens 
des  Staates,  in  welcher  er  die  Staatskunst, 
die  Polizei  und  Kommerzien Wissenschaft 
nebst  der  Haushaltungskunst  einbegreift, 
und  in  die  Lehre  von  dem  vernünftigen 
Gebrauche  des  Vermögens  des  Staates,  die 
eigentliche  Kameralwissenschaft.  Wie  man 
sieht,  erkennt  Justi  selir  wohl  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Volkswohlstand  und 
Finanzwissenschaft;  aber  er  betrachtet  auch 
den  ersteren  vom  Standpunkte  des  Staats- 
bedarfs. Freilich  protestiert  er  sehr  ener- 
gisch gegen  die  blosse  Plusniacherei,  die 
Steigerung  der  Einkünfte  ohne  Hebung  des 
Volkswohlstandes. 

Wenn  eben  gesagt  wurde,  dass  Justi 
ganz  auf  dem  Boden  der  deutschen  Kame- 
i-alwissenschaft  stehe,  so  äussert  sich  dies 


einmal  in  seiner  oben  bezeichneten  Stellung 
zur  Volkswirtschaft,  ferner  in  der  aus  sei- 
nen Schriften  erkennbaren,  wenn  auch  ge- 
mässigten Neigung  zum  aufgeklärten  Abso- 
lutismus, dann  in  der  ganzen  Behandlung 
seines  Stoffes  und  in  der  Anknüpfung  an 
seine  Vorgänger. 

Wie  schon  einer  seiner  Vorgänger  ver- 
wirft auch  Justi  die  Scheidung  von  Fiskus 
und  Aerar,  wonach  die  Einkünfte  des  Fis- 
kus, d.  h.  der  Domänen  und  Regalien,  be- 
sonders zum  Unterhalte  der  Regenten,  die 
des  Aerars,  also  namentlich  die  Abgaben, 
zum  Schutz  des  Landes  und  ziu:  Hebung 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  bestimmt  sein 
sollten.  Alle  Einkünfte  sollen  gemeinsam 
der  letzteren,  die  auch  die  Unterhaltung 
des  Herrschers  umfasse,  dienen. 

Unter  den  Staatseinkünften  führt  er  an 
erster  Stelle  die  Domänen  an,  an  zweiter 
die  Regalien,  an  diitter  die  Beiträge  der 
Unterthanen,  die  Kontributionen,  Steuern 
und  Abgaben,  an  vierter  endhch  zufällige 
Einkünfte  aus  off  entheben  Rechten.  Es 
mag  hier  gleich  bemerkt  werden,  dass  Justi 
durchaus  nichts  gegen  die  Annahme  der 
Subsidien  einzuwenden  hat,  was  Röscher 
mit  Recht  aus  seiner  Ansicht  von  der  Be- 
deutung der  Geldeinfiüir  und  seiner  zeitge- 
nössischen Principienverwand  tschaft  mit 
Friedlich  dem  Grossen  und  Maria  Theresia 
erklärt.  Wenn  nun  Justi  auch  meint,  dass 
die  Steuern  und.  Abgaben  eigentlich  nicht 
zu  den  ordentlichen  Einkünften  gerechnet 
werden  sollen,  so  stellt  er  doch  ihre  Be- 
deutung im  Gegensatze  zu  anderen  Schrift- 
stellern sehr  voran  und  allgemeine  Regeln 
der  Besteuerung  auf,  die  in  mancher  Hin- 
sicht an  die  A.  Smithschen  Steuerregeln  er- 
innern. Die  Steuern  sollen  1.  nicht  so  hoch 
sein,  dass  sie  den  Vermögensstamm  des 
Volkes  angreifen;  2.  die  menschliche  Frei- 
heit und  die  Gewerbe  nicht  schädigen;  3. 
gerecht  und  gleichmässig  sein;  4.  der  Na- 
tur des  Staates  entsprechen;  5.  einen  un- 
betrüglichen  Grund  haben;  6.  leicht  und 
bequem  zu  erheben  sein.  Er  ver\sirft  die 
einzige  Steuer  der  Physiokraten,  hauptsäch- 
lich deshalb,  weil  dieselbe  den  Staatsbe- 
dürfnissen nicht  genügen  könne.  Die  ein- 
zelnen Steuerarten  werden  von  ihm  in  sehr 
verständiger  Weise  auf  ihre  volkswirtschaft- 
lichen Wirkungen,  namentlich  auch  mit 
Rücksicht  auf  die  Frage  einer  gleichmäv«^si- 
gen  Verteilung  der  Lasten  gepnift. 

Justi  zieht  auch  die  Staatsausgaben  in 
seine  Betrachtung.  Er  stellt  als  obersten 
Grmidsatz  für  dieselben  auf,  dass  die  Aus-  j 
gaben  sich  nach  den  Einnahmen  und  nach 
dem  gesaraten  Vermögen  richten  müssen. 
Auf  das  Heerwesen  rechnet  Justi,  belehrt 
diu-ch  die  Erfahnmg  seiner  Zeit,  die  Hälfte 
der    Ausgaben.      Die    guten    Erfalmmgeu 
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Preussens  mit  dem  Staatsschatz  lassen  ihm 
die  Ansammlung  eines  solchen,  wenn  er 
innerhalb  eines  gewissen  Masses  sich  lialte, 
rätlich  erscheinen. 

Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  Justi  im 
allgemeinen  gegen  Steuerverpachtungen  ist 
und  nur  in  absoluten  Monarchieen  sie  aus- 
nahmsweise zulassen  will,  so  haben  wir 
einen  kurzen  ümriss  seiner  Grundansichten 
gegeben. 

Wäre  es  hier  möglich,  seine  Ansicht 
noch  weiter  auseinanderzusetzen,  so  würde 
diese  Analyse  zeigen,  dass  der  Finanzwissen- 
schaft des  19.  Jahrhimderts  kein  Schrift- 
steller näher  steht  als  er  und  vielleicht 
noch  sein  unmittelbarer  Nachfolger  Sonnen- 
fels. Er  giebt  eine  systematische  Zusammen- 
fassung der  damaligen  Kenntnisse,  indem 
er  dabei  der  neu  aufdämmernden  Zeit 
ebenso  offenen  Auges  entgegenschaut,  wie 
er  die  Bedürfnisse  seines  Zeitalters  zu  er- 
fassen und  den  Zusammenhang  mit  dem 
historisch  Gewordenen  zu  waliren  weiss. 
Namentlich  in  seiner  Erkenntnis  von  der 
Bedeutung  der  Steuertechnik  für  das  Finanz- 
wesen übertrifft  er,  wie  schon  A.  Wagner 
richtig  hervorhebt,  die  englische  Yolkswirt- 
schaftslehre  bedeutend. 

30.  Sonnenfels.  Wenn  wir  J.  v.  Son- 
nenfels und  dessen  »Grundsätze  der  Poli- 
zei, Handlung  und  Finanz«  (1.  Aufl.  1765) 
hier  nur  kurz  erwähnen,  so  geschieht  dies 
nicht,  weil  wir  seine  Bedeutung  unter- 
schätzten, sondern  deshalb,  weü  er  im  gan- 
zen doch  als  ein  Werkfortsetzer  gegenüber 
Justi  betrachtet  werden  muss,  den  er  aller- 
dings in  manchen  Einzelheiten,  auch  in  der 
präziseren  Fassung  seiner  Theorieen  über- 
trifft. Er  steht  auch  noch  auf  dem  Stand- 
punkte des  Wohlfahrtspolizeistaates,  nähert 
sich  aber  der  Gegenwart  vielleicht  noch 
mehr  als  Justi;  die  Domänen  und  Kegalien 
treten  noch  mehr  zurück,  die  Steuern  noch 
mehr  in  den  Vordergrund.  Wie  Justi  ist 
er  aus  guten  Gründen  gegen  Steuer-  imd 
ZoUverpachtung.  Dagegen  befürwortet  er 
wieder  sehr  die  indirekten  Steuern  und  er- 
klärt sich  gegen  Kapitalsteuern.  Als  ausser- 
ordentliche Steuern,  die  er  lieber  zulässt 
als  Justi,  empfiehlt  er  Luxussteuem  und 
Abgaben  von  grösseren  Geldgewinnen. 
Einen  Staatsschatz  anzusammeln,  findet  er 
tadelnswert.  Auffällig  ist,  dass  bei  ihm 
wie  bei  Justi  so  wenig  bezw.  in  unklarer 
Form  vom  Staatsschuldenwesen  die  Rede 
ist,  obwohl  gerade  damals  sowolü  auf  dem 
Kontinente  wie  auch  in  dem  von  beiden 
oft  erwähnten  England  das  Schiüdenw^esen 
einen  bis  dahin  unerhörten  umfang  erreichte. 

IX.  Das  19.  Jalirbiuidert 

31.  Vorbemerkung.  Die  Thatsachen, 
welche  zu  Ende  des  vorigen,   noch  mehr 


aber  zu  Anfang  dieses  Jahrhimderts  zu 
einer  völligen  Neuordnung  des  Finanzwesens 
Veranlassung  gaben,  haben  selbstverständ- 
lich auch  auf  die  Finanzwissenschaft  tief- 
^eifenden  Einfluss  geübt.  Es  muss  aber 
m  dieser  Beziehung  genügen,  auf  das  hin- 
zuweisen, was  in  dem  Art.  über  Finanzen 
an  der  entsprechenden  Stelle  ausgeführt 
wurde.  Freüich  hat  sich  die  Neugestaltung 
der  Finanzwissenschaft  in  der  neuesten  Zeit 
nicht  nur  insoweit  vollzogen,  als  die  Ereig- 
nisse der  Geschichte  es  bedingten,  sondern 
die  wissenschaftliche  Arbeit  hat,  zum  Teil 
unter  dem  fördernden  Einflüsse  benach- 
barter Discipünen,  darüber  hinausgegriffen, 
in  ihren  Ausführungen  der  Praxis  voranzu- 
eilen und  ihr  die  Richtung  künftiger  Re- 
formen zu  geben  gesucht.  Da  es  unmög- 
lich ist,  an  dieser  Stelle  den  Anteil  der 
einzelnen  Schriftsteller  an  diesem  Fort- 
schritte zu  schildern,  so  versuchen  wir  zu- 
nächst im  allgemeinen  die  wichtigsten  Punkte 
der  Entwickelung  zu  charakterisieren. 

Es  ist  namentlich  die  Ausbildung 
der  Volkswirtschaftslehre,  durch 
welche  der  Finanzwissenschaft  reichliche 
Förderung  zu  teil  wurde.  Die  jeweilige 
Gestaltung  der  ersteren  ist  für  die  letztere 
um  so  einflussreicher,  als  ja  manche  Ge- 
biete in  beiden  Discipünen  behandelt  wer- 
den müssen  oder  wenigstens  können.  Die 
A.  Smithsche  Nationalökonomie,  wenn  auch 
ihrerseits  manche  irrtümliche  Leliren  be- 
fördernd, hat  doch  auch  für  die  Finanz- 
wissenschaft der  neuesten  Zeit  unvergäng- 
liches geleistet.  Man  begegnet  wohl  auch, 
wie  oben  gezeigt  wurde,  in  den  finanz- 
wissenschaftlichen Ei'örterungen  der  fi*ühe- 
ren  Zeit  manchen  Ausführungen  von  blei- 
bendem Werte,  aber  man  verraisst  doch 
immer  eines,  nämlich  die  Einheitlichkeit 
der  Auffassung,  welche  nur  diux5h  den  Auf- 
bau der  Finanzwissenschaft  auf  dem  Boden 
der  Volkswirtschaftslehre  erreicht  werden 
konnte.  Schon  seit  der  Physiokratie  traten 
die  Staatseinkünfte  aus  der  Vereinzelung 
heraus,  in  der  sie  bis  dahin  betrachtet  wor- 
den waren,  aber  die  irrigen  nationalökono- 
mischen Ansichten,  welche  zu  Gnmde  lagen, 
hoben  den  Wert  dieser  an  sich  richtigen 
Verbindung  auf.  Erst  die  reifere,  von  den 
Irrtümern  der  Physiokratie  befreite  National- 
ökonomie Smiths  begründete  dauernde  und 
ausserordentlich  fruchtbare  Wechselwirkun- 
gen zwischen  dieser  und  der  Finanzwissen- 
schaft. Die  Nationalökonomie  lehrte,  um 
nur  einige  Einzelheiten  zu  erwähnen,  die 
Begi'iffe  des  Einkommens,  des  Ertrags,  des 
Reineinkommens,  der  Einkommensarten,  des 
Nationaleinkommens;  sie  gab  Gnmdsätze 
für  die  Schonung  des  Volkswohlstandes: 
die  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  war 
nur  begreiflich  auf  Grund  nationalökonomi- 
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scher  Betrachtungen.  Auch  die  von  A.  Smith 
angewandte  Methode,  so  einseitig  sie  war, 
kam  der  Ausbildung  der  Finanzwissenschaft 
zu  statten.  Freilich  war  auch  die  enge 
äusserliche  Verbindung  zwischen  dieser  und 
der  Volkswirtschaftslehre,  welche  ilu-  A. 
Smith  gab,  indem  er  die  erstere  als  5.  Buch 
seines  Volkswohlstandes  beliandelte,  ihrer 
Weiterentwickelung  in  der  ausländischen 
Wissenschaft  sehr  hinderlich. 

Nach  anderer  Seite  hin  musste  freilich 
die  Finanzwissenschaft  in  ihrer  letzten  Ent- 
wickelung  von  der  Smithsehen  Nationalöko- 
nomie sich  trennen,  wenn  sie  ihrer  Aufgabe 
gerecht  werden  wollte,  und  bedeutungsvoll 
in  dieser  Beziehimg  wurde  die  im  Laufe 
unseres  Jahrhunderts  sich  ändernde 
Auffassung  des  Staates  und  der 
Staatsthätigkeit.  Die  in  der  Philo- 
sophie Kants  und  seiner  Zeitgenossen  wie 
in  der  Physiokratie  und  indi\idualistischen 
Nationalökonomie  heiTSchende  Beschränkung 
des  Staatsbegriffes  musste  einer  historischen 
und  organischen  Auffassung  des  Staates 
weichen.  Nach  dieser  erscheint  der  Staat 
nicht  mehr  nur  als  Schutzanstalt  für  innere 
und  äussere  Sicherheit,  sondern  als  höchste, 
mit  reichen  Zwecken  ausgestattete  Form  des 
Gesellschaftslebens.  Das  äusserte  sich  vor- 
nehmlich in  einer  anderen  Begründung  der 
Steuern,  in  einer  anderen  Auffassung  des 
Steuer-  und  Schulden wesens ;  ferner  darin, 
dass  tue  früher  übliche  principielle  Abwei- 
sung aller  sogenannten  pnvatwirtschaftlichen 
Thätigkeit  des  Staates  einer  erneuten,  von 
Fall  zu  Fall  entscheidenden  Prüfung  der- 
selben hat  Platz  machen  müssen.  Ja,  eine 
neueste  von  Adolf  Wagner  vertretene 
Richtung  der  Nationalökonomie,  fussend  auf 
dem  Gedanken,  dass  der  heute  üblichen  Ge- 
staltung des  Privatwirtschaft  liehen  Produk- 
tionssystems, der  bestehenden  Privateigen- 
tumsordnung und  Einkommensverteilung 
schwere  Mängel  anhaften  und  dass  der  Staat 
einen  grossen  direkten  und  indirekten  Ein- 
fluss  namentlich  auf  die  letztere  auszuüben 
in  der  Lage  sei,  fordert  nicht  nur  eine  Er- 
weiterung des  Staatsbesitzes,  um  Renten- 
einkommen und  Gewerbsgewinn  den  Privat- 
wirtschaften zu  entziehen  und  auf  den  Staat 
und  die  anderen  öffentlichen  Verbände  zu 
übertragen,  sondern  auch  eine  soziale,  d.  h. 
auf  eine  gerechtere  Verteilung  des  Volksein- 
kommens wirkende  Steuerpolitik.  (A.Wagner, 
Fin.  I,  §  27.) 

Der  üebergang  vom  Absolutismus  zum 
Verfassungsstaat  mit  der  staatsbürger- 
lichen Gleichheit  und  den  weitgehenden 
Rechten  der  Volksverti-etung  bei  Feststellung 
des  Budgets  ist  naturgemäss  von  nicht  min- 
der tiefgreifendem  Einflüsse  auf  die  Finanz- 
wissenschaft geworden.  Er  hat  einerseits 
die  wichtigen  Fragen   nach  der  Ijastenver- 


teilung  der  Besteuerimg,  nach  der  Allge- 
meinheit, Gleichheit,  Verhältnismässigkeit 
derselben  einer  tiefgreifenden  Erörterung  zu 
unterziehen  Veranlassung  gegeben,  anderer- 
seits Untersuchungen  hervorgerufen,  die  das 
Budgetrecht,  das  Kontroll-  und  Rechnungs- 
wesen systematisch  zu  behandeln  bestrebt 
sind. 

Die  bessere  Organisation  der 
Finanzverwaltung,  zum  Teil  auch  die 
Fortschritte  in  der  finanziellen 
wie  industriellen  Technik  haben 
Steuerarten  ermöglicht,  die  finlher  wegen 
-der  Unmögüclikeit  der  praktischen  Dui'ch- 
fühnmg  keine  Stelle  in  den  Ausfühnmgen 
der  Finanztheoretiker  finden  konnten.  Dieses 
imd  die  bei  dem  wachsenden  Finanzbedarf 
immer  melu*  hen-ortretende  Bedeutung  der 
Steuern  und  des  Kredits  hat  den  modernen 
Kompendien  und  Monographieen  der  Finanz- 
wissenschaft ein  ganz  anderes  Aussehen  ver- 
liehen. 

'  Von  besonderem  Nutzen  aber  für  die 
wissenschaftliche  Forschung  imd  Lehre  ist 
auch  hier  der  Einfluss  der  Geschichte 
geworden.  Sie  hat  auch  auf  diesem  Gebiete 
die  Lehre  von  sich  gleich  bleibenden,  unter 
allen  Verhältnissen  zutreffenden  Erschei- 
nungen und  Organisationsfonnen  des  Wirt- 
schaftslebens durchbrochen  imd  an  deren 
Stelle  die  Lehre  von  der  Entwickelung  ge- 
setzt. Sie  hat,  indem  sie  uns  in  einigen 
vortrefflichen  Arbeiten  über  die  Zustände 
früherer  Jahrhundeile  unterrichtete,  damit 
auch  wesentlich  zur  Erkenntnis  der  Gegen- 
wart beigetragen. 

A.  Die  Deutschen. 

32.  Die  Litteratnr  bis  auf  Ran.    Die 

oben  angedeuteten  Reformen  in  der  Finaoz- 
wissenschaft  vollzogen  sich  übrigens  nicht 
auf  einmal  oder  in  rascher  Folge  und  noch 
weniger  übei-all,  sondern  sie  sind  das  Re- 
sultat eifriger  Arbeit  zweier  Generationen, 
an  der  der  deutschen  Wissenschaft  weitaus 
der  Löwenanteil  zufällt. 

Auch  die  deutschen  Schriftsteller  konnten 
sieh  trotz  mancher  Abweichungen  im  ein- 
zelnen dem  Einfluss  A.  Smithscher  Ideeen 
nicht  entziehen.  Ich  erinnere  an  die  finanz- 
wissenschaftlichen Werke  von  Krug,Harl, 
Fulda,  Schmalz,  Lotz,  Behr,  auch 
Bergius  u.  a.  Aber  die  Einwirkung  der 
guten  Kameralistik  Justis  ist  doch  auch  bei 
diesen  unverkennbar.  Auch  bei  ihnen  geht 
die  Finanzwässenschaft  nicht  einfach  in  der 
Nationalökonomie  unter,  sondern  wahrt  eine 
einer  künftigen  Weiterentwickelung  sehr 
förderliche  Selbständigkeit.  Freilich,  soweit 
die  Gnmdlagen  der  Nationalökonomie  herein- 
spielen, nehmen  sie  an  den  Vorzügen  wie 
an  den  Schwächen  Smiths  teil.      Was  eben 
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gesagt  wurde,  gilt  ganz  besonders  von 
Ludw.  Heinr.  von  Jacob.  Seine  Finanz- 
wissensehatt  (Halle  1821,  2.  Aufl.  von  Eiselen 
1837),  die  übrigens  wegen  ihrer  Weitschwei- 
figkeit eine  unerquickliche  Lektüre  bildet, 
zeigt  deutlich  die  Traditionen  der  Kamei-a- 
listik,  aber  ebenso  den  Einfluss  der  indivi- 
dualistischen National(>konomie ;  in  letzter 
Beziehung  versteigt  sich  Jacob  nicht  selten 
zu  unpraktischen  imd  doktrinäi-en  Ueber- 
treibungen,  z.  B.  wenn  er  die  Verpachtung 
der  Posten  an  viele  Privatunternehmer,  den 
Betrieb  der  Münze  durch  Private  und  ähn- 
liches befürwortet.  Von  den  um  jene  Zeit 
ei-schienenen  Werken  nenne  ich  ferner  Karl 
Aug.  V.  Malchus'  »Handbuch  der  Finanz- 
wissenschaft und  Finanzverwaltung«  (1830), 
das  sich  von  den  übrigen  vornelimlich  da- 
diu-ch  unterscheidet,  dass  hier  die  Lehre 
von  der  Finanzvei'waltung  zum  ersten  Mal  in 
ein  System  der  Finanzwissenschaft  aufge- 
nommen wird.  Ihn  bewahi-t  zwar  der  enge 
Zusammenhang  mit  der  Praxis  vor  doktri- 
närer Einseitigkeit,  aber  er  bleibt  dafür,  wie 
Eoscher  zutreffend  bemerkt,  am  Boden  der- 
jenigen Praxis  hängen,  die  ihm  am  genauesten 
bekannt  ist  und  zugleich  am  meisten  impo- 
niert, nämlich  der  französischen.  Man  muss 
ferner  noch  auf  Johannes  Schöns 
»öinindsätze  der  Finanz«  (1872)  aufmerksam 
machen,  ein  kleines  Buch,  welches  aber  an 
Tiefe  und  Gedankeninhalt  die  eben  genannten 
Kompendien  übertrifft. 

L^nter  den  Schriftstellern,  die  sich  früh- 
zeitig der  Smithschen  Nationalökonomie  ent- 
fegenstellten  und  die  auch,  soweit  sie  über 
nanzielle  Gegenstände  sich  äussern,  hier 
diesen  Gegensatz  zum  Ausdruck  bringen, 
erwälme  ich  A.  Müller,  Haller,  Genz 
und  die  anderen  Vertreter  der  »romantischen 
Schide«  in  der  Nationalökonomie.  Ihre 
Opposition  bewegte  sich  voniehmüch  auf 
dem  Boden  patriarchalischer  und  mittelalter- 
licher Anschauungen;  namentlich  gilt  dies 
von  Hall  er  mit  seinen  unbedingten  Lob- 
sprüchen auf  den  Domänenbesitz,  seinem  ent- 
schiedenen Widerspruch  gegen  Domänen- 
veräusserungen,  seiner  Vorliebe  für  Sportein, 
seiner  Abneigung  gegen  Vermögens-  und 
Einkommensteuern. 

Auch  den  Grafen  Soden  muss  man  zu 
jenen  Schriftstellern  rechnen,  die  teilweise 
andere  Wege  gingen.  Schon  die  anders  ge- 
artete Auffassung  des  Staates  von  Seiten 
Sodens  musste  eine  veränderte  Stellung  zur 
Frage  der  Steuerbegründung  bedingen.  In 
der  That  meint  er  ganz  richtig,  dass  die 
Begi'ündimg  der  Steuern  auf  den  Schutz  des 
Staates  schon  um  deswillen  eine  irrige  sei, 
weil  ja  dann  die  Aermsten  als  die  Schutz- 
bodürftigsten  die  meisten  Abgaben  entrichten 
milssten.  Freilich  ist  seine  Idee  einer  all- 
gemeinen Produktensteuer  und   seine  Auf- 


fassung des  Anleihewesens  auch  nicht  eben 
glücklich  zu  nennen. 

Unter  den  Monographieen  der  ersten  Jahr- 
zehnte ragen  zwei  nach  Inhalt  und  Auf- 
fassung weit  über  die  anderen  hervor,  näm- 
lich J.  G.  Hoffmanns  »Lehre  von  den 
Steuern«  (1840)  und Nebenius'  Werk  »Der 
öffentliche  Kredit«  (1820,  2.  Aufl.,  T.  I,  1829). 
Besonders  das  letztere  bedeutet  einen  ausser- 
ordentlichen Fortschritt  in  der  wissenschaft- 
lichen Erkenntnis  imd  darf  auch  heute  noch 
nicht  als  veraltet  bezeichnet  werden. 

33.  Ran  nnd  Umpfenbach.  Im  Jahre 
1832  erschien  die  erste  Auflage  von  Karl 
Heinrich  Eaus  Finanz  Wissenschaft  als 
dritter,  wohl  auch  wertvollster  Teil  seines 
Lehrbuchs  der  politischen  Oekonomie;  die 
sechste  wurde  1868  herausgegeben.  Die 
Finanz  Wissenschaft  Raus  hat  mehr  als  dreissig 
Jahre  belehrend  und  befruchtend  auf  den 
deutschen  Beamtenstand  gewirkt.  Mit  Gründ- 
lichkeit, Zuverlässigkeit  nnd  in  leidlich  syste- 
matischer Reihenfolge  wiu'de  der  Stand  der 
Wissenschaft  dargestellt.  Die  Brauchbiirkeit 
des  Werkes  wurde  erhöht  durch  reiche  Zu- 
gaben aus  dem  Gebiete  der  Statistik  und 
der  Gesetzgebung.  Ohne  Schroffheit  wur- 
den die  Ansichten  eines  der  Zeitströmung 
entsprechenden  Liberalismus  vorgetragen. 
Knöpft  Rau  auch  in  erkennbarer  Weise  an 
Jacob  und  Malchus  an  und  setzt  so  gewisser- 
massen  die  Traditionen  der  Kameralistik 
fort,  so  weiss  er  doch  seine  Lehren  sehr 
viel  präciser,  sicherer  und  gefälliger  vorzu- 
tragen als  diese.  Es  ist  allerdings  richtig, 
dass  er  melu*  den  Abscliluss  und  in  gewissem 
Sinne  die  Vollendung  der  frülieren  Zeit  be- 
zeichnet, als  dass  er  Anregung  zum  Weiter- 
bau der  Wissenschaft  gegeben  hätte,  es  ist 
femer  richtig,  dass  es  ihm  an  Tiefe,  Schärfe 
und  geistreichen  Einfällen  gemangelt  hat, 
aber  gegenüber  den  jetzt  beliebten,  freilich 
auch  billigen  Angriffen  auf  den  »alten  Rau« 
muss  doch  betont  werden,  dass  sein  Buch 
in  der  Praxis  zweifellos  sehr  förderlich  ge- 
wirkt hat. 

Eine  für  seine  Zeit  sehr  beachtenswerte 
Leistung  war  das  Lelirbuch  der  Finanz- 
wisseuschaft  von  K.  Umpfenbach,  1.  Aufl.. 
1859.  Friedberg  m1;eilt  meines  Ei'achtens 
(in  einer  Besprechung  der  2.  Auflage  desselben 
in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  17)  rich- 
tig über  dasselbe,  wenn  er  sagt,  dass  es  ziu: 
Zeit  seines  ersten  Erscheinens  gegenüber 
dem  Lehrbuch  Raus  den  Beweis  erbracht 
habe,  dass  auch  die  Finanzwissenschaft  der 
scharfen  Begriffe  und  der  logischen  Durch- 
bildung nicht  entbehren  könne,,  dass  es 
gegenüber  dem  überreichen  Material  imd 
derVerschwommenheit  des  Rauschen  Werkes 
einen  scliarfen  Grundriss  dargestellt  habe, 
der  manche  glückliche  begriffliche  Formu- 
lierung  aufwies    und    die   Systematik   der 
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Finanzwissenschaft  wesentlich  gefördert  hat. 
Leider  hat  der  Verfasser  in  der  2.  Auflage 
(1887)  manche  dieser  Voraüge  beseitigt, 
freilich  auch  an  wichtigen  Punkten  den  in 
der  Zwischenzeit  gemachten  wissenschaft- 
lichen Fortschritten  Rechnung  getragen. 

34.  Die  modernen  Lehrbücher.  Der 
Zeit  folgend  gelangen  wir  zunächt  zu  zwei 
gi-ossen  Kompendien,  welche,  obwohl  auf 
ganz  verschiedener  Önindlage  nach  Tendenz, 
System  und  Form  stehend,  jedes  für  sich 
eine  wesentliche  Bereiohening  der  Finanz- 
wissenschaft bedeuten ;  ich  meine  die  schon 
oben  citierten  Werke  von  Lorenz  von 
Stein  und  A.  Wagner. 

LorenzvonSteins  Finanzwissenschaft 
ist  ein  Werk  von  grosser  Konception,  aus- 
gezeichnet einmal  durch  die  breite  Basis, 
die  derselben  diuxjh  den  überall  diuxjhzu- 
ffihlenden  Hintergnmd  der  Verv^^altung  und 
der  Staatswissenschaften  gegeben  wird,  an- 
dererseits durch  den  bestehenden  und  geist- 
voll diu-chgeführten  Versuch  einer  verglei- 
chenden Behandhmg.  Inwieweit  dieser 
letztere,  der  zunächst  nur  als  ein  kühner 
Wui'f  bezeichnet  werden  kann,  gelungen  ist, 
werden  die  Detaüstudien  der  späteren  Zeit 
zeigen.  Aber  selbst  da,  wo  dieser  Vei*such, 
wie  heute  schon  behauptet  weixien  kann, 
verfehlt  ist,  übertrifft  er  an  Kraft  der  An- 
regung alles  bisher  in  dieser  Beziehung  Ge- 
leistete. Die  Wirkung  des  Werkes  wäre 
wohl  noch  viel  bedeutender,  wenn  nicht 
Begriffsspielereien  und  eine  oft  recht  frag- 
würdige Dialektik  den  Genuss  desselben  ver- 
kümmerten. 

Neben  L.  von  Stein  hat  vor  allem  A.W  ag- 
ner der  Finanzwissenschaft  neue  Impulse 
zu  geben  vermocht.  Die  Bedeutung  seines 
ausserordentlich  gross  angelegten  Lehrbuches 
besteht  einmal  in  der  Anregung,  welche  die 
Finanzwissenschaft  durch  die  von  Wagner 
versuchte  neue  Grundlegimg  der  Volkswirt- 
schaftslehre empfängt,  dann  in  der  sozial- 
politischen Auffassung  der  Finanzwissen- 
schaft, namentlich  der  Steuerlehre.  Man 
wiixl  den  hohen  Wert  derselben  für  die 
Fortbildung  der  Finanz  Wissenschaft  gern  an- 
erkennen, auch  wenn  man  den  kühn  vor- 
wäi-ts  strebenden  Theorieen  des  Verfassers 
nicht  immer  zu  folgen  vermag.  Wagner 
verbindet  eine  durch  rastlosen  Fleiss  und 
volle  Hingabe  an  das  Werk  errungene  Kennt- 
nis des  Details  mit  der  Fähigkeit,  das  Ein- 
zelne an  entscheidenden  Punkten  ziu*  Ent- 
wickelungsreihe  zusammenzufassen,  die  cha- 
rakteristischen Thatsachen  hervorzuheben, 
alles  im  Bahmen  einer  sichelten  Systematik 
vorzutragen.  Namentlich  in  der  Steuerlehre 
zeigen  sich  diese  Vorzüge,  die  bei  der  heute 
l:)estehenden  Gefahr,  die  nationalökonomi- 
schen Disciplinen  in  Monographieen  und 
historischen  Darstellungen  auseinander  laufen 


zu  lassen,  sehr  hoch  angesclüagen  werden 
müssen. 

DerVorzug  von  Roschers  Finanz  Wissen- 
schaft besteht  in  ihrer  grossen  Brauchbarkeit 
für  den  praktischen  Unterricht,  in  der  ein- 
fachen, schlichten  übersichtlichen  Art,  in 
welcher  die  Lehren  vorgetragen  werden,  in 
der  grossen  Fälligkeit  Roschers,  denselben 
einen  allgemeinen  Hintergnmd  historisch- 
thatsächlicher  Kausalentwickelung  zu  geben 
und  das  einzelne  als  im  Flus^s  der  Erschei- 
nung begriffen  zu  zeigen.  SchmoUer  cha- 
rakterisiert m.  E.  die  Art  Roschers  richtig, 
wenn  er  sagt,  dass  er,  vorsichtig,  konsei*vativ 
und  doch  voll  Verständnis  für  jede  gesunde 
Neuenmg,  dem  Leser  das  Ergebnis  seiner 
Ausführungen  gleichsam  von  selbst  aufzu- 
nötigen verstehe. 

Wir  erwähnen  femer  G.  Cohns  System 
der  Finanzwissenschaft,  welches  demjenigen, 
der  bereits  die  nötigen  Grundbegriffe  in  sich 
aufgenommen  hat,  eine  reiche  Quelle  der 
Belehrung  und  Anregung  bieten  und  ihn  in 
anregender,  wenn  auch  nicht  immer  sys- 
tematischer Weise  in  die  wichtigsten  Pro- 
bleme der  Finanzwissenschaft  einführen 
wird. 

Eine  vielfach  neue  Finanztheorie  aufzu- 
stellen bemüht  sich  E.  Sax  in  seiner  »Grund- 
legung der  theoretischen  Staatswirtschaft«, 
Wien  1887;  auch  W.  Vockes  »Gnindzüge 
der  Finanz vsissenschaft«  (Leipz.  1894)  verdie- 
nen rühmende  Erwälinung;  kürzere  Grimdrisse 
derFinanzwissenschaft  schrieben  K.  Wa  1  c  k  e  r 
(2.  Aufl.,  Leipz.  1888)  und.  K.  Th.  Eheberg 
(5.  Aufl.,  Erlangen  u.  Leipz.  1898),  A.  Wag- 
ner, J.  Conrad,  Grundriss  zum  Studium  der 
politischen  Oekonomie,  3.  Teil,  Finanzwissen- 
schaft (Jena  1899).  Wir  machen  endlich 
auf  die  vorzüglichen  Artikel  verschiedener 
Verfasser  (Geffcken,  von  Scheel, 
Scha  11, vonHelfe  rieh, Wagner, Lehr, 
Riecke,  von  Reitzenstein)  über  die 
einzelnen  Abschnitte  der  Finanzwissenschaft 
in  Schön'bergs  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie  aufmerksam. 

35.  Die  monographische  Litterator. 
Neben  den  eben  genannten,  das  ganze  Ge- 
biet der  Finanzwissenschaft  umfassenden 
Kompendien  ist  es  namentlich  die  Steuer- 
lehre, die  durch  umfangreiche  Einzelunter- 
suchungen wesentlichste  Fördenuig  erhielt; 
wir  nennen,  um  niu*  die  wichtigsten  derselben 
herauszugreifen,  E.  A.  Schäffles  »Gnmd- 
sätze  der  Steuerpolitik«  (Tüb.  1880)  und 
desselben  Verfassers  Werk  über  *  Die  Steuern« 
(Leipz.  1895 f.).  Fr.  J.  Neumanns  Buch: 
»Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse« 
(Leipz.  1887),  W.  Vockes  Werk:  »Die  Ab- 
gaben, Auflagen  und  die  Steuer«  (Stuttg.  1887), 
von  denen  jedes  den  Ruhm  beanspruchen 
darf,  die  wissenscliaftliche  Erkenntnis  in  der 
wichtigen  Lehre  vom  Steuenvesen  wesentlich 
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gefördert  zu  haben.  Wir  erwähnen  femer 
H.  Eisenhart,  »Die  Kunst  der  Besteue- 
rung« (Berlin  1868)  und  H.  Maurus,  »Die 
moderne  Besteuerung«  (Heidelberg  1870). 
Wir  müssen  in  diesem  Zusammenhang  auch 
eines  Artikels  von  Schäffle,  »Mensch  und 
Gut  in  der  Nationalökonomie«  (Deutsche 
Vierteljahrsschr.  1861),  vor  allem  aber  des 
Artikels  von  Schmoller,  »Die  Lehre  vom 
Einkonmien  in  ihrem  Zusammenhang  mit  den 
Gnindprincipien  der  Steuerlehre«  (Ztsclir.  f.  d. 
Staatsw.  1863)  gedenken.  In  beiden  Arbeiten 
ist  die  Einkomraenslehre  einer  Revision 
unterzogen,  die  auch  auf  die  Grundlagen  des 
Steuerwesens  tief  einwirkt.  Die  Lehre  von 
der  Ueberwälzung  der  Steuern  ist  durch  die 
Schriften  von  A.  Held,  »Ziu*  Lehre  von  der 
Ueberwälzung  der  Steuern  « (Ztschr.  f.  Staatsw. 
1868),  von  J.  Kaizl,  »Die  Lehre  von  der 
Ueberwälzung  der  Steuern«  (Leipzig  1882), 
und  von  Falck,  »Kritische  Rückblicke  auf 
die  Entwickelung  der  Steuerüberwälzungs- 
lehre  seit  A.  Smith«  (Dor]>at  1882),  wesentlich 
gefördert  worden.  Zur  Klärung  der  schwie- 
rigen Fragen  in  betreff  der  Einkommens- 
und Vermögensbesteuerung  haben  namentlich 
die  in  den  Schriften  des  Yereins  ftir  Sozial- 
politik (Bd.  3,  Leipzig  1873)  niedergelegten 
Gutachten  von  Held,  Gensei,  Rössler 
imd  anderen  beigetragen.  Das  Aufwand- 
steuerwesen, namentlich  die  Branntwein- 
und  Zuckerbesteuerung,  ist  das  mit  Vor- 
liebe und  Geschick  behandelte  Arbeitsgebiet 
J.  Wolfs.  Zur  Entwickelung  der  Lehre 
vom  Schuldenwesen  haben  ausser  dem  oben 
erwähnten  Werk  von  Nebenius  namentlich 
die  Arbeiten  von  E.  Baumstark,  »Ueber 
Staatskredit,  Staatsschulden  und  Staats- 
papiere« (Heidelb.  1833),  und  von  Dietzel, 
»Das  System  der  Staatsanleihen«  (Heidelb. 
1855),  beigetragen.  Das  lange  vernachlässigte 
Finanzwesen  der  Gemeinden  und  Gemeinde- 
verbände hat  in  von  Reitzenstein  und 
Fr.  Neu  mann  (Zur  Gemeindesteuerreform 
in  Deutschland,  Tüb.  1895)  treffliche  Be- 
arbeiter erhalten.  M.  vonHeckels  Werk 
»Das  Budget«,  Leipz.  1898,  enthält  eine 
treffliche  Monographie  über  diese  Materie. 
Die  zweite  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  hat 
auch  mehrere  wertvolle  deutsche  Bücher 
über  den  finanziellen  Zustand  verachiedener 
deutscher  und  ausserdeutscher  Staaten  ge- 
bracht ;  um  nur  die  bedeutendsten  zu  nennen, 
erwähnen  wir:  von  Hock,  »Die  Finanz- 
verwaltung Frankreichs«  (1857),  und  des- 
selben Verfassers  Buch,  »Die  Finanzen  der 
Vereinigten  Staaten «  (1877) ;  R.  vonKauf- 
n  ,  »Die  Finanzen  Frankreichs«  (1882); 
Stockar  von  Neuforn,  »Handbuch  der 
gesamten  Finanzverwaltung  im  Königreich 
Bayern«,  3.  Aufl.  von  Hock  1882—1883, 
Lobe,  »Der  Staatshaushalt  des  Königreichs 
Sachsen  etc.«,   Leipz.  1889;   E.  von  Phi- 


lippovich,  »Der  badische  Staatshaushalt  in 
den  Jahren  1868  bis  1889«,  Freiburg  i.  Br. 
1889 ;  G.  S  c  h  a  n  z ,  »Die  Steuern  der  Schweiz«, 
5  Bde.,  Stuttgart  1890.  Bezüglich  der  finanz- 
historischen und  finanzstatistischen  Werke 
muss  es  genügen,  auf  die  Litteratumach- 
weise  am  Schlüsse  des  Art.  Finanzen  (oben 
S.  935/36  u.  976)  hinzuweisen.  Könnte  diese 
Litteraturübersicht  weiter  ausgedehnt  werden , 
könnten  namentlich  die  wertvolleren  der  in 
den  Zeitschiiften  enthaltenen  Artikel  auf- 
geführt wei-den,  so  hätten  wir  noch  einer 
grossen  Reihe  von  Männern  zu  gedenken, 
aenen  die  Finanzwissenschaft  wesentliche 
Förderung  verdankt;  wir  nennen:  Knies, 
Nas  se,öchmol  1er,  Vocke,  Lehr,  Hel- 
ferich, Schanz,  R  Meyer,  Fr  iedb  er  g. 
Scheel,  Cohn  etc.  Im  übrigen  verw-eisen 
wir  auf  die  Zeitschriften  selbst,  in  denen 
solche  Monographieen  enthalten  sind:  die 
Ztschr.  f.  Staatsw.,  die  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  das 
Jahrb.  für  Gesetzgeb.,  die  Vierteljahrsclirift 
f.Volkswirtsch.,  die  Ann.  des  D.  R.,  nament- 
lich aber  auf  das  von  G.  Schanz  heraus- 
gegebene Finanzarchiv,  das  seiner  Auf- 
gabe, eine  Sammelstelle  für  die  auf  das  ge- 
samte Finanzwesen  sich  erstreckenden  Ar- 
beiten zu  sein,  in  hervorragender  Weise  ge- 
recht wird.  (S.  auch  die  Litteraturnachweise 
bei  A.  Wagner,  namentlich  Fin.  I,  S.  30.) 

B.  Die  ausländische  lätteratur. 

36.  Die  englische  und  franzosische 
Litteratur.  Wie  wir  bereits  oben  bemerkt 
haben,  nimmt  rücksichtlich  der  Behandlung 
der  Finanz-wHssenschaft  die  deutsche  Wissen- 
schaft eine  nahezu  exceptionelle  Stellung 
ein,  indem  fast  sie  allein  sie  zu  einer  selb- 
ständigen Disciplin  ausgebildet  oder  vielmehr 
als  solche  erhalten  hat,  während  sie  im  Aus- 
land auch  noch  heutigen  Tages  nahezu  aus- 
schliesslich in  der  Nationalökonomie  aufgellt. 

Ich  beginne  mit  der  englischen  Lit- 
teratur. Sie  knüpft  sich  vornehmlich  an  die 
Namen  Ricardo  und  Mi  11.  Der  erstere 
steht  ganz  im  Smithschen  Ideeenkreise ;  er 
weicht  nur  in  der  Auffassung  einzelner 
Steuern  von  diesem  ab  und  regt  durch  scharf- 
simiige  Ausführungen  die  schwierige  Frage 
der  Steuerüberwälzung  bedeutend  an.  We- 
sentlich melu"  leistet  J.  St  Mi  11.  Wie  er 
überhaupt  die  Lehre  Smiths  in  >*ichtigen 
Punkten  weiterbildete  und  ihr  die  bedenk- 
lichsten Einseitigkeiten  nahm,  so  stösst  er 
das  enge  Steuerprindp  Smiths,  die  Lehi-e, 
dass  die  Steuer  ein  Entgeld  sei  für  den  vom 
Staate  gewälirten  Vermögensschutz,  um  und 
setzt  an  ilu-e  Stelle  die  sogenannte  Opfer- 
theorie, nach  welcher  die  Gleichheit  der  Be- 
steuening  in  der  Gleichheit  der  Opfer  ge- 
legen ist,  welche  dieselbe  den  emzelnen 
aiiflegt.  Von  diesem  Grundsatz  aus  gelangt 
er    vornehmlich    zur  Forderung    indirekter 
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Steuern  auf  entbehrliche  Verbrauchsgegen- 
stände, höherer  Besteuerung  des  fundierten 
Einkonunens,  Erbschaftssteuern  etc. 

Bis  vor  kurzem  gab  es  in  England  keine 
systematische  Darstellung  der  Finanzwissen- 
schaft, was  bei  dem  Zusammenhang  der 
Staatswissenschaften  mit  den  konkreten  Ver- 
hältnissen seine  Erklärung  zum  Teil  in  der 
eigentümlichen  englischen  Finanzverfassung 
findet.  Diesem  Mangel  ist  jetzt  durch  C. 
F.  Bastables  Werk  »Public  finance«  (London 
1892,  2.  Aufl.  1895)  abgeholfen  worden. 
Ausserdem  weist  die  englische  Litteratur 
zahlreiche  tüchtige  monogi-apliische  Arbeiten 
sowie  treffliche  Werke  über  die  Geschichte 
der  Finanzen  auf,  deren  wesentlichste  in 
dem  Artikel  Finanzen  (s.  Litteratur  am 
Schlüsse  desselben  oben  S.  936)  genannt  sind. 
Besonders  erwähnenswert  ist  R.  Giffeus 
Buch  »Essays  in  finances«,  London  1889. 

Was  von  der  englischen  Litteratur  gesagt 
wurde,  gilt  im  wesentlichen  auch  von  der 
amerikanischen  (die  bedeutendste  Leis- 
timg sind  wold  A.  Seligmanns  »Essays 
in  taxation«,  New- York  1895)  sowie  von  der 
französischen  und  belgischen.  Auch,  hier 
blieb  bis  in  die  jüngste  Zeit  die  ilnanz- 
wissenschaft  ein  Anliängsel  der  National- 
ökonomie ;  selbst  ein  so  ausgezeichneter  und 
in  der  deutschen  Litteratur  wohl  bewander- 
ter Autor  wie  Laveleye  trägt  seine  Fi- 
nanzwissenscliaft  in  der  Lehre  von  der 
Konsumtion  vor.  Eine  Monographie  über 
die  Steuern  hat  Parle u  im  Jahre  1847 
veröffentlicht  unter  dem  Titel  »Ti-aite  des 
impöts«,  4  Bde.,  2.  Aufl.,  1847.  Das  einzige 
französische  Werk  über  die  gesamte  Finanz- 
wissenschaft ist  der  »Traite  de  la  seien  ce 
des  finances«  (6.  Aufl.  1899)  von  Leroy- 
Beaulieu. 

37.  Die  italienische  Litteratur.  Das- 
jenige Land,  dessen  finanzwissenschaftliche 
Litteratur  am  meisten  mit  der  deutschen 
Hand  in  Hand  geht  und  das,  vielfach  von 
der  deutschen  Wissenschaft  angeregt  und 
belehrt,  auf  dem  Wege  zum  Ziele  der  Ver- 
vollkommnung der  wissenschaftlichen  Er- 
kenntnis bereits  schöne  Leistungen  aufzu- 
weisen hat,  ist  Italien.  Aber  auch  hier 
müssen  wir  uns  statt  einer  eingehenderen 
Schilderung  derselben  darauf  beschränken, 
nur  die  bedeutendsten  Namen  und  Werke 
zu  nennen. 

Freilich  gilt  das,  was  wir  eben  zum 
Lobe  der  italienischen  Litteratiu'  anführen 
konnten,  erst  für  die  jüngere  Zeit;  in  der 
ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  fehlt  ihr 
ebenfalls  ein  umfassendes  und  bedeutenderes 
Werk  über  Finan z Wissenschaft ,  nur  ver- 
mochte sie  im  Anschlüsse  an  die  guten  Ar- 
beiten der  Mailänder  Beccaria,  Verri, 
Dergani,  des  Neapolitaners  Palmieri, 
der  Toskaner  N  e  r  i  imd  G  i  a  n  n  i  besser  als 


die  französische  die  Traditionen  der  Ver- 
gangenheit zu  bewahren  und  durch  fleissige 
Specialarbeiten  den  kommenden  Aufschwung 
vorzubereiten.  In  diesem  Sinne  sind  die 
Ausfühnmgen  Samuel  Cagnazzis  über 
die  Steuern  in  seinen  »Elementi  di  Economia 
politica«  (Neapel  1813)  und  Franc.  Fuocos 
über  das  gleiche  Thema  in  seinen  »Saggi 
eoonomici«  (Pisa  1825 — 27)  zu  würdigen.  Er- 
wähnenswert aus  jener  Zeit  sind  Bian- 
c  h  i  n  i  s  »Principi  del  credito  pubblico«  (1827, 
2.  Aufl.  1831),  dann  die  späteren  Scliriften 
von  A.Messedaglia  über  den  öffentlichen 
Kredit  und  die  Konsolidation,  femer  die  auf 
finanzielle  Gegenstände  sich  beziehenden 
Arbeiten  von  Petitti,  Minghetti  und 
besonders  von  Scialoja. 

Unter  den  italienischen  Schriftstellern, 
welche  der  Finanzwissenschaft  zu  neuem 
Aufschwung  verhalfen,  nenne  ich  namentlich 
L.  Cossa,  dessen  »Elementi  della  scienza 
deDe  finanze«,  jetzt  in  7.  Auflage  (Mailand 
1896)  erscliienen  und  in  viele  Sprachen 
übersetzt,  Röscher  mit  Recht  als  meister- 
haften Grundriss  bezeichnet  liat,  ferner 
Ricca-Salerno,  der  in  seiner  »Scienza 
delle  finanze«  (Florenz  1888)  namentlich  die 
grundlegenden  Begriffe  und  den  Zusammen- 
hang der  Finanzwirtschaft  mit  der  Volks- 
wirtschaft einer  erneuten  Erörterung  unter- 
zog. Auch  das  jüngst  erscliienene  Buch 
von  A.  Graziani  »Istituzioni  di  scienza 
deUe  finanze«  (Turin  1897)  darf  als  eine 
wertvolle  Leistung  bezeichnet  werden. 

Hervorragende  Monographieen  haben 
Ferrara,  Busacca,  Boccardo,  Lam- 
pertico,  Luzzati,  TEllena,  Fer- 
raris, Salandra,  Pantaleoni  publi- 
ziert. 

Litteratur:    JL,  v.  Stein,   Fin.  I,   S.  89 ff.  — 
A,   Wagner,   Fin.  I,  S.  16 — 51.  —  Koscher, 

Syst.  IV,  S.  1—18.  —  G,  Cohn,  Fin.  S.  1—29, 
716—746.  —  Oeffcken  in  Schönberg  III,  S. 
1 — 26,  —  Röscher,  Geschichte  der  National- 
ökonomie, München  1874.  —  «/.  Kautz,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomie,  Bd.  II, 
Wien  1860.  —  RiccO'Salemo,  Storia  delle 
dottrine  finanziarie  in  Italia,  in  den  Schriften 
der  B.  Accademia  dei  Lincei,  1880 — 1881,  2.  Aufi. 
Palermo  1896.  —  I^erselbef  Le  dottrine  finan- 
ziarie in  Inghelterra  tra  la  ßne  del  secolo  XVII 
e  la  prima  metd  del  XVIII  im  Giomale  degli 
Economisti  1888.  —  Funk,  lieber  die  ökono- 
mischen Anschauungen  der  mitt^laUerlichen  Theo- 
logen, in  der  Ztschr.  f.  Staatsw.,  1869.  — 
Röscher,  Ueber  die  Blüte  deutscher  National- 
öko7wmik  im  Zeitalter  der  Reformation,  in  den 
BericfUcn  der  phil.-hist.  Klasse  der  sächs.  Ge- 
sellsch.,  1862.  —  Derselbe,  Die  deutsche  Na- 
tionalökonomik des  16.  und  17.  Jahrhunderts, 
ebenda  1865.  —  H,  Wiskemann,  Darstellung 
der  in  Deutschland  z.  Z.  der  Reformation  herr- 
schenden nationalökonomischen  Ansichten,  Leipz. 
1861.  —  Inatna^Stemegg ,  Der  Accisestreit 
deutscher  Finanztheoretiker  im  17.  und  18.  Jahr- 
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hundert,  in  der  ZUchr.  f.  Staat^tü.,  1865.  — 
L,  V,  Steifif  Zur  Geschichte  der  deutschen  Fi- 
nangwitMenschafl  im  17.  Jahrhundert,  im  Finam- 
nrchiv  Bd.  I,  S.  Iff.  —  Röscher,  Die  roman- 
tische Schule  der  NationcAokonomik  in  Deutsch- 
land, in  der  Ztschr.  f.  Staatsw.,  1870.  —  EU 
Laspeyres,  Geschichte  der  volkswirtschafUichen 
.hischauungen  der  Niederländer  und  ihrer  Lit- 
teratur  zur  Zeit  der  Repiddik,  Leipz.  186S. 

Bezüglich  der  einzelnen  Schriftsteller  wird 
auf  die  biographischen  Artikel  und  die  dort  be- 
findlichen Litteraturangaben  verwiesen. 

K,  Th,  Eheberg, 


Finanzzölle 

s.  Einfuhrzölle  oben  S.  329 ff.  und  Zoll- 
wesen. 


Findelhäaser  oder  Findelanstalten. 

1.  Wesen  und  Aufgabe.  2.  Historisches. 
3.  Das  Findelwesen  in  Italien.  4.  Die  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Wirkungen. 

1.  Wesen  und  Anff^abe.  Findelhänser 
nennt  man  Häuser  oder  auch  niu*  Räume 
und  Einrichtimgen ,  um  ausgesetzten  Kin- 
dern oder  Findlingen  teils  auf  die  Dauer, 
teils  nur  vorübergehend  Unterkunft  und 
Pflege  zu  gewähren.  In  der  neueren  Zeit 
haben  auch  diejenigen  Anstalten  diese  Namen 
behalten,  bei  welchen  offen  die  Aufnahme 
von  Säuglingen  durch  die  Mütter  oder  An- 
gehörige geschieht,  welche  nicht  imstande 
sind,  dieselben  selbst  zu  verpflegen  oder 
angemessen  unterzubringen,  \md  die  Anstalten 
nur  die  Yermittelung  und  pekuniäre  Unter- 
stützung dieser  Unterbringung  übernehmen, 
wo  es  sich  also  in  der  Tliat  um  Findlinge 
nicht  mehr  handelt. 

2.  Historisches.  Die  Kirche  eiferte 
schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  auf  verschie- 
denen Konzüen  gegen  die  Aussetzung  der 
Kinder,  w^elche  in  jener  Zeit  allgemein  üblich 
war.  Sie  nahm  ein  besonderes  Protektorat 
über  die  Findlinge  in  Anspruch  und  liess 
Marmorschalen  an  den  Kirchen  zur  Auf- 
nahme von  Kindern  anbringen,  die  dann  an 
Privatleute  ziu*  Pflege  übergeben  wurden. 
—  Das  Kon  zu  von  Ronen  im  9.  Jahrhundert 
befalü  ausdrücklich  den  Geistlichen,  r)ffent- 
lich  zu  ermahnen,  die  Kinder,  welche  die 
Eltern  nicht  zu  unterhalten  vermöchten,  nicht 
zu  töten,  auch  nicnt  auszusetzen,  sondern 
der  Kirche  zu  übergeben,  da  diese  die 
weitere  Versorgung  dei-selben  bei  Familien 
veranlassen  wollte,  —  es  handelte  sich  mit- 
liin  imi  Einführung  von  Privatversorgung 
durch  die  Geistlichkeit,  ohne  eine  Unter- 
scheidung zwischen  ehelichen  und  unehe- 
lichen Kindern. 

Die  erste  Anstalt  zur  Aufnahme  und 
Pflege  ausgesetzter  Kinder,  von  der  genauere 


Kimde  vorliegt,  wurde  schon  787  zu  Mai- 
land gegründet,  wo  der  Erzbischof  Da- 
theus in  der  Nähe  der  Hauptkirche  ein 
Haus  ausschliesslich  zur  Aufnahme  von  Find- 
lingen bestimmte,  die  dort  von  Ammen  ge- 
säugt und  bis  zum  achten  Jahre  erzogen 
wurden.  —  Die  folgenden  drei  Jahrhunderte 
liessen  nur  drei  ähnliche  Institute  entstehen, 
und  erst  im  12.  und  13.  Jahrhundert  ver- 
breiteten sie  sich  in  Italien  und  Frankreich 
in  grösserer  Zahl,  vorzüglich  durch  geist- 
liche Oixlen,  vereinzelt  auch  durch  Fürsten 
und  Privatleute  gestiftet.  Der  Bruderorden 
vom  heiligen  Geist  hatte  im  Beginn  des 
14.  Jahrhunderts  nicht  weniger  als  29  Findel- 
häuser unter  seiner  Leitung. 

Ursprünglich  handelte  es  sich  bei  Stiftung 
der  Anstalten  keineswegs  um  Erleichterung 
der  Aussetzung,  wie  ausdrücklich  hervor- 
gehoben werden  muss,  sondern  allein  um 
die  Erhaltung  von  Menschenleben,  die  sonst 
zu  Gnmde  gegangen  wären.  Aber  die  Kirche 
selbst  gab  diesem  Institute  allmählich  einen 
anderen  Charakter.  Papst  Innocenz  III.  er- 
richtete 1198  in  Rom  das  grossartige,  noch 
jetzt  existierende  Ospedale  di  Santo  Spiritu 
und  führte  dabei  die  Drehlade  zur  freien 
Benutzung  bei  demselben  ein.  Diese  Dreh- 
laden sind  leicht  um  die  Achse  drehbare 
Halbcylinder,  welche  vor  einer  Oeffnung  in 
der  Aussenwand  des  Hauses  zur  Aufnahme 
hindurchgeschobener  Kinder  an  der  Innen- 
seiteaufgestellt werden,die  nach  Belastung  sich 
nach  innen  drehen  und  dabei  eine  Glocke 
in  Bewegung  setzen,  um  der  darauf  war- 
tenden Amme  die  Ankunft  eines  Findlings 
anzukündigen.  Da  die  Oeffnung  nach  der 
Strasse  zu  geht  und  in  der  Nacht  ungesehen 
von  jedem  benutzt  werden  kann,  so  erhielt 
durch  diese  Einrichtung  das  Institut  eine 
principielle  Aenderung.  Es  benahm  der  Aus- 
setzung den  verbrecherischen  Charakter  und 
begünstigte  dieselbe,  indem  es  vorweg  jeder 
Mutter  ohne  jegliche  Untersuchung  ihrer 
Verhältnisse  die  Abnahme  und  Versorgung 
ihrer  Kinder  zusicherte.  Ja,  man  ging  sogar 
v«^päter  so  weit,  körperliche  Züchtigimg  ge- 
setzlich über  den  zu  verhängen,  der  die 
Mutter-  oder  Vaterschaft  eines  Findlings 
auszukundschaften  vei*suchte.  Lange  Zeit 
stand  Rom  mit  dieser  Vorrichtung  allein, 
1414  wurde  die  Drehlade  in  Florenz,  dann 
in  Mailand  und  1804  in  Frankreich  ein- 
geführt. Sonst  behielten  die  neubegründeten 
Institute  noch  den  alten  Charakter,  nur  den 
faktisch  Ausgesetzten  Hilfe  zu  leisten.  So 
wui-de  z.  B.  1362  in  Paris  eine  Veraorgungs- 
anstalt  für  Findlinge  mit  der  Begründung 
eingerichtet,  »weil  infolge  der  vielen  Kriege 
das  Elend  im  Lande  gross  war  und  Massen 
von  Kindern  verlassen  wurden,  die  man  am 
Leben  erhalten  wollte«. 

Die  Reformation  fand  in  den  romanischen 
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Staaten  bereits  eine  sehr  grosse  Anzahl  Fin- 
delhäuser vor,  in  den  gennanischen  Ländern 
historisch  konstatiert  nur  in  Laibach,  Nürn- 
berg und  Trier,  und  verhinderte  für  eine 
Weile  ihre  Ausbreitung  im  Norden,  da  sie 
die  geistlichen  Orden,  "welche  sich  denselben 
vorzüglich  gewidmet  hatten,  auöiob  und  die 
Sorge  für  die  Findlinge  den  Gemeinden 
übergab. 

Die  merkantilistischen  Anschauungen 
gaben  übeiall  der  Findelftlrsorge  eine  be- 
sondere Anregung  und  Erweiterung.  Aus 
dem  Sti'eben,  die  Volksvennehinmg  zu  stei- 
gern, errichtete  man  übeiuU  Findelhäuser 
nicht  nur  für  die  Kinder,  welche  sonst  ander- 
weitig ausgesetzt  waren,  sondern  erleichterte 
und  begiUistigte  die  Aussetzung.  Ludwig  XI V. 
erklärte  die  Findelhäuser  für  Staatsanstalten 
und  bewilligte  ihnen  nicht  unl)edeutende 
Unteretützung,  während  sie  bisher  fast  aus- 
schhesslich  von  der  Kirche  und  rrivats[)enden 
erhalten  waren,  indem  er  selir  bezeichnend 
der  bisherigen  Motivienmg  »die  chiistliche 
Liebe  fordere  die  Untei-sttitzung  der  Find- 
linge« in  seiner  Yeroi-dnung  hinzufügte: 
»die  einst  dem  Staate  nützc^n  könnten«.  Mit 
dem  ausgesprochenen  Zwecke,  dadurch  die 
Arbeitskraft  des  Landes  zu  vermehren,  er- 
richtete man  im  Beginne  des  18.  Jahrhunderts 
auch  im  protestantischen  Norden  Findel- 
austalten,  in  London,  Berlin,  Dresden,  Kopen- 
hagen, Hambiu-g,  Cassel  etc.,  welche  indes 
fast  sämtlich  nach  kurzer  Leljensfrist  wieder 
eingingen.  Energischer  ging  Napoleon  I. 
vor,  der  die  elteni-  und  heimatlosen  Find- 
lintre  als  sehr  geeignet  zu  Soldaten,  besondei'S 
d<M-  Marine,  hielt  und  daher  in  allen  Arron- 
dissements  Frankreichs  Findelhäuser  mit 
Dr^hladen  einrichten  Hess,  womit  er  auch 
die  andei-en  Länder  beglückte,  welche  \mter 
st 'ine  Botmässigkeit  kamen. 

Frankreich  allein  brachte  es  unter  dem 
Kaiserreiche  auf  300  Findelhäuser  mit  251 
Drehladen,  wodurch  die  Zahl  der  Findlinge 
natürlich  ausserordentlich  gesteigert  wurde. 
17H4  standen  unter  Aufsicht  der  Anstalten  ca. 
4O(J0O,  1815  80000,  in  den  30  er  Jahren  130000, 
welche  mit  einem  jährlichen  Aufwände  von  10 
31illionen  Francs  verpflegt  wurden.  Anfang 
der  60  er  Jahre  existierten  noch  175  Findel- 
häuser ,  1801  wurden  daselbst  42 1^)4  enfants 
tronves  eingeliefert,  dazu  kamen  26 156  enfant« 
abandoimes  und  9716  Waisen,  zusammen  78  066 
Kinder,  die  auf  öffentliche  Kosten  verpflegt 
wiu*den.  Seit  den  30  er  Jahren  hat  mau  die 
Drehladen  fortdauernd  vermindert,  und  wo  noch 
einige  bestehen  geblieben  waren,  wurden  sie 
polizeilich  überwacht,  standen  also  nicht  mehr 
zu  unbedingtem  Gebrauche  offen.  Die  Auf- 
nahme erfolgt  in  offenen  Bureaus,  welche  die 
Notwendigkeit  derselben  einer  Untersuchung 
unterziehen.  Im  Gegensatze  zu  früher  ist  man 
seitdem  bestrebt,  die  Mütter  auszukundschaften, 
doch  haben  dieselben  keine  Verpflichtung,  irgend 
welche  Aussagen  zu  machen.    Immerhin  ist  da- 


durch in  neuerer  Zeit  die  Zahl  der  enfant« 
trouves  im  Jahre  1894  auf  2976  zurückgegangen. 
Dagegen  ist  die  Zahl  der  enfants  abandonnes 
gestiegen  auf  43  889  im  Jahre  1885  und  55  993 
im  Jahre  1887,  1898  83072.  Im  ganzen  ist 
die  Zahl  der  verlassenen  Kinder  in  26  Jahren 
kaum  vermindert.  Die  Kosten  des  Staates  sind 
nur  für  unterhaltene  Kinder  überhaupt,  also 
inklusive  15  000  Waisen  angegeben,  für  1894 
auf  4,25  Millionen  Francs. 

Durch  Dekret  vom  19.  Januar  1811  wurde 
für  Belgien  bestimmt,  dass  in  jedem  Arron- 
dissement  ein  Findelhaus  eiuc:erichtet  werden 
sollte  und  zwar  mit  einer  Drehlade.  Zur  Unter- 
haltung derselben  wurde  eine  Summe  von  4 
Millionen  Francs  von  Seiten  des  Staates  ausge- 
worfen. Dafür  sollten  die  Kinder  der  Manne 
oder  dem  Landheere,  soweit  brauchbar,  zuge- 
wiesen, die  übrigen  bei  Handwerkern  und 
Arbeitern  untergebracht  werden.  Unter  der 
französischen  Herrschaft  wurden  19  Drehladeu 
in  den  belgischen  Provinzen  eingerichtet,  wo- 
von aber  bis  1830  die  meisten,  bis  auf  8,  ein- 
gegangen waren.  Das  G.  v.  30.  Juli  1834  be- 
stimmte, dass  die  Unterhaltung  der  Kinder 
zur  Hälfte  der  Gemeinde,  wo  sie  ausgesetzt 
waren,  zur  Hälfte  der  betreffenden  Provinz  zur 
Last  gelegt  werden  sollten,  soweit  die  zur 
Unterhaltung  der  Kinder  ausgeworfenen  Staats- 
gelder nicht  ausreichten.  Von  1821  bis  1832 
wurden  jährlich  8849  Findlinge  eingeliefert. 
Die  Unterhaltungskosten  betrugen  640  723 
Francs,  72,40  Francs  pro  Kopf. 

Von  1861  waren  die  Zahlen  2106  Findlinge 
—  524 419  Francs  1871  749  —  501 6i6,  1875 
466  —  511 721  Francs  Unterhaltungskosten, 
das  sind  1861  94,  1871  87,  1875  104  Francs 
pro  Kopf.  Der  Staat  gab  hierzu  1861  92312 
Francs,  1875  nur  noch  38449  Francs. 

In  Oesterreich  (wie  auch  in  London, 
Dublin,  Stockholm,  Moskau,  Petersburg)  exis- 
tieren Anstalten  unter  demselben  Namen.  Sie 
haben  aber  in  der  That  einen  anderen  Charakter 
als  in  früherer  Zeit  angenommen.  Die  Auf- 
nahme geschieht  schon  seit  Joseph  IL  nur  offen 
und,  soweit  irgend  möglich,  gegen  Bezahlung. 
Die  Findelhäuser  sind  fast  nur  als  Ergänzung  zu 
grossen  Entbindungshäusern  anzusehen,  in  denen 
die  kranken  Kinder  bis  zur  Genesung  ein  Unter- 
kommen finden  und  von  den  gratis  behandelten 
Frauen  gesäugt  werden,  wozu  diese  vier  Monate 
lang  verpflichtet  sind.  Die  gesunden  Kinder 
werden  dagegen  sofort  bei  Familien  unterge- 
bracht, freilich,  soweit  nötig,  auf  Kosten  der 
Anstalt  und  unter  Aufsicht  der  hierzu  bestellten 
Aerzte. 

Gegenwärtig  befinden  sich  in  Oesterreich 
noch  8  Findelaustalten,  in  welchen  selbst  An- 
fang der  neunziger  Jahre  über  9000  Kinder 
verpflegt  wurden,  während  über  30000  ausser- 
halb der  Anstalt  untergebracht  waren.  Der 
Aufwand  für  dieselben  belief  sich  auf  gepen 
2  Millionen  Gulden.  In  den  letzten  Jahren  hat 
die  Zahl  der  Findelkinder  eine  bedeutende  Ab- 
nahme erfahren,  denn  noch  im  Jahre  1883 
wurden  11783  Kinder  in  der  Anstalt,  36156 
ausserhalb  der  Anstalt  verpflegt.  Die  durch- 
schnittliche Verpflegungsdauer  in  der  Anstalt 
selbst  belief  sich  nur  auf  11  Tage.  Die  Sterb- 
lichkeit wurde  im  Durchschnitt  von  1883 — 87 
auf  12,45^0  angegeben,  da  aber  in  der  in  Be- 
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tracht  kommenden  Zahl  der  Verpflegten  sehr 
verschiedene  Altersklassen  vorhanden  sind,  so 
ist  daraus  nicht  Genügendes  zu  ersehen. 

In  Portugal  sind  1867  die  Drehladen  his 
auf  eine  in  Lissabon  unterdrückt.  Die  Zahl 
der  Findlinge  hat  sich  fortdauernd  vermindert. 
Von  1870/1  mit  2r>ö7  auf  327  im  Jahre  1875/6 
und  239  im  Jahre  1883/4. 

Das  bedeutenste  Findelhaus,  das  überhaupt 
existiert,  ist  das  in  M  o  s  k  a  u  durch  Catharina  II. 
1763  gegründete,  welches  sie  mit  einer  Jahres- 
rente von  100  000  Rubel  ausstattete,  zu  der  der 
Grossfürst  Paul  noch  weitere  50000  Rubel 
beisteuerte.  Im  Laufe  der  Zeit  sind  bedeutende 
Schenkungen  hinzugetreten.  Die  Gesamtkosten 
der  Anstalt  werden  jetzt  auf  1300000  Rubel 
angegeben,  wovon  für  den  Unterhalt  der  Kinder 
im  Hause  200000  Rubel,  ausser  dem  Hause 
600000  Rubel  in  Anrechnung  kommen.  Im 
Hause  sind  24  Aerzte  und  überhaupt  400  Per- 
sonen angestellt.  Im  Jahre  1764  wurden  523  un- 
ehelich geborene  Kinder  aufgenommen,  1888 
17  114,  davon  sind  etwa  3000  in  dem  Entbin- 
dungshause zur  Welt  gekommen,  welches  dem 
eigentlichen  Findelhause  angefügt  ist,  während 
darin  jährlich  gegen  &M)  Kinder  geboren 
werden. 

Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  sind  noch 
nach  dem  Lkas  von  1837  geregelt.  Danach  ist 
das  Haus  in  zwei  Sektionen  geteilt.  In  der  einen 
werden  legitim  geborene  aufgenommen  und  er- 
zogen, es  ist  eine  Art  Waisenhaus;  die  andere 
ist  für  die  eigentlichen  Findel-  und  unehelichen 
Kinder  bestimmt,  die  sobald  als  möglich  auf 
das  Land  zum  Aufziehen  gegeben  werden. 
5000  Dörfer  der  Umgegend  in  42  Arrondisse- 
ments  werden  dazu  herangezogen.  In  jedem 
derselben  ist  ein  Inspektor,  meist  ein  Arzt,  mit 
der  Aufsicht  derselben,  so  wie  mit  der  Zahlung 
der  Unterhaltsgelder  betraut.  Die  Aufnahme 
der  Kinder  im  Mutterhause  geschieht  bei  Tag 
und  Nacht  ohne  weitere  Formalitäten.  Es  wird 
nur  ein  Taufschein  verlangt.  Derselbe  kann 
in  einem  versiegelten  Couverte  abgegeben 
werden,  um  das  (reheinmis  der  Geburt  zu 
wahren,  dabei  sind  dann  25  Rubel  einzuzahlen. 

Uneheliche  Kinder  können  auch  von  1—5 
Jahren  aufgenommen  werden,  wenn  sie  ohne 
ein  Unterkommen  sind.  Es  entscheidet  der 
oberste  Chef  des  Hauses  darüber. 

Die  Personen,  welche  die  Kinder  einliefern, 
erhalten  eine  Marke  mit  der  Nummer,  unter 
welcher  das  Kind  eingetragen  ist. 

Die  Mütter  unehelicher  Kinder,  welche  sie 
selbst  zu  nähren  wünschen,  werden  als  Ammen 
eingestellt  und  entsprechend  bezahlt.  Sie  be- 
halten ihr  Kind  aber  nur,  biH  es  6  Wochen  alt 
ist,  worauf  es  auf  das  Land  gebracht  wird, 
wenn  es  nicht  ärztlicher  Pflege  bedarf. 

Will  die  Verwaltung  die  Frauen  im  Hause 
behalten  und  sie  ihre  Kinder  weiter  nähren 
lassen,  so  zahlt  sie  ihnen  im  ersten  Jahre  täg- 
lich 80  Kopeken,  im  zweiten  20  Kopeken. 
Wollen  die  Frauen  das  Kind  dann  nicht  auf 
das  Land  geben,  so  erhalten  sie  noch  weitere 
drei  Jahre  eine  tägliche  Hülfe,  die  von  30  zu 
20  und  10  Kopeken  in  den  folgenden  Jahren 
abnimmt. 

Legitime  Kinder  werden  im  Alter  unter  10 
Monaten  aufgenommen,  wenn  die  Mutter  schwer 
krank  oder  gestorben  ist  und  der  Vater  das 


Kind  nicht  ernähren  kann.  Sie  werden  aber 
nur  bis  zu  einem  Alter  von  1  Jahre  behalten, 
worauf  sie  zurückgenommen  werden  müssen. 
Es  sind  jährlich  nur  etwa  200  Kinder.  Man 
rechnet  aber,  dass  von  den  eingelieferten  Kindern 
etwa  20%  legitimen  Ursprungs  sind. 

Da  eine  nicht  unbedeutende  Zahl  der  Kinder 
krank  ist  und  zeitweise  auf  dem  Lande  nicht 
geeignete  Unterkunft  gefunden  werden  kann, 
so  müssen  stets  viele  Kinder  längere  Zeit  im 
Hause  behalten  werden.  Die  Zahl  steigt  bis 
1400,  wovon  etwa  600  Kranke.  Die  Sterblich- 
keit schwankt  von  22—43  \.  Die  Sterblichkeit 
nimmt  sofort  zu,  wenn  nicht  die  nötige  Zahl 
von  Ammen  beschafft  werden  kann,  die  zu 
7 — 900  im  Hause  gehalten  werden. 

Für  das  Aufziehen  der  Kinder  auf  dem 
Lande  werden  in  den  ersten  beiden  Jahren  3 
Rubel,  im  dritten  2,40  Rubel  in  den  folgenden 
bis  zum  14.  Jahre  herab  auf  1  Rubel  pro  Monat 
gezahlt.  Bei  kranken  Kindern  wird  die  Zahlung 
bis  5  Rubel  erhöht. 

Nach  den  Büchern  des  Hauses  haben  seit 
dem  Bestehen  bis  1890  812  989  Kinder  in  dem- 
selben Aufnahme  gefunden. 

Ausser  in  Italien  hat  man  mithin  all- 
gemein teils  die  Findelanstalten  gänzlich  l)e- 
seitigt  oder  ihnen  doch  einen  ganz  anderen 
Chai-akter  dadurch  gegeben,  diass  man  die 
Aussetzung  nicht  erleichtert  und  beliebig 
der  Bevölkerung  frei  giebt,  sondern  die  Auf- 
nahme genau  unter  Kontrolle  stellt.  Wäh- 
rend ferner  in  alter  Zeit  die  Verpflegung 
der  Kinder  allgemein  oder  doch  hauptsficlüich 
im  Hause  selbst  geschah,  ist  man  allmähli(*h 
immer  mehr  und  jetzt  durchweg  wiedenmi, 
nur  mit  vereinzelten  Ausnahmen  in  Italien, 
dazu  übergegangen,  die  Findelhäuser  nur 
als  Dun'hgangsstationen  zu  benutzen,  die 
Kinder  Familien  auf  dem  Lande  zur  Ver- 
pflegung zu  übergeben  und  dieselben  niu* 
einer  fortdauernden  Ueberwachung  von 
Seiten  der  Anstalt  zu  unterziehen.  Die 
Entlassung  erfolgt  an  den  einzelnen  Orten 
zu  verschiedenen  Zeiten,  teils  werden  sie 
Waisenhäusern  übergeben,  teils  aus  der 
Aufsicht  entlassen,  sobald  sie  irgendwo  in 
die  Lehre  gegeben  werden  können  oder  sich 
sonst  in  der  Welt  fortzuhelfen  vermögen. 

Die  Bückforderung  durdi  die  Eltern  ist 
von  jeher  möglichst  erleichtert,  und  wo  auch 
statutarisch  Ersatz  der  Kosten  beansprucht 
werden  soll,  wird  es  meistens  unterlassen. 

tJ".  (Jonrad, 


8.  Das  Findelwesen  in  Italien.  Auch 
ohne  auf  die  Massregel  zurückzugehen,  welche 
im  Altertum  von  verschiedenen  römischen  Kaisem 
(Trajan,  Septimins  Severus,  Constantin)  getroffen 
wurden,  um  das  Leben  und  die  Juristische 
Stellung  der  Findelkinder  zu  schützen,  war 
Italien  der  erst«  Staat  Europas,  in  welchem 
man  es  versucht  hat.  dieser  unglücklichen  Be* 
völkernngsklasse  zu  Hilfe  zu  kommen.  Der 
Gründung  Datheus'  wurde  oben  bereits  gedacht. 
Sororet  gründete  darauf  ein  Findelhaus  m  Siena 
im  Jahre  832;  Padua  bekam  eine  ähnliche  An- 
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stalt  um  lüOO,  Lucca  und  Arezzo  im  11.  Jahr- 
hundert, Rom,  BologTia,  Parma,  Florenz,  Prato, 
Pistoja,  Cortona  im  13.  Jahrhundert,  Venedig, 
Neapel,  Biella  im  14.  Jahrhundert,  Genua,  Bres- 
cia,  Bergamo,  Lodi  und  Verona  im  15.  Jahr- 
hundert, Piacenza  und  Udine  im  16.  Jahr- 
hundert etc.  Da  Italien  zu  jener  Zeit  in  viele 
Staaten  zerrissen  war  und  solche  Einrichtun^n 
überdies  dem  Vorgehen  von  Privatleuten  ihr 
Entstehen  verdankten,  so  konnten  sie  nicht  von 

femeinsamen  Gesichtspunkten  aus  fi^eleitet  wer- 
en.  An  einigen  Orten  (z.  B.  in  Mailand)  war 
es  lauge  Zeit  eine  unerlässliche  Bedingung  für 
die  Zulassung  eines  Kindes  zur  Unterstützung, 
dass  die  Mutter  den  Namen  ihres  Verführers 
ani^ab.  In  Siena  gründete  die  Familie  der 
Salimbeni,  welche  zu  den  angesehensten  der 
Stadt  gehörte,  ein  Findelhaus  für  die  von  ihr 
erzeugten  unehelichen  Kinder. 

In  der  Lombardei  stellten  ein  Erlass  von 
Maria  Theresia  im  Jahre  1781  und  ein  anderer 
des  Kaisers  Joseph  II.  1784  das  Findelwesen 
(servizio  degli  esposti)  unter  Staatsaufsicht  und 
setzten  die  Bedingungen  für  die  Annahme  der 
Kinder,  für  die  Wahl  und  Vergütungen  der 
Ammen  und  für  die  Dauer  der  Unterstützung  fest. 

Im  Königreich  Sardinien  vollzog  sich  die- 
selbe Neuorduimg  des  Findelwesens  unter  dem 
Schutze  des  Staates  und  der  Geldbeihilfe  der 
Ortsverwaltung  durch  königlichen  Erlass  vom 
15.  Oktober  1822,  im  Grossherzogtum  Toscana 
durch  Reskript  vom  17.  Februar  1818. 

Für  das  Jahr  1854  oder  wenig  davon  ab- 
liegende Jahre  hat  Hügel  für  das  festländische 
Königreich  Sardinien,  Lombardei  und  Venezien, 
den  Kirchenstaat,  Toscana,  Parma  und  Modena 
und  das  Königreich  beider  SicUien  berechnet, 
dass  auf  eine  Bevölkerung  von  22,7  Millionen 
146  Findelhäuser  vorhanden  waren,  welche  alle 
mit  einer  Drehlade  (ruota)  für  die  Aufnahme 
der  Kinder  versehen  waren,  und  dass  sie  zu- 
sammen für  die  Unterstützung  von  99  596  Kindern 
sorgten.    (44  auf  je  10  000  Einwohner.) 

Das  bürgerliche  Gesetz,  welches  nach  der 
Einigung  des  Reiches  in  Kraft  getreten  ist,  er- 
laubt, den  Ueberlief erungen  des  römischen  Rechtes 
folgend,  nicht  die  Nachforschung  nach  der  Vater- 
schaft (ausser  in  Fällen  der  Entführung  oder 
Vergewaltigung),  und  nur  in  beschränkten  Fällen 
und  auf  schriftlichen  Beweis  hin  die  der  Mutter- 
schaft. Die  lieiter  der  hauptsächlichsten  Findel- 
häuser im  Königreiche  haben  sich  bei  mehreren 
Gelegenheiten  (mtemationaler  Wohlthätigkeits- 
konjCTess  in  Mailand,  Hygienekongress  in  Turin 
1880)  als  Gegner  dieser  Zeugung  ohne  Ver- 
antwortlichkeit gezeigt  und  den  Wunsch  ge- 
äussert, es  möchte  die  gesetzliche  Bestimmung 
in  dem  Sinne  geändert  werden,  dass  in  allen 
Fällen  die  Nennung  des  Namens  der  Mutter  den 
Civübehörden  (uffici  di  stato  civile)  zur  Pflicht 
gemacht  würde  samt  den  gesetzlichen  Folgen 
der  Anerkennung. 

Was  die  Leitung  der  Findelhäuser  anbe- 
langt, so  wurde  keine  gesetzliche  Bestimmung 
getroifen,  welche  sie  gleichmässig  ordnet.  Wäh- 
rend das  Kommunal-  und  Provinzialgesetz  von 
1865  versprach  (Artikel  237),  dass  man  solchem 
Mangel  abhelfen  würde,  beschränkte  es  sich 
darauf,  die  Ausgabe  für  die  Erhaltung  der  Aus- 
gesetzten als  Verpflichtung  anzusehen,  wenn 
nicht  von  bestimmten  Anstalten  für  diesen  Zweck 


genügend  gesorgt  wäre,  und  diese  Ausgäbe 
ganz  den  Provinzen  und  Gemeinden  aufzubürden, 
während  sie  früher  zum  Teil  auch  vom  Staate 
getragen  wurde  Das  neue  Gemeindegesetz 
(vom  HO.  Dezember  1889)  hat  an  dieser  Ver- 
fügung nichts  geändert. 

Die  Ausgabe  der  Gemeinden  und  der  Provinzen 
für  die  Findelkinder  betrug  1871  12267443  Lire 
(im  Durchschnitt  0,45  Lire  auf  den  Einwohner) 
und  1897  11889787  Lire  (0,38  Lire  auf  den 
Einwohner);  5508244  Lire  belasteten  i.  J.  1897 
das  Kommunal-  und  6381543  das  Provinzial- 
budget.  Um  die  Gesamtausgabe  zu  erhalten, 
muss  man  zu  diesen  Summen  2615815  Lire  hin- 
zufügen, den  Patrimonialreinertrag  selbständiger 
Findelhäuser,  die  als  fromme  Stiftung  errichtet 
sind. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Betrieb  ört- 
liches Interesse  hat,  hat  man  den  Provinzial- 
verwaltungen  eine  gewisse  Freiheit  in  seiner 
Regelung  gelassen.  Ein  erster  wesentlicher 
Unterschied  besteht  in  der  Art  der  Zulassung 
der  Kinder  zur  Unterstützung. 

Bis  zum  Jahre  1866  war  in  allen  Provinzen 
das  Verfahren  unbedingter  Annahme  mittelst 
der  Drehladen  in  Ej^aft;  von  da  an  sind  diese 
allmählich  abgeschafi't  und  durch  direkte  Ueber- 
gabe  der  Kinder  an  Findelhäuser  oder  Hilfs- 
nndelanstalten  oder  besonders  mit  der  Annahme 
bei  kommunalen  Behörden  betraute  und  besol- 
dete Personen  (pie  ricevitrici)  ersetzt. 

Die  Zahl  der  Gemeinden,  in  denen  die  Dreh- 
lade in  Gebrauch  ist,  die  lo66  sich  im  ganzen 
Reiche  auf  1179  belief,  ging  1880  auf  687,  1888 
auf  590  und  1897  auf  306  zurück ;  diese  sind 
jetzt  fast  aus.<ichliesslich  in  Gemeinden  der 
Abruzzen,  Apuliens,  Calabriens  und  Siciliens  in 
Gebrauch. 

In  den  drei  Jahren  1879/81  wurden  32093 
Kinder  den  Drehläden  übergeben,  von  denen 
541  tot  aufgefunden  wurden,  und  in  den  drei 
Jahren  1894/%  wurden  14823  ausgesetzt. 

Die  Abschaffung  der  Drehläden  hat  das 
Aussetzen  von  Kindern  an  öffentlichen  Orten 
nicht  gesteigert;  letztere  Thatsache  zeigt  sich 
vielmehr  häufiger  in  den  Provinzen,  wo  dieselben 
noch  in  Betrieb  sind.  Von  8832  Kindern,  welche 
in  dem  dreijährigen  Zeiträume  1879/81  an  Öffent- 
lichen Orten  ausgesetzt  gefunden  wurden,  kamen 
2435  auf  Calabrien  und  1712  auf  Sicilien.  In 
den  drei  Jahren  1894/96  wurden  nur  2452  Kin- 
der ausgesetzt. 

So  hatte  man  auch  infolge  der  Abschaffung 
der  Drehläden  keine  Erhöhung  der  Zahl  der 
Verbrechen  des  Kindesmordes  oder  Fruchtab- 
treibens zu  beklagen.  In  der  That  hatten  die 
Aemter  des  öffentlichen  Ministeriums,  welche  sich 
1880  mit  322  Fällen  vollzogenen  oder  versuchten 
Kindermordes  und  mit  213  des  Fruchtabtreibens 
zu  beschäftigen  hatten,  1895  mit  184  der  ersteren 
und  233  der  zweiten  zu  thun;  die  Abnahme  ist 
in  den  dazwischenliegenden  Jahren  fast  regel- 
mässig fortschreitend  gewesen. 

Ausser  dem  Vorteil  moralischer  Art,  dass 
die  Blutsbande  nicht  gelockert  werden,  wenn 
man  das  Aussetzen  der  ehelichen  Kinder 
hindert,  hat  die  Abschaffung  der  Drehläden 
den  materiellen  Nutzen,  die  Unterstützungs- 
kosten zu  verringern  und  in  benachbarten  Pro- 
vinzen die  Annahme  auswärtiger  Kinder  zu 
verhindern,  geschaffen.   Die  thatsächlichen  Aus- 
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gaben  haben  sich  nicht  gemindert,  aber  man  hat 
sie  erspriesslicher  verwenden  können,  indem  man 
das  Gehalt  der  Ammen,  die  Ausgaben  für  die 
Ausstattung  der  Kinder,  die  Erziehungs-  und 
Unterrichtsgelder  etc.  erhöhte. 

Im  Jahre  1896  wurden  29633  Kinder  zur 
Untersttitaung  auf  Kosten  der  Gemeinden  und 
Provinzen  zugelassen,  und  rechnet  man  die  aus 
den  vorhergehenden  Jahren  ihnen  zur  Last  ge- 
bliebenen hinzu,  so  betrug  die  Gesamtzahl  am 
ersten  Januar  1897  132371,  was  mit  der  Ge- 
samtbevölkerung des  Königreichs  verglichen 
durchschnittlich  42  unterstützte  Kinder  auf  je 
10000  Bewohner  ergiebt  (dasselbe  Verhältnis 
wie  das  1864  gefundene). 

Die  unterstützten  Kinder  sind  in  Mittel- 
italien (Umbrien  98,  in  Toscana  60,  Emilia  64 
auf  je  10000  Einwohner)  verhältnismässig  am 
zahlreichsten ;  die  niedrigsten  Verhältnisse  beob- 
achtet man  in  Süditahen  (Abruzzen  35,  Cam- 
panien  26,  Sardinien  12).  Unter  den  1896  zur 
Unterstützung  zugelassenen  29  633  Kindern  waren 
1797  ehelicher  Geburt  und  wurden  unterstützt, 
weil  sie  Waisen  und  ohne  Verwandte  waren, 
welche  die  Verpflichtung  gehabt  hätten,  sie  zu 
erhalten,  oder  infolge  völliger  Armut  der  Eltern, 
oder  weil  sich  diese  im  Gefän^is  befanden. 
Die  anderen  27836  waren  unehelich. 

1896  wurden  im  ganzen  Königreiche  70278 
unehelich  Geborene  gemeldet,  von  denen  40088 
wenigstens  von  einem  der  Eltern  anerkannt  und 
auf  Kosten  derselben  erzogen  wurden:  die  an- 
deren 30190  wurden  nicht  anerkannt  und  starben 
früh  oder  mussten  auf  Kosten  öifentlicher  An- 
stalten erzogen  werden.  Die  jährliche  Zahl 
der  unehelichen  Geburten  ist  bis  1883  im  Wachsen 
begriffen;  in  den  5  Jahren  von  1863—1867  ka- 
men 52  auf  je  1000  Geburten  und  18a3  78 ; 
von  da  ab  merkt  man  eine  ^aduelle  Vermin- 
derung bis  64  im  Jahre  1897.  Das  Widerstreben, 
welches  ein  Teil  der  Bevölkerung,  besonders  in 
den  ländlichen  Gemeinden  des  alten  Kirchen- 
staates, immer  noch  gegen  das  Schliessen  der 
Civilehe  zeigt   (der  einzigen,  welche  seit  1866 

fesetzlich  anerkannt  wird);  die  schnelle  BevÖl- 
erungszunahme  einiger  grossen  Städte,  welche 
besonders  durch  den  Zuzug  zahlreicher  Arbeiter- 
scharen verursacht  ist,  die  dort  keinen  bleiben- 
den Wohnsitz  nehmen  und  sich  davor  scheuen, 
eine  regelrechte  Familie  zu  gründen,  die  Ver- 
breitung dem  Ehebande  feinducher  Gedanken  in 
einigen  Gegenden  (Romagna)  und  Bevölkerungs- 
klassen haben  die  Zahl  der  nicht  gesetzmässig 
fegründeten  Familien  vermehrt;  aber  trotzdem 
ann  man  nicht  behaupten,  dass  man  in  diesen 
Familien  mit  w^eniger  Sorge  und  weniger  Liebe 
für  die  Erhaltung  und  Erziehung  der  Nach- 
kommenschaft anträfe. 

in  verschiedenen  Provinzen  Mittelitaliens 
ist  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  überhaupt 
5 — 6  mal  höher  als  in  Piemont,  Ligurien  und 
der  Lombardei.  Die  grössten  Unterschiede  beob- 
achtet man  in  der  Gruppe  der  Unehelichen, 
welche  von  den  Eltern  anerkannt  und  erzogen 
werden. 

Unter  den  69  Provinzen,  in  welche  das 
Königreich  eingeteilt  ist,  sorgen  49  für  die 
Unterstützung  der  Findelkinder  durch  Findel- 
häuser, die  anderen  20  Provinzen  lassen  sie 
durch  die  Hebammen  oder  mit  diesem  Amte  in 
den    einzelnen    Gemeinden    betraute    Personen 


unmittelbar  zu  auswärtigen  Ziehmüttern  bringen. 
Die  Findelhäuser  in  den  ersten  49  Provinzen 
belaufen  sich  auf  120  und  nehmen  jährlich  un- 
gefähr 21000  Kinder  auf. 

Die  grössere  Anzahl  der  Findelhäuser  kann 
man  heutzutage  nicht  mehr  wirkliche  Unter- 
kunftsorte nennen;  sie  dienen  als  zeitweise 
Unterkunftsorte  und  Krankenhaus,  worin  man 
die  Kinder  möglichst  kurze  Zeit  bleiben  lässt. 

Sucht  man  die  Zahl  der  Säuglinge,  welche 
in  den  Jahren  1893 — 1896  in  den  Findelhäusem 
oder  bei  auswärtigen  Ziehmüttern  von  1000 
Kindern,  welche  in  der  gleichen  Zeit  zur  Unter- 
stützung zugelassen  sind,  gestorben  sind,  so  er- 
giebt sich  eine  Sterblichkeitaziffer  von  376  auf 
1000,  d.  h.  mehr  als  ein  Drittel  der  durch 
Findelhäuser  unterstützten  Kinder  stirbt  inner- 
halb des  ersten  Lebensjahres.  Die  Sterblich- 
keitstabelle  der  italienischen  Bevölkerung,  welche 
auf  Grund  von  Daten  des  Beobachtungsab- 
schnittes 1893 — 1896  aufgestellt  ist,  giebt  als 
Sterblichkeitsziffer  der  ehelichen  Kinder  im 
ersten  Lebensjahre  175  von  1000;  ein  Verhältnis, 
welches  geringrer  als  die  Hälfte  von  dem  ist, 
welches  man  für  die  auf  Kosten  der  Gemeinden 
und  Provinzen  unterstützten  Säuglinge  gefun- 
den hat. 

Da  die  Altersgrenze,  bis  zu  welcher  die 
Unterstützung  auf  Kosten  der  Ortsverwaltungen 
sich  erstreckt,  durch  besondere  Verordnungen 
eines  jeden  Findelhauses  festgesetzt  ist,  so  ist 
sie  von  Ort  zu  Ort  verschieden  und  ist  auch 
verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  einen 
Knaben  oder  ein  Mädchen  handelt.  In  Ferrara, 
Imola,  Faenza  z.  B.  dauert  die  Unterstützung 
bis  zu  18,  in  Ancona  bis  zu  16,  in  Modena, 
Bologna,  Cremona,  Mantua,  Reggio  in  der 
Emilia  und  Mailand  15.  in  Como  und  Brescia 
bis  zu  14,  in  Pisa,  Farli,  Siena  bis  zu  13, 
in  Turin,  Novara,  Aiessandria  und  Tre- 
viso  12,  in  Rom,  Lucca  und  Cuneo  10,  in 
Chieti,  Teramo,  Catanzaro  und  Reggio  in  Cala- 
brien  8  für  die  Knaben  und  10  für  die  Mädchen, 
in  Salerno,  Catania,  Messina  und  Syrakus  7  für 
die  Knaben,  in  Cosenza  6  für  die  Knaben  und 
8  für  die  Mädchen,  in  Rovigo  bis  zu  18,  in  Neapel 
bis  zu  15  Monaten. 

So  sind  auch  nach  den  Orten  die  den  Ammen 
bezahlten  Monatslöhne  verschieden.  Im  allge- 
meinen sind  sie  in  den  nördlichen  Provinzen 
höher  als  in  den  südlichen.  Die  Findelhäuser 
in  Bergamo,  Ravenna,  Portoferraio  z.  B.  geben 
den  auswärtigen  Ammen  im  ersten  Lebensjahre 
des  Kindes  einen  Lohn  von  18  Lire,  das  in 
Mailand  13,50,  die  in  Brescia,  Pavia,  Como, 
Cagliari,  Mantua,  Novara,  Livorno,  Turin,  Udine 
12,  die  in  Cuneo,  Florenz,  Pisa,  Alessandria, 
Parma,  Cremona,  Palermo,  Treviso  10,  während 
es  in  Salerno,  Potenza  und  Girgenti  nur  7  Lire 
beträgt,  in  Trapani  und  Messina  6,50,  in  Cam- 
pobasso,  Reggio  in  Calabrien  und  Caltanisetta 
6,  in  Chieti,  Caserta,  Benevent,  Bari  und  Ca- 
tanzaro 5,50,  in  Teramo  4,25  Lire. 

Für  die  Kinder  über  ein  Jahr  geht  der 
Lohn  der  Ammen  auf  5  oder  3  Lire  monatlich 
und  auch  auf  noch  weniger  zurück,  je  nach 
den  Orten. 

Ausser  dem  monatlichen  Gehalt  und  den 
Reiseentschädigungen  für  die  Ammen,  welche 
Kinder  aus  den  Findelhäusern  abholen,  gewähren 
die  Provinzen  Vergütungen  in  Geld  oder  Waren 
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für  die  Ansstattung  des  Kindes  und  bezahlen 
die  Erankheitskosten  für  dasselbe;  nnd  manch- 
mal (besonders  in  den  nördlichen  und  mittleren 
Provinzen)  bewilligen  sie  den  Ammen  Prämien 
für  die  best  Aufgezogenen  und  ünterrichts- 
prämien  für  die  Kinder,  welche  regelmässig  eine 
Schule  besuchen. 

Fast  alle  gewähren  femer  den  Mädchen, 
welche  sich  vor  dem  25.  Jahre  verheiraten,  kleine 
Unterstützungen  zur  Aussteuer. 

In  Süditalien  sind  die  zu  niedrigen  Löhne 
ein  Hindernis,  ein  schnelles  Unterbnngen  der 
Kinder  bei  auswärtigen  Ziehmüttern  zu  erzielen ; 
sie  sind  daher,  weil  sie  sich  lange  Zeit  in  engen, 
ungesunden  Unterkunftssälen  aufhalten  müssen, 
einer  furchtbaren  Sterblichkeit  unterworfen. 

Der  grösste  Teil  der  bei  auswärtigen  Zieh- 
müttern untergebrachten  Kinder  wird  Familien 
auf  dem  Lande  anvertraut  und  deshalb  zur  Aus- 
übung des  Ackerbaues  erzogen. 

Es  fehlen  in  fast  allen  Provinzen  Ortsaus- 
schüsse zur  Unterstützung  von  Findelkindern. 
Solch  Fehlen  hat  schwere  Nachteile  im  Ge- 
folge. Viele  Kinder,  die  in  kleinen  Gemeinden 
geboren  sind,  in  denen  sie  leicht  bei  einer  Zieh- 
mutter untergebracht  werden  könnten,  müssen 
ins  Findelhaus  gebracht  werden  und  ertragen 
nicht  die  Unbilden  der  Reise,  des  Luftwechsels 
und  der  veränderten  Lebensweise  und  den  zwei- 
oder  mehrwöchentlichen  Aufenthalt  dort,  bevor 
die  Ammen  sie  abzuholen  kommen. 

Da  die  erbliche  Syphilis  sich  manchmal 
verspätet  zeigt,  so  sind  die  schon  der  Amme 
übergebenen  und  nicht  mehr  überwachten  Findel- 
kinder Ursache  der  Uebertragung  dieser  an- 
steckenden Krankheit  auf  die  Amme  und  ihre 
Familie.  Auf  Grund  von  Daten  der  Beobach- 
tungsperiode 1890-1896  sind  jährlich  1097 
unterstützte  Kinder  mit  erblicher  Syphilis  be- 
haftet. 

Trotz  aller  Bürgschaften  der  Sittlichkeit, 
welche  für  die  Annanme  von  Ammen  verlangt 
werden,  ist  es  ohne  eine  beständige  und  ein- 
sichtige Ueberwachung  unmöglich,  zu  verhin- 
dern, dass  einige  von  ihnen  gleichzeitig  mehrere 
Kinder  nähren,  um  grösseren  Gewinn  daraus  zu 
ziehen,  oder  dass  das  Aufziehen  nicht  mit  der 
nötigen  Sorgfalt  bewerkstelligt  wird,  aus  Un- 
wissenheit oder  wegen  Krankheit  der  Amme. 

Die  schweren  Gebrechen,  welche  in  den 
Verwaltungs-  und  Sanitätsverhältnissen  vieler 
Findelhäuser  entdeckt  wurden,  haben  die  Not- 
wendigkeit einer  Reform  dieses  öffentlichen 
Dienstes  bewiesen.  Am  Anfang  des  Jahres  1897 
war  eine  königliche  Kommission  ernannt  worden 
mit  der  Aufgabe,  die  dringendsten  Verbesse- 
rungen vorzuschlagen,  um  die  Gesundheit  der 
unterstützten  Kinder  zu  beschützen. 

Die  soziale  Lage  und  die  Ausbildung  der 
Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Provinzen 
des  Königreichs  sind  noch  jetzt  zu  ungleich, 
und  es  ist  nicht  möglich,  eine  vollständige  Ueber- 
einstimmung  in  dieser  Beistandsart  sogleich  zu 
gewinnen.  Femer  würde  eine  gründliche  Ab- 
änderung auf  örtliche  eingewurzelte  Vorurteile 
stossen. 

Dennoch  streben  die  Vorschläge  der  oben 
erwähnten  Kommission  nach  dem  folgenden 
Zwecke : 

a)   Die  Mutter  dem  Kinde  zu  nähern,  um  die 
Erkennung  zu  erleichtern. 


b)  Die  Unterstützungskreise  mehr  zu  be- 
schränken, um  den  Kindern  die  langen 
und  unbequemen  Reisen  zu  erapwren  und 
die  Missbräuche,  die  Vertanschungen  der 
Kinder,  den  Handel  mit  ihnen  leichter  zu 
verhindern. 

c)  Womöglich  das  Kind  für  die  Stillungs- 
zeit seiner  eigenen  Mutter  anzuvertrauen 
und  dieser  zu  Hause  einige  Jahre  lang 
Hilfe  zu  leisten. 

d)  Die  Verantwortlichkeit  jener  Beamten 
(^Syndici,  Aerzte,  Hebammen)  zu  steigern, 
welche  die  Erkundigungen  nach  dem  sitt- 
lichen Betragen  und  den  Gesundheitsver- 
hältnissen der  Erzieher  vernachlässigt 
haben  und  die  unterstützten  Kinder  nicht 
überwachen,  daher  an  ihren  Leiden  mit- 
schuldig sind. 

e)  In  jeder  Gemeinde  geeignete  Frauen- 
komitees einzurichten  für  die  Ueber- 
wachung  der  Kinder,  die  dort  unterhalten 
werden. 

f)  Den  Provinzial-  und  Kommunalärzten  (bei 
dem  Sanitäts^esetz  vom  22.  Dezember  1888 
ernannten)  die  ununterbrochene  Aufsicht 
dieses  öffentlichen  Dienstes   aufzutragen. 

Rom.  Enrico  Itaseri, 

4.  Die  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Wirkungen.  Die  Findelhäuser  haben  die 
Aufgabe,  vor  allem  das  Zugrundegehen  ver- 
lassener Kinder  zu  verhindern  und  dem 
Kindesmorde  entgegenzuwirken.  Damit  soll 
zugleich  ein  Schleier  über  geschlechtliche 
Vergehen  gedeckt  und  das  Unglück  verfülir- 
ter  Mädchen  gemindert  werden.  Sie  sind 
demnach  als  AVohlthätigkeitsinstitute  aufge- 
fasst  und  noch  in  neuerer  Zeit  als  solche 
empfohlen  worden.  Man  hat  ihnen  ferner, 
wie  wir  sahen,  wiilschaftliche  Bedeutung 
beigemessen,  indem  sie  dem  Staate  einen 
Zuwachs  von  Arbeitskräften  vei'schaffen 
sollten,  und  zwar  eventuell  von  solchen,  die 
sieh  ihm  unabhängig  von  der  Familie  voll- 
ständig widmeten.  Sie  können  in  der  That 
dadurch  günstig  wirken,  dass  sie  gerade 
ünehelichgeborene  aus  ärmlichen  und  un- 
geordneten Verhältnissen  herausziehen  und 
ihnen  eine  solide  Erziehung  bieten,  durch 
welche  sie  zu  nützlichen  Bürgern  werden 
können. 

Die  an  zweiter  Stelle  angeführten  Mo- 
mente kommen  heutigen  Tages  nicht  mehr 
in  Betracht.  Auf  eine  künstliche  Volks- 
vermehrung hat  man  in  civilisierten  Staaten 
nirgends  mehr  Bedacht  zu  nehmen.  Für 
eine  angemessene  Unterbringung  und  Er- 
ziehung der  Unehelichgeborenen  kann  aber 
mit  demselben  Erfolge  auf  andere  Weise 
gesorgt  werden.  Wir  verweisen  in  dieser 
Beziehung  auf  die  Vereine  zur  Unterbrin- 
gung und  Versorgung  der  sogenannten  Halte- 
oder Ziehkinder,  untei-stützt  durch  scharfe 
Ueberwachung  derselben  durch  die  Polizei. 
Der  Unterschied  hat  sich  in  der  neueren 
Zeit   besonders    dadurch   vermindert,    da.' 
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die  Findelhänser ,  wie  wir  sahen,  jetzt 
^auch  fast  nur  noch  die  Yermittelung  der 
Unterbringung  der  Kinder  übernehmen,  aber 
nicht  mehr  die  Verpflegung  in  den  Anstalten 
selbst.  Dem  deutschen  Verfahren  der  er- 
wähnten Vereine,  welche  sich  aller  bedürf- 
tigen Kinder,  der  legitimen  wie  illegitimen, 
in  gleicher  Weise  annehmen,  steht  das  fran- 
zösische Verfahren  der  »secours  aux  filles 
meres«  gegenüber,  welches  auch  in  Belgien 
Nachahmung  gefimden  hat,  wonach  seit  den 
30  er  Jahren  unverheiratete  Mütter  in  beson- 
derer Weise  von  Seiten  des  Staates  oder  der 
Gemeinde  unterstützt  werden,  indem  sie 
3  Jahre  hindurch  25  Francs  pro  Monat  er- 
halten, wenn  sie  ihr  Kind  selbst  nähren 
oder  bei  sich  aufziehen,  oder,  wie  es  in 
Paris  geschieht,  indem  man  ihnen  Pflege- 
mütter zuweist  und  für  10  Monate  das  Kost- 
geld vorschiesst,  wenn  sie  das  Kind  nicht 
selbst  behalten  können.  Die  verheirateten 
Mütter  in  gleich  bedrängter  Lage  haben  sich 
wie  andere  Bettler  an  ein  »bureau  de  bien- 
faisance«  zu  wenden. 

Die  Thatsachen  haben  bewiesen,  dass  die 
Findelhäuser  keineswegs  das  leisten,  was 
mau  von  ihnen  erwartet.  Wie  schon  in  den 
50  er  und  60  er  Jahren  nachgewie»sen  (von 
Hügel  und  dem  Unterzeichneten),  verhindern 
die  Findelhäuser  nicht  die  Aussetzung  von 
Kindern  an  anderen  Orten  noch  Kindes- 
morde. In  Deutschland,  wo  keine  Findel- 
häuser existieren,  sind  Aussetzungen  an  freien 
Orten  nur  selten.  Von  1882 — 87  wiu'den 
52  Aussetzungen  bestraft.  In  Bayern  kom- 
men jährlich  durchschnittlich  11,  in  Sachsen 
und  Hannover  10  vor,  während  in  das  Mai- 
länder Etablissement  jährlich  etwa  100  an 
anderen  Orten  gefundene  Kinder  eingeliefert 
werden.  In  Paris  kommen  jälu*lich  gegen 
145  Findlinge  vor,  in  Frankfiui;  2 — 3,  in 
Berün  1885/6  19,  1886/7  26,  1887/8  13.  In 
Italien  kommt  ein  Kindesmord  auf  6000  Ge- 
burten, in  Deutschland  auf  10000,  in  Preussen 
auf  13000,  mid  in  Belgien  haben  sich  nach 
Beseitigung  der  Drehladen  die  Kindesmorde 
nicht  vennehrt;  ebenso,  wie  oben  gezeigt, 
nicht  in  Italien.  Allgemein  ist  auch  an- 
erkannt, dass  diese  That  unmittelbar  nach 
der  Entbindung  in  der  ersten  Erregung  und 
Angst  geschieht,  wo  auch  der  Gang  bis  zum 
Findelhause  die  Entdeckmig  der  Geburt  und 
der  Schande  herbeiführen  kann. 

In  der  älteren  Zeit  war  ein  Hauptgrund, 
der  gegen  die  Findelhäuser  angeführt  wurde, 
die  übergTOsse  Kindersterblichkeit  in  den- 
selben, indem  nach  Angabe  der  älteren  Au- 
toren 75®/o  der  eingelieferten  Kinder  im 
ei-sten  Lebensjahre  zu  Grunde  gingen.  Das 
war  aber  nur  so  lange  der  Fall,  als  man 
versuchte,  die  Kinder  in  den  Anstalten  selbst 
aufzuziehen  und  dabei  häufig  einer  Amme 
3,  selbst  4  Kinder  zuteilte  oder  sie  auf  Tier- 


milcli  anwies,  welche  dieselben  nur  bei 
grösster  Sorgfalt  vertilgen.  Seit  die  Unter- 
bringung der  Kinder  in  Privatfamilien  die 
Regel  ist,  hat  sich  auch  die  Sterblichkeit 
auf  das  Dui-ehschnittsmass  der  unehelichen 
Kinder  überhaupt  reduziert,  besonders  weim 
man  in  Bücksicht  zieht,  dass,  wie  Bitter 
von  Rittersheim  nachgewiesen  hat,  das 
Durchschnittsgewicht  der  Findlinge  sich 
durchschnittlich  als  ein  anormal-niedriges 
herausgestellt  hat. 

Die  allgemein  anerkannte  aussergewöhn- 
Uche  und,  wie  es  scheint,  unvermeidliche 
Sterbliclikeit  der  Kinder  in  den  Findelhäusem 
selbst  hat  die  anstaltliche  Fürsorge  unbedingt 
verurteilt  und  wohl  für  alle  Zeiten  beseitigt 
Es  kann  deshalb  nur  die  neuere  Form  in 
Frage  kommen.  Hierbei  ist  aber  noch  zu 
unterscheiden  die  unbedingte  und  unkon- 
trollierte Aufnahme,  wie  sie  noch  jetzt  in 
Süd-Italien  besteht,  oder  die  offene,  zu 
welcher  Frankreich  übergegangen  ist. 

Gegen  das  erstere  Verfahren  ist  vor  allen 
Dingen  hervorzulieben ,  dass  dasselbe  im 
höchsten  Masse  demoralisierend  wirkt,  we- 
niger durch  Steigerung  der  Zalil  der  unehe- 
lichen Kinder,  was  wenigstens  nicht  sta- 
tistisch zu  beweisen  ist,  wohl  aber  durch 
Erstickung  des  elterlichen  Pflichtgefühls, 
wenn  in  solcher  Weise  öffentliche  Anstalten 
den  Elteni  die  natürliche  Fürsorge  für  ihre 
Kinder  abnehmen  und  sie  damit  ihrer  hei- 
ligsten Pflichten  entwöhnen.  Dass  dieses 
geschieht,  ist  dadiux'h  bewiesen,  dass  in 
Italien  ein  bedeutender  Prozentsatz  der 
vTrovatelü«  noch  vor  zwanzig  Jahren  ehe- 
lichen Ui*sprungs  war.  In  Rom  waren  1864 
18  ^/o  derselben  in  ein  besonderes  Buch  als 
ehelichen  Urspnmgs  eingetragen;  die  Be- 
amten schätzten  aber  dort,  wie  in  Florenz, 
die  Zalil  derselben  auf  30  ^/o.  In  dem  Mai- 
länder Findelhause  betinigen  sie  nach  der 
offiziellen  Angabe  zur  selben  Zeit  mehr  als 
50  *^/o.  Von  den  13  881,  welche  in  den  Jahren 
von  1843 — 1854  daselbst  reklamiert  wurden, 
waren  13063  eheliche,  nur  818  uneheliche. 
Jetzt  ist  der  Prozentsatz  der  ehelichen  Kinder 
in  den  italienischen  Findelhäusern  auf  8^-o 
gefallen. 

Es  kann  in  der  That  keine  stärkere  Ver- 
urteilung des  Systems  der  unbedingten  Auf- 
nahme geben,  als  ihn  dieser  Nachweis  liefert, 
dass  in  einer  Stadt  wie  Mailand  und  deren 
nächster  Umgebung  alljährlich  gegen  3000 
Mütter,  welche  keine  Schande  zu  verdecken 
haben,  dadurch  verleitet  werden,  ihre 
heiligsten  Pflichten  zu  verletzen,  ihre  Kinder 
zu  Verstössen  und  deren  Erziehung  dem 
Staate  aufzubürden,  die  ihnen  selbst  lästig 
ist,  ein  Umstand,  der  wenig  dadurch  ge- 
mildert wird,  dass  ein  grosser  Teil  von 
ihnen  dieselben  später  reklamiert;  das  Un- 
recht ist  einmal  begangen  und  bleibt  bei  den 
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Kindern  sicher  nicht  ohne  nachhaltigen  Ein- 
druck. 

Hiergegen  ist  die  grosse  Kostspieligkeit 
der  Institute  nur  ein  untergeordneter  Punkt, 
obwohl  eine  Kommission  in  Belgien,  welche 
den  Umstand  zu  untersuchen  hatte,  nach- 
wies, dass  denselben  jedes  Kind  die  dop- 
pelten Erziehungskosten  verursachte  als  den 
Eltern,  welche  die  Unterbringung  selbst  über- 
nehmen. 

Nach  allem  kann  darüber  kein  Zweifel 
sein,  dass  die  unbedingte  Aufnahme  und 
ohne  Kontrolle  der  Aussetzenden  ein  Ana- 
chronismus ist,  dessen  Schäden  unbedingt 
überwiegen  und  dessen  Aussterben  niu*  eine 
Frage  der  Zeit  sein  kann. 

Aber  auch  die  offene  Aufnahme,  wie  sie 
in  Frankreich,  Belgien  und  Nord-Itahen  ge- 
liandhabt  wird,  behält  ihr  Bedenkliches,  so- 
lange damit  die  Ti-ennung  von  Mutter  und 
Kind  absichtlich  befördert  wird,  wie  es  dort 
der  Fall  ist ;  es  ist  das  etwas  Unnatürliches, 
das  gesunde  Gefühl  Verletzendes  und  kann 
auf  die  Bevölkerung  nicht  günstig  erziehend 
wirken.  Ebensowenig  kann  es  richtig  sein, 
den  unverehelichten  Müttern  einen  Vorzug 
vor  anderen  ebenso  armen  Müttern  zu  ge- 
währen und  sie  aus  öffentlichen  Mitteln  in 
besonderer  Weise  zu  unterstützen.  Die  Für- 
sorge für  Findlinge  und  uneheliche  Kinder 
fällt  damit  wie  die  Waisenfürsorge  der  all- 
gemeinen Armenpflege  zu.  Zu  wünschen 
ist  dabei  in  hohem  Masse,  dass  private  Ver- 
eine die  öffentliche  Armenpflege  unterstützen 
und  sich  der  Kinder  im  zartesten  Alter  in 
besondei-er  Weise  annehmen,  die  von  ihren 
Angehörigen  nicht  eine  angemessene  Pflege 
erhalten  können;  besonderer  Findelhäuser 
bedarf  es  hierzu  nicht.  Vereine  für  so- 
genannte Haltekinder,  unterstützt  und  kon- 
trolliert durch  Polizeiorgane,  i-eichen  hierzu 
in  jedem  Kidturlande  aus.  Höchstens  in 
Ländern,  wo  noch  die  Kinderaussetzung 
blüht  und  diu^ch  Gesetz  und  Sitte  toleriert 
wiitl,  können  Findelhäuser  wie  hier  im 
Mittelalter  als  Uebergang  am  Platze  sein. 

Litteratur:  Hügel,  Die  Findelhäu^er  und  das 
Finde!  wesen  Europas,  Wien  1863.  —  li6on 
Lallemandf  Higtoire  des  enfants  abayidonnes 
et  delaissSs,  Paris  1885.  —  Conrad,  Die  Findel- 
anstalten, ihre  geschichtliche  ErUmickehtng  und 
Umgestaltung  in  der  Gegenwart,  Jahrb.  für  Not, 
u.  avat.,  Jahrgang  1869,  Bd.  12,  S.  241  ff.  — 
Hitler  von  Rittersheitn,  Jahresberichte  des 
Prager  Findelhauses.  —  E.  Chevalier,  De 
Vassistance  dans  les  eampagnes,  Paris  1889. 

J»  Conrad. 


Finlaison,  John, 

der  Vorläufer  W.  Farrs  (s.  d.  oben  S.  821  flF.)  „in 
the  sednlous  investigation  of  the  law  of  mor- 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


tality "  wurde  am  27.  VIH.  1783  zu  Thurse  in 
Caithnessshire  geboren.   Er  starb  am  3.  IV.  1860. 

Im  Jahre  I80d  trat  Finlaison  in  das  Amt 
der  „Naval  Revision"  ein,  in  welchem  er  bald 
eine  hervorragende  Stellung  einnahm.  Er  re- 
digierte hier  die  „Eleventh  and  Twelfth  Reports 
of  the  Commissioners  for  Revising  the  Civil 
Affairs  of  His  Majesty's  Navy",  1809;  ParL 
Papers,  1809.  vol.  VI.  Gleichzeitig  reformierte 
Finlaison  1809  das  gesamte  Rechnungswesen 
des  Verpflegungsamtes,  des  ^victaalling  denart^ 
ments"  mit  derartigem  Erfolg,  dass  nocn  in 
demselben  Jahre  an  60000  £  Ersparnis  ver- 
zeichnet wurden  und  sein  System  der  militärischen 
Verrechnung  schleunigst  auch  in  Frankreich, 
Oesterreich  und  Russiand  Eingang  fand.  Im 
Jahre  1815  zum  Archivar  und  Bibhothekar  der 
Admiralität  ernannt,  mit  der  besonderen  Ver- 
pflichtung, über  wichtigere  und  schwierige 
Fragen  der  Verwaltung  fortlaufend  Gutachten 
zu  erstatten,  verfasste  er  1811  einen  Aufsehen 
erregenden  Bericht  ^of  all  the  ennemy's  naval 
forces"  an  das  Parlament,  welches  ihn  seitdem 
wiederholt  als  Autorität  in  Fragen  der  Marine- 
verwaltung aufrief.  Finlaison  war  der  Autor 
der  offiziellen  „Navy  List"  von  1814—21;  der 
Witwen-  und  Waisenfonds  der  Civilbeamten 
und  Aerzte  der  Marine  dankte  ihm  1819  seine 
Entstehung;  1824  funp^ierte  Finlaison  als  mass- 
gebendes Mitglied  emes  Specialkomitees  des 
Unterhauses  für  die  Untersuchung  der  Lage  der 
„Friendly  societies"  und  der  Versicherungs- 
gesellschaften. Schon  1808  war  ein  neues  Finanz- 
system mit  Leibrentenverkauf  (Tontinen)  seitens 
der  Regierung  auf  dem  Grunde  der  Northampton- 
Sterbetafel  eingeführt  worden.  Finlaison  wies 
in  einem  eingehenden  Bericht  von  1819  nach, 
dass  das  Schatzamt  infolge  dieser  unrichtigen 
Tafeln  in  den  abgelaufenen  11  Jahren  einen 
Verlust  von  2  Mill.  £  erlitten  habe. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  er  1822 
von  der  Admiralität  in  das  Schatzamt  versetzt, 
wo  er  als  „Actuary  and  principal  accountant 
of  the  check  department  of  the  national  debt 
Office"  29  Jahre  hindurch  in  hervorragender  Weise 
thätig  war.  Im  Jahre  1829  veröffentlichte  Fin- 
laison seine  „Life  Annuities"  („Report  of  J.  Fin- 
laison, Actuary  of  the  National  Debt,  on  Hie 
Evidence  and  Elementary  Facts  on  which  the 
Tables  of  Life  Annuities  are  founded");  von  1819 
— 23  erschienen  von  ihm  Untersuchungen  und 
Berichte  über  den  Pensionsetat  der  Marine  und 
des  Heeres  überhaupt;  im  Jahre  1829  wurden 
seine  verbesserten  Lebenstafeln  endlich  auch  im 
Schatzamte  eingeführt  und  er^ben  schon  in  den 
ersten  5  Jahren  eine  Ersparnis  von  390000  £; 
1831  veröffentlichte  er  seine  Berechnungen  über 
die  besondere  Lebensdauer  der  Sklaven  und 
Kreolen  und  erzielte  damit,  dass  dieselben  den 
Entschädigungen  an  die  Sklavenhalter  im  Jahre 
1834  zu  Grunde  gelegt  wurden.  Bei  den  Be- 
ratungen über  die  Einführung  der  für  die  Be- 
völkerungsstatistik grundlegenden  „General  Re- 
gistration Act"  von  1837  wurde  seine  Ansicht 
über  die  Details  der  Formulare  und  der  Or- 
ganisationsvorschriften eingeholt.  Der  1847  ge- 
gründeten Institution  der  „Actuaries"  des  fi^e- 
samten  Versicherungswesens  stand  Finlaison  bis 
zu  seinem  Tode  als  erster  Präsident  vor. 

John  Finlaison  hinterliess  folgende  Schriften : 

„Report  of  the  Secretary  to  the  Supplemental 
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Fund  for  the  Relief  of  the  Widows  and  Orphans 
of  the  Medical  Officers  of  the  Royal  Navy",  1817. 
--  „Tables  showing  the  Amount  of  Contributions 
for  Providing  Relief  in  Sickness",  1833.  — 
-Rules  of  the  Equitahle  Friendly  Institution, 
rJ Orthampton,  with  Tables",  1837.  —  „Account 
of  some  Applications  of  the  Electric  Fluid  to 
the  üseful  Arts  by  A.  Bain,  with  a  Vindication 
of  bis  Claim  to  be  the  First  Inventor  of  the 
Electro-Magnetic  Clock",  1843.  —  „Tables  for 
the  use  of  Friendly  Societies,  for  the  Certificate 
of  the  Actuary  to  the  Commissioners  for  the 
Reduction  of  the  National  Debt.  Constructed 
from  the  original  computations  of  J.  Finlaison, 
by  A.  G.  Finlaison",  1847.  — 

Litteratur  nnd  Quellen :  IHcHonary  of  Natiaiial 

Biography.  Edüed  by  Leslie  Stephen.  Vol.  XIX, 
1889,  mit  Berufung  auj  »Southwood  Smith' 8 
Philosophy  of  Healtfm,  18S5, 1, 115 ff. ;  uMacaukiys 
Englands,  1858,  I,  284.  —  Walfords  ninsurance 
Cyclopaediaa,  1874,  III,  800  sq.  nAssecurance 
Mag.n  April  1862,  147  sq.  nCent.  Mag.n,  August 
1860,  194  *P-  ^iTimesH,  17.  u.  28.  April  1860. 
Vgl.  auch  Porter,  The  Progress  of  the  Natian, 
1851,  p.  12 — IS,  —  Queteletf  Pkysiqu^  sociale, 
1869,  I,  182,  183,  S88.  —  Westerg CLard,  Mor- 
talität und  Morhilität,  Jena  1882.  —  Derselbe, 
Theorie  der  Statistik,  Jena  1890,  S.  284.  — 
Meltzen,  Gesch.,  Techn.  u.  Theorie  der  Stat., 
Berlin  1886,  S.  SS,  43. 

tfohn. 
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1.  Einleitung.  2.  Wirtschaftliche  Bedeu- 
tung der  F.  und  ihr  Rechtsschutz.  3.  Specifisch 
juristische  Bedeutung  der  F.  als  Name.  4.  Be- 
deutung der  eingjetragenen  F.  für  die  Kauf- 
mannseigenschaft  ihres  Trägers. 

1.  Einleitung.  Die  kaufmännische  und 
die  juristische  Auffassung  von  dem  Wesen 
der  Firma  gehen  weit  auseinander.  Der 
Kaufmann  betrachtet  die  Firma  als  den 
Namen  der  Handelsniederlassung,  derJiuist 
dagegen  als  den  ISTamen  des  Kaufmanns. 
Während  jener  sagt:  »die  Firma  floriert«, 
»die  Firma  gerät  in  Verfall«  und  dergleichen, 
bezeichnet  das  H.G.B.  (§  17)  die  Firma  eines 
Kaufmanns  als  »den  Namen,  unter  dem  er 
im  Handel  seine  Geschäfte  betreibt  und  die 
Unterschrift  abgiebt«.  Versteht  man  unter 
»Namen«  aber  nur  die  jeder  willkürlichen 
Aenderung  entzogene,  daher  dauernde  Indi- 
vidualisierung einer  Person  oder  Sache,  so 
sind  beide  Auffassungen  unrichtig ;  denn  da 
die  Firma  mit  der  Handelsniederlassung 
verbunden  bleibt,  auch  wenn  beide  auf  einen 
anderen  Inhaber  übergehen,  so  kann  sie 
nicht  Name  des  Kaufmanns  sein,  ebenso- 
wenig aber  ist  sie  Name  der  Handelsnie- 
derlassung, da  es  auch  zulässig  ist,  diese 
ohne  die  Firma  auf  einen  anderen  Inhaber 
zu  übertragen.  Im  übrigen  jedoch  sind  beide 
Auffassungen  als  berechtigt  anzuerkennen; 


die  kaufmännische  entspricht  den  wirtschaft- 
lichen ,  die  jiuristische  den  rechtlichen 
Zwecken,  welchen  die  Firma  dient,  erstei'e 
wird  mehr  der  heutigen,  letztere  mehr  der 
früheren  Bedeutung  der  Firma  gerecht. 

Geschichtlich  führt  nämlich  die  Firma 
auf  die  kaufmännische  Marke  (signum  mer- 
catoris)  zurück,  die  —  verwandt  mit  den 
Haus-  und  Hofmarken  —  in  den  germani- 
schen und  romanischen  Ländern  von  den 
Kaufleuten  nicht  nur  zur  Bezeichnung  von 
Waren,  sondern  auch  ziu*  Unterzeichnung  von 
Urkunden  benutzt  wiuxle.  Daher  stammt 
auch  der  Ausdruck  »Firma« ;  »firmare«  be- 
deutet: eine  Urkunde  (anfangs  durch  Hand- 
auflegen, später  durch  Unterschrift  oder 
Zeichen)  bekräftigen.  Man  denke  auch  an 
»zeichnen« ,  »unterzeichnen«  für  unter- 
schreiben. Als  Warenzeichen  hat  sich  die 
Marke  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten, 
dagegen  als  Siurogat  des  bürg:erlichen  Na- 
mens im  kaufmännischen  Gewerbe  und  als 
nähere  Kennzeichnung  der  Kauf  mannseigen- 
schaft ist  ein  feststehender  kaufmännischer 
Name,  eben  unsere  Firma,  ausschliesslich 
an  ihre  Stelle  getreten,  und  diese  Funktion 
der  Firma  als  eines  Mittels  zur  Kennzeich- 
nung einer  Person  in  ihrer  Beziehung  zu 
einem  kaufmännischen  Gewerbe  ist  es,  an 
welche  der  Jurist  in  erster  Linie  denkt. 

2.  Wirtschaftliche  Bedentnng  der  F. 
und  ihr  Rechtsschutz.  Die  Hauptbedeu- 
tung der  Firma  ist  heutzutage  aber  noch 
immer  eine  wirtschaftliche,  obwohl  ihr  mit 
dem  Inkrafttreten  des  neuen  Handelsgesetz- 
buchs auch  eine  sehr  gesteigerte  juristische 
Bedeutung  zukommt  (s.  unten  sub  3  und  4). 
Die  Firma  ist  faktisch  die  Trägerin  des  so- 
genannten Renommees  einer  Handelsnieder- 
lassung und  damit  ein  selbständiger  Faktor 
im  Wirtschaftsleben  geworden.  Der  ökono- 
mische Wert  einer  Handelsniederlassung 
hängt  nämlich  zum  grossen  Teil  nicht  von 
den  Qualitäten  ihres  Inhabers,  sondern  von 
der  Güte  der  geschäftlichen  Beziehungen  — 
Bezugsquellen,  Absatzgebiete,  Kundschaft  — 
ab,  deren  sie  sich  erfreut.  Diese  aber  blei- 
ben ihr  erfahrungsgemäss  auch  beim  Wechsel 
des  Inhabers  erhalten,  falls  die  Firma  mit 
auf  den  neuen  Inhaber  übergeht.  Noch 
mehr  aber  als  der  Wert  selber  knüpft  sich 
das  allgemeine  Urteil  über  diesen  Wert  an 
die  Firma,  und  dieses  Urteil  (dass  die  Firma 
»gut«  sei,  wie  der  Kaufmann  sich  ausdrückt) 
ist  selbst  wiederum  ein  wichtiger  Faktor  zur 
Vermehrung  des  reellen  Wertes  der  Handels- 
niederlassung. So  wird  die  Firma  zu  einem 
selbständigen  wirtschaftlichen  Gute  von  be- 
trächtlichem Nutz-  und  Tauschwerte,  und 
sobgJd  sich  die  Rechtsordnung  desselben 
annimmt,  wird  die  Befugnis  zur  Führung 
der  Firma  ein  wertvolles  Recht.  Dieses 
sogenannte  Firmenrecht  gehört  als  N  a  m  e  n  s- 
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recht  zu  den  Inclividualitäts-  oder  Persön- 
lichkeitsrechten, als  Vermögensrecht  aber 
zugleich  zu  den  Immaterialgüterrechten;  es 
ist  derartig  gestaltet,  dass  dem  Berechtigten 
die  Ausbeutung  des  Nutz-  und  Tausch- 
wertes seiner  Firma  im  wesentlichen  ge- 
sichert ist. 

1.  Das  Firmenrecht  wird  geschützt, 
und  zwar 

a)  zunächst  dadurch,  dass  niemand  eine 
Firma  willkürlich  wählen  darf,  niemand  ist 
also  in  der  Lage,  sich  das  Renommee  einer 
bereits  bestehenden  Firma  einfach  anzueig- 
nen. Vielmehr  muss  jeder,  welcher  eine 
neue  Handelsniederlassung  gründet,  seinen 
Familiennamen  mit  mindestens  einem  aus- 
geschriebenen Vornamen  als  Firma  füliren 
(H.G.B.  §  18). 

b)  Die  Firma  wird  in  das  Handelsregis- 
ter eingetragen,  und  jede  Firma  einer  neuen 
Haupt-  oder  Zweigniederlassung  muss  sich 
dann  von  ihr  deutlich  unterscheiden  (H.G.B. 
§§  29,  30).  Das  gilt  jedoch  nur  von  Nieder- 
lassungen, welche  an  demselben  Orte 
(oder  in  derselben  Gemeinde)  errichtet  wer- 
den, der  Schutz  durch  diese  sogenannte 
Ausschliesslichkeit  des  Firmenrechts  ist  also 
nur  ein  sehr  beschrankter  (wähi-end  die 
Ausschliesslichkeit  des  Markenrechts  für 
das  ganze  Beich  gilt). 

c)  Gegen  denjenigen,  welcher  eine  Firma 
widerrechtlich  gebraucht,  hat  das  Gericht 
von  Amtswegen  einzuschreiten.  Ausserdem 
kann  der  dadurch  in  seinem  Rechte  Ver- 
letzte den  Unberechtigten  auf  Unterlassung 
der  weiteren  Führung  oder  des  sonstigen 
Missbrauchs  der  Firma  und  auf  Schadens- 
ersatz belangen  (H.G.B.  §  37).  Dieser 
Schutz  der  Firma  ist  an  keinen  Ort  gebun- 
den ;  es  kann  also  z.  B.  die  J.  G.  Cottasche 
Buchhandlung  in  Stuttgart  jemanden,  der 
unberechtigterweise,  nämlich  ohne  selber  J. 
G.  Cotta  zu  heissen,  in  München  oder  Ber- 
lin unter  derselben  Firma  ein  Verlagsge- 
schäft betreibt,  auf  Unterlassung  der  weite- 
ren Führung  dieser  Firma  belangen.  Das 
Gericht  hat  einem  solchen  Verlangen  auch 
dann  stattzugeben,  wenn  der  Beklagte  die 
bisher  etwa  für  ein  Delikatesswarengeschäft 
geführte  Firma  J.  G.  Cotta  nur  zu  dem 
Zwecke  erwarb,  um  das  bisherige  Geschäft 
aufzulösen  und  dafür  ein  Verlagsgeschäft  zu 
beginnen,  oder  wenn  jemand,  der  zufällig 
den  gewünschten  Namen  (J.  G.  Cotta)  trug, 
lediglich  als  Strohmann  benutzt  wurde,  um 
die  Eintragung  der  Firma  zu  erlangen  (FäUe 
des  sogenannten  unlauteren  Wettbewerbes, 
G.  V.  27.  Mai  1896  §  8).  Auch  gegen  den- 
jenigen, welcher  eine  Firma  sonst  imbefugt, 
z.  B.  zur  Bezeichnung  von  Waren,  benutzt 
oder  solche  widerrechtlich  gekennzeichnete 
Waren  in  den  Verkehr  bringt  oder  feilhält^ 
wird    der    berechtigte   Firmeninhaber   ge- 


schützt   durch    das  G.   zum    Schutze    der 
Warenbezeichnungen  v.  12.  Mai  1894  §  14. 

2.  Das  Firmenrecht  ist  nicht  niu*  ver- 
erblich, sondern  auch  frei  veräusser- 
lich  (H.G.B.  §  22;  anders  nach  dem  neueren 
Schweizer  Recht),  der  Ei'werber  geniesst 
dann  den  Rechtsschutz  in  dei^selben  Aus- 
dehnung (Nr.  1)  wie  der  bisherige  Inhaber. 
Da  indessen  das  Renommee,  dessen  sich 
die  Firma  erfreut  —  wie  wir  gesehen  haben 
—  eigentlich  der  Handelsniederlassung  zu- 
kommt^ so  würde  dwrch  eine  Veräussenmg 
der  Firma  abgesondert  von  dem  Handels- 
geschäfte das  Publikum  irregeführt  werden : 
hier  findet  daher  die  Veränsserlichkeit  der 
Firma  ihre  Schranke,  das  Gesetz  erklärt 
eine  solche  Uebertragimg  für  unzulässig 
(H.G.B.  §  23),  die  Veräusserung  ist  nichtig. 
Wenn  jemand  daher  (insbesondere  aucn. 
letzt>\dllig)  über  »seine  Firma«  zu  GKinsten 
einer  Person  verfügte,  so  woUte  er  im 
Zweifel  auch  über  die  Handelsniederlassung, 
für  welche  die  Firma  geführt  wurde,  ver- 
fügen; soUte  ein  anderer  WiDe  erkennbar 
sein,  so  ist  die  ganze  Verfügung  nichtig. 

Durch  die  freie  Veränsserlichkeit  und 
Vererblichkeit  der  Firma  kann  ein  Kauf- 
mann in  die  Lage  kommen,  mehrere 
Firmen  für  seine  verschiedenen  Handels- 
niederlassungen zu  führen;  er  ist  aber 
selbstverständlich  auch  befugt,  sämtliche 
Firmen  bis  auf  eine  aufzugeben  und  mit 
dieser  einen  Firma  für  alle  seine  Handels- 
niederlassungen zu  zeichnen. 

Wenn  das  Handelsgewerbe  mit  der 
Firma  veräussert  ist,  dann  haftet  der  Er- 
werber, der  die  Firma  fortführt,  ohne  wei- 
teres für  alle  früheren  Geschäftsverbindlidi- 
keiten  (H.G.B.  §  25);  dieser  neue  Rechts- 
satz leitet  aber  schon  zu  der  juristischen 
Bedeutimg  der  Firma  hinüber. 

3.  Specifisch  juristische  Bedentnni^ 
der  F.  als  Name.  Gegenüber  ihrer  grossen 
wirtschaftlichen  Bedeutung  tritt  die  speci- 
fisch juristische  Bedeutung  der  Firma, 
wie  wir  sie  oben  (sub  1)  charakterisiert  haben, 
sehr  zurück,  und  selbst  dieser  geringeren 
Bedeutung  konnte  die  Rechtsordnung  nur 
mangelhaft  gerecht  werden,  weil  eben  der 
notwendige  Schutz  des  in  der  Firma  ver- 
tretenen wirtschaftlichen  Wertes  mehrfach 
mit  ihr  in  Widerspruch  tritt  Man  kann  es 
als  die  specifisch  juristische  Auf^be  der 
Firma  betrachten,  den  Kaufmann  m  dieser 
seiner  Eigenschaft  sicher  zu  kennzeichnen, 
dergestalt,  dass  durch  den  Gebrauch  der 
Firma  ohne  weiteres  erkennbar  ist,  dass  er 
als  Kaufmann  und  nicht  als  Privatmann 
handeln  wollte  resp.  dass  der  Dritte  mit 
ihm  als  einem  Kaufmanne  und  nicht  als 
e'mem  Privat  manne  in  Beziehung  treten 
wollte.  Dabei  ist  es  aber  wünschenswert, 
dass    die   Firma    doch    zugleich   erkennen 
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lässt,  wer  der  Inhaber  der  Handelsnieder- 
lassung ist. 

Dazu  genügt  nicht,  dass  die  Firma  eine 
typische,  schablonenhafte  Form  hat;  das 
Ideal  einer  Firma  wäre  vielmehr  der  bürger- 
liehe Name  mit  einem  Zusatz,  der  die  be- 
treffende Person  oder  die  betreffenden  Per- 
sonen ausschliesslich  in  ihrer  Kaufmanns- 
eigenschaft kennzeichnet,  so  wie  es  in 
früherer  Zeit  durch  die  der  üntersclirift 
hinzugefügte  Marke  geschah.  Diesen  An- 
forderungen entspricht  z.  B.  die  Firma  »J. 
C.  Nataliori  Nachfolger  Gustav  Schaub«,  so- 
lange Gustav  Scliaub  selber  noch  der  In- 
haber der  Handelsniederlassung  ist.  Solche 
Fälle  sind  aber  relativ  selten.  Die  ur- 
sprüngliche Firma  enthält  zwar  stets 
den  bürgerlichen  Namen  (und  lässt  die 
Person  des  Inhabers  daher  erkennen),  meist 
aber  keinen  Zusatz,  der  die  Kaufmanns- 
eigenschaft hervorhebt ;  umgekehrt  lässt  die 
überkommene  Firma  meist  die  Kauf- 
mannseigenschaft gut  erkennen  (weil  sie 
sich  in  der  Regel  von  dem  bürgerlichen 
Namen  unterscheidet),  giebt  aber  keinen 
Anhaltspunkt   für  die  Person  des  Inhabers. 

Alle  diese  Mängel  gelten  in  verstärktem 
Masse  bei  der  Gesellschaftsfirma, 
weil  selbst  in  der  ursprünglichen  Gesell- 
schaftsfirma nur  der  bürgerliche  Name 
eines  einzigen  Mitgliedes  enthalten  zu  sein 
braucht  (H.G.B.  §  19);  nur  die  ursprüng- 
liche Firma  der  Aktiengesellschaft  wird 
meist  —  da  sie  »in  der  Regel«  dem  Gegen- 
stände ihrer  Unternehmung  entlehnt  sein 
soll,  keinen  Personennamen  enthalten  darf 
und  den  Zusatz  »Aktiengesellschaft«  ent- 
halten muss  (H.G.B.  §  20)  —  den  an  eine 
solche  unpersönliche  Firma  zu  stellenden 
Anfordenmgen  entsprechen. 

Das  Handelsgesetzbuch  hat  keine  Vor- 
schriften getroffen,  um  die  Kennzeichnung 
des  Kaufmanns  in  dieser  seiner  Eigenschaft 
durch  die  Firma  zu  sichern,  und  ihre  wich- 
tigste specifisch  juristische  Aufgabe  wird 
daher  jetzt  von  der  Firma  meistens  nur 
sehr  mangelhaft  erfüllt.  Auch  hat  das  Ge- 
setzbuch ,  imi  die  Veräusserlichkeit  der 
Firma  nicht  zu  beeinträchtigen,  keine  Vor- 
sorge getroffen,  dass  aus  dem  Wortlaute 
der  Firma  stets  ihr  Inhaber  ersichtlich  sei ; 
lediglich  für  die  ursprüngliche  (neu  zu  bil- 
dende) Firma  ist  positiv  bestimmt,  was  sie 
zu  diesem  Zwecke  enthalten  muss,  und  ne- 
gativ bestimmt,  was  sie  nicht  enthalten 
darf  (H.G.B.  §  18—20),  nämlich:  sie  muss 
enthalten  den  Familiennamen  und  mindes- 
tens einen  ausgeschriebenen  Vornamen  des 
Inhabers,  bei  Handelsgesellschaften  entwe- 
der den  bürgerlichen  Namen  sämtlicher 
VoUgeseilschafter  oder  den  Namen  eines 
oder  einiger  derselben  nebst  einem  das  Ge- 
sellschaftsverhältnis    andeutenden    Zusätze 


(z.  B.  »&  Co.«);  sie  darf  nicht  enthalten 
(falls  die  Namen  sämtlicher  Inhaber  in  die 
Firma  aufgenommen  sind)  einen  Zusatz, 
welcher  auf  ein  Gesellschaftsverhältnis  resp. 
auf  einen  weiteren  Gesellschafter  hindeutet. 
Dieses  Verbot  richtet  sich  gegen  die  frflher 
sehr  verbreitete  Unsitte,  der  Firma  noch 
ein  »&  Co.«  anzuhängen,  um  das  Publikum 
über  die  Zahl  der  Inhaber  zu  täuschen  und 
dadurch  die  Kreditwürdigkeit  der  Handels- 
niederlassung in  einem  günstigeren  Lichte 
erscheinen  zu  lassen.  Als  Ergänzung  dient 
allerdin^  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die 
Vorschrift  der  Gewerbeordnung,  wonach 
Kaufleute  mit  einem  offenen  Laden,  wenn 
ihr  Familienname  nicht  aus  der  Firma  zu 
ersehen  ist,  diesen  und  den  ausgeschriebe- 
nen Vornamen  an  der  Aussenseite  des  La- 
dens anzubringen  haben ;  bei  Handelsgesell- 
schaften genügen  die  Namen  von  zwei  Ge- 
seUscliaftem.  Lokale  Polizeiverordnungen 
haben  dies  vielfach  auf  alle  Kaufleute  aus- 
gedehnt. 

Aber  das  gilt,  wie  gesagt,  nur  für  die 
ursprüngliche  Firma;  bezüglich  aller 
Firmen  hat  das  Handelsgesetzbuch  lediglich 
ein  gänzlich  ausserhalb  der  Firma  selber 
liegendes  Mittel  geschaffen,  um  dem  Publi- 
kum eine  authentische  Information  über  die 
Person  des  Inhabers  der  Handelsnieder- 
lassung zu  ermöglichen:  dies  ist  der  Re- 
gisterzwang. 

Im  allgemeinen  gilt  in  Deutschland  das 
Princip  des  Firmen  Zwanges  und  des  Regis- 
terzwanges, d.  h.  jeder  Kaufmann  ist  nicht 
nur  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet, 
eine  Firma  zu  führen  und  sie  beim  Handels- 
register zur  Eintragung  anzumelden.  Jeder 
Inhaber  wird  eingetragen ,  und  zugleich 
wird  seine  Zeichnung  der  Firma  nebst  sei- 
ner persönlichen  üntei-schrift  von  der  Be- 
hörde aufbewahrt  (H.G.B.  §  29). 

Die  Eintragung  geschieht  mu*  auf  An- 
trag, aber  die  Meldepflichtigen  werden  vom 
Gericht  nötigenfalls  durch  Ordnungsstrafen 
dazu  angehalten  (H.G.B.  §  14).  Dass  diese 
Eintragung  auch  den  weiteren  Zweck  hat, 
die  örtliche  Ausschliesslichkeit  des  Firmen- 
rechtes  zu  ermöglichen,  ist  bereits  oben 
ausgeführt  worden;  um  jedoch  in  dieser 
Beziehung  den  Verkehr  nicht  nutzlos  zu 
beschränken  und  die  Führung  der  Register 
zu  erschweren,  kann  das  Erlöschen  einer 
Firma,  für  welche  kein  Inhaber  oder  keine 
Handelsniederlassung  mehr  besteht,  auch 
ex  officio  durch  den  Richter  erfolgen  (HG.B. 
§  31  Abs.  2). 

Von  der  Pflicht,  eine  Firma  zu  führen, 
und  von  dem  Rechte  und  der  Pflicht,  sie 
beim  Handelsregister  anzumelden,  also  vom 
Firmenzwang  und  vom  Registerrecht  sind 
ausgeschlossen  die  sogenannten  Minder- 
kaufleute  (H.G.B.  §  4),  nämlich  die  Hand- 
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werker  und  solche  Personen ,  deren  Ge- 
werbebetrieb nicht  über  den  Umfang  des 
Kleingewerbes  hinausgeht. 

4.  Bedeutnng  der  eingetragenen  F. 
für  die  Kanfmannseigenschiät  ihres 
Tragers.  Eine  ganz  andere  und  viel  süs- 
sere juristische  Bedeutung  hat  die  Firma 
durch  das  neue  H.G.B.  v.  10.  Mai  1897  ge- 
wonnen. Bisher  setzte  jede  Firma  die 
Kaufmannseigenschaft  ihres  Trägers  voraus, 
sie  selbst  und  ihre  Eintragung  war  ffir  das 
Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  der 
Kauhnannseigensclialt  des  Geschäftsinhabers 
völlig  gleichgültig  (materielle  Natur  der 
Kauünannseigenschaft) ;  jetzt  dagegen  er- 
halten gewisse  Gewerbe  den  Charakter 
als  Handelsgewerbe  und  ihre  Inhaber  den 
Charakter  als  Kaufleute  nur  durch  die 
Eintragung  einer  Firma  (formelle 
Natur  der  Kaufmannseigenschaft).  Dies  ist 
der  Fall  bei  denjenigen  gewerblichen  Unter- 
nehmungen, die  nach  Art  und  Umfang  einen 
in  kaufmännischer  "Weise  eingerichteten  Ge- 
schäftsbetrieb erfordern  und  für  die  deshalb 
eine  Firma  eingetragen  werden  soll  (H.G.B. 
§  2),  ferner  bei  den  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Nebengewerben ,  für  welche 
aber  die  Eintragung  einer  Firma  nur  fakul- 
tativ ist  (H.G.B.  §  3).  Ausserdem  gewährt 
die  Eintragimg  einer  Firma  jetzt  Ersatz  für 
die  etwa  fehlenden  sonstigen  Voraussetzun- 
gen der  Eigenschaft  eines  Gewerbes  als  Han- 
delsgewerbe resp.  der  Vollkaufmannseigen- 
schaft des  Gewerbsinliabers  (H.G.B.  §  5). 

Litteratnr:  Zur  Geschichte  ist  zu  vergleichen: 
KomeyeTf  Die  Haus-  und  Hofmarken  (1870). 
—  Lästig  f  Markenrecht  und  Zeichenregister 
(1889).  —  Qoldschntldtf  Universalgeschichte 
des  HandelsrechU  (1891)  S.  24s.  —  Für  das. 
heutige  Recht  die  Lehrbücher  des  Handehrechts 
von  Behrend  (^  40,  jetzt  teilweise  veraltet), 
aareis,  (§  16),  Cosack  (^  16).  —  Ueber  die 
allgemeine  Natur  der  Firma  Ehrenberg  in  der 
Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXVIII  S.  £5 ff. 
(1882).  Victor  Ehrenberg, 


Fischer^  Friedrich  Christoph 
Jonathan, 

geb.  12.  II.  1750  in  Stuttgart,  gest.  in  Halle 
a.  S.  am  30.  IX.  1797.  war  1776—78  Sekretär 
bei  der  fürstlich  baaischen  Gesandtschaft  in 
Wien,  1779  herzogl.  zweibrückischer  Legations- 
sekretär in  München  and  folgte  im  November 
desselben  Jahres  einem  Ruf  nach  Halle  als  ord. 
Professor  des  Staats-  und  Lehnrechts. 

Er  veröffentlichte  in  Buchform  unter  seinem 
Namen :  Versuch  einer  Geschichte  der  deutschen 
Erbfolge,  2  Bde.,  Mannheim  1778.  —  Ueber  die 
Probenächte  der  teutschen  Bauernmädchen,  Berlin 
1780  (behandelt  das  gutsherrliche  jus  primae  noctis, 
oder  sogen,  eingeschränkte  Eherecht  an  weib- 
lichen leibeigenen  Personen,  vgl.  Fischer,  Lehr- 


begriff Bd.  I,  S.  749.)  —  Lehrbegriff  und  Um- 
fang der  deutschen  Staatswissenschaften,  Halle 
llSö.  —  Lehrbe^riff  sämtlicher  Kameral-  und 
Polizeirechte  von  Deutschland,  3  Bände,  Frank- 
furt a.  0.  1784—86.  TDieses  bedeutende  Werk 
bietet  ein  Bepertorium  aer  gesamten  Materien  der 
inneren  Verwaltung,  wie  es  vollständiger  und 
archivalisch  genauer  seines  gleichen  sucht,  z.  B. 
sind  die  von  Berg  in  seinem  „Polizeirecht",  weil 
allzu  umständlich,  übergangenen  Verwaltungs- 
zweige mit  gewissenhafter  Treue  von  Fischer 
gebracht,  dem  es  zur  besonderen  Genugthuung 
gereicht  zu  haben  scheint,  eine  durchaus  lücken- 
lose Arbelt  zu  liefern.  Kritik  und  Interpretation 
dieser  kameralistischen  Gesetz&rebung  fenlt  aller- 
dings vollständig,  dafür  wird  jeder  Abschnitt 
durch  eine  vorzügliche  Bibliographie  eingeleitet. 
Stein  sagt  über  Fischer  in  Bd.  II  seiner  Ver- 
waltungslehre:  „Die  künftige  Geschichte  der 
Verwaltung  wird  ihn  als  den  Vitriarius  der 
Verwaltungsrechtskunde  dereinst  zu  würdigen 
wissen."]  Geschichte  des  deutschen  Handels 
und  der  Schiffahrt,  Erfindung,  Künste  etc., 
4  Bde.,  Hannover  1785—92,  Bd.  I/II  in  2. 
Aufl.  1794 — 97.  (Dieses  einen  ungemeinen 
Stoffreichtum  aufweisende,  die  Volks wirtschafta- 
und  Kulturgeschichte  mit  der  deutschen  Ver- 
kehrs- und  Industriegeschichte  vereinigende 
Werk  lässt  leider  den  Mangel  an  Kritik  hin- 
sichtlich der  Sichtung  des  I^terials  stark  her- 
vortreten.) —  Kurzer  Begriff  des  Kameralrechts, 
HaUe  1796. 


Vgl.  über  Fischer:  Schwäbisches  Magazin 
von  gelehrten  Sachen,  Jahrgang  1779,  Bd.  IV, 
S.  250  ff.,  Mannheim.  —  Pütt  er,  Litteratur 
des  deutschen  Staatsre'jhts,  Bd.  II,  Göttingen 
1779.  —  Weidlich,  Biographische  Nach- 
richten von  den  jetzt  lebenden  Rechtsgelehrten 
in  Deutschland,  Jahrg.  1781,  Bd.  I,  Halle.  — 
Mensel,  Lexikon  der  von  1750 — 1800  ver- 
storbenen Schriftsteller,  Bd.  III,  Leipzig  1804. 
—  H.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  m,  S.  515 f. 

Lippert, 


Fischer,  Gustav  E., 

geb.  1803  zu  Buttstädt  in  Sachsen-W^eimar, 
war  1848  Mitglied  der  Frankfurter  National- 
versammlung, wurde  1854  ord.  Professor  an  der 
philos.  Fakultät  in  Jena,  errichtete  1855  das 
dortige  staatswissenschid^tliche  Seminar  und 
starb  daselbst  am  4.  III.  1868. 

Er  veröffentlichte:  a)  in  Buchform: 
Ueber  die  Errichtung  staatswissenschaftlicher 
Seminare  auf  den  deutschen  Universitäten,  nebst 
einem  Berichte  über  das  staatswissenschaftliche 
Seminar  zu  Jena,  Jena  1857. 

b)  in  Zeitschriften  (Jahrb.  f.  N  at.  u. 
S  t  a  t.)  Ueber  das  Wesen  und  die  Bedingungen 
eines  Zollvereins,  I.  Artikel,  Bd.  II  (1864),  S.  317 
bis  385  und  397-432;  IL  Artikel,  Bd.  VII 
(1866),  Seite  225—304  und  Bd.  VIII  (1867),  S. 
252—350.  (Die  bedeutendste  Arbeit  Fischers, 
worin  er  u.  a.  die  Ansicht  von  der  preussischen 
Herkunft  des  ZoUvereinsgedankens  bekämpft 
und  nur  Preussens  Propaganda  für  ZoUanschluss 
gelten  lässt.)  —  Prüfung  zweier  Ansichten 
über  die  intellektuelle  Urheberschaft  des  deut- 
schen Zollvereins,  Bd.  IV  (1865),   S.  486—491. 
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—  Vertrag  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde, 
Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Hessen,  die 
Fortdauer  des  Zoll-  und  Handelsvereins  be- 
treffend. Mit  Anmerkungen  von  G.  F.,  Bd.  IX 
(1867),  S.  170—203.  —  lieber  die  BundeszoUge- 
meinschaft  Nordamerikas,  Bd.  XI  (1868),  S.  314 
bis  327.  Lippert 


Fischerei. 

I.  Arten  der  Fischerei,  ihre  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung.  IL  Poli- 
tik der  Binnenfischerei.  1.  Das  Recht 
zur  Fischerei ;  Fischereigenossenschaften.  2.  Po- 
lizeiliche Vorschriften  zum  Schutze  der  Binnen- 
fischerei. III.  Das  geltende  Binnenfische- 
reirecht in  Deutschland  und  den  Nach- 
barstaaten. 1.  Deutschland.  2.  Belgien. 
3.  Dänemark.  4.  Frankreich.  5.  Italien.  6.  Nie- 
derlande. 7.  Oesterreich.  8.  ünjjarn.  9.  Schweden. 
10.  Schweiz.  11.  Grossbritannien.  12.  Russland. 
IV.  Fischereiverträge  im  Gebiet  der 
Binnenfischerei.  V.  Die  Pflege  der 
Binnenfischerei.  1.  Die  Aufgabe  des  Staates. 
2.  Fischereivereine.  3.  Die  künstliche  Fisch- 
zucht. VI.  Die  Seefischerei.  1.  Landes- 
gesetzliche Regelung.  2.  Internationale  Rege- 
lung. 3.  Das  geltende  Seefischereirecht  in 
Deutschland  und  den  Nachbarstaaten.  4.  Pflege 
der  Seefischerei  in  Deutschland  und  in  den 
Nachbarstaaten.     VII.   Fischereistatistik. 

I.  Arten  der  Fischerei,  ihre  volkswirt- 
schaftliche Bedentung. 

Die  Fischerei,  welcher  man  ausser  dem 
Fischfang  audi  den  Fang  (und  bezw.  die 
Sammlung)  anderer  nutzbarer  Wassertiere 
(wie  Walfisclie,  Seehunde,  Krebse,  Muscheln, 
Korallen,  Schwämme  etc.)  zuzählt,  stellt  sich 
nach  der  Ai-t  des  Betriebes  entweder  als 
w  i  1  d  e  (natürliche)  oder  als  zahme  (künst- 
liche) Fischerei  dar ;  erstere  bildet  die  Kegel 
und  ist  im  wesentlichen  als  Occupation  der 
in  den  natürlichen  Gewässern  in  natürlicher 
Freiheit  sich  aufhaltenden  Wassertiere  anzu- 
sehen ;  letztere  wird  in  künstlich  gebildeten 
(geschlossenen)  Gewässern  (Teichen)  betrie- 
ben, aus  denen  ein  Wechsel  der  Fische  in 
andere  Gewässer  der  Regel  nach  ausge- 
schlossen ist.  Die  natürliche  Fischerei  zer- 
fällt in  Hochsee-,  Küsten-  und  Binnenfische- 
rei. Als  Hochseefischerei  bezeichnet 
man  jene,  welche  in  den  Meeren  in  einer 
Entfernung  von  mindestens  drei  Seemeilen 
(alte  Kanonenschussweite)  ausgeübt  wird; 
sie  ist  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen 
jed  ermann  freigegeben.  Die  Küstenfische- 
rei ist  die  im  Meer  bis  zu  einer  Entfernung 
von  drei  Seemeilen  vom  Lande  ausgeübte 
und  setzt  sich  häufig  bis  in  die  Mündungen 
der  grossen  Ströme  und  in  die  Haffe  fort ;  sie 
steht  regelmässig  nur  den  AnwoJuiern  des 
betreffenden  Küsten  Staates  zu  (doch  kommen 
auch  hier  Ausnahmen  vor,  wie  beispielsweise 
diu*(!h  den  Vertrag  von  Utrecht  den  Fran- 


zosen das  freilich  soit  Jahren  von  England 
sehr  bestrittene  Recht  zum  Fischen  an  den 
Küsten  von  Neufimdland  eingeräumt  wurde). 
Die  Binnenfischerei  wird  in  den  Flüs- 
sen, Bächen  und  Seeen  des  Binnenlandes  aus- 
geübt, und  die  Berechtigung  zur  Ausübung 
der  Fischerei  ist  länderweise  sehr  verschie- 
denartig geordnet,  indem  dieselbe  je  nach 
dem  geltenden  Landesrecht  und  der  Natur 
der  Wasserläufe  teils  dem  Staat,  teils  den 
Gemarkungsgemeinden,  teils  den  Uferan- 
stössern  oder  —  auf  Grund  alter  regaler  Ver- 
leihungen und  Privilegien  —  besonderen  Be- 
rechtigten zusteht. 

Die  Fischerei  zählt,  ähnlich  wie  die  Jagd, 
als  vorwiegend  occupatorische  Thätigkeit  zu 
den  ältesten  Erwerbszweigen  des  Menschen- 
geschlechts, worauf  vielfache  Fimde  (von 
steinernen  und  knöchernen  Angelhaken,  Fisch- 
speeren,  einfach  gearbeiteten  Netzen  etc.)  aus 
vorgeschichtlicher  Zeit  hinweisen.  Noch  heute 
bildet  sie  in  Verbindung  mit  der  Jagd  für 
viele  in  den  Anfängen  der  Entwickelung 
stehende  Völkerschaften  eine  hauptsächliche 
oder  ausschliessliche  NahnmgsqueUe.  Aber 
auch  in  den  der  neuzeitlichen  Kultur  ge- 
wonnenen Staatswesen  kommt  der  Fischerei 
noch  immer  eine  wirtschaftliche  Bedeutung 
zu,  deren  Tragweite  gerade  in  unserer  Zeit 
in  erhöhtem  Masse  gewüi'digt  wird.  Das 
Meer  beherbergt  eine  unendliche  Fülle  nutz- 
barer Tiere  und  Tierbestandteile,  welche  das 
Fischereigewerbe  in  den  menschlichen  Ver- 
zehr und  Gebrauch  überfilhrt*  auch  die 
binnenländischen  Seeen  und  die  Wasserläufe 
sind  mehr  oder  weniger  fischreich  und  ver- 
mögen einen  nicht  unerheblichen  Bruchteil 
der  menschlichen  Fleischnahrung  zu  liefern. 
Dabei  ist  wohl  zu  beachten,  dass  die  letztere 
von  der  Natur  im  wesentlichen  kostenlos 
erzeugt  wird,  indem  sich  die  Umwandlung 
der  in  dem  Wasser  natürlich  vorkommenden 
pflanzlichen  und  tierischen  Lebewesen  in 
Fischfleisch  der  Regel  nach  ohne  Zuthun 
des  Menschen  vollzieht,  so  dass  meist  nur 
die,  allerdings  mitunter  nicht  unerheblichen, 
Kosten  der  Occupation  in  Frage  kommen. 
Privatwirtschaftlich  bildet  das  Fischereige- 
werbe einen  keineswegs  unerheblichen  Bnich- 
teil  der  Erwerbsthätigkeit  (namentlich  wie- 
der, soweit  die  Meeresfischerei  in  Frage 
steht)  und  zwar  nicht  bloss  im  Hinblick  auf 
die  eigentliche  Fischereibevölkenmg  selber, 
sondern  auch  im  Hinblick  auf  die  anderen, 
mit  der  Berufsfischerei  in  Beziehung  stehen- 
den Thätigkeiten  der  Fabrikation  (von  Ge- 
rätschaften, Schiffen),  des  Gross-  und  Klein- 
handels, ferner  der  mit  der  Konservierung 
der  Fische  sich  abgebenden  Thätigkeiten  und 
des  Verkehrsgewerbes.  Nicht  ohne  Bedeu- 
tung ist  ferner  der  Umstand,  dass  die  Fische- 
reibevölkerung der  Küstenländer  das  für  die 
Handels-    und    Kriegsmarine    erforderliche 
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Menschenmaterial  zu  einem  grossen  Teile 
liefert.  Ans  allen  diesen  Gründen  hat  die 
Fischerei  schon  in  früheren  Zeiten  sich  viel- 
fach staatlicher  Pflege  und  Fürsorge  zu 
erfreuen  gehabt  und  darf  eine  solche  auch 
in  der  Gegenwart  mit  vollem  Recht  bean- 
spruchen. 

II.  Politik  der  Binnenfischerei. 

1.  Das  Recht  zur  Fischerei;  Fische- 
reigenossenschaften. Nach  ältei*em  deut- 
schen Recht  stand  die  Occupation  der  Fische 
wie  überhaupt  der  als  herrenlos  geltenden 
Tiere  jedem  Markgenossen  zu.  Sclion  sehr 
früh  trat  aber  in  jenem  älteren  Rechtszu- 
stande in  Ansehung  der  grösseren  Gre- 
wässer,  insbesondere  der  schiffbaren  \md 
flossbaren,  eine  Aendenmg  dadurch  ein, 
dass  zunächst  die  Könige,  später  die  ein- 
zelnen DjTiasten  an  diesen  Gewässern  ein 
zugleich  die  Fischereinutzung  in  sich  schlies- 
sendes  Hoheitsrecht  in  Anspruch  nahmen 
und  dass  die  daraus  sich  entwickelnde  Auf- 
fessung  eines  Fischerei  regals  allmählich 
selbst  liinsichtlich  der  nicht  schiffbaren 
(nicht  öffentlichen)  Gewässer  Platz  gi-iff. 
Durch  Ueberlassimg  der  Fischerei nutzungs- 
rechte  seitens  der  LandesheiTSchaft  an  ein- 
gesessene Grundherrschaften,  an  Klöster,  an 
Gemeinden,  an  die  Inhaber  von  Wasser- 
werksanlagen (Mühlen)  ergab  sich  allmählich 
eine  sehr  buntscheckige  Verteilung  der 
Fischereirechte  an  den  fliessenden  (jewäs- 
sern,  deren  Vielgestaltigkeit  noch  dadurch 
erhöht  wurde,  dass  unter  der  Einwirkung 
der  römischrechtlichen  Auffassung,  wonach 
an  nicht  öffentlichen  Gewässern  den  an  die- 
selben anstossenden  Grundbesitzern  ein  Eigen- 
tumsrecht an  Bett  und  Wasser  zusteht,  in 
umfangreichem  Masse  ein  Fischereirecht 
auch  der  üferanstösser  sich  ausbildete.  Im 
grossen  und  ganzen  kann  man  sagen,  dass 
heutzutage  die  Fischereiberechtigimg, 
welche  der  Regel  nach  das  Recht  zur  An- 
eignung nicht  mu*  der  Fische,  sondern 
auch  der  Krebse  und  anderer  nicht  jagd- 
mässiger Wasser tiere  (Muscheln)  in  sich 
begreift,  an  den  öffentlichen  (schiff-  und 
flossbai-en)  Gewässern  (Strömen)  meist  dem 
Staate,  an  anderen  (privaten)  Gewässern 
meist  dem  Anstösser  (Adjacenten)  oder 
der  Gemarkungsgemeinde  zusteht; 
dass  aber  diese  Regel  durch  Rechtstitel 
verschiedener  Art  (frühere  regale  Verlei- 
hungen ,  Lehensverhältnisse ,  Privilegien, 
grund-  und  gutsherrliche  Verhältnisse)  viel- 
fach durchbrochen  ist,  weshalb  an  demselben 
Wasserlauf  nicht  selten  die  Fischereiberech- 
tigung in  durchaus  widerspruchsvoller  Weise 
geordnet  erscheint. 

Vom  Standpunkte  der  Fischereiwirtschaft 
aus  muss  die  Forderung  gesteUt  werden, 
dass  die  Verteilung  der  Fischereiberechtigun- 


gen an  den  einzelnen  Wasserläufen  einer 
vei-ständigen  Hege  und  Pflege  der  Fisch- 
wasser nicht  hinderlich  im  Wege  stehe  und 
dass,  soweit  dies  der  Fall,  im  Wege  der  Ge- 
setzgebimg eine  andere  Verteilung  jener 
Rechte  Platz  greife.  So  darf  z.  B.  die  au 
den  Grundbesitz  geknüpfte  Berechtigung  der 
üferanstösser  (Adjacenten),  die  Fi- 
sclierei  längs  dem  Ilferbesitz  bis  zur  Mittel- 
linie des  Wasserlaufs  auszuüben,  als  schäd- 
lich für  die  gedeihliche  Entwickelun^  der 
Fischerei  bezeichnet  werden,  weil  die  Fische- 
reiberechtigungen meist  auf  kurze  Entfer- 
nungen wechseln  und  infolgedessen  eine 
riicksichtslose  Ausbeutung  der  einzelnen 
Fischwasserstrecken  die  Regel  bildet;  weil 
ferner  wegen  des  ständigen  Wechsels  der 
Fische  flussauf-  und  -abwärts  für  niemanden 
eine  besondere  Veranlassung  vorliegt,  auf 
Vermehrung  der  Fischbestände,  etwa  im 
Wege  der  Einsetzung  von  Jungbrut,  Bedacht 
zu  nehmen,  so  dass  aus  diesem  Grunde  mit 
der  Zeit  die  Entvölkerung  solcher  Wasser- 
läufe schwerlich  hintangehalten  werden  kann. 
Schlimmer  noch  als  dieser  Rechtszustand  ist 
jener  zu  erachten,  bei  dem  jedem  Angehöri- 
gen einer  Gemeinde  das  Recht  des  Fisch- 
fangs zusteht  (»freie  und  wilde  Fische- 
rei«); mindestens  bedenklich  aber  die  so- 
genannte Koppel f ischerei  (in  die  Er- 
scheinung tretend  durch  das  gleichzeitige 
Bestehen  mehrerer  Fischereiberechtigungen 
an  ein  und  derselben  Wasserstrecke),  weil  die 
Anzahl  dieser  Berechtigungen  meist  von 
vornherein  im  Verhältnis  zu  der  Grösse  des 
Fischwassers  eine  zu  grosse  ist,  durch  Erb- 
teilung und  ähnliche  Rechtsvorgänge  aber 
mit  der  Zeit  zuweilen  geradezu  abenteuer- 
liche Verhältnisse  annehmen  kann.  Der  Zu- 
stand der  »freien  Fischerei«  ist  jetzt  wohl 
überall  beseitigt,  dagegen  bestehen  Adjacen- 
ten- und  Koppelfischereirechte  in  einem 
grossen  Teil  der  deutschen  und  ausserdeut- 
schen  Lande  zum  Schaden  der  Fischwirt- 
schaft immer  noch  fort. 

Dies  gilt  im  besonderen  auch  von  den  so- 
genannten Kanalfischereirechten,  die 
teils  als  ein  Ausflass  des  Adjacentenfischerei- 
rechts,  teüs  auf  Grund  besonderer  Eechtstitel 
(Privilegien,  Kauf,  Lehensverhältnisse)  innerhalb 
und  ausserhalb  Deutschlands  weite  Verbreitung 
haben  und  deren  Schädlichkeit  namentlich  darin 
zu  Tage  tritt,  dass  bei  knappem  Wasserstand, 
wie  meist  im  Sommer,  die  Fische  und  nament- 
lich die  edleren  Arten  derselben  (Forellen, 
Aeschen)  in  die  Kanäle  einziehen,  um  hier  eine 
leichte  Beute  des  Kanalbesitzers  zu  werden,  ein 
Verhältnis,  das  selbstredend  auf  die  Bemühungen 
der  im  Hauptwasser  Fischereiberechtigten: 
zu  schonen,  zu  hegen  und  zu  pflegen,  in  hohem 
Grade  lähmend  einwirken  muss.  Es  kommt 
hinzu,  dass  die  Kaualfischereiberechtigten  ihr 
Fischereirecht  in  rücksichtslosester  Weise  (durch 
Abschlagen  des  Kanalwassers)  auszunützen 
pflegen,  wobei  in   der  Kegel  massenhaft  auch 
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die  Jimgbrnt  zu  Grunde  ^eht.  Eine  Anfhe- 
bnnfif  der  Eanalfischereirechte  (gegen  ent- 
sprechende Entschädigung)  zu  Gunsten  der- 
g'  nigen,  welche  in  dem  den  Kanal  speisenden 
auptwasser  fischereiberechtigt  sind,  ist  daher 
ebenso  wie  diejenige  der  übrigen  Adjacenten- 
fischereirechte  anzustreben.  (Vollständig  ver- 
wirklicht ist  diese  Forderung  zur  Zeit  nur  in 
Baden.) 

Fischereigenossenschaften.      In 
einer  Anzahl  Staaten  hat  man  der  bestehen- 
den Zersplitterung  der  Fischwasser  und  ins- 
besondere der  Schädlichkeit  der  Adjacenten- 
fischerei  durch  die  gesetzliche  Vorschrift  zu 
begegnen  gesucht,  dass  unter  besonde- 
ren Voraussetzungen  (Antragstellung, 
Vorliegen  eines  überwiegenden  öffentlichen 
Nutzens)     einzelne ,      aneinandergrenzende 
Fischwasserstrecken  zu  einem  gemeinsam 
zu    verwaltenden    Fischereigebiet 
auch  gegen  den  Widerspruch  einzelner  Be- 
teiligten im  Zwangswege  durch  die  Staats- 
behörde vereinigt  werden   können.    Solche 
Vorschriften,  wenn  sie  thatkräftige  Anwen- 
dung fhiden,  vermögen  recht  wohlthätig  zu 
wirken  und  den  Nachteilen  der  rechtlichen 
Zersplitterung   der  Fischereiberechtigungen 
wirksam  zu  begegnen,  zumal  wenn  die  Ge- 
nossenschaften   zugleich  die  richtige  Hege 
und  Pflege  der  Gewässer,  also  insbesondere 
die  Sorge   für  gute   Fischereiaufsicht,    die 
Fernhaltung  von  störenden  Eingriffen  Dritter 
und  sonstigen  schädlichen  Vorkommnissen 
sowie  die  Erhaltung  und  Vermehrung  der 
Fischbestände  durch  Anlegung  von  Brutan- 
stalten und  Bniteinsatz  sowie  durch  Erhal- 
tung   bezw.    durch    Schaffung    von   Laich- 
plätzen sich  angelegen  sein  lassen.     Auch 
thun  die  Erfahrungen  in  einer  Anzahl  gut- 
geleiteter Fischereigenossenschaften  dar,  dass 
solche  Aufwendungen  durch  Erzielung  höhe- 
rer Pachterträgnisse  und  stärkerer  Fanger- 
gebnisse sieh  alsbald  bezahlt  machen  und 
dass  die  zuweilen   vernommene  Besorgnis, 
es    seien    grössere    Fischwasserstrecken 
wegen  der  geringeren  Nachfrage  nach  sol- 
chen nur  unter  ungünstigeren  Bedingungen 
zu  verpachten,  thatsächlich  unbegründet  ist. 
2.     Polizeiliche    Vorschriften     zum 
Schutze  der  Binnenfischerei.  Jedes  staat- 
liche Eingreifen  in  die  Art  der  Bewirtschaf- 
tung der  Fischwasser  und  die  Ausbeutung 
ihrer  Schätze  ist  von  dem  Grundgedanken 
beherrscht,  dass  die  Erhaltung  eines  nach- 
haltigen Fischbestandes  durch  ein  öffent- 
liches Interesse  erfordert  werde  und  dass 
somit  Einschränkungen    der   freien  Verfü- 
gungsgewalt der  Fischereiberechtigten  einei^ 
seits  und  Gewährung  von  Schutz  gegen  Stö- 
nmgen  oder  Schädigungen  der  Fischwasser 
durch  Dritte  andererseits  wohlberechtigte 
Massnahmen  seien,  welche  zu  ergreifen  der 
Staat  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  ver- 
pflichtet erscheine.    Und  zwar  pflegen  die- 


sem staatlichen  Ordnimgsrecht  in  der  Ragel 
alle  Fisch  Wasser  (fliessende  Gewässer,  Seeen, 
Teiche)  unterworfen  zu  werden,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,  von  welchen  aus  ein 
Wechsel  der  Fische  in  andere  fliessende 
Gewässer  ihrer  Natur  nach  oder  infolge  von 
künstlichen  Absperrvorrichümgen  ausge- 
schlossen ist  (sogenannte  geschlossene 
Gewässer,  zu  denen  übrigens  einzelne 
Gesetzgebungen,  wie  die  preussische,  alle 
künstlich  angelegten  Fischteiche  rechnen, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieselben  mit 
einem  natürlichen  Gewässer  in  Verbindung 
stehen).  Nicht  selten  hat  man  indes  im 
Interesse  wirksamerer  Kontrolle  der  er- 
lassenen Polizeivorschi'iften  einzelne  dersel- 
ben (namentlich  soweit  es  sich  um  Schon- 
zeiten und  Mindestmasse  und  die  Einhaltung 
des  sogenannten  Markt  Verbots  handelt) 
auch  auf  die  geschlossenen  Gewässer  für 
anwendbar  erklärt. 

a)  Sorge  für  gute  Bewirtschaf- 
tung der  Fischwasser.  Wo  immer 
Fischwasser  im  Besitze  von  Gemeinden, 
Genossenschaften  oder  sonstigen  Korpo- 
rationen sind,  welche  der  Regel  nach 
nicht  diu^ch  Selbstbewirtschaftimg,  sondern 
im  Wege  der  Verpachtung  genützt  wer- 
den, fordern  ähnliche  Erwägungen,  wie  sie 
bei  der  Verpachtung  ländlicher  Grund- 
stücke sich  geltend  machen,  dass  die  Dauer 
der  Pachtzeit  nicht  zu  kurz  bemessen  sei, 
damit  der  Pächter  an  einer  schonlichen  Be- 
wirtschaftung,  deren  Früchte  immer  erst 
nach  Ablauf  einiger  Jahre  reifen,  interessiert 
erscheine;  es  pflegt  deshalb  bestimmt  zu 
werden,  dass  die  Dauer  der  Pacht  mindes- 
tens 6  Jahre  (Preussen)  bezw.  9  oder  12 
Jahre  (Baden)  betragen  müsse.  Von  nicht 
unerheblicher  Bedeutung  für  die  Erhaltung 
eines  reichlichen  Fischbestandes  erweist  sich 
die  Anlage  sogenannter  Laich-  oder  H  e  g  e  - 
platze,  d.  h.  von  solchen  Stellen  in  Fisch- 
wassern, welche  zur  Absetzung  des  Laichs 
imd  zur  gefahrlosen  Entwickelung  der  Fisch- 
brut in  ihren  ersten  Lebensmonaten  nach 
den  gegebenen  Örtlichen  Verhältnissen  be- 
sonders geeignet  erscheinen;  solche  I^aich- 
und  Hegeplätze  pflegen  dann  unter  beson- 
deren pohzeüichen  Schutz  gestellt  zu  wer- 
den, indem  innerhalb  ihrer  Grenzen  jede 
störende  Arbeit  im  oder  am  Wasser  (Räu- 
mungsarbeiten, Mähen  von  Schilf,  Aushebung 
von  Sand,  Vornahme  von  Uferbauarbeiten  etc.), 
aber  auch  zeitweise  jede  Art  des  Fischfangs 
in  denselben  untersagt  wird.  —  In  regu- 
lierten Wasserläufen  ist  die  Bereitlialtung 
von  Laichplätzen  häufig  ausgeschlossen,  und 
es  ist  dann  wichtig,  Vorsorge  dafür  zu  tref- 
fen, dass  die  Verbindimg  mit  den  rück- 
wärts liegenden  Altwassem  nicht  gänzlich 
abgeschnitten  werde.  Im  übrigen  gewinnt 
die  Bestimmung  bestimmter  Wasserstrecken 
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als  Laich-  oder  Hegeplätze  in  jenen  Län- 
dern eine  besondere  Bedeutiuig,  in  denen 
die  Schonzeiten  nicht  streng  durchgeführt 
werden,  mithin  auch  während  der  Laichzeit 
der  Fische  eine  Störung  derselben  nicht  zu 
vermeiden  ist,  und  es  ist  deshalb  dieser 
Gegenstand  in  der  preussischen  Fische- 
reigesetzgebung besonders  eingehend  geregelt 
worden,  wobei  neben  den  eigentlichen 
Laichs chourevi er en  auch  sogenannte 
Fi schschonre viere  vorgesehen  sind,  d. 
h.  solche  Strecken,  welche  den  Eingang  der 
Fische  aus  dem  Meere  in  die  Binnengewäs- 
ser beherrschen. 

b)  Fernhaltung  von  Schädigun- 
gen durch  Dritte;  Verhältnis  zur 
Industrie,  Landwirtschaft  und  den 
Wasserbauarbeiten.  Das  Darniedor- 
liegen  der  Fischerei  in  einzelnen  Wasser- 
läufen und  das  Hindernis  rascher  Bevölke- 
rung derselben  mit  Fischen  ist  vielfach  da- 
durch veranlasst,  dass  mit  der  fortschreiten- 
den Kidtur  die  dem  Wasser  innewohnenden 
segenspendenden  Kräfte  (als  Triebkraft,  als 
Mittel  der  Bewässerung  oder  Reinigung) 
immer  intensiver  in  Gebrauch  genommen 
werden  und  dass  die  daraus  sich  ergebende 
Benutzungsweise  im  Einzelfall  oder  auch  die 
Benutzmig  des  fliessenden  Wassers  zur  Fort- 
führung von  Haushalts-,  Industrie-  luid 
anderen  Abgängen  die  natürlichen  Lebens- 
bedingungen der  Fischwelt  beeinträchtigt 
oder  auch  gänzlich  aufhebt.  Den  Wider- 
streit der  Interessen,  welcher  hiernach  zwi- 
schen den  Bedürfnissen  der  Fischwirtschaft 
und  des  gewerblichen  und  landwirtschaft- 
hchen  Betriebs  häufig  in  die  Erscheinung 
tritt,  zu  lösen,  ist,  zumal  die  letzteren  Inte- 
ressen nicht  selten  nach  ihrer  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  schwerer  wiegen  als  die 
an  die  Fischerei  sich  knüpfenden,  für  die  Ge- 
setzgebung und  den  Verwaltungsvollzug  eine 
besonders  schwierige  Aufgabe.  Sie  ist  aber 
keineswegs  unmöglich,  sofern  überhaupt  nui' 
der  Gesichtspunkt  festgehalten  wird,  dass 
das  fliessende  Wasser  und  die  Gaben,  die  es 
darbietet,  von  niemandem  in  rücksichtsloser 
Weise  zu  eignem  Vorteil  und  mit  Hintan- 
setzung der  Interessen  anderer  genützt  wer- 
den dürfen,  sofern  weiter  beim  Vollzug  des  in 
diesem  Sinne  formulierten  gesetzgeberischen 
Willens  das  Bestreben  der  Verwaltungsbe- 
hörden obwaltet,  in  verständiger  Weise 
zwischen  den  entgegenstehenden  Interessen 
zu  vermitteln.  Abgesehen  von  den  Schädi- 
gungen, welche  für  die  Fischereiberechtigten 
aus  dem  zeitweisen  Abschlagen  des 
Wassers  in  den  Gewerbskanälen  (zum 
Zweck  der  Käumung  oder  Reparatur  etc.) 
erwachsen  und  im  Hinblick  auf  welche  die 
Verpfüchtung  rechtzeitiger  Anzeige  an  den 
Fischereiberechtigten  behufs  Ermöglichung 
sichernder  Vorkehrungen  ausgesprochen  wer- 


den muss,  kommen  in  vorliegender  Frage  iii 
erster  Reihe  die  mehr  oder  weniger  staken 
Verunreinigungen  der  Wasserläufe  in 
Betracht,  welche  aus  industrieller  imd  land- 
wirtschaiftlicher  Thätigkeit  herstammen,  und 
es  hat  die  neuei*e  Fischereigesetzgebung  (so 
in  Preusseii,  Baden,  Hessen)  grundsätzlich 
das  Verbot  solcher  Verunreinigimgen  ver- 
fügt. Doch  pflegt  der  Vorbehalt  gemacht  zu 
werden,  dass  bei  überwiegendem  Inte- 
resse der  Landwirtschaft  oder  der  Industrie 
das  Einwerfen  oder  Einleiten  schädlicher 
Stoffe  gestattet,  dass  aber  dem  Inhaber  der 
Anlage,  soweit  es  die  örtlichen  Verhältnißse 
zulassen,  die  Ausführung  solcher  Einrich- 
tungen aufgegeben  werden  kann,  welche  ge- 
eignet sind,  den  Scliaden  für  die  Fischerei 
möglichst  zu  beschränken.  —  Schützende 
Vorkehrungen  der  Landwirtschaft  bez  w. 
dem  Grundbesitz  gegenüber  ergeben  sich 
aus  der  nachweisbaren  Schädliclikeit  der 
zeitweisen  Zulassung  von  Wassergeflügel 
(Gänse ^  Enten)  in  Fischwasser,  namentlich 
zur  Laichzeit,  sowie  aus  der  Verwendung 
des  fliessenden  Wassers  zur  Flachs-  und 
Hanfröste,  in  welchen  beiden  Beziehungen 
daher  mehrfach  Verbote  erlassen  worden 
sind  (Preussen,  Bayern,  Baden,  Hes- 
sen). Vereinzelt  ist  auch  vorgeschrieben, 
dass  die  Fischereiberechtigten  überhaupt 
oder  zur  Schonzeit  zur  Verhütung  des  Ein- 
tretens von  Fischen  in  Wässerungsgräben 
und  dergleichen,  deren  Besitzern  ein  Fische- 
reirecht nicht  zusteht,  Rechen  (Abschlus  s- 
gitter)  vorsetzen  dürfen  (Baden,  Hes- 
sen); endlich,  dass  im  Fall  von  Ueberflu- 
tungen  die  Eigentümer  überfluteter  Gnmd- 
stücke,  wenn  sie  nicht  selbst  in  dem  be- 
treffenden Wasser  fischereiberechtigt  sind, 
keine  Netze  und  keine  anderen  Vor- 
richtungen anbringen  dürfen,  wodurch  die 
Fische  gehindert  werden,  mit  dem  Rück- 
tritt des  Wassers  in  das  Wasserbett  ziu'ück- 
zukehi-en  (Württemberg,  Sachsen,  Baden, 
Hessen).  Eine  andere,  dem  Grundbesitz  auf- 
zuerlegende Beschränkung  entspricht  der 
Notwendigkeit,  zum  Zweck  der  Ausübung 
des  Fischfangs  die  Ufergrundstücke  zu  l)e- 
treten  (üferbetretungsrecht);  es  ist 
nicht  überall  durch  Gesetz  anerkannt,  wolü 
aber  finden  sich  mittelbare  Anerkenntnisse 
in  einzelnen  Landesrechten  (Bayern).  Aus- 
diiicklich  geregelt  ist  es  unter  anderen  in 
Württemberg,  Baden,  Hessen,  in  den  öster- 
reichischen Krenländern,  überall  selbstredend 
mit  der  Massgabe,  dass  der  Fischereiberech- 
tigte bezw.  der  Pächter  für  allen  an  den 
Uferginmdstücken  angerichteten  Schaden 
verhaftet  bleibt. 

Die  Benutzung  des  Wassers  als  treibende 
Kraft  oder  zu  Bewässerungszwecken  und  die 
dadiu-ch  veranlasste  Anlage  von  Stauwerken 
(Weliren)  hat  in  sehr  vielen  Fällen  die  un- 


1050 


Fischerei 


erwünschte  Folge,  dass  der  Wechsel  der 
Fische  in  die  oberen  Wasserstrecken  unter- 
brochen und  daher  insbesondere  das  Strei- 
chen der  Fische  zu  den  in  diesen  Teilen  der 
Wasserläufe  befindlichen  Laichplätzen  un- 
möglich gemacht  ist.  Diese  Behinderung  im 
Zug  der  Fische  ist  namentlich  als  schädlich 
zu  erachten  gegenüber  den  Salmoni- 
denarten, welche  ein  besonders  Sauer- 
stoff reiches  Wasser,  wie  es  sich  im  Ur- 
spnmgs^ebiet  der  Wasserläufe  findet,  für 
ihre  Laichplätze  lieben,  und  insbesondere 
gegenüber  dem  wichtigsten  Vertreter  dieser 
Fischgattung,  dem  Lachs,  und  es  hat  dieser 
Sachverhalt  Veranlassung  zur  Anlegung  so- 
genannter Fischwege  (Fischpässe,  Fisch- 
leitern) gegeben,  mittelst  deren  es  den 
Fischen  ermöglicht  ist,  das  in  dem  Vorlian- 
densein  eines  Wehrs  liegende  Hindernis  zu 
überwinden.  Deshalb  empfiehlt  sich  die 
Vorsclirift,  dass  bei  Neuanlage  von  Wasser- 
werken die  Werkbesitzer  Fisch wege  auf 
ihre  Kosten  zu  erstellen  verpflichtet  sind 
und  dass  bei  bereits  bestehenden  Wasser- 
werksanlagen der  Fischer  eiberecht  igte 
auf  seine  Kosten  Fischwege  auch  gegen  den 
Widerspruch  des  Werkbesitzera  soll  anlegen 
dürfen  (Preussen,  Baden,  Hessen,  in  abge- 
schwächter Weise  auch  Sachsen) ;  ferner  dass 
innerhalb  der  Fischwege  und  einer  Strecke 
unter-  und  oberhalb  derselben  die  Fischerei 
nicht  ausgeübt  werden  darf. 

Zur  Hintan  haltung  von  Zermalmungen 
absteigender  Fische,  namentlich  der  Aale, 
empfiehlt  sich  eine  Vorschrift,  welche  den 
Fischereiberechtigten  die  Befugnis  erteilt, 
auf  ihre  Kosten  an  Turbinen  Schutzgit- 
ter anzubringen. 

Im  Hinblick  darauf,  dass  aus  der  Vor- 
nahme von  Korrektionsarbeiten  an 
Wasserläufen,  ebenso  aus  den  regelmässigen 
Reinigungsai-beiten  in  Bächen  und  kleineren 
Gewässern  möglicherweise  Schaden  der 
Fischerei  erwachsen  kann,  erscheinen  endlich 
Anweisungen  an  die  mit  der  Vornahme  sol- 
cher Arbeiten  betrauten  technischen  Behör- 
den und  Stellen  angemessen,  dass  mindes- 
tens während  der  Schonzeit  der  vorherr- 
schenden Fischarten  die  betreffenden  Arbei- 
ten zu  unterlassen  oder  auf  das  Nötigste  zu 
beschränken  sind  (wie  dies  in  Bayern  und 
Baden  verordnet  ist). 

c)  Vertilgung  von  der  Fischerei 
schädlichen  Tieren.  Nicht  unerheblich 
ist  der  Schaden,  welcher  den  Fischbeständen 
beim  Ueberhand nehmen  einzelner,  mehi'  oder 
weniger  auf  Fischnalirung  angewiesener 
Tiere  (Fischotter,  Reiher,  Kormorane,  Eis- 
vögel, Taucher  etc. ;  für  die  im  Meere  leben- 
den Fische:  Seehund,  kleiner  Delphin)  er- 
wachsen kann  und  thatsäclilich  in  vielen 
Fällen  erwächst.  Die  an  den  Binnenge- 
wässern vorkommenden  Tiere  dieser  Art 


zählen  —  wie  Otter,  Reiher  —  zu  den 
jagdbaren,  und  deren  Abschuss  bezw. 
deren  Fang  steht  daher  an  sich  nur  dem 
Jagdberechtigten  zu.  Das  Interesse 
letzterer  in  Bezug  auf  Vertilgung  der  ge- 
nannten Schädlinge  geht  aber  keineswegs 
mit  demjenigen  der  Fischereiberechtigten 
Hand  in  Hand,  und  es  kann  daher,  wo  die 
Jagdberechtigten  es  unterlassen,  in  ihren 
Jagdgebieten  auf  eine  Ausrottung  der  Ottern, 
Reiher  etc.  Bedacht  zu  nehmen,  ein  für  die 
Fischereiberechtigten  höchst  unerwünschter 
Zustand  erwachsen,  der  ebenfalls  das  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  rechtfertigt.  Und 
zwar  wird  dies  am  zweck  massigsten  in  der 
Weise  geschehen,  dass  auch  dem  Fischerei- 
berechtigten  das  Recht  eingeräumt  wird, 
jene  Tiere  zu  töten  oder  zu  fangen.  Noch 
wirksamer  wird  diese  Regelung  sich  erweisen, 
wenn  denselben  gleichzeitig  die  Befugnis  zu- 
gesprochen wird,  die  getc)teten  oder  gefan- 
genen Tiere  für  sich  zu  behalten,  in  wel- 
chem Sinn  Preussen  und  Baden  die  Sache 
geordnet  haben,  während  andere  Gesetz- 
gebungen (Württemberg,  Sachsen)  die  Ab- 
liefenmg  an  den  JagdheiTU  vorschreiben. 

d)  Beschränkungen  in  der  Aus- 
übung der  Fischerei.    Die  allgemeine 
Erfahrung,  dass  bei  den  Fischereiberechtig- 
ten selbst  nicht  immer  jenes  Mass  der  Ein- 
sicht vorauszusetzen  ist,  welches  auch  ohne 
äusseren  Zwang  den  Betrieb  der  Fischerei 
nach   den  Grundsätzen   der  Nachhaltigkeit 
gestaltet,   dass  vielmehr  vielfach  —  imbe- 
kümmert   um   die  Zukimft  —  augenblick- 
lich günstige  Verhältnisse  in  rücksichtsloser 
Weise  ausgenutzt  zu  werden  pflegen,  macht 
eine    Reihe    repressiver    und    präventiver 
Schutzvorkehrungen    gegen    solche    Raub- 
wirtschaft nötig.    Hierbei  ist  als  leitender 
Gesichtspunkt  festzuhalten,   es  sei  zu  ver- 
hüten, einmal  dass  Fische  im  Zustand  der 
Laichreife  und   femer  dass  sie  in  vor- 
zeitigem,  d.  h.  in  einem  solchen  Alter 
gefangen  werden,   in   welchem   sie  zu  der 
Fortpflanzung  ihrer  Art  noch  nichts  haben 
beitragen  können  und  in  welchem  auch  der 
Genuss-  und  Marktwert  der  Fische  ein  so 
geringer  ist,   dass  schon  aus  Gründen  all- 
gemeiner Wirtschaftlichkeit    ihr   Fang   für 
den  verständig  Rechnenden  sich  von  selbst 
verbieten  würde.  Zum  anderen,  dass  nicht 
Fangmittel  angewendet  werden,  welche 
zu  einer  augenblicklichen  Massenvertügung 
grosser   und   kleiner  Fische  einschliesslich 
der  Jungbrut   Veranlassung  geben  können. 
Danach  gliedern  sich  die  in  beiderlei  Rich- 
tungen sich  bewegenden  Vorkehrungen  und 
Verbote  in  solche,  welche  die  Art  und  Be- 
schaffenheit der  zulässigen  Fangweisen  und 
Fanggeräte  regeln;   in  solche,   welche  den 
Fang  von  Fischen  unter  einem  bestimmten 
Mass  (oder  Gewiclit)  verbieten;  endlich  ia 
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solclie,  welclie  den  Fischen  während  der 
Vornahme  des  Fortpflanzungs-  (Laich-)  Ge- 
schäfts Ruhe  und  Ungestörtheit  zu  sichern 
sich  bemühen. 

aa)  Hinsichtlich  der  Fangweisen  und 
Fanggeräte  wird  in  den  meisten 
Fischereigesetzen  im  wesentlichen  über- 
einstimmend untersagt :  Die  Anwendung  ex- 
plodierender Stoffe  (dieser  auch  durch  das 
Reichsstrafgesetzbuch)  sowie  giftiger  oder 
solcher  Stoffe,  welche  eine  Betäubung  der 
Fische  herbeifüliren ;  die  Anwendung  von 
Fangmitteln,  welche  zur  Ven\'undimg  der 
Fische  führen  (dies  teilweise  auch  aus 
Gründen  der  Humanität),  wie  Fallen  mit 
Schlagfedern,  Fischgabeln,  Garnen,  Har- 
punen, Schiesswaffen,  mit  Aiisnahme  selbst- 
redend der  Angelhaken;  das  Trockenlegen 
von  Wasserläufen  zum  Zweck  des  Fisch- 
fangs, und  zwar  vor\Wegend  aus  dem 
Grunde,  eine  nutzlose  Massenvertilgung  von 
Fischen  jeden  Alters  bei  Ausübimg  der 
Fischerei  zu  hindern ;  unter  diesen  Gesichts- 
piuikt  fällt  auch  das  länderweise  (Bayern) 
eingeführte  Verbot  der  Eisfischerei,  so- 
wie das  Verbot  der  Anwendung  von 
Fackeln  oder  sonstiger  Beleuchtungsmittel 
zwecks  Anlockung  der  Fische  und  der 
Verwendung  bestimmter,  zu  Massen- 
fängen in  besonderem  Masse  sich  eig- 
nender Netze. 

Unter  dem  anderen  Gesichtspunkte  der 
Verhütung  des  Fangs  junger,  un ausge- 
wachsener Fische  sind  die  tiberall  er- 
lassenen Vorschriften  über  M  a  s  (i  h  e  n  w  e  i  t  e 
der  Netze  zu  beurteilen.  Für  die  Lachs- 
fischerei  z.  B.  ist  in  dem  Berliner 
Staats  vertrage  von  1885  eine  Maschen- 
weite von  6  cm,  für  andere  Fiscliarten 
länderweise  eine  solche  von  meist  8,  2,5 
oder  2  cm  vorgeschrieben.  Dabei  sind  iib- 
ri^^eus  überall  Ausnalimen  hinsichtlich  des 
Fangs  von  Köder-  oder  Futterfischen  sowie 
im  Interesse  der  Vornahme  wissenschaft- 
licher Untersuchungen  etc.  vorgesehen. 

Eine  in  die  Privatrechtssphäre  ein- 
schneidende Beschränkung  im  Gebrauch  von 
Netzen  und  sonstigen  Fanggeräten  ist  end- 
lich der  Erwägung  entsprungen,  es  sei  zu 
verhindern,  dass  in  Wasserläufen,  an  denen 
viele  Fischereiberechtigte  konkiurieren,  ein 
Wegfangen  aller  oder  der  meisten  Fische 
in  den  unteren  Teilen  dieser  Fisch- 
wasser Platz  greife.  Und  zwar  nicht  bloss 
im  Hinblick  darauf,  dass  billigerweise  alle 
Berechtigten  an  dem  Fischreichtum  eines 
Fischwassers  in  gewissem  Umfang  sollen 
teilnehmen  können,  sondern  und  vorwiegend 
auch  deshalb,  weil  das  rücksichtslose  Weg- 
fangen aller  Fische  in  den  unteren  Teilen 
der  Wasserläufe  fischereiwirtschafthch  ver- 
derblich überall  dann  wirken  müsse, 
wenn  die   betreffenden  Fische  nur  in  den 


oberen  Teilen  der  Gewässer  erfolgreich 
laichen  können.  Auf  diese  Erwägungen  ist 
beispielsweise  das  in  dem  Berliner 
Lachsfischereivertrag  statuierte  Ver- 
bot der  Verwendung  der  grosse nZeegens 
zu  bestimmten  Jahreszeiten  und  des  völ- 
ligen Absperren s  der  Wasserläufe  durch 
Netze,  ferner  die  ähnlichen  Vorscltriften  in 
einerAnzahlLandesfischereigesetze(Preussen, 
Baden  etc.)  zurückzuführen. 

bb)  Festsetzung  von  Mindest- 
massen. Die  Verhütung  des  Fanges  un- 
ausgewachsener, im  Jugendzustand  befind- 
licher Fische  lässt  sich  durch  die  Vor- 
schriften über  Maschen  weite  der  Netze 
nicht  in  ausreichender  Weise  sichern ;  denn 
überall,  wo  im  Hinblick  auf  das  gleich- 
zeitige Vorkommen  grösserer  und  kleinerer 
Fischarten  Netze  verschiedener  Maschen- 
weite  für  die  Ausübung  der  Fischerei  zu- 
gelassen sind,  ist  nicht  zu  vermeiden,  dass 
in  die  engmaschigen,  zum  Fang  kleiner 
Fischarten  l^stimmten  Netze  zufällig  auch 
Jungfische  grösserer  Fischarten  gelangen 
und  eine  Beute  des  Fischers  werden.  Da 
aber  der  Fang  unausgewachsener  Fische 
vom  fischereiwirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  zu  verwerfen  ist,  so  geht  ganz  allge- 
mein in  allen  Fischereigesetzgebungen  neben 
dem  Gebot  einer  bestimmten  Maschenweite 
der  Netze  ein  gleichzeitiges  Verbot  des 
Fangs  von  Fischen  unter  einer  be- 
stimmten Grösse  einher,  wenn  schon 
länderw^eise  diese  Mindestmasse  (Brittel- 
masse  in  Bayern)  eine  grosse  Mannigfaltig- 
keit der  Regehmg  zeigen,  sowohl  was 
die  Fischarten  anlangt,  denen  der  Schutz 
eines  Mindestmasses  zu  teil  geworden  ist, 
als  die  Festsetzung  des  letzteren  selber. 
Auch  darin  zeigt  sich  ein  Unterschied,  dass 
in  einzelnen  Ländern  diese  Massfestsetzungen 
provinziell  (Preussen),  in  anderen  cen- 
tral ffir  das  ganze  Staatsgebiet  (Sachsen, 
Baden),  in  anderen  teils  central,  teils  pro- 
vinziell (Bayern)  getroffen  worden  sind. 
Nirgends  sind  —  wie  dies  überhaupt 
hinsichtlich  der  in  diesem  Abschnitt  be- 
sprechenen  Einzelbeschränkungen  der  Fische- 
reiausübung regelmässiger  Önmdsatz  ist, 
insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Regelung 
der  Maschenweite  der  Netze  sowie  der 
noch  zu  besprechenden  Schonzeiten  —  die 
Mindestmasse  durch  Gesetz  selbst  be- 
stimmt, überall  ist  vielmehr  der  eine  freiere 
Bewegung  und  jeweilige  rasche  Anpassung 
an  örtliche  Verhältnisse  ermöglichende  Weg 
der  Regelung  durch  Verordnung  ge- 
wählt ;  dabei  giebt  die  neuere  Verwaltungs- 
praxis dem  Messen  der  Fische  von  der 
Schnauze  bis  zu  den  Schwanzenden  der 
früher  allgemein  üblichen  (vom  Auge  des 
Fisches  bis  zu  der  Schwanzwurzel)  den 
Vorzug.  —  Die  Mindestmasse  schwanken 
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je  nach  der  Fischart,  für  die  sie  eingeführt 
sind,  von  50  cm  beim  Lachs  bis  20  cm  bei 
den  Forellen-  und  Koregonenarten  und 
gehen  für  einzelne  Fischarten  (Barsche) 
selbst  noch  unter  letzteres  Mass.  Von  den 
hauptsächlich  vorkommenden  Fischarten  ge- 
messen die  wertvollsten  und  wichtigsten 
(Salmoniden,  Koregonen,  hechtartige  Fische, 
Karpfen,  Schleien,  Barben,  Aale,  ferner  der 
Krebs)  wohl  überall  den  Schutz  durch 
ein  Mindestmass;  bei  den  minder  wert- 
vollen (wie  Brachsmen,  Nasen,  Rapfen  oder 
Schied,  Döbel  oder  Rotaugen  etc.)  trifft 
dies  nicht  zu,  und  hier  zeigt  sich  daher 
auch  von  Land  zu  Land  die  grösste  Mannig- 
fdtigkeit  der  Regelung. 

An  die  Einfühnmg  von  Mindestmassen 
pflegt  ziemlich  allgemein  die  Vorschrift  ge- 
knüpft zu  werden,  dass  untermässige  Fische, 
welche  zufällig  in  die  Hand  des  Fischers 
geraten,  dem  Wasser  wieder  übergeben 
werden  müssen  und  weiter  dass  solche 
Fische  nicht  in  den  Verkehr  ge- 
bracht werden  dürfen;  auch  wo  an 
sich  die  fischereigesetzlichen  Beschränkungen 
auf  die  geschlossenen  Gewässer  ohne 
Anwendung  bleiben,  werden  die  letzteren 
doch  regelmässig  dem  letzteren  Verbot 
ebenfalls  unterworfen.  Ausnahmen  von 
dem  Gebot  der  Einhaltung  der  Mindest- 
massvorschriften  pflegen  zugelassen  zu  wer- 
den: wenn  es  sich  um  die  Verwendung 
untermässiger  Fische  zu  wissenschaftlichen 
Zwecken  oder  zu  gemeinnützigen  Versuchen 
handelt,  wenn  die  Förderung  von  Fisch- 
zuchtzwecken in  Frage  steht,  z.  B.  die  Be- 
setzung von  anderen  Fischwassern  mit 
Setzlingen  oder  die  Versendung  von  Fisch- 
brut aus  Fischziichtanstalten  etc. 

oc)  Festsetzung  von  Schonzeiten. 
In  dem  System  beschränkender  Fischerei- 
vorschriften nehmen  diejenigen,  welche  an 
das  Laichgeschäft  der  Fische  anknüpfen 
und  verordnen,  dass  während  der  Dauer 
derselben  die  Fischerei  gänzlich  oder  zeit- 
weise zu  ruhen  habe,  damit  die  Absetzung 
des  Laichs  ungestört  vor  sich  gehe  und 
eine  Schädigung  oder  Zerstöining  des  Laichs 
selber  vermieden  werde,  eine  besonders 
wichtige  Stelle  ein,  wie  denn  schon  in  den 
ältesten  Fischereiordnungen,  so  mannigfaltig 
auch  dieselben  im  übrigen  gestaltet  sein 
mochten,  das  Gebot  zeitweiser  Einstellung 
der  Fischerei  (Frühjahrs-,  Spätjahrs- 
bann)  nirgends  fehlt.  Dabei  haben  sich 
neuerdings  zwei  grundsätzlich  verschiedene 
Schon  Zeitsysteme  ausgebildet,  das  abso- 
lute, welches  im  Grundsatz  die  gänzliche 
Einstellung  der  Fischerei  zu  gewissen 
Jahreszeiten  (allerdings  mit  einschränkenden 
Ausnahmen)  verordnet,  und  das  Indivi- 
dual-,  auch  relative  oder  natürliche 
Schonzeitsvstem,  das  die  Schonzeiten  nicht 


generell  für  eine  Vielheit  von  Fischarten, 
sondern  individuell  für  die  einzelnen  Fisch- 
arten unter  Beachtung  ihrer  natürlichen 
Laichzeit  festsetzt,  so  dass  für  die  in  dieser 
Zeit  nicht  laichenden  Fische  von  Be- 
schränkungen des  Fischfangs  abgesehen 
werden  kann.  Wieder  in  anderen  Ländern 
ist  das  Schonzeitsystem  ein  aus  diesen 
beiden  Systemen  gemischtes,  indem  für 
die  Frühjahrslaicher  die  Schonzeit  absolut, 
für  die  Winterlaicher  individuell  gestaltet 
wurde  (Frankreich).  Daneben  ist  —  unab- 
hängig von  den  Laichzeiten  der  Fische  — 
eine  sog.  Wochenschonzeit  ausgebildet 
worden,  d.  h.  eine  Sperre  der  Fischerei  in 
einem  Teil  der  Woche  (gewöhnlich  von 
Samstag  Abend  bis  SonntaJ^  Abend),  dei-en 
tieferliegender  Grund  weniger  in  der  Er- 
möglichung einer  ungestörten  Vornahme 
des  Laichgeschäfts  als  in  dem  Bestreben 
zu  suchen  ist,  den  freien  Zug  der 
Fische  von  unten  nach  oben  herzu- 
stellen, teils  um  denselben  die  Wanderung 
nach  den  Laichplätzen  zu  ermöglichen,  teils 
und  vorwiegend,  um  den  verschiedenen  an 
einem  Flusslauf  Fischereiberechtigten  einen 

fßwissen  gleich  massigen  Anteil  an  der 
ischausbeute  zu  sichern.  In  Deutschland 
hat  sich  das  System  der  Wochenschonzeit 
vorwiegend  in  Preussen  und  den  an- 
grenzenden Staaten  ent^'ickelt.  Den  süd- 
deutschen Staaten  ist  sie,  soweit  nicht  die 
durch  den  Berliner  Lachsfischereivertrag 
geregelte  Lachsfischerei  in  Frage  kommt 
fremd.  Hinsichtlich  der  näheren  Einrich- 
tung und  Würdigung  der  oben  erwähnten 
beiderlei  Arten  von  Schonzeitfestsetzungen 
ist  zu  bemerken: 

rt)  Die  absolute  Gestaltung  der 
Schonzeiten,  d.  h.  das  unbedingte 
Verbot  jeder  Art  von  Fischerei  während 
gewisser  Zeiten  des  Jahres  (Frühjahrs-  und 
Herbstschonzeit)  wäre  vom  Gesichtspunkte 
der  laichenden  Fische  aus  betrachtet  an 
sich  die  vollkommenste  Regelung,  wenn 
eine  richtige  Begrenzung  der  Schonzeiten, 
wie  nun  einmal  die  Verhältnisse  liegen,  und 
die  folgerichtige  Durchführung  derselben 
überhaupt  möglich  wäre.  Die  letztere  stösst 
indes  auf  Schwierigkeiten,  weil  das  aus- 
nahmslose Ruhen  aller  Fischerei  die  Be- 
nifsfischer  für  einen  Teil  des  Jahres  ausser 
Nahrung  setzt  und  deshalb  ohne  Hintan- 
setzung der  Ervs'erbsinteressen  dieser  Be- 
völkerungsklasse nicht  eingehalten  werden 
kann.  Die  richtige  Begrenzung  der  Schon- 
zeiten aber  erweist  sich  um  deswillen 
schwierig,  weil  die  Laichzeiten  der  ver- 
schiedenen Fischarten  eines  imd  desselben 
Gewässers  nicht  zeitlich  zusammenfallen, 
sondern  auf  verschiedene  Monate  des  Jahres 
sich  verteilen  und  weil  deshalb  nur  zwei 
Möglichkeiten  übrig  bleiben,    deren    keine 
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ganz  befriedigt:  nämlich  entweder,  um 
alle  wichtigen  Fischarten  in  die  Schonung 
einzubeziehen ,  die  Schonzeit  auf  einen 
sehr  langen  Zeitraum  (z.  B.  für  die 
Frilhjahrs-  und  Sommerlaicher  von  März 
bis  Ende  Juli)  zu  erstrecken  oder,  wenn 
dies  im  Hinblick  auf  die  Interessen  der 
BenifsfLscher  unterbleiben  und  eine  soge- 
nannte mittlere  Zeit  als  Schonzeit  be- 
stimmt werden  muss,  auf  den  Schutz  ein- 
zelner wichtiger  Fischarten  Verzicht  zu 
leisten.  Selbst  bei  Einfühnmg  einer  mitt- 
leren (abgekürzten)  Jahresschonzeit  finden 
sich  übrigens  die  Berufsfischer  schwer  be- 
nachteiligt, und  es  hat  daher  dieser  Um- 
stand, wie  oben  schon  aufgeführt  wurde, 
dazu  geführt,  das  absolute  Fangverbot 
wenigstens  hinsichtlich  der  Frühjahrs- 
schonzeit nur  bedingt  diwchzuführen 
—  also  auch  innerhalb  der  geordneten 
Schonzeit  an  bestimmten  Tagen  der  Woche 
(gewöhnlich  an  drei  Tagen)  den  Fischfang 
zu  gestatten  und  weitere  Ausnahmen  von 
dem  Fangverbote  hinsichtlich  solcher  Fisch- 
arten einzuräumen,  welche  (wie  Maifische, 
Neunaugen,  Störe  etc.)  in  grösseren  Zügen 
plötzlich  erscheinen  und  ebenso  i-asch  zu 
verschwinden  pflegen. 

Das  vorerwähnte  Schonzeitsystem  besteht 
dermalen  in  Preussen,  Hessen  und  in 
den  mit  Preussen  durch  Fischereikon- 
ventionen verbundenen  mittel-  und 
norddeutschen  Staaten  und  zwar 
meist  in  der  Weise,  dass  die  einzelnen  Ge- 
wässer je  nach  dorn  vorwiegenden  Vorkom- 
men dieser  oder  jener,  im  Herbst  oder  im 
Frühjahr  (Sommer)  laichenden  Fischarten  in 
solche  entweder  mit  Frühjahrsschonzeit  oder 
mit  Herbstschonzeit  eingeteilt  werden;  wo 
beide  Arten  von  Fischen  in  einem  und  dem- 
selben Gewässer  vertreten  sind,  '^drd  daher 
für  eine  derselben  auf  einen  Schutz  durch 
Schonzeitfestsetzungen  von  voniherein  Ver- 
zicht geleistet.  Der  hierin  liegende  Nach- 
teil wird  weiter  dadurch  verschäi'ft,  dass 
die  zxu-  Laichzeit  aufwärts  ziehenden  Sal- 
monidenarten (Forellen,  Aeschen ),  solange 
sie  noch  in  den  lediglich  der  Frühjahrs- 
Bchonzeit  imterliegenden  Gewässern  sich 
befinden,  anstandslos  weggefangen  werden 
können. 

Abgeschwächt  werden  die  gegen  diese 
Art  der  Gestaltiuig  der  Schonzeitvorschiiften 
zu  erhebenden  Bedenken  diu'ch  die  Ermög- 
lichung der  Einrichtung  von  Laich-  und 
Fißchschonrevieren,  und  letzteren  wird  da- 
her mit  Recht  in  dem  Geltungsgebiete  des 
Systems  besondere  Beachtimg  geschenkt; 
femer  dadurch,  dass  in  den  Ausführungs- 
vorschriften (wie  durchweg  in  den  preussi- 
schen  Provinzialverordnungen)  die  Möglich- 
keit einer  Verschärfung  der  Schonzeitnormen 
vorgesehen    ist.     Namentlich    ist   für    die 


Winterschonzeit,  mit  welcher  die  vor- 
w^iegend  Salmoniden  beherbergenden  Ge- 
wässer belegt  werden,  die  allgemeine  Frei- 
gabe des  Fischfangs  an  einzelnen  Tagen 
der  Woche,  wie  in  den  der  Frühjalirsschon- 
zeit  unterworfenen  Gewässern,  überhaupt 
nicht  eingeräumt,  sondern  die  Fischerei 
während  der  Schonzeit  nur  mit  Genehmi- 
gung der  zuständigen  Behörde  zulässig 
und  nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  Be- 
nutzimg der  Fortpflanzungsstoffe  der  ge- 
fangenen laichreifen  oder  der  Laichreife 
nahestehenden  Salmoniden  (Lachse,  Meer- 
forellen, Forellen  etc.)  zu  Zwecken  der  künst- 
lichen Fischzucht  gesichert  ist.  — 

ß)  Das  Individualschonzeitsys- 
tem,  in  Süddeutschland,  in  Sachsen 
und  in  der  Schweiz  in  Geltung,  äussert 
sich  darin,  dass  innerhalb  der  geordneten 
Schonzeiten  jede  Art  des  Fisclifangs  (also 
auch  mit  der  Angel)  auf  die  der  Schonzeit 
unterworfene  Fischart  unbedingt  unter- 
sagt ist  und  dass,  wenn  Fische  der  beti-ef- 
fenden  Art  zufällig  gefangen  werden,  sie 
dem  Wasser  wieder  zu  übergeben  sind; 
weiterhin  darin,  dass  auf  alle  nicht  einer 
Schonzeit  unterworfenen  Fischarten  (minder- 
wertigere Fische)  der  Fischfang  das 
ganze  Jahr  hindurch  stattfinden  kann. 
Ausnahmen  von  dem  Fangverbote i)flegen 
nur  insoweit  zugelassen  zu  werden,  als  der 
Fang  den  Zwecken  der  künstlichen  Fisch- 
zucht (behufs  Gewinnung  von  Eiern  für 
Bnitanstalten)  oder  z\\r  Vornahme  wissen- 
schaftlicher Versuche  unternommen  wird 
oder  wenn  es  sich  um  Beseitigung  von 
Fischarten  handelt,  die  für  ein  bestimmtes 
Gewässer  (z.  B.  Hechte  in  Forellenbächen) 
unerwünscht  sind,  oder  wenn  (wie  hinsicht- 
lich der  Fischerei  in  grossen  Seeen  der  Fall 
sein  kann)  auf  gewisse  Fischarten  überhaupt 
nur  zur  Laichzeit  ein  Fischfang  möglich 
ist.  Dabei  dehnen  einzelne  Fischereiord- 
nungen, in  folgerichtiger  Durchführung 
des  Systems,  das  Fangverbot  während  der 
Schonzeit  selbst  auf  geschlossene  Ge- 
wässer aus. 

Als  Vorzüge  dieses  Individualschon- 
zeitsystems  sind  zu  bezeichnen,  dass  jeder 
überhaupt  geschützten  Fischart  ein  während 
der  Dauer  der  Laichzeit  ununterbrochen 
wirksamer  Schutz  thatsächlich  gesichert 
ist  und  dass  die  Fischer  in  dem  iang  der 
minderwertigen  Fische  jahrein  jahraus  un- 
behindert sind.  Als  einen  Mangel  desselben 
kann  man  ansehen,  dass  bei  dem  Fang  auf 
nicht  geschützte  Fischarten  auch  geschützte 
in  die  Netze  gehen  können,  und  dass  dem 
Fischer  angesonnen  wird,  dieselben  wieder 
in  Freiheit  zu  setzen,  sowie  dass  je  nach 
der  Beschaffenheit  der  Fischwasser  und  der 
Art  der  im  Gebrauche  befindlichen  Netze 
beim  an  sich  erlaubten  Fischfang  die  Mög- 
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lichkeit  von  Beschädigiingea  des  abgesetzten 
Laichs  nicht  ausgeschlossen  ist. 

Auch  darin  liegt  ein  besonderer  Vorzug 
des  lndi^ddualschonzeitsystems,  dass  es  eine 
strenge  Durchführung  des  Marktverbots 
ermöglicht.  Denn  während  in  den  Ländern 
des  absoluten  Schonzeitsvstems  ein  Markt- 
verbot,  d.  h.  das  Verbot,  gewisse  Fische 
in  den  Verkehr  zu  bringen  (feilzuhalten,  zu 
veräussern,  in  Wirtschaften  zu  verabreichen) 
regelmässig  nur  betreffs  der  unterm ässi- 
gen  Fische  erlassen  ist,  erstreckt  sich 
dieses  Marktverbot  im  Bereiche  des  Indivi- 
dualschonzeitsystems  auch  auf  die  Schon- 
fische  wähi'end  der  ganzen  Dauer  der 
Schonzeiten,  gleichviel  wann,  wo  und 
von  wem  die  beti*effenden  Fische  gefangen 
worden  sind,  insbesondere  also  gleichviel, 
ob  die  Fische  aus  dem  Inlande  oder  aus 
dem  Auslande  stammen  und  ob  ihr  Fang 
vor  oder  während  der  Schonzeit  stattge- 
fimden  hat.  Auch  da,  wo  an  sich  die  ge- 
schlossenen Gewässer  den  Schonzeitvor- 
schriften nicht  unterworfen  sind,  finden 
doch  die  Bestimmungen  über  das  Markt- 
verbot auch  betreffs  der  aus  solchen  Ge- 
wässern stammenden  Fische  Anwendung. 
Ausnahmen  von  dem  Marktverbot  wer- 
den meist  nicht  zugelassen  und  wenn  doch, 
in  der  Regel  nur  unter  besonderen  Kontroll- 
massregeln  (Plombier  ungszwang). 
Durch  diese  ansolute  Gestaltung  des 
Marktverbots  und  die  durch  dasselbe 
geschaffene  Unmöglichkeit,  Schonfische  wäh- 
rend der  Schonzeit  im  Lande  zu  veräussem, 
ist  der  Versuchung  zur  Uebertretung  von 
Schonzeitvorschriften  ein  denkbar  starker 
Riegel  vorgeschoben  und  damit  eben  die 
strenge  Einhaltung  der  ersteren  in  voll- 
kommenster Weise  gesicheii;. 

y)  Schon  Vorschriften  fürKrebse 
und  Perlmuscheln  insbesondere. 
Die  besonderen  Fortpflanzungsverhältnisse 
dieser  Wassertiere  erheischen  eine  in  ein- 
zelnen Beziehimgen  abweichende  Fest- 
setzung der  Schonvorschriften;  und  zwar 
wird,  was  die  Krebse  anlangt,  entweder 
eine  lange,  in  der  Regel  vom  1.  September 
bis  31.  Mai  sich  ersti-eckende  Schonzeit  be- 
stimmt, oder  es  ^ivird  der  Fang  weib- 
licher Krebse  überhaupt  oder  doch  der 
Mutlerkrebse  mit  Eiern  verboten;  auch 
finden  sich  daneben  Mindestmasse  oder 
das  Verbot  des  Fanges  der  Krebse,  welche 
ein  bestimmtes  Mindestgewicht  nicht  er- 
reicht haben.  —  Die  Perlenf ischerei, 
d.  h.  die  Hegung  der  Perlmuscheln  zum 
Zweck  der  Gewinnung  von  Perlen  findet 
sich  nur  vereinzelt  in  Deutschland  (in 
Bayern,  Sachsen,  in  der  preussischen  Pro- 
vinz Hannover,  in  Baden).  Die  bestehenden 
Perlfischereiordnungen  schreiben  in  der 
Regel    vor,    dass    auf    ein    und    derselben 


Strecke  eines  Perlmuscheln  enthalteuden 
Gewässers  immer  nur  innerhalb  längerer 
Zwischenräume  (5  oder  6  Jahre)  eine  Ent- 
nahme von  Muscheln  stattfinden  darf  imd 
dass  während  der  Brutzeit  (Juli,  August) 
diese  Entnahme  überhaupt  unstatthaft  ist; 
dass  die  Oeffnung  der  Muscheln  unter  An- 
wendung gewisser  Vorsicht  (Verwendung 
von  besonderen  Zwingen,  Perlenschlüsseln, 
zu  geschehen  hat  und  dass  die  geöffneten 
Muscheln,  sofern  die  Tiere  noch  lebend 
sind,  nach  der  Untersuchung  dem  W^asser 
sofort  wieder  zu  übergeben  sind.  —  Der 
Ertrag  der  Perlenfischerei  ist,  da  immer 
niu*  in  einer  kleinen  Anzahl  Muscheln 
brauchbare  Perlen  sich  entwickeln,  selbst- 
redend ein  unsicherer  und  von  Jahr  zu  Jalu* 
sehr  schwankender;  im  Hinblick  auf  die 
langen  Umtriebszeiten,  innerhalb  deren  eine 
einmalige  Nutzung  in  derselben  Wasser- 
sti*ecke  zugelassen  ist,  und  die  besondere 
Hege,  welche  die  Perlenmuschel  erfordert, 
ist  die  Ausnutzung  dieser  Art  von  Fischern 
meist  landesherrliches  Regal. 

e)  Polizeilicher  Fischereischutz. 
Zur  wirksamen  Durchführung  der  polizei- 
lichen Vorschriften  ilber  erlaubte  oder  un- 
erlaubte Fanggeräte  und  Fangarten,  über 
Mindestmasse  und  Schonzeiten  sind  Sti-af- 
vorschriften  nötig,  welche  in  Deutschland 
teils  durch  das  Reichsstrafgesetzbuch,  teils 
durch  die  Landesgesetzgebung  erlassen  sind : 
dabei  ist  in  der  Regel  die  Möghclikeit  ge- 
geben, verbotswidrig  gefangene  und  feilge- 
haltene Fische,  ebenso  verwendete  uner- 
laubte Fanggeräte  zur  Einziehung  zu  brin- 
gen. Um  die  strafrechtliche  Verfolgung  von 
Verfehlungen  in  Bezug  auf  Verwendung 
verbotswidriger  Netze  und  Geräte  zu  sichern, 
wird  dabei  vielfcu3h  vorgeschrieben,  dass 
ohne  Beisein  des  Fischers  zum  Fischfang 
ausliegende  Fahrzeuge  und  Geräte  mit 
Kennzeichen  versehen  sein  müssen,  durch 
welche  die  Person  des  Fischers  ermittelt 
werden  kann.  Um  der  Fischwilderei  Unbe- 
rechtigter vorzubeugen,  findet  sich  mehrfach 
die  Bestimmung,  dass  auf  Fahrzeugen  jeder 
Art  nur  die  zum  Fischen  mit  solchen  Ge- 
räten Berechtigten  und  dass  überhaupt 
ausserhalb  der  öffentlichen  Wege  und  in  der 
Nähe  von  Fischwassem  nur  die  an  diesem 
Wasser  Fischereiberechtigten  Fischereige- 
räte mit  sich  führen  dürfen.  Endlich  wiixl 
fast  überall  von  den  die  Fischerei  Ausüben- 
den die  Lösimg  von  Auswei8-(Erlaubnis-) 
scheinen  (Fischerkarten)  verlangt,  sei 
es,  dass  der  Fischereiberechtigte  selber  diese 
Ausweisscheine  auszustellen  hat^  oder  dieser 
Schein  von  der  Staatspolizei-  oder  Orts- 
polizeibehörde erwirkt  werden  muss,  wobei 
in  letzterem  Fall  auch  die  Möglichkeit  der 
Versagung  des  Scheins  unzuverlässigen 
Personen  gegenüber  gegeben  ist.  —  Mit  der 
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üeber wachung  des  Vollzugs  der  Fischerei- 
Yorsehriften  werden  teils  besondere  Beamte 
(Fi sehe reiauf Seher)  betraut  luid  dabei  wohl 
au('h  Gemeinden  und  Genossenschaften  die 
Einstellung  von  solchen  Aufsehern  geradezu 
vorgeschiieben,  oder  es  ist  dem  allgemeinen 
Polizei-  und  Sicherheitspersonal  die  Ent- 
deckung und  Anzeige  von  Verfehlungen  als 
besondere  Amtspflicht  auferlegt. 

in.  Das  geltende  BinneDfischereirecht 
in  Deutschland  und  den  Nachbarstaaten. 

1.  Deutschland.  Nachdem  in  den  voraos- 
gegangenen  Erörterungen  die  wesentlichsten 
Grundsätze  des  in  Deutschland  geltenden 
Fischereirechts  für  die  Binnengewässer  (mit 
denen  auch  die  Gesetzgebung  der  anderen  euro- 
päischen Staaten  sich  vielfach  deckt),  bereits 
ihre  systematische  Darstellung  gefanden  haben, 
kann  darauf  verzichtet  werden,  auf  den  Inhalt 
der  zahlreichen  deutschen  Fischereigesetze  und 
-Verordnungen  nochmals  im  einzelnen  einzugehen. 
Es  folgt  daher  hier  lediglich  eine  Aufzählung 
der  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  ein- 
zelner deutscher  Staatsgebiete  unter  Hervor- 
hebung besonders  wichtig  erscheinender 
Punkte,  a)  Preussen:  G.  v.  30.  Mai  1874 
mit  Novelle  v.  30.  März  1880  und  wegen 
Lauenburgs  G.  v.  4.  April  1877;  femer  Ge- 
setze betreffend  die  Fischerei  in  den  Privat- 
flüssen in  Westfalen  v.  30.  Juni  1894,  Khein- 
provinz  v.  25.  Juni  1895  und  Hannover  v.  26. 
Juni  1897.  Ausftthrungsverordnunfi^en  hierzu 
für  die  einzelnen  Provinzen  aus  den  Jahren 
1886,  1887,  1888,  1893,  1894  und  1897;  daneben 
einzelne  ^tere  Vorschriften  für  die  Küsten- 
fischerei. Das  Kecht  zur  Ausübung  der 
Fischerei  regelt  sich  im  allgemeinen  nach  land- 
recht 11  eben  Normen  und  steht  in  den  schiff- 
baren (öffentlichen)  Strömen  der  Kegel  nach 
dem  Staate  zu;  aber  zahlreiche  Ausnahmen 
zu  Gunsten  der  Anstösser  oder  sonstigen  Be- 
rechtigten; an  den  nicht  öffentlichen  Ge- 
wässern Adjacentenfischereirecht  die  Regel, 
daneben  sonstige,  nicht  mit  Grundbesitz  ver- 
knüpfte Fischereiherechtigungen  —  Koppel- 
fischereirechte — ;  dagegen  der  sogenannte  freie 
Fischfang  zu  Gunsten  der  Gemeinden  be- 
seitigt. Vorkehr  im  Fischereigesetz  für  Bildung 
von  Genossenschaften,  Anlage  von  Fischwegen, 
Bildung  von  Schonrevieren,  Sorge  für  Vertil- 
gung schädlicher  Tiere,  Verbot  gänzlichen  Ab- 
sperrens  und  schädlicher  Fangemittel;  Bestim- 
mung von  Mindestmassen  und  Jahresschonzeiten 
(absolute  Gestaltung  mit  zahlreichen  Ausnahmen), 
mit  Einteilung'  der  Gewässer  in  solche  mit  Früh- 
jahrs- und  solche  mit  Herbstschonzeit;  Einfüh- 
rung einer  Wochenschonzeit,  Pflicht  der  Lösung 
von  Erlaubnisscheinen,  b)  Bayern:  kein  be- 
sonderes Fischereigesetz,  auch  das  Eecht  zur 
Ausübung  der  Fischerei  nicht  durch  Specialge- 
setz geordnet;  im  allgemeinen  in  öffentlichen 
Gewässern  der  Staat  fischereiberechtigt,  soweit 
nicht  private  Rechte  bestehen,  an  sonstigen  Ge- 
wässern der  Eigentümer  oder  Anstösser;  Perl- 
fischerei ist  Regal.  Auf  Art.  126  des  bayerischen 
Polizeistrafgesetzbuchs  sich  stützende  Landes- 
fischereiordnung  v.  4.  Oktober  1884,  da- 
neben provinzielle  Flschereiordnungen  für  die 


einzelnen  Kreise  ;Perlfiscliereiordnungen 
für  die  Kreise  Niederbayem  v.  2ö.  Oktober  1887 ; 
für   Oberbayem  v.   10.   April   1888;    für  Ober- 
franken V.  21.  Mai  1873;   besondere  Fischerei- 
vorschriften für  den  Bodensee  v.  15.  März  1894 
und  6.  November   1897  im  Anschluss   an  den 
Bodenseefischereivertrag  d.  d.  Bregenz  5.  Juli 
1893;  Vollzugs  Vorschriften    für   Lachstischerei- 
vertrag v.  31.  Januar  1887.     In   der  Landes- 
fischereiordhung  strenge  und  folgerichtige  Durch- 
führung des  Individualschonzeitsystems  mit 
unbedingtem  Marktverbot  für  alle  wichtigeren 
Fischarten;  für  diese  noch  Mindestmasse;   ein- 
gehende Regelung  der  unzulässigen  Fangarten 
und  Fanggeräte.  —  c)  Sachsen:  Fischereige- 
setz V,  15.  Oktober  1868  und  Novelle  v.  16.  Juli 
1874,  V.  V.  28.  Oktober  1878,  15.  Februar  1883. 
Das  Recht  zur  Ausübung  der  Fischerei  in  der 
Elbe   und   einigen   anderen  Flnssläufen   steht 
dem  Staate,  sonst  der  Gntsherrschaft  (Oberlau- 
sitz) bezw.  dem  Anstösser  (Erblande)  zu;  Perl- 
fischerei wie  in  Bayern  Regal.     Die  Ausübung 
des  Fischereirechts  bei  Ueberflutungen  auf 
das  Wasser  innerhalb  der  Ufer  beschränkt. 
Die  auf  der  überfluteten  Fläche  zurückgebliebenen 
Fische  darf  der  Grundeigentümer  sich  aneignen, 
aber   keine  Vorkehrungen  anbringen,   die  das 
Zurückgehen  der  Fische  in  den  normalen  Wasser- 
lauf hindern.     (Aehnliche  Regelung  der  Sache 
auch   in  Hessen  und   in  Baden,  nur  dass  hier 
das  Recht  zur  Fischerei  ausserhalb  der  normalen 
Uferlinie  gesetzlich  nicht  eingeschränkt  ist.)  Die 
fischereipolizeilichen  Vorschriften   des  Ge- 
setzes, teilweise  durch  die  Novelle  v.  17.  Juli 
1874  abgeändert,  sehen  vor:  das  Verbot  gänz- 
lichen Absperrens  der  Wasserläufe,  der  Verun- 
reinigung derselben,  des  völligen  Abschlagens 
zum  Zwecke  des  Fischfangs ;  Mindestmass-  und 
Schonzeitbestimmungen   sind   der   Vollzugsver- 
ordnung  überwiesen.     Diese   vom   28.  Oktober 
1878,  mit  Nachtrag  vom  15.  Februar  1883,  steht 
auf  dem  Boden  der  Individnalschonzeit  mit 
bedingtem    Marktverbote   für    die    Schonfische 
während  der  Schonzeit;    an  Stelle   der   in   der 
älteren  Verordnung  vorgesehenen  Mindestge- 
wichte  sind   in   Uebereinstimmung   mit   der 
Ordnung   in  anderen   Staaten    Mindestmasse 
getreten.     Maschenweite  durchweg  auf  2,5  cm 
bestimmt.'—   d)  Württemberg:    Fischerei- 
gesetz V.  27.  November  1865  mit  Nachtrag  v. 
7.  Juni  1885;  neue  Vollzugsverordnung   v.  1. 
Juni  1894  und  Nachtrag  bezüglich  der  Fischerei 
im  Bodensee  v.  7.  Oktober  1898.     Im  Gesetz 
einzelne  civilrechtliche  Bestimmungen,  ins- 
besondere über  die  Grenzen  des  Fischereirechts 
bei  Ueberflutungen  (sequela  piscatoria)  und  über 
die  Zulässigkeit  der  Betretung  der  Ufer  durch 
den  Fischereiberechtigten,  im  übrigen  fischerei- 
polizeiliche Vorschriften  über  Schonzeit,  Mindest- 
masse (wie  überall  der  Regelung  durch  Verord- 
nung  überwiesen);   Vorsorge    für   Schutz    des 
Laiäs  und  Vertilgung  schSilicher  Tiere,  femer 
gegen  Wasserverunreinigungen.    Die  Vollzugs- 
verordnung,  in  Anlehnung  an  die  in  Bayern  und 
Baden  erlassenen,   steht   auf  dem  Boden  der 
Individnalschonzeit    mit    Marktverbot.    — 
e)  Baden:  G.  v.  10.  April  1848,  welches  feu- 
dale Fischereirechte  aufhebt,  und  v.  29.  März 
1852,  welches   die  Fischereirechte  neu  ordnet; 
von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen :  grundsätz- 
liche  Aufhebung    der    Adjacentenfischerei- 
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rechte  zu  Gunsten  des  Staates  oder  (in  nicht 
öffentlichen  Gewässern)  zu  Gunsten  der  Mar- 
kungsgemeinde;  Novelle  zu  diesem  G.  v.  29. 
März  18i^,  worin  auch  Eanalfischerei- 
r echte  und  sonstige  Fischereiberechtigungen 
(gegen  Entschädigung)  aufgehoben  werden, 
letztere  nur  bedingungsweise;  auch  Regelung 
der  Ueberllutungsfrage  und  des  üferbetretungs- 
rechts.  Fischereigesetz  v.  3.  März  1870  und 
Novelle  v.  26.  April  1886  mit  ähnlichem  Inhalte 
wie  in  Preussen  nebst  Landesfischereiordnung 
V.  3.  Februar  1888  (Nachtray  v.  22.  März  1894) 
in  Anlehnung  an  die  bayerischen  Vorschriften, 
also  ebenfalls  Individualschonzeit  mit  un- 
bedingtem Marktverbote.  In  Gesetz  und 
Verordnung  besondere  Betonung  der  Genossen- 
schaftsbildung, letztere  unter  Umständen  von 
Amts  wegen  einzuleiten.  Perliischereiordnung 
V.  3.  Februar  1888.  Besondere  Vorschriften  für 
die  Bodenseefischerei  v.  3.  Juli  und  4.  Dezember 
1897.  —  f)  Hessen:  G.  V.  27.  April  1881  mit 
ähnlichem  Inhalte  wie  in  Preussen,  V.  v.  14. 
Dezember  1887,  auf  dem  Boden  des  absoluten 
Schonzeitsystems  stehend  wie  in  Preussen, 
abgeändert  bezüglich  der  Wochenschonzeiten 
durch  V.  V.  3.  Oktober  1896;  V.  v.  19.  Januar 
1889  für  Fischpässe  in  Mainz;  Neckarfischerei- 
ordnun^  v.  29.  Januar  1890.  —  g)  Elsass- 
Lothringen:  An  Stelle  der  älteren  G.G. 
V.  15.  April  1829,  v.  31.  Mai  1865,  v.  24. 
Dezember  1865  ist  dasjenige  v.  2.  Juli  1891 
getreten.  V.V.  v.  29.  April,  13.  Mai,  29.  Juni 
und  31.  Juli  1892.  Angelfischerei  ist  in  den 
Wasserlänfen,  in  denen  der  Staat  das  Fische- 
reirecht besitzt,  grundsätzlich  jedermann  ge- 
stattet; im  übrigen  Fisch  ereirechtsordnung 
ähnlich  wie  in  Baden.  —  Wegen  der  übrigen 
deutscheu  Staaten  siehe  Schönberg,  Volks- 
wirtschaftslehre, IV.  Auflage,  Bd.  II,  S.  401. 

2.  Belgien.  Das  Fischereigesetz  v.  19. 
Januar  1883  spricht  das  Fischereirecht  in  schiff- 
und  flossbaren  Gewässern  (auch  Kanälen)  dem 
Staat,  in  den  anderen  dem  Uferanstösser  bis  zur 
Mittellinie  zu.  Das  Uferbetretungsrecht  ist 
nicht  ausdrücklich  geregelt  —  Die  fischerei- 
polizeüichen  Vorschriften  sind  im  wesentlichen 
auf  folgender  Grundlage  aufgebaut:  1)  Ge- 
mischtes Schonzeitsystem  a)  für  die  Salmo- 
nidenarten: Schonzeit  vom  1.  November  bis  15. 
Februar,  doch  ist  der  Lachsfang  in  der  Winter- 
schonzeit an  4  Tagen  der  Woche  gestattet; 
b)  für  alle  anderen  Fischarten  und  Krebse 
Schonzeit  vom  15.  April  bis  15.  Juni  (Aale  und 
Maifische  ausgenommen).  Das  Marktverbot  ist 
nur  ein  bedingtes,  nämlich  nicht  sich  er- 
streckend auf  Fische,  die  nachweisbar  aus  ge- 
schlossenen Gewässern  oder  Behältern  stam- 
men. 2)  Mindestmasse  und  zwar  für  Lachse 
und  Aale,  Barben,  Brachsmen,  Hechte,  Karpfen, 
Saiblinge,  Koregonen,  Forellen,  für  Rotaugen, 
Nasen,  Barsche,  Schleien  von  12  cm  bis  25  cm, 
für  Krebse  von  8  cm.  3)  Der  Gebrauch  betäu- 
bender oder  giftiger  Fangmittel  ist  verboten, 
ebenso  (durch  kgl.  Dekret)  der  Gebrauch  ver- 
schiedener schädlicher  Fangmittel  und  Netze; 
die  Vorschriften  über  die  Maschenweite  der 
Net^e  sind  eingehend  gestaltet ;  das  völlige  Ab- 
sperren der  Wasserläufe  mit  Fangvorrichtungen 
ist  verboten.  4)  Die  Nachtfischerei  ist  ver- 
boten, doch  Ausnahmen  zugelassen  für  Aal- 
nnd  Maifischfang.    5)  Die  der  Fischerei  schäd- 


lichen Tiere  (Ottern,  Reiher  etc.)  fallen  nicht 
unter  das  Jagdi'echt,  können  also  von  den 
Fischereiberech tifften  jederzeit  erlegt  werden. 

3*  Dänemark«  Das  Fischereirecht  steht 
nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  je  nach 
den  Besitzverhältnissen  an  den  üfergrundstücken 
dem  Staate,  der  Gemeinde  oder  den  privaten 
üferanstössem  bis  zur  Mittellinie  zu.  Die 
fischereipolizeilichen  Vorschriften  (G.  v.  5.  April 
1888)  ordnen  die  Schonzeiten  nach  dem  Indi- 
vidualsystem  (Schonzeit  für  Salmoniden  vom 
1.  Dezember  bis  1.  Febniar,  für  Koregonen  vom 
1.  Januar  bis  1.  Februar,  Hechte  und  Barsche: 
März,  Brachsmen:  Mai,  Krebse:  Juni).  Abso- 
lutes Marktverbot.  Mindestmasse  für  Aale, 
Hechte,  Lachse  31,5  cm,  Brachsmen,  Schleien, 
Forellen,  Koregonen  21  cm,  Barsche,  Plötzen 
15,5  cm,  Krebse  8  cm.  Verunreinigungen  der 
Gewässer  sind  untersagt.  Keine  B^hränkung 
in  Bezug  auf  Fangweisen  und  Fangarten ;  doch 
ist  das  völlige  Absperren  der  Wasserläufe  mit 
Netzen  untersag.  Schädliche  Tiere  darf  nur 
der  Jagdberechtigte  erlegen. 

4«  Frankreich.    Die  Fischerei  in  den  Bin- 
nengewässern geregelt   durch   G.   v.  19.  April 
1829  und  die  Novellen  v.  6.  Juni  1840  und  31. 
Mai   1869    sowie    durch    die    Ausführungsvor- 
schriften V.  10.  August  1875  und  18.  Mai  1878 
und  1.  Februar  1890.    Das  Recht  zur  Fischerei 
steht  in  den  öffentlichen  (schiff-  und  flossbaren) 
Gewässern   dem   Staat,   in  allen  anderen   dem 
Uferanstösser   bis  zur   Mittellinie   des  Wasser- 
laufs  zu;   in  Kanälen  dem   Eigentümer.     Das 
Fischereirecht  schliesst  auch  die  Befugnis  zum 
Fang    anderer   nutzbarer  Wassertiere   (Krebse, 
Frösche  etc.)  in  sich;  ein  unbeschränktes  Ufer- 
betretungsrecht wird    nicht   anerkannt.    —   In 
fischereipolizeilicher  Beziehung  ist  erwähnens- 
wert: 1.  Es  besteht  das  sogenannte  gemischte 
Schonzeit^ystem,   d.  h.  eine  Winter  Schonzeit 
für  die  Seeforelle  vom  15.  November  bis  31.  De- 
zember und   für  die   anderen  Salmonidenarten 
eine  solche  vom  20.  Oktober  bis  31.  Januar,  für 
den  Lachs   vom  30.  September  bis  10.  Januar 
und   eine  allgemeine   Frühjahrsschonzeit 
(vom   15.  April  bis  15.  Juni)   für  alle   übrigen 
Fischarten  und  die  Krebse.     Das  Marktverbot 
ist  nur  ein  bedingtes,  d.  h.  Fische  aus  ge- 
schlossenen Gewässern  (Teichen)  und  Behältern 
dürfen  mit  Ursprungsschein  auch  während  der 
Schonzeit  zu  Markt  gebracht  werden.    2  Min- 
destmasse  bestehen  für  Lachse  40  cm,  Aale 
25  cm ;  für  Forellen,  Saiblinge,  Aeschen,  Karpfen, 
Hechte,  Barben,  Maifische,  Schleien,  Neunaugen 
und  einige  andere  Frühjahrslaicher  14  cm ;  Krebse 
6  bezw.  8  cm;  Länge  gemessen  vom  Auge  bis 
zur  Schwanzwurzel.     3.  Das  Einwerfen  gif- 
tiger oder  betäubender  Stoffe  in  Fisch wasser  ist 
untersagt  (gilt    auch   von   Dynamit).     4.   Die 
Maschenweite   der   Netze   ist    für    Lachse 
auf  4  cm,  für  andere   grössere  Fischarten  auf 
2,7  cm,   für  kleine  auf  1  cm   bestimmt.     Das 
gänzliche  Absperren  eines  Flusslaufs  zum  Zweck 
des  Fischfangs  ist  unstatthaft.    5.  Die  Fischerei 
ist  nur  am  Tage  (Sonnenaufgang  bis  Sonnen- 
untergang) gestottet;   doch  Ausnahmen  in  be- 
treff des  Aal-,  Neunauge-  und  Krebsfangs  sind 
zulässig;  ebenso  betreffs  der  Lachs-  und  Mai- 
fischfischerei.    6.  In  Bezug  auf  Verunreini- 
gungen von  Fisch  wassern  durch  gewerbliche 
und  andere  Abwasser  köonen  die  Pmekten  be- 
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schränkende  Vorschriften  erlassen.  7.  Die  An- 
lage von  Fisch  wegen  kann  Wasser  werkshesitzern 
gegen  Entschädigung  auferlegt  werden.  8.  Die 
Vertilgung  schädlicner  Tiere  (Ottern  etc.)  ist 
den  Fischereiherechtigten  gestattet,  besondere 
Vorschriften  hierüber  enthält  das  Fischereige- 
setz nicht.  —  Mit  der  Schweiz  bestehen 
Fis  eher  ei  vertrage. 

5.  Italien.  Die  Binnenfischerei  ist  geregelt 
durch  G.  v.  4.  März  1877  und  die  Vollzugsver- 
ordnung V.  14.  Mai  1884.  Damach  ist  unter- 
sagt: den  freien  Durchzug  der  Fische  mit 
Netzen  völlig  zu  sperren  und  in  der  Nähe  von 
Wehren,  Stromschnellen,  Wassermühlen  etc.  zu 
fischen ;  den  Fischfang  mit  Dynamit  und  anderen 
explodierenden,  giftigen  oder  betäubenden  Stoffen 
zu  betreiben,  Wasserläufe  zum  Zweck  des  Fisch- 
fangs trocken  zu  legen,  den  Grund  aufzuwühlen, 
Netze  zu  verwenden,  welche  letztere  Wirkung 
im  Gefolge  haben,  die  Pflanzenvegetation  aus 
einem  Wasserlauf  zu  entfernen.  Die  Schon- 
zeiten sind  auf  Grund  des  Individual- 
schonzeitsystems  geregelt  und  zwar  sind  vor- 
gesehen: für  See-  und  Bachforelle  vom  15.  Ok- 
tober bis  15.  Januar.  Aesche  vom  15.  Februar 
bis  15.  April ;  Barsch  für  den  Monat  Mai,  Karpfen 
für  Juni,  Alose  (Maifische)  vom  15.  Mai  bis  15. 
Juni;  für  Krebse  vom  1.  November  bis  Ende 
März;  eine  absolute  Schonzeit  kennt  das  italie- 
nische Fischereirecht  seit  Aufhebung  der  V.  v. 
15.  Juni  1880  nicht  mehr;  doch  kann  der  Präfekt 
für  Forellengewässer  die  Fischerei  in  der 
Zeit  vom  15.  Oktober  bis  15.  Januar  gänzlich 
untersagen;  auch  können  weitere  Schonzeiten 
durch  Präfekturerlass  eingeführt  werden.  Für 
eine  Anzahl  Fischarten  sind  weiterhin  Mindest- 
masse vorgesehen,  und  es  ist  durch  entsprechende 
Markt  verböte  die  Durchführung  der  Vor- 
schriften der  letzteren  Art  gesichert ;  Nachsicht 
von  den  Schonzeit-  und  Mindestmassvorschriften 
kann  aus  Gründen  der  künstlichen  Fischzucht, 
der  Vornahme  wissenschaftlicher  Untersuchungen, 
des  Fangs  von  Köderfischen  erteilt  werden.  Er- 
wähnenswert ist  noch,  dass  bei  neuen  Wasser- 
anlagen dem  Unternehmer  die  Anbi;ingnng  von 
Fischpässen  auferlegt  und  dass  durch  Präfektur- 
erlass die  Einleitung  schädlicher  Stoffe  in  Fiseh- 
wasser  unter  gewissen  Voraussetzungen  sowohl 
hinsichtlich  industrieller  wie  landwirtschaftlicher 
Abwasser  (aus  Hanfrösten  u.  dgl.)  untersagt 
werden  kann.  Fischereiverträge  bestehen 
mit  Oesterreich  und  der  Schweiz. 

tf.  Niederlande.  Das  Becht  zur  Fischerei 
ist  nicht  durch  Specialgesetz  geordnet,  sondern 
durch  allgemeines  Landesrecht ;  im  allgemeinen 
fischereiberechtigt  der  Eigentümer,  also  in  be- 
fahrbaren, strömenden  Gewässern  der  Staat, 
an  anderen  die  Gemeinden  oder  Private ;  Fische- 
reirecht des  Uferanstössers  (Adjacenten)  nicht 
grundsätzlich  anerkannt,  sondern  nur,  soweit 
er  Eigentümer  der  Gewässer  ist.  Ein  üfer- 
betretungsrecht  ist  gesetzlich  nicht  anerkannt. 
Die  Regelung  der  fischereipolizeilichen  Vor- 
schriften ist  erfolgt  mit  G.  v.  13.  Juni  1857 
betreffend  Jagd-  und  (Binnen-)Fi8cherei ;  für 
Lachsfischerei  gelten  die  Bestimmungen  des 
Berliner  Staat« Vertrags,  in  Kraft  gesetzt  durch 
G.  V.  14.  April  1886  und  Ausführungsbestim- 
mungen vom  21.  Juli  1886.  Für  die  sonstige 
Fischerei  ist  zu  bemerken :  Schonzeitvorschriften 
bestehen  nicht,  Mindestmasse  nur  hinsichtlich 
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des  Lachs  (40  cm) ;  verboten  ist :  aller  Fischfang 
durch  Gift  oder  Betäubung  (also  auch  durch 
Dynamit  etc.),  ferner  die  Wegnahme  des  Laichs, 
sogenannte  Eisfischerei  in  kleinen  stagnierenden 
Gewässern,  das  Fischen  mit  Harpunen  und 
Stricken,  das  gänzliche  Absperren  der  Fisch- 
wasser; die  Maschen  weite  in  betreff  der  Zu- 
gangsnetze zu  Lachs-  oder  Maifischreusen  (^zalm 
of  elft  fuik")  auf  mindestens  14  cm  bestimmt, 
sonst  keine  Beschränkungen  (ausser  den  durch 
die  Lachskonvention  verordneten),  soweit  nicht, 
wie  bei  Verpachtung  domanialer  Gewässer  viel- 
fach der  Fall,  Maswienweitenvorschriften  durch 
Pachtvertrag  gegeben  werden.  Geschlossene 
(isolierte)  Gewässer  unterliegen  in  der  Begel 
keinen  Fangbeschränkungen.  Das  Töten  schäd- 
licher Tiere  ist  durch  die  Jagdgesetzgebun^ 
geregelt,  und  es  können  specieue  Jagdbewilli- 
gungen  hierzu  ausgestellt  werden. 

7.  Oesterreich.  Das  R  e  i  c  h  s  g.  v.  25.  Apnl 
1885  hebt  den  „freien  Fischfang"  unter  Zu- 
erkennung  einer  Entschädigung  an  die  berufs- 
mässigen Fischer  auf  und  weist  das  Fischerei- 
recht zu :  1.  in  künstlichen  Wasseransammlungen 
oder  Gerinnen  den  Besitzern  dieser  Anlagen; 
2.  in  natürlichen  Gewässern  denjenigen,  denen 
es  durch  Landesgesetzgebung  zugewiesen 
wird,  wobei  sogenannte  Revierbildung  in  Aus- 
sicht genommen  ist,  soweit  nicht  eine  Ablösung 
der  bestehenden  privaten  Fischereirechte  beliebt 
wird.  Das  Recht  zur  Betretung  der  üfergrund- 
stücke,  soweit  sie  nicht  eingehegt  sind,  wird 
dem  Fischereiberechtigten  ausdrücklich  zuer- 
kannt; ebenso  das  Recht,  auf  den  überfluteten 
Grundstücken  die  Fischerei  auszuüben ;  die  nach 
Ablauf  der  Ueberflutung  zurückbleibenden  Fische 
darf  der  Grundbesitzer  sich  aneignen;  Vor- 
kehrungen^ welche  den  Zweck  haben,  die  Rück- 
kehr der  Fische  in  das  Wasserbett  zu  verhindern, 
darf  der  Grundbesitzer  nicht  anbringen.  —  Hin- 
sichtlich der  Hintanhaltung  der  Verunreinigung 
von  Fischwassern,  der  Anlegung  von  Fischstegen 
und  Fischrechen,  der  Trockenlegung  von  Wasser- 
läufen, der  Zusammenlegung  von  Fischwassem 
zu  „Revieren"  verweist  das  Gesetz  auf  die 
erlassenen  Landesgesetze,  welchen  auch  die 
sonstige  fischereipolizeiliche  Regelung 
(Schonzeiten)  überlassen  ist. 

Diejenigen  Eronländer,  in  denen  bis 
jetzt  neue  Vollzugsgesetze  zu  dem  Reichs- 

fesetz  ergingen,  sind  Galizien  (v.  31.  Oktober 
887),  Krain  (v.  18.  August  1888),  Salzburg 
(v.  25.  Februar  1889),  Vorarlberg  (v.  27.  Ok- 
tober 1889)  und  N  i  e  d  e  r  ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  (v.  26.  April 
1890),  in  welchen  Gesetzen  (mit  Ausnahme  von 
Vorarlberg)  das  System  der  „Eigen-  und  Pacht-, 
reviere"  (amtliche  genossenschaftlicheZusammen- 
fassung  der  Einzelfischereiberechtigungen,  wo 
das  Eigenrevier  zu  klein  ist)  angenommen  worden 
ist.  In  den  anderen  Kronländem  bestehea 
provisorische  Fischereigesetze  aus  den  Jah- 
ren ISSOj'BS.  Das  sehr  eingehend  gestaltete 
Gesetz  für  Salzburg  (um  wenigstens  eines 
dieser  Landesgesetze  seinem  Inhalte  nach  dar- 
zustellen) hebt  das  Recht  zum  freien  Fischfang 
auf  und  überweist  die  betreffenden  Fischereien 
in  künstlichen  Läufen  dem  Besitzer,  in  natür- 
lichen Gewässern  dem  Lande;  ein  Anspruch 
auf  Entschädigung  wird  berufsmässigen  Fischern 
in  bedingter  W^eise  zuerkannt.  Im  übrigen 
verbietet  das  Gesetz  die  weitere  Zerlegung  oe- 
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stehender  Fischereirechte  ohne  hehördliche  Er- 
laubnis, eröffnet  die  Mögflichkeit  zu  Genossen- 
schaftsbüdungen ,  ordnet  das  Uferbetretungs- 
recht  und  das  Fischereirecht  bei  Ueberflutungen, 
ferner  den  Schutz  der  Fischerei  gegenüber  in- 
dustriellen Einwirkungen  (Verunreinigiingen, 
Trockenlegung,  Möglichkeit  der  Anbringung 
von  Fisch  wegen  und  Schutzgittern  etc.),  sieht 
die  Bildung  von  Laichschon  statten  vor,  ver- 
langt Berücksichtigung  der  Fischereiinteressen 
bei  Flussbauten,  erteilt  das  Recht  zur  Vertil- 
gung schädlicher  Tiere  ohne  Anwendung  von 
SchusswafTen  oder  Giftstoffen  und  zur  Aneig- 
nung der  Fischottern  und  giebt  weiterhin  eine 
Reihe  polizeilicher  Vorschriften:  über  Schon- 
zeitfestsetzung und  völliges  Ruhen  der  Fische- 
rei in  bestimmten  Gewässern  zu  gewissen  Zeig- 
ten, über  die  Unzulässigkeit  einzelner  Fang- 
weisen (Verbot  explodierender  und  giftiger 
Stoffe,  Verbot  des  Einhängens  von  Reusen  in 
Wehrdurchlässen  und  Schleussen;  Verbot  der 
völligen  Absperrung  der  Flussläufe  durch  stän- 
dige Fangvorrichtungen),  über  die  Einführung 
von  Mindestmassen  und  ordnet  im  Interesse 
der  wirksamen  Kontrolle  den  Verkehr  mit 
Fischen  im  Sinne  des  absoluten  Marktverbots. 
8.  Ungarn.  Das  sehr  eingehend  gestaltete 
Fischerei-G.  v.  14.  Juni  1888  erklärt  das 
Recht  der  Fischerei  als  eine  Zubehörde 
des  Grundeigentums  und  weist  dasselbe  in  aus- 
getretenen Ueberschwemmungsgewässem  den 
Besitzern  der  überschwemmten  Fläche  zu,  ver- 
bietet aber  die  Verhindening  der  Rückkehr  der 
Fische  in  das  Flussbett.    Seitherige  Berechti- 

fungen,  welche  nicht  an  den  Grundbesitz  ge- 
nüpft  sind,  bleiben  aufrecht  erhalten,  wenn 
die  Anmeldung  in  dem  vorgeschriebenen  Ver- 
fahren erfolgt.  Das  Recht  zur  Betretung  des 
Ufergrundstücks  behufs  Ausübung  der  Fischerei 
ist  ausdrücklich  anerkannt.  Von  den  fische- 
reipolizeilichen Vorschriften  des 
Gesetzes,  die  aber  auf  die  geschlossenen  Ge- 
wässer keine  Anwendung  finden,  ist  erwähnens- 
wert: 1.  Laichplätze  der  Fische  können  als 
Schonstätten  erklärt  werden  und  stehen  unter 
besonderem  Schutz.  2.  Die  Schonzeiten  sind 
individuell  gestaltet  und  zwar  v.  16.  September 
bis  31.  Januar  für  Lachs  und  Forelle:  v.  1. 
März  bis  30.  April  für  Aesche;  v.  1.  März  bis 
31.  Mai  für  Huchen;  v.  1.  April  bis  15.  Juli 
für  Karpfen  und  v.  1.  April  bis  15.  Juni  für 
eine  Anzahl  besonders  benannter  sonstiger 
Frühjahrslaicher.  Für  Krebse  ist  eine  Schon- 
zeit V.  1.  April  bis  15.  Mai  vorgesehen.  Zum 
Schutz  neu  eingeführter  Fischarten  kann  ein 
dreijähriges  Fangverbot  erlassen  werden.  3. 
Für  eine  grosse  Anzahl  Fischarten  sind  Mindest- 
masse vorgeschrieben.  4.  Verboten  ist  das 
widerrechtliche  Einsammeln  des  Fischlaichs, 
die  völlige  Absperrung  der  Wasserläufe,  die 
Trockenlegung  derselben  zum  Zweck  des  Fangs, 
die  Verwendung  giftiger  oder  sonst  schädlicher 
Stoffe,  die  Benutzung  von  Fanggeräten  mit 
einer  Maschenweite  unter  4  cm,  der  Fischfang 
in  der  Nachtzeit  und  in  der  Nähe  von  Wehren, 
Fischwegen  —  wobei  aber  die  Möglichkeit  von 
Ausnahmebewilligungen  hinsichtlich  einzelner 
der  vorerwähnten  Verbote  vorgesehen  ist.  5. 
Die  Vertilgung  der  der  Fischerei  schädlichen 
Tiere  ist  dem  Fischereiberechtigteu  gestattet; 
Schusswaffen   dürfen  aber,   wenn  der  letztere 


nicht  zugleich  jagdberechtigt  ist,  nicht  ver- 
wendet werden,  und  dem  Jagdberechtigten 
bleibt  das  Eigentum  au  den  gefangenen  bezw. 
getöteten  Tieren  vorbehalten.  6.  Das  Markt- 
verbot ist  hinsichtlich  der  untermässigen  Fische 
unbedingt,  hinsichtlich  der  Schonzeitfische  be- 
dingt gestattet,  d.  h.  aus  geschlossenen  Ge- 
wässern stammende  Fische  dürfen,  wenn  ihre 
Herkunft  beurkundet  ist,  in  den  Verkehr  ge- 
setzt werden.  7.  Besonderes  Gewicht  legt  das 
Gesetz  auf  die  Bildung  von  Fischereige- 
sellschaften; überall  nämlich,  wo  die 
Fischereiberechtigung  nur  von  einer  solchen 
Ausdehnung  ist,  dass  die  Fischerei  nicht  „ohne 
Verletzung  der  Interessen  der  benachbarten 
Besitzer"  und  nicht  „rationell"  betrieben  wer- 
den kann,  können  die  Berechtigten  die  Fische- 
rei nur  als  „Gesellschaft"  innerhalb  des  gebil- 
deten grösseren  Bezirks  ausüben;  kommt  ein 
gültiger  (Mehrheits-)Beschluss  über  die  Bildung 
der  Gesellschaft  nicht  zu  stände,  so  ruht  das 
Fischereirecht  der  einzelnen  Berechtigten  und 
das  Fischereirecht  kann  für  die  betreffende 
Fischwasserstrecke  von  dem  Ministerium  für 
Ackerbau  auf  sechs  Jahre  in  Pacht  gegeben 
werden  unter  Verteilung  des  Pachterlöses  unter 
die  verschiedenen  Berechtigten.  —  Der  Schutz 
der  Fischwasser  gegen  Verunreinigung  und  die 
Möglichkeit  der  Anbringung  von  Fischwegen 
an  Wehren  ist  nicht  im  Fischereigesetz,  sondern 
im  Wassergesetz  geregelt. 

9.  Schweden.  Das  Recht  zur  Fischerei 
in  den  Binnengewässern  (auch  in  den  Schären) 
ist  im  allgemeinen  dahin  geordnet,  dass  dem 
anstossenden  Grundbesitzer  das  Recht  zur 
Fischerei  bis  zur  Mitte  des  Wasserlaufe  zusteht ; 
daneben  eine  Anzahl  staatlicher  Fischereirechte, 
namentlich  für  Salmenfischerei  und  Allmend- 
fischereien  von  Gemeinden.  Im  offenen  Meere 
ausserhalb  der  Schären  ist  die  Fischerei  jeder- 
mann zugänglich;  die  Küstenfischerei  dagegen, 
soweit  der  sogenannte  Landgrund  reicht,  d.  h. 
wo  eine  ständige  Tiefe  von  6  Fnss  beginnt, 
dem  Uferansiedler  vorbehalten.  Die  staatuchen 
Fischereirec)it6  werden  regelmässig  durch  Ver- 
pachtung (auf  6 — 15  Jafie)  ^nntzt.  —  Die 
Perlfischerei,  früher  Regal,  ist  jetzt  freigegeben 
und  wird  wenig  mehr  ausgeübt.  —  Das  die 
Fischerei  polizeilich  regelnde  G.  v.  29.  Juni  1852 
und  die  königliche  V.  v.  10.  Januar  1880  ent- 
hält im  wesentlichen  folgendes:  1.  Die  Schon- 
zeiten sind  individuell  gestaltet,  bestehen 
aber  nur  für  Salmoniden  sowie  für  Austern  und 
Hummern  und  sind  in  Ansehung  der  Salmoniden 
für  die  einzelnen  Fischrassen  verschieden  gestal- 
tet; Frühjahrslaicher  geniessen  keinen  ^hntz; 
2.  absolute  Markt  verböte  hinsichtlich  der  mit 
einer  Schonzeit  bedachten  Fische  etc.  bestehen 
nur  hinsichtlich  der  Austern  und  Hummern, 
hinsichtiich  der  Salmoniden  nur  bedingte  Ver- 
t)ote  dieser  Art;  3.  Mindestmasse  nur  für  Sal- 
men  (30  cm),  Hummern  (21  cm),  Austern  (5,9  cm 
Durchmesser) ;  4.  die  Verunreinigimg  von  Fisch- 
wassem ist  untersagt;  5.  weiter  ist  untersagt: 
die  vollständige  Absperrung  von  Wasserläufen 
mit  Netzen  etc ,  das  frischen  mit  explodierenden 
Stoffen,  die  Verwendung  von  Netzen  unter 
30  mm  Maschenweite  (bei  Salmen  unter  60  bis 
75  mm).  Den  Landeshauptlenten  ist  gestattet, 
für  bestimmte  Gewässer  weitergehende  Ein- 
schränkungen zu  erlassen. 
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10.  Schweiz.    Für  das  Gebiet  der  Schweiz 
ist  untenn  21.  Dezember  1888  ein  neues  Fiscberei- 
gesetz  erlassen  worden,  welches  im  wesentlichen 
bestimmt:  1.  Die  Verleihung  oder  Anerken- 
nung  des  Rechts   zum  Fischfang  steht  den 
Kantonen   zu   (fischereiberechtigt   sind   ent- 
weder der  Kanton  oder  die  Gemeinde,  an  klei- 
neren Wasserläufen  auch  die  Uferbesitzer).    2. 
In  Bezug  auf  die  Ausübung  des  Fischerei- 
rechts: Verbot  der  gänzlichen  Absperrung  der 
Wasserläufe  zum  Zweck  des  Fischfangs;   Be- 
stimmung der  Maschenweite  der  Netze   (beim 
Lachsfang  6  cm,  bei  anderen  Fischarten  3  cm) ; 
Verbot     schädlicher    Fangmittel     (betäubende, 
giftige  Fangmittel,  Fallen  mit  Schlagfedem  etc.) 
und  bestimmter  Fangarten  (Trockenlegung  von 
Wasserläufen,    Anlegung   neuer   Selbstfänge); 
Möglichkeit  der  Behinderung  des  Eintritts  von 
Fischen  in  Triebwerke  und  Wässerungskanäle; 
Vorkehr  für  Anlage  von  Fischwegen  und  für 
Offenhaltung  von  Altwassem  als  Laichplätze; 
gemischtes  Schonzeitsystem,  nämlich  indi- 
viduell gestaltete  Winterschonzeit  für  Forellen- 
arten    und     Lachse;     Frühjahrsschonzeit    für 
Aeschen,    absolute   Frühjahrsschonzeit  (vom 
15.  April  bis  Ende  Mai)  für  die  Seeen,   nicht 
auch  für  die  Flüsse,  mit  Zulassung  der  Angel- 
fischerei ;  für  die  Winterschonfische  absolutes 
Marktverbot ;  Schonzeit  für  K  r  e  b  s  e ;  Zulassung 
von  Fangausnahmen  während  der  Schonzeit  im 
Interesse    der   künstlichen   Fischzucht;    Fest- 
setzung von  Mindestmassen  für  die  wichtigeren 
Fischarten  (Lachs  60  cm,  Aal  35,  Seeforelle  30, 
Aesche  25  cm,  Forellen  und  Saiblinge,  Felchen 
18,  Barsche  15  cm,  für  Krebse  7  cm).    Verbot 
der  Holzflösserei  und  der  Bachbettreinigun^s- 
arbeiten  während   der  Schonzeit;   Verbot  aer 
Verunreinigung   der   Fischwasser    (eingehende 
Vollzugsanweisungen   auf   Grund   der  Verein- 
barungen mit  Baden  und  Elsass-Lothringen) ; 
Begünstigung  der  Ausrottung  schädlicher  Tiere 
durch  Beiträge   aus  der  Bundeskasse,   welche 
nach  dem  Gesetz  auch  für  Fischbrutanstalten, 
für  Anlage  von  Fischwegen  geleistet  werden; 
Vorsorge  für  Anstellung  von  Fischereiaufsehern ; 
eingehende  Strafvorsclmften.    Erlassung  stren- 

ferer  Vorschriften,  insbesondere  in  betreff  der 
chonzeiten,  ist  d«n  Kantonen  freigestellt. 
—  Die  Schweiz  steht  hinsichtlich  des  Rheins 
und  Bodensees  im  Vertra^sverhältnis  mit  Ba- 
den und  Elsass-Lothringen.  Hinsichtlich 
der  schweizerisch-französischen  Grenz- 

fewässer  (Genfersee,' Rhone)  üebereinkunft  mit 
rankreich  vom  28.  Dezember  1880;  hin- 
sichtlich der  schweizerisch-italienischen 
Grenzgewässer  (Langen-  und  Luzemersee  sowie 
einer  Anzahl  irluss-  und  Bachläufe)  Üeberein- 
kunft mit  Italien  vom  8.  November  1882  (beide 
Uebereinkttnfte  rielfach  mit  dem  Inhalt  des 
erwähnten  Bundesgesetzes  sich  deckend). 

11.  Grossbritannieii  entbehrt  eines  einheit- 
lichen Fischereigesetzes,  das  Fischereirecht 
hat  sich  vielmehr  sprungweise  nach  Massgabe 
des  im  Einzelfall  auuretenden  Bedürfnisses  und 
daher  für  verschiedene  Fluss^biete  zum  Teil 
abweichend  entvnckelt.  Doch  bestehen  seit  1861 
für  aUe  Wasserläufe,  in  denen  Lachse  vorkom- 
men, seit  1865  auch  für  Forellen-  und  seit  1873 
für  Saiblingsgewässer  übereinstimmend  scharfe 
Vorschriften;  für  alle  Salmoniden  besteht  eine 
wöchentliche  und  eine  Jahresschonzeit,  letztere 


sich  erstreckend  für  Lachse  v.  1.  September  bis 
1.  Februar,  für  Forellen  und  Saiblinge  v.  2.  Ok- 
tober bis  1.  Februar,  indes  mit  Ausnahme  zu 
Gunsten  der  Angelfischerei ;  ferner  ist  in  Enfi^- 
land  (mit  Ausnahme  von  Norfolk  und  Suffolk) 
für  die  Sommerlaicher  eine  absolute  Schonzeit 
V.  15.  Mai  bis  15.  Juni  mit  Marktverbot,  für 
Aale  eine  solche  v.  1.  Januar  bis  24.  Juli  vor- 
geschrieben. Der  Staatssekretär  kann  aus  trif- 
tigen Gründen  Aenderungen  in  der  Schonzeit- 
festsetzung vornehmen.  Besondere  Bestimmun- 
gen bestehen  betreffs  der  Errichtung  von  Fisch- 
wehren, Fischwegen,  der  Verunreinigungen  der 
Gewässer ;  bestimmte  Fangweisen  sind  verboten. 
—  Die  englischen  Lachsgewässer  sind  in 
Distrikte  eingeteilt  mit  einem  Verwaltungsrat 
an  der  Spitze,  der  Ausführungsverordnungen 
erlassen  kann,  die  Fischereiaufseher  bestellt, 
die  Fischerkarten  ausgiebt,  die  Uebertretun^en 
verfolgt  etc.  Bemerkenswert  ist  das  Institut 
besonderer  Fischereiinspektoren,  deren 
Berichte  dem  Parlament  vorgelegt  werden ;  da- 
neben von  der  Königin  besonders  ernannte 
Fischereikommissare. 

12*  Russland*  Das  Fischereirecht  des 
Zarenreichs  weist  infolge  der  vielgestaltige!! 
natürlichen  Verhältnisse  eine  ^osse  Mannig- 
faltigkeit auf  und  ist  für  die  einzelnen  Seeen- 
und  Flussgebiete  je  durch  verschiedene  Gesetze 
fifeordnet.  Diese  Gesetze  sind:  Für  das  weisse 
Meer  und  die  dem  nördlichen  Ocean  zuströmen- 
den Flüsse  V.  6.  Januar  1870  und  28.  April 
1881  *);  für  den  Fluss  Sa  vir  (zwischen  Onega- 
und  Ladogasee)  v.  22.  April  1835;  für  die 
Newa- Mündung  und  den  finnischen  Meerbusen 
V.  11.  Dezember  1719;  28.  Februar  1752;  7.  No- 
vember 1763;  21.  April  1785;  29.  November 
1817;  für  den  Pskowschen  und  Tschudischen 
See  V.  12.  Oktober  1864;  für  den  Tubenschen 
See  V.  5.  Dezember  1866;  für  die  Gewässer  im 
Gebiet  der  donischen  Kosaken  v.  26.  Mai  1835; 
für  Gewässer  im  Gebiet  der  Kuben-Kosaken  v. 
19.  Januar  1880;  für  den  Fisch-  und  Seehunds- 
fang im  Kaspischen  Meere  v.  25.  Mai  1865; 
22.  Mai  1884;  für  Fischerei  in  den  Flüssen  des 
Astrachanschen  Kosakenheeres  v.  6.  Januar 
1845;  für  Fischerei  in  den  Flüssen  der  Ural- 
kosaken V.  1.  November  1846;  v.  25.  Dezember 
1850;  V.  16.  Januar  1856;  v.  22.  Februar  1860 
etc. ;  für  Fischerei  in  den  Flüssen  der  Ter-Ko- 
saken  v.  14.  Februar  1845;  v.  1.  November  1846; 
für  Kronsfischerei  im  Transkaukasusgebiet  v. 
18.  März  1880;  v.  26.  April  1883;  v.  20.  De- 
zember 1884.  —  Eine  Umarbeitung  und  Neu- 
regelung des  gesamten  russischen  Fischerei- 
wesens ist  zur  Zeit  im  Gang. 

IV.    Fischereiyertrage   im   Gebiet    der 
Binnenfischerei. 

Während  im  Gegensatz  zu  früher,  wo 
die  Fischereiordnungea  meist  örtlich  für 
einzelne  Wasserl&ufe  erlassen  wurden,  heut- 
zutage die  Fischerei  und  die  Art  ihrer  Aus- 
übung durch  Landesgesetze  geregelt 
wird,  kommt  doch  als  eine  nicht  unwichtige 
Quelle  des  neuzeitlichen  Fischereirechts  auch 


*)   Die  Monatsangaben  beziehen  sich  auf 
russische  Zeitrechnung. 
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der  Abschluss  von  Fischereivertr&gen 
von  Staat  zu  Staat  in  Betracht.  Das 
Bedürfnis,  nach  einer  solchen,  wenigstens  in 
gewissen  Hauptpunkten  gemeinsamen  Ord- 
nung der  Fischerei  Verhältnisse  diu'ch  inter- 
nationale Verträge  ist  auf  die  That- 
sache  zurückzuführen,  dass  an  demselben 
Fluss^ebiete  häufig  mehrere  Staatsgebiete 
beteiligt  sind,  sowie  auf  die  Betrachtung, 
dass  eine  Verschiedenheit  der  Schutz-  und 
Schonvorschriften  imd  der  den  Fischern  auf- 
erlegten Beschränkungen,  namentlich  in  den 
Grenzgebieten,  unliebsam  empfunden  werden 
und  die  Handhabimg  und  Durcliführung  der 
Landesvorschriften  erheblich  erschweren 
müssten.  So  erklären  sich  die  zahlreichen  Fi  - 
scher  ei  überein  künfte,  welchePreus- 
sen  mit  seinen  Nachbarstaaten  (mit  Olden- 
btirg,  den  thüringischen  Staaten,  Braun- 
schweig, Anhalt,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg, 
beiden  Mecklenburg,  den  sächsischen  Fürsten- 
tümern und  Luxemburg,  abgeschlossen  in 
den  Jahren  1877,  1878,  1880,  1881  und  1892) 
vereinbart  hat,  und  el)enso  die  zum  Teil  in 
frühere  Jahrzehnte  zurückreichenden  Ver- 
träge zwischen  den  oberrheinischen 
Staaten  (Baden  und  Elsass-Lothrin- 
g  e  n)  mit  der  Schweiz  (letztmals  erneuert 
zu  Luzern  am  18.  Mai  1887) ;  dieses  letztere 
Land  steht  ferner  in  Vertragsbeziehungen 
mit  Frankreich  und  Italien  und  eben- 
so hat  Oesterreich  und  Italien  hin- 
sichtlich einzelner  Grenzgewä^sser  über  ge- 
wisse gemeinsame  Vorschriften  sich  verein- 
bai't.  Diese  Voi^nge  sind  deshalb  beson- 
ders beachtenswert,  weil  auf  diesem  Wege 
allmählich  eine  Anpassung  und  Annäherung 
der  Fischereivorschriften  in  wichtigen  Punk- 
ten zwischen  den  einzelnen  Staaten  sich 
vollzieht  und  weil  dadurch  v(H-hütet  wird, 
dass  die  Anstrengungen,  welche  man  in 
einem  Lande  zur  Wiederbevölkerung  der 
Wasserläufe  mit  Fischen  macht,  durch  den 
Mangel  entsprechender  Schutzvorschriften 
für  dasselbe  Gewässer  im  Nachbarland 
vereitelt  werden.  So  ist  nunmehr  für  einen 
grossen  Teü  von  Nord-  und  Mittel- 
deutschland in  der  Fischereigesetzgebung, 
soweit  sie  in  polizeilichen  Schutz-  und  Schon- 
vorschriften sich  äussert,  üebereinstimmung 
erzielt,  und  das  gleiche  gilt  für  Süd- 
deutschland  und  die  Schweiz;  denn 
wenn  auch  in  die  mit  der  Schweiz  ab- 
gesclilossenenVerträge  Bayern  und  Würt- 
temberg nicht  einbezogen  sind,  so  ist  doch 
durch  sonstige  Verständigung  eine  thatsäch- 
liche  Einheit  des  Fischereirechts  in  diesem 
Gebiet  in  wesentlichen  Beziehungen  herbei- 
geführt. 

(Lachsfischereivertrajf.)  In  ganz 
besonderem  Masse  ist  das  Bedürmis  einer  inter- 
nationalen Verständigang  rege  geworden  in 
Ansehung  der  sogenannten  Wanderfische, 


welche  —  im  Meere  lebend  —  zur  Zeit  der 
Laichreife  nnd  aach  schon  einifi^e  Zeit  früher 
in  die  Ströme  einziehen,  nm  in  den  Ursprnngs- 
gebieten  derselben  ihrem  Laichgeschäft  obzu- 
liegen. Als  vornehmster  Repräsentant  dieser 
Wanderfische  ist  der  Lachs,  Salm  (Saimo 
salar  L.)  zu  erwähnen,  welcher  in  früheren 
Jahrhunderten  in  nahezu  allen  deutschen,  in 
die  Nord-  nnd  Ostsee  einmündenden  Strömen 
Gegenstand  reichsten  Fangs  gewesen  ist,  all- 
mählich aber,  als  Folge  des  Mangels  hinreichen- 
der Schonung  auf  den  LaicJiplätzen,  seltener 
geworden,  ja  einzelnen  Strömen  völlig  abhan- 
den gekommen  war. 

Diesen  Wahrnehmungen  verdankt  der  nach 
langen  Vorverhandlungen  abgeschlossene  Ber- 
liner Staatsvertrag  v.  30.  Juni  1885 
betreffend  die  Lachsfischerei  im  Stromfi^ebiet 
des  Rheines  seine  Entstehung,  in  dem  als  lei- 
tender Gedanke  festgehalten  ist,  es  sei  den 
Einschränkungen,  welchen  die  Lachs-(MaLfisch-) 
Fischerei  im  ganzen  Rheinstromgebiet  zu  unter- 
werfen ist,  eine  solche  Gestalt  zu  geben,  dasa 
nicht  nur  die  Vermehrung  dieser  Fische  im 
Rhein  eine  thunliche  Förderung  erfährt,  son- 
dern auch,  dass  den  deutschen  und 
schweizerischen  Fischereien  ein 
verhäl  tnismässig  er  Anteil  an  der 
Lachsausbeu te  gesichert  bleibe. 
Der  ersteren  Absicht  soll  vornehmlich  durch 
die  Festsetzung  einer  Schonzeit  in  der  Zeit  v. 
lö.  Oktober  bis  31.  Dezember  Rechnung  ge- 
tragen werden,  in  welcher  Zeit  auf  Lachse  nur 
mit  ausdrücklicher  amtlicher  Erlaubnis  und 
nur  bei  Verwendung  der  Laichstoffe  der  ge- 
fangenen Lachse  zu  Zwecken  der  künstlichen 
Fischzucht  gefischt  werden  darf;  der  zweiten 
Absicht  dient  wesentlich  die  Einführung  einer 
Wochenschonzeit  (Verbot  der  Lachsfischerei  von 
Samstag  Abend  6  Uhr  bis  Sonntag  Abend  6 
Uhr),  femer  das  Verbot  des  gänzlichen 
Absperrens  der  Flussläufe  mittelst  ständi- 
ger oder  am  Ufer  festverankerter  Fischereiein- 
richtungen und  das  Verbot  der  vielgenannten 
Zegensfischerei  in  der  Zeit  v.  16.  Au- 
gust bis  15.  Oktober  auf  niederländi- 
schem und  in  der  Zeit  v.  27.  August  bis  26. 
Oktober  einschliesslich  auf  deutschem  und 
schweizerischem  Gebiete.  — 

BodenseefischereL  We^en  gleich- 
massiger  Handhabung  der  Fischerei  im  B  o  - 
densee  bestehen  Vereinbarungen  zwischen 
den  Uferstaaten,  auf  Grund  deren  in  den  ein* 
zelnen  beteiligten  Staaten  gleichmässige  Vor- 
schriften über  Fischereischutz  getroffen  worden 
sind  (d.  d.  Bregenz  den  ö.  Juli  1893  und  Kon- 
stanz den  3.  Juli  1897). 

V.  Die  Pflege  der  BinnenflschereL 

1.  Die  Aufgabe  des  Staates.  Die  Auf- 
gabe des  Staats  ^genüber  der  Binnen- 
fischerei ist  wesentlich  eine  gesetzgeberisch- 
ordnende, und  man  kann  sagen,  dass  er  seinen 
Verpflichtungen  gegenüber  diesem  Zweig 
des  Wirtschaftslebens  gerecht  geworden  ist, 
wenn  er  denjenigen  Forderungen,  welche 
vom  Gesichtspunkt  einer  verständigen,  die 
Nachhaltigkeit  des  Betriebs  verbür- 
genden  Fischereiwirtschaft   aus  zu   stellea 


Fischerei 


1061 


sind,  in  der  gesetzliehen  Gestaltung  des 
Fischereiwesens  nachkommt.  Ueber  diesen 
Aufgabekreis  ist  aber  der  Staat  in  neuerer 
Zeit,  in  angemessener  Wiirdigimg  der  Be- 
deutimg der  Wiederbevölkerung  der  hei- 
mischen Gewässer  mit  wertvollen  Fischen, 
meist  hinausgeschritten,  indem  er  der  Fische- 
rei auch  in  anderer  Weise  seine  fördernde 
Hand  reichte,  sei  es  durch  Gewähnmg  von 
Geldmitteln  zur  wirksamen  Unterstützung 
der  zu  Tage  tretenden  Fischereibestrebungen, 
sei  es  durch  sonstige  Veranstaltungen  und 
Anordnungen,  von  welchen  eine  günstige 
Rückwirkung  auf  die  Fischereiverhältnisse 
erwartet  w^erden  konnte.  Und  zwar  pflegen 
die  öffentlichen  Mittel  in  der  Regel  den  die 
Hebung  der  Fischerei  erstrebenden  Fische- 
reivereinen zugewendet  zu  wenlen,  oder 
sie  dienen  dazu,  Veranstaltungen  bestimmter 
Art,  welche  einen  einmaligen  grösseren  Auf- 
wand verursachen,  wie  die  Anlage  von  Fisch- 
wegen, die  Veranstaltung  grosser  Ausstel- 
lungen, zur  Ausfühnmg  zu  bringen;  auch 
darin  kann  sich  die  Staatsfürsorgo  hethätigen, 
dass  für  eine  ausreichende  Fischereiaufsicht 
von  Staatswegen  gesorgt  und  die  Kosten 
dieser  Aufsicht  auf  die  Staatskasse  über- 
nommen werden  oder  dass  besondere  Fonds 
ausgesetzt  werden,  aus  welchen  für  die  An- 
zeige von  Fischereifreveln  und  Fischerei- 
übertreibungen Prämien  zur  Verteilung  ge- 
langen. Wichtig  ferner  sind  Vergünstigungen, 
w^elche  die  Staatsgewalt  auf  dem  Gebiet 
des  Versandes  von  Fischen  (durch  Einführung 
massiger  Bahntarife,  Vorsorge  für  schnelle 
Beförderung)  sowie  des  Versandes  der  Fisch- 
brut und  des  Fischlaichs  einzuräumen  in  der 
Lage  ist,  deren  sich  auch,  besonders  in 
letzterer  Beziehung,  die  Fischereiinteressenten 
in  den  verschiedensten  Ländern  thatsächlich 
erfreuen.  Nicht  in  letzter  Linie  endlich 
kann  sich  diese  Staatsfürsorge  heilsam  er- 
weisen durch  Förderung  der  ^^^ssenschaft- 
lichen  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Pisci- 
kultur. 

2.  Fischereivereine.  Wie  auf  dem  Ge- 
biet der  Landwirtschaft  und  der  Gewerbe- 
thätigkeit  der  Zusammenschluss  der  Berufs- 
beteiligten zu  Vereinen  oder  verein sai-tigen 
Bildungen  behufs  gemeinsamer  Fönlerung 
der  Berufsinteressen  von  gr()S8ter  Bedeutung 
geworden  ist,  so  ist  in  den  letzten  Jahrzehn- 
ten auch  in  Fischereikreisen  die  Wichtigkeit 
einer  den  gemeinsamen  Interessen  dienenden 
Vereinsorganisation  immer  mehr  gewürdigt 
worden,  und  es  hat  diese  Erkenntnis  in  den 
meisten  Staaten  das  Entstehen  von  örtlichen 
oder  Landesvereinen,  den  Zusammensciüuss 
von  Landesvereinen  zu  gi*össeren  Verbänden 
und  —  wie  in  Deutschland  der  Fall  —  die 
centrale  Zusammenfassung  aller  partikularen 
Landesvereinsbestrcbungen  in  einen  grossen, 
das  ganze  Reichsgebiet  umfassenden  Verein 


zur  Folge  gehabt.  Der  letztere,  der  deutsche 
Fischereiverein,  von  dem  sich  vor  eini- 
gen Jahren  eine  besondere  Sektion  zur 
Förderung  der  Küsten-  und  Hoch- 
seefischerei abgezweigt  hat,  geniesst  aus 
Reichsraitteln  eine  Dotation  von  30  000  Mark 
imd  sucht  seine  Aufgabe:  allen  auf  Förde- 
rung der  Binnenfischerei  gerichteten  Bemü- 
hungen fördernd,  ratend  und  unterstützend 
zur  Seite  zu  stehen,  durch  Herausgabe  von 
orientierenden  »Cirkularen«,  durch  Einbe- 
CTifung  von  allgemeinen  Konferenzen  und 
»Fischereitagen«,  durch  Veranstaltimg  grosser 
Ausstellungen,  vor  allem  aber  dureh  Hebung 
der  künstlichen  Fischzucht  nachzukommen, 
und  mancher  Fortschritt,  der  im  letzten 
Jahrzehnt  in  Deutsclüand  auf  fischereiwirt- 
schaftlichem Gebiet  zu  verzeichnen  ist,  darf 
dem  Eingi'eifen  dieses  Vereins  zugeschrieben 
werden. 

B.  Die  künstliehe  Fischzucht  Die 
Beobachtimg,  dass  das  in  der  Natiu*  sich 
abspielende  Laichgeschäft  und  die  Ausbrü- 
tung der  befruchteten  Eier  in  den  natiu*- 
lichen  Gewässern  auch  auf  »künstlichem« 
Wege  sich  erzielen  lasse,  indem  man  von 
gefangenen  laichreifen  Fischen  die  Eier  und 
den  Samen  (die  Milch)  abstreift,  durch  Ver- 
mischung der  Eier  mit  dem  Samen  eine 
Befruchtung  der  ersteren  bewirkt  und  die 
Erbrütung  der  so  befnichteten  Eier  in  be- 
sonderen Brutapparaten  herbeiführt,  ist,  so- 
weit bekannt,  zuerst  von  einem  Deutschen 
(Jakobi  in  Lippe-Detmold)  im  vorigen  Jahr- 
hundert gemacht  und  in  wissenschaftlichen 
Schriften  jener  Zeit  vielfach  besprochen 
worden.  Zur  A^irklichen  Bedeutung  erhob 
sich  indes  diese  künstliche  Fischzucht  erst 
in  diesem  Jahrhundert,  nachdem  durch  die 
Arbeiten  eines  Franzosen  (Coste)  die  Auf- 
merksamkeit der  fmnz(")sischen  Regierung 
auf  die  Sache  gelenkt  und  durch  Einrichtung 
einer  Fischbrutanstalt  in  Hüningen  zum 
ersten  Mal  die  wissenschaftlichen  Versuche  im 
grossen  in  die  Praxis  übersetzt  wurden. 
Der  Vorgang  fand  bald  rege  Nachahmung, 
und  heute  ist  wohl  kaum  ein  Land,  in  dem 
nicht  der  künstlichen  Fischzucht  seitens 
der  Staats-  und  Vereinsbehörden  besondere 
Pflege  zugewendet  wird.  (In  den  Vereinigten 
Staaten  wurden  beispielsweise  im  Jahre  1889 
aus  19  Brutanstalten  333  Millionen  Fische 
und  Eier  verteilt.)  Hand  in  Hand  damit 
ging  die  Verbesserung  der  Bniteinrichtungen, 
und  in  demselben  Mass,  wie  die  Technik 
der  künstlichen  Fischzucht  sich  vervoll- 
kommnete imd  die  Bedingimgen  ihres  Ge- 
lingens für  die  einzelnen  Fischarten  (in  Be- 
zug auf  die  Auswahl  der  Fische,  die  Vor- 
nahme der  Befruchtung,  die  Wahl  des 
Quell  Wassers ,  die  Konstruktion  der  Brut- 
tröge, die  Ernährung  der  jungen  Brut,  die 
Art  und  Weise  ihres  Aussetzens)  näher  er- 
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forscht  wurden,  wuchsen  auch  die  Erfolge, 
und  es  gelangen  nunmehr  alljährlich  \iele 
Hunderte  von  Millionen  künstlich  erbrüteter 
Fisclie  in  die  fliessenden  Gewässer  und  Seeen. 
Das  von  einem  Amerikaner  stammende 
Wort,  dass,  wie  die  Felder  des  Landwirts 
nur  bei  ordentlicher  Bestellung  eine  an- 
gemessene Rente  erwarten  lassen,  auch  die 
Fischwasser  »bestellt«  werden  müssen, 
wenn  man  auf  einen  nachhaltigen  und  loh- 
nenden Ertrag  sich  Rechnung  machen  wül, 
hat  in  der  That  ihre  Berechtigung,  und  es 
wird  diese  künstliche  Nachhilfe  besonders 
geboten  da  erscheinen,  wo  durch  Wasser- 
bauten, durch  Geradelegung  auch  der  klei- 
neren Wasserläufe,  dm^ch  periodische  Reini- 
gimgsarbeiten  in  denselben  etc.  die  Zalil  der 
natürlichen  Laichplätze  immer  melu*  sich 
einengt  und  wo  Verunreinigimgen  der  Ge- 
wässer und  deren  durch  den  Gemeingebrauch 
herbeigeführte  verschiedene  Benutzungs- 
weisen den  natürlichen  Laich  und  die  Jimg- 
brut  mit  steter  Vernichtung  bedrohen.  Auch 
ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  der 
natürlich  abgesetzte  Laich  und  die  ausge- 
schlüpfte Brut  zalülosen  Feinden  in  der 
freien  Natm*  ausgesetzt  ist,  so  zwar,  dass 
von  dem  natürlich  abgesetzten  Laich  kaum 
mehr  als  10  ®/o  in  Wirklichkeit  erhalten  bleibt. 
Es  ist  aber  ferner  in  der  künstlichen  Fisch- 
zucht ein  wirksames  Mittel  zu  erblicken, 
ein  von  einer  bestimmten  Fischart  gänzlich 
entvölkertes  Gewässer  mit  solchen  wieder 
rasch  zu  besetzen  sowie  neue,  bisher  in 
einem  Lande  unbekannte  Fischarten  einzu- 
btirgern,  und  es  hat  gerade  in  letzterer  Be- 
ziehung die  künstliche  Fischzucht  dafcu  An- 
lass  gegeben,  einen  internationalen 
Austausch  mit  künstlich  befnichteten 
Fischeiern  herbeizuführen,  wobei  an  die  Ein- 
führung einzelner  europäischer  Fischarten 
(Forellen,  Karpfen)  in  Amerika,  amerikanischer 
Fischarten  (Regenbogenforelle,  Bachsaibling, 
Binnen  Seelachs ,  Schwarzbarsch  u.  a.)  in 
Europa,  an  die  Verpflanzung  norddeutscher 
Koregonenarten  in  süddeutsche  Seeen,  des 
Zanders  (Schill)  aus  dem  Donau-  in  das 
Rheingebiet,  an  die  Wiederbevölkerung  nord- 
deutscher Ströme  mit  Lachsen  aus  von  im 
Rhein  gebiet  gewonnenen  Lachseiern  imd 
dergleichen  melir  erinnert  sein  möge.  Ge- 
rade bei  den  letztgenannten  Fischarteu,welche 
nur  zeitweise  im  Süsswasser  sich  aufhalten, 
um  ihrem  Laichgeschäft  obzuliegen,  im 
tlbrigen  aber  im  Meer  verweilen  (Wander- 
fische), schien  eine  Vorsorge  für  die  Fnik- 
tifizierung  der  Laichelemente  besondei'S  ge- 
boten, da  der  Wegfang  dieser  Wanderfische, 
bevor  sie  in  der  Lage  waren,  für  die  Fort- 
pflanzung ihrer  Art  in  natürlicher  Weise  zu 
sorgen,  allmähÜch  zu  einer  völligen  Ver- 
armung der  in  Betracht  kommenden  Wasser- 
läufe an  diesen  Fischen  führen  müsste,  und 


es  hat  dieser  Gesichtspunkt  in  dem  Berliner 
Rheinlachsfischereivertrag  durch  entspre- 
chende Vorschriften  besonderen  Ausdruck 
gefimden.  —  Eine  Unterart  der  künstüchen 
Fischzucht  ist  die  Zucht  von  Fischen  in  ge- 
schlossenen Gewässern  (Teichwirt- 
schaft), wobei  in  erster  Reihe  die  Karpf en- 
teich^irtschaft,  dann  diejenige  von  eiiizelnen 
Salmonidenarten  (See-  und  andere  Forellen), 
ferner  von  Zandern,  Koregonenarten  etc.  ge- 
nannt zu  werden  verdient.  Diese  Art  der 
Fischzucht  (z.  B.  mit  Muränen)  war  schon 
im  Altertum  wohl  bekannt  und  in  der  rö- 
mischen Kaiserzeit  zu  grosser  Blüte  gelangt ; 
im  Mittelalter  waren  es  namentlich  die 
Klöster,  welche  Fischteiche  anlegten  und  in 
denselben  Karpfen  und  Hechte  heran- 
züchteten. In  neuerer  Zeit  hat  namentlich 
in  Norddeutschland,  aber  auch  in  einzelnen 
Kronländern  der  österreichischen  Monarchie 
besonders  die  Karpfenteichwirtscliaft  einen 
gressen  Aufschwung  genommen,  und  der 
Jahresumsatz  in  diesen  Fischen  beläuft  sich 
auf  viele  Millionen  Mark.  Auch  hier  haben 
genauere  Beobachtungen  und  Forschimgs- 
ergebnisse  über  die  Ernährungsbedingungen 
der  Karpfen  zu  sehi*  bemerkenswerten  Fort- 
schritten geführt,  und  das  vielfach  gehörte 
Wort,  dass  bei  richtigem  Betrieb  der  Karpfen- 
wirtschaft ein  Hektar  Teichfläche  denselben 
Reinertrag  abwerfe  wie  ein  Hektar  besten 
Weizenbodens,  scheint  keineswegs  übertrie- 
ben zu  sein.  —  Füi*  kleinere  Besitzverhält- 
nisse eignet  sich  namentlich  die  Forelle  als 
Teichfisch,  besonders  seit  in  künstlichen 
Futtermitteln  verschiedener  Art  zu  massigen 
Preisen  für  die  früher  für  nötig  erachtete 
Fütterung  mit  Fischen  ein  ausreichender 
Ersatz  gegeben  zu  sein  scheint  —  Endlich 
wäre  auch  noch  die  Anlegung  von  Krebs- 
gehegen zur  raschen  Gewinnimg  zahlreicher 
Nachkommenschaft  dieser  Wassertiere  sowie 
die  Einsammlimg  der  in  den  Flüssen  aus 
dem  Meere  aufsteigenden  Aalbrut  fmont6e) 
und  deren  Verpflanzung  in  Teicne  und 
andere  geeignete  Wasser  zu  erwähnen,  wo- 
bei in  letzterer  Beziehung  die  Versuche,  den 
Aal  auf  diesem  Wege  dem  Donaugebiet, 
dem  er  bis  dahin  fremd  war,  zuzuführen, 
besondere  Beachtung  in  Anspruch  nehmen. 

VI.  Die  Seefischerei. 

1.  Landesgesetzliche  Regelung.    Das 

staatliche  Eingreifen  gegenüber  der 
Meeresfischerei  kann  in  folgenden  Be- 
ziehungen zum  Ausdruck  kommen:  a)  in 
der  Auferlegimg  polizeilicher  Beschränkun- 
gen der  Fischerei  aus  Gründen  einer  ver- 
ständigen Fischwirtschaft ;  b)  in  dem  Schutze 
der  Fischereibevölkerung  des  eigenen  Landes 
gegenüber  Uebergriffen  der  Angehörigen 
dritter  Staaten  imd  in  der  Vorsorge  für 
einen  ordnungsmässigen  Betrieb  der  Fischerei 
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überhaupt;  c)  in  pfleglichen  Massnahmen 
zur  Hebung  und  Fördening  des  Seefischerei- 
Gewerbes,  soweit  das  letztere  aus  eigener 
Kraft  zu  einer  gedeihlichen  Entwickelung 
nicht  zu  gelangen  vermag.  —  Im  Wege 
autonomer  Gesetzgebung  ist  vielfach 
die  Küstenfischerei  bestimmten  fischerei- 
wirtschaftlichen Beschränkungen  unterworfen 
worden,  während  von  solchen  Beschränkun- 
gen des  Betriebes  die  Hochseefischerei 
aus  naheliegenden  Gründen  in  der  Regel 
frei  blieb.  Ein  gegen  rücksichtslose  Aus- 
beutung der  Küstengewässer  gerichtetes 
staatliches  Vorgehen  findet  seine  Berechti- 
gung in  der  Wahrnehmung,  dass  die  fi'ühere 
Annahme  einer  Unerschöpflichkeit  der 
Meeresgründe  durch  neuerliche  Beoba(*h- 
tungen  stark  erschüttert  ist ;  dass  an  vielen 
Küstengebieten  die  Fangergebnisse  —  mit 
Ausnahme  etwa  des  Heringsfanges  —  teil- 
weise erheblich  zui'ückgegangen  sind  und 
dass  dieser  Rückgang  mutmasslich  in  der 
masslosen  Vernichtung  von  Jungfischen,  wie 
sie  bei  den  im  Gebrauche  befindlichen 
Fa  n  ggerätschaften(Grundschleppnetz,Trawl, 
Leinenfischerei)  nicht  zu  vermeiden  ist,  ihre 
Ursache  findet.  Die  aus  diesen  Gesichts- 
punkten hergeleitetenBeschränkungen  äussern 
sich  in  der  Regel  in  der  Einführung  von 
Mindest  -  (Schon-)  massen  für  die 
wichtigsten  Arten  von  Fischen  der  Küsten- 
gewäöser  (namentlich  von  Plattfischen);  in 
dem  Verbote  bestimmter  schädlicher 
Fanggeräte:  in  der  Vorschrift  einer  be- 
stimmten Mas  eben  weite  bei  Netzen  und 
netzähnlichen  Geräten ;  in  dem  Gebote  zeit- 
weiseii  Ruhens  der  Fischerei  in  der  Laich- 
zeit der  wichtigeren  Fi  schalten,  in  der 
Fernhaltung  von  Zerstörung  des  abgesetzten 
Laichs  gelegentlich  der  Werbung  von  See- 
pflanzen, endlich  in  der  Feststellung  soge- 
nannter Schonreviere  und  dem  Verbote  der 
Befischung  dieser  Strecken. 

Beschränkimgen  anderer  Art  sind  der 
Küsten-  (und  teilweise  auch  der  Hochsee-) 
fischerei  auferlegt  worden  durch  die  Rück- 
sichtnahme auf  die  Literessen  ungestör- 
ter Schiffahrt  zur  See  und  auf  die 
Fernhaltung  von  Unglücksfällen 
als  Folge  der  Ausserachtlassung  von  be- 
stimmten, beim  Betriebe  der  Fischerei  bezw. 
der  Schiffahrt  nötigen  Vorsichtsmassregeln. 
Insbesondere  pflegt  aus  diesen  Gründen  der 
Gebrauch  fester  und  schwimmender  Fang- 
vorrichtungen, das  Einrammen  von  Pfählen, 
das  Absi)erren  von  Fahrwassern,  Strom- 
rinnen, Seeengen  mit  feststehenden  Netzen 
nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ge- 
stattet und  weiter  vorgeschrieben  zu  werden, 
dass  gewisse  Hauptschiffahrtsrichtungen  frei 
zu  halten  und  dass  die  ausgelegten  Fang- 
geräte kenntlich  zu  machen  sind;  ferner 
dass   die   für   die   Seeschiffahrt  mass- 


EBbenden  Vorschriften  über  das  Führen  von 
ichtern,  über  Schallsignale,  über  Fahrge- 
schwindigkeit bei  Nebel,  über  das  Auswei- 
chen etc.  auch  die  Fischerfahrzeuge  zu 
beachten  haben. 

2.  IntemationaJe  Regelung.    Der  Um- 
stand, dass  die  Fischerei  auf  dem  Meere, 
soweit  sie   sich   als  Hochseefischerei 
im  Gegensatz  zur  Küstenfischerei  darstellt, 
allen   Nationen   gleich   zugänglich   ist,    hat 
auch  hier  das  Bedürfnis  gezeitigt,  im  Wege 
internationaler    Verträge     auf    die 
Fernhaltung    gegenseitiger    Störungen    im 
Betrieb  dieser  Fischerei  Bedacht  zu  nehmen 
und   eine   Art  internationaler  Aufsicht  der 
Seefischerei  herbeizuführen.    Von  besonde- 
rem   Interesse     ist    hierbei    der    zwischen 
Deutschland,    Belgien,    Dänemai*k,    Frank- 
reich, Grossbritannien,  den  Niederlanden  ab- 
geschlossene sogenannte  Haager  Vertrag 
vom    6.  Mai   1882    (in   Kraft   getreten   am 
6.    Mai    1884)    über    die    polizeiliche 
Regelung     der     Fischerei     in    der 
Nordsee  ausserhalb  der  Küstenge- 
wässer, der  neben  einer  Registerführung 
der  Schiffe  und  Vorschrift  zur  Erkennbar- 
keit  derselben   auf    See   vorzugsweise    zur 
Aufgabe   si(;h    setzt,   gegenseitige  Betriebs- 
störungen und  Beschädigimgen  der  fischen- 
den Falirzeuge  zu  vorhüten,  für  die  Sicherung 
des  Eigentums  an  see-  oder  strandtriftigen, 
geborgenen  Falu^zeugen  oder  Gerätschaften 
Vorsorge  zu  treffen,  und  eine  internationale 
Ueberwachung  der  Fischerei  durch  Kreuzer 
einführt.    Zur  Ausführung  des  Vertrags  ist 
ein  besondei'es  Reichsgesetz  (vom  30.  AprD 
1884)  erlassen  worden,  welches  die  nötigen 
Straf  Vorschriften     vorsieht    und    das 
über    den  internationalen  Vertrag  insofern 
noch  hinausgeht,  als  es  vorschreibt,  dass  die 
Bestimmungen  der  Art.  6  bis  23  des  Ver- 
trags auf  die  betreffenden  Fahrzeuge  auch 
wälirend   des  Aufenthalts  derselben  in  den 
deutschen   Küsten  gewässern   Anwendimg 
finden  sollen.    Amtliche  Veröffentlichungen 
stellen  fest,  dass  der  Nordseefischereivertrag 
sich  im   grossen  und  ganzen  bewährt  und 
seinen  Zweck  erfüllt  hat,  dass  insbesondere 
seit    dem   Inkrafttreten   desselben    weniger 
Klagen   als  früher    über    Schädigimg   und 
Störung   unserer    Fischer   in    der   Nonlsee 
durch  fremde  Fischer  zur  Kenntnis  der  Be- 
hörden   gelangt    sind.    —    Aehnliche    Ab- 
machungen  bestehen    z'wischen   England 
imd  Frankreich  imd  zwischen  Oester- 
reich  und  Italien.  —  Eine  bemerkens- 
werte internationale  Regelung  knüpft  sich 
ferner  an   die   durch  den  Branntwein- 
handel   unter   den    Nonlseefischern    auf 
hoher   See   veranlassten   Missbräuche.    Der 
desfallsige,    unter    den   oben    bezeichneten 
Nordseestaaten  am  16.  November  1887  ab- 
geschlossene Vertrag  bestimmt  im  wesent- 
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liehen,  dass  jeder  Absatz  von  Spirituosen 
Getränken  an  die  Fischer  aiif  hoher  See, 
namentlich  aber  der  Austausch  solcher  Ge- 
tränke gegen  Erträgnisse  des  Fischfangs 
und  Fischereigeiüte  völlig  verboten  werden 
soU;  dass  der  Verkauf  sonstigen  Mundvor- 
rats oder  anderweitiger  Bedarfsgegenstände 
auf  hoher  See  nur  von  besonders  hierzu 
im  Heimatsstaate  konzessionierten  Fahi*- 
zeugen  aus  erfolgen  darf,  für  die  eine  be- 
sondere Kennzeichnung  vorgeschrieben  wird ; 
dass  der  Umtausch  von  Gegenständen,  deren 
Verkauf  an  Fischer  gestattet  ist,  gegen  Er- 
trägnisse des  Fischfangs  und  gegen  Fische- 
reigeräte unbedingt  verboten,  und  end- 
lich, davss  die  Beobachtung  dieser  Bestim- 
mimgen  durch  die  Fischereikreuzer  zu 
überwachen  ist.  — 

Wegen  Abgrenzung  des  französischen 
Fischereigebiets  gegenüber  dem  engli- 
schen behufs  Fernhaltung  von  Streitig- 
keiten sowie  behufs  Ermöglichung  einer  ge- 
meinsamen Fischereipolizei  wiutle  am 
2.  August  1839  zwischen  Frankreich  imd 
England  ein  S  t  a  a  t  s  v  e  r  t  r  a  g  abgeschlossen, 
der  im  wesentlichen  bestimmt,  dass  das 
Territorial meer  eines  jeden  von  beiden 
Ländern  in  einer  Breite  von  drei  Seemeilen, 
femer  die  Buchten  mit  weniger  als  10  See- 
meilen Oeffnung  und  die  Häfen  von  Fischern 
der  anderen  Nation,  FäUe  höherer  Gewalt 
ausgenommen,  nicht  betreten  werden  und 
dass  diese  an  de  ngenannten  Plätzen  weder 
fischen  noch  segeln  noch  ankern  noch 
auch  Fang  verkaufen  dürfen;  dass  bei  der 
Fischerei  im  offenen  Meer  die  Netze  für 
den  Heringsfang  eine  Maschen  weite  von 
2,5  cm,  die  für  die  Makrelen f ischerei  eine 
solche  von  3  cm  haben  müssen,  dass  diese 
Fischerei  auf  offenem  Meere  beidei-seits 
durch  Kreuzer  zu  beaufsichtigen  ist,  welche 
die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  und  ge- 
gegebenen Falls  sofortige  üntei*suchung  und 
Verhaftungen  vorzunehmen  haben. 

3.    Das   geltende   Seeflschereirecht   in 
Deutschland  und   den  Nachbarstaaten,     a) 

Deutschland.  Die  Küstenfischerei  in  den 
deutschen  Küstengewässern  ist  durch  das 
preussische  Fischereigesetz  v.  30.  Mai  1874 
geordnet  (das  gleichzeitig  auch  die  Verhältnisse 
der  Binnen  fischerei  regelt)  und  durch  die  auf 
Gmnd  dieses  Gesetzes  erlassenen  Ausführungs- 
verordnungen (für  Ost-  und  Westpreussen, 
Pommern,  Schleswig-Holstein,  Hannover),  wobei 
die  Grenzen  zwischen  Küsten-  und  Binnen- 
fischerei in  den  einzelnen  Provinzen  im  Wege 
landesherrlicher  Verordnung  jeweils  besonders 
festgestellt  worden  sind.  Vorgeschrieben  sind 
für  bestimmte  Seefischarten  Mindestmasse;  ver- 
boten ist  die  Fischerei  von  Sonnabend  Abend 
6  Uhr  bis  Sonntag;  Abend  6  Uhr  (Wochenschon- 
zeit); in  der  Zeit  vom  20.  April  bis  9.  Juni 
unterliegt  die  Küstenfischerei  mannigffachen  Be- 
schränkungen :  Verbot  des  Fischens  m  bestimmt 
bezeichneten  „Revieren",  Verbot  der  Zugnetze 


(Kurren,  Zeesen)  an  Stellen,  wo  sie  den  Laich 
schädigen  können,  Verbot  des  Fischens  mit  fest- 
stehenden Netzen  (Setznetzen,  Bügelreusen)  auf 
oder  am  Strande  von  Brut-  und  Laichstellen; 
Verbot  der  Netze,  welche  mit  der  Strömung 
treiben  (Treibnetze,  Grundnetze)  und  von  Netzen 
mit  mehrfachen  Netzwänden  (Lädering).  Aus- 
nahmsweise kann  die  Fischerei  zugelassen 
werden  in  Ansehung  solcher  Fische,  welche  in 
grossen  Zügen  plötzlich  erscheinen  und  rasch 
wieder  zu  verschwinden  pflegen,  wie  Graupen, 
Sprotten,  Neunaugen,  Stör,  Stint.  —  Ferner  ist, 
wie  für  die  Binnenfischerei,  so  auch  für  die 
Küstenfischerei  die  Anwendung  schädlicher  oder 
explodierender  Stoffe,  femer  von  Mitteln  zur 
Verwundung  von  Fischen  wie  Speer,  Fallen  mit 
Schlagfedem,  Aalhauen,  Muschelnacken,  das  Zu- 
sammentreiben der  Fische  bei  Nacht  vermittelst 
Leuchten  oder  Fackeln  etc.  untersagt;  der  Ge- 
brauch von  Speeren  zum  Aalfang  kann  aus- 
nahmsweise gestattet  werden.  Für  Netze  ist 
eine  Maschenweite  bestimmt;  gewisse  Arten 
von  Netzen  sind  als  unzulässig  erklärt.  Eine 
Reihe  von  Bestimmungen  sind  bestrebt,  die 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  auf  den  Fisch- 
gründen zu  sichern,  gegenseitige  Störungen 
fem  zu  halten.  Die  Werbung  von  Seegewächsen 
ist  in  der  Zeit  vom  1.  April  bis  1.  iSeptember 
untersagt.  —  Die  bezüglich  Verhütung  des  Zu- 
sammenstossens  der  Schiffe  auf  See  bestehenden 
gesetzlichen  Vorschriften,  als  welche  für  die 
deutsche  Seefischerei  die  Not-  und  Lotsen- 
signalordnung  vom  14.  August  1876  und  die 
kaiserliche  V.  v.  7.  Januar  1880,  betreffend  die 
Verhütung  des  Zusammenstossens  der  Schiffe 
auf  See  in  Betracht  kommen,  sind  in  den  obigen 
Verordnungen  ausdrücklich  als  für  die  Küsten- 
fischerei zu  Recht  bestehend  erklärt  und  mit 
w^eiteren  Ausfühmngsbestimmungen  über  die 
Bezeichnung  der  Fischfahrzeuge  versehen  worden. 
b)  Frankreich.  Die  für  die  Küsten- 
fischerei erlassenen  Gesetze,  unter  denen  die 
vom  10.  Mai  18H2  und  20.  November  1875  er- 
lassenen die  wichtigsten  sind,  regeln  in  ein- 
gehender Weise  die  Fangweise  und  die  Aus- 
beutung der  Fangplätze:  Jegliche  Fischereian- 
lage, auch  die  der  Parks  für  Austern  etc.  be- 
darf der  Genehmigung  des  Marineministers;  es 
wird  im  einzelnen  E'all  bestimmt,  in  welcher  Ent- 
fernung von  der  Küste  die  Fischerei  verschiedener 
Art  erlaubt  ist,  zu  welchem  Zeitpunkt  die  ver- 
schiedenen Fischereien  beginnen  und  geschlossen 
werden,  in  welchen  Tagesstunden  der  Fang  ge- 
stattet ist  und  welche  Fischereien  das  ganze 
Jahr  hindurch  betrieben  werden  dürfen;  ge- 
wisse Netze,  Geräte,  schädliche  Fangmethoden 
sind  verboten,  oder  es  ist,  wie  z.  B.  hinsichtlich 
der  Schleppnetze,  der  Gebrauch  von  be- 
sonderer Bewilligung  abhängig;  desgleichen  ist 
verboten  der  Fang  von  Fischen  und  Schaltieren 
unter  bestimmter  Grösse  (unter  0,10  m  bezw. 
0,20  m  Länge),  die  Zerstörung  des  Laichs,  des- 
gleichen der  An-  und  Verkauf,  der  Transport 
und  jeglicher  Gebrauch  von  Laich  oder  von 
Fischen,  die  dem  Laich  gleichstehen,  und  von 
Schaltieren,  die  die  vorgeschriebene  Grösse  nicht 
haben.  Besondere  Bestimmungen  bezwecken 
den  Schutz  der  Austern  gründe:  Verbot  der 
Fischerei  v.  1.  Mai  bis  31.  August,  d.  h.  zur 
Zeit  der  Vermehrang  der  Austern;  Verbot  des 
Führens  von  Scharmetzen  in  dieser  Zeit;  Be- 
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Stimmung  des  Anfangs-  und  Endzeitpnnkt«s 
für  das  Abfischen  der  klassifizierten 
Aüstembänke;  Verbot  der  Austemfischerei  zur 
Nachtzeit  und  des  Verbringens  von  Austeni 
unter  5  cm  in  den  Verkehr;  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Schleppgeräten  innerhalb  einer 
Entfernung  von  500  m  von  den  Aust«mbänken. 
c)InBelgien,  woselbst  die  Seefischerei 
der  Verwaltung  des  Ministeriums  der  Eisen- 
bahnen, Post  und  Telegraphen  unterstellt  ist, 
gelten  hinsichtlich  ihrer  Ausübung  die  oben  er- 
wähnten Vorschriften  der  Haag  er  Konvention 
von  1882.  Sonstige  einschränkende  Bestimmungen 
hinsichtlich  der  Ausübung  der  Fischerei  be- 
stehen nicht. 

d)  Dänemark.  Das  neue,  die  gesamte 
Fischerei  regelnde  G.  v.  5.  April  1888,  ins  Leben 
getreten  am  1  Januar  1889,  bestimmt  hinsicht- 
lich des  Kechts  zur  Ausübung  der  Seefischerei, 
dass  innerhalb  des  dänischen  See  territoriums, 
d.  h.  innerhalb  einer  Entfernung  von  drei  See- 
meilen von  der  Küste  und  ferner  in  den  Buchten, 
deren  Eingang  eine  Breite  von  10  Seemeilen 
nicht  überschreitet,  die  Fischerei  nur  den  in 
Dänemark  Heimatsberechtigten  oder  seit  min- 
destens 2  Jahren  Ansässigen  zusteht.  Ausländem 
aber  nicht  (mit  gewissen  Ausnahmen  für  An- 
gehörige Schwedens)  und  dass  Uebertretungen 
mit  Geldstrafen  und  Konfiskation  der  Fische 
und  des  Fanges  geahndet  werden.  —  Die 
Küstenfischerei  wird  einer  Reihe  Einschrän- 
kungen unterworfen,  insbesondere  verboten: 
die  Fischerei  mit  dem  Trawl  und  die  Ver- 
wendung von  Waaden  und  ähnlichen  Gerät- 
schaften, welche  am  Grunde  geschleppt  und  mit 
Booten  etc.  beilegt  werden,  wenn  sie  mit  einem 
höheren  Gewicht  als  40  Pfund  belastet  sind. 
Ausserdem  ist  die  Fischerei  mit  Waaden  aller 
Art  in  allen  Gewässern,  mit  Ausnahme  der 
Nordsee,  des  Skageraks  und  Kattegats  in  den 
Monaten  März,  April  und  Mai  in  demjenigen 
Viertel  der  Gewässer,  in  dem  die  Fischbrut  be- 
sonders sich  aufhält,  untersagt;  die  Grenzen 
der  geschützten  Gewässer  werden  vom  Ministe- 
rium des  Innern  bestimmt.  Für  einzelne  Fisch- 
arten bestehen  Mindestmasse.  Mit  der  Ueber- 
wachung  des  Fischereiwesens  sind  staatliche 
Aufsichtsbeamte  (Fischereikontrolleure)  betraut. 

e)  Grossbritannieu.  Hinsichtlich  der 
Hochseefischerei  ist  auf  die  Haager  Kon- 
vention zu  verweisen;  femer  auf  den  mit 
Frankreich  im  Jahre  1839  abgeschlossenen 
Seefischerei  vertrag,  dessen  Einzelheiten  oben 
sub  VI,  2  mitgeteilt  sind.  Für  die  Ueber- 
wachung  der  Küstenfischerei  besteht  inSchott- 
1  a  n  d  und  Irland  eine  eigene  Behörde,  erstere 
schon  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  einge- 
setzt; Gegenstand  der  gesetzlichen  Regelung 
bilden  namentlich  die  Herings-  und  die  Austem- 
fischerei. 

f )  Italien.  Massgebend  für  die  Ausübung 
der  Fischerei  im  Territorialmeer  ist  das 
G.  V.  4.  März  1877  und  die  dazu  ergangene 
Vollzugs  Verordnung  vom  13.  November  1882. 
Das  Gesetz  giebt  die  Seefischerei  jedermann 
frei,  unterwirft  dieselbe  aber  bestimmten  Be- 
schränkungen aus  Gründen  des  Fischschutzes, 
der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit,  jedoch 
im  wesentlichen  nur  im  Bereich  der  Küsten- 
fischerei d.  h.  innerhalb  einer  Entfernung  von 
3  Seemeilen  von  der  Küste.     Abgesehen  von 


dem  schon  im  Gesetz  enthaltenen  Verbot  der 
Verwendung  von  Dynamit,  explodierenden 
Stoffen  etc.  ist  untersagt:  in  der  Zeit  vom  1. 
Dezember  bis  31.  Mai  die  Verwendung  von 
Schlepp-  und  ähnlichen  Netzen ;  zujederZeit 
die  Verwendung  von  mit  Dampfern  geführten 
Netzen  dieser  Art;  beschränkt  ist  die  Fischerei 
in  der  Nähe  der  Ausmündung  von  Wasserläufen 
in  das  Meer;  für  bestimmte  Fischarten  bestehen 
Schonzeiten  und  Mindestmasse  (letztere 
für  47  Arten  und  bis  zu  70  mm  heruntergehend). 
Die  Einhaltung  der  Mindestmassvorschriften  ist 
durch  entsprechende  Marktverbote  gesichert, 
wobei  indes  Ausnahmen  im  Interesse  der  Vor- 
nahme wissenschaftlicher  Arbeiten,  der  ki\nst- 
lichen  Fischzucht,  der  Austerazucht,  des  Fangs 
zum  Zweck  der  Gewinnung  von  Köderfischen 
zugelassen  werden  können.  —  Weitere  Vor- 
schriften sorgen  für  die  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  auf  den  Fischereigründen. 

g)  Niederlande.  Zur  Beratung  der  Re- 
gierung in  allen  Seefischereiangelegenheiten  be- 
steht das  Seefischereikollegium,  aus  15 
Mitgliedern  bestehend  (die  nur  zum  kleineren 
Teil  den  Seefischerei-Interessenten  entnommen 
werden  dürfen).  Regelnde  Vorschriften  über 
den  Betrieb  der  Seefischerei  sind  durch  GG.  v. 
21.  und  23.  Juni  1881  und  7.  Oktober  1884  ge- 
geben worden,  wobei  hervorzuheben  ist :  a)  Jedes 
für  Seefischerei  (ausschliesslich  der  Fischerei  im 
Zuidersee)  benutzte  Schiff  oder  Boot  muss  das 
Buehstabenzeichen  der  Gemeinde  des  Herkunfts- 
orts und  eine  Nummer  am  Bug  und  im  Segel 
führen  und  wird  unter  dieser  Nummer  in  ein 
öffentliches  Register  eingetragen,  b)  Verträge 
mit  Seefischereimatrosen  werden  abgeschlossen 
durch  Eintragung  in  ein  öffentliches  Register; 
auf  Vertragsbrüchigkeit  ist  Strafe  gesetzt  (G. 
V.  18.  Juni  1881).  c)  In  dem  Zuidersee  ist 
zum  Schutz  des  Fischbestandes  die  Fischerei 
mit  gewissen  Grundschleppnetzen  („Kuilnetten") 
unter  Strafandrohung  verboten,  wobei  indes  für 
den  Anchovisfang  Ausnahmen  vorgesehen  sind. 
d)  Gesalzene  („gekaakte")  Heringe  niederlän- 
discher Herkunft  können  auf  Verlangen  des 
Fischers  von  öffentlichen,  durch  das  Seehscherei- 
kollegium  bestellten  Beamten  untersucht  und 
(als  Vermerk  der  Qualität)  mit  einer  Brand- 
marke am  Fasse  versehen  werden.  —  Hin.sicht- 
lich  der  Fischerei  auf  hoher  See  ist  auf  die 
Bestimmungen  der  Nordseefischerei-Konvention 
zu  verweisen. 

h)  Oesterreich.  Für  die  Seefischerei 
in  der  A  d  r  i  a  ist  unterm  5.  Dezember  1884  ein 
Gesetz  erlassen  worden,  welches  die  alten  See- 
fischereiordnungen vom  6.  Mai  1836  und  10. 
November  1880,  insbesondere  in  Ansehuig  der 
Zulässigkeit  bestimmter  Netze  ergänzt,  Re- 
gistrierung und  Bezeichnung  der  Fischerfahr- 
zeuge vorschreibt  und  die  Einsetzung  von 
Fischereikommissionen  bei  den  Hafenämtern  an- 
ordnet. 

i)  Schweden.  Die  Fischerei  auf  hoher 
See  unterliegt  Einschränkungen  nicht,  für  die 
Küstenfischerei  gelten  die  Bestimmungen  der 
allgemeinen  Fischereigesetzgebung  (s.  o.  S.  528). 
Mindestmasse  für  Seefische  sind  nicht  vorgesehen. 

4.  Pflege  der  Seefischerei  in  Deutsch- 
land und  in  den  Nachbarstaaten.  Die  augen- 
fällige, grosse  Bedeutung  der  Meeresfischerei 
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für  den  Wohlstand   der  Küstenbevölkenmg 
und  weiterer  Volkskreise  überhaupt   sowie 
für    die   Versorg^mg   der   binnenländischen 
Bevölkerung  mit  Fischfleiseh,  die  wichtigen 
Beziehungen  eines  Seefischerei^ewerbes  zur 
Seeschiffahrt  und  der  begreifhche  Wunsch 
des   einzelnen  Staates,  an  der  Hebung  der 
Schätze,    welche    die    Meeresgründe    dar- 
bieten,   soweit    immer   thunJich,    ebenfalls 
teilzunehmen,  hat  schon  sehr  frühzeitig  da- 
zu geführt,  durch  besondere  staatliche  Mass- 
nahmen pfleglicher  Art  der  Seefischerei  und 
namentlich  der  Hochseefischerei  kräf- 
tigen   Vorschub    zu    leisten.      Ein    solches 
förderliches    Eingreifen     von    Staatswegen 
erklärt   sich   aus   der  Thatsache,   dass   die 
Ausbeutung   der   Fischgründe   des  Meeres, 
soweit    die    Hochseefischerei    in    Be- 
tracht kommt,   Aussicht  auf  lohnenden  Er- 
folg nur  bei  Aufwendung  grosser  Kapi- 
talien sich  versprechen  darf  sowie   dass 
die    Hochsee-    und,    wenn    schon    in    ge- 
ringerem Grade,   auch  die   Küstenfischerei 
vielfachen  Gefähitlungen  und  Verlusten  (an 
Menschenleben,    Fahrzeugen,    Netzen    etc.) 
durch  Stürme   und   andere  Unfälle   ausge- 
setzt ist,  weshalb  vielfach  das  Kapital  und 
der    Unternehmungsgeist    niu*    zögernd    in 
den    Dienst    der   Seefischerei   sich    stellte. 
Die  Mittel,   dieses  in  der  Natur  des  Ge- 
werbes   liegende    Hindernis    zu    beseitigen 
und   einen  Anreiz   zur  Beteiligung  an   den 
Fischereiunternehmungen  zu  geben,  können 
selu-  verschiedenartig  gestaltet  sein  und  be- 
standen und   bestehen   in   der  Gewährung 
von   Prämien  für   den  Bau   und   die  Aus- 
rüstung  von  Fisehfahrzeugen,  in  der  Auf- 
legimg  von  Eingangszöllen  auf  die  von  An- 
gehörigen   anderer    Nationen    eingeführten 
Fische    und     sonstigen    Meereserzeugnisse, 
in  der  Zuwendung  von  Fangprämien  an  die 
eigenen  Landesangehörigen,  in  der  Befrei- 
ung  von  der  Entrichtung   oder  in  der  Er- 
mässigung  der   sonst    bestehenden   Hafen- 
f eider  und  Lotsengebühren  zu  Gunsten  der 
ischereifahrzeuge.  Wichtiger  vielleicht  noch 
als    die  vorgenannten    Massnahmen   dürfte 
eine  Vorsorge  sich  erweisen  für  Anlegung 
von    sturmsicheren    Fischerhäfen    und 
für    Einrichtung    und    etwaige    staatliche 
Unterstützung      von      Versicherungs- 
kassen  zum  Zwecke  der  Gewährung  von 
Beihilfen  für  verlustig  gegangene  oder  be- 
schädigte Fahrzeuge  und  Gerätsciiaften.    Be- 
sondere Beachtung  verdient  auch  die  För- 
derung von  wissenschaftlichen  Unter- 
suchungen  über   die  Fauna  des  Meeres 
und   die  Entstehungs-  und   Ernälirungsbe- 
dingungen  der  Fischwelt  insbesondere,  weil 
daraus     leicht    wertvolle     Unterlagen    für 
weitere   Massnahmen    pfleglicher    Art    ge- 
wonnen werden  können,  ferner  die  Prüfung 
der  Frage,  inwieweit  der  für  die  Binnen- 


fischerei wichtig  gewordenen  künst- 
lichen Fischzucht  zur  praktischen  Be- 
deutung auch  für  die  Seefischerei  verhelfen 
werden  kann,  worüber  dermalen  die  An- 
schauungen der  sachverständigen  Kreise 
noch  sehr  auseinandergehen.  (Von  der 
Station  für  künstliche  Zucht  von  Seefischen 
in  Flödewig  bei  Arendal  in  Norwegen  sind 
bis  jetzt  130  Millionen  Eier  von  Kabeljau  und 
Plattfischarten  künstlich  befruchtet  und  da- 
von 67  Millionen  Jungbrut  erzielt  und  dem 
Meere  übergeben  worden.  Eine  zweite  grosse 
Station  dieser  Art  besteht  in  Nordamerika 
zu  Woods  Hall  zur  Ausbrütung  von  Kabel- 
jau, Heilbutt,  Schellfischen,  Heringen,  Ma- 
krelen.) Ganz  unzweifelhaft  sind  die  Ei*- 
folge  der  seit  längerer  Zeit  an  verschiede- 
nen Orten  der  Meeresküste  betriebenen 
kün stlichen  Austernzucht,  (Beispiels- 
weise sind  in  der  Provinz  ZeeLand  1885 
rund  30  Millionen  ceraentierter  Ziegel  auf 
den  verpachteten  Bänken  der  Scheide  zum 
Auffangen  von  Austernbrut  ausgelegt  und 
eine  durchschnittliche  Besetzung  jeden  Zie- 
gels mit  60  Austern  erzielt  worden.  Der 
Versand  von  holländischen  Austern  belief 
sich  1885  auf  34  MiUionen  Stück  im  Wert 
von  rund  1870000  Gulden.) 

In  Bezug  auf  die  Pflege  der  See- 
fischerei in  den  einzelnen  Staaten  ist  zu  be- 
merken : 

a)  Deutschland.  Einen  wichtigen  Wende- 
punkt für  die  Entwickelang  der  deutschen 
öeefischerei  bildete  die  im  März  1885  erfolgte 
Einrichtung  einer  besonderen  Sektion  des 
deutschen  Fischereivereins  für  Küs- 
ten- und  Hochseefischerei,  die  seit  1894 
als  deutscher  Seefischereiverein  sich  selbständig 
konstituiert  hat  und  in  welcher  nunmehr  ein 
Centralorgan  aller  auf  Hebung  dieses  Erwerbs- 
zweiges gerichteten  Bemühungen  und  Bestre- 
bungen geschaffen  ist,  sowie  der  Umstand,  dass 
für  S'örderun^  der  Hochseefischerei  aus  Reichs- 
mitteln  seit  dem  Jahre  1887  eine  inzwischen 
auf  den  Betrag  von  400000  Mark  erhöhte 
Geldsumme  zur  Verfügung  steht,  zu  der  noch 
die  Preussischen  Fonds  (abgesehen  von  den  für 
Hafenbauten  aufgewendeten  Mitteln,  rund  30000 
Mark)    hinzutreten.    —    Eine    staatliche    Be- 

fünstignng  ist  der  Hochseefischerei  auch  da- 
urch  zu  teil  geworden,  dass  durch  Bundesrats- 
beschluss  vom  Jahre  1885  für  die  Zulassung 
als  Schiffer  in  kleiner  Fahrt  auf  Hochsee- 
fischereifahrzeugen —  im  Unterschied  zu  den 
sonst  geltenden  Prüfungsvorschriften  —  der 
Nachweis  einer  60-monatlichen  Fahrzeit  nach 
zurückgelegtem  15.  Lebensjahr  für  genügend 
erklärt  und  dass  die  von  Herine^sfahrzeugen  za 
zahlende  Lotsengebühr  jpreussischerseits  auf  die 
Hälfte  des  tarifmässi^en  Satzes  ermässigt 
wurde ;  vorteilhaft  hat  sich  auch  die  eiseubahn- 
seitig  ergangene  Anordnung  erwiesen,  wonach 
für  den  Versand  von  Heringen  von  Emden  nach 
Südwestdeutschland  auf  den  preussischen  Bahnen 
ein  ermässigter  Ausnahmetarif  zugestanden  und 
für  Frischfischsendangen  möglichste  Beschleuni- 
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gungr  der  EisenbahnbefÖrdemng  yorgeschrieben 
worden  ist. 

b)  Belgien.  Eine  Unterstützung  der 
Fischerei  durch  Staatsprämien  findet  seit 
längerer  Zeit  nicht  mehr  statt;  dagegen  wird 
der  Versand  frischer  Fische  ins  Binnenland 
durch  eigene  Nachtzüge  auf  den  Bahnen  wesent- 
lich gefördert,  eine  Prüfung  von  den  Führern 
der  Hochseefischereifahrzeuge  nicht  verlangt, 
Lotsenabgaben  nicht  entrichtet,  wohl  aber 
Hafen  abgaben,  z.  B.  in  Ostende.  An  diesem 
Ort  ist  auch  der  Sitz  einer  Versorgungs- 
kasse für  die  Fischer  zur  Gewährung  von 
Unterstützungen  an  Waisen  und  Witwen  von 
Fischern  sowie  an  alte,  kranke,  gebrechliche 
Fischer. 

c)  Dänemark.  Die  Regierung  verwendet 
jährlich  etwa  13000  Mark  zur  Unterstützung 
der  Fischerei  durch  Gewährung  von  Reise- 
stipendien an  Sachverständige,  zur  Anschaffung 
neuer  Boote  oder  noch  nicht  erprobter  Fangge- 
räte, ausserdem  jährlich  10000  bis  60000  Mark 
in  Form  zinsfreier  Darlehen  zum  Bau  und  zur 
Verbesserung  von  Fischereihäfen.  Ein  Prämien- 
system besteht  nicht,  doch  wird  der  Zoll  für 
das  für  ausgeführte  Fische  verwendete  Salz 
rückvergütet.  Der  Bahntransport  ist  für  den 
Versand  im  Lande  wie  nach  Deutschland  sehr 
erleichtert  (durch  schnelle  Beförderung,  er- 
mässigte  Taxen).  Von  den  Führern  kleiner 
Fahrzeuge  wird  eine  Prüfung  nicht  verlangt, 
Schiffsabgaben  nicht  erhoben,  insbesondere  Hafen- 
abgaben nicht  oder  doch  nur  in  ermässigtem 
Betrag. 

d)  Grossbritannien.  In  älterer  Zeit 
hat  die  englische  Regierung  die  Seefischerei 
durch  unmittelbare  Gelobeihilfen  wirksam  unter- 
stützt, in  neuerer  Zeit  nur  ausnahmsweise  in 
der  Zeit  zwischen  1820  und  1830  Prämien 
zur  Ausrüstung  von  Fahrzeugen  und  zur  Ver- 
arbeitung von  Fisch  ereiprodukten  (jährlich 
zwischen  200  000  und  1 300  000  Mark)  verwil- 
ligt, seitdem  aber  solche  Zahlungen  eingestellt. 
Auch  zollpolitische  Massregeln  zur  Förderung 
der  nationalen  Fischerei  (Einfuhrzölle,  Export- 
prämien) bestehen  nicht  mehr,  ebensowenig 
Vergünstigungen  hinsichtlich  des  Bahntrans- 
ports der  Fisoie  in  das  Binnenland,  und  selbst 
für  Anlage  von  Fischerhäfen  geschieht  aus 
öffentlichen  Mitteln  nur  wenig.  Dagegen  war 
für  die  Ausbreitung  der  Fischereiindustrie  von 
günstiger  Wirkung,  dass  der  Staat  von  den 
Führern  der  Fischerfahrzeuge  keinerlei  Prüfung 
forderte,  dass  diese  Fahrzeuge,  von  der  regel- 
mässigen Zollrevision  befreit,  Jeder  Zeit  unge- 
hindert ein-  und  auslaufen  dürfen,  dass  An- 
musterungsgebühren nicht  erhoben  und  auch 
Lotsen-  und  Hafengelder  von  Fischerfahrzeugen, 
wenn  überhaupt,  nur  in  sehr  geringer  Höhe 
gezahlt  werden. 

e)  Frankreich.  Von  den  europäischen 
Staaten  ist  Frankreich  deijenige,  in  welchem 
in  reichstem  Masse  die  Seefischerei  seit  ältester 
Zeit  den  Gegenstand  administrativer  und  ge- 
setzlicher Massnahmen  bildete.  Zu  der  Hoch- 
seefischerei gehört  der  Walfischfang  und  der 
Stockfischfang,  und  für  beide  Arten  von  Fischerei 
—  die  erstere  hat  übrigens  seit  Jahren  ganz 
aufgehört  —  werden  auf  Grund  besonderer  Ge- 
setze (für  den  Stockfisch-  oder  Kabe^aufang 
aus  den  Jahren  1851,  1860  und  1870)  Prämien 


den  ausfahrenden  Schiffern  gezahlt  (Aus- 
rüstungsprämien  und  Fauj^prämien,  die 
ersteren  von  15  bis  50, Francs,  die  letzteren  von 
12  bis  20  Francs  für  90  kg  Fangergebnis),  im 

ganzen  jährlich  in  einer  Gesamtsumme  von  2Vs 
[illionen  Francs.  Das  zur  Zubereitung  des 
Fanges  verwendete  Salz  ist  steuerfrei,  für  aus- 
ländisches Salz  wird  der  Zoll  ganz  oder  teil- 
weise nachgelassen.  Durch  einen  Zoll  auf  ein- 
geführte ausländische  (nicht  von  französischen 
Schiffen  stammende)  Stockfische  erfährt  die 
Kabeljaufischerei  eine  weitere  Begünstigung.  — 
Als  Begünstigungen  der  Küstenfischerei, 
welche  im  wesentlichen  diejenige  auf  Heringe, 
Makrelen,  Sardinen,  sonstige  frische  Fische  und 
Austern  in  sich  begreift,  sind  zu  erwähnen: 
der  auf  vom  Auslande  kommende  Fische  ge- 
legte Eingangszoll;  Befreiung  der  Fischer  von 
der  Salzsteuer;  Herabsetzung  von  Eisenbahn- 
frachten für  Fischtransporte;  Bewilligung  von 
Beihilfen  bei  Unglücksfällen  und  Verlusten; 
Anlage  von  neuen  Schutzhäfen  und  Verbesserung 
der  bestehenden.  —  Die  Austemfischerei  ist 
durch  einen  Zoll  geschützt,  die  Einfuhr  durch 
englische  Fischer  verboten.  —  Auch  die  Ein- 
sammlung der  Strandgewächse  ist  durch 
besondere  Dekrete  (von  1868  und  1873)  ge- 
regelt und  nur  zu  bestimmten  Zeiten  und  nur 
bei  Tage  gestattet. 

f)  Scnweden  und  Norwegen.  In 
Schweden  sind  die  früher  unmittelbar  aus  der 
Staatskasse  gewährten  Fischereiprämien  seit 
1868  eingesteUt  worden,  die  Unterstützung  aus 
Staats  mittein  besteht  jetzt  nur  noch  insoweit^ 
als  zum  Bau  von  Häfen  und  Booten  bis  zwei 
Drittel  der  Kosten  zugeschossen  werden,  sofern 
der  Restbetrag  von  den  Interessenten  über- 
nommen wird.  Dagegen  wird  das  Seefischerei- 
gewerbe in  mehrfacher  Hinsicht  durch  die  p  r  o  - 
vinziellen  Haushaltungsgesellschaften  (aus 
den  Mitteln  der  ihnen  überlassenen  Anteile  an 
der  Branntweinsteuer)  unterstützt  (Gewährung 
von  Darlehen  zur  Herstellung  von  Booten,  Häfen, 
zur  Anlage  von  Salzereien  etc.).  Exportprämien 
werden  seit  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
nicht  mehr  gezahlt.  Für  den  Transport  von 
Fischen  bestehen  Frachtvere^ünsti^mgen,  Schiffs- 
führer und  Steuerleute  der  Fischerfahrzeu^e 
unterliegen  keiner  Prüfung,  eine  ZollkontroUe 
für  die  Fischerfahrzeuge  besteht  nicht,  Hafen- 
abgaben werden  nicht  erhoben.  Aehnliches  gilt 
von  Norwegen,  doch  fehlen  hier  die  Trans- 
portvergünstiguugen ;  an  die  Gesellschaft  zur 
Förderung  der  norwegischen  Fischerei  zahlt 
der  Staat  jährlich  13—17  000  Mark. 

VIL  Fischereistatistik. 

Eine  Statistik  der  Binnenfischerei 
fehlt  so  gut  wie  ganz.  Für  die  See- 
fischerei mögen  folgende  Angaben  Platz 
greifen:  Nach  einem  Aufsatz  von  Spencer 
Wal  pole  (The  British  Fish  Trade)  haben 
in  den  letzten  Jahren  in  Ghx)ssbritannien 
118000  Fischer  in  37  000  Fischerfahrzeugen 
der  Fischerei  obgelegen,  und  es  sind  weitere 
80000  Menschen  im  Lande  selbst  mittelbar 
durch  die  Fischerei  beschÄftigt  worden; 
das  in  den  Fischereien  angelegte  Kapital 
wird  auf  5  Millionen  £  geschätzt,   der  Er- 
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trag  der  Heringsfischerei  für  Grossbri- 
tannien zu  2  Millionen,  der  Gesamtertrag 
der  Fischerei  zu  9^.2  Millionen  £  berech- 
net. Nach  Walpoles  Annahmen  werden 
femer  alljährlich  von  den  verschiedenen, 
allein  an  der  Nord  Seefischerei  beteiligten 
Nationen  Fische  im  Wert  von  25  Millionen 
£  entnommen,  und  den  Gesamtverbrauoh  der 
Welt  an  Fischen  schätzt  derselbe  auf 
550000  To.,  eine  Menge  Nahnmgsstoff,  die 
dem  Fleisch  von  beiläufig  1^/2  Millionen 
Rindern  gleichkommt.  —  Bemerkenswert 
sind  auch  die  in  der  amtlichen  nor- 
wegischen Fischereistatistik  mitgeteilten 
Ziffern  über  den  in  den  verschiedenen 
Meeren  erzielten  Fang  und  den  Verbrauch 
an  Kabeljau,  deren  in  der  Periode  1872/78 
alljähi'lich  153  Millionen  Stück  gesalzen  und 
getrocknet  auf  den  Weltmarkt  kamen;  da- 
von führte  aus:  Norwegen  63  Millionen, 
Canada  36  Millionen,  Neufundland  33  Millio- 
nen (weitere  ausführende  Länder  sind  die 
Vereinigten  Staaten,  Island,  Frankreich, 
Schottland,  Holland).  Unter  den  ein- 
führenden Ländern  stehen  die  katholischen 
(wegen  der  zahlreichen  Fasttage)  mit  oben- 
an: Spanien  mit  38,  Westindien  mit  38, 
Italien  und  Oesterreicli  mit  18,4,  Brasilien 
mit  12,5,  Portugal  mit  8,8,  Grossbritannien 
und  Irland  mit  7  Millionen;  die  übrigen 
31  Millionen  verteilen  sich  auf  Schweden, 
Holland,  Vereinigte  Staaten,  Südamerika, 
Deutschland,  Dänemark,  Russland,  Belgien; 
etwa  60%  der  Gesamtmenge  wird  in  Eu- 
ropa, 40%  in  Amerika  verzehrt. 

In  Deutschland  überwiegt  zur  Zeit 
noch  die  Küstenfischerei  —  an  der  Nord- 
und  Ostsee  —  an  Bedeutung  diejenige  der 
Hochseefischerei  und  steht  eben  deshalb 
der  Ertrag  der  deutschen  Meeresfischerei 
dem  in  anderen  Staaten  erzielten  sehr  er- 
heblich nach,  und  zwar  wesentlich  als 
Folge  des  Umstandes,  dass  das  Grosskapital 
bis  jetzt  in  minderem  Grade  als  anderwärts 
ftlr  Zwecke  der  Hochseefischerei  zur  Ver- 
fügimg sich  stellte.  Erst  seit  einigen 
Jaliren  häufen  sich  —  unter  der  thatkräf- 
tigen  licitung  des  deutschen  Seefischerei- 
vereins —  die  Bemühungen,  an  der  Aus- 
beutung der  weiten  Meeresgründe  in  um- 
fangreicherem Masse  auch  deutscherseits 
teilzunehmen,  und  es  sind  vielversprechende 
Ansätze  einer  erfreulichen  lortent- 
wickelung  in  dieser  Beziehung  schon 
jetzt  zu  verzeichnen.  Die  Zalil  der  in  der 
Nordsee  ausserhalb  der  Küstenge- 
wässer, also  zur  Hochseefischerei  ver- 
wendeten Fahrzeuge  (in  der  Ostsee  findet 
wesentlich  nur  Küstenfischerei  statt)  belief 
sich  1887  auf  402,  der  Besatzung  auf  1429 
Köpfe,  1894  dagegen  auf  472  Sc^hiffe  mit 
2264  Köpfen.  Der  Wert  der  Hochsee- 
fischereifahrzeuge   (danmter  100  Dampfer) 


und  der  Ausrüstung  wird  neueinlings  zu 
12^/2  Millionen  Mark  angegeben.  —  Die 
Bnittoerträgnisse  der  Hochseefischerei  in 
der  Nordsee  werden  für  1897  auf  rund  10 
Millionen  Mark,  im  Ostseegebiet  nur  auf 
etwa  300000  Mai-k  geschätzt.  Wie  sehr 
die  deutsche  Hochseefischerei  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  sich  entwickelt  hat,  ergiebt  sich 
daraus,  dass  die  Fischanfuhr  zu  den  Fisch- 
auktionen in  Altena,  Hamburg  und  Geeste- 
münde  im  Jahre  1888  einen  Wert  von  nur 
988000  Mark,  1896  dagegen  einen  solchen 
von  nmd  5,7  Millionen  Mark  hatte,  also  in 
sieben  Jahren  auf  das  Sechsfache  ge- 
stiegen ist. 

Litter at tu* :  £ine  freilich  noch  keineswegs  er- 
schöpfende systemutische  Darstellung  der  Binnen' 
und  Seefischerei  nach  der  rechtlichen  und  pfleg- 
lichen Seile  hin  gieht  erstmals  der  Aufsatz  des 
Verfassers  in  Sehönbergs  Bandbuch  der  poli- 
tischen OekonomiCf  1891,  an  welchen  diese  Be- 
arbeitung sich  anlehnt.  Von  sonstigen  bei  dieser 
Arbeit  vorzugsweise  benutzten  Werken  sind  zu 
erwähnen : 

1.  Küsten-  und  Hochseefischerei, 
Berichte  über  Preussens  landwirt- 
schaftL  Vericaltung ,  erstattet  von  dem 
Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten.  —  Mi  Heilungen  der  Sektion 
des  deutschen  Fischereirereins  für 
Küsten-  und  Hochseefischerei  (seit  1SS5  in  Berlin, 
seit  1890  in  Hannover),  —  Deutsche  J'Hscherei- 
zeitung  (in  Stettin  erscheinend),  —  Bohnhof, 
Die  Organisation  der  Seeßscherei  in  den  Staaten 
Europas  und  Nordamerikas,  1889.  —  Benecke, 
Fische,  Fischerei  und  Fischzucht  in  West^  und 
Ostpreussen,  1881.  —  IPeraelbe,  Fischerei,  im 
Schönhergschen  Handb,  der  politischen  Oekonomie, 
2,  Aufl.,  Bd,  II,  Ahh,  XVI,  S.  SiiSjg',  (dort  auch 
weitere  Litt,).  —  Brandt,  Die  Entwidcelung 
der  deutschen  Hochseefischerei  in  der  Nordsee 
(in  den  Jahrbüchern  für  Nat.  u.  Stat., 
Jahrg.  1897).  —  Garets,  Die  Bewirtschaftung 
des  Meeres,  1875.  —  lAndemunny  Beiträge  zur 
Statistik  der  deutschest  Seefischerei,  1888.  — 
Macardf  Darstellung  der  preussischen  See- 
fischereiin ihrer  jetzigen  Lage,  1870. —  Siehe  auch, 
namentlich  betreffs  der  fremden  Litteratur,  die 
Bibliographie  von  K.  Frankenstein  in  Schwap" 
pachf  Forst-,  Jagd-  und  Fischereipolitik,  1894, 
S,  SU.iff, 

$,  Binnenfischerei  recht.  Hauptquelle: 
Gesetzblätter,  sonstiye  amtliche  Veröffentlichungen^ 
Atisserdem:  Das  Fischereigesetz  für  den 
preussischen  Staat  nebst  den  für  die  ein- 
zelnen Provinzen  erlassenen  Ausführungsverord- 
nungen, 1887.  —  Verhandlungen  des  kgL 
preuss.  Landesökonom  iekollegiu  ms, 
Regelung  der  Adjazentenfischerei ,  1889.  — 
Jahresberichte  des  Schweiz,  cidge-^ 
nössischen  Handels-  und  Landwirt^ 
Schaftsdepartements.  —  Allgemeine 
Fischereizeitung,  Organ  der Landesfischcrei^ 
vereine  für  Bayern,  Sachsen,  Badefi  (in  München 
erscheinend),  — D eutsche  Fischereizeitung 
(in  Stettin  erscheinend),  —  Cirkulare  tl  e  9 
deutschen  Fischereivereins  (in  Berlin 
erscheinend).  —  Borgniann,  Die  Fischerei  im 
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Walde,  1892.  —  Btichenherger ,  Fischerei- 
recht  und  Fischereipflege  im  Grossherzogtum 
Baden,  1888.  —  Lewal^f  Die  Adjazentenfische- 
rei  und  ihre  Beschränkung  nach  Analogie  der 
Jagd,  1888.  —  Fr.  Pollock,  The  fishery  laws, 
1883.  —  Sehröder f  Fischereiwirtschaftslehre  der 
ncUürlichen  Binnengewässer,  1889.  —  Stau^ 
dinger.  Der  Fischereischutz  durch  die  Strafge- 
setzgebung, 1881.  —  Derselbef  Die  bayerische 
Landesfischereiordnung  v,  4*  ^-  1SS4  mit  den 
Xreisßschereiordnungen  nebst  Erläuterungen,  2 
Bändchen,  1884  und  1888.  —  Derselbe,  Artikel 
nFischerei  und  Fischereipolizein  in  Stengels 
Wörterbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts, 
1889190. 

3.  Technik  und  Pflege  der  Binnen- 
fischerei. Ausser  den  bereits  erwähnten  amU. 
Veröffentlichungen  u.  Fachzeitschriften :  Beneke, 
Die  Teichwirtschaft,  1885.  —  v.  d,  Borne, 
FischereiverhäUnisse  des  Deutschen  Reichs,  Oester- 
reich- Ungarns,  der  Schweiz  und  Lujcemburgs, 
1882.  —  Derselbe,  Handbuch  der  Fischzucht 
und  Fischerei,  1886.  —  Claparäde,  Vertilgung 
der  den  schweizerischen  Fischereien  schädlichen 
Tiere,  1885.  —  Keller,  Die  Anlage  der  Fisch- 
wege, 1886.  —  König,  Ueber  Verunreinigung 
der  Gewässer,  1887.  —  A,  Metzger,  Fischerei 
und  Fischzucht  in  den  Binnengetcässem,  1887. 
—  Nienhaus-Meinau ,  Die  Verunreinigung 
des  Rheins  durch  Abfallstoffe  der  Fabriken  im 
BcLsUr  Diduslriebezirk,  1883.  —  Nitsche,  Der 
Flussaal  und  seine  wirtschaftliche  Bedeutung, 
1886.  —  Derselbe,  Die  Süsswasserfische  Deutsch- 
lands, 1897.  —  tf.  SustUf  Die  Ernährung  des 
Karpfen  und  seiner  Teichgenossen.  —  Vogt, 
Die  künstliche  Fischzucht,  1859.  —  Wittnuieh, 
Beiträge  zur  Fischercistaiistik  des  Detitschen 
Reichs.  —  Zacharias,  Die  niedere  Tierwelt 
der  Binnenseeen,  1889. 

Btichenberger, 
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1.  Geschichtliche  Einleitung:.  2.  F.  nach 
heatigem  Kecht,  insbesondere  der  Keichsfiskus. 
3.  Die  Rechtsstellung  des  F.  im  Verkehr.  4. 
Haftung  des  F.  für  Pflichtwidrigkeiten  der 
Staatsbeamten. 

1.     Geschichtliche     Einleitung.      Im 

Rechte  der  römischen  Republik  erscheint 
auch  auf  dem  Gebiete  des  Vermögensrechts 
der  Populus  nicht  als  ein  den  Individuen 
gleichgestelltes  Individuum,  sondern  überall 
als  die  den  einzelnen  übergeordnete  souve- 
räne Gesamtheit.  Was  an  Vermögensrechten 
dem  Populus  zustand,  war  als  res  publica 
(Patrimonium,  pecunia  populi,  darunter  be- 
sonders das  aerarium)  den  objektiven  Nor- 
men des  Privatrechts  entrückt.  Der  Ge- 
schäftsverkehi"  des  Staates  mit  den  einzel- 
nen bewegt  sich  nicht  in  den  Formen  der 
negotia  inter  privatos ,  sondern  in  einer 
Reihe  eigenartiger  publizistischer  Rechtsge- 
schäfte; diesen  Geschäften  fehlt  vor  allem 
der  Schutz  des  civilrechtlichen  Aktionen- 
systems, an  seine  Stelle  tritt  ein  rein  ver- 
waltungsrechtliches   Verfahren,     bei     dem 


durch  die  Magistrate  grundsätzlich  die  Ge- 
meinde in  eigner  Sache  entscheidet. 

Zur  Kaiserzeit  trat,  solange  die  Verwal- 
tung in  republikanischen  Formen  sich  fort- 
bewegte, dem  aerarium  populi  der  fiscus 
Caesaris  zunächst  als  kauserliche  Privat- 
kasse, und  als  solche  den  Normen  des  Privat- 
rechts unterstehend,  gegenüber.  Wie  aber  vor 
und  nach  die  Staatsgewalt  in  der  Person 
des  Princeps  sich  koncentrierte ,  so  nahm 
auch  dessen  Fiscus  die  staatlichen  Einkünfte 
mehr  und  melir  in  sich  auf,  absorbierte  zu- 
nächst thatsächlich,  dann  auch  rechtlich  das 
Aeiurium  und  bildete  sich  damit  zm*  Staats- 
kasse aus,  von  welcher  dann  wieder  das 
private  Patrimoniiun  Piincipis  sich  schied. 
Theoretisch  blieb  diese  neue  Staatskasse, 
der  fiscus,  dem  Privatrechte  unterstellt, 
aber  praktisch  wurde  durch  eine  Reihe  von 
Privilegien  im  materiellen  Recht  'wde  im 
Prozesse  die  Gleichstellung  des  Fiskus  mit 
den  Privaten  nahezu  wieder  in  ihr  Gegen- 
teil verkehrt.  Diese  Privilegien  pflegen  zu- 
gleich mit  den  zahllosen  dem  Fiskus  diu'ch 
die  Kai  Sergesetzgebung  eröffneten  Quellen 
zu  gelegentlichem  Vermögenserwerb  (Strafen, 
Konfiskationen ,  erblose  Verlassenschaften, 
caduca)  als  jura  fisci  zusammengefasst  zu 
werden  (reichlialtiges  Verzeichnis  von  Heu- 
bach bei  Weiske,  Rechtslexikon  s.  v.  Fiskus). 
Die  deutschen  Kaiser  nahmen  die  römisch- 
rechtlichen Fiskusrechte,  modifiziert  durch 
Reichsgesetze  und  Herkommen,  imbedenk- 
lich für  sich  in  Anspnich.  Wie  andere 
Hoheitsrechte  wurden  sie  Gegenstand  der 
Verleihung  an  die  Reichsmitglieder  und 
mit  Erstarkung  der  Landeshoheit  allmählich 
als  deren  selbstverständlicher  Bestandteil 
angesehen.  Die  landständische  Verfassung 
führte  wiederum  zu  einem  der  römischen 
Scheidung  zwischen  üscus  und  aerarium 
äusserlich  ähnlichen,  oft  auch  so  bezeichne- 
ten Unterschiede  zwischen  dem  den  Staats- 
zwecken dienenden  Vermögen  des  Landes- 
herrn und  dem  unter  Mitverwaltung  der 
Stände  stehenden  Landesvermögen  (noch 
heute  in  Mecklenburg);  die  jura  fisci,  so- 
weit darunter  nicht  Erwerbsquellen,  sondern 
die  bevorzugte  Stellung  im  rrivatrecht  und 
Prozess  zu  verstehen,  kommen  der  einen 
wie  der  anderen  Masse  zu. 

Als  eine  Art  von  Ausgleichung  gegen 
die  übermässig  ausgedehnten  Privilegien 
des  Fiskus  wurde  und  wird  im  gemeinen 
Rechte  zum  Teil  noch  gelehrt,  dass  »in 
dubio  contra  fiscum«  zu  entscheiden  sei, 
eine  missverständliche  Auslegung  der  Lex 
10  Dig.  de  jure  fisci  49.,  11,  welche  sich 
mit  der  Pflicht  des  Richteramts,  das  einmal 
bestehende  positive  Recht  ohne  Nebenrück- 
sichten zur  Geltung  zu  bringen,  nicht  ver- 
trägt. 

2.  F.  nach  heatigem  Recht,  insbeson- 
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dere  der  Reichsfiskus.  Nach  heutigem 
Staatsrecht  ist  die  vermögensrechtliche  Per- 
sönlichkeit des  Staates  begrifflich  mu*  eine 
Seite  der  Staatspersönlichkeit;  den  Staat 
selbst  als  Subjekt  von  Vermögensrechten, 
als  juristische  Person  auf  dem  Gebiete  des 
Privatrechts,  nennen  wir  Fiskus.  Es  ist 
weder  erforderlich  noch  zulässig,  den  Fiskus 
als  besondere  Personifikation  des  Staats- 
vermögens dem  Staate  als  der  fingierten 
Persönlichkeit  der  im  Staate  vereinigten 
Individuen  entgegenzusetzen  (Windscheid, 
Pandekten  I,  §  57).  Aehnlich,  nur,  weil 
im  absoluten  Staate  erlassen,  an  Stelle  der 
Gesamtheit  der  Mitglieder  den  Landesherrn 
als  Träger  der  Staatspersönlichkeit  setzend, 
unterscheidet  die  preussische  Kabinettsordre 
V.  4.  Dezember  1831  »über  die  Grenzen 
zwischen  landespolizeilichen  und  fiskalischen 
Rechtsverhältnissen«  und  gelangt  so  zu 
ihren  zu  weit  gehenden  Konsequenzen  in 
Versagimg  des  Rechtsweges  für  vermögens- 
rechtliche Ansprüche  aus  staatshoheitlichen 
Akten  des  Landesherm  und  seiner  Organe. 

In  jedem  Staate  giebt  es  nur 
einen  Fiskus.  Die  einzelnen  gesonder- 
ten Vermögensverwaltimgen  des  Staates, 
die  stationes  fisci  (Domänen-,  Eisenbahn-, 
Militär-,  Steuerfiskus  etc.)  haben  keine  ge- 
sonderte juristische  Persönlichkeit,  sie  kön- 
nen nicht  untereinander  Rechtsgeschäfte 
eingehen  (nur  Verwaltungsanordnungen  unter 
der  Form  von  Verträgen  treffen),  nicht 
Prozesse  unter  sich  führen  etc.  Nur  die 
Ordnung  des  staatlichen  Kassenwesens  und 
die  Notwendigkeit  einer  gesonderten  Ver- 
tretung für  die  verschiedenen  Verwaltungs- 
zweige nötigen  zu  dem  (auch  im  B.G.B. 
§  395)  anerkannten  Satze,  dass  eine  Auf- 
rechnung gegen  Fordenmgen  des  Fiskus 
nur  stattfindet,  wenn  dieselbe  fiskalische 
Kasse  zu  empfangen  und  zu  zahlen  hat. 
Die  besondere  vermögensrechtliche  Persön- 
lichkeit engerer  Verbände,  aus  denen  der 
Staat  sich  aufbaut  (Gemeinden  und  grössere 
konmiunale  Verbände)  wird  damit  aber 
ebensowenig  ausgeschlossen  als  die  Aus- 
scheidung einzelner  mit  besonderer  Persön- 
lichkeit versehener  Fonds  (Stiftungen)  aus 
dem  Staatsvermögen. 

Andererseits  besteht  kein  Staat  ohne 
Fiskus.  Der  Begründung  des  norddeut- 
schen Bundes  und  des  Deutschen  Reiches 
haben  nicht  juristische  Formeln  zu  Grunde 
gelegen;  die  rechtswissenschaftliche  Kon- 
struktion hatte  den  gegebenen  Thatsachen 
zu  folgen  und  hat  sich  von  politischen  Nei- 
gungen und  Erwägimgen  nicht  frei  halten 
können.  Die  Auffassung  der  neuen  Bildung 
als  eines  blossen  Staatenbundes  war  nach 
der  Art  ihrer  Entstehung  nicht  unberechtigt, 
und  folgerichtig  durfte  das  Vermögen  des 
Bundes  als  ein  blosses  GeseUschaftsvermö- 


gen  seiner  Mitglieder  angesehen  werden. 
Erst  die  weitere  Entwickelung  führte  zu 
der  jetzt  nicht  mehr  zu  bestreitenden  Auf- 
fassung des  Reiches  als  Bundesstaat,  \md 
damit  war  auch  die  Existenz  eines  Reichs- 
fiskus gegeben.  Die  Gesetzgebung  selbst 
zögerte  dies  auszusprechen,  die  Verfassungs- 
urkunde spricht  von  »gemeinschaftliclien 
Einnahmen  und  Ausgaben«' ,  sie  kennt  eine 
»Reichskasse«  und  gestattet  unter  Umstän- 
den eine  Anleihe  »zu  Lasten  des  Reiches«. 
Erst  das  G.  v.  1.  Juni  1870  über  die  Flösse- 
reiabgaben bestimmt,  dass  Entschädigungs- 
klagen gegen  den  Bundesfiskus,  ver- 
treten durch  das  Reichskanzleramt,  zu  rich- 
ten sind,  das  Militärpensions-G.  v.  27.  Juni 
1871  spricht  von  einem  Militär-  und  Ma- 
rinefiskus, das  Festungsrayons-G.  v.  21.  De- 
zember 1871  und  das  Reichsbeamten-G.  v. 
31.  März  1873  nennen  den  Reichsfiskus. 
Das  Vermögensrecht  des  Reiches  in  bundes- 
staatlichem Sinne  wurde  befestigt  durcli 
das  G.  über  die  Rechtsverhältnisse  der  zum 
dienstlichen  Gebrauehe  einer  Reichsverwal- 
tung bestimmten  Gegenstände  v.  25.  Mai 
1873.  Dem  B.G.B.  ist  das  Bestehen  eines 
Reichsfiskus  selbstverständlich  (§§  981, 1936). 
Wie  das  deutsche  Reich  seinen  Bestand  als 
eigener  Staat  aus  einer  teüweisen  Abtretung 
der  Souveränitätsrechte  der  Einzelstaaten 
(eine  völlige  Aufgabe  dieser  Souveränität  ist 
nicht  mit  Laband  anzunehmen)  herleitet,  so 
ist  auch  als  Quelle  der  vermögensrecht- 
lichen Persönlichkeit  des  Reiches  die  der 
Einzelstaaten  anzusehen,  und  es  muss  des- 
halb, wie  jetzt  wohl  nicht  mehr  streitig, 
dem  Reichsfiskus  in  jedem  Einzelstaate 
gleiches  Recht  mit  dem  Landesfiskus  zuge- 
standen werden.  Für  das  Reichsland  Elsass- 
Lothringen  ist  von  einem  Landesfiskus  dann 
wohl  nicht  zu  reden,  wenn  man  dem 
Reichslande  (mit  Laband)  die  Eigenschaft 
eines  selbständigen,  nur  von  den  Reichs- 
organen regierten,  Staates  abspricht.  Doch 
möchte  es  praktisch  kaum  einen  Unterschied 
machen,  wenn  man  die  für  das  Reichsland 
bestehende  gesonderte  Vermögensverwal- 
tung auch  nur  als  Station  des  Reichsfiskus 
ansähe. 

3.  Die  Rechtsstelliing  des  F.  im  Ver- 
kehr ist  grundsätzlich  die  der  jiuistischen 
Personen  überhaupt.  Die  besonderen  Vor- 
zugsrechte des  Fiskus  sind  gemeinrechtlich 
(bis  zum  Inkrafttreten  des  B.G.B.)  noch  nach 
dem  römischen  Rechte  zu  bestimmen,  soweit 
dieses  nicht  durch  veränderte  Verfassung 
und  Gewohnheit  obsolet  geworden.  Das 
B.G.B.  kennt  ausser  der  oben  erwähnten 
Bevorrechtung  bei  der  Aufrechnung  nur 
noch  das  Recht  des  Landesfiskus  zur  An- 
eignung aufgegebener  Grundstücke,  das  des 
Landesfiskus,  und  bei  Deutschen,  die  keinem 
Bundesstaate     angehören    (Kolonieen)    des 
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Reichsfiskus,  auf  sonst  erblose  Verlassen- 
schaften ,  und  das  subsidiäre  Recht  des 
Landesfiskus  auf  den  Anfall  des  Vermögens 
aufgelöster  oder  der  Rechtsfälligkeit  ver- 
lustig gewordener  Vereine  (B.G.ß.  §§  45, 
46,  928, 1936, 1964—66,  2011,  Einf.-Ges.  138). 
Das  Recht  auf  den  Erlös  der  bei  Behörden 
und  Verkehrsanstalten  gefundenen  Sachen,  zu 
denen  sich  kein  Verlierer  meldet,  ist  nicht 
auf  den  Fiskus  beschränkt  (B.G.B.  978  ff.). 
Reichsgesetzlich  bestehen  ferner  im  Kon- 
kurse und  bei  der  Immobiliar-Zwangsvoll- 
stieckung  Vorrechte  wegen  der  Abgaben, 
und  »unberührt  bleiben«  nach  Einf.-Ges.  z. 
B.G.B.  91,  92  die  Landesgesetze,  nach 
denen  Fiskus  und  öffentliche  Anstalten  zur 
Sicherung  gewisser  Forderungen  die  Ein- 
tragimg einer  Hypothek  verlangen  können, 
und  die,  nach  welchen  Zahlungen  an  den 
öffentlichen  Kassen  abzuholen  sind.  Be- 
seitigt sind  insbesondere  die  fiskalischen 
Vorrechte  bei  den  Verjährungs-  und  ähn- 
lichen Fristen.  Im  Prozesse  sind  durch 
die  deutsche  C.P.O.  —  abgesehen  von  den 
landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Zwangsvollstreckung  wegen  Geldfordenmgen 
aus  nicht  dinglichen  Titeln  —  alle  Voi-zugs- 
rechte  des  Fiskus  abgeschafft.  Nach  §  18  (neu 
20)  C.P.O.  wird  der  allgemeine  Gerichtsstand 
des  Fiskus  durch  den  Sitz  der  Behörde  be- 
stinmit,  welche  berufen  ist,  den  Fiskus  im 
Prozess  zu  vertreten.  Das  ist  diejenige 
Behörde,  welche  auch  ausserhalb  des  Pro- 
zesses für  den  Fiskus  zu  handeln  befugt 
sein  würde,  was  sich  in  jedem  Falle  nach 
dem  Verfassungsrechte  des  betreffenden 
Staates  bestimmt  Die  Vertretung  des 
Reichsfiskus  ist  durch  die  Gesetzgebung 
nur  fragmentarisch  geordnet ;  subsidiär  ruht 
sie  beim  Reichskanzler.  Wie  hiernach  der 
Gerichtsstand  des  Fiskus  nicht  einheitlich 
ist,  so  bestinunt  sich  auch  das  für  ihn  an- 
wendbare materielle  Recht  nach  dem  Sitze 
der  einzelnen  Rechtsgeschäfte. 

Nach  §  4  des  Einf.-Ges.  zur  C.P.O.  darf 
ferner  für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten 
der  Rechtsweg  nicht  deshalb  durch  die 
Landesgesetzgebung  ausgeschlossen  werden, 
weil  der  Fiskus  (oder  eine  andere  öffent- 
liche Korporation)  Partei  ist.  Damit  ist 
fiieilich  nicht  entschieden,  welche  Ansprüche 
gegen  den  Fiskus  zum  Rechtswege  geeignet 
sind,  eine  Frage,  welche  nur  im  Zusammen- 
hang mit  der  Frage  der  Zulässigkeit  des 
Rechtsweges  überhaupt  genügend  erörtert 
werden  kann. 

4.  Haftung  des  F.  ffir  Pflichtwidrig- 
keiten  der  Staatsbeamten,  a)  In  privat- 
rechtlichen  Verhältnissen  steht  auch 
hier  der  Fiskus  anderen  juristischen  Personen 
gleich.  Das  schuldhafte  Verhalten  der  Ver- 
freter  bei  Abschluss  und  Erfüllung  von 
Verträgen  verpflichtet  unmittelbar  die  juris- 


tische Person,  so  auch  B.G.B.  278.  Eiiie 
Haftung  juristischer  Personen  für  ausser- 
kontraktliches  Verschulden  der  Vertreter 
lässt  sich  gemeinrechtlich  weiter  als  aus 
der  Bereicherung  nicht  begründen,  auch  die 
bisherige  Gesetzgebimg  der  deutschen  Staa- 
ten enthielt  direkte  allgemeine  Entschei- 
dungen nicht,  die  Rechtsprechung  schwankt 
hinsichtlich  der  Grenzen  dieser  Haftung. 
Das  B.G.B.  (89,  31)  macht  den  Fiskus  wie 
alle  juristischen  Peraonen  des  öffentlichen 
Rechts  und  wie  recht^^fähige  Vereine  für 
den  Schaden  haftbar,  den  ein  verfassungs- 
mässig berufener  Vertreter  (nicht 
auch  der  diesem  untergeordnete  Beamte, 
bei  dessen  Versehen  nach  §  831  insbeson- 
dere der  Einwand  der  beachteten  Sorgfalt 
in  der  Auswahl  offen  bleibt)  durch  eine  in 
(nicht  auch  »  bei  Gelegenheit  der« )Ausfflhnmg 
der  ihm  zustehenden  Verrichtungen  begange- 
nen zum  Schadensersatz  verpflichtendenHand- 
lung  einem  Dritten  zufügt.  —  b)  Umstritte- 
ner ist  die  Frage  nach  der  Haftung  des 
Staats  (und  der  engeren  staatlichen  Verbände) 
für  den  von  den  Beamten  in  Ausübung 
der  ihnen  anvertrauten  öffentlichen 
Gewalt  zugefügten  Schaden.  Die  älteren 
Versuche,  eine  solche  Haftung  aus  allge- 
meinen rechtlichen  Gesichtspunkten  zu  be- 
griinden  (als  Correlat  der  Gehorsamspflicht 
der  Unterthanen,  Pfeiffer;  oder  aus  der 
Schutzpflicht  des  Staats,  Heff ter ;  aus  dessen 
Garantiepflicht  für  die  Beamten,  Zachariae) 
sind  schwerlich  haltbar,  auch  die  neuere, 
zuletzt  besonders  von  Gierke  vertretene 
Lehre,  die  auch  auf  dem  Gebiete  der  Staats- 
hoheit in  den,  wenngleich  abirrenden,  Wil- 
lensäusserungen der  Körperschafts-(  Staats-) 
Organe  solche  der  Körperschaft  selber  er- 
kennt, findet  begründeten  Widerspruch. 
Das  B.G.B.  (Einf.-Ges.  71)  lässt  in  dieser 
Materie  die  Landesgesetze  unberührt.  Aus- 
drücklich kennt  nur  das  Staatsgrundgesetz 
für  Sachsen-Coburg  und  Gotha  eine  be- 
schränkte subsidiäre  Haftpflicht  des  Staats 
für  Rechtswidrigkeiten  der  Staatsbeamten 
als  solcher,  im  Gebiete  des  preussischen 
Rechts  wird  diese  Haftung  nach  der  den 
Rechtsweg  aus  Akten  der  Landeshoheit  ver- 
sagenden Kabinettsordre  v.  4.  Dezember  1831 
(s.  oben)  grundsätzlich  verneint  werden 
müssen,  ebenso  nach  französischem  Rechte 
für  die  actes  de  gouvernement  proprement 
dits  im  Gegensatze  zu  den  administrations 
et  r^gies  publiques.  —  Zur  Verwimmg  des 
Rechtsbewusstseins  muss  es  führen,  wenn 
in  Sonder^esetzen  für  einzelne 
Dienstzweige  eine  bald  principale,  bald 
subsidiäre  Haftung  des  Staates  statuiert 
wird.  Alles  Bisherige  überschreitend  lässt 
die  deutsche  Grundbuchordnung  §  12  für 
Amtspflicht  -Verletzungen  der  Gnindbuch- 
Beamten  den  Staat  oder   die  Körperschaft, 
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in  deren  Dienst  der  Beamte  steht,  dem 
Verletzten  gegenüber  ausschliesslich 
haften  und  lässt  nur  dem  Staate  oder  der 
Körperschaft  ein  etwa  nach  sonstigen  Ge- 
setzen bestehendes  Rückgriffsrecht  gegen 
den  Beamten. 

Litteratur:  Aeltere  bei  Zacharicie,  Deutsches 
Staats-  u.  Bundesr.  II,  §  205  (S.  Aufl.  1867,  S. 
401),  Femer  ausser  den  Hand-  und  Lehrbüchern 
des  Staats-  und  Privatrechts:  Weiahe,  Mechts- 
lexikon  Bd.  4  (1843),  S.  297.  —  Oo8en,  Das 
öffentliche  Vermögen  der  röm.  Bepublik,  Zeit- 
schrift /.  d.  ges.  Staaiswissensch,  (Tübinger),  Bd. 
^2,  S.  87.  —  Derselbe,  Der  römische  Fiskus 
und  das  römische  Fiskalrecht,  daselbst  Bd.  23, 
S.  539.  —  Gierke,  Das  deutsche  Genossen- 
schafUtrecht,  Bd.  3  (1881),  8.  54, 14I.  —  Laband, 
Finamrecht  des  Deutschen  Reichs,  in  Hirths 
Annalen  1873,  S.  405.  —  Seydel,  Das  Deutsche  i 
Beich  als  Privatreehtssubjekt,  in  Behrend,  Zeit-  \ 
schrifl  f.  d.  Gesetzgebung,  Bd,  7  (1874),  S.  226. 

—  Böhlau,  Fiskus,  landesherrliches  und  Landes- 
vermögen in  Mecklenburg  -  Schwerin ,  1877.  — 
DerselhCf  Mecklenburgisches  Landrecht,  Bd.  3 
(1880),  S.  4.  —  Meitikef  Entstehung  und  Rechts- 
stellung des  deutschest  Retchsfiskus,  in  Gruchot, 
Beitr.  Bd.  23  (1879),  S.  48I.  —  WeinrUh, 
Rechtliche  Stellung  des  deutschen  Müitärfiskus, 
in  Gruchot,  Beür.  Bd.  33  (1889),  S.  16L  — 
Pfizer,  Der  Staat  als  Prozesspartei,  das.  Bd.  34 
(1890),  S.  854.  —  Fritze,  Behörden,  welche  den 
preuss.  Landes-  und  den  deutschen  Reichsfiskus 
im  Prozesse  vertreten  (1891.  —  KuhlenbecU, 
Jurist.  Personen  des  öffentlichen  Rechts,  insbes. 
Fiskus  . . .  in  yi  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts a, 
1895,  S.  497.  —  Riedelf  Die  GestaUung  der 
Jurist.  Personen  des  B.  G.  B.,   insonderheit  der 

Vereine  und  Stiftungen,  1897.  —  Mandry, 
CivürechÜicher  Inhalt  der  Reichsgesetze,  4-  Aufl. 
1898,  S.  135. 

Ueber  Haftung  des  Staats  für  seine  Beamten  : 
Aelteres  bei  Z&pfl,  Staatsrecht,  5.  Aufl.,  Bd.  2 
(1863),  S.  801,  darunter  besonders  H.A.  Zaehariae 
tw  der  Tilb.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswissensch., 
Bd,  19  (1863),  S.  582.  —  Bolze,  BegHff  der 
Jurist.  Person,  1879,  S.  150.  —  Ltoenitig,  Haf- 
tung des  Staats  atis  rechtswidrigen  Handlungen 
seiner  Beamten,  1879.  —  v.  JurcMchek,  Kritik 
der  Lfjeningschen  Abhandlung  in  Grünhuts  Zeit- 
schnft  Bd.  9,  1882,  S.  131.  —  Bluntsehli,  in 
den  Verhandlungen  des  6.  deutschen  Juristen- 
tages, Bd.  1,  S.  4^,  auch  das.  Bd.  3,  S.  68  und 
Verhandlungen  des  9.  Juristenta^es,  Bd.  3,  S.  37. 

—  Gierke,  Die  Genossenschaftstheorie  und  die 
deutsche  Rechtsprechung,  1887.  —  PUoty,  Haf- 
tung des  Staats  f.  rechtsw.  Handlungen  der  Be- 
amten, in  Hirths  Annalen  d.  d.  Reichs,  1888, 
S.  245.  —  Bomatzih,  Die  Jurist.  Persönlich- 
keit der  Behörden  im  Archiv  für  öffentliches  R., 
1890,  Bd.  5,  S.  169.  —  Kletvitz,  Die  Ent- 
schädigungsansprüche aus  rechtsw.  AmtsJuznd- 
handlnngen  unter  Berücksichtigung  des  Entwurfs 
zum  B.  G.  B.,  1891.  —  Riedel,  die  GestaUung 
der  juirist.  Personen  des  B.  G.  B.,  insonderheit 
der  Vereine  und  Stiftungen,  1897. 

Rintelen. 


Fix,  Theodore, 

feb.  1800  zu  Solothurn,  gest.  am  31.  VII.  1846  zu 
aris,  kam  als  Feldmesser  nach  Frankreich, 
war  in  Biois,  Clermont-Ferrand  und  Versailles 
einige  Jahre  als  Katasterbeamter  thätig  und 
gab  sich  dann  seit  1830  dem  Studium  wirt- 
schaftlicher und  sozialer  Fragen  als  Vorberei- 
tung auf  die  publizistische  Laiubahn  hin,  welche 
er  drei  Jahre  später  einschlug. 

Die  Schriften  von  Fix  bewegen  sich  auf 
wirtschaftlichem,  sozialpolitischem  und  rein 
theoretischem  Gebiete;  von  ersterer  Kategorie 
ist  hervorzuheben  seine  leider  ungedruckt  ge- 
bliebene, von  der  Academie  des  sciences  mu- 
rales etc.  1840  preisgekrönte  Schrift  „Sur  Tas- 
sociation  des  douaues  allemandes^  (den  deutschen 
Zollverein].  Als  sozialpolitischer  Schriftsteller 
ist  Fix  nur  mit  einer  in  Buchform  erschienenen 
grösseren  Schrift  hervorgetreten  rObservations  sur 
Tetat  des  classes  ouvriöres,  Paris  1846  (einem 
Sonderabdruck  aus  dem  Jahrg.  1845  des  „Journal 
des  Economistes").  Der  Verfasser  verleugnet  darin 
seine  Sympathie  mit  den  arbeitenden  Klaitsen 
nicht,  aber  der  Einfluss  der  spartanischen 
Ethik  seines  Landsmannes  Sismondi  auf  jene 
Stellen,  wo  Fix  das  Thun  und  Treiben  der 
Arbeiter  ausserhalb  der  Werkstätte  charakteri- 
siert und  sie  zur  Enthaltsamkeit  in  jeder,  auch 
in  sexueller  Beziehung  ermahnt,  ist  unverkenn- 
bar. Den  Arbeiterinnen  ist  ein  besonderes 
Kapitel  gewidmet,  was  die  Gefahren  ihres  Be- 
rufes, besonders  in  moralischer  Beziehung,  er- 
örtert. Fix  bekämpft  das  Recht  auf  Arbeit  und 
die  staatliche  Lohnregulierung;  auch  verlangt 
er  die  Einsetzung  von  Fabrikinspektoren.  Er 
ermangelt  nicht,  eine  vergleichende  Uebersicht 
über  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Eu- 
ropa, mit  Bevorzugung  Englands  und  Preussens, 
zu  geben,  und  bringt  ferner  einen  üeberblick 
Über  die  Fortschritte  der  sozialistischen  Ideeen 
in  Deutschland ;  fatalerweise  schrieb  er  letzteren 
zwei  Jahre  früher,  als  Marx  und  Engels  (1847) 
mit  dem  kommunistischen  Manifeste,  dieser 
Gründungsurkunde  des  deutschen  Sozialismus, 
hervortraten. 

Fix  war  der  Gründer  und  Schriftleiter  der 
Revue  mensuelle  d 'economic  politique  (Paris 
1833—36),  als  deren  Hauptmitarbeiter  sich 
Sismondi  hervorthat.  Ausserdem  war  er  Mit- 
arbeiter an  den  Zeitschriften :  Si^cle,  Quotidienne, 
Revue  nouvelle,  Constitutionnel ,  Journal  des 
Economistes. 


Vgl.  über  Fix:  Th.  Fix,  sa  mort  in  Joum. 
d.  Econ.,  vol.  XV,  p.  101  und  Fix:  notice  ne- 
crologique,  vol.  XV,_p.  64.  Paris  1846.  —  Re- 
naudin,  Th.  Fix  in  H.  d.  St.   1.  Aufl.,  Bd.  III, 
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Flaggenreclit. 

1.  Stellung  im  Rechtssystem  und  ge- 
schichtliche Entwickelung.  2.  Bedingungen  ffkr 
die  Ausübung  des  F.  3.  Das  Recht  der  Flagge 
und  strafrechtlicher  Schutz. 

1.    Stellung    im    Rechtssystem    und 
geschichtliche    Entwickelung.     Wie  die 
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Goscliichte  des  eiiropüischon  Grossli.andels 
zur  See  der  Hauptsache  nach  in  die  Periode 
der  Entwickehmg  des  internationalen  Ce- 
remonialrechts  fiel,  so  bildete  aucli  die  Flagge 
als  das  äussere  Zeichen  der  staatlichen  Soe- 
geltung  Jahrhunderte  hindurch  den  Mittel- 
punkt eines  umfassenden  Systems  seerecht- 
licher Formalitäten,  deren  empfindlich  kon- 
trollierte Leistung  oder  Vei-sagiuig  als  eben- 
so\iele  juristisch  relevante  Ausdrucksmittel 
für  die  Anerkennung  oder  Ablehnung  staat- 
licher Hoheitsansprüche  zur  See  galten. 
Erst  das  mächtige  Anwachsen  des  S(*eschiffs- 
verkehrs  im  Zeitalter  des  Dampfbetriebes 
nahm  die  Flagge,  als  das  äussere  Erkennungs- 
zeichen der  Zugehörigkeit  eines  Sclüffes 
zum  Rechts-  und  Wirtschaftssystem  eines 
Staates,  heraus  aus  der  Geltung  des  oft  nur 
gehaltlosen  Seeceremonialrecht^  \md  machte 
die  die  Flagge  betreffenden  Einrichtungen 
und  Vorschriften  zu  wichtigen  Bestandteüen 
des  praktischen  nationalen  Verkehrsrechts. 
(Ueber  die  quellengeschichtliche  Entwicke- 
limg  s.  meine  Darstellung  der  Rechts- 
beziehungen zwischen  den  Mitgliedern  der 
Staatengesellschaft  auf  hoher  Se<^  im  von 
Holt  zendorff  sehen  Handbuch  des  Völkerrechts 
Bd.  2  S.  490  ff.)  Im  Rahmen  der  vorliegen- 
den Darstellung  dürfte  der  specielle  Hinweis 
genügen,  dass  für  die  ältere  Zeit  das  Recht 
des  Krieges  und  der  Neutralität  zum  Richt- 
punkt diente  für  die  durch  die  Flagge  be- 
wirkte V  ö  Ik  e  r  r  e  ch  t  li  c  h  e  1  n  d  i  v  i  d  u  ali  - 
sierung  des  Schiffes;  in  der  neueren  Zeit 
dagegen  traten  die  Bedürfnisse  des  Handels 
in  Friedenszeiten  in  den  Vordergrund  und 
wurden  im  System  der  Handelsrechtskodi- 
fikationen bestimmend  für  die  Ordmmg  des 
Rechts  der  Flagge.  Der  Gebrauch  falscher 
Flaggen  blieb  al»er  gleichwohl  noch  solange 
in  grossem  Umfange  in  Gebrauch,  bis  sich 
im  Staatsrecht  der  europäischen  Staaten  feste 
Gnmdsätze  über  die  Staatsangehörig- 
keit (Nationalität),  ihre  Erwerbung  und 
ihren  Verlust  herausgebildet  hatten.  Seither 
erst  erlangte  das  Flaggenrecht  seine  sichere 
Ausgestaltung  und  löste  sich  immer  bestimm- 
ter von  den  privatrechtlichen  Vorschriften 
des  Privatseerechts  los,  lun  sich  dem  System 
des  öffentlichen  Rechts  anzugliedern. 
Der  angegebene  EntiÄickelungsgang  wird 
uns  auch  in  der  Geschichte  des  Deutschen 
Flaggenrechts  deutlich  erken nl)ar.  Ein- 
zelne  Küstenstaaten  hatten  nach  dem  Vor- 
gang des  englischen  Rechts  die  Registrierung 
der  Handelsschiffe  schon  vor  der  Einfühnmg 
des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  angeord- 
net. Dieses  selbst  knüpfte  an  diese  bestehende 
Einrichtung  an,  gab  gemeinsame  Vorschriften 
über  die  Registerführung,  die  Ausstellung 
von  Schiffscei-tifikaten  und  traf  die  Anord- 
nung, dass  die  Eintragung  in  das  Schiffs- 
register erst  dann  geschehen  dürfe,  wenn 
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das  Recht  zur  Fühnmg  der  Flagge  nach- 
gewiesen ist  (Art.  432,  433).  Ueber  die 
Eintragung  solle  eine  mit  dem  Inhalt  der 
Eintragung  übereinstimmende  Urkunde  — 
Certifikat  —  ausgestellt  werden  (Art.  435). 
Verändenmgen  in  den  eingetragenen  That- 
sachen  sollten  sowohl  im  Register  als  im 
Schiff scertifikat  vermerkt  sowie  beim  Unter- 
gang des  Scliiffes  oder  beim  Verlust  des 
Rechts,  die  Landesflagge  zu  führen,  das 
Schiff  im  Register  gelöscht  und  das  Cer- 
tifikat zm'ückgegeben  werden  (ArJ.  436). 
Waren  so  für  die  Parallelgesetzgebung  zalil- 
reiche  technische  Regeln  gewonnen,  so  war 
doch  für  das  wichtige  Institut  das  Funda- 
ment nicht  zu  erlangen  gewesen:  bei  Be- 
ratung des  Handelsgesetzbuchs  liess  sich 
über  die  materiellen  Erfordernisse  der  deut- 
schen Nationalität  des  Schiffes  und 
seiner  Eigentümer  eine  Einigung  nicht 
erzielen ;  ihre  Feststellung  sollte  der  Landes- 
gesetzgebung überlassen  bleiben.  Damit 
blieb  im  auswärtigen  Seeschiffahrtsverkehr 
die  alte  Zersplitterung  aufrecht  erhalten,  bis 
die  territoriale  Einigung  der  deutschen 
Bundesstaaten  in  der  Form  des  Norddeutschen 
Bundes  zum  Abschluss  gebracht  war.  Der 
politischen,  verfassungsrechtlichen  Einigung 
musste  auch  der  Zusamraenschluss  der  deut- 
schen Handelsmarine  im  grossen  Weltverkehr 
folgen  und  er  fand  seinen  angemessenen 
legislativen  Ausdruck  im  Art.  54  der  Bundes- 
vei'fassimg  mit  der  Bestimmung:  »Die  Kauf- 
fahrteischiffe aller  Bundesstaaten  bilden  eine 
einheitliche  Handelsmarine <^.  Dieser  von 
der  Bundes-,  später  Reichsverfassung  aus- 
gesprochene Gnmdsatz  verlangte  zu  seiner 
Durchführung  gesetzliclie  Nonnen,  welche 
die  nötigen  übereinstimmenden  Vorschriften 
über  die  materiellen  und  formellen  Erfor- 
dernisse der  Nationalität  der  Kauffahrtei- 
schiffe sowie  über  die  zu  deren  Nachweis 
dienenden  Papiere  geben  sollten.  Diesem 
Bedürfnis  entspi-achen :  1)  das  Gesetz,  be- 
treffend die  Nationalität  der  Kauffahrtei- 
schiffe und  ihi-e  Befugnis  zur  Führung 
der  Bundesflagge,  vom  25.  Oktober  1867, 
und  2)  das  Gesetz,  betreffend  die  Registrie- 
rung und  die  Bezeiclmung  der  Kauffahrtei- 
schiffe, vom  28.  Juni  1873. 

Beide  Gesetze  sind  durch  das  neue 
Reichsgesetz,  betreffend  das  Flag- 
gen recht  der  Kauffahrteischiffe, vom 
22.  Juni  1S99  (R.G.B1.  Nr.  24  S.  319)  in  eine 
einheitliche  den  gesamten  Rechtsstoff  be- 
handelnde Ordnung  gebraclit  worden.  Das 
neue  Reichsgesetz  bezweckte  keine  grund? 
sätzliche  Aenderung  der  Rechtsmaterie,  son- 
dern trug  nur  in  erster  Linie  dem  Bedürf- 
nis Rechnung,  den  neuen  Gesellschaftsformen 
auf  dem  Gebiete  des  Handelsi*echts  die 
Stellung  von  Rechtssubjekten  als  Eigentümer 
flaggenberechtigter  Scliiffe  zu  sichern.    Zu- 
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gleich  wurden  wünschenswerte  textliche 
Verbesserungen  und  Anpassungen  der  alten 
beiden  Gesetze  an  die  neuere  Gesetzgebung, 
insbesondere  an  die  in  Betraclit  kommenden 
Bestimmimgen  des  Reichsgesetzes,  betreffend 
die  privatrechtlichenVerhältnisse  der  Binnen- 
schiffahrt, vom  15.  Juni  1895,  des  B.G.B. 
und  des  neuen  Handelsgesetzbuchs  bei  der 
Neuredaktion  durchgefülirt. 

2.  Bedingungen  für  die  Ansübnng 
des  F.  Suchen  wir  einen  systematischen 
UeberbUck  über  die  Einheit  der  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  ffir  die  Ausübung 
des  Flaggenrechts  zu  gewinnen,  so  ergiebt 
sich,  dass  diese  drei  wesentliche  Punkte 
umfassen.    ^Massgebend  sind: 

A.  Zunächst  die  technische  Beschaffenheit 
und  praktische  Bestimmung  des  Fahrzeuges. 
Das  verkehrsrechtliche  Bedürfnis  der  Füh- 
rung der  Flagge  als  des  äusseren  Legiti- 
raationsmittels  besteht  nicht  für  die  Trans- 
portmittel der  Binnenschiffahrt,  sondern  nur 
für  die  zum  Erwerbe  durch  die  Seefahrt, 
bestimmten  Kauffahrteischiffe  mit  Einschluss 
der  Lotsen-,  Hochseefischerei-,  Bergungs-  und 
Schleppfahrzeuge  (§  1  des  Gesetzes).  Die 
Grenzen  der  Seefahrt  und  demnach  die 
räumliche  Geltung  des  Flaggengesetzes  für 
die  Schiffahrt  jenseits  der  deutschen  Küsten- 
gewässer bestimmt  nach  §  25  des  Reichs- 
gesetzes der  Bundesrat.  Diu-ch  diese  ge- 
setzliche Bestinmiung  ist  die  Blankettnonn 
hergestellt,  in  deren  Rahmen  die  vorauf- 
gegangenen Verordnungen  des  Bundesrates 
vom  13.  November  1873  und  6.  August  1887 
passen.  Durch  die  im  §  1  gegebne  Um- 
schreibung derjenigen  Fahrzeuge  grösseren 
ümfanges,  von  mehr  als  50  Kubikmeter 
Bnittoraumgehalt,  sind  die  bisher  bestehen- 
den Zweifel  über  die  Flaggenpflicht  der 
Hochseefischereifahrzeuge  gehoben,  so  dass 
fortan  auch  die  sonstigen  für  Kauffahrtei- 
schiffe geltenden  Vorschriften  der  Seemanns- 
ordnung, die  Vorschriften  über  den  Be- 
fähigungsnachweis der  Sehiffsführer  etc. 
auch  für  die  bezeichneten  Fahrzeuge  an- 
wendbar sind. 

B.  Als  zweite  Bedingung  der  Flaggen- 
fähigkeit des  Schiffes  fordert  das  Reichs- 
gesetz dessen  üntersteUimg  unter  die 
deutsche  Rechtsordnung  durch  seine 
dauernde  und  allseitige  Verbindung  mit 
dem  Vermögen  deutscher  Rechtssubjekte. 
Nach  §  2  sind  zur  Fühnmg  der  Flagge 
Kauffahrteischiffe  nur  dann  berechtigt, 
wenn  sie  ausschliesslich  im  Eigentum  von 
Reichsangehörigen  stehen.  Diesen  werden 
gleichgeachtet  offene  Handelsgesellschaften 
imd  Kommanditgesellschaften,  wenn  sämt- 
liche persönlich  Haftenden  reichsangehörig 
sind ;  andere  Handelsgesellschaften,  ein- 
getragene Genossenschaften,  juristische  Per- 
sonen, wenn  sie  ihren  Sitz  im  Inland  haben. 


Bei  Kommanditgesellsdiaften  auf  Aktien 
müssen  zudem  die  persönlich  haftenden  Ge- 
sellscliafter  Reichsangehörige  sein. 

Durch  diese  Bedingungen  ist  im  Geiste 
des  modernen  Verkehrsrechts  die  Fortdauer 
des  öffentlichrechtlichen  Subjektionsverhält- 
nisses gegenüber  dem  heimischen  Staat  und 
heimischen  Recht  gewährleistet.  Der  nach 
deutschem  Recht  der  Staatsangehörigkeit 
zweifellos  bestehenden  Möglichkeit,  dass  ein 
Reichsangehöriger  zugleich  einem  ausser- 
deutschen  Staatsverbande  angehöre,  trägt  das 
Reichsgesetz  dadiuxjh  vorkehrend  Rechnung, 
dass  nach  §  9  der  Reeder  glaubhaft  machen 
muss,  dass  das  Schiff  nicht  zugleich  im 
Register  eines  anderen  Staates  eingetragen 
sei.  Ist  dies  dennoch  der  FaU,  so  dai-f  das 
Schiff  nicht  in  ein  deutsches  Schiffsregister 
eingetragen  werden.  Die  Mängel  unseres 
Staatsangehörigkeitsrechts  dürfen  sich  dalier 
nicht  auf  das  System  der  Nationalität  unserer 
Schiffe  übertragen.  Hier  gilt  undurchbrochon 
das  Princip  der  Specialität  der  Staats- 
zugehörigkeit. Für  sein  Schiff  muss  der 
Reeder  »Farbe  bekennen« ;  thut  er  es  nicht, 
dann  haben  wir  es  unter  Umständen  mit 
einem  Schiff  zu  thun,  das  zum  Reiche  in 
keinem  öffentlichrechtlichen  Verbandverhält- 
nis steht.  Es  kann  kraft  privatrechtlicheii 
Eigentumstitels  das  Schiff  eines  Deut- 
schen sein,  es  ist  aber  kein  flaggen- 
fähiges deutsches  Schiff.  Es  bildet 
keinen  Bestandteil  der  deutschen  Handels- 
marine imd  steht  daher  auch  nicht  als  Schiff 
im  Auslande  unter  dem  pflichtmässigen 
Schutz  des  Deutschen  Reichs  (Art  4  Z.  7  RV.). 

C.  Als  drittes  Erfordernis  des  Rechts 
der  Flaggenführung  kennt  das  Reichsrecht 
die  Unterwerfung  unter  den  Re- 
gisterzwang. Zur  rechtlichen  Kontit)lle 
des  Seeverkehrs  innerhalb  des  modernen 
Systems  der  freien  Bewegung  bedarf  es 
sicherer  Mittel  zur  Führung  des  Nachweises 
der  Provenienz  und  Identität  des  Schiffes 
mit  Hilfe  urkundlicher  Legitimationspapiere, 
ausgestellt  von  der  heimischen  Staatsgewalt. 
Mit  Hilfe  des  Passzwanges  muss  jedes  Schiff 
den  Nachweis  der  Bedingimgen,  an  welche 
das  Flaggenrecht  geknüpft  ist,  unablässig 
mit  sich  führen.  Um  die  das  Flaggenrecht 
begründenden  Umstände  kontrollieren  imd 
etwaige  Aenderungen  urkundlich  feststeUen 
zu  können,  hat  das  deutsche  Seerecht  das 
Institut  des  Schiffsregisters  als  ein  wich- 
tiges Glied  dem  System  der  öffentlichen 
Bücher  eingefügt. 

Die  Eintragung  in  das  Schiff8refi:ister  hat 
nach  §  7  des  Reichigesetzes  zu  enthuten: 

1.  den  Namen  und  die  Gattung  des  Schiffes 
sowie  das  Unterscheidungssignal; 

2.  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Vermessung ; 

3.  die  Zeit  und  den  Ort  der  Erbaunng^  so- 
weit sie  festzustellen  sind; 

4.  den  Heimatshafen; 
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5.  den  Namen  und  die  nähere  Bezeichnung 
des  Reeders; 

bei  einer  Reederei  den  Namen  und  die 
nähere  Bezeichnung  sämtlicher  Mitreeder 
und  des  Korrespondentreeders  sowie  die 
Grösse  der  den  einzelnen  Mitreedem  ge- 
hörenden Schiffsparten; 

bei  Handelsfi^esellschaften ,  eingetragenen 
Genossenschaften  und  juristischen  Per- 
sonen die  Firma  oder  den  Namen  und 
den  Ort,  an  welchem  sie  ihren  Sitz  haben, 
bei  offenen  Handelsgesellschaften  ausser- 
dem den  Namen  und  die  nähere  Bezeich- 
nung sämtlicher  Gesellschafter,  bei  Kom- 
manditgesellschaften und  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  den  Namen 
und  die  nähere  Bezeichnung  sämtlicher 
persönlich  haftenden  Gesellschafter; 

6.  die  Angabe,  dass  in  Ansehung  der  Reichs- 
angehörigkeit der  Beteilifi^en  die  gesetz- 
lichen Anforderungen  erfüllt  sind; 

7.  den  Rechtsgrund  ^  auf  welchem  die  Er- 
werbung des  Schiffes  oder  der  einzelnen 
Schiffsparten  beruht; 

8.  den  Tag  der  Eintragung; 

9.  die  Ordnungsnummer,  unter  der  das  Schiff 
eingetragen  ist. 

üeber  die  Eintragung  in  das  Schiffs- 
register wird  eine  mit  dem  Inhalt  der 
amtlichen  Eintragung  übereinstimmende  Ur- 
kunde, das  Scliifiscertifikat,  ausgestellt.  Es 
bezeugt  mit  international  anerkannter  pu- 
blica fides,  dass  das  Schiff  zur  Führung 
der  deutschen  Reichsflagge  befugt  ist  (§  10), 
und  es  ist  als  das  wichtigste  SchiÖspapier,  sei 
<?s  im  Original,  sei  es  in  einem  beglaubigten 
Auszug,  stets  während  der  Reise  an  Bord 
niitzuführen. 

Treten  in  den  eingetragenen  Thatsachen 
oder  Rechtsverhältnissen  Verändenmgen  ein, 
so  sind  sie  in  das  Schiffsregister  einzutragen. 
Jede  Eintragung  ist  baldthunlichst  auf  dem 
Schiffscertifikate  zu  vermerken.  Die  Aen- 
derung  des  Namens  des  Schiffes  bedarf  der 
Ghenehmigung  des  Reichskanzlers. 

Geht  das  Schiff  unter  oder  wird  es  als 
reparatiuiinfähig  kondemniert  oder  verliert  es 
das  Recht  zur  Führung  der  Reichsflagge, 
so  ist  es  in  dem  Schiffregister  zu  löschen 
imd  das  Schiffscertifikat  von  dem  Register- 
gericht unbrauchbar  zu  machen.  Das  gleiche 
gut  wenn  der  Reeder  zugleich  Angehöriger 
eines  fi-emden  Staates  ist  \md  sich  ergiebt, 
dass  das  Schiff  in  ein  Schiffsregister  dieses 
Staates  eingokagen  ist  (§  13). 

Das  Sj'Stem  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen durchbricht  das  Reichsgesetz 
selbst  an  zahlreichen  nicht  unwesentlichen 
Stellen.    Zunächst 

ad  A,  durch  die  Anordnung,  dass 
Schiffe  von  nicht  mehr  als  50  Kubikmeter 
Bnitto-Eaumgehalt  ohne  weiteres  befugt 
sind,  die  Reichsflagge  zu  führen.  Sodann 
finden  ohne  Rücksicht  auf  den  Erwerbs- 
zweck die  Vorschriften  des  Reichsgesetzes 
Anwendmig  auf  seegehende  Lustjachten  und 


solche  Seefahrzeuge,  welche  für  Rechnung 
von  auswärtigen  Staaten  oder  deren  Ange- 
hörigen im  Inland  erbaut  sind.  Machen 
solche  Fahrzeuge  von  dem  Rechte  zur 
Fühiimg  der  Reichsflagge  Gebrauch,  so 
unterliegen  sie  den  für  Kauffahrteischiffe 
geltenden  Yoi-schriften. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zu- 
stimmimg des  Bundesrats  kann  bestimmt 
werden,  dass  die  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes auch  auf  Binnenschiffe,  die  aus- 
schliesslich auf  ausländischen  Ge- 
wässern verkehren,  Anwendung  finden  (s. 
§  26). 

ad  B.  Einem  wiederholt  aus  den  Kreisen 
der  Berufsvertretimgen  heraus  laut  ge- 
wordenem Wimsche  entspricht  das  Reichs- 
gesetz durch  eine  Abweichung  vom  Grund- 
satz, dass  das  Schiff  nur  im  Eigentum  von 
deutschen  Staatsangehörigen  stehen  müsse. 
Das  neuere  Reichsrecht  lässt  hier  nämlich 
für  ausserordentliche  Verhältnisse  auch  zeit- 
weilig eine  singulare  Rechtsnorm  in  Gel- 
tung treten. 

Verliert  der  Eigentümer  einer  Schiffspart 
die  Reichsangehörigkeit  oder  geht  eine  im 
Eigentum  eines  Reichsangehörigen  stehende 
Schiffspart  in  anderer  Weise  als  durch  Ver- 
äusserung  (Handelsgesetzbuch  §  503)  auf 
einen  Ausländer  über,  so  behält  das  Schiff 
noch  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  das  Recht 
zur  Führung  der  Reichsflagge.  Sind  seit 
dem  bezeichneten  Ereignisse  sechs  Monate 
verstrichen,  so  hat  das  Registergericht  die 
übrigen  Mitreeder  auf  ihren  Antrag  zu  er- 
mächtigen, die  Schiffspart  für  Rechnung  des 
Eigentümers  öffentlich  versteigern  zu  lassen, 
üeber  die  Stelhmg  des  Antrages  beschliessen 
die  übrigen  Mitreeder  nach  Stimmenmehr- 
heit; die  Stimmen  werden  nach  der  Grösse 
der  Schiffsparten  berechnet.  Bei  der  Ver- 
steigerung der  Schiffspart  können  die  An- 
tragsteller mitbieten.  Der  Zuschlag  darf 
nur  einem  Inländer  erteilt  werden. 

Diese  Vorschriften  kommen  jedoch  nur 
zur  Anwendung,  wenn  die  Schiffsparten  der 
übrigen  Mitreeder  wenigstens  zwei  Dritteile 
des  Schiffes  umfassen. 

ad  G.  Endlich  lässt  das  neue  Flaggen- 
recht  auch  in  Ansehung  des  Register- 
zwanges Abweichungen  von  der  Re^l  dann 
zu,  wenn  ein  im  Auslande  befindliches 
Schiff  dadurch,  dass  es  in  das  Eigentum 
eines  Reichsangehörigen  gelangt,  das  Recht 
zur  Führung  der  Reichsflagge  erlangt  In 
diesem  Falle  kann  das  Schiffscertifikat 
dureh  eine  Bescheinigung  ersetzt  werden, 
die  der  Consul,  in  dessen  Bezirke  das  Schif t 
sich  zur  Zeit  des  Eigentumsüberganges  be- 
findet, über  das  Recht  zur  Führung  der 
Reichsflagge  erteüt  (Flaggenzeugnis).  Das 
Flaggenzeugnis  hat  nur  für  die  Dauer  eines 
Jahres  seit  dem  Tage  der  Ausstellung,  da- 
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ruber  hinaus  nur  für  die  Dauer  einer  durch 
höhere  Gewalt  verlängerten  Reise  Gültig- 
keit. 

3.  Das  Recht  der  Flagge  und 
strafrechtlichep  Schutz.  Durch  Art.  55 
der  R.-Verf.  sind  die  Farben  der  einheit- 
lich von  allen  Kauffahiieischiffen  zu  füh- 
renden Flagge  gesetzlich  geordnet.  Die 
Form  der  Reichsflagge  und  die  Art  ihrer 
Führung  wird  jedoch  nach  §  1  des  Flaggen- 
gesetzes durch,  kaiserliclie  Verordnung  be- 
stimmt. Dadiux?h  erhält  die  kaiserliche  Ver- 
ordnmig  v.  25.  Oktober  1867  ihr  Verfas- 
sung s  r  e  et  h  1 1  i  c  h  e  s  Fundament ,  da  seit 
der  Aufrichtimg  der  R.-Verf.  mu'  dem  Bun- 
desrate nach  Art.  7  Nr.  2  das  Recht  der 
Beschlüsse  »über  die  zur  Ausfühnmg  von 
Reichsgesetzen  erforderlichen  allgemeinen 
Verwaltimgsvorscluiften  und  Einrichtungen 
zusteht,  sofern  nicht  durch  Reichsgesetz 
etwas  anderes  bestimmt  ist«.  Die  von  den 
Schiffen  der  Handelsmarine  aussclüiesslich 
zu  führende  Reichsflagge  bildet  ein  läng- 
liches Rechteck,  bestehend  aus  drei  gleich 
breiten  horizontalen  Streifen,  von  welchen 
der  obere  schwarz,  der  mittlere  weiss  und 
der  imtere  rot  ist.  Das  Verhältnis  der 
Höhe  der  Flagge  zur  Länge  ist  wie  zwei 
zu  di*ei.  Die  Reichsflagge  wird  von  den 
Schiffen  am  Heck  oder  am  hinteren  Mäste 
—  u.  zw.  in  der  Regel  an  der  Gaffel  dieses 
Mastes,  in  Ermangelung  einer  solchen  aber 
am  Toi)p  oder  im  Want  —  geführt.  Ein 
besonderes  Abzeichen  in  der  Bundesflagge 
oder  einen  Wimpel  zu  führen,  ähnlich  dem- 
jenigen der  Kriegs-Marine,  ist  den  Kauf- 
fahrteischiffen nicht  gestattet.  (V.  v.  25. 
Oktober  1867.)  Jedoch  ist  den  Führern 
deutscher  Seehandelsschiffe,  solange  sie 
Offiziere  des  Beurla\ibtenstandes  und  der 
Marine  sind  oder  wenn  sie  früher  als  See- 
offiziere der  Marine  angehört  haben,  die 
Berechtigung  verliehen,  das  Eiserne  Kreuz 
auf  der  Deutschen  Handelsflagge  zu  führen. 
(S.  Allerh.  Erl.  v.  1.  Juli  1896.) 

Vermöge  des  gemeinsamen  Abzeichens 
ßtellt  sich  die  Handelsmarine  nach  aussen  hin 
als  eine  politisch  undurchbrochene  Einheit  dar. 
Dass  neben  der  Nationalflagge  ein  deutsches 
Schiff  auch  noch  eine  andere  Flagge,  z.  B. 
die  specielle  Landesflagge  des  Bundes- 
staates führen  könne,  ist  durch  das  Reichs- 
recht nicht  direkt  ausgeschlossen.  Allein 
klar  ist,  dass  diese  letztere,  die  partikuläre 
Zugehörigkeit  anzeigende  Flagge  sich  nicht 
als  völkerrechtliches  Legitimati- 
onsmittel beti-achten  lässt,  sondern  dass 
ihr  nur  rein  privater  und  dekorativer 
Charakter  ohne  technisch-juristische  Funktion 
zukommt. 

Das  Flaggenrecht  wird  strafrechtlich  ge- 
schützt durch  eine  Reihe  von  Bestimmim- 
gen    des    Gesetzes,    die    zunächst   die  Er- 


füllung der  vor  dem  Gebrauche  zu  erfüllen- 
den Bedingungen  sicher  zu  stellen  suchen, 
sei  es,  dass  es  sich  um  vorgeschriebene 
Meldungen  zum  Zweck  der  Eintragung, 
sei  es,  dass  es  sich  um  solche  zum  Zwecke 
der  Löschung  im  Schiffsregister  handle. 

(§§  14ff.) 

Das  Reichsgesetz  droht  in  diesen  Fällen 
wiederholte  Bestrafimg  auch  derselben 
Person  an,  um  die  pflichtmässige  Meldung  zu 
erzwingen.    (§  20.) 

Fülirt  ein  Schiff  die  Reichsflagge,  ohne 
hierzu  berechtigt  zu  sein,  so  wird  der 
Schiffer  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzehn- 
hundert Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft.  Auch  kann  auf 
Einziehung  des  Schiffes  erkannt  werden, 
ohne  unterschied,  ob  es  dem  Verurteilten 
gehört  oder  nicht*  der  §  42  des  Str.G.B. 
findet  entsprechende  Anwendung. 

Führt  ein  Schiff  den  Vorschriften  zu- 
wider die  Reichsflagge,  so  wird  der  Schiffer 
mit  Geldstrafe  bis  zu  di'eihundert  Mark 
oder  mit  Haft  bestraft. 

Den  Bedürfnissen  der  völkerrechtlichen 
Kontix)lle  des  Schiffahrtsverkehrs  in  Krieg 
imd  Frieden  tragen  die  Vorschriften  Rech- 
nung, dass  jedes  deutsche  Schiff  seinen 
Namen  an  jeder  Seite  des  Bugs  und  sei- 
nen Namen  und  den  Namen  des  Heimats- 
hafens am  Heck  in  gut  sichtbaren  und 
fest  angebrachten  Schriftzeichen  führen 
und  dass  der  Schiffer  entweder  das 
Schiffscertifikat  oder  einen  beglaubigten 
Auszug  jederzeit,  bei  sonstiger  Strafe, 
an  Bord  fühi-en  müsse.  Seine  Ergänzimg 
findet  das  im  Vorstehenden  umschriebene 
deutsche  System  der  verwaltungsrechtlichen 
Kontrolle  des  Schiffahrtsverkehrs  durch  die 
zum  Teil  allerdings  auch  ins  Gebiet  des 
Seeceremonials  hineinragende  Vorschrift  des 
§  22,  der  allen  Kauffahrteischiffen  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  bei  sonstiger  Geld- 
oder H^tstrafe  vor  Kriegsschiffen  und 
Küstenbefestigungen  die  Flagge  zu  zeigen. 

Was  die  räumliche  Geltung  der  Stoaf- 
normen  zum  Schutz  des  Deutschen  Flaggen- 
rechts betrifft,  so  werden  der  Missbrauch 
der  Flagge  seitens  Unberechtigter  und  der 
vorschriftswidrige  Gebrauch  sowohl 
im  Inland  wie  im  Ausland  und  auf  hoher 
See  füi"  strafbar  erkläit,  viüirend  die  Ver- 
letzung der  im  §  22  vorgeschriebenen  see- 
poHzeiüchen  Massregel  nur  dann  als  straf- 
bar gilt,  wenn  die  Zuwiderhandlung  auf 
einem  deutschen  Kauffahrteischiffe  statt- . 
gefunden  hat.  In  dieser  Einschränkung 
trägt  das  Deutsche  Recht  dem  im  Laufe 
einer  zweihundertnährigen  Entwickelung 
eingetretenen  Wandel  Rechnung,  der  das 
Flaggenrecht  aus  dem  Rahmen  des  gehalt- 
losen Ceremonialrechts  heraushob  imd  es 
zu  einem  wichtigen  Bestandteil  der  verwjJ- 
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tungsrechtlichen  Konti'olle  des  weiten  Welt- 
verkehrs ausgestaltet  hat. 

Litteratur  und  Quellen  s.  im  Text. 

Stoerk» 


Fleischbeschau. 

1.  Begriffsbestimmung  im  Sinne  des  Gesetz- 

febers.  2.  Bedeutung  der  F.  a)  für  die  öffent- 
che  Gesundheitspflege ;  b)  für  den  rechtmässigen 
Handelsverkehr;  c)  tür  die  Veterinärpolizei  und 
Viehzucht.  3.  Die  staatlicherseits,  zumal  inner- 
halb des  Deutschen  B^iches,  getroffenen  Mass- 
nahmen zur  Durchführung  einer  F.  4.  Die 
Grundsätze^  betreffend  eine  Regelung  der  F.,  im  be- 
sonderen Hinblick  auf  den  dem  deutschen  Beichs- 
tage  vorgelegten  Gesetzentwurf. 

1.  Begriffsbestimniuiig  im  Sinne  des 
Gesetzgebers.  Unter  Fleischbeschau  im 
engeren  Sinne  versteht  man  die  sachver- 
ständige Untersuchung  des  Fleisches  und 
der  Eingeweide  von  geschlachteten 
Tieren  zum  Zweck  der  Abgabe  eines  Gut- 
achtens, ob  die  untersuchten  Teile,  insbe- 
sondere die  Fleischteile,  zum  Genuss 
für  Menschen  tauglich  sind.  Unter 
Fleischbeschau  im  weiteren  Sinne  versteht 
man  daneben  die  zu  dieser  Begutachtung 
meist  notwendige  Besichtigung  der  noch 
lebenden  Tiere  unmittelbar  vor  dem 
Schlachten. 

Die  mikroskopische  Untersuchung  des 
Schweinefleisches  auf  Trichinen  gehört 
liiernach  zwar  zur  Fleischbeschau,  umfasst 
aber  nur  einen  kleinen  Teil  derselben,  wo- 
her es  erklärlich  ist,  dass  den  Trichinen- 
schauem die  Fühnmg  des  Titels  »Fleisch- 
beschauer« hier  und  da  verboten  ist. 

2.  Bedentnng  der  F.  a)  Für  die 
öffentliche  Q-esundheitspflege.  Die 
Fleischbeschau  hat  den  Zweck,  vor  den 
Gefahren  zu  schützen,  w^elche  die  mensch- 

# 

liehe  Gesundheit  beim  Genüsse  von  Fleisch 
bedi*ohen,  denn  es  besteht  die  Möglichkeit, 
dass  durch  den  Genuss  tierischer  Teile  ent- 
weder gewisse  tierische  Schmarotzer,  wie 
die  Trichinen,  oder  Ent^ickehmgsformen 
von  Schmarotzern,  wie  die  Finnen,  oder  auch 
sonstige  ansteckende  Krankheiten  der  Tiere, 
w^ie  Tuberkulose,  Milzbrand,  Rotz,  auf  den 
Menschen  übertragen  werden;  endlich  ist 
es  auch  möglich,  dass  Fleisch  von  ander- 
weitig kranken  Tieren  oder  verdorbenes 
Fleisdi  beim  Genuss  unmittelbar  krankheits- 
erregend auf  den  Menschen  wirkt. 

Da  nun  in  allen  Staaten  der  civilisierten 
Welt  Fleisch  die  fast  tägliche  Nahrung  eines 
grossen  Teiles  der  menschlichen  Bewohner 
bildet,  ist  eine  solche  sanitätspolizeiliche 
Ueberwachung  des  Verkehrs  mit  Fleisch 
von  grosser  Bedeutimg  für  die  öffentliche 
Gesundheitspflege,  zumal  wenn  man  erwägt, 


dass  die  meisten  Personen,  welche  Fleisch 
kaufen,  um  es  zum  Genuss  zuzubereiten, 
nicht  im  stände  sind,  eine  schädliche  Be- 
schaffenheit des  Fleisches  sicher  zu  erken- 
nen. Hierzu  kommt,  dass  es  kein  Yerfahren 
der  Zubereitung  giebt,  durch  welches 
sämtliche,  dem  Fleisch  möglicherweise 
anhaftenden  Schädlichkeiten  sicher  zerstört 
werden,  dass  man  also  durch  private 
Massnahmen  sich  nicht  genügend  schützen 
kann. 

Obgleich  ferner  allgemein  bekannt  ist, 
dass  gegen  einzelne  dieser  Schädlichkeiten, 
wie  gegen  die  Trichinenkrankheit,  das  Gar- 
kochen oder  Garbraten  des  Fleisches  schützt, 
so  zeigen  doch  Trichinenepidemieen  aus 
neuester  Zeit,  dass  die  blosse  Kenntnis 
dieser  Thatsache  die  Unsitte,  rohes  oder 
halbgares  Schweinefleisch  zu  verehren, 
nicht  auszurotten  vermag,  sofern  nicht  etwa 
auch  religiöse  Vorschriften  dagegen  in  Kraft 
sind.  Zu  den  Pflichten  aller  Gemeinwesen, 
welche  das  gesundheitliche  Wohl  der  Bürger 
im  Auge  haben,  gehört  es  daher,  durch 
Einrichtung  einer  (obligatorischen)  Fleisch- 
bescliau  alles  dasjenige  Fleisch,  w^elches  die 
Gesundheit  der  Geniessenden  zu  schädigen 
geeignet  ist,  vom  Verkehr  fernzuhalten. 
Wie  weit  diese  Pflicht  den  engeren,  ört- 
lichen Gemeinden,  wie  weit  sie  grösseren, 
kommunalen  oder  staatlichen  Verbänden 
zufällt,  hat  die  allgemeine  Gesetzgebung  zu 
entscheiden. 

b)  Für  den  rechtmässigen  Handels- 
verkehr. Ein  fernerer  Zweck  der  Fleischbe- 
schau ist  die  Verhütung  einer  Vermö- 
gensschädigung der  Käufer  von  Fleisch. 
Die  Fleischbeschau  hat  daf  Qr  zu  sorgen,  dass 
der  Handel  mit  Fleisch  den  berechtigten 
Anforderungen  der  Käufer  an  Zuverlässigkeit 
—  »ReeHität«  —  entspricht,  zimial  da  in 
den  Händen  gewissenloser  Verkäufer  wenige 
Nahrungsmittel  sich  so  sehr  zm*  Ausf  ülining 
von  Täuschungen  eignen  wie  gerade  das 
Fleisch  und  es  z.  B.  ein  bei  mangelhafter 
Kontrolle  durch  Fleischbeschau  sehr  liäufig 
beobachtetes  Vorkommnis  ist,  dass  Fleisch 
von  kranken  Tieren,  also  minderwertiges, 
als  vollwertiges  in  den  Verkehr  gebracht  wird. 

c)  Für  die  Veterinärpolizei  und 
Viehzucht.  Weiterhin  leistet  eine  gesetz- 
lich geordneteFleischbeschau  derVe  t  e  r  i  n  ä  r  - 
polizei  und  damit  indirekt  der  Vieh- 
zucht wichtige  Dienste,  insofern  sie  die- 
jenigen Seuchenfälle  bei  Tieren  ermittelt, 
welche  der  allgemeinen  tierärztlichen  Be- 
aufsichtigung des  lebenden  Viehes  nur  zu 
leicht  entgehen ;  die  Fleischbeschau  hat  sich 
z.  B.,  wie  neuerdings  oft  hervorgehoben 
worden  ist,  unentbehrlich  erwiesen  zur 
Feststellung  der  Verbreitung  der  Tuberku- 
lose beim  Rindvieh.  Was  die  Unterdrückung 
und  Verhütung  von  Tierseuchen  betrifft,  so 
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fördert  die  Fleischbeschau  eine  sehr  bedeut- 
same veterinärpolizeiliche  und  hygienische 
ly^snahme,  indem  sie  bewirkt,  dass  alle 
Schlachtabfälle  mit  vermehrungsfähigen 
Krankheitsstoffen  imschädlich  beseitigt  wer- 
den, so  dass  letztere  auf  gesunde  Tiere 
nicht  mehr  übertragen  weixien  können.  Zu 
solchen  gefährlichen,  bei  einer  geordneten 
Fleischbeschau  imbedingt  zu  vernichtenden 
Schlachtabfällen  gehören  namentlich  alle  von 
bacillären  Krankheitserregern  durchsetzten 
Teile  der  krank  befundenen  Tiere,  wie  Rotz- 
knoten, Tuberkelherde  u.  s.  w.,  sodann 
alle  tierischen  Schmarotzer  und  deren  Brut. 

Die  Anforderungen  bei  der  Durchführung 
der  Fleischbeschau  sind  kürzlich  (im  August 
d.  J.  1899)  auf  dem  VU.  internationalen 
tierärztlichen  Kongress  zu  Baden-Baden 
in  folgender  Weise  einmütig  zum  Ausdruck 
gebracht : 

»Die  Fleischbeschau  muss  auf  alle 
»Arten  von  Schlachttieren  ausgedehnt 
»und  in  allen  Landesteilen  eingeführt  wer- 
»den.  Sie  hat  sich  auf  alle  Schlachttiere 
»und  auf  alles  Fleisch  zu  erstrecken,  wel- 
»ches  zur  menschlichen  Nahrung  bestimmt 
»ist,  gleichgiltig  ob  es  zum  öffent- 
»lichen  Yerkauf  oder  zum  Privatge- 
»b rauch  dienen  soll. 

»Die  Wirksamkeit  der  Fleischbeschau  ist 
»nur  dort  vollkommen,  wo  öffentliche 
»Schlachthäuser  mit  Schlacht- 
»zwang  bestehen.  Deshalb  ist  die  Errich- 
»tung  solcher  in  thunlichst  vielen  Gemein- 
»den  anzustreben.  Bei  der  Beschau  von 
»geschlachtet  eingeführtem,  frischen  Fleische 
»ist  zu  verlangen,  dass 

»a)  das  Fleisch  von  Rindern  und  Pferden 
»minciestens  in  Vierteln,  dasjenige  von 
»Schweinen  niu*  in  Hälften  und  das  aller 
»übrigen  Tiere  in  imzerteiltem  Zustande  ein- 
»gebracht  wird,  sowie 

»b)  die  wichtigsten  Eingeweide  sich  in 
»natürlicher  Verbindung  mit  dem  Fleische 
»befinden. 

»Das  von  der  Beschau  zum  Konsum  zu- 
»gelassene  Fleisch  ist  in  geeigneter  Weise 
»(durch  Abstempehmg,  Plombienmg  etc.)  zu 
»kennzeichnen. 

»Solches  Fleisch,  welches  nicht  als  ge- 
»sundheitsschädlich,  sondern  nur  als  min- 
»derwertig  befunden  wurde,  ist  miter  Dekla- 
»ration  an  besonderen,  behördlich  über- 
»  wachten  Verkaufsstellen  (F  r  e  i  b  ä  n  k  e  n) 
»feilzubieten. 

»Die  Einfühnmg  einer  staatlichen,  all- 
»gemeinen  und  obligatorischen  Vieh- 
»ver  Sicherung  ist  zur  Unterstützung 
»der  Fleischbeschau  und  Seuchentügung 
»dringend  geboten. 

»Die  Erfolge  der  Fleischbeschau  sind 
»für  wissenschaftliche  imd  volkswirtschaft- 
» liehe   Zwecke   in   einer   planmässig  ange- 


»legten  Statistik,  deren  internationale  Ein- 
»heitlichkeit  anzustreben  ist,  zusammenzu- 
»fassen.« 

3.  Die  staatlicherseits,  zumal  inner- 
halb des  Deutschen  Reiches,  getroffe- 
nen Massnahmen  zur  Durchführung 
einer  F.  In  Anbetracht  dör  vorstehend 
gedachten  hohen  Bedeutung  dfer  Fleischbe- 
schau sowohl  für  die  öffentliche  Gesund- 
heitspflege der  Bevölkerung  und  für  den 
i'echtmässigen  Handelsverkehr  als  auch  für 
die  Veterinärpolizei  und  Veterinärhygiene, 
also  für  die  Viehzucht,  sind  denn  auch  am 
Ende  des  laufenden  Jahrhimderts  in  den 
meisten  Kultiu^taaten  Schritte  getlian,  um 
der  Bevölkerung  die  Wohlthaten  einer  ge- 
ordneten Fleischbescliau  zu  gute  kommen 
zu  lassen. 

Im  Deutschen  Reiche  erfreuen  sich 
dessen  südliche  und  südwestliche  Gebiete, 
Bayeni,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  El- 
sass-Lotliringen  seit  geraumer  Zeit  einer 
geordneten  Fleischbeschau,  wenngleich  die- 
selbe für  Bayeni  und  Elsass-Lothringen 
nicht  einheitlich,  sondern  für  jeden  grösseren 
Verwaltimgsbezirk  durch  besondere  ober- 
polizeiliche  Vorschriften  geregelt  ist.  In 
Norddeutschland  ist  eine  sachgemässe 
Fleischbeschau  durch  G.  v,  1.  Juni  1898 
im  Königreich  Sachsen  gesetzlich  eingeführt, 
ferner  findet  eine  Fleischbeschau  in  einzel- 
nen thüringischen  Staaten  wie  Sachsen- 
Meiningen,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Schwarz- 
burg -  Sondershausen ,  Schwarabiu-g-RudoI- 
stadt,  auch  in  den  Staatsgebieten  der  drei 
Freien  Städte  Lübeck,  Bremen  und  Ham- 
burg statt,  für  das  gesamte  Reichsgebiet 
ist  seitens  der  Bundesregierungen  die  ein- 
heitliche Regelung  beabsichtigt  und  dem- 
gemäss  am  17.  Februar  1899  dem  Reichs- 
tage der  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend 
die  Schlachtvieh-  und  Fleischbeschau,  nebst 
Begründung  und  technischen  Erläuterungen 
zur  verfassungsmässigen  Beschlussfassung 
zugegangen,  auf  welchen  Entwurf  noch  zu- 
rückzukommen sein  wird. 

In  Preussen  fehlten,  als  dieser  Gesetz- 
entwurf vorgelegt  wurde,  noch  allgemein 
giltige  Verordnungen  zum  Schutz  für  das 
Fleisch  geniessende  Publikum,  wenn  auch 
hier  mid  da  ortspolizeiliche  Vorschriften  — 
in  Hessen-Nassau  sogar  ein  Erlass  des  Ober- 
Präsidenten  (vom  1.  Juli  1892)  —  zu  dem 
Zwecke  ergangen  waren.  Nur  ein  Zweig 
der  Fleischbeschau,  die  mikroskopische 
Trichinenschau,  ist  während  der  letzten 
Jahrzehnte,  als  es  sich  zeigte,  dass  alle  War- 
nungen vor  dem  Ö^enuss  rohen  oder  halb- 
garen Schweinefleisches  bei  der  grossen 
Masse  des  Volkes  nichts  nützten^  in  fast 
allen  preussischen  Regierungsbezu-ken  als 
obligatorische  Massregel  eingeführt  worden. 
Ausserdem   haben   diux5h    Runderlass   vom. 
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21.  August  1893  die  preussischen  Minister 
des  Inuern,  der  Lana^\Ti*tschaft  und  der 
Medizinal  -  AngeJegenheiten  die  Oberpräsi- 
donten  auf  die  sanitäre  Bedeutung  der 
Fleischbeschau  hingewiesen  und  den  Erlass 
bezüglicher  Polizeivei-ordnungen  angeregt. 

Von  denjenigen  ausserdeutschen 
Ländern,  in  welchen  man  raustergiltig 
aitf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiet  vorange- 
schritten ist,  sei  Belgien  genannt,  auf 
dessen  G.  v.  4.  August  1890,  betreffend  die 
Verfälschung  von  Lebensmitteln,  und  auf 
dessen  Reglement,  betreffend  Fleischbeschau 
(inspection  des  viandes),  vom  9.  Februar  1891 
nebst  den  dazu  erlassenen  Ministerialverord- 
nungen  hingewiesen  werden  kann,  dagegen 
ist  z.  B.  das  hinsichtlich  seiner  sanitären 
Gesetzgebung  oft  gepriesene  England  in 
diesem  Punkte  noch  zurück. 

4.  Die  Grundsätze,  betreffend  eine 
Regelung  der  F.,  im  besonderen  Hinblick 
auf  den  dem  Deutschen  Reichstage  vor- 
gelegten Gesetzentwurf.  Die  Grundsätze 
hinsichtlich  der  Fleischbeschau,  denen  im 
Deutschen  Reiche  die  verbündeten  Regie- 
rungen huldigen,  sind  in  dem  erwähnten, 
dem  Reichstage  am  17.  Februar  1899  zuge- 
gangenen Gesetzentwurf  zum  Ausdruck  ge- 
langt und  hauptsächlich  folgende: 

1.  Rindvieh,  Schweine,  Schafe,  Ziegen 
und  Pferde  jeden  Alters,  deren  Fleisch  zum 
Genüsse  für  Menschen  verwendet  werden 
soll,  unterliegen  vor  und  nach  der  Schlach- 
tung einer  amtlichen  Untersuchung.  Durch 
Beschluss  des  Bundesrats  kann  die  ünter- 
suchungspflicht  auf  anderes  Schlachtvieh 
ausgedehnt  werden. 

Bei  Notschlachtungen  darf  die  Unter- 
suchung vor  der  Schlachtung  unterbleiben. 
Unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Schlach- 
tung als  Notschlachtung  anzusehen  ist,  be- 
stimmt der  Bundesrat. 

2.  Die  Untersuchung  von  Schafen  und 
Ziegen  sowie  von  noch  nicht  drei  Monate 
alten  Kälbern  und  Schweinen  darf  vor  und 
nach  der  Schlachtung  unterbleiben,  wenn 
die  Tiere  keine  Merfanale  einer  Krankheit 
zeigen  und  der  Besitzer  des  Tieres  das 
Fleisch  ausschliesslich  im  eigenen  Haushalte 
verwenden  will.  Ergeben  sich  bei  der 
Schlachtung  Erscheinungen,  welche  Zweifel 
an  der  Gesundheit  des  geschlachteten  Tieres' 
zu  erwecken  geeignet  sind,  so  ist  das  Fleisch 
alsbald  ziu-  Untersuchung  zu  steDen. 

Als  eigener  Haushalt  im  Sinne  dieser 
Bestimmung  ist  der  Haushalt  der  Kasernen, 
Krankenhäuser,  Erziehungsanstalten,  Speise- 
anstalten,  Gefangenenanstalten,  Armenhäuser 
und  ähnlicher  Anstalten  sowie  der  Haus- 
halt der  Schlächter,  Fleischhändler,  Gast-, 
Schank-  und  Speise wirte  nicht  anzusehen. 

3.  Die  Landesregierungen  sind  befugt, 
füi'  Gegenden  und  Zeiten,   in   denen   eine 


übertragbare  Tierkrankheit  herrscht,  die 
Untersuchung  aller  der  Seuche  ausgesetzten 
Schlachttiere  anzuordnen. 

4.  Fleisch  im  gesetzlichen  Sinne  sind 
Teile  von  warmblütigen  Tieren,  frisch  oder 
zubereitet,  sofern  sie  sich  zum  Genüsse  für 
Menschen  eignen.  Als  Teile  gelten  auch 
die  aus  solchen  hergestellten  Fette  und 
Würste,  andere  Erzeugnisse  nur  insoweit, 
als  der  Bundesrat  dies  anordnet. 

5.  Zur  Vornahme  der  Untersuchungen 
sind  Beschaubezirke  zu  bilden;  für  jeden 
derselben  ist  mindestens  ein  Beschauer  sowie 
ein  Stellvertreter  zu  bestellen. 

Die  Bildung  der  Beschaubezirke  und  die 
Bestellung  der  Beschauer  erfolgt  durch  die 
Landesbehörden.  Für  die  in  den  Armee- 
konservenfabriken vorzunehmenden  Unter- 
suchungen können  seitens  der  Militär- 
verwaltung besondere  Beschauer  bestellt 
werden. 

Zu  Beschauern  sind  thunlichst  appro- 
bierte Tierärzte  zu  bestellen.  Andere  Per- 
sonen haben  sich  vor  ihrer  Bestellung 
einer  Unterweisung  und  Prüfung  zu  unter- 
ziehen. 

6.  Ergiebt  sich  bei  den  Untersuchungen 
das  Vorhandensein  oder  der  Verdacht  einer 
Krankheit,  für  welche  die  Anzeigepflicht 
besteht,  so  ist  nach  Massgabe  der  hierüber 
geltenden  Vorschriften  zu  verfahren. 

7.  Ergiebt  die  Untersuchung  des  leben- 
den Tieres  keinen  Grund  zur  Beanstandung 
der  Schlachtung,  so  hat  der  Beschauer 
sie  unter  Anoi-dnung  der  etwa  zu  be- 
obachtenden besonderen  Vorsichtsmassregeln 
zu  genehmigen. 

Die  Schlachtung  des  zur  Untersuchung 
gestellten  Tieres  darf  nicht  vor  der  Ertei- 
lung der  Genehmigung  und  nur  unter  Ein- 
haltung der  angeordneten  besonderen  Vor- 
sichtsmassregeln stattfinden. 

Erfolgt  (üe  Schlachtung  nicht  spätestens 
zwei  Ta^  nach  Erteilung  der  Genehmigimg, 
so  ist  sie  nur  nach  erneuter  Untersucliung 
und  Genehmigung  zulässig. 

8.  Die  Untersuchung  nach  der  Schlach- 
tung hat  sich  bei  Schweinen,  deren  Fleisch 
nicht  ausschliesslich  zur  Verwendung  im 
eigenen  Haushalte  bestimmt  ist,  auch  auf 
Trichinen  zu  erstrecken. 

9.  Eijgiebt  die  Untersuchung  nach  der 
Schlachtung,  dass  kein  Grund  zur  Bean- 
standung des  Fleisches  vorliegt,  so  liat  der 
Beschauer  es  als  tauglich  zum  Genüsse  für 
Menschen  zu  erklären. 

Vor  der  Untersuchung  dürfen  Teile 
eines  geschlachteten  Tieres  nicht  beseitigt 
werden. 

10.  Ergiebt  die  Untersuchung,  dass  das 
Fleisch  zum  Genüsse  für  Menschen  untaug- 
lich ist.  so  hat  der  Beschauer  es  vorläufig 
zu  bescnlagnahmen,  den  Besitzer  hiervon  zu 
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benachrichtigen  und  der  Polizeibehörde  sofort 
Anzeige  zu  erstatten. 

Fleisch,  dessen  Untauglichkeit  sich  bei 
der  Untersuchung  ergeben  hat,  <larf  als 
Nahrungs-  oder  Grenussmittel  für  Menschen 
nicht  in  den  Verkehr  gebracht  werden. 

Die  Verwendung  des  Fleisches  zu  ande- 
ren Zwecken  kann  von  der  Polizeibehörtle 
zugelassen  werden,  soweit  gesundheitliche 
Bedenken  nicht  entgegenstehen.  Die  Poli- 
zeibehörde bestimmt,  welche  Sicherungs- 
massregeln  gegen  eine  Verwendung  des 
Fleisches  zum  Genüsse  für  Menschen  zu 
treffen  sind. 

Das  Fleisch  darf  nicht  vor  der  polizei- 
lichen Zulassung  und  nur  unter  Einhaltung 
der  von  der  Polizeibehörde  angeordneten 
Sicherungsmassregeln  in  Verkehr  gebracht 
werden. 

Das  Fleisch  ist  von  der  Polizeibehörde 
in  unschädlicher  Weise  zu  beseitigen,  soweit 
seine  Verwendung  zu  anderen  Zwecken  nicht 
zugelassen  wird. 

11.  Ergiebt  die  Untersuchung,  dass  das 
Fleisch  zum  Genüsse  für  Menschen  nur 
bedingt  tauglich  ist,  so  hat  der  Beschauer 
es  vorläufig  zu  beschlagnahmen,  den  Besitzer 
hiervon  zu  benachrichtigen  und  der  Polizei- 
behörde sofort  Anzeige  zu  eretatten.  Die 
Polizeibehörde  bestimmt,  unter  welchen 
Sicherungsmassregeln  das  Fleisch  zum  Ge- 
nüsse für  Menschen  brauchbai*  gemacht 
werden  kann. 

Fleisch,  das  bei  der  Untersuchung  als 
nur  bedingt  tauglich  erkannt  worden  ist, 
darf  als  Nahrungs-  und  Genussmittel  für 
Menschen  nicht  in  Verkehr  gebrac^ht  wenlen, 
bevor  es  unter  den  von  der  Polizeibehörde 
angeordneten  Sicherungsraassregeln  zum 
Genüsse  für  Menschen  brauchbar  gemacht 
worden  ist. 

12.  Der  Vertrieb  solchen  zum  Genüsse 
für  Menschen  brauchbar  gemachten  Fleisches 
darf  nur  unter  einer  diese  Beschaff en- 
lieit  erkennbar  machenden  Bezeichnung  er- 
folgen. 

Fleischhändlern,  Gast-,  Schank-  und 
Speisewirten  ist  der  Vertrieb  und  die 
Verwendung  solchen  Fleisches  niu'  mit  Ge- 
nehmigung der  Polizeibehörde  gestattet ;  die 
Genehmigung  ist  jederzeit  widemiflich.  An 
die  vorbezeichneten  Gewerbetreibenden  dar^ 
derartiges  Fleisch  niu*  abgegeben  werden, 
soweit  ihnen  eine  solche  Genehmigimg  er- 
teilt worden  ist.  In  den  Geschäftsräumen 
dieser  Personen  muss  an  einer  in  die  Augen 
fallenden  Stelle  durch  deutlichen  Anschlag 
besonders  erkennbar  gemacht  werden,  dass 
Fleisch  der  im  Abs.  1  bezeichneten  Be- 
schaffenheit zum  Vertrieb  oder  zur  Verwen- 
dung kommt. 

Fleischhändler  dürfen  das  Fleisch  nicht 
in   Bäumen    feilhalten    oder    verkaufen,    in 


welchen  taugliches  Fleisch  feOgehalten  oder 
verkauft  wird. 

13.  Ergiebt  die  Untersuchung,  dass  das 
Fleisch  zwar  zum  Genüsse  für  Menschen 
tauglich,  jedoch  in  seinem  Nahrungs-  oder 
Genusswert  erheblich  herabgesetzt  ist,  so 
hat  der  Beschauer  hiervon  den  Besitzer  des 
Fleisches  zu  benachrichtigen. 

Die  von  den  verbündeten  Eegiernngen 
im  beregten  Gesetzentwurf  weiterhin  vor- 
geschlagenen Grundsätze  hinsicht- 
lich der  Behandlung  des  vom  Aus- 
lande eingeführten  Fleisches  haben 
zunächst  besonders  lebhaften  Widerspruch 
gefimden,  und  es  kann  auf  deren  Wiedergabe 
hier  verzichtet  werden;  es  sei  erw'ähnt, 
dass  der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  am 
23.  Februar  1899  ausdrücklich  den  Beschluss 
gefasst  und  veröffentlicht  hat,  dass  der  Er- 
lass  eines  Reichsgesetzes,  betreffend  die 
Fleischbeschau,  niu*  dann  den  berechtigten 
Forderungen  der  deutschen  Landwirtschaft 
entspreche,  wenn  in  dem  Gesetze  selbst  — 
also  nicht  diu:ch  Bundosratsverordnuug  — 
ausländisches  Fleisch  und  ausländische 
Fleischkonserven  genau  nach  denselben 
strengen  Grundsätzen  der  Kontrolle  belian- 
delt  werden  wie  die  inländische  Wai*e 
gleicher  Art  und  wenn  namentlich  alle  nicht 
oder  nicht  sicher  kontrollierbaren  Körper- 
teile von  Tieren  sowohl  wie  Fleisc-.hkonser- 
ven  (auch  Würste)  ausländischer  Herkunft, 
sofern  sie  nicht  untersucht  sind,  von 
der  Einfuhr  überhaupt  ausgeschlossen  wer- 
den. 

Als  unzertrennlich  von  der  Fleischbe- 
schau vmxl  von  vielen  die  Einführung  der 
sogenannten  Freibänke  erachtet,  denn  dem 
Verkehr  und  dem  nationalen  Vermögen  darf 
von  dem  durch  die  Schlachttiere  repräsen- 
tierten Kapital  nicht  mehr  entzogen  werden, 
als  unbedingt  notwendig  ist,  und  die  Be- 
schaffung möglichst  billiger  Fleischnahnmg 
für  breite  Schichten  des  Volkes  muss  im 
Auge  behalten  werden.  Welches  bei  der 
Fleischbeschau  beanstandete  Fleisch  als  mi- 
geniessbar,  welches  als  nichtbankwürdig  zu 
bezeichnen  sei,  wird  nach  dem  Gesetzent- 
wurf im  allgemeinen  den  Polizeibehörden 
überlassen,  die  allgemeine  Ansicht  geht 
wohl  dahin,  dass  ungeniessbar  solches 
Fleisch  ist,  dessen  Genuss  nach  feststehen- 
den Erfahrungen  der  menschlichen  Gesund- 
heit nachteilig  ist,  und  dass  nichtbank- 
würdig solches  Fleisch  ist,  welches  zwai' 
nicht  gesundheitsschädlich  ist,  aber  doch  in 
seinem  allgemeinen  Nähr-  und  Genusswert 
herabgesetzt  erscheint  oder  welches  zwar 
an  sich  gesundheitsschädlich  ist,  aber  duixih 
entsprechende  Behandlung  unschädlich  ge- 
macht werden  kann.  (Vgl.  iL  a.  §  12 
des  am  1.  Juni  1898  erlassenen  königlich 
sächsischen   Gesetzes,   betreffend   die   Ein- 
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fülirnng:  einer  allgemeinen  Schlachtvieh-  und 
Fleischbeschau.) 

Ein  wesentliches  Ei-fordernis  bei  der 
Diu'(*hfühning  der  obligatorischen  Fleiscli- 
beschau  ist  endlich  nach  dem  Urteil  der  bei 
einer  solchen  wesentlich  in  Mitleidenschaft 
gezogenen  landwlrtschaftlichenKreise  eine  all- 
gemeine Versicherung  des  Schlacht- 
viehs, bei  welcher  die  Besitzer  aus 
öffentlichen  Mitteln  zu  unterstützen  sind. 
Demzufolge  hat  auch  der  Deutsche  Landwirt- 
schaftsrat  erklärt,  dass  der  Erlass  eines 
Reichsp^osotzes,  betreffend  die  Fleischbeschau, 
nui'  dann  den  berechtiglen  Forderungen  der 
Landwirte  entspreche:  »wenn  nach  Erlass 
des  Gesetzes  in  allen  denjenigen  Staaten,  in 
welchen  es  noch  nicht  der  Fall  ist,  eine 
allgemeine  Schlacht  vi  eh  Versicherung 
unter  Heranziehung  von  öffent- 
lichen Mitteln  eingerichtet  wird  und 
Fürsorge  dafür  goscliaffen  wird,  dass  das 
minderwertige,  aber  für  den  Qenuss  noch 
aulässige  Fleisch,  sowie  auch  die  gänzlich 
verworfenen  Teile,  angemessene  Verwertung 
finden.  (Freibank,  Abkochung.)«  Es  sei 
hierbei  erwähnt,  dass  u.  a.  im  König- 
reich Sachsen  im  Anschluss  an  die  durch 
G.  V.  1.  Juni  1808  erfolgte  Einftihnmg  der 
allgemeinen  Fleischbeschau  unter  dem 
2.  Juni  1898  ein  Gesetz,  betreffend  die 
staatliche  Schlachtviehversicherimg,  erlassen 
worden  ist.  Auch  in  Schwarzbm'g-Sonders- 
hausen  ist  durch  G.  v.  30.  Juli  1899  eine 
öffentliche  Schlachtvieh- Versicherungsanstalt 
im  Anschluss  an  die  Fleischbeschauordnung 
V.  16.  April  1895  errichtet. 

Litteratur:  Ostertag,  Handbuch  der  Fleisch- 
beschau, 2.  Avfl.,  Stuttifart  1895.  —  Roeekl, 
Art.  Fleisch  in  Dammers  Handwörterbuch  der 
Oesundheitspflegc.  —  Schlanvpp,  Die  Fleisch- 
beschau-Gesetzgebung in  den  sämtlichen  Bundes- 
Staaten  des  Deutschen  Reichs,  Stuttgart  1892.  — 
Hinsichtlich  der  angeßihrten  Bestimmungen  und 
des  Gesetzentwurfs  vgl.  ausserdem:  Veröffent- 
lichuiujen  des  kaiserlichen  Gesundheitsamtes, 
Berlin  1890—1899.  Rahts. 


Fleischergewerbe. 

1.    Altertum.     2.    Mittelalter.     3.   Neuere 
Zeit.    4.  Amerikanisches  Fleischereigewerbe. 

1.  Altertum.  Schon  sehr  frühzeitig  hat 
der  Selbsterhaltungstrieb  den  Menschen  auf 
die  Fleischnahriuig  hinweisen  müssen,  ins- 
besondere da,  wo  eine  spärliche  Vegetation 
geeignete  Pflanzenkost  nicht  genügend  bot. 
Ueberhaupt  bedingt  der  Wohnsitz  zunächst 
ausschliesslich  die  Form  der  Ernährung, 
und  erst  eine  vorgeschrittenere  Kultur  ver- 
stattet dem  Menschen  eine  Emancipation 
von  der  ihn  umgebenden  Natur.  Und  so 
finden  wir,  soweit  man  die  Menschheit  bis 


zu  ihren  Ursprüngen  zurück  verfolgen  kann 
und  mag,  überall  schon  den  Fleischgenus» 
üblich,  ja  vielleicht  ist  sogar  das  Heisch 
das  älteste  aller  Nahmngsmittel,  und  zwar 
in  jeder  existierenden  Form.  Der  hohe 
Wei-t,  welchen  das  Fleisch  für  die  Oeko- 
nomie  des  menschlichen  Organismus  besitzt, 
und  der  entsprechend  starke  Trieb  des 
Menschen,  sich  dasselbe  zu  verschaffen, 
konnte  daher  bei  dem  Zusammenschluss 
der  Menschen  zu  Gemeinden  und  bei  der 
Entwickelung  staatlicher  Einrichtungen 
nicht  unberücksichtigt  bleiben.  Demnach 
ist  es  erklärlich,  dass  die  religiösen  oder 
politischen  Häupter  der  Gemeinden  den 
Fleischgenuss  auf  die  eine  oder  andere 
Weise  zu  reglementieren  und  für  ihre 
Zwecke  auszunützen  suchten.  Da  zudem 
das  Schlachten  der  Tiere  auch  eine  gewisse 
Kunstfertigkeit  erfordert,  so  ergab  es  sich 
von  selbst,  dass  die  Leitung  dieser  Ver- 
richtung nur  den  Befähigtsten  des  Stammes 
überlassen  wiu*de,  den  Fürsten  und  Priestern. 
Das  beweisen  auch  die  ältesten  Urkunden 
menschlicher  Kultur,  die  Veden,  welche  uns 
berichten,  dass  bei  grösseren  Opferfesten 
die  Brahmanen  selbst  das  Sclüachten  über- 
nahmen, während  es  sonst  einer  besonderen 
Klasse  von  Priestern  anvertraut  war,  welche 
den  Namen  »Schlächter«  (samitar)  und 
»Zerleger«  (vis'astar)  führten.  Aehnlich  war 
es  bei  den  anderen  orientalischen  Völker- 
schaften; und  auch  die  homerische  Kultur- 
epoche kennt  nur  solch  hohe  Ahnen  des 
Schlächterstandes.  Mit  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  und  mit  wachsender  Kultui* 
musste  diese  Beschränkung  aufhören,  und 
so  finden  wii*  in  den  spätei-en  Zeiten 
des  klassischen  Altertums  das  Schlachten 
nicht  mehr  ausschliesslich  an  allgemeine 
Feste  geknüpft,  sondern  auch  privatem 
Belieben  und  Bedürfnis  überlassen.  In 
welcher  Weise  in  dieser  Epoche  die  Fleisch- 
versorgung geschah,  darüber  untenichten 
uns  litterarische  und  mannigfache  andere 
noch  erhaltene  und  aufgedeckte  Denkmäler 
antiker  Kultur. 

Die  (xewerbeverfassung  des  alten  Hellas 
und  Rom  war  danach  eine  individualistische, 
da  der  Staat  keine  Normen  für  Gründung 
und  Betrieb  gewerblicher  Unternehmungen 
feststellte. 

Im  Laufe  der  Zeit  entwickelte  sich  aus 
solchem  Zustande  ganz  von  selbst  die  Arbeits- 
teilung, jeder  Aennere  widmete  sich  einem 
Beruf  ausschliesslich,  und  so  bildete  sich  all- 
mählich auch  ein  besonderes  Fleischergewerbe 
aus.  Zu  diesem  Stande  (der  sog.  fniyeiooi) 
wurden  alle  gerechnet,  die  als  Schlächter  und 
Köche  thätig  waren.  Sie  standen  bald  (als 
M^e(o:iä*Xai)  mit  ihren  Waren  —  rohen  oder 
genussfertigen,  z.  B.  warmen  Würstchen  — 
öffentlich  aus,  bald  vermieteten  sie  (als  otfeonotoi) 
ihre  Dienste  zum  Gebrauche  im  Hause.  -- 
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Im  alten  Born  produzierte  ursprünglich  der 
Hausvater,  welcher  zufi:leich  sein  Landgütchen 
hatte,  alles  selber;  und  so  zog  er  nicht  bloss 
seine  Schweine  auf,  sondern  schlachtete  und 
verarbeitete  sie  auch  selber.  Ja,  als  sich  schon 
eine  Anzahl  von  Gewerben  von  der  Hauswirt- 
schaft losgelöst  hatten,  verblieb  die  Thätigkeit 
eines  Metzgers  immer  noch  dem  paterfamüias : 
wenigstens  befinden  sich  unter  den  acht  —  an- 
geblich von  Numa  gestifteten  —  Handwerker- 
kollegien keine  Fleischer,  und  auch  die  Be- 
richte über  die  collegia  opificum  et  artificum 
während  der  ersten  Epoche  der  Republik  wissen 
uns  nichts  von  einer  Metzgerzunft  zu  melden. 
Erst  als  sich  in  Kom  immer  mehr  Volk  ange- 
sammelt hatte  und  die  Umgegend  bei  weitem 
nicht  mehr  den  Bedarf  zu  decken  vermochte, 
sondern  man  gezwungen  war,  Fleisch  aus  der 
Ferne  zu  beziehen,  entwickelte  sich  ein  selb- 
ständiges Fleischergewerbe.  Zu  welcher  Be- 
deutung dieser  Stand  (der  lanii  oder  confectu- 
arii]  binnen  kurzem  gelangte,  beweist  die  durch 
Livins  bekannte  Thatsache,  dass  aus  ihm  der 
Consul  des  Jahres  216  v.  Chr.,  C.  Terentius 
Varro,  hervorging.  Nach  dem  zweiten  punischen 
Kriege  gewann  das  Gewerbe  sogar  eine  solche 
Ausdehnung,  dass  die  Verwaltung  Roms  sich 
veranlasst  sah,  für  seine  einzelnen  Branchen 
Märkte  mit  staatlicher  Einrichtung  zu  begrün- 
den, das  forum  boarium,  suarium,  pecuarium  etc. 

Die  eigentlichen  Schlächter  kauften 
Ochsen,  Schweine  und  Lämmer  direkt  von  den 
Gutsbesitzern  der  Umgegend  oder  von  den 
Viehhändlern,  die  aus  fernen  Gegenden  Herden 
zum  Verkauf  auf  den  Markt  trieben.  Der  Be- 
darf an  Wild  und  Geflügel,  welches  die  Reichen 
mit  Vorliebe  assen,  war  sehr  gross.  Ersteres 
lieferten  —  neben  den  Jägern  —  die  Tier- 
gärten (vivaria).  welche  bereits  zur  Zeit  der 
Kepublik  auf  allen  Villen  vorhanden  waren; 
das  Federvieh  zog  man  ebenfalls  auf  den  Villen 
in  ausgedehnten  „Aviarien",  nicht  bloss  für  die 
Zwecke  der  eigenen  Küche,  sondern  auch  im 
grossen  für  den  Verkauf.  —  Der  Fleisch  ver- 
kauf geschah  in  Tabemen,  und  ebenso  fand 
der  Verkauf  des  Wildes  und  Geflügels  durch  die 
marcellarii  statt,  welche  aber  —  da  sie  auch 
allerhand  andere  Viktualien  feil  boten  —  in  Kon- 
sequenz der  römischen  Luxusgesetze  unter  poli- 
zeilicher Aufsicht  standen ;  in  anderen  Tabemen 
wurde  mit  Salz-  und  Rauchfleisch  zum  Winter- 
vorrat fi^ehandelt,  während  warme  Würstchen 
und  andere  Speisen  von  den  botularii  und  in- 
stitores  propinarum  herumgetragen  und  ausge- 
rufen wurden.  Um  uns  von  den  riesip^'en  Di- 
mensionen, die  Gewerbe  und  Handel  in  Rom 
schliesslich  eingenommen  hatten,  einen  rechten 
Begriff  zu  machen,  müssen  wir  an  die  dama- 
ligen Verhältnisse  den  Massstab  unserer  mo- 
dernen Gross-  und  Weltstädte  anlegen. 

Eine  besondere  Gestalt  nehmen  gewisse 
Zweige  des  Fleischergewerbes  in  der  späteren 
Kaiserzeit  an.  Seit  Aurelian  (270—276  n. 
Chr.)  wurde  nämlich  der  ärmeren  Bevölkerung 
Roms  —  die  ja  schon  seit  Jahrhunderten  an 
Getreideschenkungen  gewöhnt  war  —  von 
Staats  wegen  ausser  Brot,  Wein,  Oel  und  Salz 
auch  noch  Schweinefleisch  geliefert:  letzteres 
wurde  —  genau  lässt  sich  das  nicht  ersehen 
—  entweder  ganz  ohne  Entgelt  verteilt  oder 
um  ein  Billiges  verkauft;  später  kamen  noch 


Rind-  und  Hammelfleisch  dazu,  die  aber  — 
allerdings  erheblich  unter  dem  Marktpreise  — 
bezahlt  werden  mnssten.  Es  handelte  sich  hier 
darum,  das  arbeitslose  und  oft  auch  arbeits- 
scheue Volk  der  Hauptstadt  mit  den  notwen- 
digsten Lebensmitteln  zu  versorgen,  um  es  bei 
guter  Laune  zu  erhalten  und  Unruhen  zu  ver- 
meiden. Wenn  der  Historiker  Ammianus  Mar- 
cellinus einen  Stadtpräfekten  lobt,  so  hebt  er 
fanz  besonders  hervor,  dass  während  seiner 
dministration  Rom  an  allem  Ueberflnss  gehabt 
habe,  und  derselbe  Autor  belehrt  uns,  dass  es 
im  Falle  des  Mangels  nicht  bloss  der  notwen- 
digen Lebensmittel,  sondern  selbst  schon  des 
entbehrlichen  Weines  zu  Strassenkra wallen  kam. 
Daher  wurde  es  geradezu  eine  Existenzbedin- 
gung für  das  Kaiserreich,  die  erforderlichen 
Rationen  für  die  Spenden  rechtzeitig  aus  den 
Provinzen  herbeizuschaffen.  Jede  Verzögerung 
im  Transporte  konnte  verhängnisvoll  werden. 
^In  metu  sumus,  —  berichtet  aus  jenen  Tagen 
ein  vornehmer  Römer,  Aurelius  Symmachns,  in 
seinen  Briefen  —  ne  obsit  commeatibus  anno- 
nariis  medii  temporis  mora  et  perturbatio  plebis 
oriatur.^  Und  so  kann  Mahaim  vom  Kaiser- 
reich schreiben :  „Ses  destin^es  dependirent  plus 
d'une  fois  des  chances  d'un  arrivage;  il  fallait 
qu'ä  tout  prix  le  faineant  romain  eüt  sa  ration 
k  heure  nxe]  alors,  il  benissait  le,  prince  et 
Fordre  etait  sauv6." 

Man  begreift  leicht,  dass  unter  solchen 
Umständen  die  Versorgung  Roms  mit  den  not- 
wendigen Lebensmitteln  eine  der  wichtigsten 
Aufgaben  der  hauptstädtischen  Verwaltung 
wurde.  Dieselbe  sicherte  sich  zunächst  durch 
Kontrakte  mit  den  einzelnen  Gewerbetreiben- 
den für  eine  bestimmte  Zeit  die  rechtzeitige 
Lieferung  der  gewünschten  Güter.  Da  at^r 
eine  solche  Bürgschaft  nicht  für  alle  Fälle  aus- 
reichte, so  wurden  diese  Gewerbetreibenden  ge- 
zwungeUj  sich  ihren  Branchen  entsprechend  in 
Korporationen  zusammenzuschliessen,  die  in  das 
komplizierte  Getriebe  des  römischen  Verwal- 
tungsmechanismus eingefügt  wurden.  Indem 
ihre  Dienstleistungen  äso  als  publica  munera 
betrachtet  wurden,  waren  sie  einer  bis  ins 
kleinste  dringenden  gesetzlichen  Reglementie- 
rung und  einer  strengen  obrigkeitlichen  Ueber- 
wachung  unterworfen.  Hier  interessieren  uns 
nur  die  Korporationen  für  die  Versorgung  Roms 
mit  Fleisch:  es  wurden  deren  drei  eingerichtet, 
die  der  suarii,  der  pecuarii  und  der  boarii,  also 
für  die  Beschaffung  von  Schweine-.  Hammel- 
und  Rindfleisch.  Den  Hauptbedari  an  Vieh, 
den  an  Schweinen,  mussten  Campanien,  Lucanien, 
Bruttium,  Samnium  und  Sardinien  als  Steuer 
liefern.  Diese  lastete,  wie  natürlich,  auf  dem 
Grundbesitz  und  ^g  allen  anderen  Steuerfor- 
derungen vor.  Die  possessores  durften  jedoch 
nach  eigenem  Belieben  statt  des  Fleisches  den 
entsprechenden  Geldwert  geben,  welcher  iedoch 
nicht  nach  dem  römischen,  sondern  nach  dem 
lokalen  Marktpreise  bestimmt  wurde.  Deshalb 
hatten  die  Statthalter  in  den  Provinzen  jedes 
Jahr  an  den  Stadtpräfekten  (Roms)  über  die 
lokalen  Marktpreise  bricht  zu  erstatten;  diese 
Statistik  wurde  dann  der  Korporation  der  suarii 
mitgeteilt,  welche  sich  unbedingt  danach  zu 
richten  hatten:  auf  diese  Weise  sollte  nämlich 
einer  beiderseitigen  UebervorteÜung  ein  Riegel 
vorgeschoben   werden.    Der  Körperschaft  war 
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€s  nun  anheimgestellt,  ob  sie  selbst  durch  ihren 
Vorstand  die  Steuer  eintreiben  oder  aber  dies 
Geschäft  den  Offizialen  der  Proyinzialstatthalter 
überlassen  wollte ;  im  letzteren  Falle  assistierte 
diesen  eine  Kommission  von  fünf  Delegierten 
des  corpus.  Zog  der  possessor  Geldzahlung 
vor,  so  hatten  die  Schweinemetzger  mit  der 
Ablösungssumme  die  nötige  Quantität  Schweine- 
fleisch aufzukaufen.  Welcher  Ausweg  aber 
auch  immer  von  den  possessores  gewählt  wurde : 
auf  alle  Fälle  haftete  allein  die  Metzgerinnung 
unbedingt  für  das  rechtzeitige  Eintreffen  der 
nötigen  Quantität  Fleisch  in  Bom,  wie  sie  über- 
haupt für  Transport,  Aufspeicherung  und  Ver- 
teilung zu  sorgen  verpflichtet  war.  —  Der  Ent- 
gelt nlr  diese  Mühewaltung  geschah  in  dop- 
pelter Form,  in  Geld-  und  Naturalremuneration. 
Die  Metzger  erhielten  b\  des  Wertes  der  ge- 
lieferten Quantität  Fleisch  und  ausserdem  (aus 
dem  Weinkanon  der  Stadt)  17000  Amphoren 
Wein  Jährlich. 

Die  innere  Organisation  der  drei  Fleischer- 
innungen war  die  folgende.  Ihre  Vorsteher 
(die  patroni)  wählten  sie  selbst  aus  der  Zahl 
ihrer  Mitglieder,  doch  bedurfte  die  Wahl  der 
Bestätigung  der  Regierung.  Die  patroni  ver- 
traten das  corpus  nach  aussen,  präsidierten 
seinen  Versammlungen,  sorgten  für  Ausführung 
der  Beschlüsse  und  verwalteten  das  Korpora- 
tionsvermögen. Die  Korporation  hatte  das 
Hecht,  sich  nach  Belieben  zu  versammeln  und 
Beschlüsse  zu  fassen,  —  jedoch  nur  über  eigene 
Angelegenheiten.  Sie  war  durch  gewisse  Pri- 
vilegien ausgezeichnet :  so  waren  ihr  vom  Staate 
die  zum  Betriebe  nötigen  Grundstücke  verliehen ; 
ferner  hatte  sie  ein  subsidiäres  Erbrecht  auf  das 
Vermöfi^en  eines  ohne  Hinterlassung  von  Erben 
verstorbenen  Mitgliedes  u.  a.  m.  Aber  diese 
Vorteile  wurden  durch  die  ihnen  auferlegten 
Lasten  und  Dienstleistungen  weitaus  ilber- 
wogen;  denn  sie  hafteten  solidarisch  mit  ihrer 
Person  und  ihrem  ganzen  Vermögen  für  die 
rechtzeitige  und  genaue  Erfüllung  aller  ihrer 
Verbindlichkeiten.  Da  ausser  dieser  grossen 
Verantwortlichkeit  dieses  Amt  den  Mitgliedern 
der  Körperschaft  auch  noch  eine  so  bedeutende 
Arbeitslast  aufbürdete,  dass  ihnen  nicht  bloss 
verboten  war,  irgend  welches  Geschäft  nebenher 
zu  treiben,  sondern  überhaupt  ihre  Arbeitskraft 
irgendwie  anderweitig  zu  binden,  so  ist  es 
nicht  verwunderlich,  dass  ein  freiwilliger  Ein- 
tritt in  die  Korporation  nicht  mehr  erfolgte, 
sondern  der  Staat  durch  Gesetzeszwang  sich 
die  erforderliche  Anzahl  Metz^^er  sicherte.  Nach 
diesem  Gesetz  war  die  Mitgliedschaft  eine  erb- 
liche und  lebenslängliche,  und  eine  Reihe  spe- 
cieller  Verordnungen  trat  den  Versuchen  der 
corporati,  sich  durch  Eintritt  in  den  Kriegs- 
und Staatsdienst,  den  Kolonat  etc.  ihrem  Stande 
zu  entziehen,  scharf  entgegen.  Nur  der  Ueber- 
tritt  in  den  geistlichen  Stand  scheint  in  ge- 
wissen Fällen  gestattet  gewesen  zu  sein.  Sonst 
besass  nur  einzig  und  allein  der  Präsident  des 
Vorstandes  jeder  Korporation  das  Vorrecht, 
nach  fünQährip^em  tadellosen  Dienste  auszu- 
scheiden. -  Dieselben  Massregeln  und  Gesetze 
galten  nach  der  Trennung  des  römischen  Reiches 
für  die  Fleischerinnung  von  Bjzanz.  — 

So  war  mithin  thatsächlich  aus  Gründen 
der  Staatsraison  die  Zugehörigkeit  zum  Flei- 
schergewerbe nur  zu  einer  besonderen  Art  von 


Sklaverei  geworden,  ohne  allerdings  den  Namen 
zu  tragen.    Der  Staat  erscheint  uns  also  hier 

—  nach  der   treffenden  Bemerkung  Mahaims 

—  „comme  un  dur  entrepreneur  de  bien  public, 
qui  ex6cute  avec  une  inqui^te  manie  de  regle- 
mentation  l'oeuvre  d'approvisionnement  dont  il 
est  Charge.''  Solches  tag  eben  im  Wesen  des 
antiken  Staates,  der  in  seinen  Ansprüchen  an 
den  Bürger  keinerlei  Grenzen  anerkannte  und 
blind  gegen  individuelles  Wohl  und  Wehe  den 
einzelnen  erbarmungslos  zermalmte,  wenn  es 
dieFörderung  irgendwelchenStaatsinteresses  galt. 

2.  Mittelalter.  Die  Oekonomie  der 
alten  Germanen  ist  durch  eine  nomaden- 
hafte Feldgraswirtschaft  mit  reichem  Vieh- 
staude charakterisiert.  Letzterem  entsprach 
natürlich  ein  starker  Fleischgenuss.  Die 
christliche  Kultur  strebte  dann  eine  Minde- 
rung des  Fleischgenusses  an,  um  der 
Roheit,  welche  sich  mit  einer  übermässigen 
animalischen  Nahi-ung  verband,  entgegenzu- 
wirken. Wenn  nun  auch  unter  diesem 
Einflüsse  im  Mittelalter  die  Fleischnahnmg 
nicht  mehr  so  prävalierte  wie  früher,  blieb 
sie  indessen  immerhin  noch  sehr  bedeutend, 
und  namentlich  muss  Schweinefleisch  mehr 
als  heutzutage  genossen  worden  sein.  Man 
wird  demgemäss  die  hohe  Wichtigkeit  be- 
greifen, welche  das  Fleischergewerbe  in 
dieser  Epoche  für  das  Volk  haben  musste, 
und  wird  sich  nicht  \sTindem,  dass  in  den 
Zeiten  allgemeiner  Reglementierung  von 
Handel  und  Handwerk  gerade  dieses  Ge- 
werbe einer  ganz  besonders  sorgfältigen 
obrigkeitlichen  üeberwachung  unterworfen 
wurie. 

Das  Bedürfnis  nach  Handwerkern  musste 
sich  naturgemäss  zuerst  in  den  grossen  Ver- 
kehrscentren äussern,  welche  zu  Anfang  des 
Mittelalters  in  Deutschland  durch  die  „Fron- 
höfe"  repräsentiert  wurden.  Schon  Karl  der 
Grosse  befiehlt,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
sich  auf  jedem  kaiserlichen  Fronhofe  eine  ge- 
nüfi^ende  Zahl  von  Handwerkern  aller  Art  be- 
finde. So  sammelte  sich  denn  bald  auch  in 
den  Fronhöfen  —  den  kaiserlichen  sowohl  wie 
in  denen  anderer  weltlicher  und  geistlicher 
Grossen  —  eine  Masse  unfreier  Handwerker 
an :  diese  dürfen  aber  lediglich  für  ihren  Herrn 
arbeiten  und  empfangen  dafür  ihren  Lebens- 
unterhalt von  ihm.  Je  eine  Anzahl  solcher 
Arbeiter  („dagewardi")  wird  einem  der  Ver- 
waltungszweige („ministeria**  oder  „officia")  za- 
geteilt,  in  welche  die  Fronhofwirtschaft  zeixällt. 
»a  aber  ein  solches  „Ministerium''  nicht  nach 
den  technischen  Unterschieden  der  Handwerke, 
sondern  nach  den  Interessen  der  Frouhofsver- 
waltung  abgegrenzt  ist,  so  vereinigt  e«  Leute 
der  verschiedensten  Beschäftigungen.  Die 
Fleischer  speciell  sind  zugleich  mit  Köchen, 
Bäckern  und  Fischern  dem  Ministerium  des 
Truchsessen  zugeteilt.  —  Wie  unvollkommen 
die  Arbeitsteilung  und  demgemäss  die  Hand- 
werksgeschicklicäeit  gewesen  sein  muss,  kann 
daraus  entnommen  werden,  dass  öfters  sogar 
dieselben  Knechte  je  nach  Bedarf  in  ver- 
schiedenen „Ministerien"  venvendet  worden 
sind.    Nur  ausnahmsweise  ist  es  damals  noch 
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zu  einer  ferneren  Teilung  nach  Berufen  ge- 
kommen, bei  der  eine  grössere  Zahl  von  Ar- 
beitern derselben  Branche  zu  einem  eigenen 
„officium"  unter  der  Leitung  eines  besonderen 
„magister"  zusammengefasst  war.  Die  Fleischer 
sind  in  jener  Zeit  jedenfalls  meist  nicht 
derartig  konstituiert  gewesen,  wie  sie  über- 
haupt in  den  Fronhöfea  nur  selten  vor- 
kommen. Nach  den  wenigen  uns  überlieferten 
Nachrichten  scheint  specieTl  das  Schlachten  des 
Viehes  von  Knechten  ausgeübt  worden  zu  sein, 
die  bald  zu  dieser,  bald  zu  jener  Beschäftigung 
sich  kommandieren  lassen  mussten.  — 

In  den  Zeiten  der  beginnenden  Stadt- 
wirtschaft (im  12.  Jahrhundert)  dagegen 
treten  gerade  die  Fleischer  bereits  ^lent- 
halben  als  Handwerker  auf.  Ja,  noch 
mehr;  s^^ie  gewinnen  schon  früh  an  sehr 
vielen  Orten  gi-osse  Bedeutung  durch  ihie 
Zahl  und  ihren  Reichtum.  Ihr  Ansehen 
wird  auch  durch  die  Thatsache  erwiesen, 
dass  in  der  Hälfte  der  urkundlich  über- 
lieferten Fälle,  in  denen  bestimmte  Innungen 
als  Repräsentantinnen  aller  übrigen  mit 
dem  Rate  der  Stadt  zu  verhandeln  hatten, 
gerade  die  Metzgerinnung  dieses  Ehi'enamt 
bekleidet.  — 

Die  weitere  Ausbildung  und  Entwicke- 
lung  des  Zunftwesens  in  den  mittelalter- 
lichen Städten,  welches  dem  städtischen 
Handwerk  seinen  goldenen  Boden  und  zu- 
gleich dem  Konsumenten  gute  und  preis- 
werte Produkte  sichern  sollte,  gab  auch 
dem  Fleischergewerbe  eine  festere  Organisa- 
tion. Da  aber  dasselbe  als  Nahrungsmittel- 
gewerbe eine  besonders  hohe  Bedeutung 
liatte,  so  unterlag  es  nicht  bloss  der 
typischen  Ordnung  des  mittelalterlichen 
Handwerks,  sondern  war  noch  einer  ganz 
besonders  weitgehenden  Reglementierung 
im  Interesse  der  öffentlichen  Wohlfahrt 
unterworfen.  Und  hierfür  kam  noch  der 
wichtige  Beweggnmd  ins  Spiel,  dass  im 
Verlaufe  des  Mittelalters  kontinuierlich  ein 
unausgesetztes  Steigen  der  Yiehpreise  statt- 
hatte, weil  die  Yiehzucht  sich  nicht  ent- 
sprechend der  stark  wachsenden  Bevölkerung 
entwickelte,  stellenweise  sogar  absolut  ab- 
nahm. So  zeigt  Inama-Sternegg,  dass 
im  12.  Jalirhundert  eine  Wertsteigerung  der 
Rinder  bis  zum  Doppelten  und  der  Schweine 
sogar  bis  zum  Dreifachen  gegenüber  der 
Karolinger-Zeit  stattgefunden  hat.  Und  für 
das  Ende  des  Mittelaltei*s  konstatiert 
Schmoller  so  hohe  Preise,  dass  schliess- 
lich sogar  der  regelmässige  Import  mächtiger 
Schlacht  Viehherden  aus  Polen  imd  seinen 
Nachbarländern  trotz  der  ausseroinientlich 
grossen  Kosten  des  Transports  und  des 
rigorosen  Zollsystems  rentabel  wurde.  — 
Die  enorme  Preissteigerung  musste  eine  starke 
und  allgemeine  Einschränkung  des  Fleisch- 
konsums herbeiführen.  Das  bedeutete  aber 
einen  Umschwung  in  der  gewohnten  Lebens- 


weise breiter  Volksschichten,  der  —  natür- 
lich sehr  schmerzlich  empfunden  —  den 
heftigen  Groll  des  Publikums  auf  das  Haupt 
der  Fleischer  entlud,  die  angeblich  durch 
allerlei  Praktiken  die  Preistreiberei  be- 
günstigten. Und  diese  Notlage  veranlasste 
die  Stadtverwaltungen,  das  Monopol  der 
entsprechenden  produzierenden  Kreise  ein- 
zuschränken und  die  sonst  so  streng  abge- 
haltene Abgrenzung  der  Rechte  der  ein- 
zelnen Zünfte  dem  Fleischergewerbe  gegen- 
über zu  durchbrechen:  in  unbewusster  Be- 
thätigung  des  richtigen  nationalökonomischen 
Princi]>es,  dass  ein  Kailell  der  Produzenten, 
wie  es  ja  die  Zunft  im  grossen  und  ganzen 
war,  den  Preis  um  so  willkürlicher  beein- 
flussen kann,  je  notwendiger  das  Produkt 
für  die  Allgemeinheit  ist. 

Bevor  wir  auf  die  Einzelheiten  eingehen, 
sei  zum  vollen  Verständnis  der  folgenden 
Zunftreglements  noch  auf  die  Thatsache 
hingewiesen,  dass  im  Mittelalter  auch  in 
den  Städten  Viehzucht  und  zumal  die 
Mästung  von  Schweinen  eifrig  betrieben 
wurde.  Schon  die  Gründungsurkunden  der 
Städte  des  12.  Jalirhunderts  statten  die 
Bürger  mit  Weiden  so  reichlich  aus,  dass 
sie  Vieh  in  fast  beliebiger  Menge  austreiben 
können.  Aber  auch  die  späteren  gewerbe- 
polizeilichen Verordnungen  der  meisten 
Städte  gehen  von  jener  Voraussetzung  aus; 
in  Ulm,  Frankfurt  und  Nürnberg  winl  ei*st 
im  15.  Jahrhundert  das  freie  Umherlaufen 
der  Schweine  in  den  Strassen  verpönt  iind 
zugleich  in  der  erstgenannten  Stadt  festge- 
setzt, dass  kein  einzelner  Bürger  mehr  als 
24  Schweine  halten  dürfe;  und  noch  1641 
sieht  sich  der  Rat  von  Berlin  genötigt:,  ein- 
zuschreiten, weil  sich  »viele  Bürger  unter- 
ständen, auf  den  freien  Strassen  und  oft 
unter  den  Stubenfenstern  Sau-  und  Schweine- 
ställe zu  machen«. 

Von  hohem  Einflüsse  auf  die  Fleischpreise 
ist  immer  die  Zahl  der  Fleischer  an  einem 
Orte,  da  diese  in  gewissem  Sinne  den  Grad  der 
Abhängigkeit  der  Kunden  von  den  Verkäufern 
bestimmt.  Dies  hatten  auch  die  zünftigen 
Fleischer  recht  wohl  begriffen,  und  deshalb  war 
ihr  Bestreben  darauf  gerichtet,  den  Eintritt  in 
die  Zunft  möglichst  zu  erschwei^en,  während 
andererseits  eine  klarsehende  Stadtobrigkeit  aus 
denselben  Gründen  zu  einer  entgegengesetzten 
Politik  hätte  kommen  müssen.  Seit  dem  14. 
Jahrhundert  war  es  den  Fleischern  gelungen, 
ihren  Willen  zur  Geltung  zu  brin&fen.  Ihr 
Ideal  war  hier  natürlich:  die  Gescmossenheit 
der  Zunft.  Und  es  fi^ab  Stadtverwaltungen 
genug,  welche  sich  zu  diesem  Zugeständnis  be- 
quemten. So  wird  z.  B.  in  Frankfurt  a.  0.  die 
Metzgerzunft  mit  52  Mitgliedern  für  geschlossen 
erklärt,  in  Beeskow  mit  22,  in  Strehlen  mit 
34  u.  s.  w. 

In  jenen  Fällen  in  denen  diese  Abschlies- 
sung  nicht  möglich  erschien,  erhöhte  die  Flei- 
scherzunft  wenigstens    nach   Möglichkeit    das 
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Eintrittsgeld.  So  hatten  z.  B.  in  Basel  die 
Metzger  das  ursprüngliche  Eintrittsgeld  von  10 
Schillingen  hinnen  knapp  anderthalb  Jahrhun- 
derten (von  1248—1391)  auf  die  für  mittelalter- 
liche Verhältnisse  unglaublich  hohe  Summe 
von  4027«  Schillingen  gesteigert,  während  — 
charakteristisch  genug  —  die  Gebühren  für 
Söhne  von  Mitgliedern  dieser  Zunft  nur  32*/4 
Schillinge  betrugen. 

Daneben  wurden  noch  alle  möglichen  an- 
deren Mittel  angew^andt,  um  die  Habilitation 
eines  neuen  Meisters  zu  verhindern,  der  nicht 
als  Sohn  oder  Schwiegersohn  eines  Meisters 
oder  Mann  einer  Meisterswitwe  „in  die  Zunft 
hineingeboren  war"  (wie  sich  manche  Zunft- 
rollen naiv  ausdrücken).  Die  Zunft  weigerte 
sich  unter  den  mannigfachsten  Ausflüchten, 
einen  neuen  Konkurrenten  zu  acceptieren.  Aber 
im  Fleischergewerbe  fand  sich  doch  öfters  der 
Bat  oder  der  Stadtherr  veranlasst,  diesen  Miss- 
bräuchen entgegenzutreten.  Wir  finden  eine 
ganze  Skala  von  Massregeln  —  von  der  schüch- 
ternen Zurückweisung  angemasster  Monopol- 
rechte bis  fast  zur  völligen  Freigabe  des  Metz- 
gergewerks  —  vertreten.  Ein  Beispiel  für  eine 
Reaktion  der  erstgenannten  Art  bietet  Basel, 
wo  der  Rat  im  Ja£re  1441  einschritt  und  den 
Maximalbetrag  für  den  Eintritt  in  die  Zunft 
auf  93^/s  Schillinge  herabsetzte.    Weiter  schon 

fingen  jene  Städte,  die  die  Abschliessung  der 
leischerzünfte  damit  beantworteten,  dass  sie 
ausserhalb  derselben  sogenannte  „  Freimeister **- 
Stellen  einrichteten.  Manchmal  endlich  greifen 
die  Obrigkeiten  noch  tiefer  in  die  zünftige  Au- 
tonomie ein,  indem  sie  die  Aufnahme  von  Ge- 
sellen in  die  Zunft,  wenn  von  der  zünftigen 
Klique  aus  Eigennutz  versagt,  durch  obrigkeit- 
lichen Erlass  erzwingen.  So  ordnet  in  Stettin 
der  Herzog  Barnim  XI.  1540  durch  Dekret  an, 
dass  die  Änochenhauer  (wie  die  Fleischer  im 
Mittelalter  meist  bezeichnet  werden)  sofort 
neun  Gesellen  auf  einmal,  die  we^en  der  Chikane 
der  Zunft  die  Mitgliedschaft  nicht  hatten  er- 
langen können  und  sich  deshalb  beschwerde- 
führend an  den  Herzog  gewandt  hatten,  in  ihr 
Amt  aufzunehmen  hätten.  Und  in  Lüneburg, 
wo  es  bisher  21  Fleischermeister  gegeben  hatte, 
wurden  1496  durch  Ratsdekret  neun  Gesellen 
an  einem  Tage  zu  Meistern  befördert.  Bei 
diesem  „Meisterschub**  wirkte,  wie  die  Urkunden 
ergeben,  die  Tendenz  mit,  die  Fleischversor- 
gung aer  Stadt  durch  Vermehrung  der  Ge- 
schäfte zu  verbessern  und  die  Preise  durch 
Schaffung  grösserer  Konkurrenz  zu  verbilligen. 
Am  weitesten  war  schon  vorher  Strassburg  ge- 

fangen,  dessen  Rat  143ö  verordnete,  dass  um 
Pfd.  Pfennige  jeder  Bürger,  der  das  Hand- 
werk verstände,  Mitglied  der  Metzgerzunft  wer- 
den könnte. 

Ein  anderes  Mittel,  das  Gewerbemonopol 
der  FleLscher  zu  Gunsten  des  Publikums  zu 
durchbrechen,  bestand  in  der  Schaffung  von 
Fleischmärkten.  Zur  Zeit  der  Jahrmärkte 
war  das  Verkaufsmonopol  der  Fleischer  ohnehin 
durchbrochen,  da  ja  hier  jeder,  der  wollte, 
Waren  jeder  Art  feilbieten  durfte.  Unter  dem 
Druck  des  marktbeherrschenden  und  preis  ver- 
teuernden Kartells  der  Fleischermeister  ging 
nun  die  Obrigkeit  dazu  über,  speciell  fireie 
Fleischmärkte  zu  schaffen.  Solche  Märkte  fan- 
den dann  wöchentlich  einmal,  in  Städten,  die 


direkt  unter  Fleischnot  litten,  wie  z.  B.  Augs- 
burg, sogar  zweimal  statt. 

Aber  die  Teuerungspolitik  jener  Zeit  strebte 
auch  dahin,  ständig  den  Kreis  der  Verkäufer 
von  Fleisch  neben  den  zünftigen  Fleischern  zu 
erweitem.  Der  Gedanke  lag  schon  an  sich  jener 
Zeit  nicht  so  fem,  als  man  vielleicht  auf  den 
ersten  Blick  glauben  möchte.  Die  neuere  wirt- 
schaftsfi^eschichtliche  Forschung  hat  nämlich  die 
Vorstellung  aufgegeben,  als  ob  im  Mittelalter  die 
sozialen  Berufe  kastenartig  abgeschlossen  ge- 
wesen sind.  Speciell  hat  sie  konstatiert,  dass 
häufig  Personen  neben  ihrem  Hauptberufe  noch 
Nebenbeschäftigungen  nachgegangen  sind.  Dies 
musste  dann  den  Intentionen  der  Obrigkeit  am 
wenigsten  da  zuwider  sein,  wo  es  sich  darum 
handelte,  den  Kreis  der  Verkäufer  notwen- 
diger Lebensmittel  zu  vergrössem.  Wir 
machen  daher  auch  die  Beobachtung,  dass  in 
fast  allen  deutschen  Städten  die  Bäcker  die 
Schweinezucht  und  daher  auch  den  Fleischver- 
kauf als  Nebenberuf  treiben.  Der  Gmnd  lag 
wohl   vor   allem   darin,   dass  sich  die   Abfälle 

ferade  dieses  Gewerbes  für  die  Aufzucht  von 
chweinen  ganz  vorzüglich  verwerten  lassen 
und  dass  auch  die  übrigen  nötigen  Requisiten 
der  Schweinezucht  (z.  B.  Stall  und  Weide)  in 
der  mittelalterlichen  Stadt  bequem  und  billig 
zu  beschaffen  waren. 

Eine  andere  Reihe  von  Massregeln  musste 
darauf  ausgehen,  möglichst  grosse  Massen 
von  Fleisch  in  den  Städten  zu  koncentrieren. 
In  diesem  Sinn  wirken  die  Verordnungen,  die 
den  Export  von  Vieh  zu  verhindern,  den  Im- 
port zu  begünstigen  und  die  Versor^ng  der 
Fleischbänke  mit  hinreichenden  Quantitäten  zu 
sichern  bestimmt  sind.  Seit  dem  14.  Jahrhun- 
dert wird  z.  B.  in  Freiburg  i.  Br.  geboten: 
alles  Vieh,  das  von  Metzgern  eingebracht  wird, 
ferner  alles  Vieh,  das.  obzwar  von  Fremden 
hineingetrieben,  acht  Tage  in  der  Stadt  bleibt, 
darf  nur  am  Orte  selber  geschlachtet  werden. 
Aehnlich  lauten  die  Statuten  in  Strassburg, 
Nürnberg  und  anderen  Städten.  Nur  der  Ex- 
port kranken  Viehes  ist  erlaubt,  ja  wird  den 
Bürgern  geradezu  obrigkeitlich  ans  Herz  gelegt, 
so  z.  B.  in  Bamberg,  Nürnberg  u.  Strassburg. 
Dadurch  wird  die  Moral  der  guten  alten  Zeit 
recht  charakteristisch  illustriert,  die  als  echte 
Stammesmoral  auf  der  einen  Seite  strengste 
Wahrhaftigkeit  von  Bürger  zu  Bürger  der- 
selben Stadt  als  Norm  setzt^  —  dagegen  frem- 
den Städten  oder  dem  Bäuerlem  gegenüber  einen 
Betmg,  der  von  schweren  Folgen  für  Leben 
und  Gesundheit  des  betrogenen  Mitmenschen 
sein  konnte,  noch  ausdrücklich  anrät. 

Der  Import  von  Vieh  wftr  gestattet  und 
wurde  in  manchen  Städten  durch  die  verschie- 
densten Massregeln,  z.  B.  direkte  Vorschüsse 
an  die  Fleischer,  sogar  noch  obrigkeitlich  ge- 
fordert. 

Der  Viehhandel  steht  in  engstem  Zu- 
sammenhange mit  dem  Fleischergewerbe.  Man 
zögerte  daher  auch  nicht,  den  Viehhandel  der 
Reglementiemng  zu  unterwerfen,  um  den  an- 
gestrebten Zweck  der  Verbilligung  der  not- 
wendigsten Lebensmittel  zu  erreichen:  alles 
zum  Verkauf  bestimmte  Vieh  soll  möglichst 
auf  dem  .Viehmarkt  koncentriert  werden ;  der 
Verkauf  von  Vieh  auf  dem  Wege  zum  Markte 
wird  untersagt;   auf  dem  Markte  selber  darf 
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der  Fleischer  sich  erst  dann  mit  Vieh  versehen, 
wenn  der  Bürger  seinen'  Viehkauf  abgeschlossen 
hat.  Diese  und  ähnliche  Bestimmungen  kom- 
men zum  bezeichnenden  Aasdruck  in  dem 
mittelalterlichen  Recht^sprichwort :  „Wenn  der 
Bürger  kauft,  soll  der  Fleischhacker  weiter- 
gehen." 

Den  Schlussring  in  der  Kette  dieser  Mass- 
regelu  zur  Reglementierung  des  Fleischerge- 
werbes bildete  die  Einführung  der  Fleisch- 
taxe,  die  übrigens  nicht  Fix-,  sondern  nur  M  ax  i  - 
mal  preise  festlegen  sollte.  Die  Feststellung 
der  Taxe  geschah  in  der  Regel  im  Aoschluss 
an  den  Einkaufspreis  des  Viehes  mit  Anrech- 
nung eines  „gerechten"  (rewinnes  für  den 
Metzger.  Doch  scheint  gerade  die  Durchführung 
der  Taxe  auf  ganz  besondere  Schwierigkeiten 
gestossen  zu  sein,  da  wir  in  den  Urkimden 
stetigen  Klagen  über  üeberschreitung  der  Taxen 
durch  die  Metzger  begegnen. 

Die  gegebene  Darstellung  umfasst  die  ty- 
pischen Massregeln  der  deutschen  Städte  zum 
Zwecke  der  Verbilligung  der  Fleischpreise,  die 
namentlich  seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters, 
wo  objektiv  Fleischnot  vorhanden  war,  sehr  in 
die  Höhe  gegangen  waren.  Unsere  Darstellung 
ergiebt,  dass  alle  jene  Statuten  und  Verord- 
nungen kein  einheitliches  S3'8tem  dar- 
stellen, sondern  dass  sie  auf  den  verschiedensten 
Wegen  und  durch  eine  bunte  Mannigfaltigkeit 
von  Mitteln  der  allgemeinen  Wohlfahrt  zu  dienen 
suchen  —  und  deshalb  giebt  dieser  Komplex 
sogenannter   „teuerungspolitischer"   3Iassregeln 

Geradezu  ein  klassisches  Spiegelbild  vom  Wesen 
er  ganzen  zünftigen  Öewerbeordnung  und 
Wohlfahrtspolizei.  Immer  und  überall  steht 
bloss  das  Endziel  fest:  preiswürdige  Ware 
dem  Konsumenten  zu  sichern  und  „gerechten" 
Gewinn  dem  Produzenten,  immer  und  überall 
erfolgt  die  Entscheidung  bloss  von  Fall  zu 
FaH,  —  ohne  Rücksicht  auf  eine  bestimmte 
Doktrin,  ohne  Bedenklichkeit  in  der  Wahl  der 
Mittel  und,  wenn  für  nötig  befunden,  mit  einer 
schier  endlosen  Reihe  detailliertester  Bestim- 
mungen, je  nach  der  speciellen  Art  der  lokalen 
Markt-,  Verkehrs-  und  Qewerbsverhältnisse. 

Eine  solche  Teuerungspolitik  hat  aber  da- 
mals einen  unbestrittenen  Nutzen  gestiftet. 
Nicht  deshalb,  weil  im  16.  Jahrhundert  Fleisch- 
not (durch  das  Missverhältnis  zwischen  Vieh- 
bestand und  Fleischbedarf)  vorhanden  war  — 
denn  hiergegen  vermochte  natürlich  jene  Politik 
ein  wesentliches  Resultat  nicht  zu  erzielen  — , 
sondern  weil  die  Ausübung  des  Metzger- 
berufs sich  in  jener  Zeit  im  Rahmen  der 
zünftigen  Gewerbeverfassung  bewegen 
mnsste.  Da  nun  seine  Produkte  unentbehrlich 
sind,  so  konnte  die  zünftige  Organisation,  zu- 
mal wenn  die  Konstellation  von  Bedarf  und 
Angebot  es  begünstigte,  nur  zu  leicht  zu  einer 
Ausbeutung  des  Publikums,  ja  zu  einem  wahren 
Raubzuge  der  Metzger  gegen  die  Konsumenten 
führen.  Hier  hat  die  Teuerungspolitik  sicher- 
lich präventiv  gewirkt,  dadurch  dass  sie  die 
Zahl  der  zünftigen  Fleischer  vermehrte,  freie 
Fleischmärkte  schuf,  den  Bruch  des  Gewerbe- 
monopols durch  nichtzttnftige  Metzger  und 
Bürger  in  gewissen  Grenzen  gestattete,  den 
Vieheinkauf  der  Bürger  begünstigte  u.  s.  w. 
Und  so  ist  die  geschilderte  Teuerungspolitik 
historisch  vollkommen  gerechtfertigt:  denn  sie 


ist  in  der  Epoche  der  Zünfte  einfach  ein  Ge- 
bot der  Notwendigkeit  gewesen. 

3.  Neuere  Zeit  Die  fortschreitende 
wirtschaftliche  Ent Wickelung  Europas,  wel- 
che durch  die  grossen  Entdeckungen  imd 
Erfindungen  seit  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
einen  so  überaus  wirksamen  und  mächtigen 
Impuls  erhalten  hatte,  erschütterte  die 
Existenzberechtigung  der  Zünfte,  und  so 
beginnen  diese  schon  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert zu  entarten.  Die  Zimft  sorgte 
nicht  mehr  dafür,  dass  jeder,  der  das 
Werk  verstand,  sein  Ein-  und  Aus- 
kommen hatte,  sondern  eine  kleine  Zalil 
einflussreicher  Meister  missbrauchte  die 
Machtstellung,  welche  ihnen  die  Zunftgo- 
rechtsame  verliehen,  dazu,  Familienprivilegien 
zu  schaffen,  die  —  ohne  Rücksicht  auf  die 
Allgemeinheit  und  die  berechtigten  An- 
sprüche der  Konsumenten  —  nur  den  An- 
gehörigen der  Meister  dauernd  eine  mög- 
lichst glänzende  ökonomische  Position  sichern 
sollten.  Gegen  diese  Missbräuche  wiuxle 
allerdings  recht  häufig  durch  landeshen*- 
liche  Verordnungen  eingeschritten:  indes 
griffen  diese  das  Uebel  nicht  an  der  Wiu-zel 
an,  sondern  brachten  bei  der  Kleinstaatei-ei 
der  damaligen  Zeit  nur  Verwirrung  in  die 
frühere  —  im  allgemeinen  und  grossen 
ganzen  —  einheitlichen  Zunfteinrich- 
tungen, und  es  entstand  eine  bunte  Muster- 
karte von  Handwerksordnungen  und  so  auch 
von  Metzgerstatuten.  Ein  wirkliches  Ziel 
und  Ende  wurde  allen  diesen  Missständen 
erst  durch  die  Gewerbefreiheit  gesetzt,  wie 
sie  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  einem 
grossen  Teile  Deutschlands  eingeführt  wiuxle. 
Während  z.  B.  noch  das  preussische  lAud- 
recht  die  Zunftprivilegien  anerkannt  und 
auch  obrigkeitliche  Preistaxen  nach  An- 
hönmg  der  Zunftältesten  zugelassen  liatte 
(s.  Teil  II,  Tit.  8  §§  200—201),  erlöste 
endlich  eine  V.  vom  24.  Oktober  1808  vom 
Zunftzwange  und  Verkaufsmonopole  der 
Schlächter  in  Ost-  und  Westpreussen  sowie 
Litthauen  und  beseitigte  die  Viktualientaxen ; 
das  Ed.  vom  2.  Oktober  1810  proldamierte 
dann  die  Grundsätze  der  Gewerbefreiheit 
für  den  ganzen  umfang  der  Monarcliie, 
und  das  Ed.  vom  7.  September  1811  hob 
schliesslich  auch  alle  polizeilichen  Be- 
stimmungen über  die  Preise  von  Lebens- 
mitteln auf. 

Seitdem  kann  jedermann,  welchen  Bil- 
dimgsgrades  oder  Standes  er  auch  sei,  olme 
Befähigimgsnachweis,  Meisterprüfung  oder 
obrigkeitliche  Erlaubnis  das  Gewerbe  eines 
Schlächters  ausüben.  Damit  waren  unter 
diesem  neuen  Regime  der  Gewerbefreiheit 
die  Privilegien  einzelner  aufgehoben,  und 
dadurch  wurden  die  Bedingungen  und 
Grundlagen  für  den  Betrieb  des  Fleischer- 
gewerbes  umgestaltet;    aber   eine   so   be- 
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deutende  Um-wälzung  wie  bei  so  vielen 
anderen  Handwerken  konnte  bei  jenem 
wegen  der  einmal  gegebenen  Verhältnisse 
der  Fleischprodiiktion  und  des  Fleischkonsums 
zunächst  nicht  statthaben,  und  so  ist  die 
Zahl  der  Fleischer  im  Verhältnis  zur  Zahl  der 
Bevölkerung  im  wesentlichen  stabil  ge- 
glichen:  es  kommen  in  Preussen  im  Jahre 
1861  —  nach  Schmollers  »Geschichte 
der    deutschen   Kleingewerbe«   —  auf    die 

fleiche  Anzahl  Einwohner  nur  8®/o  mehr 
leischer  als  1816.  Die  Technik  des  Be- 
triebes hat  sich  gegen  früher  wenig  ge- 
ändert, bis  auf  die  allerneueste  Zeit,  wo 
speciell  in  Amerika  die  raffinierteste  Maschi- 
nentechnik auch  der  Fleischerei  dienstbar 
gemacht  worden  ist.  Wohl  existieren  in 
den  grösseren  Städten  des  Kontinents  be- 
sondere Pökel-  und  Eäucherungsanstalten 
mit  mehr  fabrikmässigem  Betriebe,  wohl 
setzen  auch  grössere  Wurstfabriken  ihre 
Schneide-  und  Hackapparate  mit  Dampf  in 
Bewegung :  aber  die  wichtigsten  Operationen, 
das  Töten  des  Viehs,  das  Abziehen,  Zer- 
legen u.  s.  f.  sind  Sache  des  Handwerks, 
der  manuellen  Fertigkeit  geblieben.  Das 
gute  Geschäft  hängt  auch  heute  noch 
wesentlich  von  geschicktem,  auf  genaue 
Kenntnis  des  Viehs  gestützten  Vieheinkauf 
ab.  —  In  grossen  Städten  hat  sich  die  Ar- 
beitsteilung zwischen  Schlächtern  und  De- 
tailhändlern,  bei  denen  das  Ladengeschäft 
die  Hauptsache  ist,  herausgebildet.  Letztere 
übernehmen  das  Fleisch  in  grösseren  Stücken, 
trennen  die  verschiedenen  Sorten  und  machen 
dann  die  einzelnen  Teile  für  das  Publikum 
ziu^cht.  —  Die  Entwickelung  des  Fleischer- 
gewerbes in  dieser  Periode  der  Gewerbe- 
freiheit zeigt  freilich  auch  die  Tendenz  zur 
Begünstigung  der  grösseren  Geschäfte,  aber 
keines"wegs  in  derselben  Progression  wie 
die  meisten  anderen  Gewerbszweige.  So 
weist  die  preussische  Statistik,  nach 
Schmollers  Berechnungen,  auf:  im  J^ire 
1816  13300  Meister  mit  4700  Gehilfen; 
im  Jahre  1861  dagegen  21500  Meister  mit 
13300  Gehilfen,  d.  h.  1816  auf  100  Meister 
36  Gehüfen,  1861  auf  100  Meister 
62  Gehilfen.  Dass  jedoch  der  Kleinbetrieb 
immer  noch  bei  weitem  dominiert,  liegt  in 
den  eigenartigen  Verhältnissen  unseres  Ge- 
werbes begründet.  »Der  Fleischer  ist  eben 
in  der  Kegel  auf  einen  Absatz  in  den 
nächsten  Strassen  und  Häusern  angewiesen ; 
die  Hausfrau  will  nicht  zuviel  Zeit  ver- 
lieren, wenn  sie  zu  ihm  geht,  noch  weniger, 
wenn  sie  das  Dienstmädchen  schickt  Das 
vielfach  übliche  Bringen  des  Fleisches  in 
die  Wohnungen  der  Kunden  ist  nur  mög- 
lich, wenn  der  Fleischer  in  der  Nähe  wohnt« 
(Schmoll er  1.  c).  Femer  hängt  die  Zahl 
der  Fleischer  natürlich  eng  mit  dem  Um- 
fange des  Fleischkonsums  zusammen,   dann 


aber  auch  mit  der  Verbreitimg  der  Haus- 
schlächterei,  welche  den  gewerbsmässigen 
Schlächter  teilweise  überflüssig  machen 
kann.  Z.  B.  ist  die  Zahl  der  Fleischer  in 
Württemberg  eine  relativ  bedeutende,  weil 
die  Hausschlächterei  dort  nur  wenig  vor- 
kommt. 

Das  anschaulichste  Bild  vom  Fleischereibe- 
triebe der  Gegenwart  erhält  man  wohl,  wenn 
man  ihn  au  einem  seiner  Knlminationspunkte, 
etwa  in  Berlin,  aufsucht.  Hauptkänfer  auf  den 
Viebmärkten  sind  dort  neben  den  Exportenren 
die  Berliner  Engrosschlächter,  über  300  an  der 
Zahl.  Diese  treten  nicht  in  direkte  Berührung 
mit  den  Konsumenten,  sondern  liefern  das 
Fleisch  —  ganze  Kälber  und  Hammel,  halbe 
Schweine,  Viertelrinder  etc.  —  nur  an  die  La- 
denschlächter, welche  ihrerseits  erst  den  De- 
taUverkauf  an  das  Publikum  besorgen.  Das 
Schlachten  selbst  findet  obligatorisch  im  städti- 
schen Schlachthofe  statt,  von  wo  (bezw.  vom 
Engrosfleischmarkt  der  Markthallen)  das  Fleisch 
auf  den  Wagen  der  Engrosschlächter  in  die 
Verkanfslokale  der  Ladenschlächter  geschafft 
wird.  Auf  diese  Weise  deckt  die  Mehrzahl  der 
letzteren  ihren  Bedarf,  und  nur  sehr  wenige 
schlachten  ihre  Ware  selbst  oder  lassen  sie 
auch  durch  die  am  Schlachthofe  selbständig 
arbeitenden  „Lohnschlächter'^  gegen  Stücklohn 
schlachten.  —  Der  Fleischverkauf  en  detaü 
findet  einmal  in  den  Markthallen  (s.  den  Art.) 
und  auf  den  öffentlichen  Märkten  statt  —  wo 
übrigens  auch  auswärtige  Schlächter  ihre  Stände 
haben  —  und  femer  in  über  2000  selbständigen 
Schlächter-  und  Fleischverkanfsgeschäften.  Da- 
mit ist  aber  die  Zahl  der  Verkäufer  von  Fleisch- 
waren  nicht  erschöpft,  sondeln  es  muss  noch  in 
Anschlag  gebracht  werden,  dass  viele  Material- 
und  alle  Delikatesswarenhandlungen  einen  oft 
sehr  schwunghaften  Handel  in  Wurst  und  allen 
Sorten  feiner  Fleischwaren  treiben.  Auf  diese 
Weise  hat  also  zwischen  Schlächterei  und 
Fleischhandel  eine  ziemlich  weitgehende  Ar- 
beitsteilung schon  stattgefunden,  welche  in 
nicht  ferner  Zeit  vermutlich  noch  vollständiger 
durchgeführt  werden  wird. 

Die  Innungsbewegung,  die  seit  den  70er 
Jahren  die  selbständigen  Kleingewerbetreiben- 
den um  ein  gemeinsames  Banner  geschart  hat. 
hat  auch  für  das  Fleischergewerbe  eine  grosse 
Bedeutung  erlangt.  Ihre  Zwecke  sind  hier  wie 
anderwärts:  Zusammenschliessung  der  Meister 
zum  Zwecke  gemeinsamer  wirtschaftlicher  Un- 
ternehmungen, besserer  AusbUdung  der  Lehr- 
linge, Stärkung  ihrer  autoritativen  Stellung 
den  Gesellen  gegenüber,  leichterer  Durchsetzung 
sozialpolitischer  Postulate  zu  Gunsten  der  Er- 
haltung des  Handwerkerstandes  in  der  G^etz- 
gebung  etc.  Hingegen  sind  die  Gesellen 
gerade  unseres  Gewerkes  von  der  gewerkschaft- 
lichen Bewegung  bisher  nur  in  geringem  Masse 
ergriffen  worden.  1874  geschah  es  zum  ersten 
Male,  dass  in  Hamburg  die  Gründung  einer 
Schlächtergewerkschaft  versucht  wurde,  — 
jedoch  ohne  Erfolg.  Erst  die  seit  den  90  er 
Jahren  unternommenen  Versuche  in  dieser  Kich- 
tung  scheinen  zu  günstigeren  Ergebnissen 
führen  zu  wollen :  wenigstens  haben  die  Fach- 
vereine der  Schlächtergesellen  zu  Berlin  und 
Hamburg  doch  schon  eine  gewisse  Bedeutung 
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erlang.  Die  Wortführer  der  Fach  vereine  — 
die  sich  übrigens  offen  zur  Sozialdemokratie 
bekennen  —  klagen  über  die  lauge  Arbeitszeit 
(die  angeblich  regelmässig  über  15  Stunden 
währt),  über  die  geringen  Löhne  und  ganz  be- 
sonders über  die  jetzige  Art  der  Stellenver- 
mittelung: piittellosen  Gesellen,  so  behaupten 
sie,  sei  es  äusserst  schwer  gemacht,  ein  Unter- 
kommen zu  finden;  wer  dem  Stellenvermittler 
am  meisten  zahle,  erhalte  den  Vorzug,  werde 
aber  schon  nach  kurzer  Zeit  durch  eben  den- 
selben wieder  aus  der  Arbeit  gedrän^,  damit 
er  eine  neue  Vermittelun^sprovision  einstecken 
könne.  Die  Hamburger  Meister  leugnen  übrigens, 
dass  die  Arbeitszeit  der  Gesellen  über  14  Stun- 
den und  der  „Durchschnittslohn"  unter  11  Mark 
wöchentlich  (bei  freier  Kost  und  Wohnung)  be- 
trage. Indes  zeigt  selbst  diese  Verteidigung 
der  Meister,  dass  die  Arbeitszeit  in  ihrem  Ge- 
werbe eine  ungewöhnlich  lange  ist,  und  auch 
die  gelegentlich  ausgesprochene  Behauptung 
des  „amtlichen"  Organs  der  Fleischerinnungen : 
die  Forderung  einer  täglichen  12  stündigen  Ar- 
beitszeit bedeute  den  „Gipfel  der  Unverschämt- 
heit" —  ist  nicht  gerade  geeignet,  für  die  Be- 
strebungen der  Meister  einzunehmen.  — 

Ein  lehri'eiches  Bild  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  Fleischergewerbes  hat  die 
deutsche  gewerbestatistische  Aufnalime  vom 


Jalu-e  1882  geliefert.  Danach  werden  l,68^'o 
sämtlicher  gewerbethätigen  Personen  durch 
das  Fleischergewerbe  in  Arbeit  gesetzt.  Ihm. 
sind  von  den  3609801  Geworbebetrieben 
des  Deutschen  Reiches  81713  gewidmet 
und  von  den  3005457  Hauptbetrieben 
62747.  Soweit  die  Hauptbetriebe  aller 
Branchen  Gehilfen  haben,  beschäftigen  sie 
5462917  Personen;  davon  kommen  auf 
unsere  Industrie  123743.  Wie  sehr  diese 
den  Charakter  des  Kleingewerbes  hat,  geht 
unmittelbar  dai*aus  hervor,  dass  von  ihren 
62747  Hauptbetrieben  62105  weniger  als 
fünf  (oder  gar  keine)  Gehilfen  haben  und 
dass,  alles  in  allem,  auf  je  100  Fleischer- 
meister  nur  96  Gehilfen  kommen.  — 
Was  die  Besitzverhältnisse  anlangt,  so  sind 
98,52^/0  aller  Hauptbetriebe,  die  Gehilfen 
beschäftigen,  einzelnen  Personen  gehörig, 
1,39  mehreren  Gesellschaftern,  0,05  wirt- 
schaftlichen Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften, 0,04  kommunalen  Korporationen. 
—  Die  Verteilung  der  Betriebe  über  die 
einzelnen  Staaten  des  Reiches  wird  durch 
die   folgende  Tabelle  anschaulich  gemacht. 


Staat 


Gesamtzahl 

der 

Betriebe 


Davon 
Hauptbe- 
triebe 


In  den  Hauptbetrieben 
beschäftigte  Personen 

männl.   I    weibl. 


zus. 


Preussen 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

Meckleoburg-Schwerin  .  . 
Sachsen- Weimar  .... 
Mecklenburg-Strelitz     .    . 

Oldenburg    

Braunschwei^ 

Sachsen- Meiningen  .  .  . 
Sachsen-Altenburg  .  .  . 
Sachsen-Coburg-Gotha  .    . 

Anhalt 

Schwarzburg-Sondershausen 
Schwarzburg-Rudolstadt  . 

Waldeck 

Beuss  ä.  L 

Reuss  j.  L 

Schaumburg-Lippe    .    .    . 

Lippe  

Lübeck    ....... 

Bremen 

Hamburg 

Elsass-Lothringen     .    .    . 


43288 
13420 
5780 
4704 
2610 
2322 

973 
822 

164 

564 
I  106 

525 
366 

466 

512 

205 

191 
86 

135 
267 

63 
285 

142 

259 

571 
1887 


35  762 

8383 
4569 

3370 
1887 

1731 
945 
487 

158 

394 

521 

295 

233 
289 

300 

121 

116 

70 

103 

191 

45 
142 

135 

234 

553 
I  712 


68  106 

13  949 

8789 

5  595 

3513 

3048 

1552 

886 

267 

634 

I  112 

529 

423 

623 

546 

205 

202 

130 

198 

320 

88 

225 

272 

582 

1947 

3062 

148 

993 
645 

152 

137 
107 

40 

25 
2 

13 
65 
39 
34 
38 

29 
10 

4 

9 

7 
10 

4 

5 

23 

25 
82 

314 


72254 
14942 

9  434 

5  747 
3650 

3155 
1592 
891 
269 
647 
i  177 
568 

457 
661 

575 
215 

206 

139 
205 

330 

92 

230 

295 

607 

2029 

3376 


Deutsches  Reich 1      81  713 


62  747         116  783         6  960      123  743 


Die  neue  gewerbestatistische  Aufnahme 
vom  Jahre  1895'giebt  ein  klares  Bild  von 
der  Entwickelung  des  Fleischergewerbes 
seit  liS82.    Ihm  sind  jetzt  von  den  3658088 


gewidmet  und  von  den  3144977  Haupt- 
betrieben 74163.  Die  Zahl  der  gewerbe- 
thätigen Personen  überhaupt  beti"ägt 
10269269;    davon  kommen  auf  unsere  In- 


Oewerbetrieben  des  Deutsehen  Reiches  92  873  i  dustrie     178  873.      Wie    sehr    diese    den 
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Charakter  des  Kleingewerbes  beibelialten 
hat,  geht  unmittelbar  daraus  hervor,  dass 
von  ihren  74163  Hauptbetrieben  70696 
weniger   als  fünf  (oder  gar  keine)  Grehilfen 


haben.  Die  gegenwärtige  Yerteilung  der 
Betriebe  über  die  einzelnen  Staaten  des 
Reiches  wird  durch  die  folgende  Tabelle 
anschaulich  gemacht. 


Staat 


Gesamtzahl 

der 

Betriebe 


Davon 
Hauptbe- 
triebe 


In  den  Hauptbetrieben 
beschäftigte  Personen 

männl.    I    weibl. 


zus. 


51285 

13351 

7  131 

4699 

2970 

2462 
I  080 
888 
194 
606 
1288 
529 
429 
504 
688 
212 
202 

87 
179 
316 

98 
201 
196 
306 
909 
2063 


Preussen 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin  .  . 
Sachsen-Weimar  .... 
Mecklenburg-Strelitz    .     . 

Oldenburg 

Braunschwei^ 

Sachsen-Meiningen  .  .  . 
Sachsen-Altenburg  .  .  . 
Sachsen-Goburg-Gotha  .    . 

Anhalt 

Schwarzburg-Sondershausen 
Schwarzburg-Budolstadt   . 

Waldeck 

Eeuss  ä.  L 

Eeuss  j.  L 

Schaumburg-Lippe   .    .    . 

Lippe  

Lübeck 

Bremen 

Hamburg 

Elsass-Lothringen     .    .    . 

Deutsches  Beich  .... 


Von  grossem  Interesse  ist  die  Entwickelun^ 
unseres  Gewerbes  in  Frankreich.  Wahrend 
des  Mittelalters  finden  wir  da  freilich  im  we- 
sentlichen nur  die  gleichen  Formen  und  Insti- 
tutionen wie  in  Deutschland  ;  nur  dass  dort  — 
wie  Cl.  Neuburg  festgestellt  hat  —  der  po- 
litische Einfluss  der  Zünfte  im  Gegensatz  zu 
den  deutsch en  minimal,  ihre  Gerichtsbarkeit 
sehr  eingeschränkt  und  ihre  wirtschaftliche 
Selbstverwaltung  noch  öfteren  Eingriffen  des 
Staates  ausgesetzt  war.  die  vornehmlich  den 
Zutritt  zur  Zunft  einerseits  zu  erleichtem,  an- 
dererseits aber  die  Gewährung  der  Zunftrechte 
durch  königliche  Ordonnanzen  zu  Gunsten  der 
königlichen  Kasse  auszunutzen  strebten.  Diese 
Zunftorganisation  blieb  bekanntlich  für  die 
Kleingewerbe  mit  geringen  Modifikationen  bis 
zum  Ministerium  Turgot  bestehen.  Für  die 
Fleischer  von  Paris  war  die  wichtigste  Bestim- 
mung und  Beschränkung  die,  dass  sie  in  ei- 
fener  Person  das  Vieh  auf  den  Märkten  von 
oissy  und  Sceaux  einkaufen  mussten.  Da  nun 
manchmal  ein  Mangel  in  der  Zufuhr  von  Vieh 
entstand,  weil  die  Pariser  Metzger  in  früheren 
Fällen  gekauftes  Vieh  nicht  hatten  bezahlen 
können  und  dadurch  in  Misskredit  gekommen 
waren,  wurde  1733  von  der  Regierung  die 
„Caisse  de  Poissy"  ins  Leben  gerufen,  welche 
durch  Kautionen  der  Fleischer  die  Zahlung  an 
die  Verkäufer  von  Vieh  sichern  und  damit  eine 
lebhaftere  Teilnahme  am  Markte  herbeiführen 

Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


43756 
8638 
5880 

3234 
2195 

2055 

1052 

551 
180 

417 
736 

343 

324 
290 

463 
133 
138 
64 
139 
234 

63 
118 

169 

282 

885 
I  824 


88592 

16961 

15897 

3226 

II 725  . 

5088 

6023 

920 

4275 

1349 

4024 

624 

I  780 

HO 

1  090 

222 

301 

19 

731 

56 

I  627 

325 

608 

103 

735 

102 

681 

158 

789 

196 

229 

51 

247 

43 

139 

17 

230 

43 

415 

91 

107 

9 

205 

38 

342 

70 

660 

142 

2544 

468 

3566 

879 

105  553 
19  123 
16  813 

6943 
5624 

4648 

I  890 

I  312 

320 

788 

1952 

711 

837 
839 
985 
280 

290 

156 

273 
506 

116 

243 

412 

802 
3012 

4  445 


92873 


74163  147563         31 310       178873 


sollte.  Durch  ein  Edikt  Turgots  1776  unter- 
drückt, wird  die  Kasse  1779  nach  des  Ministers 
Sturze  von  neuem  konstituiert,  um  indessen 
schon  ein  Jahrzehnt  später  wieder  aufgelöst  zu 
werden,  nachdem  durch  die  Bevolution  die  all- 
gemeine Gewerbefreiheit  proklamiert  worden 
war.  Indessen  sollte  gerade  das  Fleischerge- 
werbe sich  dieser  Errungenschaft  nicht  lange 
erfreuen.  Schon  das  Gesetz  über  die  Municipä- 
polizei  von  1791  behielt  den  Gemeindebehörden 
„provisorisch"  das  Becht  der  Taxierung  von 
Fleisch  und  Brot  vor.  Napoleon  aber  machte 
dem  freien  Handel  mit  Lebensmitteln  —  dem 
er  nicbt  die  Fähigkeit  zutraute,  Paris  regel- 
mässig genügend  zu  versorgen  —  vollends  den 
Garaus  und  gab  dem  Fleischer-  wie  dem  Bäcker- 
j;e werbe  eine  besondere  Verfassung:  also  auch 
in  diesem  Punkte  den  römischen  Cäsaren  glei- 
chend. Nachdem  die  „boucherie  de  Paris"  1802 
der  Ueberwachung  durch  die  Polizeipräfektur 
unterworfen  worden  war,  wiu*de  sie  1811  ge- 
radezu als  geschlossene  Korporation  konstituiert. 
Die  Geschichte  dieses  Pariser  Fleischergewerbes, 
die  wir  hier  hauptsächlich  an  der  Hand  von 
Lexis'  „Gewerkvereinen  und  Unter- 
nehmerverbänden in  Frankreich"  ver- 
folgen, hat  übrigens  eine  über  den  Rahmen 
einer  Gewerbehistorie  hinausreichende  princi- 
pielle  Bedeutung:  es  stellte  sich  heraus,  dass 
die  Durchführung  der  freien  Konkurrenz  in 
diesem  Produktionszweige  an  Stelle  des  Mono- 

Auttage.    III.  69 
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pols  einer  Zahl  von  Produzenten  keineswegs  die 
erwartete  Verbilligung  des  Artikels  nach  sich 
zog.  Die  einzehien  Thatsachen  seit  1811  waren 
die  folgenden.  Die  Zahl  der  Pariser  Fleischer, 
welche  damals  500  betrug,  wurde  auf  300  her- 
abgesetzt; die  noch  vorhandenen  überzähligen 
Stellen  sollten  aufgekauft  werden.  Alle  Fleischer 
bildeten  einen  Verband,  an  dessen  Spitze  ein 
„Syndikus"  mit  6  Beisitzern  stand;  gewählt 
wurde  dieser  Vorstand  von  50  Wahlmännern, 
die  der  Polizeipräfekt  ernannte.  Die  Caisse 
de  Poissy  wurde  wieder  hergestellt,  die  Fleischer 
durften  das  Vieh,  ganz  wie  unter  dem  Ancien 
Regime,  nur  auf  den  Märkten  von  Poissy  und 
Sceaux  einkaufen,  mnssten  hohe  Kautionen 
stellen  uad  waren  überdies  noch  einer  Menge 
polizeilicher  Vorschriften  unterworfen,  welche 
vor  allem  zum  Bereithalten  genügender  Fleisch- 
vorräte verpflichteten.  1825  wurde  freilich  die 
Beschränkung  der  Zahl  und  das  „  Syndikat" 
aufgehoben.  Aber  auf  die  vielfachen  Klagen 
der  Fleischer  wurde  1829  wieder  der  alte  Zu- 
stand herg^estellt ;  bloss  die  Zahl  der  Fleischer 
wurde  auf  400  erhöht.  Eine  königl.  Ordounanz 
vom  folgenden  Jahre  regelte  in  nicht  weniger 
als  300  Artikeln  die  Stellung  und  die  polizei- 
lichen Verpflichtungen  dieser  Gewerbtreibenden. 
Nachdem  dann  die  Julirevolntion  von  neuem 
volle  Gewerbefreiheit  gebracht  hatte,  kehrte 
man  April  1832  wieder  zum  alten  Monopol- 
system zurück,  das  indes  später  einzelne  Mil- 
derungen erfuhr.  Die  Zahl  der  Konzessionen 
wurde  nach  und  nach  auf  501  gebracht,  und 
seit  1848  reservierte  man  den  innerhalb  der 
Bannmeile  stationierten  Verkäufern  auf  allen 
Fleischmärkten  eine  grössere  Anzahl  Plätze  und 
liess  auf  dem  Markte  der  Eue  des  Prouvaires 
sogar  jeden,  der  wollte,  zum  täglichen  Ver- 
kaufe von  Fleisch  zu;  endlich  gewährte  man 
den  Fleischern  die  Erlaubnis,  unter  gewissen 
Bedingungen  Vieh  auch  ausserhalb  der  Märkte 
zu  kaufen.  Seit  jener  Zeit  begann  eine  starke 
Strömung  zu  Gunsten  der  freien  Konkurrenz 
im  Fleischhandel  sich  bemerkbar  zu  machen. 
Während  das  Syndikat  der  Fleischer  die  Theorie 
aufstellte,  dass  die  grösstmögliche  Billigkeit  des 
Fleisches  —  wegen  der  festen  und  unvermeid- 
lichen grossen  Generalunkosten  für  jedes  ein- 
zelne Geschäft  ohne  Bücksicht  auf  seinen  Um- 
fang —  nur  bei  geringer  Anzahl  von  Ge- 
schäften zu  erreichen  wäre,  weil  dann  ja  jedes 
einzelne  Pfund  Fleisch  mit  einem  pperingen  An- 
teile an  den  „frais  generaux"  partizipierte :  be- 
antragten die  Wortführer  der  Freihandelslehre 
wie  der  Arbeiterpartei  in  gleicher  Weise  die 
Freigebung  des  FleischerffewerbeB,  da  nur  freie 
Konkurrenz  die  —  nacn  ihrer  Annahme  — 
durch  das  herrschende  Monopolsystem  verteuer- 
ten Lebensmittel  im  Preise  drücken  könnte. 
Horace  Say  berief  sich  darauf,  dass  zu  Anfang 
der  grossen  Revolution  die  600000  Einwohner 
von  Paris  63  Mill.  Pfd.  Fleisch  pro  Jahr  ver- 
zehrt hätten,  während  im  Jahre  1817  unter  dem 
Monopol  trotz  der  auf  714000  gestiegenen 
Bevölkerungszahl  der  Verzehr  auf  56  Mill.  Pfd. 
gesunken  wäre:  was  den  Druck  beweise,  den 
dieses  auf  den  Konsum  ausübe.  Derselbe  Autor 
führte  femer  aus,  wie  das  Monopol  bewirke, 
dass  jeder  konzessionierte  Fleischer  beim  Ver- 
kaufe seines  Geschäfts  auch  noch  den  Wert  der 
Konzession,   d.   h.   des  Hechtes  der  Teilnahme 


am  Monopol  in  Anschlag  bringe:  folglich  habe 
der  Käufer  eine  Mehrausgabe  zu  leisten,  welche 
er  im  Preise  seiner  Fleischwaren  ersetzt  erhalten 
müsse,  und  sei  daher  schon  aus  diesem  Grunde 
zur  Erhöhung  der  Preise  gezwungen.  Aber 
obwohl  sich  auch  noch  die  beiden  klassischen 
Journalisten  jener  Zeit,  Girardin  und  Ber- 
tin („Presse"  resp.  „Debats"),  nachzuweisen 
bemühten,  dass  das  laisser-faire-Princip  allein 
billiges  Fleisch  und  somit  eine  „augmentation 
indirecte  des  salaires"  verbürgen  könne,  drang 
dasselbe  vorläufig  noch  nicht  durch.  Im  Geg-en- 
teil,  gerade  jetzt  erst  entschloss  sich  die  Polizei- 
präf  ektur  dazu,  den  Bing  in  der  monopolistischen 
Kette  zu  schliessen,  nämlich  das  Monopol  auch 
noch  durch  die  Preistaxe  zu.  ergänzen  (1855). 
Dieselbe  sollte  sich  natürlich  an  die  jeweiligen 
Viehpreise  anschliessen  und  im  Principe  mög- 
lichst billige  Preise  normieren.  Doch  das  Ex- 
?eriment  miss^lückte,  da  gerade  zur  Zeit  der 
'axe  die  Fleischpreise  ungewöhnlich  hoch  blieben. 
Das  Missling^en  dieser  Massreg^el  trug  nicht 
wenig  dazu  bei,  der  ohnehin  schon  starken  in- 
dividualistischen Strömung  auf  diesem  Gebiete 
zum  siegreichen  Durchbruch  zu  verhelfen. 
Schon  1858  wurde  das  Gewerbe  freigegeben. 
Aber  ein  Gewinn  für  die  Konsumenten  lässt 
sich,  nach  Lexis  trotzdem  nicht  nachweisen. 
Der  Preis  des  Fleisches  ist  in  jener  Zeit  regel- 
mässig gestiegen;  der  Fleischkonsum  hat  sich 
nicht  erheblich  vergrössert;  nur  die  eine 
Wirkung  trat  ein,  dass  die  Zahl  der  Unter- 
nehmer rasch  zunahm :  unter  dem  Monopol  501, 
betrug  sie  zwei  Jahre  später  (1860)  —  mit  Ein- 
rechnung  von  etwa  300  Fleischern  der  Bann- 
meile —  bereits  1132  und  1872  gar  1622.  Hier- 
nach hätte  also  weder  der  einzelne  Fleischer 
noch  der  Konsument  einen  wesentlichen  Vorteil 
von  der  Reform  gehabt,  sondern  die  Wirkung 
wäre  bloss  die  gewesen,  dass  eine  relativ 
grössere  Anzahl  von  Fleischerge- 
schäften existenzfähig  geworden  ist. 
—  An  all  diesen  Evolutionen  des  Fleischerge- 
werbes waren  aber  die  Schweinemetzger 
nicht  beteiligt.  Schon  in  der  Zunftzeit  —  wir 
berichten  wiederum  nach  dem  citierten  Werke 
von  Lexis  —  waren  die  „charcutiers"  von 
den  Fleischern  streng  unterschieden  gewesen, 
anfangs  nur  mit  dem  Eechte,  das  Schweine- 
fleisch in  verschiedenen  Formen  zuzubereiten 
und  zu  verkaufen,  seit  dem  16.  Jahrhundert 
aber  auch  mit  dem  Privileg,  selbst  Schweine 
auf  dem  Markte  kaufen  und  schlachten  zu 
dürfen.  So  bildete  sich  die  Schw^einemetzgerei, 
verbunden  mit  der  Fabrikation  von  Fleisch- 
waren aller  Art  (auch  von  anderem  Material 
als  Schweinefleisch),  zu  einem  besonderen  Ge- 
werbe aus,  das  auch  späterhin  von  der  Einord- 
nung in  das  monopolistische  System  Napoleons 
verschont  blieb.  Dagegen  wurde  es  einer 
scharfen  gesundheitspcuizeilichen  Kontrolle  un- 
terworfen. Mit  Recht;  denn  wenn  auch  die 
charcuterie  fiferade  in  Paris  kulinarische  Kunst- 
werke anzu^rtifi^en  versteht,  so  sind,  ganz  ab- 
gesehen von  den  bekannten  Gefahren  des 
frischen  Schweinefleisches,  die  für  die  unbe- 
mittelten Klassen  bestimmten  Fleischpräparate 
häufig  ganz  unverantwortliche  Gemengsei,  — 
„un  ramassis  de  viandes  sans  nom  que  Ton 
sale  et  que  Ton  epice",  wie  ein  Sachverständiger 
sich  ausdrückte.  —  Das  heutige  Fleischerge- 
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werbe  in  Paris  —  unter  dem  System  der  Ge- 
werbefreiheit —  zeigt  eine  ungefähr  ähnliche 
Physiognomie  wie  das  deutsche.  Die  Zahl  der 
Pariser  Fleischer  beträgt  gegenwärtig  2500. 

(Betr.  Fleischbeschau,  Fleischkon- 
sum, Fleischpreise,  Markthallen  und 
Schlachtsteuer  müssen  wir  auf  die  betref- 
fenden Artikel  dieses  Handwörterbuchs  ver- 
weisen.) 

4.  Amerikanisches  Fleischereige- 
werbe. Neuerdings  gewinnt  die  trans- 
atlantische Fleischkonkurrenz  eine 
erhöhte  Wichtigkeit.  Frühere  Versuche, 
die  Fleischvorräte  Südamerikas  und  Aus- 
traliens durch  Kälte  zu  konsenderen  und 
in  Eispackung  auf  den  europäischen  J^Iai'kt 
zu  bringen,  sind  fehlgeschlagen,  weil  d^vs 
Fleisch,  sobald  es  aus  der  Eispackung  her- 
auskam, überaus  oft  in  Fäulnis  überging, 
so  dass  ein  Verkauf  ausgeschlossen  war. 
Ebensowenig  war  es  möglich,  die  sog. 
>Carne  pura«  (eine  Art  getrockneten  Fleisches 
in  pulverförmigem  Zustande)  als  Volks- 
nahrungsmittel in  Ihiropa  einzubürgern,  da 
sie  nicht  erheblich  billiger  als  manche  ein- 
heimischen Präparate  zu  stehen  kam  und  zu- 
dem unserem  Geschmacke  weniger  ange- 
passt  war  als  diese.  Auch  der  Export  von 
Fleisch,  das  in  Blechbüclisen  durch  Er- 
hitzen konserviert  wird,  war  in  Massen 
nicht  durchzuführen;  denn  infolge  des 
langen  Kochens  wird  beim  Corned  Beaf  das 
Bindegewebe  gelatinös,  die  zähe  Faserung 
des  Fleisches  tritt  dadurch  stärker  hervor, 
und  letzteres  erhält  somit  durch  diese 
Konservierimgsmethode  schon  eine  gewisse 
Zubereitung,  welche  es  für  die  verschiedenen 
beliebten  (tenuss  formen ,  in  denen  die 
Küchenkunst  sich  erschöpft,  nicht  mehr  ver- 
wendbar erscheinen  lässt.  Schon  viel  mehr 
Erfolg  hat  man  in  Südamerika  mit  dem 
Fleisch  extrakt  gehabt,  welcher,  gemävss 
den  Principien  der  jetzt  antiquierten  Nähr- 
werttheorie Liebigs,  aus  dem  Fleische  der 
dortigen  zahllosen  Rinderherden  hergestellt 
wird.  Ein  Rind  liefert  hier  durchschniit- 
lich  5  kg  Fleischextrakt;  letzterer  ent- 
hält 170/0  Wasser,  20  "/o  Salze  und  63  «/o 
organische  Stoffe,  die  aber  nur  aus  Ex- 
traktiv-, nicht  aus  Nährstoffen  bestehen; 
denn  »der  Fleischextrakt  —  urteilt  nach 
den  Ergebnissen  der  heutigen  physiologischen 
Chemie  der  Hygieniker  Flügge  —  ist  ex- 
quisites Genuss-  und  Reizmittel  und  nur 
als  solches  zu  benutzen.«  Immerhin  haben 
sich  einige  grosse  Unternehmungen,  welche 
regelmässig  Fleischextrakt  nach  Europa  ex- 
portieren, rentabel  erwiesen,  ohne  dass  je- 
doch dieser  Export  für  das  kontinentale 
Fleischergewerbe  gefahrdrohende  Dimen- 
sionen angenommen  hätte.  — 

Von  eminenter  Bedeutung  ist  dagegen  die 
n  0  r  d  amerikanische  Konkurrenz.  Wir  berichten 
über  diese  im  Anschlnsse  an  Serings  Unter- 


suchungen. Danach  ist  in  den  Vereinigten 
Staaten  die  sogenannte  Region  des  Maisbaues 
wegen  der  grossartigen  Maisernten,  der  aus- 
gedehnten natürlichen  Prairieweiden  und  der 
raschen  Akklimatisierung  europäischer  Gras- 
arten für  die  Rindvieh-  und  Schweinezucht  in 
ganz  besonders  hohem  Masse  geeignet.  Diese 
Region  durchzieht  gleich  einem  Gürtel  die  Mitte 
des  Landes  südlich  von  den  grossen  Seeen  bis 
hinüber  zu  den  Steppenweiden,  welch  letztere 
fast  die  ganze  westhche  Hälfte  der  Union  bis 
zu  den  Gebirgsrändern  der  Pacifikküste  ein- 
nehmen. Die  Weide  in  Verbindung  mit  Mais- 
fütterung, die  auf  der  eingefriedigten  Weide 
statthat,  bildet  hier  die  Grundlage  der  Vieh- 
zucht der  Farmer.  Indes  hat  dieses  Gebiet 
auch  die  amerikanische  Bevölkerung  mit  Fleisch 
zu  versorgen.  Da  nun  seit  1860  der  Viehstand 
der  Union  —  unter  Abrechnung  der  Step- 
penherden —  relativ  (d.  h.  pro  Kopf  der 
Gesamtbevölkerung)  beständig  abgenommen  hat, 
so  kann  diese  Fleischproduktion  auf  dem  eu- 
ropäischen Markte  keinen  dauernden  Preis- 
druck  verursachen.  Soweit  ein  solcher  in  den 
80  er  Jahren  wirklich  eingetreten,  ist  er  viel- 
mehr die  Folge  der  nordamerikanischen  Step- 
penviehzucht gewesen.  Das  Gebiet  der  letz- 
teren umfasst  die  ungeheueren  Hochebenen  der 
Kordilleren  vom  Rio  (irande  im  Süden  bis  hin- 
ein in  die  britischen  Besitzungen  im  Norden 
und  von  der  Sierra  Nevada  bis  etwa  zum  100.  ® 
westl.  G.  Es  ist  durch  ein  überaus  trockenes 
und  in  der  Temperatur  ausserordentlich  schwan- 
kendes Klima  charakterisiert,  hat  aber  den 
Vorzug,  dass  die  Steppengräser  auch  in  der 
kalten  Jahreszeit  ihre  nährenden  Eigenschaften 
bewahren,  da  hier  die  Pflanzen  —  durch  die 
glühende  Sommersonne  vollständig  ausgetrock- 
net —  als  natürliches  Heu  auf  dem  Boden  stehen 
bleiben.  Die  Steppenherden  bleiben  trotz  harter 
Winterkälte  das  ganze  Jahr  im  Freien,  indem 
sie  in  Schluchten  und  hinter  Bergwänden  Schutz 
suchen.  Seit  Mitte  der  60  er  Jahre  begann  man 
auf  den  Hochsteppen  Viehzucht  zu  treiben; 
und  sie  kam  bald  ausserordentlich  in  Aufnahme, 
da  sie  grossen  Gewinn  abwarf,  welcher  vor- 
nehmlich dem  Umstände  zu  verdanken  war, 
dass  das  weite  Land  ohne  alle  Kosten  für  den 
Erwerb  des  Bodenbesitzes  den  unternehmenden 
Züchtern  offen  stand.  Diese  Steppenviehzucht 
befindet  sich  überwiegend  in  den  Händen  von 
grossen  Einzeluntemehmem  oder  Aktienge- 
sellschaften, welche  es  auf  eine  g^nz  extensive 
billige  Massenproduktion  von  Fleisch  absehen, 
bei  der  die  Natur  das  meiste  thun  muss.  Einen 
grossen  Aufschwung  nahm  die  Steppenviehzucht 
zu  Anfang  der  80  er  Jahre,  als  mehrere  neue 
Eisenbahnen  durch  die  Kordilleren  nach  der 
Pacifikküste  angelegt  wurden,  wodurch  infolge 
des  schnelleren,  bequemeren  und  billigeren 
Transportes  die  Gewinnchancen  sich  erhöhen 
mussten.  Eine  Masse  neuer  Unternehmungen 
wurde  gegründet,  zu  Hunderttausenden  wurden 
Kälber  in  das  Steppengebiet  getrieben;  die 
Konkurrenz  um  den  Erwerb  von  Viehherden 
war  schliesslich  eine  derartige,  dass  Jungvieh 
1883  in  Montana  mehr  kostete  als  in  Chicago. 
Auf  diese  Gründerzeit  musste  bald  die  Krise 
folgen.  Der  Preis  des  Viehes  ging  in  Amerika 
von  1884—89  successive  um  30—40  %  herunter. 
Viele  derViehkompagnieen  zahlten  infolgedessen 
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gar  keine  oder  nur  minimale  Dividenden,  ja 
manche  gerieten  in  eine  so  schlechte  Lage,  dass 
sie  ausverkaufen  mussten,  um .  nur  ihren  Ver- 
pflichtungen nachkommen  zu  können,  —  so  dass 
also  in  solchen  Fällen  eine  dauernde  Minderung 
der  Fleischproduktion  die  Folge  war.  Diese 
Reduktion  der  Herden  ist  aber  ausser  durch 
die  augenblickliche  finanzielle  Katastrophe  auch 
noch  durch  Gründe  von  viel  grösserer  Trag- 
weite verursacht:  nämlich  einmal  durch  die 
Ueberfüllung  der  Weideplätze  im  Steppengebiete 
mit  Vieh  und  femer  durch  die  Beschlagnahme 
der  bestgelegenen  Winterweiden  durch  die  vor- 
dringende ackerbautreibende  Bevölkerung  der 
Union. 

Kleine  Farmer  kommen  nämlich,  da  der 
bessere  Ackerboden  nicht  mehr  ausreicht,  immer 
mehr  in  die  Steppengebiete,  um  mit  Hilfe  von 
künstlicher  Bewässerung  in  den  tiefer  gelegenen 
Thalgründen  Landbau  zu  treiben;  und  die 
grossen  Viehzüchter  müssen  weichen,  weil  sie 
meist  keinen  ßechtstitel  auf  die  von  ihnen  be- 
nutzten ungeheueren  Weideflächen  und  —  bei 
den  eigenartigen,  zu  Gunsten  der  Klein^und- 
besitzer  lautenden  Landgesetzen  der  Union  — 
auch  keine  Möglichkeit  haben,  die  Weiden  als 
Eigentum  oder  Pachtland  zu  erwerben.  Diese 
Verhältnisse  führten  dann  zu  massenhaftem 
Verkaufe  von  Rindvieh ;  und  da  die  amerikani- 
schen Märkte  überfüllt  waren,  forcierte  man 
den  Export  nach  Europa.  So  kam  es,  dass  im 
Jahre  1889  die  Ausfuhr  der  Union  an  Rindern 
und  Rindfleisch  206  tXX)  Stück  Vieh  bezw.  62,5 
Mill.  kg  betrug  und  dass  man  nunmehr  ernst- 
liche Anstrengungen  machte,  der  —  bisher  fast 
ausschliesslich  nach  England  gerichteten  — 
Ausfuhr  auch  Deutschland  zu  erschliessen.  Auf 
diese  Weise  ^ng  von  Amerika  ein  Druck  auf 
die  Schlachtviehpreise  auch  des  europäischen 
Kontinent«  aus.  Indes  scheint  es,  dass  Europa 
von  einer  allzu  erheblichen  Konkurrenz  Ame- 
rikas auf  die  Dauer  verschont  bleiben  wird. 
Denn  einmal  entspricht  der  in  Zukunft  zu  er- 
wartenden Ausdehnung  der  Fleischproduktion 
auch  eine  starke  Steigerung  des  Fleischbedarfes 
—  schon  wegen  des  starken  Wachstums  der 
amerikanischen  Bevölkerung  und  der  Erhöhung 
des  Standard  of  life  der  Arbeiter  allerorten  — ; 
und  dann  vergrössern  sich  die  Produktions- 
kosten des  Fleisches  auch  in  Amerika  ausser- 
ordentlich, schon  wegen  der  sich  immer  inten- 
siver gestaltenden  Betriebsweise  der  Steppen- 
viehzuoht.  Da  zudem  noch  die  Transportkosten 
lebender  Schlachttiere  sehr  hoch  sind,  wird 
deren  Export  nach  Europa  in  grossem  Masse 
und  regelmässig  auf  die  Dauer  kaum  lohnend 
sein.  —  Etwas  anders  verhält  es  sich  dagegen 
mit  dem  Export  frischen  Fleisches.  England 
bezieht  bereits  ganze  Flotten  frischen  Fleisches 
in  Kühlräuraen  von  den  Exportschlächtereien  in 
Australien,  Süd-  und  Nordamerika.  In  letzterem 
Lande  speciell  hat  dieser  Industriezweig  —  in 
Verbindung  mit  der  Entwickelung  grosska- 
pitalistischer Betriebsweise  der  Branche  — 
geradezu  kolossale  Dimensionen  angenommen. 
Noch  1880  wurden  70  "/o  von  allem  Vieh,  wel- 
ches aus  einem  Umkreise  von  1000  englischen 
Meilen  in  Chicago  zusammenströmt,  nach  er- 
folgtem Verkaufe  umgeladen,  um  eine  zweite 
Reise  von  1000  Meilen  nach  der  Seeküste  zu- 
rückzulegen.     Heute    werden    dagegen    10^ lo 


aller  in  Chicago  verkauften  Tiere  auch  dort 
geschlachtet  und  in  Refrigeratorwagen  über  das 
gfanze  Land  verschickt.  Vier  Riesengeschätte 
m  Chicago  schlachteten  1888  ca.  2  Millionen 
Rinder,  und  zwei  Firmen  besitzen  allein  1000 
resp.  1100  eigene  Refrigeratoreisenbahn wagen. 
„In  harten  Kämpfen  mit  den  Bahngesellschaften 
haben  sie  es  durchgesetzt,  dass  sie  heute  nach 

i'eder  grösseren  und  mittleren  Stadt  auf  dem 
kontinente  (Nordamerikas)  ihr  frisches  Fleisch 
liefern.  Das  rosige  Gesicht  der  Schlächter- 
meister ist  von  den  amerikanischen  Viehmärkten 
verschwunden,  die  Schlächter  sind  keine  selb- 
ständigen Handwerker  mehr,  sondern  nur  noch 
Detail  Verkäufer,  sie  beziehen  ihren  täglichen 
oder  wöchentlichen  Bedarf  aus  der  Massen- 
fabrik ^'  (Sering).  Natürlich  ist  Chicago  nicht 
der  einzige  Ort  mit  solchen  Grossschlächtereien. 
Aehnliche  Anlagen  finden  sich  noch  in  Kansas- 
City,  Omaha  und  New- York.  Und  das  Geschäft 
mit  dressed  beef  ist  gegenwärtig  das  wichtigste 
auf  den  Centralfleischmärkten.  Die  Ueberlegen- 
heit  der  neuen  Grossbetriebe  ist  die  Konsequenz 
zweier  verschiedenen  Faktoren :  einmal  der  unge- 
mein entwickelten  Arbeitsteilung,  der  vielfachen 
Verwendung  von  Maschinen,  der  Ausnutzung 
aller  und  jeder  Schlachtabfälle,  und  ferner  der 
ausserordentlichen  Ersparnis  an  Transportkosten 
im  Verhältnis  zum  Versand  lebender  Tiere. 
Ausserdem  werden  auf  Seereisen  die  ungeheu- 
eren Verluste  vermieden,  welche  unter  lebend 
verschiff'tem  Vieh  bei  Sturm  entstehen.  So  wird 
daher  schon  jetzt  nach  England  dem  Gewichte 
nach  fast  ebensoviel  Rindfleisch  in  frischem  Zu- 
stande exportiert  wie  lebendes  Vieh.  Und  es 
ist  daher  nicht  unmöglich,  dass  von  Amerika 
aus  auch  noch  einmal  die  Versorgung  des  eu- 
ropäischen Kontinents  mit  frischem  Fleische 
versucht  wird^  da  zwischen  den  Preisen  für 
geringere  Fleischsorten  dort  und  hier  immer 
noch  eine  erhebliche  Differenz  zu  Gunsten 
Amerikas  vorhanden  ist.  In  diesem  Falle  würde 
das  deutsche  Fleischergewerbe  vermutlich  eine 
schwere  Krise  durchzumachen  haben. 

Es  ist  nun  von  grösster  Wichtigkeit,  die 
innere  Einrichtung  der  amerikanischen 
Grossbetriebe  —  der  ersten  in  unserem 
Gewerbe,  welche  die  moderne  industrielle  Ent- 
wickelung gezeitigt  hat  —  kennen  zu  lernen. 
Die  mächtigsten  derselben  befinden  sich,  we 
bereits  erwähnt,  in  Chicago.  Die  dortigen 
Schlächtereien  sind  auf  demselben  Terrain  wie  die 
grossen  Viehmärkte  gelegen.  Die  Ställe  haben 
Platz  für  50000  Stüdt  Rindvieh,  200000 
Schweine  und  30000  Hammel.  Im  ganzen  giebt 
es  dort  20  Schlächtereien,  welche  24000  Ar- 
beiter beschäftigen.  Die  grösste  ist  die  von 
Armour  &  Co.  mit  8000  Arbeitern.  Sie  wendet 
verschiedene  Methoden  an,  je  nachdem  es  sich 
um  das  Schlachten  von  Schweinen  und  Ham- 
meln oder  von  Rindvieh  handelt.  In  das 
Schlachthaus  für  Schweine  werden  die  Tiere, 
eins  nach  dem  anderen,  durch  einen  schmalen 
Gang  eingeführt.  Am  Ende  des  Ganges  ange- 
kommen, wird  das  Tier  von  einem  Arbeiter  an 
einem  der  Hinterbeine  ergriffen,  durch  das  er 
einen  scharfen  Haken  steckt,  an  dem  eine  Kette 
befestigt  ist.  Zwei  andere  Arbeiter  ziehen  das 
Schwein  empor  und  befestigen  das  Ende  der 
Kette  an  einer  Rolle,  die  auf  einer  Schiene 
nach  rechts  bewegt  werden  kann.    Unten  steht 
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der  Metzger,  der  das  zappelnde  Tier  ergreift, 
es  absticht  nnd  seitwärts  schiebt,  wo  ein  anderer 
Arbeiter  es  in  Empfang  nimmt.  6 — 7  Schweine 
kann  der  Metzger  aaf  diese  Weise  in  der  Mi- 
nute abstechen.  Ans  dem  Schlach träume  ge- 
langen die  Schweine  in  einen  RAum,  in  dem 
sich  ein  grosser  Behälter  mit  beständig  kochen- 
dem Wasser  befindet.  Hier  werden  die  ge- 
schlachteten Tiere  einer  ersten  Reinigung  unter- 
worfen, bei  der  sie  ihren  Weg  von  links  nach 
rechts  machen.  Am  rechten  Ende  des  Behälters 
angekommen,  nimmt  sie  ein  löffelartiger,  aus 
Bandeisen  gefertigter  Apparat  in  Empfang  und 
befördert  sie,  eins  nach  dem  anderen,  mittelst 
einer  halben  Umdrehung  auf  einen  grossen  mar- 
mornen Tisch.  Dort  werden  sie  wieder  an  eine 
Kette  befestigt,  an  der  sie,  eins  hinter  dem 
anderen,  fortbewegt  werden,  um  ihren  Weg 
durch  einen  wunderlichen  Apparat  zu  nehmen, 
dessen  Wände  gewissermassen  aus  lauter  Schab- 
eisen bestehen,  die  zu  je  einem  Dutzend  oder 
mehr  auf  einem  breiten  Eade  befestigt  sind 
und  zum  Teil  beliebig  höher  oder  tiefer  ge- 
stellt werden  können.  Beim  Verlassen  dieser 
Schabmaschine  ist  die  Haut  der  Tiere  ganz  rein 
von  Haaren.  Nunmehr  kommen  sie  unter  die 
Brausen,  wo  sie  einer  zweiten  Waschung  unter- 
worfen werden.  Abermals  an  einem  der  Hinter- 
beine aufgehängt,  gelangen  sie  auf  Bollen  in 
einen  grossen  Saal,  wo  der  Kopf  vom  Rumpf 
getrennt  und  die  Eingeweide  herausgenommen 
werden.  Diese  Teile  kommen  in  die  Fleisch- 
waren- und  Wurstfabrik.  Die  ganzen  Leiber  ge- 
langen, nachdem  sie  einer  nochmaligen  Waschung 
unterworfen  Avurden,  in  den  Kälteraum,  worin  sie 
bei  0®  R.  drei  Tage  bleiben  und  alsdann  zer- 
teilt werden.  Diese  Arbeit  wird  von  den 
Fleischern  mit  einer  staunenswerten  Geschick- 
lichkeit und  Schnelligkeit  verrichtet.  Arbeiter 
befördern  die  zerhackten  Teile  darauf  nach  den 
verschiedenen  Räumen,  sei  es  zum  Einsalzen, 
zum  Räuchern  oder  zum  Einmachen  in  Büchsen. 
—  Auch  in  derWurstfabrik  istdiemaschinelle 
Thätigkeit,  durch  welche  die  Fleischteile  zer- 
hackt und  eingefüllt  werden,  die  Hauptsache. 
Das  Quantum  der  von  Armour  &  Co.  täglich 
fabrizierten  Wurstmengen  übersteigt  50000 
Pfund.  Wieder  in  einem  anderen  Räume  werden 
die  Speckseiten  zum  Versand  fertig  gemacht. 
Dreissig  Arbeiter  sind  beständig  ausschliesslich 
damit  beschäftigt,  die  Säcke  zuzunähen,  in 
welchen  die  Versendung  zu  geschehen  hat.  Ca. 
8000  Colli  werden  täglich  fertig.  In  der  Küche 
schliesslich  wird  in  riesigen  Kesseln  das  zu 
Konserven  bestimmte  Fleisch  gekocht  und  in 
dem  anstossenden  Räume  in  Büchsen  gefüllt, 
die  durch  kleine  Drehapparate  geschlossen  nnd 
luftdicht  verlötet  werden.  Die  Zahl  der  auf 
diese  Weise  täglich  angefertigten  Büchsen  be- 
läuft sich  auf  35000— 40000.  —  Einfacher  geht 
es  in  der  Rindviehschlächterei  zu.  Man  lässt 
die  Tiere  aus  dem  Stalle  einzeln  durch  einen 
engen  Gang  passieren  bis  zu  einem  Behälter, 
in  dem  nur  das  Tier  Platz  hat.  Am  Kopfende 
befindet  sich  die  OefTnung  zu  einem  erhöhten 
Stande,  auf  welchem  ein  mit  einem  Gewehr  be- 
waffneter Arbeiter  aufgestellt  ist.  Kaum  ist 
das  Tier  eingetreten,  so  fällt  der  Schuss,  der 
es  durch  die  Stirn  trifft  und  im  Nu  zu  Boden 
streckt.  Eine  Klappe  öffnet  sich,  die  nach  dem 
Schiachtraume  führt,  wo  das  Tier  fachgemäss 


weiter  verarbeitet  wird.  In  einem  T^e  wer- 
den oft  800  Ochsen  geschlachtet.  Die  Zahl  der 
täglich  geschlachteten  Hammel  beläuft  sich 
etwa  auf  200.  — 

Diese  Form  des  Grossbetriebes,  welche 
dem  praktischen  und  erfinderischen  Geiste 
der  Amerikaner  ihren  Ursprung  verdankt 
nnd  bisher  auch  bloss  im  neuen  Weltteil  in 
Erecheinung  getreten  ist,  wird  indes  ver- 
mutlich nicht  ausschliesslich  auf  diesen  be- 
schränkt bleiben.  Im  Laufe  der  Zeit  wer- 
den sicherlich  wohl  Vei-suche  gemacht  Aver- 
den,  auch  in  Europa  ähnliche  Organisationen 
ins  Leben  zu  rufen,  und  dann  wird  wahr- 
scheinlich unser  kontinentales  Fleischerge- 
werbe in  seinen  technischen  wie  wirtschaft- 
lichen Grundlagen  eine  vollkommene  l^m- 
wälzung  erleiden,  deren  ganze  Ti'agweite 
sich  natürlich  heute  noch  nicht  übersehen 
lässt,  deren  Princip  aber  unzweifelhaft  sein 
wird :  auch  hier  wie  in  den  meisten  anderen 
Industriezweigen  die  Herausbildung  von 
Grossbetrieben  auf  Kosten  der  Kleingewerbe- 
treibenden zu  begünstigen.  Die  einzelnen 
Phasen  dieses  gewaltigen  und  tiefgreifenden 
Umwälzungsprozesses  —  vermutlich  des 
mächtigsten  seit  Bestehen  des  GewerbCvS  — 
schon  heute  auszumalen,  wäre  müssiges 
Beginnen;  als  sicher  kann  nur  angenommen 
werden,  dass  sich  als  erste  Konsequenz  der 
in  Re<le  stehenden  Entwickelung  ergeben 
w^inl,  dass  das  Fleischergewerbe  —  ans 
seinem  bisherigen  idyllischen  Leben  her- 
ausgerissen —  alsdann  die  soziale  Frage  in 
ihrer  ganzen  Schwere  empfinden  und  dass 
die  Welt  auch  hier  das  Sdiauspiel  des  er- 
barm imgslosen  Kampfes  des  grossen  Kapitals 
mit  dem  kleinen  erleben  wii'd. 

Litteratur:  I.Alter  tum.  Blümnerf  Technologie 
und  Terminologie    der  Gewerbe    und  KüTUte   bei 
Griechen  und  Römern,  Leipzig  1845  ff.  —  Heb" 
hardt,  Studien  über  das  Verpßeguyigsicesen  von 
Rom  und  Konstantinopel  in  der  »päteren  Kaiser- 
zeit,   Dorpat   1881.   —  Krakauer,    Das    Ver- 
pflegungswesen   der   Stadt   Rom    in   der  späteren 
Kaiser  zeit,   Leipzig  188  4,  —   Lassen,    Indische 
Altertumskunde,  Leipzig  1867  und  74. — Mahaitn, 
Etudes    sur    l*association   professionnelle    (chap, 
i«*;    Les    Colleges    d'artisans) ,    Liege    1891.    — 
Marquardt  und  Motnmsen,    Handbuch   der 
römischen   Altertümer,    Bd.    7   (Da>s   Privatleben 
der  Römer),    Leipzig    1879.    —    Schwab,    Das 
altindische  l^ieropfer.  Erlangen  1886. 

IL    Mittelalter.     Die    Darstellung    dieser 
Epoche    schliesst    sich    vorzugsweise    an    Georg 
Adlers    }) Fleischteuerungspolitik    der    deutschen 
Stlidte  beim.  Ausgange  des  Mittelalters n  (Tübingen 
1894)  <^n.  Sonst  vergleiche  noch  besonders :  Inama" 
Stemegg ,    Deutsche    Wirtschaftsgeschichte    des 
10.— 12.   Jahrhunderts,   Leipzig   1891.  —    Xeu^ 
bürg,  Zunftgenchtsbarkeit   und  Zunftverfas»ung 
in  der  Zeit  vom  IS.— 16.  Jahrhundert,  Jena  1880. 
—  Schnioller ,    Die    historische    Entwickelung 
des  Fleischkonsums  sowie  der  Vieh-  und  Fleisch- 
preise  in  Deutschland,   Tüb.   ZeiUchr.,  Jahrgang 
1871.  —  Stieda,   Zur  Entstehung  des  deutschen 
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Zwnfbweaens,  Jena  1876.  — Adolf  Warschauer 
(-Pötten),  Die  mittelalterlichen  Innungen  zu  Posen 
(Zeitschrift  der  Histor.  GeielUch.  der  Prov.  Posen), 
Jahrg.  1,  Posen  1885. 

Dazu  kommen  dann  die  bekannten  Urkunden- 
sammlungen von  Berlepschf  Bodetnann, 
Bruckery  Korn,  Meyer,  Rüdiger,  Wehr- 
mann  m.  a.  Für  Frankreich  vergl.  ausser  dem 
citierten  Buche  Xetihnrgs  besonders  Levasseur, 
Histoire  des  classes  ouvrieres  en  France  depuis 
kl  conquete  de  Jules  Cesar  jusqu'ä  la  revolution, 
Paris  1859. 

III.  yeuere  Zeit.  Georg  Adler,  Gross- 
polnisches Fleischergnverbe  vor  800  Jährest,  Dar- 
stellung und  Urkunden,  Posen  1895.  —  Barheret, 
Le  travail  en  France,  T.  I,  Paris  1886.  —  ße- 
rufsstatistik  in  Deutschland,  Berlin  1886  und 
1897.  —  (du)  Camp,  Paris,  ses  organes, 
»es  fo7\ctions  et  sa  vie,  Paris  1876.  —  Clay, 
AmeHcan  Cattle  Markets  and  the  Dressed  Beef 
Trade  (Journal  of  the  Royal  Agric.  Soc.  of  Eng- 
land), Vol.  25,  P.  I,  London  1889.  —  Deutsche 
Fleischer-Zeitung  (amtliches  Organ  der  Innungen), 
Berlin,  seit  187 S.  —  Eberty,  Lebensmittelver- 
sorgung von  Grossstädten  in  Markthallen,  Berlin 
1884.  —  Flügge,   Grundriss  d.  Hygiene,  Leipzig 

1889.  —  Hartstein,  Der  Londoner  Viehmarkt, 
Bonn  1867.  —  Hanstiurg ,  Die  Verhältnisse 
des  Marktverkehrs  und  Fleischergewerbes  in  Ber- 
lin, Gutachten,  Berlin  1890.  —  Levy  von 
Halle,  Die  Organisation  des  Berliner  Vieh- 
und  Fleischmarktes,   Schmollers  Jahrbuch,   1892. 

—  JLexis,  Gewerkrereine  und  Untemehmerver- 
bände  in  Frankreich,  Leipzig  1879.  —  Mascher, 
Das  deutsche  Gewerbewesen,  Potsdam  1866.  — 
Massy,  Des  Halles  et  marchSs  et  du  commerce 
des  objets  de  consammation  ä  Londres  et  ä  Paris, 
Paris  1861.  —  Meyer,  Geschichte  der preussischen 
Handwerkerpolitik,  Minden  I884.  —  Pion,  Le 
commerce  de  la  boucherie,  Paris  1890.  —  Riedl, 
Der  Wiener  Schlachtviehhandel  in  Schmollers 
Jahrbuch,  Bd.  17.  —  Say,  Organisation  de  la 
boucherie,   Jmirnul  des  Economistes,  T.  1,  I84S. 

—  Schnioller,  Zur  Geschichte  der  deutschen 
Kleingexcerbe  im  19.  Jahrh. ,  Halle  1870.  — 
Sehwiedland,  Beruhte  und  Crutachten  über 
die  Einßlhrung  der  Grossschlächtereien  in  Oester- 
reich,  Wien  1896 — 98.  —  Sering,  Die  nord- 
amerikanische    Schlachtviehkonkurrenz ,     Berlin 

1890.  —  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  Neue 
Folge,  Bd.  102  und  II4.  —  Untersuchungen  über 
die  Lage  des  Handwerks  in  Deutschland,  Schrif- 
ten  des    Vereins  für   Sozialpolitik,   Bd.  62^70. 

—  Wirtninghaus,  Art.  »Ileischergewerbe^t  im 
El  st  er  sehen  ttWörterbtich  der  Volkswirtschaft^, 
Bd.  I,  Jena  1898.  Georg  Adler. 


FleischkoMnm  nnd  Fleischpreise. 

I.  Fleischkonsum.  1.  Einleitung.  A. 
Generalstatistik.  2.  Absoluter  und  relativer 
Fleischverbrauch.  3.  Berechnung  des  absoluten 
Fleischverbrauches.  4.  Berechnung  des  rela- 
tiven Fleischverbrauches.  5.  Tabellen  über  rela- 
tiven Fleischverbrauch.  6.  Zusammensetzung  der 
Fleischnahrung.  B.  7.  Specialstatistik.  II. 
Fleischpreise.  8. Vorbemerkungen.  9. Preis- 
notierungen und  Durchschnittspreise.     10.  Ta- 


bellen über  Fleischpreise.  11.  Fleischpreise  und 
Warenpreise.  12.  Preise  der  einzelnen  Fleisch* 
Sorten.  13.  Die  Marktpreise  und  die  Gross- 
handelspreise. 14.  Marktpreis  und  Nährgeldwert. 

I.  Fleischkonsum. 

1.  Einleitang.  Die  Nährstoffe,  deren 
der  Mensch  bedarf  (nach  Voit  für  Ei*- 
wachsene  von  mittlerer  Scliwere  [70  kgj 

T?;^«:««  T?«*4.  Kohlen-  Kalorien 
Eiweiss  Fett  ^^^^  ^^^^^ 

bei  S  S  S 

Ruhe  100  50  400  2606 

mittlerer  Arbeit  118  56  sc»  3156 

schwerer  Arbeit  145  ibo  447  3521 

täglich)^),  findet  er  in  den  vegetabili- 
schen und  in  den  animalischen  Nah- 
ningsmitteln.  Eine  rein  vegetabilische 
Emähnmg  ist  allenfalls  möglich ;  am  zweek- 
raässigsten  ist  aber  eine  aus  Animalien  und 
Yegetabilien  gemischte  Nahrung.  Es  wer- 
den daher  Fleisch,  Milch  und  Käse  den  ve- 
getabilischen Nahrungsmitteln  beigesellt ; 
doch  kann  auch  der  Nahrungsbedarf  durch 
Yegetabilien  und  reichliche  Fettaufnahme 
ohne  Fleisch  gedeckt  werden  (Schmalzkost), 
wie  es  die  Emälirungsweise  der  kräftigen 
Bauern  des  bayerischen  Gebirges  und  der 
Bewohner  der  angrenzenden  Hochebene  und 
Gebirge  beweist^). 

Da  sich  die  Nalirungsmittel  gegenseitig 
ergänzen  und  teilweise  ersetzen,  der  Nah- 
rungsbedarf auch  wesentlich  von  der  Art 
und  Intensität  der  Thätigkeit  abhängig  ist, 
so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  man  nicht 
eine  bestimmte  Fleischmenge  als  notwendig 
für  die  Ei*nähnmg  bezeichnen  kann.  Doch 
lässt  sich  unter  Berücksichtigung  der  in 
einer  bestimmten  Gegend  üblichen  Mischung 
der  Nahrungsmittel  der  durchschnittliche 
Bedarf  an  Fleisch  festsetzen.  Voit')  be- 
rechnet ihn  für  einen  Mann  auf  230  g  mit 
18  ^  Knochen,  21  ^  Fett  und  911  g  reinem 
Fleisch  pro  Tag.  £me  auf  bedeutende  körper- 
liche Anstrengungen  berechnete  Ernährung  ist 
die  Kriegsportion  im  deutschen  Ueere, 
welche  allerdings  den  Ansprüchen  an  aus- 
reichende, gleichm&ssige  Fettzufühmng  nicht 
gerecht  werden  soll.  Zu  ihr  gehören  375  g 
Disches  oder  gesalzenes  Fleisch  oder  200  g  ge- 
räuchertes Bind-,  Hammel-  oder  Schweinefleisch, 
Fleischwurst,  Dauerwurst,  Speck,  Fleischkon- 
serven ;  (femer  7öO  g  Brot  oder  500  g  Zwieback ; 
— 125  g  Beis,  Graupe,  Grütze  oder  250  g  Hülsen- 
früchte, Mehl  oder  1500  g  Kartoffehi  oder  150  g 
Gemüsekonserven;  —  25  g  gebrannter  Kaffee 
oder  3  g  Thee  mit  17  g  Zucker:  —  25  g  SalzV 

Die  physiologischen  Untersuchungen  über 
den  Nahrungsbedarf  imd  über  die  zweck- 
mässigste  Zusammensetzung  der  Nahrung 
liat  besondere  Bedeutung  für  die  »Massen- 


^)  Zu  diesen  imd  die  folgenden  Anmerkungen 
s.  unten  die  Litteratur. 
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ernährung«  in  Kasernen,  Waisenhäusern, 
Korrektionsanstalten,  Gefängnissen  u.  dgl., 
wo  die  Ernährung  der  einzelnen  nicht  von 
ilu^r  persönlichen  "Wahl  abhängt,  sondern 
von  Dritten  bestimmt  wird,  wo  daher  die 
Ergebnisse  jener  Untersuchungen  Berück- 
sichtigung finden  sollten^). 

Die  Ermittelung  des  wirklichen  Fleisch- 
verbrauches einer  Bevölkening  und  ein- 
zelner Klassen  in  derselben  ist  eines  der 
interessantesten  Kapitel  aus  der  Verbrauchs- 
statistik überhaupt;  sie  gewährt  einen  ge- 
naueren Einblick  in  die  Ernährungsweise  so- 
wie in  die  Grösse  des  Fleisclikonsums  und  ist 
ein  vortreffliches  Symptom  zur  Beurteilung  des 
Yolkswohlstandes :  die  Nalirungsstoffe  sind 
in  den  animalischen  Nahnmgsmitteln  erheb- 
lich teiu^r  als  in  den  vegetabilischen  (s.  u. 
Preise  und  Nährgeldwert);  je  mehr  jene 
auf  Kosten  dieser  in  der  Nahrung  überwiegen, 
desto  grösser  wird  in  der  Regel  der  Wohl- 
stand der  Bevölkenmg  sein.  Freilich  ist 
die  genaue  Feststellung  des  Meischver- 
brauches  mit  so  erheblichen  Schwierigkeiten 
verbunden,  dass  ein  Vergleich  der  Kon- 
sumziffern für  verschiedene  Ortschaften  imd 
Länder  grosse  Vorsicht  erheischt.  Von 
besondei-em  Interesse  sind  die  Veränderun- 
gen des  Fleischverbrauches  innerhalb  des- 
selben Gebietes ;  ihre  Beobachtung  kann  als 
Unterlage  für  wirtschaftspolitische  Erwä- 
gungen und  Massnahmen  mannigfacher  Art 
dienen. 

Die  Erforschung  des  Fleischkonsums  in 
früheren  Jahrhunderten  ist  meistens  auf  ver- 
einzelte Notizen  und  auf  die  Verwertung  symp- 
tomatischer Erscheinungen  (Preisbewegung, 
Volkszunahme,  Zustand  der  Viehzucht)  ange- 
wiesen. Zu  ziffemmässi^er  Angabe  mit  An- 
spruch auf  Zuverlässigkeit  und  Giltigkeit  für 
grössere  Gebiete  kann  man  kaum  gelangen, 
selbst  dort  nicht,  wo  Berichte  über  den  Ertrag 
von  Fleischsteuern  den  Fleischverbrauch  er- 
kennen lassen,  weil  uns  meistens  die  Kenntnis 
der  Einwohnerzahl  fehlt.  Für  Deutschland 
nimmt  Seh  moller  an,  dass  bis  ins  16.  Jahr- 
hundert hinein  der  Fleischkonsum  ein  recht  be- 
deutender gewesen  ist  (1308  in  Frankfurt  a.  0. 
250  Pfd.  pro  Kopf).  Diese  Ansicht  findet  Unter- 
stützung in  den  von  Hanauer  für  Elsass 
und  von  Ger  lach  für  Leipzig  mitcreteilten 
Zahlen.*) 

Auch  für  die  Gegenwart  beruht  unsere 
Kenntnis  über  den  Fleischkonsum  teilweise  nur 
auf  Darstellungen  der  Lebens-  und  Ernährungs- 
weise in  Wortphrase,  welche  eine  ziffernmässige 
Bestimmung  der  Grösse  nicht  zulassen.  Diese 
Berichte  enthalten  immerhin  wertvolles  Material 
und  ergänzen  die  statistischen  Daten  besonders 
dort,  wo  es  sich  um  die  Kenntnis  der  Er- 
nähmngs  Verhältnisse  einzelner  Volksklassen 
handelt*) 

A.  Gtoneralstatistik. 

2.  Absoluter  und  relativer  Fleisch- 
verbranch.    Die  Generalstatistik  stellt  den 


Fleischverbrauch  der  Bewohner  eines  räum- 
lich begrenzten  Gebietes  (Staat — Provinz — 
Stadt)  während  eines  bestinmiten  Zeitraumes 
(1  Jahr)  fest,  ohne  die  weitere  Verteilung 
innerhalb  dieser  Masse  zu  beachten.  Es 
handelt  sich  hierbei  im  allgemeinen  nur  um 
Fleisch  von  Schlachtvieh  und  Schweinen,  wäh- 
rend sich  Schmalz,  Greflüg^el,  Wild  und  Fische 
in  der  Kegel  der  Beobachtung  und  der  Fest- 
stellung ihrer  Quantität  entziehen. 

Zunächst  wird  die  gesamte  Menge  des 
in  bestimmter  Zeit  in  bestimmten  (Frenzen 
verbrauchten  Fleisches,  der  absolute 
Fleischverbrauch,  festgestellt.  Dabei 
wird  der  Ausdruck  in  Gewichtseinheiten  (Kilo- 
grammen) erstrebt,  weil  die  Angabe  nach 
Schlachtstücken  keine  Einheit  für  die  Berech- 
nung des  gesamten  Verbrauches  sowie  für 
die  Vergleichung  mit  anderen  Bezirken  und 
anderen  Zeiten  bietet. 

Aus  dem  absoluten  Fleischverbrauch 
wird  der  relative,  der  durchschnittliche 
Fleischverbrauch  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
berechnet.  Eret  in  ihm  kommt  die  Ernäh- 
nmgsweise  der  gesamten  Bevölkerung  zu 
vergleichbarem  Ausdruck.  Doch  ist 
dabei  zu  beachten,  dass  die  Ernähruug  nach 
Alter  und  Geschlecht  verschieden  ist ;  daher 
können  zwei  Völker  mit  gleicher  Ernäh- 
rungsweise einen  verschiedenen  relativen 
Fleischkonsum  aufweisen,  wenn  der  Aufbau 
der  Bevölkerung  nach  Alter  und  Geschlecht 
verschieden  ist. 

Um  uns  eine  Vorstellung  von  dem  Einfluss 
des  verschiedenen  Aufbaues  der  Bevölkerung 
nach  dem  Alter  —  hier  sind  die  Differenzen 
um  vieles  bedeutsamer  als  bei  dem  Aufbau 
nach  dem  Geschlechte  —  auf  den  relativen 
Fleischverbrauch  bei  gleicher  Ernährungsweise 
zu  machen,  nehmen  wir  an,  dass  in  Frankreich 
und  Deutschland  die  Erwachsenen  (über  15 
Jahre)  gleich  viel  Fleisch  (=  100)  verzehren 
und  dass  auf  die  Kinder  bis  zu  15  Jahren,  die 
halbe  Portion  der  Erwachsenen  (=  50  Einheiten) 
entfällt. 

Auf  1000  Einwohner  kommen*) 

in  Deutsch-  in  Frank- 
land reich 
Einwohner  unter  16  Jahren      35 1  270 
Einwohner  von  15  Jahren 

und  darüber  649  730 

Fleischverbrauch,Einheiten  82  450        86  $00 

Es  ergiebt  sich  also  bei  gleicher  Er« 
nährung  ein  relativer  Fleischver- 
brauch von  82  Einheiten  in  Deutsch- 
land und  von  86  in  Frankreich.  Beim 
Vergleich  des  relativen  Fleischverbrauches 
zwischen  beiden  Ländern  würden  also  ca.  5% 
zu  Gunsten  Frankreichs  noch  nicht  auf  eine 
bessere   Ernährung   daselbst  schliessen  lassen. 

3.  Berechnung  des  absoluten  Fleisch- 
verbranches.  Für  die  Bestimmung  des 
absoluten  Fleischverbrauches  sind  drei 
Quellen  benutzbar:  a)  die  Viehzahl,  ergänzt 

*)  Stat.  d.  Deutschen  Eeiches  N.  F.  68  S.  35. 
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durch  Aus-  und  Einfuhr  von  Fleisch  und 
"Vieh;  b)  wo  Schlacht-  bezw.  Fleischsteuern 
bestehen,  die  Akten  der  Steuerbehönlen ;  c) 
die  Nachweisung  der  Schlachtungen  auf 
städtischen  Schlachthöfen,  ergänzt  durch  die 
Aus-  und  Einfuhr  an  frischem  und  zube- 
reitetem Fleisch.  In  der  Regel  nicht  ver- 
wendbar ist  die  Statistik  des  Verkehrs  auf 
Eisenbahnen  und  Wasserstrassen,  da  sich 
die  Bewegung  des  Schlachtviehes  grossen- 
teils  auf  der  Landsti-asse  vollzieht;  nur  bei 
auflserge wohnlichen  Verhältnisseu,  wie  bei  der 
Verbrauchsberechnung  grosser  Verkehrscentren, 
deren  Versorgung  ganz  überwiegend  aus  weiterer 
Entfernung  stattfindet  (z.  B.  Berlin  mit  dem 
8  km  Umkreis) ') ,  kann  die  Verkehrsstatistik 
herangezogen  werden,  doch  sollte  man  dann  die 
in  der  Viehtreibung  ruhende  Fehlerquelle  berück- 
sichtigen. 

a)  Aus  den  Viehzählungen  ergiebt 
sich  der  vorhandene  Viehstamm.  Unter 
Schätzung  der  Quote,  welche  jährlich  zur 
Schlachtung  kommt,  wird  die  Zahl  der 
Schlachtstücke,  —  unter  Schätzung  des 
durchschnittlichen  Fleischgewichtes  der 
einzelneu  Vieharten  die  jährliche  Fleisch- 
produktion des  Landes  berechnet.  Die 
Aus-  und  Einfuhr  von  Schlachtvieh  und 
Fleisch  ergänzt  jene  Zahl  zum  absoluten 
Fleisch  verbrauch. 

Dieses  Verfahren  ist  nur  dort  anwendbar, 
wo  es  sich  um  den  Fleischkonsum  ganzer  Län- 
der handelt;  dort  ist  es  aber  oft  der  einzig 
gangbare  Weg. 

Das  Kesultat  ist  höchst  unsicher,  weil 
mindestens  zwei  sehr  schwierige  Schätzun- 
gen erforderlich  sind.  Die  Quote  des  vorhan- 
denen Viehstammes,  welche  zur  Schlachtung  ge- 
langt, könnte  halbwegs  zuverlässig  nur  von 
einer  Kommission  j^eschätzt  werden,  in  welcher 
Kenntnisse  der  Viehzucht  aller  verschiedenen 
Wi^schaftsgebiete  des  betreffenden  Landes  ver- 
einigt wären;  auch  müssten  diese  Schätzungen 
periodisch  wiederholt  werden,  weil  Aenderun^en 
m  der  Viehzucht  vorkommen,  welche  auf  diese 
Quote  von  Einfluss  sind. 

Wenn  bei  den  preussischen  und  deutschen 
Verhältnissen  noch  immer  die  Reduktionszahlen 
Dietericis  verwertet  werden,  so  verstösst  dies 
gegen  beide  obigen  Forderungen.  Dieterici 
nimmt  an,  dass  „nach  allgemeiner  Schätzung^ 
zum  Verzehr  kommen:  Ve  der  vorhandenen 
Stiere,  ^/7  der  Ochsen,  Vs  der  Kühe,  \'«o  des 
Jungviehs,  Vi  der  Schafe  und  ZiegeiL  %  der 
Schweine  und  •/*  der  (berechneten  ^ahl  der) 
Kälber.  Ob  diese  Zahlen  zur  Zeit  der  Schätzung 
richtifi^  waren,  läset  sich  nicht  kontrollieren, 
sicherlich  ist  es  aber  nicht  angängig,  dieselben 
für  das  ganze  Jahrhundert  bis  auf  unsere  Zeit 
anzuwenden,  während  es  doch  bekannt  ist,  dass 
man  Zugochsen  und  Kühe  nicht  mehr  so  alt 
werden  lässt  wie  früher,  dass  man  vielfach 
junge  Ochsen  zur  Mast  stellt  u.  dergl.  m. 

Wo  die  Viehzählungen  in  hinreichender 
Weise  Altersklassen  und  Geschlecht  unterschei- 
den, können  sie  Unterlagen  für  die  Schätzung 
der  jährlich  geborenen  Viehstücke  sowie  der 
jährlichen  Aufzucht  bieten ;  auf  diesem  Wege 


lässt  sich,  wie  es  Lichtenfeit®)  versucht  hat, 
die  Zahl  der  aus  eigener  Produktion  des  Wirt- 
schaf  ts^ebietes  hervorgegangenen  Schlachtstücke 
veranscnlagen.  Bei  einer  sorgfältigeren,  den 
örtlichen  Verschiedenheiten  gerecht  werdenden 
Ausbildung  dieser  Berechnungsmethode  könnte 
man  auch  die  Fiktion  fallen  lassen,  dass  die 
Zahl  der  Schlachtstücke  bei  Rindvieh  und 
Schafen  gleich  der  Aufzuchtziffer  ist;  die  Ver- 
änderungen im  Viehbestande  lassen  sich  be- 
rücksichtigen. 

Ebenso  schwierifif  ist  die  Schätzung  des 
durchschnittlichen  Fleischgewichtes  der  Vieh- 
stücke in  einem  grossen  Lande,  wo  die  lokalen 
Verschiedenheiten  ausgeglichen  sein  wollen. 
Die  Durchschnittsgewichte,  welche  bei  den 
Viehzählungen  ermittelt  werden,  können  nicht 
zu  Grunde  gelegt  werden,  da  es  sich  ja  nicht 
um  Durchschnitte  für  den  Viehstamm,  sondern 
für  die  Schlacht  tiere  handelt.  Einen  Anhalt 
bieten  zuweilen  diejenigen  Gewichtssätze,  welche 
in  Städten  mit  Schlachtsteuern  für  die  Versteue- 
rung bestimmt  werden,  sowie  die  in  Schlachthöfen 
ermittelten  Durchschnittsgewichte ;  aber  auch 
diese  Stützpunkte  sind  sehr  schwankend.  Eine 
sichere  Grundlage  wäre  durch  periodisch  Avie- 
derkehrende  Schätzungen  des  Lebendge- 
wichts der  Schlachtstücke  durch  Kommissionen 
aus  allen  Teilen  des  Landes  zu  erzielen,  nfich 
welchem  alsdann  das  Fleischgewicht  zu 
berechnen  wäre.  (Auf  die  Gesich&punkte  hier- 
für kommen  wir  noch  unten  zu  sprechen.) 

Alle  diese  Momente  machen  die  Berech- 
nung der  Fleischergiebigkeit  des 
Viehstammes  und  des  Fleischkonsums 
aus  dem  letzteren  höchst  unsicher.  Von 
hervorragenden  Statistikern  wird  dieser  Weg 
als  kaum  gang^bar  bezeichnet.  Jedenfalls  wird 
man  die  Resultate  nur  dort  verwenden  dürfen, 
wo  man  die  Fehlerquellen  fortlaufend  beobachten 
und  ihren  Einfluss  beurteilen  kann,  also  nur 
für  die  geschichtliche  Entwickelung  des  Fleisch- 
konsums eines  bestimmten  Landes;  es  inuss 
eine  Untersuchung  nebenher  gehen,  ob  die 
Fehlerquellen  ungünstig  oder  günstig  einge- 
wirkt haben  können.  Dagegen  können  die  auf 
diesem  Wege  gewonnenen  Zahlen  zu  Vergleichen 
zwischen  verschiedenen  Staaten  gegenwärtig 
überhaupt  nicht  verwendet  werden. 

b)  Wo  Fleisch-  bezw.  Schlacht- 
steuern bestehen,  hat  man  eine  bessere 
Grundlage  für  die  Konsumberechnung.  Die 
Schlachtsteuer  ist  eine  Gewichtsteuer  oder 
eine  Stücksteuer;  letztere  unterscheidet  ent- 
weder nur  nach  der  Art  der  Schlachttiere  oder 
noch  weiter  nach  Gewichtklassen.  Erstere 
wird  entweder  auch  als  Gewichtsteuer  er- 
hoben, oder  es  wird  auf  Grund  des  Gewicht- 
steuertarifes  unter  Berücksichtigung  der  Schwere 
des  an  dem  betreffenden  Orte  geschlachteten 
Viehes  ein  Stücksteuertarif  ausgearbeitet  und 
die  Versteuerung  zu  demselben  gestattet  bezw. 
angeordnet. 

Für  den  Vergleich  des  Fleischkonsums 
mehrerer  Ortschaften  oder  Länder  ist  es  zu- 
nächst von  Einfluss,  was  in  jedem  derselben 
unter  Fleischgewicht  des  Schlachtviehs 
verstanden  wird.  —  Dieses  gilt  auch  für  die 
Feststellung  des  Fleischfl^ewichtes  im  oben 
(unter  a)  behandelten    Falle  und  bei  Berech- 
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nnngen  auf  Grund  der  Schlachthofnotierungen 
(c).  —  Sowohl  bei  den  Steuern  als  auch  nach 
den  Usancen  auf  den  verschiedenen  Schlacht- 
höfen wird  unter  Fleisch^ewicht  verschiedenes 
verstanden:  es  handelt  sich  hauptsächlich  da- 
rum, ob  Kopf,  Füsse,  Unschlitt  und  Kram 
mitgerechnet  werden  oder  nicht.  Jannascb") 
schlägt  vor,  dass  als  Fleischgewicht  das 
Gewicht  des  Fleisches,  wie  es  an  die  Konsu- 
menten verkauft  wird,  (also  mit  Knochen)  be- 
stimmt werden  soll,  mit  Ausschluss  des  ge- 
samten Abganges.  Von  diesem  sollen  diejenigen 
Teile,  welche  zur  menschlichen  Nahrung  dienen, 
z.  B.  Lunge,  Leber,  Nieren  etc.  besonders  be- 
rechnet und  für  den  Gesamtkonsum  in  Ansatz 
gebracht  werden. 

Gegenwärtig  ist  eine  einheitliche  Regelung 
dieser  Fragen  nicht  erzielt,  es  herrscht  vielmehr 
eine  mannigfaltige  Verschiedenheit.  Daher  ist 
den  gewonnenen  Resultaten  nur  soweit  Ver- 
gleichbarkeit zuzusprechen,  als  die  Bestimmun- 
gen über  das  Fleischgewicht  die  gleichen  sind, 
also  vorwiegend  auch  nur  für  die  geschichtliche 
Entwickelung  des  Konsums  eines  Laudes  bezw. 
einer  Ortschaft. 

Wie  lässt  sich  das  Gewicht  des  gesamten 
Fleischkonsums  feststellen,  wenn  wir  die  ört- 
liche Bestimmung  darüber,  was  als  Fleischge- 
wicht anzusehen  ist,  zu  Grunde  legen  ?  Wo  wir 
es  mit  Gewichtsteuern  zu  thun  haben,  welche 
auch  als  solche  erhoben  werden,  ergiebt  sich  der 
Konsum  unmittelbar  aus  den  AiSzeichnungen 
der  Steuerbehörde.  Dort,  wo  die  Gewichtsteucr 
unter  Berücksichtigung  der  örtlichen  Verhält- 
nisse zur  Feststellung  von  Stücksteuertarifen 
gedient  hat,  bieten  die  dabei  angenommenen 
Durchschnittsgewichte  in  der  Regel  eine  hin- 
reichend sichere  Grundlage  für  die  Bestimmung 
des  Konsums,  zumal  dann,  wenn  der  Stücktarif 
zwischen  dem  Steuerempfänger  (|^Staat,  Kom- 
mune oder  Pächter)  und  den  Fleischern  perio- 
disch auf  Grundlage  der  Gewichtsteuer  ver- 
einbart wird.  Bei  einer  festen  Stücksteuer 
aber  bedarf  die  Bestimmung  des  Durch- 
schnittsgewichts besonderer  Schätzungen,  welche 
dann  erleichtert  ist,  wenn  der  Tarif  Ge- 
wichtklassen unterscheidet.  Zu  sicheren  Re- 
sultaten wird  man  hier  aber  nur  gelangen, 
wenn  in  periodischer  Wiederkehr  Probewägun- 
gen'a^  von  Normaltieren  stattfinden:  diese 
müssten  unter  der  Mitwirkung  von  Sachver- 
ständigen ausgewählt  werden. 

Den  (Fleisch-)  Schlachteteuern  unterliegt  in 
der  Regel  auch  das  in  ausgeschlachtetem  Zu- 
stande eingeführte  Fleisch,  so  dass  auch  dieses 
bei  der  Berechnung  des  Konsums  berücksichtigt 
werden  kann.  In  Ländern  mit  staatlicher 
Schlachtsteuer  ist  freilich  Vorsicht  bei  der  Kon- 
sumberechnung einzelner  Orte  geboten,  wenn 
in  diesen  nicht  noch  besondere  kommunale  Zu- 
schläge erhoben  werden :  hier  wird  meistens  das 
in  dem  betr.  Orte  eingeführte  Fleisch  am  Orte 
der  Schlachtung,  nicht  aber  am  Orte  des  Kon- 
sums versteuert. 

Die  Ausdehnung  der  Schlachtsteuem  auf 
sämtliche  oder  nur  auf  einzelne  Arten  von 
Schlachttieren  bedingt  eine  weitere  Verschieden- 
heit in  den  aus  den  Steuerakten  gewonnenen 
Resultaten. 

c)   Aus    den   Aufzeichnungen    der 


Schlachthöfe  lassen  sich  Berechnungen 
über  den  Konsum  nur  dann  anstellen,  wenn 
ein  Zwang  besteht,  nur  in  jenen  zu  schlac^hten, 
und  wenn  das  in  ausgeschlachtetem  Zustande 
eingehende  Fleisch  quantitativ  festgestellt 
werden  kann  —  vornehmlich  gelegentlich 
einer  gesundheitspolizeilichen  Fleisclischau. 
Von  den  drei  Grundlagen  der  Fleisch- 
verbrauchsstatistik bietet  sonach  die  Schlacht- 
steuer die  grösste,  die  Viehzählung  die  ge- 
ringste Aussicht  auf  zutreffende  Bestimmung 
des  absoluten  Fleischkonsums.  Lassen  sich 
für  dasselbe  Gebiet  mehrere  Methoden  der 
Berechnung  anwenden,  so  kann  durch  einen 
auf  Kenntnis  der  örtlichen  Verliältnisse  ge- 
stützten Vergleich  der  Resultate  die  Zuver- 
lässigkeit derselben  geprüft,  möglicherweise 
auch  das  Ergebnis  korrigiert  werden.  (So  ver- 
dient der  Versuch  Lichtenfelts"),  die  Konsum- 
berechnung aus  den  Ergebnissen  der  Viehzählung 
unter  Schätzung  von  Geburten  und  Aufzucht 
mit  einer  Konsumberechnung  zu  kombinieren, 
welche  sich  auf  die  städtische  Schlachthofsta- 
tistik und  auf  Specialstatistik  des  Fleischver- 
brauchs in  ländlichen  Arbeiterfamilien  stützt, 
in  seinem  Grundgedanken  Anerkennung ;  freilich 
reicht  sein  Material  bei  weitem  nicht  für  den 
vorgesetzten  Zweck  aus.)  In  aUen  Fällen 
aber  muss  vor  einem  Vergleich  der  Re- 
sultate für  mehrere  Ortscliaften  oder  Ge- 
biete gewarnt  werden,  sofern  die  Erhe- 
bungsmethoden und  -bestimmun^en  von 
einander  abweichen;  selbst  wo  diese  ein- 
heitlich geregelt  sind,  bleibt  ein  interlokaler 
Vergleich  bedenklich.  In  der  Regel  kann 
man  nur  die  Entwickelung  des  Konsums 
in  einem  und  demselben  Gebiete  verfolgen, 
wenn  sich  in  ihni  die  Grundlagen  der  Er- 
hebung nicht  wesentlich  g-eändert  haben; 
jedoch  ist  auch  hier  Vorsicht  geboten,  und 
es  müssen  die  Fehleniuellen  in  ihren  mög- 
lichen Einflüssen  berücksichtigt  werden. 

4.  Berechnung  des  relativen  Fleisch- 
verbrauches. Falls  man  im  absoluten 
Fleischverbrauch  den  Konsum  einer  räum- 
lich sicher  begrenzten  Bevölke- 
rung fesf gestellt  hat,  so  lässt  sich  der  re- 
lative Fleischkonsum  heute  leicht  berechnen, 
da  die  Zahl  der  Bewohner  nach  den  Volks- 
zählungen bekannt  ist.  Am  meisten  eignet 
sich  für  die  Berechnimg  die  mittlere  Be- 
völkerung des  in  Frage  stehenden  Jahres. 
—  Anders  ist  es  freilich,  wenn  man  ein 
Jahrhundert  oder  länger  mit  der  Unter- 
suchung zurückgeht ;  dann  müssen  meistens 
Schätzungen  und  Berechnungen  der  Ein- 
wohnerzahl eintreten. 

Grössere  Schwierigkeiten  bereitet  aber 
heute  die  Fi-age,  wie  die  Bevölkerung,  welche 
an  dem  berechneten  absoluten  Fleisch- 
konsum Teil  hat,,  räumlich  zu  begrenzen  ist. 
Wo  mit  Hilfe  von  Viehzählungen  oder  auf 
Grund  einer  staatlichen  Schlachtsteuer  der  ab- 
solute Fleischverbrauch  eines  ganzen  Landes 
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oder  einzelner  Provinzen  bestimmt  ist,  da  kann 
man  ohne  Bedenken  diesem  die  £ewohner  des 
betreffenden  Gebietes  gegenüberstellen.  Ist  der 
Fleischkonsum  aber  nur  auf  Grund  der  in  einer 
Stadt  erhobenen  Steuer  oder  der  Aufzeichnungen 
eines  städtischen  Schlachthofes  festgestellt,  so 
fragt  es  sich,  ob  an  dem  Konsum  nur  die  Ein- 
wohner des  betreffenden  Steuerbezirks  bezw.  der 
politischen  Gemeinde  teilnehmen  oder  ob  nicht 
angrenzende  Ortschaften  daran  beteiligt  sind. 
Besonders  bei  den  Grossstädten,  deren  Wirt- 
schaftsgebiet sich  meistens  weit  über  die  Schlag- 
bäume oder  Stadtgrenzen  hinaus  erstreckt, 
wird  dieses  regelmässig  der  Fall  sein;  hier 
sind  es  dann  meistens  wieder  unsichere  Schät- 
zungen, mittelst  deren  man  die  Konsumbevöl- 
kerung bestimmt. 

Wo  staatliche  Schlachtsteuem,   welche  das 

tanze  Land  und  nicht  nur  die  Städte  treffen, 
ie  Möglichkeit  bieten,  den  Konsum  des  ganzen 
mit  einer  Grossstadt  verbundenen  Wirtschafts- 
gebietes zu  bestimmen,  da  kann  man,  wie  ich 
es  für  Leipzig  versucht  habe*^),  den  relativen 
Fleischverbrauch  in  diesem  mit  Sicherheit  fest- 
stellen und  verfolgen.  —  Zu  erwarten  steht, 
dass  bei  Einführung  von  Schlachthöfen  mit 
Schlachtzwang  in  den  kleineren  Städten,  welche 
geschlossene  Wirtschaftsgebiete  bilden,  Mate- 
rialien für  eine  zuverlässigere  Berechnung 
des  relativen  Fleischverbrauches  gewonnen 
werden.  —  Weitere  Fehlerquellen  hegen  im 
Fremdenverkehr  und  in  der  sich  ausbreitenden 
Gewohnheit  der  wohlhabenderen  städtischen 
Bevölkerung,  jährlich  längere  Zeit  auf  Reisen 
zu  gehen. 

5.  Tabellen  über  relativen  Fleichver- 
brauch.  Unter  nochmaliger  Betonung  der 
Bedenken  gegen  Vergleiche  verschiedener 
Beobachtungsgebiete  und  der  Fehlerquellen 
innerhalb  desselben  Gebietes  lasse  ich 
einige  Tabellen  über  den  relativen  Fleisch- 
verbrauch folgen. 

Fürdiepreussischen  schlachtsteuer- 
pflichtigen Städte  stellt  sich  der  Konsum 
an  Fleisch  (ohne  Wild  und  Geflügel)  pro  Kopf 
und  Jahr,  wenn  man  die  E  e  i  n  i  c  k  sehen  Zahlen  ") 
nach  Perioden  höheren  und  niederen  Konsums 
zusammengefasst, 

1838/46  1847/50  1851/54   1855/56  1857/61 
auf  kg    38  32  37  32  38. 

Nach  anderer  Methode  berechnet  Hoff- 
mann**)  aus  der  Schlachtsteuer  den  relativen 
Fleischkonsum  1833/38  auf  33  k^.  Schmolle  r ") 
beziffert  den  Fleischkonsum  m  den  schlacht- 
steuerpflichtigen Städten  zu  Be^n  des  Jahr- 
hunderts auf  ca.  70  (alte)  Pfd.;  m  den  Kriegs- 
i'ahren  und  später  sei  derselbe  stark  gesunken. 
Labe  sich  dann  aber  in  den  dreissiger  Jahren 
bis  1844  bedeutend  gehoben.  —  Für  das  ganze 
Land  berechnet  er  aus  dem  Viehstamme  den 
relativen  Fleischverbrauch 


für       1802 
auf  kg  17 


1816 
II 


1840 
17 


1867 
81. 


Dieterici  und  Engel  schätzen  den  re- 
lativen Fleischverbrauch,  unter  Mahnung  zur 
Vorsicht  bei  der  Benutzung  dieser  Zahlen, 
für  1806        1831        1842        1849        1863 
auf    15  16  16  19  18  kg^*). 


Für  Berlin  hat  Conrad")  den  relativen 
Verbrauch  an  Rind-,  Kalb-,  Hammel-  und 
Schweinefleisch  und  an  Fleischwaren  unter- 
sucht : 

1778/84       1860/69        1870/74       1875/77 
kg  58  45  52  56. 

Er  glaubt  aber,  dass  die  Zahl  für  1778/84 
etwas  zu  hoch  ist.  —  Nach  neueren  Berech- 
nungen des  städtischen  statistischen  Bureaus^^) 
stellt  sich  der  relative  Verbrauch  für  Berlin 
und  den  8  Kilometerumkreis  an  Fleisch  über- 
haupt, einschliesslich  von  Wild,  Geflügel  und 
den  als  Nahrung  verwendeten  inneren  Teilen 
der  Schlachttiere,  auf: 

kg  kg 

1889  81,18  1893  70,86 

1890  69,35  1894  75,32 

1891  69,83  1895  75,98 

1892  71,19  1896  76,63. 

Die  Vergleichbarkeit  mit  der  Angabe  für 
1889  und  für  die  vorangehenden  Jahre  erscheint 
nicht  einwandfrei.  —  Dazu  kommt  der  Fisch- 
konsum, welcher  für  Berlin  ohne  Vororte  für 
1896  auf  18,94  kg  angegeben  wird. 

Aus  den  Ergebnissen  der  Schlachtsteuer 
sind  für  Breslau  Zahlen  über  den  Verbrauch 
von  steuerpflichtigem  Fleisch  (Rindvieh, 
Kälber,  Schafe,  Schweine,  eingebrachtes  Fleisch 
und  Fettwaren)  veröffentlicht^');  von  einigen 
anderen  Städten  lagen  mir  Nachweisnngen  auf 
Grund  der  Steuerakten  vor. 

Danach  stellt  sich  der  relative  Fleischver- 
brauch in  Breslau  auf: 

1870—1879/80     1880/81—88/89     1889/90—94/^5 
47  43  44  kg. 

Dazu  kommen  ca.  i%,  1894/5  2%%  Pferde- 
fleisch. 

Es  betrug  der  relative  Fleischverbrauch  in 

Gnesen  Aachen  Koblenz    Köln*) 
kg           kg  kg  kg 

1888  so  54  71 

1889  51  54  68  62 
1890**)              47            49           — 

Für  das  ganze  Königreich  Sachsen 
stellt  sich  der  relative  Verbrauch  an  Rind- 
und  Schweinefleisch  auf  Grund  der 
Schlachtsteuer^*) : 

auf  kg  auf  kg 

iaS5~44  16  1895  37 

1845—54  17  1896  41 

1855—64  21  1897  41 

1865—74  25  1898  41. 

1875-84  30 

1885—94  35 

Der  relative  Verbrauch  an  Kalb-  und 
Schöpsenfleisch  betrug: 

1840  1851  1857 

kg  kg  kg 

Kalbfleisch  2  2 

Schöpsenfleisch  1  i 


Zusammen      3 


2,5 
1,1 

3,6. 


♦)  Verwaltungsjahre  1889/90. 
**)  Der  Verbrauch  des  Dezember  1890  ist 
durch  Schätzung  ergänzt. 
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In  Leipzig*^)  i8t  der  relative  Fleischver- 
brauch an  zahmem  Fleisch  in  kg  gewesen: 


157779,  83,  91  1% 

1683—86  6i 

1688—1715  64 

1767/68  und  76/77  72 

1797/99  57 


1800—1809 

1810—19 

1820—29 

1838—40 

1852-57 


61 
57 

58 
62 

64. 


sammen  also  ca.  71  kg  Fleisch.  Der  relative 
Verbrauch  an  Rind-,  Schweine-,  Kalb-,  Hammel- 
und  Ziegenfleisch  betrug: 

kg  .       kg 

1835  30  1868  58 

1840  29  1873  69 

1851  36  1893  70 

1857  48  1894  71. 

In  Baden  betrug  der  relative  Fleischver- 
brauch 1888—90  36.8,  1891—95  37,7  kg";. 

In  München  hat  sich  der  Verbrauch  an 
Rind-,  Kalb-,  Schaf-  und  Schweinefleisch  nach 
Mayr*')  auf  Grund  von  Steuerakten  wie  folgt 
entwickelt : 

kg  kg 

1809/19    III  1849/59    75 

1819/29     104  1859/69    83 

1829/39      93  1870      87. 

1839/49      86 

In  Hamburg")   wurden  von  einer  Fa- 


An  Rind-  und  Schweinefleisch  wru-den 
in  Leipzig-Stadt  nebst  Grenz-  und 
Vorstadtdörfern  verbraucht: 

kg  kg 

1&41— 50  32  ,  1861—70         42 

1852-60  35  1871—80         49- 

Die  neuere  Fleischverbrauchsstatistik  Leipzigs 
ist  mit  der  älteren  nicht  vergleichbar,  da  die 
Stadt  Leipzig  vor  der  Eingemeindung  der  Vor- 
orte, welche  1889  begann,  nicht  als  ein  ge- 
schlossenes Konsumtionsgebiet  angesehen  wer- 
den kann;  die  von  mir  aufgestellte  Statistik 
für  Leipzig-Stadt  nebst  Grenz-  und  Vorstadt- 
dörfern, welche  bis  4  km  vom  Markte  entfernt  milie  im  Jahre  durchschnittlich  an  Fleisch  ver- 
liegen^'*),  ist  aber  leider  in  der  neueren  Arbeit  braucht: 
Martins"**)  nicht  fortgesetzt.  Nach  denVieh- 
und  Schlacnthofsberichten  betrug  der  relative 
Verbrauch***)  an  Rind-,  Kalb-,  Schweine-  und 
Hammelfleisch  1894  54  und  1898  62  kg. 

Von  Dresden*^)  kennen  wir  auch  den  Ver- 
brauch an  sonstigem  Fleisch.  1873  wurden 
neben  50  kg  Rind-  und  Schweinefleisch  ver- 
zehrt :  ca.  10  kg  Kalb-,  6  kg  Schöpsen-,  0,04  kg 
Ziegenfleisch,  2  kg  Wildpret,  2  kg  Geflügel, 
1  kg  Fische  (ohne  die  gesalzenen  Heringe  und 
Pöklinge)  und  3  kg  eingeführtes  Fleisch,  soweit 

dasselbe  nicht  aus  Rind-  und  Schweinefleisch '  wird  für  die  StTidt  Bremen  der  relative 
besteht  (letzteres  ist  in  der  oben  nachgewiesenen  Verbrauch  an  frischem  Fleisch  berechnet,  wobei 
Quantität  von  50  kg  bereits  mitenthalteu),  zu- !  das  Durchschnittsgewicht  geschätzt  wird  24a). 


Pfd. 

Verhältniszahlen. 

1821    26  —  100 

1821/25 

538 

100 

1826/30 

523 

97 

1831/35 

452 

84 

1836/40 

448 

83 

1841/45 

429 

80 

1846/50 

339 

63 

1851 

379 

70 

1852 

372 

69. 

Nach  den  Ergebnissen   der  Schlachtsteuer 


Rind- 

Kalb- 

Schweine- 

Schaf- 

Pferde- 

Anderes 

Wüd  und 

Zu- 

fleisch      fleisch 

fleisch 

fleisch 

fleisch 

Fleisch 

Geflügel 

samme 

kg 

kg 

H 

^ 

kg 

kg 

kg 

kg 

1847-51 

34,70 

14,18 

4,18 



— 

3,45 

56,51 

52—56 

32,71 

13,20 

3,53 



— 

3,10 

52,54 

57—61 

30,15 

15,87 

3,25 

3,29 

52,56 

62-66 

33,26 

16,08 

3,33 

— 

3,07 

55,74 

67—71 

33,12 

17,31 

3,81 



— 

2,78 

57,02 

72-76 

33,68 

18,78 

3,31 



2,59 

58,36 

77—81 

29,22 

19,73 

2,74 



1,87 

53,56 

82—86 

18,69 

9,31 

21,76 

2,41 

2,05 

0,01 

2„10 

56,33 

87    91 

19,61 

9,25 

25,21 

2,28 

2,54 

0,01 

2,08 

60,98 

92—96 

17,82 

8,24 

28,20 

2,10 

2,40 

0,01 

2,43 

61,20 

1897 

18,30 

8,18 

29,21 

2,03 

3,02 

0,00 

2,57 

63,31 

1898 

18,30 

8,02 

29,52 

2,11 

3,05 

0,01 

2,43 

63,44. 

Nach  eigenen  Berechnungen  der  einzelnen   Städte'^)  betrug  der  Fleischverbrauch  pro 
Kopf  in  kg: 

Städte     1885  1886  1887  1888  1889  1890  1891  1892  1893  1894  1895  Bemerkungen 

Berlin   und 

Umgebung  76,2  79,9  86,3   85,1    30,5   68,7   69,8  71,2   70,9  75,3   73,5  Gesamtverbrauch. 

Leipzig         —     —     —     70,4  66,1    59,5   49,1  47,9   50,8   53,8    —    nur  Schlachtungen. 

München      89,9  90,4  90,2  99,0  93,5   83,3   82,7  78,9  82,6   74,0   74,9  ohne  Geflügel,  Wild. 

43,2  45,8  45,7   46,0   44,2   40,8   43,4  43,  i    42,7   43,3   44,8  ohn.Geflügel,WildjPferdefl. 


Breslau 

Köln 

Dresden 

Stuttgart 

Chemnitz 

Bremen 


—  —     —  —      —  —  75  73  70  64 

—  —     —  73,5  72,8  69,3  69,4  65,8  68,6  69,7 
67,7  67,6  69,3  72,0  68,9  66,9  68,6  67,9  72,4  68,3 

51.2  52,7  53,2  53,3  53,2  50,6  47,4  49,5  51,0  49,1 

55.3  56,7  61,9  62,6  57,8  61,4  61,5  59,4  60,2  59,7 
Strassburg  69,4  68,7  70,6  74,0  70,5  69,9  71,4  72,4  75,1  70,9 
Cassel           6i,7  62,4  66,8  67,4  67,2  67,2  69,1  69,2  70,4  — 
Magdeburg  —  —     —  —  —  —  —  —  —  61,7   63,5  Schlachtg.u.  frisch.  Fleisch. 

Augsburg    69,4  69,8  71,2  76,1  74,4  64,3  65,5  60,2  64,5  58,4   58,0  ohne  Geflügel,  Wild. 


nurSchlacntung.inid.Pferde 
ohne  Geflügel, Wild,  Pferde . 
Gesamtverbrauch. 
ohne  Geflügel,  Wild. 
G^esamtverbrauch. 
ohne  Geflügel,  Wild, 
ohne  Geflügel,  Wild. 
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kg 

1871 

66,19 

1879  80 

1872 

68,51 

1880/81 

1873 

70,62 

1881/82 

1874 

73,45 

1882/83 

1875 

74,79 

1883/84 

1876 

71,79 

1884/85 

1877 

66,75 

1878 

65,19 

Die  Zahlen  sind  fttr  einen  Vergleich  der 
Ortschaften  miteinander  nicht  geeijgfnet,  weil  sie 
sich  nicht  auf  die  gleichen  Fleischsorten  be- 
ziehen und  weil  keine  einheitliche  Methode  der 
Berechnung  zu  Grunde  liegt.  Aber  auch  die 
Entwickelung  des  relativen  Verbrauchs  in  den 
einzelnen  Ortschaften  dürfte  sich  nicht  in  allen 
Fällen  nach  dieser  Tabelle  beurteilen  lassen: 
es  müsste  in  jedem  Einzelfalle  das  Verhältnis 
der  thatsächlichen  KonsumbevQlkerung  zu  der 
in  der  Berechnung:  berücksichtigten  Bevölkerung 
nachgeprüft  werden. 

Für  Strassburg")  liegen  Angaben  aus 
dem  von  Büchel  bearbeiteten  Verwaltungsbe- 
richt für  1870—1889  bis  1871  zurück  vor: 

kg 

65,66 

65,89 

67,37 
64,21 

64,67 
67,35. 


Hirschberg  hat  es  für  1895  versucht,  den 
relativen  Verbrauch  in  35  Städten  unter  aus- 
Kchliesslicher  Berücksichtigung  der  Schlachtun- 
gen auf  den  Schlachthöfen  festzustellen;  die 
Vorortsschlachtungen,  die  Einfuhr  von  geschlach- 
tetem Fleisch,  von  Wild  und  Geflügel  sowie  die 
Konsumbevölkerung  ausserhalb  der  politischen 
Gemeinden  sind  also  nicht  berücksichtigt;  wie  be- 
deutsam der  Einfluss  hiervon,  sieht  man  an 
Berlin,  wo  die  Schlachthausschlachtungen  60  kg 
ergeben,  während  der  relative  Gesamtverbrauch 
in  Berlin  und  dem  8  km-Umkreis  76  k^  betrug. 
Das  Fleischgewicht  der  Schlachttiere  ist  nach 
Angaben  aus  den  einzelnen  Städten,  welche  auf 
Schätzungen  beruhen  und  nicht  kontrolliert 
werden  können,  zu  Grunde  gelegt.  Der  so  be- 
rechnete relative  Verbrauch  aus  den  Schlacht- 
hofschlachtungen war  in  Altena  und  Barmen 
am  geringsten  (39  kg),  er  betrug  40—50  kg  in 
Halle  a.  S.,  Potsdam,  Dortmund,  Königsberg  i.  Pr., 
Aachen,  Liegnitz,  Duisburg;  50 — 60  kg  in 
Chemnitz,  Frankfurt  a.  0.,  Spandau,  Düssel- 
dorf, Köln  a.  Rh.,  Augsburg,  Magdeburg,  Erfurt, 
Leipzig,  Strassburg;  60 — 70  kg  in  Bochum, 
Berlin,  Bremen,  Kassel,  Nürnberg,  Frankfurt 
a.  M.,  Freiburg  i.  Br.,  Stuttgart,  Karlsruhe, 
Zwickau;  70— 15  kg  in  Metz,  München,  Kiel; 
am  höchsten  war  er  in  Mannheim  (80),  Lübeck 
(98)  und  Wiesbaden  (102  kg)"). 

Es  scheint  nach  diesen  Daten,  dass  in 
Deutschland  ziemlich  allgemein  der  Fleisch- 
konsum die  gleiche  Bewegung  vollzogen  hat. 
Mit  der  Kriegsperiode  im  Anfange  des 
Jahrhunderts  beginnt  ein  starker  Rückgang 
in  der  Fleischnahnmg  und  dauert  bis  zur 
Mitte  des  Jahrhunderts  fort.  Sodann  tritt 
eine  Steigerung  ein,  welche  sich  mit  meh- 
reren kürzeren  und  längeren  Unterbrechun- 
gen in  Zeiten  wirtschaftlicher  Krisen  oder 
bei  Notständen  (nach  Futtermangel)  bis  zur 
Gegenwart  fortsetzt. 

Den  relativen  Verbrauch  der  Stadt  St. 
Gallen 26»)  an  Rind-,  Kalb-,  Schaf-  und 
Schweinefleisch  berechnet  Zuppingerfür  1881 


bis  1884  auf  78,  für  188ö~-89  auf  79  und  für 
1890—94  auf  74  kg.  1890  hatte  der  Verbrauch 
mit  82  kg  seinen  Höhepunkt  erreicht  und  war 
seitdem  anhaltend  gesunken.  Der  Konsum  an 
Fleisch  von  den  Erndvieharten  hat  gegenüber 
dem  vom  Schweinefleisch  stetig  an  Bedeutung 
verloren. 

Nach  Block'')  wurden  in  Frankreich 
an  Bind-,  Kalb-,  Schaf-,  Ziegen-  und  Schweine- 
fleisch auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  verzehrt: 

1812  1829  1839  1852 

17  21  20  23  kg. 

Das  Ackerbauministerium'*)  giebt  den  re- 
lativen Fleischverbrauch  von  geschlachtetem 
Kind-  und  Schafvieh  und  Schwemen  in  Frank- 
reich für 

1840  1862  1882  1892 

auf  20,1  25,9  32,9  35,1  kg  an. 

Dazu  kommen  1892  noch  0,3  kg  Fleisch  von 
Pferden,  Maultieren  und  Eseln  sowie  0,4  kg 
mehr  ein-  als  ausgeführtes  Fleisch. 

Belativer  Verorauch  an  frischem  Fleich**) 
der 


städtischen 

*)     ländlichen 
Bevölkerung 

gesamt 

kg 

kg 

kg 

53,6 

18,6 

25,9 

64,6 

21,9 

33,1 

58,1 

26,3 

35,6. 

1862 
1882 
1892 

Unter  den  Ursachen,  welche  diese  eigen- 
artige Entwickelung  veranlasst  haben,  hebt  die 
amtliche  Statistik  besonders  drei  hervor:  die 
Zunahme  des  Genusses  alkoholischer  Getränke 
in  den  Städten,  welcher  regelmässig  eine  Ver- 
ringerung der  festen  Nahrung  parallel  laufe; 
die  sich  immer  mehr  ausbreitende  Gewohnheit 
der  wohlhabenderen,  mehr  Fleisch  konsumieren- 
den Schichten  der  städtischen  Bevölkerung, 
sich  während  der  Sommermonate  auf  dem 
Lande  aufzuhalten ;  die  Ausbreitung  des  Wohl- 
standes in  der  Landbevölkerung. 

Der  Verbrauch  der  städtischen  Bevölkerung 
an  frischem  Fleisch  wird  bis  1839  zurückver- 
folgt"): (Siehe  die  auf  S.  1101  an  erster  Stelle 
stehende  Tabelle.) 

Den  Verbrauch  in  Paris  berechnet  Mo- 
rillon««): 

1872 

kg 

71 

2 


1866 
kg 
an  Fleisch         75 
an  Geschlinge    3 

zusammen  78 


1876 

1881 

kg 

kg 

76 

77 

3 

3 

73 


79 


80. 


1892  (1891)  kamen  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung 64,6  (63,6)  kg  Rind-^  Kalb-  und 
Schaffleisch,  10,5  (10.2)  kg  Schweinefleisch  und 
Fleischwaren,  11,2  (10,6)  kg  Geflügel  und  Wild, 
femer  10,2  kg  Fische»®). 

Aus  den  Bevölkerungszahlen  von  Paris 
(Annuaire  statistique  de  la  France  XVIII,  1898 
p.  16)  und  dem  auf  Grund  der  Berichte  der 
PolizeipräfekturvomLandwirtschaftsministerium 
im  Bulletin  (1896   p.   1010  f.)  nachgewiesenen 


'*')  Bevölkerung  der  Hauptstädte  der  De- 
partements und  der  Städte  von  10000  und  mehr 
Einwohnern. 
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Verbranchsstatist 
Fleisch  von 

Jahr    Bevölkerung  j^j^^^j^j^ 

Einwohner 

1839        5076319  146457 

1844         5342741  160920 

1849         5828574  174930 

1854         6277343  195084 

1862         7  878  329  250  440 

1867         8  341 481  268530 

1872         8  263  637  25 1  629 

1877         8  703  729  302  644 

1882         9840517  355786 

1887       10479836  366136 

1892       II 231 211  364225 


ik  der  französischen  Städte.    (Vgl.  S.  1100.) 
dem  in  den  Städten  fifeschlachtet«n  Vieh    Oesamtverbranch  an 
Schweine      Schare  und  Pferde,Maul-       frischem  Fleisch 
Ziegen        esel,  Esel 
Tausend  Kilogramm 


absolut 


48994 

55053 
44218 

42537 
61  107 

75827 

72224 

77581 

100874 

101  061 

"5538 


43615 
46043 

49783 
54380 
67416 
75486 
77672 
85  609 
95400 

96987 
88823 


13  188 


248  458 
277  763 
299  475 

335731 
422288 
482833 
458  649 
541907 

635  707 

635  933 
652  767 


relativ 

kg 
49 
52 

51 
53 
54 
58 

56 
62 

65 

61 

58. 


Fleischkonsum  ergiebt  sich  ein  relativer  Ver- 
brauch von 


Bind-,  Kalb-  u.    Schweinefleisch 
Schaffleisch      n.  Fleischwaren 


1891 
1892 
1893 
1894 
1895 

1891—95 
1896 


kg 

64 

65 

65 
60 

60 
63 
08 


kg 
12 
12 
II 
II 
II 

II 
11 


zu- 
sam- 
men 

kg 
76 
76 
76 

71 
71 

74 

69. 


1888'*)  betrug  der  Konsum  an  Rind-, 
Kalb-,  Schaf-  und  Schweinefleisch  in  Paris  78, 
Lyon  52,  Marseille  61,  Bordeaux  77, 
Lille  34,  Toulouse  61,  Saint  Etienne 
57,  Nantes  48,  Le  Havre  67,  Boubaix 
50  kg,  in  den  87  Hauptstädten  der  Departe- 
ments und  in  12  anderen  Städten  mit  mehr  als 
40000  Einwohnern,  zusammen  mit  einer  Bevöl- 
kerung von  6,7  Millionen  Einwohnern  67  kg. 
Unter  den  Städten  mit  mehr  als  40000  Ein- 
wohnern haben  den  höchsten  relativen  Konsum 
Paris  und  (Jlermont-Ferrand  mit  78,  Bordeaux 
und  Versailles  mit  77,  Kennes  und  Amiens  mit 
76  k^ ;  unter  sämtlichen  99  Städten  wiesen  den 
niedrigsten  Konsum  auf  Ajaccio  (25  kg)  und 
Lille  (Stadt  nebst  Bannmeile  34  k^). 

In  dem  Vereinigten  Königreich  be- 
trug nach  P.  G.  Craigie •*)**■)  der  relative 
Fleischverbrauch  1868  46,  1872  50,  1876—80 
51,  1881—85  50,  1886—90  52  und  1891—95 
55  kg. 

Für  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  berechnet  Murray")  den 
Verbrauch  an  Schweinefleisch  und  Schmalz,  so- 
weit derselbe  aus  dem  grossen  Fleischhandel 
gedeckt  wird,  für  die  Jahre  1892<  93— 1898,99 
auf  1942,  1564,  1825,  1950,  2120,  2313  und 
2632  Mülionen  Ibs  Fleisch  und  auf  423,  495, 
496,  390,  658,  768,  673  Tausend  Tierces  Schmalz ; 
für  1898/99  ergäbe  das  einen  Verbrauch  (aus 
dem  Handel)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
von   36  Pfund   Fleisch  und  3  Pfund  Schmalz. 

6.  ZusammenBetzang  der  FleiBchnahrDn|r. 
Aus  den  Quellen  der  Fleischverbrauchsstatistik 
lässt  sich  zum  Teil  auch  der  Anteil  der  ein- 
zelnen   Fleischsorten    an    der    Fleischnahrung 


feststellen.  Eine  interessante  Nach  Weisung  fttr 
35  deutsche  Städte  findet  sich  im  Statistischen 
Jahrbuch  deutscher  Städte  VI,  1897  S.  257  ff., 
auf  welche  hier  nur  verwiesen  werden  kann.  In 
der  folgenden  Tabelle  (S.  1102]  ist  nur  der  Ver- 
brauch an  Kind-,  Kalb-,  Schar-,  Schweine-  und 
Pferdefleisch  berücksichtigt  und  auch  nur  so- 
weit, als'  er  in  den  Nachweisungen 
gesondert  aufgeführt  ist.  Besonders  in 
Städten,  welche  grössere  Mengen  rohen  oder  zu- 
bereiteten Fleisches  einführen,  können  die 
Zahlen  von  der  Wirklichkeit  abweichen,  weil 
das  einp^eführte  Fleisch  in  der  Regel  von 
der  Statistik  nicht  nach  Sorten  unterschieden 
wird. 

Die  Tafel  zeigt  den  verhältnismässig  ge- 
ringen Verbrauch  an  Hammelfleisch  in  Deutsch- 
land j^egenüber  England  und  Frankreich.  Bei 
der  Ernährung  der  französischen  Städte  (vgl. 
auch  die  vorstehend  aufgeführte  Tabelle)  und 
auch  Englands  föllt  die  relativ  geringere  Be- 
deutung des  Schweinefleischverbrauches  Deutsch- 
land gegenüber  ins  Auge.  Für  ganz  Frank- 
reich ist  sogar  die  relative  Bedeutung  des 
Schweinefleisches  in  der  zweiten  Hälfte  unseres 
Jahrhunderts  unter  Schwankungen  zurückge- 
gangen. 

In  der  geschichtlichen  Entwickelung  des 
deutschen  Konsums  zeigt  sich  eine  erhebliche 
Zunahme  in  der  Bedeutung  des  Schweinefleisch- 
verbrauches auf  Kosten  des  Hammelfleisches, 
teilweise  auch  auf  Kosten  des  Kalbfleisches  und 
des  Kindfleisches.  Hiermit  braucht  aber  keines- 
wegs eine  Verschlechterung  der  Ernährung 
verounden  zu  sein.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
dass  dieses  Kesultat  eintreten  kann,  wenn  der 
Konsum  an  Schweinefleisch  steigt,  ohne  dass 
der  Konsum  an  anderen  Fleischsorten  zurück- 
geht. Aber  selbst  dort,  wo  mit  dieser  Er- 
scheinung zugleich  ein  Sinken  des  relativen 
Fleischverbrauches  verbunden  ist,  brauchen  sich 
die  Ernährungsverbältnisse  nicht  verschlechtert 
zu  haben:  wenn  an  der  Volksvermehrung  vor- 
wiegend die  weniger  Fleisch  essenden  Klassen 
beteiligt  sind,  so  kann  der  relative  Fleischver- 
brauch sinken,  die  Bedeutung  des  Schweine- 
fleisches steigen  und  dabei  trotzdem  die  Er- 
nährung aller  Klassen  besser  werden.  Eine 
Entscheidung  wäre  nur  möglich,  wenn  eine 
Konsumstatistik  der  einzelnen  Volksklassen  auf- 
gestellt werden  könnte. 
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Anteil  der  einzelnen  Fleischsorten  an  der  Fleischnahrang. 


Gebiet 


Zeit 


Quelle 


Verhältnismässiger  Verbrauch 
an  Fleisch  von 


Rin- 
dern 


Käl- 
bern 


Ham- 
melnfn. 


Ziegen) '  :-  ^ 


Schlachtsteuerpflichtige  Städte  Preussens 


1838 
1849 
1861 


ii> 


40,9 

39,4 
40,8 


12,6 

13,1 
",9 


15,1 
14,1 
11,0 


31,4 
33,4 
36,3 


Berlin 


Breslau*) 


1780  8ü 

mv69^ 

1870/80 
1880,90 
1890/95 


15^ 


47 
42 


10 
8 


17 


) 


41 

44 
43,6 


9 
9 
8,7 


17 
II 


10 
6 
4,6 


26 
39 


I 


40 

41 
43,1 


Koblenz 


1889 


Steuer- 
akten 


51 


13 


!  33 


Sachsen  **) 


1836-45 
1846—55 
1856—65 

1866—75 
1876—85 
1886—95 


37 

10 

6 

38 

10 

6 

36 

10 

4 

18) 

40 

• 

• 

38 

• 

• 

39 

• 

• 

47 
46 

50 

60 

62 
I  61 


Stadt  Leipzig 


1577/79,  83,  91 
1683—86 

1767,68,  76/77 
1800—1809 
1820-1829 
1852—1857 


46 

20 

26 

41 

20 

28 

10) 

38 

26 

19 

40 

27 

16 

45 

24 

II 

46 

23 

8 

7 
II 

17 

17 
20 

23 


Leipzig-Stadt  nebst  Grenz-  und  Vor- 
stadtdörfern**)     


1838—40 
1852-57 

1852—60 
1861—70 
1871—80 


48 

24 

II 

45 

22 

7 

1.) 

58 

• 

« 

47 

« 

• 

38 

• 

. 

17 
26 

42 

53 
I  62 


München 


1809-19 
1839—49 
1859-69 


2S\ 


64 

20 

52 

26 

50 

24 

4 
3 
3 


12 

19 
23 


Frankreich 


1812 
1829 
1839 

1852 
1862 
1882 
1892 


%-iy 


I 


S8> 


30 
36 

34 


9 

10 

II 


51 
49 

55 


40 


14 


13 

13 

12    1 

13 

12 

14 

12 

48 

41 

43 

36 
39 
31 
34 


Paris 

Lyon 

Marseille 

Bordeaux 

Die  87  Haufjtstädte  des  Departements 
ausser  Paris  und  Laval,  und  6  andere 
Städte***) 


1882 
1882 
1882 
1882 


1882 


88 

50 

16 

18 

") 

57 
45 

4 

12 

30 

22 

1 

49 

16 

17 

12 

16 

9 
21 


18 


Vereinigtes  Königreich 


1872/74 
1885 


3S 


) 


50 

53 


26 
21 


24 
26. 


*)  Die  Erhöhung  der  Verhältniszahl  für  Rindfleisch  in  der  Periode  188Q/90  dürfte  dadurch 
zu  erklären  sein,  dass  die  in  Rechnung  gestellten  Durchschnittsgewichte  des  Rindviehs  seit 
1885  erhöht  sind. 

**)  Für  die  drei  ersten  Perioden  1836/65  ist  der  Kalb-  und  Schöpsenfleischverbrauch  der 
Jahre  1840,  1851,  1857  in  Rechnung  ffestellt. 

*♦*)  Brest,  Reims,  Roubaix,  Tourcomg,  Le  Havre,  Toulon. 


B.  Speoialstatistik. 

7. Will  maii  die  Verbrauchsverhältnisse  der 


einzelnen  Yolksklassen   kennen  lernen,   so 
kann  hierfür  die  öeneralstatistik  keine  Hand- 
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habe  bieten :  man  muss  einzelne  Individuen ' 
oder  Familien  zum  Gegenstande  der  Be- 
obachtung machen.  Wie  nötig  dieses  aber 
ist  und  wie  weni^  die  Generalstatistik  allein 
uns  einen  Einblick  in  die  Ernähi-ungsver- 
hältnisse  eines  Volkes  bietet,  ersehen  wir 
aus  folgenden  Daten: 

Forst  er**)  hat  die  Nahrung  eines  Dienst- 
mannes (I),  eines  Schreinerfi-esellen  (II),  zweier 
junger  Aeirzte  (III,  IV)  und  der  Pfrtindnerinnen 
der  städtischen  Pfründnerinuenanstalt  (V)  in 
München  untersucht  nnd  fand  pro  Tag  eine 
Aufnahme  von 


frischem 

Fleisch  ohne 

Knochen 

g 
I  231 

II  92 

III  368 

IV  403 
V  94 


überhaupt  in  der  ganzen  Rechnung 


Elweiss 

132,6 

131,1 

126,6 

134,4 

67 


Fett 

S 
95,3 
67,6 
88,8 
102,1 
38,2 


Kohlehydrate 

421,8 

494,0 
361,8 
291,7 
265,9. 


Conrad^')  teilt  aus  den  Haushaltungs- 
budgets der  Familien  I  eines  Lohndieners  (5 
Pers.,  davon  2  weni^^  konsumierende  Kinder: 
250  Kthlr.  Eink.;  180),  11  eines  Handwerkers 
(4  erwachsene  Pers.;  300  Rthlr.  Eink.;  1872), 
III  eines  Subalternheamten  (3  erwachsene  Pers. ; 
700  Rthlr.  Eink.  j  1871),  IV  eines  höheren  Be- 
amten (4  erwachsene  Pers.;  2000  Rthlr.  Eink.; 
1847),  V  eines  höheren  Beamten  (5  erwachsene 
Pers. ;  2500  Rthh.  Eink. ;  1871)  und  VI  eines 
höheren  Beamten  (5  erwachsene  Pers.;  3000 
Rthlr.  Eink.;  1872)  den  jährlichen  Verbrauch 
derselben  an  Fleiscn  mit  (1,  III,  V  wohnten  in 
einer  ganz  kleinen  Stadt  nut  niederen  Preisen, 
II  in  einer  mittleren  Stadt,  IV  und  VI  in  einer 
grösseren  mit  hohen  Preisen): 

I        II         III        IV        V        VI 
Pfd.  61     168       220       515        525     1020. 

Aus  den  erlieblichen  Differenzen  auch 
bei  den  Wohlhabenden  ergiebt  sich,  dass 
eine  Zunahme  des  relativen  Verbrauchs  nicht 
ohne  "weiteres  den  minder  begüterten  Klassen 
zugerechnet  werden  darf;  jedenfalls  ist  aus 
der  Bewegung  des  relativen  Verbrauchs 
nicht  ersichtlich,  ob  sich  der  Fleischverbrauch 
bei  den  mittleren  Klassen  oder  den  arbeiten- 
den Klassen  geändert  hat. 

Für  eine  Specialstatistik  des  Fleischver- 
brauchs liegt  em  ausgedehntes  Material  vor: 
in  den  Untersuchungen  zahlreicher  Physiologen 
über  den  Nahrungsbedarf,  sofern  dieselben  ihrer 
Forschung  eine  Bestimmung  des  wirklichen 
Verbrauchs  an  Nahrungsmitteln  zu  Grunde  ge- 
legt haben;  in  Monographieen  über  die  Lage 
einzelner  Gewerbe,  über  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  und  in  den  sehr  zahlreichen  Haus- 
haltungsbudgets.  Doch  ist  das  Material  noch 
zerstreut  und  bedarf  erst  der  Sichtung  und  Ver- 
wertung durch  einen  Fachmann,  etwa  wie  es 
Laspeyres")  mit  den  Le  Playschen  Bud- 
gets versucht  hat. 

Nur  für  Italien'®)  sind  zu  Anfang  der 
neunziger  Jahre  eine  Reihe  von  Monographieen 
über  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  Stadt 


und  Land  verwertet  worden.  Danach  verbraucht 
ein  Arbeiter  in  mittleren  Verhältnissen 
in  Ober-  und  Mittelitalien  wöchentlich  750  g 
frisches  Fleisch  und  350  g  getrocknete  Fische 
(pisce  conservato)  und  emgesalzenes  Fleisch; 
für  Süditalien  sinkt  der  Verbrauch  von  frischem 
Fleisch  bis  zu  405  g  in  der  Woche,  von  ge- 
salzenem Fleisch  und  Fischen  bis  zu  100  g, 
aber  es  werden  dort  mehr  frische  Fische  ge- 
nossen ;  ein  Tagelöhner  in  Oberitalien  verbraucht 
200  g  frisches  Fleisch  und  200  g  gesalzenes 
Fleisch  und  Fische. 

Für  Ungarn  liegt  ein  Versuch  vor.  die 
Emährungsverhältnisse  eines  Volkes  aurch 
Special  Statistik  zu  erforschen.  Keleti*^) 
geht  von  dem  physiologisch  festgestellten  Bedarf 
eines  Mannes,  einer  Frau  und  eines  Kindes  an 
Eiweiss  aus,  erhebt  eine  Enquete  über  die  Er- 
nährungsweise in  den  einzelnen  Komitaten  und 
berechnet  hieraus,  wie  gross  der  Verbrauch  an 
den  einzelnen  Nahrungsmitteln  sein  muss,  wenn 
Gesundheit  und  Leistungsfähigkeit  der  Bevölke- 
rung bewahrt  bleiben  sollen.  —  Auf  diesem 
Wege  findet  er  einen  relativen  Jahreskonsum 
der  Bevölkerung 


in  den  Komitaten 


ma- 
gyar. 


rainan. 


slowak. 


deatsch. 


§2 


absoluter  Majorität         .g^ 


an  Fleisch  u. 

Würsten    . 
an  Speck  und 

Fett .    .    . 


kg        kg 


38 
31 


27 
25 


kg 


22 


15 


kg       kg 


42 
28 


34 
27. 


Ich  registriere  diesen  Versuch  zum  Schlüsse, 
ohne  ihn  der  Nachahmung  zu  empfehlen. 

II.  Fleischpreise. 

8«  Yorbemerkangen.  Die  praktischen  Be- 
dürfnisse, derenthalben  Notierungen  der  Fleisch- 
preise stattfinden,  die  Technik  der  Notierung 
und  Zusammenstellung,  die  wissenschaftlichen 
Gesichtspunkte  für  die  Verarbeitung  sind  im 
wesentlichen  dieselben  wie  bei  den  Frucht- 
preisen und  bei  den  Preisen  überhaupt.  Hier 
sollen  nur  die  Besonderheiten  der  Fleischpreise 
erwogen  werden.  Dabei  beschränke  ich  mich 
auf  die  Statistik  der  neuesten  Zeit;  Fleisch- 
preise  aus  früheren  Jahrhunderten  sind  —  ab- 
gesehen von  der  Schmoll  er  sehen  Arbeit*^)  — 
meistens  gemeinsam  mit  Frucht-  und  Waren- 

E reisen  mitgeteilt  und  können  nur  im  Zusammen- 
ange  mit  diesen  behandelt  werden. 

9.  Preisnotierungen  und  Durch- 
schnittspreise. Folgende  Gruppen  von 
Fleischpreisen  müssen  unterschieden  werden : 
a)  der  Fleischpreis  im  Schlachtvieh ;  der- 
selbe wird  nach  den  Handelsusancen  des 
betreffenden  Marktes  festgestellt;  b)  der 
Detailpreis,  welcher  auf  dem  Markte  bezw. 
im  Laden  der  Fleischer  gezahlt  wird;  c) 
zwischen  beide  schiebt  sich  in  manchen 
Städten  der  Grosshandelspreis  für  die  grösse- 
ren Teile  der  ausgeschlachteten  Tiere ;  d)  end- 
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lieh  sind  diejenigen  Pi-eise  als  besondere 
Gnippe  der  Detailpreise  auszuzeichnen, 
welche  (grosse  Restaurants  und)  grössere 
Anstalten  für  Fleischlieferungen  zahlen ;  sie 
dürften  den  Grosshandelspreisen  (c)  nahe 
stehen.  — 

Die  Special  Statistik  findet  innerhalb 
der  Preisstatistik  ein  nur  beschränktes  Gebiet. 
Die  Preisanfzeichnungen  einzelner  Haushal- 
tungen und  einzelner  Schlächter  interessieren 
nur  insofern,  als  man  mittelst  derselben  die 
offiziellen  Notierungen,  welche  ein  grösseres 
Marktgebiet  umfassen,  kontrollieren  kann :  denn 
in  der  Regel  will  man  die  Preisbewegung  eines 
Marktes  kennen  lernen,  nicht  aber  die  Preis- 
entwickelun^  im  Laden  eines  bestimmten  Schläch- 
ters oder  die  Preise  der  Nahrung  einer  be- 
stimmten Familie.  —  Eine  wichtigere  Verwendung 
findet  die  Specialstatistik  nur  hinsichtlich  der 
von  Anstalten  gezahlten  Fleischpreise :  vermöge 
ihrer  Aehnlichkeit  mit  Grosshandelspreisen 
können  sie  eventuell  für  diese  eintreten  (z.  B. 
im  Hamburger  Preisverzeichnis). 

Die  Specialstatistik  im  Gebiete  der  Preise 
ermöglicht  sonsten,  durch  Vergleich  der 
Gross-  und  Kleinhandelspreise  den 
Preisauf  schlag  der  Detailhändler 
festzustellen.  Wegen  der  verschiedenen 
Fleischergiebigkeit  des  Schlachtviehes  nach  Rasse, 
Alter,  Mast  und  Individualität  der  Schlachttiere 
versagt  sie  aber  im  Fleischergewerbe  diesen 
Dienst;  im  Hinblick  auf  die  Empfindlichkeit 
einer  solchen  Untersuchung  müsste  nicht  nur 
die  durchschnittliche  Fleischergiebigkeit,  son- 
dern auch  das  Gewicht  der  einzelnen,  im  Preise 
unterschiedenen  Fleischsorten,  der  einzelnen  ver- 
wertbaren Teile  des  Abganges,  des  Talges,  der 
Haut  etc.  mit  grosser  Genauigkeit  festgestellt 
werden**).  Man  wird  für  die  Frage  nach  dem 
Preisaufschlage  des  Fleischergewerbes  von  sta- 
tistischen Erhebungen  dieser  Art  absehen  und 
nach  symptomatischen  Erscheinungen  suchen 
müssen,  z.  B.  nach  der  Entwickelung  der  Ein- 
kommensverhältnisse der  Fleischer  im  Verhält- 
nis zur  übrigen  Bevölkerung,  wie  ich  es  für 
Halle  a.  S.  versucht  habe**). 

Die  üeneralstatistik  behandelt  offizielle 
oder  private  Notierungen  der  auf  bestimmtem 
Marktgebiete  gezahlten  Preise. 

Welche  Preise  werden  notiert?  So 
lange  die  Fleischmarktverhältuisse  so  einfach 
liegen,  dass  nur  die  grossen  Gruppen  Rind-, 
Schweine-,  Kalb-  und  Hammelfleisch  unter- 
schieden w^erden,  dass  weder  die  Qualität  des 
Schlachtstückes  noch  der  Körperteil,  aus  dem 
das  Fleisch  stammt,  auf  den  Preis  von  Einflnss 
sind,  dass  Unterschiede  dieser  Art  höchstens  durch 
die  Grösse  der  sogenannten  Beilage  ^d.  i.  meistens 
ein  wertloses  Knochenstück)  ausgeglichen  werden, 
so  lange  kann  in  der  Regel  ohne  Schwierigkeit 
für  jede  dieser  Fleischsorten  ein  bestimmter 
Preis  als  Marktpreis  angegeben  werden.  Anders 
wird  es  bei  weitergehender  Differenzierung  des 
Fleischhandels.  Zunächst  wird  nicht  mehr  nur 
nach  jenen  Sorten  gehandelt,  sondern  es  wird 
weiter  unterschieden,  ob  das  Fleisch  vom  Bauche, 
von  der  Keule,  vom  Rücken,  von  der  Brust  oder 
von  der  Schulter  ist,  ob  es  als  Koch-  oder  als 
Bratfleisch   verwendet   werden   kann  und  der- 


fleichen  mehr.  Für  welche  Sorten  soll  nun  die 
reisnotierung  stattfinden?  Schon  aus  obigen 
Bemerkungen  über  Fleischergiebigkeit  geht 
hervor,  dass  die  Preisermittelung  aller  der 
unterschiedenen  Sorten  in  der  Absiebt,  unter 
Berücksichtigung  ihrer  Quantitäten  einen  Durch- 
schnittspreis des  Rindfleisches  überhaupt,  des 
Kalbfleisches  überhaupt  etc.  zu  berechnen,  müssig 
sein  würde.  Man  wird  daher  nur  einzelne  Sorten 
in  der  Preisentwickelung  verfolgen;  welche? 
das  richtet  sich  nach  der  Aufgabe,  deren  Lösung 
von  der  Staatsverwaltung  oder  von  der  Wissen- 
schaft ins  Auge  gefasst  ist. 

Die  wichtigsten  Aufgaben  der  Preis- 
statistik sind  die  Darlegimg  des  Verhält- 
nisses der  Preise  zu  den  Löhnen 
und  der  Preise  der  Waren  zu  ein- 
ander. Hierfür  genügt  es,  wenn  die 
Fleischsorten,  deren  Konsum  am  bedeutend- 
sten ist,  im  Preisgange  verfolgt  werden.  — 
Welche  Sorten  auszuwählen  sind,  iässt  sich 
unter  diesem  Gesichtspunkte  nur  örtlich  be- 
stimmen: denn  die  Zerlegung  der  Schlachttiere 
für  den  Detailhandel  ist  lokal  sehr  verschieden  **). 
Daher  ist  es  auch  höchst  bedenklich,  wenn 
im  Interesse  einheitlicher  Resultate  für  ein 
grösseres  Wirtschaftsgebiet  Preisangaben  für 
die  gleichen,  bis  ins  einzelne  bestimmten  Fleisch- 
sorten gefordert  werden:  findet  der  Handel 
nicht  nach  eben  dieser  Scheidung  statt,  so  ist 
eine  richtige  Notierung  seitens  der  unteren  Be- 
hörden höchst  zweifelhaft.  Sind  die  Voraus- 
setzungen einheitlicher  Erhebungsformulare  im 
Fleischhandel  selbst  nicht  vorhanden,  so  dürfte 
es  zweckmässiger  sein,  im  Formulare  den  Ört- 
lichen Verhältnissen  Rechnung^  zu  tragen  und 
erst  an  der  Centralstelle  das  Material  nach  ein- 
heitlichen Principien  zu  verarbeiten. 

Die  Diff^erenziening  des  Fleischhandels  zeigt 
sich  weiter  darin,  dass  für  dieselbe  Sorte  auf 
demselben  Markte  verschiedene  Preise  gezahlt 
werden  und  dass  der  Ausgleich  durch  die  Bei- 
lagen zurücktritt.  Eine  neue  Schwierigkeit  für 
die  Notierung.  Die  Bestimmung  eines  Durch- 
schnittspreises ist  sehr  schwierifi;  und  wird  daher 
besser  bei  den  markttägigen  Notierungen  nicht 
gefordert.  Fast  allgemein  wird  der  wirklich 
gezahlte  höchste  und  niedrigste  Preis 
der  betreffenden  Fleischsorte  notiert  (dabei  wird 
in  der  Regel  der  Preis  des  Fleisches  mit 
Knochen  verlangt). 

Bei  Beobachtung  der  Preisbewegung  während 
eines  längeren  Zeitraumes  benutzt  man  ent- 
weder die  an  bestimmtem  Tage  im  Verlaufe 
einer  Reihe  von  Jahren  gezahlten  Preise  (z.  B. 
die  Martinipreise),  oder  man  bildet  aus  den 
einzelnen  Notierungen  Monats-,  Jahresdurch- 
schnitte oder  Durchschnitte  für  längere  Zeit- 
räume. 

Das  erste  Verfahren  dürfte  wegen  der  Zu- 
fälligkeiten, denen  die  Preise  ausgesetzt  sind, 
nur  dort  angebracht  sein,  wo  für  die  Berech- 
nung von  Durchschnitten  kein  hinreichendes 
Material  vorliegt. 

Aus  den  höchsten  und  niedrigsten  Markt- 
preisen kann  man  die  in  längeren  Zeit- 
räumen gezaldten  höchsten  und  niediigsten 
Preise  bestimmen,  um  die  Preisschwankungen 
zu   übersehen;    aaneben   müssen   aber  aus 
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allen  notierten  höchsten  und  niedrigsten 
Preisen  Durchschnittspreise  berechnet 
wei'den.  Dabei  ist  zu  beachten,  dass  der  wirk- 
liche mittlere  Preis  mit  dem  so  berechneten  Durch- 
schnittspreise nicht  zusammenzufallen  braucht, 
sondern  dass  er  sich  nur  mit  ihm  gemein- 
sam zwischen  den  notierten  höchsten 
und  niedrigsten  Marktpreisen  bewegt. 
Je  geringer  die  Differenz  dieser  beiden  ist,  um 
so  sicherer  wird  die  Bewegung  des  berechneten 
Durchschnittspreises  derjenigen  des  wirklichen 
entsprechen;  daher  muss  auf  die  Grösse  der 
Differenz  zwischen  den  an  einem  jeden  Markt- 
tage notierten  höchsten  und  niedrigsten  Preisen 
besonders  acht  gegeben  werden. 

Aus  den  Preisnotierungen  der  einzelnen 
Ortschaften  eines  Landes  werden  als  arithme- 
tische Mittel  »Landesdurchschnitts- 
preise« berechnet.  Diese  haben  in  der  Regel 
far  nicht  mehr  den  Anspruch,  einen  mittleren 
reis  der  betreffenden  Fleischsorte  im  ganzen 
Lande  darzustellen :  das  ist  unmöglich,  weil  sich 
die  gleichen  Notierungen  an  verschiedenen 
Orten  auf  verschiedene  Qualitäten  beziehen, 
weil  die  Bedeutung  der  einzelnen  Marktorte 
ihrer  Grösse  nach  sehr  verschieden  ist,  endlich 
weil  das  platte  Land  mit  den  kleineren  Städten 
nicht  berücksichtigt  ist. 

Diese  Landesdiu-chschnitte  sollen  uns 
lediglich  in  ihrer  Bewegung  ein  Gesamt- 
bild von  der  Bewegung  aller  ein- 
zelnen    örtlichen     Durchschnitts- 


preise geben  und  einen  Ueberblick  über 
diese  erleichtem.  Nun  heben  sich  aber  ent- 
g^egengesetzte  Bewegungen  der  örtlichen  Preise 
im  Landesdurchschnitte  auf:  daher  muss  eine 
Untersuchung,  welche  die  Bewegung  der  Landes- 
durchschnitt^preise  zu  Grunde  legt,  sich  erst 
jederzeit  vergewissern,  ob  in  dieser  die  Preis- 
bewegung an  den  einzelnen  Orten  auch  wirk- 
lich zum  Ausdruck  gelangt  oder  ob  nicht  ent- 
fegengesetzte  Preisrichtun^en  zu  geringe 
chwankungen  des  Durchschnittes  erzeugt  haben. 

10.  Tabellen  über  Fleischpreise.  Eine 
Zusammenstellung  der  Fleischpreise  in  Preussen 
seit  1816  und  in  Halle  seit  1731  giebt  Conrad 
im  J.  f.  N.  III.  F.  Bd.  8  S.  730—733.  —  Die 
nachstehende  Tafel  enthält  für  einige  Länder 
und  Ortschaften  Durchschnittspreise  der  wich- 
tigsten Fleischsorten  (Rind-  und  Schweinefleisch) 
für  10-,  5-  und  1jährige  Perioden  während  des 
19.  Jahrhunderts.  Es  handelt  sich  in  I  und  11 
um  Marktpreise,  in  III  dagegen  um  Gross- 
handelspreise (in  Hamburc:  nach  den  Jahres- 
abrechnimgen  hamburgiscner  Verwaltungen) ; 
für  Berlin  und  Preussen  sind  Grosshandelspreise 
aus  den  letzten  Jahren  beigefügt. 

Soweit  sich  die  Zahlen  erstrecken,  sehen 
wir  in  den  zwanziger  Jahren  einen  erheblichen 
Rückgang  der  Preise,  sodann  eine  allgemein  an- 
dauernde Steigerung,  welche  bis  zum  9.  Jahr- 
zehnt anhält;  ebenso  allgemein  beginnt  in  den 
achtziger  Jahren  ein  Preisfall,  welcher  aber, 
ausser  in  Grossbritannien,  nur  wenige  Jahre 
währt. 


Fleischpreise  in  Pf g.  pro  kg.    a). 

I. 


Königsberg:,  Danzig,  Posen, 

Italien 

Stettin,  Berlin,  T 
bürg,  Münster, 

Breslau,  Magde- 
Köln,  Aachen  b) 

Berlin  b)  «) 

") '''} 

5  Städte  c)  *») 

") 

46) 

Rindfleisch 

Schweine- 

Rindfleisch 

Rindfleisch 

Schweinefleisch 

Orosshandels- 
prelse 

Rindfleisch 

fleisch 

I.  Qualität 

1801     10 

1811    20 

77 

88 

89 

90 

— 

1821    30 

57 

62 

61 

56 

1831—40 

64 

74 

63 

66 

1841    50 

70 

86 

— 

71 

79 

— 

1851—60 

86 

HO 

85 

106 

1861    70 

98 

115 

— 

100 

108 

106  d) 

1871—80 

— 

125 

127 

134 

1881    90 

"  '■'• 

117 

124 

145 

1881—85 

119 

121 

148 

1886—90 

115 

126 

143 

1891    95 

126 

132 

150 

1891 

129 

136 

154 

1892 

' 

128 

139 

149 

1893 

125 

132 

147 

1894 

lOI 

125 

129 

147 

1895 

— 

100 

i23 

125 

151 

1896 

__ 

_ 

97 

122 

120 

152 

1897 

— — 

— 

99 

123 

130 

1898 

— 

97 

126 

140 

HandwÖrterbnch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Anflage.    III. 
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n. 


Preussen  b) 
165  (87) 
Marktorte  *«) 

Kindfl. 


Gross- 

handels- 

preise 


Rindfl. 


Schwfi. 


Bayern  *®) 


Ochsen- 1 
fleisch  , Schwfi. 


Württem- 
berg 

18  Garnison 
Städte  *«) 

Rindfl.  Schwfl. 


Stuttgart  «>) 


Ochsen-I 
fleisch   Schwil. 


Baden  ") 
ca.  25,  seit 
1896  68  Ort- 
schaften 

Ochsen-' 
fleisch  ISchwfl. 


Frank- 
reich **) 

I 
Rindfl.  I  Schwfl. 


1861—70 
1871—80 
1881—90 


88  d) 

115 
117 


105  d) 

125 
124 


123 


123 


ii4e) 
134 


124  e) 
133 


135  6) 
139 


I29e) 
133 


130 
133 


124 
124 


mg),  i22g) 
129    ,  132 
126    I  126 


1881—85 
1886—90 
1891—95 


118 

125 

122 

122 

131 

130 

139 

133 

134 

124 

130 

117 

123 

124 

124 

136 

136 

139 

134 

132 

125 

121 

125 

130 

133 

131 

149 

144 

147 

136 

139 

133 

129 

133 

120 

125 


1891 
1892 
1893 
1894 
1895 

1896 
1897 
1898 


110 
112 

109 
109 

III 


128 
126 

121 
124 
126 

124 
124 
126 


130 

131 
132 

131 
126 

120. 

128 

136 


133 

131 
124 

136 

139 

135 
134 
135 


132 

130 
128 

135 
129 

123 

132 
140 


150 

144 

149 

136 

142 

133 

146 

145 

145 

136 

137 

131 

131 

139 

136 

134 

127 

128 

159 

152 

152 

143 

144 

139 

160 

141 

152 

129 

146 

134 

147 

127 

140 

125 

f) 

f) 

148 

144 

148 

151 

— ^ 

130 
126 

119 

132 

137 

132 
130 

—       126 


124 

121 

117 
129 

132 

122 
116 
121. 


m. 


Hamburg  ")  1) 


Rindfl.     Schwfl. 


London  ***) 

Cincinnati  ^^) 

Rindfl.  Schwfl. 

Mess 
Pork 

Lard 

88  i) 

ii4i) 

45  i) 

59  i) 

100 

110 

72 

93 

112 

120 

HO 

124 

131 
112 

124 
108 

70 

66 

85 
73 

Chicago  ") 


Mess 
Pork 


Lard 


Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
amerika (Exportpreise)   **) 


Beef 
salted 


Pork 
salted 


Lard 


fiacon 
a.  hams 


1841-50 
1851—60 
1861—70 
1871—80 
1881—90 


72  h) 
67 

89 
118 
110 


86  h) 

99 
102 

108 

III 


68 
64 


85 
74 


75  k) 

71 
62 


126  k) 
76 
68 


159  k) 

95 
81 


143  k) 
88 
82 


1881—85 
1886-90 
1891—95 


114 
107 
114 


110 

112 

115 


124 
100 
100 


116 

74 

85 

72 

86 

72 

77 

93 

100 

58 

61 

57 

63 

51 

62 

68 

102 

65 

57 

68 

52 

65 

75 

90 

75 
81 


1891 
1892 
1893 
1894 
1895 

1896 
1897 
1898 


118 

120 

102 

91 

56 

47 

58 

52 

55 

116 

118 

100 

113 

66 

53 

64 

53 

56 

116 

120 

102 

117 

81 

80 

91 

50 

72 

108 

109 

99 

103 

— 

66 

58 

68 

53 

74 

III 

107 

99 

87 

57 

47 

58 

53 

66 

HO 

115 

93 

82 

57 

35 

40 

52 

53 

109 

126 

97 

103 

37 

37 

38 

48 

45 

III 

129 

96 

106 

47 

44 

49 

51 

52 

64 
67 

88 

83 
72 

61 

47 
52 


70 

75 

89 

89 
Si 

77 
68 

71. 


a)  Eeduktionszahlen :  Preussen:  1  altes  Pfund  (bis  1857  inkl.)  =  0,468  kg,  1  leichtes  Pf. 
(bis  1874)  =  ^120  M.  —  Italien:  1  Lira  =  81  Pf.  —  Frankreich  und  Schweiz:  1  cent. 
=  0,81  Pf.  —  London:  1  d.  pro  8  Ibbs.  =  2,346  Pf.  pro  1  kg.  —  Vereinigte  Staaten: 
1  $  pro  1  brl.  =  4,627  Pf.  pro  1  kg,  1  $  pro  100  Ibs.  =  9,255  Pf.  pro  1  kg  =  1  cent  pro 
1  pound.  —  Oesterreich:  IKr.  =  1,667  Pf.  —  b)  In  Preussen  hat  1872  und  1875  die  Erhebun^- 
methode  erhebliche  Abänderungen  erfahren;  1894  ist  die  Notierung  des  Eindfleischpreises  im 
Grosshandel   dazu  gekommen.    —    c)  Mailand,  Padua,  Florenz,   Rom,   Neapel.   —   d)  1862 — 70. 

—  e)  1872 — 80.  —  f)  Da  seit  1896  die  Durchschnittspreise  für  40  Gemeinden  berechnet 
werden  und  da  ausserdem  das  Verfahren  geändert  ist  (vgl.  Württembergfische  Jbb.,  Jahrgang 
1898  S.  181),  so  sind  die  Zahlen  seit  1896  mit  den  früheren  nicht  vergleichbar.  —  g)  1868—70. 

—  h)  1847-50.  —  i)  1846-50.  —  k)  1869—70.  Die  Jahre  endigen  am  30.  Juni  des  bezeich- 
neten Jahres.  —  1)  Die  Zahlen  seit  1886  verdanke  ich  einer  Mitteilung  des  Direktors  des 
handelsstatistischen  Bureaus  in  Hamburg,  Herrn  Heinz. 
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11.   Fleischpreise   und  Warenpreise. 

Die  Fleischpreise  nehmen  in  der  allgemeinen 
Preisentwickelung   eine  besondere   Stellung 

ein.  Betrachten  wir  die  Besnltate  der  Arbeiten 
Sauerbecks  und  Soetbeers:  jener  unter- 
sucht die  Preise  von  45  Artikeln  für  London, 
dieser  die  von  114  für  Hamburg;  jener  setzt  die 
Durchschnittspreise  der  Periode  1867—77,  dieser 
die  von  1847 — 50  =  100,  und  beide  berechnen 
hierauf  Verhältniszahlen  der  Preise. 

Nach  Sauerbecks  Tafel"). 


•— 1 

Beef 

Mutton 

s 

OQ 

* 

1   0 

s 

s 

s 

*«-l 

0 

o» 

laH 

bß 

bD 

bD 

^ 

<o 

d 

<o 

fl 

u 

B 

•a 
< 

»Ö 

3 

B 

ee 

1 

0 

S 

^ 

0 

1818/27 

_^_ 

1 

90 

III 

1828/37 

75 

78 

76 

84 

ICK) 

78 

93 

1838,47 

75 

78 

79 

80 

100 

80 

93 

1848,'57 

73 

74 

79 

78 

88 

79 

89 

1858/66 

83 

86 

89 

91 

98 

89 

99 

1867/77 

lOO 

100 

100 

100 

100 

IOC 

100 

1878/87 

94 

92 

102 

96 

94 

95 

79 

1888/97 

8o 

75 

89 

79 

81 

81 

67 

1879-83 

98 

98 

109 

103 

99 

lOI 

84 

1884  88 

85 

83 

93 

87 

85 

87 

71 

im)    93 

8o 

78 

89 

80 

85 

84 

70 

1894—98 

79 

72 

87 

74 

79 

77 

62 

1881 

95 

96 

109 

104 

104 

1 

lOI 

85 

1882 

I02 

102 

114 

109 

98 

104 

84 

1883 

104 

102 

116 

III 

94 

103 

82 

1884 

98 

98 

102 

96 

92 

97 

76 

1885 

88 

88 

89 

85 

87 

88 

72 

1886 

83 

84 

98 

95 

87 

88 

69 

1887 

73 

72 

83 

76 

83 

79 

68 

1888 

81 

78 

92 

85 

77 

82 

70 

1889 

80 

78 

100 

91 

83 

86 

72 

1890 

80 

76 

94 

82 

81 

82 

72 

1891 

80 

80 

84 

76 

75 

81 

72 

1892 

80 

76 

84 

76 

92 

84 

68 

1893 

81 

78 

84 

76 

96 

85 

68 

1894 

80 

74 

87 

76 

85 

80 

63 

1895 

80 

74 

92 

80 

71 

78 

62 

1896 

76 

68 

84 

71 

67 

73 

61 

1897 

80 

72 

87 

75 

85 

79 

62 

1898 

78 

72 

84 

67 

87 

77 

64. 

*)  7  Artikel:  beef  prime,  iniddling;  mntton 
prime,  middliug ;  pork  (large  and  small,  average) ; 
bacon    (waterford);    butter   (Friesland,   Äne 
linest). 

**)  Von  allen  46  Artikeln. 


to 


Nach  Soetbeers  Tafel*-^)*). 


Ochsen- 
fleiHch 


1847—50 
1851-60 
1861—70 
1871—80 
1881—90 


100 

93 
124 

165 
153 


Kalb- 
fleisch 


100 

93 
116 

l6q 

185 


Ham- 
mel- 
fleisch 


100 
102 


109 
146 
149 


2j 

100 

U7 
119 

126 

129 


icx> 

124 

132 

151 
141 


C  0) 

100 
117 
124 
128 
11 1 


1881  85 

158 

184 

158 

128 

151 

118 

1886— fX) 

149 

186 

141 

130 

130 

104 

1891-95 

158 

188 

130 

134 

~~ 

1881 
1882 
1883 
1884 
1885 

1886 
1887 
1888 
1889 
1890 

1891 
1892 
1893 
1894 
1895 

1896 
1897 
1898 


151 
164 

165 
161 

150 

150 
144 
140 
149 

157 

164 
161 
161 
150 

154 

153 
151 
154 


180 
181 
186 
188 
185 

184 
186 

193 
183 
186 

186 
188 
186 
185 
190 

186 

184 
185 


156 
162 

174 

157 
142 

146 

133 
139 
138 
147 

135 

133 
120 

124 
137 

128 
127 

135 


144 

135 
127 

117 
117 

126 
120 
119 
140 
148 

140 

137 
140 

127 

124 

134 
147 
150 


i«;i 

155 
156 

150 

140 

134 

131 

130 

131 
130 


121 
122 
122 
114 
109 

104 
102 
102 
106 
loS 


132   109 


B 

0) 


s 

Od 
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Die  Grosshandelspreise  des  Fleisches  und 
der  animalischen  Nahrungsmittel  zeigen  in  Eng- 
land eine  um  vieles  bedeutendere  Preissteigerung 
seit  Mitte  dieses  Jahrhunderts  als  die  übrigen 
Artikel;  sie  nehmen  au  dem  Preisfall,  welcher 
sich  bei  den  anderen  Artikeln  seit  1875  bemerk- 
lich macht,  nicht  sofort  teil,  sondern  treten  in 
eine  rückläufige  Bewegung  erst  um  1883.  Der 
Rückgang  ist  alsdann  sehr  bedeutend. 

Abweichend  ist  die  Preisbewegung  des 
Schweinefleisches:  dasselbe  hält  sich  von  1830 
bis  1880,  mit  einer  geringen  Depression  1849 — 53, 
auf  gleicher  Höhe  und  steigt  nicht  wie  die 
übrigen  Fleischsorten ;  alsdann  beginnt  es  ebenso 
wie  die  anderen  Fleischsorten  in  den  80  er  Jahren 
unter  starken  Schwankungen  zu  fallen. 

In  Hamburg  steigt  das  Rindfleisch  während 
der  fünfziger  Jahre  zwar  ebenfalls  (nach  einem 
bedeutenden  Bückschlag  von  1847/50  zu  1851), 
jedoch  nicht  in  demselben  Masse  wie  die  übrigen 


*)  Vgl.  Anmerkung  1)  S.  1106. 
**)  Rind-,  Kalb-,  Hammel-,  Schweinefleisch, 
Milch,  Butter,  Käse,  Talg,  Schmalz,  Häute, 
Kalbfelle,  Leder,  Pferdehaare,  Borsten,  Bett- 
fedem,  Knochen,  Büffelhömer,  Leim,  Eier, 
Heringe,  getrocknete  Fische  und  Thran. 
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Warenpreise;  erst  zu  Anfang  der  60er  Jahre 
nimmt  die  Preissteigerung  desselben  ein 
schnelleres  Tempo  an,  überholt  dann  aber  be- 
reits Mitte  der  60  er  Jahre  die  der  übrigen 
Warenpreise,  hört  auch  nicht  1874  auf,  mit 
welchem  Jahre  der  Wendepunkt  in  der  Preis- 
bewegung der  übrigen  Waren  eintritt ;  vielmehr 
steigen  die  Kindileischpreise  bis  zu  Beginn  der 
80  er  Jahre  und  treten  erst  dann  in  eine  rück- 
läufige, 1889—92  unterbrochene  Bewegung  ein; 
Hammelfleisch  zeigt  eine  ähnliche  Preisbewegung 
wie  das  Rindfleisch ;  das  Kalbfleisch  hält  sich  auf 
der  in  den  80er  Jahren  erreichten  Höhe;  beim 
Schweinefleisch  ist  die  Preissteigerung  nicht  so 
beträchtlich  gewesen,  hält  aber  unter  Schwan- 
kungen bis  zur  Gegenwart  an. 

Die  Kleinhandelspreise  zeigen  seit  Mitte 
des  Jahrhunderts  ein  ähnliches  Bild  wie  die 
Grosshandelspreise  (vgl.  Tab.  S.  llOöf.). 

Oben  sahen  wir,  dass  in  den  letzten'  De- 
cennien   der   relative   Fleischkonsum   erheblich 

Gewachsen  ist,  also  trotz  steigender  Preise.  Da 
ie  Fleischpreise  bedeutender  als  die  Waren- 
preise bis  Mitte  der  70  er  Jahre  gestiegen  sind, 
so  muss  bei  ihnen  ein  besonderes  Moment 
einwirken:  der  steigende  Begehr  in  Europa, 
welchem  die  europäische  Landwirtschaft  nicht 
folgen  konnte.  —  Von  Mitte  der  70  er  bis  zu 
Beginn  der  80  er  Jahre  haben  die  Fleischpreise 
an  dem  allgemeinen  Bückgang  der  Preise  nicht 
teil;  erst  dann  beginnen  sie  und  auch  dann 
nicht  allgemein  und  nicht  anhaltend  zu  weichen : 
die  Ursachen  des  allgemeinen  Preisrückganges 
sind  also  für  das  Fleisch  nicht  wirksam  gewesen, 
oder  erst  zu  Beginn  des  neunten  Jahrzehnts 
wirksam  geworden :  der  Anreiz  zur  Ausdehnung 
der  Produktion,  welchen  die  Jahre  1872/74 
brachten,  die  Verbesserung  der  Transportmittel 
und  die  Erschliessung  neuer  Produktionsgebiete 
wirkten  auf  den  Preisfall  der  Waren  seit  1874 
hin;  für  die  Fleischproduktion  und  Fleisch  Ver- 
sorgung kamen  diese  Momente  in  den  70  er 
Jahren  noch  nicht  zur  Geltung. 

Beachtenswert  ist  es,  dass  England  eine 
von  den  deutschen  Staaten  und  teilweise  auch 
von  Frankreich  abweichende  Entwickelung  der 
Fleischpreise  in  den  letzten  Jahrzehnten  auf- 
weist, was  wohl  mit  dem  internationalen  Vieh- 
und  Fleischhandel  und  seinen  Beschränkungen 
zusammenhängen  dürfte. 

Bisher  handelte  es  sich  um  Preisver- 
änderungen.  Die  Verfolgung  von  Preis- 
schwankungen liegt  ausserhalb  des  hier 
gewährten  Rahmens.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
dass  sie  besonders  gross  sind  in  Ländern, 
welche  aus  irgend  welchem  Grunde  haupt- 
sächlich auf  die  Eigenproduktion  angewiesen 
sind ;  hier  beeinflussen  die  Futterernten  eines 
jeden  Jalires  die  Preise  stark. 

12.  Preise  der  einzelnen  Fleischsorten. 

Die  einzelnen  Fleischsorten  (für  Rind-  und 
Schweinefleisch  s.  o.)  haben  keineswegs  die- 
selbe Preisbewegung  vollzogen.  Untersuchen 
wir  dieselbe  an  den  Zahlen  Sauerbecks  und 
Soetbeers  näher  und  setzen  wir  die  Preise 
von  Rindfleisch  in  den  betreffenden  Perioden 
=  100: 


Rind- 

Kalb- 

Hammel- 

Schweine 

fleisch  fleisch 

fleisch 

fleisch 

Hamburg 

1851-60 

lOO 

"3 

142 

148 

1861—70 

lOO 

io6 

113 

115 

1871—80 

ICX) 

113 

115 

91 

1881    90 

ICX) 

136 

126 

101 

1881-85 

lOO 

131 

129 

96 

1886    90 

lOO 

141 

122 

105 

1891—95 

lOO 

133 

106 
London 

101 

1848    57 

lOO 

_— 

116 

i»5 

1858—66 

lOO 

115 

III 

1867    77 

lOO 

108 

95 

1878—87 

lOO 

116 

97 

1888-97 

lOO 

118 

99- 

Das  Schweinefleisch  ist  dem  Rindfleisch 
gegenüber  bis  in  die  jüngste  Zeit  hin  billiger 
geworden ;  erst  seitdem  sich  auch  letzteres  am 
Preisfall  beteiligt,  ist  das  Verhältnis  zum  Stehen 
gekommen,  bezw.  es  hat  sich  die  Verhältnis- 
zahl des  Schweinefleisches  gehoben.  Diese 
Thatsache  dürfte  vornehmlich  durch  den  trans- 
atlantischen Handel,  der  sich  in  ausgedehnter 
Weise  zunächst  nur  auf  das  Schwemefleisch, 
erst  später  auf  das  Rindfleisth  erstreckt  hat, 
erklärt  werden. 

Seit  den  60  er  Jahren  steigen  die  Verhält- 
niszahlen für  Kalb-  und  Schöpsenfleisch.  Bei 
der  veränderten  europäischen  Viehzucht  ist 
heute  die  Aufzucht  einer  grösseren  Anzahl 
Kälber  als  früher  erforderlich.  Die  Schafzucht 
ist  mit  dem  Rückgange  der  Wollpreise  einge- 
schränkt worden. 

13.  Die  Marktpreise  und  die  Grosshan- 
delspreise.  Schon  oben  sahen  wir,  dass  ein 
Vergleich  der  Gross-  und  Kleinhandelspreise 
zur  Bestimmung  des  Preisaufschlages  im  Flei- 
schergewerbe unthunlich  ist:  selbst  wenn  man 
in  rohester  Form  die  Schlachtviehpreise  (nach 
Fleischgewichl)  und  die  Fleischpreise  gegen- 
überstellen und  in  ihrer  Bewegung  betrachten 
will,  müssen  die  Nebenprodukte  des  Fleischer- 
Gewerbes,  vornehmlich  also  Häute  und  Talg,  in 
ihrem  Preisgange  mit  berücksichtigt  werden. 
Bei  solchem  Verfahren  ist  zu  beachten,  dass 
beim  Sinken  der  Preise  eine  Vergrösserung, 
beim  Steigen  derselben  eine  Verringerung  der 
Differenz  zwischen  Gross-  und  Kleinhandels- 
preisen ganz  natürlich  ist,  da  die  letzteren  den 
ersteren  zeitlich  nachfolgen. 

Im  allgemeinen  zeigen,  soweit  bLslier 
üntei-suchungen  vorliegen,  die  KleinhAndels- 
preise  grössere  Stabilität;  natürlich,  werden 
sie  aber  von  denV  eränderungen  der  Gross- 
handelspreise beeinflusst  (s.  Tabelle  S.  1105  f.). 
Die  Handelsgepflogenheiten  beim  Einkauf  des 
Fleisches  seitens  der  Konsumenten  und  die  ün- 
durchsichtigkeit  der  Produktionskosten  bewirken 
gemeinsam,  dass  die  Fleischer  sich  dem  Publi- 
kum gegenüber  im  Besitze  eines  Vertrauens- 
monopols befinden*'). 

14.  Marktpreis    und    Nährgeldwert 

Wie  teuer  werden  die  Nährstoffe  in  den 
einzelnen  Nahrungsmitteln,  im  beson- 
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(leiten  in  den  verschiedenen  Sorten  rohen 
und  zubemteten  Fleisches  bezahlt?  Wie 
teuer  oder  wohlfeil  stellen  sich  diö  einzelnen 
Nalirungsmittel  —  unter  Berücksichtigung 
ihres  Gehaltes  an  Nähi-stoffen  —  zu  einander? 

J.  König*'*)  hat  es  versucht,  diese  Fragen 
in  ähnlicherweise  wie  Krämer  zu  lösen.  Er 
scheidet  zunächst  animalische  und  vegetabilische 
Nahrungsmittel  und  stellt  für  jede  der  beiden 
Gruppen  die  Berechnung  gesondert  an.  Aus 
dem  Marktpreise  der  wichtigsten  Nahrungs- 
mittel und  ihrem  Gehalt  an  Nährstoffen  be- 
rechnet er  den  Wert  der  Nährstoffe.  Für  ani- 
malische Nahrungsmittel  geht  er  von  den  Preisen 
(in  Münster)  des  Schweineschmalzes  (1,80  Mark 
p.  kg)  und  guten  Rindfleisches  von  einem  mittel- 
fetten  Kinde  (1,40  Mark  p.  kg)  aus;  es  ergiebt 
sich  hieraus  der  Wert  von  1  kg  Fett  =  2,00 
Mark  und  von  1  kg  Eiweiss  =  6,öO. 

Das  erste  Resultat  ist,  dass  die  Nähr- 
stoffe in  den  animalischen  Nah- 
rungsmitteln 3 — ömal  so  teuer  bezahlt 
werden    als  in  den  vegetabilischen. 

Aus  dem  so  bestimmten  Werte  der  Nähr- 
stoffe in  animalischen  Nahrungsmitteln  und  aus 
dem  Gehalt  der  einzelnen  Fleischsorten  an 
Nährstoffen  berechnet  er  sodann  den  „ Nähr- 
geldwert" des  einzelnen  Nahrungsmittels  und 
stellt  diesen  dem  Marktpreise  gegenüber.  Ist 
der  letztere  höher  als  der  Nährgeldwert,  so  ist 
das  betr.  Nahrungsmittel  teurer  als  Rindfleisch 
und  Schmalz  und  umgekehrt. 

Es  lieeen  zu  wenig  Analysen  vor,  um  hier 
eine  Tabelle  mitzuteilen.  Aus  den  König- 
schen  Tafeln  geht  hervor,  dass  in  Münster 
fettes  Fleisch  preiswürdiger  war  als  mageres; 
dass  die  geringen  Sorten  wohlfeiler  waren  als 
die  besseren  Qualitäten;  dass  Kalbfleisch  ver- 
hältnismässig teurer,  Schweinefleisch  dagegen 
billiger  als  Rindfleisch;  dass  der  Kram  zum 
Teil  (Herz,  Lungen,  Milz,  Leber)  sehr  wohlfeil, 
Wild,  Geflügel,  vor  allem  aber  auch  das  zube- 
reitete Fleisch(Rauchfleisch,  Schinken,Wurst  etc.), 
mit  Ausnahme  der  gewöhnlichen  Leber-  und 
Blutwurst  ausserordentlich  teuer  sind. 

Zu  beachten  ist  bei  diesen  Resultaten,  dass 
sie,  abgesehen  von  den  noch  unsicheren  Ana- 
lysen, beeinflusst  sind  durch  das  Verhältnis  des 
Schweineschmalz-  und  des  Rindfleischpreises  zu 
einander;  ändert  sich  dieses,  so  kann  damit 
auch  das  Verhältnis  von  Nährgeldwert  und 
Marktpreis  der  einzelnen  Fleischsorten  ein  we- 
sentlich anderes  werden. 

Hultgren  und  Landergren  versuchen 
den  Nährgeldwert  aus  einer  Reihe  von  täglichen 
Kostmassen  und  deren  verschiedenen  Preisen 
durch  Anwendung  der  Methode  der  kleinsten 
Quadrate  zu  berechnen.  König  hofft  auf  diesem 
Wege  unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung 
der  Ausnutzungsgrösse  der  einzelnen  Kostmasse 
die  wahrscheinlichsten  Mittelwerte  der  Nähr- 
stoffe herleiten  zu  können.**'^ 

Litteratur  •  Zu  I:  Für  die  physiologischen  Fragen : 
C.  V,  Voit,  V  Physiologie  des  allgemeinen  Stoff- 
wechsels und  der  Ernährung  (Handbuch  der 
Physiologie,  herausg.  von  L.  Hermann,  VI,  I), 
Leipzig  1881.  —  J,  König,  Theorie  der  Volkser- 
nührung  (Schriften  der  Centralstelle  für  Arbeiter- 
wohlfahrlseinrichtnngen  3V.  7,  Berlin  1895),  ^) 
K   181  ff.  —  Derselbe,    Chemische  Zusamvien- 


setzung  der  menschlichen  Xahrungs-  und  Genuss- 
mittel,  Berlin  1879,  »;  S.  217.  —  J,  Ranke, 
Der  Mensch,  Leipzig  1886,  ';  S.  301.  —  Immantiel 
M\ink,  *J  Einzelemährung  und  Massenernährung 
(Handb.  d.  Hygiene,  heransgeg.  von  Th.  Weyl, 
III  1,  Jena  1893). 

Ueber  Ileischkonsum  bis  zum  16.  Jahrh.^) : 
O,  SchntoU-er,  Die  historische  Entwickelung 
des  Fleischkonsums  sowie  der  Vieh-  und  Fleisch- 
preise in  Deutschland.  I.  Die  Zeit  bis  zum  30- 
jährigen  Kriege  (Zcitschr.  f.  Stautsw.  27).  — 
A.  Hanauer,  Etudes  Economiques  sur  VAlsace 
ancienne  et  moderne,  II,  Paris  u.  Strassburg, 
1878,  JS.  163  ff.  »«;  —  O.  Gerlach,  Der  Fleisch- 
konsum Leipzigs  (J.  f.  N.,  S.  F.  11,  ^^)  S.  508). 

Material  über  Emährnngsverhältnisse,  insbe- 
sondere auch  über  Fleischnahrnng,in  Wortphrase^) 
findet  sich  in  zahlreichen  Monographieen  über 
einzelne  Industriezweige,  in  Ilaushaltungsbudgets 
u.  in  Enqueten  über  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  u.  dgl.  m.  S.  u.  a.  Schuler,  Dir  Er- 
luihrungsweise  der  arbeitenden  Klassen  in  der 
iSchweiz  und  ihr  Einfltiss  auf  die  Ausbreitung 
des  Alkoholismus,  Beim  I884.  —  Olffen,  On  the 
Progress  of  the  Working  Classes  (Journal  of  the 
lioyal  Statistical  Society  1883  u.  1886). 

Ueber  die  Feststellung  des  Meischkonsums 
und  den  Wert  der  Ergebnisse:  G,  Schinoller, 
Ueber  hleischkonsumtion  (Zeitschr.  des  landw. 
Centralvereins  der  Provinz  Sachsen,  1869,  Heft 
7—9).  —  Derselbe,  ^^)  Die  (irösse  des  preus- 
sischen  Viehstandes  in  der  Zeit  von  1802 — 1876 
(Neue  Landtrirtsch.  Zeitung,  herausg.  v,  Füh~ 
Ung,  19,  1870).  —  Fr,  J.  Xeumann,  Unsere 
Kenntnis  r'on  den  sozialen  Zuständen  um  uns 
(J.  f.  N.  18).  —  IL  Jannasch,  *)  Der  Fleisch- 
konsum der  sUidtischen  Bevölkerung  (Zeitschr.  d, 
Kgl.  Sdchs.  Stat.  Bur.,  Jahrg.  1875,  S.  34  ff.).  — 
Statist.  Jahrb.  d.  Stadt  Berlin,  XV  (für  1888), 
XVIjXVII  ';  S.  335 ff.  —  H.  Lichtenfeit,  ^) 
Der  Verbrauch  von  Fleisch  im  deutschen  Reiche 
(iMndwirtschaftUche   Jahrbücher   XXVI,   1897). 

—  Kurt  Apelt,  *'j  Die  Konsumtion  der  wich- 
tigsten Kulturländer  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
Berlin  J899. 

Ueber  SchlacIUgewichtsbestimmungen  siehe  JE, 
JVolf*^),  4^  prozentische  Gewichtsrerhältnisse 
der  einzelnen  Teile  vom  Rindvieh,  Schaf  und 
Schwein.  (Mentzel  und  v.  Langerkes  ver- 
besserter landwirtschaftl.  Kalender,  1887,  II,  S.  7.) 

—  J.  V.  Kirchbachs  Handb.  f.  Landwirte, 
1880,  II,  S.  398  ff. 

Rcsidtate  der  l^leischverbrauchsstatistik  ßnden 
sich  ausser  in  den  schon  citierten  Schriften  bei: 
Neuniann  in  Schönbergs  Handb.,  I,  4-  Aufl., 
S.  176 ff.  —  LexU,  ebenda,  S.  801  f.  —  Mut- 
hall  in  seinem  Dictionary  of  Statistics,  4-  Aufl., 
London  1899.  —  G.  Fr.  Kolbf  Handb.  d.  ver- 
gleichenden Statistik,  Leipzig  1879.  —J,  Orunzel, 
Der  internationale  Wirtschaftsverkehr  und  seine 
Bilanz,  1895.  —  «f.  G.  Hoffhtann,  Die  Lehre 
von  d.  Steuern,  ^')  S.  330 ff.  —  Heinick,  Resul- 
tate der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  der  Periode 
1838161  (Zeitschr.  d.  Kgl.  Preuss.  Stat.  Bur.  1863, 
**;  S.  218  ff.).  —  E,,  Zur  statistischen  ErmiUelung 
der  Konsumtion  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im 
pre^issischen  Staat  (Zeitschr.  d.  Kgl.  Preuss.  Stat. 
Bur.  1864,  ^V  Ä'.  128 f.  —  tf.  Conrad,  Der 
Konsum  an  notwendigen  yährungsmitteln  in 
Berlin  vor  100  Jahren  und  in  der  Gegenwart 
(Jahrb.  f.  N.,  N.  F.  3,  *»;  S.  515  ff.).  —  SUUist. 
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Jahrh,  d.  Stadt  Berlin,  23.  Jahrg.^^),  Stat.  d. 
Jahres  1896,  Berlin  1898.  —  * '')  Verwaltungsbericht 
des  Magistrats  der  kgl.  Haupt-  u.  Ees.-JStadt 
Breslau.  —  Zeitschr.  des  Kgl.  JSäehs.  Stat.  Bur., 
Jahrg.  1858,  1867,  1876,^^)  1890^  1895  (Martin), 
1»;  S.  115,  «>;  12 j,  «V  144.  —  Martin,  Fleisch- 
verbrauch im  Mittelalter  und  in  der  Gegenwart 
(Preuss.  Jahrb.  1895).  —  Statist.  Jahrb.  für  das 
Königr.  Sachsen  auf  1899,  ";  S.  128.  —  «*)  Statist. 
Mitteilungen  aus  dem  Grossherzogtum  Baden.  — 
Oeo.  Mayr,  **)  Die  Fleischnahrung  der  Mün- 
chener Bevölkerung  (Zeitschr.  d.  Kgl.  Bayr.  Stat. 
Bur.f  3.  Jahrg.,  München  1871).  —  Ashet*  und 
Soetheer  in  den  Beiträgen  zur  Statistik  Ham- 
burgs;  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Jahre 
1821—52,  Hamlnirg  1854,  S.  I45—I49;  vgl.  G. 
Schnmoller,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Klein- 
gewerbe im  19.  Jahrhundert,  Halle  1870,  ^*)  S. 
429.  —  Jahrb.  für  Breinische  Statistik  **  "^  Jahrg. 
1882  S.  427,  1896  S.  282,  1898  S.  139.  —  GuM, 
Hetnr,  Schmidt,  Stat.  des  Konsums  in  Lübeck, 
Jena  1891.  —  E.  Hirschberg,  Viehhöfe  und 
Schlachthöfe,  im  Statist.  Jahrb.  deutscher  Städte, 
herausgegeben  von  M.  Neefr,  *V  Vt  1896,  S.  94, 
VI  S.  264,  ";  yi  '^''  ^^'>7ff.  —  J.  Pizzala, 
Der  Konsum  Wiens  1871—80  (Stat.  Monatsschr.  7, 
Wien  1881,  S.  396  ff.)  bringt  Zahlen  nach  der 
Steuer,  welche  aber  ohne  Belang  sind,  da  die 
Verzehrungssteuerlinie  mitten  durch  das  Wiener 
Wirtschaftsgebiet  geht.  —  i.  Messing,  Die 
Wiener  Fleischfrage  mit  Ausblicken  auf  Produktion, 
Gewerbe  und  Kons^imverhältnisse,  Wien  1899,  — 
Statist.  Jahrb.  d.  Stadt  Wien.  —  C.  Zuppinger, 
Der  Konsum  und  die  Preise  des  Fleisches  im  Kanton 
St.  Gallen  (Zeitschr.  f.  Schweizer  Statistik  XXXIV, 
1898,  «»»o;  S.  342 ff.  —  Maurice  Block, 
L'Furope  politigue  et  sociale,  2.  ed.,  1892,  •') 
S.  340. —  Statistique  agricole  de  la  France,  Resultats 
generaux  de  Vefiquete  decennale  en  1892,  Paris  1897, 
*'*;  Bd.  I,  S.  337—343;  vgl.  Conrad  im  J.f.  N.,  III F. 
17.  —  E,  Eherty,  Ueber  Lebensmittelversorgung 
von  Grossstädten  in  MarkthaJleyi ,  Berlin  I884, 
*";  Anhang  III.  —  Bulletin  de  stat.  ei  de 
legisl.  comp.  *^)  1893,  1,  p.  667;  vgl.  Schim- 
bergs  Handh.  I,  4-  Aufl.,  S.  802.  —  Annuaire 
Statistique  de  la  IfVance,  '*J  14-  Jahrg.,  Paris 
1891.  ^*)  8.  Jahrg.  —  Ministere  de  Vagriculture. 
Bulletin. — Armand Husson,  Les  consammations 
de  Paris,  Paris  1875.  —  Gustave  Bienaynvä, 
Le  cout  de  la  vie  cl  Paris  ä  diverses  epoques 
(Journal  de  la  societe  de  statistique  de  Paris, 
1895  ff.).  —  P.  O.  Craigie,  On  de  production 
and  consumption  ofmeat  in  the  United  Kingdom, 
1884*  —  Journal  of  the  Royal  Statistical  Society, 
'»'*«;  1897,  S.  452.  —  Aug,  Sauerheck,  Pnces  of 
commodilies  and  the  precious  m^tais  (Journal  of 
the  Royal  Statistical  Society, ";  49,  London  1888). — 
Charles  B,  Murray,  The  Cineinnati  Price 
Cnrrent's  Statistical  Annual  for  Cineinnati  1899, 

»•'';  Ä.  3f 

Für  die  Sp ecialstatistik  sind  von  Wich- 
tigkeit die  Berichte  der  Gewerbe-  und  Fabrik- 
inspektoren.  Auch  die  Publikationen  der  Bu- 
reaus of  Statistics  of  Labor  enthalten 
Material  (die  einzelnen  Bureaus  führt  Wright 
im  Bulletin  de  VInstitut  International  de  Sta- 
tistique II,  Rome  1887,  S.  368  auf);  vgl.  be- 
sonders annual  report  1886,  III  des  Bureaus 
von  Ma ssachusctts  über  food-consumption.  — 
Die  Litteratur  über  Haushaltungslnidgets  ist  nach- 
gewiesen  bei  Fr.  «T.  A'eiiiyraitti,  Zur  Gemeinde- 


steuerreform in  Deutschland,  Tübingen  1895, 
Anhang  III.  —  J.  Forster,  Beiträge  zur  Er- 
nährungsfrage  (Zeitschr.  f.  Biologie  IX),  Mün- 
chen 187S,  •■»•;  S.  881  f.  —  Jahrb.  /.  Xat.  21, 
*')  S.  242.  —  Laspeyres,  »*;  in  »Concordia, 
Zeitschr.  f.  d,  Arbeiterfragen,  5.  Jahrg.,  1875, 
—  Kuh^a,  Die  Emährungsverhältnisse  der 
iiidustriellen  Arbeiterbevölkerung  iji  Ober- 
Schlesien,  Leipzig  I894.  —  Annuario  Statistico 
ItcUiano,  anno  1890,  Roma  1891,  »»)  S.  85. 

Ueber  die  internationale  Fleischversorgung  s. 
Franz  v.  Jurascliek,  Uebersichten  der  Welt- 
Wirtschaft,  Jahrg.  1885^89,  **)  S.  226. 

*^)  Karl  Keleti,  Die  Emährungsslatistik 
der  Bevölkerung  Ungarns,  Budapest  1887.  — 
tJ.  Conrad,  Besprechung  d.  vorigen  in  J,  f.  iV'., 
N.  F.  16. 

Zu  II.  (In  den  mit  einem  *  bezeichnetrn 
Quellen  ßnden  sich  Xachweisungen  über  das 
Erhebungsverfahren.)  Litteratur  zur  älteren 
Preisstatistik  s.  Karl  Theod,  %\.  Inania~ 
Stemegg,  Die  Quellen  der  historischen  Preis- 
statistik (Statist.  Monatsschrift,  IS.  Jahrg.,  Wien 
1886),  zur  neueren:  E,  L,  HeitZf  Ueber  die 
Methoden  bei  Erhebung  von  Preisen  (Jahrb.  f.  Sat. 
26  u.  27).  —  Gustav  Schmoller,  *V  -W«  his- 
torische Entwickelung  des  Fleischkonsums,  sowie 
der  Vieh-  und  Fleischpreise  in  Deulsehland.  I. 
Die  Zeil  bis  zum  SOjährigen  Kriege  (Zeitschr.  f. 
Staatsw.  27,  S.  284—362). 

Die  Art  der  Preisnotierungen  wtirde  ver- 
handelt  auf  der  am  17. — 19.  Sept.  1886  zu  Mün- 
chen abgehaltenen  S.  Konferenz  der  Vorstände 
der  stat.  Aemter  und  Bureaus  deutscher  Städte; 
s.  d.  Protokoll.  —  Körösi,  Stutistische  Monats- 
hefte JVr.  184-  —  Ueber  die  Zerlegungsarten  des 
Schlachtviehes,  s.  O.  Hatishurg  **),  Der  Vieh- 
und  Fleischhandel  von  Berlin,  Berlin  1879. 

Sehr  viele  Städte  veröffentlichen  in  ihren 
statistischen  Mitteilungen  Zusammenstellungen 
von  Preisnotierungen.  Publikalionen  dieser  Art 
aus  preussischen  Städten  sind  aufgeführt  im 
Katalog  der  Bibliothek  des  Kgl.  Stat.  Bur.  zu 
Berlin  II,  Berlin  1879,  S.  854^357.  —  Vor- 
handene Quellen  für  eine  Preisstatistik  in  der 
Schweiz  sind  nachgewiesen :  Zeitschr.  f.  Schweizer 
Stat.,  26.  Jahrg.,  1890,  S.  178—181. 

Grössere  Zusammenstellungen  (besonders  für 
ganze  Länder)  s.:  Jahrb.  für  amiliehe  Statistik 
des  preussischen  Staates,  **j  II.  Jahrg.,  1867.  — 
StattstiscJies  Handbuch  für  den  pretisstschen 
Staat,  **;  /  1888,  II  1893,  III  1898.  —  *^j 
Zeitschrift  des  Kgl.  Preuss.  Stat.  Bur.,  *187S, 
S.  181  f.;  *1876,  S.  257 ff.  —  *'')  Statist.  Jahrb. 
der  Stadt  Berlin.  —  *E,  Hirschherg ,  Die 
Fleischpreise  in  Berlin  (Jahrb.  f.  JSat.,  N.  F.  20, 
*';  S.  289  f.  —  Levy  v.  Halle,  Die  Organi- 
sation des  Berliner  Vieh-  und  Fleischmarktes: 
die  Berliner  Fleischpreise  im  letzten  Jahrzehnt 
und  die  R^orm  des  Vieh-  und  Fleischhandels 
(J.  f.  Gesetzgeb.,  Verw.  u.  Volksw.  XVI).  — 
tT.  Conrad,  Die  Preisentwickelung  der  gewöhn- 
liehen NahrungsmiUel  zu  Halle  a.  S.  1781—1878 
(Jahrb.  f.  Nat.  84).  —  Vierteljahrsh^  zur  Statis- 
tik des  deutschen  Reichs,  **")  1894,  IIL  36.  —  ^®> 
Zeitschr.  d.  Kgl.  Bayr.  Stat.  Bur.  —  *<>;  WürUem- 
bergische  Jahrbücher  f.  Statistik  und  Landes- 
kunde, Jahrg.  *1887.  —  *';  Stat.  Jahrb.  f.  rf. 
Grossh.  Baden.  —  Jul.  Pierstorff,  Die  Be- 
wegung der  Fleisch-  und  Fettpreise  in  Deutsch- 
land seit   dem   Jahre   1852   und  ihre    Ursachen 
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(Journal  f.  Lo/ndwirtschaft,  herauag.  v.  W.  Henne- 
berg  u.  G.  Drechsler,  28,  Jahrg.,  Berlin  1881, 
S,  501 — 579),  —  Ad.  Soetbeer,  Materialien  zur 
Erläuterung  und  Beurteilung  der  wirtschaßlichen 
EdelmetaUverhältnuse  und  der  Währungsfra^e, 
*';  2.  Aufl,,  Berlin  1886.  —  Frankreich: 
Minittere  de  l'agricuUure ;  Bulletin,  •**;  7,  1888; 
15,  1896.  —  The  Economist,  *1878.  —  Atigust 
Sauerbeckf  Pricea  of  commodüies  and  the 
precioua  metaU  (Journal  of  the  Royal  Statistical 
Society,  ^*)  4^,  London  1886  und  die  folgenden 
Jahrgänge).  —  Movimento  dei  prezzi  delle  derrate 
alimentari.  Secondo  documenti  raecolii  dalla 
direzione  di  statiatica  deUo  stato  civile  del  Co- 
mnne  di  Borna  (Auszug  aus  der  Statistica 
di  Borna  e  Campa^Tia  Bomana),  Borna  1878, 
enthält  Preislisten  1588—1877.  —  *";  "»Mo- 
vimento  dei  prezzi  di  alcuni  generi  alimentari 
dal  1862 — 1885,  Borna  1886.  Vmi  dann  an  fin- 
den sich  Preisnachweisungen  fortlaufend  im  *'^) 
Annuario  statistico  italiano.  —  Vereinigte 
Staaten:  Charles B,  Murray ^  The Cincinnati 
Price  Chirrent's  annual  Statistical  report,  ^'^)  1890, 
1899.  —  Publikationen  der  Bureaus  of  statistics 
of  labour. 

*'^  Veber  Gross-  und  Kleinhandelspreise  s. 
O,  Oerlach,  Die  Preisbildung  des  Fleisches  zu 
Halle  a.  d.  Saale  *^)  (Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp. 
S7,  S.  141  ff.).  —  J.  Conrad,  ebenda  38,  S. 
145  ff.  —  Ä.  u.  d,  Borght,  Börsen-  und  Markt- 
preise einiger  Lebensmittel  in  Budapest  (Siat. 
Monatsschr.,  16.  Jahrg.,  Wien  1890,  S.  71 — 89) 
teilt  die  Besuliate  eines  in  ungarischer  Sprache 
erschienenen  Aufsatzes  von  Koro  st  mit:  nDie 
Verteuerung  der  Lebensmittel  durch  den  Verkauf 
im  Kleinen.»  (KörÖsis  Stat.  Monatshefte,  Jahr- 
gang 17,  Nr.  189,  190).  —  Stat.  Jahrb.  d.  Stadt 
Berlin,  XXIII,  1898,  S.  262 f.  —  Neumann 
in  Schimbergs  Handb.  I  4.  Aufl.,  S.  275,  SOI, 
S09.  —  Gutachten  der  Landwirtschaftskammer 
für  die  Provinz  Ostpretissen  betr.  die  Petiton  der 
städtischen  Behörden  zu  Königsberg  i.  Pr.  um 
Aufhebung  des  Verbots  der  Sehweineeinfuhr  aus 
Bussland,  1898.  —  Zur  Frage  der  Fleischver- 
sorgung der  Prmrinz  Ostpreussen.  Gutachten  des 
Vorstandes  der  Landwirtschaftskammer  d.  Prov. 
Ostpreussen,  1898.  —  Georg  Adl-er,  Die  Fleisch- 
Teuerungspolitik  der  deutschen  Städte  beim  Aus- 
gang des  Mittelalters,  1893.  —  D.  Zolla,  Le 
prix  du  bitail  et  les  droits  des  dauanes  (Journal 
des  Economistes  189S).  —  Charles- Roux,  La 
question  des  viandes  (Bevue  poHtique  et  parle- 
mentaire  1896). 

Ueber  den  Nährgeldwert  s,  J".  König,  *^j 
Der  Gehall  der  menschlichen  Nahrungsmittel  an 
Nahrungsstoffen  in  Vergleich  zu  ihren  Preisen, 
(Zeitschr.  f.  Biologie,  München  1876,  S.  497 ff.). 
Verselbe,  Chemie  der  menschlichen  Nahrungs- 
und Genussmittel,  S.  Aufl.,  1889.  —  Derselbe, 
Prozentische  Z\isammensetzung  und  Nährgeld- 
wert der  menschlichen  Nahrungsmittel.  Graphische 
Darstellung,  7.  Aufl.,  1897.  —  Derselbe,  *»; 
Theorie  der  Volksemährung  (Schriften  d.  Central- 
stelle  für  Arbeiterrcohlfahrtseinrichtungen  Nr,  7, 
1895).  —  JPr.  Hofmann,  Die  Bedeutung  der 
Fleischnahrung  und  Fleischkonserven  mit  Bezug 
auf  Preisverhältnisse,  Leipzig  1880.  —  Dem/uth, 
Ueber  Nährwert  der  Nahrungsmittel,  S.A.  Franken- 
thai 1889.  Otto  Oerltteh, 


Fletcher,  Joseph^ 

geb.  1813,  war  neben  Porter,  Farr,  Kennedy 
einer  der  vornehmsten  Vertreter  der  von  Que- 
telet  znr  Zeit  der  Londoner  Ausstellung  1851 
angeregten  Idee  der  internationalen  statistischen 
Konefresse.  Er  starb  am  11.  August  1862  zu 
Chirk,  Denbigshire. 

Von  seinem  19.  Lebensjahre  an  mit  Studien 
und  Berichten  über  das  öffentliche  Gesundheits- 
wesen, über  die  Arbeitsorganisation  und  die 
Wohlfahrt  des  Volkes  beschäftigt,  wurde 
Fletcher  frühzeitig  als  Sekretär  in  die  wichtige 
Kommission  für  die  Arbeiterverhältnisse  der 
Handweberei  und  ebenso  in  die  Kommission 
für  Kinderarbeit  berufen.  Seine  Berichte 
wurden  die  Unterlage  der  hierher  gehörigen 
Gesetzgebung.  Im  Jahre  1844  wurde  er  zum 
Mitglied  des  obersten  Schulinspektorats  („One 
of  Her  Majesty's  Inspector  of  Schools")  ernannt 
und  lieferte  als  solcher  sehr  wertvolle  Beiträge 
zur  Schulstatistik  Englands.  Seine  lang- 
jährige Funktion  als  einer  der  honorierten 
Sekretäre  der  statistischen  Gesellschaft  von 
London  brachte  ihm  den  Ruf  eines  hervorragen- 
den Statistikers.  Gleichzeitig  war  Fletcher 
Vorstandsmitglied  der  „British  Association" 
und  lieferte  als  wiederholt  gewählter  Sekretär 
der  statistischen  Sektion  dieser  berühmten  Ge- 
sellschaft eine  Reihe  sehr  geschätzter  Beiträge 
zu  den  Publikationen  derselben.  Im  Jahre  18Ö0 
veröffentlichte  er  sein  „Summary  of  the  Moral 
Statistics  of  England  and  Wales",  und  im 
folgenden  Jahre  ein  Werk  über  „Education: 
National,  Voluntary,  and  Free".  Ganz  beson- 
dere Aufmerksamkeit  widmete  er  den  ver- 
schiedenen Erziehun^ssystemen  des  Auslandes. 
Die  Frucht  seiner  hierauf  bezüglichen  Studien 
sind  die  1851 — 52  publizierten  Schriften:  „The 
Farm  School  of  the  Continent,  and  its  Appli- 
cability  to  the  Preventive  and  Reformatory 
Education  of  Pauper  and  Griminal  Children  in 
England  and  Wales".  In  all  diesen  Arbeiten 
zeigte  er  sich  als  ein  wahrhaft  begeisterter 
Statistiker,  welcher  mit  einem  seltenen  Blick 
für  die  Bedeutung  der  Thatsachen  sofort  auch 
die  geeignetste  methodische  Verwertung  der- 
selben zu  verbinden  wusste. 


Vgl.  über  Fletcher:  Journal  of  the  Stat. 
Soc,  1852.  —  Athenaeum,  1852.  —  Gent.  Map^., 
1852,  und  Leslie  Stephens  „Dictionary  of  Natio- 
nal Biogr.",  vol.  XIX,  315.  —  Meitzen,  Ge- 
schichte, Technik  und  Theorie  der  Statistik, 
1886,  S.  54.  •To^fi. 

Flösserei. 

1.  F.  im  Verhältnis  zur  Schiffahrt.  2.  Die 
verwaltungsrechtliche  Ordnung  der  Flossfahrt. 
3.  Die  Holzflösserei  (Trift).  4.  Behörden  und 
Versicherungswesen. 

1.   F.  im   Verhältnis  zur  Schiffahrt 

Unter  Flösserei  ist  der  Schiff ahrtsbetrieb 
zu  verstehen,  welcher  sich  einer  Art  platter 
Fahrzeuge  bedient,  bestehend  aus  einer 
Anzahl  nebeneinander  liegender  und  durch 
Pflöcke,  Querhölzer  u.dgl.  verbundener 
Holzstämme,  die  zugleich  das  thalwärts  zu 
transportierende     wichtigste     F  r  a  c  h  t  gu  t 
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bilden.  Die  Flösse  von  Stammholz,  Lang- 
holz, Bau-  und  Zimmeiilösse  haben  zimieist 
Ruder  und  Steuerruder,  Deckhütten  etc. 
und  werden  häufig  unter  Aufsicht  des 
Eigentümers  (FlössheiTn)  von  Flossführern 
und  Flossknechten  befördert.  —  Die  für 
das  deutsche  Recht  so  wichtige  Unter- 
scheidung zwischen  schiffbai'on  und  nicht- 
scliiffbaren  Gewässern  findet  ihr  äusserstes 
Kriterium  in  der  Thatsache,  dass  auf  jenen 
mindestens  die  den  geringsten  Tiefgang  in 
Anspruch  nehmende  Form  des  Güter-  und 
Personentransportes ,  di(^  Flossschiffahrt, 
stattfinden  kann.  Diejenige  fliessende  Was- 
sermenge, welche  nicht  einmal  dieser  pri- 
mitivsten Form  dos  Verkehrs  als  dauernde 
Strasse  zu  dienen  die  Beschaffenheit  besitzt, 
unterliegt  auch  nicht  denjenigen  umfassen- 
deren Einwirkungen  staatlicher  Natm*  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  welche  nach 
heutiger  Rechtsanschauung  von  der  Öffent- 
lichen VerkoJirsstrasse  nicht  zu  trennen 
sind.  In  diesem  Sinne  ist  daher  auch  die 
natürliche  Schiffbarkeit  mit  Hilfe  des  ein- 
fachsten Verkehrsmittels,  des  Flosses,  nach 
dem  Endurteile  des  preussischen  Oben-er- 
waltungsgerichts  vom  2.  November  1885 
(Entsch.  Bd.  XII  S.  244)  als  das  ent- 
scheidende Merkmal  der  Oeffentlichkeit  für 
Ströme  und  Flüsse  im  Gebiete  des  preussi- 
schen Laudrechts  anzusehen,  das  der  Floss- 
fahrt überhaupt  nicht  besondei's  gedenkt, 
sondern  diese  als  eine  Ai-t  der  Scliiffalirt 
zum  Gemeingebrauche  an  den  öffentlichen 
Gewässern  zulässt. 

Im  gleichen  Sinne  bestimmt  das  baye- 
rische G.  V.  28.  Mai  1852,  die  Benutzung  des 
Wassers  betr.,  dass  als  öffentliche  Flüsse 
diejenigen  zu  betrachten  sind,  :>welche  und 
soweit  sie  zur  Schiffahrt  oder  ziu*  Floss- 
fahrt mit  gebundenen  Flössen  dienen.«  Die 
Nebenanne  solcher  Flüsse  gelten,  selbst 
wenn  sie  nicht  von  solcher  Verlvehi-sbe- 
schaffenheit  sind,  nach  Art.  2  des  cit.  G. 
als  öffentliche  Gewässer,  während  Flüsse, 
welche  aufhören  zur  Schiff-  und  Flossfahrt  zu 
dienen,  dadurch  die  Eigenscliaft  öffentlicher 
Gewässer  nicht  verlieren.  Denselben  principi- 
ellen  Standpimkt  nimmt  auch  das  österreichi- 
sche Wasserg.  vom  33.  Mai  18(59  im  §  2  ein : 
>Flüsse  und  Ströme  sind  von  der  Stelle  an, 
wo  deren  Benutzung  zur  Fahrt  mit  Schiffen 
oder  gebimdenen  Flössen  beginnt,  mit  ihren 
Seitenarmen  öffentliches  Gut  und  behalten 
diese  Eigenschaft  auch  dann,  wenn  diese 
Benutzung  zeitweise  unterbrochen  wird  oder 
gänzlich  aufhört.«  — 

2.  Dieverwaltnn^^srechtliche  Ordnung 
der  Flossfahrt  Die  im  (lemeingebrauch 
liegende  wirtschaftliche  Bethätigimg  in  der 
Form  der  erwerbsmässig  betriebenen  Floss- 
fahrt steht  somit  nach  gegenwärtig  gelten- 
dem Rechte   unter   den   die  Schiffahrt  im 


allgemeinen  regelnden  Vorschriften.    Schon 
zu  Anfang   imseres  Jahrhunderts   war  die 
von  der  älteren  juristischen  Litteratur  fest- 
gehaltene   Anschauung    von    der   Regalität 
der   mit   verbundenen  Hölzern  betriebenen 
Flösserei  jener  anderen,  noch  herrschenden 
gewichen,    wonach    dem    Staate    ein    aus 
Wirtschafts-    imd    Sicherheitsgründen    ent- 
spnmgenes  umfassendes  Aufsichtsrecht  zu- 
stehe.   Die  vom  Wiener  Kongresse  für  die 
Benutzung  der  sogenannten  konventionellen 
Gewässer  aufgestellten  Grundsätze  und  die 
im    Anschlüsse    daran    durchgeführten   Er- 
leichterungen des  Schiffahrtswesens  waren 
und   blieben   auch  für  die  Flossfahrt  mass- 
gebend.   Sie  wurde  von  der  Erteilung  staat- 
licher Konzession    abhängig   gemacht   und 
nur  noch  einigen  weiteren  im  Interesse  des 
rferechutzes  und  der  Schiffahrt  liegenden 
Beschränkungen  in  Stix)mpolizei-  oder  in  be- 
sonderen Flossordnungen  unterworfen.    Da- 
nach   steht   die   Benutzung   der   flössbaren 
Wasserstrassen    jedermann   frei   und    zwar 
nach  dem  Grundsatze  der  Gewerbefreiheit. 
Da  Art.  65  des  E.G.  zum  B.G.B.  die  landes- 
gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Flösserei- 
recht   unberührt    lässt,    liegt   der   Schwer- 
punkt der  rechtlichen  Ordnung  der  Materie 
im  öffentlichen  Recht  der  Partikularstaaten. 
Begrenzt  ist  diese  Zuständigkeit  der  Glied- 
staaten 1.  durch  die  Bestimmungen  der  im 
Anschlüsse  an  die  Wiener  Kongressakte  ab- 
goschlossenenSchiffahrtsakte  und  einschlägige 
Staatsverträge;    2.   durch    die   Vorschriften 
der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  und 
3.   seit   kurzem   durch   das  R.G.   beti\   die 
I)rivatrechtlichen  Verhältnisse  der  Flösserei 
vom   15.  Juli   1895   (RG.B.  S.  341).     Das 
System    der    sogenannten    konventionellen. 
Sti-öme   sichert    die    freie    Benutzung    der 
gix)ssen    internationalen    Wasserläufe    auch 
der   Flösserei    mit    verbundenen    Hölzern. 
Diesem   internationalen  steht  das  nationale 
deutsche    Verkelu-srecht   zur   Seite.     Nach 
Inhalt  der  R.V.   gehört   die  Flösserei   auf 
den  mehreren  Staaten  gemeinsamen  W^asser- 
strassen    zur   Gesetzgebungskompetenz   des 
Reiches  (Art.  4  Nr.  9).    Im  Art.  54  ist  der 
für    die   Schiffahrt    aufgestellte   Gnmdsatz, 
dass    auf    natürlichen    Wasserstrassen    Ab- 
gaben  niu"   füi'   die  Benutzung  besonderer 
Anstalten,    welche    zur   Erleichtenuig    des 
Verkehrs   bestimmt   sind,   erhoben   werden, 
dürfen,  auch  auf  die  Flösserei  übertragen, 
insoweit     diese    auf    schiffbaren    Wasser- 
strassen   betrieben    wird.      Der    nämliche 
Grundsatz     ist     auf     die     niu*    flössbarea 
Strecken    derjenigen    natürlichen    Wasser- 
Strassen,    welche    mehreren    Bundesstaaten 
gemeinschaftlich  sind,  übertragen  durch  das 
Bmidesg.  v.  I.Juni  1870  über  die  Abgaben  von 
der  Flösserei  (B.G.B.  v.  J.  1870  S.  312). 
Der   Schwerpunkt   der   neueren  gesetz- 
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liehen  Ordnung  der  Materie  liegt  im  R.O. 
V.  15.  Juni  1895.  Dieses  bezeichnet  sicli 
zwar  ebenso  wie  das  Binnensohiffahrtsge- 
setz  als  Gesetz  betreffend  die  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Flösserei; 
es  stimmt  aber  auch  darin  mit  jenem  über- 
ein, dass  es  wesentliche  dem  öffentlichen 
Yerkehrsrechte  angehörige  Vorschriften  ent- 
hält. Dies  gilt  namentlich  von  dem  §  32, 
welcher  vom  Befähigimgsnachweis  der 
Flossführer  handelt.  Pi-ozessuale  Vorschriften 
finden  sich  in  den  §§  8 — 11  (Verklarung), 
im  §  28  Abs.  3  Satz  2  (Zuständigkeit  für 
die  Pfandklage  des  Bergers)  und  im  §  31 
(Zuständigkeit  des  Reichsgerichts).  Das  RG. 
betrifft  nur  die  Flösserei  mit  verbundenen 
Hölzern  und  umschreibt  genau  den  privat- 
wie  öffentlich-re(^htlich  wesentlichen  Um- 
kreis der  bernfs-  und  gewerbemässigen  Be- 
fugnisse imd  Verpflichtungen  des  Floss- 
führers unter  einer  dem  sachlichen  Bedürf- 
nis entsprechenden  und  den  Verschieden- 
heiten pei-sönlicher  Natur  angemessenen 
Beschränkung  bei  Anlehnung  an  die  für 
die  Stellung  des  Schiffsführers  massgeben- 
den Vorschriften  des  Binnen  schiff ahrtsge- 
setzes.  (S.  ob.  B<1.  II  S.  886  ff.  d.  Art.  B  i  n  n  e  n- 
schiffahrt  f Verwaltungsixjcht].)  Im  Sinne 
des  R.G.  ist  Flossffihrer,  wer  ein  Floss  auf 
Flüssen  oder  sonstigenBinnengewässern  f ülirt, 
gleich\äel  ob  er  bei  einemünternehmer^w^elcher 
die  Beförderung  des  Flosses  übernommen  hat 
(Frachtflösser),  oder  bei  dem  Eigentümer  des 
Flosses  im  Dienste  steht  oder  ob  er  die 
Beförderung  des  Flosses  selbst  als  Fracht- 
flösser  übernommen  hat.  In  allen  Fällen 
gilt  er  nach  §  1  und  17  des  R.G.  als 
Vorgesetzter  der  übrigen  Flossbesatzung. 
Hieraus  ergiebt  sich  der  Umfang  seiner 
Haftung  und  Berechtigungen. 

Im  einzelnen  ist  auf  die  nachstehenden 
wesentlichen  Bestimmungen  des  R.G.  hin- 
zuweisen. 

Der  Flossführer  hat  vor  Antritt  der 
Reise  dafür  zu  sorgen,  dass  das  Floss  fest 
und  dauerhaft  verbunden,  gehörig  ausge- 
rüstet, insbesondere  mit  den  nötigen  Roser- 
veausrüstungsgegen  ständen  versehen  und 
hinreichend  bemannt  ist. 

Dauert  die  Reise  voraussichtlich  so 
lange,  dass  ein  Uebemachten  der  Floss- 
mannschaft auf  dem  Flosse  nötig  ist,  so 
muss  das  letztere  mit  einem  Schlaf  räume 
versehen  sein  (§  3). 

Wird  das  Floss  von  einem  Unfall  be- 
troffen, so  ist  der  Flossführer  berechtigt 
und  auf  Verlangen  seines  Dienstherrn,  des 
Absenders  oder  des  Empfängers  des  Flosses 
verpflichtet  vor  dem  Amtsgerichte  des  Ortes, 
an  welchem  die  Reise  endet,  und,  wenn 
das  Floss  vorher  an  einem  anderen  Orte 
längere  Zeit  liegen  bleiben  muss,  vor  dem 
Amtsgerichte  dieses  Ortes  eine  Beweisauf- 


nahme über  den  thatsächlichen  Hergang 
sowie  über  den  Umfang  des  eingetretenen 
Schadens  und  über  die  zur  Abwendung 
oder  Verringerung  desselben  angewendeten 
Mittel  zu  beantragen.  Er  hat  sich  selbst 
zum  Zeugnisse  zu  erbieten  und  die  zur 
Feststellung  des  Sachverhältnisses  sonst 
dienlichen  Beweismittel  zu  bezeichnen  (§  8.). 

Der  Flossiführer  untersteht,  soweit  nicht 
im  Gesetze  ein  anderes  bestimmt  ist,  den 
Vorschriften,  welche  für  die  im  §  133  a  der  (xe- 
werbeordnung  bezeichneten  Personen  gelten. 

Das  Dienstverhältnis  des  Flossfiihrera 
endigt,  sofern  nicht  ein  anderes  verabredet 
ist,  mit  der  VoUendung  der  Reise  und  der 
Abliefenmg  des  Flosses. 

Hinsichtlich  der  Voraussetzungen,  unter 
welchen  beiden  Teilen  das  Recht  zusteht, 
die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  vor 
Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und  ohne 
Innehaltimg  einer  Kündigungsfrist  zu  ver- 
langen, bewendet  es  bei  den  Bestimmungen 
der  §§  133  b  bis  133  d  der  (rewerbeordniuig. 

Ist  ein  die  sofortige  Entlassung  recht- 
fertigender Grund  nicht  vorhanden,  so  kann 
der  Flossführer  zwar  jederzeit  seines  Dienstes 
enthoben  werden,  jedoch  unbeschadet  seiner 
Entschädigungsansprüche  fiir  die  vertrags- 
mässige  Dauer  des  Dienstverhältnisses. 

Wird  das  Dienstverhältnis  vor  der  An- 
kunft des  Flosses  am  Ablieferungsorte  wäh- 
rend der  Reise  aufgehoben,  so  hat  der 
Flossfülu-er  Anspruch  auf  die  Kosten  der 
Rückreise  nach  dem  Orte,  an  welchem  er 
in  Dienst  getreten  ist.  Diese  Bestimmung 
findet  keine  Anwendung,  wenn  der  Floss- 
führer sich  einer  Handlung  schuldig  ge- 
macht hat,  welche  geeignet  ist,  seine  so- 
fortige  Entlassung   zu  rechtfertigen  (S  16). 

wie  der  Flossffihrer  untersteht  auch  die 
Flossmannschaft  der  Gewerbe-,  nicht  der 
Gesindeordnung. 

Zm*  Flossmannschaft  gehören  mit  Aus- 
nahme des  Flossführers  alle  zum  Flösserei- 
dienste auf  dem  Flosse  angestellten  Per- 
sonen (§  17). 

Der  Flossmann  ist  verpflichtet,  in  An- 
sehung des  Flossdienstes  den  Anordnungen 
des  Flossführei'S  Folge  zu  leisten  und  jeder- 
zeit alle  für  die  Fh'teserei  ihm  übertrj^enen 
Arbeiten  zu  verrichten. 

Er  darf  das  Floss  ohne  Erlaubnis  des 
Flossführers  nicht  verlassen. 

Wird  das  Floss  von  einem  Unfall  be- 
troffen, so  hat  der  Flossmann  für  Rettung 
der  Personen  und  für  Sicherung  der  Floss- 
teile und  der  Gerätschaften  den  Anordnungen 
des  Flossftthrei-s  gemäss  nach  besten  Kräften 
zu  sorgen  (§  19). 

Das  Dienstverhältnis  des  Flossmannes 
endigt,  sofern  nicht  ein  anderes  verab- 
redet ist,  mit  der  Vollendung  der  Reise  und 
der  Abliefenmg  des  Flosses. 
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Hinsichtlich  der  Voraussetzungen,  unter 
welchen  beiden  Teilen  das  Recht  zusteht, 
<1ie  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  vor 
Ablauf  der  veiiragsmässigen  Zeit  zu  ver- 
langen, finden  die  Bestimmungen  der  §§ 
123  bis  124  a  der  Gewerbeordnung  mit 
der  Massgabe  Anwendung,  dass  die  sofor- 
tige Entlassung  des  Flossmannes  auch  statt- 
finden kann,  wenn  der  Antritt  oder  die 
Fortsetzung  der  Reise  durch  den  Eintritt 
des  Winters  verhindert  wird. 

Ist  ein  die  sofortige  Entlassung  recht- 
fertigender Grund  nicht  vorhanden,  so  kann 
der  Flossmann  zwar  jederzeit  seines  Dienstes 
enthoben  werden,  jedoch  unbeschadet  seiner 
Entschädigungsansprüche  für  die  vertrags- 
mässige  Dauer  des  Dienstverhältnisses. 

Wird  das  Dienstverhältnis  vor  der  An- 
kunft des  Flosses  am  Abliefeningsorte 
während  der  Reise  aufgehoben,  so  hat  der 
Flossmann  Anspruch  auf  die  Kosten  der 
Rückreise  nach  dem  Orte,  an  welchem  er 
in  Dienst  getreten  ist.  Diese  Bestimmung 
findet  keine  Anwendung,  wenn  der  Floss- 
mann sich  einer  Handlung  schuldig  gemacht 
hat,  welche  geeignet  ist,  seine  sofortige  Ent- 
la^^sung  zu  rechtfertigen  (§  21). 

üeber  Berge-  und  Hülfslohn  im  Flösserei- 
betrieb enthalten  die  §§  24  ff.  die  der  Natur 
dieses  Verkehrs  angejMtösten  Vorschriften. 

In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in 
welchen  durch  die  Klage  ein  Anspruch  auf 
Gnind  der  Bestimmungen  des  R.G.  über 
die  Flösserei  geltend  gemacht  ist,  wird  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  letzter  In- 
stanz im  Sinne  des  §  8  des  Einführungs- 
gesetzes zum  Gerichtsverfassungsgesetze 
dem  Reichsgerichte  zugewiesen. 

3.  Die  Uolzflösderei  (Trift).  Die 
Flösserei  im  engeren  Sinn,  das  heisst  die 
Verwertung  der  Tragkraft  des  Wassers  zur 
Thalbeförderung  unverbundener  Höl- 
zer (Block-,  Scheitholz)  hat  man  von  jeher 
wegen  der  zahlreichen  damit  für  den  Ge- 
raeinverkehr zu  W^asser  verbundenen  Ge- 
fahren und  wegen  der  damit  leicht  ver- 
bundeneu Kollisionen  bei  einer  gleichzeitigen 
Ausübung  durch  mehrere  Personen  als  Aus- 
fluss  der  Landeshoheit  angesehen  und  als 
jus  grutiaezu  den  strenger  gehandhabten 
niederen  Regalien  gerechnet.  Dasselbe 
konnte  daher  in  aUen  sich  dazu  eignenden 
Gewässern  ohne  Rücksicht  auf  deren  Eigen- 
tumsverhältnisse vom  Staate  selbst  ausgeübt 
werden.  Der  umfassende  Waldbesitz  des 
letzteren  machte  die  anhaltend  energische 
Betonung  dieses  öffentlich-rechtlichen  An- 
spruches auch  dann  geboten,  als  das  Regali- 
tätsprincip  auf  zahlreichen  anderen  Gebieten 
fallen  gelassen  war  und  auch  hier  der  Ge- 
brauch der  staatlichen  Konzession  sich  all- 
mänlich  befestigt  hatte.  Auch  der  dem 
privaten  Forstbetrieb  unentbehrliche  Schutz 


und  sein  Bedürfnis,  das  Holz  mit  Hilfe  der 
fliessenden  Welle  abzutreiben,  nötigen,  eine 
Reihe  empfindlicherEingriffe  in  die  Nutzungs- 
rechte und  in  das  Eigentum  der  Ufergrund- 
stücke als  öffentlich-rechtliche  Lasten  auf- 
recht zu  erhalten,  welche,  von  partikulären 
Bildungen  abgesehen,  in  den  gi'össeren 
deutschen  Bundesstaaten  auf  wesentlicli 
gleichen  Grundlagen  ruhen.  Danach  sind 
die  Eigentümer  der  an  den  Fluss  oder  Bach 
angrenzenden  Grundstücke  in  deren  Be- 
nutzung allerwärts  insoweit  beschränkt,  als 
es  der  Flossbetrieb  notwendig  macht.  Den 
Flossbeamten,  Flossaufsehern  und  Flossar- 
beitern müssen  daher  alle  diejenigen  Hand- 
lungen auf  den  anliegenden  Grundstücken 
und  im  Wasser  selbst  verstattet  sein,  ohne 
welche  das  Flossrecht  in  rationeller  oder 
sonst  entsprechender  Weise  nicht  ausgeübt 
werden  kann.  Die  Ufei-eigentümer  liaben 
den  Zutritt  zu  den  ufern,  das  Begehen  der- 
selben in  der  Ausdehnung,  wie  es  der 
Flossbetrieb  erfordert,  die  Verbesserung  des 
Bettes,  die  Regulierung  der  Stromverliält- 
nisse,  der  Stromrichtung  etc.  zu  gestatten. 
Die  Besitzer  von  Stauwerken,  Mühlen  etc. 
haben  den  zum  Treiben  des  Holzes  not- 
wendigen Wasserzug  einzuräumen.  Die 
Natur  des  Flössereibetriebes  mit  losen 
Scheiten  macht  die  Durchfühning  desselben 
in  grossen,  auch  anderweitigem  Verkehre 
zugänglichen  öffentlichen  Gewässern  unge- 
bräuchlich; es  kommt  daher  für  diesen 
wesentlich  privates  Gewässer  in  Betracht. 
Wo  nicht  durch  Lokalverordnung,  Her- 
kommen, besondere  Rechtstitel  oder  Ver- 
jährung ausschliessende  Rechte  zur  Be- 
nutzimg der  Tragkraft  und  Triebkraft  des 
Wassere  oder  bestimmte  Beschränkungen 
der  Flösserei  bestehen,  ist  diese  jedermann 
gestattet  unter  Beobachtung  der  zur  Ord- 
nung dieser  forstwirtschaftlich  besonders  be- 
deutungsvollen Holzbeförderungsart  von  Seite 
der  Behörden  aufgestellten  Verwaltungsver- 
fügungen (S.  Entsch.  des  preussischen  Ober- 
verwaJtungsgerichtß  vom  18.  März  1895  Bd. 
28  S.  285;  preussisches  Reglement  filr 
die  Flösserei  auf  dem  Schwarzwasser  etc. 
V.  5.  Juni  1869 :  Z  i  m  m  e  r ,  die  Polizeiverord- 
nun^n  der  königlichen  Regierung  zu 
Manen werder;  femer  bayer.  Wassei^setz 
Ai-t.  66  ff.,  preuss.  G.  vom'  28.  Februar  1843 
§  12  ff.).  Wo  dass  Flössen  auf  privaten 
Gewässern  bisher  nicht  herkömmlich  war, 
kann  es  durch  landesherrliche  Entscheidung 
eingeführt  werden  nach  Massgabe  der 
für  die  Expropriation  landesrechtiich  gel- 
tenden Grundsätze ;  anspruchsberechtigt  sind 
in  solchen  Fällen  alle  Eigentümer  am  Bacli, 
Fluss  etc.,  die  Anlieger,  Triebwerkbesitzer, 
Stauungs-  und  Leitungsberechtigte.  Für 
Beschädigimgen ,  welche  den  üfereigen- 
tümern  und  anderen  Beteiligten  durch  die 
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Ausübung  der  FlÖssei^ei  ud  mittelbar  veriu*- 
sacht  werden,  sind,  insoweit  bereits  erwor- 
bene Rechte  nicht  entgegenstehen  oder 
die  Beschädigung-en  nicht  als  eine  natür- 
liche Folge  versäumter  Unterhaltung  der 
Ufer,  Triebwerke  etc.  erscheinen,  diejenigen 
ei-satzpflichtig ,  welche  die  Flösserei  aus- 
üben. Die  beträchtlichen  Schädigungen,  die 
für  Fischerei,  Uferbau  etc.  aus  der  Flösserei 
erwaclisen  waren,  veranlassen  die  Beseitigung 
dieses  Betriebes  überall  da,  wo  angemessene 
Ersatzmittel  in  anderen  Verkehrseinrich- 
tungen hergestellt  werden  können.  Siehe 
hierzu  den  Staatsvertrag  zwischen  Preussen 
und  Württemberg  über  die  Aufhebung  der 
Flösserei  auf  dem  Neckar  oberhalb  der  Enz- 
mündung  und  auf  der  Glatt  vom  7.  April 
1899.  Zur  Diuxihfühnmg  des  Vertrages  hat 
es  eines  besonderen  Staatsgesetzes  bedurft 
(G.  V.  30.  Juli  1899,  Preuss.  G.S.  S.  153), 
weil  nach  dem  römischen  Recht,  welches 
in  Sigmaringen  lieiTScht,  der  gemeine  Ge- 
brauch der  öffentlichen  Flüsse  —  und  zu 
diesen  gehören  auch  die,  die  nur  zu  Flösserei- 
zwecken zu  verwenden  sind  —  zu  Recht 
besteht;  es  hat  also  die  Aufhebung  der 
Flösserei  nicht  durch  eine  blosse  Yerwal- 
tuugsmassregel  beseitigt  werden  können. 

Nach  Analogie  der  deutschrechtlichen,  un- 
ter dem  Namen  »Triftrecht«  vorkommenden 
Servitut,  deren  Inhalt  das  Recht  bildet, 
Vieh  über  das  Grundstück  eines  Dritten  zu 
treiben,  bedienen  sich  einige  Gesetzgebungen 
der  Ausdrücke:  Triftgewässer,  Trift- 
recht zur  unterscheidenden  Bezeichnung 
der  Flösserei  mit  unverbimdenen  gegenüber 
der  mit  verbundenen  Hölzern  (jus  ratium), 
die  dann  kurzweg  als  Flösserei  bezeichnet 
wird.  So  behandelt  das  bayerische  Gesetz 
über  die  Wasserbenutzung  die  Materie  in 
der  dritten  Abteilung  unter  der  Ueberschrift : 
»Triftgewässer«  und  erklärt  im  Art.  66: 
Triftgewässer  sind  jene  Flüsse  und  Bäche, 
welche  der  Flösserei  mit  Block-  und 
Scheitholz  dienen.  —  Da  einschneidende 
Differenzen  in  allen  Rechtssystemen  die 
beiden  grundverschiedenen  Formen  der  Ver- 
wertung der  Tragkraft  fliessender  Gewässer 
beherrschen,  würde  die  allseitige  Fest- 
haltung dieser  unterscheidenden  Termino- 
logie ratsam  erscheinen. 

4.  Behörden  und  Versicherungs- 
wesen. Die  Behönlen,  in  deren  Zuständig- 
keit die  Angelegenheiten  der  Flösserei  fallen, 
sind  seitens  des  Reiches  das  Reichsamt 
des  Innern,  jedoch  nur  soweit  es  sich  um 
konventionelle  Wassei-strassen  handelt,  deren 
Rechtsverhältnisse  internationaler  Natur  von 
der  jüngsten  Reichsgesetzgebung  nicht  be- 
rührt worden  sind ;  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten die  Verwaltungs-  bezw.  Wasserpoli- 
zeibehörden. 

Nach   §  32  des  R.G.  ist  der  Bundesrat 


befugt,  Bestimmungen  über  den  Befähigungs- 
nachweis der  Flossführer  zu  treffen.  Be- 
züglich der  Flösserei  auf  Wasserstrassen, 
auf  welchen  eine  regelmässige  Schiffahrt 
nicht  stattfindet,  steht  diese  Befugnis  der 
Landesregierung  zu.  Wer  den  Bestimmungen 
zuwider  das  Gewerbe  eines  Flossf iUu'ers  aus- 
übt, wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mai'k 
bestraft. 

Nach  Preussens  Verwaltungsorgani- 
sation steht  dem  Regierungspräsidenten  in 
höherer,  dem  Landrat  und  den  Ortspolizei- 
behörden in  unterer  Instanz  die  Aufsicht  zu  in 
Ansehung  aller  auf  die  Flösserei  bezüglichen 
Angelegenheiten.  Die  Verwaltimgsbehörden 
haben  in  einschlägigen  Fragen  auch  das 
Recht  der  polizeilichen  Anordnung,  in  wel- 
chen Fällen  der  ordentliche  Rechtsweg 
gegen  diese  unzulässig  ist.  (§  95  Nr.  1 
des  Zuständigkeitgesetzes  vom  1.  August 
1883,  §§  136,  138,  145  des  Landesverwal- 
tungsgesetzes vom  30.  Juli  1883,  G.G.  vom 
20.  August  ISaS  G.S.  S.  332  und  vom 
31.  Mai  1884,  G.S.  S.  303.)  —  In  Bay- 
ern entscheidet  die  nach  allgemeinen  Kom- 
petenz Vorschriften  zuständige  Distriktsver- 
waltungsbehörde in  erster  und  die  Kreis- 
regierung, Kammer  des  Innern  in  zweiter  und 
letzter  Instanz.  Da,  wo  der  Kreisregierung 
die  Entscheidung  in  ereter  In-stanz  zusteht, 
entscheidet  das  betreffende  königl.  Staats- 
ministerium in  zweiter  und  letzter  Instanz. 

Die  im  Betriebe  der  Flösserei  stehenden 
Personen  sind  in  den  Bereich  der  durch 
(üe  Reichsversicherungsgesetze  begünstigten 
Kreise  aufgenommen.  Die  Versicheiiing 
derselben  hat  bei  derjenigen  Versicherungs- 
anstalt zu  geschehen,  in  deren  Bezirk  der 
Sitz  des  Betriebes,  in  welchem  der  zu  Ver- 
sichernde beschäftigt  ist,  gelegen  ist  Vgl. 
preussische  Ausführungsanweisung  vom  21. 
August  1885  zur  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung: Als  Beschäftigimgsort  der  in 
der  Binnenschiffahrt  und  Flössei-ei  beschäf- 
tigten Personen  gilt  derjenige  Ort,  von 
welchem  aus  das  Gewerbe  betrieben  wird. 
Als  solcher  ist  im  ZweifelsfaUe  der  Wohn- 
ort des  Betriebsunternehmers  oder  in  dessen 
Ermangelung  derjenige  Ort  anzunehmen,  an 
welchem  dieser  zur  Gewerbesteuer  von  dem 
in  Frage  kommenden  Betriebe  veranlagt  ist.  — 

Littoratnr:  Von  den  im  Texte  cüierten  Werken 
abgesehen:  Loening,  VerwaUungsreeht,  §  149, 
—  O.  Meyer,  Verwaltungsrecht  I,  ^  169,  — 
Mittelstein  f  Kommentar  ztim  JR.G.  rot»  15. 
VI.  1895  in  Meinholds  Jur.  Sandbibliothek, 
Leipzig  1896.  —  Schwab,  Die  Konflikte  der 
Wasserfahrt  auf  den  Flüssen  (Archiv  für  civ. 
Praxis,  Bd.  SO,  Beilageheft).  —  JB.  Meter,  in 
V.  HoUzendorffs  R.L.  —  O.  Mayer  in  v. 
Stengels  Wörterbuch  d.  D.  VencaUungsrechls  I, 
S.  424,  —  Iti9»niann,  Das  Wasserrecht,  S.  76 f. 

Stoerk. 
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Flurbücher  s.  Grundbuch. 


Flnrzwang. 

1.  Begriff.  2.  Entstehung.  3.  Auf  den 
Volkstum  liehen  Ansiedelungen  der  Deutschen 
und  Skandinaven.  4.  Auf  grundherrlichen  Dorf- 
anlagen. 5.  Bei  den  Slaven.  6.  Bei  den  Kelten.  7.  In 
Westfalen,  Oldenburg  u.Friesland.  S.Beseitigung. 

1.  Begriff.  Flurzwang  besteht  seinem 
Begriffe  nach,  wenn  und  soweit  in  einer 
Gemarkung  die  Gnmdbesitzer  gehalten  sind, 
auf  ihrem  Anbaulande  einen  im  wesentlichen 
gleichen  Fruchtbau  mit  übereinstimmenden 
Bestellungs-,  Aussaat-,  und  Emtefristen  inne- 
zuhalten. 

Die  Ursache  dieser  Beschränkung  der 
freien  wirtschaftlichen  Verfügimg  kann  in 
der  gegenseitigen  Lage  der  Grundstücke 
liegen,  wenn  im  Mangel  hinreichender  Zu- 
gangswege die  einzelnen  Besitzer  ihi'e 
Aecker  nur  durch  gegenseitige  üeberfalirts- 
und  üebertrittsrechte  erreichen  können, 
durch  diese  Wegegei-echtsame  aber  so  wenig 
als  möglich  im  Anbau  gehindert  werden 
sollen.  Sie  kann  aber  auch  in  gegenseitig 
oder  einseitig  wohlerworbenen  Weidegerech- 
tigkeiten begründet  sein,  für  welche  eine 
bestimmte  Reihenfolge  der  Ausübung  auf  den 
Grundstücken  mit bestimmtenFristen  feststeht. 

2.  Entstehnng.  Die  Entstehung  des 
Flurzwanges  lässt  sich  je  nach  seiner  zwin- 
genden Ursache  sehr  verschieden  denken. 
Die  unzugängliche  Lage  der  Gnmdstücke 
kann  schon  durch  den  Gnmdgedanken  und 
die  Ausführung  der  ersten  festen  Besiede- 
luug  der  Gemarkung  gegeben  sein.  Die 
Feldeinteilung  kann  von  Anfang  an  die  ge- 
meinsame, gleiche  Fruchtfolge  aller  an  den- 
selben beteiligten  Grundstücke  zur  be>\niss- 
ten  oder  unbewussten  Voi^ussetzung  gehabt 
haben.  Möglicherweise  ist  aber  die  Unzu- 
gänglichkeit auch  später  und  erst  dadurch 
entstanden,  dass  bis  dahin  in  grossen,  ge- 
schlossenen, hinreichend  zugänglichen  Gnmd- 
stücken  liegende  Besitzungen  parzelliert 
worden  sind  und  bei  der  Teilung  keine 
Wege  zu  den  entstandenen  Trennstücken 
ausgelegt  wurden.  Dies  war  begründet, 
wenn  man  Wege  ftir  unnötig  und  durch  den 
Flurzwang  ersetzbar  erachtete  und  bei  kleinen 
Parzellen  die  verhältnismässig  grosse  Boden- 
fläehe  der  Wege  nicht  verlieren  wollte. 

In  ähnlicher  Weise  kann  schon  bei  der 
ei*sten  Anlage  der  Ansiedelungen  der  gemein- 
same W^eidegang  des  Viehes  der  Gemar- 
kungsgenossen auf  allen  Ländereien  dersel- 
ben, soweit  sie  nicht  stehende  Früchte  tra- 
gen, in  Absicht  gelegen  haben.  Nach  der 
Anschauung  der  ältesten  Zeit  bildete  der 
Anbau  gewissermassen  nur  eine  Einbusse 
an  der  Weidenutzung  der  Gemarkung.  Dem 
Vieh  sollte  Stoppel,    Brache  und  Dreesch 


soweit  thimlich  und  möglichst  bald  zur 
Hütung  offen  gestellt  w^eixlen.  Daraus  folgte, 
dass  der  Anbau  aller  Besitzer  füi-  die 
Früchte  desselben  Jahres  in  möglichst  ge- 
schlossenen Schlägen  auf  der  Feldflur  zu- 
sammenliegen miisste,  dass  diese  Schläge, 
wie  üblich  blieb,  gemeinschaftlich  einge- 
zäunt wnirden,  damit  das  Vieh  nicht  in  sie 
einbrach,  und  dass  diese  Zäune  zu  bestimm- 
ter Zeit  nach  der  Aussaat  geschlossen  und 
zu  bestimmten  Tagen  nach  der  Ernte  weg- 
genommen wurden.  Jeder,  der  innerhalb 
des  Schlages  seine  Frucht  bis  zu  diesen 
Fristen  nicht  ausgesät,  oder  nicht  abgeerntet 
hatte,  hatte  sich  die  Verluste,  die  ilim  dar- 
aus erwuchsen,  selbst  zuzuschreiben. 

Es  lässt  sich  denken,  und  ist  oft  ge- 
schehen, dass  auch  für  diejenigen,  die  ein 
bis  dahin  geschlossen  bestandenes  grösseres 
oder  kleineres  Gutsareal  in  Parzellen  geteilt 
übernahmen,  in  ähnlicher  Weise  bei  der 
Verleihung  an  die  einzelnen  oder  diu*ch  ihr 
gegenseitiges  Abkommen  die  landesübliche 
gemeinsame  W^eidenutzung  auf  ihren  Län- 
dereien festgesetzt  wurde.  Durch  solche 
Teilungen  musste  dann  der  Flurzwang  mit 
gleichen  Wirkungen  entstehen  wie  durch  die 
wirtschaftliche  Emrichtung  der  erstenAnlage. 

Die  Weidegerechtigkeit,  welche  für  alle 
oder  einen  Teil  der  Gnmdstücke  einer  Ge- 
markung das  bestimmte  Festhalten  gewisser 
Anbaufolgen  und  Zeiten  bedingt,  kann  aber 
auch  durch  einen  an  der  Flur  im  übrigen 
nicht  Beteiligten  auferlegt  oder  en^'orbeu 
sein.  Ein  Grundherr,  der  die  Fhu*  an  freie 
oder  an  eigene  Leute  verleiht  oder  ver- 
äussert, kann  sich  die  Weideberechtigimg 
für  seine  eigenen  Herden  vorbehalten.  Er 
vermag  dieses  Recht  an  andere  ganz  oder 
teilweise  weiter  zu  verleihen.  Es  lässt  sich 
auch  denken,  dass  er  dasselbe  urspriinglieh 
nicht  vorbehalten  hat,  es  aber  nachträglich, 
sei  es  durch  Abkommen,  sei  es  durch  &lass 
von  Zinsen  oder  Zinsresten,  sei  es  auch  dmx^h 
rechtsverjährte  Ausübung  erwirbt.  Es  giebt 
endlich  Länder,  in  welchen  solche  Weide- 
rechte von  den  Fürsten  im  Sinne  eines  landes- 
herrlichen Regales  in  Anspruch  genommen 
und  diu'ch  fiskalische  Heixlen  ausgeübt  oder 
an  Herdenbesitzer  verliehen  worden  sind. 

In  allen  diesen  Fällen  mtissen  Festset- 
zungen über  den  Anbau  getroffen  und  auf- 
recht erhalten  werden,  welche  unter  den 
Begriff  des  Flurzwanges  fallen. 

In  der  Regel  sind  es  die  Gnmdbesitzer 
der  Gemarkung  selbst,  welche  zu  den  ver- 
schiedenen Zeiten  des  Jahres  nach  der  Wit- 
terung und  der  Entwickelung  der  Fnichte 
über  die  inne  zu  haltenden  Zeiten  beschlies- 
sen  und  ihren  Voi-stehem  die  Verkündigimg 
und  Durchführung  überlassen.  Doch  kann 
dies  auch  Sache  einer  besonderen  Gemeinde- 
behörde   oder  des  GnindlieiTU  und   seiner 
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Beamten,  eventuell  selbst  der  landesherrlichen 
Domänenverwaltung-  sein. 

3.  Anf  den  volkstümlichen  Ansiede- 
Inngen  der  Deutschen  und  Skandinaven. 

Das  bekannteste  luid  über  weite  Liandes- 
strecken  Mitteleuropas  verbreitete  Vorkom- 
men des  Flurzwanges  fand  bis  zum  Ein- 
greifen der  modernen  Yerkoppelungen  auf 
den  volkstümlichen  Ansiedelungen 
der  Deutschen  und  Skandinaven 
statt,  wie  dieselben  i.  d.  Art.  Ansiedelung 
ol)en  Bd.  I  S.  362  geschildert  worden  sind.  Das 
Anbauland  dieser  ganz  iibei*einstimmend  als 
Hufendörfer  angelegten  Ansiedelungen  wiuxle 
in  der  zum  Dorfe  gehörigen  Gemarkung 
nach  der  Bodenbeschaffenheit  und  Lage  in 
verhältnismässig  kleinen  Abschnitten  zur 
ersten  Kultur  gebracht.  Diese  Abschnitte 
oder  Gew^anne  umfassten  in  der  Regel  nur 
so  \dele  Morgen,  als  Hufen  im  Dorfe  be- 
standen, deren  jede  ursprünglich  in  jedem 
Gew^anne  einen  gleichen  Anteil  von  einem 
Morgen  oder  etwas  mehr  oder  weniger  durch 
das  Los  zugewiesen  erhielt.  Da  nun  jede 
Hufe  20  und  mehr  Morgen  Anbauland  be- 
durfte, bestand  auf  allen  diesen  Fluren  eine 
ausserordentlich  bunte  und  zerstreute  Lage 
kleiner  Besitzstücke.  Dabei  wm'den  auf 
keiner  derselben  Zugangswege  zu  den  ein- 
zelnen Grundstücken  ausgelegt,  der  gi-össere 
Teil  der  Anlagen  reicht  in  seiner  Feldeiu- 
teüung  sogar  über  die  Zeit  hinauf,  in  wel- 
cher Kommimikationswege  von  Ort  zu  Ort 
bestanden,  sie  sind  erst  später  durch  die 
Landesbehörde  für  nötig  erachtet  und  in  einer 
Lage  auf  den  Feldfluren  erzwungen  worden, 
welche  die  Parzellen  diurchaus  willkürlich 
durchschneidet,  auf  die  Ei-leichterung  der 
Zugänglichkeit  derselben  aber  in  keiner 
Weise  Rücksicht  nimmt  Deshalb  sind  die 
gegenseitigen  üeberfahrts-  und  Uebergangs- 
gerechtigkeiten  für  diese  Art  der  Feldein- 
teilung eine  unerlässliche  und  selbstver- 
ständlich von  Anfang  an  bestehende  Be- 
dingimg. Dabei  kam  zugleich  auch  die 
Offenstellimg  des  Stoppel-,  Brach-  und 
Dreeschlandes  für  die  gemeinsame  Weide 
des  von  den  Dorfgenossen  gehaltenen  Viehes 
in  Betracht.  Die  volkstürnlich  germanische 
Siedelung  wurde  in  dieser  Beziehung  nicht 
allein  diurch  die  Erinnerung  an  das  frühere 
Nomaden-  und  Hirtenleben,  sondern  auch 
durch  das  auf  den  verhältnismässig  kleinen 
Gemarkimgen  in  der  Regel  fühlbare  Weide- 
bedürfnis beherrscht,  und  dies  war  ebenso 
bei  der  wilden  Feldgraswirtschaft  der  ältes- 
ten Zeit  wie  bei  den  strengen  Schlagwirt- 
schaften der  FaU,  die  sich  aus  ihr  entwickel- 
ten. Der  aus  diesen  Gründen  allgemein  mit 
der  volkstümlichen  gennanischen  Siedelung 
verknüpfte  Flurzwang  verbreitete  sich  in 
gleicher  Weise  über  alle  Gebiete  Süddeutsch- 
lands, Rheinlands  und  Britanniens,  aufweiche 


sich,  wie  a.  a.  0.  ol>en  Bd.  I  S.  369  gezeigt 
ist,  die  deutsche  Siedelung  in  der  volkstüm- 
lichen Weise  des  Gewanndorfes  ausdehnte. 

4.  Auf  grnndherrlichen  Dorfanlagen. 
Auch  da,  wo  im  Gegensatz  zu  der  volks- 
mässigen  Besitznahme  auf  den  Eroberuiigs- 
gebieten  der  Völkerwanderung  die  Dorf- 
anlagen  grundherrlich,  d.  h.  auf  den 
Ländereien  des  Landesheri'n,  der  Grossen 
oder  der  Kirche  entstanden,  zeigen  die  Feld- 
einteilungen überall  schon  in  ihi^em  Plane, 
dass  sie  den  Flurzwang  voraussetzten.  Nicht 
allein  die  von  den  Grundherren  in  Gewannen 
angelegten,  sondern  auch  die  in  willkürlich 
nebeiieinanderliegenden  Blöcken  und  uni'egel- 
mässigen  Stücken  an  Kolonen  vergebenen 
Fluren  besitzen  überall  nur  wenige  von  Ort 
zu  Ort  durchlaufende  Kommunikationswege 
oder  einige  Vieh-  und  Forst wege.  Die  Zu- 
gänglichkeit der  einzelnen  Planstücke  ist  nir- 
gend vorhanden.  Ihre  Bescliaffung  ist  erst  Ge- 
genstand der  Gewannregulierungs-  oder  Feld- 
reinigungsgesetze der  neuesten  Zeit  geworden. 

Selbst  bei  den  planmässigen  Anlagen  der 
Waldhuf  en  (s.  a. a.O.  oben  Bd.  I  8. 370),  bei 
welchen  fiu*  Zugänglichkeit  vollkommen  und 
als  wesentlicher  Grundgedanke  gesorgt  war, 
scheint  gleichwohl  die  Diuxjhfühnmg  des 
allgemein  üblichen  Flurzwanges  nicht  aus- 
geschlossen gewesen  zu  sein.  Diese  Wald- 
hufen, welche  meist  in  Gebirgsgegenden 
gerodet  worden  sind,  erstrecken  sich  als 
geschlossene  Güter  von  30  bis  40  ha  Fläche 
in  der  Regel  von  der  Thalsohle,  wo  am  Bache 
und  Hauptwege  das  Gehöft  belegen  ist,  als 
breite  Streifen  den  Thalhang  aufwärts  bis 
zu  der  Wasserscheide  des  benachbarten 
Tliales.  Hufe  an  Hufe  reiht  sich  ziemlich 
parallel  nebeneinander.  Die  Lage  ihrer 
Viertelmeilen  langen  und  30  bis  40  Ruten 
breiten  Streifen  ist  gerade  oder  gewunden, 
je  nachdem  dadurch  jede  Hufe  in  den  Stand 
gesetzt  wurde,  einen  fahrbaren  Weg  vom 
Gehöft  bis  zu  ihrem  entferntesten  Lande 
durchzuführen.  Die  beabsichtigte  Zugäng- 
lichkeit hat  also  die  Feldeinteilung  vorweg 
bestimmt.  Gleichwohl  ist  für  jille  [die&e 
Anlagen  typisch,  dass  zwischen  der  etwa  je 
10.  und  11.  Hufe  ein  3  oder  4  Ruten  breiter 
Viehtrieb  eingeschoben  ist,  w^elcher  eben- 
falls vom  Dorf  wege  bis  zur  äussersten  Grenze 
auf  der  Höhe  führt.  Da  jener  Bauer  von 
seinem  Gehöft  aus  auf  seinem  eigenen  Wege 
sein  Vieh  auf  alle  Teile  seiner  Hufe  treiben 
kann,  wären  diese  grossen  der  Gemeinde 
gehörigen  Viehtriebe  zwecklos,  wenn  sie 
nicht,  wie  auch  thatsächlich  der  Fall  war, 
dem  Austriebe  der  gemeinsamen  Herde 
dienten.  Damit  war  aber  von  selbst  geboten, 
dass  sich  das  Weidevieh  nicht  bloss  über 
einen,  sondern  über  die  gesamten  dem  Vieh- 
triebe parallel  liegenden  Hufenstreifen  so- 
weit verbreitet,  wie  dies  der  noch  stehende 
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Wald,  raiimes  Hütungsland  und,  als  die  ge- 
suchtesten Weidegrtlnde ,  Stoppeln,  Brache 
und  Dreesch  gestatteten.  Der  Flurzwang 
lag  also  unab weislich  in  Absicht.  Da  nun 
jede  Hufe,  soweit  nicht  Vorrechte  bestanden, 
mit  dem  gleichen  Viehstande  an  der  ge- 
meinsamen Herde  beteiligt  war,  durfte  des- 
halV)  auch  kern  Hüfner  durch  seine  stehen- 
den Früchte  derselben  mehr  Weideland  ent- 
ziehen als  der  andere  imd  er  durfte  den 
Weidegang  nicht  dadurch  hindern,  dass  er 
auf  seinem  Hufenstreifen  frtther  aussäte  oder 
später  einerntete  als  seine  Nachbaren. 

Vorrechte  in  betreff  der  Beteiligung 
an  der  gemeinsamen  Henle  konnten  bewir- 
ken, dass,  wenn  auch  alle  Hüfner  über  die 
Aufhebung  ihrer  gegenseitigen  Weidebe- 
rechtigungen einverstanden  gewesen  wären, 
der  Flurzwang  gleichwohl,  wenigstens  für 
verhältnismässige  Teile  der  Flur,  zu  Gunsten 
des  Bevorrechteten  fortbestehen  musste. 
Solche  Vorrechte  waren  häufig  den  Scholzen 
von  den  Gnmdherren  verliehen.  Vorzugs- 
weise aber  wiu*den  sie  von  den  Gnmdherren 
für  sich  selbst  bei  der  Ansetzung  der  Bauern 
vorbehalten.  Die  Gnmdherren  besassen  ent- 
weder eine  oder  einige  Hufen  im  Dorfe  als 
Fronhof  unter  eigener  Wirtschaft  oder  sie 
nutzten  das  Weiderecht  von  einem  in  der 
Nachbarschaft  belegenen  Fronhofe  oder  grös- 
seren Gute  aus. 

Alle  diese  grundheiTlichen  Verhältnisse, 
die  sich  von  den  früher  keltorömischen  Ge- 
bieten seit  der  Karolingerzeit  auch  auf  das 
alte  deutsche  Volksland  und  auf  die  Marken 
in  Oesterreich  und  Obersachsen  verbreiteten, 
wurden  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
für  die  deutsche  Kolonisation  der  rechtselbi- 
schen  Slavenländer  massgebend,  welche 
diu'chweg  grundherrlich  war  und  ent^'eder 
in  Gewannen  oder  in  Waldhufen  und  den 
letzteren  in  betreff  der  Zugänglichkeit  gleich- 
stehenden Marschhufen  erfolgte.  Bei  letzte- 
ren bestand  indes  Fliu^wang  nur  da,  wo  sie 
auf  Höhenland  angelegt,  nicht  durch  die  in 
den  MarscJien  notwendigen  breiten  Gräben 
abgegrenzt  imd  zerschnitten  waren.  Auch 
die  seit  dem  13.  Jahrhundert  auf  dem  Huns- 
nlck  und  der  Eifel  üblich  gewordenen  Ge- 
höferschaften  sind  grundherrlich  entstanden 
und  bedurften  des  Flurzwangs,  weil  sie  bei 
ihren  periodischen  Neuteilungen  Zugangs- 
wege nicht  liegen  Hessen. 

Auf  dem  Kolonisationslande  Schlesiens 
und  in  Spanien  ist  auch  das  als  Regal  be- 
trachtete Recht  des  Landesherrn  bekannt, 
alle  Gemarkungen  mit  seinen  Schafherden 
beti*eiben  zu  lassen  und  dieses  Recht  ent- 
weder dm*ch  besondere  gewerbsmässige 
Schäfer  oder  durch  Verleihimg  an  die  Grund- 
herren auszuüben. 

5.  Bei  den  Slaven.  Unbekannt  als  Grund- 
lage des  volkstümlichen  Agrar>^'esens  ist  der 


Flurzwang  erklärlicher  Weise  da,  wo  bei  dem 
Uebei'gange  aus  der  Hirten wirtscliaft  des  No- 
madenlebens zur  festen  Ansiedelung  nicht 
genossenschaftliche  Ortschaften  mit  Gemeng- 
lage der  einzelnen  Besitzungen,  sondern 
grosse  geschlossene  Güter  entstanden. 

Dies  w^ar  bei  den  Slaven  der  Fall, 
weil  ihre  Fluren  zunächst  als  verhältnis- 
mässig grosse  Güter  einheitlich  von  der 
kommunistisch  zusammenlebenden  Familie 
angebaut  und  bewirtschaftet  wurden.  In- 
des mussten  sich  diese  kommunistischen 
Haushaltungen  trennen,  wenn  die  Anzahl 
der  Familienmitglieder  zu  hoch  anwuchs, 
als  dass  sie  von  demselben  Herde  leben 
konnten.  Die  Scheidung  erfolgte  dann  nach 
den  im  einzelnen  Falle  vorhandenen  Stäm- 
men, den  Nachkommen  der  Söhne  des  Vor- 
ahns. An  sie  wurden  alle  unter  besonderer 
Kultur  liegenden  Grundstücke  einzeln  ver- 
teilt. Dadiu-ch  konnte  gleichwohl  Flurzwang 
nötig  werden, wenn  bei  der  Teilung,  wie  es  nach 
den  erhaltenen  Resten  scheint,  auf  Zugäng- 
iichkeit  keine  Rücksicht  genommen  wurde. 

Die  im  Art.  Feldgemeinschaft  (ol>ea 
Bd.  in  S.  834)  näher  geschilderten  seit  dem 
16.  Jahrhundert  eingefilhrten  Einrichtungen 
des  russischen  Mir,  nach  welchen  das  An- 
bauland  nur  zum  periodischen  Besitz  an 
die  einzelnen  Gemeindemitglieder  verteilt 
wird,  entsprechen  im  übrigen  völlig  deu 
deutschen  Gewannfliu^n  und  können  so 
wenig  wie  diese  des  Flurzwanges  eutbeliren. 

6.  Bei  den  Kelten.  Bei  den  Kelteu 
(s.  die  Artt.  Ansiedelung  oben  Bd. I  S.  366 
imd  Feldgemeinschaft  oben  Bd.  III 
S.  835)  erfolgte  der  Uebergang  von  der  ge- 
meinsamen Hirten  Wirtschaft  sofort  zumPrivat- 
besitz.  Es  wurden  16 — 32  ha  grosse  Bauernhöfe 
abgegrenzt,  deren  Gehöfte  vereinzelt  in  Mitte 
des  sie  geschlossen  umgebenden  zugehörigen 
Landes  erbaut  wiuxien.  Ihr  Land  >mrde 
für  die  Bewirtschaftung  als  FeldgrasiR-irt- 
schaft  in  morgen-  bis  hektarengrosse  Kämpe 
geteüt  und  diese  dauernd  mit  Hecken, 
Gräben,  Mauern  oder  Zäunen  umzogen,  so 
dass  das  Vieh  des  Besitzers  ohne  Hirten  in 
ihnen  weidete.  Flurzwang  und  gemeinsame 
Weide  unter  diesen  abgeschlossenen  Einzel- 
höfen, deren  Grenzen  und  Namen  bis  auf 
die  Gegenwart  erhalten  blieben,  sind  da- 
durch von  selbst  ausgeschlossen.  Dennoch 
scheint  es,  dass  sich  der  Fliu-zwang  inner- 
halb eines  Teiles  dieser  einzelnen,  wenn 
auch  kleinen  Güter  durch  weit  gehei^de 
Parzellienmg  eingeführt  hat.  Die  Zerstücke- 
lung dieser  Bauernhöfe  wiutie  schon  früh 
eine  sehr  grosse.  Es  ist  wahrscheinlich, 
dass  unter  den  ParzeUenbesitzem  das  sog^ 
nannte  Runridgesy^tem,  wonach  sie  mit  den 
Parzellen  der  Reihe  nach  wechselten,  in 
Gebrauch  kam,  jedenfalls  aber  zeigen  die 
Karten  solcher  parzellierter  Güter,  welche 
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als  diesem  Riinridgesystem  unterliegend  auge- 
geben werden,  die  einzelnen  Parzellen  vielfach 
so  unzugäuglichjdass  daraus  auf  dieNotwendig- 
keit  desMurzwanges  geschlossen  werden  muss. 

7.  In  Westfalen,  Oldenburg  und  Fries- 
land. Die  keltische  Siedelungsweise  in  ge- 
schlossenen Einzelhöfen  besteht  noch  gegen- 
wärtig im  grössten  Teile  des  südwestlichen 
Franki-eichs,  wo  sie  weder  von  denRömern  noch 
von  den  Deutschen  verändert  worden  ist.  Auch 
hier  hat  sich  weitgehende  Parzellierung  durch- 
geführt, indes  ohne  dass  bei  der  von^iegend  gar- 
tenmässigen  Bewirtschaftung  der  Flurzwang 
oder  penodische  Auslosimgen  bekannt  sind. 

Dieselben  Einzelhöfe  bilden  nun  auch 
die  charakteristische  bis  ziu*  Gegenwart  er- 
haltene Besiedelung  des  früher  keltischen, 
aber  schon  vor  Cäsar  von  den  Deutschen 
besetzten  Ländergebietes  links  der  Weser 
und  des  Haarstranges  bis  zur  Nordsee.  In 
Westfalen,  Oldenburg  und  Friesland  sind  die 
geschlossenen  Kämpe  und  die  ausschliess- 
liche Weide  des  Hofviehes  in  denselben  all- 
gemein. Indes  war  das  Land  hier  von  je- 
her von  Heiden,  Sumpf  imd  Moor  so  durch- 
zogen, dass  die  Ansiedelungen  vielfach  oasen- 
artig in  diesem  Oedlande  liegen,  welches  als 
Marken  zu  gemeinsamer  Nutzung  vieler,  oft 
sehr  entfernter  Berechtigter  dalag.  Die 
besseren  und  gut  gelegenen  Teile  dieser 
Marken  sind  nach  imd  nach  ausgeschieden 
und  einem  oder  mehreren  berechtigten  Höfen 
als  Sondereigen  zugewiesen  worden.  Wo 
dieses  abgeteilte  Mai'kenland  zu  Acker  ge- 
eignet war,  sind  daraus  vielfach  sogenannte 
Esche  hervorgegangen,  d.  h.  grössere  oder 
kleinere  Ackerstücke,  welche  zwei  oder 
mehreren  Höfen  zugefallen  waren  und  welche 
von  diesen  nicht  in  geschlossenen  Flächen, 
sondern  nach  wechselnd  im  Gemenge  liegen- 
den Streifen,  wie  es  scheint,  in  der  Absicht 
geteilt  wurden,  darauf  gemeinsame  Fnicht- 
lolge  und  gemeinsame  Weide  durchzuführen. 
Die  Besitzer  erlangten  durch  die  nebenein- 
ander liegenden  mit  derselben  Frucht  be- 
steDten  Streifen  ein  grösseres  und  leichter  ab- 
zuzäunendes Gebiet  für  die  gemeinsame  Weide. 
8.  Beseitigung.  Im  allgemeinen  zeigt 
sich,  dass  der  Flurzwang  unter  den  ursprüng- 
lichen Verhältnissen  einer  einfachen  niu*  auf 
Getreide  und  Gras  gerichteten  Feldgras  oder 
Scldagwirtschaft  nicht  als  Beschränkung 
emj^nden  wimle. 

Erst  durch  die  Einfühnmg  von  Klee  und 
Kartoffeln  im  letzten  Drittteü  des  vorigen 
Jahrhunderts  und  durch  die  viel  rationellere 
Betriebslehre,  welche  Sinklair,  Thaer  und 
ihre  Zeitgenossen  und  Schüler  entwickelten, 
"wurde  das  Bedürfnis  nach  fi-eier  Wirtschaft 
allgemein  imd  führte  zur  Beseitigung 
des  Flurzwanges  durch  die  verschiedenen 
Massregeln ,  welche  die  Landeskultur- 
gesetzgebung     für      Gemeinheitsteilungen, 


Verkoppelungen     und     Zusammenlegimgen 
vorschrieb. 

Litteratur :  Vgl.  beim  A rt.  Ansiedel u n g  oben 
Bd.  I  S.  S75  und  beim  Art.  Feldgemein- 
schaft oben  Bd.  III  iS.  845.     Aug.  Meitzen. 


Flusssohiffahrt    s.    Binnenschiffahrt 
oben  Bd.  H  S.  861  ff. 


Flnsszolle  s.  Binnenzölle   oben  B<1.  II 

S.  893  ff. 


Földes,  B41a 

geboren  am  25.  IX.  1848  in  Lugos  (Ungarn), 
studierte  an  den  Universitäten  in  Budapest, 
Wien,  lieipzig  und  widmete  sich  frühzeitig  na- 
tionalökonomischen Studien.  Im  Jahr  1872 
wurde  er  Professor  an  der  Budapester  Handels- 
akademie und  Direktor-Stellvertreter  im  haupt- 
städtischen statistischen  Bureau  zu  Budapest. 
1874  habilitierte  er  sich  für  Nationalökonomie 
und  Finanzwissenschaft  an  der  Universität  da- 
selbst. Im  Jahre  1879  ging  Földes  als  Professor 
an  die  Rechtsakademie  nach  Gross  wardein,  kehrte 
aber  schon  in  dem  darauf  folgenden  Jahre  an  dieUni- 
versität  nach  Budapest  zurück ,  wo  er  1882  zum 
ausserordentlichen,  1889  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor der  Statistik  ernannt  wurde.  Im  Jahre  1892 
erfolgte  seine  Versetzung  auf  den  Lehrstuhl  der 
Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft. 

Földes  wurde  verschiedentlich  von  der  Re- 
gierung" mit  der  Ausarbeitung  von  Gutachten 
in  wichtigen  Fragen  betraut,  so  im  Jahre 
1877  in  der  Frage  des  Handelsbündnisses  mit 
Oesterreich  1889  in  der  Frage  der  Fideikom- 
misse;  auch  war  er  öfters  Mitglied  wichtiger 
Enqueten.  Er  ist  Mitglied  der  k.  ungarischen 
Akademie  der  Wissenschaften,  des  internatio- 
nalen statistischen  Instituts,  der  British  Eco- 
nomic Association,  des  k.  ungarischen  statis- 
tischen Landesrates  etc.  Als  Nationalökonom 
gehört  er  der  ethisch-sozialen  Richtung  an  und 
hat  als  einer  der  ersten  die  Anregung  zu  wirt- 
schaftshistorischen Studien  in  Ungarn  gegeben. 
An  der  Budapester  Universität  gründete  er  im 
Jahre  1879  ein  nationalökonomisches  und  statis- 
tisches Seminar.  Er  war  ferner  einer  der  ersten, 
der  dieEinfUhrunjf  desStaatsbahnsy  stems  urgierte^ 

Földes  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

A  socialis  kerd^sröl,  Pest  1870.  —  A  mun- 
kasmozgalom  legüjabb  iränya  (Neuere  Richtung 
der  Arbeiterbewegung),  Budapest  1871.  — 
Einleitung  in  die  Wirtschaftsgeschichte,  Buda- 
pest 1878.  —  Takarekp6nztaraink  reformja  (Re- 
form der  Sparkassen).  Preisgekrönte  Arbeit, 
Budapest  1879.  —  A  nemzetgazdasagtan  es  p6n- 
zügytan  k§zikönyve  (Handbuch  der  Nationalöko- 
nomie und  Finanzwissenschaft,  1.  Aufl.  1881,  2. 
Aufl.  1885.)  —  Einfluss  von  billigen  und  teueren 
Jahren  auf  die  Sterblichkeit,  Jena  1880.  — 
Kautelen  bei  Anwendung  der  statistischen  Me- 
thode, Wien  1881.  —  Papirvaluta  6s  agio.  Preis- 
gekrönte Arbeit,  Budapest  1888.  —  Magyarors- 
zag  statisztikaja,  Budapest  1884.  —  A  bünüg}' 
statisztikäja,  (Statistik  der  Kriminalität^  Buda- 
pest 1889  (im  Auszuge  mitgeteilt  in  Jahrb. 
f.  ges.  Strafrech tswiss.,  Bd.  XI.)  —  Az  angol  egye- 
temek  es  a  munkäs-ügy  (die  englischen  Univer- 
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sitäten  und  die  Arbeiterfrage,  mit  besonderer 
Rücksiebt  auf  Toynbee-Hall,  Budapest  1892.  — 
Tarsadalmi  gazdasagtan  (Sozialökonomie,  Bd.  I. 
Elemente  der  Sozialökonomie,  Bd.  IL  Ange- 
wandte und  specielle  Lehren  der  Sozialökonomie) 
Budapest  1893—1894 ;  dasselbe  2.  Auil.1898— 1899. 

Ferner  ausser  vorstehenden  selbständig  er- 
schienenen Schriften: 

Jeg^bankok  nemesefczpolitikaja  (Edelme- 
tallpolitik der  Notenbanken)  1895  —  A  mun- 
kasviszony  egy  modern  gyärban  ;^Das  Arbeits- 
verhältnis in  einer  modernen  Fabrik;  Schilde- 
rung der  Organisationen  in  der  Delfter  Spiritus- 
fabrik.) —  A  tarsadalomgazdasagi  6s  tarsada- 
lomerkölcsi  müveltseg  jövöje  hazankban  (die 
Zukunft  der  sozialökonomischen  und  sozialethi- 
schen Bildung  in  Ungarn)  1896.  —  Az  allami 
es  tarsadalmi  tev6kenyseg  viszonya  a  ^azda- 
tarsadalom  szempontjabol  (Das  Verhältnis  der 
Thätigkeit  von  Staat  und  Gesellschaft  vom 
Standpunkte  der  Landwirtschaft)  1897.  — 
Quota  tanulmanyok  (Quotenstudien)  1899.  — 
Remarques  sur  les  periodes  d'observations  dans 
les  recherches  demographiqiies  (Transactions  of 
the  seventh  international  Congress  of  hygiene 
and  demography,  London)  1892. 

Ausserdem  hat  Földes  eine  stattliche  Reihe 
kleinerer  und  grösserer  Abhandlungen  und 
Essays,  teils  selbständig,  teils  in  Zeitschriften 
(8.  u.)  veröffentlicht.  Er  begründete  auch  das 
ungarische  Jahrbuch  für  Nat.-Oek.  u.  Statistik, 
redimierte  die  von  der  ungarischen  Akademie 
publizierten  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete 
der  Nat.-Oek.  u.- Statistik  und  redigiert  g:egen- 
wärtig  die  in  ungarischer  Sprache  erscheinende 
„Sozial-  und  wirtschaftspolitische  Bibliothek". 
Ferner  übersetzte  er  eine  Reihe  englischer 
Essays  (Cairnes,  Bagehot,  Leslie,  Giffen  etc.) 
ins  Ungarische.  Von  seinen  Publikationen  in 
Zeitschriften  mögen  hier  nur  die  wichtigsten 
in  deutscher  Sprache  erschienenen  genannt  sein 
und  zwar:  1.  in  den  Jahrbb.  f.  Nat:  Die  Na- 
tionalökonomie und  ihre  Methode  (18.  Bd.,  S. 
148  ff.)  —  Die  mathematische  Methode  in  der 
Nationalökonomie  (Bd.  31,  S.  295 ff.).  —  üeber 
einige  wirtschaftliche  und  moralische  Wirkun- 
gen hoher  Getreidepreise  (N.  F.  III,  S.  80  ff.). 

—  Beiträge  zur  Frage  über  Ursachen  und 
"Wirkungen  des  Agios  (N.  F.  IV,  S.  141  und 
245  ff.).  —  Die  Eisenbahnenquete  in  Italien 
(N.  F.  V,  S.  62  ff.).  —  Das  Familienfideikommiss 
in  Ungarn  (3,  F.  VII,  S.  825  ff.).  —  Einiges 
über  Massregeln  zum  Schutze  der  Edelmetall- 
reserve mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oester- 
reich-Ungam  (3.  F.  IX,  S.  671  ff.).  -  Zur  Grund- 
legung der  Volkswirtschaftspolitik  (3.  F.  XV, 
S.  389ff.).  —  2.  in  der  Zeitschr.  f.  Staats w.: 
Zur  Logik  der  Nationalökonomie  (1875,  S. 
527  ff.).  —  Die  Preiselemente  und  Preisbewegung 
(1876,  S.  76  ff.).  —  Zur  Lehre  vom  Eigentum 
(1877,  S.  Iff.).  —  Zu  Smiths  'Wealth  of  Nation»' 
(1877,  S.  271  ff.).  —  Die  Lehre  vom  Einkommen 
(I.  Art.  1877,  S.  579 ff.;  IL  Art.  1878,  S.  684 ff.). 

—  3.  in  der  Statistischen  Monatsschrift 
(Wien) :  Die  Getreidepreise  im  19.  Jahrb.  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Preisschwan- 
kungen (Bd.  III,  S.  345  ff.  und  393  ff.,  V,  S.  266  ff.). 

—  Der  Einfluss  des  Agios  auf  den  Aussen- 
handel  (IV,  S.  493  ff.).  —  Die  Ehefrequenz  in 
ihrer  Abhängigkeit  von  den  Getreidepreisen 
(V,  S.  513  ff.  und  563  ff.).  —  Der  Einfluss  der 


Getreidepreise  auf  den  Arbeitslohn  und  auf  den 
Preis  einiger  wichtiger  Lebensmittel  (VI,  S. 
241  ff.).  —  Bemerkungen  über  einige  Kautelen 
bei  Anwendung  der  statistischen  Methode  (VII, 
S.  348 ff.  u.  3^ ff).  —  Der  Einfluss  des  Agios 
auf  die  Preise  (VII,  S.  529  ff.).  —  Die  Getreide- 
preise im  VIII.  Dezennium  des  Jahrhunderts 
(X.  S.  85  ff.).  —  Das  Geschlechtsverhältnis  der 
Bevölkerung  in  Ungarn  (X,  S.  135  ffj.  —  Sta- 
tistische Skizze  Ungarns  (X,  S.  370  ff.).  —  Die 
Getreidepreise  in  den  Jahren  1881 — 1885  (XIII, 
S.  379).  —  Die  monatlichen  Schwankungen  der 
Getreidepreise  (XIII,  S.  500  ff.).  —  Die  Getreide- 
preise im  Norden  in  den  Jahren  1871 — 85  und 
der  Preisfall  in  Europa  in  den  Jahren  1881—85 
(XIV,  S.  203  ff.).  —  Die  Getreidepreise  und  ihre 
Wirkungen  auf  die  Bewegung  der  Bevölkerung 
in  den  Jahren  1871—85  (XIV,  S.  412  ff.).  —  4) 
in  der  Zeitschr.  für  Litter.  u.  Geschichte  der 
Staatswiss.  (Leipzig) :  Dogmengeschichtliches 
zur  Frage  über  den  Einfluss  der  Getreidepreise 
auf  den  Arbeitslohn  (Jahrg.  1893).  —  5)  im 
Bulletin  international  de  statistique  (Rom) :  Die 
RecidivitÄt  in  Ungarn  (Jahrg.  1892).  —  Von  Ab- 
handlungen in  nicht  deutscher  Sprache  sei  nur 
genannt:  L'economia  politica  nell'  Ungheria  (in 
Riforma  sociale,  Jahrg.  1895). 

Auch  in  anderen  Zeitschriften  finden  sich 
Abhandlungen,  Referate,  Besprechungen  etc.  aus 
Földes'  Feder,  so  in  der  „Zeitschr.  f.  d.  gesamte 
Strafrechtswissensch.",  „Zeitschr.  d.  kgl.  preuss. 
Statist.  Bureaus",  im  „Ausland",  „Pester  Lloyd**, 
„Oest^rr.  Oekonomist'^  Im  letzteren  veröffent- 
lichte Földes  in  den  Jahren  1870  und  1871  als 
einer  der  ersten  in  dieser  Richtung  eine  Reihe 
von  Artikeln  über  den  Zusammenhang  von 
Naturwissenschaft  und  Nationalökonomie,  welche 
damals  nicht  ohne  Beachtung  blieben.  Auch  in 
der  „Neuen  Freien  Presse"  und  der  „Allge- 
meinen Zeitung'*  ist  er  unter  den  Mitarbeitern 
vertreten.  Die  erste  Auflage  des  H.  d.  St.  hat 
von  ihm  den  Artikel:  „Arbeiterschutzgesetz- 
gebung" und  dessen  I.  Supplementband  die  Ar- 
tikel: „Gewerbegesetzgebung"  und  „Universi- 
täten in  Ungarn"  aufzuweisen.  Seine  älteren 
Veröffentlichungen  erschienen  unter  dem  Namen 
Weiss.  Hauptsächlich  erörterteFöldes  in  seinen  Ar- 
beiten folgende  Fragen :  Methode  der  Nationalöko- 
nomie und  Statistik,  Arbeiterfrage,  Valuta,  Getrei- 
depreise, Papiergeld,  EisenbahnpoÜtik  etc.    Red, 

Foe  (Defoe),  Daniel, 

geb.  1661  zu  London,  von  1695—1699  im  Staats- 
dienste thätig,  widmete  sich  dann,  obwohl  er 
Theologie  studiert  hatte,  der  Journalistik,  auf 
welchem  Gebiete  er  Grossartiges,  hinsichtlich 
der  Massenhaftigkeit  seiner  Produktion,  zuerst 
als  Parteigänger  der  Dissenters,  dann  als 
Partisan  der  Jakobiten,  geleistet.  Seine  letzten 
Tage  waren  sehr  trübe,  und  von  Gläubigem 
verfolgt  starb  er  in  der  Verborgenheit  am  24.  IV. 
1731  inLondon.  Seinen  NamenFoe  änderteer  gegen 
1696  aus  unbekannter  Veranlassung  in  Defoe  uul 
Auch  als  Nationalökonom  schwankt  Defoe 
zwischen  verschiedenen  Systemen  hin  und  her. 
Als  Handelsbilanztheoretiker  (vgl.  seinen  „Plan 
of  English  commerce",  s.  u.)  steht  er  auf 
merkantilistischem  Boden  und  im  „Complete 
English  trademan*'  (s.  u.)  erscheint  er  in 
seiner  Verteidigung  des  geschäftlichen  Selbst- 
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Interesses  als  Yorgäuger  der  Manchesterdoktri- 
näre.  Im  Grande  genommen  will  er  aber  nicht 
als  Tolkswirtschaftlicher  Schriftsteller,  sondern 
als  geistreicher  Essayist  betrachtet  sein,  denn 
er  schreibt  über  alles  und  jedes  nicht  im 
trockenen  akademischen  Gelehrtenton,  sondern 
frisch  von  der  Leber  weg,  häufig  ganz  system- 
los, aber  ein  vorzfigliches  Auffassungstalent  für 
aktuelle  soziale  und  wirtschaftliche  Schäden 
und  Bedürfnisse  verratend^  was  in  seiner 
Schrift:  „An  essa^  on  projects^'  (1697)  ganz 
besonders  hervortritt.  In  mehreren  der  darin 
befindlichen  Artikel  über  Landstrassen,  Banken, 
Versicherungen,  Gegenseitigkeitsgesellschaften, 
Yersorgunfifskasseu ,  Verstaatlichung  der  See- 
leute, Bankerottierer  etc.  weist  er  prophetischen 
Geistes  auf  die  wünschenswerte  Errichtung 
von  Anstalten  der  wirtschaftlichen  Staats-  und 
sozialen  Selbsthilfe  hin,  die  erst  einige  Men- 
schenalter nach  seinem  Tode  der  Verwirkli- 
chung entgegenreifteu.  Sein  Fabulierungstalent 
war  ein  eminentes,  daher  auch  der  grossartige 
Erfolg  seines  Bobinson  Crusoe,  des  Vaters  der 
Bobinsonaden,  den  er  1719  verfasste. 

Von  seinen  nach  1697  erschienenen  und 
hierher  gehörigen  Schriften  seien  noch  genannt : 
Giting  äms  no  charity^  and  employin^  the  poor 
a  grievance  to  the  nation,  1704.    (Richtet  sich 

Segen  die  Poor  Belief  Bill  des  Sir  Humphrey 
[ackworth.)  —  The  villany  of  stockjobbers 
detected  and  the  causes  of  the  late  mn  upon 
the  Bank  and  bankers  discovered  and  considered, 
1701.  —  Bemarks  on  the  BiU  to  prevent  frauds 
committed  by  bankrupts  with  observations  on 
the  effect  it  may  have  upon  trade,  1706.  —  An 
essay  upon  public  credit,  1710.  —  An  essay 
upon  loans,  i710.  —  An  essay  on  the  SouÜl 
Sea  trade  with  an  inquiry  into  the  present 
dislike  and  complaints  against  a  South  Sea 
Company,  1710.  —  Essay  on  the  treaty  of 
commerce  with  France,  1713.  —  A  general 
history  of  trade,  2  parts:  home  and  ^reign, 
1713.  —  The  complete  En^lish  tradesman,  in 
familiär  letters,  direcünff  him  in  all  the  several 
parts  and  progressions  o?  trade,  1726;  dasselbe, 
2.  Aufl.  in  2  Bdn.,  1727.  —  A  plan  of  the 
English  commerce,  being  a  complet«  prospect 
of  the  trade  of  this  nation,  home  as  well  as 
foreign,  1728;  dasselbe,  2.  Ausg.  mit  Anhang, 
1730.  —  An  humble  proposal  to  the  people  of 
England  for  the  increase  of  their  trade  and 
encouragement  of  their  manuf actures ,  1729. 
(Richtet  sich  gegen  die  Ausfuhr  englischer  Boh- 
wolle  nach  Frankreich.)  —  Der  Druckort  sämt- 
licher Defoeschen  Bücher  ist  London.  Während 
Defoes  zahlreiche  Bomane,  insbesondere  natür- 
lich Bobinson  Crusoe,  in  verschiedene  Sprachen 
übersetzt  sind,  ist  von  seinen  volkswirtschaft- 
lichen Schriften  nur  die  älteste:  Essay  on 
projects  u.  d.  T.:  „Soziale  Fragen  vor  zwei- 
hundert Jahren"  von  H.  Fischer  (1890)  ins 
Deutsche  übertragen  worden.  Defoes  gesammelte 
Werke  in  den  Ausgaben  von  C.  Lewis,  W. 
Hazlitt  und  G.  Chalmers  erschienen  Oxford 
1839/41,  London  1840/41,  London  1841.  Da  eine 
Anzahl  Manuskripte  seiner  Schriften  meist  erst 
zwischen  1850  und  1866  angefunden  wurden, 
leiden  die  bezeichneten  drei  Gesamtausgaben 
an  ünvoUständigkeit ,  am  meisten  die  erst- 
erschienene Oxforder.  Lee  hat  diesem  üebel- 
stand  durch  Herausgabe  der  „Newly  discovered 

Handwörterbach  der  Staatswlssenschaften.    Zweite 


writings  of  Defoe*',  3  Bde.,  London  1869  abge- 
holfen. Eine  Auswahl  seiner  Werke  mit  Kom- 
mentar und  Chalmers  life  of  Defoe  besorgte 
femer  S.  Beltin^  Edinburg  1880.  Zum  grösseren 
Teile  rein  politische  Artikel  schrieb  Detoe  für 
folgende  meist  jakobitische  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften: „Mercator,  Flying  Post,  Mercurius 
Politicus,  Mist's  Journal,  Whitehall  Evening 
Post,  Daily  Post,  Applebee's  Journal,  News 
Letter."  

Vgl.  über  Defoe:  seine  Biographieen  von 
W.  Wüson,  1830  (3  Bde.),  W.  HazUtt  (1840), 
G.  Chalmers  (1841),  W.  Chadwick  (1869),  Lee 
(1869);  femer  W.  Minto,  Daniel  Defoe  in 
„Macmillan^s  English  men  of  letters",  London 
1879.  —  Dictionary  of  national  biography,  ed. 
Leslie  Stephen,  Bd.  XIV,  London  1888.  — 
Morley,  Defoe's  earlier  life  and  earlier  works, 
London  1889.  *-  J.  Bonar,  Defoe  in  H.  d.  St., 
Bd.  ni,  Jena  1892,  S.  584  ff.  —  Palgrave, 
Dictionary  of  polit.  economy,  Bd.  I,  London 
1889,  S.  Ö36.  —  LipperU 


Forbonnais  (Yeron-DuTerger), 
Fran^ois,  Sieur  de^ 

geb.  am  3.  X.  1722  zu  Le  Maus,  kam  1752 
nach  Paris  und  erhielt  dort  eine  Anstellung 
beim  Controle  g^n^ral,  wo  er  für  Suspendierung 
der  Abgabe  der  talUes  in  Kriegszeiten,  Erspar- 
nisse an  der  Civilliste,  Beseitigung  der  Gewinn- 
anteile bei  den  Finanzpachten  und  für  andere 
auf  Hebung  der  öffentlichen  Finanzen  abzielende 
Massregeln  wirkte.  Hierauf  wurde  er  General- 
inspektor der  Münze,  dann  Parlamentsrat  und 
unter  der  Konstituante  Mitglied  der  Finanz- 
kommission.  Er  starb  als  Mi^ied  des  Institut 
de  France  (seit  1796)  am  20.  D[.  1800  zu  Paris. 
Forbonnais  gehört  der  geläuterten  merkan- 
tilistischen  Kichtung  an,  mit  welcher  ihn  be- 
sonders verbinden:  seine  Vorliebe  für  eine 
g'osse  Bevölkerung  und  seine  Verteidigung  der 
andelsbilanz,  deren  Auffassung  insofern  zum 
Lidustriesystem  hinüberführt,  als  nach  ihm  der 
Nationalreichtum  auf  der  durch  die  ausländischen 
Absatzwege  geschaffenen  inländischen  Arbeits- 
menge beruht.  Das  Geld  schätzt  er  nur  in 
seiner  Eigenschaft  als  Cirkulationsmittel  und 
macht  den  Wert  des  Geldes  von  dessen  grösserer 
oder  geringerer  Quantität  in  einem  Lande  ab- 
hängig. Den  Luxus  betrachtet  er  als  ein  not- 
wendiges Reizmittel  für  die  industrielle  Thätig- 
keit  und  das  Gedeihen  der  Gesellschaft  Dass 
das  Wesen  des  Handels^  da  dieser  doch  nach 
wie  vor  in  einem  gegenseitigen  Warenaustausche 
bestehe,  sich  seit  Einführung  des  MetaUgeldes 
geändert  habe,  bestreitet  er.  Auch  Forbonnais 
stellt  das  Verlangen  nach  freier  Konkurrenz, 
aber  nur  im  Interesse  der  einheimischen  In- 
dustrie, wie  er  auch  nur  die  Ausfuhr  industri- 
eller Fabrikate  gutheisst.  Die  Produkte  des 
Ackerbaus,  den  er  als  die  wichtigste  Beichtums- 
quelle schätzt,  will  er  zuvörderst  der  mensch- 
Uchen  Arbeit,  nicht  der  Natur  oder  der  Kraft 
des  Bodens  zu  verdanken  haben.  Auf  diesem 
Grundsatz  und  auf  seiner  Bekämpfung  der 
Freigabe  des  Getreidehandels  und  der  gesamten 
Rohproduktenausfuhr  beruht  im  wesentlichen 
seine   Feindseligkeit   gegen   die  Physiokraten, 
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welche  ihn  n.  a.  auch  in  eine  jonmalistiBche 
Fehde  in  der  „Gazette  du  commerce"  ^egen 
das  physiokratische  y,Joumal  de  ramcultnre, 
du  commerce  et  des  finances''  verwicKelte. 

Von  seinen  Schriften  seien  hier  nur  ge- 
nannt: Elements  du  commerce,  2  Bde.,  1.  und 
2.  Aufl.,  Leiden  1754 ;  dasselbe,  3.  Aufl.,  Leiden 
1766;  4.  Aufl.,  Paris  1796;  dasselbe  deutsch  u. 
d.  T.:  Der  vernünftige  Kaufmann,  übersetzt 
von  Kästner,  Hamburg  1755.  —  Recherches  et 
consid^rations  sur  les  finances  de  France  depnis 
1595  k  1721,  6  vols.,  Li6ge  1758  und  2  vols., 
Basle  1758.  —  M^moires  et  consid^rations  sur  le 
commerce  et  les  finances  d'Espa^e,  2  vols.,  Amster- 
dam (recte  Pari8)1761. — Pnncipes  et  observations 
^conomiques,  2  £de^  Amsterdam  1767 ;  dasselbe, 
deutsch  von  W.  K  Neu^ebauer,  Wien  1767. 
Q)ie  im  XIV.  Bde.  der  Colleotion  des  principaux 
economistes  wieder  abgedruckten  Principes  ent- 
halten u.  a.  seine  „rlfutation"  der  ökonomi- 
schen Tabelle  Quesnays  und  eine  abfällige 
Kritik  der  physiokratischen  Artikel:  „Grains*' 
und  „Fermier"  in  der  Encyklopädie.  Die  von 
Forbonnais  selbst  für  die  Encyklopädie  ge- 
lieferten Artikel  Ohange,  Colonies,  Commerce  etc. 
sind  in  seine  „Elements  du  commerce"  über- 
gegangen.) —  Observations  succinctes  sur 
r^mission  de  2  milliards  d^assignats,  Paris  1790. 
Vgl.  über  Forbonnais:  Biographie  universelle 
Bd.  XV,  Paris  1817,  S.  242  ff.  ~  E.  Renaudin, 
Forbonnais  in  H.  d.  St.,  Bd.  III,  1892,  S.  686. 
—  Palgrave,  Dictionary  of  polit.  economy, 
Bd.  II,  London  1896,  S.  96.  —  Veron-Duverger, 
Forbonnais,  in  Journal  d.  Econ.,  ann6e  58,  Paris 
1899.  lApperU 
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Bedeutung,  Grosse  und  Oeschichte 

der  Forsten. 

1.  Die  Bedeutung  der  F.  2.  Grösse, 
Verteilung  und  Besitzstand  der  Wälder 
Europas.  3.  Die  Geschichte  der  F.  und  der 
Forstwissenschaft:  a)  Waldeigentum;  b)  Ein- 
forstung;  c)  Forstgesetzfifebun^ ;  d)  Waldbe- 
nutzung ;  e)  die  Entwickelung  der  Forstwissen- 
schaft; f)  das  forstliche  Unterrichtswesen. 

1.  Die  Bedeutung  der  F.  im  Haus- 
halte des  Menschen  und  der  Völker  be- 
misst  sich  nach  der  wirtschaftsgeschicht- 
lichen Entwickelung,  nach  der  geographi- 
schen Lage  und  nach  den  nationalen  Er- 
werbsverhältnissen eines  Liandes  (Finland 
einerseits  und  England  andererseits!).  Das 
objektive  Moment  der  blossen  Bedarfsbefrie- 
digung durch  die  Güterproduktion  tritt  um 
so  mehr  in  den  Hintergnmd,  je  rascher  und 
intensiver  sich  die  Kultur  nnd  der  Verkehr 
eines  Landes  entwickelt.  Die  ökonomische 
Aufgabe  der  Forstwirtschaft  im  Kultur- 
staale ist,  Tauschwerte  zu  erzeugen  und  die 
bereits  vorhandenen  Forstprodukte  tausch- 
wert  zu  machen.    Die  auf  dieses  Ziel  ge- 


richtete wirtschaftliche  Thätigkeit  hat  sich 
aber  abzufinden  mit  den  Forderungen  der 
ökonomischen  Politik  und  der  forstlichen 
Technik.  Das  Hauptprodukt  der  Forsten  ist 
das  Holz.  Dagegen  ist  und  war  die  Mög- 
lichkeit der  Holznutzung  nicht  immer  der 
immittelbare  Zweck  deri^iehung  und  Pflege 
der  Forsten.  Letzterer  kann  vielmehr  einer- 
seits auf  die  Erzeugung  und  Gewinnung 
anderer  für  die  wirtschaftliche  Existenz  des 
Menschen  zeitlich  notwendiger  oder  erwünsch- 
ter Güter  gerichtet  sein  (Jagd,  Mast,  Weide, 
Harz,  Laub,  Honig  etc.),  anderei-seits  auf 
Erreichung  der  mittelbaren  Vorteile,  welche 
der  Wald  für  die  Kultur  eines  Landes  und 
das  Wohlbefinden  seiner  Bewohner  imter 
Umständen  ^währen  kann. 

Soweit  die  Bedeutung  der  Forsten  in  der 
Produktion  von  Gütern  mit  Tauschwert  liegt, 
erlangt  die  Forstwirtschaft  einen  subjektiven 
Charakter.  Ihr  ökonomischer  Effekt  ist  direkt 
messbar  durch  die  Grösse  des  £2inkommens, 
welches  beim  volkswirtschaftlichen  Prozesse 
der  Güterverteilung  erzielt  wird.  Die  WoM- 
fahrtswirkungen  des  Waldes  für  Land  und 
Volk  dagegen  sind  Gemeingut  aller.  Sie 
werden  dankbar  gewürdigt  und  empfunden, 
sind  aber  nicht  messbar.  — •  Von  diesen  Ge- 
sichtspimkten  aus  kann  man  von  einer  pri- 
vatwirtschaftlichen und  staatswirtschaftlic^en 
Bedeutung  der  Forsten  sprechen.  In  wel- 
cher Weise  sich  dieselbe  äussert,  lehrt  die 
Forstpolitik. 

2.  Grösse,  Yerteiluiig  und  BesitE- 
stand  der  Wälder  Europas.  Nach  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Statistik  beträgt 
die  Waldfläche  Europas  306800741  ha  und 
nimmt  von  der  Gesamtausdehnung  dieses 
Erdteils  31  ^/o  oder  knapp  ein  Drittel  ein. 
Die  grösste  Bewaldungszifier  zeigen  Finland, 
Bosnien-Herzegowina  und  Schweden,  die 
geringste  Portugal,  Grossbritannien,  Däne- 
mark und  die  Niederlande.  Die  angeführ- 
ten Zahlen  benihen  zwar  auch  in  den  nicht- 
deutschen Staaten  zumeist  auf  den  neuesten 
amtlichen  Angaben,  sind  aber  nichtsdesto- 
weniger oft  sehr  unzuverlässig,  da  abgesehen 
von  dem  rohen  Vermessungsverfahren  oder 
der  blossen  Schätzung  der  Flächen  der  Be- 
griff »Wald«  in  den  verschiedenen  Ländern 
sehr  verschieden  aufgefasst  wird  und  nament- 
lich in  den  südlichen  und  nördlichen  Staaten 
die  mit  einzelnen  Bäumen  bestockten  Weide- 
flächen als  holztragendes  Gelände  katastriert 
sind.  In  diesen  Zahlen  ist  auch  die  soge- 
nannte unproduktive  Fläche  (Wege,  Blossen, 
Gewässer)  mit  eingerechnet. 

Deutsches  Reich.  Die  Flächenausdeh- 
nung der  Wälder  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts ist  nicht  bekannt.  Aber  soviel  ist 
gewiss,  dass  die  Waldflächen  im  Laufe  des 
Jahrhunderts  zugenommen  haben  und  die 
oft  laut  gewordenen  Klagen  über  zunehmende 
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PenUches  Rei 
Oeaterreich 
Ungarn    , 
Schweiz   . 
Frankreich 
Italien     . 
Spanien    . 
Portugal . 
GrossbritAnnii 
Belgien    . 
Dänemark 
Niederlande 
Schweden 
Norwegen 
Enrop.  Rnssland 
Finland    . 
Türkei     . 
Balgarieu 
Bosnien  u.  Herse- 


Rnmänien 

Griechenland 

Lniembnrg 


Earopa 


13  956  827 
9  709  620 
9074 

84780s 
9  521  249 
4092736 
8484 

310 

503  M 

241  430 

231  sg6 

19530719 

68:7900 

18862347; 

20215400 

25000. 

4309570 

2  708  595 

969100 

2037489 


'O74>l3',0|O; 


Entwaldung   vOllig   unberechtigt    sind.     Es 
betrug  die  Gesamtforstüäche  nach  der  amt- 
lichen Statistik 
1878    13  872  926  ha 

1683  13  908  398  ha  Zunahme  35  47a  ha 
189i]  13956837  ha  Zunahme  48419  ha 
Ganz  zuverlässig  sind  allerdings  diese 
Zahlen  nicht,  und  desw^en  sind  auch  <.lie 
nachgewiesenen  Äenderungen  mit  Vorsicht 
zu  beurteüen.  Bei  der  Berufsz&hlimg  im 
Deutschen  Reich  von  1895  wurde  die  Ge- 
samtwaldHäche  mit  13725930  ha  gefunden. 
In  der  offiziellen  Bearbeitung  dieser  Statis- 
tik ■wird  aber  darauf  hingewiesen,  dass  die 
Differenz  gegen  1893  liauptsfichüch  auf  Irr- 
tümer bei  der  1895er  Erhebung  zurückzu- 
führen ist  und  >dass  es  trotz  der  umfassend- 
sten Nacherhebiingen  nicht  gelungen  ist,  im 
Jiüire  1895  alles  Forstland  zur  Anschreibung 
zu  bringen«. 

Von  der  gesamten  Forstfläche  entfallen 
auf  Preussen  allein  58,7  "/o,  auf  Bayern  ISjO"/« 
und  auf  die  sämtlichen  übrigen  deutschen 
Staaten  23.3  %.  —  Bei  Vergleichen  der  Be- 
waldungEziffem  darf  die  Grösse  der  einzel- 
nen Staaten  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 
Süddeutschlaud  einschliesslich  Elsass-Loth- 
ringen  ist  relativ  stärker  bewaldet  als  Nord- 
deutschland. In  absohlten  Zahlen  aber  hat 
allein  der  Begiemiigsbezirk  Potsdam  mehr 
Waldflfiche  als  jeder  der  drei  Staaten  Sach- 


sen, Wtlrttembei^  und  Baden:  die  Provinz 
Schlesien  hat  soviel  Waldungen  als  Würt- 
temberg und  Baden  zusammen,  Ostpreussen, 
Posen  und  Schlesien  besitzen  beinahe  soviel 
als  das  Königreich  Bayern.  —  Ceber  den 
Besitzstand  giebt  die  Tabelle  auf  Seite  1124 
Aufschluss.  Danach  befindet  sich  von  der 
Gesamt  wald  fläche  des  Deutschen  Reiches  ein 
Drittel  im  Besitz  des  Staates. 

In  Frankreich  betrug  nach  den  An- 
ten von  Moreau  de  Jonnes  die  Ge- 
samt waldf  lache  1750  ISMillionenha,  17888.0, 
1792  6,6.  wahrend  der  Revolution  wurde 
das  Kirchengut  verkauft  und  ein  grosser 
Teii  der  dazu  gehörigen  Waldungen  (1,1 
MiUionen  ha)  verteilt  und  ausgestockt  Die 
gegen  die  ausgewanderten  grossen  Grund- 
eigentümer verhängten  Gttterkonfiskationen 
hatten  für  einen  beträchtlichen  Teil  der 
Waldungen  gleiche  Folgen ;  auch  die  Staats- 
torsten wurtien  geplündert.  1804  schätzte 
man  die  Gesamtwaldfläche  (einschliesslich 
des  Zuwachses  von  Belgien,  Rheingau,  Nizza, 
Monaco,  Savoyen)  auf  5,9  und  1825  auf  6,5 
Millionen  ha. 

Die  Geschichte  der  französischen  Staats- 
waldungeu  ist  nicht  ohne  Interesse.  In  der 
2.  Hälfte  des  18.  Jahrhimderts  befürwortete 
erstmals  Mirabeau  und  1784  Mustel  den 
Verkauf  derselben.  Nadidem  1789  infolge 
der  Revolution  die  Waldungen  der  Ein^e 
säkularisiert  worden  waren,  tauchte  sofort 
die  Frage  des  Verkaufes  wieder  auf.  Die 
Nationalversammlung  indessen  erklärte  durch 
G.  V.  23.  August  1790  alle  Staatswaldungen 
ftlr  unveräusserlich.  1791  wurden  die  Güter 
der  könighchen  Familie  konfisziert,  so  dass 
unter  Zurechnung  der  vielen  inzwischen 
ebenfalls  eingezogenen  Privatwaldungen  die 
Staatsforsten  in  diesem  Jahre  4,7  MiUionen  ha 
umfassten.     Aber  schon   1792  wurde   dem 

fisetzgebenden  Corps  der  Vorschlag  auf 
eräusseriing  der  Staatswälder  wieder  unter- 
breitet, um  aus  dem  Erlös  die  ^sse  Na- 
tionalschuld  zu  decken.  Die  Society  royale 
d'agrieulture,  hierüber  befragt,  widerriet  auf 
das  entschiedenste  den  Verkauf,  aber  ohne 
Ertolg.  Es  ging  von  da  ab  unaufhaltsam 
abwärts.  So  oft  man  Geld  brauchte,  ver- 
silberte man  wieder  einen  Teil  des  Staats- 
waldes, obwohl  durch  den  Code  forestier 
von  1827  <lie  Freiheit  der  Privatwaldwirt- 
schaft -wieder  eingeschränkt  worden  war. 
1795  betrug  die  Staats waldtläche  2.59  Mil- 
lionen ha,  1820  1,21,  1834  1,03,  1848  1,02, 
1872  1,00.  Von  da  ab  wieder  langsame 
Vermehrung.  Im  ganzen  wurden  von  1814 
bis  1870  352645  ha  um  306,4  Millionen 
Francs  verkauft.  Der  Verlust  von  Elsass- 
Lothringen  kostete  dem  französischen  Staat 
150785  ha  Wald  (Staatsforste  und  Staats- 
anteilforste), Der  gegenwärtige  Besitzstand 
(1897)  ist:  1124118ha  Staats-,  1923538  ha 
71» 
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Die  Wälder  der  deutschen  Bundesstaaten  nach  der  Statistik  von  1893. 


Das  sind  ®/o 
von  der  Ge- 
samtfläche 

Besitzstand  in  Prozenten 

Staaten  und  Landesteile 

Wald- 
fläche 

ha 

Oesamtzal 
pro  Kopf  d 
Einwohne 
1S95 

Staats- 
und Kron- 
forste 

Ge- 
meinde- 
forste 

Stiftungs- 
forste 

Genossen- 
schafts- 
forste 

Privat- 
forste 

Deutsches  Reich 

13956827 

25,8 

0,27 

32,9 

15,6 

1,3 

2,3 

47,5 

Preussen 

8  192  505 

23,5 

0,26 

30,9 

12,5 

1,0 

^»Z 

52,9 

Bayern 

2  508  088 

33,1 

0,43 

34,8 

12,6 

1,7 

1,8 

49,1 

Sachsen  (Königreich) 
Württemberg 

387  728 

26,0 

0,10 

43,6 

5,6 

2,1 

0,2 

48,5 

599853 

30,8 

0,29 

32,4 

29,5 

2,3 

1,3 

34,5 

Baden 

566159 

37,5 

0,33 

18,8 

45,0 

2,4 

0,4 

33,4 

Hessen 

240706 

31,3 

0,23 

29,2 

36,9 

0,3 

0,9 

33,3 

Mecklenburg-Schwerin 

233  681 

17,8 

0,39 

46,4 

9,4 

5,3 

0,0 

38,9 

Sachsen-Weimar 

92567 

25,6 

0,27 

46,7 

16,3 

hS 

5,0 

30,5 

Mecklenburg-Strelitz 

61  010 

20,8 

0,60 

68,9 

0,3 

30,8 

Oldenburg 

67852 

10,6 

0,18 

34,9 

10,5 

1,0 

0,0 

53,6 

Braunschwei^ 

108648 

29,9 

0,25 

73,3 

1,5 

0,2 

15,3 

9,7 

Sachsen-Meimngen 

103  497 

41,9 

0,44 

41,4 

22,6 

0,7 

9,0 

26,3 

Sachsen-Altenbu]^ 
Sachsen-Coburg-Gotha 

36  106 

27,3 

0,20 

47,9 

2,3 

1,6 

^4 

46,8 

58739 

30,0 

0,27 

64,7 

",3 

0,5 

6,0 

17,5 

Anhalt 

57015 

24,9 

0,19 

74,8 

2,2 

0,4 

0,1 

22,5 

Schwarzb.-Sondershansen 

26354 

30,6 

0,34 

64,0 

",3 

0,9 

10,7 

«3,1 

Schwarzburg-Rudolstadt 

41626 

44,1 

0,41 

47,0 

10,8 

1,0 

3,6 

37,6 

Waldeck 

42992 

38,4 

0,74 

62,9 

22,5 

0,6 

1,6 

12,4 

Beuss  ä.  L. 

11414 

36,1 

0,17 

37,7 

3,1 

59,2 

Beuss  j.  L. 

31  132 

37,7 

0,24 

53,3 

2,4 

1,2 

0,0 

43,1 

Schaumburg-Lippe 

7  102 

20,9 

0,17 

91,8 

1,3 

0,0 

— 

6,9 

Lippe 
Lübeck 

32978 

27,2 

0,24 

53,5 

9,3 

0,4 

1,1 

35,7 

4008 

13,4 

0,05 

71,6 

0,2 

12,1 

0,0 

16,1 

Bremen 

352 

1,4 

0,00 

15,7 

8,7 

— 

75,6 

Hamburg 

1  716 

4,2 

0,00 

65,4 

4,4 

0,0 

— 

30,2 

Elsass-Lothringen 

442998 

30,5 

0,27 

34,2 

44,8 

0,6 

20,4 

Die  Wälder  Oesterreichs  und  Ungarns. 
Nach  dem  Statistischen  Jahrbuch  des  Ackerbauministerinms  für  1895  und  Dimitz,    Oesterreichs 
Forstwesen  1848  -1888,  Wien  1890;  A.  Bedö,  Die  wirtschaftliche  und  kommerzielle  Beschreibung 
der  Wälder  des  ungarischen  Staates,  Budapest  1896. 
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Korporations-,  6473593  ha  Privatwaldungen. 
Letztere  Ziffer  ist  indes  unsicner.  Die 
Waldungen  Algiers  umfassen  3,2  Millionen  ha, 
davon  sind  2,5  Millionen  ha  Staatsforste. 

Die  Staats-  und  Fondsgüter  Oe  st  er- 
reich s  (meist  Forste)  betrogen  1800  noch 
3,9  Millionen  ha;  durch  Ablösungen,  Wald- 
rodungen und  verkaufe  verminderte  sich 
diese  Flflche  bis  1850  auf  2,1  Millionen  ha 
(hiervon  1,3  Millionen  ha  Staatswald).  Durch 
weitere  Verkäufe  schmolz  die  Fläche  der 
Staatsforsten  bis  1885  auf  634000  ha  zu- 
sammen. Yon  der  gesamten  Landesfläche 
betrugen  die  Staats-  und  Fondsgüter 

1800      1835       1850      1865       1875       1880/84 
13,1       11,2  7,1         6,5  4,5  4,5% 

In  der  letzten  Zeit  weist  die  Staatswald- 
fläche  wieder  eine  Zunahme  auf.  Sie  betrog 
1895  714676  ha;  Staats-  und  Fondsforste 
zusammen  1023912  ha. 

Von  der  Q^samtwaldfläche  der  Sxj  h  w  e  i  z 
nehmen  die  Staatsforsten  4,4,  G^emeinde- 
imd  Genossenforsten  66,6,  Privatforsten 
29,00/0  ein  (1899). 

Russland  besitzt  (1899)  118904897  ha 
Staats-  und  69718574  na  Korporations-  und 
PrivatwaJdungen.  Die  Bewaldung  nimmt 
zu  von  Süden  nach  Norden.  Das  Bewal- 
dungsprozent beträgt  im  Gouvernement  St. 
Petersburg  44,  Archangel  45,  Ufa  46, 
Novgorod  49,  Pskow  52,  Wjatka  54, 
Kostroma  60,  Olonez  63,  Perm  70,  Wologda 
86.  Die  Gouveraements  Archangel,  Perm 
und  Wologda  umfassen  allein  eine  Wald- 
fläche von  107  Millionen  ha,  d.  i.  eine 
Fläche  doppelt  so  gross  wie  die  Gesamt- 
fläche des  Deutschen  Reiches.  Auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  treffen  in  Archangel 
135  ha,  Perm  8  ha,  Wologda  27  ha.  —  Die 
elf  Gouvernements  des  Kaukasus  umfassen 
8  048000  ha  oder  17^/0  der  Landesfläche. 

Die  existierenden  Angaben  über  die  Be- 
waldungsziffer der  übrigen  vier  Weltteile 
sind  völlig  wertlos.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  umfassen 
(nach  Fernow)  202  Millionen  ha  wirkliche 
Wälder,  das  sind  ca.  25®/o  der  gesamten 
Landesfläche.  Die  Bewaldim^ziffer  der 
einzelnen  Staaten  schwankt  zwischen  63  ^/o 
(Maine)  und  3°/o  (Nevada).  —  Japan  hat 
12,7  Millionen  ha  Wald;  Bewaldungsziffer 
29  o/o ;  die  Hälfte  davon  ist  Staatswald. 

Die  geographische  Verteilung  des  Wal- 
des in  horizontaler  und  vertikaler 
Richtung  ist  abhängig  von  den  Ansprü- 
chen der  einzelnen  Holzsolen  an  das  Khma. 
In  Mitteleuropa  liegt  die  obere  Grenze  in 
folgenden  Höhen  (m): 
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3.  Die  Geschichte  der  F.  und 
der  Forstwirtschalt  a)  Waldeigen- 
tum.  Das  erste  Waldeigentumsverhält- 
nis begründeten  die  Markgenossenschaf- 
ten. Für  diese  älteste  Form  einer 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Organisation 
bildete  der  gemeinsame  Besitz  an  Wald 
und  Feld  die  Grundlage  der  Zusam- 
mengehörigkeit und  der  wirtschaftlichen 
Existenz.  Die  Markgenossenschaften  waren 
über  ganz  Deutschland  verbreitet  und  fehl* 
ten  nur  in  den  slavischen  Landesteilen  des 
östlichen  Deutschland.  Trotz  der  grossen 
Ausdehnung  des  Markwaldes  blieben  abseits 
der  allgemeinen  Yerkehrsstrassen  und  frucht- 
baren Gegenden  noch  grosse  Waldkomplexe 
übrig,  die  res  nullius  waren.  Diese  erklär- 
ten die  fränkischen  Könige  als  ihr  Eigentum. 
Ausserdem  ist  in  den  Yolksgesetzen  vom  6. 
Jahrhundert  ab  auch  von  einem  Privateigen- 
tum am  Walde  die  Rede  (lex  Bajuvariorum, 
1.  Ripur.,  1.  Yisigoth.),  woraus  geschlossen 
werden  kann,  dass  schon  vor  dieser  Zeit 
grundherrliches  Eigentum  bestand.  Denn  der 
kleine  Bauer  wird  kaum  im  stände  gewesen 
sein,  neben  der  mächtigen  Mark^nossenschaft 
und  der  königlichen  Gewalt  ein  Stück  Wald 
für  sein  Eigentum  zu  erklären  und  als  sol- 
ches zu  behaupten.  Yon  diesen  drei  Be- 
sitzeskategorieen,  nämlich  königlicher  Wald^ 
Markwald  und  Privatwald,  gewann  letzterer 
vom  8.  Jahrhundert  ab  auf  Kosten  der  bei- 
den anderen  wesentlich  an  Ausdehnung, 
Denn  von  da  ab  entwickelte  sich  die  Grund- 
herrschaft zur  ersten  wirtschaftlichen  Macht 
und  riss  den  grössten  Teil  des  königlichen 
Waldes  und  des  Markeigentums  an  sich. 
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An  die  weltlichen  Grossen  verliehen  die 
Könige  zunächst  widerruflich  in  Form  von 
Benefizien  gi-osse  Strecken  Waldes  zur 
Nutzung  als  Lohn  für  die  Erfüllung  der 
Vasallenpflicht.  Mit  der  Erblichkeit  der 
Lehen  gingen  seit  dem  11.  Jahrhundert  diese 
Wälder  in  das  Eigentum  der  Belehnten  über 
und  wai-en  für  das  Reichsgut  für  immer 
verloren.  Ein  anderer  Teil  der  Reichsforste 
wurdfe  später  an  Städte  und  Fürsten  ver- 
kauft oder  verpfändet  ohne  spätere  Wieder- 
einlösung. Noch  grössere  Embussen  erlitt 
das  Reichsgut  durch  die  Zuwendungen  des- 
selben an  die  Kirchen  und  die  Klöster.  Den 
alten  und  neu  •  entstehenden  Bistümern 
schenkten  die  Könige  vom  8.  bis  12.  Jahr- 
hundert unermessliche  Strecken  Landes  ein- 
schliesslich der  Waldungen.  Die  zahlreichen 
neu  gegründeten  Klöster  waren  auf  die 
Kolonisation  und  Rodung  in  den  grossen 
imbewohnten  Waldgebieten  angewiesen  und 
erwarben  damit  ebenfalls  weitausgedehnte 
Waldungen  (Cistercienser).  Auf  diese  Weise 
ging  der  königliche  Waldbesitz  in  die 
Hände  der  weltlichen  und  geistlichen  Grund- 
hen^chaften  über,  so  dass  um  das  14  Jahr- 
hundert nur  noch  wenige  Ueberreste  des- 
selben vorhanden  waren. 

Auch  der  Bestand  des  markgenossen- 
schaftlichen Waldeigentums  war  nicht  von 
langer  Dauer.  Die  ursprünglich  freien  und 
autonomen  Markgenossenschaften  konnten 
ihre  sozialistische  Organisation  nicht  aufrecht 
erhalten.  Die  Gleichheit  des  Besitzes  ging 
durch  die  Teilung  und  den  Verkauf  von  Hufen 
verloren.  Die  aus  der  Reihe  der  höchst 
begüterten  Markgenossen  gewählten  Ober- 
mäi'ker  sowohl  wie  die  in  der  Mark  ge- 
sessenen Grundherren,  die  das  Obermärker- 
amt  dauernd  an  sich  zu  bringen  wussten, 
gestalteten  im  Laufe  der  Zeit  ihr  Amt  und 
Schutzrecht  zu  einem  Obereigentum  an  der 
Mark  aus.  Die  politische  Machtlosigkeit 
vieler  Markgemeind!en  gab  den  benachbarten 
Grundherren  willkommenen  Anlass,  Schinn 
und  Schutz  der  Genossenschaft  anzubieten 
und  damit  die  Oberherrschaft  über  dieselbe 
zu  gewinnen.  Nach  der  Ausbildung  der 
Landeshoheit  nahmen  die  Landesherren  das 
Obermärkeramt  überall  da,wo  es  nicht  in  festen 
Händen  war,  als  ein  ihnen  zustehendes  Ho- 
heitsrecht in  Anspruch  und  damit  auch  die 
Territorialgewalt  über  den  Markwald.  End- 
lich verloren  auch  viele  Markgenossenschaften 
das  freie  Verfügungsrecht  über  ihren  Wald 
durch  die  Einforstimgen  seitens  der  Könige 
und  später  der  Landesherren.  —  Alle  diese 
geschichtlichen  Wandlungen  hatten  die 
Folge,  dass  die  Markgenossen  das  Obereigen- 
tum an  ihrem  Wald  verloren  und  zu 
blossen  Nutzungsberechtigten  herabgedrückt 
wurden.  Das  im  15.  Jahrhundert  aufge- 
nommene römische  Recht  differenzierte  diese 


Eigentumsverschiebung  noch  in  viel  stärke- 
rem Masse,  indem  es  dem  Grund-  und 
Landesherm  das  ausschliessliche  Eigentums- 
recht an  dem  Markwald  zusprach  und  die 
Nutzungsrechte  der  Markgenossen  zu  ding- 
lichen Rechten  (Servituten)  stempelte.  Auf 
diesem  Wege  ging  ein  grosser  Teil  des 
Markwaldes  in  gLgis  Privateigentum  der 
welüichen  und  geistlichen  Grund-  und 
Landesherren  über. 

Der  gegen  Ende  des  Mittelalters  vor- 
handene Privatwaldbesitz  der  Grund-  und 
Landesherren  setzte  sich  daher  in  der  Haupt- 
sache aus  Teilen  der  früheren  Königsforste 
und  Markwaldungen  zusammen.  Soweit  die 
Landesherren  zu  Anfang  des  19.  Jahrhimderts 
souverän  blieben,  gingen  diese  Waldungen 
in  das  Eigentum  oder  in  den  ganzen  oder 
teilweisen  Nutzgenuss  des  Staates  über. 
Auch  die  Waldungen  der  geistlichen  Gnmd- 
herren  kamen  durch  die  Säkularisation  in 
die  Hände  des  Staates.  Alle  übrigen  Grund- 
herren (Adeligen)  dagegen  blieben  im  Privat- 
besitz dieser  früheren  königlichen  und  mark- 
genossenschaftlichen Wälder. 

Um  Beginn  des  14.  Jahrhunderts,  mit 
welchem  zugleich  die  Aera  der  Waldrodun- 
gen in  ausgedehntem  Massstabe  abgeschlossen 
hatte,  lagen  die  Waldeigentumsverhältnisse 
so,  dass  neben  den  wenigen  Reichsforsten 
die  landes-  imd  grundherruchen  Waldungen 
die  ^ssten  Flächen  einnahmen.  Yon  diesen 
zweigten  sich  dann  die  nur  im  Nutzungs- 
besitz befindlichen  Lehens-,  Zins-,  Stif- 
tungswaldungen ab.  Das  Privatwaldeigen- 
tum der  wenigen  freien  Bauern  spielte  keine 
Rolle.  Es  entstand  wahrscheinlich  mit  der 
Inforestierung  der  Königsforsten,  indem  man 
den  Anwohnern,  die  bisher  darin  freie 
Nutzung  hatten,  besondere  Waldteile  zu 
Eigentum  abtrat,  weil  sie  die  gebannten 
Forste  nicht  mehr  betreten  durften  (Guts- 
oder Heimhölzer).  Später  geschah  dies  nicht 
mehr,  sondern  man  begründete  ein  gemein- 
sames Eigentum,  indem  die  bisher  aus  dem 
Walde  Nutzungen  Beziehenden  zu  Forstbe- 
rechtigten wurden. 

Das  Schicksal  der  von  den  Gnmdherren 
nicht  aufgesaugten  Markwaidungen  war  ein 
wechselvolles.  Viele  derselben  wurden  zu 
Privateigentum  aufgeteilt.  Schon  seit  dem 
13.  Jahrhundert  fanden  Markteiiun^n  statt; 
sie  wurden  spätelr  noch  belustigt  durch 
das  römische  Recht,  wonach  leder  Miteigen- 
tümer der  des  deutschrechtlicnen  Charakters 
entkleideten  Genossenschaft  die  reale  Tei- 
lung verlangen  konnte,  und  um  die  Wende 
des  19.  Jahrhunderts  durch  die  volkswirt- 
schaftliche Lehre  von  der  Schädlichkeit  des 
Gemeineigentums  (GemeinheitsteUung  in 
Norddeutschland  und  Altbayern).  Ein 
anderer  TeU  der  Markwaldungen  ging  auch 
schon  in  früheren  2^iten  durch  das  Recht 
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des  Neubruchs  verloren,  d.  h.  das  Recht 
der  Angehörigen  der  Markgenossen,  durch 
Waldrodung  freies,  dem  Flurzwange  nicht 
unterworfenes  Land  zu  vollem  Eigentum  zu 
erwerben. 

Diejenigen  Markgenossenschaften ,  die 
dem  Grundherrn  und  den  Aufteilungsbe- 
strebungen trotzend,  ihre  Selbständigkeit 
bis  zum  Ende  des  MitteWters  gewahrt 
hatten,  mussten  von  da  ab  ihre  rechtliche 
Grundlage  der  nun  neu  entstehenden  poli- 
tischen Gemeinde  anpassen.  Bis  zum  16. 
Jahrhundert  war  die  Markgenossenschaft 
eine  durch  die  Allmende  imd  den  Mark- 
wald zusammengehaltene  landwirtschaftliche 
Genossenschaft,  die  ihre  wenigen  öffentlich- 
rechtlichen Yerpflichtungen  gleichsam  im 
Nebenamte  mitbesorgte.  Diejenigen  in  dem 
Gebiete  der  Mark  ansässigen  Leute,  welche 
keine  Hufe  besassen  und  somit  nicht  mark- 
berechtigt waren  (Häusler,  Handwerker), 
wurden  durch  Zuweisung  von  Wald-  und 
Allmendenutzung  im  Wege  der  Vergilnsti- 
gung  untersttitzt  und  existenzfähig  er- 
halten. Nun  entstand  die  politische  Orts- 
gemeinde, die  die  Gesamtheit  aller  Ein- 
wohner umfasste  und  durch  Uebemahme 
öffenthchrechtlicher  Aufgaben  (Armenwesen) 
ein  Organ  des  Staatswesens  wurde. 

Die  rechtliche  Stellung  des  bisherigen 
Markwaldes  gegenüber  der  politischen  Ge- 
meinde erlitt  nun  verschiedene  Aenderungen 
und  zwar  in  folgender  Weise:  1.  Der 
Markwald  wurde  Eigentum  der  politischen 
Ortsgemeinde  in  der  Art,  dass  die  Erträge 
daraus  zur  Bestreitung  der  Gemeindebe- 
dürfnisse verwendet  werden  (Kämmereiver- 
mögen). 2.  Der  Markwald  wimle  Eigen- 
tum der  politischen  Ortsgemeinde,  der  Ge- 
nuss  derselben  steht  aber  bestimmten  oder 
allen  Gemeindemitgliedem  zum  Privatge- 
brauche zu  (AUmendgenuss,  Bürgerholz, 
Gemeindenutzen).  3.  Die  Markgenossenschaft 
bleibt  als  privatrechtliche  Genossenschaft 
innerhalb  der  politischen  Gemeinde  im 
Eigentum  und  Genuas  des  Gemeinwaldes 
und  wird  entweder  zur  Realgemeinde  (Alt- 
gemeinde),  wenn  die  Mitgliedschaft  durch 
den  Besitz  eines  berechtigten  Hof  es  beding 
ist,  oder  zur  Nutzungsgemeinde,  wenn  die 
Hechte  am  Gemeinwald  persönlich  und  frei 
veräusserlich  sind  (Haubergsgenossenschaften 
im  Rheinland  und  in  Westfalen,  Gehöfer- 
schaften  etc.).  In  jenen  Fällen,  in  welchen 
die  Genossenschaft  ihren  Wald  an  die  poli- 
tische Gemeinde  freiwillig  oder  gezwungen 
abtrat,  wurden  die  Anteilsrechte  der  Ge- 
nossen zu  dinglichen  Rechten  am  Gemeinde- 
wald. —  Soweit  die  gegenwärtig  vorhandenen 
Gemeindewaldungen  nicht  markgenossen- 
schaftlichen Ursprunges  sind,  sind  sie  ent- 
weder dui-ch  Kauf,  Oedlandsaufforstung, 
Schenkung  oder  als  Abfindungsmittel  für 


abgelöste  Forstrechte  in  den  Besitz  der  Ge- 
meinden gekommen.  Nach  der  allerdings 
nicht  zuverlässigen  Statistik  von  1895  (Be- 
rufszählung) sind  im  Deutschen  Reiche 
1340160  ha  sogenannte  AUmendwaldun^en 
(Kat.  2)  vorhanden  und  zwar  hauptsächhch 
in  Hannover,  Hessen -Nassau,  Rheinland, 
Franken,  Wüi'ttemberg,  Baden,  Elsass-Loth- 
ringen.  Für  die  Gemeindewaldungen  nach 
Kat  1  (politische  Gemeinde)  verbleiben  dann 
von  der  1893  erhobenen  Fläche  aller  Ge- 
meindewaldungen 840424  ha. 

b)  Einforstung.  Gleichzeitig  mit  den 
Verschiebungen  in  den  Waldeigentumsver- 
hältnissen und  dieselben  teilweise  mit  ver- 
anlassend, vollzog  sich  durch  die  Inforestie- 
rung  eine  Einschränkung  der  Rechte  am 
Waldeigentum,  die  bis  in  das  19.  Jahrhun- 
dert fortwirkte.  Das  Jagdrecht  liat  in 
Deutschland  seinen  Ausgang  von  dem  Rechte 
des  freien  Tierfanges  genommen  und  war 
nicht  ein  Ausfluss  des  Grundeigentums. 
Um  sich  dasselbe  in  bestimmten  Bezirken 
zu  sichern,  bezeichneten  die  fränkischen 
Könige,  wahrscheinlich  zuei-st  Karl  d.  Gr., 
kraft  des  ihnen  zustehenden  allgemeinen 
Bannrechtes  die  königlichen  Waldungen 
öffentlich  als  königliche  Jagdreviere,  in 
denen  dann  bei  Strafe  des  Königsbannes  von 
60  Schillingen  ausser  dem  König  und  den  von 
ihm  Privilegierten  niemand  die  hohe  Jagd  und 
Fischerei  ausüben  durfte.  Diese  ursprünglich 
nur  aus  Waldungen  bestehenden  Jagdbezirke 
nannte  man  »Forste«  und  die  Bannlegung  In- 
forestieining  oder  Einforstung.  Die  Etymolo- 
gie des  Wortes  Forst  (forestum,  foi-estare, 
forestarius)  steht  nicht  fest.  Die  einen 
leiten  Forst  ab  von  foris  =  ausserhalb ;  Pfan- 
nenschmidt hält  das  Wort  für  deutschen 
Ursprunges  und  später  latinisiert ;  in  neuester 
Zeit  bringt  es  Seidensticker  mit  forus 
=  abgeteilte  Fläche  in  Zusammenhang. 
Nach  ihm  hätten  die  Römer  in  Gallien  die 
freie  Jagd  in  allen  fiskalischen  Waldungen 
abgestellt  und  diese  Wälder  forestes  genannt, 
weü  sie  nach  Art  der  Zuschauerräume  im 
römischen  Circus  von  einem  sogenannten 
Laufplatz  aus  strahlenförmig  abgeteilt  ge- 
wesen seien.  Die  Franken  hätten  demnach 
bei  der  Eroberung  Galliens  die  Forste  be- 
reits vorgefunden. 

In  den  Volksgesetzen  kommt  das  Wort 
Forst  nicht  vor.  Später  wurde  es  durch 
Wildbann,  bannus  süvestris  u.  s.  w.  ersetzt. 
—  Bei  den  königlichen  Waldungen  blieb  es 
mit  der  Einforstung  nun  nicht.  Bald  wurde 
dieselbe  auch  auf  die  Wälder  und  dazwischen 
lie^nden  Ländereien  der  Markgenosaen  und 
Pnvateh  ausgedehnt  ohne  Rücksicht  auf  die 
bisherigen  Jagdausübungsrechte.  Erst  vom 
Ende  aes  10.  Jahrhunderts  ab  wurde  wie- 
derholt die  Zustimmung  der  vom  WUdbanne 
betroffenen    Grundbesitzer    oder    etwaiger 
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Jacdbei-echtigter  seitens  des  Königs  einge- 
holt   Das   fiecht    der   Einforstung   wuide 
vom  Könige  auch  bald  an  die  Grossen  als 
besonderes    Privilegium    ausdrücklich   ver- 
liehen, so  dass  in  der  Hauptperiode  der  Ein- 
forstungen,  vom  8. — 10.  Jahrhundert,  Wild- 
bannbezirke    von     schier     unermesslicher 
Ausdehnung   entstanden.     Vom    13.   Jahr- 
hundert ab,  als   die  landesherrliche   Selb- 
ständigkeit sich  ausbildete,  nahmen  die  Lan- 
desherren das  Einforstungsrecht  auf  ihrem 
Territorium  als  Hoheitsrecht  in  Anspruch. 
Yon  dieser  Zeit  an  wurde  auch  der  Begriff 
Forst  oder  Wüdbann  dahin  erweitert,  dass 
er  das  Eecht  in  sich  schloss,  zunächst  im 
Literesse   der  Erhaltung   des    Wildstandes 
die  Bewirtschaftung,  Nutzung  und  Rodung 
der  gebannten  Wälder  zu  beeinflussen  bezw. 
zu  verbieten.    Und  noch  mehr:  von  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  ab  erklärten  die  Lan- 
desherren die  Forste  geradezu  für  ihr  Mgen- 
tum,namentUch  die  markgenossenschaftlic^en. 
und  räumten  den  bisherigen   Eigentümern 
nur  ein  Mitnutzungsrecht  ein  ^Bauernkrieg 
1525).     Nachdem    die    Landesnoheit    vom 
16.  Jahrhundert  ab  völlig  ausgebildet  war, 
wurde  das  Jagdrecht  der  Landesherren  unter 
einem    anderen   Gesichtspunkte   betrachtet. 
Der    Lwidesherr    übte    die    Hoheitsrechte 
kraft   seiner  Herrschergewalt   in   dem  ihm 
unterstehenden  Territorium  aus,  und  dazu 
zählte  auch  die  Forst-  und  Jagdhoheit   In- 
sofern  dieses  Hoheitsrecht  ein   fiskalisches 
Nutzungs-  oder  Occupationsrecht  an  Sachen 
in  Anspruch  nahm,  welche  nicht  fiskalisches 
Mgentum  waren,  nannte  man  dasselbe   ein 
R^ale,  Forst-  und  Jagdregal.  Obwohl  beide 
Begriffe  dem  römischen  Rechte  ganz  fremd 
waren,  wimien  sie  doch  von   den  Juristen 
nach     den    Lehren     desselben     begründet 
(Bodenregal).    Durch  das  Jagdregal   wurde 
aie   Inforestierung  gegenstandslos,   da   der 
Landesherr   theoretisch   das   Jagdrecht    in 
seinem   ganzen  Lande  hatte.    Thatsächlich 
kam  aber  diese  Theorie  nirgends  zur  vollen 
praktischen  Geltung,   weil  die  Landstände 
sich  energisch  gegen  eine  solche  Auf&issung 
wehrten  und  sich  ihr,  meistens  verbrieftes, 
Jagdrecht  nicht  nehmen  liessen.    So  blieb 
es  in  Deutschland  auch  bis  zu  der  Bewe- 
gung des  Jiüires  1848,  welche  die  Aufhe- 
bung des  Jagdrechtes  auf  fremdem  Gnind 
zur  Folge  hatte  (s.  d.  Ali;.  Jagd).  —  Das 
Forstregale  fand  seine  Interpretation  in  den 
Forstordnungen,    welche    die    forstpolizei- 
lichen Bestimmungen  für  das  ganze  Land 
enthielten. 

c)  Forstgesetsgebiing.  Das  älteste  ge- 
schriebene Volksrecht  hatte  bereits  den 
Schutz  des  Waldes  in  sein  Bereich  gezogen, 
ein  Beweis,  in  welch  hohem  Masse  das 
deutsche  Volk  von  der  Bedeutung  desselben 
schon  in  den  frühesten  Zeiten  erfüllt  war. 


und  noch  mehr:  dieselben  Chnrndsätze,  die 
die  ältesten  Volksgesetze  für  die  Bestrafimg 
von  Forstteveln  aufgestellt  hatten,  erhielten 
sich   in   der  Forststra^esetzgebung  bis  auf 
den  heutigen  Tag.    Das  im  6.  Jahrhundert 
aufgezeichnete  bayerische  Volksgesetz  unter- 
scheidet bei  der  Entwendung  von  Bäumen 
schon  zwischen  der  Strafe  und  dem  Scha- 
densersatz  und   setzt  für  den  Frevel  meh- 
rerer Bäume  bereits  eine  Maximalstrafe  fest 
und  das  Gesetz  der  ripuarischen  Franken 
vom  6.  Jahrhundert  gesteht  dem  Diebstahl 
von   Holz   bereits  eine  mildere  Beurteilung^ 
zu   als   dem  Diebstahl  an  anderen  Sachen. 
Die   darauf  folgenden   fränkischen  Heichs- 
gesetze    schützen    den    Wald    hauptsäch- 
lich    aus     jagdlichen     Interessen.      Jagd- 
recht und  Forstrecht  war  seit  Beginn  der 
Inforestierung  nicht  mehr  zu  trennen.    Seit 
dem  12.  Jahrhundert  erschienen  für  einzelne 
Wald-  und  Jagdgebiete  Verordnungen  über 
Waldbenutzung    und    Jagdausübung.     Die 
älteste  dieser  Art  ist  die  sogenannte  Forst- 
ordnung   des   ehemaligen    Stiftes   Mauers- 
münster   (Elsass)   von  1144.     Von  grosser 
historischer   Bedeutung    ist   das    Weistum 
über   den  Dreieicher    Wüdbann   (zwischen 
Frankfurt  und  Darmstadt)  von  1338.   Eben- 
falls vom  12.  Jahrhundert  ab  erschienen  die 
Weistümer  der  Markgenossensdiaften,  welche 
das    althergebrachte    Recht   über   die   Be- 
nutzung  des   Markwaldes   in    dem  letzten 
Ringen  um  die  verlorene  Selbstherrlichkeit 
neu    bezeugten.     Eine    frische   Aera    der 
Forstgesetzgebung   begann    dann    mit    der 
Ausbildung  der  Landfesherrlichkeit  in  den 
Territorien.    Das  juristisch  neu  konstruierte 
Forst-  und  Jagdr^l  erheischte  zur  Recht- 
fertigung  seiner  Ebcistenz  eine  gesetzgebe- 
rische   WiUensäusserung    seines     Trägers. 
Veranlassung     hierzu     bot    das    jagdüche 
Interesse  des  Landesherm,  die  Rücksicht  auf 
die  Einnahmen  aus  dem  fiskdischen  Forst 
und  die  im  Geist  der  Zeit  begründete  un- 
mittelbare Fürsorge  für  das  Wohl  der  ünter- 
thanen.    So  entstanden  im  16.  Jahrhundert 
unter  der  meist  sehr  energischen  Mitwir- 
kung der  Landstände  die  Forstordnun* 
gen,   das   sind  allgemeine   Landesgesetze, 
welche  die  Benutzimg  und  Bewirtschaftung 
aller  Waldimgen  sowie  die  Jagdangelegen- 
heiten  des   Landes   regelten.    Die   älteste 
dieser  Forstordnungen  auf  reichsdeutschem 
Boden  ist  die  des  Herzogtums  Württemberg 
von  1515,  in  Oesterreich  die  Tiroler  WaJd- 
ordnung  von  1502  und  die  des  Skzbischofs 
M.  Lang  von   Wellenburg   von   1524.     In 
Württemberg  imd  Bayern  finden  sich   die 
Hauptgnmdsätze  der  selbständigen  Forstord- 
nung schon  in  den  Landesoidnungen  des  15. 
Jahrhunderts.    In  Süddeutschland  hatte  im 
16.Jahrhundert  jedes  Land  seineForstordnung, 
die  übrigens  in  der  Hauptsache  alle  gleichlau- 
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tend  waren  und  in  den  folgenden  Jahrhun- 
derten oft  wiederholt  wurden.  Die  forstpoli- 
zßilichen  Bestimmungen  derselben  blieben 
mit  geringen  Abweichungen  bis  zum  Erlass 
der  gegenwärtigen  Fors^esetze  in  Geltung, 
und  die  in  denselben  enthaltenen  wenigen 
waldbautechnischen  Grundsätze  bildeten 
den  Inbegriff  der  Forstwissenschaft  bis  zur 
MiÜB  des  18.  Jahrhunderts.  In  Frankreich 
wurde  durch  Edikt  von  1543  die  Oberauf- 
sicht tlber  sämtliche  Waldungen  verhängt 
und  durch  die  unter  Ludwig  XIV.  von 
Colbert  redigierte  Forstordnung  von  1669 
bedeutend  verschärft.  Diese  blieb  in  Gel- 
tung bis  zur  Revolution. 

d)  Waldbenutsrang.  Die  vielfach  ver- 
breitete Ansicht,  dass  Holz  und  die  übrigen 
Waldprodukte  in  »früheren  Zeiten«  wertlos 
gewesen  seien  und  jedermann  in  beliebiger 
Menge  zur  Verfügung  gestanden  wären,  ist 
nicht  richtig.  Soweit  die  Wirtschaftsge- 
schichte zurückreicht,  finden  sich  die  Be- 
weise für  die  grosse  ökonomische  Bedeutung 
des  Waldes  in  dem  Haushalt  des  deutschen 
Volkes  und  die  darauf  begründete  Wört- 
schätzung der  Waldprodukte.  Die  Wirt* 
Schaftsgeschichte  des  ganzen  Mittelalters  ist 
zum  überwiegenden  Teile  die  Geschichte  des 
Waldes  und  auch  in  der  Neuzeit  hängt  Wohl 
imd  Wehe  der  Landbevölkerung  mit  derNutz^ 
barkeit  desselben  zusammen.  Allerdings 
gab  es  grosse  den  menschlichen  Ansiedeiungen 
entlegene  Waldgebiöte,  in  welchen  die  Pro- 
dukte wirtschaftlich  nicht  zu  verwerten 
waren.  Diese  Gebiete  hatten  aber  auch 
keine  entwickelte  Volkswirtschaft  und  ent- 
ziehen sich  der  wirtschaftsgeschichtlichen 
Beurteilung  so  lange,  bis  durch  Rodung 
und  Kolonisation  der  Mensch  mit  seinen 
Bedürfnissen  ihnen  näher  gebracht  war. 
Nach  dem  bayerischen  Vo&sgesetz  vom 
6.  Jahrhundert  musste  derjenige,  der  einen 
masttragenden  Baum  im  fi'emden  Walde 
fällte,  einen  Solidus  Strafe  bezahlen  und 
den  Schaden  ersetzen.  Ebenso  hielten 
es  die  Burgunder,  die  diese  Strafe  auch  auf 
Fichte  und  Tanne  ausdehnten.  Sowohl  in 
den  fiskalischen  Wirtschaftsrechnungen  Karls 
des  Grossen  wie  auch  in  den  ürbarien  der 
Abteien  und  weltlichen  Grundherren  finden 
sich  eigene  Positionen  für  die  Einnahmen 
aus  den  Forsten.  Im  12.  Jahrhundert  werden 
bereits  Kaufpreise  für  Waldbestände  ge- 
nannt, und  oie  von  da  ab  sich  häufenden 
Streitigkeiten  zwischen  Grundherren  und 
Bauern  über  Waldeigentum  und  Nutzungs- 
recht geben  darüber  Zeugnis,  dass  der  um- 
strittene Wald  ein  begehrtes  Vermögens- 
objekt war.  Von  einem  Walde  im  Mosel- 
lande heisst  es  1222:  omnes  homines 
de  Bideburg  quasi  vivant  de  ea  silva  et 
multum  inde  serviunt  (Lamprecht). 

Der  Holzhandel  auf  weitere  Entfernungen 


wurde   auf   den   grösseren   Wasserstrassen 
nachweisbar  schon  im  13.  Jahrhundert  ge- 
trieben,  wahrscheinlich   aber   noch  früher. 
In  Coblenz  wurde  bereits  1209  Zoll  für  ge- 
flösstes  Holz  erhoben.    Auf  dem  Rheine,  der 
Mosel  und  Lahn  wurde  um  diese  Zeit  ein 
schwunghafter   Holzhandel    getrieben,    die 
»Mainzer  Bretter*  werden  im  14.  Jahrhundert 
erwähnt    Die  Holzausfuhr  der  Stadt  Danzig 
erstreckte  sich  im  13.  Jahrhundert  bis  Hol- 
land, England  und  Spanien.    Die  Einnahmen 
aus   der   Holznutzung   spielten   in   den   an 
flossbaren  Wasserstrassen  gelegenen  grund- 
herrlichen Waldungen  schon  frühzeitig  eine 
bedeutende  RoUe.     In  den  Forstordnungen 
des  16.  Jahrhunderts  sind  die  Modalitäten 
des  Holzverkaufes  genau  vorgeschrieben.    In 
den  Laubholzgebieten  trat  die  Holznutzung 
mehr  zurück  und  die  Mastnutzung  schon 
von  den  ältesten  Zeiten  an  in  den  Vorder- 
ginmd.    Dieselbe  war  für  die  Waldbesitzer, 
namentlich  für  die  Landesherren   viel  ein- 
träglicher als  der  Holzverkauf,  weil  bei  ihrer 
Verwertung  die  Rücksichten  auf  die  Unter- 
thanen  weniger  zur  Geltung  kamen  als  bei 
der  Holzabgabe.    Die  Landbevölkerung  war 
seit  Urzeiten  daran  gewöhnt,   ihren  Holz- 
bedarf entweder  aus   den  Markwaldungen 
unentgeltlich  oder  aus  den  gnmd-  und  laikdes- 
herrlichen  Waldungen  gegen  geringes  Ent- 
gelt zu  beziehen.    Mit  dem  Gedanken,  dass 
das  Holz  wie  jedes  andere  Gut  einer  Preis- 
bildung fähig  sei,  konnte  sich  das  bäuerliche 
Volk   daher  lange  nicht   abfinden,   um  so 
weniger,  als  die  Ausbildung  des  Forst-  und 
Jagdregals  und  dessen  Folgen  für  die  Ge- 
meinwaldungen eine  Bitterkeit  erregten,  die 
»etwas   Unverjährbares«    hatte.     1525  war 
eine    Hauptbeschwerde    der   Bauern,    dass 
»unsre  Herrn  ihnen   alle  Hölzer  allein  zu- 
geeignet haben  und  wenn  der  arme  Mann 
etwas   bedfifff,   er's  um   zwei  Geld   kaufen 
muss«.     Hinsichtlich  der  Mast   lagen   die 
Verhältnisse  anders.    Für  dieselbe  gab  man 
gern  Geld  oder  Naturalien  her,  weil  man 
die  damit  gemästeten  Schweine  wieder  ver- 
kaufen konnte.     Die  Mast  diente  der  Pro- 
duktion,   dass   Holz    mu*   der  Konsumtion. 
Die  Bedeutung   der  Mast  stieg  von  Jahr- 
hundert  zu  «mhrhundert.     Namentlich  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  wirkte  sie  erlösend 
auf  das  Gewissen  und  die  Kasse  der  geld- 
bedürftigen Landesherren.    Für  den  Haus- 
gebrauch und   die   Gewerbe   forderten  die 
Unterthanen,  jetzt  gestützt  auf  die  Lehren 
des  Merkantilismus,  billiges  Holz,  die  Furcht 
vor  Holzmangel  und  das  Interesse  für  Er^ 
haltung  der  Wildbahn  mahnten,  zur.  sparsamen 
Holznutzung.     Deshalb   br^öli^- der.  Holz- 
verschleiss  nicht  immer  die  gnossen  Sunmien 
ein,  welche  man  aus  dem  Walde  nach  dem 
budgetmässigen  Anschlage  :dehen  musste.  Um 
so  mehr  war  es  aber  die  Mast,  welche  allen 
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Forderungen  Rechnimg  tnig.  Für  den  Wald- 
zustand war  der  Schweineeintrieb  nicht 
verderblich,  dem  »Aerario«  brachte  er  viel 
Geld,  die  Landwirtschaft  machte  er  lebens- 
föhig,  den  ünterthanen  verschaffte  er  ein 
bllUges  Nahrungsmittel,  und  endlich  kam 
durch  den  Verkauf  gemästeter  Sehweine 
viel  Geld  von  aussen  ins  Land.  Sehr  oft 
wurde  auch  die  Mast  als  kompensierendes 
Mittel  benutzt,  um  den  Cnterthanen  das,  was 
ihnen  durch  die  billigen  Holzabgaben  ge- 
schenkt wurde,  durch  den  Mastzwang  wieder 
abzunehmen.  —  Mit  dem  allgemeinen  An- 
bau der  Kartoffel  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts wurde  die  Mast  gegenstandslos. 

Der  Zeidelweide  (Honig)  wurde 
schon  in  den  Volksgesetzen  grosse  Bedeu- 
tung beigelegt  Sie  erhielt  sich  bis  zur  Ver- 
breitung des  Rohrzuckers  vom  16.  Jahr- 
hundert an.  Die  Zeidlereinkünfte  des  Nürn- 
berger Reichswaldes  (»des  Reiches  Honig- 
bienengarten«) benutzte  1350  Karl  IV.  zur 
Einlösung  einer  bei  Arnold  von  Seckendorf 
kontrahierten  Schuld  im  Betrage  von  200 
Mark  lötigen  Silbers.  Im  Landbuch  der 
Mark  Brandenburg  vom  Jahre  1375  werden 
unter  den  Domanialeinkünften  die  Honig- 
gelder in  erster  Linie  aufgeführt  (Wachs- 
zinsigkeit !).  Die  übrigen  Waldnutzungen, 
die  wir  heutzutage  wie  auch  die  Mast  zu 
den  Nebennutzungen  rechnen,  erlangten  vor 
dem  30  jährigen  Kriege  in  den  seltensten 
Fällen  eine  waldschädliche  Ausdehnung. 
Das  Pottaschenbreunen  zur  Glas^brikation. 
das  Harz-  und  Pechscharren,  das  Bastmachen 
und  in  einzelnen  Gebieten  die  Gewinnung 
von  Bodenstreu  war  durch  die  Forstord- 
nungen geregelt  und  nur  da  erlaubt,  wo  das 
Holz  nicht  verwertet  werden  konnte.  Selbst 
die  Wald  weide,  die  notwendige  Ergänzung 
der  Dreifelderwirtschaft,  konnte  die  herr- 
schenden Bestandsformen,  Niederwald,  Mittel- 
wald und  PlenterwaJd,  bei  dem  geringen,  aus 
schwächeren  Rassen  bestehenden  Viehstand 
und  bei  der  grossen  Ausdehnung  der  Forste 
nicht  sonderlich  gefährden.  Die  Haupt- 
nutzungen vom  12.  bis  zum  16.  Jahrhundert 
waren  nachweisbar  das  Holz  und  die  Mast; 
alle  anderen  Nutzungen  wurden  nur  in  ein- 
zelnen kleineren  Staaten  nach  spekulativen 
Grundsätzen  verwertet,  in  den  meisten  Län- 
dern dienten  sie  nur  den  Begünstigungen 
und  Berechtigungen. 

Dagegen  brachte  das  17.  Jahrhundert  für 
die  Waldwirtschaft  zwei  folgenschwere  Er- 
eignisse :  Die  Ideeen  und  praktische  Durch- 
führung des  Merkantilismus  und  mit 
ihm  die  Ueberschätzung  der  Geldmenge,  imd 
den  dreissigjährigen  Krieg,  in  seinem 
Gefolge  die  Kleinstaaterei  mit  Verschwen- 
dung der  Geldmenge.  Nach  den  Principien  des 
Merkantilisnras  sollten  die  unentbehrlichen 
Lebensmittel  und  die  Rohstoffe  der  Industrie 


den  ünterthanen  möglichst  billig  geliefert 
werden.  Deshalb  suchte  man  die  Holztaxen 
möglichst  niedrig  zu  halten.  Mit  diesem 
Princip  kollidierte  aber  die  Lehre  der 
Merkantüisten,  vor  allem  die  »agros  publioos« 
zur  Füllung  der  Staatskasse  heranzuziehen 
und  die  Steuern  möglichst  einzuschränken. 
Daher  sind  die  widersprechendsten  Ansichten 
in  denselben  Verordnungen  niedergel^:  auf 
der  einen  Seite  grosse  Waldrevenuen,  auf 
der  anderen  Seite  billige  Holzpreise ;  hier  An- 
bahnung einer  grossartigen  Handelspolitik, 
namentlich  durch  Belebung  des  Holländer- 
holzhandels, dort  Verbot  jeglicher  Holzaus- 
fuhr; bald  liberalste  Unterstützung  der  Berg- 
werke und  Gewerbe,  bald  Einschränkung 
des  Betriebs.  Nach  dem  30  jährigen  Kriege 
räumten  die  Landesherren  den  Ünterthanen 
neue  Waldnutzungsrechte  ein.  um  dem  ver- 
armten Bauernstand  und  den  zerrütteten  Ge- 
werben wieder  die  nötigsten  Lebensbedin- 
gungen zu  schaffen:  die  Beamten  mussten 
aus  dem  Walde  verkaufen,  was  verkäuflich 
war,  um  für  den  grossen  Aufwand  an  den 
vielen  kleinen  Fürstenhöfen  Geld  in  die 
fürstliche  Privatschatulle  zu  bringen;  die 
übertriebene  Jagdlust  der  Grossen  scheute 
auf  der  anderen  Seite  keine  Unwirtschaft- 
lichkeit,  um  nutzungsfähige  Waldungen  dem 
Markte  zu  entziehen  und  grosse  Flächen  für 
unproduktiv  zu  erklären.  Alle  diese  That- 
sachen  und  Forderungen  waren  aber  mit 
einer  geordneten  Waldwirtschaft  nicht  in 
Einklang  zu  bringen,  und  deshalb  nahm  nach 
dem  SOjährigen  Kriege  die  üebemutzung 
und  Devastation  der  Wälder  bis  zur  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  immer  grössere  Dimensionen 
an.  Als  ganz  neue  wirtschaftliche  Erscheinung 
trat  im  17.  Jahrhundert  der  Holzwucher 
aul  Die  Landesherren  bestinmiten  die  Holz- 
taxen nach  Belieben  und  suchten  sie  ent- 
sprechend den  Anschauungen  der  Zeit  mög- 
hebst  niedrig  zu  halten.  Die  Privatwald- 
besitzer dagegen  hatten  Interesse  daran, 
ihr  Holz  möglichst  teuer  zu  verwerten,  und 
speicherten  daher  grosse  Holzvorräte  auf,  um 
die  Preise  in  die  Höhe  zu  treiben.  Für  die 
eigene  Konsumtion  verwendeten  sie  das  um 
billige  Taxe  aus  den  herrschaftlichen  Wal- 
dungen bezogene  Holz  oder  suchten  dasselbe 
um  einen  höheren  Preis  nach  auswärts  zu 
verkaufen.  Diese  Missbräuche,  ermöglicht 
und  heraufbeschworen  durch  die  einseitige 
Festsetzung  der  Holzpreise,  suchten  die 
Landesherm  durch  alle  möglichen  Verbote 
zu  beseitigen,  angeblich  um  Holzteuerun^  zu 
verhüten,  in  Wirklichkeit  aber  nur,  um  ihre 
eigene  Kasse  nicht  benachteiligen  zu  lassen. 
Denn  es  lag  im  Interesse  der  Landesherren, 
das  Monopol  des  Holzverschleisses  in  eigenen 
H&iden  zu  behalten.  Am  stärksten  wurde 
der  Holzwucher  in  Brandenbuig.und  spedell 
in  Berlin  getrieben.    Als  im  18.  Jahrhundert 
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allmählich  die  Yersteigenme^ea  aufkamen, 
wurde  dem  Holzwucher  der  Boden  entzogen. 
Doch  nahm  noch  1786  der  bayerische  Staat 
das  Monopol  des  Holzhandels  auf  dem  Lech 
für  sich  in  Anspnich,  um  den  »Holzkippereien« 
entgegenzutreten. 

Vor  dem  30jährigen  Kriege  wimien  der 
Berg-  und  Hüttenbetrieb,  die  Glas- 
macherei  und  das  Pottaschenbrennen  haupt- 
sächlich in  den  abgelegenen  Waldungen,  in 
denen  die  Produkte  sonst  nicht  zu  ver- 
werten waren,  gefördert  Im  17.  und  18. 
Jahrhundert  dagegen  machte  der  Merkanti- 
lismus die  Wälder  den  Bergwerken  und 
Gewerben  dienstbar  und  gestand  der  Wald- 
wirtschaft niu*  eine  indirekte  Produktivität 
zu»  »Die  Bergwerke  sind  der  einzige  wahr- 
scheinliche Weg,  wodurch  sich  der  Reich- 
tum in  den  verschiedenen  Staaten  von 
Deutschland  wird  vermehren  lassen ;  es  ver- 
steht sich  (deshalb)  von  selbst,  dass  sie.  in 
Ansehung  aes  Holzes  und  der  Kohlen  allen 
möglichen  Vorschub  und  Beförderung  ge- 
messen.« (v.  Justi.)  Von  solchen  Grund- 
sätzen ausgehend,  wurden  dahef  unter  dem 
Drucke  des  Merkantilismus  viele  Waldungen 
dem  Berg-  und  Hüttenbetrieb  thatsächlich 
geopfert  und  als  besondere  Montanwaldungen 
ausgeschieden. 

Die  waldschädlichen  Nebennut- 
zungen erlangten  nach  dem  30jährigen 
Kriege  und  speciell  um  die  Mitte  des  18. 
Jahrhunderts  eine  oft  erschreckende  Aus- 
dehnung. Die  anarchischen  Zustände  wäh- 
rend des  Krieges  und  nach  demselben 
ausnutzend,  holte  und  nutzte  die  Land- 
bevölkerung aus  dem  Walde,  was  sie  eben 
brauchte.  Während  des  18.  Jahrhunderts 
wurde  der  Verkauf  der  Nebennutzungen 
durch  die  Landesherren  vielfach  angeordnet, 
teils  um  sich  Einnahmen  zu  verschaffen, 
teils  um  die  erwachenden  Ideeen  des  Physio^ 
batismus  thatkräftig  zu  unterstützen.  Durch 
die  Einführung  des  Kartoff el-  und  Kleebaues 
und  durch  die  Parzellierung  des  Grundbe- 
sitzes wurde  die  Streu  für  die  Landwirt- 
schaft in  einzelnen  Gegenden  unentbehrlich 
und  deren  Nutzung  von  den  Landesherren 
in  der  guten  Absicht,  die  Landwirtschaft 
zu  unterstützen,  meist  ohne  jedes  Entgelt 
zugelassen. 

Im  18.  Jahrhundert  befanden  sich  daher 
in  Deutschland  alle  Waldungen,  namentlich 
jene  der  Landesherren  und  Gemeinden,  in 
«inem  sehr  schlechten  Zustande.  Trotz  aller 
Verbote  herrschte  noch  in  den  meisten 
Waldungen  die  regellose  Plenterwirtschaft 
mit  ihren  verderblichen  Folgen.  W^o  die 
.Schlagwirtschaft  eingeführt  war,  kam  man 
mit  der  Wiederaufforstung  nicht  nach,  weil 
-die  natürliche  Verjüngung  versagte  und  die 
künstliche  Kultur  nicht  mit  dem  notwendigen 
Jleisse  betrieben  wurde.    Die  ungebildeten, 


moralisch  tief  stehenden  Forstbediensteten, 
mehr  Jäger  wie  Förster,  bereicherten  sich 
auf  Kosten  des  Waldes  und  der  Bevölkerung 
und  hatten  an  der  Pflege  des  Waldes  kein 
Interesse.  Daher  der  Ruf  nach  Aufhebung 
der  Forstpolizei,  Teilung  und  Rodung  der 
Gtemeindewaldungen ,  Verkauf  der  Staats- 
forsten. Durch  aQe  diese  umstände  wurde 
der  Waldbestand  im  höchsten  Grade  ge- 
fährdet und  die  in  vielen  Gegenden  schon 
vorhaodene  Holznot  noch  vergrössert.  Als 
ein  Kind  dieser  Not  entwickelten  sich  dann 
die  ersten  Lehren  der  Forstwissenschaft. 

e)  Die  Entwickelung  der  Forstwissen- 
sohaft  beginnt  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts. Die  in  den  Forstordnungen  nieder- 
gelegten waldbaulichen  und  betriebstech- 
nischen Regeln  waren  meist  gut  durchdacht 
mid  zweckmässig,  aber  oft  systemlos  und 
auch  mit  vielen  abergläubischen  Ansichten 
verquickt  Die  »Hausväterlitteratur«  ver- 
gass  auch  die  Behandlung  der  Wälder  nicht 
Nicht  unbedeutendes  leistete  der  schlesische 
Pfarrer  J.  M.  Colei-us  mit  seiner  »Oecono- 
mia  ruralis  et  domestica«  (1595 — 1609),  in- 
dem er  im  Anhalt  an  die  bestehenden  Forst- 
ordnungen manche  praktische  Winke  erteilte. 
Das  erste  eigentliche  Forstbuch  in  Deutsch- 
land war  die  1713  erschienene  »Sylvicul- 
tura  oeconomica«  des  sächsischen  Oberberg- 
hauptmanns Hans  Carl  v.  Garlowitz.  Li 
diesem  Buche  wird  die  Saat  und  Pflanzung, 
die  Erziehung  der  Pflanzen  im  Saatbeet 
sowie  die  Behandlung  des  Mittel-  und  Nie- 
derwaldes in  so  vorzüglicher  Weise  be- 
handelt, dass  wir  auch  gegenwärtig  darüber 
nichts  Besseres  sagen  können.  Diesem 
Werke  folgten  die  Arbeiten  der  »holzge- 
rechten Jäger«  H.  Döbel  (1699—1760),  J. 
G,  Beckmann  (1700—1777),  M.  C.  Käpler, 
von  Zanthier  (1717—1778),  welche  zwar 
ihre  eigenen  Erfahrungen  im  Forst-  imd 
Jagdbetriebe  mitteilten,  aber  über  das  An- 
fangsstadium noch  wenig  hinauskamen.  Die 
Forstleute  waren  im  18.  Jahrhundert  noch 
zu  wenig  gebildet,  um  selbständige  For- 
schungen vornehmen  und  litterarisch  ver- 
arbeiten zu  können.  Diese  Aufgabe  über- 
nahmen daher  die  Kameralisten,  welche  das 
gesamte  gelehrte  Wissen  dieser  Zeit  ency- 
klopädisch  umfassten  und,  an  der  Spitze  der 
Verwaltungsbehörden  stehend,  alle  Zweige 
der  Staatswissenschaften  beherrschten.  Bahüa- 
brechend  wirkte  der  württembergische  Ex- 
peditionsrat W.  G.  V.  Moser  (1729—1793) 
durch  Herausgabe  seines  z  weibändigenWerkes 
»Grundsätze  der  Forstökonomie  1757 «.  Seine 
forsttechnischen  Ausführungen  stützen  sich 
hauptsächlich  auf  den  Inhalt  der  Forstord- 
nungen und  auf  die  Arbeiten  der  holzpe- 
rechtea  Jäger,  namentlich  Döbels,  und  seine 
volkswirtschaftiichen  Ansichten  decken  sich 
vollkommen  mit  denen  von  Justis   und  von 
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Seckendorffs.  Der  forstliche  Wert  des 
Werkes  liegt  aber  darin,  dass  in  demselben 
zum  ersten  Male  die  Forstwirtschaft  von 
einem  höheren  staatswissenschaftUchenStand- 
punkte  aus  in  ungemein  klarer  und  syste- 
matischer Weise  behandelt  wird.  Moser 
folgten  dann  andere  Kameralisten  mit  forst- 
lichen Abhandlungen,  so  der  braunschwei- 
gische  Kammerrat  Gramer,  der  württem- 
bergische Domänenrat  J.  F.  Stahl  (1718  bis 
1790,  gab  von  1763  ab  die  erste  forsthche  Zeit- 
schrift heraus),  der  Göttinger  Professor  J. 
Beckmann  (1739 — 1811),  der  Professor  an 
der  Kameralschule  in  Kaiserslautem  J.  H. 
Jung,  der  Professor  an  der  Universität  Frei- 
burg i.  Br.  und  österreichische  Oberforst- 
meister J.  J.  Tnmk  (1789  »Forstlehrbuch«), 
der  Mainzer  Professor  Müllenkampf.  Alle 
diese  Männer  wirkten  ja  anregend  und  fort- 
bildend, gelangten  aber  bei  dem  Mangel  an 
mathematischen,  naturwissenschaftlichen  imd 
eigenen  forstlichen  Kenntnissen  und  den 
verworrenen  volkswirtschaftlichen  Begriffen 
über  die  Bedeutung  des  Waldes  zu  wenigen 
positiven  Ergebnissen.  Am  weitesten  war 
verhältnismässig  der  mathematische  Teil  der 
Forstwissenschaft  ausgebildet  und  als  notwen- 
dig anerkannt,  weil  man  die  Nutzungen  des 
mildes  durch  Schlageinteilungen  und  Holz- 
massenberechnungen in  Ordnung  zu  bringen 
suchte.  Der  weimarische  Forstmeister  Oettelt 
gab  im  Jahre  1765  ein  Buch  heraus  mit 
dem  Titel:  »Praktischer  Beweis,  dass  die 
Mathesis  bei  dem  Forstwesen  unentbehrliche 
Dienste  thue«  und  lehrte  darin  die  Einrich- 
tung der  Forsten. 

Ein  eifriger  Förderer  des  Anbaues  aus- 
ländischer Holzarten  war  der  Direktor  der 
Forstakademie  in  Berlin  F.  A.  L.  von  Burgs- 
dorf (1788  »Forsthandbuch«),  ein  sehr  em- 
flussreicher,  von  krankhafter  Eitelkeit  er- 
füllter Mann. 

Alle  diese  Bemtihungen  auf  dem  Gebiete 
der  Forstwissenschaft  im  18.  Jahrhundert 
trugen  auch  deshalb  wenig  Früchte,  weil  es 
an  geeigneten  Lehrstätten  fehlte,  welche  die 
gewonnenen  Eifahrungen  verarbeitet  und 
den  Berufsforstleuten  mitgeteilt  hätten.  Erst 
mit  Georg  Ludwig  Hartig  (1764—1837), 
dem  langjährigen  Chef  der  preussischen 
Forstverwaltung  (1811—1837),  und  Heinrich 
von  Cotta  (1763--1844),  dem  Direktor  der 
Forstakademie  Tharand  und  der  sächsischen 
Forsteinrichtungsanstalt,  kam  neues  Leben, 
System  und  Fortschritt  in  die  Entwickelung 
der  Forstwissenschaft.  Ihre  epochemachende 
Thätigkeit  lag  auf  dem  Gebiete  des  Wald- 
baues und  der  Forsteinrichtung.  Ergänzend 
gesellte  sich  ihnen  der  Professor  an  der 
Universität  Giessen,  J.  C.  Hundeshagen  Q783 
bis  1834)  hinzu,  der  als  Begründer  der  lorst- 
lichen  Statistik  und  Organisator  exakter 
Versuche  im  Walde  der  Vater  der  spekula- 


tiven Bichtung,  der  Rentabilitätslehre,  ge- 
nannt werden  muss.  Gottlob  König  (1776 
bis  1849)  war  der  erste  bedeutende  Forst- 
mathematiker, an  dessen  Arbeiten  später 
Pressier  anknüpfte.  Weiter  hereinragend  in 
das  gegen wär%e  Jahrhundert  war  der  erste 
DireKtor  der  Forstakademie  Eberswalde,  F. 
W.  L.Pfeü  (1783—1859),  und  der  Nachfolger 
Hundeshagens  in  Giessen,  Carl  Justus  Heyer 
(1797—1856).  Ersterer  war  beinahe  auf 
allen  Gebieten  thätig,  letzterer  hauptsächlich 
auf  dem  (Jebiete  des  Waldbaues  und  der 
Holztaxation  imd  wurde  durch  seine  im 
Jahre  1846  herausgegebene  Anleitung  zu 
forststatistischen  Untersuchungen  der  eigent- 
liche, weitaussehende  Begründer  des  forst- 
lichen Yersuchswesens.  Noch  viele  be- 
deutende Männer,  wie  Hossfeld,  Däzel, 
Smaiian,  Elauprecht,  Schneider  wären  hier  zu 
nennen.  Bis  in  die  neueste  Zeit  herein 
wirkten  H.  C.  Biuxikhardt  (1811—1879) 
auf  dem  Gebiete  des  Waldbaues,  M.  Pressier^ 
Gustav  Heyer  und  Lehr  bahnbrechend  in 
Waldwertrechnuug  und  forstlicher  Statik^ 
Grebe  in  ^Yaldbau,  Taxation  und  Boden- 
kunde, Albert,  Roth  und  Lehr  auf  dem 
Gebiete  der  Forstpolitik,  Baur  im  forstlichen 
Versuchswesen,  Judeich  in  Forsteinrichtung, 
Bernhardt  und  Both  als  Forsthistoriker. 

f)  Das  forstliche  Unterriohtswesexi 
entwickelte  sich  aus  der  praktischen  Forst- 
lehre und  den  von  hervorragenden  Forst- 
leuten um  die  Wende  des  18.  Jahrhundeit& 
organisierten  sogenannten  Meisterschulen» 
Mit  den  immer  steigenden  Anfordenmgen 
wurden  eigentliche  Forstschulen  von  den 
Regierungen  errichtet,  deren  Rang  imd  Aus- 
dehnung mit  der  fortschreitenden  Entwicke- 
lung der  Forstwissenschaft  immer  mehr  stieg» 
Von  1770—1802  bestand  in  Berlin  eine  Art 
staatliche  Forstschule,  an  der  Gleditscli  und 
Burgsdorf  Unterricht  erteilten.  In  Württem- 
berg wurde  an  der  »hohen  Karlsschule« 
von  1772—1794  forstlicher  Unterricht  er- 
teilt.  In  Bayern  wurde  1790  in  München 
eine  Staatsforstschule  mit  4  jährigen  Unter- 
richtskursen errichtet;  sie  wurde  1803  nach 
Weihenstephan  verlegt  und  1806  aufgehoben» 
Li  Aschaffenbuig  bestand  von  1807—1832^ 
eine  forstliche  Mittelschule,  in  Dreissigacker 
(Thüringen)  von  1803—1843.  Die  genannten 
Anstalten  konnten  sich  auf  die  Dauer  ni(  ht 
halten,  weil  die  Vorbildung  der  Schüler  zu 
verschieden,  meistens  zu  gering  wai*  und 
auch  das  Lehrpersonal  nicht  hinreichte.  — 
Für  den  höheren  Forstdienst,  der  früher  von 
dem  mittleren  getrennt  war,  bestanden  an 
den  Universitäten  Landshut — München  (1806 
bis  1848  und  von  1859  ab),  Altdorf  (bis 
1809),  Berlin  (1811—1830),  Tübingen  (1818 
bis  1825  bezw.  1841)  forstiiche,  mit  Berufe- 
forstmännern besetzte  Lehrstühle.  —  Von 
den  30er  Jahren   des   19.  Jahrhunderts  ab 
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wurde  dann  die  Organisation  des  forstlichen 
Unterrichtes  energisch  betrieben  und  in  den 
einzelnen  Ländern  verschieden  gestaltet. 
Gegenwäilig  bestehen  die  Akademieen  Ebers- 
walde seit  1830,  Münden  1868,  Aschaffen- 
burg 1844  (seit  1899  forstliche  Hochsdiule), 
Tharand  1816,  Eisenach  1830.  An  die 
Universitäten  ist  der  Unterricht  verlegt 
in  Giessen  seit  1825,  München  1878, 
Tübingen  1881  (von  Hohenheim  dahin  ver- 
legt), an  die  Technischen  Hochschulen  in 
Karlsruhe  1832  und  Zürich  1855  (Braim- 
schweig  von  1838 — 1877).  In  Oesterreich 
wurde  1875  die  Forstakademie  Mariabrunn 
aufgehoben  und  der  forstliche  Unterricht  an 
die  Hochschule  für  Bodenkultiur  in  Wieo 
verlegt.  In  Ungarn  besteht  die  Forstakademie 
Schemnitz  seit  1870,  in  Frankreich  das 
Institut  agronomique  in  Paris  und  die  Ecole 
nationale  foresti^re  in  Nancy  seit  1824,  in 
Italien  das  Forstinstitut  zu  Vallombrosa  seit 
1869,  in  Spanien  die  Forstschule  zu  Escorial 
bei  Madrid  seit  1843,  in  England  die  Forst- 
schule zu  Coopers  Hill,  in  Russland  zwei 
Lehrstätten  in  Petersburg  und  Nowo-Alexan- 
drowsk  sowie  je  ein  forstlicher  Lehrstuhl 
an  den  Hochschulen  zu  Moskau,  Kiew,  War- 
schau imd  Riga,  in  Finland  in  Evois,  in  Däne- 
mark in  Kopenhagen,  Schweden  zu  Stockholm 
seit  1828,  Norwegen  bei  Christiania  seit  1899. 
—  Die  eigentliche  Pflegestätte  der  Forstwis- 
senschaft ist  die  Universität.  Der  forstliche 
Beruf  setzt  gegenwärtig  viele  volkswirt- 
schaftliche und  verwaltungsrechtliche  Kennt- 
nisse voraus,  die  in  voUem  Umfange  nur  an 
den  Universitäten  erworben  werden  können. 
Die  Akademieen  sind  auf  die  Dauer  unhalt- 
bar, weü  ihnen  die  Lehrkräfte  für  die  ge- 
nannten Fächer  fehlen  und  solche  für  die 
Hilfs-  und  Gnmdwissenschaften  schon  mit 
Rücksicht  auf  die  dürftige  Ausstattung  der 
Laboratorien  an  denselben  schwer  zu  halten 
sind.  Es  giebt  keinen  Beruf,  der  so  viel- 
seitige Kenntnisse  voraussetzt  als  der  forst- 
liche :  naturwissenschaftliche,  mathematische, 
volkswirtschaftliche,  kameralistische,  juris- 
tische und  dann  noch  die  vielen  specifisch 
forstlichen  Fächer  halten  sich  hinsichtlich 
ihrer  Wichtigkeit  im  Gleichgewicht.  Wollte 
man  die  Akademieen  mit  allen  Disciplinen 
würdig  ausstatten,  dann  würden  dieselben 
von  selber  zu  kleinen  Universitäten,  Das 
Ungenügende  der  Akademiebildung  erkennen 
Preussen  und  Sachsen  auch  dadurch  an,  dass 
sie  von  den  Staatsdienstadspiranten  noch 
den  einjährigen  Besuch  einer  Universität 
fordern.  Den  technischen  Hochschulen  fehlt 
der  innere  Zusammenhang  mit  den  genannten 
Disciplinen ;  daher  können  dieselben  nur  aus- 
hilfsweise in  Betracht  kommen. 

Lftteratur:     Encykl  opädische    Arbeiten, 

JL    van  Dombrowski,    Encyklopädie   der  ge- 

»     satntenForst-  undJagdtüissensckafien,  Wien  u.  Leip' 


zig  1886 — 94.  —  C,  v.  Ftsehbach,  Lehrbuch  der 
ForstwirUch^ß,  4.  Aufl.,  Berlin  1886.  — H,  Fürst, 
lUuatr.  Forst-  und  Jagdlexikon,  Berlin  1888,  — 
Helferich,  Die  Forstwirtschaft  in  Schönbergs 
Handb.  der  politischen  Oekonomie,  —  R,  Hes8, 
Encyklopädie  und  Methodologie  der  Forsivnssen' 
Schaft,  Nördlingen  1885 — 90,  —  T.  Lorey, 
Handb.  der  Forstwissenschaft,  $  Bde.,  Tübingen 

1888.  —  Statistik  und  allgemeine  Dar- 
Stellungen  (auch  filr  II  u.  III).  Deutsches 
Reich:  Die  Veröffentlichungen  des  k.  Statist, 
Amtes.  —  Judeich~(Neumeister-)Behn^,  Forst' 
und  Jagdkalender, — Fi'eussen :  Hagen~Danner, 
Die  forstl.  Verhältnisse  Preussens,  3.  Aufl.,  1894. 
—  Die  Forstverwaltung  Bayerns,  München  1861 
(veraUei).  —  Darstellung  der  kgl,  sächs.  Staats* 
forstverw.,  Dresden  1865,  Ergänzungen  hierzu  im 

Tharander  Jahrb.  —  Die  forstlichen  Verhältnisse 
Württembergs,  Stuttgart  1880.  —  KruHna,  Die 
badische  Forstverwaltung,  1891.  —  Mitteilungen 
aus  der  Forste  und  Kameralverwaitung  des 
Grossh,  Hessen,  Darmstadt  1886  u.  1896.  — 
von  Berg,  Die  forstl.  Verh.  in  Elsass-Lothringen, 
188S.  —  Jährlich  oder  periodisch  erscheinen: 
Forststatisiische  Mitteilungen  aus  Württemberg 
(Stuttgart).  —  Statistische  Nachweieungen  aus 
der  ForstverwaUung  des  Qrossherzogtums  Baden 
(Karlsruhe).  —  Beiträge  zur  Forststatistik  von 
ElsoM-Loihringen  (Strasburg).  —  Resultate  der 
ForstverwaUung  im  Reg.-Bez.  Wiesbaden  (Wies- 
baden). —  Ferner:  Bernhardt,  Forststatislik 
DeutseJdands,  Berlin  1872.  —  Leo,  Forststat, 
über  Deutschland  und  Oesterreich-  Ungarn,  Berlin 
1874.  —  Lehr,  Beiträge  zur  Statistik  der  Freue, 
insbes.   des  Creldes  und  Holzes,  Frankfurt  a.  M. 

1885.  — Für  Oesterreich-Ühgam:  Statist.  Jahrb. 
des  k.  k.  Ackerbauministeriums.  —  Statist,  Hand- 
buch der  österr.-ungarischen  Monarchie,  neue 
Folge,  —  Schindler,  Die  Forste  der  in  Ver- 
waltung des  k.  k.  Ackerbauministeriums  stehenden 
Staats-  und  Fondsgüter  (Wien).  —  JHmttz, 
Oesterreichs  Forstwesen  I848 — 1888  (Wien).  — 
Beiträge  zur  Forststatistik  von  Böhmen,    Prag 

1886.  —  Bedö,  Besehreibung  der  ungarischen 
Staatsforsten,  Budapest  1878.  —  Derselbe,  Be- 
schreibung der  WiUder  des  ungarischen  Staates, 
1896.  —  K.  H.  Henho,  Beiträge  zur  Statistik 
der  Forsten  des  europäischen  Busslands,  Peters- 
burg 1888;  übersetzt  von  (jfuse,  Berlin  u.  Giessen 

1889.  —  Bulletin  russe  de  statistique  finandhre 
et  Ugislation,  St.  Petersburg  1899.  —  Arnold, 
Russlands  Wald,  1898.  —  Femer:  Statistique 
forestih'e,  Paris  1878.  —  Bulletin  du  Ministhre 
des  Traveaux  publics,  tome  17,  1888.  — 
Annuaire  des  eaux  et  forets.  —  Statistica 
forestale,  Firenze  1870.  —  Bert4jL0noli ,  I 
Poschi  e  la  nostra  Palitica  forestale,  Bo- 
logna  1889.  —  Statistike  Oplysninger  om 
Statskovene  i  Danmark,  Kopenhagen  1888  und 
Tillaeg  von  1898.  —  Seniler,  Tropische  und 
nordamerikanische  Waldwirtschaft  und  Holz- 
kunde,  Berlin  1888, 

Gegenwärtig  erscheinende  forstliche  Zeit- 
schriften: Jahresbericht  über  Veröffentlichungen 
und  wichtigere  Ereignisse  im  Gebiete  des  Forst- 
wesens etc.,  herausgeg.  von  Lorey,  Su^ppl.  zur 
Aüg.  Forst-  und  Ja^dztg.,  Frankfurt  a.  M.  — 
Allgemeiner  Anzeiger  f.  d.  Forstproduktenv erkehr 
(R.  Weber),  Augsburg.  —  Aus  dem  Walde,  Frank- 
furt a.  M.  —  ForstwissenschafUiches  Centralblatt 
(Fürst),  Berlin.  —  Centralblatt  für  das  gesamte 
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Forstwesen  (Friedrich),  Wien.  —  Der  praktische 
Forstwirt  für  die  Schweiz  ( Baidinger )^  Davos.  — 
Oesterreichische  Forstzeitung,  Wien.  —  AUgem. 
Forst'  und  Jagdztg.  (Lorey),  Frankfurt  a.  M.  — 
Forstverkehrsblatt,  Berlin.  —  AUgem.  Holzver- 
kaufsanzeiger, Hannover.  —  Jahrb.  d.  preuss. 
Forst-  und  Jagdgesetzgebung  (Danckelmann), 
Berlin.  —  Mündener  forstliche  Hefte  (Weise), 
Berlin.  —  Tharander  forstl.  Jahrbuch  (Kunze), 
Dresden.  —  Zeitschr.  för  Forst-  und  Jagdwesen 
(Danckelmann),  Berlin.  —  Jahrb.  des  sehlesischen 
Forstvereins,  Breslau.  —  Oesterreichische  VierteU 
Jahrsschrift  für  Forstwesen  (v.  Guttenberg),  Wien. 

—  Schweizerische  Zeitschr.  fiir  Forstwesen  (Fank- 
hauser),  Zürich.  —  Revue  des  eaux  et  fortts  mit 
Repertoire  de  legislation  et  de  jurisprfidence 
forestiere  (Frizard),  Baris.  —  Nnova  Revista 
forestale  (Piccioli) ,  Firenze.  —  Bulletin  de  la 
Soci^tS  Centrale  Forestih'e  de  Belgique,  Bruxeües. 

—  Les7iqj  Journal,  Organ  des  Petersburger  Forst- 
Vereines,  Lesnoj  djelo.  —  Indian  forester.  — 
Ausserdem  die  jährlich  erscheinenden  Vereins- 
Schriften  über  die  Verhandlungen  der  Forstvereine, 

Geschichte -Litteratur:  Bemhardty 
Oeschichte  des  Waldeigentums,  der  Waidwirtschaft 
und  Forstwissenschaft  in  Deutschland,  Berlin 
1872 — 75.  —  Jlf.  Endres,  Die  Waldbenutzung 
vom  IS.  bis  Ende  des  IS.  Jahrh.,  Tübingen  1888. 

—  Fraa»f  Geschichte  der  Landbau-  und 
Forstvnssenschaft,  München  1865.  —  Hess, 
Lebensbilder  hervorragender  Forstmänner  etc., 
Berlin  1885.  —  Ijorey  in  Loreys  Handb.  I 
(Forstl.  Unterricht  der  Gegenwart).  —  JV^ey, 
Geschichte  des  heiligen  Forstes  bei  Hage- 
nau  im  Elsass,  Strassburg  1888.  —  Kothy  Gesch. 
d.  Forst-  u.  Jagdwesens  in  Deutschland,  Berlin 
1879,  —  8chwa^^a4!hf  Handb.  der  Forst-  und 
Jagdgesch.,  Berlin  1886 — 88.  —  A,  Seiden^ 
sticker,  Waldgesehichte  des  Altertums,  Frank- 
furt a.  O.  1886;  Rechts-  und  Wirischaftsgesch. 
norddeutscher  Forsten,  Göttingen  1896.  —  Stieg- 
litz, Gesehich tl.  Darstellung  der  Eigentumsver- 
hältnisse an  Wald  und  Jagd  in  Deutschland, 
18Sg.  M,  Endres, 


IL 
Forstwirtschaft. 

A.  Waldbaulicher  Betrieb.  1.  Die 
Holzarten.  2.  Bestandsarten,  Abteilnng,  Be- 
standspflege. 3.  Die  BetrielMarten  oder  Bestands- 
formen. 4.  Geschichte  nnd  Kritik,  ö.  Land- 
wirtschaftliche Nutzungen  im  Walde.  —  B. 
Oekonomischer  Betrieb.  L  Grundlagen 
der  Betriebsordnung  und  Massenpro- 
duktion. 1.  Holzmasse  des  Einzelbestandes, 
Zuwachs,  Ertragstafeln.  2.  Betriebsklasse,  Holz- 
vorrat. 3.  Die  Massenerträge.  4.  Die  Holzproduk- 
tion Deutschlands.  5.  Nutzholzprozent.  II.  Die 
Umtriebszeiten.  1.  Einleitendes.  2.  Wald- 
reinertragswirtschaft. 3.  Bodenreinertrafifswirt- 
schaft.  4.  Die  Verzinsung  der  Produktions- 
kapitalien  bei  beiden  Systemen.  5.  Die  Einwände 
gegen  die  Bodenreinertragswirtschaft.  6.  Er- 
werbsfähige und  erwerbsunfähige  Waldungen. 
7.  Die  Umtriebszeiten  der  Praxis.  8.  Genauig- 
keit der  Rechnung.  9.  Sonstige  Wirtschafts- 
systeme. 


A.  Waldbanliclier  Betrieb. 

1.  Die  Holzarten.  Die  wälderbildenden 
Holzarten  in  Mitteleuropa  sind  die  Kiefer 
(Fohre),  Fichte,  Weisstanne,  Lärche,  Rot- 
buche, Eiche,  Erle,  Esche,  Birke,  Hainbuche^ 
Ulme,  Aspe,  Ahorn,  Edelkastanie.  Als  Fremd- 
linge bürgerten  sich  ein  Akazie  und  Wey- 
mouthskiefer. Die  in  neuerer  Zeit  mit  amerika- 
nischen und  japanischen  Holzarten  wieder  auf- 
genommenen Anbauversuche  sind  zwar  noch 
nicht  ganz  abgeschlossen,  doch  lässt  sich 
schon  jetzt  sagen,  dass  die  Zahl  der  an- 
bauwürdigen Arten  eine  sehr  geringe  ist 

Im  Deutschen  Reiche  ist  die  ge- 
samte WaJdfläche  zu  66,5  ^/o  mit  Nadelholz 
und  33,5  ^/o  mit  Laubholz  bestockt  Letzteres 
ist  im  Südwesten  und  Westen  (Württem- 
berg, Baden,  Msass-Lothringen,  Hes8en,West- 
falen,  Rheinland)  verhältnismäfisig  stärker 
verbreitet  als  im  übrigen  Deutschland.  Die 
einzelnen  Holzarten  sind  mit  folgenden  Pro- 
zentsätzen beteiligt :  Kiefer  41,8,  Fichte  und 
Tanne  22,5,  Lärche  0,3,  Buche  im  Hoch- 
wald 14,6,  Eiche  im  Hochwald  3,6,  Birken-, 
Erlen-,  Aspenhochwald  3,0,  Eichenschälwald 
3,2,  Weidenheger  0,3,  Niederwald  anderer 
Art  2,5,  Mittelwald  5,5,  nicht  nach  einzelnen 
Holzarten  ausgeschieden  (gemischt)  2,7%. 
Die  verbreitetste  Holzart  ist  somit  die  Kiefer^ 
die  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten  Wald- 
fläche Preussens  (53%)  und  über  */5  der- 
jenigen Deutschlands  einnimmt.  Diese  weite 
Ausdehnung  verdankt  dieselbe  ihrer  An- 
spruchslosigkeit an  die  Bodengüte.  Auf 
armen  trockenen  Sandböden  und  allen  durch 
übermässige  Streunutzung  erschöpften  Boden- 
arten ist  sie  die  einzig  mögliche  nutz- 
bringende Holzart*  daher  nimmt  sie  gegen- 
wärtig, wie  das  Nadelholz  überhaupt,  viele 
Gebiete  ein,  die  ehedem  mit  Laubholz  be- 
stockt waren  und  durch  Streu-  und  Weide- 
nutzung oder  falsche  Wirtschaftsführung 
laubholzmüde  wurden.  Von  der  Gesamt- 
waldfläche Oesterreichs  entfeUen  70% 
auf  den  Nadelwald,  15%  auf  den  Laubholz- 
hochwald und  15  %  auf  Mittel-  und  Niedeiv 
wald.  In  den  österreichischen  Staatsforsten 
nimmt  das  Nadelholz  75,5%  der  Fläche 
ein,  nämlich  die  Fichte  48,8  %,  Tanne  18,9  %, 
Lärche  4,5  %,  Kiefer  3,3  ®/o ;  ferner  die  Buche 
20,2%,  Eiche  1,5%,  das  übrige  Laubhok 
2,5%.  Dagegen  herrscht  in  Ungarn  das 
Laubholz  bedeutend  vor;  es  endoEillen  auf 
das  Nadelholz  von  der  Gesamtwaldfläche 
20,7  %,  auf  das  Laubholz  79,3  %,  auf  die 
Stiel-  und  Traubeneiche  allein  21,3%,  auf 
die  Zerreiche  5,6  %,  auf  die  Rotbuche  36,1  %. 
—  Im  europäischen  Russland  sind  in  den 
Staatsforsten  die  reinen  Nadelholzbestände 
mit  74  %  vertreten ;  dazu  kommen  noch  15^.o 
Mischbestände  von  Nadel-  und  Laubholz. 

Die  Bedeutung  einer  Holzart  bemisst  sich 
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nach  ihrem  waldbaulichen  Verhalten  und 
ihrem  ökonomischen  Nutzwert.  Letzterer 
findet  seinen  Ausdruck  in  dem  für  die 
Masseneinheit  gezahlten  Geldpreis.  Derselbe 
ist  für  die  edlen  Laubhölzer  Eiche,  Esche, 
Ulme,  Ahorn  im  allgemeinen  bedeutend 
höher  als  für  das  Nadelholz  und  die  Buche, 
welche  fast  nur  Brennholz  liefert.  Der 
höhere  Geldpreis  bedeutet  aber  nicht  zu- 
gleich die  höhere  Rentabilität,  da  für  letztere 
auch  die  Kosten  der  Produktion,  namentlich 
die  Zinseszinsen  der  ursprünglichen  Kapital- 
anlage in  Itechnung  gezogen  werden  müssen 
und  dieselben  um  so  grösser  werden,  je 
länger  der  Produktionszeitraum  ist.  Von 
letzterem  Standpunkt  aus  ist  daher  gegen- 
wärtig im  allgem  einen  die  Nadelholz- 
zucht rentabler  als  die  Laubholzzucht.  Die 
unbestritten  rentabelste  Holzart  ist  die  Fichte. 

2.  Bestandsaiten,  Abteilnng,  Bestands- 
pflege.  Bestand  ist  die  waldbauliche  Be- 
zeichnung für  einen  grösseren  Waldteil,  der 
sich  durch  Holzart,  Alter  und  Wuchs  von 
seiner  Umgebung  wesentlich  unterscheidet. 
Ungefähr  dasselbe  bedeutet  in  der  Technik 
der  Forsteinrichtung  der  Ausdruck  Abteilung 
oder  Jagen  (Wirtschaftseinheit).  Reine  Be- 
stände sind  aus  einer  Holzart,  gemischte 
Bestände  aus  mehreren  Holzarten  zusammen- 
gesetzt. Von  der  Begründung  bis  zum  Ab- 
trieb eines  Bestandes  werden  sehr  viele 
Bäume  von  den  besonders  wuchskräftigen 
Exemplaren  unterdn'ickt  und  allmählich  dürr ; 
ferner  werden  einzelne  besonders  hoffnungs- 
volle Individuen  von  minderwertigen  seitlich 
so  bedrängt,  dass  deren  freudiges  Wachstum 
durch lichtentziehung  gefährdet  wird;  end- 
lich zeigen  einzelne  Exemplare  krüppelhafte, 
durch  Krankheiten  deformierte  Schaftformen, 
die  beim  Abtriebe  kein  Nutzholz  liefern. 
Alle  diese  Stämme  müssen  durch  die  Be- 
standspflege aus  dem  Bestände  entfernt  wer- 
den, und  die  darauf  abzielenden  Manipula- 
tionen nennt  man  Durchforstungen. 
Das  diu-ch  die  Durchforstungs-  und  Reini- 
gungshiebe gewonnene  Material  wird  als 
»Zwischennutzung«  (Vornutzung)  ver- 
bucht, im  Gegensatz  zur  »H  a  u  p  t  n  u  t  z  u  n  g« , 

welche  das  durch  den  Abtrieb  des  ganzen 
Bestandes  anfallende  Holzquantum  umfasst. 
Mit  welcher  Intensität  sich  der  Ausschei- 
dungsprozess  in  einem  Bestände  vollzieht, 
zeigt  die  Thatsache,  dass  ein  haubarer,  ca. 
100  jähriger  Bestand  300—1200  Stänune  ent- 
hält pro  Hektar,  eine  Kidtur  dagegen  7000 
bis  vieUeicht  100000  und  noch  mehr  Pflan- 
zen (bei  natürlicher  Verjüngimg). 

3.  Die  Betriebsarten  oder  Bestands- 
formen.  Dieselben  gliedern  sich  in  die 
zwei  Hauptkategorieen :  Hochwald  und  Aus- 
schlagwald. Die  Bäume  des  Hochwaldes 
entstehen  aus  Samen  und  sind  Kernwüchse, 
die  Bäume  des  Ausschlagwaldes   entstehen 


durch  Ausschläge  aus  Stöcken  und  Wurzeln. 
Das  Vermögen,  vom  Stocke  wiederholt  aus- 
zuschlagen (Reproduktionsvermögen) ,  be- 
sitzen die  Laubhölzer  und  von  den  Nadel- 
hölzern in  geringem  Grade  die  Eibe  und 
Pinus  rigida.  Daher  ist  Ausschlagwald 
schlechthin  stets  Laubwald,  Hochwald  da- 
gegen Nadelwald  oder  Laubwald,  wenn 
letzterer  aus  Samen  und  nicht  aus  Stock- 
ausschlägen gezogen  wird.  Der  HochwsJd 
erscheint  in  zwei  charakteristischen  Formen : 
in  der  Plenter-  oder  Femelform  und  ver- 
wandten Arten  und  ferner  in  den  Formen 
des  Schlagbetriebes. 

a)  Hochwaldformen.  Der  Plenter- 
oder Femelwald  ist  die  natürüchste  mid 
ursprünglichste  Waldform.  Urwald  ist 
Plenterwald.  Das  Wort  Plentern  hängt  zu- 
sammen mit  blenden,  d.  h.  verdunkeln  (die 
Blender  wegnehmen  oder  die  verdunkelnden 
Bäume).  Das  im  gleichen  Sinne  gebrauchte 
Wort  Femeln  ist  auf  femeUa  (Weibchen)  zu- 
nickzuführen  und  der  Hanfzucht  entlehnt, 
bei  welcher  man  die  rascher  reifende  männ- 
liche Pflanze,  die  man  früher,  weil  kleiner 
und  zarter,  für  die  weibliche  hielt  und  als 
femella  bezeichnete,  auszieht  oder  ausfemelt. 
Im  Plenterwalde  stehen  auf  derselben  Fläche 
Bäume  jeden  Alters,  von  der  einjährigen 
Pflanze  bis  zum  haubaren  Baum  in  bunter 
Anordnung  durch  einander.  Die  Nutzung 
oder  der  Abtrieb  des  Holzes  erfolgt  stamm- 
weise, indem  immer  die  jeweils  hiebsbe- 
dürftigen oder  haubaren  Stämme  einzeln 
zwischen  den  stehenbleibenden  herausge- 
zogen werden.  Der  praktische  Waldbau  ist 
zufrieden,  wenn  im  Plenterwald  nur  eine 
grössere  Zahl  verschiedener  Altersklassen 
vertreten  ist,  weü  die  mehr  theoretische 
Unterstellung,  dass  Repräsentanten  jeden 
Baumalters  auf  derselben  Fläche  vorhanden 
sein  sollen,  infolge  des  gegenseitigen  Kampfes 
der  Bäume  um  Licht  (ünterdrückungspro- 
zess)  praktisch  sich  nie  ganz  verwirklicht. 
Auch  die  mehr  gnippen-  als  stammweise 
Verteilung  der  Altersklassen  stört  den  Be- 
griff des  Plenterwaldes  nicht.  Er  passt  nur 
gut  für  Erziehung  solcher  Holzarten,  welche 
in  der  Jugend  Schatten  vertragen  (Tanne, 
Fichte,  Buche),  wenig  oder  gar  nicht  für 
lichtfordernde  Bäume,  da  dieselben  in  der 
Jugend  den  Druck  (Beschattung)  der  vorge- 
wachsenen Stämme  nicht  aushalten.  Der 
Plenterwald  regeneriert  sich  seinem  Wesen 
nach  selber  diuxjh  die  Saraenproduktion  der 
älteren  Bäume  (natürliche  Verjüngimg). 

DerSchlagbetrieboderdieSchlag- 
wirtschaft  erzeugt  entweder  gleichalterige 
oder  ungleichalterige  Bestände.  Die  gleich- 
alterigen  entstehen  erstens  durch  die  voll- 
ständige Abholzung  einer  Fläche  in  einem 
Jahre  und  durch  Wiederaufforstung  dersel- 
ben durch  Saat  oder  Pflanzung,  d.  h.  durch 
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künstliche  Verjüngung  —  Eahlschlagform ; 
zweitens  durch  lichtende  Aushiebe  ( vorbe- 
reitungs-,  Siunen-  und  Nachhieb)  über  die 
ganze  Fläche  hin  zum  Zwecke  der  natür- 
lichen gleichmässigen  Besamung  in  einem 
Jahre  —  Schirraschlagform.  Die  ungleich- 
alterigen  Bestände  entstehen  dadurch,  dass 
der  Abtrieb  und  die  natürliche  Verjüngung 
nicht  gleichmässig  und  gleichzeitig  über  den 
ganzen  Bestand  hin  erfolgt,  sondern  je  nach 
dem  Eintritt  der  Samenjahre,  nach  der  Holz- 
art und  dem  Wirtschaftszweck  periodisch 
und  platzweise  verteilt  wird  (horstweise 
Verjüngung) — Femelschlagform.  Die  Schirm- 
schlag- undFemelschlagform  entstehen  durch 
allmählichen  Abtrieb  des  Mutterbestandes 
und  basieren  auf  der  Verjüngung  durch 
Natiurbesamung,  das  Wesen  der  Kahlschla^- 
form  liegt  in  dem  kahlen  Abtrieb  imd  in 
der  künstlichen  Verjüngung,  Der  Unter- 
schied zwischen  Plenterbetneb  und  Schlag- 
wirtschaft liegt  also  darin,  dass  im  Plenter- 
wald Nutzung  und  Verjüngung  in  demselben 
Bestände  alle  Jahre  stattfinden  (theoretisch), 
im  Wadde  mit  Schlagbetrieb  dagegen  Nut- 
zung und  Verjüngung  zeitlich  begrenzt  sind. 
Theorie  und  Praxis  haben  ausser  diesen 
typischen  Formen  noch  viele  andere  ausge- 
schieden, die  aber  schliesslich  nur  Modifi- 
kationen dieser  Grundformen  oder  Ueber- 
gangsformen  sind. 

b)  Ausschlagwaldungen.  Dieselben 
zerfallen  in  Nieaerwald  imd  Mittelwald. 
Forstlich  weniger  wichtig  ist  der  Kopfholz- 
betrieb zur  Brennholz-  und  Weidenzucht 
und  der  Schneitelholzbetrieb  zur  Gewinnung 
von  Nadelstreu  und  Futterlaub.  Bei  der 
Nutzung  des  Niederwaldes  wird  die 
ganze  oberirdische  Holzmasse  gewonnen,  der 
neue  Bestand  entsteht  durch  die  Ausschläge 
der  stehenbleibenden  Stöcke  fStocklohden) 
oder  durch  die  Wurzelbrut,  wooei  das  Feh- 
lende immer  wieder  diuxjh  Pflanzung  ergänzt 
wird.  Der  Abtrieb  erfolgt  in  kürzeren  Zeit- 
räumen als  beim  Hochwaldbetrieb,  je  nach 
Holzart  und  Wirtschaftszweck  alle  10 — 30 
Jahre.  Der  Hauptrepräsentant  der  Nieder- 
waldwirtschaft ist  der  Eichenschälwald 
(Gerberrinde).  Der  Mittelwald  entsteht 
aus  dem  Niederwald  dadurch,  dass  bei  der 
jedesmaligen  Nutzung  der  letzteren  immer 
einzelne  Stämme  zum  Weiterwachsen  stehen 
bleiben.  Er  besieht  demnach  aus  zwei 
Teilen:  aus  dem  als  Niederwald  behandel- 
ten Unterholz  und  dem  hochwaldartig  er- 
wachsenden, mehrere  Altersklassen  umfassen- 
denOberholz  (Lassreitel  .Oberständer),  welches 
der  Regel  nach  aus  Kernwüchsen  besteht. 
Er  nimmt  somit  zwischen  Nieder-  und  Hoch- 
wald eine  »vermittelnde«  Stellung  ein.  Be- 
dingung ist  eine  so  lichte  Verteilung  des 
Oberholzes,  dass  das  Unterholz  unter  dem 
Schatten  desselben  noch  gedeihen  kann.  Die 


neuere  waldbauliche  Richtung  geht  darauf 
aus,  den  Mittel wald  hochwaldsurtig  zu  be- 
handeln, indem  geschlossene  Gruppen  oder 
Horste  von  nutzholztüchtigen  Holzarten  an 
SteUe  des  Einzelüberhaltes  und  der  gleich- 
mässigen Verteilung  treten. 

c)  Sonstige  Betriebsarten.  Ausser 
den   erwähnten    Betriebsarten    seien    nodi 
folgende   Modifikationen   besonders  hervor- 
gehoben:  Um   besonders   starkes  Nutzholz 
zu  erziehen,  bleiben  beim  Abtrieb  der  (Kie- 
fern-) Bestände  einzelne  Bäume  stehen  imd 
wachsen  im  Jungwuchs  noch  eine  Umtriebs- 
zeit  weiter  —  Ueberhaltbetrieb  (Ueber- 
hälter,  Waldrechter,  Samenbäume).  —  Die 
Lichtholzarten  sind  im  späteren  JBestands- 
alter  nicht  mehr  im  stände,  durch  den  eige- 
nen Schluss  den  Boden  vor  Austrocknung 
zu  schützen;   daher  werden  in  solche  Be- 
stände Schattholzarten  als  Bodensdiutzholz 
eingesät  oder  eingepflanzt  —  Unterbau- 
betrieb.    Femer:  Im  geschlossenen  Be- 
stände ist  der  Massenzuwachs  der  Bäume 
vom  60.  Jahre  an  (ungefähr)  ziemlich  gering; 
er  lässt  sich  bedeutend  steigern,  wenn  der 
Baum  durch  Aushiebe  seiner  Nachbarn  licht 
stellt   wird   (erhöhte  Assimilation    durch 
ichtzufuhr).      Der    hierdurch    gewonnene 
grössere  Zuwachs  heisst  Lichtungszuwachs, 
der  darauf  abzielende  Betrieb  Lichtungs- 
betrieb. 

4.  Greschichte  und  Kritik«  Die  Wür- 
digung der  einzelnen  Betriebssysteme  hat 
im  Nutzwalde  vom  Standpunkt  der  Henta- 
bilität  aus  zu  erfolgen.  Allgemein  anzu- 
geben, welche  Betriebsart  (nicht  Holzart) 
die  grossere  Bodenrente  liefert,  ist  unmög- 
lich; diese  Frage  kann  vielmehr  nur  von 
Fdl  zu  FaU  entschieden  werden.  Die  wald- 
bautechnischen Gesichtspunkte  ergeben  sich 
aus  folgendem.  Die  ursprüngliche  Form  des 
Hochwaldes  war  bis  zum  16.  Jahrhundert 
die  Plenterform  in  den  Laub-  und  Nadd- 
holzwaldun^n.  Man  nutzte  die  Bäume,  so 
wie  man  sie  eben  brauchte  und  überliess 
die  Verjüngung  in  der  Regel  der  Natur. 
Als  vom  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  ab  in  ein- 
zelnen bevölkerten  Gegenden  die  Holzvorräte 
knapp  wurden,  suchte  man  Ordmmg  in  die 
Nutzung  zu  bringen,  verbot  das  planlose 
Hin-  und  Hertasten  im  Walde,  teilte  den- 
selben in  gleich  grosse  Flächen  (Schläge)  ent- 
sprechend der  Länge  der  Umtriebszeit  und 
holzte  jedes  Jahr  oder  periodisch  einen  die- 
ser Schläge  ab.  Die  Wiederverjüngung  der- 
selben suchte  man  durch  Stehenlassen  ein- 
zelner Stämme  auf  der  Fläche  (Samenbäume) 
zu  erzielen  oder  erhoffte  sie  von  der  Be- 
samung durch  den  benachbarten  Bestand. 
Beide  Verfahren  hatten  keinen  Erfolg.  Man 
wandte  sich  nun  der  künstlichen  Verjüngung 
durch  Saat  und  Pflanzung  mehr  zu  (ein  im 
Jahre  1259  durch  Feuer  vernichteter  Teil 
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des  Nürnberger  ReichswaJdes  wurde  im  14. 
Jahrhundert  schon  diu'ch  Nadelholzsaat  wie- 
der aufffeforstet)  und  bildete  von  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  ab  andere  rationellere 
Yerfaliren  der  natürlichen  Verjüngung  aus, 
die  in  verbesserter  Form  auch  heute  noch 
in  Geltimg  sind.  Hand  in  Hand  damit  ging 
von  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ab  der 
vermelirte  Anbau  der  Nadelhölzer  und 
namentlich  der  Kiefer  auf  den  durch  Streu- 
nutzung und  Weidegang  verarmten  Böden. 
Alle  diese  auf  die  Wiederverjüngung  des 
Waldes  gerichteten  Bestrebungen  hatten  die 
Wirkung,  dass  an  Stelle  des  einstigen  un- 
gleiclialtrigen,  unregelmässig  geformton  und 
aus  vei-schiedenen  Holzarten  bestehenden 
Plenterwaldes  vollständig  gleichaltrige  und 
reine  Bestände  gesetzt  wurden.  Allerdings 
traf  dies  nicht  für  alle  Gegenden  zu;  denn 
in  einzelnen  entlegenen  W^dgebieten  wurde 
trotz  aller  Verbote  die  regellose  Plenter- 
wirtschaft noch  bis  in  das  19.  Jahrhundert 
herein  weiter  geführt  und  der  geregelte 
Plenterbetrieb  besteht  im  Hochgebirge  heute 
noch.  Aber  davon  abgesehen,  kann  man 
sagen,  dass  seit  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
der  ungleichaltrige  Bestand  dem  gleichaltri- 
gen, der  gemischte  dem  reinen  mehr  und 
mehr  gewichen  ist.  War  diese  Wandlung 
von  Vorteil?  Darüber  sind  die  Meinungen 
allerdings  geteilt.  Den  früheren  regellosen 
Plenterbetrieb  wünscht  niemand  mehr  zu- 
rück. Aber  der  geregelte,  modifizierte  Plen- 
terwald bezw.  die  plenterartigen  Bestands- 
formen fanden  und  finden  in  der  2.  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  wieder  ihre  warmen 
Verteidiger.  Man  macht  für  den  Plenter- 
wald geltend,  dass  er  widerstandsfähiger 
igen  äussere  Gefahren  (Insekten,  Wind, 
Jchnee)  ist  als  der  gleichaltrige  moderne 
Kultur^ald  und  dass  er  die  Bodenfrische 
besser  erhält  als  dieser.  Diesen  nicht  zu 
bestreitenden  Vorzügen  stehen  aber  als 
Nachteile  die  Schwierigkeit  der  Verjüngung, 
Pflege,  Benutzung,  Ertragsberechnung  und 
die  Lnübersichtlichkeit  der  Wirtschaft  gegen- 
liber.  Ausserdem  liefert  der  Plenterwäld 
zweifellos  geringere  Gesamtmassenerträge 
und  eine  geringere  Nutzholzausbeute  als  der 
gleichaltrige  Hochwald.  Eine  unbedingte 
Existenzberechtigung  ist  ihm  daher  nur  im 
Schutzwaldgebiet  zuzuerkennen. 

Auch  der  Mahnruf  zur  Rückkehr  zum 
gemischten  Wald  wurde  in  den  letzten 
Decennien  immer  wieder  laut  erhoben.  Man 
weist  dabei  insbesondere  auf  die  grossen 
Beschädigungen  durch  Insekten,  Schnee, 
Duft,  Stürme,  Feuer  hin,  welchen  die  reinen 
Nadelholzbestände  immer  imd  namentlich 
wieder  in  letzter  Zeit  ausgesetzt  waren. 
Und  es  ist  zweifellos,  dass  die  aus  Laub- 
und Nadelholz  gemischten  Waldungen  in 
erster  Linie,  dann  aber  auch  schon  die  Mi- 
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schungen  von  Nadelholz  oder  Laubholz  allein 
die  Sicherheit  des  Waldes  ungemein  erhöhen. 
Denn  kein  Insekt  frisst  an  allen  Holzarten 
mit  gleicher  Intensität,  nicht  jede  Holzart 
ist  vom  Sturm  so  gefährdet  wie  die  Fichte, 
vom  Schnee  in  gleichem  Masse  wie  die 
Kiefer ;  der  Lauf  des  Feuers  macht  vor  dem 
Laubholze  halt  Ausserdem  nützen  die  ge- 
mischten Bestandsarten  die  natürlichen  fto- 
duktionsfaktoren  des  Bodens  besser  aus,  er- 
möglichen eine  mannigMtigere  Bedarfsbe- 
friedigung und  erleichtem  die  natürliche 
Foi-tpflanzung  der  Wälder. 

Obgleich  diese  Vorzüge  des  Mischwaldes 
von  aUen  Forstwirten  bedingungslos  aner- 
kannt werden,  wird  der  reine  Bestand  doch 
auch  in  Zukunft  nicht  aufhören  zu  sein. 
Denn  es  gibt  grosse  ausgedehnte  Waldge- 
biete, die  nach  ihren  Boden-  undKümaver- 
hältnissen  nur  für  eine  bestimmte  Holzart 
geeignet  sind,  in  welchen  der  Boden  über- 
haupt nur  eine  Holzart  ernährt  (Kiefer  auf 
den  armen  Sandböden  von  Brandenburg, 
Oberpfalz,  Franken  etc.)  oder  in  welchen 
eine  Holzart  so  günstige  Existenzbedingun- 
gen findet,  dass  alle  übrigen  vor  ihi*  das 
Feld  räumen  müssen,  wenn  man  sie  nicht 
künstlich  schützt.  (Fichte  in  Überbayem 
und  Schwaben,  Tanne  im  Schwarzwald  und 
in  den  Vogesen,  Eiche  im  Taunus,  Buche 
im  Spessart  und  in  Hessen.) 

In  allen  diesen  FäUen  ist  eine  gewaltsame 
Erziehung  von  Mischbeständen  immer  mit 
einem  AusfaU  an  Bente  verbunden,  voraus- 
gesetzt, dass  es  sich  nicht  um  die  an  sich 
unrentable  Buche  handelt,  die  in  reinem 
Bestände  keine  Existenzberechtigung  mehr 
hat. 

Der  Mittelwaldbetrieb  hat  an  Aus- 
dehnung im  19.  Jahrhundert  wesentlich  ab- 
genommen. &  war  ehedem  beliebt  wegen 
seines  reichen  Mast-  und  Weideertrages, 
seiner  beinahe  kostenlosen  Wiederverjüngung 
und  seiner  günstigen  Eigenschaften  für  die 
Wildhege.  Diuxih  die  Kultur  der  Kartoffel, 
Einführung  der  StaUfütterung  und  Zurück- 
drängimg des  Jagdinteresses  sind  die  Gründe 
für  seine  Erhaltung  grösstenteils  schon  in 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  hin- 
fällig geworden.  Den  letzten  Todesstoss  er- 
litt der  Mitteiwald  aber  dann  durch  die 
Entwertung  des  Brennholzes  seit  der  Ent- 
wickehmg  des  modernen  Verkehrs.  Denn 
wegen  der  freiständigen  Erziehung  der 
Bäume  liefert  er  weniger  Nutzholz  als  der 
Hochwald,  seine  Bedeutung  liegt  eben  in 
der  Brennholzproduktiou.  Daher  ist  der 
Mittelwald  eine  imrentable  Betriebsart  ge- 
worden, die  den  Vergleich  mit  der  Hoch- 
waldwirtschaft nicht  mehr  aushalten  kann. 
Ungeachtet  dessen  hat  der  Mittelwald  seine 
Existenzberechtigimg  in  zwei  Fällen  noch 
beibehalten,  nämlich  einmal  in  den  Ueber- 
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schwemmungsgebieten  der  Flüsse,  weil  hier 
die  sich  langsam  entwickelnden  Kulturen 
des  Hochwaldes  durch  die  üeberschwem- 
mungen  oft  zu  Grunde  gehen.  Daher  sind 
diese  fruchtbarsten  Böden  der  Flussniede- 
rungen die  eigentliche  Heimat  des  Mittel- 
waldes, der  hier  aus  den  edelsten  Laubhoiz- 
arten  (Esche,  Eiche,  Ulme,  Ahorn,  Erle, 
Pappel)  zusammengesetzt  ist.  Andererseits 
wird  die  Mittelwaldform  noch  beim  Ge- 
meindewaldbesitz gerne  gewählt,  weil  sie 
auch  bei  geringer  Ausdehnung  des  Waldes 
wegen  des  kurzen  ümtriebes  noch  eine 
jahrliche  Nutzung  gestattet,  vielerlei  Holz- 
Bortimente  gewährt,  unter  Umständen  Gras- 
nutzung liefert,  geringe  Pflege  und  wenig 
Kulturkosten  erfordert:  Die  ausgedehnteste 
Mittelwaldwirtschaft  hat  gegenwärtig  noch 
Frankreich. 

5.  Landwirtschaftliche  Nutzungen  im 
Walde.  Man  unterscheidet  zwei  Systeme. 
Der  Waldfeldbetrieb  ist  eine  Ver- 
bindung des  Hochwaldes  mit  Fruchtbau. 
Nach  dem  Abtriebe  des  Holzes  wird  die 
Fläche  2 — 4  Jahre  landwirtschaftlich  (Kar- 
toffel, Roggen,  Hafer,  Büchweizen)  benutzt 
und  dann  wieder  forstlich  kiütiviert,  oder 
man  kultiviert  schon  während  der  landwirt- 
schaftlichen Nutzung  reihenweise  und  be- 
nutzt nur  die  Zwischenräume  landwirtschaft- 
lich. Das  beim  Abtriebe  des  Holzes  anfal- 
lende Beisig  und  der  Bodenüberzug  ynrd 
oft  auf  der  Fläche  verbrannt  (Röderwaldbe- 
trieb  im  Odenwalde).  Der  Hackwald- 
betrieb (Haubergswirtschaft)  ist 
eine  Yerbindung  des  Feldbaues  mit  Nieder- 
wald, spedeU  mit  Eichenschälwald.  Nach 
dem  alle  15 — 18  Jahre  erfolgenden  Abtriebe 
wird  die  Fläche  zwischen  den  Ausschlag- 
stocken mit  der  Hacke  oder  dem  Pfluge 
umgebrochen  und  gleichzeitig  die  durch  das 
Verbrennen  des  Reisigs  und  Unkrauts  er- 
haltene Asche  in  den  Boden  gebracht.  Im 
Herbste  wird  die  Fläche  mit  Winterkorn 
oder  Haidekom  eingesät  xmd  dieser  Frucht- 
bau zwei,  seltener  mehr  Jahre  getrieben; 
manchmal  tritt  Weide  an  seine  Stelle  (Kreis 
Siegen,  Odenwald,  Schwarzwald).  Hierher 
gehört  auch  die  Birken  brand  Wirt- 
schaft im  bayerischen  Walde,  welche  den 
Boden  durch  Holzzucht ,  Streunutzung, 
Weide  und  Ackerbau  bis  zum  Ruin  des- 
selben ausnutzt.  —  Die  Vorteile  der  Ver- 
bindung landwirtschaftlicher  Nutzungen  mit 
der  Forstwirtschaft  bestehen  in  der  Ver- 
grösserung  des  Fruchtgeländes  und  in  der 
Möglichkeit,  dem  kleinen  besitzlosen  Manne 
die  Beschaffung  notwendiger  Nahnmgsmittel 
zu  erleichtem  und  Gelegenheit  zur  Verwen- 
dung seiner  freien  Arbeitszeit  zu  gewähren. 
Aber  gerade  letzterer  Gesioiitspunkt  hat 
in  neuerer  Zeit  wesentlich  an  Bedeutung 
verloren,  da  bei  den  gesteigerten  Arbeits- 


löhnen und  der  Billigkeit  des  Getreides  und 
der  Kartoffeln  die  Verdingung  der  Arbeit 
an  fremde  Betriebe  lohnender  ist  als  die 
Verwertung  im  Eigenbetrieb.  Während 
früher  ganze  Waldgebiete,  wie  der  Frank- 
furter Stadtwald,  nur  auf  dem  Wege  des 
Waldfeldbaues  verjüngt  wurden,  finden  sich 
heute  nur  noch  in  wenigen  Gegenden  Leute, 
die  selbst  ohne  Entgelt  an  den  Waldbesitzer 
den  Waldfeldbau  unternehmen  mögen.  Im 
Jahre  1893  wurden  im  Deutschen  Reich 
nur  noch  21468  ha  Waldboden  vorüber- 
gehend landwirtschaftlich  benutzt  (haupt- 
sächlich in  Rheinland,  Westfalen,  Posen, 
Baden).  Der  Waldwirtschaft  bringt  der 
vorübergehende  Fruchtbau  eine  Entibastung 
des  Kulturkostenaufwandes  und  den  Vorteü 
einer  tiefgehenden,  überaus  nützlichen  Bo- 
denlockerung. Unerlässliche  Voraussetzung 
ist  aber  ein  kräftiger  Boden;  armen  Böden 
nimmt  der  Fruchtbau  auf  Kosten  des  nach- 
folgenden Bestandes  zu  viel  leicht  lösliche 
mineralische  Nährstoffe  weg. 

B.   Oekonomischer  Betrieb. 

L  Grundlagen  der  Betriebsordnung  und 
Massenproduktion. 

1.  Holzmasse  des  Einzelbestandes, 
Zuwachs,  Ertragstafeln.  Die  Lwdwirt- 
Schaft  erntet  jährlich ,  was  sie  gesät.  Zwi- 
schen Saat  und  Ernte  in  der  Forstwirtschaft 
dagegen  liegt  ein  sehr  grosser  Produktions- 
zeitraum (Umtriebszeit),  innerhalb  dessen  die 
durch  den  jälirlichen  Zuw^achs  entstehenden 
Holzmassenteile  zu  einem  Kapitalstock  auf- 
gespeichert werden.  Die  Holzmasse  eines 
u-jährigen  Bestandes  setzt  sich  zusammen 
aus  der  Summe  der  während  u  Jahre  jähr- 
lich neu  entstehenden  Zuwachsgrössen  oder 
mit  anderen  Worten  aus  der  Summe  der 
laufendjährigen  Zuwachse.  Dividiert  man 
die  jeweilige  Masse  eines  Bestandes  durch 
die  Zahl  der  Produktionsjahre  oder  durch 
das  Alter,  so  erhält  man  den  Durchschnitts- 
Zuwachs.  Die  Grösse  des  Zuwachses  und 
der  Holzmasse  wird  gemessen  in  Kubik- 
metern oder  Festmetern  (fm  =  feste  Holz- 
masse). Der  laufende  Zuwachs  ist  in  den 
jüngeren  Lebensjahren  des  Bestandes  (oder 
auch  Baumes)  klein,  stei^  stetig,  bis  er  in 
der  wuchskräftigsten  Penode  des  Bestands- 
lebens ein  Maximum  erreicht,  und  fällt  von 
da  ab  wieder  langsam.  Der  durchschnitt- 
liche Zuwachs  zeigt  einen  ähnlichen  Ver- 
lauf, ist  aber  bis  zu  dem  Moment,  in  wel- 
chem er  gleich  wird  dem  laufenden  und  in 
welchem  er  auch  immer  sein  Maximiun  er- 
reicht, kleiner,  nachher  ^:össer  als  der 
laufende  Zuwachs.  Das  Zuwachspro- 
zent erhält  man,  wenn  man  den  Zuwachs 
durch  die  Masse  dividiert  und  den  Quotien- 
ten   mit    hundert   multipliziert     Dasselbe 
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mnßs  mit  zunehmendem  Alter  inuner  kleiner 
werden,  weil  die  Masse  immer  wächst,  der 
Zuwachs  dagegen  sich  innerhalb  enger 
Grenzen  bewegt  und  in  späterem  Alter  der 
Bestände  abnimmt. 

Der  Gan^  und  die  Grösse  beider  Zu- 
wachsarten ist  für  den  gleichen  Zeitraum 
verschieden  nach  der  Holzart  und  der 
Fruchtbarkeit  des  Bodens.  Gewöhnlich  wird 
letztere  nach  fünf  Abstufimgen,  Bonitäten, 
Bonitätsklassen  oder  Standortsgüten 
genannt,  qualifiziert  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  der  1.  Bonität  die  für  die  betreffende 
Holzart  möglichen  höchsten  Zuwachsleistun- 
gen an  Masse  und  Höhe  zukommen,  der  5. 
die  geringsten.  Diese  fünfte  Bonitätsklasse 
bildet  zugleich  die  Grenze  zwischen  Wald- 
boden und  solchen  Standorten,  welche  einen 
»Wald«  nicht  mehr  zu  tragen  vermögen, 
sondern  nur  einzelne  Sträucher  imd  Bäume 
mit  krüppelhaftem  Wuchs.  Da  aber  der 
Anspruch  der  einzelnen  Holzarten  an  die 
Güte  des  Standorts  ein  sehr  verschiedener 
ist,  so  folgt  daraus,  dass  der  Massstab  für 
die  Bonitätsabstufungen  für  jede  Holzart  ein 
anderer  sein  muss ;  ein  Kiefemboden  I.  Bo- 
nität ist  z.  B.  in  den  seltensten  Fällen  auch 
Fichten-  oder  Tannenboden  derselben  Boni- 
tät, sondern  für  diese  anspruchsvolleren 
Holzarten  unter  Umständen  nur  Boden  II. 
Standortsgüte.  Die  Erfahnmg  hat  gezeigt, 
dass  die  grössere  oder  geringere  Fruchtbar- 
keit des  Bodens  in  ursächlichem  Zusammen- 
hang steht  mit  der  Intensität  des  Höhen- 
wuchses der  Bäume,  und  deshalb  bilden  die 
Baumhöhen  den  besten  »Bonitätsweiser«. 

Ueber  den  Zuwachsgang  eines  Bestandes 
geben  die  Ertrags  tafeln  Aufschiuss. 
Dieselben  sind  tabeUarische  üebersichten, 
in  welchen  unter  der  Yoraussetzung  nor- 
maler Entwickelung  imd  Bestockung  für 
die  verschiedenen  Alter  desselben  Bestandes 
die  Masse,  der  Zuwachs  und  die  masse- 
bildenden Faktoren  pro  Hektar  niedergelegt 
sind.  Sie  sind  also  eigentliche  Bestands- 
biographieen  und  werden  für  jede  Holzart 
und  innerhalb  derselben  für  jede  Bonität 
besonders  aufgestellt,  unter  Umständen  auch 
mit  Ausscheidung  von  Wuchsgebieten.  Als 
Beispiel  diene  nebenstehende  Ertragstafel  die 
auszugsweise  mitgeteilt  wird. 

Das  zur  Aufstellung  solcher  Tafeln  nö- 
tige Grundlagenmaterial  wird  auf  den  zu 
diesem  Zweck  im  Walde  angelegten  Probe- 
flächen erhoben,  welche  gegenwärtig  über 
ganz  Deutschland  und  Oesterreich  ausge- 
breitet sind.  Bis  jetzt  liegen  Ertragstafeln 
vor  für  die  Kiefer  von  Weise  und  Schwap- 
pach, für  die  Fichte  von  Baur,  Schwappach 
und  Lorey,  für  die  Tanne  von  Lorey  und 
Schuberg,  für  die  Buche  von  Baur  und 
Schuberg.  Da  diese  Ertragstafeln  aber  aus 
Erhebungen  in  nur  ganz  geschlossenen  und 


Ertragstafel  der  Weisstanne,  I.  Bonität 
(nach  Schuberg). 
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normal  bestockten  Beständen  hervorgegangen 
sind  und  diese  normalen  Verhältnis  im 
eigentlichen  Wirtschaftswalde  sich  fast  nie 
vorfinden,  so  müssen  die  darin  enthaltenen 
Orössen  für  den  praktischen  Oebrauch  auf 
die  lokalen  Ertragssätze  reduziert  werden. 

Aus  obiger  Ertragstafel  ist  ersichtlich, 
dass  der  laufendjährige  Zuwachs  im  30.  Le- 
bensalter des  Bestandes  mit  22,5  fm  kulmi- 
niert, der  diu'chschnittliche  dagegen  erst  im 
50.  Jahre  mit  12,2  fm,  zu  welcher  Zeit  der 
laufende  Zuwachs  ebenfalls  die  Grösse  von 
12,2  fm  aufweist.  Dieses  Verhältnis  ent- 
spricht dem  oben  skizzierten  Verlauf  des 
Zuwachses  und  findet  sich  in  jeder  Ertrags- 
tafel mit  entsprechender  Aenderung  der 
Zeiträume  imd  Grössen.  WiU  der  Waldbe- 
,  sitzer  auf  der  gegebenen  Fläche  die  grösste 
Holzmasse  nutzen,  so  muss  er  das  Holz 
immer  gerade  in  dem  Zeitpunkt  abtreiben, 
in  welchem  der  Durchschmttszuwachs  kul- 
miniert und  dem  laufenden  Zuwachs  gleich 
wird;  in  unserem  Beispiele  also  im  Alter 
von  50  Jahren. 

2.  Betriebsklasse,  Holzvorrat  Der 
Holzvorrat  eines  ganzen  Waldkom- 
plexes setzt  sich  zusanunen  aus  dem 
Holzgehalt  der  einzelnen  Bestände.  Soll  ein 
grösserer  W^dkomplex  jährlich  oder  perio- 
disch eine  gleich  grosse  Quantität  haubaren 
Holzes  liefern,  so  muss  er  sich  im  Nor- 
malzustande befinden.  Derselbe  ist  vor- 
handen, wenn  der  ganze  Wald  einen  seiner 
Standortsgüte  entsprechenden  normalen  Zu- 
wachs und  die  normale  Altersstufenfolge 
hat.  Letztere  ist  wieder  vorhanden,  wenn 
so  viele  Altersklassen  (-stufen)  mit  gleichen 
Flächenanteüen  vertreten  sind,  als  die  Um- 
triebszeit  Jahre  zählt.  Ist  z.  B.  ein  Wald- 
komplex 1000  ha  gross  und  soll  jeder  Be- 
stand im  Alter  von  100  Jahren  genutzt 
werden  (Umtriebszeit),  so  müssen  zur  Her- 
stellung    der     normalen    Altersslufeufolge 
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immer  10  ha  Fläche  mit  gleichalterigem 
Holze  bestockt  und  sämtliche  Alter  von  1 
bis  100  Jahi^n  mit  dieser  Fläche  vertreten 
sein.  Sind  diese  beiden  Bedingimgen,  näm- 
lich normaler  Zuwachs  und  normale  Alters- 
stufenfolge, erfüllt,  so  muss  auch  notwendig 
der  Normalvorrat  in  dem  betreffenden  Walde 
vorhanden  sein.  Derselbe  ist  dann  gleich 
der  Summe  des  Holzgelialtes  sämtlicher 
Altersstufen.  Ein  im  Normalzustand  be- 
findlicher Wald  kann  jährlich  nachhaltig 
die  gleich  grosse  Holzquantität  (Etat,  Ab- 
gabesatz, Nutzungssatz)  liefern,  wenn  immer 
der  älteste  von  den  gleich  grossen  Bestän- 
den abgetrieben  wird.  Die  Summe  der  Be- 
stände, welche  in  eine  und  dieselbe  Alters- 
stufenfolge eingeordnet  sind  und  daher  in 
gleichem  Alter  genutzt  werden,  bilden  eine 
Betriebsklasse.  Der  Holzgehalt  einer 
Betriebsklasse  ist  daher  gleich  dem  Normal- 
vorrat. 

Die  Berechnung  des  Holz-  oder 
Normal  Vorrat  es  einer  Betriebsklasse 
kann  nun  entweder  dadurch  erfolgen,  dass 
man  aus  einer  Ertragstafel  durch  graphische 
oder  rechnerische  Interpolation  die  Holz- 
masse für  sämtliche  Alter  pro  Hektar  be- 
rechnet, addiert  imd  mit  cfer  Fläche  der 
Altersstufe  multipliziert.  Dieses  Prindp 
liegt  der  Näherungsformel 

Vn  =  (a  +  b  +  c  +  . . .  -^)n 

zu  Grunde.  Hier  bedeuten  a,  b,  c  etc.  die 
in  der  Ertragstafel  periodisch  angegebenen 
Massen,  z  die  Masse  des  ältesten  Bestandes, 
n  den  Altersabstand  der  Ertragstafelsätze. 
Aus  der  obigen  Tafel  für  die  Tanne  be- 
rechnet sich  danach  der  Normalvorrat  für 
100  ha  im  100  jährigen  Umtriebe  zu 

Vioo=(13+ 70+252  +  .  .^)  10  =  63  970  fm 

Ist  der  Wald  1000  ha  gross,  so  hat  jede 


Altersstufe 


^  ==  10  lia  Fläche,  und  derYor- 

J.UU 

rat  des  ganzen  Waldes  ist  539700  fm. 

Die  zweite  Berechnungsart  besteht  darin, 
dass  man  den  Holzgehalt  des  ältesten  Be- 
standes mit  der  halben  ümtriebszeit  multi- 
pliziert entsprechend  der  Formel 

Vn  ="2  ■  Z  (u  =  ümtriebszeit,  Z  =  uz  =  Masse 

des  ältesten  Bestandes  oder  gleich  Durch- 
schnittszuwachs des  ältesten  Bestandes  mal 
u).    In  unserem  Beispiel  ist  daher 

Vioo  =^  •  1056  =  52800  fm.  Diese  Methode 

ist  nicht  einwandsfrei  und  ungenauer  als 
die  erste,  aber  bequemer. 

Das  Nutzungsprozent  einer  norma- 
len Betriebsklasse  erhält  man  durch  Division 
des  normalen  Etats  mit  dem  NormalvoiTate 


und  diuxjh  Multiplikation  des  Quotienten  mit 
100  (=^.  100).   Im  obigen  Beispiel  beträgt 

dasselbe     für    den     100  jährigen    ümtrieb 

— ,Qor-Q     =  1>95  %,     Dasselbe   wimle   von 

Hundeshagen  zur  Berechnung  des  Etats 
eines  Waldes  benutzt,  indem  er  den  wirk- 
lichen Vorrat  mit  dem  Nutzungsprozent 
multiplizierte. 

3.  Die  Massenerträge.  Der  Massener- 
trag der  einzelnen  Holzarten  ist  ein  sehr 
verschieflener.  Uns  interessieren  hier  zu- 
nächst die  Erträge,  welche  die  Bestände 
bei  ihrer  Ernte  im  sog.  Haubarkeitsalter 
abwerfen  (Haubarkeits-  oder  Ab- 
triebserträge). Dieselben  erhält  mian 
am  einfachsten  durch  Multiplikation  des  um 
die  Zeit  der  Haubarkeit  ziemlich  konstant 
bleibenden  Durchschnittszuwachses  mit  dem 
Alter.  Zu  diesem  Zwecke  kann  folgende 
Durchschnittszuwachstafel,  bezogen  auf  das 
Hektar,  dienen: 

Bonität    I       II    in    IV     V 
Festmeter 

Kiefer  (Weise) '        m    6,6  5,0  4,0  3,2  2,5 

Fichte  (Schwappach)       11,0  9,0  7,0  5,5  4,0 

Tanne  (Lorey)                n,2  9,1  7,2  5,4  — 

Buche  (Baur)                    7,5  6,0  5,0  3,5  2,5 

Diese  Zahlen  bedeuten  den  Haubarkeits- 
durchschnittszuwachs  an  Gesamtmasse  im 
Alter  von  100  Jahren  und  setzen  normale 
Bestockung  und  normalen  Wuchs  voraus. 
Nicht  inbegriffen  sind  die  Erträge,  welche 
der  Bestand  vor  dieser  Zeit  durch  die  ein- 
gelegten Durchforstimgshiebe  geliefert  hat 
(Zwischennutzungen).  Dieselben  sind  sehr 
beträchtlich  und  betragen  bis  zu  40  ^/o  von 
der  Masse  des  Abtriebsertrages  (Haupt- 
nutzung). 

Wie  aus  voriger  Tabelle  ersichtlich  ist, 
leisten  Fichten  und  Tannen  an  Massenpro- 
duktion das  meiste*  dann  folgt  die  Buche, 
und  die  geringste  Massenerzeugung  weist 
die  Kiefer  auf. 

Die  Holzmasse  eines  Bestandes  (Baumes) 
wird  nach  der  Stärke  geschieden  in  Derb - 
und  Eeisholz.  Derbholz  ist  die  ober- 
irdische Holzmasse  (Gegensatz :  Wurzel-  imd 
Stockholz)  mit  über  7  cm  Durchmesser  inkl. 
der  Rinde,  Reisholz  alles  Holz,  welches  7 
cm  und  weniger  Durchmesser  an  seinem 
dicken  Ende  hat.  Die  weitere  Ausscheidimg 
in  Nutzholz  und  Brennholz  bedarf  keiner 
Erklärung. 

4.  Die  Holzprodnktioii  Deutschlaiids. 
Der  Gesamtholzertrag  der  deutschen  Wal- 
dimgen  lässt  sich  nur  annähernd  bestimmen. 
Eine  zuverlässige  Statistik  hierüber  existiert 
niu*  von  den  Staats'waldungen ;  die  Angaben 
bezüglich  der  Korporationswaldungen  sind 
schon   viel  unsicherer,   und  die  Privatwal- 
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düngen  sind  der  Kontrolle  vollständig  ent- 
zogen. Ghßwiss  ist,  dass  die  süddeutschen 
Waldungen  wegen  des  Vorherrschens  der 
massenreichen  Kchte  und  Tanne  und  wegen 
der  gunstigeren  StandortsverhäJtnisse  höhere 
Massenertrfige  liefern  als  die  norddeutschen. 
Die  gesamte  jährliche  Holzerzeugung  aller 
Waldungen  Preussens  wird  auf  3,29  fm  pro 
Hektar  geschätzt  (Donner),  die  der  preussi- 
schen  Staatswaldungen  allein  beträgt  nind 
3,80  fin.  Der  jährliche  Abnutzungssatz  der 
Staatswaldungen  in  Bayern,  Sachsen,  Würt- 
temberg, Baden,  Elsass-Ix)thiingen  beti'ägt 
im  Mittel  dagegen  4,5  fm.  Die  Gesamte 
leistungen  aller  Waldungen  in  diesen 
Staaten  kann  man  auf  mindestens  4  fm  ver- 
anschlagen. Nimmt  man  femer  die  Holz- 
produktion aller  übrigen  noch  nicht  ge- 
nannten Bimdesstaaten  mit  3,8  fm  an,  so 
ergiebt  sich  für  die  sämtlichen  Waldungen 
des  Deutschen  Reiches  eine  jährliche  öe- 
samtholzerzeugung  von  50  Millionen  fm 
(r=  3,54  fm  pro  ha).  Bei  einer  durch- 
schnittlichen Nutzholzausbeute  von  33®/o 
entfallen  hiervon  auf  das  Nutzholz  16,5 
MiDionen  fm. 

Der  gesamte  Holzvorrat  aller  deutschen 
Wälder  kann  auf  2  bis  2,5  Milliarden  fm 
veranschlagt  werden. 

Für  Frankreich  wird  die  gesamte  Jahres- 
produktion mit  25,3  Millionen  fm  angegeben, 
das  ist  pro  ha  nur  2,75  fm ;  filr  ganz  Oester- 
reich  auf  27,5  Millionen  fm,  das  ist  2,83 
fm  pro  ha,  für  Ungarn  auf  28,07  Millionen 
fm,  das  ist  3,09  fm  pro  ha. 

5.  Nutzholzprozent  Yon  ganz  be- 
sonderer Bedeutung  für  die  Rentabilität  der 
Forstwirtschaft  ist  die  Grösse  des  Nutz- 
holzanfalles. Dieselbe  ist  seit  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  stets  gestiegen  und  in 
den  meisten  Waldungen  noch  steigerungs- 
fähig ;  nur  die  sächsischen  Staatsforsten  sind 
an  der  höchstmöglichen  Grenze  angelangt. 
Das  Nadelholz  hat  eine  grossere  Nutzholz- 
ausbeute  vde  das  Laubholz.  In  den  würt- 
tembergischen Staatswaldungen  beträgt  die- 
selbe z.  B.  im  Laiibholzgebiete  24  ^/o,  im 
Nadelholzgebiete  65®/o,  in  dem  französi- 
schen Staatswalde  26  bezw.  67®/o.  Daher 
können  die  Staaten  mit  viel  Laubholzwal- 
dungen niemals  die  hohen  Nutzholzprozente 
ausweisen  wie  die  Staaten,  in  denen  das 
Nadelholz  überwiegt.  Von  der  geschlagenen 
Derbholzmasse  (über  7  cm  Zopfdurchmesser) 
betrug  das  Nutzholzprozent  in  den 
Staatswaldungen  von 
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In  den  österreichischen  Staatsforsten  be- 
trägt das  Nutzholzprozent  rund  40  ^/o,  in  den 
Fondsforsten  60  ®/o ;  in  sämtlichen  Waldungen 
Oesterreichs  47®/o. 

IL  Die  Umtriebszeiten. 

1.  Einleitendes.  Für  Bewirtschaftung 
der  Forsten  sind  privatwirtschaftlich-finan- 
zielle, waldbaidiche  und  volkswirtschaftliche 
Gesichtspunkte  massgebend.  Diese  drei 
Kategorieen  ordnen  sich  in  der  Weise,  dass 
die  Erzielung  des  grössten  ökonomischen 
Nutzeffektes  der  leitende  Gesichtspunkt 
sein  muss  und  die  waldbauliche  Technik 
die  Erreichung  dieses  Zieles  stets  anzu- 
streben hat.  Die  volkswirtschaftlichen  Mo- 
mente können  den  finanziellen  und  wald- 
baulichen übergeordnet,  untergeordnet  oder 
gleichgestellt  sein,  je  nach  den  Anschauungen 
und  Bedürfnissen  der  Zeiten.  Der  Merkan- 
tilismus betonte  einerseits  die  Wichtigkeit 
der  Waldrevenuen  für  den  Waldbesitzer  und 
das  Volk,  andererseits  die  Notwendigkeit 
bilhger  Holztaxen  ziun  Besten  des  Volkes. 
Viel  Geld  und  viel  Masse  war  das  Wirt- 
schaftsideal. Als  um  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts die  Holzvorräte  sehr  knapp  wurden, 
trat  der  finanzielle  Gesichtspunkt  mehr  in 
den  Hintergrund,  die  Massenproduktion  in 
den  Vordergrund  (Anbau  schnellwüchsiger 
Holzarten).  Diese  Strömung  wurde  unter- 
stützt durch  den  Physiokratismus,  welcher 
dem  pauvre  paysan  möglichst  viel  landwirt- 
schaftliches Gelände  auf  Kosten  des  Waldes 
zuwenden  wollte:  die  grösste  Masse  auf 
kleinster  Fläche  war  sein  Schlagwort.  Bis 
zum  Zeitpunkt  der  Umwälzung  der  Ver- 
kehrs-, Handels-  und  Industrieverhältnisse 
gegen  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  blieb 
dieser  Gesichtspunkt  der  leitende,  von  da 
aber  trat  die  Waldwirtschaft  wieder  in  das 
Stadium  der  werbenden  Wirtschaftszweige 
und  wurde  im  Staatshaushalte  ein  mächtiger 
Faktor  ziu*  Beschaffung  butgetmässiger  Geld- 
mittel. Gleichzeitig  damit  vollzog  sich  eine 
epochemachende  Wandlung  in  den  Zielen 
der  forstlichen  Produktion.  Die  mineralische 
Kohle  schränkte  den  Brennholzverbrauch  ein, 
während  andererseits  die  aufstrebende  In- 
dustrie und  das  i'asch  erstai'kende  Gewerbe 
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einea  rasch  steigenden  Bedarf  an  Nutzholz 
hatten.  Dadiu*ch  wurde  der  Waldwirtschaft 
ein  anderer  Weg  vorgezeichnet:  die  Brenn- 
holzzucht WTu:de  verlassen  und  die  Nutz- 
holzzucht zum  Programm  erhoben.  Bis  da- 
hin galt  der  noch  1859  in  der  »Forstpolizei« 
von  Hundeshagen  festgehaltene  forstpoliti- 
sche Grundsatz,  dass  »em  Staat  weit  weniger 
Gewinn  von  der  Nutzholz-  als  von  der 
Brennholzzucht  habe  und  die  aus  sorgfältigen 
Untersuchungen  hervorgegan^ne  Erfahnmg, 
dass  kaum  8  ^/o  des  ganzen  jährlichen  Holz- 
verbrauchs zu  Nutzholz  erforderlich  sind, 
als  ein  merklicher  finanzieller  Gewinn  be- 
trachtet werden  könne;  denn  auf  soviel 
könne  sich  fortan  die  teuerste  Holzer- 
ziehung beschränken«. 

Die  Frage,  welche  Betriebsweise  vom 
privatwirtschartlichen  Standpunkte  aus  die 
rentabelste  sei,  wurde  schon  im  18.  Jahr- 
hundert von  einzelnen  forstlichen  Schrift- 
steUem  gestreift  Ihre  endgültige  Lösung 
war  aber  ausgeschlossen,  weil  infolge  des 
beschränkten  Absatzgebietes  des  Holzes, 
wegen  der  auf  fast  allen  Waldungen  nihenden 
servitutischen  Lasten  und  der  Gebundenheit 
der  Waldwirtschaft  diu*ch  das  Forst-  und 
Jagdregal  ein  kaufmännischer  Betrieb  un- 
möglich war.  Ausserdem  fehlte  es  auch  an 
den  für  die  exakte  Bechnung  notwendigen 
theoretischen  und  wirtschaftlichen  Grund- 
lagen. Für  den  Eingeweihten  wirkt  die 
Thatsache  nicht  verblüffend,  da&s  man  erst 
seit  den  70  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
mit  genügender  Bestimmtheit  weiss,  wie 
viel  jede  einzelne  Holzart  an  Massenproduk- 
tion leistet.  Bis  dahin  half  man  sich  über 
die  wohlbewusste  Unsicherheit  derErtra^- 
bestimmung  dmxjh  Vorsicht  hinweg,  m- 
dem  man  die  mit  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts eingeleitete  konservative  Wirtschaft 
immer  ängstlicher,  meist  bis  zum  sinnlosen 
Uebermass,  durchführte.  Dieser  Konserva- 
tismus äusserte  sich  in  erster  Linie  in  der 
Länge  der  ümtriebszeiten.  Daher  war  es 
eigentlich  selbstverständlich,  dass  nach  dem 
Wegfall  der  Hindernisse,  die  sich  der  Een- 
tabiJitätsberechnung  en^egenstellten ,  die 
kritische  Feile  gerade  an  die  Umtriebsfrage 
gelegt  wurde.  Den  Anstoss  hierzu  gab  der 
Professor  an  der  Forstakademie  Tharandt 
M.  R  Pressler  im  Jahre  1858  diuxjh  Heraus- 
gabe der  kleinen,  aber  inhaltsroichen  Schrift: 
»Der  rationelle  Waldwirt«.  Seit  dieser  Zeit 
streiten  sich  zwei  Wirtschaftssysteme  um 
den  Vorrang:  die  Wirtschaft  des  grössten 
Waldreinertrages  und  die  des  grössten 
Bodenreinertrages. 

2.  Waldreinertragswirtschaft.  Wir 
mjtersteUen  eine  im  jährlichen  Nachhalts- 
betriebe befindliche  normale  Belriebsklasse. 
Der  »Walde,  besteht  aus  dem  Boden  und  dem 
darauf  stockenden  Holzbestand  (Holzvorrat). 


Beide  Faktoren  sind  selbständige  Ein- 
kommensquellen des  Waldbesitzers.  Um 
den  Betrag  des  Holzkapitals  ist  dieser  auch 
reicher  als  der  Eigentümer  von  landwirt- 
schaftlich benutztem  Boden  gleicher  Aus- 
dehnung und  Güte.  In  dem  Oeldertrag, 
welchen  der  Waldbesitzer  jährlich  oder 
periodisch  aus  seinem  Walde  bezieht,  sind 
die  beiden  Einkommensarten  Bodenrente  und 
Eapitalzins  enthalten,  ohne  dass  man  auf 
den  ersten  Blick  sofort  erkennen  kann,  wie- 
viel hiervon  auf  den  einen  oder  anderen 
Teil  trifft.  Die'  Waldreinertragswirtschaft 
stellt  nun  grundsätzlich  eine  üntersuchmig 
hierüber  nicht  an,  sondern  sie  nimmt  das 
jährliche  Einkommen  aus  dem  Walde  als 
Ganzes  und  richtet  den  Betrieb  so  ein,  dass 
die  jährliche  Bareinnahme  des  Waldbe- 
sitzers das  Maximum  des  Erreichbaren  dar- 
stellt, ohne  Rucksicht  darauf,  ob  dadurch 
das  Boden-  und  Holzkapital  voll  oder  niu: 
teilweise  verzinst  wird.  Sie  nutzt  den  Bestand 
in  dem  Zeitpunkte,  für  welchen  sich  nach 
arithmetischem  Durchschnitt  der 
höchste  jährliche  Geldertrag  für  die  Flächen- 
einheit berechnet,  abzüglich  der  jährlidien 
laufenden  Ausgaben  für  Verwaltung  und 
Kultur.  Der  jährliche  Geldertrag,  welchen 
der  Waldbesitzer  aus  seinem  nach  diesem 
Principe  bewirtschafteten  Wald  bezieht, 
heisst  Waldreinertrag  oder  Wald- 
rente und  büdet  das  Einkommen  des 
Waldbesitzers  unter  der  Voraussetzung,  dass 
der  Wald  schuldenfrei  ist. 

Die  rechnerische  Feststellimg  der  Um- 
triebszeit  geschieht  in  folgender  Weise. 

Bezeichnet  man  den  Abtriebsgeldertrag 
eines  Bestandes  mit  Au,  die  im  Bestands- 
alter von  a,  b...q[  Jahren  eingehenden 
Durchforstungserträge  mit  Da,  Db, . . .  Dq, 
die  Kultiffkosten  mit  c,  die  jährlichen  Ver- 
waltungakosten  mit  v,  die  ümtriebszeit  mit 
u,  dann  fällt  die  Ümtriebszeit  der  Wald- 
reinertragswirtschaft auf  jenes  Bestands- 
alter, in  welchem  der  Quotient 

Au  +  Da  +Db  +  ■  .  Dg  —  (c-^nv) 

n 
seinen  höchsten  Betrag  erreicht. 

Berechnet  man  mit  dieser  Formel  für 
denselben  Bestand  unter  Annahme  ver- 
schiedener ümtriebszeiten  mit  einem  Zeit- 
abstand von  z.  B.  10  Jahren  und  unter 
Zugrundelegimg  der  denselben  entsprechen- 
den Abtriebs-  und  Durehforstungs^rtrSge 
die  durchschnittlichen  Waldreiner^äge ,  so 
steigen  dieselben  bis  zu  einem  gewissen 
Zeitpunkte  an  und  fallen  dann  wieder. 
Dieses  Steigen  und  spätere  Fallen  beruht 
darauf,,  dass  die  Zunahme  des  Divisors  u 
mit  wachsender  ümtriebszeit  relativ  grösser 
ist  als  die  Wertzunahme  der  Abtriebe-  und 
Durchforstimgserträge.     Zahlenmässig  wird 
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dieses  Verhältnis  dm*ch  folgendes  Beispiel, 
welches  sich  auf  ein  Hektar  Fichtenhoch- 
wald mittlerer  Standortsgüte  bezieht,  klar- 
gelegt    (Spalte   1   enthält   die   Abtriebser- 


Spalte  4  die  Eulturkosten  von  80  Mark  und 
die  Verwaltungskosten  von  6  Mark  pro 
Jahr;  Spalte  5  ist  die  Differenz  von  3  und 
4;    Spalte   6  enthält   den   Quotienten   aus 


träge,  Spalte  2  die  Durchforstungserträge ;  |  Spalte  5  imd  der  Umtriebszeit). 


üm- 
triebs- 

■ 

Einnahmen 

Ausgaben 

Waldreinertrag 

An 

Da  . .  Dq 

Summa 

c  +  uv 

im  ganzen 

pro  Jahr 

zeit 

Mark 

Jahre 

1 

2 

3 

4 

6 

6 

40 

1091 

41 

1132 

80  H 

-  240  =  320 

812 

20,30 

50 

1880 

124 

2004 

80- 

-  300  =  380 

1624 

32,48 

60 

2590 

252 

2842 

80- 

-  360  =  440 

2402 

40,03 

70 

3453 

380 

3833 

80- 

-  420  =  500 

3333 

47,61 

So 

4510 

510 

5020 

80- 

-4:50  —  560 

4460 

55,75 

90 

•5542 

646 

6188 

80- 

-  540 — 620 

5568 

61,86 

IOC 

6662 

778 

7440 

80- 

-600  =  680 

6760 

67,60 

HO 

7594 

888 

8482 

80- 

-  660 — 740 

7742 

70,38 

120 

8218 

982 

9200 

80  H 

-  720 — 800 

8400 

70,00 

Die  Umtriebszeit  aes  grössten  Waldrein- 
ertrags fällt  hier  auf  das  110.  Jahr,  weil  sich 
für  dieses  Jahr  der  grösste  Durchschnitts- 
reinertrag  mit  70,38  Mark  berechnet. 

Aus  dieser  Eechnung  geht  auch  hervor, 
dass  die  zu  verschiedenen  Zeiten  eingehen- 
den Durchforstungserträge  sovrie  die  am 
Anfang  der  Umtriebszeit  verausgabten  Kui- 
turkosten  und  die  jährlich  zu  bezahlenden 
Verwaltungskosten  nicht  mit  Zinseszins- 
rechnung auf  einen  gemeinschaftlichen  Zeit- 
punkt prolongiert,  sondern  einfach  addiert 
werden.  Zinsen  bringt  also  die  Wald- 
reinertragswirtschaft grundsätz- 
lich nicht  in  Anrechnung. 

Für  den  praktischen  Betrieb  ergeben 
sich  bei  diesem  Wirtschaftssystem  Umtriebs- 
zeiten  von  110  bis  150  Jahren  und  darüber. 
Umtriebe  von  130  bis  150  Jahren  bilden 
die  Regel,  die  niederen  und  höheren  die 
Ausnahmen. 

3.  Bodenreinertragswirtschaft  Die- 
selbe fusst  auf  dem  Satze,  dass  der  öko- 
nomische Effekt  einer  Bodenwirtschaft  nur 
in  der  Grösse  der  Bodenrente  (Bodenrein- 
ertrages) zum  Ausdruck  kommt  imd  durch 
dieselbe  direkt  messbar  ist  Sie  erstrebt 
demnach  vom  Waldboden  die  grösste 
Rente  durch  Einhaltung  der  sogenannten 
finanziellen  Umtriebszeit,  worunter  man  eben 
diejenige  Umtriebszeit  versteht,  welche  bei 
Unterstellung  eines  bestimmten 
"Wirtschaftszinsfusses  die  höchste 
Bodenrente  oder  den  höchsten  Bodenreiner- 
trag gewäJirt.  Die  rechnerische  Gnmdlage 
dieses  Wirtschaftssystems  bildet  die  von 
König  schon  1813  aufgestellte  und  von 
Faustmann  1849  unwesentlich  verbesserte 
Formel  des  Bodenertragswertes  (Bodener- 
wartungswertes).    Unter  Beibehaltung  der 


obigen  Zeidien  lautet  dieselbe  (p  =  Zinsfuss) : 
^  Aü-|-Dal,opP-ft-|-  •  .Dql,op^'q — cl^opa      v 

~  l,opu  — 1  "ö;^ 

Berechnet  man  mit  Hilfe  dieser  Fonnel 
für  die  verschiedenen  Umtriebszeiten  des- 
selben Bestandes  die  Bodenertragswerte,  so 
ergiebt  sich  eine  anfangs  steigende  und 
später  wieder  fallende  Reihe.  Das  finanz- 
wirtschaftliche Optimum  bietet  die  Umtriebs- 
zeit, für  welche  sich  der  grösste  Bodenwert 
und  somit  die  höchste  Rente  berechnet. 
In  dem  vorigen  Beispiel  erhält  man  folgende 
Bodenwerte. 


Um- 
triebs- 
zeit 

Jahr 

40 

50 
60 
70 
80 


wenn 


e 
C4 


e 
CO 


II  8 

Mark 


499 
780 

875 
940 
98g 


191 

307 
319 

315 
300 


Um- 
triebs- 
zeit 

Jahr 

90 

100 
110 
120 


wenn 


o 
04 


o 
CO 


II  It 

P«  P4 

Mark 


974 
940 

855 
735 


262 
220 
166 
107 


Bei  einem  Wirtschaftszinsfuss  von  2% 
fällt  hier  die  Umtriebszeit  auf  das  80.  Jahr, 
bei  p  =  3  %  auf  das  60.  Jahr. 

Zur  Bestimmung  der  finanziellen  Um- 
triebszeit dient  ausserdem  auch  die  Methode 
des  Weiserprozentes  (laufende  Verzinsung). 
Das  »Weiserprozent«,  welches  auf  die 
finanzielle  Hiebsreife  eines  Bestandes  »hin- 
weist« (Pressler),  giebt  an,  zu  welchem 
Prozent  ein  Bestand  den  gesamten  Pro- 
duktionsaufwand durch  seinen  Wertzuwachs 
verzinst.  Der  Produktionsaufwand  besteht 
in  dem  Holzkapital,  Bodenkapital  und  Yer- 
waltungskostenkapital:  die  Eulturkosten 
können  hier  unberüctsichti^  bleiben.  In 
den   D^^chskräftigen  Lebensjahren  des  Be- 
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Standes  steht  das  Weiserprozent  sehr  hoch, 
föllt  aber  mit  dem  Aelterwerden  des  Be- 
standes, so  dass  der  Verlauf  desselben 
sich  ebenso  wie  der  Bodenertragswert  in 
einer  anfangs  steigenden,  später  fallenden 
Kurve  graphisch  repräsentiert.  Für  die 
Hiebsreiie  ist  aber  nach  dieser  Methode 
nicht  das  Maximum  ausschlaggebend,  son- 
dern jener  Zeitpunkt,  in  welchem  das 
Weiserprozent  gleich  wird  dem  Wirtschafts- 
zinsfuss.  Nutzt  man  den  Bestand  zu  dieser 
Zeit,  so  gewährt  derselbe  ebenfalls  die 
igrösste  Bodenrente. 

Die  Bodenreinertrags  Wirtschaft  bringt  also 
für  die  in  verschiedenen  Zeiten  anfallenden 
Einnahmen  und  zu  bestreitenden  Ausgaben 
Zinseszinsen  in  Anrechnung. 

Die  Umtriebszeiten  sind  kürzer  als  die 
der  Waldreinertragswirtschaft.  Für  Wal- 
dungen mit  guten  Absatzverhältnissen  be- 
rechien  sich  mit  einem  Wirtschaftszinsfusse 
von  3®/o  Umtriebszeiten  von  60 — 90  Jahren, 
mit  2®/o  werden  dieselben  um  10 — 25  Jahre 
höher.  Ausschlaggebend  ist  hauptsächlich 
die  Wertsteigerung  der  älteren  Bestände 
gegenüber  den  jüngeren.  Je  länger  sie  an- 
hält und  je  intensiver  sie  ist,  um  so  höher 
wird  die  Umtriebszeit.  Auch  für  die 
schlechteren  und  langsamwüchsigen  Be- 
stände ist  dieselbe  höher  als  für  die  gut- 
wüchsigen. 

4.  Die  Yerzinsnng  der  Produktions- 
kapitaJien  bei  beiden  Systemen.  Der 
Unterschied  zwischen  Bodenreinertrags-  und 
Waldreinertragswirtschaft  tritt  deutlicher 
hervor,  wenn  man  die  Verzinsung  der  Pro- 
duktionskapitalien bei  beiden  Systemen  mit 
einander  vergleicht.  Zu  diesem  Zwecke  geht 
man  wieder  am  besten  von  einer  im  jähr- 
lichen Betriebe  bewirtschafteten  normalen 
ßetriebsklasse  (vgl.  oben  S.  1139/40)  aus.  Ist 
diese  vorhanden,  dann  erhält  der  Waldbesitzer 
jährlich  den  Betrag  Au  +  Da  +  .  .  Dq  — 
(c  +  uv),  d.  i.  der  Waldreiuertrag  oder  die 
Waldrente,  bar  in  seine  Kasse.  Denn  alle 
Jahre  erreicht  ein  Bestand  das  haubare, 
der  angenommenen  Umtriebszeit  entspre- 
chende Alter  (Au),  jedes  Jahr  erreicht  ein 
Teil  der  Bestände  das  durchforstimgsfahige 
Alter,  und  jedes  Jahr  sind  die  Kulturkosten 
und  Verwaltungskosten  zu  bestreiten. 
Diese  jährliche  Waldrente  reprä- 
sentiert die  Zinsen  des  Bodener- 
tragswertes und  des  Holzvorrat- 
kapitals (Produktionskapitalien).  Der  gnind- 
legende  Unterschied  zwischen  beiden  Wirt- 
schaftssystemen liegt  nun  darin,  dass  die 
Bodenreinertragswirtschaft  die  Umtriebszeit 
auf  jenen  Zeitpunkt  verlegt,  in  welchem 
die  Waldrente  den  grössten  Bodener- 
tragswert und  das  demselben  entsprechende 
Holzvorratkapital  zu  dem  geforderten 
Wirtschaftszinsfusse    verzinst,    wäh- 


rend die  Waldreinertragswirtschaft  den  Um- 
trieb  so  wählt,  dass  die  jährliche  Waldrente 
an  sich  ein  Maximum  ist  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  dieselbe  eine  angemessene  Ver- 
zinsung der  Produktionskapitalien  darstellt 
oder  nicht.  Um  dieses  Ziel  zu  erreichen, 
ist  die  Waldreinertragswirtschaft  in  der 
Regel  gezwungen,  auf  der  gegebenen  Fläche 
einen  grössei*en  Holzvorrat  zu  belassen  als 
die  Bodenreinertragswirtschaft.  Während 
die  Grösse  des  Holzvorratkapitales  der 
Bodenreinertragswirtschaft  in  einem  finan- 
ziellen Gleichgewichtsverhältnis  zu  der  jähr- 
lich anfallenden  Waldrente  steht,  ist  dies 
bei  der  Waldreinertragswirtschaft  nicht  der 
Fall.  Um  eine  grössere  jährliche  Einnahme 
(Waldrente)  zu  beziehen,  muss  diese  viel- 
mehr unverhältnismässig  grosse  Holzmassen 
dauernd  auf  derselben  Fläche  anhäufen,  von 
denen  ein  grosser  Teil  nicht  mehr  soviel 
Wertzuwachs  anlegt,  dass  dadurch  die 
Produktionskosten  gedeckt  werden.  Also: 
die  Waldreinertragswirtschaft  hat  hohe  jähr- 
liche Einnahmen  bei  ungenügender  Ver- 
zinsung des  Produktionsaufwandes;  die 
Bodenreinertragswirtschaft  erzielt  kleinere 
jährliche  Einnahmen,  die  aber  die  Pit)- 
duktionskapitalien  voll  verzinsen.  Sie  nutzt 
jeden  Bestand  in  dem  Jahre,  von  welchem 
ab  der  Wertzuwachs  dauernd  kleiner  wird 
als  die  Zinsen  des  Produktionskapitales 
(Weiserprozent). 

Beispiel.  In  dem  vorhin  erwähnten 
Fichtenwald  fällt  die  finanzielle  Umtriebszeit 
auf  das  80.  Jahr,  die  Umtriebszeit  der  Wald- 
reinertragswirtschaft auf  das  110.  Jahr.  Wie 
aus  der  Tabelle  auf  S.  1143  hervorg-eht  bezieht 
der  Waldbesitzer  für  ein  Hektar  eine  jährliche 
Waldrente  von 

55,75  M.  bei  Einhaltung  der  dCHähr.  Umtriebszeit 
70,38  „     „  „  «  llÖjähr. 

Der  höchste  Bodenertragswert  berechnet 
sich,  wenn  p  =  2%,  für  die  80  jährige  um- 
triebszeit mit  989  M.  pro  ha.  Der  vorrats- 
kostenwert,  auf  dessen  Ermittelungsweise  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden  kann,  beträgt 
für  die  80jährige  Umtriebszeit  pro  ha  1799  M. 
Das  jährliche  Einkommen  des  Waldbesitzers 
verzinst  demnach  die  Produktionskapitalien  zu 
66,75-100 

989  +  1799  —  ^  1^' 

Bei  Einhaltung  der  110  jährigen  Umtriebs- 
zeit bleibt  natürhch  der  Bodenwert  derselbe. 
Der  Kapitalwert  des  Holzvorrates  erreicht  aber 
die  Höhe  von  3006  M.  pro  ha.  so  dass  das  jähr- 
liche Einkommen   des  Waldoesitzers  die  Pro- 

70,38  100       ,_,, 
duktionskapitalien  nur  zu  939  4-  3006  ^^  ^> '"  »o 

verzinst.  Der  Wald  bringt  also  den  geforderten 
Wirtschaftszinsfuss  von  2%  nicht  mehr  ein, 
weil  die  jährliche  Waldrente  von  70,38  M.  nicht 
hinreicht,  um  das  zu  ihrer  Hervorbrine^ng  er- 
forderliche Produktionskapital  von  3995  M.  voll 
zu  verzinsen. 

Von  der  jährlichen  Waldrente  treffen  bei 
der  Umtriebszeit 
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von  Jahren 
80  110 

Mark 
auf  die  Bodenrente             19,78  i7,io 

auf  den  Holzkapitalzins     35,97 53,28 


zus.    55,75 


70,38 


Um  Yom  gegebenen  Boden  jährlich  100  M. 
Beinertrag  erwirtschaften  zu  können,  muss  die 
Boden reinertrags Wirtschaft  ein  Holzkapital  von 
9092  M.,  die  Waldreinertragswirtschaft  ein 
solches  von  15579  M.  in  der  Wirtschaft  ver- 
anlagen. 

5.  Die  Einwände  gegen  die  Boden- 
reinertragswirtschaft, welche  von  Seiten 
der  Gegner  erhoben  werden,  sind  in  der 
Hauptsache  folgende: 

1.  Es  vrii'd  geltend  gemacht,  dass  der 
Waldbesitzer  diu'ch  Herabsetzung  der  Um- 
triebszeit  einen  thatsächlichen  Ausfall  an 
jähiiicher  Bareinnahme  erleide.  Dies  ist 
dann  richtig,  wenn  man  nur  die  von  der 
gegebenen  Waldfläche  erzielbai-en  Erträge 
ins  Auge  fasst.  In  unserem  Beispiele  giebt 
die  Betriebsklasse  von  110  ha  bei  einem  j 
Umtrieb  von  110  Jahren  eine  jährliche 
Waldrente  von  70,38.  110  =  7742  Mai-k,  bei 
einem  Umtriebe  von  80  Jahren  eine  solche 
von  55,75.  110  ==  6133  Mark.  Die  Minder- 
einnalime  von  1609  Mark  wird  aber  reich- 
lich wieder  eingebracht  durch  die  Zinsen, 
welche  das  infolge  Erniedrigung  des  Um- 
tiiebes  frei  gewordene  imd  aus  der  Wald- 
wirtschaft herausgezogene  Vorratskapital 
abwirft.  Bei  der  110  jährigen  Umtriebszeit 
beträgt  das  Holzvorratkapital  293050  Mark, 
bei  der  80  jährigen  Umtriebszeit  197  945 
Mark,  —  in  beiden  Fällen  auf  110  ha. 
Geht  der  Waldbesitzer  vom  110  jährigen 
auf  den  80jälirigen  Umtrieb  herunter,  dann 
kann  er  den  Vorratsüberschuss  von  293050 
—  197  945  =  95105  Mark  aus  der  Wirt- 
schaft herausziehen  und  andei*weitig  zins- 
tragend anlegen.  Selbst  wenn  er  nur  2®/o 
hiervon  erzielt,  beträgt  die  jährliche  Rente 
1902  Mark,  wodurch  die  Mindereinnahme 
an  Waldrente  von  1609  Mark  mehr  als 
ausgeglichen  wird.  Die  Bodenreinerti-ags- 
wirtschaft  gewährt  also  dem  Waldbesitzer 
stets  ein  höheres  Gesamteinkommen  als 
die  Waldreinertragswirtschaft,  weil  sie  von 
dem  Vermögen  des  Waldbesitzers  nur  soviel 
zur  Waldwirtschaft  verwendet,  als  sich  zu 
dem  geforderten  Wirtschaftszinsfuss  wirk- 
lich verzinst,  und  den  übrigen  nicht  mehr 
verzinslichen  Teil  dem  Waldbesitzer  zur 
anderweitigen  Verwendung  überlässt.  — 
Selbstverständlich  ist,  dass  der  sich  nicht 
verzinsende  Teil  des  Holzvorrates  nicht 
plötzlich,  sondern  nur  allmählich  aus  der 
Wirtschaft  herausgezogen  wird,  weil  sonst 
unter  Umständen  die  Holzpreise  gedrückt 
wiirden. 

2.  Die  Nachhaltigkeit  der  Wirtschaft 


werde  durch  die  kürzeren  Umtriebe  in 
Frage  gestellt.  Dieser  Einwand  ist  völlig 
nichtig,  weil  sich  die  mittelalten  Bestände 
leichter  verjüngen  lassen  als  die  überalten 
und  die  Nachhaltigkeit  nicht  von  der  Um- 
triebszeit, sondern  lediglich  von  der  Wieder- 
aufforstung imd  Pflege  der  Bestände  sowie 
von  der  Uebereinstimmimg  des  Abnutzungs- 
satzes mit  der  Zuwachsleistung  abhängig  ist 

3.  Die  Rechnungsgrundlagen  seien 
unsicher.  Soweit  hieran  etwas  Wahres  ist, 
trifft  dieser  Vorwurf  die  Waldreinertrags- 
wirtschaft in  demselben  Grade  wie  die 
Bodenrein  ei-tragswirtschaft,  weil  erstere  zur 
Berechnung  ihrer  Umtriebszeit  derselben 
Rechnungsgrössen  bedarf  wie  letztere.  Es 
ist  übrigens  nicht  zu  leugnen,  dass  diesen 
Vorwurf  die  Bodenreinerträgler  dadurch 
verschiddet  haben,  dass  sie  für  die  Berech- 
nung des  Bodenerb'agswerts  die  Beriick- 
sichtigiuig  der  fernsten  Zukunftspreise  for- 
derten. Selbst  wenn  dieselben  mit  einiger 
Sicherheit  festgesetzt  werden  könnten,  — 
was  unmöglich  ist,  —  dürften  sie  für  die 
Berechnung  des  jetzt  geltenden  Bodener- 
tragswertes nicht  verwendet  werden,  weil 
die  Rückwirkung  von  Zukunftspreisen  auf 
die  Gegenwart  auf  so  lange  Sicht  hinaus, 
wie  sie  durch  die  forstlichen  Umtriebe  ge- 
geben ist,  auch  privatwirtschaftlich  ausge- 
schlossen ist  und  die  Kaufkraft  des  Geldes 
mit  der  Zeit  sinkt. 

Einen  Hauptangriffspunkt  bildet  auch 
die  Höhe  des  Zinsfusses.  Hoher  Zins- 
fuss  giebt  kleine  Bodenwerte  und  kurze 
Umtriebszeiten ,  niederer  Zinsfuss  hohe 
Bodenwerte  und  lange  Umtriebszeiten.  Die 
W^ahl  des  Zinsfusses  ist  daher  für  die  Ge- 
staltung der  Wirtschaft  von  einschneidender 
Bedeutung.  Denselben  rechnungsmässig  aus 
den  finanziellen  Resultaten  des  forstlichen 
Betriebes  abzuleiten,  ist  unmöglich.  Wir 
können  durch  Abstraktion  aus  denselben 
nur  die  Thatsache  festsetzen,  dass  die  Forst- 
wirtschaft in  Deutschland  mehr  als  3% 
abzuwerfen  nicht  im  stände  ist.  Ein  höherer 
Zinsfuss  führt  zu  Konsequenzen,  denen  die 
forstliche  Technik  nicht  mehr  gewachsen  ist. 
In  der  sächsischen  Staatsforstwirtschaft 
wird  jälrrlich  die  Verzinsung  des  gesamten 
Waldkapitals  auf  Grund  der  jährlichen  Rein- 
einnahme berechnet.  Selbst  in  diesen  ren- 
tabelsten aller  Waldungen  Deutschlands  er- 
reichte dieselbe  noch  niemals  den  vom  Ein- 
zelbestande geforderten  Wirtschaftszinsfuss 
von  3%  (1854/63  2,15%,  1864/73  2,59^/0, 
1874  83  2,57  «/o,  1884/93  2,44%,  1895  2,28%, 
1896  2,53%).  Mim  kann  daher  sagen,  dass 
der  forstUche  Zinsfuss  sich  in  den  Grenzen 
von  2  und  3  %  bewegt.  Wer  Waldwirtscliaft 
treiben  will,  muss  sich  damit  abfinden.  Ein 
Wirtschaftszinsfuss  von  2%  gestattet  forst- 
technisch die  grösste  Beweglichkeit  und  ist 
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allen  technischen  und  handelspolitischen 
Anforderungen  gewachsen. 

Einfach  deswegen  nicht  zu  rechnen, 
weil  der  Zinsfuss  wirtschaftlich  nicht  fixiert 
werden  kann,  ist  in  der  heutigen  Kreditwirt- 
schaft ein  unhaltbarer  Standpunkt.  Jede  Wirt- 
schaft, auch  der  Industriebetrieb,  muss  mit 
den  Schwankungen  des  Zinsfusses  rechnen ; 
ganz  rein  lässt  sich  derselbe  überhaupt  nicht 
darstellen,  da  Affektionswerte,  Assekuranz- 
prämien etc.  denselben  immer  beeinflussen. 
Die  WaldYrirtschaft  kann  und  muss  mit 
einem  niederen  Zinsfuss  als  dem  landes- 
üblichen rechnen,  weil  der  Wald  eine  sehr 
sichere  Kapitalanlage  bildet,  der  Wert  der 
Waldprodukte  stets  steigt,  namentlich  inner- 
halb der  langen  Verzinsungszeiträume,  und 
das  Geld  mit  steigender  Kultiur  immer 
büliger  wird.  Ausserdom  kommt  noch  in  Be- 
tracht, dass  während  der  langen  Yerzinsungs- 
zeiträiime  Kapitalwerte  von  der  Höhe  der 
Waldkapitalien  auch  bei  sonstiger  verzins- 
licher Anlage  in  Wertpapieren,  Industrieen 
etc.  stets  Yerluste  an  Kapitalteilen  und 
Zinsen  eMeiden.  —  Die  Festsetzung  der 
numerischen  Grösse  des  forstlichen  Wirt- 
schaft szinsfusses  innerhalb  der  möglichen 
Grenzen  ist  lediglich  ein  Willensakt  des 
Waldbesitzers. 

4.  Andere  erkennen  das  Frincip  der 
Bodenreinertragswirtschaft  als  richtig  für 
die  Privatwaldwirtschaft  an,  nicht  aber  ftlr 
die  Staatswaldwirtschaft.  Insbesondere  be- 
tonen sie,  dass  das  durch  Herabsetzung  der 
ümtriebszeit  frei  werdende  Holzvorratkapi- 
tal  (s.  das  Beispiel  auf  S.  1145)  von  Staats- 
wegen nicht  zur  Ergänzung  der  unter  Um- 
ständen niedriger  gewordenen  Reineinnahme 
aus  den  Staatswaldungen  verwendet  werde, 
sondern  in  die  allgemeine  Staatskasse  füesse 
und  so  dem  Walde  verloren  gehe.  Darauf 
ist  folgendes  zu  erwidern: 

a)  Dass  ein  Staat  mit  geordneten  Finanz- 
Verhältnissen  nicht  die  Macht  haben  soll, 
aus  den  herausgezogenen  Waldkapitalien 
einen  unantastbaren  Waldfonds  zu  gründen, 
ist  nicht  einzusehen.  Selbst  wenn  dies 
aber  nicht  geschieht  und  dieses  Kapital  zur 
Deckung  notwendiger  Staatsausgaben,  na- 
mentlich in  Zeiten  der  Not,  verbraucht 
wird,  so  bedeutet  dies  vom  staatswirtschaftr 
liehen  Standpunkte  aus  doch  keine  Ver- 
schwendung. Es  fehlt  jeder  vernünftige 
politische  Grund  dafür,  dass  der  Staat  seine 
Schulden  gegenwärtig  zu  SVi^lo  verzinst 
und  in  seinen  Wäldern  auf  Tausenden  von 
Hektaren  Holzbestände  stehen  lässt,  die 
nicht  einmal  mehr  V2  ®/o  einbringen,  ja  in  gar 
nicht  seltenen  Fällen  durch  Verfaulen  jähr- 
lich an  Wert  verlieren. 

b)  Die  theoretisch  sich  berechnende 
Mindereinnahme  der  Bodenreinertragswirt- 
schaft —   wenn  die  Ergänzung  durch  das 


herausgezogene  Kapital  wegfällt  —  wird 
thatsächlich  auf  die  Dauer  nicht  eintreten. 
Denn  die  finanzielle  ümtriebszeit  gravitiert 
mit  zwingender  Konsequenz  nach  jenen  Be- 
standsaltem, in  welchen  die  marktfähigsten 
Holzsortimente  erzeugt  werden.  Fällt  die 
Konkurrenz  derjenigen  Sortimente,  welche 
vom  Handel  eigentlich  nicht  begehrt  sind, 
aber  nachdem  sie  einmal  da  sind,  doch  mit 

fekauft  werden,  fort,  dann  werden  die 
'reise  steigen  und  den  Ausfall  decken. 
Dazu  kommt  die  grössere  diux>hschnittliche 
Massenproduktion  der  ktirzeren  Umtriebe 
gegenüber  der  geringeren  Massenleistung 
der  hohen  Umtriebe,  ein  sehr  bedeutsames 
Moment. 

6.  Erwerbsfähige  und  erwerbsun- 
fähige Waldungen.  Um  die  Tragweite 
der  Boden-  und  Waldreinertiagswirtschaft 
beurteilen  zu  können,  muss  man  vor  Augen 
haben,  dass  die  ökonomischen  Grundlagen 
der  Waldwirtschaft  nicht  überall  die  Rei- 
chen sind. 

Die  Landwirtschaft  nahm  von  Anfang 
an  nur  solche  Flächen  in  Betrieb,  von  denen 
sie  sich  einen  Ertrag  und  somit  eine  Boden- 
rente versprechen  konnte.  Der  Wald  da- 
gegen ist  ohne  Zuthun  des  Menschen  ur- 
sprünglich entstanden  und  blieb  auch  nur 
da  bestehen,  wo  man  den  Boden  nicht 
landwirtschaftlich  nötig  hatte  oder  wegen  Un- 
fruchtbarkeit und  ungünstiger  Lage  niont  land- 
wirtschaftlich benutzen  konnte.  Von  diesen 
beiden,  die  Höhe  der  Bodenrente  bedingen- 
den Faktoren  ist  in  der  Waldwirtschaft 
wegen  des  Holztransportes  der  Einfluss  der 
Lage  schwerwiegender  als  der  Einfluss  der 
natürlichen  Fruchtbarkeit  des  Bodens.  Der 
hemmende  Einfluss  der  Lage  auf  die  Bil- 
dung einer  Bodenrente  kann  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  eliminiert  werden,  wenn 
man  durch  Anlage  von  Wegen  imd  Eisen- 
bahnen den  Wald  dem  Markte  ökonomisch 
näher  bringt.  Aber  überall  ist  und  konnte 
dies  bis  zur  Gegenwart  nicht  geschehen. 
Viele  Waldkomplexe  sind  den  Hauptabsatz- 
gebieten so  entlegen  und  mit  denselben  so 
mangelhaft  durch  Verkehrsmittel  verbunden, 
dass  die  dort  aufgespeicherten  Holzvorräte 
gar  nicht  oder  nur  zu  Schleuderpreisen  ab- 
gesetzt werden  können.  Infolgedessen  ist 
auch  dort  keine  Nachfrage  nach  dem  Wald- 
boden und  die  Bildung  einer  Bodenrente 
vorerst  unmöglich;  denn  der  Waldboden 
wirft  eine  Rente  ab,  nicht  weil  er  zuÜQlig 
mit  Holz  bestockt  ist,  sondern  weil  das 
Holz  ein  in  der  AJlgemeinrwirtschaft  benö- 
tigtes und  darum  tauschwertes  Produkt 
wurde.  Ist  der  Einfluss  der  Lage  so  un- 
günstig, dass  der  Tauschwert  der  Produkte 
des  betreffenden  Waldes  sehr  gering  oder 
gleich  null  ist,  so  ist  der  Waldboden  auch 
nicht   fähig,    eine   Rente   zu   liefern.     Mit 
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diesen  natürlichen,  in  der  Eigenart  und  Ent- 
stehung des  Waldes  begründeten  Verhält- 
nissen rechnend,  hat  man  daher  zu  unter- 
scheiden zwischen  erwerbsfähigen  und 
erwerbsunfähigen  Waldungen.  Zu 
den  ersteren  gehören  alle  dem  wirtschaft- 
lichen Verkehr  aufgeschlossenen  Wälder,  zu 
den  letzteren  die  entlegenen  und  solche, 
welche  infolge  besonderer  Umstände  nicht 
finanziell  bewirtschaftet  werden  können  oder 
wollen  (Schutzwälder  unter  Umständen,  Be- 
rechtigungswaldungen ,  Jagdreviere).  In 
diesen  nutzt  der  Waldbesitzer  die  vorhan- 
denen Holzvorräte,  sorgt  für  deren  Ergän- 
zung, verzichtet  aber  auf  die  Verzinsung 
des  Produktionsaufwandes  und  treibt  wissent- 
lich eine  Verlustwirlschaft,  gezwungen  durch 
die  Macht  der  Verhältnisse.  Die  pekuniären 
Opfer  sind  für  ihn  oft  auch  nicht  direkt  fühl- 
bar, weil  der  Wald  zu  billigem  Wertanschlag 
oder  umsonst  in  seinen  Besitz  gelangte  ima 
der  Verlust  nicht  auf  positive  Aufwendungen, 
sondern  auf  die  negativ  im  Walde  belasse- 
nen Kapitalien  zurückzuführen  ist.  Diese 
mehr  occupatorische  Wirtschaft  sucht  eben 
ohne  exakte  Rechnung  soviel  Geld  aus  dem 
Walde  herauszuschlagen,  als  nach  Lage  der 
gegebenen  Umstände  unter  Wahrung  der 
Nachhaltigkeit  erzielt  werden  kann. 

Zu  den  erwerbsunfähigen  Waldun- 
gen sind  auch  diejenigen  zu  zählen,  die,  ob- 
wohl fruchtbar  und  in  guter  Absatzlage, 
vermöge  ihrer  äusseren  Verfassung  die  vor- 
handenen Produktivkräfte  des  wijdbodens 
nicht  auszunützen  im  stände  sind.  Die 
Mehrzahl  der  über  ca.  60  Jahre  alten  Bestände, 
die  wir  nun  in  den  nächsten  30 — 40  Jahren 
zu  nutzen  haben,  sind  mangelhaft  begründet, 
durch  Streu-  imd  Weidenutzung  und  Wild- 
hege erschöpft  und  im  Jugendstadium  nicht 
gepflegt  worden.  Durchforstungen,  die  den 
nutzholztüchtigen  Stämmen  Licht  und  Raum 
schaffen  und  das  schlechte  Material  ent- 
fernen, kannte  man  früher  nicht  und  sind 
auch  heutzutage  vielfach  noch  ein  unver- 
dauter Begriff.  Die  meisten  der  ausgedehn- 
ten, unrentablen  Buchenwaldungen  waren 
frülier  mit  wertvollen  Eichen  durchsetzt, 
die  aber  mangels  jeglicher  Pflege  wieder 
verschwunden  sind.  Solche  Bestände  können 
eine  hohe  Bodenrente  selbstverständlich 
nicht  abwerfen.  Je  eher  man  sie  zur 
Nutzung  bringt,  um  so  besser. 

7.  Die  Umtriebsseiteii  der  Praxis, 
Die  Bodenreinertragswirtschaft  ist  seit  1867 
in  den  sächsischen  Staatsforsten  durch- 
geführt und  hat  hier,  begünstigt  durch  vor- 
zügliche Holzabsatzverhältnisse  und  das 
Vorherrschen  der  rentabelsten  Holzart,  der 
Fichte,  glänzende  Resultate  aufzuweisen. 
Die  Durchführbarkeit  dieses  Wirtschafts- 
systems ist  somit  bewiesen.  Ausserdem 
hat     es     in     den     österreichischen     und 


preussischen  Privatforsten  Eingang  ge- 
funden, imd  es  ist  nicht  niu*  Zufall,  dass 
die  königlich  sächsische  Forsteinrichtungs- 
anstalt gerade  von  preussischen  Waldbe- 
sitzem  zur  Aufstellung  von  Forsteinrichtungs- 
plänen herangezogen  wird.  In  den  übrigen 
Staatsforsten  des  Deutschen  Reiches  sind 
die  Umtriebszeiten  weder  nach  den  Princi- 
pien  der  Bodenreinertra^wirtschaft  noch 
nach  jenen  der  Waldremertragswirtschaft 
bemessen,  sondern  entweder  nach  dem  Ge- 
fühl —  der  häufigste  Fall  —  oder  nach 
waldbaulichen  und  forsteiurichtungstech- 
nischen  Gesichtspunkten.  Thatsache  ist, 
dass  die  gegenwärtig  geltenden  Umtriebs- 
zeiten näher  der  Bodenreinertragswirtschaft 
als  der  Waldreinertragswirtschaft  stehen, 
und  diese  Thatsache  hat  ihre  Geschichte. 
Zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  war  der 
Zustand  der  Staatswaldungen  durchgängig 
ein  sehr  schlechter.  Als  dann  von  den  20  er 
Jahren  an  geordnete  W^irtschaflspläne  auf- 
gestellt wurden,  setzte  man  die  jährlichen 
Abnutzungssätze  —  absichtlich  mit  Rück- 
sicht auf  die  schlechten  Bestockungsver- 
hältnisse  und  unabsichtlich  in  Unkenntnis 
der  wirklichen  Zuwachsleistungen  —  sehr 
niedrig  an.  Durch  die  bessere  Kultur  und 
Pflege  der  Forsten  hob  sich  aber  die  Massen- 
produktion sehr  bald,  und  die  Folge  war, 
dass  die  Abtriebszeiten  sich  immer  mehr 
von  selbst  verlängerten.  Denn  w^enn  man 
weniger  nutzt,  als  zuwächst,  geht  die  Um- 
triebszeit  in  die  Höhe.  In  den  50  er 
Jahren  waren  daher  Umtriebe  von  150 
Jahren  und  noch  danlber  in  den  Nadelholz- 
und  Buchenrevieren  keine  Seltenheit.  Da 
kam  Pressler  im  Jahre  1858  mit  seinem 
»Rationellen  Waldwirt«  und  zerstörte  den 
schönen  Traum  von  der  Zweckmässigkeit 
der  langen  Umtriebe.  Pressler  wurde  mit 
seinen  anfangs  wenigen  Anhängern  be- 
kämpft, verspottet,  verleumdet.  Als  aber 
der  AJ-eis  seiner  Mitkämpfer  rasch  sich  ver- 
grösserte  imd  Männer  wie  G.  Heyer, 
Judeich  u.  A.  die  Lehre  mehr  ausbauten, 
konnten  sich  die  vonirteilsfreihen  praktischen 
Forstwirte  der  Einsicht  von  der  Unrentabili- 
tät  dieser  hohen  Umtriebe  nicht  mehr  ver- 
schliessen.  Dies  offen  einzugestehen,  hatte 
man  allerdings  selten  den  Mut,  da  man  an 
Popularität  bei  der  breiten  Masse  der  Be- 
rufsforstleute eine  Einbusse  erlitten  hätte. 
Diese  stand  der  neuen  Theorie  zunächst  be- 
greiflicherweise urteüslos  g^nüber,  und 
dass  das  Urteü  sich  nicht  klären  konnte, 
dafür  sorgten  die  führenden  Gegner  der 
Bodenreinertragslehre  unter  Einsetzung  aller 
möglichen,  nicht  immer  lauteren  Mittel. 
Unter  dem  Gewände  der  Wissenschaftlich- 
keit warf  man  nach  der  Art  demagogischer 
Aufwiegler  inhaltslose  Schlagwörter :  Unter- 
gang   des   deutschen  Waldes,   Entstehung 
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kahler  Berge,  grüner  Semitismus  u.  a.  in 
die  breite  Masse  der  Forstwirte.  Und  dies 
geschah  viel  weniger  aus  sachlicher  üeber- 
zeugung  als  hauptsächlich  aus  persönlichen 
Motiven:  zur  Befriedigung  fachmännischer 
Grossmannssucht,  um  forstliche  Zeitschriften 
notdürftig  über  Wasser  zu  halten,  aus  Haschen 
nach  Popularität  Als  Bundesgenossen  ge- 
sellten sich  diesen  »Ehrenrettern«  des 
Waldes  bei  die  Macht  des  Bestehenden  und 
der  Gewohnheit  sowie  die  Scheu  vor  mathe- 
matischen Formeln.  Indem  man  die  exakte 
Rechnung  als  Hirngespinst  grauer  Theo- 
retiker verwirft,  salviert  man  sein  Gewissen 
und  steigt  aus  der  Asche  des  so  verbrannten 
Formelkrams  als  ein  um  so  grösserer  Prak- 
tiker hervor.  So  denkt  man  auch  heute 
noch  vielfach.  —  Aber,  trotz  aller  Ver- 
wirrung, welche  die  Gegner  der  Finanzwirt- 
schaft herbeizuführen  suchten  iind  herbei- 
führten, vollzog  sich  schon  von  den  60  er 
Jahren  ab  ganz  im  Stillen  eine  Herabsetzung 
der  hohen  ümtriebszeiten  als  Folge  der 
Lehren  der  Bodenreinertragswirtschaft. 
Diese  Thatsache  veimögen  auch  die  hart- 
näckigsten Gegner  derselben  heute  nicht 
mehr  zu  bestreiten,  um  so  weniger  als  die 
Eb-höhung  der  Abnutzungssätze  in  allen 
deutschen  Staatswaldungen  dafür  ein  deut- 
licher Beweis  ist. 

Die  gegenwärtig  in  den  Staatswaldungen 
mit  guter  Absatsdage  und  hinreichender 
Fruchtbarkeit  eingehaltenen  ümtriebszeiten 
bewegen  sich  bei  der  Fichte  und  Kiefer 
zwischen  80  und  100,  bei  der  Tanne  und 
Buche  zwischen  100  und  120,  bei  der  Eiche 
zwischen  150  und  200  und  mehr  Jahren. 
Mit  diesen  ümtriebszeiten  werden  bei  den 
Nadelhölzern  die  mittelstarken  Sortimente 
erzogen,  welche  aut  dem  Holzmarkte  die 
gangbarsten  sind.  Sie  sind  viel  kürzer  als 
die  ümtriebszeiten  der  Waldreinertragswirt- 
schaft  und  nähern  sich  ganz  oder  teilweise 
dem  finanziellen  Abtriebsalter. 

Umtriebe,  welche  —  abgesehen  von  den 
rauhen  Hochlagen  —  bei  der  Fichte  über  100 
Jahre,  bei  Kiefer,  Tanne  und  Buche  über  110 
bis  120  Jahre  hinausgehen,  bedeuten  stets 
eine  Yerlustwirtschaft.  Denn  die  hohen  Um- 
triebe haben  auch  forsttechnisch  grosse  Nach- 
teile: der  Abgang  durch  Stockfäuinis  und 
Gipfeldürre  ist  sehr  gross,  die  künstliche 
und  natürliche  Verjüngimg  wird  auf  den 
mit  Gras  und  Unkräutern  sich  bedeckenden 
Böden  sehr  schwierig,  das  im  hohen  Alter  er- 
zeugte Holz  ist  qii^tativ  schlecht.  Diese 
Nachteile  werden  an  Bedeutung  noch  über- 
ti-offen  durch  den  umstand,  dass  das  starke 
Fichten-  und  Tannenholz  auf  dem  Markte 
gar  nicht  mehr  gefragt  ist  und  deshalb 
relativ  schlechter  bezahlt  wird  als  das 
mittelstai'ke.  Die  Sägeindustrie  stellt  Bretter 
von    über   29   cm   Breite   überhaupt   nicht 


mehr  her,  und  die  holzverbrauchenden  Ge* 
werbe  verwenden  statt  starken  Holzes  Eisen, 
Nur  Eichen-  und  Kiefemstarkholz  hat  noch 
günstige  Absatzverhältnisse.  Die  Au^be 
der  Forstwirtschaft  besteht  daher  heutzutage 
nicht  mehr  darin,  möglichst  dicke  Bäume 
zu  erziehen,  sondern  sog.  Handelsware, 
wie  die  mittelstarken  Nutzhölzer  genannt 
werden.  Dabei  finden  dann  Volkswirtschaft 
und  Waldbesitzer  ihre  Rechnung. 

8.  Genauigkeit  der  Rechnmig.  Wenn 
der  Ingenieur  eine  Dampfmaschine  bauen 
will,  muss  er  deren  konstruktive  Anlage 
und  Kraftwirkung  auf  Grund  der  von  der 
wissenschaftlichen  Mechanik  aufgestellten  Ge- 
setze und  mathematischen  Formeln  festsetzen 
und  ermitteln.  Trotz  aller  Sorgfalt  in  der  Be- 
rechnung imd  Montierung  stimmen  aber  die 
wirklichen  Leistungen  der  fertigen  Maschine 
niemals  vollständig  mit  den  theoretisch  be- 
rechneten überein,  weil  »die  Bosheit  des 
Objektes«  auch  hier  ihre  Hand  im  Spiele 
hat.  Das  Schicksal  des  Maschineningenieurs 
teilt  der  rechnende  Forstwirt  in  noch  \-iel 
höherem  Grade.  Mit  Hilfe  der  Formel 
können  wir  genau  das  Jahr  berechnen,  in 
welchem  der  Bestand  finanziell  hiebsreif 
wird:  in  der  praktischen  Wirtschaft  ist  es 
jedoch  unmöglich,  jeden  Bestand  zu  dem 
berechneten  Zeitpunkte  zum  Hiebe  zu 
bringen.  Man  ist  zufrieden,  wenn  man  das 
Jahrzehnt  eingrenzen  kann,  innerhalb  dessen 
die  Mehrzahl  der  Bestände  die  Hiebsreife 
erreichen  wird.  Dies  gut  nicht  bloss  von 
der  finanziellen  ümtriebszeit,  sondern  von 
jeder  ümtriebszeit,  auch  von  der  der  Wald- 
reinertragswirtschaft. 

Die  berechnete  finanzielle  ümtriebszeit 
giebt  daher  den  Fingerzeig,  wie  unter  den 
gegebenen  umständen  die  grösstmögliche 
Bodenrente  sich  erzielen  lässt.  Sie  bildet 
einen  wesentlichen,  aber  nicht  den  einzigen 
und  ausschlaggebenden  Programmpunkt  der 
Bodenreinertragswirtschaft.  Sie  verlangt 
vielmehr,  dass  alle  forsttechnischen  Mass- 
nahmen auf  das  Princip  der  Wirtschaftlich- 
keit geprüft  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die 
volle  Ausnutzung  der  Produktivkräfte  des 
Waldbodens  getroffen  werden.  Gerade  in 
dieser  Beziehmig  wird  von  den  Beinifsforst- 
wirten  auch  gegenwärtig  noch  viel  ge- 
sündigt, imd  es  ist  deshalb  ein  unbestreit- 
bares, auch  von  den  Gegnern  anerkaiwtes 
Verdienst  der  Bodenreinertragstheorie,  dass 
sie  »das  wirtschaftliche  Gewissen  der  Forst- 
leute angeregt  und  geschärft«  hat  (Helferich). 

9.  Sonstige  Wirtscliaftssysteme.  Die 
übrigen  in  der  Literatur  noch  angeführten 
Wirtschaftssysteme  haben  gegenwärtig  kaiun 
mehr  als  historisches  Interesse.  Die  auf 
Erzeugung  der  grössten  Masse  gerichtete 
Wirtschaft  nutzt  den  Bestand  in  dem  Zeit- 
punkt,  in   welchem   der  jähi'liche    Durch- 
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Schnittszuwachs  sein  Maximum  erreicht  — 
Umtriebszeit  des  grössten  Massen- 
ertrages. Solange  die  Ertragsverhältnisse 
der  einzelnen  Holzarten  noch  nicht  wissen- 
schaftlich festgestellt  waren,  vermutete  man 
den  Eintritt  dieses  Zeitpunktes  ei-st  im  sehr 
hohen  Bestandsalter  und  glaubte  somit  die 
grosste  Holzmasse  auf  gegebener  Fläche 
durch  hohe  Umtriebszeiten  zu  erzielen.  Die 
neueren  Ertragstafeln  dagegen  konstatierten, 
dass  die  Kulmination  des  durchschnittlichen 
Zuwachses  imi  so  früher  eintritt,  je  besser 
der  Standort  ist,  und  zwar  auf  den  besten 
Bonitäten  so  früh,  dass  die  darauf  fussenden 
Umtriebszeiten  oft  noch  niedriger  werden 
als  die  sog.  finanziellen,  mit  hohem  Zins- 
fuss  berechneten.  Es  fällt  nämlich  die  Um- 
triebszeit des  grössten  Massenertrags  (Derb- 
und  Reisholz)   auf  folgende  Bestandsalter: 


auf 
Stand- 

Fichte 

Buche 

Tanne 

orts- 
klasse 

(Baor) 

(Schu- 
berg) 

(Lorey) 

I 

II 
IIT 
IV 

35 
40—45 

30—40 
75-80 

50 
60 — 70 
70—80 
60—80 

70—  75 
80       85 

85-  95 
95—100 

HO 

120 

120 

120—130 

V 

55    65 

100 — HO 

Mit  der  Erkenntnis  dieser  Wuchsverhält- 
nisse wurde  auch  die  frühere  Ansicht  hin- 
fällig, dass  diese  Umtriebszeit  zugleich  das 
brauchbarste  Holz  und  die  grösste  Wald- 
rente liefere.  Die  Forderung,  auf  kleinster 
Fläche  möghchst  viel  Holz  zu  erziehen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Geldwert  und  die 
Produktionskosten,  hatte  noch  eine  erklär- 
bare innere  Berechtigung  zu  jenen  Zeiten, 
in  welchen  bei  beschränkten  Verkehrsver- 
hältnissen und  Mangel  an  Steinkohlen  die 
Bi'ennholzzucht  gleichwertig  mit  der  Nutz- 
holzerzeugung geschätzt  wurde.  In  der 
heutigen  Geld-  und  Kreditwirtschaft  ist  da- 
gegen nicht  der  Massenzuwachs,  sondern 
die  Grösse  des  Wertzuwachses  des  Bestan- 
des im  Vergleich  zu  dessen  Kosten  der 
massgebende  wirtschaftliche  Faktcjr  und  die 
Umtriebszeit  des  grössten  Massenertrags  ein 
unzeitgemässes,  auch  von  niemandem  mehr 
ernstlich  angestrebtes  Wirtschaftsideal. 

In  den  friiheren  Jahrhunderten  glaubte 
man  nachhaltig  und  ökonomisch  zu  wirt- 
schaften, wenn  man  das  »reifste  und  zei- 
tigste Holz  vor  dem  unreifen  und  unzeiti- 
gen« nutzte  (physische  oder  physi- 
kalische Haubarkeit).  Für  i-eif  er- 
klärte man  den  Baum,  wenn  er  anfing  dürr 
und  faul  zu  werden.  Selbst  wenn  wir  den 
Begriff  Reife  nach  dem  heutigen  Stande 
der  Naturwissenschaften  sinngemäss  modi- 
fizieren wollten,  wäre  es  nicht  möglich,  eine 
exakte  Definition  hierfür  zu  geben.  Eine 
physiologische  Reife   des   Holzes   —   wenn 


wir  nicht  anders  ebenfalls  das  Aufhören 
der  Lebensfunktionen  des  Baumes  als  solche 
bezeichnen  wollen  —  giebt  es  nicht.  Da 
der  Eintritt  der  Friiktifikationsthätigkeit  und 
deren  Dauer  unmöglich  als  Merkmal  hierfür 
gelten  kann,  bleibt  nur  die  Qualität  des  in 
verschiedenen  Lebensjahren  des  Baumes  er- 
zeugten Holzes  übrig.  Aber  auch  hierüber 
vermögen  die  neueren  Forschungsresultate 
keinen  endgültigen  Aufschluss  zu  geben. 

Die  sogenannte  technische  Um- 
triebszeit ist  jene,  bei  welcher  der  Be- 
stand das  für  bestimmte  Zwecke  der  Ver- 
wendung brauchbarste  Materi^d  liefert.  Ihre 
Verfechter  halten  zunächst  den  Plenterwald 
im  Auge.  Dieser  kann  Holzsortimente  jeder 
Dimension  und  für  jeden  Verwendungs- 
zweck liefern,  vorausgesetzt,  dass  die  Um- 
triebszeit hoch  genug  gegriffen  ist.  Er  ist 
somit  am  besten  geeignet,  die  verschiedenen 
Bedürfnisse  der  Gewerbe  aller  Art  zu  be- 
friedigen, und  deshalb  knüpfte  man  an  den 
Begriff  der  Bestandsform  zugleich  die  Be- 
dingung der  Bestandsnutzung.  Wollte  man 
die  technische  Umtriebszeit  in  dem  gleich- 
alterigen  Hochwalde  durchführen,  so  würde 
sie  zu  den  grössten  finanziellen  Yerlusten 
führen,  wenn  hauptsächlich  starke  Hölzer 
begehrt  sind.  Die  zu  Grunde  liegende  Idee, 
die  Holzsortimentenproduktion  den  Bedürf- 
nissen des  Marktes  und  der  Nachfrage  an- 
zupassen, stimmt  auch  mit  den  Forderungen 
der  Bodenreinertrags  Wirtschaft  überein. 

Litteratar;  ad  A.  Waldbau.  B,  Barggreve, 

Die  Ilolzzucht,  2.  Aufl.,  Berlin  1891.  —  H. 
Burckhardt,  Säen  und  Pflanzen,  6.  Aufl.,  Trier 
1893.  —  J/.  Fürst,  Plenterwald  oder  schlag- 
weiter  Hochwald,  Berlin  1885.  —  K.  Oayer, 
Der  Waldbau,  4.  Aufl.,  Berlin  1898.  —  Der- 
selbe, Der  gemischte  Wald,  Berlin  1886.  —  ü. 
Hess,  Die  Eigenschaften  und  das  forstl.  Ver- 
halten der  wichtigsten  in  Deutschland  vorkom- 
menden Holzarten,  2.  Aufl.,  Berlin  1895.  —  C 
Heyer,  Der  Waldbau,  4.  Aufl.,  1893.  —  C,  Ney, 
Die  Lehre  vom  Waldhau,  Berlin  1885.  —  O. 
Wagener,  Der  Waldbau  und  seine  Fortbildung^ 
StuUgaH  I884.  —  Weise,  Leitfaden  für  den 
Waldbau,  2.  Aufl.,  1894.  —  Hess,  Der  Forst- 
schütz,  S.  Aufl.,  1895. 

ad  B.  Oekonomischer  Betrieb.  Die 
Litteratur  über  dieses  Thema  ist  ungemein  um- 
fangreich. Einzelne  Abhandlungen  finden  sich 
in  allen  forstlicheiv  Zeitschriften,  namentlich  in 
der  Allg.  Forst-  und  Ja^dztg.,  im  Tharander 
forstl.  Jahrbuch  und  im  Forstwissensch.  Central- 
blait.  Heroorzuheben  sind  namentlich  die  Ar- 
tikel von  JPressler,  O,  Hey  er  u.  «JT.  Lehr; 
femer  Helferich,  Die  Waldrente  in  der  Zeit- 
schrift für  die  gesamten  Staatswissenschafte?i, 
1867.  —  Derselbe  in  den  Forstl.  BUittem,  1872. 
—  Judeich  im  Thar.  forstl.  Jahrb.  1869,  1870, 
1872,  1875,  1879. 

Selbständige  Werke,  welche  dieses  Thema  ganz 
oder  teilweise  behandeln:  Baur,  Handbuch  der 
Waldwertberechnung,  Berlin  1886.  —  Böse, 
Das   forstliche    Weiserprozent,    Berlin   1889.    — 
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Barggreve,  Die  Forstabschätzung,  Berlin  18S8. 
—  Endre8,  Lehrb,  der  Waldwertrechnnng  und 
ForsUt^ikf  Berlin  1895,  —  JPrey,  Die  Me- 
thode der'  Tauschwerte,  Berlin  1888.  —  JPÄ. 
Geyer,  Der  Wald  im  nationalen  Wirtschafts- 
leben, Leipzig  1879;  besprochen  von  Oanghofer 
in  V.  Holtzendorff'Brenianos  Jahrbuch  IV.  — 
G.  Hey  er  y  Aräeitung  zur  Waldwertreehnung, 
Leipzig  1866,  4.  Aufi.  v.  Wimmenauer  1892.  — 
Verselbe,  Handbuch  der  forstl.  Statik,  L  Abu, 
Leipzig  1871.  —  Judeich,  Die  Forsteinrichtung, 
Dresden  1871,  5.  Aufl.,  189S.  —  Berselhe  in 
Loreys  HandJbuch.  —  Kraft,  Zur  Praxis  der 
Waldwertrechnung  und  forstl.  Statik,  Hannover 
1882.  —  Derselbe,  Beiträge  zur  forstl.  Zu- 
Wachsrechnung  und  zur  Lehre  vom  Weiserpro- 
zente, Hannover  1885.  —  Derselbe,  üeber  die 
Beziehungen  des  Bodenerwartungswertes  etc,  zur 
Beinertmgslehre ,  Hannover  1890.  —  Lehr, 
Waldwertrechnung  und  Statik  in  Loreys  Hand- 
buch IL  —  Pressler,  Bation^ler  Waldwirt, 
Dresden  1858.  —  Derselbe,  Forstfinanzrechnung, 
4.  Aufl.,  Tharand  1886.  —  Derselbe,  Die  Haupt- 
Uhren  des  Forstbetriebes  und  seiner  Einrichtung 
im  Sinne  eines  technisch  und  volkswirtsehaftli/ih 
rationellen  Reinertragswaldbaues,  Leipzig  1871 
und  1872.  —  Sloetzer,  Waldwertrechnung  und 
forstliche  Statik,  2.  Aufl.,  1898.  —  Derselbe, 
Die  Forsteinrichtung,  1898.  —  Martin,  Die 
Folgerungen  der  Bodenreinertragstheorie  für  die 
Erziehung  und  Umtriebszeit  der  wichtigsten  deulr 
sehen  Holzarien,  Leipzig  1894 — 98.  —  Wagener, 
Anleitung  zur  Regelung  des  Forstbetriebes  nach 
Massgabe  der  erreichbaren  Rentabilität,  Berlin 
1875.  —  Derselbe,  Die  Waldrente  und  ihre 
nachhaltige  Erhöhung,  Neudamm  (1899).  — 
Weber,  Lehrb.  der  Forsteinrichtung,  Berlin  1891. 

M,  Endres, 


in. 

Forstpolitik. 

1.  Begriff.     2.  Die"  Wohlfahrtswirkunffen 
der  Wälder  für  den  Knlturzastand  der  Länder. 

a)  Einflnss  des  Waldes  auf  Lnft-  und  Boden- 
temperator  und  den  Feuchtigkeitsgrad  der  Luft. 

b)  Einfluss  des  Waldes  auf  die  Menge  und  Ver- 
teilung der  Niederschläge,  c)  Die  wasserwirt- 
sch^tnche  Bedeutung  des  Waldes,  d)  Einwirkung 
des  Waldes  auf  die  mechanische  Befestigung  des 
Verwitterungsbodens,  e)  Die  hygienische  Be- 
deutung des  Waldes.  3.  Schutzwälder.  4.  Die 
Produktionsfaktoren  der  Waldwirtschaft,  a) 
Der  Boden,  b)  Kapital,  c)  Arbeit.  6.  Einnahmen 
und  Ausgaben,  a)  Der  Begriff  Reinertrag,  b) 
Die  B^ineinnahme  aus  Staatsforsten,  c)  Die 
Boheinnahme.  d)  Die  Ausgaben.  6.  Privat- 
wald Wirtschaft.  7.  Gemeindewaldwirtschaft.  8. 
Staatswaldwirtschaft.  9.  Waldgrunddienstbar- 
keiten.  10.  Der  Holzhandel,  a)  Holzbewegung 
in  Europa,  b)  Deutsches  Reich,  c)  üebrige 
Länder,  d)  Gerberrinde,  e)  Papierholz.  11. 
Holzzoll,  a)  Deutsches  Reich,  b)  Uebrige 
Staaten.  12.  Der  Holztransport,  a)  Der  Holz- 
transport zu  Wasser,  b)  Der  Eisenbahntrans- 
port. 13.  Mineralkohle  und  Holzverbrauch.  14. 
Waldbrandversicherung.    15.  Waldbesteuerung. 

1.  Begriff.    Die  Forstpolitik  beschäftigt 
sich  mit  der  ökonomischen  und  öffentlich- 


rechtlichen Stellung  des  Waldes  und  der 
Waldwirtschaft  im  Haushalte  der  Gemein- 
wirtschaften. Die  ordnende  und  gebietende 
Gewalt  der  grössten  Gemeinwirlschaft,  des 
Staates,  hat  die  Aufgabe,  imbeschadet  be- 
rechtigter Einzelinteressen  die  durch  die 
Existenz  und  Bewirtschaftung  der  Forsten 
erzielbaren  Vorteile  einerseits  der  Gesamt- 
heit, andererseits  dem  Besitzer  des  Waldes 
zu  sichern  und  zur  Erreichimg  dieses  Zieles 
beschränkend,  erhaltend  und  befördernd  auf 
die  forstwirtschaftliche  ThÄtigkeit  einzuwir- 
ken. Verwandte  Begriffe  mit  Forstpolitik 
sind :  Forstpolizei,  Staatsforstwirtschaftslehre, 
Staatsforstwissenschaft,  Forstdirektionslehre, 
Forstverwaltungslehre. 

2.  Die  Wohlf  ahrtswirknngen  der  Wal- 
der für  den  Knltiirznstaiid  der  Länder. 
Dieselben  äussern  sich  in  dem  Einfluss, 
welchen  der  Wald  auf  Klima  und  Boden- 
kultur, auf  Abwendung  oder  Verminderung 
der  durch  meteorologische  Katastrophen 
verursachten  Gefahren  und  endlich,  nach 
der  ethischen  und  hygienischen  Seite  hin, 
auf  das  Wohlbefinden  der  Menschen  ausübt 
Bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  suchte 
man  die  Frage  der  Wohlfahrtswirkungen 
nur  auf  dem  Wege  des  historischen  Ver- 
gleiches zu  lösen,  indem  man  aus  den  Ab- 
änderungen der  Bewaldungsziffer  einzelner 
Gebiete  und  den  gleichzeitig  oder  später 
beobachteten  Veränderungen  des  Kulturzu- 
standes oder  aus  dem  Eintreten  nachteiliger 
Elementarereignisse  auf  die  Einwirkung  des 
Waldes  schliessen  wollte.  Diese  auch  heute 
noch  verfolgte  und  jedenfalls  nicht  ganz  aus 
dem  Aiige  zu  verherende  Richtung  hat 
etwas  Verlockendes  an  sich,  weil  sie  an 
Thatsachen  anknüpft,  die  sich  vor  aller 
Augen  abspielen  und  deshalb  in  der  öffent- 
lichen Meinung  volle  Beweiskraft  erhalten. 
Dagegen  fällt  ihr  die  ungemein  schwierige 
Aufgabe  zu,  Ursachen  und  Folgen  zu  tren- 
nen und  die  Uebertreibungen  in  den  Schlüs- 
sen zu  ehminieren. 

Im  Gegensatze  dazu  steht  die  jetzt  an- 
gewendete wissenschaftliche  Forschungs- 
methode, welche  durch  direkte  Messungen 
und  systematische  Beobachtungen  die  zur 
Beiurteilung  der  Frage  nötigen  Anhaltspunkte 
sich  zu  verschaffen  sucht.  Auch  diese 
Methode  ist  nicht  ganz  einwandsfrei,  weil 
sich  eine  ganze  Reihe  von  mitwirkenden 
Nebenumständen  zahlenmässig  nicht  fassen 
lässt  imd  einzelne  Zufälle  die  statistischen 
Reihen  mehrerer  Jahre  beeinflussen  können 
(Gewitterregen!).  Auch  die  Technik  der 
Untersuchung  ist  sehr  schwierig,  ja  voll- 
kommen oft  gar  nicht  durchführbar,  nament- 
lich im  Hinbhck  auf  die  Vielgestaltigkeit 
der  Waldbilder,  die  Fehlerquellen  an  den 
Instrumenten  und  die  Cnzuverlässigkeit 
der    Protokollführer.       In     neuester    Zeit 
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wird  daher  die  Zuverlässigkeit  der  früheren 
Untersuchungsresultate  mit  stichhaltigen 
Gründen  angezweifelt  (Schubert,  Ney). 
Jedenfalls  darf  man  den  Wald  nicht  trennen 
von  seiner  Unterlage  und  Umgebung. 
Die  geographisch -physikalischen  Verhält- 
nisse, die  Neigung  und  Exposition  des  Ge- 
ländes, die  ^eognostische  Ausformung  eines 
Gebirges,  die  Lage  und  Ausdehnung  des 
Waldes  und  entflieh  die  unberechenbaren 
kosmischen  Verhältnisse  sind  ebenso  wich- 
tige Unbekannte  in  den  vielen  Gleichungen, 
die  zur  Beurteilung  teUurischer  und  lokaler 
Naturerscheinungen  gelöst  werden  müssen, 
als  die  Einwirkungen  der  sehr  mannigfaltigen 
Waldbestockung  selber.  Ausserdem  ist  zu  be- 
denken, dass  der  Wald  nur  einen  verschwin- 
dend kleinen  Teil  der  Erdoberfläche  bedeckt 
(Meere!)  und  dass  auch  die  übrigen  Boden- 
benutzungsarten eine  gewisse  klimatische 
und  wasserwirtschaftliche  Wirkung  ausüben 
können. 

In  der  deutschen  f orstlidien  Litteratur 
ist  von  einem  Einfluss  des  Waldes  auf  die 
Niederschlagsmenge  zum  ersten  Male  in 
Stahls  Forstmagazin  von  1764  die  Hede. 
Der  anonyme  Verfasser  konstatiert,  dass  es 
in  Gebirgswaldungen,  so  im  Harz,  viel  mehr 
regnet  und  schneit  als  auf  »dem  platten 
Lande«,  und  sucht  diese  Erscheinung  mit 
der  )» Ausdünstung«  der  Bäume  zu  erklären. 
Interessant  ist,  dass  der  Verfasser  von  der 
Theorie  über  die  Verdichtung  des  aufsteigen- 
den Wasserdampfes  Kenntnis  hat,  sie  aber 
nicht  für  richtig  hält.  Im  gleichen  Jahr- 
gang der  genannten  Zeitschrift  ist  ein  Vor- 
trag abgedruckt,  den  ein  gewisser  Ruden- 
schoeld  über  »Nutzung  und  Hut  der  Wälder« 
vor  der  königlichen  schwedischen  Akademie 
gehalten  hat  und  worin  das  Verschwinden 
von  Seeen,  Bächen  und  Quellen  auf  die  Ver- 
wüstung der  Wälder  zurückgeführt  wird. 
Weiterhin  berührte  Burgsdorf  in  einer  1790 
vor  der  Akademie  der  Wissenschaften  in 
Berlin  gehaltenen  Rede  die  wasserwirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Waldes  aus  Anlass  der 
damaligen  Waldzerstörungen.  Ei-  schreibt 
dem  Walde  eine  Vermehrung  der  Nieder- 
schläge zu,  ohne  aber  näher  auf  diese  Frage 
einzugehen. 

Diese  Anregungen  wurden  indessen  in 
Deutschland  nicht  weiter  beachtet.  Mit 
mehr  Nachdruck  wturde  die  Frage  in 
Frankreich  behandelt.  Gleich  zu  Beginn 
der  Revolution  wurde  der  Wald  für  vogel- 
frei erklärt,  indem  man  die  strenge  Forst- 
ordnung Ludwig  XIV.  von  1669  aufhob. 
Infolgedessen  wurden  die  Waldungen 
massenhaft  gerodet.  Als  dann  der  Verkauf 
der  Staatswaldungen  1792  beschlossen  wurde, 
sprach  sich  die  öoci6t6  royale  d'agriciilture 
dagegen  aus,  indem  sie  u.  a.  geltend 
machte,  dass  der  Veräusserung  die  Rodung 


folgen  werde  und  durch  dieselbe  Gebirgs- 
gegenden trocken  und  unfruchtbar  würden, 
wofür  sich  schon  Beispiele  in  Languedoc 
fänden.  Von  da  ab  kam  dann  die  Frage 
ins  Rollen.  Im  Jahre  1799  führte  Pullain- 
ffrandprey  im  gesetzgebenden  Körper  aus, 
dass  die  Erhaltung  der  Wälder  nötig  sei, 
weil  mit  denselben  die  Güte  der  Luft,  die 
Fruchtbarkeit  des  Bodens,  das  Wirken  des 
Feuers  und  das  Vorhandensein  von  Wasser 
auf  das  engste  verbunden  seien.  Die  Agri- 
kulturgesellschaft in  Marseille  klagte  1803 
darüber,  dass  die  Ergiebigkeit  der  Nieder- 
schläge geringer,  ihre  Verteilung  auf  die 
Jahreszeiten  ungünstiger  geworden  sei,  dass 
die  Quellen  versiechen  und  Gewitter  imd 
Ueberschwemmungen  sich  vermehrt  hätten. 
Im  gleichen  Jahre  hielt  Thuau  in  der  Na- 
tionalversammlung eine  glänzende  Rede  über 
die  Wohlfahrtswirkungen  der  Wälder.  Na- 
poleon forderte  als  erster  Consul  1804  von 
den  Präfekten  Berichte  ein  über  die  Folgen 
der  Waldrodungen  und  Waldverwüstungeu, 
weü  aus  allen  Depai'tements  Klagen  ein- 
liefen über  die  Erdabschwemmungen  im 
Gebirge  und  das  Austreten  der  Flüsse. 
Auch  in  Italien  blieb  dieser  Gegenstand 
weiterhin  nicht  imbeachtet.  Gautieii  schrieb 
1817  die  Schrift:  »Ueber  den  Einfluss  der 
Wälder  auf  den  physischen  Zustand  der 
Länder  und  die  Wohlfahrt  der  Nationen«, 
und  1819  folgte  eine  Arbeit  von  Castellaui 
über  den  Einfluss  der  Wälder  auf  den 
Wasserlauf.  Geradezu  epochemachend  für 
Deutschland  und  Frankreich  wirkte  aber 
dann  die  in  Brüssel  gekrönte  Preisschrift 
von  Moreau  de  Jonnes  vom  Jahre  1825, 
ins  Deutsche  übersetzt  1828  von  Widemann : 
»Untersuchungen  über  die  Verändenmgen, 
welche  durch  die  Ausrottung  der  Wälder 
in  dem  physischen  Zustand  der  Länder 
entstehen«.  Dieses  Buch  ist  voU  von  über- 
triebenen und  unbewiesenen  Behauptimgen, 
aber  mit  einer  so  ehrlichen  Ueberzeugung 
und  warmer  Liebe  zum  Walde  geschrieben, 
dass  es  den  Eindnick  auf  seine  Leser  nicht 
verfehlte.  Sein  Erfolg  war  daher  ein  un- 
bestrittener. Denn  bis  dahin  wollte  man 
in  Deutschland  von  Wohlfahrtswirkimgen 
der  Wälder  nichts  wissen.  Im  Jahre  1805 
wird  noch  in  einer  chiu^ürstlich  bayerischen 
Verordnung,  betreffend  den  Verkauf  von 
Staatswaldungen,  gesagt,  dass  durch  die 
Rodung  grösserer  Waldstrecken  die  in  den 
Waldgegenden  »häufi^ren  Hagelgewitter 
vermindert  und  ein  milderes  Klima  herbei- 
geführt werde«.  Solche  Theorieen  schaffte 
Moreau  de  Jonnes  mit  einem  Schlage  aus 
der  Welt.  In  der  forsthchen  Litteratur 
verschwand  das  Thema  nicht  mehr  von  der 
Tagesordnung,  die  Gesetzgebung  griff  ein 
(Bayern  und  Oesterreich  1852),  und  die  Not- 
wendigkeit exakter  wissenschaftlicher  Unter- 
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suchungen  wurde  von  allen  Seiten  aner- 
kannt. In  Frankreich  wurden  von  Becquerel 
(1853),  ia  Deutschland  von  Qt.  NördHnger 
und  Krutzsch  zu  Anfang  der  sechziger  Jahre 
einzelne  Beobachtungen  über  Temperaturen 
und  Niederschläge  im  Walde  angestellt. 
Systematische  Messungen  der  Niederschläge 
in  bewaldeten  und  unbewaldeten  Gegenden 
wurden  zuerst  in  Europa  von  1866  an  von 
Matthieu  in  der  Umgebung  von  Nancy  ge- 
macht ;  dieselben  werden  von  Bartet  gegen- 
wärtig noch  weiter  gefühi*t.  Unmittelbar 
darauf,  1866  und  1867,  wimien  in  Bayern 
die  forstlich  meteorologischen  Stationen 
durch  Ebermayer  errichtet,  1869  in  der 
Schweiz  diuxjh  Fankhauser;  dann  folgten 
solche  in  Preussen  1872,  in  den  Reichs- 
landen 1874,  in  Braunschweig  1878,  Würt- 
temberg 1880,  denn  in  Italien  1870,  Oester- 
reich  1877  und  neuerdings  auch  in  Däne- 
mark und  Schweden. 

Auf  Grund  der  von  Ebermayer,  Mütt- 
rich,  Lorenz  von  Libiu*nau,  R.  Weber,  Rar- 
tet  u,  a.  veröffentlichten  Resultate  lässt  sich 
bis  jetzt  folgendes  feststellen: 

a)  EinfluBs  des  Waldes  auf  Luft-  und 
Bodentemperatur  luid  den  Feuchtigkeits- 
grad der  liuft.  Die  mittlere  Jahrestemperatur 
der  Luft  ist  im  Walde  niedriger  als  im  Freien 
um  0,2  bis  1^  C.  (übereinstimmend  in  Preussen, 
Bayern,  Schweiz).  In  den  verschiedenen  Jahres- 
zeiten wirkt  der  Wald  abschwächend  auf  die 
extremen  Temperataren,  indem  er  die  hohen  er- 
niedrigt und  die  niedrigen  erhöht.  Diese  Ab- 
scbwächung  ist  im  Sommer  grösser  als  in  den 
Wintermonaten  nnd  verschieden  nach  der  Holz- 
art. Im  Sommer  ist  es  also  im  Walde  kälter 
(unter  Fichten  um  2,67»  C,  Kiefern  2flcfi^  Buchen 
ö,24®,  durchschnittlich  nach  Mtittrich),  im  Win- 
ter etwas  wärmer  (unter  Fichten  um  0,94*^, 
Kiefern  0,46<>,  Buchen  0,31»  C.  durchschnittlich) 
als  auf  freiem  Felde.  Die  R&snltate  der  ein- 
zelnen Beobacbtungsstationen  differieren  aber 
ungemein  je  nach  ihrer  Lage  (Ebene,  Gebirge, 
Schutz  gegen  Wind).  Schubert  weist  nach,  dass 
die  Temperaturermässigung  im  Kiefernwald  ver- 
schwindend klein  ist;  hiermit  stimmt  auch  die 
körperliehe  Empfindung  überein. 

Die  täglichen  Temperatarschwankungen 
nehmen  im  Walde  vom  Winter  zum  Sommer 
zu  und  dann  wieder  gegen  den  Winter  hin  ab, 
sind  aber  in  allen  Monaten  und  bei  allen  Be- 
standsarten kleiner  als  im  Freien.  Im  Sommer 
ist  der  Einfluss  des  Waldes  am  grössten  im 
Buchenwald  (4,1*^  C),  kleiner  im  Fichtenwald 
(3,7<^)   und  am  kleinsten  im  Kiefernwald  {2fi^). 

Im  Kronenraum  des  Waldes  ist  die  Tem- 
peratur am  Tage  niedriger,  über  den  Kronen 
nöher  als  in  den  gleichen  Luftschichten  des 
Freilandes.  In  den  Nachtstunden  ist  die  Wald- 
luft in  allen  Höhen  kälter  als  die  korrespon- 
dierende Luftschicht  im  Freien. 

Eine  Femwirkung  des  Waldes  auf  die 
Temperaturverhältnisse  der  weiteren  Umgebung 
konnte  nicht  konstatiert  werden. 

Die  Temperatur  des  Waldbodens  nimmt 
im  Frühjahr  und  Sommer  von  oben  nach  unten 


ab,  im  Herbst  und  Winter  von  oben  nach  unten 
zu.  Im  Sommer  hat  der  Waldboden  eine  be- 
deutend niedrigere  (um  ca.  8*^  in  max.),  im 
Winter  nahezu  die  gleiche  Temperatur  wie  der 
Feldboden. 

Die  im  allgemeinen  kühlere  Luft-  und 
Bodentemperatur  des  Waldes  bedingt  eine  grös- 
sere relative  Feuchtigkeit  der  Waldluft 
gegenüber  der  Freüandluft  (im  Jahresmittel  um 
3— 10°'o  nach  Weber).  Die  absolute  Feuchtig- 
keit (punstdruck)  ist  fi^leich  oder  beinahe  gleidi 
mit  aer  des  freien  Feldes.  Daraus  ^eht  hervor, 
dass  der  Einfluss  der  Wälder  auf  die  Luft- 
feuchtigkeit im  allgemeinen  kein  nennenswerter 
sein  kann.  Der  schwedische  Forscher  Ham  - 
berg  kommt  auf  Grund  seiner  neuesten,  auf 
ein  ausgedehntes  Zahlenmaterial  gestützten 
Untersucnnngen  zu  dem  Schluss,  dass  durch  die 
Abholznng  sämtlicher  Wälder  Schwedens  die 
Menee  der  Feuchtigkeit  in  den  unteren  Luft- 
schichten einem  kaum  wesentlichen  und  für  die 
übrige  Vegetation  schädlichen  Wechsel  unter- 
liegen würde. 

b)  Einfluss  des  Waldes  auf  die  Menffe 
und  Verteilung  der  Niederschlage.  Die 
Frage,  ob  der  Wald  den  Regen  vermehren 
könne,  ist  eine  der  wichtigsten  hierher  gehörigen. 
Könnte  dieselbe  auch  unbedin^  bejaht  werden, 
so  wäre  damit  eine  Wohlfahrtswirkung  des 
Waldes  nicht  immer  konstatiert,  weil  in 
Centraleuropa  gegenwärtig  die  zu  nassen 
Jahre  die  trockenen  an  Zahl  überwiegen.  In 
Gegenden,  die  über  800  mm  jährliche  Nieder- 
schlagsmenfife  haben,  ist  die  Vermehrnng  des 
Begens  nicht  mehr  erwünscht.  Ftlr  die  Land- 
wirtschaft sind  extrem  trockene  Jahre  im  all- 
gemeinen immer  noch  besser  als  extrem  nasse. 

In  Mitteleuropa  muss  man  unterscheiden 
zwischen  der  allgemeinen  Ursache  für  die  Häufig- 
keit der  Niederschläge  und  den  Faktoren,  welche 
die  örtliche  Niederschlagsmenge  oder  die  Ver- 
teilung der  Niederschläge  bedingen. 

Die  allgemeine  Ursache  für  die  Bildung 
von  Niederschlägen  liegt  in  der  verschiedenen 
Verteilung  des  Luftdruckes  anf  dem  Kontinent 
und  den  denselben  umgebenden  Meeresflächen 
(barometrische  Maxima  und  Mimima).  Die  Folge 
davon  ist  die  Windrichtung.  In  ganz  Mittel- 
europa fsdlen  die  Niederschläge  fast  ausschliess- 
lich bei  westlichen  und  südwestlichen  Winden, 
welche  die  mit  Feuchtigkeit  gesättigte  Luft  vom 
atlantischen  Ocean  dem  Binnenlande  znführen. 

Die  örtlichen  Niederschlagsmengen  eines 
bestimmten  Gebietes  sind  abhängig  von  der 
Lage  der  Gebir^züge  zu  den  Himmelsrich- 
tungen (Streichrichtung),  von  der  Erhebung 
über  dem  Meere  und  der  Entfernung  von  dem- 
selben. Ein  dem  re&^enbringenden  Südwestwind 
sich  entgegenstellender  Gebirgszug  zwingt  diesen, 
sich  nach  aufwärts  zu  bewegen ;  hierdurch  dehnen 
sich  die  Luftschichten  aus,  verbrauchen  Wärme 
und  kühlen  sich  ab.  Für  100  m  Erhebung  be- 
trägt die  Abkühlung  der  Luft  fast  1*»  C.  Kalte 
Luft  kann  aber  nicht  soviel  Wasser  in  Dampf- 
form in  sich  aufnehmen  wie  warme.  Die  Folge 
davon  ist,  dass  sich  aus  dem  aufsteigenden 
Luftstrom  das  Wasser  in  tropfbar  flüssiger 
Form  ausscheidet  (Wolken)  nnd  als  Hegen  oder 
Schnee  niederfällt.  Die  regenreichsten  Orte  der 
Erde  befinden  sich  an  Bergabhängen,  welche 
gegen  ein  wärmeres  Meer  gerichtet  sind.    In 
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dem  hinter  dem  Gebirge,  im  sog.  Windschatten 
liegenden  Gebieten  (Leeseite  im  Gegensatz  zur 
Luvseite)  kommt  dann  der  abfallende  Luftstrom 
sehr  wasserdampfarm  an,  weshalb  hier  die  aus- 

ge^prochenen  Trockengebiete  sich  befinden, 
lieser  Prozess  vollzieht  sich  vollständig  unab- 
hängig von  der  Bewaldun^sziffer  der  Gebirge. 
Beweiskräftige  Beispiele  hierfür  bilden  gerade 
die  Gebirgsketten  in  Deutschland,  welche  zum 
grössten  Teile  mit  ihrer  Breitseite  senkrecht 
gegen  die  Regenwinde  streichen.  Auf  dem 
Kamme  der  Vogesen  fallen  jährlich  2000  mm 
Niederschläge,  auf  dem  im  Windschatten  liegen- 
den Gebiete  von  Colmar  nur  noch  ödO  mm.  Im 
südlichen  Schwarzwald  steigen  die  Niederschlags- 
mengen von  750  mm  am  westlichen  Fnsse  bis 
zu  1600  mm  auf  dem  höchsten  Plateau  (Höchen- 
schwand);  das  auf  der  Leeseite  befindliche 
Neckargebiet  weist  wieder  weniger  als  800  mm 
auf.  Im  Trockengebiet  von  Eheinhessen  fallen 
unter  600  mm,  auf  den  gegen  Westen  sich  vor- 
lagemden  Pfälzer  Bergen  800—1000  mm.  Am 
ganzen  Mittelrhein  sowie  im  Mittel-  und  Unter- 
lauf der  Lahn  fallen  in  den  tiefen  Lagen  unter 
700  mm  Niederschläge;  entsprechend  den  nach 
Westen  und  Osten  hin  ansteigenden  Boden- 
erhebungen nehmen  sie  jedoch  nach  beiden 
Seiten  hin  rasch  zu,  sodass  das  rechtsrheinische 
Schiefergebirge,  Westerwald,  Sauerland  und 
Bothhaargebirge  über  1000  mm  aufweisen  (nach 
Schul theiss).  —  W^ie  mit  der  Annäherung  an 
das  Gebirge  die  Kegenmen^e  zunimmt  und  mit 
der  Ueberschreitung  des  Gipfels  wieder  ab,  da- 
für stellt  der  Harz  ein  gutes  Beispiel.  Es  be- 
trägt die  Niederschlagsmenge  in  Göttingen  550. 
Heiligenstadt  600,  Ballenstedt  960,  Xlausthal 
1420^  auf  dem  Brocken  1670,  in  Wernigerode  720 
und  m  Salzwedel  580  mm.  —  Im  Thüringer  Wald 
steigt  nach  den  Beobachtungen  auf  14  Stationen 
mit  jedem  Meter  Erhebung  (190 — 850  m)  die  Re- 
genhöhe fast  genau  um  1  mm.  —  Ebenso  steile 
Niederschlagsgefälle  findet  man  in  der  Um- 
gebung des  Spessarts  und  des  Fichtelgebirges 
(Steigerung  bis  auf  1000  mm),  dann  im  baye- 
rischen Wald  im  Gebiete  des  Regenliusses,  wo 
die  Niederschlagsmenge  von  Cham  bis  Duschel- 
berg, d.  i.  eine  Entfernung  von  nur  50  km 
Luftlinie  und  eine  vertikale  Erhebung  von  ca. 
600  m,  von  600  mm  auf  1500  mm  steigt.  Von 
der  Donau  aus  nimmt  die  Niederschlagssumme 
bis  zur  Südgrenze  Bayerns  stetig  zu  und  erreicht 
in  Bad  Kreuth  die  kolossale  Höhe  von  2000  mm. 
Endlich  sei  noch  das  intensivste  Trockengebiet 
Mitteleuropas,  das  mittlere  Böhmen,  mit  nur 
380  mm  Niederschlagsmenge  erwähnt,  ein  Ge- 
biet, welches  nach  allen  Himmelsrichtungen  von 
Gebirgszügen  umgrenzt  ist  und  gleichsam  einen 
Leekessel  bildet.  —  Vergleicht  man  in  allen 
angeführten  Fällen  die  Niederschlagsmengen 
mit  dem  Bewaldungsprozent  der  betreffenden 
Gebiete,  so  lässt  sich  keine  Spur  von  Zusam- 
menhang zwischen  beiden  nachweisen. 

Im  Gegensatz  zu  den  aufgezählten  Bei- 
spielen von  deutschen  Gebirgszügen  findet  sich 
im  Schweizer  Hochgebirge  keine  ausgesprochene 
Regenseite  vor  und  zwar  deshalb,  weil  die 
Streichrichtung  desselben  mit  jener  der  Regen- 
winde zusammenfällt.  Daher  haben  auch  die 
Schweizer  Berge  nicht  jene  hohen  Niederschlags- 
mengen, die  ihnen  nach  ihrer  gössen  Erhe- 
bung zukommen  würden,  wenn  ihre  Breitseite 
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senkrecht  gegen  die  Regen  winde  gerichtet 
wäre. 

Der  verschwindende  Einfluss  des  Waldes 
auf  die  Feuchtigkeitsverhältnisse  der  betreffen- 
den Gegend  tritt  auch  dann  besonders  hervor, 
wenn  man  den  Luftraum  des  Waldes  vergleicht 
mit  dem  für  die  Bildung  von  Niederschlägen 
in  Betracht  kommenden  Gesamtraum  der  At- 
mosphäre. Nimmt  man  z.  B.  die  durchschnitt- 
liche Höhe  aller  Waldungen  Deutschlands  zu 
15  m  an,  die  Höhe  der  für  die  Entstehung  von 
Niederschlägen  massgebenden  Luftschichte  zu 
2000  m,  so  nimmt  hei  der  Bewaldungsziffer 
von  26®/o  der  Waldraum  von  dem  über  daa 
ganze  deutsche  Reich  sich  erhebenden  Gesamt- 
luftraum  nur  0,195%  ein.  Das  heisst:  auf 
100000  Liter  Gesamtluft  treffen  nur  195  Liter 
Waldluft.  Nun  T^nirde  unter  a)  gezeigt,  dass 
die  Waldluft  wegen  ihrer  etwas  geringeren 
Temperatur  eine  unbedeutend  grössere  relative 
Feuchtigkeit  hat  als  die  Freilandluft.  In  An- 
betracht dieses  geringen  Unterschiedes  in  dem 
Feuchtigkeitsgehalt  ist  es  daher  kaum  glaub- 
lich, dass  195  Liter  Waldluft  den  Wasserdampf- 
gehalt von  99805  Liter  Freüandluft  merklich 
beeinflussen  können. 

Wenn  nun  auch  feststeht,  dass  der  Wald 
die  Niederschlagsmengen  eines  Gebietes  nicht 
ergiebiger  machen  kann,  so  entsteht  noch  die 
andere  Frage,  ob  der  Wald  nicht  auf  die  Ver- 
teilung der  auf  dasselbe  Gebiet  vermöge 
seiner  geographischen  Lage  entfallenden  Nieder- 
schlagssummen einen  Einfluss  hat.  Dieser  scheint 
allerdings  insofern  zu  bestehen,  als  der  Wald 
die  durchstreichende  wasserhaltige  Luft  mecha- 
nisch aussiebt  und  so  in  kleinerem  Massstabe 
ähnlich  wirkt  wie  ein  Gebirgszug.  Im  Walde 
regnet  es  also  mehr  als  in  seiner  unmittelbaren 
Umgebung.  Wahrscheinlich  spielt  auch  die 
grössere  Feuchtigkeit  der  Luft  innerhalb  und 
über  der  Baumkrone  hierbei  eine  Rolle.  Unter 
den  um  Berlin  errichteten  Regenstationen  wei- 
sen die  hinter  dem  Grunewald  gelegenen  (Steg- 
litz) die  wenigsten  Niederschläge  auf,  weil  die- 
selben durch  den  vorliegenden  Wald  ebenfalls 
in  den  Wind-  und  Regenschatten  gestellt  wer- 
den (Hellmann).  Aus  dem  gleichen  Grunde  hat 
Milttrich  gefunden,  dass  auf  der  Station  I^intzel, 
welche  mitten  in  einem  grossen,  seit  1877  auf- 
geforsteten Waldkomplex  der  Lüneburger  Haide 
Hegt,  mit  zunehmender  Bewaldung  die  Nieder- 
schläge sich  um  6^/p  vermehrt  haben.  Und  in 
gleicher  Weise  ergeben  die  Versuche  von  Mat- 
thieu  und  Bartet  in  der  Gegend  von  Nancy, 
dass  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  die 
Niederschlagsmengen  im  Buchenwalde  grösser 
sind  als  die  auf  der  Freistation.  Auch  aus  dem 
russischen  Steppengebiet  liegen  die  gleichen 
Beobachtungen  vor.  —  Diese  Wirkung  des 
Waldes  kommt  aber  nur  ihm  selbst  zu  gute, 
während  seiue  Umgebung  dadurch  unter  Um- 
ständen durch  Wasserentziehung  sogar  geschä- 
digt wird. 

Eine  Ausgleichung  der  Nieder- 
schläge in  den  verschiedenen  Jahres- 
zeiten, wie  eine  solche  hinsichtlich  der  Tem- 
peraturen in  geringem  Masse  im  Walde  selbst, 
nicht  aber  in  seiner  weiteren  Umgebung  statt- 
findet, kann  der  Wald  nicht  bewirken.  Es  wäre 
auch  schwer  zu  sagen,  worin  die  Wohlthat  einer 
solchen  Ausgleichung  zu  suchen  wäre  und   in 
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welcher  Weise  sie  stattfinden  sollte.  Der  Land- 
wirt in  der  Ebene  wird  eine  Vermehrung  der 
Niederschläge  während  der  Yegetaüonszeit  seiner 
Früchte  wünschen,  aber  nicht  zur  Erntezeit. 
Der  Viehzüchter  im  regenreichen  (rebirge  hat 
dagegen  das  Bedürfnis  nach  einem  relativ 
trockenen  Sommer.  Andrerseits  ist  für  das  Ge- 
birge ein  schneereicher  Winter  eine  Lebensfrage, 
weil  ohne  Schnee  das  Holz  nicht  aus  den  Bergen 
geschafft  werden  kann.  Die  Schiffahrt  wünscht 
Hebung  des  Wasserstandes  der  Flüsse  eigentlich 
in  allen  Jahreszeiten,  namentlich  aber  im  Herbst. 
Die  Interessen  der  einzelnen  Gewerbe  an  der 
Mitwirkung  des  Waldes  stünden  sich  also  oft 
diametral  gegenüber. 

Der  Beweis  für  den  Indifferentismus  des 
Waldes  in  gedachter  Beziehung  lässt  sich  üb- 
rigens leicht  führen.  In  fast  ganz  Mitteleuropa 
machen  die  im  Sommer  fallenden  Niederschlags- 
mengen mehr  wie  Vs  ^^^  Jahressumme  aus. 
Dies  trifft  zu  für  die  stark  bewaldeten  Gebiete 
sowohl  wie  für  die  waldarmen.  Es  giebt  hier- 
von nur  zwei  Ausnahmefälle.  Auf  den  höheren 
Lagen  der  Vogesen  herrschen  die  Wintemieder- 
scmäge  vor,  während  der  Sommer  die  trockenste 
Jahreszeit  ist.  Die  zweite  Ausnahme  bilden 
die  Nordseeküste  und  dann  das  linksrheinische 
Mittelgebirge,  das  Lothringer  Stufenland  und 
der  Schwarzwald,  wo  die  Herbstregen  über- 
wiegen (Schultheiss).  Sowohl  die  letzte  Gruppe 
wie  die  Vogesen  sind  stark  bewaldet.  Würde 
der  Wald  die  Niederschläge  auf  eine  Jahreszeit 
koncentrieren  können,  dann  wären  diese  Ver- 
schiedenheiten in  der  jährlichen  Verteilung  un- 
möglich. 

Die  aus  tropischen  Ländern  bekannt  ge- 
wordenen Angaben  über  den  Einfluss  des  Waldes 
sind  für  Beurteilung  der  Frage  völlig  wertlos, 
weil  sie  unkontrollierbar  sind  und  einen  Schluss 
auf  mitteleuropäische  Verhältnisse  nicht  zulassen. 
Viele  davon  widersprechen  sich  auch. 

Der  namentlich  im  Volksmunde  dem  Walde 
zugeschriebene  Einfluss  auf  Verhinderung  der 
Hagelbildung  wurde  durch  die  neuesten 
Untersuchungen  nicht  bestätigt.  Die  statistische 
Bearbeitung  der  „Hagelbeschädigungen  in 
Württemberg  während  der  60  Jahre  1828  bis 
1887  (Stuttgart  1890)"  von  Bühler  lieferte  das 
Ergebnis,  dass  ein  Einfluss  der  Bewaldung  auf 
das  Auftreten,  die  Häuflgkeit  und  Gefährlich- 
keit des  Hagelfalles  aus  diesem  reichen  Be- 
obachtungsmaterial nicht  nachzuweisen  war. 
Vielmehr  scheinen  auch  hier  auf  die  Hagel - 
und  Gewitterbildung  und  namentlich  auf  die 
Entstehung  der  Hagelherde  die  Richtung  der 
Gebirgszüge  und  die  orographischen  Verhältnisse 
mehr  Einfluss  zu  haben  als  der  Wald.  Eine 
weitere  Bestätigung  dieser  Thatsache  liefern 
die  Ergebnisse  der  seit  1887  von  Ebermayer  in 
den  bayerischen  Staatswaldungen  angestellten 
Beobachtungen  Über  die  Beziehungen  des  Waldes 
zu  Gewitter  und  Hagel.  Dagegen  ist  es  nach 
Ebermayer  nicht  unmöglich,  dass  ^ut  ge- 
schlossene, grössere  Wudkomplexe  die  Ent- 
stehung von  „Gewitterherden"  verhindern  wegen 
der  geringeren  Erwärmung  des  Bodens.  Auch 
in  Frankreich  wurde  der  Einfluss  der  Wälder 
auf  die  Hagelschläge  durch  eine  amtliche  Enquete 
untersucht  und  verneint. 

Die  seit  1869  konstatierte  Zunahme  der 
Blitzschläge  mit  einer  Abnahme  der  Wald- 


flächen in  Zusammenhang  zu  bringen,  halten 
wir  für  einen  gewagten  Schluss,  da  in  diesem 
Jahrhundert  Ausstockungen  von  grösserem  Um- 
fang gar  nicht  stattgefimden  ha^n. 

o)  Die  wasserwirtachaftliohe  Bedeu- 
tung des  Waldes  in  Bezug  auf  Speisung  von 
Quellen  und  die  Wasserstandsbewegungen  der 
Flüsse  kann  nur  von  Fall  zu  Fa3l  beurteilt 
werden.  Der  Wald  wirkt  einerseits  wasser- 
erhaltend durch  Verhinderung  der  Verdunstung 
eines  Teiles  des  Bodenwassers.  Man  hat  fest- 
gestellt, dass  im  Waldschlusse  die  Verdunstung 
auf  Vs  der  Verdunstungsmenge  auf  unbeschirmter 
Fläche  reduziert  ist.  Andererseits  gelangen  im 
mittelalten  Nadelwalde  nur  '/s — '/*,  im  Laub- 
walde %  <1®^  jährlichen  Niederschläge  auf  den 
Boden,  der  Rest  wird  vom  Kroneudach  zurück- 
gehalten. Ferner  verhindern  dicke  Moospolster 
und  Laubdecken  das  Eindringen  des  Wassers 
in  den  Waldboden,  und  während  der  Vegetations- 
periode werden  grosse  Wassermengen  durch 
die  Bäume  verbraucht  und  transpiriert.  Dieser 
Verbrauch  ist  so  ^oss,  dass  nach  dem  Abtriebe 
der  Bäume  der  bisher  trockene  Boden  oft  ver- 
sumpft. Daraus  geht  hervor,  dass  der  Wald 
mehr  wasserverbrauchend  als  wassererhaltend  ist. 

Der  Einfluss  des  Waldes  auf  die  Quell- 
bildung ist  daher  nicht  ohne  weiteres  zu  be- 
jahen. Die  einzigen  im  Gebiete  der  „Hauesn- 
steiner  Alb"  im  südlichen  Schwarzwald  durch- 
geführten systematischen  Untersuchungen  haben 
ergeben,  dass  auf  der  zu  51%  bewaldeten 
Fläche  von  243  qkm  eine  Einwirkung  der  Art 
der  Bodenbedeckung  auf  das  Vorkommen  und 
die  Ergiebigkeit  der  Quellen  nicht  nachzuweisen 
ist:  „vielmehr  scheinen  auf  die  Ergiebigkeit 
vorzugsweise  die  geo^nostische  Beschaffenheit 
des  Gebietes,  die  Mächtigkeit  des  Verwitterungs- 
bodens  und  die  Neigungsverhältnisse  ausschlag:- 
gebend  zu  sein."  Ney  kommt  auf  Grund  ein- 
gehender Studien  zu  dem  Schlüsse,  dass  es  Ver- 
hältnisse giebt,  in  welchen  der  Wald  die  Qnell- 
bildung  in  der  günstigsten  Weise  beeinfiusst, 
aber  auch  andere,  unter  welchen  der  Wald  be- 
deutungslos ist,  und  wieder  andere,  in  welchen 
der  Wald  die  Quellbildung  sogar  erschwert. 

Der  Einfluss  der  Bewaldung  auf  die  Wasser- 
standsbewegung  der  Flüsse  und  speciell  auf 
die  Verhinderung  von  üeberschwem- 
mungen  lässt  sich  dahin  präcideren,  dass  der 
Wald  kleinere  Ueberschwemmungen  durch 
Zurückhaltung  des  Wassers  und  Verlangsamung 
des  Abflusses  in  Flüssen  mit  kleinem  Einzugs- 

febiet   verhüten   kann,    gegenüber    grösseren 
Katastrophen   dagegen   machtlos    ist     Ueber- 
schwemmungen entstehen  hauptsächlich  dann: 

1.  wenn  auf  eine  auf  gefrorenem  oder  durch- 
tränktem  Boden  lagernde  Schneedecke  ^fresse 
Regenmengen  fallen  (besonders  im  Spätwinter), 

2.  wenn  innerhalb  kurzer  Zeit  ungewöhnlich 
starke  Regengüsse  in  dem  Einzugsgebiet  eines 
Flusses  niedergehen.  Im  ersten  Fall  ist  der 
Wasserverbrauch  im  Walde  infolge  der  Vege- 
tationsruhe und  geringen  Verdunstung  und  die 
Wasserzurückhaltung  durch  den  gefrorenen  oder 
durchtränkten  Boden  sehr  minimal.  Da  im 
Walde  der  Schnee  länger  liegen  bleibt  als  auf 
freiem  Felde,  so  kann  der  Fall  eintreten,  dass 
bei  rasch  aufeinanderfolgenden  starken  Nieder- 
schlägen und  Umschlag  der  Witterung  der 
Wald  die  Hochwassergefahr  sogar  steigert,  ein 


Forsten  (Forsti)olitik) 


1155 


Fall;  der  bei  der  Bheinüberschwemmung  im 
Dezember  1882  eintrat  iind  konstatiert  wurde. 
In  demselben  Jahre  wurde  das  dicht  bewaldete 
Bhein^ebiet  durch  Hochwasserkatastrophen  eben- 
so heimgesucht  wie  die  weniger  bewaldeten 
Länder  Tirol  und  Kämthen. 

Welche  Wassermengen  der  Wald  in  sich 
aufspeichern  kann,  ersiebt  folgende  Rechnung. 
Nach  Btlhler  kann  Buchenlaub  pro  Hektar 
höchstens  18000  Liter,  Moos  60000  Liter  Wasser 
in  sich  aufsaugen,  welche  Menden  einer  Regen- 
höhe von  1,8  und  b  mm  entsprechen.  Die  Nieder- 
schlagsmengen im  Gebirge  erreichen  aber  oft 
Höhen,  gegen  welche  dieses  Wasseraufsaugungs- 
yermögen  des  Waldes  einfach  verschwindet.  In 
Lausanne  (Schweiz)  fielen  1890  in  %  Stunden 
allein  56  mm  Begen,  in  St.  Gallen  1881  vom 
27.  August  bis  2.  September  448  mm;  am  6. 
März  1896  auf  dem  Kniebis  ( Schwarz wald) 
174  mm,  in  3  Ta^en  (6.-8.  März)  335  mm 
(Ueberschwemmung  des  Dreysamthales) ;  in  Eich- 
berg (Schlesien)  am  29.  Juli  1897  112  mm,  vom 
28. — 30.  Juli  162  mm  (Ueberschwemmung  des 
Hirschberger  Thaies);  in  München  am  13.  Sep- 
tember 1899  78  mm.  Die  namhaftesten  Wasser- 
bautechniker (Honsell)  messen  daher  der  Mit- 
wirkung des  Waldes  bei  Verhütung  von  üeber- 
schwemmungen  keine  oder  nur  eine  sehr  geringe 
Bedeutung  bei. 

Auch  der  normale  Pegelstand  der  Flüsse 
steht  ausser  Zusammenhang  mit  der  Bewaldung 
ihres  Einzugsgebietes.  Sämtliche  Nebenflüsse 
des  Rheines  aus  dem  Mittelgebii-ge  haben  z.  B. 
während  des  Sommers  geringere  Wassermengen 
als  im  Winter  und  Frülgahr,  der  Hauptstrom 
des  Rheines  dagegen  erreicht  im  Sommer  seinen 
höchsten  Stand.  —  Zu  der  Zeit,  in  welcher  der 
Wald  das  meiste  Wasser  verbraucht  und  zurück- 
hält, nämlich  im  Sommer,  ist  für  die  Schiffahrt 
und  Landwirtschaft  ein  erhöhter  Wasserstand 
der  Flüsse  erwünscht  und  daher  die  Wirkung 
des  Waldes  sogar  unlustig. 

d)  Unbestritten  ist  die  wohlthätige  Ein- 
u^irkung  des  Waldes  auf  die  mecb anlache 
Befeatignng  desCVerwitterungsbodens.  Bo- 
denabschwemmungen,  die  Bildung  von  Trüm- 
merfeldern und  Ablagerung  von  Schuttmassen 
nach  den  Thälern  werden  durch  den  auf  Berg- 
wändeA  stockenden  Wald  verhütet  oder  wenig- 
stens vermindert,  ebenso  die  Geschiebeführungen 
in  den  Gewässern.  In  der  Sandebene  und  in 
Dünengegenden  bindet  der  Wald  den  Flugsand, 
im  Hochgebirge  bildet  er  einen  Schutzwall 
gegen  die  Entstehung  der  Lawinen.  Entstehen 
letztere  oberhalb  der  Waldvegetationsgrenze, 
dann  ist  allerdings  die  Widerstandskraft  der 
Holzbestockung  nicht  gross  genug,  um  ihre 
Fortbewegung  zu  verhindern;  deshalb  förderte 
man  in  der  Schweiz  in  neuerer  Zeit  mehr  die 
künstlichen  Lawinenverbauungen  mit  Mauer- 
werk und  Pfählen,  um  die  Bewegung  der  La- 
winen zu  verhindern.  In  der  Schweiz  brachen 
1887/88  803  Lawinen  oberhalb  und  210  unter 
der  Waldgrenze  los.  In  Tirol  wurden  2020 
Hektar  Wald  mit  302343  Festmeter  Holz  ver- 
nichtet, in  der  Schweiz  1325  Hektar  mit  82090 
Festmeter  Holz. 

e)  Die  hygienische  Bedeutung  des 
Waldes,  Nach  den  Untersuchungen  Eber- 
mayers ergiebt  sich  kein  wesentlicher  Unter- 
schied   in    der   chemischen   Zusammensetzung 


der  Waldluft  und  Freilandluft,  namentlich  ist 
der  Sauerstoffgehalt  im  Walde  nicht  grösser  als 
im  Freien.  Das  belebende  Element  der  Wald- 
luft muss  vielmehr  in  deren  Reinheit  gegenüber 
der  Luft  in  bewohnten  Orten,  namentlich  in 
grösseren  Städten,  gesucht  werden,  femer  in 
dem  Gehalt  an  ätherischen  Oelen  und  Ozon. 
Schädliche  Gase,  Rauch,  Staub,  Bakterienkeime 
aller  Art,  wie  sie  in  der  Stadtluft  in  Millionen 
kleinen  Teilchen  vorkommen,  sind  dem  gleich 
einem  Filter  wirkenden  Walde  fremd.  Miquel 
fand  1881/85  in  Paris  3910  Bakterien,  im  Park 
Montsouris  455  pro  Kubikmeter  Luft.  In  einem 
Wäldchen  bei  Rom,  45  m  von  der  Mauer  ent- 
fernt, verhielt  sich  nach  den  Untersuchungen 
von  Serafini  und  Arata  die  Zahl  der  Mikroorga- 
nismen am  Eingange  des  Waldes  zu  jener  im 
Innern  des  Waldes  durchschnittlich  wie  160:100. 
Femer  ist  nachgewiesen,  dass  im  Waldboden 
die  pathogenen  Bakterien  ungünstige  Lebens- 
bedingungen finden,  und  damit  wiU  man  die 
in  Europa,  Amerika  und  Indien  gemachte  Be- 
obachtung begründen,  dass  der  Wald  einen 
Schutzwall  bildet  gegen  die  Ausbreitung  epide- 
mischer Krankheiten,  wie  Cholera,  Gelbfieber, 
Malaria.  Die  drainierende  W^irkung  des  Wal- 
des kann  unter  Umständen  so  gross  sein,  dass 
nasser  Boden  entsumpft  und  der  Gmndwasser- 
spiegel  tiefer  gelegt  wird.  Doch  hat  man 
auch  schon  die  gegenteilige  Beobachtung  ge- 
macht, so  im  Agro  romano  bei  Rom,  wo  ge- 
rade die  Bewaldung  die  Versumpfung  und  die 
damit  zusammenhängenden  Fieoerepidemieen 
verursachte.    Wenn  der  Waldboden  immun  ist 

fegen  pathogene  Bakterien,  so  folgt  daraus, 
ass  die  durch  den  Wald  streichende  Luft  und 
das  Quellwasser  im  Walde  ebenfalls  frei  sein 
müssen  von  infektiösen  Bestandteilen.  Endlich 
sei  der  Schutz  erwähnt,  den  der  Wald  vielen 
bewohnten  Orten  gegen  kalte,  rauhe  Winde 
gewährt  (Luftkurorte,  Sanatorien).  Von  der 
Karstaufforstung  in  Oesterreich  (Krain,  Dal- 
matien,  Kroatien)  verspricht  man  sich  z.  B.  die 
Abhaltung  der  Borastürme. 

f)  Die  ethische  Bedeutung  des  so  viel 
besungenen  Waldes,  seine  wohlthätige  Einwir- 
kung auf  das  Seelen-  und  Geraütsleben  des 
Menschen,  seine  ästhetische  Wirkung  auf  Natur- 
und  Kunstsinn  wird  in  tausend  Farben  von 
allen  Völkern  geschildert  und  gefeiert.  Diese 
Bedeutung  ist  aber  um  so  höher  anzuschlagen, 
je  nervöser  und  materieller  das  Leben  des  ein- 
zelnen und  der  Völker  im  harten  Kampfe  ums 
Dasein  sich  gestaltet. 

3,  Schutzwälder.  Um  die  wirklichen 
oder  vermeintlichen  Wohlfahrtswirkungen 
des  Waldes,  die  sich  auf  die  Abwendung 
von  Gefahren  durch  Naturereignisse  und 
den  Schutz  öffentlicher  Interessen  beziehen, 
für  bestimmte  Gebiete  zu  sichern,  wird  in 
den  meisten  Ländern  von  Staatswegen  ftlr 
den  Fortbestand  der  Forsten  in  diesen  Ge- 
bieten gesorgt  und  deren  Bewirtschaftung 
zweckentsprechend  beeinflusst.  Diese  Wal- 
dungen werden  gemeinhin  Schutzwälder  ge- 
nannt, weil  sie  Schutz  ausüben.  In  Oester- 
reich dagegen  heissen  diese  Forste  Bann- 
wälder und  Schutzwälder  jene  Waldungen, 
welche  wegen  der  Bodenverhältnisse  oder 
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Lage  zu  ihrem  Fortbestande  einer  bestimmten 
Waldbehandlung  bedürfen,  also  selbst  Schutz 
nötig  haben  (Schon wäld  er).  —  Der  Ausdruck 
Bannwald  wird  übrigens  in  den  Alpengegen- 
den vielfach  für  Schutzwald  gebraucht  und 
liegt  auch  im  Sinne  des  italienischen  Forst- 
gesetzes (vincolo  forestale). 

Um  Bodenabschwemmungen  im  Gebirge 
zu  verhindern,  wurden  schon  im  15.  Jahr- 
hundert im  Innthal  und  im  17.  und  18. 
Jahrhimdert  in  Tirol  und  Kärnthen  einzelne 
Wälder  unter  gesetzlichen  Schutz  gestellt. 
Die  Braun schweigische  Forstordnung  von 
16G5  ordnet  bereits  die  Aufforstung  von 
Flugsandflächen  an.  In  Frankreich  wurde 
diuxjh  O.  V.  29.  Germinal  an  XI  (1803)  die 
Waldrodung  auf  dem  Gipfel  oder  Abhang 
eines  Berges  verboten.  Der  Code  forestier 
von  1827  -hält  zwar  diese  Bestimmung  nicht 
wörtlich  aufrecht,  befiehlt  aber,  dass  von 
jeder  geplanten  Waldrodung  der  Behörde 
6  Monate  vorher  Anzeige  erstattet  werde. 
Neue  Waldanlagen  auf  dem  Gipfel  imd  Ab- 
hänge der  Gebii-ge  sollen  20  Jahre  lang 
steuerfrei  bleiben.  Auch  in  der  Schweiz 
finden  sich  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
gesetzliche  Vorschriften  zur  Erhaltung  von 
Gebii*gswaldungen  (Waadt  1810).  In  den 
deutschen  Staaten  war  unter  der  Herrschaft 
der  Forstordnungen  eine  besondere  Gesetz- 
gebung zu  Gunsten  des  Schutzwaldes  über- 
flüssig, weil  die  Privatwaldungen  schon  unter 
weitgehender  staatlicher  Bevormundung  stan- 
den. Auf  diesem  Standpunkt  steht  heute  noch 
das  badische  und  hessische  Forstgesetz.  Erst 
als  die  Privatwaldwirtschaft;  frei  gegeben 
wimle,  hielt  man  es  für  nötig,  der  inzwischen 
ausgebauten  Theorie  von  den  Wohlfahrts- 
wirkungen der  Wälder  Eechnung  zu  tragen 
und  eigentliche  Schutzwaldgesetze  zu  schaf- 
fen. Ein  Teil  derjenigen  Staaten,  in  denen 
die  Freiheit  der  Privatwaldwirtschaft  schon 
früher  ausgesprochen  wurde  oder  wo  sie 
von  jeher  schon  bestand,  holte  diese  gesetz- 
geberischen Massnahmen  erst  in  den  letzten 
Jahrzehnten  nach.  Dabei  wurden  aber  im 
Uebereifer  dem  Walde  Wohlfahrtswirkimgon 
gesetzlich  zugesprochen,  die  nichts  als  Schlag- 
worte  bedeuten  und  im  wirklichen  Falle  von 
niemandem  begi-ündet  werden  können  (kli- 
matische Einflüsse,  öffentliche  Gesundheits- 
pflege !). 

Die  ersten  Gesetze,  welche  die  Schutzwald- 
frage vollständig  behandeln,  sind  das  baye- 
rische Forstgesetz  von  1852  und  das  öster- 
reichische Forstgesetz  vom  gleichen  Jahre. 

Die  über  die  Schutzwaldungen  erlassenen 
Bestimmnng:en  sind  gegenwärtig  in  folgenden 
Gesetzen  niedergelegt:  Preussen  6.  Juli  1875, 
betreffend  Schutz  Waldungen  und  Waldgenossen- 
schaften; Bayern  28.  März  1852  Forstgesetz 
und  Novelle  v.  17.  Juni  1896;  Württemberg  8. 
September  1879  Forstpolizeigesetz ;  Braunschweig 
30.  April  1861  Forstschutzgesetz;  Elsass-Loth- 


ringen  18.  Juni  1869  betreffend  Ausrodung  von 
Privatwaldungen,  28.  Juli  1860  betreffend  die 
Wiederbewaldung  der  Berge,  8.  Juni  1864  be- 
treffend die  Berasun^  der  Berge;  Schweiz  24. 
März  1876  (Forstpolizei  im  Hochgebirge)  und 
11.  Juli  1897  (der  Entwurf  zu  einem  Schutz- 
waldgesetz von  1898  für  das  Gehiet  der  Eid- 
genossenschaft wurde  zurückgestellt);  Oester- 
reich  3.  Dezember  1862  Forstgesetz,  3.  Jnli 
1873  Verordnung,  und  teilweise  die  Gesetze 
über  Wild bach verbauungen;  Ungarn  11.  Juni 
1879  Forstgesetz;  Frankreich  18.  Juni  1869  be- 
treffend Ausrodung  von  Privatwaldangen  und 
4.  April  1882  betreffend  „la  restauration  et  la 
conservation  des  terrains  en  montagnes"  (durch 
letzteres  Gesetz  wurden  die  GG.  v.  28.  Jnli 
1860  und  8.  Juni  1864  ausser  Kraft  gesetzt); 
Italien  20.  Juni  1877  Waldschutzgesetz,  1.  März 
1888  betreffend  Verbauung  der  Wildbäche, 
Aufforstung  und  Berasung  der  Gebirgsgrftnde 
und  der  Dünen;  Spanien  11.  Juli  1877  be- 
treffend die  W^iederau^orstung,  den  Schutz  und 
die  Verbesserungen  der  Gemeindewaldungen» 
28.  Juli  1888  betreffend  die  Wiederbewaldung 
(Gesetz  für  Italien  und  Spanien  abgedruckt  in 
der  Allg.  Forst-  und  Jagd-Zeitung  1878,  1888, 
Revue  des  eaux  etc.  1^);  Kussland  4.  April 
1888  betreffend  die  Schonung  der  Wälder 
(Xorsch,  Die  Waldschutzges.  Russlands,  übers, 
von  Jürgens,  Reval  1890);  Norwegen  20.  Juli 
1893. 

Weder  die  Theorie  noch  die  praktische 
Gesetzgebung  ist  imstande,  genau  abgegrenzte 
allgemeine  Begriffsbestimmungen 
über  das  Wesen  des  Schutzwaldes  zu  geben. 
Nach  dem  nissischen  Gesetze  »heissen  Schutz- 
wälder und  unterliegen  besonderen  Scho- 
nungsmassregeln die  Wälder,  deren  Erhal- 
timg im  Interesse  des  Staates  und  des  Ge- 
meinnutzens notwendig  ist«.  In  den  meisten 
Gesetzen  werden  die  von  dem  Schutz- 
wald e  erwarteten  Wirkimgen  namenthch 
aufgeführt  und  dadurch  der  feweck  desselben 
genau  bezeichnet.  Als  solche  Wirkimgen 
gelten : 

a)  Die  Abwendung  schädlicher  klima- 
tischer Einflüsse  (Württemberg,  Baden, 
Schweiz,  Italien :  »hygienische  Erfordernisse 
der  Gegend«,  Oesterreich);* 

b)  Einfluss  auf  die  Quellbildung  (Bayern, 
Elsass-Lothringen,  Frankreich,  Rus^and); 

auf  den  Wasserstand  der  Flüsse  (Preussen, 
Elsass  -  Lothringen ,  Frankreich ,  Schweiz, 
Italien,  Oesterreich,  Russland); 

c)  Abwendung  von  üeberschwemmungeii 
(Preussen,  Schweiz,  Italien); 

d)  gegen  Abschwemmungen  und  Unter- 
waschungon  von  Flussufern  (Preussen, 
Bayern,  Württemberg,  Elsass-Lothringen, 
Oesterreich,  Schweiz,  Frankreich,  Italien, 
Russland,  Spanien); 

e)  gegen  Eisgang  (Preussen,  Oesterreiclu 
Russland) ; 

f)  gegen  Erdabrutschungen,  Stein-  und 
Eissctliläge,  Verrüfungen,  Felsstürze,  Üeber- 
schüttungen,  Wildbäche  (Preussen,  Bayern, 
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Württemberg,  Elsass-Lothringen,  Schweiz, 
OesteiTeich,  Frankreich,  Italien ,  Riissland, 
Spanien) ; 

g)  gegen  Senkungen  irnd  Einstürze  des 
Bodens  (Italien); 

h)  gegen  Lawinen  (Bayern,  OesteiTeich, 
Schweiz,  Italien,  Bussland); 

i)  gegen  Versandung  und  zur  Dünen- 
erhaJtung  (Preussen,  Bayern,  Frankreich, 
Russland,  Ungarn); 

k)  gegen  schädliche  Winde  (Preussen, 
Bayern,  Württemberg,  Schweiz,  Oester- 
reich) ; 

1)  Beeinflussung  der  öffentlichen  Gesund- 
heitspflege (Elsass-Lotliringen,  Italien,  Frank- 
reich) ; 

ra)  Erleichterung  der  Landesverteidigung 
(Frankreich,  Elsass-Lothringen) ; 

n)  ferner  werden  zu  den  Schutzwal- 
dungen allgemein  solche  Wälder  gerechnet, 
welche  wegen  ihrer  Lage  schwierig  zu 
regenerieren  sind;  in  Bayern:  Bergkuppen 
und  Höhenzüge  u.  s.  w.,  in  der  Schweiz: 
Lage  aa  steilen  Gebirgshängen  und  auf 
Höhenzügen ;  Italien :  Wälder  auf  den  Gipfeln 
und  den  Abhängen  der  Berge  bis  zur  oberen 
Grenze  der  Kastanienzone;  in  OesteiTeich, 
wo  gerade  diese  Waldungen  »Schutzwälder« 
genannt  werden:  Flugsandflächen,  Hoch- 
wälder des  oberen  Randes  der  Waldvegetation, 
üferwaldungen,  Berghängen. 

Ungerechtfertigt  dagegen  ist  in  jetziger 
Zeit  die  Forderung,  Privatwälder  nur  wegen 
der  Versorgung  einer  Gegend  mit  Wald- 
produkten in  Bann  zu  legen,  wie  es  der 
Gesetzentwurf  für  die  Schweiz  1898  ver- 
langt. 

Die  Folgen  der  Bannlegung  eines 
Waldes  für  die  Bewirtschaftung  desselben 
sind  in  den  einzelnen  Gesetzen  näher  be- 
stimmt. Ueberall  ist  die  Wii-tschaftsführung 
ein^schränkt  und  der  Willkür  des  Wald- 
besitzers entzogen. 

Die  Neuanlage  von  Schutzwaldungen 
auf  bisher  holzleeren  Flächen  kann  innerhalb 
des  Deutschen  Reiches,  in  Preussen  und 
Elsass-Lothringen,  ausserdem  in  der  Schweiz, 
in  Frankreich,  Italien  und  Ungarn  vom  Besitzer 
erzwungen  werden.  Zu  unterscheiden  hier- 
von ist  der  Zwang  zur  Wiederauffors- 
tung abgetriebener  Waldflächeu,  der  für 
alle  Schutzwaldungen  besteht  und  die  ein- 
fache Konsequenz  des  überall  geltenden 
Rodungsverbotes  ist.  Füi*  die  bereits 
vorhandenen  Schutzwälder  ist  in  einzelnen 
Gesetzen  die  wirtschaftliche  Behandlung  fest- 
gelegt In  Bayern  und  Württemberg  ist  der 
kahle  Abtrieb  nur  bedingt  erlaubt.  In  Oester- 
reich  dürfen  die  »Schutzwälder«  nur  in 
schmalen  Streifen  oder  am  oberen  Rand  der 
Waldvegetation  nur  im  Plenterbetrieb  ge- 
nutzt werden.  In  anderen  Ländern  wird 
die  wirtschaftliche  Behandlung  von  Fall 


zu  Fall  von  den  dazu  bestellten  Behörden 
vorgesclirieben,  so  in  Preussen,  Oesterreich, 
Schweiz,  Russland.  —  Den  kahlen  Abtrieb 
rundweg  gesetzlich  zu  verbieten  (Bayern 
bis  1896),  ist  nicht  nötig  und  unter  Um- 
ständen unwirtschaftlich,  weil  im  Gebirge 
wegen  des  Holztransportes  die  Plenterwirt- 
schaft oft  uiidurchfülirbar  ist. 

Der  schwierigste  Punkt  der  Schutzwald- 
frage liegt  in  der  Deklarierung  der 
Schutz  Waldeigenschaft  auf  Grund  der 
gesetzlichen  Normen ;  denn  solange  die  Wohl- 
fahrtswirkungen des  Waldes  wissenschaftlich 
nicht  genau  begründet  werden  können  und 
in  einzelnen  F^en  wohl  immer  zweifelhaft 
bleiben  werden  (Quellen,  Klima),  wird  die 
Bannlegung  eines  Waldes  sich  nicht  immer 
gesetzlich  begründen  lassen  imd  deren  Zweck- 
mässigkeit von  Seite  des  Besitzers  geleugnet 
werden.  Die  Schutzwaldeigenschaft  kann 
festgesetzt  werden  entweder  gleichzeitig  für 
alle  in  Betracht  kommenden  Waldungen  eines 
Landes  durch  Eintragung  in  einen  öffent- 
lichen Schutzwaldkataster  oder  von  Fall  zu 
Fall  auf  Antrag.  Das  radikalste  Verfahren 
ist  das  erete,  liat  aber  den  Nachteil,  dass 
die  so  charakterisierten  Waldungen  im  öffent- 
lichen Verkehr  an  Wert  verlieren.  Dies  ist 
namentlich  da  der  Fall,  wo  das  Gesetz  die 
Folgen  der  Bannlegung  nicht  klar  festlegt, 
sondern  die  Bestimmung  derselben  dem  Ur- 
teil einer  Behörde  überlässt  Ein  w^eiterer 
Nachteil  liegt  in  der  Schwierigkeit,  die  Aus- 
scheidung richtig  und  gerecht  durchzuführen, 
namentlich  bei  stark  parzelliertem  Grundbe- 
sitz. Ein  Teil  der  Waldbesitzer  lässt  es  immer 
auf  das  äusserste  ankommen,  ehe  er  seine 
Zustimmung  freiwillig  erteilt.  Solche  Schutz- 
waldkataster mit  öffentrechtlicher  Wirkung 
existieren  in  Württemberg,  in  der  Schweiz,  in 
Ungarn  und  Italien.  Das  zweite  System,  die 
Ausscheidung  von  Fall  zu  Fall,  erfüllt  seinen 
Zweck  vollkommen  und  geht  den  Schwierig- 
keiten des  ersten  aus  dem  Wege.  Es  ermög- 
licht eine  mehr  schonende  Behandlung  der 
Frage,  sowohl  im  Hinblick  auf  die  persönhchen 
Verhältnisse  des  Waldbesitzei's  wie  in  Bezug 
auf  die  sachliche  Dringlichkeit.  Dieses 
System  besteht  in  Preussen,  Bayern,  Oester- 
reich, Russland.  In  diesen  Ländern  ist  also 
jeder  PrivatwaJd  principieU  solange  frei  in 
der  Wirtschaft,  als  nicht  seine  Bannlegung 
beantragt  und  amtlich  ausgesprochen  ist! 
Ein  etwas  anderes  Verfahren  besteht  in  den 
Staaten,  in  welchen  principieU  keinem  Wald 
freie  Wirtschaft  zugestanden  wird,  sondern 
in  welchen  jeder  Wald  solange  unter  dem 
Gesichtspunkte  eines  Schutzwaldes  behandelt 
wird,  als  nicht  das  Gegenteil  verfügt  ist 
Die  Veranlassung  hierzu  ergiebt  sich  haupt- 
sächlich dann,  wenn  der  Besitzer  seinen 
Wald  roden  wiü;  in  diesem  Augenbli(;ke 
wird   die   Frage    spruchreif.      Dieses    Ver- 
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fahren  besteht  in  Baden,  Hessen,  Elsass- 
Lothringen,  Frankreich. 

Die  amtliche  Feststellung  der  Schutz- 
waldeigenschaft erfolgt  entweder  einseitig 
durch  die  Behörde  (in  Württemberg,  Elsass- 
Lothringen,  Frankreich)  oder  besser  durch 
eine  Kommission  unter  Vorbehalt  der  Be- 
rufung an  die  höchsten  Venvaltungsstellen, 
nicht  aber  an  das  ordentliche  Geridit.  Die 
Kommission  besteht  aus  Verwaltungsbeamten, 
ortskundigen  Grundbesitzern,  Sachverstän- 
digen etc.  und  wird  bestellt  in  Preussen 
1  »Waldschutzgericht«),  Bayern,  Italien,  Russ- 
and,  Oesterreich. 

Das  Recht  der  Antragstellung  auf  die 
Bannlegung  hat  in  Bayern  nm*  der  Wald- 
besitzer, in  Preussen  jede  Behörde  und  jeder 
Interessent,  ebenso  in  Oesterreich. 

Ein  als  Schutzwald  erklärter  Wald  kann 
natürlich  des  Bannes  wieder  entbunden 
werden,  wenn  sich  die  früheren,  für  die 
Bannlegung  massgebenden  Eigenschaften 
wieder  geändert  haben  (z.  B.  Windschutz). 

Eine  weitere  Frage  ist  die  der  ökonomi- 
schen Schadloshaltung  der  Besitzer 
von  Schutzwäldern.  Diu-ch  die  Bannlegung 
verliert  der  Waldbesitzer  das  freie  Verfü- 
gimgsrecht  imd  erleidet  unter  umständen 
Vermögensnachteile  infolge  der  Beschränkung 
der  Betriebsfülirung  oder  durch  direkt  zu 
machende  Aufwendungen  (Schutzvorrich- 
tungen, Kulturen).  In  der  Litteratur  wurden 
vielfach  Stimmen  laut  gegen  die  Gewährung 
einer  Entschädigung,  dagegen  hat  sich  die 
Gesetzgebung  der  meisten  gi'össeren  Staaten 
für  dieselbe  entschieden.  Ausschlaggebend 
ist  allerdings  der  Grad  der  staatlichen  Ein- 
wirkung auf  die  Wirtschaftsfühnmg.  Ist 
der  Kahlliieb,  wenn  auch  unter  Kautelen,  zu- 
gelassen dann  kann  von  einer  Schädigimg 
des  Waidbesitzers  keine  Rede  sein.  Eine 
aufgezwungene  Plenterwirtschaft  hat  eine 
solche  aber  wohl  in  den  meisten  Fällen  zur 
Folge.  Das  Verbot  der  Stockrodung,  der 
Streu-  und  Weidenutzimg  kann  die  Rente 
wesentlich  schmälern.  Oft  verliert  die  Frage 
deswegen  an  Bedeutung,  weil  die  meisten 
Schutzwälder  auf  absolutem  Waldboden 
stocken,  dessen  Bodenrente  an  sich  ver- 
schwindend klein  oder  gleich  null  ist  (»er- 
werbsunfähige Waldungen«).  Daher  wird 
es  sich  selten  um  grosse  Differenzen  zwischen 
dem  möglichen  und  wirklich  erreichten  Er- 
trage handeln.  Anders  liegt  dagegen  die 
Frjtge,  wenn  der  Besitzer  zu  positiven  Aus- 

fiben  gezwungen  wird.  —  Wer  soll  die 
Osten  der  Entschädigung  tragen?  Nach 
allgemeinen  Grundsätzen  derjenige,  welchem 
durch  die  Bannlegung  eines  Waldes  Nutzen 
erwächst.  Allein  dieser  Grundsatz  birgt 
unter  Umständen  grosse  Häi-ten  für  den  Be- 
drohten in  sieh,  wenn  die  Kosten  sehr  gross 
sind  und  in  keinem  Verh^tnis  zum  &folg 


stehen,  und  ist  oft  geradezu  undurchführbar, 
wenn  die  Wirkung  des  Schutzwaldes  räum- 
lich und  zeitlich  nicht  umgrenzt  werden 
kann  (Ueberschwemmung  eines  ganzen  Fluss- 
gebietes, Quellbildung!).  Mutet  der  Gesetz- 
geber dem  Bedrohten  den  Nachweis  der 
(Gefahr  zu  und  die  Bestreitung  der  Kosten, 
so  wird  dieser  in  vielen  Fällen  lieber  die 
Gefahr  als  die  Kosten  tragen,  und  das  Ge- 
setz wird  illusorisch.  Nimmt  aber  der  Staat 
(Gemeinde)  a  priori  die  Entschädigun^pflicht 
auf  sich,  so  wird  das  Gesetz  auch  m  zwei- 
felhaften Fällen  angerufen  und  vielfach  Miss- 
brauch  mit  dieser  Einrichtung  sowohl  von 
Seite  des  gefährdeten  Interessenten  als  von 
Seite  des  Waldbesitzers  getrieben  werden. 
Daher  ist  es  rätlich,  dass  der  Staat  diese 
Entschädigungspflicbt  nidit  gesetzlich  über- 
nimmt, wohl  aber  in  Form  von  freiwilligen 
Unterstützungen     etwaige    Härten     auszu- 

fleichen  sucht  (Steuerfreiheit,  Ablassimg  von 
pflanzen,  Ausführung  notwendiger  Arbeiten, 
durch  staatliche  Organe  etc.).  Ein  anderer  Aus- 
weg liegt  femer  in  der  Bildung  von  Zwangsge- 
nossenschaften unter  den  Besitzern  von  Schutz- 
waldungen und  in  der  Expropriation  durch 
den  Staat.  Letztere  Massregel  dürfte  sich 
ilberall  da  empfehlen,  wo  die  Wirkung  des 
Schutzwaldes  grösseren  Gebieten  zu  gute 
kommt  und  die  Opferwilligkeit  der  Wald- 
besitzer eine  sehr  geringe  ist.  Die  prak- 
tische Durchführung  der  Expropriation  stösst 
aUerdings  oft  gesetzlich  und  forsttechnisch 
auf  grosse  Schwierigkeiten  (Wertberechnung). 
Diese  werden  dadurch  beseitigt,  dass  den 
Besitzern  das  Recht  des  Rückkaufs  der 
Grundstücke  innerhalb  bestimmter  Frist 
gegen  Erlegung  der  Kosten  samt  Zinsen  und 
des  früheren  Kaufpreises  vorbehalten  bleibt 
(Elsass-Lothringen,  Frankreich,  Italien,  Rass- 
land). Allerdings  hat  die  Expropriation  auch 
verschiedene  Nachteile :  Depossedierung  der 
Grundeigentümer  und  Zertrümmerung  der 
Bauerngüter  mit  allen  bedenklichen  Folgen. 

In  Preussen  hat  der  Waldbesitzer  volle 
Entschädigung  für  den  durch  die  Bannlegong 
erlittenen  Schaden  anzusprechen.  Die  Kosten 
fallen  dem  Antragsteller  zur  Last.  Bei  Ge- 
fahren der  Versandnng,  Erdabratschimg,  Ufer- 
beschädifi^ung  haben  jedoch  auch  die  Eigen- 
tümer der  gefährdeten  Grundstücke  bis  zur 
Werthöhe  des  abzuwendenden  Schadens  beizu- 
tragen, und  anch  der  Schutzwaldbesitzer  ist  bis 
zur  Höhe  des  Mehrwertes,  welchen  der  Wald 
durch  die  Schutzanlagen  gewinnt,  beitrags- 
pflichtig. Das  G.  V.  1876  hatte  bis  jetzt  sehr 
wenig  Erfolg,  weil  Privatpersonen  und  Korpo- 
rationen die  mit  dem  Antrage  auf  Scbutzmass- 
regeln  verbundenen  Kosten  schenen.  Die  An- 
tragstellung wurde  deshalb  fast  ausschliesslich 
der  Landespolizeibehörde  überlassen,  und  die 
Kosten  sind  ^össtenteils  der  Staatskasse  zur 
Last  gefallen.  InBayern,  Württembergund 
Baden  hat  der  Waldeigentämer  keinen  Schadens- 
ersatzanspruch.      In     Elsass-Lothringen 
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müssen  gefahrbringende  Flächen  unter  staatlicher 
Aufsicht  und  mit  Unterstützungen  aus  öffentlichen 
Mitteln  aufgeforstet  oder  mit  lUsen  versehen  wer- 
den. ImWeigerungsfalle  wird  das  Gelände  zwangs- 
weise enteignet,  wobei  dem  Besitzer  ein  Eecht 
auf  Wiedereinsetzung  in  sein  Eigentum  nach 
der  Wiederbewaldung  gegen  Erstattung  der 
Enteignungsentschädigung  und  der  Arbeits- 
kosten samt  Zinsen  yerbieibt.  Er  kann  sich 
Ton  der  Rückzahlung  der  Arbeitskosten  be- 
freien, indem  er  auf  die  Hälfte  seines  Eigen- 
tums verzichtet.  In  Oesterreich  kann  in 
gewissen  Fällen  Schadensersatz  gewährt  werden. 
1  Italien  muss  die  Gemeinde  oder  Provinz, 
welche  die  Bannlegung  aus  Gründen  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  verlangt,  die 
Grundbesitzer  schadlos  halten.  Für  die  Auf- 
forstungen wird  die  Bildung  von  Genossen- 
schaften empfohlen.  Das  Ackerbanministerium 
trä^t  bis  zu  ^/ft  der  Gesamtkosten  bei.  Im 
Weigerungsfälle  erfolgt  Expropriation  unter 
dem  Vorl^halte,  dass  der  Eigentümer  seine 
Gründe  binnen  fünf  Jahren  gegen  Ersatz  der 
Kosten  zurückkaufen  kann.  Den  Eigentümern 
von  Schutzwaldungen  kann  der  Staat  Ent- 
schädigung gewähren,  wenn  sie  auf  die  Vieh- 
weide für  eine  bestimmte  Zeit  verzichten.  In 
Ungarn  haben  die  gefährdeten  Besitzer  für 
die  Kosten  aufzukommen,  für  Aufforstungen 
halbe  Befreiung  von  der  Gemeindesteuer.  In 
Russland  sind  die  Besitzer  der  Schatzwälder 
von  der  Ausführung  solcher  forstlicher  Mass- 
regeln, die  Ausgaben  erfordern,  befreit,  wenn 
sie  sich  nicht  selbst  dazu  bereit  erklären. 
In  letzterem  Falle  kann  das  Ministerium  die 
Wälder  als  Kroneigentum  erwerben  gegen  das 
Recht  des  Rückkaufes  innerhalb  zehn  Jahre, 
wenn  die  forstlichen  Massregeln  sich  als  not- 
wendig zur  Schonung  der  Wälder  erweisen. 
Die  Wirtschaftspläne  werden  auf  Kosten  des 
Staates  ausgeführt.  Alle  Schutz  Waldungen  sind 
von  Abgaben  und  Steuern  befreit,  neu  angele^e 
Waldflächen  30  Jahre  lang.  In  Spanien  wird 
der  Gesamtbetrag  der  Ausgaben  für  Wieder- 
aufforstun^  in  das  Staatsbudget  aufgenommen. 
4.  Die  Prodnktionsfaktoren  der 
Waldwirtschaft  Die  in  der  Forstwirt- 
schaft thätigen  Prodnktionsfaktoren  sind 
wie  in  jeder  Bodenwirtschaft  Grund  und 
Boden,  Kapital  und  Arbeit.  Im  Gegensatz 
zur  Landwirtschaft  ist  die  Forstwirtschaft 
kapitalintensiv  und  arbeitseictensiv. 

a)  Der  Boden.  Der  Wert  des  Bodens 
bemisst  sich  nach  seiner  Fruchtbarkeit  und 
Lage.  Erstere  spielt  eine  verhältnismässig 
geringere  Rolle  als  letztere.  Der  Unter- 
schied zwischen  der  geringsten  und  besten 
Bodenqualität  hat  in  der  Forstwirtschaft 
einen  viel  kleineren  Spielraum  als  in  der 
Landwirtschaft,  weil  in  den  Kulturländern 
die  Forstwirtschaft  im  aUgemeinen  auf  jene 
Böden  zurückgedrängt  ist,  deren  landwirt- 
schaftliche Benutzung  nicht  mehr  lohnt. 
Boden  erster  Qualität  steht  der  Forstwirtsclurft 
eigentlich  nur  in  den  Ueberschwemmimgs- 
gebieten  der  Flussniederuogen  in  beschränk- 
ter Ausdehnung  zur  Verfügung. 

An  die  mineralische  Bodenkraft  stellt  der 


Wald  weniger  Ansprüche  als  der  landwirt- 
schaftliche Fruchtbau.  Mit  gleichen  Kali-  und 
Phosphorsäuremengen  erzeugen  die  Waldbäume 
jährlich  mehr  organische  Substanz  als  die  land- 
wirtschaftlichen Nutzpflanzen.  Ein  Karto£fel- 
feld  bedarf  zu  einer  mittleren  Ernte  pro  ha  an 
Phosphorsäure  3  mal  mehr  als  1  ha  Buchenwald. 
5  mal  mehr  als  1  ha  Fichtenwald  und  9  mal 
mehr  als  1  ha  Kiefernwald  zur  jährlichen  Pro- 
duktion; der  KaUbedarf  des  Kartoffelfeldes  ist 
9,  13  und  17  mal  grösser  als  der  des  Buchen-, 
Fichten-  und  Kietembestandes  (R.  Weber). 
Zur  iährlichen  Holz-  und  Blatterzeugung  ver- 
braucht der  Buchenbestand  215  kg,  Fichtenbe- 
stand 158  kg,  Kiefembestand  63  kg  Mineral- 
stoffe pro  ha,  eine  mittlere  Ernte  von  Weizen 
174  kg,  Kartoffel  265  kg,  Wiesengras  299  kg 
und  Klee  319  kg.  Der  Stickstoff  wird  dem 
Boden  nicht  durch  Gesteine,  sondern  durch  die 
atmosphärischen  Niederschläge,  durch  Assimi- 
lation des  freien  atmosphärischen  Stickstoffes 
mit  Hilfe  der  W^urzelknöUchen  (Leguminosen) 
und  durch  Düngung  mit  stickstoffhaltigen 
Stoffen  geliefert.  Durch  die  atmosphärischen 
Niederschläge  empfängt  der  Boden  pro  ha  jähr- 
lich rund  12  kg  Stickstoff.  Der  jährliche  Be- 
darf an  Stickstoff  beträgt  pro  ha  für  den 
Buchenhochwald  51  kg,  Tannenwald  41  kg, 
Fichtenwald  38  kg  und  Kiefernwald  34  kg,  da- 
gegen für  mittlere  Erträge  eines  Kartoffelfeldes 
61  kg,  Weizenfeldes  62  kg,  Roggenfeldes  52  kg 
und  Gerstenfeldes  43  kg.  Zur  Blatterzengung 
braucht  der  Wald  4 — 5  mal  mehr  Stickstoff  ab 
zur  Holzproduktion.  Die  durch  die  Niederschläge 
in  den  Boden  gelangenden  Stickstoffmengen 
von  12  kg  reichen  zwar  zur  Holzproduktion 
aus,  nicht  aber  zur  Blattproduktiou.  Diesen 
Fehlbetrag  deckt  der  Wald  selbst  durch  den  in 
den  abfaflenden  Blättern  und  Nadeln  aufge- 
speicherten Stickstoff.  Nimmt  man  jene  durch 
Streunutzung  weg,  so  wird  der  Stickstoffvorrat 
des  Bodens  erschöpft  und  die  Produktion  ge- 
mindert oder  ganz  unmöglich.  Da  auch  von 
den  mineralischen  Aschenbestandteilen  nur  der 
kleinste  Teil  zur  Holzbildung,  der  weitaus 
überwiegende  zur  Blattbildung  verwendet 
wird,  so  folgt  hieraus,  dass  durch  den  forst- 
lichen Betrieb  der  Boden  kaum  erschöpft  wird, 
wenn  die  Streu  dem  Boden  verbleibt,  und  dass 
künstliche  Düngung  nicht  notwendig  ist  (ausser 
in  Saat-  und  Fflanzkämpen).  Durch  die  tief 
gehenden  Wurzeln  holen  die  Bäume  di^  Nähr- 
stoffe auch  aus  den  unteren  Bodenschicuten  und 
führen  sie  durch  den  Blattabfall  den  oberen  zu, 
ein  Austausch,  den  die  Landwirtschaft  nur 
durch  künstliche  Bodenbearbeitung  erreichen 
kann. 

In  Bezug  auf  die  Lage  zum  Absatzge- 
biet ist  die  Forstwirtschaft  ebenfalls  viel 
ung^stiger  situiert  als  die  Landwirtschaft. 
Die  moderne  Verkehrsentwickelung  hat 
darin  zwar  eine  wesentliche  Besserung  ge- 
bracht, allein  in  dem  Grade  wie  bei  den 
landwirtschaftlichen  Produkten  hat  dieselbe 
auf  die  Holzpreise  nicht  angleichend  ge- 
wirkt. Einen  interessanten  Beleg  hierfür 
bildet  die  Bewegime  der  Holzpreise  in  den 
preussischen  Staatsforsten.  Das  Verhältnis 
der  Diffchschnittspreise  zwischen  dem  Be- 
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zirke  mit  den  niedrigsten  und  dem  Bezirke 
mit  den  höchsten  Preisen  war 


1860    loo  :  600 
1870     100  :  380 


1880     100  :  300 
1890     100  :  220 


Im  Jahre  1892  war  dieses  Verhältnis 


beim  Nutzholz 
„    Brennholz 
für  alles  Holz 
„  Roggen 


IC»  :  267 
100  :  177 
100  :  221 
100  :  116 


Li  Bayern  waren  um  das  Jahr  1820  die 
Abstände  filr  Brennholz  im  Verhältnis  von 
1 :  16,  für  Getreide  von  1 :  2. 

Ausserdem  kommt  bei  den  Waldböden 
noch  die  vertikale  Erhebung  imd  die  steile 
Lage  in  Betracht.  Sehr  günstige  Verhält- 
nisse hat  in  dieser  Richtung  Preussen. 
Von  der  Gesamtwaldfläche  gehören  49,7  ^/o 
der  Ebene,  25,7  dem  Hügellande,  24,6  dem 
Gebirge  an.  Von  den  Staats-  und  Fonds- 
forsten in  Oesterreich  dagegen  stocken 
2,6%  in  einer  Meoreshöhe  von  1 — 300  m, 
14,l''/o  in  einer  Höhe  von  300—600  m  (Mittel- 
gebirge), 27,70/0  von  600—1000  m,  42,4"/o  von 
1000—1600  m  und  13,2  %  von  über  1600  m. 
In  Ungarn  treffen  von  der  Gesamtwald- 
fläche auf  das  Hochgebirge  (über  600  m) 
57,20/0,  Mittelgebirge  (200—600  m)  28,0, 
Ebene  und  Hügelland  14,8.  In  Frank- 
reich liegen  im  Mittelgebirge  47,5  0/0  Staats- 
und 31%  Privatwälder,  im  Hochgebirge 
(über  600  m)  35,3%  Staats-  und  24,3% 
Privatwälder. 

Mit  Rücksicht  auf  Fnichtbarkeit  und 
Lage  imterscheidet  man  absolute  und 
relative  Waldböden.  Absoluter  Wald- 
boden ist  solcher,  welcher  entweder 
wegen  seiner  geringen  Fruchtbarkeit,  be- 
dingt durch  agi'ikultur-chemische  und  klima- 
tische Verhältnisse,  oder  w^egen  seiner  geo- 
graphischen und  orographischen  Lage  zu 
keiner  anderen  Bodenwirtschaft  als  zur 
Forstwirtschaft  geeignet  ist.  Auf  solchen 
Böden  kann  ausser  dem  forstlichen  Betrieb 
höchstens  noch  die  Weidewirtschaft  in  Be- 
tracht kommen. 

Die  Bodenwerte  des  Waldes  sind  geringer 
als  die  der  Landwirtschaft.  Werte  über 
1000  Mark  pro  ha  sind  schon  zu  den  hohen 
zu  rechnen ;  und  2(X)0  Mark  ist  der  höchste 
Betrag,  der  dem  Verfasser  überhaupt  be- 
kannt geworden  ist  (badische  Rheinebene). 
Im  Hochgebirge  und  in  entlegenen  Gegen- 
den kann  derselbe  sogar  gleich  null  sein; 
in  der  Kassubei  (östliches  Preussen)  ist  ge- 
genwärtig das  Hektar  Waldboden  um  42 
Mark  käuflich.  Durchschnittlich  treffen  auf 
den  Boden  Va — ^/s  des  gesamten  Wald- 
wertes. 

b)  Kapital.  Ausser  dem  Boden,  der 
hier  als  Naturfaktor  mit  Kapitaleigenschaft 
aufgefasst  wird,  sind  die  in  der  Forstwirt- 
schaft angelegten  Kapitalien  der  Holzvorrat, 


die  Kommunikations-  imd  Transportmittel 
sowie  die  Gebäude  (Dienstwohnimgen).  Die 
Werkzeuge  und  Maschinen  spielen  fast  gar 
keine  Rolle,  und  die  sogenannten  Betriebs- 
kapitalien sind  eigentlich  nur  Rechnungs- 
grössen,  weil  ihre  Nutzimg  alljährlich  mit 
dem  Rohertrag  abgeglichen  wird. 

Weitaus  das  wichtigste  Kapital  ist  der 
Holzvorrat,  durch  welchen  die  Forst- 
wirtschaft ungleich  kapitalintensiver  ist  als 
die  Landwii-tschaft.  Bodenwert  und  Holz- 
vorratskapital geben  zusammen  den  Wald- 
wert oder  das  Waldkapital. 

Unter  Zugrundelegung  der  durchschnitt- 
lichen Reineinnahme  aller  deutschen  Staats- 
waldungen in  der  Höhe  von  18  Mark  pro 
ha  ergiebt  sich  für  die  sämtlichen  Waldungen 
des  deutschen  Reiches  eine  jährliche  Rein- 
einnahme von  252  Millionen  Mark.  Die  Rein- 
einnahme des  Staatswaldes  darf  man  ohne 
weiteres  auch  für  die  Privatwaldungen 
unterstellen,  weil  für  diese  die  Verwaltungs- 
kosten geringer  sind  und  die  Ausnutzung 
kaufmännischer  betrieben  wird  als  in  der 
Staatswaldwirtschaft.  Bei  einem  Zinsfuss 
von  3*^/0  entspricht  diesem  Reinertrag  ein 
Waldkapitalwert  von  8,4  Milliarden  5lark. 
(Staats-  und  Kronforste  2,8,  Korporations- 
forste 1,4,  Privatforste  4,2  Milliarden  Mark), 
das  sind  600  Mark  pro  ha.  Rechnet  man 
für  den  Boden  Ve  des  Waldwertes,  so  ti*effen 
hiervon  auf  das  Bodenkapital  1,4  und  auf 
den  Holzvon-at  7  Milliarden.  Zum  Ver- 
gleich sei  erwähnt,  dass  der  Goldvorrat  der 
Welt  auf  16  Milliarden  Mark  geseliätzt  wird 
und  dass  das  Aulagekapital  der  vollspurigen 
Eisenbahnen  des  Deutschen  Reiches  1897 
11,85  Milliarden  Mark  betrug. 

Die  französische  Regierung  schätzte  den 
Wert  der  Staatswaldungen  Frankreichs  1879 
auf  1226  Millionen  Francs,  das  sind  900 
Mark  pro  ha,  1891  auf  1264  Millionen 
Francs,  das  sind  950  Mark  pro  ha.  —  Der 
Waldwert  der  sächsischen  Staatswaldungen 
schwankt  zwischen  1152  imd  2330  Mark 
pro  ha.  Hierbei  ist  zu  bedenken,  dass  diese 
Waldungen  die  grösste  Reineinnahme  aUer 
eiuopäischen  Forsten  aufweisen.  Selbsver- 
ständlich  wechseln  die  Waldkapitalien  nach 
dem  Lande,  der  Lage,  Holz-  und  Betriebs- 
art, Bonität  und  beim  einzelnen  Wald- 
komplex vor  allem  nach  dem  Alter  der  Be- 
stände. In  sehr  waldreichen,  dem  Verkehr 
entiegenen  Gebieten  steht  der  Waldwert 
sehr  niedrig.  Die  Wälder  Kroatien-Sla- 
voniens,  die  zu  67  ®/o  mit  edlen  Laubhölzern 
(exkl.  Buche)  bestockt  sind,  werden  auf  680 
Millionen  Mark  bewertet,  somit  ein  ha  bei 
1  531 280  ha  Waldfläche  auf  nur  444  Mark. 

o)  Arbeit.  Die  Forstwirtschaft  ist 
arbeitsextensiv.  Dies  gut  sowohl  für  die 
Verwaltung  wie  für  die  Lohnarbeit.  Ein 
technisch  gebildeter  Beamter  kann  mit  wenig 


Forsten  (Forstpolitik) 


1161 


Unterpersonal  einen  Waldkomplex  von  3000 
bis  4000,  bei  selir  extensiver  Wirtschaft 
(Hochgebirge,  Ostpreussen)  sogar  von  10  000 
ha  verwalten.  —  Der  Verbrauch  an  Lohn- 
ai'beit  lässt  sich  an  der  Hand  der  Ai'beiter- 
versicherungsstatistik  nunmehr  genau  be- 
rechnen. Rechnet  man  das  Arbeitsjahr  zu 
300  Tagen,  dann  treffen  auf  einen  wähi'end 
des  ganzen  Jahres  vollbeschäftigten  Ai'beiter 
in  der  Staatswaldwirtschaft  von  Preussen 
06  ha,  Bayern  59  ha,  Baden  53  ha.  In 
diesen  Zahlen  kommt  auch  die  Intensität 
des  Betriebes  gut  zum  Ausdruck.  In  der 
Landwirtschaft  dagegen  rechnet  man  2 — 7 
ha  ft'u"  die  Arbeitsausnützung  eines  Arbeiters 
während  eines  Jahres.  Auch  die  Berufs- 
statistik des  Deutschen  Reiches  von  1895 
bietet  in  dieser  Richtung  interessante  Zahlen. 
Danach  sind^in  der  lorst-  imd  Jagdwirt- 
schaft 111  926,  in  der  Landwirtschaft  aus- 
schliesslich Gärtnerei  8  045  441  Erwerbs- 
thätige  im  Hauptberuf  (Forstbeamte  und 
Arbeiter ;  Eigentümer,  Verwalter,  selbständige 
Tagearbeiter)  beschäftigt.  Auf  einen  Er- 
werbsthätigen  treffen  danach  in  der  Forst- 
wirtschaft 125  ha,  in  der  Landwirtschaft 
4,3  lia.  An  selbständigen  Erwerbsthätigen 
samt  deren  Dienstboten  und  Angehörigen 
ernährt  die  Forstwirtschaft  352  566 ,  die 
Landwirtschaft  17,8  Millionen  Personen.  — 
Die  erwerbsthätigen  selbständigen  Lohn- 
arbeiter im  Haiipt-  und  Nebenberuf  beziffern 
sich  in  der  Forstwirtschaft  auf  134  330 
Personen.  Man  kann  annehmen,  dass  die- 
selben ein  jährliches  Arbeitseinkommen  von 
60—65  Millionen  Mark  aus  dem  forstlichen 
Betriebe  haben.  —  In  den  Staats-  und  Fonds- 
forsten Oesterreichs  werden  auf  892  841  ha 
18  336  Arbeiter  mit  einer  Familiengüeder- 
zahl  von  39  000  Personen  beschäftigt. 

Die  grössten  Arbeitsmengen  erfordert  die 
Gewinnung  und  der  Transport  der  Wald- 
produkte, weniger  der  Kulturbetrieb  und 
der  Wegbau.  Die  Accordarbeit  (Stücklohn) 
tlberwi^  die  Taglohnsarbeit  (Zeitlohn). 
Die  Arbeiter  sind  nicht  das  ganze  Jahr  be- 
schäftigt und  noch  auf  anderen  Verdienst 
angewiesen.  Da  die  WinterfäUung  Regel 
ist,  bietet  die  Forstwirtschaft  in  wolüthätiger 
Weise  allen  jenen  Arbeitern  Arbeitsgelegen- 
heit, welche  vermöge  ihres  Berufes  nur  auf 
die  Sommerarbeit  angewiesen  sind  (landwirt- 
schaftliche Arbeiter,  Maurer,  Zimmerleute 
u.  s.  w.).  —  Die  Waldarbeit  ist  schwer  an 
sich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  ihrer 
Bethätigung.  Von  den  42  000  Arbeitern 
des  bayerischen  Staatsforstbetriebes  erleiden 
durchschnittlich-jährlich  24  bei  der  Arbeit 
den  Tod,  in  den  preussischen  Staatsforsten 
betrug  von  148— 150000  Arbeitern  die  Zahl 
der  Getöteten   1895  69,  1896  45,  1897   61. 

Das  Mass  der  Arbeit,  dessen  die  Forst- 
wirtschaft im  Einzelfalle  bedai-f,  hängt  von 


der  Natur  der  einzelnen  Betriebsarten  ab; 
am  arbeitsintensivsten  ist  der  Sclialwaldbe- 
trieb,  ai-beitsextensiv  der  ungeregelte  Fe- 
melbetrieb. 

Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  sind  auch  die  ungleich  höheren  Arbeits- 
mengen in  Anschlag  zu  briogen,  die  die 
Verarbeitung  tmd  Fac^onnierung  des  Holzes 
für  den  Handel  und  die  Herstellung  der 
Holzhandelsprodukte  absorbieren.  Die  deut- 
sche Holzzollgesetzgebung  setzte  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  zum  Schutz  der  heimi- 
schen Arbeit  den  Einfuhrzoll  auf  bearbeitetes 
Holz  viermal  höher  an  als  den  Zoll  auf 
rohes,  nicht  bearbeitetes  Holz.  Im  ganzen 
beschäftigt  die  deutsche  Holzindusti-ie  im 
Hauptberuf  9(X)000  Personen,  das  sind  ll^/o 
der  Erwerbsthätigen  der  Industrie  über- 
haupt (1895). 

5.  Eionahmen  nnd  Ansgaben.  a)  Der 
Begriff  Beinertrag.  Sichere,  dem  grossen 
Betriebe  entnommene  Zahlen  liefert  ims 
wieder  nur  die  Staatsforstwirtschaft.  Die 
Differenz  zwischen  der  jährlichen  Gesamt- 
einnahme und  der  jährlichen  Gesamtausgabe 
wird  in  der  forstlichen  Wirtschaftsstatistik 
und  im  Staatshaushalt  schlechtweg  Rein- 
ertrag, auch  Waldreinertrag,  genannt. 
Ganz  korrekt  ist  dieser  Ausdruck  nicht, 
weil  man  darunter  eigentlich  nur  das  jähr- 
liche Einkommen  des  Waldbesitzers  aus 
seinem  in  der  Waldwirtschaft  festgelegten 
Boden-  und  Holzvorratskapital  versteht, 
d.  h.  also  die  Zinsen  dieser  beiden  Pi-oduk- 
tionsfaktoren.  Unter  den  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Staatsforstbetriebes  finden  sich 
aber  auch  Positionen,  w^elche  Kapitalver- 
schiebungen sind,  wie  z.  B.  Waldankäufe 
und  Verkäufe  oder  mit  der  Wirtschaft  in 
keinem  bezw.  nur  sehr  losem  Zusammen- 
hange stehen,  wie  die  Ausgaben  für  Forst- 
polizei, Unterrichtswesen  u.  s.  w.  Richtiger 
ist  daher  die  Bezeichnimg  Reineinnahme. 

Im  Sinne  der  wissenschaftlichen  Renta- 
bilitätsrechnung ist  unter  Reinertrag  nur 
die  Bodenrente  zu  verstehen,  da  der  Holz- 
vorrat ein  erspaiies  Vermögen  des  Wald- 
besitzers bildet,  dessen  Zinsen  ihm  in  dem 
jähi'lichen  oder  periodischen  Geldertrag  des 
Waldes  zurückerstattet  werden.  Es  ist  da- 
her durchaus  unzulässig,  die  nur  von  den 
laufenden  jährlichen  Barausgaben  entlastete 
Reineinnahme,  wie  sie  eben  aus  der  Staats- 
haushaltsrechnung jährlich  hervorgeht,  in 
Parallele  zu  stellen  mit  dem  Reinertrag  des 
landwirtschaftlich  benutzten  .  Grund  und 
Bodens.  Dieser  ist  niu:  mit  der  Rente  des 
forstlichen  Bodenertragswertes  vergleichbar. 
Denn  der  Waldbesitzer  ist  immer  um  den 
Wert  des  Holzvorrates  reicher  als  der  Land- 
wirt mit  Boden  von  gleich  grosser  Flächen- 
ausdehnung und  gleicher  Qualität.  Auf  den 
Irrtum,  der  in  der  Gleichstellung  von  Wald- 
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reinerttag;  und  landwirtschaftlichem  Boden- 
reinertrag liegt,  ist  auch  der  falsche  Glaube 
zurückzuführen,  dass  die  Forstwirtschaft  in 

Se^euwSrtiger  Zeit  i'entabler  sei  als  die 
ndwirtschaft  In  einzelnen  Fällen  mag 
dies  zutreffen,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
aber  ist  der  rationolle  landwirtsclkaftliche 
Betrieb  selbst  bei  sinkenden  Gotreidepreisen 
rentabler  als  der  forstliche.  Einen  unge- 
fähren Anlialtspunkt  hiei-für  bieten  die 
finanziellen  Ergebnisse  der  Staatsforsten. 
Setzt  man  das  Verhältnis  zwischen  Boden- 
kapital und  Holzvorratskapital  auf  1 :  C  fest, 
80  treffen  von  der  Beineinnahme  pro  ha  Vu 
auf  die  Bodenrente,  ^Iv  auf  den  Zins  des 
Holzvorrates.  Im  Jahre  1895  betrag  dem- 
nach (s.  Tabelle)  der  Boden reinertrag  in  den 
Staatsforsten  von  Preussen  1,T2  Mark. 
Bayern  (exkl.  Forst  berechfigringen)  2,90 
Hark,  Saclisen  7,22  Mark,  Würitembei^ 
6j35  Mark,  Baden  6,17  Mark,  Elsass-Loth- 
nngen  3,93  Mark.  —  In  Preussen  beti'flgt  der 
Onmdsteuerreinertrag  für  das  Hektar  Wald 
1,83—12,50  Mark,  im  Mittel  4,9r)  Mark;  da- 
gegen fflr  das  Hektar  Ackerland  8,10—39,61 
Mark,  im  Mittel  18,2.")  Mark.  In  Württem- 
berg belauft  sich  nach  dem  Grundsteuer- 
kataster vom  1.  April  1887  das  Grundsteuer- 
kapital  fnr  das  Hektar Weinbenre  auf  147,43  M., 
Wiesen  69,52,  Aeeker  64,13,  Torffelder  35,14, 
Waldungen  25,G9,  Weiden  7,44  Mark. 

Beim  aussetzenden  Betrieb  wird  die 
Täuschung  von  der  hohen  Rentabilität  der 
Waldwirtachaft  durch  die  vielfach  ange- 
wendete unrichtige  Durchschnittsrechnung 
noch  verschärft.  Liefert  ein  Bestand  z.  B. 
nach  80  Jahren  5000  Mark  Abtriebsertrag, 
80  ist  der  jährliche  Ertrag  nicht 

5000        „„,  „    , 

—Kfi —  =  62,5  Mark,  souderu 


.  0,03^5000.0,1037.0,03^15,5 


_5000 
1,03»«- 

Die  Differenz  von  62,50—15,56  =  46.04  Mai'k 
ist  der  Zins  eines  Hotzvorratakapitals,  welches 
beim  aussetzenden  Betriebe  gar  nicht  vor- 
handen ist. 

b)  Die  Beineinnahme  aus  Staats- 
foraten.  Die  Höhe  derselben  ist  abhängig 
von  der  Grösse  der  Bruttoeinnahme  und  der 
Ausgaben.  Bei  Beiirteilimg  der  Heinein- 
nahme  müssen  die  verschiedenartig  ge- 
lagerten forstlichen  und  volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse   berflcksichtigt  werden   (Holz- 

J)reise,  Holzarten,  Nutzholzausbeute,  Arbeits- 
öhne, Berechtigungen,  Kalamitäten,  Schutz- 
wälder, Meliorationen  etc.).  Auch  die  ein- 
zelnen Positionen  der  Ausgaben  sind  in  den 
verschiedenen  Ländern  nicht  gleichartig  {forst- 
licher Unterricht,  Beförsteningsbeiträge  der 
Korporationen,  Gemeindelasten  u.  s.  w.); 
doch  spielt  dieser  Unterschied  keine  groeee 
Rolle. 


ism 

„ 

1K-«! 

4,6 

1K4II 

4,3 

9,3 

^mt 

4,fi 

IHtMl 

5,8 

12,0 

1H70 

8,7 

19,9 

lH7fi 

ii,o 

18,9 

1894 

IS.» 

'9,4    1 

'7>4    1 

I'>9 

— 

—    ; 

Aus  vorsteh^ider  Uebersichl  geht  her- 
vor, daes  die  Reineinnahmen  in  diesem  Jahr- 
hundertstetsgestiegensind.  Einen  sehr  hohen 
Stand  erreichten  sie  schon  in  der  Gründerzeit 
Mitte  der  70er  Jahre.  Die  Agrarkrisis  des 
letzten  Jahrzehntes  ging  an  der  Forstwirt- 
Si^iaft  spurlos  vorüber.  Bemerkenswert  ist 
der  grosse  Unterschied  zwischen  den  ein- 
zelnen Staaten.  Der  Reihe  nacli  folgen  sich 
Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Elsass-Loth- 
ringen,  Bayern,  Preussen.  Fhiiiedrigend  in 
Preussen  wirken  die  durchschnittlich  schlech- 
teren Bodenverhältnisse  und  die  niedrigen 
Holzpreise  des  Ostens;  erhöhend  in  Sachsen 
und  WOrttembei^  ausser  dem  günstigen 
Holzabsatz  das  Vorherrschen  der  Fichte. 
In  Bayern  drücken  die  über  100  000  ha 
grossen  Hochgehii^orsten  mit  ihren  ge- 
ringen Erträgen  die  Gesamteinnahme  wesent- 
lich heiab;  dazu  kommt  noch  der  Ein- 
nalimeausfall  durch  die  Forstberechtigimgen. 

Die  Reineinnahmen  der  deutschen  Wal- 
dungen sind  die  höchsten  in  Europa  über- 
haupt, wie  folgende  Zahlen  beweisen.  Sie 
betnigen  pro  J^ir  und  Hektar  in  den  Staals- 
wal  düngen  von 
Frankreich  1897 

Oest^rreich  1887J93 

Ungarn  1886/91 

RUBBland  1896 

Finland  18^^94 

Schweden  1894 

Norwegen  1893/96         0,41      ,, 

Italien  1893  3,30     , 

Spanien  189i!  1,73      „ 

c)  Die  Boheinnahme.  Der  weitaus 
grOsste  Teil  aller  Einnahmen  eatSllt  auf 
die  Holznutzung  und  hiervon  wieder  der 
grösste   Teil    auf   das   Nutzholz.     In   den 

Sreussischen  Slaatswaldungen  trafen  von 
em  gesamten  Holzgeldertrag  1895  68*0. 
1896  64  "/o  auf  das  Nutzholz,  in  Bayern  von 
1884—93   durchschnittlich    63  "/o.    in    den 


10,50  Mark 


0,48 
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Staats-  und  Fondsforsten  Oesteireichs  1879 
30.50/0,  1893  47,70/0. 

Die  Nebennutzungserträge  (Sti^eu, 
Gi-as  u.  s.  w.)  einschliesslich  der  Jagdnutzimg 
sind  zeitlich  und  örthch  sehr  vei^schieden. 
Sie  betrugen  von  der  Roheinnahme  im 
letzten  Jahrzehnt  normal  in  den  Staats- 
foi-sten  von  Preussen  8 — ll^/o,  Bayern 
3,1—4,80/0,  Sachsen  2,70/0,  Württemberg 
2,80/0,  Baden  3,7— 6,6  0/0,  Elsass-Lothringen 
2.3—3,20/0,  Oesterreich  10  0/0,  Frankreich 
100/0.  Diese  Zahlen  haben  indessen  keine 
Geltung  für  die  Privatwaldwirtschaft,  w'eil 
der  Staat  die  Ausübung  der  Nebennutzungen, 
hauptsächlich  von  Streu  und  Weide,  mög- 
lichst einschränkt,  während  der  Private 
denselben  oft  mehr  Bedeutung  beimisst  als 
der  Holznutzung. 

Zu  den  Bruttoeinnahmen  des 
Staatshaushaltes  (Bruttobudget)  steuern 
die  Staatsforsten  mit  ihrer  Roheinnahme  bei 
in:  Preussen  4— 50./0,  Bayern  9 — 10 0/0, 
Sachsen  13— 14  0/0,  Württemberg  16  0/0, 
Baden  8  0/0,  Oesterreich  0,7  0/0,  Frankreich 
0,70/0,  Russland  1,6  0/0,  Schweden  3,3  0/0, 
Belgien  0.3  0/0. 

Bemerkenswert  ist  im  Gegensatz  zu  den 
steigenden  Einnahmen  aus  den  deutschen 
Staatswaldungen  der  Rückgang  der  Roh- 
erträge der  Staatswaldungen  Frank- 
reichs. Dieselben  betrugen  durchschnitt- 
licli-jährHch  1844/49  33,76,  1850/59  35,04, 
1860/69  40,10,  1870/79  34,96,  1880/89  27,44, 
1890/94  27,26,  1895  28,58,  1896  30,06 
Millionen  Francs.  Als  Ursachen  werden 
angegeben  der  gesteigerte  Verbrauch  der 
Mineralkohle  an  Stelle  des  Brennholzes,  die 
landwii-tschaftliche  Krisis  und  die  Einführung 
der  Goldwährung  (?).  Die  Hauptursache 
scheint  aber  in  dem  üeberwiegen  der  wenig 
Nutzholz  lieferaden  Mittel-  imd  NiederwaJd- 
wirtscliaft  zu  liegen. 

Den  Gegensatz  hierzu  bildet  die  zuneh- 
mende Einnahme  aus  den  Kronforsten  R u  s  s - 
lands.  Yon  1884— 96  vermehrten  sich  die 
Einnahmen  um  151o/o,  die  Ausgaben  um  470/0. 
Die  Reineinnahme  betrug  1885  bis  1896: 
8,0,  8,2,  8,5,  10,4,  12,8, 12,1,  11,3,  13,1,  15,9, 
19,6,  22,1,  26,5  MDlionen  Rubel;  die  Aus- 
gäbe  war  von  1885  bis  1896  5,49,  5,48,  5,60, 
5,57,  5,80,  6,09,  6,24,  6,31,  6,50,  6,89,  7,35, 
7,76  Millionen  Rubel. 

Der  ungemein  gelinge  Ertrag  der  Staats- 
forsten Oesterreichs  ist  zurückzuführen 
auf  die  starke  Belastung  mit  Servituten,  die 
ungünstige  Höhenlage  und  die  dadurch  be- 
<lingte  schlechte  Absatzlage.  Die  Rohein- 
nahmen  betragen  {inkl.  der  landwirtschaft- 
lichen Domänen,  die  aber  nur  sehr  geringe 
Ausdehnung  haben)  1887—1893  3,91,  4,00, 
3,91,  3,80,  4,42,  4,26,  4,49  Millionen  Gulden, 
die  Ausgabeti  -  3,16,  3,01,  3,10,  3,16,  3,80, 
3,75,  3,84  Millionen  Gulden. 


d)  Die  Ausgaben.  Dieselben  gliedern 
sich  in  die  Yerwaltungskosten,  das 
sind  die  Besoldungsausgaben  für  das  Forst- 
personal  einschliesslich  der  Gelderhebungs- 
Kosten,  und  in  die  Betriebskosten 
(Arbeiterlöhne,  Wegbau,  Kulturen,  Steuern 
etc.).  Erstere  sind  innerhalb  kürzerer  Zeit- 
räume ziemlich  stetig,  während  letztere  mit 
der  Intensität  des  Betriebes  steigen  und 
fallen.  Von  der  Roheinnahme  absorbieren 
die  Gesamtausgaben  einen  um  so  grösseren 
Prozentsatz,  je  geringer  diese  Einnahmen 
sind,  dagegen  steigen  und  fallen  sie  in  ab- 
soluten 2ahlen  ausgedrückt  mit  dem  Rein- 
ertrag, wie  die  folgenden  Zahlen  beweisen. 
Es  betrugen  nämlich  die  Gesamtausgaben 
der  Staatswaldwirtschaft 

in  ®/p  der  Roh-    Mark  pro 
einnähme        Hektar 

m  Preussen  1880/92  50—57  u— 13 

in  Bayern  1880/95  47—68  15—24 

in  Sachsen  1880/96  32—39  21—27 

in  Württemberg   1880/96  39~5i  22—25 

in  Baden  1880/96  43-52  21—28 

in  Elsass-Lothr.    1882/95  48-65  20-29 

In  den  meisten  Staaten  verschlingen  also 
die  gesamten  Wirtschaftskosten  nind  die 
Hälfte  aller  Einnahmen. 

DieHöhederVerwaltungsausgaben 
wird  in  erster  Linie  von  der  Organisation 
des  Forstverwaltungsdienstes  beeinflusst 
(Grosse  der  Verwaltungsbezirke  u.  s.  w.). 
In  dieser  Hinsicht  haben  es  die  Staatsforst- 
verwaltungen in  der  Hand,  billig  oder  teuer 
zu  wirtschaften.  Die  Gehaltsverhältnisse 
der  bestehenden  Beamtenklassen  dagegen 
sind  meist  ihrer  Einwirkung  entrückt,  weil 
dieselben  nach  den  gesetzlichen  Gehalts- 
regulativen  bemessen  werden. 

Es  betragen  die  Yerwaltcuigskosten  in 

Mark  pro    <^/pderEoh- 
Hektar      emnahme 


Preussen 

1890/92 

5,5 

21,5 

Bayern 

1890/96 

8,7-9,3 

20,5—26,8 

Sachsen 

1890/96 

9,5 

14 

Württemberg 

1890/96 

7,0 

11,5 

Baden 

1890/96 

5,6 

10,0 

Elsass-Lothr. 

1890,'96 

7,2 

16,0 

Von  den  Betriebskosten  seien  nur 
folgende  hervorgehoben.  Die  Holzhauer- 
löhne absorbieren  vom  Erlös  des  Holzes 
15—18%.  Für  Kulturen  wurden  für  das 
Hektar  der  ertragsßüiigen  Fläche  aufge- 
wendet (1894/95):  in  Preussen  2,20,  Bayern 
0,65,  Sachsen  1,40,  Württemberg  1,71, 
Baden  1,88  Mark. 

um  endlich  ein  Bild  zu  geben,  mit 
welcher  Intensität  sich  die  Forstwirtschaft 
in  diesem  Jahrhundert  entwickelte,  sei 
folgende  Statistik  aus  der  sächsischen  Staats- 
waldwirtschaft mitgeteilt  (pro  ha): 
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1817/26  1854/63  1884/93 
Abnutzungssatz      fm       4^28        5,01        6,43 


Nutzholz 
Rohertrag 
Ausgabe 
Reineinnahme 
Auf  1  Mk.  Ausgabe 
trifft  Einnahme 


0/ 


t 


n 


n 


17 

i7,5 
8,0 

9,5 
2.2 


48 

35,4 

",5 

23r9 

3,1 


79 
66,7 

23,0 

43,7 

2,9 


6.  Privatwaldwirtschaft  (exkl.  Schutz- 
waldungen). Die  heutigen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Einwirkung  des  Staates 
auf  den  Privatforstbetrieb  stehen  mit  der 
wirtscliaftspolitischen  Geschichte  in  engstem 
Zusammenhang.  In  Deutschland  zeigte  sich 
darin  immer  ein  Unterschied  zwischen  dem 
Norden  und  Süden.  Im  Norden  und  specieJl 
in  Preussen  war  nie  ein  rechter  Boden  für 
starke  Bevormundung  der  Privatwaldungen. 
Im  südlichen  Deutschland  war  die  Forst- 
hoheit im  16.  Jahrhundert  bereits  überall  aus- 
gebildet, in  Preussen  dagegen  wurde  erst  dui'ch 
die  Forstordnung  von  1720  den  Unterthanen 
die  pflegliche  Benutzung  ihrer  Waldungen 
befohlen.  Die  vorher  erlassenen  beschrän- 
kenden Bestimmungen  bezogen  sich  alle 
mehr  auf  den  Handel  mit  Waldpi-odukten 
und  wallen  in  der  Absicht  erlassen,  die 
KoukurDenz  der  Privatwaldungen  zu  Grünsten 
der  landesherrlichen  abzuschwächen  oder 
zu  beseitigen  (Holzwncher ,  Mastzwang!). 
Die  Polizeiherrschaft  des  18.  Jahrhunderts, 
der  alles  bemutternde  Merkantilismus  und 
die  bureaukratischen  Lehren  der  Kamera- 
listen brachten  dann  alle  Privatwaldungen 
unter  strenge  staatliche  Aufsicht,  bis  gegen 
das  Ende  des  18.  Jahrhunderts  unter  der 
Einwirkung  der  physiokratischen  Lehren  mid 
des  revolutionären  Freiheitsgeistes  in  Frank- 
reich ein  völliger  ümschwimg  eintrat.  Mit 
den  entrüstetsten  Worten  kämpfte  man  gegen 
das  Kameralistentum  und  die  fiskalische 
Bevormundung  und  forderte  die  »Freiheit 
des  Eigen tTims<v.  Und  da  war  es  wieder 
Preussen,  welches,  die  auf  Befreiung  des 
Gnindeigentums  gerichtete  Stein-Harden- 
bergsche  Agrarpolitik  zur  Diu'chführung 
bringend,  dui-ch  das  Edikt  vom  9.  Oktober 
1807  und  durch  das  Landeskulturedikt  vom 
14.  Septemper  1811  die  Privatforstwirtschaft 
frei  gab,  nachdem  Frankreich  durch  das  G. 
V.  27.  Dezember  1790  hierzu  den  Anfang 
gemacht  hatte.  Die  meisten  anderen  Staaten 
warteten  noch  die  vielbewegte  Zeit  um  das 
Jahr  1848  ab,  um  unter  dem  Drucke  der- 
selben und  unter  Aufhebung  der  veralteten 
Forstordnungen  zu  einer  neuen  Forstgesetz- 
gebung zu  schreiten. 

Im  rechtsrheinischen  Bayern  waren  bis 
zum  Erlass  des  Forstgesetzes  von  1852 
ausser  den  Bestimmungen  der  Civilgesetz- 
bücher  und  der  vielen  einzelnen  Mandate 
und  Reskripte  32  Forstordnungen  nebenein- 
ander in  Geltimg,  für  die  altbayerischen  Ge- 


bietsteile galt  noch  die  Forstordnung  von  1616. 
In  Württemberg  wurde  die  Forstpolizei  bis 
zum  Erscheinen  des  Forstpolizeigesetzes 
von  1879  nach  der  Forstordnung  von  1614 

fehandhabt.  In  Baden  stand  den  geltenden 
orstordnungen  gemäss  die  Privatwaldwirt- 
schaft bis  1831  unter  strengster  Aufsicht; 
von  1831 — 1854  wurde  sie  unter  Beibehal- 
tung des  Rodungsverbotes  von  grosseren 
Waldungen  (1831  über  18  ha,  1833  9  ha) 
freigegeben,  durch  das  geltende  Gesetz  vom 
27.  April  1854  aber  wieder  unter  starke 
Bevormundung  gestellt 

Die  früher  in  Süddeutschland  allgemein 
geltende  Bestimmung,  dass  ziu*  Fällung 
eines  jeden  Baumes  im  Privat walde  erst  (üe 
forstpolizeUiche  Genehmigimg  eingeholt 
werden  musste,  existiert  nirgends  mehr. 
Dagegen  "^ird  vielfach  die  Rodung  eines 
Waldes  von  behördlicher  Genehmigung  ab- 
hängig gemacht,  die  übrigens  nur  aus  beson- 
deren Gründen  versagt  wei'den  kann.  —  Die 
Privatwaldwirtschaft  ist  gegen- 
wärtig frei,  d.h.  keinen  forstgesetzlichen 
Bestimmungen  unterworfen  (mit  Ausnahme 
der  Waldteilung)  in:  Preussen,  Sachsen, 
Mecklenbiu-g,  Oldenbiu^,  Anhalt,  Altenbiu^, 
Lippe,  Gotha,  Reuss  j.  L.  DieRodungist 
verboten  ohne  Genehmigimg  in :  der  Rhein- 
pfalz, Rheinhessen,  Reuss  ä.  L.  —  Waldver- 
wüstung undRo  düng  ohne  Genehmigung 
ist  untersagt  in:  Waldeck,  S.-Weimar,  S.- 
Coburg, S.-Meiningen,  Schwarzbiu^-Sonders- 
hausen ,  Schwarzburg  -  Rudolstadt ,  Lippe- 
Detmold,  Braunschweig,  Hessen,  Rayern, 
Wilrttemberg,  Baden,  Elsass  -  Lothringen, 
Oesterreich,  Ungarn,  Frankreich.  Im  ganzen 
unterliegen  in  Deutschland  1903  CK  »0  ha 
Privatwaldungen,  d.  h.  28,7%  aller  Privat- 
waldungen und  13,6%  aller  Waldungen, 
solchen  gesetzlichen  Beschränkungen. 

Weitergehende  gesetzliche  Ein- 
schränkungen als  die  schon  bestehenden 
sind  im  allgemeinen  nicht  zu  wünschen. 
Denn  bezüglich  der  Rodimg  hat  die  Ge- 
schichte gezeigt,  dass  sich  der  Wald  nur  da 
zu  halten  vennag,  wo  die  Landwirtscliaft 
kein  Verlangen  nach  dem  Waldboden  hat. 
Dies  gilt  besonders  für  kleinere  Flächen. 
Grosse  Waldkomplexe  in  der  Hand  von 
Privaten  sind  vor  ganzer  oder  teilweiser 
Rodung  deswegen  bewahrt,  weil  sie  die 
Sicherheit  des  Vermögensstandes  der  Familie 
erhöhen  und  die  landwirtschaftliche  Be- 
nutzung des  Bodens  einen  zu  grossen,  per- 
sönlich oft  unbequemen  Betriebsapparat  er- 
fordert. In  Preussen  ist  z.  B.  die  Gesamt- 
fläche der  Fideikonunisse  zu  45  %  bewaldet 
Kleinere  auf  gutem  Boden  stockende  Wald- 
parzellen dagegen  kann  kein  Gesetz  der 
Welt  auf  die  Dauer  vor  Rodung  schützen, 
wenn  sie  sich  in  nicht  besonders  kapital- 
kräftiger Hand  befinden.    Denn  nicht  nur 
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die  durch  den  landwirtschaftliehen  Betrieb 
erzielbare  höhere  Bodenrente  verlockt 
in  diesem  Falle  zur  Rodung,  sondern  aucli 
die  Möglichkeit,  die  eigene  Arbeitskraft  in- 
tensiver verwerten  zu  können  als  im  forst- 
lichen Betriebe.  Ausserdem  ist  es  auch 
falsch,  jede  Rodung  für  ein  Unglück  imd 
jede  Aufforstung  für  einen  Segen  zu  be- 
trachten, wie  es  so  oft  von  den  Forstleuten 
einseitig  geschieht.  Grosse  zusammen- 
hängende Waldungen  inmitten  stark  bevöl- 
kerter und  in  hoher  Kultiu*  stehender  Ge- 
genden sind  und  bleiben  ein  Verkelirs-  und 
Kulturldndernis  imd  wirken  volkswirtschaft- 
lich ähnlich  einer  Zollschranke.  Die  Ro- 
dungsverbote fiüherer  Jahrhunderte  waren 
bei  dem  Mangel  an  wirksamen  Verkehrs- 
mitteln und  Holzsurrogaten  motiviert  durch 
die  Fiu-cht  vor  Holzmangel.  Heutzutage  ist 
das  Holz  Welthandelsartikel  wie  alle  anderen 
bodenwirtschaftlichen  Erzeugnisse  imd  die 
Fiu-cht  vor  Holzmangel  ein  überwundener 
Standpunkt.  Für  die  Holzzucht  bleiben  in 
jedem  grösseren  Lande  so  viele  der  Land- 
wirtschaft unzugängliche  Flächen  übrig, 
dass  von  einer  Verdrängung  des  Waldes 
trotz  Freigabe  der  Privatforsten  nicht  die 
Rede  sein  kann.  Der  Nachweis,  dass  es  in 
den  Staaten  mit  freier  Privatwaldwirtschaft 
mit  den  Privatforsten  schlechter  bestellt  ist 
als  in  den  übrigen  Ländern,  ist  übrigens  in 
Deutschland  nicht  zu  führen.  Denn  soweit 
ist  doch  der  deutsche  freie  Bauernstand 
nicht  heruntergekommen,  dass  er,  wie  an 
vielen  Orten  der  Gnmdliolde  der  früheren 
Jahrhunderte,  seinen  Boden  unbebaut  lässt 
zu  seinem  und  seiner  Kinder  Nachteil ;  dies 
um  so  weniger,  als  die  Waldwirtschaft  jetzt 
sehr  einträglich  geworden  und  ihre  Wichtig- 
keit angesichts  der  gegenwärtigen  Agrar- 
krisis  jedem  Bauern  ziun  Bewusstsein  ge- 
konmien  ist.  Der  Wald  bildet  für  den  Be- 
sitzer  eine  Sparkasse,  w^elche  über  die 
Zeiten  der  Not  imd  erhöhten  Geldbedai*fes 
hinweghilft,  den  Kredit  erhöht  und  die 
Möglichkeit  gewährt,  bei  der  Abfindung  der 
weichenden  Geschwister  durch  den  Anerben 
des  Hofes  Ueberschuldung  oder  Zertrüm- 
merung hintanzuhalten.  Soll  der  Privat- 
wald diese  soziale  Aufgabe  erfüllen,  so  muss 
er  auch  für  den  Eigentümer  disponibel  sein, 
wenn  er  ihn  braucht.  —  Ausserdem  ist  zu 
bedenken,  dass  der  Vollzug  der  strengen 
Beaufsichtigung  bei  den  jetzigen  politischen 
Strömungen  den  Beamten  sehr  schwer  ge- 
macht wird  und  dem  Staate  sehr  viel  Geld 
kostet. 

Hinsichtlich  der  technischen  Be- 
wirtschaftung der  Privatwaldungen  ist 
zwischen  Klein-  und  Grossgrundbesitz  zu 
unterscheiden.  Der  kleine  bäuerliche  Besitz 
ist  sehr  oft  auf  die  Nebennutzungen  des 
Waldes,  namentlich  auf  die  Streu,  melir  an- 


gewiesen als  auf  das  Holz.  Vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte  aus  ist  gegen  diese 
Zweckbestimmimg  der  Forsten  nichts  einzu- 
wenden, wenn  die  auf  Gewinnung  von 
Nebennutzungen  gerichtete  Wirtschaft  dem 
Waldbesitzer  ein  grösseres  direktes  oder  in- 
direktes Einkommen  gewährt  als  die  Holz- 
zucht. Wollte  man  die  Nebennutzungen, 
weil  forsttechnisch  oft  schädlich,  gesetzlich 
ganz  einschränken,  so  würden  Neuanlagen 
von  PrivatwäJdem  nicht  mehr  gemacht 
werden  und  die  vorhandenen  für  den  Be- 
sitzer totes  Kapital  sein.  Der  Wald  steht 
hier  eben  ganz  im  Dienste  der  Landwirt- 
schaft. Da  der  Holzbedarf  kleiner  landwirt- 
schaftlicher Betriebe  auf  alle,  namentlich 
aber  auf  schwache  Sortimente  sich  erstreckt, 
so  muss  die  Bestandsform  beweglich  (Plenter- 
wald, Nieder-  und  Mittelwald)  und  deren 
Behandlung  uneingeschränkt  sein.  Grösserer 
Waldbesitz  wird  meistens  konservativer  be- 
wirtschaftet als  Staatswald,  weil  er,  wie 
schon  erwähnt,  den  Grundstock  grösserer 
Vermögen  bildet  (Fideikommisse). 

Der  staatliche  Eiufluss  auf  die  Privat- 
waldwirtschaft  soll  sieh  mehr  in  der  Unter- 
stützung durch  Rat  und  That  äussern  als 
in  hemmenden  Vorscliriften.  Belehrung, 
Abgabe  von  billigem  Pflanzmaterial,  Kultur- 
prämien, Steuernachlass  bei  Aufforstungen, 
Kreditgewährung  durch  staatliche  Banken 
etc.  sind  wirksame  Mittel  zur  Hebung  der 
Privatwaldwirtschaft. 

Die  Bedeutung  der  Privatwaldwirtschaft 
ist  in  Ansehung  der  grossen  Ausdehnung 
der  Privatforsten  mehr  zu  würdigen,  als  es 
gewöhnlich  geschieht.  Dieselben  nehmen 
von  der  GesamtwaJdfläche  ein :  in  Deutsch- 
land 47,5^/0,  Oesterreich  Ib^lo,  Ungarn 
33,4 «/o,  Frankreich  68^/0,  Schweiz  29 «0. 

In  welcher  Weise  die  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  im  Deutschen  Reiche  mit 
Forstwirtschaft  verbunden  sind,  zeigen  fol- 
gende, bei  der  Berufszählung  vom  14.  Juli 
1895  erhobenen  Zahlen. 
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Demnach  nimmt  der  Waldbesitz  mit  der 
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Grösse  der  landwirtschaftlichea  Betriebe 
sowohl  nach  der  Anzahl  derselben  wie  nach 
deren  Flächen  zu. 

Von  der  Gesamtwaldfläche  Oe star- 
re ichs  hat  der  landwirtschaftliche  Klein- 
gnindbesitz  29,1  ^/o,  der  Grossgrundbesitz 
(exkl.  Fideikommisse)  34,0  ^/o.  Von  dem 
letzteren  treffen  13®/o  auf  Waldflächen  von 
über  10000  ha  Grösse.  Die  grössten  Holz- 
bodenflächen besitzen:  der  Kaiser  mit 
73  610  ha,  Erbherzog  Albrecht  mit  91  820  ha, 
Fürst  Liechtenstein  mit  141998  ha,  Fürst 
Schwarzenberg  mit  117  250  ha. 

7.  Gemeinde  Waldwirtschaft  Die 
Grösse  des  Gemeindewaldbesitzes  in  Deutsch- 
land betr^  2180584  ha,  d.  s.  15,6^/0  der 
GesamtwaJdfläche.  Die  meisten  Gemeinde- 
waldungen besitzen  Württemberg,  Baden, 
Hohenzollem,  Elsass- Lothringen,  Hessen, 
also  das  südwestliche  Deutschland  (Mark- 
genossenschaften !)  Dem  Gemeindewalde 
werden  die  übrigen  Korporationsforsten  von 
Forstaufsichtswegen  gleichgeachtet. 

Nach  allgemein  anerkannten  Verwal- 
tungsgrundsätzen hat  der  Staat  die  PfHcht, 
den  Vermögensstand  der  Gemeinden  zu 
überwachen  und  eine  unwirtschaftliche 
Schmälerung  desselben  zu  verhindern.  Die 
in  der  Familie  gepflegte  pietätvolle  Sorge  für 
Erhaltung  desVermögens  und  wirtschaftliches 
Wohlergehen  des  jetzigen  und  künftigen  Ge- 
schlechts überträgt  sich  in  der  Regel  nicht 
auf  die  Gesamtheit  der  Mitglieder  einer 
Gemeinwirtschaft,  weil  die  egoistischen  In- 
teressen den  wirtschaftlichen  Gemeinsinn 
überwiegen  und  die  Verantwortung  auf 
viele  Schultern  verteilt  ist.  Die  Oberauf- 
sicht des  Staates  gewinnt  deshalb  um  so 
mehr  an  Bedeutung,  je  grösser  die  Dispo- 
sitionsfreiheit der  Gemeinden  rücksichtiich 
der  Nutzung  des  Gemeindevermögens  ist. 
Die  Einwirkung  des  Staates  auf  die  Bewirt- 
schaftung der  Gememdewaldungen ,  die 
schnell  devastiert,  aber  nur  langsam  regene- 
riert werden  können,  ist  eine  durch  die 
Geschichte  der  Forsten  bewiesene  Not- 
wendigkeit. Dem  hohen  pflegenden  und 
konsemerenden  Sinne  vieler  grösserer  Ge- 
meinden steht  oft  der  blinde  Egoismus  oder 
die  Macht  der  Not  in  anderen  gegenüber 
(Streunutzung!).  Die  Intensität  der  staat- 
lichen Einwu-kung  bildete  sich  im  Laufe 
der  Zeit  in  den  einzelnen  Ländern  ver- 
schieden stark  aus.  Man  unterscheidet  drei 
Systeme  (nach  Dankelmann): 

1.  Die  allgemeine  Vermögens- 
aufsicht. Der  Staat  sorgt  nur  für  Erhal- 
tung des  Vermögensstandes.  Deshalb  be- 
darf die  Veräussenmg  und  Ausstockung 
von  Wald,  ferner  jede  einschneidende  Ver- 
änderung hinsichtlich  der  Waldbenutzung 
der  Genehmigung.  Devastation  ist  verboten. 
Sonst  ist   die  Bewirtschaftung   völlig  frei. 


Dieses  System  besteht  in  Sachsen,  lippe- 
Detmold,  Mecklenburg  -  Strelitz ,  Eeuss  ä. 
und  j.  L.,  Anhalt,  in  einem  Teil  von 
Hannover,  in  Schleswig -Holstein  und  in 
dem  Gebiete  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
Im  ganzen  unterstehen  der  Vermögensauf- 
sicht (nach  der  früheren  Statistik)  1480tX> 
ha  oder  5,6%  aller  Gemeindewaldungen  in 
Deutschland. 

2.  Die  technische  Betriebsauf- 
sicht. Der  Staat  bestimmt,  dass  die 
Wirtschaft  auf  Grund  eines  Betriebsplanes 
nachhaltig  geführt  wird,  die  jährliehen 
FäUungs-,  Kultiu"-  und  Nebennutzimgs- 
pläne  amtlich  kontrolliert  und  für  Bewirt- 
schaftung und  Schutz  befähigte  Personen 
bestellt  werden.  Rodungen,  Verkäufe  oder 
sonstige  Aendeningen  am  Waldeigentum 
bedürfen  der  Genehmigung.  Besteht  in: 
Ost-  und  Westpreussen,  Brandenbui^g,  Pom- 
mern, Posen,  Öchlesien,  Sachsen  fPr.),  West- 
falen, Bheinland,  der  Landdrostei  Hannover, 
in  Bayern  ausser  ünterfranken  und  Rhein - 
pfalz,  Mecklenbiu-g-Schwerin  ausser  Rostock, 
Oldenburg,  Sachsen-Gotha,  Sachsen-Coburg, 
Sachsen  -  Meiningen ,  Sachsen  -  Weimar, 
Schwarzburg-Sondershausen,  Württemberg, 
Oesterreich  ausser  Tirol  imd  Vorarlberg, 
Ungarn,  Schweiz.  In  Deutschland  fallen 
hierunter  zusammen  1279000  ha  =  49,4  ®/o 
aller  Gemeindewaldungen. 

3.  Die  Beförsterung.  Die  Betriebs- 
und Aufsichtsverwaltung  ist  kraft  Gesetzes 
Staatsforstbeamten  übertragen.  DieAnstellimg 
des  Schutzpersonals  wird  überwacht.  Besteht 
in:  einem  Teil  von  Hannover  (Hildesheim, 
Calenberg,  Göttingen,  Grubenhagen,  Hohen- 
stein),  Hohenzollem,  vormaligem  Kurfürsten- 
tum Hessen,  Herzogtum  Nassau,  Land- 
grafschaft Hessen-Homburg,  in  den  ehe- 
maligen (vor  1866)  hessischen  und  bayerischen 
an  Preussen  abget]^tenenLandesteilen,Baden, 
Unterfranken ,  lÖieinpfalz ,  Braunschweig, 
Elsass-Lothringen,  Grossherzogtum  Hessen, 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Waldeci,  Fürsten- 
tum Birkenfeld,  Sachsen-Altenburg,  Lübeck 
teilweise.  Zusammen  1163000  ha  =  45  ^o 
der  ganzen  Gemeindewaldfläche.  Femer  in : 
Beiden,  Frankreich,  Tirol  und  Vorarlberg. 

Die  genannten  drei  Systeme  sind  nicht 
immer  streng  von  einander  abgegrenzt,  son- 
dern gehen  oft  in  einander  über  und  weisen 
im  Einzelfalle  auch  sonstige  Abweichungen 
auf. 

D  ie  Auf  st  eil  ungd  erWirt  Schafts- 
pläne erfolgt  in  der  Regel  durch  die  von 
der  Gemeinde  auf  ihre  Kosten  zu  be- 
stimmenden Sachverständigen  oder  wird 
vom  Staate  ex  officio  besorgt  Für  kleine 
Waldungen  sind  Betriebspläne  entbehriidi. 
Es  entspricht  dem  Gebot  der  Billigkeit, 
dass  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  Ge- 
meinden  hinsichtlich  der  Bewirtschaftung 
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und  Nutzung  soviel  als  möglich  berück- 
sichtigt werden  selbst  auf  die  Gefahr  hin, 
dass  dem  Walde  filr  einige  Zeit  etwas 
grössere  Leistungen  zugemutet  werden,  als 
ihm  nach  strengen  forsttechnischen  Ge- 
setzen aufgebürdet  werden  können.  Dies 
ist  um  so  angebrachter,  als  gegenwärtig  der 
Wirkimgskreis  der  Forstbehörden  ein  gutes 
Stück  Sozialpolitik  umfasst  und  momentane 
Hilfeleistung  in  der  Not  auch  das  moralische 
Recht  in  sich  schliesst,  in  besseren  Zeiten 
die  üebemutzungen  wieder  einzusparen. 

An  das  für  Verwaltung  und  Schutz  auf- 
gestellte Personal  sind  daher  die  grössten 
Anforderungen  in  Bezug  auf  Fachkenntnis, 
Umsicht,  Charakterfestigkeit  und  persönlichen 
Takt  zu  stellen.  Die  Beamten  müssen  in 
ihren  persönlichen  Yerhältnissen  von  der 
Gemeinde  wirtschaftlich  unabhängig  sein, 
eine  Forderung,  die  hinsichtlich  des  Schutz- 
personals  leider  nicht  überall  zutrifft.  Bei 
dem  System  der  Beförstenmg  ist  der  Be- 
triebsbeamte angestellt  und  qualifizierter 
Staatsbeamter.  Zur  vollständigen  Durch- 
führung des  Princips  soUten  auch  die 
Schutzbediensteten  vom  Staate  bestellt  und 
bezahlt  werden.  Dies  ist  jedoch  selten  der 
Fall;  vielmehr  übertragen  die  Gemeinden 
diese  Posten  unterstützungsbedürftigen  Ge- 
meiüdemitgliedern ,  allerdings  mit  Geneh- 
naigung  der  Aufsichtsbehörden,  und  dotieren 
dieselben  so  niedrig,  dass  die  Inhaber  der- 
selben, wirtschaftlich  nicht  selbständig,  auf 
Nebenbeschäftigung  (Mmwächter-  und  Nacht- 
wächterdienst) und  den  guten  Willen  der 
Gemeindemitglieder  angewiesen  sind.  Da- 
zu kommt  oft  noch  die  Abhängigkeit  durch 
freundschaftliche  und  vei-wandtschaftliche 
Beziehungen. 

Bei  dem  System  der  technischen  Be- 
triebsaufsicht werden  die  Betriebs-  und 
Schutzbeamten  von  der  Gemeinde  bestellt 
in  der  Regel  nach  eingeholter  Genehmigung 
der  Regierung.  In  Preussen  steht  der  Re- 
gierung ein  Bestätigungsrecht  nicht  zu.  In 
Bayern  und  Württemberg  ist  der  Befähigungs- 
nachweis für  den  höheren  Staatsforstdienst 
verlang.  Bei  kleineren  Waldungen  ist  die 
Vereinigung  der  Betriebsausführung  mit  dem 
Forstschutz  oder  die  Vereinigung  mehrerer 
Gemeinden  zur  Aufstellung  gemeinsamer 
Beamten  zweckmässig.  Endlich  kann  der 
Staat  auf  Antrag  der  Gemeinde  die  Be- 
triebsfühnmg  durch  seine  Organe  gegen 
verhältnismässigen  Besoldungsbeitrag  über- 
nehmen. 

Die  für  Beförstenmg  und  üebernahme 
der  Betriebsleitung  an  den  Staat  zu  zahlen- 
den Vergütungen  (Beförsterungs- 
beiträge)  werden  nach  vei*schiedenen  An- 
haltspunkten bemessen:  a)  nach  der  Flädie 
im  Durchschnitt  (Württemberg  0,80  Mark, 
frilhere  Fürstentümer  Calenberg,  Göttingen, 


Gnibenhagen  0,38  Mark,  Regierun^bezirk 
Cassel  0,25,  Nassauische  Gebietsteile  0,49 
Mark  für  Betrieb  und  0,80  Mark  für  Schutz, 
Hessen-Homburgische  Landesteile  1,50  Mai*k 
für  Betrieb  und  Schutz  pro  ha)  oder  nach 
Bonitäten  (Ffirstentum  Hildesheira  0,15—0,64 
Mark,  Hessische  Landesteile  0,03 — 1,00  Mark 
für  Betrieb  und  0,51  Mark  für  Schutz  pro 
ha),  b)  nach  dem  Ertrag  (in  Frankreich  und 
Elsass-Lothringen  5%  des  Hauptnutzimgs- 
ertrages,  jedoch  höchstens  0,80  Mark  pro  ha)> 
c)  nach  dem  Waldsteuerkapital  (Baden 
0,10  Mark  für  je  100  Mark),  d)  nach  Ver- 
einbarung (Bayern),  e)  nach  dem  Bedarfe 
(Rheinpfalz).  Mit  Ausnahme  des  letzteren 
Falles  bleiben  diese  Beiträge  der  Gemein- 
den hinter  den  vom  Staate  wirklich  aufzu- 
wendenden Kosten  weit  zurück. 

Die  Verwertung  der  Waldpro- 
dukte ist  überall  Sache  der  Gemeinde  und 
nur  in  Elsass-Lothringen  und  Franfa^ich 
Aufgabe  der  betriebführenden  Staatsforstbe- 
amten. Die  Erträge  der  Gemeindewaldungen 
fliessen  entweder  in  die  Gemeindekasse 
oder  werden  in  natura  ganz  oder  teilweise 
an  die  Gemeindemitglieder  verteilt  (s.  auch 
den  Art.  Allmenden  oben  Bd.  I  S.  255 ff.). 

Die  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung des  Gemeindewaldbesitzes  wird 
gegenwärtig  —  im  Gegensatz  zu  den  An- 
sichten zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  — 
allgemein  anerkannt:  er  vermindert  die 
Araaenlast,  schützt  vor  Verarmung,  erhöht 
die  Sesshaftigkeit  der  Bevölkerung  imd  das 
Gefühl  zur  Heimat,  ermöglicht  grössere  ge- 
meindliche Unternehmungen  und  macht  die 
Gemeinde  kreditfähig. 

8.  Staatswaldwirtschaft  Die  Staats- 
waldungen zählen  zu  den  Domänen  im 
weiteren  Sinne.  Sie  sind  hervorgegangen 
aus  dem  Kammergut  des  Landesherrn,  aus 
den  säkularisierten  Forsten  der  Kirchen 
und  Klöster,  aus  Kauf-  und  Tauschver- 
trägen. Wie  viele  Wald  flächen  durch  die 
Säkiüarisation  an  die  Staaten  gekommen 
sind,  ist  nicht  bekannt.  In  Bayern  waren 
1803  von  den  367  604  ha  .  Staatswald 
161681  ha  oder  44%  säkularisierte.  — 
Am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  wurde 
der  Verkauf  der  Staatsforsten  von  vielen 
Staatswirten  auf  das  dringendste  befür- 
wortet Die  Frage  kam  in  Fluss  durch 
das  Beispiel  Frankreichs  und  die  herr- 
schend gewordene  volkswirtschaftliche  An- 
schauung, dass  das  Staats-  wie  Gemein- 
gut schlecht  bewirtschaftet  werde  (A^ 
bmith).  »Nur  Privateigentum  ist  die  kräf- 
tigste Spningfeder  der  Kultur  und  In- 
dustrie« (Hazzi).  Unterstützt  wTirde  diese 
Theorie  durch  den  Hinweis  auf  die  fehlende 
oder  geringe  Heute  sowie  auf  den  schlechten 
Zustand  der  Staatsforsten.  Im  Jahre  1796 
trugen   von   den   bayerischen   Staatsforsten 
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55^/0  etwas  über  1  Kreuzer,  der  Rest  27 
Ki'euzer  pro  Tagwerk.  Das  Forstamt  Aib- 
ling  hatte  von  1793 — 1802  einen  jährlichen 
Fehlbetrag  von  555  fl.  Die  preussisehen 
Staatsforsten  warfen  1805  nur  8  Groschen 
pro  Morgen  ab  (nach  Krug).  Im  Gegen- 
satz zu  diesen  geringen  Einnahmen  berech- 
nete Hazzi,  der  eifrigste  Förderer  des 
Staatswaldverkaufes,  dass  die  jährliche  Rente 
aus  dem  Verkaufserlös  für  alle  bayerischen 
Staatsforsten  25  fl.  pro  Tagewerk  aus- 
machen würde,  ungerechnet  den  Bodenzins 
und  die  Steuer.  —  Der  innere  Grund  lag 
aber  hauptsächlich  in  dem  allgemeinen 
Hass  gegen  die  bestechlichen  und  selbst- 
herrlichen Forstbeamten.  Schon  Mirabeau 
nannte  dieselben  »Leute  von  gutem  Appe- 
tit«, Trunk  »eine  verdorbene  betrügerische 
Menschenrasse«,  Hazzi  »lästige  Söldlinge,  die 
selbst  den  Ertrag  der  Wälder  verzehren.« 
Ohne  behaupten  zu  woUen,  dass  die  da- 
maUgeu,  sehr  schlecht  besoldeten  Forstbe- 
diensteten makellos  gewesen  seien,  muss  man 
demgegenüber  doch  vor  Augen  haben,  dass 
sich  der  Hass  gegen  dieselben  in  erater  Linie 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Vollzugsorgane  der 
strengen  Forstpolizei  richtete.  Da  Freiheit 
der  Kultur  das  Schlagwort  dei*  Zeit  war, 
erhoffte  man  vom  Verkauf  der  Staatsforsten 
die  Auflösung  des  Forstbeamtentums  und 
damit  die  Freigebuug  der  Privatwaldwirt- 
schaft. —  Den  äusseren  Anlass  zum  wirk- 
lichen Verkauf  von  Staatswaldungen  in 
Preussen  und  Bayern  gab  dann  die  finan- 
zielle Not,  in  welcher  sich  diese  Staaten 
zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  befanden. 
Doch  erreichten  die  Verkäufe  keine  grosse 
Ausdehnung  und  wurden  nach  eingetretener 
Besserung  der  finanziellen  Verhältnisse  bald 
wieder  eingestellt  lieber  die  Grösse  der 
verkauften  Flächen  sind  zuverlässige  Zahlen 
nicht  bekannt  geworden. 

Gegenwärtig  bildet  der  Staatswaldbesitz 
einen  wesenthchen  Teil  des  fundierten 
Staatsvermögeus,  und  die  Frage  des  Ver- 
kaufs ist  verstiunmt.  Die  Einnahmen  aus 
den  Staatswäldern  bilden  einen  in  vielen 
Ländern  sehr  ansehnlichen  und  vor  allem 
sicheren  Posten  im  Staatshaushalt.  Hätte 
der  Staat  keinen  Waldbesitz,  dann  müssten 
für  den  Vollzug  der  Forstpolizei  besondere 
Techniker  aufgestellt  werden  (wie  z.  B.  in 
Gestenreich).  Dass  der  Staat  teuerer  wirt- 
schaftet wie  der  Private,  ist  im  allgemeinen 
richtig;  dieser  negativen  Grösse  stehen  aber 
<lie  positiven  Leistimgen  gegenüber,  welche 
der  Staat  mittelbar  mit  seinem  Walde  bei 
der  Lösung  sozial-  und  agrarpolitischer  Auf- 
gaben vollbringt  (Holzabgabe  an  Arme,  Unter- 
stützung der  Holzindustrie  in  armen  Wald- 
gegenden wie  Spessart,  Rhön,  der  Landwirt- 
schaft durch  Streu  und  Gras  in  Notjahren, 
durch  Waldfeldbau  etc.). 


Der  Staat  hat  die  Pflicht,  seine  Wal- 
dungen nach  dem  Principe  der  grössten 
Rentabilität  zu  be^\drtschaften.  Denn  da^^ 
Staatsgut  ist  Eigentum  aDer  Staatsange- 
hörigen, imd  jede  dauernde  Mindereinnahme 
aus  dem  Domänenbesitz  wirkt  auf  jeden 
einzelnen  Steuerzahler  zurück.  In  Zeiten 
wirtschaftlichen  Axif Schwunges  freilich,  wo 
die  Staatskasse  gut  gefüllt  ist,  wird  diese 
Wirkung  nicht  direkt  wahrnehmbar.  An- 
ders dagegen  in  der  Zeit  chronischer  De- 
ficite. Wenn  die  Staatsforstverwaltung 
einerseits  die  Erreichung  der  höchsten  Ver- 
zinsung der  Waldkapitalien  als  Regel  und 
Ziel  anstrebt,  hat  sie  andrerseits  das  Recht 
und  unter  Umständen  auch  die  Pfücht, 
Ausnahmen  von  dieser  Regel  in  begründeten 
Fällen  eintreten  zu  lassen.  Soweit  es  sich 
imi  die  Unterstützung  wahrer  Armut 
handelt,  können  und  sollen  diese  Aus- 
nahmen dauernde  sein.  Die  dauernde  Be- 
günstigung einzelner  Gewerbtreibender  aber 
in  der  Art,  dass  dieselben  nur  durch  Ab- 
lassung billigen  Holzes  künstlich  existenz- 
fähig erhalten  werden  und  so  gleichsam 
als  Staatspensionisten  auf  die  Kosten  aller 
übrigen  Staatsangehörigen  leben,  ist  unter 
allen  Umständen  verwerflich. 

9.  WfJd^imddienstbarkeiten  —  sind 
Nutzungsrechte,  welche  zu  Gunsten  eines 
Grundstückes  auf  fremden  Waldungen  lasten 
(Forstrechte,  Forstberechtigimgen,  iorstservi- 
tuten,  Waldgnmdgei-echtigkeiten).  Sie  sind 
entstanden  teils  durch  allmähliche  oder  ge- 
waltsame Umwandlung  früherer  Eigentums- 
rechte in  blosse  Nutzxingsrechte,  nament- 
lich durch  Umwandlung  der  Markwaldungen 
in  landes-  und  grundherrliche  Waldungen 
und  in  solche  der  politischen  Gemeinde, 
teils  durch  Schenkungen,  namentlich  l>ei 
Kolonisationen,  und  Verträge,  teils  durch  Ver- 
jährung von  Vergünstigungen  oder  miss- 
bräuchlich  ausgeübter  Nutzungen. 

Die  ältesten  Forstrechte,  deren  Ent- 
stehung wahrscheinlich  schon  mit  der 
ersten  Begründung  des  Waldeigentums  zu- 
sammenfällt, waren  Gerechtsamen  sui  generis 
und  zählten  zu  den  mannigfachen  Eigen- 
tumsbeschränkungen, welche  nach  deutschem 
Rechte  zulässig  waren.  Nach  der  Auf- 
nahme des  römischen  Rechtes  wurden  sie 
nach  dessen  für  die  Servituten  geltenden 
Gnmdsätzen  behandelt,  soweit  nicht  die 
späteren  Civilgesetzbücher  abweichende  Be- 
stimmungen getroffen  haben. 

Die  Bedeutung  der  Forstrechte  für  die 
Berechtigten  und  Belasteten  hat  im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  durch  die  veränderten 
Ziele  der  forstlichen  Produktion,  Umge- 
staltung der  Bautechnik  imd  den  Um- 
schwung der  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
technik mannigfache  Wandlungen  erfahren. 
Zur    Zeit    der   herrschenden    Naturalwirt- 
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Schaft  und  der  teilweise  noch  beschränkten 
Geldwirtschaft  war  die  Einräumung  von 
Nutzungsrechten  an  die  Anwohner  des 
Waldes  oft  notwendig  und  geboten,  um  die 
wirtschaftliche  Existenz  der  an  tausch- 
fähigen Produkten  armen  Landbevölkerung 
zu  ermöglichen.  Je  mehr  namentlich  die 
Landesherren  die  Benutzung  der  Forsten 
nach  spekulativen  Grundsätzen  betrieben, 
um  so  grösser  war  ihre  Sorge,  den  Unter- 
thanen  für  die  vielen  »Beschwerimgen« 
durch  den  Jagdbetrieb  und  persönliche 
Dienstleistungen  ein  billiges  Aequivalent  zu 
bieten  in  Form  der  Naturallieferung  von 
Waldprodukten.  Diese  Zugeständnisse  und 
Yergünstigungen  verjährten  mit  der  Zeit 
zu  Rechten,  waren  für  die  Empfänger 
eine  Wohlthat,  für  den  belasteten  Wald 
keine  Beschwerde,  weil  im  allgemeinen, 
abgesehen  vom  Bauholz,  nur  die  nicht 
verwertbaren  Waldprodukte  Berechtigimgs- 
objekt  waren.  Erst  im  Laufe  des  18. 
Jahrhunderts  erlangten  die  Rechte  einer- 
seits durch  freiwilliges  Geschehenlassen, 
andrerseits  durch  Bestechung  der  Forstbe- 
amten  eine  früher  nicht  gekannte  wald- 
schädliche Ausdehnung  und  wurden  so  zur 
Plage  für  den  Waldbesitzer.  Die  dem- 
selben erwachsenden  Nachteile  steigerten 
sich  dann  im  19.  Jahrhundert  in  demselben 
Masse,  als  das  Holz  im  Preise  stieg  und 
die  dadurch  an  sich  möglich  gewordene 
intensivere  Waldkultur  durch  die  Rück- 
sichtnahme auf  die  Rechte  erschwert  wurde. 
Die  Holzberechtigungen  sind  ge- 
genwärtig ohne  Ausnahme  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpimke  aus  als  entbehrlich 
und  ablösungsfähig  zu  betrachten.  Sie 
führen  zur  unwirtschaftlichen  Konsumtion, 
indem  beim  Häuserbau  da  Holz  verwendet 
wird,  wo  Stein  und  Eisen  bessere  Dienste 
thuD,  und  für  Heizzwecke  zum  Teil  hoch- 
wertiges Nutzholz  auch  da  verbraucht  wird, 
wo  die  Mineralkohle  zur  Verfügung  steht. 
Die  Mast-  und  Weiderechte  haben  seit 
der  Einbürgerung  der  Kartoffel  und  der 
Einführung  der  Stallfüttenmg  für  den  Be- 
rechtigten ihre  Bedeutung  verloren  imd 
werden  von  vernünftigen  Landwirten  an 
■und  für  sich  nicht  mehr  ausgeübt.  Auch 
die  ungemein  schädlichen  Harzscharr- 
berechtigungen sind  durch  die  Kon- 
kurrenz des  Auslandes  mit  Pech-  und 
Terpentinliefeningen  vollständig  entwertet 
wollen.  Die  Bedeutung  der  Waldstreu- 
berechtigungen lässt  sich  nur  im  An- 
halt an  die  Waldstreufrage  überhaupt,  dem 
Schmerzenskinde  derForstwirtschaft,  beleuch- 
ten. Intensive  Bodenstreunutzung  wirkt 
waldschädlich  und  auf  armen  Böden  wald- 
zerstörend ;  wo  aber  der  landwirtschaftliche 
Grundbesitz  zerstückelt,  der  Feldboden 
schlecht,   der  Betrieb   auf   Viehzucht   und 


den  Anbau  von  Kulturpflanzen  gerichtet  ist, 
bildet  die  Waldstreu  das  Lebenselement  der 
Landwirtschaft;  daher  ist  die  Ablösung  der 
Waldstreuberechtigungen  zu  erstreben,  aber 
nicht  zu  erzwingen.  Nur  Belehrung,  Ein- 
führung von  Streusurrogaten  und  mög- 
liche Aenderungen  des  Betriebs  können 
walderhaltend  wirken. 

Im  allgemeinen  darf  man  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  der  Forstrechte  nidit 
überschätzen.  Man  kann  vielmehr  die  Beob- 
achtung machen,  dass  da,  wo  dieselben  das 
vernünftige  Mass  überschreiten,  die  Bevöl- 
kerung wirtschaftlich  zurückgeblieben  und 
verschuldet  ist. 

Rechtsstreite  über  Forstrechte  wurden 
früher  in  grosser  Anzahl  geführt.  Solche 
mit  äOOjähnger  Dauer  waren  keine  Selten- 
heit, hauptsächlich  dann,  wenn  es  sich  um 
die  Eigentums-  und  Nutzungsrechte  an  den 
Markwaldungen  handelte.  Die  Frage  der 
Ablösung  der  Forstrechte  kam  mit  der 
Wende  des  18.  Jahrhunderts  durch  die  auf 
Befreiung  des  Eigentums  von  ädlen  hem- 
menden Fesseln  gerichteten  Bestrebungen 
in  Fluss.  »Freies  Eigentum,  freie  Kultur 
sind  die  zwei  mächtigen  Zauberworte,  die 
jedes  Land  aus  dem  elenden  wilsten  Zu- 
stande wie  durch  einen  elektrischen  Schlag 
in  ein  Paradies  umwandeln  können«,  — 
das  waren  die  glückverheissenden  Grund- 
sätze der  bayerischen  Regierung  im  Jahre 
1804,  die  in  dem  grössten  Tdle  von  Deutsch- 
land ungeteilte  Zustimmung  fanden.  Aber 
die  Durchführung  dieser  Q^mdsätze  gestal- 
tete sich  doch  schwieriger,  als  man  damals 
dachte,  und  es  verging  noch  geraume  Zeit, 
bis  dieselben  hinsichtlich  der  Ablösung  der 
Forstrechte  zu  einem  greifbaren  praktischen 
Erfolge  führten. 

In  Preussen  hatte  die  Gemeinheits- 
teilungsordnung  v.  4.  Juni  1821  wenig  Er- 
folg für  die  Befreiung  der  Forsten  von  Servi- 
tuten, weil  der  provozierende  Waldbesitzer 
meist  eine  Abfindung  in  Land  gewähren 
musste,  der  provozierende  Berechtigte  die- 
selbe aber  nicht  verlangen  konnte.  Besser 
wirkte  das  Ergänzungsgesetz  \\  2.  März  1850 
zur  G.T.O.  Die  meisten  Rechte  sind  jetzt 
abgelöst.  Von  1857—1892  wurden  als  Ab- 
findung gewährt  an  Forstflächen  61745  ha, 
an  Geldkapital  vor  1849  2,1  Millionen  Mark, 
von  1849—1892  70,1  MiUionen  Mark. 

In  Bayern  wurde  schon  1798  die  Ab- 
lösung begonnen  und  durch  V.  v*  18.  Januar 
1805  auf  Betreiben  des  unermüdlichen 
Kämpfers  für  Befreiung  des  Grundeigentums, 
Hazzi,  ausdrücklich  geregelt,  nachdem  1804 
der  Grundsatz  angestellt  worden  war,  dass 
alle  auf  Staatswaldungen  ruhenden  Holz- 
rechte nach  dem  wirklichen  Bedarf  des  Be- 
rechtigten zu  fixieren  seien.  In  den  folgen- 
den Jaliren  wurden  auch   viele   Rechte  in 
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den  Staatswaldungen  durch  Abfindung  mit 
Waldparzellen  abgelöst.  Aber  gerade  der 
Umstand,  dass  die  Abfindung  nur  in  Wald 
bestehen  sollte,  wirkte  auf  den  Fortgang  des 
AblöBungsgeschäftes  lähmend,  weil  man 
bald  einsah,  dass  die  Staatswaldfläche  da- 
durch in  hohem  Masse  geschmälert  würde. 
Nach  dem  Regierungsentwurf  zum  Ablö- 
Bungsgesetz  der  Grundlasten  v.  4.  Juni  1848 
sollte  darin  auch  die  Ablösung  der  Forst- 
rechte behandelt  werden.  Aus  politischen 
Gründen  und  wegen  Mangels  an  zulänglichem 
Material  behielt  jedoch  das  geltende  Gesetz 
dieselbe  dem  neu  zu  erlassenden  Forstpolizei- 
gesetz vor  und  wies  nur  im  Principe  auf  die 
unbedingte  Ausdehnung  der  Ablösung  auch 
auf  die  dinglich  belasteten  Waldungen  im 
Interesse  des  Waldbesitzers  hin.  Diese 
dilatorische  Behandlung  dev  Forstrechtsab- 
lösung bedeutete  für  dieselbe  aber  nichts 
anderes  als  ein  anständiges  Begräbnis  bis 
zur  GiBgenwart.  Bis  zum  Erlass  des  Forst- 
gesetzes V.  28.  März  1852  machten  sich 
wieder  reaktionäre  Strömungen  geltend,  und 
entgegen  dem  Prindp  der  Zwangsablösung 
in  dem  G.  von  1848  wurde  in  dem  Forst- 
Gesetz  die  Ablösung  der  Forstrechte  von  der 
&eien  Vereinbaning  des  Berechtigten  und 
Belasteten  abhängig  gemacht  Nur  gemessene 
Holzrechte  konnte  der  Belastete  durch  Wald- 
abtretung an  denBerechti^n  ablösen,  welche 
Bestimmung  aber  im  Hinblick  auf  die  in 
früheren  J«3iren  mit  dieser  Art  der  Abfin- 
dung gemachten  schlechten  Erfedirungen  fast 
wirki^ngslos  blieb.  Der  agrarisch-demokra- 
tischen Bewegung  der  jüngsten  2ieit  fiel 
aber  auch  diese  Bestimmung  in  der  Novelle 
zum  Forstgesetz  von  1896  zum  Opfer,  so 
dass  nunmehr  für  alle  Forstrechte  nur  die 
freiwillige  Ablösung  besteht  Da  diese  sich 
schon  wegen  des  Emspruches  der  Hypothek- 
gläubiger sehr  langsam  vollzieht,  weraen  die 
bayerischen  Waldungen  noch  auf  Genera- 
tionen hinaus  mit  Servituten  belastet 
bleiben.  Für  1895  betrug  der  volle  Geld- 
wert des  auf  Berechtigung  aus  den  Staats- 
waldungen abgegebenen  Holz  Quantums  1,91 
Millionen  Mark;  nach  Abs;;ng  der  Gegenleis- 
tungen seitens  der  Berechtigten  berechnet 
sich  für  das  Aerar  ein  jährlicher  Erlösent- 
gang von  1,58  Millionen  Mark.  —  Abgelöst 
wurden  in  den  Staatswäldem  von  1853  bis 
1883  im  ganzen  23581,  von  1884—1897 
4526  Forstrechte  mit  einem  Aufwand  von 
21,29  bezw.  4,89  Millionen  Mark. 

Sachsen  verfuhr  mit  der  Ablösung  am 
radikalsten.  Nachdem  das  G.  v.  17.  März 
1832  aUe  Rechte  für  ablösbar  erklärt  hatte, 
wurde  durch  ein  weiteres  G.  v.  15.  Mai  1851 
bestimmt,  dass  alle  auf  einseitigen  Antrag 
ablösbaren  Dienstbarkeiten,  deren  Ablösung 
bis  1.  Mai  1854  nicht  beantragt  worden  ist, 
von  da  ab  nur  noch  als  persönliche  Verbind- 


lichkeiten des  Waldeigentümers  bezw.  seiner 
Erben  fortbestehen  und  dass  v.  1.  Januar 
1884  ab  auch  die  noch  vorhandenen  persön- 
lichen Dienstbarkeiten  erlöschen.  Bereits 
1865  waren  alle  Staatswaldungen  von  Servi- 
tuten bis  auf  eine  Holzberechtigung  befreit 
Gewährt  wurden  als  Abfindung  1764206 
Thaler  Kapital  346  Acker  Waldboden,  268 
Thaler  Rentenerlass. 

In  Württemberg  wurden  infolge  des 
G.  V.  26.  März  1873  über  die  Abl^barkeit 
der  Waldweide-,  Wald^räaerei-  und  Wald- 
streurechte fast  alle  diese  Rechte  im  Yer^ 
eleichswege  abgelöst  Ein  Ablösungsgesetz 
für  Holzberechtigungen  existiert  nicht,  dodi 
sind  dieselben  grösstenteils  im  Wege  der 
freien  Vereinbaning  beseitigt  Von  1873 
bis  1880  wurden  für  die  Ablösung  von  Streu- 
rechten in  den  Staatswaldungen  2484622 
Mark,  Gräsereirechten  82300  Mark,  Weide- 
rechten 149767  Mark  verausgabt,  für  Holz- 
rechte   von    1849—1879  2  Millionen  Mark. 

In  Baden  sind  die  Forstrechte  infolge 
des  G.  V,  15.  November  1833  in  den  Staats- 
waldungen fast  ganz  beseitigt  Die  noch 
bestehenden  Lasten  auf  den  vom  Staate  an- 
gekauften Hofgütem  des  Schwarzwaldes 
sind  materiell  bedeutungslos.  —  In  Hessen 
bestehen  noch  viele  Rechte,  da  eine  V.  v. 
7.  September  1814  die  Ablösung  nur  bedingt 
zulässt —  Auch  in  Elsass-Lothringen 
existieren  noch  viele  lästige  Holzrechte  (in 
der  früheren  Grafschaft  I^igsburg). 

In  Oesterreich  wurde  durch  Patent 
V.  5.  Juli  1853  die  Ablösbarkeit  der  Forst- 
rechte zwar  ausgesprochen,  aber  unter  so 
vielen  Kautelen,  dass  statt  der  Ablösung  in 
vielen  Fällen  nur  die  Regulierung  voi^ge- 
nommen  wurde.  Bei  der  ungemein  starken 
Belastung  der  Staats-  und  Fondsforste  geht 
daher  das  Ablösungswerk  nur  langsam  vor 
sich.  Durch  dasselbe  hat  der  österreichiscdie 
Staat  einen  grossen  Teil  seiner  Waldungen 
verloren,  da  die  Waldabfindung  wegen  der 
geringen  Rentabilität  der  Staatsforste  der 
Geldabfindung  vorgezogen  wurde.  Im  Jahre 
1853  waren  90  «/o,  1883  73  «/o  aller  Staats- 
waldungen belastet  Bis  zum  Jahre  1883 
wurden  183480  ha  Gründe,  meist  Wald,  und 
254383  Gulden  als  Abfindung  gewährt 
1891  betrug  das  Rechtholz  417  592  fm ;  mit 
den  Rechten  auf  Streu  (253000  fm)  und 
Weide  zusammen  belief  sich  der  jährliche  Wert 
sämtlicher  Servituten  auf  840  000  Gulden,  In 
den  Fondsforsten  vollzog  sich  die  Ablösung 
rascher.  1853  waren  noch  sämtliche  Fonds- 
forste belastet,  1883  nur  noch  12,6  <>/o.  Als 
Abfindung  mussten  allerdings  92718  ha  und 
227344  Gulden  gewährt  werden. 

In  Ungarn  sind  die  Forstrechte,  welche 
im  Jahre  1848  noch  reichlich  vorhanden 
waren,  in  dem  grössten  Teile  der  Wälder 
abgelöst  und  zwar  hauptsächlich  durch  Wdd- 
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abtretuDg.     Auch   der  Staatswald   ist  fast 
servitutenfrei. 

Die  Abfindnngsmittel  für  Forstrechtsab- 
lösnngen  können  sein  Wald,  Land,  Geld.  Die 
Waldabfindung,  früher  überall  gesetzlich 
vorgesehen,  sollte  principiell  nur  für  Holzbe- 
rechtigungen grösseren  Umfanges  (Gemeinden, 
Genossenschaften)  gewählt  werden,  dagegen 
nicht  für  Streu-  und  Weiderechte.  Ist  der  pro- 
vozierende Belastete  zur  Waldabfindung  ver- 
pflichtet, dann  betreibt  er  erfahrun^gemäss  die 
Ablösung  nicht.  Dem  Berechtigten  sollte 
billigerweise  niemals  das  Becht  eingeräumt  sein, 
Wald  als  Entschädigung  zu  fordern.  Die 
Landabfindung  kann  bestehen  in  landwirt- 
schaftlichem Boden,  in  Waldboden  und  sonstigem 
Nutzlande.  Natürliche  Voraussetzung  ist,  dass 
der  Belastete  solchen  Boden  zur  Verfügung  hat 
und  dem  Berechtigten  ein  Zuwachs  an  land- 
wirtschaftlichem Areal  nach  Lage  seiner  Ver- 
hältnisse nützlich  ist.  Im  LandesKulturinteresse 
sollte  auch  nur  Boden  abgetreten  werden  dürfen, 
dessen  nachhaltige  lohnende  landwirtschaftliche 
Benutzung  unzweifelhaft  ist  (Preussen),  also  nicht 
schlechter  Waldboden.  Die  Geldabfindung 
sichert  dem  Belasteten  die  Erhaltung  des  unge- 
schmälerten Waldeigentums  und  liefert  dem  Be- 
rechtigten disponible  Barmittel.  Da  die  Kaufkraft 
des  Geldes  mit  steigender  Kultur  sinkt,  so  wiegt 
in  der  Zukunft  die  numerische  Grösse  der  Ao- 
lösungssumme  den  Wert  des  Nutzungsgegen- 
standes wirtschaftlich  nicht  mehr  auf,  der  Be- 
rechtigte verliert,  der  Belastete  gewinnt.  Dies 
trifft  zu  gegenüber  solchen  Servituten,  dessen 
wirtschaftlicher  Wert  gleich  bleibt  oder  steigt 
(Holz).  Dagegen  können  servitutische  Nutzungen 
durch  Aenaerung  der  ökonomischen  und  kultu- 
rellen Verhältnisse  mit  der  Zeit  für  den  Be- 
rechtigten wertlos  werden  (Mast,  Weide.  Schaf- 
weide, insbesondere  Harz),  für  den  Belasteten 
ziemlich  gleichgiltijc  sein :  in  diesem  FaUe  ge- 
winnt der  Berechtigte  gegenwärtig,  der  fie- 
lastete verliert  oder  kann  nur  durch  Abwarten 
Sewinnen.  Die  Geldabfindung  birgt  die  Gefahr 
es  Verlustes  und  der  unwirtschaftlichen  Ver- 
wendung der  Gelder  in  sich  und  schliesst  die 
fernere  Verwendung  der  Arbeitskraft  bei  Aus- 
übung der  Berechügunpf  aus.  Geld  kann  die 
servitutische  Nutzung  nicht  ersetzen,  wenn  die- 
selbe um  Geld  nicht  zu  kaufen  ist,  aer  Berech- 
tigte sie  aber  braucht  (Streu,  Weide).  Dem 
Zwecke  der  Ablösung  dient  nur  die  Abfindung 
mit  Geldkapital,  nicht  mit  Geldrente ;  denn  nur 
durch  erstere  wird  der  Waldeigentümer  „be- 
freit". Dagegen  kann  es  dem  Belasteten  schwer 
fallen,  grössere  Summen  zur  Ablösung  aufzu- 
bringen; dann  ist  die  Geldrente  bequemer  und 
bildet  die  erste  Etappe  der  Ablösung.  Dem 
Belasteten  muss  es  aber  immer  gesetzlich  mög- 
lich sein,  durch  Erlegung  des  Kapitalwertes 
die  Bentenzahlun^  zu  sistieren.  Volkswirt- 
schaftlich kann  die  Beute  gegenüber  dem  Ka- 
pital den  Vorzug  verdienen,  wenn  die  Berech- 
tigten ewige  Personen  (Gemeinden  etc.)  sind. 
Ver&iderliche  Geldrenten  bedeuten  mehr  Be- 
gulierung  als  Ablösung. 

Wo  die  Ablösung  nicht  durchführbar 
oder  wünschenswert  ist,  kann  wenigstens 
die  Regulierung  oder  Regelung  ver- 
mittelnd eingreifen.    Dieselbe  besteht  in  der 


Feststellung  oder  Aenderung  des  Umfanges 
der  Servituten  sowie  in  der  räumlichen  und 
zeitlichen  Ordnung  der  Ausübung  zum 
Schutze  des  belasteten  Waldes  gegen  Be- 
schädigung, Missbräuche  und  üebergriffe, 
üebemutzung,  Hinderung  einer  rationellen 
Wii-tschaftsführung  und  zur  Aufredithaltung 
der  Nachhaltigkeit.  Die  Regulierung  kann 
bezwecken:  1.  die  Umwandlung  in  eine 
andere  Nutzung  irgendwelcher  Art  von 
gleichem  Werte  für  den  Berechtigten  (Nadel- 
holz statt  Laubholz  bei  Aenderung  der  Holz- 
und  Betriebsart):  2.  die  Yerleffung  der 
Servituten  durch  Uebertragung  des  Nutzungs- 
rechtes auf  einen  anderen  Waldteil;  3.  die 
Fixierung  des  Nutzungsmasses  oder  der 
Gnmdla^n  desselben  (Anzahl  der  Festmeter 
Holzes,  Viehzahl,  Feststellung  der  Gtebäude- 
dimensionen  bei  Bauholzberechtigungen) ;  4. 
die  Einschränkung  der  Menge  oder  Hache 
bei  Unzulänglichkeit  des  Waldes  für  immer 
oder  auf  die  Dauer  der  letzteren  (Holz- 
reduktion, Verbot  der  Weide  in  bestimmten 
Beständen  und  Zeiten):  5.  die  Festsetzung 
der  Art  und  Zeit  und  Mittel  zur  Ausübung 
{Streugewinnung  vor  dem  NadelabfoUe  im 
Herbste,  die  zu  verwendenden  Instrumente 

—  hölzerne  Rechen,  Art  des  Transportes). 

—  Die  Bestimmungen  über  die  Regelung 
sind  meistens  in  den  Abldsungsgesetzen 
niedergelegt 

10.  Der  Holzhandel  a)  Holzbewe- 
gung  in  Europa.  Innerhalb  Europas  kann 
man  unterscheiden: 

1.  Länder,  welche  mehr  Holz  produzieren, 
als  sie  selbst  verbrauchen  können :  Russlana 
mit  Finland,  Schweden,  Norwegen,  Oester- 
reich-Ungam,  Serbien  (Exportländer). 

2.  Länder,  welche  viel  Holz  erzeugen, 
aber  trotzdem  auf  den  Bezug  fremder  Hölzer 
zur  vollständigen  Deckung  des  eigenen  Be- 
darfes angewiesen  sind :  Deutschland,  Frank- 
reich, Schweiz,  Rumänien  (schwankend),  Bul- 
garien. 

3.  Länder,  welche  so  wenig  Holz  pro- 
duzieren, dass  sie  zur  Befriedigung  ihres 
Bedarfes  das  meiste  Holz  aus  dem  Auslande 
beziehen  müssen :  England,  Belgien,  Nieder- 
lande. Dänemark,  Spanien,  Portugal,  Italien, 
Griecnenland,  Türkei. 

Demnach  hat  der  Osten  und  Norden 
Europas  Holzüberfluss ,  der  Westen  und 
Süden  Mangel,  die  mittlere  Staatengruppe 
einen  die  eigene  Produktion  überschreiten- 
den Bedarf.  Innerhalb  Europas  bewegt  sich 
daher  der  Holzhandel  in  westlicher  und  süd- 
licher Richtung.  Ausserdem  bezieht  Europa 
grosse  Holzmengen  aus  Amerika.  —  Man 
kann  den  Wert  sämtlicher  Holzmengen  (aus- 
schliesslich der  feineren  Holzwarenj,  welche 
die  europäischen  Staaten  j^rlich  unter  sich 
im  Aussenhandel  austauschen,  auf  1,3 — 1,4 
Milliarden  Mark  veranschlagen. 
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b)  DeatBoheB  Beioh.  Deber  die  Holz- 
einfuhr und  Ansfulir  giebt  die  nachfolgende 
TabeLe  Äiifsdiluss.  Die  Mehreinfuhr  be- 
trägt gegen  M'ärti  fr  6  bis  7  Millionen  Kubik- 
meter.^) Veranschlagt  man  die  deutsche 
NutzholzprodTiktion  auf  16,5Millionen  Kubik- 
meter jänrlidi,  so  betlägt  die  Mehreinfuhr 
30  ".'0  von  dieser.    Bei  einer  dnrchschnittlich- 

ghrlichen  Holzprodiiktion  von  3,54  fm  pro 
ektar  und  einem  Nutzholzanfall  von  1,17  fm 
(33'>''(i)  wäre  zur  Deckung  der  Mehreinfidu-  eine 
Waldfiache  von  4  273000  ha  über  die  vor- 
handene hinaus  erforderlich.  Die  zur  Auffors- 
tung noch  geeignete  Fläche  in  Deutschland 
■wurde  ausschliesslich  der  Staaten   Bayern, 


Mecklenburg-Schwerin  und  Saclison- Weimar 
1893  mit  676947  lia  ermittelt.  Zuzüglich  der 
in  den  genannten  drei  Staaten  vorhandenen 
auffoi-stungsfähigen  Bodenfiächen  kann  man 
annehmen,  dass  im  Deutscheu  Reiche  noch 
höchstens  1  Million  Hektar  Waldboden  auf- 
geforstet werden  kann.  Aufforstungen  von 
grÖssererAusdehnung  könnten  nur  auf  Kosten 
des  landwTTtechaftlichen  Areals  erfolgen. 
Daraus  erhellt,  dass  DeutecKlaud  auch  iu 
Zukunft  unter  keinen  Umständen  im  stände 
sein  wird,  seinen  Holzbedarf  durch  eigene 
Erzeugnisse  zu  decken,  sondern  dass  es 
immer  auf  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande 
angewiesen  sein  wird. 


Einfuhr  nnd  Ausfnbr  an  Qesamtmitzholz  im  freien  Verkehr  des  deutschen  Zoll^bietea  [Speciathandel]. 


1842-46 

609 

465 

144 

1878 

2996 

168,2 

1117 

1847-60 

506 

555 

—49 

1879 

3583 

'31,* 

18Ö1-H 

763 

741 

1880 

1765 

76,0 

827 

1855—69 

83» 

91a 

_8o 

1881 

1920 

85,9 

S88 

1860-64 

1224 

1256 

—3* 

1882 

1769 

76,8 

635 

1Ö62 

1302 

1272 

30 

1S83 

1940 

85,1 

617 

1863 

1327 

-125 

1884 

■947 

82,8 

594 

1864 

141s 

977 

438 

1885 

3684 

103,0 

544 

1866 

1338 

1150 

188 

1886 

1831 

73,0 

490 

1866 

1895 

890 

1005 

1887 

2244 

92.9 

468 

1867 

IS69 

836 

683 

1888 

2619 

108,9 

406 

1868 

1759 

1239 

520 

1888 

3347 

'45,4 

397 

1869 

2929 

876 

2053 

181« 

3281 

'44,3 

299 

1870 

1885 

643 

"43 

1891 

2841 

134,1 

342 

1871 

.850 

848 

1892 

3296 

156,6 

296 

1872 

3523 

1328 

1194 

1893 

3077 

158,0 

246 

1873 

4S08 

2896 

1894 

2769 

'3^,8 

363 

1874 

3830 

353,' 

1127 

8a,7 

2703 

170,4 

2944 

H9,6 

374 

1875 

3171 

1045 

70,8 

2ia6 

131,6 

1896 

3385 

187,0 

395 

1876 

3170 

"83;* 

1290 

82,1 

1880 

1897 

408  [ 

250,2 

35' 

1877 

3404 

175,1 

1141 

66,5 

3263 

los^e 

1898 

4773 

308,7 

338 

Hehreinhihr 

1000 

Wert 

Tonnen 

Hill.  H. 

6.,3 

1879 

106,9 

60,5 

1473 

70,8 

41,8 

938 

34,3 

33,6 

1333 

53,3 

34,3 

1134 

41,6 

36,5 

13»J 

48,6 

3M 

'353 

50,4 

27,3 

2140 

75,7 

26,0 

1341 

47,0 

24,0 

1776 

6i.9 

21,7 

2313 

87,2 

16,7 

3950 

128,7 

15,8 

2983 

138,5 

18,4 

»499 

115,7 

15.9 

3000 

140,7 

13,3 

3831 

'44,8 

14,0 

2506 

118,8 

14,0 

2670 

»35,6 

16,0 

3090 

171,0 

23,9 

3730 

216,3 

33,7 

4435 

3S6,o 

Von  der  Gesamtnutzholzeinfuhr  Deutsch- 
lands wurdeu  in  1000  Tonnen  geliefert 


Buaaland 

Oesterreich- 
üngarn 

Schweden 

Ver. 

Staaten 

1880        818 

6S2 

103 

8 

1886        843 

715 

"43 

17 

1890      1685 

1895      1317 

1080 

333 

115 

1312 

395 

1897  1675 

1898  1853 

ii;; 

457 
S'i 

205 

371 

Von  der  gesamten  Nutzholzeinfuhr  treffen 
28  ".'0  auf  das  Schnittholz,  72  ".'0  auf  Roh- 
holz  und  längsachsig  beschlagene   Stämme 


Zollgebiet  1  fm  ^ 
entayrechen  einer  "■ 


=  600  kg  gesetzt    Tlarnnch 
Tonne  l*/,  fm  (Knbikmetert. 


(Bohholz  hat  einen  geringeren  Zoll  zu 
bezahlen).  Wie  bei  der  Gesamteinf uhr- 
menge, so  steht  auch  bei  letzterem  Sortiment 
Hussland  obenan;  die  meisten  Schnittwaren 
liefert  Schweden.  Das  Laubholz  nimmt  an 
der  Gesamteinfuhr  mit  kaum  mehr  als 
10— 15"/o  teil,  alles  übrige  Holz  ist  Nadel- 
holz. Nach  Sortimenten  getrennt  betrug  die 
Einfuhr  in  1000  ToDuen  aus : 

Gesamt-    Euss-    Oesterr.-  Schwe-       Ver. 
einfuhr     land      Ungarn      den       Staaten 
1.  Rohnntzholz  (Zolltarif  13c  1  eikl.  Faesdanbenl 


1898    2586       1309 
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Gesamt-    Russ-    Oester.-  Schwe- 
einfuhr      land      Ungarn    den 
2.  längsachsig  beschlagen  (13  c 


Ver. 
Staaten 


2) 


1886 
1890 
1895 
1896 
1897 
1898 

1886 
1890 
1895 
1896 
1897 
1898 


334 

481 

401 

505 
541 
668 


168 

344 
265 

325 

343 
404 


38 
96 

98 

137 

HS 
185 


19 
33 
32 
35 
31 
49 


3.  Schnittnutzholz  (13  c  3) 


367 
717 

752 

919 

1260 

1399 


48 

159 
210 

228 

248 

229 


120 
196 
123 
192 
283 
361 


123 
256 

297 

355 
422 

457 


4,6 

3,5 

3,6 

6,1 
5,6 
7,3 

6,6 

33 

77 

85 

153 

200 

dem 


Die  Niitzholzausfuhr  aus 
deutschen  Zollgebiete  geht  immer 
mehr  zurück.  Der  Hauptausfuhrartikel  ist 
Rohnutzholz.  Für  Schnittwaren  war  früher 
Frankreich  ein  guter  Abnehmer,  seit  1892 
ist  aber  der  Export  dorthin  auf  die  Hälfte 
gesunken;  die  grössten  Mengen  nehmen 
nunmehr  die  Schweiz  und  England  auf. 
Im  ganzen  betrug  die  Nutzholzausfuhr  nach : 

1886    1890    1895    1896    1898 


Tausend  Tonnen 


Frankreich  .  .120 
Grossbritannien .  36 
Belgien  ...  83 
Niederlande  .  .  71 
Schweiz     ...     41 


59 
44 
46 
68 

31 


31 
57 
55 
44 
42 


32 

56 
55 
49 
53 


17 
90 

53 
51 
42 


Die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Brenn- 
holz gleicht  sich,  abgesehen  von  den  jähr- 
lichen Schwankungen,  fast  ganz  aus ;  gegen- 
wärtig überwiegt  die  Einfuhr  etwas.  (1897 
Einfuhr  166,  Ausfuhr  138  Tausend  Tonnen.) 

Die  Holzproduktions-  und  Kon- 
sumtionsverhältnisse innerhalb 
Deutschlands  sind  sehr  verschieden.  Es 
giebt  Staaten  und  Provinzen,  die  nicht  im 
Stande  sind,  ihr  erzeugtes  Holz  selbst  zu 
verbrauchen,  und  dasselbe  daher  nach  aussen 
abstossen  müssen,  imd  andererseits  solche, 
die  ihren  Bedarf  nur  unter  Beiziehung 
fremden  Holzes  befriedigen  können.  Ex- 
portstaaten sind  die  süddeutschen  Staaten 
Bayern,  Württemberg  und  Baden,  auch  El- 
sass-Lothringen ;  Importstaaten  Sachsen  und 
Preussen.  Preussen  zerfällt  aber  wieder  in 
zwei  Teile,  von  denen  der  grössere^  das 
sind  die  östlichen  und  mittleren  Provinzen, 
Holz  ausführt  und  der  kleinere  westliche 
Holz  in  grossen  Mengen  inaportiert.  Daher 
kommt  es,  dass  bei  den  Zoll-  und  Eisen- 
bahntariffi-agen  die  Interessen  der  einzelnen 
Teile  Deutschlands  sich  oft  ge^nüb^- 
stehen.  Bayern  allein  führt  jälirlich  IV2 
Millionen  fm  Nutzholz  aus  mit  einem  Werte 
von  50  Mülionen  Mark. 

o)  Uebrige  Länder.  Oesterreich- 
Ungarn  nimmt  als  Holzlieferant  auf  dem 
europäischen  Holzmarkt  neben  Russland  und 


Schweden  eine  herrschende  Stellung  ein. 
Seine  Handelswege  gehen  zu  Wasser  und 
per  Eisenbahn  nach  allen  Himmelsrichtimgen. 
Der  Aufschwung  des  österreichisch-ungaii- 
schen  Holzexportes  ist  ganz  enorm,  wie  fol- 
gende Zahlen  beweisen  (für  Brennholz, 
Nutzholz,  Holzkohlen,  ordinäre  Holz  waren 
ausschliesslich  Holzstoff  und  Cellulose): 


1848 
1851 
185Ö 
1860 
1865 
1870 
1875 
1880 
1885 
1890 
1892 
1894 
18% 
1897 


Einfuhr 
1000  Tonnen 


279 

235 
148 

264 
183 

173 
228 

221 

135 
154 

253 
215 


Wert  Ausfuhr  Wert 
Mill.  fl.  1000  Tonnen  Mül.  fl. 

0,45             —  2,28 

1,52             —  6,13 

3,81             421  9,04 

3,16             721  14,72 

2,06  1 1 10  24,26 

3,44  1082  23,88 

3,04  1249  37,84 

2.30  1746  44,78 
5,10  2248  67,79 

6.31  2475  68,45 
3,66  2149  61,26 
4,03  2265  67,49 
5,10  2718  77,83 
4,92  3029  88,00 


In  den  drei  Jahren  1895—1897  entfällt 
der  grösste  Teil  der  Einfuhr  auf  Russland 
mit  30 — 35®/o  und  Deutschland  mit  24  bis 
30®/o  der  Gesamteinfuhr;  der  Anteil  Ru- 
mäniens ist  von  13^0  im  Jahre  1895  auf 
32^^/0  im  Jahre  1897  gestiegen. 

Von  der  Gesamtmenge  der  Holzaus- 
fuhr erhielten  1897  Deutschland  allein 
56  «/o  (1892  95  51  «/o),  ItaUen  18  ^/o,  Russ- 
land und  die  Balkanländer  10**/o,  Frank- 
reich 6®/o,  Schw^eiz  3,4  ®/o.  —  Sehr  bemer- 
kenswert ist  die  Steigerung  des  Exportes 
aus  Galizien  und  der  Bukowina  seit  dem 
Jahre  1885.  Nach  der  Statistik  der  Güter- 
bewegung auf  deutschen  Eisenbahnen  betrug 
die  Einfulir  von  Holz  aus  diesem  Gebiete 
nach  Deutschland  1885  44,  1890  182,  1895 
292,  1896  376  Tausend  dz,  jene  aus  dem 
übrigen  Oesterreich  ausschliesshch  Ungarn 
213,  265,  247,  327  Tausend  dz.  Dazu 
kommen  noch  die  Schnittholzmengen,  welche 
seit  1896  aus  Ostgalizien  über  Galatz  und 
Odessa  auf  dem  Schwarzen  und  Mittelländi- 
schen Meere  nach  Rotterdam  und  von  da 
nach  Deutschland  verfrachtet  werden. 

Russland  ist  vermöge  seines  Wald- 
reichtiuns,  seiner  dünnen  Bevölkerung, 
seiner  niedrigen  Arbeitslöhne  und  seiner 
bequemen  Transportwege  der  bedexitendste 
Holzlieferant  Europas  und  wird  es  nament- 
lich in  Zukunft  noch  mehr  werden  als  bis- 
her, da  die  Abnutzung  geringer  ist  als  der 
Zuwachs.  Nächst  Deutschland  sind  Eng- 
land, HoUand,  Frankreich  und  Belgien  die 
Hauptabsatzgebiete  für  russisches  Holz; 
grosse  Mengen  gehen  auch  über  das 
schwarze  Meer  in  den  Orient.  Der  Wert 
der  Holzausfuhr  betrug  1869/71  dm-chschnitt- 
lich  12,9,  1872/74  28,6,  1882  83  36,5,  1885 
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26,5,  1890  30,2,  1895  38,9,  1896  45,6,  1897 
53,4,  1898  56,0  Mülionen  Kübel.  Die  Ein- 
fuhr ist  gering. 

Finland  lebt  vom  Holzhandel.  Der 
Gesamtwert  des  Holzexportes  macht  mehr 
als  die  Hälfte  des  Wertes  aller  ausgeführ- 
ten Waren  aus.  Der  Wert  des  ausgeführ- 
ten Nutzholzes,  ziun  grossten  Teile  Säge- 
ware, betnig  1836  4,3,  1856  5,5,  1865  18,7, 
1875  37,7,  1885  39,4,  1891  44,8,  1894  61,2 
Millionen  Francs.  Dazu  kommen  noch  be- 
deutende Mengen  Brennholz  (1890  606000, 

1894  784870  fra),  Teer  (1894  130053  hl 
mit    1820742   Francs  Wert)  und  Holzstoff. 

1895  betrug    die    Gosamtholzausfuhr    2,74, 

1896  2,70  Millionen  cbm  (inkl.  Brennholz). 
Der  Hauptexport  geht  nach  England  (1894 
^.3)  und  Frankreich,  dann  folgen  Deutsch- 
land, Holland,  Spanien,  Belgien,  Dänemark. 
Der  finländische  Holzhandel  fülilt  sich  soli- 
darisch verbunden  mit  dem  schwedischen 
und  dem  norwegischen  und  losgelöst  von 
dem  russischen.  Der  »nordische  Holzhandel« 
begreift  die  ei*steren  drei  Länder  in  sich. 

Schweden  exportiert  hauptsächlich 
Schnittwaren  und  Holzstoff;  in  der  Her- 
stellung beider  Produkte  nimmt  es  die  erste 
Stelle  m  Europa  ein.    Es  betnig  die 

Wert 

Mill.  Kronen 

(ä  1,12  M.) 

18,15 

88,00 

108,65 

116,70 

143,04 
138,43 


Das  meiste  schwedische  Holz  geht  nach 
England,  dann  folgen  der  Reihe  nach 
Frankreich ,  Deutschland  (hauptsächlich 
Bretter),  Niederlande,  Dänemark,  Belgien, 
Spanien.  Aber  auch  nach  Afrika,  Algier, 
Austi-alien,  Brasilien,  Capland,  Aegypten 
findet  es  seinen  Weg.  —  Die  Einfuhr  ist 
gering. 

Norwegen.  Die  hauptsächlichsten 
Ausfuhrartikel  sind  Holz  und  Fische.  Der 
norwegische  Holzhandel  ist  sehr  alt  und 
hat  die  Waldungen  gründlich  verwüstet. 
Daher  kommt  es,  dass  die  Holzausfuhr  nicht 
wie  in  allen  anderen  Exportländern  mit  der 
Entwickelung  des  Verkehrs  zugenommen 
hat,  sondern  in  Abnahme  bemffen  ist. 
Noch  mehr  gilt  dies  von  der  Qualität  des 
Holzes,  da  die  alten  Hölzer  mehr  und  mehr 
verschwinden.  Es  betnig  der  Holzexport  in 
tausend  Standanis  a  4,67  fm  1664  240, 
1770  170,  1805  268,  1830  194,  1850  198, 
1873  500,  1881  418,  1887  398,  1895  358. 
In  Festmetern  betnig  die  Ausfuhr  1886  bis 
1890   durchschnittlich   1855541,    1891—95 


Ausfuhr 

Mill.  cbm 

1854 

— 

1870/78 

3,23 

1885 

— 

1889 

5,60 

1892 

5,80 

1894 

6,15 

1895 

6,12 

1896 

6,69 

1780689, 1896  1846098, 1897  2095111.  Die 
Abnehmer  sind  in  erster  Linie  England,  dann 
Frankreich,  Belgien,  Holland,  Deutschland. 
Frankreich  bezieht  sein  Holz  aus 
Oesterreich-Üngam  (Fassdauben),  Schweden- 
Norwegen,  Deutschland,  Russland,  Amerika, 
Schweiz.  Specifische  französische  Import- 
artikel sind  Holzstoff,  Cellulose  imd  Fass- 
dauben.   Es  betrug  der  Wert  der 


Aus- 

Aus- 

Einfuhr 

fuhr 

Einfuhr     fuhr 

Mill. 

Frcs. 

Mill.  Frcs. 

1827 

20,4 

4,5 

1875 

164,1        41,4 

1840 

34,9 

4,7 

1880 

278,0        34,8 

1850 

50,1 

4,7 

1890 

1 57,9        42,9 

1860 

123,6 

21,7 

1896 

149,6        48,9 

1868 

179,4 

34,8 

1897 

154,6        50,2 

Die  Schweiz  zählt  zu  den  Holzeinfuhr- 
ländern; die  Bilanz  ist  folgende: 

Emfuhr  Wert  Ausfuhr  Wert 

1000  Tonnen  Mill.  Frs.  1000  Tonnen  MiU.Fr8. 

1887       203  7,8  124  5,4 

1890       242  11,2  108  4,9 

1893       231  10,9  55  2,1 

1896  318  18,6  61  2,3 

1897  335  20,5  68  2,6 

1898  216  19,6  61  2,4 

Die  einführenden  Länder  sind  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn,  Frankreich.  Die 
Ausfuhr,  welche  immer  mehr  zurückgeht, 
geht  hauptsächlich  nach  Frankreich  (1891 
52131,  1894  27772  Tonnen)  und  Italien. 

England  ist  vermöge  seiner  geringen 
Bewaldung,  seiner  hochentwickelten  Indus- 
trie und  seiner  Kohlenproduktion  für  Holz 
das  aufnahmefähigste  Land  der  Welt.  Der 
englische  Holzkonsum  beeinflusst  den  ganzen 
Weltholzhandel  und  die  Hohe  der  Holzpreise. 
Die  Einfuhr  betrug: 


Mill.  fm 

Wert  MiU 
Pfd.  SterL 

1856/66 

4,2 

1867/76 

6,9 

— 

1880 

9,1 

1891 

9,5 

15,6 

1894 

11,0 

18,4 

1896 

12,5 

21,3 

1897 

14,4 

25,4 

1898 

12,9 

23,5 

Die  Hauptbezugsländer  sind  Schweden- 
Norwegen,  Kussland,  Amerika. 

Belgien  verbraucht  ebenfalls  sehr  \iel 
fremdes  Holz  aus  Schweden,  Russland, 
Deutschland,  Frankreich. 


Ein- 

Aus- 

Ein- 

Aus- 

fuhr 

fuhr 

fuhr 

fuhr 

Mül. 

Frs. 

Mill. 

Frs. 

1835 

2,6 

2,3 

1880 

58,0 

11,0 

1850 

4,3 

2,4 

1890 

70,4 

13,3 

1860 

16,1 

1,5 

1893 

77,4 

11,9 

1870 

22,4 

2,6 

1894 

83,0 

14,0 

1896  betrag  die  Einfuhr  1,2  Mill.  cbm. 
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Die  Yereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  sind  den  europäischen  Ex- 
portstaaten in  den  letzten  Jahi-en  ein  sehr 
gefährlicher  Konkurrent  geworden.  Der 
Wert  der  Holzausfuhr  inklusive  der  Holz- 
fabrikate betrug  1880  89,  1895  144  Müü- 
onen  Mark.  Davon  gingen  1895  für  8,8 
Millionen  Mark  nach  Deutschland.  —  Ca- 
nada  führte  1895  für  100  Millionen  Mark 
Holz  aus,  davon  nichts  nach  Deutschland. 

d)  Ein  sehr  wichtiger  Einfuhrartikel 
Deutschlands  ist  die  Gerberrinde  (Eichen- 
rinde). Die  Einfuhr  derselben  war  von 
1822—1879  zollfrei.  Ei-st  1879  wurde  ein 
Zoll  von  0,50  Mark  pro  100  kg  darauf  ge- 
legt, 1885  beibehalten  und  1892  im  Ver- 
tragstarif abgeschafft  im  Interesse  der 
Lederindustrie.  Die  Schäl  wald  fläche  in 
Deutschland  beträgt  445 156  ha  (1893) ;  die- 
selbe liefert  jährlich  800000  Doppelcentner 
Rinde.  Von  1888—1897  wurden  jährlich 
nind  94000  Tonnen  mehr  eingeführt  als 
ausgeführt,  1898  106  Tonnen,  um  diese 
Mengen  im  Inlande  zu  erzeugen,  wäre  eine 
Waldfläche  von  500000  ha  über  die  vor- 
handene Schälwaldfläche  nötig.  Es  wäre 
nicht  unmöglich,  diese  Fläche  für  den 
Eichenschäl  wald  zu  gewinnen.  Wirtschaft- 
lich ist  dies  aber  gegenwärtig  ausge- 
schlossen, weil  die  Rindenpreise  so  niedi-ig 
stehen,  dass  die  Rindenzucht  sich  niu*  noch 
schlecht  lohnt.  Der  Grund  hierfür  ist 
w^eniger  in  der  starken  Einfuhr  von  Rinde 
zu  suchen  als  vielmehi-  in  der  Verwendung 
von  Surrogaten,  vor  allem  von  Quebracho- 
holz. 

Von  der  eingeführten  Menge  Rinde  lie- 
fert Oesterreich  -  Ungarn  55®/o,  Frankreich 
25  ^/o,  Belgien  10%.  Die  Rinde  dieser 
Länder  ist,  weü  in  milderem  Küma  er- 
wachsen, gerbstoffreicher  und  daher  kon- 
kurrenzfähiger als  die  deutsche  Rinde. 

Quebrachoholz  kommt  aus  Argentinien; 
es  ist  bedeutend  gerbstoffreicher  als  die 
Eichenrinde,  kürzt  die  Dauer  des  Gerbpro- 
zesses ab  und  verbilligt  die  Lederfabrikation 
ganz  enorm.  Der  Betrieb  liegt  ganz  in  den 
Händen  des  Grosskapitales.  Die  wiederholt 
betriebene  Forderung  der  Kleingerber  und 
Schäl  waldbesitzer  auf  Einführung  eines 
QuebrachozoUes  blieb  bisher  erfolglos.  Die 
Einfuhr  des  Quebracho  desselben  belief  sich 
1885—1887  auf  jährlich  53400  Doppel- 
centner,  1888  166082,  1890  217  602,  1895 
876057,  1896  673950,  1897  814970  1898 
1 135070  bei  einem  Werte  von  6,2  Millionen 
Mark. 

e)  Papierholz.  Eine  wesentliche  Stei- 
gerung des  Holzkonsums  ist  seit  den  70  er 
Jahren  durch  die  Holzstoff- und  Cellu- 
losefabrikation  eingeti'eten.  Holzstoff 
(Holzschliff)  ist  mechanisch,  durch  ScUeifen 
zerkleinertes  Holz,   Cellulose  (Zellstoff)  die 


durch  Kochen  mit  chemischen  Stoffen  ge- 
wonnene reine  Holzfaser.  Schon  1765  bis 
1772  stellte  der  evangelische  Pfarrer  in 
Regensburg  J.  Ch.  Schäffer  Papier  aus  der 
SamenwoUe  des  Wollgrases  und  der  Pappel 
her  und  später  aus  Holzsägespänen,  ange- 
regt durch  den  Hinweis  Reaumiu«,  dass  die 
Wespennester  aus  Holzfaser  betstehen.  Auch 
das  Kochen  des  Holzes  in  Lauge  soU 
Schäffer  schon  versucht  haben.  Diese 
Ideeen  griff  dann  erst  später  der  sächsische 
Webermeister  J.  G.  Keller  wieder  auf,  der 
1843  auf  einem  gewöhnlichen  Schleifstein 
die  ersten  Schleifversuche  machte  und  so 
diese  bedeutende  Industrie  in  die  richtigen 
Bahnen  lenkte.  Die  ei-ste  Holzstofffabrik 
entstand  zu  Anfang  der  1850  er  Jahre  in 
Sachsen,  1857  wurde  die  erste  in  Schweden 
enichtet.  Die  Collulosefabriken  erscheinen 
in  Deutschland  erst  in  den  70  er  Jahren. 
In  welcher  Weise  diese  Industrie  sich  seit- 
her entwickelte,  zeigen  folgende  Zahlen.  Es 
bestanden 


Holzstofffabriken 

im  Jahre    1871    1890    1896    1898 

69 
23 


in  Deutschland    .    . 
„  Oesterreich-Üngarn 
Schweiz 


n 


Schweden 


„  Norwegen  . 
Rnssland    . 


n 
rt 


Finland 


534 

211 


580 
229 

13 


601 


120 
20 


Cellulosefabriken 

in  Deutschland    .    .    . 
Oesterreich-Ungam . 

Schweiz 

Schweden-Norwegen 
Finland 


I 
o 


63 
28 

58 
18 


22 
12 


69 
33 

7 


71 


Die  Holzstofffabriken  arbeiten  mit  Wasser- 
kraft, ziehen  dem  Walde  nach  und  liegen 
in  den  Händen  von  Kleinindustriellen. 
Die  Cellulosefabriken  erfordern  grösseres 
Kapital  und  können  die  Dampfkraft  nicht 
entbehren.  Der  Holzverbrauch  der  deutschen 
Schleifereien  beträgt  gegenwärtig  685000  fm, 
jener  der  Cellulosefabriken  850000  fm 
NadelholZj  in  erster  Linie  Fichte.  Der  Yor- 
teil  für  die  Foi-stwirtschaft  liegt  darin,  dass 
die  schwachen,  sonst  nur  als  Brennholz  um 
geringe  Preise  oder  gar  nicht  absetzbaren 
Nadelhölzer  jetzt  flott  verkauft  werden  und 
durch  die  so  geschaffene  Konkurrenz  alle 
Holzpreise,  namentlich  die  Brennholzpreise, 
gestiegen  sind.  Die  Rentabilität  der  Privat- 
waldwirtschaft ist  an  vielen  Orten  durch 
das  »Papierholz«  erst  geschaffen  w^orden. 

In  Deutschland  ist  beim  Holzstoff  die 
Einfuhr  grösser  als  die  Ausfuhr,  bei  der 
Cellulose  ist  die  Ausfuhr  grösser  als  die 
Einfuhr,  wie  folgende  Tabelle  zeigt: 
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Holzstoff 

Cell 

u  1  0  s  e 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Tausend  Doppelcentner 

1889 

48 

81 

56 

406 

1890 

91 

62 

76 

381 

1891 

65 

52 

77 

467 

1892 

134 

72 

122 

496 

1893 

2IO 

70 

109 

520 

1894 

79 

59 

73 

481 

1895 

70 

70 

123 

495 

1896 

73 

71 

158 

499 

1897 

99 

57 

177 

550 

1898 

108 

30 

181 

568 

Das  Hauptausfuhrland  für  deutschen 
Holzstoff  und  deutsche  Cellulose  ist  Frank- 
reich, Einfuhrland  für  Holzstoff  Russland, 
für  Cellulose  Oesten'eich  -  Ungarn  und 
Schweden. 

Der  Export  von  Holzmasse  stieg  in 
Schweden  von  9003  Tonnen  im  Jahre 
1881  auf  133889  Tonnen  im  Jalire  1895; 
in  Finland  von  2427  Tonnen  im  Jahre 
1875  auf  20441  Tonnen  im  Jahi-e  1894. 
Aus  Oesterreich-Ungarn  wurden  1895 
14792,  1896  18331,  1897  20172  Tonnen 
Holzstoff  und  37  517,  37059,  36437  Tonnen 
Cellulose  ausgeführt;  beide  Artikel  zu- 
sammen bezifferten  noch  1887  17  900,  1897 
dagegen  56000  Tonnen  mit  einem  Werte 
von  6,65  Millionen  Gidden.  Die  Absatz- 
länder sind  Italien  und  Deutschland  (je  28®/o), 
dann  Frankreich  (20  ^/o). 

11.  Holzzoll,  a)  Deutsches  Beich. 
HolzeinfuhrzöUe  bestanden  in  dem  preussisch- 
deutschen  Zollgebiet  von  1819—1865  in 
wechselnden  Tarifsätzen  für  das  auf  dem 
Wasserwege  eingeführte  Holz,  da  die  Ein- 
fuhr auf  dem  Landwege  nicht  in  Betracht 
kam.  Vom  1.  Juli  1865  ab  bis  zum 
1.  Oktober  1879  bestand  für  Nutzholz  aller 
Art  ZoUfreilieit.  Diu'ch  das  Schutzzollge- 
setz vom  15.  Jidi  1879  wurde  die  Holzein- 
fuhr mit  Zoll  belastet.  Die  Zollsätze  unter 
Position  13  a — c  waren  für  100  kg 
folgende :  a)  Brennholz,  Reisig  frei ;  b)  Holz- 
borke und  Gerberlohe  0,50  Mark;  c)  Bau- 
und  Nutzholz:  1.  roh  oder  bloss  mit  der 
Axt  vorgearbeitet  0,10  Mark,  2.  gesägt  oder 
auf  anderem  Wege  vorgearbeitet  oder  zer- 
kleinert, Fassdauben  und  ähnliche  Säge- 
oder Schnittwaren,  auch  ungeschälte  Korb- 
weiden und  Reifenstäbe  0,25  Mark.  Diese 
Sätze  betnigen  2 — 3  *^/o  vom  Werte  des  Roh- 
nutzholzes und  3—5,5^/0  vom  Werte  des 
Schnittholzes.  Sie  drängten  zwar  die  Ein- 
fuhr etwas  zurück  (s.  oben  die  Tabelle  S.  1172), 
aber  nicht  in  dem  Masse,  wie  die  Schutzzoll- 
freunde es  wünschten.  Durch  die  Zolltarif- 
novelle V.  22.  Mai  1885  wurde  daher  der 
Zoll  erhöht  imd  eine  weitere  Scheidung  der 
Sortimente   vorgenommen.     Als    dann    mit 


Wirkung  v.  1.  Februar  1892  ab  das 
Deutsche  Reich  mit  einer  Reihe  von  Staaten 
Handels-  und  Zollverträge  abschloss,  blieb 
der  1885  er  Tarif  als  »Allgemeiner  Tarif« 
bestehen,  während  für  die  Vertragsstaaten 
ein  besonderer  »Vertragstarif«  mit  ermässig- 
ten  Zollsätzen  geschaffen  wurde.  Diese 
Sätze  des  Vertragstarifes  gemessen  auch  die 
sogenannten  meistbegünstigten  Staaten,  wozu 
ausser  den  Vertragsstaaten  die  sämtlichen 
librigen  Staaten  zählen,  die  für  den  deutschen 
Holzhandel  Bedeutung  haben  (nicht  meist- 
begünstigt sind  zur  Zeit  Spanien,  Japan, 
China).  Thatsächlich  kommt  also  für  die 
Holzeinfuhr  nach  Deutschland  gegenwärtig 
nur  der  ermässigte  Vertragstarif  in  Betracht. 
Der  deutsche  Holzzolltarif  nach  dem 
Stande  v.  1.  Febniar  1892  ist  folgender: 


13a.  Brennholz,  Schleifholz, 
Holz  zur  Cellulosefabri- 
kation  nicht  über  1  m 
lang  und  nicht  über  18  cm 
am  schwächeren  Ende 
stark ;  Reisig,  Besen  von 
Reisig,  Holzkohlen,  Loh- 
knchen 

13  b.  Holzborke  und  Gerber- 
lohe       

13c.  Bau-  und  Nutzholz: 

1)  roh  oder  lediglich  in 
der  Querrichtung  mit 
der  Axt  oder  Säge  be- 
arbeitet oder  bewald- 
rechtet, mit  oder  ohne 
Rinde,  eichene  Fass- 
dauben     

2)  in  der  Richtung  der 
Längsachse  beschla- 
gen oder  auf  anderem 
Wege  als  durch  Be- 
waldrechtung  vorge- 
arbeitet oder  zer- 
kleinert ;  Fassdauben, 
welche  nicht  unter 
Nr.  13  c  1  fallen,  un- 
geschälte Korbweiden 
und  Reifenstäbe,  Na- 
ben, Felchen,Speichen 

3)  in  der  Richtung  der 
Längsachse  gesägt, 
nicht  gehobelte  Bret- 
ter ;  gesägte  Kant- 
hölzer und  andere 
Säge-  und  Schnitt- 
waren  


Allj^e- 

meiner 

Tarif 


pro 

100  kg 

Mark 


frei 


0,50 


Ver- 
trags- 

tsmf 


pro 

100  kff 

Mark 


frei 
frei 


0.20 


0.20 


0,40 


i.oo 


0,30 


0.80 


Die  VerzoUimg  kann  axisser  nach  dem 
Grewichte  auch  nach  Festmetem  geschehen, 
für  welchen  Fall  1  f m  =  600  kg  zu  setzen 
ist.     Fttr   den   Festraeter  gelten    also   die 
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sechsfachen  Beträge  der  obigen  Zollsätze. 
Diese  etwas  einseitige  und  auch  beim  Nadel- 
holz nicht  ganz  zutreffende  Unterstellung 
hat  zolltechnisch  den  Vorzug  der  Einfachheit 
gegenüber  dem  französischen  Verzolluncs- 
system,  bei  welchem  für  jede  Holzart  das 
Verhältnis  zwischen  Mass  und  Gewicht  be- 
sonder festgestellt  ist. 

Für  die  Industrieen  des  Grenzbezirkes 
und  für  den  häuslichen  oder  handwerks- 
mässigen  Bedarf  der  Bewohner  des  Grenz- 
bezirkes besteht  für  das  mit  Zugtieren  oder 
in  Traglasten  transportierte  Nutzholz  Zoll- 
freiheit (G.  V.  18.  Mai  1895). 

Die  Zollsätze  des  Vertragstarifes  betra- 
gen vom  Werte  des  Rohnutzholzes  rund 
6^/o,  des  längsachsig  beschlagenen  3,6  ^/o, 
des  Schnittholzes  14  ^/o. 

Die  Einnahmen  des  Reiches  aus  dem 
Holzzoll  beliefen  sich  von  1894—1898  auf 
10,6,  10,6,  12,6,  15,6,  17,9  Millionen  Mark, 
das  sind  2,7 — 3,5%  aller  Zolleinnahmen. 

Als  direkteste  Gegner  stehen  sich  bei 
jedem  Schutzzoll  auf  bodenwirtschaftliche 
Erzeugnisse  Produzent  imd  Konsument 
gegenüber.  Der  Waldbesitzer  sucht  durch 
Ausschliessung  fremder  Konkurrenz  hohe 
Holzpreise  zu  erzielen,  der  Konsument  des 
Holzes  durch  reiche  Zufuhr  möglichst  billig 
zu  kaufen.  Zwischen  diesen  steht  eine 
ganze  Reihe  von  Interessenten,  die  aus  Ge- 
schäftsrücksichten bald  dem  Freihandel,  bald 
dem  Schutzzoll  das  Wort  reden  müssen 
und  eigentlich  durch  keine  Art  von  Zoll- 
politik ganz  zufrieden  zu  stellen  sind.  Die 
früher  oft  aufgeworfene  Frage,  ob  hohe 
Holzpreise  zu  Aufforstungen  ermuntern  oder 
umgekehrt  zu  Waldabschwendungen  führen, 
ist  für  Deutschland  nach  den  statistischen 
Nachweisen  der  letzten  Zeit  ziemlich  gegen- 
standslos geworden,  üebemutzungen  und 
Abholzungen  im  grösseren  Massstabe  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zukunft  werden  weder 
durch  hohe  Holzpreise  angeregt  noch  durch 
niedrige  hintangehalten,  sondern  bilden  die 
regelmässigen  Begleiterscheinungen  allge- 
meiner wirtschaftlicher  Krisen  und  unsolider 
Spekiüationszeiten.  Auch  die  französische 
Zollkommission  konstatierte,  dass  in  Frank- 
reich die  Erhöhung  der  Waldrevenuen  keine 
Entwaldungen  zur  Folge  haben  werde.  Der 
Holzhandel  in  Form  des  Zwischenhandels 
befindet  sich  im  allgemeinen  bei  hohen 
Holzpreisen  wohler  als  bei  niedrigen,  da 
hochwertige  voluminöse  Produkte  den  Trans- 
port auf  weite  Entfernungen  besser  vertra- 
gen und  daher  ein  grösseres  Marktgebiet 
gewinnen  können.  Nicht  in  letzter  Linie 
sind  an  der  Holzzollpolitik  auch  die  grösse- 
ren Handelsplätze  interessiert.  Dem  wieder- 
holten erfolgreichen  Verlangen  russischer 
Holzhändler  nach  einem  Holzeinfuhrzoll 
nach  Russland  widersetzte  sich  z.  B.  stets 


das  Börsenkomitee  Odessas,  weil  hierdxireh 
die  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsgesellschaften 
und  die  Stadt  Odessa  einen  Einkommens- 
ausfall von  1/4  Millionen  Rubel  erleiden 
müssten. 

Die  Einführung  des  Holzzolles  ist  für 
jedes  Land  eine  Frage  der  zeitüchen  Zweck- 
mässigkeit und  steht  in  engstem  Zusammen- 
liang  mit  der  gesamten  Zollgesetzgebung. 
In  den  Zollverträgen  machen  die  forstlichen 
Produkte  nur  einen  geringen  Teil  der 
sämtlichen  Positionen  aus  und  müssen  da- 
her sehr  oft  andere  Waren  kompensieren, 
da  jeder  Zoll  vertrag  auf  einen  Kompro- 
miss  hinausläuft.  Holzumsatz  undlm- 
port  sind  auch  viel  weniger  beein- 
flusst  von  den  Zöllen  als  von  der 
Eisenbahntarifpolitik,  der  Mög- 
lichkeit des  Transportes  zu  Wasser 
und  von  der  Valuta. 

Zu  Gunsten  eines  Schutzzolles 
auf  Holz  in  Deutschland  wird  geltend  ge- 
macht, dass  durch  Erschwerung  der  fremden 
Holzeinfuhr  die  Rentabilität  der  heimischen 
Forstwirtschaft  steige,  und  zwar  einerseits 
infolge  der  dadurch  bedingten  Steigenmg 
der  Holzpreise,  andererseits  durch  die  ge- 
schaffene Möglichkeit,  mehr  Nxitzholz  aus- 
halten zu  können.  Die  Wirkung  davon  sei, 
dass  der  vor  Konkurrenz  geschützte  Wald 
besser  gepflegt  werde  und  dass  daher 
Deutschland  seinen  Holzbedarf  im  Laufe 
der  Zeit  unabhängig  vom  Auslande  durch 
eigene  Produktion  befriedigen  könne.  Ausser- 
dem wird  der  Schutz  der  nationalen  Arbeit 
betont :  Niedrige  Waldrente  bedinge  niedrige 
Löhne;  die  Einfuhr  von  zugerichtetem  Holz 
bringe  den  deutschen  Arbeiter  um  die 
Arbeitsgelegenheit,  schädige  die  Holzin- 
dustrie. 

Die  Freihändler  begründen  ihr  Pro- 
gramm damit,  dass  die  Industrie  und  der 
Zwischenhandel  durch  Zollbelastung  ge- 
schädigt werde,  das  deutsche  Holz  quali- 
tativ schlecht  und  quantitativ  unzureicnend 
sei,  dass  die  Eigenschwere  des  Holzes  ein 
genügendes  Schutzmittel  wäre  und  die 
Holzvorräte  des  Auslandes  infolge  der 
Raubwirtschaft  ohnehin  bald  erschöpft  seien, 
Holzverteuerung  Waldzerstörung  im  Gefolge 
habe  und  nur  dem  Grossgrundbesitz  auf 
Kosten  der  Gesamtheit  des  Volkes  zu  gute 
komme.  (*Man  verteuert  sogar  den  Sarg  des 
Arbeiters«.) 

Weder  die  Befürchtungen  der  Freihänd- 
ler noch  die  Hoffnungen  der  Schutzzoll- 
freimde  sind  in  Erfüllung  gegangen.  Der 
gegenwärtige  Stand  der  Frage  ist  vielmehr 
folgender:  Bewiesen  ist,  dass  Deutschland 
seinen  Holzbedarf  weder  jetzt  noch  in  Zu- 
kunft durch  die  eigene  Produktion  decken 
kann.  Eine  vollständige  Verdrängung  des 
fremden   Holzes   ist  daher  Volkswirtschaft- 
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lieh  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Eine 
Verminderung  der  Einfuhr  haben  die  Holz- 
zölle nicht  zur  Folge  gehabt,  vielmehr  sind 
seit  1879  die  Einfuhrmengen,  —  auch  unter 
der  Aera  der  1885  er  höheren  Sätze  —  fort- 
während gestiegen.  Der  Zoll  wird  vom 
Ausland  getragen  bezw.  durch  entsprechende 
Ausnützung  der  Wasserstrassen  und  Ge- 
staltiuig  der  Eisenbahntarife  wirkungslos 
gemacht.  Eine  Erhöhung  der  Holzpreise 
durch  die  Holzzölle  ist  nicht  nachweisbar. 
Vielmehr  ist  die  namhafte  Steigerung  der 
Preise  auf  die  grössere  Nachfrage  nach  Holz 
infolge  des  Aufschwunges  in  der  Industrie, 
der  regen  Bauthätigkeit  und  des  starken 
Verbrauchs  der  Holzstoff-  und  Cellulosefa- 
briken  zurückzuführen.  Dafür  ist  Beweis, 
dass  die  Steigenmg  der  Holzpreise  vollstän- 
dig parallel  läuft  mit  der  Steigerung  der 
Holzeinfuhr. 

Eine  Utopie  ist  es,  zu  glauben,  dass  die 
Holzvorräte  der  importierenden  Staaten  bald 
erschöpft  seien.  Abgesehen  davon,  dass 
jetzt  i\berall  für  die  Wiederaufforstung  der 
abgeholzten  Flächen  forstpolizeilich  gesorgt 
wird,  sind  die  Holzvorräte  in  diesen  Ländern 
noch  so  gross,  dass  mit  der  Möglichkeit 
einer  Erschöpfung  auf  die  Zeit  der  nächsten 
Generation  hinaus  nicht  zu  rechnen  ist. 

De  lege  ferenda  ist  kein  Grund  vorhanden, 
die  bestehenden  HolzzöUe  wesentlich  zu  er- 
höhen; denn  die  Eentabilität  der  Wald- 
wirtschaft hat  schon  bei  den  jetzigen  Zoll- 
sätzen—  oder  vielleicht  besser:  unabhängig 
von  diesen  —  einen  sehr  befriedigenden 
Aufschwung  genommen,  so  dass  eine  ganze 


Reihe  von  Gründen,  die  früher  für  den 
Holzzoll  ins  Feld  geführt  wurden,  heute 
nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  kann. 
Wenn  gegenwärtig  die  Holzpreise  in  ein- 
zelnen Waldgebieten  noch  nicht  die  er- 
wünschte Höhe  erreicht  haben,  so  liegt  der 
Gnmd  hierfür  in  dem  Mangel  an  Verkehrs- 
wegen im  Walde  und  ausserhalb  desselben 
sowie  in  dem  Mangel  an  industriellen  An- 
lagen. In  den  Staatswaldungen  wird  auch 
oft  die  Wirtschaft  ohne  Rücksicht  auf  die 
Bedürfnisse  des  Holzmarktes  geführt  und 
in  die  bureaukratische  Schablone  eingezwängt. 
AUe  diese  hemmenden  Ursachen  können 
durch  keinerlei.  Art  von  Zollpolitik  aus  der 
Welt  geschafft  werden.  —  Die  bestehende 
Differenzierung  zwischen  Rohnutzholz  und 
Schnittholz  muss  zum  Schutz  der  deutschen 
Arbeit  aufrecht  erhalten  werden. 

b)  TJebrige  Staaten.  Die  Holzzolltarife 
aller  Staaten  sind  zusammengestellt  in: 
»Systematische  Zusammenstellung  der  Zoll- 
tarife des  In-  und  Auslandes.  E.  Land- 
wirtschaft. Herausgegeben  vom  Reichsamt 
des  Innern.  Berlin  1898«.  Hierauf  sei  hier 
verwiesen.  Für  Rohnutzholz  haben  nur 
Frankreich,  Spanien  und  Rumänien  im  Ver- 
tragstarif höhere  Zölle  als  Deutschland,  für 
Schnittholz  nur  Frankreich,  für  dünne  Bretter 
Portugal  und  Rumänien.  Die  Zollgesetz- 
gebung der  meisten  Staaten  datiert  vom 
Jahre  1892.  Um  einen  Vei^leich  mit  den 
deutschen  Zollsätzen  zu  ermöglichen,  be- 
rechnete ich  folgende  Tabelle,  die  die  gelten- 
den Tarife  für  100  kg  in  Mark  angiebt. 


Gegenwärtig  gültige 

Zollsätze  verschiedener  Staaten  ] 

pro  100  kg 

in  Mark  (Maximal-  und  Minimaltarife) 

Deutsch- 
land 

Frankreich 

Schweiz 

Italien 

Rass- 
land 

Spanien 

Portu- 
gal 

Rii- 
mä- 

• 

Ser- 
bien 

|»4 

53 

Max.    Min. 

Max.       Min. 

Max. 

Min. 

Max.    Min. 

Max.    Min. 

men 

h 

Eohnutzholz  .    . 

0,20 

0,20 

0,80 

0,52 

0,16 

0,12 

0,40 

frei 

frei 

0,80 

0,67 

lo,i8 

4,0 

frei 

Beschlagene  Höl- 

zer    ...    . 

0,40 

0,30 

1,20 
bis  1,40 

0,80 
bis  1,00 

0,16 

0,12 

0,40 

frei 

0,40 

0,80 

0,67 

1  Stück 

4,0 

s 

^ 

Schnittwaren 

1,00 

0,80 

1,20 

0,80 

0,80 

0,56 

0,56 

frei 

1,19 

0,80 

0,67 

1,06 

4,0 

o,5bis 

u 
0 

bis  2,0 

bis  1,40 

(0,32) 

eichen 

(0,32) 
eichen 

bi84,54 

(Fiehtei- 

0.53) 

0,8 

OB 

Fassholz  «Dauben) 

0,20 

0,20 

1,00 

0,60 

0,32 

0,12 

0,40 

frei 

4,76 

(fertig) 

0,60 

0,40 

— 

0,80 

0 

Brennholz .    .    . 

frei 

frei 

o,i6 

0,16 

0,016 

0,016 

frei 

frei 

frei 

0,10 

0,08 

0|045 

0,20 

frei 

X 

Holzkohlen     .    . 

frei 

frei 

1,20 

0,80 

0,16 

0,08 

frei 

frei 

0,20 
biso,6o 

0,10 

0,08 

0,91 

1,28 

frei 

Gerbrinde .    .    . 

0,50 

frei 

1,20 

0,80 

0,016 

0,016 

frei 

frei 

0,79 

0,24 

0,20 

2,27 

frei 

frei 

Dazu  kommt  Belgien:  Eichen-  und 
Nussbaumholz  pro  cbm  0,80  Mark,  sonstiges 
Bauholz  roh  0,80  Mark,  Schnittholz  4,80 
Mark,  gesägte  Balken  (seit  1897)  1,60  Mark, 
alles  pro  cbm ;  Kohle,  Grerbrinde,  Papierholz 
fi'ei.  —  B  u  1  g  a  r  i  e  n :  8  ®/o  vom  Werte,  Eichen- 
rinde frei.  —  Griechenland:   Schiffbau- 


holz,  Brennholz  frei;  Kohle  pro  100  kg 
0,94  Mark;  rohes  Tannen-  und  Fichtenholz 
zum  Hausbau,  auch  in  Balken  oder  Bohlen 
1,80,  in  Stämmen  1,07,  Eichenholz  1,00, 
Fassdauben  und  Buchenholz  0,63,  Bretter 
3,76,  Rinde  31,25  Mark. 

Zollfreiheit  für  eingeführtes  Holz  be- 
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steht  in  Oesterreich-Üngarn,  Schweden-Nor- 
wegen, Grossbritannien,  Niederlande,  Italien 
(nach  dem  Vertragstarif). 

12.  Der  Holztransport  Für  denselben 
stehen  die  Landwege,  AVasserstrassen  und 
die  Eisenbahnen  zur  Yerfilgnng.  Die  Ver- 
frachtung per  Achse  auf  dem  Landwoge  hat 
bei  einer  Entfernung  von  20  km  ihre  äusserste 
Grenze  erreicht.  Für  den  Grosshandel 
kommen  daher  nur  die  beiden  anderen  Wege 
in  Betracht. 

a)  Der  Holztransport  zu  Wasser.  Der 
weitaus  billigste  Transi)ort  für  Holz  ist  der 
Wassertransport.  Die  Trift,  d.i.  die 
Methode,  bei  welcher  die  Holzstücke  einzeln 
in  das  fliessende  Wasser  geworfen  und  von 
demselben  fortgetragen  werden,  hat  nur  für 
lokalen  Verkehr  Bedeutung  und  wird  wegen 
der  grossen  damit  verbundenen  Verluste 
immer  mehr  eingeschränkt. 

Dagegen  nimmt  die  Flösserei  trotz 
ihrer  Nachteile  im  europäischen  Holzhandel 
eine  dominierende  Stellung  ein.  Auf  der 
Memel,  Weichsel  und  Elbe  wird  mindestens 
die  Hälfte  des  gesamten  deutschen  Holz- 
importes nur  aus  Russland  und  Böhmen 
über  die  deutsche  Zollgrenze  geflösst,  vom 
eingeführten  Rohnutzholz  allein  ca.  90®/o. 
In  Schiffe  verladen  kommen  30  %  aller  ein- 
geführten Hölzer  bis  zur  deutschen  Zoll- 
grenze. Im  ganzen  sind  es  60  —  IS^Io 
(1887 — 1896)  des  gesamten  Holzimi)ortes, 
welche  auf  dem  Wasserwege  nach  Deutsch- 
land gelangen;  20®/o  werden  per  Eisenbahn, 
hauptsächlich  aus  Oesterreich-Üngarn,  dahin 
gebracht.  Die  üeberlegenheit  Russlands, 
Schwedens  und  Amerikas  auf  dem  Welt- 
holzmarkte gipfelt  in  erster  Linie  in  dem 
Vermögen,  den  Wasserweg  benutzen  zu 
können.  Die  Flösserei  dient  gegenwärtig 
nur  noch  dem  Rohholztran sport,  da  geflösste 
Schnittwaren  zu  grosse  Einbusse  an  der 
Qualität  erleiden.  Die  Billigkeit  der  Wasser- 
fracht gegenüber  der  Eisen bahnfracht  winl 
dxirch  folgende  Beispiele  ins  Licht  gesetzt. 
Von  den  nördlichen  skandinavischen  Häfen 
bis  Köln  kostet  bei  2500  km  Entfernung  die 
Seefracht  für  Sägewaren  8V2  Mark  pro  cbm, 
von  München  bis  Köln  auf  der  Eisenbahn 
(631  km  Entfernung)  10  Mark;  von  Florida 
(Amerika)  bis  Köln  (12000  km)  21  Mark, 
i^ach  den  Ang-aben  der  französischen  Zoü- 
kommission  kostet  der  Transport  einer  Tonne 
Fassdauben  (und  aller  anderen  Holzsortimente) 
von  Fiume  oder  Triest  auf  eine  Entfernung 
von  5000  km  per  Schiff  12 — 15  Francs,  von 
Remiremontnach  Bordeaux  dagegen  35  Francs 
auf  875  km  Entfernung.  Der  Wert  einer 
Tonne  Fassdauben  beträgt  in  Frankreich 
350 — 400  Francs,  der  Eingangszoll  hierfür 
7,50  Francs,  der  Seetransport  15  Francs !  — 
Auf  dem  Rheine  sind  jetzt  Schiffe  eingestellt, 
die  30000  Centner  und  darüber  fassen  und 


tragen.  Diese  Last  entspricht  150  Wagen- 
ladungen der  Eisenbahn  in  4  Güterzügen 
mit  3000  fm  Schnittholz.  Ein  guter  Schlepp- 
dampfer kann  90000  Centner  =  12  Eisen- 
bahnzüge =  9000  fm  Holz  zu  Berg  schleppen. 

Trotz  dieser  enormen  Leistungsfähigkeit 
der  Wasserstrassen  spielt  im  deutschen 
inländischen  Holzverkehr  der  Bahn- 
transport eine  grössere  Rolle  als  die  Wasser- 
fracht. Dies  hat  seinen  Grund  darin,  dass 
im  Deutschen  Reiche  das  Eisenbahnnetz  viel 
dichter  ist  als  das  Netz  der  schiffbaren 
Wasserstrassen  (Verhältnis  3,4 : 1)  und  dass 
der  Wassertransport  doch  verschiedene  Nach- 
teile in  sich  birgt.  Er  ist  oft  imdurchführ- 
bar  und  zwar  gerade  während  der  verkehi-s- 
reichsten  Herbst-  und  Wintermonate  wegen 
Eises,  Hochwassers,  Mangels  an  Wasser  und 
vollzieht  sich  sehr  langsam. 

Eine  Statistik  über  die  Mengen  des  auf 
den  deutschen  Wasserstrassen  bewegten 
Holzes  besitzen  wir  nicht,  da  die  amtlichen 
Erhebungen  ausser  beim  Durchgänge  durch 
die  Zollgrenze  nur  an  solchen  Durchgangs- 
stellen stattfinden,  welche  Uebergänge  aus 
einem  der  Hauptströme  und  Flussgebiete 
in  das  andere  bilden;  ferner  an  solchen 
Hafenplätzeu ,  welche  als  Konsumtionsorte 
oder  als  Anmeldestellen  für  die  Flösserei 
von  besonderer  Wichtigkeit  sind.  Schätzungs- 
weise kann  man  indessen  feststellen,  dass 
jährlich  7 — 8  Millionen  fm  Holz  zu  Wasser 
imd  17  Millionen  fm  zu  Eisenbahn  befördert 
werden. 

b)  Der  Eisenbahntransport.  Auf  den 
deutschen  Eisenbahnen  wunlen  1885  8,6, 
1890  9,1,  1896  11,5,  1897  12,6  Millionen 
Tonnen  Holz  befördert  (1  Tonne  =  1  ^Is  fm). 
Davon  treffen  auf  Rundholz  und  roh  be- 
schlagene Stämme  24  "/o,  auf  Schnittwaren 
38  ^/o,  Brennholz,  Schwellen,  Schleif  holz  etc. 
38*^/o.  —  Die  Tarif  politik  der  Eisen bahnver wal- 
tungen hat  auf  die  Gestaltung  des  Holzhandels 
den  mächtigsten  Einfluss  und  ist  im  stände, 
die  Wirkung  der  Zollgesetzgebung  vollstän- 
dig aufzuheben  bezw.  zu  korrigieren.  So  ist 
bekannt,  dass  die  Österreich -ungarischen 
Bahnverwaltimgen  seit  Einführung  der  deut- 
schen Holzzölle  mit  der  Herabsetzung  der 
Holzfrachttirife  bis  an  die  Grenze  des  Mög- 
lichen gegangen  sind  (50®/o  Ermässigung) 
und  so  den  prohibitiven  Zweck  der  deut- 
schen Einfuhrzölle  vollständig  vereitelt  haben. 
Zum  Beweis  für  die  Macht  der  Eisenbahnen 
sei  nur  erwähnt,  dass  für  einen  Waggon 
Holz  (10  000  kg)  an  der  deutschen  Zollgrenze 
an  Eingangszöllen  für  Rohnutzholz  20  Mark, 
längsachsig  beschlagenes  30  Mark,  Schnitt- 
waren 80  Mark  zu  zahlen  sind.  Diese  Zoll- 
sätze entsprechen  den  Eisenbahnfrachtkosten 
auf  eine  Entfernung 
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in  Preussen  in  Bayern 

von  33  km        45  km    für  Rohnutzholz 
„    59    „  ^2     „    längsachsig  beschlagenes 

„  225    „  225     „    Sclmittnutzholz 

Nun  handelt  es  sich  aber  beim  Holztrans- 
port von  Süd-  und  Ostdeutschland  an  den 
Khein  meist  imi  Entfernungen  von  über 
600  km! 

Nach  dem  »deutschen  Eisenbahngüter- 
tarif« erfolgt  der  Holztransport  nach  drei 
Tarifklassen.    Es  fallen  unter: 

Sjpecialtarif  I  (der  teuerste)  diejeni- 
gen Hölzer,  welche  nicht  Gegenstand  eines 
betriebsgemässen  Einschlages  in  der  mittel- 
europäischen Forst-  und  Landwirtschaft  sind ; 

Specialtarif  II  sämtliches  i uländische 
Holz  ohne  Unterschied,  ob  verarbeitet  oder 
nicht,  soweit  nicht  durch  den  folgenden 
Tarif  ausgenommen; 

Specialtarif  HI  Holz  bis  zu  2,5  m 
Länge  (Papierholz),  Stockholz,  Eisenbahn- 
schwellen, Gnibenholz  etc. 

Die  Höhe  der  Tarifsätze  für  jeden  ein- 
zelnen Specialtarif  und  innerhalb  dieses 
wieder  für  jede  Sortimentengruppe  wird  von 
jeder  Eisenbahnverwaltung  nach  eigenem 
Ermessen  bezw.  besonderer  Vereinbanmg 
festgesetzt.  Von  der  grossen  Reihe  der  hier 
einschlägigen  Fragen  seien  hier  mu:  die 
wichtigsten  hervorgehoben. 

1.  Tarifierung  des  Rund-  und 
Schnittholzes  (Sp.  T.  II).  Beide  Sorti- 
mente befördern  alle  deutschen  Staatsbahnen 
imd  Hauptprivatbahnen  zu  dem  gleichen 
Tarife  mit  Ausnahme  der  bayerischen, 
württembergischen  und  badischen.  Staats- 
eisenbahnen, welche  für  Rimdholz  einen 
billigeren  Frachtsatz  als  für  Schnittholz 
haben.  Der  Streckensatz  beträgt  für  Schnitt- 
holz in  ganz  Deutschland  3  Pfennige  für  den 
Tonnenkilometer,  die  Abfertigungsgebühr 
120  Pfennige  für  die  Tonne.  Dieselben 
Sätze  gelten  für  Rundholz;  mir  in  den  ge- 
nannten drei  süddeutschen  Staaten  treten 
an  deren  Stelle  2,7  Pfennige  und  70  Pfen- 
nige. Ausser  diesen  allgemeinen  Tarifen 
haben  fast  alle  Staaten  noch  besondere  Aus- 
nahmetarife für  bestimmte  Verkehrsgebiete. 
Nach  dem  in  der  Eisenbahntarifpolitik  gel- 
tenden Grundsatze,  dass  die  Tarifsätze  mit 
dem  Werte  der  beförderten  Güter  steigen 
imd  fallen  sollen  und  dass  das  Rohmaterial 
billiger  zu  verfrachten  sei  als  die  daraus 
hergestellte  Ware,  muss  die  in  Süddeutsch- 
land geltende  Differenzierung  zwischen 
Rundholz-  und  Schnittholztarifen  als  die 
richtigere  gegenüber  der  preussischen  glei- 
chen Behandhmg  beider  Sortimente  bezeich- 
net werden.  Denn  das  Schnittholz  ist  gegen- 
über dem  Rundholz  in  Vorteil  1.  durch  die 
bessere  Ausnützung  des  Ladegewichtes  der 
Eisenbahnwagen.  Auf  einen  Waggon  von 
10000    kg    können    14—17    fm    Kundholz, 


20  fm  Selinittholz  und  20—30  fm  gehobelte 
Hölzer  verladen  werden,  weil  das  verarbei- 
tete Holz  trockener  und  leichter  ist.  Bei 
gleichen  Frachtsätzen  zahlt  also  Schnittholz 
25®/o  der  Raummasse  nach  weniger  als 
Rundholz.  2.  kommt  in  Betracht,  dass  zur 
Herstellung  einer  bestimmten  Gewichtsmenge 
Schnittholz  eine  bedeutend  grössere  Gewichts- 
menge Rundholz  erforderlich  ist.  Aus  5fm 
Rohholz  lassen  sich  ungefähr  3  fm  Schnitt- 
waren gewinnen  (60 — 66  %).  Der  Rundholz- 
händler liat  also  34-40^/0  Ballast  mitzu- 
zahlen. 3.  Das  Schnittholz  hat  einen  höhe- 
ren Wert  als  Rundholz;  ersteres  zahlt  auf 
den  preussischen  Bahnen  dem  Wertverhält- 
nis  nach  54®/o  weniger  als  Rundholz.  Im 
Interesse  der  Waldbesitzer  soll  daher  eine 
Differenz  zwischen  Rundholz-  und  Schnitt- 
holztarifen bestehen.  Ist  dies  nicht  der  Fall, 
dann  ist  der  Rundholzhandel  auf  grössere 
Entfernungen  per  Eisenbahn  unmöglich  ge- 
macht, und  der  Schnittholzhändler  erhält 
beim  Einkaufe  im  Walde  ein  Monopol,  da 
der  konkurrierende  Rundholzhändler  ver- 
drängt ist. 

2.  Die  Tarifierung  des  Papier- 
holzes, des  Grubenholzes  und  der 
Eisenbahnschwellen  (Sp.  T.  HI).  Hier 
bestehen  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  die 
verschiedensten  Tarife.  Preussen  ^it  L 
April  1897)  und  die  pfälzischen  Bahnen 
haben  für  alle  in  Sp.  T.  HI  aufgeführten 
Hölzer  den  sogenannten  Rohstofftarif  einge- 
führt (1—350  km  2,2  Pfennige,  für  jeden 
weiteren  Kilometer  1,4  Pfennige,  Abfertigung 
70  Pfennige).  Bayern  hat  seit  1.  Juli  1897 
denselben  Tarif  für  Grubenholz.  Für  Schleif- 
holz (bis  3,5  m  Länge  und  20  cm  Durch- 
messer) im  Inlandsverkehr  und  für  Sendun- 
gen nach  Sachfien  und  Thüringen  hat  Bayern 
einen  besonderen  Ausnahmetarif  (2  Pfennige 
Streckensatz,  60  Pfennige  Abfertigungsge- 
bühr). Ferner  hat  Bayern  noch  einen  dritten 
Tarif  für  Rundholz  bis  zu  2,5  m  Länge  ohne 
Beschränkung  des  Durchmessers  und  für  alle 
übrigen,  bisher  nicht  genannten  Hölzer  der 
Sp.  T.  lU,  nämlich  die  normalen  Sätze  dieses 
Specialtarifes  (bis  100  km  2,7  Pfennige  und 
70  Pfennige  Abfertigungsgebühr,  über  100  km 
2,2  Pfennige  und  120  Pfennige  Abfertigungs- 
gebühr). Diese  Sätze  gelten  auch  noch  in 
Württemberg  und  Baden,  da  diese  Staaten 
den  Rohstofftarif  für  Holz  bis  jetzt  nicht 
angenommen  haben.  Im  Interesse  der  Wald- 
wirtschaft ist  es  gelegen,  dass  die  hier  in 
Betracht  kommenden  Sortimente,  namentlich 
das  Papierholz,  möglichst  billig  befördert 
werden.  Denn  der  Aufschwung  der  Wald- 
rente in  letzter  Zeit  ist  hauptsächlich  auf 
den  Verbrauch  der  Holzstoffe  und  Cellulose- 
fabriken  an  mindei*wertigen  Hölzern  zurück- 
zuführen. Die  auf  Verteuerung  dieser  be- 
stehenden Tarife  gerichteten  Bestrebungen 
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der  SchuittUoIz-  und  Rundholzhändler  sind 
daher  energisch  zu  bekämpfen. 

3.  Die  Frage  der  Staffeltarife. 
In  den  Kreisen  von  Holzhändlern  \\n<\  nord- 
deutschen Waldbesitzern  wird  gefordert,  für 
alle  Holzsortimente  auf  allen  deutschen  Eisen- 
bahnen Staffeltarife  mit  faUendor  Skala  ein- 
zuführen. Dieses  Programm  wird  von  seile 
der  süddeutschen  Waldbesitzer  mit  guten 
Gründen  bekämpft  Die  Staffeltarife  sind 
von  zwei  Gesichtspunkten  aus  zn  betrachten : 
einmal  hinsichtlich  ihrer  Wirkung  auf  den 
Absatz  des  im  Inlande  erzengten  Holzes 
und  dann  Im  Hinblick  auf  die  dadurcli  auch 
dem  auslündiscihen  Hohe  gewährte  Trans- 
porterleichterung innerhalb  des  deutschen 
Reiclies.  —  Das  Centrum  des  Deutschen 
Holzhandels  liegt  am  Rhein;  dorthin  geht 
das  meiste  ans  Süddeutsehland  zum  Export 
gelangende  Holz.  Holz  aus  den  östlichen  Pro- 
vinzen Prciissens  kann  bei  den  jetzigen 
preuEsischen  Eisenbahntarifen  wegen  der 
hohen  Frachtkosten  nicht  an  den  Rhein  ge- 
bracht werden.  Mit  Einführung  der  Staffel- 
tarife wäre  dies  aber  möglich,  und  die  na- 
türliche Folge  würde  die  sein,  dass  das  süd- 
deutsche Holz  dort  ztuTlekgedrängt  oder 
wenigstens  im  Preise  gedrückt  würde.  Da- 
zu ist  PreuBsen  im  stände  vermflge  des  nie- 
deren Standes  der  Holzpreise  im  Walde, 
giig^n  welche  der  Mehrtwtrag  der  Trans- 
portkoBlen  gegenüber  dem  süddeutschen 
Holze  nicht  ins  Gewicht  f«Dt  Die  Wald- 
preise  des  Holzes  sind  in  Süd  deutsch!  and 
um  mindestens  100%  höher  als  im  östlichen 
Preussen.  Selbst  wenn  hier  die  Preise  in- 
folge der  Staffeltarife  um  25  "/o  steigen 
■würden,  beträgt  der  Unterschied  noch  75  "/o. 
Dnd  nehmen  wir  hiervon  nochmal  25  "/o  weg 
auf  Rechnung  der  grösseren  Transportweite, 
dann  ist  das  ostpreussische  Holz  am  Rheine 
immer  noch  um50*/o  konkurrenzt^ger  als 
das  süddeutsche.  —  Aehnlich  verhält  es  sich 
mit  der  Zufuhr  des  aiisländischen ,  specieli 
des  russischen  Holzes  an  den  Rhein.  Wer- 
den Staffeltarife  eingeführt,  dann  sind  ver- 
möge derHandels vertrage  die  deutschen  Eisen- 
bahn Verwaltungen  verpflichtet,  das  Holz 
Österreich-ungarischen  und  russischen  Ur- 
sprunges nach  den  Sätzen  derselben  zu  be- 
fördern. Das  nissische  Rundholz,  welches 
bis  jetzt  nur  auf  dem  Wasserwege  an  den 
Rhem  verfrachtet  werden  konnte,  wird  dort^ 
hin  mit  der  Eisenbahn  in  grossen  Massen 
geworfen  werden  und  dem  süddeutschen 
Holz  ebenfalls  Konkurrenz  machen.  Ferner 
ist  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen, 
dass  das  russische  Holz  auch  seinen  Weg 
nach  Süddeutsciiland  selbst  findet. 

18.  Mineralkohle  und  Holzverbranch. 
Die  Fördenmg  von  Stein-  und  Braunkohlen 
ist  im  Deutschen  Reiche  von  16,73  5üUionen 
Tonnen  im  Jahre  1860  auf  100,95  Millionen 


Tonnen  im  Jahre  18d6  gestiegen.  Nimmt 
man  au,  dass  eine  Tonne  Steinkohle  die 
Brennkntft  von  5  fm  Nadelholz  hat  und  eine 
Tonne  Braunkohle- die  von  3,7  fm,  so  ent- 
spricht die  Stein  kohlenfördening  von  1896 
in  der  Höhe  von  79,17  Millionen  Tonnen 
einer  Na<lelholzmenge  von  395850000  fra 
und  die  Braun  kohlenfördening  in  der  Höhe 
von  26,78  Millionen  Tonnen  einer  Holzmenge 
von  99090001)  fm.  Zur  jährlichen  Erzeu- 
giing  dieser  Holzmassen  von  nmd  495  Mil- 
lionen fm  wäre  bei  einem  durchschnittlichen 
Abnutzungssatz  von  3,54  fm  pro  ha  eine 
Waldfläche  von  140  Millionen  ha  nötig,  d. 
i.  der  10  fache  Betrag  der  Gesamtfläche  aller 
Waldungen  DeutschlMids  und  der  2'-2fache 
Betrag  der  Flächenausdehnung  des  Deutscheu 
Reiches.  —  1895  betrug  die  Steinkohlen  Pro- 
duktion (exklusive  Braunkohlen)  Europas 
341  Millionen  Tonnen  =  1705  Millionen  fm 
Holz.  Zur  Erzeugung  dieser  Holzmengen 
wären  482  Millionen  ha  Wald  nötig,  d.  i. 
die  Hälfte  der  Gesamtfläche  Europas.  Rech- 
net man  die  stfhon  vorhandene  Waldfläche 
von  3f)0  Millionen  ha  hinzri,  so  mOsste  Eu- 
ropa zu  79  "/o  bewaldet  sein,  um  die  gegen- 
wärtige Holz  Produktion  und  die  derStein- 
kohlenproduktion  entsprechende  Brennholz- 
menge hervorbringen  zu  können. 

Die  Surrogienmg  des  Nutzholzes  <innih 
Eisen  und  Stein  und  die  des  Brennholzes 
durch  die  Mineralkohle  seit  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  ist  eine  feststehende  That- 
sache.  Trotzdem  ist  der  Holzverbi-anch  in 
Deutschland  nicht  gesunken,  sondern  gestie- 
gen. Er  betrug  1872  ungefähr  46  Millionen 
fm,  1896  55,  1898  57  Millionen  fm.  Dieses 
Mehr  wurde  zum  Teil  im  Inlande  aufgehracht 
durch  Erhöhung  der  Abnutzungssätze  in  den 
Staats-  und  Gern  ei  nde  waltungen ,  der  Rest 
wird  durch  erhöhte  Einftihr  gedeckt  Eine 
Verschiebung  hat  aber  zwischen  dem  Ver- 
brauch von  Nutzholz  und  von  Brennholz 
stattgefunden.  Während  der  Nulzholzver- 
braueh  pro  Kyif  der  Bevölkerung  gestiegen 
ist,  ist  der  Brennholz  verbrauch  gesunken. 
Dieses  Sinken  ist  aber  nicht  in  demselben 
Verhältnis  erfolgt  wie  das  Steigen  des  Mine- 
ralkohlenverbrauchs. Es  betrug  nämlich  pro 
Kopf  der  Bevölkening  des  deutschen  Zoll- 
gebietes der  jährliche  Verbrauch  von: 
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Der  gesteigerte  Verbrauch  an  Mineral- 
kohle  ist  in  erster  Linie  auf  (ieii  Be<larf  der 
Industrie  ziirüc3(7.>ifülu'en.  Für  den  Haus- 
brand der  ländlichen  Berölkernng  ist  auch 
Sigenwärtig  noch  das  Holz  das  hauptsäch- 
chste  BrenDinaleiial,  wahrend  in  den  Städ- 
ten der  häusliche  Verbrauch  des  Holzes 
durch  die  Steinkohle  seit  den  60  er  Jahren 
auf  i's— '.*  reduziert  wurde.  lutcressant  ist 
in  dieser  Beziehung  der  statistische  Aus- 
weis über  den  Brennmaterialien  verbrauch  in 
Berlin  und  Paris.  Derselbe  betrug  pro  Kopf 
der  Bevölkening: 
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1,40 
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0,15 
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14.  Waldbrand vereichemiig.  Das  Ver- 
langen nach  einer  Versicherung  der  Forsten 
g^n  Feuerschaden  wurde  seit  den  70  er 
Jahren  wiederholt  erhoben.  Praktisch  wurde 
die  Frage  zueilt  von  der  hanaoTerschen 
Provinzialverwaltung  1885  in  An^iff  ge- 
nommen, das  Projekt  kam  aber  nicht  zur 
Ihirchfflhrung,  weil  die  preussische  Regie- 
rung von  der  auf  Q-egenseitigkeit  zu  grün- 
denden Gesellschaft  die  Dotierung  eines 
Reservefonds  von  300000  Mark  forderte.  Im 
Jahre  1895  errichtete  die  Gladbacher  Feuer- 
versicherungsgesellschaft  eine  Abteilung  fflr 
Waldbrandveraichernng,  und  damit  ist  der 
erste  Schritt  in  dieser  fflr  den  Kleinwald- 
besitz  wichtigen  Angelegenheit  gemacht 
Bei  dem  Mangel  an  allen  Erfahrungen  be- 
darf die  gedeihliche  Entwickelun?  der  Vei^ 
sichern ngstechnik  noch  geraume  Zeit;  vor- 
läufig befindet  sie  sich  noch  im  Stadium 
des  Versuches. 

Träger  der  Versicherung  können  sein 
entweder  alle  Waldbesitzer  eines  Gebietes 
(Versicherung  auf  Gegenseitigkeit)  oder  be- 
stehende Versicherungsanstalten.  Um  auch 
grösserem  Waldbrand  schaden  gegenüber  ge- 
rOstet  zu  sein,  mQssen  erstere  einen  Garan- 
tiefonds  aufbringen,  weshalb  diese  Art  der 
Versicherung  nur  schwer  zu  stände  kommt 
Das  Bedürfnis  zur  Versicherung  der 
Forsten  ist  nicht  so  zwingender  Natur  wie 
bei    Gebäuden,    Mobilien   etc.     "Wer    durch 


Feuer  sein  Haus  verliert  ist  obdachlos  und 
meist  auch  erwerbslos;  der  Schaden  durch 
Waldfeuer  wird  dagegen  erst  später  finao- 
zieU  fühlbar  und  lässt  sich  imter  Umständeii 
auf  viele  Jahre  verteilen.  Die  Eigentümer 
grosser  Waldkomplexe,  vor  allen  der  Staat. 
haben  kein  Bedürfnis  nach  einer  Waldbrand- 
versichening.  weil  die  Kosten  ausser  Ver- 
hältnis zum  Nutzen  stehen  würden.  Vor- 
teile  bringt   sie  niu"  dem    kleinen  Waldbe- 

In  Bümtlicben  Waldungen  Preussens  kamen 
1861-1894  durchBchnittlichiahrhch  388  Wald- 
brände vor  auf  einer  Brandlläche  von  1982  ha 
mit  einem  Schaden  von  383  20?  Hark  (Gegami- 
waldfläche  8192606  ha).  In  den  prenaaischen 
StaaUwalduugen  ereigneten  aich  Ton  1880 — ISüit 
dnrchBchnittlich  24  Waldbrande  mit  542  ba  Cm- 
fau^,  das  sind  */«  vom  Tauaend  der  vorhaDdenen 
Fläche.  In  den  bayerischen  Staats naldongen 
wurden  1885—1894  jährlich  116  ha  durch  Brand 
betroffen  bei  einer  Waldfläche  von  872  262  ha, 
1896  mir  68  ha  [Schaden  1890  3897  Mark,  1894 
6743  Mark,  1896  2274  Mark,  1896  10466  Mark). 
In  Oeaterreich  wurden  1881—1896  jährlich  im 
Durchschnitte  1370  ha  mit  einem  Werte  von 
66  128  Qnlden  durch  Feuer  geschädi^  bei  einer 
Geaamtwaldfl&che  von  97(9  620  ba.  —  Äoi 
dieser  Statistik  ^ht  deatlich  hervor,  dass  im 
Hinblick  auf  den  geringen  Schaden  für  den 
Staat  die  „Selbstveruchenrng"  das  Zweckmässig- 

Dio    Versicherungspflicht     muss 

sich  billigerweise  auf  alle  Bestände  des 
Waldbeaitzers  bis  zum  versicherungspflich- 
tigen Alter  erstrecken  (Gladbach  60  Jahre). 
Aeltere  Bestände  sind  von  der  Versicherungs- 
pflicht auazuschliessen,  well  eine  Venuch- 
tuDg  des  Holzes  bis  zur  Unbiauch  barkeit 
hier  nie  eintritt  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung kann  nur  der  wirtschaftliche  Wert 
des  Bestandes  sein  (nicht  z.  B.  die  Schutz- 
wald  ei  genschaft).  Die  Feststellung  und 
Fortführung  desselben  ist  schwierig  und 
kostspielig.  Debcrversichemng  kann  den 
Wunsch  auf  Eintritt  eines  Waldbrandes  er- 
regen, voller  Schadensersatz  Lässigkeit  beim 
Löschen  des  Feuers  zur  Folge  haben. 

Die  Entschädigungspflicht  muss 
aich  eratrecken  auf  den  beschädigten  Holi- 
bestand  und  auf  die  durch  die  Löscharbeit 
entstehenden  Beschädigungen  des  Holzbe- 
standes  (Gassenhiebe) ;  sie  kann  sich  er- 
strecken auf  den  Ersatz  der  Löschkosten, 
der  nachfolgenden  Kulturkosten,  auf  den 
Ausgleich  der  schädlichen  Folgen  des  Feuers 
für  den  unberührt  gebliebenen  Wald  (Wind- 
bruch, Kulturerschwerung) ,  auf  das  vei^ 
brannte  bereits  gefällte  Holz.  —  Die  Bil- 
dung von  Gefahrenklassen  soll  nach 
folgenden  Gesichtspunkten  geschehen:  Holz- 
art, am  gefährdetfiten  ist  die  Kiefer,  daim 
Fichte  und  Tanne,  viel  weniger  das  Laub- 
holz; Bodenüberzug  (Graswuchs) ;  Umgebung 
des  Waldes  (Ausflugsorte,  Strassen  u.  s-w.); 
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Möglichkeit  der  Löschung  (nahe  Ai'beiter- 
wohnungen,  Organisation  der  Feuerwehr); 
Klima  (Niederschlagsmengen);  Yerlässigkeit 
der  Waldarbeiter.  —  Die  Prämiensätze 
der  Gladbacher  Feuerversiche- 
rungsgesellschaft sind  bemessen  nach 
dem  Alter,  der  Holzart  und  der  Grösse  der 
örtlichen  Gefahr,  Den  Massstab  bilden  je 
1000  Mark  des  Versicherungswertes.  Dieser 
wird  für  die  jüngeren  Bestände  durch  Pro- 
longierung des  Anfangswertes  mit  5  %  fest- 
gesetzt^ bei  den  älteren  Beständen  innerhalb 
10  Jahre  als  gleich  angenommen.  Durch- 
schnittlich beträgt  die  Prämie  0,85  Mark 
für  Laubholzbestände,  1,20  Mark  für  Misch- 
bestände aus  Laub-  und  Nadelholz,  2  Mark 
für  Nadelholzbestände.  Das  Minimum  ist 
0,45,  das  Maximum  4  Mark.  —  Diese  Sätze 
sind  verhältnismässig  hoch,  und  die  Zeit 
muss  erst  lehren,  ob  Versicherungsnehmer 
und  Versicherungsgesellschaft  dabei  ihre 
Rechnung  finden. 

15.  Waldbestenemiig.  Die  Besteuerung 
des  Waldes  erfolgt  auf  der  Grundlage  der 
allgemeinen  Steuergesetze,  auf  welche  hiermit 
verwiesen  wird.  Im  nadifolgenden  können 
und  sollen  nur  die  Besondemeiten  hervor- 
gehoben werden,  welche  bei  der  Einsteuerung 
des  Waldes  zu  berücksichtigen  sind. 

1.  Die  Grundsteuer.  Alle  bestehenden 
Grundsteuergesetze  stimmen  darin  überein, 
dass  auch  beim  Walde  die  Ertragsfähigkeit 
»nicht  nach  zufälligem  Aufwände  oder 
künstlichen  Verbesserungen  oder  Vernach- 
lässigungen, sondern  nach  ihrer  natürlichen 
Entwickelung  bei  gewöhnlichem  gemeinüb- 
lichen Wirtschaftsfleisse  bemessen  werden 
soll«.  Ferner  wird  lülgemein  von  jenem 
Ertrag  ausgegangen,  der  sich  auf  Grund 
des  üblichen  ümtriebes  bei  der  herrschen- 
den Holzart  und  Betriebsart  ergiebt  Für 
die  Ertragseinschätzung  ist  daher  der  Um- 
stand nicht  massgebend,  dass  eine  andere 
Holzart  oder  Wirtschaftsmethode  vielleicht 
einen  höheren  Ertrag  liefern  könnte. 
Innerhalb  der  massgebenden  Holz-  und  Be- 
triebsart bleibt  dagegen  der  wirklich  vor- 
handene Waldzustand  (Bestockungsgrad,  Al- 
ter, Blossen)  unberücksichtigt.  Dieses  im 
Principe  der  Objektsteuer  begründete  Ver- 
fahren hat  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
eine  erziehliche  Wirkimg,  indem  der  gute 
Wirt,  welcher  den  wirÜichen  Ertrag  über 
den  steuerbaren  hinaus  zu  steigern  versteht, 
belohnt,  der  schlechte  Wirtschafter  aber, 
der  seinen  Wald  herunterkommen  lässt,  be- 
straft wird.  —  Da  die  Holzpreise  und  Rein- 
erträge der  Forsten  stets  steigen,  so  hinken 
die  auf  die  Erträge  rückwärts  liegender 
Perioden  hin  festgelegten  Steueranschläge 
der  wirklichen  Ertragsfälligkeit  des  Waldes 
zu  Gunsten   des  Waldbesitzers   stets  nach. 

Der  steuerbare  Ertrag  sollte  verschieden 


bemessen  werden,  je  nachdem  es  sich  um 
den  aussetzenden  oder  jährlichen  Nachhalts- 
betrieb handelt.  Der  Reinertrag  des  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Bodens  ist  die  er- 
wirtschaftete Bodenrente.  Soll  also  dem 
Begiiffe  Grundsteuer  entsprechend  nur  der 
Boden  besteuert  werden,  dann  bildet  diese 
Bodenrente  einzig  und  allein  den  steuer- 
baren Ertrag.  Die  Heranziehung  der  Boden- 
rente allein  zur  Steuer  '%'tlrde  indessen  l)eim 
jährlichen  Nachhaltsbetrieb  nicht 
gerecht  sein,  wenn  der  Wald  eine  andere 
Steuer  als  die  Grundsteuer  nicht  zu  tragen 
hat  Das  Einkommen,  welches  der  Wald- 
besitzer aus  seinem  im  Nachhaltsbetriebe 
bewirtschafteten  Wald  jährlich  bezieht,  d.  i. 
die  Waldrente  oder  der  W«ddreinertrag, 
setzt  sich  zusammen  aus  der  Bodenrente 
und  dem  Zins  des  Holzvorratkapitals.  Dieses 
Holzvorratkapital,  welches  die  Grundbe- 
dingung für  die  Möglichkeit  einer  jährlichen 
Nutzung  ist  und  75—85%  des  gesamten 
Waldwertes  repräsentiert,  ist  ein  erspartes 
Vermögen  des  Waldbesitzers,  dessen  Zins 
er  in  dem  jähi'lichen  Waldreinertrag  mitbe- 
zieht. Um  den  Betrag  des  Holzvorratkapi- 
tals ist  der  Waldbesitzer  reicher  als  der 
Besitzer  landwirtschaftlichen  Bodens  von 
gleicher  Güte  und  Ausdehnung.  Wird  da- 
her der  Nachhaltswald  nur  nach  der  Boden- 
rente besteuert  und  bildet  diese  Grund- 
steuer die  einzige  Steuerlast  des  Waldbe- 
sitzers, wie  in  Bayern,  dann  bleibt  die  be- 
deutendste Einkommensquelle  der  Forstwirt- 
schaft, der  Holz  vorrat,  unbesteuert  Daher 
ist  es  zweifellos,  dass  Wälder  im 
Nachhaltsbetrieb  nicht  mit  der 
Bodenrente,  sondern  mit  dem  Wald- 
reinertrag zur  Steuer  herange- 
zogen werden  müssen.  Mit  Ausnahme 
Preussens  und  Hessens  haben  alle  Staaten 
—  im  Principe  wenigstens  —  diesen  rich- 
tigen Standpunkt  bei  der  Ghrundsteuerver- 
anlagung  auch  eingenommen.  Theoretisch 
Hesse  sich  dagegen  eventuell  einwenden, 
dass  der  Steuerfuss  der  Grundsteuer  auf 
das  aus  Eapitalnutzung  stammende  Ein- 
kommen gleichmässig  übertra^n  wird.  Ist 
die  Einkommensteuer  verhältnismässig  nied- 
riger als  die  Grundsteuer,  dann  zahlt  der 
Waldbesitzer  für  den  Holzkapitalertrag  mehr 
Steuer  als  für  die  gleiche  KapitaJrente, 
welche  aus  anderen  Quellen  fliesst  Es 
wäre  daher  die  Trennung  des  W^dreiner- 
trages  in  Bodenrente  und  Kapitalrente  zum 
Zwecke  der  Besteuerung  das  idealere  Ver- 
fahren. Abgesehen  davon  aber,  dass  der 
praktischen  Durchführung  dieses  Princips 
steuertechnisch  sich  grosse  Schwierigkeiten 
entgegenstellen  würden,  lässt  sich  auch  da- 
gegen wieder  einwenden,  dass  sich  nach- 
haltige Waldwirtschaft  ohne  Holzkapital 
eben    nicht   treiben    lässt   und    daher   der 
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wirtschaftliche  Charakter  von  Holzboden- 
rente und  Holzkapitalzins  in  steuerlicher 
Hinsicht  wenigstens  derselbe  ist.  Die  Be- 
steuemng  des  Waldreinertrages  beim  Nach- 
haltsbetneb  hat  zur  Folge,  dass  die  mit 
Wald  bestockte  Fläche  bedeutend  mehr 
Steuer  zu  leisten  hat  als  landwirtschaftliches 
Gelände  gleicher  Öüte  und  Grosse.  Die 
aus  früheren  Zeiten  stammenden  Grund- 
steuergesetze wollten  aber  diese  Folge  nicht. 
Man  identifizierte  vielmehr  den  Waldrein- 
ertrag mit  der  landwirtschaftlichen  Boden- 
rente und  besteuerte  Wald  und  Feld  gleich- 
massig.  Zudem  erfolgten  die  früheren  Ein- 
schätzungen auf  der  Grundlage  niedriger 
Holzpreise,  und  meistens  wurden  auch  nicht 
alle  Nutzungen  veranschlagt.  Infolge  aller 
dieser  Umstände  wurde  der  Wald  gegenüber 
dem  landwirtschaftlich  benutzten  Boden  von 
vornherein  begünstigt. 

Wesentlich  anders  wie  beim  jährlichen 
Betriebe  liegen  die  Verhältnisse  beim  aus- 
setzenden. Der  Abtriebsertrag  und  die 
auf  den  Schluss  der  ümtriebszeit  prolon- 
gierten Zwischennutzungen  abzüglich  der 
auf  den  gleichen  Zeitpunkt  bezogenen  Kul- 
tur- und  Verwaltimgskosten  sind  hier  gleich 
den  Zinsesziusen  des  Bodenertragswertes. 
Ein  Holzvorratkapital  ist  hier  nicht  vorhan- 
den. In  einer  anderen  Auffassung  kann 
man  den  Abtriebsertrag  auch  als  die  Summe 
der  Wertgrössen  betrachten,  die  jährlich 
auf  dem  gegebenen  Boden  erzeugt,  aber  erst 
am  Schlüsse  des  Produktionszeilraumes  zu- 
sammen geerntet  werden.  Es  ist  derselbe 
Vorgang,  wie  wenn  jemand  jährlich  einen 
bestmimten  Geldbetrag  in  eme  Sparkasse 
einlegt  und  alle  diese  Beträge  nach  einem 
längeren  Zeitraum  samt  Zinsen  auf  einmal 
erhebt. 

Wird  nun  der  auf  den  Schluss  der  üm- 
triebszeit berechnete  Reinertrag  auf  die  ein- 
zelnen Jahre  dieses  Zeitraimies  verteilt,  so 
erhält  man  die  Bodenrente,  die  hier  aus- 
schliesslich die  Steuergrundlage  bilden  kann. 
Die  bestehenden  Grundstcuergesetze  haben 
aber  mit  Ausnahme  des  bayerischen  ent- 
weder absichtlich  einen  anderen  Ertrag 
imterstellt  oder,  wenn  sie  auch  die  Boden- 
rente allein  treffen  wollten  (Preussen,  Hessen), 
für  die  Bethätigung  des  richtigen  Principes 
nicht  die  richtige  Form  gefunden.  Der 
steuerbare  jährliche  Ertrag  wurde  nämlich 
nach  dem  arithmetischen  Diu-chschnitt  des 
Abtliebsertrages  auf  die  einzelnen  Jahre 
verteilt  und  so  die  Parzelle  als  Flächenein- 
heit eines  Nachlialtswaldes  mit  jälirlichem 
Betriebe  behandelt.  Der  Waldbesitzer  muss 
infolge  dieser  Rechnung  den  Zins  eines 
Vorratkapitals  mitbesteuern,  welches  gar 
nicht  vorhanden  ist. 

2.  Die  progressive  Einkommen- 
steuer. Bei  dei-selben  fäUt  der  missliche  Um- 


stand des  Ertragssteuersystems  fort,  dass  der 
Waldbesitzer  beim  aussetzenden  Betriebe 
jährlich  Steuer  bezahlen  muss  und  zwar  audi 
zu  den  Zeiten,  in  denen  er  keine  Ein- 
nahme hat.  Schwierigkeiten  können  sich 
dagegen  in  folgenden  Fällen  ergeben. 

a)  Die  Einkommensteuer  soll  principiell 
nur  die  reine  Rente  aus  Kapital,  Grundbe- 
sitz und  Arbeit,  nicht  das  Kapital  oder  den 
Grundbesitz  selber  treffen.  Da  nun  in  der 
Forstwirtschaft  das  erntereife  Prodjikt  und 
das  Kapital  aus  demselben  Stoffe,  aus  Holz, 
besteht,  ist  die  Trennung  von  normalem 
Ertrag  und  Kapital  oder  »Stammvermögen« 
im  konkreten  Falle  oft  sehr  schwierig. 
Diese  Schwierigkeit  verschwindet  fast  voll- 
ständig unter  normalen  Verhältnissen  im 
geordneten  Forstbetrieb,  wird  aber  steuer- 
technisch fast  unüberwindbar,  wenn  unregel- 
mässige Zustände*  eintreten  oder  vorliegen. 
Nutzt  der  Waldbesitzer  infolge  von  Kalami- 
täten oder  aus  Not  mehr  als  den  normalen 
Etat  oder  zieht  er  ahlässlich  einer  üm- 
triebsherabsetzung  Kapital  aus  dem  Walde 
heraus,  dann  sollte  diese  Mehrnutzung,  die 
Kapital,  nicht  Rente  ist,  steuerfrei  blei- 
ben. Denn  im  ersteren  FaDe  braucht  der 
Waldbesitzer  das  Kapital,  um  mit  dessen 
Zinsen  den  Ausfall  an  Ertrag  in  der  näch- 
sten Zeit  zu  decken,  im  letzteren  Falle 
kann  er  das  flüssig  gewordene  Kapital  ent- 
weder zur  Schuldentilgung  verwenden  oder 
sonst  verzinslich  anlegen.  Braucht  er  es 
auf,  dann  wird  er  eben  um  soviel  ärmer. 

Man  könnte  einwenden,  dass  die  Be- 
steuerung des  genutzten  Kapitals  dem 
Waldbesitzer  keinen  Schaden  bringt,  weil 
er  in  den  folgenden  Jahren  weniger  nutzt 
und  deshalb  auch  weniger  Steuer  bezahlt 
Dieser  Einwand  ist  nicht  stichhaltig.  Denn 
einmal  erleidet  der  Steuerpflichtige  Schaden 
durch  die  Progression  der  Steuersätze. 
Wenn  er  in  einem  Jahre  den  zehnjährigen 
Etat  nutzt,  zahlt  er  hiervon  mehr  Steuer, 
als  wenn  derselbe  auf  10  Einzeljahre  ver- 
teilt ist.  Dann  fällt  bei  Kalamitäten  und 
Uebernutzungen  (nicht  bei  berechtigten  üm- 
triebsherabsetzungen)  Holz  an,  welches  noch 
nicht  hiebsreif  ist;  mfolgedessen  treten  Zu- 
wachsverluste ein  und  unter  Umständen 
Preisverluste  wegen  üeberfiillung  des 
Marktes  mit  geringwertigem  Material.  Dieser 
Schaden  wird  durch  die  geringere  Steuer 
der  nächsten  Jahre  nicht  \nedor  eingebracht 

Die  Stellung  der  geltenden  Einkommen- 
steuergesetze zu  dieser  Frage  ist  nun  ver- 
schieden. Das  sächsische  Gesetz  und 
mit  ihm  alle  übrigen  Gesetze  mit  Ausnahme 
des  preussischen  machen  keinen  Unterschied 
zwischen  der  Nutzung  von  Etat  und  Ka{>i- 
tal.  Alles,  was  der  Waldbesitzer  an  Ab- 
triebs-, Zwischen-  und  Nebennutzungen  be- 
zieht, ist  steuerpflichtig  ohne  Rücksicht  auf 
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den  wirtschaftlichen  Chai-akter  der  Einkom- 
mensquelle. Das  preussische  Gesetz 
Isisst  (iagegen  »die  Ergebnisse  ausserge- 
wöhnlicher,  nicht  innerhalb  der  regelmässi- 
gen Nutzung  liegender  Abtriebe,  welche  als 
eine  Verminderung  des  Holzbestandkapitals 
anzusehen  sind,  ausser  Anrechnung <'.  Nun 
ist  es  zweifellos,  dass  vom  foi-stpolitischen 
und  theoretischem  Standpimkte  aus  das 
preussische  Verfahren  richtiger  ist  als  das 
Sc^chsische.  Dagegen  erscheint  es  aber  in 
demselben  Giude  zweifelhaft  ob  vom  steuer- 
technischen Standpunkte  aus  das  preussi- 
sche Verfaliren  auf  die  Dauer  durchführ- 
bar ist. 

b)  Eine  nicht  zu  beseitigende  Häi*te 
liegt  beim  aussetzenden  Betriebe  und  bei 
aUen  ausserordentlichen  Hieben  im  Nach- 
haltsbetrieb in  der  Progression  der  Steuer. 
Der  Waldbesitzer  wird  infolge  eines  ihm 
ein  ausserge  wohnliches  Einkommen  schaffen- 
den Abtriebes  auch  mit  seinem  ganzen 
übrigen  Einkommen  in  eine  höhere  Steuer- 
klasse gedrängt. 

c)  Werden  jährlich  sich  ändernde  Zu- 
schläge zur  Steuer  erhoben,  dann  ist  es 
beim  aussetzenden  Betriebe  vom  Zufall  ab- 
hängig, ob  die  Abnutzung  bei  hoher  oder 
niedriger  Steuer  erfolgt.  Beim  jälirlichen 
Betrieb  gleicht  sich  die  wechselnde  Steuer- 
last mehr  aus. 

Die  hier  geschilderten,  unter  Um- 
ständen sich  geltend  machenden  Schatten- 
seiten der  forstlichen  Einkommensteuer  sind 
indessen  nicht  so  schwerwiegender  Natur, 
dass  darin  ein  Grund  z\u*  Verwerfung  des 
Einkommensteuersystems  gefunden  werden 
könnte.  Die  Einkommensteuer  ist  zweifel- 
los die  gerechteste  imd  elastischste  Steuer- 
art für  die  Waldwirtschaft. 

3.  Die  Vermögenssteuer.  In  der 
Waldwirtschaft  weist  die  Vermögenssteuer 
von  der  Ertragssteuer  —  abgesehen  natürlich 
von  der  Höhe  der  Steuersätze  —  nicht  viel 
oder  gar  nicht  ab,  weil  der  Verkehrswert 
(Vermögenswert)  und  der  Ertragswert  hier 
nicht  in  demselben  Grade  differieren  wie 
bei  landwirtschaftlichen  Gütern.  In  der 
Waldwirtschaft  fehlt  die  ausgiebige  Arbeits- 
gelegenheit, und  wegen  der  selten  vorkom- 
menden grösseren  Waldverkäufe  kann  sich 
ein  gegendüblicher  Verkehrswert  nicht  aus- 
bilden. Diesem  Umstände  trägt  das  preussi- 
sche Ergänzungssteuergesetz  von  1893  und 
die  hierzu  erlassene  »technische  Anleitung« 
auch  dadurch  Rechnung,  dass  bei  Bemessung 
des  gemeinen  Wertes  der  land-  und  forst- 
wirtschaftlich benutzten  Grundstücke  die 
Ertragswerte  immer  dann  zum  Anhalt  zu 
nehmen  sind,  wenn  ein  im  gewöhnlichen 
Verkehr  gezahlter  Kaufpreis  nicht  vorliegt. 

Litteratur:  ad  l.  Allgemeine  Arbeiten:  Albert f 
Lehrbuch  der  Slaatsforstwissenschaß,   Wien  1875. 

Handwörterbuch  der  StaatswissenBobaften.    Zweite 


—  Crraner,  Forstgesetzgebimg  und  Verwaltung, 
189S.  —  Lehr,  Forgtpolitik,  in  Loreys  Handb- 
der  Foratw.  IL  —  Schivappach,  Forstpolitik, 
Jagd'  und  Fischereipolitik ,  Leipzig  1894'  — 
Weher,  Die  Aufgaben  der  Forstwirtschaft,  in 
Loreys  Ilandb.  I.  —  Für  den  geschichtlichen 
Teil:  Endres,  Die  Waldbenutzung  1888  speciell 
und  die  angegebenen  Geschichtswerke. 

ad  S.  Wohlfahrtswirkungen:  BUhler, 
im  Berichte  über  die  18.  Vers,  deutscher  Forst- 
männer in  Dresden  1889,  Berlin  1890.  —  Cen- 
tralbureau  für  Meteorologie  und  Hydro- 
graphie  im  Grossh.  Baden,  Der  Rheinstrom  und 
seine  wichtigsten  Nebenflüsse  etc.,  Berlin  1889; 
dass.,  Beiträge  zur  Hydrographie  des  Grossh. 
Baden,  6.  Heft.  —  Hydrographische  und  wasser- 
wirtschaftliche Beschreibung  de«  FlussgebiHes  der 
Hauensteiner  Alb  im  sildl.  Schivarzwald,  Karls- 
ruhe 1889.  —  Cocus,  Der  Lawinenschaden  im 
schweizerischen  Hochgebirge  1887—88,  Bern  1889. 

—  E,  EbermayeTf  Die  physikal.  Einwirkungen 
des  Waldes  auf  Luft  und  Boden,  Aschajfenburg 
1878.  —  Derselbe,  Die  Beschaffenheit  der 
Waldluft,  Stuttgart  1885.  —  Derselbe,  Hy- 
gienische Bedeutung  der  Waldluft  und  des  Wald- 
bodens, in  Allgem.  Forst-  und  Jagdztg.  1890; 
femer  in  Forsch,  auf  dem  Gebiete  der  Agri- 
kuUurphysik,  IX.  Bd.  S.  H.  —  Derselbe, 
Niederschläge  in  den  Wäldern.  Forstl.-naturw. 
Ztschr.  1897.  —  Eautratj  Observations  mi- 
teorologiques,  faites  de  1874  ^  1878,  Paris 
1878.  —  V,  Fischbach,  €,,  Referat  auf  dem 
intemat.  land-  und  forsttoirtschaftl.  Kongress  in 
Wien  1890  (Wohlfahrtswirkungen).  —  J,  Lehr, 
in  Loreys  Handb.  der  Forstw.  II  (Forstpolitik). 
V.  lA>effelholz-Colberg,  Die  Bedeutung  und 
Wichtigkeit  des  Waldes,  Leipzig  1872.  —  v. 
lAyrenz-IAbumau,  Resultate  forsU.-meteorolog. 
Beobachtungen  1885 — 1887.  MitÜgn.  vom  forstl. 
VersuchsiD.  in  Oesterreich,  Heft  XII.  Wien  1890. 

—  Derselbe,  Wald,  Klima  und  Wasser,  Mün- 
chen 1878.  —  Mathieu,  Meteorologie  comparSe 
agricole  et  forestihre,  Paris  1878.  —  Müttrlch, 
Ueber  den  Einfluss  des  Waldes  auf  die  periodischen 
Veränderungen     der    Lufttemperatur.      Zeitschr. 

f.  Forst-  und  Jagdwesen  1890.  —  Derselbe, 
Jahresbericht  über  die  Beobachtungsergebnisse  der 
forstl.-meteorol.  Stationen,  1875 — 97,  Berlin.  — 
Ney,  in  ^^  Deutsche  Zeit-  und  Streitfrqigenv.,  H.  6, 
Berlin  1886.  —  Derselbe,  Der  Wald  und  die 
Quellet,  1894.  —  Hothenbach,  Einfluss  des 
Waldes  auf  die  Ergiebigkeit  der  Quellen,  Schweiz. 
Ztschr.  f.  Forstw.  1898.  —  Th,  NoerdUnger,  Der 
Einfluss  des  Waldes  auf  die  Luft- und  Boden  wärme, 
Berlin  1886.  —  Perona,  in  der  Allg.  Forst- 
und  Jagdztg.  1885.  —  J^  F,  Studnieha,  Grund- 
ziige  ein^r  Hydrographie  des  KÖnigr.  Böhmen. 
Archiv  f.  naiunv.  Landesdurchf.  v.  Böhmen, 
Bd.  VI.  —  JB.  Weber,  in  Loreys  Handbuch  d. 
Forstw.  I  (vorzügliche  Zusammenstellung).  — 
E,  Wollny,  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der 
Agrikulturphysik,  1894  u.  1895.  —  Mitteilungen 
der  Schweiz.  Centr.- Anstalt  für  forstliches  Ver- 
suchswesen, 1893 ff.  —  Schubert,  Temperatur 
und  Feuchtigkeitsunterschiede  zwischen  Wald  und 
Feld.  Zeitschr,  f.  Forst-  u.  Jagdw.  1893.  — 
Schreiber,  Die  Einwirkung  des  Waldes  auf 
Klima  u.  Witterung.  Dresden  1899.  —  Weise, 
Wolkenbildung,  Regen  und  Wald.  Mündener 
forstl.  Hefte  XIV,  1898. 

ad  6,  7  u,  8.    E,  Arndt,    Die  Privatforst' 
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1186 


Forsten  (Forstpolitik) — Fourier 


%cirtachafl  in  Preussen,  Berlin  1889.  —  Klette, 
J>ie  Darlegung  einfacher  Grundsätze  für  den 
Privatwaldbetrieh  in  ikLchsen.  MüUgn.  der 
Oekonomi-üchen  Gesellschaft  im  Rönigr.  Sachsen, 
1889 — 90,  V.  —  Danckelniann,  Gemeindewald 
wid  Genossenwald,  Berlin  188£. 

ad.  10,  Waldgrundgerechtigkeiten. 
Danclcelniann  f  Die  Ablösung  und  Regelung 
der  Waldgrundgerechtigkeit^n ,  S  Teile,  Berlin 
1880 — 1888   (das   beste   und  umfassendste  Werk). 

—  Albert,  Lehrbuch  d^r  Forstservitutenablösung, 
Würzburg  1868. 

ad  11.  Ho  Izhandel  und  Hq  Izzoll. 
JPanckelmannf  Die  NutsholzzöUe,  Berlin  188S. 

—  Liaris,  Die  Handelsusaneen  im  Weltholz- 
handel und   Verkehr,    Giessen   und  Berlin  1889. 

—  JLehr,  Die  neuen  deutschen  Holzzöüe,  im 
Suppl.  der  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  Jena  1880.  — 
JDerselbef  Die  deutschen  Holzzölle  und  deren  Er- 
höhung, Prankfurt  a.  M.  1883.  —  Zachinvmer, 
Holzstoff'-  und  HolzceUtUosefabrikation,  Tharander 
foTstl.  Jahrb.  1890.  —  Endres,  Weltholzhandel 
und  Holzzoll.    Allgem.  Forst-  und  Jagdztg.  1898. 

—  Schenk,  Die  Rentabilität  des  deutschen  Eichen- 
schälwaldes,  Darmstadt  1899.  —  Jentech,  Der 
deutsehe  Eichenschälwald  und  seine  Zukunft. 
Berlin  1899. 

ad  12.  Holztransport.  Mndres,  Die 
Eisenbahntarife  für  Holz;  Referat  im  Berichte 
über  die  25.  Vera,  deutscher  Forstmänner  zu 
StuttgaH,  Berlin  1898.  —  Zöepfi,  Die  Eisen- 
bahntariffrage unseres  Holzverkehrs,  Berlin  1896. 

—  Landgraf  f  Papierholx  contra  Säge^  und 
Rundholz,  Berlin  1897.  —  Forehheimer,  Det 
bayerische  Holzhandel  und  das  Donau- Main- 
Kanalprojekt.  Berieht  über  die  7.  Hauptvera. 
(1897)  des  Vereins  für  Hebung  der  Fluss-  und 
Kanalschiffahrt  in  Bayern.  —  Hwnnehauni, 
Waldeisenbahnen  1886.  —  Fi^reter,  Das  forstl. 
Transportwesen  1888.  —  Kurs,  Tabell.  Ueber- 
sicht  über  die  flösnbaren  und  schiffbaren  Wasser- 
strassen  in  Deutschand  1894. 

ad  14.  Burckhardt,  Aus  dem  Walde,  1877. 

—  Müller,  Allgem.  Forst-  und  Jagdztg.,  1894* 

—  Baneheimannj  Zeitschr.  für  Forst-  und 
Jagdzu).,  1897. 

ad  16.  Albert,  Lehrbuch  der  Foratgrund- 
steuerermillelung ,  Wien  1866.  —  Judeich  im 
Tharander  forstl.  Jahrb.,  1877  und  1888.  — 
Süden  in  der  Zeitschr.  für  Forst-  und  Jagdw., 
1888.  —  Schniitap<ih/n  im  Forstw.  Centralbl., 
I884.  —  Riebel  im  Centralbl.  f.  d.  ges.  Forstw., 
1896.  —  Endres  im  ForstwissenschafU.  Central- 
blaU  1899. 

3f«  Endres. 


Fortbildmigsschiilweseii 

s.  Gewerblicher  Unterricht. 


Fourier^  Fran^ois  Marie  Charles. 

üeber  keine  andere  Persönlichkeit  lanten 
die  Urteile  sowohl  der  Zeitgenossen  wie  der 
Nachwelt  so  grundverschieden  wie  über  Charles 
Fonrier,  da  mn  die  einen  als  genialen  Denker 
nicht  hoch  genug  feiern  zu  können  meinen,  die 
anderen  aber  als  unfruchtbaren  Phantasten  zu 


den  inferioren  Geistern  verdammen.     Ihre  Be- 

S'ündnng  findet  diese  auffällige  Divergenz  der 
einungen  darin,  dass  auch  in  der  That  bei 
keinem  anderen  Manne  der  Neuzeit  sich  eine 
so  innige  Verknüpfung  zwischen  Genie  und 
Wahnsinn  geoffenbart  hat  wie  bei  Fourier,  auf 
dessen  Denken  und  Handeln  sogar  die  Psychi- 
atrie wiederholt  exemplifiziert  hat;  so  die  be- 
kannte Theorie  Lombrosos. 

Diese  Bemerkung  musste  verausgeschickt 
werden,  weil  das,  was  über  Fonriers  Jugend 
und  den  ^rössten  Teil  seines  äusseren  Lebens 
bekannt  ist,  auf  seinen  eigenen  Angaben  als 
einziger  Urkunde  beruht.  Da  nun  seine  leb- 
hafte Einbildungskraft  allerdings  imstande  war, 
die  festesten  Thatsachen  zu  verrücken  und  ihre 
eigenen  Gebilde  an  deren  Stelle  zu  schieben, 
so  kann  selbst  die  eingehendste  Forschung 
Wahrheit  und  Dichtung  hier  nicht  streng  son- 
dern; und  so  müssen  wir  uns  bescheiden,  Fou- 
riers  äusseren  Lebensgang  nach  dieser  Quelle 
nur  in  knappem  Umriss  darzustellen. 

Am  7.  IV.  1772  zu  Besangon  als  Sohn 
eines  Kaufmanns  geboren,  musste  Fran^ois 
Marie  Charles  Fourier  schon  vom  6.  Lebensjahre 
an  im  Geschäfte  seines  Vaters  thätig  sein,  was 
ihn  aber  nicht  hinderte,  in  der  Schule  mehr- 
fach die  ersten  Preise,  namentlich  in  lateinischer 
Poesie,  zu  gewinnen  und  sich  nebenbei  intensiv 
mit  Geographie,  Musik  und  Blumenzucht  zu 
beschäftigen.  Nach  Absolvierung  der  Schule 
wurde  er  von  seinen  Eltern  gegen  seine  Nei- 
gung in  ein  Geschäft  zu  Lyon  gegeben.  Die 
Stürme  der  grossen  Revolution  orachten  ihn 
um  sein  angeblich  sehr  beträchtliches  väter- 
liches Erbteil,  und  so  war  er  gezwungen, 
seinen  Unterhalt  während  des  grössten  Teiles 
seines  Lebens  als  Handlungsgehm e  —  „sergent 
de  boutique",  wie  er  zu  sagen  pfle^  —  zu 
beschaffen.  Sein  erstes  Werk  erschien  1808. 
Er  starb  als  familienloser  Greis,  aber  umgeben 
von  einem  Kreise  treuer  und  begeisterter 
Schüler  am  10.  X.  1837.  —  (Die  Darstellung 
seiner  Theorie  findet  sich  im  Art.  Sozialis- 
mus dieses  Handwörterbuchs.) 

Das  allgemeine  Bild  seines  inneren  Men- 
schen spiegelt  den  schneidenden  Gregensatz  ge- 
nialer Ijituition  und  schrankenlos  l&cherlicner 
Phantasterei  wieder.  Neben  den  scharfsinnig- 
sten Betrachtungen  über  vergangene  Wirt- 
schaftsepochen, neben  der  klarsten  Erkenntnis 
der  wahrhaften  Triebfedern  des  Geselkchi^- 
lebens  seines  Zeitalters,  neben  durchdringenden, 
oft  geradezu  prophetischen  Ausblicken  in  die 
Zukunft,  finden  sich  ganz  und  gar  verkehrte 
Urteile  über  die  realen  Erscheinungen  der  Ver- 
gangenheit und  Gegenwart  sowie  fruchtlose 
Spekulationen  und  krankhafte  Traumgesichte 
des  Kommenden.  So  zeigt  sich  seine  grosse 
Befähigung  zu  eindringender  Kritik  in  der  Art, 
wie  er  die  individualistische  Wirtschaftsepoche 
charakterisiert ;  seine  tiefe  Erfassung  ihrer  trei- 
benden ökonomischen  Grundkräfte  wird  evident 
in  der  Verkündigung,  dass  man  bei  weiterer 
Entwickelung  der  fireien  Konkurrenz  die  Auf- 
saugung des  kleinen  Kapitals  durch  das  grosse 
und  die  Entstehung  von  Kartellen  der  Gross- 
industriellen zu  ^wärtigen  habe;  und  sein  ge- 
nialer Blick  endhch  für  die  im  Schosse  der  ^it 
verborgenen  Keime  erweist  sich  an  der  Prophe- 
zeihung,  dass  eine  Epoche  des  „Garantismus" 
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heraufkommen  müsse,  in .  welcher  jedem  Men- 
schen ein  gewisses  Minimum  der  Lebenshaltung 
garantiert,  vor  allem  das  Recht  auf  Arbeit,  die 
Arbeiterversicherung  und  die  Organisation  des 
Kredits  für  den  Mittelstand  durch  öffentliche 
Veranstaltungen  durchgeführt  würden. 

Auch  die  Form  seiner  Ausführungen  legt 
Zeugnis  ab  für  seine  hohe  Begabung.  Ueber^ 
zei^  sie  eine  originelle  Physiognomie.  Seine 
Kritik  sprüht  wahre  Feuergarben  von  Geist  und 
Witz,  und  seine  gegen  die  Verkehrtheiten  der 
Zeit  gerichtete  Satyre  ist  durchweht  von  einem 
Hauche  des  vieil  esprit  gaulois  nach  Kabelais' 
klassischem  Muster. 

Aber  diese  glänzenden  Züge  werden  durch 
tiefe  Schatten  verdunkelt.  Dass  Fourier  felsen- 
fest an  sich  und  seine  Mission  glaubt,  ist  er- 
klärlich ;  bedenklich  aber  ist  es,  wenn  er  schreibt 
er  sei  das  gewaltigste  Genie  aller  Völker  una 
Zeiten.  In  seinen  theoretischen  Spekulationen 
begnügt  er  sich  nicht,  der  Menschheit  den  Weg 
zu  einer  neuen  glücklicheren  Weltordnung  zu 
weisen,  sondern  er  versucht  auch,  dieses  Glück 
in  seinen  kleinsten  Einzelheiten  auszumalen, 
und  verirrt  sich,  nur  getragen  von  seinen 
eigenen  phantastischen  Empfindungen  und  Vor- 
stälungen,  in  märchenhafte  Zaubergärten.  Er 
durchwandert  das  ganze  Weltall  und  erblickt 
es  umgewandelt  durch  die  Annahme  und  Be- 
folgunfi:  seiner  Lehre :  Mensch,  Tier  und  äussere 
Natur  nahen  die  verschiedensten  zur  Vollkom- 
menheit ftüirenden  Metamorphosen  durchge- 
macht und  schwelgen  nun  in  unendlichem 
Glücke,  gegen  welches  alle  Vorstellungen  vom 
Gefilde  der  Seligen  erbleichen  müssen. 

Diese  knappe  Skizze  mag  genügen;  denn 
hier  gilt  es  nur,  seine  Sphinxnatur  aufzuzeigen, 
die  80  viele  irregeführt  nat,  keineswegs  jedoch, 
alle  seine  Extravaganzen  zu  sammeln,  um  sie 
wie  ein  Buten  bündel  ge^en  ihn  zu  scnwingen. 
Der  Same,  den  Fourier  in  seiner  Theorie  aus- 
gestreut hat,  ist  nicht  ganz  unfruchtbar  ge- 
blieben, und  als  Mensch  verdient  er  sicherlich 
einen  Platz  unter  den  seltenen  und  grossen 
Männern,  deren  Seele  ganz  durchglüht  war  von 
edelster  Liebe  zur  Menschheit  und  opferwilligem 
Streben  für  ihr  Heü. 

Lltteratnr:  Fourier,  Oeuvres  campUtes,  6  Bde., 
Paris  1811 — 4^,  neuer  Abdruck  1870,  —  Haupt- 
werke: ^Theorie  des  quatre  mouvementsa  (1808), 
nThSorie  de  l'uniU  universellen  (1822)  und  nLe 
.  nouveau  monde  industriel  et  soctetairen  (1829). 
Bebel,  Fourier,  Stuttg.  1888.  —  CantagreL, 
Le  fou  du  Palais-Royal,  Paris  1845.  —  Churoa, 
Darstellung  der  Soxialtheorie  Fouriers,  Braun- 
schweig I840.  —  OatH  de  Oantond,  Fourier 
et  son  Systeme,  5  «  id.,  Paris  I84L  —  Qreulichf 
Fourier  in  Richters  n Jahrbuch  für  Sozialwissen- 
schaf tu ,  2.  Jahrg.,  Zürich  1880.  —  Pciget, 
Examen  du  systhmc  de  Fourier,  Paris  1844-  — 
PeUarifif  Fourier,  sa  vie  et  sa  thiorie  0*  ed,, 
Paris  1872.  —  Pofwpery,  Theorie  de  Ch.  Fouri^, 
Paris  I841.  —  Trafisan,  Thiorie  sociStaire  de 
Ch.  Fourier,  Paris  1832.  —  Warsehauerf 
Fourier,  seine  Theorie  und  Schule,  Leipzig  1893. 
—  Femer  s.  die  bekannten  Werke  von  Dühring, 
Engländer,  Orikn.  Mario,  Reybaud  und 
Stein  über  die  Geschichte  des  Sozialismus. 

Georg  Adler, 

f 


Foville,  AliVed  de, 

wurde  am  26.  XII.  1842  zu  Paris  geboren,  be- 
suchte die  polytechnische  Schule  daselbst,  war 
später  Auditeur  beim  Staatsrat,  dann  Professor 
der  Volkswirtschaftslehre  und  Statistik  am  Con- 
servatoire  national  des  arts  et  metiers  und  be- 
kleidet gegenwärtig  die  Professur  für  Handels - 
Geographie  und  Statistik  an  der  Ecole  libre  des 
ciences  politiques  sowie  die  Stelle  des  Direk- 
tors der  Münze. 

In  der  nationalökonomischen  Litteratur  trat 
er  1872  zum  ersten  Male  auf  und  zwar  mit 
einem  von  der  Acad^mie  des  Sciences  morales 
et  politiques  preisgekrönten  und  teilweise  im 
Economiste  fran^ais  wieder  abgedruckten  „Me- 
moire sur  les  variations  des  prix  au  XlXi^me 
sifecle."    Er  veröffentlichte  femer  in  Buchform: 

La  transformation  des  moyens  de  transport 
et  ses  cons^quences  economlques  et  sociales, 
Paris  1880.  —  L'administration  de  Fagriculture 
au  Contröle  g^n^ral  des  finances  sous  Louis  XVI, 
1882  (Goldene  Medaille).  -—  Le  morcellement, 
etudes  §conomiques  et  statistiques  sur  la  pro- 
pri6t6  fonciöre,  1885  (Goldene  Medaille).  —  La 
France  ^conomique.  statistique  raisonn^e  et  com- 
parative,  1.  Aus^aoe  1887,  2.  Auscfabe  1889.  — 
Le  prix  du  ble  et  Finfluence  des  droits  de 
douane,  Paris  1891. 

Am  Nouveau  dictionnaire  d^economie  poli- 
tique,  Paris  1890—92,  ist  er  beteiligt  mit  den 
Artikeln:  Bastiat;  Prix:  Transports.  Er  gab 
femer  heraus:  Bastiat,  Oeuvres  choisies.  Paris 
1889.  Darin  pag.  I— XLIII:  Introdnction  par 
A.  de  Foville. 

Seit  1877  leitet  Foville  die  Herausgabe  der 
Monatschrift  Bulletin  de  statistique  et  ae  16^is- 
lation  compar^e.  1881  und  1889  veröffentlichte 
er  zwei  mit  der  goldenen  Medaille  ausfi^ezeich* 
nete  Atlas  de  statistique  financi^re.  Zahlreiche 
Artikel  Fovil}es  sind  in  folgenden  Zeitschriften 
erschienen:  Economiste  frangals,  Journal  des 
Economistes,  Revue  d'administration ,  Joumal 
de  la  Societ^  de  statistique  de  Paris,  Bulletin 
du  ConseU  sup6rieur  de  statistique,  Bulletin  de 
rinstitut  international  de  statistique,  etc.  Aus 
dem  Joumal  de  la  Soci6t^  de  statistique  de  Paris 
seien  aus  neuerer  Zeit  genannt :  Role  de  la  sta- 
tistique dans  le  pr6sent  et  dans  Tavenir  (1892).  — 
La  richesse  en  France  et  ä  l'^tranger  (1893). 
—  Les  rev^lations  du  Census  de  1890  aux  Etats- 
Unis.    (1895). 

Als  Volkswirt  gehört  Foville  der  chre- 
matistischen  Schule  an,  ist  ein  Anhänger  Bas- 
tiats  und  seiner  Epigonen.  Um  die  Theorie 
der  Statistik  hat  er  durch  kritische  Unter- 
suchungen, vgl.  u.  a.  sein  Werk  „Le  morcelle- 
ment" etc.  (s.  0.)  sich  Verdienste  erworben. 

lAppert. 

Frachtgescliäft. 

I.  Allgemeines.  I.  Befi^riff  und  Arten. 
2.  Geschichte.  3.  Die  Quellen  des  Frachtrechts. 
II.  Kechtsbeziehungen  unter  den  Kon- 
trahenten. 4.  Abschlusspersonen.  5.  Pflichten 
des  Frachtuntemehmers.  6.  Rechte  des  Fracht- 
untemehmers.  7.  Die  Aufhebung  des  Fracht- 
vertrages. lU.  Der  Parteiwechsel.  8.  Der 
Eintritt  des  Empfänfi[ers.  9  Konossement  und 
und  Ladeschein.    10.  Mehrheit  der  Frachtunter- 
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nehmer.     IV.    Modifikationen  und  ver- 
wandte Geschäfte. 

L  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Arten.  Frachtgeschäft 
(contrat  de  transport,  contrac^t  of  common 
carrier,  can*iage)  nennt  man  die  gewerbliche 
Uebernahme  der  selbständigen  Beförderung 
von  Sachgiitern.  Die  Selbständigkeit  tritt 
darin  hervor,  dass  der  Transportunternehmer 
den  Gewahi-sam  des  Gutes  während  des 
Transpoi-tes  erhält,  somit  auch  die  Aufbe- 
walirung,  und  die  Ablieferung  an  den  Em- 
pfänger übernimmt.  Wirtschaftlich  enthält 
das  Frachtgeschäft  im  Vergleiche  mit  der 
einfachen  Sachbefönlening  eine  höhere  Stufe 
der  Arbeitsteilung,  welclier  rechtlich  ge- 
steigerte Verpflichtungen  des  Unternehmers 
entsprechen.  Die  typische  Ausbildung  dieser 
Abweichungen  setzt  gewerblichen  Betrieb 
voraus.  Das  Frachtgewerbe  gehört  zu  den 
Handelsgewerben,  und  das  Fi-achtrecht 
bildet  einen  Teil  des  Handelsrechtes. 
Innerhalb  des  Frachtgeschäftes  sind  See- 
und  Binnenfrachtgeschäft  zu  unterscheiden. 
Die  technischen  und  wirtschaftlichen  Eigen- 
tümlichkeiten des  Seetransportes,  insbe- 
sondere die  Bedeutung  der  Seegefahr  imd 
die  Organisation  in  selbständigen  Emzel- 
untemehmungen  der  Schiffsreisen  haben  auf 
das  Eecht  einen  bedeutenden  Einfluss  ge- 
übt. Weniger  wichtig  sind  die  Unterschei- 
dungen von  Raum-  und  Stückleistung 
(Chartepartie  und  Stückgütervertrag),  von 
Haupt-  und  Unterverfrachtimg,  die  sich 
innerhalb  des  Seefrachtvertrages  gebildet 
haben.  Ein  w^eiterer  und  wohl  der  schwer- 
wiegendste Gegensatz  wurde  diu*ch  die  mo- 
derne Ausdehnung  des  Gross-  und  Monopol- 
betriebes, zumal  seitens  der  öffentlichen 
Anstalten,  in  das  Frachtrecht  hineingetragen. 
Er  hat  zu  der  Ausscheidung  eines  Post- 
und  eines  Eisenbahnfrachtgeschäftes  geführt. 
Die  nachfolgende  Darstellung  beschränkt 
sich  auf  die  Grundzüge  des  Binnen-  und 
Seefrachtgeschäftes.  Hinsichtlich  der  Ab- 
weichungen des  Eisenbahn-  und  Postrechtes 
wird  aui  die  betreffenden  Artikel  verwiesen. 

2,  Geschichte.  Das  Altertum  ^nte 
ein  ausgebildetes  Frachtgewerbe,  wenigstens 
im  Seehandel.  Dagegen  lässt  sich  ein  be- 
sonderer Eechtsbegriä  des  Frachtgeschäftes 
nicht  nachweisen.  Für  das  römische  Recht 
wurde  seine  Entwickelung  durch  die  Aus- 
bildung der  Aufbewahrung  im  Gewerbebe- 
triebe, des  receptum  nautanmi  cauponum 
ßtabidaiioinim  eriibrigt.  Die  Kombination 
der  diesbezüglichen  Grundsätze  mit  dem 
Rechte  der  einfachen  Sachbeförderung,  die 
als  locatio  conductio  operis  aufgefasst  wurde, 
ergab  den  wesentlichen  Inhalt  des  modernen 
Frachtvertrages.  Ueber  die  Gestaltung  der 
Ablieferungspflicht     fehlen    nähere    Nach- 


richten. Noch  im  Mittelalter  und  zum  Teil 
in  der  Neuzeit  steht  das  Seefrachtgeschäft 
im  Vorderginmde  des  Verkehres  und  der 
Rechtsentwickelung.  Seine  Geschichte  zeigt 
anschaulich,  ^ie  das  selbständige  Frachtge- 
schäft sich  aJlmälüich  aus  der  blossen  Foit- 
bewegimg  des  Schiffes,  ja  aus  der  Vermie- 
tung entwickelt  hat.  Nach  den  älteren 
Quollen  sind  die  Kaufleute  auf  dem  Schiffe 
anwesend ;  sie  sorgen  selbst  für  ihre  Waren, 
haben  einen  Auteil  an  der  Schiffsleitung  als 
Mitglieder  des  Seerates  imd  müssen  zum 
Teil  die  zufälligen  Verluste  am  Schiff  und 
Sclüffsgerät,  überall  aber  die  Unkosten  der 
Reise,  die  sogenannte  kleine  Haverei  ge- 
meinschaftlich tragen.  Später  wird  ihi-e 
Anwesenheit  seltener  und  ihre  Mitwirkung 
tritt  sehr  ziuoick.  Dafür  wird  die  Haftung 
des  Frachtunternehmers  für  die  Güter  ent- 
^dckelt,  er  trägt  seine  Verluste  allein  und 
übernimmt  die  Besorgung  der  kleinen 
Haverei.  Anfänglich  erhält  er  noch  unter 
diesem  Namen  ein  Pauschalquantum,  wel- 
ches später  zu  einem  Frachtzuschlage  wird 
und  heute  in  der  Fracht  aufgegangen  ist 
Gemeinschaftlich  bleiben  nur  die  Opfer  und 
Aufwendungen  in  der  Stimde  der  Gefahr, 
die  als  grosse  Haverei  bezeichneten  Verluste, 
weil  ilie  Uebertragung  die  Versuchung  zu 
unwirtschaftlichem  Handeln  mit  sich  ge&hrt 
hätte.  Für  das  Binnengeschäft  ist  die  Ent- 
wickelung weniger  deutlich.  Für  beide  Arten 
ist  sie  im  vorigen  Jahrhundert  als  abge- 
schlossen zu  bezeichnen.  Die  Gegenwart 
wird  von  anderen  Strömungen  beherrscht. 
Die  Ausbildung  des  Eisenbahnwesens  ver- 
schaffte den  Hauptunternehmern  des  Binnen- 
verkehres eine  Monopolstellung,  welche  zu 
einer  vertragsmässigen  Schlechterstellung 
ihrer  Kunden  und  in  der  Folge  zu  einer 
gesetzlichen  Beschränkimg  der  Vertragsfrei- 
heit geführt  hat.  Die  Verstaatlichimg  der 
Verkehrsanstalten  bringt  eine  weitere  Zu- 
rückdrängung des  Parteiwillens  mit  sich. 
Auch  auf  dem  Gebiete  des  Seefrachtrechtes 
sind  neuerdings  Anzeichen  einer  gleich- 
laufenden Entwickelung  vorhanden.  Die 
Einzelreise  tritt  vor  den  Schiffslinien  zurück. 
Mit  der  Neuorganisation  ist  eine^  Macht- 
stellung des  Unternehmers  gegeben,  deren 
Folgen  in  den  sogenannten  neuen  Konnosse- 
mentsklauseln hervorgetreten  sind  und  den 
Wunsch  nach  gesetzlicher  Abhilfe  geweckt 
haben. 

3.  Die  Quellen  des  Frachtrechts. 
Binnen-  und  Seefrachtgeschäft  sind  in  den 
einzelnen  Handelsgesetzen  getrennt  kodifi- 
ziert, Eisenbahn-  und  Postfeachtrecht  teils 
einbezogen,  teils  besonderen  Gesetzen  über- 
wiesen. Wichtiger  als  diese  Zersplitterung 
ist  der  Umfang  der  Abweichungen,  welche 
das  Frachtrecht  der  drei  grossen  Rechtsge- 
biete, des  französisch-romanischen,  des  eng- 
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lisclien  und  des  deutschen  Rechtes  aufweist. 
Nachstehend  wird  das  deutsche  Recht  zu 
Gninde  gelegt  und  können  nur  die  wich- 
tigsten Differenzpunkte  berührt  werden. 
Dagegen  muss  betont  werden,  dass  die 
Nachteile  der  Rechtsverschiedenheit  für  den 
internationalen  Fracht%'erkehr  besonders 
gross  sind  und  deshalb  energische  Bestre- 
bungen der  Herbeiführung  der  Rechtsein- 
heit wachgerufen  haben.  Einen  bedeut- 
samen Erfolg  hat  die  Initiative  der  Betei- 
ligten auf  dem  angrenzenden  Gebiete  der 
grossen  Haverei  erzielt.  Auf  mehreren 
Kongressen  (insbesondere  York  1864,  Ant- 
werpen 1877,  Liverpool  1891)  wurden 
Grundsätze  festgestellt ,  die  sogenannten 
»Regeln  von  York  und  Antw^erpen«,  deren 
Befolgung  in  den  Frachtverträgen  vereinbart 
werden  sollte.  Die  Aufnahme  hat  thatsäch- 
lich  in  sehr  weitem  Umfange  stattgefunden 
und  eine  vertragsmässige  Rechtseinheit  her- 
beigeführt. Aehnliche  Bemühungen  hin- 
sichtlich der  Haftpflicht  der  Rheder  sind 
bis  jetzt  an  dem  bestehenden  Interessen- 
gegensätze gescheitei-t.  Dagegen  ist  es  der 
Thätigkeit  der  Regierungen  gelimgen,  diu-ch 
die  Weltpostverträge  (seit  1874)  und  neuer- 
dings durch  die  auch  in  Deutschland  ange- 
nommene internationale  Eisenbahnkonven- 
tion (Bern  1886)  einen  sehr  grossen  Teil 
des  mternationalen  Binnenfrachtverkehres 
einheitlichen  Grundsätzen  zu  unterstellen. 
Eine  gleiche  Reform  für  das  Seefrachtge- 
schäft wäre  sehr  zu  wünschen. 

Das  Deutsche  Handelsgesetzbuch  vom 
10.  Mai  1897  (H.G.B.)  behandelt  getrennt 
das  Binnenfrachtgeschäft  in  Buch  III  §§  425 
bis  452  und  das  Seefrachtgeschäft  in  Buch  IV 
§§  556—663.  Die  Grundsätze  des  Binnen- 
frachtgeschäftes finden  auch  Anwendung  auf 
die  Geschäfte  der  Eisenbahnen  und  der 
Binnenschiffahrt.  Doch  greifen  nach  beiden 
Richümgen  besondere  Normen  abändernd 
und  ergänzend  ein.  Vgl.  für  die  Eisen- 
bahnen H.G.B.  m  §§  453—473,  für  die 
Binnenschiffahrt  das  Reichsgesetz  vom  15. 
Juni  1895  §§  26—77  (B.G.)  und  E.G.  z. 
H.G.B.  Art.  12  (in  neuer  Fassung  publiziert 
am  20.  Mai  1898).  Dagegen  ist  die  Be- 
förderung von  Gütern  durch  die  staatlichen 
Postverwaltungen  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  Frachtrechtes  nicht  unterworfen 
vgl.  H.G.B.  §  452. 

II.  Rechtsbeziehnngen  unter  den 
Kontrahenten. 

4.  Abschlüsspersonen.  Die  Eingehung 
des  Frachtvertrages  ist  im  aUgemeinen  an 
keine  Form  gebunden  und  erfolgt  nicht 
selten  durch  konkludente  Handlungen  (z.  B. 
durch  Einwurf  des  Briefes  in  den  Brief- 
kastenj.  Aber  es  ist  durchaus  üblich,  über 
den    Frachtvertrag   Urkunden   auszustellen. 


Im  Seeverkehr  sind  Cliartepartie  (von  carta 
partita)  imd  Konnossement,  im  Binnenver- 
kehr Fi*achtbrief  und  Ladeschein  von  Be- 
deutung. Chartepartie  und  im  wesentlichen 
der  deutsche  Fi-achtbrief  sind  als  schlichte 
Beweisurkunden,  Konnossement,  Ladeschein 
und  in  einzelnen  Beziehungen  auch  Fracht- 
brief als  Wertpapiere  zu  bezeichnen.  Ein 
Kontrahierungszwang  ist  in  Deutschland 
nur  für  Eisenbahn  und  Post  anerkannt.  Die 
englische  und  zum  Teil  die  französische 
Litteratur  neigt  zu  einer  weiteren  Aus- 
dehnung. Von  den  Kontrahenten  des 
Prachtvertrages  wird  der  Transportunter- 
nehmer im  Binnenverkehr  als  Frachtführer, 
im  Seeverkehr  als  Verfrachter,  der  Trans- 
portinteressent im  Seeverkehre  als  Befrach- 
ter, im  Binnenverkehr  als  Absender  be- 
zeichnet. (Vgl.  voitiu*ier,  carrier  einerseits, 
affreteur,  charterer  imd  shipper  andererseits.) 
Die  Person,  welche  das  Gut  zur  Beföi-derung 
einliefert,  ist  nicht  notwendig  mit  dem  Be- 
frachter identisch  imd  wird  im  Seeverkehr 
technisch  als  »Ablader«  (chargem*,  shipper) 
bezeichnet.  Die  Erfüllung  des  Vertrages 
vollzieht  sich  meistens  zwischen  anderen 
Personen  als  den  ursprünglichen  Kontra- 
henten (vgl.  darüber  unten  sub  8 — 10). 

5.  Pflichten  des  Frachtnntemehmers. 
Die  Frachtieistung  ist  gerichtet  auf  die  Be- 
förderung des  Gutes,  auf  seine  Bewahrung 
während  der  Dauer  der  Innehabung  und  auf 
seine  Ablieferung  an  den  Empfänger.  Nach 
aDen  drei  Richtungen  steht  der  Frachtunter- 
nehmer für  die  Erfüllung  dieser  Verpflich- 
tungen ein.  Aber  nicht  überall  gleich- 
massig.  Nach  dem  bisher  geltenden  deutschen 
Rechte  waren  die  Fälle  der  Vei-spätimg 
einerseits,  des  Verlustes  oder  der  Beschä- 
digung des  Frachtgutes  andererseits  zu 
scheiden.  In  dem  ersten  Falle  setzte  die 
Haftung  Verschulden  voraus,  umfasste  aber 
das  volle  Interesse.  Bei  Verlust  und  Be- 
schädigung war  sie  den  ijömischen  Grund- 
sätzen über  receptum  nachgebildet  —  Ihre 
Voraussetzungen  waren  streng.  Sie  erfor- 
derte nicht  Verschulden,  sondern  trat  ein, 
sobald  der  Frachtunternehmer  nicht  nach- 
wies, dass  der  Schaden  durch  höhere  Ge- 
wdt  (vis  major),  durch  die  natürliche  Be- 
schaffenheit des  Gutes,  durch  äusserlich 
nicht  erkennbare  Mängel  der  Verpackung 
oder  durch  Verschulden  des  Absenders  ent- 
standen war.  Die  Haftung  versagte  bei 
nicht  angezeigten  Kostbarkeiten.  —  Prak- 
tisch besonders  wichtig,  aber  ausserordent- 
lich bestritten  war  der  Begriff  der  höheren 
Gewalt.  Seine  Abgrenzung  liat  in  neuerer 
Zeit  eine  besondere  Litteratur  hervorgenifen. 

S^l.  in  der  Litteratmübersicht  Dernburg, 
ner,  Gerth,  Gpldschmidt,  Habler,  Hfifner, 
Huber,  Stuccki,  Schölten).  Dabei  wii-d  teils 
die   Beschaffenheit   der  Ursache    (objektive 
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Theorie,  Exner),  teils  der  Zusammenhang  mit 
dem  Gewerbebetriebe  in  den  Yordergnmd 
gestellt  (relative  oder  subjektive  Theorie; 
Goldschmidt,  Dornburg).  Geht  man  davon 
aus,  dass  die  gesteigerte  Haftung  nur  die 
Erzwingung  einer  saohgeraässen  Betriebs- 
einrichtung bez^vecken  kann,  so  bleiben 
ausser  ihrem  Bereiche  diejenigen  Unfälle, 
deren  Beeinflussung  nach  Eintritt  oder 
Umfang  durch  eine  gute  Einrichtung  des 
Betriebes  nicht  voraussehbar  ist.  Inhalt- 
lich war  die  in  ihi*en  Voraussetzungen 
so  strenge  Haftung  gemildert.  Der  Fi-acht- 
unternelmier  hatte  ausser  bei  böslichem 
Verhalten  nur  den  gemeinen  Wert  des 
Gutes  zu  ersetzen.  Die  neuere  deutsche 
Gesetzgel)ung  hat  bei  dem  gewöhnlichen 
Frachtgeschäfte  des  See-  und  Binnenver- 
kehres die  Vorauss(»tzungen  der  Haftung 
für  Verlust  und  Beschädigimg  gemildert. 
Der  Frachtrmternehmer  befreit  sich  durch 
den  Nachweis  von  Ursachen,  »die  durch 
die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Unternehmers 
nicht  abgewendet  werden  konnten.«  Vgl. 
H.G.B.  §  429,  §  606  B.Sch.G.  §§  58—60. 
Es  liegt  somit  eine  gewöhnliche  Haftung 
für  Verschulden  vor.  Eigentümlicherweise 
ist  aber  die  Beschränkung  der  Haftpflicht 
in  Bezug  auf  ihren  Umfang  bestehen  ge- 
blieben. Der  Unternehmer  hat  auch  nach 
der  neuen  Gesetzgebung  nur  den  ge- 
meinen Wert  der  Güter  zu  ersetzen.  Nur 
Vorsatz  oder  grobe  Falirlässigkeit  begründet 
nach  Binnen  frachtrecht  eine  weitergehende 
Haftung.  Vgl.  H.G.ß.  §  430,  §§  611—613. 
Die  Haftung  des  Frachtimtemehmers  ist 
daher  nicht  mehr  als  besonders  streng, 
sondern  gerade  als  besonders  milde  zu  be- 
zeichnen. Für  das  Eisenbahnrecht  ist  die 
Haftung  bis  auf  höhere  Gewalt  beibehalten 
(§450)imd  ihre  vertragsmässigeAbsch  w^ächung 
im  Vergleiclie  zu  dem  früheren  Rechte  er- 
schwei't  worden.  Die  legislativen  Gründe 
für  diese  wichtige  Rechtsänderung  sind 
nicht  überzeugend.  Die  Gleichstellung  des 
Frachtführers  mit  anderen  Unternehmern 
war  deshalb  nicht  geboten,  weil  die  Be- 
triebsunfälle gerade  bei  dem  Frachtunter- 
nehmen eine  besondere  Rolle  spielen.  Auch 
liätte  die  Gleichstellung  dazu  führen  müssen, 
die  besondere  Beschränkung  des  Schadens- 
ersatzes gleichfalls  aufzuheben.  Ebenso 
versagt  die  Berufung  auf  die  Ueblichkeit 
veitragsmässiger  Abschwächmig  der  Haft- 
pflicht. Diese  sogenannten  neuen  Konnosse- 
mentsklauseln beweisen  nicht  die  ün- 
zweckmässigkeit  des  bisherigen  Rechts. 
Denn  sie  gehen  viel  weiter  als  die  Ab- 
ändenmg  und  heben  namentlich  auch  die 
Verantwortlichkeit  für  die  Gehilfen  auf,  die 
das  neue  Gesetz  beibehalten  und  das  B.G.B. 
§  212  zum  allgemeinen  Recht  erhoben  hat. 
Die  Klauseln   sind   daher   nur  ein  Zeugnis 


für  die  wirtschaftliche  Ueberlegenheit  der 
Frachtuntemehmer  gegenüber  den  geteilten, 
insbesondere  durch  die  Yersichenmg  abge- 
schwächten Interessen  der  Güterversender. 
Diese  Ueberlegenheit  hat  auch  in  der  Gresetz- 
gebimg  einen  Sieg  erfochten. 

Die  Haftung  des  Frachtfühi^ers  ist  ferner 
begünstigt  dui-ch  eine  kurze  Verjährung  der 
Ansprüche  §  439,  §§  901—903  und  dadurch, 
dass  die  Ansprüche  durch  Annahme  des  Gutes 
seitens  des  Empfängers  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  erlöschen.  §  438,  §  609. 
Eine  vertragsmässi^e  Abänderung  der  ge- 
setzlichen Haftung  ist  nach  dem  deutschen 
und  englischen  Rechte,  abgesehen  von  den 
für  Eisenbahnen  geltenden  Sonderbestim- 
mungen, allgemein  zulässig.  Andei-e  Gesetz- 
gebungen des  Auslandes  enthalten  Einschrän- 
kungen der  Vertragsfreiheit 

6.  Rechte  des  Frachtimtemehmers. 
Der  Frachtunternehmer  ist  berechtigt,  das 
bedungene  oder  übliche  Entgelt,  die  Fracht 
sowie  etwaige  Nebengebühren  zu  fordern  und 
ausserdem  die  Erstattung  besonderer  Aus- 
lagen oder  Aufwendungen  im  Interesse  des 
Gutes  zu  verlangen. 

Ausserordentliche  Aufwendungen  im  ge- 
meinschaftlichen Interesse  sind  zu  teilen. 
Dieser  Gedanke  der  Teilung  hat  für  den 
Seeverkehr,  in  welchem  Opfer  und  Auf- 
wendungen bei  gemeinsamer  Gefahr  für 
Scliiff  und  Ladung  häufig  vorkommen,  eine 
scharfe  Ausprägung  in  dem  Institute  der 
grossen  Haverei  gefunden.  H.G.B.  §  700  ff. 
Das  Institut  ist  durch  das  G.  v.  15.  Juni 
1895  §  78  ff.  mid  überwiegend  im  ausländi- 
schen Rechte  auf  die  Binnenschiffahrt  über- 
tragen worden.  Der  Befrachter  als  Absender 
ist  ferner  für  Nachteile  verantwortUcli, 
welche  aus  der  Beschaffenheit  des  Gutes, 
der  Verpackung,  der  Bezeichnung  oder  der 
Begleitpapiere  entspringen.  H.G.ß.  §§  427, 
563.  Besonders  eingehend  sind  seine 
Pflichten  hinsichtlich  der  Auflieferung  (Ab- 
ladung) imd  Abnahme  (Löschung)  des  Gutes 
im  See-  und  im  Binnenschiffahrtsrechte  ge- 
regelt. Bemerkenswert  ist  die  eventuelle 
Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Liegegeld 
(demurrage,  surestaries).  einer  gesetzlich  oder 
diu-ch  Ortsgebrauch  fixierten  Verzugsstrafe. 
Der  Unternehmer  kann  seine  Rechte  durch 
Klage  gegen  den  Kontrahenten  (beschränkt), 
Retention  gegenüber  dem  Empfänger  oder 
mittelst  eines  gesetzlichen  Pfandrechts  aus- 
üben, das  noch  eine  kurze  Frist  nach  Ab- 
lieferung des  Gutes  wirksam  bleibt  H.G.B. 
§§  440,  623. 

7.  Die  Anfhebirag  des  Frachtver- 
trages. Von  den  Aufhebungsgründen  sind 
zu  erwähnen  der  freiwillige  Rücktritt  des 
Befrachters  und  die  Unmöglichkeit  der 
Transportleistung.  Der  Rücktritt  ist  im 
allgemeinen   zulässig,   aber  verpflichtet  zur 
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Entschädigung,  insbesondere  zur  Fracht- 
zahlun^.  §  428.  Im  Seeverkehr  ist  der 
Rücktritt  vor  Beginn  der  Reise  nur  die 
Hälfte,  die  sogenannte  Fautfracht  zu  ent- 
richten. §  580.  Die  Unmöglichkeit  der 
Ausführung  hat,  entsprechend  der  steigenden 
Betriebsgefahr,  eine  besonders  eingehende 
Berücksichtigung  im  Seefrachtrechte  ge- 
funden. Die  dauernde  Unmöglichkeit  hebt 
den  Frachtvertrag  ipso  jure  auf.  §  628. 
Sie  ist  gegeben  durch  Verlust  des  Gutes, 
aber  aiich  nach  deutschem  Recht  regel- 
mässig durch  den  Verlust  des  Schiffes.  Die 
Fracht  ist  bei  Verlust  des  Gutes  nicht  zu 
zahlen.  §§  607,  608.  Die  Berücksichtigung 
des  Frachtbetrages  bei  der  Berechnung  des 
von  dem  Unternehmer  zu  leistenden  Scha- 
denseraatzes  (§  611)  ist  selbstverständlich, 
wenn  der  Preis  am  Bestimmungsorte  zu 
Grunde  gelegt  wird,  aber  nicht  als  Zahlung 
aufzufassen.  Bei  Verlust  des  Schiffes  nach 
Antritt  der  Reise  ist  ein  entsprechender 
Teil  der  Fracht,  die  sogenannte  Distance- 
fracht,  zu  entrichten.  §  630.  Nach  französi- 
schem Recht  ist  der  Reeder  nur  dann  auf 
Distancefracht  verwiesen,  wenn  er  die  Güter 
nicht  auf  seine  Rechnung  an  das  Ziel  be- 
fördern und  sich  dadurch  den  Anspruch  auf 
die  volle  Fracht  sichern  kann.  Das  eng- 
lische Recht  beschränkt  ihn  auf  die  zweite 
Befugnis.  Eine  bloss  vorübergehende  Un- 
möglichkeit wird  insbesondere  durch  die 
sogenannten  »Hindemisse  von  hoher  Hand«, 
Krieg,  Embargo,  Blockade  u.  s.  w.  veran- 
lasst. Sie  hebt  den  Vertrag  nicht  ipso  jure 
auf,  aber  giebt  beiden  Kontrahenten  ein 
Rücktrittsrecht.  §  629,  Um  seine  wirt- 
schaftlich nicht  gebotene  Ausübung  zu  ver- 
meiden, werden  die  Wartekosten  gemein- 
schaftlich getragen.  Bei  Rücktritt  nach 
Beginn  der  Reise  ist  Distancefracht  zu 
zahlen.  Das  Recht  des  Binnenverkehrs 
weist  dieselben  Gnmdgedanken  in  geringerer 
Durchbildung  auf.  Insbesondere  hebt  der 
Verlust  des  Gutes  nach  Binnenfrachtreeht 
die  Pflicht  zur  Frachtzahlung  nicht  auf. 
Nach  dem  Binnenschiffahrtsgesetze  §  64  ist 
Distancefracht  zu  zahlen. 

III.   Der  Parteiwechsel. 

8.  Der  Eintritt  des  Empfängrers.    Das 

Frachtgut  wird  nicht  nur  von  Ort  zu  Ort,  son- 
dern meistens  auch  von  Person  zu  Person  be- 
fördert. Der  Empfänger  ist  regelmässig  an  der 
Ablieferung  des  Gutes  nnmitteloar  beteüigt  und 
deshalb  die  ^eignete  Person,  nm  die  Ansprüche 
gegen  den  Frachtführer  geltend  zu  machen. 
Entsprechend  gewährt  das  Gesetz  dem  Empfänger 
in  Ermangelung  entgegenstehender  Erklärung 
des  Absenders  ein  unmittelbares  Klagerecht  gegen 
den  Frachtführer.  §  435.  Der  Empfänger  er- 
wirbt das  Recht  mit  der  Ankunft  des  Gutes  am 
Bestimmungsort:  aber  es  kann  ihm  durch  ander- 
weite Disposition  des  Absenders  entzogen  werden, 


bis  er  die  Klage  erhoben  oder  den  Frachtbrief 
erhalten  hat.  §433.  Die  juristische  Konstruktion 
dieser  Bechtsbeziehungen  ist  in  der  Litteratur 
sehr  bestritten.  Doch  dürfte  sich  die  Einord- 
nung des  Frachtgeschäftes  in  die  Verträge  zu 
Gunsten  Dritter  nicht  abweisen  lassen.  Aller- 
dings ist  festzuhalten,  dass  bei  dem  Frachtver- 
träge das  Recht  dem  Dritten  erst  mit  der 
Transportbeeudigung  erworben  und  noch  später 
gesichert  wird,  so  dass  neben  dem  Gütertrans- 
port eine  Rechtsübertragung  einhergeht  und 
eine  Parallele  zur  Cession  gegeben  ist.  Der 
Inhalt  des  Rechtes  richtet  sich  im  allgemeinen 
nach  dem  Frachtvertrage;  nach  dem  Fracht- 
briefe nur  insoweit,  als  der  Frachtführer  sich 
dem  Empfänger  gegenüber  nicht  auf  Gegen- 
ansprüche berufen  kann,  die  nicht  aus  dem 
Frachtbriefe  hervorgehen.  §  435.  Durch  An- 
nahme des  Gutes  kann  auch  ein  Eintritt  in  die 
Frachtschuld  nach  Mass^abe  der  Frachturkunde 
bewirkt  werden.    §§  436,  614. 

9.  Konnossement  und  Ladeschein.  Die 
vorstehenden  Grundsätze  über  den  Rechtserwerb 
des  EmpiUngers  haben  nur  für  den  deutschen 
Landfrachtverkehr  praktische  Bedeutung.  Im 
Seeverkehr,  in  der  Binnenschiffahrt  and  durch- 
weg im  Aaslande  vollzieht  sich  die  Rechtsüber- 
tragung nicht  durch  Transportbeendigung,  son- 
dern durch  Verwendung  der  Ablieferungspapiere, 
Konnossement  und  Ladeschein.  Das  Konnosse- 
ment (bin  of  lading,  connaissement,  polizza  di 
carico)  ist  eine  im  Seeverkehr  fast  ausnahmslos 
gebräuchliche  Urkunde,  in  welcher  der  Empfang 
des  Gutes  bescheinigt  und  seine  Ablieferung^ 
versprochen  wird.  Das  Konnossement  ist  fakuE 
tatives  Ordrepapier  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buches, seine  Ausstellung  an  den  Inhaber  weniger 
üblich  als  das  Blancoindossament.  Gebräuch- 
lich sind  Duplikate,  von  denen  eins  in  den 
Händen  des  Schiffers  zu  bleiben  pflegt  Das 
Konnossement  ist  Wertpapier.  Der  Verfrachter 
hat  dem  Eigentümer  des  Papiers  nach  Massgabe 
desselben  zu  erfüllen.  §  6öl.  Doch  wird  die 
abstrakte  Verpflichtungskraft  meistens  durch 
Klauseln  abgeschwächt.  Auch  während  des 
Transports  ist  nur  der  Eigentümer  des  Konnosse- 
ments zur  Disposition  berechtigt.  §  659.  Die 
Wirkung  mehrerer  Duplikate  ist  besonders  ge- 
regelt. §§  64Ö — 50.  Infolge  dieser  Bindung 
der  Frachtobligation  ist  der  Absender  in  der 
Lage,  den  Uebergang  der  Vertragsrechte  nach 
seinem  Belieben  imd  unabhängig  von  dem  Fort- 
gange des  Transportes  zu  gestalten.  Das  Ordre- 
konnossement  hat  noch  eine  weitere  Bedeutung. 
Es  ist  Traditionspapier.  §  647.  Weil  der 
Detentor  verpflichtet  ist,  das  Frachtgut  zur 
Disposition  des  Papiereigentümers  zu  halten, 
so  gilt  letzterer  als  mittelbarer  Besitzer,  die 
Uebergabe  des  Papiers  hinsichtlich  des  Rechts- 
erwerbes als  gleichbedeutend  mit  der  Uebergabe 
des  Gutes.  Die  Praxis  macht  von  dieser  Rechts- 
wirkung des  Konnossements  sowohl  durch  Ver- 
äusserung  als  durch  Verpfändung  der  „schwim- 
menden Ladung"  Gebrauch.  Der  Ladeschein 
(bin  of  lading,  r^cipisse)  ist  das  Konnossement 
des  Binnenverkehrs,  nur  weniger  sorgfältig 
durchgebildet.  In  Deutschland  kommt  er  fast 
nur  bei  der  Binnenschiffahrt  vor,  weil  die  deut- 
schen Eisenbahnen  keine  Ladescheine  ausstellen. 
Dagegen  herrscht  er  im  Eisenbahnverkehr  des 
Auslandes.    Das  internationale  Uebereinkommen 
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hat  Frachtbriefduplikate  eingeführt,  welche  zwar 
nicht  die  Uebertragbarkeit  der  Ladescheine  be- 
sitzen, aber  insoweit  den  Charakter  von  Wert- 
papieren trafen,  als  die  Disposition  des  Ab- 
senders Yon  ihrem  Besitz  abhängig  gemacht  ist. 
Die  Zukunft  dürfte  auch  im  Eisenbahnverkehr 
dem  begebbaren  Ablieferungspapiere  gehören. 
10.  Mehrheit  der  Frachtunternehmer. 
Die  Ausführung  eines  bestimmten  Transportes 
kann  das  Zusammenwirken  mehrerer  Unter- 
nehmer, z.  B.  mehrerer  Eisenbahnen,  voraus- 
setzen. Von  den  möglichen  Kombinationen  ist 
die  Weiterbeförderung  auf  Grund  der  ursprüng- 
lichen Urkunde,  des  sogenannten  durchgehenden 
Frachtbriefes  oder  Konnossements  die  bequemste 
und  im  Binnenverkehr  gebräuchlichst«.  In  Er- 
mangelung besonderer  Kechtssätze  würde  sie 
die  Interessen  des  Frachtgläubigers  schädigen. 
Die  Klage  gegen  den  ersten  Frachtführer  ist 
für  den  Empfänger  sehr  unbequem.  Mit  dem 
letzten  Frachtführer  steht  er  in  keiner  vertrags- 
mässigen  Beziehung.  Beide  Hindemisse  würden 
bei  dem  Zwischenfrachtführer  zutreffen,  auf 
dessen  Strecke  der  Schaden  sich  ereignet  hat. 
Die  Feststellung  dieses  Ortes  ist  überdies  bei 
Transport  mit  durchgehender  Frachturkunde 
nicht  immer  möglich.  Deshalb  lässt  das  Handels- 
gesetzbuch bei  einer  solchen  Beförderung  alle 
Binnenfrachtführer  korrealiter  haften.  §  432. 
Für  den  Eisenbahnverkehr  ist  die  Haftung  auf 
die  Anfangs-,  die  Endbahn  und  auf  diejenige 
Verwaltung  beschränkbar,  in  deren  Bezirke  sich 
der  Unfall  ereignet  hat.  Das  internationale 
Uebereinkommen  hat  die  letzterwähnte  Ordnung 
übernommen.  Im  Seeverkehr  ist  das  durch- 
gehende Konnossement  erst  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten allgemeiner  in  Aufnahme  gekommen. 
Die  B«chts Wirkungen  sind  gesetzlich  nicht  ge- 
regelt, in  Theorie  und  Praxis  streitig,  aber 
gemäss  der  vorzuziehenden  Ansicht  dem  Binnen- 
irachtrechte  nachzubilden.  Für  die  gegenseitigen 
Beziehungen  der  Unternehmer  ist  von  besonderer 
Bedeutung,  dass  die  Gegenansprüche  für  einen 
jeden  entstehen,  aber  bei  unfrankierter  Sendung 
nur  der  letzte  Nachmann  in  der  Lage  ist,  sie 
vom  Empfänger  einzuziehen.  Darauf  beruht 
die  gesetzliche  Vertretung  und  die  gesetzliche 
Subrogation.  §  431.  Jeder  Nachmann  gilt  als 
beauftragt,  die  Rechte  seiner  Vormänner  geltend 
zu  machen,  und  er  erwirbt  sie  bpzw.  inhaltlich 
gleiche  Rechte,  sobald  er  die  Vormänner  be- 
niedigt.  In  dem  ersten  Falle  erfolgt  bei  Zahlung 
seitens  des  Empfängers  Rücksendung,  im  zweiten 
bei  Nichtzahlung  Reless.  Die  Abnndung  der 
Vormänner  bildet  die  Regel.  Andere  Regressfälle 
Werden  durch  die  Korrealhaftung  veranlasst. 

rV.  Modifikationen  und  verwandte  Ge- 
schäfte. 

Das  Frachtreeht  kann  teils  durch  die 
Stellung  des  Untemehmers,  teils  durch  die 
Verbindimg  mit  anderen  Geschäften  Ab- 
änderungen erleiden.  In  erster  Hinsicht 
ist  auf  Eisenbahn  und  Postrecht  Bezug 
zu  nehmen.  Eine  Verbindung  mit  einem 
Einkassierungsmandate  ist  in  dem  In- 
stitute der  Nachnahme  und  in  dem  Post- 
auftrag zur  Einziehung,  mit  einem  Beiu*- 
kimdungsaufti-age  in  anderen  Postgeschäften, 


insbesondere  dem  Zustellungsgesc^häfte  ge- 
geben. Andei-erseits  sind  einzelne  Rechts- 
sätze der  Uebertragung  auf  solche  Geschäfte 
fähig,  bei  denen  sich  nicht  alle  Tliatbe- 
standsmomente  des  Frachtgeschäfts  vor- 
finden. Die  unselbständige  ßefördenmg  ist 
in  der  locatio  conductio  operis  des  bflrger- 
lichen  Rechts  geregelt ;  sie  tritt  im  grossen 
Verkehr  als  Personenbeförderung,  zum  Teil 
in  Verbindung  mit  Gastaufnahme,  und  in 
der  Sclüeppschiffahrt  entgegen.  Die  Bo- 
wahnmg  und  Abliefening  olme  BefÖixlerung 
büdet  unter  anderem  den  Inhalt  des  Ijager- 
hausvertrags ,  bei  dem  Haftung  und  Ab- 
liefenmgspapier  den  analogen  Instituten  de^ 
Frachtrechts  nachgebildet  sind.  Ablieferung 
bezw.  üebermittelung  ohne  Befördenmg  und 
ohne  Gewahrsam  kennzeichnet  eine  Gruj)i>e 
von  Geschäften,  die  durch  allmälüiche 
üebergänge  mit  dem  Frachtgeschäfte  ver- 
bunden sind  und  passend  als  üebermittt»- 
lungsgeschäfte  bezeichnet  weitlen  können. 
Bei  fungiblen  Gütern  kann  es  dem  Absen- 
der durchaus  recht  sein,  am  Bestimmungs- 
ort ein  anderes  gleidiartiges  zu  erhalten. 
Zu  dieser  Gruppe  gehöi^en  gewisse  Fälle 
des  ungetrennten  Transports  von  Massen- 
gütern (Getreide),  dann  die  moderne  Post- 
anweisung mit  verwandten  Geschäften  (das 
frülimittelalterliche  Cambium)  und  etwas 
weiter  abstehend  die  Telegrarambeförderung. 
Das  Verhältnis  dieser  Geschäfte  zum 
Frachtgeschäft  ist  bestritten,  indessen  bei 
aller  Vei-schiedenheit  bleibt  doch  das  Mo- 
ment der  üebermittelung  gemeinsam  und 
dürfte  (leshalb  die  analoge  Ausbildung  der 
Folgesätze,  insbesondere  des  unmittelbaren 
Rechtserwerbs  zu  Gunsten  des  Empfängers, 
geboten  sein. 

Litteratnr:  l)  Deutschland,  Oe$terre\ch  und 
Schweiz.  Achermann,  Zur  Lehre  vom  fVacht- 
gescliä/t  in  Busch,  Archiv,  Bd.  4,  1864,  S.  S9f> — 
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Adressaten  im  Frachtgeschäft  unter  Ausschhisi 
des  Eisenbahnfrachtrechts  nach  dem  neuen  Han- 
delsgesetzbuche, D.  Regenshurg  1897.  —  CoppeL 
A,f  Das  Pfandrecht  und  Betentionsreehl  da 
Frachtführers,  D.  Würzhurg  1896.  —  Dembnrg, 
Begriff  der  höheren  Gewalt,  Wien  1884  (<^^ 
GriinhtUs  Zeitschr.  Bd.  11,  S.  335 ff.),  —  Eger, 
Das  deutsche  Frachtrecht  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung des  Eisenbahnfrachtrechts,  Berlin, 
1888—91.  —  Ißerselbe,  Die  FesUtellung 
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nissen, Breslau  1881.  —  Derselbe,  Die  Haftung 
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römischen  und  heutigen  Verkehrsrecht,  Wten  ISSS 
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richSf  K,,  Die  Wertangabe  im  heutigen  Fracht- 
verkehr mit  Ausschluss  des  Eisenbahn-  und  Fcat- 
verkehrs  (Archiv  f.  bürgerl.  Recht,  Bd.  9  S.  12^-) 
—  Gerth,  Der  Begriff  der  vis  major  im  W#- 
mischen  und  im  Reichsrecht,  Berlin  1890.  — 
GoldHchnUdt,    Das  receptum   nautarum,  c<tu- 
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ponum,  stahuUtri'onim,  in  seiner  Zeitsckr.  3  (1859), 
S.  58 ff.  V,  SSSff.  —  derselbe,  Müceüen  zur 
Theorie  der  Wertpapiere,  V,  der  Ladeschein  und 
das  Traditionspapier,  in  seiner  Zeitschrift,  Bd.  29 
(1S8S),  S.  18  f.  —  Grünhutf  Studien  zur  Lehre 
ran  der  Haßpflicht  des  IVachtführers,  in  Siehen- 
haar,  Arch.,  y.  F.  Bd.  4  (1872),  S.  US  ff.  und 
5S7 ff.  —  Hobler,  Die  Haßung  ex  recepto  nach 
dem   säclisischen    und  Reichsrecht,  Leipzig  I884. 

—  HafneVf  Veber  den  Begriff  der  höheren  Ge- 
walt im  deutschen   Transportrechte,  Zürich  1886. 

—  Huber  f  Zum  Begriff  der  höheren  GeicaXt, 
Berlin  1885.  —  Derselbe,  Da*  Tramwayrecht, 
Zürich  1889.  —  Knittel,  Die  Nachnahme  im 
Spediiions-  und  Frachtgeschäft,   Strassburg  1886. 

—  Lewis,  nDas  (See-)Tra7isportgeschäßu,  in 
Endemanns  Handbuch  des  Handelsrechts  Bd.  IV., 
S.  12S—2'2S,  Leipzig  I884.  —  Derselbe,  Die 
neuen  Konnossementsklauseln,  Leipzig  1885.  — 
V.  d,  Leyen,  Höhere  Gewalt,  in  Goldschmidts 
Zeitschr.,  Bd.  83  (1887),  S.  4ii8ff.  —  Meier, 
Ueber  den  Ladeschein  des  Frachtführers,  Central- 
Organ,  X.  F.  9  (1874),  S.  9—12.  —  MHli,*Das 
Recht  der  modernen  Verkehrs-  U7id  Transport- 
anstalten ,  ein  Grundriss ,  Leipzig  1888.  — 
Mittelstein,  Veber  Lade-  und  Löschzeit  und 
Liegegelder  im  Binnenschiffahrtsrechte,  Zeitschr.  f. 
Handelsrecht,  40,  S.  88 — 88.  —  Derselbe,  Das 
Frachtrecht  und  Eisenbahnfrachtrecht  des  Ent- 
wurfs eines  Handelsgesetzbuches  (eisenbahnrechtl. 
Entscheidungen  und  Abhandlungen,  Bd,  13  S.  66  ff".). 

—  Pappenheim,  M.,  Das  Transportgeschäft 
nach  dem  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuches  mit 
Ausschluss  des  Seehandelsrechts,  Kiel  u.  Leipzig 
1896.  —  yeues  Archiv  fü r  Ha nd eisrecht, 
herausgegeben  von  Voigt  und  Heinichen,  Ham- 
burg 1858 — 66,  4.  Bd.  (zahlreiche  Abhandlungen 
über  Seefrachtrecht).  —  Sarau  im  Central-Organ, 
y.  F.  5,  S.  554  ff.  (1870).  {Verschiedene  Fragen 
der  Binnenschiffahrt.)  —  Schmidt  -  Scharff, 
Das  Warenpapier  bei  See-  und  Binnentransport, 
Frankfurt  a.  M.  1887.  —  Schellmann,  Ueber 
die  rechtliche  Natur  des  Postbefarderungsertrages, 
Marburg  1861.  —  Schott,  Das  Transportgeschäft 
in  Endemanns  Handbuch  des  Handelsrechts,  III, 
S.  285 — 58S,  Leipzig  188S.  —  Sehlodtmann, 
Ueber  den  Seetransport  auf  sogenannten  durch- 
gehenden Konnossementen  in  Zeitschr.  fSl  (1876), 
S.  884 — ^7.  —  Derselbe,  Zur  Lehre  von  den 
Kofinossementskiauseln,  daselbst  S.  399 — 409.  — 
Schlossm{icher,  Verfügungsrecht  Über  rollendes 
Gut,  Handelsblau  1882,  S.  295  ff.,  1883,  S.  206, 
J89f.  —  StMcld,  Höhere  Gewalt,  Bern  1888.  — 
Iferselbe,  Ueber  den  Begriff  höherer  Gewalt, 
Bern  1890.  —  Thöi,  Handelsrecht,  Bd.  III, 
das  Transport^ewerbe ,  Leipzig  1880.  (Daz\i 
Goldschmidt  in  seiner  Zeitschr.,  Bd.  26,  S.  606 — 
618.)  —  Derselbe,  Handelsreehtliche  Erörte- 
rungen, Göttingen  1882  (dazu  Goldschmidt  in 
seiner  Zeitschr.  28,  S.  44I — 456).  —  Leo  Vogel, 
Das  Dispositionsrecht  des  Absenders  bei  dem 
Transporte,  Zürich  1889.  —  Voigt,  Die  neuen 
ZTntemehmungen  zum  Zwecke  der  Ausgleichung 
der  Havereigeseize  und  Seefrachtrechte,  Jena  1882. 

—  Derselbe,  Zum  See-  und  Versicherungsrecht, 
Jena  1880.  —  Wolff,  Der  Artikel  4O8  des  Han- 
delsgesetzbuches, in  Central-Organ,  Bd.  3  (1867), 
S.  164^166.  —  Derselbe,  Die  Haftung  des 
Frachtführers  für  Verlust  und  Beschädigung  des 
Fra^htgtUs  und  dessen  Liberierung,  in  Busch, 
Archiv,  Bd  19  (1870),  S.  489. 


2)  Frankreich,  Belgien.  Arthuys,  Du 
transporf  au  point  de  vue  international  Revue 
critique  de  legisUUion,  42*  annee ,  S.  279.  — 
Barandiaran,  A,  de,  Du  contrat  de  transport, 
La  France  judiciaire  17^  annie ,  S.  196 f.  — 
Cotelle,  A.,  Des  dommages-intSrets  en  matierr 
des  transports,  Baris  1891.  —  OuUleniin,  Des 
Iransports  sticcessifs,  Paris  1886.  —  Denisse,  JL,, 
Du  fret,  Baris  1891.  —  Dithurbide,  C,  Du 
connaissement,  Th.  Boi/onne  1892.  —  Dordan, 
De  1a  lettre  d'avis,  Paris  1882.  • —  Diiverdy, 
Traite  du  contrat  de  transport  par  terre  en 
general  et  specieüement  par  chemin  de  fer,  Paris, 
2.  cd.  1874'  —  Galopln,  Des  voituriers  par 
terre,  par  eau-  et  par  chemin  de  fer,  Paris  1866. 

—  Haumont,  A,  et  L^varey,  A.,  Les  trans- 
ports maritimes,  Paris  1893.  —  Froniageot,  H,, 
Les  regles  d'affretement  de  Londres  (189,i),  Jour- 
nal- du  droit  intern,  prire  20*  annee,  p.  1092  s.  — 
JLavigne,  R,,  Des  attenuations  tant  legales  que 
conventionelles  ä  la  responsabilitS  des  pi^pri6taires 
de  navires  pour  les  actes  et  engagements  du  capi- 
taine,  Th.  Vaumes  1893.  —  Leps,  3f.,  Des 
clauses  de  non-responsabilite  dans  le  contrat  de 
transport  par  terre  et  par  mer,  Th.  Poitiers  1897. 

—  Mareland,  A,,  De  la  respansabilit^  des 
voituriers  par  terre  et  par  eau  en  mcUiere  de 
transport  de  marchandises,  Th.  Paris  1897.  — 
Pottget,  Transport  par  eau  et  par  terre,  2  id., 
Paris  I846.  —  Thiebaut,  JL,  De  la  respon- 
sabilite  des  proprietaires  de  navires  et  des  arma- 

,  teurs,  Paris  1894.  —  Vemeatix,  R.,  La  liberte 
de  Conventions  en  matiere  de  transports  mari- 
times et  les  restrictions  proposees  Revue  politique 
et  parlementaire  2«  annee  p.  288.  —  Vincent, 
A.,  Des  clauses  d'irresponsabilite  dans  le  contrat 
de  transport  par   terre   et  par  mer,  Paris  1893. 

3)  England,  Amerika.  Angell,  A  treatise 
of  the  Law  of  carriers  of  goods  and  passengers 
by  Land  and  by  Water,  4'  ^d.,  by  Lathorp,  Bos- 
t&n  1868.  —  Bateson,  Through  biUs  of  lading, 
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—  Carver,  A  treatise  of  the  law  relating  to 
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Chitty  and  Temple,  A  treatise  on  the  law 
of  carriers  by  land  and  by  waler,  4  ^Ä«  ed.,  by 
Lathorp,  Boston  1868.  —  Desty,  The  law  relating 
to  shipping  and  admiralty,  San  Francisco  1879. 

—  Fetter,  N,,  A  treatise  on  the  Law  of  Carriers, 
2  vol.,  St.  Paul  1897.  —  Foard,  The  law  oj 
merchani  shipping  and  fright,  London  1880.  — 
Henry,  M,  P,,  The  adaplion  of  a  Uniform 
Bill  of  Lading  by  International  Conference.  The 
American  Law  Register  and  Review  v.  31  p.  633. 

—  Lawson,  The  contract  of  commx>n  carriers, 
St.  Louis  1880.  —  Leggett,  EL,  A  treatise  on 
the  law  of  bills  of  lading,  12^  ed.,  London  1893, 

—  Maonaniara,  A  digest  of  the  law  of  carriers 
of  'goods  and  passengers,  London  1888.  —  Par^' 
sons,  A  treatise  on  the  law  of  shipping,  2  ed., 
Boston  1869.  —  Porter,  W.W*,  A  treatise  on 
the  law  of  Biüs  of  Lading,   Philadelphia  1891. 

—  Redfield,  Chi  carriers  and  baüments,  Cam- 
bridge 1869.  —  SchotUet*,  A  treatise  on  the 
law  of  Baüments,  indudirtg  carriers  innkeepers 
and  pledgers,  Bostati  1887,  2  ed.  —  Scrutton, 
The  contract  of  affraightmerU  as  expressed  in 
Charterparties  and  bills  of  lading,  3^  ed.,  Lon- 
don 1893.  —  SeruUon,  T.  E,,    The    Merchani 
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Shipping  Act  1894,  London  1895.  —  Stephen, 
«/i  JB.,  The  Water- Carrier  and  hü  Responsibility 
(The  Law  Quarterly- Review  vol.  12,  p.  116)  s.J  — 
Ullrich,  Englisches  Handelsrecht  in  Bezug  auf 
den  Transport  von  Gütern  zu  Lande,  auf  Flüssen 
und  Binnengewässern,  Berlin  1878.  —  Wendt, 
Papers  on  Maritime  legislation,  S  ed.,  London 
1888.  —  Wheeler,  E.  P.,  The  modern  law  of 
carriers,  New- York  1880.  —  Wehb,  J,  A,,  Th^ 
law  of  Fassenger  and  Frei^ht  Elevators,  St.  Louis 
1896. 

4)  Italien.  Diligenti,  Trasporti  terrestri  e 
marittimi,  estinzione  delle  relative  azioni  per 
effetto  della  descadenza  e  della  prescrizione, 
Torino  1890.  —  Levi,  11  coiüratto  di  transporto 
secondo  il  nuovo  codice  di  commercio,  Bologna 
188.S.  —  MarcheMnl,  Del  contratio  di  trans- 
porto per  strada  ferrata,  I,  II,  Torino  1888.  — 
Pipia,  M,f  11  contratto  di  noleggis  e  la  poliza 
di  carico,  Torino  1898.  —  Ilocc4>,  A.,  Le  limi- 
tazioni  alla  responsabUitct  degli  arma^jori,  Arc.hivio 
giuridico,  vol.  59,  p.  67  s.  —  Vidati,,  E,,  H 
contratto  di  transporto  terrestre,  trattazione  siste- 
matica  secondo  U  diritto  itaXi-ano  vi^ente,  Milano 
1890.  —  Vivante,  La  poliza  di  carico,  Milano 
1880. 

5)  Niederlande  und  Skandinavien.  Assev, 
Intemationacd  goederenvervoer  längs  spoorwegen, 
tf'Oravenhage  1887.  —  Bossche,  Jets  over  be- 
vrachting  met  stukgoederen ,  Leiden  1880.  — 
Hanvmerskjold ,  K,  H.  X*.,  Dm  fractaftalet 
och  des  vigtigaste  rätts  fäldjer,  Upsala  1886.  — 
Karstens  ^  De  aanspraken  van  den  voerman 
krachtens  A.  91,  W.  v.  K.  Themis  S  (1874),  Bl. 
420 — 27.  —  Kirberger ,  O,,  De  posüie  van 
den  geadresseerde  (Rechtsgeleerd  Magazijn  17. 
Jaarg.,  Bl.  4V'  —  Schölten,  Overmackt,  Gronin- 
gen 1886. 

Femer  ist  auf  die  allgemeinen  Darstellungen 
des  Handels-^  See-  und  des  Binnenschiff- 
fa hrtsrechts ,  hinsichtlich  des  tVachtgeschäfts 
der  Eisenbahnen  und  der  Post  auf  die 
Litteraturangaben  der  gleichnamigen  Artikel  zu 
verweisen.  Heck. 


Franklin,  Benjamin, 

ausgezeichnet  als  Staatsmann ,  Diplomat  und 
Gelehrter,  gehören  zu  Boston  (Neuengland)  am 
6. 1. 1706;  gestorben,  als  Gouverneur  des  Staates 
Pennsylvanien,  in  Philadelphia  am  17.  IV.  1790. 
Er  empfing  den  ersten  wissenschaftlichen  Unter- 
richt in  der  freien  Gelehrtenschule  seiner  Vater- 
stadt, wurde  dann  in  dem  Geschäft  seines 
Vaters  als  Lichtzieher  beschäftigt,  erlernte 
die  Buchdruckerkunst  bei  seinem  Bruder  in 
Boston  und  errichtete  1728  eine  Buchdruckerei 
in  Philadelphia.  Hier  gründete  er  unter  seinem 
Namen  eine  Zeitung,  die  bald  das  führende 
Blatt  in  der  Kolonie  war.  1736  wurde  er  Sekre- 
tär in  der  General  Assembly,  (dem  Kolonial- 
parlament) der  Kolonie  Philadelphia,  1737  deren 
Postmeister  und  1753  Generalpostmeister  der 
englischen  Kolonieen  von  Nordamerika.  1766 
übertrugen  ihm  die  Kolonieen  ihre  Vertretung 
im  Verkehr  mit  England,  und  deren  1776  er- 
folgende Unabhängigkeitserklärung  war  haupt- 
säcnlich  Franklins  Werk. 

Auf  dem  Gebiete  der  politischen  Oekonomie 


war  er  kein  geschulter  und  systematischer,  aber 
sehr  scharfer  Denker.  In  seiner  ältesten  Abhand- 
lung, betitelt  „A  modest  inquiry  into  tiie  nature 
and  necessity  of  a  Paper  currency",  (1721) 
offenbart  er  unklare  Begriffe  von  dem  Wesen 
des  Kapitals  und  des  Kapitalzinses,  welchen 
letzteren  er  durch  Emission  von  Papiergeld, 
das,  nach  dem  Vorgange  Laws,  auf  Grund- 
stücken fundiert  ist,  zum  Sinken  bringen  zu  kön- 
nen glaubt.  In  der  nämlichen  Schnft  stellt  er 
auch,  fast  anderthalb  Menschenalter  vor  Adam 
Smith ,  den  gewichtigen  Satz  auf,  dass  die 
menschliche  Arbeit  das  allgemeine  Wertmass 
bilden  soll.  Er  argumentiert  nämlich,  dass,  da 
der  Handel  nichts  als  ein  Austausch  von  Arbeit 
geffen  Arbeit,  der  allgemeine  Wertmesser  eben- 
falls in  Arbeit  bestehen  müsse,  welcher  Schluss- 
satz übrigens  schon  von  Petty  und  Hobbes  aus- 
gesprochen worden  ist. 

In  einer  dreissig  Jahre  später  veröffent- 
lichten Schrift  „Observations  conceming  the 
increase  of  mankind,  and  the  peopling  of  coun- 
tries",  welche  er  1751  für  das  Annual  register 
geschrieben  hat,  wird  Franklin  als  Bevölkerungs- 
theoretiker von  Malthus  selbst  als  sein  Vor- 
gänger anerkannt,  allerdings  mit  der  Ein- 
schränkung, dass  Franklin  den  einstigen  Eintritt 
eines  Mangels  an  vegetabilischen  Subsistenz- 
mitteln  überhaupt  nicht  in  Erwägung  gezogen 
habe.  Die  insofern  wichtigste  Stelle  aus  jener 
Schrift,  als  Malthus  den  Text  seines  berühmten 
Werkes  „Essay  on  population"  mit  diesem  Ci- 
tate  beginnt,  sei  hier  im  folgenden  mitgeteilt: 
„Für  den  Zeugungstrieb  der  Pflanzen  und  Tiere 
besteht  eine  Grenze  nur  darin,  dass  die  zu- 
nehmende Menge  sich  die  Unterhaltsmittel 
gegenseitig  streitig  macht.  Wären  von  der 
Erdoberfläche  alle  Pflanzenarten  bis  auf  eine 
verschwunden,  so  würde  die  Erde  allmählich  von 
dieser  einzigen,  sa^en  wir  mit  Fenchel,  über- 
sät und  ^anz  bedeckt  sein.'' 

Franklin  schrieb  1767  einen  Aufsatz  „On 
the  Price  of  Corn  and  management  of  the  Poor" 
1768  einen  anderen  „On  the  Labouring  Poor". 
Hier  behauptet  er,  „dass  der  mittellose  Arbeiter 
alljährlich  das  gesamte  Beineinkommen  der  Na- 
tion beziehe"  und  dass  in  England  die  Lage 
der  ärmeren  Klassen  „weitaus  die  beste  in  Eu- 
ropa sei",  während  er  in  jenem  erstgenannten 
Aufsatze  sich  dahin  ausspricht,  dass  „nirgend- 
wo in  der  Welt  der  Arme  mehr  Trä^heit^, 
Liederlichkeit,  Trunkenheit  und  Frechheit  an 
den  Tag  lege".  Die  Richtigkeit  der  ersteren 
dieser  beiden  Thatsachen  ist  nicht  anzufechten, 
nur  ver^ass  Franklin  hinsichtlich  des  Arbeiters 
hinzuzufügen,  dass  derselbe  seinen  so  hoch  ver- 
anschlagten Arbeitslohn  durch  seinen  Konsum 
wieder  an  die  Nation  zurückzahlt.  Betrefib  des 
Armen  Wesens  ist  zu  bemerken,  dass  die  da- 
malige Armengesetzgebung,  gehandhabt  von 
Friedensrichtern  und  Armen vätem,  den  Ge- 
meinden bezw.  Kirchspielen  die  Sorge  für  die 
daselbst  heimatsberechtigten  Bettler  aufbürdete. 
Das  Unwesen  der  Bettler,  von  welchen  Frank- 
lin redet,  beschränkte  sich  daher  fast  ausschliess- 
lich auf  die  grossen  und  reichen  Städte,  wo  es 
Wohlthätigkeitsanstalten  die  Hülle  und  Fülle 
für  diejenigen  Armen  gab,  welche  den  Voraus- 
setzungen des  „SetÜement  Act"  von  1662  ent- 
sprachen. Dem  Jahre  1769  gehört  ein  kleiner 
Aufsatz  an,  betitelt  „Positions  to  be  examined 
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concerning  National  Wealth."  Derselbe  ist  des- 
halb bemerkenswert,  weil  Franklin  hierin  sich 
als  Anhänger  des  Physiokratismns  zeigt,  indem 
er  n.  a.  die  Unprodnktivität  der  Manufaktur- 
Warenarbeit  erörtert,  da  sie  keine  nutzbaren 
Rohstoffe  hervorbrächte.  In  Franklins  Schrift 
„Essay  on  the  iucrease  of  wages  in  Europe  by 
the  American  Kevolution" ,  wo  er  sich  dahin 
ausspricht,  dass  niedrige  Löhne  keineswegs 
billige  Arbeitsleistung  zur  Folge  haben,  entkräftet 
er  das,  was  er  in  der  Schrift:  „On  the  Labouring 
Poor"  (s.  0.)  hinsichtlich  der  hohen  Löhne ,  dass 
dieselben  nämlich  die  Arbeiter  faul  machten,  be- 
hauptet hat.         

Vgl.  über  Franklin :  The  complete  works  of 
Benjamin  Franklin.  Compiled  and  edited  by  John 
Bigelow,  10  vols.  London  1887  (darin  Frank- 
lins „Autobiography").  —  Parton,  Life  and 
Times  of  Beujamin  Franklin,  London  1864.  — 
Bigelow,  Sketch  of  B.  Franklin,  London  1879. 
—  J.  Kellsingram,  B.  Franklin  in  H.  d.  St., 
1.  Aufl.  Bd.  III.  S.  640  f.  —  Wetzel,  Benjamin 
Franklin  as  an  economlst.    Baltimore  1895. 

Li'ppert, 


Franenarbeit  nnd  Franenfrage. 

1.  Einleitung.  2.  Statistik  der  Frauen- 
arbeit. 3.  Geschichtliche  Ent^vickelung  der 
Frauenarbeit.  4.  Lage  der  Arbeiterinnen  in 
der  Gegenwart.  5.  Frauenlöhne.  6.  Ursprung 
und  Entwickelung  der  Frauenfrage.  7.  Frauen- 
bildungs-,  -erwerbs-  und  -berufsvereine.  8. 
Frauenstudium  und  höhere  Frauenbildungs- 
anstalten; gelehrte  Berufe.  9.  Mädchen- 
gymnasien und  höheres  Mädchenschulwesen. 
10.  Weibliche  Hilfsthätigkeit.  11.  Privatrechtr 
liehe  Stellung  der  Frau,  a)  Stellung  der 
Frau  nach  dem  B.G.B.  b)  Stellung  der  Frau 
in  ausserdeutschen  Staaten.  12.  Stellung  der 
Frau  im  öffentlichen  Recht.  13.  Geschicht- 
liche Entwickelung  der  Emancipationsbewe- 
gnng. 

1.  £iiileituDg.  Die  soziale  Stellung  der 
Frauen  ist  nicht  überall  und  war  nicht  zu 
allen  Zeiten  eine  gleichartige.  Sie  wird  be- 
stimmt zunächst  durch  die  wirtschaftlichen, 
politischen  und  allgemein  kulturellen  Zu- 
stände. Ausserdem  wird  das  Verhältnis 
der  Geschlechter  zu  einander  mannigfach 
beeinflusst  durch  den  besonderen  Charakter 
der  einzelnen  Völker  und  Volksteile  sowie 
durch  die  bei  ihnen  herrschenden  sitt- 
lichen imd  religiösen  Vorstellungen.  Auch 
innerhalb  ein  und  desselben  Volkes  begründet 
der  Unterschied  der  Stände  und  Klassen 
verschiedene  Abweichungen.  Der  Verlauf 
der  Kulturentwickelung  bringt  mannigfache 
Verändenmgen  und  Verschiebungen,  mid 
auch  in  der  Gegenwart  unterliegt  das  Ver- 
hältnis der  Geschlechter  zu  einander  bei 
den  Völkern  europäischer  Kultur  einem 
deutlich  erkennbaren  Wandlungsprozess,  der 
noch  nicht  zum  Al>schluss  gekommen  zu 
sein  scheint. 


Wesentlich  bedingt  wird  die  allgemeine 
Stellung  und  Lage  der  Frauen  durch  Mass  und 
Art  ihrer  Beteiligung  an  der  wirtschaftlichen 
Arbeit,  andrerseits  wirkt  die  ihnen  durch. 
Eecht  und  Sitte  zugewiesene  Stellung  auf 
Art  und  Mass  ihrer  Arbeitsbeteiligung  zu- 
rück. Ein  allgemeiner  Verzicht  auf  die 
Mitwirkung  der  einen  —  vielfach  grösseren 
—  Hälfte  der  Bevölkerung,  wie  sie  das 
weibliche  Geschlecht  darstellt  (s.  d.  Art.  Be- 
völkerungswesen  oben  Bd.  U  S.  432), 
wird,  wie  er  bisher  nirgends  stattfand,  auch 
in  Zukunft  im  Produktionsprozess  schwer- 
lich jemals  möglich  sein,  er  wird  vielmelir 
stets  auf  einzelne  Gesellschaftsklassen, 
welche  sich  in  besonders  günstiger  wirt- 
schaftlicher Lage  befinden,  beschränkt  bleiben. 

Die  natürliche  RoUe  der  Frau  im  Ge- 
schlechtsleben bedingt  für  sie  zu  allen 
Zeiten  auch  eine  von  derjenigen  des  Mannes 
abweichende  Stellung  im  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Organismus.  Nicht  nur  dass 
dem  grösseren  Teil  der  Frauen  dadurch  für 
einen  Teil  ilu-es  Lebens  ein  specifischer 
Pflichtenkreis  —  vor  allem  die  Pflege 
und  Aufziehung  der  Kinder  sowie  die  Be- 
sorgung des  Hauswesens  überhaupt  —  zu- 
gewiesen ist,  ihre  RoUe  im  Geschlechts- 
leben und  der  daraus  sich  ei-gebende 
Pflichtenkreis  machen  auch  sie  selbst  schwer- 
fälliger, ilue  Stellung  zu  einer  melir  ge- 
bundenen, so  dass  eine  der  des  Mannes  in 
aUen  Stücken  gleichartige  Bethätigung  aus- 
gescldossen  erscheint.  Es  entsteht  eine  auf 
dauernder  natürÜcher  Grundlage  ruhende 
Arbeitsteilung  zwischen  Mann  imd  Frau  in 
Ehe  und  Familie,  insbesondere  erscheint  die 
Erwerbsfähigkeit  der  Frauen  als  eine  im 
Cmfang  beschränkte  und  eine  in  ihrer  Art 
mannigfach  eigenartige.  Als  freie  Ai'beits- 
und  Erwerbskräfte  können  nur  die  —  ob 
einstweilen,  ob  dauernd  —  Ledigen  sowie 
die  Witwen,  sofern  sie  kinderlos  oder 
Mütter  bereits  herangewachsener  Kinder 
sind,  als  teilweise  freie  Ki-äfte,  ausserdem 
diejenigen  Ehefrauen,  die  bezüglich  ihrer 
Nachkommenschaft  in  gleicher  Lage  wie 
solche  Witwen  sich  befinden,  betrachtet 
werden. 

In  Deutschland  waren  nach  der  Be- 
rufszählung vom  14  Juni  1895  unter  einer 
Gesamtbevölkerung  von 

51  770284  Personen 
männlichen  Geschlechts        25  409 161        „ 
weiblichen  „  26  361  123        „ 

was  einen  FranenüberschuBS  von  95 1  962  Per- 
sonen ergiebt. 

Im  Alter  von  16  Jahren  und  darüber 
standen 

t\berhaupt  32802537  Personen 

davon  Männer  15  9^3  973 

Frauen  16878564 
Somit  Frauenttberschuas  954  59  < 
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Von  dieser  erwachsenen  Bevölkerung  waren 

Männer  Frauen 

ledig  6  298  957        5  8^5  853 

verheiratet  8  849  189        8  784  132*) 

verwitwet  u.  geschieden    775  827        2  208  579 

Aehnlich  wie  hier  liegen  im  allge- 
meinen —  trotz  mancher  Abweichungen  im 
einzelnen  —  die  Yerhältnisse  bei  den  üb- 
rigen Kulturvölkern.  Nirgends  gestatten  die 
sozialen  Verhältnisse  den  Männern  die 
Eheschliessung  schon  beim  Eintritt  der 
Pubertät,  überall  pflegen  sie  erst  in  einem 
mehr  oder  minder  hinausgeschobenen  Zeit- 
punkte in  der  Lage  zu  sein,  zur  Ehe 
zu  schreiten.  Obschon  nun  das  diu'ch- 
schnittliche  Heiratsalter  der  Frauen  ein 
niedrigei'es  ist  als  das  der  Männer,  so  ist 
in  der  Regel  doch  auch  bei  ihnen  der  Zeit- 
punkt der  Eheschliessung  bezw.  Heirats- 
möglichkeit von  demjenigen  der  Pubertät 
durch  einen  grösseren  oder  geringeren 
Zwischenraum  getrennt.  Diese  Verhältnisse 
bedingen  zunächst,  dass  die  Zahl  derjenigeu, 
welche  zur  Ehe  überhaupt  nicht  gelangen, 
eine  g^ssere  wird,  als  dem  zahlenmässigen 
Frauenüberschüsse  entspricht  Hierzukommt, 
dass  ein  Teil  der  Männer,  auch  wo  nicht 
ein  früher  Tod  sie  am  Heiraten  hindert, 
überhaupt  auf  die  Ehe  verzichtet. 

Ein  annäherndes  Bild  von  der  Bedeutung 
dieses  ümstandes,  dessen  Einfluss  sich 
schwer  mit  Genauigkeit  ermessen  lässt,  ge- 
winnt man  aus  folgenden  Ziffern.  Es  gab 
nach  der  Berufszählung  von  1895 

ledige  %  *^^®^ 

im  Alter  von      tlts««^,  ^^»o««„  gleichalter. 

Männer    Frauen  ji„„„  p^„,„ 

50  und  mehr  Jahren  299000  474000  7,95     11,0 
40 545000   7810008,63     11,8 
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Das  Hinaiisschieben  der  Eheschlies- 
sung über  den  Zeitpunkt  der  Pubertät 
hinaus  bedingt  überdies  das  Vorhandensein 
einer  grossen  Anzahl  einstweilen  für 
kürzer  oder  länger  lediger  Frauen,  w^elche 
in  späterem  Alter  in  die  Ehe  treten. 
Vor  allem  bewirkt  das  durchschnittlich 
höhere  Heiralsalter  der  Männer  einen 
starken  Ueberschuss  der  Witwen  über  die 
Witwer,  der  ausserdem  noch  dadurch  ver- 
mehrt wii-d,  dass  wiederholtes  Heiraten  bei 
Männern  häufig,  bei  Frauen  seltener  vor- 
kommt. Dieser  Umstand  vergrössert  an- 
dererseits, weil  Witwer  bei  Wiederverhei- 
ratung meistens  sich  mit  ledigen  Frauen 
verbinden,  auch  in  gewissem  ümfeing  die 
Zahl  der  Frauen,  welche  überhaupt  zur  Ehe 
gelangen.  Der  Ueberschuss  der  Witwen  über 
die  Witwer  (i.  J.  1895  1432752  Witwen 
mehr)    ist   um    die  Hälfte  grösser  als  der 


')  376  verheiratet  unter  16  Jahren. 


überhaupt  vorhandene  Frauenüberschuss  (ca. 
950000). 

Von  der  bedeutenden  Menge  lediger  und 
verwitweter  Frauen  ist  ein  grosser  Teil 
darauf  angewiesen,  sich  durch  eigenen  Er- 
werb seinen  Unterhalt  ganz  oder  zum  Teil 
zu  verdienen,  abgesehen  davon,  dass  viele, 
gleich  der  MehrzaSü  der  verlieirateten  Frauen, 
für  den  in  der  Familie  gewährten  Unter- 
halt in  erwerbloser  wirtschaftlicher  Arbeit 
ein  Aequivalent  leisten.  Hierin,  in  der 
stets  und  überall  notwendig  vorhandenen 
grossen  Gesamtzahl  der  ledigen  und  ver- 
witweten Frauen,  von  denen  niu"  ein  Tau 
ohne  eigenen  Erwerbs  verdienst  in  der 
Familie  versorgt  w^erden  kann,  nicht  aber 
in  dem  so  oft  und  so  stark  betonten  Ge- 
samtüberechuss  der  weiblichen  Bevölkerung 
über  die  männliche,  liegt  der  letzte  Grund 
der  Frauenfrage,  soweit  sie  als  Erwerbs- 
frage sich  geltend  macht.  Das  numerische 
Uebergewicht  des  weiblichen  Geschlechts 
überhaupt  wirkt  überall  nm^  als  verschärfen- 
des Moment. 

2.  Statistik  der  Frauenarbeit.  Der 
Umstand,  dass  die  Frauen  im  Untersclüede 
von  den  Männern  das  ihnen  zunächst- 
liegende, sozusagen  natürliche  Arbeitsgebiet 
in  der  eigenen  Familie,  teilweise  auch  in 
fremder  Hauswirtschaft  finden,  hat  zur 
Folge,  dass  der  Frauenerwerb  gegenüber 
der  Erwerbsthätigkeit  der  Männer  bedeutend 
zunickü'itt. 

Von  dem  am  14.  Juni  1895  im  Deutsehen 
Reiche  gezählten   26  361 123  Frauen  waren 

%derweibl 
BevöJkerung 

hauptberuflich  erwerbsthätig  5  264  393  =  19,97 
dazu  Dienstboten  i  313957  =    4,99 

zusammen  6  578  350  =  24,96 

Von  den  25  409 161  Männern  jedoch  waren 

^/o  der  männl. 
'  Bevölkerung 

hauptberuflich  erwerbsthätig  15  506  482  =  61,03 
Dienende  25359=  0,10 

zusammen  15  531  841  =61,13 

Es  waren  mithin  unter  den  Frauen 
nur  ein  Fünftel  bezw.  ein  Viertel, 
von  den  Männern  hingegen  etwas  mehr  als 
drei  Fünftel  am  Erwerbsleben  ihirch 
haiiptberufliche  Thätigkeit  beteiligt. 

Dementsprechend  war  unter  den 
Angehörigen  das  weibliche  Geschlecht 
bedeutend  stärker  vertreten  als  das  männ- 
liche.   Es  wimien  gezählt 

®/o  der  weibl. 
Bevölkerung 

weibliche  Angehörige         18667224  =  70,81 
„  berufsl.Selbständige  1115549=  4)^3 
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°/o  der  männl. 
Bevölkerung 
männl. Angehörige  hingeg.  nur  8  850  06 1 =34,83 
„    berufslose  Selbständige    i  027  259=  4,04 


Noch  schärfer  treten  die  Verhältnisse 
hervor,  wenn  man  die  Kinder  ausscheidet. 
Im  Alter  von  14  Jahren  und  darüber 
gab  es 


weibliche      männliche 


Erwerbsthätige       5212377 

Dienende i  281  304 

Angehörige 10447782 

Berufslose  Selbständige 993  556 


15377045 
24  511 

690244 
889  534 


Vo  der 
weibl.    männl. 
Bevölkerung: 
29,06        90,55 

7,15         0.14 
58,25         4,07 

_5,54 SM 

100,00 


1 00,00 


Seit  dem  Jahre  1882  nahmen  in  der  Gesamtbevölkerung  zu  bezw.  ab 


die  weiblichen  Erwerbsthätigen  um 

die  männlichen  „ 

die  Erwerbsthätigen  überhaupt 

die  weiblichen  Dienenden 

die  männlichen        „ 

die  Dienenden  überhaupt 
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—  I  005290  oder 

2133577 
3138867 

31543 

—  17151 

+       14392 


r 


n 


23,60  0' 

15,95  % 

--    17,80  X 

"      2,46  \ 

—  40,35  Vo 

+     1,09  °/o 


Im  ganzen  betrug   in   diesem  Zeitraum 
die    Zunahme 

absolut  % 

der    erwerbsthätigen    und 

dienenden   Frauen      .    .     1036833         18,71 
der    erwerbsthätigen    und 

dienenden  Männer      .    .    2  116  426         15,78 
der   Erwerbsthätigen    und 
Dienenden  überhaupt     .    3153259         16,63 

Trotz  des  hohen  Bruchteils,  welchen 
die  Erwerbsthätigen  unter  der  männlichen 
Bevölkerung  schon  früher  ausmachten,  ist 
ihre  Zahl  in  jenem  dreizehnjährigen  Zeit- 
raum noch  stärker  gewachsen  als  die  Ge- 
samtziffer der  männlichen  Bevölkenmg. 
Denn  während  jene  sich  um  15,95  bezw. 
15,78  °/o  erhöhte,  stieg  diese  nur  um  14,71  ®/o. 
Bei  der  weiblichen  Bevölkerung  war  aller- 
dings der  unterschied  grösser,  da  die  Er- 
werbsthätigen i.  e.  S.  um  23,60,  die  Erwerbs- 
thätigen und  Dienenden  zusammen  um 
18,71  ^/o  zunahmen.  Indessen  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  die  höheren  Zuwachs- 
prozente bei  der  weiblichen  Bevölkerung 
wegen  der  weit  niedri^ren  absoluten  Zahl 
der  Erwerbsthätigen  in  ihrer  Bedeutung 
ausserordentlich  abgeschwächt  werden.  Einer 
weiteren  numerischen  Ausdehnung  über  den 
bisherigen  Umfang  hinaus  ist  die  Männer- 
arbeit kaum  fähig.  Ife  kann  daher  eine 
zunehmende  allgemeine  Verdrängung  der 
Männer  durch  die  Frauen  im  Ei'werbsleben 
nicht  mit  triftigem  Grunde  behauptet  wer- 
den. Die  zunehmende  Entwickelung  des  Er- 
werbslebens aber,  die  teilweise  ai5  Kosten 
der  überlieferten  Hauswirtschaft  erfolgt, 
fordert  geradezu  eine  Ergänzung  und  Unter- 
stützung der  Männerarbeit  durch  die  Er- 
werbsthätigkeit  der  zunehmend  frei  werden- 
den weiblichen  Arbeitskräfte.  In  der  Regel 
übernehmen     die    Frauen    diejenigen    Ver- 


richtungen, für  welche  die  Männerkraft 
weniger  geeignet  oder  zu  wertvoll  gewoixlen 
ist.  Dies  findet  in  dem  Ergebnisse  einer  ge- 
naueren Analyse  der  thatsächlichen  Arbeits- 
verliältnisse  seine  voUe  Bestätigung. 

Auf  die  einzelnen  Berufsabteilungen 
verteilten  sich  die  5^/4  Millionen  weiblicher 
Erwerbsthätiger  (im  engeren  Sinne)  folgen- 
dermassen : 


Es  kamen  auf: 
Land-  u.  Forstwirtsch. 
Industrie  und  Ber&^bau 
Handel  und  Verkehr    . 
Lohnarbeit  wechselnder 

Art 

Armee  und  Marine  .    . 
Sonstiger  üffentl.  Dienst 

n.  freie  Berufe     .    . 


erwerbsthätige 
Frauen         (Männer) 

2753154      (5539538) 
I  521  118      (6760  102) 

579608      (1758903) 


233  865 


(   198626^ 
(  630978) 


176648      (  618335) 


Die  in  den  einzelnen  Berufsabteilungen 
erwerbsthätigen  Frauen  waren  Prozent 

allerErwerbs- 
aller  er- 
werbs- 
thätigen 
Frauen 


und  zwar 


in  der  Land-  u.  Forst- 
wirtschaft   ....   52,3% 

in  der  Industrie       .    .   28,9  „ 

imHandel  und  Verkehr   11,1 

i.  d.  Lohnarbeit  wech- 
selnder Art      ...     4,4 

im  öffentl.  Dienst  (mit 
Ausschluss  der  Armee 
und  der  Marine)  u.  in 
den  freien  Berufen  .     3,3 


thätigen   der 
betreffenden 
Berufs- 
abteilung 
überhaupt 


n 


n 


33.3  X 

18.4  „ 
24,8  „ 

54,1  „ 


n 


22.2 


n 


100,0  % 


Von  den  drei  Hauptberufsgruppen  — 
Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  — 
beschäftigt  danach  die  Landwirtschaft  nicht 
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nur  absolut,  sondern  auch  relativ  die  grösste 
Zahl  weiblicher  Arbeitskräfte.  In  den  ein- 
zelnen Abteilungen  vermehrten  bezw.  ver- 
minderten   sich     die    Erwerbsthätigen     in 


dem  Zeiträume  zwischen  1882  und  1895 
bei  einer  Bevölkerungszunahme  von  45,2  auf 
51,8  Millionen  Einwohner  oder  um  14,48  ®/o 
in  folgender  Weise : 


Frauen  um 


Männer   nm 


absolut 

in  der  Land-  und  Forstwirtschaft    .    .  4- 218  245 

in  der  Industrie ■+-  394  142 

im  Handel  und  Verkehr ■\'2ii4gS 

in  Lohnarbeit  wechselnder  Art     .    .    .  -f"  50029 

in  der  Armee  und  Marine .  — 

öffentlicher  Dienst  und  freie  Berufe     .  +^'37^ 

im  ganzen  i  005  290 


in% 


oder 


8,6 


n 
n 
n 
n 


+ 

+  35,0 

+  94,4 
+  27,2 

+  53,25 


absolut 

—     162  049 
+  1  490613 

4"  486  695 
—  15 120 

+  179 153 
+  154285 


in  % 

-  2.8 
+  28,3 
+  38,3 

—  7,1 
+  39,6s 
+  33,25 


+  23,6      +2133577        +15,9 


Die  Verteilung  der  erwerbsthätigen 
Frauen  auf  die  verschiedenen  Berufs - 
Stellungen  —  der  Selbständigen,  der 
Angestellten  und  der  Arbeiter  —  gestaltet 
sich  insofern  zu  Ungunsten  der  Freuien,  als 
sie  in  den   höhei'en  Stellungen  schwächer, 


dagegen  in  den  niederen  Stellungen  stärker 
vertreten  sind  als  die  Männer.  Die  drei 
Hauptabteilungen  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  der  Industrie  so- 
wie des  Handels  und  Verkehrs  wei- 
sen auf: 


Frauen 

Selbständige 1  069  007 

Angestellte 39418 

Arbeiter  etc 3  745  455 


/o 
22,0 

0,81 


=    77,2 


Männer 
4  405  039 
582  407 
9071097 


'0 

31,3 

4,1 
64,6 


4853880     = 


100,0 


14058543     = 


100,0 


Namentlich  dadurch,  dass  unter  der  eigent- 
lichen Arbeiterschaft  seit  1882  die  Zahl  der 
Frauen  unverhältnismässig  stärker  gewachsen 
ist  als  die  der  Männer,  ist  der  Anteil  der 
weiblichen  Selbständigen  noch  wei- 
ter von  25,4  auf  vorstehende  22,0  %  gesun- 
ken, ohne  auch  nur,  wie  bei  den  männlichen 
Selbständigen,  wo  er  ebenfalls  von  34,2  auf 
31,3%  sank,  in  einer  Vergrösserung  des 
Anteils  der  Angestellten  eine  gewisse  Aus- 
gleichung zu  finden.  Von  den  selb- 
ständigen Frauen  entfällt  fast  die  Hälfte 
—  519492  —  auf  die  Industrie  (Hausin- 
dustrie !) ;  von  dem  Rest  kommt  der  grössere 
Teü,  346899,  auf  die  Landwirtschaft,  der 
kleinere  Teil,  202  616,  auf  Handel  und  Ver- 
kehr. Während  in  der  LÄudwirtscliaft  die 
Zahl  der  weiblichen  Selbständigen  sich  um 
rund  70000  (=  25,16%)  und  im  Handel 
und  Verkehr  um  52000  (=  34,56%)  ver- 
mehrte, verminderte  sie  sich  in  der  Indus- 
trie um  60000  (=  —10,35%).  Die 
weiblichen  Angestellten  betrugen 
18100,  9300  und  12000  in  den  Hauptab- 
teilungen und  nahmen  seit  1882  in  der 
Landwirtschaft  um  12200  (=  207,89%), 
in  der  Industrie  um  7000  (=  310,93  %),  im 
Handel  und  Verkehr  um  8800  (=  279,22  %) 
Personen  zu. 

Die  übrige  weibliche  Arbeiter- 
schaft zählte  in  diesen  drei  Abteilungen 
zusammen 

3  745  455  Personen, 
danmter  befanden  sich 

Mitthätige  Familienangehörige  i  158944 

Sonstige  Arbeiterinnen    .    .    .2586511. 


Im  weiteren  gliederte 
gender  Weise: 


sie  sich  in  fol- 


Landwirtsch.  . 
Industrie  .  . 
Handel  u.Verk. 


Mitthätige 
Familien- 
angehörige 
I  020  443 

43  974 
94527 


Sonstige 
Arbeite- 
rinnen 
I  367  705 

948  328 
270  478 


Zu- 
sammen 

2  388  148 

992302 
365005 


Danach  beschäftigt  die  Landwirtschaft 
fast  doppelt  so  viel  Arbeiterinnen  als  In- 
dustrie und  Handel  zusammengenommen. 

Die  Zahl  der  ganzen  weiblichen  Arbeiter- 
schaft —  mitthätige  Familienangehörige 
und  sonstige  Arbeiterinnen  zusammenge- 
nommen —  erhöhte  sich  bei  Hinzurechnung 
der  häuslichen  Dienste  und  der  öffentlichen 
Berufe  seit  dem  Jahre  1882  um  883146 
Personen  oder  um  27,99%,  hingegen  aUein 
in  den  drei  ersten  Hauptabteilungen  — 
Ijandwirtschaft,  Industrie  und  Handel  —  um 
803989  Personen  oder  um  27,34  ^/o.  In  der 
Landwirtschaft  nahmen  die  arbeitenden 
Frauen  in  diesem  Zeiträume  nur  um  136288 
oder  um  6,05  %  zu,  während  die  männliche 
Arbeiterschaft  sich  sogar  um  390000  Per- 
sonen oder  imi  11%  verminderte.  In  der 
Industrie  wuchs  die  weibliche  Arbeiter- 
schaft um  447073  Personen  oder  um  82% 
gegenüber  einer  Zunahme  der  männlichen 
Arbeiter  von  1412395  oder  von  39,8%,  im 
Handel  und  Verkehr  um  220628  Per- 
sonen oder  um  152,81%  gegenüber  einer 
Zunahme  der  männlichen  Arbeiter  um  285000 
Personen  oder  um  48,9%, 

Das  Verhältnis  der  Selbständigen  zu  den 
Arbeitern  und  Angestellten  betrug  annähernd 


Frauenarbeit  luid  Frauenfrage 


1199 


bei  den      bei  den 
Franen      Männern 

in  der  Land- n.  Forstwirtsch.  1:7  i  :  i,5 
in  der  Industrie  ....1:2  i  :  3,4 
im  Handel  nnd  Verkehr     .     1:2         i  :  1,7 

In  der  Industrie  bilden  danach  die  Frauen 
^'6,  in  der  Landwirtschaft  nahezu  ^'5^  im 
Handel  und  Verkehr  ^/lo  der  niederen  Ar- 
beiterschaft. 

Nach  der  Gewerbestatistik  von  1895  ge- 


/o 
Unternehmer 698  168  (2  250  653)    29,8  (28,4] 

Angestellte 17  55°  (   43i  394)      0,8  (  5,5; 

Arbeiter     .    .    .    . 1623607  (5247897)    69,4  (66,1 

100  (100) 


stalteten  sich  in  den  gewerblichen  Betrieben 
die  Verhältnisse  folgendermassen : 

Es  gab  weibliche  (männliche)  imJahre  1895 
Gewerbthätige  Personen  überhaupt 

2339325    (7  929  940 

Die  Frauen  hatten  sich  dabei  um  55®/o> 
die  Männer  aber  nur  um  36®/o  vermehrt. 

Es  wurden  im  Jahre  1895  gezählt  weib- 
liche (männliche) 

Zu-  bezw.  Abnahme 

/o 

—       1,9  (+  2,4) 

+  254,7  (+  115,6) 

+  104,9  (+  52,8) 


/o 
„ 


Im  Jahre  1882  waren  von  allen  weib- 
lichen (männlichen)  gewerbthätigen  Personen 

Unternehmer  noch 47,2  (37,7) 

Hilfspersonen 52,8  (62,3) 

Die  Zahl  der  Inhaber  von  Gehilfenbe- 
trieben wuchs  gegenüber  dem  Rückgang  der 
Alleinbetriebe  bei  der  weiblichen  Bevölkerung 
wesentlich  stärker  als  bei  der  männlichen. 
Denn  die  weiblichen  Inhaber  von  Gehilfen- 
betrieben vermehrten  sich  1882 — 1895  von 
77662  auf  nicht  weniger  als  180942  Per- 
sonen oder  um  40,3  ®/o,  die  männlichen  nur 
von  954142  auf  1125528  Personen  oder 
um  18,0  ^/o.  Die  weiblichen  Alleinbetriebs- 
inhaber  sanken  im  gleichen  Zeitraum  von 
634 194  auf  589  226  Personen  oder  um  7,1  <>/o, 
die  männlichen  von  1 243  678  auf  1 125 125 
oder  um  9,5  ^/o.  Dagegen  stieg  die  Zahl  der 
weiblichen  Alleinhändler  um  42500,  wäh- 
rend die  der  männlichen  um  17  785  abnahm. 

Bemerkenswert  ist  das  zahlreiche  Ein- 
dringen des  weiblichen  Geschlechts  in  die 
Thätigkeit  des  Bureau-  und  Aufsichtsperso- 
nals. So  hat  das  höhere  weibliche  Hilfs- 
personal um  mehr  als  5000  Personen,  d.  i. 
lun  250^/0  bei  Industrie  und  Handel  in 
jenen  13  Jahren  zugenommen.  In  der 
Hauptsache  leisten  hier  die  Frauen  Biu-eau- 
und  Kontor-,  weniger  technische  Dienste. 

In  der  Industrie,  in  welcher  von  6,8 
Millionen  gewerbthätigen  Arbeitern  5,8 
Millionen  beschäftigt  waren,  vermehrte  sich 
die  Arbeiterschaft  um  2  Millionen,  von  denen 
0,4  Millionen,  somit  \'5  auf  weibliche  Ar- 
beiter entfallen. 

Ganz  auffallend  aber  gestaltete  sich  die 
Zunahme  der  weiblichen  Arbeitskräfte,  wo 
die  Zahl  der  Arbeiter  von  etwa  V2  Million 
auf  1  Million  stieg.  1882  stellten  die  Frauen 
erst  ca.  ^/s  der  Arbeiterschaft,  1895  aber 
fast  die  Hälfte.  Die  weiblichen  Arbeiter 
nahmen  um  359858,  die  männlichen  nur 
um  194688  zu.  Allerdings  spielen  gerade 
im  Handelsgewerbe  unter  den  Arbeiterinnen 


die  weiblichen  Familienangehörigen  eine  be- 
sonders erhebliche  Rolle,  während  sowohl 
im  Handel  wie  in  der  Industrie  die  mit- 
thätigen  männlichen  Familienangehörigen 
eine  geringe  Bedeutung  haben. 

Von  396777  in  der  Gärtnerei,  Industrie 
und  am  Handel  mitthätigen  Familienange- 
hörigen waren  nach  der  Gewerbestatistik 
nicht  weniger  als  354640,  d.  i  89,6^/0 
weiblich.  Bis  auf  einen  kleinen  Teil  waren 
die  Angehörigen  bei  Kleinbetrieben  (Betrie- 
ben mit  höchstens  5  Personen)  thätig.  Die 
Gärtnerei  etc.  beschäftigte  nur  7463  Ange- 
hörige, darunter  5814  Frauen.  Den  396777 
mitthätigen  Angehörigen  standen  6474727 
andere  Arbeiter  gegenüber,  von  denen 
1268967  weiblichen  Geschlechts  waren. 
Von  diesen  Frauen  waren  90%  erwachsen 
(16  Jahr  und  darüber  alt),  von  den  mit- 
arbeitenden Familienangehörigen  96,9  ®/o. 
Von  den  319  865  in  Kleinbetrieben  mitarbei- 
tenden erwaclisenen  weiblichen  Familien- 
angehörigen, die  übri^ns  grösstenteils  Ehe- 
frauen waren,  entfielen  228946  auf  Handel 
und  Verkehr,  einschliesslich  Gast-  und 
Schankwirtschaft. 

Weit  ^nstiger  als  in  den  drei  ersten 
Beinifsabteilungen  erweist  sich  nach  der 
Berufszählung  das  Verhältnis  der  selb- 
ständigen Frauen  zu  den  abhängigen  im 
öffenthchen  Dienst  und  in  den  freien  Be- 
rufen. Indessen  handelt  es  sich  liier  weni- 
ger um  eine  verschiedene  Art  der  Abhängig- 
keit als  um  eine  höhere  oder  niedere  Art 
der  Thätigkeit.    Hier  zählte  man 

seit  1882  mehr 
absolut     ®/o      absolut     ®/o 

102438  57,99  30525  42,45 
14624  8,28  1723  13,36 
59586  33,73    29128  95,63 


Selbständige ')    . 
Angestellte  *) 
Arbeitspersonal  •) 


100 


*)  Darunter  Lehrerinnen,  Hebammen,  Schau- 
spielerinnen. 

^)  Diakonissinnen,  Ordensschwestern,  Waisen- 
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Demgegenüber  verteilten  sich  die  männ- 
lichen Erwerbsthätigen  (ausschliesslich  Ar- 
mee und  Flotte)  wie  folgt: 

seit  1882  mehr 
absolut     **/o 

68500  33,9 
57782  46,7 
28003    35,3 


Selbständige  . 
Angestellte  . 
Arbeitspersonal 


absolut 

329  670  53,3 

181  441  29,4 

107224  17,3 


100 


Von  den  6,6  Millionen  erv^'erbsthätigen 
Frauen  im  weiteren  Sinne  (Dienstboten  einbe- 
griffen) befinden  sich  1,2  MiUionen  (^  17,81o/o) 
in  selbständiger  Stellung,  wobei  zu  berücksich- 
tigen ist,  »dass  es  sich  in  der  Landwirtschaft, 
Industrie  und  Handel  bei  vielen  Selbständigen 
weniger  um  die  Ausübung  eines  Berufs  als 

Man  zählte  1895  in  den  Gruppen: 


imi  die  Ye^^^'altlnlg  eines  überkommenen 
Besitzes  seitens  der  Witwe  handelt«.  2,5 
Millionen  der  erwerbsthätigen  Frauen  — 
nämlich  1,2  Millionen  mithelfende  Ehefrauen, 
Töchter  und  sonstige  Verwandte  und  1,3 
Millionen  weibliche  Dienstboten  —  verrich- 
ten ihre  Erwerbsarbeit  im  Schosse  der  Fa- 
milie. Auch  von  den  übrigen  2,9  Millionen 
ist  auch  nur  der  grösste  Teil  genötigt,  die 
Erwerbsarbeit  ausserhalb  des  Hauses  auszu- 
üben. Von  den  gewöhnlichen  Arbeiterinnen 
sind  über  die  Hälfte  ungelernt. 

Deutlicher  noch  als  bei  der  Vergleichung 
der  grossen  Benifsabteilungen  tritt  der 
Chai-akter  des  Frauenerwerbs  bei  der  Be- 
trachtung der  Berufsgruppen  und  der 
Beruf saiten  hervor. 


weibliche 

Erwerbs- 

thätige 

I.  Landwirtschaft,  Gärtnerei  etc 2  745  840 

n.  Forstwirtschaft  und  Fischerei 7  3^4 

ID..  Bergbau  und  Hüttenwesen 15  577 

IV.  Industrie  der  Steine  und  Erden     .    .    .    .  39  555 

V.  Metallverarbeitung 36210 

VI.  Maschinen,  Instrumente,  Apparate     .    .    .  12  513 

VII.  Chemische  Industrie 14  721 

Vin.  Leuchtstoffe,  Fette,  Oele  etc 4288 

IX.  Textilindustrie 427961 

X.  Papier 39222 

XI.  Leder 10023 

XII.  Holz-  und  Scbnitzstoffe 30346 

XIII.  Nahrungs-  und  Genussmittel 140333 

XIV.  Bekleidung  und  Reinigung 713  021 

XV.  Baugewerbe 13872 

XVI.  Polygraphische  Gewerbe H958 

XVII.  Künstler  und  künstler.  Gewerbe    ...  i  982 

XVIII.  Gewerbe  ohne  nähere  Angabe  ....  6  536 

XIX.  Handelsgewerbe 299829 

XX.  Versicherungsgewerbe 569 

XXI.  Verkehrsgewerbe 17  760 

XXII.  Gast-  und  Schankwirtschaft       ....  261  450 

Zusammen  4  853  880 


Zu-,  Ab- 

von  luü  Jün*-erüs- 
thätigen  beiderlei 

nähme  seit 

0' 

Geschlechts 

1882 

/o 

waren  weiblich 

absolut 

1895 

1882 

214214 

8,46 

33,67 

31,18 

4031 

122,78 

5,35 

2,83 

710 

4,78 

2,74 

3,37 

18697 

89,64 

7,89 

6,29 

16952 

88,03 

4,20 

3,64 

7391 

144,30 

3,25 

1,80 

8313 

129,73 

14,30 

11,14 

1  691 

65,11 

9,97 

8,41 

104  181 

32,18 

45,28 

38,05 

13204 

50,75 

28,87 

28,65 

3822 

61,64 

5,95 

4,80 

4367 

16,81 

4,69 

4,98 

74  951 

114,64 

15,98 

9,86 

136504 

23,68 

47,12 

43,22 

7618 

121,81 

1,02 

0,66 

8152 

119,78 

12,54 

9,77 

986 

99,00 

6,99 

4,17 

—  13  397 

—  67,21 

21.82 

21,85 

124  168 

70,69 

24,88 

20,86 

489 

611,25 

2,24 

0,69 

3591 

25,34 

2,89 

3,24 

153250 

141,64 

53,07 

38,72 

893  885 


22,57       25,67       24,44 


Danach  ist  sowohl  absolut  wie  im  Ver- 
hältnis zur  Männerarbeit  der  Frauenerwerb 
am  bedeutendsten  in  den  Gruppen:  Land- 
wirtschaft, Bekleidung  und  Reini- 
gung, Textilindustrie,  Handelsge- 
werbe, Gast-  und  Schankwirtschaft 
sowie  in  der  Nahrungs-  und  Grenuss- 
mittelindustrie.  In  jeder  dieser  Gruppen 
sind  über  100  000  weibliche  Personen  hauptbe- 
ruflich erwerbsthätig  und  bewegt  sich  in  ihnen 
der  Anteil   der  Frauen  an  der  Gesamtzalil 


mütter.    Aufseherinnen    in    Krankenanstalten 
u.  dergl. 

')  Dienst-  und  Wartepersonal  in  religiösen, 
Erziehungs-  und  Krankenanstalten. 


der  Erwerbsthätigen  zwischen  15,98  und 
53,070/0.  Nicht  weniger  als  9453  ®/o  aUer 
in  Urproduktion,  Industrie  und  Handel  er- 
werbsthätigen Frauen  entfallen  auf  diese 
Berufszweige,  Auch  an  der  seit  1882  ein- 
getretenen Erhöhung  der  Frauenerwerbsziffer 
sind  diese  Gnippen  vorzugsweise  beteiligt. 
Denn  von  der  fast  1  Million  betragenden 
Vermehrung  der  erwerbsthätigen  Frauen 
entfallen  auf  sie  allein  807  268  Personen, 
also  mehr  als  vier  Fünftel. 

Von  der  allgemeinen  Regel,  dass  die  er- 
werbenden Frauen  fast  niu*  in  abhängiger 
Stellung  thätig  sind,  sind  einzelne  Gnippen 
ausgenommen.    So  sind 
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von  100 
weibl.  Er- 
in  den  Gnippen  werbsthä- 

tigen  selb- 
ständig 
Bekleidung  und  Reinigung    ....     57,45 
Künstler  und  Künstlerbetriebe  .    .    .      53,63 

Handelsgewerbe 48,9^ 

Verkehrsgewerbe 48,22 

Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe  28,93 
Gast-  und  Schank Wirtschaft  ....  18,03 
Textilindustrie 16,77 

Indessen  stellen  diese  Gruppen  —  ab- 
gesehen vom  Yerkehrsgewerbe ,  wo  die 
weiblichen  Selbständigen  in  der  Hauptsac*he 
Botenfrauen  sind  —  solche  Berufe  dar,  die 
überhaupt  viel  in  selbständiger  Stellung  aus- 
geübt werden,  üeberdies  spielt  in  einigen 
jener  Gruppen  hausindustrieller  Betrieb  eine 
erhebliche  KoUe,  so  dass  die  selbständige 
Stellung  vieler  Frauen  nur  eine  schein- 
bare ist. 

Zieht  man  anstatt  der  umfassenderen  Be- 
ruf sgruppen  die  einzelnen  Berufsarten 
in  Betracht,  so  ergiebt  sich,  dass  der  Frauen- 
erwerb im  wesentlichen  sich  auf  wenige 
Erwerbszweige  koncentriert.  Nur  in  32  Be- 
rufsarten —  von  den  häuslichen  Dienstboten 
abgesehen  —  werden  mehr  als  10000  er- 
werbsthätige  Frauen  gezählt.  Diese  Haupt- 
gebiete umfassen  zusammen  4956821  Frauen 
oder  94,16^/0  aller  weiblichen  Erwerbsthä- 
tigen,  von  denen  wiedenun  die  grössere  Hälfte 
auf  die  eigentliche  Landwirtschaft  entfällt. 
Der  Rest  von  307  572  Personen  oder  5,84*^/o  der 
Gesamtziffer  verteilt  sich  auf  die  übrigen 
167  Berufe.  Die  Zahl  derjenigen  Berufs- 
arien, in  denen  die  Frauen  über  die  Hälfte 
der  Erwerbsthätigen  ausmachen  und  die 
daher  als  die  specifischen  Frauenbe- 
rufe bezeichnet  worden  sind,  beschränkt 
sich  sog^ar  auf  21.  Ausser  den  häuslichen 
Dienstleistungen,  der  Gesundheitspflege,  der 
Gast-  und  Schankwirtschaft  sind  es  Berufe 
der  Bekleidungs-  und  Reinigungsgewerbe, 
der  Textil-  und  der  Spielwarenindustrie.  In 
allen  anderen  Zweigen  hingegen  tritt  die 
Frauenarbeit  gegenüber  der  Männerarbeit 
erheblich  zurück.  Hier  beschränkt  sie  sich, 
entweder  auf  geringwei-tige,  oft  rein  mecha- 
nische Thätigkeit,  oder  der  Erwerb  der 
Frauen  beruht  auf  Besitzverhältnissen,  nicht 
auf  eigentlicher  gewerblicher  Arbeit. 

Eine  vollständige  Charakterisierung  der 
weiblichen  Erwerbsthätigkeit  erfordert  auch 
die  Berücksichtigung  des  Nebenerwerbs 
ausser  der  Hauptberufsthätigkeit.  Weibliche 
Personen,  die  einen  Hauptberuf  haben,  sind 
niu:  selten  noch  nebenher  erwerbsthätig.  In 
grossem  Umfange  aber  gehen  die  weiblichen 
Angehörigen  (und  Dienenden),  die  in  erster 
Linie  sich  in  der  Haushaltung  bethätigen, 
also  vornehmlich  die  Ehefrauen  und  erwach- 
senen Töchter,  einem  Nebenerwerb  nach. 


Für  das  weibliche  Geschlecht  wurden 
nicht  weniger  als  1746326  Nebenberufs- 
fälle (=  35,28%  der  Gesamtzalü)  festge- 
stellt. An  diesen  sind  die  Angehörigen 
(ohne  Hauptberuf)  und  die  Dienenden  mit 
1408288  (=  80,64  0/0),  hingegen  die  Er- 
werbsthätigen mit  Hauptberuf  nur  mit  265  297 
und  die  beruflosen  Selbständigen  niur  mit 
72741  Fällen  beteiligt.  Von  den  vorer- 
wähnten 1,4  Millionen  Nebenberufsfällen 
treffen  ^/lo  auf  die  Angehörigen,  ^/'lo  auf  die 
Dienenden. 

Auf  die  einzelnen  Beruf sabteiliuigen  ver- 
teilen sich  die  NebenberufsfäUe  sehr  ungleich. 
Abgesehen  vom  öffentlichen  Dienst  ist  der 
Nebenerwerb  beim  weiblichen  Geschlecht 
Überali  verhältnismässig  bedeutender 
als  beim  männlichen. 


Es  betrug 

die  Zahl  der 
m  der  Berufs-  weibl.  Neben- 
berufe 


abteilung 


absolut 


% 


0 


«.^d.Ge-  von  100 
samt-  weib-  mann- 

zahl  der  lieh.  lieh. 
Neben-    Berufen 

jedS?  Oberhaupt 
Ab-      sind  Ne- 
teilung  benberufe 


A.Landwirtsch.  1351  570  77,40  37,o5  32,9329,31 
B.Industrie  i53  055    8,7624,71    9,14   6,45 

(daruntHausind.)  38904  2,2365,45  20,11  9,85 
C.  Handel  u.Verk.  221084  12,6638,80  27,61  16,55 
D.Häusl.  Dienste  9  3^9  0,5355,65  3,84  3,61 
E.0efFentl.Dien8t    11 288    0,6511,83    6,01   6,31 

1746326  100    35,28  24,91  17,12 

Besonders  stark  treten  hiemach  die  weib- 
lichen Nebenberufe  in  Handel  und  Verkehr 
sowie  in  der  Hausindustrie  hervor.  Während 
beim  männlichen  Geschlecht  allgemein  ein 
Rückgang  des  Nebenerwerbs  seit  1882  ein- 
getreten ist,  erhöhte  sich  für  die  Frauen,  wie 
die  haupt-,  so  auch  die  nebenberufliche 
Thätigkeit. 

Es  betrug  die 

Zu-  und  Abnahme  ( — ) 
,  ., ,.  ,       d.  AnteUa 

der  weiblichen  der  weibl. 

Nebenberufe    »?  allen 
,     ,  ft,        Neben- 

absolut     ^o      berufen 

A.  in  der  Landwirtschaft  428  308    46,39     8,11 

B.  in  der  Industrie     .    .    62718    69,43     7|04 

C.  im  Handel  und  Verkehr  141  072  1 76,3 1    20, 1 8 

D.  in  den  häusl.  Diensten        239      2,63     2,47 

E.  im  öffentlichen  Dienst  —  1  087  —  8,78  —1,30 

Zusammen  631  250   .56,61    9,09 

Bei  Berücksichtigung  der  in  der  Statistik 
unterschiedenen  22  Berufsgruppen  ergiebt 
sich,  dass  Landwirtschaft,  Handel 
und  Gast-  und  Schankwirtschaft 
auch  die  Hauptgebiete  des  weiblichem 
Nebenerwerbs  bilden.  Sie  umfassen  1 563  214 
oder  90,58  ^/o  aller  in  Urproduktion,  Indus- 
trie und  Handel  ausgeübten  Nebenberufe. 
Bei  Hinzurechntmg  der  Bekleidungs-  und 
Reinigungsgewerbe,     der    Nahrungs-    und 
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Genussmittel-  wie  der  Textilindustrie  er- 
höhen sich  die  Zahlen  auf  1697  297  oder 
98,35  ^/o.  Das  Verhältnis  der  Frauen-  zur 
Männerarbeit  ist  beim  Nebenerwerb  ziemlich 
dasselbe  wie  beim  Hauptberuf. 

Die  wirtschaftliche  Lage  und  soziale 
Stellung  des  weiblichen  Gescnlechtes  bedingt 
es, dass  Alter  und  Familienstand  seine 
Erwerbsthätigkeit  anders  beeinflussen  als 
die  des  männlichen  Geschlechts.  Von  den 
Männern  der  Altersklassen  von  14  bis  60 
Jahren  üben  ^U  —  im  Alter  von  18  bis  60 
Jahren  sogar  ^/lo  —  eine  erwerbende  Thä- 
tigkeit  aus.  Beim  weiblichen  Geschlecht 
erreicht  der  Anteil  der  Berufsthätigen  niur 
im  Alter  von  16  bis  20  Jahren  die  Hälfte 
der  Gleichaltrigen,  sonst  stellt  sich  der  An- 
teil auf  kaum  Va. 


sind 


Von    100    Personen    jeder    Altersklasse 


Erwerbsth&tige     Dienende 


weibl.  männl.  weibl.männl.  ^  ^«'Q 


unter  20  Jahr  12,25  23,72 

20-30     „  34,13  95,67 

30—40     „  20,94  97,62 

40-50     „  23,46  96,46 

60—60     „  26,76  92,52 

60-70     „  23,94  78,93 

70  Jahr  u.  darüber  1 4,46  47 ,34 


5,05  0,07 

IX, 80  0,26 

2,98  0,10 

1,84  0,06 

1,72  0,05 

1,61  0,05 

1,09  0,04 


19,52 
16,00 

24,93 

17,31 
20,59 

11,54 

33,26 


19,97    61,03     4,99 


0,10 


18,71 


Während  die  weiblichen  Dienstboten 
zwar  im  ganzen  noch  ein  Wachstum,  wenn- 

fieich  nur  ein  schwaches,  von  nmd  31500 
'ersonen  —  gegen  1  Million  weibliche  Er- 
werbsthätige  —  aufweisen,  haben  sie  in  der 


Altersklasse  von  20  bis  30  Jahren  sich  iim 
rund  26100  vermindert. 

Die  Zahl  der  Fabrikarbeiterinnen 
belief  sich  nach  den  Berichten  der  Fabrik- 
inspektoren 

1897  1895 

auf  822  462  Personen     auf  739  755  Personen 

Yon  diesen  waren 

1897  1895 

unt.14J.alt     2381  (m.     3770)  1658(01.    2669) 

14— 16«  „    87172(111.172398)  73981  (m.143441) 


16-21 
über21 


n  n 


280682 
452227 


260303 
403813 


Nach  dem  Familienstande  gliederte  sich 
die  berufsthätige  weibliche  Bevölkemng, 
wie  es  die  untenstehende  Tabelle  zeigt.*) 

In  eine  besonders  klare  Beleuchtung 
werden  die  Beziehungen  der  weibhchen 
Erwerbsthätigkeit  zu  den  Familienstandes- 
verhaltnissen  gerückt,  wenn  man  nur  die 
mittleren  und  höheren  Altersklassen  beru(i- 
sichtigt  und  die  Yerhältnisse  bei  beiden  Ge- 
schlechtern mit  einander  vergleicht. 

Es  rab  1895  Erwerbsthätige  im  Alter 
von  16  Jahren  imd  darüber : 

ohne  Dienende       ^^^^'  ^'' 


weiblich  . 

männlich 

zusammen 


4843  152 

14  614  593 
19  457  645 


Dienenden 

5  973  295 
14636989 
20610284 


Darunter  waren 

-. einschl.  der    ....  einschl. der 

Frauen      Dienenden    Manner   Dienenden 

ledig      .  2  861  148  3  940  7 II  5  732  687  5  752 332 

verheir.   i  046  381  i  057  653  8  376  206  8  378468 

verw.    .    935623     974931     505700     506189 

Es  waren  somit  innerhalb  dieser  Alters- 
klasse erwerbsthätig  (einschliesslich  der 
Dienenden) : 


Frauen 


k 


unter  den  Ledigen  ihres  Geschlechts 48,6    ^66,95) 

Verheirateten  ihres  Geschlechts 11,91  (12,04) 

Verwitweten      ^  „  42,36  (44,14) 


n 


n 


Männer 


% 


91,0    (91,3) 
94,65  (94t68) 
65,18  (65,251 


*) 

Verheiratet:  1895 

Erwerbsthätige i  046381 

Dienende    . 1 1  272 

Zus.  1  057  653 
Ledig: 

Erwerbsthätige 3282389 

Dienende 1 263  377 

Zus.  4  545  766 
Verwitwet  und  geschieden: 

Erwerbsthätige 935623 

Dienende 39  308 

Zus.  974  931 

Somit  nicht  yerheiratet  zusammen :  5  520  697 

Erwerbssthätige  und  Dienende  zusammen :  6  578  350 


1882 


Zunahme 
absolut  ^A 


714060        343  593 


4827457         693240 


5  541  517      1036833 


48.12 


18.71 
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Der  Familienstand  der  erwerbsthäiigen 
Frauen  bietet  in  den  einzelnen  Berufsab- 
teilungen folgendes  Bild: 


Ledige 

Verheir. 

Verw. 

absolut 

Landwirtschaft .    . 

I  65 1  524 

615  301 

486329 

Industrie  .... 

1048818 

250  666 

221  634 

Handel      .... 

323966 

129  176 

126466 

Lohnarbeit     wech- 

selnder Art    .    . 

122  266 

28595 

83004 

OefFentl.  Dienst  und 

freie  Bernfsarten 

135  815 

22643 

18  190 

3  282  389 

1  046  381 

935  623 

Von  100  jeder  Abteilung  sind  danach 

ledig  verheir.  verw. 

Landwirtschaft     ....  59,99  22,35  17,66 

Industrie 68,95  16,48  14,57 

Handel 55,89  22,29  21,82 

Lohnarbeit  wechs.  Art .    .  52,28  12,23  35,49 
Oelfentl.  Dienst  und  freie 

Berufsarten 76,88  12,82  10,30 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  die  Ver- 
heirateten relativ  am  stärksten  in  der 
Landwirtschaft  und  im  Handel  vertreten 
sind.  In  der  Landwirtschaft  weisen  sie  zu- 
gleich die  höchste  absolute  Ziffer  auf, 
am  schwächsten  sind  sie  relativ  bei  gering- 
ster absoluter  Menge  in  den  Eategorieen  der 
Lohnarbeit  und  der  amtüchen  und  liberalenBe- 
ruf  sarten  vertreten.  Eine  Mittelstellung  nimmt 
die  Industrieabteilung  ein.  Die  relativ  höchste 
Ziffer  erreichen  die  Witwen  in  der  Lohn- 
arbeit, die  niedrigste  im  öffentlichen  Dienst 
und  dem  freien  Berufe.  Andererseits  er- 
reichen die  Ledigen  die  höchste  Relativ- 
zahl in  der  letztgenannten  Kategorie,  dann 
folgt  die  Industrie,  während  ihre  Verhältnis- 
ziffern in  den  übrigen  Abteilungen  sich  wenig 
unterscheiden. 

In  den  drei  Abteilungen  Landwirtschaft, 
Industrie  und  Handel  waren  von  je  100 

der  weiblichen  (männlichen) 
Selbständigen  Angestellten    Arbeiter 

Ledig  33,9    (8,02^  87,16(44,77)  70,15(56,58) 

Verheiratet  17,35(86,17)    6,22(53,12)  21,55(41,05) 
Verwitwet  48,74  (5,8i)    6,62  (2,11)    8,30  (2,27) 

Die  Ursachen,  welche  die  gewaltigen 
Unterschiede  in  der  Familienstandsvertei- 
lung bei  den  Geschlechtem  bedingen,  bedürfen 
keiner  näheren  Erörterung.  Am  schärfsten 
tritt  der  Kontrast  hervor  bei  den  Selbstän- 
digen. Wesentliche  Verschiebungen  ha- 
ben sich  hiernach  in  den  Familienstandsver- 
hältnissen seit  1882  nicht  bemerkbar  ge- 
macht. 

Nach  der  Gewerbestatistik  von  1895  be- 
fanden sich  unter  den  1268967  weiblichen 
Gehilfen  und  Arbeitern,  die  nicht  Familien- 
angehörige desHaushaltungsvorstandes  waren. 


1 141 169  Erwachsene  (16  Jahr  und  darüber). 
Verheiratet  waren  160498  =  12,6^/0  der 
Gesamtzahl  jener  Arbeiterinnen  oder  14,1  % 
der  erwachsenen  Frauen.  Danach  erscheint 
die  Verhältniszahl  der  verheirateten  Frauen 
hier  nicht  sehr  erheblich.  Weitaus  in  der 
üeberzahl  —  mit  140  804  Personen  =  87,7  ^!o 

—  gehören  die  verheirateten  Arbeiterinnen 
der  eigentlichen  Industrie  an,  während  sie 
im  Handel  nur  mit  10,6  ^/o,  in  der  Kunst- 
und  Handelsgärtnerei  gar  nur  mit  1,7% 
vorkommen.  Sind  die  Verheirateten  im 
Handel,  hauptsächlich  in  Kleinbetrieben  (bis 
zu  5  Personen)  thätig  —  von  16  954  :  10  922 

—  so  finden  sie  sich  bei  der  Industrie  vorwie- 
gend in  grösseren  Betrieben  (über  20  Per- 
sonen). Auf  diese  Betriebe  entfallen  von 
140804  Personen  123  603.  Wenn  auch  nicht 
mit  absoluter,  so  doch  mit  annähernder 
Sicherheit  hat  sich  auch  das  Fortschreiten 
der  eheweiblichen  Arbeit  feststellen  lassen. 
Von  1875  bis  1895  stieg  in  den  industri- 
ellen Betrieben  mit  mehr  als  5  Personen 
die  Zahl  der  verheirateten  Arbeiterinnen 
von  81233  auf  134917,  während  ihr  Ver- 
hältnis zu  der  Gesamtzahl  der  erwachsenen 
Arbeiterinnen  in  diesem  Zeitraum  von  21,7 
auf  16,3  **/o  herabging. 

Mit  den  höchsten  Ziffern  erscheinen  die 
Ehefrauen  in  der  Textil-  (besonders  Baum- 
wollspinnerei und  -Weberei)  sowie  in  der 
Nahrungsmittel-  (besonders  Tabak-)  Industrie. 
Hier  waren  sie  70655  bezw.  23656  Personen, 
während  alle  21  Gewerbegruppen  zusammen 
nur  160498  Personen  zählten.  Aber  nicht 
nur  absolut,  sondern  auch  relativ  sind  die 
Verheirateten  in  jenen  Industrieen  am 
stärksten  vertreten,  insofern  sie  21,3  bezw. 
18,9%  der  erwachsenen  Arbeiterinnen  aus- 
machten gegen  14,1  %  im  Durchschnitt 
sämtlicher  Gruppen. 

Besonders  starken  Anteil  hat  das  weib- 
liche Gesclilechtander  hau  si  n  d  ustriellen 
Thätigkeit  Diese  wird  von  den  Frauen 
häufig  bevorzugt,  da  sie  dieselben  dem  Fa- 
milienleben weniger  entfremdet,  was  am 
meisten  bei  Müttern  ins  Gewicht  fällt,  denen 
die  Fürsorge  für  noch  unerwachsene  Kinder 
obliegt. 

Es  wurden  nach  der  Berufsstatistik  ge- 
zählt 

in    der  Hausindustrie  hauptberuflich   Thätige 

Selbständige 287448 

Mithelfende  Familienangehörige     .    .    1 1 570 
Sonstige  Gehilfen 43  493 

Summa  342  511 

=  1,65  <>/o  (männliche  1,21,  weibliche  2,94  «/o) 
von  der  Gesamtheit  der  Erwerbsthätigen. 
Während  sich  in  der  Gesamtindustrie  nur 
18,37  ^/o  weibliche  Erwerbsthätige  finden, 
entfallen  in  der  Hausindustrie 
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Personen  '/o 

auf  das  weibliche  Geschlecht  154  604  oder  45>i4 
„    männliche        „  187604     „    54,86 


» 


Nach  der  Gewerbestatistik  von  1895 
stellen  sich  die  Ziffern  in  den  hausind\istri- 
ellen  Hauptbetrieben  höher,  namentlich  für 
die  Männer: 

davon 
in  Allein-  in  Gehilfen- 
betrieben 
weibl.  Pers.      202044      121 222        80822 
männl.    „         257808      110320      147488 

Hiernach  überwiegen  in  den  Allein- 
betrieben die  Frauen,  dagegen  in  den  Qe- 
hilfenbetrieben  die  Männer.  Für  beide  Ge- 
schlechter hat  sich  seit  1882  in  denAllein- 
betiieben  eineAbnahme  (zusammen  — 18,7%), 
in  den  Gehilfenbetrieben  eine  Zunahme  (zu- 
sammen -f- 19,4  ^lo)  der  beschäftigten  Per- 
sonen herausgestellt.  Zu  */5  gehören  die 
hausindustriellen  Betriebe  zu  der  Textil- 
industrie und  zu  den  Bekleidungs-  und 
Reinigungsgewerben.  Die  Hausindustriellen 
haben  sich  im  ganzen  seit  1882  vermindert. 

Nach  der  Berufsstatistik  giebt  es  ver- 
hältnismässig nur  wenige  hausindustrielle 
Berufsarten,  in  denen  weibliche  Personen 
fast  ausschliesslich  (mehr  als  90%) 
beschäftigt  sind.  Diese  wenigen  Arten  ge- 
liören  mit  vereinzelten  Ausnahmen  sämt- 
lich wiederum  dem  Bekleidungs-  und 
Reinigungsgewerbe  an.  Nach  diesem  hat  die 
Textilindustrie  den  stärksten  Prozentsatz 
weiblicher  Arbeiter.  In  der  Gummi-  und  Haar- 
flechterei, der  Spinnerei,  der  Bleicherei, 
Dnickerei  und  Appretiu:  sowie  der  Posa- 
mentenfabrikation  gehören  */5  aller  Hausin- 
dustrieUen  dem  weiblichen  Geschlechte  an. 
Nur  in  der  Weberei  überwiegt  die  männ- 
liche Thätigkeit,  w^enn  auch  mehr  als  36000 
(=  1/8  der  Beschäftigten)  weiblichen  Ge- 
schlechts sind. 

Hier,  in  der  Hausindustrie,  bleiben  im 
Gegen  Satze  zu  der  sonstigen  Regel  die 
selbständigen  Frauen  nur  wenig  hinter  den 
selbständigen  Männern  zurück.  Man  zählte 
hier  nach  der  Berufsstatistik  von  1895: 

männliche  weibliche 

Selbständige  157039=54,63®/«  130409=45,37% 
Gehilfen  30  868=56,06«»/,     24  195=43,94% 

In  der  Mehrzahl  der  Hausindustrieen 
ist  wie  im  ganzen  der  Anteil  des 
männlichen  Geschlechts  seit  1882  ge- 
wachsen. Nur  in  der  TabakfaHrikation 
sowie  in  mehreren  Berufsarten  der  Textil- 
industrie wurde  der  Anteil  der  Frauen 
grösser.  In  der  Tabakfabrikation  stieg  dieser 
sogar  von  20,11  auf  40,26^/0. 

Bis  zum  16.  Lebensjahre  sind  Knaben 
und    Mädchen    an    der     hausindustriellen 


Thätigkeit  ziemlich  gleichraässig  beteiligt 
In  den  Altersklassen  von  16 — 30  Jahren 
überwiegen  die  Frauen,  vom  30.  Jahre  ab, 
wenn  auch  nicht  im  gleichem  Masse,  die 
>£änner.  Dementsprechend  ist  unter  den 
Ledigen  hier  das  weibliche,  unter  den  Yer- 
heiraieten  das  männliche  Geschlecht  stärker 
vertreten.  Von  den  Verwitweten  waren  mehr 
als  ^/4  Frauen. 

Es  wurden  gezählt 


%  der 
weiblich. 

%  der 

weib- 

mann-  männlich. 

Uch 

Hansin- 

lieh     Hansin- 

dustrielle. 

dnstrielle. 

Ledige 

83599 

54,08 

50376     26,81 

Verheiratete 

36217 

23,43 

127  056     67,62 

Verwitwete 

34788 

22,50 

10475       5,57 

154604 

100,00 

187907    100,00 

Die  Witwen  sind  am  zahlreichsten  in 
der  Wäscherei  und  Plätterei,  in  der  Spinnerei 
und  Spulerei  sowie  in  der  Verfertigung 
von  Spielwaren  aus  Metall  vertreten. 

Eine  umfassendere  vergleichende  Ueber- 
sicht  über  die  Benifsverhältnisse  in  den  ver- 
schiedenen Kulturstaaten  ist  leider,  wegen 
der  verschiedenartigen  Grundsätze,  nach 
denen  einzelne  Staaten  bei  der  Sammlung 
und  Bearbeitung  des  berufsstatistischen 
Materials  verfahren,  nicht  mögHch,  um  so 
weniger  als  gerade  bei  der  Ermittelung  der 
FrauenerwerfcverhältniBse  die  befolgten 
Grundsätze  besonders  stark  von  einander 
abweichen,  mannigfaltig  und  abweichend 
sich  gestalten.  Annähernd  vergleichbare 
Nachweise  lassen  sich  nur  für  die  allge- 
meinsten Erwerbsverhältnisse  geben,  wie  sie 
aus  der  im  Art.  Beruf  und  Berufs- 
statistik oben  Band  II  S.  626  gegebenen 
Tabelle  entnommen  werden  können. 

Nach  Ausweis  dieser  Tabelle  unterschei- 
den sich  die  Frauenerwerbsziffem  nach 
Ländern  wesentlich  stärker  als  die  Männer- 
erwerbsziffem.  Indessen  beruht  die  grOesere 
Verschiedenheit  der  ersteren  in  der  Haupt- 
sache auf  der  ungleichmässigen  Behandlung 
der  »mithelfenden  Familienangehörigen«. 

Thatsächlich  begründet  bleibt  immerhin 
die  relative  üeberlegenheit  der  eng- 
lischen Frauenerwerbsziffer  über  die 
deutsche.  Sie  ist  in  Wirklichlceit  sogar  noch 
grösser,  als  sie  erscheint,  da  in  der  briti- 
schen Statistik  »mithelfende  Angehörige« 
überhaupt  nicht,  wie  in  Deutsdiland,  den 
Erwerbsthätigen  zugerechnet  werden.  Diese 
numerische  üeberlegenheit  rührt  jedoch 
nicht  von  der  grösseren  ZaM  der  Erwerbs- 
thätigen i.  e.  S.,  sondern  von  der  unverfa&lt- 
nismässig  hohen  Ziffer  der  weiblichen  Dienst- 
boten her.  Denn  jene  betrugen  in  England  und 
Wales  17,6  «/o,  diese  9,3  «/o  der  weiblichen 
Gesamtbevölkerung. 


Frauenarbeit  und  Frauenfrage 


1205 


Die  absoluten  Zahlen  sind 

weiblich 

für  die  Erwerbsthätigen  2  630  063 
für  die  Dienenden  i  386  167 


(männlich) 

(8  824  727) 
(58  527) 


Zusammen  4016  230      (8  883  254) 

Entsprechend  dem  entschiedenen  Ueber- 
gewicht,  das  in  England  die  Industrie  allen 
übrigen  Berufsabteilungen  gegenüber  besitzt, 
behauptet  die  industrielle  Thäti^eit  die 
erste  Stelle  auch  innerhalb  des  Frauener- 
werbes. Yon  den  weiblichen  Erwerbsthär 
tigen  im  weiteren  Sinne  machten  die  in  der 
Industrie  Beschäftigten  —  1 840  898  Personen 
—  nicht  weniger  als  70  ^/o,  von  den  weib- 
lichen Erwerbsthätigen  im  engeren  Sinne 
45,8  %,  von  der  Gesamtheit  der  industriell 
Thatigen  —  7336344  Personen  —  25,1 0/0 
aus. 

Aeusserst  schwach  sind  die  Frauen  in 
den  Abteilungen  des  Handels  —  mit  35  358 
Personen  neben  1 364377  Männern —  und  des 
Ackerbaues  nebst  Fischerei  —  mit  52  026 
neben  1284919  Männern  —  vertreten. 

Wenn  auch  der  Landbau  in  Eng- 
land immer  mehr  zurücktritt,  so  würden 
dennoch  in  ihm,  ebenso  wie  im  Handel  die 
Frauen  in  der  Statistik  zahlreicher  erschei- 
nen, wenn  die  mithelfenden  Familienange- 
hörigen mitgezählt  würden.  Seit  1881  ist 
die  llrwerbsthätigkeit  von  Frauen  und  Mäd- 
chen weiter  gestiegen.  Yon  der  weiblichen 
Bevölkerung  im  Alter  von  10  Jahren  und 
darüber  waren  1881  34,05  <>/o,  1891  34,42^/0 
(von  der  männlichen  83,24  ^lo  bezw.  83,14  ^/o) 
erwerbsthätig.  Bei  einzelnen  industriellen 
Berufsarten  machte  sich  zwar  eine  Abnahme 
der  Frauenarbeit  bemerkbar,  in  den  übrigen 
eine  um  so  stärkere  Zunahme. 

Der  auffallend  hohe  Anteil  der  weib- 
lichen Erwerbsthätigen,  wie  der  Erwerbs- 
thätigen überhaupt,  innerhalb  der  Bevölkerung 
Geste rreichs  erklärt  sich  vornehmlich  aus 
einer  zu  weiten  Fassung  des  Begriffes  »Berufs- 
thäligkeit«,wie  dönn  auchUngarn,  dessen  wirt- 
schaftliche Verhältnisse  den  österreichischen 
nahe  verwandt  sind,eine  wesentlich  niedrigere, 
mit  der  deutschen  ziemlich  übereinstimmende 
Erwerbsziffer  aufweist.  Von  1869  bis  1890 
erhöhte  sich  in  Oesteneich  der  Anteil  des 
weiblichen  Geschlechts  an  der  Er  werbsthätig- 
keit  von  43,9  ®/o  auf  44,5%.  Von  den  ge- 
zählten Frauen  hatten  1869  50,6%,  1890 
aber  51,2%  einen  eigenen  Erwerb. 

Entsprechend  dem  entschiedenen  Vor- 
herrschen des  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Betriebes  in  der  österreichischen  Volkswirt- 
schaft steht  auch  auf  dem  Gebiete  des 
Frauenerwerbs  hier  die  Landwirtschaft  weit- 
aus im  Vordergrunde.  Von  5,3  Millionen 
weiblichenErwerbsthätigen  (im  engeren  Sinne) 
im  Hauptberufe  entfielen  auf 


Land-  und  Forstwirtschaft     ....  80,5  ®/® 

Industrie 13,6  „ 

Handel  und  Verkehr 4}  7  7, 

Oeffentlicher  Dienst  und  freie  Berufe      1,3  „ 

100,0  % 

Von  je   1000  Berufsthätigen  waren   1890 
weiblichen  Geschlechts 

in  der  Land-  und  Forstwirtschaft    .    .    .  508 

in  der  Industrie 252 

im  Handel  und  Verkehr      294 

im  öffentlichen  Dienst  (ohne  aktives  Mili- 
tär) nnd  in  den  freien  Berufen      .    .  198 

Wie  überall  beteiligen  sich  auch  hier  die 
Frauen  an  der  Berufsarbeit  am  häufigsten  als 
Arbeiter  und  Tagelöhner.  In  der  Landwirt- 
schaft sind  fast  2/3  der  Arbeiter  und  fast  die' 
Hälfte  der  Tagelöhner  weiblichen  Geschlechts. 
In  den  übrigen  Berufsabteilungen  machen 
die  Frauen  rund  den  \'ierten  Teil  der  Ar- 
beiter und  den  dritten  Teil  der  Tagelöhner 
aus.  Im  ganzen  bilden  unter  den  Arbeitern  die 
Frauen  die  grössere  Hälfte,  während  die 
weiblichen  Tagelöhner  an  Zahl  hinter  den 
männlichen  nicht  erheblich  zurückstehen. 

Nach  einzelnen  Berufsarten  stuft  sich  die 
weibliche  Erwerbsthätigkeit  ähnlich  wie  in 
Deutscliland  ab.  Unter  den  173  Berufsarten, 
welche  die  österreichische  Statistik  unter- 
scheidet, giebt  es  24,  in  welchen  mehr  als 
die  Hälfte  aller  Berufsthätigen  dem  weib- 
lichen Geschlecht  angehört.  In  weiteren  39 
Berufsarten  ist  weniger  als  die  Hälfte,  aber 
mehr  als  der  vierte  Teil  der  Berufsthätigen 
weiblich;  hingegen  giebt  es  61  Arten,  in 
welchen  die  Frauen  nicht  einmal  10  ^/o  aus- 
machen, darunter  16,  in  welchen  ihre  Be- 
teiligung nicht  einmal  5"/o  erreicht.  Neben- 
erw-erb  hatten  120203  weibliche  und  567  575 
männliche  Personen.  Von  1000  Personen 
mit  Nebenerwerb  waren  somit  205  weiblich, 
795  männlich. 

In  Frankreich  erscheint  in  der  Land- 
wirtschaft die  Beteiligung  der  Frauen  an  der 
Erwerbsarbeit  schwächer,  in  der  Industrie 
sowie  im  Handel  und  Verkehr  stärker  als 
in  Deutschland. 

Von  14,6  Millionen  Erwerbsthätigen  im 
engeren  Sinne,  unter  denen  4,1  Millionen 
weiblich  sind,  gehörten  an 

unter  100  Er- 
dar-  werbsthätigen  d. 
Per-    unter  Abteilung  waren 
sonen  weib-      weiblich  in 

lieh  Frank-  Deutsch- 

Mill.    Mül.     reich       land 

d. Landwirtschaft  .    6,5       1,8      28,2        33,2 

d.  Industrie  ...    4,5       1,4      31,4         18,4 

d.  Hand.  u.  Verkehr    2,2       0,6      27,7         24,8 

Auch  hier  waren  in  der  Landwirtschaft 
absolut  fast  eben  so  viele  Frauen  erwerbs- 
thätig als  in  der  Industrie  und  im  Handel 
zusammen.    Indessen  leidet  die  Vergleich- 
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barkeit  wiederum  durch  den  Umstand,  dass 
die  Angehörigen  und  Dienstboten  (im  Gegen- 
satz zu  Deutschland  und  Oesterreich)  den  Er- 
werbsthätigen  auch  dann  nicht  zugerechnet 
werden,  wenn  sie  den  Haushaltungsvorstand 
im  Erwerb  unterstützen. 

Das  gleiche  gilt  für  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  wo  die  Mitarbeit 
der  Angehörigen  —  wie  in  Qrossbritannien 
—  nicht  als  erwerbend  behandelt  wird, 
ausser  wenn  sie  gegen  festen  Entgelt  ge- 
schieht. Nach  diesem  System  wurden  Be- 
rufsthätige  gezählt 


Von  100  Erwerbsthätigen  waren  weiblich 


in  der  Abteilung 


weibl.  (männl.)       in  % 


absolut       weib-  (männ- 
(Mill.)    hohe  hohe) 
Landwirtschaft,  Fi- 
scherei, Bergbau^)  679523(8,3)    17,4  (44,3) 
Oeffentl.  Dienst      .311687(0,6)     8,0     (3,4) 
Ständige  u.  persönl. 
Dienste     (Öienst- 


bot.  eingerechnet)  1667  698  (2,7)    42,6   (14,3) 

.1027242  (1,0)    26,2   (21,6) 


Handel  u.  Verkehr  228421  (3,1)      5,8 
Industrie 


3914571(18,8)  100,0(100,0) 

* 

Die  Zunahme  der  weiblichen  Berufsthä- 
tigkeit  im  Verfiältnis  zur  männlichen  veran- 
schaulicht folgende  Uebersicht 

Es  wurden  gezählt  weibliche  (männliche) 
Erwerbsthätige 


absolut 
Millionen 

1870  1,8  (10,7) 
1880  2,6  (14,7) 
1890  3,9  (18,8) 


der  über  10 
der  Gesamt-  Jahre  alten 
bevölkemng    Bevölkerung 

9,6    (54,7)        13,1     (74.8) 

10.7  (57,8)       14,7    (78,7 

12.8  (58,7)       17,0    (77, 


3) 


Die  Erwerbsthätigen  nahmen  zu 

1870/80  1880/90 
j                                     um 

und  zwar            absolut  ^  absolut  «/o 

000  000 
in  der  Landwirtschaft  etc. 

die  weiblichen    198    49,8  85    14,3 

(die  männUchen)  1666    29,0  924    12,5 
im  öffentlichen  Dienst  etc. 

die  weiblichen      85    92,1  134    75,8 

(die  männlichen)    147    52,8  207    48,5 

in  den  hänsl.  u.  persönl. 

Diensten  die  weiblichen    208    21,4  486    41,2 

(die  männlichen)    983    73,4  371     16,0 

im  Handel  und  Verkehr 

die  weiblichen      43  217,0    166  263,4 

(die  männlichen)    594    49,1  1294    71,8 
in  der  Industrie 

die  weiblichen    277    78,2  396    62,8 

(die  männlichen)    685    32,7  1280    46,0 

zusammen  die  weiblichen    811    44,2  1267    47,9 

(die  männlichen)  4075    38,2  4076    27,6 


*)  In  anderen  Staaten  wird  der  Bergbau 
mit  der  Industrie  zusammengefasst. 


1870 1880 1890 


Landwirtschaft,   Fischerei 

und  Bergbau  ....  6,5  7,4  7,5 
Oeffentl  icher  Dienst  etc.  .  24,9  29,4  33,0 
Häusl.  u.  persönl.  Dienste^}  42,1  33,7  38,2 
Handel  und  Verkehr  .  .  1,6  3,4  6,9 
Industrie 14,4  18,5  20,2 


« 

s^ 

B 
iS95 

33,2 
12,4 

54,1 
24,8 

18,4 


Zusammen  14,7  15,2  17,2  |  25,3 

Hiernach  sind  in  Amerika  die  Frauen 
nicht  nur  im  öffentlichen  Dienst,  sondern 
gegenwärtig  auch  schon  an  der  Industrie- 
thätigkeit  stärker  beteiligt  als  in  Deutsch- 
land. In  der  Landwirtschaft  bleibt  der  Um- 
fang der  weiblichen  Arbeit  weit  liinter  dem- 
jenigen in  den  europäischenKontinentalstaaten 
zurück.  Das  grösste  Wachstum  zeigt  der 
Frauenerwerb  auf  demGrebiete  des  mindels 
imd  Verkehrs,  wenn  auch  hier  zur  Zeit 
noch  der  Anteil  der  deutschen  Frauen  den 
der  amerikanischen  bedeutend  übertrifft. 

3«  Oesehiehtliehe  Entwickelang  der 
Frauenarbeit,  Schon  bei  den  primitivsten 
Kultarzuständen  scheidet  sich  die  Thätigkeit 
der  Geschlechter.  Während  der  Mann  der  Jagd 
und  dem  Kriege  lebt  und  zugleich  die  allge- 
meinen Angelegenheiten  in  die  Hand  nimmt, 
widmet  die  Frau  sich  der  Herstellung  und  dem 
Unterhalt  der  Hütte  und  des  Feuers.  Mit  der 
Entstehung  der  patriarchalischen  Familie  wird 
die  Frau  in  der  Regel  zur  —  oft  überlasteten  — 
Dienerin  oder  Sklavin  des  Mannes.  Bei  der 
Nomadenwirtschaft  gehört  dem  Manne  die 
Wartung  des  Viehes  auf  der  Weide,  der  Frau 
alle  zur  Bereitung  von  Nahrung,  Kleidung 
und  Wohnung  erforderlichen  Arbeiten.  AucS 
der  Betrieb  des  Ackerbaues  pflegt  ursprünglich 
der  letzteren  zuzufallen.  Später  erst  wird  er 
zur  Arbeit  der  Männer,  meist  infolge  eines  aus 
Unterwerfung  und  Unfreiheit  hervorgegangenen 
Zwanges.  Während  aber  die  Männer  in  der 
patriarchalischen  Hanswirtschaft  die  schweren 
Arbeiten  auf  dem  Felde  und  im  Walde  über- 
nehmen, bleibt  den  Frauen,  der  Hausfrau  nebst 
den  ihr  untergebenen  weiblichen  Familienmit- 
gliedern, die  Besorgung  des  Hauses  und  des 
Hofes,  die  die  Keime  aller  gewerblichen  Ver- 
richtungen umfasst,  nebst  der  Pflege  und  Er- 
ziehung der  Kinder. 

Die  Sklaverei  befreit  die  Frauen  der 
herrschenden  Klasse  mehr  und  mehr  von  den 
schwereren  Arbeiten,  schliesslich  von  der  eigent- 
lichen Arbeit  überhaupt.  Mit  der  Ausdehnung 
der   Uufreiheitsverhältnisse    und   der  Erweite- 


*)  Für  diese  Abteilimg  ist  der  Vergleich 
von  geringem  Wert,  da  in  der  amerikanischen 
Statistik  hier  einerseits  die  Dienstbotea  (männ- 
liche 238162,  weibliche  1216639),  andererseits 
die  nicht  näher  bezeichneten  Arbeiter,  die  aber 
meistens  in  der  Landwirtschaft  thätig  sind 
(männliche  1858058,  weibUche  54815}  einge- 
rechnet sind. 
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ning  der  Hauswirtschaft  vollzog  sich  in  der 
Regel  eine  Sonderung  specifischer  weiblicher 
Beschäftigungen  2  die  im  engen  Anschluss 
ans  Haus  betneben  werden,  von  den  den 
Männern  vorbehaltenen.  Im  griechischen 
Altertum  war  den  Frauen  der  herrschenden 
Klasse  neben  der  Sorge  für  die  Erhaltung  und 
Verwendung  des  vorhandenen  Besitzes  von  tech- 
nischen ArbBiteu  nur  das  Spinnen  und  Weben 
geblieben,  das  allgemein  von  ihnen  betrieben 
wurde.  Andere  Verrichtungen,  wie  das  Backen 
etc.,  fielen,  soweit  Frauen  dabei  beschäftigt 
waren,  den  Sklavinnen  zu,  desgleichen  zum 
Teil  die  verschiedenen  Gesindedienste.  In 
grosser  Zahl  wurden  sie  für  persönliche  Dienst- 
leistungen neben  den  männlichen  Sklaven  in 
Anspruch  genommen,  besonders  zu  der  durch 
die  Sitte  gebotenen  Begleitung  der  Herrinnen 
beim  Ausgehen.  Doch  scheint  die  Zahl  der 
Sklavinnen  erheblich  ^ringer  gewesen  zu  sein 
als  die  der  Sklaven.  Durch  die  Entwickelung 
der  Gewerbe  erfuhr  das  Gebiet  der  weiblichen 
Arbeit  in  der  Hauswirtschah  eine  zunehmende 
Beschränkung,  ohne  dass  die  teilweise  vorkom- 
mende Einstellung  von  Sklavinnen,  ja  von 
freien  Arbeiterinnen,  in  den  entstehenden  Fa- 
briken hierfür  genüg^enden  Ersatz  geboten  hätte. 
Auf  den  Verkauf  oder  g-egen  Lohn  zu  arbeiten 
galt  für  freigeborene  Frauen  als  ungeziemend, 
;|a  entehrend.  In  Eom,  wo  die  Verhältnisse  im 
allgemeinen  den  griechischen  glichen,  scheint 
die  weibliche  Arbeit  noch  schneller  und  gründ- 
licher durch  die  Sklavenwirtschaft  verdrängt 
worden  zu  sein. 

Bei  den  Deutschen  hatte  der  Uebergang  vom 
Zustande  der  Wildheit  zur  Kultur  für  die 
Stellung  und  Thätigkeit  der  Frauen  ähn- 
liche Wirkungen  wie  bei  den  übrigen  Völkern. 
Die  entstandene  Hauswirtschaft  enuhr  auf  den 

grossen  Grundwirtschaften  früh  schon  eine 
urchbrechung  durch  das  Emporkommen  der 
von  Leibeigenen  und  Hörigen  betriebenen  Ge- 
werbe, den  Frauen  blieb  auch  hier  neben  der 
Thätigkeit  im  Hause  und  auf  dem  Hofe  in  der 
Hauptsache  nur  die  Herstellung^  der  Bekleidung 
von  der  Gewinnung  des  Rohstomi  bis  zur  völligen 
Fertigstellung,  ferner  das  Lichterziehen,  Seife- 
kochen und  anderes.  Die  Arbeit  wurde  von 
Frauen  und  Mägden  in  besonderen  Weiberwerk- 
stätten verrichtet.  In  den  kleineren  Haus- 
haltungen, auch  den  städtischen,  wurde  nicht 
nur  das  Spinnen,  Bleichen  und  W^eben,  sondern 
auch  noch  das  Baden,  Brauen  etc.  von  den 
Frauen  besorgt.  Die  Sitte,  viele  der  beschäftigten 
Handwerker  im  Hause  auf  der  Stör  arbeiten  zu 
lassen,  machte  die  Mitwirkung  der  Frauen  eben- 
falls nötig. 

Das  Zunftwesen  des  Mittelalters  war 
seines  zugleich  militärisch-politischen  Charakters 
wegen  anscheinend  zur  Beförderung  der  weib- 
lichen Arbeit  wenig  angethan.  Dennoch  waren  die 
Frauen  vielfach  und  in  verschiedenem  Umfaufipe 
in  den  zünftigen  Gewerben  Deutschlands  sowohl 
wie  Frankreichs  und  anderer  Länder  thätig. 
Principiell  ausgeschlossen  waren  sie  während 
der  Blütezeit  anscheinend  von  keinem  Hand- 
werkszweige. In  unzünftigen  Gewerben  unter- 
lag ihre  Thätigkeit  übernaupt  keinerlei  Be- 
schränkungen. Ueberall  jedoch  widmeten  sie  sich 
vorzugsweise  denjenigen  Gebieten,  die  ihren 
bisherigen   hauswiftschaftlichen  Verrichtungen 


verwandt  waren,  so  besonders  der  Textilindustrie 
und  der  Schneiderei.  Zwar  wurde  die  häusliche 
Wollweberei  seit  dem  12.  Jahrhundert,  später 
auch  die  Leinenweberei  zu  einem  von  Männern 
betriebenen  Gewerbe,  die  Verrichtungen  des 
Kämmens,  Spinnens,  Gamziehens,Spulens  blieben 
indessen  lange  Zeit  in  weiblichen  Händen.  In. 
verschiedenen  Orten  und  Gegenden  wurden 
Frauen  im  Gewerbe  der  Kürschner,  der  Bäcker, 
der  Gürtler^  der  Riemenschneider,  der  Lohgerber, 
der  Goldspinner  und  Goldschläger  und  anderer 
verwandt. 

Regelmässig  konnte  die  Meisterswitwe  das 
Handwerk  ihres  verstorbenen  Mannes,  wenigstens 
bis  zu  ihrer  Wiederverheiratung,  in  verschiedenem 
Umfange  forttreiben.  In  Frankreich  war  ihr 
selbst  die  Haltung  von  Lehrlingen  gestattet 
Frauen,  Töchter  und  Mägde  durften  dem  Meister 
in  seinem  Betriebe  behilflich  sein,  die  Töchter 
wurden  vielfach  zur  regelrechten  Lehre  gleich 
den  Söhnen  zugelassen.  In  vielen  Gewerben 
war  die  Annahme  fremder  Mädchen  als  Lehr- 
dimen  ausdrücklich  eingeräumt.  In  grossem 
Umfange  fanden  weibliche  Personen  als  Ge- 
hilfinnen und  Lohnarbeiterinnen  Verwendung. 
In  einer  Reihe  von  Zünften  endlich  erscheinen 
Frauen  als  selbständig^  Meisterinnen,  so  bei  den 
Schneider-  und  den  Weberzünften,  den  schle- 
sischen  Garnziehem  und  Tuchmachern,  den 
Kölner  Gürtlern  etc.  Sogar  reine  Frauenzünfte 
kommen  vor,  die  bisweilen  weibliche  Zunftvor- 
steher haben.  Eine  thatsächliche  Beschränkung 
ergab  sich  für  die  selbständige  Ausübung  der 
Gewerbe  durch  die  Frauen  aus  dem  allgemein 
giltigen  Grundsatze,  dass  niemand  das  Meister- 
recht  erwerben  dürfe,  der  das  Gewerbe  nicht 
in  allen  seinen  Teilen  „mit  der  Hand"  könne. 

Sehr  früh  schon  machte  sich  das  Bestreben, 
die  Frauen  aus  den  Gewerben  zu  verdrängen, 

feltend.  In  einzelnen  Pariser  Handwerken  war 
er  Erfolg  bereits  im  13.  Jahrhundert  ein  voll- 
ständiger. Gegen  Ende  des  16.  Jahrhundert« 
mehren  sich  diese  Bestrebungen,  vom  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  an  ist  der  Ausschluss  der 
Frauen  von  allen  zünftigen  Gewerben  in  der 
Hauptsache  vollendet.  Vergebens  suchte  der 
Reichsschluss  von  1772  sich  wenigstens  der 
Weberinnen  anzunehmen.  Selbst  aus  dem  Klein- 
handel und  ans  den  Badestuben  verschwanden 
die  Frauen. 

Seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  beginnt 
mit  der  den  Uebergang  zur  modernen  Gross- 
industrie vermittelnden  Hausindustrie,  die 
im  17.  und  namentlich  im  18.  Jahrhundert  die 
weiteste  Verbreitung  erlangt,  die  gewerbliche 
Frauenarbeit  wiederum  mehr  und  mehr  sich 
auszudehnen  und  gerade  auf  denjenigen  Ar- 
beitsgebieten, für  welche  Frauenkräfte  sich 
vorzugsweise  eignen.  In  der  Textilindustrie, 
insbesondere  in  der  Spinnerei,  Wirkerei,  Stickerei, 
auch  Weberei  etc.,  erlangte  diese  Form  des 
Gewerbebetriebes  ihre  grösste  Bedeutung  und 
hat  sich  hier  und  im  Bekleidungsgewerbe 
bisher  am  meisten  behauptet.  Eine  weit 
grössere  Bedeutung  noch  erlangte  die  Frauen- 
arbeit seit  Erfindung  und  Anwendung  der 
Maschinen.  Die  Einfachheit  und  Leichtig- 
keit der  erforderlichen  Verrichtungen  liessen 
die  ungelernten  und  schwächeren  K^räfte  der 
Frauen  und  Kinder  ausreichend  erscheinen. 
Ihre  grössere  Billigkeit,  teilweise  auch  der  Vor- 
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zag  grösserer  Handgeschicklichkeit  sicherte 
ihnen  in  weitem  Umfange  den  Vorzug  vor  den 
Männern.  Hierzu  kam,  dass  die  Entwickelnng 
des  Maschinenwesens  gerade  bei  der  Spinnerei 
und  anderen  Zweigten  der  Textilindustrie  ein- 
setzte, in^ denen  die  Frauen  ohnehin  allgemein 
gewerblich  beschäftigt  waren.  Die  Technik  des 
etriebes,  welche  die  Verwendung  mechanischer 
Kraft,  zuerst  der  Wasserkraft,  dann  der  Dampf- 
kraft, erforderlich  machte,  nötigte  zur  Ver- 
einigung der  Arbeitskräfte  in  grösseren  ge- 
schlossenen Räumen.  So  wurden  die  Frauen 
und  Mädchen  aus  den  Häusern  in  die  F  a  b  r  i  k  e  n 
gezogen.  1768  wurde  in  England  die  erste 
Baumwollspinnerei  gebaut,  und  schon  1788, 
also  noch  vor  Anwendung  der  Dampfkraft,  gab 
es  in  En&^land  und  Schottland  142  Fabriken,  in 
denen  neben  26000  Männern  und  36000  Kindern 
31000  Frauen  im  Spinnen  allein  beschäftigt 
wurden.  In  der  zugehörigen  Weberei,  Druckerei 
etc.  arbeiteten  weiter  neben  133000  Männern 
und  48000  Kindern  nicht  weniger  als  69000 
Frauen. 

Wie  die  Erfindung  der  Dampfmaschine 
diese  Entwickelnng  weiter  förderte,  so  bewirkte 
sie,  indem  sie  einen  grossartigen  Aufschwung 
des  Bergbaues  einleitete,  auch  in  diesem  eine 
gewaltige  Zunahme  der  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit. 

Von  England  aus  verbreitete  sich  der  auf 
Maschinenverwendung  sich  gründende  Fabrik- 
betrieb über  den  Kontinent.  Ausser  den  ledig- 
lich auf  ausgebildeter  Arbeitsteilung  beruhenden 
Manufakturen  kam  das  Fabriksystem  immer 
mehr  zur  Herrschaft,  während  zugleich  die 
zur  allmählichen  Durchführung  gelangende 
Gewerbefreiheit  die  weibliche  Arbeit  von  den 
bisherigen  Fesseln  befreite.  Die  schnell  sich 
entwickelnde  Grossindustrie  verdrängte  ver- 
möge ihrer  gewaltigen  technischen  Ueberlegen- 
heit  eine  hauswirtschaftliche  Verrichtung  nach 
der  anderen  und  setzte  hierdurch  wiederum  die 
ihr  nötigen  weiblichen  Arbeitskräfte  frei.  Die 
gleichzeitig  zunehmende  Koncentration  des  Ge- 
werbes in  den  städtischen  Mittelpunkten  und 
die  hiermit  waxihsende  Ausbildung  der  Geld- 
wirtschaft trug  weiter  zur  Verengung  des  weib- 
lichen Wirkungskreises  im  Hause  bei. 

Der  durch  die  freie  Konkurrenz  regulierte 
Männerlohn  machte,  weil  für  den  Unterhalt  der 
Familie  unzulänglich,  eine  Ergänzung  durch 
den  Arbeitsverdienst  der  weiblichen  Familien- 
glieder, schliesslich  selbst  der  Ehefrau,  immer 
allgemeiner  wünschenswert  oder  notwendig, 
obschon  die  weibliche  Erwerbsarbeit  in  dem 
Masse,  wie  sie  zur  Regel  wurde,  direkt  wie  in- 
direkt vielfach  wieder  dahin  wirkte,  ihn  weiter 
herabzudrücken.  Geschmack  an  der  ungebun- 
denen Stellung  und  Genusssucht  trugen  dazu 
bei,  den  unverheirateten  Mädchen  die  Fabrik- 
arbeit willkommen  zu  machen  und  sie  zu  Ver- 
anlassen, diese  den  hauswirtschaftlichen  Er- 
werbsstellungen vorzuziehen,  sodass  in  Gegen- 
den mit  umfangreicher  weiblicher  Gtewerbs- 
arbeit  bisweilen  die  nötigen  Kräfte  für  letztere 
mangelten.  Nicht  nur  ihre  geringeren  Lohn- 
forderungen sowie  ihre  grössere  Geschicklichkeit 
in  manchen  Verrichtungen,  auch  ihre  grössere 
Fügsamkeit,  Massigkeit,  Geduld  und  Ausdauer 
machte  die  Mädchen  als  Arbeitskräfte  begehrt, 
die   Familienmütter   bisweilen   sogar  vorzugs- 


weise vermöge  ihrer  stärkeren  Gebundenheit 
und  weil  sie  des  Arbeitsverdienstes  oft  dringen- 
der bedurften. 

Die  Fortdauer  zunehmender  Koncentration 
wie  der  Arbeitskräfte  überhaupt  so  auch  der 
weiblichen  in  den  Fabriken  erhellt  aus  folgen- 
den Ziffern :  Es  wurden  in  den  Fabriken  (Dampf- 
kessel-, Motorenbetriebe  und  Betriebe  mit  min- 
destens 10  Arbeitern)  des  Königreichs  Scu^hsen 
beschäftigt : 

000  Personen 
männl.         weibl.  zus. 

Am  1.  V.  1883   154,8  82,6  237,4 

„    1.  V.  1898  338,4  163,3  50^7 

Zunahme  +  112,1%    +  97,7%  +  no,9\ 

In  demselben  Zeiträume  wuchs  die  säch- 
sische Gesamtbevölkerung  nur  um  27,4%. 

Aber  nicht  nur  vermöge  der  Entwickelnng 
der  Industrie,  auch  in  der  Landwirtschaft 
vollzogen  sich  bedeutsame  Wandlungen,  die  nicht 
ohne  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der  Frauen- 
arbeit blieben.  Zwar  waren  weibliche  Kräfte 
auf  Hof  und  Feld,  namentlich  bei  vorüber- 
gehender Arbeitshäufung,  zur  Zeit  der  Ernte 
und  sonst,  von  jeher  herangezogen  worden. 
Als  jedoch  infolge  der  zunehmenden  Aus- 
breitung der  intensiven  Betriebssysteme,  vor- 
nehmlich durch  Ausdehnung  des  Hackfrucht- 
baues^  der  Arbeitsbedarf  sich  steigerte,  suchte 
man  m  weitem  Umfange  durch  Heranziehung 
der  billigeren  Frauenarbeit  diesen  Bedarf  zu 
decken.  Unter  den  ländlichen  Wanderarbeitern, 
die  neuerdings  in  Deutschland  aus  weit  entfernten 
Gegenden  und  selbst  aus  dem  Auslande  (Schwe- 
den, Bussland)  den  grösseren  Wirtschaften  höher 
entwickelter  Distr&te  zugeführt  werden,  ist 
regelmässig  auch  das  weibliche  Geschlecht  stark 
vertreten.  Von  den  sogenannten  Sachsen^ngem 
—  jährlich  gegen  100000  —  ist  sogar  die  Mehr- 
zahl Frauen,  unter  denen  hinwiederum  die  Un- 
verheirateten und  Jüngeren  weitaus  überwiegen. 
Mangel  an  Arbeitsgelegenheit  und  Verdienst 
sind  es,  die  in  der  Kegel  sie  bewegen,  Familie 
und  Heimat  vorübergehend  zu  verlassen. 

Aber  bei  den  vorgeschritteneren  Völkern 
beschränkt  sich  der  Wandlungsprozess  in  der 
weiblichen  Thätigkeit  nicht  aiä  die  em^ähnten 
mehr  in  die  Augen  fallenden  Erscheinungen. 
Die  unauHialtsam  sich  vollziehende  Ausbrei- 
tung des  Verkehrs  und  der  Geldwirtschaft 
und  die  hiermit  in  engstem  Zusammenhange 
stehende  immer  reinere  Ausgestaltung  des 
individualistischen  Organisationsprincips  sowie 
die  Erweiterung  und  Specialisiemng  der  Ar- 
beitsteilung überhaupt  verwandelt  die  hauswirt- 
schaftliche Organisation  der  Güterproduktion, 
soweit  sie  in  der  feudal-zünftlerischen  Periode 
sich  noch  erhalten  hatte,  immer  mehr  in  eine 
reine  volks-  und  teilweise  auch  weltwirtschaft- 
liche, bis  schliesslich  die  familiäre  Hauswirt- 
schaft fast  aller  produktiven  Elemente  entkleidet 
und  auf  die  Bedeutung  einer  blossen  Konsum- 
tionsgemeinschaft beschränkt  war.  Nur  auf 
dem  Lande  und  in  minder  entwickelten  Gegen- 
den behaupten  sich  Beste  der  Naturalwirtschaft. 

4.  Li^e  der  Arbeiterinnen  in  der 
Gegenwart«  Wie  die  seit  dem  Ausgang 
des  vorigen  Jahrhunderts  immer  mehr 
Platz    greifende    kapitalistische   Gestaltung 
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der  Produktions-  und  Arbeitsverhältnisse 
anfangs  der  Arbeiterschaft  überhaupt  keinen 
Schutz  gegen  die  wachsende  üebermacht 
des  kapiWbesitzenden  Unternehmertums  bot, 
80  ging  auch  mit  der  zunehmenden  Ausbrei- 
tung der  industriellen  und  Frauenarbeit  eine 
inmier  stärker  werdende  und  zum  üebermass 
gesteigei-te  Ausnutzung  der  weiblichen  Ar- 
beitskraft Hand  in  Hand.  Da  die  verhängnis- 
vollen physischen  und  sittlichen  Folgen  dieses 
Zustandes  sehr  bald  sich  fühlbar  machten,  sah 
sich  der  Staat  genötigt,  wenn  auch  zunächst 
nur  in  der  Fabrikindustrie,  wie  den  Kindern 
und  jugendlichen  Arbeitern,  so  auch  den  er- 
wachsenen Arbeiterinnen  durch  seine  Gesetz- 
gebung gegen  eine  der  Allgemeinheit  wie  ihnen 
selbst  schädliche  Ausbeutung  ihrer  Arbeits- 
kraft Schutz  zu  gewähren  (s.  d.  Art.A  rbeiter- 
schutzgesetzgebung  oben  Bd.  I,  S. 
5470  ff.).  Unter  den  Verteidigern  der  Frauen- 
rechte  machten  sich  auf  dem  letzten  internatio- 
nalen Frauenkongress  zwei  verschiedene  Strö- 
mungen geltend.  Während  einige,  danmter  die 
sozisdistiscli  Gesinnten  an  dem  Gnmdsatz 
eines  besonderen  gesetzlichen  Schutzes 
der  Arbeiterinnen  festhielten,  verlangten  die 
übrigen  gleichen  Schutz  für  beide  Ge- 
schlechter auf  Grund  der  Erfahrung,  dass 
der  besondere  Schutz  nicht  sowohl  die 
Frau  vor  Ausbeutung  als  vielmehr  nur  den 
Mann  vor  der  Konkurrenz  der  Frauenarbeit 
in  den  besser  bezahlten  Industriezweigen 
schütze. 

Eines  ganz  besonderen  Schutzes  hat 
die  Gesetzgebung  die  Mütter  teilhaftig 
werden  lassen,  welche  auf  die  Verrichtung 
gewerblicher  Arbeit,  besonders  in  den  Fa- 
briken etc.  angewiesen  sind.  Aber  lun  die 
Zerstörung  eines  gesunden  Familienlebens 
zu  verhindern,  kann  ein  geregelter  Arbeiter- 
schutz allein  nicht  genügen,  dazu  bedarf  es 
ausserdem  einer  Keihe  positiver  sozialer 
Massnahmen.  Dadurch  dass  in  Deutschland 
die  Arbeiterinnen  in  den  Krankenversiche- 
rungszwang einbezogen  sind  und  den  ver- 
sicherten Wöchnerinnen  die  gesetzliche  Kran- 
kenunterstützung zugesprochen  ist,  wird  für 
diese  der  Lohnausfall,  welchen  der  gesetz- 
liche Ausschluss  von  der  Gewerbsarbeit 
während  der  ersten  Zeit  nach  der  Ent- 
bindung zur  Folge  hat,  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  ausgeglichen.  Derartigen 
ausgleichenden  Massnahmen  muss  die  allge- 
meinste Verbreitimg  gewünscht  werden. 
Ein  weiteres  Bedürftiis  ist  die  Errichtung 
von  Krippen,  Kinderbewahranstalten,  Horten 
etc.,  wie  sie  verschiedentlich  von  Arbeit- 
gebern, von  freien  Vereinen  sowie  von  Ge- 
meinden errichtet  worden  sind,  um  die 
mütterliche  Pflege  und  Aufsicht  zu  erleich- 
tem oder  zu  ersetzen. 

Für  die  unverheirateten  Arbeiterinnen 
ist  die  allseitige  Beschaffung  von  Einrich- 


tungen für  rationelle  Unterweisung  und 
Fortbildung  sowohl  in  allgemeinbildender 
und  fachgewerblicher  Richtung  wie  beson- 
ders auch  in  den  hauswirtschaitlichen  Ver- 
richtungen eine  unabweisliche  NotiÄ'^endig- 
keit,  die  immer  mehr  anerkannt  wird. 
Solche  Einrichtungen  würden,  allgemeiner 
durchgeführt,  nicht  nur  in  materieller  und 
geistiger,  sondern  auch  in  sittlicher  Be- 
ziehung das  weibliche  Geschlecht  in  den 
unteren  Klassen  und  dadurch  mittelbar  auch 
diese  Klassen  überhaupt  fördern  imd  heben. 
Diese  Fortbildung  muss  teils  durch  Ver- 
vollständigung und  Ergänzung  des  vorange- 
gangenen VoTksschulunterrichts,  teils  durch 
specielle  Fach-,  Frauenarbeits-,  Haushaltungs- 
Koch-,  Näh-,  Flick-  und  Strickschulen  oder 
-kurse  erfolgen.  Bisher  ist  dem  vorhanden en 
Bedürfnis  nur  erst  in  geringem  Masse  Rech- 
nung getragen.  Immerhm  ist  in  einer 
Reihe  von  Staaten  manches  in  dieser  Rich- 
tung von  Seiten  privater  Vereine  und  der  Be- 
hörden geschehen,  so  in  Schweden,Belgien,  der 
Schweiz,  England,  Frankreich  und  Deutsch- 
land. Besonders  in  Belgien  und  Frankreich 
hat  der  Staat  selbst  cuesem  Zweige  der 
Volkserziehung  eine  energische  imd  plan- 
volle Unterstützung  angedeihen  lassen.  In 
Deutschland  war  bisher  Baden  der  einzige 
Staat,  welcher  einen  obligatorischen  Fortbil- 
dungsunterricht für  Mädchen  und  zwar 
mittelst  eines  Gesetzes  von  1874  ein-  und 
durchgeführt  hat.  In  Sachsen,  Hessen  und 
einigen  thüringischen  Kleinstaaten  können 
in  den  einzelnen  Gemeinden  auf  deren  An- 
ti-ag  obligatorische  allgemeine  Mädchenfort- 
bildungsschulen eingerichtet  werden.  Doch 
ist  nur  in  wenigen  Orten  von  dieser  Be- 
fugnis Gebrauch  gemacht  worden.  Bayern 
und  Württemberg  besitzen  die  Einrichtung 
der  Sonntagsschule,  welche  drei  Jahre  lang 
alle  besuchen  müssen,  die  nicht  einer  sons- 
tigen Fortbildungs-  oder  Gewerbeschule  oder 
einer  höheren  Schulanstalt  angehören.  Die 
bestehenden  Fortbildungs-  und  Fachschulen 
sind  in  der  Regel  nicht  für  eigentliche  Ar- 
beiterinnen bestimmt  und  geeignet,  sondern 
für  mehr  oder  weniger  höher  stehende 
Schichten.  Neuerdings  haben  zum  Teil  auch 
die  Mädchenheime  neben  der  Fürsorge  für 
die  Unterkunft,  Verpflegung  imd  Unterhal- 
tung alleinstehender  Mädchen  die  Fortbildung 
unter  ihre  Aufgaben  aufgenommen. 

Wesentlich  infolge  energischen  Drängens 
der  Frauenvereine  sind  während  des  letzten 
Jahrzehnts  in  einigen  Staaten  für  die  Be- 
aufsiditigung  derjenigen  Fabriken,  Werk- 
stätten oder  Läden,  in  denen  Frauen  be- 
schäftigt sind,  weibliche  Fabrikin- 
spektoren angestellt  worden.  Zuerst  ge- 
schah dies  in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  die 
erste  Anstellung  im  Jahre  1890  erfolgte.  Bis 
1897  war  die  Zahl  der  Inspektorinnen,  deren 
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Selbständigkeit  dieselbe  ist  wie  bei  den  männ- 
lichen Beamten,  auf  20  gestiegen.  Ihre 
Anstellung  ist  Sache  der  Einzelstaaten. 
Canada  folgte  seit  1896  mit  3  Fabrikinspek- 
torinnen.  England  machte  1893  den  ersten 
Versuch  mit  der  Berufung  von  15  Assisten- 
tinnen, welche  der  Arbeiterklasse  angehören. 
Zur  Zeit  sind  5  selbständige  Inspektorinnen 
im  Amte,  welche  seit  1895  zu  dem  female 
Inspector  Department  vereinigt  sind.  Man- 
chester (seit  1893),  London  und  Nottingham 
haben  einige  weibliche  Sanitätsinspektoren 
zur  Ueberwachung  von  Werkstätten  und 
Läden,  in  denen  Frauen  thätig  sind.  In 
Deutschland  gingen  S.-Weimar  1897,  Hessen 
und  Bayern  1898  mit  der  provisorischen 
Einstellung  weiblicher  Assistenten  voran; 
ihrem  Beispiele  schlössen  sich  bald  S.- Alten- 
burg und  Reuss  j.  L.  an.  1899  folgte  Holland. 
Frankreich  besitzt  eine  neimenswertc  An- 
zahl von  Departementsinspektoriunen  bereits 
seit  einer  Reihe  von  Jahren.  In  Berlin  und 
München  hat  der  Bund  der  deutschen  Frauen- 
vereine seit  1897  bezw.  1898  Ausbildungs- 
kui-se  für  solche  weiblicheBeamte  eingerichtet. 
6.  Frauenlöhne.  Die  Frauenlöhne  zeigen 
durchweg  einen  niedrigeren  Stand  als  die 
Männerlöhne.  Sie  betragen  regelmässig  nur 
^/2  bis  *-/3  der  Männerlöhne.  Dazu  kommt, 
dass  die  besser  bezahlten  Stellungen  vor- 
wiegend den  Männern  vorbehalten  sind. 
Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
im  allgemeinen  die  Männerarbeit  als 
solche  die  wertvollere  ist  imd  darum  höhe- 
ren Lohn  erzielt.  Im  einzelnen  indessen 
trifft  das  bei  weitem  nicht  überall  zu,  so 
dass  noch  auf  andere  Ursachen  für  den 
niedrigen  Stand  der  Frauenlöhne  geschlossen 
werden  muss.  Teils  mag  er  sich  daraus 
erklären,  dass  der  Erwerb  ursprünglich  den 
Charakter  eines  gelegentlichen  und  daher 
besonders  willkommenen  Nebenverdienstes 
an  sich  trug.  Als  solcher  wird  er  gegen- 
wärtig noch  vielfach  von  denjenigen  Fmuen 
und  Mädchen,  namentlich  in  den  etwas 
günstiger  situierten  Ständen,  beliandelt,  denen 
in  der  Hauptsache  den  Unterhalt  die  eigene 
Familie  zu  bieten  vermag  und  die  deshalb 
den  ausschliesslich  auf  eigenen  Erwerb 
Angewiesenen  eine  verhängnisvolle  Preis- 
konkurrenz bereiten.  Teils  sind  aber  auch 
die  Ursachen  in  der  natürlich  gegebenen, 
oft  noch  durch  Recht  und  Sitte  vermehrten 
Beschränkung  des  weiblichen  Erwerbsge- 
bietes sowie  in  der  bei  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte vorherrschenden  gi-össeren  Be- 
dürfnislosigkeit und  Genügsamkeit  zu  er- 
blicken. Die  Niedrigkeit  der  Frauen- 
l<5hne  erreicht-  in  manchen  Teilen  der 
specifisch  weiblichen  Arbeitszweige,  so  in 
der  Näherei,  Konfektion  etc.,  stellenweise 
eine  solchen  Grad,  dass  sie  die  Alleinstehen- 
den geradezu  der  Prostitution  in  die  Arme 


treiben  und  die  Verbreitung  der  Prostituti^in 
wiederum  die  Erhaltung  der  niedrigeu 
Löhne  gewährleistet. 

Die  nicht  nur  von  dem  SoziaUsimis 
aufgestellte  Forderung  gleichen  Lohnes 
für  gleiche  Arbeit  entspricht  zwar  der 
Gerechtigkeit;  doch  zeigt  sich  bis  da- 
hin kein  diu*chgreifendes  Mittel,  sie  in 
der  bestehenden  Gesellschaft  zu  Gunstea 
der  Frauen  schlechtv^'^eg  zu  verwirküchea. 
Die  vereinzelt  —  so  in  England,  Nordaraeribi 
undAustralien — versuchte  Bildung  weibücher 
Gewerkvereine  behufs  Erzwingung 
höherer  Löhne  wird,  da  die  weibliche  Ar- 
beit  einerseits  ganz  überwiegend  ungelernte 
ist,  andererseits  nicht  in  gleichem  blasse 
wie  die  männliche  von  denen,  die  sie  ver- 
richten, als  Lebensberuf  aufgefasst  wird,  zu 
einer  allgemeinen  Verbreitung  schwerlich  g»v 
langen.  Mehr  Aussicht  auf  Erfolg  dürfte  der 
Anschluss  der  Frauen  an  die  Gewerkvereine 
der  männlichen  Arbeiterschaft  verspreclien. 
Aber  trotz  der  grossen  und  stetig  wachsenden 
Ausbreitung  der  industriellen  Frauenarbeit 
sind  überall,  in  England,  Deutschland  etc., 
nur  sehr  wenige  Arbeiterinnen  in  dieselben 
bisher  eingetreten.  Nach  dem  Bericht  der 
Generalkommission  der  (sozialdemokratisclien ) 
Gewerkschaften  Deutschlands  für  1898  zählten 
die  57  Gentralorganisationen  unter  493742 
Mitgliedern  nur  13481  weibliche.  Ueber- 
dies  hat  sich  die  Zahl  der  weiblichen  Mit- 
glieder seit  1896,  wo  sie  mit  15265  ihren 
Höhepunkt  erreichte,  bis  auf  jenen  Stand  ver- 
mindert, während  die  Gesamtzahl  der  Mitglie- 
der in  dieser  Zeit  um  15%  zunahm.  In  zutref- 
fender Weise  werden  in  jenem  Berichte  die 
eigenartigen  Schwierigkeiten  gewürdigt, 
welche  der  Organisation  der  Arfeterinnen 
entgegenstehen.  »Es  ist  zu  berücksichtigen^, 
heisst  es  dort,  »dass  die  jüngeren  Arbeite- 
rinnen in  der  Hoffnung,  durch  den  Eintritt 
in  die  Ehe  aus  der  Fabrik  ausscheiden  zu 
können,  wenig  Neigung  zeigen,  an  den 
ernsten  Bestrebungen  der  Gewerkschaften 
teilzunehmen.  Die  verheirateten  Arbeite- 
rinnen betrachten  den  Arbeitslohn  vielfach 
als  einen  Zuschuss  zu  dem  Arbeitseinkommen 
des  Mannes  und  sind  niu"  schwer  dafür  zu 
gewinnen,  diesen  Zuschuss  durch  den  Lohn- 
kampf zu  erhöhen.  Voraussetzung  für  rege 
und  dauernde  Anteilnahme  an  den  Gewerk- 
schaften aber  ist  die  Erkenntnis  dessen,  dass 
eine  Aendenmg  der  sozialen  Stellung  der 
Arbeiterklasse  in  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft nicht  zu  erwarten  ist  und  dass  des- 
halb die  Lebenshaltung  nur  auf  dem  Wege 
der  Verbesserung  der  Lohn-  imd  Arbeits- 
bedingungen eiTeicht  werden  kann.  Diese 
Erkenntnis  kommt  wohl  auch  den  Arbeite- 
rinnen, wenn  sie  schliesslich  im  späteren 
Lebensalter  alleinstehend  von  dem  Arbeits- 
verdienst ihr  Dasein   fristen  sollen.     Dann 
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aber  ist  ihre  Widerstandskraft  grösstenteils 
gebrochen  und  auch  dann  gelingt  es  nur 
selten,  die  Arbeiterinnen  zur  Anteilnahme 
an  den  Organisationen  zu  bewegen.  —  Wie 
viel  Frauen  unter  den  ca.  17  500  Mitgliedern 
der  gewerkschaftlichen  I^okalvereine  sowie 
unter  den  82755  Mitgliedern  der  Hirsch- 
Dunckei-schen  Gewerkvereine  sich  befinden, 
ist  nicht  bekannt.  Ihra  Zalü  dürfte  gering 
sein, 

6.  Ursprung  und  Entwickelung  der 
Frauenfrage.  Wenn  trotz  der  gi-ossen 
Ausbreitung  der  weiblichen  Erwerbs thätig- 
keit  sich  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
eine  lebhafte  Bewegung  entwickelt  hat, 
welche  eine  Erweiterung  der  Erwerbsge- 
legenheit für  das  weibliche  Gesclilecht  er- 
strebt, so  erklärt  sich  dies  aus  dem  Um- 
stände, dass  die  Wirkungen  und  Folgen  der 
fortschreitenden  Auflösung  der  überlieferten 
Haus-  und  Naturalwirtschaft  für  die  ver- 
schiedenen Klassen  ujid  Stände  des  Volkes 
keineswegs  gleichartige  waren.  Füi*  die 
Frauen  und  Mädchen  der  unteren  Klassen 
vollzog  sich  der  Uebergang  aus  den  alten 
Zuständen  zu  den  neuen  ohne  allzu  grosse 
Schwierigkeit,  da  sie  von  jeher  in  ab- 
hängiger und  dienender  Stellung  sich  be- 
funden hatten.  Die  neuen  Arbeits-  und 
Lebensverhältnisse  gewährten  ihnen  sogar 
meist  ein  grösseres  Mass  von  Selbständigkeit 
und  Freiheit  als  die  alten,  während  zu- 
gleich die  Faraüienbande  in  nachteiliger 
Weise  gelockert  wurden.  In  den  Kreisen 
des  bürgerlichen  Mitteistandes,  namentlich 
des  stätltischen  und  gewerblichen,  zu  denen 
die  immer  bedeutsamer  hervortretenden 
Beamten-  und  Offizierskreise  nebst  den 
sonstigen  liberalen  Professionen  sich  ge- 
sellten, bot  sich  den  weiblichen  Familien- 
gliedern nicht  alsbald  ein  geeigneter  und 
liinreichender  Ersatz  für  die  Einschränkung 
des  Feldes  notwendiger  und  nützlicher  Be- 
thätigimg,  wie  der  eigene  Familien  haus- 
hält bisher  sie  geboten  hatte.  Das  Drückende 
dieser  Lage  wurde  umsomehr  empfunden, 
je  mehr  die  aufsteigende  Kultiu'bewegung 
die  einzelne  Persönlichkeit  nach  ihrem 
waliren  sozialen  Wert  zu  bemessen  lehrte 
und  die  Frauen  von  dieser  Bewegung  er- 
fasst  wurden. 

In  denjenigen  Kreisen,  in  denen  das 
verfügbare  Einkommen  ein  beschränktes  war 
und  die  gehobene  soziale  Stellung  des 
Fundamentes  einer  gesicherten  Vermögens- 
lage entbehrte,  gestalteten  sich  die  Ver- 
hältnisse für  die  Familien  und  ihre  weib- 
lichen Angehörigen  vielfach  zu  einer  wirk- 
lichen Notlage,  die  oft  ihren  höchsten  Grad 
erreichte,  wenn  der  Ernährer  starb  oder 
erwerbsunfähig  wm*de.  Die  Verhältnisse 
machten  sich  um  so  stärker  geltend,  als, 
obwohl  die  allgemeine  Heiratsfrequenz  nir- 


gends eine  Abnahme  zeigte,  die  Heirat-s- 
Chancen  der  Töchter  dieser  Kreise  sich 
immer  ungünstiger  gestalteten  und  daher  cüe 
Zahl  derjenigen  Frauen  ständig  wuchs, 
denen  es  versagt  blieb,  in  der  Ehe  äussere 
Versorgung  zu  finden  und  iliren  natürlichen 
Beruf  zu  erfüllen.  Wenn  auch  in  allen  Be- 
völkerungsschichten ein  erheblicher  Bnich- 
teil  der  heiratsfähigen  Männer  auf  die  Ehe 
verzichtet,  so  ist  doch  den  Männern,  welche 
für  diese  Kreise  in  Betracht  kommen,  die 
Eheschliessung  allgemein  diuxjh  die  wirt- 
sciiaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  in 
höherem  Masse  erschwert.  Die  Zahl  der- 
jenigen unter  ihnen,  welche  unverheiratet 
bleiben,  mag  hier  daher  grösser  sein  als 
sonst  und  mögen  diejenigen,  welche  zur 
Ehe  gelangen,  durchschnittlich  erst  in  mehr 
oder  minder  vorgerückten  Jahren  heiraten. 
Ihi'e  ökonomische  Lage  veranlasst  überdies 
die  Männer  in  diesen  Schichten  sehr  häufig, 
ihre  Frauen  aus  wirtschaftlich  günstiger  ge- 
stellten oder  weniger  anspruchsvollen  Kreisen 
zu  wählen,  während  andererseits  die  gesell- 
schaftlichen Anschauungen  und  Vonu-teile 
den  Bereich  beengen,  innerhalb  dessen  Hei- 
raten für  Töchter  jener  Schichten  als  stan- 
desmässige  gelten.  Aus  dieser  Sachlage  ist 
es  zu  erklären,  dass  die  Bewegung,  welche 
auf  eine  Erweiterung  der  Erwerbsgelegen- 
heit für  das  weibliche  Geschlecht  gerichtet 
ist,  ihren  eigentlichen  Sitz  und  Ursprung  in 
den  bürgerlichen  Schichten,  besonders  in 
denjenigen  Kreisen  hat,  in  denen  die  Ver- 
mögenslage dem  Bildungsgrade  und  der 
sonstigen  sozialen  Stellung  nach  allgemeiner 
Auffassung  nicht  entsprechen,  und  dass  ihr 
Hauptaugenmerk  auf  die  Selbstversorgimg 
der  unverheirateten  Töchter  und  unversorg- 
ten wie  ungenügend  versorgten  Witwen  ge- 
richtet ist. 

Aber  nicht  nur  in  der  äusseren  Lebens- 
not wurzelt   die  Frauenfi-age,   so   dass  sie 
mit   der   Befriedigung   der   Erwerbsbedürf- 
nisse   erschöpft    wäre.     Zu    der   äusseren 
Lebensnot  gesellte  sich  eine  innere.    Diese 
liat    ihren    Urspnmg    darin,    dass    weiten 
Frauenkreisen  die  Armut  und  Leere,  welche 
die  veränderten  Verhältnisse  in  ihr  Leben 
gebracht  haben,  zum  Bewusstsein  kam  und 
sie  daher  überhaupt  nach  einem  innerlich 
befriedigenden  Lebensinhalt  zu  suchen  an- 
fingen, mochten  sie  von  Existenzsorgen  ver- 
schont geblieben  sein  oder  nicht,    lür  die- 
jenigen, welche  einen  Erwerb  suchten  und 
fanden,    brachte     dieser     in      der     Regel 
auch    den    begehrten    Lebensinhalt,    weil 
er     eine     nützliche    Thätigkeit    zur    Vor- 
aussetzung  liatte.     Nur   wo   die   mit    dem 
Erwerb  verbundene  Berufsthätigkeit  hinter 
der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  zurück- 
blieb  oder  den    berechtigten   sozialen    An- 
sprüchen nicht  genügte,  musste  das  Ver- 
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langen  nach  einer  höher  qualifizierten  Thä- 
tigkeit  und  einer  angemesseneren  Stellung 
sowie  eventuell  nach  einer  Vorbildung,  welche 
jene  ermöglichte ,  lebendig  bleiben.  Aber 
auch  diejenigen  Kreise,  welche  nicht  auf 
den  Erwerb  hingewiesen  waren,  wohl  aber 
die  entstandene  Leere  empfanden,  begannen 
um  eine  erspriessliche  und  gemeinnützige 
Wirksamkeit  zu  ringen,  ein  Bestreben,  das 
lun  so  berechtigter  war,  als  auch  ein  Teil 
der  sozialen  Fürsorgetliätigkeit  von  der  fa- 
miliären Hauswirtschaft  auf  Gesellschaft 
und  Staat  übergegangen  war,  diese  Fürsorge- 
thätigkeit  mit  fortschreitender  Kidtur  sich 
immer  mehr  erweiterte  und  vertiefte  und 
in  wachsendem  Masse  gerade  weiblicher 
Htilfskräfte  bedurfte. 

Hierzu  kam,  dass  das  ganze  moderne 
Kulturleben,  wie  es  namentlich  seit  der 
französischen  Revolution  sich  gestaltet  hatte, 
sich  auf  der  höheren  Schätzung  und  Wür- 
digung der  Individualität  aufbaute  und  diese 
zu  höherer  Geltung  brachte.  Hatte  diese 
Entwickelung  anfänglich  auch  das  weibliche 
Geschlecht  weniger  berührt,  so  erfasste  sie 
schliesslich  doch  auch  die  Frauen,  zunächst 
allerdings,  wie  natürlich,  die  Frauen  der 
höher  gebildeten  Schichten  und  Hess  sie  an 
den  günstigen  Emmgenschaften  vermehrten 
Anteü  fordern.  Ja,  diese  geistige  Bewegimg 
ist  zum  Teil  der  wirtschaftlichen  vorausge- 
gangen und  hat  diese  vorbereitet.  Indem 
die  Frauen  so  ilires  persönlichen  Wertes  in 
höherem  Masse  sich  bewusst  wurden,begannen 
sie  die  ihnen  bisher  zugewiesene  soziale 
Stellung,  welche  nach  den  Bedürfnissen 
und  Anschauungen  der  rein  hauswirtschaft- 
lichen Periode  geregelt  war,  auf  ihre  fort- 
dauernde Berechtigung  au  den  Yerhältnissen 
der  Gegenwart  zu  prüfen  und  verlangten, 
sobald  sie  ihre  Reformbedürftigkeit  erkann- 
ten, auch  ihrerseits  an  den  Kultiu-errungen- 
schaften  kraft  und  nach  Massgabe 
ihrer  Individualität  teilzunehmen.  Sie  for- 
derten ein  höheres  Mass  von  Rechten  wie 
von  Pflichten  der  Gesamtheit  gegenüber, 
Lösung  aus  der  engen  hauswirtschaftlichen 
Gebundenheit  und  strengen  Unterordnung, 
um  sich  als  Persönlichkeiten  frei  und  selb- 
ständig entfalten  zu  können.  Sie  forderten 
dies  nicht  nur  vom  Gesetz,  sondern  auch 
von  der  Sitte.  Wenn  auch  dieses  Verlangen 
vielfach  den  natürlichen  Geschlechtsunter- 
schied in  seiner  dauernden  realen  Bedeu- 
tung verkannte  und  in  der  Forderung  vöUi- 
ger  Gleichstellung  mit  den  Männern  aus- 
lief, so  darf  doch  wegen  dieser  Ueber- 
spannung  sein  berechtigter  Kern  nicht  ver- 
kannt werden. 

Praktische  Bedeutung  erlangten  vor  allem 
die  auf  Vermehrung  und  Verbesserung  der 
Erwerbsgelegenheiten  gerichteten  wirtschaft- 
lichen und  die  hiermit  zusammenhängenden 


Bildungsbestrebungen.  Soweit  die  Frauen 
der  bestehenden  Vorurteile  ungeachtet  sich 
zur  Erwerbsthätigkeit  entschliessen,  drängt 
sich  ihr  Arbeitsangebot  naturgemäss  auf 
denjenigen  wenigen  Gebieten  zusammen,  die 
eine  specifische  Fachbildung  nicht  unbedingt 
erfordern.  So  wird  der  für  weibliche  Arbeit 
ohnehin  geltende  niedrige  Preis  noch  weiter 
gedrückt  und  bestehende  Not  nicht  wirksam 
gehoben,  üeberdies  hat  ein  unzweckmässi- 
ges und  unentwickeltes  Erziehungs-  und 
Unterrichtssystem  die  Rücksicht  darauf, 
dass  eine  grosse  Anzahl  der  Mädchen  in 
unserer  Zeit  auf  Berufsthätigkeit  und  Er- 
werb angewiesen  ist,  nur  allzulange  ausser 
acht  gelassen.  Selbst  für  die  Vorbereitung 
auf  die  Erfüllung  der  häuslichen  Pflichten, 
soweit  sie  den  Frauen  in  der  G^enwart 
verblieben  sind,  hat  es  nicht  genügend  Soige 
getragen. 

Um  den  weiblichen  Interessen  Rechnung 
zu  tragen,  ist  es  unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen  vor  allem  erforderlich,  den  in 
der  Hauswirtschaft  entbehrlichen  und  er- 
werbsfähigen wie  erwerbsbedüi-ftigen  Frauen- 
kräften innerhalb  des  Mittelstandes,  vor- 
nehmlich des  gebildeteren,  neue  Erwerbs- 
gebiete und  Stellungen  zu  erschliessen  und  für 
sie  die  überlieferten  ergiebiger  zu  gestalten, 
auch  diejenigen,  welche  in  der  eigenen  Fa- 
milie geschäftliche  Verwendung  finden  kön- 
nen, durch  Hebung  ihrer  Leistuugsfähig- 
keit  zu  Hülfsdiensten  verwendbarer  zu 
machen.  Ausserdem  gilt  es,  die  übrigen  nicht 
erwerbsbedürftigen  Frauen,  soweit  sie  zu 
Hause  und  in  der  Familie  nur  ungenügende 
Beschäftigung  finden,  mehr  als  bisher  zu  ge- 
meinnütziger sozialer  Thätigkeit  heranzu- 
ziehen. Um  dies  zu  verwirklichen,  bedarf  es 
ausser  der  Beseitigung  mLannigfacher  Vor- 
urteile und  der  Belebung  der  weiblichen 
Thatkraft  vornehmlich  einer  umfassenden 
und  gründlichen  Reform  der  weiblichen  Er- 
ziehung, teils  vermöge  zweckmässiger  Aus- 
gestaltung und  Verliefung  der  Allgemein- 
bildung, teils  durch  Verallgemeinerung,  He- 
bung und  Specialisierung  der  Berufsbildung. 
Dabei  verdienen  zugleich  die  hauswirtschaft- 
lichen und  erziehlichen  Aufgaben  des  weib- 
lichen Geschlechts  eine  eingehendere  Be- 
rücksichtigung als  bisher,  damit  die  Frauen 
ihren  specifisch  weiblichen  Pflichten  ge- 
wachsen bleiben,  mögen  sie  im  eigenen 
Hause  oder  berufsthätig  sich  ihnen  widmen. 

Wenn  man  bisweilen  von  einer  wachsen- 
den  Ausbreitung  der  weiblichen  Erwerbs- 
thätigkeit eine  zunehmende  Verdrängimg 
der  Männerarbeit  und  in  der  Folge  eine 
Beschränkung  der  Heiratsfrequenz  betürchtet 
hat,  so  dürften  derartige  Befürchtungen  in 
dem  Verlaufe  der  thatsächlichen  Entwicke- 
lung keine  Stütze  finden.  Vor  allem 
müssten  sie  nicht  bloss,  wie  meistens  ge- 
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schiebt,  den  bürgerlichen  Frauenbestrebungen 
gegenüber  geltend  gemacht  werden,  sondern 
weit  eher  der  proletarischen  Frauenarbeit 
gegenüber,  die  von  jeher  sich  ungehindert 
entwickelt  hat  und  zahlenraässig  weit  mehr 
ins  Gewicht  fällt,  dennoch  aber  bisher  kei- 
nen nachweisbaren  ungünstigen  Einfluss 
auf  die  Heiratsziffer  ausgeübt  hat.  Der  Er- 
werbsarbeit der  bürgerlichen  Frauen  andere 
Wirkungen  zuzuschreiben  als  derjenigen 
der  gewöhnlichen  Arbeiterinnen,  liegt  kein 
Grund  vor.  üebrigens  sind  der  Ausdehnung 
aller  weiblichen  Erwerbsthätigkeit  gewisse 
natilrliche  Schranken  gezogen.  Abgesehen 
davon,  dass  die  Mehrzahl  der  weiblichen 
Kräfte  nach  wie  vor  für  die  Aufgaben  der 
Famüie  in  Anspruch  genommen  wird,  blei- 
ben grosse  Arbeitsgebiete  den  Frauen  dau- 
ernd verschlossen,  weil  diese  den  zu  stellen- 
den physischen  Anforderungen  nicht  ge- 
wachsen sind.  Aber  auch  auf  dem  übrigen 
Gebiete  wenden  sich  die  Frauen  ganz  vor- 
wiegend solchen  Zweigen  zu,  welche  der 
hauswirtschaftlichen  verwandt  sind  und  den 
weiblichen  Fähigkeiten  und  Neigungen  be- 
sonders, denjenigen  der  Männer  weniger 
entsprechen.  Die  Zahl  dieser  specifisch 
weiblichen  Berufsarten  ist  gering.  In  der 
Landwirtschaft  übrigens  waren  von  jeher 
zahlreiche  Frauen  thätig. 

Wo  aber  auch  die  Frauen  mit  den  Män- 
nern auf  demselben  Arbeitsgebiete  zusammen- 
wirken, wird  von  jenen  meistens  nur  an 
den  einfacheren,  leicht  zu  erlernenden  Ver- 
richtungen ein  Anteil  beansprucht  werden. 
TAes  folgt  aus  dem  Umstände,  dass  die 
Frauen  ziun  Erwerbsleben  in  anderem  Ver- 
hältnis stehen  als  die  Männer,  da  sie  durch 
nachfolgende  Heirat  in  der  Begel  ihrem  Be- 
rufe wieder  entzogen  werden,  währeud  die 
Männer  auf  Berufsthätigkeit  dauernd  ange- 
wiesen bleiben.  So  steht  denn  die  weib- 
liche Erwerbsthätigkeit  nach  Umfang  und 
Qualifikation  stets  in  zweiter  Linie.  Bei 
aufsteigender  Entwickelung  der  Volkswirt- 
schaft dient  sie  dazu,  die  im  allgemeinen 
überlegene  männliche  Kraft  für  wertvolle 
Leistungen  frei  zu  machen,  nicht  aber  dazu, 
sie  übe^üssig  zu  machen.  Bei  überschüssi- 
gem Arbeitsangebot  darf  die  Frau  das 
ffleiche  Existenzrecht  geltend  machen  wie 
der  Mann  und  könnte  auch  der  Rück- 
tritt des  weiblichen  Geschlechts  an  der 
Lage  nichts  bessern.  Endlich  kommt  noch 
in  Betracht,  dass  teilweise  auch  der  Frauen- 
erwerb auf  einer  Hülfsthätigkeit  beruht,  wie 
Krankenpflege  etc.,  zu  wacher  der  Mann 
sich  wenig  eignet,  so  dass  insoweit  die 
Konkurrenzfrage  überhaupt  nicht  aufge- 
worfen werden  kann. 

7.  Frauenbildungg-,  -erwerbs-  und 
-beruisvereine.  Höheres  Fortbil- 
dungs- und  Fachschulwesen.  Die  He- 


bung und  Förderung  der  weiblichen  Erwerbsr 
thätigkeit  ist  vor  allem  von  den  Frauen  selbst 
und  zwar  mit  dem  grössten  Erfolge  in  die 
Hand  genommen  worden,  obschon  die  ersten 
Anregungen  zum  Teil  von  weitblickenden 
Männern  ausging.  Die  Träger  der  immer 
umfassenderen  Entwickelung  wurden  die 
Frauenerwerbs-  und  Bildungsver- 
eine, wie  sie  bald  nach  der  Mitte  des  19.  Jahi*- 
hunderis  zuerst  in  England,  dann  seit  den  60er 
Jahren  in  stets  wachsender  Zahl  namentlich 
in  Deutschland  und  Oesterreich  ins  Leben 
gerufen  w\ux3en.  Der  von  Lord  Shaftesburj- 
und  der  englischen  National  association  for 
social  science  gegründeten  Londoner  Gesell- 
schaft zur  Beförderung  der  Frauenbeschäfti- 
gung folgte  1865  der  nach  jenem  Vorbild 
geschaffene  Berliner  Lette -Verein,  der  bis 
jetzt  der  hervorragendste  unter  den  deut- 
schen Frauenerwerbsvereinen  geblieben  ist 
und  einer  Anzahl  weiterer  Vereine  seiner- 
seits als  Muster  gedient  hat.  Kiurz  vor  dem 
Lette -Verein  war  in  demselben  Jahre  als 
erster  Frauen  verein ,  der  nicht  der  Wohl- 
thätigkeit  gewidmet  war,  der  Leipziger 
Frauenbildungsverein  entstanden.  Dieser 
schuf  unter  der  Führung  von  Luise  Otto 
Peters  und  Auguste  Schmidt  durch  Einbe- 
rufung der  ersten  deutschen  Frauenkonfe- 
renz im  November  1865  den  Allge- 
meinen deutschen  Frauenverein, 
welcher  aller  Orten  die  Entstehung  weiterer 
Lokalvereine  veranlasst  hat. 

Während  der  Lette-Verein,  ebenso  wie 
der  seit  1869  ihm  angeschlossene  Verband 
der  deutschen  Frauenbüdungs-  imd  Erwerbs- 
vereine und  der  seit  1873  bestehende 
Schwäbische  Frauenverein,  sich  grundsätz- 
lich darauf  beschränkte,  die  Erwerbsfähig- 
keit der  Töchter  der  höheren  und  mittleren 
Stände  zu  fördern,  ziehen  die  Organe  des 
allgemeinen  Frauenvereins  ihrer  Wirksam- 
keit weitere  Grenzen,  indem  sie  die 
Hebung  des  gesamten  weiblichen  Bildungs- 
wesens sowie  die  Verbesserung  der  Jjage 
der  Arbeiterinnen  unter  ihre  Ziele  aufge- 
nommen haben.  Viele  dieser  Vereine  unter- 
halten ebenfalls  hauswirtschaftliche,  gewerb- 
liche und  Handelskurse  oder  -schulen  und 
vermittehi  ihren  ausfebüdeten  Schülerinnen 
Anstellung,  während  sie  für  die  Hebung 
der  Allgemeinbildung  durch  wissenschaft- 
liche Vorträge  sorgen.  Zur  Zeit  besitzt  der 
Letteverein,  bei  dem  im  Jahr  1897/98  allein 
927  Schülerinnen  neu  eintraten,  eine  Ge- 
werbeschule, mit  Restaurant  und  Kochschule, 
(333  Schülerinnen),  Wasch-  und  Plättanstalt 
(152  Schülerinnen),  Haushaltungsschule  (157 
Schülerinnen)  und  Kunsthandarbeits-Atelier, 
ausserdem  eine  Handelsschule,  eine  photo- 
graphische Lehranstalt  (85  Schülennnen) 
einen  Bureaukiusus  (41  Schülerinnen)  und 
eine    Setzerinnenschule    (27    Schülerinnen). 
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Sein  Stellenvermittelungsbureaii  besetzte 
1088  Stellen,  während  4197  Stellen  gesucht, 
3213  angeboten  wurden.  Das  Viktoriastift 
bot  einer  Anzahl  Schülerinnen,  Stellensuchen- 
den und  Passantinnen  Wohnung.  Eine  Dar- 
lehnskasse  gewährt  Unterstützungen.  Ina  April 
1899  wurde  von  jenem  Vereine  eine  Kunst- 
gewerbeschule eröffnet.  In  gleicher  Richtung 
wie  die  Anstalten  der  verschiedenen  Frauen- 
vereine  wirken  andere  selbständig  entstan- 
dene Fachschulen.  Dahin  gehören  die  seit 
den  60  er  Jahren  —  in  Württemberg  zuerst  — 
entwickelten  weiblichen  Fortbildungsschulen, 
die  von  Reutlingen  ausgehenden  Frauenar- 
beitsschulen (s.  den  Art.  Gewerblicher 
Unterricht)  sowie  die  einzelnen  bedeuten- 
deren, erfolgreich  wirkenden  Handels- 
schulen, zahlreiche  Haushaltungs-  und 
Wirtschaftsschulen  allgemeiner  und  spe- 
cieller  Art  etc.  Besondere  Vereine  wirken 
für  theorelische  und  praktische  Ausbreitung 
der  Fröbelschen  Lehre  durch  Seminare 
und  Kindere&^en. 

Den  in  Deutschland  bis  dahin  aDgemein 
befolgten  Grundsatz,  die  Einrichtung  und 
Leitung  des  höheren  weiblichen  Fortbil- 
dungs-  und  Fachschulwesens  völlig  der  Pri- 
vatthätigkeit  zu  überlassen,  hat  in  jüngster 
Zeit  wenigstens  der  preussische  Staat,  wenn 
auch  zunächst  nur  in  einem  einzelnen  Falle, 
verlassen.  1897  wiutle  in  der  Königlichen 
Gewerbe-  und  Haushaltungsschule 
für  Mädchen  in  Posen  die  erste  staatliche 
Anstalt  mit  glücklichem  Erfolge  begründet. 
An  derselben  bestehen  15  Lehrkurse :  für  Han- 
delsfächer, Gewerbeschul-,  Industrie-  sowie 
ftlr  Koch-  und  Hauswirtschafts-Lehrerinnen, 
alle  vier  mit  staatlich  vorgeschriebener  Ab- 
schlussprüfung, femer  ein  Kursus  für  Aus- 
bildung von  Stützen  der  Hausfrau,  9  haus- 
wirtschaftliche Kurse  und  ein  Kursus  für 
Zeichnen  und  Malen.  Die  Anstalt  bezweckt 
nicht  nur  berufliche  Ausbildung,  sondern 
auch  Vorbereitung  für  Führung  eigenen 
Haushaltes.  Mit  ihr  ist  ein  Pensionat  ver- 
bunden, in  das  in  der  Regel  nur  solche 
junge  Mädchen  aufgenommen  werden,  die 
eine  höhere  Mädchenschule  besucht  oder 
eine  gleichwertige  Vorbildung  erlangt  haben. 
Im  Gegensatz  zu  den  Privatanstalten  wül 
sie  allmählich  eine  Gewöhnung  an  eine 
längere  Kursdauer  erzielen,  um  die  weib- 
liche ßildung  tiefer  und  lunfassender  zu  ge- 
stalten. Die  Besuchsziffer  steigerte  sich  vom 
Winterhalbjalir  1897/98  bis  zum  Winter- 
halbjahr 1898/99  von  119  auf  210  Schüle- 
rinnen. (S.  auch  oben  sub  4:  Lage  der 
Arbeiterinnen.) 

Eine  immer  grössere  Bedeutung  und  Aus- 
breitung scheinen  in  der  Gegenwart  die  w  e  i  b  - 
liehen  Berufs  vereine  gewinnen  zu  wollen. 

Der  seit  1895  wirkende  Leipziger 
Verein     für    Hausbeamtinnen,     der     über 


ganz  Deutschland  verbreitet  ist  und 
bereits  über  3000  Mitglieder  zählt,  hat 
ausser  einer  erfolgreichen  Stellenvermittelung 
Kiuse  für  Ausbildung  in  der  Kinderpflege 
eingerichtet.  Ausserdem  bestehen  Haus- 
beamtinnenvereine in  Bonn  (1890)  und  Berlin. 
Zu  schneller  Ausbreitung  gelangte  der  1890 
in  Berlin  gegründete  kaufmännische  und 
gewerbliche  Hilfsverein  für  weibliche  An- 
gestellte, der  Ende  1894  bereits  5500  Mit- 
glieder zählte  und  in  erster  Linie  durch 
Hilfskasse  und  SteUenverraittelung  wirkt 

Am  frühesten  wohl  schlössen  in  der  Frauen- 
welt die  Lehrerinnen  sich  berufsgenossen- 
schaftlich zusammen,  wenn  auch  zunächst  nur 
in  zahlreichen  lokalen  Verbänden.  Als  ersten 
Verein  schufen  sie  1869 den  Verein  deut- 
scher Lehrerinnen  und  Erziehe- 
rinnen in  Berlin,  der  für  die  Lehrerinnen 
eine  erhöhte  Bildung  erstrebte,  um  ihnen  damit 
zugleich  einen  grösseren  Einfluss  auf  die  Er- 
zienung  der  weiblichen  Jugend  zu  verscliaffen, 
während  die  meisten  übrigen  Vereine  aus- 
schliesslich den  Kampf  gegen  die  äussere  Not 
aufnahmen,  der  die  Lehrerin  ausgesetzt  war. 
1876  rief  Helene  Adelmann  den  Verein  deut- 
scher Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  in  Eng- 
land, der  heute  700  Mitglieder  zählt,  ins  Leben, 
um  seine  Mitglieder  vor  gewissenlosen 
Agenten  zu  sdiützen.  1875  wurde  die 
Allgemeine  deutsche  Pensionsanstalt  für 
Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  errichtet, 
w^elcher  1884  die  deutsche  Krankenkasse 
für  Lehrerinnen  und  Erzieherinnen  folgte, 
der  zur  Zeit  ca.  1500  Mitglieder  angehören. 
Die  grösste  jedoch  nicht  nur  unter  den 
Lehrerinnenvereinigungen,sondem  imter  allen 
weiblichen  Berufsgenossenschaften  erstand 
im  Jahre  1890  durch  die  Initiative  von 
Marie  Loeper-HousseUe  in  dem  Allgemeinen 
deutschen  Lehrerinnenverein,  der  unter 
Zusammenfassung  aller  Lokalverbände  die 
Hebung  des  Lehrerinnenstandes  nach  jeder 
Richtung  hin  sich  ziu:  Aufgabe  macht,  ins- 
besondere aber  grössere  Beteüigimg  an  der 
Volksbildung  wie  am  wissenschaftlichea 
Unterricht  in  den  oberen  Klassen  der 
Mädchenschulen  erstrebt  Gegenwärtig  zählt 
der  Verein,  der  bereits  den  grössten  Einfluss 
auf  das  Schulwesen  ausgeübt  hat,  über 
10000  Mitglieder,  die  nidit  nur  über  alle 
deutschen,  sondern  auch  eine  Reihe  auslän- 
discher Staaten  verteüt  sind.  Ihm  schloss 
sich  der  1894  gegründete  Vereinpreussischer 
VolksschuDehrennnen  an.  Verschiedene 
Zweigvereine  des  Allgemeinen  Lehrerinnen- 
vereins besitzen  ausser  besonderen  üntej> 
stützungs-  und  Hilfskassen  eigene  Feier- 
abendhäuser und  Lehrerinnenheime.  Von 
selbst  war  man  überall  von  der  blossen  Er- 
werbs- und  Bildungsförderung  aus  zu  Mass- 
regeln und  Veranstaltungen  gekommen, 
welche  die  möglichste  Sicherung  und  Ver- 


Frauenarbeit  und  Frauenfrage 


1215 


bessening  der  Existenz  bezwecken.    Beide 
Ziele  waren  einander  zu  sehr  verwandt. 

In  anderen  Staaten,  namentlich  in  Eng- 
land, hat  das  Yereinswesen  eine  ähnliche 
lind  ähnlich  reiche  Entwickelung  aufzu- 
weisen wie  in  Deutschland. 

8.Frauenstiidmm  und  höhere  Frauen- 
bildungsanstalten;  gelehrte  Berufe. 
Unter  den  modernen  Bestrebungen  auf 
Erweiterung  des  Frauenerwerbs  und 
der  Frauenbildung  nimmt  seit  langem 
der  Kampf  um  die  Gleichberech- 
tigung der  Frauen  in  Bezug  auf  die  Zu- 
lassung zum  Studium  und  zur  Ausübung 
der  studierten  Berufe  eine  hervorragende 
Stelle  ein.  Die  Leidenschaft  und  Energie, 
mit  der  dieser  Kampf  geführt  wird,  erklärt 
sich  weniger  aus  der  praktischen  Bedeutimg 
der  Sache  als  aus  der  Vorstellung^  dass 
von  der  Entscheidung  dieser  Frage  die  An- 
erkennung der  geistigen  Ebenbürtigkeit  des 
weiblichen  Geschlechts  abhänge.  Die  Zu- 
lassung des  weiblichen  Gesdilechts  zum 
Studium  begründete  weiter  die  Notwendig- 
keit, den  Mädchen  die  Erwerbung 
einer  gleichen  Vorbildung  zu  ermöglichen, 
wie  sie  den  Studierenden  männlichen  Ge- 
schlechtes zu  teil  zu  werden  pflegt.  Eine 
offene  Frage  bleibt  es  dabei,  ob  eigene 
Frauenhochschulen  den  Vorzug  verdienen 
oder  ein  gemeinsames  Studium  beider  Ge- 
schlechter an  den  bestehenden,  ursprünglich 
bloss  für  Männer  bestimmten  Universitäten 
und  Akademieen. 

Ein  entscheidendes  Urteil  über  die  weib- 
liche Studienbefähigung  kann  wohl  schwer- 
lich von  theoretischen  Erwägungen,  sondern 
lediglich  von  langem  praktischen  Erfahrungen, 
die  zur  Zeit  noch  nicht  in  ausreichendem 
Umfange  vorliegen,  erwartet  werden.  Ein 
hinreidnendesMass  solcher  Erfahrungen  kann 
aber  ohne  Gewährung  der  Studienfreiheit 
nicht  gjewonnen  werden.  Allem  Ansdieine 
nach  wird  auf  die  Dauer  nur  das  medizini- 
nische  Studium  behufe  ärztlicher  Behand- 
lung von  Frauen  und  Kindern  sowie  die 
philosophischen  Studien,  soweit  sie  zur  Vor- 
bereitung auf  den  höheren  Lehrerinnenberuf 
und  zu  dessen  Verwertung  im  Mädchen- 
unterricht dienlich  und  erforderlich  sind, 
nennenswerten  Zuspruch  von  selten  des 
weiblichen  Geschlechts  zu  er>\'arten  haben. 
Auf  dem  Gebiete  der  theologischen  und  ju- 
ristisch-staatswissenschaftüchen  Studien  so- 
wie in  denjenigen  Zweigen  der  philosophi- 
schen Fakultät,  welche  zum  praktischen 
Ijchrberuf  nicht  in  näherer  Beziehung  stehen, 
ebenso  auf  den  Gebieten  der  höheren  Technik 
werden  weibliche  Studierende  voraussichtiich 
stets  vereinzelte  Erscheinungen  bleiben,  teils 
weil  sie  der  weiblichen  Eigenart  weniger 
entsprechen,  teils  weil  man  sich  schwerhch 
allgemeiner  dazu   entschliessen  wird,  die- 


jenigen öffentlichen  und  autoritativen  Stel- 
lungen, auf  welche  jene  Studien  vorbereiten, 
weiblichen  Händen  anzuvertrauen.  Ueber- 
dies  wird  die  Ausbreitung  des  Frauen- 
studiums stets  durch  alle  diejenigen  in 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  und  sozi- 
alen Stellung  des  weiblichen  Geschlechts 
begründeten  Hindernisse  beschränkt  werden, 
welche,  wie  oben  erwähnt,  das  Berufsleben 
der  Frauen  ungünstig  beeinflussen. 

Gegenwärtig  sind  in  fast  allen  Staaten 
europäischer  Kultm*  die  Frauen  unbedingt 
oder  doch  in  begrenztem  Umfang  und 
unter  gewissen  beschränkenden  Bedingungen 
zum  Studium  an  den  bestehenden  öffent- 
lichen Unterrichtsanstalten  zugelassen.  Ih 
einzelnen  Staaten,  so  in  Holland,  Spanien 
und  Portugal,  war  ihnen  das  Studiimi  über- 
haupt niemals  gesetzlich  verwehrt.  Gleich- 
wohl wurde  hier  von  der  gesetzlichen  Befug- 
nis nur  ein  sehr  massiger  Gebrauch  gemacht. 
Unter  den  übrigen  Staaten  des  europäischen 
Kontinents  ging  mit  der  Oeffnung  der  Uni- 
versitäten die  Schweiz  voran.  Nachdem 
Zürich  im  Jahre  1867  den  Frauen  ein  regel- 
rechtes Studium  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen wie  den  Männern  gestattet  hatte, 
sind  dem  gegebenen  Beispiele  nach  und 
nach  die  übrigen  schweizerischen  Universi- 
täten sämtlich  gefolgt.  Seit  1871  sind  in 
der  Schweiz  die  Frauen  auch  zum  medizi- 
nischen Staatsexamen  zugelassen.  Trotz 
alledem  ist  die  Zahl  der  einheimischen 
Studentinnen  an  den  schweizerischen  Hoch- 
schulen verschwindend  gering  und  rekrutiert 
sich  die  weibliche  Studentenschaft  fast  aus- 
schliesslich aus  dem  Auslande.  Im  Sonmier 
1897  (W.  S.  96/97)  zählte  man  in  der  Schweiz 
imter  3331  (3272)  Immatrikulierten  397 
(391)  weibliche,  von  denen  343  Ausländerinnen 
waren.  Die  Gesamtzahl  ^der  Hörer  (ein- 
schliesslich der  Studenten)  belief  sich  auf 
3873  (4181),  wonmter  554  (728)  Frauen  sich 
befanden.  In  der  Hauptsache  entfielen  die 
immatrikulierten  Studentinnen  auf  die  Uni- 
versitäten Zürich  143  (132),  Genf  131  (129), 
Bern  84  (84).  Hörerinnen  überhaupt  hatten 
Zürich  169  (171),  Genf  172  (218),  Bern  114 
(114).  Die  Studierenden  waren  vorzugs- 
weise, 243  (234),  bei  der  medizinischen,  zum 
kleineren  Teile,  149  (153),  bei  der  philo- 
sophischen Fakultät  immatrikuliert.  Weib- 
licne  Juristen,  5  (4),  sind  bis  d£^in  verein- 
zelte Erscheinungen  geblieben.  Die  theologi- 
sche Fakultät  ging  völlig  leer  aus. 

In  Frankreich  schritt  die  Universität 
Paris  auf  der  neuen  Bahn  voran,  indem  hier 
1868  dem  Zulassimgsgesuch  einiger  Damen 
mittelst  freier  Interpretation  der  geltenden 
Aufnahmevorschriften  entsprochen  wurde. 
Das  zunächst  begehrte  Studium  war 
das  medizinische,  das  auch  bisher  im 
Vordergrunde    geblieben    ist.     Im    Januar 
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1898  waren  in  Frankreich  von  28  782 
Studierenden  871  weiblich  (darunter  579 
Französinnen  und  292  Ausländerinnen). 
Paris  aDein  zählte  400  Studentinnen  bei 
einer  Gesamtfrec^uenz  von  12  047  Personen. 
Der  Medizin  widmeten  sich  399  Frauen, 
während  in  den  philosophischen  Fakultäten 
des  Landes  240,  bei  den  mathematisch- 
naturwissenschaftlichen  80  inskribiert  waren. 
Auf  dasFach  derPharmazie  entfielen  53Frauen. 

Weiter  folgten  andere  Staaten  mit 
der  Oeffnung  ihrer  Hochschiüen:  Schwe- 
den (mit  Ausnahme  der  theologischen 
Fakultät)  und  Finland  1870,  Däne- 
mark 1875,  Italien  1876,  Belgien  1880 
bezw.  1883,  Norwegen,  das  die  Frauen  in 
jeder  Beziehung  den  Männern  gleichstellte, 
1884,  Island  1886,  Spanien  und  Rumänien 
1888,  Griechenland  1890.  Im  Jahre  1897 
studierten  an  den  niederländischen  Universi- 
täten 75,  an  den  italienischen  82,  in  Christia- 
nia  28,  in  Helsingfors  (neben  2064  Männern) 
215,  95/96  in  Bukarest  (neben  1680  Männern) 
118  Frauen. 

Nach  langem  und  zähem  Widerstände 
haben  während  des  letzten  Jahrzehnts  nach 
und  nach  auch  die  einzelnen  deutschen 
Staaten  und  Oesterreich-Ungarn  sich  ent- 
schlossen, in  verschiedenem  Umfang  und 
unter  gewissen  Bedingungen  zu  den  Univer- 
sitäten und  einigen  anderen  Hochschulen  den 
Frauen  Zutritt  zu  gewähren.  In  Deutsch- 
land machte  Baden  den  Anfang,  indem  1891 
die  dortige  Regierung  die  Zulassung  von 
Frauen  zum  Studium  bei  der  mathematisch- 
naturwissenschafthchen  Fakultät  der  Univer- 
sität Heidelberg  genehmigte.  Später  folgten 
Preussen  und  die  meisten  anderen  Staaten. 
Heute  giebt  es,  Jena  und  Giessen  aus- 
genommen, keine  deutsche  Universität 
mehr,  welche  d^n  Frauen  völlig  verschlossen 
wäre.  Indessen  steht  auch  in  Giessen  die 
Eröffnung  des  Frauenstudiums  nahe  be- 
vor. Aber  nirgends  werden  bisher  in 
Deutschland  die  Frauen  zur  regelrech- 
ten Immatrikulation  zugelassen,  auch  dann 
nicht,  wenn  sie  den  Nachweis  voller 
Gymnasialbüdung  liefern.  Ueberall  er- 
langen sie  nur  als  »Hörerinnen«  Zutritt. 
Aber  selbst  in  dieser  Form  ist  ihre  Berech- 
tigung keine  allgemeine,  sondern  erstreckt 
sich  lediglich  auf  einzelne  Yorlesungen  unter 
der  Yoraussetzung  ausdrücklicher  Zu- 
stimmung des  Docenten.  Auch  im  übrigen 
sind  die  Modalitäten  verschieden.  Meistens 
ist  die  Zulassung  auf  einzelne  Fakultäten, 
insbesondere  auf  die  philosophische  be- 
schränkt. Ausserdem  ist  sie  vielfach  an  die 
Genehmigung  des  ünterrichtsministers,  des 
Kurators  oder  des  Rektors  gebunden.  Im  Win- 
tersemester 1898/99  (bezw.  W.  S.  1895/96)  be- 
trug die  Zahl  der  weiblichen  Hospitanten  an 
den  preussischen  Universitäten  414  (116)  und 


zwar  in  Berlin  238  (66),  Bonn  26  (0)  Bres- 
lau 32  (11),  Göttingen  26  (32),  Greifswald 
17  (6),  HaUe  15  (1),  Kiel  17  (0),  Königs- 
berg 33  (0),  Marburg  10  (0),  Münster  0  (0). 
Aus  Deutschland  waren  davon  276  (52) 
Hörerinnen.  Unter  20  Jaliren  waren  22  (4), 
zwischen  20  und  30  Jahren  250  (40)  und 
über  30  Jahre  142  (39).  374  waren  ledig, 
36  verheiratet,  3  verwitwet.  Die  Väter 
gehörten  zum  überwiegenden  Teile  den 
akademisch  gebildeten  Kreisen  oder  dem 
Kauf  mannsstande  an.  Von  den  Studienfächern 
waren  in  erster  Linie  Philosophie  und  neuere 
Philologie  oder  Litteratur,  demnächst  Ge- 
schichte und  Kidturgeschichte,  Kunstge- 
schichte und  die  Naturwissenschaften  bevor- 
zugt. Lediglich  ihrer  allgemeinen  oder 
speciellen  Fortbildung  wegen  studierten  .303, 
die  Ablegung  der  Oberlehrerinnen  -  Prüfung 
bezweckten  64,  Zulassung  zu  akademischen 
Fachprüfungen  21,  Vorbereitung  zur  Doktor- 
Promotion  26.  Seit  Ende  1896  ist  den  Frauen 
auch  die  landwirtschaftliche  Hochschule  in 
Berlin  zugänglich.  Die  Promotion  ist  den 
Frauen  unter  den  gleichen  Bedingungen  wie 
den  Männern  übersul  gestattet,  und  es  ist  von 
diesem  Rechte  bereits  im  Laufe  der  letzten 
Jahre  mehrfach  mit  gutem  Erfolge  Gebrauch 
gemacht  worden. 

In  Oest erreich  wurde  1896  die  Auf- 
nahme von  Frauen  als  ordentliche  Hörerinnen 
an  den  philosophischen  Fakultäten  verfüg. 
Die  Bedingungen  der  Aufnahme  sind  in- 
dessen Besitz  des  österreichischen  Staats- 
bürgerrechts,  Vollendung  des  18.  Lebens- 
jahres und  Reifezeugnis  eines  inländi- 
schen oder  ausländischen  Staatsgymnasiums, 
flauen,  welche  nur  die  letztgenannte  Be- 
dingung nicht  zu  erfüllen  vermögen,  werden 
als  ausserordentliche  Hörerinnen  mit  be- 
stimmten Belegungspflichten  zugelassen. 
Den  ordentlichen  wie  den  ausserordentlichen 
Hörerinnen  ist  für  später  die  Zulassung  zu 
den  Lehramtsprüfungen  für  höhere  Töditer- 
schulen,  eventuell  für  Mädchenmittelschulen 
in  Aussicht  gestellt.  Ueber  die  Berechtigung 
der  Frauen  zum  medizinischen  Studium  soll 
gleichzeitig  mit  der  geplanten  Refomi  der 
medizinischen  Studienordnung  entschieden 
werden.  Im  April  1896  erfolgte  die  erste 
Frauenpromotion.  Seit  dem  gleichen  Zeit- 
punkte werden  die  von  Frauen  im  Ausland 
erworbenen  Doktordiplome  nostrifiziert  In 
U  n  g  a  r  n  ist  durch  kaiserliche  Entschliessung 
vom  18.  November  1895  das  Studium  der 
Medizin,  der  philosophischen  Fächer  und 
der  Phxurmazie  den  Frauen,  die  im  Besitz 
eines  Maturitätszeugnisses  sind,  freigegeben, 
vorbehaltlich  des  Vorschlages  der  Universität 
und  der  ministeriellen  Genehmigung. 

In  Russland  hat  die  Regierung  schon 
verhältnismässig  früh  sich  dem  medizinischen 
Frauenstudium   geneigt   gezeigt,    tdlweise 
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auch  im  Hinblick  auf  die  Bedürfnisse  der 
zahlreichen  mohammedanischen  wie  der 
ländlichen  Bevölkerung.  Die  seit  1872  in 
Petersbiu^  eingerichteten,  aus  erweiterten 
Hebanftnenkursen  hervorgegangenen  medizi- 
nischen Kurse  für  Frauen  wiutien  zwar 
1882  wieder  g^chlossen,  so  dass  nach  Ab- 
solvierung der  jüngsten  Abteilung  im  Jahre 
1886  die  Vorlesungen  aufhörten.  1897  je- 
doch wimie  ebendort  wiederum  eine  mit 
bedeutenden  städtischen  und  privaten  Mitteln 
errichteten,  aber  vom  Staat  ausdrücklich  ge- 
nehmigte imd  von  ihm  geleitete  medizi- 
nische Frauenhochschule  eröffnet,  welche 
vorzugsweise  dem  Studium  der  Geburts^ 
hüfe  sowie  der  Frauen-  und  Kinder- 
krankheiten gewidmet  ist  Die  Studieren- 
den, deren  Aufnahme  an  die  Voraus- 
setzung eines  Alters  zwischen  20 — 35 
Jahren,  des  Besitzes  der  G^mnasialmaturität 
{ohne  Griechisch)  und  christlichen  Bekemit- 
nisses  geknüpft  ist,  leben  grösstenteils  im 
Internat  und  dürfen  eine  tÜBStimmte  Zahl 
zdcht  überschreiten.  Nach  Absdvierun^  eines 
vierjährigen  Studiums  sind  sie  verpflichtet, 
mindestens  1  Jahr  in  geeigneten  Kranken- 
anstalten unter  Leitung  eHahrener  Aerzte 
sich  praktisdi  zu  beschäftigen.  Das  ärzt- 
liche Diplom,  das  die  Frauen  durch  das  Be- 
stehen des  Austrittsexamens  erwerben,  ver- 
leiht ihnen  seit  1878,  wenn  auch  mit  einigen 
Einschränkungen,  das  Recht,  sowohl  all- 
gemein und  n«i  zu  praktizieren,  wie  auch 
als  Spedahstinnen  für  Frauen-  und  Kinder^ 
krankheiten  sich  niederzulassen  und  amt- 
lidbe  Stellungen  in  Schul-,  Erziehungs- 
und Wohlthäti^keitsanßtalten,  in  Hospitälem 
sowie  bei  Institutionen  der  Sittenjponzei  zu 
bekleiden.  In  Staatsämtem  gemessen  die 
weiblichen  Aerzte  seit  1898  die  gleichen 
Eechte,  insbesondere  auch  die  gleichen 
Pensionsrechte  wie  die  Männer.  Der  An- 
drang zu  dem  weiblichen  medizinischen  In- 
stitut ist  so  bedeutend,  dass  im  Jahre  1898 
von  430  Auf  nahmegesuchen  we^n  Mangel 
an  Raum  nur  190  berücksichtigt  werden 
konnten. 

In  den  zehn  Jahren  1872 — 1882  bezogen 
die  medizinischen  Frauenkurse  959  Höre- 
rinnen. Unter  796  von  ihnen,  über  die  ge- 
naue Daten  vorliegen,  gab  es  84  verheiratete 
Frauen  und  Witwen;  von  den  712  Mädchen 
heirateten  innerhalb  8  Jahren  116.  Von 
den  Eingetretenen  absolvierten  den  Kursus : 
Mädchen  37,4%,  Frauen  3Sß%  solche,  die 
während  des  Studiums  heirateten,  54,0%; 
traten  aus:  25,6%,  33,3%  und  19,8%. 

Im  Jahre  1878  wurden  ausserdem  in  St. 
Petersburg  mit  behördlicher  Genehmigung 
private  Hochschulkurse  für  Frauen  einge- 
richtet, die  1889  rein  akademischen  ChiUfak- 
ter  erhielten.  Sie  werden  von  Professoren 
der  Universität  gehalten  und  zerfaUen  in  eine 

Handwörterbuch  der  StaatswissexiBchaften.    Zweite 


mathematisch-naturwissenschaftliche  und  eine 
historisch-philologische  Abteilung.  In  erster 
Linie  dienen  sie  zwar  allgemeinen  Bildungs- 
zwecken, daneben  aber  auch  der  Ausbildung 
von  Gymnasiallehrerinnen.  Dem  von  Peters- 
burg gegebenen  Beispiele  folgten  Moskau, 
Kasan  und  Kiew,  während  die  Universitäten 
nach  wie  vor  den  Frauen  verschlossen 
blieben.  Im  Schuljahr  1898/99  wurden  (üe 
Petersburger  Kurse  von  960  Studierenden 
im  Alter  von  19 — 32  Jahren  frequentiert. 
Von  diesen  gehörten  719  der  historisch- 
philologischen, 241  der  physiko-mathemati- 
schen  Abteilung  an.  858  entstammten  dem 
Adels-  und  Bcäuntenstande,  40  waren  ver- 
heiratet. Auch  hier  ist  der  Andrang  so 
gross,  dass  560  Meldungen  wegen  Raum- 
mangels zurückgewiesen  werden  mussten. 

Mnen  besonderen  Aufschwung  nahm 
seit  1885  das  Frauenstudium  in  Finland, 
wo  seit  1870  die  ersten  Anfänge  sidi 
entwickelt  hatten.  Im  Winter  1896/97  be- 
fanden sich  in  Helsingfors  unter  2113 
Studierenden  nicht  weniger  als  211  Frauen. 

In  England  begann  das  Frauenstudium 
zuerst  in  Cambridge  1870  Fnss  zu  &8sen, 
einige  Jahre  später  auch  in  Oxford.  Aus 
kleinen  Anfängen  entwickelten  sich  sehr 
schnell  in  diesen  beiden  alten  Universitäten 
durch  Privatmittel  eigene  Frauenoolleges  als 
Internate,  die  sich  an  die  bestehenden  üni- 
versitätseinrichtungen  anlehnten.  Gleich 
den  männlichen  Studenten  emp&ngen  die 
weiblichen  sowohl  durch  den  Besuch  der 
öffentlichen  Universitätsvorlesungen  wie 
durch  Yorlesun^n  und  Uebungen  in  den 
Colleges  Untemcht  In  den  Frauencolleges 
sind  neben  den  Universitätsdozenten  weib- 
liche Lehrkräfte  thätig.  Cambridge  besitzt 
zwei  Colleges,  Girton  College  (seit  1869) 
und  Newnham  College  (seit  1871),  Oxford 
drei :  Lady  Margaret  Hall,  SommerviUe  Hall 
(beide  seit  1879)  und  St.  Hugh's  Hall.  In 
Oxford  sind  diese  Colleges  einem  weiblichen 
Erziehungsrat  (Association  f or  the  education  of 
women)  unterstellt,  der  auch  über  die  aus- 
wärts wohnenden  Studentinnen  die  discipli- 
narische  Gewalt  ausübt  und  deren  Studien 
leitet.  Seit  1881  hat  Cambridge,  seit  1884 
teilweise  sogar  erst  seit  1886  auch  Oxford 
die  Frauen  zu  den  höheren  Schlussprüfnngen 
(Tripos-,  final  pass  Exanünations)  zugelassen. 
Sowohl  durch  ihre  gesteigerten  AnfQa:de- 
rungen  wie  durch  ihren  strengeren  fachlichen 
Charakter  sind  diese  den  Higher  Local  so- 
wie den  Pass  Exanünations,  in  denen  mehr 
der  Nachweiß  einer  gewissen  Allgemein- 
bildung verlangt  wird,  überlegen  und  haben 
sie,  in  Cambridge  wenigstens,  das  vorgängige 
Bestehen  des  akademischen  Yorexamens 
(Responsions,  little  go),  in  dem  die  klassischen 
Sprachen  einen  int^ierenden  Bestandteil 
büden,  zur  Voraussetzung.    Indessen  bleibt 
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den  Frauen  die  au  die  Schlussprüfungen 
sonst  geknüpfte  Erteilung  des  Baccalaureats 
with  Honours  versagt,  da  sie  anderenfalls 
ein  Anrecht  auf  nachfolgende  Verleihung  der 
Würde  eines  Master  of  arts  imd  damit 
auch  Sitz  und  Stimme  im  Verwaltungsrate 
der  Universität  erwürben.  Girton  College 
nimmt  ausschliesslich,  Newnham  College  vor- 
wiegend Frauen  zur  Ablegung  der  höheren 
Schlussprüfungen  (honours  students)  auf.  In 
Oxford  sind  die  gestellten  Anfowierungen 
minder  strenge,  wie  hier  auch  Frauen  zu 
den  Prüfungen  zugelassen  werden,  welche 
nicht  in  Oxford  selbst  studiert  haben. 

Was  Oxfonl  und  Cambridge  den  Frauen 
versagten  —  die  Qraduierung  — ,  ffewährte 
ihnen  seit  1878  die  allerdings  nicht  lehrende, 
sondern  nur  prüfende  Londoner  Universi- 
tät Indessen  waren  hier  mit  den  Graden 
nicht  ähnliche  Rechte  verbunden  wie  an 
jenen  ältesten  Hochschulen.  Dem  Londoner 
Beispiele  folgte  später  die  irische  Prüfungs- 
universität zu  Dublin.  Die  übrigen  —  leh- 
renden —  Universitäten  und  akademischen 
Colleges  lassen  zwar  sämtlich  die  Frauen 
zu  ihren  Yorlesungen  zu,  indessen  mangelt 
den  isolierten  Colleges  überhaupt  das  Gra- 
duierungsrecht  Die  1894  durch  Zusammen- 
fassung mehrerer  wallisischer  Colleges  neu 
gegründete  üniversity  of  Wales  zu  Aberyst- 
w^h  behandelte  von  vornherein  die  Frauen 
in  jedem  Betracht  genau  wie  die  Männer, 
80  dass  Aemter  aller  Art  von  ihnen  be- 
kleidet werden  können.  Bald  danach  be- 
schloss  die  seit  dem  17.  Jahrhundert  be- 
stehende ältere  Universität  Durham,  auch 
an  Frauen  Gi^e  zu  erteilen,  ohne  ihnen 
iedoch  irgend  welche  Anteilnahme  an  der 
Verwaltung  der  Universität  einzuräumen. 
Somit  scheint  die  1880  aus  mehreren  räum- 
lich getrennten  Colleges  gebildete  Victoria- 
imiversität  zu  Mandiester  zur  Zeit  unter  den 
jüngeren  englischen  \md  irischen  Hoch- 
schulen die  einzige  zu  sein,  welche  den 
Frauen  die  akademischen  Grade  vorenthält. 

London  besitzt  zwei  Frauencolleges, 
Westfield  College  und  Bedford  College.  Hier- 
an kommt  das  reichdotierte  Royal  Holloway 
College  in  Egham. 

Wie  die  übrigen  höheren  Examina  stehen 
den  Frauen  auch  die  medizinischen  offen, 
doch  haben  sie  nicht  überall  zu  den  medi- 
zinischen Studienanstalten  Zutritt  Ihre  Vor- 
bereitimg auf  den  ärztlichen  Beruf  empfangen 
sie  —  von  den  naturwissenschaftlichen  Vor- 
studien abgesehen  —  vorzugsweise  auf  der 
1874  eröffneten  Londoner  School  of  Medicine 
forWoraen,  der  einzigen  medizinischen  Frauen- 
hochschule, die  in  England  existiert 

Im  Jahre  1892  erhielten  die  schottischen 
Universitäten  die  Ermächtigung  zur  Auf- 
nahme von  Frauen  und  wurde  infolgedessen 
die  schon  1883  in  Glasgow  errichtete  Frauen- 


hochschule Queen  Margaret  College,  welche 
damals  ca.  300  Schülerinnen  zählte,  mit  der 
dortigen  Universität  vereinigt.  Dabei  sind 
die  Frauen  offiziell  zu  den  Graden  der  medizi- 
nischen und  der  philosophischen  Fakultät  zu- 
gelassen worden.  Auch  die  Universität 
Edinburg  verleiht  medizinische  Grade  an 
Studentinnen,  während  für  das  medizinische 
Studimn  daselbst  eine  eigene  Frauenhoch- 
schule ähnlich  wie  in  London  besteht. 

Ausser  im  engeren  Yaterlande  entfalten 
die  englischen  Aerztinnen  eine  segensreiche 
Thätigkeit  unter  der  mohammedanischen  Be- 
völkenmg  Indiens,  wo  ein  Teü  von  ihnen 
mit  eingeborenen  Kolleginnen,  deren  Zahl 
sich  auf  mehrere  Hunderte  beläuft,  in  der 
Erankenbehandlung  zusammenwirken.  Diese 
eingeborenen  Kräfte  empfangen  ihre  Aus- 
bildung in  der  Hauptsache  auf  den  seit 
1878  geöffneten  medizinischen  Hochschulea 
Indiens  selbst,  zum  kleineren  Teil  auf  eng- 
lischen Universitäten.  Im  Jahre  1893  be- 
lief sich  die  Zahl  der  durch  weibliche  Aerzte 
behandelten  Kranken  in  Indien  bereits  auf 
12500  im  Hospital  und  600000  ausserhalb. 
In  57  Frauenkliniken  imd  Frauenhospitälem 
wirkten  nicht  weniger  als  334  weibliche  Aerzte. 

Mit  der  hervorragenden  SteUung,  welche 
die  amerikanischen  Frauen  in  ihrem  Lande 
einnehmen,  steht  die  Erscheinung  in  engstem 
Zusammenhange,  dass  dort,  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  daß  weibliche  Ge- 
schlecht dem  männlichen  im  allgemeinen  an 
Bildimg  überle^n  ist.  Demgemäss  erfreut  sich 
das  Frauen  studium  dort  einer  besonders  weiten 
Verbreitung  und  Ausbildung.  Mit  wenigen 
Ausnahmen,  wie  Harvard,  Yale,  John  Hop- 
kins, Coliunbia  Üniversity  etc.^  ^währen 
sämtliche  Universitäten  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte in  jeder  Hinsicht  volle  Gleich- 
berechtigung, seitdem  Ann  Arbor  1837  hierin 
vorangegangen  war.  Aber  ehe  dies  all- 
^meiner  geschah,  vollzog  sich  die  Gründung 
isolierter  Anstalten,  unter  denen  Vassar 
College  inPoughkeepsie,  N.-Y.(1865),  WeUes- 
ley  College,  Mass.  (1875),  Smith  College  zu 
Northampton,  Mass.  (1875),  Hadcliffe  bei 
Cambridge,  Mass.  (1879)  und  Biyn  Mawr 
bei  Philadelphia  (1885)  z.  Z.  die  hervor- 
ragendsten sind.  An  den  einzelnen  hier  nam- 
hak  gemachten  Anstalten,  die  meist  Internate 
sind,  bewegt  sich  die  Zahl  der  Studierenden 
zwischen  300  und  1000.  Im  ganzen  giebt  es 
zur  Zeit  14  FrauencoUeges.  Wie  fast  das  ganze 
Universitätswesen  der  Union  so  verdanken 
auch  diese  Hochschulen  ihre  Entstehung  und 
Erhaltung    grossartigen  Privatschenkungen. 

Bryn  Mawr,  das  1896/97  nahezu  300  Schü- 
lerinnen nebst  33  Lehrern  zählte,  gewährt 
—  gleich  der  John  Hopkins-Universität  — 
höheren  Fachunterricht,  der  meistens  den 
Besitzeines  akademischen  Grades  voraussetzt. 
Die  übrigen  Anstalten  gewähren  weniger  foch- 
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liehe  als  allgemeine  Bildung  und  verleihen 
daher  nur  Grade  in  Philosophie,  Natiu'wissen- 
scliaft  und  Litteratui*.  Ein  abschliessendes 
Studium  erfordert  hier  4  Jahre,  doch  verlassen 
viele  Alumnen  die  Anstalten  bereits  nach  1 
bis  2  Jaliren,  ohne  einen  Grad  zu  erwerben. 
Eine  besondere  Stellung  nimmt  Radcliffe 
College  in  Cambridge  ein.  Hier  empfangen 
die  Frauen  in  der  Hauptsache  privaten 
Unterricht  durch  Dozenten  der  Harvard 
University,  doch  werden  sie,  trotz  ihres  Aus- 
schlusses vom  Besuch  der  Universität,  von 
dieser  auf  Grund  der  entsprechenden  Leis- 
tungen unter  die  Graduierten  aufgenonunen. 
Endlich  giebt  es  unter  den  Specialfach- 
schulen, die  übrigens  sämtlich  weibliche 
Hörer  aufnehmen,  solche,  die  ausschliesslich 
für  Frauen  errichtet  sind,  wobei  es  sich  aber 
fast  nur  um  das  medizinische  Studium 
handelt.  1896/97  zählte  man  auf  allen  Uni- 
versitäten imd  Hochschulanstalten  zusammen, 
einschliesslich  der  Fachschulen  für  Theologie, 
Rechtswissenschaft  und  Medizin,  neben 
105754  männUchen  34379  weibliche  Stu- 
denten. Von  den  letzteren  besuchten  14  842 
isolierte  Frauencolleges  (ausschliesslich  Hoch- 
schulen), doch  sind  hierbei  eine  Anzahl 
Mädchen  mitgerechnet,  die  Vorbereitungs- 
unterricht genossen.  16536  studierten  mit 
den  Männern  gemeinsam  an  Universitäten 
und  Colleges,  1094  waren  an  technischen 
Unterrichtsanstalten,  1907  bei  theologischen, 
jxiristischen  und  medizinischen  Hochschulen 
eingeschrieben.  Von  11405  bachelor-Graden 
wurden  3406  durch  Frauen  erworben.  Als 
Graduierte  widmeten  sich  der  Fortsetzung 
ihrer  Studien  an  sämtlichen  Hochschulan- 
stalten zusammen  1413  l^Yauen  neben  4919 
Männern.  Von  diesen  entfielen  483  bezw. 
4097  auf  die  Universitäten  und  Colleges. 

Da  die  amerikanischen  Universitäten  und 
Colleges,  unter  sich  sehr  verschiedenartig 
nach  Anforderungen  und  Leistimgen,  weit 
mehr  noch  als  die  englischen  schulmässigen 
Charakter  und  bis  auf  ganz  wenige  Aus- 
nahmen eine  Mittelstellung  zwischen  unseren 
Universitäten  und  Gymnasien  einnehmen,  ja 
in  ihrer  grossen  Mehrzahl  den  letzteren 
näher  stehen  als  den  ersteren,  so  lassen  sie 
sich  nicht  schlechthin  als  wissenschaftliche 
Anstalten  mit  den  westeuropäischen  Hoch- 
schulen in  Vergleich  stellen.  Die  ganz 
überwiegende  Mehrzahl  der  Frauen  sucht 
in  ihnen  eine  höhere  Allgemeinbildung,  nur 
eine  beschränkte  Anzahl  eine  wissenschaft- 
liche Berufsbildung.  Demgemäss  nimmt  in 
dem  Masse,  wie  die  Klassenstufen  höhere 
werden,  der  Bruchteil,  den  das  weibliche 
Geschlecht  unter  der  Schülerzahl  darstellt, 
ab.  (Vgl,  d.  Art  Universitäten  im  Supple- 
mentba.  H  zur  I.  Aufl.  S.  931  ff.)  Aehnlich  wie 
in  Nordamerika  gestalten  sich  die  weiblichen 
Studienverhältnisse  in  den  übrigen  Kolonial- 


ländern. So  bilden  auch  an  den  australischen 
Universitäten  unter  denjenigen,  welche  sich 
zu  den  Immatrikulationsprüfimgen  melden, 
die  Frauen  imgefähr  ein  Drittel. 

In  letzter  Zeit  sind  an  ausländischen  Hoch- 
schulen, so  in  Schweden,  in  der  Schweiz 
etc.,  vereinzelt  bereits  Frauen  mit  Erfolg  als 
akademische  Dozenten  aufgetreten. 

Die  Verbreitung  des  nicht  behufs  Erwer- 
bung einer  höheren  Allgemeinbildung,  son- 
dern zum  Zweck  der  Berufs  Vorbereitung 
betriebenen  Studiums  ist  selbstverständlich 
wesentlich  von  dem  Umfange  bedingt,  in 
welchem  die  sogenannten  gelehrten  Be- 
rufe den  Frauen  zugänglich  sind.  Soweit  diese 
Berufe  in  staatlichen  oder  kirchlichen  Amts- 
stellungen ausgeübt  werden,  wird  den  Frauen 
—  gleiche  persönliche  Fähigkeit  und  Nei- 
gung wie  bei  den  Männern  vorausgesetzt  — 
ausser  den  Beschränkimgen,  welche  aus  den 
natürlichen  Aufgaben  ihres  Geschlechts  für 
ihre  Verwendbarkeit  sich  ergeben,  stets  das 
Bedenken  hinderlich  sein,  ihnen  amÜiche 
Autoritätsgewalt  über  erwachsene  Mariner 
einzuräumen.  Es  haben  sich  daher  auch 
den  Frauen  bisher  vorzugsweise  solche  Be- 
rufszweige erschlossen,  welche  auf  den  Er- 
werb gestellt  sind  oder  nur  Autoritätsgewalt 
innerhalb  des  eigenen  Geschlechts  verleihen, 
und  auch  diese  niu:  teilweise.  In  der  Regel 
gehen  Länder  jüngerer  Kultur  in  ihren  Kon- 
zessionen an  das  weibliche  Geschlecht  weiter 
als  diejenigen  alter  Kultur.  Was  für  die 
gelehrten  Benifsarten  gilt,  findet  zum  Teil 
auch  auf  andere  höhere  Berufszweige  An- 
wendung, die  ein  eigentliches  »Studium« 
nicht  voraussetzen. 

Nächst  den  LehrsteUungen  an  höheren  Mäd- 
chenschulen ist  es  der  ärztliche,  eventuell 
auch  der  zahnärztliche  Beruf,  welcher  in 
grösserem  Umfang  dem  weiblichenGeschlechte 
zugänglich  geworden  ist.  Die  Vereinigten 
Staaten,  Grossbritannien  —  seit  1876  —  und 
Indien,  Frankreich,  Russland  und  Finland, 
die  skandinavischen  Länder,  die  Schweiz  wie 
auch  die  meisten  übrigen  ausserdeutschen 
Staaten  lassen  die  Ausübung  der  freien  ärzt- 
lichen Praxis  durch  Frauen  unbeschränkt  zu. 
Namentlich  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  die 
Zahl  der  praktizierenden  Aerztinnen  und  be- 
sonders der  Zahnärztinnen  eine  bedeutende. 
In  amtlichen  Stellungen  findet  man  sie 
meist  nur  in  Hospitälern  für  Frauen-  und 
Kinderkrankheiten.  In  Deutschland  be- 
hauptete sich  bis  vor  kurzem  ein  wider- 
spruchsvoller Zustand.  Nach  der  deutschen 
Gewerbeordnung  kann  den  Frauen  weder 
die  Ausübung  der  Heilkunde  verwehrt  noch 
auch  bei  Erfüllung  der  vorgeschriebenen 
Bedingungen  die  Approbation  verweigert 
werden.  Zugleich  aber  wurde  ihnen  bisYier, 
da  die  Approbationserteilung  an  die  Be- 
dingung   des    Studiums    an    einheimischen 
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Hochschulen  geknüpft  ist,  die  Erfüllung 
dieser  Bedingung  dadurch  unmöglich  ge- 
macht, dass  man  ihnen  die  Berechtigung 
zum  regelrechten  Studium  an  einheimischen 
Universitäten  vei-sj^e.  Die  wenigen  an  aus- 
ländischen Univeraitaten  vorgebildeten  weib- 
lichen Aerzte,  welche  dennoch  innerhalb 
Deutschlands  praktizierten,  thaten  dies  in- 
folge der  thatsächlichen  Approbationsver- 
weigerung lediglich  nach  dem  Rechte  der 
Ktupfuscher.  Danach  war  ihnen  verwehrt, 
sich  als  Aerzte  zu  bezeichnen,  amtliche 
Funktionen  zu  übernehmen  oder  rechtsgültige 
Zeugnisse  und  Atteste  auszustellen.  Diesem 
unleidlichen  Zustande  hat  jüngst  der  Bun- 
desrat durch  einen  Beschluss  vom  20.  April 
1899  ein  £nde  gemacht,  wonach  den  Frauen, 
welche  sich  zu  den  Prüfungen  für  Aerzte, 
Zahnärzte  und  Apotheker  melden^  die  Zeit, 
in  welcher  sie  nur  als  Hospitantinnen  stu- 
diert haben,  als  vorgeschriebenes  Universi- 
tätsstudium angerechnet  werden  soll.  Nun- 
mehr liegt  nur  noch  in  der  von  den  meisten 
medizinischen  Fakultäten  und  Dozenten  auf- 
recht erhaltenen  Weigerung,  Frauen,  selbst 
akademisch  voi^bildete,  zu  ihren  Vor- 
lesungen, Uebungen  und  Kliniken  zuzulassen, 
das  Hindernis  für  die  allgemeinere  Yer- 
breitung  des  medizinischen  Frauenstudiums. 
In  Oesterreich  ist  das  medizinische  Stu- 
dium einstweilen  noch  ausschliesslich  den 
Männern  vorbehalten,  obwohl  andererseits 
die  Landesregierung  von  Bosnien  und  der 
Herzegowina  im  Hinblick  auf  die  ärztlichen 
Bedürfnisse  der  zahlreichen  Mohammedane- 
rinnen in  diesen  Gebieten  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  schon  Aerztinnen  anwirbt  und 
anstellt.  Indessen  steht  die  allgemeine  Zu- 
lassung weiblicher  Aerzte  und  des  medizi- 
nischen Frauenstudiums  in  naher  Aussicht 
Das  Apothekergewerbe,  für  das  den 
Frauen  vielfach  eine  besondere  Be&higung 
zuerkannt  wird,  wird  im  Auslande  immer 
häufiger  von  Frauen  betrieben.  In  Holland 
befinden  sie  sich  zahlreich  in  den  ihnen 
allein  dort  zugänglichen  Gehüfenstellungen. 
Neben  414  männlichen  Gehilfen  zählte  man 
im  Jahre  1897  313  weibhche.  In  Belgien 
steht  bereits  eine  namhafte  Zahl  von  Apo- 
theken, darunter  einzelne  von  bedeutenderem 
Um&mge,  unter  weiblicher  Leitung.  In 
Schweaen  wurde  den  Frauen  durch  ein 
besonderes  Gesetz  die  Ausübung  des  phar- 
maceutischen  Berufs  1891  gestattet.  In 
England  belief  sich  im  Jahre  1891  die  Klasse 
der  weiblichen  chemists  —  die  chemists 
stehen  ungefähr  zwischen  unseren  Apo- 
thekern und  Droguisten  und  sind  Prüfungen 
verschiedenen  Grades  unterworfen  —  auf 
1340.  Als  Apothekerinnen  waren  im  amt- 
lichen Register  in  Grossbritannien  138 
Frauen  eingetragen,  von  denen  indessen  nur 
58  als  Besitzerinnen  oder  als  Verwalterinnen, 


Gehilfinnen  etc.  in  Funktion  waren.  Zahl- 
reich sind  die  weiblichen  Apotheker  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Ihr 
Verein  zählt  über  500  aktive  Mitglieder.  In 
Deutschland  feliien  Apothekerinnen  zur  Zeit 
noch  fast  gänzlich,  doch  hat  das  Berliner 
Krankenhaus  Bethanien  vor  einigen  Jahren 
einige  Schwestern  ausbilden  lassen,  die  nach 
abgelegtem  £xamen  das  Recht  eriiielten, 
selbständig  in  der  Apotheke  des  Kranken- 
hauses thätig  zu  sein.  Durch  den  oben  ge- 
nannten Bundesratsbeschluss  indessen  ist 
den  Frauen  die  pharmaceutische  Laufbahn 
allgemein  erschlossen  worden.  Sie  bietet 
ihnen  eine  um  so  grössere  Aussicht,  als  das 
Fachstudium  die  Maturität  nicht  zur  Vor- 
aussetzung hat. 

Zur  Ausübung  der  Advokatur  haben 
bisher  nur  einzelne  Staaten  die  Frauen  zuge- 
lassen. Auch  hier  steht  die  nordamerika- 
nische Union  durchaus  in  erster  Linie.  Seit 
dem  Jahre  1869,  in  welchem  zum  ersten 
Male,  und  zwar  vor  dem  obersten  Gerichte 
des  Staates  Jowa,  einer  Frau,  Miss  Arabella 
A.  Mansfield,  zu  plädieren  gestattet  wurde, 
haben  nach  und  nach^  den  Columbiadistrikt 
ungerechnet,  32  Staaten  bezw.  Territorieo, 
zum  grösseren  Teil  (21)  durch  freie  Aus- 
legiing  der  geltenden  Bestimmungen,  zum 
kleineren  Teüe  (11)  mittelst  besonderer  (be- 
setze, den  Frauen  die  Advokatur  freigaben« 
Die  übrigen  15  Staaten  und  Territorien 
haben  bisher  nur  deshalb  nicht  Stellung 
zu  der  Frage  genommen,  da  mangels  weib- 
licher Bewerber  die  Veranlassung  dazu  fehlte. 
Kraft  Unionsgesetzes  vom  15.  Februar  1879 
erwirbt  sogar  jede  Frau,  wenn  sie  drei  Jahre 
lang  am  höchsten  Gericht  ihres  Heimats- 
staates  plädiert  hat  und  im  übrigen  ihre 
persönlichen  Qualifikationen  befriedigen, 
das  Recht,  beim  obersten  Bundesgetichtäiof 
zu  praktizieren.  Dieses  Recht  ist  für  die 
SteUimg  des  weiblichen  Geschlechtes  von 
besonders  hoher  Bedeutung,  weil  das  Bun- 
desobergericht nicht  nur  die  höchste  Instanz 
der  ganzen  Civilgerichtsbarkeit  bildet,  sondern 
auch  mit  den  wichtigsten  verfeissungsrecht^ 
liehen  Entscheidimgen  betraut  ist  Im  Jahre 
1880  gab  es  ausser  64062  männlichen  Ad- 
vokaten 75  weibliche,  1890  war  diese  Ziffer 
auf  89422  und  208  gestiegen.  Dazu  kommt 
noch  eine  Anzahl  weiblicher  Notare.  Im 
Jahre  1897  zählte  man  sogar  schon  275  weib- 
liche Rechtsanwälte.  Elf  von  diesen  waren 
beim  Bundesgerichtshof  zugelassen.  Von 
den  72  Juristenschulen^  welche  im  Jahre  1896 
in  der  Union  bestanden,  hatten  nur  24  unter 
ihren  Studenten  Frauen  aufzuweisen.  Auf 
diese  24  Anstalten  verteilten  sich  65  weib- 
liche Hörer.  Die  Zahl  der  männlichen 
Hörer  belief  sich  dem  g^nüber  im  ge- 
samten Unionsgebiet  auf  8950.  Von  den 
praktizierenden    weiblichen   Advokaten    ist 
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nur  eine  geringe  Anzahl  vollbeschäftigt.  Die 
Praxis  der  grossen  Mehrzahl  ist  unbeoeutend. 
1893  wurde  eine  National  League  of  AVomen 
lawyers  gegründet 

Von  den  eim)päischen  Staaten  haben  bis- 
her nur  Schweden  (G.  v.  1879),  Finland 
\md  Rumänien,  von  aussereuropäischen  Län- 
dern neben  der  nordamerikanischen  Union 
Indien,  Canada  (G.  v.  1892)  und  Neuseeland 
(G.  V.  1896),  Mexico,  Chile  und  Hawaii  die 
weibliche  Advokatiu*  zugestanden.  In  der 
Schweiz,  wo  die  einheitliche  Regelung 
mangelt,  sind  nur  die  Kantone  Neuchätel 
und  Appenzell  (a.  R.),  im  Jahre  1897  auf 
Gnmd  einer  Volksabstinmiung  auch  Zürich 
dem  Beispiele  gefolgt. 

9.  Mädchengymnasien  und  höheres 
Mädchenschnlweseii.  Die  Einbürgerung 
des  Frauenstudiimas  übt  notwendigerweise 
auf  die  Gestaltung  des  höheren  Mädchen- 
unterrichts ihre  Rückwirkung  aus.  Denn  nur 
beim  Yorhandensein  allgemeiner  Veranstal- 
tungen, welche  es  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte  ermöglichen,  sich  für  die  höheren 
Studien  die  erforderliche  Vorbildung  anzueig- 
nen,vermag  das  Frauenstudium  sich  zu  einiger 
Bedeutung  und  Ausbreitung  emporzuringen. 
In  manchen  Staaten  ist  die  selbständige  £nt- 
wickelung  der  höheren  Mädchenschulen  von 
vornherein  eine  solche  gewesen,  dass  an  sie 
sich  gleichsam  von  selbst  imd  nachträglich 
der  Universitätsbesuch  anschloss.  In  den  meis- 
ten Staaten  jedoch  hat  erst  die  Zulassung  zu 
den  Hochschulen  und  Akademieen  oder  der 
Wunsch,  diese  Zulassung  für  die  Frauen  zu 
erringen,  dazu  geführt,  die  für  das  weib- 
liche Geschlecht  bestehenden  Mittelschul- 
anstalten mit  oder  ohne  Hilfe  des  Staates 
soweit  zu  heben  oder  zu  ergänzen,  als  nötig 
war,  um  den  Mädchen  eine  derjenigen  der 
Knaben  gleichwertige  Vorbildung  zu  ver- 
schaffen. 

Das  höhere  Mädchenschulwesen  darf 
jedoch  nicht  lediglich  nach  seiner  Bedeu- 
tung für  die  akademische  Vorbildung  be- 
wertet noch  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
Möglichkeit  nachfolgender  Studien  gestaltet 
werden.  Da  solche  Studien  auch  im  güns- 
tigsten Falle  inamer  nur  von  einer  beschränkten 
Anzahl  ergriffen  werden  können,  muss  das 
Bildungsbedürfnis  der  Nichtstudierenden  bei 
aUen  Organisationsfragen  im  Vordergrunde 
stehen.  Dieses  Bildungsbedürfnis  hat  sich 
in  Art  und  Richtung  bei  den  Frauen  der 
mittleren  und  höheren  Klassen  wesentlich 
verändert  Demgemäss  muss  die  Mädchen- 
bildung den  jetzigen  höheren  Auffassungen 
von  der  Mission  der  Frau,  mithin  sowohl 
dem  allgemeinen  Büdungsideal  der  Gegen- 
wart wie  auch  dem  modernen  Berufsleben 
der  Frauen  und  den  an  diese  herantretenden 
sozialen  Aufgaben  möglichst  Rechnung  zu 
tragen   suchen.     In  manchen  Staaten   sind 


die  erfoinierlichen  diu*chgreifenden  Reformen 
unter  Berücksichtigimg  der  besonderen  natio- 
nalen Verhältnisse  bereits  ausgeführt  wor- 
den, in  anderen  sind  sie  in  der  Ausführung 
begriffen  oder  doch  wenigstens  angebahnt. 
Leider  zählt  Deutschland  zu  denjenigen 
Ländern,  welche  sich  der  Notwendigkeit  einer 
planmässigen  Reform  am  längsten  entzogen 
haben. 

Verhältnismässig  am  höchsten  ent- 
wickelt ist  das  Mädchenschulwesen  — 
wenigstens  zum  Teü  —  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Es  beruht  dies  auf  der  bevor- 
zugten gesellschaftlichen  Stellung,  die  hier 
die  Frauen  zu  Trägerinnen  der  höheren 
geistigen  Interessen  macht.  Während  der 
Mann  möglichst  frühzeitig  die  Schule  zu 
verlassen  pflegt,  imi  sich  ganz  dem  Erwerbs- 
leben zu  widmen,  setzen  die  Mädchen  der 
sogenannten  besseren  Stände  ihre  geistige 
Schulbildung  meist  bis  zum  19.  Jahre  und 
länger  fort.  Abgesehen  von  den  östlichen 
Staaten,  in  welchen  die  private  Mädchen- 
schule eine  grössere  Rolle  spielt,  werden  in 
der  Regel  auch  in  den  High  schools,  die 
ihre  Zöglinge  erst  nach  Vollendung  des  14. 
oder  15.  Jahres  aufnehmen,  ebenso  wie  all- 
gemein in  den  Elementarschulen  (Kinder 
vom  6. — 9.  Jahr)  und  in  den  grammar  schools 
(bis  zum  14.  oder  15.  Jahr)  beide  Ge- 
schlechter gemeinsam  unterrichtet.  Wenn 
auch  im  übrigen  die  Lehrpläne  in  den  ein- 
zelnen Staaten  sehr  verschieden  sind,  zer- 
fallen doch  meistens  die  High  schools  in 
zwei  Abteilungen,  dieLateinlinie  und  die  Eng- 
lische Linie,  jede  mit  vierjährigem  Kurs.  Wäh- 
rend die  Englische  Linie,  für  welche  die 
meisten  Mädchen  sich  entscheiden,  der  Allge- 
meinbildung dient,  bereitet  die  Lateinlinie,  die 
gewöhnlich  Latein,  Griechisch  und  Mathe- 
matik mit  umfasst,  für  das  CoUege  vor.  In 
der  Wahl  der  Unterrichtsgegenstände  ge- 
niessen  die  Zöglinge  grosse  Freiheit.  Unter 
den  Schülern  überwiegt  das  weibliche  Ge- 
schlecht dergestalt,  dass  z.  B.  im  Jahre  1890 
14190  Mädchen,  aber  nur  7692  Knaben  in 
ihnen  den  voUen  Lehrgang  durchmachten. 
Im  ganzen  waren  im  Juni  1896  97  von 
584904  secondary  students  überhaupt 
317  615  (=  54,3%),  insbesondere  von 
409  433  Schülern  der  public  high  schools 
235988  (=  57,6^/0),  von  107  633  Schülern 
der  private  High  schools  54415  (=  50,5%), 
weiblich.  Die  privaten  Mädchenschulen  leisten 
in  der  Regel  mehr  als  die  High  schools.  Die 
Privatpensionate  bieten  fast  eine  Erziehung 
wie  die  Colleges.  Dabei  darf  nicht  vergessen 
werden,  dass  die  Colleges  und  Universitäten 
der  Masse  ihrer  Schüler  nicht  sowohl  eine 
akademische  Fach-  als  eine  höhere  Allge- 
meinbildungbieten. Reinen  Sekundär- (Mittel- 
schul-)Unterricht  genossen  ausserdem  an  den 
Universitäten  und  Colleges  46990  Zöglinge, 
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darunter  14646  (=31,17^/0)  Mädchen.  Yon 
den  Besuclierinnen  der  Frauencolleges  ge- 
hörten der  angeschlossenen  Sekundarstufe 
7040  Mädchen  an. 

In  England  nahm  seit  den  60  er 
Jahren  das  bis  dahin  sehr  darniederlie- 
gende höhere  Mädchenschulwesen  einen 
ausserordentlichen  Aufschwung.  Indessen 
ist  in  keiner  Weise  der  Staat  hieran  be- 
teiligt, vielmehr  ist  das  Errungene  ledigUch 
der  freien  Initiative  der  englischen  Frauen 
selbst  zu  verdanken.  Diese  kam  vor  allem 
in  der  1871  gebildeten  National  Union  for  the 
improvement  of  Womens  Education  und 
der  ein  Jahr  später  entstandenen  Girls  Pu- 
blic Day  School  Company  (Aktiengesell- 
schaft) sowie  auch  in  der  auf  streng  staats- 
kirchlichem Boden  stehenden  Chiuxjh  schools 
Company  zum  Ausdruck.  Alle  diese  Vereine 
verfolgen  den  Zweck,  »Schulen  zu  gründen 
und  zu  unterhalten,  in  welchen  den  Mädchen 
dieselbe  gesunde  und  gründliche  Bildung 
zu  teil  werden  soll  wie  den  Knaben  in 
den  besten  Gymnasien«.  In  diesen  Schulen 
haben,  abgesehen  von  den  nationalen 
Fächern,  die  Schülerinnen,  die  vor  dem  18. 
oder  19.  Lebensjahre  die  Schule  nicht  zu 
verlassen  pflegen,  unter  den  ünterrichts- 
zweigen  freie  Walil,  und  da  zu  den  Lehr- 
fächern auch  das  Lateinische,  bisweilen  auch 
das  Griechische  gehört,  ist  es  ihnen  er- 
möglicht, sich  für  das  üniversitätsvorexamen 
vorzubereiten.  Während  man  1864  nicht 
mehr  als  12  Stiftungsschulen  für  Mädchen 
zählte,  gab  es  1894  einige  80  Mädchen- 
schulen, die  sich  alle  beeifem,  den  Anforde- 
rungen des  Gesetzes  für  die  Stiftungsschulen 
vom  Jahre  1869  zu  entsprechen,  um  die 
vorgesehenen  Unterstützungen  zu  erhalten. 
Die  weiblichen  Lehrkräfte  —  Männer  unter- 
richten nur  ausnahmsweise  —  und  die  Lehr- 
methoden sind  vielfach  den  männlichen  Lehr- 
kräften und  den  Unterrichtsmethoden  in  den 
höheren  Knabenschulen  überlegen.  Die  Uni- 
versität Cambridge  richtete  pädagogische 
Kurse  für  Lehrerinnen  ein  und  sdiuf  ein 
Lehrerinnenexamen.  Die  Teachers  Training 
and  Registration  Society  sorgt  für  die  Heran- 
bildung tüchtiger  Lererinnen  für  mittlere 
und  höhere  Mädchenschulen.  Die  fach- 
wissenschaftlichen Lehrerinnen  der  oberen 
Klassen  haben  meist  akademische  Vorbil- 
dung. Von  den  akademisch  gebildeten 
Lehrerinnen  wurde  1884  die  University 
Association  of  Women  Teachers  gegründet. 
Die  Leitung  der  Mädchenschulen  liegt  aus- 
schüesslich  in  weiblichen  Händen. 

Frankreich  hat  mittelst  eines  Gesetzes 
vom  Jahre  1880,  dessen  Urheber  der  De- 
putierte Camille  S6e  ist,  ein  umfassendes, 
planmässig  organisiertes  und  auf  hoher  Stufe 
stehendes  Mädchenschulwesen  geschaffen. 
Die   mit  staatlicher  Subvention   ms  Leben 


gerufenen  neuen  Schulen,  welche  religions- 
los sind,  heissen  —  analog  den  Knabengym- 
nasien, den  lyc^es  —  lyc6es  de  filles,  die 
parallelen  städtischen  Anstalten  Colleges  de 
lilles,  doch  ist  ihr  Lelirplan  ein  anderer, 
modernerer  und  sind  sie,  im  Gegensatz  zu 
jenen,  grundsätzlich  Extemate,  die  nur  teil- 
weise mit  Internaten  verbunden  sind.  Mehr 
noch  als  bei  den  höheren  Mädchenschulen 
Deutschlands  sind  die  nationalen  Fächer  in 
den  Mittelpunkt  gestellt,  während  die  fremden 
Sprachen  etwas  zurücktreten.  Zu  den  fakul- 
tativen Fächern  der  beiden  obersten  Klassen 
zählt  u.  a.  der  lateinische  Elementarunter- 
richt. Ausserdem  umfasst  der  Lehrplan  ein- 
zelne für  den  späteren  Frauenberuf  nütz- 
liche Fächer,  z.  6.  Gesundheitslehre,  Haus- 
haltungskimde ,  Elemente  des  bürgerlichen 
Rechts  und  ganz  besonders  die  Elemente 
einer  praktischen  Ei*ziehungslehre.  An  der 
Spitze  der  Anstalten  stehen  überall  Frauen, 
und  auch  fast  der  gesamte  Unterricht  wird 
von  Frauen  gegeben,  bis  in  die  höchsten 
Klassen  hinauf.  Mit  Rücksicht  hierauf  hat 
man  den  Frauen,  welche  Lehrerinnen  werden 
woUen,  allgemein  das  Stiidium  erlaubt  und 
ihnen  den  Zutritt  zu  dem  förmlichen  Ober- 
lehrerexamen (agr^gation)  gestattet,  das 
nach  Umfang  und  Schwierigkeit,  fachmän- 
nischem Urteil  gemäss,  dem  deutschen  Ober- 
lehrerexamen mindestens  gleichsteht.  Die 
Lyceen  —  1896  zählte  man  nur  32  lycees 
und  27  Colleges  —  haben  nicht  die  Böstim- 
mimg,  das  ganze  Bedürfnis  nach  höheren 
Unterrichtsanstalten  zu  decken.  Der  weit- 
aus grössere  Teü  der  Mädchen  der  besseren 
Stände  besucht  geistliche  uud  weltliche 
Privatschulen.  Die  öffentlichen  Lyceen  dienen 
vorzugsweise  als  Musteranstalten,  die  durch 
ihre  Konkurrenz  auch  das  Niveau  der  Privat- 
schulen emporgehoben  haben.  Bezweckt 
wird  nicht  eine  Vorbereitung  auf  gelehrte 
Berufe,  sondern  lediglich  Vermittelung  höherer 
Allgemeinbildung. 

Die  skandinavischen  Länder  ha- 
ben im  gesamtenUnterrichts-  und  Erziehungs- 
wesen die  Gleichberechtigung  der  Frauen 
mit  den  Männern  völlig  durchgeführt  In 
Norwegen  sind  die  meisten  kommunalen 
und  einige  staatliche  Mittelschulen  seit  1884 
auch  den  Mädchen  zugänglich.  Neben  den 
Mittelschulen  giebt  es  private  Mädchenschulen 
mit  gleichem  Lehrgang.  Besondere  Mädchen- 
gymnasien giebt  es  nicht,  wohl  aber  ist  den 
Mädchen  nach  Absolvierung  der  Mittel-  bezw. 
Mädchenschule,  die  mit  dem  18.  Jahre  zu 
erfolgen  pflegt,  der  Uebertritt  zu  den  be- 
stehenden Gynanasien  gestattet,  wobei  sie 
zwischen  Englisch  und  Latein  zu  wählen 
haben.  Die  Absolvierung  der  drei  G^innasial- 
klassen  berechtigt  zum  Abiturientenexamen, 
das  von  den  Mädchen  ziemlich  all^mein 
abgelegt  wird.     Für   die   Zukunft    ist   die 
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Ausmerzung  der  klassischen  Sprachen  ifür 
beide  Geschlechter  in  Aussicht  genommen. 
In  Schweden  liegen  die  Verhältnisse  ähn- 
lich wie  in  Norwegen.  An  die  grösseren  unter 
den  höheren  Elementarschulen  für  Mädchen 
schJiessen  sich  dreijährige  Fortbildungskurse 
mit  einer  Real-  und  einer  Sprachabteilung, 
die  für  die  Universität  oder  das  höhere 
Lehrerinnenseminar  vorbereiten.  Fünf  höhere 
Mädchenschulen  haben  die  Berechtigimg 
zur  Reifeprüfung  für  die  Universität.  Eine 
Anzahl  der  höheren  Schulen  ist  für  beide 
Geschlechter  bestimmt,  darunter  eine  mit 
Abiturientenberechtigung.  In  Norwegen  wie 
in  Schweden  ist  danach  die  Vermittelung  der 
Allgemeinbildung  mit  der  Benifsvorbereitung 
aufs  innigste  verschmolzen.  Es  ist  in  beiden 
Ländern  durchaus  Regel,  dass  auch  die 
Mädchen  nach  dem  Verlassen  der  Schule 
einen  Benif  ergreifen,  den  sie  dann  meistens 
bei  nachfolgender  Verheiratung  wieder  auf- 
geben. Wie  zu  allen  Studien,  so  werden  sie 
auch  zu  allen  Prüfungen  zugelassen.  In 
Dänemark  sind  einige  höhere  Enaben- 
schiden  auch  den  Mädchen  geöffnet.  Ausser- 
dem sind  an  die  höhere  Mädchenschule  in 
Kopenhagen  zwei  Vorbereitungsklassen  für 
die  Reifeprüfung  angeschlossen. 

Russland  besitzt  ausser  den  nur  adligen 
und  Beamtentöchtem  zugänglichen  34  In- 
stituten der  Kaiserin  Maria  und  59  Eparchial- 
schulen,  die  für  die  Töchter  von  Geistlichen 
und  Kirchendienern  bestimmt  sind,  seit  1870 
allgemein  zugängliche öf fentUcheMädchen- 
gymnasien  mit  siebenjährigem  Kursus,  an  den 
sich  bisweilen  noch  ein  pädagogisch-prak- 
tischer Kursus  füi'  angehende  Lehrerinnen 
anschliesst.  Unter  fakultativen  Fächern  ist 
Lateinisch  und  Griechisch  vertreten.  Die 
Zahl  der  Gymnasien  und  Progymnasien 
betrug  im  Jahr  1892  nicht  weniger  als  342 
mit  65529  Schülerinnen. 

In  Finland  sind  sämtliche  7  Gym- 
nasien den  Mädchen  zugänglich  und  ist  auf 
diesen  das  weibliche  Geschlecht  ebenso  stark 
vertreten  wie  das  männliche,  obwohl  auch 
11  staatliche  höhere  Mädchenschulen  jenem 
zur  Verfügung  stehen.  In  Holland  ailrf en 
die  meisten  mittleren  Knabenschulen  auch 
von  Mädchen  besucht  werden.  Die  Knaben- 
gymnasien sind  diesen  seit  1871  geöffnet, 
ausgenommen  die  Gymnasien  in  den  ka- 
tholischen Provinzen.  Wie  in  diesen  Staaten 
sind  auch  in  Italien  und  in  Portugal 
den  Frauen  grundsätzlich  dieselben  Bildungs- 
möglichkeiten eingeräumt  wie  dein  Männern, 
doch  suchen  in  Italien  nur  die  Töchter 
ärmerer  Fsunilien  eine  höhere  Bildung  auf 
öffentlichen  Schulen,  meistens  xun  Leh- 
rerinnen zu  werden.  Alle  wohlhabenderen 
Mädchen  erhalten  nach  wie  vor  klösterliche 
Erziehung.  In  Portugal  besuchten  im  Jahre 
1890   fast  4000  Mädchen   höhere  Knaben- 


schulen. Im  Jahr  1897  waren  die  G3^mna8ien 
nur  von  796,  die  Lyceen  sogar  nur  von  99 
Mädchen  besucht.  Seit  Ostern  1891  besitzt 
Rom  ein  staatliches  Mädchengymnasium. 
In  der  Schweiz  haben  nur  einzelne  Kantone 
den  Mädchen  Zutritt  zu  den  Knabengym- 
nasien gewährt.  An  der  höheren  Töchtei^ 
schule  der  Stadt  Zürich  ist  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  eine  besondere  Gymnasial- 
abteilung eingerichtet,  welche  bereits  eine 
erhebliche  Zanl  von  Schülerinnen  mit  dem 
Reifezeugnis  entlassen  hat. 

In  Deutschland  sind,  um  den  Frauen 
die  volle  Bei-echtigung  ziu*  Absolvierung 
regelrechter  Universitätsstudien  zu  erringen, 
in  jüngster  Zeit  verschiedene  Veranstaltungen 
ins  Leben  gerufen,  die  bestimmt  sind,  den 
Frauen  den  Erwerb  klassischer  Gymnasial- 
bildimg zu  erleichtern.  Nicht  sowohl  die 
Ueberzeugung,  dass  diese  Vorbildung  im- 
bedingt die  beste  sei,  die  man  den  Frauen 
für  spätere  Fachstudien  mitgeben  könnte, 
war  hierbei  massgebend  als  vielmehr  die 
Erwägung,  dass  nur  auf  diesem  Wege  der 
Einwand  ungenügender  Vorbereitung,  wie 
er  gegen  die  Fordenmg  uneingeschränkter 
Studienberechtigung  für  die  Frauen  erhoben 
wird,  entkräftet  zu  werden  vermöchte.  Am 
12.  Oktober  1893  wurden  in  Berlin  die  ersten 
Gymnasialkurse  unter  der  Leitung  von 
Fräulein  Helene  Lange  mit  13VoIlschülerinnen 
eröffnet.  Sie  sind  hervorgegangen  aus  den 
seit  Michaelis  1889  dort  eingerichteten  Real- 
kursen, die  unter  ihre  ünterrichtsfädier 
das  Latein  aufgenonmien  und  ähnlichen 
Veranstaltungen  anderer  Städte,  z.  B. 
Danzigs,  zum  Vorbild  gedient  hatten.  Die 
Dauer  der  Berliner  Gymnasialkurse  ist  auf 
3  bis  4  Jahre  berechnet.  Zur  Aufnahme 
werden  nur  Schülerinnen  zugelassen,  die 
das  16.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  in 
einer  Aufnahmeprüfung  diejenigen  Kennt- 
nisse nachweisen,  die  programmmässig  in 
einer  voU  ausgestalteten  höheren  Mädcnen- 
schule  erworben  werden  können.  Neben  den 
VoUschülerinnen  werden  Schülerinnen  für 
einzelne  Kurse  angenommen.  Zu  Ostern 
1896  entliessen  die  Kurse  die  ersten  6 
Abiturienten,  welche  die  Prüfung  an  einem 
Berliner  Knabengymnasium  bestanden. 

Ein  anderes  System  vertritt  die  vom  Ver- 
ein »Frauenbildungsreform«  am  16.  Oktober 
1893  in  Karlsruhe  eröffnete,  im  Jahre  1898 
in  städtische  Verwaltung  übernommene  nnd 
der  dortigen  höheren  Mädchenschule  an- 
gegliederte Anstalt.  Nach  Absolvierung  der 
fünften  Klasse  dieser  Mädchenschule  tritt 
eine  Klassengabelung  ein.  Für  die  in  die 
Gymnasialabteilung  Uebertretenden  beginnt 
hier  schon  der  klassische  Unterricht  und 
dauert  sechs  Jahre.  Dieses  System  ver- 
meidet die  technischen  Schwierigkeiten, 
welche  dem  ersteren  anhaften,  nöt^  aber 
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die  jungen  Mädchen  schon  früh,  sich  über 
den  zu  wählenden  Lehrgang  zu  entscheiden. 
Auch  hier  waren  die  erzielten  Erfolge  bis- 
her günstige. 

Die  gegebenen  Beispiele  haben  alsbald 
Anstoss  zu  weiterem  Anstaltsgründungen 
solcher  Art  gegeben.  In  Leipzig  (April  1894), 
in  Bremen  (Okt.  1897)  und  m  Königsberg 
(Okt.  1897)  sind  Privatkurse  nach  dem  Ber- 
liner, in  Hannover  (April  1899)  nact  dem 
Karlsruher  System  eröffnet  worden.  In 
anderen  Orten,  so  in  München,  Köln,  Stutt- 
gart, ist  die  Begründung  weiterer  Kurse 
nach  dem  einen  oder  dem  anderen  System 
im  Werke.  In  Breslau  beabsichtige  1898  der 
Magistrat,  eine  der  beiden  städtischen  Mäd- 
chenschulen in  ein  Gvmnasium  zu  ver- 
wandeln.  Nachdem  jedoch  diesem  Plane  von 
Seiten  des  preussischen  Kultusministeriums 
die  Genehmigimg  verweigert  worden  ist, 
hat  der  Magistrat  sich  für  die  Annahme  des 
Berliner  Svstems  entschieden  und  werden 
hiernach  gestaltete  Kurse  zu  Ostern  1900 
beginnen.  Sollte  in  nächster  Zeit  in 
Deutschland  die  Zulassung  der  Keal- 
gymnasialabiturienten  zum  medizinischen 
Studium  und  Benif  beschlossen  werden, 
so  würde  dies  wohl  alsbald  die  Um- 
wandlung der  bisherigen  humanistischen 
Öymnasialkurse  in  Realgymnasialkurse  nach 
sich  ziehen,  die  sich  an  den  modernen  Unter- 
richtsgang der  Mädchenschulen  viel  leichter 
anschnessen  liessen. 

Früher  noch  als  in  Deutschland  hat  man 
in  Oesterreich  die  ei-sten  Schritte  unter- 
nommen, um  den  jungen  Mädchen  die  Er- 
werbung klassischer  Bildung  zu  ermög- 
lichen. Am  10.  X.  1892  begann  die  Wiener 
Lateinschule  ihre  Wirksamkeit  mit  28 
Schülerinnen.  Ihr  Lehrplan  umfasst  wie 
am  Karlsruher  Gymnasium  6  Jahre.  Die 
Aufnahme  ist  bedingt  durch  den  Nachweis 
derEn'eichung  des  den  österreichischen  Mäd- 
chenbürgerschulen vorgeschriebenen  Lehr- 
zieles. In  Prag  hatte  der  Frauenverein 
»Minerva«  sogar  schon  im  Jahre  1887  eine 
völlig  nach  dem  Muster  der  Knabengym- 
nasien eingerichtete  Anstalt  begründet.  1897 
wurde  eine  gymnasiale  Mädchenschule  in 
Krakau,  1899  eine  solche  in  Lemberg 
eröffnet.  In  Ungarn  begann  zu  Buda- 
pest im  Herbst  1896  das  erste  und 
bis  jetzt  einzige  Mädchengymnasium  seine 
Wirksamkeit,  doch  soll  auch,  wenn  raehrerfe 
Zöglinge  sich  melden,  in  den  höheren 
Mädchenschulen  die  Errichtung  lateinischen 
Unterrichts  gestattet  werden. 

Wenn  nun  auch  in  Deutschland  und 
Oesterreich  die  meisten  Mädchen  die  Gym- 
nasialkurse zu  dem  Zwecke  besuchen,  um 
kraft  dieser  Vorbildung  zu  gewissen 
höheren  Berufen  zu  gelangen,  so  treten 
andere   in  dieselben  ein,  lediglieh  um  eine 


höhere  und  umfassendere  Allgemeinbildung 
zu  erwerben.  Ebenso,  ja  in  noch  grösserem 
Umfange  als  sie,  werden  die  Lehrerinne n- 
seminarien,  welche  in  anderen  Ländern, 
in  Frankreich,  England  etc.,  fast  ausschliess- 
lich als  Berufsschulen  dienen,  bei  uns  zu- 
gleich als  allgemeine  und  höhere  Bildungs-^ 
anstalten  benutzt.  Zu  solchen  eignen  si^ 
sich  um  so  mehr,  als  in  ihnen  die  Studien, 
der  höheren  Mädchenschule  ihre  organische 
Fortsetzung  finden  und  die  hinzutretende 
Erziehungslehre  nicht  nur  für  Lehrerinnen, 
sondern  auch  für  die  späteren  Hausfrauen 
imd  Mütter  von  hohem  Werte  ist  Der 
Lehrgang  umfasst  in  der  Regel  drei  Jahres- 
kurse, nach  deren  Beendigung  von  den 
Schülerinnen  das  allgemeine  Lehrerinnen- 
examen entweder  für  Volksschulen  oder 
für  die  mittlere  und  höhere  Mädchen- 
schule abgelegt  wird. 

Einen  deutlichen  Beweis  dafür,  in  ^^e 
hohem  Grade  bei  uns  die  Interessen  des 
weiblichen  Geschlechts  denjenigen  des  männ- 
lichen gegenüber  vom  Staate  zurückgesetzt 
werden,  liefert  das  Lehrerbildungswesen.  Im 
ganzen  Deutschen  Reich  gab  es  1895/96 
neben  180  staatlichen  Seminarien  für 
Lehrer  niu*  24  für  Lenrerinnen.  Im  üb- 
rigen waren  die  Lehrerinnen  für  ihre  Aus- 
bildung auf  42  städtische  und  50  private 
Anstalten  angewiesen  sowie  auf  rrivat- 
seminare,  welche  unter  der  Leitung  von 
Direktoren  städtischer  höherer  Mädchen- 
schulen standen.  Und  während  die  deut- 
schen Regierungen  für  die  Internate  der 
Lehrerseminare,  welche  allein  in  Preussen 
im  Jahre  1895  6370  Interne  neben  4900 
Externen  zählten,  gewaltige  Summen  auf- 
wandten, gab  es  im  ganzen  Deutschland  nur 
7  Lehrerinnenseminare,  die  ganz  oder  teil- 
weise Internate  waren.  Nur  17  unter  den 
vorhin  erwälinten  Seminarien  existieren  für 
sich  allein,  alle  übrigen  sind  mit  höheren 
Mädchenschulen  verbunden,  so  dass  die 
Leiter  ihre  Kräfte  zwischen  Schule  und 
Seminar  zu  teilen  genötigt  sind.  So  un- 
erwünscht einerseits  dieser  Zustand  ist,  so 
bietet  er  andererseits  den  Vorteil,  dass  in- 
folgedessen die  späteren  Erzieherinnen  mög- 
lichst früh  in  die  besten  Lehranstalten  ein- 
treten. Hierauf  beniht  die  Erscheinung, 
dass  der  Bildungspad  der  deutschen  Lehre- 
rinnen durchschnittlich  ein  sehr  hoher  ist 
und  dass  zugleich  die  Seminarien  in  so 
grossem  Um&ng  als  höhere  allgemeine 
Fortbildungsanstalten  benutzt  werden.  In 
manchen  grösseren  Städten  geht  durch- 
schnittlich die  Hälfte  oder  ein  Drittel  der 
Schülerinnen  der  obersten  Klasse  der  höheren 
Mädchenschulen  in  die  anschliessende  Lehre- 
rinnenbildungsanstait  über.  Das  Niveau  der 
Seminare  ist  ein  verschiedenes,  wie  sie 
denn  auch  bald  nur  für  VolksschuUehrerinnen, 
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bald  nur  für  Lehrerinnen  an  mittleren  und 
höheren  Schulen,  meistens  aber  für  beide 
Kategorieen  gemeinsam  bestimmt  sind.  Dem- 
gemäss  rekrutierten  sie  sich  aus  den  ver- 
schiedensten Ständen.  Die  Mehrzahl  sind 
Bildungsanstalten  für  die  Töchter  von 
Beamten,  Kaufleuten,  Lehrern  und  Geist- 
lichen. Wie  die  Lehrpläne,  so  sind  auch  die 
Prüfungsordnungen  in  den  einzelnen  Staaten 
sehr  verschieden. 

Durch  Erlass  vom  31.  Mai  1894  hat  der 
preussische  Kultusminister  in  Verbindung 
mit  der  Neuordnung  der  Verhältnisse  in 
den  Mädchenschulen  eine  erweiterte  Ver- 
wendung von  Oberlehrerinnen  ange- 
ordnet und  zugleich  eine  besondere  Ober- 
lehrerinnenprüfung  eingerichtet ,  während 
im  unterschiede  von  Oesterreich  die  Zu- 
lassung zum  Gymnasiallehrerexamen  den 
Frauen  nach  wie  vor  verwehrt  bleibt.  Vor 
allem  soll  danach  an  jeder  Öffentlichen  höhe- 
ren Mädchenschule,  welche  nicht  etwa  unter 
Leitung  einer  Direktorin  steht,  fortan  dem 
Direktor  eine  Lehrerin  als  Gehilfin  beige- 
geben werden,  die  ihn  bei  Lösung  der  er- 
ziehlichen Aufgabe  der  Anstalt  unteratützt. 
Wenigstens  für  eine  der  drei  Oberklassen 
ist  das  Ordinariat  in  die  Hand  einer  Lehre- 
rin zu  legen.  Ein  weiterer  Ministerialer- 
lass  vom  Oktober  1899  betont  die  dringende 
Notwendigkeit,  während  der  Entwickelungs- 
jahre  der  Schülerinnen  den  Unterricht  über- 
haupt mehr  als  bisher  in  weibliche  Hände 
zu  legen.  Um  dies  zu  ermöglichen, 
sucht  er,  unter  voller  Anerkennung  der 
günstigen  Erfahrungen,  welche  mit  den 
Unterrichts-  und  Erziehimgsleistungen  wis- 
senschaftlich gebildeter  Oberlehrerinnen 
gemacht  wurden,  und  unter  dem  Ver- 
sprechen materieller  Unterstützung,  die 
Patronate  zur  Beurlaubung  begabter  Lehre- 
rinnen behufs  weiterer  Ausbildung  durch 
Besuch  wissenschaftlicher  Kurse  zu  ver- 
anlassen. 

In  jener  Prüfung  muss  der  wissen- 
schaftliche Betrieb  einiger  weniger,  nach 
dem  Gesichtspunkt  des  inneren  Zusammen- 
hanges kombinierter  Fächer  nachgewiesen 
wenleu.  Zugelassen  werden  als  Bewerber 
nur  solche,  die  das  gewöhnliche  Lehrerin- 
nenexamen bestanden  und  eine  fünfjährige 
praktische  Lehrthätigkeit  absolviert  haben. 
Die  Uebertragung  einer  Oberlehrerinnen- 
bezw.  Direktorinnenstelle  ist  ausserdem 
durch  die  Ablegung  des  Schulvorsteherinnen- 
examens bedingt. 

Die  Fürsorge  für  die  Prüfungsvorberei- 
tung der  Aspiranten  hat  der  Staat  zunächst 
nicht  selbst  übernommen.  Soweit  nicht 
die  Zulassung  zu  den  Universitätsvorlesun- 
gen einen  geeigneten  Ersatz  bietet,  sorgen 
hierfür  die  wissenschaftlichen  Fortbildungs- 
kurse,  wie   sie  für  Lehrerinnen  in  einigen 


Universitätsstädten  in  engem  Zusammen- 
hang mit  der  Universität  selbst  und  zwei- 
jähriger Kursdauer  zuerst  in  Göttingen 
(seit  Ostern  1893),  danach  in  Strassburg 
(seit  Oktober  1893),  Bonn  und  Königsberg 
(seit  Oktober  1895)  sowie  in  Münster 
eingerichtet  worden  sind,  in  anderen  Städten 
ebenfedls  in  Aussicht  genommen  wurden. 
Der  Unterricht  wdrd  teils  von  Uni- 
versitätsdozenten, teils  von  anderen  aka- 
demisch gebildeten  Lehrern  erteilt.  In 
Berlin  besteht  in  den  seit  1888  am 
Viktoria  -  Lyceum  eingerichteten  Fortbil- 
dungskursen für  Lehrerinnen  eine  gleich- 
artige Vorbereitimgsgelegenheit. 

Passende  Gelegenheit  zu  geistiger 
Fortbildung  im  allgemeinen  und 
in  freierer  Weise,  ohne  Rücksicht  auf 
irgend  welche  Berufsvorbereitung,  ist  den 
Frauen  in  Deutschland  bisher  nur  in 
geringem  Masse  geboten,  ein  Mangel, 
dem  durch  die  Eröffnung  der  Universi- 
täten nicht  abgeholfen  wird,  da  in 
ihrem  Unterricht  durchaus  der  fachwissen- 
schaftliche Charakter  vorwiegt.  Unter  den 
Anstalten,  welche  dieses  Bedürfnis  zu  be- 
friedigen bestimmt  sind,  steht  an  erster 
Stelle  das  schon  erwähnte,  1868  gegründete 
Viktoria-Lyoeum  in  Berlin,  dem  sich  das 
in  Leipzig  errichtete  »Lyceum  für  Damen« 
würdig  anreiht.  Beide  Institute  bieten 
Serien  zusammenhängender  allgemeinbilden- 
der Vorträge,  welche  vorzugsweise  auf  den 
Gebieten  der  Geschichte,  Litteratur,  Volks- 
wirtschaft und  Kunst  sich  bewegen.  Aehn- 
liche  Ziele  verfolgt  die  Berliner  Humboldt- 
akademie, die  zwar  nicht,  wie  die  vorge- 
nannten Anstalten,  ausschliesslich  für  Damen 
bestimmt  ist,  wohl  aber  dem  weiblichen 
Geschlecht  ebenso  offen  steht  wie  dem 
männlichen.  Etwa  zu  einem  Drittel  setzt 
sich  die  Hörerschaft  aus  Damen  der  ver- 
schiedensten Altersklassen  und  Lebensstel- 
lungen zusammen. 

Aber  alle  die  vorgenannten  länrichtun- 
gen  sind  sämtlich  niu:  für  engere  Kreise 
bestimmt  und  geeignet.  Der  weitaus  grösste 
Teil  der  Töchter  des  gebildeten  Mittelstandes 
bleibt  ausschliesslich  auf  die  höhere  Mäd- 
chenschule angew^iesen.  Diese  vermittelt 
ihnen  eine  höhere  Allgemeinbildung,  als  die 
Volksschule  sie  bietet.  Eine  Berufs- 
schulung giebt  sie  nicht  und  soU  sie  nicht 
geben,  wohl  aber  ist  es  wünschenswert,  ja 
notwendig,  dass  sie  immer  mehr  so  gestaltet 
werde,  dass  jede  weitere  Specialausbildung 
auf  der  in  ihr  gegebenen  (tnmdlage  leicht 
und  sicher  sich  aufbauen  könne.  Wie  das 
gesamte  höhere  Unterrichtswesen  ist  auch 
diese  Schulgattung  aus  der  Privatschule 
hervorgewachsen,  doch  hat  sich  in  ihr  der 
Uebergang  zur  öffentlichen  —  Staats-  oder 
Kommunä  —  Anstalt  später  imd  bisher  un- 
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vollständiger  vollzogen  als  bei  der  höheren 
Knabenschide.  Die  Gründung  der  ersten 
öffentlichen  höheren  Mädchenschulen 
f^t  noch  in  die  letzte  Zeit  des  18.  Jahrhun- 
derts. Bei  steigender  Entwickelung  erreicht 
die  Zahl  der  Gründungen  den  Höhepunkt 
in  den  70  er  und  80  er  Jahren.  In  dem 
Masse,  wie  die  Stellung  der  Frauen  in  den 
bürgerlichen  Klassen  sich  hob  und  ilir 
Bildungsbedürfnis  wuchs,  wurde  mehr  und 
mehr  die  Unzulänglichkeit  der  Privatschu- 
len erkannt  und  kam  den  öffentlichen  Ge- 
walten die  Pflicht  ziun  Bewusstsein,  den 
Mädchen  eine  Bildung  zu  sichern,  welche  zu 
derjenigen  im  richtigen  Verhältnis  stände, 
die  man  den  Knaben  zu  teil  werden  liess. 
Zur  Zeit  besitzen  fast  aUe  grösseren  und 
selbst  die  meisten  kleineren  deutschen 
Städte  derartige  öffentliche  Schulen.  Ihre 
Gesamtzahl  belauft  sich  in  ganz  Deutsch- 
land im  Jahre  1895  auf  196,  von  denen 
jedoch  vom  Staate  selbst  nur  17  unterhalten 
wmrden.  Die  übrigen  waren  städtische  An- 
stalten. In  Preussen  insbesondere  waren 
von  128  öffentlichen  Mädchenschulen  nur 
4  königlich.  In  Bayern  gab  es  2  Staats- 
anstalten. Nur  in  Anhalt  waren  alle  4 
höheren  Mädchenschulen  staatlich-  Dem 
gegenüber  waren  in  Preussen  von  den  563 
öffentlichen  höheren  Knabenschulen  mehr 
als  Vs  staatlich  und  mehr  als  ^/e  wenigs- 
tens staatlichen  Konpatronates,  im  übrigen 
Deutschland  von  412  sogar  ^/4  staatlich. 
Selbst  wenn  man  die  Zahl  der  vorhandenen 
Primaner  und  Obersekundaner  absetzt,  weü 
den  öffentlichen  Mädchenschulen  die  ent- 
sprechenden Klassenschülerinnen  fehlen,  sind 
in  Preussen  der  Knaben,  welche  öffentliche 
Schulen  höhei-er  Stufe  besuchen,  immer  noch 
3 V2  mal  so  viele  wie  Mädchen.  Der  üeber- 
schuss  von  Mädchen,  die  auf  eine  höhere 
Schulbildung  Anspruch  erheben  können,  wird 
zum  Teil  von  den  zahlreichen  Privatschulen 
aufgenommen,  von  denen  jedoch  die  meisten 
sich  kaum  tiber  das  Niveau  einer  Mittel- 
schule erheben  mit  dem  einzigen  Unter- 
schiede, dass  sie  eine  zweite  fremde  Sprache 
lehren. 

Abgesehen  von  Anhalt,  das  die  öffent>- 
lichen  Mädchenschulen  bereits  1850  den 
höheren  Knabenschulen  gleichstellte,  erhielt 
das  höhere  Mädchenschulwesen  erst  seit  den 
1870  er  Jahren  in  den  einzelnen  Staaten  eine 
gesetzliche  Ordnung.  Preussen  richtete  zwar 
1874  die  erste  Prüfungsordnung  für  Lehre- 
rinnen ein,  doch  erst  1894  ordnete  ein  Er- 
lass,  keineswegs  ein  Gesetz,  die  Verhält- 
nisse der  Mädchenschule.  Bayern  verzichtete 
bisher  überhaupt  auf  eine  Regelimg. 

Der  Typus  der  öffentlichen  höheren 
Mädchenschule  ist  jetzt  durch  die  zehnklassige 
Anstalt  dargestellt,  wenn  auch  in  Preussen 
einstweilen  noch  die  neunklassige  Anstalt  als 


gleichberechtigt  anerkannt  wird.  Seit  1872 
gehen  die  Bestrebungen  dahin,  die  äusseren 
wie  inneren  Verschiedenheiten  nicht  nur 
innerhalb  der  Einzelstaaten,  sondern  auch 
innerhalb  des  ganzen  Reiches  behufs  Er- 
zielung vollständiger  Einheitlichkeit  zu  be- 
seitigen. Die  Privatschule  kann  und  wird 
sich  beliaupten.  Doch  wird  ihr  die  Norm 
durch  die  öffentliche  Anstalt  immer  mehr 
aufgenötigt  werden,  wie  andererseits  sie  die 
letztere  vor  Erstarrung  bewahren  wird. 
Einer  grösseren  Pflege  als  bisher  bedarf 
der  naturwissenschaftliche  Unterricht  Wie 
in  der  Volksschule  ist  auch  in  der  höheren 
Mädchenschule  mehr  Raum  zu  schaffen  für 
entsprechend  vorgebildete  weibliche  Lehr- 
kräfte. Doch  bleibt  bisher  noch  die  Zahl 
der  Bewerberinnen  hinter  der  Zahl  der 
Lehrstellen  zurück  .Vor  allem  aber  sind 
qualitativ  an  die  Lehrkräfte  die  gleichen 
Anforderungen  zu  stellen  und  ihnen  die 
Reichen  Rechte  zu  ^währen  wie  in  den 
Knabenschulen,  damit  den  ünterrichtsleis- 
tungen,  bei  aller  Verschiedenheit  der  Lehr- 
pläne in  den  Knaben-  imd  den  Mädchen- 
schulen, die  Gleichwertigkeit  gewahrt 
bleibe.  Für  eine  gemeinsame  Schuler- 
ziehung beider  Geschlechter  nach  amerika- 
nischem und  skandinavischem  Muster  fehlt 
bisher  jeder  Boden,  so  vorteilhaft  sie,  na- 
mentlich in  kleineren  Orten,  sein  müsste. 

10.  Weibliche  Hilisthätigkeit  Zu 
immer  grösserer  Bedeutung  hat  sich  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts  die  Thätigkeit 
gebildeter  Frauen  im  Interesse  der  Hilfsbe- 
dürftigen aller  Art  entwickelt,  soweit 
die  zu  gewährende  Hilfe  gar  nicht  oder 
nicht  allein  auf  materielle  Unterstützung, 
sondern  nur  oder  zugleich  auf  unmittelbare 
persönliche  Fürsorge  gerichtet  war.  Inso- 
fern galt  sie  keineswegs  allein  der  Armen- 
pflege, wenn  diese  auch  vielfach  in  den 
Vordergrund  tritt,  auch  nicht  lediglich  den 
eigenen  Geschlecht^nossinnen,  sondern  kam, 
beispielsweise  als  Krankenpflege,  allen 
Klassen  und  beiden  Geschlechtem  zu  gute. 
Die  bedeutende  Entwickelung  dieser  Thätig- 
keit beruht  darauf,  dass  sie  überall,  auch  wo 
sie  als  Berufethätigkeit  geübt  wird  und  den 
HilfsÜiätigen  Unterhalt  bietet,  doch  nidit 
unter  der  Herrschaft  des  Erwerbsmotives 
steht,  sondern  von  höheren  Motiven  veran- 
lasst wird :  christlicher  Nächstenliebe,  patri- 
otischer oder  humanitärer  Aufopferung, 
Drang  zu  befriedigenderSelbstbethätigung  etc. 
Wenn  dabei  zunächst  nicht  das  Verlanen 
des  weiblichen  Geschlechts  nach  Erweite- 
rung seiner  sozialen  Wirksamkeit,  sondern 
der  Wunsch,  vorhandene  Not  zu  lindem 
imd  die  Hilfsbedürfnisse  anderer  zu  befrie- 
digen, bestimmend  war,  so  hat  dennoch  die 
zunehmende  Entfaltung  dieser  Hilfsthfttigkeit 
objektiv  an  ihrem  Teue  an  der  Lösung  der 
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Frauenfrage  mitgewirkt,  schon  zu  einer 
Zeit  und  in  Kreisen,  wo  diese  Frage  dem 
lebenden  Geschlechte  gar  nicht  oder  kaum 
zum  Bewusstsein  gekommen  war.  Denn  sie 
hat  bei  w^achsendem  Umfange  disponible 
Frauenki'aft  in  Richtungen  verwertet,  in 
denen  sie,  besonders  ausserhalb  der  eigenen 
Familie,  genügende  Verwendung  fand. 

Soweit  es  sich  um  Heranziehung  und 
Verwertung  der  in  den  oberen  und  mittle- 
ren Klassen  vorhandenen  disponiblen  Kräfte 
zum  Dienste  der  unteren  Klassen  handelt, 
wirkt  diese  Thätigkeit  an  ihrem  Teile  an 
der  Vei-söhnung  der  sozialen  Gegensätze  in 
der  Gesellschaft  mit,  insbesondere  vennögen 
die  Frauen  der  höheren  Schichten  die  Frauen 
der  unteren  in  der  Erfüllung  derjenigen 
häuslichen  Pflichten  zu  unterstützen,  die 
sie  infolge  ihrer  wirtschaftlichen  Cfeber- 
lastung  ohne  diese  Hilfe  überhaupt  oder 
voll  zu  erfüllen  nicht  im  stände  sind. 
In  das  Gebiet  der  Hüfsthätigkeit  fallen  in 
erster  Linie  Kranken-  und  Armenpflege 
im  weitesten  Sinne,  in  Anstalten,  in  den 
Häusern  der  Wohlhabenden  wie  der  Armen, 
einschliesslich  der  Irrenpfle^e  und  des  Ge- 
fangenendienstes;  ferner  Kmderpflege  und 
Kindererziehung  (Krippen,  Bewahranstalten, 
Horte,  Beaufsichtigung  von  Haltekindern), 
Fürsorge  für  jugendliche  Personen;  end- 
lich Aus-  und  Fortbildung  für  Haushalt, 
Erziehung,  Erwerbs-  und  Hilfsthätigkeit, 
dazu  Arbeitsvermittelung  und  allgemeine 
Wohlfahrtspflege.  Um  die  Hilfsthätigkeit 
zur  Entfaltung  und  Wirksamkeit  zu  bringen, 
bedarf  sie  umfassender  und  zweckmässiger 
Organisation. 

Voran  stehen  hier  die  kirchlichen 
Genossenschaften  der  katholischen 
Ordensschwestern  und  der  evangeli- 
schen Diakonissinnen.  In  DeutschJAnd 
zählten  jene  im  Jahre  1898  mehr  als  19000 
Mitglieder,  denen  nur  gegen  1000  pflegende 
Ordensbrüder  gegenüberstanden.  Den  52 
im  Kaiserswerther  Verbände  vereinigten 
Diakonissenmutterhäusem  gehörten  im  Deut- 
schen Reiche  in  demselben  Jahre  10589 
Schwestern  an.  Mit  Einschluss  der  ausser- 
halb des  Deutsclien  Reiches  befindlichen  An- 
stalten gab  es  80  solcher  Mutterhäuser  mit 
13309  Schwestern.  Alle  diese  Ordens- 
schwestern und  Diakonissinnen  arbeiten 
im  Dienste  der  Armen-,  vor  allem  aber 
der  allgemeinen  Krankenpflege,  die  sie, 
nach  ausreichender  Schulung  in  eigenen 
Krankenhäusern,  als  volle  Berufsthäti^keit 
in  Anstalten  und  Häusern  üben.  Hieran 
schliesst  sich  mannigfache  Ftbrsorge  für 
Kinder  und  junge  Mädchen.  Die  Armen- 
pflege wird  als  Gemeindepfle^e  geübt.  Bei 
beiden  Konfessionen  stehen  die  Schwestern 
unter  der  Leitung  von  Mutterhäusern,  von 
welchen   sie  in  die  verschiedenen  Arbeits- 


gebiete entsandt  werden.  Die  Schwestern 
erhalten  keine  persönliche  Vergütung.  Da- 
für übernehmen  die  Genossenschaften  ihren 
vollständigen  Unterhalt,  nehmen  sie  bei 
Krankheit  und  im  Alter  >\'ieder  bei  sich  auf 
und  bieten  ihnen  Urlaub  und  Erholung. 

Dem  vorhandenen  Bedürfnisse  vermögen 
diese  kirchlichen  Genossenschaften  allein 
weitaus  nicht  zu  genügen.  Die  strenge 
Religiosität  und  Konfessionalität  wie  auch 
die  weitgehende  Beschränkung  der  persön- 
lichen Selbstbestimmung,  denen  die  Mit- 
glieder sich  unterwerfen  müssen,  halten 
den  Zuzug  in  engen  Grenzen.  Daher  sind 
mannigfache  Organisationsversuche  anderer 
Art  mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  unter- 
nommen worden.  Hierher  gehören  die 
halb  geistlichen  Unternehmungen, 
wovon  die  vom  Johanniterorden  in  Diako- 
nißsenhäusern  ausgebildeten  Johanniterinnen 
(1897:  750)  ein  Beispiel  liefern.  Ihnen 
reihen  sich  die  weltlichen  Veran- 
stalttingen  an,  die  vorzugsweise  in  den 
Frauenvereinen  vertreten  sind,  welche  sich 
der  Ausbildung  von  Krankenpflegerinnen 
widmen.  Zu  ihnen  gehört  vor  allem  der 
—  nicht  konfessionelle  —  Vaterländische 
Frauen  verein ,  dessen  Pflegerinnen  als 
»Schwestern  vom  Roten  Kreuz«  nicht 
nur  der  allgemeinen  Krankenpflege  in  An- 
stalten und  Familien,  sondern  insbesondere 
auch  der  Gemeindepflege  berufsmässig  und 
gegen  steigende  Vergütung  dienen,  aber  mit 
weniger  weitgehenden  Dienstveipflichtun- 
gen  wie  die  Ordensschwestern  und  Diako- 
nissinnen. Die  Ausbildung,  die  in  Kranken- 
häusern, teilweise  auch  in  eigenen  Vereins- 
hospitälern erfolgt,  steht  technisch  auf  der 
höchsten  Stufe.  Die  Pflegerinnen  eines 
Vereinshospitals  bilden  eine  Schwestemge- 
meinschaft.  Der  »Verband  Deutscher  Kran- 
kenpflegeanstalten vom  Roten  Kreuz«  trifft 
gleich  den  Schwestergemeinschaften  u.  a. 
Fürsorge  für  Alter  und  Invaüdität.  1898 
gehörten  dem  Verbände  21  Anstalten  mit 
889  Schwestern  an.  Vereinzelt  treten  auch 
andere  Organisationsformen  auf,  so  eine 
staatliche  Pflegeanstalt  in  Hubertusbuig  in 
Sachsen,  streng  lokale,  einem  einzigen  Kran- 
kenhaus angeschlossene  Schwestervereine 
und  Pflegerinnenanstalten,  wie  in  Hamburg, 
landeskirchliche  Diakonissenhäuser,  wie  in 
Mecklenburg  und  Wiesbaden,  endlich  Diako- 
nissenvereine ohne  Mutterhäuser,  z.  B.  in 
Wiesbaden  etc. 

Das  Vorbild  für  die  Ausbildung  der 
Kranken-  und  Gemeindepflege  sind  vielfach 
die  Einrichtungen  Englands  gewesen.  Hier 
gründete  1835  Elisabeth  Fry  den  ersten 
Pflegerinnenverein.  Nach  diesen  Vorgängen 
entstanden  weitere  Anstalten,  unter  denen  das 
Nightingale-Institut  und  die  1876  in  Liver- 
pool gegnlndete  School  for  training  Nurses 
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die  bedeutendsten  sind.  Zu  den  von  diesen 
Anstalten  im  eigenen  Distrikt  verwendeten 
Krankenpflegerinnen  treten  sogen.  Wander- 
schwestern, die  in  anderen  Distrikten 
pflegen  und  den  üebergang  ziu*  Gemeinde- 
pflege bilden.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
auf  dem  Grebiete  der  häuslichen  Pflege,  die 
neuerdings  gegenüber  der  Hospitalpflege 
stärker  gefördert  wird,  ist  die  jüngst  in 
London  gegründete  Metropolitan  Nursing 
Association^  Die  soziale  Stellung  der 
Pflegerinnen  ist  in  England  im  allgemeinen 
eine  höhere  als  in  Deutschland,  und  es  wird 
dort  planmässig  für  die  Hebung  ihres  An- 
sehens gewirkt.  Dem  englischen  Muster  ist 
das  Berliner  Viktoriahaus  für  Krankenpflege 
nachgebildet. 

In  Deutschland  hat  man  neuerdings  eine 
Organisierung  der  Wochenpflege  unter- 
nommen. An  manchen  Orten,  so  in  Magde- 
burg, Mannheim,  Nürnberg  etc.,  werden  die 
fjelu*8chülerinnen  und  Pflegerinnen  um  ein 
Wöchnerinnen-Asyl  gesammelt,  von  dem 
aus  sie  zu  den  Pflegebedürftigen  entsendet 
werden.  In  Verbindung  hiermit  steht  die 
Hauspflege,  welche  den  Zweck  verfolgt, 
den  Haushalt  kranker  oder  abwesender 
Mütter  durch  Ersatzkräfte  führen  zu  lassen. 
In  Frankfurt  a.  M.  zuerst,  danach  auch  an 
anderen  Orten,  haben  sich  Vereine  für 
solche  »Hauspflege«  gebildet  Da  die  Leis- 
tungen der  Krankenpflege  bis  dahin  vor- 
wiegend den  Städten  zu  gute  gekommen  sind, 
obschon  sie  auch  hier  zur  Zeit  bei  weitem 
den  vorhandenen  Bedarf  nicht  zu  decken 
vermögen,  bietet  das  platte  Land  für  die  Ent- 
faltung weiblicher  Hüfsthätigkeit  das  aller- 
grösste  Feld.  Das  Hufs-  und  Pflegebedürf- 
nis ist  um  so  grösser,  als  hier  ärztliche  Hilfe 
schwerer  zu  beschaffen  und  kostspieüg  ist. 
In  einzelnen  Fällen,  so  im  Landkreis  Königs- 
berg i.  Pr.,  sowie  in  einzelnen  Teilen  von 
Württemberg,  hat  man  mit  Erfolg  Rote- 
Kreuz-Schwestern  zur  Öemeindepflege  ver- 
wendet. Da  aber  die  ländlichen  Verhältnisse 
in  den  meisten  Fällen  eine  dauernde,  un- 
unterbrochene Beschäftigimg  der  Pflegekräfte 
nicht  ermöglichen,  hat  man,  wie  in  England,  | 
so  auch  in  Deutschland  neuerdings  begonnen, 
persönlich  geeignete  Frauenkräfte  aus  der 
einheimischen  Bevölkenmg  zn  werben,  wäh- 
rend kürzerer  Frist  in  Krankenhäusern  aus- 
zubilden und  dann  als  benifsmässige  Kranken- 
imd  Hauspflegerinnen  zu  verwerten,  für  die 
jedoch  die  Gemeindepflege  nicht  den  aus- 
schliesslichen Beruf  bildet.  Ihre  Vergütung 
besteht  in  der  Regel  in  Gehalt  und  Ge- 
bühren. Sie  unterstehen  meist  der  Aufsicht 
der  Frauenvereine  und  weixlen  von  diesem 
sowie  von  den  Gemeinden  und  weiteren 
Kommunal  verbänden  unterhalten.  Als  erster 
hat  der  badische  Frauenverein  1885  die  Auf- 
gabe in  solcher  Weise  zu  lösen  imternommen, 


1889  folgte  das  Henriettenstift  in  der  Pro- 
vinz Hannover  jenem  Beispiele.  Vereinzelt 
ist  auch  anderswo  ähnliches  geschehen,  so 
durch  den  Vaterländischen  Frauenverein  im 
Kreise  Siegen. 

In  welchem  Masse  die  weitere  Ausbrei- 
tung der  Krankenpflege  auf  dem  Lande  Be- 
dürfnis ist,  erhellt  aus  folgender  Statistik: 
Unter  2150  weiblichen  Krankenpflegerinnen, 
welche  das  Grossherzogtum  Baden  im  Jahre 
1898  besass,  befanden  sich  nur  88  Land- 
krankenpflegerinnen, von  denen  aber  wiede- 
rum niu"  78  ausschliesslich  mit  Privatkranken- 
pflege beschäftigt  waren.  Von  den  1549 
Landoi-ten  (alle  Orte  mit  Ausschluss  der 
Amtsstädte)  Badens  mit  zusammen  1211095 
Bewohnern  (1895)  sind  1242  Orte  mit 
724468  Bewohnern,  d.  h.  ^/4  der  Ortschaften 
und  '^!5  sämtlicher  Landeskinder,  ohne 
jegliche  Krankenpflege. 

Einen  eigenartigen  und  anscheinend  aus- 
sichtsreichen Versuch,  alle  die  verschieden- 
artigen Zweige  weiblicher  Hilfsthätigkeit  in 
einer  einheitlichen  Organisation  zusammenzu- 
fassen und  so  auf  einen  gemeinsamen  Boden 
zu  stellen,  bedeutet  der  im  Jahr  1894  von 
Professor  Zimmer  begründete  evangelis(^he 
Diakon  ie  verein,  zuerst  in  Herbom, 
neuerdings  in  Zehlendorf  bei  Berlin  domizi- 
liert. Einerseits  soll  die  in  dem  Vereine  organi- 
sierte Liebesthätigkcit  nach  allen  Richtungen 
den  auftretenden  Bedürfnissen  nach  Hilfe 
Rechnung  tragen  unter  besonderer  Berück- 
sichtigimg derjenigen,  welche  in  der  Frauea- 
welt  selbst  hervortreten,  andrerseits  will  sie 
bewusst  und  planmässig  den  bisher  müssig 
gebliebeneu  oder  ungenügend  verwerteten 
Frauen,  vornehmlich  den  unverheirateten, 
nach  dem  Vorbilde  der  Familie  befriedi- 
genden Lebensinhalt,  Unterhalt  und  Rück- 
halt bieten.  Die  Organisierung  der  Kran- 
ken- und  Armenpflege  ist  nur  als  das 
nächste,  aber  nicht  als  das  wichtigste,  ge- 
schweige denn  das  einzige  Thätigkeitsfeld 
gedacht.  Der  Verein,  der  aus  Einzel- 
personen, Gemeinden  und  Korporationen 
sich  zusammensetzt,  bildet  eine  einge- 
tragene Genossenschaft  mit  beschränkter 
Haftpflicht,  welcher  ein  Schwestemverband 
mit  Pensions-  und  Unterstützungskasse  an- 
gegliedert ist.  Im  Gegensatz  zu  der  Mutter- 
haus-Organißation  lässt  der  Verein  der  ein- 
zelnen Schwester  volle  Freiheit  imd  Selb- 
ständigkeit, die  nur  durch  besondere  und 
freiwillige  Dienstverträge  beschränkt  werden 
darf.  In  den  Krankenhäusern,  für  welche  der 
Verein  die  Stellung  des  Pflegepersonals 
übernommen  hat,  sind  die  Schwestern  nicht 
dem  Veiein,  wie  die  Diakonissin  dem  Mutter- 
haus, sondern  der  Anstaltsdirektion  unter- 
stellt, der  sie  auch  nicht  beliebig  genommen 
werden  können.  Im  übrigen  haben  die 
Schwestern   keinerlei    dauernde  Dienstver- 
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pflichtung,  sondern  es  steht  ihnen  der  Aus- 
tritt überhaupt  wie  bei  der  einzelnen  Anstalt 
frei,  wie  es  ihnen  auch  tiberlassen  ist,  sich 
den  Zweig  ihrer  Diakoniethätigkeit  selb- 
ständig zu  wählen.  Die  Schwestern  dienen 
gegen  festes  Entgelt.  Ihre  Ausbildung  er- 
folgt unentgeltlich  in  Diakonie- Seminaren, 
welche  an  bestimmten  Krankenhäusern,  mit 
denen  der  Verein  im  Yertragsverhältnis  steht, 
—  in  Elberfeld,  Danzig,  Erfurt,  Magdeburg- 
Sudenburg,  Zeitz  und  Stettin  —  eingerichtet 
sind.  Den  Unterricht  erteilen  Lehrschwes- 
tern und  Aerzte.  Neben  der  Anstaltspflege 
will  der  Yerein  auch  die  Haus-  und  Ge- 
meindepflege organisieren.  Als  seine  wich- 
tigste Aufgabe  betrachtet  er  die  Erzie- 
hung junger  schulentlassener  Mädchen,  um 
sie  sowohl  für  Haus  und  FamUie  wie 
für  den  HUfsberuf  tüchtig  zu  machen. 
Dieser  Erziehung  dienen  Töchterheime 
(Cassel).  Sie  sind  eine  Verbindung  von  Pen- 
sionat und  Diakonieseminar  (für  Lehr- 
diakonie)  und  zerMlen  in  zwei  selbständige 
Abteilungen,  eine  Wirtschafts-  und  eine 
Lehrabteilung  (für  Erziehungslehre).  Sie 
dienen  zwar  als  Vorstufe  fibr  das  Pflege- 
rinnenseminar, zugleich  aber  allgemein  als 
Beformpensionate  für  Töchter  aus  gebildeten 
Ständen.  In  Dieringhausen  (Rheinprovinz) 
und  in  Glücksbrunn  (Thüringen)  hat  der 
Verein  Mädchenheime  gegründet,  welche 
als  Erziehungsanstalten  den  aufgenommenen 
Fabrikmädchen  dazu  verhelfen  sollen,  aus 
Arbeiterinnen  sich  zu  Ei^ntümerinnen 
emporzuarbeiten.  Der  Verem  steht  auf 
allgemein  evangelischem  Boden,  im  übrigen 
ist  er  nicht  konfessionell.  1898  zählte  er 
750  Mitglieder,  von  denen  194  in  verschieden- 
artiger Pflegethätigkeit  beschäftig  waren; 
eigentliche  Diakonieschwestem,  (fie  in  dem 
Sdiwestemverband  aufgenommen  waren,  gab 
es  erst  19. 

Neben  der  soeben  geschilderten  berufs- 
mässigen Thätigkeit  ist  eine  ausserordentlich 
ausgebreitete  und  mannigfache  freie  Thätig- 
keit zur  Entfaltimg  gekommen.  Teils  wid- 
met diese  sich  selbständig  und  ausschliess- 
lich gewissen  Aufgaben,  teils  wirkt  sie  mit 
der  berufsmässigen  zusammen,  indem  sie 
diese  beaufsichtigt  und  leitet  oder  er- 
gänzt Hier  eröffnet  sich  für  alle  diejenigen 
mehr  oder  minder  disponiblen  Frauenkräfte 
der  oberen  sozialen  Schichten,  welche  bei 
gesicherter  äusserer  Existenz  der  Erwerbs- 
thätigkeit  entraten  können  oder  gar  auf  sie 
aus  Standesrücksichten  verzichten  müssen ,  ein 
weites  Feld  erspriesslicher  Wirksamkeit  .vor- 
ausgesetzt dass  sie  sich  der  sozialen  Pflicnten 
des  Besitzes  und  der  höheren  Bildung  be- 
wusst  geworden  und  sie  mit  Ernst  zu  er- 
füUen  bestrebt  sind.  In  der  That  giebt  es  kein 
Gebiet  der  Hilfsthätigkeit  und  der  Armen- 
pflege,    das     nicht     in     kleinerem     oder 


grösserem  Umfange  Gegenstand  solcher  freien 
Liebesthätigkeit  gewoi-den  wäre.  Ceber- 
wiegend  wird  diese  von  Frauen  vereinen, 
die  bis  in  die  kleinsten  Orte  sich  verbreitet 
haben,  geübt.  In  kleineren  Orten  ruht  oft  die 
gesamte  freie  Wohlthätigkeit  in  ihren  Händen, 
zum  Teil  auch  die  öffentliche  Armenpflege. 
In  grösseren  Städten  ist  in  der  Re^l  ein 
Centralverein  vorhanden,  der  alle  m  der 
offenen  Pflege  vorkommenden  Thätigkeiten 
übt,  während  daneben  noch  Vereine  sich  ge- 
bildet haben,  welche  sich  besonderen  Einzel- 
aufgaben, so  der  Fürsorge  für  Kinder, 
Kranke^  für  gefallene  oder  gefährdete  Mäd- 
chen, Jugendschutz  etc.  widmen.  Teüs 
stehen  sie  auf  konfessionellem  Boden,  teils 
auf  rein  humanitärem.  Die  Zahl  dieser 
Vereine  ist  unbekannt,  doch  umfasst  allein 
der  Vaterländische  Frauenverein  nahezu  900 
Einzelvereine  mit  140-  bis  150000  Mit- 
gliedern. Mit  ihm  stehen  8  Landesver- 
bände der  wichtigsten  Bundesstaaten  in 
Verbindung,  von  denen  der  bedeutendste 
der  Badiscme  Frauenverein  mit  nahezu  250 
Einzelvereinen  ist. 

Zur  Ausübung  der  öffentlichen  Ar- 
menpflege sind  in  Deutschland  die  Frauen 
bisher  erst  in  bescheidenem  Umfange  heran- 
gezo^n  worden.  Ihre  Beteiligung  erscheint 
dabei  in  verschiedenen  Formen.  Nur  an  ein- 
zelnen Orten,  so  in  Cassel  und  Posen,  sind  sie 
in  die  öffentliche  Armenpflege  mit  gleichen 
Bechten  und  Pflichten  wie  die  Männer  ein- 
geordnet worden;  ähnlich  in  Colmar,  wäh- 
rend Hamburg  sie  zwar  an  der  Unter- 
suchung geeigneter  Fälle  und  an  der  Ueber- 
nähme  von  Hlegen  teilnehmen  lässt,  aber 
ihre  Teilnahme  an  den  Sitzimgen  vom  Er- 
messen des  Bezirksvorstehers  abhängig 
macht.  Eine  zweite  Gruppe  von  Orten, 
für  welche  Elberfeld  das  Vorbild  bietet 
und  zu  denen  Crefeld,  Breslau  und  Magde- 
burg zählen,  hat  dem  Frauenverein  eine  die 
öffentliche  Armenpflege  in  bestimmter  Art 
er^nzende  Thätigkeit  zugewiesen.  la  einer 
dritten  Gruppe  von  Fällen  liegt  nur  eine 
gewisse,  mehr  oder  minder  lose  Verbindung 
zwischen  der  Frauenorganisation  und  der 
öffentiichen  Pflege  durch  Mitteilung  von 
Unterstützungsflüien  etc.  vor.  Eine  grössere 
Anzahl  Städte  verwendet  die  Frauen  mittel- 
bar als  Waisenpflegerinnen.  Nachdem  der 
Verein  für  Armenpflege  und  Wohlthätig- 
keit jüngst  mit  Nachdruck  für  die  Heran- 
ziehung der  Frauen  zur  Armenpflege  einge- 
treten ist,  darf  wohl  eine  zunehmende  Ver- 
wendung weiblicher  Kräfte  auf  diesem  Ge- 
biete erwartet  werden. 

Mehr  als  in  Deutschland  haben  die  Frauen 
auf  diesem  Felde  in  England  errungen.  Seit 
dem  Jahre  1881  wirkte  die  Society  for 
promoting  of  the  return  of  qualified  women 
as  Poor  Law  guardian  mit  grossem  Erfolge 
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für  die  Vermehrung  der  weiblichen  Armen- 
pjQeger.  Nachdem  1894  die  Frauen  aus- 
nahmslos in  der  Parish  and  District  Councils 
Bill,  (Pfarrbezirks-  und  Distriktsratsorduung) 
das  passive  wie  aktive  Wahlrecht  für 
die  Öemeindeverwaltung  errungen  hatten, 
stieg  alsbald  die  Zahl  der  von  ihnen  be- 
kleideten Armenpflegestellen.  Während  diese 
vor  1894  nur  200  betrug,  erhöhte  sie  sich 
im  Jahr  1894  auf  883,  bis  zum  Jahr  1897 
auf  nahezu  1000.  In  einem  der  Bezirke 
führt  selbst  eine  Frau  den  Vorsitz.  Die 
Thätigkeit  der  Frauen  in  der  Armenpflege 
findet  allgemeine  Anerkennung,  insbesondere 
auch  auf  dem  Gebiet  der  Waisenpflege.  In 
diesem  Zweige  steht  sogar  eine  Fi-au  als 
Generalinspektor  an  der  Spitze,  was  ihr 
die  Stellung  eines  höheren  Beamten  verleiht. 
Aber  so  sehr  die  weibliche  Hilfsthätig- 
keit,  besonders  auch  in  Deutschland,  sich 
ausgebreitet  und  das  Pflegewesen  wie  die 
übrigen  Zweige  der  Wohlfahrtspflege  ge- 
fördert hat,  so  vermögen  doch  wecier  die  be- 
ru&mflssigen  noch  die  nicht  benifemässigen, 
frei  wirkenden  Kräfte  den  vorhandenen 
Bedarf  zu  decken.  Vor  allem  jedoch  ist 
es  nötig,  den  Mädchen  und  Frauen  der 
gebildeten  Stände  tieferes  Verständnis  für 
das  wirtschaftliche  und  soziale  Leben,  seine 
Bedürfnisse  und  die  geeignete  Art  ihrer 
Befriedigung  zu  erscmiessen ,  damit  sie 
die  ihrer  wartenden  Aufgaben  richtiger 
erkennen  und  in  berufsmässiger  oder  nicht 
berufsmässiger  Arbeit  erfolgreicher  zu  er- 
füllen lernen.  Die  gedeihliche  Weiterent- 
wickelung der  weiblichen  Bülfsthätigkeit 
hängt  somit  in  erster  Linie  vom  refor- 
mierenden Ausbau  des  höheren  weiblichen 
Bildungswesens  ab,  das  in  seinem  einseitig 
litterarisch-ästhetischen  Charakter  der  Er- 
gänzung durch  Aufnahme  praktischer  und 
gemeinnütziger  Lehrgegenstände  bedarf.  Es 
gUt,  die  jungen  Mädchen  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  mit  den  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Lebens  in  Staat  und  Gemeinde, 
mit  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Er- 
scheinungen der  Gegenwart,  mit  Gesund- 
heitspflege, Haushaltskunde  etc.  beizeiten 
vertraut  zu  machen,  vielleicht  teilweise 
schon  während  der  Schulzeit,  jedenfalls  aber 
nach  Beendigung  derselben  und  die  er- 
langten Kenntnisse  nach  Möglichkeit  in 
praktischer  Bethätigung  zu  befestigen  und 
zu  vervollständigen.  Die  erlangte  Einsicht 
imd  Erfahrung,  die  den  Gesichtskreis  er- 
weiterte, käme  nicht  nur  jeder  späteren 
Erwerbs-  Avie  berufsmässigen  oder  freien 
Hilfsthätigkeit  zu  gute,  sie  würde  auch  für 
diejenigen  fruchtbar  bleiben,  welche  ver- 
heiratet oder  im  verheiratet  auf  eine  Wirksam- 
keit in  der  Familie  ausschliesslich  angewiesen 
wären.  Am  umfassendsten  suchen  diesem  Be- 
dürfnis die  Bestrebungen  des  Diakonievereins 


Rechnung  zu  tragen.  Aber  auch  die  in  Berlin 
gebildeten  Mädchen-  und  Frauen- 
gruppen für  soziale  Hilfsarbeit 
wirken  in  verwandter  Richtung.  Auf  theore- 
tischen Unterricht  beschränken  sich  die  ver- 
einzelt an  höhere  Mädchenschulen  angeschlos- 
senen wahlfreienKurse  über  Nationalökonomie, 
Rechtskunde,  Erziehungslehre  etc.  England 
schuf  die  mehr  auf  praktische  Schulung  be- 
rechnete Womens  Üniversity  Settle- 
ments, jene  Klubs,  welche,  mitten  in  den  Ar- 
beiter- und  Armenvierteln  der  Grossstädte  er- 
richtet, seit  1887  auch  den  Frauen — wie  sonst 
den  Männern — in  meist  nur  einjährigem  Kurs 
auf  Grund  eigener  Anschauung  die  Kenntnis 
der  sozialen  Zustände  und  der  öffentlichen 
Armenpflege  zu  vermitteln  suchen.  Solcher 
Frauenklubs  oder  -seminariea  giebt  es  z.  Z. 
in  England  16,  davon  12  in  London. 

11.  Die  privatrechtliche  Stellung  der 
Frau.  a)  Stellung  der  Frau  nach 
dem  B.G.B.  Die  neue  H^lung,  welche 
das  im  Jahre  1896  zum  definitiven  Abschluss 
gekommene  B.G.B.  der  privatrechtlichen 
Stellung  der  Frauen  hat  angedeihen  lassen, 
hat  nicht  nur  durch  die  Yereinheitlidiung 
des  Hechtes  eine  grosse  Bedeutung,  sondern 
stellt  zweifellos  auch  einen  nicht  hoch  ge- 
nug anzuschlagenden  Fortschritt  in  der  Fort- 
entwickelung des  materiellen  Bechtes  auf 
dem  Gebiete  der  wechselseitigen  Beziehungen 
der  Geschlechter  dar.  Obwohl  der  all- 
gemeine deutsche  Frauenverein  schon  bald 
nach  seiner  Begründung  (1865)  sein  Augen- 
merk auf  die  Yerbesserung  der  Rechts- 
stellung des  weiblichen  Geschlechtes  richtete 
und  mannig^he  Erörterungen  der  im- 
befriedigenden gesetzlichen  Zustände  ver- 
anlasste, so  traten  doch  die  auf  die  Ver- 
besserung der  privatrechtlichen  Verhältnisse 
gerichteten  Bestrebungen  lange  Zeit  gegen- 
über den  Bemühungen  zur  Erweiterung  des 
weiblichen  Bildungs-  und  Erwerbslebens 
zurück  Erst  die  Veröffentlichung  des 
zweiten  Entwurfes  des  neuen  Gesetzbuchs 
entfesselte  eine  umfassende  und  lebhafte 
Äigitation,  welche  in  üeberstürzung  und 
Oberflächlichkeit  die  durch  das  neue  Gesetz- 
buch erreichten  Verbesserungen  in  der  Rechts- 
stellung der  Frauen  allzusehr  verkannte  und 
mit  ihren  eigenen  Forderungen  über  das 
Ziel  hinaus  schoss.  Bei  den  Beratungen 
des  Entwurfs  im  Reichstage  erzielte  sie  da- 
her nur  geringe  Erfolge.  Im  wesentlichen 
sind  die  Bestimmungen  des  zweiten  Entwurf 
auch  für  das  hier  in  Frage  stehende  Gebiet 
Gesetz  geworden. 

Da  die  unverheiratete  Frau,  ledig 
oder  verwitwet,  durch  die  bisherige  Ent- 
wickelimg  des  Privatrechts  bereits  fast  völlige 
Gleichberechtigung  mit  den  Männern  erlangt 
hatte,  blieb  dem  neuen  Gesetzbuch  in  dieser 
Richtung  wenig  zu   thun    übrig.    Mit   der 
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unbeschränkten  Zulassung  der  unverheira- 
teten Frauen  zur  Vormundschaft  —  dem 
einzigen  nennenswerten  Erfolge;  welchen  die 
Frauenpetitionen  dem  Entwürfe  gegenüber 
errangen,  —  beseitigte  es  den  wichtigsten 
unter  den  wenigen  Punkten,  in  denen  eine 
Gleichberechtigung  bisher  noch  nicht  all- 
gemein anerkannt  war.  Ebenso  gab  es 
allen  Frauen,  verheirateten  wie  unverhei- 
rateten, das  Recht,  als  Zeugen  bei  der  Ehe- 
schliessung und  bei  Testamentsaufnahmen  zu 
fungieren. 

Die  Hauptaufgabe,  die  dem  B.GJi.  in 
Bezug  auf  die  Frauenrechte  gestellt  war,  be- 
stand in  einer  einheitlichen  und  verbesserten 
Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  der 
verheirateten  Frauen.  Zwar  wurde 
auch  hierbei  im  allgemeinen  der  Grundsatz 
der  Gleichberechti^ng  der  Geschlechter  als 
gültig  anerkannt,  jedoch  hielten  die  Gesetz- 
geber an  der  üeberzeugung  fest,  dass  das 
Wesen  der  Ehe  und  die  natürliche  Ver- 
schiedenheit der  Stellung  von  Mann  und 
Frau  in  dieser  eine  strikte  formale  Durch- 
führung dieses  Grundsatzes  nicht  zuliessen, 
dass  vielmehr  die  Zwecke  des  Familienlebens 
mannigfache  Abweichungen  von  jenem  Grund- 
princip  nötig  machten. 

Vor  allem  erscheint  in  dem  neuen  Rechte 
die  Einrichtung  der  ehelichen  Vormundschaft 
oder  der  ehelichen  Gewalt  gänzlich  beseitigt. 
Auch  der  verheirateten  Frau  wird  voll- 
kommene Geschäftsfähigkeit  zuerkannt.  Sie 
kann  sich  somit  ebenso  selbständig  durch 
Verträge  verpflichten  wie  die  unverheiratete. 
Von  den  beiden  einzigen  Ausnahmen,  welche 
das  Gesetz  des  ehelichen  Lebens  wegen 
macht,  begreift  die  eine  solche  Fälle,  in 
welchen  eine  Frau  sich  zu  einer  von  ihr  in 
Person  zu  bewirkenden  Leistung  verpflich- 
tet. Werden  nämlich  durch  die  übernommene 
Thätigkeit  die  ehelichen  Interessen  beein- 
trächtigt, so  kann  das  Vormundschaftsgericht 
den  Mann  auf  seinen  Antrag  zur  Auflösung 
des  Vertrages  ermächtigen.  Andererseits 
kann  bei  ungegnlndetem  Widerspruch  des 
Mannes  die  Fwu,  um  eine  nachträgliche 
Auflösung  des  Vertrages  zu  vermeiden,  das 
Vormundschaftsgericht  veranlassen,  die  Zu- 
stimmung des  Mannes  durch  gerichtliche 
Verfügung  zu  ersetzen.  Von  grosser  prak- 
tischer Bedeutung  dürfte  die  erwähnte  Be- 
schränkung des  weiblichen  Selbstbestim- 
mungsrechts indessen  nicht  sein,  da  dem 
Manne  kein  wirksames  Mittel  zu  Gebote 
steht,  die  Frau  an  einer  thatsächlichen  Fort- 
setzung der  untersagten  Thätigkeit  zu  hindern, 
es  sei  denn,  dass  er  sogleich  zur  Eheschei- 
dungsklage griffe.  Die  zweite  Ausnahme 
besteht  darin,  dass  die  verheiratete  Frau 
nicht  ohne  Zustimmung  ihres  ]\Iannes  eine 
Vormundschaft  übernehmen  kann. 

Die  Verpflichtung  zur  ehelichen  Gemein- 


schaft besteht  gleichermassen  für  beide  Teile, 
soweit  nicht  die  hierher  gehörenden  An- 
sprüche des  anderen  Teils  sich  als  Äliss- 
brauch  seines  Rechtes  darstellen.  Da  aber 
in  den  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten 
die  Anerkennung  völliger  Gleichberechtigung 
bei  widersprechenden  Ansichten  der  Ehe- 
gatten eine  Entscheidung  überhaupt  un- 
möglich machen  würde,  ist  in  solchen  Fällen 
dem  Manne  das  Entscheidungsrecht  zu- 
gesprochen gemäss  dem  natürlichen  üeber- 
gewicht,  welches  er  bei  normalen  Ehe- 
verhältnissen besitzt.  Insbesondere  hat  er 
danach  Wohnort  und  Wohnung  zu  bestimmen. 
Indessen  entbindet  auch  hier  der  Rechts- 
missbrauch die  Frau  von  der  Pflicht  der 
Folgeleistung.  Dabei  ist  das  Entscheidungs- 
recht des  Mannes  streng  auf  Angelegen- 
heiten des  gemeinschaftlichen  ehe- 
lichen Lebens  beschränkt,  so  dass  die  Frau 
in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  völlig 
selbständig  bleibt. 

Die  Leitung  des  Hauswesens  ist  nicht 
nur  Pflicht,  sondern  auch  Recht  der  Frau. 
Zur  üebernahme  von  Arbeiten  im  Hauswesen 
und  im  Geschäft  des  Mannes  ist  sie  lediglich 
verpflichtet,  doch  gut  diese  Verpflichtung 
nur  mit  der  Einschränkung,  dass  eme  solche 
Thätigkeit  nach  den  Lebensverhältnissen  der 
Ehegatten  üblich  ist.  Ihrem  Recht  zur  Lei- 
tung des  Hauswesens  entsprechend  ist  — 
gemäss  der  neueren  Rechtsentwickelung  — 
der  Frau  die  sogenannte  Schlüsselgewalt  ein- 
geräumt. Kraft  ihrer  ist  sie  befugt,  inner- 
halb ihres  häuslichen  Wirkungskreises  die 
Geschäfte  des  Mannes  zu  besor^n  und  ihn 
zu  vertreten,  so  dass  der  Mann  insoweit  für 
die  von  der  Frau  eingegangenen  Verpflich- 
tungen persönlich  haftet.  Zwar  kann  dieser 
die  Schlüsselgewalt  seiner  Frau  beschränken 
oder  ganz  ausschliessen ;  missbraucht  er  je- 
doch dieses  Recht,  so  kann  das  Vormund- 
schaftsgericht die  Beschränkung  wieder  auf- 
heben. 

Auf  dem  Manne  ruht  die  Verpflichtung, 
der  Frau  den  Unterhalt  zu  gewähren,  und 
zwar  in  der  Regel  den  standesgemässen. 
Nur  wenn  die  Frau  sich  einer  Verfehlung 
schuldig  gemacht  hat,  welche  den  Mann  zur 
Scheidungsklage  berechtigen  würde,  geht 
die  Verpflichtung  nicht  weiter  als  bis  sjur 
Gewährung  des  notdürftigen  Unterhalts. 
Für  die  Frau  entsteht  die  Pflicht,  ihrem 
Manne  den  Unterhalt  zu- gewähren,  erst  dann, 
wenn  dieser  ausser  stände  ist,  sich  selbst 
zu  erhalten. 

Eine  besondere  Bedeutung  beansprucht 
die  Art,  wie  das  eheliche  Güterrecht 
geregelt  wurde.  Auf  keinem  anderen  Rechts- 
gebiete herrschte  bisher  eine  gleich  grosse 
Mannigfaltigkeit  der  Rechtsbildung,  auf 
keinem  anderen  war  daher  das  Bedürfnis 
nach  einer  nationalen  Rechtseinheit  gleich 
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dringlich  wie  hier,  doch  bestand  ein  tief- 
gehender Gegensatz  der  Anschauungen  über 
das  bei  der  Neuregelung  zu  wählende  System. 
Die  bisher  geltenden  Rechtssysteme  glie- 
derten sich  im  wesentlichen  in  vier  Haupte 
gruppen :  die  allgemeine  Gütergemeinschaft, 
die  partikulare  Gütergemeinschaft  (Errungen- 
schaftsgemeinschaft und  Fahrnisgemein- 
Schaft),  die  deutschrechtliche  Trennung  der 
Güter  ^Verwaltungsgemeinschaft  etc.)  und  das 
römische  Dotalrecht.  Im  System  der  all- 
gemeinen Gütergemeinschaft  wird 
das  Vermögen  beider  Ehegatten,  das  vor- 
handene ebenso  wie  das  später  erworbene, 
zu  einem  Gesamtgut  verounden.  Dieses 
Gesamtgut  steht  in  der  Verwaltung  des 
Mannes,  der  über  dasselbe  zu  verfügen  hat 
imd  aus  ihm  die  ehelichen  Lasten  bestreitet. 
Nach  dem  Tode  des  einen  Eh^tteu  gebührt 
dem  überlebenden  Gatten  die  Hälfte  des 
Gesamtgutes.  In  der  Fah  rnis  gemein - 
Schaft  wird  nur  das  bewegliche  Vermögen 
Gesamtgut,  während  der  unbewegliche  Be- 
sitz Sondergut  bleibt.  Das  Verwaltungsrecht 
des  Mannes  beschränkt  sich  indessen  hier 
nicht  auf  das  Gesanxtgut,  sondern  ergreift 
auch  das  von  der  üVau  eingebrachte  un- 
bewegliche Vermögen.  Die  Früchte  des 
letzteren  werden  ebenfalls  Gesamtgut  Die 
Teilung  des  Gesamtgutes  erfolgt  im  Todes^ 
falle  in  derselben  Weise  wie  bei  der  all- 
gemeinen Gütergemeinschaft  Bei  der  Er- 
rungen schaftsgemein  schaft  bleibt 
das  Vermögen,  welches  die  Ehegatten  bei 
Eingehung  der  Ehe  besitzen  oder  während 
der  Ehe  durch  Erbschaft  oder  Schenkung 
erwerben,  gesondert.  Gemeinsamer  Besitz 
aber  werden  die  Früchte  dieses  Sonden^ts 
sowie  alles,  was  die  Ehegatten  in  anderer  weise 
als  durch  Erl^chaft  oder  Schenkimg  während 
der  Ehe  e.  werben.  An  dieser  Errungen- 
schaft steht  Verwaltung  und  Verfügung  dem 
Manne  zu,  der  aus  ihm  die  ehelichen  Lasten 
bestreitet.  Im  unterschiede  von  den  bisher 
genannten  Systemen  bleibt  bei  der  sogenann- 
ten Verwaltungsgemeinschait  das 
von  der  Frau  eingebrachte  Vermögen  zwar 
Sondei^gut,  Verwaltung  und  Nutzniessung 
jedoch  gebührt  dem  Manne.  Ihm  fällt  der 
Ertrag  des  Frauenvermögens  zu,  er  allein 
trägt  dafür  die  ehelichen  Lasten.  Beim 
Dotalsystem  endlich  erwirbt  der  Mann 
durch  die  Ehe  an  sich  keinerlei  Bechte  am 
Vermögen  der  Frau.  Doch  ist  bei  diesem 
Systeme  üblich,  dass  die  Frau  in  der  Form 
der  dos  einen  Beitrag  zur  Bestreitung  der 
ehelichen  Lasten  gewährt,  an  welchen  der 
Mann  ein  festes  und  bestimmtes  Recht  er- 
wirbt Wie  hoch  dieser  Beitrag  sich  be- 
misst,  bestinmit  die  Frau  nach  ihrem  Er- 
messen. Indem  aber  in  den  Gebieten  des 
Dotalrechts  sich  in  grossem  Umfange  für 
die  Aussteuer  und  für  dasjenige  Vermögen, 


dessen  Verwaltung  die  Frau  dem  Manne 
thatsächlich  überlässt,  eine  stillschweigende 
Dosbestellung  angenommen  wurde,  näherte 
sich  das  gemeinrechtliche  Dotalsystem  den 
deutschrechtlichen  Systemen. 

Das  Geltungsgebiet  der  einzelnen  Sys- 
teme war  von  sehr  verschiedener  Ausdehnung. 
Die  allgemeine  Gütergemeinschaft  umfasste 
etwa  11  Millionen  Einwohner  Deutschlands, 
die  Fahmisgemeinschaft  7,2  Millionen,  die 
Errungenschaftsgemeinschalt  und  die  zwi* 
sehen  dieser  und  der  Fahmisgemeinschaft  in 
der  Mitte  liegenden  Systeme  galten  für  etwa 
6,9  Millionen,  die  Verwaltungsgemeinschaft 
für  etwa  14  Millionen  und  die  römisch-rechte 
liehe  Gütertrennung  (Dotalsystem)  für  etwa  3,1 
Millionen.  Ausserhalb  Deutschlands  herrscht 
die  Gütertrennung  in  England  und  Irland 
nach  den  neueren  Gesetzen  aus  den  Jahren 
1870,  1874  und  1882,  in  Schottland  nach 
einem  Gesetze  von  1877.  Sie  gilt  in  gleicher 
Weise  in  den  Vereinigten  Staaten  von  No«l- 
amerika  sowie  in  Skandinavien.  Auf  dem 
Dotalsystem  beruht  im  wesentlichen  das 
eheliche  Güterrecht  des  österreichischen  und 
des  italienischen  Gesetzbuchs.  E^g^en 
ist  die  Fahmisgemeinschaft  das  System  des 
Code  civil,  durch  dessen  Einführung  es  auch 
im  deutschen  Rheingebiet  zur  Herrschaft  ge- 
langte. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat 
sich  bei  der  Bestimmung  des  all- 
gemeinen gesetzlichen  Güterstan- 
des  für  das  System  der  Verwal- 
tungsgemeinschaft, das  bisher  nur 
im  preussischen  allgemeinen  Landrechte 
und  mi  sächsischen  Gesetzbuch,  ausserdem 
auch  in  den  Gebieten  des  gemeinen  Sachsen- 
rechts und  seit  1873  in  Oldenburg  anerkannt 
war,  entschieden,  obwohl  die  Führer  der 
Frauenbewegung  mit  HilEe  einer  lebhaften 
und  umfassenden  Agitation  die  Ersetzung 
der  Verwaltungsgemeinschaft  durch  die 
Gütertrennung  erstrebten.  Nur  in  beson- 
deren Ausnahmefällen,  so  bei  eiiieblicher 
Gefährdung  des  eingebrachten  Gutes,  bei 
erheblicher  Verletzung  der  Unterhaltspflicht^ 
bei  Entmündigung  des  Mannes  etc.,  tritt  bei 
erfolgreich  erhobener  Ehge  der  Frau  Güter- 
trennung ein.  Im  übrigen  hat  das  Gesetz 
den  einzelnen  Freiheit  gegeben,  durch  Ehe- 
vertrag vor  wie  nach  der  Ene  den  Ver- 
mö^nsstand  abweichend  von  der  allge- 
memen  gesetzlichen  Norm  zu  regeln.  Um 
eine  solche  Sonderregelung  zu  vereinfBchen 
und  zu  erleichtern,  hat  es  neben  der  Güter- 
trennung auch  den  Rechtsinhalt  der  allge- 
meinen Gütergemeinschaft,  der  Errungen- 
schaftsgemeinschaft xmd.  der  Fahmisgemein- 
schaft einheitlich  normiert,  so  dass  die  Be- 
zeichnung des  gewählten  Systems  im  Ehe- 
vertrage weitere  Einzelbestimmungen  ent- 
behrlich macht    Nur  wenn  ihnen  die  ge- 
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setzHch  aufgestellten  Einzelheiten  des  be- 
treffenden Güterstandes  nicht  zusa^n,  er- 
giebt  sieh  für  die  Eheleute  die  Not- 
wendigkeit, speciellere  Dispositionen  zu 
treffen. 

Für  die  Wahl  der  Verwaltungsgemein- 
Bchaft  als  gesetzlichen  Güterrechts  war 
weder  der  Gesichtspunkt  massgebend,  dass 
nur  dieses  und  kein  anderes  System  dem 
sittlichen  Wesen  der  Ehe  entspreche,  noch 
auch  die  Anschauung,  dass  den  Frauen 
sdilechtweg  die  Fähigkeit  mangle,  ihr  Ver- 
mögen zu  verwalten.  Vielmehr  war  hierbei 
lediglich  die  Ueberzeugung  bestimmend,  dass 
80  die  Tragung  der  ehelichen  Lasten  in  zweck- 
mässiger Weise  geordnet  und  der  deutschen 
Auffassung,  wie  sie  in  der  bisherigen  Ent- 
wickelung  des  ehelichen  Güterrechts  her- 
vorgetreten war,  am  meisten  Rechnung  ge- 
tragen werde.  Der  Gnindsatz,  dass  unter 
allen  umständen,  auch  dann  also,  wenn  die 
Frau  imstande  ist,  einen  Beitrag  zu  leisten, 
der  Mann  allein  alle  Ehelasten  zu  tragen 
habe,  ist  in  der  deutschen  Bechtsent- 
wickelung  niemals  zur  Herrschaft  gelangt. 
Vielmehr  hat  diese,  wie  oben  ausgeführt,  in 
der  verschiedensten  Form  den  Gedanken 
verwirklicht,  dass  jene  Lasten  zwar  formeU 
allein  auf  dem  Manne  ruhen,  materiell  aber 
von  der  Frau  mitzutragen  sind,  sofern  sie 
wirtschaftlich  dazu  in  der  Lage  ist,  und 
dass  die  Frau  zur  Teilnahme  ah  den  Ehe- 
lasten in  der  Art  heranzuziehen  ist,  dass 
dem  Manne  ein  festes  Eecht  an  ihrem  Ver- 
mögen eingeräumt  wird.  Den  Mann  materiell 
allein  zu  belasten,  würde  in  der  That  ge- 
rade dem  Grundsatz  der  Gleichberechtigung 
von  Mann  und  Frau,  mit  dem  die  völlige 
Gütertrennung  gegjenüber  der  Verwaltungs- 
gemeinschaft verteidigt  wird,  am  wenigsten 
entsprechen.    Es   ist   daher  auch   in   den- 

i'enigen  Fällen,  in  denen  kraft  eines  gesetz- 
ichen  Grundes  oder  kraft  Ehevertrages  Güter- 
trennung eintritt,  der  Frau  die  Verpflichtung 
auferlegt,  einen  angemessenen  Beitrag  aus 
den  Einkünften  ihres  Vermögens  oder  aus 
dem  Ertrag  ihrer  Arbeit  bezw.  eines  von  ihr 
selbständig  betriebenen  Erwerbsgeschäfts  zu 
leisten,  was  bei  anormalen  Eheverhältnissen 
vielfach  zu  wiederholten  Regelimgen  und 
gerichtlichen  Auseinandersetzungen  führen 
muss.  Dem  g;egenüber  erscheint  die  Ver- 
waltungsgemeinschaft jedenfalls  für  die 
grosse  Masse  der  Fälle,  in  denen  nur  ein 
geringfügiges  Vermögen  von  der  Frau  in 
die  Ehe  gebracht  wird,  einfacher  und 
sachgemässer.  Aber  auch  darüber  hinaus 
wirkt  sie  keineswegs  so  nachteilig  für  die 
Interessen  der  Frau,  wie  es  auf  den  ersten 
Blick  erscheinen  könnte,  da  auch  bei  »ge- 
setzlicher« Gütertrennung  meistens  die  Frau 
ihr  Vermögen  wohl  dem  Manne  thatsäch- 
lich   zur  Verwaltung  überlassen  oder  ihm 
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in  anderen  Formen  zur  Verfügung  stellen 
würde.  Missbraucht  der  Mann  die  ihm 
rechtlich  oder  thatsächlich  eingeräumten 
Verwaltun^befugnisse,  so  wird  es  in  beiden 
Fällen,  bei  Gütertrennung  so  gut  wie  bei 
Verwaltungsgemeinschaft,  sobald  der  Mann 
den  von  der  Frau  erhobenen  Ansprüchen 
nicht  gutwillig  nachgiebt,  einer  prozessu- 
alischen Klage  von  seiten  der  Frau  bedürfen, 
um  ihre  Rechte  wirksam  geltend  zu  machen. 
Im  übrigen  steht  allerdings  die  Frau,  vor- 
ausgesetzt dass  sie  ilir  Vermögen  selbst  ver- 
walten will,  bei  vöUigerGütertrennung  sicherer 
als  bei  der  Verwaltungsgemeinschaft,  üeber- 
lässt  sie  jedoch  die  Verwaltung  ihres  Ver- 
mögens dem  Manne,  so  ist  sie  bei  Güter- 
trennung nicht  durchweg  sicherer  gestellt. 
Zweifellos  aber  bietet  die  Verwaltungs- 
gemeinschaft der  Frau  weit  grösseren  Ver- 
mögensschutz als  irgend  ein  System  der 
Gütergemeinschaft.  Mag  die  allgemeine 
Gütergemeinschaft  dem  Ideale  einer  innigen 
ehelichen  Gemeinschaft  am  meisten  ent- 
sprechen, auch  durch  die  Einfachheit  der 
RechtsverhältniBse  sowie  durch  die  Haftung 
des  Gesamtgutes  den  Kredit  des  Ehemannes 
sehr  erheblich  stärken,  so  ist  doch  die  Frau 
dadurch,  dass  ihr  meistens  alles  Dispositions- 
recht entzogen  ist,  namentlich  aber  durch 
ihre  Haftung  für  einseitige  Schulden  des 
Ehegatten,  mit  ihrem  Vermögensinteresse 
dem  Leichtsinn  und  der  Missverwaltung  des 
letzteren  völlig  preisgegeben.  Die  nach  dem 
Tode  des  Mannes  eintretende  Quotenteilung 
kann  je  nach  den  Vermögensverhältnissen, 
der  iVau  sowohl  zum  Nachteil  wie  zum 
Vorteil  gereichen.  Bei  der  Fahmisge- 
meinschaft,  welche  jedes  festen  Prin- 
cipes  entbehrt,  erscheinen  diese  Nachteile 
zwar  gemildert,  aber  nicht  aufgehoben. 
Wenn  endlich  bei  der  Errungenschaftsge- 
meinschaft,  um  ganz  von  der  Kompliziert- 
heit der  durch  sie  bedingten  Abrechnungen 
abzusehen,  zwar  der  iVau  ebenfalls  ihr 
Vermögen  als  Sondei^^t  verbleibt,  so  ist 
doch  auch  hier  unter  allen  umständen  dem 
Ehemanne  eine  ganz  überwiegende  Stellung 
eingeräumt,  die  nur  allzu  leicht  zum  Nach- 
teile der  Frau  ausgenutzt  werden  kann. 
Wie  ein  etwaiger  üeberschuss  zu  gleichen 
Teilen  geteilt  wird,  so  bedingt  auch  ein 
etwaiger  üeberverbrauch  in  demselben  Ver- 
hältrnsse  Zuschüsse,  so  dass  das  Vermögen 
der  Frau  überhaupt  und,  wenn  es  kleiner 
ist  als  dasjenige  des  Mannes,  so^r  leichter 
absorbiert  werden  kann  als  dieses.  Bei 
der  Verwaltungsgemeinschaft  hingegen  ist 
das  Stammvermögen  der  Frau  vöUig  ge- 
sichert, da  es  der  Verfügung  des  Mannes 
rechtlich  entzogen  ist.  Es  haftet  daher 
auch  die  Frau  in  keiner  Weise  für  Ehe- 
schulden. Bevor  nicht  das  gesamte  Stamm- 
vermögen  des   Mannes  geopfert  ist,   kann 
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die  Frau  über  die  Früchte  des  Frauengutes 
hinaus  nicht  zu  den  Unterhaltungskosten 
der  Ehe  herangezogen  werden. 

Deberdies  sind  durch  die  Art,  wie  die 
Verwaltungsgemeinschaft  im  B.G.B.  gestaltet 
wurde,  noch  in  höherem  Masse,  als  es  bis- 
her ini  Geltungsgebiete  dieses  Systems  der 
Fall  war,  die  Interessen  der  Frau  gewahrt 
worden,  indem  ihre  Schutzrechte  erweitert, 
die  Rechte  des  Mannes  hingegen  beschränkt 
wurden.  Zunächst  ist  die  Verwaltung 
und  Nutzniessung  des  Mannes  aus- 
schliesslich auf  das  eingebrachte 
Gut  beschränkt.  Sie  erstreckt  sich 
nicht  auch  auf  das  Vorbehaltsgut. 
Zum  Vorbehaltsgute  aber,  an  dem 
der  Frau  unumschränkte  Verwaltung  und 
Verfügimg  zusteht,  gehört  vor  allem 
dasjenige,  was  die  Frau  während 
der  Ehe  durch  ihre  Arbeit  und 
durch  den  selbständigen  Betrieb 
eines  Erwerbsgeschäftes  erwirbt. 
Damit  ist  der  bisherige  Zustand,  nach  dem 
alles,  was  die  Frau  erwirbt,  nicht  ihr, 
sondern  dem  Manne  gehört,  aufgehoben  und 
in  sein  Gegenteil  verkehrt.  Einen  weiteren 
Bestandteil  des  Vorbehalts^tes  bilden  die 
ausschliesslich  zum  persönbchen  Gebrauche 
der  Frau  bestimmten  Sachen,  insbesondere 
Kleider,  Schmucksachen  und  Arbeitsgeräte. 
Zum  Vorbehaltsgute  gehört  femer  alles, 
was  die  Frau  von  Todeswegen  erwirbt  oder 
was  ihr  unter  Lebenden  von  einem  Dritten 
imentgeltlich  zugewendet  wird,  wenn  der 
Erblasser  durch  letztwülige  Verfügung,  der 
Dritte  bei  der  Zuwendung  bestimmt  hat, 
dass  der  Erwerb  VorbehaJtsgut  sein  soll. 
Darüber  hinaus  endlich  können  noch  durch 
Ehevertrag  weitere  Vermögensteile  beliebig 
für  Vorbehaltsgut  erklärt  werden.  Vermöge 
der  vorerwähnten  Bestimmimgen  über  das 
Vorbehaltsgut  ist  die  Verwaltungsgemein- 
schaft von  vornherein  gewissermassen  mit 
einer  partiellen  Gütertrennung  glücklich  ver- 
bunden. Aus  dem  Vorbehaltsgute  kann  der 
Mann  zwar  einen  angemessenen  Beitrag  zur 
Bestreitung  der  ehelichen  Lasten  fordern,  aber 
nur  so  weit,  als  nicht  schon  die  Erträge 
des  eingebrachten  Gutes  ihm  einen  solchen 
gewähren.  Lässt  die  Wirtschaft  des  Mannes 
eine  Gefährdung  des  Unterhaltes  der  Frau 
und  der  Kinder  besorgen,  so  kann  die  Frau 
von  dem  Beitrage,  den  sie  schuldet,  so*  viel 
zur  eigenen  Verwendung  zurückhalten,  als 
zur  Bestreitung  dieses  Unterhaltes  erforder- 
lich ist. 

Das  Verwaltungsrecht  des  Mannes  am 
eingebrachten  Gute  bedeutet  keineswegs, 
dass  er  mit  den  diesem  Recht  unter- 
stellten Vermögensgegenständen  beliebig 
schalten  dürfe.  Er  hat  nicht  die  Befugnis, 
die  Frau  diu'ch  Rechtsgeschäfte  zu  ver- 
pfüchten.     Es   können   daher  Verfügungen 


über  die  Sachen  selbst,  z.  B.  Verkauf  oder 
Verpfändung,  in  der  Regel  nur  von  beiden 
Eheleuten  gemeinsam  bewirkt  werden,  wenn 
auch  die  irau  zu  einem  notwendigen  Ge- 
schäfte ilire  Zustimmung  nicht  ohne  aus- 
reichende Gründe  verweigern  darf. 

Wird  durch  das  Verhalten  des  Mannes 
die  Besorgnis  begründet,  dass  das  einge- 
brachte Gut  erheblich  gefährdet  werde,  so 
kann  die  Frau  Sicherheitsleistung  verlangen. 
Sie  kann  selbst  in  solchem  Falle  vollständige 
Aufhebung  der  Verwaltung  und  Nutzniessung 
des  Maimes  fordern.  Zur  äage  auf  Aufhebung 
der  Verwaltungsgemeinschaft  ist  die  Frau 
auch  in  dem  Falle  berechtigt,  wenn  durch  das 
Verhalten  des  Mannes  der  Unterhalt  von 
Frau  und  Kindern  erheblich  geffihrdet  ist, 
wenn  der  Mann  entmündigt  ist,  sowie  in 
einigen  anderen  Fällen.  Nach  der  Be- 
endigung der  Verwaltungsgemeinschaft  hat 
der  Mann  das  eingebrachte  Gut  an  die  Frau 
herauszugeben  und  ihr  über  seine  gesamte 
Verwaltimg  vollständige  RechenschMt  abzu- 
legen. Für  den  aus  schlechter  Verwaltung 
erwachsenen  Schaden  haftet  er  der  Frau. 

Hiernach  sind  die  Mittel,  welche  der 
Frau  zur  Sicherung  ihres  Vermögens  geboten 
werden,  sehr  weitgehende,  obschon  sie  zum 
Teil  allerdings  bei  wirklicher  Vermögens- 
gefährdung nur  dann  wirksam  sein  werden, 
wenn  die  Frau  sie  rechtzeitig  benutzt  Un- 
ter solchen  Umständen  war  um  so  weniger 
Anlass  gegeben,  das  den  vorherrschenden 
Volksanschauungen  näher  stehende  Sys- 
tem der  Verwaltungsgemeinschaft  dem  Be- 
gehren nach  Einführung  der  Gütertrennung 
zu  opfern.  Dem  Systeme  der  Gütergemein- 
schaft gegenüber  bedeutet  das  neue  gesetz- 
liche Güterrecht  zweifellos  einen  hoch  an- 
zuschlagenden Fortschritt.  Mag  man  ds^s  Ver- 
langen nach  Gleichberechtigung  der  Ghe- 
schlechter  und  nach  besserem  Schutz  der 
weiblichen  Vermögensrechte  in  der  gesetz- 
lichen Gütertrennimg  der  Idee  nach  am 
vollkommensten  erfüllt  sehen,  so  wird  mau 
doch  kaum  die  Behauptung  aufrechterhalten 
können,  dass  mit  Einführung  dieses  Systems 
die  Verwaltung  des  eigenen  Vermögens 
durch  die  Ehefrauen  in  Beutschland  pi^- 
tisch  auch  die  Regel  büden  werde 
und  dass  infolgedessen  die  Geldheiraten 
sich  wesentlich  vermindern  würden.  Die 
gi'össere  Sicherheit,  welche  die  Gütertrennung 
der  Frau  für  die  Erhaltung  und  den  Genuss 
ihres  Vermögens  theoretisch  bietet,  würde 
in  Wirklichkeit  sich  in  weitem  Umfange 
als  illusorisch  erweisen.  Erteilt  die  Ftau 
dem  Manne  Generalvollmacht  was  wohl  die 
Regel  büden  würde,  so  ist  der  Mann  in  der 
Verfügung  über  das  Frauengut  weit  weni- 
ger beschränkt  als  bei  der  Verwaltungsge- 
meinschaft. Nach  dem  österreichischen 
Gesetzbuche  gilt    überhaupt,    solange    die 
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Ehegattin  nicht  widersprochen  hat.  die 
rechtliche  Vermutung,  dass  sie  dem  Manne 
als  ihrem  gesetzlichen  Vertreter  die  Ver- 
waltimg ihres  freien  Vermögens  anvertraut 
habe,  und  haftet  insoweit  der  Mann  nur 
für  das  Stammgut  oder  Kapital,  üeber  die 
während  der  Verwaltung  bezogenen  Nutzun- 
gen ist  er,  wenn  es  nicht  ausdrücklich  aus- 
bedungen wurde,  keine  Rechnung  schuldig ; 
diese  wird  \delmehr  bis  auf  den  Tag  der 
aufgehobenen  Verwaltung  für  berichtigt  an- 
gesehen. In  dringenden  Fällen  jedoch  oder 
bei  Gefahr  eines  Nachteiles  kann  dem  Ehe- 
manne die  Verwaltung  des  Vermögens  ab- 
genommen werden,  auch  wenn  sie  ihm 
ausdrücklich  und  füi*  immer  bewilligt 
worden  wäre.  Bei  solcher  Ausgestaltimg  der 
Gütertrennung  verschwindet  praktisch  jeder 
wesentliche  Unterschied  zwischen  diesem 
System  und  der  Verwaltungsgemeinschaft, 
üebrigens  sind  diejenigen,  welche  der 
Gütertrennung  den  Vorzug  geben,  durch  das 
B.G.B.  in  die  Lage  versetzt,  die  Anwendung 
dieses  Systems  sich  durch  Ehevertrag  zu 
sichern,  obschon  es  bisweilen  misslich  sein 
mag,  dem  Manne  bei  der  Eheschliessung 
einen  formalen  Verzicht  auf  das  grössere 
Mass  der  Rechte,  welche  das  Gesetz  ihm 
zuspricht,  zuzumuten.  Auch  darf  nicht  ver- 
kannt werden,  dass  zum  Abschluss  von 
Eheverträgen  sogleich  bei  der  Eheschliessung 
nur  dann  geschritten  zu  werden  pflegt, 
wenn  von  vornherein  ein  nennenswertes 
Vermögen  von  der  Braut  in  die  Ehe  ge- 
bradit  wird,  die  Mitwü-kung  des  Mannes 
aber  zu  nachträglichen  Vermögensabmachun- 
gen, welche  etwa  späterer  Vermögens- 
erwerb oder  sonstige  Verhältnisse  für  die 
Frau  wünschenswert  machen,  nicht  mehr 
erzwungen  werden  kann.  Bei  der  Forderung 
der  Gütertrennung  woUen  übrigens  allem 
Anscheine  nach  die  Verfechter  dieses  Prin- 
cips  die  Pflicht  des  Mannes,  die  Ehelasten 
in  erster  Linie  und,  wenn  die  Frau  vermö- 
genslos ist,  ganz  zu  tragen,  nicht  beseitigt 
wissen.  Ohne  Beseitigung  dieser  niemals 
zu  entbehrenden  männlichen  Verpflichtung 
jedoch  verwirklicht  die  Gütertrennung  nicht 
den  Grundsatz  der  Gleichberechtigung,  son- 
dern begründet  ein  Vorrecht  der  Frau, 
auch  dann  noch,  wenn  dieser  im  Verraö- 
gensfalle  die  Verpflichtung  zur  Leistung 
eines  angemessenen  Unterhaltsbeitrages  auf- 
erlegt ist.  Solange  es  Regel  bleibt,  dass  dem 
Manne  in  erster  Linie  die  Sorge  für  den 
Unterhalt  der  Familie,  der  Frau  hingegen 
die  Verwaltung  des  Hauses  obliegt, 
kann  weder  ein  allgemeines  Bedürfnis 
für  Gütertrennung  mit  Ghrund  behauptet 
noch  auch  in  der  Erhebung  dieses  Systems 
zum  gesetzlichen  Güterrecht  die  höchste 
Verwirklichung  des  Gerechtigkeitsprincips 
erblickt  werden. 


Eine  unter  Umständen  empfindliche  Un- 
gerechtigkeit, welche  jedoch  dem  System 
der  Gütertrennung  zum  Teil  ebenfalls  an- 
haftet, birgt  die  Verwaltungsgemein- 
schaft in  den  Vermögenswirkun- 
gen der  Scheidung.  Haben  die  Ehe- 
leute in  gemeinsamer  Arbeit  ein  Ver- 
mögen neu  ennmgen,  so  verbleibt  dieses 
im  Falle  der  Scheidung  ganz  dem  Planne, 
auch  dann,  wenn  er  der  allein  schuldige 
Teil  ist,  wähi-end  der  Frau  nur  bedingungs- 
weise, d.  h.  nur  insoweit,  als  sie  ihn  nicht 
aus  den  Einkünften  ihres  Vermögens  oder 
aus  dem  Ertrag  ihrer  Arbeit  bestreiten 
kann,  den  standesgemässen  Unterhalt  bean- 
spruchen darf.  Ist  sie  auch  nur  mitschuldig, 
so  entfällt  selbst  dieser  Anspruch.  Um  so 
grösser  erscheint  die  Ungerechtigkeit,  wel- 
che das  Gesetz  hiermit  gegen  die  Fraxi  be- 
geht, als  zugleich  die  Ehescheidungsstrafen, 
die  bis  dahin  im  grössten  Teil  Deutschlands 
bestanden,  im  neuen  Recht  in  Wegfall 
gebracht  worden  sind^).  Bei  der  Verwal- 
tungsgemeinschaft verbleibt  dem  Manne 
im  Scheidungsfalle  auch  das  Vermögen, 
das  etwa  aus  nicht  verwendeten  Ein- 
künften des  Frauen  Vermögens  angesammelt 
wurde,  bei  Gütertrennung  jedoch  höchstens 
dann,  wenn  die  Frau  ihm  freiwillig  die 
Verwaltung  und  Nutzniessung  ihres  Vermö- 
gens überlassen  hatte.  In  dem  hier  er- 
wähnten Punkte  stellen  allerdings  die  Systeme 
der  Gütergemeinschaft  die  Frau  günstiger, 
da  ihr  der  Anspruch  auf  die  Hälfte  des 
Gesamtgutes  auch  bei  eintretender  Schei- 
dung erhalten  bleibt.  Nur  wenn  sie  zum 
Gesamtgut  mehr  eingeschossen  hat  als  der 
Mann,  erleidet  sie  Einbnsse,  aber  keine 
grössere,  als  sie  beim  Tode  des  Mannes  er- 
leiden würde. 

Eine  wesentliche  Verbesserung  hat  die 
vermögensrechtliche  Lage  der 
Witwe  durch  das  neue  Recht  erfahren. 
Im  völligen  Widerspruch  zu  der  allgemein 
herrschenden  Auffassung  vom  Wesen  der 
ehelichen  Gemeinschaft  war  die  Witwe  von 
alters  her  in  Deutschland  in  unbilligem 
Masse  verkürzt  Nach  gemeinem  Recht 
wird  zwar  der  dürftigen  Witwe  ein  An- 
spnich  auf  einen  Teil  der  Erbschaft  des 
verstorbenen  Ehegatten  eingeräumt,  im  übri- 
gen aber  der  überlebende  Ehegatte  als  sol- 
cher erst  hinter  sämtlichen  erbberechtigten 
Verwandten  zur  Erbfolge  berufen.  Ebenso 
im  französischen  Rechte.  Günstiger  war 
von  jeher  die  Stellmig,  welche  das  deutsche 
Recht  dem  überlebenden  Ehegatten  ein- 
räumte. Entweder  gewährte  es  ihm  als 
Nachwirkung  des  ehelichen  Güterrechts  be- 
stimmte Vorteile,  insbesondere  die  Nutz- 
niessung an  den  Erbteilen  der  Abkömmlinge, 

')  Jastrow  a.  a.  0.,  S.  145 ff. 
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oder  auch  geradezu  ein  Erbrecht  neben  den 
Verwandten  des  verstorbenen  Ehegatten. 
Ein  solches  Erbrecht  des  tiberlebenden  Ehe- 
gatten hat  auch  die  Mehrzahl  der  neueren 
besetze,  insbesondere  das  preussische  allge- 
meine Landrecht  und  das  sächsische  Gesetz- 
buch, bis  zu  dem  Grade  anerkannt,  dass 
durch  dasselbe  unter  umständen  selbst  das 
Erbrecht  der  Verwandten  gänzlich  ausge- 
schlossen wird.  Dieser  neueren  G^setzent- 
wickehrag  hat  sich  das  B.G.B.  angeschlossen. 
Es  geht  aber  zu  Gunsten  des  überlebenden 
Gatten  über  die  Bestimmungen  des  preussi- 
schen  Landrechts  und  selbst  über  die  am 
weitesten  gehenden  des  sächsischen  Gesetz- 
buchs, die  es  in  der  Hauptsache  übernimmt, 
noch  etwas  hinaus.  Denn  nach  dem  Vor- 
bild einiger  anderer  Partikularrechte  spricht 
es  der  Frau,  sofern  sie  nicht  zusammen 
mit  Kindern  erbt,  sogar  das  Hausinventar 
als  ein  Voraus  neben  dem  gesetzlichen  Erb- 
teil zu. 

Durch  diese  erbrechtliche  Regelung  hat 
das  neue  Gesetzbuch  der  innigen  Lebens- 
gemeinschaft, welche  die  Ehe  darstellt, 
Kechnung  getragen.  Zugleich  hat  es  damit 
einen  Mangel  ausgeglichen,  welcher  der 
Verwaltimgsgemeinschaft  ebenso  wie  der 
vollständigen  Gütertrennung  anhaftet  und 
der  sich  darin  offenbart,  dass  keine  Fürsorge 
für  den  überlebenden  Ehegatten  einge- 
schlossen ist.  Die  völlige  Gütertrennung 
giebt  dem  überlebenden  Ehegatten  keinen 
Anspruch  an  das  Vermögen  des  vei-storbenen 
Teiles,  bereichert  aber  auch  bei  Lebzeiten 
beider  Ehegatten  keinen  von  ihnen  aus  den 
Vermögenserträgen  des  anderen.  Die  Ver- 
waltungsgemeinschaft hingegen  überweist 
die  Nutzniessung  des  Frauenvermögens 
völlig  dem  Manne,  so  dass  auch  an  den  mit 
seinen  Erträgen  beschafften  Vermögens- 
stücken oder  an  dem  aus  seinen  Erträgen 
gesammelten  Kapitalwerten  der  Frau  irgend- 
welcher Anspruch  nicht  zusteht,  während 
die  Gütergemeinschaften  dem  überlebenden 
Ehegatten  die  Hälfte  des  Gesamtgutes  zu- 
sprechen. 

Auch  in  den  übrigen  familienrechtlichen 
Bestimmungen  hat  das  B.G.B.  die  Frau  im 
allgemeinen  nicht  ungünstiger  gestellt  als 
den  Mann,  soweit  nicht  die  innere  Natur 
der  Familienverhältnisse  es  unvermeidlich 
machte.  Einige  kleinere  Rechtsgebilde  aus- 
genommen, bedeutet  sogar  die  E  r  s  e  t  z  u  n  g 
der  väterlichen  Gewalt  durch  die 
elterliche  und  die  Art,  wie  diese  letztere 
geregelt  ist,  einen  bedentenden  Fortschritt 
in  der  Entwickelung  der  Mutterrechte. 
Zwar  wird  die  elterliche  Gewalt,  solange 
der  Vater  lebt,  von  diesem  allein  ausgeübt 
und  nimmt  während  dieser  Zeit  die  Mutter 
lediglich  an  dem  Rechte  und  der  Pflicht, 
für  das  Kind  zu  sorgen,  mit  der  Beschrän- 


kung teil,  dass  hei  Meinungsverschieden- 
heiten die  Meinung  des  Vaters  vorgeht. 
Stirbt  jedoch  der  Vater,  so  geht  die  Aus- 
übung der  elterlichen  Gewalt  in  vollem  Um- 
fange, einschliesslich  der  Nutzniessung  am 
Vermögen  des  Kindes,  auf  die  Mutter  über ; 
nur  kann  ihr  auf  letztwillige  Verfügung 
des  verstorbenen  Gatten  hin  ein  Beistand 
bestellt  werden.  Eine  der  väterlichen 
grundsätzlich  gleichstehende  mütterliche 
uewalt  ist  dem  gemeinen  Rechte  und  den 
auf  gemeinrechtlicher  Grundlage  beruhenden 
neueren  Gesetzgebungen  unbekannt.  Diese 
Rechte     räumen    der    Mutter    nur    einen 

frosseren  oder  geringeren  Anteü  an  dem 
Irziehungsrechte  ein.  Der  Schwerpunkt 
des  Erziehungsrechtes,  wie  die  ganze  Sorge 
für  das  Vermögen  des  Kindes  einschliess- 
lich der  Vertretung  des  letzteren,  geht  hier 
auf  den  Vormund  bezw.  auf  die  Obervor- 
mundschaftsbehörde über.  Höchstens  kann  die 
Mutter  dadurch,  dass  sie  als  Vormund 
ihrem  Kinde  bestellt  wird,  die  dem  Vater 
zustehenden  Rechte  ganz  oder  teilweise  er- 
langen. In  der  Gleichstellung  der  Mutter 
mit  dem  Vater  hinsichtlich  der  Ausübimg 
der  elterlichen  Gewalt  hat  das  Gesetz  mit 
vollem  Bewusstsein  aus  der  grundsätzlichen 
Anerkennung  der  vollen  Handlungs&higkeit 
der  Frauen  die  Konsequenz  gezogen.  Das 
üeberge wicht,  das  dem  Vater  während 
seiner  Lebenszeit  eingeräumt  bleibt,  er- 
giebt  sich  aus  der  Unmöglichkeit,  in  der 
Ehe  einen  strengen  Duidismus  durchzu- 
führen. 

Nur  in  einigen  Punkten  bleibt  es  zweifel- 
haft, ob  die  ungünstigere  Stellung  der  Frau 
durch  hinreichend  gewichtige  Gfründe  sich 
rechtfertigen  lässt  Dahin  gehört  vor  aUem 
die  Bestimmung,  dass  die  geschiedene  Fron 
auch  dann,  wenn  ihr  die  Erziehung  der 
Kinder  anheimfällt,  des  Rechtes  der  Ver- 
tretung und  der  Vermögensverwaltung  ent- 
behrt, während  der  Vater  im  gleichen  Falle 
die  vollen  Elternrechte  geniesst  Als  Härte 
erscheint  auch  der  vöUige  Ausschluss  der 
unehelichen  Mutter  von  der  elterlichen  Ge- 
walt, obschon  es  wenigstens  zugelassen  ist, 
dass  ihr  selbst  die  Vormundschaft  über  ihr 
Kind  übertragen  wird.  Wünschenswert 
wäre  es,  dass  die  Verpflichtung  des  Vaters 
zum  Unterhalt  seines  unehelichen  Kindes 
wenigstens  dann  über  das  16.  Lebensjahr 
hinaus  in  Kraft  bliebe,  wenn  das  Kind  in  einem 
späteren  Zeitpunkte  wegen  Gebrechen  die 
Fähigkeit  verliert,  sich  selbst  zu  unterhalten, 
anstatt  dass  in  diesem  Falle  die  Mutter  allein 
die  Unterhaltspflicht  trifft.  Vielleicht  hätte 
es  sogar  der  Billigkeit  mehr  entsprochen,  die 
Unterhaltspflicht  des  Vaters  überhaupt  noch 
auf  länger  zu  erstrecken,  da  mit  16  Jahren 
selten  der  Unterhalt  selbständig  *  verdient 
wird.    Andererseits  ist  zu  berüäsichtigen, 
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da86  die  Unterhaltspflicht  einseitig  den 
Yater  trifft,  während  der  Mutter  nur  die 
persönliche  Fürsorge  für  das  Kind  auferlegt 
Ißt.  Eine  wesentliche  Yerbesserung  hat 
überdies  das  B.G.B.  in  derLa^  der  unehe- 
lichen Mutter  dadurch  herbeigeführt,  dass 
es  alle  aus  dem  personlichen  Verhalten 
der  Mutter  abgeleiteten  Einreden  gegen  die 
Ansprüche  der  Mutter  und  gegen  die 
Alimentenforderungen  des  Kindes,  welche 
bisher  zugelassen  waren,  vöUig  beseitigt  hat. 
b)  Stellung  der  Ttbxl  in  ausserdeut- 
schen  Staaten.  Unter  den  Staaten  euro- 
paischer Kultur  sind  es  Frankreich  und 
die  Länder  des  französischen  Rechtssystems, 
welche  in  der  civilrechtiiehen  Stellung  des 
weiblichen  Geschlechts  den  modernen  An- 
schauungen und  Empfindungen  am  wenig- 
sten bisher  Rechnung  getragen  haben,  ob- 
schon  das  französische  Ehescheidungsgesetz 
V.  27.  Jiüi  1884,  das  G.  v.  9.  März  1891  über 
das  wechselseitige  Erbrecht  der  Ehegatten 
sowie  das  G.  v.  6.  Februar  1893,  das  der 
von  Bett  und  Tisch  geschiedenen  Frau  die 
voUe  Handlungsfähigkeit  verlieh,  manche 
Härten  des  bisherigen  Rechtszustandes  be- 
seitigt haben.  Nach  wie  vor  bleibt  die  ver- 
heiratete Frau  während  der  Ehe  völlig  der 
ehelichen  Gewalt  des  Mannes  unterworfen, 
so  dass  sie  ohne  dessen  ausdrückliche  Er- 
mächtigung keinerlei  gültige  Rechtshandlung 
vorzunehmen  vermag,  es  sei  denn  dass  die 
Ehegatten  kraft  Ehevertrages  in  Gütertren- 
nung lebten.  Die  YoUmacht  des  Mannes 
gilt  stets  nur  für  den  einzelnen  Fall,  eine 
generelle  Vollmacht  ist  unzulässig.  Nur 
behufs  Yerteidigimg  vor  dem  Kriminalgericht, 
bei  Testamentserrichtung  und  im  Bereich  der 
Schlüsselgewalt  vermag  die  Frau  kraft  eige- 
nen Rechtes  und  selbständig  aufzutreten.  In 
1 1  a  1  i  e  n  ist  zwar  die  Ehefrau  besser  gestellt, 
insofern  ihr  das  geltende  eheliche  Güterrecht 
—  Gütertrennung  mit  Nutzmessung  und  ge- 
wissen Verwaltimgsrechten  des  Immnes  — 
grössere  Selbständigkeit  eim'äumt,  in  be- 
stimmten Fällen  ihr  sogar  eine  absolute  Un- 
abhängigkeit dem  Manne  gegenüber  gesichert 
ist.  Dennoch  ist  die  eheliche  Gewalt  des 
Mannes  grundsätzlich  aufrecht  erhalten.  Die 
grösste  Umwälzung  erfuhr  in  neuerer  Zeit 
die  Rechtsstellung  der  Frauen  in  England. 
Während  bis  zum  Jahr  1870  unter  der  Herr- 
schaft des  Common  Law  die  verheiratete 
Frau  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  so 
gut  wie  rechtlos  war,  da  dem  Manne  unbe- 
schränkte Verfügungsgewalt  zustand,  ja  die 
Frau  nicht  einmal  ein  gültiges  Testament 
errichten  konnte,  beseitigte  ein  in  dem  ge- 
nannten Jahre  unter  dem  9.  August  erlas- 
senes Gesetz  jeden  Rechtsanspruch  des 
Mannes  auf  den  Arbeitserwerb  der  Frau, 
wie  es  nachher  auch  ein  Gesetz  von  1877 
für  Schottland  that.  Ein  weiteres  für  Gross- 


britannien und  Irland  gültiges  Gesetz,  The 
married  Womens  Property  Act  v.  18.  August 
1882,  dehnte  dieses  ausschliessliche  Verfü- 
gungs-  und  Verwaltungsrecht  der  Frau  auf 
ihr  gesamtes  Vermögen  mid  Einkonmien 
aus,  nachdem  ein  Jahr  früher  ein  analoges 
Gesetz  für  Schottland  erlassen  war.  Zu  den 
Ehelasten  müssen  Mann  und  Frau  nach  Ver- 
hältnis ihres  Vermögens  beitragen.  Vor  Ge- 
richt erscheint  seitdem  die  Frau  mit  der  glei- 
chen Selbständigkeit  wie  der  Mann.  In  der 
nordamerikanischen  Union  haben  die 
Einzelstaaten  die  Beschränkungen  der  Rechts- 
fähigkeit, denen  die  verheirateten  Frauen 
nach  dem  Common  Law  imterworfen  waren, 
friiher  schon,  als  in  England  geschah,  ge- 
setzlich aufgehoben.  Dementsprechend  ist 
auch  in  allen  Staaten  das  unbewegliche  Ver- 
mögen der  Frau,  in  den  meisten  auch  ihr 
bewegliches  Vermögen  als  Sondergut  im 
Falle  der  Verheiratung  anerkannt  worden. 
Ebenso  gehört  der  Frau  allgemein  alles,  was 
sie  während  der  Ehe   selbständig  erwirbt. 

Der  Grundsatz  der  Gütertrennung  unter 
Mittragung  der  Eheslasten  durch  die  Frau 
gilt  auch  mi  russischen  Recht,  während  die 
skandinavischen  Länder  und  Dänemark  der 
Frau  nur  den  Arbeitsverdienst  zusprechen. 

Die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
steht  in  fVankreich  unbeschränkt  und  allein 
dem  Vater  zu.  In  Grossbritannien  und  Ir- 
land hingegen  hat  das  Gesetz  v.  25.  Juni 
1886  bei  Meinungsverschiedenheit  der  Eltern 
über  die  Unterbring^g  der  Kinder  den  Ge- 
richten die  Entscheidung  zugewiesen.  Die 
schwerste  Ungerechtigkeit  begeht  das  fran* 
zösische  Recht  aber  mit  dem  Verlwt  der 
Vaterschaftsklage  beim  Vorhandensein  un* 
ehelicher  Kinder,  ein  Verbot,  dessen  Auf- 
hebung stets  das  oberste  Ziel  der  Frauenbe- 
wegimg  auf  dem  Gebiet  des  Privatrechts 
sein  und  bleiben  muss. 

Auf  den  grössten  Widerstand  ist  bisher 
noch  die  Forderung  nach  imbeschränkter 
Zulassung  zur  Vormimdschaft  gestossen.  Die 
meisten  ausserdeutschen  Stauaten  Europas 
schliessen  die  Frauen  aus,  ausgenommen 
die  Mutter  allein  oder  die  Mutter  und  die 
Ascendenten.  Italien  lässt  auch  andere  nahe 
Verwandte  zu.  Es  ist  offenbar  nur  eine 
Frage  der  Zeit,  dass  alle  Unterschiede  in 
der  privatrechtlichen  Stellung  der  Geschlech- 
ter verschwinden,  soweit  sie  nicht  durch 
den  Geschlechtsunterschied  und  die  Ordnung 
der  ehelichen  Verhältnisse  absolut  geboten 
sind.  Aber  nur  ein  grösseres  Mass  wirt- 
schaftlicher und  gesellschaftlicher  Selbstän- 
digkeit vermag  die  Frauen  zu  befähigen, 
die  eingeräumte  Gleichberechtigimg  persön- 
lich stärker  auszunützen. 

12.  Stellnng  der  Fran  im  öffentlichen 
Recht  Es  ist  eine  eigentümliche  Erschei- 
mmg,  dass  das  weibliche  Geschlecht,  ob- 
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wohl  es  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  den 
grössten  privatrechtlichen  Beschränkungen 
unterworfen  wai*  und  ihm  im  öffentlichen 
Leben  so  gut  wie  alle  Rechte  vorenthalten 
blieben,  dennoch  in  einer  Reihe  von  monar- 
chischen Staaten,  teilweise  seit  Jahrhunder- 
ten, von  dem  Besitz  und  der  Ausübung  der 
höchsten  politischen  Gewalt  keineswegs  aus- 
geschlossen waren.  In  Spanien,  Portugal, 
England  und  Holland  sina  die  Frauen  zur 
Zeit  in  der  Thronfolgeberechtigimg  den 
Männern  vollkommen  gleichgestellt,  in  ande- 
ren Staaten,  so  in  Oesterreich,  Russland, 
Griechenland,  sind  sie  subsidiär  zugelassen, 
d.  h.  mangels  männlicher  Erben  im  regieren- 
den Hause.  Die  Erklänmg  für  diese  Erschei- 
nung ist  wohl  in  dem  Umstände  zu  suchen, 
class  die  gegenwärtige  SteUimg  der  Monar- 
chen aus  dem  Territorialbesitz  sich  ent- 
wickelte und  daher  für  die  Tlu-onfolgeord- 
nung  der  Gesichtspunkt  der  Besitzerwerbung 
im  Gegensatz  zu  demjenigen  der  Amtsver- 
erbung massgebend  blieb.  So  war  es  mög- 
lich, auch  den  Frauen  Anrechte  auf  die 
Krone  einziu-äumen,  um  so  eher,  als  mit  der 
zunehmenden  Komplikation  des  Staatslebens 
die  militärischen  und  politischen  Funktionen 
immer  weniger  unmittelbar  von  dem  Monar- 
chen ausgeübt  werden  konnten.  Von  der 
Ausübung  dieser  Funktionen  in  amtlicher 
Stellung  blieben  die  Frauen  sowohl  unter 
der  absoluten  Monarcliie  wie  in  den  älteren 
Republiken  von  jeher  ausgeschlossen. 

Aber  auch  unter  den  in  unserem  Jahrhun- 
dert entwickelten  konstitutionellen  Monar- 
chieen  und  demokratischen  Republiken  sind 
in  der  Hauptsache  die  politischen  Rechte 
den  Frauen  versagt  geblieben.  Von  neben- 
sächlicher Bedeutung  ist  es,  dass  auf  der 
Insel  Man,  welcher  ihre  Autonomie  erhalten 
geblieben  ist,  im  Jahi'e  1880  die  weiblichen 
Eigentümer  von  Grundstücken,  deren  Jahres- 
ertrag auf  mindestens  4  £  sich  belief,  zur 
"Wahl  für  das  House  of  Kej^s  (Unterhaus)  zu- 
gelassen ^oirden.  1892  erhielten  die  weib- 
lichen Steuerzahler  im  gleichen  Umfange 
wie  die  Männer  das  Walurecht.  Wichtiger 
erscheint  es,  dass  einzelne  englische  Kolo- 
nieen  den  Frauen  in  neuerer  Zeit  das  Parla- 
mentswahlrecht, aber  ebenfalls  nur  das  aktive, 
einräumten.  So  Neuseeland  am  19.  Sep- 
tember 1893,  bald  darauf,  1894,  auch  Süd- 
australien. Im  Mutterlande  selbst  ist  die 
lebhafte  Agitation  für  das  Frauenstimmrecht, 
die  seit  der  Mitte  der  60  er  Jahre  unter 
dem  Einfluss  J.  St.  Mills  sich  entwickelte, 
bisher  erfolglos  geblieben.  Zwar  hat  das 
Unterhaus,  nachdem  es  früher  jedesmal 
den  Antrag  auf  Verleihung  des  Stimmrechts 
abgelehnt  hatte,  ihn  bei  seiner  Wiederholung 
am  3.  Februar  1897  angenommen,  trotzdem 
aber  hat  er  wegen  des  Widerstandes  des 
Oberhauses    keine    Aussicht   auf   Verwirk- 


lichung. Uebrigens  wird  in  England  keines- 
wegs für  sämtliche  Frauen  das  Wahlrecht 
gefordert,  sondern  nm-  für  diejenigen,  welche 
Besitzerin  oder  Mieterin  eines  Wohnhauses 
sind  oder  ein  Gebäude  im  Stadt-  oder  Land- 
bezirk selbständig  verwalten. 

Ausser  den  vorerwähnten  Ländern  kommt 
fast  nur  noch  die  nordamerikanische  Union 
in  Betracht.  Nachdem  New-Jersey,  als 
einziger  Staat,  schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert —  1776  —  den  Frauen  das  Stimm- 
recht verfassungsmässig  eingeräumt,  das- 
selbe aber  1807  wieder  abgeschafft  hatte, 
begann  eine  auf  Erlangimg  des  Frauen- 
wahlrechts gerichtete  allgemeine  Bewegung 
in  den  Vereinigten  Staaten  um  die  Mitte 
dieses  Jalirhunderts  im  Zusammenhange  mit 
der  Antisklavereibewegung  sich  zu  entfalten. 
Indessen  leisteten  die  älteren  Staaten  hart- 
näckigen Widerstand  und  wimlen,  wenigstens 
in  Bezug  auf  die  allgemeine  Volksvertretung, 
Erfolge  nur  in  einigen  jüngeren  Staaten 
bezw.  einigen  Territorien  erzielt.  Zuerst  — 
1869  —  entschloss  sich  Wyoming,  das  1890 
zum  Staat  erhoben  wurde,  dazu,  den  Frauen 
die  Berechtigung  zur  Wahlbeteiligung,  zu- 
gleich auch  zur  Erlangung  von  Aemtem  zu 
erteilen.  1883  folgten  Washington  (Staat 
seit  1889)  und  1893  Colorado.  Utah  gab 
zwar  schon  1870  den  Frauen  die  politische 
Gleichberechtigung,  doch  wiuxle  sie  18.S2 
den  polygamen  Frauen,  1887  allen  Frauen 
ohne  Ausnahme  durch  den  Kongress  wieder 
aberkannt,  bis  bei  der  Erhebimg  Utahs  zum 
Staate  im  Jalire  1895  die  politischen  Rechte 
der  Frauen  dauernd  zur  Anerkennung  kamen. 
In  einer  Reihe  anderer  Staaten  haben  zwar 
die  gesetzgebenden  Faktoren  die  Verleihung 
der  politischen  Rechte  an  die  Frauen  eben- 
falls beschlossen,  so  in  Oregon,  Nebraska, 
Indiana,  Süd-Dakota,  jüngst  auch  noch  Okla- 
homa, docli  hat  das  Volk,  dessen  Zustim- 
mung zu  jeder  neuen  Verfassungsbestim- 
mung erforderlich  ist ,  bisher  stets  das 
Frauenstimmrecht  verworfen.  1876  w^nrden 
die  Frauen  in  Chile  w^ahlberechtigt. 

In  Oesterreich,  dessen  Wahlsystem  ein  in- 
direktes  ist,  besitzen  die  unverheirateten 
lYauen  überall  für  die  Landtagswahlen  in 
den  Wahlkollegien  des  Grossgrundbesitzes 
das  Stimmrecht  und  darüber  hinaus  in  den- 
jenigen der  Städte  imd  Landgemeinden  in 
mehreren  cisleithanischen  Ländern.  Für  die 
Reichsratswahlen  sind  die  Frauen  nur  im 
Kollegium  des  Grossgrundbesitzes  wahlbe- 
rechtigt. Zu  der  Frauenbewegimg  haben 
diese  Zugeständnisse  wenig  Beziehung,  wie 
denn  auch  die  Frauen  ihr  Stimmrecht  nicht 
selbst,  sondern  nur  durch  Bevollmächtige 
ausüben  dürfen.  Von  der  Wählbarkeit  sind 
sie  durch  das  G.  v.  2.  April  1873  ausdrück- 
lich imd  somit  stillschweigend  auch  für  die 
Ijandtage  ausgeschlossen.    AehnUch  sind  iu 
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Schweden  die  Frauen  zur  Teilnahme  an  den 
Wahlen  für  das  als  Interessenvertretung 
organisierte  Oberhaus  berechtigt,  doch  ist 
ihre  Teilnahme  bei  diesen  Wahlen,  welche 
indirekt  und  stufenweise  erfolgen,  auf  die 
unterste  Stufe  beschränkt.  Von  den  di- 
rekten Wahlen  zum  Abgeordnetenhaus  sind 
sie  auch  hier  ausgeschlossen.  In  Italien 
können  Frauen  nach  dem  Wahlgesetz  von 
1882  ihre  Stouerleistimg  zu  Gunsten  eines 
Mannes  in  Anrechnung  bringen  und  so 
diesem  das  Wahlrecht  verschalen. 

In  grösserem  umfange  als  auf  dem  ei- 
gentlichen politischen  Öebiete  ist  es  den 
Frauen  im  feereiche  der  lokalen  Selbstver- 
waltung gelungen,  ihre  Rechte  zu  erweitern. 
Die  grössten  Erfolge  erzielten  sie  —  soweit 
die  europäischen  Staaten  in  Betracht  kom- 
men —  in  England.  In  den  vestries  (Kirch- 
spiel Versammlungen)  —  bis  zur  Reform  im 
Jahre  1894  die  untersten  Einheiten  der  ört- 
hchen  Verwaltung,  insbesondere  die  Träger 
der  Armen  Verwaltung  —  waren  die  Frauen, 
sofern  sie  auf  Grund  eigenen  Landbesitzes 
zu  den  Armenlasten  steuerten,  gleich  den 
Männern  stimmberechtigt.  Das  Stimmrecht 
blieb  ihnen  aucli  in  den  ünions  gewahrt, 
zu  denen  die  Kirchspiele  bei  der  Reform 
der  Armengesetze  im  Jahre  1834  behufs 
Wahl  der  Vertreter  in  den  boai-d  of  guar- 
dians  (Armenrat)  zusammengefasst  wurden. 
Für  diese  Körperschaften,  deren  Mitglieder 
zur  Zeit  nur  noch  in  den  Städten  durch  die 
vestries  besondei*s  gewählt  werden,  waren 
von  jeher  auch  die  Frauen  wählbar.  Als 
im  Jahre  1894  in  den  ländlichen  Bezirken 
die  bürgerlichen  Befugnisse  der  vestrj'  auf 
die  Gemeindeversammlungen,  in  den  grösse- 
ren Bezirken  auf  die  Gemeinderäte  über- 
tragen wurden,  behielten  die  Frauen  nicht 
nur  das  aktive  Wahlrecht  auf  der  bisherigen 
Grundlage  (Besitz  oder  Miete)  unter  Aus- 
dehnung aui  verheiratete  Frauen,  die  einen 
selbständigen  Besitz,  wie  Geschäft  oder  eine 
Stellung  haben,  sondern  zugleich  wurde  auch 
ihre  Wählbarkeit  anerkannt.  Die  Wählbai- 
keit  galt  ausser  für  den  Gemeinderat  (Parish 
Council)  auch  für  den  Bezirksrat  (District 
Councü),  der  für  jeden  aus  mehreren  Kirch- 
spielen zusammengesetzten  Grafschaftsbezirk 
zur  Verwaltung  des  Gesundheitswesens  und 
der  öffentlichen  Wege  geschaffen  wurde  und 
dessen  Mitglieder  die  Vertreter  ihi'er  Ge- 
meinden in  den  boards  of  guardians  bilden. 
Lediglich  der  Vorsitz  in  den  Bezirksräten 
bleibt  den  Frauen  vorenthalten,  da  mit  die- 
ser Stellung  das  Amt  des  Friedensrichters 
verbunden  ist. 

In  den  städtischen  Gemeinwesen  hatten 
die  Frauen  schon  frülier  als  in  den  länd- 
lichen einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Teil- 
nahme an  der  Verwaltung  erlangt.  Wäh- 
rend die  Behörden  der  nicht  inkorporierten 


Städte,  die  Sanitätsräte  und  die  Commissio- 
ners,  von  Anfang  an  ebenso  wie  in  den 
Kirchspielen  von  den  Steuerpflichtigen  ohne 
üntei-schied  des  Geschlechts  gewählt  wor- 
den wai'cn,  wurde  im  Jahre  1869  auf  Jacob 
Brights  Antrag  den  Frauen  auch  in  den 
Munizipalstädten  das  Stimmrecht  imter  den 
gleichen  Bedingungen  verliehen,  unter  denen 
es  den  Männern  zustand,  nur  blieben  die 
verheirateten  Frauen  in  Rücksicht  auf  ihre 
rechtliche  Unselbständigkeit  ausgeschlossen. 
1881  wurde  das  Munizipalwahlrecht  auf  die 
Frauen  in  Schottland  ausgedehnt.  Bei  der 
Schaffung    der    Grafschat'tsräte ,    im    Jalu-e 

1888  für  England,  1889  ftir  Schottland, 
wurde  das  Frauenwahlrecht  in  dei-selben 
Weise  wie  in  den  Städten  geregelt.  Für 
die  Schulräte  wurden  die  Frauen  in  Eng- 
land bereits  im  Jahre  1870  wählbai'  und 
entfalten  seitdem  auf  dem  Gebiete  der 
Schulverwaltung  eine  umfassende  Thätig- 
keit.  In  Irland  besitzen  die  Frauen,  soweit 
sie  selbständige  Steuerzahler  sind,  das  aktive 
munizipale  Wahlrecht  seit  1887  und  seit 
1896  auch  aktives  und  passives  Wahkecht 
für  die  Armenpflege. 

Von  den  skandinavischen  Staaten  kennt 
Schweden  allein  eine  Beteiligung  der  Frauen, 
wenn  auch  nur  der  unverheirateten,  an  der 
Kommunalverw'altung.  Doch  haben  sie  hier 
bei  Gemeinderats-  wie  Provinzialrats-(Ijands- 
tings-) wählen  niu*  Stimmrecht,  können  aber 
selbst  in  keinem  Falle  gewählt  werden. 
Nur  in  die  Armenpflegekommissionen  und  in 
den  Stockholmer  Schulrat  sind  Frauen  seit 

1889  wählbar.  Seit  demselben  Jahre  hat 
Norwegen  ihnen  Anteil  an  der  Schulverwal- 
tung eingeräumt.  In  den  Städten  können 
sie  vom  G^meinderat  in  die  Schiüräte  ent- 
sandt werden  und  ist  Frauen,  welche  Kinder 
haben,  bei  der  Wahl  mitzustimmen  gestattet. 
Auf  dem  Lande  sind  alle,  die  Schulsteuer 
zahlen,  ohne  ünterscliied  des  Geschlechts 
ziu"  Teilnahme  an  den  Versammlungen  der 
Schidgemeinden  berechtigt.  Bei  der  Ent- 
scheidung über  Schulfragen,  die  keine  Kos- 
ten bedingen,  dürfen  sämtliche  Eltern,  auch 
diejenigen,  welche  keine  Schulsteuer  zahlen, 
mitwirken.  Ueberdies  sind  Frauen  für  das 
Amt  eines  Schulinspektors  wählbar.  In  Is- 
land haben  seit  1882  Witwen  und  andere 
nicht  verheiratete  Frauen  mit  eigenem 
Haushalt  und  von  selbständiger  Stellung 
das  Recht,  an  Wahlen  in  der  Lokalverwal- 
timg  imd  an  Kirchspielsversammlungen 
für  kirchliche  Angelegenheiten  teilzunehmen. 
Finland  hat  die  weiblichen  Kommunal- 
rechte in  engem  Anschluss  an  das  schwe- 
dische Vorbild  geordnet. 

Von  den  deutschen  Staaten  gestehen 
mehrere,  so  Preussen  (ausgenommen  die 
Rheinprovinz  etc.),  Sachsen,  Braunschweig 
etc.  in  den  Landgemeinden,  nicht  aber  in 
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den  Städten,  andere,  wie  Bayern  im  rechts- 
rheinischen Teile,  Sachsen -Weimar,  Ham- 
burg, Lübeck  etc.  in  allen  Gemeinden  ohne 
Unterschied  den  Frauen  das  aktive  Wahl- 
recht in  Gemeindeangelegenheiten  zu.  Da 
das  Wahlrecht  an  die  Bedingung  selbstän- 
digen Gnmdbesitzes  geknüpft  zu  sein  pflegt, 
dient  es  lediglich  der  Vertretung  eines  öko- 
nomischen Interesses  und  entbehrt  des  per- 
sönlichen Charakters  wie  bei  Minderjährigen, 
weshalb  es  auch  in  der  Begel  mur  durch 
männliche  Bevollmächtigte,  für  Ehefrauen 
insbesondere  durch  die  Ehemänner,  ausge- 
übt werden  kann.  Wie  bei  den  Wahlen  für 
die  Gemeindevertretung  sind  unter  diesen 
Umständen  die  Frauen  meist  auch  bei  den 
Wahlen  für  die  höheren  Kommimalvertre- 
tungen  auf  Grund  ihres  Besitzes  stimmbe- 
rechtigt. Aehnlich  liegen  die  Yerhältnisse 
in  Oesterreich,  zum  Teil  auch  in  Russland. 

Was  nun  aie  aussereuropäischen  Länder 
betiifft,  so  haben  die  englischen  Eolonieen 
meistens  die  Stellung  der  Frauen  in  der 
Gemeindeverwaltung  nach  dem  von  dem 
Mutterlande  gegebenen  Vorbilde  gestaltet. 
In  Canada  räumte  zuerst  die  Provinz  On- 
tario  (Ober-Canada)  in  den  80  er  Jahren  den 
Frauen  das  Stimmrecht  in  allgemeinen 
KommuDalangelegenheiten  ein  und  machte 
sie  zu  Schulpflegern  wählbar.  Zur  Teil- 
nahme an  der  Wahl  der  Schulpfleger  waren 
sie  bereits  seit  1850  berechtigt.  In  den 
meisten  Provinzen  Canadas  ging  man  in  der 
Verleihung  von  Eommunalrechten  noch  et- 
was weiter,  während  einige  Provinzen  den 
Frauen  das  Stimmrecht  bisher  vorenthalten 
haben.  Die  australischen  Eolonieen  und 
Neu-Seeland  kennen  keinerlei  Unterschied 
des  Geschlechts  bei  der  Ausübung  des  Ge- 
meindewahlrechts, Tasmanien  hat  1884  we- 
nigstens in  den  Landgemeinden  die  Frauen 
bei  den  Wahlen  den  Männern  gleichgestellt 

Auffallenderweise  haben  in  den  Ver- 
einigten Staaten  die  Frauen  bisher  nur  in 
geringem  Umfange  die  Gleichberechtigung 
auf  dem  Gebiete  der  Eommunalverwaltung 
durchgesetzt.  Ausserhalb  derjenigen  Staaten, 
welche  die  Frauen  im  öffentlichen  Recht 
völlig  emancipierten,  haben  nur  Eansas,  Mi- 
chigan, Jowa  und  Montana  ihnen  gewisse 
Rechte  gewährt.  Eansas  gab  ihnen  1887 
das  aktive  und  passive  Wahlrecht  in  be- 
stimmten Städteklassen,  Michigan  1893  nur 
das  aktive  Gemeindewahlrecht,  aber  allge- 
mein auf  Grund  eines  Bildungsuachweises. 
Jowa  lässt  sie  seit  1894  bei  Aufmdime  von 
Anleihen  und  Steuererhöhungen  mitbeschlies- 
sen,  Montana  überall,  wo  an  die  Steuer- 
zahler appelliert  werden  muss.  Aber  wenn 
auch  die  Verleihung  der  allgemeinen  Eem- 
munalberechtigung  sich  in  engen  Schranken 
gehalten  hat,  so  hat  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Elementarschulwesens  die  Teil- 


nahme der  Frauen  an  der  Verwaltung  um 
so  mehr  sich  ausgebreitet.  In  den  meisten 
Staaten  besitzen  sie  das  aktive  wie  passive 
Wahlrecht  zu  den  Schulämtem,  in  mehreren 
nur  das  passive,  vereinzelt  ledigHch  das 
aktive.  Im  Jahre  1896/7  bekleideten  zwei 
Frauen  die  Staatsstelle  eines  Oberschulrats, 
12  die  Stelle  eines  städtischen  Schulinspekto- 
rats,  228  die  eines  Bezirksschulinspektors. 

Eine  bemerkenswerte  Thatsache  ist  es, 
dass  die  deutsche  Arbeiterversichenmgsge- 
setzgebung  in  Bezug  auf  die  Wahlberechti- 
gungen einen  Unterschied  zwischen  den  Ge- 
schlechtem nicht  kennt,  bemerkenswert 
deshalb,  weil  sie  zeigt,  dass  wirkliche 
Gleichheit  der  Stellung  imd  der  Pflichten, 
zumal  wo  nur  Vermögensinteressen  in  Frage 
kommen,  eine  gleichmässige  Bemessung  der 
Rechte  für  beide  Geschlechter  geradezu  er- 
zwingt. Trotzdem  hat  das  deutsche  Ge- 
werbegerichtsgesetz von  1890  den  Frauen 
das  Stimmrecht  bei  den  Gewerbegerichts- 
wahlen, das  ihnen  bis  dahin  in  einigen 
Städten  durch  Ortsstatut  eingeräumt  war, 
verweigert.  Im  Gegensatz  hierzu  hat  in 
Italien  das  Gesetz  von  1893  den  Frauen 
nicht  nur  das  aktive,  sondern  ebenfalls  das 
passive  Wahlrecht  bei  der  Bildim^  der  Ge- 
werbegerichte zugestanden.  Aehnlich  wurde 
in  Frankreich  durch  Gesetz  von  1892  in  Be- 
zug auf  das  fakultative  Sühne-  und  Schieds- 
verfahren in  Gesamtstreitigkeiten  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitern  bestimmt,  dass 
in  denjenigen  Gewerben  und  Industrieen,  in 
welchen  Iirauen  beschäftigt  werden,  auch 
Frauen  zu  Delegierten  gewählt  werden  dür- 
fen, eine  Bestimmimg,  deren  Berechtigimg 
und  Zweckmässigkeit  ausser  Zweifel  steht. 

Eine  wesentliche  Vorbedingung  für  die 
Entwickelung  des  modernen  wirtschaftlichen, 
sozialen  und  politischen  Lebens  bUdet  die 
Vereins-  und  VersMnmlungsfreiheit ,  wenn 
diese  auch  keine  schrankenlose  sein  kann. 
Während  diese  Freiheit  in  den  fortgeschrit- 
tenen Eulturstaaten  besteht  und  zugleich 
den  Frauen  zu  teil  geworden  ist,  hat  man 
sie  in  Deutschland  und  Oesterreich  nidit 
nur  bisher  überhaupt  in  ihrer  gesetzlichen 
Entwickelung  verkümmern  lassen,  sondern 
insbesondere  den  Frauen  sie  in  einem  Masse 
vorenthalten,  wie  es  gegenüber  den  moder- 
nen Lebensbedingungen  des  weibliehen  Ge- 
schlechts in  keiner  Weise  gerechtfertigt 
werden  kann.  Eine  Reihe  von  Staaten  st^t 
die  Frauen  mit  den  mindeijährigen  Personen 
auf  die  gleiche  Stufe.  In  Preussen  und  in 
einigen  kleineren  Staaten  sind  sie  von  allen 
politischen  Vereinen  ausgeschlossen.  Teils 
ist  ihnen  nur  die  Teilnahme  an  Versamm- 
lungßn  politischer  Vereine  verboten,  teils 
überhaupt  an  allen  Versammlungen,  in  denen 
öffentliche  Angelegenheiten  veniandelt  w^er- 
den.   Ein  dera^rtiger  Zustand  gefährdet  nicht 
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nur  die  Koalitionsfreiheit,  sondern  auch  sons- 
tige berechtigte  soziale  Bestrebungen,  da  in 
den  modernen  Lebensverhältnissen  regel- 
mässig die  wirtschaftlichen  und  soziaJen 
Matenen  eine  politische  Seite  haben,  die  bei 
Erörtenmgen  nicht  ausgeschieden  wer- 
den kann.  Sachsen  und  Bayern  haben  da- 
her auch  bei  der  Reform  ihrer  Vereiusge- 
setzgebung  im  Jahre  1898  die  bisherige  Be- 
schränkimg  der  Fraueni-echte  zum  Teil  auf- 
gehoben. In  Sachsen  sind  die  Frauen  nun- 
mehr auch  zu  pohtischen  Versammlungen 
zugelassen  worden,  in  Bayern  wurde  ihnen 
wenigstens  gestattet,  sich  in  Benifsvereinen 
zu  organisieren  und  sich  mit  öffentlichen 
Angelegenheiten,  die  Bezug  auf  ihre  Berufs- 
interessen haben,  zu  beschäftigen.  In  Frank- 
reich ist  den  Frauen  zm:  Zeit  nur  noch  die 
Teilnahme  an  politischen  Wahlversamm- 
hmgen  gesetzlich  untersagt. 

13.  Geschichtliche  Entwickeliuig  der 
Emancipationsbewe^ng.  Den  ersten  An- 
fängen der  modernen  Frauenbewegung  be- 
gegnen wir  in  der  Zeit  der  grossen  fran- 
zösischen Revolution.  Allerdings  zeigen  die 
ersten  Vorläufer  sich  schon  milier.  Vor- 
nehmlich in  Italien  brachte  das  Zeitalter 
der  Renaissance  den  Frauen  der  höheren 
Gesellschaftsschichten  eine  grössere  Selb- 
ständigkeit und  Freiheit  und  Hess  sie  auf 
Grimd  einer  sorgfältigen  Erziehung  in  her- 
vorragendem Masse  an  dem  Aufschwünge 
des  künstlerischen  und  wissenschaftlichen 
Lebens  teilnehmen.  Manche  unter  ihnen 
traten  selbst  als  Künstlerinnen,  Dichterinnen 
oder  Rednerinnen  an  die  Oeffentlichkeit. 
Dieselbe  Erscheinung  findet  sich  um  jene 
Zeit  in  Spanien.  In  beiden  Ländern  jedoch 
mangelte  dieser  Teilnahme  der  Frauen  am 
geistigen  Leben  die  Richtung  auf  eine 
grundsätzliche  Aenderung  der  Stellung  ihres 
Geschlechtes.  Anders  in  Frankreich,  wo 
die  Schiiftstellerin  Christine  de  Pisan  im 
15.  Jahrhundert  bereits  in  ihrem  cit6  des 
dames  die  erste  Schrift  zu  Gunsten  der 
Emancipation  der  Frauen  veröffentlichte, 
Mademoiselle  de  Goiurnay,  die  Adoptivtoch- 
ter Montaignes,  ebenfalls  die  Gleichberech- 
tigung der  Geschlechter  proklamierte  und 
Margarete  von  Valois,  die  Gattin  Heinrichs 
IV.,  in  einer  Schrift  sogar  die  üeberlegen- 
heit  des  weiblichen  Verstandes  darznthun 
versuchte.  In  Deutschland  wuixie,  nachdem 
der  humanistische  Philosoph  Cornelius 
Agrippa  1505  in  einer  lateinischen  Schrift 
über  den  Vorzug  des  weiblichen  Geschlechts 
theoretisch  für  das  Recht  der  Frauen  auf 
gründliche  und  höhere  Bildung  eingetreten 
war  und  damit  eine  lang  dauernde 
litterarische  Fehde  hierüber  eingeleitet  hatte, 
das  17.  Jahrhundert  das  Zeitalter  der  »ge- 
lehrten« Frauen.  Um  dieselbe  Zeit  erhoben 
in  England,  obschon  vergebens,  unbefangene 


und  weiter  blickende  Geister,  wie  Daniel 
Defoe  und  Mary  Astel,  für  die  Verbesserung 
der  weiblichen  Erziehung,  insbesondere  für 
die  Ausbildung  eines  höheren  Mädchenschul- 
wesens ihre  Stimme.  Es  geschah  dies  nicht 
sowohl  in  der  Absicht,  die  Gelehrsamkeit, 
als  vielmehr  eine  bessere  Allgemeinbildung 
unter  den  Frauen  der  besser  situierten  Schich- 
ten zu  fördern.  Aber  alle  diese  Erscheinungen 
vermochten  so  wenig  wie  der  bedeutende 
politische  Einfluss,  welchen  im  18.  Jahrhun- 
dert die  Frauen  der  oberen  Stände  durch 
ihre  Salons  ausübten,  eine  tiefer  greifende 
Bedeutung  für  die  Lage  des  weibhchen  G^ 
schlechts  zu  gewinnen.  Erst  als  der 
individualistische  Geist  der  Aufklärun^philo- 
sophie  und  der  Rousseauschen  Schriften  in 
breiteren  Schichten  das  Bewusstsein  des 
eigenen  Menschenwertes  wachrief,  begannen 
weitere  Frauenkreise  über  die  grundsätz- 
liche Stellung;  ihres  Geschlechtes  nachzu- 
denken und  deren  Verbessening  im  Namen 
der  Gerechtigkeit  zu  fordern.  In  Verbin- 
dung mit  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
weldie  die  wirtschaftiichen  und  sozialen 
Verhältnisse  und  damit  zugleich  die  Lage 
der  Frauen  in  der  ganzen  modernen  Eultui*- 
welt  während  des  19.  Jahrhunderts  erfuhren, 
erwuchs  so  eine  allgemeine  Frauenbewegung. 
Schon  während  der  ersten  französischen 
Revolution  verlangten  die  zum  Teil  in 
eigenen  Klubs  organisierten  Frauen  nicht 
nur  auf  wirtschafthchem,  sondern  selbst  auf 
politischem  Gebiete  völlige  Gleichberechti- 
gung mit  den  Männern.  Die  Erklärung  der 
Menschenrechte,  die  nur  der  Männer  ^ 
dachte,  beantwortete  eine  der  Vorkämpferin- 
nen ihres  Geschlechtes,  Olympe  de  Gouges, 
mit  einer  Erklärung  der  Frauenrechte.  Ihre 
wirtschaftliche  Emancipation  errangen  die 
Frauen  mit  der  Aufhebung  der  Zunftvei- 
fassung  im  Jahre  1791,  ihren  politischen 
Bestrebungen  hingegen  wurde  mit  der  all- 
gemeinen Unterdrüfiung  der  Frauenklubs 
im  Jahre  1793  für  lange  Zeit  ein  Ende  be- 
reitet. 

In  nicht  geringem  Masse  waren  diese 
Anfänge  der  europäischen  Bewegung  von 
der  Entwickelung  der  VerhIÜtnisse  Nord- 
amerikas beeinflusst.  Dort  errang^en  die 
Frauen  im  Anschluss  an  die  Unabhängigkeits- 
bewegung, welche  sie  kräftig  gefördert  hatten, 
allgemeinen  Zutritt  zu  den  öffentlichen 
Schulen,  während  sie  mit  ihren  Bestre- 
bungen zur  Erlangung  politischer  Rechte 
damals  nur  vereinzelte  Erfolge  erzielten. 

Der  litterarisch  bedeutsamste  Vorkämpfer 
der  vollständigen  Gleichberechtigung  er- 
stand der  Frauenbewegung  während  der 
französischen  Revolutionszeit  in  dem  Philo- 
sophen Condorcet  Ihm  traten  in  Eng- 
land Mary  WoUstonecraft,  in  Deutschland 
Th.  V.  Hippel  als  hervorragende   litterarl- 
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sehe  Mitkämpfer  zur  Seite.  Weil  die  sozi- 
alen Voraussetzungen  hierfür  noch  nicht 
hinreichend  erfüllt  waren,  vermochten  diese 
Schriftsteller  eine  nachhaltige  Bewegung 
nicht  hervorzurufen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
knüpft  sich  die  Entwickelung  des  Emancipa- 
tionsgedaukens  vornehmlich  an  den  Namen 
der  Romanschriftstellerin  Georges  Sand. 
Doch  sind  es  nicht  wirtschafts-,  Staats-  und 
sozialpolitisclie  Gesichtspunkte,  welche  sie 
zur  Bekämpfung  der  Ehe  zu  Gunsten  eines 
freien  sittlichen  Verhältnisses  bestimmen,  als 
vielmehi'  die  Ueberzeugung  von  dem  un- 
verlierbaren Recht  der  Persönlichkeit. 
Aeusserlich  traten  die  Wirkungen  ihrer 
Schriften  wenig  zu  Tage.  Hingegen  ent- 
wickelte sich  eine  grössere  allgemeine  Bewe- 
gung in  der  nordamerikanischenünion  seitl840 
aus  den  Sklavenemancipationsbestrebungen. 
Die  amerikanischen  Frauen  wollten  nicht 
hinter  den  Negern  zurückstehen,  für  deren 
Menschenrechte  sie  selbst  eingetreten  waren. 
Da  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbes  und  der 
Erziehung  ihre  Gleichberechtigung  nicht  be- 
stritten war,  musste  die  Bewegimg  in  der 
Union  vorwiegend  politischen  Charakters  sein. 
1848  fand  dort  der  erste  Frauenkongress 
statt,  an  den  alsbald  weitere  Kongresse  sich 
anschlössen.  1869  bildeten  sich  zwei  grosse 
Stimmrechtsvereine,  die  1890  zu  der 
National  American  Suffrage  Association  ver- 
schmolzen wurden.  Grossen  Einfluss  ge- 
wann daneben  die  Womans  Christian  Tem- 
perance  Union,  die  mehr  als  200000  Mit- 
glieder zählt  und  die  verschiedensten  Wohl- 
fahrtszwecke verfolgt. 

Einen  lebhaften  Impuls  hatten  dieEmanci- 
pationsbestrebungen  übrigens  schon  seit  dem 
Ende  der  50er  Jahre  durch  J.  St.  Mill  erhalten. 
Sein  auf  dem  Boden  eines  radikalen  Individua- 
lismus stehendes  Buch  über  die  Hörigkeit  der 
Frau  übte  die  weiteste  Wirkung.  Er  selbst  trat 
an  die  Spitze  einer  seitdem  ununterbrochen 
fortdauernden  Bewegung  zur  Erlangung  des 
Stimmrechts  in  England.  Daneben  entfaltete 
sich  hier  gleichzeitig  unter  dem  persönlichen 
Einfluss  des  Lord  Shaftesbury  eine  um- 
fassende Vereinsorganisation  zur  Hebung  und 
Erweitemng  des  Frauenerwerbs  und  der 
Frauenbildung.  Das  Wirken  von  Miss 
Nightingale  wurde  epochemachend  für  die 
Begründung  und  Ausbreitung  der  weiblichen 
Krankenpflege. 

In  Frankreich  haben  die  zu  Ende  der  50  er 
Jahre  begonnenen  Frauenerwerbsbestre- 
bungen es  zu  keinem  bedeutenden  Erfolge  ge- 
bracht. Vielmehr  haben  die  in  grösserer  An- 
zahl bestehenden  feministischen  Vereinigun- 
gen vorwiegend  ihre  Kraft  in  der  Verfolgimg 
mehr  oder  weniger  extremer  politischer  wie 
sozialer  Ziele  vergeudet.  Dem  besonneneren 
Vorgehen  der  englischen  Frauenvereinigun- 


gen  haben  sich  die  Bestrebungen  in  Deutseh- 
land angeschlossen,  nur  dass  hier  gegenüber 
den  mit  dem  Jahre  1865  einsetzenden  litterari- 
schen und  praktischen  Bestrebungen  ziur 
Hebung  des  Frauenerwerbs  und  der  Frauen- 
bildung sowie  zur  Förderung  einer  sozialen 
Wirksamkeit  die  Verfolgung  politischer  Ziele 
fast  ganz  im  Hintergrunde  blieb.  Ihre 
Vertretung  findet  diese  Richtung  in  den 
beiden  Zeitschriften  »Neue  Bahnen«  und 
»Die  Frau«.  Dieser  gemässigten  Richtung 
ist  erst  im  letzten  Jahrzehnt  eine  radikalere 
gegenübergetreten,  welche  auf  allen  Ge- 
bieten grundsätzlich  die  völlige  Gleich- 
stellung der  Geschlechter  erstrebt.  Ihr 
Hauptorgan  bildet  die  Wochenschrift  »Die 
Frauenbewegung«.  Neuerdings  hat  endhch 
noch  eine  sozialdemokratische  Richtung  sich 
geltend  gemacht,  die  ihre  Vertretung  in 
der  Zeitschrift  »Die  Gleichheit«  findet,  doch 
hat  trotzdem  in  der  weiblichen  Arbeiter\s-elt 
die  Frauenbewegung  bisher  erst  wenig 
Boden  gewonnen.  Aehnlich  wie  in  Deutsch- 
land hat  sich  die  Frauenbewegung  in  Oester- 
i-eich  und  in  der  Schweiz  gestaltet. 

Im  Jahr  1891  trat  eine  grössere  Anzahl 
nordamerikanischer  Frauenvereine  zu  einem 
National  CouncU  of  Women  zusammen,  um 
gewisse  Ziele  gemeinsam  zu  verfolgen  und 
sich  gegenseitig  mit  Rat  und  That  zu  unter- 
stützen. Nach  diesem  Vorbilde  erfolgte  1894 
die  Gründung  des  Bundes  deutscher  Frauen- 
vei-eine,  der  als  Bundesorgan  seit  1899  das 
»Centralblatt  des  B.  d.  Fr.«  herausgiebt. 

Im  Herbst  1898  belief  sich  die  Zahl  der 
angeschlossenen  Vereine  bereits  auf  105. 
AehnlicheNational  verbände  bildeten  sich  in  an- 
deren Ländern,  in  Grossbritannien,  Canada  etc. 
Sie  alle  sind  ihrerseits  in  einem  Internationalen 
Frauenbunde  (International  Council  of  Wo- 
men), dessen  Sitz  in  London  ist,  zusammen- 
gefasst.  Die  ersten  Anläufe  zu  internatio- 
nalem Zusammenschluss  hatten  sich  übrigens 
in  der  Frauenbewegung  schon  in  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  zu  zeigen  begonnen.  In  dem  letz- 
ten Jahrzehnt  tagten  in  verschiedenen  Haupt- 
orten internationale  Frauenkongresse,  so  inChi- 
cago (1893),  Paris  (1889  u.  1896),  Berlin  (1896). 
Brüssel  (1898),  London  (1899).  Der  nächste 
internationale  Frauenkongress  ist  von  dem 
Internationalen  Frauenbimde  für  das  Jahr 
1904  in  Berlin  in  Aussieht  genommen.  Li 
London  wuixle  1899  die  Eirichtung  eines 
internationalen  Pressbureaus  zur  Fördenmg 
der  Frauensache  beschlossen. 

Litteratur:  Ausser  deri  amüichen  Veröffent- 
lichungen der  verschiedenen  Länder  über  Be- 
völkerungS'  und  Berufsstatistik  sovie  den  ein- 
schlagenden  Enqueten  und  Berichten  rgl.  u.  a. : 
Condorcet,  Lettre^  d*un  bourgeots  de  Setr 
Haren  1787,  Oeuvres  compl.,  Bmnsmrk  IS04, 
Bd.    IS.    —    Derselbe,    Snr    l'admission    des 


Frauenarbeit  und  Frauenfi'age 


1243 


Jemnies  au  droit  de  cite,  Joum.  de  la  »oc.  de 
1789  V.  S.  VII.  1790.  —  Mary  WollsUmecraft, 
Vindi<xUion  of  the  RiglUs  of  woman,  London 
1792,  deutsch  v.  Salzmann,  Scknepfentkal  17 9S  u. 
94.  yeue  Ausg.  durch  Mrs.  H.  Fawcett,  Lon- 
don 1896 ;  deutsch  v.P.  Berthold,  Dresden  1898. 

—  V,  Hippelf  Ueber  die  bürgerl.  Verbesserung 
der    Weiber,    Berlin    1792.    —    Michelet,    La 

Jemme,  Paris  1860.  —  Proudhon,  La  justice 
dan«   l'eglise   et  dans  la  rerohition,  Paris  1858. 

—  Jenny  d'H^ricourt,  La  femme  aßranchie, 
Brujr.  1860.  —  J,  St  Miil,  Subjection  0} 
iicomtn,  London  1869,  4.  Aufl.,  1878;  übers, 
von  Jenny  Hirsch  u.  d.  T.  »Die  Hörigkeit 
der  FravM,  S.  Aufl.,  Berlin  1891;  iibei^s.  von 
Ludw.  Stöckmann,  3.  Aufl.,  Berlin  u. 
Leipzig  1881.  —  Jüdboulaye,  Recherches  sur  la 
condition  cirile  et  politique  des  fenimes  depuis 
hs  Romains  jusqua'd  nos  jours,  Paris  I848.  — 
Legouv^f  Histoire  morale  de  la  femme,  Paris 
1848,  4^"^  ed.  I864.  —  J.  A.  Sigur,  Les  J'cmmes, 
leurs  conditions  et  leurs  influences  dans  Vordre 
social,  Paris  1803.  —  Havelock  ElliSf  Man 
and  Woman,  London  1894;  deutsch  von  II. 
Kurella,  Leipzig  1894.  —  lAly  Braun, 
Die  Frauenfrage  im  Altertum,  in  Brauns  Arch. 
13,  1898.  —  IHeaelbe,  Die  Anfänge  der  Frauen- 
bewegung,  ebenda.  —  K,  Weinhold,  Die 
deutschen  Frauen  im  Mittelalter,  3.  Aufl.,  Wien 
1897.  —  Xanrenberg ,  Frauenarbeit  und 
Arbeiterinnenerziehung  in  deutscher  Vorzeil,  Köln 
1880.  —  K,  Buchet*,  Die  Frauenfrage  im 
Mittelalter,  Tübingen  1882.  —  Stuhl,  Das 
deutsche  Handwerk,  Giessen  1874'  —  ^-  Stein" 
hatisenf  Das  gelehrte  Frauenzimmer,  Nord  und 
Süd,  Okt.  1895.  —  Theodore  Stanton,  The 
Woman     Question    in    Europe,    London    1884' 

—  Annie  Nathan  Meyer,  Womans  Work  in 
America,  New- York  1891.  —  Giraud,  Essai 
sur  la  condition  de  la  femme  en  Europe  et  cn 
Amerique,  Paris  1S8S.  —  Bebet,  Die  Frau  und 
der  Sozialismus,  29.  Aufl.,  Stuttgart  1898.  —  Bubin 
und  Westergaard,  Statistik  der  Ehen  auf  Grund 
der  soziaUn  Gliederung,  Jena  1890.  —  Jules 
IHiboc,  50  Jahre  Frauenfrage  in  Deutschland, 
Leipzig  1896.  —  Crustav  Cohn,  Die  deutsche 
Frauenbewegung,  Berlin  1896.  —  Lette,  Denk- 
schrift über  die  Eröffnung  neuer  und  die  Ver- 
besserung bisheriger  Erwerbsquellen  ßir  das 
weihliche  Geschlecht,  Arbeiterfreund  186t5.  — 
Luise  Otto,  Das  Recht  der  Frauen  auf  Encerb, 
Hamburg  1868.  —  v,  Sybel,  Ueber  die  Eman- 
zipation der  Fraxten,  Bonn  1870.  —  Phil.  %\ 
Nathusius,  Zur  Frauenfrage,  Halle  1871.  — 
Hedwig  Vohni,  Der  Frauen  Natur  und  Recht, 
Berlin  1876.  —  Fanny  Lewald,  Für  und 
icider  die  Frauen,  2.  Aufl.,  Berlin  1875.  — 
Franz  v.  Holtzendorff,  Die  Verbesserungen 
in  der  gesellschaftl.  u.  wirtschafti.  Stellung  der 
Frauen,  '^.  Aufl.,  Berlin  1877.  —  Luise  Büch^ 
ner.  Die  Frauen  und  ihr  Beruf,  5.  Aufl.,  Leip- 
zig I884.  —  IHeselbe,  Die  Frau,  Halle  1878.  ■— 
Teichntüller,  Ueber  die  Frauenemanzipation, 
Dorpat  1877.  —  Sophie  v,  Hardenberg,  Zur 
Frauenfrage,  Berlin  1888.  —  La€iS,  Zur  Frauen- 
frage, Berlin  1888.  —  Lor,  v.  Stein,  Die  Frau 
auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie,  6.  Aufl., 
Stuttgart  1886.  —  Derselbe,  Die  Frau  auf  dem 
sozialen  Gebiete,  Stuttgart  1880.  —  Hei,  Ijange, 
Frauenbildung,  Berlin  1889.  —  Dieselbe, 
Die    Frauenbewegung    im    Beiüusstsein    unserer 


Zeit,  Berlin  1892.  —  IHeselbe,  Intellektuelle 
Grenzlinien  zwischen  Mann  und  Frau,  trauen- 
wahlrecht,  Berlin  1897.  —  Ed,  v,  Hartmann, 
Moderne  Probleme,  S.  Aufl.,  Berlin  1891.  — 
Theob,  Ziegler,  Die  soziale  Frage  eine  sitt- 
liche Frage,  4.  Aufl.,  Stuttgart  1891.  —  Konst, 
Rössler,  Hingeworfene  Gedanken  zur  Frauen- 
frage,  Preuss.  Jahrb.  189S.  —  Eliza  lehel^ 
haeuser.  Der  gegenwärtige  Stand  der  Frau&n- 
frage  in  allen  KuUurstaaten,  Leipzig  1894'  — 
Irma  \\  Troll-Borostyäni,  Das  Recht  der 
Frau,  Berlin  1894 .  —  -E'»  Qnauck-Kühne, 
Die  soziale  Lage  der  Frau,  Berlin  1895.  — Eniille 
Ketttpin,  Grenzlinien  der  Frauenbewegung,  Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Verw.  21.,  1897.  —  Minna  Cauer,  Die 
Frau  im  19.  Jahrh.,  Berlin  1898.  —  Fierstfyrff, 
Zimmer  und  Wyehgram,  Frauenberuf  und 
Frauenerziehung,  Hamburg  1899.  —  Käthe 
Schirmuicher,  Le  feminism^  aux  Etats- Unis, 
en  France,  dans  la  Grande-Bretagne,  en  Suede 
et  en  Russie,  Paris  1898.  —  Anna  Lamp^ri^e, 
Le  role  social  de  la  femme,  Paris  1898.  — 
lALise  Otto "  Peters ,  Das  erste  Vierteljahr 
des  Allgem.  deutschen  Franenvereins ,  Ijcipzig 
1890.  —  J'enny  Hirsch,  Geschichte  der 
£5  jährigen  Wirksamkeit  de^  Lette-  Vereins, 
Berlin  1891.  —  Constanze  v.  Fj'anken, 
Katechismus  der  weibl.  Encerbs-  und  Berufs- 
arten, Leipzig  1898.  —  EUy  Saul  und  Hildeg, 
Ohrist'J'eniche,  Jahrb.  f.  d.  deutsche  Frauen  • 
weit,  Stuttgart  1899.  —  Dorothea  ChtHstine 
Erxleben  geb.  Leporin,  Griindl.  Untersuchung 
der  Ursachen,  die  das  weibl.  Geschlecht  vom 
Studieren  abhalten  etc.,  Berlin  174^'  —  IHeselbe, 
Vernünftige  Gedanken  vom  Studieren  des  schönen 
Geschlechts,  Frankfurt  und  Leipzig  1749.  —  V. 
Böhtnert,  Das  Studium  der  Frauen,  Leipzig 
1872.  —  Hedw.  Dohm,  Die  wissenschafil. 
Emanzipation  der  Frau,  Berl.  1877.  —  Th. 
V.  Bisehoff,  Das  Studium  und  die  Ausübitng 
der   Medizin  durch    die  Frauen,  3Iünchen  1877. 

—  L/udw,  Schwerin,  Die  2Sulassung  der 
Flauen  zur  Ausübung  des  ärztlichen  Berufs, 
Berlin  1880.  —  Math,  Webet*,  Aerztinnen  für 
Frauenkrankheiten,  e.  eth.  u.  sanitäre  Notwendig- 
keit, 4.  Auß.,  Tübingen  1889.  —  Fehling,  Die 
Bestimmung   der   Frau,   2.    Aufl.,    StuUg.    1892. 

—  Bunge,  Das  Weib  in  s.  geschl.  Eigenart, 
S.  Aufl.,  1898.  —  Penzoldt,  Das  Medizin- 
studium der  Frauen,  Jena,  1899.  —  Herkner, 
Das  Frauenstudium  der  Nationalökonomie,  Berlin 
1899.  —  Li,  Frank,  La  Femme-Avocat,  Paris 
1898.  —  A.  Kirchhoff,  Die  akaäemische  Frau, 
Gutachten  hetTomxgender  Universitätsprofessoren, 
Frauenlehrer  u.  Schriftsteller  üb.  d.  Befähigung 
d.  Frau  z.  akadem.  Studien,  Berlin  1897.  — 
Wyehgram,  Handbuch  des  höheren  Mädchen- 
schulwesens, Leipzig  1896.  —  E.  Münsterbe^'g , 
Ziele  der  weibl.  Hilfsthätigkeit  in  «Die  /'Vawcc 
18971 98.  —  Hauser  und  Dütttnann,  Die 
Kranken-  und  Hauspflege  auf  dem  Lande,  Schi', 
d.  Ver.  f.  A.  u.  W.  44,  Leipzig  1899.  — 
Levasseur,  Histoire  des  classes  ouv^rih'es  depuis 
1789,  Paris  1867. — Leroy^Beaulieu,  Le  travaü 
des  femmes  au  XIX.  siecle,  Paris  1878.  —  Jules 
Simon,  L'ouvriere,  J?*»»«  ed.,  Paris  1861.  — J,  V, 
Daubi^f  La  femme  patirre  au  dix-neuvieme  siecle, 
gerne  ed.,  Paris  1870.  —  JPr.  Engels,  Die  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  in  England,  2.  Ausg., 
Leipzig  I848.  —  K.  Frankenstein,  Die  Lage 
der  Arbeiten» nen  in  den  deutschen  Grossstädten 
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Jahrb.  /.  G.  «.  F.,  N,  F.,  Bd.  IS,  1888.  —  JC. 
Kaerger,  Die  iiacJisengängerei,  Ldw.  Jahrb., 
19,  1890.  —  »Die  deuUche  ffatuindttstrien, 
4  Bde.  der  Sehr.  d.  V.  f.  SoxiaXpol.,  Leipzig 
1889  u.  1890,  in^)eä.  Bd.  1:  SHeda,  Lütera- 
tur,  heutige  Zustände  u.  Entstehung  der  deutschen 
Hausindustrie.  —  nHausvnduttrie  und  Heini' 
arbeit  in  Deutsehland  und  Oeslerreichn,  4  Bde. 
ebenda,  Leipzig  1899,  insbes.  Bd.  2:  Die  Haus- 
industrie der  Frauen  in  Berlin.  —  Die  Arbeits- 
und Lebensverhältnisse  der  Wiener  Lohn- 
arbeiterinnen,  Wien  1897.  —  t7.  SUbermann, 
Zur  Entlohnung  der  Frauenarbeit,  Jahrb.  f.  Ges. 
u.  Verw.  2S,  1899.  —  MarHUf  Die  Aus- 
schliessung der  verheirateten  Frau  aus  der 
Fabrik,  Zeitschr.  f.  Staatsw.  1896.  —  Hirt, 
Die  gewerbliche  Thätigkeit  der  Frauen  vom 
hygien.  Standpunkte  aus,  Breslau  u.  Leipzig 
187S.  —  Derselbe,  Frauenarbeit  in  Fabriken, 
Hirths  Ann.  1875.  —  Schüler  und  Burh- 
hardl,  Untersuchungen  Über  die  Gesundheits- 
verhältnisse der  Fabrikbevölkerung  der  Schweiz, 
Aarau  1889.  —  Blorenee  KeUey,  Die  weibl. 
Fabrikinspektion  i.  d.  Ver.  Staaten,  Brauns 
Arch.  11,  1897.  —  Hei,  SUnum,  Die  Fabrik- 
u.  SanitdUsinspektorinnen  in  England,  Jahrb.  f. 
Ges.  u.  Verw.  £1,1897. — JSm/ma  Ihrer,  DieOrgani- 
sation  der  Arbeiterinnen  Deutschlands,  ihre  Ent- 
stehung und  EntWickelung,  Berlin  189S.  — 
Qertrudt  Dyrenfurth,  Die  genossenschaftl. 
Bewegung  unter  d.  engl.  Arbeiterinnen,  Brauns 
Arch.  7,  1897.  —  KaUe  und  Kamp,  Die 
hauswirtschaftliche  Unterweisung  armer  Mädchen, 
Wiesbaden  1889;  X.  F.,  1891.  —  Der  Hauswirt- 
schafUicke  Unterricht  armer  Mädchen  in  Deutsch- 
land, Sehr.  d.   Ver.  f.  A.  u.  W.,  12,  Leipzig  1890. 

—  C  N,  Starche,  La  famüle  dans  les  diffhrentes 
societh,  Paris  1899.  — P.  CHde,  £tude  sur  la 
condition  privee  de  la  femme,  Paris  1867.  — 
Th,  Barrett  Lennard,  The  position  in  law 
qf  women,  London  1883.  —  Lawrence,  The 
history  of  the  laws  affecHng  the  property  of 
married  women  in  England,  London  1884-  — 
Bridel,  La  femme  et  le  droit,  Paris  1884'  — 
Derselbe,  Le  droit  des  femmes  et  le  mariage, 
Paris  1898.  —  Derselhe,  Melanges  feministes, 
I\iris  1897.  —  Carl  BtUling,  Die  deutsche 
Frau  und  das  B.G.B.,  i.  Aufl.,  Berlin  1896.  — 
Herrn,  Jast/row,  Das  Recht  der  Frau  nach 
dem  B.G.B.,  Berlin  1897.  —  G.  Planeh,  Die 
rechtliche  Stellung  der  F^u  nach  dem  B.G.B., 
S.  Aufl.,  Göttingen  1899.  —  Frank,  Essai  sur  la 
condition  poUtique  de  la  femme,  Paris  1892.  — 
Jf.  Ostrogarshi,  La  femme  au  point  de 
vue  du  droit  public,  Paris  189 f;  iibers.  von 
Franziska  Steinitz  u.  d.  T.  »Die  Frau 
im  öffentlichen  Recht«,  Leipzig  1897.  —  FSrau 
L^ppmann,  Die  Frau  im  Kommunaldienst, 
GöUingen  1896.  —  E,  C.  Stantan,  S,  B, 
Anthony,  M,  JT,  Oage,  History  of  Woman 
Suffrage,  New- York  1881.  —  Idly  Braun, 
Das  Frauenstimmrecht  in  Engkmd,  Brauns 
Arch.,  10,  1897.  —  Der  internationale  Kongress 
f.  Frauenwerke  u.  Frauenbestrebungen  in  Berlin, 
Sammig.  d.  Vorträge  u.  Ansprachen,  Berl.  1897. 

—  Bericht  über  d.  Verhandlungen  des  Schweiz, 
Kongresses  f.  d.  Interessen  d.  Frau  in  Genf, 
Bern  1897.  —  Ueber  einige  ältere  Litteratur 
s.  JPierstorfff  Litteratur  zur  Frauenfrage,  Jahrb. 
f.  Nat.  n.  Stat.,  N.  F.  7,  189S. 

Zeitschriftenlitteratur:    Neue    Bahnen, 


Organ  des  Allgem.  deutschen  Frauenvereins, 
herausg.  v.  Auguste  Schmidt,  Leipzig.  — 
Die  Gleichheit,  herausg.  v.  Clara  ZeUeln, 
Stutig.  —  Die  Frau,  herausg.  v.  HeL  Lange, 
Berlin.  —  Die  Frauenbewegung,  herausg. 
V.  Minna  Cauer,  Berlin.  —  Centralblait 
des  Bundes  deutscher  Frauenvereine, 
begr.  v.  tfeaneite  Schwerin,  herausg,  v. 
Marie  Stritt,  Berlin.  —  La  Fronde,  Baris.  — 
Dokumente  der  Frauen,  herausg.  v. 
Auguste  Wickert,  Marie  Lang  und  Rasa 
Mayreder,  Wien.  —  Wot^ans  Journal, 
Boston  (Mass.).  —  The  English  womens 
Beview,  London.  —  Die  Lehrerin,  herausg. 
V.  Marie  Loeper  -  HousseUe,  Gera.  — 
Deutsche  Zeitschr.  f.  ausländ.  Unter- 
richtswesen, herausg.  v.  Wyehgrasn,  Leipzig. 

Julius  Pierstorff. 


FreihAfen. 


1.  Begriff  nnd  Bedentang.  2.  Geschichte 
der  F.  im  allgemeinen.  B.  Geschichte  der 
deutschen  F.  4.  Der  jetzige  Znstand.  Anshlick 
in  die  Zukunft. 

1.  Begriff  und  Bedentung.  Im  allge- 
meinen  bezeichnet  man  als  »Freihafen« 
jeden  Hafenplatz,  der  gänzlich  ausserhalb 
der  Zollgrenze  seines  Landes  belassen  wird 
und  somit  in  jeder  Hinsicht  wirkliches 
Zollausland  ist  Indes  ist  die  Terminologie 
der  Zollgesetze  eine  ausserordentlich  ver- 
schiedene und  leidet  überdies  darunter, 
dass  versucht  wird,  ganz  verschiedene  Ein- 
richtungen in  vorhandene  Kategorieen  ein- 
zuzwängen. Dieser  Missstand  tritt  beson- 
ders bei  dem  überhaupt  vielfach  veralteten 
deutschen  Zollgesetze  hervor. 

Das  deutsche  Zollgesetz  führt  im  §  97 
die  Freihäfen  unter  den  »All^meinen 
Niederlagen«  auf,  zusammen  mit  Fack- 
höfen, Hallen  und  Lagerhäusern,  die  in 
ihrem  Wesen  doch  von  den  Freihäfen 
völlig  versdiieden  sind,  während  letztere 
ihrem  Wesen  nach  den  »Freien  Nieder- 
lagen« des  §  107  näher  stehen,  wie  denn 
thatsächlich  auf  Grund  dieses  Paragraphen 
neuerdin^  in  Bremen,  Stettin  und  Danzig 
»Freibezirke«  oder  »Freihäfen«  errichtet 
worden  sind,  die  sich  aber  freilich  auch  von 
den  eigentlichen  Freihäfen  wesentlich  unter- 
scheiden. 

Um  etwas  Klarheit  in  die  verwirrende 
Terminologie  zu  bringen,  ist  es  nötig,  fol- 
gende Kategorieen  auseinander   zu    halten: 

a)  Freinafenstädte,  bei  denen  auch 
die  Wohnstadt  wirkliches  Zollausland  ist: 
derartige  Städte  sind  in  Deutschland  nicht 
mehr  vorhanden. 

b)  Freiliafenviertel,  bei  denen  nur 
die  Häfen  oder  doch  Teüe  von  ihnen,  mit 
Schuppen  und  Speichern,  auch  wohl  mit 
noch   unbenutztem  Landgebiete,  aber  olme 
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Wohnbevölkerung,  ausserhalb  der  Zoll- 
grenze bleiben,  doch  in  jeder  Hinsicht 
wirkliches  Zollausland  sind.  Dieser  Kate- 
fforie  gehört  der  jetzige  Hamburger  Frei- 
hafen an. 

c)  Freibezirke  (§  107  des  deutschen 
Zollgesetzes),  die  sich  von  den  »Freihafen- 
vierteln« dadurch  unterscheiden,  dass  sie 
nicht  wirkliches  Zollausland  sind,  sondern 
nur  in  den  meisten  Punkten  als  solches  be- 
handelt werden  *  doch  darf  in  ihnen  nach 
den  deutschen  Bestimmungen  nicht,  wie  im 
Hamburger  Freihafen,  Industrie  betrieben 
werden.  Hierher  gehören  die  Freibezirke 
in  Bremen,  Stettin  und  Neufahrwasser  bei 
Danzig  sowie  der  projektierte  Freibezirk  in 
Altena. 

Im  Auslande  herrscht  ebenfalls  hinsicht- 
lich der  Terminologie  viel  Verwirrung, 
Die  Ausdrücke  »porto  franco«  und  »port  franc« 
sind  so  oft  auch  auf  Freiviertel  und  zoll- 
freie Niederlagen  angewendet  worden,  dass 
man  neuerdings  zwischen  der  völligen 
>franchi8e  du  port«  und  dem  »port  franc« 
(Freiviertel)  unterscheidet,  andererseits  aber 
neben  dem  wieder  in  seiner  ursprünglichen 
umfassenden  Bedeutung  angewendeten  »porto 
franco«  noch  einen  »pimto  franco«  kennt, 
um  einen  Komplex  vpn  zollfreien  Lagern 
zu  bezeichnen.  Neuerdings  spricht  man 
in  Frankreich  von  »zones  franches«,  um 
Freihafenstädte,  Freihafenviertel  und  Frei- 
bezirke zusammenzufassen. 

Zölle  und  sonstige  Yerkehrsabgaben  sind 
stets  lästig  und  werden  noch  drückender 
durch  die  unvermeidlichen,  häufig  aber  über 
das  Mass  des  Notwendigen  ausgedehnten 
Kontrollmassregeln,  durch  die  Beschränkung 
der  Amtszeit  der  Zollbehörden  sowie  durch 
hohe  oder  schwankende  Nebengebühren. 
Früher  spielte  daneben  auch  die  Willkür 
und  Habsucht  von  Zollpäclitem  eine  grosse 
ßoUe.  Am  stärksten  wird  hiervon  regel- 
mässig die  Durchfuhr  betroffen,  nament- 
lich derjenige  Teil  derselben,  welcher  dem 
internationalen  Zwischenhandel  seine 
Entstehung  verdankt,  insofern  es  sich  dabei 
vorzugsweise  um  Waren  handelt,  die  auf 
Spekulation  gekauft  sind  oder  deren  wei- 
tere Bestimmung  aus  anderen  Gründen  un- 
gewiss ist^  die  deshalb  eine  Zeit  lang  an 
einem  Transitplatze  lagern,  wo  sie  überdies 
oft  notwendigen  Veränderungen  (Umpacken, 
Mischen,  Bearbeiten)  unterworfen  werden. 
Ist  dieser  Platz  zugleich  ein  grosser  inter- 
nationaler Markt,  so  wird  die  Belästigimg 
des  Transites  durch  den  Zoll  besonders 
schwer  empfunden ;  denn  die  Marktbildung, 
dieser  wichtigste  Vorgang  in  der  Entwicke- 
lung  des  Handels,  strebt  naturgemäss  stets 
nach  üeberschreitung  der  Zollgrenzen  und 
überhaupt  nach  möglichst  grosser  Bewegungs- 
freiheit.   Aber  auch   die  Industrie,  so- 


weit sie  ausländische  Rohstoffe  oder  Halb- 
fabrikate verarbeitet  *und  ihre  Erzeugnisse 
wieder  ins  Ausland  absetzt,  befindet  sich  in 
ähnlicher  Lage. 

2.  Geschichte  der  F.  im  allgemeinen. 
Schon  im  Mittelalter  wurde  me  Markt- 
büdung  durch  die  zahllosen  kleinen  ZoU- 
stätten  und  sonstigen  Verkehrsbeschränkun- 
gen ausserordentlich  behindert.  Dies  führte 
dahin,  die  ZöDe  durch  besondere  Privile^en 
zu  ermässigen,  für  die  Kaufleute  einzelner 
Nationen  oder  Städte  zollbegünstigte,  ex- 
territoriale Entrepots  zu  errichten  und  na- 
mentlich zu  gewissen  Zeiten  den  Verkehr 
dieser  oder  jener  Plätze  von  den  schwersten 
Hemmnissen  ganz  zu  befi^eien,  indem  man 
dort  Messen  und  Märkte  errichtete,  wo 
sich  der  Zwischenhandel  mehrerer  Zollge- 
biete koncentrieren  konnte. 

Die  mittelalterlichen  Verkehrsabgaben 
wirkten  ganz  besonders  drückend  durch  ihre 
grosse  Zähl  sowie  durch  die  harte,  willkür- 
liche Art  der  Erhebung;  doch  konnte  an 
jeder  einzelnen  Zollstätte  natürlich  nicht  ein 
sehr  hoher  Satz  gefordert  werden.  Als  nun 
aber  im  16.  und  17.  Jahrhundert  sich  grosse, 
teilweise  auch  schon  nationale  Wirtschafts- 
gebiete bildeten,  als  die  Zölle  an  die  Lan- 
desgrenze verie^  wurden  und  nicht  mehr 
ausschliesslich  fiskalischen,  sondern  wenig- 
stens zunächst  auch  allgemein  volkswirt- 
schaftlichen Zwecken  dienten  (Schutzzölle), 
als  sie  infolge  dessen  an  Höhe  ausserordent- 
lich zunahmen,  da  entstand  sehr  bald  das 
Bedürfnis,  den  internationalen  Zwischen- 
handel ganz  zollfrei  zu  lassen  und  denselben 
dadurch  an  einzelnen  Plätzen  zu  koncentrie- 
ren, dass  man  letztere  gar  nicht  in  die 
Zolilinie  einbezog.  Indem  man  hiermit 
mehrfach  auch  weitgehende  ReUgions-  und 
Gewerbefreiheit  verband,  machte  man  diese 
Städte  zu  ws^iren  Eldorados  des  internatio- 
nalen Verkehrs. 

Der  erste  dieser  modernen  Freihäfen  war 
Livoruo,  das  die  Medicis  auf  solche  Weise 
fseit  1547)  aus  einem  ganz  unbedeutenden 
Orte  zu  dem  wichtigsten  Stapelplatze  des 
Levantehandels  erhoben.  Notgedrungen  folg- 
ten bald  andere  Mittelmeerplätze:  Genua 
1595  und  namentlich  1709,  Neapel  1633, 
Venedig  1661,  Marseille  1669,  Gibraltar  1706, 
Port  Mahon  auf  Minorca  1718,  Triest  und 
Fiume  1719,  Ancona  und  Messina  1732.  In- 
des waren  die  meisten  dieser  Plätze  nicht 
völlige  Freihäfen,  und  denen,  welche  es  eine 
Zeit  lang  waren,  wurde  die  Zollfreiheit  meist 
wieder  beschränkt  oder  auch  ganz  genom- 
men, da  einesteils  die  Erwartungen,  welche 
man  he^e,  sich  natürlich  nicht  überall 
verwirklichen  konnten  —  denn  der  Rück- 
gang jener  Plätze  bezw.  ihre  Nichtentwicke- 
lung  hatte  ja  noch  mancherlei  andere  Ur- 
sachen ausser  den   Zöllen  —  und    da   an- 
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(lererseits  das  fiskalische  Interesse  oft  doch 
wieder  die  Oberhand"  gewann,  zumal  die 
Freihäfen  den  Schmuggel  gewaltig  beför- 
derten. 

3.  Geschichte  der  dentschen  F.  In 
Nordeuroj)a  war  Altona  der  erste  mo- 
derne Freihafen  und  zugleich  neben  Ldvorno 
der  einzige  europäische  Platz,  der  durch 
das  Freihafenprivilegium  in  kurzer  Zeit 
zu  grosser  Bedeutung  gelangt  ist.  Erst  im 
Jahre  1536  entstanden,  kam  der  Ort  1640 
unter  dänische  Herrschaft  und  wurde  als- 
bald als  scharfe  Waffe  gegen  Hamburg 
verwendet.  Die  Zollfreiheit  erlangte  er  im 
Jahre  1664  bei  seiner  Erhebung  zur  Stadt 
und  hat  dieselbe  dann  mit  kurzen  Unter- 
brechungen bis  zum  Jahre  1888  behalten. 
Schon  nach  wenigen  Jahrzehuten  wiurde 
Altona  dadurch  ein  gefährlicher  Konkurrent 
Hambiu^,  dessen  Speditions-  und  Kommis- 
sionsgeschäft es  an  sich  zog  und  bedeutend 
ausdehnte.  Hierdurch  wurde  Hamburg 
einereeits  zu  lebhafterer  Pflege  dieser  da- 
mals von  ihm  noch  nicht  genügend  be- 
achteten Geschäftsarten  und  zur  end- 
gültigen Aufgabe  des  lange  eifersüchtig 
benüteten  Stapelrechts  genötigt,  gleich- 
zeitig wurde  es  aber  auch  gezwungen,  sich 
selbst  aUmählich  in  einen  JbVeihafen  umzu- 
gestalten. 

Die  Zölle  der  deutschen  Hansestädte 
rührten  zum  Teil  noch  aus  dem  Mittelalter 
her,  waren  aber  im  16.  und  17.  Jarh  un- 
dert  wesentlich  erhöht  worden.  Wenn  sie 
trotzdem,  gleich  den  meisten  anderen  dieser 
kleinen  deutschen  Zölle,  für  sich  betrachtet 
nicht  besonders  hoch  waren,  so  wirkten  sie 
doch  drückend  durch  ihre  Vereinigung  mit 
dem  Stapelrechte,  durch  die  nur  historisch 
erklärbare  unzweckmässige  Art  der  Erhe- 
bung (Hamburg  z.  B.  hatte  fünf  bezw.  sechs 
ZöUe,  die  an  verschiedenen  Stellen  erhoben 
wurden)  sowie  durch  die  zahlreichen  mit 
ihnen  verbundenen  Nebengebühren  und  na- 
mentlich weil  sie  auch  die  Lebensader  der 
Städte,  die  Durchfuhr,  beschwerten. 
Der  ganze  Handel  derselben  war  ja  eigent- 
lich Zwischenhandel,  wenigstens  so  lange 
man  das  deutsche  Binnenland  als  Ausland 
betrachtete.  Die  Städte  hatten  deshalb 
doppelten  Anlass,  ihre  Zölle  möglichst  rasch 
zu  beseitigen ;  doch  selbst  bei  ihnen  behielt 
das  finanzielle  Interesse  lange  Zeit  die 
Oberhand. 

Hamburg  ermässigte  erst  nach  iahi- 
zehntelangem  Drängen  der  eigenen  Kauf- 
mannschaft und  des  Binnenlandes  im  Jahre 
1713  den  Durchfuhrzoll  und  hob  ihn  end- 
lich im  Jahi*e  1727  ganz  auf,  wobei  man 
indes  diese  Wohlthat  auf  die  hamburgischen 
Grossbürger  beschränkte,  einen  besonderen 
Eid  vorschrieb,  strengen  Plombierungs- 
zwang  einführte  und  mehrere  Waren  einst- 


weilen noch  eximierte.  Sowohl  diese  wie 
die  wichtigsten  späteren  Zollreduktionen, 
insbesondere  die  der  Jahre  1826  und  1830 
erfolgten  nur  unter  dem  steten  Drucke,  den 
die  Altonaer  Zollfreiheit  ausübte.  Der  letzte 
Zollrest  ist  erst  im  Jahre  1874  verschwun- 
den. Bremen,  das  im  Wesergebiete  selbst 
keine  thätige  Mitbewerbung  zu  bestehen 
hatte,  legte  erst  im  Jahre  1824  die  Hand 
an  eine  durchgreifende  Reform  seiner  Zölle, 
und  Lübeck  ist  sogar  erst  durch  die 
Y.  V,  9.  November  1833  in  das  neuere 
System  der  Hansestädte  eingetreten.  Hieraus 
ergiebt  sich,  dass  die  Hansestädte 
erst  ungefähr  gleichzeitig  mit  der 
Entstehung  des  deutschen  Zoll- 
vereins zu  Freihäfen  geworden 
sind,  was  mit  der  Entwickelung  überein- 
stimmt, wie  sie  oben  für  die  älteren  Frei- 
häfen ebenfalls  nachgewiesen  worden  ist 
Gleichzeitig  aber  mit  dieser  Wandlung  be- 
gannen auch  schon  die  Bestrebungen,  wel- 
che auf  Anschluss  der  Hansestädte  an  den 
Zollverein  abzielten. 

Hier  kann  nicht  auf  die  verschiedenen 
Stadien  eingegangen  werden,  welche  diese 
Bestrebungen  wsSirend  ihrer  halbhundert- 
jährigen Dauer  zu  durchlaufen  hatten.  Es 
muss  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass 
sie  einerseits  ausgingen  von  einem  Teile 
der  hansestädtischen  Bevölkerung  und  an- 
dererseits vom  Binnenlande,  das  anfangs  die 
Ausbildung  der  Städte  zu  Freihäfen  drin- 
gend gewünscht  hatte,  jetzt  aber  noch 
dringender  ihren  Anschluss  an  das  nationale 
Wirtschaftsgebiet  forderte.  Der  grosste  Teil 
des  hanseatischen  Handelsstandes  verhielt 
sich  demgegenüber  entschieden  ablehnend, 
und  selbst  als  im  Jahre  1867  Schleswig' 
Holstein,  Lauenbiu^  [und  die  beiden  Meck- 
lenburg dem  ZoUvQreine  beitraten,  folgte 
von  den  Städten  nur  Lübeck  diesem  Bei- 
spiele, während  in  Bezug  auf  Bremen  und 
Hamburg  die  Verfassung  des  Norddeutsehen 
Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  im 
Art  34  bestimmte,  dass  diese  Städte  ausser- 
halb der  Zollgrenze  bleiben  sollten,  bis  sie 
ihren  Einschluss  in  dieselbe  beantragen 
würden.  Da  ein  solcher  Antrag  nicht  er- 
folgte, der  Wunsch  nach  Beseitigimg  der 
Ausnahmestellun'g  Hambiu^  und  Bremens 
indes  namentlich  mit  der  Rückkelir  zur 
Schutzzollpolitik  im  Jahre  1879  immer  leb- 
hafter wurde,  so  begann  der  Reichskanzler 
Fürst  Bismarck  seinerseits  auf  Herbeifüh- 
rung des  Ansclüusses  hinzuwirken.  Hier- 
bei fand  er  zunächst  bei  den  Städten  ent- 
schiedenen Widerstand,  zu  dessen  üeber- 
windung  Preussen  am  19.  April  und  28.  Mai 
1880  beim  Bundesrate  beantragte,  die  Stadt 
Altona,  die  hambiu*gische  Vorstadt  St.  Pauli 
und  die  ünterelbe  in  das  Zollgebiet  eiiuu- 
schliessen.    Unter  dem  Drucke  dieser  An- 
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träge,  namentlich  aber  nach  Zusichernng 
eines  geräumigen  Freihafenviertels  sowie 
eines  Reichszuschusses  von  40  MüUonen 
Mark  für  Zollanschlussbauten  kam  am 
25.  Mai  1881  mit  Hamburg  über  dessen 
Anschluss  eine  Vereinbarung  zu  stände, 
während  diejenige  mit  Bremen  erst  im  Jahre 
1884  erfolgt  ist  Am  15.  Oktober  1888  sind 
beide  Städte  nebst  Altona  an  das  Zollgebiet 
angesclilossen  worden. 

4.  Der  jetzige  Znstand.  Ausblick  in 
die  Zukunft  Auch  die  italienischen 
und  französischen  Freihäfen  sind  im 
Laufe  unseres  Jahrhunderts  sämtlich  aufge- 
hoben worden.  Nachdem  ferner  der  An- 
schluss von  Triest  und  Fiume  an  das 
Zollgebiet  der  österreichisch  -  ungarischen 
Monarchie  erfolgt  ist,  so  ist  in  Europa  nur 
noch  Gibraltar  als  eigentliche  Freihafen- 
stadt übrig  geblieben.  Dagegen  giebt  es 
ausserhalb  Europas  noch  eine  ganze  Anzahl 
solcher  Freihafenstädte,  deren  sich  nament- 
Hch  England  zur  Unterstützung  seines 
weltumspannenden  Zwischenhandels  mit  Er- 
folg bedient  hat.  Dahin  gehören  Aden, 
Singapur,  Georgetown  auf  der  Insel  Penang, 
Malakka,  Hongkong  und  andere.  Auch 
die  neue  deuts(.'he  Erwerbung  Kiautschou 
ist  ein  Freiliafen  im  vollsten  Sinne  des 
Wortes. 

Freihafenviertel  und  Freibezirke  giebt  es 
auch  in  Europa,  so  besonders  in  Hambiu-g 
und  Kopenhagen  (Freihafenviertel),  in  Bre- 
men, Stettin  und  Dan  zig  (Freibezirke).  In 
Belgien  und  Frankreich  sind  neuenlings 
Bestrebungen  nach  ähnlichen  Einrichtimgen 
zu  Tage  getreten. 

Wenn  die  allgemeine  Ansicht  neuerdings 
mehr  und  mehr  dahin  geht,  dass  die  Zeit 
der  eigentlichen  Freihäfen  vorüber  ist,  so 
muBS  dies  wenigstens  für  die  grossen  In- 
dustrie- und  Handelsstaaten  der  Gegenwart 
in  der  That  als  zutreffend  anerkannt  wer- 
den. In  den  Anfängen  der  nationalwirt- 
scliaftlichen  Entwickelung  waren  Freihäfen 
nötig,  um  den  Seeplätzen,  die  sich  vom 
regulären  Ex-  und  Importhandel  noch  nicht 
ausreichend  ernähren  konnten,  die  Existenz 
auf  Grund  des  internationalen  Zwischen- 
handels zu  ermöglichen.  England  dagegen 
hat  im  eigenen  Lande  niemals  Freihäfen 
errichtet.  Der  Gedanke  daran  v^iirde  im 
ersten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts  er- 
wogen, aber  bald  als  verkehrt  erkannt 
Statt  dessen  erleichterte  England  den 
Zwischenhandel  anfangs  durch  Rückzölle 
(Drawbacks),  später  namentüch  diu-ch  gross- 
artige Ausbildung  des  »Warehousing  Sys- 
tem*, wodurch  die  geschlossenen  englischen 
Dockhäfen  sich  etwa  zu  dem  entwickelt 
haben,  was  jetzt  unsere  »Freibezirke«  sind. 
Derartige  zolltechnische  Erleichterungen 
sind  sowohl  den  modernen  Yerkehrsbedürf- 


nissen  wie  den  Grundsätzen  nationalwirt- 
schaftlicher Einheit  weit  besser  angepasst 
als  die  alten  Freiliafen.  Im  Gegensatze  zu 
diesen  letzteren  befördern  die  modernen 
Docks  und  Frei  viertel  die  Koncentra- 
tion der  effektiven  Warenumsätze  in  gut 
belegenen,  mit  allen  technischen  Vorkeh- 
rungen ausgestatteten  und  durch  kapital- 
kräftige, angeseheneLagerhaus-Gesellschaften 
geleiteten  Speicherkomplexen;  sie  erleich- 
tern hierdurch  die  Einführung  des  für  den 
modernen  Handelsverkehr  unentbehrlichen 
Warrantsystems,  und  indem  sie  dem  inter- 
nationalen Seehandel  im  Inlande  ein  Gebiet 
sichern,  auf  dem  er  sich  mit  völliger  Frei- 
heit bewegen  kann,  ohne  doch  wie  bei  den 
alten  Freihäfen  ganze  grosse  Städte  vom 
nationalen  Zollgebiete  abzusondera,  mildern 
sie  den  Interessengegensatz  zwischen  den 
nach  Freihandel  strebenden  Seeplätzen  und 
der  schutzbedürftigen  Industrie  des  Binnen- 
landes. Sie  werden  für  grosse  Häfen,  so- 
lange es  Zölle  giebt,  immer  unentbehrlich 
bleiben.  Der  Handel  allerdings  streift 
in  der  Gegenwart  immer  mehr  den  Cluirakter 
des  Eigenhandels  ab,  wird  immer  direkter 
und  benutzt  die  Seehäfen  immer  mehr  als 
blosse  Speditionsplätze;  indes  wird  auch 
für  ihn  noch  auf  lauge  Zeit  hinaus  die 
Möglichkeit  vorübergehender  zollfreier  Lage- 
nmg,  Mischung,  ümpackung  und  sonstiger 
Bearbeitimg  der  Waren  ohne  irgendwelche 
Belästigung  durch  das  Zollverfahren  nicht 
zu  entbehren  sein.  Die  Umsätze  der 
Spekulation  vollends,  deren  marktbildende 
Bedeutung  im  gewaltigen  Steigen  begriffen  ist, 
bedürfen  durchaus  solcher  zolltechnisch  mög- 
lichst exterritorialer  Sammelbecken  für  den 
internationalen  Warenverkehr.  Wenn  somit 
Docks  und  Freihafenviertel  auf  absehbare 
Zeit  unentbehrlich  sind,  so  werden  dagegen 
eigentliche  Freihäfen  künftig  wohl  nur  noch 
in  kleinen  Staaten  ohne  Hinterland,  an  ein- 
zelnen Plätzen,  die  dem  Transit  dienen 
sollen,  und  namentlich  in  halb  oder  gar 
nicht  kultivierten  LÄndem  existieren  können. 
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Künste  u.  nützlichen  Gebeerte,  Hamburg  1847. 
—  Der  Freihafen  v.  Triest  u.  d.  österr. 
Industrie,  Wien  1850.  —  J.  C.  Riul,  Sind 
Freihäfen  noch  zeitgemäss  t  Wien  186S.  —  A,  T., 
La  questione  del  porto  franco,  Trieste  186S.  — 
Der  Freihafen  von  Triest,  Denkschrift, 
dem  Rei^lisrate  gewidmet  von  der  Triester  Han- 
dels- u.  Gewerbekammer,  Triest  186.i.  —  OusL 
Tuchf    Die   Sonderstellung   der   deutschen  Frei- 
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häfen,  Hamburg  1878,  —  W.  Eberstein,  Ham- 
burgs AruehluM  an  das  detUscke  Zollgebiet^  Ver- 
hancUungen  zwUchen  Senat  und  Bürgerschaft, 
Hamburg  18811 82,  —  Protocolli  delle  sedute 
miste  in  oggetti  relativi  al  porto  franco  di 
Trieste,  tenutesi  neW  Aprile  1883,  Trieste  1883, 
—  JB.  Ehrenhergy  Wie  wurde  Haminirg  gross  f 
Streiftilge  in  der  Hamburger  HandelsgesckicfUe. 
I:  Die  Anfänge  des  Hamburger  Freihafens, 
Hamburg  und  Leipzig  1888. 

Richard  Ehrenberg, 


FreihandelsBchnle. 

1.  Be^ff.  2.  Früheste  Erscheinonffen.  3. 
Adam  Smith  und  die  weitere  Entwickelang  in 
England.     4.  Dentschland.     6.  Andere  Länder. 

1.  Begriff,  unter  FreihandelsBchule 
versteht  man  die  Geaamtheit  der  Schrift- 
steller und  Praktiker,  denen  die  Freilassung 
des  Verkehrs  von  staatlicher  Beschränkiuig 
und  Leitung  als  die  hauptsächliche  Vor- 
schrift erscheint,  die  sich  aus  der  national- 
ökonomischen Forschung  ergebe.  Die  Be- 
zeichnung Freihandel  ist  durch  eine  üeber- 
setzung  des  englischen  free  trade  entstan- 
den, das  auch  die  Franzosen  mit  libre- 
echange,  die  Italiener  mit  libero  scambio  in 
ihren  Sprachen  wörtlich  wiedergeben.  Der 
englische  Ausdruck  kommt  in  der  Litteratur 
schon  frühe,  anfangs  allerdings  in  einer  be- 
schränkten Bedeutung  vor.  Am  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  verstand  man  in  England 
unter  free  trade  diejenige  Handelspolitik, 
die  im  Gegensatz  zu  der  häufigen  Monopoli- 
sienmg  des  Handels  mit  einem  bestimmten 
fremden  Lande  zu  Gimsten  einer  einzigen 
grossen  Gesellschaft  ihn  der  Unternehmungs- 
lust zahlreicher  Einzelkaufleute  überliess, 
mochte  im  übrigen  den  Teilnehmern  an 
dem  Geschäftsverkehr  hinsichtlich  ihres  Be- 
triebs eine  weitgehende  Freiheit  gelassen 
oder  auch  eine  starke  Gebundenheit  aufer- 
legt sein.  In  diesem  Sinne  ist  z.  B.  der 
Ausdruck  zu  verstehen  in  den  Titeln  der 
Streitschriften  von  Misseiden,  Free  trade  or 
means  to  make  trade  flourish,  und  Malynes, 
The  maintenance  of  free  trade  (beide  von 
1622).  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  aber 
der  Begriff  derart  erweitert,  dass  er  in  der 
Gegenwart  gleichbedeutend  gebraucht  wird 
mit  Freiheit  der  wirtschaftlichen  Bewegung  in 
jeder  Form ,  d ie  diese  annehmen  mag.  !Nament- 
lich  die  Gegner  der  Freihandelslehre  be- 
kämpfen sie  mit  begreiflicher  Vorliebe  ge- 
rade in  ihrer  umfassendsten  Gestalt,  in  der 
sie  auch  die  meisten  Angriffspunkte  dar- 
bietet. Als  Beispiel  für  diese  moderne 
Auffassung  des  Begriffs  sei  auf  den  Titel 
einer  der  bedeutendsten  der  Bekämpfung 
des  Systems  gewidmeten  Schriften  hinge- 
wiesen,  auf   die   anonym   in   einer   Menge 


Auflagen  erschienenen,  von  dem  hervor- 
ragenden Juristen  Byles  verfassten  Sophisms 
of  free  trade  (zuerst  1849).  Hier  ist  free 
trade  ganz  gleichbedeutend  mit  freier 
Konkurrenz  gebraucht. 

2.  Früheste  Erscheinungeii.  In  Frank- 
reich haben  am  Anfang  des  17.  Jahrhun- 
derts die  i)olitischen  Bestrebungen  zur  Her- 
stellung einer  innigeren  Verbindung  und 
eines  dauernden  Friedens  unter  den  Ländern, 
die  rege  wurden,  einen  einzelnen  Sclirift- 
steller,  Emeric  de  Lacroix,  zu  der  weiter- 
gehenden Forderung  veranlasst  dass  auch 
der  auswärtige  Handel  keinen  anderen  Be- 
schränkungen als  der  innere  zu  unterwerfen 
sei.  Sein  1623  erschienenes  Werk  »Le  nou- 
veau  Cyn6e  ou  discours  des  occasions  et 
moyens  d'establir  ime  paix  gön^rale  et  la 
libert^  du  commerce  par  tout  le  monde« 
zeigt  schon  in  seinem  Titel  seine  freihäod- 
lerische  Tendenz.  Neben  zahlreichen  ande- 
ren eingreifenden  Reformen,  die  darin  vor- 
geschlagen sind,  der  Errichtung  eines  stän- 
digen Schiedsgerichtes  für  die  europäischen 
Staaten,  der  Zurückdrängung  des  üeberge- 
wichts,  das  der  Soldatenstand  im  Staat  und 
in  der  Gesellschaft  besitze,  der  Unterstützung 
der  Arbeiter  gegenüber  unberechtigten  An- 
sprüchen der  Arbeitgeber  und  ihrer  Ver- 
bände, der  Abschaffung  der  Käuflichkeit  der 
Aemter  und  dergleichen  empfiehlt  das 
merkwürdige  Buch  auch  die  möglichste  Be- 
seitigung der  Auslandzölle.  »Es  ist  wohl 
berechtigt«,  führt  Lacroix  aus,  »dass  der 
Fürst  von  den  Waren,  die  man  in  sein 
Herrschaftsgebiet  oder  aus  diesem  bringt 
und  befördert,  einiges  Einkommen  zieht; 
aber  er  soU  sich  dabei  der  möglichsten 
Mässigung  befleissigen  und  das  namenüich 
in  Bezug  auf  die  notwendigen  Lebensbe- 
dürfnisse, wie  Getreide,  "Wein,  Salz,  Fleisch, 
Fische,  Wolle,  Leinwand,  Leder,  damit  die 
Kaufleute  darin  desto  freier  Handel  treiben  und 
das  Volk  sie  desto  billiger  bekomme.«  Und 
an  einer  anderen  Stelle:  »Welche  Freude 
wäre  es,  die  Menschen  sich  überallhin  frei 
begeben  zu  sehen,  im  Verkehr  mit  einander 
ohne  Rücksicht  auf  das  Land,  wie  wenn 
die  Erde  für  alle,  wie  es  wirklich  ist,  das 
gemeinsame  Vaterland  wäre«.  Diese  aus 
ethischen  imd  politischen  Erwägungen  her- 
vorgegangene Begeisterung  für  die  Freiheit 
des  internationalen  Verkehrs  blieb  aber  ver- 
einzelt Von  viel  nachhaltigerer  Bedeutimg 
war  es,  dass  um  dieselbe  Zeit  in  England  die 
wissenschaftliche  Untersuchung  praktischer 
ökonomischer  Probleme  begann,  die  zu  der 
Erkenntnis  führte,  dass  auch  ohne  das  Ein- 
greifen des  Staates  das  freie  Spiel  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  gemeinnützige  Wirkungen 
erzeugen  kann.  Gerade  die  Männer,  die  wir  als 
die  hervorragendsten  Nationalökonomen  des 
17.  Jahrhunderts  bewundern,  haben  deshalb 
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zur  Feder  gegriffen,  um  die  populären  Vor- 
urteile, die  zur  Herstellung  des  allgemeinen 
Besten  eine  weitgehende  Beschränkung  des 
einzelnen  für  nötig  hielten,  zu  bekämpfen 
und  nachzuweisen,  dass  eine  Datürliche 
Entwickelung  und  ein  Vorgehen,  das  der 
Vorteil  einer  einzelnen  Berufsklasse  veran- 
lasste, auch  für  das  Ganze  ungefährlich  oder 
sogar  nützlich  seien.  Alle  diese  Schrift- 
steller waren  daher  im  Verhältnis  zu  ihren 
Zeitgenossen  Freihändler.  So  trat  Mun 
(1621,  1628)  für  die  Freigebung  der  Silber- 
ausfuhr ein,  die  im  Interesse  der  Ostindi- 
schen Kompagnie  lag,  indem  er  zeigte,  dass 
dadurch  Fingland  den  Zwischenhandel  mit 
den  orientalischen  Waren  erwerbe  und  sich 
auf  Kosten  der  übrigen  europäischen  Staa- 
ten bereichere.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  widerlegte  Petty  die  Befürch- 
tungen, als  ob  die  Erscheinungen,  die  das 
wirtschaftliche  Leben  der  Zeit  aufwies, 
Symptome  des  Niedergangs  seien,  durch 
die  Darlegung,  dass  es  zum  aUgemeinen 
Vorteil  gereiche,  nicht  selber  herzustellen, 
was  man  von  anderen  billiger  kaufen  kann, 
und  dass  es  nicht  darauf  ankomme,  viele 
Hände  zu  beschäftigen,  sondern  durch  wenig 
Arbeiter  grosse  Gütermengen  zu  erzeugen. 
Sein  hoher  Standpunkt  als  Naturforscher 
wie  als  Nationalökonom  ergiebt  sich  aus 
Aussprüchen,  wie  der  folgende  (1662)  ist : 
»So  wie  einsichtigere  Aerzte  mit  ihren 
Patienten  nicht  übermässig  viel  medicinieren 
und  mehr  den  Gang  der  Natur  beobachten 
und  ihm  folgen,  als  dass  sie  ihm  durch  hef- 
tige Eingriffe  von  ihrer  Seite  entgegentreten : 
so  ist  in  politischen  und  ökonomischen  Fra- 
gen derselbe  Grundsatz  zu  befolgen,  denn 
^aturam  expeUas  fuca  licet  usque  recurrit«. 
Ein  Menschenalter  später  hat  North  (1691) 
auseinandergesetzt,  auf  welche  Weise  sich 
»ohne  Hülfe  der  Staatsmänner«  die  Geld- 
menge des  Landes  dem  Bedürfnis  ent- 
sprechend vermehrt  und  vermindert,  hat  er 
gezeigt,  dass  die  Festsetzung  eines  Zins- 
maximums den  Borgern  meist  ebenso  nach- 
teilig ist  wie  den  Kapitalisten,  und  die  Frei- 
heit als  eine  der  Hauptquellen  des  National- 
reichtums  bezeichnet.  Auch  Nicholas  Bar- 
bon hat  sich  damals  (1696)  gegen  die  Be- 
schränkung der  ausländischen  Einfuhr  er- 
klärt und  den  Satz  aufgestellt :  je  freier  der 
Handel  sei,  desto  mehr  gedeihe  ein  Volk. 
Um  dieselbe  Zeit  übte  William  Paterson 
eine  vernichtende  Kritik  an  der  Politik  der 
Spanier,  die  in  ihren  Kolonieen  durch  ihre 
engherzigen  Monopole  die  Entwickelung  des 
Handels  und  der  Schiffahrt  verhindert,  die 
Gewinnung  der  Erzeugnisse  masslos  ver- 
teuert und  dadurch  sich  selbst  der  Früchte 
ihres  ungeheuren  Länderbesitzes  beraubt 
hätten.  Im  Gegensatz  dazu  wollte  er  solche 
Ansiedelungen   an   den    »Thoren   der   See« 
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gegnindet  wissen,  die  durch  »Naturalisation, 
Gewissensfreiheit  und  Zulassung  der  Ange- 
hörigen aller  Nationen  zum  Handel«  der 
Verbindung  mit  den  Tropenländern  erst  den 
wahren  Wert  geben  würden.  Auch  in  den 
Niederlanden  haben  während  des  17.  Jahr- 
hunderts die  verschiedensten  Arten  der  Ver- 
kehrsfreiheit geistvolle  Verteidiger  gefunden. 
Die  Bankfreiheit  empfiehlt  Ssumasius,  das 
Gespenst  des  Getreidewuchers  w^ird  durch 
Graswinkel  in  sein  Nichts  auflöst.  De  la 
Court  bekämpft  die  Zünfte  und  die  staat- 
liche Beglementierung  der  Fabrikation.  Der 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  zeigt  in  Eng- 
land weiteres  Erstarken  und  grössere  Aus- 
breitung solcher  Lehrmeinungen,  wie  sie  im 
Freihandelssystem  enthalten  sind.  Mande- 
ville,  dessen  eigenster  Gedanke  darin  be- 
steht, dass  die  Dinge  nach  ihren  Wirkungen 
zu  beurteilen  seien  und  auch  das  Unerfreu- 
liche durch  den  heilsamen  Zweck,  dem  es 
dient,  schätzbar  werde,  ist  auch  in  das 
Verständnis  des  auswärtigen  Handels  gut 
eingedrungen,  wenn  er  sa^,  dass  im  Ver- 
kehr mit  dem  Ausland  das  »Kaufen  ein 
Tauschen  ist  und  keine  Nation  Waren  von 
den  anderen  kaufen  kann,  wenn  sie  nicht 
eigene  Erzeugnisse  hat,  womit  sie  kauft«. 
Noch  viel  überzeugender  weiss  dann  Jacob 
Vanderlint,  der  Verfasser  des  in  vieler  Hin- 
sicht merkwürdigen  Buches  Money  answers 
all  things  (1734),  auseinander  zu  setzen, 
wie  die  natürlichen  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhänge gleichsam  in  automatischer 
Weise  verhindern,  dass  die  Einfuhr  fremder 
Waren  zu  gross  werden  kann.  »Kein  Nach- 
teil«, sagt  er,  »entsteht  durch  einen  unein- 
geschränkten Handel,  sondern  grosser  Vor- 
teil. Denn  wenn  selbst  der  Geldvorrat 
eines  Landes  dadurch  verkleinert  wird,  was 
durch  Handelsbeschränkungen  verhindert 
werden  soll,  so  werden  die  Nationen,  die 
das  Geld  bekommen,  alle  Waren  im  Preise 
steigen  sehen,  wie  der  Barvorrat  bei  ihnen 
zunimmt,  und  wenn  wir,  die  das  G^d 
verlieren,  genügend  Warenvorräte  herstellen, 
so  dass  die  Arbeit  billig  genug  wird,  deren 
Preis  sich  immer  aus  dem  Preise  von  Essen 
imd  Trinken  bildet,  so  werden  unsere  In- 
dustrieerzeugnisse und  alles  sonst  bald  so 
niedrig  im  Preise  stehen,  dass  sich  die 
Handelsbilanz  zu  Unseren  Gunsten  dreht  und 
wir  dadurch  imser  Geld  zurückbekommen«. 
Auch  das  Lob  der  Selbsthülfe  verkündet  er 
mit  den  Worten :  »Ich  bin  durchaus  für  die 
möglichste  Verhindenmg  der  Einfuhr  frem- 
der Waren,  aber  nicht  durch  Staatsgesetze, 
die  dem  Handel  niemals  Glück  bringen 
können,  sondern  dadurch,  dass  wir  selbst 
die  Waren  so  bülig  herstellen,  wie  kein 
anderes  Volk  sie  uns  liefern  kann.  Und  da 
dieses  die  einzige  natürüehe  und  wirksame 
Fernhaltung    solcher   Waren    ist,    die    wir 
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nicht  vom  Ausland  beziehen  wollen ,  so 
wünschte  ich,  dass  jedes  Volk  der  Welt 
nach  Kräften  in  gleicher  Weise  vorginge. 
Denn  dann  würde  der  Ueberfluss  an  allen 
Dingen  so  gross  sein ,  dass  die  ganze 
Menschheit  glücklich  wäre,  wenn  überhaupt 
die  Erde  im  stände  ist,  uns  glücklich  zu 
machen«.  Er  führt  auch  aus,  dass  durch 
eine  weise  Weltordnung  jeder  in  seinem 
Berufe  seinen  Unterhalt  finden  kann,  wenn 
nicht  künstlich  Hindemisse  geschaffen  wer- 
den. »Darum  sind«,  'so  fügt  er  hinzu, 
»alle  Völker  wie  eine  einzig  Tauschgesell- 
schaft aufzufassen,  worin  die  einzelnen  ihre 
mannigfachen  Benifsarten  zum  gemeinsamen 
Heil  und  IVommen  ausüben«.  Zehn  Jahre 
später  (1744)  erschien  die  erste  Auflage  des 
»Essay  on  the  causes  of  the  decline  of 
foreign  trade«,  einer  Schrift,  deren  Verfasser 
nicht  bestimmt  festgestellt  ist,  die  aber  mit 
guten  Gründen  dem  Sir  Matthew  Decker, 
einem  der  hervorragendsten  Kaufleute  seiner 
Zeit,  zugeschrieben  wird.  Darin  ist  mit  der 
grQssten  Entschiedenheit  die  Abschaffimg 
aller  ZöUe  gefordert,  damit  England  ein 
»Freihafen«  werde  und  auf  diese  Weise 
unbegrenzten  Zuwachs  des  Handels  und  des 
S^fisverkehrs  gewinne  und  sich  alle  ünter- 
haltsmittel  billig  verschaffe.  Als  ein  Wahn 
wird  es  erklärt,  dass  die  Aufhebung  von 
Zöllen  von  Gegenkonzessionen  des  Auslandes 
abhängig  zu  machen  sei ;  der  einseitig  einge- 
führte PVeihandel  bereichere  ebenso  gut.  Aber 
alle  diese  englischen  Schriftsteller  wie  auch 
die  niederländischen  haben  doch  nur  für  be- 
stimmte Gebiete  der  wirtschaftlichen  Thätig- 
keit,  indem  sie  für  den  besonderen  Fall  die 
Zweckmässigkeit  eines  solchen  Verhaltens 
eingehend  nachwiesen,  die  Aufhebung  staat- 
licher Beschränkung  und  Bevormundung 
gefordert.  Erst  in  Frankreich  dagegen  hat 
die  Lehre  ihren  Abschluss  erhalten  durch 
die  Aufstellung  des  Grundsatzes,  dass  der 
Verkehr  in  jeder  seiner  Aeusserungen 
gleichmässig  frei  und  ungehemmt  bleiben 
müsse.  Freilich  lässt  sich  bisher  nicht  mit 
aller  Sicherheit  entscheiden,  ob  die  Tradi- 
tion zuverlässig  ist,  der  zufolge  schon  zu 
Colbert  die  Lyoner  Kaufleute  gesagt  hätten : 
Laissez  —  nous  faire.  Aber  wenigstens  am 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  hat  Boisguille- 
bert  mit  vollster  Klarheit  ausgesprochen, 
dass  allseitig  befriedigende  Zustände  nur 
dann  eintreten,  wenn  man  die  Natiu*  der 
Dinge  frei  walten  lasse  und  der  Harmonie 
vertraue,  die  in  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen Hege.  Das  gleiche  lunfassende 
Prmcip  wurde  in  der  folgenden  Generation 
mit  noch  grösserer  Entschiedenheit  vom 
Marquis  d'Argenson  (1694 — 1757)  aufgestellt. 
Er  hat  den  Gedanken,  dass  die  Einmischung 
des  Staates  in  das  Wirtschaftsleben  vor- 
wiegend  Nachteile   erzeuge,    schon   in   ein 


kurzes  Schlagwort  zusammengedrängt :  moins 
gouvemer,  weniger  Gesetze  und  Beschrän- 
kungen; auch  die  Wendung  laissez  faire 
ist  von  ihm  gebraucht  worden.  Derselbe 
Geist  erfüllt  das  ^:«te  abgerundete  national- 
ökonomische System ,  das  in  Frankreich 
durch  Franz  Quesnay  begründet  wurde  \md 
als  das  physiokratische  bekannt  ist.  Wenn 
aus  den  Grundanschauungen,  die  darin  über 
das  Wesen  der  Produktion  und  des  Reich- 
tums entwickelt  sind,  zunächst  allerdings 
nur  zu  folgen  scheint,  dass  die  freie  Aus- 
fulir  des  Getreides  und  die  freie  Einfuhr 
der  Manufakte  wie  auch  eine  gewisse  Kon- 
kurrenz unter  den  Industriellen  vorteilhaft 
sind,  so  lebte  in  diesen  Theoretikern  doch 
zugleich  die  weitere  üeberzeugung  von  der 
Heilsamkeit  jeder  Art  freier  Bewegung  und 
der  Glaube,  dass  die  Beziehungen  unter  den 
einzelnen  durch  eine  höhere  Weisheit  zweck- 
mässig wirkenden  Gesetzen  unterworfen 
seien  und  daher  einer  fortwährenden  Rege- 
lung durch  das  Eingreifen  menschlicher 
Autoritäten  nicht  bedürften.  So  konnte 
Quesnay  dem  König  auf  die  Frage,  was  er 
als  Regent  thun  würde,  die  Antwort  geben : 
Nichts.  Sein  Gesinnungsgenosse  Goumay 
aber  hat  sich  der  berühmt  gewordenen 
Formel  bedient:  Laissez  faire,  laissez  passer, 
und  der  Marquis  Mirabeau  endlich  hat  den 
Grundgedanken  der  Freihandelslehre  in  die 
andere  Parömie  gefasst:  le  monde  va  de 
lui-m6me.  Praktische  Erfolge  erzielten  diese 
Anschauungen  schon  unter  Ludwig  XV., 
besonders  mit  dem  Edikt  v.  1764,  das  die 
Getreideausfuhr  freigab.  Unter  der  folgen- 
den Regierung  versuchte  Turgot  als  Gene* 
ralkontroUeiu*  auch  den  inneren  Verkehr 
von  den  Schranken  und  den  Fesseln  zu  er- 
lösen, die  ihn  eingeengt  hielten ;  namentlich 
galten  seine  Bemühungen  der  Befreiung 
des  Getreidehandels  im  Lande  selbst  sowie 
der  Beseitigung  der  Zünfte,  die  nach  seiner 
Auffassung  das  Recht  zu  arbeiten  illusorisch 
machten. 

3.  Adam  Smith  und  die  weitere  Ent- 
wickelnng  in  England.  Adam  Smith  hat 
sich  schon  in  seinen  üniversitätsvorlesungen 
mit  aller  Entschiedenheit  für  die  einzelnen 
Arten  der  freien  Konkurrenz  ausgesprochen 
und  ihre  Zweckmässigkeit  nadu^wiesen. 
Er  warnt,  im  Innern  des  Landes  die  »natür- 
liche Verteilung  der  Berufszweige  zu  durch- 
brechen«, er  lehrt  die  Interessenharmonie, 
die  es  thöricht  erscheinen  lässt,  wenn  das 
flache  Land  dem  Wachstimi  der  Städte  miss- 
günstig Lst,  da  die  Zunahme  der  Städte  die 
Zunahme  der  ländlichen  Bevölkerung  imd 
die  Vergrösserung  ihres  Wohlstandes  zur 
Folge  haben  muss.  In  Bezug  auf  den  aus- 
wärtigen Handel  fasst  er  selbst  seine  An- 
schauungen dahin  zusammen,  dass  man  «auf 
jede  Weise  streben  müsse,  England  zu  einem 
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Freihafen  zu  machen,  dem  auswärtigen 
Handel  keinerlei  Schwierigkeiten  bereiten 
dilrfe,  und  indem  man  den  Staatsbedarf  nach 
Möglichkeit  auf  anderem  Wege  aufbringt,  alle 
Abgaben,  Zölle  und  Accisen  abschaffen  solle, 
so  dass  fi-eier  Handel  und  ungehemmter 
Austausch  mit  allen  Völkern  und  hinsicht- 
lich aller  Waren  bestehe«.  In  seinem  gros- 
sen nationalökonomischen  Werke  hat  er  kein 
Bedenken  getragen,  die  Ergebnisse  seiner 
Einzeluntersuchungen  zu  einer  solchen  ein- 
heitlichen Fordenmg  unbedingter  wirtschaft- 
licher Freiheit  zusammenzufassen,  wie  sie 
aucli  von  den  Physiokraten  aufgestellt  wor- 
den war.  Er  erklärt  jenes  gesellschaftliche 
System  als  das  vollendete,  das  »Jedermann, 
so  lange  er  fremde  Rechte  nicht  verletzt, 
vollkommen  frei  seinen  eigenen  Vorteil  auf 
seine  Weise  verfolgen  und  seine  Arbeitskraft 
und  sein  Vermögen  mit  denen  jedes  belie- 
bigen Dritten  und  jedes  beliebigen  Standes 
in  Wettbewerb  bringen  lässt«.  Smith 
schreibt  sogar  dem  Walten  der  von  selbst 
wirkenden  sozialen  Kräfte  einen  noch  grös- 
seren Erfolg  zu  als  die  Physiokraten;  er 
ist  überzeugt,  dass  auch  die  falschen  Mass- 
nahmen der  Staaten  zum  grössten  Teil  da- 
durch geheilt  und  unschädlich  gemacht  wer- 
den. Aber  diese  allgemeineren  Lehrsätze 
und  Betrachtungen  sind  doch  auch  in  dem 
Werke  über  den  »Reichtum  der  Nationen« 
nicht  allzu  häufig,  und  seinen  wichtigsten 
Inhalt  büden  die  speciellen  Untersuchungen 
über  die  Probleme  der  internationalen  Han- 
delspolitik. Auf  diesem  Gebiete  war  die 
Forderung  vollkommener  Freiheit  nicht  bloss 
mit  der  bestehenden  Gesetzgebung,  sondern 
trotz  aller  Fortschritte  auch  mit  der  öffent- 
lichen Meinung  im  stärksten  Widerspnich. 
Um  so  eifriger  war  Smith  in  der  Heran- 
ziehung von  Gnlnden,  die  Vorteile  des  völlig 
ungehemmten  Verkehrs  unter  den  Völkern 
anschaulich  zu  machen,  und  um  so  tiefer 
ging  der  Eindruck,  den  seine  beredte  Be- 
weisführung hervorbrachte.  Wurde  sein 
Werk  der  Kanon  der  selbständigen  Wissen- 
schaft der  Nationalökonomie,  so  war  darin 
wiederum  die  Lehre  von  der  Handelspolitik 
der  originellste  Abschnitt,  dessen  unbedingte 
Anerkennung  und  Vertretung  deshalb  das 
imterscheidende  Merkmal  seiner  Schüler 
wurde.  Zugleich  musste  der  Ruhm  des 
Adam  Smith  und  die  Verteidigung  seines 
Sj'stems  allen  denjenigen  am  Herzen  liegen, 
die  eine  wachsende  Ausdehnung  der  Han- 
delsbeziehungen mit  ihren  Interessen  in 
Uebereinstimmung  sahen.  In  England  er- 
kannten aber  in  der  That  die  tieferblicken- 
den Staatsmänner,  dass  das  Land  durch 
einen  gesteigerten  Warenaustausch  mit  an- 
dern Völkern  nur  zu  gewinnen  habe.  So 
hat  Lord  Shelbume  in  einer  Art  politischem 
Vermächtnis  1783  ausgesprochen,   dass  zur 


Blüte  Englands  nur  freier  Handel  und  offene 
Märkte  erforderlich  seien.  Sein  berühmter 
Schüler  William  Pitt  war  w^ährend  seiner 
ganzen  öffentlichen  Wirksamkeit  bemüht, 
den  Handel  mit  Irland  von  seinen  Schranken 
zu  befreien,  und  ihm  ist  es  auch  1786  ge- 
lungen, den  Handelsvertrag  mit  Frankreich 
zu  Stande  zu  bringen,  der  wie  die  Befolgimg 
einer  von  Smith  gegebenen  Vorschrift,  ge- 
rade mit  diesem  Lande  eine  innige  wirt- 
schaftliche Verbindung  zu  pflegen,  erscheinen- 
kann.  Ein  interessantes  litterarisches  Er- 
zeugnis, das  noch  in  die  Lebenszeit  des 
Adam  Smith  fäUt,  beweist  ebenfeUs  den  zu- 
nehmenden Beifall,  den  die  neuen  handels- 
politischen Grundsätze  gewannen.  Es  ist 
das  eine  anonyme  Schrift  »New  and  old 
principles  of  trade  compared«  von  1788, 
worin  die  alten  Argumente  für  den  Schutz- 
zoll einzeln  aufgeführt  und  widerlegt  wer- 
den. Die  Revolutionskriege  lenkten  die  Auf- 
merksamkeit vorzugsweise  andern  Fragen 
zu,  ohne  dass  danun  die  Ausbreitung  der 
neuen  Lehre  in  immer  weitere  Kreise  der 
Nation  unterbrochen  wiurde.  Die  national- 
ökonomische Forschung  nahm  einen  neuen 
grossartigen  Aufschwung  und  vermehrte  die 
Argumente  für  die  von  Smith  vertretene 
Anschauung.  Die  Entdeckung  von  Torrens, 
dass  es  vorteilhaft  sein  kann,  auch  von  einem 
ärmeren  und  industriell  zm'ückgebiiebenen 
Volke  Industrieprodukte  zu  kaufen,  war  für 
sie  eine  bedeutende  Unterstützung.  So  regten 
sich  nach  der  Wiederherstellung  des  Frie- 
dens bald  auch  die  praktischen  Bestrebungen- 
zu  Gunsten  des  Freihandels.  BedeutimgsvolL 
war  namentlich  die  Kundgebung  der  Lon- 
doner Kaufleute,  die  sich  1820  mit  Petitionen 
an  das  Parlament  wandten  imd  Verträge 
mit  fremden  Nationen,  nötigenfalls  aber  so-« 
gar  einseitige  Herabsetzung  aller  Einfuhr- 
zölle forderten.  Der  Schritt  bewirkte  wenig- 
stens soviel,  dass  ein  Ausschuss  niedergesetzt 
wurde ,  der  die  Frage  allseitig  untersuchte 
und  in  mehreren  Berichten  die  Thatbestände, 
die  für  die  wirtschaftliche  Lage  des  Landes 
bezeichnend  waren,  zur  öffentlichen  Kennt- 
nis brachte.  Thomas  Tooke,  der  Verfasser 
der  Petition,  hatte  auch  Gelegenheit,  vor 
den  Untersuchungskonunissionen  die  Frei- 
handelslehre zu  entwickeln  und  zu  begrün- 
den. Bald  trat  in  Huskisson,  der  von  1823 
bis  1827  das  Handelsamt  leitete,  ein  über- 
zeugter Freihändler  in  die  Regierung  und 
verlieh  sowohl  durch  Reformen  der  inneren 
Gewerbeverfassung  wie  durch  die  Aufhebung 
von  Ausfuhrbeschränkungen  und  die  Milde- 
rung der  Schiffahrtsgesetze  seinen  Anschau- 
ungen thatkräftigen  Ausdruck.  Auch  in  den- 
Einfuhrzöllen  wurden  Ermässigungen  ein- 
geführt, und  überdies  bedeutete  die  neue 
Kodifikation  der  fast  unübersehbar  geworde- 
nen Zollgesetze,  —  ein  Werk,  das  nament- 
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lieh  dem  Beamten  der  Zollverwaltiing  James 
Deacon  Hiime  verdankt  ward,  —  eine  erheb- 
liche Erleichtening  des  auswärtigen  Handels. 
Nach  Hnskissons  Tod  kam  der  von  ihm  an- 
gebahnte Fortschritt  der  Gesetzgebnng ,  den 
auch  sein  berühmter  und  gleich  ihm  vor- 
zeitig verstorbener  Kollege  George  Canning 
unterstützt  hatte,  zum  Stillstand.  Aber  der 
Gedanke,  dass  die  Zollgesetzgebtmg  weiterer 
tiefgreifender  Veränderungen  dringend  be- 
dürfe, wurde  von  wirkungsvollen  Schrift- 
stellern, wie  Perronet  Thomson,  Verfasser 
des  Catechism  on  the  cornlaws  (1827),  Eben- 
ezer  Elüott,  der  sich  der  poetischen  Form 
für  die  Propaganda  bediente,  Miss  Martineau 
in  ihren  Erzählungen  Illustrations  of  poli- 
tical  econom}^,  in  der  Bevölkerung  lebendig 
erhalten,  und  als  sich  einige  Jahre  später 
der  Rückgang  des  englischen  Absatzes  im 
Ausland  den  Industriellen  in  der  empfind- 
lichsten Weise  fühlbar  machte,  wurde  von 
ihnen  mit  Nachdruck  das  Streben  darauf 
gerichtet,  dem  internationalen  Handel  durch 
möglichste  Beseitigung  aller  Schranken,  die 
ihn  hemmten,  eine  erweiterte  Ausdehnung 
zu  verschaffen.  Die  Angriffe  gegen  die  be- 
stehenden Einfuhrzölle  wurden  immer  hef- 
tiger. 1836  bildete  sich  in  London  auf  An- 
regung einer  Anzahl  fortgeschrittener  Libe- 
raler wie  Grote,  Roebuck,  Joseph  Hume  ein 
Verein  zur  Bekämpfung  der  Getreidezölle, 
eine  Anti-com-law-association.  ,  Im  Septem- 
ber 1838  trat  in  Manchester  ein  kleiner 
Kreis  von  sieben  Personen  zusammen,  imfi 
eine  ähnliche  Gesellschaft  zu  begründen,  die 
auch  alsbald  entstand  und  schon  im  näch- 
sten Monat  eine  grosse  Anzahl  angesehener 
Persönlichkeiten,  danmter  John  Bright  und 
Richard  Cobden,  zu  Mitgliedern  hatte.  Auf 
die  Anregung  dieser  Vereinigung  entstand 
im  folgenden  Frühjahr  der  Zusammenschi uss 
sdler  lokalen  Gesellschaften,  in  denen  die 
gleichen  Bestrebungen  verfolgt  wurden,  und 
dieser  Bund  war  die  epochemachende  »An- 
tikorngeselzliga«.  Im  Unterhaus  hatte  im 
März  1838  Charles  Pelham  Vilüers  die  Ein- 
setzung eines  besondern  Ausschusses  zur 
Untersuchung  der  Getreidezölle  beantragt, 
und  mit  seinem  Vorschlag  zurückgewiesen, 
wiederholte  er  um  seitdem  von  Jahr  zu  Jahr. 
Erfolgreicher  war  Joseph  Hume,  der  auf  die 
Herabsetzung  der  Industriezölle  hinzuwirken 
suchte.  Der  von  ihm  geforderte  Unter- 
suchungsausschuss  von  1840  empfahl  eine 
durchgreifende  Reform  des  Tarifs,  eine  Be- 
seiligung  der  zu  Gunsten  der  Kolonieen  be- 
stehenden Differentialzölle  und  die  Gleich- 
stellung der  fremden  Handeltreibenden  mit 
den  inländischen.  Diese  Vorschläge  machten 
einen  so  tiefen  Eindruck,  dass  trotz  des 
Ministerwechsels,  der  im  folgenden  Jahre 
eintrat,  die  Zollreform  alsbald  begann  und 
während  der  nächsten  Jahre  stetig  fortgesetzt 


wurde;  1845  allein  wurden  430  Warengat- 
tungen vollständig  vom  Zoll  befreit  Nur 
beim  Getreide  hielt  die  Regierung  hart- 
näckig an  der  bestehenden  »gleitenden  Skala« 
fest,  wenn  auch  1842  ihre  Sätze  eine  kleine 
Ermässigung  erfuhren.  Dieser  von  vornher- 
ein aussichtslose  Widerstand,  der  nur  als 
eine  Inkonsequenx  erscheinen  konnte,  hat  die 
durch  ihre  Energie  und  Ausdauer  ziu-  Be- 
wundenmg  zwingenden  Anstrengungen  der 
Liga  heraufbeschworen,  denen  zuletzt  noch, 
mehr  als  der  blosse  Getreidezoll  zum  Opfer 
fiel.  Denn  in  dem  Kampfe  um  die  volle 
Freiheit  des  auswärtigen  Handels  wurden 
der  Nation  die  weitgehendsten  Lehren  von 
dem  Segen  und  der  Gerechtigkeit  einer  un- 
gehemmten wirtschaftlichen  Bew^ung  ver- 
kündigt, und  der  Sieg  der  Männer,  die  den 
Schutzzoll  angriffen,  rief  im  ganzen  Lande 
die  üeberzeugung  hervor,  dass  das  Princip 
der  freien  Konkurrenz  die  zuverlässigBte 
Richtschnur  für  die  ganze  ökonomische  Po- 
litik bilde.  Der  Eindruck,  den  jene  Jahre 
des  Kampfes  zurückgelassen  haben,  war  so 
gewaltig,  dass  bis  auf  den  heutigen  Tag 
dieser  Gedanke  in  England  der  herrschende 
geblieben  ist.  Einer  ihrer  grössten  Triumphe 
war  es  für  die  Freihändler,  dass  sie  das 
Haupt  ihrer  Gegner,  den  ausgezeichneten 
Staatsmann  Sir  Robert  Peel  nicht  nur 
äusserlich  überwanden,  sondern  überzeugten 
und  in  einen  entschiedenen  Anhänger  ihrer 
Grundsätze  verwandelten;  er  selbst  hat  dann 
laut  im  Parlament  verkündet,  dass  »der 
Name,  der  mit  der  Massnahme  der  Ab- 
schaffung der  Getreidezölle  verbunden  sein 
muss  und  sein  wird,  der  Name  Richard 
Cobden  ist«.  Auch  ein  Parlament,  in  dem 
die  einstigen  Anhänger  des  Schutzzolls  die 
Mehrheit  besassen,  hat  1852  die  Resolution 
von  Villiers  angenommen,  dass  >der  Frei- 
handel die  Bessenmg  in  der  Lage  des  Lan- 
des herbeigeführt  habe«.  Immer  vollstän- 
diger fielen  in  der  nächsten  Zeit  die  Schran- 
ken, die  den  auswärtigen  Handel  erschwer- 
t<en.  Die  Differentialzölle  zu  Gunsten  des 
westindischen  Zuckers  wiuiien  1848,  die 
Schiffahrtsgesetze  1850  aufgehoben.  Von 
1846  bis  1851  stand  an  der  Spitze  der 
Kolonialverwaltung  in  Earl  Grey  ein  Mann, 
der  sich  von  den  beiden  Gedanken  leiten 
liess,  dass  die  Kolonieen  möglichst  unab- 
hängig über  ihre  Angelegenheiten  entschei- 
den sollten,  dass  sie  aber  auch  die  finan- 
ziellen Mittel  für  ihre  Verwaltung  im  we- 
sentlichen selbst  aufzubringen  hätten.  1853 
übernahm  zum  ersten  Md  jener  Politiker 
die  Leitung  der  Finanzen,  der  mehr  als 
irgend  ein  anderer  zur  Vereinfachung  des 
englischen  ZoU-  und  Steuerwesens  beige- 
tragen hat,  W.  E.  Gladstone.  In  seinem 
ersten  Budget  strich  er  123  Waren  aus  dem 
Zolltarif  und  ermässigte  für  133  weitere  die 
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Sätze.  1860  waren  die  Positionen  bereits 
auf  48  vermindert,  und  auch  diese  Zahl  ist 
inzwischen  dank  seiner  Wirksamkeit  als 
Finanzminister  und  Ministerpräsident  auf  ein 
Drittel  zusammengeschmolzen.  Am  Ende 
der  siebziger  Jahre,  als  die  Industrie  einen 
starken  Rückgang  erfuhr  und  sich  auch  die 
Landwirtschaft  in  sehr  ungünstiger  Lage 
befand,  haben  sich  wohl  Schriftsteller  und 
Politiker  gefimden,  die  einer  Wiederbelebung 
des  Schutzzolles  das  Wort  redeten.  Sie 
haben  allerdings  nichts  anderes  behauptet, 
als  dass  der  Freihandel  gegenseitig  unter 
den  Nationen  sein  müsse,  und  sich  deslialb 
als  Anhänger  des  fair  trade  (eines  »ge- 
rechten«, »auf  gleichem  Fuss«  stattfindenden 
Handels)  bezeichnet.  Aber  ihre  Bestrebun- 
gen haben  niemals  viel  Anklang  gefimden 
und  sind  mit  dem  Eintritt  eines  gebesserten 
Geschäftsganges  wieder  verschwunden.  Selbst 
die  Prämien,  die  in  den  letzten  Jahren  von 
den  kontinentalen  Staaten  der  Zuckerausfuhr 

f3währt  werden  und  die  westindischen 
lantagenbesitzer  englischer  Nationalität  so 
schwer  treffen,  haben  wohl  Erbitterung  gegen 
die  falschen  handelspolitischen  Grundsätze, 
die  anderwärts  herrschen,  aber  keine  Ver- 
letzung der  aus  der  Freihandelslehre  folgen- 
den Vorschriften  erzeugt. 

Ln  Zusammenhang  und  ziemlich  parallel 
mit  der  Zollrefonn  haben  die  englischen 
Freihändler  auch  eine  vollkommene  Umge- 
staltung der  innei-en  Besteuerung  erreicht. 
Auch  bei  diesen  Bestrebungen  diente  ihnen 
eine   besondere  Organisation,   die   sie   sich 

faben,  als  kräftiges  Mittel  für  ihre  Zwecke. 
)ie  Financial  reform  association  wurde  1848 
in  Liverpool  gegründet,  um  für  die  Be- 
schränkung der  Staatsausgaben,  direkte  Be- 
steuerung, Beseitigung  aUer  Begünstigungen 
einzelner  Stände  zu  wirken.  Durch  Ab- 
handlungen und  Versammlungen  war  sie 
seitdem  für  ihre  Aufgabe  thätig,  und  ihre 
Forderungen  haben  bei  der  Gesetzgebung 
um  so  grossere  Rücksichtnahme  gefunden, 
als  sie  zahlreiche  Abgeordnete  unter  ihren 
Mitgliedern  gehabt  hat.  Vor  allem  aber  war 
von  entscheidender  Bedeutung,  dass  der 
grösste  Finanzmann  des  Jahrhunderts,  W. 
Gladstone,  von  denselben  Anschauungen  er- 
füllt war,  überhaupt  fast  in  allen  Hinsichten 
immer  mehr  wie  (ler  echte  Erbe  der  Ideeen 
Cobdens  in  zeitgemässer  Weiterbildung  auf- 
trat. So  hat  denn  auch,  seitdem  er  und 
seine  Anhänger  von  der  Führung  der  Staats- 
geschäfte entfernt  wurden,  die  Finanzver- 
waltung eine  etwas  veränderte  Richtung 
eingeschlagen.  Nicht  nur  dass  sich  die 
Summe  der  Ausgaben  stark  vergrössert  hat, 
auch  Verwendimgen  zu  Gunsten  einzelner 
Berufsklassen  aus  den  Beiträgen  der  ge- 
samten Bürger,  die  erfolgt  sind,  stehen  im 
Widerspruch  mit  jenen  einfachen  und  durch- 


gi*eifenden  Rechtsregeln,  die  von  der  Frei- 
handelsschule verkündigt  worden  waren. 

Auf  dem  Gtebiete  der  äusseren  und  inneren 
Besteuerung  hat  sich  der  englische  Frei- 
handel in  seinen  Erörterungen  hauptsächlich 
gehalten;  hier  hat  er  jedenfalls  seine 
grössten  Erfolge  erzielt,  sind  durch  sein 
Verdienst  die  empfindlichsten  Missbräuche 
beseitigt  worden.  In  der  Gewerbeverfassung 
waren  die  Reformbestrebungen  weniger  nötig ; 
denn  sie  war  gleichsam  unwillkürhdi,  ohne 
durch  die  be^vussten  Forderungen  einer 
theoretischen  üeberzeugung  beeinflusst  zu 
sein,  den  fortschreitenden  Zeitbedürfnissen 
gefolgt.  Nur  die  Verhältnisse  in  der  Land- 
wirtschaft haben  in  England  viel  von  ihrer 
frtiheren  Gebundenheit  bewahrt  und  dadurch 
dem  Freihandel,  der  überall  die  Entfesselung 
und  den  Wettbewerb  erstrebt,  zu  Vor- 
schlägen für  die  Gesetzgebung  Gelegenheit 
geboten.  Unter  der  charakteristischen  Be- 
zeichnung des  »Freihandels  in  Bezug  auf 
den  Boden«  (free  trade  in  land)  sind  in  den 
letzten  Jahrzehnten  Bemühungen  hervorge- 
treten und  nicht  ohne  Ergebnis  geblieben, 
die  auf  die  Mobilisierung  des  Grundbesitzes 
abzielen.  Die  Fideikommisse,  die  als  entails 
und  Settlements  existieren,  die  Primogenitur, 
die  für  die  Intestaterbfolge  in  Bezug  auf 
Grundstücke  Landesgesetz  ist,  die  daraus 
folgende  Koncentriening  des  Bodens  in 
wenig  Händen,  endlich  auch  das  Verhältnis 
zwischen  Eigentümer  und  Pächter,  das  durch 
allerlei  privatrechtliche  Privilegien  des  erste- 
ren  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  er- 
schwert, werden  von  den  Freihändlern  als 
äusserst  reformbedürftig  bezeichnet.  In  der 
sogenannten  Lord  Caii'ns'  act  von  1882,  die 
einen  Verkauf  des  fideikommissarischen 
Grundbesitzes  gestattet,  ebenso  in  den  Agri- 
cultural  holdings'  acts,  die  dem  abziehenden 
Pächter  gewisse  Entschädigungsansprüche 
gegen  den  Eigentümer  einräumen,  sind  Er- 
folge der  Bewegung  zu  erblicken.  Die  Fort- 
setzung dieser  Reform  der  Bodengesetze 
und  die  Veränderung  der  administrativen 
Einrichtungen,  die  mit  der  bisherigen 
Stellung  der  Grundeigentümer  zusammen- 
hängen, sind  fast  das  einzige  Ziel,  das  die 
FVemändler  in  England  jetzt  noch  verfolgen 
können.  So  hat  denn  auch  eine  neuere 
Organisation,  die  sich  in  den  Dienst  ihrer 
Bestrebungen  gestellt  hat  und  zu  Ehren  des 
geistigen  Hauptes  der  Anti-com-law-league 
unter  dem  Namen  Cobdenklub  1866  be« 
gründet  wurde,  hauptsächlich  nach  zwei  Rich- 
tungen zu  wirken  gesucht.  In  seinen  Publi- 
kationen hat  dieser  Klub  nämlich  einerseits 
die  Vorteile,  die  England  mit  dem  Freihandel 
erzielt  hat,  klar  gelegt  und  den  andern 
Nationen  zur  Beherzigung  empfohlen.  An- 
dererseits sind  von  dieser  Gesellschaft  wert- 
volle  Arbeiten    über   die   Verhältnisse   des 
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•englischen  Grundbesitzes  veranlasst  worden, 
die.  namentlich  auch  durch  die  Vergleichung 
mit  den  Zuständen  anderer  Länder  die 
Ueberzeugung  von  ihrer  ßeformbedürftigkeit 
zu  verbreiten  suchen.  Darunter  sind  be- 
•sonders  zu  nennen:  Brodrick,  English  land 
and  English  landlords  (1881);  die  Samm- 
lungen Systems  of  land  tenure  in  various 
<50imtries  (zuletzt  1881),  Local  government 
and  taxation,  1875,  Local  government  and 
taxation  in  the  United  king-dom,  1882; 
Baxter,  Land  laws  of  the  past;  Duke  of 
Argyll,  Contracts  for  hire  of  land.  Natür- 
lich tritt  der  Verein  auch  abwehrend  auf, 
wenn  sich  Vorschläge,  die  als  eine  Nach- 
giebigkeit gegen  die  Fordei-migen  des  Schutz- 
zollsystems erscheinen,  gelegentlich  hervor- 
wagen. 

So  hat  die  Freihandelsschule  in  England 
bis  zur  Gegenwart  ihren  Einfluss  behauptet. 
Sie  hat  dieses  günstige  Ergebnis  sicher 
dem  Umstand  beizumessen,  dass  sie  sich 
vor  Uebertreibungen  ihres  Grundsatzes  be- 
wahrte. Freilich  haben  einzelne  ihrer  Führer, 
.wie  namentlich  Cobden  selbst  und  sein 
J'reund  Bright,  das  Princip  der  individuellen 
Freiheit  j  der  Zurückweisung  der  Staats- 
thätigkeit  auf  Fälle  angewendet,  in  denen 
es  der  besseren  Ueberzeugung  aller  Partei- 
losen als  unangebracht  und  verkehrt  er- 
schien. Sie  haben  sich  nicht  nur  in  Fr^n 
der  äusseren  Politik  oft  in  schroffen  Wider- 
spruch zu  ihren  Mitbürgern  gesetzt  und  die 
Bedeutung  des  Kolonialbesitzes  zu  gering 
angeschlagen,  sondern  auch  die  Schutzbe- 
jdürftigkeit  des  Arbeiters  gegenüber  dem 
Kapitalisten  nicht  genügend  gewürdigt. 
Durch  diese  Starrheit  inrer  Grundsätze 
haben  zwar  die  zwei  einfachen  Fabrikanten 
von  Manchester  das  feste  Vertrauen  ihrer 
Mitbüi'ger  und  die  allgemeine  Wertschätzung 
cds  Männer  von  Charakter  und  üeberzeugungs- 
treue  gewonnen,  aber  auch  der  nach  ihnen 
genannten  »Schule  von  Manchester«  den 
Euf  doktrinärer  Einseitigkeit  zugezogen. 
Aber  abgesehen  von  solchen  wenigen  Banner- 
trägern des  Princips  haben  sich  die  eng- 
lischen Freihändler  bei  all  ihrer  Entschieden- 
heit durchaus  nicht  zu  unvernünftigen 
Folgenmgen  verleiten  lassen.  Ein  so  be- 
redter Verteidiger  ihrer  Anschauungen  wie 
Macaulay  stand  nicht  an^  mit  Wärme  für 
die  Fabrikgesetzgebung  emzutreten.  Oder 
um  einen  neueren  Nationalökonomen  zu 
nennen,  so  lehrt  ein  Mann,  der  die  Ge- 
sinnungen der  englischen  Mittelklassen  in 
sich  trug,  ein  Freiliändler,  der  weder  von 
Vorurteilen  zu  Gunsten  der  Vergangenheit 
beeinflusst  wurde  noch  zu  radikalen  Re- 
formen neigte,  nämlich  Stanley  Jevons,  in 
einem  Buche  über  das  Verhältnis  des  Staates 
zum  Arbeiter  folgenden  Grundsatz:  »Wenn 
mich  meine  Studien  über  den  Gegenstand 


zu  irgend  einem  festen  Ergebnis  geführt 
haben,  so  ist  es  dieses,  dass  man  sich  vor 
allem  von  der  Vorstellung  frei  zu  machen 
hat,  als  ^be  es  in  sozialen  Fragen  solche 
Dinge  wie  abstrakte  Rechte,  absolute  Grund- 
sätze, unveränderliche  Regeln  oder  über- 
haupt etwas  mit  ewigem  und  unbeugsamem 
Wesen.«  Uebermässige  Einmischung  der 
Verwaltungsorgane  in  das  wirtschaftliche 
Leben  und  eine  ungleiche  Behandlung  der 
einzelnen  Stände  und  Klassen  würde  das 
englische  Volk  nicht  dulden;  aber  gesetz- 
licher Schutz  der  Schwachen  und  auch  der 
Unerfahreneren  wird  jetzt  als  in  bestimmten 
FäUen  geboten  anerkannt.  Die  neueren  Gesetze 
gegen  Warenfälschung  und  zum  Schutz  der 
Warenbezeichnungen  wurzeln  in  diesem  Ge- 
danken, und  auch  ein  Gesetz  gegen  den 
Zinswucher  wird  wohl  in  nächster  Zeit  zu 
stände  kommen.  Nur  ein  kleiner  Kreis  von 
Denkern  fürchtet,  dass  durch  eine  Behandlung 
der  wirtschaftlichen  Fragen  nach  den  Um- 
ständen des  EinzelMls  die  Thädgkeit  des 
Staates  zu  sehr  ausgedehnt,  die  Initiative 
des  Individuums  in  schädlicher  Weise  ab- 
geschwächt werde.  Der  bedeutendste  Ver- 
treter dies€ff  letzteren  Anschauungen  ist  der 
Philosoph  Herbert  Spencer.  Die  um- 
fassendste Publikation  semer  Anhänger  heisst : 
A  plea  for  liberty,  edited  by  Thomas  Mackav 
(1891). 

4.  Dentschland.  Mit  den  Lehren  der 
Physiokraten  liaben  schon  im  18.  Jahrhundert 
die  Vorstellungen  von  dem  Vorteile,  den  die 
freie  Konkurrenz  und  die  Entfesselung  des 
Handels  gewähren,  auch  in  Deutschland  Ein- 
gang gefunden.  Grösseren  Einfluss  übte 
das  Werk  des  Adam  Smith,  dessen  Gedanken 
namentlich  durch  Universitätslehrer  wie 
Sartorius,  Lüder  und  ganz  besonders  Kraus 
verbreitet  wurden  und  dadurch  vor  allem 
in  den  Kreisen  der  höheren  Staatsbeamten 
Geltung  gewannen.  Die  Reformen  der  Stein- 
Hardenbergschen  Periode  ebenso  wie  der 
preussische  Zolltarif  von  1818  waren  von 
dem  Geiste  der  Smithschen  Lehre  erfüllt 
Eine  eigentliche  Freihandelsschule  oder  -partei 
konnte  aber  erst  entstehen,  als  weitere  Kreise 
der  Gebildeten  auf  die  öffentlichen  Ange- 
legenheiten EinfiuSs  gewannen  und  als  ausser- 
dem die  Smithsche  Lehre,  die  bisher  als 
die  einzige  wissenschaftliche  allgemein  an- 
erkannt gewesen  war,  in  nachdrücklicher 
Weise  angegriffen  wurde.  Diese  Bedingungen 
vereinigten  sich  in  den  vierziger  Jahren 
unseres  Jahi'hunderts.  Damals  machte  List 
mit  seinen  originellen  Argumenten  zu  Gunsten 
des  Schutzsystems  Eindruck,  im  Zollverein 
erzielten  die  Bestrebungen  auf  Erhöhung 
des  Tarifs  Erfolg,  und  diurch  die  Zurück- 
drängung  der  früheren  freihändlerischen 
Grundsätze  sahen  sich  sowohl  die  Mehrzahl 
der  Kaufleute  als  auch  andere  Interessen- 
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kreise  geschädigt.  Dadurch  war  Yeranlassuag 
gegeben,  dass  namentlich  in  Norddeutschland, 
wie  in  Berlin,  Hamburg,  Stettin,  Preihandels- 
vereine  entstanden,  die  durch  Druckschriften 
auf  die  öffentliche  Meinung  zu  wirken 
suchten.  Auch  in  der  periodischen  Presse 
machte  es  sich  eine  Anzahl  Organe  und 
Schriftsteller  zur  besonderen  Aufgabe,  den 
sich  erhebenden  Protektionismus  zu  be- 
kämpfen, so  Brüggemann  in  der  Kölnischen 
Zeitung,  Faucher  in  den  »Börsennachrichten 
von  der  Ostsee«.  Die  Erfahrungen  des  Jahres 
1848  waren  geeignet,  die  Freihändler  noch 
zu  grosseren  Anstrengungen  anzueifern. 
Denn  in  den  Verhandlungen  dieses  Jahres, 
ob  sie  innerhalb  oder  ausserhalb  gesetz- 
gebender Körperschaften  gepflogen  wurden, 
machte  sich  deutlich  bemerkbaj*,  dass  von 
der  volkswirtschaftlichen  Bildung,  wodurch 
sich  viele  der  im  höheren  Staatsdienst  ste- 
henden Beamten  und  ein  enger  Kreis  von 
Gelehrten  auszeichneten,  in  die  weiteren 
Kreise  des  Volkes  kaum  etwas  gedrungen 
war.  Namentlich  zeigten  sich  die  kleinen 
Gewerbetreibenden  noch  ganz  im  Bann  der 
Vorstellung,  dass  nur  auf  Beschränkungen 
und  Privilegien  ihr  Gedeihen  beruhe;  sie 
fanden  auch  einen  Theoretiker  als  Vorkämpfer 
ihrer  Bestrebungen  in  dem  Casseler  Professor 
Winkelblech,  der  seinerseits  für  die  ihm  vor- 
schwebenden Ideeen  einer  ümgestaltimg  der 
Gesellschaft  nach  Anhängern  suchte.  In 
Preussen  hatte  die  zünftlerische  Bewegung 
den  Erfolg,  dass  eine  gewisse  Einschränkung 
der  früheren  Gewerbefreiheit  eintrat.  Des- 
halb wurde  es  Aufgabe  der  Freihändler,  im 
Mittelstand  aufklärend  zu  wirken.  Bald  be- 
gann Schulze-Delitzsch  seine  Thätigkeit,  die 
auf  dem  Gedanken  beruhte,  dass  der  Bjand- 
werker  durch  Selbsthilfe,  nicht  durch  Staats- 
hilfe seine  ökonomische  Hebung  anzustreben 
habe.  In  Berlin  gründete  Prince-Smith  einen 
Verein  zur  Verbreitung  volkswirtschaftlicher 
Kenntnisse,  der  besonders  Uebersetzungen 
Bastiatscher  Schriften  veröffentlichte.  In 
Hamburg  lebte  der  Verein  für  Handels- 
freiheit neu  auf ;  Schriftsteller  wie  C.W.  Asher, 
G.  Cohen,  A.  Soetbeer  wirkten  in  seinem 
Sinne.  Auch  Abhandlungen  von  Wappäus, 
Otto  Hübner,  Schmidlin  bekämpften  den 
Schutzzoll.  Seit  1854  fand  die  Richtung  im 
Bremer  Handelsblatt,  zuerst  unter  dem  Re- 
dakteur Klauhold,  ein  einllussreiches  perio- 
disches Organ.  Um  diese  Zeit  erschien  auch 
das  bedeutende  Gossensche  Werk  »Ent- 
wickelung  der  Gesetze  des  menschlichen 
Vetckehrs«,  das  in  seinem  praktischen  Teil 
mit  aller  Entschiedenheit  für  die  unbedingte 
wirtschaftliche  Freiheit  des  Individuums  ein- 
tritt, allerdings  bei  seiner  Veröffentlichung 
keinerlei  Aufmerksamkeit  auf  sich  zog.  Seit 
1856  erschien  in  Heidelberg  die  von  Viktor 
Böhmert  begründete  Germania,  die  dann  auf 


Pickfonl  überging  und  unter  ihm  einen  noch 
strenger  freihäiidienschen  Charakter  annahm. 
Eine  ganz  Deutschland  umspannende  Or- 
ganisation erhielt  endlich  die  erstai-kte  Pai-- 
tei  in  dem  volkswirtschaftlichen  Kongress, 
der  sich  zum  ersten  Mal  1858  in  Gotha  ver- 
einigte und  von  da  an  aUjährlich,  abwechselnd 
in  den  verschiedensten  Gegenden,  zusammen- 
trat. Den  Vorsitz  führte  vom  zweiten  Jahre 
an  regelmässig  Karl  Braun,  die  Geschäfte- 
führung ausser  der  Zeit  der  Zusammenkünfte 
lag  in  der  Hand  einer  sogenannten  ständigen 
Deputation,  deren  Vorsitzender  au&ings  Prä- 
sident Lette,  später  Prince-Smith  war.  In 
diesem  Kong^ss  feierte  die  Partei  ihre 
grössten  Triumphe.  Wer  Anspruch  darauf 
erhob,  in  weiteren  Kreisen  als  Kenner  der 
Nationalökonomie  und  fortgeschrittener  Den- 
ker über  ihre  Probleme  angesehen  zu  werden, 
schloss  sich  ihm  an  und  suchte  auf  den 
Versanmüungen  zum  Worte  zu  gelangen. 
Die  Mitglieder  waren  zu  einem  grossen  Teil 
als  Abgeoi-dnete  für  die  Gestaltung  der  Ge- 
setze einflussreich  und  gewannen  wiederum 
durch  ihr  Auftreten  beim  Kongress  an  Ver- 
trauen unter  den  Wählern.  Das  vermögendere 
Bürgertimi,  das  seine  Interessen  durch  die 
Vereinigung  gefördert  sah,  schenkte  ihr  seine 
Anhänglichkeit  und  seine  Unterstützung.  Die 
Staatsregierungen  und  alle  Stufen  des  Be- 
amtentums konnten  nicht  umhin,  die  Be- 
schlüsse des  Kongresses  zu  beachten ;  sogar 
die  Gegner  der  Grundsätze,  die  dort  ihren 
Ausdruck  fanden,  waren  oft  gezwungen,  sich 
an  den  Versanmilungen  zu  beteiligen  und 
dadurch  wenigstens  eine  gewisse  Rücksicht- 
nahme auf  ihren  Standpunkt  zu  erlangen« 
Eine  Verstärkung  seines  Einflusses  gewann 
der  Kongress  noch  dadurch,  dass  sich  in 
verschiedenen  Teüen  Deutschlands  Lokal- 
vereine bildeten,  die  seine  Ziele  zu  den 
ihrigen  machten ;  so  die  volkswirtschaftlichen 
Vereine  für  Südwestdeutschland,  für  Mittel- 
deutschliuad,  für  Frankfurt  a.  M.,  für  Ost- 
und  Westpreussen.  Auch  durch  Arbeiter- 
bildungsvereine wurden  die  Ideeen  der  Rich- 
tung verbreitet  Die  Kaufleute,  die  im  Kon- 
gress stark  vertreten  waren,  erhielten  1861 
noch  eine  besondere,  in  ähnlichem  Geiste 
thätige  Vereinigung  im  »Deutschen  Handels- 
tag«. Auch  die  Landwirtschaft  unterstützte 
die  Bestrebungen  des  Kongresses.  1863  be- 
gründete Julius  Faucher  eine  an  alle  Ge- 
bildete sich  wendende  Zeitschrift,  die  »Viertel- 
jahrsschrift für  Volkswirtschaft  und  Kultui*- 
geschichte«,  in  der  die  Grundsätze  des  Frei- 
handels von  einer  Reihe  seiner  begabtesten 
Anh&iger,  wie  Böhmert,  Braun^  Emminghaus, 
Lette,  Michaelis,  Prince-Smith,  Max  Wirth, 
Otto  Wolf  entwickelt  wurden.  Auch  das 
Handwörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre, 
das  1866  von  Rentzsch  herausgegeben  wiude, 
ist  von  einer  Anzahl  namhafter  Freihändler 
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verfasst  und  vertritt  ihren  Standpunkt.  Mit 
den  reichen  Hilfskräften,  die  ihr  in  diesen 
Organisationen  und  durch  die  Befähigung 
ihrer  einzelnen  Mitglieder  zu  Gebote  standen, 
hat  die  deutsche  Freihandelsschule  unschätz- 
bare Leistungen  für  das  allgemeine  Wohl 
hervorgebracht.  War  doch  Deutschland 
hinter  andern  Ländern  darin  noch  zurück- 
geblieben, dass  selbst  die  Verkehrsfreiheit 
im  Innern,  soweit  sie  bestand,  nur  auf  Staats- 
verträgen beruhte,  deren  Fortdauer  immer 
aufs  neue  in  Frage  gestellt  wurde.  Der 
Unterstützung  des  Zollvereins  und  seiner 
Fortbildung  zu  einem  festeren  Verbände 
waren  die  nauptsächüchen  Bemühungen  der 
Partei  gewidmet,  und  sie  hat  durch  die 
&folge,  die  sie  in  der  öffentlichen  Meinung 
erzielte,  zur  Herbeiführung  der  politischen 
Einigung  Deutschlands  im  höchsten  Masse 
mitgewirkt.  In  allen  Krisen,  denen  die  Zoll- 
union ausgesetzt  war,  liehen  die  Freihändler 
der  preussischen  Regierung  die  Unterstützung 
ihres  Ansehens  und  verhinderten  die  Auf- 
lösung des  Verbandes,  die  aus  schutzzöU- 
nerischen  oder  politischen  Gründen  von 
manchen  Seiten  gewünscht  wiurde.  Auch 
um  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit  und 
der  Freizügigkeit,  lun  die  später  erfolgte 
Münzeinigung  haben  sich  die  Freihändler 
die  grössten  Verdienste  erworben.  Die  von 
ihnen  vertretene  Erkenntnis,  dass  die  Ent- 
fesselung der  Kräfte  allein  im  stände  ist, 
eine  Nation  auf  eine  hohe  Stufe  wirtschaft- 
licher Entwickelung  zu  heben,  ist  durch  die 
Erfahnmg  aufs  glänzendste  bestätigt  worden. 
Der  ungeheure  Fortschritt,  den  Deutschlands 
Reichtum  in  den  Jahrzehnten,  die  seit  dem 
ersten  Zusammentritte  des  volkswirtschaft- 
lichen Kongresses  vergangen  sind,  unter 
Befolgimg  der  von  ihm  verkündeten  Grund- 
sätze gewonnen  hat,  liefert  den  Beweis,  dass 
die  Bestrebungen  der  Freihändler  in  den 
wichtigsten  praktischen  Fragen  durchaus 
berechtigt  gewesen  sind.  Die  Schule  selbst 
allerdings  erblickte  in  ihren  einzelnen  Vor- 
sehlägen nicht  getrennte  Massnahmen,  von 
denen  jede  nach  ihrer  besonderen  Zweck- 
mässigkeit zu  beurteilen  sei.  Für  sie  war 
jede  dieser  Forderungen  nur  der  Ausdru^ 
und  die  besondere  Form  einer  einzigen 
Wahrheit,  die  den  eigentlichen  Inhalt  ihrer 
Ueberzeugung  bildete.  Sie  wollte  die  Lehre 
anerkannt  wissen,  dass  durch  das  grosse 
Gesetz  einer  natürlichen  Harmonie  f&  das 
allgemeine  Wohl  am  besten  gesorgt  sei,  wenn 

J'eder  einzelne  nach  seinem  Willen  und 
Interesse  seine  wirtschaftlichen  Bestrebungen 
verfolge  und  dabei  durch  keine  Einwirkung 
des  Staates  gehemmt  oder  unterstützt  werde. 
Diesem  allgemeinen  Grundsatz  zur  Herrschaft 
zu  verhelfen,  war  ihr  eigentliches  Ziöl ;  ihn 
sah  sie  als  die  einzige  Begründung  an,  deren 
die   von   ihr  geforderten   Massnahmen   be- 


dürften. Dass  aber  eine  solche  prindpielle 
Anschauung  unhaltbar  war,  darüber  konnte 
sich  die  öffentliche  Meinung  nur  vorüber- 
gehend täuschen.  Viele  Konsequenzen,  die 
von  der  Partei  selbst  daraus  gezogen  wurden, 
mussten  allmählich  ihre  Einseitigkeit  erkenn- 
bar machen.  Dass  die  Erfindungspatente 
verworfen  wurden,  dass  man  sich  für  den 
Wegfjdl  der  Konzessionen  bei  der  Noten- 
ausgabe erklärte,  dass  die  Staatssteuem  nur 
als  Stipulation  in  einem  Tauschvertrag  zwi- 
schen der  Gesamtheit  und  den  einzelnen 
aufgefasst  wurden,  —  das  waren  solche 
Aufstellungen,  vor  denen  die  Anhänger  des 
Gedankens,  dass  die  Gesamtheit  der  Einzel- 
bestrebungen auch  das  Gedeihen  des  Ganzen 
herbeiführe,  nicht  zurückschreckten,  die  aber 
Unbefangeneren  den  Beweis  lieferten,  dass 
jener  Gedanke  eben  doch  keine  Allgemein- 
gültigkeit besitze.  Die  grösste  Einbusse  er- 
litt aber  das  Ansehen  der  Partei  durch  ihre 
Haltung  gegenüber  der  Arbeiterfrage.  Die 
Einheit  ihrer  Theorie,  die  von  allen  kon- 
kreteren Eigentümlichkeiten  des  Einzelfelles 
absah  und  in  einigen  wenigen  Rubriken  die 
Vielgestaltigkeit  der  wirtschaftlichen  Er- 
scheinungen zu  begreifen  meinte,  Hess  sie 
ganz  verkennen,  dass  im  Arbeitsvertrag  zwei 
Personen  in  ungleicher  gesellschaftlicher 
Lage  und  von  ungleicher  Kraft  einander 
gegenüberstehen.  Sie  gingen  so  weit,  in 
Abrede  zu  stellen,  dass  es  überhaupt  einen 
besonderen  Arbeiterstand  gebe,  und  hielten 
es  vollends  für  undenkbar,  dass  seine  Inte- 
ressen von  denen  anderer  Klassen  verschieden 
sein  könnten.  Je  mehr  aber  in  Deutschland 
die  Industrie  fortschritt,  desto  augenMliger 
wurde  das  Irrtümliche  dieser  Anschauung 
und  desto  mächtiger  wuchs  das  Bewusstsein 
der  Arbeiterklasse  und  die  Entfremdung,  die 
zwischen  ihr  und  der  Partei  eintrat  Sc^on 
frühzeitig,  in  der  ersten  Hälfte  der  60er  Jahre 
bereits,  wurde  denn  auch  unter  diesem  Ge- 
sichtspunkt die  Schwäche  des  freihänd- 
lerischen Grundprincips  durch  beredte 
Schriftsteller  schonungslos  aufgedeckt  Las- 
salle und  F.  A.  Lange  sind  hier  als  seine 
überlegensten  Gegner  zu  nennen ;  um  dieselbe 
Zeit  wurde  es  auch  durch  Rodbertus  in  be- 
deutenden geschichtsphüosophischen  Betrach- 
tungen der  Kritik  unterzogen.  Von  Jahr  zu 
Jahr  wuchs  dann  der  Zweifel,  ob  eine  so 
einfache  Lösung  aller  wirtschaftlichen  Pro- 
bleme richtig  sein  könne,  und  raubte  den 
Freihändlern  die  imbedingte  Autorität,  die 
sie  anfangs  bei  den  Massen  wie  bei  den 
Gebildeteren  besessen  hatten.  So  erscheint 
es  eigentlich  nicht  als  der  Beginn  eines 
neuen  Entscheidungskampfes,  sondern  nur 
als  ein  Ausdnick  der  Thatsache,  dass  der 
Stern  der  Freihandelsschule  schon  erloschen 
war,  wenn  im  Jahre  1872  derKongress  für 
Sozialpolitik  hauptsächlich  durch  Universitfits- 
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lehrer  der  Nationalökonomie,  die  in  ihren 
Bemfsstudien  den  komplizierten  Charakter 
der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  und  die 
grosse  Schwierigkeit  ihrer  gemeinnützigen 
Gestaltung  erkannt  hatten,  zusammengerufen 
wurde.  Jetzt  aber  zeigte  sich  als  verMng- 
nisvoll,  dass  die  Lehren  der  Schule  so  un- 
genügend und  einseitig  begründet  worden 
waren.  Nachdem  der  Freihandel  die  Gel- 
tung als  ausnahmsloses  Princip  in  der  öffent- 
lichen Meinung  eingebüsst  hatte,  konnte  jetzt 
jeder,  der  ein  Interesse  daran  besass,  wagen, 
alle  einzelnen  Massnahmen,  so  berechtigt 
xmd.  zweckmässig  sie  an  sich  sein  mochten, 
wenn  sie  zugleich  einen  freihändlerischen 
Charakter  tnigen,  als  falsch  und  verwerflich 
TU  bezeichnen.  Der  Volksgeist,  der  von  der 
Freihandelsschule  daran  gewöhnt  worden 
war,  das  einfachste  Princip  auf  alle  Schritte 
der  Gesetzgebung  gleichmässig  anzuwenden, 
befreundete  sich  leicht  mit  der  veränderten 
Haltung  des  Staates,  wenn  seine  Ent- 
schliessungen  nur  dem  als  verkehrt  erkannten 
Gehen-  und  Geschehenlassen  widersprachen. 
Damit  erhielten  vielfach  die  bedenklichsten 
Bestrebungen  freien  Spielraum.  Die  Gesetz- 
.  gebung  wurde  nur  zu  oft  überredet,  nicht 
wo  sie  der  allgemeinen  Wohlfahrt  schädlich, 
sondern  gerade  wo  sie  heilsam  war,  die 
freie  Konkurrenz  zu  beschränken.  Die  Ein- 
wendungen gegen  die  Freihandelsschule 
hatten  sich  gar  nicht  auf  ihre  Forderung 
eines  möglichst  ungehemmten  Austausches 
unter  den  Nationen  bezogen;  die  Reaktion 
bestand  aber  hauptsächlich  in  der  Wieder- 
belebung des  Schutzzollsystems.  Und  doch 
bildeten  die  Zölle  wesentlich  eine  Belastung 
der  unteren  Klassen  und  eine  Quelle  der 
Bereicherung  für  die  Besitzer  der  grössten 
Yermögen.  Auch  die  Beschränkungen  der 
Gewerbefreiheit,  die  erstrebt,  allerdings 
gegenüber  der  besseren  Einsicht  des  Be- 
amtentums nur  in  sehr  geringem  Umfang 
durchgesetzt  wurden,  hätten  die  Klein- 
industriellen nur  in  neue  Schwieri^eiten 
verwickelt,  ohne  ihre  Lage  zu  heben.  Höchst 
bedenklich  war  auch  eine  andere  Form,  die 
der  Rückschlag  gegen  die  früher  herrschende 
Lehre  annahm.  Hatten  nämlich  die  Frei- 
händler an  ihren  Principien  mit  Zuversicht 
und  einer  unerschütterlichen  Ueberzeugung 
festgehalten,  so  kam  jetzt  nicht  selten,  selbst 
bei  Gelehrten,  der  Zweifel  zum  Ausdruck, 
ob  es  überhaupt  in  den  wirtschaftlichen 
Dingen  Gesetzmässigkeiten  und  feststehende 
Wahrheiten  gebe  und  ob  nicht  für  die  ent- 
gegengesetzten Massnahmen  gleich  triftige 
Gründe  angegeben  werden  könnten.  Diese 
neuen  Einseitigkeiten  und  üebertreibungen 
konnten  keinen  langen  Bestand  haben  und 
mussten  einen  abermahgen  Umschwung  der 
Anschauungen  hervorrufen.  Die  Freihandels- 
partei selbst  raffte  sich  wieder  auf,  und  es 


g-elang  ihr,  wenigstens  einen  kleineren  Teil 
ihrer  Kräfte  aufs  neue  zu  sammeln.  Na- 
mentlich in  dem  Verein  zur  Förderung  der 
Handelsfreiheit  und  in  der  Berliner  volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft  hat  sie  jetzt 
Organisationen  für  ihre  Bestrebungen ;  auch 
der  volkswirtschaftliche  Kongress  mit  seiner 
früheren  Richtung  ist  1882  wieder  zusammen- 
getreten und  hat  dann  noch  einige  Male  ge- 
tagt. Durch  eine  »Freihandeiskorrespondenz«, 
die  Brömel  herausgiebt,  sucht  die  Partei 
ihren  Anschauungen  in  der  politischen  Presse 
Eingang  zu  verschaffen.  In  der  von  Th.  Barth 
1883  begründetenWochenschrift  »Die  Nation« 
besitzt  sie  ein  weiteres  publizistisches  Or- 
gan. Darin  hat  namentlich  der  geistreiche 
Ludwig  Bamberger  die  Blossen,  die  sich  das 
System  der  Handelsbeschränkung  und  der 
Staatseinmischung  gab,  mit  seiner  scharfen 
Kritik  verfolgt.  Aber  die  freihändlerischen 
Ideeen  haben  sich  in  den  letzten  Jahren 
auch  in  solchen  Kreisen  mehr  ausgebreitet, 
die  durchaus  nicht  geneigt  sind,  das 
Princip  des  Geschehenlassens  in  all  seinen 
Konsequenzen  anzunehmen,  und  die  auch 
unter  sich  ganz  entgegengesetzte  Stand- 
punkte einnehmen.  \or  allem  ergab  sich 
für  die  Regierung  aus  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Gründen  die  Notwendigkeit,  den 
auswärtigen  Handel  durch  Staatsverträge  zu 
sichern  und  dabei  Ermässigungen  der  Zoll- 
sätze eintreten  zu  lassen.  Auch  die  Ver- 
treter der  Interessen  des  Besitzes  haben 
neuerdings  vielfech  ihre  Unzufriedenheit  mit 
solchen  Gesetzen  bezei§:t,  die  wie  der  Ar- 
beiterschutz, die  Arbeiterversicherung,  die 
ausgedehnte  Sonntagsruhe,  eine  besondere 
staatliche  Fürsorge  für  die  unteren  Klassen, 
für  die  höheren  aber  materielle  oder  per- 
sönliche Opfer  bedeuten.  Umgekehrt  gewährt 
die  Sozialdemokratie  gewissen  Fordeningen 
der  freihändlerischen  Richtung  ihre  leb- 
hafteste Unterstützung,  und  zwar  einerseits 
dem  freien  Austausch  unter  den  Nationen, 
weü  die  Kosten  des  Schutzzolls  hauptsächlich 
von  den  Arbeitern  getragen  werden,  anderer- 
seits der  unbeschränkten  Duldung  der  mo- 
dernen Betriebsformen  im  Gewerbe  und  im 
Handel,  weil  sie  mit  jeder  weiteren  Ent- 
fernung von  den  überlebten  Bildungen  einer 
untergegangenen  Zeit  ihren  eigenen  Zielen 
näher  zu  kommen  hofft 

5.  Andere  Lander.  In  Frankreich  hat 
die  Lehre  vom  Nutzen  der  freien  Konkur- 
renz auch  in  unserem  Jahrhundert  unter  den 
Schriftstellern  viele  entschiedene  imd  über- 
zeugte Anhänger  gefunden;  aber  ihr  Ein- 
fluss  auf  die  öfientliche  Meinung  und  nament- 
lich auf  die  staatlichen  Machthaber  ist  immer 
gering  geblieben.  Wie  J.''B.  Say  in  einem 
schroffen  Gegensatz  zur  napoleonischen  Re- 
gierung stand,  so  fanden  zur  Zeit  des  Juli- 
königtums die  Lehren,  die  Rossi   auf  dem 
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Katheder,  Dunoyer  in  seinem  grossen  Werke 
»Sur  la  liberte  du  travail«,  Leon  Faucher  auf 
Grund  seiner  englischen  Beobachtungen  vor- 
trugen, von  Seiten  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt keine  Anwendung.  Zur  Zeit  der  Re- 
publik von  1848  hat  Fredoric  Bastiat  die 
Ideeen  des  Freihandels,  der  Harmonie  der 
Interessen,  der  Un  Zweckmässigkeit  der  Staats- 
einmischung in  allen  ihren  Verzweigungen 
sowohl  durch  geistreiche,  gemeinverständ- 
liche Schriften  wie  in  Parlamentsreden  vor 
der  OeffentHchkeit  vertreten.  Aber  die 
Feindseligkeit,  womit  die  Mehrheit  der  Ab- 
geordneten diesen  Gedanken  begegnete, 
machte  sich  bei  den  verschiedensten  An- 
lässen bemerkbar;  erging  doch  damals  sogar 
eine  formelle  Mahnung  an  den  Staat,  dass 
er  niur  noch  Protektionisten  zu  Professoren 
der  Nationalökonomie  ernennen  dürfe.  Auch 
unter  Napoleon  III.  musste  sich  die  Regie- 
rung, obgleich  gerade  überzeugte  Freihändler, 
wie  Sainte-Beuve  und  Michel  Chevalier,  der 
in  der  Schrift  Examen  du  Systeme  commer- 
cial  connu  sous  le  nom  de  Systeme  proteo- 
teur  (1852)  die  Schutzzölle  gründlich  wider- 
legt hat,  von  Anfang  an  zu  ihren  begab- 
testen Anhängern  gehörten,  aus  Furcht  vor 
der  Yolksstimmung  lange  Zeit  dagegen  ver- 
wahren, dass  sie  das  Schutzzollsystem  ver- 
lassen wolle.  Im  April  1856  z.  B.  musste 
sie  erklären,  sie  »verwerfe  ausdrücklich  das 
Princip  des  Freihandels  als  unverträglich 
mit  der  Unabhängigkeit  und  Sicherheit  einer 
grossen  Nation,  sds  unanwendbar  auf  Frank- 
reich und  als  verderblich  für  die  wichtigsten 
Industrieen«.  Auch  in  der  Gegenwart  sind 
die  fachmässig  und  an  den  Lehranstalten 
des  Staates  ausgebildeten  Nationaiökonomen 
ihrer  grossen  Mehrzahl  nach  Yerteidiger 
des  Princips  der  freien  Konkurrenz,  das  sie, 
was  die  innere  Gesetzgebung  betrifft,  bis  in 
extreme  Konsequenzen  empfehlen,  und  treten 
auch  für  die  Verkehrsfreiheit  nach  aussen 
ein,  ohne  aber  in  dieser  letzteren  Beziehung 
ihre  Forderungen  vom  Staate  erfüllt  zu 
sehen.  Ihr  bedeutendstes  periodisches  Organ 
ist  das  Journal  des  6conomistes,  das  Molinari 
zum  Herausgeber  hat;  von  den  Finanz- 
blättern, die  sich  an  weitere  Kreise  wenden, 
huldigt  der  Economiste  fran^ais.  den  Paul 
Leroy-Beaulieu  leitet,  im  wesentlichen  den- 
selben Anschauimgen.  Auch  die  Pariser 
Soci6t6  d'6cx)nomie  politique  bildet  einen 
Yereinigungspunkt  für  die  französischen 
Freihändler. 

Merkwürdige  Widersprüche  zeigt  auch 
Nordamerika.  Im  goßü&a  bestellt  dort  eine 
von  der  Staatsgewalt  nur  wenig  gehemmte 
Entfesselung  aller  wirtschaftlichen  Interessen. 
Dabei  aber  hat  sich  in  dem  Menschenalter, 
das  seit  dem  Beginn  des  Bürgerkriegs  ver- 
flosfi^n  ist,  eine  "Extrem  protoktieoistische 
Handelspolitik  entwickelt,  und   gleichzeitig 


ist  doch  eine  starke  Freihandelspartei  im 
Lande  vorhanden.  Ganz  abgesehen  von  den 
Schriftstellern  und  Politikern  einer  früheren 
Epoche,  denen  beispielsweise  der  freihänd- 
lerische Tarif  von  1846  zu  verdanken  war, 
hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  sogar  der 
Cobdenklub  aus  Amerika  zahlreiche  Mitglie- 
der gehabt,  nicht  nur  Theoretiker  wie  Butts, 
Grosvenor,  Perry,  Amasa  Walker,  Wells, 
sondern  auch  hervorragende  Staatsmänner, 
einen  Bancroft,  Garfield,  Sumner,  Schurz. 
Die  schrütstellerische  Thätigkeit  des  be- 
redten Henry  George  zu  Gunsten  des  Frei- 
handels hat  ohne  Zweifel  die  amerikanischen 
Anhänger  dieses  Princips  neuerdings  eben- 
falls vermehrt.  Aber  die  politische  Partei, 
die  für  die  Herabsetzung  der  Einfuhrzölle 
eintritt,  hat  daneben  in  ihrem  Programme 
so  verkehrte  wirtschafth'che  Forderungen, 
dass  sie  schwerlich  in  absehbarer  2ieit  zur 
Herrschaft   über  das  Land  gelangen  wird. 

Die  Theoretiker  der  Nationalökonomie  in 
allen  Ländern  sind  durchweg  Gegner  des 
Schutzzollsystems.  Als  starrer  Anhänger 
der  freien  Konkurrenz  in  allen  ihren  Formen 
hat  sich  neuestens  der  Italiener  Pareto  in 
seinem  Cours  d'öconomie  politique  (1897) 
gezeigt. 

Im  Jahre  1847  haben  sich  die  Freihändler 
zu  einem  internationalen  Kongress  in  Brüssel 
zusammengefunden.  De  Brouckere  und 
Lehardy  de  Beaulieu  waren  die  namhaftesten 
belgischen  Mitglieder.  Aus  Holland  betei- 
ligten sich  Ackersdijk  und  den  Tex,  aus 
Spanien  Airivabene  und  Bamon  de  la  Sagia. 
Frankreich  und  England  hatten  berühmte 
Vertreter,  und  auch  die  meisten  anderen 
Nationen  sandten  Persönlichkeiten,  durch 
die  bewiesen  ward,  dass  gerade  die  Fach- 
gelehrten, die  ohne  eigensüchtige  Erwä- 
gungen die  Streitfrage  betrachteten,  für  eine 
weiteehende  Befreiung  des  Verkehrs  unter 
den  Völkern  einstanden.  Auch  neuerdings 
ist  das  Verhältnis  ähnlich  geblieben.  Ge- 
rade was  den  Freihandel  im  intemationaLen 
Sinne  betrifft,  so  ist  die  Zahl  und  die  geis- 
tige Bedeutung  seiner  Anhänger  nicht  nach 
der  thatsächUchen  Politik  und  den  Zoll- 
tarifen der  einzelnen  Länder  zu  schätzen. 
Denn  von  der  Gesetzgebung  über  den  aus- 
wärtigen Handel  gut  noch  heute  in  weitem 
Umfang,  was  Adam  Smith  in  einer  be- 
schränkten Beziehung  beobachtet  hat,  dass 
sie  sich  nämlich  nicht  nach  festen  und  blei- 
benden Hegeln  richtet,  sondern  aus  Kunst- 
griffen der  Staatsmänner  und  Diplomaten 
besteht,  die  in  ihren  Entschlüssen  den 
Schwankungen  der  allgemeinen  Staatslage 
folgen  (Wealth  of  nations,  ed.  BasiL,  U,  293). 

Litteratnr:  A.  Oncken,  Die  Maxime  laitgez 
faire  et  laiseex  passer,  tÄr  Urepming,  ihr  Wer- 
den,  Bern  1886,  —  LMigi .  Cufma,  la  ieoria  del 
libero  scambio  nel  secolo  XVII,  in  den  BeriehUn 
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des  R,  istituto  Lambardo  di  seienze  e  Uttere, 
187 S,  und  in  den  Saggi  d'economia  polüica, 
Müano  1878,  p.  39 — 64.  —  Böhlmannf  Die 
Wirtackaft^politik  der  Florentiner  Renaissance 
und  das  Princip  der  Verkehrsfreiheit,  Leipzig 
1878.  —  JJlisse  Oobbi,  La  concorrenza  estera 
e  gli  antichi  economisti  itcUiani,  Milano  1881.  — 
Alberti,  le  corporazioni  d'arti  e  mestieri  e  la 
libertä  del  commercio  intemo  negli  antichi  eco- 
nomisti italiani,  Milano  1888.  —  Ivan  «fcm- 
sehullf  Anglinskaja  stcobodnaja  torgoblja  (eng- 
lischer Freihandel),  2  Bde.,   Moskau  1876,  1882. 

—  Toohe  and  Neicmarch,  History  of  prices, 
V,  391 — 4^5.  Zusätze  dazu  in  der  Uebersetzung 
von  Asher ,  //,  SS.i — 244.  —  Arehihald  JE*ren- 
HeCf  History  of  the  anti-com-law  league,  2  voll., 
1853.  —  Leone  Levi,  History  of  Brih'sh  com- 
merce and  the  economic  progress  of  the  British 
nation  1763—1870  (2  ed.),  1880.  —  Noble,  Fis- 
cal legislation  1842—1865,  1867.  —  JDerselbe, 
National  ßnance,  1875.  —  Augustus  Mon^ 
gredien,  History  of  the  free  trade  movement  in 
England,  1881.  —  Röscher,  Geschichte  der 
Natiofialökoyiomie  in  Deutschland,  S.  IOI4 — 1020. 
Cossa,  introduzione  allo  studio  deW  economia 
politica ,  3^  ed.,  1892,  besonders  p.  344»  ^4^> 
436 — 438.  —  Lotz,  Die  Ideeen  der  deutschen 
Handelspolitik  von  1860—1891,  Leipzig  1892 
(Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  L.J.  — 
JD,  A,  Welle  in  den  Cobden  Club  Essays,  2.  se- 
ries,  1871\72,  p.  457—537.  —  Coquelin  et 
Guillauntin,  Dictionnaire  de  V economic  poli- 
tique,  I  671—673,  II  45 — 49.  —  Rogers  in  der 
Encydopaedia  Britannica,   9.  ed.,  IX  752 — 762. 

—  W,  O,  Sutnner,  liberte  des  echanges  in  : 
Say  et  ChaiUey,  nouveau  di-ctionnaire  d*eco- 
nomie  polüique,  II 138 — 165, 1892.  —  JPalgrave, 
dictionary  of  political  economy,  s,  v.  Free  trade, 
early  history  von  He w ins,  modern  history  von 
Barnelt  Smith,  Laissez- faire,  laissez-passer, 
history  of  the  maxim  von  E.  Ca  stelot,  Laissez- 
faire  in  England  von  J.  D.  Rogers,  Laissez- 
faire  from  American  point  of  vieic  von  Rose- 
water,  Manchester  school  von  Elijah  Helm, 
II  146—150,  535—541,  678—680. 

E,  Leser, 


Freimeister, 

8.  Zünfte. 


1.  Begri£f.  2.  Geschichtliche  Entwickelung 
in  Deutschland  nnd  Oesterreich.  3.  Das  gel- 
tende Recht  in  Deutschland.  4.  Das  geltende 
Becht  in  Oesterreich.  5.  Die  Entwickelang  in 
den  ttbrifi^n  Kulturländern.    6.  Die  sicherheits- 

fiolizeilichen    Freizttgigkeitsbeschränkungen   in 
talien.    7.  Internationale  Freizügigkeit. 

1.  Begriff.  Aus  der  Zugehörigkeit  zu 
einer  Gebietskörperschaft  (Reich,  Staat,  Ge- 
meinde) ergiebt  sich  als  natürliche  Folge 
das  Recht  des  Aufenthaltes,  des  vorüber- 
gehenden wie  des  dauemdeu  (letzterer:  An- 
sässigkeit, Niederlassung),  in  dem  betreffen- 


den Gebiete.  Dies  Aufenthaltsrecht  zeichnet 
den  Gebietsangehörigen  vor  dem  Fremden 
aus.  dessen  Aufenthalt  im  Gebiete  mangels 
besonderer  Bestimmung  nur  ein  geduldeter 
ist-  Andererseits  besteht  aber  der  rechtliche 
Inhalt  des  Wohnrechtes  lediglich  darin,  dass 
der  Gebietsangehörige  aus  dem  Gebiete 
nicht  ausgewiesen  werden  kann;  nicht  aus- 
geschlossen ist  durch  dasselbe,  dass  der 
Aufenthalt  innerhalb  des  betreffenden 
Gebietes  Beschrankungen  unterliegt.  Mit 
anderen  Worten:  mit  dem  Wohnrechte  in 
einer  Gebietskörperschaft  ist  nicht  von  selbst 
das  Recht  der  freien  Wahl  des  Aufenthalts- 
ortes innerhalb  des  betreffenden  Gebietes 
verbunden.  Hierzu  bedarf  es  eines  beson- 
deren Rechtssatzes.  Liegt  aber  ein  solcher 
vor,  dann  besteht  in  dem  Gebiete  das  Prin- 
cip der  Aufenthaltsfreiheit,  zum  Ausdruck 
kommend  in  freiem  Zu-  und  Abzug  von  Ort 
zu  Ort  innerhalb  des  Gebietes,  in  Zugsfrei- 
heit, in  Freizügigkeit.  Fehlt  ein  solcher 
Satz,  dann  herrscht  das  System  der  Aufent- 
haltsbeschränkung. 

Zu  besonderen  verwaltungsrechl  liehen 
Instituten  sind  die  interterritoriale  und 
die  interkommunale  Freizügigkeit  aus- 
gebildet, die  Freiheit  des  Staaten  wechseis 
innerhalb  eines  Staatenvereins  (Reich)  und 
die  Freiheit  des  Ortswechsels  innerhalb  des 
Staates  oder  sogar  des  Reiches,  in  welch 
letzterem  Falle  die  interkommunale  Frei- 
zügigkeit die  interterritoriale  in  sich  schliesst. 

2.  Geschichtliche  Entwickelnng  in 
Dentschland  und  Oesterreich.  Urs})rüng- 
lich  besteht  im  alten  Reiche  Freizügigkeit, 
interkommunale  bis  gegen  das  11.  (Aus- 
nahme :  lex  Salica  Tit.  45,  wonach  anziehende 
Ausmärker  einer  Aufnahme  bedürfen;  vgl. 
Schröder,  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  S. 
205  u.  206,  Leipzig  1898),  interterritoriale 
bis  zum  16.  Jahrnundert.  Die  ersten  Zugs- 
beschränkungen sind  Abzugsbescliränkungen. 
Im  11.  Jahrhundert  ist  die  SchoUenbiudung 
auch  des  freien  Hintersassen  festes  Recht. 
Er  verschmilzt  mit  dem  unfreien  Hinter- 
sassen zum  Grundhörigen  und  dessen 
Schollenpflichtigkeit  —  in  den  alten  Landen 
im  14  Jahrhundert  teilweise  unterbrochen, 
vom  16.  Jahrhimdert  an  auch  im  koloni- 
sierten Osten  Eingang  findend  —  währt  bis 
zum  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  (vgl.  oben 
Bd.  n  S.  340,  436).  Wie  die  Reichsgesetze 
Friedrichs  IL  von  1220  und  1232,  so  ver- 
bieten im  Beginne  der  Neuzeit  landesherr- 
liche Erlasse,  so  des  Kurfürsten  von  Bran- 
denburg von  1530,  1538  und  1619,  um  den 
Grundherren  die  nötigen  Arbeitskräfte  zu 
sichern,  den  Städten  und  Märkten,  mit  Ab- 
zugsbriefen ihrer  Herren  nicht  versehene 
Grundbauern  aufzunehmen,  und  noch  im 
Mitt^adtei*  beginnen  die  Gnindherren  mit 
der   Erteilimg   des  Abzugsbriefes   die  Er- 
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hebung  von  Abzugsgeldem  zu  verbinden. 
Solche  Nachsteuer  forderten  seit  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  auch  die  Reichsstände  bei 
Ueberwanderung  ihrer  Angehörigen  in  ein 
anderes  Territorium  und  sie  fanden  hierfür 
reichsgesetzliche  Anerkennung  im  Reichs- 
abschiede von  1530.  Unbehelligt  blieb  also 
nur  der  vorübergehende  Aufenthalt,  das 
»Wandern«  in  fremden  Territorien,  was  im 
Landfrieden  von  1548  §  1  und  im  west- 
fälischen Frieden  (Instr.  Pac.  Osn.  Art.  IX, 
§  2)  ausdrücklich  bestätigt  wurde.  Erst 
mit  Einfühnmg  der  PasspfEcht,  die  sich  im 
18.  Jahrhundert  aUmähhch  entwickelte,  er- 
fuhr auch  dies  Wandern  Belästigung. 

Mit  Auslauf  des  13.  Jahrhunderts 
erscheinen  auch  Zuzugsbeschränkungen, 
Deutschland  ist  nun  besiedelt,  die  Periode 
der  Dörfer-  und  Städtegründung  vorbei. 
Es  entsteht  das  Proletariat  der  armen 
fahrenden  Leute.  Zunächst  schliessen  sich 
die  an  Allmende  reichen  Bauerngemeinden, 
von  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  an  all- 
gemein auch  die  Städte  gegen  Zuzug  ab, 
nachdem  sie  zuerst  versuchten,  lediglich  durch 
Bettelverbote  gegen  die  Armen  zu  wirken 
(vgl.  oben  Bd.  1  S.  1060, 1192,  1198).  Die  Be- 
schränkungen sind  Niederlassungserschwe- 
rungen, vorübergehender  Aufenthalt  bleibt 
gestattet.  Die  Niederlassung  oder  die  Auf- 
nahme ins  Bürgerrecht  oder  wenigstens  die 
Teilnahme  an  der  Allmendenutzung  wird  vom 
Nachweise  eines  bestimmten  Vermögens  oder 
von  Zuzugs-,  Einkaufegeld  (vgl.  oben  Bd.  II  S. 
428)  abhängig  gemacht.  Besonderen  Antrieb 
erhielten  die  Kommunen  hierzu,  als  ihnen  von 
Reichswegen  die  Unterhaltung  ihrer  Armen 
zur  Pflicht  gemacht  wurde  (vgl.  oben  Bd.  I  S. 
1077, 1192).  Dies  wurde  auch  der  Anlass,  die 
nur  vorübergehende  Anwesenheit  fremder 
Bettler  zu  verbieten  und  sie  des  Ortes  zu  ver- 
weisen,eine  Massregel,  die  später  ihren  Cha- 
rakter nur  insofern  wechselte,  als  sie  infolge 
der  staatlichen  Organisation  der  öffentlichen 
Armenpflege  im  18.  Jahrhundert  vorwiegend 
sicherheitspolizeiliche  Natur  annahm  (vgl.  oben 
Bd.  I  S.  1192,  1198).  —  Das  Merkantüsystem 
brachte  im  17.  und  18.  Jahrhundert  wenig- 
stens im  Norden  Milderungen  der  Nieder- 
lassungsbeschränkung, indem  die  Landes- 
herren durch  die  mit  diesem  Systeme  ver- 
bundenen populationistischen  Tendenzen  (vgl. 
oben  Bd.  11  S.  712,  737,  740)  veranlasst  wur- 
den, auf  Herabsetzung  der  Bürgeraufnahms- 
gelder  zu  dringen  (vgl.  die  im  Art.  Ehe- 
schliessung sub  5  cit.  brandenburgischen 
Erlasse  von  1684  und  1712;  s.  oben  Bd.  lU 
S.  291  ff.). 

In  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahr- 
hundert fällt  einerseits  eine  weitere  Be- 
lästigung, andererseits  eine  Erleichterung 
des  Ortswechsels.  Belästigt  wird  der 
Wechsel  des  vorübergehenden  Aufenthaltes 


durch  Einführung  der  Pass-  imd  Aufent- 
haltskarte auch  für  den  interkommunalen 
Verkehr,  erleichtert  der  Wechsel  der  Nieder- 
lassimg durch  Beseitigimg  der  Grundhörigkeit 
(vgl.  oben  Bd.  11 S.  342).  Zugleich  wurde  durch 
»Freizügigkeitsverträge«  (v.  z.  B.  Freizügig- 
keitskonvention zwischen  Bayern  und  Gios&- 
herzogtum  Hessen  v.  11.  Mai  1808 ;  deutsche 
Bundesakte  Art.  18)  Nachsteuerfreiheit  bei 
Ueberwanderung,  also  Erleichtenmg  des 
Staatenwechsels  geschaffen.  Der  rechtlich 
erleichterte  Orts-  und  Staatenwechsel  wurde 
auch  thatsächlich  noch  gefördert  durch  Auf- 
hebimg  vieler  kleiner  Territorien,  durch  Ent- 
wickelung  der  Kommunikationsmittel  (Kunst- 
strassen), durch  Verbreitung  des  Smithschen 
Dogmas  der  wirtschaftlichen  Freiheit  Und 
doch  soDte  die  also  gewährte  Befreiung  des 
Abzugs  im  grösseren  Teile  Deutschlands  zu 
Erschwenmgen  des  Zuzuges  führen. 

Die  verschärften  Beschränkungen  der 
Ansässigmachung  in  der  Mehrzahl  der 
deutschen  Staaten  in  der  ersten  Hälfte 
dieses  Jahrhunderts  sind  nicht  so  sehr  eine 
Folge  der  Malthussdien  Bevölkerungsldire 
(vgl.  oben  Bd.  11 S.  737)  —  in  den  Landtagen 
wird  die  Besorgnis  laut,  die  geplanten  Erschwe- 
rungen möchten  der  so  wünschenswerten  Be- 
völkerungszunahme hinderlich  sein  (v.  Yerh. 
d.  bayer.  K.  d.  Abg.  v.  1825,  Bd.  IV,  207, 
220,  386,  428)  —  als  viehnehr  der  Auf- 
hebung der  Erbunterthänigkeit,  denn  mit 
dem  Aufhören  der  persönlichen  Abhängig- 
keit des  önmdholden  entfiel  die  Ver- 
pflichtung des  Herrn  zur  Unterstützung 
des  Hörigen  in  Alter  und  Krankheit 
So  ergab  sich  im  Interesse  der  Ge- 
meinden, deren  Armenlast  sich  auf  diese 
Weise  erhöhte,  das  Bedürfnis,  den  Zuzug 
öemeindefremder  noch  mehr  einzudämmen. 
Die  Verschärfungen  bestanden  daiin,  dass 
die  Aufnahme  Fremder  in  das  Heimat-  oder 
Bürgerrecht  nicht  bloss  durch  Nachweis 
eines  nachhaltig  gesicherten  Nahmngsstandes 
und  Entrichtung  von  Zuzugsgeldem,  son- 
dern auch  durch  »guten  Leumund«,  durch 
»ünbescholtenheit« ,  bedingt  wurde  (bayer. 
G.  über  Ansässigmachung  v.  11.  September 
1825  bezw.  1.  Juli  1834  Art.  6;  württem- 
bergisches Bürgerrechtsgesetz  v.  4.  Dezember 
1833  mit  Nov.  v.  5  Mai  1852  und  17.  Sep- 
tember 1853  §  19  imd  20;  Baden,  Hessen, 
Weimar).  Typisch  sind  die  Bestimmungen 
der  hannoverischen  Domizüsordnung  v.  6. 
Juli  1827.  Hiemach  wird  das  Heimatrecht 
erworben  diurch  ausdrückliche  »Aufnahme 
in  die  Reihe  der  Gemeindemitglieder«. 
Diese  erfolgt  durch  »obrigkeitliche  Erlaub- 
nis zum  bleibenden  Aufenthalt«  oder  durch 
Erlangung  des  Bürgerrechts.  Die  obrigkeit- 
liche Erlaubnis  darf  an  Handarbeiter  und 
Tagelöhner  erteilt  werden,  wenn  sie  »tadel- 
lose Führung  am  Orte  des  früheren  Aiifent^ 
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halts«  und  die  »Wahrscheinlichkeit,  ihren 
Unterhalt  im  neuen  Orte  auf  längere  Zeit 
zu  finden«,  nachweisen,  an  andere  unter 
derselben  ersten  Voraussetzung,  wenn  sie 
ein  »sonstiges  hinreichendes  Vermögen«,  um 
sich  und  ihre  Familie  zu  erhalten,  nach- 
weisen und  eine  Wohnung  finden.  Der  Er- 
werb des  Bürgerrechts  ist  nach  der  St.O. 
V.  1.  Mai  1851  von  unbescholtenem  Lebens- 
wandel und  dem  Nachweise,  dass  der  Ge- 
suchsteller nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
seinen  Unterhalt  in  der  Stadt  nachhaltig 
finden  kann,  abhängig.  Die  Praxis  milderte 
die  Härte  der  Gesetzgebung  durch  die  Zu- 
lassung von  Heimat-  oder  Heimkehrscheinen 
(Bayern  und  Hannover).  Die  Gemeinde 
konnte  unbescholtenen  Fremden  die  An- 
siedelung erlauben,  wenn  sie  urkundlich 
nachwiesen,  dass  sie  von  der  Gemeinde, 
welcher  sie  bisher  armenrechtlich  zugehör- 
ten, innerhalb  bestimmter  Frist  oder  jeder- 
zeit im  Verarmungsfalle  wieder  aufgenommen 
würden.  Das  sächsische  Heimatgesetz  v. 
26.  November  1834  §  17  machte  es  der 
neuen  Gemeinde  zur  Pflicht,  bei  Vorlage 
des  Heimatscheines  die  »Erlaubnis  zur 
Niederlassung«  zu  erteilen. 

Einen  anderen  Weg  ging  das  preussische 
Becht.  In  Anschluss  an  ein  für  Kiu:-  und 
Neumark  und  Pommern  ergangenes  G.  v. 
8.  September  1804  (vgl.  oben  Bd.  IS.  1077)  er- 
kannte  der  Verwaltungsbrauch  armenrecht- 
liche Niederlassungsfreiheit  an.  Gesetzliches 
Institut  wurde  die^be  diurch  das  G.  v.  31.  De- 
zember 1842  über  die  Aufnahme  neu  anziehen- 
der Personen:  wie  sie  nicht  Bürgerrecht 
begründet,  so  ist  die  Niederlassung  auch 
nicht  durch  Erwerb  desselben  bedingt ;  nicht 
schon  wegen  zu  besorgender,  sondern  erst 
wegen  vorhandener  Armut,  nicht  wegen  Be- 
scholtenheit  schlechthin,  sondern  nur  wegen 
gewisser  Bestrafungen  kann  die  Ansässig- 
machung  untersagt  werden.  In  Bayern, 
Württemberg,  Sachsen  und  Oesterreich  kann 
die  Ausweisung  Gemeindefremder  schon 
wegen  zu  besorgender  Verarmung  und  aus 
»polizeilichen  Gründen«  schlechthin  erfolgen 
(bayer.  Heimatsgesetz  v.  11.  September  1825 
Art.  6 ;  württ.  G.  v.  4.  Dezember  1833  Art 
11 ;  Sachs.  Heimatsgesetz  §§  16  u.  17).  Der 
Zwang  zu  Pass  und  Aufenthaltskarte  fällt 
in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts 
weg. 

Auch  das  geltende  Recht  ruht  auf  dem 
System  interkommunaler  Aufenthaltsfrei- 
heit ;  die  Ausweisungsgründe  sind  gesetzlich 
speoalisiert,  wegen  nur  vorübergehender 
Hilfsbedürftigkeit  ist  Ausweisung  untersagt. 
Zugleich  ist  im  Reich  interterritoriale  Frei- 
zügigkeit hergestellt,  nachdem  dieselbe  in 
gewissem  Umfange  schon  durch  den  Gothaer 
Vertrag  v.  15.  Juli  1851  (vgl.  oben  Bd.  I  S. 
1090)  angebahnt  war,  insofern  hiernach  der 


einzelne  Vertragsstaat  die  Verpflichtung  hatte, 
unter  Umständen  Staatsfremde  bei  sich  zu 
behalten,  auch  wenn  an  sich  Ausweisungs- 
gründe vorlagen. 

3.  Das  geltende  Recht  in  Deutsch- 
land. Nach  dem  ziun  Reichsgesetze  ge- 
wordenen G.  des  norddeutschen  Bundes  v. 
I.November  1867  (§  2  in  der  Fassung,  die 
er  durch  Einführungsgesetz  zum  B.G.B.  Art. 
37  erhielt)  ist  Freizügigkeit  im  Sinne  des 
deutschen  Rechts  die  Befugnis  eines  jeden 
Reichsangehörigen,  in  der  freien  Wahl  des 
Aufenthaltsortes  und,  weil  wirtschaftlich 
eng  damit  zusammenhängend,  des  Ortes  des 
Gewerbebetriebs  und  des  Grundstückerwerbs 
im  Reichsgebiete  aus  dem  Grunde,  weil  da- 
mit ein  Gebietswechsel,  ein  Wechsel  des 
Zustandes  des  Unterworfenseins  unter  die 
Personal-  oder  Territorialhoheit  eines  be- 
stimmten Staates  oder  einer  Gemeinde,  ver- 
bunden ist,  von  der  Gebietsobrigkeit  nicht 
gestört  zu  werden.  Die  einzigen  Bedin- 
gungen sind  nur  1.  Finden  eines  Obdaches 
(§  1),  2.  auf  Verlangen  Nacliweis  a)  der 
Reichsangehörigkeit  b)  der  Genehmigung 
des  Ehemannes,  c)  bei  Stehen  unter  elter- 
licher Gewalt  oder  unter  Vormundschaft  der 
Genehmigung  des  gesetzlichen  Vertreters 
(§  2).  Der  Fortschritt  gegenüber  dem  Art. 
3  der  Bundes-  und  Reichsverfessung ,  wo- 
nach der  Angehörige  eines  jeden  Bundes- 
staates in  jedem  anderen  zum  festen 
Wohnsitze  unter  denselben  Voraus- 
setzungen wie  der  Einheimische  zuzulassen 
ist,  besteht  darin,  dass  nunmehr  im  ganzen 
Reiche  interkommunale  Aufenthalts- 
freiheit, nicht  bloss,  wie  nach  Art.  3,  inter- 
territoriale  Niederlassungsfreiheit 
gilt.  Unberührt  vom  Princip  der  Zugsfrei* 
heit  sind  alle  Aufenthaltsbelästigungen  und 
Verbote  geblieben,  welche  nicht  von  der 
Gebietsobrigkeit  ausgehen  (Anzugsgelder  in 
israelitischen  Eultusgemeinden)  oder  nicht 
bloss  als  Beschränkungen  des  Ortswechsels 
wirken  (Massregeln  gegen  Volks-  und  Vieh- 
seuchen, Haft)  oder  Ausfluss  der  durch  Ge- 
setz oder  Vertrag  begründeten  besonderen 
Rechtsstellung  des  Individuums  im  allge- 
meinen oder  öffentlichen  Rechte  (nicht  im 
Privatrechte)  sind  (Hauskind,  Mündel,  Ehe- 
frau --  Zugehörijgkeit  zum  landesherrlichen 
Hause,  Müitärpflicht,  Staatsdienst). 

Wirkliche  Ausnahmen  vom  Grundsatze 
der  Aufenthaltsfreiheit  sind  die  sogenannten 
armen-  und  sicherheitsrechtlichen 
Aufenthaltsbeschränkungen.  Ihre  Beibe- 
haltung erfordert  die  Rücksicht  auf  die 
Träger  der  lokalen  Armenpflege  und  das 
Interesse  der  allgemeinen  oder  örtlichen 
öffentlichen  Sicherheit  und  Sittlichkeit  (ge- 
meingefährliche Verbrecher ;  zahlreiche 
Niederlassung  von  Dieben  in  grossen  Handels- 
plätzen, Ansiedelimg  von  Schmugglern  an 
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der  Grenze,  von  Wilddieben  in  der  Nähe 
wildreicher  Forsten). 

Die  armenrechtlichen  Freizügig- 
keitsbeschränkungen des  geltenden  Rechtes 
(§§  3  und  4)  sind  Niederlassungsver- 
bote. Die  Gemeinde  hat  ein  Abweisungs- 
recht  gegen  neu  anziehende  Personen, 
welche  nicht  hinreichende  Kraft  besitzen, 
um  sich  und  ihren  nicht  arbeitsfähigen  An- 
gehörigen den  notdürftigen  Lebensunterhalt 
zu  verschaffen  und  solchen  andererseits 
weder  aus  eigenem  Vermögen  bestreiten 
können  noch  von  dazu  verpflichteten  Ver- 
wandten erhalten,  und  ein  Aus  Weisungs- 
recht gegen  neu  Angezogene,  wenn  sich  für 
dieselben,  bevor  sie  in  der  Gemeinde  armen- 
rechtliche Zugehörigkeit  erworben  haben, 
die  Notwendigkeit  einer  öffentlichen  Unter- 
stützung aus  anderen  Gründen  als  wegen 
einer  nur  vorübergehenden  Arbeitsunfähig- 
keit ergiebt.  Dem  Landesrecht  ist  über- 
lassen, die  Befugnis  zur  Abweisung  weiter 
zu  beschränken,  demgemäss  ist  die  Be- 
stimmung des  Art.  42  des  bayerischen 
Heimatsg.  v.  16.  April  1868,  dass  Personen, 
welche  in  der  Gemeinde  das  Bürgerrecht 
ohne  Heimatsrecht  besitzen,  aus  dieser  nicht 
weggewiesen  werden  dürfen,  aufrecht  er- 
halten, üeber  armenrechtliche  Landes- 
verweisung vgl  oben  Bd.  I  S.  1195  und  Bd.  11, 
S.  119  (§  7  Abs.  1  des  Freizügi^keitsgesetzes). 

Die  sicherheitspolizeilichen  Frei- 
zügigkeitsbeschränkungen sind  Aufenthalts- 
belästigungen und  Aufenthalts-  (nicht  bloss 
Niederlassungs-)  Verbote.  Die  ersteren  sind 
örtliche  Meldepflicht  und  die  nur  noch  aus- 
nahmsweise zulässige  Passpflicht,  die  letz- 
teren sind  Ortsanweisung,  Orts-  und  Landes- 
verweisung. 1.  Nach  dem  Jesuiteng.  v.  4. 
Juli  1872  §  2  kann  reichsangehörigen  Mit- 
gliedern des  Jesuitenordens  und  der  ihnen 
verwandten  Orden  und  ordensähnlichen 
Kongregationen  der  Aufenthalt  in  bestimmten 
Bezirken  untersagt  und  angewiesen  werden. 

2.  Gegenüber  unter  Polizeiaufsicht  Gestellten 
ist  Untersagung  des  Aufenthaltes  an  be- 
stimmten Orten   zulässig   (§  39  RStG.B.). 

3.  §  3  Abs.  1  Freizügigkeitsgesetz  gestattet 
auch  auf  landesgesetzlichem  Wege  Aufent- 
haltsbeschränkungen (also  auch  Landes- 
verweisungen) für  kriminell  Bestrafte 
festzustellen.  Dass  nicht  bloss  die  zur  Zeit 
des  Inkrafttretens  der  Freizügigkeitsgesetze 
bestehenden  landesgesetzlichen  Aufenthalts- 
beschränkungen aufrecht  erhalten,  sondern 
auch  neue  landesgesetzliche  Vorschriften 
hierüber  zugelassen  sind  und  dass  auch 
durch  die  Ordnung  der  Polizeiaufsicht  von 
Reichswegen  diese  Delegation  an  die 
Landesgesetzgebung  nicht  beseitigt  wurde, 
beweist  neben  allgemeinen  Gründen  (hierüber 
Gneist),  dass  §  7  des  RG.  über  Erwerb  und 
Yerlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit 


V.  1.  Juni  1870,  welches  später  ausgefertigt 
ist,  als  das  RStr.G.B.  (Einf.-G.  v.  11.  Mai 
1870),  auf  den  unveränderten  §  3  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes Bezug  nimmt  (so  auch 
Seydel  und  Hermann  Seuffert;  a.  M.  Gähn). 
Solche    landesrechtliche    Vorschriften    sind 

a)  §  2  Ziffer  2  des  citierten  peussi sehen 
G.v.31.Dezember  1842:  Niederlassungs- 
verbot gegenüber  entlassenen  Sträflingen, 
welche  zu  Zuchthaus  oder  wegen  einer 
Strafthat,  wodurch  der  Thäter  sich  als  einen 
für  die  öffentliche  Sicherheit  oder  Moralität 
gefährlichen  Menschen  darstellt,  zu  irgend 
einer  anderen  Strafe  venui«üt  oder  in  eine 
Eorrektionsaiistalt  eingesperrt  waren ;  b)  §  17 
Abs.  4  des  cit.  sächsischen  Heimat^e- 
setzes:  Aufenthaltsverweigerung  für  jede 
bestrafte  gemeindefremde  Person,  wenn  be- 
sondere Umstände  vorliegen,  welche  den 
Aufenthalt  des  Individuums  gerade  in  dieser 
Gemeinde  bedenklich  machen  (Cahn,  S.  63) ; 
c)  Art.  39  Ziff.  5  und  6  und  Art.  43  Abs. 
2  des  bayerischen  Heimatsg.  v.  16.  April 
1868  in  der  Fassung  der  Bekanntm.  v.  30.  Juli 
1899  und  d)  Art.  57  des  württembergi- 
schen Gesetzes  über  die  Gemeindeange- 
hörigkeit V.  16.  Februar  1885 :  hiernach  kann 
unter  der  gleichen  Voraussetzung  wie  nach 
sächsischem  Recht  über  Gemeindefremde,  wel- 
che wegen  solcher  —  im  Gesetze  erschöpfend 
aufgez^ter  —  Handlungen  bestraft  wurden, 
die  sie  als  gemeingefährlich  oder  wenigstens 
als  schlecht  beleumundet  erscheinen  lassen, 
Aufenthaltsverbot  verhängt  werden.  4.  Nach 
Vorschrift  des  §  3  Abs.  2  des  Freizügig- 
keitsgesetzes kann  Landesverweisung  aus- 
gesprochen werden  a)  gegen  Personen,  welche 
innerhalb  der  letzten  12  Monate  wegen 
wiederholten  Bettels  oder  wegen  wieder- 
holter Landstreicherei  bestraft  worden  sind, 
von  jedem  anderen  Bundesstaate  als  dem- 
jenigen, in  welchem  die  Bestrafimg  erfolgte, 
und   demjenigen,   welchem   sie   angehören; 

b)  gegen  Personen,  welche  als  kriminell 
Bestrafte  in  einem  Bundesstaate  Aufenthalts- 
beschränkungen unterworfen  wurden,  so- 
lange diese  Beschränkung  dauert,  von  jedem 
anderen  Bundesstaate  als  demjenigen,  wel- 
cher die  AufentJialtsbeschränkung  auferlegte, 
und  demjenigen,  welchem  sie  angehören. 
Dass  nur  Staat  sfremde,  nicht  Staatsange- 
hörige des  Landes  verwiesen  werden  kön- 
nen, folgt  aus  dem  Grundgedanken  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes,  der  nicht  dahin  geht, 
das  aus  der  Staatsangehörigkeit  fliessende 
Wohnrecht  des  Eeichsangehörigen  zu  schmär 
lern,  sondern  über  die  Staatsgrenzen  hinaus 
zu  erweitern.  Dass  der  Staat,  welcher 
wegen  Bettels  oder  Landstreicherei  bestraft 
bezw.  die  Aufenthaltsbeschränkung  auferlegt, 
nicht  ausweisen  darf,  folgt  aus  dem  Wort- 
laute des  §  3  Abs.  2  (Bestraften  »Personen, 
welche  .  .  .  Aufenthaltsbeschränkungen  in 
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einem  Bundesstaate  unterliegen  etc.,  kann 
der  Aufenthalt  in  jedem  anderen  Bundes- 
staate verweigert  werden«)  und  findet  seine 
innere  Begründung  in  der  engen  Verbindung, 
in  welche  die  deutschen  Staaten  durch 
Gründung  des  Bundes  bezw.  Reiches  traten. 
Nach  dieser  sollen  die  Staaten  Voi'teil  und 
Last  teilen,  also  der  eine  wie  die  guten  so 
auch  die  bösen  Menschen,  das  Gesindel, 
des  anderen  beherbergen.  §  3  Abs.  2  findet 
vielfach  andere  Auslegung.  Nach  Laband. 
Georg  Meyer,  Hermann  Seuffert,  v.  Stengel 
soll  der  Heimatsstaat,  nicht  aber  der  strafende 
bezw.  die  Aufenthaltsbeschränkung  ver- 
fugende, nach  Zorn,  Loening,  v.  Seydel, 
Ernst  Meyer  wohl  der  strafende  bezw.  die 
Aufenthaltsbeschi-änkung  verfügende,  nicht 
aber  der  Heimatsstaat  des  Landes  verweisen 
können.  Die  hier  vertretene  Anschauung 
ist  die  des  Eeichsamtes  des  Inneren  und 
Preussens  (vgl.  Cahn  S.  63  ff.),  die  Zorns, 
Loenings  u.  s.  w.  diejenige  Bayerns, 
Württembergs ,  Badens ,  Hamburgs  und 
Lübecks  (s.  Cahn  S.  450  ff.).  Die  Gefahr, 
dass  nach  unserer  Auslegimg  jeder  Aufent- 
haltsstaat sich  soviel  als  möglich  der  Be- 
strafung oder  Yerhängung  von  Aufenthalts- 
beschränkungen enthmten  möchte,  um  nicht 
des  Eechtes  der  Landesverweisung  verlustig 
zu  werden,  dürfte  abgesehen  von  §  153  der 
R.Str.P.O.  um  deswillen  nicht  so  sehr  ins 
Gewicht  fallen,  weil  die  Dauer  der  Landes- 
verweisung aus  Gründen,  die  in  einem 
dritten  Staate  entstanden  sind,  zeitlich  be- 
schränkt ist:  die  Landesverweisung  wegen 
Bettels  und  Landstreicherei  verliert  nach  Ab- 
lauf von  12  Monaten  seit  der  Verurteilung  ihre 
Kraft  und  die  Landesverweisimg  wegen  Auf- 
enthaltsbeschränkung mit  Ablauf  der  Zeit,  auf 
welche  diese  verhängt  worden  ist,  und  hier- 
für bestehen  wenigstens  nach  bayerischem, 
sächsischem  und  württembergischem  Hechte 
gesetzliche  Maximalgrenzen. 

Uebrigens  ist  über  die  Auslegung  des 
§  3  Abs.  2  durch  nach  Reichsverfassung 
Art.  7  Nr.  3  und  Art.  76  Abs.  1  ergange- 
nen Bundesratsbesohluss  v.  9.  Juli  1894  zum 
Teil  eine  einheitliche  Auffassung  der  Re- 
gierungen herbeigeführt  worden.  Es  ist  be- 
schlossen, dass  jedenfalls  der  Heimatsstaat 
und  —  über  die  Grenzen  ausdehnender  Aus- 
legung hinaus  —  der  Staat  des  ünter- 
stützungswohnsitzes  oder  Heimatrechtes 
nicht  ausweisen  darf.  Im  übrigen  konnte 
im  Bundesrat  eine  Einigung  nicht  erzielt 
werden  und  stehen  sich  demgemäss  preussi- 
sche  und  süddeutsche  Auslegung  gegenüber 
(preussische  Min.V.  v.  28.  Juli  1894  und 
24.  Januar  1895  [Cahn  S.  447 ff.],  bave- 
rische  v.  9.  März  1895  [Keidel  s.  70ff.]), 
jedoch  hat  Preussen  beschlossen  (s.  die  V. 
V.  28.  Juli  1894  und  24.  Januar  1895)  gegen- 
über denjenigen  Staaten,  welche  die  (schärfere) 


süddeutsche  Auslegung  anwenden,  sich  eben- 
falls derselben  zu  bedienen,  d.  h.  es  weist 
Angehörige  dieser  Staaten  aus,  die  in 
Preussen  Aufenthaltsbeschränkungen  unter- 
worfen oder  dort  wegen  wiederholten  Bettels 
oder  wegen  wiederholter  Landstreicherei 
bestraft  wurden.  Dagegen  wurden  weitere 
Vereinbarungen  über  Verhängung,  Zeitdauer 
und  Durchführung  der  Landesverweisung 
erzielt.  1.  Zur  Ausweisung  genügt  schon 
eine  einmalige  Bestrafung  innerhalb  der 
zwölfmonatlichen  IVist,  sofern  nur  vor  Be- 
ginn derselben  bereits  eine  Bestrafung  statt- 
fand. Andererseits  darf  aus  Bundesstaaten, 
in  denen  nach  Ijandesrechi  bereits  nach 
einmaliger  Bestrafung  wegen  Bettels  oder 
Landstreicherei  eine  Aufenthaltsbeschrän- 
kung verfügt  werden  kann,  wegen  einer 
derM^gen  Bescliränkung  Ausweisung  niclit 
erfolgen.  2.  darf  die  Ausweisung  nicht  für 
länger  als  die  Dauer  der  Aufenthaltsbe- 
schränkungen bezw.  die  Dauer  der  von  der 
Verbüssung  der  letzten  Strafe  wegen  Bettels 
oder  Landstreicherei  zu  berechnenden  12 
Monate  verfügt  werden.  3.  Das  Verfahren 
der  Ausweisimg  richtet  sich  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gothaer  Vertrages  v.  15. 
Juli  1851;  dabei  darf  die  Uebernahme  sei-^ 
tens  eines  Staates  auch  nicht  verweigert 
werden,  wenn  der  Ausgewiesene  Staatsan- 
gehörigkeit ,  ünterstützimgswohnsitz  oder 
Heimatrecht  nur  in  einem  dritten  Bundes- 
staate besitzt,  welchem  er  nicht  wohl  andere 
als  durch  das  Gebiet  des  erstgedachten 
Staates  zugeführt  werden  kann. 

Selbstverständlich  ist  die  Verfügung  von 
Aufenthaltsbeschränkungen  gegenüber  Per- 
sonen unzulässig,  deren  Aufenthalt  nicht 
Folge  freier  Wahl,  sondern  öffentlichrecht- 
licher, dimjh  Gesetz  oder  Vertrag  begründe- 
ter Notwendigkeit  (Militärdienst,  öffentlicher 
Dienst)  ist.  Ebenso  kann  niemand  aus  dem 
Orte  seines  Untersttitzungswohnsitzes  aus- 
gewiesen werden,  so  lange  er  hilfsbedürftig 
ist.  lieber  die  besondere  Wirkung  des  Heimat- 
rechtes in  Bayern  vgl.  d.  Art. Heimatrecht. 

4.  Das  geltende  Recht  in  Oesterreich. 
Das  Princip  der  Freizügigkeit  ist  ausge- 
sprochen in  dem  Staatsgrund-G.  v.  21.  De- 
zember 1867  über  die  allgemeinen  Rechte 
der  Staatsbürger  Art.  4  und  6.  Die  sicber- 
heitspolizeLÜchen  Aufenthaltsbeschränkungen 
sind  hauptsächlich  geregelt  in  dem  G.  v. 
27.  Juli  1871  ilber  die  polizeiliche  Abschaf- 
fung. Hiemach  kann  Verweisung  nach 
der  Heimatgemeinde  stattfinden  gegen  Land- 
streicher oder  sonst  arbeitsscheue  Personen, 
w^elche  die  öffentliche  Mildthätigkeit  in  An- 
spnich  nehmen,  ^egen  ausweis-  und  be- 
stimmungslose Individuen,  welche  kein  Ein- 
kommen und  keinen  erlaubten  Erwerb  nach- 
weisen können,  gegen  öffentliclie  Dirnen, 
welche  dem  behördlichen  Auftrage  zur  Ab- 
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reise   keine  Folge   leisten,   gegen  aus   der 
Haft  tretende  Sträflinge   oder  Zwänglinge, 
sofern  sie  die  Sicherheit  der  Person  oder 
des  Eigentums  gefährden.    Die  Verweisung 
heisst  Abschaffung,  wenn  sich  mit  ihr 
das  Verbot,  jemals  oder  binnen  einer  be- 
stimmten   Zeit    zurückzukehren,    verbindet, 
sonst   Abschiebung.      Die   Abschaffung 
ist  zulässig  bei  wiederholt  fruchtloser  Ab- 
schiebung;   sie   muss  eintreten,   wenn  die 
Gefährdung  der  öffentlichen  Interessen,  zu 
deren  Schutz  die  Verweisung  bestimmt  ist, 
vorzugsweise  nur  für  den  Ort  besteht,  aus 
welchem  die  Person  entfernt  werden  soll. 
Abschiebung  und  Abschaffung  ruht  in  den 
Händen  der  politischen  Behörde,  nur  wenn 
ihr   besonders    übertragen,    der   Gemeinde. 
"Weitere    Beschränkungen    der   Zugsfreiheit 
ergeben  sich  aus  der  Polizeiaufsicht.    Dem 
unter   Polizeiaufsicht   Gestellten    darf 
nach  G.  v.  10.  Mai  1873  der  Aufenthalt  in 
einzelnen    Gebieten    oder    Orten    gänzlich 
untersagt   oder   auch   ein    bestimmter   Ort 
zum  Aufenthalte  angewiesen  und  zui-  Pflicht 
gemacht   werden,    diesen   oder  einen   von 
ihm   selbst   gewählten  Aufenthaltsort  ohne 
Polizeierlaubnis  nicht  zu  verlassen.    Endlich 
sind    noch   speciell    den    Gemeinden    Aus- 
weisungsbefugnisse durch  das  Gemeinde-G. 
V.  5.  März.  1862  Art.  3  verliehen.    Sie  kön- 
nen den  Aufenthalt  in  ihrem  Gebiete  allen 
Gemeindeauswärtigen   versagen,    1.   welche 
sich    über   ihre    Heimatberechtigung   nicht 
ausweisen    oder   wenigstens  nicht  darthun 
können,  dass  sie  zur  Erlangung  eines  sol- 
chen Nachweises  die  erforderlichen  Schritte 
thaten,  2.  welche  einen  bescholtenen  Lebens- 
wandel   führen,    3.    welche    —    ein    rein 
armenrechtliches  Aufenthaltsverbot  —   der 
öffentlichen  Mildthätigkeit  zur  Last  fallen. 
5.  Die  Entwickelong  in  den  übrigen 
Koltnrländem.     Dieselbe    lässt   sich   auf 
gleiche  Gesichtspimkte  zurückführen  ^ie  in 
Deutschland.     Die    hauptsächlichste    Weg- 
zugsbeschränkung liegt  m  der  Gebundenheit 
an  die  Scholle.    Sie  fällt  in  England  und 
den  Niederlanden  zu  einer  Zeit,  wo  sie  sich 
in  anderen  Staaten  erst  voll  entwickelt,  im 
15.  und  16.  Jahrhundert  (vgl.  oben  Bd.  II 
S.  391  und  372),  in  Frankreich  und  Däne- 
mark um  dieselbe  Zeit  wie  in  Deutschland 
(vgl.  oben  Bd.  II  S.  381,  384  und  376);  in 
Schweden  und  Norwegen   hat  Schollen  bin- 
dung  der  Bauern  nie  existiert   (vgl.   oben 
Bd.  II  S.  423).    Zuzugsbeschränkungen  kom- 
men mit  der  üebertragung  der  Armenunter- 
stützungspflicht   auf    die    politische    oder 
Kirchengemeinde  auf,  was,  wie  in  Deutsch- 
land,  in   den   meisten  Staaten  in   das   16. 
Jahrhundert  fällt,  in  England  1535,  in  Bel- 
gien 1531,  in  der  Schweiz  1551,  in  Schwe- 
den 1571   (vgl.   oben  Bd.  I  S.  1109,   1118, 
1135,  1161  und  1166). 


Im  geltenden  Rechte  gut  grundsätzlich 
Zugsfreiheit  nach  Vorgang  der  Erklärung 
der  Menschenrechte  von  1789,  nach  welcher 
das  droit  de  libre  s^jour  et  de  libre  circu- 
lation  als  Ausfluss  der  libert^  individuelle 
erscheint  (vgl.  auch  franz.  Yerf.  vom  Sep- 
tember 1791:  »libertö  d'aller,  de  rester,  de 
partir«).  Die  sicherheitspolizeilichen 
Aufenthaltsbeschränkungen  sind,  abgesehen 
von  denjenigen,  welche  aus  der  Polizeiauf- 
sicht fliesvsen,  zum  Teil  beschränkter  als 
im  deutschen  Rechte,  da  die  hauptsächlichste 
Polizeimassregel  gegen  Bettler  in  manchen 
Staaten  (Belgien)  die  Aufnahme  in  Bettler- 
depots (depöts  de  mendicitö;  vgL  oben  Bd.I 
S.  1112  und  1205)  ist.  Frankreich  hat  durch  G. 
V.  27.  Mai  1885  die  Polizeiaufsicht  durch  die 
als  Nebenstrafe  auszusprechende  Relegation 
d.  i.  Verweisung  in  die  französischen  Kolo- 
nieen  tmd  Tenitorien  und  durch  die  Er- 
mächtigung der  Regierung  ersetzt,  den  Ge- 
fongenen  vor  ihrer  Freilassung  Orte  zu  be- 
zeichnen, die  sie  nach  ihrer  Freilassung 
nicht  betreten  dürfen.  Voraussetzung  ist 
inamer  Verurteilung  im  Rückfall.  In  Be- 
tracht kommen  vor  aUem  Bettler  und  Land- 
streicher. Sie  können  also  als  der  öffent- 
hchen  Sicherheit  in  Frankreich  gefährlich 
relegiert  werden.  Sachlich  ist  die  Relega- 
tion von  der  Deportation,  die  Hauptstifkfe 
ist,  kaum  unterschieden.  ArmenrechtILche 
Ortsverweisungen  fehlen  in  Ländern,  in 
welchen  die  örtliche  Armenpflege  als  obli- 
gatorische Gemeindeeinrichtung  überjiaupt 
nicht  (Basel-Stadt,  Genf)  oder,  wie  in  Italien 
und  Frankreich,  nur  in  sehr  beschränktem 
Umfange  Eingang  fand.  Ueber  die  armen- 
rechtlichen Aufenthaltsbeschränkungen  in 
der  Schweiz  vgl.  den  Art.  Armenwesen 
oben  Bd.  I  S.  1166  ff.,  über  die  Beschrän- 
kungen der  Freizügigkeit  in  England  den 
gleichen  Art.  ebd.  S.  1135  ff.,  1204  und  den 
Art.  Ehe  Schliessung  oben  Bd.  III  S.  29L 

6.  Die  sicherheitspolizeiliehen  Frei- 
zfi^igkeitsbeschraaknngen  in  Italien. 
Die  Eingriffe  in  das  Recht  der  Zugsfreiheit 
aus  dem  Gesichtspimkte  der  Sicherheits- 
polizei haben  in  Italien  in  neuester  Zeit 
durch  das  G.  über  die  öffentUche  Sicherheit 
V.  30.  Juni  1889  und  die  zugehörige  Aus- 
führungs-V.  v.  8.  November  1889  ein- 
gehendste Regelung  erfahren. 

Zunächst  ist  in  zwei  Fällen  die  Verwei- 
sung in  die  Heimatgemeinde  zulässig.  Nach 
Art  85  kann  jeder  ausserhalb  seiner  eigenen 
Gemeinde  sich  Aufhaltende,  wenn  er  \ex- 
dächtiges  Betragen  an  den  Tag  legt  und 
auf  Verlangen  über  seine  Person  glaubwür- 
digen Aufschluss  nicht  geben  will  oder 
kann,  von  der  Sicherheitspolizeibehörde  des 
Ortes  in  seine  Heimat  verwiesen  werden 
(fare  rimpatriare) ,  mittelst  Zwangspasses 
oder  nach  Umständen  durch  Verschiebung. 
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Nach  Art  89  haben  sieh  alle  StiftfHnge, 
welche  mit  einer  Strafe  von  mindestens 
drei  Jahren  oder  wegen  Verfehlung  gegen 
das  Eigentum  oder  Zuwiderhandlung  gegen 
richterliche  Verwarnung  mit  einer  Strafe 
von  mehr  als  sechs  Monaten  belegt  wurden, 
sowie  alle  zur  Polizeiaufsicht  Verurteilten 
sofort  nach  Beendigimg  der  Strafthat  bei 
dei  Ortspolizeibehörde  vorstellig  zu  machen, 
und  diese  kann,  wo  es  ihr  nötig  erscheint, 
sie  mit  Zwangspass  versehen. 

Weitergehenden  Aufenthaltsbeschränkun- 
gen unterliegen  die  zu  Polizeiaufsicht  Ver- 
urteilten und  die  richterlich  Verwarnten. 
Die  richterliche  Verwarnung  (ammoni- 
zione,  Art.  94 — 116j  ist  eine  besondere  Ei- 
gentümlichkeit des  italienischen  Rechts.  Sie 
hat  nicht  die  Begehung  einer  strafbaren 
Handlimg  zur  Voraussetzung,  ist  also  nicht 
Strafe,  sondern  vielmehr  eine  in  die  Hand 
des  Richters  gelegte  Polizeimassregel  gegen 
Individuen,  von  welchen  man  sich  ver- 
brecherischer Handlungen  versehen  darf. 
Ihr  Analogen  im  deutschen  Rechte  ist  nicht 
der  richterliche  Verweis  des  §  57  R.Str.G.B., 
sondern  der  nach  §  361  Ziff.  8  statthafte 
Auftrag  der  Polizeibehörde  an  den  ünter- 
kunftslosen,  sich  ein  Unterkommen  zu  ver- 
schaffen. Die  Verwarnimg  kann  auf  moti- 
vierte Anzeige  der  Polizeibehörde  gegen 
gewohnheitsmässige,  arbeitsfähige  und  mit- 
tellose Müssiggänger  und  Vagabunden  und 
gegen  diffamati  ausgesprochen  werden. 
Diffamati  sind  solche  Indidduen,  welchen 
die  öffentliche  Meinung  Hang  zu  gewissen 
(in  Art.  95  und  96  aufgezählten)  stiafbaren 
Handlungen  (Totschlag,  Körperverletzung, 
Drohung,  Widerstand  und  (Jewaltthat  gegen 
die  Obrigkeit,  Brandstiftung,  Diebstahl^ 
Raub,  Erpressung  etc.)  nachsagt  (designati 
daUa  publica  voce  come  abitualmente  colpe- 
voli  dei  delitti  di  omicidio  etc.),  sei  es,  dass 
sie  wegen  solcher  Handlungen  mehrmals 
bestraft  oder  nur  wegen  mangelnden  Be- 
weises freigesprochen  oder  ausser  Verfol- 
gung gesetzt  worden  waren.  Die  gegen  die 
ammoniti  zulässigen  Aufenthaltsbeschrän- 
kungen liegen  nun  in  folgendem.  Handelt 
es  sich  lun  Müssiggänger  und  Vagabunden, 
so  ist  in  der  Verwamungsverfügung  die 
Auflage  zu  machen,  binnen  bestinunter  Frist 
sich  Arbeit  zu  verschaffen,  festen  Aufent- 
halt zu  nehmen  und  den  Ort  desselben  der 
Lokalpolizeibehörde  mitzuteilen  und  nicht 
ohne  vorhergehende  Anzeige  an  diese  zu 
verlassen  (Art.  103);  handelt  es  sich  um 
eine  persona  diffamata,  so  geht  die  Auflage 
dahin,  ehrbar  zu  leben,  Person  und  Eigen- 
tum anderer  zu  achten,  nicht  Anlass  zu 
Verdacht  zu  geben  und  den  Aufenthaltsort 
nicht  ohne  vorherige  Anzeige  an  die  Orts- 
polizeibehörde  zu  verlassen  (Art.  104).  Zu- 
widerhandlung gegen  die  gemachten  Auf- 


lagen wird  mit  Arrest  bis  zu  1,  bei  Rück- 
fall bis  zu  2  Jahren  und  mit  Polizeiaufsicht 
bestraft  (Art.  110).  Die  Wirkungen  der 
ammonizione  erlöschen  mit  Ablauf  von  2 
Jahren  seit  Erlass  der  Verfügung,  wenn 
nicht  in  der  Zwischenzeit  der  Verwarnte 
Verurteilung  wegen  eines  Delikts  oder 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  die  Verwar- 
nung erlitten  hat.  In  diesem  Falle  läuft 
die  zweijährige  Frist  neu  vom  Tage  der 
Straf verbüssung.  —  Die  aus  der  Polizei- 
aufsicht fliessenden  Beschränkungen  des 
freien  Zugs  sind  dreifach.  Der  zu  Polizei- 
aufsicht Verurteilte  darf  seinen  gewöhnlichen 
Aufenthalt  nicht  ohne  Genehmigung  der 
höheren  Polizeibehörde  in  eine  andere  Gte- 
meinde  verlegen  (Art.  122),  dann  kann  er 
die  Auflage  erhalten,  seinen  Wohnsitz  nicht 
ohne  vorherige  Anzeige  an  die  Ortspolizei- 
behörde zu  verlassen  (Art.  118),  und  endlich 
kann  ihm  der  Aufenthalt  an  bestimmten 
Orten  untersagt  werden  (cod.  pen.  v.  22. 
November  1888  Art.  28). 

Die  weitgehendste  polizeiliche  Aufent- 
haltsbeschränkung, die,  weil  unzweckmässie, 
übrigens  1900  der  Aufhebung^  unterstellt 
werden  soll,  ist  die  Anweisung  eines 
Zwan^wohnsitzes  (domicilio  coatto)  in  einer 
Kolome  oder  einer  anderen  Gemeinde  des 
Königreichs  auf  die  Dauer  von  1 — 5  Jahren. 
Sie  kann  ausgesprochen  werden  von  einer 
aus  den  höchsten  Verwaltungs- ,  Justiz-, 
Polizeibeamten  und  Militärs  zusammenge- 
setzten Provinzialkommission  über  richter- 
lich Verwarnte  und  zu  Polizeiaufsicht  Ver- 
urteilte, sobald  sie  sich  der  öffentlichen 
Sicherheit  gefährhch  erweisen,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  sie  zweimal  wegen  Zu- 
widerhandlung gegen  Verwarnung  oder  Po- 
lizeiaufsicht oder  wegen  Delikts  gegen  Per- 
son oder  Eigentum  oder  wegen  Gewaltthat 
oder  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit  ver- 
urteilt worden  sind  (Art.  123—132). 

7.  Internationale  Freizügigkeit  Das 
Recht  des  freien  Zugs  der  gegenseitigen 
Angehörigen  zwischen  Staaten,  die  nicht  zu 
einem  Staatenvereine  verbunden  sind,  und 
zwischen  Staatenvereinen  kann  als  inter- 
nationale Freizügigkeit  bezeichnet  werden. 
Im  Gegensatz  zu  den  ersten  Jahrzehnten 
unseres  Jahrhunderte  (*Freizügigkeitsver- 
träge«)  wird  diese  Art  Freizügigkeit  heute 
nur  selten  noch  besonders  genannt,  indem 
sich  die  Nationen  neuerdings  für  ihre  An- 
gehörigen gegenseitig  nicht  bloss  freien  Zug 
zwischen  ihren  Gebieten,  d.  h.  Freiheit 
der  Ein-  imd  Auswandenmg,  sondern  auch 
in  ihren  Gebieten,  d.  h.  interkommunale 
und  eventuell  interterritoriale  Freizügigkeit 
versprechen  und  in  der  hierfür  gew^ten 
Bezeichnung  »internationale  Niederlassimgs- 
freiheit«  (»Niederlassungsverträge«)  das  ers- 
tere  Recht  mit  einbeschlossen  ist.    Gewöhn- 
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lieh  wird  die  Ausübung  dieses  Freiheits- 
rechtes  von  dem  Nachweis  der  Staatsange- 
hörigkeit und  luibescholtenen  Leumunds  ab- 
hängig gemacht  und  weitgehendes  Auswei- 
sungsrecht (infolge  gerichtlichen  Urteils,  aus 
Gründen  der  inneren  und  äusseren  Sicher- 
heit des  Staates,  aus  Gründen  der  Armen- 
und  Sittenpohzei,  nicht  aber  z.  ß.  wegen 
Rückständen  mit  öffentlichen  Abgaben)  vor- 
behalteu;  vgl.  z.  B.  den  deutsch-schweize- 
riehen  Niederlassungsvertrag  v.  31.  Mai  1890. 

Litteratnr :  l^V.  Amoldty  Die  Freizügigkeit  und 
der  VnterstüUtungswohnHtz ,  Berlin  1872.  — 
Block,  Dictionnaire  de  l' Administration  Fran- 
^ise,  Art,  colonies  pSnales,  4.  Aufi.,  Paris  1898. 

—  Cahn,  E.Ö.  über  die  Erwerbung  und  den 
Verlust  der  JieichS'  und  Staatsangehörigkeit, 
S.  Auß.,  Berlin  1896.  —  JDames,  Freitügigkeit 
und  AufeTUhaU,  Wünb.  189S.  —  v.  Gneist,  Art. 
Freizügigkeit  in  v.  Stengels  Wörterbuch  des  deut- 
schen Verwaltungs7'echts,  ebda.  1890.  —  KeidrCl, 
V.  lAszty  Strafrecht  der  Staaten  Europas,  Bd.  I 
S.  443  und  447  (Rivihre),  Berlin  1894.  —  Edg, 
Loening,  bei  Schönberg  III, i.  Aufl., S.  39ßff., 

4.  Aufl.  —  Ernst  Meyer  in  Hirth  und  Seydels 
Ann,  1890,  S.  661  ff.  — -  Georg  Meyer,  Lehrbuch 
des  deutsehen  Verw.-R.,  2.  Aufl.,  Leipzig  1893, 1, 

5.  121.  —  Mischler  in  EUters  W.B,  der  Volks- 
wirtschqft,  Bd.  I  S.  774  ff-  —  Reger-Keidel, 
Kleinere  Reichs-  Verwaltungsgesetze,  Ansbach  1897. 

—  Schramm,  Grund-  und  Freiheitsrechte,  Er- 
langer    Diss.    1899.     —    Schühler,    Die    Ge- 

'  setze  über  Niederlassung  und  Verehelichung  in 
den  verschiedenen  deutschen  Staaten,  Stuttgart 
1865.  —  Hertnann  Setiffert,  Art.  Polizeiauf- 
sieht in  V.  Stengels  W.B.  —  v.  Seydel, 
bayerisches  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  27, 
Freiburg  L  B.  und  Leipzig  1896  und  bei  Schön- 
berg III,  2  S.  320 ff.  —  V,  Stein,  Handbuch 
der  Verwcdt/ungslehre ,  3.  Aufl.,  II.  T.,  S.  44  ff- 
und  55 ff.,   StuttgaH  1888.  —  V.  Stengel,  Art. 

■  Niederlassung  in  dessen  W.B.  —  Femer  Art. 
Niederlassung  und  Aufenthalt  (v,  XTlhrieh), 
Persönliche  Freiheit  (v,  Vantecherj,  Schul- 
wesen (SedUufzek)  im  Oesterr.  St.W.B. 

Hermann  Jtehm. 


Fremdenpolizei. 

1.  Begrififsabgrenzung  nnd  rechtsgeschichtr 
lieber  Entwickelungsgang  der  F.  2.  Die  recht- 
liche Stellung  des  Staates  zum  Gebietseintritt 
des  Fremden :  a)  zu  Lande,  b)  zur  See.  3.  Die  po- 
lizeibehördliche Aufsicht  über  die  im  Staatsge- 
biet befindlichen  Fremden.  4.  Die  rechtliche 
Stellung  des  Aufenthaltsstaates  zum  Gebiets- 
austritt des  Fremden. 

1.   BegrüfsabgrenzTing    und   rechts- 

feschichtlicher  Entwickelungsgang  der 
'.  unter  Fremdenpolizei  verstehen  wir 
im  nachfolgenden  jenen  Teil  des  Frem- 
denrechts im  aUgemeinen,  welcher  die 
staatlichen  Einrichtungen  zum  Zwecke  der 
Beaufsichtigung  der  im  diesseitigen  Staats- 
gebiete    befindlichen     Fremden     umfasst. 


Er  setzt  gleichsam  die  B[ausordnung  fest, 
der  sich  die  ins  staatliche  Gebiet  ein- 
getretenen Fremden  zu  unterwerfen  haben; 
es  ist  der  die  Fremden  betreffende  Teil 
der  Bevölkerungskontrolle.  Nach 
den  zur  Zeit  bei  den  Kulturstaaten  in  Gel- 
tung und  üebung  stehenden  Rechtsanschau- 
ungen sind  als  *  Fremde«  ohne  Röcksicht 
auf  Gebiulsort,  Nationalität  oder  Sprachge- 
meinschaft alle  diejenigen  anzusehen,  welche 
nicht  die  Staatsangehörigkeit  in  dem  Staate 
besitzen,  ohne  unterschied,  ob  sie  sich 
vorübergehend  oder  dauernd  aufhalten  oder 
in  demselben  ihr  Domizil  haben ;  ob  sie  Re- 
fu^iös  sind  oder  ob  sie  infolge  freier 
WiUensbestimmung  das  Land  betreten  haben. 
Als  fremd  gilt  uns  hier  speciell  für  das 
Deutsche  Recht:  der  Reichsausländer,  nicht 
auch  der  im  System  des  gemeinsamen  In- 
digenats,  der  staatsbürgerlichen  Freizügig- 
keit, des  Gemeinderechts,  der  Heimatsbe- 
rechtigung oder  des  ünterstützungswohn- 
sitzes  unter  besonderen  Rechtsnormen 
stehende  Ortsfremde.  Die  verwaltungs- 
rechtliche Bevölkerungskontrolle  des  moder- 
nen Staats  nach  dieser  bestimmten  Richtung 
hin  hat  eine  Reihe  von  Entwickelungsphasen 
durchgemacht,  die  ihrerseits  allerdings  aufs 
engste  vom  Ausbildimgsgrade  des  Fremden- 
rechts bedingt  waren. 

Je  weiter  wir  den  Blick  von  unserer 
verkehrsreichen  Zeit  ab-  und  den  älteren 
Perioden  des  staatlichen  Lebens  zuwenden, 
um  so  mehr  nähern  wir  uns  dem  Vor- 
stellungskreise, in  welchem  die  Fremdlings- 
eigenschaft von  vornherein  einen  für  die 
Existenz  des  berührten  Verbandes  feind- 
lichen oder  doch  zum  mindesten  bedrohen- 
den Charakter  annimmt-  Das  Stadium  des 
unentwickelten,  gering  ausgebildeten  Ver- 
kehrslebens wird  daher  durch  die  scharf  ab- 
lehnende Stellung  erkennbar,  die  der  Staat 
dem  in  seinen  Bereich  gelangenden  Fremden 
gegenüber  einnimmt  Die  Fremdenpolizei 
beschränkt  sich  naturgemäss  auf  dieser 
staatlichen  Entwickelungsstufe  auf  die 
strenge  Wahrung  der  Landesgrenze  g^en 
das  eindringende  fremde  Element,  somit 
auf  die  Abwehr  und  strenge  Abweisung  der 
Fremden,  Wurde  dieses  System  nur  selten 
zu  Gunsten  des  auf  religiösen  Anschauungen 
beruhenden  Asyl  rechts  —  dem  wir  bei  aÖen 
Völkern  begegnen  —  diux^hbrochen,  so  treten 
dagegen  bald  zahlreiche  wirtschaftliche 
Gründe  und  Rücksichten  in  den  Vorder- 
grund, welche  die  Aufgaben  der  staatlichen 
Fremdenpolizei  erweitem  zu  Gunsten  des 
kraftvoll  aufsteigenden  Verkehrsbedürfnisses. 
Innerhalb  dieses  jüngeren  Systems  sehen 
ivivy  wie  der  Fremde  mit  Hilfe  besonderer 
Rechtsschutzmittel:  Peregrinenrecht  Roms, 
der  Königsfriede  des  deutschen  Rechts, 
freies  Geleite,  durch  ein  besonders  günstig 
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gestaltetes  Berufsrecht  (Handels-  See-  und 
Wechselrecht  des  mittelalterlichen  Kauf- 
manns) zum  Verkehr,  also  zum  Gebietsein- 
tritt veranlasst  oder  stellenweise  sogar  duich 
die  Aussicht  auf  eine  dauernd  begünstigte 
Eechtslage  zur  Einwanderung  und  Nieder- 
lassung bestimmt  werden  soU.  Als  rechts- 
geschichtiiche  Beispiele  sind  hier  anzu- 
führen: die  pnersönliche  Exemtion  und  pri- 
vilegierte Gerichtsbarkeit  der  Fremden  in 
den  orientalischen  Staaten,  die  Verwalümgs-, 
Steuer-,  Kirchenprivüegien  der  Saxjhsen  in 
Siebenbürgen,  der  Deutschen  in  Ungarn, 
der  Fremden  in  Russland  (Ukas  der  Kaiserin 
Katharina  IL  v.  22.  Juli  1763  und  Manifest 
»üeber  die  allen  Ausländem  erteilte  Er- 
laubnis, sich,  wo  sie  wollen,  anzusiedeln, 
und  die  ihnen  verliehenen  Rechte«-  Voll- 
ständige Sanunlung  der  russischen  Gesetze 
Nr.  11880,  11881,  11896,  Martens-Berg- 
bohm,  Völkerrecht,  I,  §  87)  etc. 

Reicher  gestaltet  sich  in  Deutschland  der 
Rechtsinhalt  der  Fremdenpolizei  erst,  als  der 
grosse,  auf  monarchischen  Grundlagen 
ruhende  Prozess  der  Bildung  grösserer 
Territorialstaaten  auch  für  die  Rechtslage 
der  verschiedenen  Bevölkerungsbestandteüe 
den  Anstoss  zu  neuen  Formen  und  Umge- 
staltungen giebt.  Die  kleinen,  rechtlich  ge- 
sonderten Volksteile  werden  durch  das  ab- 
solute Fürstentum  von  einem  politischen 
Gesamtbewusstsein  erfüllt,  in  breiten  Be- 
völkerungsschichten vollzieht  sich  der  Diurch- 
bruch  der  modernen  Vorstellung  der  staatr 
liehen  Zusammengehörigkeit,  der  geschlos- 
senen Einheit  gegenüber  der  Fremde  und 
ihren  Angehörigen.  Vom  17.  Jahrhundert 
ab  steigert  sich  zusehends  innerhalb  der 
deutschen  Staaten  eine  Mischung  der  Be- 
völkerungsbestandteile unter  der  Einwirkung 
der  Merkantiltheorie,  die  den  Staat  leichter 
als  je  vorher  geneigt  machte,  seine 
Grenzen  dem  Vermögen  der  Einwandernden 
und  sein  stehendes  Heer  dem  Eintritte 
Wehrfähiger  zu  eröffnen.  Die  Fremden- 
polizei dieser  Epoche  sichert  zunächst  längs 
der  Landesgrenze  die  dem  Fiskus  aus  dem 
Fremdüngsrechte  (droit  d'aubaine,  gabella 
immigrationis,  emigrationis  und  hereditaria) 
erwachsenden  vermögensrechtlichen  An- 
sprüche. Die  mit  dem  Geleits-  und  Pass- 
wesen, Wanderschaft  etc.  zusammenhängen- 
den Aufsichtsmassregeln  liegen  in  den 
Händen  der  mit  der  Freradenpolizei  be- 
trauten lokalen  unteren  Behörden,  Zünfte 
imd  Genossenschaften  und  lösten  in  ihrer 
Einheit  schwer  auf  Handel  und  Verkehr, 
ohne  aber  den  Einheimischen  selbst  in 
höherem  Masse  vom  Druck  ihrer  Wirksam- 
keit zu  befreien.  Erst  das  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts schafft  hier  Wandel  und  modifiziert 
damit  den  Umfang  der  Fremdenpolizei.  Die 
ökonomischen   Theorieen    der  Physiokraten 


und  des  Industriallsmus,  später  die  Malthus- 
schen  Lehren  beeinflussen  die  staatliche  Ge- 
setzgebung zu  Gunsten  der  Hinwegräumung 
vieler  den  freien  Verkehr  hindernder  Mass- 
regeln. 

•Mit  dem  Aufschwünge  der  Transport- 
mittel hat  auch  die  Rechtsordnung  der 
europäischen  Staatengesellschaft  Schritt  ge- 
halten und  durch  die  Vertrags-  und  ver- 
fassungsrechtliche Aufhebung  der  Auszug»-, 
Anzugs-,  Abschossgelder,  durch  die  fin- 
richtung  des  freien  Zuges,  der  Wander-, 
Gewerbe-  und  Niedeilassungsfreiheit  den 
Forderungen  der  neuen  Verkehrsbedingungen 
Rechnimg  getragen.  Die  allseitige  Durch- 
brechung der  staatlichen  Isolierung  zu 
Gimsten  eines  seit  der  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts zu  rascher  Blüte  aufsteigenden  ge- 
haltvollen internationalen  Verkehrsrechts,  — 
von  dessen  Umfassung  sich  heute  kein 
Staat  mehr  ausschliessen  kann,  —  hatte  eine 
Zeit  lang  für  die  Geschichte  der  EVemden- 
polizei  die  eigentümliche  Folge,  dass  jede 
ihrer  die  Bevölkerungsbewegung  kontrol- 
lierenden Einrichtimgen  ledi^ich  auf  ihren 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  notwendig 
verkehrsstörenden  Effekt  hin  taxiert  und 
daher  als  »kulturfeindlich«  bezeichnet  wurde. 
Der  Hochstand  der  Freihandelstheorie  mit 
ihrer  dem  Staate  aus  doktrinären  Grilnden 
aufgezwungenen  passiven  Haltung  jedem 
Verkehrsakte  gegenüber  bezeichnet  darum 
auch  zugleich  den  Zeitpunkt  des  völligen 
verwaltungsrechtlichen  Niederganges  afier 
Einrichtungen  der  Fremdenpolizei. 

Die  jugendlich  überstürzte  Art,  mit  der 
die  Gesetzgebungen  und  Staatsverwaltungen 
seit  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  ohne 
irgend  ein  zweckdienliches  Surrogat  zu 
schaffen,  im  Interesse  der  in  ihrem  Aultur- 
effekt  einseitig  überschätzten  gesteigerten 
Ortsbewegung,  alle  auf  die  Bevölkerungs- 
kontrolle gerichteten  Hilfsmittel  der  Fremden- 
polizei über  Bord  warfen,  machte  sich  in 
der  Folge  an  vielen  Punkten  des  staatlichen 
Lebens  und  des  internationalen  Verkehrs 
entschieden  nachteilig  fühlbar.  Diese  Schäden 
mussten  sich  alsbald  einstellen,  nachdem  in 
den  letzten  Jahrzehnten  in  fast  allen  Kultur- 
staaten eine  Regelung  und  Neuregelung  des 
Rechtes  der  Staatsangehörigkeit  nach 
seiner  Erwerbung  und  seinem  Verluste  vor- 
genommen wurde  und  dadurch  ein  scharfes 
Ordnungsprincip  für  die  rechtliche  Gliede- 
rung der  Staatsbewohner  gefunden  war.  Zu- 
gleich vermehrte  der  stets  waclisende  Ver- 
kehr die  Zahl  der  im  diesseitigen  Gebiete 
wohnhaften  Fremden  und  machte  immer 
mehr  Angehörige  unseres  Gemeinwesens  zu 
Fremden  in  anderen  Staatsgebieten.  Jetzt 
war  eine  neue  kritische  Revision  des  Be- 
sitzstandes mit  Hilfe  einer  reicher  ausge- 
statteten Fremdenpolizei  dringender  geboten 
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als  je.    Dena  das  wichtigste  Gnmdprincip 
jeder  Bevölkerungsordnung :  dass  die  dauernd 
im  Staate  Wohnenden  auch  wirklich  Staats- 
angehörige seien,  war  jetzt  durch  eine  fast 
schrankenlose     Niederlassungsfreiheit     und 
durch  den  Wegfall  der  Ersitzung  der 
Staatsangehörigkeit  in  weit  höherem  Masse 
empfindlichen  Störungen  unterworfen  als  in 
irgend  einem  früheren  Zeitabschnitte.    Auf 
die   Epoche   des    staatlichen    Indifferentis- 
mus in   ^en   Fragen   der  Fremdenpolizei 
musste   daher  nimmehr  eine   dem  prak- 
tischen    Bedürfnisse    Rechnung     tragende 
Gegenströmung    folgen,    deren   Herrschaft 
sich    zur   Zeit   in    der   Gesetzgebung   und 
Verwaltung   fast   aller   im   regen     völker- 
yerkehr  stehenden  Staaten  aufs  genaueste 
nachweisen   lässt.     Vgl.    belgisches    G.   v. 
4.  Januar  1888;  dänisches  G.v.  15.  Mai  1875; 
französisches  G.  v.  3.  Dezember  1849 ;  italieni- 
sches Gesetz  über  die  öffentliche  Sicherheit 
V.  30.  Juni   1889;   luxembui^sches   Gesetz 
über  die   Fremdenpolizei  v.  30.  Dezember 
1893 :  niederl&ndisches  G.v.  13.  August  1847 ; 
mexiKanisches   G.   v.  28.  Mai  1886;   öster- 
reichisches G.  V.  27.  Juli  1871  und  v.  5.  De- 
zember 1896  über  die  Regelung  der  Heimats- 
verhältnisse;   rumänisches   G.  v.   18.  April 
1881;   schweizerische  V.  v.   1874  Art    70 
und  Bundesgesetz  betreffend  die  civilrecht- 
üchen   Verhältnisse    der    Niedergelassenen 
und  Aufenthalter  v.  25.  Juni  1891  u.  s.  w. 
Bei   der   nach   deutschem   Veriassungs- 
recht  bestehenden  Aufteilung  der  staatlichen 
Arbeit  zwischen  Reich  und  Einzelstaat  in 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  ist  eine  völlig 
sichere  Zuständigkeitsgrenze  für  die  beiden 
Sphären   in   Ansehung  der  Fremdenpolizei 
kaum  zu  gewinnen.    Die  zahlreichen  Rechts- 
gebiete, die  der  technische  Ausdruck  um- 
mast,  unterstehen  bald  der  ausschliesslichen 
Zuständigkeit  eines  Teiles,  bald  der  konkur- 
rierenden  beider   Sphären.     Aus   der  Ein- 
stellung der  »Fremdenpolizei«  in  Nr.  1  des 
Art.  4  der  Reichsverfassung  ist  mit  voller 
Sicherheit  nur  der  Schluss  abzuleiten,  dass 
dem  Reich  die  Beaufsichtigung  und  Gesetz- 
gebung in  Ansehung  der  »Fremdenpolizei« 
des  Reiches  zustehe;  dass  sich  diese  aber 
nicht  notwendig  mit  der  Fremdenpolizei  der 
Einzelstaaten  decke  oder  decken  müsse, 
zeigt  ein  Blick  in  ihren  praktischen  Fragen- 
kreis.   Es  lässt  sich  unzweifelhaft  auch  ein 
begrifflicher  Raum  aussparen,  der  ledig- 
lich diu'ch  die  Fremdenpolizei   des  deut- 
schen Einzelstaates  ausgenillt  werden  kann 
und  thatsächlich  auch  ausgefüllt  wird.   Das 
Gnindverhältnis  wird  daher  auch  nicht  durch 
die  Formel  ausreichend  umschrieben,  dass 
dem  Reich  lediglich  die  allgemeine  Regelung, 
die    Normensetzung    und    Beaufsichtigung 
überlassen  sei,  während  die  administrative 
Ausführung  den  Einzelstaaten  zufalle.    Es 


bleibt  vielmehr  nur  der  Ausweg  offen,  neben 
der  Fremdenpolizei  des  Reiches  auch  eine 
solche  im  Rahmen  der  den  Bundesstaaten 
verbliebenen  Autonomie  anzuerkennen.  Mit 
der  Einschränkung  jedoch,  dass  die  letztere 
in  dem  Au^nblick  der  ersteren  zu  weichen 
hat,  da  die  Massnahmen  der  einzelstaat- 
liehen  Fremdenpolizei  durch  direkte  Ein- 
wirkung auf  das  Reichsau sland  in  den 
verfassungsmässigen  Wirkungskreis  des  Deut- 
schen Reiches  {Art  XI  R.V.)  übergreifen. 

Im  folgenden  soll  eine  üebersicht  der 
im  Rahmen  der  Fremdenpolizei  vorkonunen- 
den  gebräuchlichsten  Kechtseinrichtimgen 
unter  vorwiegender  Berücksichtigung  des 
deutschen  Rechtssystems  geboten  wer- 
den. 

2.  Die  rechtliche  Stellung  des  Staates 
zum  Gebietseintritt  des  Fremden,  a)  Zu 
Lande.  Die  Eulturstaaten  Europas  haben 
sich  in  ihrem  öffentlichen  Rechte  fast  völlig 
frei  gemacht  von  den  populationistischen 
Neigungen  der  älteren  Zeit,  deren  Gnmd- 
satz  die  möglichste  Beförderung  der  Ein- 
wanderung, teils  durch  direkte  Unterstützung, 
teils  durch  Einräumung  materieller  und 
politischer  Vorrechte,  forderte.  Ist  dieser 
Standpunkt  auch  von  der  Gesetzgebung 
Deutschlands,  Oesterreichs,  Frankreichs,  Eng- 
lands, Italiens,  der  Schweiz,  nicht  völlig  von 
der  Belgiens  (s.  das  belgische  Gesetz  be- 
treffend die  Fremden  v.  6.  Februar  1885) 
und  Dänemarks  verlassen,  so  ist  doch  die 
Thatsache  unverkennbar,  dass  alle  genannten 
Gemeinwesen  die  Verschiebung  der  Be- 
völkerungsbestandteile nach  anderen  Grund- 
sätzen beurteilen,  je  nachdem  sich  die  frag- 
liche Verkehrsthatsache  als  Personen  ein- 
tritt oder  als  Personenaustritt  für  den 
betreffenden  Staat  darstellt.  Im  grossen  und 
ganzen  ist  auch  der  europäische  Staat  der 
Einwanderung  —  nicht  zu  verwechseln  mit 
der  Einbürgerung  (s.  zum  rechtlichen 
Unterschied  meine  Ausführungen  im  2.  Band 
des  von  Holtzendorffechen  Handbuches  des 
Völkerrechts  S.  607  ff.)  — -  noch  günstiger 
gesinnt  als  der  Auswanderung  und  Ausbürge- 
rung seiner  eigenen  Staatsangehörigen.  Gleich- 
woW  kann  nicht  auf  das  rrincip  verzichtet 
werden,  dass  jeder  Staat  kraft  seiner  Macht- 
vollkommenheit das  zweifellose  Recht  hat, 
die  Bedingungen,  unter  welchen  er  Aus- 
ländem sein  Territorium  zeitweilig  oder 
dauernd  öffnen  will,  autonom  oder  im  Wege 
freier  Vertragsschliessung  festzusetzen. 

Der  Grundsatz  ist  in  jüngster  Zeit  wieder- 
holt, aber  vergeblich  aus  weltbürgerlichen 
Optativen  heraus  bekämpft  worden^  obwohl 
er  in  der  Staatenpraxis  unter  der  emschrän- 
kenden  Kraft  des  hochentwickelten  Reci- 
procitätsverkehrs  weit  weniger  Bedenken 
bietet  als  die  alle  juristische  Bestimmtheit 
auflösende  Proklamierung  des  Prindpes  der 
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»Gastlichkeit«  als  Grrundlaffe  der  Fremden- 
polizei. Die  letztere  bis  vor  kurzem  besonders 
von  Bluntschli  vertretene  Anschauung 
übersieht,  dass  die  rein  menschliche  Tugend 
der  Gastlichkeit  seitens  des  Staates  nicht  ohne 
weiteres  geübt  werden  kann  auf  Kosten  der 
Salus  rei  publicae,  der  sonst  hier  schwere 
Schäden  drohen.  Blickt  man  näher  zu,  so 
wird  man  auch  finden,  dass  diejenigen, 
welche  im  öffentlichen  Leben,  im  Kampfe 
der  politischen  Meinungen  die  »idealen  welt- 
bürgerlichen« Ideeen  für  sich  anrufen,  nicht 
selten  hierbei  durch  besondere  nationale, 
religiöse,  wirtschaftliche  Ghründe  bestimmt 
sind  oder  dass  Interessenten  dabei  zum 
Worte  gelangen,  welchen  es  oft  im  »freien 
Spiel  der  ökonomischen  Kräfte«  um  den 
ungehinderten  Zuzug  billiger  Arbeitskräfte 
zu  thun  ist  Nebenbei  darf  in  der  Dis- 
kussion nicht  übersehen  werden,  dass  die 
vom  modernen  Staate  tastend  tmd  vorsichti;^ 
gehandhabten  Absperrungsmassregeln  nicht 
trotz,  sondern  wegen  der  in  unseren 
Tagen  so  überaus  leistungsfähig  gewordenen 
Verkehrsmittel  getroffen  werden.  Die  Ver- 
mehrung dieser  letzteren,  wie  sie  in  den 
letzten  Jahrzehnten  stattgefunden  hat,  lässt 
den  Andrang  fremder  Bevölkerungsmassen, 
soweit  er  eine  Störung  des  ökonomischen, 
nationalen,  religiösen  etc.  Gleichgewichts  zur 
Folge  hat  oder  zur  Folge  haben  kann,  oft 
als  eine  Verwaltungsgef  ahr  ersten  Ranges 
erscheinen,  der  gegenüber  die  Staatsgewalt 
weitergehender.  Vollmachten  bedarf,  als  sie 
ehedem  erforderlich  gewesen. 

Die  üeberschreitung  der  Staatsgrenze 
seitens  fremder  Staatsangehöriger  unterwirft 
diese  denjenigen  rechtlichen  Normen,  welche 
die  diesseitige  Staatsgewalt  aufgestellt  hat, 
um  Ordnung  und  Uebersicht  in  die  Bevöl- 
kerungsverhältnisse des  Territoriums  zu 
bringen.  Von  der  Autonomie  der  örtlichen 
Staatsgewalt  hängt  es  daher  ab,  die  Bedin- 
gungen zu  bezeichnen,  unter  welchen  der 
Eintritt  in  ihr  Gebiet  dem  Fremden  gestattet 
ist.  Werden  diese  Bedingungen  zwingender 
Natur  nicht  sofort  erfüllt,  kann  sofortige 
Abweisung  eventuell  Zurückbeförderung 
über  die  Landesgrenze  erfolgen.  Ist  auch 
das  im  vorstehenden  ausgesprochene  Princip 
zu  allseitiger  Anerkenuimg  vorgedrungen, 
so  ist  doch  gerade  der  heutige  Staat,  von 
seinem  eigenen  Interesse  geleitet,  am  we- 
nigsten geneigt,  von  seiner  principiellen 
Befugnis  einen  dem  internationalen  Verkehre 
abtr%lichen  Gebrauch  zu  machen.  Die 
FüUe  der  Möglichkeiten  macht  hier  die  Auf- 
stellung fester  Regeln  für  die  verschiedenen 
Staaten  unmöglich.  Die  neuere  Theorie  ist 
denn  auch  in  diesem  Punkte  viel  vorsichtiger 
geworden.  So  nahm  das  Reglement  des 
Institut  de  Droit  international  für  die  vor- 
liegende Materie   (Hamburger  Session    von 


1891  L.  V.  Bars  Entwurf)  nachstehende  »Re- 
geln« in  Aussicht: 

§  1.  »Die  Zulassung  ruhiger  Fremder, 
welche  sich  den  Gesetzen  des  Landes  an- 
bequemen, ist  im  allgemeinen  mit  den  Prin- 
cipien  des  modernen  Völkerrechts  in  üeber- 
einstimmung  und  gleichzeitig  den  Interessen 
der  Humanität  dienlich.  Der  freie  Eintritt 
von  Fremden  in  das  Territorium  eines  civi- 
lisierten  Staates  darf  nur  aus  öffentlichem 
Interesse  und  aus  ausserordentlich  schwer- 
wiegenden Motiven  gehindert  werden,  z.  B. 
aus  fundamentaler  Verschiedenheit  der  Rasse, 
der  Sitten,  oder  wenn  aus  dem  Massenzufluss 
von  Fremden,  zumal,  sobald  sie  sich  organi- 
sieren, eine  Gefahr  für  den  Staat  entsteht. 

Dangen  darf  der  Schutz  der  nationalen 
Arbeit  sJlein  nicht  als  genügender  Grund 
für  die  Nichtzulassung  angesehen  werden. 

Dem  Staate  bleibt  das  Recht  vorbehalten, 
den  Zuzug  von  Fremden  in  Kriegszeiten 
und  in  Zeiten  innerer  ünnihen  zu  beschränken 
oder  zeitweise  gänzlich  zu  verbieten. 

§  2.  Jeder  Staat  wird  durch  Gesetze  oder 
Verordnungen,  welche  genügende  Zeit  vor 
ihrem  Inkrafttreten  publiziert  worden  sind, 
die  Regeln  der  Zulassung  der  Fremden  so- 
wie des  Fremdenverkehrs  überhaupt  be- 
stimmen. 

Man  wird  solche  Bestimmungen  ver- 
meiden, welche  lediglich  chikanöser  Natur 
sind  oder  den  Zuzug  oder  den  Aufenthalt 
von  Fremden  mit  ausserordentlich  hohen 
Taxen  belegen. 

Sobald  wie  möglich  und,  wenn  thunlich, 
vor  dem  Inkrafttreten  sollen  die  wesentlichen 
Veränderungen,  welche  die  Zulassung  und 
den  Aufenthalt  der  Fremden  betreffen,  ein- 
schliesslich der  Veränderung  der  Taxen  den 
Regierungen  der  Staaten,  deren  ünterthanen 
von  denselben  betroffen  werden,  mitgetheilt 
werden.«  — 

Von  den  mit  der  Durchführung  des 
staatlichen  Zollsystems  untrennbaren  Kon- 
trollmassregeln  abgesehen,  ist  das  üeber- 
schreiten  der  Lanaesgrenze  des  Deutschen 
Reiches  wie  der  meisten  übrigen  konti- 
nentalen Staaten  fast  völlig  frei  von  der 
Erfüllung  lästiger  fremdenpolizeilicher  Be- 
dingungen. 

Bei  einer  Uebersicht  des  einschlägigen 
Quellenmaterials  zeigt  sich  auch  die  weitere 
wichtige  Thatsache  in  voller  Deutüchkeit, 
dass  das  für  das  internationale  Verkelu^- 
recht  sonst  überall  massgebende  regulato- 
rische Princip  der  Gegenseitigkeit  (Reci- 
procität)  vom  modernen  Kulturstaat  für  das 
System  seines  inneren  Fremdenrechts  nur 
bedingt  als  Richtschnur  gebraucht  wird. 
Er  legt  seinem  inneren  Verwaltungssystem 
nur  sehr  ungerne  störende  Fesseln  auf,  selbst 
dann,  wenn  seine  eigenen  Angehörigen  im 
fremden    Staate    unter   drückenden    Sätzen 
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des  Fremdenrechts,  zusammen  mit  den 
Angehörigen  anderer  Staaten,  zu  leiden 
haben.  So  lange  sich  nm*  das  innere  Recht 
eines  Staates  unterschiedslos  an  alle  An- 
gehörigen fremder  Staaten  richtet,  ist  der 
Staat  im  Interesse  des  glatten  Ganges  der 
Yerwaltungsmaschine  wenig  geneigt,  vom 
Principe  der  formellen  Gleichheit  abzuweichen 
und  em  materielles  Vergeltungsi^echt  nach 
Art.  31  des  E.G.  zum  B.G.B.  in  Anwendung 
zu  bringen.  Niu*  wenn  in  Abweichung  vom 
leitenden  Qnmdsatz  der  Meistbegünstigung 
ein  ius  speciale,  ein  Privilegium  odiosiun  für 
die  diesseitigen  Staatsbürger  in  Uebung  ge- 
langt, greift  der  moderne  Staat  im  System 
des  Fremdenrechts  zu  materiellen  Retor- 
sionsmassregeln,  die  ihm  immer  hemmend 
den  einheitlichen  Gang  seiner  Verwaltungs- 
thätigkeit  durchbrechen.  Besonders  gilt  dies 
von  der  wichtigsten  den  Gebietseintritt  be- 
treffenden Massregel  des  Fremdenrechts,  dem 
Passwesen.  Schon  seit  der  französischen 
Revolution,  seit  dem  Aufsteigen  der  deut- 
schen Verfassungsbewegung  mit  ihrer  Be- 
tonung der  »Grundrechte«  verlor  die  Pass- 
ui'kunde  den  alten  Charakter  der  Reise- 
erlaubnis und  das  Passvisum  versagte,  an- 
fisichts  der  dem  Staate  selbst  und  den 
ommunenerwachsendenYerwaltungskosten, 
die  Leistungsfähigkeit  eines  ertragsreichen 
Regals.  Als  bequemeres  Ausweispapier 
wurde  daher  durch  Vereinbarung  der 
deutschen  Staaten  vom  21.  Oktober  1850 
die  einfachere  Passkarte  ohne  Visierungs- 
pflicht eingeführt,  bis  endhch  das  B.G.  v. 
12.  Oktober  1867  den  Passzwang  für  das 
Bundesgebiet,  später  fürs  ganze  Reich  auf- 
hob. Nach  dem  geltenden  Recht  soD  da- 
nach auch  von  Ausländern  weder  beim  Ein- 
tritt noch  beim  Austritt  noch  während  ihres 
Aufenthaltes  oder  ihrer  Reisen  im  Reichs- 

febiet  ein  Reisepapier  gefordert  werden, 
dieses  Piincip  der  sogenannten  Passfrei- 
heit ist  ins  gemeine  Recht  der  europäischen 
Verkehrsstaaten  eingetreten,  die  nur  notge- 
drungen von  der  für  die  Fremdenpob'zei  vor- 
teilhafteren Erleichterung  des  Verkehrs  ab- 
weichen. 

Eine  solche  Durchbrechung  des  in  der 
Fremdenpolizei  des  Deutschen  Reiches  herr- 
schenden Princips  des  freien  Eintrittes  und 
der  unbehinderten  Niederlassung  fand  statt 
längs  der  deutsch-fi-anzösischen  Grenze.  Hier 
ist  auf  Gnmd  der  Verordnung  der  elsass-loth- 
ringischen  Jjandesregierung  d.  d.  Strassburg 
den  22.  Mai  1888,  welche  auf  den  fran- 
zösischen GG.  V.  2.  Oktober  1795  (10  ven- 
demiaire  an  IV  de  la  R^iniblique)  und  v. 
19.  Oktober  1797  (28  vendemiaire  an  VI) 
sowie  auf  der  V.  v.  20.  Aprü  1814  beruht, 
der  wsogenannte  Pass zwang  eingeführt 
worden.  Danach  durften  Fremde  die  fran- 
zösische Gi-enze  zum  Eintritt  in  das  Gebiet 


des  Reichslandes  nur  dann  überschreiten, 
wenn  sie  sich  im  Besitze  eines  durch  die 
Deutsche  Botschaft  in  Paris  visierten  Passes 
befanden.  Das  Visum  war  dazu  bestimmt, 
dem  bisher  ungehinderten  Zuzüge  franzö- 
sischer Bevölkenmgsmassen,  welcher  dem 
Wiederanschlusse  der  altgermanischen  6e- 
wohnei'schaft  der  Reichslande  an  das  deutsche 
Staatswesen  auf  die  Dauer  störend  entgegen- 
wirkte, ein  technisches,  kein  rechtliches 
Hindernis  zu  bereiten.  Zugleich  sollten  da- 
mit deutschfeindliche  Agitatoren,  denen  jenes 
Visum  naturgemäss  verweigert  werden 
musste,  vom  Schauplatz  ihrer  die  Bevölke- 
rungsordnung störenden  Wirksamkeit  fern 
gehalten  werden.  Die  einmal  von  der  deut- 
schen Botschaft  in  Paris  erteilte  Eintritts- 
bewilligung verliert  ihre  Gültigkeit  nach  dem 
Ablaufe  eines  Jahres.  Nmr  Reichsausländer, 
nicht  auch  deutsche  Staatsangehörige  be- 
durften längs  der  genannten  Eintrittsstrecke 
der  urkundlichen  Legitimation ;  jeder  Fremde, 
der  sich  im  Besitze  einer  solchen  nicht  be- 
fand, konnte  hier  wieder  abgewiesen  und 
über  die  französische  Grenze  zurückbefördert 
werden,  gleichgültig,  ob  er  den  deutschen 
Boden  zum  Zwecke  der  Durchreise  oder 
des  längeren  oder  kürzeren  Aufenthaltes  be- 
rührt hat. 

Vom  formell  rechtlichen  Standpunkte 
muss  ziu"  Beurteilung  dieser  fremdenpolizei- 
lichen Massregel  auf  zwei  Punkte  hinge- 
wiesen werden.  Zunächst  muss  zur  Ent- 
kräftung der  von  gegnerischer  Seite  geltend 
gemachten  Anschauung,  dass  die  V.  v.  22. 
Mai  1888  der  Meistbegünstigungsformel  des 
Art.  11  des  deutsch-französischen  Vertrages 
V.  10.  Mai  1871  widerspreche,  betont  werden, 
dass  die  Legitimationspflicht  alle  Fremden 
ohne  Unterschied  der  Nationalität  oder  der 
Staatsangehörigkeit,  also  nicht  etwa  bloss 
die  IVanzosen  traf  und  dass  die  Einrichtung 
von  Passzwangsbezirken  schon  im  Bundes- 
gesetz V.  12.  Oktober  1867  §  9  vorgesehen 
ist.  Sodann  muss  der  Umstand  hervorge- 
hoben werden,  dass  die  genannte  fremden- 
polizeiliche Anordnung  nur  den  Eintritt 
längs  der  deutsch-französischen,  nicht  aber 
an  allen  anderen  Grenzstrecken  des  Deutschen 
Reiches  unter  behördliche  Au&icht  gestellt 
hat  Unverkennbar  war  diese  nach  sorgfiQ- 
tiger  Erwägimg  und  unter  Zustimmung  der 
Reichsregierung  aufgestellte  Ausnahmenonn 
mit  Erschwerungen  für  den  Reiseverkehr 
verbunden  und  daher  geeignet,  auf  einzelne 
Erwerbszweige,  Geschäftsverbindungen  etc. 
wirtschaftlich  nachteilig  einzuwirken,  allein 
diese  Erwägimgen  verloren  ihr  Gewicht 
angesichts  des  durch  die  V.  v.  22.  Mai  1888 
zu  schützenden  höheren  Reichsinteresses. 
Erst  durch  die  Einführung  des  Passzwanges 
ist  der  vorher  statistisch  kaum  gekannte 
Umfang    der    faktischen   Beziehungen    der 
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durch  die  Option  aus  dem  Reichsgebiete 
rechtlich  Ausgeschiedenen  zu  Elsass- Loth- 
ringen übersehbar  und  damit  die  verwal- 
tungsrechtiiche  Notwendigkeit,  diese  Fäden 
nach  Möglichkeit  abzuschneiden,  klarer  ge- 
worden. Die  einsichtige  Handhabung  der 
fremdenpolizeilichen  Yorschrift,  die  in  der 
Praxis  zu  manchen  Abschwächungen  der 
zeitraubenden  und  umständlichen  Förmlich- 
keiten geführt  hat,  hatte  in  der  That  nur 
den  einen  Staats-  und  völkerrechtlich  legi- 
timen Zweck,  den  elsass -lothringischen 
Emigr^  die  friedenstörende  Verhetzung  zu 
erschweren,  welche  diese  gegen  Deutschland 
berufsmässig  und  systematisch  betrieben  und 
welche  an  den  in  den  Reichslanden  zur  Zeit 
bestehenden  Schwierigkeiten  einen  sehr 
wesentlichen,  wenn  nicht  den  grössten  An- 
teil hatten. 

Gleichwohl  ist  inzwischen  die  Passzwangs- 
massregel  auf  einen  engsten  Personenkreis 
beschränkt  worden  durch  die  am  20.  Ok- 
tober 1891  im  Strassburger  Amtsblatt  pu- 
blizierte Verordnung  des  nachstehenden  In- 
haltes: 

1.  Der  Passpflicht  nach  Massgabe  der 
V.  V.  22.  Mai  1888  unterliegen  v.  1.  Ok- 
tober d.  J.  an  nur  noch: 

1.  Die  aktiven  Militärpersonen,  die  ehe- 
maligen aktiven  Offiziere,  sowie  die  Zög- 
linge militärisch  organisierter  Schiden  des 
Auslandes; 

2,  diejenigen  Personen,welche  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  vor  Erfüllung  der  Wehr- 
pflicht verloren  und  das  45.  Lebensjahr  noch 
nicht  überschritten  haben.  — 

Im  Interesse  seines  Systems  der  Verkehrs- 
freiheit ist  auch  Russland  gegenüber  das 
Deutsche  Reich  wenig  geneigt,  Reciprocität 
wegen  der  dort  eingeführten  verkelirshin- 
demden  Einrichtungen  eintreten  zu  lassen. 
Die  üeberschreitung  der  russischen 
Grenze  ihrer  ganzen  Ausdehnung  nach  ist 
durch  Passzwang  unter  strenge  fremden- 
polizeiliche Kontrolle  gesteDt  Ihre  recht- 
lichen Grundlagen  ruhen  teils  in  dem  älte- 
ren diplomatischen  Aktenmaterial  der  mit 
Preussen  und  Oesterreich  geschlossenen 
Deserteurkartelle,  teüs  in  neueren  Sperr- 
verordnungen, aus  deren  wesentlichen  den 
Gebietsein  tritt  betreffenden  Vorachriften 
die  nachstehenden  hervorzuheben  sind. 

Zum  Eintritt  nachRusslcmd  muss  nach  den 
jüngsten  Rechtsvorschriften  (1899)  der  Pass  im 
Ausland  von  einem  russischen  Consulat  visiert 
sein.  Bei  Anktmft  am  Aufenthaltsort  in 
Russland  ist  der  Pass  der  Ortspolizei  behufs 
Anmeldimg  vorzulegen.  Der  Pass  giebt  beim 
erstmaligen  Betreten  Russlands  das  Recht 
zu  sechsmonatlichem  Aufenthalt  daselbst; 
nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  ein  russischer 
Aufenthaltsschein  zu  lösen.  Bei  wiederhol- 
tem Betreten  Russlands  wird  dem  Pass  die 


sechsmonatiiche  Giltigkeitsdauer  nicht  mehi* 
zuerkannt;  der  Aufenthaltsschein  ist  sofort 
zu  lösen.  Bei  Rückreise  innerhalb  der 
sechsmonatlichen  Giltigkeit  hat  sich  der 
Reisende  eine  polizeiliche  Bescheinigung 
darüber  geben  zu  lassen,  dass  seiner  Abr 
reise  ins  Ausland  keine  Hindernisse  im 
Wege  stehen.  Mit  dieser  Bescheinigung 
kann  er  ohne  weiteres  die  Grenze  passieren. 
War  er  bereits  im  Besitze  eines  russischen 
Aufenthaltsscheines,  so  hat  er  neben  der 
polizeilichen  Bescheinigung  sich  noch  mit 
einem  besonderen  russischen  Auslandspass 
von  der  zuständigen  Passbehörde  zu  ver- 
sehen. Wer  es  verabsäumt,  sich  mit  einem 
russischen  Aufenthaltsschein  zu  versehen, 
hat  eine  Geldstrafe  zu  erlegen,  die  je  nach 
der  Länge  der  verabsäumten  Frist  bis  10 
Rubel  gesteigert  werden  kann.  Die  Geld- 
strafe für  die  versäumte  Frist  wird  auch 
dann  erhoben,  wenn  der  Passinhaber  Russ- 
land wieder  zu  verlassen  beabsichtigt  imd 
die  Ausfertigung  eines  Auslandspasses  be- 
antragt. 

Für  die  vom  gemeinen  Recht  abweichen^ 
den  Verhältnisse  der  Fremdenpolizei  in  den 
deutsch-russischen  Grenzbezirken  gelten  die 
folgenden  Eintritt  und  Aufenthalt  betreffen- 
den vertragsrechtiichen  Abmachungen: 

1.  Grenzkarten  (Grenzlegitimations- 
scheine,  Halbpässe).  Grenzkarten  sind  nicht 
mehr  mit  achttägiger,  sondern  mit  achtund- 
zwanzigtägiger  Giltigkeitsdauer 
auszustellen. 

2.  Während  die  Grenzkarten  bisher 
nur  preussischen  Staatsangehörigen  erteilt 
wurden,  können  sie  für  die  Folge  ausgefer- 
tigt werden: 

a)  allen  Reichsangehörigen,  die  im  deut- 
schen Grenzgebiete  wohnen; 

b)  denjenigen  Russen,welche  im  deutschen 
Grenzgebiete  ihren  dauernden  Wohn- 
sitz haben  und  deren  russische  Staats- 
angehörigkeit unzweifelhaft  ist. 

3.  Dagegen  sind  Grenzkarten  nicht  zu 
verabfolgen : 

a)  an  Reichsausländer,  abgesehen  von  den 
unter  2b  erwähnten  Russen; 

b)  an  Reichsangehörige,  die  im  russischen 
Grenzgebiete  wohnen. 

Reisenden  christlichen  Religionsbekennt- 
nisses winl  das  Visum  meist  anstandslos 
erteilt:  israelitischen  Reisenden  kann  es 
jedoch  ohne  weitere  Begründung  verweigert 
werden.  Bei  Vidierung  von  Pässen  solcher 
ausländischer  Israeliten,  die  nach  Russland 
reisen,  um  sich  in  den  den  Juden  zum 
Wohnsitz  angewiesenen  Orten  aufzuhalten, 
wiini  dem  eigentlichen  Visiun  noch  die  Be- 
merkung hinzugefügt,  dass  diese  Reisebe- 
willigung nur  eben  für  die  als  Aufenthalts- 
orte der  Israeliten  bestimmten  Lokalitäten 
Giltigkeit  habe.    Der  so  vidierte  National* 
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Sass  wird  beim  Grenzübertritte  dem  Reisen- 
en  abgenommen,  genau  geprüft  imd,  wenn 
er  in  Ordnung  ist,  mit  einem  neuen  Visum, 
dem  Grenzvisum  versehen.  —  Für  den  Ueber- 
tritt  nach  Deutschland  dagegen  haben  alle  dem 
älteren  Recht  angehörigen  Erschwerungen 
dem  ausgleiclienden  System  der  Meist- 
begünstigung weichen  müssen.  Na- 
mentlich die  dm-ch  Kaiserliche  V.  v.  14. 
Juni  1879  begründete  Verpflichtung  der 
aus  Russland  kommenden  Reisen- 
den, ihre  Pässe  visieren  zu  lassen,  ist  durch 
Kaiserliche  V.  v.  29.  Dezember  1880  ft\r 
Angehörige  des  Deutschen  Reiches  und  der- 
jenigen Jjänder  aufgehoben  worden,  in  denen 
den  Deutschen  der  Eintritt  ohne  Visierung 
des  Passes  gestattet  ist.  Die  Visapflicht 
bestand  danach  in  der  Hauptsache  nur 
noch  gegenüber  russischen  Staatsangehörigen. 
Angesichts  der  Bestimmungen  der  Art.  1 
und  12  des  deutsch-russischen  Handels-  und 
Schiffahrtsvertrages  sowie  des  Schlussproto- 
kolles  dazu,  wonach  im  Passwesen  die  An- 
gehörigen beider  Teile  wie  die  der  meist- 
begünstigten Nation  zu  behandeln  sind, 
Hess  sidi  eine  differentielle  Behandlung 
russischer  Unterthanen  in  Ansehung  des 
Visazwanges  gegenüber  den  Angehörigen 
derjenigen  Nationen,  die  bisher  schon  von 
der  Visapflicht  befreit  waren,  nicht  auf- 
recht erhalten.  Es  ist  deshalb  durch  Kaiser- 
liche V.  die  Passvdsapflicht  für  die  aus  Russ- 
land kommenden  Reisenden  allgemein  auf- 
r hoben  worden  (s.  R.G.B1.  Nr.  32  1894 
501). 

Ebensowenig  ist  das  Deutsche  Reich  ge- 
sonnen, die  von  anderen  Staaten  wie  Ru- 
mänien, Portugal,  Türkei  aufgestellten 
strengen  Passkontrollvorschriften  beim  Ein- 
tritt der  Angehörigen  dieser  Staaten  ins 
Reichsgebiet  durch  Anwendung  der  Reci- 
procität  zu  bekämpfen.  Wohl  aber  hat  die 
Keichsregierung  wiederholt  im  Reichsan- 
zeiger die  in  den  genannten  Staaten  be- 
stehenden Passvorscnriften  zur  Beachtung 
mitgeteilt. 

Was  nun  die  Ausstellung  gültiger  Pässe 
betrifft,  so  liegt  diese  Aufgäbe  teüs  bei 
den  Verwaltun^behörden  der  Einzelstaaten, 
teils  bei  den  internationalen  Magistraturen 
des  völkerrechtlichen  Verkehrs.  Die  mit 
den  üblichen  Erfordernissen  ausgestatteten 
Urkundpapiere  fremder  Staaten  gemessen  hier 
öffentlichen  Glauben;  zur  Stellung  von 
Pässen  an  Reichsangehörige  zum  Eintritt 
in  das  Reich  sind  alle  im  Ausland  akkredi- 
tierten Reichs-,  in  deren  Ermangelung 
Bimdesstaatsgesandten  nach  §  6  des  G.  v. 
12.  Oktober  1867  berufen. 

Praktisch  und  principiell  schwieriger  ist 
dagegen  die  Erteilung  von  Pässen,  an 
Ausländer.  Nach  deutscher  Staatspraxis 
ist   diese  den  Passbehörden  durch  &lasse 


wiederholt  imtersagt  und  nur  ausnahmsweise 
dann  gestattet  worden,  wenn  es  für  einen 
Ausländer  entweder  ganz  unmöglich  oder  mit 
erheblichen  Schwierigkeiten  verbunden  ist, 
sich  ein  imentbehrliches  Ausweispapier  für 
notwendige  Reisen  von  seinen  heimatlichen 
Behörden  zu  verschaffen.  In  neuerer  Zeit 
sind  mehrfach  Fälle  vorgekommen,  in  denen 
diese  Bestimmungen  nicht  die  nötige  Be- 
achtung gefunden  hatten.  Insbesondere  sind 
von  preussischen  Behörden  wiederholt  Pässe 
an  Leute  verabfolgt  worden,  bevor  deren 
Staatsangehörigkeit  genügend  geprüft  war, 
während  sie  bei  einer  genauen  ftüfung  nicht 
oder  nicht  mehr  als  Staatsangehörige  hätten 
anerkannt  werden  können.  Hieraus  haben 
sich  unerfreuliche  Verhandlungen  mit  aus- 
wärtigen Regierungen  ergeben,  die  schliess- 
lich dahin  führten,  dass  die  Verpflichtung 
zur  Uebernahme  der  Passinhaber  nach 
Deutschland  lediglich  infolge  ihres  Passes 
anerkannt  werden  musste.  um  derartigen 
Vorkommnissen  thunlichst  entgegen  zu 
wirken,  ist  durch  einen  Erlass  des  Ministers 
des  Innern  vom  1.  Dezember  1892  die  ge- 
wissenhafte Befolgimg  der  verwähnten  Vor- 
schriften erneut  in  Erinnerung  gebracht 
und  folgendes  zur  Richtschnur  gegeben 
worden:  Da  es  einerseits  die  gegenwärtige 
Entwickelung  des  Verkehrs  in  der  Regel  auch 
Ausländem  möglich  macht,  sich  während 
ihres  Aufenthalts  im  preussischen  Staatsge- 
biet im  Bedarfsfalle  Pässe  von  ihrer  heimat- 
lichen Behörde  zu  verschaffen,  und  da  an- 
dererseits bei  dem  heutigen  Rechtszustande 
in  den  meisten  Fällen  der  Besitz  eines 
Passes  kein  unbedingtes  Reiseerfordemis 
ist,  so  sind  an  Leute,  von  denen  feststeht, 
dass  sie  die  Reichsangehörigkeit  nicht  be- 
sitzen, im  allgemeinen  Pässe,  und  auch  so- 
genannte Uebergangspässe,  überhaupt  nicht 
zu  erteilen.  Wenn  dagegen  Leute  um 
einen  Pass  nachsuchen,  welche  die  Reichs- 
angehörigkeit ehemals  besessen  und  eine 
andere  Staatsangehörigkeit  noch  nicht  er- 
worben haben  oder  deren  Staatsangehörig- 
keit zweifelhaft  erscheint,  so  kann  ihnen  m 
besonders  dringenden  Fällen  ein  Pass  ver- 
abfolgt werden.  Immer  aber,  wenn  ein 
Pass  für  jemanden  aufstellt  wird,  dessen 
Reichsangehörigkeit  nicht  zweifellos  fest- 
steht, ist  über  die  zweifelhafte  oder  nicht 
mehr  vorhandene  Staatsangehörigkeit  des 
Inhabers  ein  Vermerk  in  den  Pass  aufzu- 
nehmen und  dieser  in  seiner  Gültigkeit  auf 
einen  kurzen  Zeitraum  —  höchstens  ein 
Jahr  —  zu  beschränken. 

Im  Anschluss  an  die  internationalen 
Vereinbarungen  betreffend  die  Verkehrs- 
verhältnisse in  Zeiten  herrschender  Epide- 
mieen  sind  in  den  letzten  Jahren  in  den 
Grenz-  imd  Zollabfertigungsstationen,  wo 
ein  erheblicher  Zutritt  von  Reisenden  aus 
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dem  von  der  Epidemie,  Cholera  etc.  er- 
griffenen Lande  stattfindet,  sanitäre  Auf- 
sichts-  und  Hilfsdienste  eingerichtet  worden. 
Sie  sind  der  sanitarisdien  üeberwachung 
des  Personenverkehrs  gewidmet  und  be- 
stimmt, den  Ghedanken  der  staatlichen 
Xontrolle  und  ärztlidien  Hilfe  an  die 
Stelle  des  älteren  Systems  der  Abwehr 
{Eintrittsverbot,  Grenzkordon  etc.)  treten 
zu  lassen.  Ansätze  zu  neuartigen,  dem 
hochentwickelten  Eisenbahnverkehr  unserer 
Zeit  sich  anpassenden  Einrichtungen  dieser 
Art  enthält  das  zwischen  der  Schweiz 
und  dem  Grossherzogtum  Baden  am  3.  Juni 
1886  zu  Freibm'g  i.  Sr.  geschlossene  üeber- 
einfeommen  beti^effend  die  sanitäre  üeber- 
'vv'achung  des  von  der  Schweiz  nach  Baden 
gerichteten  Reiseverkehrs  auf  dem  badischen 
Bahnhof  zu  Basel  bei  drohenden  oder  aus- 
gebrochenen Seuchen.  (Eidgenössische  amt- 
liche Sammlung  N.  F.  IX.  Bd.  S.  96  ff.) 
Danach  kann  die  grossherzoglich  badische 
Regienmg  bei  drohender  oder  ausge- 
brochener Seuche  nach  Anzeige  bei  dem 
Sanitätsdepartement  des  Kantons  Basel-Stadt 
einen  Arzt  auf  Kosten  der  badischen  Ver- 
waltung in  dem-  badischen  Bahnhof  zu 
Basel  aufsteilen,  welcher  die  von  diesem 
Bahnhof  in  der  Richtung  nach  dem 
badiscben  Gebiet  Abreisenden  tiberwacht 
(Art.  1).  Die  von  dem  Ai*zt  von  der  Weiterreise 
Ausgeschlossenen  werden,  sofern  sie  Ange- 
hörige des  Deutschen  Reiches  sind,  nach 
Lon'ach  oder  einem  anderen  badischen 
Grenzorte  verbracht  werden.  Im  Falle 
mangelnder  Transportfähigkeit  sind  solche 
Reisenden  auf  Kosten  der  badischen  Ver- 
waltung in  Basel  nach  den  dortigen  ge- 
sundheitspolizeilichen Vorschriften  zu  ver- 
pflegen (Art.  4).  —  üeber  das  Verbot  von 
Landquarantänen  und  die  fremdenpolizei- 
lichen Massregeln  in  Zeiten  herrschender 
Epidemieen  siehe  Verhandlungs-  und  Ver- 
tragsmaterial der  internationalen  Dresdener 
Sanitätskonvention  v.  15.  April  1893  in  Mar- 
tens-Stoerk  N.Recueil  (J.  2.  Serie T. XIX. 

b.  Ztir  See.  Die  polizeiliche  Aufsicht 
und  Kontrolle  der  zur  See  ins  deutsche 
Reichsgebiet  eintretenden  Fremden  voll- 
zieht sich  in  dem  Rahmen  der  verkehrs- 
rechtiichen  Beaufsichtigung  der  in  die  dies- 
seitigen Küsten-  und  Eigengewässer  ein- 
tretenden fi^emden  Kauffahrteischiffe.  Die 
Hafenpolizei  umfasst  hier  zugleich  den  in 
Betracht  kommenden  Teil  der  Fremden- 
polizei. Da  aber  die  Einwanderung  zur 
See  nach  dem  Deutschen  Reiche  wenig  er- 
heblich ist,  fehlt  es  hier  im  System  der 
vertragsrechtlichen  Verkehrs-  und  Nieder- 
lassungsfreiheit an  besonderen  Vorschriften. 

In  schwierigerer  Rechtslage  als  die 
Kontinentaistaaten  befinden  sich  bei  Ein- 
richtung dieses  Teils  ihrer  Fremdenpolizei 


diejenigen  amerikanischen  Staaten,  welche 
zu  ihrer  wirtschaftlichen  Hebung  der  Ein- 
wanderung noch  bedürfen,  dabei  aber  doch 
genöti^  sind,  die  erst  nach  langer  und 
kostspieliger  Seereise  an  ihre  Küsten  ge- 
langenden Fremden  auf  das  Ausmass  ihrer 
ökonomischen  Leistungsfähigkeit,  Arbeits- 
kraft, auf  rechtliche  Lebensführung,  Besitz 
von  Wirtschafts-  uiid  Ackerbaugeräten  etc. 
zu  prüfen.  Die  Beobachtung  einer  strengen 
Fremdenpoüzei  wird  hier  zuweilen  zur  Un- 
möglichkeit; in  dieser  Erkenntnis  verlegen 
die  grösseren  Staaten  Amerikas  die  Durch- 
fülirung  der  für  nötig  erkannten  Kontrollmass- 
regeln  zum  Teil  auf  den  Boden  Europas  Die 
diplomatischen  Funktionäre  der  betreffenden 
Staaten  sorgen  schon  im  europäischen  Ein- 
schiffungshafen für  die  Erfüllung  der  durch 
die  heimische  Fremdenpolizei  angeordneten 
KontroUvorschriften  oder  machen  deren  Be- 
obachtung den  betreffenden  Schiffahrtsge- 
sellschaften zur  strengen  Pflicht.  Dieselben 
machen  zumeist  die  Eintragung  in  die  Passa- 
gierliste der  Auswandererschiffe  abhängig 
von  der  Beibringimg  ausreichender,  die 
Personenidentität  nachweisender  Schriften, 
Pässe,  Heimatscheine,  Militärscheine  etc. 
imd  verweigern  andernfalls  die  Einschiffung. 

Einen  besonders  schwierigen  Punkt  der 
Fremdenpolizei  bildet  die  Frage  der  Ein- 
wanderung »armer  Leute«  in  Amerika. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordame- 
rika haben  in  den  Kongressakten  v.  3.  März 
1875,  V.  3.  August  1882  und  v.  26.  Fe- 
bruar 1885  die  Grundsätze  für  die  Ein- 
wanderern gegenüber  anzuwendenden  Kon- 
troUmassregeln  festgestellt.  Die  Staatsver- 
waltimg  der  Union  hat  auch  wiederholt  die 
Forderung  erhoben,  dass  fremde  Staaten 
der  Durchführung  dieser  fremdenpolizei- 
lichen Normen  keinen  systematischen  Wider- 
stand entgegen  setzen  sollen.  Sie  geht  hier- 
bei von  dem  Gedanken  aus:  »The  shipping 
of  known  paupers  or  criminals  to  the  ü.  St. 
is  regarded  as  a  violation  of  the  oomity 
which  ought  to  characterize  the  intercourse 
of  nations,  and  should  be  prevented  by 
every  proper  measure.«  (Cirkularnote  1895, 
abgedr.  bei  W  harten,  International  Law 
Digest,  IL  526.) 

Die  europäischen  Staatsverwaltungen 
sind  denn  auch  wirklich  bemüht,  schon  im 
Interesse  ihrer  eigenen  Angehörigen  selbst 
Hand  anzulegen  bei  der  zweckmässigen 
Durchführung  der,  besonders  die  »Paupers« 
betreffenden ,  einzielenden  amerikanischen 
Bestimmungen.  So  werden,  um  die  üeber- 
flutung  der  Vereinigten  Staaten  mit  mittel- 
losen Auswanderern  zu  verhindern,  die  in 
der  Auswanderung  be^iffenen  Personen  in 
den  deutschen  Einschiffungshäfen  und  an 
der  preussisch-österreichischen  wie  preus- 
sisch-russischen  Grenze  einer  Revision  be- 


1274 


Fremdenpolizei 


züglich  ihrer  Mittel  unterworfen.  Fällt  die 
Revision  nicht  befriedigend  aus,  so  erfolgt 
die  Zurückweisung  des  Auswanderers,  um 
die  Revisionen  illusorisch  zu  machen,  haben 
es  ausländische  Schiffsagenten  sich  zum  Ge- 
schäft gemacht,  mittellose  Auswanderer  mit 
falschen,  auf  verschiedene  Banken  in  Ham- 
burg gezogenen  Wechseln  auszustatten, 
mit  der  Anweisung,  diese  bei  der  Revi- 
sion an  der  Grenze  vorzuzeigen  und  dem- 
nächst zu  vernichten.  Der  Oberpräsident 
von  Schlesien  hat  daher  im  Laufe  der  letz- 
ten Jahre  die  Behörden  beauftragt,  diejenigen 
Auswanderer,  welche  sich  durch  solche 
wertlose  Wechsel  legitimieren  wollen,  zu- 
rückzuweisen. Dagegen  darf  denjenigen  aus 
Russland  kommenden  Auswanderern,  welche 
mit  Schiffskarten  deutscher  Gesellschaften 
versehen  sind  und  Eisenbahnbillets  nach 
Stettin,  Hamburg  oder  Bremen  besitzen, 
das  üeberschi^iten  der  nissisch-preussischen 
Grenze  ohne  Führung  des  Vermögensnach- 
weises gestattet  werden. 

Angesichts  ihrer  Wehrlosigkeit  gegen 
die  mit  der  Masseneinwanderung  ver- 
bundenen wirtschaftlichen  Gefaliren  haben 
die  gesetzgebenden  Körperschaften  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  wieder- 
holt den  Versuch  gemacht,  die  Fremden- 
polizei in  dem  Sinne  zu  verschärfen,  dass 
an  der  Einwanderung  in  das  Gebiet  der 
Vereinigten  Staaten  nicht  nur  Arme,  Unzu- 
rechnungsfähige und  wegen  Verbrechen 
Bestrafte,  sondern  auch  Anarchisten  und 
Sozialisten  und  solche  Personen  zu  verhin- 
dern seien,  welche  mit  gewissen  Krank- 
heiten behaftet  sind,  endlich  Arbeiter,  wel- 
che einen  Vertrag  über  Beschäftigung  in 
den  Vereinigten  Staaten  besitzen;  im  üb- 
rigen sollte  allen  Fremden,  Geistliche  und 
Touristen  ausgenommen,  eine  Einwan- 
derungssteuer von  5  Dollars  auferlegt  wer- 
den. AUe  Einwanderer  müssen  ausser- 
dem im  Besitze  von  Beurkundungen  seitens 
der  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  im 
Auslande  sein.  Die  Mehrzahl  der  Reform- 
ideeen  erwies  sich  aber  praktisch  als  unaus- 
führbar, da  es  sich  in  der  Folge  zeigte,  dass 
viele  Arme  und  selbst  Verbrecher  von  ihren 
eigenen  heimatlichen  Behörden  mit  Mitteln 
zur  Auswanderung  versehen  würden  oder  auf 
Umwegen  (Canada!)  ins  Gebiet  der  Ver- 
einigten Staaten  eingeschmuggelt  wei*den. 
i Siehe  einschlägiges  Quellenmaterial  in 
^lartens  -  Stoe  rk:  Nouveau  Recueil 
Göneral  2.  Serie  T.  20  Seite  95:  »Actes  et 
documents  relatifs  a  l'admission  des  ou- 
vriers  chinois  dans  les  Etats-Unis;  du  18. 
juin  1858  au  4  avrü  1893.«] 

Weitere  dem  Kongress  der  Vereinigten 
Staaten  vorgelegte  Gesetzentwürfe  bezweck- 
ten gewisse  technische  Verbesserungen  der  be- 
stehenden Bestimmungen  über  die  Kontrolle 


der  Einwandenmg ;  sie  sollen  uns  hier  wegen 
ihrer    notwendigen    Rückwirkung    auf    die 
Auswanderungspolizei  der  deutschen  Reichs- 
und Staatsverwaltung  kiu-z  beschäftigen.   Die 
neuen  Vorschl^  zielen  teils  darauf  ab,  die 
Gestattung  der  Einwanderung  von  einem  den 
Betreffenden  hierzu  autorisierenden  Zeugnis 
des  zuständigen  amerikanischen  Consuls  ab- 
hängig zu  machen,  teüs  bezwecken  sie  die 
Herbeiführung    einer    einheitlichen    Praxis 
seitens  der  Einwanderungskommissare.   Da- 
durch dass   diese    bisher  von  den  Einzel- 
staaten angestellten  Beamten  fortan  von  dem 
Schatzsekretär    angestellt    werden     sollten, 
würde  die  ausschliessHche  Kontrolle  der  Ein- 
wanderung in  die  Bundesgewalt  gelegt  sein. 
Auch   wurde   in  Aussicht  genommen,   dass 
Einwanderer,  bezüglich  deren  nach  erfolgter 
Landung  innerhalb   einer  bestimmten  Fnst 
eimittelt  wii'd,   sie   gehören   zu   einer   der 
Kategorieen,    denen  die  Landung   nicht  ge- 
stattet ist,  durch  den  Kapitän  oder  Eigen- 
tümer des  Schiffes,   welches   sie  befördert 
hat,   oder  auf  deren  Kosten  wieder  fortge- 
schafft  und   der  Kapitän   oder  Eigentümer 
des  Schiffes,   falls  sie  dieser  Verpflichtung 
nicht  nachkommen,   mit  Geldstrafen  belegt 
werden  sollen. 

Aus  dem  Programm  ist  bisher  nur  ein 
Punkt  völlig  verwirklicht  worden  zur  grossen 
Erleichterung  der  Fremdenpolizei  m  den 
Hafenstädten  Nordamerikas:  bei  allen  ame- 
rikanischen Consularämtern  in  Europa  ist 
ein  ärztlicher  Dienst  eingerichtet  worden, 
dem  es  obliegt,  zu  verhüten,  dass  völlig 
mittellose  oder  Personen  mit  Gebrechen  und 
ansteckenden  Krankheiten  als  Einwanderer 
nach  den  Vereinigten  Staaten  eingeschifft 
werden.  Im  übrigen  hat  dieselbe  schonungs- 
volle Rücksicht,  welche  im  grossen  und 
ganzen  den  modernen  Verkehrsstaat  von  all- 
zu energischem  Gebrauche  seines  autonomen 
Ab  Weisungsrechtes  abhält,  es  auch  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  bis- 
her unstatthaft  erscheinen  lassen,  jene 
fremdenpolizeilichen  Abweisungsmassregein 
in  voller  Schärfe  zur  Anwendung  zu  bringen, 
eine  Erscheinung,  welche  in  der  Verwal- 
tungsgeschichte der  Union  schon  in  der 
Frage  der  KuUeinwanderung  auf  die  legis- 
lative Entscheidung  wirksamen  Einfluss  nahm. 

Den  deutschen  Reedern  und  Gesell- 
schaften, denen  auf  Grund  des  neuen  Aus- 
wanderungsgesetzes V.  9.  Juni  1897  die  Er- 
laubnis zur  Beförderung  von  Auswanderern 
erteilt  wird,  ist  nach  §  23  des  Gesetzes  ver- 
boten die  Beförderung  sowie  der  Abscfaluss 
von  Verträgen  über  die  Beförderung  von 
Reichsangehörigen,  für  welche  von  fremden 
Regierungen  oder  von  Kolonisationsgesell- 
schaften oder  ähnlichen  Unternehmungen 
der  Beförderungspreis  ganz  oder  teilweise 
bezahlt  wird  oder  Vorschüsse  geleistet  wer- 
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den.  Auf  diejenigen  Freipassagen  und  Vor- 
schüsse jedoch,  welche  als  sogenannte 
Prepaids  von  im  Auslande  wohnenden 
Deutschen  ihren  Angehörigen  in  der  Heimat 
behufs  ßewerkstelligung  ihrer  Auswandening 
übermittelt  werden,  findet  diese  Yerbots- 
bestimmung  des  Auswanderungsgesetzes 
keine  Anwendung. 

Zur  Ergänzung  und  zur  wirksameren 
Durchfühnmg  dieser  Bestimmung  des  §  23  des 
Auswanderungsgesetzes  ist  seit  kurzem  den 
deutschen  Auswandenmgsunternehmuugen 
nach  einem  Beschluss  des  Bundesrats  noch 
eine  Bedingung  aufzuerlegen,  die  für  die 
meisten  deutschen  Gemeinden,  besonders 
allerdings  für  Hamburg  und  Bremen,  von 
allergrösster  Bedeutung  ist.  Wenn  es  bis- 
her vorkam,  dass  mittellose  Aus- 
wanderer in  ül)erseeischen  Ländern,  na- 
mentlich in  Nordamerika,  von  der  dortigen 
Behörde  für  das  Einwanderungswesen  zu- 
rückgewiesen wurden,  dann  begnügten  sich 
die  Unternehmer  damit,  diese  Abgewiesenen 
kostenlos  nach  Deutschland  zurückzube- 
fördem,  sie  in  Hamburg  oder  Bremen  aus- 
zusetzen und  sie  dort  ihrem  weiteren  Schick- 
sal zu  überlassen.  Sie  fielen  dann  zunächst 
den  Hansestädten  zur  Last,  die  sich  nach 
Möglichkeit  beeilten,  diese  ungebetenen  Gäste 
nach  deren  Heimat  abzuschieben,  wodimjh 
dann  den  betreffenden  Heimatsgemeinden 
oft  sehr  erhebliche  Kosten  erwuchsen. 
Diesem  üebelstand  soll  nunmehr  dadurch 
ein  Ende  bereitet  werden,  dass  die  Unter- 
nehmer sich  ausdrücklich  verpflichten,  der- 
aiiige  unfreiwillige  Rückwanderer,  soweit 
sie  deutsche  Reichsangehörige  sind,  nicht 
nur  bis  zu  einem  deutschen  Hafen,  sondern 
nach  ihrem  früheren  Wohnort  und, 
soweit  sie  Ausländer  sind,  bis  zur  Grenze 
zurückzubef  ordern. 

Das  im  internationalen  Seeverkehr  von 
alters  her  gebräucWiche  Institut  der  Ab- 
weisung seuchenverdächtiger  Ankömmlinge 
(Quarantäne)  nimmt  in  der  Fremdenpolizei 
der  modernen  Staaten  nur  noch  eine  unter- 
geordnete Stellung  ein.  Durch  die  in  der 
Dresdener  internationalen  Konvention  v.  15. 
April  1893  unter  den  Kulturstaaten  einge- 
führte obligatorische  Anzeigepflicht  sind  die 
Staaten  vom  Auftreten  epidemischer  Krank- 
heiten auf  verlässlicherem  Wege  unterrichtet 
als  durch  die  bisher  üblichen,  von  den 
fremdländischen  Consuln  ausgestellten  Ge- 
sundheitspässe. —  Nach  einer  grundsätz- 
lichen Entscheidung  des  preussischen  Ober- 
verwaltungsgerichts V.  5.  Oktober  1887 
(Entsch.  Bd.  XV  S.  413)  sind  die  Mass- 
nahmen zur  Ueberwachung  der  Seehäfen 
durch  das  Reskript  v.  29.  Juni  1893  als  im 
allgemeinen  landespolizeilicher  Natur  aner- 
kannt, so  dass  die  Kosten  der  Quarantäne- 
anstalten, der  zum  üeberwsichungsdienst  er- 


forderlichen Dampfer,  Boote,  des  Personals, 
insbesondere  der  Hafenbeamten  und  der 
Aerzte,  endlich  auch  der  Desinfektion  der 
Schiffe  selbst,  der  Staatskasse  zur  Last 
fallen.  —  Es  liegt  nur  in  der  Fortsetzungs- 
linie dieses  Gedankens,  anzuerkennen,  dass 
in  der  hafenpolizeilichen  Wirksamkeit  der 
grossen  deutschen  Küstenstädte  wie  Ham- 
burg, Bremen,  Stettin  resp.  Cuxhaven, 
Bremerhaven,  Swinemünde  eine  verwaltungs- 
rechtliche Geschäftsführung  für  die  Gesamt- 
heit des  Deutschen  Reiches  liegt. 

Eine  gewohnheitsrechtliche  Durchbre- 
chung erfahren  die  strengen  Regeln  der 
Fremdenpolizei  im  Seeverkehr  da,  wo  der 
rechtswidrige  Eintritt  ohne  oder  gegen  den 
Willen  des  Fremden  erfolgt;  die  Lehre 
pflegt  die  Fälle  zusammenzufassen  unter 
der  Bezeichnung  der  »reläche  forcöe«  und 
der  Formel  des  »respect  pour  le  malheur«. 
Gesetzlich  vorgesenöne  Durchbrechungen 
erfährt  dagegen  das  System  durch  die  den 
Grenzbevölkerungen  regelmässig  eingeräum- 
ten Verkehrsfreiheiten  innerhalb  der  beider- 
seitigen Grenzzonen  zweier  benachbarter 
Staaten.  Siehe  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen über  die  Behandlung  des  grenz- 
nachbarlichen Verkehrs  in  den  Handels-  und 
Niederlassungsverträgen  des  Deutschen 
Reiches  und  meine  Studie  über  »Landes- 
grenzsachen«  in  von  Stengels  Wörter- 
buch des  Deutschen  Verwaltungsrechts  Bd.  2. 
Zu  ergänzen  durch  die  jüngste  deutsch- 
niederländische üebereinkimft  über  die  Zu- 
lassung der  in  den  Grenzgemeinden  wohn- 
haften Tierärzte  zur  Ausübung  der 
Praxis  v.  23.  Februar  1898  (R.G.B1.  1899 
Nr.  14). 

3.  Die  polizeibehordliche  Aufsicht  über 
die  im  Staatsgebiet  befindlichen  Frem- 
den. Der  unaufhörliche,  durch  die  Gesetz- 
gebung aller  Staaten  wesentlich  erleichterte 
Prozess  der  Bevölkerungsverschiebungen  legt 
dem  Staate  die  Pflicht  auf,  im  Rahmen  der 
»inneren  Verwaltung«  bei  der  rechtlichen 
Ordnung  des  Bevölkerungswesens  und  bei 
der  Beobachtung  und  amtlichen  Beiu-- 
kundung  der  für  sie  erheblichen  Thatsachen 
den  wichtigen  Vorgang  des  Ab-  und  Zu- 
ganges der  Fremden,  die  fremdenpolizeiliche 
Aufsicht  zu  einem  besonders  wichtigen  Ge- 
genstand seiner  behördlichen  Thätigkeit  zu 
machen.  Dieser  Zweig  polizeilicher  Auf- 
sicht ist  aber  der  Veranlassung  wie  den 
Zwecken  nach  sorgfältig  von  dem  im 
Rechtssysteme  des  Deutschen  Reiches, 
Oesterreichs,  Frankreichs  etc.  ausgebildeten 
Institute  der  »Polizeiaufsicht«,  »Stellung 
unter  Polizeiaufsicht«  zu  unterscheiden. 
Während  wir  es  in  den  Fällen  z.  B.  des 
deutschen  R.St.G.B.  §§  38,  39,  45,  49  a, 
57  5,  180,  181  etc.,  innerhalb  des  franzö- 
sischen Rechts  der  Artt.  44,   45  des  Code 
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p^nal  in  Verbindung  mit  dem  G.  v.  27.  Mai 
1885  mit  der  behördlichen  Beobachtung  von 
Personen  ohne  Unterschied  der  staatlichen 
Angehörigkeit  zu  thun  haben,  welchen  kraft 
8 traf riditerlicher  Ermächtigung  strafweise 
Beschränkungen  .der  Freiheit  durch  die 
Polizeibehörden  auferlegt  werden  können, 
fehlt  der  Fremdenpolizei  an  sich  jeder 
pönale  Charakter.  Je  schärfer  dieser  von 
aer  Litteratur  vielfach  übersehene  Umstand 
betont  und  die  lediglich  aufsichtsführende 
Natiu*  der  Fremdenpolizei  hervorgehoben 
wird,  um  so  hinfälliger  werden  die  gegen 
dieses  Rechtsinstitut  aus  dem  Princip  der 
freien  Persönlichkeit  heraus  erhobenen  An- 
fechtimgen. 

Nicht  zur  Fremdenpolizei  im  eigent- 
lichen Sinne  gehören  darum  diejenigen  Aon- 
trolleinrichtungen ,  w^elche  die  Bewegimg 
der  gesamten  Bevölkerung  ohne  Unter- 
scheidimg  der  Staatsangehörigkeit  des  ein- 
zelnen zu  ermitteln  und  amüich  zu  beur- 
kunden bestimmt  sind. 

Wohl  aber  kommt  diesen  Einrichtungen 
erhöhte  Bedeutung  zu  im  System  einer 
internationalen  behördlichen  Kontrolle 
der  Bevölkerungsbewegung.   Dahin  gehören : 

a)  die  periodisch  wiederkehrenden  Ein- 
richtungen der  Volkszählung,  um  die 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  des  Er- 
hebungsgebietes, ihre  sogenannte  natür- 
liche ziffermässige  und  ihre  örtliche  Wander- 
bewegung zur  behördlichen  Kenntnis  zu 
bringen.  Bei  diesen  Ermittelungen  haben 
in  Ansehung  der  zur  Verzeichnung  ge- 
langenden Fremden  nicht  nur  die  Behörden 
des  Aufenthaltsstaates,  sondern  auch  die 
des  Heimatstaates  ein  verwaltungsrechtliches 
Bedürfnis,  von  den  zur  Feststellung  gelang- 
ten Thatsachen  Nachricht  zu  erhalten. 
Diesem  Bedürfnis  entspricht  das  in  jüngster 
Zeit  in  Uebung  getretene  neue  völkerrecht- 
liche Institut  des  internationalen  gegen- 
seitigen Austausches  der  Volkszäh- 
lungsergebnisse, sofern  diese  im  Ge- 
biet befindliche  Fremde  betreffen.  Je  um- 
fangreicher sidi  der  Bevölkerungsaustausch 
zwischen  zwei  Staaten  gestaltet,  um  so 
wichtiger  ist  diese  wechselseitige  Ergänzung 
des  Zählungs-  und  Kontrollgeschäfts.  Für 
dieses  vom  modernen  Kulturstaat  richtig 
erkannte  Verwaltungsbedürfnis  hat  sich 
denn  auch  bald  ein  System  internationaler 
Mittel  zur  Sicherstellung  der  Zählungsergeb- 
nisse auf  der  Basis  der  völkerrecntlichen 
Reciprocität  herausgebildet  imd  in  zalil- 
reichen  Verträgen,  diplomatischen  Verein- 
barungen etc.  rechtliche  Ordnung  gefunden. 
Die  typischen  Abmachungen  lassen  sich 
auf   die   nachfolgenden  Sätze  zurückführen. 

1.  Die  beiden  vertragschliessenden  Re- 
gierungen verpflichten  sich,  einander  gegen- 
seitig  und  kostenfrei,   jeweilig  nach  einer 


auf  ihrem  Staatsgebiete  ausgeführten  allge- 
meinen Volkszählung,  Listen  oder  indivi- 
duelle Zählkarten  mitzuteilen,  welche  sich 
auf  die  bei  solchen  Volkszählungen  figurie- 
renden Bürger  des  anderen  Staates  beziehen 
und  welche  wo  möglich  folgende  Angaben 
enthalten  sollen:  Namen,  Vornamen,  Beruf, 
Civilstand,  Alter,  Geburtsort,  Wohnort  und 
Nationalität,  gemäss  den  Erklärungen  der 
Betreffenden. 

Nicht  in  allen  Verträgen  findet  sich  die 
Abmachung,  dass  im  Katalog  der  Indivi- 
dualdaten  auch  Name  und  Vorname  mitge- 
teilt werden.  Dadurch  hat  die  von  mir  schon 
vor  Jahren  vertretene  Ansicht  neue  Be- 
stätigung erhalten,  dass  der  internationale 
Verkehr  dem  wichtigsten  Hilfsmittel  der 
Individualisierung,  dem  Namensrecht 
(Vor-,Familien-,Stammname ,  Adelsprädikat 
etc.)  nicht  diejenige  Beachtimg  widmet,  die 
für  die  Rechtssicherheit  des  Verkehrs  ge- 
boten erschiene.  ^Siehe  meine  Aus- 
führungen im  2.  Ba.  des  v.  Holtzendorff- 
schen  Handbuchs  des  Völkerrechts  S.  595.) 

2.  Diese  Listen  oder  individuellen  Zähl- 
karten sind  von  der  einen  Regierung  an 
die  andere  auf  diplomatischem  Wege  zu 
übennitteln. 

3.  Es  wird  ausdrücklich  erklärt,  dass  Zu- 
stellung oder  Annahme  solcher  MitteQungen 
in  keiner  Weise  Identitäts-  oder  Staatsaa- 
gehörigkeits-Fragen  präjudizieren  sollen. 

Jede  der  Vertragsparteien  behält  sich 
das  Recht  vor,  die  Vereinbarung  aufzukünden, 
was  ein  Jahr  zum  voraus  geschehen  muss. 
Das  diplomatische,  in  rascher  Folge  zu- 
nehmende Quellenmaterial  siehe  in  Mar- 
tens-Stoerks  Nouveau  Recueil  General 
2.  Serie  T.  XVII  und  folgende  unter  dem 
Registerstichwort:  »Recensement  de  lapopu- 
lation«. 

b)  Noch  grössere  Aufmerksamkeit  wird 
neuerdings  den  verwaltungsi'echtlichen  Ein- 
richtungen zugewendet,  welche  ihrer  Be- 
stimmung nach  die  Civilstand  s  Verhält- 
nis s  e ,  die  ziffermässige  Höhe  des  Bestandes, 
die  Niederlassungsverhältnisse  etc.  derF  r  e  m  - 
den  zu  ermitteln  bestimmt  sind.  Die  ZaM 
der  einschlägigen  Rechtsinstitute  ist  aus  den 
oben  entwickelten  Gründen  auf  dem  Kon- 
tinent in  Zunahme  begriffen.  Wir  heben 
hier  nur  die  typisch  wichtigeren  hervor. 

Um  sich  wechselseitig  in  der  Führung 
der  Civüstandsregister  durch  die  gegen- 
seitige Mitteilung  der  Akten  betreffend  den 
Civilstand  der  beiderseitigen  Staatsangpe- 
hörigen  zu  untersttitzen,  verpflichten  sich 
die  Staaten  seit  einigen  Jahren  durch  Staats- 
verträge, zu  festgesetzten  Zeitpunkten  sich 
gehörig  beglaubigte  Ausfertigimgen  der  auf 
ihrem  Gebiete  in  Bezug  auf  Bürger  des 
anderen  Staates  errichteten  Geburts-,  Trau- 
ungs-  und  Todesakten  kostenfrei  mitzuteilen. 
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Die  Civilstandsbeamten  sind  ferner  ge- 
halten, sich  gegenseitig  auf  diplomatischem 
Wege  von  den  Anerkennungen  und  Legiti- 
mationen unehelicher,  im  anderen  Staate 
heiraatberechtigter  Kinder,  die  sie  der  Lan- 
desgesetzgebung gemäss  in  die  Givilstands- 
register  einzutragen  haben,  Kenntnis  zu 
geben. 

Alle  dm  Monate  sollen  die  im  Laufe 
des  vorausgegangenen  Yierteljahres  beur- 
kundeten Civüstandsakten  dem  anderen 
Teile  auf  diplomatischem  Wege  übermittelt 
worden. 

Auch  diese  Vereinbarungen  betonen  aus- 
drücWüch  den  Yorbehalt,  dass  die  Ausferti- 
gung beziehungsweise  Entgegennahme  der 
Kegisterauszüge  weder  der  Entscheidung 
über  Staatsangehörigkeit,  Heimatsrecht,  Zu- 
ständigkeit oder  Gültigkeit  der  beurkundeten 
Eheschliessungsakte  präjudiziere. 

Eine  üebersicht  des  umfangreichen  di- 
plomatischen Quellenmaterials  s.  in  Mar- 
tens-Stoerk  Nouv.  Recueil  G6n§ral, 
2.  Serie  T  XVTE  und  ff.  unter  dem  Register- 
stichwort: »iltaX  civil.« 

Für  die  von  deutschen  diplomatischen 
Funktionären  als  Standesbeamten  im  Aus- 
lande vorgenommenen  Eintragungen  bestimmt 
ein  Runderlass  des  preussischen  Ministers 
des  Innern  vom  3.  Juni  1892  wie  folgt: 
Die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  4.  Mai 
1870  vom  Auslande  eingehenden  Auszüge 
aus  den  Personenstandsregistern  sind  dem- 
jenigen Standesamte  zur  Aufbewahrung  zu 
überweisen,  in  dessen  Bezirk  der  betreffende 
Ehegatte,  die  Eltern  des  Kindes  oder  der 
Yei-storbene  innerhalb  Preussens  ihren  Wohn- 
sitz haben  oder  zuletzt  gehabt  haben.  Nur 
wenn  der  letzte  inländische  Wohnsitz  nicht 
zu  ermitteln  ist,  hat  die  üeberweisung  an 
das  Standesamt  des  Geburtsortes  der  be- 
teiligten Personen  zu  erfolgen.  In  Ergän- 
zung dieses  Erlasses  hat  der  Minister  des 
Innern  bestimmt,  dass  in  den  Fällen,  in 
welchen  die  beteiligten  Personen  weder 
einen  Wohnsitz  in  Preussen  gehabt  haben 
noch  dort  geboren  sind,  für  die  Bestimmung 
des  Standesamtes  der  letzte  inländische 
Wohnort  ihrer  Eltern  oder,  wenn  ein  solcher 
nicht  bekannt,  deren  Geburtsort  massgebend 
sein  soll. 

c)Das  Ehe  schliessungsrecht  Frem- 
der im  Deutschen  Reich  ist  zm-  Zeit  durch 
die  allgemeinen  Vorachriften  des  Einführungs- 
gesetzes zum  B.G.B.  Art.  7,  13 — 30  rechtHch 
umschrieben;  die  ausserdem  in  Betracht  zu 
ziehenden  üebereinkommen  mit  auswärtigen 
Staaten  s.  bei  Hinschius,  Komm.  z. 
Personenstandsgesetz  (3.  Aufl.,  S.  136). 
Die  jüngste  einschlägige  Vereinbarung  des 
Deutschen  Reiches  imd  der  Schweiz  vom 
4.  Mai  1886  (Centralbl.  f.  d.  D.  Reich,  Nr.  29) 
erleichtert  die  Rechtslage  der  beiderseitigen. 


im  Gebiete  des  anderen  Teils  sich  auf- 
haltenden Staatsangehörigen  dadurch,  dass 
Deutsche,  welche  mit  Schweizerinnen  in  der 
Schweiz,  und  Schweizer,  welche  mit  Deut- 
schen in  Deutschland  eine  Ehe  abschliessen 
wollen,  wenn  sie  ihre  Staatsangehörigkeit 
nachgewiesen  haben,  nicht  mehr  verpfüchtet 
sein  sollen,  durch  Vorlegung  von  Attesten 
ihrer  bezüglichen  Heimatbehörden  darzu- 
thun,  dass  sie  ihre  Staatsangehörigkeit 
durch  die  Eheschliessung  auf  ihre  zukünftige 
Ehefrau  und  ihre  in  der  Ehe  ^borenen  Kin- 
der übertragen,  und  dass  sie  demgemäss 
nach  eingeean^ner  Ehe  samt  ihrer  vor- 
gedachten liainilie  von  ihrem  Heimatsstaate 
auf  Erfordern  ^s-ieder  würden  übernommen 
werden. 

Die  beiderseitigen  Angehörigen  sind  je- 
doch verpflichtet,  falls  dies  in  ihrer  Heimat 
oder  an  dem  Orte  der  Eheschliessun^  ge- 
setzlichvorgeschrieben ist,  eine  Bescheimgung 
ihrer  zuständigen  Landesbehörde  darüber 
vorzulegen,  dass  der  Abschliessung  der  Ehe 
nach  dem  bürgerlichen  Rechte  ihrer  Heimat 
kein  bekanntes  Hindernis  entgegensteht. 
S.  hierzu  auch  das  Rundschreiben  des 
schweizerischen  Bundesrates  vom  8.  De- 
zember 1894. 

üeber  das  auch  im  vorstehenden  er- 
wähnte von  Fremden  im  diesseitigen  Ge- 
biete geforderte  Eheschüessungsattest  spricht 
sich  ein  Oirkularerlass  des  preussischen  Mi- 
nisters des  Innern  und  der  Justiz,  gerichtet 
an  die  sämtlichen  Oberpräsidenten,  vom 
17.  Juni  1892  dahin  aus,  dass  durch  die 
Erlasse  vom  21.  Juli  1875  und  12.  Aprü 
1889  (M.-Bl.  f.  d.  i.  V.  1875  S.  220  und  1889 
S.  118)  u.  a.  die  Angehörigen  Italiens  von 
der  Beibringung  des  im  §  1  des  G.  v. 
13.  März  1854  vorgeschriebenen  Ehe- 
schliessungsattestes  zwar  ein  für  alle  Male  be- 
freit sein  sollen.  Da  indessen  nach  den  Vor- 
schriften des  italienischen  Gesetzes  die  Be- 
kanntmachung des  Aufgebots  in  den  italieni- 
schen Heimatgemeinden  eines  oder  beider 
Verlobten  von  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der 
ausserhalb  Italiens  vollzogenenEheschliessung 
zwischen  italienischen  Staatsangehörigen  oder 
zwischen  diesen  und  nichtitaliemschen  Staats- 
angehörigen ist,  so  sieht  sich  die  preussische 
Verwaltung  veranlasst,  betreffs  der  Ange- 
hörigen Italiens  die  vorbezeichnete  Befreiung 
auf  die  Fälle  einzuschränken,  in  denen  der 
Nachweis  erbracht  wird,  dass  das  Aufgebot 
in  der  italienischen  Heimatgemeinde  eines 
oder  beider  Verlobten  gemäss  der  dortigen 
Formvorschriften  erfolgt  ist. 

Soll  die  Ehe  zwischen  einem  Deutschen 
und  einer  ItaHenerin  geschlossen  werden, 
so  bedarf  es  des  im  §  1  des  G.  v.  13.  März 
1854  vorgeschriebenen  Attestes  nicht.  Um 
in  solchem  Fall  die  Gültigkeit  der  Ehe- 
schliessung auch  nach  italienischem  Recht 
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möglichst  zu  sichern,  sind  die  Standesämter 
angewiesen,  die  Eheschliessung  zwischen 
einem  Deutschen  und  einer  Italienerin  nicht 
zu  vollziehen,  ohne  die  Verlobten  über  die 
Folgen  eines  Verstosses  gegen  die  Form- 
vorschriften des  italienischen  Gesetzes  belehrt 
und  ihnen  deren  Erfüllung  nahegelegt  zn 
haben. 

Da  das  französische  und  das  belgische 
Gesetz  in  der  vorliegenden  Frage  ähnliche 
Bestimmungen  wie  das  italienische  enthalten, 
so  haben  die  vorstehenden  Bestimmungen 
auf  die  Angehörigen  Frankreichs  und  &1- 
giens,  welche  nach  den  Erlassen  vom 
2.  April  1858,  27.  April  1868,  30.  November 
1875,  12.  April  1889  (a.  a.  0.  1858  S.  59, 
1869  S.  120,  1876  S.  2,  1889  S.  118)  eben- 
falls ein  für  alle  Male  von  der  Beibringung 
des  mehrerwähnten  Attestes  befreit  worden 
sind,  entsprechende  Anwendung  zu  finden. 

Für  das  Verhältnis  des  Fremden  zum 
territorialen  Eheschliessungsrecht  sucht  be- 
stehende Schwierigkeiten  auszugleichen  das 
Protocole  final  der  Haager  Konferenz  zur 
Beratung  mehrerer  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts  vom  13.  Juli  1894  (Martens- 
Stoerk  Nouveau  Recueil  G^n^ral,  2.  Serie 
T.  XXI S.  262  ff.).  Einen  ausgedehnten  üeber- 
blick  über  das  in  allen  Staaten  bestehende 
Recht  der  Eheschliessung.  Ehescheidung  und 
des  Standesregisterwesens  giebt  die  amtliche 
Zusammenstellung  des  Quellenstoffes  in 
Martens-Stoerk  a.  a.  0.  T.  XXin  p. 
430ff. 

d)  Völlig  unabhängig  von  den  gemein- 
rechtiich  geltenden  ortspolizeilichen  Mel- 
dungs-  und  Legitimationsvorschriften  sind 
die  neuerdings  an  Ausdehnung  zunehmenden, 
den  Aufenthalt  imd  die  Niederlassung  Staats- 
fremder speciell  treffenden  lYemden- 
polizeiverordnungen. 

Die  wichtigste  derselben  ist  das  fran- 
zösische D6cretrelatif  aux^trangers 
residant  en  France  du  2  octobre  1888 
(Journal  officiel  du  4  oct  1888),  das 
die  fremdenpolizeiliche  und  statistisdie  Ten- 
denz der  Anordnung  —  von  der  politischen 
mag  hier  füglich  abgesehen  werden  —  in 
dem  der  Publikation  beigefügten  »Rapport« 
ausdrücklich  betont  i). 


^)  In  dem  im  Journal  officiel  vom  1.6.  II. 
1890  veröffentlichten  „Rapport  ä  M.  le  Garde 
des  sceaux  snr  Tapplication  de  la  loi  du  26  juin 
1889  (über  Erwerbung  und  Verlust  der  fran- 
zösischen Staatsangehörigkeit)  et  snr  la  natora- 
lisation  en  1889"  wird  die  Zahl  der  in  Frank- 
reich niedergelassenen  Fremden  für  das  Jahr 
1886  auf  1126531  angegeben.  Dagegen  giebt 
das  im  Monitenr  officiel  du  commerce  vom  5. 
November  1892  abgedruckte  Aktenstück  über 
Le  denombrement  des  Fran^ais  ä  l'^tranger  für 
das  Jahr  1886  die  Zahl  der  im  Ausland  leben- 
den in  die  amtliche  Zählung  aufgenommenen 


Der  Text  des  Dekretes  lautet  in  den 
uns  hier  interessierenden  Punkten:  Jeder 
nicht  zum  Wohnsitz  in  Frankreich  berech- 
tigte Fremde  (non  admis  ä  domidle)  hat, 
wenn  er  sich  daselbst  niederzulassen  (6tablir 
sa  residence)  gedenkt,  innerhalb  14  Tagen 
nach  seiner  AnKimft  bei  dem  Bürgermeister- 
amte des  betreffenden  Niederla^ungsortes 
eine  hierauf  bezügliche  Erklärung  abzugeben. 
Sie  muss  enthalten  den  eigenen  Namen  imd 
Vornamen  sowie  die  Namen  und  Vornamen 
der  Eltern ;  die  Nationalität;  Datum  imd  Ort 
der  Geburt;  letzten  Aufenthaltsort-  Pro- 
fession oder  sonstige  Existenzmittel ;  Namen 
und  Alter  der  Frau  sowie  der  etwaigen 
minderjährigen  Kinder.  Legitimationspapiere 
müssen  der  Erklänmg  beigefügt  sein ;  besitzt 
der  Fremde  diese  Papiere  nicht,  so  kann 
der  Bürgermeister  mit  Zustimmung  des 
Präfekten  dem  Antragsteller  eine  gewisse 
Verzugsfrist  zur  Beschiaffung  derselben  be- 
willigen. Eine  Empfangsbescheinigimg  für 
die  Aushändigung  der  Erklärung  an  den 
Interessenten  erfolgt  unentgeltlich.  Im  Falle 
der  Wohnungsveränderung  muss  bei  dem 
Bürgermeisteramt  des  neuen  Aufenthalts- 
ortes eine  neue  Erklärung  abgegeben  werden. 
Zuwiderhandlungen  werden  durch  Polizei- 
strafen geahndet,  wobei  jedoch  dem  Aus- 
weisungsrecht, ;«relches  dem  Minister  des 
Innern  auf  Grund  des  G.  v.  3.  Dezember 
1849  zusteht,  kein  Eintrag  geschehen  soU. 

Im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches 
bestehen  gleiche,  vom  gemeinen  Rechte  ab- 
weichende fremdenpolizeiliche  Meldungsvor- 
schriften nur  für  den  Umfang  der  Reichs- 
lande. Während  die  Ministerialverordnung 
V.  25.  Mai  1888  lediglich  die  Meldungsvor- 
schriften und  die  Aufenthaltsbedingungen 
der  französischen  Staatsan^hörigen  inMsass- 
Lothringen  regelten,  erging  am  5.  Februar 
1891  eine  die  Niederlassungsverhältnisse 
aller  Reichsausländer  dort  bestimmt  re- 
gelnde Fremdenpolizei  Verordnung,  welche 
sich  auf  das  französische  G.  v.  3.  Dezember 
1849  stützt.  —  Ueber  die  von  Verwaltungs- 
organen ausgehenden  fremdenpolizeilichen 
Massregeln  gegen  dänische  Staatsangehörige 
in  nordschleswigschen  Wohnbezirken  und 
über  die  Handhabung  der  Fremdenpolizei 
daselbst  s.  ausführliche  Verhandlungen  des 
Deutschen  Reichstages  10.  I^egislatm-periode 
I.  Session  35.  und  36.  Sitzung  und  dort  be- 
sonders die  die  Rechtsfrage  betreffenden 
gehaltvollen  Ausfühnmgen  von  Hänel, 
Lieber  u.  a*  (s.  Sitzungsberichte  S. 923 ff., 
979  ff.). 

Andere  nach  deutschem  Reichsrechte 
bestehende  Niederlassungserschwerungen  in 
den  Fällen  des  Belagerungszustandes  (Reichs- 
Franzosen  auf  306000  an.  (S.  Archives  diplo- 
matiques  1892  p.  113  ff.) 
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Verfassung  Art.  68  und  preussisches  G.  v. 

4.  Juni  1851)  oder  fiir  Preussen  auf  Grund 
des  §  2  Nr.  2  des  G.  v.  31.  Dezember  1842  sind 
Rechtsfolgen  einer  lex  generalis,  welche 
für  Einheimische  wie  fiir  Fremde  Geltung 
hat.  Yertragsrechtlich  müssen  jedoch  die 
Schweizer  in  Deutschland  wie  die 
Deutschen  in  der  Schweiz,  um  in  den 
Vollgenuss  staatsbürgergleicher  Behandlung 
in  Bezug  auf  Person,  Eigentum,  Handel 
und  Verkehr  zu  gelangen,  mit  einem  Zeug- 
nis ihrer  Gesandtschaft  versehen  sein,  durch 
welches  bescheinigt  wird,  dass  der  Inhaber 
die  schweizerische  bezw.  die  deutsche 
Reichsangehörigkeit  besitzt  und  einen  un- 
bescholtenen Leumund  geniesst  (Art.  2  des 
Niederlassungsvertrages  zwischen  dem  Deut- 
schen Reiche  und  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft V.  31  Mai  1890).  Die  em- 
pfindlichen Schwierigkeiten  und  Konflikte, 
welche  der  Schweiz  aus  der  früheren  fast 
kontrolllosen  Gestaltung  ihres  »Fremden- 
rechts«  und  schrankenlosen  »Asylrechts«  er- 
wachsen sind,  haben  die  Eidgenossen- 
schaft in  den  letzten  Jahren  veranlasst, 
diejenigen  Ergänzungen  ihres  Fremden- 
polizeirechts  vorzunehmen,  welche  die 
Centralgewalt  in  den  Stand  setzen,  eine 
den  Zwecken  der  eigenen  und  der  Friedens- 
ordnung benachbarter  Staaten  angemessenere 
Bevölkerungskontrolle  zu  bethätigen.  Zu 
dem  Zwecke  wurde  durch  das  Bundesg. 
über  die  Bundesanwaltschaft  v.  28.  Juni 
1889   (Bundesblatt  v.  Jalire   1889,  Bd.  Ul, 

5.  745)  das  Amt  des  ständigen  eidge- 
nössischen Generalanwaltes  wieder  herge- 
stellt. Er  übt  nach  Art.  3  des  cit.  Gesetzes 
diejenigen  Funktionen  aus^  welche  ihm 
durch  das  Gesetz  über  die  Bundesstraf- 
rechtspflege übertragen  sind;  er  überwacht 
die  F^emdenpolizei  in  Beziehung  auf  solche 
Handlungen,  welche  die  innere  oder  äussere 
Sicherheit  (Jer  Schweiz  gefäluiien,  sowie 
die  bezüglichen  Untersuchungen.  Ihm  steht 
es  endhch  zu,  dem  Bundesrate  die  auf  An- 
wendung des  Art.  70  der  Bundesverfassung 
gerichteten  Anträge  zu  unterbreiten.  Der 
dt.  Art.  des  schweizerischen  Gnindgesetzes 
giebt  dem  Bunde  das  Recht,  Fremde,  wel- 
che die  innere  oder  äussere  Sicherheit  der 
Eidgenossenschaft  ^fährden,  aus  dem 
schweizerischen  Gebiete  wegzuweisen. 

Das  Deutschland  grenzbenachbarte 
Luxemburg  hat  die  Materie  jüngst  durch 
ausdrückliche  Gesetzesnormen  geordnet  in 
Loi  concernant  la  poMce  des  etrangers  v. 
30.  Dezember  1893.  (Memorial  v.  4.  Januar 
1894).  Danach  besteht  für  den  Fremden, 
der  seinen  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  zu 
nehmen  gedenkt,  innerhalb  einer  Frist  von 
fünf  Tagen  die  Pflicht  zu  einer  D^claration 
vor  der  Ortsbehörde.  Unter  Strafe  gestellt 
ist  die  Annahme  von  Arbeitern,  Dienstboten, 


Mietern  etc.  fremder  Staatsangehörigkeit, 
die  die  behördliche  Bestätigung  der  abge- 
gebenen Erklärung  vorzulegen  ausser  stände 
sind.  Ueber  die  Niederlassungserklärung 
schreibt  Ai-t.  3  des  Gesetzes  vor,  dass  sie 
alle  Angaben  enthalten  muss,  die  eine  Fest- 
stellung des  Personenstandes,  des  Vorlebens 
(autecödents),  der  Subsistenzmittel  etc.  des 
Fremden  und  seiner  Angehörigen  ermög- 
lichen. Die  Angaben  werden  sofort  von 
Amtswegen  an  die  Staatsanwaltschaft  weiter- 
gegeben. 

Ueber  die  Aufenthaltsbedingungen  und 
Meldungsvorscliriften  innerhalb  der  nissi- 
schen JVemdenpolizei  für  die  in  Russland 
befindlichen  Ausländer  enthalten  das  Regle- 
ment über  das  Passwesen  vom  Jahre  1876  und 
der  ükas  des  leitenden  Senates  v.  18.  Aprü 
1885  die  gesetzlichen  Grundlagen.  Ihr 
Schwerpunkt  liegt  in  der  ausdrücklichen 
behördlichen  Gestattung  des  Aufenthaltes, 
die  der  schriftlichen  Form  bedarf  und  nur 
auf  Grund  ausreichender,  heimischer  Legi- 
timationspapiere erteilt  wird. 

Das  öffentliche  Recht  Oesterreich- 
Ungarns  hat,  von  den  durch  die  Uebung 
des  Grundsatzes  der  Reciprocität  bedingten 
Massnahmen  abgesehen,  keinerlei  das  all- 
gemeine Meldungs-  und  Legitimations- 
wesen durchbrechende  fremdenpolizeiliche 
Kontrolleinrichtungen.  —  Im  allgemeinen 
ist  festzuhalten,  dass  überall  da^  wo  aus- 
drückliche, den  Aufenthalt  und  die  Nieder- 
lassung der  Fremden  betreffende  Special- 
normen nicht  bestehen,  zumeist  das  durch 
das  Vertragsrecht  begründete  System  der 
Meistbegünstigung  unter  den  im  ausgedehnten 
völkerrechtlichen  Verkehr  stehenden  Staaten 
zur  Wirksamkeit  gelangt.  Danach  wenien 
die  Fremden,  vom  G^nuss  der  politischen 
Rechte  abgesehen,  in  Bezug  auf  Aufenthalt 
und  Niederlassung  und  Gewerbebetrieb  auf 
rechtlich  gleichem  Fusse  mit  den  Einheimi- 
schen behandelt. 

In  neuerer  Zeit  jedoch  verdichtet  sich  der 
auch  im  Rahmen  der  Gleichberechtigung 
begründete  Wunsch  nach  Schutz  der 
nationalen  Arbeit  zu  einer  Reihe  von 
gewerbe-  und  arbeitsrechtlichen  KontroUvor- 
schriften,  die  das  Geltungsgebiet  der  Frem- 
denpolizei auf  bisher  unbeachtet  gelassene 
Probleme  des  Verkehrs  ausgebreitet  hat. 
Hierher  gehört  zunächst  die  aus  den  Grün- 
den des  Gleichmasses  der  Belastung  ob- 
ligatorische Heranziehung  auch  der  aus- 
ländischen Arbeiter  zum  System  der  Bei- 
tragsleistung für  die  verschiedenen  Ge- 
biete der  sozialpolitischen  Arbeiter  Ver- 
sicherung. Hierher  gehört  die  in  Preussen 
schon  seit  Jahren  von  den  Verwaltungsbe- 
hörden wiederholt  erlassene  Bestimmung, 
dass  bei  der  Einstellung  ausländischer  Ar- 
beiter den  Fordenmgen  der  V  o  1  k  s  h  y  g  i  e  n  e, 
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soweit  diese  im  deutschen  Yerwaltiingsrecht 
DurchführuDg  gefunden,  genau  Rechnung 
zu  tragen  sei  in  betreff  der  Impfung,  der 
Revaccination,  der  Arbeitsbeschränkimg 
Minderjähriger,  der  Schwangeren,  der  Frauen 
nach  der  Entbindung  etc.;  der  behörd- 
lichen Anzeige  bei  ansteckenden  Krank- 
heiten u.  8.  w.  Hierher  gehören  endlich 
auch  die  im  neueren  Handels-  und  Ghe- 
werbebetriebe  für  imentbehrlich  angesehenen 
Bestimmungen  einschränkender  und  kon- 
trollierender Natur  über  den  Geschäftsbe- 
trieb der  ausländischen  Handlungsreisenden 
und  der  Ausländer,  die  ihr  Gewerbe  im 
Umherziehen  betreiben.  Für  die  letz- 
teren gilt  im  deutschen  Gewerberecht  der 
Grundsatz  der  Konzession  in  Gestalt  des 
Wandergewerbescheins,  auf  dessen  Er- 
teilung, Versaguc^  und  Zurücknahme  die 
Grundsätze  der  Gewerbeordnung  Titel  HI  An- 
wendung finden,  soweit  die  Bekanntmachung 
des  Bundesrats  betr.  Ausführungsbestim- 
mungen zur  G.O.  V.  27.  November  1896 
(RG.B.  Nr.  38)  nicht  specielle  abweichende 
Anordnungen  trifft.  Danach  ist  die  Be- 
dürfnisfrage mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
hältnisse des  Verwaltungsbezirks  der  Be- 
hörde entscheidend  und  die  Vertrauens- 
würdigkeit der  Ausländer,  die  regel- 
mässig erst  nach  vollendetem  25.  Lebens- 
jahr zum  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen 
zuzulassen  sind. 

Der  AVandergewerbeschein  hat  nur  Ört- 
lich begrenzte  Geltung  im  Bezirk  der 
zulassenden  Behörde.  Er  gewährt  kein 
Aufenthaltsrecht  und  hat  auf  das  staatliche 
Recht,  den  Ausländer  aus  dem  Reichgebiete 
zu  verweisen,  keinen  rechtlich  hemmen- 
den Einfluss.  Dagegen  darf  aber  kraft 
ausdrücklicher  Vorschrift  der  cit.  Verord- 
nung der  Mangel  eines  festen  Wohnsitzes 
im  Inlande  (§  57  b.  Ziffer  1  der  Gewerbe- 
ordnung) Ausländern  gegenüber  als  ein 
Gnwid  ziur  Versagung  des  Wandei^ewerbe- 
scheins  oder  zur  Ausdehnung  desselben 
auf  einen  anderen  Bezirk  nicht  angesehen 
werden.  Der  Zugelassene  ist  berechtigt, 
nach  Entrichtung  der  Landes- 
steuern sein  Gewerbe  zu  betreiben,  wie 
denn  alle  Ausländer  ihr  steuerpflichtiges 
Gewerbe  bei  seinem  Beginne  der  zuständigen 
iSteuerbehörde  anzuzeigen  haben.  [Die  Aus- 
übung des  Schiffergewerbes  beginnt,  nach 
einer  hier  einzielenden  Entscheidung  des 
Strafsenats  des  Kammergerichts,  bereits  mit 
dem  Verladen  der  zu  transportierenden 
Güter.]  liegt  hier  somit,  von  der  Mög- 
lichkeit der  Ausweisung  abgesehen,  die 
Gleichstellung  des  Ausländei's  mit 
dem  Inländer  hinsichtlich  des  Gewerbe- 
triebes, des  Steuerrechts,  der  .Meldungs- 
pflicht etc.  vor,  so  bestehen  wesentlich 
abweichende  Vorschriften  für  den  Geschäfts- 


betrieb der  ausländischen  Handlungs- 
reisenden. 

Auf  Handlungsreisende,  welche  durch 
die  in  den  Staatsverträgen  vorgesehene  Ge- 
werbelegitimationskarte legitimiert  sind,  fin- 
den die  Bestimmungen  der  Staatsverträge 
Anwendung.  Insoweit  diese  Handlungs- 
reisenden Waren  feilbieten  oder  Waren  bei 
anderen  Personen  als  bei  Kaufleuten  oder 
solchen  Personen,  welche  die  Waren  produ- 
zieren, oder  an  anderen  Orten  als  in  offenen 
Verkaufsstellen  aufkaufen,  finden  die  vor- 
stehenden Bestimmungen  über  den  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  auf  sie  Anwendung. 
Das  gleiche  gilt,  wenn  die  Handlungs- 
reisenden Bestellungen  auf  Waren  ohne  vor- 
gängige ausdrückliche  Aufforderung  bei  an- 
deren Personen  als  bei  Kaufleuten  in  deren 
Geschäftsräumen  oder  solchen  Personen,  in 
deren  Geschäftsbetriebe  Waren  der  ange- 
botenen Art  Verwendung  finden,  aufsuchen 
wollen. 

Handlun^reisende ,  welche  Staaten  an- 
gehören, mit  denen  ein  Abkommen  wegen 
der  Gewerbelegitimationskarten  zwar  nicht 
abgeschlossen,  denen  jedoch  das  Recht  der 
Meistbegünstigung  hinsichtlich  des  Ge- 
werbebetriebes eingeräumt  ist,  bedürfen 
gleichfalls  einer  Gewerbelegitimationskarte 
zum  Greschäftsbetriebe  im  Umfange  des  gan- 
zen Reichs.  Im  übrigen  räumt  auch  ihnen 
das  Reichsrecht  die  Befugnis  ein,  die  auf 
Grund  der  bezeichneten  Bekanntmachung 
getroffenen  Verfügungen  im  Wege  der 
Beschwerde  an  die  unmittelbar  vorge- 
setzte Aufsichtsbehörde  anzufechten.  Hier- 
mit ist  im  System  der  wechselseitigen  Ver- 
kehrsfreiheit und  unter  dem  Druck  der  Re- 
ciprocität  auch  dem  Ausländer  ein 
Rechtsschutz  in  beträchtlichem  Umfange 
gesichert  Wenn  daneben  dem  Ausländer,  der 
im  diesseitigen  Staatsgebiete  eine  umfang- 
reiche meist  lukrative  gewerbliche  Thätig- 
keit  auszuüben  befugt  wird,  zur  Pflicht  ge- 
macht ist,  in  jedem  Bundesstaate  den  für  den 
Staat  geltenden  Steuervorschriften  zu 
genügen,  so  ist  diese  Forderung  diux^haus  im 
Geiste  verkehrsförderlicher  ausgleichender 
Gerechtigkeit  gehalten.  Nicht  das  gleiche 
^It  aber  von  den  in  einigen  Staaten  seit 
jüngster  Zeit  auftauchenden  Vorschlägen, 
durch  welche  den  fremden  Handlungsreisen- 
den mit  Hilfe  übertrieben  hoher  Li- 
zenzgebühren, deren  Umfang  nahezu 
pönalen  Charakter  an  sich  trägt,  der  Be- 
trieb ihres  werbenden  Geschäftes  geradezu 
unmöglich  oder,  was  dem  gleich  kommt,  von 
vorneher  erfolglos  gemacht  werden  soll. 
Noch  weniger  vereinbar  mit  dem  herrschend 
gewordenen  System  der  Meistbegünstigung 
sind  die  in  einigen  Gebieten  aufteuchenden 
legislativen  Versuche,  durch  direkte  Mehr- 
belastung   der    ins    Gebiet     eingelassenen 
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Fremden  über  das  nach  gemeinem  Kecht 
herrsehende  normale  Steuennass  hinaus 
deren  Wettbewerb  zu  schwächen  oder  gänz- 
lich zu  brechen.  Typisch  filr  diese  soge- 
nannten »nativistischen«  Bestrebungen  ist 
das  vom  Gouverneur  Hastings  in  Pennsyl- 
vanien  1897  eingebrachte  Gesetz,  welches 
die  Arbeit  aller  nicht  naturalisierten  Ein- 
wanderer mit  drei  Cents  Steuer  pro  Kopf 
und  Arbeitstag  belasten  wollte.  —  Zahlreiche 
mit  dem  Aufgabenkreise  der  deutschen 
Fremdenpolizei  eng  zusammenhängende 
Fragen  finden  ihre  Regelung  im  Raihmen 
der  jüngsten  grossen  Kodifikation  des  deut- 
schen Rechts,  namentlich  im  E.G.  zum  B.G.B. 
Artt.  7 — 31 ;  in  der  einige  Fragen  des  inter- 
nationalen Privat-  und  Prozessrechts  be- 
treffenden Union,  geschlossen  im  Haag  am 
14.  November  1896,  und  endlich  im  umfang- 
reichen völkerrechtlichen  Vertragswerk  des 
Deutschen  Reichs  und  der  grossen  Einzel- 
staaten über  Handel,  Schiffahrt,  Auslieferung, 
Nachlassregulierung  u.  s.  w. 

4.  Die  rechtliche  Stellung  des  Anfeilt- 
haltsstaates  zum  Gebietsanstritt  des 
Fremden.  Das  System  der  staatlichen 
Fremdenpolizei  findet  seinen  Abschluss  in 
den  den  Gebietsaustritt  des  Fremden  be- 
treffenden Rechtsnormen.  Die  Mannigfaltig- 
keit der  hier  in  Erscheinung  tretenden  viel- 
fach neuartigen  Bedürfnisse  des  staatlichen 
und  internationalen  Lebens  hat  noch  nicht 
an  allen  Punkten  in  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung das  Mass  des  Principiellen  gewin- 
nen lassen.  Festzuhalten  ist,  dass  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Fremden  und 
der  diesseitigen  Staatsgewalt  endet,  sobald 
eines  der  konstitutiven  Elemente  ihrer  Be- 
ziehung wegfällt,  nämlich :  entweder  die  fak- 
tische Verbindung  des  Fremden  mit  der  räum- 
lichen Machtsphäre  des  Staates  oder  der 
auf  die  Fortdauer  dieses  Duldungsverhält- 
nisses gerichtete  Wille  des  Staates.  Lassen 
wir  den  Fall  auser  Ansatz,  dass  der  Fremde 
durch  NatuiuLisation  im  Aufenthaltsstaate 
seine  bisherige  Rechtslage  verändert,  so 
ergiebt  sich,  dass  die  oben  erwähnte 
Rechtsrelation  thatsächlich  nur  durch  die 
Entfernung  der  in  das  Staatsg-ebiet  ein- 
getretenen Person  aus  jenem  gelöst  werden 
kann. 

Diese  Entfernung  kann  aber  entsprechend 
der  Zweiseitigkeit  des  Gnmdverhältnisses 
entweder  eine  freiwillige  oder  eine  zwangs- 
weise sein.  Die  freiwillige  Entfernung  steht 
dem  Eingewanderten  allezeit  frei,  keinerlei 
staatsrechtliches  Band  fesselt  ihn  dauernd 
an  die  Gemeinschaft;  gleichwohl  wird  aber 
auch  hier  dem  Staate  das  Recht  zuerkannt 
werden  müssen,  in  analo^r  Weise  wie  bei 
der  Auswanderung  der  eigenen  Staatsange- 
hörigen auch  den  Fremden  vorher  zur  Er- 
füllung fälliger  Verbindlichkeiten  (Steuern, 
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Rückerstattung  von  Armen-  oder  Kranken- 
unterstützungeu  im  Regresswege,  Zahlung 
von  Strafgeldern  etc.)  anzuhalten. 

Die  zwangsweise  Entfernung  ist  entweder 
a)  Ausheferung  oder  b)  Ausweisung. 

Im  Sinne  der  Fremdenpolizei  ist  natur- 
gemäss  auch  die  Auslieferung  Ausweisung, 
aber  mit  jiu*istisch  besonders  qualifiziertem 
Charakter.  Während  die  Auslieferung  immer 
zugleich  auch  —  mag  man  sie  nun  als  Akt 
der  Rechtshilfe  oder  als  Akt  der  Strafrechts- 
pflege ansehen  —  das  Rechtsleben  eines 
oder  mehrerer  anderer  Staaten  im  Auge 
hat,  verfolgt  der  Staat  bei  Vornahme  der 
administrativen  Ausweisung  lediglich  seine 
individuellen  Zwecke ;  er  wird  ohne  völker- 
rechtliche Beziehung  zu  irgend  einem  ande- 
ren staatlichen  Verbände  bloss  in  einer  Rich- 
tung seiner  staatlichen  Bedürfnisse  thätig. 

Eine  nähere  Betrachtung  des  juristischen 
Fragenkreises  der  Ausweisung  ist  an  ande- 
rer Stelle  dieses  Werkes  gegeben  worden. 
Hier  sei  nur  noch  zur  Ergänzung  beigefügt, 
dass  zahlreiche  in  neuerer  Zeit  abgeschlos- 
sene Niederlassungsverträge  des  Deutschen 
Reiches,  der  Schweiz,  u.  a.  die  Fälle  der  Aus- 
weisung von  Ünterthanen  der  vertragschlies- 
senden  Teile  ausdrücklich  normieren  und  so 
diesem  schwierigen  Punkte  der  Fremden- 
polizei ein  mit  dem  bisherigen  Rechtszustand 
verglichen  weit  festeres  Fundament  geben. 

Daneben  wächst  allerdings  der  Zahl  nach 
die  zwangsweise  Entfernung  des  Fremden 
als  Hilfsmittel  zur  Durchführung  des  natio- 
nalen Rechtssystems  im  gleichen  umfang 
mit  der  leichten  Eröffnung  des  Eintritts  ins 
Gebiet  und  der  Erleichtenmg  der  Be- 
dingungen für  die  Ausbürgerung  und  Ein- 
büi^nmg  im  nationalen  Verbände. 

So  gestaltet  sich  seit  kurzem  die  Aus- 
weisung zu  einem  Hilfsmittel,  um  kontrakt- 
brüchige ausländische  Arbeiter  nicht  in  eine 
günstigere  Rechtslage  zu  versetzen,  als  die- 
jenige ist,  die  heimischen  Arbeitskräften  unter 
gleicher  Voraussetzung  zukommt.  Da  auf  aus- 
ländische Arbeiter  im  landwirtschaftlichen 
Betriebe  die  Bestimmungen  der  Gesindeord- 
nungen Anwendung  nicht  finden  können, 
sie  daher  bei  Vertragsbruch,  Lohndifferenzen, 
Strikes,  Ausständen  etc.  zur  Fortsetzung 
ihrer  Arbeit  durch  Zwangsmittel  nicht  an- 
gehalten werden  können,  bleibt  ihnen  gegen- 
über nur  das  Mittel  der  Ausweisung  zum 
Zweck  der  Erhaltung  der  diesseitigen  Rechts- 
ordntmg  übrig. 

Das  gleiche  Auskunftsmittel  steht  der 
Reichsgewalt  denjenigen  ehemaligen  deut- 
schen Staatsangehörigen  gegenüber  zu,  die 
nach  vorgenommener  Ausbürgerung  und 
Auswanderung  in  der  Folge  doch  wieder  im 
deutschen  Reichsgebiete  iliren  dauernden 
Aufenthalt  zu  nehmen  gesonnen  sind.  Die 
sogenannten    Bancroftverträge    haben    hier 
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keineswegs  die  Möglielikeit  empfindlicher 
Kollisionen  zwischen  Deutschland  iind  Nord- 
amerika hinweggeräumt.  Infolge  einer  Ver- 
fügung vom  Frühjahr  1897  ist  jedem  als 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zurück- 
gekehrten Wehrpflichtigen,  auch 
wenn  keine  besonderen  Umstände  vorliegen, 
die  darauf  schliessen  lassen,  dass  der  Be- 
treffende in  der  Absicht  ausgewandert  ist, 
sich  der  Ableistung  der  Militärpflicht  zu  ent- 
ziehen, nur  ein  zeitlich  begi'enzter,  nach 
Lage  des  Falles  auf  Wochen  oder  Monate 
7M  bestimmender  Aufenthalt  im  Inlande  zu 
gestatten.  Laut  Urteil  des  Reichsgerichts 
vom  20.  Januar  1896  kann  die  Hinterziehung 
der  Militärpflicht  in  Deutschland  strafi-echt- 
lich  nicht  mehr  verfolgt  werden,  wenn  der 
Ausgewanderte  in  der  Union  naturalisiert 
worden,  auch  fünf  Jahre  dort  ununterbrochen 
gewesen  ist.  Der  Betreffende  ist  im  behan- 
delten Falle  vor  erreichtem  militärpflichtigen 
Alter  ausgewandert  und  hat  durch  seinen 
ununterbrochenen  fünfjährigen  Aufenthalt  in 
Nordameiika  die  deutsche  Staatsangehörigkeit 
verloren.  Um  sich  dauernd  in  Deutschland 
niederzulassen  und  ein  Gewerbe  zu  betreiben, 
müsste  er  sich  renaturalisieren  lassen.  Bei 
Prüfung  derartiger  Gesuche  wird  aber  die 
Thatsache  der  Nichterfüllung  der  Wehr- 
pflicht wesentlich  mit  besücksichtigt,  und 
der  Regel  nach  wird  die  Renaturalisierung  sol- 
clier  Personen,  die  wegen  unerlaubter  Aus- 
wanderung gerichtlich  bestraft  sind,  so  lange 
versagt,  als  nicht  die  Strafe  verbüsst  oder 
der  Erlass  derselben  im  Gnadenwege  nach- 
gewiesen ist. 

Ein  Gesamtüberblick  über  die  fremden- 
polizeiliche Ausweisung  lässt  daher  die 
folgenden  Ansätze  einer  schärferen  in  Aus- 
bildung begriffenen  Gliederung  erkennen. 
Wir  unterscheiden  zunächst  a)  die  Aus- 
weisung im  Gefolge  der  Straf rechtspf lege  als 
Straffolge  oder  Nebenstrafe,  wie  im  Strafen- 
system des  deutschen  und  des  österreichi- 
schen Strafgesetzbuchs ;  dann  b)  die  Landes- 
verweisung solcher  Personen,  die  sich  aus 
politischen  Motiven  »lästig«  gemacht  haben, 
yrie  die  amtliche  Terminologie  lautet.  Sie 
umfasst  sowohl  diejenigen  Fälle,  in  welchen 
Ausländer  unter  dem  Schutze  des  soge- 
nannten Asylrechts  eine  agitatorische  Thätig- 
keit  gegen  fremde  Staaten  betreiben,  aJs 
auch  diejenigen,  in  denen  sie  sich  an  dem 
Widerstreit  der  diesseitigen  politischen 
Parteien  und  Strömungen  beteiligen  und 
so  eine  weitere  Gefährdung  der  nationalen 
oder  internationalen  Friedensordnung  be- 
wirken. Endlich  lässt  sich  c)  eme  dritte 
Gruppe  von  ]i]r8(;h einungen  auf  einen  ge- 
meinsamen leitenden  Gesichtspunkt  zurück- 
führen :  Ausweisungen  administra- 
tiver Natur  zur  Aufrechterhaltung  der 
diesseitigen   Rechts-   imd  Bevölkerungsord- 


nung. Die  hier  in  Betracht  kommeodea 
Personen  haben  sich  weder  strafrechtlich 
schuldig  noch  politisch  lästig  gemacht ;  ihre 
Entfernung  aus  dem  Staatsgebiete  erfolgt 
lediglich  im  Interesse  der  undurchbrochenen 
Geltung  des  diesseitigen  Rechts  und  zur 
Aufrechterhaltung  der  nonnalen  Bevolke- 
inmgsordnung.  Hierher  gehören  die  Fälle 
der  Ausweisung  der  in  Amerika  natiuraU- 
sierten  deutschen  Militärflüchtlinge,  sonstiger 
in  fraudem  legis  Ausgebürgerter  und  vor 
allem  die  weitaus  zahlreichsten  Fälle  der 
Ausweisung  unterstützungsbedürftiger  Aus- 
länder, die  nicht  als  Heimatlose  anzusehen 
sind.  Da  der  Verlust  der  Staatsangehörig- 
keit diu-ch  Non-usus  nur  eine  bedingte  völker- 
rechtliche Wirksamkeit  hat,  haben  die  Kultur- 
staaten teils  in  ge  wohnheitsrechtlicherUebuag, 
teils  durch  ausdrückliche  internationale  Ver- 
einbanmgen  die  Verpflichtung  anerkannt,  die- 
jenigen ihrer  früheren  Angehörigen,  welche 
ihre  Staatsangehörigkeit  durch  Abwesenheit 
oder  durch  förmliche  Entlassimg  oder  auf 
andere  Weise  verloren  haben,  jedoch  eine 
andere  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben 
haben,  wieder  zu  übernehmen,  falls  sie  vom 
fremden  Staate  heimgeschafft  werden.  Das 
jüngste,  fremdenpolizeihch  sehr  wichtige 
Uebereinkommen  dieser  Art  betreffend  die 
Rückübemahme  früherer  Staatsangehöriger 
hat  das  Deutsche  Reich  am  29.  Januar  1894 
mit  Russland  getroffen.  Aehnliche  Verträge 
hat  das  Reich  bereits  mit  den  meisten  seiner 
Nachbarn  abgeschlossen,  so  mit  Italien  am 
8.  August  1873,  mit  Dänemark  am  11.  De- 
zember 1873,  mit  Oesterreich-Ungam  am 
4./ 26.  Juli  1875,  mit  Belgien  am  7.  Juli  1877, 
mit  der  Schweiz  am  31.  Mai  1890  und  schon 
früher  am  27.  April  1876.  Aussertlem  be- 
steht Frankreich  gegenüber  ohne  Abkommen 
dieselbe  üebung.  Nur  die  Namen  der  unter 
a)  und  b)  fallenden  Ausgewiesenen  werden 
sowohl  im  Regierungs-Amtsblatt  des  Be- 
zirks als  auch  im  königlich  preussischen 
Central-Polizeiblatt  regelmässig  bekannt  ge- 
macht. Ausser  den  Ausweisungen  aus 
Preussen  werden  in  das  preussische  Central- 
blattauch  die  im  Centralblatt  für  das  Deutsche 
Reich  veröffentlichten  Ausweisungen  aus  dem 
Reichsgebiet  aufgenommen.  Der  Reichs- 
kanzler hat  ein  Verzeichnis  derjenigen  Grenz- 
stationen aufstellen  lassen,  über  welche  die 
aus  dem  Reichsgebiet  Ausgewiesenen  die 
Grenze  überschreiten  müssen  und  an  welchen 
die  Heimschaffung  fremder  und  die  Rück- 
nahme eigener  Staatsangehöriger  stattzu- 
fmden  hat. 

Litteratur:  L.  v,  Bar,  Theorie  und  Prcuris  des 
internationalen  Privatrechtg,  S.  Aufl.,  Bd.  I.  und 
Lehrbuch  d.  internationalen  Privat-  und  Straf- 
rechts,  1892.  —  Stoerh,  nStaataunterihanm  und 
Fremden f  in  v.  Holtzendorffs  Handhueh  des 
Völkerrechts,    2.    Bd.    und    ArL    mljmdesgrenz- 
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sachenu  in  v.  Stengels  Wörterbuch.  —  li, 
Seuffertj  nPolizeiaufnchtu ,  in  v.  Siengels 
WÖrterb,  des  Deutschen  Vencaltungsrechts.  — 
V,  Stengel  f  y\ Niederlassung n  ,  ebenda.  —  W, 
Cdhn,  Rcichsges.  v.  1.  VI.  1870,  2.  Aufl.,  Berlin 
1896.^ —  Feraud-Girau€l ,  Droit  d'expulsion 
des  Etrangers,  Paris  1889.  —  Langhardf  Das 
Recht  der  polnischen  Fremdenaus ireisnng,  Leip- 
zig 1891.  —  Clunetf  La  Question  de^  Passe- 
ports  en  Alsace- Lorraine,  Paris  1888.  —  Pictet, 
Etüde  8ur  le  lYaite  d' et^iblissement  entre  la 
Suisse  et  la  lYance  du  28  fevrier  1882,  Bern 
1889.  —  Jegie^^ekt  Das  Heimatsrecht,  Wien 
1886.  —  JPrentiss  Wehster,  Acquisition  oj 
Citizenship.  (American  Law  Review,  1889.)  — 
E.  l'llmann,  Völkerrecht,  1898.  —  Zorn,  Art. 
Vi  Ausland,  Ausländern  in  v.  Stengels  Wörterbuch 
und  Reichs-Staatsrecht,  ä.  Aufl.  1897. 

Stoerk, 


Fremdenrecht 

(im  Mittelalter). 

1.  Die  Urzeit.  Anfänge  eines  Fremden- 
rechts. 2.  Grundzüge  des  mittelalterlichen 
Fremdenrechts.  3.  Die  Zeit  seit  den  Kreuz- 
zügen  insheaondere.  4.  Verschiedenheit  der 
Grundsätze  in  den  einzelnen  Ländern.  5.  Ende 
des  mittelalterlichen  Freradenrechts.  Gegen- 
strömungen neuester  Zeit. 

1.  Die  Frzeit  Anfänge  eines  Fremden- 
rechts. In  der  Urzeit  wurde  jeder  Fremde, 
d.  h.  jeder,  welcher  der  Recht  schaffenden 
und  hütenden  Gemeinschaft  (der  Familie, 
dem  Stamme)  nicht  augehörte,  als  ein  Feind 
dieser  Gemeinschaft  angesehen  und  be- 
handelt. Auf  das  Recht,  auf  den  fried- 
lichen Schutz  der  Persönlichkeit  und  üirer 
Habe  hatten  nur  diejenigen  Anspruch,  die 
jeden  Augenblick  bereit  sein  mussten,  für 
die  Wahnmg  dieses  Rechtes  mit  der  Kraft 
ihrer  Fäuste  einzustehen,  und  ebenso,  wenn 
es  von  ihnen  selbst  verletzt  war,  die  recht- 
lichen Folgen  ihrer  That  zu  tragen.  Wo 
diese  Verpfhchtung  endigte,  da  begann  der 
ursprüngliche  Zustand  der  Wildheit,  der 
Rechtlosigkeit.  »Der  Fremde,  dessen 
Absichten  man  nicht  kannte,und  der  nach  einer 
Missethat  auf  Nimmerwiedersehen  ver- 
schwand, wurde  von  vornherein  als  bedroh- 
lich für  das  Gemeinwesen  angesehen,  er 
stand  auf  einer  Linie  mit  dem  wilden 
Tiere,  dessen  man  sich  zu  erwehren  hatte« 
(Jhering). 

Dieser  Zustand  änderte  sich  erst  mit 
Entstehung  und  Ausbildung  des  Tausch- 
verkehrs, der  jeden,  welcher  aus  ihm 
direkt  oder  indirekt  Nutzen  zog,  im  eigenen 
Interesse  darauf  hinwies,  die  den  Verkehr 
vermittelnden  fremden  Händler  zu  schonen, 
ihre  Habe  nicht  zu  rauben,  auch  keine 
willkltrlichen  Erpressungen  mehr  an  ihnen 
auszuül)en,  sondern  sich  entweder  mit  be- 
stimmten, möglichst  vertragsmässig  festge- 


setzten Leistimgen  oder  selbst  nur  mit 
der  Möglichkeit  des  Erwerbs  von  Gütern, 
die  man  sonst  entbehi'en  musste,  zu  be- 
gnügen. 

Hieraus  entwickelte  sich  schon  sehr 
früh  die  gesittete  Pflicht  der  Gast- 
freundschaft und  später  ein  ganzes 
System  besonderer  Rechtsnormen,  ein 
Fremdenrecht,  das  schon  im  Alter- 
tume  vorhanden  war,  dessen  Entwickelung 
sich  aber  noch  deutlicher  im  Mittelalter 
verfolgen  lässt. 

Wie  nämlich  der  einzelne  den  Fremdling 
aus  Eigennutz  aufnahm  und  schützte,  so 
auch  die  Gemeinschaft.  Vor  allem  waren 
es  die  Häuptlinge  und  Fürsten,  welche 
den  fremden  Kaufleuten  gegen  Leistungen 
irgendwelcher  Art  (Zölle,  Darlehen,  später 
auch  Waffenhilfe)  das  Recht  verliehen,  in 
ilirera  Machtbereiche  und  unter  ilirem  be- 
sonderen Schutze  Handel  zu  ti-eiben.  Die 
Kirche  machte  es  sich  namentlich  in  ihrer 
Frühzeit  ebenfalls  ziu*  Aufgabe,  den  Verkehr 
auf  solche  Weise  zu  fordern,  wobei  indes 
nicht  bloss  finanzielle,  sondern  auch  schon 
allgemein  wirtschaftliche,  kulturfi-eundlicho 
Bestrebungen  mitsprachen,  wie  sie  bei  den 
Fürsten  erst  sj)äter  in  den  Vordergnmd 
traten.  Besondej*s  fremdenfreundlich  aber, 
und  zwar  ganz  ohne  Fiskalismus,  müssen 
in  iliren  Anfängen  die  Städte  gewesen 
sein,  die  für  ihre  Kräftigung  auf  die  An- 
siedelung Fremder  angewiesen  waren  und 
deren  Handel  sich  ohne  letztere  nicht  ent- 
wickeln konnte. 

2.  Grundzüge  des  mittelalterlichen 
Fremdenrechts.  Dadurch,  dass  dem  Frem- 
den zunächst  gestattet  wurde,  sich  eine  be- 
stimmte Zeit  lang  an  einzelnen  Orten  auf- 
zuhalten und  dort  Handel  zu  treiben,  bilde- 
ten sich  freie  Märkte  und  Messen,  die 
dann,  als  ihre  Vorteile  sich  zeigten,  in 
grosser  Zahl  begründet  wiuxlen.  Bald  wurde 
den  Fremden  auch  an  anderen  Orten  der 
Aufenthalt  gOvStattet;  es  wurde  ihnen  ver- 
sprochen, sie  nicht  mit  ungewöhnlichen  Ab- 
gaben (mala  tolta)  zu  beschwei*en,  sich 
wegen  Schulden  und  Verbrechen  einzelner 
von  ihnen  nicht  an  die  unbeteiligten  Lands- 
leute zu  halten,  die  Güter  verstorbener 
Fremder  nicht  ohne  weiteres  einzuziehen 
(jus  albinagii,  droit  d'aubaine),  sondern  nur 
eine  Abgabe  (Abschoss)  oder  gar  nichts  zu 
erheben  etc.  Die  Zeitbeschränkung  wurde 
im  grossen  internationalen  Verkehre  der 
Kulturvölker  bald  aufgehoben  und  nur  ge- 
legentlich darauf  zurücl'gegriffeu ;  indes  be- 
hielten Märkte  und  Messen  während  des 
ganzen  Mittelalters  ihre  gi'osse  Bedeutung 
u.  a.  namentlich  deshalb,  weil  während  ihrer 
Dauer  zahlreiche  Beschränkungen  des  Frem- 
denverkehrs fortfielen.  Im  engeren  lokalen 
Verkehre    blieb    eine    Zeitgrenze    für    den 
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Handel  der  Fremden  vielfach  noch  sehr 
lange  bestehen. 

Wenn  auch  in  einzelnen  Ländern  den 
Fremden  durch  Landesgesetz  (z.  B.  durch 
die  Magna  Charta  in  England)  gewisse  all- 
gemeine Rechte  zugesichert  wiunien,  so  be- 
ruhte doch  in  der  Praxis  das  gesamte 
Fremdenrecht  auf  besonderen  Privilegien 
und  Verträgen.  Die  hierdurch  den 
»Gästen«  —  das  war  der  Ausdruck,  mit 
dem  man  allgemein  die  Fremden  bezeich- 
nete —  gewährten  Rechte  waren  vielfach 
so  weitgehend,  dass  jene  dadurch  nicht 
selten  besser  gestellt  wurden  als  die  In- 
länder, und  faktisch  erfreuten  sich  die  Kauf- 
leute mancher  Nationen  Jahrhunderte  lang 
so  ausgedehnter  Vorrechte ;  indes  waren  sie 
niemals  vor  deren  SchmäJemng  oder  Zu- 
rücknahme sicher,  und  oft  genug  mussten 
sie  sich  das  eine  oder  das  andere  gefallen 
lassen.  Dies  pflegte  einesteils  dann  zu  ge- 
schehen, wenn  die  Fürsten,  welche  die 
Privilegien  verliehen  hatten,  Ansprüche  auf 
neue  Gegenleistungen  erheben  wollten,  so- 
dann aber  und  namentlich  in  späterer  Zeit 
dann,  wenn  dem  inländischen  Bürger- 
stande der  Fremdenhaudel  unbequem  wmxle 
und  jener  die  Ftu*sten  für  sich  zu  gewinnen 
vemaochte. 

3.  Die  Zeit  seit  den  Krenzzügen 
insbesondere.  Nach  dieser  Richtung  bil- 
det die  Zeit  der  Ki*euzzüge  eine  wichtige 
Epoche  des  Fremdenrechts.  Zwar  vei-stärkte 
die  gewaltige  Zunahme  des  Verkehi-s,  das 
Anwachsen  dos  kaufmännischen  Kapitals 
und  des  fürstlichen  Geldbedarfs  zunächst 
die  fremdenfreundliche  Ström img;  aber  das 
gleichzeitige  Aufblühen  der  Städte  übte 
entgegengesetzten  Einfluss  aus,  der  sich 
dann  gegen  Ende  des  Mittelalters  noch 
mehr  steigerte.  Denn  sobald  die  Städte 
durch  den  Zuzug  Fremder,  welche  sich 
dauernd  in  ihnen  niederliessen  und  Bürger 
wurden,  hinreichend  ei-staikt  waren  und 
eigenen  Aktivhandel  zu  treiben  gelernt 
hatten,  sobald  es  ferner  den  Handwerker- 
zünften gelungen  war,  Einfluss  auf  das 
ßtadtregiment  zu  erlangen,  wurden  natiu*ge- 
mäss  die  sich  nur  vorübergehend  in  der 
Stadt  auflialtenden  Fremden,  welche  die 
bürgerlichen  Lasten  nicht  inittnigen  und 
zur  Verteidigung  der  Stadt  nidit  mitwirkten, 
sondern  nur  deren  Vorteile  sich  zu  Nutze 
machen  wollten,  um  so  unfi-eundlicher  an- 
gesehen, als  gerade  in  dieser  Zeit  die  Menge 
der  zuströmenden  Fremden  und  die  Zahl 
ihrer  Rechte  fortwährend  anwuchs.  Mit 
allen  Kräften  suchten  die  Bürger  dem  ent- 
gegenzuarbeiten, und  fast  überall  gelang  es 
ilmen  bald,  manche  Bescliränkungen  der 
Fremden  durchzusetzen. 

Namentlich  wiu*de  denselben  verboten, 
Kaufhandel   zimi  Wiederverkauf  am  Platze 


selbst,  also  Detailhandel  zu  ti-eiben. 
Ebenso  allgemein  verbreitet  war  das  Verbot 
des  Handels  zwischen  Gast  und  Gast 
sowie  das  Verbot,  mit  den  Landesbe- 
wohnern ausserhalb  der  Stadt  (des  Marktes) 
Geschäfte  zu  machen.  Alles  das  wurde  den 
Büi'gern  vorbelialten.  Wo  sich  das  Verbot 
des  Handels  zwischen  Gast  und  Gast  nicht 
streng  diu*chführen  liess,  wurde  den  Frem- 
den wenigstens  die  Verpflichtimg  auferlegt, 
ihre  Waren  zunächst  den  Bürgern  zum 
Verkauf  anzubieten ;  und  wenn  erstere  einen 
TeU  ihrer  Waren  verkauft  hatten,  musston 
sie  an  vielen  Orten  jedem  hinzukommenden 
Bürger  soviel,  wie  dessen  Notdurft  er- 
forderte, zu  gleichem  Preise  ablassen.  Der- 
artige Vorkaufsrechte  der  Bürger  gab 
es  noch  in  zahlreic^hen  Abarten,  während 
umgekehrt  den  Fremden  der  Vorkauf  in 
jeglicher  Gestalt  aufs  strengse  verboten 
wurde.  Die  Untersagung  des  Handels 
zwischen  Gast  und  Gast  zog  si>äter,  zm- 
Verhütung  von  Umgehungen,  oftmals  das 
fernere  Verbot  nach  sich,  dass  Büi^ger  mit 
Gästen  Kompagnie  machen  oder  für  sie 
Faktorendienste  leisten  dm*ften.  Und  ^ie 
im  Handel  das  Stapelrecht  (s,  d.  Art.). 
so  entwickelten  sich  im  Gewerbe  die 
Zwangs-  und  Bannrechte  der  Zünfte 
(s.  d.).  Fremden  Handwerkern  wnirde  unter- 
sagt, fflr  Bürger  zu  arbeiten  oder  ilire  Er- 
zeugnisse ausserhalb  der  freien  Jalirmärkte 
in  der  Stadt  feilzuhalten. 

Ganz  besondere  eingehend  pflegten  die 
Voi*scliriften  zu  sein,  welche  sich  auf  die 
Wohnung  der  Fremden  bezogen,  wobei 
deren  Ueberwachung  das  Hauptaugenmerk 
bildete.  Deshalb  zwang  man  sie  häufig,  in 
abgesclilossenen  Fremdenvierteln  und  Fak- 
te r  e  i  e  n  (s.  d.  oben  Bd.  lU  S.  787  ff.)  zu  woh- 
nen. Dieses  Zusammenwohnen  der  fremden 
Faktoren  hatte  allerdings  noch  andere  Gründe. 
Vielfach  nämlich  wurden  die  Faktoreien  von 
den  Fremden  im  eigenen  Interesse  errichtet, 
an  manchen  Plätzen,  namentlichin  der  Levante 
sogar  mit  Mauern  versehen  und  von  innen 
sorgfältig  bewacht.  Dann  waren  es  i'egel- 
mässig  exterritoriale  Gebiete.  Anders  z.  B. 
in  Venedig,  wo  die  Fondachi  der  Fremden 
für  dieselben  nur  schwer  empfimdene  Frei- 
heitsbeschränkungen mit  sich  brachten. 
Wenn  es  keine  abgesonderten  Faktoreien 
gab,  pflegte  man  wenigstens  gemeinsame 
Consular-  und  Beratungshäuser  zu  errichten, 
woran  sich  oft  noch  weitere  gemeinschaft- 
liche Einrichtungen  anschlössen.  Meist 
wohnten  die  Landsleute  in  solchen  Orten 
auch  ohne  äusseren  Zwang  nach  heimischer 
Sitte  zusammen,  mieteten  deshalb  am  liel>- 
sten  ganze  Häuser  und  hielten  eigenen 
Haushalt,  wodurch  sie  der  Ausbeutung 
diuxjh  die  Büi^r  leichter  entgingen.  Letztere 
liatten    naturgemäss    das   entgegengesetzte 
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Interesse,  was  dann  häufig  die  Anordnung 
herbeiführte,  die  Fremden  sollten  keinen 
eigenen  Haushalt  fühi'en.  Damit  steht  im 
Zusammenhange  die  wichtig  Stellung,  wel- 
che im  Mittelalter  die  Wirte  einnahmen, 
worunter  man  aber  nicht  Gastwirte  im 
Sinne  unserer  heutigen  Arbeitsteilung  ver- 
stehen darf,  sondern  alle  Bürger,  welche 
Fremde  bei  sich  aufnehmen,  daneben  aber 
ein  anderes  bürgerliches  Gewerbe  zu  treiben 
pflegen.  In  Städten  mit  ausgedehntem 
Fremdenverkehre  dienten  sie  ihren  Gästen 
auch  als  Makler,  oder  diese  für  den 
Fremdenhandel  noch  wichtigei-en  Hilfs- 
personen waren  Angestellte  der  Wirte, 
welches  Verhältnis  z.  B.  in  Brügge  be- 
stand. In  Bezug  auf  Wirte  und  Makler 
enthält  das  mittelalterliche  Fremdenrecht 
eine  überaus  grosse  Zahl  einzelner  Be- 
stimmimgen.  Gewöhnlich  mussten  die  Gäste 
sich  der  einheimischen  Geschäftsvermittler 
und  sonstigen  Hilfspersonen  bedienen,  doch 
wurde  ihnen  vielfach  auch  gestattet,  eigene 
Makler,  Wäger  etc.  anzustellen.  Verboten 
wivde  ihnen  oftmals,  an  anderen  Plätzen 
als  auf  öffentlichem  Markte  Handel  zu 
treiben:  wenn  letzterer  aber  sich  in  den 
einzelnen  Herbergen  und  Magazinen  ab- 
spielen durfte,  bestanden  hierfür  wieder 
zahlreiche  genaue  Vorschriften.  Den  Ver- 
sammlungsort der  einheimischen  Kaufleute 
durften  die  Fremden  in  der  Regel  gar  nicht 
oder  doch  nur  in  Begleitung  eines  in- 
ländischen Maklers  besuchen. 

Was  die  Jurisdiktions-Verhält- 
nisse der  Fremden  betiifft,  so  mussten 
letztere  sich  im  peinlichen  Verfahren  regel- 
mässig vor  dem  inländischen  Richter  ver- 
antworten und  bei  diesem  auch  Klage 
führen,  während  sie  für  privatrechtliche 
Streitigkeiten  unter  einander  meist  ihre 
eigenen  Richter  (Gonsuln,  Aelterleute  etc.) 
hatten.  Bei  privatrechtlichen  Streitigkeiten 
mit  den  Landesbewohnem  war  das  Ver- 
fahren in  den  einzelnen  Ländern  und 
Städten  ein  ungemein  verschiedenartiges,  je 
nachdem  die  einheimische  Rechtspflege 
mehr  oder  weniger  Vertrauen  genoss  und 
je  nachdem  die  Fremden  ihrerseits  eine 
mehr  oder  weniger  bedeutende  Stellung  er- 
langt hatten. 

4.  Verschiedenheit  der  Gmndsatze 
in  den  einzelnen  Landern.  Ueberhaupt 
weist  das  mittelalterliche  Fremdenrecht 
zwar  eine  Anzahl  Grundzüge  auf,  die  fast 
überall  wiederkehren;  im  einzelnen  aber 
finden  sich  zahlreiche  Verschiedenheiten. 
Wo  ein  starker  einheimischer  Bür^erstand 
aktiven  Aussenhandel  trieb,  wurden  die 
Fremden  möglichst  beschränkt,  ganz  be- 
sonders z.  B.  im  Hansegebiete  und  in  Ve- 
nedig. Dagegen  findet  sich  der  äusserste 
Grad    der  Fremdenfreundlichkeit   während 


des  Mittelalters  an  den  grossen  Stätten  des 
Zwischenhandels,  auch  abgesehen  von  den 
eigentlichen  Märkten  und  Messen,  nament- 
lich in  Brügge,  später  auch  in  Ant- 
werpen etc.  In  Italien  hatte  zwar  jede 
Stadt  das  naturgemässe  Bestreben,  die 
Kaufleute  der  übrigen  zu  beschiünken ; 
aber  eben  deshalb  musste  der  Weg  gegen- 
seitiger Zugeständnisse  beschritten  werden, 
was  zu  einem  ausgedehnten  System  von 
Handelsverträgen  führte.  Niur  ein- 
zelne Städte  blieben  bei  ihrer  fremdenfeind- 
lichen Politik,  so  ganz  besonders  das  ge- 
waltige Venedig.  Innerhalb  eines  und  des- 
selben Landes  kamen  mehrfach  nacheinander 
ganz  entgegengesetzte  Piincipien  in  Be- 
zug auf  das  Fremdenrecht  zur  Geltung, 
wie  sich  das  namentlich  in  England  ver- 
folgen lässt. 

In  England  veranlasste  das  finanzielle 
Interesse  des  Königs  und  der  Lords  zeit- 
weilig eine  ganz  ausserordentliche  Bevor- 
zugiing  der  Kaufleute  einzelner  fremder 
Nationen,  besonders  der  deutschen  Hanse. 
Indes  entsprach  diese  Begünstigung  gewiss 
anfangs  auch  dem  Wohle  des  Landes,  dessen 
Eigenhandel  im  Verhältnisse  zu  seinem 
grossen  Verkehrsbedürfnisse  niu:  langsam 
erstarkte,  und  in  der  That  sind  z.  B.  fiir 
die  fremdenfreundlichen  Bestimmungen  der 
Magna  Charta  allgemein  volkswirtschaftliche 
Gesichtspunkte  ohne  Frage  mit  massgebend 
gewesen.  Der  Widerstand,  den  die  eng- 
lischen Städte  hiergegen  leisteten,  erlangte 
erst  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ge- 
nügende Kraft,  um  den  Fremden  eefährhch 
zu  wei*den;  dann  aber  mussten  diese  sich 
bald  so  grosse  Beschränkungen  gefallen 
lassen,  dass  England  zeitweilig  eins  der 
fremdenfeindlichsten  Länder  in  Europa 
wurde.  Noch  manche  Schwankungen  folja;- 
ten,  aber  im  16.  Jahrhundert  wurden  die 
Sonderrechte  der  Fremden  ganz  aufgehoben, 
und  es  blieben  nur  Beschränkungen 
übrig,  die  erst  ganz  allmählich  ihre  Be- 
deutung verloren. 

5.  Ende  des  mittelalterlichen  Frem- 
denrechts. Gegenströmnngen  nenester 
Zeit  Das  16.  Jahrhuadert  brachte  über- 
haupt in  einem  grossen  Teile  Europas  eine 
durchgreifende  Veränderung  des  IVemden- 
rechtes  hervor,  indem  die  wirtschaftlich  fort- 
schreitenden Völker  die  privilegierten,  fluk- 
tuierenden Fi<emdenkolonieen  aufhoben,  da- 
gegen die  dauernde  Ansiedelung  Fremder, 
insbesondere  wenn  es  fleissige,  wirtschaft- 
lich tüchtige  Menschen  waren,  begünsti^n. 
In  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittel- 
alters war  die  dauernde  Niederlassung 
Fremder  stets  nur  seltene  Ausnahme,  der 
Fremde  war  nur  ein  »Gast«  gewesen;  im 
16.  und  17.  Jahrhundert  dagegen  wurden  an 
vielen  Orten   ganze  Scharen  von  Religions- 
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flüchtlingen  zunächst  als  blosse  »Einwohner«, 
später    aber   auch   als   Bürger   zugelassen. 
Der  vorübergehende  Aufenthalt  Frem- 
der   zu    Handelszwecken    wurde    zunächst 
seltener,   weil   an   die  Stelle   des   fremden 
Faktors  der  einheimische  Kommissionär 
trat,     wälirend     die     modernen    Handels- 
reisen erst  erheblich  später  sich  entwickel- 
ten.   Da  auf  solche  Weise  ein  bedeutender 
Teil  des  Handelsgewinnes  dem  Inlande  zu- 
floss  und  das  Interesse  vieler  Einheimischer 
aufs  engste  mit  dem  der  Fremden  verwuchs, 
nahm   der  kommerzielle  Fremdenhass   von 
selbst  ab,   in  welcher  Richtimg  noch  zahl- 
reiche andere  Momente  wirkten.    Indes  er- 
hielten   sich   in  manchen  Ländern   privile- 
gierte Fremdenkolonieen    noch   lange  Zeit, 
z.  B.  in  Hamburg  die  erst  1567  begründete 
Niederlassung     der     englischen    Merchant 
Adventiu^rs  bis  zum  Jahre  1806.    Auch  in 
Spanien    und   Portugal   wussten   die   Eng- 
länder noch  im   vorigen   Jahrhundert  Pri- 
vilegien   von    mittelalterlichem    Charakter 
zu  erlangen.   Ebenso  erhielten  sich  an  vielen 
Orten  zahli-eiche  Beschränkungen  der  Frem- 
den bis  in  die  neueste  Zeit     Von  manchen 
Nahnmgszweigen   blieben  sie  grundsätzlich 
ausgeschlossen,   raussten   höhere  ZöUe  zali- 
len  u.  s.  f.     Erst    unser  Jahrhundei-t   hat, 
wenigstens    bei    den   europäischen   Kultur- 
völkern   und    im    Gebiete    des    wirtschaft- 
lichen  Lebens,    mit    den   Bescliränkungen 
wie   mit   den  Yorrechten  der  Fremden  so 
gut  wie  vollständig  aufgeräumt.    Dies  gilt 
indes    nicht   von   wichtigen  politischen 
Rechten  mid  Pflichten  und  auch  nur ,  inso- 
weit den  Fremden  überhaupt  der  Aufent- 
halt   im    Inlande    gestattet    wird.      Zwar 
schliesst  kein  Kulturvolk   melir  grundsätz- 
lich alle  Fremden  aus ;  wohl  aber  geschieht 
das  oftmals  gegenüber  einzelnen  Individuen, 
mehrfach  auch  gegenüber  ganzen  Kategorieen 
von  Fremden,  namentlich  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  neuerdings  gegen- 
über Chinesen   und   hilfsbedürftigten  euro- 
päischen Einwanderern,  in  Russland  gegen- 
über ausländischen  Juden.    Ueberhaupt  ist 
ja  in  neuester  Zeit,   trotz  des  gewaltig  an- 
gewachsenen internationalen  Verkehres,  bei 
mehrerern   Völkern   eine    starke   Strömung 
auf  Fernhaltung  solcher  Fremden  bemerkbar 
geworden,  welche  dem  Nahrungsspielraume 
der  Inländer  Gefahr  drohen   oder  aus  an- 
deren Gründen  unbeliebt  sind,    unverkenn- 
bar liegt  hierin  eine  Wiederannäherimg  an 
die  Grundsätze  des  Mittelalters;   aber  fi\r 
den  Fremden,  dem  der  Aufenhalt  im  Lande 
gestattet    wird,    gilt    wie    für    den    Ein- 
heimischen der  grosse  Gnmdsatz  aller  mo- 
dernen Rechte:  Gleichheit  vor  dem  Gesetz. 

Litteratur:  Itud.  r.  Ihering,  Die  Gastfreund- 
Schaft  im  Altertum  (Deutsche  Rundschau  1887, 
H,  9),    —    Schanz  y    Englische   Handelspolitik 


gegen  Ende  des  Mittelalters,  Leipzig  1881,  I, 
879  ff,  —  G.  von  Schönherg,  Zur  wirtschaß- 
lichen  Bedeutung  des  deutschen  Zunftwesens, 
Berlin  1868,  S.  18 ff.  —  A,  Lottes,  11  diritto 
commcrcicUe  n.  legisUiz.  d.  citta  itaiiane,  Milano 
1884,  '^'-  ^^  ff'  —  Goldschmidt,  Handb.  des 
Handelsrechts,  S.  Aufl.,  I,  180  ff. 

Richard  Ehrenberg. 


Friendly  Societies, 

s.  Arbeiterversicherung  in  Gross- 
britannien oben  Bd.  I  S.  656ff. 


Fronden. 


1.  Begriif.  2.  Der  Dienstherr.  3.  Wirt- 
schaftliche Bedeutung  und  Zweck  der  F.  4. 
Verschiedenheit  der  F.  nach  Beschafifenheit,  Um- 
fang und  Zeit.  5.  Rechtliche  Natur  der  F^ 
6.  Entstehung  und  Aufhebung  der  F. 

I.Begriff.  Fronden  im  allgemeinen 
sind  Dienste,  welche  in  der  Verrichtung  ge- 
meiner körperlicher  Arbeiten  bestehen  imd. 
entweder  unentgeltlich  oder  doch  gegen  eine 
unverhältnismässige  Vergütimg  zu  leisten 
sind.  Nach  dem  Kechtsgrunde,  in  dem  die 
Dienstpflicht  beruht,  unterscheidet  man 
öffentliche  imd  private  Fronden.  Da- 
bei ist  indessen  ein  Umstand  nicht  zu  über- 
sehen: weil  man  im  Mittelalter  die  Sonde- 
rung des  öffentlichen  imd  Privatrechts  nicht 
streng  durchführte,  war  die  Möglichkeit 
nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Inhaber  der 
öffentlichen  Gewalt  sich  ihrer  Ansprüche  auf 
Dienste,  welche  sie  kraft  derselben  zu  for- 
dern hatten,  zu  Gunsten  anderer  Berech- 
tigter entäusserten.  So  ist  es  geschehen, 
dass  Fronden,  welche  im5prünglich  öffent- 
liche waren,  in  den  Besitz  von  Privatper- 
sonen übergegangen  sind  und  einen  privat- 
rechtiichen  Cnarakter  angenommen  haben. 
Heute  können  nur  noch  diejenigen  Fronden 
für  öffentliche  gelten,  welche  um  allge- 
meiner Interessen  wülen  dem  Staate  oder 
einer  Gemeinde  zu  leisten  sind.  Sie  haften 
teils  unmittelbar  auf  der  Person,  teils  ruhen 
sie  als  Reallasten  auf  bestimmten  Grund- 
stücken, so  dass  sie  allein  von  den  Gnmd- 
besitzem  als  solchen  geleistet  werden  müssen 
(wie  z.  B.  die  den  Adjacenten  obliegende 
Verpflichtung  ziu:  Unterhaltung  öffentlicher 
Wege  oder  die  Verbindlichkeit  der  Haus- 
besitzer in  manchen  Städten  zur  Reinigung 
des  Bürgersteiges  und  des  Strassendammes). 

Dahingegen  fallen  die  privatrechtlichen 
Fronden  jetzt  sämtlich  unter  den  Begriff 
der  Reallasten.  Die  aus  der  personlichen 
Abhängigkeit  zu  einem  Herrn  fliessenden 
Dienste,  welche  ehedem  die  Leibeigenschaft 
bezw.  Unterthänigkeit  der  unfreien  Leute 
mit  sich  brachte,  sind  mit  deren  Aufhebung 
hinwe^efallen.    Die  sonach  allein  noch  vor- 
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kommenden  dinglichen  Privatfronden 
sind  es,  welche  man  gegenwärtig  Fronden 
im  engeren  Sinne  nennt.  Nnr  von  ihnen 
soll  femerhin  in  diesem  Artikel  die  Rede  sein. 

2.  Der  Dienstherr.  Die  Berechtigimg 
anf  die  ein  Grundstück  belastenden  Fronden 
ist  der  Regel  nach  mit  einem  bestimmten 
anderen  Gnmdstücke  verknüpft.  Damit  ist 
aber  noch  nicht  gesagt  dass  der  Dienstherr 
immer  zugleich  der  Gutshen*  des  Pflichtigen 
Grundbesitzers  ist.  Auch  Grundeigentümer 
können  Dienstherren  sein,  welche,  abgesehen 
von  der  Fronberechtigimg  an  dem  belasteten 
Grunde,  kein  sonstiges  dingliches  Recht, 
namentlich  weder  Eigentum  noch  Obereigen- 
tum haben.  So  sind  nicht  selten  Ansprüche 
auf  Leistung  gewisser  Fronden  aus  der 
blossen  Gericht^^herrschaft  erwachsen,  d.  h. 
aus  dem  Rechte,  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  über  die  dort  wohnenden  Leute  die 
Gerichtsbarkeit  auszuüben,  während  diese 
in  Rücksicht  ihrer  Güter  entweder  völlig 
unabhängig  wai^en  oder  sie  zu  abgeleitetem 
Rechte  von  einem  anderen  Eigentümer  be- 
sassen,  der  zu  ihnen  im  Verhältnis  des 
Gutsherrn  stand.  Daher  darf  denn  auch 
aus  der  Dienstpflicht  allein  noch  nicht  ohne 
weiteres  auf  die  Abhängigkeit  eines  Grund- 
besitzers von  einem  Gutsherrn  geschlossen 
werden.  Ebensowenig  würde  es  richtig 
sein,  wollte  man  meinen,  nur  Bauerngüter 
seien  mit  der  Fronpflicht  beschwert.  Zwar 
ist  es  richtig,  dass  Fronden  sich  meistens 
bei  Bauerngütern  finden,  weshalb  die  Ver- 
mutung gerechtfertigt  erscheint,  dass,  wer 
von  seinem  Gute  einem  anderen  Gnmdeigen- 
tümer  zu  fi-onden  hat,  zu  diesem  in  einem 
gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  steht 
oder  doch  früher  gestanden  hat.  Darum 
sind  doch  aber  noch  keineswegs  etwa  alle 
fronpflichtigen  Grundbesitzer  Bauern  und 
ihre  Güter  Bauerngüter.  Es  kommen  ge- 
wisse Fronden  auch  bei  Gnmdstücken  vor, 
welche  niemals  den  bäuerlichen  zugerechnet 
wurden,  wie  z.  B.  die  zahlreichen  kölmischen 
Güter  in  Ost-  und  Westpreussen  (Ostpr. 
Prov.  R.,  Zus.  105,  §§  1,  2). 

3.  Wirtschaftliche  Bedeutung  und 
Zweck  der  F.  Während  Zehnten  und 
Grundzinsen  den  Frucht-  oder  Geldertrag 
der  damit  belasteten  Güter  zum  Vorteile 
anderer  Berechtigter  als  derer,  die  sie  be- 
sitzen und  bewirtschaften,  verktlrzen  und 
schmälern,  berüliren  die  Fronden  die  E^- 
tragsfähigkeit  der  Güter,  auf  welchen  sie 
ruhen,  zwar  nicht  direkt,  wohl  aber  mittel- 
bar. Sie  nehmen  die  Arbeitskräfte  der  Be- 
sitzer und  ihres  Zugviehs  für  fremde  wirt- 
schaftliche Zwecke  in  Anspruch,  welche 
diese,  bei  vorhandener  Dienstfreiheit,  der 
eigenen  Wirtschaft  würden  zuwenden  können. 
Für  die  Dienstherren  andererseits  beruhte 
die  wirtschaftiiche  Bedeutung  der  Fronden 


im  Mittelalter  und  darüber  hinaus  bis  in  die 
neuere  Zeit  hinein  vornehmlich  darin,  dass 
die  Arbeitskräfte  der  Bauern  und  anderen 
Dienstpflichtigen,  über  die  sie  verfügten,  sie 
der  Notwendigkeit  überhoben,  auf  den  von 
ihnen  selbst  bewirtschafteten  Hufen  ein 
starkes  Angespann  und  Knechte  und  Tage- 
löhner in  grösserer  Anzahl  zu  halten.  Es 
genügten  einige  wenige  der  letzteren  mit  ihren 
Weibern  und  Kindern,  für  deren  Unter- 
bringung es  nicht  vieler  noch  ausgedehnter 
imd  kostspieliger  Baulichkeiten  bedurfte, 
wie  wir  solclien  auf  den  Gütern  der  heutigen 
Gi*ossgrundbesitzer  begegnen,  die  zahkeiche 
Tagelöhner  zu  beschäftigen  genötigt  sind. 
Entsprechend  dieser  ihrer  wirtschaftlichen 
Bedeutung  waren  und  sind  teilweise  noch 
gegenwärtig  die  dem  DienstheiTu  zu  leisten- 
den Fronden  bestimmt,  ihm  durch  die  Ar- 
beitskraft, welche  anderen  Grundstücken 
entzogen  wird,  die  Bewirtschaftung  seines 
Gutes  zu  erleichtern.  Hierauf  geht  ihr 
eigentlicher  und  onlentlicher  Zweck.  In 
der  Regel  sind  die  fronpflichtigen  Grund- 
besitzer alle  Arten  von  Handarbeiten  und 
Fuhren,  die  zum  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe des  herrscliaftlichen  (TUtcs  erfordert 
werden,  zu  vemchten  schuldig.  Dahin  sind 
auch  (lie  Baiifronden  zu  rechnen,  soweit 
solche  vom  Dienstherrn  zur  Erbauung, 
Wiederherstellung  und  Besserung  der  auf 
seinem  Gute  befindlichen  Wirtschafts-  und 
imentbehrlichen  Wohnräume  beansprucht 
werden.  Nicht  minder  verlangt  die  Forst- 
wirtschaft von  Zeit  zu  Zeit  wiederkehrende 
Arbeiten.  Wo  sich  daher  auf  der  herrschaft- 
lichen Besitzung  ein  Forst  befindet,  sind 
die  zur  forstmässigen  Benutzmig  desselben 
nötigen  Arbeiten  ebenfalls  ein  Gegenstand 
der  für  gewöhnlich  zu  leistenden  Dienste. 
Anders  verhält  es  sich  mit  den  Diensten  zu 
Zwecken  der  Jagd.  Weil  man  die  Jagd 
mehr  des  Vergnügens  w^egen  auszuüben 
pflegt  denn  um  einen  Ertrag  daraus  zu  er- 
zielen, dürfen  Jagdfronden  nur  gefordert 
werden,  wo  sie  sich  in  besonderen  Rechts- 
titeln gründen. 

4*  Yersohiedenheit  der  F.  nach  Be* 
sehaffeuheit.  Umfang  und  Zeit«  Je  nach  der 
iniieren  Beschaffenheit  sowie  nach  dem  Umfanfif 
nnd  der  Zeit,  wo  die  Arbeiten  zu  leisten  sind, 
in  welchen  sie  bestehen,  zerfallen  die  Fronden 
in  verschiedene  Arten,  deren  jede  nicht  sowohl 
wirtschaftlich,  sondern  auch  rechtlich  ihre  eigen- 
tümliche Bedeutung  hat. 

1.  Handfronden  und  Spanndienste. 
Während  die  ersteren  sich  auf  Dienste  beschrän- 
ken, welche  der  Fronpflichtige  mittelst  seiner 
Hände  Arbeit  oder  sonstwie  mit  seinem  Körper 
allein  zu  verrichten  vermag,  stellen  die  letzte- 
ren ausser  der  eigenen  Körperkraft  desselben 
zugleich  die  seines  Zugviehes  dem  Dienstherrn 
zur  Verfügung.  Bauern  und  andere  fronpflich- 
tige Grundbesitzer,  welche  zur  Bearbeitung 
ihrer  Ländereien  kein  Zuchtvieh  nötig  haben, 
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dürfen  daher  auch  zu  herrschaftlichen  Spann- 
diensten nicht  angehalten  werden.  Mit  wdchen 
Arten  von  Zugvieh  und  mit  wie  vielen  Stücken 
die  Spanndienste  zu  leisten  sind,  richtet  sich, 
heim  Mangel  vertragsmässiger  Festsetzung,  nach 
dem  Herkommen.  Im  Zweifä  giebt  die  Beschaffen- 
heit des  belasteten  Grundstücks  den  Ausschlag. 

2.  Gemessene  und  ungemessene 
Dienste.  Gemessene  Dienste  sind  diejenigen, 
bei  welchen  durch  Verträge,  Gesetze  (Dienst- 
ordnungen) oder  Herkommen  die  Zeit,  der 
Ort,  die  Zahl  und  die  Art  der  zu  verrichten- 
den Arbeiten  bestimmt  sind.  Unter  ungemessenen 
aber  versteht  man  solche,  die  in  mehreren  oder 
in  einzelnen  dieser  Beziehungen  unbestimmt  ge- 
lassen sind.  Am  häufigsten  wird  der  Ausdruck 
auf  die  Unbestimmtheit  der  Zahl  bezogen.  Da- 
hingegen giebt  es  Dienste,  welche  in  jeder 
Bücksicht  unbestimmt  wären,  überhain^t  nicht. 
Immer  muss  wenigstens  entweder  die  Zahl  oder 
die  Art  oder  die  Dauer  der  zu  leistenden  Ar- 
beiten feststehen.  Die  der  Zahl  nach  unge- 
messenen Dienste  dürfen  nicht  über  das  natür- 
liche Mass  gefordert  werden.  Es  muss  deshalb 
der  Dienstherr  auf  die  eigenen  Bedürfnisse  in 
der  Wirtschaft  des  Pflichtigen  billige  Rücksicht 
nehmen. 

3.  Ordentliche  und  ausserordent- 
liche. Ordentliche  heissen  die  Fronden,  welche 
bei  regelmässig  sich  wiederholenden  Veran- 
lassungen die  Befriedigung  der  dabei  entstehen- 
den wirtschaftlichen  Bedürfnisse  bezwecken, 
ausserordentliche  die,  welche  nur  bei  unge- 
wöhnlichen Vorfilllen  erfordert  werden,  von 
denen  es  ungewiss  ist,  zu  welcher  Zeit  sie  ein- 
treten. Zu  den  letzteren  gehören  namentlich 
die  Baufronden.  Auch  rechnet  man  die  Jagd- 
fronden dahin.    Sind  die  ausserordentlichen  zu- 

fleich  unbestimmte  Dienste,  so  entscheidet  über 
ie  Art  derselben  die  Natur  des  Bedürfnisses. 
Bei  den  gutsherrlichen  Hofdiensten  findet  das 
Mass  derselben  seine  äusserste  Grenze  in  dem 
Vorteil  der  Landgüter,  für  welche  sie  zu 
leisten  sind. 

4.  Sässige  und  walzende  oder 
Beihefronden.  Jene  sind  gleichzeitig  von 
mehreren  derselben  Dienstherrschaft  Verpflich- 
teten zu  leisten.  Bei  diesen  findet  in  der  Er- 
füllung der  zu  leistenden  Arbeiten  ein  Wechsel 
unter  den  Pflichtigen  Besitzern  nach  einer  be- 
stimmten Beihenfolge  statt.  Jedoch  versteht 
man  in  manchen  Gegenden  unter  walzenden 
Diensten  auch  solche,  bei  welchen  die  Art  der 
Ableistung  oder  der  Umfang  der  Dienste  oder 
beides  zugleich  sich  nach  der  jedesmaligen 
Wirtschaftseinrichtnng  dessen  bestimmt,  der  sie 
zu  leisten  hat.   (Preuss.  G.  v.  2.  März  1850  §  15.) 

5.  Das  B.G-B.  lässt  den  Inhalt  und  das 
Mass  der  Fronden  unberührt.  Die  hierauf  be- 
züglichen landesgesetzlichen  Vorschriften  bleiben 
in  Kraft.    E.G.  Art.  115. 

6.  Rechtliche  Natur  der  F.  Die  Lehre 
von  den  dinglichen  Fronden  beruht  im  all- 
gemeinen in  den  Regeln,  die  für  Reallasten 
gelten.  Daneben  aber  finden  auf  sie  noch 
einige  besondere  Grundsätze  Anwendung, 
welche  sich  aus  der  ihnen  eigentümlichen 
Beschaffenheit  ergeben. 

1.  Bedingen  (ße  Fronden  begriffsmässig 


die  Yenichtmi^  gemeiner  körperlicher  Ar- 
beiten, so  spricht  (auch  bei  sonst  unbe- 
stimmten Diensten)  aie  Vermutung  nur  für 
das  Recht  auf  Leistungen,  welche  keine 
Kunstfertigkeit  voraussetzen.  Es  bedarf  da- 
her des  Nachweises  eines  besonderen  Er- 
werbes, wenn  der  Dienstherr  befugt  sein 
soll,  die  Leistimg  von  Arbeiten  zu  bean- 
spruchen, welche,  wie  z.  B.  G^ärtnerarbeiten, 
nicht  ohne  die  vorgängige  Erlangung  ge- 
wisser Kenntnisse  auszuführen  sind. 

2.  Alle  Dienste  (auch  die  ordentlichen) 
müssen,  bevor  ihre  Erfüllung  verlangt  wer- 
den kann,  vom  Dienstherm  zuvor  angesagt 
werden.  Der  Pflichtige  hat  sie  entweder 
selbst  zu  verrichten  oder  dazu  tüchtige  Per- 
sonen zu  gestellen.  Desgleichen  sind  von 
ihm  das  Werkzeug  und  die  Geräte  zu  be- 
schaffen, womit  die  schuldige  Arbeit  ver- 
richtet werden  kann.  Bei  Spanndiensten 
hat  er  das  eigene  Geschirr  herzugeben.  Für 
beides  hat  er  keinen  Ersatz  zu  beanspruchen, 
wenn  es  bei  der  Leistung  der  Arbeit  imd 
durch  diese  abgenutzt  oder  beschädigt  wird. 

3.  Die  Erfüllung  der  Fronpflicht  ist  allein 
an  "Werktagen  zu  fordern.  Die  Dauer  der 
einzelnen  Leistimgen  ist  gewöhnlich  nach 
Arbeitstagen,  seltener  nach  Stunden  be- 
messen. Ersteren  Falls  pflegt  die  Arbeits- 
zeit genauer  festgestellt  zu  sein.  Wenn 
dies  nicht  geschehen  ist,  so  muss  die  Zeit, 
welche  für  das  Gesinde  und  die  Tagelöhner 
die  ortsübliche  Arbeitszeit  ist,  als  mass- 
gebend gelten.  Dabei  sind  jedoch  die  Stun- 
den oder  Minuten  als  mit  zum  Dienste  ge- 
hörig anzurechnen,  welche  der  Pflichtige 
braucht,  um  von  seiner  Wohnung  an  den 
Ort,  wo  der  Dienst  zu  leisten  ist,  und  von 
dort  nach  Hause  zurückzukehren  (vgl.  §  362, 
n,  7  Pr. A.L.R. ;  Erk.  des  ehem.  preuss.  Ober- 
tribunals 11  (Pr.  2262)  3.  Dezember  1850  in 
dess.  Entscheid.  20,  S.  494). 

4.  Die  Dienste  sind  der  Regel  nach  un- 
entgeltlich zu  leisten.  Zur  Gewährung  einer 
nicht  verhältnismässigen  Vergütung  (Pröve) 
ist  der  Dienstherr  nur  da  verbunden,  wo 
solche  hergebracht  oder  vertragsmässig  aus- 
gemacht ist. 

5.  Versäiunt  der  Pflichtige  durch  eigene 
Schuld  die  Erfüllung  des  gehörig  angesagten 
Dienstes,  so  muss  er  nachdienen.  Er  kann 
jedoch  hierzu  jetzt  nur  noch  durch  gericht- 
liches ürteü  und  Zwangsvollstreckung  ange- 
halten w^erden.  Der  iHenstzwang,  vermöge 
dessen  ehemals  der  Gutsherr  befugt  war, 
seine  Bauern  im  Wege  der  Selbsthilfe  zur 
Arbeit  zu  nötigen,  ist  seit  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  und  Unterthänigkeit  überall 
in  Deutschland  beseitigt 

6.  Entstehung  und  Aufhebung  der  F. 
1.  Die  Fronden  gründen  sich  entweder  in 
Gesetz  oder  Gewohnheiteredit  (Herkommen), 
oder  sie  sind  durch  Verträge  oder  Verjäh- 


Fronden — Fulda 


1289 


rung  erworben.  Durch  Vertrag  haben  nament- 
lich die  Guts-  und  Gerichtsheiren  sich 
häufig  Fronden  bestellen  lassen.  Für  die 
letztei'en  war  jedoch  der  vertragsmässige 
Enverb  von  der  Voraussetzung  abhängig, 
dass  die  Fronden,  um  w^che  es  sich  handelte, 
von  einer  Art  und  Beschaffenheit  waren,  wie 
sie  in  der  betreffenden  Gegend  in  Verbin- 
dung mit  der  Gerichtsherrschaft  landesüblich 
vorkamen.  Die  Möglichkeit,  im  Wege  des 
Verti-ages  das  Recht  auf  Fronden  zu  erlangen, 
war  aber  nicht  weniger  auch  solchen  Gnmd- 
eigentümern  gegeben,  welche  zu  den  Land- 
besitzern, die  sie  sich  ver£)flichten  mochten, 
weder  im  Verhältnisse  eines  Guts-  noch 
eines  Gerichtsherrn  standen.  Denn  solange 
überhaupt  Verträge  güllig  geschlossen  wer- 
den konnten,  durch  welche  sich  jemand  als 
Besitzer  eines  Grimdstücks  einem  anderen 
zu  wiederkehrenden  Diensten  für  die  Dauer 
verbindlich  machte,  war,  um  hier  nur  ein 
Beisj)iel  anzufüliren,  der  Eigentümer  mehrerer 
Grundstücke  nic^ht  gehindert,  eines  davon 
zu  vollem  Eigentum,  aber  mit  dem  Vorbe- 
halte zu  veräussern,  dass  dieses  zmn  Vorteil 
eines  anderen  ihm  verbleibenden  Gutes  mit 
der  Fronpflicht  beschwert  sein  sollte.  Was 
die  Verjährung  als  Entstehungsgrund  der 
Fronden  anlangt,  so  ist  danmter  mit  der 
herrschenden  Meinung,  gleichwie  bei  anderen 
Reallasten,  nur  allein  die  unvordenkliche 
Veijährung  zu  verstehen.  Die  Praxis  frei- 
lich ist  vielfach  weiter  gegangen  und  hat 
die  Ei-sitzung,  wenn  auch  nicht  die  ordent- 
liche, so  doch  die  ausseronlentliche  von  30 
Jahren  als  hinreichend  für  den  Erwerb  der 
Fronberechtigung  gelten  lassen.  In  Zukunft 
kommen  die  genannten  Entstehungsgründe 
nur  noch  fiu'  die  Zeil  vor  dem  1.  Januar 
1900  in  Betracht.  Wie  Reallasten  überhaupt, 
entstehen  Fronden  privatrechtlicher  Art  und 
Bedeutung  fortan  nicht  anders  denn  durch 
Eintragung  im  Gnmdbuch  auf  Grund  des 
dinglichen,  ihren  Inhalt  genauer  bestimmen- 
den Vertrages  (Einigung).  B.G.B.  §§  873, 
874,  1105;  G.B.O.  §  50. 

2.  Die  aus  der  Guts-  und  Gerichtsherr- 
schaft hervorgegangenen  Fronden  sind  jetzt 
überaU  in  Deutschland  durch  die  neuere 
Pailikulargesetzgebung  entweder  ganz  auf- 
gehoben oder  doch  für  ablösbar  erklärt  (s. 
die  Artt.  Bauernbefreiung  oben  Bd.  II 
S.  343  ff.).  Aber  auch  die  von  anderen  Be- 
rechtigten, welche  nicht  zugleich  Guts-  oder 
Gerichtsherren  waren,  erworbenen  Fronden 
sind  heute  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
gesetzlich  der  Ablösung  unterworfen  (vgl. 
z.  B.  pi-euss.  G.  V.  2.  März  1850  §  6,  §§  9  ff.). 

Ferner  sind  die  Jagdfronden  in  allen 
Ländern  abgeschafft,  wo  die  geltende  Ge- 
setzgebung kein  Jagdrecht  mehr  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  zulässt. 

3.  Mit  den   Verordnungen,  welche   die 


Aufhebung  bezw.  die  Ablösbarkeit  der  Fron- 
den aussprechen,  verbinden  die  neueren  Ge- 
setze zugleich  das  Verbot,  dass  solche  künf- 
tig einem  Grundstücke  nicht  mehr  aufer- 
legt werden  soUen  (vgl.  hannov.  G.  v.  10. 
November  1831  §  1,  preuss.  G.  v.  2.  Mäiv. 
1850  §  91,  E.G.  zum  B.G.B.  Art.  115). 

Litteratur:  Wigand,  Die  Dienste,  ihre  Ent- 
stehung, Natur,  Arten  und  Schicksale,  mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  die  Geschichtsqttellen  der 
Abtei  Correy,  1828.  —  Hiigemann,  Handbuch 
des  Landwirtsrhaftsr.  ^  ^29ff.  —  Eichhorny 
Einleitung    in  das  deutsche  Priratrecht  ^  S48ff. 

van  Bt*ilnneck, 


Fruchtwechselwirtschait, 

s.  Ackerbausysteme  oben  Bd.  I  S.  38 ff. 


Yon  Fulda,  Friedr.  Karl, 

feboreu  am  27.  XII.  1774  zu  Mühlhausen  an 
er  Enz  (Württemberg),  besuchte  die  Hohe  Karls- 
schule in  Stuttgart,  studierte  in  Göttingen  und 
erhielt  am  24.  J.  1798  eine  Bernfung  nach  Tü- 
bingen zur  Besetzung  des  neugegründeten  Lehr- 
stuhls für  Eameral  wissen  Schaft  (die  dortige 
staatswirtschaftliche  Fakultät  wurde  erst  1817 
errichtet).  Er  bekleidete  diese  Stelle  bis  1837, 
trat  dann  in  den  Euhestand  und  starb  am  15. 1. 
1847  in  Tübingen. 

Er  veröffentlichte  folgende  auf  Staatswissen- 
schaft bezügliche  Schriften: 

a)  in  Buchform:  lieber  das  richtige  Ver- 
hältnis zwischen  Acker-  und  Wiesenbau  und  Vieh- 
zucht in  der  Landwirtschaft,  Tübingen  1798.  — 
Staatswirtschaftliche  Ideeen  in  besonderer  Hin- 
sicht auf  die  neuen  deutschen  Znckerbereitungen 
aus  Runkelrüben,  Tübingen  1800  [erschien  ano- 
njm].  —  Systematischer  Abriss  der  sogenannten 
Kameralwissenschaften,  Tübingen  1802.  —  Preis- 
schrift über  die  besten  Ermunterungsmittel  zur 
Aufnahme  des  Ackerbaues,  Dresden  1805.  — 
lieber  Nationaleinkommen,  Stuttgart  180d.  — 
lieber  das  Kameralstudium  in  Württemberg, 
Tübingen  1808.  —  Grundsätze  der  ökonomisch- 
politischen oder  Kameralwissenschaften,  Tü- 
bingen 1816,  2.  Aufl.  1820.  —  Ueber  Produktion 
und  Konsumtion    der   materiellen   Güter,    die 

fegenseitige  Wirkung  von  beiden  und  ihren  Ein- 
nss  auf  V  olksvermöffen  und  Finanzen ,  Tü- 
bingen 1820.  —  Handbuch  der  Finanzwissen- 
schaft, Tübingen  1827.  —  Der  Staatskredit. 
Eine  kurze  Darstellung  desselben  in  seinen 
mannigfaltigen  Formen  älterer  und  neuerer 
Zeit,  Tübingen  1832.  — 

b)  in  Zeitschriften.  1)  im  Hanno- 
verschen Magazin:  lieber  die  Wirkung  der 
verschiedenen  Arten  der  Steuern  etc.  Eine  von 
der  kgl.  Societät  der  Wissenschaften  im  Jahre 
1807  gekrönte  Preisschrift,  Jahrg.  1807,  Stück 
58—66 ;  erschien  als  2.  Aufl.  im  nämlichen  Jahre 
auch  in  Buchform. 

2)  in  den  Württembergischen  Jahr- 
büchern für  vaterländische  Ge- 
schichte,   Geographie,    Statistik   und 
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Topographien,  a. :  Bemerkungen  zu  einer  Be- 
rechnung des  Nationalvermögens  und  Einkom- 
mens von  Württemberg  ,  Jahrg.  1819.  —  Ueber 
die  Klagen  unserer  Zeit ,  insbesondere  des  Land- 
bauers in  Rücksicht  auf  die  Erwerbsverhältnisse 
und  den  Grund  derselben,  Jahrgang  1823.  — 
3)  in  den  Jahrbüchern  der  Ge- 
schichte von  K.  H.  L.  Pölitz  u.  a. :  Ueber 
Arbeitslohn  und  Kapitalgewinn  und  ihren  Zu- 
sammenhang mit  dem  VoTksvermögen,  Jahrgang 
1832,  Bd.  I.  —  Die  Idee  des  Naturalsteuer- 
katasters,  Jahrg.  1834,  Bd.  I.  —  Die  Veränder- 
lichkeit oder  Unveränderliebkeit  der  Grund- 
steuer, Jahrg.  1835,  Bd.  I.  —  Die  Gewerbesteuer 
der   Landwirtschaft,    Jahrg.   1835,  Bd.  II.  — 


Ueber  Finanzetats.    Ein  Beitrag  zur  Geschichte 
derselben,  Jahrg.  1837,  Bd.  I.  — 

4)  in  den  Neuen  Jahrbüchern  der 
Geschichte,  der  Staats-  und  Kameral- 
wissenschaften  von  Fr.  Bülau:  Ueber 
Ricardos  Volkswirtschaft,  insbesondere  Theorie 
der  Rente  und  der  Besteuerung.  Jahrg.  1838, 
Bd.  IL 


F. 


Vergl.  über  v.  Fulda:  Nekrolog  des  Prof. 
C.  von  Fulda  in  Zeitschr.  für  Staats w.  IV. 


1847,    von   (J.    G.)   Hoffmann.    —    Röscher, 
Gesch.  d.  Nat.  S.  498.  —  Allgem.  deutsche  Bio- 

i  graphie  Bd.  VIII,  Leipzig  1878,  S.  192. 

I  Lippert, 


Nachtrag 


zu  den  Artikeln  »Bewässerung  und  Bewässerungsrecht«  (oben Bd.  11,  S. 773 ff.). 
»Deichwesen«  (oben  Bd.  in,  S.  141fi),  »Entwässerung  und  Entwässerungs- 


recht« (oben  Bd.  III,  8.  647  ff.) 


Das  während  des  Druckes  zu  stände 
gekommene,  unter  dem  26.  Juni  1899  publi- 
zierte, am  1.  Januar  1900  in  Kraft  getretene 
Wassergesetz  für  das  Grossherzogtum  Ba- 
den konnte  bei  der  Darstellung  nicht  mehr 
berücksichtigt  wei-den.  Dieses  Gesetz  giebt, 
unter  Aufhebung  der  bisher  geltenden  Nor- 
men, insbesondere  des  Gesetzes,  die  Be- 
nutzung und  Instandhaltimg  der  Gewässer 
betreffend,  vom  25.  August  1876  und  der 
Landrechtssätze  556—559,  559  b— 563,  640 
— 644,  650  eine  vollständige,  kodifikatorische 
Neuordnung  des  Wasserrechts,  eine  Neu- 
ordnung, welche  zum  Unterschiede  von  dem 
G.  V.  25.  August  1876  nicht  niu*  die  öffent- 
lichrechtliche, sondern  auch  die  privatrecht- 
liche Seite  der  Materie  xuufaRst,  so  zwar, 
dass  die,  bisher  neben  dem  G.  v.  25.  Au- 
gust 1876  als  dessen  privatrechtliche  Gnmd- 
lage  in  Geltung  verbhebenen,  oben  bezeich- 
neten Landrechtssätze  mit  mehreren  wesent- 
lichen Abänderungen  in  die  Neuregelung 
des  öffentlichen  Wasserrechts  hineingearbei- 
tet wiuden.  Das  G.  v.  26.  Juni  1899  zer- 
fällt in  6  Abschnitte :  1.  die  Hechte  an  den 
Gewässern  im  aUgemeinen  (Eigentum  an 
den  Gewässern  und  ihren  Bestandteüen,  der 


Wasserlauf  und  die  Benutzung  der  Gewässer, 
Anwendung  des  bürgerlichen  Rechts  auf 
die  Rechte  an  Gewässern,  Führung  von 
Wasserrechtsbüchem) ,  2.  wasserrechtUche 
Zwangsbefugnisse  (Leinpfad,  Freihaltung  der 
Uferg}'undstücke  imd  (Bestattung  der  Räu- 
mung, Gestattung  der  Bauausführung  auf 
den  üfergrundstücken,  vorübergehende  Ein- 
schränkung der  Wasserbenutzung,  ander- 
weite Verwendung  und  Beseitigung  von 
Anlandungen  und  Inseln,  Gestattung  des 
künstlichen  Wasserablaufs,  Gestattung  der 
Durchleitung  zur  Bewässerung,  Gestattimg 
der  Errichtung  von  Stauanlagen,  Gestattung 
der  Mitbenutzung  von  wasserwirtschaftlichen 
Anlagen,  Zwangsbefugnisse  zm*  Erzielung 
eines  Wasserüberschusses,  sonstige  Zwangs- 
befugnisse,  die  dem  öffentlichen  Interesse 
oder  einem  überwiegenden  Interesse  der 
Landeskultur  oder  der  Industrie  dienen),  3. 
Genehmigung,  Untersagung  und  Regelung 
der  Wasserbenutzung  und  Entwässerung, 
4.  Wassergenossenschaften,  5.  der  Wasser- 
schutz, 6.  Schluss-,  Straf-  und  Zuständig- 
keitsbestimmungen. 

G,  Anschütz, 


Nachtrag 

zum  Artikel  »Erbschaftssteuer«  (oben  Bd.  m,  S.  698ff). 


Auf  S.  713  Sp.  1  Z.  2  von  oben  lies 
2^/0  statt  1/2  o/o. 

Zu  S.  711  Sp.  2  vgl.  bezüglich  der  Erb- 
schaftssteuer, die  in  der  lex  Voconia  von 
169  V.  Chr.  enthalten  gewesen  sein  soll,  die 
zu  anderen  Ergebnissen  kommende  neuer- 
liche Untersuchung  von  G.  Schanz  zur  Ge- 
schichte und  Theorie  der  Erbschaftssteuer, 
im  Finanzarchiv  Bd.  17  (1900)  S.  3  f. 

Zu  S.  709  Sp.  1  Z.  17—20  vgl.  folgende 
Bemerkung  zu  S.  717. 

Zu  S.  717  Sp.  1.  Nach  dem  sachsen- 
meiningischen   G.  v.  20.  Mai  1885  beträgt 


die  Erbschaftssteuer  4®/o  für  vollbürtige  und 
Halbgeschwister  oder  deren  Abköminlinge ; 
6"/o  für  vorstehend  nicht  benannte  Ver- 
wandte in  der  Seitenlinie  des  3.  und  4. 
Grades  röm.  Ber.,  an  Stiefkinder  oder 
Stiefeltern,  Schwiegerkinder  oder  Schwieger- 
eltern, Scnwäger  und  Schwägerinnen;  9®/o 
in  allen  übrigen  FäUen.  Von  der  Erbschafts- 
steuer fliessen  2/3  zur  Staatskasse,  ^/s  an  die 
Gemeinde,  welche  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  als  bezugsberechtigt  erschemt. 

G,  Schanz, 


Druck  von  Lippert  *  Co.  (G.  Pätz'sche  Buchdrnckerei),  Naumburg  a.  S. 


